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Arnd,  Kar], 

}teb.  za  Fnlda  11.  Norember  1788,  gest.  1849  als 
peiuionierter  weiland  gmali.  hessischer  Bau- 
ineistN,  «tt  Hanau  21.  August  1877.  Arnd  war 
ein  grosser  Verehrer  Adam  ämitha  und  daneben 
ein  Anhänger  der  französischen  Physiokraten, 
woraus  es  sich  erklärt,  dasa  nach  ihm  das 
Smithsche  System  aus  dem  Quesnays  und  seiner 
Schüler  herausgewachsen  ist.  Er  veröffentlichte 
an  staatswissenschaftlichen  Schriften  in  Buch- 
form :  Die  nenere  Güterlehre  und  ihre  Anwen- 
dung auf  die  Gesetzgebung,  Weimar  1821.  — 
Die  materiellen  Grundlagen  und  uttUchen  For- 
derungen der  europ&iscben  Kultur,  Stuttgart 
J83Ö.  —  Bemerkungen  zum  kurhessischen  Staats- 
gmndetat,  Gebihausen  1848.  —  Die  naturge- 
mässe  Volkswirtschaft,  2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M. 
1851.  -  Die  naturgemäsae  Verteilung  der  Güter, 
iregenüber  dem  Kommunismus  und  Louis  Blanr, 
Frankfurt  a.  M.  1848.  ~  Der  Freihandel,  List 
und  das  Memorandum,  2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M. 
18i9.  _  Die  naturgemässe  Steuer,  Frankfurt 
a.  M.  1852.  -—  Die  Staatsverfassung  nach  den 
Bedürfnissen  der  Gegenwart,  Frankfurt  a.  M. 
1857.  —  Das  System  Wilhelm  Roschers,  gegen- 
über den  unwMidelbaren  Naturgesetzen  der 
Volkswirtschaft,  Frankfort  a.  M.  1862.  —  Die 
Volkswirtschaft  begründet  auf  unwandelbare 
Naturgesetze,  Frankfurt  a.  M.  1863.  —  Die 
dentscne  Bundesretonn  und  der  deutach-franzii- 
sische  Handelsvertrag,  Frankfurt  a.  M.  1863.  — 
Justus  Lieb^  Agrikulturchemie  und  sein  Ge- 
spenst der  Bodenerschöpfung,  Frankfurt  a.  M. 

1864.  —  Die  Befreiung  der  Bodenrente  und  die 
Emancipation  des  Bauemstandes,  Frankfurt  a.  M. 

1865.  —  Adam  Smiths,  des  Jüngeren,  Prüfung 
der  heutigen  volkswirtschaftlichen  Systeme, 
Frankfurt  a.  M.  1867.  —  Er  veröffentlichte 
femer  an  Aufsätzen  in  der  (Januar  1848  bis 
März  1850  erschienenen)  Wochenschrift  „Der 
deutsche  Volkswirt" :  Gedanken  über  die  Ver- 
besserung des  Loses  der  unteren  Klassen.  ~ 
Die  Handelspolitik  und  der  Zolltarif  der  deut- 
schen Bundesstaaten.  —  Die  Dresdener  Konfe- 
renzen und  die  deutsche  Handelspolitik.  —  Be- 
trachtungen über  die  wirtschaftlichen  Zustände 
Deutschlands.  —  Gedtmken  Uber  die  zweck- 
mftsaige  Verwaltnng  der  Gem^ndegnindbe- 
sitzungen.  —  Die  Khein-  und  HainzOUe.  — 
DÜ  prenssiaf^  Oewerbegesetz  vom  9.  Februar 
1849.  —  etc.  lAppert 


Artelle. 

1.  Begriff  und  Ursprung.  2.  Namen  und 
Arten.  3.  Verfoasnn^.  4.  Gesetzgebung,  b. 
Volkswirtschaftlicher  Nutzen  und  Zukunft  der  A. 

1.  Begriff  nnd  Ursprung.  Die  Artelle 
sind  eine  Russland  eigentümliche  Einrich- 
tung, die  sich  mit  den  Schultze-Delitzscl^cheii 
Genossenschaften,  den  Hirsdischen  Gewerk- 
vereinen,  den  Arbeitersyndikaten  in  Frank- 
reich und  den  englischen  Trades-Unious 
vergleichen  lassen,  ohne  dass  sie  mit  einem 
dieser  Institute  vollkommen  zusammenfallen. 
Das  russische  Gewerbegesetzbuch  vom  Jahre 
1799  erklärt  sie  als  die  Verbindung  einer 
gewissen  Zahl  von  Personen,  welche  nach 
freiwillig  unter  sich  getroffener  Vereinbarung 
Arbeiten  und  Dienste  auf  sich  nehmen,  die 
von  einem  einzelnen  nicht  geleistet  werden 
können.  Dagegen  werden  sie  von  der 
neneren  russischen  Nationalökonomie ,  so 
namentlich  von  Issajew,  hingestellt,  »als  ein 
auf  Vertrag  gestützter  Bund  mehrerer  gleich- 
berechtigter Personen,  welche  zur  gemein- 
samen Verfolgung  wirtschaftlicher  Zwecke 
sich  unter  Beobachtiuig  solidarischer  Haft- 
barkeit mit  Kapital  und  Arbeitskraft  oder 
nur  mit  Arbeit  allein  vereinigt  haben.« 

Ueber  ihr  Wesen  und  ihren  Ursprung 
ist  trotz  eindringender  Untersuchimgen, 
namentlich  auch  der  letzten  Jahre,  Ein- 
helligkeit nicht  erzielt  worden.  Sicher  ist 
nur  so  viel,  dass  der  Sprachgobrauch  den 
Ausdruck  Artell  in  sehr  weitem  Sinuc 
nimmt,  man  aber  zwischen  dem  ursprüng- 
lichen Artell  als  Ergebnis  einer  sehr  alten 
gesdlschaftlichen  YerfosBung  und  der  Foim, 
die  sich  etwa  seit  dem  Anrang  des  vorigen 
Jahrhunderts,  unter  dem  Einflüsse  modemer 
Faktoren,  vielleicht  gar  westeuropäischer 
Vorbilder  gebildet  hat,  unterscheiden  muss. 
Auf  die  letzteren  passt  die  Bezeichnung 
nicht ,  wenn  sie  auch  manche  äusserUch 
ähnliche  Züge  mit  den  ersteren  gemeinsam 
haben.  Sie  sind  eben  Genossenschaften,  wie 
sie  infolge  veränderter  wirtscliaftlicher  Ver- 
hältnisse überall  zu  entstehen  pflegen,  die 
aber  die  wesentlichen.  Eigenechaftea  der 
Artelle  entbehren. 


HandwSrtnbooh  der  Staatswlmiuchaften.  Zweite  Anflige.  II. 
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Das  nisBisdie  Artell  ist  nadi  Stfthr 
direkt  aus  der  slaTisclien  Urfamilie  hervor- 
gegangen. Es  ist  eine  dem  Muster  der  Ur^ 
nmilie  oder  EamiHengenossensdiaft  genau 
nachgebildete,  duidi  Vertrag  begi-Ondete 
Genossenschart  mehrerer  verschiedenen  F&- 
miliengemeinediaften  angehörender  zeit- 
weilig von  diesen  getrennter  Individuen, 
die  so  lange  dauert  wie  die  Trennung  der 
letzteren  von  ihren  Familiengemeinachaften. 
Stähr  nimmt  also  an,  dass  das  Artell  den 
Eisatz  für  die  Familie  bildet.  Familie  und 
Artell  sind  zwei  Formen,  die  niemals  zu 
gleicher  Zeit  dieselben  Personen  umfassen 
k&nnen.  Erst  wenn  die  Familie  aufhört, 
Unterstützung  und  Hilfe  zu  bieten,  schliesst 
sich  ihr  bisheriges  MitgUed  einem  Artell  an. 
Diese  werden  daher  auch  nur  in  der  Fremde 
gebildet,  d.  h.  ausserhalb  des  Wohnorts,  da, 
wo  die  Artellgeaoesea  eben  die  Familie  ent- 
behren. 

Als  gemeinsame  Merkmale  dieser  Ver- 
bindungen sieht  StiLhr  an:  geringe  Anzahl 
der  Genossen,  enges  brüderliches  Zusammen- 
halten derselben  und  Einstehen  für  ein- 
wder;  Gemeinsamkeit  der  gesamten  Lebens- 
führung in  Kost,  Wohnung,  Arbeit,  Ver- 
gnügen etc.,  gleiche  ünterw^fung  unter  die 
Anordnungen  eines  Führers,  der  sowohl  die 
Leitung  des  Ganzen  besoi^  als  auch  die 
B^ehungen  der  Genossenschaft  zu  dritten 
Personen  vermittelt  und  dessen  Stellung 
und  Verhältnis  zu  den  Genossen  der  ^;anzen 
Verbindung  einen  eigentümlich  ^tnarcha- 
lischen  Charakter  verleiht  Dabei  ist  aber 
das  Artell  nicht  eine  Familie  selbst;  es  ist 
nur  ein  femiUenhaftes  Gebilde,  eine  voll- 
kommen patriarchalische  Leben  sgemein- 
Bchaft  der  ver^nigtett  Indi\iduen  wie  die 
Eamilie.  Sie  wird  begründet  vertragsmässig, 
durch  einen  ausdrücklichen  oder  unter  dem 
EinfhiBs  der  Gewöhnheit  stülsdiweigend  ein- 
gegangenen Yetiiag  blutsfi-emder,  versdiie- 
denen  natürlichen  Familiengemeinschaften 
entstammender  Individuen.  Die  Form  des 
Artells  aber,  dem  Muster  der  patriarcha- 
lischen Familie  nadigebildet.  zei^  eine  Ver- 
bindimg,  die  aus  einem  väterlichen  Haupt 
und  brüderlichen  Gliedern  besteht.  Ein 
Führer  ist  notwendig  einfach  deshalb,  weil 
eine  patriarchalisch-faniilienhafte  Gemein- 
schaft ohne  patriarchalisches  Familienhaupt 
undentb»  ist.  Erst  der  Führer  mit  seiner 
eigentümlichen  Stellimg  und  seinen  beson- 
deren Rechten  und  Pflichten  macht  die  Ver- 
biiidimg  der  Genossen  zum  Artell.  Brüder- 
hche  Lebensgemeinschaften  ohne  väterlichen 
Führer  sind  keine  ArteUe. 

Es  scheint  indes  doch,  als  ob  Stähr, 
der  gegenüber  seinen  russischen  Vorgängern 
das  grosse  Verdienst  hat,  zum  erstenmal 
die  Frage  der  Entstehimg  eindringend  be- 
handelt zu  haben,  *  seinerseits  in  eine  ge- 


wisse Bänseitigkeit  verfällt  und  als  bewiesen 
anöeht,  was  bei  dem  Mangd  an  Quellen- 
material und  der  Unzolänglidikeit  der  histo- 
rischen Nachriditen  eines  streng  wisseu- 
sdtafÜic^en  zwingenden  Beweises  überhaupt 
nicht  fähig  ist.  Er  konstniiert  sich,  wie 
Tschernjawsky  ganz  treffend  bemerkt,  eine 
Schablone,  die  er  auf  alle  historisch  bekannt 
gewordenen  VsMe  von  Artellen  anwendet. 
Wo  er  nun  diese  »Famiüe  der  Familien- 
losen« nicht  zu  entdecken  in  der  Lage  ist, 
giebt  es  för  ihn  kein  ArlelL  Demgegen- 
über ist  darau  festzuhalten,  worauf  neuer- 
dings Ponomarew  aufmerksam  gemacht 
hat,  dass  schon  in  der  »Freimdschtät«,  die 
sich  die  Bewohner  des  flachen  Landes  er- 
weisen, in  der  Hilfe,  die  sie  sich  gegen- 
seitig angedeihen  lassen,  viele  Kein\e  der 
Artellverfaseung,  der  elementaren  artell- 
mflssigen  Gestaltung  des  Lebens  in  allen 
seinen  Erscheinungen  liegen.  Der  Ent- 
wickelxmgsgang  des  Artelis ,  wie  er  ihn 
zeichnet,  lA-ird  freilich  kaum  ein  ganz  rich- 
tiger sein.  Er  nimmt  nämlich  an,  dass  das 
Artell  aus  der  Geschlechtsverfassun^  seinen 
Ausgang  nimmt  imd  zunächst  fiiedhche  und 
kriegerische,  auch  räuberische  Zwecke  ver- 
folgt. Daran  schliesst  sich  als  zweite  Stufe 
das  »Familien-GemeiiideartelU,  das  dieselben 
Zwecke  wie  die  erste  Form  verfolge  mit 
Ausnahme  der  kriegerischen  imd  i-äube- 
rischen.  Drittens  kommt  das  Familieuartell, 
bei  dem  jedes  FamilienmitgHed  der  Arbeit 
obliegt  uud  im  Falle  einer  Famüienteilung 
jeder  aus  dem  gemeinsam  erarbeiteten  Be- 
trage den  Anteil  erhält,  der  ihm  nach  Mass- 
^be  der  geleisteten  Arbeit  gebflhrt.  .End- 
lich viertens  das  freie  Artell,  das  aus  &eiem 
Entsdilussc  der  zusammentretenden  Per- 
sonen hervorgeht  tmd  nur  aus  Gründen  der 
imumg&iglichen  Not^'eudigkeit  auch  fremde 
Personen  in  sich  aii&iimmt.  F^ftens:  das 
»reine«  Artell  einander  fremder  Personen 
mit  einer  komplizierten  Oiganisation.  Es 
laufen  in  diesem  Schema  noch  recht  viele 
Unklarlieiten  mit  unter,  wie  denn  z.  B.  die 
Weise,  wie  das  Artell  aus  der  Gcschlechts- 
verfassung  entspringt ,  nicht  auseinander- 
gesetzt wird.  Wohl  aber  zeigt  uns  seine 
Beschreibimg  der  elementarsten  gewohn- 
heitsrechtliclien  Artelle ,  die  die  Anfangs- 
und Mittelglieder  der  Entwickeluug  dar- 
stellen, das,  worauf  es  ankommt,  Offenbai- 
fangen  nämlich  in  dem  Stadium  der  haufi- 
mässigen  Produktion,  also  vor  der  Periode 
der  verkehrsniässigen  Produktionsweise,  ob- 
wohl in  der  Hauptsache  der  Bedarf  inner- 
halb der  Familie  emeugt  wird,  die  Be- 
ziehungen an ,  über  diesen  Eahmen  der 
Familie  hinauszugi-eifen.  Man  steht  vor 
Au%aben,  die  selbst  bei  Familien  von  der 
Grösse  der  ursprünglichen  nicht  mehr  von 
der  einzelnen  Familie  bewältigt  wei'dcn 
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könueD.  Oder  man  kann  nicht  alles,  was 
man  Iwaacht,  selbst  herrorbringen  und  nfihert 
äch  Znstftnden,  in  denen  es  wünschens- 
wert ist,  für  andere  zu  aibeiteu  und  sich 
der  ErzeugnisBe  anderer  zu  bedienen.  Der 
Inbegriff  solcher  bannender  Verkehrsbe- 
gieäramgen  ist  das  Artäl.  >£!b  ist  das  System 
dear  gesellscbaftlich- wirtschaftlichen  Be- 
aehongen,  die  zwisc^iea  den  gesonderten 
SSnzelwirtschaften  oder  nur  ihren  einzelnen 
Oliedem  Platz  greifen,  ein  System,  das  nicht 
auf  dem  Fiincip  des  Taiuches  und  des 
freien  Vertrages,  sondern  auf  dem  der  un- 
enlgeltlidien  Hilfeleistung  und  der  Auto- 
kratie dae  Sitte  beruht«  (Tschemjawal^). 
}laa.  lostet  sich  gegenseitig  Hilfe  oder  Bei- 
staad, vobrä  die  Oenossen  jeder  unter  seinem 
KuniBeiidaGhe  wohnen  nnd,  wenn  die  ge- 
meinsame Thfttigkeit  beendet  ist  nach  Hause 
füch  b^boL  Auf  derartige  Verlöndungen 
jiassoi  die  nach  Stfthrs  Anffassnne  oben 
erwähnten  <diarakteri8tasohen  Kerkmate  nicht 

Wohl  aber  ist  nicht  auageschlosBen,  dass, 
wie  Schtsdierbina  betont  luä,  die  Y^r&ssung 
des  Sapoioger  Kosakenheeres,  das  selbst  aus 
klonen  Artells  entstanden,  doch  später 
wieder  als  erhabenes  Vorbild  ihrerseits  auf 
die  äussere  Gestaltung  einer  grossen  Anzfdil 
von  Artellen  massgebenden  Einfluss  ge- 
wonnen hat.  Die  in  der  Mitte  des  etwa  in 
der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts g^ründeten  Kosakenstaates  —  die 
Saporoschkaja  Ssitsch  —  sich  erhebenden 
Altelle  trugen  zunächst  durchaus  militäri- 
schen Charäkter  an  sich,  sorgten  aber  zu- 
gleich für  friedliche  wirtschaftliche  Be- 
schäftigung der  Genossen.  In  den  kriegs- 
lustigen Epochen  des  sechzehnten  und  sieb- 
zehnten Jahrhimderts  musste  der  Gewerks- 
mann  gegen  die  ihm  auf  Belsen  drohenden 
Gefahren  gewappnet  sein  imd  zog  daher  in 
Brüderschaften  oder  gruppenweise  auf  Er- 
werb aus.  So  schälen  sich  aus  der  Ssitsch 
die  Artelle  der  krimschen  Satzführer  heraus. 
An&u^  erschienen  die  Kosaken,  von  den 
Tataren  selbst  eingeladen,  in  der  Vermittler- 
rolle des  Händlers,  der  das  salzige  Produkt 
nach  Rnsaland  brachte.  Aber  aus  den  mit 
militäris^er  Eskorte  je  nach  Bedarf  sich 
entfernenden  Salzfflhrern  werden  mit  der 
Zeit  Produzenten,  die  jährlich  regelmässig 
sich  in  das  &emde  Gebiet  wagen,  dort 
Monate  hindorch  arbeiten  und  dann  auf 
wochenlanger  Fahrt  durch  die  Ukraine  das 
Srtelz  absehen.  Aehnlich  bildeten  sich  im 
Ansdilufis  an  die  Sffltsch  imd  im  Vertrauen 
anf  den  kraftigen  Sdiutz,  den  diese  ge- 
währte, die  Art^e  der  wandnnden  Jäger 
imd  Bischer,  der  Lotsen  auf  dem  Dniepr, 
der  hausierenden  Tabnletkrftiner. 

Bei  dieser  Sachlage  kommt  mui  in  Be- 
urteilung dieser  eigentümlichen  russischen 
Verbände  am  weitesten,  wenn  man  äch 


(nach  Tschemjawsky)  gewisse  Verhältnisse 
merkt,  die  typisch  bei  allen  Artellen  oder 
wenigstens  der  Mehrzahl  der  älteren  Zeit 
Torkonunen  imd  die  für  das  Wesen  der- 
selben bestimmend  zu  sein  scheinen: 

1.  Das  Arteil  ist  eine  gewohnheitsrecht- 
liche Erscheinung,  die  im  Volke  selbst  ohne 
jede  Beeinflussung  von  aussen  entstanden  ist. 

3.  Es  tritt  besonders  auf  den  verhältnis- 
mässig primitiven  Stufen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  auf  und  vraschwindet  naoli 
Massgabe  des  Erscheinens  Toigeschrittener 
Betriebsformen. 

3.  Ihrem  Charakter  nach  sind  die  Artelle 
verwandt  der  kolIektiTistischen  Wirtschafts- 
ordnung der  unentwic^ten  Wirtschafts- 
stufen.  Das  zeigt  sich  namentlich  im  Sta- 
dium der  hausmässigen  iSroduktion,  wo  der 
gesamte  Bedarf  der  Famüie  durch  deren 
ei^ne  wirtschaftliche  Thfttdgkeit  gedeckt 
wird.  Neben  der  Familie  erscheint  das 
Artell  hier  als  eine  die  wirtschaftliche  Thätig- 
k&t  der  Familie  ergSnzende  Bildung. 

4.  Die  Artelle  decken  sich  jedoch  weder 
mit  der  kollektivistischen  Wirtschaftsord- 
nung noch  mit  der  russischen  Gemeindever- 
fassung. 

5.  Die  gegenseitigen  Beziehungen  der 
Mitglieder  der  Artelle  charakterisieren  sich 
duroh  brüderliches  Verhalten  und  Gemeinsinn. 

2.  Namen  und  Arten.  Das  Wort  Ar- 
tell ist  notorisch  nicht  russischen  Urspnmgs. 
Es  wird  vom  türkisch-tatarischen  »orta«, 
soviel  wie  Mitte,  Gemeinschaft,  abgeleitet 
und  findet  sich  in  russischen  Urkunden,  zu- 
nächst vereinzelt,  nicht  früher  als  in  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderte.  Die 
russischerseits  gebrauchten  Bezeichnungen 
für  die  Vereinigungen  sind  Drusclüna 
{Freundschaft),  Wataga  (Bande),  Bratsohina 
(Brüderschaft)  —  diese  drei  die  ältesten 
Ausdrücke  — ,  Kotljana  (Gesellschaft,  die 
einen  Kessel  hat),  Romscha,  Burssa,  Walta, 
Sskladtschina  (Zusammenlegung).  Auch  sie 
bestätigen  die  Wahrscheinlichkeit  der  ge- 
gebenen Darstellung  der  Entstehung. 

Die  ältesten  Artelle  sind  vermutlich  die 
von  Jägern  gewesen,  obwohl  über  sie  so 
wenig  als  über  die  Verbindungen  von 
Zimmerleuten  (Plotniki),  von  Barkenbauem, 
von  Fischern  aus  späterer  Zeit  sich  Nach- 
richten erhalten  haben.  Auch  Steinai'beiter 
nndFuhrleute,einfache  Waldarbeiter  undHolz- 
flösser  scheinen  früh  artellmSsslg  organisiert 
gewesen  zu  smn.  Zu  den  ArteUen  des  12. 
Jahrhunderts  gehören  die  Now^rodscheu 
Frelschfirlerbanden  (Powolniki,  seit  dem  14. 
Jahrhundert  üschkniniM  ^nannt).  Sie 
werden  geradezu  als  Wa^igi,  d.  h.  Artelle 
bezeichnet.  Sie  pflegten  ihre  Handels-  nnd 
Baubzüge  sowohl  zn  Wasser  als  zn  Ijande 
auszuführen.  Im  ersteren  Falle  vereinigte 
ein  oberster  Führer,  der  Wataman,  imter 
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seinem  patriarchalisch-diktatorischen  Kom- 
mando eine  Anzahl  von  Booten  (Üschkni), 
deren  jedes  eine  geringere  Zahl  von  Ge- 
nossen unter  einem  Unterführer  aufnahm. 
Im  14.  Jahriiundert  kamen  Artelle  von  fürst- 
lichen und  Idösterhchen  Falkeniägern,.  von 
Bobbenfängern,  von  Bienenzüchtern,  von 
Schiffszimmerleuten  vor.  Im  Grunde  ist  an 
einer  derartigen  historischen  Aneinander- 
reihung nach  und  nach  auftauchender  Ar- 
telle, bei  denen  man  nicht  einmal  immer 
ganz  sicher  ist,  ob  man  es  mit  Verbänden 
zu  thun  hat,  verhältnismassig  wenig  gelegen. 
Das  Begriffliche  hat,  vrie  mir  scheint,  Tschern- 
jawsky  richtig  getroffen,  wenn  er  sagt:  alle 
genossenschaftlichen  Yeranstaltungen  von 
Personen,  die  auf  dem  Lande  aitz^,  Land- 
wirtschaft und  Gewerbe  nicht  nadi  dem 
moderaen  Verkehrsprincip  »kaufen,  um  zu 
verkaufen«  treiben,  sondern  nur  die  üeber- 
schüsse  der  Eigenwirtschaft  an  Rohstoff  und 
Arbeitskraft  ausserhalb  ihrer  Wirtschaft  zu 
verR'erten  suchen,  sind  zu  den  Ärlellen  zu 
rechnen. 

Von  diesem  Charakter  sind  zahllose  Ver^ 
bände  bis  auf  den  heutigen  Tag.  Es  ist  das 
unbestreitbare  Verdienst  Fonomarews,  in 
dieser  fiidtitUDg  ausserordentliofa  z^üreiones 
ADitei'ial  zusiunmengetragen  zu  haben.  Da 
b^eht  in  der  Uraige^nd  bei  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  die  Sitte,  dass  vom 
l.  September  an  die  Frauen  einander  Hilfe 
leisten  beim  Tünchen  und  bei  der  Beini- 
^mg  des  Bauernhauses.  Ihrer  20  kommen 
in  jedem  Haushalt  zusammen,  um  die  Ar- 
beit zu  verrichten.  Am  Ende  giebt  es  zur 
Entschädigung  einen  Schmaus.  Spinuabende, 
an  denen  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Per- 
sonen sich  beteiligt,  werden  oft  arrangiert. 
In  Miass  (Gouvernement  Orenbnrg)  nehmen 
bei  den  Kosaken  oft  2{Mi  Mädchen  an  ilmen 
teil.  Nach  gethaner  Arbeit  erscheinen  die 
Bauernburschen,  und  es  wird  ein  kleiner 
Ball,  die  sogenannte  "VV'etschorka,  veranstaltet. 
Im  übrigen  handelt  es  sich  hiei"  nur  um 
ein  geselliges  Zusammenarbeiten,  diu-ch  das 
man  sich  die  emsige  Thätigkeit  augenschein- 
lich zu  erleichtern  sucht.  Jede  Teilnehmerin 
behält  ihr  eigenes  Arbeitsprodukt.  Ebenso 
wenn  zum  Brechen  des  Hanfes  und  Flachses 
sich  Nachbai-n  und  Freunde  zui-  sogenannten 
Kopoticha  verbinden.  Mehr  gewerbsmässigen 
Anstrich  haben  die  kleinen  Artelle  der 
wandernden  Schleifer,  Maler,  Töpfer.  Tuch- 
walker, Fassbinder,  Schmiede,  Verzinner, 
Kupferschmiede,  HciligenbUdmaler  ü.  a.,  die 
aus  ihrem  Wohnorte  auf  grosse  Strecken 
sich  entfernen,  weil  sie  zu  Hause  unge- 
nügende Beschäftigimg  finden.  Im  Kreise 
Aroatow  (Gouvernement  Ssimbirsk)  giebt  es 
Dörfer,  wo  fast  die  ganze  Bevölkenmg  aus 
Schneidern  besteht,  die  auf  dem  Wege  des 
Umherziehens  ihrem  Gewerbe  nad^ehen. 


Auf  kleinen  Schlitten  führen  sie  iin  Winter 
ihre  Nähmaschinen  mit.  Zwei  bis  drei  Per- 
sonen bilden  ein  Artell,  an  das  sich  zwei 
Lehrhnge  und  Gehilfen  anschliessen,  die 
von  dem  Artell  einen  festen  Ix)hn  bezielien. 
Die  Werkzeuge  gehören  dem  Artell,  die 
Fäden  dem  Kunden.  Die  Wohnung  im  Kunden- 
hause gehört  zum  Entgeh.  S(^ar  unter 
der  Herrschaft  des  Verlf^;8S>'Stems  (Hausin- 
dustrie) bilden  sich  Artelle,  wie  die  Bastsäcke- 
und  Bastdeckenverfertiger  im  Gouverne- 
ment Wjatka  beweisen.  Diese  verlassen  ihre 
Dörfer  nicht,  um  Arbeitsgelegenheit  zu 
suchen,  sondern  erwarten  die  Beauftragten 
der  Fabrikanten  zu  Hause,  mit  denen  sie 
sich  dann  über  die  Bedingungen  der  Aritteit 
verständigen.  Zupfer,  Hilfsarbeiter  und 
Nadler  gehören  zu  dieser  Produktion.  Ein 
Zupferartell  besteht  in  der  Begel  ans  5U 
Personen.  Unter  einander  verständigen  sich 
die  Zupfer  mündlich.  Ein  Handschlag  imd 
gemeinsames  Gebet  erhärten  die  Abmachung.' 
Jedes  einzelne  Mitglied  des  Zupferartells, 
das  als  solches  den  Auftrag  übernommen 
und  seine  Ausführung  unter  die  Mitglieder 
verteilt  hat,  schreitet  dann  zur  Bildung  eines 
besonderen  Artells,  das  aus  Hilfearbeitem 
und  Nadlem  (Kinder  und  jugendliche  Ar- 
beiter von  9 — 10  Jahren)  zusammengesetzt 
ist.  Ihre  Thätigkeit  überwacht  der  Zupfer, 
nimmt  die  f^gen  Decken  m  Yerwahrmig 
und  liefert  sie  direkt  an  den  Unternehmer. 

Eine  höchst  originelle  und  »genartige 
Verbindung  sind  auch  dieNounenartelle, 
die  namentlich  im  Norden  und  Nordosten 
angetroffen  werden.  Diese  weltlichen  Nonnen, 
die  nicht  in  Klöstern  wohnen,  sondern  auf 
eigene  Rechnung  wirtschaften  und  als  Bäue- 
riimen  leben,  übernehmen  verschiedene  Arbei- 
ten und  i>ersönliclie  Dienstleistungen,  griinden 
Vereine,  Untorrichtsschulen,  nnteirichten  in 
weiblichen  Handarbeiten,  singen  in  den 
Kirchen,  ziehen  als  landwirtschaftliche  Ai-- 
beiteriunen  ans  und  spinnen  und  weben 
während  des  Winters  im  eigenen  Hause  für 
die  bürgerlichen  Kunden. 

Dagegen  sind  nun  die  Verbände  von 
Gewerbetreibenden  imd  Händlern,  wie  sie 
in  den  Handelsstätlten,  in  Archangel  und  in 
Petersburg,  erstehen  und  den  in  den  hv- 
und  esthländischen  Städten  seit  lange  ffir 
die  speciellen  Bedürfnisse  des  Handels  vor- 
handenen Korporationen  der  Lastträger, 
Schiffer,  Fuhrleute  entsprechen,  rein  moderne 
Veranstaltungen,  die  mit  den  Artellen  der 
cliarakterisierton  Art  nichts  zu  thun  haben. 
Die  Kompagnie  der  Drägüen,  d.  h.  der  Last- 
träger, wird  in  Petersburg  diu*ch  Beglement 
des  Kommerzkollegiums  vom  22.  Mai  1724 
ins  Leben  gerufen,  geht  später  ein,  wird 
aber  17ö4  abermals  errichtet  und  besteht  bis 
auf  den  heutigen  Tag.  Neben  ihr  erwachsen 
die  Artelle  der  Facker,  der  Haiif-  und  Flachs- 


Digitized  by  Google 


ÄrteUe 


5 


wracker,  der  Inhaber  von  Lichtexfahrzeugen 
und  die  sf^nannten  BGrsenartelle.  Ein 
Banlder  der  Fetrinischen  Zeit,  Heinrich 
Meyer,  soll  bei  der  Begründung  dieser  selb- 
»fftadigen  ArbdterverfaOnde  lebhaft  beteiligt 
gevesen  sein.  Die  Bildung  solcher  ArteUe 
erhielt  einen  neuen  Stoss  unter  dem  TSia- 
drock  der  Yersudie  von  Schultze-Delitzsch 
in  Deutschland  in  den  sechziger  Jahren. 
Damals  ednd  sehr  viele  mehr  oder  minder 
lebens&hige  Gcnoasensdiaften  ins  Leben  ge< 
tretCT,  eine  Menge  Kreditgenossenschaften, 
ilwen  Mitx^ieder  im  wesentUchen  Bauern 
rand,  Holkerei-,  Butterschlägerei-,  Sdiuh- 
macnerei-,  Schmiede-,  Tischler-,  Böttcher-, 
Kellner-  n.  a.  ro.  Artella  Sie  sind  Produkte 
der  modernen  Entwickelung,  Versuche,  dem 
russischen  Volke  neue  genossenschaftliche 
Formen  aufzudringen,  d»  nit^t  recht  ge- 
glnckt  süid. 

3.  Verfassung.  Mehr  auf  die  letzteren 
als  auf  die  ursprünglichen  Artelle,  obwohl, 
wie  erwähnt,  mcht  wenige  Züge  gemeinsam 
sind,  bezieht  sich,  was  über  ilu«  Verfassung 
bekannt  geworden  ist.  Sämtliche  Genossen 
eines  Artells  erscheinen  als  gleichberechtigt. 
Jeder  hat  Anspruch  auf  die  Ehrenämter, 
ist  stimmberechtigt  und  nimmt  an  der  Ver- 
waltimg  teil.  lÄe  Zahl  der  Mitglieder 
schwankt.  Es  giebt  Artelle  mit  mehreren 
Hundert  Genossen  und  andere,  wie  die 
flscherei-  und  Jagdartelle,  die  nur  aus  2 — 3 
Mitgliedern  bestehen.  Alle  Genossen  müssen 
r^elmässige,  unverdrossene,  unausgesetzte 
Thatigkeit  versprechen.  Faulenzer  werden 
nicht  geduldet,  und  sobald  die  Kräfte  zur 
Beteil^ung  an  der  Arbeit  nicht  mehr  aus- 
rnchen^  muss  der  Betreffende  ausscheiden. 
Geld  beitrage  imd  EintrittE^Ider  werden 
nicht  immer  verlangt,  dagegen  wird  auf 
gute  sittliche  Fülmmg  und  strenge  Beob- 
achtung der  gewohnheitsmässigen  Rechts- 
r^ln  geachtet.  Seltsam  ist  es,  dass  manche 
Altelle  ihrerseits  Lohnarbeiter  beschäftigen 
und  auf  diese  Weise  selbst  zu  Unternehmern 
werden.  Bei  weitaus  den  meisten  Artellen 
ist  dieeer  Fall  freilich  grundsätzlich  ausge- 
schkesen.  Er  kommt  namentlich  vor  bei 
üea  B&senutenenf  bei  dwen  die  Einnahmen 
sehr  gross  sind  und  in  gewissen  Jahres- 
zeiten die  Arbeii  ranen  scddien  Umfang  ge- 
winnt, dasB  äe  von  der  gewßhnlichen  Mit- 
gliederzi^  nicht  seleLstet  wea^n  kann. 
So  haben  die  Pa(£erartelle  in  Archang^ 
oft  die  vierbche  Zahl  ihrer  Hitglieder  als 
Lohnarbeiter  angestellt.  Das  Drägilenartell 
in  St  Peterabnrg  besteht  ans  200  Mit- 
gliedem,  die  zusammen  60000  Arbeitstage 
ik  30U)  im  Jahre  leisten ;  ausserdem  aber 
ieistett  die  von  ihnen  angemieteten  Lohn- 
arbdter  181  588  Arfoeitst^e  im  Jahre.  Der 
Lohn  der  gemieteten  Arbeiter  bleibt  hinter 
.<Iem  .VCTdienst  der  Artellgenossen  weit  zu- 


rück. An  der  Verwaltung  haben  sie  keinen 
Anteil  und  repräsentieren  gewissermassen 
die  vennJ^nslosen  Proletmer  gegenüber 
den  Mitgli^ern  des  Artells  als  Unternehmer. 
Mit  dem  Geiste  des  Artells^  mit  dem  Zwecke, 
den  es  verfolgt,  scheint  sich  ein  derartiges 
Vorgehen  offenbar  nicht  vereinigen  zu  lassen. 
Das  Artdl  benutzt  seine  Machtstellung  in 
diesem  Falle  dazu,  die  Arbeite  auf  dem 
Standpunkt  festzuhalten,  den  seine  Mit- 
glieder selbst  innehaben  würden,  w^n  sie 
nicht  eben  ein  Artell  gebildet  hätten.  Es 
sucht  sich  mit  dem  Mittel  mächtig  zu 
nuichen,  weldies  es  in  der  Hand  eines  an- 
deren bekämpft  und  trägt  dann  selbst  zur 
Verbreitung  kapitalistischer  Produktions-  und 
Betriebsweise  bei,  der  es  sonst  grundsätzlich 
entgegentritt.  Das  Richtige  wäre  wohl, 
wenn  in  dem  Masse,  als  sich  Bedürfnis 
nach  mehr  Arbeitskräften  zeigt,  neue  Artelle 
bilden  würden,  welche  dem  Umstände,  dass 
sie  nur  für  gewisse  Zeiten  im  Jahre  Be- 
schäftigung finden  konnten,  sich  würden 
anpassen  müssen. 

Alle  Genossen  stehen  für  einander  drit- 
ten gegenüber  solidarisch  ein.  Das  Äitell 
legt  allen  die  gleiche  Verantwortlichkeit 
für  die  pünktliche  und  sorgfältige  Äusfüh- 
rang  der  Anfträge  ob,  die  von  einzelnen 
Personen  oder  Körpei-schaften  ilun  über- 
tragen sind.  Jeder  inuss  bereit  sein,  für 
den  Schaden  einzustehen,  der  dem  JÜeter 
des  Artells  erwächst,  unabhängig  davon, 
welcher  der  Genossen  die  .schuldige  Ui-sache 
wai".  Bei  den  Kreditartellen  wird  die  Soli- 
darhaft besondere  betont,  ist  indes  auch  in 
anderen  Artellen  üblicli.  So  besteht  bei 
den  Konsumtionsartellen  gleichfalls  die  Haft- 
barkeit, indem  für  die  Schulden,  welche 
durch  Entnahme  von  Lebensmitteln  beim 
Kaiifmanne  auf  Borg  entstehen,  alle  Mit- 
glieder belangt  werden  können.  Diese  soli- 
darische Haftbarkeit  ist  das  Lebensprincip 
der  Artelle ;  erst  dm-ch  sie  wird  das  ArteU 
lebensfähig  und  vermag  von  vornlierein  das 
Vertrauen  einzuflOssen ,  welches  es  sonst 
vielleicht  erst  nach  jahrehinger 'Wirksamkeit 
zu  errin^n  im  stsmde  •wSxe.  Die  Solidarhaft 
nötigt  die  Genossen,  bei  der  Aufnahme  von 
Mitgliedern  äusserst  vorsichtig  zu  sein  und 
nur  ganz  rechtschaffene  imd  bewährte, 
ordentliche  Männer  aufzunehmen.  Dadurdi 
ist  dann  die  Wahrscheinlichkeit  von  Ver- 
untreuungen auf  än  sehr  eeringes  Mass 
zurflckgenthrt.  In  welcher  Weise  die  Er- 
satzpflichteintritt und  bis  zu  welcher  Grenze 
sie  geht,  lässt  sich  im  allgemeinen  nicht 
genau  bestimmen.  Oft  suchen  die  Artelle 
die  Fälle,  in  denen  sie  verantwortlich  sein 
sollen  und  die,  in  welchen  sie  jede  Haftung 
ablehnen,  im  Arbeitsvertrage  festzustellen. 
So  heisst  es  im  Statut  des  Rigaschen  ZoU- 
artells  im  Art.  19:   »Das  ArteU  ist  nicht 
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für  Yerhiste  verantwortlich  zu  niachen,  die 
durch  Eintrocknen,  Leckage  und  naturge- 
mfisses  Verderben  der  Waren  entstanden, 
wenn  nicht  etwa  nachgewiesen  wird,  dass 
dei'  Verlust  durch  Fahrlässigkett  und  Sorg- 
losiffkeit  des  Artells  veroisacht  worden.« 

Männliches  Geschlecht  ist  nicht  abso- 
lutes Erforderais  fOr  den  Änschloss  an  ein 
Ärtell;  es  giobt  auch  Artelle,  die  Frauen 
und  Kinder  aufnehmen,  wie  die  landwirt- 
Rchaftlichen  Artelle  in  den  sQdlichen  Goa- 
vfflnements.  Auf  Arbeitsstftrke  imd  tech- 
nische Geschicklichkeit  wird  bei  der  Auf- 
niUune  Gewicht  gelegt,  doch  findet  eine 
eigentliche  Frflfung  meist  nicht  statt. 

4.  («esetzgebnng.  Die  Gesetzgebung 
hat  sich  bis  jetzt  von  der  RegeUmg  des 
Ai-telhvespns  feri^halten,  und  nur  einige 
rein  polizeiliche  Bestimmungen  sind  wegen 
der  Personen  und  Institutionen,  welche  die 
Arbeitskraft  der  Artelle  benutzen,  erlassen 
woixlen.  Die  ältesten  dei-artigen  sind  die 
über  die  Ix)tseiiverbände  —  das  Wort 
Artell  ist  hier  noch  nicht  gebraucht  — , 
welche  im  2.  Teile  des  12.  B.  der  Gesetz- 
sammlung (Swod  Sokonow)  Art.  269—314 
und  in  den  Beilagen  zum  Handelsgesetzbuch 
sich  finden  nw\  nielirfach  aus  den  Jahren 
1720 — 1735,  vorzugsweise  aus  dem  Jahre 
178Ö  staiumoD.  Hier  wird  den  Jjotsen 
teilweise  die  Selbstvei-waltung  eingeräumt, 
teilweise  noch  nicht;  das  Princip  der  gegen- 
seitigen Bürgschaft  winl  bisweilen  ausge- 
spi-oehon,  dann  auch  wieder  nicht,  kui-z,  es 
zeigen  sieh  eben  gesetzgeberische  Anfänge. 

Anf  tlie  Börsenartelle  beziehen  sieh  Artt. 
24fK)— 242U  des  H.G.B.  Denselben  ist  das 
Monopol  auf  die  Arbeit  zuerkannt,  und  die 
Kaufleute  dürfen  sich  nicht  mit  ihrer  T'eber- 
gehung  an  andere  Arbeiter  wenden.  Der 
Kaufmann  ei-scheint  geschützt  durch  die 
den  Artellen  auferlegte  gegenseitige  Haft- 
barkeit und  ein  von  den  Mitgliedern  ge- 
fordertes Eintrittsgeld.  Aus  einem  im  Jahre 
1881  dem  Finanzministerimn  unterbreiteten 
Projekte  zur  allgemeinen  Regelung  der 
Börsen-  und  anderei-  Artelle  ist  kein  Gesetz 
hen'oi-gegangen.  Mit  den  Artellen  der 
Schtiuy  (Aus-  und  Eiulader  der  Schiffe) 
beschäftigt  sidi  eine  Verfügung  vom  Jahre 
1830,  die  später  im  H.G3.  Aufnahme  ^ 
funden  hat  Indes  hat  dieses  Artell  sich 
seither  aufgelöst.  Von  den  Schiffsziehem, 
den  sogenannten  Buriaken,  spricht  der  1. 
Tal  des  XII.  Bandes  der  Gesetzsammlung, 
indem  für  das  Artell  soUdarische  Haftbar- 
keit vorgesdirieben,  ein  schriftÜcher  A'^ertrag 
als  unnütz  und  umständlich  für  den  gemeinen 
Mann  erklärt  und  bei  Streitigkeiten  das 
Artell  an  die  Polizeigewalt  verwiesen  wird. 
Ueber  die  Artelle  der  in  Bergwerken  be- 
schäftigten Arbeiter  hat  das  Bergwerks- 
gesetzbuch (Gomoy  Ustaw)  Bd.  7  einige 


Anordnungen.  Für  die  KreditarteUe  ist  im 
Jahre  1869  ein  Musterstatut  verßffentlicht 
worden.  Sehr  viele  Artelle  haben  von  der 
Ortlichen  Obrigkeit  genehmigte  Special- 
.  Statuten,  wie  die  zahireichen  llandwo-lrer^ 
artelle  der  Maurer,  Tischler  etc.  Auch 
haben  in  manchen  Handelsstädte  die  Wiaea- 
komitees  für  die  von  ihnen  besdiäftigten 
Arbeiterartelle  Statuten  angestellt  und  von 
der  Regierung  bestätigen  lassen. 

Offenbar  h&t  die  russische  Gesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete  noch  dne  grosse  Mu- 
gäbe  zu  lOsen.  Verlangt  wird  flbriigens 
niBsischerseits ,  so  von  Issaiew,  mcht  ein 
Specialgesetz.  Vielmehr  wira  nur  die  Forde- 
rung der  Einführung  eines  Konzessionierungs- 
systems  aufgesteUt,  damit  die  Artelle  offiziell 
anerkannt ,  sich  bequemer  legitimieren 
konnten.  Daran  soll  sich  eine  Regelung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das 
Mieten  von  Arbeitern  schliessen. 

5.  Volkswirtechaftlicher  Nutzen  und 
Znknnft  der  A.  Der  volkswirtschaftliehe 
Nutzen  der  Artelle  kann  kaum  in  Frage* 
gezogen  worden.  Sieht  man  von  den  un- 
selbständigen Artellen  ab,  d.  h.  denjenigen, 
die  von  einem  Unternehmer,  der  das  Betriebs- 
kapital gegeben,  abhängen,  deren  I^age  mit- 
unter sehr  beklagenswert,  fast  immer  wenig 
befriedigend  ist ,  so  wird  das  materielle 
Wolüsein  der  Arbeiter  durch  die  Verbindung 
meist  begünstigt.  Der  Verdienst  der  Mit- 
glietler  ist  ein  recht  guter  und  höher  als 
der  der  ausserhalb  der  Artelle  thätigen  Ge- 
nossen. Unstreitig  übt  das  Artell  einen  er- 
ziehenden Einfluss  aus.  In  demselben  winl 
es  der  eigene  Vorteil  des  Arbeiters,  flink 
imd  aufmerksam  zu  sein,  schnell  und  gut 
zu  arbeiten,  da  für  die  stärkere  Anstrei^ng 
ein  höherer  Ivohn  winkt.  Der  IjQhn  aber 
kann  auch  reichlicher  bemessen  werden, 
weil  die  Güte  der  I^istung  gesteigert  er- 
scheint. Auch  in  ethischer  Beziehung  fördert 
das  Artell  seine  Mitglieder,  sofern  es  ein 
Feind  des  Alkohols  ist,  auf  Trunkenheit 
Strafen  setzt  und  in  KrankheitsßUlen  fttr 
seine  Mitglieder  soi^.  Allerdings  wenlen 
diesen  Vorz^en  ^genüber  Fälle  angeführt, 
wo  die  Artelle  keine  derartige  gute  Wirkung 
crzült  haben.  Doch  dürfte  dafür  die  Oi^a- 
nisation  als  solclie  kaum  verantwortlidi  ge- 
macht werden,  sondern  der  Fehler  in  den 
besonderen  Umständen  li^n,  unter  denen 
das  Artell  in  Scene  gesetzt  wurde. 

Die  grosse  Verbreitung  der  Artelle  in 
der  Gegenwart  legt  die  Frage  nahe,  was 
man  von  denselben  für  die  Zukunft  er^'arten 
darf.  Ueberau  da,  wo  das  Kapital  eine  ge- 
ringe Rolle  spielt,  erscheint  das  Ärtell  an- 
wendbar, üeber^  wo,  wie  Vreden  sich 
ausdrückt,  »eine  besonders  gewissenhafte 
Leistimg  verlangt  vrird,  wo  eine  strenge 
AufsicM  Über  die  Benntznng  von  Materialien, 
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^Maschinen  und  Wevkzengen  erforderlich  ist, 
die  Mietlingen  aozuvertrauoi  Bedenken  er^ 
regt«,  empfiehlt  sidi  das  Arteil.  Arbeits- 
gebiete dagcffien^  iro  mehr  oder  weni^ 
Kaintal  eiforderhch  ist,  die  aach  irohl  eine 
grOesere  technische  Bildung  und  Intelligenz 
eAeischen,  lassen  das  Artell  weniger  zu. 
Das  eewerbUche  Aitell  ist  der  Freund  des 
Mittel  losen  und  Aermeren.  Es  vendet  sich 
Torzugsweise  an  Personen,  die  ausschliesslich 
mit  ihrer  Arbeitskraft  erwerben  wollen,  an 
den  Kleingewerbetreibenden,  der  durch  engen 
Aneinanderschluss  manchen  Vorsprung,  den 
der  Gr(»sbetrieb  gewonnen,  wieder  einholen 
kann. 

Litteratari  Paul  Apottot.  Tku  AnjH,  1898. 

—  Frü  häuf,  Die  Artelle,  in  Vierteljahrtachrifi 
/Sr  VolktKiirUehaJt  und  Kvliurgrsehiehle,  1868, 
Btl.  1.  —  OrÜnwald,  Die  Arielle,  ia  Ruatücht 
Jtcrue,  4  S.  340,  9  f>.  S7,  IIS.  —  Georg 
St4ihr,  Ceber  Unprwng,  Getchichte ,  Wesen 
»ud  Bedeutung  det  nu»i$ehen  Artell»,  I,  II,  1890, 
1891.  —  WOh,  SHtOa,  Die  Artelle  inltu»dand, 
in  Jahrb.  f.  JüU.  «.  Slot.  N.  F.  6,  S.  m~3S0. 

—  Gemrg  TsehertiJawaktff  Dan  ru*$i»che  Artell 
und  teilte  Erfomchung,  1896.  —  In  rtutiacker 
Sprache  gedruckte  Schriften  ron  Kalaischow, 
.Vetnirow,  Wreden,  Sehtaeherbina,  Pono- 
inarew.  iBB^Jeie  u.  a.,  in  den  roratehend  ge- 
tiuaHtea  Sekr^en  atuffShHieh  naehgewieaen. 

Wim.  SOeda. 


ArxneiTerkehr  nnd  Arzneitaxen. 

1.  Geschichtliches.  2.  Kaiserliche  Yerordnang 
Tom  27.  Januar  1890.  3.  Oebeimmittelwesen. 
4.  Arzneihandel  innerhalb  der  Apotheken.  5. 
Arzneitaxen. 

1.  GcschiclitU^eit.  Die  geschichtliche 
Entwickelung  d^  Arzneiwesens  in  Deutsch- 
land, dergemäss  die  von  den  Apothekern 
des  Mittelalters  feilgehaltenen  Arzneien 
lediglich  in  Gewürzen  und  Diognen  sowie 
selbfitbereiteten  Zeltchen  und  Horeellen, 
Simpen  nnd  Idtweigen  bestanden,  Ifisst  ^n 
Schluss  zu,  dass  me  Abgrenzung  der  Be- 
fugnisse der  Apotheker  imd  Materialisten 
hinsichtlich  des  Verkaufe  von  Arzneien  ur- 
spritnglich  keine  gesundheitspolizeiliche , 
sondern  eine  gewerbepolizeiliche  Massregel 
%var,  die  den  auf  die  »Sicherung  des  Nah- 
mngsßtfflides«  der  einzelnen  Gewerbetrei- 
benden gerichteten  al^meinen  Grundsätzen 
der  damaligen  2jeit  entsprach.  So  sagt  das 
preussische  Medizinaledikt  vom  17.  Septem- 
ber 1725:  es  sollen  die  Materialisten  nichts 
anderes  als  esculenta  verkaufen  und  »denen 
Apothekern  und  ihrer  Handlung  und  Nah- 
nmg  keinen  Eintrag  thun.«  Zugleich  präzi- 
sierte dasselbe  die  gewerblichen  Befugnisse 
der  Mikt«riatiBten  genauer  dahin,  dass  die- 
selben zwar  »allerley  audflndiach  Materi- 


alien nnd  Spezere^ea«  und  Olea  destillata 
raecäoea  exotica,  jedoch  nicht  unter  einem 
Pfunde,  bezw.  i.'t  Pfunde  oder  1  TJnze  ver- 
kaufen  dflrfen  nnd  zwar  wurden  40  resp. 
4  und  3  solcher  freigegebener  »Spezereien« 
namentlich  atid^fOhrt  In  demselben  Ge- 
setze wurde  anordnet  (Art  16),  dass  nur 
die  Apotheker  ihre  Offizin  als  eine  »Apo- 
theke« bezeichnen  dürfen,  die  MaterialiBteu 
hingegen  über  ihren  Laden  »Materialisten- 
laden oder  Gewflrxkrahm«  zu  schreiben 
hätten.  AUen  übrigen  Gewerbetreibenden 
und  Personen  wurde  der  Handel  mit  Arz- 
neien und  namentlich  die  Piäparierung  sol- 
cher bei  100  Thaler  Strafe  streng  nntersagt. 
Diese  Bostinunung  ging  ins  preussische 
Landrecht  über,  welches  (T.  II,  Tit.  H, 
Abschn.  6,  §  4{>6)  sagt:  »Apotheker  sind 
zur  Zubereitung  der  Ai-zneimittel,  ingleichen 
zum  Verkauf  derselben  und  der  Gifte,  aiis- 
scldiesslich  berechtigt.«  Dieser  gesetzliche 
Zustand  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Deutschen  Reiche  der  herrschende  geblie- 
ben, wenngleich  die  Beftigiüsae  der  Nicht- 
apotheker  zum  Handel  mit  Arzneimitteln 
seitdem  erhebhche  Erweiterungen  erfahren 
haben.  Statt  des  gewerblichen  Gesichts- 
punktes ist  gegenwärtig  mehr  der  medi- 
zinalpolizeüiche  in  den  Vordergrund  ge- 
treten. 

2.  Kaiserliche  Verordnung  vom  27. 
Januar  1890.  Auf  Grund  des  letzten  Ab- 
satzes des  §  6  der  Gew.-O.  (Durch  kaiserhche 
Verordnung  wird  bestimmt,  welche  Arzneien 
dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind) 
wurde  der  Arzneiverkehr  ausserhalb  der 
Apotheken  geregelt.  Der  Grundgedanke  der 
betreffenden  Gesetzgebung  ist  der,  das  Arz- 
neimonopol der  Apotheker  1)  axd  die  An- 
fertigung von  Arzneien  nach  ärztlicher  Ver- 
ordnung (Rezeptur) ;  2)  auf  den  Verteuf  der 
znsamme^esetzten  Arzneien  (Arzn^präju- 
rate,  Arzneimüchungen);  3)  auf  den  Verkauf 
aller  einfachen  Arzneimittel  von  stflricerer 
Wirkung  zu  beschränken,  dagegen  den  Vei-^ 
kauf  aller  st^nannten  indifferenten  Arznei- 
mittel sowie  einiger  besonders  namhaft  ge- 
machter, als  Huidverkaufsgegenstäude  zu 
betrachtender  Arzneimischungen  dem  freien 
Verkehr  zu  überlassen.  Zur  Revision  der 
V.  V.  4.  Januar  1875  wurde  im  Oktober 
1887  eine  Sachverständigenkommission  ein- 
berufen, deren  Arbeit  111  der  kaiserlichen 
V.  V.  27.  Januar  1890  und  ihren  Nacht- 
trägen vorliegt  Bs  stehen  sich  in  der 
Fr^  zwei  Auffassungen  gegenüber,  deren 
eine ,  den  Standpunkt  des  preussischeu 
Landrechts  festhaltend,  Zubereitung  und 
Verkauf  der  Arzneimittel  soviel  als  m^- 
lich  den  Apothekern  gewahrt  wissen 
will,  während  die  andere  auf  dem  durch 
die  Gew.-O.  eingeschlagenen  Wege  fortzu- 
schreiten und  eine  mt^ichst  grosse  Anzahl 
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von  Arzneien  im  Interesse  der  Verwohl- 
feilung  derselben  ilem  freien  Verkehr  zu 
überlassen  bereit  ist  Es  braucht  wohl  nicht 
erst  hinzugefügt  zu  werden,  dass  die  Apo- 
theker für  die  erstere,  die  Droguißten  für  die 
andere  Auffassung  eintreten.  In  der  T. 
V.  27.  Januar  1890  ist  die  Anschauung 
der  letzteren  Partei  zur  Herrschaft  ge- 
langt. Es  wurde  eine  weitere ,  grössere 
Anzahl  gangbarer  Arzneimittel  und  auf 
Drangen  landwirtschaftlicher  Kreise  der 
gebräuchlichsten  Tierheilmittel  dem  freien 
Verkehr  überlassen.  Die  Folge  davon  war 
ein  weiteres,  ziemlich  rapides  Anwachsen 
der  Droguenhandlungen,  deren  Zahl  die  der 
Apotheken  boTeite  um  das  2 — 3  fache,  in 
den  Stfidten  um  dos  4 — 5&che  übersteigt. 
->Man  wird  kaum  fehlgehen«  —  Herr 
MedizinalassessorDr. Sprin^feld  meinem 
Aufsatze  über  »die  E^buisse  der  Revi- 
sionen der  Berliner  Droguenhandlungen« 
(Pharm.  Ztg.  1897  Nr.  22)  —  wenn  man  den 
Gratl  dei-  illoyalen  Droguisteokonkurrenz  in 
.  .Berlin  auf  den  Kahrungsstand  von  mindes- 
tens 20  Apotheken,  die  Apotheke  zu  8U00 
Mark  Reingewinn  gerechnet,  bewertet.  Es 
kommen  auf  eine  Apotheke  fünf  Konkur- 
renzgeschäfte .  .  .  Bei  dieser  Art  der  Kon- 
kuiTenz  kann  es  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein,  dass  der  bis  jetzt  freigegebene  Hand- 
verkauf wie  der  Gifthandel  vollständig 
den  Händen  der  A|>otheker  ent- 
gleitet mid  in  die  Hände  der  Apotheker 
II.  Klasse  übergeht  Es  kann  wohl  auch 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  mit 
der  Eretarkung  dieser  Konkurrenz  eintre- 
tende Zerstöruug  der  pharmaceutischen  Ab- 
satzgebiete die  Neiigrflndung  von 
Apotheken  erheblich  erschwert 
und  auf  die  Betriebssicherheit  der  bestehen- 
den genau  so  wirken  muss  wie  die  Belas- 
tung mit  Hy[)othekenzinsen,  ja  dass  seliliess- 
lich  eine  Zeit  kommen  muss ,  wo  die 
Apotheken  unter  dieser  Konkur- 
renz zusammenbrechen.« 

Allerdings  hat  die  Reichsregienmg  in 
letzter  Zeit  einen  Versuch  zu  Eindämmung 
des .  Droguistenwesens  gemacht,  aber  einen 
Versuch  mit  gänzlich  untauglichen  Mitteln. 
In  der  Begründungsschrift,  welche  sie  dem 
dem  1895  er  Reichstage  vorgelegten  Antrage 
.auf  Einfügimg  der  Droguisten  in  die  Ge- 
.werbeordnung  beifügte,  hatte  sie  selbst  die 
befremdhche  Erklärung  abgegeben,  »da^  die 
im  weitesten  Umfange  g^iadtiten  Versudie 
durch  Ausübung  einer,  scharfen.  Kontrolle 
.und  Hcrbeifühnme  der  Bestraftmg  der  den 
lieet^enden  Vorscumften  zuwideriuLndednden 
.DröguisteD,  den  Gesetzesübertretangea  zu 
steuern,  ergebnislos  geblieben  seien.« 
Hierdurch,  wi^infolge  einer  BrosehOre  über 
das  Berliner  Droguistenwesen  von  Herrn 
(' .  .StedizioalassesBor  Dr.  Sprin^eld  hatte  der 


Reichstag,  der  1895  die  Vorlage  durchaus 
abgelehnt  hatte,  1896  mit  knapper  Stimmen- 
mehrheit die  beantragte  Aufnahme  der  Dro- 
guisten in  die  Gewerbeordnung  angenommen 
und  damit  den  LAndescentralbehörden  das 
Recht  verliehen,  den  Handel  mitDroguen  und 
chemischen  Präparaten,  welche  HdJzweckeu 
dienen,  auf  ein  Jahr  zu  untersagen,  wenn 
die  Handhabung  des  Gewerbebetriebes  Leben 
und  Gesundheit  von  Menschen  gefährdet 
Diese  Bestimmung  ist  seit  dem  I.Januar  1897 
in  Kraft,  aber  nur  in  weniger  Fällen  zur 
Anwendung  gelangt. 

Das  ausschliessliche  Recht  zur  Anferti- 
gung von  Arzneien  auf  ärztliche  Verordnung 
(Rezeptur)  wird  den  Apothekern  von  der 
Droguistenpartei  im  grossen  und  ganzen  theo- 
retisch nicht  bestritten,  wenngleicli  in  der 
Praxis  die  Auerkenmmg  und  Beaditnng  des- 
selben ebenfalls  vieÖaeh  vermisst  wiid. 
Namentlich  sind  es  frOhere  Apotheker, 
welche  die  »wilde  Rezeptur«  in  teilweise 
eriieblichem  Umfange  betreiben.  Es  kaim 
jetzt,  wo  die  Verhältnisse  die  vorteilhafteste 
Umänderung  erfohren  haben,  unbefangen 
zugestanden  werden,  dass  vor  Einfülming 
der  staatlichen  Krankenvei-sicheruiig ,  die 
nach  Einbeziehung  der  forst-  und  landwii-t- 
schaftlichen  Arbeiter  über  12  Millionen 
älensehen  umfasst,  für  den  ärmeren  Teil 
der  Bevölkerung  jede  Erkrankung  in  der 
Familie  die  ärztliche  und  pharmaceutische 
Hilfe  erforderlich  machte,  fast  gleichbedeu- 
tend mit  Verarmimg  war  und  dass  der 
überraschende  Aufschwung,  den  das  Di-o- 
guistenwesen  in  Deutsehland  seit  1872  ge- 
nommen hat,  zum  Teil  als  ein  Protest  gegen 
das  bestehende  Arzt-  und  Apothekensj'stem, 
letzteres  sowohl,  was  die  geringe  ZaJil  der 
Apotheken  als  die  Preise  der  Arzneien  an- 
langt, aufzufassen  und  zu  verstehen  war. 
Von  Medizinalbeamten  wird  jetzt  bestätigt, 
dass  das  Krankenversichenmgsgesetz  dem 
Kuipfuschertum  imd  Geheimmittelwesen 
vielfach  den  Boden  entzogen  hat,  da  die 
staatlidi  Versicherten,  früher  die  besten 
Kunden  der  erwälmten  Kategorieeu,  jetzt 
in  allen  Krankheitsfällen  unentgeltlich  Arz- 
nei erhalten  und  somit  nicht  mehr  genötigt 
sind,  die  vermeintlich  billigere  Hilfe  der 
Kurpfuscher  bezw.  Drogiienhandlungen  auf- 
zusuchen. Insofern  liegt  ein  dringender 
wirtschaftlicher  Giund  zur  weiteren 
Freigabe  von  Arzneimitteln  zur  Zeit  nicht 
mehr  vor,  ja  es  ist  sogar  anzuericeunen, 
dass  dur^  eine  allzuveitgehende  Freigabe 
derselben  der  Fortbestand  namentlicli  klei- 
nerer Apotheken  emstlich  in  Frage  gestellt 
werdea  könnte.  Die  Zahl  der  Drogueuhaud- 
lungen  dürfte  zur  Zeit  bereits  10—12000 
betragen.  Neben  ihnen  sind  überall  auf 
dem  platten  LandQ  sogenannte  Droguen- 
schränke  au^estellt,  die  die  dem  freien 
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Verkehr  überlasBenen  Aizneimittel  eothalten 
nnd  von  den  Eabiikanteo,  bestimmten  Gross- 
drog:uenfirmen,an  Gast\*-irte,  Erämer,BarbieTe 
abgelassen  werden.  Eine  medizinalpolizei- 
lidie  Kontrolle  dieser  Tausende  auf  den  Dör- 
fern zerstreuten  Arzneiverkaufsstätten  ist 
nach  eigenem  Gefitftndnis  der  Sledizmalbe- 
amten  sehr  schwierig,  wflhrend  die  wirk- 
lichen Dri^enhandluneen  in  den  Städten 
einer  r^elmassigen  polizeilichen  KontroUe 
unterli^ai. 

8.  ueheimiBittelweseB.  Handelte  es 
sich  den  obigen  Prozessen  beziehungs- 
weise Entscheidun^n  wesentlich  um  Kon- 
kurrenzkämpfe zwischen  Apothekern  und 
Droguisten,  so  liegt  andererseits  ein  Oebiet 
des  Arzneirerkehrs  vor,  auf  dem  die  Inte- 
ressen der  Aerzte  neben  niedizinalpolizei- 
lichen  Gesichtspunkten  vorzugsweise  in 
frage  kommen.  Es  ist  dies  der  namentlich 
in  der  Neuzeit  vielgenannte  Handel  mit  Ge- 
heimmitteln und  Speci^itäten.  Das  Gcheim- 
inittelwesen  ist  so  alt  wie  die  Medizin  selbst 
und  ihr  ürspning  die  Unzulänglichkeit  der 
wissenschaftlichen  Medizin  imu  ihi-er  Ver- 
treter. Wäre  jeder  Arzt  oder  die  Medizin 
im  alleemeinen  im  stände,  jede  Krankheit 
zu  heuen,  so  gäbe  es  keine  Geheimmittel. 
Allein  mit  der  Ausbreitung  und  schädlichen 
Wirkung  der  Krankheiten  auf  den  Organis- 
mus halt  die  rationelle  ärj^tliche  K  un  st 
nicht  Schritt ;  noch  immer  steht  die  Medizin 
einer  Anzahl  ungelöster  Probleme  bezfiglich 
der  Heilbarkeit  gerade  der  verbreitetsten 
Krankheiten  gegenüber,  und  in  die  hier 
klaffende  Lüc^e  springt  kühn  und  keck  das 
Geheinunittelwesen  und  bietet  in  genauer 
Kenntnis  der  unwiderstehlichen  Macht  des 
menschlichen  Ijebenstriebes  dem  von  der 
ärztlichen  Wissenschaft  Aufgegebenen  unter 
tröstlichen  Verheissungen  seine  Wimder- 
mittel an.  So  ist  neben  der  schulinässigen 
Heilkunde  seit  Jahrhunderten  eine  »wUde 
Medizin«  einherg^angeu,  die  mit  Beschwö- 
rungen, Besprechungen,  Zaubereien,  Amu- 
letten, Sympathie-,  Volks-  und  Geheim- 
mitteln kurierte  imd  der  zu  allen  Zeiten  eine 
aoeaß  Anzahl  derer  zum  Opfer  fiel,  deren 
Eiankheit  den  Künsten  des  steatlich  appro- 
bi^isn  Arztes  und  Apothekers  nicht  wich. 
Aber  auch  Mittel  gegen  heilbare  Krank- 
ItöHen  bietet  der  Geheimmittelhandel  an, 
und  es  muss  zugestanden  werden,  dass  die 
Eabrikanten  den  Veröffenüichungen  der 
Arzndjhbiiken  und  Aerzte  grosse  Aufmei^- 
sunkeit  zuwenden  und  vielfach  dieselben 
Mittel  wie  die  rationelle  Medizin,  oft  sogar 
in  ph^-maceutisch  noch  zweckentsprechen- 
derer Form  und  meist  elegant  verpackt  in 
den  Handel  bringen.  Daneben  geht  natür- 
lich auch  eine  Masse  weniger  rationell  zu- 
swnmengesetzter ,  wahrharfter  Sch wi  ndel- 
mittel  einher.  Nach  der  kaiserlichen  V.  v.  37. 


Jan.  1890  ist  der  Verkauf  zusammengesetzter 
Arzneimittel  (Arzneimischungen),  und  B&mt* 
liehe  Geheimmittel  gehören  hierzu ,  aus- 
schliesslich in  Apotheken  gestattet,  wo  aber 
wieder  besondere,  das  medizin^x)lizeüiche 
Interesse  des  Staates  sichernde  Vorschriften 
fOr  deren  Abgabe  bestehen;  in  der  B^l 
ist  festgesetzt,  dass  nur  solche  Mittel  in 
Handverkauf  alwegeben  werden  dürfen, 
deren  Bestandteile  bekannt  sind  imd  keine 
Qe&hr  für  Leben  nnd  Gesundheit  bieten. 
Trotz  dieser  das  medizinalpolizeUidie  Inte- 
resse anscheinend  wahrenden  Bestimmungen 
ist  neuerdings  die  öffentliche  Ankündigung 
von  Gcheimmitteln  gef^a  menschlidie  und 
tierische  Krankhäten  in  fast  sämtlicheu 
deutscheu  Bundesstaaten  (ausgenommen  Bay- 
ern) auf  dem  Wege  der  Polizeiveronlnung 
unter  Strafe  gestellt  worden.  Ein  Rund- 
schreiben der  preussischeii  Minister  des  Han- 
dels, des  Innern  und  des  Kultus  vom  20.  Jan. 
1898  erklärt,  dass  »mit  dem  Erlass  des  in  Frage 
stehenden  Anküudi^ngsverbotes  nur  be- 
absichtigt gewesen  ist,  bei  den  zur  öffent- 
lichen Ankündigung  zugelassenen  Arznei- 
mitteln dem  Publikum  die  Möglichkeit  zu 
bieten,  ein  eigenes  Urteil  über  Heilkraft 
und  Geldwert  der  einzelnen  Mittel  sich  zu 
bilden«  und  erläutert  den  Begriff  des  Ge- 
heimmittels dahin,  dass  »ein  Heilmittel 
seiner  Eigenschaft  als  Geheimmittel  da- 
durch entkleidet  wird,  dass  seine  Bestand- 
teile und  Gewichtsmengen  sofort  bei  d»>r 
Ankündigung  in  gemeinverständlicher  und 
für  jedermann  erkennbarer  Weise  voll- 
ständig und  sachentsprechend  zur  öffent- 
lichen Kenntniss  gebracht  w^erden.  An^ben, 
aus  denen  nur  ein  Saehverständieer  em  Ur- 
teil über  das  Mittel  sich  bilden  kann,  sind 
als  ausreichend  nicht  zu  erachten,  insbe- 
sondere nicht  die  Bezeichnung  der  Bestaud- 
teüe  des  Mittels  in  lateinischer  Sprache.« 
In  Wirklichkeit  hat  das  Ankündigungsvei-- 
bot  wohl  mehr  den  Sf^utz  der  ja  allerdings 
auch  der  Berücksitüitigui^  würdigen  äi-zt- 
lichen  Erwerbsinteressen  im  Auge,  wii-d 
aber  angesichts  der  gesdtilderten  thalsäcli- 
lichen  Lage  wahrscheinlich  die^al  eben- 
sowenig zum  Ziele  führen  als  in  den  50  er 
Jahren,  wo  man  der  Medizin  durch  dei^ 
artige  Verbote  ebenfalls  zu  Hilfe  zu  kom- 
men versuchte.  Gegen  wirkliche  Betrüge- 
reien und  GesundheitBschädi^uDgen  durch 
Geheimmittel  ist  der  Staat,  wie  eine  Reihe 
derarti^r  Strafverhandlungen  beveist,  jedei^ 
zeit  wirksam  einzuschreiten  in  der  Lage 
und  zwar  auf  Grund  des  Betnigsparagrapheu 
oder  der  Bestimmungen  über  fahrlässige 
Körperverletzung  und  Tötung.  Ein  neuer 
Entwurf  von  Vorschriften  zur  Bekämpfung 
des  Geheimmittelwesens,  deren  wichtigste 
Bestimmungen  die  waren,  dass  kein  Ge- 
heimmittel mit  Empfehlungen  oder  Zeug- 
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niesen  irgend  einer  Art  auf  dem  Etikett 
oder  in  der  Yerpackung  ausgestattet  sein 
darf  und  dass  den  Ijandesr^eniDgen  das 
fiecht  zustehen  soll,  mit  ZostimmuDg  des 
ReidhskanzlerB  bestimmte  Qeheimmittel  gbiz- 
lidi  vom  Yertrieb  anszuschllessen,  vurde 
namentlich  von  der  diemischen  Industrie 
und  dem  Arzne^rosshuidel  ab^lehnt.  Im 
November  1898  berief  das  Reichsamt  des 
Innern  eine  grOssere  SachrerstftndigenlEom- 
mission  zur  Beratung  der  Frage  zusammen. 

4.  ArznelhaadeT  innerhalb  der  Apo- 
theken. Ein  drittes  Gebiet  des  Arzneiver- 
kehrs beschäftigt  sich  mit  der  Abgrenzung 
derjenigen  Arzneimittel ,  welche  in  den 
Apotheken  nur  auf  ärztliche  Verordnung 
und  denenigen,  welche  auch  im  sogenannten 
freien  Verkauf  abgegeben  werden  dürfen. 
Durch  Bundesratsb^düuss  vom  13.  Mai  1896 
ist  diese  Materie  in  sämtlichen  deutschen 
Bundesstaaten  jetzt  einheitlich  geregelt.  Wie 
liei  dem  noch  etwas  mittelalterlichen  Zu- 
schnitt unseres  Apothekenwesens  erklärlich, 
besteht  das  ehemals  ganz  allgemeine  Be- 
streben, die  wirtschaftliche  Tliätigkeit  der 
Gewerbetreibenden  polizeilich  zu  regeln , 
für  das  Ajwthekergewerbe  noch  heute  ziem- 
lich unverändert  fort  und  die  Apotheker- 
oi-dnungen,  und  ihre  Nachträge  sind  meist 
in  diesem  Geist  gehalten.  Den  Anforde- 
rungen des  praktischen  l^ebens  gegenüber 
halten  diese  Verordnungen  indes  vielfach 
nicht  Stand.  Näheres  hierüber  ist  bereits 
in  dem  Artikel  »Apotheken«  Bd.  I.  S.  433 
ausgeführt. 

5.  Arzneitaxen.  Der  §  80  der  Gew.-O. 
giebt  den  deutschen  Bundesregieningen  das 
ßecht  zum  Erlass  von  Äpothekertaxen , 
■während  die  Bezahlung  der  approbierten 
Aerzte  der  freien  Vereinbarung  überlassen 
bleibt  Von  diesem  Rechte  machen  sämt- 
liche deutsche  Begiemngen  Gebrauch,  und 
es  besteht  zur  Zeit  in  Bayern,  Sachsen, 
AVürttembei^,  Hessen,  Preussen  mit  Ein- 
sclüuss  aller  Übrigen  Staaten,  und  Elsass- 
Lothringen  je  eine  Arzneitaxe,  die  in  der 
Regel  aÜjl^lich  einer  Revision  unterzogen 
wild.  Die  Aizneitaxen  enthalten  Ansätze: 
1)  für  die  Aizneiwmien ;  2)  für  die  Rezeptur- 
arbeiten; 3)  für  die  Geffisse.  Der  Zweck, 
den  der  Staat  mit  Einführung  amtlicher 
Arzneitaxen  verfolg  ist  ein  doppelter;  ein- 
mal der,  das  Publikum  vor  TJebervort«nlnng 
zu  schützen,  das  anderemal  der,  dem  Apo- 
theker dadui-ch  eine  auskömmliche  Existenz 
zu  sichern.  Früher  wunle  noch  eine  dritte 
Absicht  mit  dem  Erlass  der  Taxen  ver- 
bunden, nämlich  die,  ein  ^genseitiges  Unter- 
bieten der  Apotheker  bei  den  Arzneipreisen 
zu  verhindern.  Diese  Absicht  ist  durch 
§  80  der  Gew.-O-,  welcher  Ermaesi^ngen 
der  Arzneitaxe  als  zulässig  erklärt,  hinfülig 
geworden.   Der  erste  der  für  die  Einfüh- 


rung staatlicher  Taxen  angegebenen  Gründe, 
der  Schutz  des  Publikums  gegen  üebervor- 
teilunges,  war  lange  Zeit  der  allein  mass- 
^bende  gewesen:  Ärzneitaxen  bestanden 
in  Deutschland  bekanntlich  schon  seit  der 
Regierung  Kaiser  Friedrichs  II.,  und  der 
Zweck  derselben  war  stets  der  gewesen, 
einer  die  Ejanken  benachteiligenden  Willkür 
des  Apothekers  bei  der  Festsetzung  der  Arz- 
neipreise  zu  begegnen.  Natürlich  entbehrten 
die  damaligen  amtlichen  Preisfests^ungen 
bestimmter  Grundsätze  und  wurden  ledig- 
lich nach  Gutdünken  getroffen.  Erst  im 
Jahre  1815  erschien  in  Preussen  eine  nach 
bestimmten,  vorher  vereinbarten  Grund- 
sätzen ausgearbeitete  Taxe.  Nach  den  im 
Jahre  1872  in  Preussen  aufgestellten  Grund- 
sätzen wurden  die  Arzneipreise  im  Verhält- 
nis von  4:8  bis  4 : 12  des  Einkaufspreises 
berechnet,  wobei  der  niedrigere  Ansatz  für  die 
teueren,  der  andere  für  die  billigeren  Arznei- 
mittel in  Anwendung  kommt.  Diese  Grund- 
sätze haben  seit  1898  einige  Aenderungen  ein- 
fahren. Für  das  Endresultat  der  Taxe  kommt 
Übrigens  der  Preis  der  Arzneimittel  weit  wo- 
niger als  die  Taxe  der  Arbeiten  (und  der  Ge- 
fässe)  in  Betracht,  so  dass  der  Schwerimnkt 
derselben  nicht  in  den  Arznei-,  sondern  in 
den  Arbeitspreisen  liegt.  Die  Frage,  oh  die 
deutschen  Arzneitaxen  den  doppelten  Zweck 
der  Wahrung  der  Interessen  des  Arznei- 
empfängers wie  des  Apothekers  in  einer 
dem  Ideale  möglichst  nahe  kommenden 
Weise  erfüllen,  kann  im  Hinblick  auf  die 
grosse  Verschiedenheit  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  natürlich  nicht  ohne 
weiteres  bejaht  w^erden.  Die  Arzneitaxen 
setzen  eine  Gleichheit  der  finanziellen  Lage 
aller  Arzneikäufer  einerseits  und  eine  Gleich- 
heit der  finanziellen  La^e  aller  Arzneivei^ 
kaufsgeschäfte  andererseits  voraus,  die  in 
Wirklichkeit  nicht  besteht,  und  hierin  liegt 
eine  Fehlerquelle,  deren  Effekt  dem  Arznei- 
taxpiincip  selbst  verhängnisvoll  wird.  So 
schwierig,  ja  geradezu  unmöeliGh  es  aber 
auch  sein  dürfte,  eine  staatliche  Arzneitaxe 
namentlich  für  grössere  Gebiete  aufzustellen, 
die  weder  das  Publikum  zu  hoch  noch  der 
Apotheker  zu  niedrig  findet,  und  so  ge- 
rechtfertigt vom  theoretiscfaen  Standpunkte 
es  demnacli  auch  ersdiiene,  dem  Staate  das 
Odium  einer  niemanden  befriedenden  Arz- 
neitaxe gänzUch  abzunehmen  und  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Parteien  ebenso 
wie  in  anderen  Staaten  auf  den  Weg  der 
freien  Vereinbarung  zu  verweisen,  so  lässt 
sich  doch  vom  piuktischen  Standpunkte  aus 
die  Notwendigkeit  einer  Arzneitaxe,  gleich- 
viel von  welcher  Autorität  herausgegeben, 
schon  insofern  nicht  verkennen,  als  eine 
CTosse  Zahl  von  Rezepten  jährlich  für 
Rechnung  öffentlicher  Kassen  angefertigt 
wird,  die  vor  der  Vei^bung  der  Lieferung 
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«Ben  £^Ui(dE  in  die  Preise  fanben  mOssen, 
za  denen  der  Apothedcw  die  Arzneien  be- 
rechnet Bei  dem  grossen  Um&o^  den 
seit  ESnffibrun^  der  staaüichen  Kranken- 
versicherung letztere  Form  der  Anneüiefe- 
i-nng  annimmt,  iriid  sich  die  Kotwendigkrät 
der  Einfflhrung  einer  besonderen  Kassen- 
arzneitaxe  an  Stelle  der  jetzt  gebrftncfalichen, 
verschiedenen  HUbmittel  einer  solchen  auf 
die  Dauer  nicht  abweisen  lassen.  Eine  solche 
Taxe  konnte  zugleich  als  Grundlage  einer 
Frivattaxe  dienen,  deren  Ansfttze  durch  be- 
stimmte Zuschlage  zu  denen  der  Kassentaxe 
(je  nach  den  Venn^ensverh&ltnissen  oder 
clem  Wohnsitze  des  Arzneiempftngers)  sich 
leicht  feststellen  linsen. 

Ebenso  wie  im  Deutschen  Reiche  er- 
lassen Oesterreich -Ungarn,  Russland  und 
die  skandinavischen  Staaten  amtlicbe  Arz- 
neitaxen.  In  den  westlichen  Staaten  Eu- 
ropas dagegen,  in  Frankreich,  England, 
Holland,  Belgien,  'wie  auch  in  Italien  und 
Spanien  ist  man  von  der  AufsteUimg  amt- 
Kcher  Taxen  gänzlich  zurückgekommen  und 
hat  die  Festsetzung  der  Arzneipreise  ebenso 
wie  die  aller  flbri^n  Leistungen  oder  Waren 
der  freien  Vereinbarung  überlassen.  Die 
Arzneipreise  sind  hier  je  nach  der  mut- 
ma^chen  W^ohlhabenheit  des  Arzneiem- 
pftngers  verschieden,  was  neben  der  Ver- 
schiedenheit des  Qeldwertes  eine  ganz 
genaue  Vergleichung  zwischen  den  Arznei- 
preisen dieser  Staaten  und  derjenigen,  welche 
amtliche  Aizneitaxen  berätzen,  nicht  zulSest 
Annähernd  Ifisst  sidi  aber  feststellen,  dass 
die  Arzneiioeise  in  Deutschland  durch* 
sohnittlich  nicht  higher  als  die  des  Aus- 
landes sind. 

Lltterator:  Böttger,  Die  rrichtgeaetilichen  Br- 
ftiMMungen  Gber  den  Vfrkfkr  mit  Anneimittfln, 
Bffiin  1895.  —  Tfeaematm,  Drr  Vrrkfkr  mit 
Annrimittrln  und  OiJtf^H  aastfrhatb  dfr  Apotheken, 
Jttriiu  1897.  —  JfelMM«r.  Die  kaitttiiehe  »r- 
iftdnung  betreffend  den  Verkehr  mit  Artneimitteln 
c;m  27.  Januar  1890,  Leipzig  1890.  Entwurf  zu 
•  iuer  ArtHeitajre  au/  Grund  neu  aufgeatelUer 
Xormen,  Berlin  1897  (aviilirh).  —  Banekirovt, 
Viinekläge  tu  eitier  Artiteilajre  noeh  nruru 
Principien,  Magdeburg  1889, 

H.  Boettger. 
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1.  Einleitung.  3.  Qeschichtliche  Entwicke- 
Inog.  3.  Bestimmungen  der  deutseben  Ge- 
weroeordDong.  4.  Approbattonen  der  Aerzte. 
ö.  Bestimmnngot  des  Bandesrates  über  den 
Nachweis  der  BefiUiignng.  6.  Ftkhrang  des 
ärztlichen  Titels.  7.  Sonstige  Bechte  der  Aerzte. 
8.  Pflichten  der  Aerzte.    9.  Taxen  für  Aerzte. 

10.  Internationale  Begelan^  fftr  Grenzbezirke. 

11.  Organisation  des  ftntlichen  Standes.  12. 
Ordnung  dei  Bnffidieii  Bemfes  in  Oesterreich. 


13.  Ordnnng  des  fintlicben  Berufe«  in  Frank- 
reich.  16.  Ordnmig  dei  ftrstUohen  Bemiäi  in 

England. 

1.  ElaleUiiiig.  Die  Sone  des  Staates 
für  ein  geeignetes  ärztliches  Personal  äussert 
sich  einmal  in  der  Errichtung  von  Lehran- 
stalten zur  Ausbildung  der  künftigen  Aerzte, 
sodann  in  der  B^elnng  der  Voraussetzungen 
für  die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis.  lu 
letzterer  Beziehung  sind  zwei  Systeme 
m^lich.  Entweder  kann  die  Ausübung  der 
Heilkunde  lediglich  denjenigen  Personen  vor- 
behalten sein,  welche  die  Qualifikation  als 
Aerzte  erlangt  haben.  Oder  die  Behandlung 
der  Krankheiten  wird  jedermann  freigegeben, 
der  Staat  bringt  aber  durch  entsprechende 
Einrichtungen  zur  Kenntnis  des  Publikums, 
welche  Personen  die  Eigenschaft  approbierter 
Aerzte  besitzen,  Das  erstere  System  bestand 
früher  in  Deutschland  und  ist  jetzt  noch  in 
Oesterreich  und  Frankreich  verbreitet, 
wlüirend  das  letztere  in  England  und  seit 
dem  Erlass  der  Gew.-O.  vom  21.  Juni  1869 
auch  in  Deutschland  sich  in  Geltimg  befindet. 

2.  tiesehichtliche  Entwlckelnng.  Die 
Organisation  des  ärztlichen  Berufes  ist  im 
Laufe  des  Mittelalters  zunächst  auf  einer 
korporativen  Grundlage  im  Anschlusy 
an  die  medizinischen  Fakultäten  er- 
folgt. Massgebend  für  die  Gestaltung  dei^ 
selben  wurden  die  Statuten  der  Fakultät 
von  Salemo  aus  dem  Jahre  1232.  Dieselben 
enthielten  Vorschriften  über  dae  Studium 
der  Medizin,  fiber  die  akademische  Doktor- 
promotion und  die  AnflUige  einer  Taxord- 
nui^.  Seit  dem  14.  Jahrhundert  machten 
.die  stadtischen  Obrigkeiten  die  Sorge 
für  das  Heilpersonal  zu  einem  G^nstandc 
ihrer  Thätigkeit.  Es  wurden  besoldete  Stadt- 
ärzte angestellt,  und  da  der  Besitz  des  äkar- 
dem&chen  Doktorgrades  nicht  immer  eine 
sichere  Garantie  für  die  Beähigoug  der  be- 
treffenden Personen  bot,  wurden  besondere 
stadtische  Prüfungen  eingerichtet.  Im  An- 
schluss  daran  entwickelte  fflch  der  Grund- 
satz, dass  die  Ausübung  der  Heilkunde  nur 
geprilften  Aerzten  gestattet  sei. 

Nach  dem  Vorbüde  der  städtischen  Obrig- 
keiten fingen  auch  die  Landesherren 
an,  die  Medizin^verwaltung  in  den  Bereich 
ihrer  Fürsoi^e  hineinzuziehen.  Namentlich 
geschah  dies  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts.  Die  von  den  Landesherren 
erlassenen  Medizinalordnimgen  regelten  die 
Verhältnisse  des  gesamten  Heilpersonals. 
Die  Befugnis  zur  Ausübung  der  ärztlichen 
Praxis  wmrde  von  dem  Bestehen  einer  Staats- 
prüfung abhängig  gemacht  Wer,  ohne  die 
ärztliche  Prüfung  bestanden  zu  haben,  sich 
mit  Heilung  von  Kranken  befasste,  war  straf- 
bar (sogenannte  Kurpfuscherei).  Die  Medi- 
zinalordnungen enthielten  femer  Bestim- 
mungra.  Aber  die  Bechte  und  Pflichten  der 
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Aerzte.  Den  Aerzten  wurde  die  Pflicht  zur 
Hilfeleistung  auferlegt  und  ihre  Honorar- 
ansprüche für  geleistete  Hilfe  durch  be- 
isondere  Taxordnungen  geregelt.  Die  Aerzte 
standall  unter  der  Aufsicht  der  höheren 
Medizinalbehfirdeo,  namentlich  des  CoUegium 
medicum.  Der  Arzt  durfte  eine  Praxis  nur 
in  demjenigen  Staate  ausüben,  in  welchem 
er  die  n-ttrang  bestanden  hatte.  Im  übrigen 
waren  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
L&ndem  verschieden  gestaltet.  In  doigen 
bratand  ein  freies  Niederlassuogsrecht,  so 
dass  diejenigen,  welche  die  Frfifung  be- 
standen hatten,  berediti^  waren,  flberall 
im  lAnde  ftrztlLche  Praxis  auszuüben.  In 
anderen  wurde  den  Aerzten  der  Wohnaitz 
von  der  Regierung  angewiesen.  Diese  Grund- 
sätze erhielten  sich  im  wesentlichen  bis  zum 
Erlass  der  deutschen  Gewerbeordnung. 

Neben  den  Aerzten  hatten  sich  die  Chi- 
nu^n,  welche  die  äusseren  Krankheiten 
behandelten,  als  eine  besondere  Klasse  von 
Personen  entwickelt,  welche  zunächst  ohne 
wissenschaftliche  Bildung  ihre  Kunst  rein 
handwerksmässig  betrieben.  Diuxih  die 
lad  desherrlichen  Medizinalortlninigen  waren 
sie  ebenfalls  der  Aufsicht  der  Jlcdizinalbe- 
hörden  unterstellt  und  die  Ausübung  ihres 
Renifes  von  dem  Bestehen  einer  Prüfung 
abhängig  gemacht  w^onleo.  Erst  in  diesem 
Jahrhundert  liat  sich  die  Chinirgie  zu  einer 
der  iimeren  Medizin  gleichstehenden  Wissen- 
schaft entwickelt.  Damit  ist  aber  die  be- 
sondere Klasse  der  Cliinu'gen  verschwunden 
und  die  Behandlung  der  äusseren  Krank- 
heiten in  die  Hände  der  Aerzte  übergegangen. 

3.  BeHtiinmtuiEen  der  deutschen  Ge- 
werbeordnnng.  Der  Entwurf  einer  Ge- 
werbeordnung, wie  ihn  der  Bundesrat  des 
Tiorddeutschen  Bundes  dem  Reichstage  im 
Jahre  18()8  vorlegte,  schloss  sich  in  bezng 
auf  den  Gewerbebetrieb  der  Aerzte  durch- 
aus dem  geltenden  Recht  an.  Er  bestimmte, 
'lass  Aerzte,  Wundärzte,  Augenärzte,  Zahn- 
ärzte und  Geburtdielfer  zur  Ausübung  ihres 
Gewerbes  einer  Approbation  bedürften,  welche 
auf  Gnuid  eines  Nachweises  der  Befähigung 
erteilt  wei-de.  Diese  Vorschrift  wurde  in 
den  ^Motiven  damit  begründet,  dass  die  Ge- 
setzgebung, wenn  sie  bei  Medizinalpersonen 
auf  einen  Befähij^ngsnachweis  verzichten 
wollte,  in  tiefen  Widerspruch  mit  dem  öffent- 
lichen Bewusstsein  treten  und  die  Sorge 
vernachlässigen  würde,  welche  die  Staats- 
gewalt im  Interesse  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  Staatsangehörigen  entwickeln 
müsse.  Die  einzige,  aUerdings  w^ntJiche 
Aendening,  welche  der  Entwind  der  Ge- 
werbeordnung in  Auseicht  nahm,  war  die 
Einfühnmg  einer  Freizügigkeit  für  die  Aer/te. 
Wer  die  Approbation  als  Ar/t  erlangt  hatte, 
sollte  berechtigt  sein,  sich  an  jedem  Orte 
des  Bundesgebietes  niederzidassen  und  da- 


selbst ärztUche  Praxis  auszuüben.  Der  im 
Jahre  1869  neu  voi^legte  Entwurf  einer 
GtewerbeordnuDg  wiederholte  diese  Vor- 
schriften. 

Dieselben  fanden  jedoch  nicht  die  Billi- 
gung des  Reichstages.  In  den  Veriiandlungen 
wurde  geltend  gemacht,  dass  das  Verbot 
der  Ausübung  der  Heilkunde  durch  andere 
Personen  als  approbierte  Aerzte  thatsAchlich 
nicht  dun^iführbar  und  auch  bisher  in  der 
Praxis  vielfach  übertreten  worden  seL  Man 
könne,  so  wurde  ausgeführt,  dem  Publikum 
die  Wahl  der  Personen,  von  denen  es  sich 
bei  Krankheiten  wolle  behaudeln  lassen, 
ruhig  Überlassen.  Man  habe  nur  dafür  zu 
Borgeu,  dass  dasselbe  darüber  unterrichtet 
sei,  ob  derjenige,  aa  den  es  sich  wende,  die 
Eigenschaft  einer  geprüften  Medizinalperson 
besitze.  Diese  Erwägiuigen  filhrten  zur  An- 
nahme eines  Antrages  der  Abgeoi-dneteu 
Runge  und  von  Hennig,  nach  welchem  die 
Ausübung  der  Heilkunde  freigegeben,  eine 
Approbation  aber  für  diejenigen  Pei-souf^n 
vorgeschrieben  wurde,  welche  sich  als  Aerzte 
oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln  bezeich- 
neten oder  seitens  des  Staates  odor  einer 
Gemeinde  als  solche  anerkannt  oder  mit 
amtlichen  Funktionen  beti-aut  werden  sollten. 

Diese  Bestimmung  der  norddeutsclu'u 
Gewerbeoi-dnung  hat  mit  Ausdehnung  der- 
selben auf  die  süddeutschen  Staaten  dort 
ebenfalls  Geltung  erlangt  und  ist  schon 
durch  ein  G.  v.  ir>.  Juli  1872,  also  lange 
Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  der  gesamten 
Gewerbeordnimg,  auch  in  Elsass-Ijotliringen 
eingeführt  worden. 

Auf  die  Besclilussfassung  des  nonl- 
deutschen  Reichstages  sind  namentlich  die 
Bestrebungen  der  Berliner  medizinischen 
GeseUschaft  von  Einflnss  gewesen,  welche 
die  Verpflichtung  der  Aerzte  zur  Gewälu-ung 
von  Hilfe  beseitigt  wissen  wollte  und  diesps 
Ei^ebnis  nm-  mit  der  Aufhebung  des  Kui-- 
pfuschereiverbotes  glaubte  erreichen  zti 
Können.  Die  Erfahrungen,  welche  man  mit 
den  jetzigen  gesetzlichen  Vorschriften  ge- 
macht hat,  sind  aber  keineswe^  erfreuliche 
gewesen.  Der  firzüiche  Stand  ist  durch  die- 
selben erheblich  geschädigt  worden,  und  die 
Kurpfusdierei  hat  unter  ihrer  Herrschaft 
bedenklich  überhand  genommen.  Diese  Auf- 
fassung ist  jetzt  in  ärztlichen  Kreisen  ziem- 
lich allgemein  verbreitet,  und  am  10.  Sep- 
tember 1S97  hat  der  deutsche  Aerztetag 
sich  mit  eiosser  Alajorität  dafür  ausge- 
sprochen, die  bisherige  Freigal»  der  ärzt- 
hchen  Praxis  aufzuheben,  die  Ausübung  der 
Heilkunde  nur  approbierten  Aerzten  zu  ge- 
statten, die  Kurpfuscherei  'wieder  unter 
Strafe  zu  stellen  und  die  Bestimmungen  der 
Gew.-O.  durch  eine  deutsche  Aerzteordnung 
zu  ersetzen  (München  er  medizinische  Wochen- 
schrift 1897,  S.  1052),    Die  .Gesetzgebung 
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vird  daher  nicht  umhin  kOonen,  die  Fr^^ 
ob  der  bisherige  Rechtszustaad  auf  me 
Bauer  halfbar  iä,  enistlioh  in  Elrwflgüiig  zu 
ziehen.  Die  f^reizOgie^eit  der  Aerzte  v^Srde 
selhetverstaadlich  andi  bei  ein«-  Aendemng 
der  jetzigeD  Gesetzgebung  beizubehalten 
sein.  Die  Pflicht  zur  Hilf  Leistung  braucht 
gleiehfolls  nicht  viederheigesteUt  zu  werden, 
da  bei  dem  grossen  Angebot  firztücher  Krfifte 
imd  der  um&ssenden  Sorge  für  die  arbei- 
t«iden  Klassen  durch  Eassenärzte  ein  Be- 
dürfnis zu  einer  derartigen  Bestimmung 
wohl  h&um  vorhanden  ist.  Auch  von  den 
Aerzten  Trird  eine  solche  nidit  für  notwen- 
dig erachtet. 

4.  Approbationen  der  Aenste.  Nach 
den  Vorscnriften  des  §  29  der  Gew.-O.  ist 
die  Ausübung  derHeilkunde  jeder- 
mann freigegeben.  Einer  Approba- 
tion bedürfen  nur  diejenigen  Personen, 
welche  sich  als  Aerzte  (Wundärzte,  Augen- 
ärzte, Geburtshelfer,  Zahnärzte  und  Tier- 
ärzte) oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln 
bezeichnen  oder  seitens  des  Staates  oder 
einer  Gemeinde  mit  amtüchen  Funktionen 
betraut  werden  sollen.  Diese  Approbation 
wird  auf  Grund  eines  Nachweises  der 
Befähigung  erteilt;  sie  darf  nur  erteilt 
werden,  wenn  der  NacMiweis  der  Befähigung 
geliefert  ist,  und  sie  muss  jedem  erteilt 
werden,  der  diesen  Nachweis  erbracht  hat. 
DfT  Bundesrat  hat  die  Behörden  zu  be- 
zeichnen, welche  Approbationen  zu  erteilen 
beh^  sind,  und  die  Vorschiiften  über  den 
}wachweis  der  Befähigung  zu  erlassen.  Be- 
iKdirSnkt  ist  er  nur  insofern,  als  die  Appro- 
bation von  der  vorherigen  akademischen 
DofctQcpromotion  nicht  abhängig  gemacht 
werden  darf.  Dem  Bundesrat  ist  femer 
Torbehalten,  zu  bestimmen,  nnter  welchen 
Voiaiissetznngen  Personen  wegen  wissen- 
HittftUeh  erprobter  Leistungen  von  der  vor- 
geschriebenen Prüfung  ausnahmsweise  zu 
entbinden  sind. 

IMe  Approbation  erstreckt  ihre  Wirkung 
aof  das  ^anze  Beichsgebiet.  Wer  die 
Approbation  erlangt  hat,  kann  sich  au  jedem 
'Me  des  Beirhes  niederlassen  und  d^elbst 
nnter  der  Bezeichnung  »Arzt«  ärztliche 
Praxis  ausüben.  Als  für  das  ganze  Reich 
approbiert  gelten  femer  diejenigen  Personen, 
welche  vor  "Verkündigung  der  Gewerbeord- 
nung in  einem  Bundesstaate  bezw.  im  Reichs- 
laode  EIsBES-Lothringen  die  Berechtigung 
zum  Gewerbebetriebe  als  Aerzte,  Wtmdärzte, 
Zahnärzte,  GteburtsheUer,  Tierärzte  erlangt 
hatten. 

Eine  ZurQckn^ime  der  Approbation  durch 
die  Verwaltun^behörde  ist  nur  dann  zu- 
lässig, wenn  entweder  die  Unrichtigkeit  der 
Nschweise  dargethan  wird,  auf  Grund  deren 
die  Approbation  erteilt  worden  ist,  oder 
wenn  dem  Approbierten  die  bürgerlichen 


Ehrenre<^te  aberkannt  sind,  im  letzteren 
Falle  jedoch  nur  für  die  Dauer  des  iSiren- 
verlustes  (Gew.-O.  §  53). 

ft.  BesttBunnageB  des  BnndeBrateB 
Aber  den  Nachweis  der  BefUntgniis. 
Die  erste  Regelung  der  medizinischen  Prü- 
fungen fand  Avacb.  Bundesratsverordnung  v. 
25.  September  1869  statt.  An  ihre  Stelle 
ist  später  die  Y.  v.  2.  Juni  1883  (Centr.- 
Bl.  S.  191  ff.)  getreten.  Letztere  hat  aber 
durch  die  V.V.  v.  25.  März  1885  (Centr.-Bl. 
S.  75),  2.  April  1885  (Centr.-Bl.  S.  144), 
25.  April  1887  (Centr.-Bl.  S.  110  ff.),  bereits 
wieder  verschiedene  Abänderangeu  erf^ireu. 

Nach  Massgabe  dieser  Bestimmungen 
sind  zur  Erteilung  der  Approba- 
tionen befugt:  1)  die  CentralbehSrden 
derjenigen  Bundesstaaten,  welche  eine  oder 
mehrere  Landesuniversitäten  haben,  mithin 
ziur  Zeit  die  zuständigen  Ministerien  des 
Königreichs  Preus8en,desKönigreichsBayem. 
des  Königreichs  Sachsen,  des  Königreichs 
Württembei^,  des  Qrossherzogtums  Baden, 
des  Grossherzogtums  Hessen,  d^  Gross- 
herzogtiuns  Mecklenburg-Schwerin  und  in 
Gemeinschaft  die  Ministerien  des  Gross- 
herzogtums Sachsen  und  der  sächsischen 
Herzogtümer;  2)  das  Ministerium  für  Elsass- 
Lothringen. 

Die  Approbation  wird  demjenigen  erteilt, 
der  die  ärztliche  Prüfung  vollständig 
bestanden  hat.  Die  Prüfung  kann  vor  jeder 
ärztUchen  Priifimgskommission  bei  einer 
Universität  des  Iteutschen  Reicl^  abgelegt 
werden.  Die  Kommission  wird  xoa  der 
zur  Erteilung  der  Approbation  berechtigten 
Behörde  für  jedes .  Prüfungsjahr  nach  An- 
hönmg  der  medizinisdien  Fakultät  aus  ge- 
eigneten Fachmännern  ernannt.  Die  Voraus- 
setzungen der  Zulassimg  zur  Prüfung  sind : 

1)  das  Zeugnis  der  Reue  von  einem  huma- 
nistischen Gymnasium  des  Deutschen  Reiches. 

2)  der  dnich  üniTerBitätsabgangszeugnisse 
zu  führende  Nachweis  eines  medizinischen 
Studiums  von  mindestens  neun  Iblbjahren 
auf  Universitäten  des  Deutschen  Reiches : 

3)  der  Nachweis,  dass  der  Kandidat  bei 
einer  T^niversität  des  Deutschen  Reiches  die 
ärztliche  Vorprüfung  vollständig  bestanden 
und  demnächst  noch  mindestens  vier  Halb- 
jahre dem  medizinischen  Universitätsstndium 
gewidmet  hat;  4)  der  Nachweis,  dass  der 
Kandidat  mindestens  je  zwei  Halbjahre  hin- 
durch an  der  chirurgischen,  medizinischen 
und  geburtshilfhchen  Klinik  als  Praktikant 
teilgenommen,  mindestens  je  zwei  Kreissende 
in  Gegenwart  des  Lehrers  oder  Assistenz- 
arztes selbständig  entbunden,  ein  Halbjahr 
als  Praktikant  die  Klinik  für  Augenkrank- 
heiten besucht,  am  praktischen  Unterricht 
in  der  Impftechnik  teilgenonmien  und  die 
ziu-  Ausübung  der  Impfung  erforderlichen 
technifidien  Fertigkeiten  erworben  hat.  Die 
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Prüfung  umfasst  folgende  Abschnitte:  1)  die 
anatomische  Prüfung,  2)  die  physiologische 
I*rüfung,  3)  die  Prüfung  in  der  pathol(^- 
scben  Anatomie  und  der  allgemeinen  Patho- 
logie, 4)  die  chiruifäsch-ophthahniatrische 
Prüfung,  5)  die  raediziniBche  Prüfung,  6) 
die  geburtshilflich-gynÄkologische  Prüfung, 
7)  die  Prüfung  in  der  Hygiene,  üeber  die 
Art  uud  den  Umfang  der  in  den  einzehien 
Prüfungen  darzulegenden  Keonteisse  enthält 
die  Yerordnung  nUiere  Bestimmungen.  Zu 
dem  Abschnitt  II  der  Prüfung  wird  nur 
zugelassen,  wer  den  Abschnitt  I,  zu  Ab- 
scmiitt  ni — Vn  nur  derjenige,  der  den  Ab- 
sdmitt  I  und  II  bestanden  hat  Das  Nicht- 
brätehen eines  der  Abschnitte  III — Vn  hat 
zur  Folge,  dass  die  Prüfung  in  demselben 
wiedeiiiolt  werden  muss.  Wer  bei  der 
Wiederholung  einer  Prüfung  dieselbe  nicht 
besteht,  vird  zu  einer  weiteren  Prüfung 
nicht  zugelassen.  Ausnahmen  kOnnen  nur 
ans  besonderen  Gründen  vom  Beichskanzler 
in  Uebereinstimmmig  mit  der  zustibidigen 
Landescentralbehdrde  zugelassen  werden. 

Ueber  die  medizinische  Vorprü- 
fung ist  eine  besondere  Bundesratsverord- 
nung vom  2.  Juni  1883  ergangen  (Centr.- 
Bl.  S.  198),  welche  durch  V.  v.  17.  Januar 
1888  {Centr.-Bl.  S.  9)  eine  Abänderung  er- 
fahren hat  Die  Prüfung  kann  nnr  vor  der 
Prüfungskommission  derjenigen  UniversitÄt 
des  Deutschen  Reiches  abgelegt  werden, 
bei  welcher  der  Studierende  immatrikuliert 
ist.  Die  Pnlfungskommission  besteht  aus 
dem  Dekan  der  medizinischen  Fakultät  als 
Vorsitzenden  und  aus  Universitätslehrern 
der  Fächer,  welche  Gegenstand  der  Prilfung 
sind.  Sie  wird  jährlich  von  der  zur  Er- 
teilung der  Approbationen  berechtigten  Be- 
hörde nach  Anhörimg  der  medizinischen 
Fakultät  berufen.  Die  Zulassung  zm-  Prüfung 
ist  bedingt :  1)  durch  das  Zeugnis  der  Reife 
von  einem  humanistischen  Gymnasium  des 
deutschen  Reiches,  2)  durch  den  Nachweis 
eines  medizinischen  Studiums  von  mindestens 
vier  Halbjahren  auf  Universitäten  des  Deut- 
sehen Reiches.  Die  Prüfung  erstreckt  sich 
auf  Anatomie,  Physiologie,  Physik,  Chemie, 
Botanik  und  Zoologie ;  doch  werden  Botanik 
und  Zoologie  als  ein  Gesamtfach  behandelt. 
AVer  die  JEVÜfung  in  einem  dieser  Fächer 
nidit  besteht,  muss  sich  einer  Wiederholung 
derselben  unterziehen. 

Approbationen  für  Specialfächer 
werden  nicht  erteilt  Nur  für  Zahnärzte 
ist  eine  besondere  Frfifuu)^  vorgeschrieben, 
für  welche  jetzt  die  Vorschriften  der  Bundes- 
mtevercmlnung  vom  5.  Juli  1889  (Centr.-Bl. 
S.  417  U.)  massgebend  sind.  Die  Prüfung 
ist  vor  den  für  die  Prüfungen  der  Aerzte 
bestehenden  Eommissionen  abzulegen,  denen 
für  diesen  Zweck  mindestens  ein  praktischer 
Zahnarzt  beizuordnen  ist    IXe  Zulassung 


zur  Prüfung  ist  bedingt :  1)  durch  den  Nacli- 
weis  der  Reife  für  die  Prima  eines  deutschen 
G^nnnasiums,  2)  mindestens  einjähriger  prak- 
tischer Thätigkeit  bei  einer  zahnärzüicheu 
höhereu  Lehranstalt  oder  eiuem  approbiei-ten 
Zahnarzt,  3)  einem  zahnärztlichen  Studiimi 
von  mindestens  vier  Halbjahren  auf  üniver^ 
sitäten  des  Deutschen  Reiches.  Die  I^üfirnjc; 
erstreckt  sich  teüs  auf  allgemeiDe  medizini- 
sche Kenntnisse,  teils  auf  solche,  welciio 
dem  spedellen  Bereiche  der  Zahnheilkunde 
angehören.  Approbierte  Aerzte,  welche  die 
Approbation  sSs  Zahnärzte  zu  erlangen 
wünsdien,  brauchen  nur  die  speciell  zahn- 
ärztlichen Teile  der  Prüfung  zu  absolvieren. 

6.  Fähmng  des  tatUchen  Titelt*. 
Die  approbierten  Personen  sind  allein  befugt, 
sich  als  Arzt  oder  mit  einem  gleich- 
bedeutenden Titel  zu  bezeichnen.  Wei- 
ohne  approbiert  m  sein  sich  als  Arzt  be- 
zeichnet oder  äck  «nen  ähiüichen  Titel 
beilegt,  durch  den  der  Glauben  erweckt 
wird,  der  Inhaber  desselben  sei  eine  ge- 
prüfte Kedizinalperson,  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  dreihundert  Hark,  im  Unvermögens- 
falle  mit  Haft  bestraft  (Gew.-O.  §  147  Nr.  3). 

Als  gleichbedeutende  Titel  nennt 
die  Gewerbeordnung  ausdrücklich  die  Be- 
zeichnungen :  Wundarzt ,  Geburtshelfer, 
Augenarzt  Zahnarzt.  Diese  Erwähnung  soll 

C'och  keine  voUständi^  Aufzälüuug  ent- 
ten.  Unter  die  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung fällt  aucli  jede  andere  Be- 
zeichnung, welche  geeignet  ist,  den  Glauben 
zu  erwedten,  der  Inhaber  sei  eine  geprüft** 
Medizinalperson.  Die  Fr^v.  ob  ein  ange- 
nommener Titel  dazu  geeignet  wai-,  muss 
im  einzelneu  Falle  nach  ricliterlichem  Er- 
messen entschieden  wei-den.  Von  wesent- 
licher Bedeutung  ist  die  Frage,  in  welchem 
Umfange  die  Führung  des  Doktortitels 
als  strafbar  erachtet  werden  mufis.  Zweifi:>l- 
los  fällt  die  unberechtigte  Ffüll'ung  des- 
selben unter  die  Strafbestimmung  des  ij  3(ill 
Nr.  8  des  R.Str.G.B.,  welche  die  unl»efugto 
Annaiime  von  Titeln  mit  Geldstrafe  bis  zu 
einhundertfünfzig  ilark  oder  mit  Haft  be- 
droht. Dagegen  entsteht  die  Frage,  ob  die 
unberechtigte  Annahme  des  Doktortitels  auch 
mit  der  in  §  147  der  Gew.-O.  angedi-ohteu 
höheren  Geldstrafo  von  dreihundert  Mark 
bestraft  wei-den  darf.  Diese  Frage  ist  zu 
bejahen.  Da  es  in  dem  grössten  Teile  von 
Deutschland  üblich  ist,  den  Arzt  als  ^Dok- 
tor« zu  bezeichnen,  so  kann  die  Annahme 
des  Doktortitels  in  dem  Publikum  allei-dings 
den  Glauben  erwecken ,  die  betreffende 
Person  sei  eine  geprüfte  Medizinalpei*son. 
Dies  ist  auch  sowohl  in  der  Reditsi^echung 
des  Reichsgerichts  (Entscheidungen  in  Straf- 
sachen Bd.  I,  S.  117  ff.)  als  von  der  über- 
wiegenden Zeitl  der  Schriftsteller  anerkannt 
wortlen  (Cohn  a.  a.  0.  S.  640ff.,  Meves 
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a.  a.  0.  S.  68,  69.  Zorn,  Staatsrecht  des 
Deutschen  Reiches  Bd.  II,  S.  481.  Jolly 
bei  Schönberg  IH,  S.  941,  in  t.  Stengefa 
Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungg- 
redites  Bd.  S.  89).  Die  ent^efeneesetzte 
Meinung  von  M.  Seydel  (in  Huths  Annalen 
a.  a.  0.  S.  638  Anm.  2)  BtQtzt  sieb  darauf, 
das8  die  Ctewerbeordnung  die  PromotioD  als 
etwas  fOr  die  Approratum  Unerhebliches 
bezeichne,  der  TiteTDr.  med.  also  objek- 
tiv nicbt  als  B^eichnung  einer  geprüften 
Medizinalpersoll  erscheiiie.  Hierauf  Ic^  aber 
<lie  Gewrabeordanng  kein  Oevicht,  B(»idem 
nur  dacani^  ob  dural  die  Bezeichiiiing  der 
Ölauben  erweckt  werden  kann,  der  In- 
haber sei  eine  geprüfte  Medizinalperson. 
Dag^n  kann  die  berechtigte  Führung 
des  Doktortitels  entgegen  der  meinung  ver- 
sdüedoier  Schriftsteller  (Meves  a.  a.  0., 
Jollya.a.0.,  Cörmana  in  der  juristischen 
Zeitschrift  für  Msass-Lothringen  Bd.  XV, 
S.  426,  Schenkel,  Kommentar  zur  Gew.-O. 
2.  Aufl.  zu  §  147  Nr.  11,  Zehnter,  Die 
FOhnmg  zahnfirztUcher  Titel,  S.  85ff.)  nicht 
für  strafbar  erachtet  werden,  auch  wenn 
derselbe  in  eine  Beziehung  zur  Ausübung 
<ler  Heilkunde  gesetzt  wird.  Eine  Strafbar^ 
keit  könnte  höchstens  dann  eintreten,  wenn 
durch  den  Zusatz  »Dr.  med.«  zu  einem 
anderen  von  dem  Betreffenden  unberechtigt 
geführten  Titel  die  Meinung  erweckt  würde, 
er  sei  eine  geprüfte  Medizinalperson.  In 
diesem  Falle  würde  aber  nicht  die  Führung 
des  Doktortitels,  sondern  die  des  anderen 
Titels,  über  dessen  Bedeutung  durcli  den 
Zusatz  Dr.  med.  eine  irrtümliche  Auffassuüg 
herbeigeführt  werden  sollte,  die  Sti-afbarkeit 
begründen.  Von  dieser  Anschauung  geht 
auch  die  vorher  erwähnte  Entscheidung  des 
Reichsgerichtes  aus  (Entscheidungen  in  Straf- 
sachen Bd.  I,  S.  117  ff.).  Ob  der  Grundsatz 
in  dem  dort  behandelten  konkreten  Falle 
eine  richtige  Anwendung  gefunden  hat,  mag 
hier  ausser  Betracht  bleil^n. 

Da  die  Prüfung  für  Äerzte  und  Zahn- 
aizte  eine  völlig  verschiedene  ist,  so  dürfen 
sich  weder  approbierte  Aerzte  als 
Zahnärzte  iioch  approbierte  Zahn- 
ärzte als  Aerzte  bezeichnen.  Zuwider^ 
handliingen  xmterli^;eu  der  Strafe  des  §  147 
Nr.  3  der  Gew.-O. 

7.  Sonstige  Rechte  der  Aerzte.  Ab- 
gesehen von  dem  Bedite  der  Führung  des 
ärzäichen  Titels  gemessen  die  approbierten 
Aozte  noch  emige  ooderweite  Vorrechte. 
Sie  allein  dürfen  vom  Staate  oder  von  einer 
Gemeinde,  unter  welchen  B^riff  auch 
Kommunalverbände  höherer  Ordnung  fallen, 
mit  amtlichen  Funktionen  betraut 
weiden  (Gew.-O.  §  29).  Diese  Bestimmung 
enthält  ein  Verbot  für  die  Staaten  und  Kommu- 
nalverbände, anderen  Personen  £js  approbier- 
ten Aerzten  am  tliche  Befugnisse  zu  übertragen. 


Wenn  auch  die  Ausübung  der  Heilkunde 
im  alkemeinen  jedermann  frei^geben  ist, 
so  sind  doch  gewisse  Thätigkeiten  reichs- 
gesetzlich ausschliesshch  den  approbierten 
A^ten  vorbehalten.  Sie  allein  dürfen  die 
Heilkunde  im  Umherziehen  aus- 
üben (Gew.-O.  §  56&);  sie  allein  sind  be- 
fugt, Impfungen  T<»rzunehmen  (Impfg. 
V.  8.  April  1874  §  8). 

AuBsradem  sind  den  Aerzten  durch 
Beichsgeaetze  noch  gewisse  andere  Vor- 
rechte beigelegt  worden.  Sie  bleiben 
straSres,  wenn  sie  bei  einem  Zweikampfe 
zum  Zwecke  der  Hilfeleistung  zugezogen 
sind  (B.StG.B.  §  209).  Sie  können  das  Amt 
eines  Schöffen  oder  Geschworenen  ablehnen 
{R.-Ger.-Verf.-G.  §§  35,  85).  Sie  sind  im 
Strafprozess  zur  Verweigerung  des  Zeug- 
nisses hinsichtlich  desjenigen  berechtig, 
was  ihnen  bei  Ausübung  ihres  Berufes  an- 
vertraut ist,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht 
von  der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit 
entbunden  sind  (RStrJ.O.  §  52).  Auch  im 
Civilprozess  dürfen  sie  das  Zeugnis  in  Bezug 
auf  solche  Thatsachen  ablehnen,  welche 
ihnen  kraft  ihres  Standes  oder  Grewerbes 
anvertraut  sind  und  deren  Geheimhaltung 
durch  die  Natur  derselben  geboten  ist  (R. 
C.P.O.  §  348).  Die  zur  Ausübung  ihres 
Berufes  erforderlichen  Gegenstände  und  an- 
ständige Kleidung  müssen  ihnen  bei  der 
Pfändung  im  ZwangsvoUstreckimgsverfahre» 
belassen  werden  (R.C.P.O.  §  715).  Ihre 
taxmässigen  Forderungen  w^en  Kur-  und 
Pflegekosten  aus  dem  letzten  Jahre  ge- 
messen einen  Vorzug  im  Kookurse  (Konk.- 
0.  §  54).  Die  zur  Ausübung  ihres  Berufes 
erforderlichen  Pferde  dürfen  im  Frieden 
und  Kriege  für  Zwecke  der  Militärvei^- 
waltung  nicht  in  Anspruch  genommen 
werden  (R.G.  über  die  Kriegsleistungen  \. 
13.  Juni  1883  §  25.  R.G.  über  die  Natund- 
leistungen  für  die  bewaffnete  ilacht  im 
Frieden  v.  13.  Febniar  1885  §  3). 

Den  Keichsgesetzen  treten  er^lnzend  die 
Vorschriften  des  Landesrechtes 
hinzu.  Da  die  Gtew.-O.  nur  die  Zulassung 
zur  Ausübung  tier  Heilkunde  regelt,  so  sind 
in  allen  anderen  Beziehungen,  soweit  nicht 
die  spätere  Reichsgesetzgebung  an  einzelnen 
Funkten  eingegriffen  hat,  die  Bestimmungen 
der  fjandesgesetzgebungen  in  Kraft  ge- 
bUeben.  Nach  Massgabe  des  Landesredites 
^d  die  A^te  in  der  Regel  befugt,  die 
Apotheken  zum  Verkauf  st&ker  wirkender 
Arzneien  zu  ermächtigen.  Sie  haben  das 
Recht,  unter  gewissen  Voraussetzungen  und 
in  beschränktem  Umfange  Arzneien  zu  ver- 
kaufen. Auch  ist  ihnen  meist  das  Recht 
beigelegt  worden,  gewisse  öffentliche  Aemter 
abzulehnen. 

8.  Pflichten  der  Äerzte.  Die  Pflichten 
der  Aerzte  bestimmen  sich  ebenfalls  teils 
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nach  Reichsrecfat,  teils  nach  Landes- 
recht 

Durch  die  früheren  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  war  den  Äerzten  oft  unter 
Androhung  von  Strafen  eine  Pflicht  zur 
Hilfeleistung  auferlegt  Diese  Bestim- 
mungen sind  durch  die  Reichsg^etzgebung 
anJ^hoben  (Gew.-O.  §  144).  Es  ist  dem- 
nadi  kein  Ar7t  mehr  verpflichtet ,  dem- 
jenigen, der  seine  Hilfe  in  Anspruch  nimmt, 
dieselbe  zu  leisten.  Nur  bei  UnglÜ(±sfiLllen 
oder  gemeiner  Gefahr  kann  ein  Arzt,  wie 
jede  andere  Person,  von  der  Polizeibehörde 
zur  Hilfe  aufgefordert  werden  und  ist  ver- 
pflichtet, dieser  Aufforderung  zu  entsprechen, 
wenn  er  derselben  ohne  erhebliche  eigene 
Oe&ihr  genOgen  kann  (RStr.Q.B.  §  360 
Nr.  10). 

Die  ander^'eiteu  reichsgesetzlichen 
Pflichten  der  Aerzte  sind  folgende:  Sie 
müssen  Zeugnisse,  welche  sie  über  den  Ge- 
sundheitszustand eines  Mensehen  zum  Ge- 
brauche bei  einer  Behörde  oder  Versiehe- 
ningsgeaellschaft  abgeben ,  nach  bestem 
Wissen  erteilen,  widrigenfalls  sie  mit  Ge- 
fängnis von  einem  Monat  bis  zu  zwei  Jahren 
bestraft  werden  (R.Str.G.B.  §  278).  Es  ist 
ilinen  bei  Geldstrafe  bis  zu  1500  3Iark  oder 
(lefängnisstrafe  bis  zu  drei  Monaten  ver- 
löten j  Privatgeheimnisse  zu  offenbaren, 
welche  ihnen  kraft  ihies  Berufes  anvertraut 
sind  (R.Str.G.B.  §  30U).  Der  bei  einer  Ge- 
Vjurt  anwesende  Arzt  ist  bei  Verhinderung 
des  ehelichen  Vatere  und  der  Hebamme 
verpflichtet,  die  pesefzlich  voi^eschriebene 
Anzeige  über  die  betreffende  Geburt  dem 
Standesbeamten  des  Bezirkes  zu  erstatten 
(R.G.  über  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes und  die  Eheschliessung  v.  6.  Febniar 
1S75  §  18). 

Nach  Ij au  desrecht  sind  die  Aerzte 
in  der  Regel  verpflichtet,  von  dem  Aus- 
bruch ansteckender  Krankheiten  Anzeige  zu 
machen  imd  ihren  Wohnort  bezw.  Ver- 
finderungen  desselben  der  Behörde  anzu- 
zeigen. Dagegen  besteht  filr  Aerzte  keine 
i-eichsgesetzTiche  Pflicht  zur  Anzeige  ihres 
Gewerbebetriebes,  da  die  A'orechiiften  der 
Gew.-O.  über  die  Anzeigepflicht  der  Gewerbe- 
treibenden auf  sie  keine  Anwendung  finden. 

9.  Taxen  tfir  Aerzte.  Die  Bezahlung 
der  Aerzte  für  ihre  Leistungen  unterli^ 
der  freien  Vereinbarung.  Von  den  Centrai- 
behörden können  alleraings  Taxen  fest- 

f setzt  werden,  aber  diese  dienen  nur  als 
orm  für  streitige  Fälle  in  Ermange- 
lung einer  Vereinbarung  (Gew.-O.  §  80). 
Dem  Arzte  bleibt  es  also  unbencnnmen,  so- 
wohl mehr  als  weniger  zu  fordern,  als  die 
Taxe  beträgt,  wenn  er  sich  mit  der  Gegen- 
partei .darüber  verst&adigt  Die  vor  dem 
Inkrafttreten  der  Gew.-O.  eingeführten  Taxen 
sind  auch  nach  dem  Ei'lass  derselben  als 


fortbestehend  anzusehen,  so  luige  ae  nicht 
durch  eine  aosdrOckliche  Verfügung  auf- 
gehoben werden. 

10.  Intematioamle  Regelung  förGreiuc- 
beEirke.    Die  von  einem  Lande  erteilte 
Befugnis  zur  Ausübung  der  Jb^tlichen  Pnuds 
hat  nur  für  das  betreffende  Land  Wirkung. 
Die  in  Deutschland  approbierten  Aerzte  sind 
daher  auf  Grund  ihrer  deutschen  Appro- 
bation nicht  berechtigt,  in  ausserdeutscmen 
Ländern   ärzthdie   rnuäs    zu  betreiben. 
Andererseits  besitzen  Personen,  welche  in 
anderen  Ländern  als  Aerzte  anerkannt  sind, 
nicht  die  Befugnis,  in  Deutschland  untei- 
der  Bezeichnung  »Arzt«  Heilkunde  auszu- 
üben.   Für  Grenzbezirke  besteht  aber 
hfluf^  das  Bedürfnis,  bei  Ausübung  der 
ärztlichen  Praxis  aus  dem  Bereiche  des 
einen  Staates  in  den  des  anderen  überzu- 
greifen.  Deshalb  empfiehlt  sich  für  solche 
Gebiete  eine  vertragsmässige  Rege- 
lung. In  Erwägung  dieser  Gesichtspunkte 
hat  das  Deutsche  Reich  mit  einer  Reihe 
von  Nachbarstaaten  Konventionen  über  die 
gegenseitige  Zulassung  der  au  der  Grenze 
wohnhaften   Medizinalpersonen    zur  Aus- 
übung der  Praxis  abgeschlossen,  so  mit 
Belgien  am  7.  Februar  1873  (R.G.BI.  1873 
S.  55  ff.),  mit  den  Niederlanden  am  11.  De- 
zember 1873  {H.G.BI.  1874  S.  99  ff.),  mit 
Oesterreich-Ungarn  am  30.  September  1882 
(R.G.BI.  1883     38  ff.),  mit  Luxemburg  am 
4.  Juni  188.3  (RG.Bl.  S.  19  ff.),  mit  der 
Schweiz  am  29. Februar  1884 (R.G.BI.  S.  45  ff.). 
Nach  Massgabe  dieser  Verträge  können  die 
Aerzte  des  einen  Teils,  welche  in  der  Nähe 
der  Grenze  wohnhaft  sind ,  ihre  Berufs- 
thätigkeit  auch  in  den  nahe  der  Grenze  be- 
legenen Orten  des  anderen  Teils  in  gleichem 
Umfange,  wie  ihnen  dies  in  der  Heimat  ge- 
stattet ist,  ausüben.  Zur  Selbstverabreichung 
von  Arzneimitteln  an  Kranke  sollen  sie  je- 
doch nur  im  Falle  drohender  Lebensgefahr 
befugt  sein.   Zur  dauernden  Niederl^sung 
im  Nachbarlande  sind  sie  nur  dann  be- 
rechtigt, wenn  sie  sich  der  daselbst  gelten- 
den Gesetzgebung,  insbesondere  einer  noch- 
maügen  Prüfung  unterwerfen.    Bei  Aus- 
übung ihres  Berufes  im  Nachbarlande  haben 
sie  sich  nach  den  daselbst  bestehenden  ge- 
setzlichen Vorschriften  zu  richten. 

11.  Oi^BBisation  des  firstlichen  Stan- 
des. In  ärztlichen  Kreisen  ist  der  Wunsch 
herroi^treten,  die  Beichsgesetzgebimg 
eine  einheitUche  Organisation  des  ärztlichen 
Standes  für  das  gan  ze  Reich  herbeiführen 
imd  zu  diesem  Zwecke  eine  deutsche 
Aerzteordnung  erlassen.  In  allen  deut- 
schen Staaten  sollten  ärzüldie  Standesver- 
tretungen  errichtet,  denselben  eine  Dis- 
ciplinaigewalt  Über  die  Aerzte  eingeräumt 
und  zur  Vertretung  der  Aerzte  bei  den 
obersten   ßeichsbehörden   ein  Centralaus- 
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schuss  ÖDgesetzt  werden  (v^l.  die  Beschlüsse 
des  deatedien  Aerztetoges  im  Jahrb.  t  Ges. 
B.  Verw.  6,  S.  233ff.  und  die  AnsffihmiiRen 
des  Abgeoidneten  Dr.  Graf-Elberfeld  in  der 
SitzuDg  des  prensraschen  Abgeordnetoihaiises 
vom  9.  Februar  1884,  Sten.  Ber.  Bd.  II, 

5.  1336  ff.).  Auch  der  Keichstag  hat  sich 
bei  Gel^ienheit  der  Beratang  der  Gewerbe- 
mdnnngsnoTelle  vcm  1^3  rar  den  Eriass 
einer  dentsdien  Aerzteordnung,  durch  welche 
den  Oi^nen  der  Berufegenossen  eine  ehren- 
gerichlJiche  Strafgewalt  über  dieselben  bei- 
gelegt "werde,  ausgesprochen  (Sitzung  vom 
1.  Juni  1883,  Sten.  Ber.  Bd.  IV,  S.  2762). 
In  der  That  ISsst  sich  nicht  leugnen,  dass 
für  eine  derartige  Einrichtung  sehr  gewich- 
tige Gründe  sprechen.  Der  Arzt  ist  kein 
gewöhnlicher  Gewerbetreibender.  Bei  der 
Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  kommen 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechtes  und 
der  allgemeinen  Sicherheit  in  Betracht.  Die 
Natnr  des  ärztlichen  Berufes  legt  dem  Arzte 
besondere  Berufspflichten  auf,  deren  Be- 
obachtung überwacht,  deren  Verletzung  dis- 
ciplinarisch  verfolgt  werden  muss.  Die 
Handhabung  di^er  Disciplin  kann  aber^  da 
die  Disciplinai^walt  der  oberen  Medizinal- 
behörden Ober  die  Aerzte  weggefallen  und 
an  deren  Wiederherstellung  schwerlich  zu 
denken  ist,  nur  korporativen  Organen  an- 
vertraut werden,  welche  aus  dem  Aerzte- 
Stande  selbst  hervorgehen.  Der  geschäfts- 
ffifareDde  Ausschuss  des  deutsdien  Aerzte- 
vereinsbundes  hatte  gegen  Ende  der  80  er 
Jahre  an  den  Beichskanzler  das  Gesucii  ge- 
richtet, die  Vorlegung  einer  die  gesamte 
rechtliche  Stellung  der  Aerzte  r^elnden 
deutschen  Aerzteordnung  veranlassen  zu 
wollen.  Dieses  Gesuch  wurde  aber  durch 
Bescheid  vom  3.  Hai  1889  ablehnend  be- 
antwortet und  zwar  mit  der  Motivierung, 
<lafis  hinsichtlich  des  Erwerbes  und  der  Ent- 
ziehung der  Approbation  sowie  der  damit 
Terbnndenen  Bechte  die  reicl^gesetzlicheu 
Toiwliriften  ausreichten,  "^^irend  der  weitere 
Ausbau  der  Oi^ianisation  des  ärztlichen 
Standes  zunächst  der  Landesgesetzgebung 
nberlassen  bleiben  könne. 

So  bestehen  über  die  Oi^nisalion  des 
Ärztlichen  Standes  nur  landesgesetz- 
liche Vorschriften,  welche  zum  Teil 
aus  älterer,  zum  Teil  aus  neuerer  Zeit 
stammen.  Standesvertretungen  sind 
vorhanden  in  Preussen  (V.V.  v.  20.  Mai  1887, 

6.  Januar  1896,  20.  Mai  1898),  Bayern  {V. 
V.  9,  JuH  1893),  Sachsen  (G.  v.  23.  März 
1896 ,  Ausf .-V.  von  demselben  Datum), 
"Württemberg  (V.  v.  30.  Dezember  1875), 
Baden  (V.V.  v.  7.  Oktober  1864.  6.  De- 
zember 1883),  Hessen  (V.  v.  28.  Dezember 
1876),  Oldenburg  (seit  1892),  Braunschweig 
(kraft  älterer  Bestimmungen  des  Medizinal- 
gesetzes V.  25.  Oktober  1865,  welche  durch 
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die  Vorschriften  der  Gew.-O.  modifiziert 
wenden  sind),  Hambmg  (seit  1.  Januar  1895) 
und  Elsass-Lothiingen  (V.  v.  13.  Juni  1898). 
(Vgl.  Münchener  medizinische  Wochen- 
Schrift  1896  S.  415).  Hie  Bildung  dieser 
Vertretungen  erfolgt  in  einzelnen  Ländern, 
nämlich  in  Bayern,  Sachsen,  WOrttemb^ 
und  Hessen  in  der  Weise,  dass  die 
Aerzte  des  Landes  zu  Bezirks-  oder  Kreis- 
vereinen zusammentreten.  Der  Beitritt  zu 
den  betreffenden  Vereinen  ist  meist  frei, 
doch  müssen  diejenigen  Aerzte,  welche  sich 
zu  denselben  melden,  au^enommen  werden ; 
ausgeschlossen  dürfen  höchstens  diejenigen 
werden,  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
entzt^n  sind  oder  welche  sich  in  Konkurs 
befinden.  Nur  in  Sachsen  findet  ein  Zwang 
zum  Beitritt  statt.  Die  Vereine  wählen  die 
Mitglieder  des  toztlichen  Ausschusses  oder 
der  Aerztekammer.  In  den  übrigen  Ländern 
also  in  Preussen,  Baden,  Oldenbui^,  Braun- 
schweig, Hamburg  und  Elsass-iXthringen 
ist  von  einer  gesetzlich  geregelten  Bildung 
ärztlicher  Vereine  abgesehen.  Die  Aerzte- 
kammern  bezw.  der  Landesausschuss  werden 
von  eämtiichen  Äerzten  gewählt. 

In  Preussen  besteht  für  jede  Provinz 
eine  Aerztekammer ,  aus  Delegierten  der 
Aerztekaramem  wird  der  Aerztekammeraus- 
schuss  mit  dem  Sitz  in  Berlin  gebildet  In 
Bayern  ist  in  jedem  Begierungsbezirk  eine 
Aerztekammer,  in  Sachsen  in  jedem  Re- 
gierungsbezirk ein  Kreisvereinsausachuss  vor- 
handen. In  den  übrigen  Ländern  besteht 
di^egen  nur  eine  Aerztekammer  bezw.  ein 
Landes-  oder  Centralausschu&s ,  der  seine 
Thätigkeit  auf  tlas  ganze  Land  erstrecket. 
Die  betreffenden  Oi:gane  haben  die  Aufgabe, 
bei  solchen  Fragen  mitzuwiricen,  welche  den 
ärztlichen  Benif,  die  Standesintereesen  der 
Aerzte  und  die  öffentiidie  Gesundheitspflege 
betreffen.  Sie  können  sowohl  von  der  Ete- 
gierung  zu  gutachtlidien  Aeuasenmgen  ver- 
anlasst werden  als  ihrerseits  Antrage  an 
dieselbe  richten.  Auch  findet  eine  Zu- 
ziehung derselben  oder  wenigstens  einzelner 
Vertretei*  bei  wichtigeren  Beratungen  der 
höheren  Medizin^behörden ,  namentlich 
solchen,  welche  sich  auf  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege oder  Standesangelegenheiteu 
der  Aerzte  beziehen,  statt. 

In  einigen  der  genannten  Staaten,  näm- 
lich in  Sachsen,  Baden,  Braunschweig  und 
Hambiu^  ist  den  Standesvertretungen  oder 
den  aus  denselben  hervorgehenden  Aus- 
schüssen bezw.  Ehrengerichten  eine  D  i  s  c  i  - 
plinargewalt  über  die  Aerzte  einge- 
räumt. Dieselben  können  gegen  Aerate 
wegen  Vernachlässigung  der  Berufspflichten 
oder  wegen  unwürdigen  Verhaltens  War- 
nungen, Verweise  sowie  Geldstrafen  bis  zu 
einem  Maximalbetrage  verhängen  und  ihnen 
das  Wahlrecht  bezw.  die  Wählbarkeit  ent- 
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edeheD.  In  Baden  ist  dem.  Landesausschuss, 
in  velchem  ein  Tom  Ministerium  zu  bestel- 
lender höherer  Verwaltungsbeamter  den 
Vorsitz  jEührt,  auch  die  Befugnis  Übertragen, 
in  den  durch  die  0ew.-O.  §  ^  vergessenen 
Fällen  über  die  ZurOckiuihme  der  Appro- 
bation zu  beschliessen. 

Auch  in  Freussen  bestand  die  Absicht, 
eine  Disciplinargewalt  über  Aerzte  einzu- 
führen. Nach  einem  Gesetzentwurf  aus  dem 
Jahre  1896  (abgedruckt  in  Hirths  Annalen 
1897,  S.  396  ff.)  war  für  den  Bezirk  jeder 
Aerztekammer  ein  ärztliches  Ehrengericht 
in  Aussicht  genommen,  dessen  Zuständigkeit 
sich  auf  alle  Aerzte  mit  Ausnahme  der  be- 
amteten Aerzte  und  Sanitätsoffiziere  er- 
streckte. Dasselbe  sollte  aus  dem  Vor- 
sitzenden, dem  stellvertretenden  Vorsitzen- 
den und  zwei  Mitgliedern  des  Vorstandes 
der  Aerztekammer  sowie  aus  einem  von 
diesem  gewählten  richterlidien  Beamten  be- 
stehen. Gegen  die  Entscheidung  des  Ehren- 
gerichtes wui-de  eine  Berufung  an  den  Ehren- 
gerichtshof gegeben,  der  sich  aus  dem  Direk- 
tor der  Metlizinalabtcilung  des  Ministeriums 
für  Hedizinalangelegcoheiteu,  drei  vom  König 
ernannten  ordentlicbenMi^liedein  dt^  wissen- 
schaftlichen Deputation  mr  Medizinalwescn 
und  drei  vom  Aerztekammorausschuss 
aus  seiner  Mitte  gewählten  Personen  zu- 
sammensetzte. Dieser  Entwurf  hat  jedoch 
bei  den  preussisdien  Aerztekammem  eine 
überwiegend  ungünstige  Aufnahme  gefimdon. 
Der  Kiütusministßr  w^ill  deshalb,  wie  er  in 
einem  Erlass  vom  27.  Dezember  1897  (ab- 
gedruckt in  der  deutseben  medizinischen 
Wocbensclirift  1898,  S.  29  ff.)  ausspricht,  die 
Angelegenheit  zunächst  niclit  weiter  ver- 
folgen und  liat  auch  den  Gedanken  einer 
Aeodennig  der  Reichsgesetzgebung  in  dem 
Sinne,  dass  die  OKluuug  des  ärztlichen  Be- 
nifes  vollständig  aus  der  Gewerbeordnung 
herausgenommen  wird,  vorläufig  aufgegeben. 

Gelegentlich  des  Bekanntwenlens  des 
preussisclien  Entwiu^es  und  dos  Erlasses 
des  säclisisohen  Gesetzes  vom  23.  März  189G 
ist  die  Frage  eriirtert  worden,  ob  die  Landes- 
gesetzgebung  überhaupt  befugt  sei,  Discipli- 
narbestimmungen  für  Aerzte  zu  erlassen. 
Die  Fr^  ist  zweifellos  zu  bejahen.  Die 
gegenteilige  Ansicht  (Hamburger  in  der 
deutschen  Juristenzoitung  I,  294  ff.,  II,  291  ff.) 
stützt  sich  teils  auf  §  1  der  Gew.-O.,  wo- 
nach der  Betrieb  eines  Gewerbes  jedermann 
gestattet  ist,  soweit  nicht  das  Gesotz  selbst 
Ausnahmen  oder  Beschränkungen  enthält, 
teils  auf  §  Ifi  desGerichtsverfassungsgesetzes, 
laut  des-sen  Ausnalunegerichte  unstatthaft 
sind.  Aber  die  Gew.-O.  findet  nach  einer 
Vorschrift  in  §  6  derselben  auf  Aerzte  über- 
haupt nui"  insoweit  Anwendung,  als  sie  aus- 
drückliche Vorscluiften  über  dieselben  ent- 
hält.   Und  §  16  des  Gerichtsvor&issungs- 


gesetzes  bezieht  sich  ledigUch  aai  die  ordent- 
liche streitig  Gerichtsbariceit,  dag^n  ni<^t 
auf  Disciplmar-  und  Ehrengerichte.  (So 
riditig  V.  Seydel  in  der  Münchener  medi- 
zinischen Wochenschrift  1896,  S.  1052  ff.  und 
Annalen  1897,  S.  393ff.;  Appelius  in  der 
Deutschen  meoizinisdien  Wochenschrift  1896, 
S.  650  ff.).  Ein  Ei-kenntnis  des  preussischen 
Oberverwaltungsgerichtes(mitgeteilt  Juristen- 
zeitung n,  291  ff.),  auf  welches  man  sich  für 
die  gegenteilige  Ansicht  berufen  hat,  ver- 
neint nur  —  und  zwar  mit  Recht  —  ein 
Ordnungsstrafrecht  der  Behörden  ge^enüber 
den  Aerzten  nach  Massgabe  der  ptzigeu 
preussischen  Gesetzgebung,  beschäftigt  sicli 
aber  gar  nicht  mit  der  Frage,  ob  die  Laudes- 
gesetzgcbung  befugt  ist,  eine  koiporativ« 
DiscipHn  über  Aerzte  anzuordnen.  DasA 
auch  die  Reichsregiorimg  die  Landesgesotz- 
gebung  dazu  für  zuständig  erachtet,  kann 
nach  dem  vorher  erwähnten  Bescheide  des 
Reichskanzlers  vom  3.  Mai  1889  nicht  zweifel- 
haft sein. 

12.  Ordnung  des  ftrstUchem  Bernfes 
in  Oesterreich.  Die  Entvickelung  des  ärzt- 
lichen Berufes  ist  in  Oesterreich  im  allge- 
meinen  dieselbe  wie  in  Deutschland  gewesen. 
Kur  die  letzte  grosse  Umgestaltung,  weichte 
diutih  §  29  der  Gew.-O.  erfolgt  ist,  hat 
Oesterreich  nidit  mitgemacht  Die  Heil- 
kunde ist  demgemäss  dort  nicht  freige- 
geben, sondern  die  Befugms  zur  Ausübung 
derselben  noch  von  dem  Nachweis  der  Be- 
fähigung abliängig.  Die  Berechtigung  zui- 
Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  steht  nm- 
denjenigen  zu,  welche  das  Doktorat  der 
Heilkunde  erlangt  Imbon.  Voraussetzung 
dieser  Erlangung  ist  ein  entsprechendos 
Studium  und  das  Bestehen  von  Prüfungen, 
für  welche  sich  die  massgebenden  Bestim- 
mungen in  der  Veronlnung  des  Ministeriums 
für  Kultus  und  Untenicht  vom  15.  April 
1872  finden.  Nach  dieser  Veroi-dnung  wird 
gefordert:  der  Besitz  eines  Maturitätszeug- 
nisses, ein  achtsemestrigt^s  Studium  und  da« 
Bestehen  von  drei  Üigorosen  ausser  der 
natui-wissonscliaftliohen  Vorprilfung.  Von 
diesen  Rigorosen  ist  das  erste  nach  vier, 
die  beiden  anderen  nacli  weiteren  \'ier  Se- 
mestern abzTilegen.  Eine  zeitweilige  oder 
dauernde  Untersagung  der  meiUzinischen 
Praxis  kann  in  einzelnen  durch  das  Straf- 
gesetzbuch vorgesehenen  Fällen ,  nämlicli 
bei  mangelhafter  Behandlung  von  Krankeu 
und  einer  dadurch  herbeigeführten  Schädi- 
gung derselben  und  bei  imerlaubter  Offen- 
banmg  von  Gelieimnissen  der  Kranken,  'durch 
richterliches  Erkenntnis  vorhängt  worden 
(Str.G.B.  §§  356,  358,  498).  Die  fi-Üher  er- 
teilten besonderen  Diplome  für  Wimdäi-zte 
sind  durch  die  neuere  Gesetzgebung  besei- 
tigt worden :  gleichzeitig  damit  ist  auch  das 
Verbot  für  Wundärzte,  iünere  Knmkhcitcn 
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xa  behandeln,  auigehobea  (G.  betreffend  die 
Tmn&  der  Wimd&nte,  t.  17.  Februar  1873). 
Den  appiobiertea  Aerzten  steht  das  Becht 
m,  räcu  flbendl  im  Lande  niederziilassen 
nwl  Fnuda  zu  betreibai;  doch  li»t  ihnen 
die  Yeipflicfatmig  ob,  siclk  bei  der  päitischen 
BexiiblbdiOrde  anznrnddoL  ISne  Pflicht 
nr  Uebercahme  von  Eronkenbehvidlung 
besteht  nur  in  dringenden  FftUen,  wenn 
eine  andere  Hilfe  moht  zn  wlangen  ist 
Durch  ein  Gesetz  v<m  22.  Dezembär  1891 
sind  in  den  einzeki«!  Eronlftndem  Aerzte- 
luunmem  mit  DiedpHnarbefugnissen  errichtet 
worden. 

13.  Ordnung  des  ärztlichen  Bemfes 
in  Frankreich.  In  Frankreich  war  unter 
dem  Ancien  B^gime  eine  Regelung  des  Stn- 
dienganges  sowohl  der  Mediziner  als  der 
Chiniigen  erfolgt.  Die  Revolution  beseitigte 
alle  diese  Einiichtungen.  Ein  Dekret  vom 
28.  August  1792  hob  alle  weltlichen  Kon- 
gr^ationen,  auch  diejenigen,  welche  sich 
dem  rnterrichte  widmeten , .  infolgedessen 
auch  die  Atademieen  der  Chirurgie  und 
Medizin  auf.  Damit  war  die  Ausübung  der 
Heilkunde  jedermann  freigegeben.  Diese 
Aufhebung  hatte  aber  die  grössten  Unzu- 
träglichkeiten zur  Folge ;  die  Behandlung 
der  Krankheiten  kam  dadurch  vielfach  in 
die  Hände  von  völlig  unwissenden  und  un- 
geschickten Personen.  Ein  G.  v.  14.  frimaire 
des  Jahres  III  ordnete  daher  die  Wieder- 
errichtong  von  drei  medizinischen  Fakul- 
tfiten  an.  Aber  selbst  denjenigen,  welche 
hier  ihre  Studien  absolviert  hatten,  fehlte 
die  Mö^ichkeit,  ihre  Kenntnisse  in  gehöriger 
Weise  darzulegen.  Die  Rechtsverhältnisse 
der  Aerzte  wurden  daher  dmxih  das  G.  v. 
19.  ventose  des  Jahres  XI  einer  völligen 
Jseuordnung  unterworfen.  Die  Bestimmungen 
desselben  sind  bis  zum  Erlass  des  jetzt 
massgebenden  G.  v.  30.  November  1892  in 
Kraft  gebUeben.  Dieses  hat  übrigens  eine 
wesentliche  Y^nderung  des  bisherigen 
Bechtsznstandes  nicht  vorgenommen. 

Die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  ist 
in  Frankreich,  ebenso  wie  in  Oesterreich, 
nnr  den  Doktoren  der  Medizin  ge- 
stattet Auch  dOrfen  lediglich  diese  als 
GerichtsAtzte  fungieren.  Der  besondere 
Grad  des  Doktors  der  Chirurgie  ist  durch 
das  G.  T.  30.  Kovember  1892  abgeschafft. 
Das  Diplom  als  Doktor  der  Medizm  erteilt 
die  Regierung  auf  Grund  von  Prüfungen, 
welche  an  staatlichen  höheren  medizinischen 
Lehranstalten  (Fakultäten,  YoUschulen)  statt- 
finden. Die  beiden  ersten  Prüfungen  können 
auch  an  reoi^nisierten  Vorbereitungsschulen 
abgelegt  werden.  Die  Zahl  der  Prüfungen 
ist  durch  Dekret  v.  31.  Juli  1893  auf  fi\nf 
festgesetzt  worden.  Nach  demselben  Dekret 
wird  ein  vierjähriges  Studium  auf  Fakultäten 
d^  Medizin  oder  der  Medizin  und  Phar- 


made  oder  in  VoUschuIen  erfordert;  die 
ersten  3  Jahre  können  auch  in  Yorberei- 
tungsschulen  zugebracht  werden.  Fflr  die 
AumaWe  in  di^  Anstalten  wird  das  IH- 
plom  als  bachelier  de  Penseignement  secun- 
daiie  classique  (lettres  et  Philosophie)  und 
das  Certifikat  phyäkaliscber,  chenuscher 
und  natnrwisseDsduifÜicher  Studien  tbf- 
langi 

Auch  dSe  Ausübung  zahnärztlicher 
Praxis  ist  von  dem  Besitz  eines  IHi^oms 
als  Arzt  oder  Zahnarzt  abhängig.  Dieses 
wird  ebenfalls  durch  die  Renerung  auf 
Grund  von  Prüfungen  und  Studien  an  hö- 
heren Lehranstalten  erteilt.  Das  Dekret  v. 
25.  Juli  1893  schreibt  dreijähriges  Studium 
und  3  Prüfungen  vor.  Die  Zulassung  zu 
den  Studien  ist  bedingt  durch  das  Diplom 
als  bachelier  oder  das  Bestehen  einer  Prü- 
fung, wie  sie  nach  dem  Dekret  v.  30.  Jnli 
1886  für  Sanitätsoffiziere  und  Pharmaceuten 
zweiter  Klasse  gefordert  wird,  oder  das 
Certifikat  höherer  Primärbildung, 

Aus  besonderen  Gründen  kann  der  Mi- 
nister von  den  vorgeschriebenen  Studien 
imd  einem  Teil  der  Prüfungen  dispensieren, 
namentlich  bei  solchen  Personen,  welche 
entsprechende  Studien  im  Ausland  absolviert 
haben. 

Wer  den  Doktorgrad  erlangt  hat,  darf 
in  ganz  Frankreich  Praxis  ausüben ;  er  hat 
nur  die  Yerpflichtung,  sich  in  eine  der  beim 
Tribunal  erster  Instanz,  bei  der  Präfektur 
und  Souspräfektur  gef iUu'ten  Listen  eintragen 
zu  lassen. 

14.  Ordnung  des  SrzÜichen  BeomfeB 
in  England.  In  England  ist  die  korpo- 
rative Verfassung  der  Äerzte  bis  zum 
heutigen  Tage  bestehen  geblieben,  wenn 
auch  in  neuerer  Zeit  eine  starke  Einwirkung 
der  Staatsgesetzgebung  stattgefunden  hat. 
Es  existierten  von  alters  her  eine  Reihe 
von  Koliken  der  Aerzte  und  Wundärzte, 
welche  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  oder 
Licenziaten  verlieben ;  ausserdem  waren  die 
Universitäten  befugt,  zum  Doktor,  Baccalau- 
reus  oder  licenziaten  der  Medizin  zu  pro- 
movieren oder  den  Charakter  eines  »master 
in  siu^ery«  zu  verleihen.  Endlich  besass 
der  Eizbischof  von  Canterbiuy  das  Recht, 
Doktoren  der  Medizin  zu  ernennen.  Die 
Vorbedingungen  für  die  Erlangung  des 
Titels  und  die  Pflichten  der  titulierten  Per- 
sonen waren  durch  die  Statuten  der  Kor- 
porationen geregelt;  die  dort  festgesetzten 
Prüfungen  entsprachen  aber  häufig  auch 
nicht  den  bescheidensten  Anforderungen. 
Im  übrigen  stand  die  Ausübung  der  Heil- 
kunde jedermann  frei.  Unter  der  Herrschaft 
dieser  Einrichtungen  entwickelte  sich  ein 
ziemlich  bedenklicher  Zustand.  Während 
in  Ijondon  eine  Anzahl  ausgezeichneter 
Aerzte  existierte,  befand  sich  auf  dem  Ltuide 
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die  Behaadlung  der  Kranken  grossenteils  in 
dea  Händen  xon  unwissenden  Personen  und 
Quacksalbern. 

Hier  griff  die  Gesetzgelnmg  ein.  Die 
Verhältnisse  des  ai-ztlichen  Standes  wurden 
durch  die  medical  act  von  1858  (21 '22  Vict. 
c.  90)  geregelt.  Dieses  Gesetz  hat  spftter 
eine  Reihe  von  Abändenmgen  erfahren 
g6;37  Vict.  c  55,  38  39  Vict  c.  40,  39/40 
VicL  c.  40,  namentlich  aber  49/50  Vict.  c. 
48).  Die  Ausübung  der  Heilkunde 
bleibt  darnach  frei.  Diejenigen  Personen 
aber,  welche  Ton  einer  der  im  Gesetze  ftuf- 
gefithrten  Eorporationm  als  ^tglied  oder 
■Idcenziat  aufgenommen,  von  den  UniTOrsi- 
tftten  ^nduiert  oder  vor  Erlass  des  Gesetzes 
vom  färzbischof  von.  CanteiW^i'  zu  Doktoren 

Eromoviert sind, kOnnen  sidi  in  bestimmte 
Register  eintragen  lassen.  Korpora- 
tionen und  Univereitäten  dürfen  ihre  Grade 
ietat  nur  auf  Gnmd  einer  stattgehabten 
Prüfung  verleihen.  Die  registrierten 
Aerzte  geniessen  eine  Reihe  von  ATor- 
r  echten.  Niir  sie  dürfen  bei  Ausübung 
ihrer  Praxis  sich  der  beti-effonden  Titel  be- 
dienen. Sie  allein  sind  berechtigt,  ihre  Ho- 
norare einzuklagen.  Nur  sie  können  Öffent- 
liche Stellungen  bekleiden  und  diejenigen 
Funktionen  ausüben,  welche  in  Gesetzen 
den  »legally  qualified  medical  practitionei-s« 
vorbehalten  werden.  Sie  geniessen  Befrei- 
ung von  Geschworenendienst,  Komnumal- 
ämtem  und  dem  Dienst  iji  der  Miliz.  Sie 
allein  können  gUtige  Zeugnisse  ausstellen. 

Die  FiÜimng  der  Register  erfolgt  durch 
Beamte,  welche  von  dem  »general  Coun- 
cil of  medical  ediication  and  re- 
gistration-i  uigestellt  werden.  Dieser 
Behörde,  welche  aus  Vertretern  der  Univer- 
sitäten und  Korporationen  imd  einer  Anzahl 
von  der  Königin  ernannter  Personen  besteht, 
liegt  auch  die  Beaufsichtigiuig  der  medizi- 
nischen Studien  und  Prüfungen  ob.  Sie 
darf  insbesondere  lotztei-e  durch  Inspektoren 
Überwachen  lassen.  Auf  ihren  Antrag  kann 
durch  Ausspruch  des  geheimen  Rates  ein- 
zelnen Universitäten  und  Korporationen 
wegen  missbräuchlichen  Verhaltens  das 
Becht  entzogen  werden,  Qualifikatlousatteste 
zu  verleihen,  welche  ziu*  Eintragung  in  die 
Register  berechtigen.  In  gleicher  Weise 
kennen  Äerzte  ans  den  Registern  gestrichen 
werden,  wenn  sie  wegen  vei-brewierisoher 
Handlungen  verurteilt  ränd  oder  ihre  Be- 
rujEspfli(£tcn  grüblich  vemachlllssigt  haben. 

Ausser  den  vorher  erwähnten  Personen 
dürfen  auch  solche  Personen  in  die  Re- 
rister  eingetragen  werden,  welche  die  Qua- 
lifikation als  Arzt  im  Auslande  oder  in 
den  Kolonieen  erlangt  haben  und  ihren 
guten  Leumund  nachzuweisen  im  stände  sind. 

Für  Zahnärzte  ist  ein  besonderes  Ge- 
setz, the  dentists  act  1878  (41 '42  Vict.  c.  33) 


ei^ngen.  Darnach  darf  die  Qualifikatitm 
als  Zahnarzt  von  jedem  Kollegium,  weldies 
berechtigt  ist,  Gi-ade  in  der  Chirui^e  zu 
erteilen,  nach  einer  vorhergegangenen  PrÜ- 
hing  verliehen  werden.  Auf  Gnmd  der  er^ 
langten  Üuatifikation  kann  der  BetrefiFende 
sich  in  die  Register  eintragen  lassen  und 
erwirbt  damit  das  Redit,  sich  Zahnarzt 
(»dentiste,  »dental  practitioner«)  zu  nennen 
und  Honorare  einzuklagen.  Re^terfühmng, 
Studien  und  Prüfungen  stehen  unter  der 
Aufsicht  dea  genei-al  ooundl  of  medical 
ediuntion  and  rcgistration  in  ganz  Ähnlicher 
Weise  wie  die  Registriemi^  und  Prüfung 
der  Aerzte. 

Lltteratop:  X»  v.  stein,  Vcrwuitun^Mire,  lid. 
HI,  Auß..,  .S.  ,iJ7ff.  —  O.  Meyer,  Jahrbuch 
thu  ileutseke.n  Verwiillungtri'.ckU,  Bd.  I,  S.  SlSff. 

—  E.  Loening,  Lehrfmch  den  deuUieken  Ver- 
irahumjsrechUi,  S.  :iJ:2ff.  —  tf.  Stengel,  Lehr- 
buch des  deutschet  VenrnUvng»recht)i,  N.  Ühiff. 

—  J^oUy  hfi  Schönbei-y,  Bd.  III,  S.  .171  ff.  utui 
Art.  »Aertte*  in  v.  KtengttU  Wvrtertmrh  <fc» 
deulnehe»  Vei'tealtuityitmeM»,  Bd.  I,  S.  88ff., 
vZahuärzfe»  ebenda,  Bd.  II,  ,S.  —  von 
Seydel  iu  Ilirth»  Ann.  1381,  S.  6SJf.  —  X. 
Cohn,  Studien  zur  Gew.-O.  in  der  ZeiUchrift 
f.  deutsche  Oeselzg.,  Bd.  VI,  S.  6U ff-  —  Meve», 
Die  $ti-e[frechtUchen  Benthnmtingen  der  deutteheii 
(ieir.-O.,  Erlangen  1877.  —  G&rmann,  Die. 
rechtUehe  Stellunfr  der  Aerzte  in  Eisaas- Lothringen 
in  der  juristischen  Ze-itschrift  ßir  Elsass-Loth- 
tinge»,  Bd.  XV,  S.  4^Sff.,  4Sßff.  —  A.  Eulen- 
b%lirOf  läullwug  der  Aerzte  vor  und  nacA 
der  Gev.-O.  ron  1SG9  in  der  deatsfheu  medizi- 
nischen Wocheaarhrift,  1S06,  S.  714ff.  —  ilnelat, 
Engliachn  VerwaUaugsrecht,  Bd.  IT,   S.  lOSSß. 


AsBienio-Vertrag. 

»Asientoc  schlechtweg  hiess  in  Spanien 
jeder  Vertrag,  welchen  die  Krone  mit  ihren 
Financiers  (Asentistas)  abschloss,  um  über 
die  Einkünfte,  welche  aus  ihren  weitlün 
zerstreuten  Besitzungen  flössen,  schon  im 
voraus  an  denjenigen  Punkten  verfügen  zu 
können,  wo  sie  gerade  bereiter  Geldmittel 
bedurfte,  sei  es  nun,  dass  dagegen  gewisse 
Einkünfte  veipfändet,  verpachtet  oder  bloss 
angewiesen  wurden;  der  letzte  Fall  kam 
indes  mu:  selten  vor,  da  die  Einkünfte  meist 
auf  viele  Jahre  hinaus  antidpiort  werden 
mussten.  Eine  wichtig  Unterart  dieser 
Verträge  bildete  der  asieuto  de  negros, 
d.  h.  das  gegen  eine  Al^be  verliehene 
Monopol  zur  \  ersorgimg  der  spanisch-ame- 
rikanisdicn  Kolonieen  mit  Nt^rsklaven. 
Wie  der  ganze  Handel  dieser  Kolonieen 
faktisch  selu"  bald  das  —  freiUcli  durch 
einen  umfangreichen  Schleichiiandel  gemil- 
derte —  Monopol  einzelner  HtmdelsMuser 
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imd  Gesellschaften  geworden  war,  so  ganz 
besonders,  imd  zwar  nicht  bloss  faJitiseh, 
sondern  auch  rechtlich,  der  Sklavenhandel; 
mu-  haben  diesen  die  Spanier  außcheinend 
niemals  selbst  betrieben,  vielmehr  kam  der- 
selbe nacheinander  in  die  Hände  der  Genu- 
eser.  der  Portugiesen,  der  Franzosen  imd 
der  Engländer. 

Im  Jahre  1702  schloss  die  französische 
Guinea-Kompagnie  mit  der  spanischen  Krone 
auf  10  Jahre  einen  pacto  de  el  asiento 
de  negros,  empfing  infolge  davon  den 
Beinamen  »Assiento-Compagnie'':  imd  soll, 
wie  die  Engländer  später  behaupteten,  den 
Handel  durch  Ueberfühnmg  des  Sklaven- 
markt^  stark  geschfid%t  haben.  Nach  Ab- 
lauf dieses  Vertrages  wurde  derselbe  nicht 
erneuert;  vielmehr  erlangte  England  im 
Utrechter  Frieden  für  sich  das  Recht  der 
Sklavenliefenmg  und  schloss  darüber  mit 
Spanien  am  2ti.  März  1713  den  A-orziigs- 
weise  so  genannten  »Assiento- Vertrag«. 

Dadurch  erhielt  die  kurz  zuvor  gegriln- 
dete  englische  SOdsee  -  Kompagnie, 
welche  mit  der  B^jeruDg  dieses  Landes 
finanziell  eng  verbimdea  war,  nicbt  nur  gegen 
eine  Al^be  das  ausschliessliche  Becht,  30 
Jahre  lajig  jährlich  4S0U  N^r  nach  den 
qianischen  Kolonieen  führen,  soodem  — 
eine  weaentlidie  Nenemog !  —  auch  jährlich 
ein  Sdiiff  von  500  Tonnen  mit  Gütern 
dorthin  soiden  zu  dttrfen,  jedoch  nur  in 
B^leitnng  der  regelmässig^  Flotte  oder 
der  Galleonen,  welche  jährlich  die  grossen 
Messen  von  Portobelo,  Carthagena  und 
Veracruz  besuchten,  sowie  unter  strengem 
Verbote  jeglichen  Schleichhandels.  Indes 
kehi-ten  sich  die  Engländer  nicht  an  diese 
Bedingungen ,  betrieben  \ielmehr  illegalen 
Verkehr  aller  Art,  und  während  ihnen  der 
erlaubte  Handel  Schaden  brachte,  sollen  sie 
—  zwar  nicht  die  Kompagnie  selbst,  wohl 
aber  ihre  Faktoren  und  Agenten  —  sich 
am  Schmu^;el  bereichert  haben.  Dies  führte 
natürlich  zu  vielen  Streitigkeiten  mit  der 
spanischen  Begieiimg,  die  sicli  ohnehin  nur 
hCchst  ungern  zu  dem  Vertrage  verstanden 
hatte  imd  ihn  jetzt  mit  allen  Mitteln  der 
Chikane  abzuschütteln  Enichte.  Der  Krieg, 
der  darüber  1739  zwischen  England  und 
&panien  entbrannte,  der  erste  eigentliche 
itolonialkri^ ,  »entschied  für  immer  die 
Frage,  ob  in  der  Kolonialwelt  die  germani- 
schen oder  die  romanischen  Stämme  vor- 
heiTSchen  sollten«.  (Roscher.)  Trotzdem 
wurde  im  Aachener  Frieden  von  1748  der 
Vertrag  nur  um  die  diuxjh  den  Krieg  auB- 
^fallenen  vier  Jahre  verlängert  bezw.  wieder 
in  Kraft  gesetzt,  imd  schon  im  Madrider 
Traktate  v.  5.  Oktober  1750  gegen  eine 
Entschädigung  von  100000  £  ai^gehoben, 
womit  zugleiäi  die  Südsee-Kompagnie  ihre 
ThStigkeit  einstellte. 


Wenu  die  Engländer  den  Vertrag  so 
leichten  Kaufes  hingaben,  so  lag  das  daran, 
(lass  sie  ihn  überhaupt  schon  seit  geraumer 
Zeit  nicht  mehi-  als  für  sich  vorteilhaft  be- 
trachteten. Der  Negerhandel ,  sagten  sie, 
sei  s<-*hon  von-  den  Franzosen  verdorben 
wurden,  die  auch  die  si^auischen  Kolonieen 
mit  Waren  überführten ;  seitdem  ein  Bour- 
bone  in  Simnien  i-egiere,  sei  es  überhaupt 
den  Engländern  nicht  möglich,  im  dortigen 
Handel  mit  den  Franzosen  zu  konkurrieren. 
Andererseits  hiess  es ,  der  Vertr^  habe 
eine  unwii-tschaftlicho  Konkurrenz  hervor- 
gerufen zwischen  der  alten  afrikanischen 
und  der  Südsee-Komi>agnie,  welche  letztere 
ausserdem  noch  mit  den  Spaniern  selbst 
und  mit  den  schmuggelnden  englischen 
Privathäiullern  konkurrieren  müssto ;  letztere 
wiedenun  klagten  ebenso  wie  die  Kolonisten 
auf  Jamaica,  dass  das  Monojwl  der  Kompa^e 
sie  ruiniere,  und  die  englisehen  Kolomeen 
überhaupt,  dass  dieselbe  ihuen  den  Neger- 
preis künstlich  verteuere,  während  sie  die 
spanische  Kolonialprodidction  befördere;  die 
englische  Industrie  endlich  beschwerte  sich 
darüber,  dass  infolge  der  Streitigkelten  mit 
Spanien  der  Absatz  englischer  Fabrikate 
dorthin  zurückgegangen  sei.  Ja,  man  ver- 
stieg sich  sogar  zu  der  Ansicht,  der  Vertrag 
sei  nur  durch  eine  Ueberlistung  der  engli- 
sehen Diplomaten  seitens  der  Spamer  mög- 
lich geworden.  Es  giebt  vielleicht  seit  d^ 
Jahre  1720  keinen  einzigen  engÜstdien 
Schriftsteller,  der  sich,  günstig  über  den 
Vertrag  ausgesiirochen  hätte,  zumal  seitdem 
Adam  SmitJh  {V,  1)  dies  allgemeine  Ver- 
dammungsurteil durch  seine  Autorität  be- 
kräftigte. Dasselbe  ist  augenscheinlich,  wie 
schon  die  zum  Teil  einander  direkt  wider- 
sprechenden Anklagen  beweisen,  durch  die 
seit  dem  Ki-ache  von  1720  im  allgemeinen 
sehr  schlechte  Geschäftslage,  welche  bis  zur 
Mitte  des  Jahrhunderts  andauerte,  sowie 
insbesondere  durch  die  Unpopularität  der 
Südsee-Koranagnie  veranlasst  worden.  Dem 
gegenüber  bleibt  es  eine  Thatsache  von  er- 
heblicher geschichtlicher  Bedeutung,  dass 
der  Vertrag  in  seinen  Folgen  dem  ganzen, 
freilich  schon  stark  unterwühlten,  spanischen 
Kolonialsysteme  den  letzten  härtesten  Stoss 
versetzte  und  den  Engländern  schliesslich 
doch  die  Herrschaft  im  Handel  mit  Spanisch- 
Amerika  verechaffte.  Der  Assiento-Traktat 
war  zugleich  ein  echt  nierkantilistischer 
Handeisverh-ag ,  eine  weitere  Etappe  auf 
dem  von  England  mit  dem  Methuen- Vertrag 
von  1703  zuerst  öffentlich  beti-eteneu  Wege 
zur  wirtschaftlichen  ünterwerfimg  der  pyre- 
näischen  Halbinsel.  Beide  Verträge  ver- 
fielen demselben  Lose,  von  den  Engländern 
selbst  angefeindet  zu  werden,  was  indes 
das  gescmchtliche  EndurteÜ  nicht  beirren 
darf. 
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Llttnmtari  HAlOer,  Die  Anßvge  der  SOa- 
verti  in  AnKrUn  (ZeiUehr.  för  Sozial-  und 
WiritchafUgetehichte  IV,  2).  — HÜne,  VolUtänd. 
hittor.  philotnph.  DarattUung  aller  Veriinde- 
rungra  det  Xfifertklarenhandeh,  OöUingen  2820, 
1,  27S,  3J9ff.  —  Macpheraon,  AnnaU  of  com- 
Vierre  III,  SS.  —  King,  The  british  eurnmercr, 
London  1721,  III,  ^üSff.  —  Postletwayt,  Bri- 
taing  commerrial  interfst,  London  17S7,  II, 
ISO  ff.,  206 ff.  —  Roscher,  Koltmien,  S.  Aufi.,  S. 
168.  —  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fngger  (1896) 
I,  Si5,  874.  —  Der  Vertrag  tribtt  etnhl  u.  a.  bei 
Cail'O,  Seeueil  des  traitee  de  ton*  le»  EtaU  de 
VAmfrique  latine,  ParU  1862.  II,  78ff. 

Richard  JBhrenbMV. 


Assignaten. 

Der  Ausdi-uck  ist  schwerlich,  wie  man 
Avohl  gemeint  hat ,  eüie  Abkürzung  voa 
»aseignation«  (siir  le  Tr^r),  sondern  ent>- 
stammt  ge'W'iss  der  älteren  französischen 
Rechtssprache,  welche  als  »assi^nat«  jede 
Belastung  eines  Grundstücks  mit  einer  Rente 
bezeichnete.  In  der  Finanzgeschichte  tauclit 
das  Wort  zuerst  im  November  des  Jahres 
1789  auf,  als  die  französische  Nationalver- 
sammlnng  kurz  nach  ihrer  Konstituierung 
die  Eioziäian^  der  Kirchengüter  beschlossen 
hatte,  um  dieselbe  zur  Tilgung  der  ge- 
waltig angewachsenen  Staatsschuld  zu  ver- 
wenden, und  als  bald  darauf  die  verzweifelte 
Finanzlage  die  sofortige  Beschaffung  be- 
deutender Geldmittel  dringlichst  notwendig 
machte,  während  gleichzeitig  die  bisher  in- 
direkt als  Äushüf smittel  verweadeten  BiUets 
de  la  Caisse  d'Escompte,  eben  wegen  der 
zunehmenden  Yerstrickung  dieses  Instituts 
in  die  Finanzgeschäfte  des  Staates,  ihren 
früheren  Kredit  immer  mehr  einbflseten. 

ÜDter  solchen  Umständen  lag  der  Ge- 
dante  sehr  nahe,  die  kon&zierten  CHlter 
nicht  nur  zur  Schuldentil^ng,  sondern 
auch  znr  Deckung  driugbcher  laufender 
Ausgaben  zii  verwenden  und  ihren  voraus- 
aichuichen  Erlös  durch  Emisäon  von  Fapier- 
g^d  zu  anticipieren.  Selbst  Necker,  der 
eifrige  Feind  des  Staatspapiergeldes,  wies 
diesen  Gedanken  nicht  ganz  ab.  Der  Plan, 
den  im  Einvernehmen  mit  ihm  der  Abge- 
ordnete Le  Coiilteux  de  Cautelen  am  17. 
Dezember  1789  der  Nationalversammlung 
vorlegte,  schien  freilich  ganz  unbedenkhch 
zu  sein.  Danach  sollten  nämlich  Domänen 
bis  zum  Betrage  von  400  Mill.  Livres  ver- 
kauft, und  es  sollte  aus  dem  ErlOsc  dieser 
Verkäufe  sowie  aus  den  Eingängen  einer 
»Contribution  Patriotique«  eine  »Caisse  ex- 
traordinaire«  gebildet  werden ;  auf  diese 
Kasse  sollten  »Assignats«  bis  zum  gleichen 
Betrage  angewiesen  werden,  d.  h.  5**/o  mit 
verzi^che  Staatsobli^tionen  von  je  10000 
liivres,  welche  auf  die  Staatsdomänen  zu 


faypothezieren  (daher  ihr  Name)  und  aus 
jenen  voraussitmtUohen  Eingängen  zu  tik;ea 
waren.  Von  diesen  Assignaten  sollten  jeden- 
faUs  zunächst  170  Mill.  der  Caisse  d'Es- 
compte gegen  ein  Darlehen  an  den  Staat 
ausgefolgt  werden. 

Der  Antrag  wurde  am  19.  und  21.  De- 
zember angenommen ;  aber  es  gelangten 
nur  die  letzterwähnten  170  Mill.  ABsignaten 
zur  Ausgabe.  Daher  be&nd  man  sich  einige 
Monate  später  der  gleichen  Lage  gegenfiber, 
und  jetzt  sah  sich  die  Nationalversammlung 
gezwimgeu,  etwas  gründlicher  darüber  -zu 
beraten,  wie  der  Verkauf  der  Staatsgüter 
am  zweckmässigsten  zu  bewirken  und  ob 
die  einstweilige  Ausgabe  von  Assignaten 
auf  Rechnung  dieser  Verkäufe  auch  dann 
unbedenklich  sei,  wenn  man  aus  den  bis- 
herigen Obligationen  ein  eigentliches,  mit 
Zwangskurs  versehenes  Papiergeld  hervor- 
gehen Hess  (12.  März  bis  16.  April  1790). 

In  Bezug  auf  den  Verkauf  der  Staats- 
güter kam  ein  Antrag  Baillys  sehr  ge- 
legen, der  als  Maire  von  Paris  sich  namens 
der  neugebildeten  Munizipahtäten  erbot , 
einen  Teil  tler  Kirchen^ter  zu  erwerben 
und  dagegen  S^'/o  MunizipaUtätsobligationen 
in  Zahlung  zu  geben,  welche  ihrerseits 
wieder  als  Sicherheit  für  die  zu  emittieren- 
den Assignaten  dienen  sollten.  Der  Antrag 
wurde  trotz  aller  Bedenken  über  den  Ver- 
mittelungsproHt  der  Munizipalitäten  am  17. 
März  angenommen,  weil  er  sich  durch  die 
Erwägung  empfahl,  dass  man  so  wenigstens 
200  Mill.  Güter  ohne  allzu  grossen  Verlust 
anbrachte,  sowie  dadurch,  dass  die  Obli- 
gationen der  Muniziptditäten  —  ein  inte- 
ressanter Punkt !  —  die  in  den  Staatsgütern 
selbst  Torhimdene  Sicherheit  der  Assignaten 
verstärkten.  Seitdem  drehte  sich  die  De- 
batte wesentlich  nur  um  letztere,  denen  es 
keineswegs  ganz  an  energischen  Gegnern 
fehlte. 

!Es  hiess,  die  Assignaten  seien  doch  im 
Grunde  nichts  wie  ein  wirkliches  Pajaei^geld 
und  ihre  Ausgabe  somit  als  Raub  zu  quali- 
fizieren (»Toler  le  sabre  k  la  main»);  alles, 
was  jetzt  dafür  angeführt  werde,  hätte  La  w, 
berüchtigten  Angedenkens,  schon  viel  besser 
gesagt;  das  Papiei^ld  würde  jetzt  ganz 
die  gleichen  Folgen  haben  wie  damals;  nur 
eine  starke  imd  beständige  Regierung  kOnne 
ungestraft  Papiergeld  ausgeben;  wie  wolle 
man  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  rasch 
genug  eine  hini-eichende  Menge  Staatsgüter 
verkaufen  ? 

Doch  diese  Stimmen  blieben  vereinzelt, 
die  meisten  Redner  zweifelten  nicht  daran, 
dass  die  Assignaten  das  allgemeine  Ver- 
trauen geniessen  würden,  sollteu  sie  doch 
Specialhypothek  haben,  verzinst  und  in  be- 
stimmter Zeit  zurüc^;ezahlt  worden ;  könne 
es  einen  reelleren  Wert  geben  als  veikänf- 
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liehe  Landgfiter?  "Wie  dürfe  man  die  Ver- 
j^ichtungen  einer  freien  Nation,  welche 
die  Ansgäe  der  Titres  und  die  Verwendung 
des  Erlöses  selbst  überwache,  vergleichen 
mit  den  Lawscben  Billets,  jener  Erfindung 
des  Despotismus!  Wenn  ohnehin  bei  einer 
Operation,  die  aus  dem  »allgemeinen  Willen« 
haTorgehe,  jede  Gefahr  ausgeschlossen  sei^ 
80  werde  man  noch  obendrein  den  Vorteil 
erlange  dadurch  alle  Büiger  beim  OEfent- 
Hchen  WöUe  oder  doch  —  wie  man  rot- 
sichtigerweise  hinzufügte  —  mindestens 
bam  Verlaufe  der  Dcmtftnen  ganz  spedell 
zn  interesräeien !  In  der  That  waren  die 
Assignaten  damals  im  Iduide  vielfach  po- 

Sulflr,  weil  man  von  ihnen  ein  Aufhören 
er  allgemeinen  C^dknappheit  erwartete. 
Das  aus  diesen  Beratungen  hervorge- 
gangene Dekret  vom  16.  und  17.  April  1790 
verlieh  den  Assignaten  bereits  im  wesent- 
lichen den  Charakter  eines  wirklichen  Pa- 
piergeldes ;  zw^ar  wurde  ein  Zinsfuss  von 
3  '/o  noch  beibehalten ,  aber  der  kleinste 
Abschnitt  wiu^e  auf  20()  Livres  herabge- 
setzt, imd  namentlich  wurde  der  Zwangs- 
kurs dekretiert.  Das  Haximum  der  Cirku- 
lation  blieb  400  Millionen. 

län  noch  weit  grösserer,  der  letzte  ent- 
scheidende Schritt  zum  Abgrunde,  wurde 
durch  das  Dekret  vom  29.  Sejrfember  1790 
gethan.  Dasselbe  erhöhte  das  Maximum 
der  Cirkulation  auf  1200  Mill.,  setzte  die 
kleinsten  Stücke  auf  50  Livres  herab  tmd 
beseitigte  die  Verzinsung.  Dieses  Dekret 
ist  wesentlich  verschiüdet  worden  durch 
Mirabeau,  der  ümch  zwei  grosse  Reden, 
am  27.  August  und  am  27.  September  1790, 
die  freilich  ohnehin  schon  den  Assignaten 
güiutig  gestimmte  Versammlui^  für  die- 
selben zu  begeistern  wusste;  seine  im 
Kampfe  gegen  Absolutismus  und  Agiotage 
bewährte  slflnzende  Dialektik  musste  ihm 

J'etzt  dazu  dienen,  die  schlimmste  Wirtschaft- 
iche  Tyrannei  und  das  bösartigste  Hazard- 
spiel  heraufzubeschwören.  Seine  Reden  sind 
ganz  besonders  interessant,  jedoch  zu  um- 
fangreich, um  hier  selbst  nur  auszi^weisc ! 
wiedergegeben  zu  werden.  Mirabeaus  gröss- 
ter  Irrtum  war  die  Verwechselung  von  stehen- 
dem und  umlanfendem  Kapitale.  Necker, 
bei  weitem  nicht  so  geistvoll,  sah  dodi 
kUuer  in  die  Zukunft;  er  protesti»*te  ver^ 
geblich  und  rab  sdion  am  4  September, 
Bittericeit  im  Herzen,  söne  Entiassong. 

Jetzt  war  der  Damm  dunhbnxhen,  und 
die  Emissionen  folgten  dch  in  langer  Reihe ; 
das  Dekret  vom  1.  Februar  1793  war  das 
letete,  in  dem  noch  eine  Uaximalgrenze 
des  Umlaufs  festoesetzt  wurde ;  spSter  nahm 
man  sich  dieseMüne  nicht  mehr ;  das  Minimum 
der  einzelnen  Noten  wurde  Inld  bis  auf  3 
livres  herabgesetzt 

Am  1.  Januar  1793  cirkiUierten  fast  3 


Milliarden,  am  1.  Januar  1795  l^i  Milli- 
arden, am  1.  Januar  1796  27^/2  Milliarden, 
am  7.  September  1796  451/2  Milliarden, 
natürlich  niu:  Nominalbetrag,  während  der 
Staat  hiervon  im  Durchschnitt  schwer- 
lich mehr  als  10<*/o  an  Wort  wirklich  em- 
pfangen hatte;  auch  sind  bei  der  zuletzt 
erwähnten  Ziffer  die  vernichteten  und 
ausser  Kurs  gesetzten  Zettel  eingerechnet; 
immerhin  bleibt  ein  beispiellos  ungeheurer 
nomineller  Umlauf  zurück. 

Der  Kurs  der  Assignaten  hielt  ekAi  noch, 
im  Marz  1791  auf  90<*/o,  sank  aber  im 
gleicheu  Jahre  axd  77  *>.'o  und  bewe^  sich 
sodann  1792  zvisdien  73  und  57  "/•,  1793 
zwischen  52  und  22  ^/o  und  1794  zwucl»n 
40  und  SO^i'o;  1795  fiel  er  endlich  bis  auf 
1/2  "/o  und  stand  im  Marz  1796  ca  »/«»/o, 
bei  welchen  Schwankungen  freilich  nicht 
allein  die  riesenhaften  Emissionen,  sondern 
auch  die  politischen  Er^gnisse  eine  grosse 
Rolle  gespielt  haben. 

Das  grenzenlose  Uofaeil,  das  diese  Ent- 
wertung des  allgemeinen  Zahlimgsmittels 
für  das  ganze  Land  ziu*  Folge  hatte,  bedarf 
keiner  näheren  Beschreibung ;  man  war  sich 
darflber  selbst  auf  dem  Gipfelpunkte  der 
revolutionären  Bewegung  vollständig  klar; 
doch  gelang  es  nicht,  dass  allgemeine  Miss- 
trauen zu  bannen,  nicht  durch  Vermelming 
des  als  Pfand  dienenden  Domanialbesitzes 
mittelst  fortgesetzter  Konfiskationen  und  noch 
weniger  durch  harte,  ja  blutige  Zwangs- 
und Strafdekrete,  unter  denen  das  am  11. 
April  1793  erfolgte  Verbot  der  Barzahlung 
eins  der  unsinnigsten  war.  Dasselbe  wurde 
erst  nach  dem  Ende  der  Schreckensherr- 
schaft, am  25.  April  1795,  wieder  aufge- 
hoben; aber  die  Assignateopest  zu  heilen 
gelang  selbst  dem  Dircktoiiiun  nicht;  die- 
selbe hörte  vielmehr  erst  mit  der  völligen 
Entwertung  der  Assignaten  auf;  dass  die 
Assignateni)latten  am  19.  Februar  1796 
öffentlich  vernichtet  T^urden ,  hatte  niclit 
mehr  viel  zu  bedeuten,  da  der  Kiu-s  da- 
mals kaum  noch  die  Herstellungskosten 
deckte. 

Der  Versuch,  die  Assignaten  gemäss 
Dekret  vom  18.  März  1796  zu  30  "/o  gegen 
Mandate  terntoriaux  umzutauschen,  die  doch 
im  Ctrunde  auch  nichts  wie  Assignaten  waren, 
hatte  nur  den  Erfolg,  dass  die  Mandate  bis 
iäide  desselben  Jamies  gleidi&iUs  auf  oa. 
2Vi^,'t  fielen  und  dimn  verschwanden,  ehe 
man  noch  Zeit  hatte,  die  ausg^benen  Pro- 
messen in  definitive  Stücke  umzutauschen. 

Litteratnr;  Bwshez  et  JBoux,  Rütoire  parla- 
mentaire  de  la  lUrolution  fran^ise,  Parit  I8S4, 
voll.  3 — 27.  —  Qomsl,  Hiskrire  finandhrt  de 
l'Attemblfe  Constituante  (1896)  J.  467ff.  und 
ptuaim.  —  A.  Courtoia  fila,  Biatoire  de  la 
Banque  de  l-Wnce  et  dft  prindpalei  inatüutiont 
fran{ai»et  de  credit  deptiU  1716,  Paria  1875,  8. 
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7Sff.  —  R.  StOUitn,  Lrs  ßnanre«  <!r  fniinen 
regime  ft  de  ta  rfvtJutiaa  (1HB5)  JI,  MSff., 
■WCff.  —  VÜhrei;  Hinloire  de  la  drlie  publique 
en  ymnee  (1886)  I,  3d7ff. 

Richard  Ehrenberg. 


Association 
s.  Genossenschaft 


Ateliers  Nationaux  a.  Ateliers  »ociaux 
s.Nationalwprkstätten,IjouisBlanc. 


i  Atklnson,  Edward, 

geb.  za  Brookline,  Staat  Massachusetts,  10.  II. 
1827.  Hauptsächlich  aktuelle  Tageafragen  in 
seinen  Schriften  behandelnder  Publizist.  Er 
veröffentlichte  u.  a.  inBuchfonn:  t'heap  rotton 
by  free  labor,  Boston  1861.  —  Argument  for 
the  conditional  reform  of  the  Lesral-Tender  Act, 
New -York  1874.  —  Labor  and  capital-allles, 
not  enemies,  New -York  1880.  —  Tne  fire  en- 
gineer,  the  architect,  and  the  underwriter, 
Boston  1880.  —  Cotton  manufactnrers  of  the 
United  States,  Boston  1880.  —  Eight  methoda 
of  preventing  fires  in  milla,  Boston  1881.  — 
The  railway  and  the  f armer,  New -York  1881. 

—  The  influence  of  Boston  capital  upon  ma- 
nufactares,  Boston  1882.  —  The  distributions  of 
producta,  1885.  —  The  railroads  of  United 
States :  their  effects  on  farmin^  and  production 
in  that  conntry  and  Great  Britain,  New -York 
1880.  —  The  margin  of  profits :  how  it  is  now 
divided ;  what  part  of  the  present  honrs  o(  labor 
can  now  be  apared,  New  -York  1887.  —  The  in- 
dustria)  progresa  of  the  nation.  C'onsnmption 
limited,  prodaction  nnlimited.  New -York  1690. 

—  Taxation  and  work,  New -York  1892. 

lAppert. 


Aufgebot 

Unter  »Aufgebot«  versteht  das  Recht 
eine  öffentliche  Aufforderung  der  ziistän- 
(Ugen  Behörde  (Gericht  oder  Verwaltungs- 
behörtle)  zur  Anmeldung  von  Ajisprüchen 
oder  Rechten  binnen  bestimmter  Frist  mit 
der  Wirkung,  dasB  die  Unterlassxmg  der  An- 
meldung einen  Rechtsnachteil  (in  der  Regel 
den  Ausschluss  der  Oelteadniadiimg,  des 
Anspniches  oder  des  Rechts)  zur  Folge  hat 
Ein  solches  Recht^nstitut,  das  bestimmt  ist, 
Rechtsverhältnisse  zu  festigen  und  den  Be- 
rechtigten g^;en  spätere  Angriffe  zu  sichern, 
war  dem  römischen  Rechte  unbekannt:  Das 
Aufgebot  hat  sich  im  deutschen  Recht 
aus  dem  uralten  Banniecht  des  KOni^  ent- 
-wickelt.  Wer  friedlos  erklfirt  ward,  dessen 


Hab  und  Gut  verfiel  dem  König,  aber  den 
Grundbesitz  konnten  die  Erben  binnen  Jahr 
und  Tag  aus  der  königlichen  Gewalt  her- 
ausziehen. Im  Anschiuss  hieran  fttlu^n 
die  karolingischen  Könige  die  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegliche  Vermögen 
des  Verurteilten  ein,  indem  sie  dessen 
Grundbesitz  mit  demBanne  belegten.  "Wurde 
das  Gut  binnen  Jahr  imd  Tag  nicht  aus 
ilem  Banne  gezogen,  so  ging  das  Eigen- 
tumsrecht damn  unter,  und  das  Gut  ward 
zur  Befriedigimg  des  Gläubigers  verwandt. 
Als  im  Mittelalter  zur  Uebertragung  von 
Eigentum  an  Grund  und  Boden  die  gericht- 
liche Auflassimg  notwendig  ward,  verband 
sich  damit  ein  gerichtliches  Verfahren,  iu 
welchem  der  Ricliter  Ober  das  Gut  Friede 
und  Bann  wirkte  mit  der  Auffordei-ung  an 
alle  Abwesende,  binnen  Jahr  und  Tag  et- 
waige Ansprüche  an  das  Gut  geltend  zu 
machen,  widrigen  &ills  sie  ihre  Aiisprüclie 
nicht  mehr  erheben  können.  Nur  wanl  im 
ftLttelalter  sofort,  nicht  erst  nach  J£^r  und 
Tag,  der  Erwerber  in  den  Betutz  des  Gutes 
eingewicsoD.  Das  Rocht  des  Richters,  einen 
Zwang  zur  Erhebung  von  Rechtsansprüchen 
binnen  bestinunter  irist  durch  ein  solches 
Aufgebot  auszuflben,  ward  bald  durch  Ge- 
wohnheitsrecht auch  auf  andere  Fälle  aus- 
gedehnt. Auch  die  Kirche  entnahm  das 
Institut  im  Mittelalter  dem  deutschen  Rechte 
(viertes  Konzil  yom  Lateran  von  1215).  Um 
den  Abschluss  nichtiger  Ehen  zu  verhüten, 
ward  vorgeschrieben,  dass  der  Eheschhessuug 
ein  und  zwar  in  der  Regel  ein  dreimaliges 
Aufgebot  der  Verlobten  vorangehen  muss. 
Doch  hat  das  Aufgebot  nicht  die  Wirkung, 
dass  Ehehindeniisse,  welche  dem  gütigen 
Absclüuss  der  Ehe  entgegenstehen,  nach 
Ablauf  der  Aufgebotszeit  nicht  melu-  gel- 
tend gemacht  werden  könnten.  Es  soll  da- 
durch mu"  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
etwaige  Ehehindemisse  vor  der  Eheschlies- 
sung bekannt  zu  geben.  Dem  Kircheni-echt 
hat  sodann  das  weltliche  Recht  seine 
Vorschriften  über  das  Aufgebot  zur  Ermit- 
telung von  Ehehindemissen  nachgebildet 
(vgl.  B.G3.  §  1316;  R.G.  über  die  Beur- 
kundung des  Personenstandes  und  die  Ehe- 
schliessung  vom  6.  Februar  1875  §§  44  fL 
in  der  Fassung  des  EinfÜhrungsgesctzes  zum 
B.G.B.  Art.  46.) 

Das  moderne  d  eutsche  Recht 
kennt  zwar  das  Aufgebot  bei  Uebeiti-agung 
des  Eigentums  von  Grund  und  Boden  nicht 
mehr,  aber  es  hat  im  Intei-esse  der  Rechts- 
sicherheit in  zahlreichen  Fällen  im  Au^;e- 
botsverfaliren  die  Anmeldung  von  Rechts- 
ansprüchen vorgeschrieben  oder  zi^elasseu 
mit  der  Wirkung,  dass  die  Unterlassung 
der  Anmeldung  einen  Rechtenachteü  zur 
Folge  hat.  So  hat  —  um  nur  tlie  wich- 
tigsten FäHe  anziifflhren  —  ein  Aufgebots- 
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verfofareo  stattzufinden  zum  Zwecke  der 
Todeserklärung  einer  verschollenen  Person, 
zom  Zwecke  der  Ausacfaliessimg  des  Eigea- 
tümers  eines  Grundstücks,  wenn  das  Grund- 
stück seit  dreissig  Jahren  im  Eigenbesitz 
eines  anderen  sirfi,  befindet,  zum  Zwecke 
der  Ausschliessung  eines  imbekanuten  Hypo- 
theken-, Grtmdschuld-  oder  Bentenschuld- 
^nbigeis,  zum  Zwecke  der  AuBschliessnng 
von  NadilieBgl&nbigem,  zum  Zwecke  der  Aus- 
E%hlic&sungTon  anbekanntenSchü&glftulHgem 
hä  Teräussenmg  des  Schiffes  n.  s.  w.  Von  be- 
sonderer Wichtigkrät  ist  dtß  Aufgebotsverfeh- 
ren, das  der  £iwloserklärung  ei  uer  abhimden 
gek<nnmenen  oder  veniichteten  Urkunde,  nar 
mentUdi  eines  Inhaberpapiers  vorher- 
gehen muBs  (vgl.  die  Art.  Inhaber- 
papier, Mortif ikation).  Immer  aber 
ist  ein  Au^botsrer&thren  nur  in  den  Fällen 
zolftseig,  in  welchen  es  ausdrücklich  durch 
<las  Gesetz  aDgeordoet  oder  zugelassen  ist. 
Durch  das  Gesetz  müssen  einerseits  die  Vor- 
aussetzungen, der  Inhalt  und  die  Wirkungen 
des  Auf^bots  bestimmt  und  andererseits  die 
Formen,  in  welchen  das  Aufgebot  zu  erlassen, 
und  das  Verfahren,  in  welchem  es  dm-chzu- 
führen  ist,  vorgeschrieben  sein.  Das  Bür- 
gerliche Gesetzbuch  hat  für  seinen 
Bereich  die  Fälle,  in  denen  ein  Aufgebots- 
verfahren stattfinden  muss  oder  kaim,  in 
erschöpfender  Weise  bestimmt,  und  die  Civil- 
rozessordnung  (in  ihrer  neuen  Fassung  nach 
em  G.  v.  20.  Mai  1898)  hat  das  Verfahren 
für  die  einzelnen  Fälle  normiert  {§§  946  bis 
1023).  Das  Aufgebot  ist  in  allen  Fällen  von 
dem  Gericht  zu  erlassen.  Die  Öffentliche  Be- 
kanntmachung des  Aufgebots  erfolgt  durch 
Anheftung  an  die  Gerichtstafel  luid  durch 
Einnickung  in  den  deutschen  Reichsan- 
zeiger sowie  ausserdem,  wenn  für  den  ein- 
zelneu Fall  nichts  anderes  gesetzlich  be- 
stimmt ist,  diux:h  zweimalige  Einriickung 
^nes  Auszugs  in  das  für  amtliehe  Bekannt- 
raachnngen  in  dem  Gerichtsbezirke  bestimmte 
Blatt  Die  Aufgebotsfrist  beträgt  in  der  Re- 
gel mindestens  6  Wochen.  Doch  sind  An- 
meldungen, die  nach  Ablauf  der  Frist,  aber 
TOT  Ecla&sun^  des  AusschlussurteLls  erfolgen, 
als  ie(^tzeitige  anzusehen.  Gegen  die- 
jeni^,  welche  ihre  Ansprüche  nicht  rechte 
zeitig  anmelden,  werden  die  gesetzlichen 
ReditsnachteUe  in  einem  Ansschlussurteü 
verhäng  Gegen  dasselbe  finden  zwar  die 
«denthchen  Bechtsmittel  nicht  statt,  aber 
es  kann  mittelst  raner  g^en  den  Antrag- 
steitler  zu  eriiebenden  kIu^^  angefochten 
werden.  Jedoch  kiuin  die  Klage  nur  auf 
änen  der  im  Gesetze  (§  957)  angegebenen 
Gründe  gestützt  werden.  Nach  Ablauf  von 
zehn  Janren  nach  Verkündung  des  Aus- 
schlussurteils ist  die  Klage  unstatthaft.  Auf 
denjenigen  Rechtsgebieten,  die  der  Landes- 
gesetzgebnng  vorbehalten  sind,  kann  auch 


das  Landesrecht  Aufgebote  anoi-dnen  oder 
für  zidässig  erklären ,  doch  finden  auch 
hier  auf  das  Verfahren  die  A'^orschriften  der 
C.P.O.  Anwendung,  soweit  sie  durch  das 
Lande&gesetz  nicht  ausgeschlossen  oder  ab- 
geändert werden  (Einführungsgesetz  zur  CP.> 
0.  §  11). 

Aus  dem  gerichtlichen  Verfahren  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  ist  das  Institut 
des  Ati^bots  aber  auch  in  das  Ver- 
waltungsrccht  und  in  das  verwaltonga- 
reditliche  Verfahren  angenommen  worden. 
Vielfach  bestimmen  die  neueren  Verwal- 
tungsgesetze, dass  vor  Vornahme  eänea  Ver- 
waltungsaktes  die  Behörde  eine  I^ntlidie 
Aufforderung  zur  Anmeldung  von  Einwen- 
dungen oder  von  Reditsansprüchen  binnen 
einer  bestimmten  Frist  zu  erlassen  hat,  mit 
der  Wirkung,  dass  nach  Ablauf  der  Frist 
Einwendungen  und  Rechtsansprüche  nicht 
mehr  geltend  gemacht  werden  können.  Doch 
wird  hier  nicht  immer  der  Ausdruck  »Auf- 
gebot« gebraucht.  Anwendungsfälle  bieten 
namentlich  das  Verfahren  bei  Gemeinheits- 
teilungen  und  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken ,  bei  Genehmigung  von  Bewässe- 
rungs-  und  Entwässerun^ssuilagen,  bei  Ge- 
nehmigimg von  gewerblichen  Anl^n,  die 
nach  der  Oew.-O.  des  Deutschen  Reidis  §  16 
einer  Genelimigimg  bedürfen  etc. 


Anikanf 

s.  Getreidehandel,  Unternehmer- 
Verbände,  Verkauf. 


Anfwandsteneni 

s.  Verbrauchssteuern,  Lnxus- 
stcuern,  Mietsstcuer. 


AnkUoa. 

Auktion  nennt  man  den  öffentlichen 
Verkauf  beweglicher  Sachen  an  den  Meist- 
bietenden, im  Gegensatze  zum  ^wühnli<dLen 
Verkaufe  »aus  der  Hand«.  Die  Verste^e- 
nmg  unbeweglicher  Sach^i  heisst  Subhas- 
tation  (Gegensatz:  freihändiger  Verkauf. 
Die  schon  .bei  den  BOmem  viel  benutzte 
Geschäftsfom  der  Auktion  fand  im  Mittel- 
alter, ausser  in  Italien,  weniger  Anwendui^, 
hat  aber  in  neuerer  Zeit  ungemein  grosse 
Bedeutung  erlangt. 

Man  hat  zu  unterscheiden;  1)  gericht- 
liche und  aussei^richtlicheAuktionen ;  2)  frei- 
willige und  Zwangsfuiktionen ;  3)  Auktionen 


Digilized  by  Google 


26 


Auktion 


marktgängiger  und  nicht  markt^ngiger 
^alter,  beschädigter  oder  sonst  mangelhafter, 
andererseits  aber  auch  besonders  wertvoller 
und  schwer  abschätzbarer)  Waren;  4)  Aiik- 
tioneo  im  Klein-  und  im  Orosshandel.  Ueber 
vWanderauktionenc  vgl.  Wandergewerbe. 

Die  vermutlich  älteste  dieser  Arten,  die 
gerichtliche  Auktion,  greift  jetzt  nament- 
lich Platz  bei  der  Veräussenrng  von  Pfän- 
dern und  zur  Disposition  gestellten  Waren, 
in  Kcmkursea  und  im  erbschaftlichen  Liqui- 
dationsverfahien,  überhaupt  vorzugsweise 
dann,  w^rn  der  öffentliche  Verkauf  not- 
wendig erscheint,  um  die  Interessen  solcher 
Beteiligten  zn  schützen,  die  auf  den  Ver- 
kauf seibat  keinen  Eii^uss  üben  können, 
und  um  insbesondere  jede  abstchtlidie  Schä- 
digung solcher  Interessen  nach  Uüglichkeit 
auszuschlieseen,  sodann  auch  um  durch 
Konoentrierung  der  Nachfrage  der  Ver^ 
schleuderun^  vorzubeugen.  Dieser  letzte 
Grund  ist  nicht  minder  massgebend  bei  den 
aussergerichtUchen  Zwangsverkäuf  en 
und  ganz  besonders  bei  den  Verkäufen  nicht 
marktgängiger  Waren,  für  welche  die 
Auktion  vorilbergehend  einen  Markt  künst- 
lich erzeugt  Das  bedeutendste  Beispiel  von 
Auktionen  solcher  Art  sind  die  gtt^n  Ver- 
steigerungen älterer  Druckwerke,  die  Bilder-, 
Münzen-  und  anderen  ähnlichen  Auktionen. 
Aus  ganz  denselben  Qründen  hat  die  Auktion 
im  Kleinverkehre  frühere  Verbreitung  ge- 
fnnden  als  im  Grossverkehre;  indes  ist 
sie  seit  dem  17.  Jahrhundert  auch  auf  dem 
Weltmärkte  eine  allgemein  übliche  Geschäfts- 
form von  bedeutender  Wichtigkeit  geworden. 

Zuerst  führte  die  Holländisch-Ost- 
indische Kompagnie  regelmässige  Auk- 
tionen der  auf  Gnmd  ihres  Handelsmonopols 
importierten  Gewürze  und  anderen  Waren 
ein.  Dieses  Beispiel  ist  dann  nicht  nur  von 
den  grössten  späteren  Handelskompagnieen 
gleicher  Art  in  Holland  und  England  nach- 
geahmt, sondern  auch  im  übrigen  Geschäfte 
so  allgemein  befolgt  worden,  dass  nament- 
lich in  Amsterdam  bis  in  unser  Jahrhundert 
hinein  gewiss  weit  mehr  Waren  auktions- 
weise jüs  aus  der  Hand  verkauft  worden 
sind.  Für  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Welt^ 
artikel  ist  die  Auktion  bis  zum  heutigen 
Tage  die  vorherrschende  GeschUteform  ge- 
blieben, so  für  Baumwolle  in  Liverpool,  für 
Wolle  in  London  und  Antwerpen,  für  Kaffee, 
Thee,  Kakao,  Zucker  und  viele  andere  Kolo- 
nialwaren in  Ixindon,  Amsterdam  und  Rotter^ 
dam,  für  Elfenbein  in  Tjondon,  Liverpool  und 
Antwerpen  eta  Dage^n  haben  äch  die 
Orosshandelsauktionen  in  Deuts(diland  trotz 
melufocher  Vemidie  bisher  nur  venig  ein- 
gebüigert;  als  regelmässig  und  bedeutend 
weiss  ich  nur  die  Auktionen  überseeischer 
Nutz-  imd  FarithOlzer  in  Hambu^,  die  Visck- 
auktionen  in  Hamburg  und  Altona,  die  Bauc^- 


warenauktionen  in  Leipzig,  die  Weinauktionen 
in  den  Rheinlauden  zu  nennen,  während  die 
»Auktionen«  deutscher  Zuckerfabriken  mehr 
den  unten  erwähnten  »Einschreibungen«  im 
Tabakhandel  entsprechen.  Und  auch  iu 
Frankreich  scheinen  Grosshandelsauktioneu 
nicht  sehr  viel  vorzukommen,  trotz  der  Gunst, 
welche  die  dortige  Gesetzgebung  ihnen  aus- 
nahmsweise zugewendet  hat  (cf.  die  Gesetze 
vom  28.  Mai  1858,  vom  3.  Juli  1861  vmd 
vom  18.  Juli  1866  sowie  das  Dekret  vom 
30.  Mai  1863). 

Die  Technik  der  Grosshandelsauktionen 
ist  seit  dem  17.  Jahrhundert  im  wesent- 
lichen dieselbe  geblieben ;  die  Auktion  wird 
vorher  durch  den  damit  betrauten  Haider 
bekannt  gemacht;  auch  buin  entweder  die 
Ware  selbst  vor  der  Auktion  von  den  Kauf- 
lustigen besichtigt  werden,  oder  man  stellt 
Proben  aus,  sofern  es  sich  nicht  um  feste 
Standardtj^n  handelt  Die  ganze  Waren- 
partie wird  in  numerierte  Lose  (Cavelinge, 
lots)  eingeteilt,  und  diese  gelangen  dann  nach 
der  Beine  oder,  wie  ihr  Name  besagt,  dem 
Lose  nach  zum  Verkaut  Die  Art  des  Aua- 
gebots und  Zuschlags  weist  manche  nach 
Ort  imd  Zeit  verschiedenartige  Eigentüm- 
lichkeiten auf,  die  indes  von  nebensächlicher 
Bedeutung  sind.  Die  AbUoferung  der  Warn 
bezw.  des  ihre  Stelle  vertretenden  Lager- 
scheines erfolgt  in  der  Regel  nur  gegen  so- 
fortige oder  doch  nach  ganz  kurzer  Zeit  er- 
folgende Bezahlung. 

Das  ganze  Verfahren  hat  unter  bestimm- 
ten Voraussetzungen  namentlich  für  die  V  e  r  - 
käufer  sehr  erhebliche  Vorteile.  Wenn 
nämlich  die  Marktlage  einer  Ware  ohnehin 
für  den  Verkäufer  günstig  oder  doch  nicht 
geradezu  ungünstig  ist ,  oder  wenn  gar 
einzelne  Plätze,  GeseDschaften  ete.  den  Ln- 
port  einer  Ware  rechtlich  oder  feiktisch  mono- 
polisiert haben^  in  allen  solchen  Fällen  wer- 
den durch  Auktionen  regelmässig  noch  höhere 
Preise  erzielt  als  durch  Verkauf  aus  der 
Hand,  da  bei  den  Auktionen  stets  eine  starke 
lokale,  zeitliche  und  personelle  Koncentration 
der  Nachfr^e  stattfindet  und  das  öffenüidie 
Bieten  die  Kauflust  wesentlich  zu  steigern 
pflegt  Die  Barzahlung  ist  ebenfalls  für  den 
Verkäufer  ein  erheblicher  Vorteil.  Indes 
können  auch  die  Käufer  unter  Umständen 
selbst  bei  für  sie  ungünstiger  Marktlage 
durch  Auktionen  bosser  als  sonst  ihre  Ge- 
schäfte besorgen,  wenn  nämlich  erst  durch 
die  Veranstaltui^  von  Auktionen  ein  grosser 
Markt  und  grosse  Auswahl  ermöglicht  wird. 
Letzteres  piÜegt  freilich  -wiederum  den  Ver- 
käufern nidit  eenehm  zu  sein,  da  die  Käufer 
dur6h  die  reiäie  Auswahl  veranlasst  wer- 
den, nur  kleine,  ganz  ihren  Wünschen  ent- 
^rechende  Fartieen  za  erstehen.  Selbst  ein 
l^nopolj  sofern  es  nur  rationell  ausge- 
nutzt wird,  braucht  die  Käufer  nicht  zu 
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schädigen.  Und  das  Blatt  wendet  sich  voll- 
kommen, sobald  die  Marktlage  für  den  Ver- 
käufer ungunstig  wird;  denn  dann  i.«t  dio 
Ware  in  der  Auktion  leichter  der  Verschleu- 
derung ausgesetzt  als  heim  Verkaufe  aus- 
der  Hand.  Dies  hat  z.  B.  Anfang  der  "Oer 
Jahre  in  Amsterdam  und  Rotterdam  dahin 

fefilhrt,  die  regelmässigen  Auktionen  von 
ava-  und  Sumatratabak  zu  sistieren 
und  statt  dessen  das  meiste  aus  der  Hand 
zu  verkaufen.  Als  dann  die  Marktlage  sidi 
wieder  besserte,  kehrte  man  doch  nicht  zu 
dem  alten  Systeme  zurilck,  sondern  ffllirte 
ein  ganz  neues  ein,  das  der  »Einschrei- 
bung«, wobei  die  Kauflustigen,  jeiier  für 
sich,  schriftUche  Gebote  einreichen  müssen, 
ein  Verfahren,  das  bei  ^flustiger  31arktlage 
für  den  Verkäufer  gewiss  die  allerbesten 
Besultate  crgiebt. 

"Wenn  die  zu  verkaufenden  Waren  von 
fiberseeischen  Händlern  an  europäische  Kom- 
missionäre koDsigniert  werden,  so  bietet  das 
System  der  Auktionen  den  grossen  Vorteil, 
dass  der  erlangte  Preis  den  Kommittenten 
auch  wirklich  stets  voll  zu  gute  kommt, 
bezw.  dass  der  Kommissionär  so  leicht  nicht 
dem  Verdachte  der  »Preisverschleienmg« 
ansgeaetzt  ist.  Viele  Händler,  selbst  auf 
Seiten  der  Nachfrage,  sind  freilich  gerade 
deshalb  den  Auktionen  venig  frenndli<äi  ge- 
sinnt, weil  das  Bekanntwerden  der  Preise 
ihren  Verdienst  sobmSlert,  so  dass  manche 
Auktion  von  auswärts  nur  schwach  besucht 
wird,  also  ihren  Zweck  TOrfehlt 

Oft  ist  auch  bei  Auktionen  das  Interesse 
der  Käufer  schon  deshalb  gefährdet,  weil 
dieselben  durch  das  rasche,  aufregende  Ueber- 
bieten  leicht  verleitet  werden ,  die  Ware 
über  Wert  zu  bezahlen ;  femer  sind  Täu- 
schungen über  die  Qualität  nicht  ausge- 
schlossen, die  indes  bei  Grosshandels-Auk- 
tionen  weniger  durch  Absicht  als  vielmehr 
durch  Ungleichartigkeit  innerhalb  der  ein- 
zelnen Lose  veranlasst  zu  werden  pflegen. 
Dui-ch  die  Unberechenbarkeit  mancher  Auk- 
tionen wird  der  Geschäftsgang  unregelmässi- 
ger  und  erhält  einen  stossweisen  Charakter, 
was  indes  nicht  zutrifft,  wenn  in  einem 
grossen  Markte  täglich  eine  ganze  Anzahl 
Auktionen  abgehalten  werden,  wie  z.  B.  im 
Londoner  Theemarkte,  wo  dies  eben  die 
übliche  Geschäftsform  ist.  Dass  die  Auk- 
tionen leicht  Absatzgelegenheit  für  betrüge- 
risch erschlichene  Waren  bieten,  trifft  bei 
den  Grosshandelsauktionen  ebenfalls  niclit  zu. 

Ueber  die  dienstleistenden  Organe  bei 
den  Auktionen,  die  Auktionatortm  s.  den  fol- 
genden Art.  Hier  sei  nur  die  historische  Notiz 
angeschlossen,  dass  es  beeidigte  Auktionen 
toren  gegen  £lnde  des  Mittelalters  an  man- 
chen Orten  gab,  und  zwar  hatten  dieselben 
viel&di  sowohl  gerichtliche  Versteigei-ungen 
wie  audi  private  Auktioaeu  alter  Sachen 


abzuhalten.  Dahin  gehören  die  geschworenen 
»Käutier«  oberdeutscherStädte,iUeagezworen 
oudon  cloercopei-e«  in  Antweii>en  u.  a.  m. 
Von  den  Maklern  einerseits,  von  den  ge- 
wöhnlichen Triidlem  und  Ifcikern  anderer- 
seits lassen  sie  sich  nicht  immer  streng 
sondem.  In  Deutscliland  scheinen  sie  sich 
aus  letzteren  erst  seit  der  Rezeption  des 
römischen  Rechts  entwickelt  zu  haben,  in- 
dem die  »Subhastationen«  den  Trödlern  über- 
tragen wurden.  In  Nürnberg  wai*  im  16. 
Jahrhundert  der  Ausdruck  >Gericlitskäufel 
unter  dem  Banner«  (sub  hasta)  auch  für  die 
Auktionen  beweglicher  Sachen  üblich.  Da- 
mit stimmt  überein,  dass  es  in  den  Handels- 
städten des  Mittelmeergebietes  schon  erheblich 
früher  »inoantatores«  gegeben  hat.  Die  »pri- 
seiirs  vendeiirs«-  von  Paris  werden  mindestens 
schon  1556  erwähnt  Y  ans  ihnen  entwickelten 
sich  die  heutigen  »commissaires  priseurs«, 
die  eine  pri\'i]egierte  Korporation  nach  Art 
der  agents  de  change  bilden  und  umfassen- 
der R<?glementierung  unterworfen  sind.  In 
England  kann  als  Auktionator  niemand  fun- 
gieren, der  nicht  eine  Lizenz  ei*wirbt  (8  Vict. 
a  15).  In  Deutschhuid  gehOrt  die  Auktion 
zu  denjen^n  Gewerben,  ffir  welche  die 
kompetenten  Behörden  Personen  beeidigen 
imd  Öffentlich  anstellen  können  (D.  Gew.-O. 
§  36).  Die  Grosshandelsauktionen  wer^ 
den  indes  oft  gar  nicht  durch  beeidigte 
Auktionatoren,  sondern  durch  Makler  ab- 
gehalten. 

Lltferfttnr:  AmcM  Archiv  de»  aUgem.  dnUichen 
HandeltrrchU  IV,  361ff.  —  V.  Holtzendorff, 

JHechtdexHcon  >.  A.  v.  (beides  nur  JurtMlsek).  — 
F.  Hecht,  IHe  Warrant*,  l&uttgart  1884,  pattim, 
intbegtmdere  S.  187ff.  —  LexiB  bei  Sehffnbertf 
III,  i^5,  Molne  de  l'E»plne  (ed.  Le 

Long).  De  koophandel  van  Amflerdatn,  17d4t  * 
/,  J!76jf.  II.  27 ff.  Dir  hoUänd.  ZUc/ir.  ,,EcO' 
nomist" :  1872,  S.lO^ff.;  1S74,  S.  I.i9,  I40;  1877, 
S.  10^;  1878,  S.  141  und  »imstige  Handeltbe- 
richte.  — •  lAiri».  Die  IlamleUitsanceii  im  Welt" 
Holzhandel,  Berlin  1889,  S.  17iff.  11.  «.  m.  Eine 
zu«<i m me ufassende  Arbeit  exiliert  nicht. — ßetr. 
Auktitmatoren:  Ooußet  et  Merger,  Dia.  de  ' 
droit  eommerci<ü,  8,  id.,  Pari»  1878,  t.  v.  »«om- 
miaaaire  priaenm.  —  M'Culloch. ,  Diel,  of 
commerce,  London  1871,  e.  1:  naHctioneer«. 

,Rtehard.  Shrenberg, 


Anktionatoren. 

Das  Gewerbe  der  Auktionatoren  war 
durch  die  frühere  deutsche  Landesgesetz- 
gebung verschieden  geregelt.  In  einzelnen 
Staaten  wurde  dasselbe  als  freies  Gewerbe 
betrieben,  in  andeiün  war  die  Vornahme 
von  Versteigerungen  solchen  Personen  vor- 
behalten, welche  von  den  zuständigen  Staats- 
behönlen  angestellt  oder  konzessioniert  waren. 
Letzterer  Grundsatz  galt  namentlich  auch 
in  Preussen  kraft  der  Bestimmungen  in  §  51 
der  Gew.-O.  vom  17.  Januar  1845.   Die  Ent- 
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■würfe  der  norddeutschen  Gewerbe- 
ordnuDg  aus  den  Jahren  1868  und  1869 
wollten  der  Landesgesetzgebung  die  Befugnis 
vorbehalten,  das  Gewerbe  der  Auktionatoren 
unter  Konzessionspflieht  zu  stellen.  Diese 
Bestimmungen  fanden  je<loch  nicht  die  Billi- 
gung des  Reichstages.  Sie  wurden  dahin 
amendiert,  tlass  das  Gewerbe  als  freies  be- 
trieben und  den  Behöwlen  nur  vorbehalten 
■werden  sollte,  bestimmte  Personen  für  die 
Ausübung  des  Gewerbes  anzustellen.  Diese 
Vorschriften  befinden  sich  auch  heute  noch 
in  Geltung,  nur  in  einzelnen  Punkten  sind 
die  Auktionatoren  dwcGh  die  Gewerl>eord- 
nungsnovelle  vom  1.  Juli  1883  veiteren  Be- 
schränkungen unterworfen  wortlen. 

Der  Gewerbetriob  derAuktiona- 
toren  ist  demnach  im  allgemeinen  frei- 
gegeben. Es  sind  jedoch  die  verfassungs- 
mässig dazu  befugten  Staats-  oder  Kommu- 
nalbenOnlcn  oder  Korjwrationen  lierechtigt,  i 
Personen,  welche  das  Gewerbe  botreilpcn, 
auf  die  Beobachtung  der  bestehenden  Vor- 
schriften zu  beeidigen  und  öffentlich 
anzustellen  (GtewM).  §  36).  Den  ange- 
stellten Personen  steht  kein  Recht  auf 
aussdiliesslichen  Betrieb  des  betreffenden 
Gewerbes  zu.  Sie  haben  vor  den  nicht  an- 
gestellten zunächst  nur  den  thatsächlichen 
Vorzug  voraus,  das»  sie  infolge  ihrer  An- 
stellung beim  Publikimi  ein  gHJsseres  Vei^ 
trauen  gcniessen.  Ausserdem  sind  sie  allein 
im  Stande,  solche  Handlungen  vorzunehmen, 
wichen  nach  den  Gesetzen  eine  besondere 
Glaubwürdigkeit  beigelegt  ist  oder  an  welche 
besondere  rechtliche  Wirkungen  gekntlpft  »ind 
(Gow.-O.  §  36).  Durch  die  spatere  Gesetz- 
gcbimg  ist  ihnen  auch  die  Versteigerung 
von  Immobilien  ausschliesslich  vorbehalten 
(Gew.-O.  §  35).  Der  Uebergriff  eines  nicht 
angestellten  Auktionators  in  diesen  Gewerbe- 
betrieb ist  nach  §  147  Nr.  1  der  Gew.-O. 
mit  Geldstrafe  bis  zu  30<)  M., -im  ünver- 
mögensfalle  mit  Haft  zu  bestrafen.  Für  den 
Geschäftsbetrieb  der  angestellten  Aiditiona- 
toren  können  durch  die  anstellenden  Behör- 
den Taxen  festgraetzt  werden  (Gew.-O.  g  78). 

Denjenigen  Auktionatoren,  "welche  ihr  Ge- 
■werbe  ohne  behördliche  Anstellung 
od  erKonzession  betreiben,  kann  die  Fort- 
setzung des  Gewerbriietriebes  untersagt  wer- 
den, wenn  Thatsachen  vorliegen ,  welche  die 
UnzuverlässigkeitdesAuktionatorsinbezugaut 
seinen  Gewerliobetrieb  darthim  (Gew.-O.  §  35). 

Abweichende  Bestimmungen  über  öffent- 
liche Versteigerungen  bestellen  in  Elsass- 
Lothringen.  Hier  war  die  Vornahme 
von  Mobilienversteigenmgen  einschliesslicli 
derjenigen  von  hängenden  oder  stehenden 
Früchten  und  Holzschlägen  nach  den  Vnr- 
scluiften  dos  französischen  Rechtes,  den  No- 
taren und  GeiichtsvoUzieheni  vorbelialten. 
Vereteigeningen  vonimmobilien  waren  diuxüi 


ein  G.  v.  21.  März  1881  ebenfalls  ausschhess- 
hch  den  Notaren  übertragen  worden.  Diese 
Vorschriften  sind  hoi  Einfühning  der  Ge- 
werbeordnmig  in  Elsass-Lothringen  durch 
eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung 
für  fortdauernd  erkläi-t  worden. 

Litteratur:  6.  Meyer.    Lehrbuch  des  druUchrn  ' 
VrrwaÜung»rrfhlcf,  Bd.  J.  S.  404,  41^.  —  E. 
Loening,  Lfhrhuch  des  dniUekcn  Ventaltnuiff' 
rerhtft,  S.  SOI,  SOG.  G.  Meyer. 


d^Aulnis  de  BoarouUl 

(Johan  Baron),  geb.  zu  Groningen  9.  April  1850. 
Er  entwickelte  und  erweiterte  in  seiner  Doktor- 
dlRsertation  (Het  inkomen  der  Maatechappy, 
eene  proeve  van  theoretische  Staathuiskunde, 
Leiden  1874, 207  S.)  die  U ntersuchnnifen  des  eneli- 
schen  NationalükoQomen  W.  Stanley  Jevons  über 
die  Lehre  des  Werts  nad  über  die  Begriffe  von  Pro- 
duktion, L'eberproduktion  und  Konmimtion. 

Seit  1878  Professor  der  XatiunalOkonomie. 
Statistik  nnd  politischen  Geschichte  an  der 
Universität  zu  Utrei'ht,  vertrat  er  in  seiner 
Jnauguralrede  [Ket  Kathederaocialisme,  Utrecht 
1878)  die  Berechtigung  der  abstrakten  For- 
schung auf  Volkswirt  st-haftlichem  Gebiete.  In 
seinem  Werke  „Het  Hedendaagsche  SociaIi.sme 
toeffelicht  en  bevordceld",  Amsterdam  188t), 
327  S.)  zeigte  er,  in  welcher  Weise  die  Resultate 
dieser  Forschung  bei  der  Kritik  von  Kvl  Marx, 
Lassalle,  Henry  George  «.  a.  angewendet  wer- 
den künnen.  In  einem  Aofeatze  über  den  „Zins- 
fusa"  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  B.  Stat.  N.  F.  18.  Bd., 
S.  377ff.,  Jena  1889  (ursprünglich  verüffentlicht 
in  niederländischer  Sprache  —  de  Economist 
1888  — )  versuchte  er  durch  Anwendung  der 
neueren  Theorieen  auf  die  Lehre  des  Zinstiisses 
nnd  anf  die  damit  in  Verbindang  stehenden 
wirtschaftlichen  Thataachen,  auch  unter  Herbei- 
ziefauDg  historischer  Unteremchungen,  für  das  iu 
den  80er  Jahren  stettKefundene  Suiken  des  Zins- 
fafiRes  Erklärung  zu  finden,  und  ftlreine  Pr(^OKe 
über  die  nächste  Zukunft  den  Boden  zn  gewinnen. 

Von  den  zahlreichen  kleinen  Aufsätzen,  welche 
er  als  Redaktionsmitglied  in  der  Zeitschrift  „The- 
mi8"undinderMonBt!*schritt  ^DeEconomist"  ver- 
öffentlichte, nennen  wir  nur:  Delegitieme  (portie 
(Themis  1884)  ;DeRechtsgrond  vanderaEigendom, 
byzonderlyk  van  denGrondeigendom(Themisl887 1; 
riet  economisch  PesRimisme  (Economist  1889). 

Ueber  die  Wäbrungsfrage  veröffentlichte  er 
einen  die  Frage  zusammcnfasRenden  Aufsatz, 
welcher  erat  in  deEconomist,  nachher  (189(>) 
anch  in  der  Revne  d'economie  politinne 
nnter  dem  Titel  Etüde  sur  la  question 
raonötaire  erschien.  Ausser  vielen  Aufsitzen 
über  Invalidität*»-  und  Altersversicherung  und 
Broschüren  politischer  Tendenz,  namentlich  znr 
Stütze  der  liberalen  Partei,  schrieh  er  (1898) 
eine  UchetBicht  über  die  Ent wickeluuir 
des  Volkswohlstandes  in  den  Nieder- 
landen .seit  185Ü,  wobei  er  mit  statistischen 
Daten  die  allgemeine  Hebnng  des  materiellen 
Wohlstandes,  namentlich  in  den  niedrifferen  Klas- 
sen der  Gesellschaft,  anwies  nnd  so  auta  neue  der 
sozialistischenPrognose.welche  bekanntlich  dleAn- 
häufnng  des  Kapitals  in  stets  engerem  Privatbesitz 
voraussagt  hat,  gegenttberteit. 

Seä. 
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Anseinandersetznngr 

s.  Baiiernbefreiuog,  Gemeiaheitsteilung. 


Avsfnhr,  Austiihrhandel 

s.  Handel  und  I^delsbilonz. 


AvsfvluiiaBterUger. 

1.  Entstehnsiir  der  A.  S.  Zweck  nnd  Be- 
trieb der  A.  3.  volkBwirtachaftliche  Bedentang: 
der  A.  4.  Seitherig«  Entwickeliuig-  der  A 

1.  Entstehniiff  der  A.  Seit  einigen 
Jahrzehnten  wird  das  Ringen  der  Indnstrie- 
stsaten  um  die  Deckung  des  Bedarfs  des 
Weltmarkts  immer  heisser.  In  allen  Län- 
dern, selbst  in  En^and,  forscht  man  eifrig 
nach  Mitteln  zur  Förderung  des  Ausland- 
haodels.  Bei  uns  ■waren  derartige  Bestre- 
bungen, im  Zusammenhang  mit  dem  Wieder- 
aufkommen der  Auswanderungs-  und  Kolo- 
niecnfrage  schon  1881  in  den  Vordergrund 
des  öffentlichen  Interesses  getreten.  Es 
fragte  sich  damals  wie  auch  heute  noch: 
genügen  die  bisherigen  öffentlichen  und 
privaten  Einrichtungen,  die  für  unseren  Ex- 

Sort  Torfaanden  sind,  «1er  können  noch  neue 
error^erufen  werden?  Schon  der  Aufwer- 
fung dieser  Frage  wurden  sofort  principielle 
l^vendungen  über  die  Selbsthilfe  und  die 
Nfitzlicbkeit  des  Zwischen-  imd  Exportkom- 
missionshandels entgegengehalten,  die  aber 
nicht  hierher  gehören.  Es  kannnicht  bestritten 
verdeuj  dass  weite  Kreise  der  deutschen 
Indnstne,  um  ihre  Kräfte  zur  Entfaltung 
zu  bringen,  auch  heute  noch  der  Aufklänmg, 
Anregung  imd  des  finanziellen  Rückhaltes 
bedfliten.  Unkenntnis  und  Ungeschick  im 
TSnsfihla^n  des  richtigen  Weges  und  Mangel 
an  ausreichenden  Mitteln  der  EinzoUbTnen 
fldiienen  der  läitwi(^elung  des  deutschen 
Ausfohrgeschftftes  mehr  im  Wege  zu  stehen 
als  fremder  Wettbewerb.  Wie  diese  Mängel 
allmählich  «^oben  Verden  könnten,  bildete 
zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  eine  stehende 
Rubrik  in  den  wirtschaftlichen  Erörterungen. 
iSnes  der  Mittel  zur  Bessenmg  erblickte  der 
Verfasser,  gemSss  allgemein  volkswirtschaft- 
lichen Grundsätzen,  zunächst  in  der  Organi- 
sation und  Kooperation  der  Interessenten, 
Und  der  Weg  zu  einer  derartigen  Organisation 
sollte  durch  eine  genossenschaftliche  Dauer- 
Ausstellung  von  Exportwarenmustcm  geebnet 
werden.  Dieser  Gedanke  wurde  von  dem 
Verfasser  eingehend  in  der  Wieckschen  Ge- 
werbezeitung von  1881  Nr.  32—36  dargelegt 
und  im  Anschluss  an  die  Wflrtt  Landesaus- 
stellung, im  Frühjahr  1882  verwirklicht. 
VoD  kaufoiftnoistdier  Seite  war  de»  Projekt, 


namentlich  auf  dem  deutschen  Handelstag 
vom  Dezember  1881,  sehr  misstrauisch  auf- 
gcfasat  worden,  gleich  als  ob  der  Zweck 
darin  bestände,  die  kldnen  Firmen  zum 
direkten  Export  anzuspornen.  Trotzdem 
gelang  es  in  wenigen  Monaten,  etwa  400 
Fabrikanten  ztmi  AnsdUuse  an  das  Institut 
zu  gewinnen.  Damit  war  die  Brücke  von 
der  Theorie  zur  Raiis  geschla^n  und  eine 
neue  Art  von  Ergänzung  des  Zwischenhandels 
geschaffen. 

2.  Zweck  und  Betrieb  der  A.  Das 
Ausfuhnruisterlager  ist  zunächst  eine  Dauer- 
ausstellimg,  »exposition  perpötuelle«,  vide  sie 
sidi  z.  B.  Proiidnon  1855  gedacht  hatte :  er 
wollte  den  Handel  centialisieren  und  in 
einen  organischen  Zusammenhang  mit  der 
1849  gegriindeteu  »Banque  du  peuple« 
bringen.  In  älinlicher  Weise  stellt  auch  das 
Ausfuhnnusterlager  eine  Organisation,  und 
zwar  des  Exporthandels,  dar.  Nur  findet 
ein  direkter  Verkaiif  nicht  statt:  die  Aus- 
stellungsgegenstände bestehen  lediglich  aus 
Mustern,  die  Bank,  an  die  sich  das  In- 
stitut anlehnen  soll ,  ist  eine  Export- 
koramissionsbank.  Das  Musterlager  soll  die 
rasche  Orientierung  der  Käufer  erleichtern; 
sie  können  je  nach  Wahl  sieh  entweder  mit 
den  Fabrikanten  in  direkte  Verbindung 
setzen  oder  gleich  am  Lagerihre  Bestellungen 
erteilen.  Das  Institut  soll  in  gewissem 
Masse  eine  Exportagentur  oder  ein  Export- 
kommissionshaus ersetzen,  ähnlich  wie  sidi 
solche  z.  B.  in  Hambuig  imd  Paris  oder  in 
den  englischen  Industriecentren  für  gewLsse 
StapeJartikel,  auch  bei  uns  z.  B.  in  Chemnitz, 
Sonneberg,  Solingen,  Nürnberg  herausgebildet 
haben  und  den  Fabrikanten  den  Warenvei*- 
trieb  (und  das  Kreditrisico)  abnehmen.  In 
erster  Linie  ist  ein  solches  Lager  Icdiglicli 
die  Grundlage  der  Vermittelung  von  Engros- 
bcstellungcn.  Es  giebt  den  Auslandkundon 
Gelegenheit,  sich  in  ktlrzester  Zeit  über  die 
Preiswilrdigkeit  der  Fabrikate  sowie  Über 
die  Leistungsfäliigkeit  ihrer  Aussteller  zu 
orientieren.  Es  dient  lediglich  dieser  ge- 
schäftlichen Agententhätigkeit  und  ist  des- 
halb wie  auch  aus  dem  Grunde,  weil  es 
sonst  nicht  die  neuesten  Muster  erhalten 
würde,  dem  allgemeinen  Besuch  nicht  ge- 
öffnet. Die  ausgestellten  Muster  bestehen 
in  Durchsclinittswai-eu ,  "wie  sie  der  Aus- 
steller auf  Lager  hat  und  jederzeit  in  be- 
liebiger Monge  liefern  kann.  Das  Institut 
vermittelt  durch  seinen  Geschäftsführer 
den  direkten  und  persönlichen  Verkehi- 
der  Käufer  mit  seinen  Mitgliedern  und 
übernimmt  für  den  Besteller  ein  Delcredero 
nicht.  Es  macht  also,  was  in  Geschäfts- 
kreisen immer  Übersehen  wii-d,  den  Export- 
handlungen keine  Konkmrenz,  arbeitet  yiel- 
mehr  mit  ihnen  zusammen ;  die  Bestellungen 
werden  direkt  von  der  Fabnk  aus  effektuiert. 
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Es  bezieht  dafür,  dass  es  Käufer  und  Ver- 
käufer zusanunenftlhrt,  die  Bestellungen  ver- 
mittelt imd  im  Auftrag  beider  die  Lieferungs- 
geschäfte absehliesst  eine  Kommissionsge- 
bühr. Durch  diese  Verkaufsprovision,  sowie 
durch  die  Jahresbeiträge  seiner  Mitglieder 
werden  die  Verwaltungskoßteu  gedeckt. 
Allerdings  ist  die  scharfe  Kontrolle  über  die 
Proviflionsansprüche,  wie  sie  einem  privaten 
Ahnten  ziisteht,  durch  die  direkte  Ver- 
mittelung  und  den  gemeinnützigen  Charakter 
erschwert.  Im  Ausland  hat  man  für  das 
Ausfuhrmustcrlager  da  tmd  dort  die  Bezeich- 
miDg  »Firma«  otler  »Mus^e  comniercial« 
gewählt.  Begnffsgemäss  jedoch  ist  das 
Handelsmuseimi  lediglich  ein  Mittel  zur 
Information  der  einheimischen  Fabri- 
kanten über  die  von  der  ausländischen 
Konkurrenz  erzeugten  Warentypen.  Im  Unter- 
schied davon  hat  das  Exportmusterlager  ilie 
Beschränkung  auf  einheimische  Warenmuster 
und  den  Zweck,  die  Ausländer  über  die 
Leistuiigsfähigkeit  der  ausstellenden  Firmen 
zu  orientiexen.  AVesentlich  für  das  Institut 
und  Yorbedingiing  füi*  sein  Gedeilien  ist  1)  der 
rein  geschäfUiche  Zweck  und  die  Kosten- 
deckung durch  die  Yerkaufsproviaion  und  die 
rMit^ederboiträgc ;  2)  die  Erfaaltimg  des 
stetigen  Interesses  der  ausstellenden  Fabri- 
kanten, so  dass  sie  ihre  Musterkollektionen, 
soweit  es  sich  um  Saisonutikel  handelt,  stets 
erneuern  und  ergänzen  und  Acnderungen  in 
den  Preisen  mitteilen;  3)  die  Beschränfcimg 
auf  einen  geschlossenen  Industriebezirk,  den 
der  ausländisclie  Besucher  ohne  grösseren  Zeit- 
verlust boreisen  kann,  oder  auf  bestimmte 
Specialitiltrn.  In  gewissen  Iiidustriebezirken 
wie  Nürnberg,  Pforzheim  u.  s.  w.  wo  an 
sich  auch  Musterlager  für  die  dort  erzeugten 
Specialitäten  in  die  Höhe  kommen  köJinten, 
haben  die  dortigen  Exportcure  in  den  letzten 
zwei  Jalirzohnten  die  Aussondung  ihrer 
Reisenden  und  Aufstellung  reich  assfirtierter 
Musterlager  von  selbst  in  grossem  Umfange 
aufgcnomjnen.  Für  die  Textilgeweibe  liegt 
heute  der  Schwerpunkt  in  der  Reichs- 
hatiptsladt. 

Die  Vereinigung  der  l>eteiligten  Export- 
industriellen  sollte  uicht  nm-  als  liittel 
dienen,  um  ein  möglichst  vollständiges  Livgcr 
zu  erhalten,  sondern  auch  in  weitertsr  Folge 
die  Gnmdlage  zu  Aussendung  von  Kollek- 
tivreisenden,  Eimichtung  von  Kontoren 
und  Filialen  in  Hamburg,  Berlin  sowie  im 
Ausland,  endlich  zu  Gründung  von  Export- 
syndikaten fiir  bestimmte  Specialitäten- 
und  Absatzgebiete  abgeben.  Die  Ausstellung 
am  Domizilort  sollte  also  nm-  die  A^orstufe 
zu  weiterer  Entwickelung  des  Vermittclungs- 
geschäfts  und  der  ExxKJi-torgauisatiou  bil- 
den. 

Die  Entwickelung,  die  dem  Verfasser 
vorschwebte,  kann  in  weiterer  Folge  auch 


auf  eine  kartell-  und  bankmässige 
Organisierung  sich  erstrecken. 

Die  KarteUierung  wäre  namentlich  für 
die  Hausindustriebezirke  denkbar :  das  Muster- 
lager übernimmt,  wie  ein  Export-Syndikat 
und  eine  Produktiv-  und  Expor^nossen- 
schaft,  den  Alleinvertrieb  und  die  Ver- 
mittelung  zwischen  den  Hausindustriellen. 
und  den  Exporteuren.  Ein  solches  Muster- 
lager oder  Warenhaus  will  man  z.  B.  in 
Gablonz  für  die  dortigen  Arbeiter  der 
Perlenfabrikation  errichten.  Die  bank- 
mässige Weiterentwickelung  weist  auf  die 
Uebemahme  des  Delcrederes  und  des  selb- 
ständigen Geschäftsabschliisses  —  auf  eigwie 
Rechnung  und  Gefahr  —  hin.  Mit  diesem 
Schritt  allerdings  würde  ein  Exportmuster^ 
lager  seinen  gemeinnützigen  Charakter  ver- 
heren  und  zu  einem  privaten  Exportkommis- 
sioushaus  werden ;  auch  müssten  die  Vorkehrs- 
bedingungen mit  den  europäisclien  Export- 
handlungen abgebrochen  werden. 

Sellen  fOr  den  ersten  Schritt,  für  die 
Errichtung  von  Filialen  im  Ausland,  ist  ein 
Vorbehalt,  nämlich  die  Beschränkung  auf 
bestimmte  Specialitäten.  notwendig. 

Zu  Anfang  der  neunziger  Jahre  schwärmte 
man  in  Paris,  Wien,  MoätaUj  Genua  {Carepa 
&  Co.),  Barcelona  (1888)  für  die  Veranstaltung 
einer  ambulanten  Ausstellung  und  die  Er^ 
richtung  »nationaler  Ausstellmigcn  im  Aua- 
land « ,  als  Repräsentanten  der  IjEuidcsindustrie. 
Auch  in  Deiitschland  i,\'urde  vier  Jahre 
lang  18R8,'92  für  das  Projekt  einer  »schwim- 
menden Ausstellung«  agitiert.  Ebenso  sollte 
das  »Imperial  Institute«  in  London  solche 
Ausstellungen  in  den  Kolonieen  veranstalten, 
liat  aber,  obgleich  derKougress  deronglisclieu 
llandelskanmiern  vom  September  1HU2  dai-auf 
drang,  so  wenig  wie  die  anderen  Programm- 
punkte, auch  (Uesen  noch  nidit  in  Angriff 
genommen. 

Solchen  Ausstellungen  steht  der  Umstand 
im  Wege,  dass  fast  jeder  Agent  bezw. 
Reisende  nur  eine  beschränkte  Anzahl  von 
Fabrikaten  derart  beherrscht,  dass  er  einen 
sofortigen  Geschäftsabschluss  vermitteln  katui. 
Wie  jeder  private  Agent  muss  demgemäss 
oder  "wird  sich  thatsächlich  auch  eine  der- 
artige VermittelimgssteUe,  wenn  sie  geschäft- 
liche Erfolge  erringen  wUl,  entweder  auf 
die  Vertretung  einer  bestimmten  Specialität 
oder  von  verhältnismäaä^  wenigen  Firmen 
besclu^nken. 

Ebenso  schwierig  femer  wie  die  Aufri 
walil  des  Vertreters  ist  die  Komplettierung 
und  ständige  Erneuerung  der  Muster 
luul  die  Auswahl  geeigneter  Special- 
artikel.  Zudem  können  programmgemäss 
kleinere  Plätze,  wo  die  Konkurrenz  noch 
nicht  so  scharf  ist,  und  wo  noch  bessere 
Geschäfte  zu  erzielen  sind,  uicht  besudit 
werden.   Es  glückten  denn  auch  die  Vcr- 
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suche,  welche  an  den  genannten  Auskuds- 
plätz^  unternommen  wmiien,  nur  ananahms- 
ireise. 

Selbst  bei  nur  kurzer  Dauer  haben  diese 
natkmalea  Aosstellnngen  die  gesclififllidien 
Erfolge,  auf  die  man  redmen  Konnte,  nicht 

Ihr  Hisserfole  wurde  schon  als  ein  Beweis 
gegen  den  berechtigten  Kern  des  Gedankens 
verwertet,  als  ob  dieses  oder  irgend  ein  anderes 
Flrincip  durdi  eine  unsachgemfisse  üebertrei- 
bung  entkräftet  werden  könnte.  Was  aus  ihm 
hen^^eht,  ist  nur  die  Best&t%ung  der 
Ijehre,  die  Terfaseer  von  Anbng  an  voran- 
geetellt  hat,  nftmlich  der  F(»aerung  der 
Beechr&pkuDg  auf  einen  geschlossenen  Indu- 
stiiebezirk  oder  auf  bestunmte  Specialitäten. 

S.  Volkswirtschaftliche  Bedentang 
der  A.  "Wie  die  vorübergehenden,  so  hatten 
auch  die  permanenten  Ausstellungen  von  An- 
fang an  ihre  principiellen  Gegner,  zum  Teil  aus 
den  gleichen  Gründen.  Namentlich  der  Teil 
der  Geschäftswelt,  der  als  allein  zuständig 
in  dieser  Frage  gilt,  nämlich  die  Gross- 
industriellen ,  sowie  die  hansestädtischen 
Grosshändler,  können  sich  mit  den  Exporte 
musterlagem  heute  noch  nicht  bebeunden. 
In  der  That  liegen  audi  ihre  Interessen 
auf  anderer  Seite.  Das  ist  aber  kein  Beweis 
dafür,  dass  m  nicht  doch  gewisse  Gruppen 
von  Exportfabrikanten  giebt,  denen  das 
Institut  nützt.  Genau  wie  bei  den  Landes- 
nod  Weltausstellungen. 

Uebrigeos  ist  das  Prosperieron  der 
bisherigen  Exportmusterlager  die  beste  Wi- 
derlegung ^geii  manche  Vorurteile;  auch 
bildet  die  Thatsache,  dass  diesen  Instituten 
finnderte  ihrer  Mitglieder  treu  bleiben,  einen 
Bel<^  dafür,  dass  viele  Exportfabrikanteu 
doch  noch  nicht  so  sehr,  wie  behauptet 
wird,  dieser  Art  der  Vermittelung  ent- 
wachsen sind. 

Einer  der  gewöhnlichsten  Xänwände  fäUt 
in  föch  zusammen,  wenn  man  erkennt,  dass 
die  Stellung  zu  den  fkportmusterlagern 
nif^ts  mit  dem  alten  Streit  gemein  hat,  ob 
äba^upt  etwas  von  R^erungs  wegen  für 
den  Export  gethan  werden  kann.  Denn  das 
Institut  steht  als  genossenschaftliche  Yor^ 
einigUDg  in  der  Mitte  zwischen  einem  rein 
pivaton  und  einem  Be^ei-ungsuntemehmen. 

StaatUchex'  Subventionierung,  die  jeder 
anderen  Dauerausstellung  geradezu  gefftm-lidi 
ist,  bedarf  auch  ein  Exportmusterlager  nicht; 
dasjenige  Lager,  das  dine  eine  soldie  — 
nachdem  es  den  »toten  Punkt«  überwunden 
hat  —  nicht  vorankommt,  hat  keine  Existenz- 
berechtigung. 

Andere  Einwendungen,  mehr  akademi- 
ficher  Art,  richten  sich  g^en  die  Stellung, 
die  dem  Musterlager  im  Verhältnis  zu  den 
übii^a  Kitteln  für  Hebung  des  Exports 
eiozinäumen  ist. 


Manche  »Elxport  -  Enthusiasten«  ver- 
sprechen sich  Ie(uglich  von  der  GonsoIM»- 
reform,  Gründung  von  Auslandkammera  u.  s.w. 
etwas.  Darauf  aber  warten  die  Interessenten 
schon  seit  20  Jahren,  während  sie  die 
Gründung  von  Exportmusterlagem  selbst  in 
der  Hand  haben.  Man  kann  das  eine  thon 
und  das  andere  nicht  lassen;  die  Beiordnung 
kaufmännischer  CkmsulaivAttachte  z.  B.  luä 
zuerst  Yer&sser  selbst  in  oner  Eängabe  an 
das  Beichskanzlexamt  vom  Frtthjalu-  1885 
in  Anregung  gebracht  IHe  aUgemranen 
Exportb^trebu^üm  haben  in  dem  Ausfuhr- 
mnst^lager  und  seiner  rein  gesobäftilicbai 
Basis  sogar  einen  praktischen  Erystallisations- 
punkt  enangt,  während  äe  vorher  sehr  vage 
und  zerfahren  waren.  Andere  hinwiederum  er- 
warten alles  von  der  Aussendung  vonK  o  1 1  e  k  - 
tivreisenden  oder  auch  von  Sachverstän- 
digen zur  Informierung  über  die  überseeischen 
Märkte ;  solche  aber  wird  durch  ein  Export- 
musterlager nicht  gehemmt,  sondern  im 
Gegenteil  gefördert  und  erleichtert.  Ferner 
hängt  erfahrung^mäss  die  AVirksamkeit 
nicht  allein  einesExportmusterlagers,  sondern 
auch  z.  B.  eines  Handelsmuseums  oder  einer 
Auslandskanmier,  aber  auch  eines  Consulats, 
hauptsächlich  oder  ausschliesslich  von  der 
jeweilig  leitenden  Persönlichkeit  ab. 

Nun  giebt  ein  Exportmusterlager  ge- 
rade für  solche  Consuln,  die  zu  geschäft- 
licher Yermitteiung  geeignet  und  geneigt 
sind,  die  nötige  Am'egung  und  einen  guten 
Bückhalt.  Beispielsweise  wurden  1888/89 
—  xmd  zwar  je  im  Anschluss  an  das  belgische 
bezw.  englische  Consulat  oder  an  die  dortige 
italienische  Handelskammer  —  errichtet: 
ein  belgisches  Musterlager  in  Eonstantinopel, 
ein  österreichisches  in  Kalkutta,  ein  italie- 
nisches in  Buenos -Ayres,  ein  ethisches 
^eciell  für  den  Handel  in  Südamerika)  in 
Hamb\u^. 

Die  Musterlager  finden  an  den  Consulaten, 
die  letzteren  umgekehrtanjenen  eine  wirksame 
Stütze.  Die  Kinrichtung  der  Exportmusterlager 
ist  zwar  ein  bescheidener,  aber  ein  prak- 
tischer An&ng  zur  Consulatsrefoim ;  bis  es 
einmal  zu  der  radikalen  Reform  kommt,  die  er- 
träumt wird,  denkt  dk  jetzt  lebende  Generation 
nichtmehr  an  das  Exportieren.  Ebenso  verhält 
es  sich  mit  den  Auslandkammem  und  Handels- 
museeu.  Wer  die  geschäftlichen  Erfolge 
der  Handelsmuseeu  in  der  Nähe  aussehen 
hat,  der  kann  —  da  für  den  Handel  nur 
das  »heute«  gilt  und  die  gestern  gilti^n 
und  erhobenen  Bezugsquellen,  Proben,  Preise, 
moi^n  schon  veraltet  sind  —  nicht  im 
Zweifel  darüber  sein,  wie  notwendig  für 
ihre  Direktion  eine  ständige  und  lebendige, 
d.  h.  geschäftliche  Fühlung  mit  einem 
gegebenen  Kreis  von  Exportfabrikanten  ist, 
wie  sie  sich  bei  einem  Exportmusterlager 
darbietet.    Jedenfalls  haben  mit  dem  In- 
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■stitut  der  Exportmusterlager  die  früliereii 
nebelhaften  Anschauungen  und  Erörterungen 
über  ein  einheitliches  und  planvolles  Vorgehen 
der  Ebcportindußtriellen  einen  festen  Kern- 
punkt erlangt  Im  flbrigen  gilt  von  der 
Dauerausstellung  das  gleiche,  was  von  jeder 
Oiwanisation :  für  sich  allein  bedeutet  sie 
mchts;  ob  sie  etwas  Nützliches  leistet, 
hftngt  ganz  von  der  persönlichen  Qualifika- 
tion des  Öeschäftsleiters  und  der  Mitglieder 
ab.  Ist  der  Geschäftsführer  ein  guter  Ver- 
käufer ,  so  bietet  das  Expoilinusterlager 
eines  der  geeignetsten  Mittel  zur  Förderung 
des  Exports,  natflrlich  nur  m  den  Plätzen, 
wo  es  noch  einer  solchen  Association  bedarf. 

4.  Seitherige  Entwickehing  der  A. 
Besser  als  alle  theoretischen  Erw%ungen 
Hffechen  die  Thatsachen.  Sofort  nach  der 
Gründmig  des  Stuttgarter  Musterin  stitiits 
wurde  es  an  verschiedenen  Plätzen  nachge- 
ahmt Schon  im  Jahre  1883  ^nirden  ähnliche 
Anstalten  ins  Leben  gerufen,  z.  B.  in  Berlin 
(»GentralTorein  für  Handelsget^raphie«), 
1884/85  in  Amsterdam,  Mündien,  Karlsruhe, 
Frankfurt,  1886/88  in  Köln,  Dresden,  "Wien, 
Fest  (sog.  »Handelsmnseum«),  London  (sog. 
»Exportbörse«),  Buenos- Ayres  (sog.  ^ständige 
Ausstellung^),  Belgrad  (sog.  »komnu3rziefle 
Elxports^utiire),  in  mehreren  italienischen 
Chrossstadten  eta  Die  Bewe^^g  setzte  sich 
im  glei(dien  Schritte  fort,  wie  der  »Expoilr 
enthusiasmiis«  von  einem  L«ide  ziun.  andern 
sich  fortpflanzte.  Die  Welt  hat  etwa  ÄK) 
für  die  Entwickelung  von  Exportmuster- 
lageru  günstig  gelegene  Industriecenti-on  und 
Verkehrsplätze;  davon  giebt  es  kaum  einen 
Punkt,  für  den  nicht  von  sachverständiger 
Seite,  namentlich  von  den  Konsulaten  der 
versdiiedenen  Staaten,  oder  auch  von  privaten 
Kaufleuten  die  Gründnug  einer  permanenten 
Masterausstellung  schon  ernstlicli  in  Er- 
wägung gezogen  oder  zui*  Ausführung  ge- 
bracht worden  ist.  Mancherorts  konnten  die 
Musterlagor  geschäftliche  Erfolge  nicht  er- 
zielen ;  nameutlich  von  den  bei  den  Con- 
sulaten  errichteten  Auslandkontoren  ste)it 
die  Mehrzahl  aus  den  schon  angedeuteten 
Gründen  nm-  auf  dem  Papier.  In  Wien, 
München,  Karlsruhe  konnten  die  Musterlager 
nicht  recht  Fuss  fassen  und  gingen  schon 
nach  einigen  Jahren  wieder  ein.  Aber  auch 
heute  ist  die  Bewegung  noch  iu  Flnss. 
neuestens  namenthch  in  den  Vereinigten 
Staaten.  In  Deutschland  wnirden  erat  wieder 
z.  B.  1897/98  gegründet:  Das  Exportmuster- 
lager in  Leipzig  (Musterlager  Messverkehr), 
das  in  Weimar  für  die  sächaisch-thüringische 
Industrie,  diis  »Deutsehe  Exportmusterlager« 
(Luisenhof)  in  Berlin,  die  Bnlsseler  Export- 
gesellschaft »Fedöration  industrielle  beige 
pour  favoriser  l'exportation«,  die  mit  nam- 
haften Mittdn  arbeitet  und  im  Grunde  nichts 
aaderes   als    ein   Exportmusterlager  ist. 


Systematisch  wurden  die  ExpoitmusterU^r 
von  der  französischen,  russischen  und  japa- 
nischen Regiennig  ziu- Förderung  des  Aussen- 
handels  verwertet  Ein  förmliches  Pn>- 
gramm  hierfür  entwarf  die  1884  begrOndeto 
»Alliance  Fran^aise«,  die  nun  durch  das 
1898  enichtete  Exportamt  abgelöst  wird. 
Nach  diesem  Progiamm  wurden  42  Aus- 
landkammem  gegründet,  die  eine  Staat^t- 
Bubvention  von  zusammen  85  000  Fi-ancs  er- 
halten und  u.  a.  auch  sog.  »Ebcportkontorc'. 
zu  errichten  hatten.  Diese  französischen 
Musterlager  indes  konnten  bisher  einen 
nennenswerten  Erfolg  aus  den  oben  ange- 
gebenen Gründen  nicht  erzielen.  Solche 
Exportkontore  stellen  an  die  Qualifikation 
des  Geschäftsführers,  wie  an  die  sich  be- 
teiligenden Fabrikanten,  die  verschiedene 
Dutzend  von  Musterlagern  immer  mit  den 
neuesten  Mustern  zu  versehen  weder  im 
Stande  noch  geneigt  sind,  zu  hohe  Ansprüche. 
Neuerdings  -ftiirden  solche  Kontore  mehr  in 
den  französischen  Knlouieen,  1898  z.  B.  in 
Tananariva  (Madagaskar)  sowie  in  Kdombn, 
Shanghü  und  Yokohama,  Alexandrien  und 
Sofia  eingerichtet  — ■ 

In  gleicher  Weise  ging  auch  in  Russ- 
land die  Regierung  Hand  in  Hand  mit  dem 
Grosshandel  vor.  Wiederholt,  so  1889  anf 
Anregung  der  »GeseUscIiaft  zur  Förderung 
nissi^ihen  Handels  und  Gewerbefleissese. 
und  1894  auf  Anregung  einer  Kommission 
von  Moskauer  Exportmdnstriellen,  wurde  der 
Plan  ausgearbeitet,  im  Zusammenhange  mit 
der  begonnenen  Reform  des  Considatswesens 
ein  Netz  von  Exix)rtmusterl(^m  im  Orient, 
zunächst  in  Konstantinopel,  Teheran  und 
Samarkand ,  in  der  Folge  auch  in  Pains, 
Alexandria .  Bombay  und  Peking  zu  er- 
richten. Als  Vorbild  hierfür  sollte  diis 
niRsische  Musterlager  in  Bukarest  dienen, 
für  welches  1889  die  nissische  Regierun,tj 
eine  Subvention  von  10000  Rubeln  be- 
w^illigtc.  Im  August  1898  kam  der  Stock- 
liolmer  Äusstellungskommissar  in  seinem 
vielbemerkten  Bericht  an  den  Finanzminister 
auf  den  Plan  der  Errichtung  eines  grossen 
Expoitmusterlagers  in  Moskau  ziuück. 

In  Italien  wimlen  gleich  Mitte  diT 
achtziger  Jahre,  dami  1893  nach  Grundinig 
der  Handelsmuseeii  in  Rom  und  MailaTid 
sowie  1898  Versuche  mit  Exportmuster- 
la^^rn  gemacht.  Am  besten  gelang  das 
1894  begründete  Exporisyndikat ,  das  l.Ki 
Mitglieder  hat,  ein  Eintrittsgeld  von  1000 
Lire  und  einen  Jahresbeitrag  von  100  lärc 
erhebt  und  zwei  Dutzend  Musterlager- 
agenturen in  der  Levante  und  in  Ostasien 
unterhält,  wovon  allerdings  nur  einige  nam- 
haftere '  Geschäftserfolge  erzielen.  Jeder 
Agent  des  Syndikats  hat  die  Stellung  eines 
am  eigene  Rechnung  arbeitenden  Kommis- 
sionärs, verkauft  wml  lediglich  gegen  Bar- 
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zahluug  bei  Ablieferung  der  "Waren,  was 
natürlich  den  chinesischen  oder  indischen 
Händler  sehr  oft  veranlasst,  seine  Bestellung 
der  Konkurrenz  zuzuwenden,  die  ihm  Kredit 
aufdrängt  Im  September  1898  war  in 
manchen  deutschen  Blättern  zu  lesen,  das 
Syndikat  habe  unserer  fbcportindustrie  »den 
gezeigt,  den  sie  gehen  müsse,  um  mit 
Terhältnismässig  nicht  groesen  Kosten  auch 
kleineren  Finnen  den  direkten  Export  nach 
dem  Eemen  Osten  zu  erm^lichen.«  Dieser 
Weg  aber  sollte  der  deutschen  Industrie 
schon  seit  mehr  als  einem  Jahrzehnt  be- 
kannt sein. 

In  gleicher  Richtung  gab  in  Schweden 
das  K.  Handelskollegium  und  das  1895  ge- 
gründete Handelsmuseum  in  Stockholm  er- 
railgiedohe  Anr^:ung.  Femer  sucht  derzeit 
das  japanische  Handelsministerium,  nach 
fcanzteiBchem  Yorbild  den  Auasenhandel 
des  Landes,  gestfitzt  auf  das  Himdelsmnseum 
in  ToTaa  (durdi  periodisch  viedeikehrende 
grossere  Ausstellungen)  durch  ein  Ncte  von 
Anslandm  nsteriagem  zu  fCrdera.  Solche 
wurden  in  den  letzten  Monaten  auf  den 
Coi»ulaten  zunäctut  in  Hamburg,  Bombay 
und  Odessa  errichtet. 

Besonders  lebhaft  interessiert  sich  seit 
der  Weltausstellung  von  Chicago  die  ameri- 
kanische Industrie  für  die  systematische 
Einrichtung  nationaler  Bauerausstcllunge» 
amerikanischer  Waren,  um  deren  Absatz, 
namentlich  in  Central  -  und  Südamerika, 
in  Bussland  und  Ostasien  zu  fördern. 
Fast  jeden  Monat  taucht  ein  neues  Projekt 
auf,  so  dass  es  schwer  hält,  die  wemger 
lebensfähigen  auszusondern  und  den  Oang 
der  anderen  im  Auge  zu  behalten.  Die 
meisten  Projekte  lehnen  sich  an  die  1895 
gegründeten,  reich  dotierten  Handelsmuseen 
und  Informationsbureaus  in  Philadelphia, 
New- York  und  Washington  oder  auch  an 
ein  amerikanisches  Consulat  (z.  B.  in  Tam- 
pico,  Mexiko  1898)  an.  Allein  im  Frühjahr 
1898  wurden  für  die  Errichtung  von  Äus- 
landmusterla|;em  der  Maschinenindustrie 
folgende  drei  Gesellsdiaften  gegründet :  Der 
Verband  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  in 
Pittsbm^  für  Japan  nnd  Indien:  die  sog. 
»ameiikanisch-dunesische  Handelskammer«: 
für  Shanghai  (im  Kongress  wurde  für  dieses 
Unternehmen  ein  Staatszuachuss  von  850000 
iL  befOrwortet) ;  endlich  die  »Russian-Ameri- 
can  Trading  Co.«  in  New- York,  mit  einem 
Aktienkapital  von  20  Mill.  M.  für  St  Peters- 
biu;^,  Koskan,  Odessa,  Warschau  u.  a.  0. 
Oleidizatig,  am  10.  A|nil  bezw.  31.  Mftrz 
1898,  wurde  in  Lima  eine  sogen.  »Perma- 
neote  IndustrieausstetUang«,  und  in  Caracas 
(Yttieznela)  das  tw  der  sehr  rOhziffen  Chica- 
goer  »jtTational  Assodation  <tf  Hanufacturers« 
bcj^rOndete  Warehouse  unter  solenner  Be- 
teuigung  der  dortigen  Behren  eröffnet 
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Das  Unternehmen  ist  nur  als  erster  Versuch 
gedacht ;  falls  es  sich  als  lebensfähig  erweät, 
sollen  ähnliche  Musterlager  an  anderen 
wichti^n  Handelsplätzen  errichtet  werden. 
Am  wichtigsten  in  der  Ausbreitung  dieses 
Systems  von  Musterlagem  ist  die  lezt^ 
nannte  1895  gegründete  National-Associatiou 
of  Manufacturers  in  Philadelphia,  die  mit 
i-eichen  Mitteln  arbeitet  nnd  grossen  ¥Aa~ 
fluss  besitzt.  Auch  für  New -York  ist  ein 
Exportmusterlager  grössteu  Stils  geplant  und 
hierfür  ein  grosses  Kapital,  man  spridit 
von  100  Millionen  Dollars,  gezeichnet  — 
Ein  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Ex- 
portmusterlager zeigt,  dass  sie  ihre  alten 
Anhänger  nicht  verloren  und  immer  vieder 
und  in  allen  Ländera  neue  Freunde  gewonnen 
haben.  Es  giebt  sich  hierin  ein  stetiges, 
nun  bald  zwei  Jidirzehnte  andauerndes  fort- 
schreiten kund,  von  den  filteren  Skport- 
musteriagem  herab  bis  zu  den  jüngsten, 
erst  in  den  letzten  Ta^n  gegvflndeten. 
Wohl  war  bei  der  ersten  Gründung  ein  ge- 
wisser, dem  rran  kaufmännischen  Denken 
und  Fühlen  en^;egeDgesetzter  Idealismus 
und  Optimismus  vorhiuiden,  wohl  ist  ein 
solcher  auch  heute  noch  bei  jeder  Nen- 
grflndung  erforderlich.  Aber  die  Thatsache, 
dass  bei  den  älteren  Musterlagem  ihre  Mit- 
glieder Jahrzehnte  lang  treu  ausharren,  dass 
andererseits  erst  in  den  letzten  Tagen  die  so 
sdiarf  rechnenden  amerikanischen  Geschäfts- 
leute sich  so  thatkräftig  für  das  Institiit  er- 
wärmt haben,  ist  wotd  der  beste  Beweis 
dafür,  dass  die  Grundidee  gesund  und  ent- 
wickelungsfähig  ist. 

Litteratsr:  Huher.  Die  Awtellangen  und 
un»ert  ExportiTiduatrie ,  iStuUgari  1886,  S.  187 
tu  S79.  —  KammertUlUt  Jahrbuch,  Wien  1888, 
S.  £79 — 287.  —  Dom,  Exporlkompau  von  1888. 
■ —  Onrleen,  Die  tebweüteritehe  Koruularre/onn, 
Bern  1886,  S.  18 1  awiA  ^a«h|  Genonensehafi»- 
wuen  und  interaaUonaler  Bändel  1889  (Bericht 
auf  dem  ZS.  Xongreii  der  englischen  Genoasen- 
«chafim  XU  Ipswieh).  —  Hübbe-ScIUeldeitf 
Welt-mirUchaft,  Hamburg  1883,  Ä.  IS— 15.  -- 
Cohn,  System  der  NcUionalökonomie,  III.  Bd., 
1898,  S.  ^7S.  —  ScMinherg»  Handbuch  der 
polüiechen  Oekonomie  IV.  Auß.,  II.  Bd.,  S.  7S3. 
—  J.  </.  J^anaehul  (Professor  in  Moskau),  »Der 
Exporthandel  und  einige  Maavegeln  m  seiner 
Erawiekelung« ,  Moskatt,  1897  (in  ruwiicAer 
Spraelu).  —  Denksekrift  de»  Saterreitshiieh- 
ungaritchen  Expvrtvereine  xw  Feier  teines  SS- 
jährigen  Bestandes.  —  »Exportn,  von  Oktober 
1898,  Nr.  43 — 44,  aOfßxielle  Handelsaushtj^- 
stellen  im  Inlande  sowie  Handelakamtnem  und 
Muslerlager  im  Äutlandet,,  Buber. 
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AnsfvlirprftaieB  ud  Ansfnhr- 
vergfltnngen. 

1.  Aeltere  Ansichten.  2.  Theoretische  Be- 
tracfatangen.  3.  Die  verschiedenen  FonneD  der 
Attsfahrpräiaien. 

1.  Aeltere  Ansichten.  Ausfiihrm-fimien 
Bind  staatliche  Unterstützungen  zur  Erleich- 
terung der  Ausfuhr  gewisser  Waren,  gleich- 
viel ob  sie  immittelbar  für  sidi  oder  im 
Zusammenhange  mit  der  Rüdtvei^tung 
eines  Zolles  oder  einer  inneren  Steuer  den 
exportierenden  Eaufleuten  oder  Produzenten 
zugewandt  werden.  Sie  sind  zur  Zeit  der 
Herrsdiaft  der  merkantilistiBdien  Anschan- 
nngen  entstanden  und  von  diesem  Oesichtfi- 
pnnkte  ja  leicht  zu  rechtfertigen:  denn  das 
in  dieser  Art  vom  Staate  ausgegebene  Geld 
bleibt  im  Lande,  der  Verkaufspreis  der  im 
Auslände  abgesetzten  Waren  aber  verbessert 
um  seinen  vollen  Betrag  die  Handelsbilanz 
des  Inlandes  und  kann  möglicherweise  eine 
bare  Geldeinhihr  bewirken.  Freilich  erhält 
das  Ausland  dabei  vielleicht  die  Wai-en  zu 
einem  Preise,  der  die  inländischen  Produk- 
tionskosten nicht  deckt,  aber  auf  dieses 
volkswirtschaftliche  Missverhältnis  wird  ein 
konsequenter  Merkantüist  kein  Gericht 
legen,  und  die  Interessentenkreise,  denen 
die  Prämien  zu  gute  kommen,  werden  die- 
selben vollends  ausschliesslich  von  ihrem 
privatwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  be- 
lu^eilen  und  loben.  Yorgerücktere  Theore- 
tiker, die  sich  über  das  nierkantilistische 
Vorurteil  erhoben  hatten,  aber  aus  irgend 
welchen  .Gründen  den  Prämien  günstig  ge- 
stimmt blieben ,  mussten  dieselben  mit 
besseren  Beweisgründen  zu  rechtfertigen 
suchen,  und  dies  wiurle  ihnen  dadurch  er- 
leichtert, dass  Adam  Smiths  ausführliche 
Kiitik  der  zu  seiner  Zeit  bestehenden  eng- 
lischen Ausfuhrprämien  in  manclier  Be- 
ziehung anfechtbar  w^ai-.  Wenn  er  behaup- 
tete^ dass  die  englische  Ausfuhrprämie  für 
'Weizen  den  Preis  dieses  Getreides  erhöht 
habe,  so  war  dies  zwar  theoretisch  schwer 
zu  widerlegen,  aber  die  Gegner  dieser  An- 
sicht konnten  eich  auf  die  Thatsa«^e  be- 
rufen, dass  in  den  ersten  65  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts,  während  welcher  die 
Piftmüerung  der  Weizenausfuhr  mit  einigen 
Unterbrec^imgen  bestanden  hatte,  die  Preise 
im  ganzen  aussergewühnUch  niedrig  ge- 
blieben waren,  namentlich  bedeutend  niedri^r 
als  in  den  der  Einführung  der  Piämien 
(1689)  zunächst  vorausgegangenen  Jahr- 
zehnten. Auch  ergab  sich  der  tiefste  Preis- 
stand gerade  in  den  Jahren,  in  denen  die 
Ausfuhr  und  somit  die  Prämienzahlimg  am 
grössten  war.  Smith  suchte  nun  diese 
Preisverhältnisse,  wie  es  ähnlich  auch  in 
bezug  axif  das  Gold  in  der  neuesten  Zeit 
geschehen  ist,  diurch  eine  problematische 


»Appreciation«  der  Edelmetalle  zu  erklären 
und  femer  nachzuweisen,  dass  die  Prämien 
auch  den  Interessen  der  Grundbesitzer  selbst 
nicht  entsprächen,  wobei  er  auch  seine  un- 
zulängliche Lehre,  nach  welcher  der  M'eizeu 
das  eigentliche  feste  «nd  allgemeine  Wert- 
mass  sein  soll,  zur  Anwendung  brachte. 
Als  sein  hervorragendster  Gegner  und  S'er- 
teidiger   der  Prämien   trat  Malthus  auf. 
Dieser  berief  sich  zunächst  auf  die  Billipf- 
keit  des  Weizens  in  der  oben  angeführten 
Periode;  aber  diese  konnte  fflr  sich  jcden- 
faUs  zu  Gunsten  der  Pr&nien  nidits  Im?- 
weisen,  da  sie  gleichzeitig,  wie  sdion  Smith 
hervorgehoben,  auch  in  Fruikreich  geherrscht 
hatte,  wo  statt  dei-  Prämüemmg  das  Ver- 
bot der  Ausfuhr  b^tand.   üeberdies  war 
im  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahriiunderts 
in  England  wie  auf  dem  Kontinente  eine 
bedeutende  Steigerung  der  Getreidepreise 
eingetreten,  also  von  einer  verbilligenden 
Wirkung  der  Prämien  sicherlich  nichts  mehr 
zu  bemerken.   Malthus  glaubte  eine  solclie 
aber  denuoch  annehmen  zu  dtlrfen,  wenn 
auch  nicht  für  jedra  einzelne  Jahr,  so  doch 
für  den  Durchschnittspreis  aus  einer  längei-en 
Reihe  von  Jahren.  Die  Landwirtschaft  wckK^ 
diirch  die  Prämien  zur  Vermehrung  ihrer 
ProdiUition  über  den  regelmässigenBedarf  des 
Inlandes  hinaus  bewogen,  und  in  schlechten 
Jahren  werde  daher  trotz  des  Ernteausfalls 
wenigstens  die  dem  einheimischen  Verbrauche 
entsprechende  Getreidemenge  noch  im  Lande 
selbst  gewonnen  werden;  so  würden  also 
die  ausserordentlichen  Preissteigerungen  nat-h 
Missemten  vermieden  oder  gemildert,  die 
auf  den  Durchschnittspreis  einer  läugerMi 
Periode  den  bedeutendsten  Einfluss  aus- 
übten.   Auch   werde   die  Landwirtschaft 
durch  die  erleichterte  Ausfuhr  zu  der  Ein- 
führung von  technischen  Verbesserungen, 
wirksameren  Hilfsmitteln  der  Produktion  etc. 
angespornt,  wodm-ch  a\ich  der  inländische 
Preis  allmählich  erniedrigt  werde,  ohne 
dass  deshalb  den  Produzenten  die  Vorteile 
des  vermehrten  Absatzes  wied^  gänzlich 
verloren  gehen  müssten.  —  lücardo  ist  ein 
entschiedener  Gegner  der  Prämien,  weil  sie 
nach  seiner  Ansicht  eine  unnatürliche  und 
schädliche  Verteiliui^  des  Kapitals  auf  die 
verschiedenen    Produktionszweige  vemr- 
sachen;  aber  die  von  Adam  Smith  gegen 
dieselben  TOigebzachten  Einwendungen  be- 
trachtet er  ebenfalte  als  ungenügend  oder 
unzutreffend.  Der  laufende  Aburktpreis  der 
auszuführenden  Ware  werde  allerdin^  durch 
die  Pribnie  zeitweilig  erhöht;  ob  dies  aber 
auch  bei  dem  natürlichen  Preise  ein- 
trete, hänge  von  der  Art  der  Ausfuhrware 
ab.    Gehöre  diese  zu  den  nicht  beUebig 
(unter  gleichbleibenden  Bedingungen)  ver- 
mehrbaren Produkten  —  und  als  solche 
fasst  Ricardo  die  landwirtschaftUdien  Er- 
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Zeugnisse  ins  Auge  —  so  verde,  Teil  eine 
weitere  Yennehrang  der  Proclnktion.  nur 
auf  Bdilechterran  Boden  mf^lidi  sei,  im 
Gefolge  der  Frflmie  eine  dauernde  Freis- 
äteigmine  erfolgen:  handele  es  sich  aber 
lun  Tabruate,  velclie  eine  weitere  Konkur- 
renz auf  gleichem  Fusse  gestatten,  so  werde 
nach  einer  Zwischenzeit,  in  welcher  die 
Fabrikanten  bei  dem  momentan  erhöliten 
Marktpreise  ungewöhnliche  Gewinne  er- 
zielen könnten ,  die  Produktion  der  prä- 
miierten Ware  rasch  in  solchem  Masse  zu- 
nehmen, dass  der  Preis  wieder  auf  seinen 
iiatürlidien  Stand  zurückgehen  milsste,  bei 
dem  das  in  diesem  Produktionszweige  an- 
gelegte Kapital  nicht  mehr  Gewinn  einbringt 
als  in  jedem  anderen  Zweige.  Die  Weizen- 
prämie  insbesondere  hat  also  nach  Ricardo 
als  Wirkung  eine  bleibende  Preiserhöhung, 
die  eine  Steigerung  der  Gnmdrente  herbei- 
ffdurt,  und  die  Grundbesitzer  haben  daher 
ein  dauerndes,  die  Fabrikanten  aber  nur  ein 
vorübergehendes  Interesse  an  einer  Ausfuhr- 
prämie für  ihre  Erzeugnisse. 

2.  Theoretische  BetrachtniigeD.  Bei 
den  obigen  Erörterungen  ist  vorausgesetzt, 
(lass  die  Einfuhr  der  bei  der  Ausfuhr  prä- 
miierten Ware  mindestens  durch  einen  der 
Prftmie  gleichen  Zoll  beschränkt  ist,  wie 
denn  in  der  That  in  England  im  vorigen 
Jahrhundert  der  Weizenzoll  das  Vier-  bis 
Fünffache  der  Prämie  betrag.  Allerdings 
ist  es  denkbar,  dass  eine  Ausfidirprämie 
auch  für  eine  Ware  gewährt  werde,  von 
welcher  bei  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande 
kein  Zoll  erhoben  wird,  namentlich  in  dem 
Falle,  dass  ein  anderes  Land  hohe  Einfuhr- 
zölle erhöbe,  die  durch  die  Prämie  auE^ 
^dien  werden  sollten.  Thatsäohlich  sind 
mdes  die  Aiisfuhrprfinüen  immer  nur  in 
enger  Verbindung  mit  einem  Schutzzoll-  oder 
I^nhibitiTsystem  voigelconunen  und  sie 
bilden  eigentlich  den  notwendigen  Schlnss- 
stetn  eines  jeden  folg^chüg  durchgeführten 
Systems  dieser  Art.  Daher  spielten  sie 
eine  besonder  widitige  Rolle  in  der  fran- 
zösischen Handelspolitik  von  1815—1860, 
welche  einen  möglichst  gleiehmässigen  Schutz 
aller  wirtschaftlichen  Interessen  erstrebte, 
also  nicht  nur  der  Industrie,  sondern  auch 
der  Lwidwirtschaft,  der  Schiffahrt,  der  £o- 
lonieen  und  sogar  des  Handels,  wobei  die 
Ausfuhrprämien  als  ein  Hauptmittel  zur 
Ausgleichung  dervieJfachen,  oft  sehr  schroffen 
Gegensätze  dienen  sollten.  Auch  hatten  sie 
eine  ptsitive  finanzielle  Bedeutung  insofern, 
al»  sie  die  Einfühnmg  von  Rohstoffzöllen 
ermögliditen,  weshalb  sie  sich  damals  auch 
hauptsächlich  an  die  Rückerstattung  von 
Zöllen  und  nicht  von  inneren  Terbrauchs- 
steuem  knüpften.  Wenn  wir  nun  theore- 
tisch (iie  "Wirkung  einer  eigentlichen  Aus- 
fohrprftmie,  mag  sie  nun  mit  einer  ZoU- 


oder  einer  Steiiervergütiu^  verbimden  sein 
oder  nicht,  vom  heuti^n  Standpunkte  er- 
wägen, so  handelt  es  sich  zunikdist  um  die 
Richtigkeit  der  sdion  von  Malthiis  aufge- 
stellten Formel,  tlass  der  inländische  Marat- 
preis  (J)  der  prämiierten  Ware  ^eich  sei 
dem  ausländischen  Preise  (A)  plus  der  Aus- 
fuhrprämie (F),  oder  vielmehr  des  Satzes, 
dass  die  Konkurrenz  stets  darauf  gerichtet 
sei,  diese  Gleichung  herzustellen,  und  dies 
ihr  auch  annähernd  gelinge.  Von  den  Ueber- 
fühningskosten  (Transport,  Versicherung, 
Kommission  etc.)  ist  ilabei  der  Einfachheit 
wegen  abgesehen;  wdl  man  sie  berück- 
sichtigen, so  hat  man  sie  sich  dem  Inlands- 
preise nöcli  hinzugeffigt  zu  denken.  Der 
Wirklichkeit  wird  aber  diese  Formel  (J— A 
-|-P)  nur  dann  entsprechen,  wenn  ein  der 
Prämie  gerade  gleichkommender  Eingangs- 
zoU  von  der  betreffenden  Ware  erfioben 
wird.  Dann  allerdings  bleibt  die  Ausfuhr 
lohnender  als  der  Absatz  im  Inlande,  so- 
lange A+P  grösser  ist  als  J,  oder  die  Preis- 
differenz J — A  kleiner  ist  als  P.  Wäre  aber 
der  Zoll  merklich  kleiner  als  die  Prämie, 
so  könnte  sich  der  Preis  J — P  im  Auslande 
nicht  behaupten,  sondern  es  würde,  wenn 
er  zeitweise  eintreten  sollte,  eine  Bück- 
strömung der  Ware  in  das  Inland  erfolgen, 
und  die  normale  Preisdifferenz  würde  sich 
dem  Zolle  gleich,  also  niedriger  als  P  stellen. 
Ist  aber  der  Zoll  höher  als  die  Prämie,  so 
bewirkt  die  letztere,  dass  immer  mindes- 
tens eine  ihr  gleiche  Preisdifferenz  J — -A 
besteht ;  es  kann  aber  je  nach  den  Kon- 
junkturen des  Handels  und  der  Produktion 
vorkommen,  dass  diese  Differenz  grösser  ist 
und  sogar  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  den 
vollen  ZoUbetrag  eimcht  Ist  das  Produkt 
mit  einer  inneren  A^eibrauöhssteuer  belastet, 
so  erhöht  sich  die  Freisdifferenz  noch  jeden- 
falls um  den  Betrag  dieser  Steuer.  Diese 
Normen  för  die  Bildung  der  Differenz  J— A 
geben  aber  keinerlei  Ai^ninft  über  die  Ein- 
wirkung der  Prämie  auf  die  absoluten 
Bewegungen  des  inländischen  und  des  aus- 
ländischen Preises.  Dieselbe  Differenz  kann 
sich  herausstellen,  weim  J  und  A  beide 
grösser  oder  beide  kleiner  werden  oder  wenn 
die  eine  dieser  Grössen  wächst,  während  die 
andere  abnimmt.  Kann  das  Inland  von  der 
Ausfuhrware  nur  eine  beschränkte  Menge 
abgeben  oder  die  Produktion  derselben  nur 
unter  erschwerten  Bedingui^en  ausdehnen, 
80  wird  —  unter  der  Voraussetzung  eines 
der  Prämie  mindestens  gleiclien  Einfuhr- 
zolles —  die  Preisdifferenz  jedenfalls  teil- 
weise durch  eine  Erhöhung  von  J  entstehen ; 
wieweit  zugleich  auch  eine  Erniedrigung 
von  A  eintritt,  wird  von  dem  Verhfitnis 
abhängen,  in  dem  die  Ausfuhrmenge  zu  dem 
Gesamtbedarf  des  Auslandes  steht.  Wird 
der  letztere  setir  gross  und  dringend  und 
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ist  seine  Befriedigung  in  bedeutendem  Masse 
von  der  Ausfuhr  des  Inlandes  abhfing^g,  bo 
kann  in  der  schliesslichen  Preisdifferenz  so- 
wohl J  ^  A  sich  höher  stellen  als  anfangs. 
Kann  dagegen  das  Inland  die  Produktion 
der  Ausfuhrware  beliebig  mit  gleidibleiben- 
den  Kosten  vermehren,  so  wud  im  Behar^ 
rungszustande  die  Preisdifferenz  ansschliess- 
lidi  durch  Yerminderung  des  Auslandpreises 
entstanden  sein.  Erfolgt  die  Vermehrung 
der  Produktion  infolge  technisclier  Ver- 
besserungen mit  abnehmenden  Kosten,  so 
wird  sowohl  J  wie  A  sich  vermindern. 
Dasselbe  tritt  auch  zeitweise  ein,  wenn  der 
Bedarf  des  Auslandes  Überschätzt  und  die 
Produktion  der  Ausfuhrware  übeimässig 
ausgedehnt  wird.  So  haben  die  von  den 
kontinentalen  Staaten  gewährten  Ausfuhr- 
prämien für  Zucker  ohne  Zweifel  sowohl 
die  technischen  Fortechritte  der  Rüben- 
zuckerfabrikation gefördert  als  auch  die 
Ueberproduktiou  mit  hervorgerufen,  die  im 
Jahre  1884  einen  tiefen  Sturz  des  Preises 
verursachte.  Seitdem  ist  aber  der  Pi-eis 
auch  daiiernd  auf  einem  niedrigen  Stand 
geblieben,  und  der  Zucker  liefert  somit  ein 
Beispiel  für  die  Ansicht,  dass  Ausfuhr- 
prämien zu  einer  Verbilligimg  der  betreffen- 
de n  Ware  mitwirken  können.  Daraus  ist 
jedoch  keineswegs  zu  schliessen,  dass  eine 
solche  künstliche  und  einseitige  Anstache- 
lung  der  Produktion  auf  die  Gefahr  eines 
unheilvollen  Rückschlages  hin  eine  zweck- 
mässige Massregol  sei. 

Im  allgemeinen  wird  die  "Wirkimg  einer 
Ausfuhrprämie  bei  Waren,  deren  Produzen- 
ten durch  Schutzzölle  einen  Yorteü  erlangen 
können,  dann  bestehen,  dass  der  EinQuss 
des  Zolles  auf  die  Preisbildung  verstärkt 
imd  gesichert  wird,  d.  h.  dass  eine  Preis- 
differenz von  wenigstens  dem  Betrage  der 
Prämie  zwischen  dem  Inlande  und  dem 
Au^uide  auc^  unter  solchen  Umständen 
nocli  bestehen  bleibe,  unter  denen  der  Zoll 
fnr  sich  allein  zeitweise  dieses  nicht  zu 
stände  bringen  kOnnte.  Wenn  die  geschützten 
Industriezweige  es  schon  vorteilhaft  finden, 
zur  besseren  Ausnutzung  des  Schutzzolles 
auf  dem  inneren  Markte  einen  Teil  ihrer 
Erzeugnisse  fast  oder  wirklich  ohne  Gewinn 
im  Auslande  zu  verkaufen,  so  stehen  sie 
natürlich  noch  weit  besser,  -wenn  sie  für 
diese  Ausfuhr  in  irgend  einer  Form  noch 
eine  bare  Prämie  erhalten.  Femer  aber 
bieten  die  Ausfuhrprämien  ein  Mittel  dar, 
um  auch  solchen  Produktionezweigen  einen 
Anteil  an  einem  Schutzsystem  zu  verschaffen, 
die  wegen  ihrer  überlegenen  Leistungs- 
fähigkeit gegenüber  allen  Konkurrenten  einen 
Zollschutz  gewöhnlicher  Art  gar  nicht  er- 
halten können.  Dei;  Eingangszoll  wirkt  in 
diesem  Falle  zur  Verhindenmg  der  Rück- 
strömung  der  Ware,  die  im  Auslände  durch 


die  Prämie  billiger  geworden  ist  als  im  lu- 
lande.  Die  deutsche  ZucteinduBtrie  wflrdo. 
für  sich  allran  betrachtet,  ein  Beispiel  dieser 
Art  bilden.  Doch  läset  sich  zw:  Entsdhiü- 
digung  der  ihr  gewährten  Fl-ftmien  anffihren, 
dass  sie  als  ein  Zweig  der  im  fllnigea 
nichts  weniger  als  glänzend  stehenden  lajnd- 
wirtschaftlichen  F^noduktion  anzusehen  ist 
und  dass  der  deutsche  Zucker  der  Prämien 
so  lange  bedarf,  als  die  übrigen  Staaten 
dem  ihrigen  eine  solche  Erlei(3iterung  des 
Absatzes  auf  dem  Weltmarkte  zukommen 
lassen.  Im  ganzen  wird  man  demnach  die 
Ausfidu^ränuen  ähnhch  beurteilen  dürfen 
wie  die  Schutzzölle;  sie  haben  unter  Um- 
ständen eine  relative  Berecht^og  als  Not- 
stantlsmassregel,  wenn  wichtige  Zweige  der 
Volkswirtschaft  sich  in  einer  bedrängten 
Lage  befinden,  zu  deren  Erleichterung  eine 
Beihilfe  von  Seiten  der  Gesamtheit  vermöge 
der  in  Staat  und  Gesellschaft  bestehenden 
SohdaritÄt  berechtigt  erscheint.  Der  Nach- 
weis dieser  Berechtigung  in  den  besonderen 
Fällen  ist  jedoch  für  die  Prämien  noch 
scliwei-er  zu  führen  als  für  die  Schutzzölle, 
und  sicher  ist  es,  dass  die  ersteren  selu- 
häufig  im  Dienste  einflussreicher  Privat- 
interessen missbraiicht  worden  sind. 

8.  Die  verschiedenen  Formen  der 
Ansfnhrprämien.  Wir  wollen  nun  die 
wichtigsten  Formen  der  Ausfuhrprämien  in 
Kürze  überblicken.  Am  einfachsten  stellt 
sich  die  unmittelbare  oder  »offene«  Aus- 
fuhrprämie dar,  die  ohne  weitere  Bedingimg 
lediglich  auf  Grund  der  Ausfuhr  einer  ge- 
wissen Ware  gewährt  wird.  Zu  den  Prämien 
dieser  Art  gehört  die  in  Frankreich  schon 
seit  langer  Zeit  bestehende  für  die  Ausfuhr 
der  von  der  französischen  Fischerei  ge- 
lieferten Stockfische  (ausser  der  eigentlichen 
Fischereiprämie).  Auch  die  Prämüerung 
der  schott^dieu  Heringsfischerei,  die  Adam 
Smith  ausführlich  besj)richt,  schloss  eine 
solche  Ausfuhr[ffämie  em.  —  Die  englischen 
Ausfuhri>rämien  für  Weizen,  Gerste,  Malz, 
Hafer  und  Hafergrütze,  auf  die  oben  bereits 
Bezug  genommen  wurde,  gehören  ebenfalls 
hierher.  Sie  wurden  zuerst  im  Jahre  1689 
eingeführt,  im  Laufe  der  folgenden  Jahr^ 
hunderte  mehrfach  suspendiert  und  sogar 
durcli  zeitweilige  Ausfuhrverbote  ersetzt, 
aber  erst  1806  endgütig  aufgehoben.  Jeden- 
falls sind  sie  ein  Beweis  für  den  Vorspmng, 
den  die  englische  Land-  und  Volkswirtechaft 
den  kontinentalen  Kulturländern  gegenüber 
bereits  gewonnen  hatte,  da  in  den  letzteren 
damals  das  System  des  Verbots  oder  der 
Ei-schw^erung  der  Getreideausfuhr  noch  die 
Herrschaft  hatte.  Zugleich  zeigen  sie  aber 
auch  den  grossen  Emfluss  der  grundbe- 
sitzenden Ajristokratie  auf  die  enghsche  Ge- 
setzgebung. Uebrigena  stehen  diese  Aus- 
fuhrprämien doc^  in  einem  gewissen  Zu- 
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sammenhange  mit  dem  System  der  damaligen 
Getreidezölle.  Sie  wiirden  nur  gewährt,  so- 
lange der  Preis  unterhalb  einer  bestimmten 
ßreoze  stand  (für  Weizen  an&tngs  48  sh., 
seit  1774  44  sh.  das  'Winchföter-Quarter). 
Mit  der  Ueberschreitung  dieses  Grenzpreises 
trat  eine  bedeutende  Ermässigung  des  vor- 
her sehr  hohen  Eingan^zoUes  und  oft  Ver- 
bot der  Ausfuhr  ein.  Demnach  konnte  die 
Ausfuhrprämie  gewissermassen  als  eine  Ent- 
schädigung des  Grundbesitzes  für  das  bei 
hohen  Preisen  zu  erwartende  Ausfuhrverbot 
betrachtet  werden.  —  In  der  neuesten  Zeit 
ist  in  Deutschland  wieder  eine  unmittelbare 
Getreideausfuhiprämie  in  Yorschlag  ge- 
bracht worden.  Auf  Grund  eines  von  dem 
Ansschiffis  der  Vereinigimg  der  Staats-  und 
Wirtschaftm<eformer  gefassten  Beschlusses 
wurde  1887  im  Reichstage  der  Stollbergsche 
Antrag  eingebracht,  der  u.  a.  verlangte,  dass 
für  alfes  aufführte  Getreide  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Herkunft  desselben  eine  Ver- 
gfitong  im  Betrage  des  Eingangszolles  ^ 
währt  werden  solle.  In  dieser  Form  ist 
der  Antrag  nicht  angenommen  worden,  da- 
gegen hat  das  dtuch.  das  G.  t.  14.  April 
1894  eingeffihrte  S3rstem  praktisch  dieselbe 
Wirkung  wie  die  Gewährung  einer  unmittel- 
baren Ausfuhrprämie  für  Getreide.  Dasselbe 
hob  nämlich  den  Identitätsnachweis  des 
au^fiUirteu  und  eii^fOhrten  Getreides 
auf  und  bewilligte,  in  Uebez^stinmiung 
mit  dem  1888  vom  Reichstage  abgelehnten 
Antrag  Ampach,  fflr  die  Ausrahr  sogenannte 
Einfimrscheine,  die  nach  ihrem  vollen  Be- 
trage zu  Zollzahlungen  fflr  gleichartiges 
Getreide  und  gewisse  andere  Waren  ver- 
wendet werden  können.  Näheres  über  die 
Wirtungen  dieser  Einrichtung  s.  in  dem 
Art.  Identitätsnachweis. 

Die  »offenen«  Prämien  haben  in  der 
neuesten  Zeit  auch  für  die  Zuckerausfuhr 
Bedeutung  erlangt.  In  Deutschland  wurden 
sie  durch  das  Zuckersteuergesetz  v.  31.  Mai 
1893  auf  fünf  Jahre  gewährt,  nach  Ablauf 
dieser  Frist  aber  nicht  aufgehoben,  sondern 
nach  einer  vorhergegangenen  Herabsetzung 
durch  das  G.  v.  27.  Mai  1896  aufrecht  er- 
halten und  verdoppelt.  Frankreich  sah  sich 
dadurch  veranlasst,  durch  das  G.  v.  7.  April 
1897  seiner  versteckten  Zuckerprämie  noch 
eine  offene  hinzuzufügen.  B.  d.  Art 
Zuckersteuer. 

Die  meisten  Ausfuhrprämien  erscheinen 
in  der  Form  der  Rückerstattung  eines  die 
Ansfahrware  belastenden  Steuer-  oder  Zahl- 
betrags. Wenn  sie  nicht  mehr  oder  gar 
weniger  als  die  wirkliche  Belastung  der 
Ware  betragen,  so  sind  sie  nicht  eigentliche 
FMmien,  sondern  einfache  Zoll-  oder  Steuer- 
TergQtongen  (Ausfuhrvei^tungen,  Bonifika- 
tionen, englisch:  Drawback).  Soweit  die 
Vergütung  aber  die  wirkliche  Bdastiuig  über- 


steigt, bildet  sich  eine  eigentliche,  wenn 
auch  mehr  oder  weniger  versteckte  Ausfuhr- 
prämie. Die  einfache  Rückerstattung  eines 
Zolles  oder  einer  Verbrauchssteuer  bei  der 
Ausfuhr  einer  belasteten  Ware  ist  volks- 
wirtschaftlich durchaus  ^rechtfertigt,  da 
AVaren,  die  ganz  oder  tedweise  durch  die 
inländische  Arbeit  geschaffen  waren,  mit 
jener  Belastung  im  Auslände  teinen  oder 
nur  einen  sehr  beschi&ikten  Absatz  finden 
konnten. 

Was  zunächst  die  Zollerstattnng  be- 
trifft, so  kann  sie  ausländischen  Waren  zu 
teil  werden,  die  in  unverändertem  Zustande 
wieder  ausgeführt  werden,  oder  aber  solchen 
Rohstoffen  oder  Halbfabrikaten,  die  im  In- 
lande  eine  Verarbeitung  oder  Veredelung 
erfahren  haben.  Die  Riickzölle  oder  Draw- 
backs  der  ersteren  Art  bespricht  Adam 
Smith  sehr  eingehend,  da  sie  zu  seiner  Zeit 
in  England  noch  in  ausgedehnter  Anwen- 
dung standen ,  während  sie  gegenwärtig 
schon  längst  durch  die  zweckm^sige  und 
liberale  Einrichtung  der  zollfreien  Nieder^ 
lagen  und  der  Durchfuhr  überflüssig  ge- 
worden sind.  Uebrigens  wurde  in  England 
in  vielen  E^en  nnr  ein  Teil  des  gezahlten' 
Zolles  zurückerstattet  und  namentlidi  die 
Hälfte  des  »ancient  subsidy«  meistens  zu- 
rückgehalten. Die  Wiederausfuhr  von  Roh- 
stoffen und  Halbfabrikaten  in  unverändertem 
Zustande  sah  die  titere  Handelspolitik  über^ 
haupt  nidit  mit  günstigem  Auge  an'  sie 
suchte  vielmehr  dahin  zu  wirken,  dass  diese 
Uaterialiea  vorher  im  Lande  verarbeitet 
würden.  Zollvergütungen  bei  der  Ausfuhr 
von  Fabrikaten  als  Ersatz  der  Belastung  des 
Materials  hatten ,  wie  schon  bemerkt,  in 
unserem  Jahrhundert  besonders  in  Frank- 
reich eine  grosse  Bedeutung  in  Zusammen- 
hang mit  dem  dort  bis  1860  aufrecht  er- 
haltenen Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsys- 
tem.  Zu  unterscheiden  sind  hier  die  Zoll- 
vergütungen für  solche  Waren,  deren  ver- 
zolltes Rohmaterial  in  Frankreich  gar  nicht 
erzeugt  werden  konnte,  und  für  solche,  zu 
denen  sowohl  französisches  wie  ausländisches 
filaterial  verwendet  werden  konnte.  Von 
den  ersteren  war  die  Ausfuhr\'ergÜtung  für 
Baumwollwaren  die  wichtigste.  Die  rohe 
Baumwolle  wurde  durch  das  G.  v.  28.  April 
1816  mit  hohen,  nach  dem  HerkunftsWide 
und  der  Art  der  Einfuhr  mannigfach  abge- 
stuften Zöllen  belegt,  tüe  erst  1832  eine 
erhebliche  Herabsetzung  erfuhren.  Die  Aus- 
fuhrvergütung für  Banmwollgcwebe  (später 
auch  für  Garne  bewilligt)  entspracn  mit 
Rücksicht  auf  den  Fabrikation  sabfall  unge- 
fähr dem  Zolle,  der  bei  der  Einfuhr  von 
amerikanischer  Baumwolle  auf  französischen 
Schiffen  erhoben  wunle,  betnig  aber  be- 
deutend mehr  als  die  Belastung  der  aus 
den  französischen  Kolonieen  stammenden 
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Banmwolle.  Diese  letzteren  lieferten  aller- 
dings nur  einen  kleinen  Bruchteil  des  fran- 
zösisclien  G^amtverbrauchs,  immerhin  aber 
floss  ihnen  ans  dieser  Änsfnhrprämie  eine 
Alt  von  indirekter  Produktionsprämie  zu. 
In  dem  ei-steQ  Jahrzehnt  nach  dem  Erlass 
des  erwähnten  Gesetzes  gehöi-te  auch  die 
Änsfuhrprämie  fftr  raffiüierten  Zncker  (an- 
derer Zucker  erhielt  keine  Vergütung)  zu 
den  hier  betrachteten.  Der  Rohzucker  kam 
damals  fast  ausschliesslich  aus  den  franzö- 
sischen Kolonieen  und  hatte  in  diesem  Falle 
mir  etwa  die  Hälfte  des  sonst  erhobenen 
Zolles  zu  entrichten.  Die  Ausfubn'ergütung 
aber  war  —  bei  mehrfachem  Wechsel  — 
meistens  so  bemessen,  dass  sie  fast  die  Be- 
lastung des  h-emden  Zuckers  ersetzte  und 
demnacli  füi-  den  fi-anziisischen  Kolonial- 
zucker eine  sehr  bedeutende  Prämie  ein- 
schloss,  die  allerdings  nicht  nur  den  Ko- 
lonieen, sondern  auch  der  dorthin  betrie- 
benen Schiffalirt  zu  gute  kam.  Seit  dem 
Ende  der  zwanziger  Jalu-e  aber  wurde  auch 
der  französische  Krtbenzucker  ausfuhrfähig, 
und  da  die  Prämie  (seit  1826  120  Fr.  für 
100  kg!)  ohne  Untersuchung  der  Herkunft 
des  Zuckei-s  bezahlt  wurde,  so  bildete  sie 
nunmehr  eine  mächtige  Untei-stützung  der 
damals  (bis  1838)  noch  steuerfreien  Rüben- 
zuckerindustric. 

Seit  jener  Zeit  gehörte  Ziu>ker  also  in 
die  üweite  der  oben  t>ezeiclmetea  Wareo- 
klassen.  Im  Jahre  1833  wurde  statt  der 
festen  Ausfuhrprämie  eine  solche  eingeführt, 
die  unter  Zugnmdelegung  eines  bestimmten 
(für  die  Raffinerieen  sehr  güostigeii)  Aus- 
Dtingens  nach,  vorztdegenden  Zolltiuittungeh 
berechnet  wurde.  Diese  Zollquittungen  aber 
wurden  zum  Gegenstand  des  Handels,  und 
zwar  waren  natürlich  nur  äio  auf  fremden 
Zucker  lautenden  gesucht,  da  dieser  einen 
sehr  hohen  Zoll  entrichten-  musste  und  da- 
her auch  eine  entsprechend  hohe  Rückver- 
gütung befiingte.  Die  in  gi-osser  Masse  vor- 
handenen (Quittungen  über  den  niedrig  ver- 
zollten französischen  Kolonialzucker  dagegen 
waren  gar  nicht  zu  verwerten.  Cm  für 
raffinierton  Rübenzucker  die  Ausfuhrprämie 
zu  erhalten,  musste  man  jetzt  allerdings 
eine  Zollquittung  für  fi-emdon  Zucker  kaufen.  1 
trotzdem  aber  blieb  aucli  nac^h  Eintühnmg 
der  anfangs  sehr  niedrigen  und  nur  lang- 
sam steigenden  Rübenzuckersteuer  den  Fa- 
brikanten noch  ein  sehr  beträchtlicher  Prä- 
mien überschuss. 

Eine  wichtige  Prämie  dei"selben  Ai-t  war 
auch  ilie  für  Wollfabrikate  gewährte.  Sie 
wurde  begründet  durch  den  1820  einge- 
führten liolien  WoUzoll,  aber  ebenfalls  ohne 
Untersuchimg  der  wirklichen  Herkunft  der 
Wolle,  also  auch  für  die  aus  oinlieimiscliera 
nicht  verzolltem  ^laterial  angefertigten 
Stoffe  ausbezolilt.    Zoll)  Quittungen  wiu-den 


nur  vorübei^hend  nach,  den  ZoUerhöhuDgen 
in  den  Jahren  1823  und  1825  verlangt, 
wenn  der  Ausführer  die  entsprechend  er- 
höhte Prämie  beziehen  wollte.  Ueberhaupt 
hat  die  französische  Gesetzgebung  bei  den 
ZoÜvei^tungen  die  Festhaltung  der  Iden- 
tität des  eingeführten  und  ausgeführten 
Materials  immer  ausser  acht  gelassen,  und 
selbst  wenn  ZollqmttungeD  verlangt  wurden, 
galt  die  Zuläesigkeit  des  Handels  mit  den- 
selben als  selbstverständlich.  So  auch  z.  B. 
bei  den  Quittungen  über  die  Einfuhr  von 
Oelfrüchten  und  Oelsamen,  welche  zur  Er- 
langimg  der  Ausfuhrprämie  für  Seife  bei- 
gebracht werden  mussten.  Dm-ch  die  Zu- 
lassung des  nicht  verzollten  einheimischen 
Materials  entsteht  aber  fast  immer  eine 
wirkliche  Ausfuhrprämie  von  grösserem  oder 
geringerem  Betrage,  selbst  wenn  das  Ver- 
hältms  des  Ausbringens  nicht  zu  günstig 
angenommen  ist.  Denn  es  wird  bei  diesem 
Verfahren  vorausgesetztj  dass  der  inländische 
Preis  des  Rohstoffes  infolge  des  Schutz- 
zolles um  den  vollen  Betrag  des  letzteren 
teuerer  geworden  sei,  was  aber  nur  zeit- 
weise und  keineswegs  in  der  Regel  zutrifft ; 
allewlings  wirkt  aber  die  thatsächiich  ge- 
währte Aurfuhrprämie  dahin ,  jene  Ver- 
teuerung herbeizuführen  und  somit  briugt 
dieselbe  nicht  nur  den  Fabrikanten  und 
Ausf nhrhändlern ,  sondern  auch  den  Boh- 
stoffproduzenten  Gewinn  auf  Kosten  der 
Gesamtheit.  In  Deutsdüand  haben  die  Zoll- 
vergütungen niemals  grosse  Bcdeutm^  er^ 
langt  In  Preussen  wnnle  1819  eine  solche 
auf  ausländischen,  im  Lande  zubereiteten 
Tabak  bewilligt,  1829  eine  solche  für  die 
Ausfuhr  von  Schokolade,  1836  eine  für  die 
Ausfuhr  von  Raffinade  aus  KoloniiUrohzucker, 
und  diese  Bestimmun^n  galten  auch  für 
den  Zollverein.  Auch  das  Tabakstenergesetz 
von  1879  gewährt  eine  ZoUvergiitung  für 
Fabrikate  aus  hiländischem  Tabak. 

Die  Rückerstattung  einer  inneren 
Steuer  bei  der  Ausf nlir  einer  inländischen 
Ware  kann  gänzlich  vermieden  werdeu, 
wenn  man  die  für  die  Ausfulir  bestimmten 
Mengen  nicht  niu*  während,  sondern  auch 
nach  der  Fabrikation  unter  amtlicher  Kon- 
trolle hält  und  nicht  in  den  freien  Verkehr 
eintreten  lässt.  Die  Ausfuhr  erfolgt  dann, 
ohne  dass  die  Steuer  üborliaupt  erhoben 
worden  ist.  und  eine  Prämiierung  kann  auf 
solche  Weise  natürlicli  gar  niclit  vorkommen. 
Wird  die  Steuer  vom  fertigen  Fabrikat  er- 
hoben, so  ist  auch  für  Waren,  flie  dem 
freien  Verkehr  entnommen  werden,  die  Be- 
lastung derselben  genau  bestimmt,  und  es 
kann  sich  daher  iinter  der  Steuervergütung 
keine  eigentliche  Ausfuhrprämie  vei-stecken. 
Trifft  dagegen  die  Steuer  unmittelbai"  nur 
den  Rohstoff  oder  ein  Halbfobrikat  oder 
wild  sie  nacli  der  geschätzten  Leistungs- 
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&h%keit  der  Froduküonseinrichtiingeii  he- 
messen,  so  ist  der  virklich  auf  dem  fertigen 
Erzengnisse  lastende  Betrag  nie  genau  fest- 
zusetzen, und  so  änd  thatsächlidi  in  allen 
Staaten  namentlich  die  Ausfuhrvergütungen 
fOr  Zucker  und  Branutw^n  in  höherem  oder 
geringerem  Gerade  zu  -wirklichen  Ausfuhr- 
prttnuea  geworden. 

Eine  dritte  Form  der  Ausfuhrp-Smien 
entsteht  im  Anschluss  an  den  so^nannten 
Yeredelungsverkehr,  der  zeitweiligen 
zoUfreiea  Zmassung  von  Bohstoffen  oder 
HalMabrikaten  zur  Verarbeitung  und  Wieder^ 
aoshihr.  Wir  verwesen  hi^  nur  auf  den 
besonderen  Artikel  Aber  diesen  Gegenstand. 
In  frankreidi  ist  das  System  der  »Admis- 
säoD.  tempoTure«  aber  nicht  nur  auf  die  aus- 
Ifindischen  zoUpfliditigen  Waren,  sondern 
auch  auf  «nhdmischen  Bohzucker  ange- 
wandt worden,  der  nach  der  früheren  Ge- 
setzgebung das  Besteueningsobjekt  bildete. 
K^aeh  dem  Gesetze  von  1864  konnten  die 
Raffinerieen  den  zu  verarbeitenden  Rohzucker 
vorläufig  steuerfrei  einlegen,  und  für  die 
Ausfuhr  Ton  Raffinade  wurde  ihnen  ein 
nach  einem  bestimmten  Verhältnis  des  Aus- 
bringens berechneter  Betrag  der  geschul- 
deten Steuer  abgeschrieben.  Dieses  Ver- 
hältnis aber  war  wieder  zu  günstig  für  sie, 
d.  h.  zu  niedrig  angenommen,  sie  wurden 
also  für  die  Ausfuhr  von  100  kg  Raffinade 
um  einen  grösseren  Steuerbetrag  entlastet, 
als  der  Wirklichkeit  entsprach,  und  sie  be- 
hielten demnach  eine  gewisse  Menge  Zucker 
steuerfrei  übrig,  die  für  sie  wieder  eine 
eigentliche  Ausfuhrprämie  bildete.  In 
Deutschland  ist  diese  Art  der  Ausfuhrer- 
leichtening  besonders  für  die  Mühlenfahri- 
kate  von  Wichtigkeit.  S.  femer  die  Artt. 
Branntweinsteuer,  Fischerei,  Ge- 
treidehandel, Getreidezölle,  Yer- 
edelnngsrerkehr,  Zuckersteuer. 

LltteratDr;  Adam  Smith,  Wealth  of  nations, 
B'l.  IJJ,  Kap.  IV  «.  V.  —  MaltKtt»,  Prin- 
ci^f^  of  pojmlation,  Bd.  III,  lütp.  IX.  —  Si- 
eardo,  I^ncipUs  o/  pol.  eeonomy,  Kap.  XXII. 
—  Lrjcis.  Die  fixmiöaiaehen  Aus/ukrprämieR, 
Bonn  1870.  —  Vreund,  Ucber  einige  Autjiihr- 
^rlrichtentngtmoMregeln  de»  SchuUsyttenu,  Bres- 
/■IM  1SS9.  —  Weitere  Litleratumngaben  bei  den 
Artikeln  Ide-ntiliittnaehveit  und  Verede- 
/»agarerkekr.  Ijeacia. 


AnsfnhraftUe  utd  Ansfnhrrerbote. 

1.  Die  ältere  Zeit.  2.  Frankreich.  3.  Eng- 
lud.  4.  Deutschland.  5.  Allgemeines. 

t  Die  filtere  Zeit  Die  Ausfuhrzölle 
waren  ursprünglich  rein  fiskalische  Abgaben, 
die  von  den  über  die  Grenze  in  das  Aus- 
land gehenden  Waren  erhoben  wurden;  ^t 


seit  dem  17.  Jahrhundert  verbindet  sich  mit 
ihnen  auch  der  wirtschaftspohtische  Zweck, 
die  Ausfuhr  der  für  die  Industrie  des  Lan- 
des nützUchen  Rohstoffe  und  der  für  die 
Volksemährung  wichtigsten  Lebensmittel  zu 
erschweren.  Für  die  Ausfuhrverbote  Tn-aren 
diese  wirischaftspolitischen  sowie  auch 
andere  polizeiliche  und  allgemeinpolitische 
Gründe  von  Anfang  an  massgebend;  fiska- 
lische Absiditen  wirkten  bei  ihnen  nur  in- 
sofern mit,  als  es  im  3fittelalter  Torkam, 
dass  zwar  der  Form  nacdi  Ausfuhrverbote 
erlassen  wurden,  aber  mit  der  Möglichkeit, 
durch  Entrichtung  einer  Abgabe  Dispeusie- 
rung  davon  zn  erTangen,  so  dass  also  eigent- 
lich nur  ein  Ausfuhrzoll  vorlag. 

In  Griechenland  wurden  die  Zölle  in 
den  Häfen  und  an  geei^eten  SteUen  des 
Binnenlaades  ohne  Intc^sicht  auf  die  Rich- 
tung der  Warenbewegung  lediglich  des  fi- 
nanziellen Interesses  w^n  erhoben.  Im 
römischen  Reich  finden  sich  auch  bereits 
Zolllinien  an  den  Landesgrenzen,  und  ausser 
den  Einfuhrzöllen  bestimden  auch  Durch- 
fuhr- und  Ausführzölle,  jedoch  nur  in  ge- 
ringer Höhe.  Auch  an  Ausfuhr^-erboten 
fehlte  es  nicht,  naraenUich  um  den  gefähr- 
lichen Nachbarn  die  Verseilung  mit  Kriegs- 
bedarf zu  erschweren.  Verbote  der  Ausfuhr 
von  Edelmetallen  wurden  ebenfaUs  wieder- 
holt erlassen.  Im  Mittelalter  löste  sich  das 
ganze  Zollwesen  zunächst  in  ein  vollständig 
systemloses  Aggregat  von  BinnenzöUen  auf. 
Wo  sich  irgend  an  Strassen,  Flüssen,  Brücken 
eine  günstige  Gelegenheit  fand,  wurden  die 
Handelswaren  angehalten  und  zur  Entrich- 
tung von  Abgaben  gezwungen,  die  zwar 
einzeln  meistens  gering  waren,  aber  durch 
ihre  grosse  Zahl  doch  sehr  drückend  wurden. 
Die  ursprünglich  kaiserlichen  oder  könig- 
lichen Zölle  gerieten  namentlich  in  Deutsch- 
land immer  mehr  in  die  Hände  der  Gnmd- 
herrschaften,  die  auch  trotz  aller  Verbote 
auf  ei^ne  Hand  neue  Zollstätten  en-ichteten. 
Auf  die  Richtung  der  Warenbewegung  kam 
es  nicht  an,  und  die  AusfuhnsÖlle  bildeten 
daher  keine  besondere  Klasse.  AiisfuhiTer- 
bote  finden  sich  in  den  Kapitularien  von 
779  und  805  in  Bezug  auf  flamische  und 
Waffen. 

2.  Frankreicli.  Die  erstarkende  könig- 
liche Macht  brachte  in  Frankräch  wieder 
ein  geregeltes  Grenzzollsystem  zu  Stande.  Phi- 
Upp  der  Schöne,  der  ab  der  Schöpfer  des- 
selben zu  bezeichnen  ist,  verbot  1296  die 
Ausfuhr  von  Lebensmitteln,  Pferden,  Waffen 
und  Lasttieren  —  was  zunächst  eine  Kriege- 
miassregel  gegen  den  Pa^t  war  —  nnd  die 
Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  im  Intei-^se 
seiner  Münzverschlechteningen.  Dieses  Ver- 
bot wurde  dann  auf  andere  Waren  auage- 
dehnt, aber  gegen  Entrichtung  einer  Ab- 
gabe konnte  man  die  Ausfulirerlaubnis  ci> 
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halten.  So  entstand  die  sc^nannte  »ti-aite 
foraine«,  zu  deren  Verwaltung  der  König 
1305  einen  »mattre  des  ports  et  passages« 
ernannte,  dem  ein  zahlreiches  Personal  von 
Zollbeamten  untergeordnet  war.  Die  Ab- 
gabe für  die  spedelle  Äuafuhrerlaubnis 
hiess  »droit  de  haut  pasaage«  und  wurde  Ton 
der  Bechnungskammer  für  jede  änzelne 
Erlaubnis  besonders  festgesetzt  und  zwar 
nach  der  Ordonnanz  von  1305,  die  principiell 
die  Ausfuhr  Überhaupt  verbot,  namentli<^ 
fOr  Waffen,  Rüstungen,  Pferde,  Eisen,  Stahl, 
unge&rbte  Tücher,  Leinwand,  WoUengame, 
"Wolle,  Flachs,  Hanf,  Farbstoffe,  Webei^ 
karton.  Eine  Ordonnanz  vom  16.  Juni  1324 
erneuerte  das  allgemeine  Ausfuhrverbot,  es 
folgte  ihr  aber  schon  am  13.  Dezember  eine 
andere,  die  für  eine  grosse  Anzahl  von 
Waren  ein  für  allemal  die  Ausfuhrabgaben 
—  teils  specifiBcbe,  teUs  nach  dem  Werte 
(4  deniers  vom  Livre  —  l^'s  "/o)  bemessen  — 
festsetzte,  so  dassalso  für  diese  die  besondere 
Mitwirkung  der  Rechnirngskammer  nicht 
mehr  erforderlich  wax.  Dieser  tarifmässige 
Ausfuhrzoll  hiess  *droit  de  rßve«.  Dieser 
wurde  1358  in  der  Höhe  von  4  deniers  vom 
Livi'e  (nur  von  Wein  wurde  ein  specifi- 
cifischer  Zoll  von  10  boIs  für  die  Tonne  er- 
hoben) allen  ausgeführten  Waren  auferlegt, 
auch  denjenigen,  die,  wie  die  oben  genannten, 
noch  immer  einer  besonderen  Ausfuhrer- 
laubnis bedurften  und  die  Hautpassage  zu 
bezahlen  hatten.  Diese  letztere  wurde  in- 
des schon  bald  für  mehrere  Waren  eben- 
feJls  auf  bestimmte  Tarifsätze  gebracht,  so 
namentlich  für  Wolle,  deren  Ausfuhr  auch 
vorübei^ehend  gänzlich  verboten  wurde. 
Die  beiden  genannten  Abgaben  waren  ein- 
fac^L  auf  Grund  des  königlichen  Domanial- 
rechts  ohne  Mitwirkung  der  Stände  einge- 
führt worden.  Unter  Karl  V.  aber  w^urde 
mit  Zustimmung  der  ^tats-gen^raux  eine 
Beihe  eigenüicher  Steuern  geschaffen  und 
unter  diesen  auch  eine  innere  Verkaufssteuer 
von  12  Deniers  vom  Livre.  Diese  zu  den 
»aides«  gehörende  Abgabe  wurde  jedodi 
nur  von  den  nördlichen  Provinzen  — ■  der 
Langue  d'oil  —  angenommen  -  um  eine  Aus- 
gleiäiung  herzustmlen,  wurde  auf  Grund 
einer  Ordonnanz  von  1369  ein  weiterer  Zoll 
von  12  deniers  vom  Livre  von  allen  Waren 
erhoben,  die  aus  den  den  neuen  Aides  unter- 
worfenen Provinzen  in  das  Ausland  oder  in 
die  von  der  Yerkau&steuer  freien  Provinzen 
ausgeführt  wurden.  Dies  ist  die  sogenannte 
»Imposition  foraine« ,  die  die  Emchtung 
einer  Linie  von  Zollbureaus  zwischen  den 
nördhchen  und  südlichen  Provinzen  nötig 
machte.  Man  ging  bei  dieser  Massregel 
wieder  von  der  früher  allgemein  angenom- 
menen Vorstellung  aus,  d^s  ein  Ausfuhr- 
zoll nicht  von  dem  exportierenden,  sondern 
von  dem  einführenden  Laude  getragen  werde. 


Daher  erklärt  es  sich,  dass  diese  mittelalt»> 
lichen  französischen  Zölle  sämtlich  nur 
die  Ausfuhr  trafen ;  die  Einfuhrzölle  erlangen 
eist  im  16.  Jahrhundert  einige  Bedeutimg. 
Allerdings  wurden  in  den  Irflhecen  Jahr- 
hunderten von  vi^en  Waren  Abgaben  beim 
Eingang  in  die  Städte  erhoben^  aber  diese 
trafen  die  einheimischen  wie  die  ausländi- 
schen Erzeugnisse.  Im  Jahre  1577  fügte 
Heinrich  III.  den  drei  alten  Ausfuhrzöllen 
noch  einen  vierten  hinzu,  der  unter  dem 
Namen  sTnütedomaniale«  von  Getreide,  Ge- 
müse, Wein,  Vieh,  Leinwand  und  Waid  zu 
entrichten  war,  und  zwar  audi  wieder  so- 
wohl bei  der  Ausf\ihr  in  das  Ausland  vie 
auch  bei  der  in  die  von  den  Aid»  freien 
Provinzen. 

Diese  Abgabe  war  eine  specifiBche,  die 
drei  anderen  betrugen  zusammen  23  deniers 
vom  Livre,  also  nicht  ganz  IC^/o.  Dabei 
wurden  jedocli  nicht  die  ■wirklichen  Waren- 
werte, sondern  amtliche  Taxen,  deren  Zu- 
sammenstellung den  Tarif  bildete,  zu  Grunde 
gelegt,  und  die  Tarifändenmgen,  vric  sie 
z.  B.  1581  und  1632  vorgenommen  wurden, 
bestanden  in  der  Au&tellung  neuer  Waren- 
taxe n. 

Colbert  war  bei  seiner  Zollreform  wegen 
der  grossen  finanziellen  Bedeutung  der  Aus- 
fuhrzölle nicht  im  stände,  sie  den  merkan- 
listischen  Principien  gemäss  umzugestalten, 
also  für  die  Fabrikate  aufzuheben.  Erst 
1701  wurden  trotz  des  Widerstandes  des 
Gonei-alpächters  Templier  die  Ausfuhrzölle 
von  Tuchen  und  Leinwand  auf  die  Hälfte  her- 
abgesetzt, und  erst  1743  hob  man  diese  Zölle 
für  alle  französischen  Zeuge  und  Gewebe 
sowie  für  Wirkwaren  und  Hüte  völlig  auf. 
Weitere  Entlastungen  folgten,  und  schliess- 
lich hatten  nur  noch  Sti^ereien  und  einige 
andere  französische  Luxus-  und  Modeartikel 
einen  Ausfuhrzoll  zu  tragen,  von  dem  man 
mit  Grund  annehmen  konnte,  dass  er  auf  die 
ausländischen  Käufer  abgewälzt  werde,  ohne 
den  Absatz  merklich  zu  vermindern.  Dm-ch 
den  Tarif  von  1791  wurden  dum  die  Aus- 
fuhrzölle nach  den  merkantUistischen  Grund- 
sätzen geregelt  -  sie  trafen  Nahrungsmittel, 
wie  Vieh  und  Wein,  wichtige  Rohstoffe  und 
Halbfabrikate.  Wolle  war  z.  B.  mit  371/2  £ 
für  den  Gentner,  Baumwolle  mit  12  £, 
Leinengarn  mit  10,  Linonram  mit  120  £ 
besteuert.  Verboten  war  die  Ausfuhr  von 
Bauholz,  P^iermasse,  Flachs,  rohem  und  be- 
arbeitetem Eisenerz,  Brucheisen  und  einigen 
anderen  Rohstoffen.  Auch  die  Ausfuhr  von 
Wolle  war  von  1792 — 1814  verboten.  Als 
besonders  wichtig  w^imle  schon  seit  dem  Mittel- 
alter die  Regelung  der  Ausfuhr  des  Ge- 
treides behandelt.  Wegen  des  Genaueren 
darüber  wird  auf  den  Artikel  Getreide- 
handel verwiesen,  hier  sei  nur  bemerkt,  dass 
die  Ausfuhr  immer  verboten  war,  wenn  die 
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Ernte  nicht  ganz  befriedigend  auffallen 
war.  War  sie  erlaubt,  so  wurde  nach  dem 
Colbertschen  Tarif  von  1664  ein  Ausfuhrzoll 
Ton  22  £  fflr  das  Muid  erhoben,  doch 
wurde  dieser  bei  sehr  reichen  Ernten  er^ 
mSssigt  odßT  auch  ganz  au^ehoben.  Auch 
wflhiend  der  ganzen  Zeit  der  ersten  Re- 
publik war  die  Ausfuhr  verbotoL  SpÄter 
wiuden  noc^  vom  Preise  abhängende 
Ansfohrz^tUe  erhoben,  die  erst  1861  ganz 
Teischwunden  sind.  Was  die  übrigen  Aus- 
fuhrzölle betrifft,  so  wurden  die  meisten  durch 
das  Zollgesetz  vim  1841  auf  eine  tdosse 
statistische  Gebühr  -vaa  25  Centimes  fOr 
100  Kilo  oder  V«  ^/o  des  Wertes  herabgesetzt, 
einüe  Bfdistoffe  ^  wie  Häute,  TierhOroer, 
Baxmolz,  Seide  bheben  jedoch  not^  hodi  be- 
lastet Eän  Dekret  v(mi  5.  Dezember  1857 
hob  alle  Ausfuhrzolle  mit  Ausnahme  der 
ausdrücklich  beibehaltenen  auf,  jedoch  waren 
einige  dieser  letzteren  noch  seiir  hoch,  für 
Jsussbaumholz  z.  B.  30  Free,  für  lOÜ  Kilo. 
Auch  bestanden  noch  einige  Ausfuhrrerbote. 
Erst  durch  das  G.  v.  16.  Mai  winden  diese 
mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  Über  Kriegs- 
munition und  Nachdruck  aufgehoben,  ebenso 
die  Ausfuhrzölle  mit  Ausnahme  von  Lumpen, 
Halbzeug  und  altem  Tauwerk.  NacJi  dem 
G.  V.  1872  ist  die  Ausfuhr  wieder  der  all- 
gemeinen statistischen  Gebühr  unterworfen. 

3.  England.  In  England  hatten  die 
älteren  Handelsabgaben  wegen  des  vorwiegen- 
den Seeverkehrs  von  Anfing  an  mehr  die 
Fonn  von  Grenzzöllen,  die  zu  rein  finan- 
ziellen Zwecken  von  Ein-  und  Ausfuhr  ge- 
wisser Waren  erhoben  wurden.  Die  Aus- 
fuhrzöUe,  namentlich  von  Wolle,  Schaffellen 
und  Häuten  wurden  unter  Eduard  I.  mit  Zu- 
stimmung des  Parlaments  fixiert  (antiqua 
costnma),  für  die  fremden  Kaufleute  aber 
um  einen  Zuschlag  erhöht  (nova  costuma  oder 
petty  ciistoms);  auch  hatten  diese  für  alle 
Waren,  die  nicht  mit  einem  bestimmten  Zoll 
belegt  waren,  nicht  nur  bei  der  Einfuhr, 
sondern  auch  bei  der  Wiederausfuhr  der- 
selben einen  Zoll  von  VU  "h  des  Wertes  zu 
entrichten.  Aus  militärischen  Rücksichten 
hatte  schon  Heinrich  H.  1150  ein  Yer^ 
bot  der  Ausfuhr  von  Waffen,  Sidtiffen  und 
Sdiifbbauholz  erlaeBen.  Mne  handelspoliti- 
sche Absicht  ze^te  sich  in  dem  unter 
Eduard  II.  1326  erfolgten  Terbot  der  Aus- 
fuhr der  zum  Tnchmachen  nötigen  Materialien 
sowie  der  Karden  und  der  Farberde.  Unter 
Eduard  III.  erfolgten  dann  wiederholt  Ver- 
bote der  Ausfuhr  von  Wolle,  Fellen  und 
Häuten,  femer  auch  von  lebenden  Widdern, 
Wollengam  und  ungewalktem  Tuch.  Zeit- 
weilig wurde  übrigens  auch  die  Ausfuhr 
von  fertigem  Tuch  verboten,  später  jedoch 
nur  noch  mit  einem  geringen  Zoll  belegt. 
Die  Wollansfuhr  wurde,  wenn  sie  nicht  ver- 
boten war,  einem  hohen  Zolle  unterworfen. 


Seit  dem  16.  Jahrhundert  herrschte  das  Aus- 
fuhrverbot Adam  Smith  führt  mit  Entrüs- 
tung die  drakonischen  Strafen  an,  mit  denen 
ein  unter  der  Königin  Elisabeth  erlassenes 
Gesetz  die  Ausfuhr  von  lebenden  Schafen  be- 
drohte: der  Schuldige  sollte  beim  ersten 
Male  mit  Konfiskation  seines  ganzen  Ter- 
mflgens,  einem  Jahr  Ge&ngnis  und  Verlust 
der  linken  Hand,  bei  Rflckrall  aber  w^;en 
Felonie  mit  deön  Tode  bestraft  werden. 
Unter  Karl  II.  wurde  auch  die  Ausfuhr  von 
Wolle  für  Fel<mie,  also  für  ein  todeswfirdiges 
Verbrechen  erklSrt  IKese  Stralbestimmun- 
gen  scheinen  indes  wegen  ihrer  übertriebenen 
Härte  nidit  angewendet  worden  zu  sein,  und 
das  Gesetz  der  Elisabeth  wurde  daher  noch 
unter  Karl  II.  gmildert  und  das  zweite 
unter  Wilhelm  III.  aushoben,  jedoch  mit 
Festsetzung  neuer  Strafen  für  die  Wollaus- 
fuhr, die  noch  immer  streng  genug  waren. 
Adam  Smith  hebt  auch  die  lästigen  Be- 
schränkungen und  Formalitäten  hervor,  denen 
zu  seiner  Zeit  der  Wollhandel  wegen  des 
ATisfuhrverbots  (das  übrigens  den  Schmuggel 
nicht  verhinderte)  im  inneren  Verkehr  unter- 
lag. Als  noch  bestehende  weitere  Ausfuhr- 
verbote erwähnt  er  das  der  Walkererde, 
das  der  rohen  Häute  nicht  nur,  sondern  aucb 
des  Leders,  wenn  es  nicht  zu  Schuhwai-en 
verarbeitet  ist,  das  der  Tierhörner,  das  der 
Wollengarne  und  der  ungefärbten  Tuche  — 
alles  Verbote,  die  noch  aus  dem  Mittelalter 
stammten.  Unter  Eduard  III.,  Heinrich  "STI. 
und  Eduard  VI.  war  auch  die  Ausfuhr  aller 
Metalle  mit  Ausnahme  des  Bleies  und  des 
Zinns  verboten  worden.  Unter  Wilhelm  HI. 
wurde  die  Ausfuhr  von  Eisen  und  Kupfer 
gestattet,  für  Knpferiegierungen,  wie  Kanonep 
und  GlockenmetaU  aber  blieb  das  Verbot  in 
Kraft.  Ein  wichtiges  Ausfuhrverbot  endlich 
war  das  die  Maschinen  betreffende.  Scliou 
unter  Wilhelm  HI.  wurde  ein  solches  für 
die  zur  Fabrikation  von  Strümpfen  und 
Handschuhen  dienenden  Maschinen  erlassen, 
und  unter  Geoi^  HI.  wurde  die  Ausfuhr 
aller  Geräte  verboten,  die  zur  Fabrikation 
von  Baumwollen-,  Wollen-,  Leinen-  \md 
Seidenwaren  dienen.  Dieses  Verbot  ist 
später  noch  mehrfach  abgeändert  und 
erweitert  und  erst  im  Jahre  1843  auf- 
gehoben worden.  Bis  1824  bestand  audi 
ein  Auswsjidenmgsverbot  für  industiielle 
Arbeiter.  Was  die  Ausfuhrzölle  betrifft,  so 
waren  sie  nach  dem  konsolidierten  Tarif 
(d.  h.  der  Liste  der  für  die  Zollerhebung 
anzunehmenden  Warenpreise)  von  1660  fast 
ebenso  allgemein  wie  die  Eiufuhrz(^e. 
Unter  Gcoi^  I.  wurden  die  britischen  Fabrikate 
und  viel  Ttohprodukte  von  dem  Ausfuhrzoll 
befreit,  jedoch  blieb  dieser  für  die  wichtig- 
sten Waren  der  letzteren  Art  bestehen,  so 
für  Blei,  Zinn,  Kohlen,  Häute,  auch  für 
nicht  weiter  bearbeitetes  Leder  und  für 
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Pferde.  Die  Oetreideausfuhr  im  Mittelalter: 
war  auf  Grund  einer  besonderen  königlichea 
Lizenz  gestattet.  Auch  später  kamen  noch 
mehrfach  Ausfuhrverbote  vor.  Dagegen 
Turden  1689  Ausfuhrprämien  bei  Preisen 
unterhalb  einer  gewissen  Grenze  bewill^, 
imd  der  bei  höheren  Preisen  anfangs  noch 
beibehaltene  Ausfuhrzoll  wurde  später  ganz 
aufgehoben.  S.  d.  Art.  Getreidehandel. 
In  der  Reformperiode  fiel  zuerst  (1S24)  das 
Ausfuhrverbot  für  Wolle  und  Felle  und 
Baare  von  Hasen  und  Kaninchen;  jedoch 
behielt  der  Tarif  von  182Q  fOr  diese  Boh- 
stoffe  noch  einen  eriieblichen  Ausfuhrzoll 
heij  ebenso  für  Steinkohlen,  während  alle 
übrigen  Waren,  sofern  sie  nidit  auadrflck- 
lich  ausgenommen  waren,  also  auch  die  Fa- 
brikate, einem  Zolle  von  VsO.'o  des  Wertes 
unterworfen  waren.  Eän  Ausfuhrverbot 
blieb  bestehen  für  Uhrgehäuse  mit  dem 
Namen  des  Uhrmachers,  für  Instrumente 
und  Werkzeuge  aller  Art  mit  weui^n  Aus- 
nahmen uod  einige  Passemeiitenewaren : 
ausserdem  wurde  bestimmt,  dass  durch 
Geheimeratsverordnung  die  Ausfuhr  von 
Waffen,  Kriegsmunition,  Proviant  für  Heer 
und  Flotte,  Pottasche  und  Perlasche  und 
Nahrungsmitteln  verboten  werden  können. 
In  den  folgenden  Jahren  erfuhren  die  Aus- 
fuhrzölle noch  einige  Äenderungen;  so 
wurde  1834  der  besondere  Steinkolüeazoll 
bei  der  Ausfuhr  auf  englischen  Schiffen 
aufgehoben  und  nur  die  ^Igemeine  Abgabe 
von  ^,2^0  beibehalten;  bei  der  Ausfuhr  auf 
fremden  Schiffen  jedoch  wiuxle  noch  ein 
Zuschlag  von  4  sh.  für  die  Tonne  (40  Pfg. 
für  100  Kilo)  erhoben.  Der  Tarif  von  1842 
hob  die  meisten  Aushihrzölle  auf,  stellte 
aber  den  Steinkohlenzoll  wieder  her.  Dieser 
wurde  für  die  Ausfuhr  auf  fremden  Schiffen 
auch  in  dem  Zollgesetz  von  1845  beibehalten, 
das  aUe  übrigen  Ausfuhrzölle  aufhob.  Erst 
1850  wurde  auch  dieser  letzte  Rest  der  Aus- 
fuhrzölle aufgegeben. 

4.  Dentschliuid.  In  Folge  des  Verfalls 
der  Centralgewalt  war  das  Zollwesen  im 
alten  Deutschen  Reich  noch  mehr  als  in 
anderen  Ländern  zu  einer  bunten  Mannig- 
fEÜtigkeit  von  territorialen  Wege-,  Fluss-, 
Brücken-  u.  s.  w.  Abgaben  ausgeartet.  Dei- 
1522  unternommene  Versuch  der  Einführuug 
eines  Reichsgrenzzolles  blieb  erfolglos.  Das 
in  der  ReichsmOnzoitlnung  von  1524  aus- 
gesprochene Verbot  der  Ausfuhr  von  unge- 
mnnztem  Göhl  und  Silber  und  das  1571  er- 
lassene Ausfuhn-erbot  für  rohes  SilWr  und 
goldene  und  sUbei-ne  Roichsmünzen  hatten 
kaum  eine  praktische  Beileutung,  da  es  an 
genügenden  Ausfuhror^cn  fehlte.  Im  17. 
Jahrhundert  fingen  die  grösseren  Einzel- 
staaten an,  selbstäncli^  mit  Zollmassr^ln  im 
Sinne  der  merkantihstischen  Handelspolitik 
vorzugehen.   So  wurden  in  den  östen-eichi- 


scbea  Erblanden  1616  Ausfuhrzölle  auf  Ge- 
treide und  alle  ViktuaUen  gelegt  und  die 
Ausfuhr  von  nugeprägtem  Gold  und  Sill>*'r 
und  allen  guten  Münzen  vertwten.  Dieses 
letztere  Verbot  wui-de  später,  so  1710.  1714 
und  1723,  noch  mehr^ch  wiederholt  und 
verschärft  und  die  besonders  zu  erteilende 
Ausfidirerlaubnis  an  sehr  beschränkende  und 
lästige  Bedingungen  geknüpft.  Der  strengen 
Ausbildung  des  Prohibitivsystems  unter  Karl 
Vn.  und  Haria  Theresia  entsprach  die  Ver- 
mehrung der  Ausfidtrverbote,  die  n.  a.  Blei, 
Hanf,  rohe  Häute,  Pottasche,  Hasenhaare 
und  -feUe  betrafen.  Nach  den  Tanfen  von 
1784  und  1788  hatten  alle  Waren,  so  weit 
ihre  Ausfuhr  nicht  verboten  ist,  Aiisfuhr- 
z511e  zu  entrichten,  die  für  Fabrikate  nie<lrig, 
fOr  Rohstoffe  aber  zum  Teil  sehr  hoch  an- 

retzt  waren.  Ungefärbte  filierte  Seide  z. 
hatte  3ß  fL  für  den  Centner,  gefärbte 
221.2  fl.  zu  bezahlen,  und  1791  wurde  die 
Seidenausfuhr  überhaupt  verboten:  der 
Wollzoll  betrug  4  fl.  und  wurde  18)  t4  auf 
12  fl.  erhöht.  Die  Ausfuhr  von  Roheisen 
wurde  1796  verboten,  und  dieses  Veibot 
blieb,  seit  1817  allei-din^  mit  Zulassuner 
von  Ausnahmen  gegen  einen  Zoll  von  4s 
Kreuzer,  bis  1S5I  bestehen.  Ausseronient- 
lich  zahlreich  waren  die  Ausfuluverltote  in 
den  1810 — 1812  erlassenen  Specialtarifen ; 
Rohseide  konnte  jedoch  jcegen  einen  Zoll 
von  45  fl.  ausgehen,  und  der  Wollzoll 
wurde  auf  16  fl.  erhöht.  Durch  die  in  den 
Jaliren  1817  und  den  folgenden  erlassenen 
Partialtarife  wurden  die  Bestimmungen  über 
die  Ausfuhr  vielfach  abgeändert,  der  Woil- 
zoll  z.  B.  auf  die  Hälfte  herabgesetzt,  der 
Seidenzoll  aber  auf  64^  2  fl.  erhöht.  Auch 
der  neue  Taiif  von  1838  brachte  manche 
Abänderung,  ohne  aber  von  den  Gnmd- 
sätzen  des  bisherigen  Systems  abzugehen. 
Erst  der  Tarif  von  1851,  der  für  das  nun- 
mehr vereinigte  Österreich-ungarische  Zoll- 
gebiet galt,  führte  eingreifendere  Reformen 
ein,  iusbesondei-e  Aufhebimg  fast  aller  Aus- 
fuhrverbote und  bedeutende  Herabsetzung 
der  Ausfuhrzölle.  Die  kleine  Gebühr,  die 
von  den  meisten  Waren  noch  erhoben  wiuT.le. 
fiel  in  dem  Tarif  von  1853  ganz  weg,  fIo<'h 
blieben  noch  etwa  ein  Dutzend  besondere 
Ausfuhrzölle  Ix'stehon ,  dai'unter  Rohseide 
mit  10  fi.  Auch  ditse  wurden  nach  und 
nach  beseitigt  und  in  dem  Tarif  von 
1878  findet  sidi  nur  noch  der  Ausfuhi'zoll 
auf  Lumpen  und  anderes  Material  zur  Pa- 
pier&ibrikation.  Der  Erlass  von  Ausfiüir- 
veri)oten  ist  nach  dem  Handelsvertrag  von 
1891  zwisdien  ( )esten-eich-Ungarn  und  dem 
Deutschen  Reich  nur  als  polizeiliclie  Mass- 
regel in  den  angeführten  Ausnahme^en 
zidässig. 

Im  Kurfürstentuni  Brandenburg  wurden 
schon  im  16.  Jahi^undert  aus  merkantilisti- 
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Echen  Rücksichten  mehrfach  Verbote  der 
\^'ol]aiisfahr  erlassen,  so  nameotlich  durch 
das  Wolledikt  von  1593.  Um  dieselbe  Zeit 
beginnt  auch  schon  die  Reihe  der  Mass- 
regeln  ähnlicher  Art  in  Bezug  auf  andere 
Rohstoffe,  meistens  in  Verbindung  mit  dem 
Verbot  des  Aufkaufens.  in  manchen  Fällen 
auch  mit  Aamahmen  zu  Gunsten  des  Adels. 
So  war  die  Getreideausfuhr  schon  1535  für 
das  Erzei^nis  der  Bauern  verboten  worden, 
<lem  Adel  aber  eriaubt  geblieben.  Die  wich- 
tigsten Ausfuhrreihotef  die  seit  dem  Ende 
des  16.  und  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts 
erlassen  und  meistens  mehrfach  erneuert 
wurden,  bebtifen  ausser  der  "Wolle,  Kupfer 
(1583),  Hopfen  (1585),  HÄute  nnd  Felle  (bei 
nichtadeligen  Personen  gekauft),  Flachs  und 
Hanf,  altes  Eisen  und  Bnidieisen  (1699). 
Auch  füe  Viehausfuhr,  namentlich  die  Pferde- 
aiisfulir  war  zeitweise  beschränkt  o<ier  ver- 
boten. Ebenso  die  Ausfuhr  von  Getreide 
bei  ungünstigen  Ernten.  Sehr  oft  wurde 
das  Ai&aufen  und  Ausführen  von  Bnich- 
»Dld  und  Bruchsüber  oder  geschmolzenem 
hold  und  Silber  durch  erneuerte  Verord- 
nungen verboten.  Altes  Göhl  und  Silber 
sollte  nur  an  die  M^ünze  verkauft  nnd  den 
Gold-  und  Silberschmieden  von  dieser  das 
nötige  3Iatenai  für  ihr  Gewerbe  überlassen 
wenlen.  In  einigen  Verorilnungen  wird 
auch  die  Ausfuhr  des  »harten«  Geldes  ver- 
boten. Unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und 
Friedrich  d.  Gr.  wurde  das  Prohibitivsystem 
noch  weiter  ausgebildet  und  darnach  auch 
die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  entsprechend 
beschränkt.  Namentlich  bildete  das  Verbot 
der  Wollausfuhr  einen  Hauptstreitpunkt  in 
den  langwierigen  handelspolitischen  Zwistig- 
keiten  mit  Sachsen.  Friedrich  d.  Gr.  ver- 
bot 1756  die  Ausfuhr  aller  Königlichen 
Münzen,  insbesondere  der  Priedrichsd'or,  und 
auch  das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Bruch- 
und  Barrengold  und  -silber  blieb  in  Kraft. 
Im  Jahre  1766  wurden  diese  Verbote  mit 
einigen  Al^derungen  erneuert ;  in  Friedridis- 
d'or  durften  bürgeriiche  Beisende  nicht  mehr 
aL<i  25")  Thlr^  adelige  nicht  mehr  als  400 
Thlr.  über  die  Grenze  mitnehmen,  Dukaten 
dagegen  nnd  neue  i)reus8ische  Silberkurant- 
münzen  (nach  dem  leichteren  Graumannschen 
Fuss)  durften  sie  unbeschränkt  mitführen. 
Die  Aufhebung  des  Verbots  der  Ausfulir 
von  Goid-  und  Silbermfbizen  erfolgte  erst 
am  14.  Januar  1816.  Schon  1811  •maen 
auch  hinsichtlich  der  Ausfuhr  Massregeln 
getroffen  worden,  die  der  überwiegend  frei- 
htodlerischen  Tendenz  derWirtschaftspoIitik 
der  Reformperiode  entsprachen.  Die  Aus- 
fuhr von  Wolle,  die  bis  dahin  noch  mit 
einem  Zoll  von  10  Thlr.  für  den  Gentner 
belastet  war,  wurde  gegen  die  mässige  Ab- 
gabe von  20  Gr.  gestattet  und  die  Ausfuhr 
von  Getreide  und  Bauholz  durch  die  V.  v. 


26.  Juli  1811  gegen  einen  Zoll  von  32^  i  Thlr. 
für  die  Last  erlaubt,  welcher  Satz  indes  schon 
unmittelbar  nadiher  auf  16*  4  Thlr.  füi* 
Weizen  und  8^  i  Thlr.  für  anderes  Getreide 
ermässigt  wurde.  Auch  einige  andere  Aus- 
fuhrverbote wurden  aufgehoben.  Die  grund- 
sätzliche neue  R^hmg  des  Ausfuhr-  wie 
des  Eiafuhrverkehrs  brachte  iedocdi  erat  der 
Tarif  vom  26.  Mai  18ia  Nach  §  3  des- 
selben wird  allen  inlftadischen  Erzeugnissen 
der  Natur  und  Kirnst  die  Ausfuhr  gestattet. 
Ausnahmen  sind  nach  §  3,  wie  für  die  !Eän- 
luhr,  nor  aus  pdizeilic^en  Rflcksiditen  und 
auf  bestimmte  Zeit  zulässig.  Nach  §  7  gilt 
bei  der  Ausfuhr  die  Zoll&eiheit  als  R^l; 
die  Ausnahmen  ergiebt  der  Tarif.  Diese 
Ausnahmen  waren  lülerdings  noch  ziemlich 
zahlreich  und  ^nige  Sätze  auch  ziemlich 
hoch.  Anfangs  waren  mehrere  Artikel  füi* 
die  beiden  ungleichen  Hälften  der  Monar- 
chie verschieden  tarifiert  und  zwar  für  die 
östlichen  Provinzen  im  allgemeinen  höher. 
So  TÄTirden  in  dieser  für  ausgehende  rohe 
Baumwolle  (die  Ausfuhrzölle  belMteten  von 
alters  her  auch  eingeführte  fremde  Rohstoffe) 
1^2  Thlr.  für  den  Centner,  im  Westen  aber 
nur  '  3  Thlr.  erhoben,  für  rohes  Tjcinengarn 
waren  die  entsprechenden  Sätze  2  Thlr.  und 
Thr.,  für  rohe  Seide  5>,2  Thr.  und  1^  s 
Thlr.  Gieicbmässige  Ausfuhrzollsätze  be- 
standen u.  a.  für  Roheisen  (Va  Thlr.),  Wolle 
(3>  3  Thlr.),  Vieh  (Pferde  » 2  Thlr.,  Ochsen 
Vs  Thlr.  etc.),  Kuhhaare  (1^  2  TWr.),  Alaun 
(3,  i  Thk.),  Flachs,  Häute,  Felle,  Lumpen  etc. 
Der  Tarii  von  1822  stellte  den  Ausfuhrzoll 
in  den  beiden  Landeshälften  gleich,  setzte 
viele  derselben  herab  und  hob  die  für  Ge- 
treide, Klee-  und  Leinsaat,  Brenn-,  Bau-  imd 
Nutzholz  und  für  das  aus  dea  wesüicheu 
Provinzen  ausgehende  Roheisen  ganz  auf. 
Im  ganzen  herrschten  auch  bei  den  folgen- 
den Abänderungen  des  preussischen  und  <les 
daraus  hervoi^gangenen  Zollvereiustarifs 
die  Ermässigungen  vor.  Eine  vorübergehende 
Notstandsmaesregel  war  die  1847  verordnete 
Erhebung  eines  Ausfuhrzolles  von  25  ''/o  des 
Wertes  von  Getreide,  Hülsenfrüchten  und 
Mühlenfabrikaten  in  den  westlichen  Provinzen 
Preussens  und  das  im  Mai  desselben  Jahres 
für  ganz  PreiiBsen  bis  November  erlassene 
Verbot  der  Karto^lausfuhr.  Der  Zoll  auf 
rohe  Baumwolle  wurde  1851  auf  Thlr. 
für  den  Centner  heral^esetzt,  und  dazu  kam 
noch  eine  Reihe  anderer  Ermässigungen. 
Weitere  folgten  1854  (für  Wolle  z.  B.  auf  ^  3 
Thlr.),  imd  1861  wmtlen  alle  die  Durchfuhr- 
zölle ersetzenden  Ausfuhrzölle  aufgehoben, 
so  dass  nur  noch  9  zoUpflichtige  Waren- 
gattimgen  übrig  blieben.  Die  höchsten 
Sätze  waren  der  für  Lumpen  und  andere  Ma- 
terialien der  Papierfabrikation  (3  Thlr.)  und 
der  für  rohe  Häute  und  Felle  und  rohe 
Pferdehaare  (l^. »  Thlr.).   Der  Tarif  von  1865 
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behielt  nur  den  Lumpen-  etc.  -zoU  in  ver- 
minderter Höhe  bei,  imd  auch  dieser  wurde 
durch  das  Tarifgesetz  vom  7.  Juli  1873  be- 
seitigt. Die  unbedeutende  statistische  Ge- 
bühr nach  dem  G.  v.  20.  Juli  1879  kann 
nicht  als  Ausfuhrzoll  betrachtet  werden.  — 
Das  YereinszoUgesetz  vom  1.  Juli  1869  be- 
stimmt in  Betren  der  Ausfuhr  wie  der  Ein- 
fuhr, dass  (§  2)  Verbote  zeitweise  für  ein- 
zelne Gegonst&ide  beim  Eintritt  ausseror- 
dentlicher UmBt&nde  oder  zur  Abwehr  ge- 
Khrlidier  ansteckender  Krankheiten  oder 
aus  sonstigeQ  gesundheits-  oder  sicherheits- 
poÜzeilichen  Rüdraiditen  für  den  ganzen 
Umfang  od^  einen  Teil  des  Yereinsgebiets 
eriasseu  werden  können.  Die  neueren  Han- 
delsverträge enthalten  verschiedene  genauere 
Bestimmungen  über  diesen  Funkt  So  ist 
in  dem  Vertrag  mit  der  Schweiz  v.  10.  De- 
zember 1891  vereinbart,  dass  die  Ausfuhr 
von  Getreide,  Schlachtvieh  und  Brennmate- 
rialien während  der  Dauer  desselben  beider- 
seits nicht  verboten  werden  darf;  in  dem 
Vertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  vom  6.  De- 
zember 1891  sind  die  Ausnahmen  ausdrück- 
lich angegeben :  sie  sind  zulässig  für  Tabak, 
Salz,  Schiesspidver,  Sprengstoffe  und  andere 
Gegenstände  von  Staatsmonopolen  (die  indes 
nur  für  Einfuhn-erbote  in  Frage  kommen), 
Kriegsbedürfnisse  unter  ausserordentlichen 
Umständen  und  aus  GesundheitspoUzeirttck- 
sichten.  Auch  der  Vertrag  mit  Italien  vom 
6.  Dezember  1891  erwähnt  ausdrücklich  die 
Ziüässigkeit  des  Verbots  der  Ausfuhr  von 
Kriegsbedürfnissen  unter  ausserordentlichen 
Umständen.  Nach  dem  Handelsvertrag  mit 
RuBsland  vom  10.  Febniar  1894  sind  auch 
ausnerordenthche  Verbotsmassregeln  zulässig 
aus  Eflcksichten  der  Veterinärpolizei,  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  »anderen  schwer- 
wiegenden Gründen«, 

5.  Allgemeines.  Bein  fiskalisch-technisch 
betrachtet  erscheint  der  Ausfuhrzoll  als  min- 
destens ebenso  zweckmässig  wie  der  Ein- 
fuhrzoll. Die  Ueberwachung  des  Ausgangs- 
verkehrs ist  sogar  leichter  als  die  der 
Einfuhr,  da  man  die  für  die  Ausfuhr  be- 
stimmten Waren  schon  bei  ihrer  Bewegung 
im  lolande  beobachten  kann,  zumal  man  in 
der  Kegel  ihre  Herkunft  kennt.  Ueberdies 
wird  der  Gesamtwert  der  Ausfuhrwaren  im 
grossen  und  ganzen  immer  annfthemd  dem 
der  Einfuhrware  entsprechen,  da  im  intei^ 
nationalen  Verkehr  auf  die  Dauer  Waren 
mit  Waren  bezahlt  werden,  und  somit  könnte 
auch  der  Ertrag  der  Ausfuhrzölle  auf  eine 
gleiche  Höhe  gebracht  werden  wie  der  der 
Einfuhrzölle.  Es  sind  also  wesentlich  volks- 
wirtschaftliche Gründe,  die  für  die  eine  oder 
die  andere  Art  der  Zollerhebimg  den  Aus- 
schlag zu  geben  haben.  Zunächst  kamen 
die  älteren  merkantihstischen  Rücksichten 
in  Betracht,  die  auf  einen  einseitigen  Schutz 


der  Industrie  hinausliefen;  Rohstoffe  und 
Lebensmittel  sollten  im  Lande  zurückg^ 
halten  werden,  damit  die  Industrieerzeug- 
nisse möglichst  billig  hergestellt  werden 
könnten  \md  dadurch  auch  ihre  für  die  Er- 
zielung einer  Rüstigen  Handelsbilanz  be- 
sonders wichtige  Ausfuhr  möglic^t  er- 
leichtert würde.  Dabei  wurden  aber  die 
Interessen  der  Landwirtschaft  ausser  acht 
gelassen;  höchstens  konnte  man  ^Itend 
machen,  dass  diese  indirekt  diurch  die  Ent- 
widielung  der  Industrie  und  die  gesteigerte 
Kaufkraft  einer  zahlreidien  gewerblichen 
Bevölkerung  gefördert  werde.  Je  mehr 
aber  die  älteren  grandherrschafilichen 
Verhältnisse  zurücktraten,  je  mehr  das  Zeit- 
pachtsystem einerseits  und,  wie  in  Branden- 
bui^-Preussen,  die  Bittergutswirtscbaft  sich 
entwickelte,  um  so  mehr  musste  sich  der 
Widerstand  der  grossen  Grundbesitzer  gegen 
diese  Benachteiligung  trotz  der  et^^ugen 
theoretischeu  Rechtfertigung  derselben  be- 
merkhch  machen.  Daher  m  England  die 
Ausfiihrprämien  für  Getreide  seit  dem  Ende 
des  17.  Jahrhundei*ts  imd  in  Preussen  die 
Ausnahmen  von  einzelnen  Ausfuhn-erboten 
zu  Gunsten  des  Adels.  Die  neuere  Zoll- 
politik hat  den  einseitigen  Industrieschutz 
allgemein  aufgegeben  imd  will  soweit  wie 
möglich  der  gesamten  »nationalen  Arbeit« 
förderlich  sein;  der  Agrarschutz  ist  in  ihr 
sogar  entschieden  in  den  Vordei^'und  ge- 
treten, und  von  Ansftihrzollen  mit  den  früher 
massgebenden  Zwecken  kann  daher  jetzt 
nidit  mehr  die  Rede  sein.  Sie  können  nur 
noch  in  iVage  kommen  für  Waren,  hinsicht- 
lich deren  das  exportierende  Land  eine  Art 
von  natürlichem  Monopol  oder  doch  so  güns- 
tige Produktion  sbedingimgen  besitzt,  dass 
die  Ausg^ngsabgabe  den  Weltmarktpreis 
nicht  beeinilusst.  Im  Falle  eines  natür- 
lichen Monopols  des  Ausfuhrlandes  vi-ii-d  der 
Zoll  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  vollständig 
auf  das  Ausknd  abgewälzt,  da  die  inlän- 
dischen Produzenten  trotz  ihrer  Konkurrenz 
das  gemeinsame  loteresse  haben,  den  Preis 
um  den  ZoUbetrag  zu  erhöhen,  und  dazu 
auch  im  stände  sind,  so  lange  der  Aufschlag 
nicJit  übermässig  hoch  ist  und  die  Nach- 
frage abschreckt  Wäre  allerdings  niu-  ein 
Produzent  oder  eine  geschlossene  Koalition 
vorhanden,  die  das  betreffende  Produkt  im 
eigentlidien  Sinne  monopolisiert  hätte,  so 
würde  keine  eigentliche  Abwälzung  Cißs 
Zolles  auf  das  Ausland  entstehen;  deim  es 
würde  äch  dann  nach  der  für  diesen  Fall 
geltenden  Norm  ein  Monopolpreis  bilden, 
der  ebenso  hoch  wäre,  wenn  der  Zoll  nicht 
bestände,  und  dieser  würde  nur  den  Mono- 
polinhabem  einen  Teil  ihres  Extragewinnes 
zu  Gunsten  des  Staates  entziehen.  Auch 
wenn  das  exportierende  Land  die  betreffen- 
den W^n  unter  besonders  günstigen  Pro- 
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dnktioDsbedii^uiigeii  erzeugt,  findet  k^ne 
AbwftlzuDg  auf  aas  AiKland  statt,  sondern 
der  Staat  erfafilt  nur  einen  Anteil  an  der 
Yoizugsrente,  die  sonst  den  Produzenten 
voUstäodig  zu^en  vfirde.  Denn  der  ein- 
heitliche Weltmarktpreis  würde  sich  nach 
Kosten  der  zxir  Declaing  der  Nachfrage  noch 
nötigen  ProduktioD  unter  den  ungünstigsten 
Bedingungen  stellen,  und  der  Ausfuhrzoll 
vürde  auf  diesen  keinen  Einfluss  haben,  so 
lange  er  den  inländischen  Produzenten  die 
Vorzu^reate  nicht  gänzlich  entzöge.  Dass 
im  Büttelalter  und  auch  später  noch  die 
Meinung  herrschte,  die  Ausftdu^Ue  würden 
vom  Audande  berählt,  war  in  vielen  Fällen 
nicht  unbegründet  Denn  bei  der  damaligen 
geringen  Eiotwickelung  des  Verkehrs  und  der 
internationalen  Konkurrenz  gab  es,  wie  schon 
die  vielen  Warenbezeichnungen  nach  Orten 
oder  Gegenden  zeigen,  namentlich  auch  für 
ITabrikate,  viele  lokale  Specialerzengnisae, 
die  einen  besonderen  Ruf  liatten  und  be- 
sonders gesucht  wurden,  also  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eine  monopolistische  Preis- 
steigenmg  zuliessen ,  die  den  Ausfuhrzoll 
ersetzte.  In  der  Gegenwart  können  Aus- 
fnhizOUe  ohne  volkswirtschaftliche  Bedenken 
namentlich  in  solchen  Ländern  erhoben 
werden ,  die  bei  noch  verhältnismässig 
schwacher  Bevölkerung  einen  grossen  Beich- 
tiun  an  Naturprodukten  besitzen,  sei  es 
e^ntümlichen,  sei  es  allgemein  verbreiteten, 
die  aber  mit  besonders  niedrigen  Produktions- 
kosten gewonnen  werden  können.  Daher 
spielen  die  Ausfuhrzölle  z.  B.  in  den  süd- 
amerikanischen Stuten  noch  eine  gewisse 
nicht  unberechtigte  Bolle:  denn  nidit  nur 
Produkte  wie  Kakao,  Chinarinde,  Kautsdbuk, 
Natronsalpeter,  tropische  Farfo-  und  Tischler^ 
hjSzer,  sondern  auch  Bauholz,  Häute  und 
andere  ^wöhnÜdie  Waren  bilden  dort  nach 
den  obigen  Erwäfinmgen  geeignete  Gegen- 
stände für  soldie  Zölle. 

Was  die  Ausfuhrverbote  betrifft,  so  waren 
sie  als  ständige  Mittel  zur  Niederhaltung 
der  Preise  der  Rohprodukte  und  Lebens- 
mittel für  die  Landwirtschaft  natürlich  noch 
drückender  als  Ausfuhrzölle.  In  besonders 
hohem  Uebennass  machte  namentlich  Spanien 
in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
von  solchen  Massregeln  Gebrauch,  und  zwar 
nicht  nur  in  Bezug  auf  Rohstoffe  und 
Lebensmittel,  sondern  auch  auf  Fabrikate, 
liUirend  zugleich  auch  die  Ausfuhr  des  aus 
Amerika  in  grosser  Masse  zuströmenden 
Silbers  und  Goldes  verboten  war.  Man 
woUte  eben  gleichzeitig  die  unvereinbaren 
Zwecke  erreichen,  einesteils  das  Edelmetall 
im  Lande  zu  erhalten  und  anderenteils  doch 
eine  all^meine  Preissteigerung  der  Waren 
zu  veriundem.  Die  Ausfuhrverbote  in  be- 
treff des  Goldes  md  Silbers  und  der  Mün- 
zen waren  im  übrigen  oft  mehr  durch  die 


Münzpolitik  als  durch  die  mei^antilistische 
Handelspolitik  bedingt.  Man  wollte  nament- 
lich erzwingen,  dass  alles  vei^uflidie  Edel- 
metall an  die  Münzstätten  oder  die  amt- 
lichen Wechselstellen  zu  einem  bestimmten 
Preise  abgeliefert  wurde,  wodimih  es  mög- 
lich wurde,  einen  erheblichen  Preisunter- 
schied zwischen  dem  Metall  im  geprägten 
und  im  ungeprägten  Zustande  aufrecht  zu 
erhalten ;  ausserdem  aber  soUte  die  Ausfidir 
der  vollwichtigen  groben  Münzen  und  da- 
durch auch  das  Entstehen  des  Aufgeldes  für 
diese  gegenüber  den  meistens  in  übei-mä.«;- 
siger  Menge  geprägten  uoterwertigen  klei- 
neren Münzen  nach  Möglichkeit  verhindert 
werden .  Ausfuhrverbote  als  Notstand  s- 
massregeln,  nicht  zur  Erhaltung  eines  nie- 
drigen Preises,  sondern  zur  Yerhinderung 
der  Ausfuhr  notwendiger  Lebensmittel  bei 
hohen  Preisen  derselben,  lassen  sich  unter 
Umstanden  rechtfertigen.  Wenigstens  kann 
sich  die  Landwirtschaft,  wenn  die  Preise 
ohnehin  schon  aussei^wöhnlich  hoch  sind, 
nicht  darüber  beklagen.  Ob  dvacti  dieses 
Mittel  aber  emstUch  eine  Lindenmg  der 
Not  herbeigeführt  Tn-ird,  hängt  vor  allem  von 
den  Transport\-erhältnissen  ab.  Es  konnte 
in  den  früheren  Jahi-hunderten  leicht  vor- 
kommen, dass  das  Getreide,  dessen  Ausfuhr 
zur  See  verboten  wurde ,  dennoch  nicht 
nach  den  notleidenden  Provinzen  geführt 
werden  konnte,  weil  die  Kosten  des  Trans- 
ports zu  hoch  waren.  Auch  kommt  die 
Kaufkraft  der  notleidenden  Bevölkerung  in 
innige.  Diese  kann  in  den  von  einer  Miss- 
emte  betroffenen  Gebieten  so  vermindert 
sein,  dass  für  die  grosse  Mehrzahl  das  zu^ 
führte  Getreide  doch  nicht  erreichbar  ist, 
und  in  solche  F&llen  bleibt  das  Ausfuhr- 
verbot wirkungslos,  wenn  nicht  zugleich  der 
Staat  sich  zur  Gewährung  von  immittelbaren 
Unterstützungen  entschliesst.  Ein  neues 
interessantes  Beispiel  eines  Geti-eideausfuhr- 
verbotes  in  Folge  einer  Missernte  ist  das 
1891  in  Russland  erlassene.  Zugleich  lagen 
bei  demselben  Gründe  der  angedeuteten  Ai-t 
vor,  die  es  zweifelhaft  machten,  ob  es  "wirk- 
lich nötig  und  nützlich  war.  Durchaus  un- 
anfechtbaa-  sind  bei  drohender  Kriegsgefalir 
oder  ausgebrochenem  Kriege  die  Verbote 
der  Ausfuhr  aller  Gegenstände,  die  für  mi- 
Utärische  Zwecke  im  lulande  nötig  sind  oder 
deren  Ausfuhr  dem  Gegner  direkt  oder  in- 
direkt zu  gute  kommen  könnte.  Hierher 

fehören  vor  aDem  Waffen,  Munition  und 
forde,  unter  Umständen  auch  militärischer 
Proviant  und  Kohlen.  Auch  zur  Beobach- 
tung der  Neutralitätspflichten  kann  die  Ver- 
hindeiTing  der  Ausfuhr  solcher  Artikel,  so- 
fern sie  für  einen  der  kriegführenden  Teile 
bestimmt  sind,  nötig  werden. 

Lltteratur :  Adam  Smith,  Wealth  of  A'aiions, 
Bd.  IV,  Chap.  VIU.  —  rmrfce,  Gttehiehu  der 
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Steuem  dt«  Britüehen  Reiehea,  Leipzig  1666.  — 
Sehan»,  Englitehe  HandeUpciitik  gegen  Ende 
de»  MiUekdten,  Leiptig  18S1.  —  Rtchelot. 
Hiatoire  de  la  refonne  commereiale  en  Aiigleterre, 
t.  II,  Ptiri»  1855.  —  Ytiitry,  Etudes  nur  le 
r/'ffime  finaneier  de  la  Fmnee  arnnt  Ui  rrrobtlion 
de  1789,  Pnri»  18SJ.  —  Lejcta,  Die  fnimfisischen 
Aiiffiihrprilmien,  Bonn  1870.  —  Falke,  Ge- 
»ckichte  des  deuUckm  ZoUrereioM,  Lripxig  1809. 
—  Btodig,  Die  iStterreichitehe  Zoll'  und  Ntaals- 
mouopoJienordnung,  II.  Auß.,  Wien  18GS.  — 
MatlekaujitZf  Die  ZoUptdiiik  der  Öttttireiek- 
vngariachen  Xonarehie,  Budapest  1877.  — 
Krökel,  Das  prrussisch-dentsche  Zollsystem  in 
Heiner  geschicbÜichen  Entxriektlnng  seit  1818. 
(Svf^plementheß  VII  ztt  Conrads  Jithrb.  Vgl. 
auch  die  \cirtschafUgexehichtliehen  Abhandtvngett 
roH  Sekmoller  und  Wagnera  Finamwisten- 
srhafi,  III.  Teil.  Lexia. 


AasgleichnngshanH 

s.  Clcariug-IIousQ. 


Ansknnftswesen,  kaafmännisches. 

1.  Das  Bedarfnis.    2.  (reechichte  des  A. 

3.  Organisation  der  heutigen  Ausknnfteieu. 

4.  Anskunftserteilimg  im  iuternationalen  Ver- 
kehr. 6.  HemmnisBe  und  Gefahren.  6.  Das 
Anskunftswesen  und  die  Gesetzgebung. 

1.  Das  Bedürfnis.  Die  Sicheriieit  des 
Kreditrei-kebies  hikigt  bekanntlidi  davon 
ab,  dass  die  Schuldner  zahlen  können,  dass 
sie  zahlen  wollen  und  dass  sie  nötigenfeills 
üahlea  mflssen.  ^nies).  Wenn  die  recht- 
liche Sicherstellung  des  Kreditverkehrs  in 
der  Oegenvart  einen  hohm  Grad  der  Voll- 
kommenheit emncht  hat  und  daher  bei  der 
Krediterteilung  mindestens  in  den  Kultur^ 
Staaten  nur  noch  wenig  berücksichtigt  vi-ird, 
so  tritt  dafür  um  so  mehr  in  den  Yorder- 
gnmd  die  Frage  der  faktischen  Sicher- 
heit, welche  letztere  jetzt  weit  schwieriger 
zu  beurteilen  ist  als  in  den  früheren  Zeiten, 
eine  un^mein  wichtige  Folge  des  Systems 
der  freien  KonkuiTenz ,  insbesondere  der 
Freizügigkeit  und  der  Gewerbefreiheit. 

"Waren  früher  die  lokalen  und  personellen 
Grenzen,  innerhalb  deren  überhaupt  Kredit 
orteÜt  wurde,  bedeutend  enger  gesteckt  als 
jetzt,  so  sind  ganz  besonders  auch  die  per- 
sönlichen Beziehungen  zwischen  Gläubiger 
und  Schuldner  durch  die  grosse  Zahl  täg- 
licher Krediterteilungen  auf  ein  sehr  ge- 
ringes Jlass  reduziert  w^onlen.  Der  fort- 
w^reude  Wechsel  der  Geschäftsinhaber, 
die  raschen  Erwerbs-  und  Domizüverände- 
nmgen,  die  massenhafte  Etablierung  ganz 
junger,   unerfidirener  und  vermögensloser 


Geschäftsleute,  der  Uebereifer  der  Reisenden 
und  Agenten,  welche  um  jeden  Pi-eia  Ge- 
schäfte raachen  wollen,  überhaupt  die  rast- 
lose, forcierte  Konkuirenz,  welche  oft  es 
fast  unmöglich  macht,  Kundschaft  daueind 
zu  fesseln ;  damit  zusanunenhängetid :  die 
langen  Kreditfristen,  die  leichtsinnigen  Kiedit- 
gewährungen,  die  Gefälligkeits-  und  Reit- 
wechsel, das  ganze  System  leicht  fertigei*. 
ja  »betrügerischer  Kreditjagd«  —  dies  alles 
trägt  ungemein  dazu  bei,  die  Gefahr  des 
Kreditverkehrs  zu  steigern,  während  an- 
dererseits doch  gerade  die  inten- 
sive Konkurrenz  zwingtj  mit  der 
Krediterteilung  bis  an  die  Grenze 
des  Zulässigen  zu  gehen. 

Welche  traiuigen  Folgen  diese ,  einen 
unvereinbaren  Widerspruch  bedenklichster 
Art  enthaltende  Sachlage  auf  die  Geschäfts- 
welt schon  gehabt  hat  und  täglich  mit 
eiserner  Notwendigkeit  aufs  neue  eraeugt, 
bedarf  keiner  näheren  Darlegung.  Auffallend 
ist  es  aber,  dass  gegen  ein  so  sebweivs 
Uebel  lange  Zeit  hindiu-ch  nur  höchst  unvoll- 
kommene Heilmittel  vorhanden  gewesen 
sind  imd  dass  unter  diesen  Heilmitteln 
überhaupt  nur  eins  zu  hervorragender  Be- 
deutung gelangt  ist  Denn  während  man 
mit  einschneidenden  Vorschüben  und  A'er- 
anstaltungen,  wie  sie  dm^h  die  SciilagT\-orte 
»Kreditreform«  und  »K  r  e  d  i  t  v  er- 
sicherungff  bezeichnet  werden,  so  gut 
wie  gar  nichts  erreicht  Imt  ist  auf  dem 
Boden  der  freien  Konkurrenz  und  ihren  be- 
denklichen Ausartungen  aufs  genaueste  an- 
gepasst  das  moderne  Ausknoftsweseu 
zu  einem  machtvollen  und  nützlichen  Ver^ 
kehrönstniinente  erwachsen.  Mit  ihm  haben 
wir  es  hier  ausschliesslich  zu  thun. 

2.  Gewliidite  des  k.  A.  Die  primi- 
tivste Art  kau^nännischer  AuskuDfti»crtei- 
hmg,  die  ■> ge s chäft sf round  1  iche 
Auskunft«,  ist  wohl  so  alt  wie  der 
Kreditverkehr  selbst,  Sie  kommt  aber 
auch  heutigen  Tages  noch  in  grösstem  Um- 
fange vor,  obwohl  sie,  wenigstens  für  den 
interlokalen  Verkelu",  in  der  Regel  kein*.>s- 
wegs  mehr  zeitgemäss  ist.  Im  Platz  ver- 
kehre, zimial  da,  wo  das  Vorhandensein 
einer  Börse,  dieser  für  die  Sicherheit  des 
Kreditverkehrs  seit  alters  so  wichtigen  Ein- 
richtung, die  Mfiglichkeit  gewährt,  jederzeit 
leicht  Pei-sonen  zu  finden,  welche  über 
Platzfinnen  sachgemässe  Auskunft  erteilen 
können,  da  ist  auch  jetzt  noch  die  geschäfts- 
freundliche  Auskunft  wohl  angebracht.  Im 
übrigen  aber  leidet  sie  an  denjenigen  Mängeln, 
welche  bei  hochentwickelter  Geschäftsthätig- 
keit  allen  solchen  als  blosse  Gefälligkeiten 
in  Anspruch  genommenen  Aushilfen  inne- 
wohnt: sie  ist  meist  oberflächlich  und  un- 
zuverlässig. Nm*  dann  soUte  man  sie  im 
interlokfden  Verkehre  noch  benutzen,  wenn 
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entwetler  aus  besonderen  Örflnden  keine 
berufsmässige  Auskunft  zu  erlangen  ist  oder 
wenn  der  Anfragende  weiss,  dass  dem  Ge- 
vährsmanne  die  fraglichen  Verhältnisse  auch 
wirklich  genau,  nicht  bloss  vom  Hörensagen 
oder  nur  aus  dem  Verlaufe  weniger  Gesch&fts- 
abschltisso  bekannt  sind.  Hierin  liegt  die 
wohlgegröndete  Bedeutung  der  sogenannten 
»BankierauskQnfte«.  d. h. derjenigen  In- 
formationen, welche  vom  Bankier  des  kennen 
in  lernenden  GeschÄftsmannes  herrühren. 
Sur  werden  auch  diese  Bankiers-Aiiskünfte, 
die  immerhin  bereits  eine  Art  Arbeitsteilung 
enthalten,  sehr  oft  bei  unpassenden  AnlSssen 
verlangt,  namentlich  wenu  es  sich  gar  nicht 
um  Eonden  des  Bankws  hwddt,  letzterer 
vielmehr  selbst  erst  anfragen  mnss;  auch 
verMetet  dem  Bankier  oftmals  die  Diskretion 
oder  sein  eigenes  Interesse,  rftckhaltlosen 
Au&chlnäs  zu  geben.  Zumal  in  Deutschland 
madit  man  von  diesen  primitiven  Arten  der 
AuaknnftserteiluDg  noch  einen  viel  zu  grossen 
Gebrauch,  aus  falscher  Sparsamkeit,  die  hier 
auf  die  Dauer  zuverlässig  die  grösste  Ver^ 
schwendung  ist.  Der  voreichtige  Geschäfts- 
mann bedient  sich  heutzutage  meist  zweck- 
naSssigerweise  eines  der  grossen,  wohloi^a- 
nisierten  Auskunftsbvireauö,  welche 
durch  das  auf  vollständige  Arbeitsteilung 
hindrängende  Beflürfnis  seit  einigen  Jahr- 
zehnten in  allen  Hauptländeni  geschaffen 
worden  sind.  Vielfach  waren  hierbei  nament^ 
lieh  solche  Personen  thätig,  bei  denen  sich 
geschäftsfreundliche  Anfragen  besonders  zahl- 
reich koncentrierten  oder  die  aus  anderen 
Gründen  die  älangelhaftigkeit  des  früheren 
Zustandes  besonders  stark  empfanden : 
Agenten,  Makler,  Anwälte  etc.  Zuerst  ist 
in  England  Ende  der  30  er  Jahre  ein  Aus- 
kimftsbureau  entstanden  aus  gewissen,  schon 
eriieblich  früher  begonnenen  Aufzeichnungen  . 
der  Konkurse  und  sonstigen  geschäftlich 
wichtigen  Gerichtssachen,  Aufzeichnungen, 
die  Abonnenten  gegen  Entgelt  mitgeteilt 
worden  waren.  Im  Jahre  1B41  begründete 
sodann  ein  New -Yorker  Anwalt  für  den 
Verkehr  mit  den  Südstaaten  das  erste  fest- 
(aganisierte  System  interlokaier  Auskunfts- 
ei^iolung,  während  das  älteste  französische 
Bmeau  äch  erst  1857  aus  einer  aufgelösten 
Kreditveiächerun^gesellschaft  bildete  und 
in  Deutschland  ein  Stettiner  Hakler  18(iO 
anfing,  auf  die  häufig  von  ihm  beanspruchten 
gescnftftB&eundlichen  Auskunftserteilungen 
eine  kleine  Gebühr  zu  erheben.  Doch,  erst 
in  den  60  er  Jtdiren  be^nn  die  eigentliche 
Entwickelung  der  Ausknnftsbnreaus,  von 
denen  jetzt  einzelne  sc^n  Millionen  von 
Anfragen  zu  erledigen  haben.  Das  Haupt- 
verdisDat  um  die  Entwickelimg  dieser 
Anstalten  in'  Deutschland  gebührt  "W. 
Schimmelpfeng  in  Berlin,  der  auch  die 
Sache  derselben  in  zahlreichen  Schriften 


von  wissenschaftlichem  Werte  verfochten 
hat;  er  hat  für  seine  Anstalt  die  Bezeich- 
nung »Auskunftei«  eingeführt,  die  sich 
neuerdings  auch  sonst  einbüi^ert, 

3.  Organisation  der  heutigen  Aus- 
kunfteien. Das  Ziel,  welches  die  Aus- 
kunfteien anstreben  sollen,  besteht  darin, 
eine  Oiganisation  zu  schaffen ,  mittelst 
deren  es  jedem  Geschäftsmanne  möglich 
ist,  mit  grösster  Schnelligkeit  über  jeden 
anderen,  an  einem  beliebigen  Platze  wohnen- 
den Geschäftsmann  eine  uach  menschlischem 
Ermessen  zuvedässige  Auskunft  zu  erlangen 
imd  auch  von  etwaigen  Aendemngen  in 
den  Verhältnissen  desselben  stets  sofort  in 
Kenntnis  gesetzt  zu  werden.  Di^  Aufgabe 
wird  trotz  ihrer  ungemein  grossen  Schwie- 
rigkeiten bereits  von  manchen  Anstalten 
in  befriedi^nder  Weise  gelöst ;  indes  unter- 
scheiden sich  die  Anst^ten  sehr  erheblich 
sowohl  nach  dem  Umfange  wie  nach  der 
Methode  ihrer  Grachäftsthätigkeit  So  geben 
die  grossen  amerikfuiischen  und  auch  ein- 
zelne englische  Anstalten  zum  Gebrauche 
ihrer  Abonnenten  sogen.  »Beferenzbücher« 
heraus ,  umfangreiche  Bände ,  welche  so 
ziemlich  tdle  Geschäfte  des  Landes,  nach 
Städten  klassifiziert,  aufführen,  nebst  kurzen 
Angaben  über  Geschäftszweig,  Schätzung  des 
Verm^ens  und  der  Kreditwürdigkeit.  Dies 
sind  indes  nur  Hilfsbücher ;  bei  Kreditertei- 
hingen  sind  jedenfalls  daneben  noch  beson- 
dere Anfragen  nötig.  Die  Referenzbücher 
der  grösseren  amerikanischen  Anstalten  wer- 
den vierteljährlich  revidiert  und  neu  heraus- 
gegeben, auch  erfolgen  im  AnscJilusse  daran 
periodische  Publikationen;  wer  eine  schrift- 
liche Auskunft  eingeholt  bat,  wird  von 
wesentlichen,  binnen  einem  Jahre  eintreten- 
den Veränderungen  ohne  besondere  Anfrage 
benachrichtigt.  In  Deutschland  und  den 
meisten  anderen  Ländern  kennt  man  diese 
Referenzbücher  jiicht,  sondern  koncentriert 
die  Hauptthätigkeit  auf  Beantwortung  der 
einlaufenden  Anfragen,  wozu  von  einzelnen 
Anstalten  ebenfalls  spontane  Ei^nzungen 
geliefert  werden.  Abgesehen  von  den 
grossen  amerikanischen  Anstalten  wird  die 
deutsche  Art  der  Berichterstattung  durch 
grössere  Ausführlichkeit  und  Gründlichkeit 
charakterisiert,  während  man  in  Frankreich 
und  England  meist  kürzere  ll'assung  liebt, 
wie  denn  überhaupt  die  nationalen  Eigen- 
tümlichkeiten sich  natiii^mfiss  in  diesen  Aus- 
künften wiederspiegeln.  Neben  den  einlachen 
Kreditausküuften  besteht  noch  die  Einrich- 
tung sogenannter  »Sonderberichte«,  für 
die  je  mu^  dem  Masse  des  besonderen 
höheren  Interesses  und  der  Schwierigkeit 
des  Falles  eine  höhere  Vei^tung  vom 
Bureau  angerechnet  wird.  Man^e  Anstalten 
beschäftigen  sich  auch  mit  dem  Incasso 
kaufmännischer,  insbesondere  zweifelhafter 
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Forderungen.  Es  boU  daduich  auf  bSu- 
mige  oder  böswillige  Schnldn^  ein  Druck 
ausgeübt  werden,  weil  so  leidit  niemand  an 
einem  Hittelpunkte  der  Krediterkundigung 
einem  un^^flnstigen  Urteile  verfallen  will; 
imd  an  sich  ist  es  gewiss  eine  nützliche 
Thfttigkeit,  wenn  die  Auskunfteien  ihre 
ansgedehnteu  YerbinduDgen  mit  Oeschäfte- 
leiiten  und  Anwälten  für  solche  FäDe  nutz- 
bar machen ;  indes  hat  es  doch  auch  seine 
Bedenken,  jene  zu  ganz  anderen  Zwecken 
angeknüpften  Verbindungen  in  den  Dienst 
derartiger  Exekutionen  zu  stellen. 

Jedes  Auskunftsbureau ,  welches  seine 
schwierige  Aufgabe  mit  Erfolg  lösen  will, 
muss  vor  allem  an  mögHchst  vielen  und 
dem  Bedürfnisse  gemäss  stets  zu  ver- 
mehrenden Plätzen  zuverlässige  Korres- 
pondenten haben ,  welche ,  nach  soi^- 
fältig  abgefasateü  Instruktionen  arbeitend, 
<Ue  verlangten  Erkundigungen  umsichtig  und 
diskret  einholen  und  über  später  eintretende 
Yerändenmgen  nnau%ef(ffdert  berichten 
müssen. 

Die  richtige  Auswahl  dieser  Korrespon- 
denten ist  für  die  Geschäftsleitung  jeder 
Anstalt  von  besonders  grosser  Wichtigkeit ; 
um  dieselben  in  den  anständigen  Kreisen 
der  Oesöhäftswelt  zu  gewinuen,  muas  die 
Anstalt  vor  allem  selbst  allgemeines  Ver- 
trauen und  Ansehen  geuiessen.  Sodann  hat 
die  Aitötalt  an  ilirem  (Jentralsitze  wie  auch 
in  den  etwaigen  Filialen  ein  grosses,  tüchtig 
geschultes  Beamtenpersonal  nötig,  das 
die  eingehenden  Anfragen  mit  grösster,  nie 
ins  Scliablonenhafte  ausartender  Sorgsam- 
keit  zu  behandeln  und  hierbei  stets  auch 
das  Archiv  zu  benutzen  hat,  welch 
letzterem  fortwährend  alle  irgendwie  er- 
reichbaren Materialien  aus  dem  täglichen 
Verkehre  des  Instituts,  aus  dem  Bereifte 
der  Oeffentlichkeit,  den  vertraulichen  Mit- 
teilungen der  Abonnenteq  etc.  zugeführt 
werden  müssen.  Besonders  wichtig  ist  es, 
dass  die  Geschäftswelt  im  Interesse  ihres 
Kredits  sich  daran  gewöhnt,  den  Vertrauens- 
würdieeu  Auskunfteien  über  ihre  eigenen 
Yerhältnisse  unaufgefordert  wahrheitsgetreue 
imd  begründete  Mitteilungen  zu  machen. 
Es  trägt  dies  wesentlich  dazu  bei ,  die 
Klagen  über  Kreditschädigung  durch  un- 

glnstige  Auskünfte  verstummen  zu  machen, 
och  notwendiger  als  alle  diese  Erforder- 
nisse ist  es,  dass  jedes  grosse  Auskimfts- 
bureau  eine  ihrer  Aufgabe  gewachsene 
Leitung  besitzt.  Mit  Kapitalbesitz  allein 
ist  hier  noch  gar  nichts  getnan.  Allgemeine 
Bildung,  Rührigkeit  und  Energie,  Organi- 
sationstalent, Erfahrung  und  Kenntnis  des 
Geschäftslebens  in  möglichst  zahlreichen 
Branchen,  Diskretion,  Takt  und  feines  Ge- 
fühl für  alle  Abstufimgen  der  Kreditwürdig- 
keit —  das  sind  die  wichtigsten  Eigen- 


schaften, die  von  einer  solchen  Leitung  ver* 
kmgt  werden  müssen.  Nur  ausnahmsweise 
werden  sich  Personen  finden,  die  dfesen 
Ansprüchen  vollkommen  gewachsen  sind, 
du  Umstand ,  der  bei  der  prindpiellen  Be- 
urteilimg  des  Auskunftswesens  schwer  ins 
Gewicht  Ollt 

Erleichtert  wird  den  Auskunfteien  ihre 
Aufgabe ,  wenn  grosse  A^ereine  mit  wirt- 
schiätlichen  Zwecken  sich  ihnen,  wie 
bereits  mehrfach  geschehen  ist,  in  corpore 
anschliessen ,  derart,  dass  die  Anstalt  als 
Organ  des  Vereins  auftreten  und  dieser 
dagegen  jenes  nicht  nur  durch  Informationen 
unterstützen,  sondern  auch  fortlaufend  nach 
Möglichkeit  kontroUieren  kann.  Hier  und  da, 
z.  B.  in  Frankreich,  im  Zusammenhange  mit 
sogenannten  »Syndikaten«,  wie  auch  in 
Deutschland  haben  grössere  Interessenten- 
gruppen bezw.  Vereine  selbst  Auskunfts- 
anstidten  errichtet,  denen  jedoch  der  grosse 
Vorzug  entgeht,  in  direkter  Fühlung  mit  den 
Erfahrungen  anderer  Branchen  zu  stehen. 

Gleiciizeitig  mit  den  Auskunfteien  ent^ 
standen  in  Sachsen  die  sogenannten 
»Schutzgemeinschaften  fürHandel 
und  Gewerbe«,  die  es  sich  zur  Aufgabe 
machten,  Forderungen  an  säumige  Zfuiler 
einzuziehen  und  bei  mangelndem  Erfolge 
deren  Namen  in  sogeuannten  »schwarzen 
Listen«  den  Mitgliedern  der  Vereine,  die 
untereinander  einen  Verband  bildeten,  mit- 
zuteilen. Seit  1882  haben  die  zu  viel  weiter 
gehenden  Zwecken  entstandenen  »Kredit- 
reformvereine', welche  ebenfalls  einen 
sich  über  ganz  Deutschland  erstreckenden 
Verband  bilden,  an^;&uigen,  das  Au^unft»- 
wesen  in  evasm  gewissen  Gtegensatze  zu 
den  grossen  Burcans  derart  zu  deoentrali- 
sieren,  dass  die  Auskunft  in  m^lichst 
grossem  Umfange  direkt  am  Orte  des  Kredit- 
nehmers  vom  Informationsbedttrftigeu  ein- 
gezogen wird.  Als  besonderer  Nutzen  dieser 
Einrichtung  wird  mit  Becht  geltend  gemadit, 
dass  jedes  Mitglied  eines  solchen  Vereins 
bei  jedem  anderen  Vereine  über  eine  am 
Orte  des  letzteren  wohnende  Person  selbst 
oder  durch  einen  Geschäftsreisenden  münd- 
lich kostenlos  Auskunft  verlangen  kann. 

Die  Centralisation  des  Auskunfts- 
wesens hat  ja  gewiss  den  Nachteil,  dass 
ein  Umweg  über  den  Centraisitz  der  Anstalt 
nötig  ist,  auch  liegt  hier  die  Gefahr  nahe, 
dass  die  Auskünfte  leicht  schablonenmässig 
werden  und  dass  von  einmal  vorhandenen 
Berichten  zu  viel  Gebrauch  gemacht  wird, 
ohne  jedesmal  vorher  an  Ort  und  Stelle 
anzufragen.  Indes  darf  bei  grossen  ver- 
trauenswürdigen Anstalten  diese  Gefahr  nicht 
zu  hoch  veranschlagt  werden,  und  sodann 
hat  die  Centralisation  auch  den  erheblichen 
Vorteil,  dass  dadureh  alle  Fäden  des 
viel^tig  verschlungenen  Kreditrerkehis  an 
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einem  oder  doch  änigen  vemgen  Mittel- 
punkten zosammengerasst  weraen.  IKes 
ennj^Iicht,  die  Informationen  grossenteüs 
so  anf  dem  laufenden  zu  halten,  dass  viele 
Anfragen  unbedenklich  sofort  beantwortet 
werden  können  (System  der  grossen  ameri- 
kanischen Bureaus ,  desgleichen  bei  "W. . 
Schimmelpfeng).  Auch  können  kleine  An- 
stalten oft  gar  nicht  so  objektiv  verfahren 
wie  grosse;  sie  besitzen  femer  nicht  aus- 
reichende Mittel  zur  Herstellung  des  un- 
entbehrlichen kostspieligen  Informations- 
apparates, ja  sie  sind  oftmals  selbst  nicht 
emmal  vertraaenswQrdig.  Immerhin  ^ebt 
es  gewiss  eine  Grenze,  bei  der  die  weitere 
VergrTisserung  einer  Auskunftei  fflr  die  Sache 
nicht  mehr  nützlich  wirkt. 

Für  die  vereinsmässige  Auslainfts- 
erteilu^  eröffnet  sich  ein  sehr  erspriese- 
liches  leid,  wenn  sie  ihr  Hauptaugenmerk 
anf  die  Erteilung  von  Auskünften  über 
kleinere  (Jeschäflsleute,  Handweiker  und 
tlerf^leichen  richten,  wie  dies  die  Schutz- 
gem^nschaften  und  Ereditreformvcreine  in 
der  That  bereits  angefangen  haben.  Hier 
ist  die  Deeentralisation  vollkommen  am 
Platze,  ja  eigentlich  nur  bei  billiger  vereins- 
mSssiger  Anskunftserteilung  im  stände,  etwas 
Gutes  zn  leisten;  doch  rauss  hier  mit  dop- 
pelter Vorsicht  und  auBsergewöhnlicher  Qe- 
wissenba^gkeit  verfahren  werden,  weil  es 
sich  luu  tdeine  wehrlose  Exütenzen  hau- 
det:  namentlidi  sollte  das  bedenkliche  Ver^ 
breiten  gehnmer  »sdi warzer  Listen«  niu- 
ais  Sttafmittel  für  notorisch  schlechte  Zahler 
Anwendung  finden.  Ueber  NichtgeschAfts- 
leute,  in  Heirats^  und  anderen  Familien- 
angelegenheiten sollte  überhaupt  von  jedor 
kanfminnischen  Auskunftei  die  Berichter- 
stattimg abgelehnt  werden,  wie  dies  bei 
den  grössten  schon  thatsAchlich  geschieht. 

4.  Anskunftserteilnng  im  internatio- 
nalen Verkehre.  Besonders  wichtig,  aber 
auch  besonders  schwierig  ist  die  Auskunfts- 
crteilung  im  internationalen  Verkehre.  Die 
üV-eraus  fcrosse  Bedeutung  dieser  Seite  er- 
hellt im  allgemeinen  schon  aus  der  gewal- 
tigen Ausdehnung  des  internationalen  Ver- 
kehrs in  imserem  Zeitalter,  eine  Ausdehnimg, 
mit  welcher  das  Risico  der  Kretlitgewähning 
weit  mehr  als  proportioneil  wächst.  Für 
Deutschland  im  besonderen  ist  die  Not- 
wendigkeit immer  grösserer  Ausdehnung 
des  Exports  Anlass  genug,  dieser  Frage  alle 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  zumal  bei  dem 
lebhaften  Bestreben  unserer  Industrie  durcli 
geschäftseifrige,  nnverantwortliche  Agenten, 
tlirekte  Verbindungen  mit  dem  Auslande 
anzuknih)fen,  jene  oben  geschilderten  Ge- 
fahren des  heutigen  Kreditwesens  das  denk- 
bar höchste  Mass  erreichen  müssen.  Es  lag 
nun  fflr  die  exportbedürftige  Geschäftswelt 
nahe,  hei  jeder  Gelegenheit  die  Consulate 
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als  die  amtlichen  Vertreter  der  vaterlfin- 
dischen  Handelsinteressen  um  kostenlose  Er- 
teilung von  Auskunft  anzugehen.  Die  Uu- 
durchführbarkeit  solcher  Ansprüche  musste 
indes  sehr  bald  schon  durcn  die  massen- 
hafte Ueberhäufung  der  Consulate  mit  An- 
fragen dargethan  werden.  Ausserdem  wider- 
streitet es  aber  auch  überhaupt  dem  Wesen 
staatlicher  Organe,  sich  mit  Einziehung  und 
Abgabe  subjektiver  Urteile  über  Kreditfähig- 
keit zu  befassen.  Wenn  solche  Informationen 
sich  als  ungenau  oder  gar  als  falsch  er- 
weisen, so  muss  das  dem  Ansehen  der  Con- 
suln  erheblich  schaden;  diese  Gefahr  liegt 
überall  sehr  nahe,  bei  den  Berufsconsuln, 
weil  sie  nicht  selbst  Geschäftsleute  sind,  bei 
den  Wahlconsuln,  weil  ihre  geschäftliche 
Thätigkeit  ihnen  schwerlich  Müsse  lägst, 
derartige  Anfragen,  wenn  sie  als  Regel  sich 
einbür^m,  sachgemäss  zu  erledigen,  und 
weil  dies  ausserdem  oftmals  ihrem  eigenen 
Geschäftsinteresse  direkt  widerstreitet 

Neuerdings  hat  man  mehrfoch  voi^e- 
schlagen,  die  »Handelskammern  im 
Auslände«  im  Anschlüsse  an  die  Consu- 
late oder  selbständig  als  Auskunfteien  im 
Interesse  des  Exports  zu  verwenden.  Viel- 
leicht könnte  hierdurch  Nutzen  gestiftet 
werden,  aber  unmöglich  können  derartige 
Kammern  dem  massenhaft  auftretenden  Be- 
dürfnisse einigennassen  voUsfändig  abhelfen, 
und  sodann  ist  das  Auskunftswesen  ein  Ge- 
biet, auf  dem  selbst  jede  quasi-obrigkeiüiche 
Thätigkeit  ihre  ganz  besonders  grossen  Be- 
denken hat.  Vielmehr  lässt  man  hier  den 
privaten  üntemohmung^ist  am  besten 
allein  schalten,  und  thatsächlich  hat  derselbe 
auch  im  internationalen  Verkehre  wachsende 
Erfolge  zu  verzeichnen.  Eine  deutsche 
Anstalt  (W.  Schimmelpfeng)  hat  bereits 
Fiüalen  im  Auslande  (Wien,  Budapest,  London, 
Paris,  Brüssel,  Amsterdam)  errichtet,  die 
englischen  Anstalten  haben  solche  auf  dem 
Kontinente,  und  mehrere  Anstalten  verscliie- 
dener  Länder  haben  sich  zu  gegenseitiger 
Auskimftserteilung  verbündet.  Die  expor- 
tierende Geschäftswelt  hat  sich  allmählich 
daran  gewohnt,  auch  bei  ausländischen 
Anstalten  zu  abonnieren  bezw.  dies  den  Agen- 
ten zur  Pflicht  zu  machen.  Die  sorgfäl- 
tigste allgemeiae  Benutzung  dieser  Hilfs- 
mittel ist  dem  Exi>orthandel  aufs  dringendste 
anzuraten,  damit  er  vor  schweren  Erfah- 
rungen nach  Mciglichkcit  bewalirt  bleibe. 

5.  Hemmnisse  and  Gefaliren.  Un- 
zweifelhaft ist  es  ein  nützliches,  im  höchsten 
volkswirtschaftlichen  Sinne  ganz  besonders 
»prodiüttives'-  Gewerbe,  gegen  Entgelt  Aus- 
kunft über  Kredit  Verhältnisse  zu  erteilen. 
Trotzdem  hat  dieses  Gewerbe  noch  gegen 
viele  Vonirtcile  zu  kämpfen,  selbst  bei 
der  Geschäftswelt,  die  auch  bei  ims  in 
Deutschland   noch   keineswegs   das  volle 
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richtige  VeretAndnis  für  dasselbe  gewonnen 
hat.  Zahlreiche  Geschäftsleute  haben  den 
Nutzen  der  Auskunfteien  überhaupt  noch 
nicht  erkannt  oder  sie  unterschätzen 
die  Schwierigkeiten  wirklich  guter  Aus- 
kunftserteilung  oder  sie  scheuen  die  dafür 
erforderhche  g;eriiige  Ausgabe  und  behelfen 
sich  lieber  mit  geschäftsfreundlicheu  Infor- 
inationen.  Andere  wieder  stellen  an  die 
Anstalten  übertriebene  Ansprüche,  verlangen 
von  ihnen  Unfehlbarkeit,  vermuten  hinter 
jedem  kleinen  Versehen  gleich  GeiftTssen- 
losigkeit  oder  Aighst  und  wollen  die  Anstalt 
für  solche,  selbst  bei  bester  Leistung,  nie 
ganz  vermeidliche  Irrtümer  Vermögens-  oder 
gar  strafrechthch  haftbar  machen.  Sie  ver- 
gessen ,  dass  eine  Auskunftsanstalt  keine 
Kreditversidhenmgsanstalt  ist,  da  sie  nur 
eine  geringe  Gebühr,  aber  keine  Risieo- 
prämie  erhebt.  Auch  kann  selbst  die  beste 
Auskunft  den  Kreditgeber  nicht  völlig  der 
eigenen  Prüfung  überheben,  zimial  wenn 
derselbe  hei  seiner  Anfrage,  wie  leider  meist 
geschieht,  nur  den  Namen  des  Kreditnehmers 
auf  einen  Abonnementszettel  geschrieben 
hat,  ohue  Angaben  über  die  besondere  Natur 
des  verluigten  Kredits,  Ziel  etc.  beizufügen ; 
auch  sollte  man  bei  grösseren  Kreditan- 
BjprÜchen,  wenn  möghch,  stets  von  verschie- 
denen Seiten  so  lange,  bis  man  genügend 
orientiert  ist,  Auskumt  einholen.  Von  den 
»Soaderherichtea«  macht  die  Gesdiäftswelt 
no6h  einen  durchaus  unzureichenden  Ge- 
brauch. 

Ganz  besonders  bedauerlich  ist  sodann 
die  Dodi  sehr  weit  verbreitete  Anschauung, 
dass  jede  Anfraß  über  Krcditverhftltnisse 
sdion  ein  beleidigendes  Misstranen  in  sich 
schliesse,  und  &st  ebenso  verkehrt  wt  anderer- 
seits die  eifersüc^t^  Oehcimniskrämerei. 
mit  der  mandie  Geschäftsleute  ihre  eigenen 
Erfahrungen  über  fremde  Kreditverhältnisse 
bewachen.  Unser  he  Titiges  Kredit- 
wesen bedarf  zur  Heilung  der 
schweren  Schäden,  au  denen  es 
leidet,  notwendigerweise  eines  ge- 
wissen Masses  von  Oef  f entlichkeit. 
Ein  grosses  mit  Emst,  Gewissenhaftigkeit 
imd  Intelhgenz  geleitetes  Auskunft sbureau 
vertritt  dieses  unentbehrliche  Mass  von 
OeffentÜchkeit ;  es  verdient  daher  Entgegen- 
kommen imd  Vertrauen,  wälirend  n-eihch 
gegenüber  den  ephemeren  Unternehmungen 
auf  diesem  Gebiete  doppelte  Vorsicht  ge- 
boten ist. 

NatürUch  muss  diese  Oeffentlichkeit  mit 
grosser  Diskretion  gepaart  sein.  Erstens 
nämlich  dürfen  die  Auskünfte  weder  vom 
Bureau  noch  von  dessen  Kunden  für  einen 
anderen  Zweck  verwendet  werden,  als  für 
den  sie  bestimmt  sind.    Femer  muss  den- 

1'enigea,  von  welchen  die  Anstalt  ihre  Er^ 
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dass  sie  nicht  durch  ihre  Mitteilungen  Unan- 
nehmlichkeiten haben.  Die  Anstalten  verpflich- 
ten ihre  Kunden  bei  Konventionalstrafe  unter 
der  Verpfhchtung  zum  Ersätze  aller  durch 
Indiskretion  entstehenden  Schäden,  eine  em- 
pfangene Auskunft  nicht  anderweitig  mitzu- 
teilen. Dennoch  kommt  es  vor,  dass  mit 
Auskünften  Missbrauch  getrieben  wird. 

Andererseits  bringt  die  G  e  h  e  i  m  h  a  1 1  u  n  g 
der  Ausktlnfte  auch  Gefahren  mit  sich,  wenn 
die  Auskunfteien  mit  der  ihr  anvertrauten 
geschäfthchen  Elire  so  vieler  Menschen 
nicht  gewissenhaft  umgeht.  Die  bei-eits 
^nannte  grosse  deutsche  Anstalt  hat  auch 
in  dieser  Hinsicht  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt damit  eingeleitet,  dass  sie  die  Bekannt- 
gabe seiner  Auskünfte  an  dritte  nicht  melir 
im  Princip  verbietet,  sondem  nur  von  der 
Einholung  schrifthcher  Genehmigung  und 
Zahlung  einer  Gebühr  für  die  der  Ajistalt 
durch  etwaige  Verhandlungen  und  weitere 
Feststellungen  erwachsenden  Bemühungen 
und  Kosten  abhängig  macht.  Femer  muss  jede 
grössere  Anstalt  sc^on  um  ihrer  selbst 
willen  darauf  bedacht  sein,  den  Missbrauch 
ihres  Einflusses  auBZUSchliessen.  Aber  ge- 
rade bei  den  grossen  Auskunfteien  ist  dieser 
EinfluSB  ein  so  bedeutender,  dass  auch  die 
Frage  nach  gesetzlichen  Massre^ela  gegen 
Missbrauch  i£r«r  Macht  aich  vielfach  auf- 
gedrängt hat. 

"Wie  hat  ^ch  nun  die  Gesetzgebung  zu 
alledem  verhalten? 

6.  Da«  AnakmiftsweMB  und  die  6e- 
8eti;gebiiiig.  Zunächst  hat  man  gefordert, 
dass  die  gewerbsmässige  Auskunfterteilung 
für  konzessionspfliohtig  eiUärt  werden  solle. 
Thatsädilich  ist  in  Oesterreich  diese  Kon- 
zessionspfUcht  1885  ein^führt,  und  es  sind 
sogar  periodische  Revisionen  der  einzelnen 
Anstalten  angeordnet  worden ;  indes  scheint 
man  hiermit  (wie  regelmässig  in  Oester- 
reich mit  der  Konzessionspflicht)  keine 
irgendwie  erhebhchen  Resultate  erzielt  zu 
liaben.  So  müssen  die  Bewerber  um  Kon- 
zessionierung zum  Betriebe  von  Auskunf- 
teien nach  der  österreichischen  Verordnung 
vom  18.  März  1885  »die  zur  Erlangung 
eines  jeden  konzessionierten  Gewerbes  vor- 
gezeichneten Bedingungen  erfüDen  und  sich 
überdies  über  eine  zum  Betriebe  des  Ge- 
werbes genügende  allgemeine  und  kauf- 
männische Bildung  vor  der  Gewerbebehörde 
ausweisen«.  Das  lässt  das  Wesen  der  Sache 
grösstenteils  unberührt. 

Im  Anfange  des  Jahres  1896  wurde  in 
Deutschland  die  Frage  erörtert,  ob  es  rat- 
sam sei,  den  §  35  der  Gew.-Ü.,  wonach  in  ge- 
wissen Gewerben  solchen  Personen  der  Betneb 
untersagt  werden  kann,  welche  als  unzuvei^ 
lässig  anzusehen  sind,  auch  auf  die  Auskunf- 
teien ausgedehnt  werden  solle ;  man  hat  da- 
von Ahstend  genommen ;  indes  hat  das  Ober* 
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verwaltungsgericht  für  das  Königreich  Bayern 
eatadiieden,  dassS  35  Gew.-O.  adion  in 
seinem  jetzigen  wiwtlautB  die  Aoaknnfteiea 
einscblieast. 

Was  sodann  die  Frage  der  Haftpflicht 
betrifft,  so  kommen  für  Deutschland  zu- 
nächst die  §§  186  und  187  des  Str.G^B.  in 
f^age,  weläie  beleidigende  Aeusserungen, 
die  Behauptung  nicht  erweisbarer  Thatsachen 
und  auch  die  Yerbreitnng  solcher  Thatsachen 
unter  Strafe  stellen,  die  zwar  an  sich  nicht 
beleidigend  sind,  aber  doch  den  Kredit  ge- 
föhrden  können.  Andereiseits  bleiben  nach 
§  193  tadelnde  Aeusserungen,  die  zur  »Wahr- 
nehmung eines  berechti^n  Interesses«  ge- 
macht werden,  straffrei,  sofern  nicht  aus 
der  Form  der  Aeusserung  oder  aus  den  Um- 
etftnden ,  das  Yorhandenseia  einer  Beleidi- 
gung herrorgeht  Das  Reichsgericht  hat 
am  30.  Juni  1882  entschieden,  dass  den  Aus- 
kunfteien der  Schutz  des  §  193  zusteht 

Eine  ci  vi  Ire  chtli  che  Inanspruchnahme 
der  Auskunfteien  wird  durch  ihre  Abonne- 
mentsbedingungen r^elm&Bsig  aufgeschlos- 
sen. Aber  auch  die  Gesetzgebung  hat  neuer- 
dings die  civilrechtliche  Haftung  der  An- 
stalten und  zwar  ebenfalls  mit  RQcksidit  auf 
ihre  Eigenschaft  als  Yertreter  »berechtigter 
iQteresBffli«,  bedeutend  eingeschrftnkt  Yer- 
gleiche  §  6  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbes  und  §  824  des 
B.G.B. 

Das  gleiche  Wohlwollen  ist  den  Aus- 
kunfteien femer  von  mehreren  deutschen  Re- 
gierungen durch  die  Anordnung  bekundet 
worden,  dass  einzelnen  angesehenen  Anstalten 
dieser  Art  als  »Vertretern  gemeinnütziger 
Interra©en«  gewisse  Materialien  aus  behörd- 
lich geführten  Registern  (Gewerberegistem, 
Manifestanten  -  Verzeichnissen  u.  s.  w.)  zn- 
g^dich  zu  machen  seien. 

Endlich  ist  durch  §  2  des  neuen 
Deutschen  Handelsgesetzbuchs  für  dieje- 
nigeoAuskunfteien,  deren  Krraa  in  das  Han- 
delsregister eingetragen  worden  ist,  die  bis- 
her zweifelhafte  Zugehörigkeit  zum  Handels- 
gewerbe sichelgestellt  worden. 

Litterator  :  C.  Sogeher,  Zur  Kritik  derneuesten 
EntM'iekelung  im  Deutschen  Beieh  (im  Jahre»- 
bericht  der  HandeUkammer  in  Zittau,  1S76).  — 
O.  €lerlaehf  JHe  ben^mä$$ige  Äivditerkundi- 
Stmg  inl>vtaaehtand(jahrh.  /.  yaLu.^LN.  F.- 
XX.li9ff.).~O.Mayer,I>ie  refhü.Lage  d.  Aut 
hmfitbureaut  (Jahrb,  f.  Ges.  n.  Venp.  188S).  — 
Ä.  iToeoM,  Die  Krriiiterkundigvng  nach  ihrer 
Vfirtsehafä.  «.  nach  ihrrr  reehtl.  Seife,  1891,  — 
Femer  folgende  Schriften  von  W.  SeMmmel- 
pfeng :  1)  Zur  Sicherung  d.  Kreditrcrkehm,  1878, 
ij  Wert  der  getehäfitfreujidl.  und  der  ben^«- 
«uIm.  ÄwthunfteerteUung,  1881,  S)  Die  Conatdate 
und  die  Krediterkundigung  im  Auslände,  1884, 
4}  Die  organttierte  Kredäerbundigmtg,  1887,  6} 
Zum  SeküxgiDQrt  nReform  des  Auskunftswesensu, 
18BS,  6}  Die  Krediterkundigung  in  der  Gewerbe- 


ordnung  fPreuss.  Jakrh.  Febr.  1896),  7)  Jahres- 
beridU  der  Ausku^fiei  W.  Sekimmelpfeng,  ISSiff. 

Mehard  Shrenberg. 


Ausstand 

8.  Arbeitseinstellungen  oben  Bd. 
S.  730  fL 


AnBspemuigen 

8.  Lockout 


Ansstelluigei. 

1.  Geschichte  der  gewerblichen  A.  2.  Volks- 
wirtgchaftliche  Bedeutung  der  A.  3.  Ausatel- 
Inngspolitik.   4.  Ständige  X. 

Eine  Ausstellung  ist  »die  Öffentliche 
Vorführung  der  künstlerischen,  gewerblicdien 
oder  landwirtschafUichen  Produktion  zu  dem 
Zweck,  den  Besucher  mit  den  neuesten 
oder  bemerkenswerteren  Erzeugnissen  so- 
wie mit  der  Leistungs-  und  E(HikmTenz- 
äjügkeit  der  Aussteller  bekannt  zu  machen.« 
Die  Ausstelluttgen  ränd  erst  Hitte  des  vori- 
gen Jahriiunderts  entstanden  und  haben  sich 
rasdh.  in  die  verschiedensten  Arten  verSstelL 
Vl\r  das  öffentliche  Leben  und  fflrdie 
Gewerbe-  mid'Häadelspolttik  sind  hauptsBch- 
Uch  die  gewerblichen  Ausstellungen  von 
Bedeutung. 

1  GesoUchte  der  gewerblichen  A. 
Kitte  des  vorigen  Jahrhunderts  kam  der 
Gedanke  auf,  ähnlich  wie  die  älteren 
Schöpfungen  der  Malerei  tmd  Bildhauerkunst 
in  Rom,  Venedig,  Paris,  Wien  u.  s.  w.  in 
Sammlungen  dem  Publikum  voi^fÜhrt  wur> 
den,  so  auch  die  neuesten  gewerblichen 
Schöpfungen  Öffentlich  zur  Schau  zu  stellen. 
Dies  geschah  seitens  der  Künstler  zuerst  1763 
in  Paris  sowie  mit  den  neuesten  Erzeugnissen 
der  Gobelin-,  Seiden-  und  Porzellanmanu- 
fakturen, den  neu  aufkommenden  Spinn- 
und  Webmaschinen  z.  B.  1756  in  London, 
1790  in  Hamburg,  1791  in  Prag,  1798  in 
Paris.  Diese  Ausstellungen  dienten  in  erster 
Linie  der  Unterhaltung  und  Belehnmg  der 
hohen  und  höchsten  Kreise.  Allmählich, 
mit  dem  Fortschritte  der  Naturwissen- 
schaften, der  Technik  und  der  Gross- 
industrie  kam  der  geschäftliche  Zweck  der 
Reklame  dazu.  Bahnbrechend  in  dieser  Rich- 
tung wirkten  die  französischen  Landesaus- 
stellungen, deren  in  der  Zeit  von  1817 — 1849 
sieben,  je  in  fast  fünfjährigen  Pausen  statt- 
fanden. Nach  ihrem  Vorbild  wurden  auch 
in  Deutschland,  wo  List  1820  eifrig  dafür 
wirkte,  ähnliche  LandesaussteBungen  ver- 
anstaltet, so  zuerst  je  für  den  einzelnen 
Bmidesstaat  1818  und  1824  in  München, 
Berlin  und  Dresden,  dann  für  das  ganze 
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Deutsche  Reich  in  Mainz  1842,  Berlin  1844, 
Leipzig  1851,  MüDchen  1854.  Seitdem 
wurde  in  Deutschland,  mie  auch  in  iVank- 
leich  eine  allgemeine  nationale  Industrie- 
ausstellung nicht  mehr  unternommen.  In 
England  wurden  bis  1851  nur  einige 
kleinere  Ausstellungen,  so  im  Jahre  1843 
in  Manchester,  1845,  1847,  1849  je  in 
London  veranstaltet.  Den  Wendepunkt  in 
der  Entfaltung  der  Gewerbeausstellnngen 
zu  einem  Mittel  der  Massenreklame  bildet 
die  Mitte  unseres  Jahrhunderts,  als  die 
Gesdiäftsieklame ,  das  Zeitungswesen,  die 
Orossindustrie  —  die  nun  aud^  Neues  und 

Zftbl  der 
AwtallcT 
In 

TftiiMDden 

1.  in  London  1851  .   .  13,9 

2.  „  Paris  1865.   .   .  21,7 
(bMw.  20,8) 

London  1862  .   .  36,3 

(besw.  38,6) 

Paris  1867 ...  3a 

(besw.  50} 

Wien  1873.  .  .  39,5 

(bexw.  »5,7) 

FhÜBdelpliial876  36,9 


Interessantes  zui  Schau  zu  bringen  vei- 
mochte,  der  Eisenbahnverkehr  und  damit  auch 
die  Reiselust  des  grossen  Publikums  sich 
ausbreitete.  Damals  nahm  in  EDglan<l 
Prinz  Albert  den  schon  Jahrz^nte  zuvor 
diskutierten  Oedanken  auf,  die  Landesaus- 
stellungen zu  einem  iuternationalen 
Wettbewerb  zu  erweitern  und  damit  dem 
AusstelluDgswesen  einen  neuen  gesoh&ft- 
hchen  Hintergrund,  nÄmlich  die  Fördwung 
der  Exportindustrie  zu  verschaffen.  Mit 
dem  Jahre  1851  beginnt  die  Aera  der  Welt- 
au  Bstellu  ngen. 

Solche  fanden  seitdem  neun  statt,  nSmüch : 


Paris  1878 .   .   .  52,8 

(bezw.  80!) 

FariB  1889.  .  .  61 

Chicago  189S .  .  70 


Z»lil  der 

Besucher 
(»ach  der 

nlcht- 
z»h1endeD) 
in  HUI. 

6 

(bezw.  4,5) 
6.» 

8.7 

(beiw.  9) 

(bezw.  7,a) 
9,7 

12,6 
(bezw.  16) 
28.1 


EiQSfthmeD 
lnMllUon«n 
Huk 

8,2 
2,4 

7,9 

7,6 

8,1 

(Deficit  16) 
10,1 

(Deficit  27,8) 
50 


(CeberBch.  8  bezw.  3  HUL  M.) 

"A  43,5 

(Ehitnttskarten) 


Einen  Anhaltspunkt  über  die  zunehmende 
Bedeutung  der  Weltausstellungen  giebt  die 
Beteiligung  der  deutschen  Industrie :  auf  der 
londoner  von  1851  waren  vertreten  rund 
1300  Krmen,  1855  in  Paris  2175,  1862  in 
London  2875,  1867  in  Paria  3388,  1873  in 
Wien  7524,  1893  in  Chicago  3500. 

Uebiigens  mftssen  wir  uns  für  diese 
Statistik  den  Vorbehalt  erlauben,  dass  es 
auch  bei  der  solidesten  Ausstellung,  imd  vor 
allem  bei  einer  Weltausstellung,  sehr  schwer 
fallt,  zuverlässige  Daten  zu  erhalten. 

Als  Univer^ausstellungen  haben  sich 
ferner  bezeichnet  aber  nachträglich  nicht 
erwiesen:  Die  »Weltausstellungen«  in  Syd- 
ney 1879  (mit  1^2  Millionen  Besuchern), 
Melbourne  1880  (1,3  Mill.  Besucher),  ferner 
die  in  Moskau  1882  imd  1888,  in  Amster- 
dam 1883,  Nizza  imd  Kalkutta  1884,  Ant- 
werpen 1885,  New-Orleans  1S8B,  Barcelona, 
Sydney  und  Melbourne  1888  (letztere  mit 
angeblich  8  Mül.  Besuchern),  Antwerpen 
1894,  Brüssel  1888  und  1897.  Es  waren 
dies  wohl  internationale,  genauer  koloniale, 
aber  keine  Weltausstellungen. 

Seit  Gründung'  des  deutschen  Reiches 
-wurde  wiederiiolt,  letztmals  1891,  die  Idee 


'  einer  Berliner  Weltausstellung  ernst- 
lich ins  Auge  gefasst,  aber  bei  der  zurück- 
haltenden Stellimg  der  Grossindustrie  und 
der  Reichsre^erung  immer  wieder  davon 
j  abgesehen.  Die  1896er  Ausstellung  Übrigens, 
j  die  sich  nur  auf  die  Stadt  Berlin  beschränkte, 
'  nahm   einen   grösseren    Flächenraum  ein 
jals  die  Pariser  Weltausstellung  von  1889. 
Seit  dem  Wiener  Krach  von  1873  haben 
!  die  Weltausstellungen  sehr  an  Sympathieen 
'  verloren.   Schon  vorher  hatte  die  englische 
I  Industrie,  die  von  |oher  dem  AussteUungs- 
!  wesen  gegenüber  eme  reservierte  Haltung 
I  bekundete,  eingesehen,  dass  für  sie  auf  den- 
■  selben  nichts  mehr  zu  holen  sei,  imd  8i<^i 
deshalb  schon  1867  in  Paris  nm-  dürftig  be- 
teiligt ;   auf  den  folgenden  AussteDungen 
wunle  ihre  Beteiligimg  immer  schwacher. 
So  kam  in  England  und  schon  seit  1868 
auch  in  Deutiichland  die  Decentralisatlon 
und  der  Gedanke  der  Provinzialans- 
Stellungen  zum  Dimjhbnich.   Deren  sind 
1868: 91   im  Detitschen  Reich  zusammen 
über  40  veranstaltet  wonlen.   Mit  dem  Be- 
ginn dieses  Jahrzehnts  hatten  so  ziemlich 
jeder  Bundesstaat  und  jede  Provinz  ihre 
Ausstellungen  gehabt   Dann  ging  mit  dem 
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Scheitern  des  Projekts  der  Berliner  Welt- 
ausstelluD^  der  Tiimus  aufs  neue  im  Deut^ 
sehen  Reiche  um:  Erfurt  1894,  Lübeck 
und  Strassburg  1895 ,  Berlin .  Dresden, 
Xümberg,  Stuttgart  1896,  Kiel  1896,  Leipzig 
1897,  München  1898.  Dem  Reigen  scnloss 
Mch  England,  Oesterreich -Ungarn.  Italien 
(Maüand  1881,  Tiuin  1884  und  1898,  Bo- 
logna 1885  u.  g.  w.)  sovie  die  Schweiz  mit 
ihren  kantonalen  Ausstellungen  an  (Winter^ 
thur  und  Luzem  1893,  ZOrich  1894,  Genf 
1896). 

Grossere  Uebersdifi^  haben  erzielt  die 
ProvinzialauBstellangen  in 


in  TftiueDd«D 
von  Mark 


in  Tkasenden 
von  Mark 


1876  Dresden  . 
1876  München 

1878  Hamiover 
187»  Offenbach 

1879  Berlin  . 
1879  Leipziff. . 
18U0  Düsseldorf 
1881  Stuttgart 

1881  Breslau  . 

1882  Nürnberg 
1885  Oldenburg 

1885  GörUtz  . 

1886  Augsburg 


138  1887  Freibarg  i.  Br.  i8 

210  1888  Wien.    .    .  242 

32  1889  Hamburg   .  400 

58  1892  Leipzig  .    .  60 

482 1 1894  Fr^wrg  1.  S.  78 

180  1895  Stnuisbnrg 

361          ohne  Deficit  — 

304  1896  Nürnberg 

50          ohne  Deficit  — 

367  1896  Dresden 

90         ohne  Deficit  — 

30 '  1896  Stuttgart   .  300 
8! 


Daneben  giebt  es  aber  auch  niclit  wenige 
Pro\'inzial-  und  Speoialausstclliinf^fen,  deren 
Geschäftsleitung  ganz  beträchtliche  l'nter- 
bilanzen  zu  stände  gebracht  hat.  so  die  von 
Halle  1878  (10U(X)tJ  >lk.).  Frankfurt  1881 
(400000  Mk.),  Nürnberg  1s8ü  (3(X)000  Mk.), 
München  1888  (243000  Mt.),  Berlin  1K89 
(lOOOOO  Mk.)  und  1896  (3  MiU.  Mk.).  Mün- 
chen, Kunstgewerbeausstellung  von  1888 
(243000  Mk.),  Bremen  1890  (UOOOO  Mk.), 
Lübeck  1895  (450  0(M)  Mk.),  Kiel  1H9Ü 
(700 000  Mk.),  Leipzig  1897  (619  000  Mk.),  Pest 
1885  (994000  Mk.)  und  1896  {2  MUl. 
Mk.).  Genf  1885  (456000  Mk.). 

Neben  dem  Deeentrali-sationsprincip  fand 
in  den  achtziger  Jahren  das  vom  rem  ge- 
werbepolitischen Standpunkte  aus  berechtigte 
Princip  der  Special-  oder  Fachausstellung 
mehr  und  mehr  Anklang.  Hierfilr  kommen 
<lie  Kunstgewerbe-  und  Motoren- 
aus&tellungen,  die  wir  sofort  noch  näher 
würdigen  werden,  in  erster  Linie  in  Betracht. 
In  neuerer  Zeit  versuchte  man  eß  wiederholt 
mit  Export  -Ausstellungen ;  davon  sind 
wohl  noch  in  der  Erinnenmg  z.  B.  die 
deutsch-brasilianische  zu  Porto- Aliegre  1H80, 
die  französische  in  Moskau  1882.  Hierher 
gehören  auch  die  sogen,  »nationalen«,  all- 
jährlich wechselnden  Ausstellungen  in  Lon- 
don (Earls  coiurt,  1887  die  amerikanische 
mit  Buffalo  Bill,  1888  die  italienische  und 
dänische,  1889  die  spanische,  189U  die  fran- 
zöBische,  1891  die  ueiitsche);  deren  Nach- 
ahmung  wurde  von  den  Österreichischen, 


beigischen  und  italienischen  Industriellen 
1893  auch  in  der  Schweiz  (Zürich,  Qenf) 
versucht,  Original  und  Kopie  aber  litten  an 
mangelhafter  Organisation.  —  Unter  den 
gleichen  Gesichtspunkt  fallen  dieKolouial- 
ausstelhingen ,  wie  die  Amsterdamer  und 
Triester,  beide  \WS  und  die  drei  Berliner 
von  1896  für  die  deutschen  Kolonieen,  1897 
für  Transvaal,  1898  für  Indien.  Die  alljähr- 
liche Veranstaltung  derartiger  Fachausatei- 
lungen ist  in  London,  "Wien  imd  Brüssel 
schon  in  ein  gewisses  System  gebracht. 

2.  VoLkswirtechaftUche  Bedeutung 
der  A.  Die  Ausstellungspolitik  ist  selu: 
zerfaüiren  und  zwar  hauptsächlich  deshalb, 
weil  die  Anschauungen  über  den  Wert 
und  Zweck  der  Ausstellungen  imd  dem- 
entsprechend die  Ansprüche  der  Teilneh- 
mer weit  auseinandergehen.  Früher  er- 
achtete man  die  Anregung  von  Ctewerbe- 
ausstellungen  und  die  «läteilung  von  Be- 
lohnungen für  die  vorzüglichsten  Fabrikate« 
als  eine  PfUcfat  <ler  Regierung;  man  war 
darüber  einig,  dass  sie  zu  den  »wirksamsten 
Anstalten  des  gewerblichen  Unterrichts«  ge- 
hören imd  geeignet  sind,  den  Eifer  der 
»Unternehmer  aufzumuntern ,  ihren  Er- 
zeugnissen Absatz  zu  vei*sclmffen  und  den 
Fortscliritt  im  techuischen  und  ökonomischen 
Betriebe  anzuregen.«  (Vei^l.  z.  B.  Koscher, 
Nationalükonomik  des  Handels-  und  (Je- 
werbofleisses  1881,  S.  749,  Rau,  Volkswirt- 
schaftspolitik V.  Aufl.  1803,  S.  138;  Mühl, 
Polizeiwissensclmft  1844,  II.  Aufl.  Bd.  II. 
§  160).  Zu  dieser  Schidmeiuung,  die  von 
der  neueren  Nationalökonomie  noch  nie  an- 
gefochten worden  ist,  steht  die  praktische 
Geschäftswelt  in  direktem  Gegensatz;  die 
überwiegende  Mehrheit  verspricht  sicli  von 
den  Ausstelhmgen  nichts  und  verlaugt  \-ou 
der  Regienmg  niu-,  in  Ruhe  gelassen  imd 
gegen  etwaige  Anregungen  zu  solchen  Ver- 
anstaltimgen  geschützt  zu  werdeii.  —  Nun 
ei^ben  sich  aus  dem  Wesen  und  der  volks- 
wirtschaftUchen  Bedeutung  der  Ausstelhmgen 
wichtige  Konsequenzen  fiu-  das  praktische 
Verhalten  der  Industriellen  imd  der  Re- 
gienmg. Es  ist  deshalb  von  praktischem 
Belang,  volle  Klarheit  ül«or  <len  Zweck  imd 
Charakter  der  Ansstellungen  zu  schaffen. 

Geht  man  der  Ausstellungsinüdigkeit 
näher  auf  den  Gnind,  so  bleibt  —  wenn 
man  von  der  Abkühlung  gewisser  Interes- 
senten gegen  den  Weltverkehr  und  seine 
Repräsentanten,  zu  denen  die  Ausstellungen 
gehören,  absieht  —  als  der  hauptsächliche 
Grund  niu*  die  leicht  begreifliche  Abnei- 
gung des  Fabrikanten  übrig,  dass  ihm 
eine  Art  Steu^  für  ein  Unternehmen 
aufgeladen  wii-d,  für  das  er  wenig  ge- 
schäftliches Interesse  hat  und  von  dem  er 
sich  einen  greifbaren  Erfolg  nicht  versprechen 
kann.    Ausstellnngsmüde  Firnen   gab  es 
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natiu^inäss  sofort ,  sobald  die  grösseren 
Firmen  ihre  Medaillen  hatten;  der  jüngeren 
Konkurrenz  ziir  gleichen  öffeuüichea  Geltung 
zu  verhelfen,  daran  hatten  die  bedeutenderen 
Fabrikanten,  die  den  Ton  in  der  öffentlichen 
Meinung  angeben,  schlechterdings  kein  In- 
teresse. Diese  Abneigung  jedoch  ist  noch 
kein  Beweis  d^egen,  dass  das  Ausstellungs- 
wesen für  das  Gewerbe  im  allgemeinen  oder 
für  das  Publikum  oder  fOr  die  Ausstellungs- 
stadt  immer  noch  von  Nutzen  ist. 

Die  Vorwürfe  gegen  die  Ausstellungen  be- 
ziehen sicli  in  der  Hauptsache  darauf,  dass 
sie  entartet  seien,  nicht  mehr  dem  idealen 
Ziel  des  Ansporns  und  der  Aufklärung  dienen, 
dass  die  »shows«  mehr  Jahrmärkten  gleichen 
und  demVei^nüguugsteil  zn  viel  Kaum  zu- 
gestehen, zudem  in  geschäftlicher  Beziehung 
zu  wenig  Erfolge  brächten  und  zu  rasch 
hinter  einander  herja^n.  Diese  Anschul- 
digungen kann  man  sofort  insoweit  als  richtig 
zugeben,  als  sie  sich  gegen  die  Gewerbs- 
mässigkeil  der  Veranstaltung  von  Aus- 
stellungen richten,  ^e  treffen  jedoch  nicht 
den  al^meineu  Chai'akter;  es  folgt  daraus 
nur,  dass  die  Kcgienmg  und  die  industrielle 
Welt  gegebenen&lls  jedes  einzelno  Projekt 
genau  prüft,  da.«B  sie  aber  auch  bei  der 
grossen  £oukiu*renz  bessere  Garantieen  als 
n^ier  erlangen  kann. 

Vou  den  allgemmnen  Anschiddigimgen 
sodann  muss  man  diejenigen  ausscheiden,  die 
übertrieben  sind. 

Die  eine  Voraussetzimg  bezüglich  des 
idealen  Zwecks  nämlich  ist  unrichtig,  und 
die  Behauptimg  bezüglich  mangelnder  Ge- 
sohäftserfol^e  beniht  auf  einer  unzidässigen 
Verallgemeinerung  einzelner  Erfahrungen, 
Diese  iMahrungen  selbst  haben  ihren  Grund 
in  einer  jeweils  verfehlten  Spekulation 
oder  in  mangelndem  Gescliick  in  der  Behand- 
limg  des  Ausstellungswesens.  Der  andere 
Teil  der  Vor^vflrfe  («trifft  Auswüchse, 
die  noch  lange  kein  Beweis  gegen  die  Produk- 
tivität der  Sache  sind;  die  Auswüchse  lassen 
sich  zudem,  wie  wir  noch  zeigen  wenlen, 
beschueidon  oder  ganz  vermeiden.  Sie  sind 
auch  nicht  etwa  ein  Erzeiigni.';  der  heutigen 
verderbten  Zeit.  Schon  vor  öO  Jalu-en 
(Elsässer  Jury  1839)  war  man  darin  einig, 
dass  zwischen  zwei  Ausstellungen  sehr 
merkliche  Portschiitto  der  Industrie  erfolgt 
sein  müssten ;  die  Konsequenz  aus  dieser 
Erkenntnis  wurde  seitdem  noch  von  keiner 
Seite  gezogen.  Damit,  dass  die  Fabrikanten 
heute  und  immer  dasselbe  wiederholen,  ist 
weder  etwas  bewiesen  noch  geleistet.  Schon 
in  der  Slitte  dieses  Jahrhimderts  konstatierte 
man  allerorts,  dass  sicli  wegen  dieser  Ueber- 
treibungen  die  Ausstellungen  überlebt  haben 
und  demniichst  gänzlich  eingehen  wewlen. 
(Vgl.  z.  B.  Proudhon  18."j5  über  die  »Ex- 
position perpetuelle« ;  Dietionnau-e  du  Com- 


mei-ce  ISfjÖ,  S.  1163:  Hühners  »Jahrbuch 
Mr  A'^olkswirtschaft  und  Statistik«  185;")  S. 
102  und  231;  Beer,  Geschichte  des  Welt- 
handels 1HÖ4,  I.  Abth.  S.  67  ;  List  in  seinem 
»Zollvereinsblatt«  von  1844,  Nr.  46).  Vou 
dieser  Voraussage  ist  bekanntlich  inzwischon 
das  Gegenteil  eingetroffen,  und  mit  Rück- 
sicht hierauf  wird  man  auch  den  Standpunkt, 
der  heute  zu  der  gleichen  Annahme  fühi't, 
als  falsch  aufgeben  müssen.  Wie  wäre  es 
sonst  zu  erklären,  dass  für  die  Ausstellungeu, 
trotz  der  allgemeinen  Abneigung,  immer 
doch  noch  so  grosse  Aufwendungen  an  Gehi 
und  noch  melir  an  Mühe  gemacht  werden? 
Es  muss  sich  doch  dabei  noch  ii^nd  ein 
Resiütat  erzielen  lassen,  allerdings  nicht  für 
alle  Unternehmer  und  nicht  für  alle  Aus- 
steller. Hätte  die  Industrie  von  den  Aus- 
stellungen nicht  noch  mehr  indirekte  Tor- 
teile als  vor  Jahrzehnten,  so  hätte  die  scharf 
rechnende  Gesdiäftswelt  schliesslich  doch 
auf  diese  kostspielige  Art  von  iteklame  und 
Repräsentation  rerzichtet  Das  gleiche  gilt 
auch  von  Staat  imd  Stadt;  sonst  hätte  nicht 
Paris  alle  zehn  Jahre  seine  Weltanssteliung, 
sonst  könnten  auch  die  anderen  Weltstädte 
ihre  »show«  niclit  durchffihrcn.  Der  Grund 
davon  liegt  in  folgendem:  Das  Wesen  der 
heutigen,  aber  auch  der  früheren  Ausstellung 
liegt  weniger  in  der  gewerbepolitischeü 
Fördening  des  technischen  Fortschritts  als 
in  der  (privaten)  Konkurrenz.  Solche  ist 
im  allgemeinen  möglich  im  Wege  der  Preis- 
unterbietung oder  der  höheren  Leistung  und 
Qualität  oder  im  Entgegenkommen  bei  der 
Lieferung  oder  in  der  Suche  nach  Ordres. 
Der  letzteren  dient  die  Bekanntmachung  uud 
Anpreisung  der  Fii-ma  und  ihror  Leistungs- 
fähigkeit, und  die  vier  Mittel  hierzu  sbid : 
die  Ausstellung,  das  Aufsuchen  von  Kund- 
schaft ilmvh  Geschäftsreisende,  das  Li- 
serieren  und  die  Ansichtesendimg.  Ancli 
die  letzteren  drei  sind,  wie  das  Ausstellungs- 
wesen, in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  unge- 
heuer gewachsen  und  zwar  aus  den  gleichen 
Ursachen.  Man  nimmt  das  nur  nicht  so 
leicht  wahr,  weil  sie  sich  nicht  in  gleichem 
Masse  an  die  Oeffentlichkeit  drängen.  Der 
gemeinsame  Grund  liegt  in  der  Anliäufimg 
des  Grosskapitals  und  in  der  Abhängigkeit 
der  Konkurrenzfälligkeit  von  immer  weiterer 
Ausdehnung  des  Betriebs  imd  des  Umsatzes. 
In'folgedessen  vollzieht  sich  in  der  Vertriebs- 
weise, d.  h.  in  den  Liefeningsbedingimgen 
und  im  Reklamewesen  eine  wechselseitipt^ 
imd  ruhelose  Treiberei,  und  eine  ähnliclie 
gros.se  Umwälzung,  wie  wir  sie  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  der  Produktion  und 
im  Preisstande  miterlebt  haben.  ErhÖliungeu 
in  der  Leistungsfähigkeit,  technische  Neu- 
heiten, Verbesserungen  müssen  unverzüglicli 
den  Käufern,  auf  die  sie  berechnet  suid,  be- 
kannt gegeben  werden.   Zugleich  erweitert 
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sich  mit  der  bequemeren  Beis^legeoheit, 
der  zunehmenden  Reiselust,  der  stetigen 
Ttan^poTtTOTWDhlfeilerung  der  Markt  Endlich 
besteht  die  praktisdie  Nati(Huü6konainie  dee 
heilten  Fabrikanten  nicht  mehr  allein  in 
der  Deckiing  der  vorhandenen  Bedürfnisse, 
sondern  in  der  WedniDg  neuer.  Für  all 
diese  Zwecke  geniigen  die  drei  Reklarae- 
arten nodi  nicht ;  diekollektiv unternommene 
Reklameart ,  d.  h.  die  Ausstellung  ist 
immer  noch  ein  wiiksames  Mittel.  Und 
"weil  bei  einem  yerständnisvollen  Gebrauch 
doch  immer  noch  Chancen  da  sind,  so  giebt 
es  immer  wieder  Fümen,  zum  Teil  junge 
und  noch  nicht  gewitzigte,  die  diese  Ke- 
klameauBgabe  für  notwendig  halten  imd 
durch  ihre  Eonkurrenz  die  älteren  «gesättigten 
Ex^tenzen«  zum  Mitlaufen  zwingen. 

Zugleich  muss  man  in  bezug  auf  diese 
Beklameau^be  die  Interessen  der  ver- 
schiedenen Industriezweige  ansein- 
ander  halten.  Auf  der  einen  Seite  befindet 
sich  die  MasseninduBtrie :  die  Hfitten-  und 
Eisenwerke,  die  Spinnerei  und  Weberei,  die 
Chemikalienfabriken,  die  Zucker-,  Sprit-  und 
Papier&brikation ,  deren  Stapel-  und  Ge- 
brauchsartikel nach  Muster  gelmndelt  werden. 
Sie  können  von  einer  öffentlichen  Ausstellung 
ihrer  Fabrikate,  falls  sie  nicht  gerade  einen 
speciellen  Exportzweck  im  Auge  haben,  sich 
irgend  einen  Yorteil  schlechterdings  nicht 
versprechen.  Ihnen  erwächst  aus  der  Aus- 
stellung nur  die  Pflicht  einer  ebenso  kostspie- 
ligen sus  ergebnisl<»en  Repräsentation. 
Ihnen  stehen  auf  der  imderen  Seite  ^wisse 
Btancben  gegenüber,  wie  das  gesamte  Kunst- 
gewerbe, die  Lnxns-  und  Spcnündustrie,  die 
Fabrikation  von  Motoren,  Fahrrädern  und 
Kteinkraftmaschinen,  die  grosse  Industrie 
für  Getrftnke  und  Nahrungsmittel,  wie  für 
Bier,  Champaener^  Chokolade  u.  a.  w.,  die 
sich  gerne,  ok  sie  ohnehin  für  Eeklame- 
zwecke  Hunderttausende  auszugeben  haben, 
an  jeder  Ausstellung  beteiligen  und  auch 
durchw^  mit  dem  geschäfüiäien  Erfolg  zu- 
frieden sind. 

Nun  darf  mau  weiter  nicht  übei-selien, 
dass  die  Ausstellungen  nicht  nur  für  das 
Geschäft,  sondern  auch  für  die  Regierung 
und  die  Feststadt  Reklame  machen  und 
als  Bahnbrecher  für  neue  Ideen  von  jeher 
gewirkt  haben  und  auch  in  Zukunft  wirken 
werden,  Wohl  sollen  die  Ausstellungen 
auch  heute  noch,  wie  Kapp  in  den  fünfziger 
Jahren  mit  poetischer  Lizenz  verlangte,  zu 
»ölnunenischen  Konzilien  der  Industrie, 
Wissenschaft  und  Kunst«  werden.  Aber 
ihre  zweite  Bestimmung  im  Sinne  der 
meisten  Unternehmer  ist  daneben  die,  dass 
sie  für  das  grossstädtische  Publikum  das 
Rendezvous  für  den  Sommer  abgeben  und 
die  »Circenses«  hefem,  wie  es  die  Feste  der 
römischen  Kaiserzeit  und  die  Hof-  und 


Schützenfeste  im  Mittelalter  gethan.  So 
wurden  mit  dem  Anwachsen  der  Gros»- 
Städte  mehr  und  mehr  die  scheinbar  spontan 
aus  dem  blühenden  Stand  von  Kunst  und 
Gewerbe  hervorgegangenen  Feste  das  Glied 
eines  Systems  nicht  nur  der  staatlichen, 
sondern  auch  der  kommunalen  Politik.  Sie 
w^urden  ein  Werkzeug  der  Fremdenin- 
dustrie  und  der  Terrainspekulation. 

Das  Facit  ist :  auf  der  einen  Seite  ist  die 
Konkurrenz  und  die  Geschäftsreklame,  auf 
der  anderen  Seite  der  Grossverkehr,  der  Zug 
nach  der  Grossstadt  und  nach  grossen 
intemationaJen  Sammelpunkten  enorm  ge- 
wachsen. Unter  dem  Zusammenwirken  dieser 
Faktoren  ist  Zweck  imd  Charakter  der  Aus- 
stellungen ein  anderer  geworden;  sie  sind 
aber  auch,  vermöge  der  Zusammenfassimg 
der  verschiedenartigsten  Interessen,  eine  Art. 
Kollektivimtemehmung  geworden,  die  einen 
mächtigen  Bann  auf  die  Industriellen  ausübt. 

Es  verhält  sich  damit  ähnlich,  wie  mit 
den  KuDstaussteUun^n,  die  jährlich  fast  an 
allen  Orten ,  wo  eine  Kunstakademie  ist, 
wiederkehren ;  die  Künstler  haben  die  damit 
verbundene  Hetze  schon  lange  satt;  aber 
wegbleiben  kann  ohne  Schaden  keiner. 
Das  gilt  am  meisten  von  der  angefeindet- 
sten  Ausstellimg,  nämlich  von  den  inter- 
nationalen Ausstellungen.  Zugleich  mit  dem 
Grossverkehr  und  Weltmarkt  in  der  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  aufgekommen,  sind  sie 
ein  Erzeugnis  und  ein  Mittel  der  Weltwirt- 
schaft und  der  Annäherung  der  Völker,  sie 
wurzeln  darin  fest,  und  werden,  trotz  aller 
Angriffe,  im  gleichen  Schritt  mit  dem 
Wdthaadel  auch  künftig  noch  wachsen. 
Man  kann  darauf  schelten,  die  Regierung 
jedoch  und  die  industrielle  Welt  schadet 
sich,  wenn  sie  unklaren  Stimmungen  folgen 
und  vor  den  Xhatsachen  die  Augen  ver- 
schliessen,  wenn  sie  ihre  ablehnende  oder 
feindselige  Halttmg  mit  der  allgemeinen 
Ausstellnngsmfidigkeit  zu  beschönigen  sudieii. 
Für  das  Allgemeine  muss  die  Nichtl>eachtimg 
dieser  Bannkraft  in  gleichem  Masse  wie  im 
allen  anderen  gemein^wirtschaftlichen  Insti- 
tuten positiven  Schaden  und  entgehenden 
Gewinn  im  Betrag  von  jMillionen,  die  man 
nur  von  der  Strasse  aufzuliebon  brauchte, 
im  Gefolge  haben.  Die  reichliche  Auswalü 
unter  den  jährlichen  Offerten  schliesst  eine 
aktive  Ansstellungs]>olitik  nicht  etwa  aus, 
sondern  erleichtert  sie  nur. 

3.  AnsstellnngspoUtik.  Die  Hauptklage 
richtet  sich  gegen  die  rasche  Aufein- 
anderfolge der  Ausstellungen.  Bei  der 
zersplitterten  Konkurrenz  ist  der  einzelne 
Fabrikant  fast  wehrlos  und  übt  jeder  Äus- 
stell\mgsunternehmer  eine  Art  von  Bann 
oder  Reklaraemonopol  aus.  Die  Tliooretiker 
sind  gleich  mit  dem  Rate  zur  Hand,  dass 
das  Buttel  gegen  die  Äusbeutimg  der  zcr- 
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ßpütterten  Konktureiiz  die  Association  ist. 
£b  könnten  sich,  danach  bei  jedem  nen  auf- 
tauchenden Ausstellungsprojekt  zunächst  die 
Angehörigen  der  oben  auf^zfthlten  Indus- 
triezweige, denen  von  einer  Ausstelliuig 
nur  Repräsentationspflichten  erwachsen, 
unter  Festlegung  einer  Konventionalstrafe 
dazu  verpOiditen ,  dass  sich  keiner  von 
ihnen  beteiligt  Eine  derartige  Oiganisation 
indessen  steht  noch  in  weitem  Feld  und 
könnte  überhaupt  nur  toq  den  grossen 
Fii-men  zu  stände  gebracht  werden.  In 
Frage  aber  kommen  vor  allem  die  kleinen 
und  die  mittleren  IndiisbieDen,  welche  noch 
den  Hauptnutzen  von  einer  AusBtellimg 
haben;  sie  sind  in  der  Anwendung  dieses 
Reklaiuemittels  noch  so  ungeschickt,  dass 
sie  für  die  Ausstellung  von  Bravourstücken 
Summen  ausgeben,  die  nie  nieder  herein- 
gebracht werden  können. 

Zudem  kann  eine  rationelle  Beschränkung, 
nach  der  bisherigen  jahrzehntelangen  Er- 
fahrung, nicht  allein  durch  die  blosse  Abwelu- 
von  Ausstellungsprojekten  erbraclit  wenlen. 
Es  rauss  vielmehr  dem  Ausstellungsbedürfnis 
auch  positiv  Reclmung  getragen  werden, 
wenn  es  nicht  wieder  in  ungeregelter  und 
damit  unwiitschaftlicher  Weise  befriedigt 
wenlen  soll. 

Es  ist  die  Aufgabe  einer  gewandten  und 
kraftvollen  (iowerbepolitik,  nicht  mir  die 
Auswüclise  zu  beschneiden,  son<lern  auch 
aus  den  Aiisstollnngen  möglichst  viel  Nutzen 
einzuheimsen.  Vor  zwei  Jalirzelmten  wimle 
von  den  Industriellen  als  die  erste  Aufgabe 
des  Heichs  bezw.  Keiehskanzlers  die  Beein- 
flussung der  ausländischen  Ausstollungs- 
politik,  insbesonder-e  bezüglich  des  Zwischen- 
raums in  der  Aufeinanderfolge  der  Welt- 
ausstellungen erklärt.  Dass  diese  Forderung 
ebenso  verkehrt  als  unerfüllbar  ist,  wird 
heute  noch,  obgleich  doch  die  völlig  Passi- 
vität des  Jteichsamts  des  Innern  ein  deut- 
licher Fingerzeig  sein  könnte,  nur  von  wenigen 
erkannt  und  zugegeben.  -Ebensogut  könnte 
man  verlangen,  dass  die  Itegiening  die 
Konkurrenz  des  grossen  Geschäftsverkehrs 
dm'Ch  ein  R^ulativ  ordne. 

Anders  verhält  es  sich  mit  einem  Regu- 
la t  i  vfflr  Reihenfolge,  Pi-ogramm,  Administra- 
tion (Jiuy),  Ausschluss  jeglicher  Gewinn- 
Spekulation  fflr  die  inländischen  Aus- 
stellimgen.  Darin  hat  das  österreich-unga- 
risclie  Handelsministerium  einen  lobens- 
werten Vorgang  geschaffen.  Zuerst,  als  die 
Presse  und  die  private  Initiative  noch  schwach 
war,  trat  die  Regierung  natiugemäss  als 
)Gi'ünderin«  einer  Ausstellung  auf ;  seit 
einigen  Jahrzehnten  liegt  die  erste  Anreg\mg 
mehi'  in  der  Zuständigkeit  der  Feststadt, 
die  Durchführung  in  der  eines  Vereins,  ja 
sie  ist,  wie  z.  B.  1883  in  Amsterd^n 
Gegenstand    einer   Aktienspekulation  ge- 


worden. Zugteich  hat  sich  au<^  in  dem 
Zweck  des  Ausstellungswesens  und  damit 
in  der  Motivienmg  der  jeweiligen  Anregun^r 
eine  Verschiebtmg  vollzogen :  heute  handelt 
es  sich  nicht  mehr  nm  die  »Glorie<  der 
»Nation«,  sondern  um  die  der  AussteUuufi^ 
Stadt  Du  ist  ein  Missstand,  dem,  vie  die 
Dinge  liegen,  nur  von  Reich8w^;en  mit  Erfolg 
entgegengetreten  werden  kum.  Wenu.  wie 
1896,  zu  gleicher  Zeit  10  giö^re  Aus- 
steUungeu  in  Deutschland  stattfinden,  so 
beeinträchtigt  jede  die  andere.  Es  liegt 
im  eigenen  Inter^se  dieser  Veranstaltiuigen, 
da^  man  sie  wie  die  landwirtschaftlichen 
Ausstellungen  oder  den  »Salon«  für  Kunst- 
werke in  Paris,  München,  Berlin,  zu  perio- 
disch wiederkehrenden  Veranstaltun- 
gen erhebt 

Der  weitere  Fehler  in  der  bi3heri;reu 
Entwickelung  des  Ausstellimgswesens  liegt 
darin,  dass  man  den  Äusstellungsgedankeu, 
so  gesund  er  an  sich  ist,  durch  geistlose 
Wiederholungen  und  IJebertreibungen  matt 
gehetzt  hat.  Gab  man  ihm  aber  eine  neue 
Fassung,  z.  B.  dimih  räumliche  (Bezii-ks- 
imd  Provinziaiausstellungen)  oder  sacliliche 
Beschränkung  (Kunstgewerbe ,  Kl^in- 
kraftmascliiuen ,  Elektrotechnik ,  Landwirt- 
schaft), so  nahm  er  wieder  einen  ungeahnten 
Aufschwung. 

Beispiels  weise  haben  fast  sämtliche 
oben  erwäimten  Proviuzial-Ausstel- 
lungen,  etwa  50  an  der  Zahl,  obgleich  es 
in  der  Leitung  wie  Durchführung  fast  in 
der  Regel  au  Ei-fahnuig  und  Saclikimii« 
fehlte,  befriedigende  Erfolge  erzielt.  Wenu 
auch  manche  mit  einem  Deficit  abscldossen, 
so  erbrachten  sie  doch  einen  idealen  oder 
politischen  Vorteil  oder  in  den  Melu-ein- 
nahmen  an  dem  städtischen  Aufschlag,  der 
Sti-assenbahnen  u.  s.  w.  einen  Ausgleich. 
Thatsache  ist.  dass  in  mandie  Stäilte.  wie 
Nümbeig,  Bremen  u.  s.  w.,  mit  der  Aus- 
stellung 1SS2  bezw.  1895  ein  frischer  Zug 
hineingekommen  ist 

Noch  gr{^fsercn  Nutzen  erbrachte  seit 
1873  die  Spcciaiisiemi^  und  Koncentratiun 
auf  bestinunte  Gebiete,  auf  weldien  die 
Technik  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten 
die  bedeutendsten  Fortschritte  zu  verzeichnen 
hat;  die  Fachausstellungen  befriedigen 
durchweg  in  technischer  wio  finanzieÜer 
Beziehung.  Besondere  smd  es  die  ol>en- 
genannten,  auf  die  ständige  Reklame  ange- 
wiesenen Gewerbe,  in  denen  btst  ausnahms- 
los eine  AussteUimg  nach  allen  Seiten  liin 
befiiedigt.  Hierher  gehört  also  in  ereter 
Linie  das  Kunstgewerbe,  für  das  die 
Hünchener  retrospektive  Ausstellung  von 
1876  (»Unserer  Väter  Werke«)  gei-adezu 
epocliemacheud  wirkte.  Gleichzeitig  war 
die  Idee  einer  Ausstellung  von  Motoren 
und  Kleinkraftmaschinen  aufgetaucht; 
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ihre  Verwirklichuog  z.  B.  durch  die  Aus- 
stellungen zu  Erfurt  1878,  Dresden,  Wien 
und  Steyer  1884,  Hamburg,  Köln,  Mühl- 
hausen  i.  Th.,  Nürnberg  1885,  Karisruhe 
1886  imd  1895,  Königsberg  1887,  Glogau 
1888,  München  1888  und  1898,  Brünn  1894 
u.  s.  V.  hat  der  Beschleunigung  des  Ab- 
satzes und  dem  klein^werblidden  Fortschritt 
wesentlich  vorgearbeitet  Neuerdings  (Paris 
1876  und  1881,  Wien  1883,  Fi^kfurt  1892, 
Stuttgart  1896,  Turin  1898)  benutzte  man 
die  Ausstellung  zur  Propaganda  für  die 
Verwertung  der  Elektricität  als  Be- 
trieb^raft. 

Ihe  dritte  GJruppe  bUden  die  Nahrungs- 
und  Genussmittel.  Es  klingt  etwas 
sonderbar,  aber  die  Erfahrung  bestätigt  es. 
dass  die  verschiedenen  Brauerei-  und  Bäckerei- 
Ausstellungen  ,  die  Ausstellangen  für  Uotel- 
und  Beisew^n,  Kochkunst,  VolkseruAhrung, 
Armee-Terpflegong  iL  s.  w,  immer  und  aller- 
wärts  reusBiert  haben,  vielleicht  auch  deshalb, 
weil  sie  nur  von  kurzer  Daner  sind.  Neben 
diesen  lebenskrSftigea  industriellen  Aus- 
Stellungsarten  wären  endlich  noch  die  1  an  d  - 
wirtschaftlichen  und  Gartenbau- 
Ausstellungen,  die  gleichfolls  nur  wetnige 
Tage  dauern,  anfzuzfthleu. 

Von  diesen  vier  Ausstellungsarten  ist 
in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  woM  jede 
in  den  grösseren  Städten  unt^nommeu 
worden.  In  Eigftnzung  der  Specialisierung 
endlich  und  unbeschadet  einer  vernünftigen 
Decentralisation  muss  man  heute,  trotz  und 
wegen  der  Schutzzollpolitik,  an  der  I  n  t  e  r  - 
nationalität  der  heutigen  Produktion 
unserer  Kimden  und  imserer  Lieferanten  als  an 
dem  ausschl^gebeuden  Gesichtspunkt  fest- 
halten; die  Weltausstellung  ist  und 
bleibt  eines  der  vorzüglichsten  Mittel  für 
die  Förderung  der  Exportindustrie  und 
Anknüpfimg  neuer  Beziehnngen.  Darin  hat 
die  grösste  Weltausstellung,  die  1889  in 
Paris  abgehaltene,  wieder  einmal  alle 
doktrinären  Einwendungen ,  die  seit  30 
Jahren  unermüdhch  wiederholt  werden,  deut- 
lich widerlegt.  Für  Frankreichs  Export  der 
achtziger  Jahre  bezeichnet  das  Jahr  1890 
den  Kulminationspunkt.  Man  will  bei  uns 
nicht  sehen,  von  welchem  Wert  das  Prestige 
für  die  Nation  wie  für  jeden  einzelnen 
Fabrikanten  ist;  inslwsondere  bildet  gerade 
die  Ausstellung  für  die  französische  Lidus- 
trie  ein  Eeklamemittel,  das  von  ihr  syste- 
matisch gepflegt  wird ,  weil  es  für  sie 
den  Hanptstützpunkt  in  Belgien  und  Hol- 
land, in  der  Levante  und  m  Südamerika 
bildet.  Im  allgemeinen  bieten  ja  die  Aus- 
stellungen eines  ^schlossenen  Industriebe- 
zirks und  die  Proviozialausstellungen  vieler- 
lei Vorteile.  Spedell  für  das  Deutsche 
Beich  jedodi  bedeuten  sie  eine  fortgesetzte 
Verzettelung  von  Kraft  und  Mitteln  inso- 


fern, als  eine  gut  geleitete  deutsch-nationale 
oder  Weltausstellung  in  BerUn  in  geschäft- 
licher Beziehung,  namentUch  auch  für  unsern 
Export,  und  femer  in  politischer  Hin- 
sicht viel  mehr  fruchten  würde.  Es  ist  ein 
thatsachlicher  Nachteil  für  die  deutsche  In- 
dustrie, dass  sie,  wie  nun  einmal  die  Vei-- 
hältnisse  liegen ,  von  diesem  Konkiirrenz- 
mittel  in  den  nächsten  Jahrzehnten  noch 
nicht  Gebrauch  machen  kann.  Aus  all  dem 
ersehen  wir:  es  bildet  heute  eine  Kunst  er- 
fahrener Gewerbepolitik,  diejenigen  Arten  des 
Ausstellungswesens  herauszugreifen  oder 
neue  zu  ersinnen,  bei  denen  sich  die  Indus- 
triellen auf  billigste  Weise  mit  dieser  jähr- 
üchen  Tributerhebung  abfinden  können.  — 

Den  dritten  Punkt,  der  Abhilfe  erheischt, 
bildet  das  Jury-  und  Medaillen weaen. 
die  nachträgliche  Vorwertung  der  Ergeb- 
nisse, der  Schutz  der  ^issteller  bei  der 
Riickliefening  der  Ausstellungsgegenstände 
u.  s.  w.  Erst  wenn  in  diesen  Punkten  die 
Unteniehmer  die  erforderlichen  Oarantieen 
nachgewiesen  haben,  sollte  ihnen  die  ei^- 
betene  Berücksichtigung  zu  teil  werden. 

Wir  sehen:  Mit  Ausnahme  des  Eisen- 
bahnwesens giebt  es  wenige  Erw^bsgebiete, 
die  einheitlicher  Direktiven  ebenso  bedüi-ftig 
als  filhig  sind  wie  das  AuBstellungs\s'esen. 
Viele  der  Auswüchse  kann  eine  geschickte 
Leitung^  ein  planmfissiges  zielbewusstes  Zu- 
sammenarbeiten der  Regiening  und  der  In- 
dustriellen, wie  die  französische  und  bel- 
gische ÄusBtellungspolitik  beweist .  be- 
schneiden. Die  Auswüchse  also  sind  kein 
Beweis  gegen  die  Protluktivität,  sondern  Hin- 
gegen die  Geschicklichkeit,  gegen  ein  be- 
quemes, indolentes  »laissez  faire«  der  lie- 
teiligten  Kreise. 

Welche  erfreidichen  Erfolge  ein  zielbe- 
wusstes ,  sj-stematisches  Vorgehen  zeitigt, 
zeigt  eine  Art  von  Ausstellungen,  die  keine 
Gegner  hat,  nämlich  die  landwirtschaft- 
lichen Ausstellungen.  In  Fi-ankreich,  Eng- 
land, in  der  Schweiz  untl  —  seit  nahezu  zwei 
Jahrzehnten  —  auch  bei  uns  ist  liierfür  die 
periodische  Wiederkelu",  die  Abwechselung 
nach  den  Provinzen,  die  Preisbewerbiiug  und 
nicht  zuletzt  die  geschäftliche  Verwertung 
in  einer  Weise  geregelt,  die  den  industriellen 
Ausstellungen  nur  zum  Vorbild  dienen  kann. 

In  Frankreich  ist  die  Veranstaltung  des 
»Concours  agricole  de  Poissy  et  de  la  Vi- 
lette«  seit  ihrer  Einrichtiuig  im  Jahre  1844 
(bis  18C9  unter  Leitung  der  Regierung)  cen- 
tralisiert  und  in  der  Hand  der  landwirt- 
schaftlichen Gesellschaften.  So  auch  in 
Deutschland;  Unternehmerin  ist,  nach  dem 
Muster  der  Royal  Agricultural-Society,  dia 
»Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft«  in 
Beriin,  die  12000  Mitglieder  hat. 

Beachtung  verdient  namentlich  aucli  die 
damit  verbundene   ständige  VermittelUDg. 
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wofür  in  Berlin  ein  Biireaii  von  über  100 
Beamten  thätig  i»t.  Änch  aus  den  iadns- 
triellen  AiissteUungen  sollten  solche  Dauer- 
ansstellungen und  Vermittelungsbureaus  her- 
auswachsen. Einen  Vorgang  hierfür  bieten 
die  aus  einer  Ausstellung  herausgewachsenen 
Exportmusterlager  in  Stuttgart  (1882)  und 
Weimar  (1896). 

In  analoger  Weise  ersah  auch  die  Stadt 
Chicago  den  TJmstand,  dass  der  Rücktransport 
mancher  Objekte  mehr  kostete,  als  ihr  Wert 
betnig,  dazu  ans,  i\m  auf  billige  Weise  zu 
einem  Ctewerbemuseum  zu  gelangen. 

An  sich  wäre  für  das  Deutsche  Reich 
eine  planmässige  Förderung  der  Interessen 
der  Aussteller  möglich,  etwa  in  der  Weise, 
dass  zunächst  ein  Centraiamt  geschaffen 
wünle,  das  zu  Anregung  bindender  Norma- 
tirbestimmungen  beim  Bimdesrat  zuständig 
wäre.  Indes  gehört  eine  solche  Oigani- 
ftiening  des  Ausstellimgswesens  vorerst  noch 
zu  den  Utopieeu,  und  bei  dieser  Sachlage 
kann  man  nur  auf  die  nächstliegenden  Dinge 
aufmerksam  machen.  Ifierzu  gehi)rt  z.  B. 
flie  Popiilarisiertmg  des  in  der  Ausstellung 
(Gebotenen.  Wenn  die  Ausstellungen  für  die 
allgememe  BÜdimg  wenig  nützen,  so  liegt 
der  Grund  darin,  dass  in  dieser  ßiditung 
für  die  Ausbeutung  des  in  imler  Ausst^ung 
ruhenden  Kapitals  auch  gar  nichts  geschieh^ 
wenigstens  in  Deutechland  nicht.  Die  Unter- 
nehmer glauben  mit  der  Fertigstellung  der 
Ausstellung  ilirer  Pflicht  vollkommen  Ge- 
nüge geleistet  zu  haben.  Und  doch  beginnt 
nun  ei-st  die  zweite  Hälfte  ihrer  Aufgabe, 
die  tlarin  besteht,  durch  Wort  und  Bild  1) 
die  Diurchschnittsbesucher  mit  dem  Inhalt 
der  Ausstellung  vertraut  zu  machen,  2)  das 
Ei^buis  der  Aussfellvmg  in  kritischer  Weise 
zu  bearbeiten  und  den  weitesten  Kreisen 
zugänglich  zu  machen.  Allerdings  fällt  dies 
zum  Teil  in  das  publizistisch -litterarische 
Gebiet,  zum  Teil  in  das  Feld  der  Volksvor- 
lesnngen,  und  hierfür  zeigte  sich  bisher  auf 
Seite  der  Unternehmer  ein  gleich  gi-osser 
Mangel  an  Verständnis  nnd  Geschick.  Was 
zur  .Belchnmg  der  Durchschnittsbesucher 
tmd  der  gewerbllclien  Jugend  gest^lieheii 
sollte,  ergiebt  sich  von  selbst,  wenn  man 
sieht,  dass  ihnen  das  Verständnis  filr  die 
Ausstellungsgegenstände,  ihre  Nützlichkeit, 
Konkun-enzfähigkeit,  Pi-eiswfirdigkeit  gäuz- 
lieh  abgeht.  Eine  elektrische  oder  Moloreii- 
aiisstellung  vollends  wird  ohne  erläuternden 
Fülirer  wohl  von  90  ''/o  der  Besuclier  gar 
nicht  verstanden,  es  ist  daher  von  vornherein 
ausgeschlossen,  dass  diese  Besucher  die 
reiche  Anregung  und  Befruchtimg,  die  von 
einer  derartigen  Ausstellung  ausgehen  könnte 
und  sollte,  in  sich  aufnehmen.  Man  muss 
also  immer  mehr  tWauf  dringen,  dass  der 
Fabrikationshei^ng  vorgofülirt  und  von 
sachkundiger  Seite  —  man  könnte  hieifür| 


z.  B.  auch  die  Besucher  der  Fachschiden 
imd  technischen  Hochschxden  heranziehen  — 
erläutert  T^-ird.  Einen  nachahmenswerten 
Versuch  der  Popularisierung  bildet  die  Ein- 
richtung von  Demonstrationskursen  (Univer- 
sitj'  Settlement)  in  Manchester,  die  von  dor- 
tigen Damen  für  die  Schuljugend  in  den 
dortigen  Museen  gehalten  wertlen.  Ee  ist 
dies  ein  Voi^ng,  den  namentlich  auch  die 
Verwaltungen  der  ständigen  Ausstellun- 
gen in  Erwägimg  ziehen  sollten. 

Die  andere  Seite  der  PopularisieniDg  be- 
trifft die  nachträgliche  Verwertung  des  auf 
den  Ausstellungen  gebotenen  Materials  und 
dessen  fach  wissenschaftliche  Bear- 
beitung. In  Paris  interessierte  man  von 
jeher  die  bedeutenderen  Nationalökonomen 
für  die  jeweilige  Ausstellung,  1847  z.  B. 
Wolowski,  1851  Blanmii.  1855  Proudhon. 
1862  M.  Chevalier,  1867  Le  Play,  1878 
Lacroix,  1889  L.  Say  und  Leroy-Beaulien.  In 
ebenso  mustergUtiger  Weise  wiutle  schon  1 867 
von  der  ^erreichischen,  1878  von  der  belgi- 
schen B^emng  die  Fachbericfaterstattui^  or- 
ganisiert. Bei  ims  ist  duin  so  gut  wie  nichts 
geschehen.  Und  doch  sollte  gerade  an  dieser 
Aufgabe  das  Reichsamt  des  Innern  alhnftli- 
:  lieh  den  ihm  nöt^n  Stab  von  Ansstellungs- 
beamten  heranbilden.  Selbst  die  kleine 
Schweiz  ging  z.  B.  bei  der  Verwertung  der 
Ergebnisse  der  Chicf^oer  Ansstellung  viel 
präitischer  als  das  Deutsche  Reich  und  als 
die  einzelnen  Bundesstaaten  vor. 

Einen  giiten  An&ng  wenigstens  in  der 
offiziellen  Berichterstattimg  macht  der  Be- 
richt über  die  Berliner  Gewerbeausstellung 
von  1896  (»Berlin  nnd  seine  Arbeit«  1898, 
890  SS.) ;  in  einer  billigen  Volksausgabe  und 
auf  die  Hälfte  gekürzt,  würde  er  zu  dem 
brauchbaren  Wegweiser  für  den  gewerb- 
Uchen  Fortschritt  werden,  als  der  jeder 
Ausstellungsbericht  dienen  sollte.  Verdienst- 
liches in  dieser  Beziehung  wiu^e ,  was 
Deutschland  anlangt,  bisher  fast  aussclüiess- 
lich  von  privater  Seite  geleistet,  so  vom  vVerein 
deutscher  Ingenieure«  und  von  Lessing  1893 
für  die  Ausstellung  in  Chicago,  von  Wilhelm 
Mohr  (über  Antwerpen  1S8;-1).  IV.  Pecht 
(über  Paris  1867  und  187H.  Wien  187H). 
Ludwig  Pfau  (über  Paris  1878),  Lützow 
(Kunst  und  Kunstgewerbe,  l^eipzig  1875), 
L.  Pielsch  (Drei  Ausstellungen  in  Nord  und 
Süd,  1885),  Lothar  Bucher  (über  die  Lon- 
doner Ausstellinigeu  von  1H51  und  1862). 

4.  Ständige  A.  Die  gleichen  Beleii- 
nings-  und  Keklamezwecke,  denen  die  vor- 
übergehenden Ausstellungen,  diese  Kin- 
der des  Augenblicks,  dienen,  lassen  sieh 
aucli  diu-ch  ständige  Ausstellimgen  rer* 
folgen.  Der  Gedanke  hierzu  lag  nuie.  Be- 
sondere eingehend  legte  Proudhon  (1855) 
du*,  die  vorÜbei;gehende  Ansstellung  sei 
nur  eine  Art  theatralischen  Tomuiers,  dessen 
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Erfolg  von  jeher  zu  genug  im  Verhältnis 
zum  Aufwand  gewesen  sei.  Aus  einer 
solchen  Au&stellang  müsse  ständiges 
Organ,  eine  Exposition  perp§t«elle  für  den 
praktisch  geschäftlichen  Zweck  heraus- 
wachsen und  dieses  neue  Ziel  schon  gleich 
dem  Ausstellungsplan  die  Direktive  geben. 

Damals  gab  es  schon  einige  Toibilder, 
und  zvar  fflr  den  Auf  klärungsz  weck  in 
dem  vor  einem  Jahrhundert  gegründeten 
'Consei-vatoiie  national  des  arts  et  mC'tiers« 
in  Paris,  für  die  Reklamezwecke  die  zu 
Anfong  dieses  Jahrhimderts  in  London  er- 
öfCoeten  Oewerbemuseen,  deren  Zweck 
hanpteficblich  duin  bestand,  neu  patentierte 
Artikel  zurallgemeineren^nntnis  zu  bringen, 
^aeh  diesen  Yorbildera  wurden  zuerst  1848 
das  »Gewerbliche  Musterlager«,  heute 
»Lande^werbemuseum«  in  Stut%art,  nach 
der  Weltausstellung  von  1851  das  Kensing- 
too-Museimi  in  London,  die  »Permanente 
Kimstgewerbeausstellung*'  in  München,  die 
Museen  in  Karlsruhe  tmd  Hannover  gegründet. 
Es  folgten :  1864  das  bahnbrechende  Wiener 
Museum  für  Kunst  und  Industrie  (von 
einer  Privatgesellschaft  als  »Deutsches  Ge- 
werbemuseum« g^rOndet),  1867  das  Künste 
gewerbemuseum  zu  Berlin  und  1869  das- 
jenige in  Cassel. 

Mit  der  zunehmenden  Erkenntnis  von 
dem  Werte  des  Fachschidwesens  und  mit 
dem  Wiedererwachen  des  Sinns  für  das 
heimische   Kunstgewerbe   trat   ein  lokal- 

gitriotischer  Wetteifer  in  der  Gründung  von 
ewerbemuseen  ein.  In  den  siebziger  Jahren, 
erstanden  die  Gewerbemuseen  in  Nürnberg 
(1874),  Harabui^  (1877),  Kaiserslautem  (1878), 
Dresden,  Leipzig,  Weimar,  Frankfurt  (1879), 
Hanau,  Gffenbach,  in  den  achtziger  Jahren 
die  in  Reichenberg  (1881),  Briinn  (1883), 
Wien  (Exners  Technologisches  Museum), 
Pest,  Prag,  Troppau,  Graz,  Olmütz  (1885), 
Bremen,  Düsseldorf  (1891),  Magdeburg,  femer 
1897  das  Zürcher  Landesrausciun,  1898  das 
Kimstgewerbemuseum  in  Breslau.  Ein 
weiterer  frischer  Zug  wird  in  dieser  Be- 
w^;ung  voraussichtlich  mit  der  Neugründung 
der  Handwerkskammern  kommen.  Hoffent- 
lich hüten  sie  sich  vor  einer  schablonen- 
haften Nachahmung. 

Mit  der  blossen  Errichtung  eines  Ge- 
werbemaseums  nämlich  ist  es  nicht  ^than ; 
die  befrachtende  Wirkung  hängt  vielmehr 
natui^emäss  ebenso  als  von  den  abgestellten 
Objekten  oder  den  Monumentalbauten  auch 
von  dem  Umtrieb  des  in  den  Sanmilungen 
angelegten  Kapitals  ab. 

Vor  allem  ist  volle  Klariieit  darüber  ge- 
boten, zu  wessen  Frommen  ein  solches  Ge- 
werbemuseum betriebe  werden  und  ob 
wie  bei  einer  Altertümersammhmg  mehr 
der  blosse  Beütz  oder  ob  der  lebendige 
Umtrieb  den  Hauptzweck  bilden  soll.  SoD 


es  ledighch  der  Gewerbefördenmg  gewidmet 
sein,  so  kann  die  Verwaltung  mehr  die 
Produzenten  d.  h.  die  Beratung  und  An- 
r^ung  der  Handwerksmeister  oder  die 
Konsumenten  und  Käufer  oder  die  gewerb- 
liche Fortbildung  der  Lehrlinge  und  Kunst- 
schüler im  Auge  haben.  Ausserdem  aber 
kann  das  Museum  hauptsächlich  oder  ledig- 
lich für  die  Volkserziehimg  oder  als  An- 
ziehimgskraft  für  die  Ausstellungsstadt  oder 
für  die  Darstellung  der  Kulturgeschichte 
gedacht  sein.  Je  nachdem  ergeben  sich  für 
Anlage,  Programm,  Betrieb,  Staatssubvention 
und  etwaige  Em'erbungen  ganz  wesentliche 
Unt^-schiede.  Ist  di^  Museum  led^ch 
für  die  Gewerbe fOrderung  bestimmt,  so 
gelten  hierüber  folgende  Erüdirungssätze : 
Manche  Oewerbemuseen  werden  angelegt 
oder  heute  noch  nach  den  gleichen  Orund- 
sätzen  geleitet  wie  z.  B.  eine  QemUde- 
sammlnne.  Das  ist  verkehrt,  weil  das  In- 
teresse des  Publikums  und  der  Aussteller 
ein  ganz  verschiedenes  ist  und  einem  Ge- 
werbemusemn  gegenüber  rasch  erlischt. 
Wir  haben  schon  oben  dargelegt,  wie  not- 
wendig fflr  die  befruchtende  Wirksamkeit 
einer  Dauerausstellung  ihre  Popidarisienmg 
ist;  die  Haudelsmuseen  z.  B.  wurden  ins- 
gesamt deshalb  rasch  bankerott,  weil  es  an 
dem  thatkräftigen  Umtrieb  des  in  ihnen 
ruhenden  Kapitals  felüte ;  schon  vor  sechzig 
Jahren,  noch  ehe  die  heutigen  Gewerbe- 
museen existierten,  fühlte  dies  Kleinschrod 
(»Grossbritanniens  Gesetzgebung  über  Ge- 
werbe und  Handel«  1836)  fast  instinktiv. 
Auf  Gmnd  der  neueren  Erfahrungen  kann 
man,  was  noch  gar  nicht  klar  erkannt  wird, 
sagen,  dass  ein  allgemeines  Gewerbemuseum 
nur  in  einer  Gross-  oder  Fremdenstadt 
lebensf^g  ist  und  seine  Existenzbei-echti- 
gung  hat.  In  der  Provinz  kann  es  zwar 
auch  als  Kidturcentrum  wirken,  aber  nur 
wenn  es  seine  Thätigkeit  auf  einen  begrenz- 
ten ^Kousumentenkreis«  koncentriert  xmd 
allein  oAer  hauptsächlich,  sei  es  für  Käufer 
und  Geschäftskunden  oder  zur  Heranbildung 
der  gewerbliclien  Jugend  betrieben  wii-d. 
Auf  diese  Specialisierung  drängt  vor  allem 
auch  die  iienere  Entwickelung  der  In- 
dustrie hin.  In  den  fünfziger  Jahren,  als 
eine  Erfindung  die  andere  drängte,  bedeutete 
ein  Vorspnmg  auch  nur  einiger  Jahre,  um 
welche  neue  Maschinen  oder  Indimtriezweige 
friiher  ins  Land  kamen,  für  die  Konkiurenz- 
ßlhigkeit  sehr  \ie\  imd  war  eine  patriai-clia- 
lisehe  Föi-denmg  der  Industrie  durch  die 
Regierung  nodi  mißlich.  Diese  Zeiten  jedoch 
sind  schon  lange  vorUbei-;  eine  ^Igomeine 
Gewerbefördorung  durch  Museen  ist  nicht 
mehr  möglich  und  durch  die  heutige  £on- 
kiurenz  die  Fachsdiulen  und  Fachzeit- 
schriften ttbei'holt.  Was  früher  zweckmässig 
war,  ist  heute  imgenügeud. 
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Dazu*  kommt  ein  museumstechmscher 
Erfahnmgssatz.  Nur  ein  der  blossen  Samm- 
lung und  Ausstellung  übergeordneter  Haupt- 
zweck nämlich  giebt  fflr  die  notwendige 
ständige  Äuffrischiuig  der  Ausstellung  uad 
Abwechselung  in  den  Objekten  und  im 
Arrangement  den  erforderüchen  Ansporn. 
Ohne  diese  Abwechselung  in  den  Objekten 
und  im  Arrangement  steht  der  Nutzen  für 
das  Gewerbe  nicht  im  Verhältnis  zum  Auf- 
wand ,  sinkt  auch  das  iluseura ,  da  die 
Muster ,  Modelle  und  Ausstellungsgegen- 
stände rasch  veralten,  in  kuraer  Zeit  zu 
einem  Altertümermagazin  herab.  Dafür 
giebt  es  heute  noch  einige  Beispiele ; 
solche  Museen  sind  alles  Mögliche,  nva  nicht 
(las,  was  sie  bestimmungsgeraäss  sein  sollen 
und  wozu  sie  die  staatB(ie  Subvention  er- 
lialten.  Sie  dienen  als  Sehenswürdigkeit 
der  FremdeninduBtrie  oder  der  Altertums- 
kunde ,  in  ihrer  Bedeutimg  als  Gewerbe- 
förderungsmittel aber  wertlen  sie  weit  über- 
soliätztund  zehren  von  dem  aitererbtouNimbus; 
vor  dem  Kundigen  können  sie  den  Bankerott 
nicht  verbergen.  Anscheinend  dienen  sie  nodi, 
wie  sie  vor  Jahrzehnten  wirklich  gethan,  der 
Beratung  und  Anregung  besonders  eifriger 
Handwerksmeister.  Solche  aber  erfolgt, 
soweit  überhaupt  noch  eine  mündliche  ge- 
boten imd  nicht  in  neuerer  Zeit  diu^i  die 
Fachzeitschriften  ersetzt  ist,  heute  besser 
durch  Wanderlehi-cr  und  die  Dozenten  der 
Lehranstalten  nnd  Fachschulen.  Mit  Recht 
hat  daher  die  Mehrzahl  der  Museen  die 
neueren  Erfshnmgen  beheizigt  nnd  sich  zu 
Modell-  und  Yorbildersammlimgen  für  ge- 
werbliche Lehranstalten  oder  zu  Yerkaufs- 
hallen  lungcstaltet.  In  ersterer  Richtimg 
gab  das  System  der  Schule  des  Londoner 
South-Kensington-Museum  und  der  hiernach 
1867  in  Wien  imd  Berlin  eingerichteten 
Kimstgewerbeschulen  das  Muster  ab.  In 
Karlsruhe  und  Stuttgart  versuchte  man,  in 
beschränktem  Masse  und  mit  mehr  oder 
minder  Glück  die  Demonstrationskm'se  des 
Pariser  Consen'atoire  nachzuahmen.  Heute 
sollte  der  Verwaltung  eines  jeden  Museums, 
das  sich  etwa  auch  an  die  neuen  Handels- 
kammern anlehneu  kann,  als  Ziel  vorschwe- 
ben, dass  es  ähnlich  wie  das  Teclmologi- 
sche  Museum  in  Wien  zu  einer  CentraJ- 
stätte  für  die  persönliche  Ani-egimg  des 
Kleingewerbes  und  der  Hausindustrie  aus- 
gestaltet wird  \md  die  Museumsgegenstände 
sich  auf  ständiger  Wandei-schaft  befinden. 

Von  den  Ausstellungsarten,  die  für  die 
Meister  und  ihren  Verkehr  mit  der  Kimd- 
echaft,  nicht  in  erster  Linie  für  die  Hand- 
werksiehrlinge  und  Kunstjünger  berechnet 
sind,  prosperieren  gemäss  den  allgemein  für 
FachaTisstellungen  gültigen  Erfahrungssätzen 
nur  die  drei  für  Kunstgewerbe,  für 
Motoren  und  Maschinen   sowie  die 


für  die  Vermittehmg  des  Exports  (vgL 
Ai-t  »Ausfuhrmusterlager«  oben  Bd.  II,  S. 
29  ff.).  Als  Muster  für  die  zweite  Art  (Motoren- 
ausstellung), die  dankbarste  von  allen,  kann 
die  Leipziger  gelten,  die  von  dem  dortigen 
Gewerbevereiu  im  März  1890  eröffnet  ^^^lrde 
und  alljährlich  über      MilL  Mark  luusetzt. 

In  Leipzig  wurde  1898  auch  ein  nach- 
ahmenswerter Voi^ng  für  die  Veranstaltung 
ständiger  SaisonaussteUungen,  wie  sie 
z.  B.  au  Touristen-  imd  Kurorten  von  Nutzen 
sein  dürften,  geschaffen :  es  findet  nämlich 
daselbst  wähi-end  der  dortigen  Oatermessi? 
die  praktische  Vorführung  von  Metall-, 
Holz-,  Papier-  und  Lederbearbeitungsnia- 
schinen  statt. 

Für  manche  Industriebezirke  könnte  Wel- 
leicht auch  die  Verbindung  mit  einem  K  x  - 
perimentalsaal  und  der  Demonstratioa 
der  neuesten  Erfindungen  noch  zu  manchem. 
Fortschritte  aiu^gen.  Nur  geht  der  Kosten- 
aufwand hiefür  gleich  in  die  Hunderttausende. 
Was  die  Grossindustiie  in  dieser  Beziehung 
heute  leisten  und  verlangen  muss,  dafOi' 
geben  die  Laboratorien  der  grossen  chemi- 
schen Fabriken  ein  Beispiel,  die  gleich  öü 
bis  150  Assistenten  lediglich  für  wissen- 
schaftliche Zw^ecke  beschäftigen. 

Für  den  Vertrieb  von  landv^irtscliafthütieu 
Maschinen  und  von  Bauartikeln  bietet  der 
Breslauer  Maschinen  markt  einen  sehr 
nachahmungswerten  Yoi^ng.  —  Er  findet 
als  eine  Art  »Me^e«  seit  drei  Jahrzehnten 
alljährlich  im  Jimi  für  drei  Tage  statt,  wiixl 
von  durchschnittlich  230  Firmen  beaclückt 
und  befriedigt  allseits. 

Die  Kunstgewerbe  - Ausstellungen 
können  verschiedenen  Zwecken  dienen.  Der 
hauptsächliche  wird  gewöhnlich  in  derHei-an- 
bUdung  der  Künstler  und  Handwerker,  ein 
anderer  in  der  Belehrung  und  Unterhaltung 
der  Liebhaber,  ein  dritter  In  der  Vemiitte- 
lung  des  Verkaufe  bestehen.  Die  Verkaufs- 
hallen haben  ihre  Vorläufer  in  den  »ijo- 
werbehallen«,  die  schon  Ende  der  40  er  Jahi-e 
an  allen  grösseren  Städten  Süd-  und  Mittel- 
deutschlands imd  der  Schweiz  als  eine  Ai*t 
Magazingenossenschaft  gegi-ündet  wiuileu. 
Striche  erhielten  sieh  namentlich  da,  wo  sie, 
wie  in  Bassel  und  Zürich,  in  Verbiudung 
mit  einer  Handwerkerbank  die  Beleiliungs- 
mögUclikeit  darboten.  Die  ■»Pennanenten 
Kunstgewerbeausstelliiugen«  ei-stauden  aller- 
orts nach  der  Münchener  Ausstellung  von 
1875.  Sie  verhalfen  damals  der  Deutschen 
RenaBsance  zu  einer  rascheren  Verdrängung 
der  französischen  Modeartikel.  Heute  ist, 
wie  schon  die  Besucher-  imd  .  Kaufvei'- 
mittelungsstatistik  lieweist,  der  darauf  ver- 
wendete Geld-  und  Zeitaufwand  in  der  Regel, 
von  Ausnahmeplätzen  wie  München,  Iniis- 
bnick,  Wien,  BerUn  und  Dresden  abgesehen, 
(üne  unwirtschaftliche  Verschwendung.  — 
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Noch  deplacierter,  wenigstens  fiU"  kleinere 
Platze ,  sind  die  Weihnachtftausstellungen. 
Sie  konnten  wohl  Ende  der  sechziger  J^ire 
den  "Wetteifer  zum  Schaffen  anspornen  und 
das  Publikum  belehren,  dxux;h  die  schablonen- 
hafte Fortsetzung  jedoch  wird  nur  die  Ver- 
mutung zu  Ungunsten  der  Qesch&ftslpitung 
erweckt,  dass  sie  nicht  gut  beraten  ist. 

Lltteratar:  Huber,  Die  Auttteüuiuffn  und 
untere  ErpoHinduitrie,  Stuttgart  18S6,  S84  SS. 
—  Deraelbe,  Die  WeltaunUllung  in  Brrlin, 
189S.  —  Geddes,  Indiutriai  Exhibition  and 
Modem  I^roffrett,  Edinimrg  1887,  J80  SS.  — 
Proudhon,  Eiqpotition  perpituetle,  Purit  1856, 
^eiederabf/edmett  in  Mähiberger»  »ShuHentt, 
1891,  8.  ?M~-Jt9.  —  Cotmont,  Jfieloire  dee 
ejq>oeititma,ParüJ8B8(u»krititeh). — (Rruleaux) 
Der  Wdtreriehr  vad  teine  MÜtel,  Leipzig, 
Spamer,  1899,  Bd.  II;  Furrera  Votkneiri- 
»chafUlexiknn  der  Srhveiz,  1887,  I.  Bd.,  S.  89.  — 
Migerka  in  Brockhaus  nO'egetwart«  186S,  Bd. 
XII;  Rotieck  vnd  Welekeri  Staatstexikon 
Bd.  VIII;  Cotlat  VierUljahruehr(ft  Heß  X9, 
&  iSö;  68,  S.  1;  III;  S.  £80;  Rau'a  Archiv 
y.  F.  (J84S  WeijUin).  ~  Beer,  Geackichte  de» 
Welthandel*,  Wien  I864,  1.  Abt.  S.  64,  67.  — 
Schönberg,  Handbuch  der  politischen  Oekom- 
mie,  II.  Bd.  S.  II'.  Aitfl.  S.  tsi  und  84S 
(Lej-is).  —  Cohn,  ilsfstem  der  XationaiSkonomie, 
III.  Bd.  1898,  S.  80.  —  Koaeher,  Satifinal- 
Ökonomik  des  Handels-  und  Getcetbeßeisse»,  VI. 
Avfi.  189S,  S.  785  und  875  (Anmerkung).  —  AU 
praktische  Ratgeber  rersuchen  »ich :  Bxner, 
Die  Aussteller  und  die  Ansstellungen,  2.  Aufi., 
Weimar  IST  J,  und  H.  Chtger, »  Winke  für  alle  Aus- 
steÜungAetcüiglen« ,  Breslau  1890.  —  Von  Belang 
in  dieser  Beziehung  sind  auch  die  franzäsisthen, 
belgischen  und  österreichischen  Ätisstelliingsbe- 
richte  (m.  B.  Leon  Say,  Esptieition  uHirrrselle 
HaemationaU  de  1889;  KranU,  »f.'olleeiion  des 
Rapports  Sur  l' Exposition  de  Chicago  en  1898it, 
J^ri»  1895,  90  Frs.)  sowie  die  dortigen  Müiisterial- 
eerordnungen  3ber  die  Prämiierung,  l^ubrentionie' 
Tung  u.  s.  w.  -~  Eine  unpassende  Cebersieht 
über  die  AiusteUungsberichte  findet  sich  in  Xnureau 
Dirt.  d'Economie  Pulitique  Bd.  I,  S.  'J7S  (Ar- 
tikel nExpositionn).  Huber. 


Answanderong. 

I.  Allgemeines  (S.  61).  n.  Die  A.  aus  den 
emcdnen  enropäiachen  Staaten  (S.  81). 

I. 

Allgemeines. 

1.  Wanderung  und  A.  2.  Die  A.  in  der 
Gegchichte.  3.  Die  europäische  A.  bis  zam  19. 
Jahrhnndert.  4.  Die  europäische  A.  im  19. 
Jahrhundert.  5.  Die  Ursachen  der  A.  6.  Die 
Wirkungen  der  A.  auf  das  Mutterland.  7.  Die 
Stellang  des  Staates  zur  A. 

L  Wandemng  nndA.  Als  Auswan- 
derer gilt,  wer  die  heimatliche  Scholle 


verläset,  um  auf  fremdem  Boden  sich  eine 
neue  Heimat  zu  grfknden.  Je  nachdem  man 
den  Begriff  der  »Heimat«  und  der  »Fremde« 
enger  oder  weiter  fasst,  ■wiwl  unter  Aus- 
wanderung bald  ein  grösserer ,  bald  ein 
kleinerer  Kreis  von  Wanderungserscheinun- 
ren  zusammenzufassen  sein.  wird  schon 
die  Lösung  des  Zusammenlianges  mit  der 
Heimatgemeinde,  die  dauernde  Entfernung 
von  derselben,  insbesondere  das  Aufgeben 
von  Omnd  und  Boden,  als  Auswanderung 
bezeichnet,  auch  wenn  der  also  Fortgewan- 
derte in  demselben  Lande  unter  den  glei- 
chen Volksgenossen  verblieben  ist.  Am 
lifiufigsten  tritt  allerdings  diese  Bezeichnung 
daun  auf,  wenn  bei  verschiedener  Nationa- 
lität der  Staatsangehörigen  eines  Landes 
eine  Wanderung  von  Angehörigen  der  einen 
Nation  in  das  Gebiet  der  anderen  stattfindet 
oder  wenn  bei  einer  Territorialeinteilung 
eines  Gemeinwesens,  die  an  frühere  oder 
noch  bestehende  staatliche  Selbständigkeiten 
anküpft,  die  Wandemng  aus  einem  solchen 
untei^^rdnoten  Staatsgebiet  in  ein  anderes 
vor  sich  geht.  In  der  Regel  aber  schliesst 
sich  die  Bezeichnung  Auswandenmg  an  an 

t'ene  Wanderungen,  welche  aus  einem  voU- 
:ommen  selbständigen  Gemeinwesen  in 
fremde  Gebiete  flbergreif^.  In  diesem 
Sinne  stellt  man  heute  die  deutsche,  bri- 
tische, französische  etc.  Auswandenmg  ein- 
ander g^nüber,  wflhrend  der  Preiißse.  der 
seinen  dauernden  Wohnsitz  in  Baden  nimmt, 
nicht  als  ausgewandert  gilt  Fflr  die  Ab- 
liebe Auffossung  der  Auswandenmg  würde 
daher  der  Begriff  der  heimatlichen  Scholle 
zivwnmenfeUen  mit  jenem  Staatsgebiet,  in 
welchem  die  Heimat  des  Auswanderers 
liegt.  Manchmal  aber  fassen  wir  noch  gi-ös- 
sere  Gebiete  oinheitl icher  Kultur  zusammen. 
So  sprechen  wir  von  europäischer  Auswan- 
derung, nicht  um  mit  einem  einheitlichen 
Ausdruck  eine  Summe  von  an  sich,  vor- 
schiedenen  Auswandenmgsbewegimgen  aus 
den  einzehien  europäischen  Staaten  zu  be- 
zeichnen .  sondern  um  die  Gleichartigkeit 
der  in  denselben  enthaltenen  Kulturelemente 
jenen  der  anderen  ErdteÜo  gegeniibei-zu- 
stellen.  Wir  können  unseren  Staudpunkt 
noch  hr)her  wählen  und,  die  Entwickehmg 
des  Menschengeschlechtes  auf  der  Erde  l>e- 
obachtend,  alle  Teile  niu*  als  Glieder  eines 
einheitliclien  Ganzen  ansehen,  das,  wie  ver- 
scliieden  auch  die  Entwickelungsstufeu  die- 
ser Glieder  sein  mögen,  einem  einheitlichen 
Ziele  entgegen  strebt.  Dann  würde  der 
Begriff  der  Auswandenmg  überliaupt  ver- 
schwinden und  der  der  \\  anderung,  bei 
weicher  Ausgangspunkt  und  endliches  Ziel 
nicht  einander  als  Gegensätze  gegenflber- 
treten,  sondern  eine  Einheil  bilden,  an  seine 
Stelle  tiY-ten  müssen.  Wir  sind  von  einer 
solchen,  den  näheren  Zielen  und  Interessen 
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der  Völker  und  Staaten  fremden  Auffciesungs- 
weise  sehr  entfenit.  Es  ist  aber  nicht  ohue 
Wert,  auf  ihre  ZiUässigkeit  zu  verweisen, 
weil  dadurdi  dargethan  wird,  dass  ein  die 
Auswanderung  in  der  Bef^l  begleitendes 
^Vloment,  das  Aufgeben  der  tasherigen  Staats- 
angehörigkeit, nicht  wesentlicher  Natur 
ist.  Die  Auswanderung  ist  nicht  eine  That- 
sache  des  ßechtslebens,  sondeni  eine  soldie 
des  Gesellscliaftslebens.  Und  Geschidite  wie 
GesellBchaftslehre  werden  sie  als  die  bedeu- 
tungsvollste der  Wanderbewegimgen  der 
Menschheit  aufzufassen  haben,  deren  Wesen 
darin  lie^  dass  Yolksteile  aus  einem  mehr 
oder  weniger  geschlossenen,  kleineren  oder 
grtisseren  Eulturkreise  heraustreten,  den- 
selben dauernd  verlassen  und  in  einen  an- 
deren ,  dem  ihren  mehr  oder  weni^r 
fi-emden  Kulturkreis  eintreten  bezw.  eine 
neue  Heimstätte  menschlicher  Kultur  be- 
gründen. 

2.  Die  A.  in  der  Geschichte.  Eine 
Beschränkung  in  der  Betrachtung  der  Aus- 
wanderungserscheinungen auf  Europa  ist 
dittch  die  verhältnismässig  geringe  W  ander- 
bewegung  in  anderen  Erdteilen  und  durch 
(las  unzureichende  Material,  das  darüber  zur 
Verfügung  steht,  von  selbst  geboten.  Aber 
eine  geschichtliche  Betrachtimg  der  Aus- 
wanderung wird  sich  noch  engere  Grenzen 
ziehen  müssen.  Und  zwar  aus  folgenden 
Gründen.  Die  Auswanderung  tritt  niclit 
immer  als  eine  Beachtung  erregende  Er- 
scheinung auf.  Bei  einem  einigermassen 
regen  Verkehr  der  Völker  ziehen  mancherlei 
Verhältnisse  die  dauernde  Verlegung  des 
Wohnsitzes  von  Volksangehürigen  in  fremde 
Gebiete  nach  sich,  ohne  dass  darin  etwas 
Auffeilendes  gefimden  würde.  Erst  wenn 
sich  an  die  Auswanderung  poUtische  Kolgen 
knüpfen,  wenn  sie  den  Aulass  giebt  zur 
Ausbreitimg  der  Herrschaft  des  Mutter- 
landes (KolonieenbUdung)  oder  wenn  sie 
grössere  Volksteile  umfasst  und,  sich  regel- 
mässig wiederholend,  auf  die  Bevölkenmgs- 
und  Erwerbsverhältnisse  nachdrücklichen 
Einfluss  zu  nehmen  scheint  (Massenauswan- 
detung),  pflegt  die  Geschichte  sie  zu  be- 
achten, am  dann  wird  wohl  auch  der 
Auswandening  einzelner  oder  der  vereinzelt 
auftretenden  Ai^wanderung  einer  grösseren 
Zahl  von  Kamillen  und  Personen  Erwähnung 
gethau,  wenn  die  Ursachen,  aus  welchen 
die  Auswaudenmg  in  solchen  RUlen  enl- 
spnmgen  ist,  in  Massnahmen  der  Regierung 

{Mlitik  gelegen  sind,  die  Auswanderung  mit- 
lin  symptomatisch  erscheint  für  die  Ver- 
derblichkeit einer  Politik,  welche,  statt 
ilie  Wohlfahrt  der  Bevölkerung  zu  fördern, 
diese  ausser  Landes  treibt.  An  solche  her- 
vortretende Auswanderungserscheinungen 
raflsste  auch  eine  Geschichte  der  Auswan- 
derung anknüpfen.   Aber  es  ist  zweifelhaft, 


ob  eine  solche   überhaupt  je  geschrieben 
werden  wird.    Von  den  grossen  Wande- 
nmgen  und  Kolonieenbüdungen  angefangen, 
deren  Schauplatz  am  Beginne  historischer 
Zeit  die  Ufer  des  mittelländischen  Meeres 
gewesen  sind,  bis  in  unsere  Tage  fehlt  es 
zwar  nicht  an  bedeutsamen  Auswaudmingeu. 
Wohl  aber  fehlt  es  au  einer  inneren  Ver- 
bindung der  einzelnen  Källe.   Die  Answaii- 
denm^  aus  Griechenland  und  die  Bildung 
von  Kolonieen  an  der  Küste  von  Kleiiiasien 
und  den  voreela^rten  Inseln,  an  der  Küiite 
von  ItaUen,  Sieilion  etc.  ist  von  grosser  Be- 
deutung für  die  Kulturentwickelimg  der 
Menschheit  geworden.   Die  Ausbreitung  der 
römischen  Weltherrschaft  wäre  ohne  das 
System  römischer  Auswandenmg  und  Kolo- 
nisation nicht  zu  verstellen.  Die  Wandenui- 
gen  der  Germanen  frilm;n  zu  neuen  Staateii- 
bildnngen  und  einer  neuen  Kultiurentwickt^- 
lung  Em-opas.   Die  Kreuzzflge,  an  welche 
sich  manche  Auswanderungen  anschliosseii, 
stellen  die  verloren  gegangene  Verbindung 
zwischen  Orient  und  Occident  her.  Die  Be- 
drängung der  Katholiken  und  Quäker  in 
England  führt  zur  ersten  gi-Össeren  Aus- 
waudenmg nach  Nordamerika  und  zu  der 
ersten  erfolgreichen  Besiedelung  des  Laude:*, 
dessen  Konkurrenz  heute  Europa  zu  fllrcliteii 
hat.  SoIcheBeispiele  folgenschwerer  und  merk- 
w^i\rdiger  Auswanderungen  wären  in  reicli- 
licher  Men^e  vorzuführen.  Aber  wii-  können 
keine  einheitlichen  Gesichtspunkte  gewinnen, 
welche  aus  der  losen  Verbindung  der  Tliat- 
sachen  eine  Geschichte  dei-solbeu  bildeu 
würtlen.  Wohl  ist  die  Bewegiuig  der  Völker 
in  Auswanderung  und  Kolonisation  eine  der 
wichtigsten  Thatsachen  der  Weltgeschiclite 
und  das  Mittel  zur  A''erbreitung  der  Kultur 
wie  zur  Auflehnung  der  Herrschaft  ein- 
zelner Völker  und  ganzer  Rassen.  Aber 
nicht  jede  Auswanderung  ist  von  solchen 
Folgen  begleitet.  Von  diesem  weltgeschicht- 
lichen Gesiclitspunkte  ans  treten  unzählige 
Wandererscheinungen  zuriick,  weiche  im 
Laufe  der  Zeiten  die  Völker  bedriickt  und 
beglückt  haben.   Wir  verlassen  dabei  den 
Standpunkt  des  einzelnen  Volkes,  von  dem 
allein  es  eine  Auswandenmg  giebt  und 
nehmen  den  der  Menschheit  ein,  welche 
nur  W^andemngen   kennt.    Von  grossem 
Werte  wäre  aU^ttings  auch  eine  Betrach- 
tung der  einzelnen  geschichthclien  Auswan- 
derungen, wenn  sie  uns  deren  Ui-sachen  und 
Wirkimgen  in  Bezug  auf  Bevölkening  und 
Volkswirtschaft  sowie   mit  Rücksicht  auf 
die  jeweilige  Stellimg  der  Staaten  zu  der- 
selben klar  zn  legen  vermöt^te.   In  dieser 
Ifinsicht  erhalten  wir  aber  ans  der  vorhan- 
denen litteratur  keine  befriedigenden  Auf- 
schlüsse.  Es  muss  daher  hier  auf  den  Ob- 
lichen  geschichtlichen  Ueberblick  tlber  die 
Auswanderungen  überhaupt  verzichtet  wer- 
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üeo.  Mit  einigem  Oewina  lässt  sich  nur 
jene  'Wandererschänimg  g^hichtlich  be- 
trachten, die  wir  als  die  »europftische  Au»- 
wanderunR«  bezeichnet  haben.  Seit  dem 
Zeitalter  der  Entdedcungen  finden  Ausvan- 
demngen  aus  enropttischen  Staaten  nicht 
bloss  nach  anda^en  europftisdien  Staaten, 
sondern  anch  nach  Überseeischen  Gebieten 
statt  Diese  Ansvandmingen  haben  all- 
mShlich  den  Erdball  europäischer  Kultur 
unterworfen,  neue  mächtig  emporblühende 
Heimstätten  der  weissen  ßasse  gebildet  und 
den  Reichtum  Europas  begründet.  Sie  ha- 
ben neue  Interessenkreise  für  die  europä- 
ischen Völker  geschaffen  und  deren  Madit- 
verhältnisse  verschoben.  Sie  sind  es,  die 
durch  diese  Wirkimgen  wie  durch  ihre  an- 
wachsende Grösse  den  Ruf  nach  einer  be- 
sonderen Auswanderungspolitik,  nach  einer 
Aufnahme  der  Auswanderung  in  das  Gebiet 
der  staatlichen  Verwaltung  hervorgerufen 
haben.  Ihre  Entwickelnng  und  ihr  Zustand 
ist  es,  den  man  im  Sinne  hat,  wenn  man 
von  der  Auswanderungsfrage  schiech^n-eg 
spricht.  Auch  in  diesem  Aufsätze  wird  die 
europäische  Auswanderung  nur  insoweit  be- 
trachtet werden,  als  sie  über  Europa  hin- 
ausgeht. Sie  allein  lässt  sich  in  der  Haupt- 
sache auch  ziffermässig  verfolgen.  Aller- 
dings sind  auch  hier  die  Nachweisungen 
vor  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
lückenhaft  oder  gänzlich  unzureichend. 

3.  IHe  europäische  A.  bis  zum  19. 
Jakthnndert.  Die  Unfähigkeit  der  Euro- 
päer, nnter  den  Tropen  dauernde  Nieder- 
kssungen  zu  gründen  und  eine  Nachkom- 
menschaft gross  zu  ziehen,  hat  ihre  Aus- 
wanderung seit  jeher  im  wesentlichen  auf 
Gebiete  beschränkt,  deren  natürliche  Ver- 
hältnisse ihnen  günstigere  Lebensbedingun- 
gen boten.  Bis  zum  E^de  des  vorigen  Jahr- 
hunderts  ist  Amerika  allein  Ziel  der  Aus- 
wanderung. Australien  ist  unbekannt ;  in 
Südafrika  verhindern  handelsmonopolistische 
Int«*essen  der  hoUändisch-ostindischen  Ge- 
sellsdiaft  grössere  Niederlassungen;  an 
Nordafcika  (Algier)  denkt  noch  niemand ;  In 
Asien  verbieten,  auch  al^esehen  von  der 
abwehrenden  Politik  der  Monopolgesell- 
schaften,  Klima  und,  wo  dieses  nicht  hin- 
derlich wäre,  die  dichte,  feindselige  einhei- 
mische BevGlkenmg  und  die  Weite  der 
Entfernung  die  Einwanderung.  Auch  nach- 
dem 1798  mit  der  Besiedelung  Australiens 
binnen  worden  und  1806  Kapstadt  und 
damit  Südafrika  den  Engländern  und  ihrer 
freieren  Einwanderungspolitik  anheimgefallen 
war,  bleibt  Amerika  das  Sammelbecken  der 
immer  stärker  anschwellenden  Auswande- 
rungsfitröme  der  europäischen  Nationen. 
Australien  und  Afrika  erhalten  nur  kleine 
Teile  derselben.  Bis  zum  Ende  des  vori- 
gen Jahrhunderts  fällt  daher  die  Geschichte 


der  Überseeischen  europäischen  Auswande- 
rung zusammen  mit  der  Geschichte  der  Be- 
siedelung Amerikas  durch  Euroj^Ler. 

Der  Gang  der  Entdeckungen  mid  die 
Richtung  der  europäischen  Kolonialpolitik 
brachten  ea  mit  sich,  dass  durch  Über  hun- 
dert Jahre  —  vom  Ende  des  15.  bis  in  die 
ersten  Jahrzehnte  des  17.  Jahrhunderte  —  niu' 
Gentrai-  imd  Südamerika  mid  damit  jene 
Gebiete  der  europäischen  Kolonisation  er- 
öffnet wurden,  in  welchen  Spanier,  zum 
Teil  auch  Portugiesen,  die  Herrschaft  be- 
sassen.  Erst  vom  17.  Jahrhimdert  ab  ti-eten 
Franzosen  xmd  Engländer  erfolgreich  in  die 
Kolonisation  Amerikas  ein,  der  Norden  fällt 
ihnen  anheim.  "Während  jener  ersten  Zeit 
der  Ansiedelung  der  Europäer  in  Amerika 
ist  die  Grösse  der  Auawanderung  gering  und 
sie  blieb  verhältnismässig  gering,  soweit  sie 
den  Süden  Amerikas  zum  Ziele  hatte,  bis 
in  unsere  Tage.  Daran  trugen  nicht  nui* 
die  natürlichen,  insbesondere  klimatischen 
Verschiedenheiten  des  Südens  und  Nordens 
Schuld,  sondern  auch  die  Besonderheiten 
der  Kolonialpolitik  der  hier  und  dort  herr- 
schenden Völker.  Der  allgemeine  Charakter 
der  spanisch  -  portugiesischen  Kolonialpolitik 
darf  hier  als  bekannt  vorausgesetzt  werden 
(s.  Art.  Kolonialpolitik).  Der  diesem 
Systeme  entsprechende  monopolistische  Zug 
äusserte  sich  unter  anderem  im  Aussclilusso 
aller  Fremden  nicht  bloss  vom  Handelsbe- 
triebe, sondern  auch  von  der  Nie<lerlassung, 
ja  selbst  vom  zeitweiligen  Aufenthalte.  Noch 
1743  wurde  der  Mauänder  Botturino,  der 
ohne  Erlaubnis  der  Regienmg  nach  Mexiko 
gereist  war,  ins  Gefängnis  gesetzt.  Noch 
Humboldt  bedurfte  bei  seiner  1799  bis  1804 
diuxjhgeführten  Reise  in  die  Aequinoktial- 
gegenden  einer  ausdrücklichen  Erlaubnis 
der  spanischen  Regierung  in  den  spanischen 
Besitzungen,  »sich  seiner  physikidischen  imd 
gwdätiscnen  Instrumente  mit  voller  Frei- 
heit bedienen,  astronomische  Beobachtungen 
anstellen,  die  Höhen  der  Bei-ge  messen,  die 
Erzeu^isse  des  Bodens  sammeln  imd  alle 
OpenUionen  anführen  zu  dürfen,  die  er  zur 
Förderung  der  Wissenschaft  vorzunehmen 
gut  ^de«.  Eine  Auswanderung  von  Ange- 
hörigen anderer  europäischer  Nationen  war 
daher  so  gut  wie  unmöglich.  Aber  auch 
aus  Spanien  selbst  war  die  Auswanderung 
nicht  bedeutend.  Zwar  trieb  nicht  nur  das 
Verlangen,  Reichtimi  zu  erwerben,  sondern 
auch  politischer  und  religiöser  Druck,  na- 
mentlich unter  den  Juden ,  viele  nach 
Amerika.  Allein  die  Bedingungen,  welche 
die  Auswanderung  in  die  als  Domänen  der 
Krone  angesehenen  Kolonieen  auch  den  Ein- 
heimischen erschwerte,  waren  so  lästig,  dass 
sie  eine  bedeutende  Einschränkung  ausge- 
übt haben  müssen.  Seit  Karl  V.  diu*fte 
kein   Spanier  nach  Amerika  gehen  ohne 
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aiisdrflckUche  Edaiibnis  der  Krone.  Der 
Ansuchende  masste  einen  triftigen  Omnd 
anfülirco  und  über  seine  Sitten  sowie  dar- 
über genügende  Zeugnisse  anführen,  dass 
veder  er  noch  seine  Vorfahren  in  zwei 
Mensehenaltern  von  dem  heiligen  Officium 
bestraft  wonlen  waren.  Die  Erlaubnis  be- 
schränkte sich  meist  auf  eine  bestimmte 
IV)vinz,  und  die  Reise  dahin  musste  direkt 
erfolgen.   Selbst  Mischlinge,  die  in  Europa 

fewesen  waren,  bedurften  zu  ihrer  Rück- 
ehr  desselben  Konsenses.  Jeder  Schiffs- 
patron mi^te  eidlich  erklären,  dass  er  keine 
unerlaubte  Person  an  Bord  habe.  Zu  diesen 
Hemmnissen  traten  die  Erschwerungen  des 
Erwerbes  in  den  Kolonieen  selbst.  Soweit 
dieser  dem  Spanier  verlockend  erscheinen 
konnte,  im  Handelsbetrieb,  in  der  Gewin- 
nung edler  Metalle,  kostbarer  Steine  und 
Perlen,  in  der  Ausbeutung  der  Arbeitskraft 
der  Eingeborenen  und  Negersklaven  beim 
Plantagenbctrleb,  war  er  durch  Vorrechte 
der  Krone,  Monopolisierungen,  grosse  Gnmd- 
schenkungen  an  einzelne  pri\Tiegierte  Fami- 
lien und  die  Kirche,  endlich  durch  die  AU- 

fewalt  einer  despotischen  Regierung  beengt 
Indlich  darf  nicht  übersehen  werden,  dass 
in  Europa  selbst  die  zahlreichen  Beziehun- 
gen, welclie  den  einzelnen  an  die  Gemein- 
schaft binden,  zur  Blütezeit  spanischer  Ko- 
lonialmacht noch  nicht  in  dem  Masse  ge- 
lockert waren,  deren  eine  grosse  Auswan- 
denmg  bedarf.  Ein  Bedtlrfnis  nach  Acker- 
baukolonieen  war  im  16.  Jahrhundert  noch 
nicht  vorhanden.  Als  aber  die  religiösen 
und  politischen  Kämpfe  des  17.  Jahrhunderts 
im  Geiste  der  Menschen  wie  in  der  Ord- 
nung der  Staaten  Umwälzungen  herbeizu- 
führen begannen,  wurde,  namentlich  in  den 
germanischen  von  dem  kirchlichen  Streite 
am  tiefsten  ergriffenen  Staaten,  in  \\e\en 
das  Verlangen  lebendig,  den  sie  umgebenden 
Bedrückungen  durch  Auswanderung  zn  ent- 
gehen. Die  hier  in  stärkerem  Masse  sich 
geltend  machende  Auswandenmg  fand  aber 
keine  Heimstätte  im  spanischen  Amerika, 
dessen  Intoleranz  keine  Bessenmg  geboten 
hatte.  Sie  wandte  Bi<^  nach  dem  Korden, 
wo  nach  wiederholten  Versuchen  die  Eng- 
länder endlich  in  den  ersten  Jahrzehnten 
des  17.  Jahrhunderts  lebensföhige  Kolonieen 
gegründet  hatten.  Die  meisten  derselben 
verdankten  kh-chlichen  Parteien,  Katholiken 
wie  Protestanten,  die  in  England  von  der 
heiTscheniien  anglikanischen  Kirche  aiisge- 
pchlosson  waren,  iliren  Urspnmg.  Und 
diesem  Urspnmg  verdanken  sie  auch  in  der 
nächsten  Zeit  das  Wachstimi  der  Einwan- 
derer. Die  ei?;te  orfolgroiche  Niederlassung 
der  Engländer  in  Nordamerika  datiert  von 
1609,  in  welchem  Jahre  nach  langen  Mühen 
die  Kolonie  Virginien  gesichert  war.  Von 
dieser  2^it  an  war  man  nicht  mehr  im 


Zweifel,  dass  das,  was  das  neue  Land  be- 
nötigte, vor  allem  »rechtschaffene  fleissigc 
Arbeiter  mit  recht  viel  Kindern«  sraen.  Die 
Vermehrung  der  Arijeitskrftftc  durch  Eän- 
wanderer  bleibt  nunmehr  ein  Ziel  der  Poll- 
tik  der  Kolonieen.  Politische  und  religiöse 
Freiheit  im  Lande,  Landgevahnmgen,  Un- 
terstützung ffir  die  Ueberbhrt  bilden  das 
Mittel,  das  Ziel  zn  eireichen.  Von  einer 
Beschränkung  der  Einwanderung  auf  Eng- 
länder war  man  weit  entfernt  So  schreibt 
Bancroft  von  der  Besiedelung  Marylands: 
>Es  kamen  Auswanderer  aus  allen  Gegen- 
den, und  die  Kolonialgesetzgebung  erstreckte 
ihre  Sympathie  auf  die  verschiedensten 
Länder  und  Sekten.  Aus  Frankreich  kamen 
Hugenotten;  aus  Deutschland,  Holland, 
Schweden,  Finnland,  wahrscheinlich  auch 
aus  Piemont  kamen  die  Kinder  des  Un- 
glücks ....  Böhmen  selbst,  das  Vater- 
land von  Huss,  sendete  seine  Söhne  .  .  .« 

Nicht  minder  bemüht  war  Penn .  die 
Einwanderung  in  seine  Kolonie  —  Pennsyl- 
vanien  —  zu  vermehren.  Er  benutzte  hier- 
zu unter  anderem  die  Verbindungen,  die  er 
auf  einer  Reise  in  Deutschland  1677  er- 
worben hatte.  1684  w^ar  bereits  eine  Iw- 
Irächtliche  Anzahl  von  Deutschen  insl)e8on- 
dere  Württembereern,  angelangt.  Der  Segen, 
der  den  Auswandernden  als  freien  Büi^rn 
auf  fruchtbarem  Boden  geboten  wurde, 
führte  —  wahrscheinlich  unterstützt  durch 
quäkerische  Werbungen  —  1709  zur  ersten 
Massenauswanderung  aus  Deutschland.  13 
bis  14()(J0  Pfälzer  verliessen  das  Elend  ihrer 
Heimat  und  wurden  in  New- York  wie  in 
New-Carolina  auf  Kosten  der  englischen  Re- 
gienmg  angesiedelt. 

Wie  die  Engländer,  so  waren  auch  die 
Holländer,  die  sich  1043  in  dem  späteren 
New-yoÄ  niedergelassen  hatten,  darauf  aus, 
Kolonisten  nach  Neu-Niederhind  zu  ziehen, 
und  die  Ufer  des  Hudson  sind  von  ihnen  in 
kurzer  Zeit  bevölkert  worden.  »Ganze 
Schalen  verwaister  Kinder  wurden  zuweilen 
nach  der  neuen  Welt  geschafft,  Handwer- 
ker erhielten  freie  Ucberfahrt,  denn  man 
wHsste,  dass  zahlreiche  Bevölkenmg  das 
Bollwerk  jedes  Staates  ist.«  (Bancroft.) 
1664  macht  Neu-Amsterdam  (New-York) 
Boston  bereits  den  Rang  streitig.  Nament- 
lich französische  Hiigenotten  waren  in  so 
grosser  Zalü  gekommen,  dass  die  öffent- 
lichen Bekanntmachungen  zugleich  fran- 
zösisch erscheinen  raussten.  Auch  Gustav 
Adolf  Iiatte  (1027)  den  Plan  zur  Gründung 
einer  schwedischen  Kolonie  entworfen,  die 
der  Zufluehtsoi-t  für  die  Verfolgten  so  vieler 
Länder  Eui-opas  werden  soUte.  l(i.S3  ei^ng 
eine  ausdrückliche  Einladung  an  die  Deut- 
schen zur  Beteiligung  und  Auswandenmg. 
1638  kam  die  Kolonie  zu  stände,  doch 
wiuxle  sie  schon  1054  von  den  Holländern 
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erobert,  die  selbst  wieder  zehn  Jahre  später 
ihre  ganzen  B^tzungen  an  die  Engländer 
verloren.  Seitdem  ist  die  EoloniBation 
NoidamerikBB  der  Leitonr  der  Sn^tftnder 
Bowie  der  Franzoeen  verblieben.  Die  let:i^ 
teren  hatten  schon  seit  1641  Eolonisations- 
versudie  im  Norden  Amerikas,  in  Kanada, 
gemacht,  die  wiedeiholt  von  der  £rone 
miterstQtzt  wurden,  mn  mit  ihrer  Hilfe  die 
Auswanderui^  der  Beformierten  zu  beför^ 
dem.  Olddb  den  Ih^ftadem  gelang  es 
ant^  Omen  sdiwer,  sicfa  niederzuli^n, 
aber  immerhin  hatten  sie  vor  diesen  ihre 
erste  erfolgreiche  Kolonie  auf  nordamerika- 
niscbem  Boaen  (1608  Gründung  von  Quebec). 
Von  hier  aus  breitet  sich  der  zur  Aufnahme 
von  Auswanderern  geeignete  Kolonialbesitz 
Frankreichs  allmählich  aus,  bis  er  1763  an 
ßrossbritannien  verloren  ging.  Die  Aus- 
wanderung, welche  die  Franzoeen  nach 
ihrer  Kolonie  zu  stände  brachten,  war  nie- 
mals bedeutend  ^wesen,  obwohl  den  ver- 
schiedenen KolomsatioDsgesellschaften  weit- 
gehende Rechte  —  selbst  das  Becht  des 
Zwanges  zur  Auswanderung  Bettlern  und 
Landstreichern  gegenüber  —  verliehen 
waren.  Engländer  und  Deutsche,  die  allein 
von  grösseren  Nationen  neben  den  Fran- 
zosen zur  Be»edeluDg  Kanadas  in  Betracht 
kommen  konnten,  zogen  es  be^eiflicher- 
weise  vor,  der  französischen  Herrschaft 
aaszuweidien.  Fruizosen  selbst  aber  wan- 
derten verfafilbiismässig  wenige  ans.  Die 
Erscheinimg  mag  ebenso  sehr  mit  einer  Ab- 
neigimg  gegen  das  eigentOmliche  Feudali- 
tätssjstem  zusammenbogen,  das  den  Kern 
der  'kanadischen  Verwaltung  bildete,  wie 
mit  einer  geringen  AusbreitungsßUiigkeit 
des  französischen  Volkes  Überhaupt.  In  der 
ersten  Zeit  der  Besiedelung  verstrich  ein 
Zeitraum  von  7  Jahren,  in  welchem  mir  40 
Personen  angesiedelt  wurden.  1679,  71 
Jahre  nachdem  der  Versndi  der  Nieder^ 
lasBong  glückt  war,  waren  nur  8550 
Franzosen  m  Kanada,  obwohl  doch  schon 
1628  die  damals  ]Hivile^6rte  Eolomsationa- 
gesellschaft  aü^  verpftiditet  hatte,  während 
eines  Zeiteanms  von  15  Jahren  iättrlich  bis 
ZD  4000  Personen  zu  übersieaeln.  Die 
englische  Kolonie  Maijland  besass  nach 
20  Jahren  braeits  eine  Einwohnerschaft  von 
12000  Europäern.  Auch  in  den  späteren 
Jahrzehnten  war  die  Auswanderung  schwach. 
1714  waren  nur  4484  männliche  Einwohner 
zwischen  dem  14.  imd  60.  Jahre  in  Kanada. 
Erst  1753  wird  die  Bevölkerung  ohne  In- 
dianer auf  90000  Seelen  angegeben, 
wahrend  fast  gleidizeitig,  1751,  die  eng- 
lisclien  Bewohner  in  den  nordamerikanischen 
Kolonieen  von  B.  Franklin  auf  eine  Million 
veranschlagt  werden.  Die  Thatsachen  der 
Auswanderung  ergeben,  dass  bereits  im 
venigen  Jahrhundert  der  ans  verschiedenen 


Ursachen  entsprio^nden  imd  r^lmäs^g 
quellenden  europiUschen  Auswanderung  im 
wesentlichen  nur  ein  Gebiet  erschossen 
blieb  —  das  der  engUschen  Kolonieen  in 
Amerika.  Dem  daselbst  einmal  erkannten 
BedflrfniBse  einer  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung schemt  die  Menge  der  freiwillig  Aus- 
wandemden nicht  ^nügt  zu  luben.  Dass 
das  Mutterland  häufig  eine  den  Bedürfnissen 
der  Kolonieen  ent^;^ngesetzte  Politik  ein- 
geschlagen hat,  wie  wiederholte  (1719, 1750, 
1782)  Verbote  der  Auswanderung  aus  Eng- 
land zeigen,  wird  man  ebenso  wie  die  in 
Deutschland  von  Zeit  zu  Zeit  auf  die  Aus- 
wanderung gesetzten  Strafen  nicht  zu  hoch 
anschlagen  dürfen.  Die  Erfahrung  lehrt, 
dass  die  Menschen  sich  nii^nds  diesem 
Zwan^  unterworfen  haben.  Aber  die 
Schwierigkeiten  der  Verbindung,  die  unge- 
nügende Kenntnis  von  Land  und  Leuten, 
die  Armut  derer,  welche  auswandern  moch- 
ten, werden  schwere  Hindemisse  gebildet 
haben.  Es  scheint  sich  wenigstens  schon 
frühzeitig  die  Spekulation  der  Auswande- 
rung bemächtigt  zu  haben,  da  bereits  1686 
ein  Erlass  des  Privy  Council  in  England 
sich  gegen  die  bis  ziun  Menschenraub  und 
Mensdienhandel  ausgearteten  Missbräuche  in 
der  üeberführung  von  Auswanderern  nach 
Amerika  gewendet  hat.  Den  Kern  des  Han- 
dels bildete  die  Verpfhchtung  des  Auswan- 
derers, seine  Arbeitskraft  durch  den  Kapi- 
tän des  Schiffes  zur  Bezahlung  der  Ceber- 
fahrtskosten  verkaufen  zu  lassen.  Auf  Jahre 
hinaus  gerieten  hierdurch  im  besten  Falle 
die  davon  Betroffenen  in  eine  an  Sklaverei 
grenzende  Abhängigkeit  von  ihren  »Käufern«, 
während  nur  allzu  oft  die  Habsudit  der 
Schiffseigentümer,  Ka^pitäne  \md  Ausvrande- 
rerwerber  die  Unwissenheit,  Armut  und 
Rechtlosigkeit  der  Auswanderer  in  einer 
Weise  ausbeuteten,  die  dem  Verluste  dm: 
persönlichen  Freiheit  noch  k<thrperliche  und 
seelisdte  Schmerzen  aller  Art  hinzufflgten. 
In  DeutschUmd  hat  dieses  Anwei1)ungs- 
B^tem  (Indenture- Sutern)  das  ganze  18. 
^mhrhundert  hindurch  angehalten,  wie  die 
zahlreifdien  Nachweisungen  in  Kapps  Ge- 
schichte der  deutadien  Zuwanderung  in 
Amerika  darthun.  Die  letzten  Verkäufe 
kamen  1818  und  1819  in  Philadelphia  vor. 
Wiederholte  Verbote,  das  erste  von  Han- 
nover 1753  erlassen,  dem  bald  Braunschweig, 
Mecklenburg-Schwerin,  die  Eeichsstädte  und 
1768  auch  Kaiser  Joseph  II.  folgten,  waren 
fruchtlos.  Der  politische  Druck,  der  auf 
dem  deutschen  Volke  lastete,  bildete  den 
sich  stets  erneuenden  Trieb  zur  Auswande- 
rung, und  die  beispiellose  Charakterschwäche, 
mit  der  es  ihn  ertrug,  überliess  die  Aus- 
wanderer ohnmächtig  auch  den  grOssten 
MlsshandluDgeii  der  Bheder  und  Speku- 
lanten. 


HsBdirQrteriwdi  dar  StMtiwtaMiuelikfteii.  Zwett«  Anflag«.  II. 
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Eine  auch  n\ir  annähernde  Schätziug 
der  Grösse  der  gesamten  europäischen  Aus- 
wanderung im  18.  Jahrhundert  ist  unmi^- 
lich.  Sie  ist  auch  zur  Zeit  ihrer  grfesten 
Ausdehnung  gering  im  Vergleich  mit  der 
Bewegimg  in  der  Gegenwart  Die  ganze 
deutsche  Auswanderung  des  18.  Jahrhun- 
derts, welche  zweifellos  grösser  gewesen 
ist  ^8  die  irgend  eines  anderen  Volkes, 
wird  von  Kapp  auf  80  000—100  000  geschätzt. 
Die  Ankunft  tod  einigen  hundert  Personen 
wai*  stets  ein  Ereignis  für  die  Kolonie  und 
noch  zu  Ende  des  Jahrhunderts  rief  die 
Säniahrt  zweier  Auswandererschiffe  an  einem 
Tage  im  Hafen  von  New- York  Sensation 
hervor. 

Die  UnaUiftD^gkeitskaii^e  in  Amerika 
und  die  französischen  Enege  in  Europa 
haben  in  dem  Zeitraum  von  1775 — 1815  ue 
euroi^sche  Auswanderung   stark  zurück- 

f drängt.  Die  Grösse  der  ganzen  jährlichen 
awanderung  wird  im  Jahrzehnt  1784 — 1794 
auf  3000  Personen ,  für  die  Zeit  bis  1810 
auf  4000  Personen  im  Jahre  angegeben.  Die 
Jahre  1816  und  1817  bezeichnen  den  Beginn 
einer  neuen  Periode.  Von  hier  ab  ist  die 
Auswanderung  aus  Europa  eine  regelmässige 
Erscheinung,  welche  um  so  besser  zu  ver- 
folgen ist,  als  eine  um  diese  Zeit  beginnende 
genaue  Einwanderungsstatistik  der  Ver- 
einigten Staaten  und  eine  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  eingeführte  Auswandenmgs- 
statistik  seitens  europäischer  Staaten  festere 
Anhaltspunkte  gewähren. 

4.  Die  europäische  A.  im  19.  Jahr- 
hundert. Die  Lrsochen  der  starken  Zu- 
nahme der  europäischen  Auswanderung 
im  19.  Jahrhundert  sind  mannigfaltig.  Die 
beschränkende  Gesetzgebung  in  Bezug  auf 
Handel  und  Auswanderung  hört  auf.  Die 
spanisch  -  portugiesischen  Besitzungen  in 
Central-  und  Südamerika  werden  unab- 
hängige Staaten  und  suchen  sich  die  un- 
erlSssuche  Grundlage  ihrer  selbständigen 
Existenz,  eine  arbeitsfähige  und  in  ihrer 
Bildung  Über  den  Mischungen  stehende 
Bevölkerung  durch  BegQnstigimg  der  eu- 
ropäischen Einwandenmg  zu  erwerben. 
Handd  und  Verkehr  Europas  dehnen  sich 
aus.  Regelmässige  Segelschiffverbindungen 
und  noch  mehr  die  raschen  Dampfschiff- 
fahrten erleichtem  die  Reise.  Die  Vei> 
mehmng  der  Fahrgelegenheiten  und  die 
Kürzung  der  Fahrzeit  vermindern  die  Kosten. 
Die  Kenntnisse  von  den  Lebensbedingungen 
ausserhalb  Eui-opas  vermehren  sich,  die  per- 
sTinlidien.  Beziehungen  zu  den  bereits  Aus- 
gewanderten werden  vermöge  der  regel- 
mässigen Verbindungen  stetig^  und  einfluss- 
reicher. Schutzgesetze  zu  Gtmsten  der  Aus- 
wanderer in  den  Einvrandemngsländem 
treten  zu  den  Begünstigungen  hinzu,  welche 
man  den  Ansiedlem  durch  Landschenkimgen, 


Beiträge  zur  Ueberfahrt  und  dergleichen  an- 
bietet. Answauderungs-  und  Kolonisations- 
gesellschaften entstehen,  welche  auch  iu 
Kuropa  den  Auswandernngslustigen  zur  Seite 
stehen  imd  ihnen  Gelegenheit  geben  zur 
erfolgreichen  Durchführung  des  emmal 
gewordenen  Wunsches.  Auch  in  den  Aus- 
wandeningsländem  drängt  allmählicli  die 
Thatsache  der  steigenden  Auawandenmg  zu 
Massnahmen  der  Auswanderungspolizei  xmd 
wirkt  so  indirekt  föi-demd  durah  Bessenmg 
drückender  Uebelstände.  Ja  manchmal  wird 
die  Ausw3uidemng  von  Staats  wegen  untei^ 
stützt  und  geleitet.  Alle  diese  Umstände 
dienen  dazu,  die  in  dem  geistigen  Leben 
der  einzelnen ,  in  den  wirtsdiaftlicheu  imd 

Solitischen  Verhältnissen  wurzelnden  Gründe 
er  Auswanderung  zu  venndu«n  bezw.  ihre 
Hemmnisse  zti  beseitigen  und  die  Anziehungs- 
kräfte ferner  Länder:  hohe  liöhne,  Teber- 
fluss  an  Land,  Goldreichtum  etc.  ziu-  stär- 
keren Wirkung  gelangen  zu  lassen. 

Die  Richtung  der  Auswanderung  lässt 
sich  nicht  mehr  so  einfach  wie  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  bestimmen.  Seit  dem  dritten 
Jahrzehnt  etwa  treten  neben  Nordamerika 
andere  Gebiete  —  Südamerika,  Austraheu, 
Südafrika  und  Algier  —  stärker  hei-vor. 
Nicht  mehr  einzelne,  sondern  alle  Nationen 
Europas  beteihgen  sich  an  der  Auswanderung. 
Sie  scheiden  sich  nicht  scharf  nach  Gebieten, 
sondern  treffen  in  den  verschiedensten  Erd- 
teilen zusammen.  Doch  ist  die  Anziehungs- 
kraft von  Nordamerika  für  die  germanische, 
von  SüdMnerika  für  die  romanische  Aus- 
wandemng  deutlich  zu  bemerken.  Aber 
unter  allen  den  Zielen,  die  in«  Auge  gefasst 
werden,  i^en  noch  immer  die  Vereinigten 
ötaaton  hervor.  Der  Vorspnmg,  den  sie 
einmal  gewonnen  haben,  bleibt  ihnen  dauernd 
erhalten. 

In  dem  ersten  Drittel  des  Jahrhimderts 
hält  sich  die  europäische  Auswanderung  noch 
in  massigen  Grenzen.  Selbst  Grossbritiumien 
erreicht  erst  1832  die  Himderttausend.  Für 
Deutschland  steigt  die  Auswandemng  nach 
den  Nachweisen  der  Vereinigten  Staaten 
von  72482  im  Jahre  1851  auf  145918  im 
Jahre  1852.  Solche  bedeutenden  Ziffern  haben 
andere  europäische  Nationen  auch  in  späteren 
Jahrzehnten  nicht  erreicht,  doch  lässt  es 
sich  als  eine  feststehende  Thatsache  ansehen, 
dass  überall  die  Auswanderung  nach  den 
30  er  und  40  er  Jahren  zu  steigen  und  die 
Aufmerksamkeit  von  Privaten  und  R^ic- 
rungen  zu  erwecken  b^nnt.  In  Frank- 
reich entsteht  1829  eine  Kolonisationsgesell- 
sdiaft  zur  Besiedelung  Mexicos.  In  Belgien 
wird  1841  eine  ähnlidie  Zwecke  verfolgende 
Privatgesellschaft  gegründet  und  1848  von 
der  Regienmg  selbst  em  Versuch  zur  Leitung 
der  Auswanderung  nach  den  Vereinigen 
Staaten  gemacht.    Gleichzeitig  sind  Eng- 
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land,  Deutschland ,  die  Schweiz  der  Schau- 
platz ausgedehnter  Bestrebungen,  die  Aiis- 
wandeninff  zu  organisieren  und  in  regel- 
mässiger Folge  nach  zweckentsprechenden 
GeUeten  zn  leiten.  Während  die  belgisdie 
Answanderung  von  1831 — 40  mir  22  Per- 
sooen  aufweisen  soll,  wird  für  die  zehn 
Jahre  1841—50  eine  solche  von  5074  an- 
Kegebeo.  In  H<dland  wandern  von  1831 — 47 
iin  Durchschnitt  jfthrlidi  etwa  TiOt)  Personen 
ans,  von  1845—54  aber  2041.  JQr  Schweden 
sind  in  der  eisten  HSlfte  des  Jahriiimderts 
gar  keine  lifachweisungen  g^ben ,  in  den 
fnnf  Jahren  1851 — 55  aber  wandnn  13744 
Personen  aus.  In  Norwegen  niht  die  Ana- 
wanderung in  den  ersten  30  Jahren.  Sie 
ist  gering  im  Jahrzehnt  1830—40,  von 
1846—55  aber  umiasst  sie  32700  Personen. 
Aus  der  Schw^eiz  sind  von  1819 — 35  nur 
6018,  von  1835—45  nur  5155,  von  1845—55 
aber  19896  Personen  ausgewandert.  Seit 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  kann  man  die 
Auswandenmg  in  allen  Staaten  als  eine  die 
Bevölkerungsbewegung  beeinflussende  That- 
sache  ansehen ,  welche  zwar  bedeutenden 
(rrössenschwankungen  unterworfen  ist,  immer 
aber  solche  Grö^nverhSltnisse  bewahrt, 
dass  sie  die  Aufmerksamkeit  der  Politiker 
err^en  muss.  In  beziig  auf  die  absolute 
Grrfese  werden  England  und  Deutschland 
von  keinem  anderen  Staate  flbertroffen,  in 
bezug  auf  die  Verhältnisse  der  Auswanderung 
zur  BevölkenmgsgrÖsse  treten  aber  allei^ 
dings  Versdiiebungen  ein ,  wie  folgende 
ITebersidit  zeigt.  Es  beträgt  die  mittlere  Zahl 
der  Auswanderer  für  den  Zeitraum  1871/83 
auf  100000  der  Bevölkerung  berechnet: 


In  Irland  1206 
^  Xorweifen^)  643 
^  Schottland  527 
„  England  43* 
^  Schweden  360 
„  Portugal«)  306 


In  Dänemark  260 

Im  Dentschen  Reich  198 

In  der  Schweiz  192 

„  Italien*)  143 

-  Frankreich  13 


Ueber  die  Gesamtwiswandenmg  aus 
Emmn  seit  1871  giebt  die  auf  S.  68  folgende 
TabdUe  Auskunft. 

Ueber  das  Mass,  in  welchem  die  ein- 
zelnen eiuwpäischen  Nationen  an  der  Ein- 
wanderung m  die  Vereinigten  Staaten  be- 
teiligt sind,  bietet  die  Statistik  der  letzteren 
sichere  Auskunft.  Von  1820 — 1870  sind  im 
ganzen  eingewandert  7553865  Menschen. 
IH^  Summe  verteilt  sich  auf  die  Herkunfts- 
länder wie  folgt: 


')  Fflr  den  Zeitraum  1871/82  berechnet. 
*)  Für  den  Zeitranm  1871/81  berechnet. 
*)  Für  den  Zeitranm  1876/83  berechnet. 


Grossbritannien  3 857.850  Belgien  17278 

Deotachland  2368483  Spanien  23214 

Oesterreich  9398  Portugal  4695 

Schweden  nnd  Bus:<l.  n.  Polen  8083 

Norwegen  J53928  China  109502 

Frankreich  245812  Von  anderen 

Schweiz  61 57a    Ländern  694050 

Die  auf  fi-flheren  Einwanderungen  beru- 
hende A'^erbindnng  der  Vereinigten  Staaten  mit 
den  wanderlustigsten  Völkern  Europas,  mit 
Deutscheu  und  Engländern,  wird  ihnen  zum 
dauernden  Vorteil.  Daran  hat  sich  erst  in  der 
neuesten  Zeit  einiges  geändert.  Vonl871 — 1897 
sind  nach  den  Vereinigten  Staaten  aus  Europa 
eingewandert  9  936  224  Menschen.  Davon 
entfallen  auf  Grossbritannien  3  III  671  {näm- 
lich auf  England  imd  Wales  1373696,  auf 
Irland  1441320,  auf  Schottland  296  655), 
auf  Deutschland  2  577  260.  Daneben  treten 
aber  die  südlichen  und  östlichen  Gebiete 
Europas  ebenfalls  stark  hervor.  Es  wan- 
derten nämlich  in  dem  angegebenen  Zeit- 
raum ein  796101  Italiener,  461443  Russen, 
144764  Polen,  513212  Oesterreicher,  309879 
Ungarn  u.  s.  w.,  so  dass  der  Charakkter  der 
e»ut)päischen  Einwanderung  in  die  Ver- 
einigten Staaten  eine  nicht  unwesentliche 
Aenderung  erfahren  hat  Der  prozentuelle 
Anteil  der  Deutschen  und  Engländer  ist  im 
letzten  Jahrzehnt  gesimken.  Nach  1871 
bis  1887  betrug  der  Anteil  der  Deutschen 
332  pro  Mille  der  Gesamteinwanderung, 
1888—1897  nur  185.  Bei  den  EnglÄndem 
ist  das  Verhältnis  161:108,  bei  den  Iren 
159 : 125,  bei  den  Schotten  32,9 : 25.  Hin- 
gegen ist  der  Anteil  der  Italiener  gestiegen 
von  43,4  auf  129  pro  Mille,  der  der  Russen 
von  27,2  auf  72,  der  Oesterreicher  von  37,1 
auf  71,  der  Ungarn  von  16.9  auf  50,  der 
Polen  von  7,9  auf  23  pro  Mille. 

Die  Stärke  der  Auswanderung  axis  obigen 
Ländern  schwankt  innerhalb  der  einzelnen 
Jahre  beträchtlich.  Die  Grenzziffern  sind 
für  Europa  100000  und  8000^)0.  In  viel 
geringerem  Masse  schwankt  der  verhältnis- 
mässige Anteil  der  einzelnen  Auswanderungs- 
ziele an  der  Gesamtmasse  der  Auswanderer, 
Doch  ist  das  Verhalten  der  einzelnen  Nation 
dabei  nicht  gleichartig.  Während  in  Deutsch- 
land ,  England ,  Schweden  und  Norwegen 
Schwankungen  um  20^/0  nur  selten  vor- 
kommen, sind  darüber  hinausgehende  Ab- 
weichungen bei  Italienern  und  Franzosen 
häufig.  In  welchem  Grade  die  einzelnen 
Gtjbiete  bei  einzelnen  Nationen  bevorzugt 
werden,  weist  die  folgende  Uebersicht  nach. 
Sie  zeigt  zugleich  das  Schwanken  der  An- 
ziehungskraft für  die  einzelne  Nation  im 
Laufe  der  Jahre. 
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üeberse^sche  Auswanderug  nach 


im  Jahre 

s  s 

5S 

H 

o  * 

1 

1 

Ol 

•0 

a  es 

Afrika 

-  Asien 

-  Australien 

■SS 

V  2 

Ii 
II 
» " 

0 

^ 

"/» 

ans  Deatschland 

1880 

io6  190 

97,31 

2,50 

0,03 

0,04 

0,12 
0,58 

1885 

103  642 

95,83 

3,34 

0,28 

0,07 

1890 

97  »03 

92,76 

6,10 

0,48 

0,17 

0,49 
0,56 

1896 

37498 

89,61 

7," 

2,36 

0,36 

ans  Italien: 

1680 

35  677 

16,13 

76,S9 

7,16 

0,08 

0,04 

1885 

78961 

16,59 

75.M 

7,87 

0,12 

0.30 

1896 

187908 

M>,74 

77,00 

1,60 

ans  Frankreich: 


1875 
1880 
1885 
1888 
1892 


3785 
4607 
6  100 

33339 
5638 


19,31 
49,18 
41,28 
17,67 


62,49 
47,81 
57,3» 
8a,»7 


49,70149,70 


1,27 

It34 
0,09, 
1,60; 


0,79 


0,10 
0.02 


16,04 
2,99 


s 


9  a 

S  'S 


'n 


es 

I 

-«S 


I 


18751 

1880 

1884 


Jahr 


1861-70 
1871-80 
1881-90 
1881-96 
1896 


I  772 

7*55 
897s 


aus  der  Schweiz: 

48,87  40,  S2 

79,83  15,23 
87,00  12,50 


4,34 

2,65i 


0,51 
0.26 


4,18 
0,73 
0,50 


1,58 
1,30 


aus  Orossbritannien: 
Gesamt' 

auswan-  nach 

derung  Verein.  Britisch  Austra-  ander. 

durch-  Staaten  Nord-     lien  Ge- 
schuittl.  amerika  bieten 

jährlich 

(in  Tausenden) 
157  113  13  37  4 
168  109  iS  30  11 
256  171  30  37  17 
196  137  21  14  24 
163        99        15        10  37 


Die  europäische  Einwanderung  in  die  Verein^ten  Staaten  im  letzten  Decenaium 
ist  aus  fidgradOT  auf  der  üniousstatistik  ruhenden  Uebersicht  ersichtlich.  Es  wanderten  ein 


aus 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

Oesterrüeli  

33207 

34  137 

42  676 

42900 

36  132 

23  108 

18256 

34205 

18006 

Beliiett  

10967 

22  062 

28  366 

37  336 

23  501 

14397 

15  306 

30898 

15025 

2  56z 

2  671 

3037 

4303 

4091 

2028 

I  590 

I  26! 

760 

Dänemark  

8699 

9366 

10659 

10593 

8779 

5  581 

4244 

3  167 

2085 

5918 

6585 

6770 

6  521 

5358 

3662 

3702 

2463 

2  107 

Deutschland  

99538 

92  427 

113  554 

130758 

96361 

59  386 

36  351 

31  885 

22  533 

Griechenland  

>58 

5*4 

I  105 

615 

1  131 

I  351 

605 

2  175 

571 

25307 

52003 

76  055 

62  137 

72916 

43967 

36961 

68  060 

59431 

Niederlande  

6  460 

4326 

5  206 

7  260 

8  114 

2S84 

2348 

I  583 

890 

Norwegen  

13390 

11  370 

12  568 

1446z 

16079 

8S67 

7  373 

8885 

5843 

Polen  

4922 

II  073 

27497 

33  299 

13  664 

I  552 

I  020 

691 

4  165 

57 

158 

918 

2828 

3  959 

2071 

589 

2  766 

1874 

893 

517 

957 

978 

770 

806 

507 

785 

791 

Rossland  (ohne  Polen] .  . 

31  889 

33  147 

42  145 

79  294 

37  177 

35  694 

32053 

45  137 

32  750 

2  027 

2451 

5  281 

5099 

6651 

2400 

3437 

6308 

3066 

Spanien  

526 

813 

905 

I  006 

987 

820 

889 

35" 

488 

35415 

29  632 

36  8S0 

43247 

38077 

1S608 

15683 

21  177 

13  162 

7070 

6993 

6811 

7408 

5295 

3417 

2  624 

2  304 

1  566 

Türkei  

252 

206 

265 

227 

555 

278 

215 

169 

153 

Grossbritannien  .... 

153  549 

122754 

122  311 

117514 

109086 

71  871 

87  724 

64  827 

41  173 

darunter 

England  und  Wales 

69  696 

57  689 

54058 

50527 

47  698 

30713 

33  864 

21  073 

10844 

Irland  

65557 

53024 

55708 

55467 

49233 

33904 

5888 

4026z 

28421 

Schottland  .... 

18296 

12041 

IZ557 

11  520 

12155 

7254 

47  972 

3483 

1883 

Europa  im  ganzen  .   .  . 

434790 

445  ögo 

546085 

608473 

488832 

303  150 

271  223 

339067 

316397 

Aus  der  grossen  Beilw  vcsi  Ursachen 
der  Auswanderung  aus  Europa  m{^n  nur 
einzelne  beispielswdBe  ■  hervorgehoben  und 
au  den  ZeMm  der  Auswanderer  erhärtet 
werden  (vgl.  auch  unten  sub  5).  Wirt- 
sciiaftli^e  und  politische  Missstände  haben 
wiederholt  im  I^ufe  des  Jahrhunderts  den 
Auswanderun^strom  anschwellen  gemacht. 
So  kamen  im  Jahre  1826  von  10337  Ein- 


wandoreon  nur  7709  auf  Giossbritannien. 
Im  nfichsteu  Jahre  wuchs  die  Z^l  auf 
11952  von  18875  und  1828  auf  17840  von 

einer  Gesamtsumme  von  27283.  Im  Jahre 
1830  aber  war  die  britische  Einwanderung 
auf  3874  unter  23322  gesunken.  Diese 
VeränderuDgen  stehen  in  deutlichem  Zu- 
sammenhange mit  der  Krisis  von  1826,  der 
Arbeitslosigkeit   in   den  Industriebezirkeu 
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und  der  Hungersnot  in  Irland.  Mit  dem '  Unzufriedenheit  in  den  neu  erworbene» 
Schwinden  dieses  Notstandes  nimmt  die ;  Provinzen  Preussens  zurückzuführen.  So 
Stärke  der  Auswanderung  ab.  Ihren  Höhe- '  steigt  die  Auswandenmg  aus  Deutschland 
punkt  erreichte  die  irische  Auswanderung  ^  1872  wieder  auf  125650,  um  infolge  des 
nach  der  grossen  Hungersnot  von  1846.  In  wirtschaftlichen  Aufschwunges  in  den  nÄch- 
den  10  Jahren  von  1845 — 1854  verliessen  sten  Jahren  bis  zu  einem  Minimum  von 
nicht  weniger  als  1512100  Irländer  das  21964  im  Jahre  1877  zu  sinken.  In  jüngster 
vereinigte  Königreich.  In  dieselbe  Zeit  fallt  Zeit  hat  die  Depression  der  Erwerbsver- 
die  höchste  Auswanderung  aus  Deutschland,  hiütnisse  in  den  v  ereinigten  Staaten  in  Ver- 
In  den  gleichen  10  Jahren  kamen  1226936  bindung  mit  der  Yerschäi'fung  der  Einwan- 
Deutsche  nach  den  Vereinigten  Staaten.  Es  derungsgcsetzgebung  die  Einwanderung  nach 
sind  die  Opfer  wirtschaftlicher  und  polt-  der  Union  bedeutend  eingeschränkt  Diese 
tischer  Notjahre.  Dass  in  der  That  poli-  Beispiele  zeigen,  dass  die  europäische  Be- 
tische  Gründe  die  Höhe  der  Auswanderung '.  völkerung  heute  eine  leicht  bewegliche 
beeinflusst  haben,  kann  man  daraus  ersehen,  |  Masse  ist,  die  verschoben  wird  unter  der 
dass  sie  ihren  Höhepunkt  in  den  stilleji  Macht  anziehender  und  abstossender  Kräfte. 
Jahren  der  beginnenden  Reaktion  erreicht. ;  Die  starke  Anziehungskraft,  welche  die 
1854  betrug  die  Zahl  der  auswandernden  i  Vereinigten  Staaten  auf  die  europäische 
Deutschen  215009.  Es  ist  die  Zeit,  in  der  Auswanderung  ausüben,  rechtfertigen  den 
deutsdie  Regierungen  (Baden,  Hessen)  die  Ausspruch  eines  Amerikaners  (Coxe),  dass 
Auswandenmg  ganzer  Oemeinden  beföraem.  |  dies  Land  den  Angehßri^n  fast  jeder  Na- 
Wie  sdilechte  Ernten,  Krisen,  politische  tionalitftt  wie  eine  Kolonie  erscheine.  Unter 
Wirren  die  Answandemng  bcffirdeni,  so  den  mannigfac^eu  Vorzflgen,  welche  jene 
rufen  sie  aber  andererseits,  wenn  sie  im  grossen,  in  ununterbrochener  Wohlstands- 
Einwanderungslande  auftreten,  eine  Beschrftn- .  entwickelung  stehenden  Gebiete  aufzuveiäon 
kung  der  Einwanderung  hervor.  So  sank  die  hatten,  wird  einer  der  mächtigsten  —  die 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten '  freie  Vergebung  von  Staatsländereien  —  in 
von  79340  im  Jahre  1837  am  38914  im  den  nächsten  Jahren  allerdings  zu  wirken 
folg^den  Jahre  und  erreichte  erst  1840  aufhOi*en.  Ob  dadurch  bei  dem  grossen 
wieder  die  Höhe  von  84066.  Der  Grund  Anteile,  welchen  die  Landwirtschaft  trei- 
lag  in  der  schweren  finanziellen  Krisis,  bende  Bevölkerung  an  der  gesamten  Ein- 
weldie  die  Union  1837  durchgemacht  hatte. .  Wanderung  in  die  Vereinigen  Staaten  be- 
Aehnlich  wirkte  die  Krise  von  1857,  so  dass :  sitzt,  diese  selbst  einer  Knse  entgegengeht, 
1858  und  1859  die  Einwanderung  in  New-  j  wie  ^-ielfach  behauptet  wird,  ist  aber  doch 
York  kleiner  war  als  in  irgend  einem  Jahre  i  noch  zweifelhaft.  DieZählun^berichte  der Ver- 
seit  1842.  Im  Jahre  1851  war  die  Zahl  der ,  einigten  Staaten  aus  den  Jahren  1870  und 
Einwohner  in  New- York  186733,  in  denll88()  enthalten  genauere  Nachweisimgen 
beiden  Jahren  1858  und  1859  nur  78589,  über  das  Verh&ltms  der  verschiedenen  Be- 
bezw.  79  322.  Und  nachdem  sie  1860  wie-  i  ru/sarten  imter  der  Gesamtzahl  der  Einge- 
der  auf  105162  gestiegen  wai',  sank  sie  in- '  wanderten.  In  den  vier  grossen  Gruppen 
folge  des  Ausbruches  des  Bürgerkrieges  i  I^andwirtschaft,  Handwerk  und  persönliche 
1861  auf  65.539,  1862  auf  76306.  Im  Jahre '  Dienste,  Handel  und  Verkehr,  Bergwerke 
1867  zeigt  die  deutsche  Auswanderung  ein  und  Industrie  war  die  Verbreitung  der  in 
Mehr  von  10  (KX)  gegenüber  dem  Jahre  1866,  der  Union  und  der  im  Auslände  Geborenen 
das  bereits  106716  deutsche  Einwanderer  im  Jahre  1880  die  folgende: 
gebracht  Iiatte.   Die  Erhöhung  ist  auf  die 


Abstammend  aus 


Im 
Ganzen 

der 
Uuiun 

Deutsch- 
land 

Cirossbri- 
tannien 

Irland 

ISkandi- 
navien 

Britisch 
Amerika 

anderen 
Gebieten 

Landwirtschaft 
Handwerk  und  per- 
sönliche Dienste 
Handel  und  Verkehr 
Bergwerk  nnd  Indu- 
strie 

7670493 

4  074  238 
I  810256 

3  H7  1 12 

6  857  664 

3  076  768 
i  351  695 

2611  324 

293  722 

218867 
152491 

368  1  lO 

104314 

79  963 
56  498 

225  730 

140307 

415854 
138518 

284  175 

91836 

52  860 
16  240 

44615 

73  435 

90614 
33  119 

153  935 

109  215 

139312 
61  712 

149  222 

Da  vielfach  landwirtschaftliche  Arbeiter  zu  gering  angegeben.    Einen  bedeutenden 

als  Arbeiter  sclüechtweg  und  damit  in  die  Teil  der  Geaamtauswandenuig  nach  den  Ver- 

zweite  Gruppe  ein^roiht  worden  sind,  ist  einigten  Staaten  nimmt  demnach  sicherlich 

die  Zahl  der  I^audwirtscliaf t  Treibenden  nocli  die  Landwirtscliaft  in  Anspruch,  aber  nicht 


Digilized  by  Google 


Auswanderung  (Allgemeines) 


71 


den  gröesten.  Auch  würde  derselbe  keines- 
^egs  ganz  mit  dem  Aufhören  freier  Ver- 
gebung von  Land  verschwindeiL  Dieses 
eine  Moment  wird  daher  auf  eine  Verminde- 
Tung  der  ESnwaDderung  selbständiger  liand- 
wirte  hinweisea,  sAter  üe  fOr  üch  allein  im 
ganzen  mßhi  hemmen.  Waren  doch  unter 
den  ganzen  7,5  lUßllioneu  Einwanderern  von 
1820—1870  mir  977000  Achertauer  gegen 
1,1  Millionen  Tagel5hner,  570000  Band- 
werker  etc.  Aitdi  über  die  Erw^lrastellimg 
der  Einwanderer  aus  den  önzelnen  Kationen 
geben  j^e  Beri<dite  Au&chluss.  Italiener 
und  Iriinder  stehen  auf  der  untersten  Stufe, 
äe  vermehren  das  Proletariat  der  grossen 
Städte.  Urnen  folgen  die  Skandinavier.  Auch 
sie  sind  zahlreich  unter  den  Dienstboten  und 
Bahnarbeitero.  Den  höchsten  Bang  nehmen 
Deutsche  und  Engländer  ein,  die  in  Industrie 
und  Landwirtschaft,  die  letzteren  auch  im 
Bergwerksbetrieb,  eine  selbständige  Stellung 
behaupten.  Während  von  der  gesamten 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  in 
den  Jahren  1879 — 83  jene  der  Deutschen 
36,24 '*'o  ausmachte,  ist  ihr  Anteil  an  zahl- 
reichen Bem&artea  der  Oesamtzahl  der  Ein- 
gewanderten ein  grösserer.  Jene  Berufe,  in 
welchen  die  deutschen  Einwanderer  mehr 
als  50  "/o  stellten,  sind  Lithographen,  Photo- 
graphen, Gelehrte,  Bäcker,  Friseure,  Schnei- 
der, Brauer  (81  »/o),  Fleischer,  Küfer,  Gärtner, 
Schlosser,  Müller,  Sattler,  Schxihmacher, 
Gerber,  Zinnarbeiter,  Dre<^ialOTj  Buchbinder, 
(ilaser,  Badmacher,  Gastwirte,  Kutsdier.  Von 
den  eingewanderten  Bauern  und  Lfudwirten 
entfallen  nur  33,77  °/o  auf  Deutsche,  von  den 
ändUchen  Arbeitern  3,240/0. 

Von  stärkerem  Einftuss  auf  die  Verände- 
rung in  der  Grösse  und  Kichtung  der  Aus- 
wamenmg  aus  Europa  dürfte  die  Aende- 
rung  sein,  welche  in  der  Einwanderunge- 
politik  der  Vereinigten.  Staaten  Überhaupt 
sich  vorzubereiten  scheint  Es  machen  sich 
Stimmen  geltend^  welche  der  Meinimg  sind, 
dass  die  Vereini^n  Staaten  einer  weiteren 
Einwanderunff  nidit  bedürfen,  dass  die  Ein- 
wanderung die  Zahl  der  Armen  bedeutend 
vermehre  und  dabin  führe,  die  Lebenshaltung 
der  ariieitenden  Klassen  durch  die  Konkru^ 
reiiz  der  billiger  arbeitenden  Deutscheu,  Ir- 
länder,  Italiener  etc.  herabzudrQükeu,  Ein 
toaktischer  Ausdruck  des  Bestrebens,  die 
ISnwandemng  weni^tens  unter  Eontrolle 
zu  stellen,  sind  die  G.  v.  26.  Februar  1885 
imd  23.  Februar  1887,  welche  die  Einfüluimg 
TOn  fremden  Arbeitern  auf  Grund  von  vor- 
aus abgefassten  Arbeitsverträgen  verbieten, 
und  das  übrigens  schon  auf  älteren  Gnmd- 
lagen  ruhende  O.  v.  3.  August  1882  betreffend 
die  Ziu-fickweisung  von  idlen  Personen, 
welche  der  öffentlichen  Armenpflege  zxa 
Latt  fallen  würden. 

Das  Anatftigftn  der  europ£üschen  Aus- 


wanderung nach  den  Vereinigten  Staaten 
bis  zum  Jahre  1892  und  der  mit  1893  ein- 
setzende, im  Jahre  1894  auf&dlend  grosse 
Rückgang  der  Wand^lbewegung  sind  offen- 
siditUch.  Kit  Ausnahme  von  Qrossbiitannien, 
das  seit  1889  ^e  sinkende  Zahl  von  län- 
wanderem  nach  den  Vereinigten  Staaten 
sendet,  sind  alle  europäischen  Staaten  gleich- 
mässig  an  jenem  Auf-  und  Abstei^^  betei- 
lig, ein  deutlidier  Beweis,  dass  die  Gründe 
dieser  Veränderungen  lücht  hier,  sondern  in 
den  Zuständen  jenseits  des  Ooeans  liegen. 
Es  sind  ihrer  vornehmlich  zweL  Während 
in  Europa  der  Arbeitsmarkt  in  keinem  der 
Jahre  eine  tiefgehende  und  andauernde 
Besserung  aufwies,  hat  in  den  Vereinigten 
Staaten  das  in  der  Mac  Kinley-Bill  gipfelnde 
HochschutzzoDsystem  zahlreiche  europäische 
Arbeitskräfte  sngezoeen.  Erst  die  Ent- 
täuschung, welche  das  Wirken  der  Mac 
Kinley-Bill  hervorrief,  und  die  auf  weiteren 
Ursachen  beruhende  Krise,  in  die  die  Ver- 
einigten Staaten  1893  und  1894  hineintrieben, 
hat  wieder  hemmend  auf  die  Einwanderungs- 
bewegung gewirkt  Dazu  kommt  aber  als 
zweiter  Grund  die  Veränderung  in  der  Ein- 
wandemngspolitik  der  Vereinigten  Staaten. 
Unter  dem  Druck  einer  Bewegung,  die  in 
den  massgebenden  Städten  des  Ostens  der 
Union  ihre  mächtige  Stütze  hat  deren  Be- 
rechtigung von  angesehenen  Gelehrten  wie 
Richmond  Mayo  Smith,  Francis  A.  Walker 
verteidigt  ^Tirde,  kamen  zwei  Gesetze,  vom 
3.  März  1891  und  3.  März  1893,  zu  stände, 
welche  der  unwillkommenen  Einwandenmg 
von  Arbeitsunfähigen,  Sträflingen,  Annen- 
häuslern, Kontrak^beitern  etc.  ein  Ende 
machen  sollten.  Während  das  Gesetz  von 
1891  den  Kreis  der  von  der  Einwandenmg 
ausgeschloßsenen  Personen  weiter  und  be- 
stimmter zieht  als  frühere  ähnliche  Gesetze, 
ist  jenes  von  1898  vor  allem  ein  Verwal- 
tung^gesetz,  das  das  System  der  Kontrolle 
der  Einwanderer  und  die  Haftpflicht  der 
mit  der  Einwanderung  beschäftigten  Trans- 
poituntemdimnngen  gegenüber  dem  bis- 
herigen Zustande  verscnärfte.  Dem  von 
mehreren  Seiten  erhobenen  Wunsch,  die 
KontröDe  schon  in  Eoropa  auszuüben  (z.  6. 
durch  Certifikate  der  amerikanischen  Con- 
sulu),  ist  nicht  nachgegeben  worden,  doch 
sind  Edle  Sc^iiffsgesellschaften,  die  Ein- 
wanderer befOrdera,  verpflichtet,  zweimal 
im  Jahre  dem  Schatzsekretär  der  Vereinigten 
Staaten  eine  Bestätigung  darüber  zu  unter- 
breiten,  dass  sie  in  den  Btu^aus  aller  ihrer 
mit  dem  Verkauf  von  Schiffahrtkarten  an 
Auswanderer  befassten  Agenten  eine  Uebei"- 
setzung  jenes  Gesetzes  von  1891  in  der  be- 
treffenden Ijandessprache  »in  grossem  Druck« 
aus^hängt  und  dass  sie  ihre  Agenten  in- 
stnueit  haben,  vor  dem  Kartenverkauf  die 
Auswanderer  auf  dieses  Gesetz  aufmerksam 
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zu  nuu^en.  Die  schärfere  Eoutrolle  der 
Einvanderer  tritt  auch  darin  zu  Tage,  dass 
1894  1511  Zurüc^eisimgen  erfolgten, 
w^rend  iu  früheren  Jahren  bei  einer  Ge- 
Bamteinvandenmg  von  über  einer  halben 
Million  oft  nur  "wenige  Hunderte  am  Landen 
gehindert  wurden. 

Die  auf  Hemmung  der  Einwanderung 
gerichtete  Politik  der  Vereinigten  Staaten 
wird  zweüelloB  anhalten,  ja  sie  dürfte  noch 
eine  VerstSrkuog  erfahren,  zunutl  die  wirt- 
gchaftliche  Depiession  die  Neigung,  neue 
EonkuzTenten  um  Arbeitsgelegenheiten  ab- 
zuwehren^ immer  mehr  Terst&rkt  Dieser  in 
semer  Wirkung  wahrschdnlich  mAcht^te 
Grund  des  Sinkens  der  Einwanderung  in 
die  Vereinigten  Staaten,  die  Ungunst  der 
Erwffl'bsTernältniase,  wird  in  Verf)indung 
mit  der  Einwandeningspolitit  die  europaische 
Auswanderung  zwingen,  sich  den  central- 
und  südamerikanischen  Staaten  zuzuwenden, 
und  wieder  ist,  wie  in  den  40  er  Jahren, 
die  Gelegenheit  ftlr  eine  positive  Aus- 
wanderungspolitik, wahrscheinlich  zum 
letztenmal,  für  die  westlichen  europäischen 
Völker  gegeben.  Mexico  und  Südamerika 
bedürfen  noch  ^er  europäischen  Kapitalien 
und  ÄrbeitskrÄfte.  Die  inneren  Verwtütungs- 
verhältnisse  imd  die  wirtschaftliche  Lage 
insbesondere  Südamerikas  machen  aber  zu- 
nächst eine  Steigerung  der  einxjpäischen 
Auswanderung  nach  diesen  Gebieten  nicht 
wahrscheinlich.  Nur  ein  Zusammenarbeiten 
enropäischer  Regierungen  mit  denen  dieser 
Länder  und  mit  kapitalkräftigen  Koloni- 
salionsgesellschaften  (durch  Landerwerb  und 
systematische  Kolonisation)  könnte  hier  eine 
Aendenmg  herbeiführen .  Zunächst  ist  von 
einer  solchen  Richtung  der  Auswanderung&- 
politik  nichts  zu  beriäiten.  Die  Stärke  der 
Anziehungskraft  der  wichtigsten  Auswande- 
rungsziele ausserhalb  der  Vereinigten  Staaten 
ist  aus  folgender  Uebersicht  zu  ersehen, 
welche  für  Kanada  und  Australien  den 
Ueberschuss  der  Einwanderung  über  die 
Answandenmg,  für  die  anderen  Länder  nur 
die  Einwanderung  nachweist.  Es  sind  hier- 
bei nicht  bloss  die  europäischen  Einwanderer 
gezählt,  doch  en^lt  nm-  ein  geringer  Pro- 
zentsatz auf  andere  Ursprungsgebiete. 
(S.  nebenstehende  Tabelle.) 

ft.    Die   Ursacbeii    der  A.  Man 

hat  sidi  bemüht,  die  Ursachen  der  Aus- 
wandemng  im  alk;emeinen  festzustellen 
und  hat  hierbei  insbesondere  religiöse  und 
politische  Bedrückung  sowie  Uebervölkerung 
als  solche  hervoigenoben.  Es  ist  ohne 
Zweifel  richtig  und  durch  früher  angeführte 
Beispiele  auch  schon  belegt,  dass  die  beiden 
ersterwähnten  Ursachen  wirksam  gewesen 
sind.  Ebenso  aber  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  sie  heute  nicht  m^  oder 
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doch  nur  in  sehr  vereinzelten  F^en  ihren 
Kinfluss  geltend  machen.  Als  wirksame 
Kräfte  der  gegenwärtigen  europäischen  Aus- 
wanderung können  wir  jene  beiden  Momente 
nicht  bezeichnen.  Um  so  häufiger  ^ubt 
man  dagegen  Uebervölkerung  als  mass- 
gebende Ursache  ansehen  zu  können,  während 
freilich  von  anderer  Seite  die  Thatsache  oder 
Möglichkeit  einer  Uebervölkerung  nicht 
weniger  lebhaft  bestritten  wird.  In  der 
Regel  haben  beide  Teile  recht.  Jene,  welche 
von  Uebervölkerung  nicht  reden  wollen,  er^ 
klären,  dass  man  eine  solche  erat  dann  an- 
nehmen dürfe,  »wenn  ein  Staat  trotz  An- 
spannung aller  Kräfte  nicht  mehr  allen 
seinen  Mitgliedern  die  zur  p;ewnhnten  Lebens- 
haltung bedurften  Güter  sichern  kannc,  wenn 
der  Ertrag  der  Arbeit  mit  der  Zunahme  der 
BerOlkerung  nicht  mehr  gleichen  Schritt 
halt  (Schippel).  Solang^  also  die  (h^isse, 
die  sich  aus  der  Division  des  National- 
produktes durch  die  BevOlkemng  oigiebt, 
nicht  kleiner  geworden  ist,  könnte  man  von 
keiner  Uebervölkerung  sprechen.  In  Europa 
und  seinen  Teilen  int  dies  sicher  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  —  Skandinavien  viel- 
leicht ausgenommen  —  nicht  der  Fall  ge- 
wesen. Allein  mit  ebensoviel  Recht  ver- 
weisen die  anderen  darauf,  dass  eine  solche 
ideale  Division  nicht  vorgenommen  werde 
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daB3  die  konkreten  Wirtachafts-  und  Rechts- 
zustände und  die  sich  daran  knüpfenden 
'Vertölnngsverh^tnisse  für  die  Beurteilung 
dar  Frage  massgebend  sein  müssen.  Diese 
kOonen  oewirken,  dass  für  eine  ErweiteruDg 
der  Bevölkerung  thatsftohfich  kein  oder  nur 
ein  geringer  Spielraum  g^ben  ist,  trotz 
VergröBsemng  des  Nationalproduktes.  £b 
koounen  f»ner  die  bedeotendoi  Untrasdiiede 
in  der  Ekitwic^ehmg  der  Teile  emes  und 
desselben  Staates  in  Betracht,  velbhe  durch 
dai  Torsdiiedenartieett  Fortschritt  der  Yer^ 
kdusveriiftltDisse,  der  viitschaftlichen  Bil- 
dmi^,  von  %ttea  tmd  Ctevcdmheiten  etc. 
bedingt  werden,  so  dass  bei  einem  im  ganzen 
TorwSrtssdiräteDden  Öemeinvesen  doch 
Teile  im  Stillstand  oder  Rückschritt  ge- 
blieben sein  können.  Für  die  Betrachtung 
der  Ursachen  der  Auswanderung  ist  der 
letzt^nannte  Standpunkt  jedenfalls  der 
richtige.  Die  so^nannte  relative  Ueber- 
völkerung  bczw.  die  sich  daraus  ei:;gebenden 
Schwierigkeiten  des  Erwerbslebens  sind  in 
hohem  Grade  als  Ursadie  gesteigerter  Aus- 
wanderung anzusehen.  Wm  man  auf  nodi 
entferntere  Ursachen  zurückgreifen,  so  kann 
man  sicherlich  jene  ■wirtschaftlichen,  recht- 
lichen und  sozialen  "Verhältnisse  heranziehen, 
und  namentlich  eine  Erfolg  suchende  Wirt- 
schaftspolitik wird  dies  thun  müssen.  Mit 
den  angeführten  sind  übrigens  keineswegs 
die  Ursachen  der  Auswuiderung  erachöprt. 
Es  muss  fraglich  erscheinen,  ob  dies  über- 
haupt möglich  ist  Solange  ran  V^lassen 
des  heimatlichen  Bodens  und  das  Aufsuchen 
der  Fremde  ein  Unternehmen  war,  das  durch 
entg^nstehende  Sitten  und  Anschauungen, 
durch  Schwierigkeiten  imd  Gefahren  der 
Reise,  durch  Ijangsamkeit  und  Unsicherheit 
des  Verkehrs,  durch  üngewissheit  der  Schick- 
sale in  der  Fremde,  durch  Unwahrschein- 
lichkeit  oder  Unmöglichkeit  der  Rückkehr 
und  durch  ähnliche  UmstSnde  gehemmt 
wurde,  kcHmten  nur  besondeis  hervor^ 
stediende  Ursachen  allgemeiner  Natur  eine 
^rGasere  Aii8wand6ranghffl1>eiführen.  Heute 
ist  dies  nicht  mehr  ao.  Nur  wenn  grosse 
Sdnrankungea  in  der  Zahl  der  Auswandem- 
den das  Aufboten  neuer  Krl^  anzeigen, 
welche  neben  den  stets  mehr  oder  wemger 
g^dimassig  widenden  Ursachen  thfitig  ge- 
veaea  sind,  wird  auf  diese  unsere  Auf- 
mexteamkdt  in  erhöhtem  Masse  gelenkt 
Im  übrigen  ist  auf  das  Wort  zu  verweisen, 
das  schon  Sadler  in  seiner  Untersuchung 
über  das  Bevölkerungsgesetz  ausgesprochen 
bat:  »ISs  ist  kaum  m^lich,  ii^end  eine 
Ursache  zu  denken,  weldie  die  Handlungen 
menschlidier  Wesen  beeinfluBst,  die  nicht 
auch  zugleich  auf  die  Auswanderung  der 
Menschen  fSnfluss  genommen  hätte.«  Ehr^ 
geiz,  Oewinosiicht,  enttäuschte  Hoffnungen, 
Verlust   gesellschaftlicher  Anerkennungen, 


Abenteurerämij  Wanderlust,  Wissbegierde 
haben  ebenso  ihren  Anteil  an  der  Stellung* 
von  AuBwanderem  wie  retigiOse  und  ^tAi- 
tische  Bedrückung  und  Schwierigteiten 
wirtschafüicher  Natur.  Alles,  was  die 
Bande  gew<^ten  Daseins  im  Kreise  der 
Familie  und  der  engeren  Heimat  zu  lockern 
vermag,  wirkt  fördernd  auf  die  Auswande- 
rung. In  dem  Masse,  als  fremde  Gebiete 
duräi  ihre  natürlichen  Vorzüge,  zusagende 
politische  Einriditunrai,  allg^neine  Kultm-- 
errungenschaften  und  wirtschaftliche  Wohl- 
fahrt sich,  auszdchnen  oder  —  richtiger 
gesagt  —  sich  auszuzeichnen  scheinen, 
wird  ihre  Anziehungskraft  auf  Menschen, 
deren  Beziehungen  zur  Heimat  aus  Gründen 
irgend  welcher  Art  gelockert  sind,  immer 
mächtiger.  Vermittelnd  und  fördernd,  ja 
wohl  auch  verlockend  und  reizend  ti-eteu 
die  im  Masse  der  Auswanderung  zunehmen- 
den persönlidien  Beziehungen  zwischen 
Heimatland  und  Auswanderungsland  hinzu. 
Und  alle  die  Bindeglieder  des  Verkelxrs, 
Agentschaften,  absichtliche  oder  unabsicht- 
liche Lobredner  fremder  Zustände  unter- 
stützen die  im  Innern  des  Menschen  oder 
in  den  äusseren  Verhältnissen  liegenden 
Anregungen  zur  Auswandenmg.  Es  kann 
daher  heute  nicht  darauf  ankommen,  für 
den  regelmässigen  Zug  der  Auswanderung 
besondere  Ursachen  hervorzuheben.  Sie 
liegen  auf  allen  Gebieten  des  persönlichen 
und  Familienlebens  und  der  gesellscliaft- 
lichen  Verhältnisse,  und  üire  Erforschung 
ist  Aufgabe  von  Einzeluntersudiungen,  welche 
den  Charakter  der  Auswanderung  in  einzelnen 
örüich  abgegrenzten  Gebieten  festzustellen 
hätten.  In  den  meisten  5^en  werden  hier- 
bei allerdings  die  wirtschafthchen  Verhält- 
nisse die  treibende  Ursache  bilden.  Ins- 
besondere hohe  Bodenpreise  und  niedrige 
Arbeitslöhne  in  Europa^  niedrige  Boden- 
preise und  hohe  Arbeitalöhne  über  See 
werden  die  abstossenden  und  anziehenden 
Kräfte  sein,  mit  deren  Ausgleichung  allein 
die  Massenauswandemng  zum  Stillstaad 
kommen  kttente.  Unter  den  sekundären 
Momenten,  weldie  erat  bei  schon  gelockerten 
Beziehungen  zur  Heimat  wirksam  werden, 
sind  edcherlidi.  am  einflussreichsten  die  per- 
sönlichen Bezi^ungen  zu  Angehörigen  und 
Volksg^iossen  im  fremden  Luide. 

Eb  ist  natüriidi,  dass,  wie  bei  allen 
Sozialerscheinungen,  so  auch  bei  dffl*  Aus- 
wanderung mit  der  blossen  Vermehrung  der 
Bevölkerung  an  sich,  auch  abgesehen  von 
dem  in  dieser  Thatsache  liegenden  ursäch- 
lichen Momente,  ihre  Grösse  absolut  zu- 
nimmt In  der  That  hat  ja  die  Auswanderung 
im  Laufe  des  Jahrhunderts  bedeutend  zu- 
genommen. Auf  die  Momente,  welche  dazu 
beigetragen  haben,  wurde  schon  eingangs 
des  vorigen  Abschnittes  verwiesen.  Setzen 
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wir  die  nach  offiziellen  Angaben  ermittelten 
Grössen  in  ein  VeiMitnis  zur  jeweiligen 
Grösse  der  Bevl^erung,  so  finden  wir  aber, 
iloBB  ihrer  absoluten  Zunahme  keines- 
wegs immerauch  ein  relatives  Wachstum 
entspricht 

Die  britische  Auswandenmg  wies  auf 
dorchschnittlicli 


im  Zeitraum        pro  Hille 

der  BevQlkerang 
1866—60  l  5  Jahrel  4,3 
1861—70  10 
1871—80  (10 


1881—86  {  5 
1886—90  (  5 
1891—85  (  5 


) 


5,2 
5,1 
7,3 
6,9 
4,' 


Personen 
(in  Tausend) 

124 

157 
i68 

253 
196 


Die  deutsche  Auswanderung;  zeigt  aller- 
dines  nicht  die  gleiche  Stetigkeit,  sinkt  aber 
doch  auch  in  den  für  Deutachland  politisch 
und  wirtschaftlich  günstigen  Zeiträumen 
nicht  allzu  tief  unter  die  Grösse,  welche 
die  Auswanderung  in  früheren  Zeiten  poli- 
tisch und  wirtschaftlich  xm^ttnstigster  Ver- 
hältnisse aufwies.  Das  heisst,  wir  haben 
heute  auch  bei  blflhenden  wh-tschaftUchen 
imd  poUtischen  Zustanden  eine  Auswanderung 
zu  gewärtigen,  welche  früher  ihrer  (Grösse 
we^n  nur  durch  die  Not  der  Zeit  begründet 
schien.  Es  betrug  die  Auswanderung  aus 
Deutschland 

pro  MiUe  pro  Mille 

im  Zeitraum     der  Be-     im  Jahre     der  Be- 
völkerung: völkerung 
1841-^         1,6  1887  2,2 

1851—60         3,4  1888  2,1 

1861—70         2,6  1889  1,9 

1871—75        0,9  1890  1,9 

1876-80        o,s  1891  3,4 

1892  2,3 

1893  1,7 

1894  0,8 
m&  0,7 

Die  Ungleichmässigkeit  der  Bewegung  in 
Deutschland  und  Grossbritannien  ist  lehr- 
reich. Sie  beruht  in  letzter  Linie  zweifel- 
1(K  auf  der  verschie<lenartigen  Anziehungs- 
kraft, welche  die  fast  aUein  zu  Auswande- 
rungszielen  geeignete  aussereurop^sche  eng- 
lische Welt  auf  den  Briten  und  auf  den 
Deutschen  ausübt  Bei  jenen  werden  die 
zur  Auswanderung  treibenden  Ursachen 
regelmässiger  wirksam  werden  als  bei 
diesen,  wo  der  'Widerstreit  zwischen  Heimat 
und  Eremdtum  noch  grGsser  ist  Immerhin 
hat  die  Aufhebung  oder  Verminderung  der 
Widerstände  rechuicher,  saüfüer  und  wirt- 
schaftlicher Natur,  welche  früher  die  Be- 
weeung  der  Afenschen  gehemmt  haben,  be- 
-«iät,  dass  die  immer  bald  in  grösserem, 
bald  in  geringerem  Masse  vorliaadeiien  Ur- 
sachen der  Auswanderung   zu  leichterer 


Wirkung  gelangen.  Üod  das  Amn-achsen 
der  Bevölkerung  XäßSt  darüber  keinen  Zweifel 
aufkommen,  dass  sie  stets  soweit  mächtig 
sein  werden,  dass  die  Auswanderung  als 
Massenerscheinung  erhalten  bleibt. 

6.  Die  Wirknnffen  der  A.  auf  das 
Mutterland.  Die  Wirkungen  der  Aus- 
wanderung auf  das  Mutterland  können  sich 
zunächst  in  der  Grösse  imd  Art  der  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerung  und  in- 
folgedessen in  der  gesamten  physischen, 
ökonomischen  und  geistigen  Macht  derselben 
äussern.  Der  Einfluss  auf  die  Bevölke- 
rungsgrSsse  ist  der  greifbarste.  Die 
Auswanderung  vermindert  die  Bevölkerung. 
Es  scheint  eme  selbstverstilndlic^e  Folge 
dieser  Thatsache  zu  sein,  dass  die  Aus- 
wanderung bei  zn  geringer  Bevölkerung 
sdtiädlich,  bei  zu  grosser  Bevölkerung  regu- 
lierend und  daher  nützlich  wirken  müsse. 
Alle  Polizeimassregeln  früherer  Jiüiriiuadprte 
gingen  von  dieser  in  ihrer  Allgemeinheit 
durchaus  naiven  Anschauung  aus.  Es  gilt 
in  dieser  Hinsicht,  was  Say  bereits  aus- 
gesprochen hat:  »Die  Staaten  werden  durch 
ihre  inneren  Gebrechen  zu  Grunde  gerichtet 
und  ent\-ölkert,  nicht  aber  durch  die  Aus- 
wandemngen.«  Ein  Blick  auf  die  Gründung»- 
geschichte  europäischer  Staaten ,  auf  die 
Kolonisation  Amerikas  und  die  gleichzeitige 
Entwickelun^  der  Bevölkerung  in  Eui-o^mi 
lehrt  die  Richtigkeit  dieses  Satzes.  ur 
ein  g^enteiliges  Beispiel  vermöchte  ange- 
führt zu  werden,  das  Irlands.  Die  unglück- 
liche Bevölkerung  dieser  Insel  ist  vom  Jahre 
1841—1851  um  lötKXXK)  Seelen  ztuKlck- 
gegangen  bei  einer  Auswanderung  während 
derselben  Zeit  von  imgefähr  2518000  Seelen. 
Im  Jahre  1867  betrug  die  Bevölkerung  Ir- 
lands 5482000  Seelen,  1897  nur  4550929. 
Die  irisclie  Auswanderung  während  dieser 
Zeit  umfasate  1576000  Seelen.  Will  man 
bei  der  nächsten  greifbaren  Tliatsache  stehen 
bleiben,  so  ist  zuzugeben,  dass  die  den 
natürlichen  Zuwachs  überholende  Äuswande- 
mng  die  Bevölkerung  vermindert  hat  Allein 
hier  ist  die  Auswanderung  selbst  veranlasst 
durch  Ursachen,  welche  eine  Bevölkerungs- 
vermehrung unmöglich  machen,  sie  ist  nicht 
der  letzte  Grmid,  sie  ist  ein  blosses  An- 
zeichen »innerer  Gebrechen^.  In  welcher 
Weise  eine  unter  normalen  wirtscliaftlichen 
und  sozialen  Verhältnissen  vor  sich  gehende 
Auswanderung  die  Grösse  der  Bevölkerungs- 
bewegung beeinflusstj  zeigt  folgende  Ueher- 
stcht,  weldie  für  eme  Beihe  von  Jahren 
den  Ucborscliuss  der  Geborenen  über  die 
Gestorbenen,  altso  den  natürlichen  Zuwaclis, 
die  Auswanderung  sowie  die  Verminderung 
der  ersteren  Grössenziffer  durch  die  Aus- 
wanderung, jedesmal  pro  Tausend  der  Be- 
völkerung, mushweist 
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Einw. 
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im  Jahre 
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 r 

1^ 

1Ö94 

< 

-< 

sc 

1891 

1892 

1893 

1891 

ItaUen  

loS 

11,13 

6,37 

10,11 

3,83 

11,41 

4,64 

10,60 

3,7» 

Frsnkreich  .... 

7a 

0,16 

0,52 

0,14 

0^45 

0,15 

1.04 

England  nnd  Wales. 

199 

11,32 

4,75 

11.50 

4,56 

n,S9 

4,64 

13,02 

3,27 

Schottland  .... 

53 

10,53 

5,50 

12,18 

5,74 

11,59 

5,62 

12,90 

3,52 

55 

4,94 

12,42 

3,06 

11,39 

5,04 

11,08 

4,74 

9,10 

Dentschland    .   .  . 

96 

13,58 

2,33 

11,63 

2,23 

12,16 

1,71 

13,59 

0,77 

Schweiz  

72 

7,58 

1,65 

8,73 

3,64 

7,97 

3,o8 

7,40 

1.30 

Norwegen  .... 
Schweden   .   .  . 

1 1 

11,45 

6,31 

9,10 

6,87 

to,53 

6,62 

1,72 

6 

13,51 

6.67 

11,81 

8,53 

»4,43 

9,31 

12,63 

Dftnemark  .... 

59 

10,93 

4,78 

10,11 

4,76 

11,73 

4,ai 

ia,74 

1,84 

Mit  Ausnahme  von  Irland  verbleibt  in 
allen  Staaten  eine  innerhalb  der  fflnf  Jahre 
nicht  allzusehr  schwanfeende  Wachstunis- 
ziffer*). Sie  ist  in  Ländern  mit  hoher  ab- 
soluter und  relativer  Auswanderungsgrösse, 
wie  in  (>ros6britannien  und  Deutschland, 
bedeutender  als  in  LAndem  mit  geringerer 
A\iswanderung,  wie  Frankreich,  Schweiz, 
Italien.  Es  ist  daher  für  die  Grösse  des 
Bevölkerungszuwachses  in  den  einzelnen 
Jahren  ein  grösseres  Gewicht  zu  legen  auf 
den  Ueberschuss  von  Geborenen  über  Ge- 
storbene als  auf  die  Abnahme  der  Auswan- 
demng.  Die  Geburtenziffer  ist  massgeben- 
der als  die  Auswanderungsziffer.  Wählt 
man  kleinere  Beobachtungsgebiete  und  kür- 
zere Zeiträume,  so  wird  äch  ein  üeberholen 
der  natürlichen  Vermehrung  durch  die  Aus- 
wanderung öfter  bemerken  lassen.  So  wies 
innerhalb  Deutschlands  die  Auswanderung 
AnfEiog  der  achtziger  Jahre  einen  Ueber- 
schuss auf  in  Pommern  1881  (16^ :  13,67) 
und  1882  (15,11:13,32),  Schleswig-Holstein 
1881  (10,76 : 10,62) .  Westpreussen  1881 
(16,84:15,14),  Mecklenburg- Schwerin  1882 
(10,62:9,97).  Allein  Zuzug  aus  anderen 
Geweten  und  die  vorübergehende  Dauer 
solcher  Bevölkerungsverluste  verhindern  im- 
mer wieder  den  Rückgang  der  Bevölkerung. 
Wenn  nicht  ausserge wohnliche  f^lle  ein- 
treten, ist  daher  von  der  Auswanderung 
allein  eine  Minderung  der  Bevölkming  nicht 
zu  ffli-chten. 

Eg  wird  aber  auch  nicht  zulässig  sein, 
sie  als  einen  Regulator  der  Bevölke- 
rung zu  bezeichnen.  Dass  die  Auswande- 
rung nicht  etwa  ein  Schwanken  der  Ge- 
burten imd  Todesfälle  zu  einer  gleichmässi- 
gen  Znwachsziffer  ausgleicht ,  lehrt ,  von 
b^ündenden  Erwägungen  ganz  abgesehen, 
ein  Blick  auf  die  Tabelle.    Es  kann  daher 


Dieselbe  drückt  aber  nicht  die  ganze  Zu- 
nahme der  BevClkerong  ans,  da  auf  die  Ein- 
wandemngen  noch  ketneBttcksicht  genommen  ist. 


nur  von  einer  Regulierung  der  Bevölkerung 
mit  Rücksicht  auf  die  S^werbsverhflltnisse 
die  Rede  sein.  In  der  That  hält  man  ja 
viel&ich  dafür,  dass  die  Auswanderung  je- 
weils den  Arbeitsmarkt  ungefähr  um  (lie 
Zahl  der  Beschäftigungslosen  vermindere 
oder  doch,  wenn  entsprechend  organisiert, 
vermindern  solle.  Dass  eine  oi^niaierte, 
staatlich  oder  durch  private  Gesellschaften 
geleitete  Auswanderung  eine  solche  Gleich- 
gewichtsstcllung  z^isdien  Bevölkerung  und 
Erwerbsverh^tnissen  nicht  herbeiführen 
kann,  wird  niemandem,  der  die  Frage  näher 
betrachtet,  zweifelhaft  sein.  Es  würde  dazu 
ein  üeberblick  über  die  wirtschaftHchen 
Bedürfnisse  des  Volkes,  Über  Arbeltsange- 
legenheit und  Arbeitsfähigkeit  der  Bevölke- 
rung notwendig  sein,  den  heute  bei  irgend 
einer  Stelle  vorauszusetzen  angesichts  der 
mangelhaften  Organisation  eines  Ifachweises 
von  Arbeitsgelegenheit^  thöricht  wäre.  Wae 
eingehendere  Betrachtung  des  Ganges  der 
Auswanderung  wird  aber  zu  der  Ueberzeu- 
gung  führen,  dass  ein  solches  Gleicli^vidit 
audi  auf  dem  Wege  der  nnorganisierten  in- 
dividuellen Auswanderung  nicht  hergest^t 
werden  kuin.  Es  ist  zwar,  um  ein  oft  ge- 
brauchtes Beispiel  zu  wiederholen,  dem 
Menschen  ebenso  natürlich,  nach  reichen, 
schwach  bevölkerten  Gegenden  mit  günsti- 
gen Erwerbsgelegenheiten  zu  strömen,  wie 
der  geprossten  Luft,  sich  in  den  luftleei-eii 
Raum  zu  stürzen,  aber  der  Meinung,  dass 
dies  mit  gleicher  Leichtigkeit  und  Wirkung 
geschähe,  wird  wohl  von  niemandem  auf- 
recht erhalten.  Die  Erwerbsgelegenheit  in 
den  Einwanderungsländern  und  das  Angebot 
der  Auswanderuugsländer  decken  sich  nicht. 
Mangelhafte  Kenntnisse,  Kosten  der  Aus- 
wanclemng,  Alters-  und  Familienveriiält- 
nisse  etc.  erschweren  die  Verwirklichung 
einer  gegebenen  Möglichkeit.  Vor  allem 
aber  folgen  die  Schwankungen  im  Bedarf 
der  Volkswirtschaft  einander  zu  rasch,  als 
■  dass  eine  wirkliche  Regulierung  durch  Aus- 
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wanderunng  in  Gang  gesetzt  Verden  konnte, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  auch  die  Vor- 
stellung vom  Gleichgewicht  der  Bevölkerung 
und  den  Erwerbsgelegenheiten  noch  eine 
unklare  bleibt,  solange  die  Bedingungen 
nicht  angejB^ben  sind,  luiter  welchen  dieses 
Gleidigewicht  ^edadit  wird. 

Eine  noch  kemeswegs  entschiedene  Frage, 
weldie  die  Einwirining  der  Auswanderung 
auf  die  GrOsse  der  Bevölkerung  berührt, 
bezieht  sich  auf  dea  Zusammenhiuig  zwi- 
schen Auswanderung  und  Geburten- 
frequenz. Man  konnte  meinen,  dass  die 
Auswanderung,  bei  welcher  ja  stets  die 
zeug[ungs-  bezw.  gebarfähigen  Altersklassen 
in  einem  stärkeren  Prozentsätze  als  in  der 
Gesamtbevölkerung  vertreten  sind  {s.  unten), 
eine  Verminderung  der  Geburtenzahl  her- 
beiführe. Doch  la^n  sich  dafür  nicht  viel 
flbei-zeugende  Beispiele  anführen,  da  die 
Fälle,  in  welchen  Steigerung  der  Auswan- 
derung und  nachfolgende  Verminderung  der 
Geburten  parallel  gehen,  in  der  Kegel  eine 
vollkommen  ausreichende  Erklärung  in  ge- 
ringerer Ehefrequenz  finden,  die  wieder 
auf  gleichen  üi-sachen  wie  das  Steigen  der 
Auswanderung  benihen  dürfte.  Ja,  es  wird 
sogar  —  von  Roscher,  Bödicker,  l^eroy-Beau- 
lieu  —  die  Meinung  vertreten,  dass  die 
Auswanderung,  weit  entfernt  davon,  als  ein 
Regulator  der  Bevölkerung  zu  dienen,  einen 
Stachel  zur  Vermehrung  derselben  büde. 
So  betrug  der  Bevölkerungszuwachs  Gross- 
britanniens imd  Irlands  in  den  lU  Jahren 
1841 — 1851  3,2  "/o  bei  einer  Auswanderung 
von  nmd  1'  2  Millionen  Seelen.  Im  nächsten 
Jahrzehnt  war  die  Auswanderung  auf  2^/2 
Millionen  gestiegen,  und  gleidizeitig  ver- 
mehrte sich  die  Bevölkerung  imi  oVs^'/o. 
Von  1861) — 1870  betrug  die  Auswanderung 
1,57  Millionen  bd  einer  Bevölkerungszu- 
nahme von  8,40/0,  von  1870—1880  1,68 
Millionen  bei  einer  Bevölkerungszunahme 
\oa  9,4 ''/o.  Auch  die  oben  gegebene  Ueber- 
sicht  zeigt,  dass,  Irland  ausgenommen,  die 
Staaten  mit  starker  Answsndenmg  auch 
einen  verhältnismässig  ^ssen  Uebersduiss 
der  Geborenen  über  die  Gestorbenen  auf- 
weisen. Eine  Erklärung  könnte  diese  Er- 
scheinung natürlich  mvc  darin  finden,  dass 
die  Aus^'anderung  der  verbleibenden  Be- 
völkerung grösseren  Spielraum  für  Wirt- 
schaft und  Erwerb  gelassen  und  dadurch 
die  Ehefrequenz  gesteigert  habe.  Damit 
wird  eine  Wirkung  der  Auswandenmg  an- 
genommen, die  in  dieser  Allgemeinheit  noch 
nirgends  nachgewiesen  ist,  wenn  auch  ihre 
Möglichkeit  zuzugeben  ist. 

Unter  den  Einwirkungen  der  Auswande- 
nmg auf  die  Bevölkerung  treten  noch  jene 
hteTor,  welche  auf  der  Gliederung  der 
Auswanderer  nach  Alter  und  Ge- 
schlecht beruhen.   Es  ist  dittch  die  Ver- 


hältnisse bedingt,  dass  die  jüngeren,  noch 
nidit  und  die  älteren,  nidit  mehr  arbeits- 
fähigen Altersklassen  durch  die  Auswande- 
nmg weniger  berührt  werden  sowie  dass 
Männer  als  fVauen  auswandern.  Die 
Zusammensetzung  der  Auswandeier  nach. 
Alter  und  Gescdüecht  unterscheidet  sidi  da- 
her von  jener  der  Gesamtbevölkerung.  Es 
sind  nicht  alle  Gruppen  der  letzteren  ^eich- 
mässig  vertreten,  es  findet  \'iebnem'  eiu 
stärkerer  Entzug  aus  den  kräftigen  Alters- 
klassen statt,  während  Kinder  und  Greise 
der  Heimat  verbleiben.  Das  Verhältnis,  iu 
dem  dies  stattfindet,  wird  durch  die  folgende 
auf  Deutschland  bezugnehmende  Tabelle 
illustriert.  Es  kamen  liier  in  den  ange- 
gebenen Jahren  auf  100000  Einwohner  der 
gleichen  Katogerie  Auswanderer : 


^     3     2«  «S    "g  ^, 

^      Ä     ^5  oS  Ii 

g  ffig  «og  |;| 


a)  männlich 

1891 

175 

348 

537 

233 

89 

350 

1892 

170 

329 

518 

223 

80 

241 

1893 

III 

268 

407 

186 

67 

186 

1894 

44 

121 

>75 

73 

33 

79 

189Ö 

36 

108 

171 

69 

27 

72 

1896 

30 

93 

162 

68 

32 

65 

weiblich 

1891 

169 

346 

371 

152 

87 

20-) 

1892 

160 

307 

340 

145 

75 

18S 

1893 

105 

251 

258 

III 

57 

140 

1894 

44 

134 

126 

53 

33 

68 

18% 

35 

121 

120 

46 

36 

60 

1896 

31 

109 

104 

39 

33 

53 

r)  Uberhaupt 

1891 

172 

347 

45a 

191 

88 

326 

1892 

'65 

318 

428 

183 

78 

214 

1893 

108 

259 

331 

"47 

63 

'63 

1894 

44 

128 

150 

63 

33 

74 

189& 

35 

115 

145 

57 

26 

66 

1896 

3» 

101 

133 

53 

23 

59 

Der  Verlust  durch  Auswanderung  trifft 
daher  ^rade  die  produktiven  Alters£lassea 
am  meisten.  Der  Nachteil,  der  hierin  ge- 
funden wii-d,  ist  noch  zu  erörtern,  ffier 
entsteht  die  Frage,  ob  durch  das  besondere 
Verhältnis  der  Gliederung  der  Auswanderer 
der  Aufbau  der  Bevölkerung  nach  Alter 
und  Geschlecht  wesentlich  berührt  wii-d. 
Es  kann  dies  einem  Zweifel  nicht  unter- 
liegen, da  eine  verschiedene  Zunahme  der 
einzelnen  Altersklassen  der  Bevölkerung 
eine  notwendige  Folge  jenes  Verhält- 
nisses ist. 
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Der  Zuwachs 

in  den 
Jahren 

s  ««^ 

^  10  -S 
u  > 

9  £ 

■h  0  s 

der  Alterskl. 
von  20-40 
Jahren  in  % 

IftSÖ— 9fe 
1875—80 
1880-86 

— — ' 

331 
856 

4,2 

6,0 

3.5 

5,1 
8,0 

3,1 

2.3 

4,3 

2,9 

So  ist  denn  auch  in  Deutschland  der 
prozentuale  Anteil  der  Personen  in  den 
jUtersUassen  von  20 — 10  Jahren  an  der  Oe- 
Bamtbevölkernng  in  den  letzten  Jahrzehnten 
geeonken.  £r  hetnig  1870:  29,8, 1875:  29,3, 
1880  :  283,  1885:  28,7,1890:  27^*>/o.  Hau 
hat-  diese  Thataache  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  volksviitschaftliche  Bedeu- 
tung herrorgehoboi  und  sie  jenen  zuge- 
rdht,  welche  die  Auswanderung  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
als  bedenklich  erscheinen  lassen.  Jeder 
Auswanderer  stellt  eine  gewisse  Arbeits- 
kraft dar,  um  sie  wird  die  Arbeitskraft  der 
Nation  vermindert.  Auf  die  Heranziehimg 
und  Bildung  eines  jeden  Auswanderers  ha- 
ben Private  wie  Öffentliche  Gemeinwesen 
Zeit,  Arbeitskraft  und  eine  Summe  von 
sachlichen  Gütern  verausgabt.  Wenn  er 
früher  die  Heimat  verläät,  bevor  er  in 
eigenem  produktiven  Wirken  und  in  der 
Heranziehung  von  Kindern  einen  Ersatz  da- 
für geleistet  hat,  war  jener  Aufwand  ganz 
oder  teilweise  unOkonomisch,  er  bedeutet 
einen  A'erlust,  der  zu  dem  der  Arbeitskraft 
lies  Auswanderers  hinzutritt  Endlich 
nimmt  jeder  einen  kleinen  oder  grösseren 
Betr^  an  Bai^ld  und  beweglichen  Gütern 
mit  sich,  um  die  sich  gleichfalls  der  Volks- 
wohlstand vermindert  Es  sind  eine  Beihe 
von  Versuchen  gemacht  worden,  diese  öko- 
nomischen Verluste  durch  Auswanderung 
auf  einen  fossbaren  Grtesenausdruck  und 
dadurch  unserer  Vorstellnng  näher  zu  brin- 
gen. Einen  sicheren  Nachweis  des  von  den 
Answanderem  mitgenommenen  Vermögens 
besitzen  wir  nicht  Die  Schätzungen 
sdiwanken  zwischen  400  und  800  Mk.  pro 
Kopf  der  Auswanderung.  Bei  Annahme 
des  oiedi^sten  Betrages  und  einer  ifthr- 
lidwn  Auswanderung  von  im  Durchschnitt 
lOOOUti  Seelen  ans  Deutschland  ea^be  dies 
einen  Jahriidien  Verhist  von  4IÖ  Millionen 
Xk.  Dass  dieser  Betrag  angesichts  einer 
Anfuhr  Deutschlands  im  Betrage  von  4000 
BfÜlionen  Hk.  einen  stOrenden  Einfluss  auf 
die  Kmdelslnlanz  oder  unses«  W&hnmgs- 
Terhaltnisae  nehmen  könnte,  ist'  ausge- 
schloesen.  Als  Minderung  der  Kapitalan- 
Bammiwng  kaun  er  in  Betracht  kommen, 
tritt  aber  auch  hier  zurück  g^nüb«:  den 
auf  2500  MilUmen  Mk.  geschätzten  jähr- 
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liehen  Ersparnissen.  Mit  grösseren  Summen 
hat  man  zu  rechnen,  wenn  man  den  wirt- 
schaftlichen Wert  der  Auswanderer  selbst 
in  RedmuD^  zu  stellen  versucht.  Es  sind 
hierfür  drei  Methoden  angewandt  worden. 
Die  eine  schätzt  die  Auswanderer  in  ihrem 
Kapitalwerte  nach  dem,  was  ihr  Unterhalt 
und  ihre  Erziehimg  gekostet  hat,  gewisser^ 
massen  nach  den  Produktionskosten  der 
Menschen.  Sie  ist  unter  anderen  auch  von 
Engel  zur  Anwendung  gebracht  worden. 
Als  ihre  ZulSsagkeit  in  neuerer  Zeit  be- 
stritten wurde,  setzte  Becker  an  ihre 
Stelle  die  Messung  des  Ueberschnsses  der 
künftigen  Leitungen  des  Auswandere 
über  sdnen  küDfagen  Bedarf.  Für  die 
übrigen  Mensdien  als  Qesamüieit  habe  in 
wirtechaftlicher  Beziehung  jedermann  nur 
in  dem  Masse  Wert,  als  er  mehr  produziert 
als  konsumiert  Eine  Gesamtheit,  welche 
immer  alles  verzehrt,  was  sie  erarbeitet, 
habe  für  die  übrige  Gesellschaft  gar  keinen 
Wert  Diesen  B^^chnungsarten  liat  Jan- 
nasch eine  dritte  entgegengestellt  Da 
man  als  Nationaleinkommen  die  Summe  der 
Einkommen  der  einzelnen  Personen  anzu- 
sehen hat ,  vermindern  die  Auswanderer 
das  jährliche  Einkommen  der  Nation  um 
die  ganze  Grösse  ihres  Einkommens,  das 
kapilalisiert  den  Kapitalwert  der  Auswande- 
rer bezw.  den  Verlust  des  Volkswohlstandes 
darstellt  Die  Grössen,  welche  nach  diesen 
Methoden  ermittelt  werden,  sind  verschieden. 
Nach  Engel  ist  der  mindeste  Kapital  wert 
eines  Arbeiters  750  Thaler,  so  dass  unter 
Berücksichtigung  von  Frauen  und  Kindern 
pro  Kopf  500  Thaler.  bei  100000  Auswan- 
derern Jährlich  150  Millionen  Mk.  als  Ver- 
lust anzusehen  wären.  Bemerkt  sei,  dass 
die  niedrigsten  amerikanischen  Schätzimgen 
des  Kapitalwertes  eines  Einwanderers  3200, 
die  höchsten  4800  Mk.  annehmen.  Becker 
gelangt  bei  seiner  Deberschussberechnung 
dazu,  den  Kapitalwert,  den  die  Auswan- 
demden für  die  Zurückbleibenden  haben, 
pro  Kopf  auf  800—900  Mk.,  mithin  den 
Verlust  für  die  letzteren  bei  obiger  Aus- 
wandenmgsgrösse  auf  80 — 90  Millionen  Mk. 
jährlich  zu  s<diätzen.  Jannasch  nimmt 
pro  Kopf  der  Auswanderung  ein  jährliches 
Einkommen  von  ^X)  Mk.,  mithin  einen  Ka- 
pitalwert von  8000  Mk.  und  den  Kapital* 
Verlust  in  unserem  Ealle  mit  800  Millionen 
Mk.  an. 

Alle  derartigen  Beredinungen  leiden 
daran,  dass  sie  die  Yarstellung  grosser 
Verluste  am  Nationalwt^blstande  erwecken, 
ohne  das  Verhältnis  draselben  zu  der 
Grösse  des  Nationalwohlstandes  selbst  zu 
bestimmen.  E9  genügt  nämlich  nicht,  even- 
tuell auch  die  Grösse  des  letzteren  zu 
schätzen  und  so  Gelegeuhat  zu  quanti- 
tativer Vergleichuz^  zu  bieten.  Das  Ver- 
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hfiltüis  wäre  vielmehr  erst  dann  klai*  gelegt, 
■wenn  inan  festzustellen  vei-möchte,  nicht 
was  die  Auswanderung  an  sich  wert  war 
fMler  unter  gewissen  Bedingungen  sein 
würde ,  sondern  welches  die  Grösse  des 
Volkswohlstandes  ohne  und  mit  Auswande- 
rung sei.  Eine  isolierte  Betrachtung  des 
wirtschaftlichen  Wertes  der  Auswanderung 
ist  ohne  Nutzen,  denn  die  Berechnungen 
entbehi'en  jeder  realen  Grundlage.  Erst 
eingefügt  in  das  Leben  der  Volkswirtschaft 
in  der  Gfltererzeugung,  im  wirtschaftlichen 
Verkehr  und  Giiterverbranch  kommt  den 
Menschen  dasjenige  zu,  was  man  ihren 
wirtscliaftlichen  Wert  nennen  könnte.  Wäre 
dafür  eine  quantitative  Schätzung  möglich, 
so  ■würde  doch  die  Schätzung  des  AVertver- 
liistes  diiTch  Auswanderung  dadurch  un- 
mO^ch  ■w-erdeD,  dass  wir  nicht  im  stände 
sind,  festzustellen,  welches  der  Gang  der 
Volkswirtschaft  bei  einem  Verbleiben  der 
Auswanderer  gewesen  sein  "würda  Und 
das  ist  das  ^tscheidende.  Würde  z.  B. 
bei  Unterdrückung  der  Auswanderung  die 
Geburtenzi^  abgenommen  haben,  die  GUter- 
verteihm^  eine  veiftnderte  gewesen  sein,  so 
würde  dies  doch  »cherlich  den  Volkswohl- 
stand in  einer  Weise  beoinflasst  haben, 
welche  bei  Berechnung  des  wirtschaftlichen 
Wertes  der  Auswandming  in  Betradit  käme. 
Der  wirtschaftliche  Nachteil,  welchen  das 
Unterbleiben  der  Auswanderung  unter  Um- 
ständen hervorrufen  kann,  mag  grösser  sein 
als  dei-  aus  der  bisherigen  Lage  der  Aus- 
wanderer berechnete  Verlust,  so  z.  B.  wenn 
die  Ausgewanderten  der  Armenversorgung 
anheimgefallen  wären.  Bleibt  jene  Rechnung 
ausser  acht,  so  ist  diese  wertlos.  Wer  aber 
veiTuag  jene  anzustellen?  Es  kommt  offen- 
liar  auch  hier  auf  die  besonderen  Umstände 
an,  und  eine  richtige  Beurteilung  der  Öko- 
nomischen Wirkung  der  Auswandening  wird 
von  einer  Pnlfung  der  besonderen  Bedin- 
gungen auszugehen  haben,  unter  welchen 
dieselbe  vor  sich  geht.  Für  die  Auswan- 
derung schlechtweg  lässt  sich  keine  Berech- 
nung ihres  wirtschiotlichen  Wertes  bezw.  Un- 
wertes herstellen. 

Im  vorhergehenden  ist  die  Ansicht 
vertreten,  dass  die  Auswanderung  imter 
nonn^en  Verhältnissen  keine  Bevölke- 
rangsvermindenrng  be\s-irkt,  dass  sie  aber 
aucfi.  andererseits  nicht  ein  Gleichgewicht 
zwischen  Erwerbsgelegenheiten  und  Arbeits- 
kräften herbeiführen  hilft ,  dass  ein  Einfluss 
aiif  die  Geburtenziffer  möglich,  aber  noch 
nicht  sicher  nachgewiesen  ist ,  dass  der 
Aufbau  der  Bevölkerung  nacli  Alter  und 
Geschlecht  -wohl  durch  die  Auswanderung 
berührt  werde,  die  wirtschaftlichen  Folgen 
dieses  Umstandes  sowie  der  Auswanderung 
überhaupt  sich  aber  weder  auf  einen  allge- 
meinen GrGssenansdnick  bringen  noch  als 


unbedingt  nachteilig  für  die  Volisw'irtscliaft 
ansehen  lassen.  Die  Schisierigkeiten  in  der 
Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Folgen  der 
Auswanderung  im  allgemeinen  nihen  eines- 
teils in  der  Grösse  und  Kompliziertheit  dor 
Verhältnisse,  auf  welche  eine  Rückwirkung 
möglich  ist,  andererseits  in  dem  Umstände, 
dass  für  den  durch  die  Auswanderung  der 
Volkswirtschaft  entgangenen  Wert  ein  lich- 
tiger  llassstab  nicht  gefunden  werden  kann. 
In  beiden  Richtimgen  kommen  wir  in  eine 
günstigere  Lage  mirch  eine  Untersuchung 
der  besonderen  konkreten  Umstände,  imtei" 
welchen  sich  die  Auswanderung  ^llzieht. 
Rückgang  der  Bevölkenuig  in  einzelnen 
Landesteilen,  Vermindenmg  des  Arbeitsan- 
gebotes in  einzelnen  Gebieten  und  Ei-werbs- 
zweif^n,  und  zwar  sowohl  dauernd.  Ijei 
ländlichen  Arbeitern,  als  vorübergehend  und 
stossweise,  in  industriellen  Bezirken,  na- 
mentlich nach  Einführung  von  Haschinen 
und  nach  Elisen  lassen  sich  hierdurch  in 
einzelnen  Fällen  als  Folge  der  Auswanderung 
nachweisen,  ohne  dass  durch  den  Blick  uii 
das  Ganze  eine  derartige  Beziehung  entiifillt 
würde.  Ob  die  Veränderungen,  die  hier- 
durch in  den  ■wirtschaftlichen  and  gesell- 
schaftlichen Verhältnissen  hervorgerufen 
werden,  nachteilig  oder  vorteilhaft  sind, 
muss  die  Betrachtung  des  binderen  Falles 
ei^ben.  Es  Annrd  sich  dabei  herausstellen, 
dass  je  nach  Lage  der  Dinge  im  gleichen 
Gemeinwesen  die  Auswanderung  bald  nütz- 
lich empfunden  und  bald  beklagt  wird. 
Anfang  der  .Wer  Jahre  hatten  in  Mecklen- 
bui^  die  Gutsherren  i*-illig  Kosten  zur  Aus- 
wanderung gezahlt,  Mitte  der  60er  Jahre 
dachte  man  an  kostspielige  Einrichtung  von 
Buxeaus  für  Zurflckkönimlinge  in  Ne^^■- York. 
Wälirend  heute  in  Deutschland,  namentlich 
im  Osten,  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern 
herrscht  und  weitere  Auswanderung  der- 
selben beklagt  wird,  wird  von  keiner  Seite 
in  der  Auswanderung  aus  dem  Kreise  der 
Industriellen,  Gewerbe-  und  Handeltreiben- 
den ein  Nachteil  erblickt  werden.  In 
vielen  einzelnen  Fällen  hat  die  Auswande- 
rung die  Löhne  zu  Gunsten  der  Zurück- 
bleibenden erhöht.  Allein  diese  Rückwir- 
kung ist  kein  dauernder  Gewinn,  da  neben 
ihr  zahlreiche  andere  Momente  die  Lohn- 
höhe beeinflussen.  In  ^■ielen  Fällen  konnte, 
da  sie  ihren  grössten  Umfang  in  wirtschaft- 
lich ungünstigen  Zeiten  erreicht,  sogar  gleich- 
zeitig eine  Lohnminderuug  eintreten.  Als 
sicher  aber  darf  angenommen  werden,  dass 
in  den  meisten  Fällen  die  Auswanderung 
dem  Auswanderer  selbst  zu  nützen  vermag, 
wenn  er  nicht  übel  beraten  und  ohne  Ueber- 
legung  seine  Schritte  geliian  hat.  Geht  die 
Auswanderong  in  Gebiete,  die  von  Volks- 
genossen besiedelt  sind  und  entweder  durch 
rechtliche  Zugehörigkeit  oder  historische  und 
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wirtschaftliche  InteressenverbiaduDgen  mit 
dem  ilutterlande  verknüpft  sind,  dann  wer- 
den auch  jene  unsicheren  oder  doch  nur  in 
kleinerem  Kreise  wirkenden  Nachteile  der 
Ausiirandenmg  aufgewogen  durch  den  posi- 
tiven Vorteil,  weldien  die  Vermehrung  der 
Handelsbeziehungen  zu  dem  durch  die  Zu- 
wanderung gestärkten  Volke  dem  Mutter- 
lande gewahrt.  Dies  der  Grund,  warum  in 
England  trotz  starker  absoluter  wie  relativer 
Ausvandenmg  mit  geringen  Ausnahmen 
die  Auswaudemng  für  vorteilhaft  gehalten 
wird,  wahrend  in  Deutschland  selbst  um- 
sichtige Schriftsteller  die  Auswandening  als 
einen  nationalen  Verlust  bezeichnen. 

7.  Die  Stellung  des  Staates  zur 
A.  Die  Stellung  des  Staates  zur  Aus- 
wimderung,  die  Auswanderungspolitik,  Äus- 
sert sich  in  drei  Hauptrichtungen,  in  Be- 
zug auf  das  Auswanderungsrecht,  die  Wer- 
bnog  nnd  Beförderung  von  Aiiswimderem 
imd  die  Organisatioa  imd  Leitimg  der  Aus- 
wanderung. Der  Orundsatz,  dass  dieAus- 
wanderungsfreilieit  von  Staatswegen 
nicht  beschränkt  sein  dürfe,  ist  erst  in  diesem 
Jahrhundert  zur  allgemeinen  Annahme  ge- 
langt In  Frankreich  wiu^e  noch  1791  das 
Ke^t  zur  Auswandening  von  der  Erlaubnis 
eines  besonderen  Ausschusses  abhängig  ge- 
macht. In  Deutschland  gehen  die  Versuche, 
sie  zu  verbieten,  bis  zum  Jahre  1825.  Die 
Begründung  der  Auswanderungsfreiheit  ruht 
in  der  Erwägung,  dass  eine  staatliche  Ge- 
meinschaft zwar  das  Recht  haben  muss, 
je<len  Angehörigen  zur  Unterwerfung  unter 
den  GesamtiÄ-illen  zu  verhalten,  nicht  aber 
ihn  auch  gegen  seinen  Willen  zum  Ver- 
bleiben in  der  seitherigen  Gemeinschaft 
zwingen  dürfe,  sobald  er  seine  Pflichten 
gegen  Staat  und  Mitbürger  erffült  hat.  Diese 
letztere  Einschränkung  hat  in  deutschen 
Staaten  dazu  geführt,  die  Auswandening, 
auch  nach  Gewährung  der  Freiheit  auszu- 
wandern, von  einer  Erlaubnis  abhängig  zu 
machen,  Noch  Hau  fordert  in  seiner  Volks- 
virtscbaftspolitik,  dass  der  Auswanderer  alle 
seine  besonderen  Verbindhchkeiten  erfülle, 
weshalb  Anmeldung  bei  der  f)brigkeit,  Auf- 
ruf der  Gläubiger  und,  nach  Erledigung 
aller  Umstände,  Erteilung  der  Erlaubnis  zum 
W^zuge  erforderlich  sei.  Mit  Recht  hat 
man  mmmehr  davon  abgesehen,  die  Aus- 
wandemngsfreiheit  von  der  Krfflilnng  aller 
rechtlichen  Verbindlichkeiten  abhängig  zu 
machen  und  es  ist  keineswegs,  wie  noch 
Büdicker  meinte^  die  Erschwerung  der 
Auswanderung  ohne  vorherige  Erfüllung 
auch  der  privatrechtUchen  Verpflichtungen 
-'den  polizcnlidien  PrftventiTma&sregeln  gegen 
Diebe  und  Bauernfänger«  glei<^  zu  achten. 
Es  bildet  iiegenwBrtig  die  Wehrpflicht  allein 
unter  gewissen  Umstanden  ein  Hindemie  für 
die  Auswanderung  mit  Entlassimg  aus  dem 


Staatsbürgerverbande.  Die  Auswanderung 
ohne  solche  Entlassung  ist  vollkommen  frei, 
doch  bleibt  natürlich  in  diesem  Falle  der 
Auswanderer  als  Staatsbürger  im  Mutter- 
lande noch  zu  mancherlei  Pflichten  verbun- 
den. Diese  freiere  Stellung  des  Staates  zm* 
Auswanderung  ist  übrigens  nicht  bloss  die 
Folge  rechtsphilosophischer  Erwa^;nngen. 
sondern  auch  das  Resultat  richtiger  pohtischei' 
Uebcrlegimg.  Waren  bereits  im  vorigen 
Jahrhmidert  alle  Versuc^he,  die  Auswande- 
rung —  selbst  mit  Andmhung  der  Todes- 
strafe —  zu  unterbinden,  fruchtlos,  so  wür- 
den sie  es  noch  mehr  in  neuerer  Zeit  sein, 
in  welcher  die  Bewegiuig  des  Verkehrs  auf 
Eisenhahnen  und  Dampfschiffen  die  Um- 
gehung eines  solchen  Verbots  in  hohem 
Grade  erleichtert. 

Solange  die  Staaten  der  Auswanderung 
überhaupt  feindselig  gegenflber  standen, 
konnten  sie  weder  eine  Werbung  ziüassen 
nodi  derBeförderung  von  Auswanderern 
ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden,  es  sei  denn 
um  diese  sowie  die  Auswandenmgsagenten 
zur  Strafe  zu  ziehen. 

Wer  seine  Heimat  g^n  das  Verbot  der 
Regierung  verliess,  begab  sich  selbst  des 
Rechtes,  deren  Schutz  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Und  auch  dort,  wo  kein  ausdrückliches  Ver- 
bot bestand,  war  die  Abneigimg  der  Regie- 
rungen gegen  die  Auswanderung  häufig  der 
eigentücne  Grund  für  ein  gleichgültiges  Ver- 
halten derselben  gegen  die  den  Auswanderer 
durch  betrügerische  Agenten,  Rheder  und 
Kapitäne  drohenden  Gefahren.  Eine  Abhilfe 
gegen  die  mit  der  Werbung  und  dem  Trans- 
port von  Auswanderern  verbundenen  Uebel- 
stäude  trat  nicht  etwa  zuerst  in  Deutschland 
ein,  dessen  Bevölkenmg  am  meisten  davon 
g;etroffen  Tv-urde,  sondern  erfolgte  hier  erst 
m  Nachahmung  dessen,  was  andere  Nationen 
gethan  hatten.  England  hat  durc:h  zahlreiche 
Passangers  Acts  seit  1803  eingegriffen.  Die 
hauptsächlichsten  Ziele  der  diesbezüglichen 
Gesetzgebung  sind:  Regehing  der  Zahl  der 
Reisenden  fiir  jedes  Hcliiff  und  Sichenmg 
einer  geordneten  Unterkunft  für  dieselben: 
Vorsorge  für  genügende  Vorräte  an  Jjobens- 
mitteln  und  Wasser;  Vorsoi^  für  die  See- 
tüchtigkeit der  Schiffe ;  endlich  möglichster 
Schutz  der  Auswanderer  vor  Ausbeutung 
und  Betrug,  welchen  sie  durch  ihre  Uner- 
fahrenheit  und  Hilflosigkeit  ausgesetzt  sind. 
Die  Ausführung  solcher  Gesetze  wurde  iu 
England  von  den  Zoll-  imd  Hafenbehöi-den. 
seit  1H40  überdies  von  einer  besonderen 
Behörde,  den  Land  and  Emigration  Conunis- 
sioners,  sowie  vom  Handelsamte  Überwacht. 
Noch  grösseren  Erfolg  hatten  die  Mass- 
nahmen der  Vereinigten  Staaten,  da  durch 
838  alle  ankommenden  Auswandererschiffe 
ohne  Rücksicht  auf  Nationalitflt  betroffen 
v^-urden.  Massgebend  sind  die  Gesetze  des 
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Staates  New-York,  da  bei  weitem  der  grösste 
Teil  der  Auswanderer  hier  gelandet  wurde. 
Der  B^nn  wurde  mit  einem  SchiffsgrOsse, 
Lebensmittel-  und  Wasservorräte  betreffen- 
den G.  T.  2.  März  1819  gemacht.  5fe  folgten 
die  verschärfenden  GG.  v.  1824  und  1S39, 
bis  durch  das  G.  v.  5.  Mai  1847  mit  Ein- 
setzung einer  besonderen  Behörde,  der  Com- 
missioners  of  Emigration,  ein  noch  heute 
andauernder  Zustand  gleichmfissiger  und 
streng  Prüfung  der  Auswandererschüfe 
herbeigeffihrt  wurde.  Von  den  deutschen 
Auswanderungshäfen  hat  Bremen  durch  eine 
V.  V.  1.  Oktober  1832,  Hamburg  durch  eine 
Kolche  V.  3.  Juni  1750  begonnen,  Verbesse- 
rungen herbeizuführen.  Sie  sind  seitdem 
wiederholt  ergänzt,  verbessert  und  verschärft 
worden  In  den  Niederlanden  erfolgte  der 
Anfang  einer  Gesetzgebung  in  dieser  Frage 
im  Jahre  1837,  in  Belgien  1843,  in  Frank- 
i-eich  1855.  Hand  in  Hand  mit  Einrichtung 
dieser  Fürsorge  ging  die  Einführung  einer 
amtlichen  Auswandonngs-  bezw.  (m  den 
Vereinigten  Staaten)  MnwandenmgBstatistik, 
welche  daher  in  England  imd  in  den  Ver- 
einigen Staaten  bis  zum  Be^nn,  in  den 
übngen  Staaten  bis  zur  Mitte  des  Jahr- 
hunderts zurückreiGht 

Die  FüTBoi^  für  den  Auswimderer  wäh- 
rend des  Transportes  berührt  seine  Wohl- 
fahi-t  nur  während  eines  kürzeren,  allerdings 
über  Gesundheit  und  Leben  entscheidenden 
Zeitraumes.  Der  Einfluss  hingegen,  welchen 
der  Staat  auf  das  Agentenwesen  zu 
nehmen  im  stände  ist,  vermag  für  das  ganze 
künftige  Dasein  des  Auswanderers  entschei- 
dend zu  sein.  Denn  wenn  auch  in  den 
meisten  PUIlen  der  Auswanderer  persönlichen 
Beziehungen  folgt,  so  ist  doch  die  Gefahr 
eine  sehr  grosse,  dass  seine  Unerfahrenheit 
imd  mangelhafte  Kenntnis  des  Auswande- 
nmgszieles  durch  Agenten  ausgebeutet  wird 
und  der  Auswanderer  materielle  Verluste, 
vielleicht  selbst  die  Last  eines  verkümmerten 
Daseins  zu  tragen  hat.  Die  Erfahrungen, 
welche  in  dieser  Hinsicht  gemacht  worden 
sind,  haben  ungefähr  seit  den  vierziger  Jah- 
ren dieses  Jahrhunderts  in  allen  Staaten  zu 
einer  Regelung  des  Agenturwesens,  der  sog. 
AuswanderungsuQtemehmungen  (s.  d.  Axt.), 
geführt.  Wenn  man  g^en  die  Konzessio- 
nierung Ton  Agenten  angeführt  hat^  dass 
dadurch  die  Auswanderung  beförd^  werde 
—  so  glaubte  man  in  Mecklenburg  die  Er- 
fiümmg  gemacht  zu  haben,  dass  in  den  Ge- 
bieten, in  welchen  Auswanderungsagenturen 
konzeesioniert  wurden,  die  Auswanderung 
stieg  — ,  so  ist  dementgegenzuhalten,  dass 
es  besser  sei,  die  Auswanderung  werde 
durch  bestimmte,  dem  Staate  bekannte  und 
Ton  ihm  beaafsichtigto  Oi^ane  geleitet,  als 
dass  sie  wieder  den  geheimen,  erbihrungs- 
gemäss  nicht  auszurottenden  Agentnren  ver- 


falle. Staaten  wie  Grossbritannien,  welche 
über  Gebiete  verfügen,  welche  die  Aus- 
wanderer aufzunehmen  im  stände  sind, 
werden  zweckmässigerweise  die  Verbreitung 
von  Nachrichten  Ober  dieselben,  über  die 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedingungen 
daselbstj  über  die  zweckmässigste  Art  der 
Vorbereitung  und  Durchführung  der  Reise 
dahin  ete.  von  Amts  wegen  organisieren. 
Der  vielleicht  einmal  zu  gewärtigende  Ab- 
fall solcher  Kolonieen  kann  nicht  den  Vor- 
teil überwiegen,  den  diese  Staaten  durch 
Unterbringung  ihrer  Auswauderer  in  eigenen 
Kolonieen  erzielen.  Auch  an  die  übrigen 
Staaten  mit  starker  Auswanderung  tritt  die 
Frage  heran,  ob  mit  dar  erwähnten  Stellung- 
nahme ihre  Auswanderun^politik  erschöpft 
sei.  Diese  Meinung  ist  m  der  That  weit 
verbreitet.  Seit  wenigen  Jahren  nicht  mehr 
ga,nz  in  England,  wom  aber  noch  in  Frank- 
reich ist  die  Ansicht  herrschend,  dass  der 
Staat  mit  jenen  bish^  besinY)chenen  Ma^ 
nahmen,  die  als  Auswanderungspolizei  be- 
zeichnet werden  können,  genug  ^than  habe. 
Man  scheint  zu  glauben,  dass  die  Politik  in 
dieser  Fra^,  von  jenen  Punkten  abgesehen, 
nur  in  einer  Verhinderung  oder  m  einer 
Beförderung  der  Auswanderung  bestellen 
kOnne,  was  beides  dem  Staate  nicht  gut  an- 
stehe. In  Deutschland  ist  die  Stellung  die, 
dass  seitens  der  Regierungen  die  Auswande- 
rung nicht  gewünscht  und  daher  jede  Staats- 
thätigkeit,  welche  zu  ihren  Gunsten  gedeutet 
werden  könnte,  vermieden  wird.  Seitens 
der  meisten  Schriftsteller  hingegen  Tv-ird  eine 
jene  Extreme  vermeidende  Politik  der  Or- 
ganisation und  Leitung  für  möglich 
gehalten,  wenn  es  auch  nicht  an  Aeusse- 
rungen,  wie  jenen  Bödickers,  fehlt, 
welcJier  die  Auswanderung  mit  allen  inner- 
halb der  Auswanderungsfreiheit  zidässigen 
Mitteln  zu  bekämpfen  empfiehlt.  Einer  Or- 
ganisation und  Leitung  der  Auswanderung 
sind  drei  Aufgaben  gestellt.  Sie  soll  Auf- 
klärung über  die  Aus  Wanderungsziele  ge- 
währen, den  Transport  der  Auswanderer 
beaufsichtigen  und  leiten  und  endlich  selbst 
Auswanderungsziele  erschliessen.  In  erst- 
erwähnter Hinsicht  wird  die  Errichtimg  von 
Auskunftsstellen  notwendig.  Diese  sind 
durch  zuverlässige,  mit  den  Verhältnissen 
vollkommen  vertraute  Personen  in  den  Ge- 
bieten, welche  ids  Auswanderungsziele  in 
Betracht  gezogen  werden,  mit  re^lmässig 
umlaufenden  Nachrichten  über  Arbeitsbaim, 
Iiöhne,  Land-  und  Lebensmittelpreise,  Ver* 
kehrsgelegenheiten  ete.  in  jenen  Gebieten 
zu  versehen  und  haben  hierüber  sowie  über 
den  nötigen  Reise-  und  Wirtsdiaftsbedarf 
und  die  Beisegelegenheiten  Auskunft  zu 
geben.  Die  Truisportleitung  erfordert  Em- 
pfangnahme, Fürsorge  für  Unteriranft  und 
Einschiffung  im  Einschiffungshafen,  für  rieh* 
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tige  AnsschifiFonff,  Unterkunft  im  AuBScliif- 
fungshafen  und  BefOrdmuM^  an  das  even- 
taeltebinnenlfindischeZid.  Lne  Erschliessung 
von  Auswandeningszielen  setzt  nicht  not- 
vendig  eigene  Eolonieen,  immer  aber  ein 
SSnverständnis  mit  der  Regierung  des  Ein- 
iranderungslandes  voraus.  Sie  hat  wie  die 
ionere  EolonisatioD  die  Aufrabe,  Ansiede- 
lungen zu  gründen  und  zu  diesem  Zwecke 
in  weitem  Masse  die  Yem'altuog  der  zu 
kolonisierenden  Ländereien  zu  führen,  An- 
siedelungspimkte  auszusuchen,  lilndereien 
für  öffenthche  und  private  Zwecke  zu  be- 
stimmen und  zu  vergeben  und  durch  Ge- 
währung materieller  wie  sozialer  Vorteile 
die  Auswaodeiung  diesea  Gebieten  zuzu- 
führen. 

In  den  nicht  gelbst  kolonisierenden 
Staaten  wird,  wie  hervorgehoben,  nur  die 
Teberwachimg  der  Nachrichtenerteilung 
durch  Frivatagenturen  und  des  Transport- 
wesens als  Staatsanfgabe  imgesehen.  Das 
Wachsen  der  Auawanderung  und  die  Ueber- 
zeugungf  dass  man  es  hierbei  mit  einer  Be- 
w^un^  zu  thun  hat,  für  welche  die  Grenze 
—  gleichm aasige  Besiedelun^  der  für  Euro- 
i-äer  tauglichen  Gebiete  —  lo  weiter  Feme 
liegt,  wird  dies  Yerhalten  der  Staaten  ändern. 
Dar  ganze  Apparat  auswärtiger  Vertretung 
kaum  und  sollte  dieser  Bewegung  nützlich 
gemacht  werden.  In  dem  Masse,  als  die 
weltwirtschaftlichen  Verbindungen  die  Ent- 
wickelang der  hämischen  Volkswirtschaft 
beeinfioasen,  mflssen  die  Staaten  darauf  be- 
dacht sein,  jene  zu  stärken.  Die  Besiedelung 
fr«nder  Gretäete  mit  VolkBgenossen  bildet 
ein  Mittel  dazu.  Wie  weit  der  Staat  selbst 
in  dieser  Sache  vorgehen  solle,  bildet  keine 
principielle  Frage  mehr.  Der  Wunsdij  die 
nation^n  Kräfte  auch  iu  fremden  Gebieten 
zusammenzuhalten,  spornt  heute  ebenso  wie 
menschliches  Mitgefühl  mit  der  schwierigen 
Lage  der  Auswanderer,  die  Nationen  an, 
durch  freie  Organisationen  die  erwähnten 
Zwecke  zu  erreichen.  Das  Gebiet  derselben 
igt  ein  weites.  Beine  Wohlth&tigkeitsvereine, 
welche  dem  Auswanderer  ratend  und  unter- 
stützend zur  Seite  stehen,  und  Erwerbsge- 
sellschaften, welche  in  der  Oi^;anisation  und 
Leitung  der  Auswanderung  ein  ertragfähiges 
Unternehmen  erblicken,  wirken  neben  einan- 
<ler.  Eine  Unterstützung  dieser  auf  dem 
Boden  der  Gesellschaft  hervorwachsenden 
ßesixebungen  wird  dem  Staate  auch  dort 
m^hch  sein,  wo  man  die  Auswanderung 
als  ein  Cebel  betrachtet,  Ist  die  Auswande- 
rung trotz  aller  vorbauenden  Massregeln  der 
inneren  Politik  doch  nicht  zu  vermeiden,  so 
ht  es  besser,  man  dachtet,  dieselbe,  soweit 
es  angeht,  dem  eigenen  Volkstum  und  den 
Interessen  der  eigenen  Volkswirtschaft  zu 
eÄalten,  als  dass  man  sie  sich  selbst  über- 
läset   In  den  Formen  der  planmfissig  ge- 

Huidw&rterbndi  der  Stutswlsuiuchaften.  Zweite 


leiteten  Answan^^ng  giebt  es  übrigens 
zahlreiche  Abstufungen,  welche  grösstenteils 
von  England  und  seinen  Kolonieen  auch 
praktisch  versucht  worden  sind.  Das  be- 
kannteste System  ist  das  nach  seinem  Be- 
gründer, Wakefield,  benannte,  welches  da- 
rauf beruht,  den  wirtschaftlichen  und  Ver- 
waltungsaufwand der  Besiedelung  durch  den 
Wert  des  Gnmdes  und  Bodens  zu  decken 
und  zwar  in  der  Art,  dass  je  nach  dem 
grosseren  oder  geringeren  Bedürfnis  an 
Arbeitskräften  die  Preise  für  den  Grund 
und  Boden  hinauf-  oder  herat^esetzt 
würden  (vsd.  Abschn.  II.  sub  VI,  2 
unten  S.  94).  Die  Versuche,  die  mit 
der  Anwendung  des  Wakefieldschen  Sys- 
tems gemacht  wurden ,  haben  zwar  die 
gehofften  Erfolge  nicht  erzielt,  aber  doch 
bewirkt,  dass  in  sämtlichen  englischen  Kolo- 
nieen die  Landverwertung  im  Interesse  der 
Einwanderun^{x>litik  Eingang  fand.  Die 
grösste  Schwierigkeit  für  eine  erfolgreiche 
Durchführung  der  Pläne  bezüglich  einer 
Organisation  der  Auswanderung  liegt  stets 
in  der  Verschuldung  der  armen  Auswanderer 
an  die  die  Auswandening  leitenden  staat- 
lichen oder  privaten  Unternehmungen  und 
in  den  daraus  entspringenden  Abhängig- 
keitsverhältnissen. Je  geringer  die  Rechts- 
sicherheit im  Besiedelimgsjgebiete,  je  schwie- 
riger die  ErwerbsTerhfiltnisse,  desto  leichter 
ist  die  Ökonomische  Grundlage  eines  solchen 
Unternehmens  zerstört  Da  aber  jene  Vor- 
aussetzungen eines  Misserfolges  sehr  häufig 
eintreten,  bleibt  jede  private  Unternehmung 
zu  planmässiger  licitimg  der  Auswanderung 
und  Besiedelung  überseeischer  Gebiete  ein 
Wagnis,  das  mir  bei  sorgfältiger  Auswahl 
der  Auswanderer  wie  der  Bealedelun^sge- 
biete  glücken  kann,  ohne  dass  auch  in  einem 
solchen  Falle  eine  unbedingte  Sicherheit  der 
Erfolge  gegeben  wäi-e. 

Litteratur:  «.  am  Schhus  de»  AbtckniUe»  II, 
&  lOHff.  X.  FhtUppovleh. 


n. 

Die  Auswanderung  aus  deu 
einzelneu  europäischen 
Staaten. 

I.  A.  aus  Deutschland  (S.  82).  11.  A. 
ans  Oesterreich-Ungarn  (S.  90).  III.  A.  ans 
Belgien  (S.  90}.  IV.  A.  aus  Dänemark  (S.  91). 
V.  Ä.  aus  Frankreich  (S.  91).  VI.  A.  aus 
Grosabritannien  (S.  91j.  VII.  A  aus  Italien 
(3.  98).  Vni.  A.  ans  den  Niederlanden  (8. 
104).  IX.  A.  aus  Norwegen  (S.  105).  X.  A. 
ans  Schweden  (S.  105).  XI.  A.  aus  der  Schweiz 
(S.  lOö).  XIL  A.  aus  Spanien  und  Portugal 
(S.  107). 

AnlUffe.  I.  6 
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Aiiswamleninp  (Deutscliland) 


I.  Answaiiderang  ans  Deutschland. 

1.  Umfang  und  Gliederung  der  deutschen 
A.   2.  Organisationsbestrebungen. 

1.  Umfang  und  Gliederung  der  dent- 
schen  A.  Die  Feststellunf^  der  Grösse  der 
deutschen  Auswanderung  begegnet  grossen 
Schwerigkeiten ,  da  die  Lage  des  Staats- 
gebietes und  des  Sclüffsverkehrs  die  Be- 
nutzung fremder  (fi-anzösiseher,  belgischer, 
holländischer,  englischer)  Häfen  oft  vorteil- 
hafter ersclieinen  lässt  als  die  der  deutschen 
Häfen.  Nur  im  Äugenblicke  der  Einschiffung 
aber  lässt  sich  die  Zahl  der  Auswanderer 
erfahren,  sobald  man  einmal,  wie  dies  ja  in 
Deutschland  der  Fall  ist,  darauf  vei-zichtet 
hat,  die  Auswanderung  von  einer  fünnlichen 
Entiassung  abhängig  zu  machen.  Von  den 
deutschen  Einschifrungshäfen  hat  Bremen 
von  1832  ab,  Hambiu^  von  1846  ab  Er- 
liebimgen  veranstaltet  und  Teriiffentlicht , 
doch  sind  die  deutschen  AuRwanderer  in 
den  bremischen  Nachweisen  erst  vom  Jahre 
1866,  in  den  hambui^ischen  vom  Jahre  18")! 
an,  in  letzterem  aber  nicht  für  die  einzelnen 
Bestimmungsländer,  von  den  niehtdeutachen 
unterschieden.  Die  Angaben  ans  aosser- 
deutschoQ  Häfen  lassen  für  frühere  J^ire 
die  als  Auswanderer  beförderten  Deutschen 
nicht  erkenoen.  Man  ist  daher  für  frühere 
Zeiten  auf  Schätzungen  imd  Angaben  der  Ein- 
vanderungsstaaten  angewiesen.  Die  gegen- 
wärtige Auswandeningsstatiatik  in  Deutsch- 
land mht  auf  den  BeBohlfissen  des  Bundes- 
rats des  Zollvereins  vom  23.  Kai  1870  bezw. 
des  Bundesrats  des  Reiches  v.  7.  Dezember 
1871.  Danach  werden  in  allen  deutschen 
Einschiffungshäfen  neben  minder  wichtigen 
auch  Aufzeichnungen  über  Geschlecht,  Alter, 
bisherigen  Wohnräi:  und  Ziel  der  Auswan- 
derung gemacht  und  werden  die  zu  einer 
Familie  gehörigen  Auswanderer  besonders 
nachgewiesen.  Eine  Angabe  über  den  Beruf 
der  Auswanderer  findet  sich  nin*  in  der 
Hamburger  Statistik.  Von  ausserdeutschen 
Häfen  liefern  die  holländischen  und  bel- 
gischen vollständige  Nachweisungen.  Die 
(ieutsche  A\iswanaerung  ans  französischen 
Häfen  ist  nur  aus  periodischen,  nicht  jähr- 
lichen französischen  Vei-Öffentlichungen  zu 
ermitteln,  doch  liefern  diese  keinen  Nachweis 
über  Geschlecht,  Alter  etc.  Die  über  Eng- 
land gehenden  deutschen  Auswanderer  wer- 
den nur  soweit  aufgezeichnet,  als  sie  schon 
in  Deutschland  zur  Beförderung  als  Aus- 
wanderer sich  einscliiffen  lassen.  Es  ist 
daher  regelmässig  die  Zahl  der  von  den 
Einwandenmgsstaaten  nachgewiesenen  devit- 
schen  Einwanderer  grösser  als  die  deut- 
scherseits nachgewiesene  Auswandererzahl. 

Nach  den  Nachweisuugen  der  Vereinigten 
Staaten  sind  daselbst  Deutsche  (ohne  die 
Oesterroicher)  eingewandert: 


Janr 

Jahr 

Zahl 

1820 

968 

1816 

57  561 

ItiEäl 

383 

1847 

74281 

1822 

148 

1848 

58  465 

1823 

183 

184!) 

60235 

1824 

330 

18.')0 

78896 

1H2Ö 

4<>o 

1841—50 

4^62« 

1826 

511 

1851 

72482 

1827 

432 

1852 

145  918 

1828 

I  8(;i 

1853 

14!  946 

1829 

597 

1854 

215  009 

1830 

1  976 
7  729 

1855 

7  t  91 S 

1820—30 

1856 

71  02S 

1831 

2413 

1857 

91  781 

1832 

10  194 

1858 

45310 

1833 

6988 

1859 

41  784 

1834 

17686 

1860 

54491 
391  (W* 

1835 

9311 

1851 — 80 

1836 

20  707 

1861 

31  661 

1837 

23  749 

1862 

27  529 

1838 

II  683 

1863 

33  162 

lOtßV 

21  028 

100* 

57  27Ö 

1840 

29  704 

1865 

8j  424 

1831—40 

152  454 

1866 

1 15  892 

1841 

15291 

1867 

133  426 

1842 

20  370 

1868 

123  070 

1843 

14  441 

1868 

134  788 

1844 

20  731 

1870 

91  779 

1845 

34  355 

1861—70 

832007 

Die  Nachweisungen  für  die  Jahre  1S2(J — 
31  sowie  1842 — 49  luufassen  die  Zeit  vom 
1.  Oktober  des  Vorjahres  bis  30.  September 
des  angegebenen  Jahres.  Die  Zahlen  füi- 
1832  und  ISjO  enthalten  auch  jene  des 
letzten  Quartals  des  Vorjahres,  für  1841 
hingegen  fehlt  der  Ausweis  des  letzten 
Jahresviertels. 

Nach  der  Statistik  des  Deutschen  Keiclios 
ist  folgendos  die  gesamte  iiachweisbart^ 
deutsche  Ausw^anderung  von  1871 
bis  1897  (s.  Tabelle  auf  S.  83): 

Die  Gesamtsauswanderung  von  1820  bis 
1897  würde  demnach  rund  4,7  MÜlionenSeelen 
betragen  haben.  Der  Ersatz  der  ans  Deutsoll- 
land ausgewanderten  Bevölkemngsteile  durch 
Einwanderung  ist  geringfügig.  Es  dürfte 
zudem  die  Einwandemng  aufgewogen  wer- 
den durch  jene  Äuswanilerung,  welche  sich 
der  Zählung  entzieht.  Die  Ziffern  der  bei- 
den vorstehenden  TTebei-schriften  drilcken 
daher,  wenn  sie  auch  auf  absolute  Richtig- 
keit, namentlich  filr  frühere  Jahre,  keinen 
Anspnich  haben,  doch  die  relative  Stäi-ke 
der  Auswanderung  in  den  einzelnen  Zeit- 
räumen richtig  aus.  Vom  Ende  der  tii-eis- 
siger  Jahre  beginnt  ein  langsames,  aber  fast 
ununterbrochenes  Anschwelleu  der  Auswan- 
derung, das  in  den  Jahi-en  1852 — 54  einen 
für  die  damalige  Zeit  unerhörten  Höhejniiikt 
eiToicht.  Die  nächsten  acht  Jahre  bringen 
ein  auffallendes  Sinken  mit  einem  Tief- 
punkt im  Jahre  1862,  der  seit  20  Jahren 
nicht  mehr  erreicht  worden  war.  Von 
1863 — 1875  weist  die  Auswanderung  zwei 
Hebungen  und  Senkungen  auf,  welche,  wie 
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Es  worden  deutsche  Auswanderer  befördert  Uber 


Davon*)  nach 


deutsche  Hafen 


s 


fremde  Häfen 


a 


Amerika 


.2  a 

.ti  « 


4565S  30254 
66919I57615 
51  432 


4S  608; 

17  907  I 
12613 

10  972  I 
9328 

11  329! 

15  82S  i 
51 627 I 
98510! 
96  i  16 ' 
87  739  j 

75  776 ; 

423281 

50  224 1 


24  093 

15  826 

12  706 

10725 
II  827 


»536 
268 

202 
75 
85 


13  "65  1  245 
42  787  i  552 
84425  ,  1434 
71  164  I  1930 
556661  546 

499851  750 
35  335  1237 
25714!  709 


55  290  22  648 
52  974  28  402 
48  972  i  22  907 

48  080 ;  24  963 


59673 

59  897 


31 581 

28  072 


18^  39852130510 
1894  I  17  269  I  16  297  1 
15  i6o|  13997  I 
12  54^1  12324  I 
9559!  8802  I 


1535 
2295 
2166 

1833 
1891 
2214 

646 

69 
899 
440 


1  116 

3598 

1  576 

2  066 
4488 
1836 

976 

4089 
II  224 
26  178 

24  653 
22  168 

17075 
14742 
10040 

16  132 
14057 
12657 
13765 
19  069 

17554 

n  ';32 

4  158 
4924 

5  '99 
3769 


3596 
3188 

4107 
3787 
3501 
3340 
3178 
447» 

1918 

1454 
1407 
1144 
6^0 


312 
2  ^02 
6S0O 
2559 
1  556 
I  276 

934 

1  410 

2  561 
10907 
10  3:;5 

9716 
7  497 
5  479 
2881 

3350 

5  075 
5  436 
5811 
5  178 
4697 

4131 

3219 
I  786 
1941 
1  710 
»)  29 


76  224 
128  152 
1 10  438 
47  671 
32  329 
29644 

22  898 
25  627 

35888 
117097 
220  902 
203  585 
173616 
149065 
1  to  119 

83  225 

104  787 
103  951 

96  070 

97  103 
120089 
"6339 

87  677 
39  204 
37498 
32  114 

23  249 


73816 
1 19  780 
96641 
42  492 
27  834 
22  767 
18240 
20373 

30  808 
103  115 
2o6  189 

189  373 
159  894 

139  339 
102  224 

75  591 

95  976 
94  364 

84  424 

85  112 
108  61 1 
107  803 


9 
690 

49 
138 
38 
II 
1 1 
89 

44 

222 
286 
383 
591 
728 
692 
330 

270 
199 
88 

307 
976 

1577 


75  102  6136 
34210  1490 


30692 
27  360 
19030 


1 100 
643 
539 


920 
3508 
5048 
1019 
1387 
3432 
1069 
104S 


321 
486 

525 
450 
847 

557 
545 


1630!  517 
2119  539 
2102  876 
1286  '  1205 

1583 !  1125 


1253 
1713 
2045 

1152 
1 129 
2412 
4096 
3710 
779 

1 169 

1283 
1340 
986 
899 


1335 
1639 
1068 

128  c; 

1723 
2155 
1300 
961 
1077 


1058 
1059 
1194 


is;  n 

2|  12 

4I  9 

5;  33 
1  37 
54r  31 
750  31 
3941  50 


817 
1172 

1331 
900 
1026 
1226 
1306 
1718 


23   31  274 

27  36  132 


314  35 
335  40 
772  50 
2301  35 
294;  72 
191.116 

302227 
331  230 
422  262 
471165 
599I  97 
476  120 


586,146 
760'  1 5 1 
886  134 

1470  1346144 
iiSo  11031145 


745 
1247 
2104 
666 
604 
534 

500 
539 
496 

474 
438 
376 

261 
225 
211 
174 
324 


Für  1897  liegen  bis  dahin  nnr  die  Anj^ben  filr  Bordeaux  vor;  diese  Ziffer  giebt  so- 
mit nicht  die  sämtlichen  Aaswanderer  über  französische  Häfen  an,  und  deingemäss  ist  auch  die 
fiesamtauswandenmgszahl  pro  1897  um  etwas  grösser. 

■)  Die  über  französische  Häfen  gegangenen  deutschen  Auswanderer  sind  hier  bei  der  Ver- 
ffUnng  nach  Bestimmungsländern  nicht  berHcksichtigt  worden,  da  für  die  Zeit  vor  1890  he- 
-timmte  Kachweiae  nicht  vorhanden  sind.  In  den  Jahren  1890— 1896. gingen  von  den  Über 
französische  Häfen  beförderten  deutschen  Auswanderern  nach  den  Vereinigten  .Staaten  4(>53. 
«35.  4003,  3147.  1692,  1811,  1647,  nach  Brasilien  53,  69,  17,  4,  5,  65,  15,  nach  anderen  Teilen 
Ton  Amerika  473,  19.S,  III,  68,  89,  65,  48. 


•^.hoQ  B  Ö  d  i  c  k  e  r  nachgewiesen  liat,  deut- 
lich (leo  Einfluss  der  Kiicgo  von  1H66  und 
11^70  71  auf  die  Auswaiideninjr  darthun. 
IHe  Hebung  zu  "Beginn  der  siebziger  Jahre 
findet  ein  baldiges  Knde.  Die  achtziger 
Jahre  aber  beginnen  "wieder  mit  einer  er- 
lieblichen  Steigening  der  Auswanderung,  die 
ii!>er  nicht'  anhält.  Nach  einigen  Schwan- 
kungen erreicht  vielmehr  die  Auswanderung 
1^7  einen  Tiefstand,  der  im  Laufe  der 
letzten  50  Jahre  nur  ein  einziges  Mal  — 
1S77  —  erreicht  worden  war.  Die  Ursachen 
'Icr  Veränderung  der  Auswandeningsbewe- 
ming  klar  zu  l^en,  wäre  eine  dankenswerte 
Aii^be,  aber  mir  an  der  Hand  einer  ein- 


gehenden Betrachtung  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  im  Laufe  der 
letzten  50  Jahre  durchführbai-.  Auch  dann 
würde  man  stets  auf  das  Zusammenw^irkeu 
der  vei-schiedensten  Faktoreu  in  den  ein- 
zelnen Teilen  Deutschlands  aufmerksam 
machen  müssen.  Wie  vei-schieilen  sich  die- 
selben zur  Auswanderung  verlialteu,  zeigt 
die  folgende,  die  Auswanderung  pro  Tausend 
der  Bevölkerung  nachweisende  und  sie  mit 
der  Bevölkerungsdichte  veigleicheude  üeber- 
sicht. 

"Wie  das  kaiserliche  statistische  Amt  lier- 
vorhebt,  gestatten  zwar  diese  Zahlen  keinen 
völlig  zutreffenden  Vergleich  zwischen  den 

6» 
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Ansvandorung  (Deutschland) 


Gebi6tst6il6  der  Herkunft 

Auf  1  qkm 
kamen 
Ein- 
wohner 

1896 

Auf  lOÜO  Einwohner  kommen  überseeische 
Auswanderer  Ober  deutsche,  belgische, 
hollAndiache  Häfen 

im  Jahre 

1891 

1892 

1893 

1894 

1896 

1896 

1887 

_ 

1^  r  enssen. 

54,2 

1,37 

1,17 

1,00 

0,35 

0,33 

0,33 

0,23 

59,0 

10,94 

9.33 

4)59 

1,23 

1,30 

1,28 

0,63 

Brandenburg  mit  Berlin  .... 

175.7 

1,38 

1,60 

1,48 

0,65 

0,60 

0,60 

0,44 

52,5 

0,40 

0,44 

3,»9 

I  ,00 

1.03 

0,07 

0,01 

63,1 

m  A  T 
»0,41 

4,j4 

1  An 
',49 

I  Xn 

J,OU 

0  84 

»09,5 

0,61 

0,76 

0,64 

0,24 

0,31 

OJIO 

0,16 

106,9 

0,74 

0,92 

0,96 

0,46 

0,39 

0,31 

0,26 

68,0 

3,43 

3,17 

2,62 

1,90 

1,28 

X,28 

o,bb 

62,9 

2,94 

3,14 

2,60 

1,95 

^14 

0,94 

Wratfalen 

0,93 

1,06 

0,43 

0,33 

0,38 

0,17 

111,9 

1,81 

1,66 

1,65 

0,88 

0,81 

0.50 

0,52 

181,4 

1,06 

1,22 

0,93 

0,36 

0,36 

0^32 

0,2a 

40,0 

0,97 

0,90 

1,32 

0,34 

0,49 

0,31 

0,21 

Frenssen  im  ganzen 

2  Ca 

t  71 

0  78 

0,61 

O^l 

Süddeutschland. 

Bftjem  rechts  des  Bheinn  .... 

1,79 

I  .vU 

T  A^ 

n  ftA 

0,53 

Bayern  links  des  Rheins  .... 

a.70 

*'54 

I  18 

0  ftx 

Bayern  im  ganzen 

76,7 

1,92 

1,78 

1,50 

0.69 

0,71 

0,59 

0,45 

lOD.O 

3,03 

2,79 

2.63 

1,14 

1,16 

1.02 

0,66 

114^4 

2,50 

2,42 

1,87 

0,79 

0,76 

0,62 

0,40 

135,3 

2,00 

1,70 

1.40 

0,50 

0,07 

0,53 

0,44 

113,1 

0,71 

0,49 

0,15 

0,15 

o,]6 

0,12 

Alittel (1  pntRC he  Staaten. 

Königrreich  Sachsen  

252,6 

1,17 

1.36 

1,07 

0.54 

0,50 

0,34 

0,24 

Thüringische  Staaten  

1,33 

1,29 

0,89 

0,35 

0.44 

0,35 

and  zwar :  Sachsen- Weimar 

Q1  8 

1.24 

1.12 

0,99 

0.42 

0,42 

0,48 

0,25 

Sachsen-Meiningen  

94,8 

",15 

',52 

0,ö0 

0,2ö 

0,29 

0, 14 

136,2 

0,78 

0,8  t 

0,46 

0,16 

0,33 

0,21 

0,16 

1  10,0 

1,18 

0,92 

0.94 

0,34 

0,47 

0,30 

o,»4 

hc  h  WA  r  zbu  rg' Sond  e  rsh  ausen 

90,6 

0,00 

0,57 

0,00 

0,12 

0.24 

0,14 

0,0D 

Schwarzburg-Budolstadt  .... 

94»3 

1,41 

2,74 

1,00 

0.43 

0,47 

0,35 

0,2a 

"Ki^Tmn  n.  T, 

jwirimn  n.  4^.  ......... 

2,05 

1.27 

0.95 

0,40 

0,79 

0,43 

213.2 

2,79 

1,92 

1,35 

0,59 

0,72 

0,50 

0,44 

45,5 

2,29 

1,79 

0,68 

0,60 

0,58 

0,36 

34,7 

3,40 

1,78 

I.i8 

0,46 

0,45 

0,31 

0,16 

58,2 

3,20 

3,62 

3,11 

1,93 

1,43 

0,90 

0,7" 

110,2 

0,62 

0,80 

0,79 

0,46 

0,45 

0,36 

0,3 1 

127,8 

0,59 

0,38 

0,74 

0,37 

0.28 

0,2  <; 

0,16 

51,5 

1,60 

1,47 

1,21 

0,43 

0^51 

0,74 

0,19 

121,2 

1,21 

0,68 

1,05 

0,07 

0,20 

0,07 

0,05 

1 1 1,0 

1,06 

1,70 

1,27 

0,62 

0,27 

0,22 

0,36 

279,5 

1,35 

1,08 

1,45 

0,98 

0,99 

1,29 

0,73 

765,1 

6,43 

5:71 

.^15 

3^64 

3,91 

3,25 

2,50 

1642,6 

3-39 

3,23 

3.67 

2.53 

2.28 

2,38 

2,04 

Deutsches  Beich") 

96,7 

2,32 

1  3,23 

1  1,66 

1  0,76 

ü,68 

0,61 

1  0,43 

Die  Ziffern  für  den  Westen  nnd  Südwesten  sind  zum  Vergleich  nicht  geeignet,  da 
für  die  aus  jenen  Gegenden  über  französische  Häfen  Auswandernden  die  Bezeichnung  der  Her- 
kunft fehlt-  ■)  Unter  Einschloss  der  über  französische  Häfen  beförderten  Deutschen  kommen 
auf  das  Reich  im  ganzen  1888  :  2,16;  1889:  1,97:  1890:  1,97:  1891:  2,41:  1892  :  2,31:  1893: 
1,73;  1894:  0,8;  1896:  0,72;  1896  :  0,64  Auswanderer  auf  id»  Einwohnt. 


verschiedenen  Gebietsteilen,  weil  die  über  Fehler  ist  unbedeutend.  »Die  letzteren  ha- 
fraozCeische  Häfen  beförderten  Auswan-  ben,  vie  es  nacli  der  Lage  der  französischen 
derer  nicht  berackrächtigt  sind,  aber  der  Häfen  nicht  wohl  anders  sein  kann,  über- 
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wi^end  in  den  südwestlichen  Teilen  des 
Reiches  ihre  Heimat;  insbesondere  fftr  die 
AnswEuiderung  Ober  Havre  ergiebt  sich,  dass 
von  den  3156  im  Jahre  1893  beförderten 
Deutsehen  2055  allein  am  ElsasB-IiOthringen 
ge!kommen  sind.« 

Aus  dieser  Üebersicht  ist  zweierlei  er- 
sichtlich. T^nrnfil,  dass  die  steigende  oder 
fallende  Bewegung  in  der  Qesamtaus- 
wanderang  aus  dem  Deutschen  Reiche 
keineswe^  von  den  einzelnen  Gebieten 
gleichmässig  geteilt  wird,  indem  die- 
tielben  sc^ar  ein  der  Bewegung  der  Gesamt- 
heit entg^en^esetztes  Verhalten  aufweisen 
kennen.  Zweitens  geht  daraus  hervor,  dass 
die  Stfirke  der  Auswanderuog  in  keinem 
ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  abso- 
luten Dichte  der  BevöUcenmg  steht.  Es 
weisen  im  Gegenteil  die  dilouer  besiedelten 
Gebiete  die  stärkste,  die  dicht  besiedelten  — 
von  den  Städten  abgesehen  —  die  geringste 
Auswanderimg  auf.  Auch  eine  Gegentlber- 
stellung  der  Auswanderungsziffer  uud  der 
Geburtenziffer  bezw.  der  Ziffer  des  Ueber- 
schusses  der  Geborenen  über  die  Gestorbenen 
lässt  keinen  Zusammenhang  zwischen  der 
GrßsBe  der  nachdrängenden  BcvOlkcnmg 
imd  der  AuswiTuidening  erkennen.  Gebiete 


mit  starker  Geburtenziffer  wie  West-  und 
Ostpreussen ,  Posen  weisen  allerdings  eine 
starke  Auswanderung  auf,  allein  Gebiete 
wie  die  Rheinlande  und  Westfalen,  in  wel- 
chen die  Geburtenziffer  jener  der  frOher  ge- 
naunten  Gebiete  am  nächsten  steht ,  die 
Ueberschussziffer  aber  grösser  ist,  haben 
eine  bedeutend  geringere  AnswanderuDg. 
Auch  diese  Thatsache  dräogt  dazu,  die  Ur- 
sachen für  die  Auswanderung  nicht  in  der 
Grösse  der  Bevölkerung,  sondom  in  den 
^\'irtschaftlichen  und  sozialen  Yerhältnissen 
der  einzelnen  Landesteile  zu  suchen.  Hin- 
gegen weisen  die  Ziffern  auf  einen  Zu- 
sammenhang der  Auswanderungsintensität 
mit  der  Orundbesitzverteilung  in  der  Art, 
dass  in  dem  Masse,  als  der  Grossgrundbesitz 
herrschend  und  die  Möglichkeit  der  Boden- 
benutzung im  Kleinbetriebe  gering  ist  (Pom- 
mern, Posen,  Westpreussea),  die  Auawande- 
rung steigt.  Daneben  tritt  der  Einflnss 
intensiver  überseeischer  Beziehungen  sowie 
die  Nähe  der  See  hervor  (Hamburg,  Bremen, 
Mecklenburg,  Oldenburg). 

Verfolgen  wir  für  die  letzten  Jahre 
(1896  und  1897)  den  Gang  der  deutschen 
Auswanderung  während  der  einzelnen  Mo- 
nate, 80  zeigt  sich  folgende  Bewegung: 


Die  deutsche  Aus^K-andenmg  nach  Monaten  über  deutsche  Häfen  tmd  Uber  Antwerpen, 

Rotteitlam  imd  Amsterdam. 


Jahr 

Jan. 

Vehr. 

März 

April 

Miii 

Juni 

Juli 

Aug. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

1896 

1097 

1879 

4271 

4075 

2659 

2656 

2933 

3177 

3439 

1681 

1127 

1897 

855 

1244 

1986 

2635 

3859 

1792 

195» 

aaio 

2742 

2551 

1541 

847 

Den  Altersaufbau  der  Auswanderer 
im  Unterschied  von  jenem  der  Bevölkerung 
zeigt  die  folgende  Üebersicht.  Es  standen 
von  Hundert  im  Jahre  1896 


niännlicben 
UeschlechtB 


Alter 

von 

unter 

14 
JiAren 
14-21 

21-30 
30-50 
öOnnd 
mehr 


welbllcben 
OeschlechtB 


überhaupt 


Ueber  die  Rückwirkung  dieses  Umstandes 
auf  die  wirtschaftliche  Lage  der  Zurück- 
bleibenden ist  auf  das  bei  frOh^r  Ge- 
l^enheit  Gesagte  zu  verweisen  (vgl.  oben 
I  sub  6  S.  77/78). 

Von  der  Gesamtiieit  der  Auswanderer 
gehörten  an: 


15,6     33,7     I9,t     38,3     17,2  33,0 


19,7  14,0 
35,6  I4r4 
24,1  22, 


27,8  13,5 
38,3  14.3 
17,6  23,3 


23^  13,0 

32,3  14,4 
21,1  23,1 


5.0     15,0      7,3     »6,6      6,0  15,8 


Die  Zusammensetzung  der  Auswanderer 
nach  Alter  und  Geschlecht  weist  demnach 
die  schon  im  Abschn.  I  sub  6  oben  Bd.  II. 
S,  76  betonte  Verschiedenheit  von  jener 
der  Bevölkerung  auf ,  welche  bewirkt, 
<lass  den  produktiven  Altersklassen  eine 
vettüUtnismfissig^  grössere  Menge  von 
Personen  entzi^n  wird  als  den  übrigen. 


dem  männlichen 

dem  weiblichen 

(teschlecht 

1892 

61882 

49  5" 

1893 

47272 

36706 

1894 

20482 

18346 

1895 

18955 

16298 

1896 

17549 

14513 

1897 

12972 

10248 

"Während  das  weibliche  Geschlecht  in 
der  Bevölkerung  des  Reiches  mit  51  "/o  ver- 
treten ist,  achwankt  sein  Anteil  an  der  Aim- 
wanderung  zwischen  44  und  47 

Von  Interesse  ist  auch  die  Scheidung 
der  Auswanderer,  je  nachdem  dieselbe 
seitens  ganzer  Familien  oder  seitens  ein- 
zelner vorgenommen  wird.  Wie  die  folgende 
Üebersicht  darthut,  wird  der  Auteil  der 
Familien  an  der  Geaamtauswanderung  kleiner. 
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AiiswaQclening  (Deutsclilaini) 


Von  lUO  Aiuwandereru 


reisten 

ein- 
zeln 

waren 
unter  den   nnter  den 

IUI  Ul 

Jahre  Familien 

"PAinilipii 
minDl.weibl. 

I  llMi^  Ltm  Ut3 

inännl.w^lbl. 

1891 

^4,8 

45,2 

46,6  53,4 

64,2  35,8 

1892 

54,8 

46,8  53,2 

66,1  33.9 

1893 

48,1 

51.9 

45.5  54,5 

66.2  33,8 

1894 

43.9 

56,1 

43,8  56,2 

59,7  40.3 

1696 

39,9 

60,1 

43,3  56.7 

60,7  39,3 

189B 

39,8 

60,2 

43,1  56,9 

62,4  37,6 

Da  die  Zahl  der  Eheschliessungen  im 
Deutschen  Reiche  während  dieser  Zeit  nicht 
ab-,  sondern  zugenommen  hat,  so  wird  ans 
dem  Rückgänge  der  Familienauswandenrng 
vohl  auf  ein  erschwertes  Fortkommen  der 
Auswanderer  in  der  Fremde  geschlossen 
werden  dürfen.  Das,  Ueber wiegen  der  weib- 
lichen Personen  in  derFamilieoausvanderung 
findet  genügende  ErklSning  cUidurch,  dass 
zahlreiche  Auswanderer  ihre  Familie  erst 
nach  Begründung  einnr  HeimstStte  werden 
nachkommen  lassen.  Auffallend  i&t  das 
Steigen  des  Anteils  der  weiblichen  Personen 
an  der  Kinzelauswandcrung  über  das  Mass 
der  Stoigenmp  dieser  letzteren  selbst  hinaus. 
Es  wird  dann  ein  Anzeichen  schwieriger 
werflender  Erwerbsverhältnisse  für  das  weib- 
liclip  Oesehlocht  zu  suchen  sein. 

Auch  in  vorausgegangenen  Jahren  war 
da.«  Verhältnis,  in  welchem  die  einzelnen 
Berufe  unter  den  Auawanderern  vertreten 
waren ,  nicht  wesentlich  andei-s ,  wie  die 
Zusammensetzung  der  Auswanderer  nach 
der  hambui^ischen  Statistik  erweist.  In  den 
drei  Jahren  1885 — 1887  war  daä  Verhältnis 
der  Erwerbsthätigen  in  den  einzelnen  Be- 
rufen und  ihi'er  Angehörigen  unter  den  aus 
Hambiug  ausgewanderten  Deutschen  fol- 
gendes: 

1885     18B6  1887 
Land-  11.  Forstwirtschaft  18,16    15,87  13,36 

Indnstrie  15,08    16,70  16.30 

Handel  7,00      8,96  8i57 

Lobnarlieit  u.  Dieii»tboten  27,29    34,89  27,11 
freie  Berufe  nnd  ohne  Be- 
mfsangabc    ....   32,47    33,58  34,66 

Da  die  Zusammensetzung  der  Gesamt- 
auswanderung wohl  ohne  grosse  Kehler  nach 
der  über  Hamburg  gehenden  Auswanderung 
beurteilt  werden  kann  —  bildet  diese  doch 
den  gi-össten  Teil  jener  — ,  so  wird  aus 
dieser  Xachweisung  der  Schluss  gezogen 
werden  dürfen,  dass  Deutschlands  landwirt- 
acliaftlicho  Bo^■<ilke^ung  nicht  in  unverhält- 
nismässiger  Weise  durch  die  Auswandonmg 
betroffen  wii-d.  Ohne  Zweifel  wird  man 
einen  entsprechenden  Teil  der  oline  Benifs- 
angabe  oder  als  Arbeiter  schlechtweg  Au- 
geführton zu  den  Landwirten  bezw.  land- 
wirtschaftlichen Arbeitern  zälüen  müssen. 
Allein  auch  dsmn  geht  die  Steigerung  ka\im 


Über  die  Verh&ltnisziffer  der  BonifsstatLitik 
hinaus.  Die  Klage,  dass  Deutschlands  land- 
wirtschaftliche Bevölkening  durch  die  Aus- 
wanderung besonders  stark  beeinflusst  werdr, 
vrird  daher  nur  eine  beschränkte  territorial»' 
Geltung  haben.  Ausserdem  aber  werde» 
vennutlich  gewisse  Arten  landwirtschaft- 
licher Betriebe  in  besonders  starker  Weis»» 
durch  die  Auswanderung  betroffen.  Auch 
hierüber  vermöchte  nur  eine  individuali- 
sierendere  Untersuchung  Äufschluss  zu  geben. 

2.  Organisationsbestrebnngen.  Neben 
der  GnTsse  der  deutschen  AusiÄ-anderung  in 
diesem  Jahrhundert  ist  für  sie  charakte- 
ristisch das  im  grossen  und  ganzen  er- 
folglose Streben,  zu  einer  Organisation 
zu  gelangen  und  die  Gründimg,  wenn  nicht 
von  Kolonioen,  so  doch  von  geschlossenen 
Ansiedelungen  von  Stammesgenossen  in  über- 
seeischen Gebieten  planmässig  herbeizuführen. 
Schon  18 1 8  und  1 820  wei-don  Auswandenings- 
Unternehmungen  erwähnt,  denen  auch  poli- 
tische Zwecke  nicht  fremd  gewesen  zu  sein 
scheinen.  Bestimmt  ausgesprechen  war  dies 
bei  einer  in  New- York  1832  aus  deutscheu 
Einwanderern  gebildeten  GeseUschaft,  welche 
einen  deutschen  Staat  in  den  Vereinigten 
Staaten  zu  gründen  beabsichtigten  und  zu 
diesem  Zwecke  sich  an  den  Kongress  mit 
der  Bitte  um  QewUirung  einer  Strecke 
Landes  geu-andt  hatten.  Sie  wurden  ab- 
gewiesen und  wandten  sich  dann  nach 
Oregon  und  Texas,  welche  Gebiete  nocli 
nicht  zur  Union  gehörten,  doch  löste  sidi 
die  Gesellschaft  infol^  innerer  Zwistig- 
keiten  schon  1R34  wieder  auf.  Ein  im 
Grunde  noch  kläglicheres  Ende  nahm  die 
1835  beginnende,  1837  in  der  »ersten  ameri- 
kanisch-deutschen Konvention«  gipfelnde  Be- 
wegung verschiedener  deuts^-amerikaui- 
scher  Gemeinden  zur  Gründung  eines  deut- 
schen Staates,  indem  hier  nicht  einmal  die 
notwendige  Einheit  unter  den  Staaten- 
grflndern  selbst  zu  stände  kam.  Der  nächste 
versuch  ist  der  dos  Mainzer  Fürstenvereins, 
der  1842  als  »Verein  zum  Schutze  deutscher 
Einwanderer  in  Texas«  gegründet  worden 
war  und  nach  seinen  Statuten  den  Zweck 
hatte,  »in  Deutschlands  Interesse  den  Zug 
deutscher  Auswanderer  zu  regeln  und  zu 
ordnent .  Das  Ziel  war  Texas,  das  von 
Mexico  nicht  melu-  gehalten  wurde  und  von 
der  Union  noch  nicht  occupiert  war.  Die 
Gelegenheit  für  eine  erfol^iche  Koloni- 
sation war  gegeben.  Die  politische  Schwäche 
des  Unternehmens  wii-d  gekennzeichnet  durch 
den  Wunsch  der  Leitung,  dass  England  das 
Protektorat  über  die  Kolonie  übernähme. 
Die  ökonomische  Ijoitung  war  die  denkbar 
thörichtste.  Statt  mit  wirklicher  Kolonisation 
begann  man  mit  der  Errichtung  des  Hof- 
staates für  den  Leiter  der  ersten  Expedition 
Prinz  Solms.   Nach  der  Aussendung  einer 
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2»eiten  über  5000  Personen  stai^en  Expe- 
dition (1846)  war  der  Yerein  bankerott,  ohne 
etwas  geleistet  zu  haben.  Ein  letzter  Yer- 
such  zu  selbetSodi^  politischer  Gründung 
"wiurde  1849  von  einer  durch  die  GtebrOder 
Schoinbuig  in  Berlin  ins  Leben  gerufenen 
Auswanderung^esellschaft  gemacht,  welche 
in  Südaustralien  eine  Niederlassung  mit 
sozialistischen  Tendenzen  zu  gründen  beab- 
sichtigte, aber  an  den  Schvierig!^tea  der 
Kolonisation  scheiterte. 

Aach  Answanderungsorgauisationen,  wel- 
che keine  politischen  Zwecke  anstrebten, 
wenlen  schon  seit  1818  erwShnt  Eine  in 
diesem  Jahie  unter  Fühnmg  von  Ludwig 
6aU  in  Bern  gegründete  Ansiedelungsgesell- 
ediaft  ging  aber  sdion  nach  ihrer  Ankiuft 
in  Amerika  auseinander.  Eine  182U  in 
Olinffls  mrflndete  (jbseUschaftBkolonie  Kiste 
sich  infäge  der  Yerheeruiwea  eines  Sumpf- 
fiebers  auf.  Günstige  Eitc^  wiesen  die 
auf  rel^öser  Grundlage  errichteten  An- 
siedelungen auf,  wie  die  der  Rappißten  (18()5), 
der  Bäumler's  Leute  (1817  in  Ohio),  der 
Gründung  von  Naffziger  in  Oanada  (1822), 
des  ChristiaD  Metz  aus  Hessen  in  der  Nähe 
von  Buffalo  (1842). 

Alle  diese  Versuche  haben  aber  nicht 
eine  so  grosse  Beweg\uig  hervoi^nifen  wie 
die  beginnenden  Kolonisationsbestrebungeü 
der  südamerikanischen  Staaten  und  das 
gleichzeitige  Anwachsen  der  Eiuzelaus- 
wanderung  in  den  4Uer  Jahren.  Man  ei^ 
kannte,  dass  das  deutsche  Klement  dem  in 
Central-  und  Südamerika  vorherrecheodeu 
romanischen  Elemente  gegenüber  sich  leich- 
ter zu  erhalten  vermöchte,  und  da  man  die 
Äuswandenmg  als  etwas  unvermeidliches, 
zum  Teil  sogar  als  einen  nützlichen  Menschen- 
abfluss  ansah,  wollte  man  ihr  jene  Richtung 
geben,  in  der  sie  dem  nationalen  Leben  und 
damit  auch  den  nation^en  Wirtschafts- 
iuteresaen  in  höherem  Grade  erhalten  ge- 
blieben wäre.  Man  kann  seit  jener  Zeit 
eine  «nunterbrocheue  Reihe  von  Schriften 
erfahrener  Kolonisten  und  Reisender  und 
ruhig  denkender  Gelehrter  aufzählen,  welche 
ilie  Forderung  einer  Oi^ganisation  und  Leitung 
der  Auswanderung  aniratellon.  Es  fehlt  auch 
nicht  an  Auswanderung^esellschaften  und 
Vereinen.  So  entsteht  ein  »Auswanderung 
verein'  in  Düsseldorf  (1843),  ein  »Centrai- 
bureau zur  ITürsoTge  der  Äuswandenmg«  in  [ 
Leipzig  (1846).  der  von  den  R^eruDgen[ 
Ballens,  'Wüittembergs  und  Hessens  unter- 
stützte »KatioDalvercin  für  Auswanderung« 
in  Frankfurt  (1848),  der  >Preussiache  Ver- 
ein für  die  Moskito-Küste«  in  Berlin  (1845), 
der  'Verein  zur  Centralisation  deutscher 
Auswanderung«  in  Berlin  (1840),  die  »Koloni- 
iationsgcsellsdiaft«  für  Centruamerika  in 
Berlin  (1849),  die  in  Chile  wirkende  »Ge- 
sellschaft für  nationale  Auswanderuug  und 


Kolonisation«  iu  Stuttgart  (1849),  die  »Ham- 
bui^r  Kolonisationsgesellschaft  von  1849« 
und  andere.  Dauernden  Erfolg  haben  von 
diesen  und  vielen  anderen  planmässige 
Kolonisation  beabsichtigenden  Unterneh- 
mungen nur  einige  gehabt,  welche  Süd- 
brasilien  als  Kolonisationsgebiet  gewählt 
haben.  Hierher  gehört  insbesondere  die 
noch  heute  bestehende  Hamburger  Gesell- 
schaft mit  der  Ansiedelung  Donna  Franzisca, 
das  Unternehmen  des  Dr.  Blumenau  (1850), 
die  Kolonie  Santo  Angclo  (1857)  etc.  Andere 
haben  emen  zeitli<dL  wahrenden ,  aber  nicht 
nachhaltigen  ErEolg,  Tiele  einen  durch- 
schlagenden Misserfolg  ei-fohren,  viele  sind 
vorübergegangen,  ohne  Spiu«n  ihrer  Thätig- 
keit  zu  hinterlassen. 

Auch  in  Regierungskreisen  der  deutschen 
Staaten  wurde  die  Frage  einer  Leitung  der 
Auswanderung  erwogen.  1847  hatte  PreusBen 
Berichte  von  seineu  C'onsuln  in  Nordamerika 
eingefordert  über  Bodenverhältnisse  und 
Klima ,  Verkehrsmittel  und  Verwaltung, 
überhaupt  über  alles,  was  die  Ueberführung 
der  Auswanderung  im  grossen  betraf. 
sollte  auf  Grund  dieser  Berichte  beim  Bundes- 
tag der  Antrag  auf  eine  gemeinsame  Regelung 
der  ATiBwanderung  gestellt  wei-den.  Daß 
Jahr  1848  unterbi-ach  diese  Bestrebungen. 
Die  Frankfm-ter  Versammlung  nahm  die 
Frage  auf,  stellte  den  (frundsatz  der  Aus- 
wanderungsfreiheit  auf  und  oi-dnete  die  Aus- 
führung eines  Gesetzes  zum  Schutze  der 
Auswanderung  an,  das  1849  vom  volks- 
wirtschaftiichen  Ausschusse  fertig  gestellt 
war,  aber  wegen  Auflösung  der  National- 
versammlung nicht  mehr  zur  Beratung  kam. 
18Ö1)  nahm  Preussen  seine  Pläne  wieder  auf. 
Es  legte  dem  Fürstenkollegium  ein  Gesetz 
zum  Schutze  deutscher  Auswanderung  und 
Kolonisation  vor,  nach  dem  ein  dem  iliniste- 
rium  des  Innern  und  des  Aeussem  unter- 
geordnetes deutsches  -Auswanderungs-  und 
Kolonisationsamt  eingesetzt  werden  sollte. 
Auch  dieser  Vorschlag  führte  zu  keinem 
Resiütat.  1856  wurde  dann  noch  einmal 
in  der  Bundesversammlmig  von  dem  Ge- 
sandten Bayerns  ein  Antrag  auf  gemeinsame 
Oi^nisation  der  deutschen  AuoM-anderung 
gestellt.  Noch  in  demselben  Jahre  erstattete 
der  Ausschuss  seinen  vorläufigen  zustimmen- 
deUj  erst  im  Juli  1858  seinen  ausführlichen 
Bericht,  ohne  dass  aber  in  der  Angel^n- 
hcit  irgend  etwas  ei'folgt  wäre.  Inzwischen 
halte  die  Schwäche  der  dcut'^en  Regie- 
rungen, iltte  Unfähigkeit,  die  Interessen 
ihrer  Unterthanen  fremden  Staaten  gegen- 
über zu  wahren  und  ihre  Reclite  zu  schützen, 
der  deutsdien  Auswanderung  schwere  Nach- 
teile gebracht.  Mang^de  Veiinessung  der 
Läadereien,  irnsicherheit  der  Besitztitel. 
Rechtlosigkeit  und  Willkür  in  der  Ver- 
waltung waren  die  durch  die  politischen 
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uod  sozialen  Yerfaftltnisse  in  allen  central- 
nnd  südamerikanischen  Staaten  geschaffenen 
Hindernisse .  welche  zw  den  natürlichen 
Schwierigkeiten  der  Kolonisation  hinzutraten. 
In  sdiamloser  'Weise  wurde  seitens  Tieler 
Answandernngsantemehmer  diese  I^age  aus- 
^nützt,  lun  den  der  eiiropftischeD  Arbeits- 
kräfte bedürftigen  Grundbesitzern  diese  unter 
Bedingungen  zuzuführen,  welche  ihren  Vor^ 
teil  in  der  besten  Weise  wahrten,  die  Aus- 
wanderer aber  in  die  elendesten  Verhfllt- 
niBse  braehteu.  Insbesondere  peruanische  und 
liraedlianische  Unternehmer  waren  es,  welche 
dun^  klug  abgefasste,  zweideutige  Verträge 
und  Wortbrflchigkeit  Zust&nde  herbeifOhrteu, 
welche  die  Wiedei^ehr  des  bei  der  Ein- 
wanderung nach  Nordamerika  im  17.  und 
18.  Jahtbnndert  geübten  Menschenhandels 
bedeuteten.  Am  bekanntesten  sind  die  mit 
dem  in  Brasilien  angewandten  Halbpachts- 
oder Parceriasystem  verbunden  gewesenen 
Missstände.  IHeses  System  beruht  darauf, 
(lass  der  Halbpächter  mit  dem  Gnindeigen- 
tümer  den  Erfaag  der  Ernte  teilt.  An  und 
für  sich  keineswegs  verwerflich,  führte  es 
Brasilien  vor  allem  dadurch  zu  harter  Be- 
dröckung  der  Einwanderer,  dass  die  Be- 
ziehungen dei-selben  zu  den  Gnmdeigen- 
tümern  mit  einer  aus  dem  Vorschnss  der 
Reisekosten  und  des  einstweiligen  Unter- 
haltes bis  zum  Verkauf  der  ersten  gflnstigen 
Ernte  erwachsenden  Verschuldung  begannen 
und  hierbei  reiche,  nicht  unbenützt  gelassene 
Gelegenheit  p^eboten  war,  den  Sch\ildbetrag 
wucherisch  m  die  Höhe  zu  ti-eiben.  u& 
nach  den  Verträgen  alle  Mitglieder  einer  in 
Halbpachtsverhältnis  getretenen  Familie  für 
die  Bezahlung  solidarisch  haftbar  waren, 
selbst  die  Kinder  der  im  Scäiuldverhältnis 
gestorbenen  Halbpächter  welter  zu  haften 
hatten,  vor  Tilgung  der  Schuld  kein  Haften- 
der die  Ansiedelung  verlassen  durfte  und 
die  Grundeigentümer  durch  die  Verträge 
das  Recht  erhielten ,  die  Verträge  samt 
allen  Verbindlichkeiten  der  Betroffenen  an 
andere  Personen  zu  übertragen,  so  war  auf 
dem  Wege  vollkommener  Vertragsfreiheit 
ein  Zustand  fiiktischer  Sklaverei  herbei- 
geftUut.  Dies  umsomehr,  als  nur  bei  an- 
haltend guten  l^ten  und  unermüdlichem 
Fleiss  die  MCglidikeit  der  Schuldabtragung 
gelben  war.  Vergeblich  versuchten  zahl- 
reiche Schriften,  in  den  deutschen  Staaten 
auf  eine  positive  Politik  einem  Verfahren 
gegenüber  hinzuwirken,  das  man  den  An- 
gehörigen anderer  Nationen  gegenüber  nicht 
zur  Anwendung  zti  bringen  wagte.  Es  fehlte 
noch  an  der  notwendigen  Grundlage  realer 
Macht.  Man  begnügte  sich  mit  negativen 
Massnahmen,  man  verbot  jede  Vermittelung 
von  Auswandenmg  nach  Brasilien  in  Preussen 
(v.  d.  Heydtsches  Reskript  v,  3.  November 
1«59),  in  Baden  und  Württemberg.  Damit 


war  zwar  Missbrftuchen ,  aber  auch  einer 
gedeihlichen  Leitung  der  Auswanderung  in 
jene  Gebiete  voi^beugt  Die  Übrigen  sftd- 
amerikanisdien  Staaten  haben  trotz  ein- 
sichtiger Empfehlung  die  Auswanderung 
von  Nordameiua  nicht  abzulenken  vermodit 
Die  Hauptmasse  folgte  der  hier  wirttenden 
grossen  Anziehungskraft  gesunder  politischer 
wie  Ökonomischer  Verhältnisse  und  bestehen- 
der persönlichen  Beziehungen.  Zu  Beginn 
der  sechziger  Jahre  wurden  dann  auch  die 
Bemühungen  für  organisierte  Auswanderung 
schwächer.  Innere  Fragen  beanspruchen 
alle  Kräfte,  ^t  der  Gründung  des  nord- 
deutschen Bundes  taucht  auch  die  Aus- 
wuiderungsfrage  wieder  ant  1868  wurde 
eine  Kommission  zur  Prflfune  der  Aus- 
wandererverhältnisse seitms  des  Bundes- 
kanzlers eingesetzt,  deren  Vorschl%e  die 
Einsetzung  eines  Bundes-,  jetzt  Reichs- 
koinmissars  für  das  AuswanderenK'esen  zur 
Ausübung  einer  Oberaufsicht  über  die  Aus- 
wandererverhäJtnisse  zitr  Folge  hatte,  wäh- 
rend sie  im  übrigen  unbeachtet  blieben. 
Art  4  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
vom  16.  April  1871  hat  dio  Auswandenmg 
der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des 
Reiches  unterworfen ,  doch  sind  nur  auf 
Gnind  des  Bundesratsbeschlusses  v.  11.  Juli 
1868  in  Hamburg,  Bremen,  Geestemünde 
und  seit  Sommer  1871  auch  für  Stettin  und 
Swinemünde  Reichskommissare  zum  Schutze 
der  über  See  gehenden  Auswanderer  ein- 
gesetzt woi-den.  Die  Ordnung  der  Aus- 
wanderuQgsuntemehmungcn  ist  Sache  der 
Einzelstaaten  geblieben.  Nur  durch  zwei 
Gesetze  wurde  indirekt  in  das  Auswande- 
rungswesen eingegriffen,  durch  das  G.  v. 
12.  Oktober  1867  über  das  Passwesen  und 
durch  das  G.  v.  1.  Juni  1870  über  Erwerb 
und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  Jenes 
macht  das  Verlassen  des  Jjandes  von  der 
EMeilung  ir^nd  welcher  Eriaubnis  und 
Erlangung  eines  Legitimationspapieres  un- 
abhängig, das  letztere  erkennt  ausdrück- 
lich als  Schranken  der  Auswanderungsfrei- 
heit nur  die  Wehrpflicht,  die  amtliche  Dieust- 
stdlung  nnd  besondere  im  Fidle  eines  Krieges 
oder  einer  Kriegsbedrohung  eriassene  Anord- 
nungen an.  Ein  von  Kapp  1878  im  Rcnefas- 
tag  eingebrachte*  Entwurf  zu  einem  Aus- 
wanderungsgesetz kam  nur  zur  Kommissions- 
beratung. 

DoGA  wuchs  das  Interesse  an  einer  über- 
seeischen Politik  immer  mehr,  und  in  Ver- 
bindung mit  dem  Verhuigen  nach  über- 
seeischem Besitz  wurden  auch  wieder  die 
Forderungen  nach  Organisation  und  Ijeittmg 
der  Auswandenmg  laut,  und  mehrere  Ver- 
eine knüpfen  in  ihren  Bemühungen  an  jene 
Bestrebungen  an,  welche  schon  seit  den 
vierziger  Jahren  in  wohlbegrttndeteu  Dar- 
legungen die  Unterstützung  der  Begienuigea 
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zu  geviimen  gesucht  hatten.  Der  >Central- 
Teiein  fOr  Handelsgeogr^>hie  tmd  Förde- 
rang  deutscher  Intereesen  im  Auslande« 
(ge^^det  1878)  und  die  »Deutsche  Kolonial* 
sesellschaft«  (gegrOndet  1884  unter  dem 
"Samen  »Deutscher  KolonialTerein«)  stehen 
an  der  Spitze  der  Bev^ng  und  geben  in 
eieenen  Zeitschriften  »£x|>ort<  bezw.  »Deut- 
B^e  Koloniidzeitung«  reichlidieB  Material 
Eur  AofklSrong  über  Auswanderungsziele, 
das  dnrt^  die  mit  den  Verein»  t^uq- 
denen  AnskunftasteUen  jedermann  zugflog- 
lidi  gemacht  viid.  um  den  deutschen 
Eolomeen  in  Südbiasilien  friscdien  Zufluss 
ans  der  H^mat  zuzuführen,  hat  Bich  1897 
der  seit  1849  bestehende  hambmgische 
>Kolüni88tionsTereitt«  noter  Beteiligwig  zahl- 
röch^  mit  Brasilien  in  Verbindung  stehen- 
der Kaoflente  sowie  der  Hamburger  tiud 
Bremer  Rhedereien  zur  »Hanseatischen  Ko- 
lonisationsgeseUschaft«  mit  dem  Sitz  in 
Hamburg  erweitert.  Diese  Gründung  war 
eine  Folge  der  1896  erfolgten  Aufhebung 
des  von  der  Heydtschen  Beskriptes. 

Am  9.  Juni  1897  wurde  endlich  auch  ein 
Reichsgesetz  über  das  Auswanderungswesen 
erlassen ,  das  aa  die  Stelle  der  früheren 
Landesgesetze  trat  und  dessen  wesentlicher 
Inhalt  der  folgende  ist  Vom  Grundsatze 
der  Auswandenmgsfreifaeit  ausgehend  wer- 
den nur  Wehrpfliditige  und  solche  Personen 
an  der  Auswanderung  behindert,  »deren 
V«Aiaftung  oder  Festnahme  von  einer  Ge- 
richts- oder  Polizeibehörde  angeordnet  ist«. 
Im  übrigeD  beschäftigt  steh  das  Gesetz  mit 
der  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  der 
Auswanderungsuntemehmer ,  mit  der  Für- 
sorge für  die  Auswanderer  im  Einschiffungs- 
hafen und  während  der  BefOrd^iung  und 
endlich  mit  einigen  Anordnungen,  wek^e 
die  Grundlage  pt^itiver  Answanderungs- 
politik  werden  kßnnen. 

"Wer  gewerfaemässig  die  Befördoung  von 
AuBwaoderem  nach  aussereuropftischen  Län- 
dern betreibt,  bedarf  einer  nach  freiem  Er^ 
messen  vom  Reichskanzler  in  Verbindung 
mit  dem  Bundesrat  zu  erteilenden  Eonzession. 
Audfinder  änd  hierbei  in  der  R^eL  ausge- 
schkwsen.  Der  Unternehmer  muss  Rheder 
sein  mid  eine  Kaution  von  50(X)0  Mark  er- 
legen. Von  dieser  Bestimmung  kann  der 
R^chskanzlOT  dentsohe  Gesellschaften  ent- 
binden, welche  adb.  die  Besiedelung  eines 
von  üanea  in  übersedsdKen  Indern  ez^ 
worbenen  Gebietes  zur  Au^abe  machen. 
IMe  KonzesBion  ist  jewdls  nur  für  bestimmte 
LSndOT,  Teile  von  soldten  oder  bestimmte 
Orte  und  im  Falle  überseeischer  Beförde- 
rung und  für  bestimmte  Mnschiffnngäiäfen 
zu  erteilen.  Der  Unternehmer  muss  sich 
aiiBserliaJb  seiner  gewerblicheQ  Niederlassung 
der  A^ermittelung  von  Agenten  bedienen. 
Auch  diese  müssen  Reichsangehörige  sein, 


1500  3fark  Kaution  erl^;en  und  die  Kon- 
zession erwerben,  die  von  der  höheren  Ver- 
waltimgsbehörde  des  Bezirkes  erteilt  wird, 
in  dem  der  Nachsuchende  seinen  Wohnsitz 
hat  Bei  durch  Thatsachea  erwiesener  Un- 
zuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  oder  bei 
zu  grosser  Anzahl  von  Agenten  darf  die 
Konzession  nicht  erteilt  werden.  Sie 
kann  jederzeit  und  muss  dann  widerrufen 
werden,  wenn  die  Vtnsussetzungen  der  ^c- 
teilung  hinfällig  geworden  sind.  Nähere 
Vorschriften  Ober  den  Geschäftsbetrieb  der 
Unternehmer  und  Junten  erlOsst  der 
Bundesrat 

Die  Beförderung  der  Auswan- 
derer hat  auf  Grund  eines  schriftlichen 
Vertrag  zu  geschehen.  Den  Auswanderern 
darf  nicht  die  Verpflichtung  auferlegt  wer- 
den, den  Befönlerungspreis  oder  einen  Teil 
desselben  oder  ihnen  geleistete  Vorschüsse 
nach  ihrer  Ankunft  am  Bestimmungsort  zu 
zahlen  oder  zurückzuerstatten  oder  durch 
Arbeit  abzuverdienen;  ebensowenig  dürfen 
sie  in  der  Wahl  ihres  Aufenthaltsortes  oder 
ihrer  Beschäftigung  im  Bestimmungslande 
beschränkt  werden.  Verboten  ist  die  Bo- 
förtieruDg  von  Wehrpflichtigen  im  Alter 
von  17 — 25  Jahren  ohne  behördliche  Er- 
laubnisurkimde ,  von  Personen ,  deren  Ver- 
haftung vom  Gericht  oder  von  der  Polizei 
angeordnet  ist,  von  Reichsangehörigen,  für 
die  von  fremden  Regierungen  oder  Koloni- 
sationsgesellschaften  der  Beförderun^preis 
ganz  oder  teilweise  bezahlt  wird.  Bei  über- 
seeischer Auswanderung  müssen  die  Ver- 
träge auf  Beförderung  und  Verpflegung  bis 
zur  Landung  im  Ausschiffuogshafen  ausge- 
stellt werden ,  die  Konzession  kann  diese 
Verpflichtung  bis  an  das  Auswand^nugsziel 
ers^eckeu,  Fahrscheine  vom  Hafen  bis  zum 
Auswanderungsziel  dürfen  nur  verkauft  wer- 
den, wenn  der  Unternehmer  sich  zur  Weiter- 
beförderung verpflichtet.  Unternehmer  -wie 
Führer  des  Schiffes  haben  dafür  zu  sor;^n, 
dass  dieses  völlig  seetüchtig,  vorschnfts- 
mässig  eingerichtet,  ausgerüstet  und  ver- 
proviantiffli;  ist  Jedes  Auswandererschiff 
wird  vor  seiner  Abreise  daraufbin  amtlich 
untersucht,  desgleichen  ist  der  Gesundheits- 
zustand der  Auswandere*  und  der  Schiff 
besatzung  zu  untersuchen.  Ueber  die  in 
Bezug  auf  das  Schiff  imd  seine  Beaufsidi- 
tigune  wie  in  Bezug  auf  die  Gesundheits- 
Verhältnisse  zu  beaditenden  Normen  eriässt 
der  Bundesrat  besondere  V<nsdiriften.  Als 
Auswandererschiffe  gelten  alle  nach  über^ 
seeischen  Häfen  gehenden  Schiffe,  mit  wel- 
chen ausser  Kajüteniutssagieren  mindestens 
25  Reisende  befördert  werden  sollen. 

Unter  den  Au swanderungsbehör- 
den  fungiert  nunmehr  ein  Beirat  zur  Mit- 
wirkung bei  Ausübung  der  dem  Reichs- 
kanzler zustehenden  Befugnisse.  Er  besteht 
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dem  und  einem  vom  Kaiser  emanntea  Vor- 
sitzenden. Er  hat  niir  eine  begutachtende 
Thatigkeit.  Er  muss  gehört  werden  vor 
Erteilimg  der  Erlaubnis  für  solelie  Untere 
iiehmungen,  welche  die  Besiedeiung  eines 
bestimmten  Gebietes  in  überseeischen  Län- 
dern zum  Gegenstande  haben,  sowie  im 
Falle  der  Bescliränkung  oder  des  Widemifs 
der  einem  Unternehmer  erteilten  Erlaubnis. 
Zur  l'eberwachung  des  Auswanderun  gs- 
■wesens  imd  der  Ausführung  der  darauf  be- 
züglichen Bestimmungen  sind  an  jenen 
Hafenplfitzeu,  für  welche  Unternehmer  zu- 
gelassen Bind,  von  dea  Landesr^erungea 
Aiiswandenrngsbehürden  zu  bestellen.  In 
den  Hafenorten  übt  der  Beichskanzler  die 
Aufsicht  über  das  Answandeningswesen 
durch  von  ihm  bestellte  Kommissare  aus. 
Diese  haben  bei  etwaigen  MSngeln  bei  den 
LandesbehOrden  anf  Abstellung  zu  dringen. 

Das  Verhältnis  der  nebeneinander  fun- 
gierenden Reichs-  und  Landesbehörden  ist 
von  dem  früheren  Znstande  Übernommen. 
Neu  ist  —  ausser  der  Einheit  des  Rechtes 
für  das  ganze  Reich  —  der  Beirat  von 
Sachverständigen ,  die  Begünstigung  von 
deutschen  BesiedelungsgesoUschaiten  und 
die  starke  Abhängigkeit  der  üntomehmer 
von  der  Reichsverwaltung.  Der  "Wunsch  der 
kolonialpolitischen  Kreise  nach  Errichtung 
eines  öffentlichen  Auskunft samtes  für  Aus- 
wanderer blieb  unerfüllt,  die  Regieniug  er- 
klärt, ihm,  soweit  er  berechtigt  und  ei'fiülliai' 
sei,  auf  dem  Vei-waltungswege  entgegen- 
kommen zu  können. 


n.  Auswanderung  ans  Oesterreich- 
Ungarn. 

Seit  die  Erhebung  der  Auswanderer  nach 
den  Angaben  der  Gemeinden  ihrer  vollkom- 
menen Unzureichend  heit  wegen  aufgegeben 
worden  ist  (1884),  kann  die  Auswanderung 
aus  Cisleithanien  nur  nach  den  Angaben, 
die  in  den  Einschiffungshäfen  oder  Ein- 
wanderungsländern festgestellt  wei-den,  er- 
mittelt werden.  Auch  für  Ungarn  sind  die 
daraus  gewonnenen  Ziffern  noch  zuverlässiger, 
als  die  ungarische  Statistik  sie  zu  bieten 
vermag.  Die  vornehmlich  in  Betracht  kom- 
menden Einschiffungshäfen  für  Oesterreicli- 
Ungarn  sind  Hambui^  und  Bremen.  Nach 
deren  Statistik  schifften  sich  als  Auswan- 
derer ein: 


1871 
1872 
1873 
1874 


Oester- 
reicher 

9  2o; 
8903 
10266 
8974 


l'ngarn 

294 

595 
962 

927 


1875 
1876 
1877 
1878 


Oesiter- 

reicher  Ungarn 

1  065 


6594 
7809 
6364 

4817 


625 
6^2 
8i)3 


reicher 

Ungarn 

reicher 

Ungarn 

1879 

1  tco 

1888 

*4  oiy 

17  686 

1860 

8  766 

1889 

22  064 

1881 

2d  2^0 

1 1  2?T 

1890 

17  280 

i6  7 1 5 

1882 

I  7  17  I 

17  CM 

1891 

A  I  OI7 

■1(1  Aq7 

1883 

18  851 

"oV 

1892 

t!  7  i  ^ 

1864 

20 

1893 

12  AC  1 

188Ö 

16  007 

I  2  1A& 

1894 

12  Ct7 
**  301 

13029 

41  8a2 

1886 

18  02: 

2^  ISO 

1895 

1A.  2CQ 

1887 

19488 

18270 

Auch  für  die  Angehörigen  des  fister- 
reichisch-nngaiisohen  Eaiserstaates  sind  die 
Vereinigten  Staaten  das  vornehmlich  in  Be- 
tracht Kommende  Auswandenm^ziel.  Nur 
wenige  Hunderte  begehen  sich  n^i  Brasilien 
(1S87  niu*  274).  Die  LaPlata-Staatcu  scheinen 
neuerdings  begünstigt  zu  werden.  Die  Aus- 
wanderung dahin  übersteigt  18SH  zam  ersten- 
mal 1000  und  betrug  18H7  bereits  256(1. 


III.  Auswanderung  aus  Belgien. 

Die  belgische  Statistik  weist  die  Aus- 
und  Einwai^erung  seil  1841  nach  Erhe- 
bungen der  Eommunalbehürden  uaßk.  So 
beträchtlich  danach  d je  Answanderung  übei"- 
haupt  ist,  so  wird  sie  doch  durch  die  Kiii- 
wimderung  seit  1867  überholt.  So  war  die 
Auswanderung  ( A.)  imd  die  Einwanderung(K. ) : 


im  Jahre  A. 


E.    im  Jahre  A. 


E. 


1881 

1882 

im 

1884 

ißa^ 
isafi 

1887 


15  S22 
16257 

15  208 
13993 
13236 
17  029 
17528 


17692 
18  104 

17499 
16558 
18  310 


1888 
1889 
189Ü 
1891 
1892 


19804  1893 
19  286  1894 


23041  31  213 
23  190  33  150 
21675  2145S 
18994  20741 

22  532    21  774 

23  117  21  6S6 
18302  24635 


Der  gi-össte  Teil  der  belgischen  Aus- 
wandenmg  fällt  nicht  imter  die  hier  zu  be- 
trachtende überseeische  Auswanderung,  son- 
dern wendet  sich  anderen  Staaten  Europas, 
insbesondere  Frankreich  zu.  1884  wenien 
nur  609  und  1885  mu-  426  Auswanderer 
nach  Amerika  aufgeführt.  Dass  diese  Nacli- 
weisungen  kein  Bild  der  Wirklichkeit  ^eben, 
ist  daraus  zu  ersehen,  dass  gleichzeitig  die 
Statistik  der  Vereinigten  Staaten  allein  eine 
belgische  Einwanderung  von  1722  l>ezw. 
1363  Seelen  verzeichnet. 

Belgien  gehört  zu  den  wenigen  Staaten, 
welche  positive  AuswauderungspoUtik  l>e- 
ti-eiben.  Das  Oesetz  betreffend  die  Beförde- 
nuig  von  Auswanderern  v.  14.  Dezember 
lS7(i  liat  in  Nobenpunkten  eine  Abänderung 
erfahren  durch  G.  v.  7.  Januar  1890,  die 
letzte  Redaktion  der  zu  jenem  Oesetz  er- 
lassenen kÖnigUdien  Votii-dnuugen  datiert 
vom  29.  April  1890.  Das  Auswanderu^- 
wesen   unterliegt   dei-   obei'sten  Aufeicht 
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seitens  des  Ministers  des  AuswärtigeD.  Zn 
ihrer  Aushlhning  bestehen  zwei  Behr>rden, 
eine  commission  d'inspectiou  aus  9  Hit- 
gliedeni,  worunter  nur  4  Staatsbeamte,  welche 
alle  das  Aii5¥raiid«ruDg8weseii  betreffenden 
^ridktungen  zu  üb^rachen  haben,  nnd 
eine  cconmiseion  d'cOTertise  aus  7  Mit- 
fdiedem,  Aerzten,  Schiffstrapitänen  imd  TpcH- 
nücern,  zum  Zwecke  der  Kontrolle  der  Aus- 
wandererschiffe. Ausserdem  ist  ein  beson- 
derer krtniglicher  Aiiswanderungskommissar 
eijigesetzt ,  der  fortlaufend  in  persönliche 
Fümimg  mit  den  Agenten,  Schiffsunter- 
nehmungen  und  Answanderem  znm  Zwecke 
der  Waorung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
und  zum  Schutze  der  Auswanderer  zii  treteia 
hat  Seit  dem  Jahre  1888  ist  ein  weiterer 
Schritt  im  Interesse  dei-  Auswanderung  ge- 
schehen dundi  Oij^anisierung  des  servico  de 
renseignements  conc^mant  remigration,  also 
eines  Auskunftsdienstt»,  der  bestimmt  ist, 
Atlswandeiem  Aber  die  in  Betracht  kommen- 
den Verhältnisse  der  ESnwandeningslSndei' 
unentgeltlich  Belehrung  zu  teil  werden  zu 
lassen.  Gegenwärtig  sind  in  den  Haupt- 
städten ,  im  ganzen  9 ,  Auskunfteämter  er- 
richtet, in  welchen  Beamte  der  Regienmg 
von  allen  auf  die  Auswanderung  bezw.  Ein- 
wandenmg  bezüglichen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen Mitteilung  machen  und  gedruckte, 
vom  ifinisterium  des  Aeussern  zusammen- 
gestellte Ausweise  über  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Einwandenmgsländer  den 
Interessenten  kostenlos  übermitteln. 


IV.  Answanderang  aus  DAaeniark. 

Die  dftnische  Auswanderung  betrug: 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 


T.  Auswandeniiig:  ans  Frankreich. 

Die  Auswanderung  aus  Frankreich  war 
und  ist  zu  gering,  um  ein  praktisches  In- 
teresse zu  bieten.  Die  Zahl  derjenigen, 
welche  auswandern,  wird  vormntlicli  mehr 
als  ersetzt  durch  Einwandenuig.  Die  ziffer- 
massigen Nachweisiuigen  sind  allerdings 
auch  hier  nicht  genügend ,  da  sie  die  über 
ausländische  Häfen  gehende  Aiiswandening 
nicht  berücksichtigen  und  die  Begriffsbe- 


Personen 

im  Jahre 

Personpn 

2517 

1886 

8S28 

3966 

1887 

12705 

4718 

1888 

8659 

5483 

1889 

8967 

9540 

1890 

to  298 

12696 

1891 

10  382 

15  797 

1892 

IG  422 

II  915 

1893 

9  150 

8909 

1894 

4  io<; 

6409 

189i) 

3607 

Stimmung  des  Auswanderers  für  Zählungs- 
zwecke (Reisende  der  dritten  und  letzten 
Klasse)  nicht  ausreichend  ist  Die  offizielle 
Statistik  beginnt  1857.  Sie  weist  folgende 
Gesamtauswanderung  von  Franzosen  ans 
&anz06is^en  Häfen  auf: 


im  Jahre 

Personen 

im  Jtthre 

Personen 

loöi 

18  800 

18(6 

2  190 

1858 

I38I3 

1877 

2  116 

laov 

8737 

i  ono 
lö(ö 

2  316 

187R 

1861 

8  501 

1880 

4612 

1862 

6647 

1881 

4456 

1863  . 

5  575 

1882 

4858 

1864 

5094 

1883 

4011 

1865 

4715 

1884 

6  100 

1866 

575z 

1885 

6063 

1867 

6047 

1686 

7314 

1868 

6  406 

1887 

II  170 

1869 

7898 

1888 

23339 

1870 

4  600 

1889 

31  354 

1871 

5  947 

1890 

20  560 

1872 

'5  829 

1891 

6  217 

1873 

8  404 

1892 

«;  «;28 

1874 

7  163 

1893 

5586 

1875 

4284 

Das  Unznübigliche  dieser  Statistik  wird 
durch  eine  G^nÜbersteUung  der  gleich- 
zeitigen franzGsisdien  Einwanoorung  in  fiber- 
seeisdien  Gebieten  dargethan.  Kach  dei' 
Einwanderungsstatistik  der  amerikanischen 
Staaten  wancterten  ein: 

im  Jahre     Franzosen     im  Jahre  Franzosen 

1880  7612  1884  8681 

1881  9588  1885  8331 

1882  9267  1886  9036 
1888  8519  1887  -  12985 

Es  sind  demnach  wiederholt  in  Amerika 
an  10<.)%  mehr  eingewandert,  ah  nach  der 
französischen  Statistik  dahin  ausgewandert 
sind.  Als  Auswanderungsziel  tritt  neben  den 
Vereinigten  Staaten  Argentinien  hervor,  das 
seit  1883  eine  etwas  grössere  französische 
Einwanderung  besitzt  als  jene.  Kacli  der 
französischen  Statistik  ist  die  Auswandenuig 
nach  Brasilien  im  Steigen,  jene  nach  Uruguay 
im  Fallen  begriffen. 


VI.  Die  Auswanderung  aus  Oross- 
britannien. 

1.  Umfang.  2.  Organisati  onsbestrebungeu. 
1.  rinfang.  Die  englische  Statistik  zäldt 
alle  Reisenden,  welche  von  Grossbritannien 
nach  Plätzen  ausserhalb  Europas  abgehen, 
soweit  die  benutzten  Schiffe  unter  die  Pas- 
sangei-6  Acts  fallen.  Auch  von  der  geringen 
Zahl  der  mit  anderen  Schiffen  Reisenden 
ermittelt  sie  einen  Teil.  Dadiuxih  werden 
in  der  Auswaudenmgsstatistik  auch  alle  jene 
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gezählt,  welche,  ohne  die  Absicht  auszuwan- 
dern, axia  Gh:t>ssbritaDmen  nach  Plätzen 
ausserhalb  Europas  yerreiseo.  Sie  zählt 
daher  zuviel,  während  die  kontinentale  Statis- 
tik zu  wenig  zählt.  Einen  Ajihaltspunkt 
zur  Beurteilung  der  wiAlichen  Auswande- 
ning  gebt  die  Scheidung  von  Zwiscbendeck- 
und  Kajütenpaasagieren,  welch  letztere  in 
der  Regel  nicht  zu  den  Auswanderern  ge- 
hören werden.  Die  Zählung  von  1896  ergab 
deren  77912  auf  241952  Fassagiere  Ober- 
haupt Die  ein&che  Zahl  der  Sdiiffsreisen- 
den  enthält  ausserdem  auch  die  grosse  Menge 
von  Angehörigen  anderer  Nationen,  welche 
llber  englische  Häfen  auswandern.  Erst  seit 
1853  wird  in  den  Nachweisungen  eine 
Scheidung  zwischen  Engländern,  Schotten, 
Irl&ndem  und  den  kiunulativ  aufzählten 
Angehlirieen  anderer  Nationen  TOKenommen. 
Ausser  Alter  Und  Geschlecht  -vnm  audi  der 
Beruf  äer  Auswandemden  gezählt  Bis  185B 
ist  nach  englischen  Quellen  daher  nur  die 
ÖröBse  der  aus^  britischen  Hfilen  Ausgewan- 
derten, nicht  die  der  britischen  Auswande- 
rung zu  ermitteln.   Sie  betrag  Personen 


im 
Jahre 

nach 
Britisch 

Nord- 
Amerika 

nach  den 
Verein. 
Staaten 

< 

%  s 

|S 

im 
ganzen 

1815 
1816 
1817 
1818 
1819 
1820 

68o 
3370 

15  136 

33S34 
17  921 

1  209 
9022 
10  280 
13429 
10674 
6745 

192 
iiS 

jji 
222 

579 
I  063 

2081 
12  51a 
20 

27  787 
34  787 
25  729 

1815—20 

70438 

50  359 

2731 

123  528 

1821 
1823 
1823 
1824 
1825 
1826 
1827 
1828 
1829 
1830 

1*955 
16013 

11  355 
8774 
8741 
12818 
12648 
12084 
13307 
30  574 

4958 

4  137 
5032 

«;  152 

5  551 
7063 

14526 
12  817 
15678 
.  34887 

320 
875 
543 
780 

485 

903 
715 

1  056 

2  016 
]  242 

384 
279 
163 

99 
114 
116 
114 
'35 
'97 
204 

18617 
21  304 
17093 
14805 
1489! 
20900 
28  003 
26  092 
31  198 
56  907 

1821—30 

139269 

99801 

9035 

l  805 

349910 

1831 
1832 
1^ 
1834 
1835 
1836 
1837 
1838 
1839 
1840 

58067 
66  339 
28808 
40660 

15573 
34336 
29  884 

4  557 
1265S 

32293 

23418 

32  872 
29  109 

33  074 
26  720 

37  774 
36770 
14332 
33  536 
40642 

I  561 
3  733 
4093 
2S00 
I  860 
3  '34 
5054 
14021 
J5786 
15850 

114 

196 

517 
288 

325 
293 
326 
292 
227 
1958 

83  160 
103  140 
62  527 
76  222 
4447S 

75417 
72  034 
33  222 
62  207 
90743 

ia31-40 

322  485 

308347 

67  882|  4  536 

703  150 

im 

Jahre 


1841 
1842 
1843 
1844 
1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 


1841-«] 


1851 
1852 


nach 
Britisch 

Nord- 
Amerika 


nach  den 

Verein. 

Staaten 


13  164 
54  123 
23518 
22  924 
31  803 

43  439 
109  680 
31  065 
4'  307 
3*96' 


439044 


4260^ 
32  873 


1815— ö2  1036714 


45017 
63  852 
28  335 
43660 
.S8  539 
83  239 

142  154 
188233 
219450 
233078 


§11 


3262«; 
8534 
3478 
2  229 
830 
23+7 

4949 
23904 
32  191 
16073 


2  786. 

>  83=;| 
1  881 

'  873 
2330! 
1 826, 
1 487I 

4887' 

6490; 

8773! 


1  094  556  127  124  34  i6S| 


267  357 
344361 


21  532 
87S81 


2064  58i|3>3  454 


44721 

3  749] 


51  461 


Bis  zum  Jahre  1847  dürften  die  l 
Weisungen  übrigens  im  i^'csentlicheii 
britische  Anciwanderer  umfassen,  dem; 
Bericht  der  Emigration  Commissioner 
denkt  zum  ersten  Male  für  das  gein 
Jahr  der  Einschiffung  von  4361  deutf 
Auswanderern  in  einem  britischen  ] 
und  erwähnt  diese  Thatsaclie  als  oine 
ständig  neue  Erseheiming. 

Die  Grösse  der  britischen  Auswand* 
seit  18o3  und  zugleich  die  Richtunfr,  W' 
dieselbe  eingeschlagen  hat,  zeigt  die  fol^ 
Tabelle.   Es  wanderten  aus  Personen: 


im 

nach  den 

nach 

Verein. 

Austra- 

Jahre 

Staaten 

e  ' 

lien 

ja  iS 

18Ö3 

190953 

31  779 

S4818 

.8c 

1864 

1  «;3  637 

35  679 

77  526 

315 

1855 

86339 

16  ito 

47  284 

39c 

1856 

94  931 

1 1  299 

41  329 

725 

1857 

105  516 

16803 

57  858 

874 

1868 

49  356 

6504 

36  454 

2  75J 

1859 

57096 

2469 

28  604 

8924 

1860 

67  879 

2  765 

21  134 

3911 

1853-60 

805  596 

123408 

365  307 

1837a 

1861 

38  160 

3  953 

20579 

2487 

1862 

48  726 

8328 

38  828 

1881 

1863 

130528 

9665 

50  '57 

2  5'4 

1864 

130  165 

II  37' 

40073 

5  472 

1865 

1 18  463 

14424 

36683 

5  321 

1866 

'31  840 

9988 

23  682 

4  543 

1867 

1 26  05 1 

12  160 

14023 

4748 

1868 

108  490 

12332 

12332 

5033 

1869 

146737 

20921 

14457 

4185 

1870 

153466 

37  168 

16  526 

5  35' 

1861—70 

1  132626 

130  310 

267  358 

41  535 
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m 

Jahre 


nach  den 

Verem. 

Staaten 


1871 
1872 
1873 
1874 
1875 

im 

1877 
1878 
1879 
18BU 


IMl-SOli  087  372I177  976 


IM81 
1882 

im 

1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1689 
1890 


1R81-9C 


1891 

im 
im 
im 

1895 
IH96 


150788 

t6i  782 
i6ä  730 

H3  774 
81  193 

54  554 
45481 
54694 
91  806 
166  570 


»4  954 
44382 
29  045 
20  728 

12  306 

9  335 
7730 
10  652 

17952 
30902 


176  104 
181  903 

191  573 
155280 
137  687 
153  710 
201  526 
I9(;986 
168  771 
15*413 


23912 
40441 
44185 

31  »34 
19838 

24  745 

32  025 

34853 
28269 

22  520 


nach 
Anstra- 
liea 


11  69s 
15248 
25  137 
52  581 
34750 
32  196 
30  138 
36  479 
40959 
24  184 


303367 


22  682 

37  289 
71  264 
44255 
39  395 
43  076 
34183 

31  137 
28294 
21  179 


1713953  301  922 


156  395 
150039 

148  949 
104  001 
126  502 
98  921 


ja  a 

ta  


5314 
9082 

7  433 

10  189 
12426 

13384 

11  856 
u  077 

13557 
15886 


im 
ganzen 


192751 
210494 
328  345 
197  272 
140675 
109469 

95  195 
112  902 
164  274 
227  542 


HO  204  I  678919 


20304 

19733 
13096 

11  510 
10724 

12  360 

13753 
17  962 
28  461 
22004 


372  744169916 


21  578 
23  254 
24732 
17  459 
16622 
15267 


19547 
1 5  950 
II  203 
10917 


20  987 
20  799 
23930 
23  653 


10567  31490 
10354  37383 


243'002 

279366 
320-118 
242;  179 
207 '644 
232,900 
281  487 
279  92g 

253  795 
21S  116 


2  55»  535 


218  507 
210042 
208814 
1 56  030 
185  181 
161  925 


1853—96  5  524  354|853  528  i  387  314  498  269  8  262  465 

Oerade  zwei  Dritteile  der  ganzen  briti- 
Ecben  Aus^'anderung  gingen  nach  den  Ver- 
einigten Staaten.    Dayon  wurde  die  Hälfte 

—  also  ein  Drittel  der  Gesamtauswanderiing 

—  TOD  den  Irländern  beigestellt  (s.  unten), 
so  dasB  die  englisch-schottische  Äuswande- 
rong  sich  gerade  zur  Hälfte  den  Tereini^n 
Staaten,  zur  anderen  Hälfte  den  Eolonieen 
mgewendet  hat.  Dieses  Ueb^ewicht  der 
Vereinigten  Staaten  beginnt  in  den  vier- 
Mger  Jahren,  fiis  1840  waren  von  1073920 
raaonen  nttr  458407  nach  den  Vereinigten 
Staaten  ausgewandert,  im  Jahrzehnt  1840— 
1850  aber  1 094  566  von  1 684  892  im  ganzen. 

teber  das  Verhältnis  der  OrOsse  der  bri- 
tisdiea  Answand^ng  zur  BeTCdkernng  in 
den  einzelnen  Zeitrfttimen  vgl.  oben  Ab»^. 
1  sab  5  S.  74  Der  Antol  der  drei  grossen 
VoIk^ruppeD  Grossbritanniens  lui  der  Aus- 
wanderung  ist  in  den  einzelnen  Zeifaräumen 
TCTchieden.  Eine  Trennung  zwischen  Iren, 
Schotten  und  Engländern  ist  fOr  die  Jahre 
Iis  1853  nur  bezQglich  der  Iren  —  und 
uKfa  hier  nur  schätzungsweise  —  möglich. 
Unter  Anwendung  des  von  den  Emigration 


Commissiooers  gewählten  Massstabes,  der 
sich,  als  später  getrennte  Zählungen  vor^ 
uommen  wurden,  als  sehr  sicher  erwies, 
erhalten  wir  fOr  die  Jahre  1845—1855  fol- 
gende GrOsse  der  irischen  Auswanderung: 

Jahr       Zahl  der  Personen 


1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1860 
1861 
1852 
1853 
1854 
1855 


77  686 
109624 
217  512 
187  803 
218842 
213649 

254  537 
224997 
529609 
151309 
70854 


Von  der  ganzen  Auswanderung  iin  Jahr- 
zehnt 1846—1855  (von  1853—55  nur  die 
britische,  bis  dahin  die  Auswanderung  aus 
britischen  Häfen  gerechnet)  im  Betrage  von 
2705986  Seeleu  entfallen  demnach  niclit 
weniger  als  1858636  auf  Irland.  1855  läuft 
zwar  die  gi-osse  Weile  ab,  und  die  irische 
Auswanderung  erreicht  nur  noch  selten  die 
Hunderttausend  (1863—66, 1883),  allein  die 
Bevölkerung  Irlands  hat  den  grossen 
Mensehenverlust  nie  mehr  eingeholt  (vgl. 
oben  Abschn.  I  sab  6  S.  74). 

Das  Verhältnis  der  ir^dieü  zur  engli- 
schen und  schottischen  Auswanderung  zu- 
gleich mit  der  Biditung  derselben  zeigt  für 
die  letzten  36  Jahre  die  folgende  Uebeiisicht. 

Es  wanderten  von  1853—1896  aus: 


nach  den 
Verein. 
Staaten 

^  '  Jä 

f  ^  i 

nach  Au- 
stralien 

nach  andr. 
Plätzen 

im 
ganzen 

Eng- 
land. 

Irlän- 
der 

Schot- 
ten 

2  439  1 82 
2  624  963 
460205 

546  510 
182  124 
123  894 

896  7S6 
299  529 
190999 

417  345 
27  920 
53004 

4  299  823 

3 134 540 
828  102 

Der  prozentuale  Anteil  der  Engländer, 
Schotten  und  Iren  au  der  Gesamtauswande- 
rung dieser  Zeit  beträgt  49%,  10  "/o  und 
41  ^/o.  Im  Jahre  1887  war  er  60,  12  und 
28  ^lo.  Der  Anteil  an  der  GesamtbevöUcerung 
desselben  Jahres  betrug  dagegen  76,  10 
und  14  "/o. 

Nach  dem  Beruf  verteilten  sicli  die  85  38ä 
erwachsenen  (Über  12  Jahre  alten)  männ- 
lichen Auswanderer  des  Jahres  1896  wie 
folgt: 

Beruf  Fersoneu 

Landwirtschaft   8131 

Gewerbe  und  Handel  25  175 

Wechselnde  Lohnarbeit  u.  persönliche 

Bienstleistnngen  19  366 

Freie  Berufe  11 954 

Ohne  Bemfaangabe  so  759 
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Grossbntannien  besitzt  eine  stai-ke  Rück- 
wanderung seiner  Angehörigen .  welche 
einen  nicht  unbttlentendfn  Tt'il  der  Aus- 
wanderer erwtzt.   Es  betnig 


im 

Jahre 


1S77 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
188J 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


die  liritiache  die  britische 
Aiwwande-  Einwande- 


1893 
1894 
1895 
1896 


niiig 

95  "95 
112  902 
164  274 
227  542 
243  002 
279  366 
520  uS 
242  179 
207  644 
232  900 
281  487 
279  928 

253  795 
21S  116 
218507 
210042 
308814 
156030 
185  181 
161  915 


rang 

63  890 

54  944 
37  936 
47  007 
52  707 

54711 
73804 

91  356 
85  4^8 
80018 
85  475 
94133 
1 03  070 
109470 
103  037 

97  780 
102  119 

118309 
109418 
101  742 


der  Ueber- 
schnsH  der 
AuHw.flber  die 
Einwanderung 

31-305 

57  95** 
126  338 
180  535 
190291; 
324  655 
246  314 
150  823 

]22  176 
152882 
196  012 

185795 
150  725 
108  646 
115470 
112  262 
106693 
37721 

75  763 
60  183 

jen.  Vor 

(lern  Jahre  1830  seheint  das  engüsche  Volk 
kein  grosses  Interesse  an  einer  Organisation 
der  Auswanderung  gezeigt  zu  habenj  obwohl 
die  durchschnittliche  Zabl  der  jährlich  Aus- 
wandemden 1815—30  etwa  23000  betnig. 
Sie  zogen  fast  alle  nach  den  Voreinigten 
Staaten,  wenige  nach  den  nordamerikanischen 
Kolonieen.  ha  Jahrzehnt  1831 — 40  war  der 
Jahresdurchschnitt  bereits  70O0O,  von  1841 
bis  1846  stieg  er  auf  liX)O0O  und  hob  sich, 
nachdem  einmal  die  irische  Auswanderung 
eingesetzt  hatte,  von  1847— ö6  auf  280000. 
Diesem  Waclistum  gegenüber  verhielt  man 
sich  nicht  mehr  gleicligültig.  Schon  1826 
und  1S27  hatte  man  angesichts  der  grossen 
industriellen  Krisis  voriibergehond  einge- 
griffen imd  durch  staatliche  Unterstützungen, 
Landgewälirungen  etc.  eine  grössere  Aus- 
wanderung herbeizuführen  und  in  den  Kolo- 
nieen zu  lenken  versucht.  Die  Bewegung 
hielt  nicht  an  und  scheint  manche  Misscr- 
folge  erfahren  zu  haben.  Erst  seit  1830 
tritt  die  systematische  Kolonisation  und  die 
Organisation  der  Auswanderung  in  den 
Vardei^md,  E.  G.  "Wakefield  gründet 
die  Colonization  Soziety,  welche  die  Aus- 
wanderung nach  einem  bestimmten  Systeme 
in  Koloniaigcbiete  leiten  sollte.  Die  Grund- 
zOge  seines  Systems  lassen  sich  in  folgen- 
den S&tzea  zusammenfassen:  1)  Die  Blüte 
von  neuen  Kolonieen  hängt  hauptsächlich 
vom  UeberllusB  verfflgbarer  Arbeit  für  Kapi- 
talisten im  Verhältnis  zur  Ausdehaung  des 
besetzten  Gebietes  ab.   2)  Dieser  Ueberflnss 


muss  gesichert  werden  durch  Einführuiifr 
von  Arbeitern  aus  dem  Mutterlande  und 
durch  zureichende  SLittel,  sie  in  ihrer  Ar- 
beiterstellung und  Abhängigkeit  vom  Ijohne 
zu  erhalten  {wenigstens  durch  2 — 3  Jahi"e|. 
3)  Die  Mittel  zur  Heri)eisclmffung  der  Ar- 
beiter sind  dem  Verkauf  von  Land  zu  ent- 
nehmen. 4)  Der  einfachste  Weg,  um  ciniie- 
wauderte  Arbeiter  zu  verhindern,  alizuras^'h 
sich  in  unabhängige  Grundeigentümer  zu 
verwände]  nf  ist  der,  den  Grund  und  Boden 
j  zu  einem  genügend  hohen  Preise  zu  ver- 
I  kaufen.  5)  Dieser  Preis  muss  einheitlieh 
für  den  Acre  Jjandes  sein,  unabhängig  von 
seiner  Beschaffenheit,  da  sonst  die  Arbeiter 
billiRcs  Land  vor  der  Zeit  erwerben  könnten. 
6)  Es  muss  das  ganze  Erträgnis  zur  Ein- 
führung von  Arbeitskraft  verwandt  werden, 
um  das  Gleichgewichtsverhältnis  zwisclieu 
Arbeit,  Tjand  mid  Kapital  herzustellen.  — 
Die  Durchffkhrun^  des  Sj'stems  seheitert  au 
der  Unmöglichkeit,  dieses  Gleichgewichts- 
reriiältnis  festzustellen  und  durdi  -willkür- 
lichc  Preisfestsetzungen  fflr  Gnmd  und 
Boden  herbeizuführen.  Die  von  Wakefield 
gegründete  Gesellschaft  begann  1836  die 
Besiedelimg  von  Südaustoüien,  ISiJT  jene 
von  Neu-Seeland.  Beide  Unternehmungen 
missglüdcten  und  mussten  später,  18M  bezw. 
1847,  von  der  Regierung  übernommen  wer- 
den. Trotzdem  hat  Wakefields  Vorgehen 
zw^ei  grosse  praktische  Erfolge  erzielt.  Es 
wurde  von  nun  an  allgemeiner  Gnnidsatz, 
das  noch  nicht  ocoupierte  Kolonialland  als 
Staatsland  anzusehen,  dessen  Vergebung  nur 
durch  Veräussening  erfolgen,  dessen  ErLV 
zur  Begünstigung  der  Einwanderung  ver- 
wendet werden  sollte.  Und  es  wurde  femer 
die  Leitung  der  Auswanderung  in  die  Kolo- 
nisationsgobiete  vom  Staate  in  die  Hand  ge- 
nommen. Schon  1831  wurde  seitens  der 
englischen  Regiening  Ijand  in  Neu-Sttd- 
AVales  und  Vandiemensland  zum  genannten 
Zwecke  veräussert. 

Seit  1837  wurde  die  Auswanderung  durch 
eine  besondere  StaatabehÖi-de  (Agent  general 
for  Emigration  und  Board  of  Colonizatiou 
Commissioners)  überwacht ,  die  1840  als 
»Kolonialland-  und  Answanderungsamt«. 
(kolonial  land  and  emigration  board)  mit  er- 
weiterten Befugnissen  versehen  wurde.  Dire 
Aufgabe  bestand  in  der  Verbreitung  genauer 
statistischer  Nachrichten  in  Bezug  auf  die 
Kolonieen,  im  Verkauf  von  unoccupiertem 
Lande  und  in  der  Ueberführung  von  Aus- 
wanderern in  die  Kolonieen.  Der  sichtbarste 
Erfolg  dieser  staatlichen  Leitung  der  Aus- 
'wandenmg  ist  die  ßesiedelung  Australiens 
und  Neu-Seelands.  Von  1837—1846  sind 
100754  Peraonea  dahin  ausgewapdert,  davon 
bei  weitem  der  grösste  TeU  auf  Offenüicbe 
Kosten  oder  doch  uuter  umnittelbarer  staat- 
licher Führung.    Die  Colonizatloa  Commis- 
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sioners  sandten  von  1837—4(1  10(XJO  Per- 
soDen  auB,  das  AuswanderuDgsamt  tod  1840 
bis  1846  44500,  26000  Personen  wurden 
auf  Kosten  der  Verwaltung  von  Neu-See- 
land  und  Neu-vSüd-Wales  in  diese  Kolontoen 
gebracht,  so  dass  von  allen  australii^chen 
Eiowanderem  des  genannten  Jahrzehnts  nur 
2)1000  (ein  fünftel)  auf  eigene  Kosten 
reisten.  Auch  nach  Südafrika  ^urde  in 
diefier  2jeit  die  Auswanderung  staatlicher- 
setts.  wenn  auch  mit  geringem  Krfoig,  ge- 
leitet, Nach  den  nordiuneriiianischen  Kolo- 
□ieen  jedoch  wurde  keine  unmittelbare  staat- 
liche Unterstützung  gewährt  dagegen  waren 
zahlreicheKolonisation^sellschaiton  bemüht, 
von  der  Landgesetzgebimg  Canadas  Vorteil 
zu  ziehen  und  Auswanderer  durch  Begünsti- 
gungen namentlich  bei  der  Ueborfahrt  anzu- 
ziehen. Die  staatliche  Oraanisation  und 
Leitung  der  Auawanderui^  bleibt  auch  in 
der  folgezeit  auf  Australien  and  Südafrika 
beschiftnkt,  die  YeiOffentiichungen  des  Aus- 
wandmingBamtes  und  die  U  e  b  e  r  w  a  c  h  u  n  g 
der  Auswanderung  aber  erstreckten  sich 
auf  sämtliche  Kdonieen  bezw.  Auswande- 
nmgsschiffe.  Den  Höhepunkt  erreiciite  die 
ThAtij^eit  dieses  Amtes  1854,  in  welchem 
J«dire  41065  Auswanderer  unter  Leitung 
der  R^erung  nach  Australien  verschifft 
wurden.  Im  ganzen  waren  in  den  8  Jahren 
1847—54  2()7  086  Auswanderer  mit  einem 
fssL  vollständig  aus  den  LandverkAufen  der 
Kolonieen  getragenen  Aufwände  von 
3382000  £  nach  Australien  geschickt  wor^ 
den.  Im  Jahre  1855  wurde  der  Aufgaben- 
krräs  des  Amtes  eingeschränkt,  indem  ihm 
die  Verwaltung  der  Koloniallandverkäufe 
entzogen  wurde.  Sie  stand  nunmehr  den 
mit  Verfassungen  ausgestatteten  Kolonieen 
selbst  zu.  Die  Folge  war  natürlich  eine 
HHoschiänkung  auch  in  der  Befugnis  der 
Verwertung  des  aus  den  Landverkäufen  ein- 
gehenden Oeldes.  Die  Kolonieen  nehmen 
grösseren  Einfluss  auf  das  Auswandenmgs- 
amt  und  setzen  zum  Teil  selbständige  Agenten 
ein,  die  l-nterstützungen  werden  geringer. 
Die  Zahl  der  nach  AustraUen  auf  öffentliche 
Kosten  gesandten  Auswanderer  betrug  1857 
noch  27  762,  185S  15910,  1859  8  630,  1860 
6409.  In  den  sechz^r  Jahren  hören  die 
Unterstützungen  fast  vollständig  auf.  Bas 
Auswanderungsamt  bestand  noch  bis  zum 
Jahre  1873.  Dann  wurde  die  ihm  ver- 
bliebene Befugnis  der  üeberwachung  der 
Auswanderung  dem  Handelsamt  übertragen. 
TAe  Au^be  der  Auskunftserteiluug,  welche 
es  durch  Verbreitung  periodischer  und 
zwanglos  oBcheinender  Darstellungen  der 
Verhältnisse  in  den  Kolonieen  erfüllt  hatte, 
wurde  vcon  Kolonialamt  Übernommen,  je- 
docb  niemals  praktisch  durchgeführt.  Als 
(bitte  Behörde  wirkte  in  Auswanderungs- 
angel^oheiten  endlich  das  Lokaln^ienuigs- 


amt.  indom  dieses  die  von  tiemeinden  etwa 
unterstützte  Answanderung  zu  überwachen 
hatte. 

Neben  der  Regierungsinten'ention  hatte 
die  von  Wakefielil  ausgegangene  Anregung 
zahlreiche  Vereinigungen  privater  Kräfte 
zur  l'nterstützung  der  Aiiswandenmg  her- 
beigeführt Soweit  dieselben  nicht  reine 
1  Wohlthätigkeitsvereine  waren ,  bezweckten 
!  sie,  die  Ausfühnmg  »systematischer  Kolo- 
nisationc  durch  Erwerbsgesellschaften.  Nach 
I  den  vom  Emigration  Boaid  darüber  veröffent- 
I  lichten  Mitteilungen  liaben  sie  aber  keine 
I  Erfolge  erzielt.  .Jedenfalls  aber  haben  alle 
solche  privaten  Bestrebimgen  dazu  beige- 
tragen, den  Gedanken  an  eine  Oiganisation 
und  LeitTmg  der  Auswanderung  wach  zu 
erhalten.  Wie  immer  in  Zeiten  wirtschaft- 
licher Bedrängnis,  zidetzt  Ende  der  sechziger 
Jahre,  so  ist  dieselbe  auch  in  England  in 
den  letzten  Jahren,  nnterstützt  durch  die 
stärkere  Betonung  flboiseeischer  Politik  in 
ganz  Europa,  wi«!«-  stärker  hervoi^treten. 
Zahlreiche  Vereine,  insbcsoodere  die  1888 
gegründete  National  Association  for  pro- 
moting  State-directed  Colonization,  verfolgen 
den  Zweck,  eine  staatlich  nach  dem  Grund- 
sätze der  Selbstkostendeckung  geleitete  Aus- 
wanderung imd  Kolonisation  unbeschäftigter 
Arbeiter  aus  Grossbritannien  nach  den  bri- 
tischen Kolonieen  herbeizuführen.  Zu  diesem 
Zwecke  "wird  beabsichtigt:  die  Errichtung 
eines  Kolonisation  samtes  in  London  unter 
Heranziehung  von  Vertretern  der  Kolonieen ; 
Aufnahme  emes  3'''oigen,  vom  britischen 
Reiche  zu  garantierenden  Anleliene  für  30 
Jahre ;  staatliche  I'uterstütziuig  der  Aus- 
wandenmg  mit  den  aus  diesen  Anleihen 
fliessenden  Geldern;  Ausstattung  der  Aus- 
wanderer mit  Land  seitens  der  Kolonial- 
regienmgen  zu  möglichst  günstigen  Be- 
dingimgen ;  Sicherstellung  der  gewäbrleu 
Unterstützung  auf  diesem  Grund  und  Boden : 
4'*.o  ige  Verzinsung  derselben  nach  dem 
zweiten  Jahre,  Hückzalüung  binnen  30  Jaliren. 
Dieser  von  einem  aus  beiden  Häusern  des 
Parlamentes  eingesetzten  Ausschusse  ge- 
prüfte und  gebilligte,  von  der  Regierung 
günstig  beurteilte  Plan  wurde  1887  den  Ko- 
lonialregierungen mitgeteilt,  jedoch  von  aSlen 
mit  Ausnahme  von  Natal  zurückgewiesen. 
Der  einzige  praktische  Erfolg,  welchen  die 
Bewegung  bisher  erzielt  liat,  besteht  in  der 
1886  erfolgten  Errichtung  eines  staatlichen 
Emigrant's  Information  Office  in  Jjondon. 
Dasselbe  sammelt  alle  ihm  aus  offiziellen 
und  zuverlässigen  (Quellen  zugehenden  Nadi- 
riditen  über  die  wirtschaftlidien,  sozialen 
imd  politischen  Verhältnisse  der  Kolonieen, 
insbesondere  Über  Arbeitsbedarf,  Ij5hne  und 
Lebensunterhalt  und  trachtet  denselben  mög- 
lichste Verbreitung  zu  geben. 

Die  Wiederljeiebung  der  Organisations- 
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bestrefoungen ,  wobei  sich  Tielhch  eine  be- 
merkenswerte Unkenntnis  der  frttheren  Yer- 
hSltnisse  zeigte,  hftngt  zum  Teil  znsanunen 
mit  dem  Umschwimg  der  Ansichten  Über 
Wert  und  Bedeutung  der  Kolouieen  für  das 
Mutterland,  der  sich  in  den  70er  Jahren 
allmählich  voUzog.*)  Die  Bewegung  wurde 
lebhafter  infolge  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Depression  nach  1882,  wozu  in  Irland 
noch  einer  der  periodisch  wiederkehrenden 
Notstände  kam.  Hier  wurde  infol^  der 
Bestrebimgen  von  James  H.  Tuke  die  Aua- 
wanderuDg  aus  privaten  wie  aus  Staats- 
mitteln unterstützt.  Im  ganzen  wurden 
9482  Personen  fortgeschafft ,  meist  nach 
Amerika,  mit  einem  Aufwand  von  69.508  £, 
wovon  44438  £  Staatszuschuss.  Auch  zur 
Beseitigung  der  Not  imter  den  westschotti- 
Bchen  Croftern  wurde  Unterstützung  der 
Auswanderung  imd  organisierte  Ansiedelung 
in  den  Kolonieen  vollschlagen  (nameuthch 
d\irch  Lord  Napiers  Committee  1883)  und 
in  einigen  Fällen  durch  private  Wohlthätig- 
keit  ausgeführt. 

Unter  dem  Einfluss  dieser  Voi^äo^  ent- 
stand eine  lebhafte  Bewegung  und  Agitation, 
deren  Ziel  zum  Teil  onr  eine  bessere  Zu- 
sammenfassung der  bisherigen  isolierten 
privaten  Unterstützung  der  Auswanderung 
war,  zum  Teil  die  £&nleitung  der  Auswan- 
derung möglichst  nach  den  englischen  Ko- 
lonieen, zum  Teil  aber  die  systematische 
Besiedelung  der  noch  dflnn  bevölkerten 
en^isdien  Kolonien.  Oemeiosam  ist  den 
meisten  der  in  den  80  er  Jahren  zahlreich 
anftauchsnden  Pläne  lUe  Wiederaufnahme 
der  Wakefieldsdien  Gedanken  Aber  dieYer- 
.  bmduDg  der  Ltuidbesiedelung  mit  der  untere 
stützten  Auswandening.  Indem  die  geplanten 
Unternehmungen  die  auf  sie  gewandten 
Kosten  wieder  aufbiächten,  sollte  das  Mutter^ 
land  von  der  Last  der  Arbeitslosen  befreit 
■werden.  Auch  die  alte  UebervOlkemngswigst 
tauchte  wieder  auf. 

Den  Mittelpunkt  aller  dieser  Bestrebungen 
bildete  die  1883  gegründete  League  for  jjro- 
motin^  State  Emigration  and  Colonization, 
die  sich  später  in  die  National  Association 
for  promoting  State  Colonization  umwandelte. 
Die  damalige  liberale  Regierung  verhielt 
sich  allen  Eolonisationsplänen  gegenüber  sehr 
zurückhaltend,  liess  sich  aber  läi5)  86  bereit 
finden,  dem  zu  begründenden  Emigrants  In- 
formation Office  einen  kleinen  Staatszuschuss 
zu  gewähren  (500  £).  Diese  Sachlage  än- 
derte sich,  als  1886  die  konservative  Partei 
zur  Herrschaft  kam ,  deren  Führer  Lord 
Salisbury  den  Kolonisatoren  freundlich  ge- 
sinnt ■war  und  sogar  als  PremienuiDister  (am 
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19.  Dezember  1888  in  Derby)  eb  umfRSsen* 
des  EoloniaationsQ^tem  für  das  beete  Mittel 
erklärte,  den  aus  der  raschen  Bevölkerungs- 
zunahme zu  befürchtenden  Missstftnden  vor- 
zubeugen. Auf  der  Kolonialkonferenz  von 
1887  wurde  darüber  diskutiert,  und  schon 
vorher,  am  11.  Februar  1887 ,  bildete  sich 
eine  freie  parlamentarische  Vereinigung  aus 
zahlreichen  Mitgliedern  beider  H&iser  für 
staatlich  geleitete  Kolonieen.  Während  die 
Kolonieen  mit  Ausnahme  Natals  sich  gegen- 
über diesem  Plan  zum  Teil  reserviert,  zum 
Teil  direkt  ablehnend  veriiielten ,  setzten 
seine  Anhänger  am  12.  April  1889  die  Ein- 
setzung eines  Uuterhausauaschusses  durch, 
welcher  den  Auftrag  erhielt,  die  verschie- 
denen Vorschl^re  zu  untersuchen,  welche 
Ihrer  Majestät  Regierung  gemacht  sind,  die 
Auswanderung  aus  den  übervölkerten  Be- 
zirken des  vereinigten  Königreichs  nach 
den  britischen  Kolonieen  oder  anderswohin 
zu  erleichtem.  Der  Ausschuss  sollte  die 
Era;ebnisse  der  in  den  letzten  Jahren  wirk- 
lich aufführten  Versuche  prüfen  und  iin 
allgemeinen  darüber  berichten,  ob  es  nach 
seiner  Meinung  wünschenswert  sei,  die  Aus- 
wanderung noch  mehr  zu  erleichtem,  durch 
■welche  Mittel  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen solche  Auswanderung  am  besten 
ausgeführt  werden  könne  und  in  wekdie 
Gtegenden  sie  zu  leiten  seL 

Dieser  Ausschuss  wurde  1890  und  1891 
erneuert,  hat  54  Sachverständige  gehört, 
deren  Vernehmung  in  drei  dicken  Bänden 
niedei^e^  ist,  nnd  am  17.  Mbz  1891 
einen  Bericht  erstattet  Die  Schlussfolge- 
ruDgen  dieses  Berichts  sind: 

Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  augen- 
blicklich einen  Plan  staatlich  organisierter 
Ansiedelung  oder  Auswandemng  aufzusteUen. 
Die  Befu^isse  der  kommunalen  Körper- 
schaften smd  mit  einigen  Aendemngen  aus- 
reichend, ohne  drückendes  Risico  einzelne 
Personen  wie  Familien  bei  Auswandemng 
oder  Ansiedelung  zu  unterstützen.  In  den 
»übervölkerten  Bezirken«  Irlands  und  der 
schottischen  Hochlande  und  Inseln  handelt 
es  sich  um  einen  Ausnahmezustand ,  der 
Unterstützung  fordert  für  Einfühmng  von  Er- 
werbszweigen,  für  Kolonisation  und  Auswan- 
derung, womöglich  auch  für  innere  Kolo- 
nisation. Die  (damals)  für  die  übervölkerten 
Bezirke  Irlands  voi^eschlagenen  (und  seit- 
dem ins  Leben  getretenen)  Massregeln  sind 
für  diesen  Zweck  ausreichend  und  sollten 
auf  die  Crofter-Bezirke  Schottlands  ausge- 
dehnt werden.  Der  im  Gang  befindlidie 
Versuch,  die  Crofter  in  Canada  anzusiedeln 
(worüber  unten),  soll  fortgesetzt  werden. 
Auf  Vorschläge,  wie  sie  von  der  Regieniug 
Britisch  -  Columbiens  (s.  unten)  gemacht 
sind,  ist  einzugehen.  Die  Yermittelung  von 
Gesellschaften  für  Auswanderung  und  Eo- 
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lonisatioa  ist  empfehlenswert  Der  Staats- 
zuschuss  an  das  Emigrants  InframatäoD 
iyfhce  sollte  erhöht  werden. 

Die  in  diesem  Bericht  eingehend  be- 
sprochene Ansiedelung  schottisdier  Klein* 

gchter  (crofter)  in  Canada  ist  das  einzige 
'ispiel  aus  neuester  Zeit,  dass  Auswanderer 
vom  Mutterlande  aus  von  Staats  wegen  an- 
gesiedelt worden  sind.  In  den  Jahren  1888 
nnd  1889  sind  eine  Anzahl  von  Croftero, 
zusammen  79  Familien  in  Canada  ange- 
siedelt worden.  Für  jede  Familie  war  ein 
Staatsznschuss  von  120  £  bewilligt ,  der 
später  zurückzuzahlen  sei.  DasB  die  Lage 
der  Ansiedler  sich  bedeutend  verbessert 
liat,  ergiebt  sich  aus  allen  Berichten.  Ob 
aber  die  Kückzahlung  des  Vorschusses  er- 
folgen wird,  ist  ziemlich  zweifelhaft.  Ob- 
gleich der  Versuch  nidit  fortgesetzt  worden 
ist,  ist  CT  ein  wertvolles  Prftcedens  für 
spatere  Zeiten  durch  das  eingeschlagene 
A  erfahren :  Einsetzung  einer  besonderen  Be- 
hürde  und  Hand  in  Hand-Arbeiten  der  hei- 
mischen mit  den  caoadisc^eu  Behörden. 
Der  Grund,  dass  nicht  weitere  Ansiedler 
ausgesctüj^  sind,  liegt  vor  allem  in  der 
lokalen  G^nagit^äon  namentlich  der  Qeist^ 
liehen,  welche  bewirkt  hat,  dass  sich  auf 
den  notleidenden  Inseln  niemand  mehr  mel- 
dete. Die  konservative  Regieru^  war  ge- 
willt, auf  dem  eingeschlagenen  Wege  fort- 
zusc-hreiten  imd  vor  allem  einen  ausgearbei- 
teten Vorschlag  der  Regierung  Britisch- 
Kolumbiens  auszuführen,  wonach  eine  grosse 
schottische  Jsiederla^UDg  dort  begründet 
werden  sollte.  Ein  Kredit  von  50000  £ 
war  der  englischen  Regierung  zu  diesem 
Zwecke  eben  bewilligt  (1892),  als  die  kon- 
servative Regierung  fiel  und  gleichzeitig 
der  kolumbisdie  Premierminister,  der  haupt- 
sächlich den  Plan  betrieben  hatte,  starb. 
Das  neue  liberale  Kabinett  hat  alle  hierher- 
gehürigen  Pläne  nicht  weiter  verfolgt,  und 
die  betreffende  Farlamentsacte  ist  ein  toter 
Buchstabe  geblieben. 

Die  ganze  Bewegung  für  staatlich  orgar 
nisierte  Auswanderung  und  Kolonisation  ist 
f«itdem  eingeschlafen  und  selbst  die  Na- 
tiona]  Association  ist  »practically  extinct« 
(wie  eines  ihrer  thätigsten  Mit^eder  Prof. 
iZathgeii  mitteilte).  Zum  Teil  hegt  das  un- 
zweifelhaft an  dem  Begierungswechsel  und 
der  Abneigung  gegen  alle  staatlichen  Mass- 
regeln dieser  Art,  in  der  die  liberale  Partei  mit 
weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  und,  wie 
ich  glaube,  den  mas^beoden  Berufsbeam- 
ten im  Kolonialamt  einig  ist.  Der  Grund 
ist  aber  doch  nicht  allein  in  der  doktri- 
nSren  Abneigung  der  herrschenden  indivi- 
dualistiachen  Anschaumig  gegen  staatliche 
Uasm^geln  zu  suchen.  Den  grossen  Eolo- 
nisationsplftnen  stehen  sehr  eriiebUche  sach- 
liche Bedenken  entg^n,  die  aubh  von  dem 
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Kolonisationsausschuss  in  seinem  Bericht 
anerkannt  und  gewürdigt  sind.  Insbeson- 
dere hat  die  eingehende  Prüfung  ei|;ebea, 
dass  kein  Plan  atu^stellt  oder  versucht  ist, 
der  sich  thatsächhch  als  »selfsupportin^« 
erwiesen  hätte.  Ein  einziges  Beispiel  ist 
ermittelt  worden  von  einer  Ansiedelung 
durch  Privatuntemehmen,  das  einen  finan- 
ziellen Erfolg  ergeben  hat,  das  Fielding 
Settlement  in  Neuseeland.  Immer  wieder 
'«-lesen  die  SachversUlodig«!  darauf  hin, 
dass  es  kaum  m<3glich  sei,  die  den  Ansied- 
lem gemachten  Aorschüsse  zurückzuerhal- 
ten. Erhebliche  Opfer  würde  also  jedes 
grössere  Eolonisationsunternehmen  doch  for- 
dern, während  die  sich  selbst  überlassene 
Auswanderung  ihre  Kosten  selbst  aufbringe. 
Grosse  Opfer  für  einzelne  willkürlich  her^ 
ausgegriffene  Teile  der  Bevölkwung  tJoex 
sind  sichCT  bedenklich.  Und  das  um  so 
mehpj  als  der  gewünschte  Erfo^  zweifel- 
haft ist.  Wohl  kann  man  die  Kot  in  eini- 
gea  Gegenden  der  ^noletarischea  Zwerg- 
pacht  bekämpfen.  Aber  die  neuen  Bestre- 
bungen sind  zu  einem  erheblichen  Teile  aus 
dem  Wunsche  hervoif:egangen,  der  Arbeits- 
loräg^eit  und  Not  in  den  grossen  Stfldteu 
abzimelfen.  Die  dort  abzusdiiebenden  Ele- 
mente sind  aber  keineswegs  die  zur  An- 
siedelung auf  Neuland  geeigneten.  Das 
führt  zu  einem  weiteren  wichtigen  Punkt; 
der  Stellung  der  Ansiedelung^änder  zui* 
unterstützten  Einwandening,  vor  allem  also 
der  sich  selbst  regierenden  englischen  Kolo- 
nieen.  In  diesen  hat  man  nichts  einzuwen- 
den gegen  Bauemansiedler,  ja  man  ist  be- 
sonders im  britischen  Nordiunerika  zu  er- 
heblichen Opfern  bereit,  lun  Ansiedler  zu 
gewinnen.  Besonders  seit  Erschliessung  des 
Nordwestens  durch  die  canadische  Pacific- 
bahn  hat  die  Regierung  des  Dominion  wie 
die  Eisenbahngesellschaft  und  die  mehr  oder 
weniger  mit  ihr  zusammenhängenden  Land- 
gesellschaften sich  an  den  Kolonisations- 
plänen lebhaft  beteiligt  (seit  1880).  Abei- 
städtische  Arbeiter  wünscht  man  nicht  und 
erst  recht  keine  Paupers.  Alle  Kolonial- 
regierungen sind  einig  darin,  dass  sie  bei 
der  Auswahl  der  auszusendenden  Emigran- 
ten eine  entscheidende  Stimme  verlangen. 
In  den  vom  Labour  Vote  beherrschten 
demokratischen  Gemeinwesen  Australiens 
ist  man  grundsätzlich  gegen  Vennehrung 
jeder  Konkurrenz  auf  dem  Arbeitsmarkt. 
Mit  den  australischen  Arbeitern  fühlen 
sich  aber  die  englischen  in  bemerkens- 
werter "Weise  solidarisch.  Ueberhaupt 
herrscht  unter  den  gewerblichen  Arbeitern 
grosses  Misstrauen  ^egen  die  Xolcmisations- 
pläne.  Sie  wollen  nidit  aus  dem  Ijande  ge- 
stossen  (chucked  out)  werden.  Der  Eongress 
der  Geweii^vereine  hat  sich  1886  gegen  alle 
diese  FlSne  erklärt  Gerade  in  diesen  Kreisen 
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ist  der  Getlanke  verbreitet,  der  Bevölkerungs- 
zuwachs kflnne  dtirch  innere  Kolonisation 
auf  dem  "Wege  der  Bodenreform  versoi^ 
■wertleu,  ein  Gedanke,  der  auch  unter  den 
irischen  imd  hochschottischen  radikalen  Ho- 
merulers  beliebt  ist.  Wie  diese  Agitatoren 
jeder  künstlichen  Verminderung  der  Zahl 
der  ihnen  anhängenden  Bevölkerung  abge- 
neigt sind,  so  allerlei  sonstige  Interesseuten : 
die  katholischen  Priester  in  Irland  und  die 
Geistlichen  der  Freien,  Kiixihc  in  Schottland, 
die  shopkeeper  in  den  kleineren  Landstädten 
etc.  So  sind  ea  im  Gegensatz  zu  Deutsch- 
land nicht  die  Konsen'ativen,  sondern  die 
Radikalen,  welche  der  staatlichen  Förde- 
rung und  Organisation  der  Auswanderung 
abgeneigt  sind. 

Von  den  englischen  Kolonieen  treffen 
nur  noch  Canada  und  Katal  besondere  Mass- 
regeln zu  wenigstens  indirekter  Unterstützung 
der  Einwuiderung.  Die  UnteistQtoing  der 
Auswanderuug  nach  Australien  hat  ganz 
aufhört,  in  der  Kaf^lonie  ist  sie  im  FrOh- 
jahr  1894  suspendiert 

Als  Eigebnia  der  ganzen  neueren  Be- 
wegung meibt  also  zunädist  nur  das  als 
segensreich  wirkend  allgemein  anerkannte 
Emigrants  Information  Office,  das  den  Kreis 
seiner  Nachweisungen  notgedrungen  über 
den  Bereich  der  britischen  Besitzungen 
hinaus  erstreckt  hat  (auf  Trans\'aal  und  Ar- 
gentinien). Es  bleibt  ferner  eine  btssere 
Organisation  und  besserer  Zusammenhang 
der  WoldthätigkeitsgeseUschaften,  welche  die 
Auswanderung  unterstützen.  Namentlich  die 
Erziehung  und  Aussendung  verlassener  und 
vernachlässigter  Kinder  nach  Canada  hat 
grosse  Fortschritte  gemacht.  Die  wichtigste 
derartige  Institution,  Dr.  Bamardos  Homes, 
liat  bis  Ende  März  1895  bereits  7462  vor- 
bereitete Kinder  ausgeschickt  imd  hoffte,  im 
Ijaufe  des  Jahres  1895  800  Kinder  aussenden 
zn  können.  Es  bleibt  endlich  die  Erkennt- 
nis, dass  Ansiedelun^untemehmungen  für; 
Erwerbsgesellschaften  sich  nicht  eignen. 

r.  PMUppovtch, 


TU.  Auswanderung  aus  Italien. 

1.  Quellen  der  Statistik  der  A.  3.  Zeit- 
weilige und  dauernde  A.  —  Statistik  der  A. 
3.  Ursachen  der  A.  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen. 4.  Gesetzliche  Regelung  der  A.  ö. 
Lage  der  Italiener  im  Aualande. 

1.  Quellen  der  Statistik  der  A.  Als 

Hauptquelle  für  die  Statistik  der  italienischen 
Auswanderung  werden  die  Listen  der  Pässe 
benutzt  Die  Pässe  werden  von  der  Be- 
gierungsbehürde  der  öffentüdien  Sicherheit 
nach  dem  vom  Syndikus  erteilten  »Nichts 
im  "Wege«  ausgestellt,  welch  letzterer  die 


Personen  vernimmt,  welche  über  die  Gren- 
zen des  Reiches  gehen  wollen.  Sie  w  erden 
unter  zeitweiliger  Auswandening  oder 
dauernder  Auswanderung  klassifiziert, 
je  nachdem  sie  beabsichtigen ,  auf  eine 
längere  oder  kürzere  Zeit  oder  aber  auf 
unbestimmte  Zeit  —  ohne  ausgesprochene 
Absicht  nach  dem  Vaterlande  zurückzukehren 
—  Beschäftigung  \md  Erwerb  im  Auslande 
zu  suchen. 

Die  Zalil  der  Pässe  kann  nicht  die  ganze 
Auswanderung  repräsentiei-en,  denn  es  bleibt 
dabei  die  heimliclie  Auswandenmg.  welche 
sich  besonders  aus  denen  i*ekmtiert,  die  sicli 
der  Aushebung  entziehen  wollen,  und  dann 
ans  solchen  Leuten,  welche  mit  den  Justiz- 
behörtlen  in  Konflikt  geraten  sind,  nnbei*üek- 
SLchtigt.  Aber  im  allgemeinen  kann  man 
daran  festhalten,  dass.  da  an  der  Auswan- 
derung grösstenteils  ärmere  Leute  teilneh- 
men, die  Mehrzahl  der  Auswanderer  sich 
mit  einem  Passe  versieht,  um  ein  Ijcgiti- 
mationspapier  zu  haben,  welches  ihnen  nicht 
nur  als  Ausweis  den  Behörden  der  fremden 
Dbider  gegenüber  dienen,  soudem  im  Not- 
fall auch  dazu  vorhelfon  kann,  Tnter- 
stfitzuDgen  oder  Schntz  bei  den  italienisohea 
Consuln  zu  finden.  Andererseits  umfasst 
die  Zahl  der  I^sse  auch  eine  gewisse  An- 
zahl von  Personen,  die  nicht  eis  Atiswan- 
derer  zu  betrachten,  sondern  Reisende  sind, 
welche  zum  Vergnügen,  studienhalber  oder 
wegen  augenblicklicher  Geschäfte  ins  Aus- 
land gehen.  Diese  aber  werden  leicht  aus 
der  Auswandenmgsstatistik  auf  folgende 
"Weise  eliminiert.  Die  Pässe  werden  mit 
einer  Abgabe  von  2,40  Lire  an  arme  Ijeute 
und  gegen  eine  Abgabe  von  12,40  Lii-e  an 
wohlhabende  Personen  auegegeben.  Es  zälilen 
als  Auswanderer  nxm  alle  die,  welche  den 
Pass  gegen  die  geringste  Abgabe  erhielten, 
dagegen  werden  als  einfache  Reisende  jene 
Iteti-aehtet ,  welclie  den  höheren  Preis  für 
den  Pass  entrichteten,  es  sei  denn,  dass  die 
letzteren  ausdrilcklich  dem  Syndikus  erklärt 
hätten ,  dass  sie  die  Heimat  für  immer  zu 
verlassen  beabsichtigten. 

Die  auf  den  Passregistern  fussende  Sta- 
tistik zeigt ,  aus  welchen  Gemeinden  die 
Auswanderung  hervoi^gangen  ist,  die  voi*- 
übergehende  wie  die  dauernde.  Die  Aus- 
wanderer werden  eingeteilt  sowolil  uaeli 
Geschlecht,  Alter,  Benif  wie  auch  nach  den 
Einwanderungsländern,  auf  Grund  der  den 
Syndiken  gemachten  Angaben.  Die  so  er- 
haltenen Zahlen  w^erden  dann  mit  den  von 
den  Rhedereien  des  Reiches  und  der  fi'em- 
den  Häfen,  aus  deneu  italienische  Btti-^er 
nach  aussereuropJtischen  Ländern  sich  ein- 
schiffen, erhobenen  verglichen.  Auch  wei^ 
den  sie  weiter  geprtlft  an  der  Hand  jeuer 
Ziffern,  welche  die  Statistiken  der  Koloni- 
sationsländer  enthalten,   welche  die  Ein- 
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Tv-andeier  nach  den  Heimatsstaaten  eto- 
loilen. 

Die  aiis  (Uesen  drei  Quellen  gesehSpftcn 
Daten  kOnnen  aus  mehreren  Ch^den  nicht 
nntereiuander  Übereinstimmen.  Yor  allem 
wandern  viele  Italiener,  welche  bei^ielsveise 
den  Syndiken  erklärt  haben,  nach  Frankreich 
i-eisen  zti  vollen,  zeitweise  ans.  Sie  bogeben 
sich,  sobald  sie,  in  Fruikreich  angekommen, 
dort  keine  passende  Beschäftigiing  ^funden 
haben,  nach  Marseille  oder  nach  Bordeaux, 
lim  sich  nach  Amerika  einzuschiffen.  So 
kommt  es,  dass  wir  durch  Summienrng-  der 
überseeischen  Auswanderer  über  die  italie-  '■ 
nischen  und  fremden  Häfen  fflr  die  ausser- 
eittopäische  Auswanderung  eine  grössere  Ge- 
samtzalil  erhalten,  als  jene  ist,  welche  sich 
aus  der  nach  den  Passregistern  gemachten 
Statistik  ergiebt. 

Die  auf  den  von  den  Sj-ndiken  gesammel- 
ten Erklärungen  ftissende' Statistik  teilt,  wie 
schon  erwähnt,  die  Auswanderer  u.  a.  auch 
nach  den  verschiedenen  europäischen  und 
ausserenropäischen  Bestimmungsländern  ein. 
Eine  Kontrolle  dieser  Daten  lässt  sich  nur 
teilweise  auf  Grund  der  von  den  Statistiken 
der  Kolonisationsländer,  nämlich  von  Uru- 
guay, Argentinien,  Brasilien  und  den  Verei- 
nigten Staaten,  mitgeteilten  Zahlen  durch- 
ffihren.  Diese  Staaten  ermitteln  ihre  Ein- 
wanderer mit  Unterscheidung  nach  Aus- 
wanderungsländem.  Allein  nach  den  Sta- 
tistiken dieser  flberseeischen  Länder  sind 
die  Ziffern  der  Einwanderer  aus  Italien  im 
allgemeinen  höher  als  die  entsprechenden 
(lei-  in  Italien  auf  Gnmd  der  Passregister 
ermittelten.  Es  rührt  das  znm  grossen  Teil 
rtaher,  dass  viele  Italien  verlassende  Per- 
sonen anfangs  niu:  zeitweilig  auszuwandern 
oder  nach  eiunpBischen  Staaten  zu  gehen 
Ijcabsichtigen,  dann  alier  dauernd  der  Hei- 
mat den  Rßc^en  kehren  otler  nach  ansser- 
europ&ischen  Ijändem  sich  begeben. 

Ausserdem  enthalten  die  Statistiken  der 
Einwandeningsländer  nicht  selten  zeitwei- 
lige Auswanderer  und  Reisende  und  geben 
>^nut  höhere  Zahlen  an  als  die  von  den 
Syndiken  der  Heimatsgenieinde  auf  die  er- 
wähnte Weise  ^eftindenen. 

Wahrscheinlich  liegt  das  Richtige  zwi- 
s(;hen  jenen  Maximal-  und  Minimalzahlen, 
die  von  den  verschiedenen  Quellen  bezeich- 
net werden.  — 

2.  Zeitweilige  und  danemde  A.  — 
Statistik  der  A.  Die  zeitweilige  Aus- 
wanderung ^  welche  ausserdem  gewöhnlich 
periodisch  ist,  reknitiert  sich  besonders  aus 
Erdarbeitern,  Maurern,  Ziegelbrennem  und 
Steinmetzen,  welche  bei  den  grossen  Aus- 
schachtungen ,  Elisenbahn- ,  Befestigungs-, 
Kanal-  und  anderen  Bauten  Beschäftigung  \ 
suchen.  Meistens  ^ehen  sie  im  Frühjahre  j 
fort,  wenn  die  Arbeiten  im  Freien  beginnen,  | 


und  kehren  im  Herbst  in  ihre  DOrfer  zurtlck, 
sobald  sich  die  Erde  mit  Schnee  bedeckt 
und  die  Maurerarbeiten  unmß^ich  werden. 
Sie  begeben  sich  nach  Fnmkreich,  der  Schweiz, 
Oesterreich,  der  Balkanhalbinsel  und  auch 
nach  den  n<5nllicheren  Staaten  Eui-opas. 

Die  dauernde  Auswandenuig  richtet 
sich  gnlsstenteils  nach  Amerika,  besonders 
nach  Argentinien,  Brasilien  und  den  Ver- 
einigten Staaten. 

Während  die  zeitweilige  Auswanderung 
in  einem  Zeitraum  von  20  Jahren  wenig 
lun  ÖOCHX)  geschwankt  und  erst  seit  1889 
stärker  gestiegen  ist,  hat  sich  die  eigentliche 
(dauernde)  Auswandening  oder  die  auf  uu- 
i>estimmte  Zeit,  von  20000  in  nmder  Zahl 
im  Jahre  1878  auf  195993  im  Jahre  18aS 
gehoben,  um  dann  wieder  einigermassen  zu 
sinken.  Die  Zahlen  für  die  Jahre  1876  bis 
1897  sind  wie  folgt: 


Jahr 

Eigentliche 
oder 
dauernde 
Answande- 
rnng 

PeriodiBche 
oder  zeitwei- 
lige Aus- 
wanderong 

Summe 

1876 

19756 

80015 

108  711 

1877 

21  087 

78  126 

99213 

1878 

18535 

77  733 

96  268 

1879 

40  S24, 

79  007 

119831 

1880 

37  934 

81  967 

1 19  901 

1881 

41  607 

94  225 

136  832 

1882 

65  748 

95814 

161  562 

1883 

68416 

100685 

169  101 

1884 

58049 

88  968 

147  017 

isa^ 

77029 

80  164 

157  193 

1886 

85  355 

82474 

167  829 

1887 

127  748 

87917 

215  665 

1888 

"95  993 

94  743 

290  736 

1889 

113066 

105  289 

218355 

1890 

104733 

112  511 

217244 

1891 

175  520 

118  111 

293  631 

1892 

107  369 

116298 

223  667 

1893 

124312 

122  439 

246751 

1894 

'05  455 

1 19  968 

225  323 

1M95 

169513 

123  668 

293  >8i 

1896 

182  265 

123  862 

306  127 

1897 

'59  690 

134  426 

294  116 

Die  Provinzen,  welche  am  meisten  zur 
zeitweiligen  Auswandening  beitrageuj  sind 
Venetien,  Piemont  und  die  Lombardei.  Die 
eigentliche  otler  dauernde  Auswanderung 
empfängt  ihr  gnisstrs  Kontingent  aus  Li- 
gunen  und  einigen  Gegenden  der  Piwinzen 
Cosenza,  Potenza  und  Salemo,  ebenso  aber 
auch  aus  jenen  Provinzen  Oberitaiieiis,  welche 
stark  zu  der  zeitweiligen  Auswandenuig 
beitragen. 

Gering  ist  die  Aiiswandenmg  aus  der 
Emilia,  kaum  nennenswert  aus  Toscana  imd 
i  Umbrieu,  gleich  Null  aus  Rom,  wo  im  öegen- 
I  teil  eine  beträchthche  Einwandening  aus 
[den  Aqiülanischen  Abmzzen  stattfindet.  In 
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den  Marken  zeigt  sie  sich  sporadisch,  hier 
und  da.  Gering  ist  sie  aus  Sicilieq,  fast 
verBchwindend  aus  Sardinien. 

Die  Männer  wandern  in  grosserer  Zahl 
aus  als  die  Frauen.  Im  Jahre  1897  betragen 
die  in&nnlichen  Personen  90 ''/o  der  zeit- 
weiligen Auswanderung  und  Si,59i'o  der 
dauernden. 

Die  Kinder  bis  zu  14  Jahren  behiufen 
sich  auf  25  ^'/o  bei  der  dauernden  Auswan- 
derung und  auf  9*>/o  bei  der  zeitweiligen, 
w&hrend  die  Anzahl  der  Eindor  beider  Ge- 
schlechter imter  14  Jahren  nach  der  Zählung 
von  1881  30  **;o  der  jBeTÖlkerung  des  Reiches 
ausmachte. 

Die  Klassifizierung  nach  Beruf  geschieht 
allein  bei  deo  Erwachsenen  beider  Geschlech- 
ter, d.  h.  unter  Ausschluss  der  Knaben  und 
Mädchen  unter  14  Jahren. 

Nelimen  wir  die  dauernde  Auswanderung 
mit  der  zeit^'ciligen  zusammen  für  das  Jahr 
1888,  so  finden  wir,  dass  die  Zalü  der  Land- 
leute und  Feldarbeiter  (Älänner  und  Weiber) 
147  193  betrug  bezw.  63  "/o  der  sämtlichen 
Auswanderer  (Iber  14  Jahre;  die  der  Erd- 
arbeiter, Tagelöhner  und  Lastträger  40265, 
d.  h.  17  die  der  Maurer  und  Steinmetzen 
17  968,  d.  h.  S^/o;  die  der  sonstigen  Hand- 
werker imd  Arbeitslente  13884,  fast 
Im  ganzen  ergeben  diese  Klassen  eine  Ge- 
samtzahl von  219310  oder  etwa  90  »/o  aller 
männlichen  imd  weiblichen  Auswanderer  von 
fiber  14  Jahren  bei  einer  Gesamtzahl  von 
244 122  Answandei-em  über  14  Jahren.  Im 
Jahre  1897  hatten  sich  diese  Verhältniszahlen 
etwas  verschoben :  auf  lAndarbeiter  kamen 
nur  45  ".'o,  auf  Erdarbeiter  etc.  25  "/o,  auf 
Maurer  etc.  lö'^.'o. 

Die  Fel(  larbeiter  liefern  ein  grösseres 
Kontingent  für  die  Auswanderung  nach 
Amerika  als  für  jene,  welche  sich  nach  den 
europäischen  Staaten  richtet.  Das  G^enteil 
ist  der  Fall  bei  den  Maurern,  Bei^ieuten, 
Steinhauem,  Ziegelbrennom,  Kohlenbrennern, 
Kesselschmieden,  Holzällom  etc.,  welche  wir 
in  grosser  AnzaÜ  auf  unsoem  Kontinente 
bei  den  grossen  Ausschachtungs-  und  Bau- 
arbeiten zerstreut  antreffen.  — 

Wie  viele  unter  den  Auswanderern  zo^n 
allein  fort  und  wie  viele  waren  begleitet 
von  einer  oder  mehreren  Personen  ihrer 
FamilieV  Im  Jahre  1888  waren  anter  den 
dauernd  Auswandonden  42^,'o  der  Oesamtr 
zahl  Alleinstehende,  imter  den  zeitweilig 
Auswandemden  beüef  sic^  diese  Zahl  am 
79*/o.  —  Im  Jahre  1897  waren  die  ent- 
sprechenden Verhältniszahlen  39  "/o  und  80®/o. 

Prüfen  wir,  in  welchen  italienischen  und 
fremden  JlMen  sich  die  italienischen  Aus- 
wanderer nach  den  überseeischen  Ländern 
einschiffen.  Im  Jahre  1888,  dem  Jahre  der 
grössten  pei-manenten  Auswandenmg,  gingen 
42779  von  Neapel  aus,  3155  von  Palermo 


und  172  676  von  Geniui,  insgesamt  218610 
aus  den  italienischen  Häfen.  Dazu  kamen 
46539  Personen,  welche  flb^  fremde  Häfen 
auswaadeoten,  so  Über  Marseille  (3399i)), 
Hä^Te  (10444),  Bordeaux  (1334),  Saint- 
Nazaire  (76>,  Antwerpen  (64N)),  Hamburg  (66) 
und  Bremen  (29).  Im  Jalure  1897  wan- 
derten aber  Neapel  aus  63908,  Aber  Pa- 
lermo 2119,  aber  Genua  129  530,  aber  Clag- 
liari  1757,  im  Jahre  1896  über  Bordeaux 
278,  Aber  Marseille  2469,  Ober  Hävre  11054. 
aber  Antwerpen  899. 

Nehmen  wir  die  Zahl  der  im  Jahre  188s 
in  den  erv^hnten  fremden  Häfen  einge- 
schifften Italiener  (46539)  zu  der  in  dem- 
selben Jahre  in  italienisdben  Häfen  nacli 
Amerika  eingeschifften  italienischen  Passa- 
giere (218610)  hinzu,  so  ei^ebt  sich  eine 
Gesamtzahl  von  265149,  während  die  Sta- 
tistik, die  auf  den  von  den  Syndikeu  der 
Heimatsgemeinden  gesammelten  Angaben 
beruht,  nur  die  Zahl  von  195993  dauernden 
Auswanderern  ergab.  Der  Unterschied  miu-vs 
teils  aus  einer  Aenderung  der  zeitweüigon 
Auswandenmg  erklärt,  teils  auf  heimliche 
Auswanderung  zurückgeführt  werden.  Aehn- 
liche  Differenzen  zeigen  sich  auch  in  den 
anderen  Jahren. 

Befragen  wir  die  Statistiken  der  Ein- 
wanderungsländer, so  finden  wir,  dass  li*SS 
47  856  Italiener  in  den  Vereinigten  Staaten 
ankamen,  75()2i)  in  Argentinien,  104353  in 
Brasilien ,  zusammen  237  238 ,  ohne  die  in 
ümgtiay,  Chile,  Peru,  Mexico  und  anderen 
;  Ländern  Amerikas  eingewanderten  Italiener 
zu  zählen.  Im  Jahre  1896  betrug  die  Zalil 
der  einwandernden  Italiener  nach  den  aus- 
ländischen Erhebungen  in  den  Vereinigten 
Staaten  68060,  in  Argentinien  75204,  in 
Uruguay  5046,  in  Brasilien  06324,  zusammen 
244634. 

3.  Ursachen  der  A.  in  den  ver- 
schiedenen  Provinzen.  Die  in  den  Be- 
richten der  Syndiken  und  der  Präfekteu 
am  häufigsten  erwähnten  Ursadie  ist  die 
Armut.  Aber  auch  nicht  arme  l^ente  be- 
teiligen sich  au  der  Auswandenmg;  bald 
ist  es  der  Unternehmungsgeist,  der  sie  dazu 
antreibt,  bald  die  Hoffnung,  drüben  ihr  Glück 
zu  machen. 

So  verlassen  sie  Ligurien,  um  ihre  schon 
ausgewanderten  Verwandten  aufzusuchen , 
welche  eine  angesehene  Stellung  in  Handel 
und  Gewerbe  erworben  haben.  Sie  gehen 
nac^  Amerika,  besonders  Südamerika,  un<I 
zwar  nidit  aufs  Ungewisse  hin,  sondern  mit 
dem  bestimmten  "Wissen,  dass  und  wo  sie 
Beschäftigimg  finden  werden.  Fast  keiner 
giebt  an,  er  habe  die  Absicht,  nach  dem 
Vaterlande  zurückzukehren ,  sobald  er  ein 
bescheidenes  Kapital  zusammengebracht  liab«\ 
Allein  manche  kehren  nach  einem  mehi- 
oder  minder  langen  Aufenthalte  ins  Vatei-- 
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land  heim,  lun  daselbst  zu  höchstem  Preise 
ein  Sta<^  Land  zu  kaufen  und  die  Tage 
ihi^  Alters  unter  dem  lachenden  Himmel 
der  ligniischen  Riviera  in  behagbch^i  Wohl- 
stände zu  verieben. 

So  kann  man  auch  nicht  sagen,  dass  die 
von  I^emont  ausgehende  Auswanderungaufi- 
schUesslich  oder  Torzfldich  durch  das  Elend 
hervoi^;erufen  sei.  Dieselbe  trSgt  zum 
grossen  Teile  temporSren  Charakter ;  ein 
Teil  aber  von  jenen,  welche  sich  nach 
l^ankreich  begaben,  haben  jetzt  wegen  der 
in  diesem  Lande  fQr  die  italienischen  Ar- 
heiter  erschwerten  Umstftnde  entferntere 
I^der  au^esucht,  indem  sie  über  den 
Ooean  gingen,  um  als  Feldarbeiter  Beschäf- 
tigimg  zu  sadien. 

In  der  Lombardei  giebt  es  alte  Auswan- 
■lerangsoentren,  DOrfer  am  Lago  Blaggiore  imd 
].ago  di  Como,  welche  nach  alter  Tradition 
am  meisten  zur  Auswanderung  nach  Amerika 
beitragen,  von  wo  die  Leute  dann  in  einem 
TBrfaMtnismässigen  Wohlstände  zurfiekkehren 
imd  fflch  von  anderen  jungen  Nachzügeti 
ablösen  lassen.  So  nimmt  jenes  Ltmd,  wel- 
L-hes  fflr  eine  so  dichte  Bevölkerung,  wie 
dort  vorhanden  ist,  ungenügende  natürliche 
Hilfsquellen  haben  würde,  an  Reichtum  zu. 
Aber  es  ^ebt  in  der  Lombardei  Provinzen, 
welche  die  Auswanderer  der  Armut  wegen 
verlassen,  besonders  nach  schlechten  Ernten 
oder  infolge  anderer  Kalamitäten ,  welche 
die  Grundbesitzer  nnd  Bauern  bedrücken. 
Das  gleiche  gilt  von  den  Provinzen  Sondrio 
und  Mantna. 

Die  Auswanderung  aus  ilen  venetischen 
I*rovinzen  wird  ganz  vorwiegend  durch  Ar- 
mut hervorgerufen.  Hier  fiiulet  sich  in  den 
Listen  der  Syndiken  inuner  wieder  und 
wie<ler  als  Ursache  der  Auswanderung  Ar- 
mut verzeichnet. 

In  Friaul  aber,  ebenso  im  Bellunesischen 
ist  die  Auswanderung  vorwiegend  eine  zeit- 
weilige; es  ist  keine  Expatrüerung  auf  un- 
bestimmte Zeit ;  es  ist  eine  Bewegung,  welche 
sich  seit  alters  nach  den  angrenzenden 
Ölenden  Oesterreichs  und  Dentsdilands 
rtcntet  zum  Zwecke  des  Arbeitsuchens  beim 
HolzfiUen,  bei  Erdarbeiten,  bei  Bauten  etc., 
gerade  wie  periodisch  die  inneren  Bewegun- 
gen entstehen,  von  den  Abruzzen  z.  B.  nach 
rier  römischen  Campa^a,  von  Garfagnana 
nach  der  Insel  Sardinien ,  vom  Piacenti- 
niscfaen  Apennin  nach  der  unteren  Lom- 
tiardei  etc.  Nach  einer  etwa  sechsmonat- 
liohen  Abwesenheit  kehren  jene  Gebirgs- 
bewohner nabh  Bbuse  zurück  mit  einer  be- 
scheidenen Summe  Geldes,  die  als  gewohn- 
heitamSssKe  Hilfsqnelle  dient,  auf  welche 
sie  allj&hiuch  zum  Unterhalte  ihrer  Familien 
Tccbnm. 

Einen  besonderen  Charakter  bietet  die 
AuswandCTui^  aus  Lucca.  Kicht  die  Armut 


treibt  hier  z\un  Verlassen  des  Landes  an, 
sondern  die  Gewöhnung  an  einen  gewissen 
Äbenteurergeist  und  das  Bedürfnis  nach 
Veränderung.  Es  sind  zum  grossen  Teile 
Figurenhandler,  welche  die  von  ihnen  selbst 
in  ihrem  Knnsthandwerk  verfertigten  Pro- 
dukte umherttagen.  Von  hier  gehen  auch 
gute  und  sehr  arbeitsame  O&iner  aus, 
welche  sich  nicht  selten  mit  Erlolg  in  Cali- 
fornien  ansiedeln. 

Das  Elend  ist  aber  wirklich  die  Trieb- 
feder der  Auswanderung  in  den  Provinzen 
Basilicata  (Potenza),  Calabrien  (Coseuza!) 
und  Salemo.  Dort  sind  die  Löhne  unglaub- 
lich niedrig,  imd  die  Answandening  eines 
Teiles  der  Arbeiter  des  Landes  ist  ein  un- 
entbehrliches Mittel,  um  den  Lohn  der  im 
Lande  znrückbleibenden  lun  etwas  zu  er- 
höhen. Der  Wucher  bei  den  armen  Bauern 
und  auch  bei  manchen  armen  bÜKerUchen 
Besitzern  sowie  die  Steuern  verzoiren  den 
grßssten  Teil  der  Früchte  des  Landes,  denn 
der  Ackerbau  befindet  sich  in  ein^  sehr 
zurückgebliebenen  Zustonde  und  wird  nicht 
von  dem  im  Verhältnis  allerdings  gänzlich 
ungenügenden  Kapitale  befruchtet 

Vor  einigen  Jahren  wurde  eine  specielle 
statistische  Untersuchung  über  die  Ursaclien 
und  den  Charakter  der  Auswanderung  an- 
gestellt.  Von  8286  Gemeinden,  aus  denen 
das  Reich  besteht,  haben  2310  eine  Aus- 
wanderung von  mehr  oder  weniger  Belang. 
Von  diesen  2310  Gemeinden  nun  erkläiien 
fast  ein  Tausend  (920),  dass  der  Hauptan- 
reiz zur  Auswanderung  ein  Wunsch  nach 
Vermögensverbesserung  war.  Dagegen  gaben 
853  Armut  als  Hauptursache  an,  254  Mangel 
an  Arbeit,  133  schlechte  Ernten,  36  die 
Ackerbaukrisis  nnd  117  wiesen  auf  die  ge- 
ringen Löhne,  die  Entwertimg  der  Produkte, 
die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  Einladungen 
von  Verwandten  imd  Freunden,  Anreizungen 
von  Auswandemngsagenten  und  andere  Ur- 
sachen hin,  welche  auch  wieder  in  zeit- 
weiliger oder  dauernder  Not  begründet  sind. 

Dass  die  it^ienische  Auswanderung  sich 
aus  den  armen  Klaesen  und  ans  dem  Elend 
rekruti^,  wird  auch  durch  die  Antworten 
auf  eine  andere  Frage  bestätigt,  nämlich: 
Von  wie  vielen  Auswanderern  glaubt  man, 
dass  sie  kaum  das  nötige  Reisegeld  hatten 
und  von  wie  vielen ,  daas  sie  etwas  Geld 
mitnahmen?  Auf  diese  Frage  antworteten 
2586  Syndiken  j  1419  derselben  sagten  aus, 
dass  mit  Ausnahme  sehr  weniger  die  Aus- 
wanderer kaum  das  nötige  Reisegeld  hatten, 
490,  dass  sie  etwas  Geld  mitnahmen,  und 
667  uitwort^ten,  dass  die  einen  wie  die 
anderen  vorkämen  ohne  absolutes  Ueber- 
wt^n  einer  der  böden  Klassen.  Abei- 
viele  von  denen,  welche  etwas  mehr  eis  das 
Reis^ld  besassen,  hatten  deshalb  ihr  Stück 
Land  und  ihr  Vieh  nnd  Hausgerät  verkauft 
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Viele  hatten  das  Geld  unter  sehr  schweren 
Bedingungen  entliehen  oder  hatten  das  Geld 
von  ihren  schon  früher  nach  Amerika  ge- 
gangenen Verwandten  vorausbezahlt  erhalten, 
oder  es  wurde  ihnen  fast  die  ganze  Reise 
von  Ausw^nderungsagentureu  bezahlt,  um 
dann  gänzlich  entbldsat  in  ferne  Länder  ge- 
worfen zu  werden,  die  ihnen  vßlUg  unbe- 
kannt sind,  so  dass  sie  sich  in  der  Gewalt 
der  Spekulanten  befinden,  welche  in  Brasi- 
lien die  Arbeit  der  Weissen  fflr  die  durdi 
den  Tod  dedmierten  Keger  substituieren 
wollen. 

4.  Gresetzliche  Begelang  der  A.  Vor 

1889  regelte  kein  Gesetz  die  Auswanderung. 
Nur  das  G.  v.  20.  Mäi-z  1865  (Art.  64)  über 
die  öffentliche  Sicherheit  und  das  betreffende 
Reglement  enthielten  einige  Bestimmun^n 
bezüglidi  der  denjenigea  auferl^ten  Pfkch- 
ten,  welche  öffentliche  Agenturen 
errichten  wollten,  imd  diese  Bestim- 
mungen &nden  nach  dem  Gutachten  des 
Staatsiates  audi  auf  die  AuswanderungB- 
agenturea  Anwendung. 

Jetzt  wird  die  Auswanderung  überwacht 
und  geschfltzt  auf  Orund  des  G.  v.  30.  De- 
zember 1888  und  auf  Grund  des  diuvh 
königliches  Dekret  vom  10.  Januar  1889  ge- 
aehmigteu  Reglements. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  ist  die  Aus- 
wanderung frei,  abgesehen  von  den  den 
Borgern  durch  die  Gesetze  auferi^en  Ver- 
pflichtungen. 

»Soldaten  erster  und  zweiter  Klasse,  auf 
unbestimmten  Urlaub  entlassen ,  die  zum 
stehenden  Heere  und  zur  mobilen  Miliz  ge- 
hören, können  sich  nicht  ins  Ausland  be- 
geben, ohne  vorher  die  Erlaubnis  des  Kriegs- 
ministeriums  eingeholt  zu  haben«  (Art.  1). 

Mit  anderen  Worten :  bis  zum  Alter  von 
32  Jahren  können  diejenigen,  welche  zum 
stehenden  Heere  oder  zur  mobilen  Miliz 
gehören,  sei  es  in  aktivem  Dienste,  sei  es 
auf  unbeschränktem  Urlaube,  cAine  Erlaub- 
nis des  Kriegsministerinms  das  Reich  nicht 
verlassen. 

»Niemand  darf  Auswanderer  anwerben, 
Bülete  ziuu  Auawandern  verkaufen  oder  ver- 
teilen oder  um  Geld  als  Vermittler  fun- 
gieren zwischen  dem,  der  auswandern  will 
und  dem,  der  die  Einschiffung  besorgt  oder 
befördert,  ohne  vom  Ministerium  des  Innern 
das  Patent  eines  Agenten  oder  vom  Prä- 
fekten  die  Konzession  als  Unteragent  er- 
halten zu  haben«  (Art.  2). 

tBio  Bedingungen  für  Erlangung  des 
Patentes  sind:  italienischer  Büiger  zu  sein, 
wohnhaft  im  Reiche,  mündig,  nicht  ^-er- 
lustig  der  bttigerlichen  Rechte  etc.  Das 
Patent  kann  nidit  erteilt  werden  den  Geist- 
lidien  noch  auch  den  Beamten  des  Staates 
oder  den  bei  lokalen  öffentlichen  Verwal- 
timgcii  Angestellten«:  (Art.  3). 


»Die  Bewilligung  eines  Agenteupatentes 
ist  geknüpft  an  die  Deponienmg  einer  Kau- 
tion von  3000—5000  Lire  Rente  in  Staats- 
papieren« (Art  4). 

Es  folgen  dann  Bestimmungen  über  die 
Redintegration  der  Kaution,  sobald  die- 
selbe durdi  Anwendung  des  Gesetzes  ver^ 
mindert  worden  ist;  dann  solche  über  die 
Restitution,  auch  sind  die  UmstSade  vor^ 
gesehen,  unter  welchen  das  Patent  eatz<^reu 
werden  kann  (Art.  5). 

Die  Bestimmungen  vorstehender  Artikel 
finden  Anwendung  auf  die  einheimischen 
oder  fremden  Schif fahrtagesellschaften ,  die 
im  Staate  anerkannt  imd  autorisiert  sind, 
sobald  sie  Auswandenmgsgeschäfte  macheu. 

»Der  Answandei-er  schuldet  dem  Dnter- 
agenten  oder  Agenten  keine  Vergütimg  für 
Vermittelang  oder  aus  anderem  Grunde. 

Im  Kontraventiona&lle  verfallen  täe  in 
eine  auf  das  Zehnfadie  der  eingeforderten 
Summe  festgesetzte  Strafe«  (Art  10). 

»Die  Anwerbungen  können  von  den  Agen- 
ten nur  in  dem  Territorium  gemacht  weraen, 
in  welchem  diese  zu  arbeiten  autorisiert 
sind«  (Art  11). 

Die  Artikel  12,  13  und  14  betreffen  die 
zwisdien  dem  Agenten  oder  Unteragenten 
und  dem  Auswanderer  festzusetzenden  Ver- 
träj^e.  Die  Verträ^  müssen  in  dreifadtiem 
Originale  ausgefertigt  werden  (für  den  Aus- 
wanderer, den  Kapitän  des  Einschiffiuigs- 
hafens  und  den  Agenten). 

Die  Ungiltigkeit  des  Vertrages  ist  fest- 
gesetzt f(ir  den  Fall,  dass  der  Aus\^'anderer 
sich  verpflichtet,  den  Preis  der  Ueberfahrt 
oder  des  Transportes  mit  persönlichen  Lei»- 
tungen  oder  mit  Arbeitstagen  zu  zahlen. 

Der  Auswanderer  hat  ein  Recht  auf  Rnck- 
zahhiog  des  Doppelten  von  dem,  was  er 
eventuell  als  Preis  des  Transportes  bezahlt 
hätte,  wenn  derselbe  ganz  oder  zum  Teil 
von  einer  Regierung  oder  von  Auswande- 
rungsgesellschaften oder  von  Kolonisations- 
unternehmem  gewährt  wird. 

»Die  Bestimmung  der  Artt.  583,  584  und 
585  des  Handelsgesetzen  sollen  den  Aus- 
wanderungskontrakt  regein,  ungeachtet  ii^nd 
welchen  gegenteiligen  Vertrages,  ausge- 
nommen, soweit  oben  festgesetzt«  (Art  15). 

Es  folgen  die  Bestimmungen  über  die 
Indemnität  und  Schadenersatzklage  zwischen 
dem  Agenten  und  dem  Auswanderer  im 
Falle  von  eintretenden  Stapelungen,  von  ge- 
zwungenem oder  fi-eiwilhgem  Aufgeben  de.s 
Schiffes,  im  Falle  eines  Schiffbmehes  oder 
Verlasseiis  des  Fahrzeuges. 

Hienui  reihen  sicli  die  ßestimm^gen 
über  die  Kautionen  (Art.  16). 

Art.  17  betrifft  die  Klage,  welche  der 
Auswanderer  gegen  den  Agenten  anstrei^n 
kann,  indem  er  eine  Reklamation  einem 
Consul  des  Staates,  wo  er  ankommt,  ein- 
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reicht  oder  dem  Frftfekten  der  Provinz,  wo 
er  den  Yeitiag  einging. 

Der  SchadenerBats  wird  tos  eina*  Eom- 
niisäon  von  Schiedsiichteni  zuei^annt,  welche 
in  jedem  Hauptorte  einer  Provinz  fimktio- 
niert.  Mae  solche  Kommission  wird  zu- 
sammengesetzt aus  dem  Frflfekten,  dem  Oe- 
riehtspiftsidenten,  dem  Staatsanwalt  und  aus 
zwei  ProvinzialiBten. 

Ge^n  den  Aasqtmch  soll  keine  Appdla> 
tion  und  kon  Antaig  auf  Kassierung  zu- 
las^  sein. 

fiidlidi  sind  die  Strafen  fOr  üeher> 
tretong  der  Yorschiiften  des  Gesetzes  im 
einzelnen  angilben,  auf  welche  indes  spe- 
deUer  ednzngehen  hier  zu  weit  fahren 
möchte. 

Bas  Gesetz  wird  flbrigens  als  rebnin- 
bedürftig  betrachtet,  namentlich  in  betreff 
der  K(M)z€B8ionierung  der  Agenturen,  der 
Bestellung  der  Unteragenten  und  der  fflr 
diese  zu  fordernden  Qarantieen.  Die  Zahl 
der  Agentiu*en  belief  sich  1895  auf  34 
mit  einer  Kautionssumme  von  2690000  Lire, 
die  der  Unten^nturen  aber  betrug  7169 
und  war  seit  1892  um  nahezu  2000  ge- 
stiegen. 

5.  Lage  der  Italiener  im  Auslände. 

Ausser  den  Untersuchungen,  welche  jedes 
Jahr  vom  statistischen  Bureau  über  die  Zahl 
der  Auswanderer  ans  den  einzelnen  Ge- 
meinden des  Eeiches  und  über  die  beson- 
deren Ursachen  der  Auswanderung  ange- 
stellt werden,  ist  die  für  die  National- 
ökonomie wichtige  Frage  nach  der  la^  der 
Italiener  im  Auslande  seitens  der  Italieni- 
schen ^reographischen  Gesellschaft  ver- 
mittelst ihrer  ausländischen  Korrespondenten 
zum  Gegenstande  einer  Untersuchung  ge- 
macht worden. 

Diese  Untersuchung  erstreckte  sich  vor 
allem  auf  die  Zahl  der  Italiener  im  Aus- 
lande, dann  auf  die  Berufsarten,  in  welchen 
sie  beschäftigt  waren,  auf  das  Mass  der 
lÄ>hne,  welche  sie  in  den  verschiedenen  Be- 
rufszweigeo,  denen  sie  sich  gewidmet  hatten, 
erhielten,  auf  die  gewöhnliche  Lebenslage 
und  die  Kosten  des  Lebensunterhalts  und  der 
Wohnung  in  den  verschiedenen  lihidem. 

Nach  den  von  der  Italienisdien  geo- 
graphischen Gesellschaft  gesammelten  In- 
formationen waren  im  Jahre  1^  die  Haupt- 
sitze  der  Italiener  in  den  überseeischen 
Ländern  folgende: 

1)  Argentinien. 

Buenos- Ayres  mit  etwa  150000  Italienern 

Küsario  tÜ  Santa  Fe  mit  57  665  „ 

La  Plata  mit  etwa  20000  „ 

San  Nicolas  mit  8—9000  „ 

San  Jofl£  de  Ilares  mit  7 — 8  000  „ 

(.'hivilooy  mit  5000  „ 

Andere  Stidte  mit  etwa  3  100  „ 


2)  In  Brasilien. 


Stadt  S.  Paolo  mit  etwa 

12000  Italieaeni 

„  Bio  de  Janeiro 

n 

so  000 

r 

Pirov.  S.  Paulo  „ 

» 

120000 

71 

do  Sal  „ 

n 

40000 

m 

„  SanU  Ca- 

terina 

n 

15  000 

r 

„  des  Paranä  „ 

» 

8000 

n 

„  deUoSpiiito 

Santo  „ 

r 

7  000 

n 

„  Hinas 

Oeraes  ^ 

n 

5000 

n 

n  Rio  de  Janeiro 

5000 

1) 

Ausserdem  noch  etwa 

56000 

1) 

3)  In  Paraguay. 

Atnmcion      mit  etwa  1 700  Italienern 

Andere  StKdte  .     ,  600  „ 


4)  Uruguay. 


Stadt  Montevideo  mit  etwa 
Dep.  Montevideo     „  „ 
Paysandn  „  „ 

San  Jos6  de  Mago  „  „ 
Andere  Städte 


35000  Italienern 
50000 

4000  „ 

3500  « 

1  000 


5)  Yereinigte  Staaten, 

In  Kew-York-Brookl,vn  50000  Italienern 

„  Philadelphia  15 — 20000  „ 

„  S,  Francisco  14 — 15000  „ 

„  ganz  California  etwa  42000  „ 

„  New-Orleana        „  7000  „ 

„  Saint  Lonis  6000  „ 

„  Baltimore           „  5  000  „ 

„  Cincinnati          „  20000  „ 

„  Chicago              „  10000  „ 

„  Pittsbnrg            „  3000  „ 

In  Chile  lebten  etwa  6  500  Italiener, 
hauptsächlich  in  ValparaiBO  und  Santiago, 
und  in  Peru  etwa  5ö00,  mit  dem  Hauptsitze 
in  Callao  und  Lima. 

In  Alexandrien  in  Egypten  hielten  sich 
22—24  0(fO  Italiener  auf,  von  denen  10—12  000 
dort  ansässig  sind. 

In  Tunis  lebten  18—19000  Italiener.  lu 
ganz  Atistralien  zählte  man  etwa  2000  Ita- 
liener, von  denen  800  auf  Sidiiey  kommen. 
In  Konstantinopel  betrug  die  Zahl  der  Ita- 
liener 8720,  in  Ijondon  etwa  7(X>0,  in  Mai'- 
seille  etwa  6Ü0(K). 

In  den  Jahren  1890—97  sind  475000 
Italiener  nach  den  Vereinigten  Staaten, 
S19  IKK)  nach  Argentinien,  42000  oachUmguav 
und  von  189()— 96  506000  nach  Brasilien 
ausgewandert.  Hiernach  kann  man  sich  eine 
YoisteUung  Aber  den  gegenwärtigen  Bestand 
der  italienisdien  Bevölkerung  in  diesen 
Ländern  machen. 

Bezflghch  der  im  Auslände  von  den  Ita- 
henern  betriebenen  Beschäftigungen  besagen 
die  empfangenen  Aaskftnfteüb^-emstimmend, 
dass  die  grosse  Masse  der  italienischen  Aus- 
wanderer sich  in  B  ^sse  Kategorieen  teilt 

In  der  ersten  sind  die  Adicrbauer  oder 
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Fddarbeiter  Oberhaupt ;  in  der  zweiten 
die  ein&chen  Handarbeiter  oder  Tagelöhner 
fflr  jede  Art  von  Bau-  oder  Eiaenbahnunter* 
nehmungen;  in  der  dritten  die  Händler 
besond^  mit  Früchten,  Fasteten  und  an- 
deren Essvaren  imd  eine  relativ  geringe 
Zahl  von  Professionisten  und  Ocschftfts- 
leuten. 

Die  zwei  ersten  Kategorieen  sind  überall 
die  zahlreichsten.  Die  betiftchtlidiste  Zahl 
von  italienischen  Ackerbauern  findet  fdch  in 
den  Provinzen  Santa  Fe  und  Buenos-Ayres 
(Argentinien),  San  Paulo  und  Rio  Grande 
do  Siil  (Brasilien)  sowie  im  Staate  Cali- 
fomien  (Vereinigte  Staaten). 

Dagegen  herrschen  die  anderen  zwei 
Kategorieen  in  den  Städten  vor,  in  welchen 
bedeutende  Bauthätigkeit  vorhanden  ist,  und 
vornehmlich  in  Buenos-Ayres  und  Monte- 
video, Rio  de  Janeiro,  New-York,  CMcago, 
San  Francisco,  wo  ausser  den  Handarbeitern 
auch  die  Wiederverk&ufer  en  detail  oft  zahl- 
reich beschäftigt  sind,  besonders  fUe  Frucht- 
händler. 

Die  italienischen  Auswanderer  finden  am 
leichtesten  Stellung  bei  Handarbeit,  sei  es 
I^and-,  sei  es  Bauarbeit;  dann  als  Tischler, 
Schneider ,  Wa^er ,  Schmiede ,  Gärtner, 
Köche  und  in  jeder  Art  von  nflusliohem 
Dienste. 

Die  Löhne  sind  im  allgemeinen  höher 
als  in  Italien,  oft  ums  Dreirachc  und  Yier- 
fache  in  Nordamerika  und  in  Australien, 
ums  Doppelte  in  Aigentinion  und  in  Uniguay, 
und  weniger  als  das  Doppelte  in  Brasilien 
und  in  Paraguay,  was  Land-  und  Handarl)eit 
anbetrifft 

Geringer  ist  der  Unterschied  in  Centrai- 
amerika, in  Peni,  in  Mexico  mid  im  allge- 
meinen überall  da,  wo  die  italienische  Arbeit 
die  Konkurrenz  der  Eingeborenen  auszu- 
halten hat. 

Der  Preis  des  gewöhnlichen  Lebens- 
unterhalts der  Arbeiter  differiert  nicht  viel 
in  manchen  Staaten  Amerikas  von  dem  in 
Italien  flblichen;  und  in  einigen  Staaten  ist 
er  sogar  ziemlich  vid  geringer  für  einige 
bedeutende  Konsumulikel ,  wie  Fleisch, 
Zucker,  Kaffee,  als  der  italienische  Preis. 
Das  gilt  z.  B.  von  den  Vereinigten  Staaten, 
von  Argentinien  und  Brasilien. 

Teurer  im  allgemeinen  ist  die  Wohnung, 
besonders  für  den  atleinstehenden  Arbeiter. 
Wenn  derselbe  aber  mit  anderen  in  den 
Pensionen  (die  selir  üblich  sind,  besonders 
für  die  Arbeiter  in  den  Vereinigten  Staaten) 
zusammenleben  kann  oder  sich  bequemt, 
mit  anderen  gemeinsam  zu  schlafen,  wie  es 
in  einigen  Lokalitäten  Südamerikas  Sitte  ist, 
so  sind  in  solchen  Fällen  die  Preise  für 
Ijebensunterhalt  und  Wohnung  wenig  liöher 
als  die,  welche  man  in  Italien  in  den  Städten 
zu  bezahlen  pflegt 


Unter  solchen  Umständen,  inacl: 
Italiener  Ersparnisse  von  ihrem  G 

Es  ist  Obngens  bekannt^  dass  bedi 
Sommcn  ifthilidi  nach  Itiüien  von  di 
Wanderern  ges<&i(^  werden  und  da 
Auswanderer  beträchtliches  Vorrnö; 
Buenoe-Ayres,  Rosark),  MoatcA*ide( 
Paulo,  Rio  de  Jweiro,  San  Francisco,  J 
drien  (Egypten)  und  andcmi  i 
Städten  erworben  haben. 

Lltteratar;  SlatiMica  della  rmigntzt'Hif  / 
Anno  1897.  Roma  189S  (und  J'rühcrr  Jahi 
—  CfHfimenlo  degli  Itajiani  aW  rsl*T*i  f/) 
1S81),  Roma  1S84  (flrnto  für  187J).  —-  i 
brini,  L'emiffmzione  itaiiantt  -in  A 
Pioftnza  1888.  —  itodfo.  Dfüa  pmtrzO» 
emigranti  in  Ammea.  Suora  .tntttf.  ro, 
IS  Die.  1S9S. 

So».  £.  So< 


Till.  Auswanderung  ans  den  \i< 
landen. 

Eine  Statistik  der  Aus-  und  Eiuwf 
mng  wird  seit  1847  veröffentlicht  uacli 
Berichten  der  Konimunalbehörden,  Seit 
treten  ei^^lnzend  hinzu  die  Berichte 
zum  Schutze  der  Auswanderer  in  den 
ländischen  Häfen  eingesetzten  Kommis: 
Die  letztere  Statistik  weist  geringere  Za 
auf.   Die  Kommunalangaben  zäluteu 


Auswanderer  £in«' 


im  Jahre 

nach  den     uach  dem 

Kolonieen  Aualande 

1860 

$22 

11836 

11  c 

1881 

2766 

6  025 

MS 

1882 

4245 

15582 

152 

1883 

ji68 

13625 

144 

1884 

2423 

13777 

140 

1885 

3268 

11  740 

1886 

3348 

12  127 

13  s. 

1887 

17  544 

13  s. 

1888 

19014 

134; 

1889 

23  036 

'5  3' 

1890 

19032 

13  »4 

1891 

19872 

15  21 

1898 

31  405 

1591 

1893 

22870 

1596 

1894 

21  098 

1568 

Damach  würde  audi  in  Holland  die  Ei. 
Wanderung  emea  bedeutenden  Teil  der  An 
Wanderung  ersetzen.  Die  EinTandernng  at 
den  Kolonieen  (Rückwanderung)  var  zei 
weilig  sogar  stärker  als  die  Aiiswandeniu 
dahin. 
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IX.  Answanderung  ans  Norwegen. 

Die  Qon'^sche  Statistik  weist  die  Aus- 
wandeniDg  seit  1836  mit  folgenden  ZiKem 
nach: 


Jahr 

Jahr 

1836—45 

6200 

1882 

30214 

iK4fi — OO 

32  270 

23657 

1866—66 

45000 

1884 

15937 

1866—70 

77964 

1885 

K  184 

1871 

13393 

1886 

15803 

1872 

15049 

1887 

21  603 

1873 

n  505 

1888 

22  249 

1874 

5  737 

1889 

13551 

1875 

5  145 

1889 

II  693 

1876 

5484 

1890 

14140 

1877 

4317 

1891 

17  I02 

1878 

59*9 

1892 

19445 

1879 

8663 

1893 

6  iia 

1880 

21  4Ä9 

1894 

6ao7 

1881 

37  280 

Von  den  Auswandernden  ziehen  fast  alle 
in  die  Vereinigten  Staaten.  Erst  seit  dem 
Jahre  1882  ist  die  Zahl  der  daselbst  als 
eingewandert  gezahlten  geringer  als  die  von 
der  DorwegiBchen  Statistüc  als  nadi  Amerika 
ausgewandert  angegebenen.  Ueber  das  Ver- 
faAltnis  in  den  letzten  Jahren  Tgl.  die  obigen 
Angaben  mit  jenen  anf  S.  68. 


X.  Answandernng  tuB  Schweden. 

JDie  Qesamtauswanderuug  aus  Schweden 
nach  europftischen  und  nidht  europäischen 
Ländern  erreicht  seit  Ende  der  Weraiger 
Jahre  eine  grosse  Ausdehnung.   Sie  betrug 

in  den  Jahren  Personen    im  Jahre  Personen 


1861-65 

19816 

1880 

42  109 

1866 

7  306 

1881 

45  992 

1867 

9  334 

1882 

50178 

1868 

27024 

1883 

31  605 

1869 

39064 

1884 

23  560 

1870 

20003 

1885 

23493 

1871 

"7  4SO 

1866 

32889 

1872 

>59"5 

1887 

50  786 

1878 

13580 

1888 

50  333 

1874 

7791 

1889 

34213 

1875 

9727 

1890 

34212 

1876 

9418 

1891 

42776 

1877 

7  610 

1892 

45  504 

1878 

9032 

1898 

40869 

1879 

17632 

1894 

13358 

Zur  Zdt  der  grOssten  Ansdehnnn^  (1887) 
entzog  die  Auswanderung  11  pro  Mille  der 
Berölkenmg,  im  DDrchsduiitt  der  15  Jahre 
1871—85  4^.  AnfEallend  ist  die  Stetigkeit 
der  Answandfflmng  nach  europfiischen  Lftn- 
<l«iL  Ihr  DDrchschnitt  in  den  genannten 
15  Jahren  ist  4932.  Se  sinkt  nicht  unter 
3938  und  ste^  nicht  über  6038.  Auch  in 
den  Jahren  schwacher  Auswanderung  1874 


bis  1878  bleibt  sie  annähernd  auf  der  HOhc 
fies  Durchschnittes.  Die  Einwanderung 
Statistik  der  letzteren  zählt  ungefähr  so  vi^ 
Schweden,  als  nach  der  schwedischen  Statistik 
überhaupt  auswandern.    Vgl.  S.  69. 

Neben  den  Fehlem,  die  bei  der  Zählung 
der  Auswanderer  Oberhaupt  eemacht  werden, 
ist  die  Differenz  wohl  cuirauf  zurttcfcsu- 
fnhren,  dass  viele  der  ursinilnglich  nach 
europäischen  Staaten  Auswandernden  sich 
end^tig  doch  nach  Amerika  wenden.  Etwa 
ein  drittel  der  schwediscdien  Auswanderung 
besteht  aus  Dienstboten.  Die  Auswanderung 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkening,  welche 
von  1861 — 70  ebenfalls  ein  Drittel  urafasst, 
nimmt  seither  ab  und  ergiebt  ^genwärtig 
etwa  den  fOnften  Teil  der  Oesamtauswande- 
rung. Industrie  imd  Handwerk  stellen  114*>.'m. 
einfache  Arbeiter  190'.'oo. 


XI.  Answandenmg  ans  der  Schweix. 

1.  Umfang.    2.  Organisationsbestrebimgen. 

1.  Umfang.  Im  Jahre  1867  veranlasste 
die  Bundesversammlung  den  Bundesrat,  eine 
AuBwandererstatistik  anzulegen.  Allein  bis 
1879  entsprachen  einige  Kantone  dem  6e- 
sudie  des  Bundesrates  gar  nit^t,  andere 
nur  ungenügend.  Seit  1881  sind  die  Toll- 
etändigeren  Mitteilungen  der  Auswande- 
rungsagenturen  an  lUe  Stelle  dieser  kanto- 
nalen Angaben  getreten,  und  daher  ist  seit 
1882  die  Sbdstak  eine  ToUstftndigere.  Nach 
diesen  Angaben  umtote  die  Auswande- 
rung von  Schwedzerhtlrgem  bezw.  von  1882 
ab  auch  der  in  der  Schweiz  wohnhaften 
Ausländer: 


im  Jahre 

Personen 

im  Jahre 

Personen 

1868 

5007 

1883 

13502 

1869 

5  206 

1884 

9608 

1870 

3  494 

1886 

7583 

1871 

3852 

1886 

6342 

1872 

4899 

1887 

7558 

1873 

4957 

1888 

8346 

1874 

2672 

1889 

8430 

1876 

1772 

1890 

7712 

1876 

I  741 

1891 

7  S'6 

1877 

I  691 

1892 

7835 

1878 

2608 

1893 

6  177 

1879 

4288 

1894 

3849 

1880 

7255 

189Ö 

4268 

1881 

10935 

1896 

3330 

1882 

II  962 

1897 

2508 

Es  betrug  das  Verhältnis  der  Aus- 
wandererzah]  zur  ganzen  Wohnbevölkerung 
Tonl882ab4,2,  4,3,3,3,  2,6,  2,2,  2,6,  2,8,2,8, 
2,6,  2,5,  2,6,  2,1,  1,3,  1,5,  1,1,  0,8  pro  Mille. 

Die  Richtung  der  Auswanderung  ei^ebt 
ein  bedeutendes  Ueberwiegen  der  Anziehungs- 
kraft der  Vereinigten  Staaten.   Es  betrug  iu 
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den  letzten  Jahren  der  prozentuale  Anteil 
an  der  ganzen  schweizerischen  Ausvande- 


rang 

für 

Nord- 

Oentr.- 

SUd- 

Anatra- 

Aalen 

amerlkft 

ameiika  unerlka 

lt«n 

1886 

78,3 

0,1 

31,2 

0,3 

1886 

76,7 

0,1 

22,7 

0,3 

1887 

85,3 

14,2 

0,4 

1895 

86,6 

12,4 

0,3 

0,7 

1896 

83,7 

15.3 

0,2 

0,8 

1897 

85,6 

0,2 

12,6 

0.2 

1,3 

Afrika 


Eine  Beü^Iitung  der  Auswanderung 
innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  zeigt,  dass 
die  Tendenz  znr  Auswanderung  gewinnt 
mit  dem  Ueberwiegen  der  Landwirtschaft 
Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  lieferte 
beinahe  die  doppelte  Zahl  von  Auswande- 
rern als  die  industrielle,  und  eine  Berech- 
nung ei^ebt,  dass  die  letztere  in  den  Jahren 
1882 — 85,  wenn  sie  sich  in  ihrem  Vorhfllt- 
nisse  zur  Gesamtbevölkerung  ebenso  stark 
an  der  Auswanderung  beteiligt  hÄtte  wie 
die  erstere,  statt  der  Zahl  von  9703,  welche 
sie  aufweist,  16  096  Auswanderer  aufweisen 
mfisste.  Die  Zählung  der  in  der  Schweiz 
wohnhaften  Ausländer  ergiebt,  dass  in  der 
Zeit  Ton  1871 — 80  ungefähr  ebensoviel  Aus- 
länder eingewandert  sind,  als  Schweizer- 
büi^r  auswanderten.  Sie  finden  in  der 
Industrie  und  im  Handel  ihren  Erwerb. 
Während  in  der  Ijandwirtschaft  nur  2,1 
Ausländer  auf  je  100  erwerbende  Schweizer 
kommen,  ist  das  YeriiAltnis  in  der  Industrie 
10,7,  im  Handel  17,1  "/o.  Es  scheint  daher, 
dass  innei^b  der  Schweizerbürger  ein  nicht 
genflgender  üebergang  aus  der  landwirtr 
schi^Uichen  BevfiUcenmg  in  die  gewerbe- 
treibende stattfindet. 

2.  Organisationsbestrebiuigeii.  Auch 
in  der  Schweiz  bekimdet  sich  ein  stetes 
Bestreben ,  die  Auswanderung  in  über- 
seeischen Gebieten  zusammenzuhalten  und 
zur  Bildung  von  VoUtsgenossenschaften  im 
fremden  Lande  zu  bringen.  Es  scheint  so- 
gar nach  den  von  Karrer  gegebenen  Mit- 
teilungen bei  diesen  Versuchen  grössere 
Thatfcraft  und  Umsicht  als  bei  ähnlichen 
deutschen  Unternehmungen  geherrscht  zu 
haben,  wenn  es  auch  nicht  an  missglückten 
Gründimgen  felüt.  Zu  letzteren  gehört  die 
1820  gegründete  Kolonie  Neu-Freiburg  in 
Brasilien.  Von  glücklichem  Erfolge  be- 
gleitet war  die  Gründung  einer  Kolonie  in 
(ler  Nälie  von  St.  Loms,  Highland,  durch 
einen  einzelnen,  Kaspar  Köpfli,  1831.  Zu 
dieser  Zeit  wurde  die  Fi-age  der  Organisa- 
tion der  Auswanderung  von  der  schweize- 
rischen gemeinnützigen  Gesellschaft  aufge- 
nommen. Ihren  durch  Hiiber  -  Saladin  aus 
Genf  geleiteten  Bestrebungen  gelang  es 
1844,  die  Gründung  einer  Ansiedelung  im 
Staate   Wisconsin   tmter  Mitwirkung  des 


Kantons  Glarus  herbeizufOhren.  Zahlreiche 
Auswanderungsvereine  entstanden  An&ng 
der  vierziger  Jahre.  Im  Jahre  1848  nahm 
der  Kanton  Bern  die  Angelegenheit  auf,  und 
in  demselben  Jahre  wurde  in  dem  für  die 
schweizerische  Auswanderung  vemehndich 
in  Betracht  kommenden  Hafen,  Hävre,  ein 
eigener  Kommissar  zur  ausschliesahchen 
Besorgung  des  Auswanderungswesens  ein- 
gesetzt. Bis  zu  dieser  Zeit  war  das  Aus- 
wandemngswesen  Sache  der  Gemeinden. 
1852  aber  stellten  18  Kantone  den  Antrag, 
es  möchten  zum  Schutze  der  auswandern- 
den Schweizer  von  Bundes  wegen  in  den 
am  meisten  beteiligten  Seehäfen  sowie  in 
Basel  Auswanderungsämter  errichtet  werden. 
Der  Gedanke  kam  nicht  zur  Ausfühnmg. 
Dennoch  bheb  die  Tendenz,  eine  Oi-ganisa- 
tion  der  Auswanderung  durch  den  Bund 
herbeizuführen,  b^tehen.  Private  Gesell- 
schaften bheben  fortdauernd  thätig.  1854 
führte  eine  Genfer  Gesellschaft  die  Anlage 
einer  Kolonie  bei  S6tif  (Algier)  herbei,  die 
sich  zwar  für  die  ersten  Ansiedler  als  gün- 
stig erwies,  aber  sich  nicht  entwickelte.  In 
den  fünfziger  Jahren  wurden  von  zahlreichen 
Gemeinden  Auswanderer  auf  Grund  von 
Verträgen  mit  brasilianischen  Agenten  deni 
Drucke  des  Halbpachtsystems  ausgesetzt, 
was  wieder  zur  Folge  hat,  dass  eine  ein- 
gehende Ordnung  der  Vertiftltnissc  vom 
Bunde  gefordert  wird.  1859  imterbreitete 
Dr.  Joes  dem  Bundesrate  einen  Vorschlag 
behufs  Erwerbung  und  Kolonisierung  cen- 
tralamerikiuuschOT  Ländereien  (in  Costa- 
Rica),  der  aber  nicht  angenommen  wird. 
1858  kaufte  eine  Baseler  Aktiengesellsc^ft 
in  Santa  (Ai^geotinien)  behufs  Kolonisa- 
tion eine  Strecke  Landes.  Das  Unternehmen 
hatte  guten  Fortgang.  Einen  ähnlichen 
guten  Erfolg  hatte  die  ebenfalls  durch  ein 
kaufmännisches  Unternehmen  ^gründete 
Kolonie  Neu-Helvetieu  in  ßosano  oriental, 
Uruguay.  1868  gründete  der  schweizerische 
Auswandeniogsverein  im  Staate  Tennessoe 
U.  St.  die  zu  guter  Entwickelung  gelan- 
gende Kolonie  Grüth.  Wie  diese  Beispiele 
zeigen,  fehlt  es  in  der  Schweiz  nicht  au 
dem  Bestreben ,  der  heimischen,  Auswande- 
rung möglichst  günstige  Bediugim^n  zu 
bieten.  Für  den  Bund  hatte  diese  Thätig- 
keit  ziu*  Folge,  dass  bei  der  Revision  der 
Bundesverfassung  1872  ein  Artikel  in  die 
V^erfassung  aufgenommen  wurde,  welcher 
die  Auswandenmgsf^nturen  der  Aufsicht 
und  der  Gesetzgebung  des  Bundes  unter- 
wirft. Die  Meinung,  dass  er  auch  die  I^ei- 
tung  der  Auswanderung  und  deren  Zusam- 
menfassung in  feste  Gruppen  zu  besoi^ii 
habe,  bUeb  in  der  Minderheit.  Immer  er- 
neute Bestrebungen  haben  aber  auch  hier 
dem  Gedanken  der  Bundesüberwadiimg  zum 
Siege  verholfen. 
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Gegenwärtig  beruht  die  ß^elung  des 
Auswanderungsweaens  auf  dem  Bnndesge- 
setz  vom  22.  MSrz  1888  und  dem  Durch- 
fühniagsbeschluss  des  Bundesrates  vom  18. 
Zfovember  1888.  Darin  ist  der  Geschäfts- 
1>etrieb  der  Auswandenmgsa^nten ,  die 
TeberwachuDg  der  Kolonisationsuntemeh- 
mungen  und  die  staatliche  FOrsorge  für 
Auswanderer  einheitlich  geordnet 

AVer  sich  mit  der  geschäftsmässigen  Be- 
fCrdemng  von  Auswanderern  oder  mit  dem 
seschäftsmSssigen  Verkauf  von  ^issagelnl- 
leten  befassen  will,  bedarf  hierzu  eines  vom 
Bimdesrat  ausgestellten  Patentes.  Dieses 
wird  nach  Prfiping  der  persönlichen  Quali- 
fikation des  Bewerbers  und  nur  an  solche 
Fereonen  verliehen,  welche  innerhalb  der 
Eidgenossenschaft  ein  festes  Domizil  haben 
lind  eine  Kaution  von  40  (MX)  —  bei  blossem 
BUetverkauf  20000  —  Franken  leisten.  Die 
Agenten  können  mit  Genehmigung  des 
Bundesrates  Untenijgenten  anstellen,  wobei 
für  jeden  stdchen  eine  weitere  Kaution  von 
3<XlO  Franken  zu  erlegen  ist.  .Renten  und 
Unteragenten  dürfen  wedor  in  einem 
Dienst-  noch  in  irgend  einem  Abhftngig- 
keitsverhütms  zii  aner  fiberseeischeii 
Dampfschiff-  oder  ESsenbahmmtemehmung 
stehen.  Weder  diese  Agenten  noch  etwaige 
—  vom  Bundesrat  nur  nach  Pnlfung  zuzu- 
lassende —  Kolonisationsunternehmungen 
dArfen  Verträge  abschliessen,  wodurch  sie 
sich  zur  lieferong  einer  gewissen  Anzahl 
Personen  sei  es  von  Schiffsgesellschaften, 
Kolonisations-  und  anderen  Unternehmungen 
cider  Staatsregierungen  verpflichten.  Die 
Artt  15,  16.  17  des  Gesetzes  bestimmen 
genau  «nd  ins  einzelne  gehend  die  Ver- 
pflichtungen des  Agenten  gegenüber  den 
Auswanderern  in  bezug  auf  Beförderung, 
Beköstigimg,  Versicherung.  Entschädigiingen 
bei  Reiseverzö^rnngen,  Fürsoi^e  bei  Un- 
ällen  etc.  sowie  die  Formen  und  DetaiUie- 
nmgen  des  Auswanderungsvertrages.  Die 
verliehenen  Patente  sind  jederzeit  widerruf- 
lich. Die  schweizeiischen  Cousuln  haben 
jeile  Reklamation  schweizerischer  Auswan- 
derer wegen  Verletzung  der  ihnen  zuge- 
sicherten Bedingungen  unentgeltlich  zu 
prüfen,  der  Bundesrat  trifft  Anordnungen, 
dass  die  Auswanderer  in  den  hauptsächlich- 
sten Ein-  und  Äusschiffungshäfen  Hilfe  und 
Rat  fijidcn. 

Die  Aufsicht  des  Bundesrates  über  die 
Agenturen  und  die  Kontrolle  über  die  Durch- 
fräning  des  Gesetzes  wird  durch  ein  be- 
sonderes Bureau  des  auswärtigen  Amtes 
ausübt,  das  sich  mit  den  betreffenden 
Stellen  in  uidcren  Staaten  in  Verbindung 
setzt  und  auf  gestelltes  Verlangen,  Per- 
sonen, welche  auswandern  wollen,  mit  den 
nütigen  Anskünften,  Rftten  und  Empfehlun- 
gen vergeht   Dieses  Bureau  7.erf&llt  in  eine 


administrative  Abtaüung,  welche  die  Auf- 
sicht über  den  Geschäftsbetrieb  der  Agen- 
ten, Unteragenten  und  Fassa^ebilletrerkäufer 
führt  und  eine  kommissansche  Abteilung. 
Die  Aufgabe  der  letzteren  ist  insbesondere : 
Verkehr  mit  den  Auswandenmgs-  und 
Hafenbehörden,  Consuln,  Hilfsgesellschafteu 
imd  Privatpersonen  in  auswärtigen  Staaten 
behufs  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen 
der  schweizerischen  Auswanderung;  Beglei- 
tung einzelner  Auswandererzüge,  Besiätti- 
gung  der  Logierhäuser  der  Auswanderer, 
Verkehr  mit  Transpart-  und  Schiffsunter- 
nehmungen; Verbindung  mit  schweizerischen 
Vereinen  und  Privaten  im  Inland  behufs 
Verhütung  leichtsinniger  Auswanderung  und 
behufe  zweckmässiger  Ausrüstung  dürftiger, 
zur  zielbewiusten  Auswuiderung  ent- 
schlossener Personen  und  Familien,  eventuell 
Abhaltung  OHentUdier  Vtfftrfige  zu  diesen 
Zwecken ;  B^tachtnng  von  Kfdonisations- 
untem^imungen ;  Erteilung  von  Bat,  Aus- 
kunft und  SSipfehlungen  an  Auswanderer, 
die  darum  uisuchen. 


XII.  Auswanderung  aus  Spanien  und 
Portugal. 

Die  Auswanderungsstatistik  Spaniens  und 
Portugal*  ist  ausserordentlich  manvdhaft, 
und  es  soÜen  daher  die  folgenden  iJeber^ 
sichten  nur  zur  Andeutung  der  Grösse 
der  Auswandming  aus  diesen  Staaten  ge- 
geben sein. 

Die  spanische  Auswandarmg  betrug 
nach  der  Einwanderungsstatistik  der  ange- 
gebenen Staaten: 


im 
Jahre 

1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
188Ö 
1886 
1887 
1888 
1889 
18JH) 
1891 
1892 
1893 

im 

1895 


nach  den 

Ver. 
Staaten 

597 

542 

432 
534 
420 

405 
328 

245 
334 

319. 
452 

483 
506 

634 
894 
930 
902 

947 
998 
454 


narh 
Argen- 
tinien 

3463 

2  700 

3371 
3422 

3  112 
3  444 
3510 
5023 
6832 
4314 
9895 

15618 

25485 

71  151 
13560 
4290 
3650 

7  100 

8  122 
II  288 


nach  nach 
Brasilien  Uruguay 


700 

y 

622 

» 

I  254 

9 

3738 
2343 
576 
815 

I  139 
1  766 

4736 
9  022 
12  ooS 
22  146 
10471 
30998 
6495 
18  941 


453 
571 
529 
387 
405 
435 
370 
428 
428 
607 

6S3 
360 
2  604 

7  527 

5  1S6 
10023 

3606 
II  172 

4526 
'0355 


Die  portugiesische  Aiiswandenmg  be- 
trug nach  einer  von  der  geographischen 
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Ätisvandming  (SpanieiL  und  Portugal) 


Gefiellschaft  in  Ijissabon  heraugg^ebenen 
ITebersicht : 


1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 


Personen 

im  Jahre 

17284 

1873 

12989 

1880 

14835 

1881 

15440 

1882 

"035 

1883 

II  057 

1884 

9916 

13208 
12597 
14637 
18272 
19  251 

17518 


in  004 

1890 

29  421 

13998 

1891 

33  585 

16932 

1892 

21  074 

23  981 

1893 

30  383 

20614 

1894 

26  91 1 

Die  Grundlage  dieser  Zahlen  sind  die 
Aufzeichnungen  über  Passgewährungen.  Die 
wirkliche  Auswanderung  aei  —  nach  der 
Ansicht  der  Gesellschaft  —  wenigstens  um 
ein  Drittel  grösser.  Dae  Auswanderungsziel 
der  Portu^esen  ist  vor  allem  Amerika  und 
zwar  Brasilien.  Nur  wenige  hundert  Per- 
sonen begeben  sich  jährlich  nach  Afrika,  ver- 
mutlich als  Ersatz  für  Rückwandemde. 

Die  folgenden  Ziffern  beruhen  auf  den 
Kegistriffliuigen  der  HafenbehOrden : 

im  Jahre  Auswanderer  im  Jahre  Aiuwanderer 

188Ö 
1886 
1887 
1888 
1889 

Litteratnr  i«  Abtchnia  I~VI  vnd  VJII~XIJ. 
Jieutgehland.  J.  T.  r.  WwcÄ,  BnuiHens 
ijegenteSrtiger  Zvatand  und  KoUmiai»y»Um,  Ham- 
burg 18SS,  —  Pr.  lAat,  Die  Aekarer/asnintj, 
die  Zwerg\eirUeh<nß  wnd  rfiV  Avneanderung,  I842. 

—  WappAu»,  Die  Republiken  von  SüdamerUKi, 
ümtingen  I84S.  —  Aktenetilcke  de»  Veycin»  xum 
Schutte  deutscher  Einwanderer  in  Texas,  Mainz 
lSi5.  —  Wappäut,  DetiUehe  Auttcanderung  und 
Kolemiaalion,  Leipzig  1846.  —  LOher,  Geschichte 
lt.  Zustände  der  Deutschen  in  Amerika,  Leipzig 
IH47. — IHeterici,  Veber  Atisirajid^rungen  und 
Eluwandemngen,  Berlin  I847.  —  Mohl,  Veber 
Auswanderung,  in  der  ZeiUehriß  ßlr  die  ges. 
SiaatsK.,  1847,  1.  —Ried,  Deutsche  Ausvande- 
rung  -naeh  Clläe,  1847.  —  Soaeher,  J&lonieen, 
JCobmialpoimk  und  Auswanderung,  I848.  —  von 
BütoWf  Ausicandrrung  und  KolonisatUtn  im 
Interesie  deutschen  Handels,  Berlin  I849.  — 
Derselbe,  Der  Freistaat  ^iearagua  und  seine 
Wichtigkeit  für  die  Kolonisation,  Berlin  I849. 

—  Simon  u.  Bromme,  Ausv!anderung  und 
Kolonisation  von  Südavierika,  £.  Aufl.,  I849.  — 

Roemer,  Texas.  Mit  besonderer  Rücksicht 
auf  deutsehe  Auswanderer,  Bonn  I849.  —  von 
BÜUnv,  Der  Freistaat  Oo9la-Jtiea  und  seine 
Wichtigkeit  ßlr  die  KclonistUton,  Berlin  1850,  — 
F..  KottenTeamp,  Geschichte  der  Kolonisation 
Amerihis,  FrankifuH  a.  M.  18S0.  —  Blumenau, 
SUdbrasilien  in  Besiehung  sur  deutsehen  Aus- 
wanderung und  Kolonisation,  1850,  —  Kerat, 
Die  Länder  am  Uruguay,  18Bl.  —  Ottebler, 
Die  Statistik  der  deutschen  Ausiranderung,  in 
Hühners  Jahrb.  f.  Volkawirttch.  u.  Stat.,  Jahrg. 
1862.  —  A.  Hetalng,  Die  DeuUchen  in  Austra- 
lien, Berlin  1853.  —  Wagnenr  u.  Scherzer, 
Die  Republik  Cotla-Riea,  Leipzig  1856.  —  F. 
J.  Kritger,  Wohin  soll  der  Deutsehe  auttean- 


demf  Entwurf  einer  deutschen  Kolonialpolitik, 
Hamburg  1857.  ~  Fröhet,  Die  deutsche  Aus- 
wanderung und  ihre  nationale  und  kuliurkisto- 
rische  Bedeutung,  1888.  —  WappAum,  BerlMte- 
rungsstatistik ,  1859.  —  B.  Av^-Lallement, 
Reise  durch  Sildbrasilien  im  Jahre  IS.iH,  Leipzig 
1859.  —  Bertelbef  Reise  (imVA  XordbrttsiUe'n 
im  Jahre  1859,  Leipzig  1860.  —  Handelmann, 
iiesehichte  ron  Brasilien,  Berlin  1860.  —  i>h- 
»Mlilil ,  Die  deutsche  Auswanderung,  llel^in 
1861.  —  Aktenstücke  brasUinnisrher  Seile,  .lahr- 
gang I—III.  1859—61.  ~  V.  Oeaaler,  Veber 
Auswanderung  und  Kolonisation,  in  der  Zeit- 
Schrift  f.  die  ges.  Staats«:,  18.  Bd.,  Jahrg.  186it. 

—  </.  wf.  Sturz,  Die  Krisis  der  denlsehea  Aw- 
irandening,  Berlin  J80J.  —  Brasilianische  Zu- 
stände und  Aussiehteu  im  Jnhre  1861,  Berlin 
186*.  —  Die  deutsche  Auswandening  naeh  den 
Plfita-IAndem,  in  den  Jahrb.  für  Sat.  m.  Slat.,  4. 
Bd.,  1865.  —  Tgchudt.  Reisen  durch  Südame- 
rika, 1866.  —  Fr.  Kapp,  (beschichte  der  deul- 
srhin  Einwanderung  in  Amerika,  1.  Bd.,  1869.  ^ 

—  Senftleben,  Die  deutsche  Auswanderung 
nach  aussereuropäischeii  Ländrni  und  ihre  koo- 
perative Organisation,  im  Arbeiterfreund,  8. 
Jahrg.,  1870.  —  Fr.  Kapp,  Veher  Auswande- 
rung, Berlin  1871.  —  M.  Senpleben,  Britische 
Kolonieen  in  Australien  als  Ziele  deutscher  Aus- 
wanderungsgcsellschaj'ten,  im  Arbeiterfreund,  3. 
.Tahrg.,  1871.  —  Bericht  der  vam  Mecktetdfurgi- 
schen  patriotischen  Verein  ernannten  Kommission 
zur  Beratung  über  Ausicandei-ung  und  Arfreiter- 
mangel  in  ilecklmburg,  Schwerin  1S7S.  —  T. 
Büdtker,  Die  Auswanderung  und  Einwande- 
rung des  prenas.  Staate»,  i.  d.  Ztschr.  d.  b^. 
preuta.  »tat.  Bureaus,  Jahrg.  1878  (in  venig 
veränderter  Fitnn  1879  selbständig  erschienen). — 
HoMenhaiuer ,  ErGrternnge»  ^ber  Kolonial- 
und  Auswanderungsiresen,  Frankfurt  a.  M.,  1878. 

—  F.  Robert,  Zur  Auswanderungsfrage,  Wien 
1879.  —  E.  V,  Webet;  Die  Erweiterung  des 
deutschen  Wirtschnfisgchietes,  Leipzig  1879.  — 
Fabrl,  Bedarf  Deutschland  KoUmientT,  Gotha 
1879.  —  O.  KOmer,  Das  deutsche  Element  in 
den  Ver.  Staaten  1818-~18.}8,  Cineinnali  1880.  — 
Berieht  Über  die  Verhandl.  des  ersten  Kongresfes 
für  Handdtgeographie  und  Fitiderung  deutscher 
Interessen  im  Auikmde,  Berlin  1880.  —  AMe- 
^ftleCde»j  Veberseeische  Foliiik,  Hamburg,  J, 
Teil  1881,  2.  Teil  m.i.  —  F.  LatJtItut,  Die 
argentinische  Repid>lik  als  Ziel  der  europäischen 
Auswanderung,  Burnos-Ayres  188-i.  —  ScMppel, 
Das  modente  Elend  und  die  moderne  T'eJterviU- 
kerung,  Leipzig  188.1.  —  Kavl  Frtedriehj 
Die  La  Plata-Slaaten  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung ihrer  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  Ham- 
burg I884,  —  HeuMier,  Die  Auswanderung 
nach  Argeatin  ien,  1885.  —  R.  Jan  nasch , 
Deutsehe  Ausuvndrrung  vnd  deutsche  AckrrhaH- 
koloni»ation  in  der  8.  Aufi.  von  Roschers  Kolo- 
nieen etc.,  1885.  —  Herzog.  Was  flirsst  den 
Ver.  Staaten  durch  die  Einwanderung  zu  und 
u^s  verliert  Deutschland  durch  Überseeische 
Auswanderung  f  in  Jahrb.  f.  Oes.  u.  Verip.,  9. 
Jahrg.,  1885.  —  Becker,  Vnsere  Verluste  durch 
Waiüderung,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  11. 
Jahrg.,  1887.  —  R.  Jannaach,  Vnserr  Vn-. 
litste  durch  Wanderung  im  Erport,  9.  Jahrg., 
1887.  —  Engeibrecht,  Verbreitung  und  Br- 
schSfUgung  der  Einiranderrr  in  den  Ver.  Staaten 
von  Amerika,  i.  </.  Ztschr.  d.  tgl.  preuss.  «tat. 


Digitized  by  Google 


AiiSTPanderung 


109 


Bttreaia,  Jahrg.  1887.  —  Export,  Organ  rf«  | 
Crntralvertin»  für  SaiuUhgeographie  (»tit  1878 
frgck^inend)  und  Denttehe  Kolonialzei- 
tung  (sril  1885  erscheinend),  xaMreiche  AwfsÜtze 
wild  Mitteilungen.  —  O.  Cahensty.  Die  deiU- 
»rien  Avstranderrr  «nrf  der  Ütifiut -Verein, 
f)nanitfurt  a.  M.  1887.  —  K.  Kaerger,  Brati- 
tianüehe  Wirtaehafitbüder,  Berlin  1889.  —  Dr. 
H.  Boleemei/m;  Das  AutM-andtrvngmfeMH  in 
der  Jiehveia,  in  Btlgie»,  England  und  Deuttck' 
lamd  nach  t0iieltem  ISehriftenmaterial ,  Bertin 
189i.  —  AuatPunderung  und  Ausira  tider ungt- 
pfditik  in  Deut*chlantl,  Leipzig  289£  (Sehr.  d. 
Ver.  f.  ;k>zi<itpolitit,  Bd.  LIIJ.  —  von  PM- 
Itppovtchf  Die  »taaüich  untemtützle  Auaican- 
drrvng  im  {iroatherzogtum  Baden  (in  Archiv  für 
Mtziale  GeseUgebung,  5.  Bd.  189ä).  —  Der- 
melhf.  Der  Entwurf  eine»  Auiwanderutigageaetzea, 
tbeuda,  —  JC.  Maerger,  KUinaaim,  ein  deut- 
rehea  KoUmiaation^etd,  Berlin  189S.  —  Ver- 
htittdlungen  der  deutarken  KolanicdgeaeUachaJl 
aber  die  Atiairandemng  rom  2G.  Marz  J89J, 
Berlin  1893.  —  Die  Auatranderung  Uber  Ham- 
burg in  den  Jahren  1887 — 1894  nebat  Beitrügen 
3ur  deutachen  und  internationalen  Auairan- 
derung  in  Statiatik  des  hamburgiachen  Staatea, 
He/t  XVII,  Hamburg  1S9S.  —  C.  Fal»H,  Eu- 
ropäiachf  Einwanderung  in  Braailien,  Haoüntrg 
1894.  —  Em»t  Franke,  Daa  deutache  Ana- 
tranderungageaeta  (ian  Arehie  f.  lotiale  Geaetz- 
gebung  11.  Bd.,  1897). 

Fr ankrr  ich.  .4.  Legoy t,  L' Emigration 
turopSenne,  im  Journal  dea  Eeonomiate»,  S.  ISerie 
31.  Bd.,  1861.  —  tterstlbti,  L'imigration  eu- 
ropeenne,  aea  principea,  tea  eauaea,  aea  effeta, 
Pnria  1861.  —  Iteraelhet^  De  quelqtie  Conaequen- 
rr»  economiquea  de  l' Emigration  europeenne 
IM  Joum.  dea  Er.,  Serie,  SJ,  Bd.,  1862.  —  .T. 
IPHVal ,  Histoire  de  l' Emigration  europeenne, 
asiatiqwe  et  a/rique  au  XJXe  tiecle,  Paria  1862. 
—  liroif-BeauHeUf  De  ta  Voloniantion  chez 
lea  peuplea  modemet,  Pari*  1874  (3.  Aufl.  1886). 

Groaabritannien.  Ii.  Brotigham,  An 
Inquiry  into  the  OohnitU  /Wtfjf  of  thit  Euro- 
pean Poaera,  Edinburgh  1803.  —  JEd.  Wake- 
field,  England  and  America,  18i9.  —  Sadler, 
The  La\r  of  Population,  London  1830.  —  Re- 
port Oft  (Ar  diapoaal  of  land  in  the  Britith 
C'oloniea,  18Sü.  —  E.  Wahtfield,  A  View  on 
the  Art  of  Colonization,  London  1849.  —  A. 
Seratchl^,  Indiutrial  Inveatment  and  Emi- 
gration, London  1851.  —  Merivale,  Leclure« 
r>rt  Colonixation,  London  1861  (2.  Aufl.).  — 
Maude,  Sdf-SupporUng  Emigration,  in  den 
Proeeeding»  of  the  Royal  Oolonial  Ihatitute,  IL 
Bd.  1870.  —  Torren«,  Imperial  and  Coloniai 
Partnerahip  in  Emigration,  in  den  Proceedinga 
tu.,  XII.  Bd.,  1881.  —  W.  B.  J*aton,  iitale- 
nided  Emigralion,  London  1885.  —  Lord. 
Brdbazon,  Slate-directed  Colonization,  ita  JV'e- 
teaaity,  Londo^i  1885.  —  A.  Simmona,  State- 
dirvcted  (hlonization,  the  Propoaal  ejeplained  and 
defended,  London  1886.  —  Report  ^  fonr  On- 
fertmeea  held  ^  the  Central  Emigration  Sodetg, 
London  1886.  —  IT.  Baaxll  «  H.  Hodgletfif 
The  Auatrtüaaian  Coloniea:  Emigration  and  Co- 
lonization, London  1887.  —  C.  P.  I/tteas, 
Historirai  Geography  of  the  British  Coloniea, 
Orford  1887,  —  Earl  of  Menth,  State  Colo- 
nization 1888.  —  JC.  Jtathgen,  E-ngliaehe  Aus- 
wanderung und  Auawanderungapolitik  im  19. 


Jahrhundert,  Leipzig  1896  (Sehr,  d.  Ver.  f.  Soz. 
Bd.  LXXIIt.  —  Die  in  der  AbieUnng  ^tiatik 
rerzeichneten  Reporta. 

Schveiz.  jL.  Kavrer,  Daa  ackieeizeriache 
Auswanderungsweaen,  Bericht  im  At^flrag  dea 
aehweiz.  Handelt-  und  Landteirtsehaftsdeparte- 
ments,  Bern  1886. 

Vereinigte  Staaten  ron  A  merika. 
BaiHtroft,  History  of  Vnited  Staate»,  Boaton 
18S4-—74.  —  >r.  J.  Bromvcell,  History  of 
Immigration  to  the  Untied  State»,  1855.  —  Fr. 
Kapp,  Immigration  and  the  CommiaaUmera  of 
Emigration  of  the  State  of  Xew-York  1870.  — 
R.  M.  Saiith,  The  Infiuence  of  Immigration 
on  the  United  States  of  America  im  Buüetin  de 
i'lnatiuit  international  de  Statiatigne,  3.  Bd., 
Jahrg.  1888.  —  Dergelbe,  Oontnd  of  Immi. 
gration  in  Polüical  Science  Quarterly,  1888.  — 
Dwuelhe,  Die  Einwanderung  in  tUe  i'ereinig. 
ten  Staaten  von  Amerika  (in  Sehr.  d.  Ver.  f. 
Soz.  Bd.  LXXII).  —  Derselbe,  Emigration 
and  Immigration,  New.  York  1890.  —  von 
Phtlippoviehf  Die  Vereinigten  Staaten  und 
die  europäische  Auswanderung  (im  Archiv  fUr 
aoziaU  Geaetzgebung  6.  Bd.  1893). 
StmtlBtlkt  Deutaekland.  Hübners  Jahrb.  f. 
Volkaw.  u.  Stai.,  Jahrg.  185g — 1863  (nicht  mehr 
ertchienen).  —  Statiatik  de»  Deutschen  Reiche», 
Bd.  II,  VIII,  XIV,  XX,  XXV,  XXX,  XXXVII, 
XLIII,  XLVIII,  LIII.  LIX  (1873— 188£).  — 
Monatsh^e  aur  Statistik  dea  Deutachen  Reiehea 
18840".  —  VierUljahrah^e  zur  Statiatik  dea 
Deutachen  Reiches.  Hrsg.  v.  kaiserl.  Oat.  Amt 
Berlin  1892ff.  —  Statiatiachea  Jahrbuch  für  daa 
Deutache  Reich,  1880ff.  —  Statiatik  de»  harn- 
burgiachen  Staate».  —  Jahrbuch  fSr  bremiache 
Statiatik.  —  Annaien  dea  Deulaeken  Reiche», 
18  70 ff. 

Belgien.    Annuaire  »tatiatique  de  la  Bei- 

gique. 

Dänemark.  Reanmi'  de»  priucipaux  faita 
»tatiatique  du  Danemark,  Copenhague  1885. 

Frankreich.  Mouvement  de  V Emigration 
en  France.  Rapports  d  M.  le  Miniatrc  de  l'In- 
terieur.  (Unregelmäatig  eracheinend.  Die  Ifaeh- 
weiaungen  für  1865 — 1881  in  den  Ver^entlichun- 
gen  1876,  1879  und  1883.) 

Groaabritannien.  Report»  of  the  Colo- 
niai Land  and  Emigration  Commiaaionerg  I84O 
bis  1873  (jährlich;  aeit  1853  nur  Emigration 
Commiaaionera).  —  Report  on  Emigration  from 
the  United  Kingdom  in  the  year  1S75,  1876.  — 
Copy  of  stati^ieal  Table»  relating  to  Emigration 
aud  Immigration,  1877ff.  Qährliek).  Con-et- 
pondence  reapeetmg  a  Schema  of  Colonization, 
P.  P.  1888,  Xo.  5361.  —  Correap.  from  Coloniai 
Goremments  in  an»\cer  to  the  Memorandum  by 
the  Pürltamentary  Committee  on  Colonization, 
P.  P.  1889,  yo.  106,  iSS,  SI4.  —  Report  from 
Committee  on  Colonization,  P.  P.  1889,  Ab.  346, 
S74;  1890,  No.  354,  iS91,  No.  15-^.  —  Report 
on  Orofter  Colonization  Schema,  P.  P.  1890,  Xo. 
6067;  1893,  Xo.  7S26. 

yi  ederlande.  B^dragen  tot  aigemeetie 
StatisHek  van  Nederiand,  Gravenhage  1878.  — 
Statiatiek  van  den  Loop  der  BecoUäag  ran 
Nederland  over  1876ff. 

Xo r wegen.  Tabeller  redkommende  Folke 
maengdens  BevaegeUe  (jährlich). 

Schireden.  Bidrag  tili  Sverigea  offieiela 
statiatik,  Befolkainga-atatiatik. 
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Aiisi^-amleiung — Aiiswandoningsgesetzpcbnng  (Deiitscliland) 


Schvfir.  L'emigratUm  »aisse  potir  let  payn 
d'aulrr  mer  (JdhHiche  V^röffenUiehtnuf). 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
E*l%o,  Young,  Special  Report  on  Immigmtivii , 
WaghinytOH  187 J  (auch  devttrh  gedruckt).  — 
t'ompe.ndivm  of  the  Xiiil/t  Cen»ua  (1S70),  of  thr 
Teuth  Ceitnua  (ISSO),  1883.  —  <iiiarUrl}/  Report 
of  the  Vhi^  of  the  Sureau  of  Statistie»,  «hoiring 
the  import*  and  exportt  of  lÄ«  ÜHiltd  tratet  ete., 
WathingUm  1881—189^,  «eit  1893:  Monthly 
Siimmar^  of  Ffnane^  and  Commerrr  of  the 
CniU-d  i^et.  —  Report  of  the  Seieft  <bm- 
miüee  of  the  Houae  of  RepreMetilalivea  oti 
importation  of  contrael  labourer»,  paupen,  coii- 
lictt  and  other  dtute»,  Wttthitigton  1889.  ■ — 
Report  of  Commitsioners  of  Immigration  upon 
the  Cautea  wkick  incite  immigraiiim  to  the  f. 
m.  Washington  189ä. 

Eine  rortäglidw  t'ebereiehl  tätef  die  europüi- 
»eke  Auncanderutig  UHd  die  Eiavandemng  in 
autaereuropäisrhe  Oebieie  avfdrvad  det  offixieUen 
»tatiatiechen  Materiala  der  europäischen  und 
auMerenropäiachen  Staaten  bieten  die  Appunti 
di  SUUitticti  couiparata  deW  Emigntztone  dalV 
Eurttpa  im  Builelin  de  l'Jitatitut  iiiternatiniial 
de  taatüttigue,  Sd.  I—lll,  188H—188S. 

V.  Philtppovieh. 


AttBwanderangsgesetKgebnng. 

I.  Die  A.  in  DeutechJand  (S.  110).  II.  Die 
A.  in  Oesterreich  (S.  115).  III.  Die  A.  in  Frank- 
reich, England,  der  Schweiz,  Belgien,  den  Nie- 
derlanden und  Italien  (S.  117). 

I.  Die  Answandenmgsgesetzgebung 
in  Deutschland. 
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1.  Lfuidesgei!ietzgebii]ig.  Vor  der  Qi-ün- 
diing  des  Norddeutschen  Enndos  bezw.  des 
Deutschen  Reiches  benihten  die  Bestim- 
mungen Aber  das  Auswanderungs-wosen  auf 
Landesrecht.  Die  betreffenden  Vor- 
öt^hi'iften  ■wai'cn  zum  Teil  in  Specialgosetzen 
oder  Specialverordnuugen  übei-  den  be- 
troffenden  Gegenstand,  zum  Teil  in  den 
fi-üheron  Landesgewerbeordnungen  enthalten. 
Auch  in  Proussen  fand  nach  1866  eine  ein- 
heitliche Hegplung  der  Materie  nicht  statt, 
so  dass  in  den  einzelnen  Landesteilen  die 
fiühere  Gesetzgebung  in  Kraft  blieb.  Die 
wichtigsten  Gesetze  über  Auswandenmgs- 
■wesen  waren,  abgesehen  von  den  später  zu 
erwähnenden  hanseatischen,  folgende :  preus- 
sisches  G.  v.  7.  ilai  1853,  liannovereches 


G.  V.  19.  3Iärz  1852,  kurhossisc] 
22.  Februar  1853,  bayerische  V.  v 
1S(>2,  sächsische  Y.  v.  3.  Jantiar  iii: 
zemljor  1853  (vgl.  Gem-erbeg.  v.  3  5. 
ISGl  §  8  und  Ausf.-T.  vod  dcmsellie 
§  13),  württembergische  V.  v.  11. 
1870  und  G.  V.  27.  Dezenibt^r  1-^7 
Nr.  G,  badische  V.  t.  7.  Novembor  1 
Pol.  Str.G.B.  §  133,  134).  Die 
dieser  Gesetze  bezogen  sich  Hiii 
vauderungsunternehmer,  wpI 
mit  der  Bef ördening  von  A  i  is  \va  i 
namentlich  über  See .  bofasstoii ,  1 1 
Auswanderungsagenten,  wek 
Vermitteluug  von  Verti-ägen  zwisi-hr 
wandeningsuntemehmern  und  ,-i.tisv;ii 
bezweckten.  Beide  Gewerbe  durft* 
auf  Gnmd  einer  behördlichen  Konz  o 
l)etiieben  werden.  Die  Konzessiof» 
entweder  ledighch  für  das  l>eti"effejKl 
erteilt  oder  sie  war  jederzeit  Aviden 
Die  Voraussetzungen  der  Konzessionsfrt 
waren  nälier  bestimmt;  sie  betrafen  ri;: 
lieh  die  pereOnhchen  Eigenschafton  d 
Konzessionierenden  und  wurden  von 
Gesichtspunkte  behen-scht,  dass  dir  '/ 
lässigkeit  der  Gewerbetreibenden  füi 
betreffenden  Gewerbebetrieb  sicliei-£;t. 
werden  sollte.  Insbesondei-e  konnte  a]> 
bedingimg  für  die  Ei'teihnig  der  Konz* 
die  Stellung  einer  K  a  n  t  i  o  n  gi  'fi  t 
werden,  welche  dazu  diente,  die  Krffi, 
der  Vei-pflichtungen  seitens  dos  Konzi; 
nierten  siclierzustellen. 

Auch  die  Ausübung  des  Gewt 
betiiebea  wurde  gesetzlich  nälier  gt'ii' 
Die  Vei-ti-äge  über  die  Befönierung  d.T  , 
Wanderer  mnssten  schriftlich  und  indt'ut.-ii 
Sprache  abgeschlossen  wei-den.  T'eber 
Inlialt  derselben  enthielten  die  Gesetze 
Vorordnungen  ebenfalls  nähere  Voi-schnf 
Namentlich  wui-den  die  Verpflichtungen 
stimmt,  welche  seitens  des  Unteniehn 
gegenüber  dem  Auswanderer  übtn-nunn 
weiilca  mnsstea. 

Etwas  abweiclicnde  BcRtimmungt>it 
standen  früher  in  den  H  a  n  s  e  s  t  ä  d  1 1 
Iiier  wurde  für  Auswwidcrnn^intenn'lin 
eine  behördliche  Konzession  nicht  gefonli 
Das  Gewerbe  durfte  aber  nur  von  sdcl: 
Personen  betrieben  werden,  welche  t 
Bürgerrecht  in  der  Iw'h'effenden  Stath  I 
Sassen  imd  daselbst  ihren  'Wohnsitz  iiatti 
Ausserdem  waren  dieselben  zur  Stellui 
einer  Kaution  verpflichtet.  Endlich  wunli 
in  den  Hansestädten,  namentlich  m  Haintut: 
und  Bremen,  eingehende  A''orschriftoii  filit 
die  Besfhaffcnheit  der  zur  Beförtlenini,''  vi 
Auswanderern  dienenden  Schiffe  erla.«.S'  'i 
Vor  Abgang  der  Schiffe  hatte  eine  olirii 
keitliche  Untersucliung  derselben  statt^i, 
finden.  (Drei  Hamburger  YV.  v.  3d.  Ajiri 
1855,  Bremer  G.  v.  9.  Juli  1866  mit  AI. 


Digilized  by  Google 


Änswandeningsgesetzgebung  (Deutschland) 


III 


ändenmgen  t.  10.  Juli  1872,  23.  Februar 
1873,  21.  November  1877,  20.  Februar  1881.) 
Eine  neue  Regelung  fand  in  Hambui^  durch 
ein  G.  v.  14  Januar  1887  statt,  welches  am 
18.  September  1896  eini^  Abänderungen 
erfuhr.  Dieses  führte  eine  Konzessions- 
pfUcht  für  »Äuswandererexpedienten«,  vde 
die  betreffenden  Personen  dort  bezeichnet 
wurden,  ein. 

2.  Entwickelnng  der  ßcichsfcesetz- 
f^bimg.  Die  Verfassung  des  Norddcutsclien 
Bundes  bezw.  des  Deutschen  Reiches  et- 
klarte  in  Art.  4  die  »Auswanderung  nadi 
aossardeutschen  L&ndem«  fflr  einen  Gegen- 
i^tand  der  Bundes-  bozw.  Reichsgeset^bung. 
Es  hat  aber  sehr  lange  gedauert,  bis  das 
Seidii  von  seiner  gesetzgeberischen  Zuständig- 
keit Gebrauch  machte. 

Die  Gew.-0.  erklärte  ausdrücklich,  dass 
ihre  Vorschriften  auf  den  Betrieb  der  Aus- 
wanderungsunternehmer  und  Auswande- 
rungsagenten keine  Anwendung  finden  sollten 
(§6).  Da  bei  diesem  Betrieb  nicht  bloss 
gewerbepoUzeiliche  Gesichlapuntte,  sondern 
auch  internationale  Beziehungen  in  Frage 
kommen,  die  Sorge  für  die  Auswanderer 
überhaupt  eingehendere  Bestimmungen  er- 
fordert, als  in  einem  allgemeinen  Gewerbe- 
sjesetze  gegeben  werden  können,  hielt  man 
für  angemessener,  die  ganze  Angelegen- 
heit einer  Specialgesetzgebung  vorzu- 
behalten. Der  Bundeskanzler  hatte  auch 
bereits  im  Jahre  1868  eine  Kommission  ein- 
gesetzt, welche  Vorschläge  für  eine  deutsche 
Auswanderungsgesetzgebung  machen  sollte. 
Die  Kommission  ei-stattete  einen  Bericht, 
welcher  sich  namentlich  mit  Bestimmungen 
über  die  Beschaffenheit  der  Seeschiffe  be- 
schäftigte. Dieser  Bericht  wurde  dem 
Bundesrat  voi-gelegt,  irad  letzterer  ericannte 
die  fraglichen  Vorschläge  als  eine  geeignete 
Grundlage  für  eine  künftige  Auswanderungs- 
geseta^bnng  an.  Eine  weitere  Folge  wurde 
al>er  dieser  Anregung  nicht  gegeben.  Die 
Vorschläge  hatten  nur  insofern  eine  praktische 
Bedeutung,  als  dieselben  in  einigen  Staaten, 
namentlich  in  den  Hansestädten,  als  Grund- 
l^e  für  die  landeE^^esetzlicho  Regelung  der 
Ivetreffenden  Materie  benutzt  wurden.  Im 
Bunde  b^flgte  man  sich  mit  der  Ein- 
setzung eines  Bundes-  oder,  wie  er  nach 
Gründung  des  Beiches  genannt  wnrde, 
Reichskommissars  für  das  Aus- 
wanderungswesen. Derselbe  wurde 
vom  Reichskanzler  ernannt  und  hatte  seinen 
Sitz  in  Hamburg.  Später  trat  ein  zweiter 
Kommissar  mit  dem  Sitze  in  Bremen  hinzu. 
Die  Kommissare  sollten  die  Aufeicht  Ober 
'las  ganze  Auswanderungswesen,  insbesondere 
Über  die  Auswanderungsschiffe  führen  tmd 
<lie  Beobachtimg  der  von  den  Einzelstaaten 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  über- 
v^^en.   Mit  einer  unmittelbaren  Zwangs- 


gewalt waren  sie  jedoch  nicht  ausgestattet; 
zur  Durchführung  ihrer  Anordnungen  musston 
sie  stets  die  Tliätigkeit  der  Landesbehtolen 
in  Anspnich  nehmen.  Ueber  ihre  Th^^ 
keit  und  die  Verhältnisse  des  Auswandenmgs- 
wesens  erstatteten  sie  jährliche  Berichte  an 
den  Reichskanzler ,  welche  dem  Reichs- 
tage zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt  wiutlen. 

In  der  Reichstagsses.sion  des  Jahres  1878 
brachte  am  25.  Febniar  der  Abgeordnete 
Dr.  Kapp  einen  Gesetzenttt'Urt  betreffend 
die  Beffirdenmg  von  Auswanderern  nach 
ausserdeutschen  Ländern  ein,  welcher  so- 
wohl den  Gewerbebetrieb  der  Ausvande- 
niugsuntemehmer  und  Auswandenmgs- 
ageuten  als  die  Beförderung  der  Auswanderer 
nach  übei-seeischen  lAndem  zum  Gegen- 
stände hatte  (St.  Ber.  Bd.  m,  S.  522  ff.). 
Derselbe  wurde  in  erster  Beratimg  behandelt 
und  einer  Kommission  von  14  Mitgliedern 
überwiesen  (St.  Ber.  Bd.  I,  S.  .^OOff.),  welche 
einen  darauf  bezüglichen  Bericht  erstattete 
(St.  Ber.  Bd.  IV,  S.  1602  ff.).  "Wegen  des 
bald  darauf  eintretenden  Sclilusses  der 
Session  gelangte  jedoch  der  Gesetzentwiu^ 
nicht  mehr  zur  zweiten  Beratung  im  Plenum. 

Erst  in  den  letzten  Jahren  ist  die  Aus- 
wandenmgsgcsetzgebung  seitens  der  gesetz- 
gebenden Organe  des  Reiches  mit  Erfolg 
in  Angriff  genommen  wonlen.  Am  22.  No- 
vember 18!)2  legte  der  Reichskanzler  einen 
vom  Bundesrat  besclilossenen  Gesetzent- 
wurf über  das  Auswanderuugs- 
w  e  s  e  n  dem  Reichstage  vor  (Sten.  Ber.  Aal. 
Bd.  J,  S.  34  ff.).  Dieser  Gesetzentwiu^  wurde 
aber  von  dem  Reichstage  in  der  beti-effendeu 
Session  nicht  mehr  in  Beratung  genommen. 
In  einer  etwas  modifizierten  Gestalt  ge- 
langte derselbe  am  11.  März  1897  zum 
zweiten  Mal  an  den  Reichstag  (Sten.  Ber. 
Anl.  Bd.  VI  S.  3725ff.).  Am  16.  März  fand 
die  erste  Beratimg  statt  (Sten.  Ber.  Bd.  VII. 
S.  ,7)91  ff.),  welche  mit  Verweisung  an  eine 
Kommission  endete.  Diese  erstattete  am 
7.  April  Bericht  darüber  (Anl.  Bd.  VII, 
S.  4014  ff.).  Die  zweite  Beratung  fand  am 
5.  und  6.  Mai  (Sten.  Ber.  Bd.  VID,  S.  0739  ff.), 
die  dritte  am  8.  und  19.  Mai  statt  (Sten. 
Ber.  Bd.  Vm,  S.  5821  ff.,  5932 ff.);  an 
letzterem  Tage  wurde  der  Entwiu^  in  der 
Gesamtabstimmung  mit  Mehrheit  ange- 
nommen (a.  a.  0.  S.  5933).  Die  Publikation 
des  Gesetzes  erfolgte  am  9.  Juni  1897. 

3.  Princip  des  deutschen  Anawande- 
ninesgeseties.  liVähi-end  die  frühereu 
Landesgesotze  und  auch  die  älteren  Ver- 
suche reichsgesetzlicher  Regelung,  z.  B.  der 
Kappsche  Gesetzentwurf,  im  wesentlichen 
nur  den  polizeiliehen  Schutz  der  Auswan- 
derer erstrebten ,  hat  sich  das  neueste 
Reichagesetz  eine  weitergehende  Aufgabe 
gestellt.  Ks  will  durch  seine  Bestimmun- 
gen dazu  beitragen,  unter  den  A\iswan- 
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(lerem  das  Deutschtum  zu  erhal- 
ten und  die  Auswanderung  für  die 
Interessen  des  Mutterlandes 
dienstbar  zumachen.  Diese  Ziele  sucht 
es  dadittch  zu  erreichen,  dass  die  Aiiswan- 
dening  von  ungeeigneten  Orten  ab- 
«nd  nach  geeigneten  hingelenkt 
wird.  Dem  angegebenen  Zwecke  dient 
namentlich  der  Grundsatz  der  Specia- 
lisierung,  welcher  für  die  den  Auswan- 
derungsuutemehmern  zu  verleihenden  Kon- 
zessionen massgeben«!  sein  soll.  Kach  den 
Bestünmimgen  des  Gesetzes  (§  6)  darf  die 
Erlaubnis  zur  Beförderung  von  Auswande- 
i-ern  nm:  für  bestimmte  Länder,  Teile  von 
solciien  oder  bestimmte  Orte,  im  Fall  über- 
seeischer Beförderung  niu:  für  bestimmte 
EiDschiffun^;dififen  erteilt  werden.  Dadurch 
ist  der  Regierung  die  Möglichkeit  gegeben, 
bei  der  Konzessionserteilung  genau  zu 
prüfen,  ob  das  Gebiet,  auf  wädtös  ein  be- 
stimmtes AuBwanderungBuntemebmen  seine 
Thätigkeit  erstrecken  will,  als  ein  für 
deutsche  Auswanderer  geeignetes  erscheint. 
Die  durch  den  Grundsatz  der  Specialisienmg 
ermÖgUchte  Beschränkung  des  ge(^raphi- 
schen  Bereiches  der  Auswanderung  bietet 
aber  audi  ein  erfolgi-eiches  Mittel  dar,  um 
auf  die  Ansiedelung  deutscher  Auswandere 
in  grossen  Massen  hinzuwirken  und  dar 
durch  zur  Erhaltung  des  Deutschtums  unter 
denselben  beizutn^n.  Selbstverständlich 
kann  die  Specialisierung  in  sehr  versohiede- 
nem  üm&uige  durchgeführt  werden.  Das 
Gtesetz  sieht  deshalb  vor,  dass  Konzessionen 
entweder  für  ganze  Ucader  oder  für  Teile 
derselben  oder  für  einzelne  Oerttichkeiten 
erteilt  werden  können.  Namentlich  im  letz- 
teren Falle  hat  die  Regienmg  genau  zu 
prüfen,  ob  die  Bedingungen  für  ein  Fort- 
kommen deutscher  Kolonisten  gegeben  sind. 
Eine  Verantwortung  für  das  materielle  Ge- 
deihen derselben  kann  und  soll  sie  alier- 
din  gs  ni  cht  übernehmen .  Diese  Verant- 
wortung liegt  lediglich  dem  Unternehmer 
ob;  die  Regierung  hat  nur  zu  prüfen,  ob 
der  Unternehmer  und  das  beabsichtigte 
Unternehmen  die  erforderUchen  Garantieen 
darbietet  Als  Regel  soll  daran  festgehalten 
werden,  dass  bei  Besiedelung  bestimmter 
Oertlichkeiten  der  Unternehmer  das  Ansiede- 
lungaterrain  auf  eigene  Rechnung  zu  er- 
werben und  der  deutsche  Kolonist  sein 
Recht  von  ihm  abzuleiten  hat.  Derartige 
Ansiedelungen  werden  namentlich  deutschen 
Besiedelungsgesellschaften  ein  erspnessliches 
und  dankbares  Feld  der  Thäügkeit  d^ 
bieten. 

Im  übrigen  steht  das  Gesetz  auf  dem 
Standpunkt  der  Auswanderungsfrei- 
heit. Dem  Deutschen,  welcher  sich  ent- 
schlossen hat,  auszuwandern,  sollen,  sofern 
nicht  Wehrpflicht  oder  andere  Umstände 


entgegenstehen,  keine  Hindemisse  in  den 
Weg  gelegt  werden.  Das  Reich  "vi-ill  viel- 
mehr durch  seine  Gesetzgebung  dafür 
sorgeu,  dass  die  beschlossene  Ausw^dening 
unter  für  den  Auswanderer  günstigen  Be- 
dingungen ausgeführt  wei-dcn  kann  und  dasB 
diesem  das  Gefühl  für  die  Heimat  m^lichst 
erhalten  bleibt 

4.  AnswandernngHunterDehuier.  Die 
Beförderung  von  Auswanderern  nach  ausser- 
deutschen  Ländern  ist  entsprechend  den 
bisherigen  landesgesetzlichen  Vorschriften 
an  eine  Erlaubnis  geknüpft  Die  Ertei- 
lung dieser  Erlaubnis  konnte,  w^enn  dabei 
die  als  Grundprincip  des  Gesetzes  hinge- 
stellten nationalen  Gesichtsj)uukte  mass- 
gebend sein  sollten,  nur  in  die  Hände  eine^ 
Reichsorgans  gelegt  werden.  Der 
Entwurf  hatte  dafür  den  Reichskanzler 
in  Aussicht  genommen  [§  2).  Bei  der 
zweiten  Beratung  im  Reic^istage  ist  jedoch 
auf  Antrag  der  Abgeordneten  Dr.  EEachein 
imd  Dr.  Scbädler  beschlossen  worden,  den 
Reichskanzler  bei  der  Erteilung  und  Ver- 
sagung der  Erlaubnis  an  die  Zustim- 
mung des  Bundesrates  zu  binden 
(Sten.  Ber.  a.  a.  0.  S.  5754).  Als  eine  Ver- 
besserung kann  diese  Aendemi^  nicht  an- 
gesehen werden.  Denn  die  Verhältnisse 
der  fremden  Länder,  welche  für  die  Aus- 
wanderung in  Finge  kommen  ^nen,  ist 
der  Keldiskanzler  als  liciter  der  auswärti- 
gen Politik  viel  besser  im  stände  zu  über- 
sehen als  der  Bundestat.  Grosse  praktisclu) 
Bedeutung  wird  aber  die  Bestimmung 
wahrscheinlich  nicht  gewinnen,  da  bei  der 
BeschlussfassuDg .  des  Bundesrates  die  An- 
träge des  Reichskanzlers  in  der  Regel  von 
massgebendem  Einfluss  seiii  werden. 

Die  Erlaubnis  soll  in  der  Regel  nur  er- 
teilt werden:  1.  Reichsangehörigen,  welche 
ihre  gewerbliche  Niederlassung  im  Reichs- 
gebiet haben ;  2.  Handelsgesellschaften,  ein- 
getragenen (Genossenschaften  und  juristi- 
schen Personen,  deren  Sitz  sich  im  Reichs- 
gebiet befindet,  offenen  Handelsgesellschaf- 
ten und  Kommanditgesellschaften  jedoch 
nur,  wenn  ihre  persöulich  haftenden  Gesell- 
schafter sämtlich  Reich  sangehörige  sind 
(§  3).  Anderen  Personen  oder  Gesellschaf- 
ten darf  die  Ei'laubnis  nur  erteilt  wer- 
den ,  wenn  sie  einen  im  Reichsgebiet 
wohnhaften  Reichsangehörigen  zum  Bevoll- 
mächtigten bestellen  und  sich  in  bezug  auf 
die  aus  dem  Auswandenmgsbetrieb  er- 
wachsenden Rechtsstreitigkeiten  dem  deut- 
schen Recht  und  den  deutschen  Gerichten 
unterwerfen  (§  4).  Vor  der  Erteilung  der 
Erlaubnis  hat  der  Nachsuchende  eine 
Sicherheit  im  Mindestbetrage  von  50  000 
Mk.  zu  bestellen  und  im  Falle  beabsichtig- 
ter überseeischer  Beförderung  den  Nachweis 
zu  führen,  dass  er  Rheder  ist  (§  5).  Von 
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diesen  YorschrüteD  können  zu  Gunsten 
deutscher  BesiedelungsgeseUschafteu,  deren 
Büdung  m^Uchst  erleichtert  werden  soll 
und  welche  eigene  Schiffe  in  der  Regel 
nicht  besitzen,  Ausnahmen  gemacht  werden 
(§  7).  Die  erteilte  Erlaubnis  kann  jederzeit 
viderruien  oder  eingeschrftnkt  werden  {§  10). 

Dem  Unternehmer  ist  ein  sc^nannter 
Agentenzwang  auferl^,  d.  h.  er  muss 
tädi  ausserhalb  des  Gemeindebezirkes  seiner 
irawerblichen  Niederlassung  und  etwaiger 
Zweigniederlassungen  der  Vermittelung  Yon 
nach  MasBgabe  des  Gesetzes  zugelassenen 
Agenten  bedienen  (§  S).  Diese  B^timmung 
entspricht  einem  sc^on  bisher  in  Preussen  be- 
stehenden Grundsatze.  Sie  hat  die  Folge, 
dass  die  Landesregiemngen  und  Bezirksbe- 
hSrden  in  stand  gesetzt  werden,  Art  und 
Umfang  der  Auswaademsg  zu  fiberwachen 
und  etwa  daba  sidi  ergebenden  Kiss- 
brSuchen  entgegenzntreten.  Ausserdem  ist 
es  wünacheDsvert,  dass  überall,  wo  Aus- 
wandemngsuntemehmer  eine  Thfttigkeit 
entwickdUi,  eine  genü^nde  Zahl  von  zuge- 
lassenen Agenten  existiert;  sonst  besteht 
die  Gefahr,  dass  sich  an  ihrer  SteUe  nn- 
konzessionierte  tmd  unb>ntTollierte  Winkel- 
ag^tea  eindittngen. 

tt.  AwrmuiaeniBgawenteiL  Die  Am- 
wandemngsageaten  bedünen  einer  Erlaub- 
nis der  höheren  Verwaltungsbe- 
hörde (§  11,  12).  Diese  Erianbnis  darf 
norsolchen  ReichsMigehÖrigen  erteilt  werden, 
welche  in  dem  Bezirke  der  Behörde  ihre 
gewerbliche  Niederlassung  oder  ihren  Wohn- 
sitz haben  und  von  emem  zugelassenen 
üotemehmer  bevollmÄchtigt  sind,  vorausge- 
setzt, dass  nicht  entweder  Thatsachen  vor- 
li^en,  welche  die  Un  Zuverlässigkeit  des 
N^suchenden  in  Bezug  auf  den  Geschäfts- 
betrieb darthun,  oder  dass  bereits  eine  ge- 
nügende Zahl  von  Personen  in  dem  be- 
treffenden Bezirke  konzessioniert  ist  (§  13). 
Tor  Erteilung  der  Erlaubnis  hat  der  Nach- 
suchende eine  Sicherheit  von  mindestens 
lüOO  Ätk.  zu  bestellen  {§  14).  Die  Erlaub- 
nis ist  jederzeit  widerruflich  (§  18). 

6.  All^meine  Bestunmnngen  über 
die  BefördenuK  von  Aaswanderem. 
Die  Regierungsvorkge  wollte  sich  begnügen, 
im  Gesetze  vorzuschreiben,  dass  die  ßefür- 
derung  der  Auswanderer  nur  auf  Grand 
eines  vorher  abgeschlossenen  schrift- 
lichen Vertrages  stattfinden  dürfe,  alle 
weiteren  Bestimmungen  dagegen  einer  Ver- 
ordnung des  Bundesrates  überlassen.  In 
der  ßeichstagskommission  war  dagegen  die 
Heinung  vertreten,  dass  eine  eingehendere 
g^etzlic^e  Kc^üng  wünschenswert  sei. 
8chliesali<dL  einigte  man  sich  auf  einer 
Ifittellinie.  In  das  Gesotz  wurde  noch  fol- 
gende B^timmun^  aufeenonunen :  Den  Aus- 
wanderern darf  nicht  die  Verjrflichtung  auf- 

HaadwBrtnfench  der  StaatowiaBeiucbaflen.  Zweite 


erlegt  werden,  den  Beförderungspreis  oder 
einen  Teü  desselben  oder  ihnen  geleistete 
Vorschüsse  nach  ihrer  Ankunft  am  Bestim- 
mungsorte zu  zahlen  oder  zurückzuerstatten 
oder  durch  Arbeit  abzuverdienen;  ebenso- 
wenig dürfen  sie  in  der  Wahl  ihres  Aufent- 
haltsortes oder  ihrer  Beschäftigung  im  Be- 
stimmungslande beschränkt  werden  (§  22), 
Durch  diese  Vorschrift  soll  verhütet  wer- 
den, dass  mittellose  Auswanderer  in  einen 
Zustand  völliger  Abhängigkeit  von  dem 
Unternehmer  geraten  und  dadurch  in  ihrer 
freien  Bewegung  beschränkt  oder  in  ihrem 
Fortkommen  gehindert  werden. 

Ein  Verbot  der  Bef örderung^be- 
steht  für  die  Auswanderungsuutemehmer 
in  Bezug  auf  folgende  Personen:  1.  Wehr- 
pflichtige im  Alter  vom  vollendeten  17.  bis 
zum  vollendeten  25.  Lebensjahre,  wenn 
diese  nicht  eine  Urkunde  über  ihre  Entlas- 
sung aus  dem  Staatsverbaade  oder  ein 
Zei^is  der  Ersatzkommission  darüber  bei- 
bringen, dass  ihrer  Ausvandeiwig  aus  .  dem 
Grunde  der  Wdupflidit  kein  Hinaeniis  ent- 
gegensteht; 2.  Personen,  doren  Verhaftung 
oder  Festnahme  von  mner  Gerii±ts-  oder 
PoHzeibehÖrde  angeordnet  ist;  3.  Reichsan- 
gehörige, für  wdche  von  fremden  Regie- 
rungen oder  von  KolonisationBgcsellschaTten 
oder  von  ähnlichen  Unternehmungen  der 
Befördeningspreis  ganz  oder  teilweise  be- 
zahlt wird  oder  Vorschüsse  geleistet  wer- 
den (§  23).  Die  letzte  Vorschrift  ist  da- 
durch veranlasst  worden,  dass  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  seitens  fremder  Regie- 
rungen oder  Kolonisationsgesellschaften  ver- 
suche gemacht  worden  sind,  Personen  durch 
Gewährung  der  angegebenen  Vorteile  zur 
Auswanderung  zu  veranlassen.  Derartige 
Werbungen  haben  nicht  nur  die  Neigimg, 
das  Vaterland  zu  verlassen,  in  imerwünsch- 
ter  Weise  geweckt  und  gefördert,  sondern 
auch  für  die  Auswanderer  meist  grosse 
Enttäuschungen  zur  Folge  gehabt,  mdem 
dieselben  in  dem  Bestimmungslande  das 
nicht  fanden,  was  ihnen  versprochen  war. 
Deshalb  ist  ein  allgt^meiues  Verbot  der  Be- 
fördening  solcher  Auswanderer  ausge- 
sprochen worden.  Dem  Reichskanzler  steht 
jedoch  die  Befugnis  zu,  Auanahmen  zuzu- 
lassen. Von  dieser  Befugnis  soll  namenl- 
Uch  zu  Gunsten  deutscher  Kolonisationsge- 
sellschaften Gebrauch  gemacht  werden, 
welclie  die  von  ihnen  erstrebten  Ziele  ohne 
derartige  Erleichterungen  nicht  würden  ein- 
reichen können. 

7.  Schutzvorschriften  für  die  über- 
seeische Answandernng  nach  ansser* 
europäischen  Umdero.  Für  die  über- 
seeische Befördemi^,  ber  welcher  der  Aus- 
wanderer sieh  längere  Zeit  auf  einem  See- 
schiffe befindet,  wei-den  besondere  Schutz- 
vorschnftea  notwendig,   welche  die  Be- 
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förderung  sowie  die  Unterkunft  und  die 
Verpflegung  auf  dem  Seeschiffe  betreffen. 
Derartige  Bestimmungen,  welche  sich  schon 
bisher,  namentlich  in  der  Geßetzgebun^  der 
Hansestädte,  fanden,  sind  auch  in  das  Reichs- 
gesetz aufgenommen  worden. 

Verträge  über  die  überseeische  Beförde- 
rung von  Auswanderern  müssen  auf  Be- 
förderung und  Verpflegung  bis  zur  Lan- 
dung im  aussereuropäischen  Aus- 
achiffungshafen  gerichtet  sein.  Der 
Unternehmer  kann  sitJi  durch  Vertrag  zur 
Weiterbeförderung  vom  Ausschiffungs- 
hafen aus  verpflichten.  Er  ist  zu  einer 
solchen  Weiterbeförderung  bis  ztuu.  Aus- 
wanderungsziel verbunden,  wenn  ihm  diese 
Verpfüchtimg  bei  der  Konze^ionierung  zur 
Bedingung  gemacht  wimie.  Dagegen  darf, 
wenn  eine  derartige  vorherige  Verpflichtung 
nicht  übernommen  ist ,  ein  Verkauf  von 
fiahrscheinen  an  Auswanderer  ztu:  Weiter- 
befördemng  von  einem  überseeischen  Platze 
aus  nicht  stattfinden.  Soll  das  Schiff  in 
einem  ansserdeutachea  Hafen  bestiegen  oder 
gewecbaelt  werden,  so  muss  eine  ausdrück- 
fiche  Bestimmung  darüber  in  den  Beförde- 
runsavertzag  auKenommai  werden  (|§  25, 26). 

Ueber  das  Rechtsverhältnis  zwi- 
schen Unternehmer  und  Auswan- 
derer wird  folgendes  bestimmt.  Bei  Ye> 
zOgemng  der  Abfahrt  ist  der  Unternehme 
verpflicbtet,  von  dem  bestimmten  Abfahrts- 
tage an  dem  Äuswandeirer  ohne  besondere 
Veigütung  Unterkunft  imd  Verpfl^ung  zu 
gewähren  (§  27).  Dauert  die  V'erzögerung 
länger  als  eine  Woche,  so  kann  der  Aus- 
wanderer von  dem  Vertrage  zurücktreten 
und  die  Rückerstattung  des  gezahlten  Ueber- 
fahrtsgeldes  verlangen  (§  28),  Diese  Rück- 
erstattung kann  ausserdem  auch  dann  ver- 
langt werden,  wenn  der  Auswanderer  oder 
einer  der  ihn  begleitenden  Familienange- 
hörigen vor  Antritt  der  Seereise  stirbt,  durch 
Krankheit  oder  sonstige  ausser  seiner  Macht 
Hegende  Zwischenfälle  am  Antritt  der  See- 
rose verhindert  wird.  Tritt  der  Auswanderer 
vor  Antritt  der  Reise  aus  anderen  Gründen 
vom  Vertrage  zurück,  so  ist  er  bei-echtigt, 
die  Rück^tattung  der  Hälfte  des  Ueber- 
&brtsgeldes  zu  fordern  (§  29).  Wird  das 
Schiff  an  der  Fortsetzung  der  Reise  ge- 
hindert oder  zu  einer  Unterbrechung  der- 
selben genötigt  —  sei  es  durch  einen  See- 
tinMl,  sei  es  durch  andere  Umstände  —  so 
hat  der  Unternehmer  den  Auswanderern 
ohne  besondere  Vergütung  angemessene 
Untei^nnft  und  Verpflegung  zu  gewähren 
und  die  Beförderung  derselben  und  ■  ihres 
Ge|Acks  nach  dem  Bestimmungsorte  sobald 
als  mO^di  herbeizuführen  (§  30).  Veein- 
barungea,  welche  den  voigedacliten  Be- 
stimmungen zuwiderlaufen,  haben  keine 
rechtliche  Wirkimg  (§  31).  I)er  Unternehmer 


kann  zur  Bestellung  von  Sicherheit  füi'  die 
!Erfüllung  seiner  Verpflichhmgen  angehalten 
werden  {§  32). 

Die  zur  Beförderung  der  Auswanderer 
dienenden  Seeschiffe  müssen  völlig  see- 
tüchtig, vorschriftsmässig  eingerichtet,  aus- 
gerüstet und  veriiroviantiert  sein  {§  3ij);  sie 
unterliegen  vor  Antritt  der  Reise  nach  diesen 
Kchttmgen  hin  einer  amtlichen  Unter- 
suchung (§  34).  Eine  weitere  Untersuchung, 
welche  durcli  einen  von  der  Aus  wanderungs- 
behörde zu  bestimmenden  Arzt  stattfindet, 
hat  sich  auf  den  Gesundheitszustand  der 
Auswanderer  und  der  Schiffsbesatzung  zu 
erstrecken  (§  35).  Die  nälieren  Vorachiiften 
über  diese  Gegenstände  sowie  über  die  Aus- 
schliessung kranker  Personen,  über  das  Ver^ 
&ihren  bei  der  Einschiffung  und  über  den 
Schutz  der  Auswanderer  in  gesundheithcher 
und  sittlicher  Hinsicht  orlflsst  der  Bundes- 
rat (§  36),  Aehnliche  Bestimmungen  für 
deutsche  Schiffe,  welche  von  ausserdeutschen 
Häfen  ausgehen,  können  durch  kaiserlicdie 
Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundes- 
rates getroffen  werden  (§  ^).  Als  Aus- 
wandenmgsschiffe  im  Sume  des  G^ctzes 
gelten  alle  nadi  aussereuropBischen  Häfen 
bestimmten  Seestdiiffe,  mit  denen,  al^^esehen 
von  den  Kajüteapassagieren,  mindestenfi  2ö 
Beisende  befördert  wexden  sollen  (§  37). 

8.  AvswandemngBbehfirdea.  Die  Ans- 
wffiidemngBbehörden  ränd  teils  Reichs-,  teils 
Landesbehörden. 

Als  Reichsbehörde  fimgiert  zunäclist  der 
Roichskan zier  mit  den  in  der  vor- 
stehenden Darstellxmg  näher  angegebenen 
Befugnissen.  Ihm  zur  Seite  steht  ein  sach- 
verständiger Beirat,  welcher  sich  aus 
einem  vom  Kaiser  ernannten  Vorsitzenden 
und  14  vom  Bundesrat  auf  2  Jahre  ge- 
wählten Mitgliedern  zusammensetzt.  Diesem 
Beirat  können  vom  Reichskanzler  wich- 
tigere Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Aus- 
wanderungswesens ziu-  Begutachtung  vor- 
gel^  werden.  Seine  Auliönmg  ist  not- 
wendig vor  Erteilung  der  Erlaubnis  für 
solche  Untemelimungen ,  welche  die  Be- 
sietleluog  eines  bestimmten  Gebietes  in  über- 
seeischen Ländern  zum  Gegenstande  haben, 
sowie  im  Falle  der  Beschränkung  oder  des 
Widerrufes  der  einem  Unternehmer  erteilten 
Erlaubnis  (§§  38,  39).  In  den  Hafenorteu 
übt  der  Roidfiskuizler  die  Aufsicht  Über  das 
Auswatiderungswesen  durch  von  ihm  be- 
stellte Kommissare  aus.  Diese  sind  l>e- 
fngt,  den  Untersuchungen  der  Auswanderer- 
schiffe beizuwohnen,  auch  selbständig  solche 
vorzxmehmen.  Sie  liaben  die  Landesbehörden 
auf  die  von  ihnen  wahigenommeaen  lOlngel 
imd  Verstf^se  aufmerksam  zu  machen  and 
auf  deren  Abstellung  zu  diin^n.  Im  Aus- 
lande Verden  die  Obli^nheitea  der  Kom- 
missare von  den  Behörde  des  Reiches, 
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nämlich  den  Consulo,  wahi^nommeD,  denen 
nötigenfedls  besondere  Kominissare  als  Hilfs- 
beamte beizugeben  sind  (§  41). 

In  den  Einzelstaaten  haben  die 
Iiindesre»tenmgen  an  denjenigen  Hafen- 
pUtzen^  für  welche  die  Zulassung  von  Unter- 
iiehmem  «folgt  ist,  Ausvaodemngsbehörden 
m  besteUen,  denen  die  Ueberwachung  des 
AoBwandenu^wesens  und  die  Ausfünning 
tier  danui  bezOg^dien  Bestimmui^n  ob- 
liegt <§  40). 

liltteratar:  Q.  Meyei',  Lehrbuch  de»  deutschen 
Vervaltungtrechiet,  Bd.  I,  S.  55S,  559.  —  £. 
Ijoetting,  Lehrburk  des  deutschen  VervaUungs- 
rechtes,  S.  S09,  510.  —  Leuthold,  nAutwam- 
dertatgtagtaturem  in  von  BoÜzeadorffs  RechU- 
AenfaM,  Bd.  I,  8.  Sl^ff.  ~  AUenberg,  i>eut- 
adu  AunrandentngageteUgebung  (Heft  4 
Beäräge  mr  J^^nüntitg  der  Beatrebungen  de» 
iatUdten  XaUmieitereiru),  Berlin  1885.  —  von 
Berffinainn  f  Aus-  und  EinwanderungtpoliUt, 
bei  üchSnberg,  4.  Aufi.,II,S,S.  504ff. —  von 
BattagHa,  Versuch  einer  nfatcrnUischen  und 
tritierhen  Darstellung  des  aÜgemeineH  modernen 
Aiawanderyttgtreehtet,  Triest  1807. 


II.  Answanderniigs^Betzgebiing  in 
Oesterreieh. 

1.  Aeltere  VorachrifteB.  2.  Das  G.  t. 
31.  Januar  1897.   H.  Weitere  Aufgaben. 

1.  Aeltere  Yorschriften.  Durch  Art.  4 
des  Staat^rundgesetzes  v.  21.  Dezember 
1867  (R-G.B1.  Nr.  142),  -welcher  ausspricht, 
<1aas  die  fVeiheit  der  Auswanderung  von 
Staatswe^n  nur  durch  die  Wehrpflicht  be- 
schränkt ist,  wurde  die  ältere  Gesetzgebimg 
flb^  Aaswanderung,  die  vornehmlich  in 
den  beiden  Auswandeningspatenteti  v.  10. 
Atignst  1784  (J09.G.S.  Bd.  IV  Nr.  466)  und 
T.  24.  März  1832  (J.G.S.  Nr.  2557)  enthalten 
ist,  von  Grund  aus  geändert.  Da  jedoch 
•las  in  dem  einen  in  Aussicht  gestellte  Gesetz 
über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der 
'eterrei<^i8chen  SteatsbOigerachaft  bbher 
juxh.  nicht  erlasseu  wurde,  so  ist  es  im 
äuzednen  vielfach  zweifelhaft,  welche  Be- 
stimmoneen  der  älteren  Geset^bnng  heute 
noch  in  Geltang  stehen. 

Von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  die 
Staatsgrimdgesetze,  indem  sie  die  Freiheit 
der  Auswanderung  als  ein  Korollar  der  alJ- 
gemeinen.  Btaatßbüi^erlichen  Bechte  zuge- 
standen, gewiss  nicht  die  Absicht  hatten, 
(Ue  Auswanderung  zu  begünstigen  und  still- 
schweigend sofort  alle  jene  Schranken 
hinw^zoräumen,  die  in  einer  früheren 
Zeit  einer  zu  weit  gehenden  Entwickelung 
des  Auswanderungswesens  gez(^en  worden 
sind,  erachtete  die  österreichische  Verwal- 
tun^ptaxis  auch  nach  Erlaraung  der  Staats- 


gnmdgesetze  insbesoadere  das  Verbot  der 
Au&tellung  eigener  Auswanderungsagen- 
turen, femer  jene  B^timmnngen  als  fortan 
wirksam,  die  grundsätzlich  feststellen,  in- 
wieweit Überhaupt  eine  vermittelnde  Thä- 
tigkeit  in  Auswanderun^;sangelegenheitea 
statthaft  ist.  Den  Vorschriften  der  Gew.-O. 
gilt  dieses  Gebiet  gewerblicher  Thätigkeit 
aus  dem  Grunde  eotzogen,  weil  die  Gew.-O. 
V.  20.  Dezember  1859  (R.G.B1.  Nr.  337)  im 
Art  V  des  Eundmachungspatentes  von 
ihrer  'Wirksamlffiit  insbesondere  alle  Untere 
nehmungen  von  Privatgeschäftsvermittelun- 
gen  in  anderen  als  Handelsgeschäften  aus- 
nimmt 

Dass  die  Au&teUnng  von  Agenturen  für 
die  Auswanderung  nicht  zulässig  sei,  wurde 
von  dem  Ministerium  des  Innern  in  dem 
Eriasse  v.  23.  Oktober  1853  Z.  25748 
(kundgem.  in  dem  ateiennätüschen  Ij.G31. 
Nr.  377  von  1852  und  in  dem  salzburgischen 
L.G.B1.  Nr.  345  von  1852)  mit  der  Begrün- 
dung ausgesprochen,  dass  die  Errichtung 
von  solchen  Agentschaften,  welche  die  Aus- 
wanderung begünstigen ,  mit  dem  Geiste 
der  noch  bestehenden  Auswauderungsgesetze 
nicht  vereinbar  sei.  Demgemäss  erging 
der  Auftrag,  die  Aufstellung  von  Auswan- 
derungsagenturen  nicht  zu  gestatten,  falls 
Konzessionen  von  einzelnen  Behörden  hierzu 
gegeben  worden  wären,  dieselben  einzu- 
ziehen und  ohne  Konzession  bestehende 
A^nturen  unverzüglich  aufzuheben.  Gleich- 
zeitig sprach  jedoch  das  Ministerium  gnind- 
sätzhch  aus,  dass  den  berechtigten  Öffent- 
lichen Agenten  und  den  Privatgeschäftsver- 
mittlem  zwar  nicht  verwehrt  werden  könne, 
einzelnen  Parteien  in  Auswanderungsange- 
le^nheiten  gewünschte  Auskünfte  zu  ei> 
teilen,  dass  sie  sich  aber  bei  ihrer  Ge- 
schäftsthätigkeit  eben  nur  darauf  zu  be- 
schränken und  insbesondere  jeder  Ge- 
schl^verbindung  mit  Handlungshäusem 
oder  Agenturen  des  Auslandes  in  betreff 
einer  Vermittelung  der  Auswanderung  im 
allgemeinen  zu  enthalten  haben.  Was  das 
Institut  der  Öffentlichen  Agenten  {geregelt 
mit  Hfkzd.  v.  16.  April  1833,  Pol.G.S. 
Bd.  61  Nr.  59)  und  das  der  Privatgeschafts- 
vermittler  (geregelt  durch  Staatsministe- 
rialerlass  v.  28.  Februar  1863  Z.  3306) 
anbelangt,  welchen,  wie  erwähnt,  in  sehr 
besdutaktem  Unmmge  eine  Mitwirkung 
in  Auswanderungsangelegenheiten  gestattet 
wurde,  so  ist  für  die  UntemehmuDgen  bei- 
der Art  eine  Eonzession  seitens  der  politi- 
schen Landesbehörde  erforderlich.  Die 
öffentlichen  Agenten  sind  kautionspfUcbtig, 
sie  haben  ferner  die  Zurflcklegung  der 
rechts-  und  steatswissenschaftüchen  Studien 
und  eine  mehriahrige  praktische  Verwen- 
dung nachzuweisen,  endlich  einer  eigenen 
Prüfung  sich  zu  unterziehen.    Ihr  Wir- 
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IcuDg^creis  ist  ein  allgemeiDer.  Bei  der 
Konzessioniening  von  Privatgesch&ftsver- 
mittelungen  dagegen,  'welche  überhaupt  nur 
in  besonders  rückaichtswürdigen  Fällen  zu- 
lässig ist,  darf  die  Konzession  nicht  allge- 
mein ertmlt  werden;  vielmehr  sind  in  der 
Konzession  die  Vermittehingsgeschäf te ,  zu 
welchen  die  Konzession  erteilt  wird,  genau 
und  mit  dem  Beisatze  zu  bezeichnen,  <1ass 
jede  eigenmächtige  Ausdehnung  der  Kon- 
zession unnachsichtlich  den  Verlust  der- 
selben ztu-  Folge  haben  müsste. 

Die  eben  gekennzeichnete  Auffassung  ge- 
langte auch  bei  der  Einreihung  der  Be^ 
bureaus  unter  die  konzessionierten  Gewerbe 
(Min.-V.  V.  23.  November  1895  RG.BL 
Nr.  181)  zum  Ausdrucke,  indem  diesen 
Bureaus  die  Anwerbui^  von  Auswuiderem 
sowie  jede  Forderung  des  Augwimderungs- 
wesens,  dann  die  Ausgabe  von  Zvischen- 
deckf  ahrkarten  hier  zum  GeschAftsbätriebe 
nicht  zugelassener  ausUbidischer  Sclüff- 
fahrtsuntemehmungen  untersagt  wurde. 

8.  Das  G.  T.  81.  Januar  1897.  Dieses 
Gesetz  (R.G.B1.  Nr.  27)  enthält  strafrecht- 
liche Bestimmungen  über  das  Betreiben  der 
Answandenings^schäfte.  Wer  ohne  be- 
hördliche Bewilligung  Auswandeningsge- 
Bchäfte  betreibt  oder  vermittelt  oder  bei 
dem  wenn  auch  gestatteten  Betriebe  solcher 
Geschäfte  den  hierfür  bestehenden  Verord- 
nungen zuwiderhandelt,  macht  sich  einer  von 
den  Gerichten  mit  Arrest  bis  zu  6  Monaten 
zu  b^trafenden  Uebertretung  schuldig  (§  1). 
Die  Verleitung  zur  Auswanderung  unter 
Vorspiegelung  falscher  Thatsachen  oder  durch 
andere  auf  Täuschung  berechnete  Mittel  ist 
ein  Vergehen.  Dieses  Vei^hen  ist  mit 
strengem  Arreste  zwischen  6  Monaten  und 
2  Jahnen  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000 
Gidden,  unter  erschwerenden  Umständen 
mit  strengem  Arreste  bis  zu  3  Jahren  und 
mit  Geldstrafe  bis  zu  4000  Gulden  bedroht 
(§  2). 

Beachtenswert  ist,  dass  dem  angeführten 
Gesetze  auch  eine  über  das  darin  unmittelbar 
Verfügte  Mnausreichende  und  zwar  eine  ver- 
waltungsrechtliche Be<leutung  zukommt.  In 
dem  Belichte  des  Ausschusses  des  Abgeord- 
netenhauses, aus  dessen  Initiative  das  Gesetz 
hervorgegangen  ist,  wird  nämlich  hervorge- 
hoben, es  werde  dtirch  §  1  anerkannt,  dass 
es  zum  Betreiben  und  Vermitteln  der  Aus- 
wBnderung^;eschäfte  der  behördlichen  Be- 
willigung bedürfe  und  dass  es  der  Staats- 
venraltung  zust^e ,  im  Verordnungswege 
die  näheren  Voraussetzungen  des  Betriebs 
derartiger  Gewerl)e  zu  regeln.  Aus  diesem 
im  Zuge  der  pwlamenträischen  Verhand- 
lungen imwidersprochen  gebliebenen  Grunde 
wurde  neben  dem  Justizministerium  auch 
das  Ministerium  des  Innern  zum  Vollzuge 
des  Gesetzes  berufen. 


3.  Weitere  Aufgaben.  Zugleich  mit 
dem  vorstehend  besprochenen  Gesetze  be- 
schloss  das  Abgeordnetenliaus ,  die  K^c- 
nmg  neuerlich  zur  gesetzlichen  Regelung 
des  Auswanderungswesens  aufzufordern.  Die 
Regierung  hat  auch  in  der  Thronrede  de^ 
Jahres  1897  die  Vorlage  eines  solchen  Ge- 
setzes, das  in  der  Tliat  ein  Bedürfnis  ist, 
zugosEigt,  den  Entwurf  aber  bisher  noch 
nicht  eingebracht.  Ein  Auswandemngs- 
gesetz  wird  zunächst  verwaltungsrechtliche 
Normen  zu  enthalten  haben,  welche  den 
Betrieb  der  Auswanderungsgeschäfte  nach 
Art  der  konzessionierten  Gewerbe  regeln, 
um  die  volle  Vertrauenswürdigkeit  der 
Unternehmer  und  eine  intensive  staatliche 
Kontrolle  ihres  Gebahrens  sidherzuB^leu. 
In  dem  Gesetze  werden  aber  auch  privatrecdit- 
Uchc,  mit  der  Kraft  von  Zwan^nonnen 
ausgestattete  Bestimmungen  über  den  Ans- 
wanderungsvertrag  zu  treffen  sein,  damit 
der  Umfang  der  Verpflichtungen,  die  dei* 
Auswandenmgsuntemehmer  durch  den  Ab- 
schluBs  des  Vertrages  übernimmt  unter  allen 
Umständen  feststehe  imd  die  naheliegende  Ge- 
fahr einer  Beeinträclitigung  der  wirtschaft- 
lich schwächeren  Auswanderer  durch 
"Wegbedingungen  von  seite  der  ihnen  über- 
legenen Unternehmer  im  voraus  ausge- 
schlossen sei.  Beschränkungen  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  Auswaiiderungsunter- 
nehmer  düi-ften  sich  (ibrigens  auch  noch  iji 
einer  anderen  Beziehung  empfelilen.  Es  ist 
derzeit  vielfach  üblich,  und  vielleicht  eine 
der  Hauptiu^chea  der  bedenkhchen  Ent- 
wickelung  der  Auswandern  ngsbewegung, 
dass  die  Auswandenmgaunternehmer  in  der 
Rolle  eines  Vertrauensmannes  des  Auswan- 
derers für  diesen  eine  ganze  Reihe  von 
Vermittelungsgoschäften  besorgen.  Sie  rea- 
lisieren als  seine  Gewalthaber  seine  inlän- 
dischen Vermogenschaftcn,  sie  besorgen  für 
ihn  öeldwechslergeschäfte,  sie  liefern  ihm 
Fahrkarten  überseeischer  Bahnen,  sie  ver- 
pflichten sich,  Landerwerb  oder  Arbeit  am 
Auswanderungsziele  zu  vermitteln  und  der- 
gleichen mehr.  Der  mitunter  sogar  wuche- 
rische Nutzen  aus  allen  diesen  Transaktio- 
nen, zu  dem  dann  noch  die  verschiedensten 
Vermittlercebühren  hinzutreten,  sind  fui* 
unlautere  Elemente  das  stärkste  Motiv  zur 
Entwickelung  einer  in  den  Mitteln  nicht 
wählerischen,  aber  audi  abgesehen  davon 
verderblichen  Thätigkeit  in  der  Propagierung 
der  Auswanderung.  Nebenbei  sind  die 
Auswanderungsuntemehmcr  aber  auch  mehi- 
oder  minder  versteckt  im  Interesse  einzel- 
ner Scbiffahrtsgesellschaften  thätig,  von 
weldien  sie  durch  Zusidienmgcn  von  Fm- 
viüonen  oder  in  anderer  Weise  für  sich  ge- 
wonnen werden,  ohne  dass  dies  diu<cli  das 
Gesetz  wirksam  gehindert  werden  könnte. 
Mit  Rncksicht  dai^iuf  wäre  es  entschieden 
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zwe(to3ssiger,  den  Auswaiderwagsimter- 
uehmern  ganz  offen  und  klar  die  Stellung 
von  Agenten  der  Auswandeningsintei'essen- 
ten,  namentlich  der  betreffenden  Schiff- 
f^irtsgeseüschaften,  zu  gestatten,  eventuell 
Bogßr  diese  direkt  zum  Erwerb  der  Kon- 
zessioa  für  eine  Auswanderungsuntemeh- 
mung  zuzulassen,  ihnen  dagegen  jede  Ver- 
mittelung  in  anderen  Geachäften,  die 
mit  der  Auswanderung  nur  mittelbar  zu- 
sammenhängen, zu  untersagen,  namentlich 
den  Bezug  einer  Provision  von  seite  des 
Auswanderers  imbedingt  ausziischliesaen. 
Der  Auswanileningsunterneluner  darf  nur 
der  Vertrauensmann  des  Auswanderungsinte- 
ressenten, niflit  aber  —  noch  dazu  zugleich 
—  der  des  Auswanderers  seibat  sein,  dem 
er  vidmehr  nur  als  Kontrahent  oder  als 
Vertreter  des  eigentlichen  Kontrahenten, 
also  als  Gegenpartei,  gegenüberstehen  solL 
Schliesslich  wird  ein  Auswandenmgs- 
gcsetz  auch  den  Begriff  der  Auawanderung 
zu  prficbtieren  haben.  Das  Wort  ist  zu 
vieldeutig,  als  dass  man  die  genauei-e  Be- 
griffebestimmung ausschliesslich  der  Ge- 
setzesanwendung  überlassen  kiinnte.  Das 
beweist  sdi<Mi  (1er  Bericht  des  Ausschusses 
des  Abgeordnetenhauses  zu  dem  ohen  sah  2 
erwähnten  Gesetze.  Dort  wurde  als  Aus- 
wanderung ericlftrt  »ein  Verlassen  nicht  nur 
des  Woh^tzes,  sondern  auc^  des  Staates, 
welches  einen  derartigen  Charakter  hat, 
dass  die  Bückkehr  als  etwas  Unwahrschein- 
liches angesehen  werden  mtiss«.  Das  be- 
rdts  eriassene  Strafgesetz  und  der  Versuch 
einer  Terwaltungsrechtlichen  Regelung  des 
Auswandeningswesens  müssten  ihren  Zweck 
in  der  Hauptsache  verfehlen,  wenn  man 
den  B^epiff  der  Äuswandeniog  in  einem  so 
engen  Sinne  auffessen  würde.  In  einzelnen 
Kronländem,  so  in  Galizien,  in  Krain  imd 
iu  Südtirol  ist  es  eine  regelmassige  Er- 
scheinung, dass  Leute  nur  für  eine,  an- 
nähernd sogar  im  voraus  bestimmte,  relativ 
kurze  Zeit  nach  Ameiika  gehen,  um  dort 
Arheit  zu  suchen,  dass  sie  aber  ihre  Familie 
hier  zurücklassen  und  auch  ihres  Grundbe- 
sitzes sich  nicht  entäussern.  Häufig  ist  ge- 
radezu das  Bestreben,  die  Mittel  zur  Ent- 
lastung eines  verschuldeten  Gutes  zu  er- 
werbeUj  das  Motiv  solcher  Wanderungen.  Um 
auch  die  eben  besprochenen  fälle  zu  ti-effen, 
hei  welchen  die  legislativen  Gesichtspunkte 
ganz  die  gleichen  sind  wie  bei  der  Aus- 
wanderung im  engeren  Sinne,  wird  man 
also  die  strafrechtlidien  und  die  Terwaltungs- 
rechtlichen B^timmungen  eines  Auswande- 
rung^esetzes  grundsä^ch  immer  dann  für 
anwendbar  erldären  müssen,  wenn  es  sich 
lua  dne  Entfernung  in  das  Aualand,  um 
dort  Erwerb  zu  suchen,  handelt. 
Uttoratars  AaU*m  Aiphabetürke  Oetflztavi-minng 
M.  c.  »PrieaigetcliSfi^fakruvgewt    md  «Prival- 


ffe»chäfttvermitulungn,  Prag  1868.  ~~  Mawuehe 
Geaetzetautgabe,  Bd.  JX,  7.  Aufl.,  Wie»  188J.  — 
JEmtt  Mayrhofer,  Handbuch  für  den  ptAUi- 
tchen  VerwaltungadieTut,  5.  At^.,  Wien  1896 — 
1897.  —  Guatav  v.  Fächer,  J>ie  Arbeiter- 
iranderungen  zwit^hen  Oettrrreirh- Ungarn  und 
Nordamerika,  Wien  1897.  —  J*.  Prwiha,  Die. 
österreiehiMrhe  Politeiprari» ,  Wien  1877.  — 
Schntid  in  Mischling  und  Tlbricha  ötterrei^h. 
.StaaUwörtertntch,  Wten  1895—1897,  v.  Au»- 
irandemny  mit  veiterett  Lftttraturongaben.  — 
Stenogr.  ProU  de»  Abg.-Haaee»  XI.  iSanou  1896. 
Beitage  Xr.  1603.  FfAr.  V.  OaU. 


ni.  Auswanderangsgesetzgebung  in 

Frankreich,  England,  der  Schweiz, 
Belgien,  den  Niederlanden  und  Italien. 

Die  Gesetze  der  ansserdeutschen 
Staaten  haben  wesenUich  den  polizeilichen 
Schutz  der  Auswanderer  im  Auge.  Ihre 
darauf  bezüglichen  Bestimmungen  sind  im 
allgemeinen  mit  den  deutschen  übereinstim- 
mend. Dies  gilt  namentlich  von  dem  fran- 
zösischen Q.  V.  18.  Juli  1860  (M  sur 
römigration),  dem  belgischen  0.  v.  14. 
Dezember  1876  (loi  r6g£ant  le  Iransport  des 
^migrants)  nüt  Abänderungen  v.  29.  April 
1890,  dem  italienischen  v.  Dezemner 
1888  und  dem  schweizerischen  Bundes- 
gesetz betr.  den  Geschäftsbetrieb  von  Aus- 
wandorungsagenturen,  v.  10.  Juli  1888.  Alle 
diese  Gesetze  machen  den  Betrieb  von  Aus- 
wanderungsunteniehmungen  und  Auswande- 
rungsagenturen von  der  Erlangung  einer 
Konzession  abhängig,  gestatten  die  Zurück- 
nahme derselben  aus  bestimmten  im  Gesetz 
voi^esehenen  Gründen  und  verpflichten  die 
konz^sionierten  Personen  zur  Stellung  einer 
Kaution.  Sie  enthalten  nähere  Bestimmungen 
über  die  Verpflichtungen,  welche  der  Aus- 
wanderuugsuntemehmer  gegenüber  dem  zu 
Befördernden  übernehmen  muss,  sowie  über 
die  Beschaffenheit  der  Passagierschiffe  und 
ordnen  eine  Ueberwachung  der  letzteren  an. 
—  Jäne  etwas  abweichende  Regelung  hat 
das  niederländische  G.  v.  1.  Juni  1861, 
revidiert  am  15.  Juli  1869,  welches  keine 
Konzessionen,  sondern  nui-  die  Bestellung 
einer  Kaution  fordert. 

Nationale  Gesichtspunkte  ähnlich  denen, 
welche  in  Deutschland  massgebend  gewesen 
sind,  traten  noch  am  meisten  in  der  Schweiz 
hervor.  Dieselben  zeigen  sich  namentlich  in 
der  Bestimmung  des  schweizerischenGesetzes, 
dass  Konzessionen  für  die  geachäftsmässige 
Beförderung  von  Auswanderern  solchen  Pei*^ 
sonen  nicht  erteilt  werden  dürfen,  welche 
in  einem  Dienst-  oder  Abhängigkeitsverhält^ 
nis  zu  einer  Überseeischen  Dampfschiff-  oder 
Eisenbahnuntemehmung  stehen,  sowie  iu 
einem  Bundenatsbesehluss  vom  12.  Februar 
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1889,  nach  welchem  Veröffentlichungen  und 
Erteilung  von  Austunft  über  etwaige  vom 
Bundesrate  nicht  für  zulässig  erklärte  Koloni- 
satiousuntemehmungen  zum  Zwecke  der  Pro- 
paganda verboten  sind  und  nach  welchem 
Ausvanderungsvertrage  ohne  Bewilligung 
des  Bundesrates  mit  solchen  Personen  nicht 
abgeschlossen  werden  dürfen,  denen  die 
Ueberfahrtskosten  von  fremden  Gesellschaften, 
Regierungenjnstitnten  oder  Unternehmungen 
ganz  oder  teilweise  voi^schossen  oder  be- 
zahlt worden  sind.  g.  Meyer. 


AnswelBiug. 

1.  Allgemeines.  Die  A.  in  Deutscliland. 
2.  Die  A.  m  anderen  Staaten.  3.  WUrdigwi? 
und  leitende  Oeslchtsponkte  der  A. 

1.  AllgeiiieiBes.  Die  A.  to  Deutsch- 
iBUd.  Ausweisung  ist  ein  Gebietsverbot; 
sie  besteht  in  der  zwangsweisen  Entfernung 
aus  einem  bestimmten  Territorium  und  findet 
in  der  Regel  nur  Anwendung  gegen  Aus- 
länder. In  diesem  Sinne  ist  die  Auswei- 
sungsbefugnis ein  Teil  der  Staatssouverftni- 
tat  und  unbegrenzt,  sov«t  nicht  etwa  Ge- 
setze oder  VeiirSge  Schranken  aiiferl^en. 
Sie  ist  entweder  eine  politische  Bfass- 
regel  oder  eine  Rechtsfolge  als  Wir- 
kimg eines  richterUchen  Urteils. 

a)  Als  politische  Massregel  ist  sie 
vßlkerrechuidi  allgemein  anerkannt  Ebenso 
wie  jedem  Staat  das  Recht  zusteht,  SVemden 
den  Zutritt  zu  seinem  Gebiet  zu  versagen, 
so  hat  er  auch  die  Befugnis,  dieselben  aus 
seinen  Grenzen  zu  entfernen.  Der  Staat 
ist  niemals  dem  Ausgewiesenen  selbst,  son- 
tlern  höchstens  der  Regienmg  desselben  zu 
einer  Aufklärung  nach  den  Regeln  der 
comitas  gentiimi  verpflichtet.  Allgemein 
anerkannt  ist  die  Ausweisung  im  Falle  eines 
Krieges,  selbst  wenn  sie  in  Massen  erfolgt. 
In  Friedenszeiten  dagegen  beginnt  die  Dok- 
trin sich  gegen  die  Willkili-  der  Mai^regel 
aufzulehnen  und  zu  verlangen,  dass  sie  nur 
aus  einzelnen  bestimmten  Griinden  erfolge. 
Als  solche  werden  bezeichnet:  Mittellosig- 
keit, begangene  oder  vorbereitete  Verbrechen, 
Ungehorsam  gegen  die  Gesetze,  Option  für 
eine  fremde  Nationalität,  um  sich  den  hei- 
mischen Pflichten  zu  entziehen,  Ablehnung 
der  Nationalität  des  Aufenthaltstaates  bei 
dem  Mangel  einer  anderweiten  Staatsange- 
hörigkeit zu  dem  gleichen  Zweck.  Die  Staats- 
praxis lehnt  jedoch  diese  Beschränkungen  ab ; 
sie  verfügt  die  Ausweisung  aUgcmoin  aus 
Grihiden  des  öffentlichen  Wohles.  Hiernach 
kann  es  auch  nicht  darauf  ankommen,  ob  der 
Fremde  ungehindert  zugelassen  wurde  und 
in  dem  Aufcntlialtsstaat  einen  Wohnsitz  be- 
gründet hat  oder  Handel  und  Gewerbe  treibt 

b)  Als  Rechtsfolgeist  die  Ausweisung 
die  Wirkimg  eines  richterlichen  Urteils,  wel- 
ches daraiif  als  Haupt-  oder  Nehenstrafe  ei^ 


kennt  Als  Hauptstrafe  ist  sie  noch  dem 
französischen  Recht  eigentOmhch  (Cod.  p6n. 
Art  8),  Die  Verbannung  (bannissement) 
aus  Frankreich  kann  als  Strafe  auf  die 
Dauer  von  5  bis  10  Jahren  über  Inländer 
wie  Ausländer  wegen  zahlreicher  Verbrechen 
verhängt  werden  (Cod.  pen.  Art  32).  In 
Deutschland  ist  die  Ausweisung  keine 
Strafe  mehr,  auf  die  der  Richter  erkennen 
kann.  Wohl  aber  ist  die  Landespolizeibe- 
hörde in  einzelnen  Fällen  auf  Grund  richter- 
Ucher  Strafurteile  berechtig,  Ausländer  aus 
dem  Reichsgebiet  auszuweisen.  Nach  dem 
Strafgesetzbuch  steht  der  Landespolizeibe- 
hörde dies  Recht  zu  gegenüber  den  Personen, 
welche  auf  Grund  eines  richterlichen  Urteils 
unter  Polizeiaufsicht  gestellt  worden  sind 
(§  39)  oder  welche  wegen  gewerbsmäss^n 
GlüCKSspiels  verurteilt  worden  sind  (§  284), 
sowie  endlich  gegenüber  den  Peiwuen, 
welche  nach  §  3G1  Ziff.  3—8  zu  Haft  vei^ 
urteilt  und  durch  das  Urteil  nach  verbüsster 
Haft  der  Landespolizeibehürde  überwiesen 
worden  sind  (§  362). 

Der  Ausgewiesene  muss  von  dem  Staate, 
dem  er  angelötet,  wieder  Übernommen 
werden.  Zweifel  können  entstehen,  wenn 
der  Ausgewiesene  in  s^nem  Ursprungsstaate 
die  Angehörigfceit  nicht  mehr  besitzt  _  Hier 
haben  Verträge  die  Rflckflbwnahme  greei(^ert, 
so  zwischen  dem  Deutschen  Reich  and 
ItaUen,  Dänemark,  Oesterreich-Uugam, 
Schweiz,  Belgien,  Rußland  und  in  Gemäss- 
heit  des  Gothaer  Vertr^es  zwischen  Bayerd 
undElsass-Lothringen  einer- und  den  anderen 
Bundesstaaten  und  Luxemburg  andererseits. 
Vgl.  Cahn,  R.G.  Über  Erwerb  und  Verlust 
der  Staatsangehörigkeit  t.  1.  Mai  1870, 
S.  15  ff.,  197  ff. 

Innerhalb  des  Deutschen  Reichs  ist 
die  Ausweisung  von  Ausländem  der 
Staatsgewalt  der  einzelnen  BundesstaEiten 
verbheben  und  sie  gilt  auch  nur  für  das  be- 
treffende Staatsgebiet  mit  Ausn^ime  der 
auf  Gnind  des  Str.G.B.  erfolgenden.  Die 
letztgedachtou  Ausweisungen  wirken  für  das 
ganze  Reichsgebiet,  und  die  sie  verfügenden 
ijandesbehörden  handeln  als  Organe  des 
Reichs.  Diese  Ausweisungen  werden  im 
Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  bekannt 
gemacht  (Bundcsrat-Prot.  von  1873  §§  16&, 
209).  Für  diese  Fälle  sind  einzelne  Be- 
sciüüsse  des  Bundesrats  ergangen,  insbe- 
sondere wegen  der  Art  der  Ausführung  imd 
tler  Kosten.  (Bundesratsbeschlüsse  vom  28. 
Februar  1873,  .30.  Mai  1891  und  9,  Juli  1894.) 
Jeder  Bundesstaat  hat  die  Kosten  des  Trans- 
ports insoweit  zu  tragen,  als  sie  zur  Befi^ 
derung  dos  Verwiesenen  durch  sein  Gebiet 
aufzuwenden  sind. 

Die  Ausweisung  von  Inländern 
ist  teils  ver£assungsmäss%  verboten,  teils 
-folgt  die  Unzuläesigkeit  aus  der  Umuögl^- 
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keit  der  Ausführung,  da  kein  Staat  zur  Auf- 
nahme eines  Fremden  verpflichtet  ist  Im 
Deutschen  Beich  folgt  die  Unstatthaftigkeit 
der  AnsTräsung  von  BeichsangehÖrigen  aus 
§  1  des  FreizögigkeitsgeBetzes  vom  1.  No- 
vember 1867  (B.a.a  S.  55).  Ausnahmen 
finden  atatt: 

a)  infolge  des  Umstandes,  dass  in  Bayern 
und  Elsass-Lothringen  das  Oesetz  über  den 
ünteistützungewohnsitz  nicht  eingeführt  ist. 
diese  BegieruDgeu  also  verpflichtet  sind, 
hilfsbedümige  Angehörige  zu  übernehmen, 
"welche  die  übrigen  Bundesstaaten  an  sie 
ausweisen ; 

b)  nach  dem  Freizügigkeitsgesetz  S  3 
Abs.  2,  wonach  der  Aufenthalt  gewissen 
polizeilich  bescholtenen  Personen,  auch  wenn 
sie  Anginge  des  Bundesstaates  sind,  ver- 
sagt werden  kann: 

c)  nach  dem  Freizügigkeitsgesotz  §  3, 
ITntrastOtznngswohngitzgeBetz  vom  6.  Juni 
1370  $§  <i  lud  55,  wonach  ein  Hilfebedürf- 
tiger, der  in  einem  Bundesstaat  einen  Ünter- 
«tützungswohnsitz  erworben  hat,  bei  der 
RüdLkehr  in  seinen  Heimatsstaat  dem  vei^ 
pflichtatenAnneuverbaDd  des  Unterstützimgs- 
vohnailzes  zurQekQberwiesen  werden  kann. 

In  allen  diesen  fUlen  findet  jedoch  nur 
die  Answ^uDg  eines  Bnndesangefaörigra 
aus  Aeia  einen  Staat  in  einen  anderen  Bundes- 
staat nicht  aber  am  dem  Reidisgebiet  statt 
Hierher  gehfo^  uich  die  Bestimmungen 
des  Beichsgeeetzes  betr.  den  Orden  der  Qe- 
seUsdiaft  Jesu  v.  4.  Juli  1S72.  Hiemach 
(§  2)  kjJnnen  die  Angehören  des  Ordens 
da  Gesellschaft  Jesu  oder  der  ihm  ver- 
wandten Orden  oder  ordensahnlichen  Kon- 
gr^tionen,  wenn  sie  Aiisländer  sind,  aus 
dem  Reichsgebiet  ausgewiesen  worden.  Wenn 
sie  Inländer  sind,  kann  ihnen  der  Aufent- 
halt in  bestimmten  Bezirken  oder  Oi-ten  ver- 
sagt oder  angewiesen  werden  (vergl.  den 
Art.  Freizügigkeit). 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch,  dass  Inländer 
durch  Beichsbehördon  ausgewiesen  werden 
können : 

a)  ans  den  Schutzgebieten,  weil  in 
«leuiwlben  die  positiven  für  das  Reichsgebiet 
durch  das  Fi"eizügigkeitsgesetz  gezogeneu 
Schranken  nicht  bestehen; 

b)  in  den  Cousulargerichtsbezir- 
ken,  wo  die  Rechte  des  Territorialhen-n 
gegen  die  exterritorialen  Reichsangehörigen 
am  das  Reich  üliei^g^angen  sind,  soweit 
nicht  Herkommen  oder  Veiih^e  ein  anderes 
bestimmen. 

Die  Verhängnng  der  Ausweisung  er- 
folgt teils  durch  die  Central-,  teils  durch 
«iie  Ortspolizeiliehörde.  Die  Ausweisung  auä 
dem  Bundesgebiet  auf  Grund  der  angeführten 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  kann 
nur  durch  die  LandespolizeibehGrde  (in 
Prenssen  durch  den  RegierungsprSsulenten) 


verfügt  werden.  Dage^n  sind  zur  Aus> 
Weisung  aus  dem  Gebiete  der  einzelnen 
Bundesstaaten  auch  die  Ortspolizeibehürden 
zuständig.  Werden  Reichsangehörige  aus 
Prenssen  ausgewiesen,  so  können  sie  gegen 
die  Verfügung  Klage  vor  den  Yerwaltungs- 
gerichten  erheben.  Personen,  die  niclit 
Reichsangehürige  sind,  steht  dagegen  die 
Klage  nicht  zu.  Sie  können  nur  mit  einer 
Beschwerde  an  die  obere  Instanz  sich  wen- 
den (G.  über  die  allgemeine  I^desverwal- 
tung  V.  .SO.  Juü  1883,  §  IBO  Abs.  3). 

Die  unbefugte  Rückkehr  nach  der 
Ausweisung  zieht  die  Strafe  der  Uebertre- 
tungen  nach  sich  (R.Str.(^.B.  §  361). 

Die  Ausführung  der  Ausweisung  er- 
folgt entweder  mittelst  Transportes  oder 
durch  Erteilung  eines  Zwangspasses  (vgl. 
Bundesgesetz  vom  12.  Oktober  1867  §  10 
—  B.G.BL  S.  33  — )  oder  durch  Bekannt- 
machung der  Ausweisungsverfügung.  Wenn 
nichts  Besonderes  bestimmt  ist,  hat  die  Ans- 
weisungsbehörde  die  Befugnis,  seilet  die 
Landesgrenze  zu  bestimmen,  über  welche 
der  Ausgewiesene  gebracht  werden  soll. 
Es  -wird  dies  in  der  Regel  die  Grenze  des 
Heimatstaates  des  Ausgewiesenen  sein.  Ohne 
das  Vorhandensein  braondem  (Gründe  wird 
dem  Ausgewiesenen  die  Wahl  da:  Grenze 
überlassen. 

Eine  bescmdere  Art  der  Anaweisung  ist 
die  Auslieferung. 

Kayaer  (durrkgr-nehm  ron  Ijoen^Mg). 

S.  Die  A.  in  udeMB  SteateiL  Wie 

in  Deutschland  steht  auch  in  allen  an- 
deren Staaten  der  Staatsbehörde  das 
Recht  zu,  Ausländer  aus  dem  Staatsgebiet 
auszuwoseen.  Der  einzige  Staat,  in  welchem 
die  Staatsregierung  diese  Befugnis  nicht 
besitzt,  und  aus  welchem  demnach  Aus- 
länder nicht  ausgewiesen  werden  können, 
ist  Gross britannien.  Nur  ausnahms- 
weise und  für  eine  kurae  Zeitdauer  ist  die 
Regienmg  durcli  besondere  Gesetze  ermäch- 
tigt worden,  Fremde  auszuweisen.  Insbeson- 
dere geschah  »lies  diuxih  den  Prevention  of 
Ci-ime  Act  v.  12.  Juli  1SH2  (40  and  46  Vict 
c.  25),  um  es  der  Regiernng  z«  ermöglichen, 
die  amerikanischen  Agitatoren,  die  Irland  zum 
offenen  Büi-gerkricE  aufstachelten,  des  Ijandcs 
zu  verweisen.  Doch  bezog  sich  das  Gesetz 
nicht  auf  Aualänder,  die  vor  Erlass  des  Ge- 
setzes sich  drei  Jahre  im  Königreich  aufge- 
halten liaben.  Das  Gesetz  wm-de  nur  auf  drei 
Jahre  erlassen  imd  dann  nicht  mehr  erneuert. 

Im  Laufe  dieses  Jahrhimderts  ist  in 
^-ielen  Staaten  das  Recht  der  Ausweisung 
in  (iesetzen  auednicklich  anerkannt,  alier 
auch  seine  Ausübung  normiert  worden.  Aus 
Belgien,  dessen  Gesetzgebung  (G.  v.  22. 
Septembei- 183.5)  für  andere  Staaten  vorbild- 
lich geworden,  ist,  .können  Fiemdc,  die  in 
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einer  Gemeinde  eine  Niederlassung  begründet 
und  als  Kiedei^assene  (r^dents)  in  das 
(Jemeinderegiater  eingetragen  worden  sind, 
nur  durch  königliches  Deikret,  das  vorher 
im  Miuisterrat  beraten  worden  ist,  ausge- 
wiesen werden,  sofern  sie  die  öffentliche 
Buhe  ge&hrden  oder  strafrechtlich  verfolgt 
werden  oder  im  Auslande  wegen  Verbrechen 
oder  Veri^ea  verurteilt  worden  sind.  Doch 
ItOonea  mcht  ausgewiesen  werden :  a)  Fremde, 
denen  ausdrOckuch  gestattet  worden  ist, 
ihren  Wohnätz  (domiole)  in  Belgien  zu  be- 
gründen (eine  solche  £nnfiditigung  wird 
ab^  nur  selten  erteilt) ;  b)  Fremde,  die  mit 
einer  Belgierin  verheiratet  sind  und  entweder 
seit  mehr  als  5  Jahren  ihren  dauernden 
Wohnsitz  in  Belgien  haben  oder  aus  ihrer 
Ehe  in  Belgien  geborene  Kinder  besitzen; 
c)  Fremde,  die  in  Belgien  geboren  sind,  bis 
zm-  Vollendung  des  ihrer  Volljährigkeit  fei- 
enden Jahres  (G.  v.  12.  Februar  1897). 
Dagegen  können  Fremde,  die  keine  Nieder- 
lassung in  Belgien  haben,  jeder  Zeit  durch 
die  Polizeibehörde  ausgewiesen  (Dekret  v. 
23.  Messidor  des  Jahres  III),  und  wenn  sie 
bettelnd  oder  als  Landstreicher  betroffen 
werden,  unmittelbar  über  die  Grenze  geführt 
werden  (G.  v.  17.  November  1891,  Art.  19). 
Zwar  ward  auch  in  Belgien  bis  in  die 
neueste  Zeit  das  Ausweisiuigsgesetz  immer 
nur  auf  wenige  Jahre  erlassen.  Doch  ward 
es  nach  deren  Ablauf  re^lmässig  wieder 
erneuert.  Das  gegenwärtig  geltende  G.  v. 
12.  Februar  1897,  das  mit  unwesentlichen 
Veränderungen  den  seit  1880  erlassenen 
Gesetzen  entspricht,  enthält  dagegen  eine 
solche  zeitliche  Begrenzung  nicht  mehr. 

"Wie  in  Belgien,  so  können  auch  in  den 
Niederlanden  (G.  v.  13.  August  1847), 
Luxemburg  (G.  v.  18.  März  1880),  Däne- 
mark (G.  V.  15.  Mai  1875)  und  Bumänieu 
(6.  V.  18.  April  1881)  F^de,  welche  sich 
uauemd  niedergeJasaen  haben,  nicht  dur^ 
die  PolizeibehOraen,  sondern  nur  durch  einen 
Akt  der  Staatsregienmg  ausgewiesen  werden, 
wenn  sie  die  öffwtüche  Si^erheitgefitfarden. 
Doch  weichen  diese  Gesetze  in  ihren  einzelnen 
Bestimmungen  von  dnander  ab.  Nur  in 
den  NiederJuiden  ist  ein  königliches  Dekret 
erforderlich,  in  Lnxembui^  und  Bumflnien 
ein  Beaohluss  des  Staatsministeiiums,  in 
Dänemark  eine  Verfügung  des  Justizministers. 
Aus  den  Niederlanden  können  Fremde  nicht 
ausgewiesen  werden,  welche  mit  königlicher 
Ermächtigung  in  einer  Gemeinde  ihren 
Wohnsitz  genommen  oder  sechs  Jahre  un- 
unterbrochen in  einer  Gemeinde  ^wohnt 
und  ihre  Absicht,  sich  dauernd  darin  mederzu- 
lassen, angemeldet  haben  oder  welcheaus  einer 
Ehe  mit  einer  Niederländerin  £inder  haben, 
die  im  Königreich  gelwren  sind.  Auch  kann 
die  Ausweisung  nur  erfolgen  w^en  Gefähr- 
dung der  öffentlichen  Ruhe.    la^  dieser 


Grund  nicht  vor,  so  können  selbst  Personen, 
die  wegen  euies  Verbrechens  strafrechüidi 
verfolgt  werden  oder  verurteilt  worden  sind, 
nicht  aufwiesen  werden.  Sie  können  nur 
an  solche  Staaten,  mit  denen  Verträge  ge- 
schlossen sind,  ausgeliefert  wenlsn.  In 
Dänemark  imterliegen  der  Ausweisung  nicht 
mehr  Fremde,  die  zwä  Jahre  ununterraodien 
in  einer  Gemeinde  ihren  Wohnsitz  hiÄen, 
sofern  sie  nicht  wegen  eines  schwere  Ver* 
brechens  verurteilt  worden  sind.  Aber  aadi 
wenn  dies  der  Fall  ist,  können  sie  nach 
einem  fünfjährigen  AufenUialt  nicht  mehr 
ausgewiesen  worden. 

In  Frankreich  kann  der  Minister  des 
Innern  nach  dem  G.  v.  3.  Dezember  1849 
jeden  Fremden  ausweisen.  Werden  Fremde, 
die  die  ausdrückliche  Ermächtigiuig  zum 
Wohnsitz  erhalten  haben,  ausgewiesen,  so 
erlischt  der  Ausweisungsbefehl  nach  Ablauf 
von  zwei  Monaten,  wenn  nicht  inzwischen 
die  Ermächtigung  von  der  StaatsregieruDg 
zurückgenommen  worden  ist.  In  den  Grenz- 
departements steht  den  Piäfekten  das  Recht 
zu,  Fremde,  die  nicht  ihren  Wohnsitz  in 
Frankreich  begründet  haben,  auszuweiseu. 
Nach  dem  G.  v.  8.  August  1893  können 
Fremde  ausgewiesen  werden,  welche  bei 
der  zum  Betrieb  eines  Berufes,  eines  Ge- 
werbes oder  Handelsgeschäfts  erforderliofaea 
Anmeldimg  falsche  Angaben  machen. 

Aus  Italien  können  Fremde,  welche 
wegen  eines  Delikts  zn  einer  Freiheitsstaife 
verurteilt  sind,  nach  Verbüssung  der  Strafe 
von  dem  Präfekten  ausgewiesen  werden. 
Andere  Fremde,  mit  Ausnahme  der  »Italiani 
non  regnicolie,  kann  der  Minister  des  Innern 
aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  (per 
motivi  d'ordine  pubblico)  answeiseo.  (G.  über 
die  öffentliche  Sicherheit  v.  23.  Dezembw 
1888,  Art  90,  91.) 

In  der  Schweiz  kann  jeder  Kanton 
Ausländer  und  kantonsfremde  Schweizer,  die 
sidi  in  dem  Kanton  nicht  niedergelasBen 
haben,  jederzeit  aus  dem  Kanton  ausweisen. 
Schweizer,  die  sich  in  einem  Kanton  nieder- 
gelassen haben,  können  aas  dem  Kanton 
ausgewieerai  werden,  wenn  ihnen  die  bflrger* 
liehen  ^uvnredhte  abra-kwnt  oder  sie  wegen 
schwerer  Verbrechen  wiederholt  bee traft 
sind  oder  wenn  sie  dauernd  der  öffentlidiea 
Armenpflege  zur  Last  fallen,  sofern  die 
Heimatgemeinde  eine  angemessene  Untere 
Stützung  nicht  gewährt  (Bundesver&ssung 
Art.  45).  Der  Bundesrat  kann  jeden  Frem*' 
den  aus  dem  Gebiet  der  Eidgenossenschaft 
ausweisen  (Art.  70). 

Aus  Norwegen  kann  jeder  Fremde 
ausgewiesen  werden.  Indes  erwerben  Aus- 
länder schon  dadurch,  dass  sie  in  einer  Ge- 
meinde ihren  Wohnsitz  begründen,  die  Staats- 
angehörigkeit, Doch  können  sie  auch  dann 
no^  ausgewiesen  werden,  wenn  sie  nicht 
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fünf  Jahze  im  Beiche  sich  aii%dialten  haben 
lind  nadi  Ableistung  des  Veruasnngseides  in 
die  liste  der  stimmberechtigtea  Wähler  anf- 
g^Mnnmen  worden  sind. 

In  Oesterreich (V.T.3.Mail8ö3,§20), 
ijchweden,  Griechenland,  Portugal 
und  denVereinigt.  Staatenvon  Nord- 
amerikabestehen gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Ausweisung  nicht.  Aber  auch  in  ihnen 
ist  es  anerkannt,  dass  die  Staatsregiemng  das 
Recht  hat,  jeden  Fremden  des  Landes  zu  ver- 
weisen. 

3.  Würdigung  nnd  leitende  Gesichts- 
paaktederA.  Sehen  wir  von  Grossbritannien 
ab,  dessen  insulare  Lage  ihm  gestattet,  allen 
Ausländem  ein  unbeschränktes  Asylrecht  zu 
gewähren,  so  steht  in  allen  Staaten  der  Staats- 
Federung  das  Recht  zu,  Ausländem  den  Ein- 
tritt in  das  Staatsgebiet  zu  untersagen  und 
Ausländer,  die  sich  auf  dem  Staatsgebiet  auf- 
hsdten,  auszuweisen.  Selbst  in  den  Staaten,  in 
denen  das  Ausweisungsre<At  gesetzlich  nor- 
miert ist,  überlfisst  es  doch  das  tiesetz  im  we- 
senüichen  dem  Ermessen  der  Staatsr^erung, 
die  ¥Slle  zu  bestimmen,  in  denen  sie  von  diesem 
Recht  Gebrauch  machen  wilL  Denn  wenn  auch 
die  Gesetze  erklären,  dass  die  Ausweisimg 
nur  angeordnet  werden  dürfe,  wenn  sie  im  In- 
teresse der  öffentlichen  Ordnimg  und  Sicher- 
heit notwendig  erscheine  oder  wenn  Qründe 
der  SfCentlichen  Ordnung  sie  erforderlich 
machen,  so  sind  doch  diese  Yorechriften  so 
imbestimmt  nnd  dehnbar,  dass  dem  Er- 
messen der  StaatsTC^erung  dadurch  keine 
Schranken  gezogen  sind.  Die  Staatsregierung 
allein  hat  darüber  zu  erkennen,  ob  deiar- 
tige  Grflnde  vorii^n,  und  von  ihrer  Auf- 
fassuDg  hfinfft  es  ab,  ob  sie  die  Ausweisung 
veifOgen  wiD  od^  nidit.  Es  ist  unleugbar, 
dass  dadurdi  die  M^lichkeit  gegeben  ist, 
in  wülkOriicher  mid  harter  Weise  gegen 
Fremde  zu  Ter&hren  oder  jeden  Fremden 
aaszuweisen,  dessen  Aufenthalt  im  Lande 
ans  ii^nd  einem  Grunde  der  Behörde  nicht 
genehm  ist.  Es  ist  selbst  nicht  ausgeschlossen, 
dass  das  Ausweisungsrecht  dazu  benützt 
wird ,  privaten  Zwedcen    zu  dienen ,  die 
persCtohche  Bachsucht  zu  befriedigen  oder 
die  einheimischen  Gewerbetreibenden  und 
KauQeute  von  erfolgreichen  Konkurrenten 
zu  befreien.  Die  Geschichte  weist  zahlreiche 
Fälle  eines  solchen  MLssbrauches  des  Aus- 
weisun^rechtes  auf.   In  dem  letzten  Jahr- 
zehnt ist  deshalb  vielfach  die  Fordemng 
an^^iesteHt  worden,  das  Ausweisungsrecht 
durch  Gesetz  fester  zu  um^nzen,  um  seine 
gerechte  Handhabung  zu  sichern.   Die  Au- 
äditen,  wie  dieses  Ziel  zu  erreichen  sei, 
gehen  freilich  auseinander.    Teils  wird  ge- 
fordert, dass  die  Ausweisung  nur  durch 
gerichtliches  Urteil  angeordnet  werden  könne 
(Aer  dass  wenigstens  gegen  einen  Auswei- 
Mu^sb^ehl  eine  £Iage  vor  den  Gerichten 


gegeben  werde,  teils  sind  die  Bestrebmigen 
duauf  gerichtet,  durch  genaue  Bestimmungen 
des  Gesetzes  die  Voraussetzungen,  unter 
denen  eine  Ausweisung  erfolgen  könne,  der- 
art zu  normieren,  dass  die  Willkür  der  Be- 
hörden ausgeschlossen  werde.  Insbesondere 
hat  das  Institut  de  droit  international  uacli 
langen  und  eingehenden  Terhandlungen  im 
Jahre  1892  den  Versuch  gemacht,  in  einem 
Gesetzentwiu^  dieGmndsätze  über  Zulassung 
und  Ausweisimg  der  Fremden  zusammenzu- 
fassen. Indes  dürften  alle  diese  Bestrebungen 
in  absehbarer  Zeit  ihr  Ziel  nicht  erreichen. 
Gerade  in  der  (regenwart ,  in  der  der 
internationale  Anarchismus  den  Mord  predigt 
imd  seine  Lehren  in  Thateu  umzusetzen 
sucht,  in  der  die  internationale  Sozialdemo- 
kratie einen  gemeinsamen  Kampf  gegen  die 
bestehende  Staats-  und  Rechtsordnung  aller 
Staaten  zu  o]^;;anisieren  sich  bestrebt,  können 
die  Staatsregiemngen  das  Ausweisungsrecht 
nicht  aufgeben  und  nicht  beschränken.  Aber 
auch  abgesehen  hiervon  werden  sie  nicht 
geneigt  sein,  eine  Waffe  aus  der  Hand  zni 
geben,  mit  der  sie  sich  ohne  Weiterangen 
dCTjenigen  Fremden  entledigen  können,  die 
im  Inhmde  eine  den  staatlichen  und  natio- 
nalen Interessen  schädüche  Th&tigkeit  ent- 
falten. Ein  Schutz  gegen  wülküriidhe  und 
missbräuchliche  Ausübung  des  Ausweisungs- 
rechts ist  nur  dadurch  gegeben,  dass  der 
Staat,  der  sidi  deren  schuldig  macht,  Ver- 
geltun^massregeln  der  anderen  Staaten  gegen 
seine  im  Auslande  lebenden  ünterthaneu  her- 
ausfordert. Der  Schade  den  er  sich  und 
seinen  Angehörigen  dadundi  verursacht^ 
wird  den  säieinbaren  Nutzen,  den  er  durch 
willkürliche  Ausweisungen  zu  errrächenhofftt 
weit  überwiegen,  und  erwfixde  dadurch  sehr 
bald  genötigt  werden,  in  seinem  eigenen  Inte- 
resse den  mibescholtenen  AuslSadon^  die  sich 
in  seinem  Gebiet  aufhalte  tmd  keine  den 
Staate  schädliche  Thäti^eit  ansüben,  den 
riedJichen  Aufenthalt  zu  gestatten. 

Lltterator;  Stoerekin  v.  Holtzendorffa  Hand- 
huck  da  VSlkerreehU,  Bd.  II,  S.  68iß.  —  ro» 
Bar,  Theorie  und  Praxi»  de»  intematUinalem 
Privatrecht«,  Bd.  I,  t9iff.  —  JDerselbe, 
Lehrbuch  des  intenMtionalm  iVwat-  vnd  iäref- 
rechu,  S.  51  ff.  —  V.  MortUx,  InternaHorude 
ReehUhaje  in  StraS»aehen,  Bd.  I,  S.  ISff.,  Bd. 
II,  S.  6g7ff.  —  de  Berc,  De  l'ejrpwüioH 
de»  Strangers  (1888).  —  jMnghard,  Da»  Recht 
der  politischen  Fremdenausweieung  mit  he»on* 
derer  Berücknchiigung  der  Schweiz  (1891).  — 
Chanfire,  Du  »Sjour  et  de  l'expuition  des  etra»- 
ger»  (1891).  —  Annvaire  de  l'Institut  de  droit 
inlemational  XI,  p.  älSff.,  XII,  p.  184ff. 

E.  Laming. 


AuHzni^  s.  Altenteil,  Altenteils- 
verträge oben  Bd.  I  S.  276ff. 


Autorrecht  s.  Urheberrecht. 
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Baben^  Fran^ois  No€l. 

Ronssean  hatte  die  Gerechtigkeit  filr  das 
einzig  wahre  Fnndamentalprincip  der  Gesell- 
sehaftaTerfasBuiig  erklftrt  nnd  die  nnbedingte 
rechtliche  Gleichheit  aller  Im  Staatsieben  Ter- 
kflndet  Auf  politischem  Gebiete  scharf 
Qud  unerbittlich  die  Folgerungen  ans  diesen 
Grundsätzen  ziehend,  hatte  er  sich  auf  dem 
sozialen  raerkwUrdig  schwankend  gezeigt. 
Bald  wendet  er  sich  mit  Entrüstung  gegen  den 
Unterschied  von  Reich  und  Arm  und  spricht 
empört  von  den  „abscheulichen"  Worten  „Mein" 
und  „Dein",  bald  wieder  entscheidet  er  sich  in 
aller  Form  fUr  das  Privateigentum.  Somit 
finden  neh  zwar  sozialistische  Elemente  Ib 
seinem  System  vor,  aber  sie  sind  nkht  konse- 
quent fortratwickelt,  und  vor  allem  sind  sie 
Ton  der  Masse  der  Anhänger  des  grossen  Phi- 
losophen unbeachtet  gelassen  worden. 

Die  französische  Revolution  brachte  Roue- 
seaus  Ideeen  zur  Herrschaft;  in  der  Verfassung 
Ton  1793  kam  der  Oedanke  der  politischen 
Oleichberechtigung  bis  in  seine  äussersten  Eon- 
Sequenzen  zur  Verwirklichung,  nicht  aber  der 
der  sozialen  Gleichheit. 

Derjenige  nun,  der  zuerst  während  der 
Revolution  die  vollkommene  Gleichheit  auch 
des  Besitzes  als  die  einzig  richtige  nnd  letzte 
Konsequenz  der  Egalität  verkündete,  war  Ba- 
beuf. Und  von  der  Wahrheit  seiner  Principien 
fanatisch  überzeugt,  ganz  erfüllt  von  aktiver 
revolutionärer  Leidenschaft,  in  seinem  Innersten 
zerwühlt  von  Ehrgeiz  und  Ruhmsucht,  dazu 
von  Natur  ausgestattet  mit  einer  siegenden 
Beredsamkeit,  —  unternahm  er  auch  den  Ver- 
anch  zur  Verwirklichung  seiner  Pläne : 
zum  ei'sten  Male  in  der  Weltgeschichte,  dass , 
ein  Anlauf  gemacht  wurde,  um  den  radikalen : 
Kommunismus  in  die  Praxis  zu  Übertrafen. 

Francis  Koel  Babeuf  oder,  wie  er  sich  seit 
der  Revolutionszeit  —  gemäss  der  mi|i  antik- 
römischen Ueberlieferungen  kokettierenden  Ro- 
mantik jener  T^e  —  nannte,  Gracchus 
Babeuf  wurde  1760  in  St.  Quentin  geboren. 
Mit  16  Jahren  als  Schreiber  bei  einem  Feld- 
messer beschäftigt,  wird  er  nachher  Grundbuch- 
kommissar in  Roye  (Picardie).  In  dieser  Stel- 
lung lernt  er  die  schlimme  Lage  des  Volkes 
kennen  und  beschäftigt  sich  bereits  1787,  wohl 
angeregt  durch  die  Lektür«  der  Schriften  Mes- 


liers,  Horelljs  nnd  Mablys,  mit  dem  Problem 
der  Abschaffung  des  Eigentums. 

Nach  der  Erstürmung  der  Bastille,  an  der 
er  teilgenommen,  sohreibt  er  mancherld  im 
Sinne  der  Rousseauschen  Frincipien  und  be- 
kleidet nacheinander  verschiedene  Aemter  in 
der  Verwaltung  der  Provinz  und  der  Haupt- 
stadt. Seit  1704  widmet  er  sich  ausschliesslicb 
der  Agitation  und  begründet  das  „Journal  de 
la  libert^  de  la  presse",  später  in  „Tribun  du 
peuple"  umgetauft.  Wegen  seiner  Angrüfe  anf 
die  Tbermidoristen  und  der  Verherrlichung 
ihres  Opfers  Robespierre  verhaftet  (Februar 
1796),  wird  er  im  Geföngnisse  zusammen  mit 
anderen  radikalen  Repnblikanem  wohlverwahrt 

ffehdtoi.  Hier  finden  die  Gleichgesiiuitmi  end- 
ioh  die  erforderliche  Ruhe  und  Müsse,  um  über 
das  Princip  der  Egalität  nachzudenken,  wozu 
sich  in  dem  Gewühl  und  der  Aufregung  des 
politischen  Lebens  keine  Grelegeuheit  geboten 
hatte.  Sie  tauschen  ihre  Meinungen  aus ;  sie 
untersuchen,  ob  die  Gleichheit,  so  wie  sie  bis- 
her verstanden  worden,  ein  Grundsatz  sei,  er* 
haben  und  wahr  genng,  um  Glück  und  Leben 
dafür  zu  wagen;  sie  meinen,  dass  das  kahle 
politische  Axiom  allein  kein  Ideal  darstellen 
könne,  und  sie  ziehen  aus  Roosseaus  Lehre  die 
Konsequenz,  dass  auch  der  Untersdiied  des 
Besitzes  ausgei^licheu  werden  müsse,  wenn 
anders  die  Egalität  keine  Chimäre  bleiben  solle. 
So  hat  es  die  Ironie  des  Schicksals  gewollt, 
dass  das  Gefängnis  die  Geburtsfltätte  des  ersten, 
unmittelbar  auf  praktische  Realisierung  ge- 
richteten kommunistischen  Systems  geworden  ist. 

Oktober  1795  freigelassen,  agitiert  Babeuf 
für  sein,  Übrigens  recht  rohes  kommunistisches 
Syatein  (s.  die  Darstellung  desselben  im  Art. 
Kommunismus),  predigt  es  unermüdlich  im 
n  Tribun  du  peuple"  nnd  in  öffentlichen  Ver- 
sammlungen und  gründet  schliesslich  mit  seineu 
Freunden,  den  „Gleichen",  wie  sie  sich  nannten, 
eine  geheime  Gesellschaft,  zunächst  zum  Sturze 
der  (Direktorial-)  Regierung  und  dann  zur  Ver- 
wirkÜchnng  der  neuen  sozialen  Frincipien.  Da- 
neben wird  eine  Menge  kleiner  Clubs  gestiftet, 
so  dass  die  Anhängerschaft  Babeufs  damals 
17  000  Manu  betragen  haben  soll.  Man  ist  eben 
zum  Losschlagen  bereit,  als  die  Verschwörung 
verraten  und  Babeuf  nebst  seinen  Helfershelfern 
verhaftet  wird  (Mai  17%).  Vor  Gericht  ge- 
stellt, werden  die  hervorragendsten  Verschwörer 
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Ternrteflt,  Babeuf  selber  mm  Tode,  nadidem  er 
eine  Apotbeose  aeiner  kommimistiBchen  Lehre 
gefeiert  und  der  Re^ernn^  Hass  bis  zum  letzten 
Atemzuge  zi^fschworen  batte.  Das  Urteil  ist 
dann  am  27.  Mai  1797  Tollstreckt  worden. 

Sabenffl  Lehre  ist  1828  von  seinem  Ge- 
Dosseu  Boonarotti,  einem  Nachkommen  Michel- 
angelo^ dargestellt  worden.  Umgeben  Ton  dem 
Glänze,  den  das  Martyrinm  ihres  UrheberB  nm 
sie  crewoben,  ist  sie  später  das  ETangeUnm  des 
radäalen  Pariser  Proletariats  geworden.  Frei- 
tirb  gerieten  die  Schlagworte  des  babonvisti- 
scben  EommamsmiiB  gerade  damals  anch  in 
büse  Binde:  sie  mnasten  daxn  herhalten,  am 
die  Berechtigung  nicht  bloiw  der  Bevolution, 
«aiindem  auch  der  Attentate  zu  erweisen,  wo- 
durch man  die  Doktrin  der  sozialen  Umwälzung 
direkt  mit  dem  Verbrechen  gattete. 

Babeuf  selber  hatte  dieser  Oedanke  fem 
gek^iL  Wenn  anch  ein  Hann  im  ernstesten 
Siane  des  Wortes,  wie  er  in  seinem  Leben  and 
Sterben  bewiesen  hat  ist  er  trotzdem,  dem 
Ztige  seiner  Zeit  gemäss,  sentimentalen  Be- 
£mngen  nicht  unzugänglich  gewesen.  Er  hat 
Charakter  und  energisch  ausgeprägtes  Gerech- 
tigkeitsgefühl gehabt,  wenngleicn  er  unzweifel- 
haft am-h  Ton  bochflie^enden,  ebigeizigen 
Plänen  erfüllt  gewesen  ist,  ja  sogar  —  echt 
franxüsisch  zu  theatralischem  Auftretim  und 
moralischer  Affektion  neiffend  —  die  Maske 
antiker  Heldengrösse  offenbar  bis  in  den  Tod 
hinein  vorgebunden  hat.  Mit  grosser  Willens- 
kraft ausgerastet,  dazu  ein  Meister  des  Wortes, 
ifi  er  wie  prädestiniert  gewesen  zum  Agitator 
grossen  Stils.  Aber  eine  ungezügelte  Phantasie 
nnd  ein  Mangel  hinreichender  togischer  Fähig- 
knt  —  Eigenschaften,  denen  die  Schuld  an 
seiner  Terirrnng  znm  brutalsten  Kommnnismus 
beizumessen  ist  —  mnssten  im  Verein  mit  seiner 
wilden  LeidauchafUichkeit  ihm  auf  die  eine 
"der  andere  Weise  ein  trauriges  Ende  bereiten 
helfen. 

LiUentnr:  Advlelle,  Ilüloirr  de  G.  Babeuf  el 
rf«  baboueüme,  2  vol.,  Am  IS84.  —  Buona- 
rottt,  Hüitnire  rfe  1a  eoajuration  poitr  l'egaliU, 
tiite  de  Babeuf,  ä  kqI.  ( HaupUrerk),  Brüx.  182«. 

—  IPemeXhe,  Babeuf  etc.,  arec  pref.  et  not.  par 
Ratte,  ParU  1869.  —  DeHlle,  Babevf  und 
die  Vertchviining  d^r  (Ueicheit,  deuttch  ron 
Bernntein,  Zürieh  1887.  —  DW^nng,  (Je- 
i^hiehte  der  2fntionalSkoiumh,  S.  Auß.,  Leipzig 
J879.  —  C^Kn-,  Die  BabouvinUn  (aus  dem 
Fmnt,)  IN  der  »Znkunfiti,  Jahrg.  I,  Berlin  1878. 

—  </ti<ll«tflN«,  Babeuf  und  die  VeraehttHmnii 
dtr  tileieheUf  deuUeh  ton  XBtberger  tu  iler 
■  y^aen  (lejieUtehaftu,  Jahrg.  I,  Zürich  1878.  — 
Janet,  Leu  oriffine«  du  BoeialUme  rontemjwmin, 
Puri»  188S.  —  lAcUienberger,  Le  eociali«mr 
*t  la  rrriilutioii  fran^iee,  Pari»  1899.  —  R*ry- 
baud,  Ktude»  eur  le»  reforma teure  contempo- 
rt\in*,  Brtix.  IS^-i.  —  Sttin,  fjozialiemve  und 
Jürnmunt^mMs  des  heuiigen  ^ymitreieh*,  2.  Avß., 
Bd.  I,  Leipxüj  I848.  —  Ault'e,.  »Hintoire  du 
funmaniärneu,  5.  ett.,  PariM  13öS. 

tleopg  Adier. 


Bftokereigewerbe. 

1.  Geschichtliches.  2.  Die  neueren  Verhält- 
nisse der  Bäckereien  in  Deutschland.  3.  Sta- 
tistik. 4.  Die  Verhältnisse  der  Bäckereien  in 
ansserdentschea  Ländern. 

L  GeschiehtUch««.  Die  BAckerei  hat 
steh  erst  imlAufe  der  Z^tea  ZQ  einem  bestimmt 
bop^nzten  Handwerk  baausgebüdet  Das  (Ge- 
treide, welches  man  zuerst  rarHezstellung  von 
Brot  bezw.  tnrotartigen  Kuchen  allgemein  be- 
nutzte, war,  wie  aus  dem  alten  Testament 
nnd  den  FroEanschiiftsteUem  des  klas^äsdien 
Altratums  zu  ersehen  ist,  die  Gaste. 
Ursprflnglic^  wurde  das  Brot  wohl  in  jeder 
Haushaltimg  fOr  den  Bedarf  der  Funilie 
durch  Sklaven  oder  Weiber  bereitet,  und 
der  Gebrauch  von  Handmühlen  zum  Zer- 
mahlen  des  Getreides  war  überall  üblich. 
Jedoch  ist  zu  vermuten,  dass  bereits  bei 
den  Griechen  die  Bäckerei  anfing,  einen 
Erwerbszweig  zu  bilden,  und  bei  den 
Römern  wird  sie  gegen  174  v.  Ohr.  lüs 
G^^nstand  eines  selbstfiudi^D  Berufes  ge- 
nannt. (Flinii  bist,  naturalis,  ed.  Frobenii 
fol.  BaaÜ.  1525,  Üb.  XVUI,  Cap.  11.)  Auch 
in  Deutschland  wurde,  wie  aus  den  Scfanft- 
denkmälem  des  9.  Jahriiunderts  ersichtlidi 
ist,  das  Geschäft  des  Backens  anfangs  von 
Leibeigenen  und  iVaueu  betrieben.  Au 
Stellen,  wo  grössere  MenschenmeDgen  sich 
zusammen  ^den,  so  in  Klöstern  und 
WallMutsorten ,  endlich  in  den  neu  ge- 
gründeten Stftdten  wurde  die  Bfickerei  zum 
Tiandwerk.  Es  ist  natuiKemäss,  dass  von 
den  Tjoibeigenen,  welche  früher  das  Brot  zu 
backen  hatten,  lüejeDigen,  welche  sich  durclx 
grössere  Geschickliclueit,  Fleiss  und  Brfin- 
dun^sgeist  hervorthaten ,  als  Lehrer  fOr  die 
wenigerGeschickten  oder  für  die  Jüngeren  ver- 
wendet wurden.  Die  Hofmever  und  Haus- 
meister bestellten  sie  zu  Magistii  unter  den 
Knechten,  und  so  bildete  sich  zuerst  der 
Bef;riff  »Meister«  aus.  Als  mm  in  den 
Stfidteu  das  Handwerk  sclbslAudig  wurde, 
entstand  einesteils  ein  neues  VerhfiltniK 
zwischen  den  Gelernten ,  welche  eigene 
Weikslfitten  hatten,  den  Heistern,  und 
denen,  welche  noch  keine  besassen,  sondern 
Arbeit  nahmen,  den  Gesellen  oder  vielmehr 
den  BAckerknechten,  nnd  endlich  denen,  die 
noch  lentcn  mussten,  den  Jjehrlingcii. 
Andererseits  schlössen  sich  die  Handwerke 
der  einzelnen  Städte  z\t  Innungen,  Zünften, 
Gilden,  Aeratem  zusammen. 

Der  Lelirling  musste,  wie  bei  anderen 
ehrsamen  Handwerken,  von  ehelicher  Geburt 
sein  und  von  Eltern  stammen,  die  ein  ehr- 
lichem Gescliäft  trieben.  Nach  einer  Probe- 
zeit folgte  das  Aufdingen.  Die  Lehrzeit 
dauerte  2  —  3  Jahre,  während  welcher  der 
Jjelirling  unter  der  väterlichen  Zucht  dos 
Meistors  stand.    Der  Meister  musste  ilmi 
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die  Backknost,  so  gut  er  sie  selbst  kannte, 
in  aJlen  ihren  Teüen  zeigen,  ihn  erziehen 
und  zum  Besuche  der  Schule  und  Kirche 
anhalten.  Nach  der  Lehi-zeit  kam  das  Frei- 
sprechen, und  mit  Behändigiiag  des  Lehr- 
briefes war  der  junge  Handwerker  ein 
BSckerknedit.  Der  Geselle  hatte  3 — ö  Jahre 
zu  wandern,  um  Land  und  Leute  und  nicht 
zum  mindesten  neue  feine  und  schmackhafte 
G«bScke  kennen  zu  lernen.  Ein  eigentliches 
MeisterstOck  gab  es  in  den  meistoa  lAnd^n 
Qbohanpt  nidit.  Um  Meister  zu  werden, 
bedurfte  es  der  Vorltffiung  des  Lehi-briefes, 
des  KachwMscs  der  Wanderschaft,  der  Er- 
l^ung  des  Meistei^des,  des  Anrichtens 
eines  Ueisteressens  und  wohl  auch  eines 
bestimmten  Vermögens  (z.  B.  in  Bremen 
20  Maik).  Das  Recht  selbst,  um  das  Meister- 
verden einkommen  zu  können,  beruhte  h&ufig 
auf  dem  voi^ftngigen  Besitz  eines  mit  der 
Baokgerechtigkeit  behafteten  Hauses  oder 
dem  einer  Brotbank.  In  vielen  St&dten  war 
der  Besitz  eines  Backhauses,  in  anderen  der 
einer  Tcrkaufsstätte,  also  der  Brotbank,  die 
Hauptsache.  Nach  der  Aufnahme  des 
jungen  Meisters  folgte  der  Eid  auf  die  Brot- 
ürduung.  In  fast  allen  Städten  teilten  sich 
die  Gewerbetreibenden  in  Weiss  -  und 
SchwarzbAcker  oder  Süss-  und  SauerbAcker. 
Auch  noch  andere  Trennungen  kamen  vor, 
z.  B.  der  Lebküchler  in  Nürnberg  1543.  Die 
Backgerechtigkeit  in  den  Städten,  d.  h.  das 
Recht,  Brot  für  den  öffentlichen  Gebrauch 
zu  backen,  knüpfte  sidi,  wie  bereits  gesagt, 
bald  an  den  Besitz  eines  bestimmten  Hauses. 
Nun  kam  es  vor,  dass  durch,  irgend  welche 
Ereignisse  die  Einwohnerzahl  des  Ortes 
stark  zusammenschmolz,  so  dass  der  Brot- 
bedarf ein  erheblich  geringerer  wurde.  Dies 
führte  zu  der  Einrichtung,  dass  die  Hacker 
nur  abwechselnd  b&eu.  Und  zwar 
erhielt  sich  das  Verhältnis  des  Wechsel- 
backens auch  dann  noch,  wenn  die 
Zahl  der  Einwohner  wieder  zugenommen 
hatte.  In  einigen  Städten  wurde  den 
BSckem  auch  das  Quantum  vorgeschrie- 
ben, über  welches  hinaus  sie  nicht  backen 
durften. 

Die  geschlossene  Macht  der  Innungen, 
die  mit  ihren  Zwai^s-  und  Bannrechten 
(s.  d.  Art)  ^en  ungeueurra  Druck  auf  die 
Bürgerschaft  auszuüben  im  stände  war,  ja 
die  mcht  selten  in  offenen  Trotz  gegen 
Gemrande  und  Bat  ausartete,  führte  zu  dem 
naturgemfissen  Bestreben,  die  Stellung  der 
Konsumenten  einigermassen  zu  sidiem  und 
den  Bftafcrainnnngen  gewisse  Beschränkungen 
au&uerlegen.  Die  sämtlichen  Rechtsvor- 
schriften  bez.  des  Bäckereigewerbes  vom 
Mittelalter  bis  zur  Jetztzeit  zeigen  nichts  als 
«las  Bestreben ,  den  Einkauf  des  wichtigsten 
Naliruugsmittels  möglichst  zu  erleit^tern 
und  den  Erwerb  des  Brotes  zu  einem  mög- 


lichst biUigen  und  vorteilhaften  für  die  Kon- 
sumenten Z11  madien. 

Wohl  überall  wurde  aus  diesem  Grunde 
das  Getreide  von  Thor-  und  Brückenzöllen 
frei  gelassen.  Femer  wurde,  um  der  Ge&hr 
des  Brotmangels  vorzubeugen ,  in  vkAm 
Stadtrechten  den  Bäckern  ztu:  Bedingung 
gemacht,  immer  genug  zu  backen.  Wia 
beim  Getreidehandel  war  die  Einfahr  von 
Brot  begünstigt,  die  Ausfuhr  erschwert  An 
manchen  Orten  war  es  den  Bäckern  sogar 
untersagt,  die  Märkte  zu  be6U(^en.  Anderswo 
gab  es  die  Vorschrift,  dass  die  Bäcker 
gegen  Pfitaider  Brot  verabfolgen  mussten. 
Der  Brotmarkt  und  die  »Bänke«,  lösche 
oder  Geräte,  welche  in  Hallen,  Lauben  oder 
bedeckten  Bäumen  au^gestdlt  waren  und 
von  welchen  aus  allein  der  Verruf  statt- 
finden durfte,  gaben  Gelegenheit,  die  Waren 
zu  vergleichen  und  das  Fi-eiswerteste  auszu- 
suchen. Brotschätzer,  Brotschaiuneister  oder 
Brotherren  hielten  die  Brotschau  ab,  in 
welcher  nicht  nur  das  Gewicht,  sondern 
auch  die  Güte  und  Geniessbarkeit  der  Pro- 
dukte gepi-üft  wurden,  und  das  Augsburger 
Stadtrecht  (1276)  wies  den  Bur^^afen  an, 
darauf  zu  achten,  »daz  dem  armen  sine 
phennige  wider  wärden« ,  wenn  ihm  der 
Bäcker  unausgebackene  Ware  verkauft  hatte. 
Die  wichtigste  Massre^l  aber,  um  den  Preis 
des  Brotes  stets  zu  emera  annehmbaren  zu 
machen,  war  der  Erlass  von  Taxen,  d.  h. 
von  obrigkeitlichen  Vorschriften,  die  einen 
Zwangspreis  für  den  Verkauf  der  Waren 
festsetzten. 

lieber  das  Taxwesen,  welches  sieh  auf 
sämtliche  Handwerke  und  Gewerbe  erstreckte, 
wird  in  dem  Aufsätze  über  Preistaxea 
ausführlicher  gehwdelt  werden.  Die  Brottax^ 
sind  neben  den  Fleischtaxen  die  ältesten, 
auf  welche  man  stösst,  weil  die  Üeber- 
teuemng  bei  Entnahme  der  tätlich  nötigen 
licbensbedürfnisse  grössere  wirtschafthcho 
imd  soziale  Missstände  befüin^hten  Hess,  als 
es  bei  anderen  Waren  der  Fall  war.  Schon 
1272  bestand  eine  Taxe  für  die  Berliner 
Bäcker.  Die  Brottaxen  wurden  entweder 
zu  bestimmten  Zeiten  erneuert  od»  sie 
waren  immerwährende ,  d.  h.  sie  schrieben 
vor,  wieviel  Brot  der  Bäcker  zii  einem  ge- 
wissen Preise  geben  musste,  wenn  aear 
Boj^en  oder  Weizen  so  und  soviel  kosten 
würde.  Die  Aufstellung  der  Taxen  erfolgte 
früher  vom  Buivgrafen,  dann  vom  Bäte 
oder  durch  ein  KoUegium  von  Bürgern  und 
Gewerbetreibenden.  Au(^  in  Brandenbui^ 
und  Prenssen  wurde  das  Taxwesen  mit 
Vorliebe  gepflegt.  Die  Kurfürstlich  Branden- 
burgische Polizeiverordnung  vom  Jahre  1688 
ordnete  in  Kap.  XVm,  §  7  an,  dass  daw 
Brot  von  gewissenhaften  Personen  zur 
Probe  gewogen,  und  was  zu  leicht  befunden, 
den  B&?kern  abgenommen  und  den  Armen 
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g^eben  vesden  aolle.  Jn  der  »General- 
Steuer-  und  Eonsomtioosordmmg  in  denen 
Stftdtea  des  Herzogtnms  Magdeburg  von 
16^«  -wurden  die  M^iatrate  aufgefordert, 
eine  richtige  Taxe  der  KouBumtibilien  aiif- 
zustelien.  Noch  sei  die  »vemeuerte  hällische 
R^^mentsordnungvon  1687«  erwähnt,  welche 
die  BScker  mit  scharfer  Strafe  bedrohte, 
wenn  sich  das  Brot  bei  der  öffentlichen 
Wägung  als  zu  klein  und  leicht  erweise. 
Auch  die  Reichspolizeiordnung  von  1 530 
ordnete  den  Erla^  von  Brottaxen  an  und 
behielt  diese  Vorschrift  bei,  als  sie  unter 
dem  11.  Oktober  1680  erneuert  und  ver- 
bessert wurde. 

2.Die  neueren  Verhältni»^  der  Bäcke- 
reien in  Dentschiand.  In  den  Beetrebimgen 
nach  möglichst  ausgedehnter  Gewerbefreiheit 
vShrend  dieses  Jahrhunderts  sind  iaPrenssen 
auch  die  Taxen  bis  auf  einen  kleinen  Rest 
verloren  gegangen.  Zwar  hielt  das  AUgem. 
Landrecht  (TeU  II,  Tit  8,  §§  199  —  200) 
noch  an  ilmen  fest,  allein  schon  die  Yer- 
ordnung  vom  24.  Oktober  1808,  wegen  Auf- 
hebung  des  Zunftzwanges  und  Verkaufs- 
mfmopols  der  Bäcker- ,  Schlächter-  und 
HÄe^ewerbe  in  den  Städten  der  Provinzen 
Ost -westpreussen  und  Litauen,  beseitigte 
die  monatlichen  Viktuahentaxen.  Weiter 
lu>b  das  Edikt  vom  7.  September  1811  für  den 
ganzen  damaligen  Umfang  der  Monarchie 
alle  polizeilichen  Preissätze  für  Lebens- 
mittel, Kanfwaren  und  Bäckervaren  gänz- 
lich auf.  Diese  Massnahme  entsprach 
jedoch  den  gehegten  Erwartnn^n  nicht  im 
geringsten,  sodass  die  Allgememe  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845  in  den  §§  88  und 
>t9  die  Bdbehaltung  oder  NeueinfOhruog 
vou  Bzottaxen  mit  Genehmigung  der  Mi- 
nisterien an  einzehien  Orten,  wenn  und  so- 
lai^  dies  divch  besondere  Umstände  ge- 
rechtfertigt erschien,  gestattete.  Ausserdem 
wurde  die  Behörde  ermächtigt,  die  Bäcker 
anzuhalten,  monatlich  Preise  und  Gewicht 
ihrer  Backwaren  im  Verkaufslokale  anzu- 
schlagen. Eine  weitere  Kontrolle  brachte 
die  "Verordn.  v.  9.  Februar  1849  betreffend 
die  Bünrichtung  von  Gewerberäten  und  ver- 
schiedene Abändenmgeu  der  Allgemeinen 
Gewerbeordnung.  Sie  setzte  an  Stelle  der 
monatlichen  Selbsttaxen  die  für  einen 
von  der  Polizei  zu  bestimmenden  Zeitraum 
und  nntei"warf  diesen  Solbsttaxen  nicht  ntu- 
die  Bäcker,  sondern  auch  die  Verkäufer 
von  Backwaren.  Sodann  ermächtigte 
sie  die  Ortspolizeiobrigkeit  da,  wo  über- 
haupt die  Einrichtung  der  Selbsttaxen  be- 
!>tand,  anzuordnen,  dass  im  Verkaufslokal 
eine  Wage  mit  geeichten  Gewichten  auf- 
gestellt und  deren  Benutzung  dem  Käufer 
zum  Nachwiegen  der  verkauften  Backwaren 
gestattet  werde.  Auf  denselben  Boden  hat 
sich  die  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni 


1869  gestellt  und  zwar  die  eigentlidie  Brot- 
taxe gänzlich  beseitigt,  aber  die  Ortspolizei- 
behöroe  ermächtigt,  die  Bäcker  und  Ver^ 
käufer  von  Backwaren  zur  Normierung  von 
Selbsttaxen  imd  da,  wo  dies  geschieht,  zur 
Aufteilung  einer  Wage  im  Vei^aiifeJokalc 
anzuhalten  (§§  73  und  74). 

Diese  Bestimmungen  der  Reichsgewerbe- 
ordnung blieben  in  der  Praxis  völlig  ohne 
Wirkung.  Wo  es  zur  Einführung  der  Selbst- 
taxen iam ,  machte  man  die  überraschende 
Erfahrung,  dass  trotz  vorhandener  starker 
Konkurrenz  die  Brotpreise  in  die  Höhe 
gingen.  Die  lückenhaften  Normen  des  Ge- 
setzes konnten  mit  Leichtigkeit  un^angen 
werden.  Andererseits  fehlte  jede  l^lich- 
keit,  eine  wirksame  Kontrolle  auszuüben, 
und  endlich  war  niemand  in  der  Lage,  ohne 
umständliche  Berechnung  bei  jedem  Einkauf 
zu  ersehen,  wie  teuer  eine  gewisse  Quantität 
Brot  gekauft  war.  Ntu-  d  i  e  Thatsache  wurde 
überfdl  konstatiert,  dass  bei  stei^nden  Ge- 
treidepreisen das  Brot  kleiner,  bei  sinkenden 
nicht  oder  nur  allmählich  grösser  wurde. 
Die  Brotpreise  richteten  sich  überhaupt  nicht 
nach  den  Getreidepreisen,  das  Korrektiv  An- 
gebot und  Nachfrage  versagte  seine  Wirfenng 
gänzlich. 

So  entstand  in  der  neuesten  Zeit  eine 
Bewegung,  welche  dahin  geht,  die  Ein- 
richtimg  der  Gewichtsbäckerei  gesetz- 
lich zu  fordern.  Es  wird  als  wünsdiens- 
wert  hingestellt,  wenn  Brot-  und  Backwaren 
nur  nach  Gewicht  in  gewissen  festzustellen- 
den Abstufungen  (500  g,  1  kg,  2  ^  etc.) 
ausgebacken  werden  dürfen,  so  dass  im 
Gegensatz  zu  den  jetzigen  Verhältnissen 
der  Preis  die  veränderliche  und  das  Brot- 
gewicht die  konstante  Grösse  des  Yergleichs 
mit  der  Bewegung  der  Getreidepreise  bilden 
würde  (vgl.  den  im  Rrächstage  unter  dem 
28.  November  1887  eiogebraditen,  auf  Ein- 
fühnmg  der  Gewichtsbäckerei  gerichteten 
Antrag  der  Abgeordneten  I^ohren  und  G(*- 
noRsen).  Auf  diese  Weise  könnte  jeder 
Käufer  wissen,  wie\'iel  das  von  ihm  erwor- 
bene Brot  wiegt,  und  so  würde  ihm  zu- 
gleich das  Urteil  über  die  Angemessenheit 
des  Detailpreises  erleichtert.  Darf  das  Brot 
niu-  nach  Gewicht  verkauft  und  miiss  es  mit 
einem  dieses  Gei\-icht  bezeichnenden  Stempel 
versehen  werden,  so  wird  das  Auge  unwill- 
kürlich auf  diesen  Stempel  gelenkt,  \md  die 
einmal  durch  öfteres  Sehen  erregte  Auf- 
merksamkeit würde  vielleicht  zur  Uebor- 
legung  und  Berechnung  selbst  seitens  der 
Wohlhabenderen  führen. 

Die  neueren  Bestimmungen  über  die  Sonn- 
tagsruhe (Anweisung  v,  11.  März  1895)  ge- 
statten für  das  Bäcker-  und  Konditorgewei+p(? 
die  Beschäftigimg  von  Arbeitern  an  allen 
Sonn-  und  Festtagen  während  10  Stunden. 
Bedingimg  hierfür  ist,  dass  jedem  Arbeiter 
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in.  Bäckereien  au  jedem  Soan-  nnd  Festtage 
eine  ununterbrochene  Ruhe  von  14  Stunden, 
in  Konditoreien  von  12  Stunden  zu  ^währen 
ist  Der  Beginn  dieser  Ruhezeit  ist  in 
.BSdEereien  bmestens  von  12  Uhr  nachts, 
spSte^rae  -von  8  Uhr  morgens,  in  Kondito- 
reien frOhesteus  von  12  Ühr  nachts,  siiätes- 
tens  von  12  Uhr  mittags  ab  zu  rechnen, 
wahrend  der  g^etzlichen  Ruhezeit  ist  eine 
gewisse  anderweitCj  genau  begrenzte  Be- 
schäftigung der  Arbeiter  zulässig.  Die  oben- 
genannte Anweisung  bezeichne  vorbehalt- 
lich abweichender  Bestimmung  seitens  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  als  Bäoker- 
w  a  r  e  dasjenige  Backwerk ,  welches  her- 
kömmlich unter  Verwendung  von  Hefe  oder 
Sauerteig  ohne  Beimischung  von  Zucker 
zum  Teig  hergestellt  wird. 

Von  einschneidender  Bedeutung  für  das 
Bäckergeverbe  ist  die  viel  angefochtene, 
für  das  Reich  giltige  Bekanntmachung  vom 
4.  März  1896  (aG.Bl.  S.  55)  geworden, 
welche  den  Betrieb  von  Bäckereien  und 
solchen  Konditoreien,  in  denen  auch  Bäcker- 
waren  hergestellt  werden,  sofern  in  ihnen 
zur  Nachtzeit  zwischen  8V2  ühr  abends  und 
Uhr  moi^ns  Gehilfen  oder  Lehrlinge 
beschäftig  w^en,  folgendenBeschrftnlnmgen 
unterwirft: 

1.  Die  Arbeitsschicht  jedes  Gehilfen  darf 
die  Dauer  von  12  Stunden,  oder,  falls  die 
Arbeit  durch  eine  Pause  von  mindestens 
einer  Stunde  miterbrochen  wird,  einschliess- 
lich dieser  Pause  die  Dauer  von  13  Stunden 
nicht  überschreiten.  Die  Zahl  d^  Aibeits- 
schichlen  darf  für  jeden  Gehilfen  wöchent- 
lich nicht  mehr  als  sieben  betn^n. 

Ausserhalb  der  zulässigenArbatsschichten 
dürfen  die  Gehilfen  nur  zu  gele^ntlichen 
Dienstleistungen  und  höchstens  eine  halbe 
Stunde  lang  bei  d^  Herstellung  des  Vor^ 
teigs  (Hefestücks,  Sauerteigs),  im  übrigen 
abeo*  nicht  bei  der  HersteUtmg  von  Waren  i 
i-mreadet  werden.  iErstreckt  sich  die  Ar- 
beitssohüdit  thatsOcUich  über  eine  kürzere 
als  ^  im  vorstehenden  Absatz  bezeichnete 
Dauer,  so  dürfen  die  Gtehilfen  wahrend  des 
an  der  zulSsmgen  Dauer  der  Arbeitssdücht 
fehlenden  Zeitraums  auch  mit  anderen  als 
gelegentlichen  Dienstleistungen  beschäftigt 
werden. 

Zwischen  je  zwei  Arbeitsschichten  muss 
den  Gehüfen  eine  imunterbrochene  Ruhe 
von  mindestens  8  Stunden  gewährt  werden. 

2.  Auf  die  Beschäftigung  von  Lehrlingen 
finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  mit 
der  Massgabe  Anwendimg,  dass  die  zulä^ge 
Dauer  der  Arbeitsschicht  im  ersten  Lehr- 
jahre 2  Stunden,  im  zweiten  Lehrjahre  eine 
Stunde  weniger  beträgt  als  die  für  die  Be- 
schäftigung von  Gehilfen  zulässige  Dauer 
der  Arbeitssdiidit  und  dass  die  nach  Ziff.  1 
Abs.  3  zu  gewtiirende  unimterbrochene 


Ruhezeit  sich  um  eben  diese  Zeiträume  ver- 
längert 

3.  Ueber  die  unter  den  Ziff.  1  imd  2 
festgesetzte  Dauer  dürfen  Gehilfen  und  Lehr- 
linge beschäftigt  -werden: 

a)  an  denjenigen  Tagen,  an  welchen  zur 
Bcfriec  ugiing  eines  bei  Festen  oder 
sonstigen  besonderen  Gelegenhäteu 
hervortretenden  Bedürfnisses  die  im- 
tere  Verwaltungsbehörde  Uobenulieit 
für  zulä88%  erklärt  hat: 

b)  ausserdem  an  jährlich  zwanzig  dei' 
Bestimmung  des  Arbeitgebers  fibei-- 
lassenen  Tagen.  Hierbei  kommt  jeder 
Tag  in  Anrechumig,  an  dem  auch  nur 
ein  Gehilfe  oder  Lehrling  tlber  die 
unter  den  Ziff.  1  und  2  festgesetzte 
Dauer  beschäftigt  w^orden  ist. 

Auch  an  solchen  Tagen,  mit  Aus- 
nahme des  Tages  vor  dem  Weili- 
nachts-,  Oster-  und  Pfingstfest,  musü 
zwischen  den  Arbeitaschichten  den 
Gehilfen  eine  imunterbrochene  Buhe 
von  mindestens  8  Stunden,  den  Lehi-- 
lingen  eine  solche  von  mindestens  10 
Stunden  im  ersten  Lelirjahi-e,  min- 
destens 9  Stimden  im  zweiten  Lehi- 
jahre  gewälirt  werden. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  darf 
die  Ueberarbeit  (a)  für  höchstens  2i) 
Tage  im  Jahre  gestatten. 
Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwen- 
dung auf  Betriebe,  in  denen  regelmässig 
nicht  mehr  als  dreimal  wöchenthch  gebacken 
wird,  femer  auf  solche,  in  denen  die  Be- 
schäftigung von  Gehilfen  nnd  Lelu-lingt'ii 
zur  Nachtzeit  lediglich  in  einzelnen  Fällen 
zur  Befriedigung   eines  bei  Festen  oder 
sonstigen  besonderen  Gele^nheiten  hervoi-- 
treteooen  Bedürfnisses  mit  Genehmigmig 
der  -unteren  Verwaltungsbehörde  stattfindet. 
Diese  Genehmigung  darf  niur  für  höchstens 
20  Nächte  im  Jahre  erteilt  werden. 

Zur  Ausführung  der  Bckanntmacfaimg 
vom  4.  März  1896,  die  übrigens  noch  wät^-e 
Bestimmungen,  namentlich  Über  die  Beschäf- 
tigung von  Gehilfen  und  Lehrlingen  an 
Sonn-  imd  Festtagen,  enthält,  ist  für  Preus- 
sen  die  Anweisung  des  Handelsministers 
vom  15.  April  1896  nebst  Erläutenmg  (Mio.- 
Blatt  S.  84)  Clingen. 

Die  Begünstigimg  dos  Inuimgswesens  in 
der  Neuzeit,  namentlich  seit  dem  G.  v.  IS. 
Juli  1881,  hat  auch  dem  Bäckereigewerbe 
zu  engem  Zusammenschluss  verhelfen.  Nur 
verhältnismässig  wenige  Gewerbetreibende 
standen  im  Gegensatz  zu  anderen  Hand- 
werken ausserhalb  der  Innung.  Das  neue 
Inuungs-  und  Handw^erkei^esetz  v.  26.  Jnli 
1897  (R.G.B1.  S.  663)  ist  daher  gerade  hier, 
namentlich  auch  mit  seinen  die  BÜdim^  von 
Zwangsinnungen  zulassenden  Vorschriften, 
von  besonderer  Bedeutung. 
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3.  Statistik.  Die  Resultate  der  allge- 
meinen Benifszählimg  vom  5.  Juni  1882 
hez.  des  Backerei-  und  Kooditorgewerbes  möge 
ilie  folgende  statistische  Tabelle  wiedergeben. 


Stuten  und 

Verwal- 
tungs- 
bezirke 


II 


In  den  Hanpt- 
betrieboi  beschutägte 
Personen 


zus. 


1433 

I  401 

i8i 

'i  AAA 

M'estprens- 

2811 

.••en 

1095 

I  063 

2591 

22C 

Brandenburg 

m.  Berlin 

461« 

4454 

12064 

I  16^ 

13228 

Pommern 

1946 

I  844 

3972 

194 

4  166 

Pneu 

1  617 

I  535 

3425 

255 

3680 

Schlesien 

5440 

4927 

10  966 

873 

11839 

i^achsen 

4612 

4290 

8732 

62; 

9  359 

Hannorer 

4052 

3  531 

6876 

416 

7292 

Westfalen 
Heasen- 

5  206 

4  600 

8722 

379 

9  loi 

Xassan 

2815 

2  522 

5  537 

450 

5987 

fibeinland 

II  696 

10  531 

19811 

1  16s 

20976 

•Schleswig- 

Hotetein 

2  161 

1924 

3958 

273 

4231 

Holienzol- 

lem 

203 

136 

189 

29 

218 

fiCQSsen 

46  892142  758 

90099 

6  233 

90  332 

üayem 

12062 

10628 

20  035 

1  795 

22  430 

i^acnwD 

6594 

6  166 

14497 

I  504 

16061 

n  ttriiem- 

6770 

5901 

9923 

039 

10  562 

D&ncn 

3788 

3283 

0  002 

314 

6376 

ilCnOCO 

2384 

2  140 

4  107 

103 

4270 

Nrhwenn 

841 

815 

'  730 

02 

I  020 

Sachsen* 

n  emu 

660 

603 

1  069 

59 

]  120 

179 

177 

in 
JA/ 

7 

3^4 

Oldenbn^,' 

856 

691 

1  2Do 

72 

1  34*> 

742 

689 

I  419 

I  0^ 

1  ^zo 

Meiningen 

432 

4« 

668 

I20 

788 

Stafasen- 

Altenbnrg 

331 

307 

568 

29 

597 

Gotha 

386 

331 

677 

66 

743 

Anhalt 

633 

606 

1  141 

46 

I  187 

iJchwanb.- 

!'<aidersh. 

150 

126 

224 

16 

240 

Srhwarzb.- 

Rndolatadt 

156 

138 

230 

II 

241 

Valdeck 

87 

80 

148 

14 

162 

BeasB  i.  L. 

126 

112 

219 

17 

236 

E««3.  L. 

229 

214 

414 

32 

446 

^hümb.- 

^Uppe 

38 

38 

82 

6 

88 

iX^ 

200 

166 

301 

28 

329 

Breaen 

100 

93 

363 

99 

462 

334 

326 

926 

99 

I  025 

fluobarg 

470 

451 

20S7 

282 

2369 

Lothringen 

3037 

2876 

5033 

, 

latsch,  fieich 

18  477 

io  Il7[i64335 

13402 

176657 

4.  Die  VerliältHisse  der  Bäckereien  im 
ansserdeatscfaen  Ländem.  In  Oester- 
reich sindDach§5l  derdurch  die  GÖ.v.15, 
März  1883  und  8.  Marz  1885  abgeänderten 
uüd  ei^änzten  Öew.-O.  v.  20.  Dezember 
1859  noch  Maximaltarife  für  Backwai'en  zii" 
lässig.  Dieselben  werden  filr  den  Kleinver- 
kauf auf  Antrag  der  Gemeindevertretung 
imd  nach  Einvemehinen  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  und  der  betreffenden  Ge- 
nossenschaften von  der  politischen  Landes- 
beh^e  festg^teUt.  Auch  hat  nach  §  52 
die  GewerbebehOrde  die  ISrsichtUchmachung 
der  Preise  mit  Rücksicht  auf  QnaUtftt  and 
QuaiititAt  anzuordnen. 

Beachtenswert  ist  der  Streit,  welcher  vor 
circa  12  Jahren  zwischen  den  Genossen- 
schaften der  Backer  imd  Zuckerbäcker  in 
Wien  schwebte.  Letztere  nahmen  für  sich 
alldn  das  Beöht  zur  gewerbsmässigen  £t^ 
Zeugung  von  »Krapfen«  in  Anspruch  und 
verlangen  die  Bestrafimg  mehrerer  Wiener 
KU^er  w^n  unbefugten  Herstellens  und 
Terschleissens  dieser  Ware.  Nach  Ableh- 
nung des  gestellten  Antrages  seitens  der 
meckröstareicliiBcdien  Stattnalterei  legten 
die  ZuckerUk!^  bei  dem  Ministerium  des 
Innern  und  des  Handels  Rekurs  ein,  wurden 
aber  durch  Erlass  Tom  25.  Juni  18^  0eich- 
fiUls  zurQckgewieeen.  In  der  Entscheidung 
wuKte  betont,  daas  nach  den  einsdilägigen 
alteren  Bestunmungen  den  Zucker-  und 
selbst  den  Kudkenbackem  niemals  eine  aus- 
schliesslicihe  Bereditigung  zur  Erzeugong 
der  Krapfen  zugestanden  [habe  und  so  aa<£ 
kein  Anfass  voibandoi  sei,  um  den  Ba^m 
die  in  Rede  stehende,  nadi  dem  Ghitadhten 
der  niederösterreidüschen  Handels-  und  Ge- 
werbekammer seit  langer  Zeit  nur  nebenbei 
ausgeübte  Befugnis  abzusprechen. 

In  Frankreich  beiueit  nach  Prokla- 
mation der  Gewerbefreiheit  das  G.  v.  19. 
bis  22.  Juli  1791  die  Brof>  und  Fleischtaxeu 
provisorisch  bei.  Nach  dem  Verschwinden 
des  Miiximiunsystems  wurde  das  Bäckerel- 
gewerbe  zuerst  in  Paris  ein  Konzessions- 
gewerbe, so  dass  nun  die  Taxe  ein  not- 
wendiges Korrelat  Mgen  Ausbeutung  des 
Publikums  bildete.  Diese  verbot  zuerst  den 
Bäckern  nur,  ihre  Preise  willkürlich  ohne 
polizeiliche  Genehmigung  zu  erhöhen;  als 
man  jedoch  die  Erfahrung  machte,  dass 
diese  in  billigen  Getreidejahren  viel  zu  hoch 
gewesen  seien,  wurde  1811  die  eigentliche 
Brottaxe  eingeführt.  Im  Jahre  18o4  wurde 
dann  unter  anderen  NeugestaltuDgen  eine 
Caisse  de  service  de  la  boulangerie  ge- 
gründet, eine  eigentliche  Zwangssparkasse, 
in  welche  die  Bäcker  in  Inlligen  Janren  ge- 
wisse Prozente  ihres  Gewinns  zahlten,  aus 
der  sie  dag^^n  in  teueren  ihre  durch  die 
ElxiOTung  des  Brotpreises  entstehenden 
luste  ersetzt  eibielten.  So  kam  es,  dass  in 
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den  Teiierang8)ahrea  von  1854 — 1856  die 
Bevölkerune  von  I^ris  kanni  zu  leiden  hatte, 
denn  die  ^sse  leistete  in  dieser  Zeit  nicht 
ireniger  als  55  Millionen  Vrmcs  Znscbtlsse 
an  die  Bäcker,  eine  Summe,  velcihe  sie 
später  nach  und  nach  wieder  einzog.  Dieses 
z^'angsweise  Sparsystem  vurde  jedoch  hiüd 
heftig  angeCTiffen,  weil  man  es  mit  dem 
Princip  der  Freiheit  nicht  für  vereinbar  hielt 
und  das  Sparen  nur  als  Sache  und  Pflicht 
der  einzelnen  gelten  lassen  wollte.  So  er- 
folgte bereits  am  23.  Juni  1863  die  Prokla- 
mierung der  Freiheit  des  Bä(iei^werbes, 
nnd  damit  schien  auch  die  Taxe  ihre  Exis- 
tenzberechtigiin?  verloren  zu  haben,  denn, 
wie  man  glaubte,  würde  die  Aufgabe,  mög- 
lichst billige  Brotpreise  zu  schaffen,  durch 
den  wohlverstandenen  Eigennutz  der  Ge- 
werbetreibenden und  der  Konsumenten 
besser  als  durch  staatliche  Fürsorge  gelöst 
werden.  Die  Aufhebung  der  Taxe  erfolge 
denn  auch  provisorisch,  allein  es  zeigte  sich 
hier  ebenfalls  bald,  dass  die  Konkurrenz 
nicht  zu  einer  Herabsetzung  der  Preise 
führte ,  dass  vielmehr  der  Zuschlag  der 
Bäcker  ein  viel  becieutenderer  «urde.  Des- 
halb sprach  sich  noch  am  17.  Novemb^  1884 
der  iWiser  Hunizipalrat ,  -wenn  auch  nur 
mit  der  geringen  Majorität  von  einer  Stimme, 
für  die  Wiedereinführung  einer  obligato- 
rischen Taxe  aus.  Diesem  Verlangen  kam 
der  Seinepräfekt  zwar  nicht  nach,  aber 
er  veröffentlichte  die  seit  1870  nicht  mehr 
angewmidte  offizi^  Taxe  wieder^  welche 
nach  den  Mehlpreisen  und  unter  einem  ge- 
wissen Zuschl^e  für  die  Backkosten  den 
ai^emessenen  Brotpreis  berechnete  und  so 
doB  Fubliktun  darüber  instruieren  wollte, 
wie  teuer  eigentlich  die  Backwaren  ver- 
kauft werden  müssten.  Ausserdem  wurden 
die  Badcer  mm  Anschlage  ihrer  Preise  ver- 
pflichtet. 

Diese  Brotausgleichung  in  Paris  hat  ihre 
Toi^nger  in  China  und  Japan  gehabt. 
In  China  wurden  zuerst  57  vor  Cluristi  die 
Preisausgleichungs  -  Reisspeicher  errichtet 
und  haben  so  fast  zwei  Jahrtausende  be- 
standen. In  Japan  ^ff  man  zuerst  im 
Jahre  765  nach  Christi  zu  dieser  Massregel. 
Diese  Speicher  wurden  durch  Ankauf  von 
Reis  in  billigen  Jahren  gefüllt  und  durch 
billigen  Verkauf  in  teueren  Jahren  geleert. 
Sie  erhühen  demnach  in  billigen  Jahren  den 
Preis  des  Reises  zu  Gimsten  der  Produzenten 
\md  ermässigen  ihn  in  teueren  Jahren  zu 
Gunsten  der  Konsumenten. 

Lltteratnr:  Berlepttchf  Chronik  vom  ehrbaren 
Säekergetcerk  (St.  Galten).  —  Sch^herg,  Zvr 
leirtaehaftlichen  BedeAttimg  des  deuttchen  Zunft- 
teesenM  im  Mittelster  (Berlin  ISßS).  —  Sekmoller, 
Zur  Gfsrhirhic  der  dettt»chen  Kleingewerbe  im 
10.  Jahrhundert  (Halle  1870).  —  JfOlou'-Cuni- 
meroify  Die  Mahl-  und  ScMaehtatciM,  Hefi  1 


der  politUchen  und  ßnatuielie»  ANktndbtngeH 

(Berlin  1844).  —  Jollo»,  I>ie  BroUaie  in  Biri* 
(Jahrb.  /.  Ge».,  Vera,  u,  Voliane.,  0.  Jahrg., 
Leipzig  1885).  —  v.  Köth-Wanaeheid,  Ueber 
GetreidexölU  zum  Srhutx  der  deuitchen  Latid- 
viirt«ekajl(Ävg9burg  1885),  —  Ntnbuvg,  Zmfi^ 
geriehUbarkeü  und  Zunjtxetfasaung  in  der  Zeit 
vom  IS. — 16.  Jahrh.  (Jena  1880).  —  Re%aUn{/, 
Veber  die  Verhinderung  de»  Mangel»  an  Brot- 
getreide,  Archiv  der  poliL  Oekommie  wtd  Poli- 
tei¥ri$$etuchofi,  JT.  I'.  Bd.  VI  (Ssidelberg  1847). 
—  IhmdMium,  üntereuehungen  Über  die  Satz- 
teile der  SodejuertpliUerung  uj^d  über  die  Fhtge, 
wag  von  Zunftbann  und  Polixeita^en  zu  hatten 
aei  (Frankfurt  1857).  —  Ctünthers  Bäcker-  u. 
Konditorteitung ,  Jahrg.  1885,  1886  und  1387 
(Berlin).  —  AUgemeine  Bficker-  und  Konditor- 
Zeitung,  Jahrg.  1885  (Stuttgart).  —  Lexi^, 
Gewerkvereine  und  Uhtemehmerverbände  in 
Frankreich,  Sehr.  d.  V.J.  Sozialp.,  Bd.  XVII 
(Le^xig  1879).  —  v.  Sohr»eheiAt,  Bie  Brot- 
taxen und  die  Gemchtabäckcrci,  Jahrb.  J.  Jfat. 
n.Stat.y.F.lJ,  S. 457ff.  (1887).  — I}eraelbe^  Die 
Fblizeitojren  und  ihre  Stellung  in  der  Reich*- 
gewerbeordnung  (Berlin  1893).  — ■  DeraeUte, 
Vom  Zunflzwange  zur  Gewerbefreiheit  (Berlin 
1898).  —  Mayet,  LandwirUfh^fttiehe  Vereiehe- 
rung  (Berlin  1888).  —  Die  Bery^$tatietUt  vom 
3.  Juni  1882.  Kurt  v.  BohncKHdL 


Bacon,  Francis,  Baron  ron  Tenilam, 
Tiscoimt  Ton  St.  AltMuis, 

geh.  22.  I.  1561  zn  London,  starb  am  9.  IV. 

162». 

Bacon,  der  Begründer  den  Wissenschaft- 
liehen  fimpirismos,  hat,  mittels  der  dem  Unter- 
snchtmgssyBtem  dieser  Schtde  za  Grande  liegen- 
den methodisdien  Induktion,  insbesondere  in  der 
ersteren  der  als  hierher  gehßrigen  unten  auf- 
geführten Schriften  Bemerkungen  veröffentlicht, 
welche  mindestens  eine  Vorahnung  erst  in 
späterer  Zeit  wissenschaftlich  formierter  Gesetze 
bedeuten. 

So  eitert  er  gegen  die  Plutokratie  nicht 
aus  Gerlngschlltzung  des  Beichtums,  HOndem 
einer  der  wirtschaftlichen  Gerechtigkeit  ange- 
messeneren Verteilung  der  Güter  wegen,  womit 
seine  Wünsche  zusammenhangen ,  dass  die  in 
einer  Hand  koncentrierten  grossen  Beichtflmer 
zerstückelt  nnd  Uber  das  ganze  Land  verbreitet 
werden  möchten  sowie  da»s  der  Grossgrnnd- 
besitz  in  Weideland  umgewandelt,  der  bäuer- 
liche Kleingrnndbesitz  aber  geschont  werden 
möge.  AI»  Merkantilist  legt  Bacon  grossen 
\\'^ert  anf  den  aus  dem  auswärtigen  Handel  ge< 
zogenen  Gewinn,  den  er  aU  Mehrer  des  National- 
vermögens ansieht.  Ueber  das  Wesen  der  Gütor- 
produktion,  die  für  den  £x{Kirthandel  arbeitet, 
fehlt  ihm  natürlich  noch  das  richtige  Verständ- 
nis, indem  er  nach  seinem  Satze:  „quidquid 
alicubi  adjicitur,  alihi  detrahitnr"  den  handels- 
politischen Ausgleich  sich  in  der  Weise  voll- 
ziehen lässt,  dass  der  kommerzielle  Gewinn  des 
einen  dem  kommerziellen  Verlust  des  anderen 
Landes  die  Wage  hält.  Als  Kolonialtheoretiker 
(vgl.  Kap.  33  der  Sermones:  ^Vi^  plantatio- 
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ntbiu  popiüonim''j  ofienbart  er  einen  merk- 
wttrdij^  SchufUiek  fOr  naerlKnliehen 
Eifrenichaften  der  ABriedelnnffen  and  KolonisteD. 
Als  Zinstheoretiker  (t^I.  ^rmone«  Kap.  39i 
ist  er  in  wesentlichen  I^nnkten  ein  Vorgän^r 
von  Salmasios :  seine  Zinsfreiudlichkeit  versteigi; 
»ich  bis  zn  dem  Wunsch,  dass  der  Staat  einen 
Satz  TOn  ö"/«  fftr  den  Nichtkanfmann  und  einen 
solchen  Ton  Sf^lo  für  den  spekulierenden  HandeU- 
stjuid  gesetzlich  feststeUen  möge.  Sein  un- 
vollendet gebliebener  Staataroman  ^Nova  At- 
laDtis"  soll  durch  die  Beschreibung  der  wiasen- 
M- haftlichen  Institnte  auf  der  glflckseligen  Insel 
den  Anstois  za  der  1600  erfolgten  (TrOndong 
dn-  Boyal  Society  in  London  gegeben  haben. 

Von  seinen  Schriften  gehören  hierher :  Essays 
murale  ecouomical  and  political,  London  läÜ7; 
da^wlbe  in  lateinischer  Uebersetznng  u.  d.  T.: 
Sermones  fidelea,  ibid.  1625.  —  On  the  proficience 
and  advanoement  of  leaming  etc.,  London  1605 ; 
dasselbe  in  lateinischer  Uebersetznng  u.  d.  T.: 
Iie  dignitate  et  augmentis  scientiaram ,  ibid. 
162£t.  —  Seine  Werke  erschienen  in  6  Bdn. 
ibrsg.  von  Rawlev)  1663.  in  4  bzw.  »  Bdu.  1740 
ed  Malletf  nnd  1^Ö3:  in  5  Bdn.  1765  (ed.  Hallet) 
nnd  1778:  in  10  Bdnl  1803;  in  16  Bdn.  182Ö  bbt 
lK8t  fed.  Hontagne);  in  14  Bdn.  1867-1874  (ed. 
Elli^  äpedding  und  Heath).  Mit  Ausnahme  der 
ersten  Amsterdamer  Ausübe  von  1663  er- 
schienen die  übrigen  sämtlich  in  London. 

Vgl.  über  Bavou :  de  Vanzeües,  Histoire  de 
la  vie  et  des  ouvr^es  de  Bacon,  Paris  1833. 
—  John  Campbell,  Lives  of  the  Lord  Chancellors 
of  England.  Vol.  II,  chap.  51,  London  1845.  — 
Kosicher,  Znr  Geschichte  der  englischen  Volkn- 
wirtschaftslehre,  Leipzig  1851.  —  de  Remusat, 
Bacon :  sa  vie,  son  temps,  sa  philoso^ie  et  Bon 
iiUHuence  jusqu'i  nos  jonrs.  3.  ed.,  Paris  1868.  — 
Kono  Eiitrher,  Bacon  von  Vemlam,  Die  Real- 
philosophie nnd  seine  Nachfolger,  2.  Aufl.,  Leipzig 
1875.  —  Spedding,  Account  of  the  life  and  tune» 
•>f  Lord  Bacon,  2  Bde.,  London  1879.  —  Abbot, 
Francis  Bacon,  London  1885.  —  Henssler,  Francif) 
haron  und  »eine  geschichtliche  Stellung.  Ein 
analytischer  Versuch,  Breslau  1889.  —  Beed, 
Bacon  verzins  Shakespeare  in  ^the  Arena''. 
London  1892,  September.  — 

Ltppert. 


Punkten  von  dem  Dogma  der  orthodoxen  Schale, 
znweilen  gebrancht  er  aber  fOr  eine  sehr  ein- 
fache Definition  eine  sehr  wortreiche  Um- 
Rchreibnng,  ohne  das  Postulat  seines  Lehrers 
Ricardo  damit  in  erschüttern.  So  bezeichnet 
er  im  Gegensätze  zu  Ricardos  ^.produktiver 
Arbeit  mit  KonsumtionsYerriugemng  als  Be- 
dingung der  Kapitalbildnng"  die  Ersparang 
vorgefimdener  oder  selbstproduzierter  Güter, 
sofern  eine  produktive  Verwendung  des  Ersparten 
stattfindet,  als  Ursache  der  Kapitalbüdung.  Ba- 
gehot  war  eine  Autorität  im  Geld-  und  Bank- 
wesen, nnd  seine  Bemerkung,  dass  Ricardos 
wissenschaftliche  Alwtraktionen  in  einen  gewiesen 
Kausalnezus  zn  dem  abstraktesten  Zweig  der 
HandelsgeschSft«,  der  Agiotage,  Arbitra^  nnd 
der  BSrsenspekulation,  zu  bringen  seien,  ist  eine 
indirekte  Huldigung  der  gedrungenen  Dikdon 
und  der  scharfen  Logik  seines  Lehrers.  Bagehot 
war  übrigens  einer  der  ersten  englischen  Na- 
tionalOkonomen,  der  die  Darn'insche  Descendenz- 
lehre  zu  sozialpolitischen  Forschungen  heranzog. 

Es  genügt,  von  seinen  Schriften  hier  auf- 
zuführen : 

Lombard  Street,  or  a  descriptiou  of  the 
money  market,  London  (1873j :  dasselbe,  8.  Aufl. 
1882;  dasselbe  deutsch,  Leipzig  1874.  Econo- 
mic Htudies  (darin  besonders  der  Artikel  „tho 
growth  of  rapitat")  London  1880  (nach  seinem 
Tode  veröffentlicht). 

Er  lieferte  au»serdei)i  zahlreiche  Beiträge 
für  „the  Economist,  Fortnightiy  Review,  National 
Review"  und  andere  Zeitschriften. 

Vgl.  über  Bagehot :  t'obn.  Besprechung  von 
„Economic  Studies  '  iu  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  X.  F. 
1.,  Jena  1880,  S.  105 f.  —  Ingram,  History  of 
political  economy.  London  1888,  8.  223  ff.  — 
Cohn,  Die  heutige  NaüonatCkonomie  in  England 
u.  Amerika  im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw,,  Jahrg. 
XIII.,  Irfipzig  1889.  S.  19  ff.  —  L.  L.  Pric-, 
Political  economv  in  England.  London  1891 
ch.  VI.  —  H.  d.'St..  IL  Jena  1891,  S.  10.  — 
Palgrave,  Dictionarv  of  political  economv.  vol.  L 
London  1894. 

UpperU 


Bagehot,  Walter, 

geb.  am  3.  II.  1826  in  Laagport  in  der 
engl.  Grafschaft  Somerset,  »tarb  als  Bankdirektor 
in  London  am  24.  UI.  1877. 

Dieser  „letzte  Hann  der  Vor-Hülschen 
Periode",  wie  er  sich  selber  nennt,  hat  in  seinen 
..Economic  studies"  (s.  u.)  es  unternommen,  die 
S|diäre  der  rein  abstrakten  Richtung  der  neuen 
realistischen  Schnle  gegenüber  enger  zu  be- 
grenzen. Er  bezweckte  damit,  die  Anwendung 
gewisser  Lehren  der  klassischen  Schule  auf 
generelle  wissenschaftliche  Probleme  zu  be- 
<>rhränken,  indem  er  namentlich  bei  Ricardo  der 
Ansicht  zuneigte,  dass  dessen  ganzes  System, 
ansser  den  specifiscben  Verhältnissen  der'Geld- 
ond  Handelsmacht  England,  keinen  konkreten 
Hintergrund  habe.  In  der  oben  angezogenen 
sk'hrift  emancipiert  er  äßh  in  verschiedenen 

Handw&rterbneh  der  Staatswissengchaften.  Zweite 


Bakunin,  Michael. 

Der  westeuro]>äi9che  Sozialismus  machte 
seit  seinem  ersten  Auftreten  anf  die  gebildeten 
Kreise  Russlands  einen  tiefen  Eindruck:  die 
neue  Lehre  konnte  auch  in  der  That  Leuten, 
welche  den  gemeinsamen  Länderbesitz  nnd  die 
Arbeiterassociationen  als  von  alters  her  be- 
stehende Institutionen  kannten,  nicht  gar  m 
fremdartig  erscheinen.  Und  so  kam  es,  dass 
die  Opposition  gegen  das  zarische  Regime  schon 
in  den  30  er  Jahren  neben  der  Idee  des  Libe- 
ralismus zugleich  auch  den  Tbeorieen  eines 
Saint-Simon  (s.  d,  Art.)  und  Fourier  (s.  d.  Art.) 
huldijfte.  Ganz  be.'^onders  weckten  die  letzteren 
ein  Echo  in  den  Herzen  der  Moskauer 
Studenten,  welche,  durch  den  ProfesHor  Stanke- 
witsch  zum  Hegelianismus  bekehrt,  nun  — 
ganz  wie  so  manch  eiuer  auf  der  anderen  Seit»' 
der  Weichsel  —  in  Demokratie  und  Sozialismus 
nur  die  letzten  politischen  und  sozialen  Konse- 
quenzen dieser  Philosophie  zn  erkennen  glaubten. 

Auflage,  tl.  9 
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Aus  den  doftifreu  Studentencirkeln  gingen  die 
masftgebenden  Führer  der  radikalen  Opposition 
der  nächsten  Epoche  hervor :  vor  allem  Herzen, 
Ogarew  and  Bakunin.  Von  diesen  dreien  hat 
aber  allein  der  letztere  eine  gewisse  Originalität 
in  der  Behandlung  der  sozialen  Probleme  ge- 
zei^:  er  allein  nat  auch  äber  die  Grenzen 
seines  Vaterlandes  hinaus  für  die  revolutionäre 
Arbeiterbewegung  im  Übrigen  Europa  eine  er- 
hebliche Bedeutung  gehabt. 

Michael  Bakunin,  geboren  1814  in  Tor- 
schok,  aus  vornehmer  Familie,  war  ursprüng- 
lich^ ÄrtiUerieo£fizier ,  luuüiher  Student  und 
scbliesslirh  Litterat.  Seit  Anfang  der  vierziger 
Jahre  in  Westeuropa  lebend,  achliesst  er  sich 
bald  der  extrem»ten  der  sozialistischen  Schulen 
an.  „Die  Zeit  des  parlamentarischen  Lebens, 
der  Assembleea  und  Constituantes  nationales  etc. 

—  schreibt  er  1848  —  ist  voriVber;  und  wenn 
man  sich  aufrichtig  fragen  wollt«,  so  müaste 
ein  jeder  gestehen,  dass  er  eigentlich  gar  kein 
Interesse  mehr  oder  nur  ein  gezwungeue»,  ein- 
gebildetes für  diese  alten  Formen  hat;  ich 
glaube  nicht  au  Konstitutionen  und  Gesetze, 
(Ue  beste  Konstitution  würde  mich  nicht  be- 
Medigen  können.  Wir  brauchen  etwas  anderes : 
Sturm  und  Lehen  und  eine  neue  gesetz- 
lose und  darum  freie  Welt.  Im  Jahre 
1848  suchte  er  zum  Zwecke  der  Rettung  der 
RevohitioH  ein  gemeinsames  Vorgehen  aller 
Völker  Deutschlands,  Oesterreichs  und  Ungarns 
der  Reaktion  gegenüber  herbeizuführen.  Nach 
der  Niederachlagiing  des  Dresdner  Maiaufstan- 
des (1849),  an  dem  er  keinen  aktiven  Anteil 
genommen,  wird  er  zusammen  mit  dessen  Führern 
gefangen  genommen.  lu  Untersuchung  gezogen, 
wird  er  von  Oesterreich  wegen  des  jus  primae 
execntionis  reklamiert;  ausgeliefert,  wird  er 
hier  zum  Tode  verurteilt,  jetzt  aber  von  Russ- 
land, dessen  Zar  irgend  einmal  früher  von  ihm 
beleidigt  worden  war,  wegen  des  Urrechtes  auf 
jieinen  Kopf  reklamiert.  Wiederum  ausgeliefert, 
bleibt  er  bis  I8Ö7  in  Festungshaft,  um  dann 
nach  Sibirien  verwiesen  zu  werden.  Endlich, 
1861,  gelingt  es  iliui,  von  hier  zu  entfliehen; 
und  alsbald  erscheint  er  in  London,  um  sofort 
die  Führerschaft  der  dortigen  radikalen  russi- 
schen Emigratiim  zu  ttbemehmen,  die  durch 
Kerzens  Wochenschrift  ^-Kolokol"*  („Glocke") 
finen  grossen  Einfluss  auf  das  gebildete  BUrger- 
mm  der  Heimat  ausübte.  Freilich  verlor  das 
^Kolokol"  bald  genug  die  Sympathieen  der 
russischen  Gesellschaft,  als  Bakunin  zum  Zwecke 
der  Unterstützung  der  polnischen  luaurgenten 
(1863)  Veranstaltimgen  zur  Empörung  der  nis- 
sischen Baneni  traf  —  Das  Erstarken  der  so- 
zialistischen Bewegung  in  Europa  lud  auch 
Bakunin  zu  erneutem  Studium  der  wirtschaft- 
lichen Probleme  ein.  Und  jetzt  zogen  ihn  vor- 
nehmlich die  Werke  Prondhous  (s.  d.  Art.) 
an.  Hier  fand  er  den  Begriff  der  „Anarchie", 
den  der  Franzose  seines  bisherigen  Inhaltes 
entkleidet  und  —  offenbar  getreu  seinem  Prin- 
ripe  „de  tirer  des  coups  de  pistolet  pour  ameu- 
ter  la  foule"  —  in  die  Welt  geschleudert  hatte, 
um  mit  ihm  das  Schlagwort  für  sein  Ideal  einer 
GesellschaftsverfasRung  der  Zukunft  auszugeben, 

—  freilich  ohne  den  beabsichtigten  Erfolg  zu 
erzielen.  Mit  Feuereifer  griff  nun  Bakunin  die 
..Anarchie''  auf  und,  indem  er  den  alten  Be- 
griff dieses  Wortes  —  bei  dem  man  au  einen 


wirren  Zustand  politischer  Kopflosigkeit  darbte 
—  mit  dem  Proudhon  sehen  verband,  gelanir 
es  ihm,  durch  dieses  Jannshanpt  das  gewollte 
Aufsehen  zu  erregen  und  die  Massen  zu  revol- 
tieren. Mit  dem  ganzen  &uber  Hegelscher 
Dialektik  legte  er  dar,  wie  zunächst  die  be- 
stehende Gesellschaft  in  „Anarchie"  im  alten 
Sinne  des  Wortes  vernetzt,  also  altes,  wa?  be- 
stand, von  Unterst  zu  oberst  gekehrt  werden 
müsste  und  wie  dann  aus  diesem  sozialen  Chaos 
..mit  Hilfe  der  unverfälschten  Instinkte  des 
Volkes*'  die  ideale  „Herrschaftalosigkeit".  dem 
Vogel  PhSnix  gleich^  auferstehen  würde. 

Die  Wucht  seiner  ebenso  enerpfischen  wie 
geistvollen  FersÜnlichkeit  sowie  seine  rastlose 
und  geschickte  Agitation  riefen  eine  int«niati(>- 
nale  anarchistische  Massenbewegung  herm',  sd 
dass  Bakunin  als  der  eigentliche  Vater  der  an- 
archistischen Partei  betrachtet  werden  muM«. 
(Für  deren  Geschichte  und  ebenso  für  die 
weitere  Entwickelung  der  zugehörigen  Theorif 
mnss  hier  auf  den  Art.  Anarchismus  oben  Bd.  l 
S.  296  ff.  verwiesen  werden).  —  Aber  neben  diesfv 
internationalen  Wirksamkeit  hat  dann  Bakunin 
zu  Anfang  der  70er  Jahre  noch  speciell  einen 
grossen  Einfluss  auf  die  russische  studierende 
Jugend  ausgeübt,  die  zu  ihm  wie  zu  einem 
Propheten  anfsah,  und  damit  der  modemt-n 
„nihilistischen"  Bewegung  mächtig  Vorschub 
geleistet.  Später  ist  allerdings  auch  hier  sein 
Programm  aufgegeben  worden.  —  Seit  Emlf 
1873  zog  sich  Bakunin,  körperlich  gebrorhtrii, 
nach  Locamo  zurück.  Et  starb  1(^6  an  Herz- 
verfettung. 

In  seinem  Leben  und  in  seiner  Lehre  ist 
Bakunin  der  Typus  des  echten  Eussentums.  In 
ihm  finden  wir  so  recht  den  specifisch  msBischen 
Hang  verkörpert,  ohne  Btte^cht  auf  irgend 
welche  Hindemisse  -die  Leine  auszulaiueu'-. 
d.  h.  ein  gegebenes  Princip  bis  in  seine  äus- 
sersten  Konsequenzen  zu  verfolgen;  —  aii'- 
welchem  Grunde  der  Russe  je  nachdem  der 
brutalste  Unterdrücker  oder  der  schlimmste 
Revolutionär,  der  fanatischste  Orthodoxe  oder 
der  rücksichtsloseste  Freidenker  ist.  Und  noi-h 
einen  zweiten,  echt  russischen  Grundzng  besitz? 
Bakunin:  die  geistige  Geschmeidigkeit  fremtk-n 
Ideen  gegenüMr,  die  Fähigkeit,  moderne  Ge- 
danken des  Auslandes,  noch  che  sie  vielleirht 
selbst  hier  allgemeinere  Billigung  gefunden 
haben,  ganz  in  sich  aufzunehmen,  um  mit  ihnen 
wie  mit  einem  eigenen  geistigen  Fonds  zu 
schalten  und  zu  walten ;  —  eine  Eigenschaft, 
die  Bakunin  durch  die  Annahme  der  Hegel- 
schen  Philosophie  und  die  originelle  Verarbei- 
tung der  Proudhousehen  „Anarchie"  zur  GenUir"* 
gezeigt  hat. 

Danehen  hat  sich  Bakoniu  Zeit  seine-« 
Leh«is  als  ein  Mann  von  geradem  Charakter 
und  kühnem  Mute  erwiesen.  Wie  schade,  das.« 
solche  Eigenschaften  in  den  Dienst  einer  ver- 
fehlten Idee  und  einer  nicht  bloss  nntzlo^on. 
sondern  sogar  verwerflich  destruktiven  Thätitr- 
keit  gestellt  werden  mussten,  statt  der  eni>ten 
Sache  praktischer  Sozialreform  zum  wahren 
Segen  der  Menschheit  geweiht  zu  werden! 

Schriften  Bakunins;  />t>  itfaktion  in  Devurh- 

(and  (pufHilonym)  in  Jitiffe«  »DevUehcn  J"lii' 
biichfni",  Leipritj  ItijS.  —  Sckeliivg  «»tt/  'Iii- 
Oßhtbtmiiif/   (finoinjm),   Ltipxig  IS^S.  —  A"j- 
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sützi:  im  »Voricärts.'«,  ["itri«  16^4.  —  Rut^Uind, 
trie  et  virklieh  ist,  Mannheim  I847.  —  Jioma- 
«otr,  PugaUrhew  oder  Pnttl  (nuaitch),  Lomlon 
18bJ.  —  Lettre*  «  wn  IWin^ait  »ur  Ui  rrise  (u- 
iHflle,  Ornrre  1S70.  —  L'rinpire  knoiUo-germa- 
niquc.  Gen.  1S71.  —  Lo,  theMogie  poUtique  de 
Mcaiiui,  Gen.  1S71.  —  StaatUchkfit  und  A  nar- 
rliie  (rwt.),  Zürich  ISTS.  —  Aüianz  der  inter- 
natitmafen  Brüder  i»  der  dettUehen  Ausgabe 
der  »L'alliattee  de  la  ilemoeratic  tocialitteK, 
Bmtnuekweig  1874-  —  L'etittitme  et  l'aiiarrkie, 
Zärieh  1874,  ~—  ^  e»minu tte  de  Paris  im 
»Trttvailienrti,  Gen.  1S78.  —  J)ieu  et  l'i'lat. 
Wen,  mSJ.  —  FfderaUmne,  Soriuliame  fl  Antt- 
tJteologisme,  Paris  1S9.7.  —  Bakuntnti  sozial- 
politischer  Brief  frechsei,  hrsg.  ron  I>ragoma- 
HOtr,  SftUtgaH  1895.  —  Wir  haben  natürlich 
bloss  die  idchtigttm  Sehrifien  angegeben.  Ein 
roUstiindiget  Verxeiebni*  der  Schriften  AiitwRiiu, 
das  10  JJrvebMilen  fallt,  giebt  SetOau  in  der 
itBMiographie  de  VAtuirehiw,  Rtri*  1897. 

LitterAtar  Slier  Bakantn:  L'alliance  de  la 

dimoeratie  »onalisU,  deutsche  Ausg.,  Braun- 
sfkveig  1874.  —  [Amm^J,  Michael  Bakunin 
tmd  der  Jiadikalismiit  in  der  »Beutseken  Rund- 
sckav,  X  M.  JCII,  Berli»  1877.  —  (Anonym), 
»W  Xikolans  1.  xu  Alexander  III.,  Leipzig 
1881.  —  iXlÄrtMd,  Kritische  Geschichte  der 
Xativnalökontymie,  Leipzig  187;».  —  Oolamin, 
Meine  Beziehungen  zu  Iferzen  und  Bakunin, 
Leipzig  1880.  —  Gr*An,  Bakunin  (Nekrolog)  in 
der  aWatje»,  Berlin  187(1.  —  iMveleye,  l>ie 
sozialen  Parteien  der  Gegentcurt,  Tiib.  I884.  — 
Mnlon,  llistoire  du  socialistae,  T.  III,  Paris 
ltifi4.  —  Settla«,  The  Ufe  of  M.  Bnkonnine, 
Bd.  I,  II,  Abt.  1,  prirntelg  printcd  by  the  autkor 
{aulogr.},  Lumion  1896 — 98.  —  Ver selbe,  Ba- 
kunin  in  den  Jahren  1848 — 49  in  den  »Üozia- 
listierhra  Monalthefien«,  JV.  Jahrg.,  Berlinl898. 
—  (Hden  berg ,  Der  nisaisehe  Xih  iUsmus, 
Leipzig  1888.  —  Thnn,  Gesch.  d.  rerol.  Bcwe- 
gungen  in  Busslntid,  Leipzig  188.1. 

Geoi'g  Adler. 


übersetzt,  1877.  —  Rede  im  deutschen  Bi-ichs*- 
verein  zu  Dresden  1876,  Berlin  1876.  —  Deutsi^h- 
laud  und  der  Sozialismus,  2.  Aufl.,  Leipzig  1878. 

—  Das  Schreiben  des  Beichskaiizlers  vom  15. 
XII.  1878.  Vortrag;.  Berlin  1879.  -  Wa« 
uns  der  Schutzzoll  bringt.  2.  Aufl.,  Berlin  1879. 

—  Die  kultnrisfeschichtliche  Bedeutung  des  äo- 
ziaUstengesetzes,  Vortrag,  Leipzig  1879. — Mttnz- 
reform  und  Bankwesen,  Berlin  1880.  —  Die 
Sezession,  4.  Aufl.,  Berlin  1881  [Bamberger  war 
der  Gründer  dieser  liberalen  Gruppe  vou  Parla- 
mentariern]. —  Die  Verschleppung  der  deutschen 
Münzreform,  Köln  1882.  —  Gegen  den  Staats- 
sozialismus, Berlin  1884.  —  Die  Schicksale  den 
lateinischen  Milnzbundes ,  Berlin  1885,  —  Der 
wunde  Punkt,  Berlin  1889.  —  Die  Ötichworte 
der  Silberlente  besprochen,  ö.  Aufl.,  Berlin  1898. 

—  Üie  neue  Silberkonunission,  2.  Anfl.,  Berlin 
1894.  —  Zar  Vor^schichte  der  deutsehen  Htiaz- 
refonn  (enthalten  m  Yerhandlnngen  der  Kommis- 
sion behnfe  Erörterungen  und  Massregeln  zur 
Hebung  und  Befestigung  des  Silberwertes,  Nr.  8.  i 
Berlin  1894.  —  Wandlungen  und  Wanderungen 
der  Sozialpolitik,  Berlin  1898.  (Sonderabdruck 
aus  der  ^ation.) 

Er  Teröffentlichte  in  Zeitschriften,  a)  Jahrb. 
t.  Ges.  u.  Verw.:  Die  erste  Sitzungsperiode  des 
Deutschen  Reichstages,  I.  Bd.,  Leipzig  1871.  — 
b)  Viert,  f.  VolksT.;  Die  Aufhebung  der  indi- 
rekten Gemeindeabgaben  in  Belgien,  Holknd 
und  Frankreich,  Jahrg.  1870  (Berlin).  —  o 
PreusstBche  Jahrbflcher,  Bd.  XXXI:  Die  fünf 
Milliarden,  Berlin  1873.  —  d)  Deutsche  Rund- 
schau: Zur  Embryologie  iles  Bankgesetzes, 
Berlin  1876;  Zur  Geburt  des  Bankgesetzes,  ebd. 
1876 ;  Die  EntÜironung  des  Weltherrschera,  ebd. 
1877;  Das  Gold  der  Zukunft^  ebd.  1877. 

Seine  gesammelten  Schriften  erschienen  in 
5  Bänden,  Berlin  1894-  98. 

Vgl.  über  Bamberger :  0.  .\rendt ,  Das 
goldene  Zeitalter  Lndwig  Bambergers.  5.  Aufl. 
Berlin  1893.  Lippert. 


Bamberger,  Ludwig, 

freh.  am  22.  VII.  1823  zu  Mainz,  studierte  in 
<,4ies8en,  Heidelberij  und  Göttingen  die  Rechte, 
war  drei  Jahre  im  Justizdienst  thätig  und 
redigierte  1848/49  die  ^.Mainzer  Zeitung".  1849 
nahm  er  tbätigen  Anteil  als  Freischärler  an  dem 
liadiscben  Aufstand  und  lebte  nach  dessen  Nie- 
«lerschlflgung  als  politischer  Flüchtling  in  der 
t-chweiz,  England  i^London),  Holland  und  Frank- 
reich (Paris^  1867'erfolgte  seine  Rückkehr  nach 
I>eatschland.  und  seit  1868  gehörte  er,  Ton 
Mainz  deputiert,  dem  Zollparlament  und  bis  zum 
Schluss  der  Vlll.  Legislaturperiode  (1893)  dem 
Dentflchen  Reichstage  als  Mitglied  der  deutsch- 
freisinnigen  Partei  an.  Gegenwärtig  lebt  er  in 
Berlin.  Er  veröffentlichte  von  staatswissen- 
i^vhafttichen  Schriften  in  Buchform: 

Vertrauliche  Briefe  aus  dem  Zollparlament, 
1868—1870,  Breslau  1870.  —  Die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Vereinarechtes, 
Stattgart  1873.  —  Die  Zett«lbank  vor  dem 
Keichstage,  2.  Aufl.,  Leipzig  1874.  —  Beichs- 
Kold,  3.  Aufl.,  Leipzig  1876 ;  dasselbe  ins  FranzÜs. 


Bandinj,  Salustio  Antonio, 

geb.  am  10.  IV.  1677  in  Siena,  gest.  aU 
,\rcbidiakonu8  1760.  Verfasser  einer  1737  ge- 
schriebenen und  posthum  1775  veröffentlichten 
Abhandlung:  „Discorso  economico"',  die  eine 
Bevorzugung  des  Ackerbaus  vor  anderen  Nfthr- 
zweigen  nebst  der  Voreingenommenheit  fQr  eine 
einzige,  dem  alten  Censns  nachzubildende  Steuer 
und  mc  Verkeh^eiheit  aufweist,  Anschauungen, 
die  Bandini  zu  einem  Vorläufer  der  Phjäio- 
kraten  in  Italien,  hinsichtlich  des  Alters  der 
Entstehung  «einer  Schrift,  raachen. 

Der  „Discorso"  ist  abgedruckt  in  dem 
Custodischen  Sammelwerk  „Scrittori  classici 
italiani  di  economia  politica".  Parte  modenia. 
vol.  1,  Mailand  1Ö03,  in  welchem  Bande  sich 
auch  sein  Nekrolog,  verfasst  von  G.  Gorani,  be- 
Undet. 

lAppei't. 
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Bankfii  (Bankg-esi-liäfte) 


BankM. 

I.  Die  Bankgeschäfte  (S.  132).  II.  Allge- 
meine BankpoÜtik  (S.  147).  III.  Geschichte 
und  gegenwärtiger  Znstand  def<  Bankwesens 
{S.  1«1). 

1. 

Die  Bankgeschäfte. 

1.  Begriffsbestinimuiw:  und  Bankgeschäfte 
im  allgemeinen.  I.  OesenfiHe  der  Bankeu. 
A.  Passivgeschäf te:  2.  Kassennihrung.  a) 
Kafisenftlhnug  im  allgemeinen,  Umschrei- 
bnngen  nnd^brechnnngen  der  Banken,  c)  Aus- 
dehnung des  System»  der  Kassenführnng.  3. 
Buiknotenansgabe.  Vergleichnne;  der  Zahlung 
durrh  Banknoten  und  durch  BanKanweisongen. 
4.  Verzinsliche  Depositen.  5.  Ausgabe  von 
langfristigen  Obligationen.  B.  Äktivge- 
Schäfte:  6.  Mass  und  Art  der  nutzbaren  An- 
lage im  aUgemeineo.  7.  Die  einzelnen  Anlage- 
arten, a)  Diskontierung  Ton  Wechseln,  b) 
Lombarddarlehen,  c)  Torschässe  in  laufender 
Rechnung,  d)  Kapitalanlage  in  zinstragenden 
Wertpapieren.  Darlehen  an  den  Staat  II. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Bankgeschfifte.  8.  Leistungen  der  Banken. 
9.  Die  sog.  Qeldtheorie  (currency  school).  Miss- 
hrauch  der  Banknoten. 

1.  BegriffsbeHtimmun)?  nnil  Bank- 
geschäfte im  allgemeinen.  Das  Wort 
Jiaiik  vird  in  einem  engeren  und  weiteren 
Sinne  gebrauolit.  In  engerem  Sinne  sind 
i'S  diejenigen  Anstalten,  welche  die  Kassen- 
vorrätc  und  andere  Geldsummen  sammeln, 
filr  welche  der  Eigentümer  eine  kürzere 
Zeit  hindurdi  eine  andere  ihm  passende, 
gewinnbtingeiule  Vem-endimg  nicht  findet. 
l)er  Zweck  dieser  Einrichtimgen  besteht 
einmal  in  der  leichteren  imd  besseren  Er- 
ledigung Ton  Zahlungen  infolge  der  Kassen- 
vereinigung in  der  Bank,  sodann  in  der  Nutz- 
barmachung eines  Teiles  der  gesammelten 
Geldvorräte.  Die  alten  Girobanken,  wie 
z.  B.  die  Hambut^er,  verfolgten  nur  den 
ersten  Zwedc,  gegenwärtig  aber  ist  bei 
allen  Bankverwaltungen  die  zinsbare  Anlage 
eines  Teiles  der  ihnen  anvertrauten  Geld- 
stimmen  flblich.  In  diesem  en^ren  Sinne 
wird  das  Wort  Bank  vorzugsweise  in  Eng- 
land gebraucht  Aber  auch  in  Deutschland 
findet  sich  diese  beschränktere  Anwendung 
des  Woi-tes,  so  namentlich  in  dem  tech- 
nischen Ausdruck  ^bankmässige  Kapitalan- 
lage', für  eine  Anlage,  die  das  Kaiutal  der 
Verff%ung  des  Anlanden  nic^t  auf  län- 
gere Zeit  entzieht 

Im  weiteren  Sinne  aber  hat  man  gerade 
vorzugsweise  in  Deutsehluid  alle  Arten 
kreditvermittelnder  Geschäftsanstaltcn  Ban- 
ken genannt  Wo  nur  ein  Geschäftsbetrieb 
vorkommt,  der  auf  der  einen  Seite,  in  wel- 
cher F(Hm  auch,  Kredit  nimmt,  auf  der 
anderen  Seite  Kredit   gewährt   oder  mit 


Kreditpapieren  Handel  treibt,  liat  mau  diu-* 
Wort  angewandt.  So  liat  man  auch  aU 
Bankbetriel)  das  Geschäft  der  Aufnadimo 
von  Kapital  auf  längere  Zeit  durch  Ausgabe 
von  unKflndliaren  oder  in  langen  Fristen 
kündbaren  Obhgationen  und  die  Ankig*' 
des  so  aufgebrachten  Kiipitals  in  hypoUu'- 
kahsclien  Darlehen  an  GnuKleigeutümer 
bezeichnet  (Hj'pothekenbankeo).  Ferner  luit 
man  diejenigen  Unternelmiungen  Banken 
genannt ,  welche  neben  dem  eigentlichen 
Bankgescliäfte  hauptsächlich  den  Abscblus-s 
grösserer  Darlehnsgeschäfte  auf  lange  Zeit 
mit  Staaten  und  anderen  Öffentlichen  Kor- 
porationen odei'  grossen  Erwerbsgesellscluif- 
ten  sowie  die  Gründung  von  AJttiengesell- 
Rcliaften  betreiben  und  die  Unterbringung 
der  Teilobhgationen  der  abgeschlossenen 
Anleihen  oder  der  Aktien  bei  den  Ka]üta- 
listen  bewerkstelhgen  (Effektenteuiken,  Mo- 
biliarkreditbankenj.  Endlich  hat  mau  sogar 
Gesellschaften ,  welche  die  verschiedenen 
Arten  der  Versicherungsgeschäfte  treiben, 
und  zwar  sowohl  die  Aldiengeseilschaften 
wie  die  Gegenseitigkeitsgescllschaften ,  mit 
dem  Namen  Batiken  belegt.  —  Wir  wei-den 
in  diesem  Artikel  nur  von  den  Banken  im 
engeren  Sinne  reden  und  verweisen  füi'dii' 
sehr  verschiedenartigea  anderen  Kreditan- 
stalten, die  so  benannt  worden  sind,  anf  di«' 
betreffenden  besonderen  Artikel. 

1.  Geschäfte  der  Banken. 

Die  Geschäfte  der  Banken  zerfallen  in 
solche,  bei  welcheu  die  Banken  Kredit  em- 
pfangen (Passivgeschäfte)  tm<l  in  solche.  Ixn 
weldicn  sie  Kredit  gehen  (Akti^^cschilfte). 

A.  Passivgeschäfte: 

2.  Kassenführung,  a)  Kassenfüh- 
rung  im  allgemeinen.  Die  Annahm*^ 
von  Kassenvorräten ,  Empfangnahme  und 
Ijeistung  von  Zahlungen  ffir  den  Kunden, 
der  seiueu  Kassenvorrat  der  Bank  über- 
wiesen hat  (Girokunden).  In  diesem  Ge- 
schäfte wurzeln  die  geschäftlichen  Anfäug«- 
alles  Bankbetriebes  und  zeigen  sich  wieder 
in  neuester  Zeit  die  grössten  Fortschritte 
des  Bankwe.sens. 

Die  Aufbewahrung  von  KassenvoiTäten, 
wie  sie  zti  einem  grösseren  Geschäftsbetrieb 
oder  VermÖgensverwaltimg  und  sogar  in 
einer  grösseren  Haushaltung  notwend^  sintl. 
ist  mit  einem  gewissen  Itisico  und  einer 
Müh  waltung  verbtmden.  Noch  mehr  aber 
ist  die  Zahlung  in  barem  Gelde  und  die  gt^- 
hörige  Beurkundung  derselben  für  Zahlungs- 
empfänger und  Zahlungsleistende  ein  läs- 
tiges Geschäft  Gebhr  und  Mühe  treten  in 
älterer  Zeit  bei  grössei-er  Bechtsimsicherheit 
und  ungeordnetem  Münzwesen  mehr  augen- 
fällig hen-or,  und  dalier  gehen  die  Anfängt* 
der  Kassenvereinigung  so  weit  in  der  Gv- 
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«hichte  zurück.  In  neuerer  Zeit  ist  es  die 
^rweere  Menge  der  Z^ungen  und  das 
Bestreben ,  aus  der  Hauswirtscliaft  einen 
Zweig  nach  dem  anderen  zu  selbständigem 
fiewei-bebetriebe  abzutrennen,  die  wachsende 
-Vrbeitsteilung ,  welche  die  Kassenführung 
'lurch  Bauken  immer  mehr  verallgemeinert 
Mit  der  KassenfiThrung  verbindet  sich 
naturgemäss  die  Besorgung  der  sogenannten 
Incsi^ogeschäfte  seitens  der  Bank  für  den 
Kunden,  d.  h.  die  Einziehung  fälli^r  For- 
ileningen ,  -wie  Wechsel,  Zinsscheine  etc. 
und  Leistung  von  Zahlungen  auch  au  an- 
'leren  Orten  als  dem  Banldcoutor. 

Die  Zahlungsaufträge  der  Kunden  an 
lUe  kasscfnhrenden  Bauken  geschahen  bei 
den  italienischen  Banken  des  Mittelalters  in 
der  Regel  persöidich,  so  dass  der  Zahlende 
und  nur  der  Zahhuigsempfilnger  sich  zu- 
sammen zur  Bank  begaben.  Xur  Auswärtige 
scheinen  diu-ch  schrulliche  Anweisung  Ober 
ihr  Guthaben  verfügt  zn  liaben.  Bei  den 
innesen  Oirobanken  zu  Amstenlam  und  Ham- 
\img  überbrachte  der  Kunde  ebenfalls  pci^ 
sTinfidi  oder  sandte  durch  einen  besonders^e- 
vollmächtigteD  eine  schriftliche  Aufz^ichnnng 
der  fQr  ihn  zu  machenden  Zahlungen.  In 
neuerer  Zeit  hat  sich  zuerst  in  England 
■las  viel  bequemere  System  des  Zahlungs- 
auftrages dittch  auf  Ordre  oder  Inhaber 
lautende  schriftliche  Anweisungen,  Checks 
|K.  tl  Art.),  Bankanweisungen,  ausgebildet 
und  ist  von  dort  in  alle  Kulturstaaten  über- 
tr^n  worden.  Sehr  verschieden  sind  die 
Bedingimgen ,  unter  denen  die  Banken  die 
Kassenfühmng  übernehmen.  Als  Regel 
darf  für  die  Gegenwart  und  insbesondeie 
für  die  grossen  Banken  wohl  gelten,  da.ss 
die  Banken  das  Guthaben  des  Kunden  nicht 
verzinsen  und  sich  für  die  Mühe,  welche 
ihnen  sein  Konto  macht,  dadurch  schadlos 
halten,  dass  sie  einen  Teil  des  Guthabens 
zinsW  anlegen.  Der  Zinsgewinn  mnss 
dann  im  Verhältnis  zu  der  Grösse  der  Müh- 
waltnng  stehen.  Einer  der  Direktoren 
der  Bank  von  England  teilte  vor  ca..  iV-i 
Jahrzehnten  mit,  dass  iliese  Anstalt  jährlich 
ilen  Zinsgewinn  berechne,  den  sie  aus  einem 
'luthaben  gehabt  und  denselben  durch  die 
Zahl  der  von  dem  Kunden  gozogenen  Checks 
dividiere.  Wenn  auf  jeden  Check  dann  nicht 
'i  rt  Zinsgewinn  kommen,  so  werde  der 
Kunde  zur  Tei^'issenmg  seines  durch- 
schnittlichen Gulliabens  veranlasst  oder  die 
Verbindung  mit  ihm  abgebrochen.  Wohl 
alle  anderen  Banken  versehen  diese  Ver- 
richtnngen  billiger.  Ein  anderes  bei  kleinen 
'•nglüichen  Banken  wohl  vorkommendes  Ab- 
konunen  ist,  dass  von  dem  ganzen  <-lut- 
hal*n  des  Kunden  ein  bestimmter  Betiitg, 
mtn  den  das  Guthaben  nicht  sinken  darf, 
zinslos  Weiht,  der  T'el)erschiiss  darüber  ver- 
zink wii^T. 


b)  Umschreibungen  und  Abrech- 
nungen der  Banken.  Die  Zahlungen 
zwischen  den  Kunden  der  Bank  gestalten 
sich  zu  einfachen  Umschreibungen  in  den 
Büchern  der  Bank.  Die  zu  zahlende  Summe 
wird  dem  Guthaben  des  Zahlenden  abge- 
schrieben und  dem  Guthaben  des  Zahlungs- 
empfängers zugeschrieben  (Giroverkehr)  (s. 
d.  Art.). 

Haben  die  Personen,  welche  sich  unter 
einandei-  Zahlung  leisten  wollen,  vei^chie- 
denen  Bauken  ihre  Kassenführung  übei'- 
geben ,  so  pflegen  diese  Banken  mit  ein- 
ander in  A'erbindung  zu  treten  und  über 
die  Summe,  welche  sie  einander  im  Auf- 
ti-ag  ihrer  Kunden  zu  zahlen  haben,  mit 
einander  abzui-echnen  und  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  die  bei  der  Abrechnung  sich  ergelien- 
deu  Differenzen  einander  auszuzahlen.  Wo 
nun  an  einem  Orte  mehi-ei-e  Banken  neben 
einander  bestanden  haben .  hören  wir  von 
solchen  Abrechnungen  zwischen  denselben. 
Die  griJsste  Entwickelung  liat  (las  Abrech- 
mingsweaen  zwischen  den  Banken  diuMih 
das  Austaiißchsystem  der  Checks  erlangt, 
wie  es  sich  in  dem  Londoner  Clearinglians, 
gegründet  1774,  zuoi-st  nur  für  <lie  Lon- 
doner Banken,  jetzt  für  die  Banken  dos 
ganzen  Landes  entwickelt  hat.  !Xach  dem 
A'^orbild  des  englischen  Cleaiinghauses  sind 
iu  andei'en  Ijändeni  ähnliche  >Abreclinungs- 
I  stellen«  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  1  S.  7  ff.  mid  den 
i  Ai-t.  Olearinghouse)  gegründet  woiflen. 

Die  Abrechnungsstellen  vermögen  die 
bai-cn  Ausgleichungen  zwischen  den  Ab- 
rechnenden völlig  zu  beseitigen ,  wenn  die 
abrechnenden  i^ankeu  sämtlich  Avieder  ihre 
Kassenvorräte  einer  centralen  Bank  anver- 
traut haben  und  unter  sich  Zahlungen  durch 
Anweisung  auf  diese  machen.  So  ist  es 
bei  dem  englischen  Clearinghaus  und  bei 
den  deutschen  Abrechnungsstellen  der  Fall. 
Die  Saldi  bei  der  Abrechnung  wenlen  diurh 
Anweisungen  auf  die  Rink  von  England 
bezw.  die  deutsche  KcichsUmk  nusge- 
glichen. 

Auf  diese  Weise  können  alle  Zalilungou 
zwischen  den  Personen,  die  mit  einer  Bank 
in  Verbindung  stehen,  zidetzt  durcli  Um- 
schreibung oder  Kompensation  von  Forde- 
i-ungen  au  Banken  erledigt  wei-den.  Das 
System  der  Kassenveieinigmig  in  seiner 
vollständigen  Dui-chfOhnmg  b^eitigt  jede 
Notwendigkeit  von  Barzaliinngen  zwischen 
den  an  der  Kassenvereinigung  beteiligton 
Einzelwirt  seliaften. 

c)  Ausdehnong  des  Systems  der 
Elassenführung.  Weitaus  am  ausgcbil- 
detsten  ist  dius  System  in  England.  Fast 
jeder,  der  über  den  Stand  der  handai-lxji- 
tenden  Klas.sen  hiTvornigt,  pflegt  seinen 
Bankier  zu  haben,  der  ihm  die  Kasse  führt, 
für  ihn  Zahlungen  macht  und  ompfäi^. 
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uud  der  \m  weitem  ^lOssei-e  Teil  aller 
Zahlungen  über  5  £  -wird  auf  dem  ange- 
soheuen  "Wege  erledigt.  Abei*  no<^  immer 
dehnt  sich  von  Jahr  zu  Jahr  diese  Zablimgs- 
metliode  aus. 

Demnadist  sind  es  die  groKseu  StOdte 
und  die  industriellen  Bezirke  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  in  denen  die  Kassen- 
fiihrnng  dui-ch  Banken,  die  Zahlung  durch 
Anweisung  auf  dieselben  und  das  Austausch- 
systoin  der  Bankiinweisimgeii  am  meisten 
ausgebildet  ist.  Üer  Mangel  einer  Contral- 
baiik  maeht  fi-eilich  dort  häufig  Zahlungen 
in  Motallgold  oder  Rinkiioteu  zur  Berichti- 
gimg der  Saldi  bei  der  Abrechnung  not- 
\vondig.  In  doi-  Kindheit  aber  ist  diese 
Entwnckelung  noch  überall  auf  dem  euro- 
piüüchen  Kontinent.  Die  Zahlung  dtuxih 
Bankanweisung  beschi-änkt  sich  tlort  noch 
fast  ganz  auf  die  grössoi-on  Gewerbetrei- 
benden. Sie  hat  imter  diesen  in  Deutsch- 
land sich  in  neuester  Zeit  rasch  verbreitet 
diu-ch  die  Einrichtiingen,  welche  die  Rcichs- 
h\nk  fflr  den  Giroverkehr  getroffen  hat  und 
dnrcli  die  ebenfalls  auf  Aniegiuig  des  Rcichs- 
bankdirektoriums  enichteten  Äbi"echnungs- 
anstalten.  Vor  allem  hat  die  Erleichterung 
der  Zaldung  von  Ort  zu  Ort,  welche  die 
Beichsbnnk  ihren  Girokunden  infolge  ihrer 
fil»er  ganz  Deu^cbJanil  verbreiteten  Zweig- 
anstnlten  zu  gewähi-en  im  stände  ist,  ziu 
Vermelu'ung  der  Girokuiiden  im  Reiche  viel 
beigeti-agen.  Aber  die  Durchschnitttiiteti-äge 
der  im  Giroverkohr  der  Reichsbank  umge- 
sclmebonen  Summen  zeigen,  wie  sehr  der 
Vei'kehr  sich  auf  die  grossen  Zahlungen 
beschränkt.  Im  Jahre  1897  kam  auf  jede 
ITebertragung  am  Platze  13831  M.,  auf 
jede  Febertragimg  von  anderen  Bankstellen 
ri680  it. 

AVie  gross  die  Summen  sind,  welche  den 
Banken  an  Easseuvorräten  seitens  ihrer 
Kunden  zuflicsseu,  das  kommt  mu*  hei  den 
nossen  öffentlichen  Banken  zur  allgemeinen : 
Kenntnis. 

Die  ausst'i'ord entliche  Steigennig  dieser 
Summen  im  engliscli-amerikanisclien  System 
ist  dadin-ch  entstanden,  dass  die  Depositen 
zimi  weitaus  grüssten  Teil  nicht  mehr,  wie 
bei  den  alten  Girobanken,  diu-eh  bare  Ein- 
zahlungen, sondern  durch  das  Gutschreiben 
von  Checks  und  tüskontierten  Wechseln,  teil- 
weise auch  von  Darlehen  auf  Lombardki'etlit 
entstehen.  So  ergab  sich  nach  der  Scliätzung 
des  Economist  fiir  die  sämtlichen  Aktien-  und 
Privathanken  des  vereinigten  Königreichs  zu 
Anfang  des  Jahres  1898  die  imgeheiffe 
Summe  von  780  bis  79(1  Millionen  £',  fast 
sielionmal  so  viel  als  der  mutmassliche 
OoldvoiTat  des  Landes.  Näheres  siehe  in 
dorn  Abschnitt  über  Bankstatistik. 

3.  Banknotenausgabe.  Yergleichung 
der  Zahlung  dnrch  Banknoten  nnd  durch 


BankanwelHnngen.  Die  Banknoten  sind 
schriftliehe  Zafalungsvei-sprechen  einer  Bank 
auf  nmde  Geldsummen  ausgestellt,  jedeiznt 
dnrdi  den  je<1esmaU^n  Inhaber  des  Papiers 
einforderbar.  Sie  smd  wahrscheinlieu  in 
der  Art  aus  der  EassenfQhning  entstanden, 
dass  die  Banken  ihren  Gläubigem  die  Ver- 
fügung tlber  ihr  Guthaben  zum  Zwecke  der 
Zaldung  an  dritte  l'ersonen  mögliclist  er- 
leichtern wollten.  An  die  Stelle  des  |>er- 
sönlichen  Erscheinens  oder  der  Aussteilung 
einer  Bankanweismig ,  die  der  bez(^enen 
Bank  präsentiert  werden  muss,  und  der  Um- 
schi-eitinng  in  den  Bfichem  der  Bank  tritt 
die  einfache  Tradition  des  Inhaberpapiers. 
Infolge  der  Ausgabe  von  Banknoten  kann 
die  TTebei-tragmig  einer  Forderung  an  eine 
Bank  in  viel  weiteren  Kreisen  an  die  Stelle 
der  Barzahlung  treten.  Personen,  die  wegen 
geringer  Wohlhabenheit  oder  aus  andei^n 
Gründen  keine  laufende  Rechn\mg  bei  einer 
Bank  halten  können,  vermögen  doch  ein- 
ander mit  Banknoten  zu  zahlen. 

Der  wirtscluiftliche  Voi^ng  ist  daliei- 
bei  der  Zahlung  mit  Itanknnten  und  diux^h 
Bankanweisungen,  welche  zu  Umschreibungen 
in  den  Bfldiern  der  Banken  oder  Verrecb- 
nnngon  zwischen  den  Banken  füliren,  im 
Gnnule  derselbe.  An  die  Stelle  der  Bar- 
zahlung tritt  die  Cession  einer  Foi-derung 
an  eine  Bank,  als  der  gemeinsamen  Kasst* 
der  Zahlenden.  Nur  die  Form,  in  welcher 
die  Cession  sich  vollzieht,  ist  verschieden. 
Die  Banknote  ist  daher  wohl  zu  miter- 
scheiden ,  nicht  nur  von  dem  eigentlichen 
Gelde,  den  Hauptm(inzen  des  Landes,  sou- 
deiii  aucli  von  allen  Arten  metallischer  und 

Fapierner  Wertzeidien,  insbesondere  dem 
apiergelde,  insofern  diese  Sachen,  die 
Banknote  aber  eine  Urkunde  über  eine 
Forderung  ist.  Dieser  wesentliche  Unter- 
schied wird  auch  nicht  dadurch  aushoben, 
dass  die  Banknote  zum  gesetzlichen  Xahlun^ 
mittel  erholien  wii-d  (s.  Art.  Bankpolitik 
unten  S.  147  ft),  ebensowenig  wie  die  Guthaben 
bei  den  ümschreiliebanken  aufhörten,  Forde- 
nmgen  zu  sein,  dadiffch,  ilass  für  die  Zahlimg 
z^-ischeu  Kaufleuten  nach  den  Gesetzen 
einiger  Handelsstädte  die  Umschi-eibung  bei 
einer  Bank  voi^sclirieben  war  oder  dass 
die  ümstihreibung  einer  Zahlung  durch 
bares  Geld  in  ihren  rechtlichen  Wirkimgen 
gleichgi^steUt  wunle. 

Infolge  dieser  Gleichartigkeit  können 
auch  bei  allen  Banken,  die  zugleich  den 
Umschrcibe-(Giro-)verkehr  liaben  und  Bank- 
noten ausgeben,  die  beiden  Arten  von  For- 
derungen ohne  alle  Schwierigkeiten  ohi- 
,  ander  substituiert  weitien.  Die  Gu-okunden 
der  Balde  von  Kiigland  oder  der  deutschen 
Reichsbank ,  welche  bei  diesen  Banken 
Wech.sel  diskontiei-eo.  Iwben  die  Wahl,  ob 
sie  ih^n  orbaltenon  Betrag  ^lem  Gii-ocouto 
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tnschroiben  oder  in  Banknoten  empfangen 
wollen.  Je  nach  den  Personen,  an  welche 
sie  ihrerseits  zu  zahlen  haben,  w^erden  sie 
ihre  "Wahl  treffen.  Aber  jederzeit  können 
Xoten  in  Giroguthaben  und  Giroguthal)en 
in  Noten  verwandelt  werden,  ohne  dass  die 
Summe  der  jederzeit  KUigen  verpflichtun^n 
der  Bank  und  ihre  ganze  G^eschfiftsl^  f^ich 
wesentlich  rerändert. 

Nif^t  minder  sind  in  Bezug  auf  die 
Entstt^himg  Girt^tliaben  imd  Banknoten 
iixaiz  gleichartig.  Man  kann  in  den  Besitz 
sowohl  eines  Girogitthabei»  wie  einer  Bank- 
note dadurch  gelangen,  dass  man  eine  Eia- 
zahlnng  in  barem  Golde  bei  der  Bank  macht. 
Das  ist  aber  g^nwSrtig  ein  \ingewühn- 
lichfflr  Vfeg.  In  der  Bogel  venien  die 
Banknoten  au^^ben  und  die  (Mrog^uthaben 
vermehrt  in  Form  von  Darlehen,  sei  es 
Diskontiei-ungen  von  Wechseln  oder  Lom- 
barddarlehen oder  anderen  Vorschüssen. 

Beide  Arten  von  Forderungen  an  eine 
Baak  können  daher  auch  vergrössert  und 
Kaufbefähigung  und  Zahlungsmittel  können 
auf  beiden  Wegen  geschaffen  werden,  ohne 
dass  das  bare  Gekl  im  Besitz  der  Bank  oder 
der  Knuden  vermehrt  -wird.  Das  spricht 
>tei  den  Banknoten  von  selbst  und  wini  all- 
gemein anerkannt.  Die  gleiche  Steigenings- 
fähigkeit  des  Giroverkehrs  dagegen  wird 
noch  sehr  oft  übersehen  und  ganz  unhalt- 
bare üntei-scheiduni^en  zwischen  >' Noten  imd 
D<:*positenc  oder  »Xassec  werden  in  dieser 
Beziehung  nicht  selten  a\ifgestellt.  Aber 
.-^•hon  die  alten  Venotianer  wussten ,  dass 
eine  Bank  auch  im  Giroverkehr  mit  einem 
Federzuge  ihren  Kunden  G«ld  und  allge- 
meine Kaufbeföhiguug  beschaffen  kaiin, 
imd  in  Ijändem  wie  England  lehrt  die 
oberflächlichste  Beobachtung  der  Thatsachen, 
dads  man  durch  Bwkanweisung,  Umschrei- 
bung und  Clearinghouse  gerade  so  gut  mit 
ausdelmimgs^iigem  Bankkredit  zahlt,  wie 
wenn  man  Bauknoten  verwendet.  Die  Be- 
nutztmg  der  Banknote  ist  in  England  ver- 
hältnismässig immer  melir  zurückgetreten, 
wie  sich  schon  daraus  eigiebt,  dass  seit 
einigen  Jahren  der  Barvorrat  der  Bank  von 
England  immer  grösser  gewesen  ist  als 
der  Betr^  der  im  Publi£mi  umlaufenden 
Noten.  Die  Ansicht  von  binderen 
Bedeutung  der  Banknote  als  Umlaufsmittel 
ist  groesenteils  dadurch  entstanden,  dass 
ihre  Anhänger  den  Check  und  die  Note, 
rlie  beiden  Wertpapiere,  in  ihren  rechtlicheu 
^Kgenschaften  v^i^dtön  und  abersahen, 
dass  beide  nur  verschiedene  Vehikel  zur 
Cirkidation  und  Kom]>ensation  von  Fordc- 
iimgen  an  eine  Bank  sind. 

Auch  die  Deckung  der  Banknoten  imd 
der  Giroguthaben  pflegt  ganz  gleichmässig 
zu  sein,  wie  sich  l>ei  Ei-Örtenuig  der  Passiv- 
ge^rhäfte  der  Banken  nälier  ergeben  wiitl. ; 


Thatsfichlich  sind  in  Eui-ojja  die  Banknoten 
in  der  Regel  melu-  dtux;h  mrvorräte  gedtxskt 
als  Girogiithaben.  Mag  das  am-ii  die  Fol^ 
staatlicher  Einwirkung  sein ,  es  ist  kern 
Grund,  das  Abrechnungssystem  als  eine 
Wirtschaft  mit  »Kasse«^  oder  »Geldt.  dem 
Notensystem  als  einer  Wirtsciiaft  mit  Ki*edit 
gegenüberzustellen. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  dagegen 
besteht  erstens  darin,  dass  die  Notenbanken 
nicht  wissen  können,  in  weldie  Hände  die 
Noten  geraten,  wenn  sie  in  Umlauf  gesetzt 
sind.  Die  Bank  dagegen,  welche  laufende 
Rechnimgen  ihrer  Kimdnn  und  das  Au- 
weisungssystem  hat,  kennt  ihre  Gläubiger 
und  steht  in  persöidichen  Beziehungen  zu 
denselben.  Man  kann  Tielleicht  mclit  be- 
haupten, dass  diese  Beziehimgen  der  Ban- 
ken mit  Anweisungssystem  mehr  als  die 
Notenbanken  ^geu  eine  plötzhche  Zurück- 
ziehung oder  Emschi-änkmig  der  Überwiesenen 
Kassen  Vorräte  schützen ,  aber  sie  gewähi-eii 
denselben  eine  viel  günstigere  Stellung  in 
Bezug  auf  Kreditgewälirung  an  ihre  Knuden. 
Die  kasseführende  Bank  kann  aus  den  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  welche  sie  für  ihre 
Kunden  Iwsorgt ,  ziemlich  zuverlässige 
Schlüsse  auf  ihren  Vermögensstand  sowie 
ihre  wirtschafthchen  Fortscliritto  oder  Rück- 
schritte maclien  und  deshalb  bei  der  Kredit- 
gewährung an  dieselben  in  viel  sieherei-er 
und  freierer  Weise  voi^ehen  als  die  reine 
Zettelbank  in  ilu^n  Geschäften  mit  ihr 
übrigens  fremden  Personen.  Diese  Kennt- 
nis der  Geschäfte  der  Gewerl>etreibenden 
seitens  der  Banken  ist  dann  wieder  rück- 
wirkend für  jene  ein  Sporn  zu  einer  Ge- 
schäftsführung, welche  Xi-edit  verdient.  So 
hat  das  ganze  System  durch  die  Beziehungen 
zTÄ-ischen  Bank  und  Kunden  einen  günstigen 
Einfluss  auf  die  Solidität  des  Goscliäfts- 
betriebes  und  die  Kreditgewähnuig  in  dem- 
selben. 

Auch  die  Sitte,  dass  die  Banken  sich 
an  dem  zinslosen  Genuss  der  Guthaben 
ihrer  Kunden  für  die  Mühe  schadlos  halten, 
welche  ihnen  die  Führung  der  CoTiti  ver- 
lu-öac^t,  und  dass  sie  einen  ständigen  Min- 
destbetrag des  Aktivsaldos  des  Kunden  ver- 
Imigen,  bewirkt,  dass  die  Kunden  eine 
grössere  Kasse  beim  Bankier  halten,  als  sie 
iflr  sieh  zu  Hause  in  Banknoten  oder  Metall- 
geld halten  würden,  was  ebenfalls  zur  Er^ 
höhung  der  allgemeinen  geschäftlichen  So- 
lidität beitragt. 

Andererseits  ist  die  Zahlung  vermittelst 
Banknoten  einer  Ausdehnung  auf  ärmere 
Völker  und  ämiere  Teüe  des  Volkes  fällig 
als  die  Kassenführuug  durch  Banken  und 
das  Anweisungss\stem.  Das  letztere  ist 
das  kostspieligere  System.  Die  Buchung 
jeder  ZaiiJiing  iü  den  Büciiom  der  Bank, 
der  Austausch  der  Anweisungen  und  die 
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Ablehnung  z^WschoQ  den  Bankon  macht 
vid  mehr  Mühe  als  die  Tradition  der  Bank- 
noten, und  diejenigen,  die  einen  Bankier 
lialten,  müssen  ihn  deshalb  in  irgend  einer 
Weise  für  seine  Dienstleistungen  bezahlen; 
diß  Banknoten  ferner  werden  genommen 
auf  den  notorischen  Kredit  der  Bank,  "«'eiche 
die  Xoten  ausgegeben  hat  und  jederzeit  einzu- 
lösen bereit  ist,  bei  einer  Zahlung  durclLÄ.nwei- 
inmg  dagegen  giebt  der  Zahlungsempfänger 
dem  Zahlenden  Kredit.  Derselbe  mnss  ihm 
«lafflr  haften,  dass  die  Anweisung  von 
Seiten  der  bezogenen  Bank  eingelöst  wird. 
Deshalb  können  ganz  Unbekannte  nicht 
dnrch  Anweisungen  zahlen.  Eine  Eisen- 
bahnka«se  z.  B.  kann  das  Falirgeld  nicht 
in  Checks,  wohl  abtn*  in  I^nknoten  an- 
nelimen. 

So  erklärt  sich,  dass,  obwohl  das  An- 
weisuDgssystem  viel  älter  ist  als  die  Zettel- 
banken .  doch  die  letzteren  zuerst  die  Zah- 
lung durch  Uebenveisung  einer  Fordening 
an  eine  Bank  verallgemeinert  haben.  Das 
erstere  System  war  auf  die  wohlhabenden 
Verkehrsmittelpunkte  beschränkt,  die  Bank- 
noten haben  im  ganzen  Land  in  allen  Kas- 
ten Aufnahme  gefunden.  Mit  wachsender 
Wohlhabenheit  tmd  wirtBchaftlieher  Kultur 
pflegt  sieh  dann  das  Gebiet  der  Banknote 
wieder  einzuschränken.  Denn  durcti  die  Ver- 
bindung der  im  Lande  zerstreuten  Banken 
unter  sich  und  mit  einer  Centraibank  und 
durch  die  VervoUkonminuug  der  Abrech- 
nungsao  stalten  kann  zuletzt  für  den 
Zweck  der  Zahlung  duifh  Anweisung  die 
Schwierigkeit  der  lokalen  Entfernung  der 
Zahlenden  von  einander  (iberwimden  werden 
und  das  ganze  I^nd  als  ein  IJankpIatz  er- 
scheinen. Diese  Entwickelung  hat  sich 
deutlich  in  Gro-ssbritannien  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gezeigt,  die  Anfänge  der- 
selben werden  auch  in  Deutschland  he- 
merkl)ai'. 

Zu  der  Ausdehnun^fähigkeit  der  Bank- 
notcncirkulation  auf  weitere  Kreise  und  auf 
kleine  Zahlungen  kommt  endlich  hinzu,  dass 
die  Kreditgewährung  beim  Banknotenrerkehr 
eine  viel  weniger  freiwillige  ssu  sein  pflegt 
als  beim  Anweisungsverkehr.  Mit  Ausnahme 
der  kurzen  Zeit,  die  zur  Präsentation  und 
ziu*  Aiiszahlim^,  Gutschrift  oder  Austausch 
der  Bankanweisungen  erforderlich  ist,  ge- 
währen die  Personen,  welche  ilu-e  Zahlungen 
durch  Banknoten  ausgleichen,  mir  den  Ban- 
ken Kredit,  welche  sie  sich  selbst  für  ihre 
Kassenfühning  ausgesucht  haben,  während 
bei  dem  Banknotensystem  es  vorkommen 
kann ,  dass  ein  gi-osser  Teil  der  Besitzer 
von  Bauknoten  nur  deshalb  Gläubiger  einer 
Bank  ist,  weil  er  die  Annahme  der  beti-effen- 
deu  Noten  nicht  verweigern  konnte  und  sie 
in  Kürze  wieder  los  zu  werden  hofft.  Zu 
der  Noten   ausgebemien    Bank  steht  ein 


grosser,  in  der  Regel  der  weitaus  gi-Össte 
Teil  der  Besitzer  von  Banknoten,  abgesehen 
von  diesem  Besitz,  in  gar  keinen  Beziehungen. 
Er  ist  auch  gar  nicht  im  stände,  die  Kredit- 
wOrdigkeit  seines  Sehuldnei-s  zu  beurteilen. 
Daraus  hauptsächlich  folgt  eine  aadeio 
Stellung  des  Staates  zu  der  Banknotenaus- 
gabe  als  zu  der  Z^ung  mit  Bankanwei- 
sungen. 

4.  VerzinsUdi«  Depositen.  Die  Banken 
nehmen  verzinsliche,  aiii  kürzere  Zeit  dispo- 
nible Kapitaldenositen  an.  Diese  den  Baaken 
zugehenden  schwchonden  Kapitalien  tmtei*- 
scheiden  sich  von  den  bei  ihuen  sich  sam- 
melnden Kassenvorräten  dadiuch,  dass  sie 
nicht  zur  Bestreitung  der  laufenden  Aii.«;- 
gabcn  in  der  Wirtschaft  der  D<!ponentou 
bestimmt  sind,  sondern  dass  für  sie  ein« 
nutzbringende,  verzinsliche  Anlage  gesucht, 
aber  in  definitiver  Weise  nicht  sofort  ge- 
funden wird.  Von  seinen  KassenvoiTäten 
kann  niemand  eine  Verzinsung  envaiten, 
und  es  ist  gewiss  zweckmässig,  dass  die 
Banken  dieselben  nicht  verzinsen.  Es  ge- 
hört dagegen  zum  W'eseu  des  Kapitals,  da^s 
es  eine  Nutzung  abwirft.  Auf  diostdbe  wii-d 
der  Kapitalbesitzer  nicht  leicht  verzichten, 
die  Bedingung  einer  Anziehung  von  Kapital 
durch  die  Bjuiken  in  gi-össeren  Bi^ti-iigeu 
über  das  Ma-ss  der  uneutbehrlir-heu  Kassen- 
von-äte  liinaus  ist  daher  luicli  ai-fidu-uugs- 
mässig  eine  wenn  auch  oft  nur  mässige 
Verzinsung.  Dafür  hmn  denn  die  Bank 
sich  eine  gewisse  Kündigungsfrist  ausbe- 
dingen. Ueber  Kas.se  nvoiTäte,  aus  denen 
man  die  laufenilen  Zaldnngen  macht,  muss 
man  jederzeit  verfügen  können ;  l>ei  Kapitalien, 
die  nicht  für  sofort  zu  leistende  Ausgaben, 
sondern  zu  Anlagen  bestimmt  sind,  welche 
eine  längere  vorausgehende  Ueberlegmig  ge- 
statten, kaim  der  Eigentümer  in  eine  g«>- 
wisse  Kündigungsfrist  willigen.  Indes  wer- 
den in  der  neueren  Zeit  von  vielen  Banken 
audi  für  stets  fällige  Depositen  Zinsen  — 
allerdin^  nadi  einem  sehr  nietlrigen  Satze 
—  bewilligt. 

reberiiaupt  ist  die  Grenze  zwischen  den 
beiden  Arten  von  Dejjositen  nicht  .^chai-f. 
Aus  KassenTOrräten  werden  Geldkaj>itaUeu, 
wenn  aus  irgend  einem  Gmnde,  z.  B.  all- 
m^liche  Erspanmg,  Zurückziehung  eines 
Kapitals  aus  einem  Qeschäftshctric1)e,  tUe 
Einnahmen  die  Ausgaben  Üherschi-eiteu,  und 
umgekehrt  wenlen  Goldkapitahen  den  Kassen- 
vorräten zugefülirt,  wenn  sie  zum  Zweck 
der  allmählichen  fixen  Anlage  (Ilaulen  z.  B.), 
Vorgnissenmg  des  wirtscliaftlichen  Betriebes 
oder  auch  des  pers^'mlichen  "Verbrauchs  auf- 
gelöst werden  sollen. 

Aber  doch  ist  im  ganzen  die  ^''ersohLeden- 
heit  dieser  bei<len  den  Bauken  zufliessendeu 
Arten  \on  Fonds  für  den  Bankbeti'icb  sehr 
'  gross. 
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Die  KasscDvorräte  iinterliegeii  in  nor- 
inalen  Zeiten  nnr  massigen  und  ziemlich 
regelmässigen  Schwanklingen,  deren  Bowe- 
i^iQg:  eine  Bankverwaltung  boobachteu  und 
durch  Erfahrung  mit  annähernder  Siclierhoit 
kennen  lernen  kann.  Denn  das  Itedflrfnis 
der  Kasse  ist  durch  die  Grösse  und  Art 
'ies  Wirtschaftsbetriebes  gegeben,  und  über 
das  Bedürfnis  hinaus  winl  kein  verständiger 
Wirtsc-hafter  unverzinslich  Summen  in  seiner 
Kasse  liegen  lassen.  Das  tjtreben  nach  tlnin- 
llchster  Sparsamkeit  in  dieser  Beziehung  ist 
allgemein  verbreitet.  Nur  in  Zeiten  allge- 
meiuer  Krediterschflttemng,  bei  ausbrechen- 
den Kriegen  und  anderen  grossen  politischen 
Störungen,  in  Geld-  und  Handelskrisen 
suchen  zahlreiche  Wirtschaften  ihre  Kassen- 
vonate  rasch  und  oft  in  sehr  starkem  Masse 
zu  verstärken.  Aber  selbst  dann  Verden 
Rückforderungen  von  eigentlichen  Kasseu- 
vonräten  bei  Bauken,  deren  Kredit  uner- 
sohfittert  ist,  nur  selten  vorkommen,  viel- 
mehr werden  die  Ktmden  häufig  ihren  Aktiv- 
r^aldo  erhöhen. 

Ganz  anders  ist  es  mit  den  verzinslichen 
Kapitaldepositen.  Fflr  die  Zunahme  und 
Abnahme  derselben  bestehen  nicht  solche 
im  Bedürfnis  der  Bankkunden  gegebenen 
(irenzen.  Zu  Zeiten  niedngen  Zinsfiisses 
und  stockender  gewerblicher  Unternehmungs- 
lust w^erden  \ie\e  Kapitalisten  und  (TCwerB*'- 
treibende  sich  gern  mit  ganz  niedrigen  Zinsen 
für  beträchtliche  Kapitalien  begntlgon,  wenn 
^ie  eine  sichere  Anlage  dafür  finden,  welche 
das  Kapital  nicht  auf  lange  Zeit  ihrer  Ver- 
fügung entzieht.  Bei  günstiger  Gelegenheit 
zur  anderweitigen  Kapitalanlage  werden 
solche  Depositen  den  Ban  kon  oft  rasch 
wieder  entzogen.  Hedeuteiide  Kapitaldepo- 
>iten  entstehen  auch  dadurch,  ilass  Besitzer 
von  Wertpapieren  diese  bei  gunstigen  Kon- 
junkturen verkaufen  und  den  Ei-trag  bei  der 
Hank  stehen  lassen ;  später  aber  wird  bei 
g^unkenen  Kursen,  also  vielleicht  unter 
kritischen  irmständen,  dieses  Guthaben  wie- 
der zum  Ankauf  v<m  Papieren  verwendet. 
I_"nd  auch  bei  einer  Schwächung  des  Kredits 
der  Banken  werden  die  Kapitaldepositen 
leicht  eine  starke  Vermindenmg  erleiden, 
während  sich  nur  schwer  ein  Girokunde 
i'ntschliessen  wird,  in  solchen  Zeiten  sein 
Gin^ithaben  aus  der  Bank  herauszunehmen, 
die  für  ilm  die  Kasse  führt,  und  dadureh 
die  Verbindung  mit  ihr  abzubrechen.  Die 
Schwankungen  der  verzinslichen  deposit 
Hccnunts  bei  den  eu^ischen  Bauken  pflegen 
tieshalb  viel  grösser  zu  sein  als  die  der 
uDverzin&lichen  cmrrat  aocounts,  und  in  den 
neueren  Geldkrisen  sind  nicht  selten  in  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  Banken 
durch  massenhafte  Kündigimg  und  Zurück- 
nahmc  verzinslidier  Kapitaldepositen  in  Ver- 
logenheiten geraten  (z.  B.  1S.'»7),  ohne  dass 


ihr  Kretlit  gelitten  hätte.  Das  Hauptmittel, 
diesem  Wechsel  zu  begegnen,  sind  geeignete 
Verändenmgen  in  der  Höhe  des  Zinsfusses 
für  die  De])ositen. 

Zum  Teil  wegen  dieser  gefälirlit;hereu 
Natur,  zum  Teil  aber  auch  wohl,  um  nicht 
alle  Zweige  des  Bankgeschäfts  zu  sehr  zu 
centrali-sieren  und  den  e^nen  Betrieb  allzu 
sehr  auszudehnen,  nehmen  die  grossen  Ceu- 
tralbanken.  auf  denen  das  (ieidwesen  ganzer 
liänder  beniht,  keine  verzinslichen  Depo- 
siten an.  Itei  den  übrigen  Banken  ti-cteu 
diese  Depositen  meistens  als  Kontnkor- 
rentguthaben  dt?r  ständigen  Kunden  auf. 
In  Deutschland  richtet  sich  die  Vei-zinsimg 
die.ser  Guthaljen  nach  dem  Zinsfuss  der 
ßeichsliank,  und  zwar  beträgt  er  üi  der 
Regel  1  Prozent  weniger  als  der  letzten*, 
nräfarend  für  die  Passivsaldi  1  Prozent  mehr 
als  die  Bankrate  ^'«rlangt  wird. 

5.  Ausgaben  von  langfriatiKen  Obii* 
gationeiL  Die  Ausgabe  von  stnton  des 
Gläubigers  unkündbüer  oder  in  langen 
Fristen  rück  forderbarer  Obl^tionen  ist  ein 
OcRchäft,  das  schon  nicht  mehr  zu  den  Bank- 
geschäften im  engeren  Sinne  gehcirt  von 
I  denen  hier  gehandelt  werden  soll.  Es  hat 
I  faat  mu-  für  die  Hyjwthekenbanken  Bedeii- 

tung,  welche  derartige  Obligationen  unter 
I  dem  Namen  Pfandbriefe,  Hypotheken  scheine 
ausgeben  (s.  d.  betr.  Artikel).  Die  Vej-suche, 
derartige  Papiere  durch  läfektenbanken  zu 
emittieren,  wie  sie  seiner  Zeit  dureh  den 
französischen  Credit  mobiher  gemaclit  wur- 
den, sind  nicht  geglückt.  Dem  eigentUohen 
Hankbetrieb  aber  ist  dies  Gescliäft  ganz 
fremd. 

B.  Aktivgeschäfte: 

6.  Mass  and  Art  der  nutzbaren  An- 
lage im  allfcemeinen.  Alle  drei  Arten  von 
fremden  Fonds,  über  welche  die  Banken 
verfügen,  haben  das  Gemeinsame,  dass  sie 
in  kurzen  Fristen  <len  Banken  wäeder  eut- 
zogeu  wenlen  können.  Für  die  Banknoten 
und  die  Giroguthaben  kann  jederzeit  Zahlung 
in  barem  Gelde  verlangt  wei-den.  Für  die 
verzinsUchen  Kapitaldejwsiten  besteht  häufig 
eine  gewisse,  aber  doch  nur  sehr  kurze 
Kündigungsfrist.  Aber  die  Erfalinmg  lehrt, 
dass  kückf orderung  Ijei  unersohüttertem 
Kredit  doch  nicht  auf  einmal  und  plötzlich 
gescliieht.  Deshalb  ist  es  thunlicli,  einen 
Teil  dieser  Fonds  nutzbar  anzulegen.  Es 
genü^,  wenn  ein  Teil  iu  barem  Gelde  b«*- 
ständig  vorhanden  ist.  Das  Mass,  in  dem 
nutzbu¥  Anlage  und  bare  Bereithaltuug  ge- 
wählt vird,  mus6  nach  den  Erfahrungen 
bestimmt  werden,  <lie  Über  die  Fordenmg 
barer  Auszahlung  gemacht  sind.  Unbedingte 
Sidierheit  für  die  Zukunft  geben  natflrlichei'- 
weise  die  aus  der  Vergangenheit  entnom- 

I  menen  Erfahnmgen  nicht.  Deshalb  ist  weiter 
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erfoi-derlich.  dass  die  Anlageart  für  die  nutz- 
bar zn  machenden  Fonds  so  gewählt  wird, 
dass  sie  das  angelegte  Eapi^  nicht  auf 
lange  Zeit  der  Verfügung  des  Anlegenden 
entzieht,  sondern  ihm  die  Einziehung  in 
klugen  Fristen  gestattet  (bankmässige 
Anlage).  Zn  einer  Verwendung  von  Kapital 
avif  knrze  Zeit  findet  sicli  vor  allem  im 
A^'iU-enliandel  Gelegenheit.  Jeder  Warenum- 
satz bringt  das  darin  angele^e  Kapital  in 
fteldform  wieder  in  den  Besitz  des  Kauf- 
manns, und,  wenn  er  den  Ankauf  nicht 
wiederholt,  so  kann  er  ohne  Verlust  das- 
selbe aus  dem  Geschäft  heraueziehen.  Er 
wird  daran  auch  nicht  durch  ein  grosses 
Tinbewegliches  Kapital  gehindert,  welches 
durch  das  Hinansziehen  des  beweglichen 
zinslos  bliebe.  Je  mehr  sich  ein  Gewerbe- 
litetrieb in  dem  Verhältnis  der  Verwendung 
vuu  fixiertem  imd  lunlaufcndem  Eapitjü 
und  in  der  Dauer  des  Umlaiifes  des  letzteren 
dem  Wni-enhandel  nähert,  desto  mehr  ist  er 
in  der  Ijage,  Bankkredit  gebrauchen  zu 
können,  desto  mehr  Raum  bietet  er  für  eine 
bankmässige  Änla^  des  Bankfon^  In  sehr 
geringem  Masse  ist  das  in  der  Landvirt- 
schaft der  Fall.  Das  Kapital,  welches  der 
Landwirt  in  seinem  Gewerbe  braucht,  so- 
wohl das  bewegliche,  wie  das  unbewegliche, 
kann  fast  soiu^  ganzen  Um&inge  nach 
dem  Betriebe  entweder  gar  nicht  oder  dodi 
nur  mit  schwerer  Schädigung  desselben  ent- 
nommen werden.  Fast  nm-  im  Sommer  vor 
der  Enite  bis  zum  Verkauf  der  geerntcteii 
Piwlukte  im  Herbst  oder  Winter  imd  ferner 
bei  einem  Aufschub  des  Verkaufs  derselben 
fider  bei  vorzeitigen  Einkäufen  aus  Speku- 
lation licdarf  der  Landwirt  des  Kapitals  auf 
kurze  Zeit. 

Diese  allgemeinen  Sätze  über  die  Ver- 
wendung der  den  Banken  zufliessenden 
Fonds  sind  auf  Grund  \'ieler,  oft  recht  übler 
Erfahnmgen  in  den  letzten  Jahrhunderten 
immer  mehr  zur  allgemeinen  Anerkennung 
gekommen.  Die  Gesetzgebiuig  und  die  Ver- 
waltungen der  gi-össeren  öffentlichen  Banken 
insbesondere  liaben  den  friiher  hier  und  da 
gehegten  Gedanken  einer  völligen  Bardeckung 
der  m  der  Banli  vereinigten  Kaaseavorräte 
fallen  lassen,  dagegen  das  Wesen  der  bank- 
mässigen  Anlage  immer  klarer  erkanut.  In 
den  letzten  Jahrzehnten  ist  freilich  in 
Deutschland  eine  Keihe  von  Theoretikern 
aufgetreten,  welche  für  eine  einzelne  Art 
von  Verpflichtungen  der  Banken,  für  die 
Banknoten,  die  Berechtigimg  der  bankmäs- 
sigen  Deckung  geleugnet  imd  volle  Bar- 
deckung verlangt  hat  (Tellkampf,  Geyer, 
einige  Begrilnder  der  agrarischen  Partei). 
Es  ist  al>er  kein  Grund,  diesen  Unterschied 
zwischen  Banknoten  und  anderen  stets 
fälligen  Passivis  zu  machen.  Die  wirtsciiaft- 
liche  Gleichartigkeit  zwischen  den  Zahlungen 


durch  Banknoten  und  durdi  Bankanwei- 
sungen, welche  zu  Umsclu-eibungen  imd  Ab- 
rechnungen führen,  ist  schon  liervoigehoben. 
Da  durch  die  beiden  Arten,  Forderungen  zu 
überft'eisen,  die  Barzahlungen  in  weiten 
Kreisen  ersetzt  werden,  so  wäre  es  nicht 
nur  vom  privat  wirtschaftlichen,  sondern  auch 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  Ts-idei- 
sinnige  Vei^udung,  noch  dieselbe  Menge 
MetajJgeldes  im  Lande  aufziisi>eichem,  die 
notwendig  wäre,  wenn  alle  Zahlungen  mit 
diesem  gemacht  mürden.  Wenn  die  Ver- 
wendung eiues  Gutes  sich  einschränkt,  so 
genügt  eine  kleinereQuanütätzurErreidiuug 
des  wirtsduiftlicfaen  Zweckes. 

Wie  gross  der  Teil  der  stets  fälligen 
Verpflichtungen  einer  Bank  sein  soll,  der 
in  barem  Gelde  voriianden  sein  muss.  da- 
rüber lässt  sich  eine  allgemeine  Regel  nicht 
aufstellen,  sondern  muss  nach  der  Lage  des 
einzelnen  Falles  wieder  auf  Grund  der  Er- 
fahrung beurteilt  werden.  Jedenfalls  ist 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  auch  bei 
den  Xotenbanken  nidit  mehr  ausschliesslich 
das  Verhältnis  des  Ban'orrats  zn  der 
Summe  der  ausgegebenen  Noten  zu  berück- 
sichtigen, sondern  auch  der  Bestand  an  stets 
fälligen  Dejiositen  in  Betracht  zu  zi<^en. 
Im  allgemeinen  wird  das  Mass  des  erfordere 
lidicn  BarvOTiats  ausser  von  dem  Kredit 
der  Bank  von  dem  Grade  abhängen,  in 
welchem  ihr  Barvorrat  gelegentlich  in  An- 
si)ruch  genommen  wird,  ei'stens  zu  Sen- 
dungen von  edlem  Metall  ins  Ausland  und 
zweitens  zur  Lieferung  von  Metallgeld  für 
inländische  Zahlungen,  die  zu  klem  sind, 
um  durch  Anweisung  oder  Banknoten  er- 
ledigt zn  werden.  Die  Schwankungen  der 
internationalen  Zahlungsbilanz  venirsaithen 
unregelmässige  Strömungen  von  Geld 
zwischen  den  Kulturetaaten.  Das  ilazu  er- 
forderliche Metall  wird,  da  sonst  in  der 
Volkswirtschaft  disponible  Geldvorräte  nicht 
existieren,  auf  die  eine  oder  ilie  andere 
Weise  den  Banken  entzogen.  Natürlicher- 
weise sind  diesem  Abfluss  der  Barvorräte 
vorzugsweise  'Üe  Banken  in  den  grossen 
Verkehrsmittelpunkten  ausgesetzt,  und  für 
denselben  Fürsorge  zn  ti-effen  und  ihn  thun- 
lichst zu  regulieren,  ist  eine  besondere  Auf- 
gabe der  Centralljaukeu  geworden  (s.  Ai-t. 
B  a  n  k  p  0 1  i  t  i  k).  Da.sselbe  lässt  sich  in  be- 
schränkterem Masse  auch  von  der  Hei^be 
von  Metallgeld  für  die  Zeiten  gesteigerten 
Verkehrs  sagen,  in  denen  vermehrte  Lohn- 
zahlmigen,  Handel  in  land\s'irtschafllichen 
Produkten  u.  dgl.  ein  veigrüssertes  Bedürf- 
nis nacli  kleinen  Zalüungsmitteln  hervoi-- 
ruft.  Da,  wo  eine  gi-osse  Centrallsatiou  des 
Bank^vesens  durchgeführt  ist,  besteht  dei- 
Barvorrat  der  kleineren  Bank  grösstenteils 
in  Fordemngeu  an  die  Centraibank  (Girogut- 
haben odei'  Banknoten)  oder  in  Weuliseln 
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und  Wertpapiereii,  die  bei  der  Centraibauk 
diskontiert  oder  beliehen  werden  können. 
Aiif  tlie  Höhe  und  die  Art  dieser  den  Bar- 
vorrat ersetzenden  Forderungen  ^i-inl  die 
Politik  der  Centraibank  wesentlit-lien  Einfliiss 
ansilben  können. 

7.  IHe  einzelnen  Anla^arten.  a)  DLs- 
kontienms  von  Wechseln.  Die  Dis- 
kontienrng  von  kurzfristig  fälligen  Wechseln 
ist  die  ganz  vorzugsweise  baukmässige 
Anlage.  Es  sind  insbesondere  die  kauf- 
inäoni^en  Tratten ,  ■welche  fflr  den  Kauf- 
preis verkanftor  Waren  vom  Verkäufer 
auf  den  Käufer  ge»3gen  und  von  diesem 
afceptieii  werden,  die  eine  ganz  besonders 
sichere  bankmftsstge  Anlage  bieten.  Die 
Kreditgewfthnmg  für  verkaufte  Waren  und 
mmit  die  Dauer  der  fflr  den  Kaufpreis  ge- 
zogenen "Wechsel  püc^  sich  im  europäischen 
Handel  nicht  nbco*  einige  Monate  hmans  zu 
erstrecken.  Der  Aussteller  des  Wechsels 
luid  der  Bezogene  als  Acceptant  haften  nach 
Wechselreeht  fflr  die  £rfüUung  des  Wechsol- 
versprechens.  Die  Bank  kann  die  Natur 
des  Gescliäftep,  aus  dem  der  Wechsel  her- 
voi'^gangen  ist,  ob  der  Wechsel  solider  Art 
ist.  demselben  mit  Leichtigkeit  anselien.  Die 
j.'KÄsen  Banken,  welche  zu  einer  genauen 
f*rüfung  nicht  immer  im  stände  sind,  ver- 
langen oft  eine  dritte,  nach  Wechseli-echt 
haftende  rnterschrift.  Dieselbe  kommt  in 
der  R^el  so  zu  stände,  dass  der  lokale 
Bankier  die  Wechsel  seiner  ihm  genau  be- 
kannten Kunden  diskontiert  und  daim  je 
nach  dem  Mass  seines  Oeldbedarfs  bei  der 
grossen  Bank  weiter  diskontiert.  Die  Zu- 
verlässigkeit der  Anlage  in  kaufmännischen 
"Wechseln  ist  dann  bei  einiger  Sorgfalt  in 
ihrer  Prüfung  so  gross,  dass  die  Verluste 
an  denselben  minimale  sind  und  <lass  auch 
in  schlimmen  Zeiten  auf  ihren  pflnktlichen 
IjiMang  gei-echnet  werden  darf. 

Nächst  den  kaufmännischen  Wecliseln 
kommen  gute,  nidit  lange  Zeit  laufende  Oe- 
falli^ratswedisel  in  Betracht.  Dieselben 
können,  wenn  sie  von  zuverlässigen  Häusern 
gezogen  und  acceptiCTt  sind,  eine  ebenso 
'Ächere  Anlage  sein  wie  die  kaufmännischen. 
Das  Bankgeschäft  selbst  z-  B-  die  Kredit- 
gewährung eines  Bankhauses  au  seine  Kun- 
den  gieht  zur  Entstehung  solcher  Wechsel 
Venwlassiing.  Aber  es  Uegt  die  Gefahr  des 
Missbtauchs  derartifjer  Wedisel  nahe.  Ihre 
EntRtehtmg  zeigt  mdit  an,  dass  wirkliche 
Handelsgeschäfte  gemacht  sind,  sondern  dass 
das  Bedarf  nis  vorlag,  auf  diesem  We^  sich 
Geld  zu  versebaffen.  Die  Möglichkeit  ihrer 
Vennelirung  ist  daher  nidit  diirch  objektive 
Thatsadien  l>es(?hränkt,  sondern  eine  unbe- 
grenzte. Es  können  Oefälligkeitsweditiel 
zwar  auf  kurze  Zeit  gezogen  werden,  aber 
vor  Verfallzeit  dnreh  neue  zu  üirei-  Bezah- 
lung gezogene  Wechsel   ei-setzt  wei-den. 


So  wenlen  durch  gegenseitiges  Aufeiuauder- 
zielien  kreditmiwürtliger  Personen  nicht 
selten  Wechsel  geschanen  werden,  die  sieh 
bei  der  kleinsten  Kreditei-schfltteruug  als 
weitlose  Papiere  zeigen. 

Von  dem  Diskontieren  der  Wechsel,  die 
am  Olle,  an  welchem  die  Bank  ihren  Sitz 
hat,  zahlbar  sind(Platzwechseln),unterscheidet 
sich  zwar  nicht  in  rechtlicher,  aber  in  wirt- 

I  schaftlicher  Beziehung  der  Ankauf  von 
Wechseln,  die  an  fremden  Orten  zalübar  sind 

I  (Rimessen-  oder  Versandtwechseln).  Mau 
pflegt  in  Deuts<;h]and  das  erstero  Oescliäft  als 
Diskonto-  imd  das  zweite  als  Wecliselgeschfi^ 
im  engeren  Sinne  zu  bezeichnen,  dabei  ist 
aber  wieder  zwisdien  dem  Ankauf  von  im 
Lilande  zahlbaren  (inländischen  Yersandt- 
wechseln)  und  von  im  Auslande  zahlbaren 
(auswärtigen,  fremden  Wechseln,  Devien) 
zu  unterscheiden.  Der  Ankauf  Jinländisdier) 
Yersandtwcchsel  ist  von  der  Diskontierung 
von  Platzwechseln  nur  wenig  verschieden. 
Für  die  grossen  Centraibanken,  insbesondere 
die  an  vei-schiedenen  Orten  Bankstelleu 
liabeu,  verschlägt  es  sehr  wenig,  ob  sie 
Platzwechsel  oder  Wechsel,  die  an  anderen 
Bankstelleu  zaldbar  sind,  kaufen.  Gei-adc 
die  kaufmännisclien  Wechsel  werden  viel 
liäufiger  Wechsel  sein,  die  von  einem  Orte 
des  Inlandes  auf  einen  anderen  gezogen 
sind,  als  Platzwechsel,  weil  bei  Platzver- 
känfen  viel  seltener  dem  Käufer  für  die 
Zahlung  des  Kaufpreises  der  Ware  Ki-edit 
gewählt  wird  als  bei  Verkäufern  von  Ort 
zu  Ort, 

Bei  dem  Ankauf  ausländischer  W^echsel 
ti-eten  zw  dem  Zwecke  der  Kapitalanlage 
noch  andere  Ziele  hinzu,  nämlich  die  Speku- 
lation auf  die  zeitlichen  Schwankungen  des 
Wechselkurses  imd  die  Ausnutzung  der  Un- 
gleichheiten, die  zwischen  den  Weclisel- 
kursen  der  verschiedenen  Länder  auf  einan- 
der zu  dereelben  Zeit  sich  ergeben  (Arbi- 
tragegeschäfte}. Diese  Geschäfte  werden  in 
der  Regel  von  Häusern  betrieben,  welche 
noch  an  dem  internationalen  Handel  mit 
zinstragenden  Wertpapieren  und  der  Besor- 
gung internationaler  Barsendungen  besonders 
beteiligt  sind.  Denn  die  verschiedenen  Arten, 
die  internationalen  Zahlungsverpflichtungen 
auszugleidien,  müssen  sich  gegenseitig  er- 
gänzen. Daher  hat  sicli  dieser  ganze  Kreis 
von  eigenartigen  und  schwierigen  Geschäften 
zu  einem  besonderen  Zweige  des  Bank- 
betriebes entwickelt  imd  von  der.  Kassen- 
fühning,  der  Notenausgabe  und  dem  regel- 
mässigen Diskontogeschätt  getrennt.  Ferner 
liat  mr  grosse  Banken,  aus  deren  Barvor- 
räten die  internationalen  Barzahlungeu  liau{>t- 
jsäcldich  geleistet  wenlen,  ein  Besitz  von 
i  auswärtigen  Wechseln  dadurch  Bedeutung, 
[  dass  durcli  Vorkauf  dei*selhen  auswärtige 
'  Zahlungsverpflichtungen  ebensitgat  ge<leckt 
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Verden  könuen  wie  durch  Bai-sondungen 
und  also  ein  Abflugs  des  Barvorratrs  zur 
Zeit  einer  ungünstigen  Zahlungsbilanz  ver- 
hindert oder  doch  vermindort  wenlen  kann. 
AVeun  der  Ankauf  von  diesen  Banken  zum 
Teil  nur  in  beschrankter  Menge  betrieben, 
zum  Teil  ganz  vermieden  wird,  so  vird  das 
in  der  besonderen  Ausbildung  des  eben  er- 
wähnten Bankbetriebes  zu  einem  eigenen, 
mit  verwandten  Geschäften  verbundenen 
(reRchäftsbetriebe  seinen  Grimd  haben. 
(Durchschnittlich  hatte  die  Reichsbank  an- 
gelegt im  Jahro  1897  in  Wechseln  aiifs  Aus- 
land 2411000  M.  gegen  28n203000  M. 
in  inlAndischeii  ^  eiwidtwechseln  und 
3r»7149000M.  in  Diskonto-(Platz-)wechseln,) 
b)  Darlehen  ^egen  Yerpfändung 
von  Waren  mit  Einschlnss  der 
edlen  Metalle,  fremder  Mflnzen, 
sowie  von  Wertpapieren  (Iiombard- 
darlehen,  Darlehen  gegen  Faust- 
pfand). 

Während  V»ei  den  Wechseln  der  Kredit 
ausschliesslich  auf  der  Zahlungsfähigkeit  der 
verpflichteten  Personen  beruht,  tritt  bei  dem 
Ijombarddarlehen  die  Person  dos  Schuldnei-s 
gegenüber  dem  Werte  des  Pfandobjekles 
zurück.  Damit  ein  solches  Dai'lehen  den 
Charakter  einer  bankmässigen  Anlage  trage, 
ist  daher  vor  allem  erforderlich,  dass  das 
Pfaudobjekt  leicht  verkäuflich  sei.  Wai-en, 
die  keinen  sicheren  und  grossen  Markt 
haben,  z.  B.  Luxuswaren  und  \-iele  feinere 
Fabrikate,  Wertpapiere,  die,  wie  z.  B.  indus- 
trielle Aktien ,  zu  Zeiten  schwer  oder  gar 
nicht  verkauft  werden  können,  sind  kein 
Pfandobjekt  fih-  Bankdarlehen.  Ferner  dürfen 
die  zu  verpfändenden  Papiere  oder  Wai-en 
niclit  gewaltsamen  und  plötzlichen  Preis- 
schwankimgen  ausgesetzt  sein.  In  <lieser 
Beziehung  behalten  sich  viele  Banken  das 
Recht  vor,  bei  einer  geM-issen  Preisvei-min- 
denmg  des  Pfcmdobjektes  noch  die  Bestel- 
lung weiterer  Sicherheit  zu  fordern,  oder 
im  FaU  dieselbe  nicht  gestellt  und  auch 
das  Dai'lehen  nicht  zurückbezahlt  ^Wrd,  znm 
sofortigen  Verkauf  des  Pfandes  schreiten  zu 
dürfen.  Auch  wird  das  Pfandobjekt  im  all- 
gemeinen nur  bis  zu  einer  gewissen  Quote 
seines  'Markt-  oder  Kurswertes  beliehen, 
dei-en  nflhere  Bestimmnng  von  seiner  (Quali- 
tät abhängt. 

Das  gestellte  Pfand  mnss  in  den  Besitz 
des  Darleiliers  übergehen,  und  dieser  Um- 
stand setzt  der  Belcihung  von  Wai"pn  oft 
grosse  Schwieiigkeitcn  entge^n.  Es  ist 
wünschenswert,  dass  durch  die  Mnfflhnmg 
von  öffentlichen  Ijagerhänsem  nnd  Lager- 
scheinen, die  als  Repräsentanten  der  Waren 
verpfändet  werden  können,  diesem  I'ebel- 
stande  abgeholfen  werde.  Die  Lorabai-d- 
darlohen  stehen  den  knrzfälligen  kaufmän- 
nischen Wechseln  als  Itankmäsi^ige  Anläse 


insofern  nach,  als  der  Begehr  nach  solchen 
Darlehen  mitunter  seine  Ursache  hat  in 
einem  stockenden  Verkehr  auf  dem  Waren- 
und  Effektenmarkte,  d.  h.  in  einer  Ueber- 
ladung  mit  Verkaufsobjekten  im  Verhältnis 
zur  Nachfrage  und  in  einem  zu  hohen,  «n- 
lialtbar  werdenden  Preisstande.  Die  kauf- 
männischenWechsel  kommen  zu  stände,  wenn 
Geschäfte  abgesclüossen  sind,  die  Jjombard- 
darlehen  wei-den  nicht  selten  verlangt,  weil 
die  eigentlich  zum  Verkauf  bestimmten 
Waren  oder  Effekten  sich  nicht  verkaufen 
lassen.  Besonders  gegen  das  Ende  von 
Ueberspekulationsperioden,  wenn  der  Absatz 
bei  den  hohen  Preisen  zu  stocken  anMngt, 
suchen  die  Spekulanten  einem  Preisstiu^ 
vcAil  dadurch  vonsiibengen,  dass  sie,  um 
die  angehäuften  Warenvorräte  nicht  vei*- 
kaufen  zu  mitescn,  Darlehen  auf  dieselben 
nehmen.  Dieser  Missbrauch  aber  schliesst 
nicht  ans,  dass  in  zahlreichen  Fällen  I^oni- 
banldarlehen  aus  einem  durchaus  l}erech- 
tigten  Kreditbedürfnis  entspringen.  Dem 
Ijombarddai'lehen  verwandt  ist  das  Report- 
geschäft, das  angesehen  werden  kann  als 
ein  von  einer  Börsen  hquidation  zur  anderen 
gewahrtes  Darlehen  auf  Wertiiajjiere  (oder 
auch  auf  Warenmengen),  für  welche  diese 
als  Unterpfand  dienen.  Vielfach  wenion  auch, 
als  Ersatz  für  das  Termingeschäft,  Spekula- 
tionsgeschäfte in  Wertpapieren  in  der  Fonu 
von  Bai^schäften  gemacht,  indem  eine 
Bank  Kredit  gewährt  und  die  für  den  Kumien 
gekauften  F'ajiiere  als  Sicherlieit  zunU'itliält. 
Auch  die  von  den  Banken  gegebenen  stets 
fälligen  (on  call)  Darlehen,  für  die  meistens 
ebenfalls  ein  Unterpfand  zu  stellen  ist, 
dienen  häufig  zu  spekulativen  Zwecken. 
Ranken  in  verantwortlicher  Stellung,  wie 
die  Notenbanken,  haben  sich  von  allen  (iiesen 
mit  der  Börsenspekulation  zusammenhängen- 
den Geschäften  fern  zu  halten. 

c)  VorschÜBse  in  laufender  Beoh- 
nung.  Die  Banken  gewähren  ihren  Kunden 
Darlehen  in  laufender  Rechnung  oder  g<^ 
statten  ihnen,  was  dasselbe  ist,  durch  An- 
weisung oder  Wechsel  ihr  GutbalK?n  zn 
überziehen.  Von  j(?her  sind  Privatliauken 
zur  Kreditgewährimg  in  Kontokoirent  an 
zuverlässige  Kunden  nicht  selten  bereit  ge- 
wesen, und  eine  überaus  nützliche  Unter- 
stützung ist  so  dem  Gewerlx^betriebe  dm-ch 
die  Banken  vielfach  gewährt  wortlen.  Von 
grösseren  Instituten  sind  es  besonders  die 
schottischen  Banken,  deren  Bereitwilligkeit, 
derartigen  Kredit  ^cash  ej-oilit)  zu  gewähi-en. 
viel  gerühmt  wird.  Derjenige,  der  einen 
solchen  Kredit  bei  einer  Bank  besitzt,  kann 
denselben  zu  beliebiger  Zeit  und  in  belie- 
bigen (^tuoten  benutzen  nnd  ebenso,  wie  es 
ihm  passt,  zurückzahlen,  ein  wesentlicher 
:  Vorzug  vor  den  in  bestimmten  Beti-ägon  auf 
bestimmte  Zeit  entnommenen  Darlehen.  Alver 
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in  tliesem  Vorzuge  fflr  den  Kreditnehmer  | 
liegt  auch  die  Gefahr  für  den  Kreditgeber. 
Er  kann  nicht  zu  bestimmten  Zeiten  auf 
den  Eingang  der  iu  dieser  Weise  ausstehen- 
den Fonds  rechnen,  und  wenn  in  ungüns- 
tiger Zeit  die  Bank  eine  Einschränkung 
der  Kreditgewährung  vornehmen  will,  so 
hat  das  oft  grosse  Schwierigkeiten.  Blanko- 
kreditc  in  kontokorrent  sind  daher  nicht  zu 
empfehlen,  sondern  vorsichtige  Banken  wer- 
den sich  eine  Sicherheit  bestellen  lassen,  die 
dem  wrfu-scheinlichen  Kreditbedürfnis  des 
Kimden  entspricht  Bei  den  schottischen 
Banken  besteht  diese  Sicherheit  hau%  in 
einer  Büigschaft. 

d)  Kapitalanlage  in  siustn^enden 
Wertpai^eren ,  Darlehen  an  den  Staat. 
Bin  gro^r  Teil  der  zinstragenden  "Wert- 
papiere ist  an  den  Effektenbörsen  jeder- 
zeit leicht  verkäuflich.  Insbesondere  gilt 
das  von  den  Obligationen  der  grösseren  euro- 
paischen Staaten  mit  geordneter  Finanzver- 
walttmg.  Aber  auch  diese  sind  sämtlich, 
wenn  auch  in  sehr  verschiedenem  Masse, 
Kunischvankungen  au^esetzt,  und  in  Kriegs- 
zeiten kann  ihr  Verkauf  in  der  Regel  niäit 
ohne  erheblichen  Kapitalverlust  g^cfaehen. 
Die  einage  Ausnahme  bilden  die  nur  kurze 
Zeit  laufenden  Schatzkammerscheine ,  die 
ähnlich  wie  die  Wechsel  als  eine  eminent 
hanlunässige  Anli^  bezeichnet  werden 
mfissen,  aber  jetzt  nnr  in  sehr  beschränkter 
Menge  von  den  grossen  Kultnrstaaten  aus- 
gegeben werden.  In  Geldklenunen,  welche 
nicdit  mit  politischen  Störungen  verbunden 
•<ind,  sondern  rein  wirtschaftliche  Ursachen 
hatfcu,  pflegt  dagegen  die  Preisvermindemng 
der  Anteile  an  der  Schuld  wohlgeordneter 
Staaten  nur  klein  zu  sein,  und  durch  Ver- 
kauf oder  Verpfändung  derselben  iiaben  oft 
Banken  grosse  Summen  flüssig  gemacht. 

Unter  allen  Umständen  aber  hat  die  An- 
liege in  diskontierten  Wechseln  gegenüber 
der  in  Staatspapieren  für  Zettelbanken  den 
Vorteil,  dass  sie  durch  die  beständigen,  der 
Bank  für  ^ige  Wechsel  zu  machenden 
Zahlungen  das  Rückströmen  der  Noten  in 
die  Bankkassen  erleichtert.  Der  Verkehr 
kann  Noten,  deren  er  nicht  bedarf,  leichter 
aussttffisen ,  wenn  fortwährend  Gelegenheit 
geboten  ist,  dieselben  bei  der  Bank  einzu- 
zahlen, als  wenn  die  überfllissigen  Koten 
gegen  bares  Geld  umgetauscht  und  für  diese 
wieder  anderweitige  Verwendungen  gesucht 
werden  müssen. 

Bei  dieser  Lage  der  Sache  erseheint  in 
lönclem,  welche  einer  Kriegs^fahr  weniger 
angesetzt  sind,  wie  die  Vei-emigten  Staaten 
nnd  England,  die  Anlage  in  der  Schuld  des 
eigenen  Staates  als  eine  für  alle  Arten  von 
Ranken  in  beschränktem  Masse  zulässige, 
während  auf  dem  europäischen  Kontinent 
Steiatspapiere  als  Decknng  füi*  stets  fiUlige , 


I  Fordeningen  nicht  unbedenklich  sind.  Mit 
vollem  Recht  hat  die  deutsche  Bankpolitik 
(s.  d.  Art.)  diet;e  Anlageart  als  Banknoten- 
deckung verworfen.  Es  kommt  vom  staat- 
lichen Gesichtspunkte  hinzu,  dass  ein  mtissen- 
hafter  Verkauf  von  Staatsiiapiei-Gn  seitens 
der  Banken  in  politischen  Krisen  durchaus 
nicht  wünschenswert  erscheint. 

Wenn  schon  die  Anlage  der  Bankfonds 
iu  Staatspapieren  ihre  grossen  Betlenken  hat. 
so  ist  das  in  viel  höherem  Masse  der  Fall 
mit  Darlehen  an  den  Staat,  die  eine  reine 
Buchsehuld  bleiben.  Bei  dieser  hat  die 
ßfuik  kei[ie  verkäufliche  Urkunde  iu  der 
Hand,  und  da  in  Zeiten  grösserer  Kriegf 
und  anderer  politischer  Umwälzungen  der 
Staat  Schulden  abzutragen  nicht  in  der  Lagt' 
ist,  auch  g^en  Ihn  kein  Schuldeintrieb  statt- 
finden kanu,  so  sind  derartige  Forderungen 
als  im  Not^  nicht  realisiert»^  zu  betrachten. 
Die  Geschichte  lehrt,  dass  auf  dem  Konti- 
nent von  Eiuvpa  alle  grösseren  Banken, 
welche  ihre  Barzalilungen  eingestellt  haben, 
infolge  yon  Vorschüssen  an  die  Finanzver- 
waltungen in  diese  Verlegenheit  geraten  sind. 

Von  der  für  längere  Zeit  bestimmton 
Anlage  in  Wertpapieien,  die  nur  rückgängig 
gemacht  wird,  wenn  die  Bankvrarwattmig 
sich  veranlasst  sieht,  Fonds  flüssig  zu  machen, 
ist  der  Handel  mit  Wertpapieren  zu  unter- 
scheiden. Derselbe  erstreckt  sich,  wenn  ei- 
ein  gewinnbringender  sein  soll,  mch  auf 
wenig[er  sichere  und  verkäufli(Uie  PajHere 
nnd  ist  mit  gnisserem  Risico  verbouden. 
El-  ist  daher  für  Banken  als  Sammelstellen 
von  KMScnvorräten  und  schwebenden  Kapi- 
t.'dion  kein  geeigneter  Gescliäftsbetrieb,  son- 
dern, wie  eingangs  erwähnt,  die  Aufgabe 
von  besonderen  Kreditinstituten  gewoi-den, 
welche  den  Handel  mit  Wertpapieren  und 
insbesondere  das  Emissionsgeschäft  grössten- 
teils mit  eigenem  Kapital  betreiben.  — 

II.  Volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung der  Bankgeschäfte. 

8.  I^eistungen  der  Banken.  Die  Dienste, 
welche  die  Banken  in  der  geseDschaftlicIien 
Wirtschaft  leisten,  sind  doppelter  Art. 

1)  Die  Sammlung  der  Kassenvon-äte  und 
anderer  schwebender  Kapitalien  und  dir 
Nutzbarmachung  eines  Teiles  derselben. 

Der  grosse  Vorteil,  der  daraus  entspringt, 
dass  das  Gold  und  Silber,  mit  dem  dii' 
Einzelwirtschaften  ihre  Zahlungen  machen 
nnd  w^elches  sie  für  diesen  Zweck  oder  aus 
irgend  einem  anderen  Grunde  in  ilu-eii 
Kassen  bereit  halten,  durch  Fordenin^n  an 
Banken  ersetzt  wini,  fällt  leicht  in  dio 
Augen.  Die  Ei%^>arun^  an  Kaptal,  die  da- 
durch bewirkt  Yiird,  ist  eine  ganz  enonne. 
Das  beste  Beispiel  liefei-t  Gi^britannien, 
wo  die  Bankdepositen  melirere  hundert 
,  Millionen  £  betragen   nnd  denselben  als 
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Vorrat  an  wirklichom  (Tclile  nur  der  Bar- 
vorrat der  Bank  von  England  und  die  noch 
kleinere  Menge  der  tieldstncko  ge£:enflber- 
steht,  welche  die  einzelnen  Banken  füi'  den 
tilglichen  Gebrauch  in  ihren  Kassen  halten. 
Mau  wii-d  hoch  greifen,  wenn  man  die  ge- 
samte (reldi-eserve  aller  Banken  von  Eng- 
land lind  Schottland  auf  45  Millionen  Ji  ver- 
anschlagt. Anf  der  Basis  dieses  Oeldvor- 
i-ates  vollzieht  sich  der  ganze  Wertumsatz, 
welcher  durch  ca.  35  Millionen  1;  Banknoten 
und  durch  die  ümschreibnngen  in  den  Banken 
und  die  Abrechnungen  zwischen  den  Banken 
vermittelt  wird  (Jahresumsatz  im  Londoner 
f^earinghaus  ca.  7  Milliarden  £').  Und  doch 
ist  seltet  in  England  der  Geld  ersparende 
Prozess  noch  lange  nicht  abgeschlossen.  Die 
Zahlung  durch  Anweisung  nimmt  zu  imd 
vrird  füi*  immer  kleinere  Beiträge  bis  unter 
1  £  üblich.  Fi-öher  oder  später  ^^•i^d  man 
auch  2u  der  Ausgabe  von  1  4'-Noten  über- 
gehen, durch  die,  wie  das  Beispiel  von 
Schottland  zeigt,  anch  ein  sehr  grosser  Teil 
des  im  kleinen  Verkehr  umlaufenden  Geldes 
ersetzt  werden  könnte. 

2)  Die  Bewerkstelligimg  der  Zahlungen 
in  viel  bequemerer  Art  und  in  einer  den 
Aveehselnden  Bedürfnissen  des  Verkehrs  sich 
leitet  anpassenden  AVeise. 

Die  }«uikgesdiichte  lehrt,  dass  von  den 
Jlltesten  Zeiten  an  mau  bemflht  gewesen  ist, 
an  die  Stelle  der  Barzahlung  ein- 
fachere «nd  beqnemere  Vorgänge 
zu  setzen,  und  dass  auch  die  unangenehmsten 
sich  wieuerholenden  Kr&hnmgen  fiber  Miss- 
brauch des  Kredits  nicht  von  immer  er- 
neuten Versuchen,  auf  seiner  Basis  das 
Zahlungswesen  zu  ven'ollkommnen ,  abge- 
halten liaben.  Es  bedai-f  daher  auch  keiner 
näheren  Darlegung,  welche  Vorzüge  es  hat, 
grossere  Zaiüungen  mit  einer  Banknote  statt 
mit  Münzen  zu  machen,  oiler  wie  gross  die 
Vorteile  der  Kassenfühnmg  durch  Banken 
und  der  ZaJdung  durch  Bankanweisung  sind. 
Dagegen  muss  die  Bedeutung  eines  elasti- 
schen, anf  dem  Kredit  beruhenden  Zah- 
limgswesens  nof:h  besonders  hervoi^hoben 
werden. 

Ueberau  in  den  Kultui-staaten  giebt  es 
■Tahi-eszeiten,  in  denen  die  Menge  der  Wert- 
umsätze, die  ilMTch  Geld  vermittelt  werden, 
rasch  und  stark  steigt,  und  wieder  Zeiten 
stockenden  Geldverkehrs,  iu  denen  die  Menge 
der  Zahlungen  sehi-  abnimmt.  Zu  Anfang 
der  beiden  Halbjahre  z.  B.  werden  iu  Deutsch- 
land viele  Zinsen  und  Dividenden,  Besol- 
dungen und  Renten  aller  Art  bezahlt,  Jahres- 
oder Semosterrechnungen  berichtigt  und  der- 
gleichen melir.  Bald  auf  den  Anfang  des 
Jahres  folgt  dann  ein  grosser  Stillstand  in 
den  Wertumsätzen  und  ein  verminderter 
Bedarf  an  Zahlungsmitteln,  Ausser  dem 
Aufhören  der  durch  Jahres-,  Seniestei^  und 


Quartalweehsel  bedingten  Zahlungen  macht 
sich  im  Laufe  des  ersten  Quartals  der  £in- 
fliiss  der  winterlichen  Stockimg  der  Thätig- 
keit  iu  der  Landwirtschaf  t,  den  Baugewerbon, 
der  Sehiffalirt  etc.  immer  mehr  geltend.  Im 
Spiltsommer  und  Herbst  dagegen  veranlassen 
die  Ernte  und  der  Verkauf  (ler  wichtigsten 
landwirtschaftlichen  I'nxlukte,  Facht-  mid 
Zinszahlungen,  Reiseverkehr  etc.  fast  alleut- 
lialben  in  Euro^m  einen  erhöhten  Bedarf  an 
Zahlungsmitteln.  In  fröheren  Zeiten  waren 
diese  Schwankungen  nicht  entfeiiit  so  gro^. 
wie  gegenwärtig,  und  wenn  sie  eintraten, 
so  gab  es  in  den  wohlhabenderen  Wirt- 
j  Schäften  fast  überall  Geldvorräte,  die  einen 
'  grossen  Teil  des  Jahres  ruhten ,  aber  l>ei 
grossen  Zahlungsterminen  teilweise  füi-  kurze 
Zeit  in  Umlauf  traten.  Jetzt  reduziert  jede 
Wirtschaft  ihren  zinslosen  Barvorrat  auf  ein 
möglichst  geringes  Mass,  und  die  plötzliche 
Beschafftmg  sehi'  vermehrter  Zahlungsmittel 
würde  die  grössteu  Schwierigkeiten  haben, 
wenn  nicht  die  Menge  der  umlaufenden 
Banknoten  vei^rössort,  Metallgeld  aus  den 
Barvorräten  der  Banken  in  Cirkulation  ge- 
setzt werden  und  die  Umschreibimgeu  und 
Abrechnxmgen  zunehmen  könnten.  Der  Dis- 
konto würde  enorm  steigen,  imd  man  würde 
sich  mit  allen  möglichen  viel  unbcriuemeren 
imd  unsicheren  Zahlungsmitteln,  z.  B.  Wech- 
seln, Zinscoupous  etc.  zu  behelfen  suchen. 

Ebenso  wie  regelmässig  innerhalb  des 
Jahres,  so  schwankt  der  Bedarf  an  Zahlungs- 
[  mittein  in  den  unregelmässigen  Perioden,  in 
wdcheu  sich  iu  der  modernen  ft^fsellsdiaft- 
lichen  Wirtscliaft  steigende  Preise,  gewei'b- 
Hcher  Aufschwung ,  Untcmehmimgslust, 
Uebei-spekulation  imd  sinkende  Preise,  De- 
pression und  stockende  Thätigkeit  zu  folgen 
pflegen.  Mit  diesem  "Wechsel  geht  Hand  in 
Hand  die  Zu-  oder  Abnahnie  in  der  Menge 
der  im  Umlauf  befindlichen,  metallisch  nicht 
gedeckten  Banknoten  und  in  der  Benutzung 
der  anf  dem  Anweisungssystein  bendienden 
Zahhingsmethoden,  In  diesem  Falle  Ist 
freilich  die  leichte  Ausdehnung  und  Ein- 
sclu-änkung  des  ZalUungswosens  kein  ganz 
ungeteilter  Gewinn,  ein  Punkt,  auf  den  ■\\'ir 
noch  näher  eingehen  wenlen,  wenn  wir  zum 
Scliluss  entgegenstehende  Ansichten  über 
die  Bedeutimg  der  Banknoten  nodi  einer 
kurzen  Besprechung  imtei-ziohen. 

Ein  ganz  ausserordenthch  heftig  auf- 
ti-etendes  Bedürfnis  nach  vei'melu'teii  Zali- 
lungsmitteln  zeigt  sich  iu  grossen  Kredit- 
krisen.  Die  allgemeine  Erschüttenmg  des 
Kredite  in  solclicn  Zeiten  —  mag  sie  nun 
die  Folge  plötzlicher  Produktions-  und  Han- 
delskrisen sein,  mag  sie,  was  noch  schlimmer 
ist,  aus  grossen  politischen  Störungen  ent- 
springen —  regt  in  vielen  Wirtschaften  das 
I  Strelen  an,  grössere  Vorräte  von  Zahluugs- 
!  mittein  anzusammeln ,  weil  unerwartet  und 
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plötzlich  eintretende  Zahlungsvprpfliclitiiiif^n 
erwartet  werden  (protestierteW'ecnsel,  Krie^s- 
leistungen)  und  man  auf  die  Hilfe  des  Ki-edits 
fxler  auf  leichten,  verhistlosen  Vorkauf  von 
Vermr«ensteilen  sich  nicht  für  den  Fall 
eines  Geklbetlürfnisaea  verL-isseii  zu  können 
glaubt.  Die  verheerenden  "Wirkungen  eines 
solchen  panischen  Schreckens  und  einer  alt- 
^'emeinen  Jag»!  nach  Geld  können  ein  jähes 
Sinken  der  Preise  aller  nicht  zu  den  un- 
mittelbar notm'endigen  Ijebensbedürfnissen 
irehörenden  Waren  und  eineTi  weit  ver- 
breiteten Stillstand  des  Verkehrs  hervor- 
rufen und  vor  allem  die  schwächeren  Wirt- 
sfhaften  (Lohnarbeiter,  Kre<litbedürftige) 
si.-hwer  schädigen.  Bricht  dann  auch  der 
Kredit  der  Banken  zusanunea,  so  wird  dos 
Tebel  ausserordentlich  vergrössert.  So  ist 
es  in  frilherer  Zeit  mit  den  amerikanischen 
Banken  und  den  kleinen  englischen  LAod- 
hanken  mehrfach  ^scliehen.  Sogar  eine 
langsame  und  vorsichtige  Liquidation,  wie 
sie  z.  B.  1866  Ton  manchen  kleinen  deutschen 
Xettelbanken  vorgenommen  wurde,  mnss 
nachteilig  wirken.  Denn  sie  ist  natftrlich 
mit  ISnschiftnkung  der  gewohnten  Kredit- 
^wfthrung  und  der  dem  Verkehr  gebotenen 
/ahlnngsmitte)  verbunden.  Dagegen  hat  sich 
in  allen  neueren  Krisen  der  Kredit  der 
grossen  Centraibanken  wohl  erhalten,  und 
!äie  haben  in  denselben  die  grössten  Dienste 
dadurch  geleistet,  dass  sie  gegen  diskontierte 
Wechsel  und  andere  Sicherheiten  ihren 
Notenumlauf  vennehrten  und  die  Gimgnt- 
haben  ihrer  Kunden  erhöhten.  Indem  so 
durch  sie  die  Möglichkeit,  gute  Wechsel  zu 
diskontieren,  aufrecht  erhalten  wnrfJe,  ver- 
niin^lerten  sie  das  iinheLlvolle  Streben  nach 
(ilötzlicher  Kassen vei Stärkung.  Soweit  das- 
selbe doch  heiTortrat ,  wiirde  ihm  dadurch 
abgeholfen,  dass  die  verstärkten  Guthaben 
l-ei  der  Centralbank  und  noch  mehr  und 
allgemeiner  die  vermehrten  Banknoten  die 
Stelle  vennehrten  Metallgeldes  vertraten. 
So  wiiTfle  Beruhigimg  der  besorgen  Ge- 
mfitcr  geschaffen  und  dem  verderblichen 
Schrecken  gesteuert.  Ist  es  nicht  möglich, 
in  grossen  und  allgemeinen  Kreditei-schfltte- 
nmgen  auf  diese  Weise  zu  helfen,  weil  es 
an  einer  Baok  fehlt,  die  als  Eckstein  und 
Stütze  des  Kredits  dienen  kann,  oder  weil 
ihre  Mittel  für  staatliche  Zwecke  in  finan- 
zieUer  2fot  zu  sehr  in  Änspi-uch  genommen 
werden,  so  bleibt  nichts  anderes  fibrig,  als 
filr  eine  Zeitlang  die  Barzahlungen  der 
Banken  zu  suspendieren  imd  ihren  Xoten 
geftetzlichen  Kurs  zu  geben. 

Endlich  kann  auf  den  wirtschaftlichen 
EDtwi(^ehmgsstufen ,  welche  die  meisten 
europäisdien  Kiüturstaaten  erreicht  haben, 
nur  durch  den  Buikkredit  einem  Bedürf- 
nisse an  Geld  zum  Zwecke  der  Berichtigung  ] 
von  Differenzen  in  der  internationalen  Zah- 


lungsbilanz abgeholfen  weiilen.  Derartiare 
Stönmgen  in  dem  Gleichgewicht  der  vom 
Auslände  zu  empfangenden  und  ihm  zu 
machenden  Zahlungen,  welclie  durch  (rdd 
ausgeglichen  werden  müssen,  kommen  im 
internationalen  Verkehr  ans  den  verscliie- 
densten  Ursachen  (Wet^hsel  im  Ausfall  der 
Ernten ,  Kapitali"d)ertragungen  etc.)  inmier 
von  Zeit  zu  Zeit  vor.  Disponible  Geldvoi-- 
räte,  die  für  diesen  Zweck  verwendet  wenleii 
können,  finden  sicli  in  den  Einzelwirtschaften, 
-wie  schon  oben  ervv-ähnt,  nicht.  Xur  die 
grossen  Banken  mit  festgewurzeltem  Kre<lit 
sind  in  der  I-iage,  ihren  Barvorrat  für  einig«^ 
Zeit  vermindern  zu  können,  ohne  dass  irgend 
eine  empfindliche  Stönmg  des  Ge]dverkehi-> 
damit  entsteht.  Die  Menge  der  mnlaufenden 
Noten  oder  die  Guthaben  der  Oiroknndeu 
können  gleichzeitig  imv^mindcrt  bleiben. 
Besitzen  auch  die  Banken  keine  <liBponiblen 
Geldvorräte,  welche  sie  fflr  diesen  Zweck 
entbehren  kennen,  so  wird  jede  ungünstige 
Zahlungsbilanz  g^ntlber  dem  Auslände  uiid 

I'ede  beginnende  Geldausfuhr  üble  Geld- 
demmen  hervomifen.  Denn  diejenigen, 
welche  den  internationalen  Wedisel-  uw\ 
Geldverkchr  besorgen,  werden  dann  ver- 
suchen müssen ,  durch  Anerbieten  hoher 
Zinsen  das  erfonlerliche  edle  Metall  in  in?end 
einer  Weise  aus  dem  Verkehr  zu  ziehen. 

Endlich  ist  auch  hen-orzuheben,  dass  dei- 
Ersatz  dos  baren  Geldes  namentlich  dm-cli 
das  Check-  und  Depositensystem  die  Preis- 
bildung von  den  Schwankungen  der  Gold- 
produktion in  hohem  Grade  unabhängiir 
macht.  Ob  England  bei  seinen  70<J  Millionen 
€  Depositen  lU  oder  21)  Millionen  £  mein- 
Gold  erhält,  kann  an  sich  die  Warenpreis; 
nicht  wesentlich  bot^nflnssen ,  sondern  es 
wird  dadurcli  nur  das  Deckungsvorhältni> 
der  Depositen  und  Noten  verstärkt. 

9.  Die  sogenannte  Geldtheorie  (cm*- 
rency  hcHooI).  Misnbranch  der  Bank- 
noten. Die  im  vorstehenden  entwickelten 
Ansichten  über  die  Eunktionen  des  Rmk- 
kredits  und  insbesondere  der  Zettelbanken 
in  der  Volkswirtschaft  sind  aufs  schärfst*  ■ 
von  den  Anhängern  einer  neueren  Geld- 
theorie, derciUToncy  school, bestritten  woitleii. 
Die  Ijehre  hat  ihre  ereton  Anfänge  in  den 
Kämpfen  derältoren  Xationrüökouomen  gegen 
das  Merkantilsystem  und  den  Verhandinngen 
über  die  englische  Bankrestriktion  (Kicanloi. 
ist  dann  mit  grossem  Scharfsinn  und  auf 
Grund  ausgebreiteter  Erfalinmg  von  d'  H 
geij*tipen  Urhebern  der  englischen  Riuk- 
gesetzgebung  der  Jahre  1844— 1H45,  an  ihrer 
Spitze  dem  Bankier  Samuel  Jones  Loyd, 
spätei-  Lord  Overstone,  entwickelt  worclen 
und  zählt  in  ihren  Grundztigen  noch  jetzt 
allenthalbeu  viele  Anhänger.  In  Deutsch- 
land haben  sie  vor  allem  die  individnalisti- 
schen     fteihandelstheoretikor  (Michaelis. 
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Faucher,  Prince  Siiütli)  uud  Knies  ver- 
fochten. 

Allen  Vertretern  dieser  Richtung  ist  ge- 
meinsam das  Misstrauen  gegen  metallisch 
nicht  gedeckte  Banknoten  und  vor  allem  die 
Verwerfung  des  Wechsels  in  der  Aus- 
<lehnung  ihres  Umlaufs.  Sie  raissbilligen 
die  Anwendung  dieser  Kreditform  zur  Her- 
stellung eines  elastischen,  sich  den  Bediirf- 
nissen  des  Verkehrs  leicht  anschliessenden 
Zahlungswesens  (md  verlangen  eine  Be- 
stimmung des  Masses  der  umlaufenden  Noten 
nach  dem  dauernden  Bedürfnis.  Im  einzelnen 
weichen  natürlich  die  Ansichten  nicht  selten 
von  einander  ab,  und  wenn  "äti-  es  unter- 
nehmen, die  (jnmdzügo  der  Lehre  kurz 
vorzufiihi-en  und  zu  kritisieren,  so  müssen 
wir  uns  in  erster  Linie  an  die  englischen 
Ausführungen  halteu  und  kOnnen  nidit  alle 
ächattienmgeo  und  kleineren  Verschieden- 
heiten berücksichtigen. 

Die  wichtigsten  Beliauptungen  sind: 

1)  dass  ein  wesentlicher  Unterschied  be- 
steht zwischen  der  Zahlung  durch  Bank- 
noten und  durch  Umsclireibun^n  und  Ab- 
rechnungen der  Bankcu  und  ein  unwesent- 
licher zwischen  Metallgeld  und  Banknoten. 
Das  umlaufende  Greld,  die  cunency  eines 
I.Andes  mit  ^Settolbankeu,  besteht  daher  nach 
dieser  Ansicht  aus  Metallgeld  und  Bank- 
noten. Der  Zustand  wird  als  gemischter 
Geldumlauf  dem  rein  nietallisdien,  d.h.  einem 
Cteldwesen  ohne  Zettelbankon  entgegen- 
gesetzt 

Zu  Anfaug  dieses  Artikels  (sub  3  S.  134) 
ist  versucht  worden,  das  IrrtüniUche  dieser 
Ansicht  nachzuweisen  und  darzuthun,  dass 
der  wirtschaftliche  Vorgang  derselbe  sei  bei 
der  Zahlung  durc}i  Banknoten  und  durch 
Bankanweisungen  und  Umschi'eibungen.  dass 
dagegen  von  der  Zahlung  durch  Üeber- 
tragung  einer  Forderung  sich  die  Zahlung 
dittch  Metallgeld ,  d.  h.  dm-ch  ein  Sachgut 
wesenthch  unterscheide.  Zuzugeben  ist,  dass 
in  den  meisten  Staaten  bei  der  gegen- 
wärtigen Entwickelung  des  Geldwesens  der 
Geldverdrängimgsprozess  dxu-ch  Banknoten 
weiter  getrieben  werden  kann  als  durcli  die 
anderen  Kreditformen,  aber  das  ist  nur  ein 
quantitativer  und  kein  qualitativer  Unter- 
schied ,  und  au  •sich  kann  es  kein  Vorwurf 
gegen  eine  Erscheinungsform  sein,  dass  eine 
naturgemässe ,  auch  sonst  deutlich  erkenn- 
bare Entwickelung  in  ihr  weitergeführt  wird. 

2)  Dass  in  einem  »rein  metallischen« 
Geldwesen,  d.  h.  einem  Geldwesen  ohne 
Banknoten, Jede  Vermehi-uug  oder  Verminde- 
rung des  Vorrats  an  edlem  Metall  durcli 
günstige  oder  ungimstijEte  Zahlungsbilanz  zu 
einer  entsprechenden  Veränderung  in  den 
Angebot-  und  NjK^frageverhältnisseu  und 
dem  Tauschwert  des  Geldes  führe.  Darauf 
gründet  sich  die  Forderung,  dass  die  Bank- 


notencirkulation  bei  einem  ungfiustigoii 
Stande  der  Wechselkurse  und  bei  oiiitn- 
Ausfidir  von  edlem  Metall  eine  dies>>n 
letzteren  entsprechende  Vennindenmg  er- 
fahren müsse ,  weit  sonst  ein  Stand  di'i- 
Warenpreise  im  Lande  entstehe,  der  nicht 
im  riclitigen  Verhältnis  zu  deren  ^geraeineni 
Geldwerte  im  Welthandel  stehe. 

Auch  ohne  Gebrauch  der  Banknoten  be- 
steht die  deutlicli  erkeimbare  Tendenz  de> 
Verkehrs,  gelegentlichen  Ab-  und  Zuüus> 
von  Metallgeld  durcli  wechselnde  Umiaufs- 
geschwindigkeit  des  Geldes  und  durch  vei- 
mehrten  oder  vei-minderten  Gebraucli  der 
übrigen  Ersatzmittel  des  Metallgeldes  aus- 
zugleichen. Die  Geldvorräte  in  den  ein- 
zelneu Kassen  sind  in  einem  solchen  Zu- 
stande sehr  viel  grösser  und  dieselben 
wertlen  entweder  bei  kommerziellem  Bedarf 
an  edlem  Metall  durch  höheren  Zinsfuss 
her\-orgelockt  oder  durch  Not  iu»d  Steuer- 
druck in  iwlitischen  Notlagen  in  Umlauf 
gebracht.  Ebenso  sind,  wenn  ausDahm.<- 
weise  günstige  VerliältniBse  einem  I^udo 
edl^  Metall  in  un^wöhnlicher  Menge  zu- 
fülii'en,  zahlreidie  Einzelwirtschaften  btireit. 
ihre  YonAte  an  Metallgeld  zu  vermehi-cn. 
Die  verhältnismässig  grossen  Barzahlungen, 
welche  in  früheren  Zeiten  sidi  verscüiiedeuo 
I^der  einandei'  machten,  z.  B.  die  franzö- 
sische Kiiegskontributkinszahlung  1815  und 
die  folgenden  Jahre,  oder  das  Verschwinden 
des  baren  Geldes  und  die  Wioderaufnahme 
der  Barzahlungen  seitens^-osser  Wirtschafts- 
gebiete ohne  merkliche  !^nwirkung  auf  di«^ 
l*reise  sind  ein  Beweis  für  die  bewegliche 
Grösse  dieser  Geldvorräte  (hoards  in  Eng- 
land, Horte  von  A.  Wagner  genannt),  wclcin> 
in  fiilhcren  Zeiten  die  geringere  Elastiuität 
des  auf  dem  Kredit  berulienden  Zahlungs- 
wesens ersetzten.  In  der  Gegenw^art  liefern 
Länder  wie  Indien,  China  ein  Beispie!  davon, 
welche  Quantitäten  Metallgeld  bei  einer 
günstigen  Zahlungsbilanz  in  den  Einzelwirt- 
schaften Aufnahme  finden  können ,  ohne 
alsbald  in  L'mlauf  zu  ti-eten.  In  Zeiten  dfi- 
Not  oder  auch  bei  steigendem  ZinafiiSÄ 
werden  sie  her\-oi^eholt  und  dienen  tlauii 
küi-zere  oder  längere  Zeit  als  Umlauf sniittel. 
Wenn  ferner  behauptet  wird,  dass  jede  Gold- 
ausfuhr ein  Zeichen  von  einem  Ueberfluss 
an  Zahlungsmitteln  im  Lande  uud  einem  zu 
hohen  Stande  der  Warenpreise  sei  und  des- 
halb auch  nur  durch  eine  Vermindeniug 
der  Zahlungsmittel  korrigiert  werden  kOnno, 
so  ist  auf  den  häufigen  Fall  hinzuweisen, 
dass  eine  ungünstige  Zahlimgsbilanz  nu» 
voriibei^henden  Vorgängen,  z.  B.  einer 
schlechten  Ernte,  imgewohnlich  grossen 
Kapitalanlagen.  Kriegsaufwand  im  Auslands 
entsteht.  Mit  dem  Aufhören  dieser  vorüber- 
gehenden Ursaclie  hört  ohne  alle  Einwirkuu;; 
,  auf  den  allgemeinen  Stand  der  Warenpreis«.^ 
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die  Geldausfubr  wieder  aiif.  Es  ist  dalier 
auch  wünschenswert,  die  Öegenwirkui^  so 
schonend  wie  irgend  möglich  eintreten  zu 
lassen.  Solche  zu&llige  8tfimngen  in  der 
Zahlungsbilanz  kompensieren  sich  in  längeren 
Zeiträumen  nicht  selten  g^nseitig  oder 
lassen  sich  durch  einen  gelinden  Druck  auf 
den  Eapitalmarkt  in  wohlhabenden ,  dem 
Analand  nicht  schuldenden  Ländern  mit 
Leichtigkfflt  allmählich  ausbleichen. 

Wollte  man  dag^en  in  einem  Lande 
mit  ausgebildeten  Kreditverhältnissen  jeder 
Oeldausfuhr,  die  sich  in  einem  abnehmenden 
Barvorrat  der  Banken  äusserte,  durch  ent- 
sprechende Venninderung  des  Notenumlaufs 
l^^gnen,  so  würde  man  die  stdrendsten 
und  schaidlichsten  Geldkrisen  hervorrufen 
nad  dadnrch  zwar  wahrscheinlich  die  Wechsel- 
kurse günstig  stellea,  aber  die  erstrebte 
Venninderung  des  Notenumlaufs  doch  nicht 
prr^c^en.  Denn  mit  allen  Mitteln  wider- 
strebt der  Verkehr  einer  willkürlichen  Ver- 
minderung der  auf  dem  Kredit  beruhenden 
Zahlungsmittel,  wenn  die  Vcrmindenmg  nicht 
abwehrenden  Bedürfnissen  des  Verkehrs 
entspridit.  Man  sucht  sich  mit  unbequemen 
und  unsicheren  Ersatzmitteln  des  Geldes  zu 
behelfen,  die  bei  den  Banken  deponierten 
Summen  werden,  soweit  irgend  thunlich^ 
zarüc^;ezogen  und  in  den  Verkehr  gebracht. 
Vnr  allem  aber  wütde  man  durdi  Diskon- 
tifflimg  von  Wechseln  imd  durch  Darl^n 
auf  kurze  Zeit  sich  Zahlungsmittel  zu  ver- 
schaffen suchen,  und  wenn  die  Banken  um 
so  mehr  ihre  Kreditbewill^^iing  b^hränkten, 
so  -waren  schwere  Geld-  und  Kreditkrisea  un- 
vermeidlich. In  dem  Artikel  Bankpolitik 
findet  sich  ein  Beispiel  eines  soldien  Vor- 
ganges aus  den  amerikaoisohen  Erfahrungen 
(ies  Jahres  1875  kurz  angeführt.  Daher  ist 
es  sehr  viel  richtiger,  dem  Verkehre  die 
Zahlungsmittel  zu  lassen ,  deren  er  nicht 
entbehren  kann,  und  durc^  allmähliche  Er- 
schwerungen der  Kreditbewilligung  die  Geld- 
ansfuhr  zu  hemmen. 

Noch  viel  schwerer  als  eine  Einziehung 
von  Noten  bei  jeder  Ausfuhr  von  edlem 
Metall  würtle  es  den  Banken  fallen,  iedes- 
mal  w^oDD  eine  günstige  Zahlungsbilanz 
Geld  ins  Land  führt,  in  entsprechendem 
Masse  die  Menge  der  umlaufenden  Noten 
zu  vermehren.  Wieviel  unverzinsliche  Bank- 
noten jede  Einzelwirtschaft  in  ihrer  Kasse 
haben  will,  das  zu  bestimmen  steht  nicht 
in  der  Macht  der  Bauken.  Sie  können  nur 
ihre  Noten  denjenigen  j  die  Wechsel  dis- 
kontieren vollen,  zu  medrigeu  Zinsen  an- 
bieten und  versuchen,  so  die  Unternehmungs- 
lust anzuregen,  gesteigerten  Verkehr  und 
dn  ertiGhtes  Bedürfnis  nach  Zahlungsmitteln 
hervorzurufen.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
ein  niedriger  Zinsfuss  diese  Wirkung  keines- 
wegs immer  hat 

Huidwflrterbach  der  Staatowissenschafteiu  Zweite 


3)  Es  hat  sich  namentlich  in  den  achtz^r 
Jahren  deutlich  gezeigt,  dass  angesehene, 
groesen  Kredit  geniessende  Zettellanken  iu 
Zeiten  gewerblicher  Depression  und  lang- 
sam wachsenden  Verkehrs  ihre  Noten  zu 
selir  niedrigen  Zinsen  ausbieteu,  zu  dis- 
kontierende Wechsel  auf  freiem  Markt  auf- 
suchen, imi  eine  leidliche  Verzinsung  ihres 
Kapitals  zu  en-eichen ,  und  doch  mcht  im 
Stande  sind,  ihre  Notencirkulation  zu  ver- 
grössem.  Jahrelang  blieb  der  Notenumlauf 
oft  unter  dem  Masse,  das  den  Banken  ge- 
stattet ißt  und  welches  von  den  Bankver- 
waltungen gern  annähernd  erreicht  würde. 
Gelingt  aber  der  Versuch,  durch  niedrigen 
Zinsfuss  und  reichliche  Kreditgewährung 
gewerbliche  Unternehmungslust  hervorzu- 
rufen, so  sind  damit  grosse  Gefahren  ver- 
bunden. Für  die  Stetigkeit  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  muss  es  im  Gegen- 
teil als  ein  grosser  Voi-teil  bezeichnet  weraen, 
wenn  die  Banken  nicht  bei  jedem  An- 
schwellen ihrer  Barvorräte  sofort  durch 
äussei-ste  Herabsetzimg  des  Diskontosatzes 
die  Menge  der  metallisch  nicht  gedeckten 
Noten  auf  Reicher  Höhe  zu  halten  ver- 
suchen. 

4)  Sowie  ein  Abfluss  der  Barvorräte  ohne 
entsprechende  Beschränkung  der  Notencirku- 
lation, so  soll  eine  Vermehrung  der  um- 
laufenden Noten  ohne  gleichm&ssigc  Zu- 
nahme des  Barrortats  in  den  Banken  nach 
Ansicht  der  Gktldtheorie  zu  einem  üb^ 
tricbenen  und  unhaltbaren  Stande  aller  Geld- 
preise und  vielen  daraus  folgenden  Uebela 
führen.  Die  Ausgabe  von  Noten  an  Stelle 
von  kaufmännischen  Wedeln  oder  in  Form 
von  Darlehen  an  Gewerbetreibende  habe  die 
Tendenz,  eine  übermässige  Menge  von  Noten 
in  Umlauf  zu  briugea.  Fast  immer  seien 
zahlreiche  Gewerbetreibende  geneigt ,  auf 
diese  Weise  sich  zu  günstigen  Bedinguugeu 
Kapital  zu  verschaffen  und  die  Noten  in 
Umlauf  zu  setzen ,  die  Banken  aber  auf 
diesen  Begehr  einzugehen,  weil  denselben 
daraus  ein  leicht  ersichtlicher  Gewinn  ent- 
springe. Ein  hervorragender  Vertreter  der 
deutscheu  abstrakten  FrciJiandeisschide  ging 
so  weit,  zu  behaupten,  dass  eine  Bank  mit 
schrankenlosem  Rechte  auch  eine  scliranken- 
lose  Gelegenheit  zur  Notenausgabe  erhalte. 
Die  so  entstehende  übermässige  Vermehrung 
der  Zahlungsmittel  aber  sei  die  Hauptursache 
der  sich  immer  wiederholenden  unhaltbaren 
Steigerung  der  Preise,  welche  dann  wieder 
von  zunehmender  Anhäufung  unverkäuflicher 
Warenvorräte,  Ausfuhr  des  Metallgeldes  und 
endlich  von  Geld-  und  Kreditkrisen  gefolgt 
seien. 

Auch  in  diesem  Gedankengauge  begegnen 
wir  demselben  Irrtume  über  das  Verhältnis 
der  Bfuikeu  zur  Vermehnmg  ihres  Noten- 
umlaufs. Nirgendwo  besteht  in  den  Kultur- 
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vGUförn  der  Gegenwart  ein  Bestreben  der 
Einzelwirtschaften,  die  Zahlungsmittel  in  un- 
begrenztem Üasse  zu  vennehren.  Niemand 
wird  daher  auch  unverzinsliche  Bankuoten 
der  Bank  abnehmen  und  dafflr  Zinsen  oder 
Diskonto  bezahlen,  wenn  nidit  ein  Bedflitus 
an  Zahlungsmitteln  vorliegt  Nur  wenn  aus 
anderen  Grflnden  vennehrte  inländische  Wert^ 
Umsätze  vorgenommen  oder  Zahlungen  ans 
Ausland  gemaclit  werden  sollen,  weisen  da- 
her die  Wechsel  im  Besitze  der  Zettelbanken 
und  die  Darlehen,  welche  sie  gewährt  haben, 
einerseits,  die  Menge  der  metallisch  nicht 
gedeckten  im  Umlauf  befindlichen  Noten 
andererseits  zunehmen.  Die  eben  erwähnten 
Erfahrungen  über  niedrigen  Diskontosatz  und 
gleichzeitige  Abnahme  der  umlaufenden  un- 
gedeckten Noten  bestätigen  diesen  a  priori 
wahrsdieinlichen  Satz.  Ist  das  Bedürfnis 
an  Zahlungsmitteln  ein  vorübei^hendes,  so 
strömen,  wenn  daaselbe  vorbei  ist  bei  einem 
wohlgeordneten  Bankwesen ,  bei  welchem 
reiche  Gelegenheit  für  Hückzahlimg  der 
Noten  in  den  Bankkassen  besteht,  dieselben 
in  kürzester  Frist  in  die  Bank  zurilck.  Der 
Beweis  wird  durdi  die  rasche  Abnahme 
des  Banknotemimlaufe  in  den  Jahreszeiten, 
in  denen  die  "Wertumsätze  geringer  sind, 
geliefert.  Wenn  dem  Rückfluss  der  Noten 
bchwierigkeiten  entgegenstehen,  z.  B.  Cirku- 
lation  der  Noten  entfernt  von  der  Einlösungs- 
stelle  und  dem  Geschäftsbetrieb  der  B&uk 
oder  geringer  Umfang  der  einer  Bank  zu 
machenden  Zahlungen  imd  künstUdie  Ei-- 
schwerun^  der  Einlösung,  kann  das  RUck- 
strßmen  sich  verzögern.  Die  Folge  wird  in 
der  Regel  s^n,  dass  andere,  bessere  Zahlungs- 
mittel aas  dem  Verkehre  verdrängt  werden. 
Solche  UfisEstände  aber  muss  und  kann  die 
Ban^olitik  in  erster  Linie  verhindern.  Sind 
dieselben  nicht  vorhanden,  so  erhalten  sich 
die  in  vermehrtem  Masse  ausgegebenen 
Banknoten  nur  so  lange  im  Verkelir,  als  der 
Bedarf  andauert.  Aber  der  Bedarf  kann 
durch  eine  libermässige  und  unhaltbare 
Steigerung  der  Preise,  libertriebene  Speku- 
lation und  Unternehmungslust  veranlasst  seüi, 
wie  sie  grossen  Prorluktionakrisen  voran- 
gehen. Nicht  nur  der  gesunden,  sondeni 
auch  der  krankhaften  Verkelirsent^nokelung 
liefert  der  Kredit  die  erforderlichen  Zahlungs- 
mittel. Er  ermögliclit  und  erleichtert  sie, 
aber  er  ruft  sie  nicht  hen'or.  sondern  es 
bedarf  dazu  eines  äusseren  Anstosses,  der 
fast  immer  in  einer  grossen,  die  Preiser- 
höhung wichtiger  Warengattungen  verur- 
sachenden Verschiebung  der  Produküons- 
und  Konsumtionsverhältnisse  liegt  Auch 
wird  nicht  in  erster  Linie  in  solchen  Zeiten 
der  Banknotenkredit  in  Ansprach  genommen, 
sondern  zunächst  die  anderen  Methoden, 
Zahlungen  durch  den  Kredit  zu  vermitteln. 
Es  steigen  die  Wechseldi^ilation,  die  Aus- 


stellung von  Bankanweisuogen ,  diu  Um- 
schreibungen in  den  Banloin  und  die 
rechnungen  zwischen  den  Banken.  Dalier. 
hat  es  andi  Ueberapekulationsperiorlen  und 
grosse  Handelskrisen  in  Handelsstädten 

Cn,  die  keine  Zettelbanken  kannten  (z.  B. 
bürg  1807).  Aber  bei  einer  über  ganze 
Länder  verbreiteten  Steigerung  der  gi?werl>- 
;  liehen  Thätigkeit.  des  Ai*l)oitslohnes  und 
aller  Wertumsätze  im  kleineu  Verkelu-  kann 
man  eine  Vermehrung  der  kleinen  Zalütnigis- 
mittel,  der  Banknoten  o<ler  des  Papiergeldes 
und  des  Metallgeldes,  nicht  entbelm;u,  und 
es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  vor  allen 
grossen  Pnxluktjonslcrisen  der  Neuzeit  die 
Zettelbanken  der  migosundeu  Entwickelung 
dadurch  wesentlichen  Vorschub  geleistet 
hatten,  da.ss  sie  diese  Zahlungsmittel  in  ver- 
mehrter Menge  hei^ben.  Entweder  die 
Cirkulation  der  kleinen  Noten  vennehrte 
sich,  oder  die  Barvorräte  der  Bfmken  nahmen 
bei  gleichbleibender  Notencirknlation  ab  und 
traten  teilweise  in  Cirkulation,  oder  beide 
Erscheinungen  znsaramen  zeigten  sich.  In 
jedem  dieser  Fälle  wuchs  luitürlich  die  Cii^ 
kulation  der  metallisch  nicht  gedeckten  Not«n  - 
und  war  es  der  !^nkaotenkredit ,  welcher 
dem  Verkehr  die  orforderiicben  Zahlungs- 
mittel lieferte.  In  der  Regel  brach  dann 
die  Krisis  aus,  wenn  die  Mittel  der  Buiken 
der  Erschöpfung  sich  zu  nähern  schienen. 
In  keinem  Falle  jedoch  Ifisst  sich  nach- 
weisen, dass  die  vermehrte  Banknote nau-s- 

fibe  urspnlnglich  Ursache  und  nicht 
olge  der  Ueb^pekulation  war,  wenn  diese 
audi  vielleicht  durch  die  Lnterstfltzung 
seitens  der  Banken  weiter  getrieben  wei-den 
konnte,  als  es  sonst  moglidi  gewesen  wäre. 

Aber  wegen  dieser  Gef^  des  Mis»- 
brauchs  wird  doch  eine  strikte  BescMbikung 
der  imge<tcckten  Noten  auf  ein  den  Miss- 
braucli  ausschliessendes  Mass  nicht  in  einste 
Erwägung  kommen  können.  Denn  erfolmmgs- 
mässig  lässt  sich  die  Benutzung  des  Noten- 
ki-edits  zu  schädlichen  Zwecken  diux;h  weise 
Einrichtimg  und  Vei-waltimg  der  Banken 
auf  ein  geiinges  Mass  einschränken,  wähn?nd 
die  wichtigen  von  luis  näher  dargelegten 
Fnnktioneu  der  Banknoten,  die  nur  durch 
wechselnde  Ausdehnung  ilu-es  Umlaufs  er- 
ffdlt  werden  können,  in  dem  gegenwärtigen 
Zustande  unserer  wirtschaftliciien  Entwicke- 
lung  geradezu  unersetzlich  sind.  Die  Art 
aber,  zu  finden,  wie  die  nfltzhche  Verwendung 
dieser  Kreditform  gesichert  und  zugleich 
dem  Missbrauch  thimlichst  vorgebeugt  w^er- 
den  kann,  ist  Aufgabe  der  Bankpolitik  (s.  d. 
Art.).  S.  auch  die  Artt  Abrechnungs- 
stellen Olren  Bd.  L  S.  7ff.,  Check, 
Clearinghouso,  öioverkeir. 

Lltteratnn  Austerdm  belreßenden  Abteknitlen  in 
dem  HaTuBmeh  der  poliL  Otk.  von  SekSnberg 
(Ad.  Wagner J,  in  den  LehrbBehern  von  Bau 
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tmdRotrhtr,  in  St  r  i  n  ,  VrnraHnngtlfhrr,  und 
in  den  äHrreu  Schriften  rou  P.  ,T.  Jlarp  er- 
ger und  Bäsch,  rgf.  au»  der  deutlichen  Litte- 
ratmr  der  letzten  Jahrzekute:  O,  Hübnet:  Die 
Banken,  Leipzig  ISÖ4.  —  .1.  Wagner,  Beiträge 
lu  der  Lehrt  ron  den  Banken,  Leipzig  18S7.  — 
Jtenriftr.  tietd-  und  Kredittheorie  der  Peel- 
»ehen  Banbakte,  Wien  1862.  —  lieittelhe,  Art. 
JSettelbattken  in  .'<t.W.B.  von  BlnnUehU  und 
Brater,  XJ.  Itemelbe,  Vertchiedene  Bank- 
tirtikel  in  Rentxtrh,  IfaudwOi-terbuch  der  Volks- 
icirUehaflflehre.  —  Derselbe ,  Syttem  der 
ZelteibantpoUtik,  J.  Auß.,  Freiburg  1873.  ~ 
E,  Xame,  Arl.  in  Zeitechr.  /.  Staatev.,  IS,  S. 
Jte7ff..lS,  S.  Iß.,  gl,  S.12Sff.,S8,S. 487 ff.,  Jahrb. 
/.  yal.  n.  Stat.  11,  S.  1  und  die  Pteunitehe  Bank, 
Bonn  1866.  ~-  O.  JHcAaeKs,  .Vafen  vud  De- 
pomten  in  VierU  f.  Voline.,  18GS ,  S.  77 ff., 
wieder  abgedruckt  in  volkjuc.  Sckrifien,  Bd.  JT, 
S.  322 ff.,  Berlin  187i.  —  Tettkampf,  Prineipien 
tie»  Geld-  und  Bankire*enti,  Berlin  18fi7.  — 
Xax  Wirth,  Handbuch  des  Bnukwenena  (haupt- 
aäehlieh  Bankstatistik),  S.  Teil  seiner  Grund- 
zvge  der  Xationalökonomi'- ,  Köln  1870.  — 
JCarf  Knie«,  Der  Kredit,  Berlin  1870 — 79,  be- 
sonders  I.  Säifie,  Abtchn.  6,  IL  ma/te,  Ab- 
sehn.  10  u.  14.  —  Die  rtiehe  Oelegenheüslitte- 
ralur  vber  Bankveaen,  iceteke  dureh  die  geuti- 
liehe  Ordnung  des  Bankwesens  im  Deutschen 
Xeieh  veranlagst  vurde,  ».  bri  Soetbeer.  Deut- 
sche Bankrerfassung,  Erlangen  1875,  iS.  401ff. 

—  Sattler.  Die  Kffektenbanken,  Leipsig  1890. 

—  Modelf  Die  grossen  Bertiner  Effektenbanke», 
kerattsg.  von  £.  Loeb,  Jena  189ß. 

Aus  der  englischen  Litteratur  sind  vor  aUem 
hervortuheben:  Die  Berichte  königlicher  und 
parlamentariseha-  Kommissiunen,  in  denen  die 
reirhsten  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Bank- 
«•etens  geaammell  und  zum  Teil  auek  reraHieilet 
^Mwf.  ll'iV  «ennen  insbesondere  Beport  o»  the 
high  priee  0/  g<Ad  buUion,  ISIO.  —  Report  on 
jurominaory  notes  in  Scotland  and  freland  182ß. 

—  Report  on  the  Bank  of  EngUind  charter  li<32. 

—  Report"  I,  II  on  bankt  of  issue,  Jfi40  und 
I84I.  —  RejMTts  on  commereial  distresu  1848-  — 
Report«  J,  II  on  the  bank  acts.  18.t7.  —  Reportu 
im  commei-cial  distress,  1857.  —  Reitorts  on 
the  bank  ncls,  IS-'iS.  —  Von  Sr/irijtf.n  Kiiir 
zelner  H.  Thorntttn,  The  jtoper  credit  of  Great 
Britain,  London  180*,  deutseh  ron  L.  II.  Jukob, 
Halle  1808.  —  Toaktf  A  historg  of  priees  and 

the  State  of  eirenUttion  fr.  179^ — -56,  VI  roh. 
Lontian  1838 — 18S7.  lievtsehe  auszugsweise 
BearbeÜHng  ro»  .Ascher,  .2  Bände,  Dresden  1857. 

—  Die  verschiedenen  Schriften  von  Lord- 
Overstone,  gesammelt  unter  dem  Titel  Tracts 
•tml  oüier  publicationa  on  metaüic  and  paper 
currency,  Lond>m  lfi58.  —  IHe  betreffenden  Ab- 
"chnitte  in  J.  S,  3fi1l,  Principles  of  political 
economy,  deutsch  von  Üjoetbeer,  2.  Ausgabe  J8G4, 
he».  Buch  3,  Kap.  11,  12,  24.  —  FullartMt, 
On  currency  and  bank-ing,  2.  edit.,  London  184a. 

—  J*.  W.  €Hlhart;  A  praetieal  treatiee  on 
hanking,  i  roJs,  6.  edit.,  London  185G,  auch  in 
tten  gesammelten  Schriften  des  Verfassers  wieder 
nbgedruekt.  —  Henry  Duning  Macleod,  The 
theory  and  practice  of  banking,  3.  edit.,  2  rols, 
pondon  IS&i.  —  Tliotnson  Hanleey ,  The 
Prineipie«  of  banking,  London  1867.  —  Walter 
Bagehot ,  Lombardstreet,  a  description  of  the 
tnoney  market,  London  1878,  deutsch  eon  Beta, 


Leipzig  1874-  —  Stanley  Jerons,  ßfmiei/ 
and  the  merhanism  <if  rxrhange,  London  187'', 
deutsch  Geld  und  Geldverkehr,  Leipzig  187f>.  — 
Bonamy  Prtce,  Currency  atid  hanking,  Lon- 
don 187t!,  deutteh  ron  Hermann  Brefeld,  Berlin 
1877.  —  B.  M.  Inglla  Palgrave.  Itankriite 
In  England,  France  and  Germany  18.i4 — W 
(Statistik)  London  1880. 

Aus  der  französischen  Litteratur :  Ene/uete  sur 
leji  principe»  et  let  faits  generauT,  qui  regissent 
la  circulation  monflaire  et  fidueiaire,  ti  vol., 
Paris  1867,  den  englischen  f'tUersuchvngeu  und 
Komniissionsbericltten  iiac.hgelrildcf ,  ohne  ihre 
Brauchbarkeit  zu  erreichen.  -  -  Von  Schriften 
Einzelner:  J.  B.  Coureelle  Syenit,  Traite 
theorique  et  pratiipte  des  Operations  des  banquet, 
J^rf»  1876,  6.  edit.  —  Clement  Jnglar,  Des 
erites  eommereiale*  et  leur  retour  peHodi^ue, 
Paris  18CS.  —  Woloiegkt,  La  question  des 
banques,  Paris  I8G4  und  I^  change  et  la  circu- 
lation,  IMris  1867.  —  J.  F.  Hoim,  Ixl  libertf. 
des  banquts,  Paris  1866. 

Ferrari» f  Principii  di  sriema  Ixinearia 
Milano  189S.  —  Neueste  internationale  Statistik 
des  Bankrerkehrs  in  den  vom  österreichischen 
Finanzministeriutn  herausgegebenen  Tabellen  zur 
WdhrungtetalUtik,  Wien  1892—1896,  7.  Heft  1898. 

S.  femer  die Lttlerattrangaben  in  denArO.  twr 
Bankgeaehichte  und  in  den  Artt.  über  da»  Bank- 
wesen der  einzelnen  .Staaten. 

E.  Jfaaae. 


IL 

Allgemeine  Baiikpolitik. 

I.  Aufgaben  nnd  Ziele  der  Bank- 
politik. II.  Die  wichtigüten  Sys- 
teme und  Fragen  der  Bankpolitik. 
i.  Freiheit  der  Notenausgabe.  2.  Beschränkende 
staatliehe  Gesetzgebung.  3.  Privilegierung 
einer  oder  mehrerer  Banken.  4.  Staatsbank 
oder  Privatbank.  5.  VorBchriften  Uber  Ansgnbe, 
Einlösung  und  Deckung  der  Noten:  a)  Grösse 
der  Banknoten,  b)  Annahmepflicht  der  Noten, 
c)  Einlösung  nnd  Austausch  der  Noten,  d) 
Bestimmungen  über  Menge  der  Noten,  welche 
eine  Bank  ausgeben  darf,  e)  Anlage  der  nutz- 
bar zu  machenden  Fonds  der  Zettelbanken. 

I.Anfgaben  und  Ziele  derßank- 
politik. 

Schon  in  den  frOhesten  Eatwickelungs- 
stufen  des  Bankwesens  beginnt  die  Baut- 
Politik,  d.  h.  die  Versuche  der  staatUchen 
Gewalt,  aitf  das  Bankwesen  einzuwirken 
und  es  zweckmässig  zu  gestalten.  Die  Banken 
erscheinen  vor  allem  als  die  Vermittler  von 
Zahlungen,  und  die  Fürsorge  für  die  Zali- 
lungsmittel  gehört  bei  sich  verbreitender 
Geldwirtschaft  fast  überall  zu  den  wesent- 
üchsten  Aufgaben  des  Staates.  Ganze  Bücher 
von  Verordnungen  und  Gesetzen,  das  Bank- 
wesen betreffend,  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  Mittalalters  lassen  sich  in  einer  Stadt 
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wie  Venedig  zusammeDstellen.  Sie  haben 
zum  Ziele  dio  Sicherung  einer  zuverlässigen 
Verwaltung  der  den  Banken  anvertrauten 
Kassenvorräte  und  die  sichere,  ordentliche 
BewerkstelliguDg  der  Zahlungen,  mit  denen 
sie  beauftragt  worden.  Die  Anfänge  der 
Bankpolitik  enden  in  den  italienischen,  nieder- 
l&idischen  und  deutschen  Handelsstädten 
damit,  dass  die  städtische  Obrigkeit  das 
Bankwesen  selbst  in  die  Hand  nimmt  und 
Vei-such  macht,  städtische  Banken  zu  er- 
richten. Nur  in  den  Mittelpunkton  des 
(reldverkehrs  konnten  aber  damals  Banken 
entstehen  und  aufblülien. 

In  eine  ganz  neue  Periode  tritt  dic-Bank- 

e>litik  mit  dem  Aufkommen  der  Banknote, 
ie  ZahliiDg  dunüi  Baaknoten  kann  in  den 
weitesten  Erdsen  das  Metallgeld  als  Um- 
laiifsmittcl  ersetzen-  Die  Banknote  wird  in 
^üung  genommen  von  zahlreichen  Fer^ 
sonen,  welche  nicht  imstande  sind,  die  Kredit- 
wdrdi^eit  der  ausübenden  Bank  zu 
])rüfen,  und  welche  sidi  in  AbhSngigkeite- 
verhaltnissen  befinden,  die  sie  hindern,  im- 
sichere  oder  nnbe(][uemc  Zahlungsmittel  zu- 
rückzuweisen. Die  Banknote  wird  ansge- 
^ben  von  Banken,  dio  ein  mächtiges  Privat- 
interesse haben,  Noten  in  möglichst  grossem 
Betrage  in  Umlauf  zu  setzen  und  zu  er- 
halten, und  die  nicht  selten  eine  grosse 
Klientel  besitzen,  die  ihnen  zii  diesem  Zweck 
behilflich  sein  kann.  Fast  dieselben  Gründe, 
welche  für  die  staatliclie  Regelung  des  Münz- 
wesens sprechen,  foi-dern  daher  auch,  sowie 
die  Banknote  ein  allgemeines  Zalilungsmittel 
wird ,  die  staatliche  Ordnimg  des  Bank- 
notenumlaufs. 

Aber  das  Zettelbankweseu  hat  sich  all- 
mählich aus  dem  privaten  Bankgeschäft  tmd 
zwar  bei  Völkern  ausgebildet,  die  vorzugs- 
weise individualistischer  Richtung  sind,  in 
England,  Schottland,  den  Vereinigten  Staaten. 
Daher  hat  es  sich  dort  lange  Zeit  als  eine 
Sache  der  Privatindustrie  in  verhältnü*mä8sig 
grosser  Freiheit  entwickeln  können.  Das 
Beispiel  dieser  Staaten  hat  dann  auch  auf 
die  Staaten  des  europäischen  Kontinents 
eiu^wirkt.  Allmählich  aber  ist  man  über- 
all immer  mehr  zu  staatlicher  Regulierung 
der  Notenausgabe  fortgeschritten.  Die  Übrigen 
Zweige  des  Bankgeschäftes  dagegen  unter- 
stellt man  in  den  Kulturstaaten  nicht  einer 
besonderen  Aufsicht,  indem  man  von  der 
Ansicht  ausgeht,  doss  bei  denselben  die  Be- 
teiligten ilir  Interesse  selbst  zu  wiÄren 
im  Stande  seien. 

Es  ist  aber  nidit  nnr  die  Sicherung  der 
B.inknotenglflubiger,  welche  die  europäischen 
Stiiaten  mit  ihrer  Bankgesetzgebung  als  Ziel 
verfolgen,  sondern  man  will  durch  die  Ein- 
richtimtf  der  Zettelbanken  und  die  Regelung 
ihrer  Notenau^be  die  ErfOlIun^  aller  ge- 
xnein'wii-tschaftlichen  Au^aben  sichern,  die 


durch  dasBankwesen  am  besten  erfüllt  werden. 
Dieselben  sind  in  dem  Art.  Bankgeschäfte 
oben  S.  13:^  ff.  nfllier  dai^elegt.  Sie  bestehen : 

1.  in  der  Fürsorge  für  ein  elastisches 
Zahlnngswesen,  welches  sich  den  wechseln- 
den Bedürfnissen  des  Gemeinwesens  au  Zah- 
lungsmitteln rasch  und  leicht  anpasst.  Es 
kommt  dabei  darauf  an,  auf  dem  Kredit  be- 
ruhende Zahlungsmittel  zu  haben,  welche 

a)  entsprechend  dem  wachsenden  und 
sinkenden  Verkehr  in  vermehrtem  und  ver- 
mindertem Masse  ausgegeben  und  benutzt 
werden  köiuien.  Die  Vermehrung  soll  legi- 
timen Bedürtnissen  des  Verkehrs  gegenüber 
ohne  grosse  Geldklemmen  und  Ki-editer- 
schütterungen  geschehen  können ,  aber 
Schwierigkeiten  haben,  weim  das  gesteigerte 
Bedürfnis  an  Zahlungsmitteln  Folge  einer 
Übertriebenen  und  darum  auf  die  Dauer  un- 
haltbaren Erhöhung  vieler  Warenpreise  und 
einer  Ueberspekulation  und  überbiiebenen 
Unternehmungslust  ist; 

b)  in  einer  grossen  Ki-eilitcrsehüttening, 
die  mit  einer  allgemeinen  Jagd  nach  Eassen- 
verstftrkung  verbunden  ist,  das  bare  Geld 
in  den  Kassen  vertreten  und  dadurch  Bo- 
ndiigung  schaffen  können; 

2.  in  der  Soi;ge  für  einen  disponiblen 
Geldvorrat,  aus  dem  nötigenfalls  Zahlungen 
an  das  Ausland  gemacht  oder  für  ändert; 
Zwecke  hergegeben  werden  können,  ohne 
dass  schwere  Geldkrisen  oder  eine  allge- 
meine Suspension  der  Barzahlungen  eintreten. 

Alle  diese  Aufgaben  sind  wesentlich  ge- 
mein wirtschaftlicher  Natur,  d.  lu  es 
sind  keine  Privatinteressen  vorhanden, 
welche  ihi-e  Erfüllung  sichernj  xuid  wenn 
sie  nicht  erfüllt  werden,  so  leidet  die  ge- 
samte Volkswirtschaft  und  namentlich  dit; 
schwächeren  Wirtschaften,  die  völlig  ausser 
stände  sind,  sich  ^o^en  die  Tobel  zu  schützen, 
welche  mit  schlimmen  Geldkrisen  verb\m- 
dcn  sind. 

Es  folüt  vor  allem  ein  Privatiuteresw, 
welches  irgend  eine  Einzelwirtschaft  an- 
triebe, grosse  Barvorräte  Jalirzehnte  lang 
zinslos  hegen  zu  lassen,  um  dann  gelegent- 
lich kurze  Zeit  eine  Verwendung  dafür  zu 
mässigen  Zinsen  zu  haben.  Auch  für  Banken 
ist  das  von  privatwirtschaftlicUcm  Stand- 
punkt nicht  vorteilhaft  Sic  gewinnen  viel- 
mehr durch  Oekonomie  in  den  unverzins- 
lichen Kassenvorräteu,  und  wenn  dann  häufige 
Goldkrisen  eintreten,  so  sind  dieselben  für 
den  Gewinn  der  Banken  viel  eher  vorteil- 
haft als  nachteilig.  Ein  grosser  disponibler 
Barvorrat  ist  aber  auch  für  die  sub  1  a  und 
b  angeführten  Funktionen  der  Banken  dir 
unentbehrliche  Voraussetzung.  Nur  auf 
seiner  Basis  kann  eine  Bankvcrwaltung  mit 
Sidierhcit  die  metallisdi  nicht  gedeckten 
Noten  dem  Bedarf  entspi-edicnd  vennehren. 
Aber  auch  der  zu  einein  solchen  Verfahren 
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nötige  Kredit  vird  eriabrungsmassi^  nur 
tia  gewonnen,  wo  eine  Bank  aits  der  privaten 
Stellung  hinausbitt  und  nur  unter  üfitent- 
licher  Kontrolle  im  gemeinen  Interesse  ver- 
waltet wird. 

Würde  keine  TÜasarge  rlafOr  getroffen, 
daS8  in  disponiblen  Barvorräten  nnd  in  fest 
gewnrzeltem  Kredit  eine  Grundlage  für  das 
Zahlnngswesen  des  ganzen  Landes  votiian- 
dcn  wäre,  so  würden  häufig  Geldkrisen 
imvermeidlich  sein.  £s  ist  em  grosser  Irr- 
tum, zti  glauben,  dass  dieselben,  weil  sie 
sich  zunächst  in  einer  Erhöliung  des  Dis- 
kontos an  den  gro^^n  Börsen  äussern,  die 
Börsenkreise  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise treffen.  Mangel  an  Zahlungsmitteln 
zei^  sich  im  kleinen  Verkehr,  nicht  aber 
zwischen  giwsen  Banken,  Orossliändlem 
u.  dergl..  <iie  sich  durch  Umschreibungen, 
Abrechmmgen  wohl  zu  helfen  wissen,  un(l 
Höhe  des  Zinsfusses  ist  den  schwächeren, 
kapitalbedfirftigen  Wirtschaften  vit^l  empfind- 
lidier  als  den  grossen  Kapitalit^ten.  Aus 
einer  scharfen  Gelilklemme  aber  kann  sich 
oiae  Kreditkrisis  ent\\"ickeln,  die  zahlmclie 
Betriebe  zum  Stillstand  bringt ,  Arbeiter 
brotlos  macht  und  mit  ihren  verheerenden 
Wirkun^n  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
Jahre  hindurch  lähmt. 

Dagegen  wird  mit  Unrecht  mitunter  ver- 
langt, dass  dun^  die  Bankpolitik  in  <;rster 
Linie  für  eine  möglichst  gemeinnützige 
Kreditbewill^mg  seitens  der  Banken  Soi^ 
getragen  werden  müsse.  Die  Art  uml  das 
Mass  der  Kreditgewährung  muss  dem  eigent- 
licJien  Zwecke  der  Zettelbanken,  der  Onl- 
nung  des  Geld-  und  Zahlungswesens  diu-ch- 
aus  untergeordnet  bleiben.  Denn  wälirend 
diese  Aufgaben  des  gemeinen  Wesens,  ist 
es  im  allgemeinen  mcht  die  Obliegenheit 
tles  Staates,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  vor- 
liaadenen  Kapitalien  den  Kreditbedürftigen 
jii^fQhrt  werden,  die  am  meisten  des 
biimden  Kapitals  benütigt  sind  oder  den 
besten  GcbrsMich  davon  machen.  Nur  gegen- 
über binderen  Notständen  ist  ein  £in- 
greifen  der  Staatsgewalt  in  den  Kreditver- 
kehr gei-echtfertigt,  aber  für  eine  solche 
Hilfe  sind  am  allerweni^teu  die  Zettel- 
banken  die  geeigneten  Institute.  Ilire  Kredit- 
gewährung muss  eine  durchaus  bankmässige 
sein,  damit  das  ausgeliehene  Kapital  nötigen- 
falls in  kurzer  Frist  wieder  eingezogen  und 
die  Einlösbarkeit  der  Banknoten  aufrecht 
erhalten  werden  kann.  Die  KretUtgewäiirung 
ist  femer  auch  insofem  dem  Hauptzweck 
der  Bankpolitik  dienstbar  zu  maclien,  als  sie 
als  Mittel  gebraucht  werden  muss.  um  über- 
triebene Preissteigenmgen  und  Unterneh- 
mungslust sowie  einen  allzu  starken  Abfluss 
der  Barvorräte  zu  verhindern.  Die  übrigen 
Bankgeschäfte  ausser  der  Notenausgabe 
stehen  einfiich  unter  dem  Handelsrecht  und 
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sind  nicht  zum  Gegenstand  einer  besonderen 
Gesetzgebung  gemacht  worden.  Man  kfMinte 
allenfalls  das  G.  v.  5.  Juli  1896  über  die 
Pflichten  der  Kauflcute  bei  Aufbowahnmg 
fremder  Wertpapiere  anführen,  das  praktisch 
hauptsächlich  für  die  Banken  von  Bedeu- 
tung ist,  grundsätzlich  aber  weh  auf  alle 
Kauneute  bezieht  Das  Böreengesetz  vom 
23.  Juni  1S96  enthält  beschzitaikeDde  Vor-  « 
Schriften  ftlr  das  Emissionswesen,  das  aber 
nicht  zu  den  Bank^es(diflften  im  ei^reii 
Sinne  zu  rechnen  ist.  Im  feienden  be- 
schäftigen wir  uns  daher  ausschliossiich  mit 
•  der  NotenbanIqwUtik. 

Die  wichtigsten  Systeme  und 
'       Kragen  der  Bankpolitik. 
'     1.  Freiheit  der  Notenausgabe. 

I  selten  und  ntu'  likr  Inirze  Zeit  hat 
I  System  in  imeingoschrftnkter  Weise 
I  standen. 

[      In  England  war  die  Notenausgalw 
,  zum  Jahre  1844  einzelnen  Personen 
Gesellschaften  von  nicht  mehr  als  (i 
glieilem  gestattet.    Nur  die  Ausgabe 
Noten  unter  1  f  war  seit  177.'),  die  unter 
ij  fc  von  1777 — 97  nnd  wieder  von  182!)  an 
^■e^boten.    Aber  die  Beschränkimg  der  Alit- 
gliedei-Äihl  der  Bankgesellscliaften ,  welelie 
I  erst  für  die  von  I^ndoii  05  Meilen 

i  und  mehr  entfernten  Orte  aufgehoben  wui-de, 
|gab  dtT  einzigen  grossf-n  Bank,  ilor  Bank 
i  von  >jiglaiid ,  ein  entscheidendes  Uebcr- 
gewiclit,  welches  durch  ihre  eugoVoibiudujig 
mit  iler  Finanzvei-waltuug  des  Staates  nocK 
\erstärkt  wuiile.  Es  feldte  daher  nidit  sa 
einer  Centialltank,  welche  die  Aufgaben,  die 
im  geroeinen  Interesse  an  ein  wohlgeord- 
netes Bankwesen  gestellt  weitlen  müssen, 
zu  erfüllen  strebte.  Freilich  wunlo  die  Ei-- 
füllung  ihr  nicht  selten  erschwert  durch 
die  Konkurrenz  der  vielen  kleinen  Banken, 
die  ihron  Notenumlauf  stets  ohue  RQt^ksicht 
auf  den  Stand  der  intcrnatioualon  Zahlungs- 
bilanz auszudehnen  bemüht  waren  imd  zu 
verschiedenen  Malen  in  gn'tssei'en  Krisen  in 
grosser  Zahl  zusanuneubraclien.  Nach  einem 
Versucli,  durch  Gestattung  grösserei'  Zettel- 
banken und  die  Yei-pflichtiuig  zu  periodischer 
Voi-öffentliclinng  ihi-er  Bilanzen  diesen  Uebel- 
I  ständen  abzuhelfen,  ist  das  System  1844 
verlassen  worden,  und  für  seine  Wietlerher- 
stellung  hat  sich  keine  nennenswerte  Stimme 
erhoben. 

In  Scliotthmd  stand  es  ebeufidls  bis 
1S4Ö  jedermann  h-ei,  lianknoten  auszugeben, 
und  es  iH-stand  keine  Beschränkung  dieses 
Hechts  auf  Gesellschaften  von  nicht  melu- 
als  6  Personen.  Es  konnten  sich  daher 
Rinken  mit  grösserem  Gesellschaftskapital 
bilden,  aber  die  Mitglieder  der  GesoUseliaf- 
ten,  mit  Ausnahme  von  den  durch  besondere 
Gesetze  inkorporierten ,   hafteten   für  die 
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Schulden  der  Gesellschaft  mit  ihrem  ganzen 
TermÖgen.  Seit  1765  bestand  ein  Verbot 
der  AwBgabe  von  kleineren  Noten  als  1  £. 
Uebereiiuriinfte  über  regelmässigen  Ans- 
tausch  (Igt  Noten  führten  ein  rasches  BOck- 
strömender  Noten  znraiisgebenden  Bank  her- 
bei (duruhschnittlicli  blieben  die  Noten  nicht 
länger  als  10—11  Tage  im  Umlauf).  Trotz- 
dem, daSB  die  dortigen  Zettelbanken  eroBBcn 
Kredit  genossen,  sich  von  grober  Miesver- 
^'altiiDg  mit  wenigen  Ansniüimcn  frei 
liielteu  nnd  allen  Zweigen  wirtschaftlicher 
Thätigkeit  im  Lande  mehr  als  ein  Jahr- 
liundei-t  hindurch  bodentende  Dienste  ge- 
leistet hatten,  ist  auch  dort  das  System 
aufgegeben  worden.  Dass  es  wo  lange  Zeit 
voÄ'efflicli  ftmktionierte ,  beruhte  ausser 
auf  dem  traditionellen  Geschick  der  Bank- 
vei'waltungen,der  unbeschränkten  Verantwort- 
liclikeit  der  Gesellschaften,  dem  nüchternen 
Volksüharakter,  dem  raschen  und  leichten 
Bückflusß  der  Noten  in  die  Bankkassen 
doch  aiidi  auf  der  Bank  von  Englandj  ans 
deren  Barvorrat  ungünstige  Saldi  der  inter- 
nationalen Zahllingsbilanz  auch  für  Schott- 
land an^g^chen  wurden.  Der  Vorwurf, 
dass  der  V erkauf  von  Wechseln  und  anderen 
Sicherheiten,  den  aus  Man^l  an  di^cuiiblcn 
BarvmTftten  die  schottischen  Banken  auf 
dem  Londoner  Markt  in  Geldklemmen  vor- 
nehmen, diesen  empfindlicher  mache  und 
flass  die  Bank\erwaltnngen  durc;h  Konkur- 
renz verhindert  seien ,  einer  eintretenden 
Ceberspekulation  hinlänglich  entgegenzu- 
■wirken ,  waren  die  Hauptursachen  dei-  ver- 
änderten .  Gesetzgebung. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
haben  mehrere  Staaten  vorilbei^ehend  die 
Notenausgabe  fast  ganz  freigegeben,  während 
andere  Zottelbanken  noch  ausschliessliche 
Piivilegien  besassen.  In  manchen  der 
eratei-en  ist  auf  jener  Basis  der  übelste 
Bankscliwindel  entstanden,  der  mit  einem 
nach  vielen  Seiton  hin  Verderben  verbreiten- 
den Ziisammenbnich  endete.  In  einigen 
nördlichen  Staaten  (Massachusetts  z.  B.) 
hatte  sich  ein  Zustand  entwickelt ,  der  in 
gewöhnlichen  Zeiten  durch  die  allgomeine 
Verbreitung  der  Bankeinriclitungen  als  ein 
günstiger  erscheinen  konnte,  aber  doch  in 
jeder  gi-össeren  Krisis  zm-  Einstellung  der 
Barzalthmgen  seitens  der  Banken  führte. 

2.  Beschränkende  staatliehe  Gesetz- 
gebung. Während  der  ersten  Jahrzehnte 
dieses  Jahrhunderts  aber  \'erbreitete  sich 
in  den  wichtigsten  Staaten  Amerikas  in 
■wachsendem  IVtasse  die  Erkenntnis,  dass  es 
«nmöglicli  sei,  ohne  allgemeine  gesetzliche 
Bestimmungen  den  ■  Bankbetrieb  vor  den 
gröbsten  Missbräuclien ,  die  Noteubesitzer 
vor  unvei-schuldetem  Sdiaden  nnd  das  Geld- 
wesen vor  Unordnung  zu  schützen.  Da 
cntschloss  man  sich,  die  Sichcnuig  des  aü- 


emeinen  Zalünngsmittels  von  Staatswegen 
urch  besondere  öffentliche  Einnchtungeu 
unmittelbar  in  die  Hand  zu  nehmen. 

Im  Staate  New- York  hat  das  Bantgesetz 
vom  18.  April  1838  die  Banken  angehalten, 
fflr  alle  Noten,  die  sie  au^ben,  bei  einer 
öffentlichen  Behörde  Sicherheit  zu  bestellen. 
Die  Noten  wurden  von  einem  dazu  bestellten 
Staatskontrolleur  für  alle  Banken  gleich- 
mässig  ausgestellt  und  den  einzelnen  Banken, 
die  den  Vorschriften  des  Gesetzes  genügten, 
ausgeliefert  Vorher  aber  musste  die  Baak 
(Gesellschaft  oder  Individuimi)  für  den  Be- 
trag an  Noten,  welche  sie  zu  erhalten  und 
in  Umlauf  zu  setzen  wünschte,  jedoch  nicht 
unter  100000  Dollars,  Staatssdiuldscheine 
des  Staates  von  New- York  oder  anderen 
Staaten ,  die  der  Kontrolleur  annehmbar 
fand,  hinterlegen.  Nach  dem  ursprünglichen 
Gesetz  durfte  der  Kontrolleur  für  die  Hälfte 
des  Notenbetrages  als  Deckung  auch  Hypo- 
theken annehmen,  seit  1852  war  das  nui* 
für  5Ü00  Dollars  zulflssig.  Die  Banken 
standen  unter  lanfendw  AuMcht  dce  Kon- 
trollcum  oder  später  des  Bankdepartements. 
Wenn  Noten  von  einer  Bank  bei  PrÄsen- 
tation  nicht  eingelöst  wurden,  so  hatte  der 
Inhaber  derselben  Protest  zu  erheben  uud 
dem  Kontrolleiu:  Anzeige  zu  machen.  Der 
Kontrolleiu-  sollte  alsdann  die  Bank  zur 
Zahlung  auffordern,  und  wenn  solche  nidit 
binnen  15  Tagen  erfolgte,  in  der  Staats- 
zeitimg anzeigen,  dass  alle  Noten  aus  dem 
hinterlegten  und  nun  liquide  zu  machenden 
Sicherheitsfonds  bezahlt  wertlen. 

Die  New-Yorker  Einrichtungen  wurden 
allmählich  auch  in  manchen  anderen  Staaten 
eingeführt  und  im  wesentlichen  die  Grund- 
lage der  Neuordnung  des  Zettelbankwesens  für 
alle  Vereinigten  Staaten  während  desBfli^r- 
krieges durch  die  GG.  v.  1863  und  1864.  Durch 
eine  exorbitante  Besteuerung  wurden  die  Alte- 
ren nach  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten  ein- 
gerichteten Zettelbanken  zm*  Auflösung  oder 
Einstellung  der  Notenausgabe  gezw^ungen. 
Die  imter  dem  neuen  Gesetz  sich  bildenden 
Zettelbanken  müssen  bei  dem  ComptroUer 
of  the  Currency  Schuldscheine  derVereini^n 
Staaten  hinterlegen  und  zwar  nicht  weniger 
als  400001  und  als  ^ia  ihres  Stammkapitals. 
Sie  erhalten  von  diesem  Beamten  dafür  Bank- 
noten in  Blanco  im  Betrage  von  90**.»  des 
Kiu^wertes  und  höchstens  90  "/o  des  No- 
minalwertes der  hinterlegten  Papiere.  Jedoch 
kann  eine  Bankgesellschaft,  deren  eingezahltes 
Stammkapital  nicht  5tX>Ü00  »  übersteigt, 
nicht  mehr  als  90  «/o,  deren  Kapital  500000 
bis  1000000  8  beträgt.  80  "  o,  deren  Kapital 
KjOOOOO  aber  nicht  3  00<)000*  filieisteigt, 
TS^/o,  noch  grössere  Banken  nur  60'',  o  ihres  Ka- 
pitals an  Noten  erlialten.  Die  Noten  werden 
von  dem  Kontrolleur  nacli  gleichen  Formu- 
laren auf  Kosten  der  Banken  angefertigt,  den 
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Banken  au^eliefert  und  mit  der  Unterschrift 
der  ausgebenden  Bank  versehen  von  dieser  in 
den  Uinlanf  gebracht  Das  Oesetz  enth&lt 
juisserdem  die  eingehendsten  Bestimmungen 
fiber  Art  und  Weise  des  Bankbetriebes,  Bar- 
deckung (s.  unten  8«b  5d  S.  156  ff.)  und  Einlö- 
sung der  Noten  sowie  über  (^ekeitliche  Be- 
aufsichtigung der  Banken.  In  Bezng.auf  die 
Einlßsungspuicht  sind  die  Banken  in  drei 
Klassen  geteilt,  Banken  der  Stadt  New- 
YoHe  .  Banken  der  1  j  nächstbedeutenden 
StSdte  (reserre  citieiü)  und  Banken  aller 
ütoigen  Orte  (Landbanken).  Die  Landban- 
ken  müssen  sich  jede  eine  Bank  in  einei* 
Reservesfadt  w&hlen,  bei  welcher  sie  einen 
Teil  ihres  Barvorrats  niederlegen  und  durch 
welche  sie  ihre  Noten  einlösen  lassen.  Die  i 
Banken  der  fieeervestadte  and  gehalten,  in 
dieselbe  Verbindung  mit  einer  Bank  in 
New-Yfffk  zn  treten.  End]i<^  müssen  nach 
einem  SrgftnsungBgesetz  v.  20.  Juni  1874  äUe 
Banl^  dem  Sdiatzamt  YereinigtenStaaten 
ö^/e  ihrer  nmlaiitenden  Notenmenge  in' 
barem  Gielde  überweisen  uod  dies  Gut- 
haben immer  auf  der  gleichen  H5he  er^ 
halten.  Ans  demselben  lUret  das  Schatzamt 
auf  Yet^angen  die  Noten  der  betreffenden 
Banken  in  Summen  von  lOCMi  *  oder 
dem  Mehrfrichen  des  Betrages  gegen  bares 
(Tcld  ein.  Auf  diese  Weise  sind,  was  Form 
uml  Einlösung  der  Noten  angeht,  wichtige 
Schritte  zur  Centralisatton  fftr  das  grosse 
Oebiet  der  Vereinigten  Staaten  geschehen. 
Änäuigs  war  die  Gesamtmenge  der  auszu- 
gebenden Nationalbanknoten  gesetzhch  fest- 
gestellt und  über  ihre  Verteilung  unter  die 
einzelnen  Staaten  und  Banken  genaue  Vor- 
schriften gegeben.  Diuch  ein  G.  v.  14. 
Januar  1875  ist  diese  Beschiflnkung  anfge- 
hoben. 

Der  amerikanischen  Gesetzgebung  ver- 
wandte Bestimmimgen  finden  sich  in  Europa  i 
nur  in  dem  schweizerischen  Bankgesetz  vom 
8.  Marz  1881.  Auch  dort  ist  die  Notenaus- 
gabe jeder  Bankgesellschaft,  die  ein  Stamm- 
kapital von  mindestens  500000  Francs  be- 
sitzt, gestattet,  wenn  sie  geiiisse  gesetzliche 
Erfordernisse  erfüllt.  Unter  diesen  Erforder- 
nissen ist  das  wichtigste  flie  für  die  Noten 
zu  leistende  Garantie.  Dieselbe  besteht  in 
einem  Barvorrat,  der  40*'.'o  des  Noteniun-j 
laufs  betragen  muss,  und  für  die  übrigen 
60*'0  eotwetler  in  einer  Gwantie  des  Kan- 
tons oder  in  hinterlegten  Wertpapieren 
'«ler  in  diskontiOTten  Wechseln.  Den  Ban- 
ken, welche  die  Garantie  auf  die  letzte  Art 
stellen ,  ist  nur  ein  engerer  GeschAftskreis 
sestattet  als  den  übrigen.  Ene  Beschrän- 
kung der  Notemnenge  besteht  nur  insofern, 
als  keine  Bank  mehr  als  das  Do[^elte  ihres 
eingezahlten  und  wirklich  vorhandenen 
Stamnüuqntals  an  Noten  ausgeben  darf. 

Es  kfuin  keine  Frage  sein,  dass  die  Frei- 


heit der  Notenausgabe  in  den  genannten 
Ländern  die  Verbreitung  von  Bankeinrich- 
tungen in  allen  Teilen  derselben  mächtig 
gefördert  hat.  Die  Notenausgabe  kann  näm- 
lich ein  einträgliches  Geschäft  in  Verhält- 
nissen sein,  in  welchen  die  übrigen  Zweige 
des  Bankwesens  noch  wenig  lohnend  sind. 
Sie  gestattet  daher  die  Errichtung  von  Ban- 
ken an  Oten,  an  denen  man  sonst  an  die- 
selben nicht  denken  könnte,  nnd  vermehrt 
die  Zahl  der  Banken  da,  wo  sonst  nur 
wenige  bestehen  könnten.  Durch  die  Sicher- 
heitsbestellung  ist  auch  die  endliche  ße- 
friedigtmg  der  Notengläubiger  einer  banke- 
rotten Bank  auf  Jahr  und  Tag  gesichert. 
Es  ist  endlich  dimih  die  Bescbränkung  der 
i  Notenemission  auf  ein  gewisses  Verhältnis 
Zinn  Stammkapital  sowie  durch  die  Bestim- 
mungen über  Einlösung,  ^^enseitigo  An- 
nahme der  Noten  und  durch  die  zu  stellende 
Garantie  manchen  MissbrAuchen  des  Zettel- 
bankwesens ab^holfen  und  auch  eine  rasche 
'  und  übermässige  Vermohrung  des  Noten- 
inn laufs  in  UeberspekulatioDsperiodea  er^ 
Schwert. 

Andererseits  aber  sind  nicht  nur  einzelne 
Bankbrfiche  trotz  aUen  gesetzlichen  V(mv 
sichtsmassregoln ,  sondern  auch  allgemeine 
Einstellungen  der  Barzahlungen  in  grossen 
Krisen  nicht  zn  vermeiden,  imd  fflr  die  Er- 
füllung der  eingangs  bezeichneten  gemein- 
wirtseUaftliohen  Bedürfnisse  auf  dem  Gebiete 
des  Geldwesens  ist  keine  genügende  Für- 
sorge getroffen. 

Die  früheren  Erfahrungen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  die 
Wahrheit  dieser  Behauptungen  <iargetlian. 
Dnss  auch  das  New  -  Yorker  Deckungs- 
system der  Noten  in  dieser  Hinsicht  keine 
wesentliche  Aenderung  geschaffen ,  ze^e 
sich  im  Jahre  1857.  Die  New-Yorker  Banken 
i  suchten  in  der  Handelskiisis  dieses  Jahi-es 
d{Mc\i  äusserste  Beschränkung  der  Ki-edit- 
gewöluTing  ihre  Zahlungsfähigkeit  aufrecht 
7Ai  erhalten,  der  Diskonto  stieg  auf  melu-ere 
Prozent  pro  Monat,  es  wurde  zuletzt  kaiun 
noch  möglich,  gegen  beste  Sicherheit  ge- 
liehen zu  erhalten.  Da  verlangte  zuletzt 
das  öffentliche  Interesse  noch  mehr  als  das 
der  Banken,  dass  diese  die  Barzahlung  ein- 
I  stellten  imd  ihre  Kreditgewähning  wieder 
aufnähmen.  Obsdion  fiir  diesen  Fall  die 
Verfassung  des  Staates  die  sofortige  läqui- 
dation  jeder  nicht  ihre  Noten  in  Metallgeld 
einlösenden  Bank  TOrschrieb.  geschah  das 
nicht.  Der  höchste  Gericht«liof  der  Ver- 
einigten Staaten  entschied  vielmehr  im  Ok- 
tol>er  1857  in  einer  besonderen  Sitzung, 
dass,  wenn  die  Einstelltug  der  Barzahlungen 
seitens  der  Banken  allgemein  oder  fast  all- 
gemein sei,  dieselbe  nidit  als  Beweis  der 
Zablungsuniäliigkeit  (insolvency)  einer  Bank 
angesehen  werden  dürfe,  sondern  das»  bei 
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einer  allgemeinen  Zahlungseinstellung  eine 
Bank  solvent  sei  und  de:^^b  kein  gericht- 
liches KonkursTf»:&hreu  gegen  sie  eröffnet 
Verden  dürfe,  wenn  ihr  Vermögen  mehr  als 
aiisreidiend  sei,  xaa.  alle  Gläubiger  zu  be- 
friedigen. Wie  in  früheren  Krisen,  z.  B. 
1837,  80  behalf  man  sicli  auch  dieses  Mal 
längere  Zeit  mit  den  uneinluslichen,  gegen 
bares  Geld  etwas  entwerteten  Noten  als 
dem  einzigen  vorhandenen  Zahlungsmittel. 
Die  als  Sicherheit  bestellt^'n  Staatspapiere 
aber  erwiesen  sich  in  der  Krisis  als  nicht 
Terkftuflich.  Einige  erawnngenc  Yerkfiufe 
brachten  den  Kurs  der  New- Yorker  Obli- 
gationen von  110  bia  70  herunter.  Das 
Kesiütat  aber  dieser  und  ähnlicher  Bank- 
gesetze besehreibt  ein  Augenzeuge  (Himts 
äerchants  Magazine,  November  1857)  fol- 

Cilermassen:  »Paralyse  alles  Handels  von 
gor  bis  New-Orleans,  ZalUiuigseinst^lInng 
der  Banken  in  einem  grossen  Teil  der  Vor- 
einigten Staaten,  Entlassung  Tausender  von 
Ai'beitern,  Unmöglichkeit,  den  grossen  Vor- 
rat unserer  Produkte  auf  den  Markt  zu 
bringen,  Verderben  bringender  Diskonto  von 
2—3  ".'o  pro  Monat  für  das  sicherste  Papier, 
eine  Preisvei-minderung  aller  Wertpapiere 
und  selbst  der  Wechsel  auf  London.«  Das 
Gewicht  dieser  älteren  amerikanischen  Er- 
fahningen  wird  nicht  aufgehoben  durch  die 
Geschichte  der  Nationalbanken.  Denn  diese 
haben  in  den  ersten  l^'a  Jalirzehnten  ihres 
Bestehens  gewii-tsehaftet  unter  allgemeinei- 
Susj)ension  der  Barzaldungon  auf  Grund  eines 
unemliislichen  Papiei^ldes,  das  nicht  ex- 
portiert werden  konnte.  In  den  folgenden 
Jahren  aber  hat  das  Schatzamt  der  Ver- 
einigten Staaten  die  Aufgabe ,  einen  tlis- 
ponibeln  Barvorrat  zu  halten,  fiir  das  ganze 
Ijand  erfüllt  und  durch  gelegentliche  Her- 
gabe von  Geld  aus  diesem  Von-at  gewalt- 
samen Diskontoscliwankungen ,  Geld-  und 
Kreditkrison  voi^ebeugt.  Uebrigens  ist  der 
Notenumlauf  in  den  Vereinigten  Staaten  mehr 
und  mehr  zusammengeschrumpft,  und  zwar 
nicht  nur  wegen  der  immer  mehr  erhöhten 
Bedeutung  des  Depositensystems ,  sondern 
auch  gerade  infolge  der  Deckiuig  durch 
Bundesschuldversclireibuugen,  da  diese  jetzt 
hoch  Aber  pari  stehen,  aber  doch  nur  zimi 
Pariwerte  eingelÖBt  werden,  die  Banken  da- 
her an  den  hinterlegten  PApiercn  Verluste 
erleiden  werden.  Eine  grüssei-e  luisis  hat 
die  Banken  zuletzt  im  Jahre  1893  beti-offen, 
jedoch  stand  dieselbe  mit  der  Notenausgabe 
in  keinem  Zusammenhange. 

Das  schweizerische  Bankwesen  hat  nach 
dem  Gesetz  von  1881 ,  dessen  Beseitignng 
ilurch  ein  nenes  Gesetz  bereits  seit  mehreren 
Jahren  im  Werke  ist ,  noch  keine  grössere 
Krisis  bestanden,  und  da  weder  für  dispo- 
nible Ban'orrate  noch  filr  die  Mo^chkeit 
einer  A'^ermehnuig  der  Zahlungsmittel  in 


einer  Kreditkrisis  hinlAngUch  ges(»gt  ist,  so 
steht  dasselbe,  fürchten  wir,  trota  der  Solidi- 
tät des  Geschäftsbetriebes  und  der  ver- 
breiteten Wohlhabenheit  in  der  Schweiz  f>o- 
wie  der  günstigen  politischen  Sttdlimg  des 
Landes  auf  nicht  sehr  festen  Eüssen.  Denn 
die  wichtigsten  der  fnlher  zu  Tage  ge- 
tretenen Mängel  des  Systems  sind  nicht  zu- 
fälliger Art,  sondern  gehen  aus  der  Natur 
des  Bankbetriebes  hervor. 

Dass  das  Privatinteresse  der  Zettelbanken 
nicht  ausreiclit,  vor  einer  MifHv^'WBltung 
derselben  imd  grossen  UnOTdnnngon  im  Geld- 
wesen zn  schützen,  erkennen  die  Urtu^r 
der  amerikanischen  Gesetzgebung  an.  aber 
wenn  üe  das  fehlende  Privatinteresse  durch 
allgemeine  gesetzliche  Bestimmimgen  zu  er^ 
setzen  traditcn,  so  übersehen  sie  folgende 
Punkte: 

1)  Dass  mau  durch  gesetzliche  Vor- 
schriften keinen  disponibel»  Barvorrat 
schaffen  kann.  Man  1^  dadurch  vielmehr 
einen  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
sprechenden Barvorrat  fest,  so  dass  auch, 
wenn  der  Kre(lit  imd  der  Geschäftsbetrieb 
einer  Bank  die  Verminderung  derselben  g»;- 
stattet,  er  doch  nicht  fiir  Geldausfuhr  oder 
für  andere  Zwecke  verwendet  werden  kann. 

2)  Dass  man  die  beständige  Eiiüösbarkeit 
der  Noten  nicht  durch  Hinterlegung  von 
Wertpapieren  sichern  kann.  Denn  Wert- 
papiere, welcher  Art  sie  auch  sein  mögen, 
sind  nicht  plötzlich  gegen  bares  Geld  ein- 
zusetzen, wenn  das  bare  jfield  überhaupt  im 
Lande  nicht  vorhanden  ist. 

3)  Dass  man  bei  einer  allgemeinen  Zali- 
lungseinstellnng  der  Zeltelbanken  sie  nicht 
zu  einer  raschen  Liquidation  zwingen  kann, 
in  Ei-mangeluug  anderer  ümlaufsmittel.  weil 
die  Banknoten  gerade  dann  als  Zahlmigs- 
mittel  schlechtenlings  unentbehi-lich  räud  und 
man  sich  ihrer  betlienen  muss,  auch  wenn 
sie  nicht  ge^n  bares  Geld  einlösbar  sind. 

4)  Dass  nidit  dm*ch  ein  allgemeines  Ge- 
setz viele  Zettelbanken  zu  einer  weisen  und 
gemeinnützigen  Art  der  Kreditgewährung 
und  Diskontopolitik  angehalten  werden 
können.  Denn  eine  solche  muss  ludei-- 
scheidtm  zwischen  den  verschiedenen  Ur- 
sachen des  auf  die  Banken  eindringenden 
Geldbegehrs,  den  berechtigten,  aus  einer 
gesunden  Verkehrsentwickelung  heri'Oi'- 
gehendeu  Bedüiinissen  entgegenkommen, 
den  unberechtigten,  auf  übertriel»oner  Preis- 
steigenmg  beruhenden  möglichst  entgegen- 
wirken. Das  Gesetz  aber  verm^  solche 
Unterschiede  nicht  zu  machen,  das  kaiui  mu* 
auf  Grund  einer  sorgfältigen  Beobachtung 
des  einzelnen  Falles  mit  Benutzung  der 
dm-ch  lange  Er&hrang  gewonnenen  Lehren 
geschehen. 

AVenn  so  weder  das  eigene  Interesse  der 
Banken  noch  das  Gesetz  des  Staates  eine 
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BankverwaltiiDg  im  gemeinen  Interesse 
sichern  können,  so  bleibt  nur  die  Erreichung 
dieses  Zieles  auf  dem  Wege  der  Verwaltung 

3.  Privilegienus  einer  oder  mehrerer 
Banken.  Da  die  Erreichung  der  Ziele, 
welche  nach  unseren  AusfQhrungen  durch 
die  Zette]bank|)oUtik  zu  erstreben  sind,  nicht 
dnrch  das  Fnvatinteresse  der  Banken  und 
nicht  durch  aUgemeine  Gesetze,  sondern  mu: 
dnrch  eine  lunaicfatige,  im  gemeinen  luterosse 
gefflhrte  Bankrerwaltung  geschert  werden 
können,  so  ist  es  leichter,  dieselbe  bei  einer 
einngea  als  bei  vielen  Banken  durchsn- 
fiihren. 

Je  geteilter  die  Verantwortlichkeit,  desto 
wooiger  wird  äe  von  denen  empfunden, 
auf  welchen  sie  ruht.  Eine  grosse  Central- 
bank,  selbst  wenn  sie  von  l'rivateiännem 
im  Auftrag  einer  Privatgesellschaft  gcfiihrt 
wild ,  kann  sich  dem  (ief Ahl  öffentlicher 
Pflichten  gar  nicht  entziehen  (Beisp.  Bank 
von  England),  konkurrierende  kleine  Banken 
werden  kaum  jemals  zu  dem  Bewusstsein 
gelan^n,  dass  sie  fOr  die  Gesamtheit  Opfer 
XU  bnngen  verpflichtet  sind.  Schon  in  der 
T'eberwachung  diux:h  die  Öffentliche  Meinung, 
die  Erörterung  aller  Schritte  der  Verwaltung 
ilurch  die  Presse  liegt  ein  Sicherungsmittel 
gegen  Missbräuche,  eine  Nötigung  zu  einer 
gemeinnützigen  Verwaltung  für  eine  grosse 
Landesbahk,  das  bei  \ielen  kleinen  Banken 
fast  ^anz  fehlt.  Es  ist  femer  auch  leichter 
thunhch ,  die  Ven^•altung  einer  einzigen 
grossen  Zettelbank  von  Staats  wegen  zu 
übernehmen  und  im  gemeinen  Interesse  zu 
fuhren  oder  doch  in  allen  einzelnen  Mass- 
regeln unter  eine  öffentliche  Kontrolle  zu 
stellen. 

Dazu  kommt,  dass  die  privilegierte  Stel- 
lung der  ersteren  das  Halten  eines  grossen 
Barvorrats  und  fiestriktionen  in  der  Kredit- 
gevfthmng  erleichtert,  während  die  Kon- 
knn^z  sie  den  anderen  erschwert.  End- 
lich zeigt  die  Erfahrung,  dass  viel  häufiger 
grosse  Landesbanken  den  erforderlichen 
Kredit  besitzen,  um  die  in  grossen  Krisen 
im  Kreditwesen  eingerissenen  Lücken  aus- 
zufüllen, als  kleinere  ramkurrierende  Banken. 
Eine  Vermehnmg  der  Notenansnibe  und 
der  Gin^thaben  auf  der  ^nen  beite,  der 
jK^reditgewfthnmg  auf  der  anderen  mitten  in 
grossen  Kreditnisen  ist  bis  jetzt  nur  bei 
den  grossen  Centialbai^en  der  europäischen 
Staaten  nachweisbar.  Die  Erscheinung  er- 
klärt  sich  aus  der  schärferen  Kontrolle,  der 
<Ue6e  Banken  unterliegen,  den  grösseren 
Mitteln,  die  sie  besitzen  imd  der  Erkenntnis, 
dass  sie  der  Eckstein  des  Kredit-  und  Geld- 
wesens des  ganzen  I^andes  sind. 

G^en  die  Centralisierung  der  Notenaus- 
gabe in  einer  einzigen  Bank  spricht  haupt- 
sächlich der  Umstmid,  dass  sie  g^enubor 


unberechtigten  Forderungen  der  Mnanzver- 
waltung  des  Staates  in  der  Begel  eine  ge- 
ringere "Widerstandskraft  besitzen  wird 
imabhängigerG,mehr  einen  privaten  Charakter 
tragende  Banken.  Aber  auch  diesem  Nacli- 
teil  steht  der  Vorteil  gegenüber,  den  die 
Verbindung  mit  einer  mächtigen  Bank,  die 
einen  festgewurzelten  Kredit  und  zahlreiche, 
im  ganzen  Lande  verbreitete  Geschäfts- 
stellen hat,  fflr  die  Staatsfinanzvcrwaltuni; 
haben  kann.  Dem  allgemeinen  Streben  nach 
Eassenvereinigung  imd  Zahlung  dxadti  Ueber- 
tragung  von  Forderungen  an  die  gemein- 
same Kasse  kann  sii^  auf  die  Dauer  in 
wirtschaftlich  fortschreitenden  Ijändem  die 
Staatsfinanz^'erwaltung  schwerlich  entüehou. 
Sic  muBS  nicht  nur  Banknoten  in  Zahlung 
nehmen  und  geben,  sondern  sich  auch  de» 
Bankwesens  bedienen,  um  disponible  Kassen- 
vonäte  des  Staates  fruchtbar  zu  machen 
und  mit  den  geringsten  Kosten  von  einem 
Orte  nach  dem  anderen  zu  übertragen.  Die 
daraus  entspringenden  finanziellen  und  volks- 
wirtschaftÜclien  Voi-teile  sind  wieder  in  Eng- 
land vorzugsweise  erkennbar  (s.  Art.  Banken 
in  Grossbritannien).  Fenicr  kann  eine 
Landesbank  mit  iluT3m  Ban'orrat  und  ihieni 
Kredit  dem  Staate  in  Zeiten  der  Not  grosse 
imd  unereetzliohe  Dienste  leisten.  In  solchen 
äussei-sten  Fällen  ist  sogar  eine  vomlier- 
gehende  Suspension  der  Barzalüungen  ge- 
rechtfertigt, die  keineswegs  zu  einer  ver- 
derbhcheu  Papiergeldentweitiing  fühiv-u 
muss.  Die  Bjmlt  von  England  1797— 181!t 
und  vor  allem  die  Bank  von  Frankreich  in 
und  nach  dem  Kriege  mit  Deutschland  liefern 
dafür  Beispiele.  Die  letztei-e  hat  dem 
Staate  damals  beinahe  IV»  Slüliarden  vor- 
geschossen imd  in  allmäliliehen  Raten  von 
1873 — 79  zurückerbalten,  ohne  dass  ihi-e 
durch  G.  v.  12.  August  1870  zu  nneinlös- 
lichem  Papiergeld  gemachten  Noten  mehr 
als  eine  voi-übergeheude  Entwei-tung  von 
wenigen  Prozent  erlitten.  Jedenfalls  leint 
die  Erfahrung,  dass  die  Hilfe  durch  eine 
Centraibank,  deren  Kredit  im  Frieden  wohl 
begi-ündet  worden  ist,  vor  einer  direkten 
Papiei^ldausgabe  durch  den  Staat  viele 
Vorzüge  hat. 

Ans  allen  diesen  Cb'Ündoii  haben  fast 
alle  europä^dien  Staaten  die  Notenausgal>e 
entweder  einer  einzigen,  imter  Leitung  oder 
Au&icht  der  Staatsregierung  stellenden  Bank 
übertragen,  oder  wenn  ^schiclitlicho  oder 
andere  Gründe  eine  Vielheit  der  Zettel- 
banken notwendig  macliten,  docli  eine  der- 
selben mit  besonderen  Privilegien  ausge- 
rüstet und  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  die 
Aufgaben  zu  übernehmen,  deren  Erfüllung 
durch  die  Regulierung  des  Zettelbankwesens 
der  Staat  thunlichst  sichern  muss.  Iii 
letzterem  Falle  ist  aber  ein  wachseudet; 
Streben  nacli  ("entraJisation  überall  hcracrk- 
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bar.  So  sind  in  England  und  Wales  die 
kleineren  neben  der  Bank  von  England  be- 
stehenden Notenbanken  1844  auf  den  Aus- 
■pterbectat  gesetzt,  die  französischen  Provin- 
zialbanken  1848  mit  der  Bank  von  Frank- 
reich, die  sijanischen  1874  mit  der  Bank 
Ton  Spanien  vereinigt  worden.  So  hat  das 
Deutsche  Reich  alsbald  nach  seiner  Wieder- 
aiifrichtung  die  deutsche  Beichsbank  er^ 
richtet  und  mit  wesentlichen  Vorrechten  in 
Bezog  auf  steuerfreie  Notenausgabe  gegen- 
flbffl  den  Friratbauken  ausgestattet  Nieder- 
luid  und  Belgien,  Oesterreich  und  Ruasland, 
Dänemark,  Norwegen  il  a.  L.  hoben  immer 
nur  eine  Noten  au^hende  Bank  gehabt 

4.  Stafttabank  oder  Privatbank.  Die 
wachsende  CentraUsation  der  Notenausgabe 
imd  die  zunehmende  Ei^nntniB,  dass  -  die 
Zettelbanken  im  gemeinen  und  nicht  im 
]irivaten  Interesse  zu  rcrwaltcn  seien,  hat 
<Ue  Frage  entstehen  lassen,  ob  die  Noten- 
ausgabe ganz  ziu-  Staatssache  zu  machen 
und  von  einer  reinen  Staatsanstalt  vorzu- 
nehmen oder  einer  Aktiengesellschaft  zu 
überlassen  sei.  Bis  jetzt  sind  auch  die 
grr)sßen  Centraibanken  fast  ausschliesslich 
Aktiengesellschaften,  die  unter  einem  sehr 
verschieden  Ijemesaenen  Mass  staatlicher 
Einwirkung  stehen.  Nur  Russland  und 
Schweden  haben  imter  den  europäischen 
Staaten  i-eiuo  Staatsbanken. 

Für  die  vtilligc  Verstaatlichung  des 
Zettelbankwesens  wird  hauptsftchlidi  ange- 
führt : 

ft)  Dass  eine  Bank  Verwaltung  in  ge- 
meinem InteieH.se  in  einer  Staatsbank  leichter 
zu  sichern  sei  als  bei  einer  Bank,  die  für 
Rechnung  und  deshalb  mehr  oder  weniger 
auch  im  Interesse  von  Aktionären  verwaltet 
werde.  Es  ist  indes  mfiglich,  auch  eine 
Bank,  deren  Kapital  von  einer  Aktiengesell- 
»'baft  aufgebracht  ist,  ganz  unter  die  Ver- 
waltung von  Staatsbeamten  zu  stellen,  wie 
das  bei  der  deutschen  Reichsbank  geschelieu 
ist.  Bei  der  Bank  von  Frankreich  ist  ein 
überwiegender  Einfliiss  des  Staates  dadurch 
gesichert,  dass  der  Staat  den  Gouverneur 
der  Bank,  die  beiden  Sou^uvemeurs  und 
die  Direktoren  der  Succursalen,  die  letzteren 
auf  Voi-schlag  des  Gouverneurs,  ernennt 
Von  den  15  Regenten,  welche  die  Aktionfire 
wählen,  müssen  drei  aus  der  Zahl  der 
'^ieneralBteiiereinnehmer  genommen  werden. 
Die  Bank  von  England  ist  ganz  in  der  Hand 
einer  Aktiengesellschaft,  aber  auch  ihrer 
Verwaltung  ist  in  neuerer  Zeit  kaum  je- 
jnals  voigewfirfen  worden,  dass  sie  mehr 
das  Interesse  der  Aktionäre  als  das  gemeine 
■\Vohl  berücksichtige. 

b)  Dass  der  aus  der  Notenausgabe  ent- 
spiingende  Gewinn  nirJit  einer  Gesellschaft 
von  Kapitahsten,  sondern  dem  Staate  zu- 
kommen müsse.    Während  in  den  ältei-eu 


Centraibanken  und  manchen  kleineren  privi- 
legierten Banken  allerdings  in  imbilliger 
Weise  die  Vrateile  des  Rechts  der  Noten- 
ausgabe den  betreffenden  Aktiengesellschaften 
zu  gute  kamen  (die  Aktien  der  Bank  von 
Frankreich  mit  einem  Nominalwert  von 
1000  Fr.  werden  zur  Zeit  mit  mehr  als 
4000  Fr.  bezahlt),  hat  man  diesen  üebel- 
staud  bei  neueren  Konzessionen  durch  Ge- 
winnbeteili^mg  des  Staates  einigermassen 
vorzubeugen  ^sucht.  So  besonders  bei  der 
deutschen  Beidisbank,  welche  ausser  ein«' 
jfthriich  bis  1925  dem  preussischen  Staat 
za  machenden  Zahlnng  von  1865730  M. 
von  dem  Gewinn,  welcW  aufkommt,  nach- 
dem die  Anteilseigner  S^.'s  "/o  erhalten  liaben, 
die  Hälfte  von  dem,  was  an  Gewinn  flbrig, 
nachdem  die  Aktionäre  6  <*'o  erhalten,  'Z«  an 
die  Reichskassen  abführt.  Aehnliclie  Be- 
stimmungen über  Oewinnbeteiligtmg  des 
Staates  bestehen  für  die  belgische  National- 
bank und  sind  1888  auch  in  das  Statut  der 
Bank  der  Niederlande  aufgenommen  worden. 
Der  wichtigste  Grund  für  Beibehaltung  des 
historisch  gewordenen  Verhältnisses  des 
Bankbetriebs  durch  oder  doch  für  Rechnung 
einer  Aktiengesellschaft  ist  dagegen  die 
grössere  Selbständigkeit  der  Bankverwaltunp 
gegenüber  der  Staatsfinanzverwaltung.  Fast 
alle  ZahluQ^instellungen  grösserer  Zettet- 
banken  in  Europa  sind  durch  Übermässige 
Ki-editgewährung  an  den  Staat  herbeigeführt 
worden.  Gegenüber  bedenklicher  Zumutungen 
der  Finanzverwaltung  aber  ^-ird  eine  reine 
Staatsbank  noch  weniger  Widerstandskraft 
haben  als  die  Verwaltung  einer  Bank,  die 
sich  darauf  benifen  kann,  dass  sie  Privat- 
eigentum verwaltet.  {Die  besonderen  schützen- 
den Bestimmungen  des  deutschen  Reichs- 
bankgesetzes gegen  bedenkliche  Gescliäfte 
der  Reichsbank  mit  der  Finanzvervfaltung 
des  Reichs  oder  der  Einzelstaaten  s.  unten 
im  Art.  »Die  deutschen  lianken  im  19. 
Jahrhunderte,  sub  4.)  Auch  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  im  Falle  einer  Invasion 
das  Vei-mi^n  einer  Staatsbank  dem  Feinde 
zur  Beute  fall^  würde,  während  es  als 
Privateigentum  respektiert  werden  mttsste. 
So  sind  der  Bank  von  Frankreich  die  in  den 
Succursalen  von  Strassburg  und  Uetz  von 
den  deutschen  Trappen  zunächst  mit  Be- 
schlag belegten  Fonds  später  zurückerstattet 
worden. 

Dazu  kommt  endlich,  dass  eine  reine 
Staatsbank  auch  abhängig  wird  von  den 
Forderungen  parlamentarischer  Majoritäten, 
in  denen  gewerbliche  Sonderinteressen  oft 
viel  mehr  Gewicht  haben  als  das  gemoine 
Wohl. 

5.  Vorschriften  über  Ausgraben,  Gin- 
lösangnndDeckungder Noten,  a)  Grösse 
der  Banknoten.  Die  Bankgesetzp  ver- 
bieten die  Ausgabe  von  Banknoten  unter 
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einem  minimaleD  Wertbetrag.  (In  Deutsch- 
land 100  M.,  England  und  Wales  5  £,  Schott- 
land 1  JE,  Belgien  20  Fr.,  Niederlande  25  fl., 
Schweiz       Ft.;  der  ßetn^;  der  kleinsten 
Noten  der  Bank  von  Fraulich,  welcher 
seit  1H57  5(»  Fr.  letragen  hatte,  war  nach 
der  Suspension  der  Barzahlungen  successiv 
anf  5  ¥t.  herabgesetzt  worden.   Die  Noten 
nnter  .ö  Fr.  sind  in  den  letzten  Jahren 
wieder  eingezogen  worden.)   Man  geht  bei 
Bemessung  der  Untergrenz»  zum  Teil  wohl 
nodi  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Zahlung 
mit  Banknoten  anf  diejenigen  Kreise  b&- 
(iohiftnkt  bleiben  mflsse  und  könne,  welche 
die  Kiedit«'flrcUgkeit  der  ausgebenden  Bank 
zu  prflfen  im  stände  sind  (nach  Adam  Smith 
auf  den  Verkehr  zwisdien  den  Händlern, 
im  Gegensatz  m  den  Konsumenten),  hanpt- 
t^ächlich  aber  ist  der  Wunsch  maßgebend, 
ein  grTisseres  Mass  von  MetiJlgeld  im  Lande 
zu  erhalten  und  dadurch  dem  Geldwesen 
eine  solidere  Basis  zu  geben.  Beide  Grfludo 
drtrften  g^enflber  wnhlTiuidiertnn  und  gut- 
vei-walteten  Zettelbanken,  also  insbesondere 
den  I^andesbanken  der  europäischen  Staaten 
mit   geordnet«!   Knanzen   nicht  zutreffen. 
Denn  der  l'mlanf  ihrer  Noten  ist  ein  ganz 
allgemeiner ,    eine  Prflfimg    ihrer  Kredit- 
wünligkeit  seitens  der  einzelnen  Empfänger 
kann  auch   liei  grösseren   Beträgen  nicht 
i^itattfindon.    Das  Geldwesen  eines  Landes 
aber  ist  besser  und  fester  begrOndet,  wenn 
der  Bar^'orrat  der  Centrall>ank  gross  ist,  im 
kleinen  Yeitehr  aber  man  sich  der  auf  dem 
Kredit  beruhenden  und   dem  Yerkelirsbe- 
flürfnis  sich  leicht  anpassenden  Zahliings- 
methoden  bedient,  als  wenn  der  Barvorrat 
der  Buik  geringer,  im  kleinen  Verkehr  aber 
ausschliesslich  Metallgeld  umläuft.   Für  die 
jietiodisch  stdgenden  Bedürfnisse  des  kleinen 
inneren  Verkelirs  an  Zahlungsmitteln  muss 
man  im  letzteren  Fall  den  Barvorrat  der  Bank 
angreifen,  der  deshalb  viel  häufiger  eine  Ver- 
raindenmg  erfährt,  als  wenn   diu-eh  ver- 
mehrte Aiisgabe  kleiner  Noten  dem  Bedarf 
lies  Verkehre  genügt  werden  kann.  Schon 
dadurch  entstehen  leicht  periodische  Geld- 
klemmen (U^bstbedarf).   FQr  die  answSi^ 
tigen  Zi^ungen  abei*  schöpft  man  aus  einem 
kleinen  Vorrat,  und  dadurch  wird  der  Geld- 
inai^t  ebenfalls  unruhiger. 

b)  Anxudimepflioht  d«r  Noten.  Zm- 
Aniiahme  der  Banknoten  in  Zahlungen 
MDfl  fast  uberall,  abgesehen  von  dem  Falle 
der  Papiergeldwii-tschaft  mit  Banknoten,  die 
Zahlungsempfänger  rechtlich  nidit  verpflich- 
tt.'t.  Nur  ^England  und  Frankreich  machen 
eine  Ausnahme.  In  dem  ersten  Jjande  sind 
^t■it  dem  1.  Januar  1884  die  Noten  der  Bank 
von  England,  so  lange  sie  an  der  Bank- 
ka-S^  jederzeit  gegen  liares  Geld  einl(islioh 
sind .  gesetzliches  Zahlungsmittel  in  allen 
Zahlungen,  ausgenommen  diejenigen,  welche. 


die  Bank  von  England  selbst  macht  In 
Frankreich  bestimmte  das  G.  v.  12.  August 
187f»,  ilass  die  Noten  der  Bank  von  Frank- 
reich als  gesetzliches  Zahlungsmittel  (nion- 
naie  legale)  von  den  öffentlichen  Kassen 
imd  den  I^vaten  (et  par  les  particuliers) 
angenommen  werden  sollten,  und  8us]pen- 
dierte  die  Verpflichtung  der  Bank,  ihre 
Noten  gegen  bares  Geld  einzulösen.  Die 
Suspension  ist  dm-ch  das  G.  v.  3.  Au^;u8t 
1875  aufgehoben  worden,  der  gesetzhchc 
Kurs  der  Noten  ist  geblieben.  Es  whtl 
durch  diese  Bestinunnngeu  nur  ein  Verfafilt- 
nis  reohtlidi  anerkannt,  welches  thatsficfalich 
in  allen  Zweigen  des  Verkehrs  fOr  die 
Noten  der  grossen  lAudesbanken  längst  he- 
steht,  und  das  hat  den  Vorteil,  dem  sonst 
m^Iichen  chicanöson  Verhalten  einzelner 
vorzubeugen.  Der  wiitschaftUche  Charakter 
der  Banknote,  als  der  einer  Fordenmg  an 
eine  Bnnkkasse,  erleidet  datlurch  keine 
Aendenmg.  Die  dafür  wesentlichen  Eigen- 
schaften, die  Art  der  Ausgabe  und  Deckung, 
die  Einlösbarkeit,  die  Möglichkeit  der  Rüdc- 
strOmung  an  die  Bank^ssen  bleiben  die- 
selben. 

c)  EinlÖBUBg  und  Austausch  der 
Noten.  Die  Sorge  für  lieständige  Einlös- 
barkeit der  Noten  ist  besondei-s  bei  einei- 
unter  \'iele  Baaken  zersplitterten  Notenaus- 
gabe die  Aufgabe  des  Gesetzgebers.  Es  ist 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Noten  nicht  mir 
an  kleineren  Orten,  sondern  an  den  Ver- 
kehrsmittelpimktcn  des  landes  einlösbai- 
sind,  dass  ilire  Einlösung  immer  ohne  Ver- 
zögerung in  den  Hauptmünzen  des  Landes 
erfolge  und  dass  sie  nicht  entferat  von  den 
Einlfieungsstellen  utid  dem  Geschäftsbetriebe 
der  ausgebenden  Bank  umlaufen,  weil  das 
alles  die  Einlösung  oder  Rilckströmung  er- 
schwert und  eine  Ueberausgabe  der  Noten 
erleichtert.  Denn  die  jederzeitige  sofortige 
Eiidösbarkeit  ist  das  wichtigste  Merkmal 
der  Banknoten,  auf  dem  ihre  eigentüm- 
liche Funktion  wesentlich  beniht.  Jerle 
Erscbwenmg  der  Einl(>abarkeit  und  des 
Rückflusses  giebt  den  Banknoten  etwas  von 
den  Eigenschaften  des  uneinlöslichen  Papier- 
geldes. In  einigen  Ländern  mit  zahlreichen 
zerstreuten  Zettelbanken  haben  diese  selbst 
für  erleichterten  Rückfluss  der  Noten  Soi'gc 
geti-agen  durch  Einrichtung  eines  gegen- 
seitigen Austanschsystems  der  Banknoten 
(z.  B.  in  Schotthuidroder  durch  Einrichtimg 
einer  gemeinsamen  Einlösungäiasse  an  einem 
('entralpunkt  des  Verkehrs.  (Früher  die 
Suffolkbank  in  Boston  für  die  Neu-England- 
Banken.)  Die  Massregeln,  welche  die  Ver- 
einigten Staaten  in  dieser  Beziehung  er- 
griffen haben ,  sind  oben  erwähnt.  Die 
Schweiz  hat  in  dorn  Rmkgesetz  v.  8.  Jlärz 
die  gegenseitige  Annahme  ihivr  Noten 
allen  Zottelbanken  zur  Pflicht  goniacht  (ohne 
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Verbot  dei"  Wiederausgabe).  In  Deutsch- 
land hat  das  Beichsbankgesetz  in  dieser  Be- 
ziehung folgende  Bestimmungen  getroffen. 
Jede  Bank,  deren  Noten  im  ganzen  Reiche 
umlaufen  dürfen ,  muss  sich  verpflichten, 
ihi-e  Noten  bei  einer  von  ihr  zu  bezeichnen- 
den Stelle  in  Berlin  oder  Frankfurt,  deren 
"Wahl  der  Genehmigung  des  Bimdesrats 
unterliegt,  dem  Inhaber  gegen  kursfähiges 
l)are8  Geld  und  zwar  spätestens  am  Tage 
nach  der  Präsentation  einzulösen  (§  44,  4). 
Sie  mnss  femer  alle  deutschen  Banknoten, 
deren  Umlauf  im  ganzen  Reichsgebiet  ge- 
stattet ist,  an  ihrem  Sitze  sowie  bei  den- 
jenigen ihrer  Zweiganstalten ,  welche  in 
Städten  von  melir  als  80000  Einwohnern 
ihren  Sitz  haben,  zu  ihrem  vollen  Nenn- 
wert in  Zahlung  nehmen.  Die  so  ein- 
genommenen Koten  fremder  Banken  düi-fen, 
soweit  es  nicht  Noten  der  Reichsbank  sind, 
nur  entweder  zur  Einlösung  präsentiert  oder 
zu  Zahhmgen  au  diejenige  Bank,  welche 
dieselbe  ausgegeben  hat,  oder  zu  Zahlungen 
an  dem  Orte,  wo  letztere  ihren  Hauptsitz 
hat,  verwendet  w^den  (§§  19  und  44,  5). 
Infolge  der  Verbreitung  der  Baukstcllen 
der  Reidisbank,  welche  diesen  Bestim- 
mungen ebenfalls  imterlie^  und  alle  frem- 
den Banknoten  sammelt ,  ist  ein  prompter, 
gegenseitiger  Austausch  der  Noten  zwischen 
(len  verschiedenen  Zettelbanken  und  eine 
i-asche  Rückstrommig  der  Banknoten  nach 
den  tteschäftsgebieten  der  ausgebenden  liank 
in  Deutschland  gesichert. 

d)  Beatimmungen  über  die  Menge 
der  IToten ,  welche  eine  Bank  aus- 
geben darf.  Die  gesetzlichen  Vorscliriften 
ümitieren  entweder  schlechthin  die  Menge 
der  Noten,  deren  Ausgabe  gestattet  ist,  oder 
setzen  eine  bewegUche,  in  einem  gewissen 
Verhältnis  zum  BaiTorrat  stehende  Grenze 
für  den  erlaubten  Notenumlauf  fest.  In 
letzterem  Falle  kann  die  Differenz  zwischen 
Notenumlauf  und  Bar\-orrat,  d.  h,  die  Menge 
der  durch  Barvorräte  nicht  gedeckten  Noten, 
die  sogenannten  ungedeckten  Noten,  wieder 
entweder  fest  bestimmt  sein  oder  unter 
ge^vissen  Bedingungen  wachsen  oder  zu- 
nehmen (Quotendecknng). 

Eine  feste  Bestimmung  der  Maximal- 
üiunme  aller  umlaufeudeu  Noten  ist  un- 
nötig, wenn  die  Ausgabe  ungedeckter  Noten 
genügend  beschränkt  ist.  Es  ist  kein  Gnmd 
abzusehen,  weshalb  man  nicht  eine  Ver- 
mehrung der  umlaufenden  Noten  gestatten 
will,  wenn  in  demselben  Masse,  wie  die 
Noten,  der  Barvorrat  der  ausgebenden  Bank 
einen  Zuwachs  erhalt.  Ein  allgemeines 
Interesse,  zu  verhindern,  dass  statt  des 
Mctallg^des  die  dafilr  auszugebenden  be- 
quemeren Banknoten  umlaufen,  liegt  nicht 
vor. 

Dm-ch  die  Begi-enzung  doi-  von  den  Ban- 


ken ohne  metallische  Deckung  auszugeben- 
den Notenmenge  soU  eine  übennässige  Noten- 
au^be ,  weläie  einer  ungesimden  Preis- 
steigerung und  Ceberspeknlation  die  Wege 
bahnt,  verhindert  weiden.  Wenn  sie  dies  " 
Ziel  erreicht  und  nicht  so  weit  gegriffen 
ist,  dass  sie  thatsächhch  niemals  die  Bank 
in  der  Notenemission  in  fühlbarer  Weise 
einengt,  so  hemmt  sie  auch  nicht  den  nütz- 
lichen Gebranch  der  Banknote  als  eines  den 
Bedürfnissen  des  Verkehrs  sich  leicht  an- 
passenden Zahlungsmittels  und  erschwert 
oder  verhindert  nicht  die  Ei-füliuug  der 
Aufgaben,  die  ■wir  fiu-  die  Zettelbankpolitik 
als  wesentlich  aufstellen  zu  müssen  glaubten. 

Je  nach  Zahl,  Kredit  und  Verwaltungs- 
art der  in  einem  Lande  bestehenden  Banken 
wird  Nachteil  und  Scliaden  sehr  vei-schitnlen 
ins  Gericht  fallen. 

Bei  zalüreichen  mit  einander  koukui-rie- 
reuden  Banken  dürfte  in  der  Begel  die 
Rücksicht  auf  die  Gefahr,  dass  ohne  Be- 
schränkung des  Redits  zur  nngodedctea 
Notenausgabe  ein  Missbraudi  de^elbeu  in 
Spekulationsj^oden  eintreten  würde,  ent- 
Bcheideud  sem.  Aus  diesen  Gründen  haupt- 
sächlich hat  uum  in  Kii^limd  für  die  Frivat- 
und  Joiutstockbanken  eine  absolute  Be- 
schränkung der  Notenmenge,  welche  <lie- 
selben  ausgeben  dürfen,  eingeführt  und  auch 
in  Schottland  die  Menge  der  durcli  Geld 
nicht  gedeckten  Noten,  dei-eu  Ausgabe  ge- 
stattet ist,  gesetzUch  festgestellt.  Aohnliche 
Fixierungen  kommen  in  vielen  alten  Zettel- 
,  bankkon  Zessionen  Deutschlands,  der  Schweiz 
und  anderer  Länder  vor  und  bestanden  für 
'.  die  amerikanischen  Natiooallmnken  bis  zum 
G.  V.  14.  Januar  1S75. 

Andere  als  für  eine  Mehrzahl  konkmiie- 
render  Banken  liegt  die  Frage  fih-  die  im 

femeinen  Interesse  verwalteten  und  hohen 
Kredit  geniessenden  eiirojiäischen  gi-ossen 
Centralbankon.  Itei  diesen  ist  der  MLss- 
braucli  des  Notenkredits  wenig  zw  l)efürch- 
ten,  dagegen  die  Abhilfe,  welche  durch  den- 
seU>en  für  ilie  sonst  kaum  verineidlicheu 
Missstände  geschaffen  wii-d,  von  sehr  viel 
grössei"em  Gewicht.  Das  Maximum  des 
Umlaufes  der  metallisch  nicht  gedeckten 
Noten  dieser  Banken  fällt  nicltt  in  die  Peri- 
oden übertriebener  Preissteigenmg  und 
Unternelunungslust,  sondern  in  die  Zeiten  der 
schwereten  Kroditei-schütterungen ,  in  wel- 
chen die  Vermelining  der  Noten  und  iler 
Kreditgewährung  ganz  unersetzliche  Dienste 
zur  Beruhigung  des  Verkehre  leistet. 

Der  interessanteste  Versuch  einer  genauen 
Begrenzung  der  Summe  metallisch  nicht  ge- 
de^tter  Noten,  welche  eine  grosse  ('entral- 
bank  auageben  darf,  ist  in  Oi-ossbritaimien 
gemacht  wcatlen.  Er  ging  von  der  Schule 
aus,  welche  die  Funktion  der  Banknote,  in 
wechselnder  Menge  den  weeJiselndeii  Be- 
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ilürfnissen  des  Verkehrs  an  Zahlungsmitteln  \ 
m  dienen,  schlechterdings  leug^iete  und  ver- 
langte, die  Menge  der  einlaufenden  Noten 
sollte  in  demselben  VerhÄltnis  ab-  und  zn- 
nehmen,  ide  eine  rein  metallische  Geld- 
menge ab-  und  zugenommen  haben  würde. 
(Siehe  che  Darlegung  der  Theorie  in  dem  Art. 
Bankgeschäfte sub 9 s. oben S.  143 ff.  und 
der  za  diesem  Zwecke  getroffenen  Kinrich- 
tungeu  und  der  gemachten  Erfahrungen  in  den 
Artt.  zur  Bankgeschichte.)  Der  Betragder  ohne 
metallische  Deckung  auszugebenden  Noten 
wurde  aber  so  weit  gegriffeUj  dass  er  filr  die 
Schwankungen  des  Bedarfes  m  gewöhnlichen 
Zeiten  völlig  ausreichenden  Spielraum  gewährt 
und  von  einer  lunsichtigen  Bankverwaltung 
nicht  als  störende  Schranke  empfunden  wird. 
Nor  infolge  grober  Missverwaltung,  die  aber 
bei  «lern  g^awftrtigen  Stande  der  Erfah- 
rungen und  Kenntnisse  im  Bankwesen  kaum  zu 
hefflrchten  ist,  könnte  in  gewöhnliclien  Zeiten 
die  Bank  die  ihr  gestoilto  Qrenzo  der  un- 
gededcten  Notencirkulatiou  erreichen  oder 
liberschieiteD.  Die  einzige  Ausnahme  bilden 
die  eben  erahnten  Kroditkrisen.   In  den- 
selben  steigt  das  BedQrfnis  an  sicheren 
^hlnngsmitteln  in  dem  Masse,  dass  die 
SchraoKe  in  höchst  störender  Weise  em- 
pfunden wirtl.   Die  Furcht,  dass  völlige  Er- 
schöpfung der  Mittel,  welwie  der  Bank  zur 
Verfügung  stehen,  eintreten  könne,  würde 
die   allgemeine  Krediterschflttenuig  noch 
über  alle  Massen  weiter  gesteigert  haben, 
wenn    nicht    die   beschränkenden  Bestim- 
mungen des  Bankgesetzes  dann  jedesmal 
(1847,  18D7,  lrt66)  suspendiert  worden  wären. 
Da  in  dieser  Beziehung  durch  mehrfache 
'Wie<lerho]ung  der  Suspension  Sicherheit  ge- 
wonnen ist,  dass  sie  auch  künftig  in  ähn- 
lichen Fallen  nicht  ausbleiben  wird,  so  fühlt 
man  sich,  in  England  jetzt  durch  das  Bant- 
jresetz  wenig  geniert,  und  die  früher  leb- 
haften Streitverhandlungen  darüber  sind  zu 
einem  Stillstand  gekommen. 

Wollte  man  ähnliche  Einrichtungen 
anderwärts  einführen,  so  wäre  zu  bedenken, 
dass  eine  Suspeosion  wichtiger  Bestiramim- 
pen  des  Bankgesetzes  mitten  in  einer  Kredit- 
krisis  leicht  missveretanden  werden  und 
Misskredit  hervorrufen  kann.  So  erregte 
'lie  Massregel  1866  nach  Angaben  des  eng- 
lischen Schatzkanzlers  im  Auslande  Zweifel 
an  der  Aiifrechterhaltiing  der  Barzahlungen 
.«eitens  der  Bank  \md  infolgedessen  einen 
"ran  upon  England«. 

Die  Bank  von  Frankreich  hat  bis  zur 
^^aspenaion  der  Barzahlungen  (1871)  kein 
Sbziiniun  der  geset^ch  erlaubten  I^oten- 
(^missioo  gekannt.  Seitdem  ist  eine  solche 
(benze  eingeführt  die  mehrere  Male  erhöht 
worden  ist  und  gegenwärtig  5000  Millionen 
Francs  beträgt,  so  aaa&  sie  in  keiner  Weise  als 
ugtige^Schranke  empfimden  wird. 


Bei  der  Regulienmg  des  deutschen  Bank- 
wesens hat  man  keine  feste  Grenze  für  die 
metallisch  nicht  gedeckte  Notenemission  der 
deutschen  Zettelbanken  aufgestellt,  sondeni 
nur  jeder  Bank  einen  gewissen  Betrag  von 
Noten  zugewiesen,  welchen  sie  steuerfi-ei 
ohne  jede  Bardeckimg  ausgeben  darf.  Banken, 
deren  Notenumlauf  ihren  Barvorrat  und 
den  ihnen  zugewiesenen  Notenbetrag  über- 
steigt, haben  vom  Ueberschusse  eine  Steuer 
von  Ti^.o  an  die  Beichskasse  zu  entrichten 
(sogenannte  indirekte  Kontingentierung).  Von 
385  Millionen  Mark,  die  so  unter  die  einzelneu 
Banken  verteilt  wurden,  billigte  man  der 
Beichsbank  2130  Millionen  Mark  zu.  Dem  An- 
teil der  letzteren  aber  wadisen  die  Anteile 
anderer  Banken  z« ,  welche  aus  ii-gend 
einem  Grunde  die  Notenausgabe  einstellen. 
Auf  diese  Weise  hatte  das  Kontingent  der 
Beichsbank  an  steuerfreien  Noten  sich  seit 
dem  1.  Januar  1894  auf  293400000  M.  ei> 
höht.  (Von  1901  ab  ist  eine  Erhöhung  des 
Kontingents  auf  400  Millionen  Maxk  beab- 
sichtigt.) So  wurde  die  Mö^ichkeit  einer 
Uebersohreitiing  der  gezc^nen  Grenze  für 
die  Zeiten  hohen  Zinsfusses  offen  gehalten. 
Einer  vermehrten  Notenemission  würde  da- 
her im  Fall  einer  grossen  Kre<litersdiütte- 
rung  und  allgemeinen  Strebens  nach  Ver- 
grösFernng  der  KasseuvoiTäte ,  aber  walir- 
scheinlich  auch  in  fieberhaften  Spekulations- 
I">erioden  die  Kontingentienmg  des  steuei'- 
freien  Notenbetrages  kein  wesentliches  Hin- 
dernis bereiten.  Denn  in  solchen  Perioden 
pflegt  der  Zinsfuss  ein  aussei-ordentlich  hoher 
zu  sein.  Die  Bedeutung  der  Massregel  war 
daher  von  vornherein  eine  sehr  geringe. 
Sie  ist  noch  kleiner  geworden  dadurch,  dass 
manche  Banken,  vor  allem  die  Reiclisbank 
in  dem  letzten  Jahrzehnt,  den  Giroverkelir 
entwickelt  und  grosso  Giroguthaben  ange- 
sammelt liabcn.  Die  ziu-  Deckung  dieser 
stets  fälligen  Forderungen  unentbelirlichoTi 
Barvorräte  werden  aber  uicht  gesondert  ge- 
halten, sondern  zu  dem  gesamten  Barvorrate 
gerechnet  und  mit  diesem  von  der  Menge 
der  umlaufenden  Noten  abgezogen,  um  die 
unge<leckte  Notenraenge  zu  fbiden,  welche 
von  einer  gewissen  Hohe  ab  der  Steuer 
unterliegt.  Infolgedessen  erscheint  dies*' 
viel  kleiner,  als  sie  erecheinen  wüitle,  wenn 
die  betreffende  Bank  nur  Zottelbank  wäre 
und  keinen  Giroverkehr  kennte. 

Während  die  bisher  betrachteten  Arten, 
die  Notenausgabe  zu  beschränken,  für  die- 
selbe einen  Betrag  festsetzen,  über  welchen 
hinaus  der  Notenumlauf  den  Barvorrat  nicht 
übertreffen  darf,  hat  man  noch  viel  häufiger 
bestimmt,  dass  die  Differenz  zwischen  Bar- 
vorrat und  Notenumlauf  mit  der  Höhe 
des  ersteren  steigen  und  abnehmen  solle. 
Die  Banken  werden  gehalten,  einen  ge- 
wissen Prozentsatz  der  umlaufenden  Noten 
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beständig  in  barem  Gelde  vorratig  zu 
haben. 

Derartig  Bestimmungen  fiudcn  sich  in 
der  Geschichte  des  inoderueu  Zettelbank- 
wesens iiberaus  häufig.  Vor  allem  fehlen 
sie  kaum  in  den  Statuten  irgend  einer 
deutschen  Zettelbant,  und  auch  das  Reichs- 
bankgesetz hat  angeoi-dnet,  dass  die  Noten 
der  Heichsbank  luid  die  Noten  anderer  Ban- 
ken, welche  im  ganzen  Reiche  umlaufen 
dürfen,  mindestens  zu  einem  Drittel  durch 
bares  Geld,  Reichskasseuscheine,  Gold  in 
Barren  oder  ausländischen  Münzen  gedeckt 
sein  sollen.  In  den  Vereinigten  Staaten  sind 
solche  Vorschriften  eben^ls  schon  lange 
üblich.  Die  meisten  Einzelstaaten  hatten 
sie  gegeben,  als  noch  die  Zettelbanten  ihre 
besondere  Angelegenheit  war.  Louisiana 
verlangte  50  "Vo  Bstrdeckung  aller  cash  lia- 
bilities  seit  1842,  seine  Bauken  stellten  da- 
her sogar  1851  die  Barzahlungen  nicht  ein, 
Massachusetts  15  '^.'o  seit  1857,  Connecticut 
10  %  etc.  Für  die  Nationalbanken  war  nach 
dem  G.  v.  3.  Juni  1864  vollschrieben,  dass 
sie  15 — 25^/0  der  Summe  ihres  Notenumlaufs 
und  ihres  Depositenbestandes  in 
gesetzlichem  Gelde  vorrätig  zu  halten  hätten. 
Nach  dem  G.  v.  20.  Juni  1874  ist  diese 
Bestimmung  auf  die  Depositen  allein  be- 
schränkt, und  die  S",©  ihres  Notenumlaufs, 
die  die  Banken  beim  Schatzamt  als  Ein- 
tösnngsfonds  hinterlogen  müssen,  werden 
auf  jenen  vollgeschriebenen  Barvorrat  mit 
angerechnet 

Die  Statuten  der  Niederländischen  und 
der  Belgischen  Bank  ordnen  ebenfalls  eine 
Bardeckimg  von  40  bezw.  '-IHVa^/o  für  alle 
jederzeit  faili^n  Verpflichtungen  dieser 
Banken  an.  Dio  Ausdehnung  der  Quoten- 
deckimg  dürfte  entschiedene  Vorzüge  haben. 
Denn  es  ist  doch  ein  augenfälliger  Unter- 
schied, ob  eine  Bank  aus  ihrem  Barvorrat 
nur  ihre  Noten  einzulösen  oder  auch  kurz- 
fällige  Depositen  zurückzuzahlen  hat.  Auch 
die  letzteren  müssen  aus  dem  Bai-vorrat 
bezahlt  wei-deii,  falls  es  die  Gläubiger  ver- 
langen, und  deshalb  kann  eine  Quote  der 
Notenmenge,  die  bei  einer  reinen  Zettelbank 
ids  Bardeckung  geuügen  würde,  bei  einer 
Zettel-  und  Depositenbank  nicht  ausreichend 
sein.  Nur  das  schweizerische  Bankgesetz 
schreibt  vor,  dass  die  verlangte  Bardeckung 
der  Noten  (40  "/o)  ausschliesslich  für  die 
Noteneinlösnng  in  Anspruch  genommen  wer- 
<len  darf  tmd  den  Noteniuhabem  als  Special- 
pfand haftet. 

Die  metalireichste  aller  Banken,  die  Bank 
von  Franki-eich,  hat  in  Bezug  auf  das  Mass 
der  Metalldeckung  volle  Freiheit,  und  ebenso 
ist  das  Priocip  der  Quotendeckung  dem 
britischen  Baukweseu  fremd.  Aber  doch  ist 
wahrscheinlich  seine  Einfühnmg  in  die 
tontinentale  Gesetzgebung  grossenteUs  darauf 


zurückzuführen,  das.s  es  lange  Zeit  liindm-eh 
in  Banken  von  England  als  Ginuidsatz  der 
Verwaltung  galt,  die  Bank  müsse  ein  Drittel 
ihrer  Verpüiclitungen  (Dejxisiten  und  Noten 
zusammen)  immer  in  bai-em  Gelde  vorrätig 
haben.  Vor  den  grossen  pai'lamentai'istihen 
Komitees  der  Jahre  18.'J2 — 1840  legton  die 
Baukdirektoron  diese  Maxime  eingehend  dar. 
Freilich  ist  der  L'nterschieii  zwiselien  einem 
Verwaltungsgrundfiatz  und  einer  gesetzlichen 
A^orschrift  gross. 

Die  Bestimmung  der  Quotendeetung  ist 
geeignet)  groben  SÜssbi-äuclien  in  der  Ver- 
waltting  vorzubeugen,  luid  hat  vor  der  Fixie- 
rung der  ungedeckten  Notenmengo  den  Vor- 
zug gi-Össerer  Elasticität  voraus.  Es  ist  in- 
des ein  wesentlicher  Uebelstand,  ilass  die 
Grösse  der  festzusetzenden  (^notc  immer 
willtflrÜch  bestimmt  werden  muss.  FiU* 
das  in  Deutschland  herkömmliche  Drittel 
kimn  ein  innerer  Grund  oder  eine  Lehi-e 
derErfahnmg  ebensowenig  angeführt  woi-deu 
wie  für  die  amerikanischen  15 — 25  "  o.  Der 
Hauptmangel  aber  ist,  wie  oben  schon  an- 
gefühlt, dass  disponible  BarvoiTäte  dm-ch 
die  Vorsclurift  nicht  geschaffen  wei-don,  viel- 
mehr der  vorhandene  Ban'orrat,  wenn  er 
der  Gesetzesvorsdirift  entspricht,  ausdrück- 
lich festgelegt  und  die  Bank,  wenn  ein  Teil 
dei-selben  ihr  entzogen  wird,  zu  Einsdiräii- 
tungen  der  Kreditgewährung  in  vei-viel- 
fachtem  Masse  gezwungen  wird.  Eine 
wesentlidie  Verbesserung  des  Systems  dürfte 
daher  eine  Bestimmung  des  Statuts  der 
niederländischen  Bank  sein ,  weldic  der 
Staatsregienmg  gestattet,  die  aa  sicli  hoch 
bemessene  Banleckungstjuote  unter  l'm- 
ständen  herabzusetzen. 

Eine  indirekte  limitierung  der  Noten- 
ausgabe* endlich  kann  durcli  Besclu-änkung 
derseDieu  auf  ein  l>estiinmtes,  nicht  zu  hocli 
gegriffenes  Verhältnis  zum  Stammkapital 
der  Banken  herbeigeführt  wertlcu  (s.  oben  S. 
150  und  151  die  l»eti-effenden  amerikanischen 
und  schweizerischen  Bestimmungen).  An 
sich  ist  kein  innerer  Zusammenhang  zwLschen 
Menge  der  umlaufenden  Noten  und  Stamm- 
kapital. Denn  das  ginisste  Stammkapital, 
wenn  es  mibankmässig  festgelegt  ist.  ver- 
bürgt nicht  die  stete  Einlüsljarkeit  der  Noten. 
Ein  zu  grosses  Stammkapital  kann  sogar, 
weil  seine  Verzinsung  Schwierigkeiten  hat, 
eine  Versuchung  zu  unsi^lidon  Geschäften 
für  eine  Bank  weitlen.  Niu*  als  Mittel  zur 
Verhinderung  allzu  gi-osser  Konkiurenz  in 
der  Notenausgabe  und  übermässigen  Be- 
strebens zur  Vermelirung  des  Notenumlaufs 
sowie  als  Prämie  für  die  Eiiichtung  gi-osaer 
Bankansfalten,  nicht  aber  zur  Siclienmg  der 
beständigen  Einlösbartcit  der  Banknoten  und 
zur  Verhinderung  von  Geldkrisen  kann  <laher 
die  Bestimmung  der  Notenmenge  nadi  der 
Grösse  des  Stammkapitals  inBetraäit  kommen. 
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e)  Anlage  der  nutsbar  sa  machen- 
den Fonds  der  Zettelbanken.   In  dem 

Alt  Bankgeschäfte  sub  6  und  7  oben 
S.137  ff.  ist  näher  daigethan,  dass  die  Anlage 
iler  dnrch  Banknotenausgabe  aufgebrachten, 
nicht  in  barem  Gelde  reservierten  Fonds,  in 
iankmässiger  Weise,  d.  h.  so  erfolgen  muss, 
ilasB  in  kurzen  Fristen  die  Einziehung  der- 
selben erfolgen  kann  und  dass  die  vorzugsweise 
^lankmässige  Anlage  die  Diskontierung  von 
jniten,  mit  mehreren  soliden  Unterschriften 
versehenen,  kurzfälligen  Wechsein  ist.  Da.s 
<leutsche  Bankgesetz  hat  deshalb  angeordnet, 
tiaes  die  Reichsbank  nnd  die  Zettelbanken, 
<leren  Noten  im  ^zen  Keiche  umlaufen 
'hirfen ,  für  die  im  Umlauf  beiindliclien, 
nicht  bar  gededrten  Banknoten  diskontierte 
Wechsel,  welche  eine  Verfallzeit  von  höchstens 
drei  Monaten  haben  und  ans  welchen  in 
der  Regel  drei,  mindestens  aber  zwei  als 
z^nngsfähig  bekannte  Verpflichtete  haften, 
in  ihren  Kassen  bereit  halten  müssen.  Solche 
Wechsel  sind,  wie  alle  Erfohrungen  der 
neu^n  Bankgeschichte  zeigen,  diejeD^n 
Forderungen,  auf  deren  ISia^aag  unter  allen 
rmstftnden  am  ersten  zu  rwü^nen  ist  Wie 
wenig  das  Kapital  dabei  festgel^  wird, 
zeigt  eine  Ueberaicht,  welche  die  Reichs- 
bank jahrlidi  TeröffenUic^t   Nach  derselben 
waren  von  den  am  31.  Dezember  11497 
im   Besitz    der  Reichsbank  befindlichen 
7664403<X>  Mark  Wechseln  fällig: 


binnen  lö  Tagen 

16  bi8  m  Tagen 
.       31  ,   60  „ 
61  „   90  .. 


321  106  200  M. 

134574900  „ 

194089400  „ 

116440800  ,. 


766440300  M. 

Die  Anlage  in  Wechseln  gestattet  aber 
auch  den  Banken,  in  der  wiriisamsten  und 
unschädlichsten  Weise  einen  Druck  auf  den 
Kapitalmarkt  und  dadurch  auf  die  Neigung 
zu  kommerzieller  und  gewerbhcher  Speku- 
iation  wie  auf  die  Wechselkurse  auszuüben. 
Oass  die  Diskontoschraube  gerade  auf  dem 
Markt  für  kurzfällige  Kapitalien  angesetzt 
wird,  hat  den  Vorteil,  dass  der  einzelne 
ihirch  hohen  Zinsfuss,  den  er  für  Wechsel 
zu  zahlen  hat,  die  wenige  Monate  laufen, 
nicht  allzu  sehr  bedrückt  wird  und  dass 
'btdUFcIi  unmittelbar  gerade  auf  den  Wechsel- 
markt nnd  die  Kiu^  der  auswärtigen  W^ecliscl 
uewirkt  -wird.  In  wohlhabenden,  dem  Aus- 
lande ni<^t  verschuldeten  Ländern  ist  es 
den  grossen  Banken  auch  in  neuerer  Zeit 
immer  gelungen,  diu'ch  scharte  Diskontocr- 
liöhimgen  ungünstige  Wechsellnu^  in  güns- 
tige zu  verwandein.  Ein  massenhafter  Ver- 
kauf von  Wertpapieren  oder  eine  umfang- 
Tf-iche  Kündigung  von  Darlehen  auf  Wert- 
papiere dagegen  würde  aussehhesslich  auf 
den  Effektenmarkt  eine  unmittelbare  Wirkung 
ämemn  nnd  nur  angezeigt  Pein,  wenn  diesor 


im  Unterschied  von  anderen  VerkebrszweigtMi 
sich  ausnahmsweise  in  besondei-s  gesiuidern 
Zustande  befände  (London  1857).  In  der 
Regel  aber  wird  das  nicht  der  Fall  sein 
imu  der  Verlust,  welcher  einzelne  dm-ch 
grosse  Verkäufe  von  Staatspapieren  trifft, 
grösser  und  im  Ijande  willkürlicher  verteilt 
sein  als  die  Einbusse  dwcch  hohen  Diskonto- 
satz. In  iK)litischen  Krisen  aber  kiinnte  ein 
Misskredit  des  betreffenden  Staates  mit  den 
übelsten  Folgen  daraus  entstehen.  Es  ist 
übrigens  den  deutschen  Zettelbanken  natür- 
licher^'eise  unbenommen,  ilir  Stammkapital 
und  die  bei  ihnen  deponierten  Kapitalien 
ganz  oder  teilweise  in  Staatspapiei-eu 
oder  Darleheu  auf  Staatspapiere  anzu- 
legen, und  sie  machen  auch  von  dieser  Be- 
rechtigung einen  beschränkten  Gebrauch. 
Mit  Rücksicht  auf  die  erwähnten  Ausnalune- 
fälle  dürfte  eine  solche  Anlage  in  mässigeui 
Umfange  auch  vom  Standpunkte  einer  bauk- 
mässigen  Deckung  nicht  zu  vei-werfen  sein. 
Die  grosse  Mehrzahl  der  Zettclbanken  Europas 
hat  denn  audi  den  Gi-undsatz,  ilass  die 
Banknoten  ausser  durch  Barvonftte  durch 
diskontierte  WechBel  und  Lombarddarlehen 
gedeckt  sein  müssen,  angenommen,  wenn 
auch  keineswegs  flhcaatl  so  strikte  gesetz- 
liche Bestimmungen  darüber  bestehen  wie 
in  Deutschland. 

Das  entgegengesetzte  System  der  Deckung 
der  Noten  diu'ch  Staatepapi^  findet  sich 
vor  allem  in  der  amerikwiischen  und  eng- 
lischen Gesetzgebung.  Das  amcnkaiiischt- 
Nationalbankgesetz  schreibt,  wie  schon  er- 
wähnt, ausschliessliche  Dec^kung  der  l^nk- 
noten  diux;h  bares  Geld  und  Staatspapien- 
vor,  das  Ausgabtniepartement  der  Bank  von 
England  hat  infolge  der  Peelschen  Gesetz- 
gebung für  die  nicht  durch  Geld  gedeckten 
IJanknoton  als  Deckmig  die  Schuld  des  Staates 
an  die  Bank  von  England  11015100  t'  nnd 
Werti)apiere  (dos  englischen  Staates)  im  Be- 
trage von  57H4900  £  in  dem  Ausgabedel^al•t^'- 
ment  hinterlegt. 

Die  vorschriftsmilsijige  Deckung  durch 
Staatspapiere  hat  ihren  letzten  Grund  in 
jenen  Staaten  darin,  dass  man  eine  Sichor- 
st«llung  der  Noten  unabliängig  vom  Bank- 
betrietie  gesetzUch  vorschreiben  wollte.  Ob 
die  Wechsel,  wclclie  eine  Menge  kleiner  Ban- 
ken in  Besitz  hat,  zuverlässig  sind,  das  lässt 
sich  von  Staatswegen  gar  nicht  konti-olUeren. 
und  da  man  auf  die  Verwaltung  zalilreiclier 
im  Lande  zerstreuter  Banken  sich  auch  niclit 
verlassen  kann,  so  bleibt  in  den  Vereinigten 
Staaten  ein  anderer  Weg  zur  Sichei-ung  der 
Notengläubiger  nicht  übrig.  In  England  aber 
entsprang  die  besondere  Deckung  der  Noten 
aus  der  Theorie,  welche  die  Ausgabe  von 
Noten  und  das  Bankgeschäft  völhg  von  ein- 
£mder  trennen  wollte,  das  nötigte,  auf  bank- 
mässige  Deckung  zu  verzichten. 
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In  Amerika  aber  sowohl  wie  in  England 
treiben  die  Zettelbanken  mit  ihren  anderen 
Fonds  das  Diskontoeeschäft  in  grossem  üm- 
iaage  und  ^brauelien  hauptsächlich  Yer- 
ändeniDgen  des  Diskontosatzes  als  Mittel  zur 
Beeiuflusäiing  des  Geldmarktes  und  zur  Be- 
gidierung  des  Zuflusses  und  Abflusses  in 
ihren  Kassen.  Die  Bank  von  England  besitzt 
ein  Stammkapital  von  14  b'iS  (UM)  £  und  einen 
Rei'seirefonds  von  mehr  als  3  Millionen  £, 
so  dass  die  zur  Xotendeckung  gesetzlich 
reservierten  Darlehen  an  den  Staat  und 
andere  Staatspapiere  durch  das  Stamm- 
kapital der  Bank  und  ihren  Berservefonds 
beschafft  werden  und  die  durch  Bankbetrieb 
aufgebrachten  Fonds  zur  freien  Verfügung 
der  Bankverwaltimg  sind.  Freilich  hat  sie 
auch  von  diesen  einen  beträchtlichen  Teil, 
in  diesem  Äugenblick  (Anfang  Dezember  1898) 
über  10  SliUionen  £  in  Staatspapiei-en  an- 
gelegt, während  die  Anlagen  m  Wechseln 
und  Darlehen  29,4  Millionen  £  betragen.  In 
den  letzten  Jahren  ist  die  Anlage  in  Regie- 
nmgssicherheiten  im  Yei^eidi  zu  der  in 
anderen  Sicherheiten  oft  noch  stärker  ge- 
wesen. Die  Anleihen  des  englischen  Staates 
bind  zwar  eine  mehr .  bankmfiseige  Anls^ 
als  die  der  kontinentalen  Staaten  und  zur 
Kapitalbeschaffung  in  (xeldklemmen  besser 
verw^dbar,  aber  dodi  ist  es  die  Anlage  in 
Wechseln  und  die  Bestimmung  des  Diskontos, 
durch  welche  die  Bank  ihren  Einfluss  auf 
den  Kapitalmarkt  ganz  überwiegend  ausübt. 
Ohne  diesen  Goschäftsbetiieb  würde  sie  die 
Funktionen,  welche  sie  im  englischen  Geld- 
wesen erfiUIt,  niemals  vei-sehen  können.  Wir 
mochten  deshalb  auch  denjenigen  recht  geben, 
welche  in  neuerer  Zeit  darüber  Klage  geführt 
haben,  dass  das  Diskontogeschäft  der  Bank 
von  England  auf  dem  Londoner  Älarkte  viel 
zu  klein  und  ihr  Einfluss  deshalb  zu  gering 
sei  (vgl.  z.  B.  Sevd  in  dem  Journal  of  tlie 
Statist.  Society  XLI,  S.  40  ff.).  Derselbe 
macht  sich  fast  nm*  dann  in  deutlicher  Weise 
1  lemerkbar ,  wenn  die  Wechselkurse  un- 
günstig sind  und  mau  Geld  aus  dem  Bar- 
vorrat der  JJank  schöpfen  muss.  Eine  un- 
gesunder Verkehrsentwickelung  vorbeugende 
Einwirkung  kann  daher  die  Bank  von  Eng- 
Ituid  viel  weniger  ausüben  als  die  deutsche 
Reichsbank. 

Von  den  wichtigsten  der  übrigen  Centrai- 
banken des  eiu-o|iäisclien  Kontinents  stehen 
die  Bank  der  Niederlande  und  die  belgische 
Nationalbank  in  der  Wahl  der  Änlageart  der 
deutschen  Reichsbank,  die  Bank  von  Frank- 
reich der  Bank  von  England  nahe. 

Die  Bank  der  Niederlande  ist  nur  be- 
rechtigt, ihren  Reservefonds  und  ein  Fünftel 
ihres  Stammkapitals  in  Staatspapieren  an- 
zulegen, und  verpflichtet,  bis  zu  5  Millionen 
Gulden  der  Staatsfinanzverwaltung  in  laufen- 
der Rechnung  und  gewisse  Vorschüsse  zur 


Einlösung  von  Scheidemünzen  imd  Reichs- 
kassenscheinen zu  gewähren.  Im  übrigen 
besteht  ihre  Anlage  in  Wechseln  und  Lom- 
barddarlehen. Die  belgische  Naüonalbank 
kann  von  der  Regierung  die  Erlaubnis  er- 
halten, Staatspapiere  (fonds  publics  y  compris 
des  bons  du  trösor)  bis  zur  Höhe  ihres 
Stammkapitals  zu  erwerben,  doch  besteht 
ihre  Anlage  fast  ganz  in  diskontierten 
Wechseln  und  einem  verhältnismässig  ge- 
ringen Betrage  von  Lombarddarlehen  auf 
Staatspapere. 

Die  Bank  von  Frankreich  dag^en  hat 
einen  ihr  Stammkapital  (182500000  Fi-.)  weit 
überschreitenden  Betrag  dem  französisdien 
Staate  geliehen  oder  in  französischen  Renten 
angelegt.  Das  G.  v.  9  Juni  1857  verpflichteto 
sie,  100000000  Fr.  in  französischer  Rente 
anziUegen,  die  GG.  v.  10.  Juni  18.'i7  und 
29.  Mai  1878  ordneten  einen  Vorschuss  an 
den  Staat  im  Betrage  von  1^  Millionen  Fr. 
an.  Die  Bank  hat  fem  er  ihre  alte  Resen-r" 
129807r)0  in  der  Staatsschuld  angelegt  und 
besitzt  ausserdem  gegenwärtig  oa.  100  Milli- 
onen Fr.  Terk&nflicuer  Staatsräiten.  Daneben 
aber  verwendet  sie  im  Distento-  und  Loni- 
bardgeschäft  Summen,  welche  grosser  önd 
als  die  Menge  der  umlaufenden,  metallisch 
nicht  gedecnien  NoteUj  und  konoenbiert  einen 
grösseren  Teil  des  Diskontog^ciiaftes  ihres 
Landes  als  die  Bank  von  England.  Bei  den 
ersten  grossen  Anlagen  in  französischer  An- 
leihe ist  nach  übereinstimmenden  Aussagen 
der  Bankdirektoren  vor  dem  Untersuchungs- 
ausschusB  der  Gedanke  massgebend  gewesen, 
dass  das  Stammkapital  und  der  Reservefonds 
der  Bank  von  dem  eigentlichen  Bankge- 
schäfte möglichst  geti-ennt,  als  eine  Art  von 
gesondertem  Oarantiefonda ,  zu  halten  sei. 
Die  Zweckmässigkeit  dieses  Grundsatzes  ist 
in  Frankreich  oft  bestritten  worden  (u.  a. 
von  Michel  Chevalier),  und  es  ist  in  der 
Thal  nicht  einzusehen,  warum  nicht  auch 
für  den  Garantie-  oder  Reservefonds  eine 
Bank  mit  ausschliesslich  kurz  fälligen  Ver- 
pflichtungen eine  leicht  realisierbare  Anlage 
m  Wechseln  der  Festlegung  in  Daalehen  an 
den  Staat  vorzuziehen  sei.  —  Was  die  Be- 
schaffenheit der  zu  diskontierenden  Wechsel 
angeht,  so  sind  die  Vorschriften  über  die 
Fälligkeitsdauer  und  die  Zahl  der  Unter- 
schriften bei  den  Banken  von  Frankreidi, 
Belgien  und  der  Niederlande  denen  der 
deutschen  Roichsbank  ganz  ähnlich.  Das 
Maximum  der  Verfallzeit  ist  bei  der  fran- 
zösischen Bank  drei  Monate,  bei  der  bel- 
gischen 100  Tage,  bei  der  niederländischen 
der  bestehende  Handelsgebrauch.  Die  nieder- 
ländische Bank  verlangt  mindestens  zwei, 
die  französische  und  die  belgische  in  der 
Regel  drei  Unterschriften,  jedoch  kum  die 
dritte  Unterschrift  durch  Pomdbestellung  in 
WCTtpapieren  oder  Waren  ersetzt  w^en. 
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Im  wesentlichen  besteht  also  in  diesem 
wichtigen  Punkte  zwischen  den  bewährtesten 
Instituten  des  Kontinents  fast  völlige  Uebeiv 
dnstimmung. 

Utteratars  i>i«  LitUmtur  aber  Bankpiilitik  ».  in 
dem  Art.  JBankgeiehä/te  obrnS.  146,47  um/  in 
den  «Kte/nffl  Artt,  de»  nae^olgemUn  AvftnUe» 
9b€r  Getehichte  und  grgmvärtigtn  Ziutand  des 
BanJnresene.  —  Vgl.  owrÄ  noch  ZjOtx,  (itachiehu 
M.  Krüik  dff  deutiche»  Sankgenetteg,  Leipzig  ISHS. 

—  BHJfertchf  Die  Enlirickehmg  def  deutarfien 
yotenwesent  unter  dtm  Hankgenflz  ron  1875, 
Jahrb./.  Gesetxg.  1898,  S.  99Sff. «.  DU  bevorstehende 
Eraeuemitg  des  deuttrhen  Bankgeatties,  ebenda 
S,  lSS7ff.  (aueh  in  Üonderausgabe  erschirnen). 

—  Eine  vortrtffliehe  aattugsireise  Vebenieht  der 
in  den  Kiltwr^aatm  beateketiden  Gesellt  Mud 
Verordnungen  über  die  üeUdbanken  eatMU  die 
von  der  Direktion  der  äUgemeinen  StatieHk  des 
XSmigreidu  JtaHen  herautgegehene  Stalistique 
imemaHtnude   des   banqne*   d'emission,  Röme 

.  1881  vmi  18Si.  £  A'oaM; 

I^exin. 

m. 

Geschieht«  und  gegenwlr- 
tiger  Stftnd  des  Bankwesens. 

Inhalt:  I.  Die  B.  im  Altertnm  (S.  161).  IL 
Die  B.  vom  11.  bis  zum  17.  Jahrhundert  (3. 167J. 
lÜ.  Die  B.  in  den  kontinentalen  Staaten  im 
18.  Jahrhundert  (S.  174).  IV.  Die  B.  in  Gross- 
hiitannien  und  Irland  (S.  176).  V.  Zur  Statistik 
englischen  Bankwesens  (S.  185).  VI.  Die 
KSnigliche  B.  in  Berlin  1765—1846  (S.  189). 
VII.  Die  Deutschen  B.  im  19.  Jahrhundert 
(S.  192).  VIII.  Statistik  des  deutschen  Bank- 
wesens leit  1847  (S.'<>07).  IX.I>ieOe8terreiGhisch- 
Ungariache  B.  (S.  222).  X.  Die  B.  in  Belgien 
(S.  256).  XI.  Die  B.  in  Frankreich  {S.  258). 
Xn.  Die  B.  in  Italien  (S.  266).  XIII.  Die  Nieder- 
Ifindische  B.  (S.  285).  XIV.  Die  B.  in  Rusaland 
(S.  290).  XV.  Die  B.  in  der  Schweiz  (S.  305). 
XVI.  Die  B.  in  den  Skandinavischen  Staaten 
{%.  310).  XVII.  Die  B.  in  den  Vereinigten 
Staaten  (8.  321). 

I.  Die  Banken  im  Altertum. 

Wenn  man  im  Altertum  von  »Banken« 
sprechen  will,  so  kann  dies  nur  gescliehen 
im  Sinne  von  Instituten,  welche  der  Ei-leicli- 
teniDg  des  Geldverkehrs  dienen.  Während 
die  modernen  Bankanstalten  namentlich  den 
Zwecken  der  kaufmännischen  Kreditvermit- 
telnng  und  zugMch  als  Oi^ne  der  Cirkula- 
tion  dienen,  fungieren  sie  im  Altertum  als 
Centialstellen,  wo  man  Geld  deponiert  und 
entleiht,  wo  man.  Münzen  umsetzt  und  eiti- 
lahsclit,  durch  die  man  Zahlungen  bewirkt. 
Die  IJejiositen  werden  dabei  lu^prQnglich 
gar  nicht  zur  Benutzung  und  Vermehmng, 
sondnu  lediglich  zur  Aufbewahrung  Über- 
geben, und  wurde  so  die  Bank  insbesondere 
aU  ein  aidierer  Aufbewahrungsort  fflr  Wert- 
gegenstfinde  betrachtet  und  behandelt,  so 
lag  es  nahe,  sie  auch  zur  Hinterlegung  an- 
daer  Depoeiten  als  Geld  zu  benutzen. 

Derartige  Einrichtungen  mussten  sich  bei 
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allen  Völkern  des  Altertums  finden,  welche 
bald  sosshaft  wurden,  leicht  flüssiges  »Geld-^ 
sich  aiiscliafften  —  also  die  Periode  des  ei- 
gentlichen Tauschhandels  schon  hinter  sich 
hatten  —  und  in  der  Geschichte  als  Handel 
und  Gewerbe  betreibende  auftreten.  Bei 
den  Israeliten,  Indem,  Persern,  wo  diese 
Bedingiin^n  nicht  alle  zutrafen,  fehlen  da- 
her die  J<achrichten,  ja  zum  Teil  sind,  wie 
bekannthch  in  der  mosaischen  Gesetzgebimg 
(2.  Mose  22,  24  ;  3.  Mose  2"),  m  ff.;  5.  Mose 
23,  20.  21  etc.),  Spuren  einer  starken  Reak- 
tion gegen  das  Bankgewerbe  TOrhanden,  so 
dass  ein  Aufkommen  des  letzteren  unmög- 
lich war.  Dagegen  werden  PhOnizier,  Kar- 
thager und  Egypter  entsprechende  Einrich- 
tungen besessen  haben.  Bekannt  sind  solche 
nur  ans  Babylon  vom  sechsten  Jahrhun- 
dert V.  Chr.  an.  In  noch  früherw  Zeit  lassen 
sich  mir  Handelsgesellschaften  nachweisen, 
so  ca.  230Ü  V.  Chr.  für  Chaldfia  dtutOi  die 
Urkunden  von  Warka  (Revillout  275  ff.).  In 
den  babylonischen  (Revillout  374  ff.) 
spielt  das  Bankhaus  der  Igibi  die  Rolle  der 
modernen  Rothschilds,  dessen  Chef  Snla  um 
581  V.  Chr.  gestorben  ist.  Es  hielt  sich  eine 
Generation  hindurch  (Kohler  und  Peiser  IV. 
21  ff.).  Seine  Geschäfte  waren  verschie- 
denster Art :  es  werflen  Zahlungsaufträge 
übernommen  und  ausgeführt  (Re^'illout  3S4, 
403,  Kohler  und  Peiser  I.  19.  30  IV.  11), 
öfters  tritt  der  Bankier  als  ZwiBchenkäufer 
auf,  um  einem  Kunden  den  Besitz  einer 
Sache  zu  sichern,  wobei  meistens  die  Hälfte 
des  Kaufgeldes  als  Schiüd  der  Bank  stehen 
bleibt,  bis  der  wahre  Käufer  bezahlt  hat 
{Revillout  412).  Die  Bank  nimmt  Geldein- 
lagen zur  Verzinsung  an,  sie  öffnet  ihre 
Warenspeicher  anderen  Depositen  und  lässt 
sich  dafür  bezalden  (Ite^illout  402),  sie  giebt 
verzinsliche  Darlehen  gegen  Schuldschein 
imd  gegen  Pfand,  insbesondere  findet  sich 
auch  das  antichrotische  Pfand ,  indem  der 
Pfandgläubiger  ermächtigt  wird,  zur  Ernte- 
zeit die  Früchte  des  verpfändeten  Grund- 
stücks statt  der  Zinsen  nach  einer  be- 
stimmten Schätzung  sich  anzueignen  (Peiser, 
kcilinschriftiiche  Aktenstücke  1889  S.  101). 
Daneben  kommen  auch  Garantiegeschäfte 
vor,  indem  die  Bank  z.  B.  als  Mitsclmldner 
in  einen  Kontrakt  eintritt  (Re\'illout  307), 
und  von  besonderem  Interesse  sind  die  unter 
dem  Ifamen  hudu  erhaltenen  Bankbillets, 
welche  au  den  Vorweisenden  zur  Auszah- 
lung gelangen  und  insofern  den  "Wert  baren 
Geldes  repräsentieren  (Revillout  467,  Kohler, 
Jurist  Exciirs.  8).  Auch  das  Kommendage- 
sehaft  findet  sich  in  dra*  Weise,  dass  dra* 
Bankier  der  Kommanditist  ist,  mit  dessen 
Gelde  der  Gerant  auf  Gewinnteilimg  und 
auf  seine  Gefahr  Handel  treibt  (Köhler  und 
Peiser  IH.  46,  IV.  78).  Selbst  minder  an- 
ständige Gesdiäfte,  mit  Societät  zum  Gewinn 
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ans  Prostitution ,  werden  nicht  verschmäht 
(daselbst  IV.  28  ff.).  Schliesslich  ist  darauf 
aufmerksam  zu  machen ,  dass  der  Bankier 
bereits  in  Babylon  in  der  Rolle  eines  Ver- 
trauensmaimes  als  Redaktor  von  Urkimden 
erscheint,  die  bestimmt  sind,  fremde  Ver- 
tragsverhältnisse zu  regulieren,  ohne  dass  ihm 
selbst  ein  ersichtliches  gescliäftliches  Inte- 
resse an  denselben  nachgewiesen  werden 
könnte  (ReviUout  378  ff.). 

Ergiebiger  fliessen  die  griechischen 
Quellen.  In  Hellas  wei-den  die  Trapeziten 
jedenfalls  im  vierten  Jahrhundert  v.  Chr. 
erwähnt  mid  man  fnhrt  ihre  Etablierting 
bereits  auf  die  Epoche  des  grossen  kommer- 
ziellen Aufschwunges  zurück,  den  das  Land 
vor  der  Periode  der  Perserkriege  (490 — 449) 
aufzuweisen  hatte.  Aber  es  gab  dort  Ban- 
kiers verschiedener  Art  je  nach  den  Ge- 
sdiälten,  welche  sie  betrieben.  Die  eigent- 
lichen »Trapeziten«  zeichnen  sich  besonders 
durch  das  Depositengeschäft  aus :  es  werden 
von  den  Privatpersonen  Geldsummen  bei 
ihnen  eingelegt,  namentlich  zu  dem  Zwecke, 
um  Z^iingen  an  Dritte  daraus  zu  vermitteln. 
Insofern  limgiert  die  Bank  als  Girobank. 
Aber  nicht  Gelddepositen  allein,  auch  Eon- 
traktsurkimden ,  streit^  Summen  werden 
bei  ihr  hinterlegt,  um  dieselben  zu  sichern, 
und  auch  der  griechische  Trapezit  dient  als 
Konzipient  zur  Abfassung  von  Vertrags- 
urkunden. —  Eine  andere  Kategorie  von 
Baidderß  waren  die  uifyvnafuytpoi  oder  mUw- 
ßufTtti,  auch  ittffftavuiTfxi  genannt,  die  sich 
nur  mit  dem  Geldsortengeschäft  abgaben: 
wUvßos  oder  x^/ta,  die  kleine  Münze,  aber 

auch  ällayrj,  wxTaDiayij,  inacaTai,JLay^  hiess 

nämlich  das  Agio,  welches  sie  beim  Um- 
wechseln berechneten.  Diese  Wechsler  wiu*- 
den  zugleich  als  Autoritäten  in  betreff  der 
llünzprüfung  angegangen  imd  betrachtet, 
wozu  sie  ihr  Beruf  be^higte,  ohne  dass  sie 
übrigens  einen  amtlichen  Charakter  in  dieser 
Hinsicht  hätten  in  Anspruch  nehmen  können. 
—  Endlich  gab  es  noch  eme  Kategorie  der 
vom  Geldausleihen  lebenden  Wechsler:  die 
üaveiarai,  toKtarai  oder  Z9V''^"*-  Sie  liehen 
entweder  in  kleineren  Beträgen  und  auf 
kürzere  Fristen  gegen  Faustpfand  (Lombard- 
geschäft) oder  sie  gaben  grössere  Kapitalien 
zu  industriellen  Untemetunungen  her.  Im- 
merhin, da  der  Zinsfnss  gesetzlich  freige- 
geben war  und  usuell  zwischen  18  und  12°.'o 
schwankte ,  war  ihi-  Geschäft  ein  sehr  ein- 
trägliches, imd  s  i  e  mögen  daher  namentlich 
von  dem  Odium  betroffen  w^orden  sein,  mit 
welchem  das  Volk  die  "Wuchergeschäfte  be- 
tegte  und  dem  es  in  den  Spottnamen 
ößolotsTäTat ,  d^yvQoxänrjloi  (Kleinigkeits- 
krämer) ijfit^oättvitavai,  TOxoylvqioi  (Zinsen- 
schnitzler)  Ausdruck  gab  —  ein  Spott,  der 
in  den  Komödien  des  Plauttis  seinen  römi- 
schen Nachklang  £iiidet  (Costa,  il  diritto 


priv.  Rom,  nello  comedie  di  Plauto  1890 
p.  313). 

Der  griectiische  Bankier  arbeitete  nicht 
mit  eignem  Betriebskapital,  sondern  fast 
ausschliesslich  mit  den  fiemden  (Teldem, 
die  bei  ihm  eingelegt  wiuden  oder  die  er 
selbst  von  Kapitalisten  aufnehmen  musste. 
So  hat  der  berühmte  und  geaditete  Trapezit 
Pasion  in  Athen,  als  er  wegen  Alters  sein 
Geschäft  seinem  ehemaligen  Sklaven,  dann 
Freigelassenen  imd  GeschÄftsführer  Phormio 
veriwichtete ,  sein  eigenes  Vermögen  erst 
herausgezogen  und  sich  selbst  als  Schuldner 
der  Bank  auf  11  Talente  bekannt,  um  diese 
aus  den  Depositen  der  Bank  auf  Grund- 
stücke und  Häusei*  ausgeliehene  Suuune  dem 
Phormio  zu  sichern,  dem  als  Kichtbüiger 
und  Metöken  der  Grundkredit  nichts  genützt 
haben  würde.  Jenes  dgene  Vermögen  hatte 
übrigens  Pasion  zum  Teil  auch  in  Grund- 
stücken (20  Talente)  und  in  einer  SchUd- 
fabrik,  deren  Jahresertrag  auf  1  Talent  (-  i 
ca.  4700  M.)  angesetzt  wird,  angelegt.  Phor- 
mio zahlte  für  das  BankgeschÄ  I-/3  Talent 
an  jiüirlicher  Pacht.  —  Welche  Höhe  öfters 
die  Einlagen  erreichten ,  die  auch  der  ge- 
meine Mann  zn  machen  pflegte,  da  er  der 
Sicherheit  wegen  nur  die  unentbehrlic^isteu 
Summen  im  m,U8e  behielt,  während  er  alles 
EntbehrUche  zum  Bankler  trug,  zeigt  das 
Beispiel  des  ThemistokleB,  der  beim  Koiin- 
thier  Philostephanos  ein  Guthaben  voa  70 
Talenten  gehabt  haben  soll. 

Das  privatim  betriebene  Bankgewerbe 
galt,  wie  bemerkt,  in  Griechenland  und  iin 
ganzen  Altertum  im  allgemeinen  als  ein 
wenig  angesehenes.  Fremde,  Metöken,  Frei- 
gelassene waren  seine  Vertreter,  imd,  wenn 
es  deimoch  einzelnen  Persönlichkeiten,  wie 
dem  erwähnten  Pasion,  gelang,  sich  ein 
wahres  Vertrauen  beim  Publikiun  zu  .  er- 
werben, so  lag  der  Grund  dazu  in  der  Madit 
der  lndi\idualität  und  in  der  Macht  des 
Kapitals.  Dass  man  mit  ihnen  Verträge 
ohne  Zuziehung  von  Zeugen  abschloss,  wie 
dies  berichtet  wird,  war  in  der  That  ein 
Zeichen  solchen  Vertrauens.  Aber  auf  der 
anderen  Seite  verlangte  von  ihnen  nicht 
selten  Sicherheitsleistung  durch  Biu^^schaft, 
wer  sein  Geld  der  Bank  anvertraute. 

Die  Trapeziten  liaben  in  Athen  ihren 
Platz  auf  dem  Markte  (daher:  Si  ayo^äg  - — 
avfißöXatov  die  vom  Trapeziten  ausgestellte 
Urkunde,  vgl.  noch  Justinian  nov.  136  Kap. 
5  pr.).  Ihre  Gehilfen  sind  entweder  mit  um- 
fassender Vollmacht  ausgestattete  ^ntxa*>J- 

ufvot  (:  .   assessores  seil  t«i  ^^S  rpaarff^sj 

oder  Beauftragte  für  einzelne  Geschäfte : 
«t/tßßtvzai ,  ungerechnet  die  gewöhnlichen 
Diener  (jraWtc),  welche  meist  Sklaven  waren. 
Pasion  wie  Phormio  liabeu  sich  seibat  aus 
solchen  imteigeordneten  Stelluu^n  zu  an- 
gesehenen Bankiers  empoi^gearbeitet. 
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Die  FQhnuig  von  Handelsbfichem  steht 
fest  Man  buchte  insbesondere  die  Depositen 
sunt  Namen  des  Deponenten  und  des 
Rflckonpfiuigsberecbtigten.  Was  den  letz- 
teren anlangt,  so  wurde  genan  die  L^ti- 
mation  desselben  gejnttftf  und  alle  hierauf 
be&tlglichen  Daten ,  namentlich,  falk  der 
Bankier  den  Rückfordemden  nicht  persön- 
lidi  kannte,  der  Name  von  ßekognitionsper- 
sonen  od^  die  Angabe  besonderer  Kenn- 
zeichen, standen  in  den  Bfichem.  Der  Kück- 
empfftnger  hatte  öch  oft  durch  Y(nzeigung 
dner  schiifüichen  Anveiann^,  audi  Tohl 
duidi  y<wzdgQn  des  Sie^lnnges  des  De- 
poniten zn  l^pUimieren.  Erfolgte  eine  Aus- 
zahlung fflr  den  Kunden,  so  wimle  ue  eben- 
falls ewncht,  und  so  konnten  durch  Ab-  und 
Anschreiben  (Qiro)  Zahlungen  unter  den 
Kunden  selbst  Tennittelt  werden.  Von  die- 
ser Umschreibung  gevimn  der  Ausdruck 
StayifäqiM  die  B^entung  von  Bezahlen.  — 
Im  übrigen  sind  wir  über  die  Einrichtung 
der  griechischen  Handelsbücher  wenig  unter- 
richtet und  erfahren  nur  noch  versaiiedene 
Namen  für  dieselben :  vwoiuwT/juora,  itpri/ttdiötg, 
yffafiftaxa,  ein  Unterschied,  welcher  vermut- 
lich, wie  nachher  in  Born,  auf  eine  Ver- 
s<üiiedenheit  des  Inhalts  zurückzuführen  ist. 
Auch  über  das  Schtiftwesen  der  Banken 
fehlt  es  im  ganzen  an  Nachrichten.  Die 
Existenz  von  eigentlichen  Wechselbriefeu 
wild  wohl  mit  Recht  in  Abrede  gezogen, 
dag^en  scheinen  sich  Kreditbriefe,  d.  h. 
schriftliche  Zahlungsanweisungen  an  die 
Bank  bestAtigt  zu  finden. 

Charakteristisch  ist  das  öffentliche  Inte- 
resse, welches  das  Gemeinwesen  oder  die 
Obrigkeit  an  den  Banken  nahm,  ohne  dass 
man  gerade  von  einer  Staatsaufsicht  zu 
spredien  berechtigt  sein  mag.  In  manchen 
StAdten  wird  das  Bankgewerbe  verpachtet: 
so  in  Byzanz.  Andere,  wie  Ephesus  (a.  87 
V.  Chr.  s.  Recueil  des  inscriptions  juriaiques 
grecqnes  I.  27  §  8),  begnügen  sich,  durch 
gesetzlidie  Yorachiiften  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Privatbanken  zu  regeln, 
während  die  Stadtgemeinde  selbst,  wie  in 
(»rchomenos  (a.  223—192  v.  Chr.:  daselbst 
II.  286,  302  ff.,  vgl.  Zeitschr.  d.  Savignystift. 
X.  1889 S.  363  £f.,  C.J.Gr.  Septentrion.  3172. 
Woehensohr.  f.  dass.  Phil,  1^  S.  642  ff.), 
i>ich  ihrer  Dienstleistungen  versicherte. 


(*hr.  ist  zu  Mj'Iasa  in  Carlen  die  .Verpach- 
tung nachweisbar  («^^tOfui  der  ßovl^  und  des 
abflog  daselbst:  Nouv.  i^v.  bist.  XXII.  1898 
p.  5—26).  Wer  hier  ohne  Befugnis  Bank- 
gesdififte  trieb,  der  konnte  populär  bei 
ArdLOuten  und  Rath  verklagt  werden,  ver- 
fiel ,  wenn  er  »mit  %6lXvßos«.  gehandelt 
hatte,  öffentlicher  Geldstrafe,  und  in  jedem 
Falle  konnte  der  berechtigte  Trapezit  den 
Verdienst  von  ihm  einziehen. 


Neben  den  Privatbanken  mnss  es  aber 
auch  schon  in  alter  Zeit  Staatsbauken  ge- 
geben haben,  wie  der  inschriftltdi  Über- 
lieferte Ausdruck  iiy/tonm  rpänff«  bew^st, 
welcher  für  Athen,  Kyzikos,  Uion  und  die 
Insel  Tenos  nachweisbar  ist.  (A.  M.  Büchaen- 
schütz,  Besitz  und  Erwerb  1869  S.  506).  : 
Auch  Gesellschaftsbanken  (die  Qesell- 
schafter  helsseu  turozoi)  kamen  vor,  und  be-- 
sonders  beachtenswert  ist  die  Konkurrenzi 
welche  schon  seit  alter  Zeit  den  Privat- 
bankiers in  den  Tempelbanken  erwudis. 
Die  grossen  Heiligttbner  von  Delphi  und 
Ei^esus,  auf  Delos  und  Samos  liehen  die 
Kapitalien  ihres  Tempelschatzes  au  Privat- 
personen wie  zum  Zweoke  Öffentlicher  Untere 
nehmnngen  aus  nnd,  wie  es  scheint,  nicht 
immer  zu  bes(mders  hohen  Zinsen ;  es  wird 
einmal  von  einer  Delischen  Emission  zu  lO'Vo 
auf  5  Jahre  erzählt  Zu  dem  Darlehensge- 
schäft trat  dann  noch  der  sehr  bedeutende 
Depositenverkdur.  Denn  die  Tempel  ^ten 
infolge  ihrer  rehgiösen  Uuverletzlichkeit  als 
besonders  sichere  Hinterlegungsorte  und,  wie 
dies  der  Grund  gewesen  sein  wird,  weshalb 
namentlich  der  Staat  seine  Aktivbestände 
mit  Vorliebe  in  Tempeln  unterbrachte ,  so 
haben  auch  Städte,  einzelne  Herrscher,  aber 
auch  Privatleute  ihre  baren  Vorräte  den 
Tempelkassen  anvertraut.  Man  hielt  sich 
dabei  nicht  immer  au  die  Heiligtümer  des 
eigenen  Landes,  sondern  Hess  über  die  Aus- 
wahl des  Hinterlegun^rtes  niur  die  Rück- 
sicht auf  grössere  Sicherheit  entscheiden. 
Ob  freilich  die  Tempelkassen  aus  den  Depo- 
siten Gewinn  zogen,  lässt  sich  so  wenig  be- 
antworten ^s  die  Frage  nach  der  VotzIh- 
sung  der  bei  ihnen  deponierten  Werte.  Dass 
die  Geschäfte,  welche  die  Tempel  machten, 
jedoch  für  die  damalige  Zeit  nicht  unbe- 
deutende waren,  zeigt  z.  B.  die  Berechnung 
für  Delos,  wo  einmal  etn-a  40  Talent©  aus- 
standen, während  die  grosse  Bank  des  Pasion 
bei  der  üebergabe  cYerselben  an  Phormio 
auch  nar  50  Talente  zinsbar  belegt  hatte. 

In  Aegypten  ist  zur  Ptoleniäerzeit  das 
Bankgewerbe  vollkommen  in  den  griechischen 
Formen  nachweisbar.  Zahlreidi  sind  die 
Urkunden  über  Geschäfte  der  Privatbankenj 
durch  die  (öm  zijt  r^aTttCris  —  Gegensatz: 
äta  xttf"s  i&  otxov)  sehr  häufig  Zaiüungen 
vermittelt  werden.    Besonders  spielt  hier 


Noch  im  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  n.  ^  Bankanweisung  (itaygaq)^)  mit  Untere 


Schrift  des  Angewiesenen  eine  .Holle  ^s. 
Äegyptisdie  Urkunden  —  nach  der  Zeit- 
folge: a.  46—201  n.  Chr.  —  Nr.  177.  44  = 
415.  196.  70.  645.  697.  472.  Sa  78  =  445. 
468.  702.  427.  607.  156  cf.  auch  193.  281. 
Corpus  Papyromm  Raineri.  I.  p.  45—48). 
Daneben  finden  ^ch  dijftoaiat  rftixe^eii  {Aegypt: 
Urk.  Nr.  26.  41.  42.  652.  653.  707.  GrenfeU 
and  Hunt,  the  Oxyrhynchus  Papyri:  I  Nr. 
61.  84),  auch  ein  Trapezit  des  ioyiavijf/io» 
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(OberrechntingBkammer)  kommt  vor(Aeg.Urk. 
Kr.  466),  und  vor  allem  machten  sich  die 
Herrscher  selbst  das  Bankgeschäft  dort  zu 
nutzen.  Nicht  bloss,  dass  sie  es  verpachteten, 
wobei  sie  eine  offiäelle  Taxe  für  den  Münz- 
wert vorschrieben,  wie  der  neuerdings 
fundene  Papyrus,  welcher  von  den  Ein- 
künften des  Königs  Ptolemäiis  Philadelphus 
handelt,  zeigt  (Grenfell,  Revenue  Laws.  1896 
p.  54  col.  73  Bji.):  sie  hielten  auch  ihre 
eigenen  »königlichen  Banken«  (et  Aegypt 
Urit,  Nr.  121).  An  der  Spitze  der  letzteren 
stand  ffln  rpowtCtro  oder  auch  mehrere  zu- 
gläch,  weldie  öfters ,  manchmal  jährlich 
wech^lten;  der  Chef  hat  neben  sieh  einen 
SteDvertreter :  ö  Trafci  (Untei^bener  in  Dorf- 
aialen?  Gött.  Gel.  Anz.  1895,  I.  156), 
ausserdem  wlM  noch  ein  zuftairis  genannt, 
und  so  scheint  ein  fest  oi^anisiertes  Bank- 
personal bestanden  zu  haben.  Die  Bank 
dient  zur  Einziehung  der  öffentlichen  Ab- 
gaben^  der  Zehnten  etc.,  der  Kaufpreise  für 
veiBtdgerte  Staat^gnindstfloke,  der  Pacht- 
gelder der  Zollpftchter,  deien  Eautions- 
Bcheine  bei  der  Bank  deponiert  werden; 
Mich  der  Ertrag  königlicher  Eabriken,  wie 
der  Oelfabrik  zu  Theben,  fliesst  der  dortigen 
Bank  zu.  Andererseits  dient  die  Bank  aber 
auch  dem  »budget  passif«.  Neuere  Entziffe- 
rungen (Wilckeo,  S.  49  ff.)  haben  ergeben, 
dass  die  Trapeziten  den  Truppensold,  in 
Geld  und  Getreide  bestellend,  an  die  Inten- 
danten (Y9afifiai:fis)  und  Zahlmeister  {öntjQtrat) 
der  einzelnen  Truppenteile  abzuführen  hatten, 
und,  wie  z.  B.  an  die  königliche  Bank  in 
Theben  die  Einkünfte  der  dortigen  Oelfabrik 
gelangten,  so  hatte  andererseits  die  Bank 
die  Auslagen,  etwa  für  Transportspesen,  für 
dieses  Unternehmen  zu  begleichen.  Dabei 
ist  es  bemerkenswert,  iiiie  die  Formalitäten 
für  Auszahlungsgeschäfte  weit  geringer  ge- 
wesen zu  sein  sdieinen  als  diejenigen  für 
den  Geldempfeng;  zu  letzterem  bedurfte  der 
Trapezit  erst  ausführlicher  schriftlicher  Er- 
mächtigxing  seitens  anderer  Beamter.  — 
Solche  »königliche  Banken«  gab  es  in  Theben, 
Diospolis  Magna,  in  Hermonthis,  Memphis, 
Syene,  Arsinoe,  Krokodilopolis  (?)  und  für 
den  Nomos  Oxyrhynchus,  aber  auch  FUialen 
in  Dörfern.  Die  bekannt  gewordenen  Namen 
der  Bankbeamten  sind  rast  sämtlich  grie- 
chische^  was  wieder  für  den  geschichtlichen 
Zusammenhang  dieser  ^stitute  dnen  Finger- 
zeig giebt 

In  Rom  finden  sich  die  Trapeziten  unter 
dem  Namen  argentarii  erst  am  spätesten. 
Beim  Dichter  Terenz  {f  159  v.  Chr.)  kommen 
sie  noch  nicht  vor,  während  der  etwas  ältere 
Flautus  sie  als  »danistae«  und  »tarpezitae« 
auftreten  lässt.  Eine  der  frühesten  sicheren 
Spuren  ihrer  Existenz  ist  die  Nadiricht,  dass 
im  Jahre  210  t.  Chr.  die  von  ihnen  inne- 
gehabten »TabemoB«  auf  dem  Forum  ab- 


gebrannt seien  {Liv.  26,  27,  2).  Ein  höheres 
Alter  lässt  sich  niu-  für  die  viri  meosarii  in 
Anspruch  nehmen,  welche,  zuerst  im  Jahre 
351  V.  Chr.  als  Vviri,  dann  im  Jahre  216 
als  lllviri  von  der  Gemeinde  erwählt  wur- 
den, um  diurch  Ausleihen  von  Staatsgeld 
oder  umgekehrt  durch  Anleihen  bei  der 
Büi^rschaft  die  Staatsfinanzen  zu  verbessern. 
Diese  Illviri  waren  noch  a.  210  in  Thätig- 
keit,  aber  sie  erscheinen  dann  nur  noch  als 
»Hilfsbeamte  für  die  gewöhnlichen  Geschäfte 
des  Aerarium«  (Mommsen,  Staatsrecht  II, 
642).  und  überhaupt  scheint  ihre  Ernennung 
zu  den  ausseroraentliohen  Masaregeln  ge- 
hört zu  haben,  wie  sie  noch  einmal  von 
Kaiser  Tiberius  berichtet  wird  (Tacit  ann.  6^ 
17)  und  zweifelsohne  mehr  dem  Interesse 
des  Publikums  als  dem  des  Staates  diente. 
Demnach  steht  nur  soviel  fest,  daas  im 
dritten  Jahrhundert  v.  Chr.  die  Argentarier 
in  Born  als  Gewerbe  auftraten,  welchem  für 
Beinen  Geschäftsbetrieb  eine  bestimmte  Öffent- 
lich Lokalität  zugewiesen  war.  Die  Lokali- 
täten waren  (irahrocheinlidi  massiv  gebaute) 
Läden  (tabernae)  am  Forum  beim  Janas 
Medins,  welcher  den  Vicus  Tuscus  zwischen 
dem  Tempel  des  Oastor  und  der  Basilika 
Julia  flberspaunte  (s^to*  tabernae  novae  ge- 
nannt), aber  auch  in  anderen  Strassen  ^s. 
Ri(*terj  Topographie  von  Born  S.  68  und  ein 
später  un  Südwesten  der  Stadt  in  der  re^o 
Xn  gegenüber  der  piscina  publica  durc^ 
einen  Sklaven  betriebenes  Bankgeschäft  bei 
Neumann,  Der  röm.  Staat  1890,  S.  88).  Daher 
rührt  die  Bezeichnung  in  den  Inschriften : 
Ar^ntarius  post  aedem  Castoris, '  ab  sex 
areis,  de  foro  vin^o,  nummularius  de  Circo 
Flaminio,  de  basiUca  Julia  u.  dgL  (C  J.L.  VI, 
363.  9177—85),  welche  nur  ja  nicht  mit  dem 
Begriff  unserer  »Firma«  verwechselt  werden 
darf,  denn  niemals  haben  die  Börner  das 
»Geschäft«  personifiziert  etwa  in  den  Per- 
sonen seiner  aufeinanderfolgenden  Inhaber, 
sondern  sie  fassten  nur  die  tabema  unter 
dem  Gesichtspunkte  einer  universitas  (rerum) 
zusammen.  —  Von  dem  Standorte  kommt 
auch  die  römische  Bezeichnung  des  Bank- 
bmches  her:  während  die  Griechen  von 

reden,  heisst  es  in  Rom :  foro  cedere,  abire, 
mergi,  a  foro  fugere.  Das  Rechtsverhältnis 
an  den  öffentlichen  Tabernen  war  das  der  so- 
genannten superf  icies(Zeitsehrift  der  Savigny- 
Stiftung  XI.  133.  D.  18,  1,  32  Ulpian). 

Wie  in  Griechenland,  so  gab  es  auch  in 
Rom  unter  den  Frivatbankiers  verschiedene 
Kategorieen  nach  den  Geschäften,  welche 
sie  betrieben.  Von  den  eigentlichen  Argen- 
tariern werden  die  nummularii  unterschieden, 
wäiu%nd  mensarii,  mensularii  (in  der  Kaiser^ 
zeit)  lediglich,  eine  Uebersetzung  des  grie- 
chiachen  r^ftni^ttu  zu  sein  scheint  Die 
nummularii  werden,  ähnlich  den  griechischen 
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i^p/ft^o^oi,  in  besonderen'  Zusammenhang 
mit  der  SCtüizprobe  gebracht:  me  werden 
zueeiogen,  venn  es  gilt,  die  Echihmt  Aer 
Oddstüc&e  feetzuBtellen,  -ras  bei  der  ün- 
sicheiiirät  der  antiken  Künzverhaltnisse  eine 
ehaoD  wichtige  als  häufige  Auf ^be  ^wesen 
sein  irird.  Jedoch  muBS  man  sich  ^erseits 
davor  hüten,  äe  mit  den  ebenfalls  nnmmn- 
larii  genannten  Arbdtem  der  kaiserlichen 
XÜiLee  zu  verwechseln  (0.  Birschfeld,  Unter- 
suchungen, I,  95  fg.),  andererseits  ist  es 
w^n  der  sp&ter  eingetretenen  sprachlichen 
Yermen^ung  mit  den  Ai^entariern  nicht 
lächt,  die  Geediäftskreise  beider  Eategorieen 
zD  stutdeiiL  (Z&tafäa.  d.  Sav.  Stift  XIX 
203). 

Die  Geschäfte  der  römischen  Bankiers 
umfassen  ausser  dem  Geldsortengeschäft, 
(L  h.  d^  Ein-  und  Verkauf  fremder  Münzen 
and  d^  Umwechselung  einheimischer  Sorten, 
Aktiv-  mid  PassivgeschÄfte,  Bar-  und  Ordre- 
geschäfte  verscdiiedenster  Art.  Zu  den  Passiv- 
Geschäften  in  Bar  gehört  die  Annahme  von 
Depositen.  Es  wird  allerdings  niu-  von 
(reld  einlegen  berichtet,  über  die  der  Bankier 
einen  Schein  ausstellt,  um  dem  Eimden 
g^;en  Rückgabe  desselben  die  Abhebung 
jederzeit  zn  ermSgüchen  (Dig.  16,  3,  24), 
Kelc^entlic^  verbunden  mit  ausdrücklichem 
Zinsven^rechen  bis  zur  erfolgten  Zurück- 
nahme des  Geldes  (Dig.  16, 3,  26, 1).  Femer 
hat  man,  freilich  ohne  ttbra^ugenden  Bewos 
{Hec^  in  Zeitschr.  der  Savigny-StiftuDg,  X, 
86.  101),  behauptet,  die  sogeiuuinte  fiduda 
cum  amico  sei  eine  gerade  bei  den  Argen- 
tariem  übliche  Hinterlegung  von  Faust- 
pSndem  gewesen,  welche  der  Sicherheit 
anderer  Fetsonen  dienten  und  wobei  der 
Argentarius  lediglich  die  Rolle  eines  »Treu- 
hiadeisc  gespien  habe.  JedenfoUs  gehörte 
zn  den  F&ssii^esdiftften  die  Gteldanmahme 
Ar  längere  Termine  als  verzinsliches  An- 
Idien  der  Bank,  wobei  wiederum  Zinsen 
fvhriftlich  zugesagt  zu  werden  pflegten 
(Dig.  13,  5,  24.  Dig.  16,  3,  28).  Namentr 
Ikh  tritt  der  rSmiBche  Bankier  häufig  als 
Qannt  für  fremde  Yerbindlichkeiten  em  in 
dea  Terschiedenen,  nach  römischer  Rechts- 
ndnnng  zn  6rebote  stehenden  Formen.  Er 
Idstet  nicht  bl(»8  Büi^schaft  für  seine  Kun- 
den, sondern  er  tritt  auch  als  Seibstschuldner 
ganz  an  deren  Stelle  (Brief  hierüber:  Dig. 
13,  5,  26).  Eän  noch  nidit  ganz  zweifel- 
fnaes  Geschäft  dieser  Art  war  das  soge- 
nannte reoeptnm  argentarü,  mit  dessen  Aus- 
gestaltung sich  das  prätorische  Edikt  be- 
liEste  (vgL  Schulin.  Lehrb.  der  Gesdi.  d. 
TÖm.  H.  409,  Archivio  giur.  XLY.  3—83. 
003 — 550  und  Kariowa,  RGm.  Bechtsge- 
»dtidite  n,  758  ff.).  Dies  Geschäft  bestand 
in  einem  Zahlungsversprechen  seitens  des 
Kanters,  und  die  ans  demselben  zuständige 
Klage  (actio  reoepticia)  hatte  die  Eigen- 


tümlichkeit, von  dem  Vorhandensein  einer 
Zahlungspftiidit  zwischen  Auftraggeber  und 
Empänger,  von  Empfang  einer  Yaluta  u.  dgL 
^nzlioh  unabhängig  zu  s^  Die  wiridicue 
ZahlungsIeiBtui^  an  den  Britten  im  Auf- 
trage des  Kunden  hiess  de  mensa  solvere 
gegenüber  dem  Zahlen  ans  eigener  Tasche 
(de  domo)  und  war  besonders  gebrftuohU^ 
wie  in  Griechenland,  wenn  man  bares  Geld 
in  der  Bank  li^n  hatte.  —  Besondoss 
Interesse  erheischt  auch  noch  die  sogenaimte 
permutatio  pecuniae.  Cicero  b^^ts  erkun- 
digt sich,  da  er  seinem  Sohne  Geld  nach 
Athen  zu  schicken  beabsichtigt,  ob  dies 
nicht  auf  dem  Wege  der  permutatio  zu  be- 
werkstelligen sei  (ad  Atl.  12,  24,  1).  Er 
meint  damit  offenbar  ein  der  oben  erwähnten 
griechischen  Zahlungsanweisungentsprechen- 
des Rechtsverhältnis:  der  E^kier  erhält 
Yaluta  am  Orte  seiner  Niederlassung  oder 
er  kreditiert  und  giebt  dafür  einen  Brief, 
in  welchem  ein  auswärtiger  Geschäftsfreund 
angewiesen  wird,  Zahlung  zu  leisten.  Wie 
das  receptum  dem  Locogeschäft,  so  dient 
die  permutatio  im  wesentlichen  dem  Distanz- 
geschäfte; niu*  wSre  es  unrichtig,  in  der 
permutatio  etvra.  bereits  einen  »Wedisel«  er* 
blicken  zu  wollen. 

Yon  denjenigen  Bankgeschäften,  die  man 
heutzutage  den  Aktivgeschäften  zurechnet, 
betrieb  der  rftaoische  l^mkier  nur  das  Dar- 
ledhen,  sei  es  gegen  Faustpfand  (Lombard- 
ges(Mft)  oder  auf  Immobilien  (Hypotheken- 
geschäft). Auch  das  Yermittelungsgeschäft 
gehörte  zum  Kreise  seines  Gewerbes.  Aber 
eine  besondere  Thätigkeit  entwickelte  er 
durch  die  Uebernahme  der  (schon  zu  repu- 
blikanischer Zeit  so  genannten)  »Auktionen«. 
Es  hat  über  den  üm^g  dieser  Thätigkeit 
namentlich  der  reiche  Fund  von  Quittungs- 
tafeln im  Hause  des  pompejanischen  Bankiers 
Cädlius  Jucundus  im  Juli  1875  licht  ver^ 
breitet  (C.  J.  L.  IV  Suprolem.  1898).  Diese  Quit- 
tungen sind  zum  Teil  solche  der  Gemeinde 
Pompeji  über  Pacht^lder,  welche  Jucundus 
für  ^pachtete  Gemeind^rundstüdke  bezahlt 
hat,  und  sie  zeigen,  dass  au<^  aoldbß  Kapital- 
anlage den  Ai^ntaiiem  nicht  &emd  war, 
aber  den  hauptäkihlichen  Bestandteil  dee 
Fundes  bilden  doch  die  EmpfangsbestBti- 
gungen,  welche  Jucundus  für  abgelieferten 
Auktionserlös  von  seinen  Auftraggebern  sich 
aussteUen  liess.  Die  öffentliciien  Versteige- 
rungen nahmen  sicherlich  im  antiken  Ge- 
schaftsleben  eine  wichtige  Stelle  ein.  Die 
Aj^ntarier  hatten  zum  Zweck  derselben 
eigene  Lokale  (atria  auctionaria)  zur  Auf- 
bewahrung der  Gegenstände  und  zur  Ab- 
haltung der  Auktionen  und  sie  besassen 
femer  dafür  ein  eigens  geschultes  FersonaL 
Zu  letzteremmag  der  mehrerwähnte  »coactor« 
gehört  haben,  dessen  Hauptaufgabe  in  dem 
Mntreiben  der  ausstehenden  Kau^der  be^ 
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standen  haben  wiid.  Aber  auch  der  Argen- 
tarius  selber  wird  als  coactor  bezeichnet, 
und  ^  ist  nicht  unwahrBcheiolich,  dass  hier- 
mit wieder  eine  besondere  Kate^rie  von 
Fezsonen  des  Bankgewerbes  gemeint  ist.  die 
nur  gegen  bar  verst^^rten  und  die  Eauf- 
ff^der  sofort  einkassierten.  Bei  solchen 
Auktionen  wird  das  von  Gaius  (4,  126a) 
überlieferte  Proklama  üblidi  gewesen  sein: 
ne  ante  emptori  res  traderetur  qnam  si 
petiam  solTerit  Das  Auktionshonorar 
(merces)  bestand  gewöhnlich  in  1%  des 
EAufarmses,  und  dieses .  Bovohl  wie  die  an 
den  Staat  abzufOhrende  Auktionsstener  von 
«ben&lls  l'*r'o,  weldie  Oktavian  vielleicht 
nach  griechisch-ägj'ptischem  Torbilde  einge- 
führt hatte  (Wilcken  S.  40),  mnsste  der 
EftofOT  erle^u. 

Im  römischen  Staate  bestand  bei  den 
Banken  ein  offenbar  sehr  weit  entwickeltes 
Buchwesen,  über  welches  mu-  leider  die 
bisherigeu  Aufklärungen  noch  spärlich  sind. 
Der  römische  Bankier  führte  zunächst  ein 
Memorial  für  die  augenblicklichen  Notizen, 
das  adversarium  (von  adversus  —  immer 
zur  Hand)  oder  die  ephemeris,  von  diesem 
erfolgte  dann  zu  gelegener  und  angemessener 
Zeit  der  Ueberti-ag  ins  Hauptbuch,  den  codex 
ratioDum  mensae  oder  ai^ntaiiae.  Hier  in 
dem  letzteren,  das  auf  Wachstafeln  (tabulae) 
oder  (später?)  auf  »Membranen«  geschrieben 
war,  welche  zu  einem  Konvolut  (codex)  zu- 
sfunmengelegt  ^vurdeu ,  hatte  jeder  Kunde 
seine  ratio,  sein  Conto,  und  hierauf  bezogen 
sich  die  eingehenden  Vorscluiflen ,  welche 
das  prätorische  Edikt  in  betreff  der  Vor- 
legepflicht der  Ai^entarier  aufstellte  (Dig. 
2,  13  de  edendo).  Der  Ai:gentaiius  muss 
das  ganze  Blatt,  weldies  sich  auf  den  Edi- 
tioosberechtigten  bezieht,  »a  capite<.  im  Ori- 
ginal vorlegen  oder  ausschi-eiben ,  die  Ein- 
träge sollen  mit  Datum  vei'sehen  werden, 
wä3ttrend  eine  Unterschrift  des  Bankiers  für 
entbehrlich  erklärt  wm-de.  So  dienten  diese 
Bücher  einem  ausgedehnten  Kontokorrent- 
verkehr: jeder  Kunde  besass  darin  sein  Soll 
■und  Haben  (expensiun  ferre  —  acceptiim 
fene),  für  jede  dieser  Rubriken  wohl  eine 
Blattseite,  und  liier  wurde  denn  umgeschrieben, 
zu-  und  al»;eschriebea  (tnuissmbere,  per- 
Boribere  in  dem  Sinne  von  Bezahlen,  gleich 
dem  griechischen  diayfatpeiv)  je  nach  Be- 
darf. Aus  diesen  Bücüieru  wurden  auf 
'Wunsch  des  Kunden  Eontokorrentabschlüsse 
«teilt,  welche  den  Saldo  eventuell  als  neue 
Schuld  feststellten  (z.  B.  Dig.  2,  14,  47,  1. 
Dig.  14,  3,  20). 

Der  Handlungsbücher  gedenkt  noch  Jus- 
tiaian  in  seinen  auf  die  Aj^ntarier  bezüg- 
lidie»  Sondeigesetzen  (ed.  9,  2,  1.  7,  1). 

mn  Charakteristikum  des  römischen  Bank- 
wesens bilden  die  zahlreichen  Rechtsvor- 
schriften, uut  .weldien  Gesetzgebung  und 


Jurisprudenz  die  Argentaricr  umgeben  bat. 
Meistens  handelt  es  sich  dabei  um  odiöse 
Privilegien.  So  beginnt  schon  in  republi- 
kanisdier  Zeit  (Cic.  ad  Herenn.  2,  13.  19) 
die  Tendenz,  Ar^ntariersodetäten  dem 
Publikum  gegenüber  solidarisch  h^^tbar  zu 
machen;  eine  Nei^mig,  weldie  auch  in  der 
Behandlung  von  Nicht-socü,  die  gemeinsame 
Geschäfte  machen,  zu  Tage  tritt  (Dig.  2, 14, 
9,  ]).  D.  4,  3,  34  p.).  Nach  dem  b^aiuiten 
Bericht  des  Gaius  (4  64  ff.)  konnte  der 
Ai^eotarins  im  Sohrifttorm^roz^  nur  auf 
den  Saldo  gegen  seinen  Scnnldner  klagen, 
er  mnsste  desseu  (J^n&nrdemngen  aus  den 
gegenseitigen  Geschäftabeziehungen ,  sowrät 
sie  sich  zur  Kompensation  eigneten,  aus- 
drücklich in  Abzng  bringen,  wollte  er  nicbi 
riskieren,  den  Prozess  fUr  immer  verloren  zu 
liaben.  In  der  Kaiserzeit  traf  man  femer 
Yorkehnmgen  dagegen,  dass  der  Bankier 
sich  dtirch  Benifuug  auf  die  Existenz  von 
GescliäftsfÜialen  dem  Prozess  am  Gericht 
seines  Hauptniedprlassnugsortes  entziehen 
könne  (Dig.  2,  13,  4,  5.  D.  5,  1,  19,  1. 
4(3  p.),  und  gab  den  Depositen  im  Konkurs 
des  Baukiers  ein  Voi-zugsrecht  vor  anderen 
Passiven  desselben  (Fuchs  im  Archiv  für 
civüist.  Prax.  LXII  1879  S.  183  ff.)  Noch 
Justiuian  liatte  bei  manchen  seiner  gesetz- 
lichen Neuenmgen  die  Argentarier  von 
Rechtsvorteilen  ausgeschlossen:  so  bei  der 
Aufhebung  der  actio  receptitia  (C.  4,  18, 
2  a.  531),  bei  Anordnimg  sekundärer  Haf- 
tung der  BÜi-gen  (nov.  4,  3,  1  a.  B35).  Da- 
gegen zeigt  sich  gerade  dieser  Kaiser  in 
seinen  auf  die  Argentarier  bezüglichen  Son- 
dergesetzen  auf  besondere  Petitionen  lün 
geneigt ,  ihnen  auch  Rechtsvorteile  einzu- 
räamen.  Er  nimmt  die  Bestimmung  der 
nov.  4,  3,  1  zurück,  gewälirt  ihnen  besondere 
Vorrechte  am  Vermögen  ihrer  Schuldner 
(nov.  136  a.  536  oder  a.  541  j  ed,  9  a.  536?; 
ed.  7  a.  542),  räumt  ihnen  em  höheres  ge- 
setzliches Zinsmaximura  ein  (C.  4,  32,  26, 
2  a.  r)28)  etc. 

Geschäfte  durch  Monopolisienmg  des 
Bankgewerbes,  Avie  im  Osten  gescliah,  scheint 
der  römische  Staat  niemals  gemacht  zu  ha- 
ben. Anch  einer  Staatskontrolle  werden  die 
!&uiken  erst  in  der  Kuaenseit  unterworfen. 
Auf  Küser  Hadrian  geht  dieselbe  für  die 
Hauptstadt  Rom  zurü(£,  und  zwai'  ist  es  der 
pi-aefectus  urbi,  welcliem  sowohl  Argentarieii 
im  engeren  Sinne  als  N\immnlarien  unter- 
stellt werden  (Dig.  1,  12,  1,  9  fr.  2).  Diese 
Einrichtimg  bestand  nodi  am  Ekide  des  4. 
Jahrhunderts,  wie  die  Relationen  des  Syiu- 
machus.  eii^ben  (reL  29) ,  während  in  ■  den 
vor-diokletianischen  »Provinzene  die  Statt- 
halter gleiche  Funktion  ausgeübt  haben 
mögen  (Suet.  Galba  9).  Die  justinianischen 
Gesetze  kennen  zwar  auch  noch  die  Ge- 
richtsbarkeit des  praefectus  urbi  (ed.  9,  5), 
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im  fllffigen  -wendet  eich  aber  der  Kaiser  an 
seine  comites  largititmnm,  um  diese  mit  der 
Ansfßhmng^  sauer  geBetzHehen  Neiienuigen 
za  beauftragen  (nor.  136  <ät\  und  er  setzt 
dieflelben  grandezu  als  Richter  in  Argen- 
tarieiangelegenheiten  ein  (o<L  7,  6). 

Die  sjÄtere  Graetzgebung,  seit  dem  vier- 
ten Jahrhundert,  beschäftigt  sich  mit  den 
Aigentariem  meistens  in  ihrer  Zusammen- 
fassung als  hauptstädtische  Korporation.  Hier 
erscheinen  sie  imter  dem  Namen  des  corpus 
collectarionmfi  in  justinianischen  Erlassen 
als  aoarij/ta,  cmfittTiiov  n'pyv^onr^arcäv  —  Be- 
zeichnungen, welche  am  besten  dem  älteren 
»ooaetor<r  entsprechen.  Diese  späten?  Ge- 
setzgebimg,  vor  Justinian ,  betrifft ,  soweit 
sie  (iberhefert  ist  und  hier  interessiert , 
meistens  das  Mfinzsortengeschäft.  Gratian 
hat  ihnen  den  Kurs  des  Solidus  vorge- 
schrieben, später  gehen  sie  den  Stadtprä- 
fekten  (Symmach.  !.  cit.)  an ,  diesen  Kurs 
zeitgemSss  zu  erhöhen:  ein  Gesetz  vom 
Jahre  445  (nov.  Valent.  III  tit.  14  c.  1)  sieht 
fflch  dag^en  veranlasst ,  den  staathchen 
Nennwert  der  Münze  gegen  zu  biUigen 
Terkauf  derselben  in  Schutz  zu  nehmen. 
Das  Geschäft  der  Mflnzprobe  hatte  Kaiser 
Joliao  (a.  363)  einem  £inzelbeamten  für  jede 
Oemdode  übertragen,  welchen  er  fryoctdrijs 
(Hbripens)  nennt  (C.  Th.  12,  7,  2);  gegen 
^ssbrSuche  dieser  Beamten  in  Aegypten, 
1)e60aders  in  Alexandiia,  bestehend  in  einem 
Ins  zn  12V'2".'o  gesteigerten  und  oßitvCa  ^ 
luinnt«!  Agio,  richtet  sich  noch  ein  justima- 
Disches  Edilct  (a.  r>59  ed.  11). 

Die  auf  Inschriften  sich  findenden,  zur 
iainilia  Angiisti  gehörigen  argentarii,  ab  ar- 
gento  etc.  (C.  LL.  "VI,  8727  ff.)  —  auch  eine 
argentaria  kommt  vor  (ib.  5184)  —  werden 
-Bedienstete  in  der  kaiserlichen  Silberkammer 
oder  in  der  Münze  gewesen  sein. 

lAttantuXt.Für  Babylo_n:  E.  Ret-UUtut.  Ltt 
obligalioju  en  droit  Egyptien  compnre  am 
'  atttTfg  drvüt  rf«  Vantiquit^,  Ptiris  1S8C,  p.  S?4 
jty.  —  Möhler  v.  Fetter,  Aitg  dem  hedn/lonü 
rrhen  SechuMtn  I-—JV,  1890— J898.  —  Koh- 
let J^ralUeher  Exntn  tu  Ptiter,  Babylonüehe 
VrrtrSfff,  1890.  —  Für  Grieehenland:  K. 
F.  Bermainnf  Lehrbuch  der  gneehinchen  Anii- 

.    guttaten  IV  (S.  lS8ä)  $48.    Zu  den  dor- 

tigeu  Citaten  noch :  f Laheit)  in :  Jl  Poli- 
leniieo  (»rrie  V.  Ihirte  letterario-nciftttißca,  r<d. 
V),  1868,  4SS—468.  ~  Bemadakts  hi: 
Journal  de^i  ramofaistr»,  gerie  IV,  ann^e  IV, 
tomr  XIV,  p.  SS6—3S4.  XV,  p.  181—217  (1881). 
—  BeaMchet.  hütoire  du  droit  privS  de  la 
rrpviUgue  AthSnienne  IV,  1897,  p.  48,4  (Zetigen, 
JBüeher)  S83  gq.  (Depositen),  465  (Bürgen)  506 
«g.  (ZaUmtgen)  S13 ,  518  (Compemaiion,  Dele- 
gqtiiMi).  —  üeberA  egypten:  XMtnbroBo,  RecKer- 
fkei  mr  l'ieowmie  polUique  de  l'Egyple  smt» 
U*  I^tgide»  (1870)  p.  SSO— 838.  —  V.  Wilken 
in:  Abhandlvngen  der  köntgtithen  Akademie  der 
WiMenMehafien  tu  Berlin,  1886.  FhiloaopMteh- 
hMeriaehe  MlmndluTigm,  Abth.  l.  —  üertelbe 


I«  Gott.  Gel.  Jttt.  1895,  I.  ISS  ff.  —  Ueber 
Rom:  M.  Voigt  in:  Abhandlunffen  der  pkHo- 
logiich'kiatoritehen  Kkute  der  kgl.  *&ch»i4chen 
Geseltschafl  der  Wigteneeha/ien,  Bd.  X  iW.  VII 
(1887).  —  Marquardt,  B/imische  Slaataver- 
vaUung  II  (£.  Aufi.  1884),  f^-  64—69.  —  Zti 
Voigt:  Niemeyer  in  der  Zeittchrifl  der  Sa- 
cignygtiftung  XIII,  1890,  Ä'.  S12~SS6.  —  Ueb«r 
argentarii  atuierdem :  Abel  Waldmann,  £lude 
»ur  let  argentarii  ü  Rome  (th?gej,  Paria  1874, 
p.  7—89.  —  Le  Seeg  BetoumeUea,  de*,  a. 
(Thiae)  Sar-mir-Seine  1890.,  —  An*.  IMoume, 
leg  manieura  d'argent  ä  Borne  1890,  i^*idit.l88t. 
—  A.  V.  Itosello:  argentarii  I,  75 p.  1892.  — 
I?aüly,  Reiü'Enryciopadie  d«r  daat.  Altertunu- 
wiggengch.  Neue  Bearb.  II,  1896,  Ä.  706 — 710 
(Oehler).  —  Im  Allgemeinen:  Owt,  Cohn.. 
System  der  NationaUilamomie  III,  1898,  8.  550 
big  555.  —  Neuegteng  (Dezember  1898) :  MiUeia, 
in  Zeitgchr.  d.  Sar.  Stift.  XIX.  198—260:  »TVa- 
peziUkaa.  —  Awh  BiUeter,  Geschichte  de» 
Ziiufumet  im  Altertum  (1898),  S.  SSff.  Uber  die 
delitehe  Tempetbanh;  Aeggpt.  Vrk.  Nr.  74I: 
xoXivßmmi]  TQä*tCtt  (vie  Corp.  Pap.  Bain.  I 
Nr.  1  r.  13).  ^ohannm  Merkel. 


II.  Sie  Bftnken  rom  11.  bis  zum 
17.  Jalirliiindert. 

1.  Das  Mittelalter.  2.  Das  16.  Jahrhundert. 
3.  Die  festländischen  Grirobanken.  4.  Die  An- 
fänge des  englischen  Bankwesens. 

1.  Das  Mittelalter.  Der  Entwickelon« 
des  altrOmischen  Ban^escfaäfts  wm^e  dorcE 
die  Völkerwanderungen  ein  Ende  gemacht, 
und  seitdem  gab  es  bis  zu  den  Ereuzzürön 
nur  eine  Art  berufsmässiger Yermittler des 
Geld-  und  Ereditverkefars:  das  waren  die 
Geldwechsler.  Die  zanlreichen  Ueinsn 
Münzgebiete,  die  häufigen  Aenderungen  im 
MfinzfuBse,  die  ungenauen  Prägungen,  das 
Beschneiden  der  Münzen  u.  s.  w.  — 
alles  das  machte  Persemen  unentbehrlich, 
die  sich  berufsmäsäg  damit  beechäftigteti, 
Gewicht  und  Feingehalt  der  Münzen  fest- 
zuateDen  und  diese  gegen  andere  Münzen 
urazutaiiBchen.  Auch  die  Fürsten  und  Städte 
bedurften  ihrer  zur  Anschaffung  von  Präge- 
material und  zur  leichteren  Verwertung  der 
neugeprägten  Geldsorten.  Oftmals  wimJe 
daher  das  "Wechslergeschäft  mit  dem  Münz- 
regale verbunden  oder  doch  strengen  Be- 
stimmungen unterworfen;  vielfach,  nament- 
lich in  Italien,  schlössen  sich  die  "Wechsler 
auch  zu  ansehnlichen  Körperschaften  zu- 
sammen und  betrieben  ihr  Gewerbe  nach 
eigenen  Statuten.  TJeberaU  aber  vermittelten 
sie  zunächst  mu-  den  Zahlungsverkehr, 
und  zwar  dienten  sie  jedenfalls  bis  zu  den 
Krenzzflgen  nur  der  Erleichterung  des  ei- 
gentlichen Münzverkehrs.  Das  Zeitalter  da* 
Kreuzzüge,  der  Ausgan^unkt  für  die  ganze 
höhere  gcld-  und  kreditwirtschaftliohe  Elab- 
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Wickelung  des  spateren  iiittelalters,  liat  fnr 
dasBaiik^resen  nach  zwei  Richtungen  epoche- 
machend gewirkt :  einerseits  durch  die  Ent- 
stehung von  Klassen  berufsmässiger  Geld- 
leiher,  andererseits  dadurclx,  dass  sich  bei 
den  Wedislem  die  Vei-mittelung  des  lokiQen 
Depositen-  und  Geld  Verkehres  sowie  des 
interlokalen  Wechselbriefverkehres  eut- 
vickedte. 

Die  ersten  berufsmässigBn  Geldleiher 
varen  die  Jnden.  In  der  I)ia8pora  (nicht 
in  ihren  nxsprOnglichen  Wohnsitzen)  von 
jeher  hauptsächlich  auf  den  Handel  ange- 
wiesen, zumal  unter  den  Oermanen  und  den 
nicht  am  Mittelmeere  wohnenden  Bomanen, 
die  BiAter  als  die  Mittelmeervölker  Eigen- 
hwdel  im  grosseu  Umfange  zu  betreiben 
anfingen,  waren  die  Juden  allen  diesen  Völ- 
kern Jahrhunderte  lang  fiVr  den  Warenhandel 
unentbehrhch ,  was  zu  ihrer  relativ  güns- 
tigen Lage  im  fi-flheren  Mittelalter  gewiss 
das  meiste  beigetragen  hat.  Aber  seit  den 
Kreuzzfigen  ent^ivickelte  sich  der  eigene 
Warenhandel  der  abendländischen  Völker  zu 
glänzender  Blüte,  und  die  Juden  wimleo 
für  diesen  Handel  überflüssig.  Zugleich 
entfesselte  der  niedere  Klerus  gegen  sie  den 
Fanatismus  der  Massen.  So  verloren  sie 
ihre  günstige  SteBuog  und  -ttiuxlen  i-echtlos, 
wiuiien  abhängig  von  der  Willkür  der  Lan- 
desherren, die  sie  schützten,  preisgaben  otier 
selbst  plünderten,  je  nachdem  das  eine  oder 
andere  Verfahren  ihnen  grössere  Vorteile 
darbot  Jetzt  erst  wendeten  die  Juden  sich 
.deuGeldleihgeschäften  zu,in  deren  Be- 
triebe die  christUdien  Kaufleute  noch  nicht 
ausreichend  bewandert  und  aucii  durch  die 
kirchliche  Wucherlehre  einstweilen  noch 
stark  behindert  wjuen.  So  machten  sie  sich 
smfs  neue  unentbehrlich.  Sie  gewährten 
zwar  hauptsächlich  sehr  riskanten  und  da- 
her hohe  Zinsen  erfordernden  Konsumtiv- 
kredit, was  den  Hass  ge^n  sie  wesentlich 
steigerte,  und  nur  insoweit  man  sie  diu^li- 
auB  brauchte,  entgingen  sie  der  Ausrottung 
und  Yeitreibun^.  Aber  ihre  virtschaftliche 
ITnentbehrlidikeit  Terloren  »e  auch  auf 
diesem  Gebiete  nur  ganz  allmählich  durch 
das  Wachstum  der  wutschaftUchen  Tachtig^ 
keit  unter  den  christlichen  Gesdiäftaleuten. 

IKe  eifite  und  lange  Zeit  nahezu  einzige 
Konkurrenz  erwuchs  den  Juden  in  den  Ita- 
lienern. Italien  gelangte  am  frühesten 
wieder  zm*  wirtschaftlichen  Blüte,  und  der 
italienische  Handel  war  es  vor  allem,  der 
zunächst  für  seinen  eigenen  Redai"f  die  erste 
wirkliche  Benifsorganisation  des  Geld-  und 
Kreditvei'kehrs  ins  Leben  rief,  wobei  ihm 
freilich  der  internationale  Geldverkehr  der 
römischen  Kurie  sehi-  zu  statten  kam.  »In 
Italien  bildeten  sich  damals  die  Gruudzüge 
des  modernen  Bankwesens  aus,  dessen  Ge- 
schichte fiich  überhaupt  in  zwei  Perioden 


zerlegen  lässt:  in  der  ersten  erfolgt  die 
HauptentYi'ickelung  auf  italienischem,  in  der 
zweiten  auf  englischem  Boden«  (Nasse). 

Am  besten  sind  wir  bisher  unterrichtet 
über  die  Entstehung  des  Bankgeschäfts  in 
Genua;  doch  scheint  der  Verlauf  in  an- 
deren italienisohen  Städten  ungefähr  der 
gliche  gewesen  zu  sein:  IXe  Geld- 
wechsler, welche  in  Genua  bereits  im 

12.  Jahrhundert  den  Namen  «Bancherii« 
führten,  (von  ihi-en  auf  einem  freien  PliUze 
in  der  Stadt  aufgestellten  Wechselbfiotenli, 
erscheinen  gleich  darauf  audi  sdion  alß 
wirkliche  Bankiers  im  modernen  Sinne:  sie 
nahmen  Depositen  an  von  den  Euifleuten 
Genuas  und  erteilten  diesen  dagegen  Darlehen, 
besonders  zum  Betriebe  übCTseeischer  Ge- 
schäfte ( >  Seedarlehen  « ,  canibia  maritima), 
an  denen  sie  sich  auch  diu-ch  die  »com- 
menda«  genannte  GeseUschaftsform  betei- 
hgteu ;  für  ihre  Kiuiden  übernahmen  sie  die 
Leistung  örtlicher  Zahlimgen  auf  dem  W^e 
der  TTcberweisung  und  Kompensation  (Giro- 
verkehi'),  und  ebenso  vermittelten  sie  aurch 
ihre  auswärtigen  Faktoren  und  Geschftfts- 
fi-eunde  iuterlokale  Zahlungen,  d.  h.  sie  stell- 
ten Wechselbriefe  aus. 

Mit  diesen  Funktionen  befriedigte  der 
Bankier  dringende  Verkelirsbedürfnisse.  Ei- 
nerseits die  grosse  Zunahme  des  Zahlung 
und  Kreditverkehrs,  andererseits  die  Schwie- 
rigkeit, sich  überall  und  immer  die  zur  Zah- 
lung geeigneten  Münzsorten  zu  verschaffen, 
der  Wunsch ,  sich  von  den  vielen  Schwuir 
kungen  der  Münzpreise,  von  den  grossen 
Mühen,  Kosten  und  Gefahren  der  Aufbe- 
wahrung und  Versendung  barer  Geldsummen 
zu  entlasten  —  das  wuren  die  Hauptmotive, 
welche  die  Ausbildung  des  Bankgeschäfts 
bis  zum  17.  Jahrhundert  veranlasst  haben. 
Durch  die  Annahme  von  Depositen  erlangten 
die  Bankiers  andererseits  die  Möglichkeit, 
die  wachsenden  Kreditbedtirfnisse  zu  be- 
friedigen, zunädist  insbesondere  dem  Handel 
PitMluktivkredit  in  steigendem  Masse  zu  ^ 
wahren,  dann  auch  die  Juden  aUmählich 
aus  den  sonstigen  Ki-editgesdiäften  grosseren 
Stils  zu  vordrängen. 

So  entwickelte  sich  das  Bankgeschäft 
zunächst  in  den  Mittelmeei'plätzen,  nament- 
hch  in  Italien.  Aber  schon  im  Anfange  des 

13.  Jalirhuiiderts,  \ieUeicht  nodi  früher,  be- 
gannen italienische  Geschäftsleute,  auch  jen- 
seits der  Alpen  Geldgeschäfte  zu  machen. 
Anfangs  wai'en  es  besonders  Bewohner 
lombardischer  Städte,  daneben  eine  Zeit 
laug  Bürger  von  Cahors  in  Südfrankreich, 
die  als  erste  berufsmässige  Kreditvermittler 
christlichen  Glaubens  in  Frankreich,  Eng- 
land und  Deutschland  auftraten ,  und  so 
gi-oss  war  der  Eindruck ,  den  das  hervor- 
braclite ,  dass  seitdem  an  allen  diesen  süd- 
\ftDdischen  Geschäftsleuten  gleiche  Art  die 
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Namen  »Lomhorden«  und  »Caorsinen«;  haften 
blieben.  Diese  wurden  im  13.  Jahrh\indei-t 
dnrch  Toskaner,  im  14.  namentlich  durch 
Florentiner  verdrängt,  aber  noch  jetzt  er- 
innert aLombard  Street«,  der  heutige  Mittel- 
punkt des  europäischen  Geld-  und  Kredit- 
verkehrs,  an  dessen  CTSte  Begründer. 

Die  Italiener  errichteten  in  den  grossen 
Städten  überall  Füialen,  ihre  Faktoren  he- 
reisten  gaos  Europa,  "wobei  sie  sieh  der 
wirksamsten  Untersttltsung  der  iGmischen 
Kurie  erfreuten,  die  sie  fflr  die  Eänsammlong 
der  Kirchensteuern  loauchte  und  die  sich 
(laffir  dankbar  erwies,  indem  sie  ihnen  half, 
die  indea  aus  den  oberen  Sehiditen  des 
Geldgeschäfts  zu  verdrängen;  wurden  die 
Italiener  dodi  geradezu  »usiuarii  Fapae« 
gniannt.  Ueberau  fahrten  sie  die  Wecmsel- 
hriefe  (>Litterae  Lombardomm«  hiessen  sie 
vielfach)  ein  und  ebenso  ihre  ganze  sonstige 
Geschäftstechnik,  wussten  sich  aber  zunächst 
ihrerseits  das  Monopol  dieser  Geschäfte 
Jahriiunderte  lang  zu  sichern.  Die  vielen 
ihnen  zufliessenden  Depositen  ermöglichten 
es  ihnen  schon  im  14.  Jahrhundert,  den 
Königen  von  Frankreich  und  England  die 
giften  Geldsummen  vorzustrecken  und 
diese  Länder  wirtschaftlich  zu  beherrschen. 
Freilich  erraten  sie  hierdurch  den  Haas 
der  Völker  nicht  minder  als  früher  die 
Juden;  aber  sie  hessen  sich  nicht  so  leicht 
verdrängen.  Während  die  Juden  am  Ende 
des  3{itteIalteTS  fast  Oberall  längst  zu  unter- 
geordneten KreditverraitÜern  (Pfandleihem 
niederer  Ordnung  u.  dg;l.)  herabgesunken 
waren,  erreichte  die  italienmihe  Geldmacht 
g^en  Ende  des  Mittelalters  im  Hause  der 
Ale  die i  erst  seine  stärkste  Yeikör|>enuig, 
imd  ihre  Verdrängung  begann  erst  im  16. 
Jahrhundert. 

Ausser  diesen  Privatbankiers  gab  es  in 
einigen  Städten  des  Mittelmeeres  auch  schon 
öffentliche  Banken.  Zwar  auf  diesen 
Namen  haben  keinen  vollen  Anspruch  die 
altitalienischen  »Monti«,  Steuei-pacht-Gesell- 
»chaften  von  Staatsgläubigem,  Zwittei^bilde, 
die  indes  zweifellos  schon  einige  Funktionen 
unserer  heutigen  Banken  verauien,  mindes- 
tens wenn  man  das  Bankwesen  im  weiteren 
(fe^läadischen)  fönne  versteht,  so  dass  es  die 
Kreditvermittelun«^  zwischen  dauernder  Ka- 
pitalanlage und  ^qntalbedürfnis  fflr  öffent^ 
Uche  Zwecke  mit  lunfasst;  denn  gerade 
eine  solche  Oiganisation  bildeten  die  Monti, 
■wie  desaa  auch  deutsche  Städte  eine  Art 
Bankgeschäft  in  diesem  Sinne  betrieben. 
SpSter  verwandelten  sich  die  Monti  zum 
Teil  sogar  in  wirkliche  Depositen-  und  Giro- 
banken; insbesondere  die  berühmte  Casa  di 
St.  Giorgio  in  Genua  betrieb  solche  Bank- 
geschäfte seit  1407. 

In  Barcelona  entstand  ferner  bereits 
1401   eine  wirkhche  Öffenthche  "Wechsel-, 


Depositen-  und  Girobank,  die  *Taula  de 
cambi'-  (Tabiüa  cambionun),  luid  ähnliche 
Anstalten  wurden  auch  in  Valencia  und 
Sai-agossa  begründet.  Sie  waren  die  Vor- 
läufer der  im  16.  und  17.  Jahrhundert  ent- 
standenen öffentlichen  Banken  \ou  Venedig, 
Mailand,  Amsterdam,  Hambui^  und  Nürn- 
berg (s.  u.). 

Eine  wesentlich  andere  Art  mittelalter- 
licher Banken  waren  die  »Müntes  Pie- 
tät is<  j  gemeinnlltzige  Stiftungen  von  vor- 
zugsweise kirchlidiem  Charakter,  welche  die 
Minderbemittelten  aus  den  Klanen  der  Pfimd- 
wucfa^er  befreien  sollten;  aus  ihnen  sind 
dann  die  modernen  Leihhäuser  h^or- 
gegangen. 

2.  Das  16.  Jahi^ondert  Die  grossen 

Entdeckungen  veranlassten  eineVerschiebung 
des  Weltverkehrs  vom  Mittelmeere  nach  dem 
Atlanti-scheii  Oceane.  Zugleich  nahm  der 
Geld-  und  Kreditverkehr  auKüerordentlich  zu 
und  riss  bald  alle  Schiankeu  nieder,  die  ihn 
im  Mittelalter  eingeengt  hatten.  Mit  dieser 
Zunahme  des  Verkehrs  hielt  die  Eiitwicke- 
lung  des  Geldes  nicht  gleichen  Schritt. 
Zwar  vermehrte  sich  die  Masse  des  lun- 
laufeuden  Geldes  ganz  be<leuterid,  aber  we- 
niger die  Goldmünze,  die  in  den  letzten 
Jidarhunderten  des  Mittelalters  die  Haupt- 
rolle im  Grossverkehre  gespielt  hatte,  als 
vielmehr  die  für  ihn  nicht  so  geeignete 
Silbermflnze.  Die  Münzverschlechtenmg  und 
Münzdifferenzierung  nahm  infolge  der  räu- 
berischen Münzpolitik  immer  grössere  Di- 
mensionen an.  Deutschland  erlebte  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  17.  Jahrhunderts  das 
Elend  der  Kipper-  und  Wipperzeit,  Spanien 
mit  seinen  süberreichen  Kolonieen  sank 
schliesslich  gar  bis  zur  Kupfer\('ährung  her- 
ab. Noch  immer  wurde  das  ganze  Zahlungs- 
wesen  imanfhörlich  gestört  durch  neue  Münz- 
emissionen und  Herabsetzimgen  der  Münz- 
preise, der  Verkehr  von  Ort  zu  Ort  durch 
ßaub  und  Krieg.  Unter  solchen  Umständen 
musste  die  glänzende  Verkelirsentwickelung 
zu  weiterer  Ausdehnung  des  vom  Mittelalter 
Übernommenen  Systems  der  Geldsurro- 
gate drängen,  des  lokalen  Depositen-  und 
GiroTerkebrs  sowie  des  interlokalen  "Wechsel- 
briefhandels.  Doch  behielten  diese  Zahlungs- 
mittel zimächst  noch  ihre  mittelalterliche 
Gestalt:  mu:  verloren  die  Italiens  das  Mo- 
nopol dei-  Termittelung:  das  Bankwesen 
wurde  ein  Gemeingut  der  europäischen 
Kultur«'elt 

Gleichzeitig  nahm  der  Bedarf  an  Leih- 
kapitalien gewaltig  zu,  sowohl  wegen 
der  Ausdehnung  des  Handels,  wie  nament- 
lich auch,  weil  die  Fürsten  diu«h  Entwicke- 
lung  der  Soldheere  und  Feuerwaffen  zur' 
Aufwendung  weit  grösserer  Kapitalien  für 
Kriegszwecke  gezwungen  wurden  als  im 
Mittelalter.  Andererseits  wuchsen  auch  die 
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Terfügbaren  Oeldkapitalien  und  zvrta  zu- 
nächst vorzugweise  bei  den  bisherigen  Han- 
delsvölkem,  den  Italienern  und  Deutschen,  die 
ihren  Warenhaodel  grösstenteils  verloren, 
dagegen  im  Geldgeschäfte  noch  eine  glän- 
zende Nachblflte  erlebten.  Doch  erfuhr 
ihre  Thätigkeit  eine  Ortliche  Begrenzung 
dorch  den  weltgeschichtlichen  Kampf  der 
I>{mastieen  Habsbnrg  und  Yalois,  indem  die 
Obördeutsdien  nnd  Genueser '  luinptsächlieh 
das  Haus  Habsbui^,  die  Florontiiier  Frank- 
reich mit  ihren  Kapitalien  unterstatzten. 

Diese  ^Y)ssen  Geschäftslente  hiesscn  ge- 
wöhnlich nichtBanlders,  sondern  Finanziers 
oder  dergleichen.  Thatsächlich  aber  waren 
es  Kreditvermittler  ersten  Ranges,  die  meist 
mit  sehr  bedeutenden  fremden  Kapitalien 
arbeiteten ;  ihre  Depositen  tiberstiegen  je 
länger  desto  mehr  ihre  eigenen  Mittel,  und 
während  die  Depositen  kiirzfiistige  Forde- 
rungen waren,  dauerte  es  im  besten  Falle 
viele  Jahre,  ehe  die  Vermittler  die  von  ihnen 
den  Fürsten  gehehenen  grossen  Geldsiunmen 
wieder  erlangten.  Diese  TTnkeuntnis  ratio- 
neller Bantteclinik  rächte  sich  schwer,  wie 
es  infolge  desselben  Felilers  schon  im  14  Jahr- 
hundert den  Florentinern  widerfahren  war. 

Nun  gingen  aber  überdies  die  Geld- 
geschäfte weit  über  das  vernünftige  Mass 
hinaus.  Die  ersten,  welche  sich  darauf  ein- 
gelassen hatten  (vor  allem  die  Ftigger),  er- 
warben grosse  Reichtümer ;  datluitjh  wurden 
immer  weitere  Kreise  verführt,  ihnen  zu 
folgen.  Die  Fürsten  beförderten  diese  En(> 
Wickelung.  Mittelst  geschickter  Finanzleute, 
die  sie  dem  Kreise  jener  deutsch -italienischen 
Geschäftswelt  entnahmen,  wussten  sie  die 
Kapitalien  von  allen  Seiten  nach  den  grossen 
"Weltbörsen  Antwerpen  nnd  I^yon  zu  ziehen, 
wo  sich  ein  Kapitalverkelir  von  flberschweng- 
lidien  Dimensionen  entwickelte. 

Das  Ende  war  eine  tolle  Ueberspannung 
des  Kredits  und  eine  allgemeine  europäische 
Kriüs.  Die  fürstlichen  Schuldner  mussten 
ihre  Zahlungen  einstellen,  zuerst  1557  gleich- 
zeitig die  Könige  von  Frankreich,  Si»nien 
und  Portugal.  Eine  ganze  Reihe  weiterer 
Staatsbankerotte  folgte ,  -  welche  zusammen 
mit  jahrzehntelangen  Religionswirren  in 
Frankreich  und  den  Niedeiianden  die  Blüte 
der  beiden  WeltbOrsen  Antwerpen  und  Lyon 
sowie  den  AVohlstand  der  beteiligten  Ge- 
schäftsleute und  Kapitalisten  Temichteteo. 

Uebrig  blieben  einige  Jahrzehnte  lang 
nur  die  Genuesen,  die  erst  verhältnis- 
mässig spät  zu  den  Cteldgesohäften  über- 
gegangen waren  nnd  denen  es  Jetzt  gelang, 
durch  ausserordentlich  feine  Entwickelung 
der  Technik  ihi'er  Geschäfte  fast  das  Monopol 
der  internationalen  Zahlungs-  und  Kredit- 
vermittelung  gerade  in  der  schlimmsten 
Krisenzeit  zu  erlangen. 

Ihr  Hauptmittel  bildeten  dieGenuei^er 


Wechselraessen,  die  in  der  Geschichte 
des  Bankwesens  einen  Ehrenplatz  verdienen, 
als  der  erste  Mechanismus  eines  hochent- 
wickelten internationalen  Clearingverfahrens. 
Viermal  jährlich  kamen  an  ii^nd  einem 
Orte  in  Öavoj'en  oder  Oberitalien  50  bis  60 
Genucser  Bankiers  zusammen ,  jeder  mit 
einem  kleinen  Papierbuche,  und  blichen 
fast  ohne  Bargeld  die  Geld-  und  Kredit- 
geschäfte des  grOssten  Teils  von  Europa, 
während  rings  umlier  das  ganze  bisherige 
System  dieses  Verkehrs  in  TrQmmem  ging. 
Gerade  hierdurch,  diucb  die  heillose  Zer- 
rflttiuig  des  enrop^scben  Zahlungs-  und 
Kreditwesens,  wurden  die  Genuesen  ge- 
zwungen, die  Organisation  ihrer  Messen  so 
zu  gestiüten,  d^  ihre  Technik  und  die 
Solidaritäl  ihres  Besuches  den  bisher^n, 
weit  nnvollkomnieneren  Mechanismus  er- 
setzte inid  der  Krisis  mit  Erfolg  widerstehen 
konnte. 

Zu  dem  Zwecke  führten  die  Genuesen 
für  ihre  Messen  die  reine  Goldwährung  ein 
und  ersetzton  zugleich  die  Barzahlung  diuxjh 
ein  System  ineinander  greifender  Geld- 
surrogate. Sie  waren  die  Bankiers  des 
spanischen  Hofes,  der  damals  jahraus  jahr^ 
ein  viele  Millionen  gebrauchte  zur  Bekämpfung 
des  Aufstands  in  den  Niederlanden  und  zur 
Beherrschung  Italiens.  Die  hierfür  bei  den 
Genuesen  aufgenommenen  Anlähen  waren 
stets  in  den  Niederlanden  und  Italien  zahl- 
bar, sollten  dagef!;en  in  Spanien  und  zwar 
meist  erst  erheblich  später  zurückgezahlt 
werden.  Die  Genuesen  mussten  mithin  so- 
wohl als  Kredit-  wie  als  internationale 
Zahlungsverniittler  dienen.  Sie  kauften  nun 
in  der  nächsten  Messe  Wechsel  auf  die 
Niederlande  bezw.  Italien  (oder  auch  auf 
einen  Zwischenplatz,  wenn  das  vorteilhafter 
war,  und  von  dort  aus  wieder  auf  die  Nieder- 
lande bezw.  Italien)  imd  bezahlten  diese 
Wechsel  mit  ihren  Tratten  auf  Spanien  (oder 
auf  einen  Zwischenplatz).  Bei  Verfall  der 
Wechsel  machten  sie  das  Geschäft  in  um- 
gekehrter Richtung  u.  s.  t,  bis  ihr  Vorschusa 
von  der  Regierung  gedeckt  wurde.  Durcli 
diesen  -»Rioorsawechsel« -Verkehr  (wir 
würden  »Reitwechsel«  sagen]  beschafften  sie 
die  für  ihre  Gesdiäfte  nötigen  Kapitalien, 
besorgten  ihre  Geschäfte  ohne  Barsendungeu 
und  verdienten  ausserdem  oft  gehörig  durch 
Arbitrage  mit  den  WechselkurBen. 

Während  sodann  frOher  jeder  Wechsel 
nur  einmal  gedient  hatte,  führten  die 
Genueser  jetzt  das  Wechselgiro  ein, 
wodurch  sie  nicht  nur  die  Ausstellung  vieler 
Wechselbriefe  sparten,  sondern  auch,  was 
anfangs  das  Hauptmotiv  war,  durch  die 
Solidarität  aller  Giranten  dem  Wechsel  eine 
sehr  viel  höhere  Sicherheit  verliehen.  Erat 
das  Giro  be&higte  den  Wechsel,  das  wich- 
tigste Bankpapier  zu  werden. 
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Endlidi  verroUkommneten  sie  das  schon 
in  den  mittelalterlichen  Messen  (auch  be- 
xdts  dvmh  Buikiers)  öngebüi^ierte  Veiv 
fabPHi,  am  St^usse  der  Messe  nU^lichst 
-viele  Zahhingea  mittelst  Giroüberwdsungen 
und  EompwsationeQ  zu  leisten,  derart,  dass 
fost  jede  Barzahlung  flberflflssig  -wurde. 
Dieses  »Mess-Scontro«  wnrde  dann  nicht 
nur  in  den  utderen  Messen  flbemonunen, 
modern  es  ist  auch  daraus  das  Liquidations- 
verfahren  beim  Tenningeschäfte  unserer 
modernen  BArsen  faerroi^egangen. 

"Wahrend  so  die  Geniieser  Mefisen  den 
grßesten  Teil  des  internationalen  Zahliings- 
und  Kreditverkehrs  in  sich  koncentrierten, 
üelen  die  alten  lokalen  Depositen-  und 
Oirobankiers  überall  der  Krisenzeit  zum 
Opfer.    Niu*  einige  öffentliche  Banken 

Genua,  Barcelona,  Saragossa)  retteten, 
zum  Teil  mit  knapper  Not,  ihr  Dasein. 
Doch  kamen  jetzt  einige  weitere  öffentliche 
Banken  hinzu,  die  —  gleich  den  Genueser 
Messen  —  gerade  der  Zemlttiiiig  des  Geld- 
wesens ihre  Entstehung  verdankten. 

3.  Die  festländischen  Gtrobanken.  Die 
vielen  Fallimente  von  Privatbankiers  gaben 
Anlass  zu  Erörterungen  über  einige  Gnind- 
frageii  der  Bankorganisation  und  Banktechnik, 
"wie  sie  gelegentlich  auch  schon  fröher  (so 
1548/51  in  Nümbei^)  vorgekommen  waren. 
Besonders  lebhaft  waren  diese  Erörteningen 
in  Venedig,  wo  schon  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert den  Bankiers  verboten  worden  war, 
-WarenhaDdel  zu  treiben,  -was  sie  indes  trotz- 
dem getiiaa  hatten.  Als  nun  1582  die  letzte 
der  grossen  Privatbanken,  die  der  Pisani, 
infolge  der  allgemeinen  Krisis  zusammen- 
brach, wurtle  nach  längeren  reiflichen  Er- 
wägungen beschlossen,  die  Errichtung  von 
Privatbanken  zu  verbieten  und  eine  Staats- 
bank zu  errichten. 

hl  den  damaligen  Debatten  wnrde  hervor- 
gehoben, dass  der  venetiania^e  Handel  des 
Giroveikehrs  imd  des-  Bankkredits  bedürfe ; 
^ber  diesföi  (^schftft  Privatleuten  zu  über- 
lassen, sei  zu  geSlhrlich,  da  man  auf  solche 
-Weise  schwer  reaUsierWe  oder  riskante 
Akti^^eschfifte  nicht  -wirksam  verhindern  und 
das  Kleinste  Misstrauen  das  sdiwerste  Un- 
heäl  veranlassen  kOnne.  Didier  müsse  man 
«ine  fiffentlidie  Bank  b^rOnden,  die  auch 
dem  Staate  grosse  finanzielle  Dienste  leisten 
■würde. 

So  wimlc  denn  1587  (frühere  Projekte 
von  1584  und  1585  kamen  nicht  zur  Aus- 
lühnmg)  der  »Banco  di  Rialto«  errichtet 
und  1594  für  alle  Wechselzahhingen  obli- 
gatorisch gemacht;  doch  war  die  Einrich- 
tung noch  mangelhaft,  und  1619  musste  statt 
dessen  eine  andere  Bank,  der  »Banco  del 
Giro«,  begründet  werden,  der  bis  1806  be- 
standen hat,  trotz  zeitweilig  sehr  schlechter 
Verwaltung  nnd  tiefer  Verstiickimg  in  die 


finanziellen  Yerlegenhäten  des  Staates,  wo- 
dtirch  die  Bank  zu  -wied«4iolten  Zahlung 
einstellungen  gezwungen  und  das  venetiOr 
niscUe  Geld-wesen  oft  ganz  zerrüttet  wurde. 

Im  Jahre  1^  wurde  femer  in  Mailand 
auf  Antrieb  des  Kaufmanns  Zerbi  der  »Banoo 
di  Sant'  Ambrogio«  errichtet,  sowohl  ftlr 
finanzielle  -wie  für  kommei-zielle  Zwecke. 
Tor  der  Begründung  kam  es  wie  in  Tenedig 
zu  lebhaften  Debatten,  in  denen  die  VorteUe 
emer  wohlgeordneten  Bank  schon  ganz  ähn- 
lich dai^tellt  -wurden  wie  in  der  eng- 
lischen Banklitteratur  unseres  Jahrhunderts. 
Auch  wirkte  die  Bank  zimächst  vortrefflich, 
w^mle  aber  ebenfalls  in  langwierige  Finanz- 
gescliäfte  mit  der  Stadt  Mailand  verwickelt, 
bis  deren  Schuld  bei  der  Bank  1650  auf 
über  40  Millionen  Lire  angewachsen  war. 
Die  Bank  musste  ihre  Zahlungen  einstellen 
und  wurde  erst  1662  rekonstruiert.  Sie 
verlor  indes  seitdem  ihre  kommerzielle  Be- 
deutung nnd  schliesslich  wiude  sie  auch 
durch  dio  Napoleonische  Invasion  hinweg- 
geschwemmt 

Viel  günstiger  war  die  Entwiekelung 
der  »Amsterdamsche  Wisselbankr, 
die  dem  niederländischen  Handel  die  grössten 
Dienste  geleistet  hat  und  deren  Or^nisation 
und  Kredit  —  wenige  kurze  Penoden  ab- 
gerechnet —  bis  1790  unangetastet  gebhebeii 
ist.  Im  Anfange  des  17.  Jahriiunderts ,  als 
der  holländische  Handel  im  ereten  Aufblühen 
begriffen  war,  dienten  den  Amsterdamer 
Kaufleiiten  als  Bankiers  ihre  eigenen 
Kassierer,  die  für  eigene  Rechnung  Cteld 
in  Aufbewahrung  und  darauf  Anweisungen 
entgegennahmen.  Die  Kassierer  machten 
sich  diese  Stellung  und  die  allgemeine  MÜnz- 
verwiming  zu  nutze,  indem  sie  die  schweren 
Münzen  einschmolzen  imd  nur  die  leichteren 
wieder  ausgaben.  Femer  führte  das  fort- 
währende Ueberweisen  der  Zahlungen  von 
einem  auf  den  anderen  —  überhaupt  ein 
mangelhafter,  doch  immer  wiederkehrender 
Notbehelf  zwisdien  Bar-  und  Bankzahlnng 

—  zu  zahllosen  StreiH^eiten.  De^udb  ver- 
bot die  Stadtobrigkeit  den  Kassierern  jene 
Geschäfte  und  errichtete  selbst .  1609  eine 
öffentliche  Buik.  AUei-dings  verwandelten 
sich  die  Kassierer  nun  völlig  in  selbständige 
Bankiers,  imd  ihre  Checks  bheben  noch  lange 
Zeit  Zahlun^niitte}.  Aber  die  Gründl^ 
der  Amsterdamer  Handelswähning  bildete 
fortan  das  Bankogeld  der  Wechselbank,  das 

—  wie  bei  allen  diesen  Banken  —  für  die 
grösseren  kaufmännischen  Zahlungen  Zwaugs- 
kiu^  erhielt.  Die  Basis  der  Bankwährung 
war  der  von  don  Amsterdamer  Kaufleuten 
hei  der  Bank  dauernd  deiwnierte  Schatz 
vollwichtiger  Silbermünzen.  Die  somit  ge- 
bildete Werteinheit  blieb  von  allen  starken 
Schwankungen  verschont,  ausser  in  dem 
Unglücksjahre  1672.  Nur  dm-eh  deu  Wechsel 
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von  Angebot  und  Nachfrage  sowie  durch 
Aenderungen  im  Silberpreise  wurde  auch 
die  Amsterdamer  Banln-^ruDg  berührt,  aber 
das  wollte  nicht  Tiel  besagen  gegenüber  dem 
Vorteile,  dass  sie  von  allen  wiUkärlichen 
Aenderungen  der  Uüuze  unabhängig  ge- 
worden war.  Erst  als  die  Franzosen  1795 
Holljuid  eroberten  und  der  holländische 
Handd  vernichtet  wurde,  verlor  auch  diese 
Bank  ihre  Bedeutung. 

Noch  dauerhafter  wu-  die  im  Jahre  1619 
b^rflndete  Hamburger  Bank;  sie  hat 
bis  1873  in  Ehren  b«<tanden.  Auch  sie 
wurde  durch  die  Verwirrung  der  Kipper- 
nnd  Wippeiseit  vraanlasst.  Die  Hambui^r 
Kauflente  hinterl^ten  bä  der  Bank  voll- 
wichtige Rochsthaler,  wc«egen  sie  fast  den 
ganzen  Qrosszahlungsvenehr  des  Platzes 
flbemfüim:  Die  ^Mark  Bauko«  wurde  die 
Orosshandelswährung  Hambxu"gs,  im  Gegen- 
satz zur  allgemeinen  Währung,  der  »Mark 
('«urant«.  Die  Mark  Banko  wm*  eine  ideale 
Wertein  heit  in  Höhe  von  eines  voll- 
wichtigen Reichsthalei-8  von  26  gr  Fein- 
silber, also  8^/3  gr  Feinsilber,  Als  im  18.  Jahr- 
hundert der  Milnzfiiss  des  Reichsthalers 
stark  verschlechtert  wimle,  ging  die  Bank 
zur  reinen  Barrenwährung  über:  nur 
Süberbarren  von  einem  gewissen  Feingehalt 
wurden  als  Deposita  angenommen.  Dieser 
Bankfonds  stieg  von  etwa  1  Million  Mark 
(nach  heutiger  Reiehswähniug)  bis  auf  30 
Millionen  Mark  vom  Jalire  1873;  der  Ge- 
samtumsatz betnij^  1873  etwa  3','2  Milliarden 
Mark.  Doch  blieb  auch  die  Hambui^r 
Bank  nicht  von  einzelnen  schweren  Krisen 
verschont,  so  1672  und  1755,  als  sie  unvor- 
sichtige Kredit^schäfte  gemadit  hatte,  so 
1766  infolge  jener  Verschlechterung  des 
Thalers,  und  1813,  als  Marschall  Davoust 
der  Bank  ihren  Gesamtfonds  raubte.  Aber 
stets  wurde  ihr  Kredit  rasch  wieder  her- 
gestellt. Erst  1873  wurde  die  Bankvaluta 
abschafft  und  statt  dessen  unsere  heutige 
Reichswähruttg  eingeführt,  die  Bank  selbst 
aber  in  eine  Zweigniederlassung  der  Reichs- 
bank -verwandelt 

Ein  ähnliches  Institut  war  der  1621  be- 
gründete Banco  Publico  in  Nürnberg, 
der  indes  viel  geringere  Bedeutung  hatte 
und  bis  1827  bestanden  hat  ■ 

Alle  diese  Girobankm  gediehen  nur, 
BD  lange  sie  sich  auf  die  Zahlungsver- 
mitteluDg  besdiränktcn.  Wenn  sie  audi 
aktive  KreditgeschWe  in  grösserem  Sfosse 
zu  madien  b^;annen,  gerieten  sie  bald  auf 
Abwege  und  schliesslidi  ins  Verderben,  wenn 
sie  nicht  rechtzeitig  umkehrten.  IhreExistenz- 
berechtigung  lag  hauptsächlich  in  den  schlech- 
ten Münzverhältnissen ;  um  ihnen  entgegen- 
zuwirken ,  schufen  sie  besondere  Gross- 
handelswährungen, deren  Unveränderlichkeit 
den  Uauptdienst  bildete,  den  sie  dem  Ver- 


kehre leisteten.  Sollte  diese  Grundla^  nicht 
ins  Schwanken  geraten,  so  musste  die  Bank 
sich  ängstlich  von  allen  Geschäften  fem- 
halten ,  die  möglidierweise  ihren  Kredit 
irgendwie  einmal  schädigen  konnten.  Am 
besten  hielten  sie  sidi  von  allen  aktiven 
Kreditgeschäften  fem. 

Durch  die  aJlgemeine  Verbesserung  des 
Münzwesens  ist  diese  Hauptfunkti<al  dw 
Girobanken  überflüssig  geworden.  Ihre 
anderen  Funktionen  aber  (Depo^t^-  und 
Giroverkehr)  kOnnoi  besser  von  Bauten  be- 
sorgt werden,  die  auch  aktive  KredilgesGhSftB 
betreiben.  Der  rationelle  Betrieb  diner 
Banken  ist  erst  ein  Erzeugnis  der  letsten 
zwei  Jahrhunderte  nnd  zwar  hauptsSchUdL 
der  englischen  Erfahrungen. 

4.  Die  Anf&uge  des  en^schen  Bank- 
wesens. Die  B^eututtg  der  Italiener  für 
das  englische  Geld-  und  Kreditwesen  ver- 
schwand erst  im  Zeitalter  der  Elisabeth, 
unter  wefientlicher  Mit>*'irkung  der  Regierung, 
vor  allem  ihres  kaufmännisch  -  finanziellen 
Beraters,  des  grossen  Thomas  Gresham. 
Indes  dauerte  es  dann  noch  geraume  Zeit, 
ehe  sich  eine  zweckmässige  und  kräftige 
nationale  Organisation  der  Zahlung»-  und 
Kreditvermittelung  bildete. 

Die  Engländer  haben  diese  Entwickelung 
bis  zur  Begründung  der  Bank  von  England 
bisher  nicht  richtig  erfasst  und  dai^estellt. 
Man  kann  geradezu  von  einer  Legende 
sprechen,  v.-elche  sich  hinsichthch  der  Ent- 
stehung des  englischen  Bankgeschäfts  ge- 
bildet hat  und  die  immer  ein  englischer 
Schriftsteller  gläubig  vom  anderen  über*- 
nimmt.  Der  Kern  dieser  Legende  besteht 
darin,  dass  die  allgemeine  Unsicherheit,  die 
zur  2leit  der  englischen  Büi^rkriege  ge* 
herrscht  haben  sdl,  die  Londoner  Kaufleute 
veranlasst  hätte,  ihre  baren  Gelder  bei  den 
dortigen  Goldschmieden  zu  deponieren, 
die  sich  infolgedessen  zu  Bankiers  ent- 
wickelt haben  sollen.  Das  ist  eine  irr^ 
Darstellung.  Die  ganze  Entwickelnng  be- 
gann vielmehr  schon  geraume  Zeit  vor  den 
Biiigerkriegen  und  wui-zelte  in  den  näm- 
lichen Verhältnissen,  welche  damals  auch 
die  Eutstehnng  der  festländischen  Girobankeu 
veranlasst  hat^  nämlich  in  der  allgemeinen 
Münzverwirrung.  Dazu  kam  als  sekun- 
däres  Moment  das  steigende  Bedürfnis  nach 
flüssigen  Geldkapitalien,  besonders  die  Fi" 
nauznot  der  Stuarts. 

Das  englische  Münzwesen  war  1560 
durch  Gresham  gründlich  refonniert  worden; 
kam  aber  unter  Jakob  I.  wieder  in  die  her 
denklichste  Unordnung:  massenhaft  cirku- 
lierten  unterwertige  Münzen,  die  der  Ver^ 
kehr  nach  Mi^lichkeit  zurückwies.  Wie 
anderwärts  begann  man  daher  auch  hier  im 
Groseverkehre,  thuiüichst  vide  Zahluugea 
durch   Anweisungen  zu  leisten;  Bargeld 
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sncbte  man  rasch  wieder  loR  zu  wer- ' 
den.  Nnr  eine  Klasse  von  Geschäfts- 1 
leuten  hatte  umgekehrt  eiu  lebhaftes  iDte-j 
resse  daran,  viel  Bargeld  in  ihren  Hftnden  i 
zu  koncentrieren ,  das  waren  die  Gold-| 
schmiede,  die  zugleich  als  0^  e  1  d  - 
■Wechsler  fungierten.  Sie  waren  jederzeit 
in  der  läge,  Schrot  und  Korn  der  Münzen 
festzustellen,  und  machten  von  dieser  Sach- 
kenntnis natürlich  eifrig  Gebrauch  zum  ei- 
genen Vorteile :  sie  schmolzen  die  guten 
Münzen  ein  und  gaben  nur  die  schlechten 
wieder  ans.  Um  nun  das  Publikum  anzn- 
feizen,  mischst  viel  Bargeld  bei  ihnen  zu 
wechseln,  b^annen  einzelne  Goldschmiede 
für  Depositen  Zinsen  zu  zahlen  uod  diese 
Gelder  für  aktive  Kreditgeschäfte  zu  ver^ 
wenden.  Schon  1619  wird  darüber  geklagt, 
dass  die  Goldschmiede  auf  solche  Weise 
viel  Geld  in  ihren  Händen  koncentrierten. 
Die  Begiming  suchte  zwar  1627  das  mittel- 
alterliche Wechselregal  wieder  einzuführen, 
was  Aber  nicht  gelang.  Das  Geldwechsel- 
geechftft  blieb  in  den  Händen  der  Gold- 
schmiede, die  in  Londou  hauptsächlich  in 
Lombardstreet  und  Cheapside  wohnten. 
Dasa  sie  die  englische  Slflnze  mit  Präge- 
material  versorgten,  erhöhte  jedenfalls  ihre 
Bedeutong;  sodann  aber  wussten  sie  sich 
der  B^emng  als  Kreditvermittler  unent- 
behrlich zu  machen.  Sie  kamen  den  Stuarts 
in  ihren  aDanfhOrlidien  FinanzDdten  zu 
Hüfe,  und  selbst  Cromwell  verschmähte  es 
äüht.  brä  ihnen  Anleihen  aufzunehmen. 
Die  Mittel  hierfür  verschafften  sie  sich  durch 
Vermehmn^  der  Depositen,  die  nun  auch 
iSnger  in  ihren  Händen  blieben.  Sie  be- 
gannen femer,  nach  Einführung  des  Wech- 
selgiros Weciisel  za  diskontieren  und  das 
Checkgeschaft  auszubilden. 

Aber  auch  die  Goldschmiede  entgingen 
nicht  dem  Widerwillen  des  Volkes,  den 
alle  derartigen  Geschäftsleute  in  älterer  Zeit 
SU  erdulden  hatten.  Besonders  machte  man 
sie  verMitwortlich  für  das  Verschwinden  des 
guten  Geldes,  und  die  hohen  Zinsen  ihrer 
aktiven  Kreditgeschäfte  waren  ebenfalls 
G^enstand  vieler  Angriffe.  Diese  lang- 
fristigen, zum  Teil  riskanten  Geschäfte 
machten  sie  nicht  selten  unfähig,  ihre  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen,  was  namentlich  bei 
der  berüchtigten  »Schliessung  der  Staats- 
kasse« im  J^re  1672  schwere  Folgen  nach 
Aich  zog. 

Damals  schuldete  die  Krone  den  Gold- 
schmieden etwa  IVs  Millionen  £  und  war 
ausser  stände,  diese  Summe  zuückzuzahlen. 
Sie  musste  ihre  Zahlungen  einstellen,  wo- 
dnrdi  der  Bankerott  einer  Anzahl  der  be- 
deutendsten Goldschmiede  herbeiführt  wurde. 

Infolge  dieser  Katastrophe  entstand 
dne  lel^fte  Bew^wg  für  Gründung  einer 
ftffentliohen  Ban£    Schm  seit  einem 


Jahrhundert  war  eine  groeae  Zahl  von  Pro- 
jekten für  Begründung  einer  solchen  Bank 
entworfen  worden,  aber  immer  bald  wieder 
verschwunden :  auch  nach  dem  Staatsban- 
kerotte von  1672  dauerte  es  noch  22  Jahre, 
ehe  die  Bank  b^ründet  wurde,  und  in- 
zwischen mussten  die  Stuarts  vertrieben 
werden,  musste  die  moderne  englische  Ver-  * 
fassung  entstehen  Die  Tories  sagten  da- 
mals, um  die  Bank  zu  bekämpfen,  ein  sol- 
ches Institut  kOnne  nur  in  emer  Republik 
existiei-en,  mit  einer  Monarchie  sei  es  nicht 
vereinbar.  Was  daran  richtig  war,  si)rach 
für  die  Bank;  denn  sicherlich  hätte  sie  in 
einer  Monarchie,  wie  es  die  der  Stuarts 
war,  nicht  bestehen  können,  in  einem  Staats- 
wesen, dessen  Monarch  das  Recht  bean- 
spruchte, die  Gesetze  durch  Verordnung  auf- 
zuheben, und  der  dm-ch  Geldnot  zum  Wort- 
bnich  ^nüt^  wimle,  in  einem  Staate,  wo  die 
öffentbche  Gewalt  der  Gegenstand  unauf- 
hörlicher Kämpfe  zwischen  Krone  und  Volk 
war.  Erst  die  Revolution  gab  dem  englisdien 
Staatswesen  die  nötige  Festigkeit  und  — 
ein  weiteres  wichtiges  Moment  —  d^  er- 
werbsthätigen  Bürgerstande  den  nCUgen 
Einfluss. 

Die  Bank  von  England  ist  eine  Grün- 
dung der  Whigs,  deren  Hauptstärke  in 
den  Kaufleuten,  Industriellen  und  in  den 
mit  ihnen  eng  verbundenen  Teilen  der 
Gentry  wiuwlte.  Sie  entstand  daduidi,  dass 
das  Interesse  dieser  BevölkeruDgschiditen 
zusunmentraf  mit  dem  Interesse  des  geld- 
bedürftigen Staates.  Die  Acte,  welche  1604 
die  Bank  b^rfindete,  war  ein  gewOhnlicheB 
f^nanzg^etz,  das  gewisse  Abgaben  anordnete 
und  denen,  welche  auf  diese  Abgaben  dem 
Staate  1200000  £  vorstrecken  würden,  das 
Privilegium  zusicherte,  eine  Bank  unter  dem 
Titel  »The  Govemor  and  Company  of  the 
Bank  of  Englands:  eirichten  zu  dürfen.  Die 
gleiche  Acte  erlaubte  der  Bank,  Edelmetall- 
und  Wechsel briefhandel  zu  treiben,  Vor- 
schüsse auf  Waren  zu  gewähren  und  Bank- 
noten auszugeben.  Damit  war  endlich  der 
Typus  der  motlernen  Nationalbank  geschaffen, 
die  sowohl  dem  Staate  wie  der  wirtschaft- 
lichen Produktion  dient  und  die  Mittel  hier- 
für sich  durch  Annahme  von  De]H)siten  und 
durch  Ausgabe  von  Banknoten  verschafft 

Lltteratar:  Endemunn,  Studien  in  der  roman, 
kanonigt.  Wirteckaflt-  und  HcchttU/ire,  Bd.  I. 
(1874),  S.  II-  (1S8S)  S25ff.  ~  L.  Gold- 

BChmitit,  UnieergaUffuch.  d.  HandeltrechU  I. 
(1891),  158 ff..  Sia,  SäSff  —  Eheberg,  Da* 
ältere  deitücke  Mümiveieii  und  die  Hauege- 
nossenschaflen,  1879  (ächmoUers  fortckungm 
II,  5).  —  K.  Ehrenbero,  Da»  Zeitalter  der 
Fugger,  S  Jide.,  1896.  —  Rezasco,  IHsio».  del 
Hng.  Üal.  titor.  ed  amminiMtr.  (1S81)  *.  v.  ftoneo, 
eambio,  monti  etc.  —  Oimeo,  Mem.  topra  l'mUieo 
debito  pubölieo,  mutui,  compere  e  baneo  itt  S, 
OioTfio  m  Oenova.  —  iMtte»,  La  libwrld  dtlU 
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hanche  a  Vcnetia  dal  mc.  XIII  <il  XVII,  1S69. 
--  Ferrafa,  Doeitmmti  per  tfrvire  alla  tU/Ho 
iii  banchi  rrutxiani  (Arth,  rraeto  i'ol  I  1871.  — 
Pm-ara  in  Smra  AnMotfia  XVI,  1871.  — 
E.  Naaae,  Da»  vt»rt.  Bankveteu  im  14.,  15., 
16.  Jahrh.  (Jahrb.  f.  yaL  u.  Slai.  S4,  S.  SS9ff.).  ~ 
F<ira*U>  im  SonäleUhner,  Seienta  dl  mmmenrto 
1844  (alter  dtu  tpätere  venet.  ßankweten  better 
unterrirktend  alt  Laitet,  Ferrara  w,  yatte).  — 
PtTWatlf  IStor.  di  commerrio  e  dl  bnnchifri  di 
Firtnze,  1868.  —  Tortoro,  Ii  banco  di  Xapoli 
188S.  —  Greppt,  II  banco  di  Sunt'  Avibrogio, 
188S  (Arch.  ttor.  Lomb.  Xj.  —  Mees,  Proere 
^ner  getchiedeni»  ran  het  banktceten  in  Xetler- 
landt  1838.  —  SoeUnter.  Eine  getehiehtl.  Skizze 
in  Viert,  f.  Vollme.  XV,  21  ff.  XVIII,  Iff.  — 
von  MaUe,  IHe  Hambvrgfr  irirvbaRk  und  ihr 
Atagang,  1891.  —  Ruding,  Annalt  of  thr 
mfnage  of  Grrat  Britain,  paatim.  —  Malyne», 
Lfx  Merealoria  (162^)  III  1.  9.  HO.  —  SoMtt- 
«on,  Englandt  tafety  in  tmdei  iitcreate,  J641, 
■ —  l'at*i*anton,  Englnndt  improvement  by  tea 
and  l<ind,  1677.  —  <iilhart-Michie,  ffiticry, 
prineiples  and  praclice  of  banking  (1896)  rol  1. 
—  Prieef  A  handbook  of  Londojt  baiikere,  *. 
ed.  1890191  (Onekiehte  der  eimelneti  Bankhäute r). 

Itiehard  Ehrenberg. 


IIL  Die  Banken  in  den  kontinentalen 
Staaten  im  18.  Jahrhundert. 

Ueber  die  Eutwickelung  des  Bankwesens 
in  den  anderen  Staaten  Europas  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  s.  <1. 
besonderen  Ärtt.  Hier  sei  nur  erwähnt, 
ilass  der  Versuch,  die  in  England  und  Schott- 
land auigekommenen  Zettelbanken  nach  dem 
Kontinent  zu  verpflanzen,  welclier  in  Paris 
auf  Anregung  des  Schotton  J.  Law  (s.  d.  Art.) 
in  den  Jahren  1716 — 20  gemacht  wui-de,  sehr 
viel  dazu  beigetragen  liat,  die  Entstehung 
von  Zettelbanken  auf  dem  Kontinent  von 
Europa  zu  hemmen.  Die  schnfKle  Missver- 
AviUtung  der  Bank,  die  mit  ihrer  Errichtung 
verbundene  Gründung  schwindelhafter  Ak- 
tiengesellschaften ,  die  mit  dou  Aktien  ge- 
triebene Agiotage  und  der  nach  kurzer  Prist 
erfotgende  Zusammenbruch  aller  Unterneh- 
mungen musstea  bei  allen  Besonnenen  um 
so  mehr  Misstranen  gegen  diese  Ki-editform 
erregen,  als  der  tnmrige  Voi^ug  in  der 
Hauptstadt  des  grössten  und  einflussi'eictisten 
Staates,  an  einer  Stelle,  auf  welche  alle 
Blicke  gerichtet  waren,  sicli  abspielte.  Es 
kam  dann  ferner  hinzu,  dass  alle  Zettel- 
banken, welche  weiter  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts in  kontinentalen  Staaten  errichtet 
wittden,  sich  frflher  oder  später  in  Fabriken 
von  Staatspapiergeld  verwandelten.  So  wurde 
für  Dänemark  imd  Norwegen  1736  die  so- 
genannte Courantbank  mit  5  Millionen  Thlr. 
dün.  Cour,  als  auf  40  Jahre  privilegierte 
Assignationswechsel-  und  LeÜibank  gcgrCm- 
det,  die  auch  Noten  in  Abschnitten  von 


mindestens  10  Thlr.  ausgeben  diu-fte.  Sie 
machte  lüngere  Zeit  glänzende  Geschäfte, 
später  aber  geriet  sie  durch  die  Gewähning 
grosser  Du-lehen  an  den  Staat  in  eine  so 
kritische  I^age,  dass  1757  die  EinlOslichkeit 
ihrer  Noten  suspendiert  werden  musste  und 
dieselben  Zwangskurs  erhielten.  Im  Jahre 
1760  wurde  ihr  Kapital  um  3  Millionen  Thlr; 
erhöht  und  ihr  die  Befugnis  gegeben,  auch 
Noten  unter  10  Thlr.  auszugeben.  Im  Jahre 
1773  Obernahm  der  Staat  die  Bank  unter 
Abfindung  der  Aktionäre  mit  Schuldver- 
schreibuiu;en.  Der  Notenumlauf  betrug  da- 
mals 5700000  Thlr.  und  sti^  nim  bis  1790 
auf  15650000  Thlr.,  wfthrend  das  SUbeiagid 
sich  auf  20 — 2Ö^i9  stellte.  Zur  Wiederiieiv 
stdlimg  des  zerrQttetea  Geldwesens  wurde 
1791  die  dänische  und  norwegische  Spezies- 
hank gegründet.  —  In  Stockholm  -n'ar  Bcboa 
1G56  eine  privilegierte,  aber  private  liOih- 
und  Wechselbank  gegründet  worden,  die 
1668  von  den  Beicnsständen  übemommm 
wurde.  Seit  dem  Jahre  1700  geriet  die 
Bank  in  Verlegenheiten,  und  die  damals  ein- 
geführten »Transportzettel«  nahmen  all- 
mälilich  den  Charakter  eigentlicher  Bank- 
noten an.  Von  1726  an  wurden  dieselben 
niu:  noch  in  Kupfer  eingelöst,  und  174I> 
wurde  die  Bank  ermächtigt,  die  Einlösimg 
ganz  einzustellen.  Die  Noten  erhielten 
Zwan^kurs,  und  ihre  Menge  schwoll  enorm 
an,  zeitweise  sogar  bis  600  Millionen  Kupfer- 
thaler.  Die  Kupfermünzzettel,  vou  denen 
ui-sprtiuglich  9  Tlür.  auf  einen  Sjieziestlialer 
gehen  sollten,  sanken  schliesalicli  auf  ein 
drittel  dieses  Km-ses.  Die  Reform  begann 
1762,  die  Notenmenge  wui-de  vermindert, 
auch  die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank 
seit  1773  teilweise  abgetragen,  und  eine 
königliche  Veroi-dnung  von  1776  bestimmte, 
dass  die  Bank  von  1777  ilire  Kupfermflnz-  . 
noten  gegen  neue,  in  Speziesthalern  einlös- 
liche, im  Verhältnis  von  18  zu  1  eintausclien 
und  weiter  keine  mehr  ausgeben  solle.  Aber 
im  Jahre  1789  begann  wieder  eine  neue 
Paj)iergeldperiode.  —  Die  1768  vou  der 
Kaiseiin  Katharina  II.  in  Petersbui-g  und 
Moskau  gegründete  Assignationsbank  hatte 
liauptsäclihcli  den  Zweck,  ein  Papiei^geld  an 
die  Stelle  des  unbequemen  Kupfei^ldes  zu 
setzen.  Seit  1786  stand  eine  »l^^ichsleih- 
bank«  mit  dersclbeu  in  naher  Verbindung; 
Gegen  Silber  verloren  die  Rubelassignaten 
1790  schon  15  und  1800  Tß^.'o,  und  siÄter. 
ging  die  Entwertung  noch  bedeutend  wdter. 
—  Ueber  die  Antangspcriodo  der  königUcheu 
Bank  in  Berlin  und  die  1776  in  Paris  ge-. 
gi-Ondete  Diskontokasse  folgen  unten  aus-. 
fOlu^lichere  Mitteilungen.  Die  so  zahlreidien. 
schlimmen  Erfahrungen  hatten  in  der  öffent-, 
liehen  Meinung  überall  einen  Widerwillen 
gegen  Banknoten  horTOrgerufen.  Erst  die 
Gründung  der  Bank  von  Frankreicli  und 
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ihre  TOitrefiEIiche  Yerwaltuag  sowie  die  ge- 
nauere Keontnis  des  englisdien  Bankwesens, 
welche  durch  die  allgemeine  Bewunderung 
de6  englischen  Gemeinwesens  in  der  ersten 
EUfte  dieses  Jahrhunderts  befördert  wurde, 
hat  jenes  Vorurteil  allmählich  beseitigt. 

Aber  auch  die  Kaasenfahnmg  durch 
Baaken  und  die  Zahlung  durch  Umsdireibunjar 
hat  seit  der  Be^rfindung  der  grossen  städti- 
schen Girobaaken  zu  Anfimg  des  17.  Jalur^ 
hunderts  känen  Fbrtsduitt  anf  dem  Kimti- 
nent  gemadit.  Im  G^enteil  an  manchen 
(hten,  an  denen  derartige  Institute  friUier 
bestanden,  Nflmberg  z.  B.,  gerieten  dieselben 
in  dieser  Penode  mehr  und  mehr  in  Ver^ 
fall.  Die  Hunburger  Bank  geriet  durch  die 
Yezschlechterung  der  Speziesthaler  in  den 
Xachbazgebieten  in  Terlegeuheiten ,  die  — 
aoB  Veranlassung  eines  Hinweises  auf  China 
—  dazu  fahrten,  dass  man  statt  der  Spezies- 
thaler feine  Silberban'en  als  Grundlage  der 
BankwShriuig  annahm,  imd  zwar  nach  einem 
Katfi-  und  BOigersdiluss  vom  18.  Januar 
1770  nach  dem  Wertverhältnis  von  27  Slark 
10  Shill.  B.  beim  Eingange  und  27  Mark 
12  Shill.  beim  Auslauge  für  die  feine  köl- 
nische MariL  Die  Spezieskasse  wiutle  1790 
ganz  aufgehoben  und  die  Barrenwähruug 
auiäßchliesßlich  angenommen,  die  bis  zum 
15.  Februar  1873  in  Geltung  blieb  (Ham- 
burger G.  V.  12.  November  1872).  Die  Auf- 
hebung der  Bank  erfolgte  am  31.  Dezember 
1875,  und  an  ihre  Stelle  trat  eine  Reichs- 
bankhauptstelle. 

In  Oesterreich  und  einigen  deutschen 
Territorien  entstanden  Institute,  denen  man 
den  Namen  Landbanko  oder  Stadtbanko  bei- 
l^:te,  die  aber  ausser  diesen  Namen  mit 
dem,  was  die  wirtschaftUch  entwickelten 
und  handeltreibenden  Volker  unter  dem 
Namen  Bank  seit  langer  Zeit  verstanden 
haben,  sehr  wenig  Aehnlichkeit  hatten.  Es 
waren  im  wesentlichen  Institute  zur  Auf- 
nahme, Y^zinsung  und  Tilgung  von  Staats- 
oder Ijandesschulden  uud  Buchitihrung  Aber 
die  Perstmen  der  Staata-  oder  lÄndes- 
^äubiger.  Für  ihre  Abgaben  wurden  ihnen 
m  der  Regel  gewisse  ö£Eeaitiiche  Einkünfte 
besonders  überwiesen,  und  in  dieser  »Dotie- 
Tungc  sowie  in  der  vom  übrigen  Staatshaus- 
halte gesonderten  Verwaltung  lag  eine  Büig- 
sdiaft  fOr  die  Staatagltobigor,  welche  einen 
erhöhten  Kredit  für  die  Anleihen  des  Land- 
banko gegenüber  den  einhuhen  Landesan- 
leihen bewirkte.  Die  Institiite  waren  daher 
den  italienischen  Anleihe-Montes  verwandt, 
wahrscheinlich  denselben  nachgebildet.  Viel- 
Heht  haben  sie  von  diesen  auch  den  Namen 
banoo  übernommen.  Denn  wie  oben  er- 
wähnt, sind  infolge  des  mit  der  Staats- 
sehuldenverwaltung  verbundenen  Bankl)e- 
triebes  manche  italienisclie  Gesellschaften 
von  Staatsgläabigem  (insbesondere  die  casa 


di  S.  Giorgio)  auch  als  Banken  bezeichnet 
worden.  Maipeiger  nennt  unter  den  ver- 
schiedenen Arten  von  Banken,  die  er  auf- 
führt, den  öffentlichen  »General-lAnd-Baoko, 
an  einigen  Orten  Landschaftskasse«  genannt, 
an  erster  Stelle.  Ei-  i^echtfertigt  che  Bei- 
legung des  Namens  Bank  damit,  dass  solche 
Laadschaftskassen  Kapitalien  von  Privat- 
personen annähmen  und  verzinsten.  Als 
T^pus  dieser  Art  von  Kreditanstalten  kann 
die  170B  g^egrflndete  Wiener  Stadtbank  gelten. 
DerOeschichtsschreiber  der8elben,Bidermann, 
sagt,  sie  habe  folgende  Funktionen  eehabt: 
1)  diente  sie  als  eine  Anstalt  zur  Tilgung 
und  T^elmässigen  Verzinsung  der  Staats- 
schulden, 2)  namn  sie  von  Privatinteressenten 
kündbare  Zuschüsse  an,  um  auf  diesem  Weg|e 
einen  Fonds  zu  sammeln,  mittelst  dessen  sie 
dann  3)  der  Regienmg  dim;h  bare  Darlehen 
zu  Hilfe  kam.  Die  im  Interesse  der  Staats- 
gläubiger eingerichtete  Leitung  der  Bank 
durch  die  Stadt  Wien  ist  denn  auch  all- 
mählich mehr  und  mehr  aufgegeben  und 
die  Anstalt  ist  eine  Staatsanst^t  geworden. 
Vom  Jahre  1759  an  hatte  sie  von  einer 
Bank  und  von  der  Stadt  Wien  nur  noch  den 
•Namen.  Wir  erm  ähnen  hier  nur  noch,  dass 
sie  seit  1762  Noten  ausgab,  deren  Einlösung 
1797  suspendiert  wurde.  Zugleich  wiu^e 
die  Menge  derselben  übermässig  vermehrt 
und  in  den  Kriegen  von  1805  und  1809  sank 
ihr  Kurs  gegen  Metall  immer  tiefer,  so  dass 
1811  100  Gidden  in  Münze  gleich  1300 
Gnlden  Papier  standen.  Auf  Grund  einer 
V.  V.  20.  Februar  1811  wurden  sie  im  Ver- 
hältnis von  5 : 1  gegen  ein  neues  Papiers 
geld,  die  Einlösungsscheine  (Wiener  Wäh- 
rung), umgewechselt,  die  Übrigens  ihren 
Nominalwert  gegen  Metall  ebenfalls  nicht 
behaupten  konnten. 

Waren  die  Landbanken  den  Anleihe- 
Montes  ähnlich,  so  waren  die  Lehn-  oder 
Leihbanken  den  montes  pietatis  nachgebildet. 
Sie  nahmen  vei'zinsliche  Kaj)italdepositen  an 
und  liehen  auf  Faustpfand,  m  Ermangelung 
von  Gelegenheit  zu  Lombarddailehen  auch 
auf  Hypothek  ans.  Sie  sind  aber  in  den 
vorigen  Jahrhunderten  überaus  sdten  .zu 
irgend  einem  Geileihen  und  grösserer  Ge- 
schaftsthätigkeit  diesseits  der  Alpen  gelangt 
Ein  Beispiel  dieser  Art  von  Banken  kann 
die  preussische  Bank  von  ihrer  Entstehnzig 
1765  bis  1806  sein.  Allerdings  sollte  äe 
auch  Girobank  sein  und  Noten  ausgeben. 
Beide  Geschäftszweige  kamen  aber  nicht  zur 
Entfaltung,  und  auch  für  kaufmännische 
Kreditgewährung  fehlte  es  an  hinlänglichem 
Kaiune  in  dem  gewerblich  und  kommerziell 
wenig  (intwickolteu  Lande,  so  dass  die  Bank 
in  Hypotheken  uud  Darlehen  an  den  Staat 
ihre  Fonds  festle^^e  und  dadurch  ihre  Zah- 
lungseinstellung iju  Jahre  1806  vorbereitete. 

Erst  als  mau  in  den  kontinentalen  Staaten 
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sich  von  den  veralteten  italienischen  Tiadi- 
tiraien  und  Yorbüdem  befreite  und  die 
Formen  und  Arten  des  Bankbetriebes  an- 
nahm vtnd  weiter  ausbildete,  welche  in  Eng- 
land und  Schottland  mtstanden  varen,  be- 
gann öne  neae  Epodie  für  das  kontuentale 
Bankvresen. 

UtteratStri  i*aul  Jacob  Marperger,  Be- 
tehreibunf  drr  Banken,  Jfaüe  und  LeipMig  1717. 
—  HHnt'Uih  V.  PogeMnger,  IHe  Banken  iia 

'  DeuUchen  Beicht,  Otsterreich  und  der  Sekweiz, 

■  I.  Bd.  K.  Bayern,  II.  Bd.  Saehtm,  JEhltmge» 
U74ff.  —  Bti'aMb^,  SemktPttm  imd  Bamk- 
poUtÜc  im  Ftnuttn,  S  Bde.,  BtrUn  1878)79.  — 
H.  </.  Bidermanin,  Di»  WUsttsr  StadtbaiOt, 
ihn  EnttUhung,  ihr«  EinUihinf  utid  Wirktam' 

.  ieU,  ihre  SehidctaU  (a»9  dem  Archiv  für  Kunde 
iSelerreichiteher  Oeeehichtaquellen  beeondera  ab- 
gedruckt),  Wien  1859.  —  Kfibner,  Die  Banken, 
Leipeig  185^.  —  Sottbeer,  Die  Bambvrger 
Boink  1619—1866,  Vieri,  f.  Volkavi.,  Jahrg.  1866 
und  1867.  —  Levi  v.  Halle,  Die  Hamburger 
CHrf^ank  und  ihr  Autgang,  Berlin  1891. 

B.  Na»—. 


IT.  Die  Banken  iu  Grossbrltumien 
und  Irland. 

1.  Die  englischen  und  schottischen  Zettel- 
haaken  bis  zur  Bankrestrikttoii  1797.  2.  Die 
britischen  Zettelbanken  von  1797—1844.  3.  Die 
britischen  Zettelhanhen  seit  der  iiesetz&rebnng 
von  1844.  4.  Die  Entwickelung  der  Kassen- 
fflhrung,  der  Umschreibungen  and  Abrech- 
nungen durch  die  Banken  in  England. 

1.  Die  englischen  und  schottischen 
Zettelbuiken  bis  zur  Bankrestriktion 
1797.  Die  Verluste,  welche  durch  schlechte 
Geschäftsführung  der  kasseführenden  Gold- 
schmiede und  durch  gelegentliche  Aneignung 
ihrer  Barvorräte  seitens  der  Staatsregiening 
den  Gläubigem  derselben  entstanden,  sowie 
das  Beispiel  der  grossen,  damals  noch  fast 
aUgemoin  bewunderten  Banken  von  Venedig 
und  Amsterdam  veranlassten  seit  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  lebhafte  Verhandlungen 
über  die  Orßndung  einer  grossen  öffentlichen 
Bank.  Bas  Besultat  war  die  ErrichtiiQ^  der 
Bank  von  England  im  Jahre  1694(nach  einem 
von  W.  Faterson  anteostellteu  Plane)  dur^ 
G.  V.  25.  April  und  Charter  v.  27.  Juli  1694. 
Sie  untersdiied  sich  von  den  grossen  Banken 
der  kontinentalen  Handelsstädte  ziidScW 
dadurd),  dass  sie  nicht  von  einer  stfidtisdieQ 
Behörde,  sondern  von  einer  privaten  Korpo- 
ration (The  govemor  and  Company  of  tho 
Bank  or  England)  gegründet  wimlo  und  dass 
der  Zweck,  für  die  Staatskasse  Fonds  dar- 
lehnsweise  zu  erhalten,  unverhüllter  hervor- 
trat. Sie  war  eben  zunäclist  eine  Korpo- 
ration von  Staateglättbigem,  die  ihr  ganzes 


Kapital  von  1200000  £  dem  Staat  darleihen 
sollte.  Dafür  erliielt  sie  das  Recht,  Bank- 
geschäfte zu  treiben,  jedoch  sollte  sie  nicht 
mehr  Geld  aufnehmen  oder  schulden  als 
den  Betrag  ihres  Kapitals,  und  wenn  dies 
(loch  geschehe,  so  smlten  die  einzelnen  Mit- 
glieder nach  Massgabe  ihrer  Anteile  für  den 
Ueberachuss  haften.  Der  Staat  bezahlte  an- 
fangs fOr  das  Darlehen  8<*/a  Zinsen  und 
4000  £  Yerwaltungskoston.  Der  Betrieb  von 
Handelsgeschäften  wurde  der  Bank  verboten 
mit  Ausnalune  des  Handels  mit  "Wediseln, 
Gold  und  Silber  und  des  Verkaufs  der  Pro- 
dukte der  eigenen  Ländoeien  und  der  nicht 
eingelösten  Pßbider.  Im  AnsGhluss  an  die 
Gewohnheiten  der  Goldschmiede  gab  die 
Bank  für  bei  ihr  erworbene  Guthaben  schrift^ 
liehe,  jederzeit  einforderbfoe  Zahlungsver^ 
sprechen  aus.  An&ngs  mussten  diese  Noten 
indossiert  werden,  aber  schon  1697  vnirden 
sie  zu  Inhaberpapieren.  In  diesem  Jahre 
geriet  die  Bank  infolge  des  langsamen  Fort- 
schreitens der  Umprägung  der  schlechten 
Münzen  in  Verlegenheit,  und  ihre  Noten 
verloren  15 — 20  "/o,  da  die  Einlösung  der- 
selben zeitweilig  beschränkt  werden  miisste. 
Ihr  Kapital  wurde  durch  eine  neue  Sub- 
skription um  1001171  £  erhöht,  und  auch 
ihr  Aotenemissionsrecht  um  diesen  Betn^ 
erweitert,  unter  der  Bedingung,  dass  die 
Noten  jederzeit  dem  Inhaber  eingelöst 
würden.  Doch  blieb  eine  Art  Indossiening 
der  Noten  noch  lange  Zeit  üblich.  Durch 
dasselbe  G.  v.  1697  erlangte  die  Bank  das 
Privilegium,  dass  keine  andwe  Bankgesell- 
schaft durch  Parlamentsakte  im  Königreiche 
errichtet  werden  solle,  und  1708  wiude  fest- 
gesetzt, dass  keine  Person  und  keine  private 
Gesellsdiaft  von  mehr  als  6  Personen  Bank- 
geschäfte treiben  nnd  Noten  ausgeben  dürfe, 
die  jederzeit  oder  in  einer  kürzeren  Frist 
als  6  Monate  zahlbar  seien.  Die  Notenaua- 
^be  der  Bank  von  England  entwickelte  sich 
indessen  doch  nur  ganz  allmählich.  In  der 
ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhnnd^ls  hat  sie 
keine  Noten  in  Beträgen  unter  20  £  emittiert 
Erst  1759  schritt  sie  zur  Aiugabe  von  10  £-, 
1793  von  5  £-Noten.  Neben  der  Bank  ab«" 
entstanden  allmlüilich  kleine  ^vate  Baaken, 
welche  die  NotenemisBion  mit  grösserem 
Eifer  und  Erfolge  betrieben.  Das  Wachsen 
ihrer  Zahl  war  anfangs  langsam,  1776  wird 
dieselbe  auf  ca.  IfiO  geschätzt,  1790  war  EÜe 
in  der  Periode  des  Aubchwirog;es  nach  dem 
amerikanischen  Eri^  auf  3o0  gestiegen. 
Sie  ^ngen  dazu  über,  auch  ganz  kleine 
Banknoten  in  Umlauf  zu  setzen,  so  daes  die 
Gesetzgebung  dagegen  einsehritt.  Im  Jahre 
177.")  wiuxlen  die  Noten  unter  20  sh.,  1777 
die  Noten  unter  5  £  verboten.  Eis  scheint 
keine  Frage  zu  sein,  dass  der  Beiz  der 
Notenausgabe  ungemein  dazu  beigetragen 
hat,  Bankeinrichtungen  und  Bankkredit  im 
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Lande  zn  verbreiten.  Abei*  zuei-st  im  Jahre 
1792.93  zeigte  sich  ihre  Unfähigkeit,  eijier 
fn^isseren  Krisis  zu  widei-steheii.  rngeffthr 
iuindert  PriTatbaoken  unterlagen  dem  f^egen 
sie  damals  einbrechenden  jUisstcauen. 

Fast  gleichzeitig  mit  der  Bank  von  Eug- 
laiid  (169Ö)  viirde  die  Bank  von  Schottland 
;uif  ähnlichen  Gnindlagen  durch  Gesetz  er- 
richtet.    Ihr  folgten  im  folgenden  Jahr- 
himdert  zwei  andere  Bankeu  mit  Korpo- 
rationsrechten, 1727  die  Royal  Bank  of  Scot- 
land  und  1746  die  Britisli  Linen  Company 
und  eine  Reihe  anderer  von  nicht  inkorpo- 
rierten  Gesellschaften  enichteter  Banken. 
Uie  Haftbarkeit  der  mitunter  sehr  zahl- 
reichen Teihiehmer  an  den  nicht  inkorpo- 
lierten  Banken  war   eine  mibeschränkte. 
IJie  schottischen  Banken  haben  rascher  als 
die  enghschen  die  Banknoten  zu  einem  ganz 
allgemeinen  Zahlungsmittel  gemacht.  Be- 
leits  1704  gab  die  Bank  von  Schottland 
Noten  im  Betn^  von  1  £  ans.  Ihr  folgten 
't£uin  tÜe  anderen  Banken  nicht  nur,  sondern 
sie  verkleinerten  im  vorigen  Jahi-himdert 
zeitweise  die  Ajipoints  noch  viel  mehr  bis 
zu  einem  Schilling  und  sogar  bis  zu  einigen 
Pence  herunter  (Rep.  on  Pi-omissory  Notes 
in  Ireland  and  Scotland  1827  p.  161).  Ein 
Gesetz  (5  Georg  IQ  c.  49)  that  aber  im 
-lahre  176.")  diesem  Verfahren  Einhalt  und 
normierte  den  Betrag  der  kleinsten  Note 
für  Schottland  auf  1  4'.   Noten  von  1  £ 
haben  seitdem,  soweit  es  sich  verfolgen  lässt. 
immer  den  grösseren  Teil  der  schottischen 
NoteDcirkulation  ausgemacht.   Eine  weitere 
Eigentümlichkeit  der  schottischen  Banken, 
welche  fflch  8ch<m  frfÜi  in  der  ersten  Hälfte 
des  voxigen  Jahrhnndei-ts   bei  denselben 
findet,  'wnr  die  Ocwfthnmg  von  Kredit  in 
laufender  Rechnung  (cash  credits).  Es  wird 
von  allea  Seiten  gerühmt,  welchen  (^nstigen 
Einfhisä  sie  dadurch  sowie  durch  die  Heran- 
ziehung' aller  müssigen  Kapitalien ,  deren 
Deponenten  sie  massige  Xinsen  gewährten, 
iiiif  die  Entwickelung  des  Landes  gehabt 
haben.    Ihre  umsichtige  Verwaltung  hat  sie 
vor  verlustbringenden  Zahlungseinstellungen 
mit  ganz  seltenen  Ausnahmen  bewahrt.  Da- 
l»?i  kam  ihnen  aber  wesentlich  zu  statten, 
'la.'^  sie   im  Fall  eines  ausserordentlichen 
(it^darfes  an  edlem  iletaU  auf  die  Vorräte 
'It.-r  Bank  von  England  rekuiTieren  konnten. 
Sie  hielten  Wechsel  auf  London  und  andere 
in  Lomlon  leicht  realisierbai-en  Sicherheiten 
in  Reserve,  um  sie  im  Notfall  dort  zn  ver- 
äiissern    und    ihre   Geldbestände    zu  ver- 
stärken oder  auswärtige  Zahlungsverpflich- 
ttmgen  zu  decken. 

2.  Die  britiscben  Zettelbanken  von 
1797 — 1844.  Im  Jahi*e  1797  sah  sich  die 
Kuik  von  England  genötigt,  ihi'c  Barzahlungen 
•■inzustellen.  Sie  hatte  der  Staatsregiemng 
tpitz  wietlerhoUer  Gegenvoi-stelhuigen  der 
Hsndwörterlnich  der  StMtawisaeiuchafteii.  Zweite 


!  Bankdivektoren  in  den  vorangehenden  Jahren 
[erhcUiehe  Darlehen  machen  müssen.  Von 
1  den  Aktivid  der  Bfuik  im  Gesamtlictiage 
Ivou  17923920  £  waren  im  Februar  1797 
1 11714431£Schald8dieineod»Budischiüden 
I  des  Staates.  Di^r  Umstand  wünle  au 
I  sich  die  Lage  der  Bank  kaum  gefährdet 
I  haben ,  wenn  nicht  <lie  Staatsregierung  füi- 
I  Kriegszwecke  und  Subsidien  in  den  Jahren 
1 1794—96  ca.  34''  4  Millionen  £  im  Auslande 
verausgabt  hätte  und  gleichzeitig  auch  für 
fremde»  Getreide  infolge  sc^hlechter  Ernten 
I  erhebliche  Zahlungen  zu  machen  gewesen 
wären.  Und  doch  schien  die  Ueberwindung 
dieser  Schwierigkeit  durch  scharfe  Kredit- 
restriktion und  Beschränkung  des  Noten- 
umlaufs der  Bank  zu  gehngen.  Die  Wechsel- 
kurse waren  wieder  günstig  geworden,  als 
im  Winter  1796/97  ein  Schrecken  vor  einer 
vermeinthch  drohenden  feintUichen  Invasion 
durehs  Land  ging  und  infolge  desselben 
zuerst  melu^re  Ijandbanken  um  Auszahhiug 
von  Noten  und  Guthaben  bestürmt  wurtien. 
Ihr  Fall  vermehrte  die  Krediterschüttening 
und  die  Neigung  zur  Ansammlung  von  Bar- 
vorräten, zu  deren  Beschaffung  der  ndion 
stark  verminderte  Geldvoirat  der  Bank  von 
England  von  allen  Seiten  in  Ansprach  ge- 
nommen wurde.  Die  Bank  suchte  sich  ver- 
gebens durch  weitere  Einschränkung  der 
Darlehen  und  der  Notencirkulation  zu  retten, 
und  als  der  Barvorrat  infolge  des  beständigen 
Abflusses  nach  den  Landdistrikten  auf 
1086170  £  bei  einer  Notencirkulation  von 
9674780  £  und  4891 53<»  £  in  Depositen 
gesunken  war,  erschien  am  26.  Februar  eine 
Verordnung  des  Geheimen  Rates,  welche 
ihr  weitere  Baraahlungen  verbot.  Ein  G.  v, 
3.  Mai  (37  Geoi^r  III  a  45)  bestätigte  die 
Verordnung.  Gleichzeitig  wurden  me  Ge- 
setze suspendiert,  welch«  in  England  und 
Schottland  den  Betrag  der  kleinsten  Note 
festgesetzt  hatten,  äajmt  kleine  Banknoten 
an  die  Stelle  des  verschwundenen  baren 
Geldes  treten  könnten.  Das  Verfediren  der 
Bank  ist  später  getadelt  worden.  Man  hat 
gemeint,  die  Einstellung  der  liarzahlungen 
sei  nicht  notwendig  gewesen  (Thornton, 
Tooko).  Da  die  Weeliselkui-se  günstig  ge- 
worrlen  waren ,  so  würde  der  Bai-von-at 
wieder  angewachsen  sein,  wenn  die  Bank 
weiter  bar  gezahlt  hätte.  Dem  Abfluss  der 
BaiTorräte  nach  dem  Innern  und  dem  pani- 
sclien  Schi'ecken  hätte  man  durch  Noteu- 
vemiehrung,  nicht  durch  Noteneinziehung 
steuern  müssen  und  können.  Ein  ähnhches 
Verfahren  hat  sicli  in  späteren  Krisen  be- 
wälirt.  Es  ist  aber  die  tVago,  ob  der  Ki-edit 
der  Noten  damals  schon  soweit  gefestigt 
war,  dass  man  eine  so  kühne  Politik  wagen 
konnte,  und  ob  nielit  bei  der  in  den  folgen- 
den Jahren  immer  wieder  eintretenden  un- 
günstigen Zahlungsbilanz  gegen  das  Aus- 
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land  die  Aiifrechterhaltung  der  Barzahlungen  1 
seitens  der  Bank  zu  sckr  schlimmen  Geld- 
krisen  geführt  liätte.  Die  Bank  konnte  nach- 
weisen, dass  ihr  Vermögen  nat-h  Abzug  aller 
Schulden  15513690  £  betnig,  und  eine  Ver- 
sammlim^  der  angesehensten  Kaufleute  und 
Bankiers  in  dem  >fansionhau5;e  erklärte  feier- 
lidi  die  Bereitwilligkeit  aller  Teilneluner. 
die  Bauknoten  auch  femer  in  allen  Zahlungen 
anzunehmen  und  auf  ihre  Aunahmo  in  allen 
anderen  Kreisen  hinzuwirken.  Die  Erklärung 
fand  allgemeine  Zustimmung,  und  obschon 
die  Banknoten  nicht  die  Eigenschaft  eines 
gesetzlichen  Zahlun^ismittels  erhielten,  nahm 
und  gab  vaaa  sie  m  allen  Zahlungen  statt 
bäcen  Oeldes.  Das  Gesetz  bestimmte  nur, 
<1ass  Zahlimgen  in  Noten  den  Zalilungen  in 
barem  Oelde  in  Uiren  rechtlichen  Wirkimgen 
gleich  seien,  wenn  die  Noten  in  Zalünng 
genommen  seien.  Da  nun  weder  der  Kredit 
der  Bank  noch  der  des  englischen  Staates 
wesentlich  gelitten  hatten  und  eine  Ver- 
mehrung der  Noten  fast  niu-  vorgenommen 
wurde,  soweit  sie  znm  Ersatz  des  aus  dem 
Verkelir  verschwundenen  baren  Geldes  in 
kleinen  Äppoints  notwendig  war,  so  erlitten 
die  Noten  eine  Zeit  lang  keine  Wertver- 
minderung  gegen  das  bare  Geld.  Aber  die 
Eriegfühnmg  im  Auslande ,  Subsidicn  an 
kontinentale  Mächte,  stockender  Absatz  eng- 
lischer Produkte  und  schlechte  Ernten  hatten 
allmählich  doch  eine  Differenz  des  Wertes 
zwischen  Papier  und  edlem  Metall  zur  Folge, 
die  ihi-en  Höhepunkt  während  des  peninsu- 
laren Krieges  und  der  deutschen  Ben^iungs- 
kriege  erreiclite.  Im  Jahre  1812  galten  100  £ 
in  Noten  durchschnittlich  75  £  5  sh.  3  d. 
in  Gold,  1S13  nur  71  £  2  sh.,  1814  74  £ 
17  sh.  6  d.  Die  Erscheinung  veranlasste 
lebhafte  Debatten  über  ihre  Ursachen,  welche 
die  Kenntnisse  von  der  Natur  eines  unein- 
löslichen  Papiergeldes  und  der  internationalen 
Zahlungsbilanz  wesenthch  gefördert  haben. 
An  den  Sti-eitverhandlungen  beteiligten  sich 
nicht  nur  die  hervorragendsten  National- 
ökonomen der  Zeit,  sondern  es  wurde  zu 
ihrer  Erörtemng  auch  ein  Komitee  des 
Hauses  der  Gemeinen  eingesetzt,  dessen  be- 
rühmter Bericht  (bullion  report  von  1810) 
die  Beihe  von  Iehn«ichen  Berichten,  welche 
in  diesem  Jahrhundert  über  Banknagen  in 
England  von  königlichen  und  parlamentari- 
schen Ausschüssen  erstattet  smd,  eröffnet. 
Nat^  Beendigung  des  Kri^es  n&herte  sich 
der  Kurs  der  Noten  bald  wieder  dem  Fari- 
stande  (100  £  in  Noten  galten  durchschnitt- 
lich 83  £  5  sh.  9  d.  in  den  Jahren  1815 
und  16,  97  £  6  sh.  10  d.  1817  und  18, 
95  £  11  sh.  1819,  97  £  8  sh.  1820).  Ein 
Oesetz  vom  Jahre  1819  (Peels  act  gewöhn- 
lich genannt)  59  Geo.  III  c.  78  ordnete  die 
volle  Wiederaufnahme  der  Barzahlungen  fiir 
das  Jahr  1823  an,  aber  schon  vor  diesem 


Termine,  vom  1.  Mai  1821  an.  war  die  Bank- 
verwaltnng  in  der  Lage,  alle  Verpflichtungeu 

in  Gold  erfüllen  zu  können. 

Die  kleinen  landbanken  hatten  sich  wäh- 
rend der  Baukrestriktion  und  der  franzö^^i- 
schen  Kriege  ganz  ausserordentlich  vermehrt. 
Die  grossen  Gewinne,  welche  die  Landwirte 
bei  den  hoch  gestiegenen  Preisen  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte  gemacht  liatten. 
sowie  die  rasclie  industrielle  Entwickelims 
des  Landes  scheinen  ausser  dem  Reiz  der 
freien  Banknotenausgabe  auf  die  en<a*me 
Eutvi-ickelung  des  Ijandbankwesens  in  der 
damaligen  Zeit  hauptsächlicli  hingewirkt  zu 
haben.  Aber  das  Sinken  der  Preise  aller 
Produkte  nach  hergestelltem  Frieden  und 
die  damit  in  Verbindimg  stehende  landwirt- 
schaftliche und  gewerbliche  Ktiäs  bewirkten 
in  den  Jahren  1814—16  den  Zusammen- 
bruch vieler  dieser  Anstalten.  Nicht  weniger 
als  240  I^andbankon  stellten  damals  ihn> 
Zahlimgen  ein,  natürlich  znm  Schaden  des 
Ijandes.  Dieselbe  Erecheinung  wiederholte 
sich  in  der  grossen  Handelsfcrisis  von  1S2.'». 
\\'ährend  des  dei-selben  vorangehenden  gt^- 
werblichen  Aufschwungs  waren  die  Banken 
aufs  neue  in  der  Luge  gewesen,  ihren  Um- 
lauf besonders  an  kleinen  1  £-Noten  auszu- 
dehnen. In  der  Krisis  al)er  wurden  im  Vor- 
lauf von  6  Woclxen  ca.  70  Banken  zahlungs- 
unfälüg.  Die  Entwertung  der  von  ihnen 
ausgegelienen  Noten  verursachte  eine  Lücke 
im  Zahlungswesen,  welche  den  allgemeinen 
Misskretlit  sehr  vci'schlimmerte  und  noch 
üblere  Folgen  gehabt  hätte,  wenn  sie  nicht 
durch  die  reichliche  Kreditgewährung  \md 
die  vermehrte  Notenausgabe  der  Bank  von 
England  ausgefüllt  wonlen  wäre.  Diesellie 
hatte  seit  1821  ihre  1  £-Xoten  eingezogen, 
während  die  Landbanken  fortgefahren  hatten, 
kleine  Äppoints  auszugeben.  Es  wird  be- 
richtet, dass  man,  als  die  Noten  der  letzteren 
ihren  Kredit  verloren,  glücklicherweise  in 
der  Bank  von  England  noch  einen  Vorrat 
eingezogener,  aber  noch  nicht  vernichteter 
1  £-Noten  aufgefimden  habe,  durch  deren 
Ausgabe  mau  dem  drückenden  Mangel  au 
kleinen  Zahlungsmitteln  abhalf.  In  dem 
kritischen  Monat  Dezember  182.5  wuchs  die 
Cirkuiation  der  Noten  der  Bank  von  Eng- 
land folgendennassen: 

3.  Dezember  17477290  £ 

10.       „       18037960  „ 

17.       „       23942810  „ 

24.       „        25611800  ^ 

31.       „       35709410  „ 

Der  Barvori-at  nahm  ebenfalls  infolge  des 
plötzlich  gesteigerten  inländischen  Bedürf- 
nisses an  Zaidungsmitteln  gleichzeitig  ab 
und  erreichte  sein  Minimum  am  24.  Dezeml>or 
1825  mit  1 027  000  £,  weniger  noch  als  bei 
der  Einstellung  der  Barzahlungen  am  20. 
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da  au  steigt  zv^ax  die  Kapitalanlage  der 
Bank  nicht  mehr  erhebhch  und  die  Noten- 
menge nimmt  etwas  ab,  aber  infolge  eines 
fortdauernden  Abflusses  der  Ban'orräte  und 
der  Depositen  trat  sie  mit  ganz  ungewöhn- 
lich niedrigem  ^letallvorrat  in  die  kritisclie 
Periode  oin.   Die  Bankausweise  cr^ben: 

Banknoten  Depofiiten  Sicher-  Bar- 
in TJmlaol  in  100  £  heiten  Vorrat 
28.11.     1824  19  737      «0098    1887a  13  810 
28.11.     1825  20754      10 169    24  95r  '8779 
31.  Vin.  1825   19399       6411     25106  3634 


F-^tiruar  1797.  Diese  Erfahrungen  führten 
7.H  einer  Aendenmg  in  der  Gesetzgebung. 
l>ie  Ausgabe  von  Noten  imter  5  £  wurde 
(V.  .'(.  -^rU  1829  an)  verboten  (7  Geo.  IV 
c.  b.).  öag^en  wurde  erlaubt,  Notenbanken 
niit  einer  gr&seren  Anzahl  als  sechs  !Mitglie- 
tlem  (Joint  stock  banks),  aber  nicht  näherals  (iÖ 
onglisc-Iien  Meilen  von  London  zu  errichten. 
Nicht  Noten  ausgebende  Bankgeschäfte 
(Inrfteu  auch  in  London  von  grosseren  Ge- 
tiellscliafteu  betrieben  werden  (7  Geo.  r\' 
V.  45).  So  wimie  zwar  für  die  Hauptstadt 
i]a3  aiissdüics'^liche  Notenprivüog  der  Bank 
von  England  in  dem  bisherigen  Umfang 
gewährt,  aber  für  die  fibrigen  Teile  von 
England  die  Errichtung  grosser  kapital- 
reicher Zettelbanken  ermöglicht  Anderer- 
seitiü  wurde  die  Bank  von  England  ennäch- 
tigtj  Zwe^nstaltea  in  den  grosseren  Städten 
ile^i  Landes  uizul^;en. 

Bei  der  bald  darauf  stattfindouden  Er- 
oeuening  des  Baukprivilcgiums  im  Jahre 
1S33  erhielt  die  Bank  noch  ein  weiteres 
wesentliches  Torrecht  dadurch,  dass  ihre 
Noten,  so  lange  dieselben  gegen  bares  Geld 
finlöabar,  zu  einem  gesetzlielien  Zahlungs- 
mittel (legal  tender)  in  allen  Zahlungen  in 
Englaua  gemacht  wurden.  Nur  die  Bank 
von  En^^and  selbst  ist  verpflichtet,  auf  Ver^ 
langen  in  gesetzlichem  baren  Gelde  statt 
in  Koten  zu  zahlen  (3,  4  William  IV  c.  98). 
Auf  den  Erlass  dieser  Bestimmung  war 
nicht  ohne  Einfluss,  ilass  in  den  Kämpfen 
um  die  Reformltill  die  Opposition  einmal 
der  Regierung  dadurch  V  erlege  nlieitcn  zu 
bereiten  suchte,  dasa  sie  künstlich  eine  all- 
P^-meine  Bestfirmung  der  Bank  mu  Ein- 
i'-fsung  ihrer  Noten  zu  erregen  suchte. 

Schon  in  der  Krisia  von  1825,  noch 
mehr  aber  in  den  im  nächsten  Jahrzehnt 
1S37  und  1839  folgenden  wurde  der  Bank 
von  England  vorgeworfen,  dass  sie  zu  lange 
fr™^ert  habe,  der  Ueber8ix?kulation  und 
dem  Abfluss  ihrer  Barvorräte  durch  Dis- 
kontoerhöhimgen  oder  andere  Kreditbe- 
schränkungen entgegenzuarbeiten.  Dadiu-ch 
sei  ilie  faankhafte  Entwickelung ,  welche 
zur  Exisis  führte,  weim  nicht  henoi^rufen, 
so  doch  vergröesert  und  verlängert.  Schon 
dadurch  sei  die  Krisis  verschlimmert  wor- 
den. Aber  dazu  sei  der  Schrecken  gekom- 
men, den  nach  Ansbnich  derselben  der  ge- 
ringe Bamnrat  der  Bank  und  die  daraus 
f-ntepringeode  Furcht,  dass  die  Mittel  der 
Bank  ganz  zu  Ende  gehen  würden,  verur- 
sacht habe.  Es  ist  wohl  nicht  zu  leugnen, 
«lass  diese  Vorwürfe  begründet  waren.  In 
f\*T  Periode  der  Ucberspekulation ,  welche 
der  Eiisia  von  1825  voranging,  hatte  die 
Bank  Tom  frühling  1824  bis  1825  ihre 
Kreditbewilli^rmg  an  Private  und  an  den 
Staat  und  die  Menge  ihrer  durch  Metall 
nicht  gedec^en  Noten  stark  vermehrt  Von 


Auch  in  den  Jahren  3835—36  hat  die 
Bank  ihre  Darlehen  zu  niedrigem  Zinsfusso 
vermehrt,  und  als  ein  gefahrdi-ohender  Ab- 
fluss der  Bai"Vorräte  entstand,  nicht  energisch 
genug  wieder  eingeschränkt.  Bei  einem 
Bankzinsfuss  von  3 '  2  ".'0  und  einem  Bar- 
vorrat von  nur  6—7  Millionen  £  wuchs  die 
mttzbare  Anli^  der  Bank,  die  seeurities, 
von  25  678  0<X )  i"  im  Juni  1835  auf 31 954  000  £ 
im  Januar  1836.  Wahi-end  aber  für  diese 
Zeit  einige  EntschuldigimgsgriUide  für  das 
Verfahren  der  Bank  angeführt  werden 
können,  fehlt  es  an  denselben  vSlUg  für 
das  Verhalten  im  Jahre  1839.  Als  nach 
einer  schlechten  Ernte  und  bei  bedeutenden 
Kapitalanlagen  im  Auslande,  die  ca.  10  Mil- 
lionen £  an  edlem  Metall  dem  Lande  ent- 
führten, der  Barvorrat  der  Bank  von 
9  794  OUO  £  am  18.  Dezember  auf  4  445  000  £ 
am  30.  April  sank,  Hess  die  Bank  ihren 
Diskonto  unverändert  auf  4*^0.  Am  16.  Mai 
bei  einem  Barvorrat  von  4117  000  €  schritt 
sie  zu  der  ersten  ungenüfjenden  Diskonto- 
erhöhung, die  den  Abfluss  der  Banorräte 
verminderte,  aber  nicht  aufhob.  Auch  die 
folgenden  Gegenmassregelu  (5^/2  ^/o  am  30. 
Juni,  G^/o  am  1.  August)  wuKlen  so  zögernd 
und  in  unzureichendem  Masse  ergriffen, 
dass  der  Barvorrat  am  3.  Oktober  auf 
2406000  £  sank.  Die  Bank  rettete  sich, 
bei  sonst  gesundem  Zustande  des  inländi- 
schen Kre<lits,  durch  Anleihen,  die  sie  im 
Betrage  von  2  500  000  £  in  Paris  und  Ham- 
biu^  abschloss.  Die  Nachteile  aber,  welche 
durch  ihr  Verhalten  und  den  durch  die 
schwindenden  Barvorräte  hervoi^erufenen 
Schrecken  verursacht  wurden ,  wai'en  nicht 
gering. 

Die  Ijandbanken  haben  sich  in  den 
Krisen  der  dreissiger  Jahre  viel  besser  ge- 
halten als  in  friiheren  Perioden  ähnlicher 
Art.  Es  war  das  wohl  eine  Folge  der  Er- 
richtung grösserer  Jointstockbanken  mit  be- 
deutenderem Kapital.  Aber  doch  wurde 
ihnen  voigeworfen,  dass  sie  zur  Zeit  der 
UeberspektOation  und  ungünstiger  "Wechsel- 
kurse ihren  I^otenumlaui  vermehrt  und  da- 
durch die  Auf^be  der  Bank  von  England, 
ungesunder  Preissteigerung  und  übermässi- 
gem Abfluss  des  Barvorrats  vorzubeugen, 
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ei  sclnvert  hätten.    Die  absolute  Vomioli-  \ 
ruiifj  ilires  Notemimlaufs  ■war  freilich  nur 
gering,  ■ftieviel  sie  aber  im  Verhältnis  zu 
ihrem  Barvonat  betrag  (ungedeckter  Noteu- 
uuilauf)  -wissen  -wir  nicht. 

8.  Die  britischen  Zettelbanken  seit 
der  Gesetcgebni^  von  1844.  Die  wie- 
derholten übten  Erfahninecn,  -welche  in  der 
ei'sten  Hälfte  des  Jahrhunderts  gemacht 
wiutlen,  liewirkten,  dass  die  englischen 
Staatsmänner  der  Lehre  Qelißr  sdienkten, 
welche  alle  Schwankungen  im  Gebrauch 
des  Xotenkredits  fih:  sdildlich  erklärt  und 
durch  staatliche  Einrichtimgea  möglichst  ver- 
hindern tätH.  Die  ciin-ency  school  (s.  d.  Art 
Bankgeschäfte  sub  9  obenS.  14iJff.)  liatte 
damals  einen  besonders  tüchtigen  Verti-eter  in 
Samuel  Jones  Loyd,  später  Lord  Overatoue. 
Derselbe  "wm-de  von  einigen  einflussreichen 
Bankdirektoren  und  Schülern  Ricardos  unter- 
stützt, und  mit  dieser  Hilfe  gelang  es  ihm, 
für  seine  Pläne  den  einflussi-eichsten  Staats- 
mann der  Zeit,  Sir  Robert  Peel,  zu  gewinnen. 
Der  Gnmdgedanke  dieser  Männer  -war,  dass 
ein  rein  metallisches  Geldwesen  das  sicherste 
und  vollkommenste  sei,  nur  aus  Sparsam- 
keit und  der  Bequemlichkeit  halber  seien 
Banknoten  neben  dem  Metallgelde  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  gerechtfertigt  Die 
Menge  derselben  aber  müsse  in  demselben 
Verhältuis  zunehmen  \md  abnehmen,  wie 
das  Metallgeld  im  Lande  ab-  und  zunehmen 
wiirde,  wenn  keine  Banknoten  existierten. 
Deshalb  beschlossen  sie,  die  Ausübe  von 
Banknoten  von  dem  Bankgeschäfte,  soweit 
als  es  auf  dem  Boden  der  gegebenen  Z\i- 
stände  thunlich  erschien,  zu  ti-ennen.  Durch 
das  Gesetz  7  und  8  Yict.  c.  32  (19.  Juli 
1844)  wunle  für  die  Notenausgabe  der 
Bimk  von  England  ein  eigenes  Departement 
geschaffen  (issue  depaitment).  Dasselbe 
flbei^ebt  dem  Bankdepaitement  für  14  Mil- 
lionen £  sichere  ^ertpamere  (securities) 
den  gleichen  Betrag  an  Banknoten.  Da- 
rüber hinaus  darf  das  Departement  Bank- 
noten mu-  ausgelien,  wenn  dafür  der  gleiche 
Betrag  von  englisctißm  Gold  oder  an  edlem 
Metall  ftiöclistens  V&  in  SUl>or)  deponiert 
wird.  Mui  nahm  an,  dass  imter  die  Summe 
von  14  Millionen  £  die  inländische  Noten- 
cirbüation  niemals  sinken  kOnne  und  dass 
ein  Banknotenumlauf  bis  zu  dieser  Hohe 
durch  den  inländischen  Bedarf  immer  hin- 
länglich gesichert  sei.  Wenn  man  also  für 
einen  weiteren  Betrag  jederzeit  bares  Geld 
vorrätig  halte,  so  sei  Einlfisbarkeit  der  Koten 
unter  allen  Umständen  gesiclieit.  Das  Recht 
aller  anderen  Banken  in  England  und 
AVales,  die  bisher  Noten  ausgegeben  haben, 
wiu^e  begrenzt  auf  den  Betrag  an  Bank- 
noten, welchen  sie  in  12  Wochen  vor  dem 
27.  April  J844  dmxlischnittlich  in  Uralauf 
gehabt  hatten.   Neue  ZettoUianken  dürfen  ( 


\  niclit  mehr  eirichtet  weiilen,  alte,  die  ans 
h-gend   einem  Grunde  ilirt'  XotenausgalH'. 
aufgeben,  verlieren  das  Ansgaberecht  für 
immer.    Die  Regierung  kann  im  letzten 
Falle  dem  An8gal>ede^irtcmcut  der  Bank 
von  England  gestatten,  für  ^.s  des  Betrages 
des  erloschenen  Xotcnausgaboreclits  mehr 
eigene  Noten  gegen  entsirechendo  Vemieh- 
rang  der  hinterlegten  Weitpapiei-e  auszu- 
geben.  Es  ist  der  Bank  von  England  atich 
erlaubt,  mit  den  privaten  Zettelbanken  Yer^ 
träge  zu  schliesseii,  nach  welchen  diese  auf 
ihr  Notenrecht  zu  Gimsten  der  Bank  von 
Englan<l  gegen  eine  von  derselben  zu  zah- 
lende Yergiltung  vei-zichten.    Der  s<i  den 
kleineren  Banken  zugestandene  Beti-ag  in 
Noten  belief  sicli  für  die  Aktienbanken 
(Joint  stock  baiiks)    auf  3  495  (MX  i  t 
für  die  Privatbanken  auf  5 153  (XX  >  f 
zusammen  also   8648000  i' 
Durch  Eingehen  von  Banken  oder  Auf- 
gabe des  Notenaufgaberechts  war  die  Be- 
rechtigung ziur  Notenausgabe  bis  Ende  IShS 
vermindert 
für  die  Joint  stock  Banks  2110000  £ 
Pri\'ate  Banks  3170(K)0  j- 

zusammen  also    5280000  £' 

Seitdem  ist  diese  Summe  ancli  weiter 
zunickgegangen.  Dagegen  ist  die  Au.sgabe 
von  Noten  gegen  Wertpapiere  dm-ch  das 
Bankdepartement  bis  1898  nur  auf  168O0O(H3 
vermehrt  worden,  da  die  Bank  von  iluvr 
Berechtigung  bisher  nicht  vollen  Gebrauch 
gemacht  hat. 

Ebenso  wie  in  England,  so  war  auch  in 
Schottland  d\irch  das  erwäliute  Gesetz  die 
Errichtiuig  neuer  Zettelbanken  verl>oteu 
worden.  Die  weitere  Regelung  der  Noten- 
ausgabe in  diesem  Lande  erfolgte  im  fol- 
genden Jahre  dnrdi  das  Gesetz  S  und  9 
Victoria  c.  38  (21.  Juli  1845).  Mau  gab 
jeder  Bank  das  Recht,  soviel  Noten  ohne 
Bardeckung  auszugeben,  als  sie  im  Jahre 
vom  1.  Mm  1844  bis  30.  April  1845  dimA- 
schnittlich  im  Umlauf  gehabt  hatte.  Darüber 
hinaus  dürfen  die  Banken  nur  für  den  Betrag 
baren  Geldes  Noten  ausgeben,  den  sie  in 
ihren  Kassen  vorrätig  haben.  Die  schotti- 
schen Banken  behidten  femer  im  Unter- 
schied von  den  englischen  das  Recht.  Noten 
bis  zu  1  £  herunter  auszugeben.  Damals 
gab  es  19  Zettelbanken  in  Schottland,  wel- 
chen in  Gesamtheit  das  Recht,  für  3  087  2o9  £ 
durch  Ban'orräte  nicht  gedeckte  Banknoten 
auszugeben,  zng'ebiUigt  wurde.  Gegen- 
wäitig  sind  dieselben  auf  10  zusanimenge- 
schmolzen,  welche  zusammen  die  Berecliti- 
gung  zur  Ausgabe  von  2676350  £  in  un- 
gedeckten Noten  besitzen. 

Die   wirklich   in  Umlauf  befindlidieu 
Noten  der  englischen  Aktien-  und  Privat- 
,  banken  bleiben  natürUch  infolge  der  ge- 
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troffenen  Bestimmungen  immer  unter  der 
frepotzlich  ihnen  gestatteten  Xotenansgabe, 
(lie  der  schottischen  fibersteigen  das  gesetz- 
lich ffh-  die  ungedeckten  Noten  festgesetzte 
Quantum.  Der  monatliche  Durchschnitt  der 
in  Umlauf  befindlichen  Notenmenge  der 
englischen  Frovinzialbanken  schvannc  z.  B. 
im  Jalire  1897  zwischen  1286Ü00  und 
14820t>>  £,  die  der  schottisclien  bewegte 
sich  zwischen  67120ÜÜ  und  7  875000  £, 
die  der  irischen  zwischen  nSGHiNX)  und 

Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  imter- 

Hegon.  dass  der  tirsprflngliche  Zweck  dieser 
GesetzE^lning  nicht  eireicht  worden  ist. 
Dif  iienge  der  wirklich  cirkiüierendeii, 
tl.  h.  in  den  Häudeii  des  Publikums  befind- 
lichen Noten  der  Bank  von  England 
tichwankt  auch  gegenwärtig  keineswegs  in 
dem  Masse,  in  welchem  ihr  Barvorrat  ab- 
und  zunimmt.  Zwar  weiflen  von  dem  Aus- 
gabe<lepartement  ft~ir  alles  eingehende  Öold 
Noten  ausgegeben,  aber  ein  grosser  Teil 
dieser  Noten  bleibt  als  Kassenreser\e  in 
dem  Bankdepartement  liegen,  und  diese 
nicht  in  Umlauf  befindliche  Notenreserve 
wächst  in  Zeiten,  in  denen  der  gesamte 
Bai-von-at  gross  ist,  sie  vei-mindert  sich  bei 
ungünstigen  Wechselkursen  und  abfliessen- 
den  Barvorräten.  Die  Schwankimgen  der 
■wirklichen  Notencirkiilation  der  Bank  von 
England  haben  ihre  T'i-sache  und  ihre  Er- 
klänm^  in  den  Be<lnrfnissen  des  Verkehrs, 
nicht  m  der  Zunahme  oder  Abnahme  des 
Barx-orrats  oder  der  Willkür  der  Bank- 
direktoi-en.  Die  Ban-oiTäte  der  Bank  da- 
gegen sind  jetzt  wie  früher  der  Fonds,  aus 
dem  edles  Metall  bei  einem  plötzlichen  Be- 
dürfnisse zur  Ausfidir  geschöpft  wird.  Bei 
einer  Verminderung  der  Barvorräte  greift 
man  zu  einer  Erhöhung  des  Diskontos,  nicht 
zu  einer  Yermindening  der  in  den  Händen 
des  Publikums  befindlichen  Noten.  Die 
letztere  steht  gar  nicht  in  der  Macht  der 
BankvPTwaltung.  Bei  einem  dahin  zielen- 
den Versuche  würde  der  Betrag  der  ein- 
ge2<^ijen  Noten  sofort  den  Depositen  wieder 
entnommen  werden ,  weil  nicht  mehr  Noten 
in  Umlauf  sind,  als  der  Verkehr  notwendig 
l»edarf. 

In  der  ersten  Zeit  nach  Erlass  des  Ge- 
setz'^s  hat  die  Bank  wohl  noch  sich  bemüht, 
bei  der  damals  unter  günstigen  Wechsel- 
kursen stattfindenden  Sergrösserung  ihres 
Bai-vorrates  mehr  Noten  in  Umlauf  zu  bringen. 
Sie  setzte  zu  diesem  Zwecke  ihren  Diskonto 
tiefer  henmtor.  als  das  früher  geschclien 
war.  mu\  man  hat  sie  beschuldigt,  dadureh 
die  rib*"'i'triebene  Unternehmungshist  bef<)rdert 
zu  haben,  welche  zu  der  Krisis  von  1847 
führte.  Schon  1807  erklärten  die  Bank- 
'lirektoren  vor  dem  parlamentarischen 
Eomitec,  dass  sie  keinen  Eirifluss  auf  die 


ilenge  der  wu-klich  im  Umlauf  liefindlichen 
Noten  liatten  und  dass  diesellje  vor  und 
nach  dem  (resetze  durch  dieselben  Momente 
bestimmt  wortlen  sei.  Nm*  darin  hat  das 
Gesetz  von  1H44  eine  praktische  Bedeutung, 
dass  es  für  die  Benutzung  des  Notenkredits 
eine  feste  Grenze  setzt.  In  Zeiten  wachsen- 
der Spekidationssudit  und  abflicssender  Bar- 
vorräte bildet  diese  Schranke  doch  immer 
ein  Zwangsmittel  für  eine  ganz  leiditginnige, 
eine  Stfltee  für  eine  ganz  schwache  Bank- 
verwaltung gegenüber  dem  in  solchen  Perio- 
den immer  lebhaften  Verlangen  nach  Kredit- 
bewilligung. Seit  1844  liat  denn  auch  die 
Bankverwaltung  niemals  den  Bai*voiTat  so- 
weit sinken  lassen  wie  in  den  fi-ühoren 
Krisen.  Während  182.")  das  Minimum  auf 
1261  (MHt  £,  1837  auf  3831000  4;,  1839  auf 
2  406 1 M  H  t  £■  fiel,  war  in  den  wichtigsten 
Krisen  seit  Erlass  des  Bankgesetzes  der 
kleinste  Bai-vorrat  1847  8  813(M»0  1857 
60801)00  f,  1866  11850000  f.  Natürlicher- 
weise bi^fördert  eine  sehr  starke  Yerminde- 
ning der  Barvorräte  in  der  Sj)ek-ulations- 

Snriode  die  Spekulation  und  lähmt  in  der 
risis  die  Unterstützungsfähigkeit  der  Bank. 
Zweifelhaft  könnte  nur  sein ,  ob  in  der 
jetzigen  Zeit,  nachdem  die  Kenntnis  der 
Bewegungen  auf  dem  Geldmarkte  eventuell 
zugenommen  hat,  die  Bankverwaltimg  noch 
eines  solchen  Zwangsmittels  bedarf.  Wie 
es  seheint,  sind  aber  die  Jjeiter  der  Bank 
von  England  in  ihrer  grossen  Mehivjihl  in 
neuerer  Zeit  noch  immer  der  Ansicht  ge- 
wesen, dass  eine  Aufhebung  der  Scliranke 
nicht  wünschenswert  sei. 

Sie  hat  sich  freilich  in  sehr  störende-i 
und  schädliclier  Weise  schon  bald  uach  Er- 
l^s  des  Gesetzes  im  Jahre  1847  fühlbar 
gemacht.  In  der  ersten  Geld-  und  Kredit- 
krisis,  welche  im  Oktober  dieses  Jahres  auf 
dem  Jjondoaer  Markt  herrschte,  eiTegte  es 
den  grGssten  Schrecken  in  der  gmizen  Ge- 
scliäftswelt,  als  man  die  Hesen'e  des  Bank- 
departements sich  rasch  yermindem  und  am 
16.  Oktober  auf  2630000  £  sinken  sah. 
Dieser  Schrecken  trug  viel  dazu  bei,  den 
!Misskredit  imd  die  allgemeine  Jagd  nach 
barem  Oelde  zu  vermelu'en,  die  in  der  fol- 
genden Woche  die  übekten  Wirkungen  an 
der  Börse  ausübten.  Die  Krisis  wimle 
immer  schlimmer,  und  ihre  Folgen  drohten 
immer  verheerender  zu  werden,  bis  am  25. 
Oktober  die  Regienuig  eine  Verordining  er- 
liess,  welche  das  Gesetz  von  1844,  soweit 
es  die  Notenausgabe  bescln-änkt,  suspeniUci-te 
und  der  Bank  gestattete,  mit  vermelui:en 
Noten  zu  einem  Zinsfuss  von  nicht  weniger 
als  8  "  o  weitere  Diskontieningen  vorzunehmen 
und  Lombanldarlehen  zu  gewiUiren.  Die 
gewährte  Erlaubnis  beseitigte  sofort  den 
mnischen  Sclu-ecken  und  leitete  die  allniäh- 
lichc  Wieilerhei-steUung  dos  Kredits  und 
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regelmässigen  Yorkohr  oin.  Sowie  man 
wieder  die  Gevissheit  liatte,  gegen  gute 
Sichorheit  Gteld  erlangen  zu  können,  hörte 
das  Streben,  sich  bare  Zahlungsmittel  mit 
den  grOsstcn  Opfern  zu  verschaifen  und  die 
erlangten  soriel  als  ii^nd  möglich  zurück- 
zuhalten, wieder  auf.  Die  TTcbersehreitung 
der  durch  <la8  Gesetz  fflr  die  mctaUiseh 
nicht  gedeckten  Noten  gezogenen  ScJu»nko 
betrug  nicht  mehr  als  4UU00U  £.  Die  da- 
mals gemachten  Ei-fahnmgen  hal)cn  die 
englische  Regienmg  veranlasst,  in  den  beiden 
folgenden  Krisen  isä?  und  18(iö  dens<'ll*en 
Schritt  olino  so  langen  Aufschub  zu  thun, 
und  man  wir»!  künftig  in  allen  ähuhcheu 
Fällou  dioselbe  Massit^gol  mit  Sicherheit  ei'- 
warten.  Dass  tlio  Bank  jemals,  solange  uoch 
erhebliche  llai-\on"äte  vorliauden,  nur  nm 
dem  Gesetz  zu  gt'uügon,  ihre  Thüi-e  zu- 
sc'hliesson  imd  weitere  Kreil itgewühriing  ver- 
sagen werde,  glaubt  jetzt  niemand,  und  schon 
IHü?  gaben  die  Bankdirektoren  zu.  dass  ilu' 
AVrlialten  ohne  die  Zuversicht  auf  die  nötigen- 
falls nicht  ausbleibende  Susi^ension  des  Bank- 
gesotzes ein  ganz  andei-es  hätte  sein  müssen. 

Auf  diese  Weise  ist  die  Bedeutung  des 
viel  besprochenen  (Sesotzes  doch  nur  eine 
geringe.  Es  lienunt  eine  vorsichtige  Ver- 
waltiuig  in  ^wohnlichen  Zeiten  so  gut  wie 
gar  nicht,  wird  im  Fall  der  Not  aufgehoben, 
bietet  aber  für  eine  schwache  Bankverwal- 
tung doch  eine  Stütze  gegenüber  unl)ei-eeh- 
tigten  Anfoitleruiigon  in  Bezug  auf  Kredit- 
ge^vallrung  und  Notenemission. 

4.  Die  Kntwickelung  der  Kassen- 
führnng,  der  Umschreibungen  und  Ab- 
rechnungen durch  die  Banken  in  Eng- 
land. Die  Kitte,  alle  Geldvorräte  einer 
Bank  zu  überweisen  imd  Zalüungen  dui-ch 
Anweisungen  auf  dieselbe  zu  machen,  scheint 
in  der  zweiten  Hiilfte  des  17.  Jalirhmiderts 
in  London  sulion  verbreitet  gewesen  zw 
sein.  Sie  hat  sich  seitdem  allmählicli  und, 
wie  es  scheint,  fast  kontinuierlich  auf  immer 
weitere  Kreise  ausgedelint.  Diese  Eiitwicke- 
lung  im  einzelnen  zu  verfolgen,  ist  für  die 
friliiereu  Zeiten  ansseronlentlidi  schw^iorig, 
und  die  zerstivuten  Daten  zu  sammeln,  hier 
nicht  der  Ort.  ■ 

Die  wichtigsteil  gerade  in  neuerer  Zeit 
wiedei*  besonders  hcn  ortretenden  Züge  die- 
ser Entwickelung  dürften  sein: 

1.  Die  wachsen<le  Cenü'alisation  der 
Kasseuvei-einigimg  und  des  auf  sie  gegi'ün- 
deten  Zahluugswesens.  Dieselbe  vollzieht 
sich  einmal  dadurch,  dass  die  Privatlianldei-s 
gegonilbev  den  grössei-on  auf  Aktion  ge- 
gründeten Banken  in  London  mehr  und 
melir  zuiiicktreten.  Die  grossen  Londoner 
Banken  aber  errichten  immer  zalilreichere 
Zweiganstalten  in  den  Voi"stiidten  von  Lon- 
«Ion  und  in  <len  l'i-ovinzen.  Noch  wichtiger 
dürfte  sein,  dass  die  Provinzialbanken  all- 


gemein genötigt  sind,  einen  Agenten  in  Lon- 
don zu  halten,  der  für  sie  die  dortigen  lu- 
cassogeschäfte  besorgt,  Zahlungen  leistet, 
Wechsel  ziun  Diskonto  auf  den  Markt  bringt, 
vom  Markte  nimmt  etc.  Viele  Londoner 
Banken  fungieren  so  als  Agenten  dei*  Fiv- 
vinzialbanken.  Daraus  folgt  eine  Koneen- 
tration  der  Reserven  in  London,  denn  ilie 
Provinzialbanken  müssen  immer  ein  gewiss*?!! 
Guthaben  bei  ihren  Londoner  Agenten  haben, 
damit  derselbe  daraus  ihre  Anweisuim?n 
bezahlt  und  in  ihrem  Auftrage  andere  Zaii- 
lungsverpflichtnngen  iu  London  erffdlt.  Für 
(He  Londoner  Banken  aber  ist  wieder  die 
Bank  von  England  die  »Bank  der  Banken« 
geworden.  Bei  ilir  liaben  alle  aiulereii 
Banken  in  Ijondon  laufende  Rechnung  und 
ilir  überweisen  sie  ihre  Kassenvorräte,  siv- 
weit  sie  dieselben  niclit  für  ganz  kleine 
Zahlungen  notwendig  haben.  Die  Bank  von 
England  ist  alwr  auch  die  allgemeine  Staats- 
kasse, bei  der  jede  Central  Verwaltung  ilu' 
Conto  hat  und  die  dui-cli  ihre  Zweiganstal  teil 
die  Einkünfte  in  den  Previnzen  sammelt 
und  Zahlungen  füi"  die  Regierungen  in  den- 
selben macht.  Alle  Zahlungen  zwischen 
den  Centrallxjhörden  der  StaatsverwaJtuni; 
tmter  sich  sowie  an  oder  von  denselben  au 
andere  Pei-sonen,  die  ein  Conto  liei  der 
Bank  von  England  haben,  werden  dabei- 
durch  einfache  Umschreibungen  in  duii 
Büchern  der  Bank  von  England  bewirkt. 
Bei  weitem  der  grfisste  Teil  der  Zins^'^ih- 
lungen  der  Staatsschuld  (im  Jahre  1S.">7 
schon  Va)  geseliieht  durch  UmsclmMbiinir 
von  dem  Conto  des  Staates  auf  die  der 
Londoner  Banken.  Die  Zaliiungen  zwischen 
den  Staatskassen  und  solchen  Pei-sonen,  die 
kein  Conto  bei  der  Rink  haben,  wenleu 
zum  grössten  Teil  dui-ch  Wechsel  und  An- 
weisimgen  bewerkstelligt.  Die  Anweisuugeu 
führen  aber  keineswegs  immer  zu  Ihu^^u 
Abhebungen  und  Einzahlimgen ,  sondern 
werden,  da  audi  diese  Personen  mit  Banken 
in  Verbindung  zu  stehen  pflegen,  dm"ch  Ali- 
i-echnnng  un(i  Umschreibung  ei'ledigt. 

2.  Die  Vervollkommnung  des  AbivcU- 
nungswesens  zwischen  den  Bfuiken. 

Die  Ijondoner  Privatbanken  scheinen  vuii 
dem  Reclite,  Banknoten  auszugeben,  welches 
ihnen,  im  Fall  sie  nicht  mehr  als  6  Teil- 
nehmer hatten,  bis  1844  zustand,  walu^-liein- 
lieh  schon  in  der  ereten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhundorts  keinen  Gebranch  melir  geiua»  ht 
zu  haben.  Dafür  bildeten  sie  das  Zahlun^'s- 
system  durcli  Bankanweisungen  aus,  fülirton 
Chec^kbücher  ein  und  gründeten  zum  be- 
([uemen  Austausch  und  zur  Ven-ecluuing 
der  liankanweis\mg  im  Jahre  1775  das  sog. 
Clearingliaus.  Jeder  Kunde  einer  B;ink 
konnte  infolge  dieser  Einrichtung  und  der 
Sitte,  Bankanweisungen  auf  den  Inhaber  zu 
stellen,  Bankanweisungen  auf  die  verschie- 
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ilenen  anderen  Banken  in  Zahlung  geb^. 
i)hne  sich  mit  dem  Licasso  dersell^n  zu 
bemühen,  sendet  er  sie  an  seine  eigene  Bank, 
imd  diese  wieder  tauscht  die  ihr  von  ihren 
Kunden  ziigehenden  Anweisungen  auf  fremde 
Banken  mit  denen  aus,  die  auf  sie  selbst 
von  ihren  Kunden  gezogen  in  Händen  frem- 
der Banken  sichansammeln  (s.  d.  Artt.  Clea- 
ringhouse,  Bankgeschäfte).  Die  Teil- 
nahme an  der  Abrechnung,  die  sich  ausser  auf 
*>^ntliche  Checks  auch  auf  fällige  Wechsel 
und  alle  Arten  zahlbarer  Effekten  erstreckte, 
l*schi*nkte  sich  längere  Zeit  auf  die  Ban- 
kiers der  City  von  London,  erst  im  Jahre 
1S54  wurden  die  Jointstockbanken  zuge- 
lassen, 1864  trat  die  Bank  von  England  bei, 
und  in  neuester  Zeit  sind  auch  die  im  west- 
lichen Stadtteil  gefrründeten  Banken  zuge- 
treten. Die  bei  der  Abrechnung  sich  er- 
Kebenden  Differenzen  wurden  anfangs  in 
Xoten  und  Geld,  seit  etwa  3ö  Jahren  durch 
Anweisung  auf  die  Bank  von  England  und 
rmschreibung  in  den  Büchern  derselben 
eriedigt. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Londoner  Bauken 
haben  sich  auch  in  den  grösseren  Provinzial- 
>tädten  die  Banken  über  regelmässigen  Aus- 
tausch und  Vermehrung  der  Checks,  Wech- 

etc.  geeinigt,  in  einigen  (Manchester. 
Xewcastle)  sind  eigene  Clearinghäuser  er- 
richtet. Zimi  Austausch  und  zur  Verrech- 
nung der  übrigen,  in  den  Provinzialstädten 
zahlbaren  Checks  etc.,  für  welchen  solche 
■lirekte  Verbindungen  fehlen,  ist  der  Ab- 
i^echnung  zwischen  den  Londoner  Banken 
t^ine  Laudabrechnung  (coimtry  Clearing)  Mitte 
der  60  er  Jahre  zur  Seite  gestellt  woi-den. 
Die  Landbanken  bedienen  sich  dabei  der 
Vemiittelung  ihi«r  Londoner  Ahnten,  denen 
sie  die  einzuziehenden  Anweisungen  und 
AVedisel  zusehiden,  von  denen  sie  die  zu 
zahlenden  zur  Prüfung  und  Anerkeimung 
Iiezw.  Zurüükrechnung  erhalten  und  die  sie 
mit  den  nötigen  Mitteln  zur  Bezahlung  der 
nicht  durch  Kompensation  erledigten  Beträge 
versehen.  Der  ganze  Unterschied  von  der 
Jjondoner  Abrechnung  besteht  in  der  etwas 
längeren  Dauer  des  Verfahrens,  weil  es 
mehr  Zeit  kostet,  die  Anweisungen  etc.  an 
die  bezogenen  Banken  nach  der  Provinz 
als  nach  London  zu  schicken. 

Durch  diese  Einrichtungen  ist  eiTcicht, 
<lass  sich  alle  Personen  in  England,  die 
laufende  Rechnung  bei  einer  Bank  Iiaben, 
unter  einander  durcli  Anweisung  zahlen 
können. 

3,  Die  fortwährende  Ausdehnung  der 
Sitte,  die  Kassenführung  einer  Bank  zu 
üliertragen  und  Zahlungen  durch  Bankan- 
weisung zu  machen  und  die  daraus  sich 
ergebende  abnehmende  Bedeuttmg  der  Bank- 
a<jte  als  Zahlungsmittel. 

Im  Jalire  1844  Ijezeichnete  Tooke  noc-h 


folgende  7  Arten  von  'Wertumsätzen  als 
solche,  bei  denen  noch  grössere  BetrSge 
von  Banknoten  verwandt  wurden. 

1)  Einsammlung  der  Staatseinkünfte  und 
Einzahlung  derselben  in  die  Schatzkammer. 
Jetzt  weraen  grosse  Beträge,  z.  B.  Zoll, 
welchen  die  Importhäuser  für  eingeführte 
Waren  entriciiten,  durch  Check  berichtigt, 
und  die  Steuereinnehmer  führen  ihre  Kassen- 
überschüsse durch  Wechsel  oder  Chedcs  an 
die  Bankkassen  ab. 

2)  Zahlungen  bei  Verkäufen  und  Ver- 
pfändungen vom  Gnmdeigentum.  Schon  vor 
dem  Bankkomitee  von  1858  erklärten  die 
Sachkundigen,  dass  diese  Zahlungen  fast 
nie  mehr  in  Noten,  fast  immer  durch  Checks 
bewerkstelligt  werden. 

3)  Zinsen,  Renten  etc.  an  Personen,  die 
keinen  Bankier  haben. 

4)  Zahhm^u  für  Schulden ,  wenn  der 
Schuldner  keinen  Bankier  hat  oder  seiner 
Anweisung  auf  einen  solchen  kein  Kredit 
geschenkt  wird. 

Man  darf  sagen,  dass  geradein  den  land\Wrt- 
schaftlichen  Disti-ikten,  unter  den  Gewerbe- 
treibenden der  Vorstädte  und  kleineren  Städte, 
den  kleineren  Rentnern  etc.  Kassenführung 
und  Zahlung  diurch  die  Banken  in  neuerer 
Zeit  ausserordentlich  zugenommen  hat.  Päch- 
ter, die  keine  50  £  jährlich  Pacht  zahlen, 
glauben  schon  lange,  ohne  einen  Bankier 
nicht  auskommen  zu  können.  Die  Angaben 
einiger  Bankiers  vor  der  Gold-  und  Silber- 
kommission (1888)  weisen  eine  ganz  enorme 
Vermehi-ung  gerade  der  kleinen  Bankan- 
weisungen (zum  grossen  Teil  unter  10  £, 
zum  Teil  unter  1  £)  auf,  die  den  betreffen- 
den Banken  aus  den  Vorstädten  Londons 
und  aus  der  Provinz  zugingen. 

5)  Zahlungen  von  geriäitlich  streitigen 
Geldern  an  Gerichtshöfe. 

6)  Reserven  von  Banken^  1>esonders  der 
am  Clearinghaus  nicht  beteibgten  Jointstock- 
und  AVestendbanken. 

7)  Berichtigung  der  Bilanzen  im  Clearing- 
haus. Die  beiden  letzten  Verwendungen 
sind  duroll  die  erwähnte  Ausdehnung  der 
Abrechnungen  grösstenteils  überflössig  ge- 
worden. 

Dass  der  Gebrauch  der  Banknote  als 
Zahlungsmittel  relativ  abgenommen  hat, 
zeigt  em  Blick  auf  die  Menge  der  umlaufen- 
den Xoten  in  verschiedenen  Zeiten. 

Monatlicher  Dnrcbachnitt  des  Notenumlaufs ') 
der  Bank  von  der  englischen 
England  Landbanken 
In  tausend  £ 
März  1834  18743  '«248 

Juni     „  18672  10075 

Sept.    „  18570  J0352 


')  Die  Zahlen  sind  zum  Teil  rleni  Report 
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der  Bank  von   der  enj^liscben 
England  Landbanken 
lu  tausend  £ 


der  4  Woclieu  endend 


30.  Mfirz  1844 

22.  Jnni  _ 

14.  Sept.  r 

7.  Dez.  n 
18.  März  1854 
10.  Jnni  „ 
90.  Sept.  . 

23.  „  . 
b.  Härz  1864 

2a  Mai  ^ 
17.  W  „ 
10.  Dez.  „ 

2b.  Jklärz  1874 
13.  Juni  „ 

5.  Sept.  „ 
20.  Pez.  „ 

8.  Milrz  1884 
28.  Juni  „ 

20.  Sept.  . 
13.  Dez.  ^ 

3.  März  1888 
23.  Jnni  ^ 

15.  Sept.  „ 
8.  Dez.  _ 

21.  März  1896 
13.  Juni  „ 

6.  Sept.  „ 
26.  Dez.  - 
20.  März  1897 
12.  Juni  „ 

4.  Sept.  „ 
25.  Dez. 


20  842 
20634 

21  285 

209S6 

22  ^76 
21  542 
20  650 
20  298 

20  603 
21427 

21  160 
30330 

3?  ,70 

26  375 

27  054 

26  147 

24  Ö21 
2^  ';o^ 
2  5  S84 
24812 

23  379 
34346 
24671 
23  987 
35  087 

26237 

27  403 

26 148 

25  087 
37  326 

27  885 
27  263 


8480 
8408 

7  497 

7529 
6  888 
6  7S0 

6579 
6  922 
5968 
6218 
5746 
5813 
4983 
4946 

4635 
4827 
3042 
3070 
2930 
3  131 
2393 
3442 
2282 
3  524 
I  657 
I  721 
1  392 
1485 

1  415 
1  482 
I  286 
1434 


Der  Notetmmlanf  in  Kiigland  iHid  Wales 
-war  also  im  Jahre  1S97  durchschnittlich 
geringer  als  63  Jahre  vorher,  obwohl  diu 
Bevölkenuig  der  beiden  Länder  sich  m  dieser 
Zeit  beinahe  verdoppelt,  der  Wert  der  aus- 
gofahrten  britischen  Produkte  sich  mehr  als 
verfflnfhcht  hatte.  Ueberdies  aber  sind  seit 
1894  die  nidit  metallisch  gedeckten  Noten 
der  Bank  von  England  thatsächlich  ans  der 
Girkulation  gflnzlich  verschwunden. 

4.  Die  Ärbcitsteilnng  im  englischen  Bank- 
wesen. In  keinem  anderen  I^ande  hat  sich 
der  Bankbetrieb  in  so  vei-schiedene  Zweige 
geteilt.  Die  Grösse  des  Marktes  schafft 
auch  in  diesem  Falle  die  Teilung  der  Arbeit. 

Die  erste  Klasse  der  Banken  sind  die 
Bauken,  welche  das  Geschfift  der  Kassen- 
fflhrung  besorgen,  ilie  eigentlichen  Banken 
im  englischen  Sinne  mit  mannigfachen  Ab- 
stufungen oder  Unterarten.  Je  nach  (leni 
Orte  des  IJetriebes  sind  die  in  den  Graf- 
schaften zerstreuten  Ijandbanken,  die  Banken 
der  City  und  des  Westendes  von  I/indon, 
je  nach  der  Pei-son  der  Uuterneluner  die 
gii'isseren  Jointstockbanken  und  die  Privat- 
bankiers  zu  untei-scheiden.  und  jode  dieser 
IJnterai-teti  de!^  Bankhetriel>es  hat  ihre  be- 


fler  BankkommiHsiou  von  1857.  zum  Teil  ilem 
Statisti(«l  Ahstraet  entuonunen. 


j  sonderen  Eigentflmliclikeiten.  An  der  8i>itze 
I  dieser  gMizen  Klasse  von  Banken  aber  steht 
die  Bank  von  England,  die  in  der  schon 
er^'ähnten  Weise  als  Bank  der  Banken 
fungiert. 

Die  zveite  Klasse  »nd  die  ausländischen 
und  die  kolonialen  Banken  (F<>reigii  an<l 
colooial  banks^,  deren  Oesoliftft  in  dem  Handel 
mit  auswärtigen  Wecliseln,  auswftTtigen 
Staatsanleihen,  Ai'bitrageoperationen,  inter- 
nationalem Gold-  imd  Silberhandel  etc.  be- 
stellt. Sic  fuhren  englisches  Kapital  kapital- 
armen  Ijftndem  zu  imd  besorgen  die  Äus- 
gleichtmg  der  internationalen  Zahlungsbilanz, 
j  Auswärtige  Geschäftsverbindungen,  Filialen 
und  Agentm*en  in  überseeischen  Plätzen 
sind  eine  Haupt bedingung  dieses  Geschäfts- 
betriel»es.  Die  ausländischen  Banken  wenden 
sich  dal«i  mehi-,  obwohl  keineswegs  aus- 
schliesslich, der  Negociierung  von  Staatsan- 
leihen und  dem  Handel  mit  auswärtigen 
Effekten  zu ,  die  kolonialen  der  Kreditge- 
währung in  Handel  und  Gewerlie.  üif 
letzteren  machen  z.  B.  Vorschflsse  auf  die 
zur  Vei-schiffung  bestimmten  oder  vei-schifften 
Exportartikel  tler  Kolouieeu  und  gewähren 
Bankkredit  an  Kaufleute  und  Gewerbetrei- 
bende dieser  Länder  etc.  Einige  diesei- 
Banken  treiben  nebenltei  auch  Warenhandel 
in  Kommission  oder  auf  eigene  Rechnung 
(Foreign  bankei-s  and  commission  meivliants). 

Eine  dritte  Art  von  Geschäftsbetrieb, 
welche  tler  Sache  nach  als  Bankbetrieb  Iw- 
zeichnet  werden  muss,  wenn  sie  aucli  den 
Namen  nicht  trägt,  ist  die  der  Wechsel- 
makier-  oiler  Diskontohänser  (billbrokers  or 
discount  houses).  Frspriluglich  aus  dem 
reinen  Maklei-geschäft  hervoi^gangen,  trei- 
ben sie  jetzt  wohl  ausschliesäidi  Gescliftftt> 
auf  eigene  Rechnung  und  Gebhr.  Sie  nehmen 
auf  der  einen  Seite  Kapital  zu  niedrigem, 
rasch  wechselndem  Zinsfuss  auf  unter  der 
Verpflichtung,  dasselbe  jederzeit  (on  caXl) 
oder  mit  ganz  kurzer  Kändigunp;s£riBt  zurllck- 
zuzahlen.  Namentlich  fiberweisen  ihnen  die 
Banken  einen  grossen  Teil  der  Fonds,  die 
sie  in  Ki-editgewährung  au  ihre  Kunden 
anzulegen  keine  Gelegenheit  hal)en.  Die 
Banken  im  Wertende  von  London  und  in 
den  Ijanddistrikten  sind  vorzugsweise  oft 
in  der  Lage,  einen  solchen  Kapitalflber- 
schuss  zu  haben.  Anderei-seits  diskontieren 
die  Wechselmakler  Wechsel  und  gewähi'en 
Lombarddarlehen.  Banken  der  beiden  zuei-st 
l^ezeicluieteu  Klassen  sind  auch  fitr  die  Aktiv- 
geschäfte ihre  besten  Kunden.  Kapitalbedilrf- 
tigo  Banken  vor  allem  in  den  industriellen 
und  komme i"ziellen  Städten  erleichtern  ihr 
zu  sehr  angeschwollenes  Wechselportefeuille 
dadurch,  dass  sie  einen  Teil  bei  den  Wechsel- 
j  maklern  weifer  diskontieren,  oder  verschaffen 
,  sich  dui-ch  Aufnahme  von  Darlehen  auf  Wert- 
I  iKipiere  oder  Waren  Kapital  auf  kiu'ze  Zeit 
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A  on  «lenselben.   Früher  haben  die  Wechsel-  1 
niakler  wohl  häufiger  die  bei  ihnen  diskon- ' 
tierten  Wechsel  noch  weiter  hegeben,  eut- : 
weder  an  die  Banken  mit  Kapitidflbei-fhiss  | 
»Hier  VH?sonders  in  Zeiten  der  Xot  an  die 
Bank  von  England.    Jetzt  ist  die  Re^l,  i 
da-^s  die  Banken  mit  i\bersohüssigem  Kapital ; 
dassellie  den  Wechselmaklem  flbenn'eisen,  j 
ohne  dafür  Wechsel  zu  bekommen,  als  ein- 
faches  Darlehn  und  dass  die  Wechselmakler 
die  Weclisel  bis  zum  Verfalltage  behalten. 

Die  Wechselmakler  mler  Diskontohänser  | 
dienen  alsngewisseiTiiassen  als  Kanäle,  welche  . 

Kapital,  das  sich  in  manchen  Banken! 
im  V'^lierschuss  sammelt,  den  kapitalbedflrf- 
tiiren  Kreisen  der  Volkswirtschaft  zuführen. 
Ihre  Thatigkeit  ist  be<liiigt  durch  den  be-  j 
schrankten  Geschäftskreis  jeiler  Bank  der  j 
ersteren  Klasse,  welche  über  den  Kreis  ihrer  I 
Kmidsoliaft  nichtleicht  hinauszugehen  pflegen,  j 
Sie  selbst  teilen  sicli  aber  auch  wieder  in ! 
die  Arbeit,  insofern  jedes  Diskontohaus  vor- 
zii^weise  Wechsel  ans  gewissen  Geschäfts- 
kreisen imd  Gegenden  diskontiert.  Dadurch 
wachst  natürlich  ihre  Fähigkeit,  die  Kredit- 
würdigkeit der  Wechsel  zu  prüfen. 

In  den  letzten  Geld-  und  Kreditkrisen 
hat  sich  jedesmal  gezeigt,  dass  die  Dbkonto- 
hfiiiser  ilir  GeschSn  in  der  Regel  mit  einem 
verhiUtnismassig  kleinen  Eassenvorrat  be- 
treiben. Sie  geraten  datm  leicht  in  Ver- 
l^jenhcit.  wenn  ihnen  die  auf  kürzeste 
Kündigung  übei'wieseneii  Kapitalien  abge- 
fonlert  wenlen,  und  von  ihnen  werden  dann 
Wechsel  in  grossen  Quantitäten  bei  der 
Bank  von  England  diskontiert.  Ohne  die 
Hilfe  dieses  Institiits  hätten  18ü7  und  1866 
diese  empfindlichsten  Organe  des  englischen 
Banksystems  ihren  Dienst  gänzlich  versagt 
imd  V  äre  eine  überaus  verderbhche  Stockung 
tieft  ganzen  Getriel)es  eingetreten.  Es  ist 
aber  iler  grosse  Vorteil  der  ganzen  Oi^nisa- 
tion.  tlass  die  Summen,  welche  in  solchen 
Zeiten  ilie  Bank  von  England  den  Wechsel- 
maklern  voi-schiesst ,  nicht  hinter  Schloss 
und  Kiegel  verschwinden ,  sondern  sofort 
-wieder  der  Centi-albank  durch  die  lokalen 
Banken  znfliessen. 


IiittcntBr  :  Dir  m  (/^m  Ali.  BatitrH  auifrgHtfiten 
rnrilhchen  Sehriftxn  bfhündeln  tum  grötttrn  Teil 
tiiifh  ilifi  englische  Bunkgmchiehte.  Attsierilem 
(iiibnrt,  The  JfMtori/  and  Prmnplf»  nf Bauking, 
L"n'l"n  18-17.  —  ir.  tT.  Lairson ,   HUlory  of 
Ifutkimi,  lA'ttdon  l^.'t'i.  —  Jame«  E.  Thoroltl 
Rogers,    Th"  ßrtl  nine  yrrirg  of  the  Bank  nf 
A'fi'jhiui,  Oxford   I8H7.  —   E.  PhtUppovlcit 
von  JPhitippsberg,   Die  Bank   ron  England  \ 
IM  HieuMe  der  Finantceneallmu),    Wien   ItsSS.  1 
—   E.   ytUfie,    IMu  engliache  Bankwesen   im  i 
J'thff  1H57,  ISeiUchriit  J.  liUuiUir.  W      Iff.  —  I 
X«   n'olotrmkl,  La  bunt/ue  d'Angleferrc  et  le»  1 
iniMiliie»  d'Eeimte,  pniin  JUGT.  — Emest  Sepd,  ' 
The  Litndnn  btmking,  London  1»?J.  —  Etntl] 


Struck,  Studien  Uber  den  rngliMken  Geldmarkt 
in  Jtthrb. /.  iie».  u.  Venndtnug  10  S.  HO  f.  u. 
S.  ÄMif. 

E,  Xaane. 


y.  Zur  Statistik  des  engUscheu  Bank- 
wesens. 

1)  Hauptposteu  der  Aktiva  und  Pas.siva  der 
Bank  von  England  am  .^1.  August  der  an- 
geführten Jahre  (in  Millionen  t'). 
Tnter  Brivatsicherheiten  sind  Wechsel  und 
Lombardforderungen,  unter  staatlichen  Si- 
cherheiten Schatzscheine,  Konsols  und  andei-c 
Forderungen  an  den  Staat  zu  vorstehen. 

Jahr    Metall-     Sicherheiten      Noten-  Ueiw- 
vorrat  staatHche  private  umlauE  siten 

1780  3,58  9,15  ".76  8,41  4,72 

1790  8,39  io,oq  1,96  11,43  6,20 

1796  2,12  10,88  6,15  9,3^  6.66 

1797  4,09  8,77  9.50  7.77 

1798  6,";^  10,93  6,4a  12,18  8,30 

1799  7,00  9,45  7,48  13,39  7,64 

1800  5,15  13,59  8,55  15,06  8,33 

1801  4.34  ",93  10,28  14.^6  8,13 

1802  3,89  13,53  13,58  17,10  9,74 

1803  3,59  13,34  13,58  15,98  9,82 
IHOi  5,88  14,99  10,83  17,15  9,71 

1805  7,62  11,41  16,36  16,39  14,05 

1806  6,32  14,17  15,31  2 1 ,03  9,64 

1807  6,48  13,41  i6,>;3  19,68  11,7g 

1808  6,03  1 4,96  1 4,29  17,11  1 3,0 1 

1809  3,65  »5,3'  »8,13  19,57  12,26 

1810  3,19  17^0  33,78  34,79  13.62 

1811  3,24  «1,89  15.»  "3,a9  ii,oS 

1812  3,10  »1,70  17,01  33,03  11,85 

1813  3,71  35,59  14,51  24,83  11,16 
18U  3,10  35,00  13,36  28,37  14,85 
1815  3,41  24,19  30,66  37,2s  12,70 
181ß  7,56  26,10  11,18  26,16  11,86 

1817  11,67      27,10        5,51     29,54  9,oS 

1818  6,36  27,26  5, 1 1  36,30  7,93 
1H19  3,60  25,42  6,33  35,25  6,30 
1820  8,21  19,17  4,67  34,30  4,43 
1822  10,10  13,67  3,62  17,46  6,40 
1H24  11,79  '4,65  6.26  20,13  9,68 
1825  3,63  17,41  7,69  19,40  6,41 
182«  6,75  17,71  7,37  21,56  7,3o 
1830  11,15  ^,9 1  3,65  3 1 ,46  II  ,62 
1K-V5  6,20  17,12  11,07  17,89  13.74 
IKlft  5,27  14.78  13,20  18,16  12,2s 
1S37  6,67  13,76  11.6^  18,74  10.3S 

1838  9,55  13,55  8,12  19.75  8.63 

1839  2,40  13,52  12,58  17,83  7,80 

1840  4,29  14,34  .  7,53  17,00  6.31 
1844  15,31  14.00  7,87  21,49  12,14 

In  der  einigen  Tabelle  sind  hauptsächlich 
die  Terioden  der  Bankrestriktiou  und  der 
Krisen  von  lS2.'i  und  18.5-')— 3i*  berücksich- 
tigt. Im  Jahre  1S44  beginnen  die  Wochen- 
ausweise der  Bank  von  England  nach  der 
diu-ch  die  Peelsche  Baiikacte  bedingten  Form. 
Die  folgenden  Zahlen  bezichen  sieli  auf  den 
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durchschnittlichen  Stand  dei"  Äktiv- 
uml  Passivposten  der  Bank  von  England  nach 
der  alten  Form  im  letzten  Viertel 
eines  jeden  Jahres,  bei  dem  Noten- 
Umlauf  der  englischen  Frovinzialbanken  und 
der  schottischen  Banken  aber  anf  den  Durch- 
sclinittsstand  im  Dezember.  Die  privaten 
imd  staatlichen  'Sicherheiten«  sind  m  einen 
Posten  zusammengezogen.  | 

2)  fortsetziing  der  Uebersicht  der  Haupt-  \ 
]  lösten  der  Aktiva  und  Passiva  der  Banki 
von  England  nebst  Ängal«  des  Xotonumlaufs  , 
der  enghschen  Provinzialbanken  (Pr.  B.)  und  ; 
der  schottischen  Banken  (Sch.  B.). 


1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1860 
l&öl 
1852 
1853 
1854 
ISöö 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
I8*>3 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
ISRö 
1886 
1887 
1888 
1880 
1890 
1891 
18i)2 
1893 
1894 
1895 
18Wi 
1897 


LJlVUd  Um 

Pr.B  Sch.B. 

13,74 

27.77 

16,1 1 

22,15 

7,79 

3.80 

25,77 

15.99 

21,39 

7,79 

4,00 

9,80 

29,49 

15,57 

20,06 

6,27 

3,73 

13,89 

23,63 

15,31 

18.74 

6,43 

3,57 

16,05 

24.06 

17,55 

19.39 

6.38 

3,50 

1 5-95 

25,97 

18,39 

20,39 

6,14 

3,3=; 

15,92 

25,10 

17,09 
19,46 

20,75 

6.0  s 

3.36 

21,37 

25,56 

24,30 

6,^6 

3,76 

'5,46 

29,40 

18,23 

23.37 

6,89 

4,11 

25,33 

14,76 

21,00 

6.92 

4,32 

11,30 

25,02 

29,48 

16,26 

20,43 

6.90 

4,40 

10,11 

15,60 

20,73 

6,74 

4,35 

8,79 

35,03 

19,30 

21,07 

5,80 

4,31 
4,36 

18,99 

20,10 

20,49 

21,44 

6,20 

17,00 

30,12 

21,52 

22,41 

6,  so 

4-59 

14,01 

29,43 

18,75 

21,48 

6,31 

4,69 

14,65 

27,99 

18,12 

21,18 

6;26 

4,6=; 

15,35 

30,96 

21,99 

21,13 

6,08 

4,57 

13,93 

31,78 

20.81 

21,73 

6.12 

4,64 

13,64 

29,57 

19,07 

20.77 

5,81 

4,63 

13,60 
17,48 

30,61 

18,37 

2 1,82 

5-77 

4,90 

33," 

22,74 

23,73 

;,io 

4,97 

22,56 

29,96 

23,85 

Z4.71 

'5-19 

5,c6 

18,98 

33,94 

22,41 

24,34 

5,10 

5,14 

i8;83 

32,37 

31,31 

23,91 

4,90 

5,29 

22,31 

29,51 

24,20 

24,54 

5,04 

5,65 

22,95 
21.38 

33,83 

28,01 

25,63 

5,02 

5.24 

34,47 

26,65 

25,98 

4,97 

5:63 

20,87 

33,63 

25,08 

26,22 

5,05 

5,93 

21,03 

32,08 

23.7+ 

2D,ö5 

4,83 

6,21 

23,58 

34,13 

26,27 

28.36 

4,72 

6,28 

31,27 

33,44 

33,04 

28,57 

4,64 

6,61 

23,13 

32,95 

25,19 

27,76 

4.46 

6.40 

25,50 

38,33 

30,3z 
35,65 

30,28 

4,07 

6,20 
5,83 

30,04 

37.02 

28,30 
26.83 

3,54 

26.40 

34,84 

31,35 

3,47 

6,02 

2o;88 

37,10 

28,63 

26,24 

3,39 

6,07 

20,75 

36,15 

27,41 

26^3«; 

3,47 

6;37 

22,36 

35,67 

29,21 

25.68 

3,29 

6,54 

20.36 

36,34 

29-35 

25,22 

3,13 

6,40 

20,83 

34,64 

29,34 

24,62 

2.8t; 

6:37 

19,93 

33,90 

27,04 

24,69 

2.75 

6,23 

20,24 

32,51 

26,93 

24,21 

2.56 

6,25 

19,46 

35,98 

29,28 
29,84 

24,41 

2.52 

6,40 

19,71 

36,30 

24,46 

2,49 

6.75 

21,82 

39,17 

35,41 
34,83 

24,73 

2,42 

7,04 

23,16 

38,61 

25.51 

2,29 
3,06 

7,20 

24,99 

36,81 

34,37 

26,04 

6.71 

25,87 

35,54 

34,20 

25.78. 

1.94 

6,82 

35,26 

32.94 

41,61 

25-53 

1,77 

6,91 

42.47 

41,00 

56,35 

26,09 

1,75 

7-33 

3.';,9i 

42,39 

50.57 

26.67 

1,48 

7.48 

31,83 

42.24 

45 ,60 

27.42 

'.43 

7.67 

Der  Notenumlauf  der  englis<iien  Provin- 
zialbanken konunt  seit  187ä  zu  beinalie  glei- 
chen Teilen  auf  die  berechtigten  Privatluuikeu 
und  Jointstock-Banken.  -während  frtlhcr  die 
ersteren  etvras  mehr  das  Uebergcwicht  be- 
sassen.  Seit  1890  geltt  dei-  Noteuimilauf 
der  Privatbanken  noch  stärker  zurück  als 
der  der  Jointstockbanken.  Im  Dezember 
jenes  Jahres  lietrug  er  noch  109001«)  £ 
gegen  l;t3ö()0ü  ü  Noten  der  Jomtstock- 
bankeu;  im  Dezember  1B9G  aber  ^^'ar  die 
erste  *Summe  auf  45(i(KHj  £,  die  letztere 
ab»T  nur  auf  1  (I27  <KX»  i'  gesunken.  In 
Schottland  zeigt  sich  aucli  noch  in  den 
letzten  Jahrzehnten  eher  eine  Neigung  zu 
aii.sgedelinterer  als  zu  abnehmender  Ver- 
wendung von  Noten.  Tjclirigens  ist  in  Schott- 
land die  D\u'chschnittsch"kulatinn  im  De- 
zenilxT  fast  immer  butiächtlich  höher  al>  im 
Mäi-z. 

In  Irland  macht  sich  eine  gewisse  Ab- 
nahme des  Notenumlaufs  Ijemerklich,  je<loch 
bei  weitem  nicht  in  dem  Grade  wie  bei  den 
englischen  PntvinzialVwnken.  Die  Zirkulation 
<ler  Bank  von  Irland  betrug  z.  B.  im  De- 
zember IHTO  ;12191AH»  £,  im  Dezember  IS!»? 
aber  2.'i.'JH(MX)  i',  und  bei  den  irischen  Joint- 
stock-Bankon  wai-en  die  entsiirechemlen 
Ziffern  4;i.')7  0(Kf  und  ;it);ir>iHH)  f. 

3)  llauptiKisten  der  Aktiva  und  Passiva  der 
Bank  von  England  nach  den  letzten  "NVoohen- 
ausweispu  eines  jeden  Yiertoljahi-es  in  den 
Jahi-en  1H07  und  1H9S, 


Tag 

Met. 

Not. 
1897 

Sii-herli. 

Dep. 

31.  März 

39,54 

27,26 

44,82 

54.7 

30.  Juni 

36,88 

28,49 

49.32 

^6.72 

29.  Sopt. 

38,53 

28.26 

46,28 

5549 

29.  Dez. 

30,45 

27.35 
1898 

47,56 

49.64 

30.  März 

39.46 

27,60 

53:25 

56,43 

29.  Juni 

38,53 

28.26 

46,28 

55-49 

28.  Sept. 

33-il> 

27.51 

45,13 
42,36 

47,17 

28.  Dez. 

29.34 

27.31 

43.41 

In  dem  MetallvoiTat  ist  auch  das  in  der 
Kaäse  <U^  Bankdepartements  vorliandone 
ilelallgidd  mit  einbegiiffen.  Die  T(jtal- 
reser\-c  des  Bankdeimi-tements  findet  man, 
indem  man  zu  dem  lletallvorrat  Ki.W  Milli- 
onen addiert  imd  von  der  Summe  den  Be- 
trag der  umlaufenden  Noten  abzieht.  Dem- 
nach betiiig  die  Reserve  am  31.  yi&a.  l.S!t7 
2H.S8  Millionen  und  am  '2s,  Dezember  ls9S 
1N.S3  Millionen.  Früher  hatte  die  Bank  die 
Reg'd ,  den  Diskont  zu  erhöhen ,  wenn 
die  Reserve  des  liiiukilej)artemcntÄ  unter  ein 
Di-ittcl  des  Betrages  der  Dei>ositen  (i^taat- 
liche  und  jirivate)  sank.  In  der  neut^sten 
Zeit  sucht  sie  dieselbe  mindestens  auf  der 
Hälfte  der  DejM)siten summe  zu  halten.  Der 
Botrag,  um  den  die  Roserve  das  feste  Kon- 
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tingent  iler  metallisch  nicht  geUockten  Noten 
Ton  16,8  Millionen  übersdireitet ,  ist  gleich 
dem  Ueberschiiss  iles  iletailvorrats  über  die 
Summe  der  im  Publikum  umlaufenden  Noten. 
Ein  solcher  T'ebei-sohuss  ist  seit  1804  fort- 
während imd  zum  Teil  in  sehr  beträchtlicher 
Höhe  (v\ie  am  31.  März  1S97  mit  12,0Ö  MUl.) 
Torhandpn  gewesen  imd  wird  wahi-scheinlich 
anch  in  der  Zukunft  aufrecht  erhalten  werden. 

Unter  ^Sicherheiten'  sind  in  den  obigen 
Tabellen  nur  die  Wertpapiere.  Wechsel  etc. 
des  Bankdepartements  vorstanden,  nicht  al)er 
die  16,S  31ilUonen  zur  Notendeckung  im 
Emission  sdepattement. 

Als  Beispiel  der  "wöchentlichen  Bankaus- 
weise müge  der  folgende  vom  21.  Dezember 
ISOK  angefOhrt  werden. 

Emiaaionsdepartement. 
Aktiva. 

(Alte)  Schuld  des  Staates  ii  015  loo  £ 
Andere  Sicherheiten  5  784  900  „ 
Goldmtlnzen  und  Barren  28684415  „ 
Silberbarren  _o  ^ 

Summe  45  484  415  „ 


Pasaira. 
Ausgegebene  Noten 


45484415 


Bankdepartement. 
Aktiva. 

Siaatliciie  .Sicherheiten  1 1  29g  535  .t 

Andere  Sicherheiten  27  980  6S2  „ 

Noten  (Eeserve)  1806432  s  „ 

Gold-  nnd  SUbermünzen  1  906  09'z  „ 

Passiva. 

Grundkapital  U  ^s^ooo  „ 
Rest  'Reservefonds  nnd  Gewinn)  3  121  502  „ 
Staatliche  Depositen  7  089  885 

Andere  JlejiosUen  34378633  „ 
Siehentage-Noten  107614  „ 

Die  alte  Staatsschuld  und  die  sonstigen 
Sicherheiten  ( Staatsschi  ildvei-schreibungen)  in 
den  Händen  <los  Emission  sdepaitemeuts 
machen  zusammen  lCiS(K)0(K)  t  aus,  so  viel 
als  gegenwärtig  das  Kontingent  der  niclit 
metalliscli  gedeckten  Notenausgabe  beti-ägt. 
Der  bei  weitem  grösste  Teil  dieser  Noten- 
ausgabe befindet  sich  aber  stets  in  den 
Händen  dos  Banlcdepartements  als  soge- 
nannte Notenreserve,  im  obigen  Beispiele 
lÖ  12")  615  £.  Die  Summe  der  wirklich, 
nämlich  im  Publikum  umlaufenden  Noten 
Ixjtnig  also  an  jenem  Tage  nur  4ri4H44ir) 

—  1806432.")  27420090  £  oder9(i»'o  dos 
Motallvorrats  dos  Ausgabeileimrtements  imd 
mir  90  ".'0  des  Barvon-ats  beider  Departements 
zusammen.  Die  Totali-eservo,  der  flüssige 
Betriebsfonds  dos  Bankdepartomeiits.  stellt 
sieh  in  dem  obigen  lieispiole  auf  19i)70417  i*. 

—  Die  Siel»entage-Noten  hiessen  frflher  Post- 


noten, weil  sie  hauptsächlich  bei  Wertsen- 
dungen mittelst  der  Post  benutzt  werden. 

4)  Höchster  und  niedrigster  Stand  der  Noten- 
resenx  in  der  Jlitte  der  Monate  nnd  Durcli- 
schnittsstand  des  Diskontsatzes  in  denselben 
Monaten. 

^  IM»*-  reSe  I"»»- 

1870Dt'z.  14,19     2'/i    1884Juni  14,40  4 

Aug.   9,45     5  Nov.    8,80  3 

1871T'.'z.  14,99     S'i    1886  Juni  17,01  2 

Febr.  3.75     2-\  Nov.  10,76  a";« 

1878Jan.  13,1^5     3       1886  März  13,39  3 

Ukt.  8.08    s\         Okt.   9,30  3*;» 

1873  >Vbr.  14,22     3'a    1887  März  14,54  SVa 
N  u  V .    7 ,6  7     8 '  ,  Jan .    g,6o  5 

1874  Miiiz  12,31     3>,    18e8März  14,94  2 


Nov.    8.35  4';2 


Aug.    9.61  2*,'ft 


lÖ7öSfpt.  14,89  2  1889  März  14,14  3 

Mai     7,99  3Ve  Oht.    9,80  5 

1876St'pt.  21.30  2  18901>ez.  15,90  s^iio 

Jan.    8.25  4*'g  Okt.    9.77  5 

1877  Jan.  14,05  2  1891  Jan.  17,6.»  3=^ 
Okt.   8.76  4',  Okt.  12,77  3 

1878  Kehr.  12,22  2  1892  Sept.  1 5,88  3 
Anff.  7,91  4%  Jan.  13,19  3*/ 

1879  Sept.  20,23  2  1893  Jan.  17,76  3 
Jan.    9,69  4"ä  Nov.  14,06  3 

1880März  15,71  3  1894  Sept.  28,73  2 

Dez.  12.87  Jan.  14,89  3 

1881  März  16,46  3'  1895  Dez.  33,61  2 

Okt.    9,21  3' ,9  Jan.  22.91  2 

1882Juni  12,59  3  1896  März  38,08  2 

Febr.  8,90  5'^,',«  Nov.  23,19  4 

im  Sept.  13,71  3"/i«  1897  März  27,81  3 

Mai    9,27  3'Vi6  Okt.  18,75 

Die  Totalreserve,  die  ausser  der  Noten- 
i-oserve  auch  den  Goldbestand  des  Bank- 
demrtements  nm&isst,  ist  noch  \vm  1 — IVs 
Millionen  grosser  als  die  oben  angegebenen 
Summen.  Im  Laufe  des  Jalirea  1S9H  ist 
die  Reserve  im  ganzen  ztirflckgegangen,  und 
£nde  Dezember  betrag  sie  insgesamt,  Tivie 
wir  ol)en  ens-ähnt,  mir  noch  1H,S3  Millionen. 

Die  "Wirkung  dos  Standes  der  Reserve 
auf  den  Diskontsatz  tritt  nicht  immer  schon 
in  demselben  Monat,  sondern  liäufig  ei-st  im 
folgenden  hervor. 

Diskontsätze  in  kritischen  Perioden. 

(Von  1863  an  sind  die  monatlit^hen  Dnrch- 

schuittüsätze  angegeben.) 
1817  16.  I.      3  Vi  29.  IX.  5 

23.  I.       4  ^i.  X.  5>/- 

10.  IV.  20.  X.  6  11.  7 

7.  vrn.  5;' 3      i85f;  2i.  v.  6 

23.  X.  8  31.  V. 

20.  XI.  7  28.  VI.  4'/- 

4.  Xir.  6  27.  IX.  5 

25.  XII.  =;  4.  X.  6  n.  7 

1848  22.  I.  4  15.  XI.  7 

10.  VI.  3' 2  29.  XI.  6'> 

28.  X.  3  1;^.  XII.  6 

1855  16.  VI.  3'  «        1857   1.  IV.  6'/. 

8.  IX.  4 1».  VI.  6 
15.  IX.  4' .  lö.  VII.  «;','. 
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1857   8.  X. 

6 

N'ov. 

6'i 

12.  X. 

7 

1866  Jan. 

8 

19.  X. 

8 

April 

6 

6.  XI. 

9 

Mai 

9*4 

9.  XI. 

lO 

Juni 

lO 

26.  XII. 

8 

Juli 

lO 

1858   7.  I. 

6 

Aun. 

8'.! 

14.  1. 

5 

Sent. 

5 

1863  Jiuit 

4 

Okt. 

4'. 

Xov. 

5». 

Dez. 

3\ 

Dez. 

7Ve 

1872  Sept. 

3  h 

1864  Febr. 

7 

Okt. 

5% 

:t[ärz 

6 

Nov. 

6>, 

April 

6'- 

Dez. 

5»-. 

Hai 

8  " 

1873  Jan. 

4'» 

Juni 

6't 

Felir. 

3V. 

Anff. 

8 

April 

4 

Sept. 

9 

Mai 

Nov. 

S 

Jniii 

Dez. 

6', 

Sept. 

3'/* 

1865  Jan. 

Okt. 

6 

Jnli 

Nov. 

8"s 

Aug. 

4 

Dpz. 

Okt. 

7 

Seit  hat  der  Diskontsatz  der  Bank 
von  England  nie  mehr  Ü 0  flbei-schi-itten 
und  diese  Hölie  nur  noch  viermal,  nämlich 
im  Dezember  1K74,  im  Februar  1882  und 
im  Januar  und  November  1890  erreicht. 
AVir  lassen  auch  noch  die  jährliclieo  Durch- 
schnittssfttze  des  Di^onts  hier  folgen: 


1859 

2"/. 

1872 

4'/. 

1885 

3 

1860 

1873 

4"4 

1886 

3 

1861 

1874 

3'* 

1887 

3"3 

1862 

1875 

3"i 

1888 

3'/» 

1863 

4'/. 

1876 

3% 

1889 

3'a 

1664 

7V, 

1877 

1890 

4'/, 

1865 

4»/* 

1878 

3^'. 

1891 

3\ 

1866 

7 

1879 

1892 

^% 

1867 

1880 

1893 

3'% 

1868 

1881 

3"« 

1894 

■jJ! 
^  I» 

1869 

1882 

4'h 

1895 

2 

1870 

3V. 

1883 

J  10 

1896 

1871 

2'/« 

1884 

*  ,'ao 

1897 

2". 

Im  Jahre  1898  ging  der  Diskont  von 
3^:0  im  Januar  zurück  auf  2Vi",o  im  Juli, 
stieg  dann  Ende  September  auf  H  und  im 
Oktober  auf  4''.'o. 

ücberden  Geschäftsbetrieb  der  Jointstook- 
banken,  mögen  sie  Noten  ausgeben  oder  nicht, 
giebt  der  Etönomist  seit  1878  zweimal  jähr- 
lich eine  Uebersicht.  Das  gezeichnete  Kapital 
dieser  Banken,  die  nur  teilweise  als  eigent- 
liche Aktieugesellscliaften  zu  bezeichnen  sind, 
betrag  im  Juli  1898  in  England  nnd  Wales 
nebst  der  Insel  Man  bei  einer  Gesamtzahl 
von  93  Gesellschaften  mit  Einschluss  der 
Bank  von  England  2ir),7  Millionen  t,  von 
welcher  Summe  aber  nur  G^J,")  Millionen 
eingezahlt  waren.  Bei  den  11  schottischen 
Banken  betrug  das  gezeiclmete  Kapital 
29  152000  f,  das  eingezahlte  9811  (HMi  £,  bei 
den  9  irischen  das  ei-stei-o  2r)r)49)XXt.  das 
letztere  712r)(K»ü  £. 


AVir  lassen  mm  die  Gesamtsumme  der 
wichtigsten  Aktiv-  und  Passivposten  dieser 
Banken  füi-  drei  Jahre  in  5Iiliionen  £  hier 
folgen,  wobei  die  Bank  von  England  ausge- 
schlossen bleibt.  Auch  die  Kolonialbanken 
(1898:29  mit  36,2  Millionen  £  eingezalütem 
Kapital)  imd  die  sogenannten  ansAvärtigen 
(foreign)  Banken  (1h9m:23  mit  2.").2  Millionen 
£  eingezahltem  Kapital)  sind  weggelassen. 


Bauken 


Wech-  Dar- 
Bel  lehifU 


89engUfithe,  JnU  1898  541.3 


11  schottische 

9  irische 
110  englische 
10  Ächottische 

9  irische 
79  eng;lische 
10  schottische 

8  irische 


96.6 
46,1 
1888  309.9 
^  82,4 

r  35.» 

1879  198.5 
„  68,6 

^  17,5 


loo.s 
22,4 
8,6 
70,1 

19.1 
7.8 

41,4 
7,2 
3,4 


40,1 
16.2 

6.4 
43.9 
13.7 

6.0 

25.7 
4.5 
7.2 


306.1 

48.4 
29.7 

196.5 
45-9 
21.2 

141.9 
63.3 
9,4 


Tnter  *Kassc<  sind  auch  die  bei  der 
Bank  von  England,  den  Dtskoutoliäusern  und 
anderen  Banken  stellenden,  jederzeit  CKler 
auf  ganz  kiu-ze  Frist  fälligen  Guthaben  ein- 
l)egnffeQ.  Die  Trennung  von  "Wechseln  und 
iWlehen  ist  in  vielen  Bankberichten  nicht 
dm-chgefflhrt ;  die  Summen  unter  der  letz- 
teren Bubrik  sclüiesscu  ilahei-  auch  den 
grössten  Teil  der  We<;hselbestÄnde  ein.  —  Die 
Gesamtzahl  der  englisclien  Jointstockbankeii. 
die  der  Economist  im  Jahre  1879  aufführt, 
betrug  ausser  der  Bank  von  England  11 C. 
mit  einem  gezeiduieten  Kapital  von  1Ü7.S 
Millionen  und  einem  eingezahlten  von  'SüA 
Millionen  i'.  Von  37  Banken  aber  (mit  (>.2 
Millionen  eingezahltem  Kapital)  wurden 
damals  keine  Ausweise  veröffentlicht.  lu  der 
jüngsten  Zeit  hat  die  Zahl  der  Banken 
namentlich  infolge  von  Fusionen  sich  ver- 
mindert, während  die  Gesamtsuimne  dos 
Kapitals  erheblich  gestiegen  ist.  —  Die  kolos- 
salen Depositensummen  sind  natfli-lich  haupt- 
sächlich durch  Gutschrift  von  diskontierten 
Wechseln  entstanden.  Zu  den  oben  ange- 
führten kommen  noch  40  ^Millionen  £  bei 
Priratbanki^,  die  Ausweise  bekannt  machen, 
und  nach  der  Schätzung  des  Eeonoiuist  noch 
15 — 20  Millionen  bei  anderen  Bankiers.  Die 
Gesamtsumme  der  im  vereinigten  Künigreich 
bei  den  Jointstockbanken  und  Briratbankiers 
ausstehenden  Depositen  schätzte  der  Ei»- 
nomist  für  Jiüi  1880  (mit  Einschluss  v<m 
H5  Millionen  bei  der  BuUc  von  England)  auf 
620—030  Smiionen  £,  für  Juli  1 898  aber  auf 
800—810  Millionen  mit  Einscliliiss  von  "m 
Millionen  bei  der  Bank  von  England. 


IJuetlen  und  Lttteratur:  .soititfiiue  im 

iiale  de»  iMnnuvn  ii'emi»»it»ii.  Gmiute-B 


rniHvn  ifemi»»it»ii.  limmle-Bretotfur, 
Bontf  —  ThffJroHomiitt,  hrmtudrrt  Hat  Svpplf- 
VipHl  rum  24-  •f""iiiir  /•''■!7  uml  die  tia  Mfil  mtd 
Okfiibrr    rmrliriiiemlfn    Siipplrmf  uff    Uber  (/*> 
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jMnMortfianken.  Sfatixticiil  Abstran«  /nr  ihp 
T'tiitfil  kingdom.  IHöQ — Ifi'jS.  —  Strrtcic,  Dt-r 
iiilrriintiomilf  Ufhimarkt  im  Jiihre  (und 
friilirr)  tu  Jnhrti.  /.  Gen.  m.  1>i-w.  1-t.  ipihrg. 
K  IUI  ff.  Lexia. 


Tl.  Bie  Königliche  Bank  in  Berlin 

(1765—1846). 

1.  SchivierigkeiteD  des  Anfangs.  2.  Von 
1768-1806.  3.  Von  1806-1817.  I.  Von  1817 
bii  1816. 

1.  Schwierigkeiten  des  Anfangs.  Fried- 
rich der  Grosse  bes(^iäftigte  eich  schon  in 
den  ersten  Jahren  seiner  Begierung  mit  dem 
Plane  einer  Bankgrandung.  Xehrore  £nt- 
^-ürfe  'wurdea  ihm  voi^legt,  von  denen  ein 
von  GramnanD  herrOhread^  der  AusfOhrung 
am  nächsten  kam,  da  unter  dem  23.  Sep- 
tember  1753  auf  Onmd  desselben  ein  kSnig^ 
liches  vOctroy  für  die  in  Berlin  zu  errich- 
tende Giro-  und  AVechselbank«  veröffentlicht 
wurde.  Die  Aktienzeichuung  ist  aber,  wie 
scheint,  gar  nicht  eröffnet  worden,  und  der 
König  liess  das  Projekt  vorläußg  wieder 
fallen.  Erst  nach  dem  siebenjährigen  Kriege 
nahm  er  den  Plan  im  Zusammeohange  mit 
seinen  übrigen  Massregeln  zur  Hebung  des 
tief  zerrütteten  Volkswohlstandes  wieder 
auf ,  unglücklicherweise  jedoch  ohne  das 
ünternemnen  in  die  Hand  geeigneter  Persön- 
lichkeiten legen  zu  können.  Der  italienische 
Projektenmaf^er  di  Calzabigi,  der  auch  das 
Lotto  in  Freussen  einführte,  schlug  die 
Gründung  einer  grossen  Handelskompagnie 
vor,  die  m  sehr  bedenklicher  Weise  an  das 
Law'sche  »System«  erinnerte,  da  sie  mit 
der  Notenausgabe  und  den  übrigen  Bank- 
geschäften auch  den  Betrieb  grosser  Handels- 
untemehmungen  und  des  \  ersicherungsge- 
schäftes  sowie  die  Ausnutzimg  verschiedener 
Monopole  vereinigen  soUte.  Zur  Vorberei- 
timg der  Gründung  wurde  im  Oktober  1764 
eine  Bankokommission  nied«^;esetzt,  welche 
die  Zeichnungen  auf  das  Aktienkapital  er- 
öffnete, das  25  Millionen  Thir.  betragen 
sollte.  Die  Geschäftswelt  brachte  indes  dem 
Projekte  sehr  wenig  Vertrauen  entgegen  — 
was  Calzabigi  als  Renitenz  bezeichnete  — , 
imd  die  Zeichnungen  erreichten  bis  Ende 

Jahres  kaum  1  Million  TUr.  Der  eigent- 
liche ^an  Calzabigis  musste  daher  aufge- 
geben werden,  und  im  Januar  1765  ge- 
nehmu^  der  K&üg  nadi  dem  Voi^dikg 
der  Bankokommiasion  die  Ersetzung  der 
einen  grossen  Gesellsdiaft  durch  eine  An- 
zahl klemerer  mit  specaellen  Geschäftskreisen, 
die  auch  ins  Leben  traten,  jedoch  meistens 
nur  kurze  Zeit  bestanden  haben.  Zu  den 
erfolgrracheren  gehörte  die  Emdener  Heiings- 


fischereigesellschaft  imd  die  noch  jetzt  als 
Staatsanstalt  bestehende  Seeliandlimgs-Socie- 
tät.  Der  endlich  durch  ein  Edikt  vom  17. 
Juni  1765  gegründete  ^Könighche  Giro-  und 
Lehubanko  iti  Berlin«  war  ebenfalls  gewisser- 
massen  eine  Ausscheidung  aus  dem  Calza- 
bigischen  Projekt,  wenn  er  auch  in  einem 
der  wichtigsteo  Punkte  von  demselben  ab- 
wich. Denn  es  wurde  nicht,  wie  Calzabigi 
wollte,  eine  Zettelbank,  sondern  eine  Gii"o- 
bank  geschaffen,  die  »zu  mehrerem  Vorteil 
des  Commercii«  mit  einer  Diskonto-  imd 
Lehnbank  verbunden  war.  Dieselbe  sollte 
eine  reine  Staatsanstalt  sein  und  mit  einem 
Kapital  von  8  Millionen  Thtr.  aus  dem 
Schatze  ausgestattet  werden.  In  Vl^irkUch- 
keit  erhielt  sie  jedoch  nur  400000  Thlr. 
und  auch  diese  nur  als  Yorschuss.  Als 
Bankgeld  wurde  ein  neues  Rechmm^geld 
eingeführt,  das  Bankopfund,  das  den  vierten 
Teil  eines  Friedzichsd'or  darstellte.  Alle 
köni^hchen  Kassen  und  alle  in  Berlin  an- 
säsBi^en  Eauflente  sollten  nach  dieser  Geld- 
einheit rechnen  und  ihre  Bücher  führen, 
alle  "Wechsel  über  mehr  als  100  Thk.  soll- 
ten in  Berlin  und  an  den  übrigen  in  Aus- 
sicht genommenen  Bankplätzen  durch  die 
Bank  bezahlt,  von  den  Bewohnern  der  an- 
deren Orte  aber  stets  auf  einen  Bankplatz 
domiziliert  werden.  Auch  die  von  auswärts 
auf  Inländer  gezogenen  Wechsel  sollten 
»nach  englischem  Brauch«-  auf  Bankopfunde 
lauten  und  durch  die  Bank  bezahlt  werden. 
Wer  Bankgeld  auf  sein  Folium  haben  wollte, 
konnte  dies  diux;h  Einzahlung  von  Friedrichs- 
d'or  oder  auch  von  grobem  Silbercourantgeld 
erlangen,  wobei  aber  der  Kurs  des  letzteren 
gegen  Gold  zu  vereinbaren  war.  Das  Wäli- 
rungsmetall  für  die  Bank  war  also  Gold. 
Man  konnte  aber  auch  dadurch  Bankgeld 
auf  dem  Folium  erhalten,  dass  man  es  sich 
auf  Grund  von  Diskontierungen  oder  Ijom- 
bardierungen  seitens  der  Lehnbank  gut- 
schreiben liess.  Es  lag  also  diesem  Ver- 
fahren die  später  im  englischen  Banksystem 
zu  so  grossartiger  Ent^vickehulg  gelangte 
Idee  zu  Grunde,  die  stets  fälligen  Qiro- 
depositen ,  über  die  durch  Anweisungen 
(Checks)  verfügt  werden  kann,  durch  Gut- 
schrift von  diskontierten  Wechseln  und 
Lombarddarlehen  zu  bilden  und  den  Verkelu* 
in  dem  —  hier  allei-dings  zwangsweise  er- 
weit^en  Kimdenkreise  —  wo  möglich  ganz 
ohne  bares  Geld  durch  Cebertragung  der 
den  Conteninhabem  zustehenden  liquiden 
Forderungen  an  die  Bank  zu  unterhalten. 
Die  Herausziehung  von  barem  Gelde  wai' 
nur  soweit  gestattet,  als  der  Bankkunde 
solches  selbst  eingelegt  hatte  und  audi  in 
diesem  Falle  nur  mit  Abzug  einer  Gebühi* 
von  V4  °/o.  Für  die  Eröffnung  eines  Bank- 
foliums  musste  der  recht  hohe  Betrag  von 
50  Thlr.  und  für  jedes  Folium  (mit  20  Posten) 
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jährlich  r>  Thir.  bezahlt  in-erden.  Durch  ein 
Reglement  vom  21.  Juli  1765  wurde  auch 
für  Breslau  eine  »Giro-  und  Ijehnbankc  mit 
einem  Fonds  von  7500fi  Thlr.  als  selb- 
ständige Anstalt  geschaffen,  die  jedoch  in 
einer  gewissen  Unterordnung  unter  der 
Berliner  stand.  —  Im  ersten  Jahre  ihres 
Geschäftsbetriehes  gestalteten  sich  die  Ver- 
hältnisse der  neuen  Bank  indes  so  wenig 
günstig,  dass  man  sich  bald  zu  einer  Neu- 
ordnung derselben  genötigt  sah,  die  durch 
das  Edikt  vom  39.  Oktober  1766  erfolgte. 
Unter  Beibehaltung  ihrer  bisherigen  Eigen- 
schaft als  Giro-  und  L^nbank  erhielt  die 
Bank  nunmehr  auch  das  Recht  der  Ausgabe 
von  Noten,  die  auf  10,  20,  50,  100,  500  und 
lOiX)  Bankopfunde  lauten  und  mit  den  Gold- 
nnd  Sübemillnzen  zugleich  Icursieren,  jedoch 
keinem  Gläubiger,  der  uach  Vertrag  oder 
sonst  bares  Geld  zu  fordern  berechtigt  wäre, 
gegen  seinen  Willen  an  Zahlungsstatt  ge- 
gebenwerden sollten.  Die  öffentliclien  Kassen 
mussten  diese  Noten  für  alle  in  Silber  zu 
leistenden  Zahlungen  und  Gefälle  zu  dem 
festen  Kurse  von  131''.i  Thlr.  Courant  gegen 
100  Pfund  Banko  annehmen.  Ebenso  wm-den 
sie  auf  Bankfoiien  für  den  Giroverkehr  an- 
genommen, dagegen  fand  anfangs  eine  Ein- 
lösung derselben  seitens  der  Bank  nicht 
statt,  sondern  diese  war  einem  besonderen 
noch  zu  ei"wähnenden  Kontor  überti-agen. 
Der  eben  angegebene  feste  Wert  des  Bank- 
geldes gegen  Silber,  bei  dessen  Bestimmung 
ein  Goldagio  von  5  "/o  angenommen  ist, 
bildete  eine  Neuerung,  durch  welche  der 
Wert  des  Silbers  gegen  Gold  gehoben  wei-den 
sollte.  Das  neue  Reglement  enthielt  noch 
eine  Reihe  weiterer  Abänderungen  des  älteren : 
die  Rechnung  der  königlichen  Kassen  nach 
Bankpfunden  wurde  aufgehoben,  dieselben 
mussten  aber  bei  Zahlungen  über  100  Thlrn. 
ausser  Banknoten  auch  Giroassignationen 
annehmen;  der  Zwang  zum  Gebrauch  des 
Bankgeldes  bei  kaufmännischen  Geschäften 
wiurde  auf  Berlin  und  Breslau  beschränkt, 
der  Zwang  zur  Domizilierung  der  Wechsel 
auf  Bankplätze  aufgehoben,  die  Diskontie- 
rung auf  solche  Wechsel  beschränkt,  die 
drei  Giranten  hatten  und  nach  höchstens 
zwei  Monaten  fällig  waren.  Die  Eröftnungs- 
g^bühr  für  ein  Giroconto  wiu^e  auf  1  Fried- 
richsd'or,  die  Jahresgebühr  für  jedes  Folium 
auf  1  Pfund  Banko  herabgesetzt.  Im  engen 
Anschluss  an  die  Bank  wurde  unter  der 
Firma  des  HoUftudeTs  Vh..  Clement  ein  be- 
sonderes Kontor  geendet,  weldies  ädi 
namentlich  mit  dem  Handel  mit  Edelmetall 
und  auswfirfi^a  Wechseln  und  mit  dem 
Vertrieb  der  Noten  im  Auslande  befassen 
sollte  und  ausserdem  die  Verpflichtung 
übernahm,  die  Banknoten  und  das  Girogeld 
auf  dem  Parikurse  zu  erhalten  und  dasselbe 
für  die  königlichen  Kassen  in  bar  einzu- 


lösen. Die  Einlösung  der  in  den  Händen 
des  Publikums  befindlichen  Noten  und  Giro- 
assignationen wunie  ihm  erst  im  Janiiar 

1767  übertragen,  und  zwar  sollte  dieselbe 
unter  Abzug  einer  Provision  von  '  i  **/o  er- 
folgen. Diese  Verbindtmg  der  Bank  mit 
dem  Clementschen  Kontor  erwies  sich  indes 
als  sehr  unzweckmässig  und  wurde  schon 
im  August  1767  wieder  aufgelöst,  indem 
die  Bank  beauftragt  wui-de,  die  Realisation 
ihrer  Noten,  deren  im  ganzen  für  300  000 
Thlr.  ausgegeben  waren,  selbst  zu  über- 
nehmen, wozu  sie  aber  erst  vom  1.  Janiuu* 

1768  ab  im  stände  war.  Die  Einlösung 
fand  nur  in  Berlin,  nicht  auch  in  Bi'eslau, 
statt  imd  w^urdc  jetzt  olme  Provision  ge- 
leistet 

£.  Von  1768—1806.  Mit  dem  Jahre 
1767  be^nnt  nun  endlich  für  die  Bank 
eine  Periode  ruhiger  nnd  fortschreitender 
Entwickelung.  Von  besonderer  W^ic^tigkeit 
waren  für  sie  die  Instruktionen  vom  18. 
Juli  1768  und  vom  31.  März  1769,  durch 
welche  die  Anlegimg  der  Depositengelder 
der  Gerichte  und  A'^ormundscliaftebehörden 
und  die  verfttgbai"en  Gelder  aller  Stiftungen, 
Spitäler,  Kirclien  etc.  fortan  bei  der  Bank 
zu  massigen  Zinsen  allgemein  voi^schiieben 
wurde.  Eine  weitere  Verstärkung  erhielten 
ihre  Betriebsmittel  dadurch,  dass  der  König 
die  sogenannten  Magdeburger  Foiuagegelder 
bei  ihr  dejionierte.  Die  Annahme  verzins- 
licher Dejxisiten  ^\^u•de  so  zum  Hauptzweig 
der  Passivgeschäfte  der  Bank.  Die  Giro- 
einlagen und  der  Gii*overkohr  sanken  auf 
geringfügige  Ziffern  herab,  und  auch  die 
Notenausgabe  blieb  in  sehr  bescheidenen 
Grenzen,  da  sie  in  den  siebziger  Jahren  nur 
800000  Thlr.  betrug,  von  welcher  Summe 
aber  immer  ein  Teil  in  den  Händen  der 
Bank  selbst  war.  Bald  fand  die  Bank  in 
dem  kaufmännischen  Wechsel-  und  Ixim- 
bardgeschäft  nicht  mehr  genügende  Unter- 
kunft für  die  immer  grösser  wenlende 
Menge  der  bei  ihr  hinterlegten  Kapitalien 
und  sie  verwendete  dieselben  daher  mehr 
und  mehr  zu  hypothekarischen  Dar- 
lehen. Ntunentlich  geschah  dies  seit  1795 
in  den  erwori)enen  R-ovinzen  Süd-  und  Neu- 
ostpreussen,  wo  die  Bank  unter  dem  Ein- 
fluss  der  allgemeinen  Staatspolitik  zur  Ver- 
besserung der  zerriitteten  VeriiSltnisse  des 
Grundbesitzes  beinahe  10  Millionen  Tluiler 
in  Hypotheken  festige.  Während  des  18. 
Jahrhunderts  blieb  die  Bank  von  bedeuten- 
den Erschütterui^n  verschont  und  wurde 
auc^  während  des  KoalititmBkri^  von 
Seiten  des  Staates  nicht  in  eriieblichem 
Masse  zur  Gewähmng  von  Vorschüssen  in 
Anspruch  genommen,  wenn  sie  anch  im 
Jahre  1793  für  535000  Thlr.  neue  Noten 
ausgab. 

Am  Schlüsse  des  Gcscliäftsjalires  1305  06 
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tiolicf  sich  die  Gesamtsumme  der  Noten  auf 
1325fXXi  Thlr„  von  denen  sich  674121  Thlr. 
in  der  Kasse  der  Bank  selbst  beiden.  Der 
Barvorrat  dagegen  betrug  897601S  Thb., 
vnn  veldier  Summe  5534410  auf  die  Haupt- 
haok  in  Berlin  und  der  Best  auf  die  Kon- 
tors in  Bresüu,  KGn^bei:^,  Elbing,  Emden, 
Magfleburp,  Frankfiui:  a.  0.,  Minden,  Stettin, 
Münster.  Ansbach  und  Cleve  kam.  Die  fibri- 
pen  Paesivpnsten  "waren:  Königliche  Fonds 
(Tn-sorkonto)  328561  Thlr.;  Depositen  von 
Staatskassen  8H9ln28  Thlr.;  Depositen  ans 
dem  repelmässig;en  Verkehr  (tre^n  Ausübe 
von  Baokobligationen)  294:^8989  Thlr.;  sons- 
tig^'Schulden  1096S39.  Die  übrigen  Aktiv- 
pofiten :  Zinstragende  Offentliehe  Papiere 
(>637&S  Thh-.;  Darlehen  an  Staatskassen  und 
Institute  6f»79919  Thlr.:  Darlehen  an  Kre- 
ditvereine und  Kommunalverbände  140IJ16Ü 
Thh-.;  Hypothekendarlehen  12998124  Thlr.: 
Wechsel  imd  Lombaitldarlehen  1ü;J214()0 
Thlr.;  sonstige  Forderungen  1142672  Thlr. 
Im  ganzen  überstiegen  die  Aktiva  die  Pas- 
siva um  1  1787fv4  Thlr.  Vom  1.  Juli  1771 
Iiis  zum  1.  Juni  1806  hatte  die  Bank 
s  982  949  Thlr.  aus  ihrem  Gewinn  an  die 
königlichen  Kassen  abgeführt. 

8.  Von  1806—1817.  Die  aus  den  obigen 
Zahlen  si<^  ei^bende  L^e  der  Bank  ^va^ 
nur  scheinbar  eine  befriedi^nde :  ihre  Aktiv- 
^lestäude  waren  grösstenteils  festgelegt,  ihre 
Schulden  dagegen  zum  grössten  Teil  binnen 
acht  Tagen  rückzahlbar.  Der  unglückliche 
Krieg  von  1H06  musste  also  notwendig  eine 
Katastrophe  herbeiführen.  Der  grüsste  Ver- 
lust entstand  dadurch,  dass  die  warschauisch- 
s3chsiscbe  Be^erung  auf  Grund  einer  1808 
mit  NajHileoa  zu  Kaj  onne  abgeschlossenen 
Konvention  die  in  dem  ehemaligen  Süd- 
und  Xeunstprensscn  ausstehenden  Kapitalien 
der  Bank  (wie  auch  anderer  Institute)  im 
'Widerspruch  mit  dem  Tilfüter  Frieden  kon- 
fiszierte. Nach  der  Vemichtnng  des  I£er- 
zogtiims  'V^'^arschau  wurde  die  Konvention 
von  Bavonne  allerdings  annulliert,  ein  Teil 
der  beiasteten  Gflt^  fiel  mit  der  I*rovinz 
Posen  -wieder  an  Preussen;  wegen  des  an- 
deren verständigte  man  sich  mit  der  rus- 
sisch-polnischen Regierung,  trotzdem  aber 
eT;gab  sich  am  Schlüsse  einer  mehr  als 
iwanzigjährigen  Regiüierangsarbeit  auf  die 
Süd-  und  neuostpreussischen  Hypotheken- 
fotderungea  ein  Verlust  von  57r/HKX)  Thlrn. 
Im  ganzen  mussten  von  den  alten  Forde- 
rungen der  Bank  (22  Millionen),  die  1818 
in  den  Büchern  standen,  7300000  Thlr. 
definitiv  abgeschrieben  werden ;  eine  ebenso 
grosse  Summe  "war  anfangs  noch  ertraglos 
und  konnte  erst  allmählich  wieder  fruclitbar 
gemacht  werden. 

4.  Von  1817—1846.  Unter  der  Leitung 
Präsidenten  Frirae  (1817 — 1837)  gelang 
^  der  Bank,  bald  wieder  ihi-en  Kredit  fest 


zu  b^rrflnden  und  be&ieiligende  Gewinne 
zu  erzielen,  die  freilich  bis  1B15  als  Deckung 
der  früheren  Verluste  behandelt  wimleii. 
Die  Ausgabe  eigentlicher  Banknoten  war 
18(>6  eingestellt  worden,  da  man  neben  den 
staatlichen  Tresorscheinen  und  den  späteren 
Kassenanweisungen  ein  weiteres  ähnlidies 
Umlaufsmittel  für  unzweokmässig  hielt  Doch 
l)cgann  man  1820  wieder  mit  der  Ausgabe 
sf^nannter  Bankkassenscheine,  wie  sie  auch 
schon  von  1798  bis  18l.t8  in  Umlauf  ge- 
wesen waren.  Es  waren  dies  Depositen- 
scheine in  rundeu  Summen  von  wenigstens 
HJO  Thlr.  Von  denselben  waren  durch- 
schnittlich im  Umlauf  1820:  1950(H)  Thh-.: 
1825  :  972100  Thlr.;  1830  :  3447  600  Thlr.: 
1831:  2141  Thlr.;  18:t6:  4.'>U.S(K)  Thlr. 
Eine  Kabinetsordre  vom  ö.  Dezember  lH3() 
verfügte  jedoch  im  Interesse  der  Einheit- 
Uchkeit  des  Papienimlaufs  die  Einziehung 
der  Bankkas-senscheine  ■wie  auch  der  Kassen- 
scheine der  Seeliandlung  und  der  Xoteii 
der  pommersclien  ritterschaftlichen  Privat- 
bank. Als  Entschädigung  wurden  der  Bank 
3  MiUioiit^n  Thaler  in  Staatsjtapiergeld  (Kas- 
senanweisungen) gegen  Hinterlegimg  eine^ 
gleichen  Betrages  in  Staatsschuldverschrei- 
bungen  überwiesen,  mit  der  Verpflichtung, 
diese  Scheine  auf  Verlangen  einzulösen.  In 
den  Jahren  1837 — 1840  wurde  die  Summe 
der  der  Bank  übertragenen  und  durch  hinter- 
legte Staatspapiero  gedeckten  Kassenanwei- 
sungen bis  auf  6  Slillionen  Thaler  erhöht. 
Die  Rechnung  nach  Bankopfunden  hatte 
sich  auch  im  vorigen  Jahrhundert  im  Ver- 
kelir  nie  fest  ehigebOrgert ;  die  Bank  führte 
sie  nur  der  Form  wegen  neben  der  SUber- 
courantrcchnung  bis  1818  fort  und  gab  sie 
dann  ebenfells  auf. 

Eine  Uebersicht  über  die  allgemeinen 
Verhältnisse  der  Bank  in  ihrer  letzten  Pe- 
riode giebt  die  folgende ,  auf  Seite  194 
oljonanstehendft  Tabelle  (in  1000  Tlüi-n.). 

Die  Verwandlung  des  Aktivflberschusses 
in  ein  Deficit  ist  nur  scheinbar  und  durch 
die  Abschreibungen  auf  dem  sogenannten 
vermischten  Conto  aus  dem  alten  Vei'kehi* 
entstanden.  Der  oben  nicht  näher  bezeich- 
nete Rest  der  »festgelegten  Fonds«  bestand 
grösstenteils  ans  Staats-  und  Kommunal- 
papieren. 

Der  GesamtlK?trag  der  {zu  2,  2^  s  und 
B^.'o)  verzinslichen  Depositen,  die  stets  den 
HauptteÜ  der  Passiva  bildeten,  war  in  100(» 
Thlra.: 


1770 

i6o4,s 

1820 

34976,9 

1780 

9  9a3,t> 

1825 

22  460,9 

1790 

31  072,9 
29  996,0 

1830 

21  570,8 

1800 

1835 

24017,9 

1810 

21  683,1 

1840 

29  226.1 

1817 

24900,3 

1845 

25  869.9 
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öchluss  des 
Jahres 

Fea 

Gesamt- 
summe 

tgelegte  F 

darunter 
Forde- 
rungen an 
den  Staat 

onda 

Hypothe- 
ken und 
Grund- 
stücke 

Gesamt- 
summe 

Verfüg  ba 

darunter 
Lombard- 
Forde- 
rungen 

re  Fonds 

Wechael- 
bestände 

Barvorrat 
und 
Barren 

Buchir 
Ueber 
d.  Aktiva 
über  die 
Passiva 

äsficrer 
scbuss 

d.  Passiva 
ttl)er  die 
Aktiva 

1817 
1820 
1825 
1830 
1835 
1840 
1845 

26  067,9 

25  505.7 
22  842,5 
14676,1 
13  177,4 
13525,7 
13871,8 

8  256,0 
2  030.0 

2  8i2;5 
718,7 

397,5 
325,8 
»44,9 

9  768,0 
8  S6o,4 
8  788,4 
2  506.6 
1  469;6 
949.9 
733,5 

2  029,2 

3  948,7 
6  114,1 

9  236,7 
13867,2 
2S  369,!; 
32  944,8 

2  736,8 
2  480,3 
2881,4 
4388,4 

5  649,3 
8  582,8 

1  091.6 

514,7 

2  119,2 

I  975,4 
3017,2 
9  2*7,6 
12739,8 

937,6 
692,3 
I  499,9 
4077,8 
4  650,4 
8  754,7 
1 1  565.5 

920,6 
2  921,6 
2  965.5 

3  568.6 

4  233.9 
3  079.3 
1  353,4 

10 

% 

(Dez.) 

4' 3 

0' 

0 

8 

» 

(Jan.) 

4% 

»? 

6 

3 

7 

„ 

(Febr.l 

2'fi 

8 

(März) 

3 

6 

„ 

(Aprill 

3 

6 

(März) 

3V« 

•t 

10 

(Jan.) 

3"a 

„ 

8 

(Febr.) 

3 

6 

(Aug.) 

3 

5 

(Jan.) 

3 

5 

,1 

(AprU) 

3 

» 

(Sept) 

3',, 

„ 

6 

(Sov.) 

5 

fl 

Die  höchsten  imd  niedrigsten  Diskonto- 
e^tze  der  Hauptbank  waren : 


1817  (Mai) 

1818  (Oktbr.) 

1819  (Jan.) 

1820  (Juli) 

1821  (Juli) 

1822  (Mai) 

1823  fSept.) 

1824  (Juli) 

1825  (Mai) 

1826  (Jan.) 

1827  (April) 

1828  (Jan.) 

1829  (Jan.) 

1830  (Jani) 


In  den  folgenden  Jahi-en  zeigte  der  Dis- 
kontsatz eine  weit  grössere  Festigkeit.  Von 
1S31 — 1836  bewegte  er  sich  nur  zwischen 
30/0  (Oktober  183ü)  und  ü^  s^/o  (Juni  1832) 
und  von  1837 — 1845  wurde  er  fast  unver- 
änderlich auf  4''/o  gehalten,  indem  nur  im 
Oktober  1844  eine  Ei-höhung  auf  4';  2  und, 
nachdem  der  Satz  seit  Mai  1845  wieder 
4'':'o  gewesen,  im  Oktober  1845  eine  Steige- 
nvng  auf  5  %  stattfend.  Bei  den  Pi-ovinziEÜ- 
kontoi-s  galten  besondere  und  grösseren 
Veränderungen  unter\v-orfene  Diskontsätze. 
—  Der  buchmässige  Xettoge-winn  der  Bank 
betnig  von  1819—1845  im  ganzen  70.S8206 
Thlr.  Unter  50000Thlr.  sank  er  mu-  in  den 
Jahi-en  1824  (47  506  Thh'.);  1832  (41169 
Thk.):  1834  (29008  Tldr.);  am  Wichsten 
stand  er  in  den  Jahreu  1844  (457  761  Thlr.) 
und  1845  (517  552  Thlr.).  "Wenn  man  be- 
denkt, dass  die  Bank  f^t  ohne  eigeue  Be- 
triebsmittel begonnen  hat  und  während  der 
letzten  dreissig  Jahre  ihres  Bestandes  als 
i-eine  Staatsanstalt  an  der  Dedoing  eines 
(geheim  gehidtenen)  Deficits  zu  arbeiten 
hatte,  so  wird  man  die  erreichten  Besultate 
als  hOchst  bedeutend  aneikennen  müssen. 
Die  Neugestaltung  der  Bank  in  ein  ge- 
mischtes Institut  mit  staatlicher  VenÄ-aJtung 
und  piiTOtem  Kapital  nebst  einem  Kapital- 
anteil des  Staates  und  mit  dem  auch  vorher 
principiell  nie  als  «-loschen  betrachteten 


Rechte  der  Notenausgabe  erfolgte  dm-ch  die 
Kabinettsordre  vom  11.  April  1H46  und  die 
Bankordnung  vom  5.  Oktober  1846. 

Lltteratar:  Gfsekirhie  der  Ki/iiiglichrn  Jlauk  in 
Jierh'n.  JVocA  amtliehfn  Quellen.  Be.rlhi  }S4^- 
(Avf  ^inorthiu)ig  det  StaaUminUtrr»  ron  Rolhrr, 
«eii  18S7  Chef  der  Bank,  i-on  yiebuhr  iMiarbeitet). 
—  Jahri.  JUr  die  amtliche  titatiftit  der  pttutt. 
Staates  II.  Berlin  IHGl,  S.  äSff.  —  IjoU, 
Gesebiehte  und  Kritik  dea  dtutaehen.  Jlc iikge- 
«ettf«  von  1873,  Leipzig  1898,  .V.  Weitere 
Litteratimtngalteu  t.  unten  >S'.  JOi, 


YII.  Die  deutBcheu  Bauken  Im 
19.  Jahrhundert. 

1.  Anfänge  des  deutschen  Notenbaukweseiis 
bis  zur  (trilndung  der  preusBischen  Bank  {1846], 
2.  Die  Periode  von  1846—1866  (Gründung  des 
norddeutschen  Bundes)..  3.  Von  1866 — 1875 
(Einfuhrung  des  deutscheu  Bankgesetzes  1.  4. 
Das  deutsche  Bankgesetz  vom  14.  März  137ü 
und  seine  Wirksamkeit  bis  1889  5.  Bankgesetz- 
novelle  vom  18.  Dezember  1889  und  seitherige 
Entwickelung. 

Aufgabe  der  naclistehenden  Dai-stellmig 
ist  die  Erörtenmg  des  Noteubankwesens  in 
Deutschland.  Mehr  als  irgend  ein  anderes 
wirtschaftliches  Thätigkeitsgebiet  ist  der 
Gang  des  deutschen  Noten  bajikweseus  durch 
die  Politik,  d,  h.  durch  die  Einflussnahiue  der 
Staatsgewalt  und  durch  den  Fliies  der  m-- 
spnlnglich  decentralisierendon,  später  eeutra- 
lisierenden  staatsrechtlichen  £i«ignisse  in 
seiner  Kichtung  bestimmt  woi-den.  Die  Gc- 
samtentwickelung  vollzog  sidi  unter  stetiger 
Mitwirkung  und  Oberleitung,  teilweise  nuter 
dü-ekter  Beteiligung  der  Lfmdcsregieinm^n, 
später  des  Keiches.  Wesentlich  war  diese 
Entwicklung  mitbeeinfLusst  dtm^  den  Gang 
der  niünzpolttischett  Ereignisse.  Die  Schul- 
doktrin der  Notenbankfr^heit,  wie  äe  sicli 
in  anderen  Ij9ndem  wohl  einbdrgerte.  ge- 
wann in  Deutschland,  von  einigen  agitato- 
rischen Anläufen  abgesehen,  nirgends  und 
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zu  keiner  Zeit  festen  Boden.  Die  deutschen  ] 
Regienmpen  betrachteten  lange  Zeit  den  \ 
mittelst  ^Notenausgabe  ins  Werk  gesetzten ! 
Bankbetrieb  ungefähr  imter  gleichem  Ge- 
sichtswinkel wie  die  Ausgabe  von  Staats- 
papiergeld, als  AusfUiss  der  Finanzhoheit 
und  als  ZwUlings&chwester  Aes  Mfmzregals. 
Wegen  dieser  inneren  Verbindung  des  Noten- 
tjaotresens  mit  den  deutschen  Regierungen 
bilden  die  politischen  Marksteine  Deutsch- 
lands fast  ebenso  viele  Etappen  der  Noten- 
l)ankentwickeliing.  im  allgemeinen  ist  es 
der  Gang  aus  der  Zersplitterung  zur  Ver- 
einheitlichung, aus  der  DecentraJisation  zur 
allmähltchen  Centralisiening,  unter  gleich- 
zeitiger Verstärkung  des  staatlichen  Ein- 
flusses und  der  staatlichen  Beteiligung.  Aus 
kleinen  Anfängen,  die  sich  auf  territorialem 
Gebiet  langsam  imd  mflhseUg  entwickelten, 
hat  sich,  zumeist  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
rehnte,  das  deutsche  Notenbankwesen  zu 
einem  mächtigeD,  festeefügten  Bau  gestaltet, 
zu  einer  Hauptsäule  des  deutschen  Mobiliar- 
kredits und  zu  einem  Machtmittel  ersten 
Ranges  für  den  neug^chaffenen  deutschen 
Nationalstaat 

1.  Aafange  des  dentschen  Notenbank- 
Wesens  bis  mr  Gründung  der  prenssi- 
Hchen  Bank  (1846).    Die  Anßnge  des 
deutschen  Noteubankweseus  fallen  eigentlich 
erst  in  das  neunzehnte  Jahiiiundert.  Zwar 
kennt  das  achtzehnte  Jahrhundert  eine  Reihe 
Yon  Bank^rAnduDgeu,  welche  auf  Veran- 
lassung  mnzelner  lÄndesffirsten  versucht 
wurden,  ohne  dass  sich  dieselben,  wenigstens 
als  ^Notenbanlron,  auf  die  Dauer  behaupten 
konnten.  Die  erste  deutsche  Anstalt,  welche 
als  Notenbank  öne  gewisse,  allerdings  nicht 
iintmterbtochene  Kontinuität  behauptete,  ist 
«lie  von  Friedrich  dem  Grossen  1765  begriin- 
«leteKCnigliehe  Bank  in  Berlin  (s.  d.  Art.  oben 
S.  189ff.),  aus  welcher  1846  die  preussische 
Bank,  1875  die  deutsche  Reichsbank  hervor- 
fdng-  Auch  die  1824  begrflndete  ritterschaft- 
liche Privatbank  zu  Stettin,  eine  auf  privater 
Orundlage  ruhende  Anstalt,  w^ar  mit  einem 
Notenausgaberecht  bis  zu  einer  Million  Thaler 
ausgestattet.  Mitte  der  dreissiger  Jahi*e  aber 
verschwand  die  Banknote  wie<lemm  aus 
Preussen.   Die  Gesetzgebung  war  der  Insti- 
tution abhold ;  Rflcksichten  auf  den  beträcht- 
lichen Papiergeldumlauf,  der  aus  der  Napo- 
leonischen   BedrängnLs    herrührte ,  veran- 
lassten die  Regienmg,  die  Banknote  völlig 
zu  beseitigen,  um  für  das  staatliche  Pa- 
[»ieigeld,  die  Kassenanweisimgen,  Raum  zu 
sohaffen. 

Zur  gleichen  Zeit,  1834,  erfolgte  in 
Barem  die  Gründung  der  bayerischen  Hypo- 
theken- und  Wechselbank  in  München  durch 
König  Ludwig  1.  Noteneraissionsrecht  acht 
Millionen  Gulden,  später  auf  12  Millionen 
vermehrt.    Die  Anstalt  wiude  als  Aktien- 

EmdwBrteAneli  der  StMtBnissenBchkftni.  Zweite 


gesellschaft  oline  direkte  staatliche  Betciü- 
gimg  gegriluflet,  jedocli  unter  Staatsaufsicht 
gestellt.  Desgleichen  trat  in  Sachsen  eine 
private  Zettelbank,  die  Leipziger  Bank,  183H, 
ms  Leben,  ebenfalls  unter  ständiger  Beauf- 
sichtigimg der  Regierung.  Die  Entwicke- 
lung  sowohl  der  bayerischen  als  der  säch- 
.sischen  Bank  war  eine  günstige.  Inzwischen 
war  auch  in  Preussen  durch  die  Unzuläng- 
lichkeit der  Königlichen  Bank  die  Bankfrage 
brennend  gewonlen,  und  es  kam  dort  zur 
Reorganisation  der  Notenanstalt  irad  zur 
Grüiulung  der  pi*eussischen  Bank  1846. 

2.  Die  Periode  von  1846—1866  (Grün- 
dung des  norddeutschen  Bandes).  In 
Preussen  begannen  sich  Bestrebungen  geltend 
zu  machen,  welche  auf  private  Notenbank- 
gründungen abzielten.  Die  Regierung;  brach 
denselben  die  Spitze  ab  durch  Errichtung 
einer  Bank,  welche  dem  Staate  zwar  die 
Vorteile  einer  Staatsbank  sicherte,  hinsicht- 
lich des  Gnindkapitals  aber,  abgesehen  von 
einem  Staatseinschuss  von  einer  Million 
Thaler,  auf  privater  Grundlage  ruhte.  Die 
Leitimg  der  also  organisierten,  mit  einem 
privaten  Kapital  von  10  Millionen  Thater 
ausgestatteten  preussisdien  Biuik  war  eine 
rein  staatliche,  durch  Staatsbeamte.  Die 
preussische  Bank  begann  ihre  Geschäfte  am 
1.  Januar  1847.  Dem  kaufm&nnischen  Ele- 
ment vnrde  bei  Leitnug  der  Bank  Rechnung 
getragen  durdi  die  Organisation  des  aus 
gewerbetreibenden  Interessenten  zusammen- 
gesetzten »  Centraiausschusses« ,  welchem 
analoge  lokale  Kollegien  bei  den  Zwe^an- 
stalten  zur  Seite  standen.  Es  stellte  sich 
demtiach  die  preuKÖsdie  Bank  als  eine  unter 
staatlicher  Leitung  stehende  Aktiengesell- 
schaft dar,  mit  halb  staatlichem,  halb  pnvatem 
Charakter.  Der  Gewinn  wurde  nach  Voi^ 
wegnähme  einer  Dividende  ffir  die  Aktionfire 
zwischen  Staat  und  Aktionären  geteilt.  Diese 
gesamte,  technisch  vorzügliche  Organisation 
der  preussischen  Bank  war  für  die  1875  aus 
ihr  hervoi^heude  deutsche  Reichshank  vor- 
bildUch. 

Die  Hauptgeschäftszweige  der  preus- 
sischen Bank  waren  Edelmetallhandel,  Giro- 
geschäft, Diskonto-  und  Lombardgeschäft. 
Zugleich  fungierte  sie  als  Gehilfin  der  staat- 
lichen Kassenverwaltung. 

Ihre  Betriebsmittel  waren  das  Grund- 
kapital, die  gerichtlichen  Depositen,  femer 
die  Banknotenausgal«.  Letztere  war  vorerst 
auf  21  Millionen  Thaler  bemessen.  Die 
Noten  sind  in  Berlin  unbedingt,  bei  den 
Zweiganstalten  nach  Thuiüichkeit  gegen  Bar- 
geld eiolösbar.  Ein  Zwang  zur  Annahme 
im  Privatverkehr  existiert  nicht.  Mindestens 
ein  Drittel  aller  umlaufenden  Noten  muss 
bar  gedeckt  sein ,  sogenannte  »Drittels- 
deckung«. 

Die  preus-sischc  Bank  dehnte  auf  diesen 
Aafla««.  II.  13 
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Orundl^n  ihre  Geschalte  rasch  ans  nnd 
etablierte  durch  die  ganze  Mooarcliie  ein 
Netz  von  Zveiganstalten. 

Die  Bestrebungen  nach  Gründung  von 
Frivatnotenbuiken  neben  der  I)reii88i8chea 
Bank  erhielten  durch  die  Ereignisse  von 
1848  neue  Nahrung.  Es  kam  zum  Erlass 
der  preussLsdien  l^ormativbedioguugen  vom 
15.  September  1848,  ■worin  die  Errichtung 
von  Privatnotenbanken  principiell  zngestan- 
den  war.  Die  Summe  der  an  preiissische  Privat- 
notenbauken  zugewäiu^ndeiiNotenemissionen 
wurde  ins^samt  airf  7  Millionen  Thaler  fest- 
gesetzt. Auf  Gmnd  dieser  Normativbediu- 
gimgen ,  denen  sich  die  ritterschaftiiche 
Privatbank  in  Stettin  und  der  Berliner  Kassen- 
verein  unterwarfen,  etablierten  sicli  später, 
Mitte  der  fünfziger  Jahre,  die  Kölnische 
Privatbank ,  die  Magdebmger  Privatbank, 
die  Künigslterger  Privatbank,  die  Danziger 
Privataktienbank,  femer  die  Bank  des  Gross- 
herz(^tums  Posen. 

Auch  ausserhalb  Preussens,  welches  in- 
dessen Privataastalten  auf  dem  Gebiete  des 
Notenbankwesens  nie  sonderlich  gewogen 
war,  gewann  die  Privatban  ken entwickeln ng 
an  Umfang.  Die  nnternelLrauiigslustige  Zeit 
von  1853—1857  belustigte  solche  Projekte. 
Namentliöh  waren  es  die  kleinstaathchen 
Regierungen,  welche,  von  denverechiedensten 
ErwSgungen  geleitet,  mit  der  Konzossionie- 
rung  von  Notenbanken  äusserst  liberal  ver- 
fuhren. Eine  stattliche  Anzahl  solcher  In- 
stitute trat  ins  Leben:  die  Bank  für  Süd- 
deutschland {Darmstadt),  die  Frankfurter, 
die  Gk)thaer ,  Geraer .  Weimarische,  die 
Thüringische  Bank,  die  Niedersächsische 
Buik,  die  Mitteldeutsche  Kreditbank,  femer 
Banken  in  Bremen  imd  Lübeck,  in  Braun- 
schweig,  Hannover  mid  in  anderen  mittel- 
deutschen Ladern.  Das  viel&eh  geübte 
Bestreben  dieser  mitteldeutschen  Ibnken, 
ihre  Nadibai^biete  nach  Sflden,  mehr  aber 
noch  nach  Norden,  ztmud  nach  Preussen, 
mit  Koten  zu  üb^schwemmen,  führte  zu 
Yerkehrsbel&stigungen  und  zu  Abwehnnass- 
regeln,  die  iu  den  namentlich  von  PKussen 
und  den  grosseren  süddeutschen  Regierungen 
erlassenen  Notenverboteu  gipfelten.  Diese 
Verbote  schufen  eine  Art  von  Kriegszustand, 
der  auf  die  Länge  imerträglich  wurde. 

Inzwischen  arbeitete  die  preussische  Bank- 
politik an  einer  Befestigung  und  Ausdehnung 
der  Stelhmg  der  preussischen  Bank.  Letztei-e 
erhielt  1850  ein  unbeschränktes  Notenemis- 
sionsrecht  und  verschiedene  Begünstigungen 
anderer  Art,  namentlich  das  Recht,  kleinere 
Notenabschnitte  auszugeben.  Die  Organi- 
sation der  Anstalt  wurde  nicht  geändert: 
ihre  Doppelstellun^  als  halb  staatliches,  halb 
privates  Institut  bheb  erhalten.  Das  private 
Kapital  wurde  auf  15  (186(>  auf  20)  Millionen 
Thaler  erhöht. 


Die  über  Deutschland  X8i>l  herein- 
brechende &mdelskii»s,  zu  veldier  Zeit 
30  Zettelbanken  in  20  deutschen  Territorien 
Noten  ausgaben,  führte  zu  einer  vöUigeti 
Diskreditierung  der  kleinei^u  Banken  in  der 
Öffentlichen  Meiuimg  und  zum  Streben,  ein- 
heitliche Gnmdsätze  iu  das  deutsche  Bank- 
wesen zu  bringen.  Nachdem  es  aber  zur 
Zeit  uocli  an  einer  hierzu  tauglichen  Centrai- 
gewalt fehlte,  offenbarte  sicli  dieses  Streben 
ziuiächst  in  eingehenden  theoretischen  Er- 
örterungen und  Agitationen,  deren  Mittel- 
punkt der  »Kongress  deutscher  Volkswirte' 
wm-de.  Die  Fragen  über  Bankenniehrheit 
oderBankinonojx)!,  über  Notendeckung,  femer 
über  Zweckbestimmung  und  Zuläs.=iigkeit  der 
metallisch  ungedeckteu  Banknote  überha\ipt. 
fanden  Besprechung  und  teilweise  Kläruut;. 
Aber  erst  der  Krieg  von  18(i6  schuf  die 
staatsi-echtliche  Gnmdlage,  auf  welcher  das 
deutsclie  Notenbankwesen  seiner  allmäli- 
lichen  Rekoustniktion  und  Vereinheitlichimii 
entgegengehen  konnte. 

3.  Von  1866—1875  (Einffihmn^  des 
dentRchen  Raakgesetze»).  Die  Ei^igniss«? 
von  1866  waren  für  das  <lentsche  Noten- 
bankwesen insofern  von  grösster  Bedeutung, 
als  einei-seits  diux:h  das  ei-folgreiclie  Wirken 
der  prenssischen  Bank  während  der  Erisk« 
die  Wichtigkeit  und  Erspriesslichkeit  einer 
grossen,  möglichst  ceutraJen  Bank  dai'gethau 
wimle  und  andererseits  durch  die  Schüpfnng 
des  nortldeutscheii  Bundes  die  Angelegen- 
heit endlich  in  die  Hand  der  deutschen,  vor- 
ei-st  fi-eilich  nur  norddeutschen  CentrallegLs- 
lative  gelangte.  T^m  den  weiteren  partiku- 
lären Ausbau  des  Notenbankwesens,  wie  er 
sich  in  Sachsen  und  01denbui;g  diirch 
Sciaffung  neuer  Banken  zeigte,  zu  hemmen, 
erliess  der  norddeutsche  Bimd  das  G. 
V.  27.  März  1870,  durch  welches  die  Ent- 
stehimg  künftiger  Notenbanken  von  der  Bun- 
de^setzgebung  abhängig  gemacht  wurde. 
Diewm  sogenannten  Buikuotenspenrgesetz 
folgte  am  16.  Juni  1870  das  Gesetz,  -welchen 
den  Einzelstaaten  künftig  die  Ausgabe  von 
Staatspa^iergeld  unters^le.  Mit  diesen 
beiden  einschneidenden  Massregeln  war  der 
kommenden  Reichsgesetzgebung  wii*ksam 
vorgearbeitet. 

Das  Jalir  1370  und  die  seinen  weltliist*»- 
rischen  Vorgängen  entstammende  Reichsver- 
fassung brachten  das  deutsche  Notenbank- 
wesen  unter  die  Aufgaben  der  Reichsgesetz- 
gebung. Letztere  bekam  indes  erst  am  1. 
Januar  1872  freie  Hand,  indem  erst  zu  diesem 
Termin  die  Ausdehnung  des  Bauknoten- 
sperrgesetzes  auf  Süddeutschland  verfügt 
würfle.  Inzwischen  hatten  in  aUer  Eile,  die 
zwölfte  Stunde  benutzend,  Baden,  Württeni- 
bei-g  und  Hessen  teils  dimjh  Neugründungen, 
teils  durch  Erweiterung  liestehender  Ein- 
richtimgen  ihr  partikulares  Bankr^'esen  noch 
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wesentlich  ausgebaut.  Bayern  allein  beliess 
PS  bei  seiner  bisherigen  NoteDhauk.  tler 
layerischen  J^E'potheken-  und  Wechselbank, 
welche  über  ein  relatir  geringfügiges  Noten- 
recht von  nur  12  Millionen  Gulden  verfflgte. 

Es  sind  noch  eine  Reihe  von  Vorent- 
vickelungen  kurz  zu  berühren,  welche  sich 
abspielten,  ehe  die  Reichsgesetzgebnng  pei^ 
fekt  -wTffdo.  Das  deutsche  Wirtschaft^biet 
war  noch  durch  die  Verschiedenheit  des 
Mflnzfusses  in  zwei  wirtschaftliche  Lager 
geteilt.  Die  Schwerfälligkeit  der  Silber^ 
^riüining  hatte  das  Anschwellen  des  Bank- 
notenuimaafes  b^;flnstigt.  Zugleich  bestuid 
die  BeÄrchtnng,  dass  durch  die  kleine 
Appointierunff  umlaufender  Fäineigeldzeichen 
«he  neuen  Gmdmünzea  ins  Aushuid  gedrangt 
würden.  Es  wurde  deshalb  in  die  Münz- 
(Tdming  eine  Bestimmung  eingefügt,  welche 
die  AppcHntimmg  der  nach  dem  1.  Januar 
1S76  imdaufenden  Bvikhoten  an!  100  Mark 
festsetzte.  Inzwischen  war  die  LOsung  der 
Bankfrage  noch  diffch  ein  weiteres  Moment 
erschwert  worden.  Die  Krisis,  welche  durch 
die  Spekulationsperiode  187 1 — 73  Über 
Deutschland  hereinbrach,  wurde,  und  zwar 
vielfach  mit  Unrecht,  mit  dem  deutschen 
?Cotenbantv.-esen  in  Verbindung  gebracht. 
Man  warf  den  Notenbanken  vor,  durch  zu 
■viele  Ausgabe  von  Banknoten,  durch  leicht- 
sinnige Dlskontiemng  und  Lombardierung 
die  unsolide  Spekulation  unterstützt  und 
diurh  Vermehrung  der  papiemen  Cirkula- 
tic>nsmittel  eine  künstliche  Steigerung  ^er 
Preissätze  bewirkt  zu  haben. 

So  sah  sich  die  Gesetzgebung  schwierigen, 
zum  Teil  tendenziös  verdunkelten  Verhält- 
nissen g^enüber.  Es  kam  in  erster  Linie 
darauf  an,  an  historisch  begründete  imd 
rechtlich  sanktionierte  Zvistände  anzuknüpfen. 
Im  Gebiete  des  Deutschen  Seiches  bestan- 
den 33  mit  der  Befugnis  zur  Notenausgabe 
]>rivil^erte  Bankinstitute,  deren  statutarische 
GmndLigen  in  den  wesentlichsten  Punkten 
von  einander  abwichen.  Die  wichtigsten 
Bestimmungen,  als  da  sind ;  Deckung,  Stücbe- 
Innff  und  Einlösung  der  Noten,  Verhaltnis- 
zafal  der  Noten,  Geschftftakreis,  Privilegiums- 
'laner,  waren  durchgängig  verschieden  nor- 
miert und  noch  verschiedener  war  die  Rolle, 
welche  die  einzelnen  Institute  im  öffent- 
lichen Yeikehrslebea  ausfüllten.  W&hrend 
ohne  die  erspriesdiche  Thfttigkeit  einzelner 
Notenbanken  das  Schwungrad  unserer  auf 
Kredit  basierenden  Prodiiktion  sich  nicht 
im  Gange  hatte  eiiialten  ^nnen,  war  die 
sc^nannte  Unterstützung  von  Handel  und 
In<iustrie  für  andere  nur  das  glänzende  Aus- 
hängeschild zur  Ausbeutung  eines  zinslosen 
Kredits  und  zur  Verfolgimg  spekulativer 
.SfinderinteresBen,  welche  mit  den  volkswirt- 
^-haftlichen  Bedürfnissen  und  Fordei-ungen 
nichts  gemein  hatten.    Ganz  ungleichartig 


war  die  Stellung  der  einzelnen  Zettelbanken 
zu  den  betreffenden  Staatsgewalten  geregelt : 
die  einen  hatten  onerose  Verpflichtungen  zu 
Gunsten  des  Fiskus  oder  der  einheimischen 
Volkswirtschaft  übernommen  und  erfüllt, 
andere  hinwiederum  erschienen  als  lein 
private  Institutionen  losgelOst  von  jeg^cfaer 
Verbindung  mit  dem  Staat  und  nur  einer 
mehr  oder  minder  problematischen  Kontrolle 
seitens  der  Regierungs^walt  unterstellt. 

Der  Noteniunlauf  im  allgemeinen  und 
damit  zugleich  die  Masse  der  ungedeckten 
Noten  war  von  Jahr  zu  Jahr  gewadisen. 
Während  zu  An£ang  der  QOor  Jahre  der 
durchschnittliche  Betn^  der  in  ganzDcutsdi- 
land  in  Umlauf  befindlichen  Banknoten  mit 
120  Millionen  Matk  (wonmter  nur  etva  lä 
Millionen  ungedeckt)  vetmutlieh  eher  zu 
hoch  als  KU  niedrig  veranschlagt  werden 
kann,  erreichte  der  Umlauf  der  ungedeckten 
Noten  der  deutschen  Zettelbanken,  abgesehen 
von  Bayern,  nach  den  Monatsbilanzen  be- 
rechnet, durchschnittlich : 


im  Jahre  1867 

„  „  1868 
„      „  1869 

n  y,  1870 
«  n  1871 
„  „  1872 
„  „  1873 
Ende  1874  ca. 


202296000  M. 
237594000  „ 
288  561  000  „ 
342  543  000  „ 
372366000  „ 

423  002  ODO  „ 
400284000  „ 
4S0OOOOOO  „ 


Gleichzeitig  hatte,  im  ganzen  genommen, 
auch  die  Ma.ise  des  Ijancltjspapiergeldos  in 
mehreren  deutschon  Staaten  zugenommen 
und  im  Jahre  1873  zusammen  die  Summe 
von  180  MiUionen  Mark  überschritten.  Die 
Zahl  der  verschiedenen  Arten  von  Papier- 
wertzeichen  —  Banknoten  und  Papiergeld 
in  ihren  vei-schiedenen  Abschnitten  —  welche 
im  Jahre  1873  im  Deutschen  Reiche  um- 
liefen, betnig  mehr  als  1401 

Die  Gesetzgebung  stand  einem  Chaos 
gegenüber,  und  es  war  keine  leichte  Auf- 
gabe, der  spröden  und  widerstrebenden 
fliaterie  Ordnung  und  Einheit  zu  verleihen. 
Die  vor  Erlass  des  Bankgesetzes  auf  dem 
Gebiete  des  deutschen  Xotenbanlcwesens 
herrschende  Vielgcstaltigkeit  imd  Zerrissen- 
heit wird  {un  besten  diuxih  die  nachstehende, 
anf  Seite  196,  von  Soetbeer  zusammenge- 
stellte Tabelle  illustriert. 

Der  im  Dezember  1874  dem  Bundesrate 
und  später  in  ziemlich  unveränderter  Fassung 
dem  Reichstage  vorgelegte  Entwurif  eines 
Bankgesetzes  vermochte  nicht  allgemein  zu 
entsprechen.  Die  Zettelbajiken  sahen  sich 
in  demselben  nahezu  als  gefährliche  Insti- 
tutionen bebandelt,  deren  möglichste  Ein- 
schr&ikung  und  schliesslichc  Beseitigung 
anzubahnen  sei.  Ihre  Erträgnisse  waren 
mit  einer  Steuer  belastet,  welche  von  einer 
solchen  nur  den  Namen  hug,  in  Wirklichkeit 
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aber  eine  Teilhaberschaft  der  Reichsgewalt 
an  den  Bankertragnissen  darstellte.  Ihre 
tiesoh&ft^biete  waren  eng  begrenzt,  ihre 
wnhierwmienen  Hechte  ohne  Ersatz  ge- 
Eohmtioi.  Der  rein  formelle  und  nivelHe- 
rt^nde  Massstab,  welcher  an  die  einzelnen 
Institn^  ohne  jegliche  Rflcksicht  auf  deren 
A'erkehrelei&tnDgen  gelegt  wurde,  erwies  sich 
als  eine  treffende  ninstration  des  summum 
iu$  siunma  iniuria.  Der  Entwurf  war  keiner 
Partei  zu  Grefallen  gemacht  Wahrend  ihn 
(lio  fanatischen  Gegner  der  Notenbanken  fftr 
211  «lild  hielten,  betrachteten  Einsichtsvollere 
da"  Gesetz  als  den  Vorläufer  gefilhrlicher 
Krisen  und  bedauerlicher  Zemlttnngeu  des 
nationalen  Wirtschaftslebens.  Der  Entwurf 
wäre  gleichwohl,  ti-otz  seinen  wirtschaft- 
lichen Bedenklichkeiten,  eine  vollendete  ge- 
setzhche  Thatsacho  geworden,  hätte  nicht 
in  weiten  Kreisen  des  Volkes  die  Ueber- 
zeiigung  geherrscht,  dass  diesmal  eine  cen- 
trale Iteichshank.  welche  der  Entwurf  nicht 
kannte,  geschaffen  werden  müsse.  Diese 
Heichshank  wurde  im  eminentesten  Grade 
als  eine  wirtschaftliche  Institution  im  Dienste 
eines  politischen  Princips  gedacht  und  ge- 
fordert. Es  musste  die  staatlidieu  Funda- 
mente verstärken,  wenn  die  jun^  Reichs- 
eewalt  den  Zauberstab  des  Kredits  in  die 
Hände  bekam.  Zu  diesen  politischen  Be- 
tracht\mgen  gesellte  sich  zur  Unterstützung 
des  Reichsbankgedankens  noch  die  -wirt- 
schaftliche Erwägung,  dass  der  durch  die 
langsame  und  verfehlt  angebahnte  Einleitung 
der  MÜnzrefonn  drohende  Verlust  des  Reichs- 
geldes  nur  durch '  die  regulierende  Zins- 
poUtik  einer  mächtigen  Centialbank  verhindert 
werden  könne. 

Die  Opposition  gegen  die  Vorlag  der 
Twbflndeten  Segierangen  gelangte  m  der 
Geueraldebatte  des  deutschen  Reiciistages 
fiber  das  Bankgesetz  im  November  1874  so 
unzweideutig  zum  Durchbruch,  dass  der 
Bimdesrat  dem  ausgesprochenen  Wunsche 
der  Mehrheit,  der  Beiclisbank  ii^end  eine 
praktische  Gestalt  zu  geben,  entgegenkam, 
un<1  nach  gepflogener  \  ereinbaruug  mit  der 
preussL(4chen  Regierung  betr.  l'eberleitung 
der  preussischen  Bank  in  eine  Reichsanstalt 
dem  Reichstage  eine  neue  Vorlage  zustellte, 
welche  in  ihrer  Grundlage  iinvci-äiidert  zm* 
Annahme  gelangte.  Damit  wai-  das  heute 
noch  massgebende  Bankgesetz  v.  14.  März 
1875  geschaffen. 

4.  Das  deutsche  Bankgesetz  vom  14. 
März  1875  und  seine  Wirksamkeit  bis 
1889.  Als  die  Angelpunkte  des  Bankgesetzes 
können  liezeichnet  werden:  Die  Schaffung 
einer  C'entralbank  mit  Boibehaltiu\g  der 
I-andesbankeo ,  die  indii-ekte  Kontingentie- 
mng  des  metaDisch  imgedeckten  Bank- 
noteuumlatifes  durch  die  Dprozentige  Steuer, 
endlich  die  Aufstellnug  von  Xonnativbe- 


dingungen  für  die  ModaUtäten  der  Noten- 
emmission  und  den  Geschäftskreis  der 
Zettelbemken. 

Das  Gesetz  zerfiOlt  in  f)  Titel  uml  66 
Para^phen.  Titel  I  handelt  von  aU^meinen 
Bestimmungen,  Titel  II  von  der  Keiehshank, 
Titel  in  von  den  Privatnotenbanken,  Titel  IV 
enthält  StrafbestimmuDgen,  Titel  V  Schluss- 
bestimmungen. 

Als  Ver&sser  des  Gesetzentwarfes  eilt 
Michaelis,  in  der  Kommission  und  im  Reichs- 
tage waren  Ludviig  Bamberger,  im  Bundes- 
rat der  bayerische  Bevollmächtigte  v.  Riedel 
tonangebend.    Die  genannten  drei  Männer 

I  dürfen  als  die  Väter  des  jetzigen  Bankge- 

I  setzes  gelten. 

I  Wir  geben  nachfolgend  den  Hauptinhalt 
dos  Gesetzes  wortgetreu  wieder. 

Die  Befugnis  zur  Anagabe  von  Banknoten 
kann  nur  durch  Beicbagesetz  erworben  oder 
aber  den  bei  Erlass  des  gegrenwärtägen  Gesetzes 
znlttssigen  Betrag  der  Notenausgabe  hinaus 
erweitert  werden. 

Eine  Verpflichtung  zur  Annahme  von  Bank- 
noten bei  Zahlungen,  welche  gesetzlich  in  Geld 
zu  leisten  sind,  findet  nicht  statt  und  kann 
auch  für  Staatskassen  durch  Landesgesetz  nicht 
begrändet  werden. 

Banknoten  dürfen  nur  auf  Beträge  vm 
100,  200,  öOO  und  lOOO  M.  oder  einem'  Viel- 
fachen von  1000  M.  ausgefertigt  werden. 

Jede  Bank  ist  ver^Bichtet,  ihre  Noten  so- 
fort auf  Pribentation  zum  vollen  Nennwerte 
einznliteen,  aneh  solche  nicht  nur  an  ihrem 
Hauptsitz,  sondern  auch  bei  ihren  Zweigan- 
stalten  jederzeit  zum  vollen  Nennwerte  in 
Zahlung  anzunehmen. 

Der  Aufruf  und  die  Einziehung  der  Noten 
einer  Bank  oder  einer  Gattung  von  Banknoten 
darf  nur  auf  Anordnung  oder  mit  Genehmigung 
des  Bundesratex  erfolgen. 

Den  Banken,  welche  Noten  ansgebeo,  ist 
nicht  ffeatattet : 

1.  Wechsel  zu  acceptieren. 

2.  Waren  oder  kurshabende  Papiere  fOr 
eigene  oder  für  fremde  Rechnung  auf 
Zeit  ZQ  kaufen  oder  auf  Zeit  zn  ver- 
kaufen, oder  für  die  Erfüllung  solcher 
Kaufs-  oder  Verkaafsgeschäfte  Bürgschaft 
zu  übernehmen. 

Banken,  welche  Noten  ausgeben,  haben 
l.  den  Stand  ihrer  Aktiva  und  Passiva  vom 

7.,  lö.,  23.  und  letzten  jeden  Monats. 

spätestens  am  fünften  Tage  nach  diesen 

Terminen  und 
S.  spätestens  drei  Monate  nach  dem  Schlusn 

jedes  Geschäftsjahres  eine  genaue  Bilanz 

ihrer  Aktiva   und  Passiva   sowie  den 

Jahresabschlnas  des  Gewinn-  und  Ver- 

hiatkontog 

dnrch  den   Reichsanzeiger "  auf  ihre  Kosten  zn 

veröffenthchen. 

Die  wik-hentliche  VerQffentlichnng  muss 
angeben 

1.  auf  Seiten  der  Paj»äiva: 
I  das  Grundkapital, 

I  den  Reservefonds. 
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den  Betrag  der  tunlanfenden  Not«D, 

die  sonstigen  tAglich  fälligen  Ver- 
bindlichkeiten, 

die  an  eine  KiindigungsEriat  gebnndenen 
Verbindlichkeiten, 

die  sonstigen  Passiva  ; 
2.  ant  selten  der  Aktiva: 

den  HetatlheBtaad  (den  Bestand  an 
knrsfiliieeni  dentachen  Gelde  und  an 
Gold  in  Barren  oder  ausländischen 
MUnzen,  das  Pfnnd  fein  zu  1392  M. 
berechnet), 

den  Bestand  an  RetcbskasseDscheinen, 

an  Noten  anderer  Banken, 

an  Wechseln, 

nn  Lombardfordenmgen, 

an  Effekten, 

an  H)nstigeD  Aktiven. 

Banken,  deren  Notenumlauf  ihren  Barvorrat 
und  den  ihnen  nach  Massgahe  der  nach- 
folgenden Tabelle  zugewiesenen  Betrag 
Übersteigt,  haben  vom  1.  Januar  1876  ab  von 
dem  Ueberschusse  eine  Steuer  von  jährlich  fünf 
vom  Hundert  an  die  Keichskasse  zu  entrichten. 
Als  Barvorrat  gilt  bei  Feststellung  der  Steuer 
der  in  den  Kassen  der  Bank  befindliche  Betrag 
an  knrsföhigem  deutlichen  Oelde,  an  Reichs- 
kassenscheinen ,  an  Noten  anderer  deutscher 
Banken  und  au  Goldbarren  oder  ausländischen 
MUnzen,  das  Pfund  fein  zu  1392  M.  berechnet. 

Erlischt  die  Befugnis  einer  Bank  zur  Noten- 
ausgabe, so  wächst  der  derselben  zustehende 
Anteil  an  dem  Gesamtbetrage  des  der  Steuer 
nicht  unterliegenden  ungedeckten  Notenumlaufs 
dem  Anteile  der  Reichabank  tu. 


Bezeichnang*  der  Bank 


ter  NotfB- 
nntlsat 


Bezeichnung  der  Bank 


1.  Keichsbank  

2.  Bitterschaftliche  Privatbank  in 

Pommern  (Stettin)  .    .    .  . 

3.  Städtische  Bank  in  Breslau 

4.  Bank  des  Berliner  Kaasenver- 

eins  

5.  Kölnische  Bank  

6.  Magdeburger  Privatbank    .  . 

7.  Danziger  Privat-Aktienbank  . 

8.  Froriuxial  -  Aktienbank  des 

Grossherzogturas  Posen.    .  . 

9.  Kommunalständische  Bank  für 

die  preussische  Oberlauaitz 
(Görbt-z)  

10.  Hannoversche  Bank  .... 

11.  Land^äflich  hessische  konzes- 

sionierte Landesbank  .   .  . 

12.  Frankfurter  Bank  

13.  Bayrische  Banken  

14.  Sächsische  Bank  zu  Dresden  . 

15.  Leipziger  Bank  

16.  Leipziger  Kassenverein  .   .  . 

17.  Chemnitzer  Stadtbank    .   .  . 

18.  Wilrttembergische  Notenbank. 

19.  Badische  Bank  

Bank  für  Süddeutschland   .  . 

21.  Kostocker  Bank  

22.  Weimarische  Bank    .   .   .  . 

23.  Oldenbnrgiüche  Landeabank  . 


ter  Nolen- 
u  ml  auf 


250000000 

I  222  000 
I  283  000 

963000 
1  251  000 
I  173000 
I  272000 

I  206000 


I  307  000 
6  000  000 

159  000 
lo  000  000 
32  000  000 
16  771  000 
5348000 
1  440000 
441  000 

lOOOOOOO 

10000000 
10  000000 
1  155  000 
I  971  000 
I  SiSooo 


24.  Braunachweigische  Bank    .  . 

25.  Mitteldeutsche  Kreditbank  in 

Meiningen  

26.  Privatbank  zu  Gotha.    .   .  . 

27.  Anhalt-DeasauischeLandesbauk 

28.  Thüringische  Bank  (Sonders- 

hansen)   

29.  Geraer  Bank  

30.  Niedersächsische  Bank  (Bücke- 

bürg)   

31.  Labecker  Privatbank .... 

32.  Kommerzbank  in  LBbeck   .  . 

33.  Bremer  Bank  


2  S390OO 

3  1S7  000 
l  344000 

935  000 

1  65S000 
I  651  000 

594000 
50Q000 
959000 

4  ^ooooo 


Zusammen   3S5  000  000 


Zum  Zweck  der  Fest«tellung  der  St«;'H<-r 
hat  die  Verwaltung  der  Bank  am  7..  l.">.. 
23.  und  letzten  jeden  Monats  den  Beti-ai: 
des  Bai-vorrats  und  der  umlaufenden  Xotfii 
der  Bank  fe»tzu8tellen  und  diese  F^tstellum; 
an  die  AufsichtsbehiMe  einzureichen. 

Auslfindisohe  Banknoten  oder  sonstige  auf 
den  Inhaber  lautende  unverzinsliche  SchnMver- 
schreibungen  ausländischer  Korporationen,  Ge- 
sellschaften oder  Privaten  dürfen,  wenn  sie 
ausschliesslich  oder  neben  anderen  Wert)>f- 
stimmnngen  in  Ileichswährung  oder  einer  deut- 
schen Landeswährunjg^  ausgestellt  sind,  iuuttr- 
halb  des  Reichsgebietes  zu  Zahlungen  nicht 
gebraucht  werden. 

Unter  dem  Namen 

„Reichsbank" 
wird  eine  unter  Antsicht  nnd  !fteitung  dfs 
Reiches  stehende  Bank  errichtet,  welche  die 
Eigenschaft  einer  juristischen  Persou  besitzt 
und  die  Aufgabe  hat,  den  Geldumlauf  im  •x*- 
samten  Beichsgebiet  zu  regeln,  die  Zahlnug'>- 
ausgleichungen  zu  erleichtern  und  für  die  Nutz- 
barmachung verfügbaren  Kapitals  zu  sor^ii. 

Die  Keichsbank  hat  ihren  Hauptsitz  in 
Berlin.  Sie  ist  berechtigt ,  aller  Orten  im 
Reichsgebiet  Zweiganstalten  zu  errichteu. 

Der  Bundesrat  kann  die  Errichtong  soli-lif  r 
Zweinmstalten  an  bextimmten  Plätzen  anordnen. 

Die  Reichsbank  ist  befugt,  folgende  (Ge- 
schäfte zu  betreiben: 

1.  Gold  und  Silber  in  Barren  nnd  Manzen 
zu  kaufen  und  zu  verkaufen; 

2.  Wechsel,  welche  eine  VerfaUzeit  von 
höchstens  drei  Monaten  haben  und  aus 
welchen  in  der  Regel  drei,  inindc-itens 
aber  zwei  als  zahlungsfähig  bekannti' 
Verpflichtete  haften,  ferner  Schuldver- 
schreibungen des  Reiches,  eines  deutschen 
Staates  oder  inländucher  kumiimualer 
Korporationen,  wdche  nach  spätestens 
drei  Monaten  mit  ihrem  Kennwerte  fällig 
sind,  zu  diskontieren,  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen ; 

3.  zinsbare  Barlehen  auf  nicht  läu&rer  als 
drei  Monate  gegen  bewegliche  Ifändor 
zu  erteilen  (Lombardverkehr),  nnd  zwar: 
a)  gegen  Gold  nnd  Silber,  gemünzt  niui 

ungemüttzt; 
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b)  tregen  zinstrageude  oder  spfttesteDH 
nadi  eittem  Jahre  fSUice  und  auf  den 
Inhaber  lanteude  SchiudTersclireibnn- 
scvn  des  B«irhes,  eine»  dentschen 
Staates  oder  inländischer  Iioinraunaler 
Korporationen,  oder  gegen  zinatmcfende 
anf  den  Inhaber  lantende  ächoldTer- 
Mrhreibongen,  deren  Zinsen  vom  Keioh 
oder  Ton  einem  finndessUate  g&iui- 
tiert  siDd.gegen  volleingezahlte  ätamm- 
nnd  StammprioritatBaktien  nnd  Prio- 
ritatsobUgationen  deutscher  Eifienbabn- 
ffeseUarhuten,  deren  Bahnen  iu  Betrieb 
befindlich  sind,  sowie  gegen  lYand- 
briefe  landschaftlicher,  kommnualer 
ttder  anderer  nnter  staatlicher  Auf- 
sicht stehender  Bodenkreditini*titnte 
Dentschlands  und  deutscher  Hypothe- 
kcDbanken  auf  Aktien,  zu  hlichstens 
drei  Viertel  des  Kurswertes; 

c)  (regen  zinstragende,  auf  den  Inhaber 
lautende  Schuldversi-hreibungen  nicht 
deutscher  Staateu  sowie  ^egen  staat- 
lich garantierte  ausländische  Kisen- 
babuprloritatsobligationen  zu  bSchstens 
50" 0  des  Kurswertes; 

A)  gegen  Wechsel,  welche  anerkannt  so- 
lide Verpflichtete  aufweisen,  mit  einem 
Abschlage  von  mindestens  6".»  ihres 
Kurswertes ; 
e)  {fegen  Verpfändung  iin  Inlande  lagern- 
der Kaufmannswaren  hlichstena  bis  zu 
zwei  Dritteilen  ihres  Wertes; 
4.  Schuldverschreibungen    der  vorstehend 
unter  3b  bezeichneten  Art  zu  kaufen 
und  zu  verkaufen ;  die  Gescbäftsauweisung 
für  das  Beichsbankdirektorium  wird  fest- 
keilen, bis  zu  welcher  Höhe  die  Betriebs- 
mittel der  Bank  in  solchen  Srhuldver- 
schreibungen  angelegt  werden  dQrfen; 
ö.  für  Kechnung  von  Privatpersonen,  An- 
stalten und  Behörden  Incaasos  zu  be- 
sorgen  nnd  nach  vorheriger  Deckung 
Zahlungen  zu  leisten  und  Anweisungen 
oder  Ueberweisungen  auf  ihre  Zweigan- 
stalten    oder    Korrespondenten  anazu- 
stellen ; 

6.  für  fremde  Kechnung  Effekten  aller  Art 
sowie  Edelmetalle  nach  vorheriger  Deckung 
zu  kaufen  und  nach  vorhenger  Ueber- 
lieferung  zu  verkaufen; 

7.  verzinsliche  und  unverzinsliche  Gelder  im 
Depositengeschftft  und  im  Giroverkehr 
anzunehmen ;  die  Summe  der  verzins- 
lichen Depositen  darf  diejenige  des  Grund- 
kapitals und  des  Beservefouds  der  Bank 
nicht  übersteigen; 

8.  Wertgegenstände  in  Verwahrung  und 
Verwaltung  zu  uehmeii. 

Die  Beichsbank  ist  verpflichtet,  Barrengold 
2um  festen  Satze  von  1392  M.  fUr  das  Pfund 
f«;in  gegen  ihre  Noten  umzutauschen. 

Die  Beichsbank  hat  jeweilig  den  Prozent- 
Mfctz  öffentlich  bekannt  zu  machen,  zn  welchem 
(si««  diskontiert  oder  zinsbare  Darlehne  erteilt. 

Die  Reicbsbank  hat  das  Recht,  nach  Be- 
darfnia  ihres  Verkehrs  Banknoten  auszugeben. 

Die  An-  und  Ansferti^nint;.  Kinziehung  und 
Vernichtung  derselben  erfolgt  unter  Kuntrcdle 
der  Reichsschuldenkonimissioü.  welcher  zu  die- 


sem Zweeke  ein  vom  Kaiser  ernanntes  Hit- 
glied hinzutritt. 

Die  Beichsbank  ist  verpflichtet.  fUr  den 
Betrag  ihrer  im  Umlanf  befindlichen  Banknoten 
jederzeit  mindestens  ein  Drittel  in  kursfiLhigon 
dentscbem  Gelde,  Beichskassenscheinen  oder  in 
Gold  in  Barren  oder  ausländischen  Münzen,  das 
Pfund  fein  zu  1392  M.  gerechnet,  und  den  Best 
in  diskontierten  Wechaeln,  welche  eine  Verfall- 
zeit  von  höchstens  drei  Monaten  haben  nnd  aus 
welchen  in  der  Regel  drei,  mindestena  ftber  zwei 
als  zahlungsfähig  bekannt«  Veniflichtete  haften, 
in  ihren  Kassen  ah  Deckung  bereit  zu  halten. 

Die  Reichsbank  ist  Terpnichtet,  ihre  Noten: 

aj  bei  ihrer  Hauptkassa  in  Berlin  sofort  auf 
Präsentation, 

bi  bei  ihren  Zweiganstalten,  soweit  es  deren 
Barbestände  nnd  Geldbedürfnisse  ge- 
statten, dem  Inhaber  gegen  kursfähiges 
dents<'hes  Geld  einzulösen. 

Die  Beichsbank  ist  verpflichtet,  die  Noten 
der  vom  Reichskanzler  bekannt  gemachten 
Privatbanken  sowohl  in  Berlin  als  auch  bei 
ihren  Zweiganstalten  in  Städten  von  mehr  als 
tjOOOO  Einwohnern  oder  am  Sitze  der  Bank, 
welche  die  Noten  ausgegeben  hat,  zum  vollen 
Nennwerte  in  Zahlnng  zu  nehmen,  so  lange  die 
ausgebende  Bank  ihrer  Noteneinlösungspflicht 
pünktlich  nachkommt.  Die  auf  diesem  Wege 
angenommenen  Banknoten  dürfen  nur  entweder 
zur  Einlösung  präsentiert  oder  zu  Zahlungen 
an  diejenige  Bank,  welche  dieselben  ausgegeben 
hat  oder  zu  Zahlungen  an  dem  Orte,  wo  letz- 
tere ihren  Hauptsitz  hat,  verwendet  werden. 

Die  Beichsbank  ist  ermächtigt,  mit  anderen 
deutschen  Banken  Vereinbarungen  über  Ver- 
zichtleistung der  letzTcren  auf  das  Kecht  zur 
Notenausgabe  abzuschliessen. 

Die  Reichsbank  nnd  ihre  Zweiganatalten 
sind  im  gesamten  Keichsgebiete  frei  von  staat- 
lichen Einkommen-  und  Gewerbesteuern. 

Die  Reichsbank  ist  verpflichtet,  ohne  Ent- 
gelt für  Rechnung  des  Reiches  ZabhiUjy^n  an- 
zunehmen und  bis  auf  Hllhe  des  Beich^n>t- 
habens  zu  leisten. 

Sie  ist  berechtigt,  die  nftmUchen  Geschäfte 
för  die  Bundesstaaten  zu  Übernehmen. 

Das  Grundkapital  der  Reichsbank  besteht 
aus  einhundert  und  zwanzig  Millionen  Mark, 
geteilt  in  vierzigtansend  auf  Namen  lautende 
Anteile  von  je  dreitau^iend  3Iark. 

Die  Anteilseigner  haften  persönlich  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Beichsbank  nicht. 

Aus  dem  heim  Jahresabschlüsse  sich  er- 
gehendeu  Reingewinn  der  Reichsbank  wird; 

1.  zunächst  den  Anteilseignem  eine  ordent- 
liche Dividende  von  vier  und  ein  halb  Prozent 
des  Grundkapitals  berechnet,  sodann 

2.  von  dem  Mehrbetr^  eine  Quote  von 
20%  dem  Reservefomls  zugeschrieben,  so  lange 
derselbe  nicht  ein  Viertel  des  Grundkapitals 
beträgt. 

3.  der  alsdann  verbleibende  Ueberrest  zur 
Hälfte  an  die  Anteilseigner  und  zur  Hälfte  an 
die  Reichakasse  gezahlt,  soweit  die  Gesamt- 
dividende der  Anteilseigner  nicht  8",,,  übersteigt. 
Von  dem  weiter  verbleibenden  Reste  erhalten 
die  Anteilseigner  ein  Viertel,  die  Beichskasse 
drei  Viertel. 

Erreicht  der  Reingewinn  nicht  volle  vier 
und  ein  halb  Prozent  des  Grundkapitals,  so  ist 
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^  Fehlende  ans  dein  ReservefMds  zu  er- 
gftnzen. 

Das  bei  Beg^bun^  Ton  Anteilsseheineii  der 
Keichsbank  etwa  zu  gewinnende  Aufgeld  tiieset 
dem  Reservefonds  zu. 

Die  dem  Reiche  zustehende  Aufeicht  Uber 
die  Keichsbank  wird  von  einem  Bankkuratoriiim 
ausgeübt,  welches  aus  dem  Reichskanzler  füs 
Toraitzenden  und  vier  Mitgliedern  besteht. 

Die  dem  Reiche  zustehende  Leitnnjo:  der 
Bank  wird  vom  Reichskanzler  und  unter  diesem 
Tom  ReichsbankdirekUrium  ausgeübt. 

Das  Keichsbankdirektorium  ist  die  ver- 
waltende und  ausführende  sowie  die  die  Reichs- 
bank nach  aussen  vertretende  Behörde- 

Die  Beamten  der  Reichsbank  haben  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Reichsbeamten. 

Die  Rechnungen  der  Reichsbank  unterliegen 
der  Revision  durch  den  Rechnungshof  des 
Deutschen  Reiches. 

Die  Anteilseigner  üben  die  ihnen  zustehende 
Beteiiigang  an  der  Terwaltnng  der  Reichsbank 
durch  ue  Generalversammlung,  ausserdem  durch 
einen  aus  ihrer  Mitte  gewBhlten  stSndigen  Cen- 
tralausschuss  nacli  Xassgabe  der  nachrolgenden 
Bestimmungen  aus. 

Der  Ceutralausschnss  ist  die  ständige  Ver- 
tretung der  Anteilseigner  gegenüber  der  Ver- 
waltung. Er  besteht  aus  fünuehn  Mitgliedern, 
neben  welchen  fünfzehn  Stellvertreter  zu  wählen 
sind.  Die  Mitglieder  und  die  Stellvertreter 
werden  von  der  Generalversammlung  ans  der 
Zahl  der  im  Besitze  von  mindestens  je  drei  anf 
ihren  Namen  lautenden  Anteilscheinen  befind- 
lichen Anteilseigner  gewählt. 

Der  Centra&usschuss  versammelt  sich  unter 
Vorsitz  des  Präsidenten  des  Reichsbankdirek- 
torinms  wenigstens  einmal  monatlich,  kann  von 
demselben  aber  auch  aufserordeutlich  bernfen 
"werden. 

Dem  (Jentralausschuss  werden  in  jedem 
Monat  die  wöchentlicheu  Nachweisungen  über 
Diskonto-,  Wechsel-  und  Lombardbestände,  den 
Notenumlauf,  die  Baifonda,  die  Depositen,  über 
den  An-  und  Verkauf  von  Oold,  Wechseln  nnd 
Effekten,  über  die  Verteilung  der  Fonds  auf 
die  Zweiganstalten  zur  Einsicht  vorgelegt,  und 
zugleich  die  Ergebnisse  der  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Kassenrevisionen  sowie  die 
Ansichten  und  Vorschläge  des  Reichsbankdirek- 
toriums  über  den  Gang  der  Geschäfte  im  all- 
gemeinen und  über  die  etwa  erforderlichen 
Massregeln  mitgeteilt. 

Die  Mitglieder  des  t'entralausschusses  be- 
ziehen keine  Besoldung. 

Die  fortlaufende  specielle  Kontrolle  über  die 
Verwaltung  der  Reichaoank  üben  drei  von  dem 
(.'entralausschusse  aus  der  Zahl  seiner  Hitglie- 
der auf  ein  Jahr  gewählte  Deputierte  des  ('en- 
tralausschusses,  beziehungsweise  deren  gleich- 
zeitig zu  wählende  Stellvertreter.  | 

Geschäfte  mit  den  Finaiizverwaltniigcn  des 
Reiches  oder  deutscher  Bundesstaaten  dürfen , 
nur  innerhalb  der  Bestimmungen  dieses  Ge-  \ 
setzes  und  des  BankstatiiLs  gemacht  und  müssen, 
M'enn  andere  als  die  allgemein  geltenden  Be- 
dingungen des  Bankverkehrs  in  Anwendung 
kommen  sollen,  zuvor  zur  Kenntnis  der  Depu- 
tierten gebraclit.  und  wenn  auch  nur  einer  der- 
selben (larauf  anträgt,  dem  ( 'entralausschuss 
vorgelegt  werden. 


Ausserhalb  des  Hanptsitzes  der  Bank  sind 
an  vom  Btuidesrat  zn  bestiminendeit,  grösseren 
Plätzen  Reicbsbank-Hauptstetlen  zu  errichten, 
welche  unter  Leitung  eines  aus  wenigstens  zwei 
Mitgliedern  bestehenden  Vorstandes  und  unter 
Ansicht  eines  vom  Kaiser  ernannten  Bank- 
kommissarius  stehen. 

Bei  jeder  Reich8bankhaupt.<<tel!e  soll,  wenn 
sich  daselbst  eine  hinreichende  Zahl  geeigneter 
Anteilseigner  vorfindet,  ein  Bezirksansschuss 
bestehen,  dessen  Hitglieder  vom  Reichskanzler 
aus  den  vom  Baukkommissar  und  vom  Central- 
auttschuBs  anfgestellten  Vorschlagslisten  der  am 
Sitz  der  Baukhauptstelle  oder  in  dessen  un- 
mittelbarer Nähe  wohnhaften  Anteilseigner  aus- 
gewählt werden. 

Das  Statut  der  Reichsbank  wird  nach 
Massgabe  der  vorstehenden  Vorschriften  vom 
Kaiser  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesrate 
erlassen. 

Das  Reich  behält  sich  das  Recht  vor,  zu- 
erst am  1.  Januar  1891,  iilsdann  aber  vou  zehn 
zn  zehn  Jahren  nach  vorausgegangener  ein- 
jähriger Ankündigung,  welche  auf  Kaiserliche 
Anordnung,  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundes- 
rat, vom  Reichskanzler  au  das  ReichslHink- 
direktorium  zu  erlassen  und  von  letzterem  zn 
veröffentlichen  ist,  entweder 

a)  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  errichtete 
Reichshank  aufzuheben  und  die  Grund- 
stücke derselben  gegen  Erstattung  des 
Buchwertes  zn  erwerben  oder 

b)  die  sämtlichen  Anteile  der  Reichsbank 
zum  Nennwerte  zu  erwerben. 

lu  beiden  Fällen  geht  der  bilanzmässige 
Reservefonds,  soweit  derselbe  nicht  zur  Deckung 
von  Verlusten  iu  Anspruch  zu  nehmen  ist,  zur 
einen  Hälfte  an  die  Anteilseigner,  zur  anderen 
Hälfte  an  das  Reich  über. 

Zur  Verlängerung^  der  Frist  nach  lohalt 
des  ersten  Absatzes  ist  die  Zustimmung  des 
Reichstages  erforderlich. 

Banken ,  Privatnotenbanken,  welche 
sich  bei  Erlass  dieses  Gesetzes  im  Besitze  der 
Befngnis  zur  Notenausgabe  befinden,  dUrfen 
ausserhalb  desjenigen  Staates,  webher  ihnen 
diese  Befugnis  erteflt  hat,  Bankgeschäfte  durch 
Zweiganstalten  weder  betreiben  noch  durch 
Agenten  für  ihre  Rechnung  betreiben  lassen 
noch  als  Gesellschafter  an  Bankhänseni  sich 
beteiligen. 

Die  Noten  einer  Bank,  welche  sich  bei  Er- 
lass dieses  Gesetzes  im  Besitze  der  Befugnis 
zur  Notenausgabe  befindet,  dürfen  aussen  balb 
desjenigen  Staates,  welcher  derselben  diese  Be- 
fugnis erteilt  hat,  zn  Zahlniigen  nicht  gebraucht 
werden. 

Der  Umtausch  solcher  Noten  gegen  ander« 
Banknoten.  Papiergeld  oder  Münzen  unterliegt 
diesem  Verbote  nicht. 

Die  im  vorletzten  Absätze  enthaltenen  be- 
schränkendenßestimmungen  finden  auf  diejenigen 
Banken  keine  Anwendung,  weiche  bis  zum  1. 
Januar  1S76  folgende  Voraussetzungen  erfüllen : 

1.  Die  Bank  darf  ihre  Betriebsmittel  nur 
in  den  für  die  Reichsbank  unter  1  bis  4  be- 
zeichneten Geschäften,  und  zwar  zu  4,  höchstens 
bis  zur  Hübe  der  Hälfte  des  Grundkapitals  der 
Bank  nnd  der  Reserven  anlegen. 

Sie  bat  jeweilig  den  Prozentsatz  üfiFcntlich 
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bekannt  zu  macheD,  zu  welchem  sie  diskontiert 
«der  zinsbare  Darlehen  gewährt. 

2.  Die  Bank  legt  von  dem  sich  jährlich 
über  da«  Mass  von  4Vi**o  Grundkapitals 
hinans  ergebenden  Beingewinn  jährlich  min- 
dcAtens  äu"  «  so  lange  znr  Ajisammlung  eines 
Bei^ervefonds  zurück,  als  der  letztere  nicht  ein 
Viertel  des  Grandkapitala  beträgt. 

3.  Die  Bank  Terpflichtet  siai,  für  den  Be- 
trag ihrer  im  Umlaufe  betindlichen  Banknoten 
jederzeit  mindestens  ein  Dritteil  in  kursfähif^em 
deutschen  Oelde,  KeichnkassenKheinen  oder  in 
iTotd  in  Barreu  oder  auBländischeu  Münzen,  i&a 
Pfund  fein  zu  1392  M.  berechnet,  und  den  Beat 
in  diskontierten  Wechseln,  welche  eine  Verfall- 
zett  T(m  hSchsteau  drei  Monaten  haben  und  aus 
welchen  in  der  Beffel  drei,  mindeitteni  aber 
swei  als  saUnn^^ig  bekannte  Veroflichtete 
haftm,  in  ihrem  Kasfien  als  Deckung  bereit  zu 
kalten. 

4.  Die  Bank  verpflichtet  sich,  ihre  Noten 
bei  einer  von  ihr  zu  bezeichnenden  Stelle  in 
Berlin  oder  Frankfurt,  deren  Wahl  der  Geneh- 
mi^iinsr  de«  Bundesrates  unterliegt,  dem  In- 
haber ^egen  kumAhiges  deutsches  Geld  einzu- 
lösen. 

Die  Eiulfienng  bat  »{Atestens  vor  Ablauf 
de»  auf  den  Tag  der  Ftäsentation  folgenden 
Tages  SU  erfolgen. 

ö.  Die  Bank  Terpflichtet  sich,  alle  deutscheu 
Banknoten,  deren  Umlauf  im  gesamten  Reichs- 
gebiete gestattet  ist,  an  ihrem  Sitze  sowie  bei 
denjeniioren  ihrer  Zweiganstalten,  welche  in 
Städten  von  mehr  als  80000  Einwohnern  ihren 
Sitz  haben,  zn  ihrem  vollen  Nennwerte  in 
Zahlonr  zn  nehmen,  so  lange  die  Bank,  welche 
solche  Noten  ausgegeben  hat,  ihrer  Noteinlö- 
sung^ipflicht  pünktlich  nachkommt.  Alle  bei 
einer  Bank  eingegangene  Noten  einer  anderen 
Bank  dfirfen,  soweit  es  nicht  Noten  der  Beicbs- 
baak  sind,  nur  entweder  zur  Einlösung  präsen- 
tiert oder  zn  Zahlungen  an  diejenige  Bank, 
welche  dieselben  ausgegeben  hat,  oder  zn  Zah- 
lungen an  dem  Orte,  wo  letztere  ihren  Hanpt- 
ntz  bat.  verwendet  werden. 

6.  Die  Bank  verzichtet  auf  jedes  Wider- 
M)nichflrecht,  welches  ihr  entweder  gegen  die 
Erteilung  der  Befugnis  zur  Ausgabe  von  Bank- 
noten au  andere  Banken  oder  gegen  die  Auf- 
hebung einer  etwa  bestehenden  Verpflichtung 
der  Landesregierung,  ihre  Noten  in  den  Cfient- 
lichen  Kassen  statt  baren  Geldes  in  Zahlung 
nehmen  zn  lassen,  znstehen  milchte. 

7.  Die  Bank  willigt  ein,  dass  ihre  Befugnis 
zur  Aufgabe  von  Banknoten  zu  den  für  die 
Beich^bank  analog  bestimmten  Terminen  durch 
Beschluss  der  Landesregierung  oder  den  Bundes- 
rats mit  einjähriger  KUndigungäfriitt  aufge- 
hoben werden  kiinne,  ohne  dass  ihr  ein  An- 
spruch auf  irgend  welche  Entschädigung  zu- 
stände. 

Von  Seiten  des  Bnndesrats  wird  eine  Kün- 
digung nur  eintreten  zum  Zwecke  weiterer 
einheitlicher  Regelung  des  Notenbankwesens 
oder  wenn  eine  Notenbank  den  Anordnungen 
gegenwärtigen  Gesetzes  zuwider  gehandelt  hat. 
w  diese  Voranssetzungen  vorliegen,  entscheidet 
der  Bundesrat.  , 

Einer  Bank,  welche  die  vorstehend  unter  i 
1  bis  7  bezeichneten  Voraussetzungen  erfüllt 
hat,   kann  der  Betrieb   vou  Bankgeschäften  i 


durch  Zweiganatalten  oder  Agenturen  auaiter- 
halb  ihres  Landesgebietes  auf  Antrag  der  für 
den  Ort,  wo  dies  geschehen  soll,  zuständiiren 
Landesregierung  durch  den  Bundesrat  gestattet 
werden. 

Banken,  welche  bi^  zum  1.  Januar  ISlü 
nachweisen,  dass  der  Betrag  der  nach  ihrem 
Statut  oder  Privileg  ihnen  gestatteten  Noten- 
ausgabe auf  den  Betrag  des  Grundkapitals 
eingeschränkt  ist,  welcher  am  1.  Januar  1874 
eingezahlt  war,  sind  von  der  Erftlllung  der 
unter  2  bezeichneten  Voraussetzung  entbanden 
und  erlangen  mit  der  Erstattung  des  Umlaufs 
ihrer  Noten  im  gesamten  Keich^gebiete  zugleich 
die  Befugnis,  im  gesamten  Reichsgebiete  durch 
Zweiganstalten  oder  Agenturen  Bankgeschäfte 
zu  betreiben.  Dem  Bandesrat  bleibt  vorbe- 
halten, diesen  Banken  einzelne  der  durch  die 
Bestimmungen  unter  1  ausgeschlossenen  Formen 
der  Krediterteilung,  in  deren  Ausübung  die- 
selben sich  bisher  befunden  haben,  auf  Grund 
des  nachgewiesenen  besonderen  BedUrbiisses 
zeitweilig  oder  widerruflich  auch  femer  zu  ge- 
statten nnd  die  hierfür  etwa  notwendigen  Be> 
dingungen  festzusetzen. 

Banken,  welche  sich  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  unterwerfen  wollen,  habm  dem 
Reichskanzler  nachzuweisen: 

1.  dass  ihre  Statuten  den  aufgesteUten 
Voraussetzungen  entsprechen; 

2.  dass  die  erforderliche  EinlOsnngsHtelle 
eingerichtet  ist. 

Kann  die  Dauer  einer  bereits  erworbenen 
Befugnis  znr  Ausgabe  von  Banknoten  durch 
eine  vom  Staate  oder  emer  Öffentlichen  Behörde 
ausgehende,  an  einen  bestimmten  Termin  ge- 
bundene Kündigung  auf  eine  bestimmte  Zeit 
beschränkt  werden,  so  tritt  diese  Kündigung 
zu  dem  frühesten  zulässigen  Termine  kraft 
gegenwärtigen  Gesetzes  ein,  es  sei  denn,  dass 
die  Bank  den  zulässigen  Betrag  ihrer  Noten- 
ausgabe auf  den  am  1.  Januar  1874  eingezahlten 
Betrag  ihres  Grundkapitals  beschränkt  nnd  sich 
den  obigen  Bestimmungen  unter  1  und  3  bis  7 
unterworfen  hat. 

Jede  Abänderung  der  Bestimmung  des 
Grundgesetzes,  Statuts  oder  Privilegiums  einer 
Bank,  welche  die  Befugnis  zur  Ausgabe  von 
Banknoten  bereits  erworben  hat,  bedai^  solange 
der  Bank  diese  Befngnis  zusteht,  zu  ihrer 
Giltigkeit  der  Genehmigung  des  Bundesrats, 
sofern  sie  das  Grundkapital,  den  Reservefonds, 
den  Geschäftskreis  oder  die  Deckung  der  aus- 
zugebenden Noten  oder  die  Dauer  der  Befugnis 
zur  Notenausgabe  zum  Gegenstande  hat. 

Die  bayerische  Regierung  ist  berechtigt, 
bis  zum  Hüchstbetrage  von  70  Mill.  Mark  die 
Befugnis  zur  Ausgabe  von  Banknoten  fUr  die 
in  Bayern  bestehende  Notenbank  zu  erweitem 
oder  diese  Befu^is  einer  anderen  Bank  zu  er- 
teilen, sofern  die  Bank  sich  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  unterwirft. 

Der  Reichskanzler  ist  jederzeit  befugt,  sich 
nötigenfalls  durch  kommissarische  Einsicht- 
nahme von  den  Büchern,  Gescbäfti^lokalen  und 
Ka-Hütiibeständen  der  Noten  ausgebenden  Bauken 
die  l'eberzeuguiig  zu  verschaffen,  dass  dieselben 
die  durch  Gesetz  oder  Statut  ferit^estellten  Be- 
dingungen und  Beschränkungen  der  Notenaus- 
galK'  innehalten. 
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Das  Äufaichtarecht  der  LandeBregiemngen 
wird  durch  diese  Bestimmime  niclit  berührt. 

Die  Befugnis  zur  Anagabe  von  Banknoten 
geht  verloren: 

1.  durch  Ablauf  der  Zeitdauer,  fQr  welche 
sie  erteilt  ist; 

2.  dnroh  Verzicht^ 

3.  im  Falle  des  Konkurses  durch  ErSfhung 
des  Yerfahrens  gegen  die  Bank; 

4.  durch  Entn^nmg   kraft  richterlichen 

Urteils; 

5.  durch  Verfügung  der  Landesregierung; 
nach  Massgabe  der  Statuten  oder  Pri- 
vilegien. 

Die  Entziehung  der  Befu^is  zur  Noten- 
ausgabe wird  auf  Klage  des  Reichskanzlers  oder 
der  Regierung  des  Bundesstaates,  in  welchem 
die  Bank  ihren  Sitz  hat,  durch  gerichtliches 
Urteil  ansgesijrochen : 

1.  wenn  die  Vorschriften  der  Statuten,  des 
Privilegiums  oder  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  Uber  die  Deckung  für  die  um- 
laufenden Noten  verletzt  worden  sind 
oder  der  Notenumlauf  die  durch  Statut, 
Privilegium  oder  Gesetz  bestimmte 
Grenze  überschritten  hat: 

2.  wenn  die  Bank  vor  Erlass  der  oben  er- 
wähnten Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers ausserhalb  ihres  Landescrebietea 
die  ihr  untersagten  Geschäfte  uetreibt 
oder  ausserhalb  ihres  Landesgebietes 
ihre  Noten  vertreibt  oder  vertreiben  lässt ; 

3.  wenn  die  Bank  die  Einlösung  präsen- 
tierter Noten  nicht  bewirkt 

aj  au  ihren  Sitzen  am  Tage  der  Präsen- 
tation ; 

h)  an  ihrer  EiulOsungi^steUe  bis  zum 
Ablaufe  des  auf  den  Tag  der  Präsen- 
tation folgenden  Tages; 

c)  an  sonstigen  durch  die  Statuten  be- 
stimmten EinlÖsungsstelleu  bis  zum 
Ablaufe  des  dritten  Tages  nach  dem 
Tage  der  FräsentAUou: 

4.  sobald  das  Grundkapital  sich  durch  Ver- 
luste um  ein  Dritteil  venuindert  hat. 

Wer  unbefugt  Banknoten  oder  sonstige  auf 
den  Inhaber  lautende  unverzinsliche  Schuldver- 
schreibungen ausgiebt,  wird  mit  einer  Geld- 
strafe bestraft,  welche  dem  Zehnfachen  des  Be- 
trages der  von  ihm  ausgegebenen  Wertzeichen 
gleichkommt)  mindestens  aber  fünftausend  Hark 
beträgt. 

Hit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfUnfzig 
Mark  wird  bestraft,  wer  der  Verhotsbestimmnug 
zuwider  Noten  inländischer  Banken  oder  Noten 
oder  sonstige  Geldzeichen  inländischer  Korpo- 
rationen ausserhalb  desjenigen  Landesgebietes, 
für  welches  dieselben  zugelassen  sind,  zur 
Leistung  von  Zahlungen  verwendet. 

Mit  Geldstrafe  von  fünfzig  Mark  bis  zu 
fünftausend  Mark  wird  bestraft,  wer  der  Ver- 
liotsbestimmung  zuwider  ausländische  Bank- 
uoten  oder  sonstige  auf  den  Inhaber  lautende 
unverzinsliche  ScouldTerschreibungeu  ausländi- 
scher Korporationen,  Gesellschaften  oder  Pri- 
vater, welche  ausechliesslich  oder  neben  andern 
Wertbestiitimungen  in  ReichawKhmng  oder 
einer  deutschen  Landeswährung  ausgestellt  sind, 
zur  Leistung  von  Zahlungen  verwendet. 

Geschieht  die  Verwendung  gewerbsmäs- 
sig, SU  tritt  neben  der  Geldstrafe  Gefängnis 


bis  zu  einem  Jahre  ein.  Der  Versuch  ist 
strafbar. 

Hit  Geldstrafe  bis  zu  fünftausend  Mark 
wird  bestraft,  wer  den  Verbotsbestimmun^en 
zuwider  für  Rechnung  von  Banken  als  Vor- 
steher von  ZweigMistalten  oder  als  A^nt 
Bankgeschäfte  betreibt  oder  mit  Banken  als 
Gesellschafter  in  Verbindung  tritt. 

Die  Hitglieder  des  Vorstandes  einer  Bank 
werden : 

1.  wenn  sie  iu  den  vorgeschriebenen  Ver- 
öffentlichungen wissentlich  den  Stand  der 
Verhältnisse  der  Bank  unwahr  darstellen 
oder  verschleiern,  mit  Oefilngnift  bis  zu 
drei  Monaten  bestraft; 

2.  wenn  sie  durch  unrichtige  Aufstellunir 
dervorgescbriebenenSteueruacbweisiiugeu 
den  Kteuerptlichtii^en  Notenumlauf  zu  ge- 
ring augebeu,  uut  einer  Geldstrafe  be- 
straft, welche  dem  Zehnfachen  der  hinter- 
zogeneu  Steuer  gleichsteht-,  mindentens 
aber  öOO  M.  l>eträgt; 

3.  wenn  die  Bank  mehr  Noten  ausgiebt.  als 
sie  auszugeben  befugt  ist ,  mit  einer 
Geldstrafe  bestraft,  welche  dem  Zehn- 
fachen des  zuviel  ausgegebenen  Betrages 

1  ij;leicb kommt,  mindestens  aber  6000  3lHrk 

beträgt. 

Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  mit 
der  königlich  preussischen  Regienuig  we^eu 
Abtretung  der  preussiscben  Bank  an  (Us  Reich 
auf  folgenden  Grundlagen  einen  Vertrag  abzn- 

schliessen : 

1.  Preussen  tritt  nach  Zurückziehung  seines 
Kinschusskapitals  von  1906800  Thaleru  sowie 
der  ihm  zustehenden  Hälfte  des  Reservefonds 
die  Preussische  Bank  mit  allen  ihren  Rechten 
und  Verpflichtungen  mit  dem  1.  Januar  1876 
uuter  den  in  nachstehenden  Ziffern  2  bis  6  be- 
zeichneten Bedingungen  an  das  Keich  a)i.  Das 
Reich  wild  diese  Bank  au  die  nach  HsASgabe 
der  Bestimmungen  des  Bankgesetz  es  zu  er- 
richtende Reichsliank  übertragen. 

2.  Preussen  empfängt,  für  Abtretung  der 
Bank  eine  Entschädigung  von  fünfzehn  Hiltionen 
Mark,  welche  ans  den  Mitteln  der  Reiclisbank 
zu  decken  ist. 

3.  Den  bisherigen  Anteilseignern  der  Preus- 
sischen  Bank  wird  die  Befugnis  vorbehalten, 
gegen  Verzicht  auf  alle  ihnen  durch  ihre  Bank- 
aii  teil  scheine  verbrieften  Rechte  zu  Gunsten  der 
Reichsbank  den  Umtansch  dieser  Urkunden 
gegen  Anteilscheine  der  Reichshank  von  gleichem 
Nominalbetrage  zu  verlangen. 

4.  Die  Reichsbank  hat  denjenigen  Anteils- 
eignern ,  welche  nach  den  Bestimmungen  der 
§8  16  und  19  der  Baukordnung  vom  5.  Oktober 
1846  die  Herauszahlung  des  eingeschossenen 
Kapitals  und  ihres  Anteils  an  dem  Reserve- 
fonds der  PreuBsischen  Bank  verlangen,  diese 
Zahlung  zu  leisten. 

5.  Die  Eeichsbank  wird  zur  Erfülhmg  der 
von  der  Freussischen  Bank  durch  Vertrag  vom 
28.'31.  Jantwr  18ö6  hinsichtlich  der  Staatsan- 
leihe von  sechzehn  Hillionen  fünfhundert  neun 
und  achtzig  Thalem  übernommenen  Verbind- 
lichkeiten an  Preussen  für  die  Jahre  1876  bis 
einschliesslich  1925  jährlich  621910  Thaler  in 
halbjährigen  Raten  zahlen.  Wird  die  Kon- 
zession der  Reichsbauk  nicht  verlHngert.  so 

'  wird  das  Reich  dafür  sorgen,  dass,  solange  keine 
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andere  Bank  in  diese  Verpfliehtnnff  eintritt, 
die  Bente  bis  m  dem  ebengedaehten  Zeitpunkte 
der  prenssischen  Stutskasse  onTerkUrzt  za- 

tliesse. 

6.    Eine    Anseinandersetznit^  zwischen 


und  fünfprozentig  besteuerte  Noten  ailBZii- 
geben,  nnd  auch  in  diesen  seltenen  Fallen 
war  die  Ziffer  der  Ueberschreitnn^  keine  sehr 
!  betrftchüiche.  Die  dtirch  das  riesige  Giroge- 


Ktflcke  der  Prenssischen  Bank  bleibt  vorbehalten,  n'on  Bai-mitteln  führte  im  begenteiJ  dahin, 
Die  Bestimmnngen  des  Handelsgesetebuches  daes  iingemein  häufig  ungetleckte  ßeichs- 
über  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  i  banknoten  ftberhaii)it  nicht  im  Tmlauf  sich 
und  die  rechtlichen  f^gen  derselben  finden  auf !  befanden.  Auch  die  Kontingente  der  Privat- 
die  Bekhsbank  kane  Anwcndong.  '  banken  ivui-den  mir  selten  und  vorübergehend 


Dies  der  Haui)tinbalt  des  deutschen 
Bankgesetzes.  Dasselbe  ei-scheint  als  eine 
kluge  Verbindung  der  Centralisatiou ,  wie 
sie  der  Reichsgetlanke  forrlert,  mit  der  De- 
(.•entralisiemng,  -wie  sie  den  geschichtlich 
überkommenen  Verhältnissen  und  den  l)ei 
Sehaffimg  des  Bankgesetzes  formal  zu  Becht 
bestehenden  Privilegien  entsprach ;  jedenfalls 
eine  Bantverfassung,  "welche  mit  früheren 
Zuständen  verglichen  einen  ungeheueren 
volkswirtschaftlichen  Fortschritt  darstellt.  In 
'len  Griindzilgen  richtig  oi^^aniöiei-t,  mit  Vor- 
sicht geleitet  und  von  der  (Deffentlichkeit 
genauestens  überwacht,  so  fungiert  die  Ge- 
samteinrichtung  in  entschieden  zweckm&sä- 
ger  "Weise  und  mit  Nutzen  für  das  öffent- 


überschritten ,  am  häufigsten  bei  der  säch- 
sischen Bank.  Aus  den  Erfaliningen  des  be- 
spi-ochenen  Zeitraums  dui-fte  geschlossen 
werden ,  dass  in  regelmässigen  Zeiten  der 
ausgeworfene  Betrag  mehr  als  genügend  hin- 
i-eicht.  I'nd  füi-  kritische  Tage  liegt  die 
eigentliche  Kreditreser\'e  Deutschlands  nicht 
innerhalb,  sondern  ausserhalb  des  steuer- 
freien Kontingents.  Diese  Resei-ve  steht  der 
deutschen  Oeschäftswelt  je<lerzeit  nnd  zwar 
in  beliebigen  Beträgen  ziu-  Verfügung,  so- 
bald sie  sieh  einen  hfiheren  als  einen  filnf- 
prozentigeu  Zinsfuss  geMlen  lässt  Die  Vor- 
teile <lieser  elastischen  Einrichtung  sind 
augeoscheinlich. 

Das  »gemischte  Banksystem»,  d.  h.  das 
Nebeneinanderbestehen  derReichsbauk  neben 


liclio  "Wohl.  Hierbei  darf  freilich  nicht  über-  den  Privatbanken,  hat  sich  desgleichen  voll- 


sehen  werden,  dass  unser  Geld-  und  Kredit- 
wesen seit  Schaffung  des  Bankgesetzes  ohne 
auffällige  Krisen  und  Schwankimgen  im  all- 
gemeinen seine  normalen  Bahnen  wandelte. 
Solche  Zeiten  normalen,  stellenweise  sogar 
stagnierenden  Geschäftsganges  sind  nicht 
gerade  diejenigen,  in  welchen  Banktechnik 
imd  Bankoiganisation  ihre  Triumphe  feiern 
rnler  ihre  Schäden  offenbaren  können. 

Bas  System  der  »indirekten  Kontingen- 
tierung«, d.  h.  die  Bemessung  des  steuenrei 
ziilasG^en  Umlaufes  metallisch  ungedeckter 
Noten  für  sämtliche  Bänken  auf  3853lillioncn 
Mark,hiervonZuteihmgeincs  Betrages  von  250 
2kIillionen  an  die  Keichsbank  und  Verteilung 
t\fs  Restes  an  die  einzelnen  Landesbanken  na(£ 
dem  Massstabe  der  Bevölkerungszahl  mul  der 
Verkehisentwickelnng ;  feiner  frtnfprozentige 
Besteuertmg  der  über  obigen  Betrag  allen- 
falls ausgegebenen  Noten  —  dieses  der  eng- 
lischen Peel-Acte  nachgebildete,  aber  dehn- 
iiarer  als  diese  eingerichtete  System  des 
deutschen  Bankgesetzes  besteht  seit  14  Jahren 
in  "Wirksamkeit,  ohne  dass  die  von  der  Ein- 
:-chränkung  des  Notenumlaufes  vielfach  be- 
fürchtete Schädigung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft eingetreten  wäi-e.  Die  Erwartung, 
dass  durch  die  Goldwährung  und  die  feinere 
Ansbildung  der  girotechnischen  und  kitidit- 
■wirtschaftjichen  Einrichtungen  eine  fort- 
schreitende Ei-spainiis  an  papierenen  Unilaufs- 
mitteln  sich  werde  ei-zielen  lassen,  hat  sich 
vollauf  erfüllt.  Nur  äusserst  selten  sah  sich 
<lie  Reichsbank  zwischen  1S74  und  1SS9  ver- 


ständig bewährt.  Die  Reichsimnk,  diese  cen- 
tralis ierende  KKiming  des  gesamten  Bank- 
systems, trägt  in  der  That  alle  Züge  euer 
Centraibank  und  hat  sich  nach  Oiganisation 
und  Leitrmg  ihren  Aufgaben  vollkommen 
gewachsen  gezeigt;  ihre  Stellung  darf  in 
allen  Teilen  Deutschlands  als  ^leichmässig 
befest^ betrachtet  werden, und  (ie Geschäfts- 
welt ^blickt  in  ihr  eine  imentbehrliche  £in- 
richtiing.  Abgesehen  von  ihrer  vm«iditweu 
und  erfolgreichen  Diskontopolitik,  die  der 
deutschen  Vdkswirtschaft  einen  büligea, 
m^lichst  stabilen  Zinsfuss  sichert,  verdankt 
die  ReidistMink  ihre  Beliebtheit  in  erster 
Linie  ihrer  VeiTweigung  über  das  ganze 
Reich  und  ferner  ihrem  ausserordentüch  vor- 
teilhaft wirkenden,  zeitgemäss  umgestalteten 
und  mehrfach  verbesserten  Giroverkehr. 

Neben  der  Reichsbank  als  oberster  Geld- 
iind  Kreditinstanz  Deutschlands  hat  das  Bank- 
gesetz die  Privati}Otenl)anken  unter  vielfachen 
Beschränkungen  in  Thätigkeit  belassen.  Ilire 
Stellung  und  Aufgaben  sind  territoriale  und 
lokale :  sie  haben  als  Landesbanken  die  Reichs- 
bank, der  naturgemäss  die  FidirerixiUe  zufällt, 
zu  ei^nzen  und  zn  unterstützen.  Sämtliche 
Institute,  mit  Ausnahme  der  Bi-aun Schweiger 
Bank,  nnter\i-arfeii  sicli  entweder  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes,  sow^eit  sie  es  nicht 
gleich  bei  dessen  Erlass  vorzogen ,  auf  die 
Notenansgaben  Verzicht  zu  leisten.  Die  Zahl 
dieser  teils  sofort,  teils  zwischen  1874  und 
1889  erfolgten  Verzichtleistiuigen  stieg  derart, 
dass  von  den  3:^  im  Baiikgesetz  aufgeführten 


aalasst,  die  Steuergi-enze  zu  fitterschi-eiten !  Privatinstituten  1KH9  mu*  noch  13  auf  dein 
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Plan  standen.  Die  (Quoten  der  übrigen  fielen 
der  Reichsbank  zu,  deren  sleuerfreies  Kon- 
tingent Bich  hierdurch  auf  286  7 99  000  Mai-k  er- 
höhte. Die  <^uote  der  noch  tlifltigen  Privat- 
banken betrug  98  201  ODO  Mark.  Die  noch  be- 
stehenden Pri\'atbauken  'waren  damals  die 
folgenden :  St&dtische  Bank  in  Breslau,  Dan- 
ziger  Frivataktienbank,  ProTinzialaktieobank 
des  Orossherzogtums  Posen  ^  AIagdebui:ger 
PrivatAnnk,  Frankfurter  Bank,  rayerisdie 
Notenbank,  Sächsische  Bank  zu  Dresden, 
LeipziKer  Kassenverein,  Chemnitz^  Stadt- 
buik,  wOrttembeigische Notenbank,  Badischc 
Bank,  Bank  fflr  Südileutschlaud ,  Brann- 
schveigische  Bank.  Im  wesentlichen  stellt 
das  Bankgesetz  den  Privatuotenbanken  zur 
Äu^be:  territoiial  begrenzte  Handhabung 
des  Notenausgaberechtes  unter  Unterstützung 
der  Diskontopolitik  der  Centraibank,  Befriedi- 
gung und  Ueberw-achung  des  provinzialen 
und  lokalen  Kreditwesens,  Oi^nisation  von 
Verkehrserleichterun^n ,  Pflege  des  Depo- 
sitenwesons.  Soweit  die  Privatbanken 
noch  bestanden,  hatten  sie  ihre  Nützlich- 
keit und  dauernde  Lebensfähigkeit  vollauf 
bewiesen. 

4.  Bank^setzDOvelle  vom  18.  Dezem- 
ber 1889  nnd  seitherige  Entwickelung. 

Die  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  des 
Beiches  im  Spätherbst  1889  behandelte  Zu- 
kunftsfrage des  deutschen  Notenbankwesens 
lag  in  formaler  Beziehung  folgendennassen : 
das  Reich  hatte  sich,  zuerst  zum  1.  Januar 
1891,  alsdann  aber  von  zehn  zu  zehn  Jahren, 
das  Recht  vorbehalten,  entweder  die  Reichs- 
bank aufzuheben  oder  die  sämtlichen  Reichs- 
bankaoteilscheine  zum  Nennwert  mit  Zu- 
schlag einer  auf  den  Eigner  entfallenden 
Reservefondsquote  zu  erwerben.  Den  Privat- 
notenbanken kann  zu  denselben  Terminen 
ohne  Anspruch  ihrerseits  auf  Entschäd^ng 
gekündigt  werden.  Diese  Kündigung  soU 
nur  eintreten  zum  Zwecke  weither  einheit- 
licher Regtdiemng  des  Notenbankwesens, 
oder  wenn  eine  ^nk  den  Anordniwgen  des 
Bankgeeetzes  zuwider  gehandelt  hat  Ob 
diese  Voraussetzungen  vorliegen,  entscheidet 
der  Bundesrat  Wie  ersichtUcli,  ränd  diese 
B&tttli(dien  Bestimmiii^n  derart  geti-offen, 
dass  keine  wie  immer  beliebte  Neuregelung 
der  Yechältnisse  irgendweldien  formalen 
Schwierigkeiten  begegnet.  Nachdem  die 
Kündigung  der  bisherigen  "Verliältnisse  an 
eine  einjährige  Frist  g('knfii)ft  ist,  mussten 
die  O^ne  des  Reiches  bereits  im  Laufe 
des  Jahres  1889  die  Frage  erwägen  und  ent- , 
scheiden,  ob  nicht  schon  am  erstmöglichen 
Termin  Verändeningen  angezeigt  seien. 
Grundstfirzende  Reformen  galten  zwar  von 
vornherein  als  ausgeschlossen,  da  die  be- 
stehenden Einrichtungen  vortrefflich  funk-  \ 
tionierten  und  die  gegenwärtige  Bankver-; 
fassung  liistoriscb,  politLsch  und  Volkswirt- 1 


scliaftlich  dem  föderativen  Charakter  des 
Reiches  glücklich  angepasst  erschien.  In 
den  Vorstadien  der  Beratung  zeigte  es  sich 
namentlicli,  dass  die  süddeutschen  Regie- 
rungen, voran  Bayern  und  Saclisen.  die  Er- 
haltung ihrer  von  den  kom]>etenten  Organen 
der  Yerkehi-swdt  als  uuentbelirlLch  bezeich- 
neten Landesltankeu  nachdrücklich  wünsch- 
ten. Schon  ans  diesem  Grnnde  war  ein 
Festhalten  au  dem  bisherigen  gemischten 
Buiks.\'stem  geboten.  So  beschränkten  sieh 
denn  die  Beratungen  ionerh^  der  ver- 
bündeten Regieningen  un  wesentlichen  auf 
die  Besprechtnig  der  elementaren  Beschaffen- 
heit der  Reichsbank,  speciell  auf  die  Frage, 
ob  derselben  das  private  Grundkapital  aucti 
künftig  zu  belassen  sei  oder  ob  (Usselbe 
zurückgezahlt  und  durch  Staatskapital  ersetzt 
werden  solle.  Mit  Rücksicht  auf  die  ver- 
schiedenen Gefahren  und  Haftimgen,  welche 
eine  reine  Staatsbank  für  den  Reichsfiskns 
mit  sich  brächte,  entschied  man  sich,  auch 
hinsichtlich  der  Beschaffenheit  des  (Jrund- 
kapitals,  für  die  Beibehaltung  des  bisherigen 
Verhältnisses.  Dagegen  wurde  es  für  an- 
gemessen erachtet  die  fiskalischen  Anforde- 
nuigen  an  das  C-entraUnstitut  zu  steigern 
und  den  vom  Reich  zu  beziehenden  Gewinn- 
anteil an  den  Erträgnissen  der  Reichsbank 
zu  erliüheu. 

Aus  diesen  Ei'wfigungen  ging  die  im 
Spätherbst  1889  dem  Reichstage  vorgelegt*? 
Bankgesetznovelle  hen'or,  deren  Woitlaut  un- 
verändert zur  Annahme  gelangte  und  unterm 
18.  Dezember  1889  Gesetzeskraft  erhielt. 

Diese  Novelle  lautet  wie  kiigt: 

Art.  1.  Der  8  84  des  Bankgeaetzes  vom  14. 
März  1875  (R.  G.  Bl.  S.  177)  wird  durch  fol- 
gende Bestimmungen  ersetzt: 

Aua  dem  beim  Jahreaabschhiäse  sich  er- 
gebenden Beingewiun  der  Heichsbank  wird: 

1.  zunächst  den  .^nteilaei^ern  eine  ordent- 
liche Dividende  von  S'/a",',  des  Grundkapitaln 
berechnet,  sodann 

2.  von  dem  Mehrertrage  eine  Quote  von 
20%  dem  Beaerrefonds  zogeschriebea.  soiaage 
derselbe  nicht  eiu  Viertel  des  Grnndkapitals 
beträgt, 

3.  der  aladanu  verbleibende  Ueberrest  zur 
Hälfte  an  die  Anteilseigner  imd  znr  Hälfte 
an  die  Beichskasae  gezahlt,  soweit  die  Ge- 
samtdividende der  Anteilseigner  nicht  R'.„ 
Übersteigt.  Von  dem  weiter  verbleibenden 
Reste  erhalten  die  Anteilseigner  eiu  Viertel, 
die  Reiohskasse  drei  Viertel. 

Erreicht  der  Reinf^ewinn  nicht  volle  S'  ,"/« 
des  GrondkapitalM,  so  ist  des  Fehlende  ans  dem 
Reservefonds  zu  ergänzen. 

Das  bei  der  Begebung  von  Anteilscheinen 
der  Reichahank  etn'a  zu  f!«wiunende  AufgeM 
fliegst  dem  Reservefonds  zu. 

DividendeurflckHtände  verjähren  hinnen  vier 
.Jahren,  von  dem  Tiiije  ihrer  FäUis^keit  an  ge- 
rechnet, zum  Vorteil  der  Bank. 

Art.  2.  Dieses  Gvsetz  tritt  am  1.  Januar 
1891  in  Kraft. 
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Die  Beprilndung  zu  dem  Gesetzentwurf 
hat  nachstehenden  Wortlaut: 

Xach  S  41  des  Baukffesetzes  vom  14.  März 
1875  hat  das  Beich  sich  das  Recht  Torbehalten, 
zuerst  zum  1.  Jannar  1891,  alsdann  aber  von 
zehn  zn  zehn  Jahren  nach  Toranssreganjirener 
einjährifer  Ankttudigang  die  sämtlichen  Anteile 
der  Keidiabank  zum  Nennwerte  su  übernehmen. 
Die  Erwftgimgeu,  weldte  anf  Gmnd  dieser  Ge- 
setzesbestimmung öber  die  zn  fasaenden  Ent- 
schlieasungen  angestellt  sind,  haben  zu  dem 
Ergebnis  geführt,  dass  es  —  mindestens  för 
den  bevorstehenden  Kflndigirngstermin  —  ge- 
raten ist.  die  jetzige,  durch  eine  lang^nge 
Erfahmng  bewährte  Organisation  der  Eeichs- 
bank  in  der  Hauptsache  beizubehalten,  mithin 
die  Reichsbank  in  ihrer  ge^wärtigen  Grund- 
verfassung als  ein  zwar  mit  FriTatkapital,  je- 
doch unter  der  Verwaltung  und  Aufsicht  des 
Reiches  betriebenes  Bankinstitut  bis  anf  weiteres 
an  belassen.  Allerdings  wird  dies  mit  einer 
Xassgabe  in  Ansdeht  an  nehmen  sein,  welche 
sich  teraus  ergiebt,  d^  beachtenswerte  Gründe 
dafür  sprechen,  die  Bestimmungen  des  Bank- 
Gesetzes  über  die  Verteilung  des  Gewinnes 
elnersüts  an  die  Bankanteilseigner  nnd  anderer- 
geita  an  das  Reich  einer  Aendenmg  zu  unter- 
ziehen. 

Ueber  die  Verteilung:  des  beim  Jahres- 
schluss  sich  ergebenden  Reingewinnes  ist  in  dem 
§  24  des  Bankgesetzes  dahin  Bestimmung  ge- 
troffen, dass 

1.  zunächst  den  Anteilseignern  eme  ordent- 
liche Dividende  Toa  4',',  %  des  Grundkapitals 
beredinet,  sodann 

2.  von  dem  Mehrbetrag  eine  Quote  vod 
20*»  dem  Reservefonds  angeschrieben  wird,  so- 


lange derselbe  nicht  ein  Viertel  des  Grundka- 
pitals beträgt,  und 

3.  der  alsdann  verbleibende  Ueberrest  zur 
Hälfte  an  die  Anteilseigner  und  zur  H&lfte  an 
die  Beichskasse  gezahlt  wird,  soweit  die  Ge- 
samtdividrade  der  Anteilseigner  nicht  S**'«  ttber- 
stngt.  Von  dem  weiter  verbleibenden  Rest 
erhalten  die  Anteilseignu*  ein  Viert«! ,  die 
Keichfkasse  drei  Viertel 

Die  seit  dem  Erlass  dieser  Bestimmungen 
eingetretenen  wesentlichen  VeränderuQg:en  des 
Kapitalzinsfusses  rechtfertigen  es ,  die  nach 
Ziffer  1  den  Anteilseignem  zugesicherte  ordent- 
liche Vordividende  anderweit  auf  den  Betrag 
von  3''s*'(,  zu  bemessen  und  den  Betrag  des- 
jenigen Prozentsatzes  (Ziffer  3),  nach  dessen 
Erreichung  eine  Gewinnbeteiligung  des  Reiches 
zu  eintritt,  von  8  auf  6%  herabzusetzen. 
£ine  derartige  AMndemng  wird  im  ^gen- 
wärtigen  Zeitpunkte  noch  besonders  dnroi  den 
ITmstand  nahe  gelegt,  dass  der  Reservefonds 
der  Reichsbank  seinen  gesetzlichen  Höchstbe- 
tra«  von  30  Hillionen  Mark  am  Schlüsse  des 
Jahres  1890  nahezu  —  mit  etwa  26—27  Millionen 
  erreicht  haben  wird  und  dass  der  bald  dar- 
auf eintretende  Fortfall  der  bisherigen  Ab- 
•achreibungen  von  20  "/o  des  Gewinns  für  den 
Re^rvefonds  (oben  Ziffer  2)  eine  nicht  unbe- 
trächtliche Steigerung  der  Dividende  der  An- 
teilseigner zur  Folge  habed  würde.  Ueber  die 
Hsbeiwen  finanziellen  Erträgnisse  der  Reichs- 
buüc  18t  die  anliegende  Zusammenstellung, 
dpr«n  Inhalt  fttr  die  Beurteilung  der  ein- 


]  f^hll^gen  Fragen  vcm  Interesse  erscheint,  bei- 

nbilligkeit  den  Bankantei^ignent 

fegenüber  wird  m  der  vorgeschlagenen  Äbän- 
erung  der  Gewinnverteilung   nicht  erblickt 
i  werden  können,  da  ein  Papier,  fllr  welches  eine 
i  3'  i  prozentige  Verzinsung  unbedingt  gesichert 
,  ist  nnd  eine  nicht  unbeträchtlich  höhere  Divi- 
I  dende  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  Aus- 
sicht steht,  einen  im  Verhältnis  zu  den  geseta- 
I  liehen  Abfindungsansprachen  der  Anteihtei^er 
I  sehr  erheblicheii  Wert  repräsentiert.  Dieser 
Wert  würde  den  bei  der  Rückzahlung  des 
Grundkapitals  und  Ausschüttung  des  Reserve- 
fonds (§  41  Abs.  2  a.  a.  0.)  sich  ergebenden 
Betrag  von  etwa  111%  des  Nennwertes  der 
Anteibcheine  ohne  Zweifel  übersteigen. 

Die  gegenwärtigen  Inhaber  von  Bankanteil- 
scheinen können,  Spange  das  Reich  nicht  von 
der  im  §  41  vorbehaltenen  Befugnis  Gebrauch 
macht,  die  Fortgewährung  der  im  §  24  vorge- 
sehenen Dividende  verlangen.  Es  wird  ihnen 
deshalb  Gelegenheit  zur  Beschlussfassnng  dar- 
über zu  geben  sein,  ob  sie  sich  der  veränderten 
Gewinnverteilnng  unterwerfen  wollen.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  die  Generalversammlung 
za  einem  geeignetai  Zeitpunkt  berufen  werden 
müssen.  Erklärt  die  Generalversammlung  ihr 
Einversttodnis  nicht,  so  wird  von  der  im  §  41 
vorbehaltenen  Kündignngsbefugnis  Gebranch  zu 
machen  und  sodann  weiter  zu  erwägen  sein, 
unter  welchen  Massgaben  die  Reichsbank  von 
neuem  einzurichten  sein  wird. 

Nach  vorstehenden  Gesichtspunkten  ist  der 
vorliegende  Gesetzentwurf  aufgestellt  wordra, 
durch  dessen  Annahme  sugleich  der  Vorschrift 
im  letzten  Absata  dea  §  41  a.  a.  0.  Genüge  ge- 
leistet werden  würde,  dass  zur  Verlängerung 
der  Frist  des  ersten  Absatzes  die  Zustimmung 
des  Reichstages  erforderlich  ist.  Soweit  die  Motive. 

Nach  der  dem  Entwurf  beigegebeuen  „Ueber- 
sicht  des  Gewinnes  der  Reichsbank  in  den 
Jahren  1876  bis  1888"  belief  derselbe  sich  auf 
131 901 075  M.  67  Pf.  (im Durchschnitt  10146237 
M.),  davon  erhielten  die  Anteilseigner  94  874000M. 
(im  Jahresdurchschnitt  in  Prozenten  des  Grund- 
kapitals 6,06  •,«),  der  Reservefonds  12340216  M. 
8  Pf.,  das  Reich  24680430  M.  33  Pf.  Die  Di- 
vidende und  der  Anteil  des  Reiches  würden, 
wenn  Zuschreibungen  an  den  Reservefonds  nicht 
zu  machen  und  die  neu  vorgeschlagenen  Pro- 
zentsäUe  über  die  Verteilung  in  Geltung  ge- 
wesen wären,  in  derselben  Zeit  91395550  M. 
■  bezw.  40506626  M.  betragen  haben.  Im  Durch- 
schnitt würde  die  Dividende  sich  dann  jährlich 
auf  7030427  M.  oder  etwa  ö.Se^  des  Grund- 
kapitals, der  Anteil  des  Reiches  jährlich  auf 
3115810  statt  wie  wirklich  1898946  M.  be- 
ziffert haben. 


Die  Verhandlungen  des  Reichstages,  wel- 
cher, wie  bereits  erwähnt,  die  Buadesrats- 
vorl^  unverändert  annahm,  ei^ben,  dass 
die  >lehrheit  der  Volksvertretung  den  Stand- 
punkt der  verbündeten  Regierungen  teilte, 
indem  die  von  agrarisch-konservativer  Seite 
gestellten  Anträge  auf  Verstaatlichung  des 
'  Gnindkapitals  der  Reichsbank  keine  Majori- 
ität  fanden.    Desgleichen  wurde  ein  Antrag 


Digilized  by 


Google 


Banken  .(Deutsche  Bankeii  im  19.  .Tahrhundei-t) 


al^;elehnt  welcher  eine  über  die  Regieruogs- 
vorlage  noch  hinausgehende  weitere  Be- 
s<dir&ikiing  der  Dividende  der  Reichsbank- 
anteüseigner  bezweckte.  Das  gemischte  Bank- 
system, aas  Bestehen  der  Privatbanken  neben 
der  Beit^bank,  wnrde  auch  im  Reichstag 
von  keiner  Seite  angefochten;  im  Gegenteil 
betonten  selbst  die  (iegner  der  Novelle,  dass 
sie  an  dem  Bestand  der  lAndesbanken  nicht 
zn  xütteln  beabsichtigten.  Einer  Monopoli- 
sierung der  Notenausgabe  wurde  von  nie- 
mandem das  Wort  geredet. 

Somit  ist  das  deutsche  Xotenbankwesen 
bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1900  auf  den 
bisherigen  erprobten  Gnuidlagen  erhalten 
geblietien.  Ob  imd  welche  Veränderungen 
ab  1901  stattfinden  werden,  lüast  sich  heute 
noch  nicht  voraussagen.  Radikale  Aen- 
deruogen  sind  schon  deshalb  unwahrschein- 
lich ,  weil  gerade  auf  den  Gebieten  der 
Öffentlichen  Kreditgabe,  des  Geldiunlaufs  und 
der  Währungsverhältnisse  mehr  als  auf 
irgend  einem  anderen  eine  gewisse  ruhige 
Stetigkeit  und  dauernde  Unverrückbarkeit 
der  principiellen  und  gesetzlichen  Grund- 
lagen geboten  erscheinen. 

Immerhin  ist  es  nötig,  an  dieser  Stelle 
einiger  im  letzt\'ernossenen  Jahrzehnt  aufge- 
tretener oder  zur  Verstärkung  gelangter 
Züge  Erwähnimg  zu  thun,  die  das  Gesamt- 
bild im  einzelnen  nicht  unwesentlich  ver- 
ändern. Zuvörderst  ist  in  thatsäclüicher 
Beziehimg  festzustellen,  dass  seit  1889  von 
den  danials  noch  bestehenden  13  Privat- 
banken weitere  6  auf  ihr  Notenrecht  ver- 
zichteten. Der  Ausscheidungsprozess  der 
kleinen,  lediglich  lokalen,  einer  jeden  wirt- 
sdmftspolitischen  Bedeutung  entbehrenden 
Noteniüstitute  ist  mit  diesen  Vei-zichtleis- 
tungen  endgültig  abgeschlossen.  Das  ateuer- 
freie  Notenkontingent  der  Reichsbank  hat 
sich  auf  Mk.  293400000  ertiöht,  ^rend 
die  7  restliclien  Privatbanken  —  Bayerische 
Notenbank,  Sächsische  Bank,  Fraakftwter 
Bank,  WürttembergiscJie  Notenbank,  Badische 
Bank,  Bank  für  Sf Iddeutschland ,  Braun- 
schweigische Bank  —  insgesamt  noch  über 
ein  Eontingent  von  91 600  WO  ]^k  verfügen. 
Abgesehen  von  der  Braunschweigischen  Bank, 
die  dem  Reichsbankgesetz  nicht  untersteht, 
läuft  das  Privilegium  dieser  Privatbanken 
reichs^setzKch,  gleich  dem  der  Reichsbaak, 
bis  ultimo  1900.  Sie  haben  sich  innerhalb 
25  Jahren  als  wirtschaftlich  nützlich  und 
lebenskräftig  erwiesen,  und  es  besteht  kein 
Zweifel,  dass  die  beteiligten  Regierungen 
im  volks'W'irtschaftlichen  Interesse  ihrer 
Territorien  mit  allem  Nachdruck  den  Fort- 
bestand ihrer  »Mittelstnatsbeuiken-  fordern 
und  wohl  auch  durchsetzen  wei-den.  Die 
Entscheidung  hierüber  liegt  nach  den  liank- 
gesetzlichen  Bestimmungen  beim  Bundes- 
rat, nicht  beim  Reichstag.   Eine  Stöning 


der  Zii-kel  der  Reielisbank,  beziehun^wcise 
eine  Durchkreuzung  der  Reichsbankdiskonto- 
politik  ist  seitens  der  Frivatbmken  um  so 
weniger  zu  befürchten,  .nis  letztere  mit  der 
Reichsbank  ein  Kartell  behufs  einheitiicher 
Diskontopolitik  abgeschlossen  haben. 

Weiter  ist  festzustellen,  dass  der  divcli- 
schnittliche  Reichshanksdnsfiiss  innerhalb 
der  Ictztverflossenen  Periode  sich  um  einen 
Bruchteil  höher  stellte  als  frflhcr  imd  dass 
die  Uebersclireitungen  des  steuerfreien  Kon- 
tingents h&nfiger  und  die  Ceberschreitungs- 
l)eträge  beträchtlicher  waren.  Hiefftr  sind 
zwei  Ursachen  massgebend:  die  erhebliche 
Bevölkemngeziuiahme  seit  1H74,  welche 
grössere  Umlanfsmittel  bedingt,  dann  die 
zeitweilige  Prosperität  von  Handel  und  In- 
dustrie, die  gleichfalls  eine  den  Geldpreis 
steigernde  Inanspruchnahme  von  Umlaufs- 
mitteln mit  sich  bringt.  Auf  Gmud  dieser 
Verhältnisse  werden  Stimmen  laut,  tlie  bei 
künfti^n  Verhandlungen  über  das  Baiikge- 
setz  euie  Erhöhung  des  steuerfreien  Noten- 
kontingents der  Reiehsbank  für  angezeigt 
erachten. 

Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  die  Be- 
wegung, die  bereits  1889  die  völlige  Ver- 
staatlichung der  Reielisbank  foi-derte,  seither 
nicht  zum  Stillstand  gekommen  ist.  I^iss 
sie  zu  Ende  des  Jahrhunderts  erfolgreicher 
sein  werde  als  1889,  ist  indessen  kaum  an- 
zunehmen. Von  der  Reichsbankleitimg  wurde 
in  den  letzten  Jahren  \\-iederholt  in  über- 
zeugender Weise  dargethan,  dass  die  von 
agrarischer  Seite  behauptete  Vernaclilässi- 
gung  der  landwirtschaftlichen  Interessen 
seitens  der  Roichsbauk  nicht  existiert,  cÜe 
Reiehsbank  vielmehr  diesen  Interessen  bis 
zur  Grenze  des  für  eine  Notenbank  Mög- 
lichen und  Zidässigen  entgegenkommt.  Es 
gilt  heute  noch  mit  Recht  in  Fachkreisen 
als  Axiom,  dass  die  Rücksichten  auf  die 
Liquidität  der  Reiehsbank.  auf  die  Anfrecht- 
haming  der  Wähmng^veiiiältnisse  und  die 
Siclierheit  der  Bank  mi  Kriegs&ll  die  Bei- 
behaltung der  gegenwärt^n  Reiehsbank- 
verfessuug  erheischen.  Nicht  ausgeschlossen 
dagegen  erscheint  es,  dass  die  bevorstehen- 
den Verhandlungen  über  das  künftige 
Schicksal  der  Reiehsbank  insofern  mit  einem 
Kompronuss  widerstreitender  Meinungen  en- 
digen werden,  als  möglicherweise  der  Reiehs- 
bank eine  Vermehrung  ihres  Grundkapitals 
auferlegt  oder  liinsichtlich  der  Gewinnver- 
teilung eine  nocli  weitere  Verschiebung  zu 
Gunsten  des  Reichsfiskus  beliebt  wird.  Auch 
eine  Vermehrung  des  Noteukontingents  der 
Reichsbank  liegt  im  Bereich  der  M^lichkeit. 

Nachtrag. 

Unmittelbar  vor  Drucklegung  dieses  Auf- 
satzes. Januar  1899,  wird  der  Wortlaut  der 
vom  Bundesrat  an  den  Reichstag  geleiteten 
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Bankgesetznovelle  bekannt.  Ana  ihr  ei^i^ebt 
sich,  dass  in  der  That  die  Reichsregiemng 
Abänderungen  des  Bankgesetzes  in  den  eben 
als  wahrscheinlich  bezeichneten  Richtungen 
plant.  Das  Gnmdkapital  der  ßeichsbank 
soll  von  120  auf  15()  Millionen  erhöht 
werden,  wobei  den  Aktionaren  das  Bezugs- 
recht der  neuen  Aktien  zu  vom  Reichs- 
kanzler noch  festzusetzenden  Bedingungen 
offeriert  wird.  Das  steuerfreie  Notenkontin- 
eent  der  Reichsbank  wird  auf  400  Millionen 
Mark  erhöht.  Der  Gewinnanteil  des  Reiches 
wird  in  der  Weise  gesteigert,  dass  schon 
nach  fünfprozentiger  Gesamtdividende  der 
Anteilseigner  die  Reichskasse  mit  drei  Vier- 
teilen an  dem  weiteren  Erträgnisse  parti- 
cipi^.  Die  Privatnotenbanken  erhalten 
keine  KontiDgentsvermehning,  dagegen  aber 
eine.  V^schlechteniDg  ihrer  Existenzbe- 
dingimgen  insofern ,  als  sie  künftig  ge- , 
halten  sein  sollen,  nicht  unter  dem  ^tzj 
der  Reiehsbank  zu  diskontiren.  Privat- 1 
uotenbanken,  die  sich  dieser  Bedingung 
nicht  unterwerfen,  soll  das  Privilegium 
noch  im  Laufe  des  Jahres  1899  gekündigt 
■werden.  IMe  erwähnten  Verändenmgeii  des 
Banl^esetzes  sollen  am  1.  Januar  1901  in 
Kraft  treten.  Dies  die  Hauptpunkte  der 
Xovelle,  die  alle  Aussicht  hat,  der  Haupt- 
sache oadi  der  Majorität  des  Reichstages 
k^oen  Widersiniich  zu  finden.  Im  ganzen 
bedeutet  die  ÄoveUe  einen  Schritt  vorwärts 
zur  CentnUi£äeruQg  des  deutschen  Noten- 
bankwesens.  indem  die  centralisierenden 
Kräfte  und  Elemente  des  Gesetzes  gestärkt 
nnd  befestigt,  die  föderativen  und  partiku- 
lären dagegen  zurückgedrängt  werden.  Im 
allgemeinen  werden  die  bewährten,  lang- 

eig  erprobten  Qnmdlagen  der  deutschen 
kverfassung  von  der  Novelle  nicht  alte- 
riert ;  namentlich  wurde  audi  diesesratü, 
nnd  hoffentlich  endgiitig,  vom  Projett  einer 
noch  weitei^ehenden  Verstaatlichung  der 
Centi'albank  Abstand  genommen. 

Ueber  die  bei  Äbschlua»  dieses  Artikels 
noch  schwebenden  Verhandlungen  bezüglich 
der  VeTlängerang  des  Frivilegiiuns  der  Keicha- 
bank  wird  u  einem  Nachtrag  berichtet  werden. 

littteratnr:  H.  v.  l^oaehingtr,  Bankwaen  nnd 
BaulyoHtik  in  Pretuten,  Berlin  187811879.  — 
Jffrselbe ,  Die  Banken  im  deuUeken  Reiche, 
<frMtenvich  und  der  Schweix,  Eriangen  1876, 
Jena  1877.  —  O.  Hühner,  Die  Banken,  Leipzig 
38SS.  —  Niehhur,  Geschichte  der  kgl.  Bank  in 
Berlin,  Berlin  1854.  —  Mcuc  Wirth,  Hand- 
t>HCh  de*  Bankwegens,  KUln  188S.  —  Adolf 
Wagner,  Syitem  der  Zettelhankpolitik,  Freiburg 
2Ü7S.  —  lAidtcig  Bamberger,  IHe  Zettelbank 
FW  dem  Seichstag,  Leipzig  1874-  —  Adolf 
Sa*iheer,  Deutsche  Bankrerfanung,  Erlangen 
3S75.  —  Mevogt,  Da»  Ifottmreeht  der  Beicht- 
txtnk,  Leipzig  1876.  —  Ä.  Koch,  Die  Beich^- 
4r*'Jtel3gebung  wTwj-  Miiiu-  v»d  Bankwesen,  Berlin 
2SfS5.  —  Skorita  Ströll,  Vehrr  (iegemrart  nnd 


Zvtwnfi  des  detiUehen  yotenbanktresen«,  Leipzig 
1886.  —  8,  »Tacohy,  Die  deutsche  Zeltelbank- 
reform  im  Jahre  1891,  München  1887.  —  Wal- 
ther liotg,  Oenrhichte  vnd  Kritik  de»  deutschen 
Bankgetette»,  Leipzig  1888.  —  Erwin  Ka«ar, 
Die  Kündigung  des  Privilegt  der  Reirhtbank 
und  der  Privatnotenbanken ,  Prenmritche  Jnhr. 
bächer,  Bd.  63,  Heft  5.  —  Härtung,  Die  N<>- 
tetUtankea  unter  dem  Bankgenett,  Jährlicher  /. 
KaiintuUShmomi«  und  SlatUtik,  dritte  Folge,  I. 
Band.  —  «f.  FW«drlffh,  Die  WShmng»-  und 
Üüronlopolitik  d.  ßeichibank,  Breslau  1895.  — 
Htifferteh,  I)aa  System  der  Kontingentierung 
den  yotenumlaufe,  Finanzarehiv  ron  Schanz, 
XIJI.  Jahrgang.  —  Kaemmerer,  Be.irhsbank 
und  Geldumlauf,  Berlin  1897.  —  WaUher 
Lott.  Der  Streit  inn  die  Vertlnotlichwng  der 
Itetehtlmuk,  Jfilnehen  1897.  —  Ztir  Enmterting 
dea  dfHtwhrn  /^nkgenetteM,  Leipzig  189U. 

Morltx  StrAlt. 


VIII.  Statistik  des  dentselien  Bank- 
wesens seit  1S47. 

1.  Die  Preussische  Bank  1847—1875.  2. 
Die  übrigen  deutschen  Notenbanken  1851 — 1875. 
3.  Die  Reichsbant  seit  1876.  4.  Die  Privat- 
notenbanken. 6.  BankgeaellBchaften  ohne  Koteu- 
ansgabe. 

1.  Die  Preussische  Bank  1847~1S75. 

1)  Wir  stellen  im  folgenden  zunächst  die 
wichtigsten  Zahlen  zusammen,  die  zm-  Clia- 
rakterisierung  des  allgemeinen  Geschäfts- 
ganges der  Preussischen  Bank  dienen. 


Jahr 

Ueber- 
nommene 
Wechsel') 

Gewährte 
Lombard- 
Darlehen 

Wirklich. 
Gesamt- 
umsatz^) 

a 

as 

1^ 
Sä 

lO 

£ 

MiUThh-. 

MiU.Thlr. 

Mill-Thlr. 

D 

1847 

102,7 

48.1 

514,0 

4,25 

5,125 

1848 

8o,5 

32,5 

392,9 

4,30 

4,300 

1849 

64,6 

28,6 

368,5 

4,00 

4,375 

1850 

82,5 

38,6 

515,9 

4,00 

4,900 

la^i 

78,6 

35,7 

472,5 

4,00 

5,150 

1852 

103,5 

44,6 

586,5 

4,00 

5,100 

1853 

>53>9 

68,2 

853,3 
883,2 

4,25 

6,000 

1854 

>74,o 

41,9 

4,36 

6,167 

1855 

238,1 

57,9 
56,9 

1085,9 

4,08 

6,500 

1856 

330.6 

1461,4 
1678,1 

4,94 

8,500 

ia57 

429.6 

57.9 

5,76 

8,550 

1858 

381,4 

51, 1 

1410,7 

4,29 

7,400 

1859 

377.5 

45,7 

1529,3 

4,30 

6,750 

1860 

356,1 

36,2 

1375,7 

4,20 

5,200 

Der  Betrag  der  diskontierten  und  ange- 
kauften und  auäi  der  znr  JBinziehune  über- 
nomiueneu  Wechsel.  Die  letzteren  bilden  nur 
verhältnismässig  kleine  Snmmen,  s.  unten  „Eom- 

missions  wechseF' . 

■)  Nur  die  wirklich  anagefUhrten  Geschäftp, 
>  nicht  auch  die  sonstigen  Bucbnngeu  umfassend. 
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III 

ae  .0  *" 

■ii 

2--? 

leiide 

aS 

^  3  fe 

*  S" 

ä  1  1 

"tr  je 

-? 

3_ 

"5 

Min  Thlr 

11:11  TIiIt' 

Jim.  1  nir. 

Mill.Thlr. 

0 ' 

0 

0' 

0 

1861 

370,7 

37,3 

1399,7 
1690,0 

4.20 

4,700 

1862 

427,3 

44,4 

4,20 

6.025 

1863 

68,6 

l88i,3 

5,08 

7,925 

1864 

540,2 
603.4 

72,5 

1970,2 

5-31 

10,950 

1866 

89,7 

2273,6 

4,96 

iO;933 

1866 

585H 

74,9 

2304,4 

6,21 

10,125 

1867 

82  0 

2378,9 

A  00 

8,100 

1868 

592,8 

113,0 

4,00 

8,000 

1869 

697,9 

"24,9 

2648,9 

4,24 

9,167 

1870 

789,7 

152,7 

3333,4 

4,90 

11,750 

1871 

881,3 

189,3 

3978,9 

4,16 

12,300 

1872 

1327,5 

274,9 

5991,5 

4,29 

13,333 

1873 

1815,4 
1380,1 

247,4 

8166,8 

4,95 

20,000 

1874 

165,2 

5746,6 

4,38 

12,750 

1875 

1369,0 

»57,0 

5819,4 

4,7» 

15,603 

Die  obigea  Zahlen  spiegln  de  allge- 
meinen Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lune  Freussens  in  jen^  Periode  deutlich 
vi^er.  Die  pditische  Bewegung  der  Jähre 
1848  und  1849  abt  einen  hfichst  ungünstigen 
Einfluss  auf  die  Geschäfte  auB:  ebenso 
zeigt  sich  ein  BOckschlag  im  Jahre  18.~>8 
als  Folge  der  Erisis  von  1857,  die  der 
schon  1856  eröffneten  Spekulationsperiode 
ein  Ende  machte.  Das  Kriegsjahr  1866 
bringt  einen  imgewGhnlich  hohen  Diskont- 
satz, die  Nach  weben  in  den  Geschäften 
treten  aber  erst  im  folgenden  Jahre  voll- 
ständig heiTor.  Die  Gröndiingsperiode  nach 
dem  Kriege  von  1870/71  endücn  bringt  den 
Geschäftsverkehr  auf  die  Höhe ,  die  der 
neuen  Phase  der  deutschen  Volkswirtschaft 
entspricht  und  von  welcher  aus  die  Reichs- 
liank  als  Ei'bin  der  Preussischen  Bank  ihre 
fortschreitende  Entwickelnng  begonnen  hat. 

2)  Wir  fügen  noch  eine  Zusammen- 
stelluDg  der  Diskontänderungen  in  den  mehr 
oder  weniger  kritischen  Jahi'en  bei: 


1856   7.  I. 

5 

1868  13.  XII. 

4 

5.  V. 

4 

1864    3.  V. 

5 

3.  IX. 

5 

8.  IX. 

6 

22.  IX. 

6 

6.  X. 

7 

1857   9.  III. 

5 

.5.  XII. 

6 

18.  vm. 

186Ö  14.  I. 

5 

1».  IX. 

6 

18.  IL 

4 

3.  X. 

4.  IX. 

<> 

7.  XI. 

7^^ 

3.  X. 

6 

21.  XIL 

6'/s. 

10.  X. 

7 

1868   5.  I. 

5»« 

18K6  22.  U. 

6 

16.  I. 

5 

4.  V. 

7 

1.  II. 

4 

11.  V. 

9 

11.  X. 

5 

13.  VII. 

8 

')  «)  8.  S.  207. 


loDb  10.  V  II. 

7 

\otn    1.  IV. 

5 

jm.  \  LI. 

■i.  V. 

a  \TTTT 

ii.     V  Iii. 

5 

iö.  Vil. 

5 

90  V 
£H.  A. 

4  a 

0.  Vlil. 

4  t 

13     V  TT 

16.  All. 

4 

A. 

^ 

1  QTfl  1™  TT 
lö*U  iO.  Ii. 

4 

loi4    0.  J.. 

4':, 

15  VII 

19  I 

A 

is!  vir. 

8 

13.'  X. 

\ 

19.  vm. 

6 

23.  XI. 

6 

ö.  IX. 

5 

1875  11.  I. 

<; 

1871  20.  n. 

4'/« 

26  IV. 

4 

6.  III. 

4 

13.  VIL 

1872  16.  IX. 

<; 

2a  IX. 

b 

1873  20.  [. 

4\. 

aa.  XI. 

5 

7.  II. 

4 

Der  LombardzinsCuss  stand  meistens  ^  ■*  **■!> 
höher  als  der  Diskontsatz. 

3)  Durchschnittlicher  Barvorrat  und  Noten- 


umlauf der  Preussischen  Bank  in  Jlillionen 


Thalem 

Jahr 

Bar- 

Noten- 

Jahr 

Bar- 

Noten- 

vorrat 

umlauf 

vorrat 

umlauf 

1847 

12,70 

12,03 

1862 

87,47 

106.^1 

1848 

11,28 

14,95 

1863 

71,73 

112,83 

1849 

17,23 
19,46 

16,41 

1864 

65,46 

1 16,12 

1850 

18,37 

1865 

66,63 

1 19,22 

1851 

30,08 

18,86 

1866 

66,01 

1 22,6 1 

1852 

23,86 

19,99 
18,83 

1S67 

83,86 

128.13 

1853 

i6,99 

1868 

90,05 

139,91 

1854 

"9,75 
34,36 

19,86 
19,89 

1869 

84,46 

145.10 

1856 

1870 

86,39 

163.26 

1856 

19,49 

31,86 

1871 

120,73 

202.3  ^ 

1857 

30,91 

60,09 
67,73 

1872 

172,87 

2^3.l8 

1858 

45,04 

1873 

223,61 

290.49 

1859 

52,50 

75,27 

1874 

228,81 
184,69 

277,47 

1860 

69,48 

81,39 

1876 

251.43 

1861 

85,95 

95,07 

Das  niedrigste  Diurchschnittsvei-lüUtnia 
der  Bardeckung  der  Noten  fiUlt  also  in  das 
Jahr  1870  xmd  betrug  noch  immer  Ti^jS"« 
des  durchschnittlichen,  jedoch  nicht  des 
gleichzeitigen  Notenumlaufs.  Die  im  Jahre 
1M5G  erfolgte  Aufhebiuig  der  frflher^n  Be- 
schränkung der  Notenausgabe  auf  höchstens 
21  Millionen  Thaler  ftbte  rasch  eine  bedeu- 
tende Wirkung  aus. 

4)  Depcffliten  bei  der  Preussisclien  Bank 
am  Ende  jedes  Jahres  in  Bfillionen  Thalem : 


Jahr 

Depo- 
siten 

Jahr 

Depo- 
siten 

Jahr 

Depo- 
siten 

1847 

23,05 

1857 

18,94 

1867 

19.15 

1&48 

iS,« 

1858 

19,68 

1868 

19.72 

1849 

22,70 

1869 

19,11 
21,85 

1869 

20,62 

1850 

22,74 

1860 

1870 

i.v77 

1851 

24,18 

1861 

22,80 

1871 

30.^8 

1852 

24,11 

1862 

25,40 

1872 

27.71 

1853 

24,02 

186S 

25,54 

1873 

39.01 

1854 

24,08 

1864 

22,34 

1874 

32.65 

18ÖÖ 

23,99 

1866 

20,10 

1875 

33,77 

1856 

20,76 

1866 

17,55 

Die  Depositen  bestanden  hauptsäclüich 
aus  Mündelgeldern ,  gerichtlichen  Hintei-- 
legungen  und  KapitaUen  von  Kirchen,  Stif- 
tungen etc.,  die  mit  2,  2V2  und  S'^  o  ver- 
zinslich waren.   Die  2prozentigen  (in  den 
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letzten  Jahren  6 — 7  Millionen  ^  früher  2 — 4 
Millionen  Thaler)  waren  meistens  tfiglich 
rückzahlbar.  Unvemnsliche  Depositen  (aus- 
sethalb  des  Giroverkehrs  und  gej^n  be- 
sondere Baokobligationen),  welche  die  Bank 
überhaupt  erst  seit  1846  annehmen  durfte, 
kommen  anhngs  nur  in  unbedeutenden  Be- 
trägen vor.  Nur  ausnahmsweise  erreichten 
sie  Ende  1871  die  Höhe  von  2019597  und 
1873  die  von  936  500  Thh-n.  Sie  sind  in 
den  obigen  Summen  mit  einb^riffen.  Da- 
gegen bilden  die  Guthaben  der  Behörden 
ima  der  Girokunden  besondere  Passivposten 
der  Baxik.  Die  eigentlichen  Giroguthaben 
bdiefen  sich  Ins  1870  durchschnittlich  nur 
auf  250-  bis  500000  Thlr^  ausserdem  aber 
es  (seit  1842,  statt  der  1838  einge- 
führten Giroquittungen)  von  der  Bank  accep- 
ti£zte  Giroanweisungen  mit  sechsmonatlicher 
Umlanfezeit.  deren  durchschnittlicher  Be- 


stand 1—2  Millionen  Thaler  betrug.  Seit 
1870  verschwinden  diese,  und  es  tritt  jetzt 
ein  bedeutendes  Anschwellen  der  Oiro- 
guthaben  ein.  Dieselben  beliefen  sich  Ende 
1870  auf  13317lThlr„  1871  auf  10859313 
TWr.,  1872  auf  31504  284  Thlr.,  1873  auf 
81003661  Thlv.,  1874  auf  13484477  Thlr., 
1875  auf  6330000  Thlr.  Die  eigentlidie 
Entwickehmg  des  neueren  Giroverkehrs 
fällt  jedoch  erst  in  die  Periode  der  Eeichs- 
bank.  Bis  1870  betrug  die  Summe  der 
jährlichen  Gutschriften  nur  30—40  Millionen 
Thaler;  1870  stieg  sie  auf  69,38,  1871  auf 
127,23,  1872  auf  364,77,  1873  auf  561,42 
Millionen  Thaler,  sank  dann  aber  1874  wie- 
der auf  174,53  MiUioneo. 

5)  Betrag  der  Wechselbestände  und  Lom- 
bardforderungen  der  Preussischen  Bank  am 
Ende  des  Jahi-cs  in  Millionen  Thalem : 


1  'S 

Ü  1— ( 

i  "^ ' 

. 

■ö  g-3 

Jahr 

'S  i  £ 

S  V  V 
S  f  an 

Mi  OS  J3 

"Öd  *  « 

1    S  « 

Jahr 

.  "« 

a  tj 

ö  S  E 

a  in  m 

E  2  J 

II 

"  & 

a  = 

1-4  t: 

—  0) 

a  3 

0  s 

184? 

15,70 

3,96 

0,13 

1 1,22 

I861J 

33,90 

25,42 

0,64 

1,86 

6,06 

1848 

9,06 

1.58 

0,18 

14,20 

1863 

42,81 

31,12 

0,81 

1,96 

8,28 

1649 

7,68 

2,39 

0,47 

10,76 

1864 

37,34 

25,55 

2,94 

2,25 

10,50 

1850 

7,21 

4,59 

0,66 

0,83 
0,69 

'0,S3 

1865 

47,76 

32,99 

2,04 

2,24 

19,00* 

1851 

6.91 

4,19 

0,84 

9,77 

1866 

41,12 

25,81 

5,16 

3,35 

15,96* 

1852 

8;26 

6,oS 

1,32 

0,83 

9,72 

1867 

39,67 

27,03 

5,35 

2,46 

l8,2I* 

1853 

"',58 

8,8 1 

0,63 

1,04 

11.48 

1868 

40,81 

32,01 

7,03 

2,38 

23,07* 

1854 

13,70 

10,35 

0,78 

1,43 

8,88 

1869 

47,94 

41,89 

2,90 

2,37 

21,63* 

18&Ö 

20,25 

16,42 

0,14 

1,39 
1,85 

8,84 

1870 

53,31 

45,16 

2,10 

2,63 

28,22* 

1^ 

26,14 

17,78 

0,28 

10.15 

1871 

52,55 

59,88 

2,65 

6,60 

23,62* 
31,67* 

1857 

34,47 

24,12 

0,84 

2,19 

11,08 

1872 

80,22 

100,37 

2,96 

10,74 

1858 

36,32 

24,53 

0,40 

2,27 

12,07 

1873 

71.99 

97,46 

2,86 

35,13 

30,66* 

1859 

30,60 

19,78 

0,76 

2,02 

'2,05 

1874 

52,38 

68,96 

4,27 

22,67* 

1860 

27,84 

»9,78 

0,73 

1,82 

8,721 

1875 

63,10 

90,84 

1,76 

2,50 

18,18* 

1861 

27,72 

20,58 

0.95 

1,90 

7,20' 

2.  Die  übrigen  deutschen  Noten- 
banken 1851 — 1875.  Die  preussischen  Nor- 
mativbestimmungen vom  15.  November  1848 
liessen  die  Notenausgabe  von  scitcn  pri- 
vater Banken  nnr  in  sehr  engen  Grenzen 
zu.  Der  Gesamtbetrag  solcher  Noten  im 
"Staate  sollte  7  Millionen  Thalcr  nicht  tiber^ 
steigen.  Die  Eonzession  durfte  keiner 
Notenbank  auf  länger  als  10  Jahre  gewährt 
werden:  keine  durfte  mehr  als  1  Million 
Onmdkäpital  haben  und  für  mehr  als  den 
Betrag  ihres  Spitals  Noten  ausfertigen. 
Bs  waren  Noten  zu  10,  20,  50,  100  und 
200  Thlr.  gestattet,  die  beiden  ersteren  Ka- 
tegorieen  jedoch  nur  bis  zur  Höhe  von  je 
einem  Zehntel  des  Kapitals.  Ein  Drittel 
der  Noten  musste  in  bar,  ein  Drittel  in 
/liskontierten  "Wechseln  gedeckt  sein,  aiis^icr- 
<lem  hafteten  die  Lombardforderungen  und 
alle  übrigen  Aktiven  für  die  Einlösung  der 


Noten.  Die  zu  diskontierenden  A^'echsel 
mussten  wenigstens  drei  gute  Unterschriften 
tragen  und  durften  höchstens  noch  drei 
Monate  Umlaufzeit  haben.  Die  Lombard- 
darlehen durften  nur  auf  drei  Monate  ge- 
währt werden.  Ausser  diesen  Geschäften 
war  den  Notenbanken  nur  noch  der  Handel 
mit  Münzen  und  edlen  Metallen,  der  An- 
kauf von  Wechseln  auf  das  Anhand,  die 
Besoi^^ng  der  Eiukassienmg  von  Wechseln, 
Anweisungen ,  Kechnuogcn  ete.  am  Sitze 
der  Bank  oder  im  Bereiche  ihrer  Agen- 
turen und  die  Annahme  unverzinslicher 
Kapitalien  ohne  Verbriefimg  gestattet.  Die 
Aonalime  verainsliclier  Deimsiten  war  den 
Privatnotenbanken  (mit  Ausnahme  der  schon 
1824  errichteten  Rittei-schaftlichea  Bank  in 
Pommern)  anfangs  untersagt  und  ■\vui\lo 
erst  bei  den  Statuteurovisiouen  von  1866 
und  1H67  gestattet.    Dass  tmter  solchen 


')  Nur  die  mit  *  bezeichneten  Lombardforderungen  beziehen  sich  auf  den  Stand  am  31. 
})ezember;  die  übrigen  Zahlen  dieser  Reihe  geben  den  jährlichen  Durchschnittsatand  an. 

Hsndwöiterlnich  der  Stafttswlssemichaftfla.  Zweit«  Auflage.  II.  14 
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Umständen  in  den  eitäteu  Jalireii  nach  Ei"- 
]ass  der  Nonnativbestirainun^n  mir  zwei 
Notenbanken  —  und  diese  von  bosondei-em 
€harakter  —  in  Preussen  gegnlndet  wurden, 
kann  nicht  auffallen.   Im  ganzen  gab  es 


deren  im  Jalire  1S71  ausser  der  Preussischcn 
Bank  im  frilheren  Staatsgebiet  nur  neun. 

1)  Hauptposten  der  Bilanzep.  der  deut- 
schen Zettelbankeu  (ausser  der  Preussischen) 
im  Jahre  1851  in  1000  Thlr. 


Bayr.  Hypo- ! 
theken-  und  j 
Wechselbank 

a 
m  £ 
«  DD  n 

■tj  OD  a 

£ 

0  » 

Ritterschaf  tlJ 
Privatbank  1 
in  Pommern 

Städtische 
Bank  in 
Breslau 

3 

OS  Ol 

31  <U 
OD 

Ii  a 

Privat-Dar- 
lehnsbank  zu' 
Lübeck 

Leipziger  ' 
Bank 

"VT 

II 

r 

w 

n 

Wechselbestände  .... 

875,2 

I  121,0 

3  515,3 

452,7 

2  234,3 

73,6 

I  005,1 

1  =;i,o 

Lombarddarlehen.   .   .  . 

2  668,8 

587,8 

i  772,1 

391,3 

649,4 

i8q,9 

933,9 

357,7 

47.7 

Laufende  rorderungeii 

166,5 

497,6 

807,9 

112,3 

163,1 

29,9 

343,5 

I  058,1 

666.3 

57,8 

209,8 

98,4 

442,7 

Barvorrat  

I  819,6 

I  6zi,8 

43,3 

333,3 

705,4 

65,8 

3  980,4 

117,1 

iS6,i 

Notenumlauf  

3642,9 

I  000,0 

1  000,0 

800,0 

2  354,0 

242,4 

4  582,0 

190,0 

165,0 

Depositen  

I  116,2 

3  «00,3 

36,0 

446,7 

0,5 

32.5 

339.5 

Giro-  und  Kontokorr.-Saldi 

64,  > 

1 710,9 

988,3 

68,8 

2,0 

Eingezahltes  Kapital  .  , 

857M 

I  000,0 

I  534,5 

I  000,0 

1 500,0 

25.0 

1  ^OOjO 

500,0 

550,0 

586,3 

75," 

21,8 

16,9 

150,0 

0,3 

0,4 

Die  ninden  Zahlen  des  Notcntimlaufs 
der  drei  preussischen  Banken  stellen  ohne 
Zweifel  nicht  die  Summe  der  wirklich  im 
Verkehr  beflndlichen,  sondern  die  der  über- 
haupt ausgefertigten  Koten  dar;  die- 
jenigen, welche  die  Bank  noch  selbst  in 
Händen  hat,  sind  dann  im  Kasaenvoi-rat  mit 
eingerechnet.  In  den  Bilanzen  der  Leipziger, 
Dessaner,  Bostocker  und  Lübecker  Rank 
sind  die  Beträge  der  vorrfttigen  eigenen 
Noten  angegeben,  und  diese  sind  in  der 
obigen  Ueb^«icht  ztu-  Feststellung  des  wirk- 
lichen Umlaufe  von  den  Summen  der  aus- 
gefertigten (bezw.  7,6  Mill.,  2,5  iiill.,  0,5 
MiU.  und  0,32  5Iill.)  abgezogen.  Der  Haupt- 
teil der  Aktiva  der  Bayerischen  Hypotheken- 
«nd  "Wechselbank  bestand  aus  Hyjxithekar- 
forderuogen  im  Betrage  von  8729  854  Thli-. 
Auch  die  ^ Landständische  Bank  zu  Bautzen« 
(durch  ein  G.  v.  August  1844  bestätigt) 
ist  hauptsächlich  HypoÜiekenbank  imd  sie 
hatte  Ende  1851  Hypothekenfordeningen  ira 
Betrage  von  862  öl5  Thk.  envorben.  Das 
Recht  der  Notenausgabe  bis  zur  Höhe  von 
.5iX)000  Tlilrn.  wurae  ihr  erst  durch  eine 
V.  v.  17.  April  1850  gewäiirt  und  später 
bis  auf  eine  Million  Thaler  ausgedehnt  In 


den  Jahren  1853 — f)?  entwickelte  sic-h  in 
Deutschluid  eine  bis  dahin  nicht  gekannte 
Gründui^thätigkeit,  die  sich  besonders 
auch  der  Erricntimg  von  Notenbanken  in 
deutschen  Kleinstaaten  zuwandte.  Letzteixi 
erteilten  mit  unbeschränkter  Ausnatsung 
ihrer  SouveränitStsi'echtG  Eonzesüonen  zur 
Notenausgabe  auf  90  oder  100  Jahre,  die 
neuen  Banken  aber  waren  natfirlicli  von 
TOmherein  darauf  angewiesen,  ihre  Noten 
ausserhalb  ihres  kleinen  Konzessionsgebietes 
zu  vertreiben.  Zur  Abwehr  wiui3e  in  Preus- 
sen das  G.  V.  14.  Mai  1855  erlassen,  weldies 
fremde  Banknoten  sowohl  wie  fremdes  Pa- 
piergeld in  Stücken  von  weniger  als  10  Thlr. 
als  Zahlungsmittel  ausschloss.  Aehnliche 
Verordnungen  erfolgten  noch  in  demselben 
Jahre  in  Sachsen  und  Bayern;  Baden  ver- 
bot alle  auswärtigen  Banknoten  ausser  den 
preussischcn,  bayerischen,  nassauiselien  luid 
Frankfurtern. 

2)  Ueber  die  allgemeinen  Geschäft  svor- 
hältnisse  der  älteren  wie  der  in  jener  Pe- 
riode und  später  entstandenen  Zettelbankeu 
am  Ende  der  Jahre  1861  und  1871  giobt 
die  folgende  Tabelle  Auskunft.  (Die  Sum- 
men in  Millionen  Thaler.) 


Depo 
Girc 
habei 
1861 

siten, 
gut- 
n  etc. 
1871 

No 
nni 

1861 

ten- 
ilaaf 

1871 

Kat 
bes 

1861 

isen- 
tand 

1871 

Wec 
bes 

1861 

hsel- 
tand 

1871 

LoiD 
foi 
run 
1861 

bard- 
de- 
gen 
1871 

E£fe 
1861 

kten 
1871 

Berliner  Kassenverein  .  . 
Breslauer  Bank  .... 
Danziger  Bank  .... 
Ritterschaf  tl.  Bank  in  Pujii- 
mem  (Stettm)  .... 
Königsberger  Bank  .   .  . 

2,28 
0,24 
0,82 

3,lS 
0,42 

11,90 
1,08 
1,40 

1,54 
0,01 

0,74 
i,o* 

0,95 

0,97 
0,99 

0,72 
0,96 
0,95 

0,91 
0,18 

1,46 

0,35* 

0,43 

0,56 
0,37 

7,96 
0,38 
0,37 

0,48 
0,07 

",52 
0,66 

1,99 

3,05 
1,52 

2,55 
1,80 
2,67 

3,18 
0,19 

0,77 
0,48 
0,36 

o,5S 
0,57 

3,08 
1,16 
0,38 

0,54 
1,01 

0,00 
0,67 
0,03 

0,48 
0,00 

0,02 
0,03 
o/>4 

0,02 
0,13 
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Depositen 
Girognt- 
haben  etc. 

Noten- 
umlauf 

Kas-fien- 
bestancl 

Wechsel- 
bestaud 

Lombard- 
forde- 
mngen 

Effekten 

IfiAl 

1ft7l 
101 1 

lODl 

1H71 

lOOi 

18611 1871 

lODl 

I  101 J 

lOuJ 

lOTl 

I*os«ner  Bank  

0,14 

0,17 

i,o* 

0,90 

0,34* 

0,35 

1,64 

1  1,53 

0,21 

1 

0,40 

— 

0,01 

iiürlitzer  Bank  .... 



0,93 

— 

0,97 

— 

0,36 

■  1,88 

— 

0,03 

— 

0,14 

Magdeburger  Bank  .    .  . 

0,45 

0^9 

0,82 

0,32 

0,47 

1,83 

1,63 

0,21 

0,31 

— 

—  1 

Kölner  Bank  

0,56 

1,43 

0,95 

i,o* 

0,43 

0,36 

2,00 

2,77 

0,14 

0,21 

— 



HaunoTersche  Bank  .   .  . 

0,67 

1,58 

',13 

3,55 

0,65 

',3' 

2,91 

2,92 

— 

0,59 

0,46 

— 

Nassanische  Bank    .   .  . 

»,51 

— 

0,37 

— 

0,50 

— 

0,05 

0,11 

— 

2,84 

— 

Homborger  Bank.   .   .  . 
Bajerisdie  Hyitotheken-  n. 
wechflelbank  .... 

0,14 

0,I2 

0,04 

0,29 

0,02 

0,11 

0,03 

0,20 

0,04 

0,05 

0,31 

0.35 

5,53 

2,80 

4,6* 

6,9* 

2,57* 

3,60* 

3,77 

3,98 

2,94 

4,98 

2,56 

1,45 

Leipzisrer  Bank  .... 

0,00 

0,86 

5,03 

4,80 

3,80 

2,52 

2,34 

4,17 

0,84 

1,84 

0,53 

0,22 

Leipziger  Kassenverem 

■ — 

0,50 

— 

i,o* 

— 

0^0* 

i  0,80 

— 

? 

— 

? 

Sächsische  Bank  .... 

— 

3,75 

— 

20,25 

11,19 

— 

11,24 

— 

4,14 

— 

0,68 

Bantzener  Bank  .... 

2,83 

— 

i,o* 

i,o* 

0,75* 

0,35* 

— 

0,34 

? 

',36 

r 

Wörttembergische  Bank  . 

— 

(0,") 

— 

(2,77) 

— 

{1,02) 

— 

(3,03) 

— 

(0,75) 

— 

— 

Kadische  Bank  .... 

— 

0,44 

— 

6,50 

— 

3,14 

— 

8,69 

— 

1,28 

— 

0,71 

Bank  für  Söddeutschland . 

0,03 

0,54 

0,42 

6,91 

0,15 

2,52 

0,53 

7,69 

0,59 

0,87 

1,49 

1,12 

Rostocker  Bank  .... 

'.05 

',35 

0,99 

1,25* 

0,46 

0,57 

0,40 

0,66 

1,29 

2,46 

0,46 

0,48 

fHdenburger  Bank   .   .  . 

1,53 

2,0* 

— 

0,86* 

1,75 

0,04 

0,53 

Weimaiische  Bank  .   .  . 

0,87 

2,94 

2> 

3,06 

1,14* 

1,42 

2,85 

3,26 

0,75 

'■'5 

1,00 

i,oS 

Meinlnger  Bank  .... 

0,77 

9,83 

0,20 

5,0* 

0,24 

3,39* 

',33 

7,99 

0,86 

0,94 

0,04 

0,64. 

0,56 

1,34 

1,32 

1,80 

0,45 

1,08 

1,84 

»,96 

0^3 

0,36 

0,02 

Brannschweiger  Bank  .  . 

0,00 

2,07 

1,01 

4,49 

0,33 

''^^ 

0,52 

4,76 

0,69 

1.19 

1,64 

Dessaner  Bank  .... 

0,03 

0,61 

0,06 

1,0* 

0,07 

0,30* 

0,11 

I,OI 

0,01 

0,06 

0,18 

0,01 

Creraer  Bank  

0,04 

',35 

1,42 

2,93 

0,53 

1,07 

',41 

2,98 

0,51 

0,63 

0,68 

0,1 1 

Hank  zn  Sondershauseu 

0,32 

1,58 

0,01 

0,02 

0,82* 

0,36 

2,43 

0,05 

0,10 

0,21 

Bnckebnrger  Bank  .   .  . 

0,06 

? 

0,07 

3,o* 

0,02 

',0* 

0,05 

2,00 

0,04 

? 

0,01 

T 

Frankfurter  Bank    .   .  . 

3,54 

9,98 

9,86 

15,04 

7,38 

15,00 

8,08 

11,91 

2,60 

2,78 

1,23 

0,78 

Bremer  Bank  

3,63 

6,90 

l,6i 

5,52 

',»3 

5,02 

6,39 

10,83 

1,0g 

6,42 

0,87 

0,26 

Lübecker  Privatbank  .  . 

0,21 

'.35 

0.47 

0,68 

0,14 

0,22 

0,48 

o,Si 

0,37 

0,59 

0,10 

0,06 

Lfibecker  KonuB.-Bank.  . 

1,27 

0,79 

0,34 

1,34 

0,53 

0,14 

Luxemburger  Bank  .  .  . 

0,20 

2,21 

0,03 

2,01 

0,03 

0,83 

1 

0,23 

2,95  1 

0,11 

1,53 

1,03 

Kontokorrent- 

4:1 

Aktiva  (A)  und 
Grundstücke  B 

(ID  '■S  ■ 

Dividenden 

in  Prozoit 

1861 

1871 

fi 

A 

B 

A  +  B 

a 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

Berl.  Kftssenverein 

0,34 

0,09 

0,39 

8,25 

9,80 

11,50 

12,00 

12,4c 

29.30 

29,00 

19,20 

17,70 

Danziger  Bank 

0,07 

0,03 

0,19 

6,04 

5,50 

6,50 

6,33 

7,00 

7,00 

7,75 

6,00 

7,00 

Hitterschaftl.  Bank 

in  Pommern  .  . 

0,96 

0,03 

0,44 

5,88 

5,00 

5,40 

6,50 

6,50 

8,33 

9,00 

9,16 

9,50 

Posener  Bank  .  . 

0,03 

0,02 

0,05 

5,77 

6,10 

6,40 

7,25 

6,80 

6,50 

7,66 

6,00 

2,50 

Kölner  Bank    .  . 

0,11 

0,03 

0,39 

5,22 

5,40 

6,00 

7,00 

6,40 

6,40 

7,50 

6,50 

6,66 

Magdeburger  Bank 

0,01 

0,09 

4,60 

4,40 

5,50 

6,10 

5,80 

5,75 

6,33 

5,50 

5,50 

Hannover  scheBank 

3,32 

0,13 

4,32 

4,84 

4,60 

5,60 

5,20 

5,40 

6,60 

7,60 

6,67 

6,47 

Frankfurter  Bank 

0,34 

0,06 

0,61 

6,52 

5,70 

6,30 

7,00 

8,20 

9,90 

io,oo 

8,17 

9,33 

Hombnrger  Bank 

0,37 

0,02 

0,3' 

5,00 

5,28 

5,04 

6,52 

7,96 

6,12 

? 

6,16 

Baver.  Hypothek,  n. 

Wechselbank  .  . 

0,19 

— 

8,43 

4,45 

5,90 

5,00 

5,50 

5,87 

6,25 

6,48 

6,44 

Die  mit  *  bezeichneten  Angaben  des  Kotennmlaufs  beziehen  sich  anf  die  ausgefertigte 
Smnme,  und  der  entsprechende  Kassenbeatand  schUesst  dann  die  noch  in  den  Händen  der  Baidc 
befindlichen  Noten  ein. 

Die  Zahlen  unter  der  Bnbrik  1871  A  -f-  B  (nach  Ad.  Wagner)  umfassen  nicht  nnr  die 
Kontokorrentguthaben  und  Grundstücke,  sondern  auch  die  etwaigen  sonsticren  Aktiva.  Bei  der 
Bayerischen  Hypotheken-  und  Wechselbank  sind  die  Grundstücke  mit  den  Hypotheken  vereinigt, 
ond  daher  ist  der  Posten  B  auch  schon  für  1861  hier  ganz  weggelassen  worden. 

Die  eingeklammerten  Zahlen  für  die  Württembergische  Bank  beziehen  sich  nicht  auf 
Ende  1871,  sondern  anf  den  31.  U&rz  1872,  da  diese  Bank  erst  im  Jahre  1871  gegründet 
worden  i«t. 
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Koutokorrent- 
Aktiva  (A)  und 
Grundstücke  (B) 

1861       1 1871 

A    1     B    |a  +  B 

Ii 

18()H 

1869 

Di  rillenden 

1870 1 1871 

!n  Prozent 

18721  187,^ 

1874 

1875 

Leipziger  Bauk 

0,06 

7,10 

5,06 

6.90 

8,60 

8.28 

10,40 

Q.^O 

7,50 

6,60 

Leipzig-.  Kassenver. 

I  51 

6,70 

ji  > 

0,00 

6,25 

7.Q0 

1 , 

7,20 

0,00 

^ächsiBche  Bank  . 

8,20 

7,85 

9.00 

Q  00 

10,00 

12,00 

12.00 

10,50 

10,00 

Württemoerg.B«nk 

~" — 

^.00 

<;,86 

7,00 

6,33 

Badische  Bank.  . 

5.00 

6,00 

7,00 

6,33 

5.75 

Bank  f.  SQaaentscnl. 

0,09 

0,03 

3,04 

6,52 

6,00 

7,00 

0.7^ 

0,00 

7,00 

7,30 

6,50 

5.aS 

Koatocker  Bank 

0,51 

0,02 

0,11 

0,34 

6,40 

0,50 

6,50 

7,50 

7,50 

6,50 

4,00 

4,00 

Oldenbnrger  Bank 

0,57 

— 

'  

6>75 

I  1,2^ 

15,62 

'8,75 

11,12 

",50 

1 1,66 

Weimarische  Bank 

2,83 

0,04 

4,27 

5,24 

4,50 

2,16 

5,50 

7,00 

8.00 

5,00 

5,25 

— T 

Meininger  Bank  . 

2,29 

0,02 

»3,73 

7,26 

8,50 

10,00 

10,00 

12,00 

12,00 

5,00 

4,00 

3,00 

Oothaer  Bank  .  . 

0,66 

0,01 

0,04 

5,54 

5.75 

7,25 

8,00 

8.75 

8.75 

8,00 

7,00 

6,00 

Braunachw.  Bank. 

o.n 

2,76 

4,74 

7,00 

7,50 

8,50 

8,50 

8,66 

9,00 

7,50 

6,66 

Dessauer  Bank 

1,61 

0,02 

1,38 

5,>9 

4,00 

7,00 

9,00 

'2,5° 

14,00 

»0,5a 

9,50 

10,00 

Geraer  Bank    .  . 

0,83 

0,06 

2,26 

6,44 

4,87 

6,50 

8,12 

12,00 

13,00 

8.50 

8,00 

6,00 

Bank  zu  Sondersh. 

0,59 

0,02 

4,50 

4,00 

4,00 

5,00 

9,00 

14,00 

8,00 

6,00 

5,00 

Bttckebnrger  Bank 

0,30 

0,01 

0,48 

7,14 

8.00 

10,00 

10,66 

12,00 

10,00 

8,00 

9,50 

8,66 

Bremer  Kink  .  . 

0,16 

0,02 

0,34 

6,0 1 

5,25 

6,00 

5,60 

7ioo 

6,14 

7,70 

6,25 

7,10 

LflheckerPriv.-Bank 

0,02 

0,18 

6,19 

5,70 

8,00 

9,00 

8,34 

10,00 

10,00 

9,00 

io,oo 

L&becker  Komm.-B. 

0,62 

4,56 

6,12 

7,00 

5,00 

7,75 

8,50 

5,00 

6,00 

5.50 

Luxemburger  Bank 

0,33 

0,03 

3,93 

7,67 

10,00 

12,00 

10,00 

12.00 

■ 

12,00 

8,50 

9,00 

6,50 

Eioe  eigen  tümlidio  Stellung  nahm  die 
Chemnitzer  Stadtbauk  ein,  die  durch  einen 
königl.  Erlass  v.  9.  August  1848,  anfangs 
nur  auf  drei  Jahre,  konzessioniert  wurde 
und  das  Recht  erhielt,  unter  Gai-antie  der 
Stadt  Chemnitz,  300000  Thlr.  in  Kredit 
scheinen  zu  1  Tlilr.  auszugeben.  Diese 
Scheine  hatten  melir  den  Charakter  von 
Papiergeld  als  tod  Banknoten,  und  dalier 


%*urde  die  Bank  vor  1875  meistens  nicht 
zu  den  Zettelbankeu  gerechnet,  nach  dem 
Beichshankgesetz  aber,  das  ihr  ein  steuer- 
freies Notenkontingent  von  441 000  M.  bewil- 
ligte, gehörte  sie  zweifellos  zu  den  PriTOt- 
notenbanken. 

3.  Die  Keichsbank  seit  1876.  1)  Ueber- 
sicht  der  Öeschäftseraebnisse  der  Reichs- 
bank in  Millionen  Alane: 


Jahr 

Gesamt- 
umsätze 

An 

Platz- 
wechseln 

ikäufe  von 

Versandt- 
wechseln 

ausl. 

Wech- 
seln 

Lom- 
bard- 
dar- 
lehen 

Gold- 
an- 
käufe 

Giro- 
um- 
sätze 

Zah- 
Inngen 
fllr  Reich 

und 
Bundes- 

Ver- 
wal- 
tungs- 
kosten 

Zu- 
gang 
zum 
Re- 
serve- 

Divi- 
dendv 
7« 

staaten 

fonds 

1876 

36  685 

1  107,2 

3015,7 

17,6 

467,2 

46,4 

16  711 

2071 

5,40 

0,98 

1877 

47  542 

1  128,4 

2  695,2 

18,7 

492,8 

177,2 

27  022 

2  149 

5,65 

1,07 

6,29 

1878 

44  255 

1  066,5 

2  289,4 

40,3 

525,8 

97,7 

27  292 

I  9^^ 

5,44 

1.08 

6,30 

1879 

47  459 

I  054,7 

2  314,8 

39,3 

628,4 
839.7 

84,0 

30410 

>  553 

5,33 

0,30 

5 

1880 

52  194 

1034,1 

2  450,7 

57,4 

46,2 

35  234 

I  372 

5,40 

0,90 

6 

1881 

56336 

I  082,1 

2  579,7 

^6,6 

I  046,6 

47,1 

37  459 

1  824 

5,44 

1,30 

6% 

1882 

56006 

I  164,8 

2835.9 

42,8 

900,9 

110,9 

36  190 

1  818 

5,51 

i,S3 

7,05 

1883 

62  620 

1  101,9 

2  698,3 

45,8 

704,2 

55,9 

43  794 

I  890 

5,80 

1,05 

6,2? 

1884 

71  591 

1  194,9 

2  585,0 

43,6 

765,2 

13.5 

52  638 

2  256 

5,92 

1,05 

6,25 

1885 

73  199 

1  146,6 

2412,7 

77,3 

740,0 

129,7 

53  847 

2807 

6,03 

1,04 

6,24 

1886 

76  565 

I  177,0 

2  382,2 

105.2 

775,8 

130,3 

57  230 

2  669 

6,11 

0,47 

5,29 

1887 

79  839 

I  252,2 

2  701,2 

66,6 

690,3 

172,3 

58843 

2944 

6,28 

1,02 

6,20 

1888 

84338 

1  268,9 
I  605,0 

2  649,2 

54,8 

709,6 

235,9 

63  82  s 
75  676 

3079 

6,49 

0,54 

5,20 

1889 

99709 

3031,3 

61,6 

I  045,5 

12,1 

3350 

6,80 

1,50 

7 

1890 

lo8  595 

1  847,5 

3  578,0 

64,0 

1  315,2 

88,0 

79750 

4055 

7,43 

3,07 

8,8! 

1891 

X09933 

1  837,0 

3  576,8 

78,3 

I  208,1 

176,5 

81  013 

4  211 

7,81 

i,oo 

7,55 

1892 

104489 

1  768,0 

3  057,5 

68,t; 
67,2 

907,0 

6i,5 

78215 

4396 

8,31 

6,38 

1893 

110  942 

1  992,7 

3367,1 

I  054,4 

137,0 

82  363 

4421 

8,65 

7,53 

1894 

1 10  784 

1  790,6 

2  939,6 

52,7 

825,0 

241,1 

84  450 

4  194 

9,07 
9,69 

6,26 

1895 

121 313 

2  022,2 

3  144,1 

54,0 

I  1 10,9 

55,3 

93  698 

4233 

5,88 

1896 

131499 

2  49ij3 

3  743,0 

54,4 

I  428,2 

62,0 

98  249 

II  558 

9,53 

7,50 

1897 

142  III 

2569,2 

4037,8 

54,1 

I  553,0 

124,0 

103903 

*5  155 

10,26 

7,9» 
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Die  Umsatzziffern  des  Giroverkehrs  uni- 1 
fassen  die  fjnnahmen  vic  die  Ausgaben  | 
auf  Girokonto.  , 

2)  Durchschnittlicher  Bestand  des  Metall- 
voiratSf  des  Notenumlaufs,  der  Girogutha>)en, 
der  LombadrddarieheD  und  der  angekauften 
in-  lind  ausländLschen  'Wechsel  in  Millionen 
MariE. 


JaliT 

Torrat 

^Otßn- 
uinlanf 

Sonstige 
stets  m\. 
Verbindl. 

Lombard-  Wech 
darlehen  sei 

1876 

510,6 

684.9 

218,8 

51,0 

402,9 

1877 

694,9 

177.6 

49.  ^ 

164,  Q 

1878 

622,6 
667  8 

52,5 

340,9 

1879 

IQQ  0 

53,0 

328,4 

1880 

56», 7 

755,8 
764,2 

185,5 

62,7 

357,2 
360,5 

1881 

556,1 

181,1 

73,7 

1882 

547,3 

771,3 

171,7 

67,4 

386,7 

1883 

600,1 

759,9 

204,0 

53,8 

381,5 

1884 

59", 7 

732,9 

223.0 

49,2 

410,8 

1885 

586,1 

727,4 

235,6 

52,5 

372,8 

1886 

693.» 

802,2 

284,6 

50,1 

397,1 

1887 

77M 

860,6 

352,3 

5»,i 

443.7 

1888 

903.4 

933,0 

381,8 

S2,0 
69,9 

430,9 

1889 

871,6 

987,3 

385-5 

5'o,3 

1890 

801,0 

983,9 

361,5 
464,1 

89,4 

534,1 

1891 

893,8 

971,7 
984,7 

99,0 

525,8 

1892 

942,1 

5H,9 

97,6 

541,7 

1893 

841,7 

984,8 

452,4 

93,8 

581,8 

1894 

934,3 

1000,4 

492,3 

83,2 

547,5 

1^ 

1011,8 

1095,6 

499,5 

573,9 
646,3 

1896 

892,0 

1083,5 

484,3 

106,0 

1897 

871,5 

'085,7 

47", 4 

108,3 

644,8 

Etwa  z-wei  Drittel  der  stets  fälligen  Ver- 
bindlichkeiten bestehen  ans  Giroguthaben 
<ter  Bankkunden.  Dieselben  beliefen  sich 
durchschnittlich  mit  Ausschluss  derjenigen 
der  Beichs-  und  Staatskassen  1H95  auf  290,0 
Millionen,  1896  auf  239,0  Millionen  und  1897 
auf  235,4  Millionen  Mark.  In  dem  letzteren 
Jahre  war  der  höchste  Stand  290,2  MiUionen, 
der  niedrigste  199,4  Millionen. 

Bei  der  Berechnung  der  steuerfreien 
Notenreserve  werden  bekanntlich  die  Reichs- 
kassenscheine und  die  Noten  anderer  Banken 
mit  zum  Barvorrat  gezählt.  Der  durch- 
schnittlidie  Eassenbestwd  an  ersteren  belief 
sich  1880  auf  42,2  Millionen,  an  letzteren 
auf  25,4  Millionen  )Iark,  beide  Summen 
aber  n^imen  in  der  Folgezeit  ziemlich  stetig 
ab,  und  die  entsprechenden  Zahlen  betrugen 
1897  nur  22,1  und  11,8  Millionen  Mark.  Die 
für  die  Beurteilung  der  I^age  der  Bank  sehr 
widitige  Veröffentlichung  der  Zusammen- 
setzung d^  MetaÜTorrats  aus  Gold-  und 
Silber  findet  eist  seit  1894  statt.  Es  waren 
v<nfaaiiden  am  31.  Dezember  an  Hillionen  Mark 

1894  1895  1896  1897 
Deutsche  GoldmQnzen  292,0  200,9  217,0  263,2 
Sonstiges  Gold  422,4  57o,o  314,4  304,9 

Zusammen  Gold  714,4  570.9  53i,4  568,1 
Thaler  214,3  204,2  195,6  189,4 

Schnaemfiiuen  85,8    77,9    77,6  69,1 

Der  Metallvorrat  erreichte  seinen  h^iclisten 
Stand  am  15.  Februar  1895  mit  1112,1  Mil- 


I  lionen  Mark.  Jedoch  war  er  ain  31.  De- 
zember desselben  Jahres  wieder  auf  853,1 
I  Millionen  gesunken.  Im  Jahre  1896  schwankte 
er  zwischen  804,2  Millionen  (am  7.  Oktober) 
und  965,0  Milüoueii  (23.  Februar),  1897 
zwischen  748,2  Millionen  (7.  Oktober)  und 
940,8  Millionen  (23.  Juni).  Der  Noten- 
umlauf bewegte  sich  1895  zwischen  968,2 
Millionen  (23.  Februar)  und  132U.1  Millionen 
(31.  Dezember),  1896  zwischen  973,5  Milli- 
onen (23.  Februar)  nnd  1257,9  Millionen 
(31.  Dezember)  nnd  1897  zwischen  948,4 
Millionen  und  1320,0Millionen(31.Dezember). 
Am  31.  Dezember  1898  stand  er  auf  1356,4 
Millionen  bei  einem  MetaUrorrat  Ton  807,4 
Millionen  und  einem  Barronat  von  839,6 
Millionen.  —  Wiederholt  ist  der  Notenxmi- 
lauf  miter  dem  Metallvorrat  geblieben :  so  vom 
7.  Mai  bis  zum  23.  Juni  1888  (höchster  MetaU- 
nberschuss  137,2  MiUionen),  am  1.  März  1389 
um  53,9  Millionen,  v.  23.  Januar  bis  23. 
Mära  1895  (höchster  Metallfiberscliuss  U2,5 
Millionen). 

Das  steuerfreie  Notenkontigeut,  lu^iprüng- 
lich  250  Millionen  Mark,  wurde  dimäi  Zu- 
rücktreten von  14  Privatbanken  schon  im 
Jahre  1876auf  272  720000  M.  erhölit ;  im  Jahre 
1877  stieg  es  auf  273875000  M.,  1886  auf 
274834000  M.,  1887  auf  276085000,  1889 
auf  286585000,  1891  auf  292117000  und 
1894  auf  293400000  M.  Das  Kontigent  ist 
häufig  überschritten  worden-  zuerst  am  31. 
Dezember  1 881  um  26,1  Millionen  Mark 
(Steuer  27179  M.),  dann  am  30.  Septem- 
ber und  7.  Oktober  1882  lun  19,2  bezw. 
12,2  MiUionen  5Iark  (Steuer  32718  M.),  am 
31.  Dezember  1884  um  32,7  Millionen  Mark 
(Steuer  34040  M.),  am  7.  Januar  1885  um 
2,6  Milhonen  Mark  (Steuer  2724  M.),  am 
31.  Dezember  1886  um  34,2  Slillionen  Mark 
(Steuer  35585  M.),  am  30.  September  1889 
um  71,8  Millionen,  am  7.  Oktober  um  4,5,2 
Millionen,  am  31.  Dezember  1889  um  109,5 
SlUhoneu  Mark  (Steuer  235966  M.).  Am  7. 
Februar  1890  betrug  die  Uebei-schreiümg 
noch  50,4  Millionen;  vom  7.  Oktober  bis 
zum  31.  Oktober  bew^e  äe  sich  von  104,2 
bis  18,9  Millionen  imd  am  31.  Dez«nber  er^ 
schien  sie  nochmals  mit  26,2  Millionen.  Die 
Steuer  belief  sich  in  (liesem  Jahr  auf 
338628  M.  1891  nnd  1892  fand. keine 
Ueberschreitung  statt :  1893  betrug  sie  am 
30.  September  38,5  Millionen  Mark  (Steuer 
40 123  M.),  1894  wieder  0,  1895  am  30.  Sep- 
tember 46,1  Millionen,  am  7.  Oktober  20,7 
Millionen,  am  31.  Dezember  148,3  Millionen 
(Steuer  224042  M.),  1896  am  7.  Januar  35,8 
Millionen,  am  31.  März  44,0  MiUionen,  am 
30.  Juni  34,3  MiUionen,  am  30.  September 
119,6  imiionen,  am  7.  Oktober  78,3  MiUionen, 
am  31.  Dezember  134,1  MÜlionen  (Steuer 
464  8f.ll  M.),  1897  am  7.  Januar  31,3  MiUionen, 
am  31.  Mära  12,2  MUlionen,  am  30.  Juni 
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28,2  Millionen;  am  ^^<).  September  liegann 
■wiederdieUeberschreiliingmit  205,8  Millionen 
und  dauerte  fort  bis  zum  7.  November,  an 
welchem  Tage  sie  noch  7,1  Millionen  Mark 
betrug;  nochmals  trat  sie  dann  am  Hl.  De- 
zember mit  172,8  Millionen  Mark  auf.  Die 
Steuer  erreichte  in  diesem  Jahr  den  früher 
unerhüi-ten  Beti"ag  von  767  91 G  M.  Auch 
im  Jahre  war  die  üet>crschi"eitung  des 
KonÜrigcnts  sehr  bedeutend  und  sie  behauptete 
sich  namentlich  im  November  »md  Dezember 
gegen  einen  Diskont  von  6  Prozent  mit 
grosser  Hartnäckigkeit.  Am  31.  Dez.  betrag  sie 
283  Millionen  Mark.  Das  Kontingent  wii-d 
also  in  den  letzten  Jalircn  immer  häufiger 
und  stäi'ker  überschritten,  was  geltend  ge- 
macht wird,  um  eine  Erhöhung  desselben 
zu  i-echtfertigen,  indem  man  sich  ziii^loich 
auf  die  ansserordentliclie  K::Uvii:Kelnng  der 
Produktion  und  des  Handels  in  Deutschland 
seit  1876  beruft  Indes  ist  diese  Entwicke- 
lung  an  sich  kein  Gnmd  zu  einer  Yer- 
grOssenrng  des  imgetleckten  Kotenumlanfs. 
der  in  England,  wie  schon  erwähnt,  gänz- 
licli  vei-schwunden  ist.  Vielmehr  hätte  man 
ei-^rarten  sollen,  das»  mit  dem  Okonomisclicn 
Fortschritt  auch  der  Goldvorrat  der  Rank 
sich  entsprechend  vermehrt  und  namentlich 
dass  das  (lieck-  und  Äbi-ochnungssystem 
nach  englischem  Musfer  eine  noch  gifissoi-e 
Ausdehnung  gewonnen  hätte.  In  Wirklichkeit 
bedeutet  die  Geldknaiipheit  in  Deutsclüand 
überhaupt  nicht  einen  Mangel  an  Umlanfs- 
mittelu,  sondern  an  flüssigem  Kapital,  und 
diesem  abzuhelfen  ist  niclit  die  Aufgabe  der 
Reiübsbank.  Die  Diskontändenmgen  Iiis 
zum  Ende  des  Jahres  181*7  giebt  die  folgende 
T^elwrsicht  an: 


Datnin 

0' 

Datum 

1876  3.  L 

6" 

1881  26.  Vin. 

19.  1. 

5 

ö.  X. 

4.  II. 

4 

2({.  xr. 

18.  V. 

3V. 

1882   1.  II. 

11.  Vir. 

4 

18.  II. 

25.  X. 

4'"« 

a  III. 

1877   5.  I. 

4 

10  ni. 

11.  V. 

5 

8.  IX. 

16.  VI. 

4 

i8as  18.  T. 

12.  IX. 

5 

1885  10.  in. 

3.  X. 

5V. 

4.  IV. 

12.  XI. 

5 

11.  V. 

3.  XII. 

4Va 

188G  22.  1. 

1878  21.  I. 

4 

20.  II. 

29.  vm. 

5 

18.  X. 

n.  XII. 

4'.s 

29.  XI. 

1879  11.  I. 

4 

18.  xir. 

21.  HI. 

3 

1887  18.  I. 

13.  VIII. 

4 

11.  V. 

11.  X. 

4';-i 

1888  17.  IX. 

10.  XII. 

4 

ß.  XI r. 

1880  18.  VIII. 

5 

1889  12.  I. 

4  IX. 

5V. 

4.  II. 

6.  X. 

4.  IX. 

18.  X. 

k 

3.  X. 

9.  XI. 

4 

1800  21.  IT. 

4 


Datum 

0 

0 

Datum 

0- 

'  >> 

1890  28.  IX. 

5 

1894   5.  IL 

3 

10.  X. 

5'a 

18it5  11.  XI. 

4 

1891  12.  I. 

4 

1896  12.  II. 

3 

3.  II. 

3'ä 

7.  IX. 

4 

In.  V. 

4 

10.  X. 

5 

1892  11.  I. 

3 

1897  19.  I. 

4 

28.  X. 

4 

26.  II. 

3'* 

1893  17.  I. 

3 

30.  IV. 

3 

12.  V. 

4 

6.  IX. 

4 

11.  \in. 

5 

11.  X. 

5 

1894   9.  I. 

4 

Im  Jahre  1898  ging  der  Diskont  in  den 
ersten  Monaten  von  .">bis3''o  zurück,  dann 
stieg  er  wieder  auf  4"o,  am  H).  OktolH-T 
auf  ü".o,  am  9.  NovemlxT  auf  HV-j^'/o  und 
am  19.  November  auf  0  "o,  auf  welchem 
Satze  er  sich  bis  zum  17.  Januiir  18!*;» 
beliauptete.  Zum  eisten  Male  war  der  Di.-^- 
kont  in  dieser  Zeit  bei  l'ebei'schi'oitiuig  d>'s 
Kontingents  liülier  als  der  Pi-ozeutsatz  dor 
Steuer, 

Der  Ijombaiilzinsfuss  stand  bis  März  I 
fast  inuner  um  1 o  höher  als  der  M'ecli.'vl- 
diskont.  Dann  wurde  er  bei  Beleihung  vnn 
Reichs-  und  deutsehen  Staat.^schuldvei-sclu-ei- 
buugen  um  'i-^^o  herabgesetzt,  seit  dem  1. 
Juli  1S98  aber  ist  diese  l'ntei-si'heidung 
wie<.ler  woggefallen. 

j  3)  Bilanz  der  Reidisliank  am  31.  Df- 
I  zembor  ls9G  und  1m07  iu  Millionen  3[ark: 

I  189(i  1897 

Aktiva 

Gold  in  Barren  und  aiisl.  Münzen 


I    das  Pfnnd  fein  zu  1892  M.  .  314.39  304.S7 

Kursfähiges  dentsclies  (ifh\     .  490,22  522.611 

Heichskassoiischeine    ....  16.31  15.00 

Eigene  Banknoten   763.9S  892.63 

Xoten  anderer  Banken   .   .  .  9,50  m,oS 

Platzwechsel   419,00  407,^7 

Wechsel  auf  dent.sche  Plätze  .  369.51  358,8? 

Wechsel  a.  ausserdentschePlätze  2,55  2,41) 

Iiombardfordrgn.  auf  Kilehnetall  o.oi  o.oi 

„            „  Effekten  .  192.72  167.97 

„            „  Waren .    .  4.48  4,o"> 

Effekten   6.42  37.S1 

Kimtokorreutiriithabeii     .    .    .  6. 11  12.55 

Fällige,  unbt'z.  geblieb.  Wcrli«!']  0,05  0.05 

(irundstiicke   33.20  33,45 

■  Verschiedene  Aktiva  ....  74.2S  104,88 

Passiva 

(Grundkapital   120,00  120,00 

Reser^'efoiids  fvoll)   30^00  30,00 

Resf^rve  f.  zweifelh.  Fordeningen  0.92  0,60 

Iii  Betrieb  gegebene  Banknoten  2081,33  2270.64 

(iiro-  u.  Kontoküfrentgutbaiiea  448,15  430,99 

Depositen  (unverziiwlii-h)    .    .  0,49  0,52 

Noteustcuer   0,46  0,55 

Verschiedene  Pn.s»iva  ....  8,13  8,77 

Reingeiriuu  für  da.s  Kelch  .   .  8,41  9.90 

n        f.  d.  Auteilsiahaber  4,81  5,31 


Der  Saldo  der  Gewinnberechnung  belnif? 
im  Jalu-p  1S96  174()9232  M.,  im  Jahre  1897 
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19396832.  Davon  ging^u  3'  a^/o  des  Griintl-  j 
kapitals  (statt  der  ft-uhereii  4'  i'*.o\  also 
4Ä«)tiO<l  M.,  die  bereits  bezahlt  waren,  als 
Nonnaldiridende  für  die  Anteilseigner  ab. 
Der  Best  von  13209232  bezw.  ir)  190  832 
M  bildete  den  in  dor  Bilanz  angeführten 
ReingemnQ,  der  zwischen  dem  Reiche  und 
lien  AnteilseigDem  nach  den  Bestimmungen 
des  G.  V.  18.  Dezember  1889  zu  verteilen 
witr.  Zunächst  eriiielten  demnach  das  Reich 
Hiiti  ihe  Anteilseigner  jo  2V2",'o  des  Gnmd- 
kajHtals,  also  je  3CHX)0tX)  M.,  wodurch  die 
Dividende  auf  6"'o  gebracht  war.  Von  dem 
TVberschupse  im  Beh-age  von  7  2U9  232  bozw. 
9196832  M.  erhielten  die  Anteilseigner  noch 
«n  Viertel,  nämlich  1802:JilS  bezw.  2299  208 
.M.  (nebst  einem  kleinen  im  Vorjahre  unvertoilt 
fTf-blit^Iienen  Rfst),  das  Reich  alwjr  divi 
YierteL  also  54U6924  bezw.  6897  634  M. 
Im  ilhr^n  machen  wir  zu  diesen  Bilanzen 
ii'H:h  folf^nde  Bemerkungen: 

Der  Effektenbesitz  der  Baak  bestand  fast 
nur  aus  dkkontierten  Schatzanwcisungen. 
—  Von  den  au^cfflbrten  74,3  Millionen  und 
Il>4,!)  Millionen  an  »verschiedenen  Aktivent« 
l-fistanil  der  grCsstc  Teil,  nämlich  59,4  mid 
3Iillioneii,  aus  zum  Umlauf  nicht  melir 
g^igneten  nnd  deshalb  von  den  Kassenbe- , 
(•tünden  ali^resetzton  I^knoten,  also  mu>  aus 
einem  fiktiven  Wert,  der  durch  die  ent- 
.-(trpehende  Vorgrössenmg  der  Summe  der 
Mn  Betrieb  gegebenen«  (nicht  nur  der  wirk- 
lidi  undanfeuden)  Noten  auf  der  Passivseite 
ausgeglichen  wird.  —  Die  vei-zinslielien 
Dejxisiten,  die  bei  der  PrensKisehen  Bank 
pine  so  grosse  Rolle  spielten,  sind  aus  den 
Passivposten  der  Keichsbank  seit  1380  gänz- 
lich vei-schwunden.  —  Was  die  Stückelnng 
<1*T  Xoten  betrifft,  so  waren  am  31.  De- 
zember 1S97  40Hr(6lOOO  M.  in  Abschnitten 
vi^ii  lijiH»  M..  422 0(K)  M.  in  solchen  von  öooM. 
iin.l  91)9262(MH)  M.  in  solchen  von  lOo  M., 
ans.>enlem  1732425  M.  in  Thalemoten  im 
Tmlanf. 

4.  Die  Privatnotenbonkcn.    Von  den 

in  der  oben  aufgestellten  Tabelle  enthaltenen 
Zt'ttelbanken  ausser  der  Prenssischcn  Bank 
vi-rlor  die  Luxemburger  1807  ihren  Charakter 
als  einer  deutschen  Anstalt;  die  Noten  der 
N;uisauis«."rhen  Landesbank,  eines  reinen 
Staat sinstituts,  wurden  von  Preussen  durt^li 
'i.  V.  29.  Februar  1868  als  Staatsiiapiergi^ld  ■■ 
filienioramen  «ml  die  Bank  iu  eine  kommu-  > 
nalständischo  Kreditanstalt  verwandelt.  Die 
Königsberger  Privatbank  hat  1871  freiwillig 
liquidiert,  und  die  Landständische  Bank  zu 
Bautzen  (mit  dem  Recht  einer  Notenausgabe 
von  3  Milhonen  Mark  auf  zweijährige  Kiin- 
difning)  ist  im  Bankgesetz  von  1875  nicht 
mit  in  die  Zahl  der  Anstalten  aufgenommen, 
imter  welche  das  steuerfreie  Hatenkontiugeiit 
von  385  Millionen  Mark  (mit  Einschluss  des 
(Icr  Reidisbank)  verteilt  wurde.    Dagegen  \ 


j  befindet  sich  unter  diesen  Banken,  wie 
schon  erwähnt,  die  in  den  obigen  Tabel- 
len fehlende  Chemnitzer  Statlthank.  An 
Stelle  der  Bayerischen  Hypotheken-  imd 
Wochselhank  trat  die  1875  gegifnidete 
Bayeiische  Notenl>ank  in  die  Reihe  der  im 
Gesetze  als  berechtigt  angofiilirton  Privat- 
bauken ein,  deren  es  also  ni-si)rünglich  32 
gab.  A'on  diesen  veraicliteten  aber  die  fol- 
genden schon  im  Jahre  1876  auf  ihr  Noten- 
recht  :  Dessauer  Landesbank,  Berliner  Kassen- 
vei-ein,  Oberlauaitzer  Bank  in  Görlitz,  Geiaer, 
Gothaer.  Leipziger,  Meininger,  "Weimai-er 
Bank,  Thih-inger  Bank  in  Sonderslians^'n, 
Lühecker  Privatbank,  Niedorsächsisclie  Bank 
in  Bückübnrg,  01denburgprB;uik,Rittei'Schaft- 
liche  Privatbank  in  Stettin,  Hombui^er  Bank. 
Im  Jahre  1877  that  die  Rostocker  Bank 
dasscllie;  dann  blieb  die  Zalü  der  I'iivat- 
baukeu  bis  1886  auf  17  stehen,  bis  im  letzteren 
Jahre  die  Lübecker  Kommerabank  ihr  Noten- 
recht  aufgab ;  diesem  Beispiele  folgten  1889 
auch  die  Hannoversche  und  <lie  Bromer 
Bank,  nachdem  ausserdem  1887  die  Knl- 
niseho  Privatbank  durch  freiwillige  Liqui- 
dation eingegangen  war.  Mit  dem  Ende 
des  Jalires  1890  verloren  die  Mj^leburger 
I  Privatbank,  die  ProvinziaJaktienbank  in  Posen 
irad  die  Ditnzig^r  Privatbank  ihr  Notenreeht 
und  der  Tjcipziger  Kassnnvercin  Ißsto  sich 
auf.  Im  Jahre  1891  folgte  der  Vor/icht  der 
Chemnitzer  Stadtbank.  Das  Notenprivilu- 
gimn  der  Bret^laiior  Stadtbank  wunle  niclit 
erneuert,  jedoch  wuifle  ilir  eine  div'ijshrigo 
Uebergangs])eriode  bewilligt,  wilhifud  der 
die  ilir  gesetzlich  gestattete  Notenemission 
von  3  MLUioncn  Jlai-k  jührlich  um  eine 
Million  vermindert  wunle.  Seit  dem  1.  Ja- 
nuar 1894  ist  das  NotenrecJit  dieser  Bank 
ebenfalls  gflnzlich  erloschen,  und  es  bestehen 
also  neben  der  Reiclisbank  mir  noch  7 
Privatnotenbanken,  unter  denen  nur  eine 
jireussische,  nämlich  die  Frankfurter,  der 
iibi-igens  1891  ebenfalls  die  Enlzielnnig  des 
Not  eil  Privilegiums  in  Aussicht  gestellt  wor- 
den war.  Die  Kontingente  der  ungedeckten 
Notenbeträgo  für  diese  7  l^aidien  betragen 
zusammen  91.6  Millionen  Mark.  Davon 
kamen  auf  die  Frankfurter  Bank  10  ,MiI!i- 
onen.  auf  die  Bayerische  Notenbank  32  Milli- 
onen, auf  die  Sächsische  Bank  16771000, 
auf  die  Württeml)ei^sche,  die  Badisch(^  und 
die  Bank  für  Süddeutscldand  je  10  Millionen 
und  auf  die  Braun schweiger  2H290(H1  M. 
Von  allen  Privatbanken  hat  allein  die  Hrauu- 
scliweiger  sich  den  Bedingungen  des  §  44 
dos  Biuikgesetzes  nicht  unterworfen,  was 
zur  Folge  liat,  dass  ihre  Noten  nur  inner- 
lialb  des  Herzogtums  Braimscliweig  um- 
taufen dürfen. 
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1)  Hauptposten  der  Aktiva  und  Passiva  der  Privatnotenbanken  (soweit  sie  noch  das 
Notenrecht  besasscn)  nach  dem  mittleren  Stande  in  den  Jahren  1879,  1888  und  1897 

in  Millionen  Mark. 


Xotennmlaof 

1879    1888  1897 


MetalWorrat 
1879    1888  1897 


KasseoBcheine  nnd 
Xoten  and.  Banken 

1879    1888  1897 


Wechsel 
1879  :  1888  1897 


2,54 
3,4» 

1,74 
3,03 

3,  ig 

4.50 
"o,93 
66,25 

38,42 
2,86 

0,50 
30,71 

11,44 

2,49 
4,66 

0,83 


2,63 
2,45 
2,74 
Ij6 

4,52 
8,99 
64,45 
42,96 

2,83 

0,50 
19,64 

11,78 

'3,91 
3,93 

4,76 


14,01 

63,84 
4^,So 


23,25 
14,59 

14,07 
2.11 


0,97 
0,91 

0,79 
0,75 
0,87 
1,96 

5.73 
34,80 

17,91 
1,06 
0,32 
9,44 
3,69 

4,01 
0,68 
1,71 


1,04 

0,95 
0,98 
0,64 

1,77 
3,39 
33,30 

'7,51 
1,09 
0,21 
8,22 
4,10 

5,13 
0,76 

',6s 


4,86 

31,18 
23,01 


11,51 

5,19 

4,90 
0,57 


—       —      0,39      —  — 


0,46 
0,46 
0,34 

0,13 
0,16 
0,41 
1,40 
2,12 
4,36 
0,66 
0,14 

1,73 

0,23 

0,36 
0,30 
0,12 

0,33 


0,55 
0,41 

0,49 
0,05 

0,36 
1,08 

2,95 
9,91 
0,76 
0,12 
1,57 
0,15 

0,30 
0,14 
0,20 


0,21 
3,43 
9,94 


1,79 
0,11 

0,11 
0,15 


4,81 
5,27 
6,31 
5,01 

7,46 

",74 
24,07 

35,51 
39,96 
3,66 
3,76 

18,37 
14,98 

16,60 
8,81 
32,72 


-  I  3,81 


6.30 

4^95 
4,00 

4,39 

17,68 
24,05 
43,27 
52,41 
4.06 

3,13 
18,60 

16,84 

18,70 
8,70 
26,35 


31,92 
46,77 
74,79 


20,68 
31, 18 

19,61 
5,99 


2)  Fortsetzung: 


Lombarddarlehen 
1879    1888  1897 


Tätlich  fällige 
Verbmdlichkeiten 


1879  1888 


1897 


Depositen  mit 
Kandiguug 


Effekten  nnd 
sonstige  Aktiva 


1879    1888    1897    1879    1888  1897 


2,96 

0,94 
0,80 
1,26 

0,63 
0,61 
4,64 
1,73 
5.12 
1,59 
0,11 
0,40 
1,17 

2,12 
1,97 
2,15 

0,33 


2,64 
0,98 
3.39 
1^8 

0,63 
7,04 
1,91 
3,77 
0,95 
0,29 

0,74 

0,86 

0,69 
2,26 
4,48 


8,82 
2,69 
3,96 


1,42 
0,96 

3,17 
1,65 


3,21 

0,03 

0,39 
0,01 
0,26 
3,02 
6,07 
1,30 
1,08 
1,60 
0,08 
0,29 
0,46 

0,28 
1,96 
0,40 


0,19 
0,76 
0,60 
0,34 

6,81 
5,90 
7,69 
6,67 

1.57 
0,05 

0,58 
1,09 

0,16 

0.26 


4,83 
9,25 
18,22 


2,29 
3,62 

0.13 
3,36 


0,05 
1,29 
2,78 
1,36 
2,99 
1,96 

3,32 
0,21 

3,97 
0,38 

3,51 
0,07 
0,07 

0,00 
1,58 
14,62 


0,49 
1,00 

5,03 
0,90 

04S 
8,36 
0,00 
6,81 
0,39 
3,36 
0,04 
0,00 

0,00 

1,52 
11,71 


13,13 
16,30 

0,13 
1,19 


—  1,09 


—       —       2,33      —  — 


0,39 
0,09 

0,79 
0,44 
0,25 
8,71 

6,53 
3,40 
10,09 
1,10 
0,60 
1,06 
1,45 

6,67 
5,62 
1,21 

2,23 


1,00 
1,54 
4,35 
0.47 

6,73 
9,68 

1,51 
7,12 
1,30 
0,90 
1.16 
1,90 

7,24 
9,97 
2,40 


10,46 
1,79 
6,94 


0,74 
2,32 

S.6S 
9,86 


3)  Reservefonds  der  Privatnotenbanken  im  mittleren  Stande  des  Jahres  1897  und 

Dividenden  von  1876—1897 


Bank 

Rese 
foi 

188» 

jrve- 
ids 

1897 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

Lviden 
1881 

len  in 

1882 

Pros 

1883 

ent 

1884 

1885 

18861 1887 

1888 

Magdeb. 

Danziger 

Posener 

KühuBche 

Hamiov. 

0,60 
0,75 
o,7S 

1,30 

6 
7 

6V. 
7 

5,933 

5,9 
0 

6V2 
7Va 
6 

6,3 
57. 
4 

h 

5V6 

5 
7 
6 

47. 

57» 
57. 

772 

6 

57a 

5% 

6 

57.« 
9 

67, 

II 

r 

6'/. 

Iv. 

5»/.. 
10»/, 

6'/. 

*\ 
5,76 

4,7 
10 

57* 

? 

5 

5,4 
97. 
57. 

5 

4,9 
87* 

57. 

4V. 

Digilized  by  Google 


Banken  (Statistik  des  (le\itscheu  Bankwesens  seit  1847) 


217 


Dividenden  in  Prozent 


1888  189711876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

188311884 

1885 

1886 

1887 

1888 

Frankf. 
Bayr. 

Leipziger 
Kassenv. 

Wörttem- 
berger 

Badische 

Sfidd. 

Braan- 

Kremer 

Ubecker 

Komm.-B. 

4,05'  4,80 
1,24  2,01 
4,04  4,81 

0,35  - 

0,60  0,81 
1-53  1,69 
1,78  «,79 

0,48  0,74 
0,95  — 

8 
8 

4V< 

5V4 
4 

5V4 
5 

5,78 

6Vu 
8 

5  ;* 
5V, 

5V10 

5% 

3 
S 

4  ,s 
9 

5'* 

k 

4'/. 
4% 

5V4 
9 

£ 

5 

4V. 

5',o 

4V. 

4  /II 

5V. 

5,95 
10 

5V» 

S'/t 
5V. 

SVo 

4/11 

6,3 
10 

5  /'o 

5  ;'a 
5,9 
5V. 

S 

4  /  II 
6 

10 
5  ,fl 

sV. 

60 
5'/. 

5,42 
6 

5,425  5,425 
10  lO 

5  ,5  j  SV« 

5V5  's 
5'/«  IsVb 

5V-  '5 
5'g  4,7 

5  4^'4 
4,88  4%, 

5';.  5Vt 

5,425 
9". 

5/8 
5  ,6 

5 

k 

4'/» 
0 

4% 
7 

4% 

4'/'.5 

1". 

J  (4 

4 

3% 

4% 
2';« 

0 

7 
4 

4V. 

4% 
4 

3,53 

4V. 
3,3 

5* 

S,4»5 
7 

47» 

3V. 

3Va 
4 

3,7 
4'/. 

6%* 

Fortsetzniig 


Bank 

Dividenden  in  Prozent  (nach  britischen  des  Noteorechts  mit 

*  bezeichnet) 

1889  J 

1890 

1891 

1892 

1898 

1894 

LJ1895 

1896 

1897 

Magdeburg«! 

5*/. 

6'/, 

4* 

5* 

6* 

5* 

5* 

3'/.* 

Danziger 

8V4 

8V4 

8V 

7%* 

9* 

8* 

8* 

7V** 

6V 

Posener 

6 

5V5* 

sVä» 

4* 

4'A* 

5* 

HannoTerscb. 

5 

5V.* 

4','a* 

4Vä* 

4V.* 

5V 

5%* 

6 

Frankfurter 

6Vi. 

7 

6,42 

6^/.o 

7 

7 

7 

7'Ao 

8'/4 

7 

9 

9 

7 

7 

6 

5 

7 

7Vt 

S&cksische 

5 

6 

6 

4V. 

6 

4»^4 

4'/^ 

5'/* 

6*. 

Würtemb. 

4V4 
4% 

3% 

3% 

SV. 

Bidische 

6 

4 

5Va 

4 

4 

5  /« 

6 

B.  far  SDd- 

deatfldland 

4*/.fl 

3'/.o 

4V« 

4V» 

0% 

4V4 

Bnuiuchw. 

h. 

5*/. 

fi 

5 

4»/,o 

5 

4";« 

5V. 

Die  mit  *  bezeichneten  Banken  gaben  bis  1879  Noten  aus  (Mitteldeutsche  Kreditbank, 
fraher  Xeininger  Bank).  —  Das  Geachmtsjahr  der  BoBtocker  Bank  endigt  mit  dem  31.  Joni, 
nicht  mit  dem  81.  Baember  des  Kalenderjahres. 


Die  Grosse  des  Ghimdlcapitalfi  nach  dem 
i^de  von  1873  nnd  des  steueifreien  Noten- 
kootingenta  der  emzelnen  Baaken  ist  schon 
in  dm  Artikel  über  die  deutschea  Banken 
im  19.  Jahrhundert  angegeben  (cf.  S.  196). 
Seit  1873  idnd  jedoch  folgende  Kapitalver- 
minderuDgen  Torgekonunen :  bei  derBadischen 
Bank  von  18  Milli  onen  auf  9  Millionen  Mark 
(1877);  bei  der  Bank  für  Sttddeutschland 
(Dannstadt)  von  22389000  auf  15672300 
ifark  (1876) ;  bei  der  Lübecker  Kommei-z- 
bank  bald  nach  der  Aufgabe  des  Notenrechts 
von  2400000  auf  1920000  M.  (1887).  Die 
Bayerische  Notenbank  hat  ein  Kapital  von 
lö  Uillionen  Mark,  von  dem  aber  nur  die 
Hälfte  eingezahlt  ist  Von  den  30000  Aktien 
hat  die  bayerische  Begierung  5000  und  die 
Bayerische  Ifc^^täieken-  und  Wediaelbank 
nadi  einem  Vertrag  mit  dem  Staate  v.  20. 
MüR  1875  ebenfalls  5000  abemomraen.  Da 


die  Bayerische  Notenbank  berechtigt  ist,  weit 
Aber  d&i  Betrag  ihres  eingezahlten  Kapitals 
hinaus,  nämlich  bis  zu  70  Killionen  Mark 
Noten  auszugeben  (bei  einem  steuerfreien 
Kontingent  von  32  Millionen),  so  darf  räe 
ausserhalb  Bayerns  keine  Zweiganatalten 
oder  Agenturen  errichten.  Ebenso  sind  die 
Sächsische,  die  Wflrttembergische,  die  Ba- 
dische, die  Dannstädter  und  die  Frankfurter 
Bank  nach  §  44  des  Bankgesetzes  in  ihrem 
Agentiu-betiieb  auf  ihren  Heimatstaat  be- 
schränkt, da  sie  an  dem  Bechte,  eine  ihr 
Orundkapital  übersteigende  Notensummo  aus- 
zugeben, festgehalten  haben. 

Schliesslich  lassen  wir  noch  für  die  Ge- 
samtheit der  Notenbanken  mit  Einsdduss 
der  Reichsbank  eine  Uebersidit  des  Noten- 
umlaufs und  der  Bardeckung  am  Jahres- 
schlüsse, seit  1890  im  Durchsehnittsbetrag. 
fo^n  (in  Millionen  Mark): 
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ä 

^  ä  g 

Sä 

^  a 

Notenumlauf 

Jahr 

W  et  v 

'S  'S  ja 

im 

unge- 

3M 

ganzen 

deckt 

1876 

6io,9 

46,23 

35-51 

„ 

999,2 

296,5 

1877 

542,2 

43,24 

27,31 

910,1 

305,3 

1878 

560,2 

37,18 

20,79 

Act  R 

239,6 

1879 

626,4. 

40.65 

31,60 

990,1 

291,4 

1880 

614,9 

37,38 

42,70 

1007,7 

312,7 

1881 

596,6 

3 1,54 

36,80 

393," 

1882 

642,4 
643,5 

19,20 

32,54 

1033,6 

339,4 

1883 

19,75 

37,00 

T  non  51 

Tin 

1884 

602,1 

18,19 

43,57 

1061,6 

400,8 

isa^ 

701,0 

21,63 

43,13 

100  I  ,0 

295,9 

1886 

753,5 

17,28 

45,17 

'215,5 

400,0 

1887 

849,2 

18,57 

SO,:;"; 

1208,0 

309,7 

1888 

938,1 

16,79 

30,25 

1288,3 

303,2 

1889 

815,1 

17,13 

35,49 

1351,8 

484,3 

1890 

872.0 

20,41 

27,85 

1197,0 

276.8 

1891 

965,0 

21,51 

26,65 

1179,4 

169,0 

1892 

1017,5 

24.51 

27,01 

1194,0 

150,0 

1893 

921,7 

24,81 

2!;,i2 

1158.3 

186.7 

1894 

I  013,5 

25,97 

26,74 

1173,6 

»07,4 

1)  Alis  (Inn  Bilanzen  der  Banken  mit  mchi 

(Summen  i; 


Jahr 

S3  > 

«äs 

u  n  ju 

^  s-g 

Noten  an 
der  Baak 

Kotennmlauf 

im    1  unge- 
ganzeuj  deckt 

1895 
18<)6 
1897 

1  092,2 
971,6 
952,9 

24,77 
23,2  t 
23,08 

32,13 
26,7a 

26,54 

1273,8 
1261,6 
12664 

124,7 
240,0 
264,2 

5.  Bankjcesellschafteii  ohne  Notei- 

ansgabe.  Ueltor  ilie  zum  Teil  ausserordent- 
lich bedeutende  Goschäftsthiltigkeit  der 
privaten  Bankhäuser  lässt  sich  natürlich  kein 
Statist  isclios  ilaterial  beibringen.  Nur  dif' 
Aktien-  und  Kommanditgesellscliafteii  auf 
Aktien,  die  Jahresberichte  und  Bilanzen  voi- 
öffontlichon,  gewahren  uns  die  Möglichkeit, 
die  Kntwiekoiiing  des  Bankwesens  aucli 
ausserhalb  des  Bereichs  der  Notenbanken 
einigermasson  zu  beurteilen  und  zu  ver- 
folgen. Wir  begnügen  uns  hier,  für  di-- 
wichtigsteü  dieser  (iesellscliaften  —  mit 
Ausnahme  der  Hypotheken-  undBodenki-edit- 
banken  —  die  Haupt|ioBteu  der  Bilanz  am 
Schlüsse  des  Jahres  1807  zusammenzustellen. 

als  2()  Millionen  Mark  Kapital  Ende  IsüT. 
lIKMt  Mai-k) 


Kapital 

p< 

's: 

ST  'S  . 

Wech- 

a  i. 
c  ^  a 

•n 

Effek- 

1898 

u, 

m 
« 
K 

■< 

'K 
0 

P 

seP) 

Kontok 
u.  a. 
tort 

3^ 
■2 « 

|M 

ten'') 

'Je 

Bank  f.  Handel  u.  Industrie 

105  000  ft) 

17517 

34  687 

13  1S4 

31420 

18  155 

100878 

9 133 

904S 

II  241 

Bergisch-llärkische  Bank 

40  000 

9677 

18456 

16  069 

25742 

25  250 

77  159 

6S01 

2  ^9^' 

Berl.  Handel sgesellflch.  b) 

80000 

22  079 

43  134 

65  230 

45061 

92  939 

18600 

30211  c) 

I43S3 

Breslauer  Diskuntobank 

30000 

3  157 

14  514 

26  601 

28  906 

23  042 

22  551 

IOI97 

32  404  d) 

5  4=4 

Dentst'lie  Bank«) 

150000 

45  246 

130  512 

101  702 

258  595 

183  786 

233753 

15  Sio 

116  875  f, 

4S  $4: 

Pentsche   Effekten-  und 

Wechselhank 

21  000  g) 

2379 

16543 

22374 

8583 

27476 

I  486 

17  615  h'i 

2 

Deutsche  Genossenst^haftsb. 

28  000 

4  060 

13  115 

23  529 

14732 

40  840 

5  575  fc) 

3  41-S 

Deutsche  Vereinsbank 

24000 

1  579 

17  371 

8  201 

7498 

32  987 

8177 

2  167 

1  24; 

Diskontugefiellschaft 

1 15  000 

31  750 

47  4S0 

33  978 

II?  345 

78824 

129  074 

74  399 1; 

26  510 

Dresdener  Bank 

IIOOOO 

27  500 

100626 

37  425 

136422 

83816 

196  892 

40  454m) 

65403  n) 

1 0  S42 

Essener  Kreditanstalt 

27  000 

4625 

8580 

8000 

12  195 

12012 

38  920 

1  597" 

Hainb.Komui.-  u.Dükontob. 

50000 

3500 

24  480 

3980 

19  415 

5463 

i;46i6 

3898 

8  052 

3  09" 

Hambm^er  Vereinebank 

21  000 

3  130 

2S10 

4300 

32  882 

18700 

23  487 

3  161 

^  874 

Leipziger  Bank 

48  000 

7391 

14825 

13371 

26  656 

20417 

67  487 

7  529 

3  07" 

Mitteldeutsche  Kreditbank 

36  000 

3040 

29  995 

29  246 

13  589 

72  632 

4  224 

*  954 

434S 

Nationalbank  für  Deutschi. 

60  000  0) 

9369 

24  692 

64  662 

30  932 

58  143 

15  S50 

34  895  p) 

;<)(.;, 

Rheinische  Kreditbank 

20  ICO 

3  200 

17  152 

z 

21  025 

12  049 

35  990 

7  953 

3  7S2 

2  420 

Schaafhausensvli.  Bankver. 

75  000 

11334 

31  299 

2  562 

80  364 

38  873 

136278 

17  128 

T 

Schlesisrher  Bankverein 

27  000 

4200 

31 

3996 

18956 

12  580 

22  321 

12247 

92S4 

I  507 

^)  Unter  diexer  Rubrik  sind  die  statutarischen,  Extra-,  Special-  nnd  sonstigen  Reserven 
zusammengefasst,  mit  Ausschluss  jedoch  des  Delcreflerekontos.  —  ')  Mit  Ausschluss  der  Avals, 
soweit  diese  unterschieden  sind,  In  einigen  Fallen  mit  Einschluss  von  im  Umlauf  befindlichen 
('hecks.  —  *)  In  diese  Rubrik  sind  aufgenommen  die  in  den  Bilanzen  au3driickli<'h  als  Depositen 
bezeichneten  Summen  und  ferner  die  Kontokorreiitschulden  mit  kiindi^ungsfristen,  soweit  diese 
in  den  Bilanzen  unterschieden  sind ;  in  einigen  Fällen  auch  die  Einlagen  auf  Checkcoiito.  — 
*)  Umfasst  hauptsächlich  die  stets  fälligen  Giro-  nnd  Kontokorrentverbindlichkeiten,  in  einigen 
FäUen  von  den  anderen  Depositen  nicht  getrennt.  —  ')  In-  und  ausländi-sche  Wechsel.  —  I^m- 
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Diese  Banken  liabon  in  den  letzten  zt'hn 
Jahren  mit  Ausnahme,  der  Deutschen  Vereins- 
bank sämtlich  ilir  Kapital,  und  zum  Teil 
sehr  bedeutend  erhöht.  Im  Jahrp  18KS  be- 
tnig  das  Kapital  der  Bank  für  Handel  un<l 
Industrie  {der  sogenannten  Darmstädter  Rank) 
60  MiDionen  Jlark,  der  Bergiseh-Märkischen 
Bank  15  Millionen,  der  Berliner  Handels- 
gesellschaft 40  Millionen,  der  Breslaner  Dis- 
kontobank lU,''  Millionen,  der  Deutsclien 
Bank  7-">  Millionen,  der  Deutschen  Effekten- 
iiiul  Weoliselbank  12  Millionen  (eingezaldt), 
der  Deutschen  Genossenschaftsbank  IT)  Mil- 
lionen, der  Diskontogesellstrhaft  Ü()  Millionen, 
der  Dresdener  Bank  4S  Millionen,  der  Kssener 
Kreditanstalt  10,")  ^[illionen,  der  Hambui-ger 
Kommera-  und  Üiskontobank  'üi)  Millionen, 
dor  Hamburger  Vereinsbank  12  Millionen, 
der  lieipziger  Bank  18  Millionen  (1897 : 
ii'2  Millionen),  der  Mitteldeutschen  Kredit- 
laiik  30  Millionen,  der  Nationalbank  für 
Deutschland  IS  Millionen,  der  Rheinischen 
Kreditliank  12  Millionen,  des  Striiaafliausen- 
schon  Bankvei-eins  3fi  Millionen,  des  Sclüesi- 
jmrhen  Bankvereins  IS  Millionen  Mark. 

Im  Vei^leich  mit  den  englischen  A'er- 
liältnis'^en  erseheinen  die  Sunmien  der  Gii-o- 
kontokorrent-  und  sonstigen  DeiKisiteu  bei 


j  den  grossen  deutschen  Rinken  noch  sehr 
I  mässig.  Auch  wenn  man  ilio  entspm^hen- 
:  den  Konten  der  Reichsbank  und  der  «Inigi^n 
I  Aktienlanken  hinznnimmt.  Beträchtlich  aXior 
I  ist  im  Vergleich  mit  den  Kontokomnitgut- 
!  lialten  und  I)e|>ositen  die  Summe  der  Aticepti», 
'  die  vielfach  zur  Bescliaffung  von  Gold  zu 
!  Kpekulationszweeken  benutzt  \vunlon.  Xach 
I  den  jilhrlieh  vom  »Deutschen  Oekonomist« 
xnstmmengestellten  ITebersicliton  der  Haunl- 
!  bdanzposten  fiist  sämtlicher  deutsclien  Kredit- 
I  banken  (mit  Aus.^cldnss  iler  Notenbanken) 
I  botnig  die  Ge.'samtsumme  der  Kontokon-eiit- 
;  etc.-Guthalten  und  Dejiositen  in  Millionen 
!  Mark  am  Jahrfwschlusse : 


Jalir 

Zahl 
ilpr 
Banken 

I>p|>ftsiton 

.lalir 

Zuhl 

-llT 

Itankm 

IlopowitPii 

1883 
1886 
1889 
18^^2 

Be 
sich  ( 

71  749.0 
71    !  973,4 

93  j  1392,2 

94  1  [282,9 

den  Berliner 
ie  entsjirechen 

1894 
18t)r> 
1896 
1897 

Bankf 
1(*  Sil 

96 
94 
9S 
102 

n  alle 

nme  : 

1627,9 

1 769,4 
1868,2 
2069.7 

in  lK?li('f 
S97  auf 

1143,9  Millionen  Mark. 

yerner  betrug  bei  diesen  Banken  ilie 
Summe  der 


Jahr 

Afcepte 

Kassert- 
bestiindt' 

Wecli.<t'l 

Lonibard- 
(iHrlelit'n 

Effekten 
etr. 

DfbitoreQ 

1889 
1892 

im 

1895 
1896 
1897 

516,0 

534,4 
613,1 
706.1 
7^2,6 
825.4 

192.2 

194.6 
232,6 
224,1 
236,0 
257,2 

584,1 
737.1 
795-4 
764.3 
855,  t 
957,6 

533-9 
362,4 
469.3 
450.1 
458.2 
563-9 

362.S 
346.6 
400.3 

434,9 
462.1 
506.1 

1426,2 

1450,9 
1631.4 
1992,7 
2127,8 
2351,8 

barrtda  rieben,  fredwkte  und  unffedeckte  Kontokorrent  guthaben,  Keportji,  in  ttlniijen  Fälb'ii  auch 
Guthaben  hei  Bankiers.  —  ^)  Teilweise  auch  Konsortiak-ontos,  mit  Ansiichluss  jeduch  vmi  stän- 
digen Kommandit-  und  ähnlichen  Beteiliffungen.  —  *)  In  iiielirereu  Fällen  ansser  den  eigfneii 
auch  reiMjrtierte  Effekten  und  achon  verkaufte  und  abzuliefernde  enthidtend ;  in  anderen  auch 
Effekten  ans  Konsortialbeteiligungeu  ;  aus^eschlussen  sind  die  den  rensionsfonds  un<l  besonderen 
anderen  Fonds  gehiirenden  Effekten.  —  "j  Mit  Eiii^chlus.s  des  Girognthubena  bei  der  Heichs- 
bask.  der  fremden  Münzen,  Coupons  und  verlosten  Effekten. 

al  Erst  von  Mai  1898  ah;  vorher  80  Millionen  Mark.  Z\i  den  Aktiven  (rehöron  u.  a.  noch 
26420f/7  M.  Betoiligimgcn  an  industriellen  Unternehmungen  und  78ö:i6tj5  M.  Xoininanditlw- 
teiligimgen.  —  b)  Kommanditgesellschaft  a.  A.  Unter  den  Aktiven  u.  a.  noch  eine  Kommaii- 
ditbeteilignng  von  14500000  M.  —  c)  Darunter  für  21036323  M.  verkaufte  und  noch  ahzu- 
liefemde  Effekten.  —  d)  Damnter  für  27137  449  M.  reportierte.  —  c)  Das  Kapital  am  20.  August 
1897  um  .tO  Hill.  31.  erhöht  znni  wahlfreien  Umtanseh  gesjen  Aktien  der  Bergiscb-Märkischen 
Bank  nnd  des  Schlesischen  Bankvereins.  Zu  den  Aktiven  xehdren  n.  a.  noch  4794R810  M. 
an  Komnianditen  und  festen  Beteiligimgen  an  anderen  Unternehninni^en  (wie  die  Beriji.ach- 
Märkische  Bank),  2088357Ü  M.  an  Vorsi  hiissrn  für  Warenversehiffungen  und  Kredithestiitigungen, 
31634568  M.  an  KonHortialheteiligungen.  —  f)  Darunter  für  8777:-J4'il  M.  reportierte.  —  ff) 
70  Prozent  des  gezeichneten  Kapitals  von  30  Miil-,  6  Mill.  sind  erat  im  Januar  1898  eingezahlt 
worden.  —  h)  Darunter  für  13671754  M.  reportiert.  —  k)  Darunter  für  4124.0.^9  M.  rei)ortifirte. 
Unter  den  Aktiven  n.  a.  noch  4798048  M.  Beteiligungen.  —  1)  Darunter  für  46  97004:^  M, 
eigene  Effekten  nnd  Eonsortialbeteilignngen.  Unter  den  übrigen  Aktiven  u.  a.  46759208  M. 
■bmemde  Beteiligungen,  damnter  40000aX)  bei  der  Korddentachen  Bank.  —  m)  Mit  Einschln^jH 
der  Konaortiatbeteiligiuigen  xmd  der  Guthaben  bei  den  eigenen  Wechselstuben  in  Dresden  unil 
Betlin.  —  n)  Darunter  fiir  41964112  M.  reportierte.  —  0)  Erst  vom  März  1898  ab:  vorher  45 
Mill.  —  pl  Dartmter  für  30215428  reportierte.  —  q)  Mit  nnter  „^^'e^■hsel"  einbegriffen. 
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Zu  (Ion  Effekten  sind  hier  auch  die 
Konsortialbeteihgiingeii  und  die  {nicht  be- 
deutenden) Hypotheken  pei-echnet. 

Das  Kapital  dieser  Banken  luid  ihre 
Reservefonds  betrugen  im  ganzen  in  Mil- 
lionen Mark 


Jahr  Kapital  Reserve  Jahr 

1883    705,6  90,9  1894 

1888  772,4  115,3  1895 

1889  981,5  i^e,!  1896 

1890  1054,3  187,9  1897 

Die  Berliner  Banken 
1897  ao  Kapital  758,1 


Besen'en  172,3  Millionen  Mai^. 


Kapital  Reserve 

1067,6  199,9 

2134,8  210,6 

1240,3  235,3 

1418,1  270,8 

allein  hatten  Ende 
Millionen  und  an 


2)  Dividenden  von  30  Jiankgesellsehaften. 


Bank 


ü  C 


nividenden  in  Prozent 
1871    1872    1873    1874    1876    1876  1877 


1878 


1879 


Aachener  Diskontohank 
♦Bank  des  Herl.  Kasaenver. 
Bank  f.  Handel  n.  Industrie 
Banner  BankTerein  1 
Bernsch-Märkische  Bank  1 
Berliner  HaBdel^esellRcfa.  | 
Bramuehw.  Kreditanstalt  1 
Breslaner  Diskontobank 
BreBlaner  Wechselbank 
Pentsche  Bank 
Dentsche   Effekten-  nnd' 

Wechselbank  | 
Deutsche  GenoBsenschaftBhJ 
Dentsche  Nationalbank  | 
Deutsche  Vereinsbank 
Diskontoge&ellschaft  j 
Dresdener  Bank 
Essener  Kreditanstalt  i 
Hamb.Komm.-n.Diskontob/ 
Hamburger  Vereinsbank  j 
Kölner  Wechsel-  nnd  Kom- 

missionsbank  | 
Köniffsberger  Vereinsbankl 
Hagdebnrger  Bankverein  I 
•MitteldentscheKredithank' 
*Nieder3äch9iBche  Bank  ' 
Norddeutsche  Bank  i 
Bheinische  Kreditbank 
•Rostocker  Bank  I 
Schaafhansenscfa.Bankvr.'), 
Sehlesischer  Bankverein  j 
*Weimarische  Bank  1 


1872 

1850 

18ö3i 

1867 

1871 1 

1856; 

1871: 

1870 1 
1871 . 
1870' 

1872 
1864 
1871 
1871 
1856 
1872 
1872 
1870 
1856 

1871 
1871 
1867 
1856 
1856 
18Ö6 
1870 
1850 
1848 
1856 
1853 


13,037 

12 

8 


24 


7/8 


1 1 

9'/. 

12 
12 


12« 


10 


10,06 

12"/, 
12 
7 


6 

29'/.o 
»5 

9 

6 

10 
12 
8 


10% 

5 

12 
27 

13';* 

7V« 
8 

5 
12 
10 

13V« 
12 

7V. 
14 
14 

8 


29 
10 

o 

4 

o 

o 
4 

13% 
3 

5"* 

3"!^ 
14 

'V. 

o 
o 

10»/, 

5 
o 

4  ,! 

5 
8 

h 

8 
6 
5 


6V. 

10 

3 
o 

7 

o 

4 

5 

6 

3V, 
4V« 
12 
6 
4 

3V, 
:iV. 

^ 

4V, 
4 

10 
6 
4 

5V. 

6 


5V* 

17V10 
6 
o 

5 
2 
2 
4 
3 

5'/. 

o 

2 

7 
'5 
4 

4% 


4V. 

5Vi 

4 

3 

4 
o 

5 
o 


5*/. 
10'/., 
6 

3 
o 

4 
4 

5';. 

6 

7V. 
5'/. 

o 

2 
4 

5V. 

2 
6 
10 

4V. 

5 
2 

!*■ 

4 
4 
o 

5 
o 


4 

4 
4 

o 

4'. 

3 

5';. 
6 

8«, 

o 
2 
5 

4 

6 

10»/, 

4'/. 

6 

5V* 
2 

3  :3 

8's 

4 

4 

5 
o 


5 

4V* 

6 

o 

4V. 
3 

5"; 

5  ,s 
o 

3 

6';. 
7 

6'. 

7',; 

5 

6 

4';. 
2';. 

8V5 

5 

4 

3 

5 

o 


Fortsetzuiig. 


5 

8';, 

6V. 

5 

c*' 

V- 

9 

"4Vt 

7 
II 

6 
10 

9 

^ 

7 

7 

>; 

»V. 

o 

4'/; 
10 

6 

4»;; 

3 
6 

5 


1880 


1881  1882 


1883 


1884 


1885 


1886 


1887 


1886 


Aachener  Diskontobank 
*Bank  des  Berl.  Kassenver. 
Bank  f.  Handel  n.  Industrie 
Barmer  Bankverein 
Bergisch-Märkische  Bank 
Berliner  Handelsgesellsch. 
Braun schw.  Kreditanstalt 
Breslauer  Diskontobank 
Breslaner  Wechselbank 


6 
9"/.o 
9V3 
6V. 
7 

5V. 

6 

6 

6% 


3 
10 

f' 

6 

5 

6% 


7 

10 

8Vi 
6 

7V. 
o 

6 


7 

5V9 

7Va 

7 

6 

k 


7 

9 

6 


7 

6>/<. 

4v; 

6 
8 
6 
5 

5V» 


6 
7 

4V3 
6 

9 

5V. 


4 

5 
7 

4V. 

6 

9 

5V. 

k 


o 

5V. 

9 

6 

10 


6 

10% 

7 

7 
12 

7 
7 


')  Im  Jahre  1877  wnrden  die  Aktien  von  600  auf  450  M.  herabgesetzt,  wodurch  die  Di- 
vidende nominell  erhöht  worden  ist. 
*  Vergl.  Anm.  anf  S.  217. 
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Dentsche  Bank 

Deittscbe  Effekten-  nnd 

Weebselbauk 
Deutsche  Genoesouchaftsb. 
DeDtflcfae  Nationalbank 
Deutsche  Vereinsbank 
Diskontogesellschaft 
Dresdener  Bank 
Easener  Kreditanstalt 
BuDb.Konun.-a.I>i8kontob. 
Hamboi^r  Vereinsbank 
K3Iner  Wecbsel-  nnd  Kom- 

nÜBBionsbank 
K^tigaberger  Vereinsbank 
JUt^bnrger  BankTerein 
*Mitteldent8cheKreditbank 
Xattonalbank  für  Deutsch]. 
*Siederafichsische  Bank 
Norddentsche  Bank 
Rheinische  Kreditbank 
*Bostocker  Bank 
Sdiaafhansenscb.  BankTer. 
SrUenscher  Bankverein 
Witrttemb.  Vereinsbank 


1880 


10 
12 

TU 
40 

6 
10 
9 

5V2 
7 

7V. 

5 
4 

3 
5 

10 

6% 
4% 

o'/s 

6 

8 


1881 


loV, 

i3Va 
8 
40 

6Ve 

9 
4 
9 

8Vs 
6 

57« 

4 

2 

7 

6 

7  ■ 

3'/« 
6 

9 


1882 


10 

10 

7  Ii 
7 

10% 

8 

<, 

7V. 

8 

5V= 
6 

5'U 
5/« 
6% 
6 

l'- 

4 

6 

7V. 


1883 


9 

1% 

5 

3 

lo'/* 
8 
6 

6% 
7 

6 

5V4 

5V. 
6 

8V. 

6 

5'/. 
4 

5V. 
7 


1884 


9 
8 

4V* 

4Vs 
II 

7Vs 
6 

7Vs 


5% 
6 

sV. 
3 

6 
8 
6 

5Vs 
4 


1885 


8 

4 

5 
II 

7  Ii 

5 

6;/. 

7Va 

>; 

6 
6 
5 
4 

6V,o 
6 

4V= 
4 

6 


1886 


6% 

4 

5 

10 
7 

5 

6V» 

6 

4"/* 

5 
2 

4 
7 
6 

5 
4 

?'A 

6 


1887 


7 
7 
4 

4V. 
10 

7 

5  Ii 

6 

7'« 

<; 
6 
5 

4';4 

6 
4 

8^ 
6 

4*a 
4 
6 
6 


1888 


10 

7^', 
4';-> 

6 
12 

9 
6 

7^'a 
9V-. 

6 
6 
6 
9 
3 
10 
6 

4% 

4 

7 

6V* 


1889 


10 

II 
8 

5V« 
7 
14 

1 1 

6'/. 
7'/. 
"V. 

6 
6 
6 

7 

10 

5V. 
12 
6 
5 
5 
8 

7*/. 


Fortsetzung. 


Aachener  Btskontobank 
Bank  des  Berl.  Kaasenver. 
Bank  f.  Handel  a.  Industrie 
Banner  Bankverein 
Ber^sch-Märkische  Bank 
Beriiner  Handels^esellsch. 
Braonsehw.  Kreditanstalt 
Breslaner  Diskontobank 
Breslaner  AVechselbank 
Deotflche  Bank 
DentBcke  Effekten-  nnd 

Weehselbank 
Deotohe  Genossenschaftsb. 
Deotacbe  Nationalbank 
Dentsche  Verdnsbank 
Diskontogesellschaft 
Dresdener  Bank 
Ewener  Kreditanstalt 
Hamb.  Komm.  n.  Diskontoh. 
Hambn^r  Vereinsbank 
KSlner  Wechsel-  und  Kom- 

nissionsbank 
Kflnigsberger  Vereinsbank  . 
Lapiüer  Bank 
VagdeoQ^r  Bankverein 
Xitteldentsche  Kreditbank 
Nationalhank  für  Dentschl. 
*NiederBSch8isGhe  Bank 
BheiniBche  Kreditbank 
Schaafhansensch.  Bankver. 
SoUeaischer  Bankverein 
Wörttemb.  Vereinsbank. 


1890 


sV. 

7V4 

9 
6 

7 

9V. 

P' 

6 
10 

8 
7 

5V. 

7 
II 
10 

7 

5 
II 

6 

9 
6 
6 
6 
7 

7V, 


1891 


6 

6V4 

5Vi 
6 

7 

7V. 

6'/, 

4V. 

4V3 
9 

4 

6 

8 
7 
7 
4 

6 

5 

5V. 

6 

6 

5Vi 
6^, 


1892 


6 

4Vs 

5'/* 

6'/, 

7 

6 

5% 

s 


4  ,'0 
5 
5 
6 

7 
7 
4 

7  y» 

5 

f; 

6 

4"/« 
4\« 

5 

5V. 

6 
6 

6'.. 


1893 


6Vs 
5V* 


/a 


5 

>; 

6 

>; 

6 

,1; 
3  i» 

7 

4 

8V4 

4'/4 

4V. 
6 

4';« 
4^. 

4V. 

6 

6 
6 
5 


1894 


61/, 

4 

7 

7 
7 

5V, 

6Vi 

5 

9 

5 

8 
8 

7 

6 


5 
? 
6 

k 

6 
6 

7 


1895 


6% 
5V. 
8V4 
6Va 

7V. 
8 

5  «3 
7 

10 

6 
6 
10 
8 
7 

7V> 

5 
5 

7V. 

o 

5V. 

o 
6 
7 
7 
7 


1896 


7 

6'.', 

8' 

7 

7  ,'2 

9 

~- 

5\'4 

10 

7 
6 

7 

5V* 
10 

8 

7 

7 

9 


9 

6 

4 

6 

7 
7 


1897 


7'/* 
8 

7Va 
7V. 
9 
6 

7 

5% 
10 

7 
6 

7 
6 
10 
9 

7 

8 
9 


57. 
6 
10 

5Va 
6 

8V, 

6'/. 
8 

7 
7 
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Im  allgeiueiiioii  bpiiierkt  man,  dass  die 
i'bigeu  IJaiiken  im  A'ergleieh  mit  den  Noten- 
Iianken  in  einzelnen  Jahren  zwar  erheblich 
gi-össere  Gewinne,  aber  auch  stflrkere  Rück- 
schläge aufweisen. 

({Bellea  nnd  Lltteratnr:  Hülmer.  jahrbvrh 

ßir  VolkKtcirturhtift  tinil  Stuthtik ,  lir.rlin  }Sö2 
bi»  ISG.-l.  —  Jiet'itelbe ,  Die  Jiankm ,  Jjeipzig 
l.i5.'f.  —  Jti/irhtirh  für  ihr  iimUicbf  ütalittik  dee 
pivtutierhtn  Ütnutet,  IL  Jahrg.,  JieHiii  1867; 
tV.  Jnhiy.,  Uriiin  lS7ti.  —  -Id.  n'uffner, 
Sj/etfm  tltr  JSpttclbankpiAitit,  Freih.  187St.  —  Stn- 
tittiiiue  internritiomile  ilen  Jian<fue»  d'tmiMlttn, 
Allrmagne,  Rumf  IHHO.  —  Statist.  Jahrbuch  ßlr 
das  I>nctitr/ic  Reich,  Jferlin  Ifi.SO — JÄ.9*.  — 
TelBchou- ,  Der  gern  nt(e  GeschÜßKcerkekr  der 
Ileirhsbtmk, 'i.  Aiiß.,  Jierliii  und  Dresden  1889. — 
VencidtiintjHberteht  der  Heichtbajik  für  1807  und 
frühere  .fahre.  Crnlmlblatt  J'ür  da*  Deiituche 
Jieich,  1898,  nnd  frühere  Juhrriüiige.  Stding* 
BSnmnjMpiere  fiir  lS98j99,  lierlhi  1898.  Der 
deutteht  OtkoHomint ,  Atigimt  1808.  —  Model, 
Die  gmateu  Berliner  I'^ektenbanktn,  herautgeg. 
von  E.  Liieb,  Jetin  18UG.  Learta, 


>'I.  OesterreichiKch-ungarisclie  Bank. 

1.  Die  Errithtung:  der  privilegierten  Öster- 
reichischen Natioualbsnk.  2.  Die  Geschäfte  der 
Bank  mit  der  Staatsverwaltung;.  3.  Dae  zweite 
PrivUegimn  der  Nationalbank.  4.  Die  National- 
bank von  1848-1859.  6.  Das  dritte  Privileg:i- 
um  der  Bank  vom  27.  Dezember  1862.  6.  Die 
Durchführung  de»  Uebereinkommens  vom  Jahre 
1862,  Die  Staatsnotenaus^abe.  Statutenände- 
rungen bis  1872.  Suspension  der  Bankakte  im 
Jahre  1873.  7.  Die  Beziehungen  der  Bank  zu 
Uugam  1867—1878,  die  Umwandlung  der  Na- 
tionalbank in  die  österreicbiflch-ungarische  Bank. 
8.  Das  zweite  Privilegium  der  österreichisch- 
ungarischen  Bank  1887.  9.  Die  Bank  nach  An- 
bahnung der  Goldwährung  in  Oesterreich-Ungarn ; 
ihr  drittes  Privilegium. 

1.  Die  Errichtung  der  privilegierten 
Ssterr.  Nationalbank.  Die  üstcn-eichisch- 
ungaiisdie  Bank  istimJahre  1878  ans  der  pri- 
vüeperten  österreichischen  Nationalbauk  her- 
voi^gangen ;  diese  wieder  wurde  im  Jahre 
1816  ins  Lebeu  gerufen,  liauptsächlich  da- 
mit sie  die  Beseitigung  des  damaligen 
österreichischen  Staatspapiergeldes  besorge. 
Dieses  ra|)iei:geld  bestand  aus  den  soge- 
nannten Einlösungsscheinen,  die  auf  Gmnd 
des  kaiserlidieu  Patentes  v.  20.  Febmar  1811 
ausgegeben  woiYlen  waren,  mn  die  Banko- 
zettel  im  Umlaufe  zu  ersetzen ,  ihr  gesamter 
Betrag  en-dchte  208715925  fl.,  imd  aus  den 
lAnticipationsscheinen« ,  die  zimäcbst  auf 
(rrund  des  kaiserliclien  Patentes  v.  16.  Änril 
1813  im  Betrage  von  45  jUiUionen  Oiüdeu 
zur  Ausgabe  kamen  und  dann  bis  in  das 
Jahr  1816  durch  nicht  bekanntgegebene  Ver- 
mehrungen die  Summe  von  470  Slillionen 
Oulden  erreichten.  Die  Einlusungsscheino ' 
wurtien  im  Gesetze  selbst  AViener  ^Viüi- 1 


I  nmgs  genannt ;  die  Anticipationsscheine  wai'en 
gesetzlich  den  Einlösungsscheinen  gleich- 
gestellt ;  l>eide  Geldsorten  hatten  Zwangs- 
knrs,  bei  keiner  bestand  eine  EinlCeungs- 
pflicht  des  Staates,  beide  unterlagen  dem 
nämlichen  Disagio,  das  z.  B.  im  Monate  Mai 
1816  durchschnittlich  sich  so  stellte,  dass 
100  Gidden  Konventionsmünze ,  die  östeiv 
i*eichi;*chc  Wähiiingsmünze  (20  Oiüden  aus 
einer  kölnischen  Mark  feinen  Silbers),  346  fl. 
Staatspapiei^ld  kosteten.^) 

In  den  amtlichen  Erörtenmgen  wegen 
Beseitigimg  dieses  Papiergeldes,  die  lUswüd 
nach  der  Besiegimg  Napoleons  I.  bei  der 
(isterreicliischcn  Finanzverwaltimg  bE^annen 
vertrat  einer  der  Mitarbeiter  Süidions,  des 
damaligen  Finanzministers,  Pillersdorl^sclion 
im  Mai  1814  den  Plan,  das  gesamte  Staats- 
papiergeld gegen  Ausgabe  einer  2^h  prozenti- 
gen  Sinatsschüld  einzuziehen,  daneben  sollte 
ein  neu  zu  cnichtendes  Bankinstitut  Dsu-lehen 
in  jederzeit  gegen  Münzen  einwechselbareu 
Noten  erteilen.  Die  beiden  kaiserlichen  Pa- 
tente V.  1.  Juni  1816,  -welche  die  freiwillige 
gänzliclie  Einziehimg  des  Staatspapiei^ldes 
aowie  die  Enichtung  einer  Notenbank  ver^ 
fügten  und  deren  Organisation  bestimmten, 
vei-wii-kJichten  indessen  nicht  den  Plan  Pil- 
lers(ioi*fs,  wie  sich  sogleich  zeigen  wikI.  Die 
Einlösung  des  Papiergeldes  konnte  aDein 
bei  dieser  neuen  Notenbank,  die  sofort  mit 
dem  Namen  »laivilegierte  Österreichische 
Nationalbank«  belegt  wurde,  erfolgen  und 
zwar  auf  zwei  Wegc-n ;  erstens,  Papiergeld- 
beträge von  140  fl.  oder  die  durch  140  toil- 
bar  sind,  konnte  der  Inhaber  zu  fünf  Sie- 
benteln dos  Nominalbetrages  gegen  Ipro- 
zentige  in  Konventionsmünze  vei-ziushclie 
Staatsschuld vorsclureibungen  (und  z-ÄTir  für  je 
100  fl.  aus  140  fl.  eine  Staatsobligation 
ä  100  fl.)  und  zu  zwei  Siel)enteln  des  No- 
minalbetrages gegen  Banknoten,  die  jeder- 
zeit von  der  Nationtdltank  in  klingender 
Münze  ausbezahlt  wei-den,  umtauschen;  o<ler 
zweitens,  gegen  Erlegung  von  2Ü00  £1.  in  Pan 
piergehl  iind  200  fl.  Konventionsmünze 
konnte  man  eine  Aktie  der  Nationalbank 
erwerben,  solange  nicht  alle  öOOOO  Aktien 
von  der  Bank  verkauft  waren.  Die  auf  beiden 
Wegen  eingelaufenen  Mengen  an  Papiei^d 
sollten  vernichtet  werden ,  imd  es  war  der 
Bank  für  das  in  Papiergeld  einbezahlte 
Aktienkapital  ein  alsbald  zu  erwähnender 
Ersatz  zu  leisten.   Die  Bank  soUe  in  Wirk- 


')  Die  Snmme  der  ausgegebenen  Einlösungs- 
und  Anticipationsscheine  nach  den  Angaben 
B  e  e  r's  (Die  Finanzen  Oesterreichs  im  19.  Jahr. 
1877,  S.  395—397.  Die  Ziffer  vom  ö.  Januar 
1816  soll  wohl  auf  S,  396  richtig  20  statt  der 
angeführten  30  lauten.)  Das  Staatspapiergeld 
beider  Arten  wird  im  folgenden  zur  Unter- 
scheidung von  den  Banknoten  „Papiergeld**  ge- 
nannt. 


Digilized  by  Google 


Bankeil  (Osten-eich-UDgaiii) 


223 


samkeit  treten,  sobald  KXM)  Aktien  t'iube- 
zahlt  ^d;  sie  -vrinX  aber  schon  roiiier  und 
zwar  vom  1.  Juli  1816  an  unter  einer  pi-ovi- 
sorischen,  vom  Staate  eingesetzten  Verwal- 
nmg  ihre  ThBtigkeit  beginnen  und  demnach 
Papieigeld  gegen  Ausgabe  von  SUkatgseh\üd- 
verschreibongen  und  Backnoten  einziehen, 
Banknoten  gegen  MQnze  einlösen,  zur  £in- 
lüeuDg  der  Buiknoten  bestimmte  3I(lnze  an- 
nehmen, Banknoten  herstellen,  Aktien  gegen 
Einzahlung  der  genannten  BetrSge  au^ben, 
endlich  die  eingegan^nen  Papicageldmen^n 
vernieten.  Die  proviaorische  Direktion  nird 
ihre  Thfitig^eit  einstellen,  sobald  die  nach 
dem  »st  nodi  zu  verfassenden  Reglement 
der  Bank  vor^es^ene  endgiltige  Yerv'altnng 
eingesetzt  Bein  viid.  Einlösung  dejr 

Banknoten  in  Mfinze  muss  sofort  mit  ihrer 
Ausgabe  begümen,  es  sollen  nie  mehr  Koten 
ausgegeben  werden,  als  der  Metallvorrat  ge- 
stattet ;  es  wird  im  ersten  der  beiden  laüser- 
lidien  Patente  v.  1.  Juni  1816  erklärt,  dass 
der  Bank  zur  Einlösung  ihrer  bei  der  Ein- 
ziehung des  Papiei^eldes  ausgegebenen  Koten 
alle  »traktatenmftssigen  Zahlungen  fremder 
tischte  und  die  disponiblen  Metallmiinzvor- 
rate  der  Staatskassen«  übei^ben  werden 
sollen,  imd  im  zweiten  Patente  wird  be- 
stimmt, dass  die  vom  Staate  der  Bank  zum 
Behufe  der  Einlösung  des  Papiergeldes  über- 
gebenen  MQnzvoirftte  nicht  zurückgezahlt 
werden  sollen. 

Der  Wirkungskreis  der  Nationalbank  um- 
fasste  neben  der  Einlösung  des  Papiergeldes 
und  der  Verwaltung  eines  Tilgungsfonds  für 
die  bei  Einlßsimg  des  Papiergeldes  ausge- 
gebenen Staatsschiüd verschrei bungen,  das 
Eftkompte-  und  eventueU  das  Hypothekar- 
kreditgeschäft ;  die  Einzahlungen  von  je 
200  fl.  Eonventionsmfinze  pro  Aktie  sollten 
den  Fonds  für  diese  Geschäfte  bieten,  mit 
dem  Hypothekarkreditgeschäfte  war  aber 
erst  zu  beginnen,  wenn  das  Eskompte- 
f^eschäft  im  Crange  ist  und  dabei  entbehr- 
liche Münzvorräte  vorhanden  sind.  Die 
Aktionäre  winden  indessen  nicht  allein  auf 
die  Erträgnisse  des  Eskomptegescliäftes 
angewiesen ;  die  Bank  empfing  filr  die  bei 
!^Qzahlnng  der  Aktien  eingegangenen  Fapier- 
gpldbeträge  vom  Staate  deren  Nominalbetrag 
in  prozentigen,  in  EonventioDsmünze  vei^ 
zinslichen,  in  jährlichen  Raten  rflckzahlbaren 
OUi^tionen,  imd  die  Zinsen  kamen  den 
Aktionären  zu  ^te. 

Die  Nationalbank  wurde  durch  die  beiden 
Patente  vom  1.  Juni  1816  mit  beträchtlidien 
Privil^en  ausgestattet  Sie  allein  besitzt 
<1a£  Recht,  Banknoten  auszugeben,  welche 
«lie  Begünstigung  geniestien,  dass  sie  nach 
ihrem  Nennwerte  bei  allen  öffeutlichen  Kassen 
angenommen  wei"den,  bei  der  Zahlung  ein- 
zelner Abgaben  verwendet  werden  müssen 
und  welche  »durch  eine  Specialhypothek  auf 


die  gesamten  Bergwerke  des  Staates  .  .  .  . 
sichergestellt  werden-r.  (nach  dem  ersten 
Patente  vom  1.  Jnni  1816  wurde  überdies 
Hier  Zettelbank«  eine  »besondere  Hypothek« 
auf  die  Ausbeute  dieser  Bergwerke  einge- 
räumt). Das  Privile^iun  zur  Ausgabe  solcher 
Banknoten  bezieht  sich  w^otü  auf  die  ^samte 
Monarchie.  Der  Staat  erklärt,  dass  die  bei 
den  Staatskassen  einfliessenden  Banknoten 
nicht  zur  Einlösung  präsentiert  werden  sollen. 
Die  Bauk  hat  ferner  »allein  di»  Recht  Filial- 
bankanstalten oder  EslmntokasBen  da,  wo  es 
ihr  nützlich  scheint«,  nach  kaiserlidier  Qte- 
nelunigtmg  zu  errichten,  während  es  keiner 
anderen  Gesellschaft  gestattet  ist,  &ne 
»Eskontoanstalt«  zu  errichten.  Auch  diese 
Rechte  und  Beschränkungen  gelten  wohl 
für  die  ganze  Monarchie.  Der  Bank  wird 
dagegen  die  Noteneinlöeun^  zu  jedo*  Z^t 
als  strengste  Pflicht  allgemein  vorgeschrie- 
ben ,  die  Noten  dürfen  bloes  zu  den  in 
den  beiden  Patenten  vom  1,  Juni  1816 
genannten  Zwecken  und  nie  ohne  soi'gfältige 
Rücksiclit  auf  die  disponiblen  Münzvorräte 
und  die  voUe  Sicherheit  ihres  Wertes  aus- 
gegeben werden,  die  Aktionäre  haften  für 
die  Einlösung  (»für  die  richtige  und  un- 
unterbrochene Sicherstellung«)  der  Noten 
mit  dem  ganzen  Betrage  iJirer  Einlagen; 
genaue  Bestimmungen  über  die  metallische 
Deckxmg  der  Noten  fehlen. 

Da  die  Regiening  mit  der  Einlösung  des 
Papiergeldes  nicht  bis  zur  endgiltigen  Kon- 
stituiening  der  Nationalbank  warten  wollte, 
wunle,  wie  erwähnt,  angeordnet,  dass  »eine 
einstweilige  Verwaltimg  im  Namen  der 
künftigen  Bankgesellschaft«  am  1.  JiUi  1816 
mit  der  Einlösimg  nach  beiden  oben  be- 
schriebenen Arten  voi^he.  Die  Finanz- 
verwaltimg  stellte  die  Münzvoixäte  und  die 
Banknoten  bei  (diese  waren  vom  1.  Juli  1816 
datiert  und  für  die  »ößterreichische  National- 
zettelbank« von  einem  Kassendirektor  unter- 
fertigt), und  der  Staat  tnig  die  Kosten  des 
Betriebes.  Es  war  nun  von  äusserster 
Wichtigkeit  für  das  Gelingen  der  Aktion, 
dass  die  provisorische  Bankdirektion  vom 
Staate  sofort  bei  der  Eröffnung  der  Anstalt 
und  in  der  ersten  Zeit  ihrer  Wirksamkeit 
mit  sehr  betiäclitlichen  Vorräten  an  Eoä- 
ventionsmünze  aiLsgestattet  werde.  Der  Staat 
hatte  den  Fa^iei^dbesitzern  ungewöhnliche 
Vorteile  l>ewilligt.  Bei  der  Einrahlung  von 
Aktien  erhielt  die  Bank  für  je  2(K)0  fL  Papier- 
geld 2(K)0  fL  21/sprozentige  in  Kmivenüons- 
münze  verzinslicne  Staatsschuldversclirei- 
bungen,  also  weit  mehr  als  den  Durch- 
schnittskiu^en  der  Monate  Mai  und  Juni  1816 
(346  fl.  und  2S3  fl.  für  100  fl.  Konventions- 
münze) entspi-ac^li ;  durch  dieses  wolü  allzu 
generöse  Entgegenkommen  sollte  das  Publi- 
kum bewogen  wertlen,  die  Aktien  zu  kaufen 
und  100  ilillionen  Papiergeld  einzuliefern. 
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Bedenklicher  war,  dass  das  Abgeben  des 
Papiergeldes  zu  fünf  Siebenteln  gegen  1  pro- 
zentige  StaatssohuldverschreibuDgcn  und  zu 
zwei  Siebenteln  g^n  Banknoten  grossen 
Qewinn  brachte;  man  empfing  für  140  fl. 
F^eigeld  eine  1  prozontige  in  Kouventions- 
mfinze  verzinsliche  Obhgation  und  40  fl.  in 
J^mknoten,  die  die  Bank  jederzeit  in  Münze 
voll  einzulösen  v»sprochen  liatte.  Nimmt 
man  an,  (lass  diese  Obligation  20  fL  Eon- 
yentionsmllnze  "wert  var,  so  emp^ng  man 
fOr  140  n.  Papiergeld  60  fl.  EouTentions- 
münze ,  was  emem  Kurse  von  233^  3  ent- 
sprach; nimmt  man  an^  dass  diese  Obli- 
gatioQ  um  15  fl.  Konventionsmflnze  verkauft 
-werden  konnte,  so  empfing  man  fttr  140  fl. 
Pa|äei:geld  55  fl.  Konventionsmflnze,  was 
einem  Aurse  von  254,5  entsi^rach.  Nun  be- 
ixxut  der  Kurs  der  Konventionsmflnze  am 
297Mal  1816  327  fl.:  im  Monate  Juni  1816 
war  er  allerdings  auf  261  herabgesunken, 
aber  die  Abgabe  des  Papiergoldes  gegen 
1  prozentige  Staatssohuldvei-schrcibnngen  und 
40  fl.  Bauknoten  füi-  je  140  fl.  Papiergeld 
brachte  noch  Gewinn,  und  eine  sofortige  starke 
Anlieferung  von  Papiei^eld  bei  der  Bank 
musste  eriÄ'artet  wemen,  selbst  wenn,  was 
gar  nicht  zu  gewärtigen    war,  wirklich 
alle    50000   Bankaktien   alsbald  verkauft 
worden  wären,    ifau  erhielt  für  das  Pa- 
piergeld   keinen    bestimmten    Betrag  an 
Konventionsmflnze,  sondern  das,  was  man 
im  ^nzen  dafür  empfing,  hing  ab  vom  je- 
weihgen  Börsenkm-se  der  1  pi-ozentigen  Staats- 
schuldverschreibungen;  es  hätten  sich  wohl 
bei  fortgesetzter  Aufrechterlialtiing  der  Ein- 
lösung des  Papiei^Ules  wie  der  Banknoten 
die  Schwankungen  der  Börsenkurse  der  Kon- 
ventionsmünze verringert ;  allein  wäre  es 
nicht  auch  unter  solchen  Umständen  wahr- 
scheinlich gewesen,  dass  tlas  Publikimx  Papier- 
geld in  grossen  Jlengen  bei  der  Bank  gegen 
Banknoten  und  Staatsschuldvei-schreibungen 
eintauschen  wAkIo  ?  Es  bot  sich  doch  das  erste 
Mal  die  Gelegenheit,  das  nncinlösliehe  Papier- 
geld in  beüebigen  Mengen  gegen  cinlösliche 
Banknoten,  also  gegen  Münze  und  auf  Münze 
lautende  Staatsschuld  verschrei biui gen  abzu- 
geben, und  man  konnte  annehmen,  dass  das 
Publikum  das  schlechtere  Geld  behalten 
Wörde?    Andererseits  war  es  feist  sicher, 
dass  viele  die  bei  der  Abgabe  des  Papiei^ldes 
empfangenen  Banknoten    sofort   zur  Ein- 
lÖBimg   iu  Konventionsmflnze  präsentieren 
wtlrden,  denn  die  noch  nicht  exUtierende 
Bimk  war  eine  uibekannte  Gr5BSe,  und  man 
konnte  nichts  verlieren,  wenn  man  Münze 
mdim  und  wartete,  bis  die  Banknoten  sich 
das  allgemeine  Vertrauen  erworben  haben 
wflrden. 

Die  Torkehrungen  der  Pinanzverwaltung 
bei  Eröffnung  der  Nationalbank  am  1.  Juh 
1816  trugen  diesen  Möglichkeiten  nicht  ge- 


nügend Rechnung.')  Die  provisorische  Direk- 
tion empfing  vom  Staate  12340000  fl.  Kon- 
ventionsmflnze; da  indessen  sofort  Papier- 
geld in  beträchtlichen  Mcn^n  zur  Einlösung 
abgegeben  und  die  emit^erten  Banknoten 
selbst  wie<ler  sofort  in  grossen  Mengen  gegen 
Münze  eingetauscht  wurden,  so  wardieBank- 
verwaltimg,  da  ihr  keine  genügenden  Mfinz- 
vorräte  zur  Verfflgimg  gestellt  worden  waren, 
genötigt,  die  Einlösmig  des  Papieigeldes  ein- 
zuschränken. Vom  8.  Jtui  an  wurden  von  einer 
Partei  nicht  mehr  als  7000  fl.  Papiergeld  zur 
Einlösung  angenommen ;  da  dadurch  die  >dio 
Ordnung  so  sehr  stOrende  ^ist«,  mit  der 
sich  die  Leute  zur  Einlösung  drängten,  nicht 
ab-,  sondern  zunahm,  wiurdeverffl^  dass  vom 
5.  August  an  um  die  Einlösung  schriftlich  anzu- 
suchen sei;  am  18.Augustwurdedie  unmittel- 
bare Einlösung  bei  der  Bank  überhaupt  einge- 
stellt und  der  Ankauf  des  Papiergeldes  vom 
26.  August  an  im  Namen  der  Bank  an  der 
Börse  angeordnet  (monatlich  waren  höchstens 
3  Millionen  Gulden  in  Banknoten  und  5 
Millionen  Gulden  in  1  prozentigen  Staats- 
schuld verschreibun  gen  zum  Ankaufe  zu  ver- 
wenden). Diese  Ankäufe  währten  bis  zum 
25.  Januar  1817  und  wiudeu  nach  diesem 
Zeitpunkte  nie  wieder  aufgenommen.  Dii> 
Regienmg  traf  vielmehr  schon  im  Ok- 
tober ISlii  eine  Verfügimg,  welche  ein  Ai>- 
gehen  von  dem  in  den  Patenten  vom  1.  Juni 
1816  festgestellten  Plane  der  Eiolösung  des 
Papiei^Ules  bedeutete:  die  Aussehreibung 
des  sogenannten  An-osienrngsanlehens  (kaiser- 
liches Patent  vom  29.  Oktober  1816),  durch 
das  bis  zu  seinem  Abschlüsse  (im  April 
1818)  131439000  fl.  Papiei-geld(nach  Beer, 
eine  andere  Quelle  giebt  den  Betrag  mit 
129  379  000  fl.  an)  eingezogen  wurden.  Im 
ganzen  wurden  dm-ch  Ausgabe  von  Bank- 
noten und  Iprozentigen  Staatssch\ddver- 
Schreibungen  46325234,30  fi.  Papieigeld 
eingezogen  ^davon  20013914,30  fl.  an  der 
Börse,  wobei  die  Banknoten  und  die  Staats- 
Bchuldverachreibungeu  getrennt  und  zu 
den  B<)rsenkursea  verkauft  wurden ;  dei- 
Einkauf  an  der  Börse  ergab  eine  Minderaiis- 
gabe  von  3 941 755  fl.)*). 


Die  Finanzrerwaltttng  glanbte,  das»  das 
in  seinem  Schickaale  gesicherte  Papiergeld  zn- 
näclist  nicht  iu  grossen  Mengen  zur  Einlösung 
gebracht  werden  dürfte,  ebensowenig  erwartete 
sie,  daaa  viele  Banknoten  gegen  Mänzen  einge- 
wechselt werden  würden ;  eine  metalliache  Drittel- 
deckung der  bei  der  Einlösung  des  I*apiergeldes 
anagegebenen  Banknoten  wurde,  wie  es  scheint 
für  genügend  gehalten,  wonach  die  Kosten  der 
Papiergeldeinziehung  für  die  Staatsverwaltung 
sich  hätten  niedrig  stellen  müssen.  IS.  Beer. 
I.  c.  S.  456  £f.  nnd  96  tf.) 

*)  Diese  kurze  Einlöaungsaktion  bewirkte 
grosse  Schwanknupeii  des  Kurses  der  Kon- 
ventionsmüüze  im  iieitraunie  weniger  Wochen. 
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Die  Errichtung  der  Nationalbank  wurde 
dag'^n  ganz  im  Sinne  der  Patente  vom 
1.  Juni  1816  betrieben.  Da  bis  Ende  Juli 
1816  bereits  1909  Aktien  verkauft  worden 
wareOf  erging  an  die  Aktionäre  am  1.  August 
1816  die  Aufforderung,  einen  Ausschuss  der 
Bank  zu  wählen ;  nacli  vollz(^ener  Wahl  er- 
nannte der  AuBschuBS  aus  seiner  Mitte  am 
23.  September  eine  Kommission  von  12  Per- 
sonen, die  mit  einem  Kommissär  der  Finanz- 
verwaltung das  Reglement  der  Bank  aus- 
arbeiten sollten.  Dieses  war  in  den  beiden 
Patenten  vom  1.  Juni  1816  voi^esehen  und 
sollte  die  £inzelheiten  über  die  >Kepräsen- 
tation  der  BankgeseilBchaft  .  .  .,  die  Art  der 
Verwaltung  und  Iieitnng  des  Bankinstituts« 
enthalten,  die  in  jenen  Patenten  fehlten; 
überdies  sollte  diese  Kommission  nähere 
Bestimmungen  über  das  Eskomptegeschäft 
Torachlageo.  Die  seit  der  fehlgeschlagenen 
ELnl^Ssungsaktioa  vOllig  veränderten  Ver- 
hältnisse machten  jedoch  eine  umfassendere 
Arbeit  nötig;  die  in  den  grundlegenden 
Patenten  vom  1.  Jnni  1816  gegebene  Ord- 
nung der  Naüonalbank  sollte  mcht  bloss  er- 
^nzt,  sondern  sie  muaste  in  wesentlichen 
Punkten  abgeändert  werden,  d.  fa.  es  war 
ein  neues  Banlratatut  auszuarbeiten,  das  dann 
die  Grundlage  eines  neuen  Reglements 
-werden  konnte.  Die  Kommission  beendigte 
ihre  Beratungen  im  März  1817,  die  ent- 
worfenen Statuten  wurden  mit  mehreren 
Abänderungen  am  15.  Juli  1817  sanktioniert, 
das  R^lement  erhielt  am  17.  Dezember  1817 
die  Bestätigung  des  Finanzministers,  und  am 
19.  Januar  1818  übernahm  die  nach  den 
Statuten  gewählte  Bankdirektion  die  Ijcitung 
derGeschäfte  von  der  provisorischen  Direktion. 

Das  neue  Statut,  aus  einer  Yereinbanmg 
der  Staatsverwaltung  mit  der  Vertretung 
der  Aktionäre  hervorgegangen ,  ist  nun 
sowie  das  Reglement  kurz  zu  erörtern. 
Unter  den  Geschäften  der  Bank  wird  din 
Einlösung  des  Papiergeldes  nicht  mehr  ge- 
nannt; die  Kommission  hatte  beim  Finanz- 
minister angefragt,  ob  im  Statute  auf  die 
Einlösung  des  Papiei^ldes  durch  die  Bank 
Bedacht  zu  nehmen  sei,  aber  eine  verneinende 


Am  15.  Hai  1816  betrag  der  Kars  352-;3,  am 
22.  Sai  343,  am  29.  Hu  327,  am  5.  Jani  (die 
Patente  vom  1.  Jani  erschienen  in  der  k.  k. 
priv.  Wiener  Zeitang  am  4.  Juni)  309"  4;  bis 
xnde  Jani  sank  er  aaf  261,  am  1.  Jali  anf 
249'', ;  vom  4.  bis  zam  9,  Juli  stieg  er  von 
258*;s  anf  291  und  schloss  am  31.  Juli  mit 
283*  g.  Im  August  steht  er  bis  zam  29.  fast 
täglich  über  290,  aber  anter  300.  Die  Kurse 
vom  28.  bis  31.  Augast  waren:  296*/a.  310, 
327*/,, 315.  Die  Iprozentigen Obligationen  hatten 
ma  1.  Juli  den  Kurs  von  16* «  und  schwanhten 
Im  läide  Angast  zwischen  167«  und  12"',^; 
eän  Kars  von  Uber  16  wurde  in  diesem  Zeitr 
raome  bloas  am  1.  und  2.  Juli  verzeichnet 

HandwSrterbooh  der  Staatswlssenschafteo.  Zvre 


Antwort  erhalten:  die  Einlösung  sei  eine 
Ma^re^l  des  Staates,  dieser  habe  die  Mittel 
auFzubnngen;  die  Bank  könne  als  Bevoll- 
mächtigter einschreiten,  es  genüge,  in  das 
Statut  den  Grundsatz  aufzunehmen,  dass  die 
Bank  dim;h  ein  Uebereinkommen  auch  für 
den  Staat  Geschäfte  zu  flbemehmcn  habe 
(Beer).  So  verlor  die  Bank  die  Funktion, 
derentwegen  der  Staat  ihre  Errichtiuig  au- 
geordnet hatte,  und  es  wurde  im  §  41  im 
Sinne  des  Wunsches  des  Finanzministers  ver- 
fügt, »über  Geschäfte,  welche  die  Bank  für 
die  Staatsverwaltung  übernimmt^  ist  zwischen 
dieser  und  der  Bankdirektion  jedesmal  ein 
eigenes  Uebereinkommen  zti  treffen.«  Zum 
Eskompte-  und  Hypothekarkreditgeschäft 
wurden  im  neuen  Statute  zugefügt  als  Ge- 
schäfte der  Bank:  die  Ausgabe  und  Ein- 
lösung von  Anweisungen  der  Bank  auf  sich 
selbst  (Banknoten),  das  Girogeschäft,  das 
Depoätengeschflft  und  die  Erteilung  von 
Vorschüssen  und  Darlehen  auf  bewe^che 
Güter.  Das  Eskomptegmchäft  war  bcsc^bikt 
auf  Wecdisel,  die  auf  Wien  gezogen  oder  in 
Wien  zahlbar  waren,  femer  auf  bolawechael 
für  Waren ;  die  Wechsel  sollten  mindestens 
auf  300  fL  lallten  und  keine  längere  Lauf- 
zeit als  drei  Monate  haben.  Die  Fistsetzung 
des  ZinsfusscB  war  unter  Umständen  den 
Censoren  überlassen,  die  zur  Begutachtung 
der  Wechsel  berufen  werden  mussten,  lag 
aber  später  auf  Grund  einer  Verfügung  der 
Regierung  vom  10.  Febniar  1820  allein  der 
Bankdirektion  ob.  Das  Girogoschätt  wurde  von 
der  Bank  während  der  Dauer  des  ersten 
Privilegiums  nicht  betrieben.  Die  ausge- 
gebeneu Noten  sind  sofort  auf  Verlangen 
des  üeberbringers  in  KonventionsmOnze 
auszuzahlen ;  (lie  frühere  Bestimmung ,  in 
welchen  (reschäften  Noten  au.sg:pgeben  wenlen 
dürfen,  ist  entfallen,  ebenso  die  Anordnung, 
dass  die  Noten  nie  ohne  soi^fältige  Rück- 
sicht auf  die  Münzvorrüte  ausgegeben  werden 
dürfen.  Dagegen  wird  im  Statute  von  der 
»vollen  Bedeckuag«  der  Noten  gesprochen 
und  im  Reglement  von  der  » Statuten  mässigen 
vollen  Bedeckung«  der  Noten,  aber  die  Art 
dieser  Bedockting  ist  nicht  angegeben.  Ein 
ziffermassiges  Verhältois  der  ausgegebenen 
Noten  zum  Metallschatz  ist  nicht  erwähnt 
und  von  ■  einer  bankmässigen  Bedeckung 
der  Banknoten  ist  keine  Rede.  Darlehen 
erteilen  durfte  die  Bank  bei  Verpfändung 
von  (Jold-  und  Silberbarren,  Geräten  aller 
Art  aus  Edelmetall,  Münzen,  die,  ohne  ge- 
setzlichen Umlauf  zu  btisitzen,  von  dem 
Verkehre  nicht  aiLSfjeschlossen  sind,  und 
von  inländisdien  in  Konventionsmflnze  ver- 
zinslichen Staatspapieren  (die  Beschränkung, 
dass  die  Verzinsung  der  Staatspapiere  in 
Konventionsmflnze  erfolgen  müsse,  entfiel  im 
Februar  1819).  Die  längste  Frist  der  Darlehen 
war  drei  Monate.  Die  Bank  ist  berechtigt,  bei 

te  Anflagp.  II.  16 
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(Uesen  Darlehen  6  °.'o  Zinsen  üu  verlangen,  ein 
höherer  Zinsfuss  war  oui"  nach  einer  be- 
sonderen kaiserlichen  Genehmigung  zulässig. 
Die  Erteilung  von  HypotJiekardarlehen  war 
einer  späteren  Zeit  vorbehalten.  Endlich 
betrieb  die  Bank  das  Anweisungsgeschäft, 
das  im  Statute  nicht  unter  den  Geschäften 
der  Bank  angeführt  ist.  Die  Zahltmgsmittel 
der  Bank  sind  die  gesetzlichen  Silbermünzen, 
Banknoten  und  die  Scheidemünze;  sie  em- 
pfängt und  leistet  alle  Zahlungen  in  der 
Konventionsmünzwahrung. 

Das  Aktienkapital  der  Bank  wurde  gegen- 
über der  ersten  Festsetzung  nicht  verändert, 
allein  die  einzelne  Aktie  auf  1000  fl.  I^pier- 
geld  und  100  fl.  Konventionsmilaze  redu- 
ziert, womit  eine  Verdoppelung  der  Aktien- 
zahl verbunden  wai*.  Es  verblieb  auch  dar 
bei}  dass  die  Bank  für  die  in  Papiergeld 
leisteten  Aktieneinzahltmgen  2V8iux}zeatige 
m  Silber  verzinsliche  Staatsobligati(men 
hielt,  dieselben  waren  unverflusserlieh  und 
jährlich  durch  eine  Zahlung  von  500000  fl. 
in  Konvaitionamflnze  an  die  Bank  derart  zu 
tilgen,  dass  dafür  1  Million  CKüden  in  Ob- 
li^tioaea  von  der  Forderung  der  Bank  ab- 
zuschreiben waren ;  die  Zinsen  der  getilgten 
Obl^tiouen  wurden  fortbezahlt  und  zur 
wedteren  Abtragung  der  Schuld  im  selben 
Yeriifiltnisse  verwendet  In  der  Verfügiing 
über  den  Reingewinn  war  die  Bank  nicht 
frei:  30  fl.  Konventionsmünze  sind  jähr- 
lich als  gewöhnliche  Dividende  zu  ver- 
teilen, ist  dann  nodi  ein  Reingewinn  ver- 
fügbar, so  muss  die  Hälfte  desselben  zur 
Gründimg  eines  Reservefonds  verwendet 
werden.  Nach  einigen  Jahren  bereits,  als  die 
Bank  mit  dem  StsAte  in  innigen  Oeschäfts- 
beziehimgen  stand,  wurde  diese  Beschränkung 
beseitigt,  und  für  1820  sowie  weiterhin  galt 
die  Norm,  dass  nach  vorläufiger  Rücksprache 
der  Bankdirektion  mit  der  Finanzverwfdtung 
der  Ausschuss  die  Dividende  festsetzte.  Die 
Verwaltung  der  Bank  war  von  der  Direktion 
au  besorgen,  die  aus  dem  Gouverneur  und 
dessen  Stellverti-eter  (beide  vom  Kaiser  er- 
nannt) \ind  12  Direktoren  bestand,  die  der 
Aussdiuss  aus  den  Aktionären  zu  wählen 
hatte.  Der  Ausschuss  bestand  (uaA  Ein- 
zahlimg  von  mehr  als  der  Hälfte  der  Aktien) 
aus  jenen  100  Aktionären,  die  6  Monate  vor 
und  zur  Zeit  der  Einberufung  des  Aus- 
schusses nachweislich  die  grösste  Anzahl 
Aktien  besassen.  Der  Ausschuss  ist  für  ein 
Jahr  unveränderlich,  er  versammelt  sich  in 
der  Regel  einmal  im  Jahre  und  zwar  im 
Januar;  seine  Kompetenz  besteht  in  der 
Vornahme  der  Wahlen,  in  der  Prflfimg  der 
Rechnungsabschlfisse  und  der  Oebahiung  der 
Direktion,  in  der  Beschliessung  von  Aende- 
rangen  des  Statuts  und  des  Reglements 
(welche  die  Direktion  vorschlägt),  in  der 
ErCrtemng   von   Anträgen   der  Direktion 


wegen  Erneuerung  und  Auflösung  der  Bank, 
endlich  kami  er  \-on  der  Direktion  Auf- 
klärungen verlangen  »über  den  Zustand  des 
Bankfonds  und  über  die  ordnungsmässige 
Verwendung  desselben«.  Die  vom  Aus- 
schusse genehmigten  Rechnungsabschlfisse 
sind  öffentlich  kundzumachen.  Die  Be- 
stimmung des  Statuts,  dass  das  Amt  des 
Gouverneurs  nach  zwei  Jahren  immer  wieder 
auf  den  Stellvertreter  übergeht,  wiutle  sdiou 
im  Februar  1820  aufgehoben  md  angeordnet, 
dass  der  Gouverneur  sein  Amt  dauernd  be- 
halten könne.  Dem  Ausschüsse  wie  der 
Direktion  können  nur  österreichische  Staats- 
bürger angehören.  Der  für  die  Geschäfte^ 
die  für  den  Staat  zu  besoq^  waren,  wldi- 
tige  §  41  wurde  ohea  citiert;  die  einbe- 
kannte Aufsicht  des  Staates  wird,  wie 
nach  dem  zweiten  Patente  vom  1.  Juni  1816, 
durch  einen  Kommissär  ausgeübt,  dieser 
durfte  in  den  Beratungen  des  Ausschusses  mid 
der  DiiekÜw  seine  Ansicht  Äussern;  sein 
£inB{Hiich  ge^en  eine  statutenwidiige  oder 
dem  Stoatsmteresse  -widersprechende  Mass- 
nahme der  Bank  hatte  eine  aufhaltende 
Wirkung;  der  Kommissur  musste  »insbe- 
sondere unter  seiner  Verantwortungc  darüber 
iraohen,  dasa  die  Baaknoten  »immer  ihre 
volle  Bedeckung  haben«.  Das  Notenau^ibe- 
und  das  Eskomptierangspiivilegium  der  Bank 
wurden  sehr  abgeschwächt:  die  Bank  Iiat 
im  ganzen  Ummnge  der  Monarchie  das 
Recht ,  Banknoten  auszugeben^  aber  kein 
ausschliessliches  Recht;  diese  kernen  Zwangs- 
kurs besitzenden  Noten  werden  bei  allen 
Öffentlichen  Kassen  nach  ihrem  Nennbeträge 
für  Konventionsmünze  angenommen;  die 
Bank  ist  ferner  berechtigt,  innerhalb  der 
Monarchie  Filialbuiken  zu  errichten,  »und 
wenn  sie  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
macht,  so  soll  keiner  anderen  Anstalt  ge- 
stattet werden,  an  dem  Orte,  wo  sie  eine 
Filialbank  errichtet,  eine  Eskoutoanstalt  ein- 
zusetzen oder  Noten  auszuüben«.  Auch 
hierbei  keine  Ausschliesslichkeit.  Die  Übrigen 
Vorrechte  der  Bank  (Steuerfreiheit,  Gterichts- 
stand ,  Verfolgung  von  Ansprüchen  aus  den 
Bankgeschäften,  von  Fälschung  der  Bank- 
noten ,  Bankaktien  und  Dcp<töitenscheine 
u.  8.  w.)  werden  weder  hier  nodi  bei  den 
späteren  Privilegien  zu  erörtern  sein.  Das 
Privile^um  soll  mit  allen  durch  dassdbe 
der  Bank  verliehenen  Vorrechten  durch 
fünfundzwanzig  Jahre,  eventuell  bis  zur 
völligen  Tilgung  der  2Vs  prozentigen  Obliga- 
tionen dauern. 

Die  Anordnungen  des  Statuts  vom  15. 
Juli  1817  und  die  Abänderun^n  desselben, 
die  bis  zum  nächsten  Privilegium  der  Bank 
verfügt  wurden  (einige  sind  oben  erwähnt 
wtirden).  waren  allein  fflr  die  Bank  mass- 
gebend bis  zum  28.  Oktober  1841,  an  wel- 
chem Tage  ein  neu»  Privilegium  in  Wiifc- 
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sambeit  trat.  Die  Aenderuugen  der  Patzte 
v(m  1.  Juni  1816  durch  cUte  Statut  Tom 
lä  Juli  1817,  Tie  sie  dargestellt  wurden, 
haben  Bich  in  der  Fotee  ni^t  als  eo  wichtig 
oirieseD,  wie  man  glauben  möchte ;  denn 
die  Bank  genoss  als  Notenbank  in  Wirklich- 
kdt  die  vorteile  der  tiiktiBcben  Eonkur- 
roizloa^reit^  obwohl  sie  (bis  1B47)  keine 
Filialen  errichtete,  andererseits  fibemahm 
ae  die  ^Solösung  des  F^er^ldee  des 
StaatsB  Bdion  im  Jahre  1820  freiwillig  und 
hat  in  dieser  Aktifm  b>los6ale  Mengen  ihrer 
Noten  ansg^ebea. 

t.  Die  Geschfifte  der  Baak  mit  der 
StufSTWrwaltwie.  Als  die  auf  Grund  des 
Statuts  Tom  15.  im  1817  erwählte  Direktion 
am  18.  Januar  1818  die  Verwaltung  der 
Buk  Obemahm,  war  infolge  des  Einwirkens 
der  oben  erwfthnten  Kommission  von  12 
]fifgliedera  das  Eskomptegeschaft  bei-eits  im 
Gange  (seit  dem  27.  Januar  1817};  die  Er- 
tragnisse desselben,  andere  geringfügige  Zu- 
fmacy  hauptsächlich  aber  die  2  Vi  prozentigen 
Zinsen  der  Staatsobligationen,  welche  die 
Bant  an  Stelle  des  in  Papiei^ld  gezahlten 
Aktienkapitales  erhalten  hatte,  bildeten  die 
ISnnahmen  der  Üntemehmung,  aus  denen 
für  1816  und  1817  Dividenden  an  die  Aktio- 
näre verteilt  worden  waren.  Die  Bank- 
direktion b^^ann  nun  den  Betrieb  der  Übrigen 
statnteomässi^n  Geschäfte  der  Bank  (mit  Aus- 
nahme des  Öiro-  und  des  Hypothekarkredit- 
geschäftes)  nnd  das  An  Weisungsgeschäft  "Von 
i^rSsster  Wichtigkeit  für  die  Baiik  und  für  alle 
v^sdiiedenart^n  Interessen,  die  an  der  No- 
tenbank beteiligt  sind,  waren  aber  nicht  diese 
normalen  Bankgeschäfte,  sondern  jene,  die 
sie  ffir  die  Staatsvem'altung  besorgte  und 
mit  dieser  abschloss.  Die  ersten  Mnleitungen 
zu  diesen  Transaktionen  wui^en  schon  im 
■fahre  1819  getroffen;  es  sind  dies  die 
l'ebeniahme  der  Einlösung  des  Papiergeldes 
dmrch  die  Bank  und  die  Eskomptiei'ung  von 
Aiiwfisimgen  der  Staatscentralkasse  durch 
die  Bank ;  mit  dem  ersteren  Geschäfte  hing 
■lann  auca  die  Sistierung  der  Beübung  fast 
der  Hälfte  der  Aktien  der  Bank  zusammen, 
die  mit  Ende  1819  antrat,  nachdem  die  An- 
zahl der  begebenen  Aktien  50621  erreicht 
hatte.^ 

Die  Staatsverwaltung  hatte  sät  1817 
keine  Massmdime  wegen  Beseitigung  des 
I't^tteiigeldes  getroffen ;  im  Jahre  1819  wurde, 
nachdem  man  die  Bank  für  genügend  er- 
»tarkt  hielt,  der  ursprüngliche  Plan  der  Ein- 


')  In  der  Zeit  vom  25.  Januar  1817  bis  20. 
AoTember  1817  war  es  gestattet,  die  inKonven- 
ponsmflnze  zn  leistenden  Einzahlnngen  auf  Aktien 
m  Papiergeld  und  zwar  im  Verhältnisse  von  200  fl. 
Papiergeld  fOr  100  fl.  Eonventionsmttnze  za  ent- 
nchten.  Auf  diesem  Wege  wurden  237790  ä. 
i^iergeld  eingezc^en. 


lösung  des  Papiergeldes  durch  die  Bank 
wieder  aufgenommen,  wobei  die  Bedingungen 
der  Einlösung  und  die  gegenseitigen  Ver- 
pflichtungen des  Staates  und  der  Bank 
anders  als  in  den  Patenten  vom  1.  Juni 
1816  festgesetzt  werden  mussten.  Das  erste 
üebereinkommen  in  dieser  Sache  datiert  vom 
3.  März  1820  und  war  im  Sinne  des  §  41 
der  Statuten  zwischen  der  Staatsverwaltung 
imd  der  Bwkdirektion  abgeschlossen  worden. 
Demnadi  verpfliditete  sich  die  Bank,  die 
Einlösung  des  Fapieri^ldes,  welche  ohne 
Zwang  nach  dem  von  seile  der  Stadtverwal- 
tung als  unabtoderlich  festgesetzten  Veriifllt- 
nisse  von  100 fl. Konventionsmünze  fflr250  fl. 
Papiergeld  zu  erfolgen  hatte,  für  Rechnung 
des  Staates  zu  besrä^n.  Die  Summe  des 
zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  umlaufen- 
den Papiei^ldes  wuide  von  der  Finanzver- 
waltung  mit  4^  715925  fl.  angegeben  und 
zum  B^ufe  der  Berechnungen  mit  der  Bank 
auf  450000000  fl.  abgerundet  Die  Staats- 
verwaltung ihrerseits  übernahm  die  Ver- 
pflichtungen:  l)denungetiIgtenRestder2  Vs- 
prozentigen  Staatsobligationen  von  23232000 
il.  in  KonventionsmOnze  sogleich  zu  be- 
richtigen ;  2)  die  noch  nicht  hinausgegebenen 
49379  Aktien  der  Bank  zum  fteise  von 
610  fl.  Konventionsmünze  für  jede  Aktie  (da- 
von 10  fl.  für  den  Reservefonds  der  Bank),  also 
im  ganzen  lun  30121190  fl.  Konventions- 
münze zu  übernehmen ;  3)  der  Bant  sofort  nach 
geschlossenem  Vertrage  10  Millionen  Gulden 
Konventionsmünze  und  in  den  Bedürfnissen 
der  Bank  und  dem  Fortschreiten  der  Ein- 
lösung entsprechenden  Raten  weitere  30 
Millionen  Gulden  Eonventionsmünze  als  bfoe 
Dotation  zu  bezahlen ;  4)  für  die  übrigen  140 
Millionen  Gulden  (180  Millionen  Gulden  waren 
erforderlidi,  um  450  Millionen  Gulden  Papier- 
geld zum  Kurse  vtm  100 : 250  einzulösen)  der 
Bank  4prozentige  unvei&nsserlidie  Staats- 
sdhuldverschreibungen  und  zugleich  als  Subsi- 
diarhypothek  öprozentige,  unter  bestimmten 
Bedingungen  veräusserüche  Oblieationen  zu 
übei^ben,  derart,  dass  die  Ban^  für  jede 
Forderung  von  70  fl.  Konventionsmüoze 
100  fl.  Sprozentige  Obligationen  zu  eriialten 
hatte;  6)  zur  allmählichen  Tilgung  der  140 
Millionen  Gulden  der  Bank  eine  dnrdi  den  Zu- 
schlag der  Zinsen  (der  getilgten  Obligationen) 
zu  vermehrende  Rente  von  jährUchen 
1400000  fl.  vom  1.  Januar  1821  zu  bezahlen. 
SoUte  m  den  von  Seite  des  Staates  zuge- 
sicherten Zahlungen  dne  Stockaug  eintr^n 
oder  die  Einwediselung  d^  Banknoten  in 
Münze  die  Aufbringung  eines  grösseren 
Münzvorrates  notwendig  machen  und  die 
Staatsverwaltung  nicht  im  stände  sein,  der 
Bank  die  erforderlichen  Summen  auf  eine 
andere  Weise  zuzuwenden,  so  durfte  die 
Bank  die  5prozentigenObligationen  veräussem. 
£^  sei  zur  Vervollständigung  noch  beigefügt. 

15* 
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dass  es  der  Bank  vorbelialten  blieb,  die 
Zahlungen  auf  jene  23232000  fl.  und 
30121190  fl.  in  Teilbeträgen  >  nach  Mass- 
gabe des  Bedarfes  und  der  Konvenienz  der 
Bank«  zu  verlangen  und  dass  die  4prozentigen 
sowie  die  5  prozentigen  Staatsschuld  verschrei- 
bimgen  erst  dann  und  in  <lem  Masse  der 
Bank  übergeben  wei-den  sollten,  als  dieselbe 
nachgewiesen  haben  würde,  dass  die  bare 
Dotation  von  4it  Millionen  Gulden  »durch 
die  bereits  bewerkstelligte  EinJOsung«  (wohl 
dee  Papiei^ldes)  ^erschöpft  und  die  Bfuik 
zur  "Verwendung  ihrer  eigenen  Mittel  ge- 
schritten seif ;  endlich  hatte  der  Bezug  der 
Zinsen  sowie  derXilgungsrento  der2Vs  prozen- 
tigen  Obligationen  vom  1.  Januar  1820  an 
aufzuhören. 

Nach  dieser  Abmachung  zahlte  die  Staats- 
verwaltung die  erste  Rate  von  10  Millionen 
Gulden  im  Jahi-e  1820,  den  Rest  von  30 
Hillionen  Oulden  und  jene  23232000  fl. 
luB  Ende  1823,  wodurch,  jede  der  50621 
Aktien  auf  60u  fl.  EouventionAmünze  ge- 
bracht wurde. 

Die  Bank  begann  sogleich  mit  der  Ein- 
lösung des  Fapiei^ldes  und  zog  davon  noch 
im  Jahre  1820  59289950  fl.  und  im  Jahre 
1821  76911625  fl.  Wr.  Whg.  ein.  In  den 
Jahren  1821  und  1822  wurde  aber  das  Ab- 
kommen v.  3.  März  182Ü  in  wichtigen  Funkten 
abgeändei-t.  Im  Jahre  1821  verschlechterte 
sich  infolge  eines  unerwarteten  MiUtärauf- 
wandesin  Italien  die  Lage  der  Staatsfinanzeu, 
und  die  Finanzverwaltung  strebte  danach, 
die  Lasten  des  Vertrages  vom  3.  März  1820 
zu  verringern.  Zunächst  wurde  die  Ab- 
machung wegen  Uebernahme  der  49  379 
Aktien  der  Bank  seitens  der  Staatsverwaltung, 
rückgängig  gemacht  d\irch  ein  Uebereiukom- 
men  mit  der  Direktion  vom  18.  Oktober  1821 ; 
die  A3rtien  blieben  im  Besitze  der  Bank ;  es 
war  »dem  Urteile  der  jeweiligen  Ijcitung 
des  Institutes  überlassen<  ,  diese  Aktien  aus- 
zugeben. Endlich  wurde  zur  Verminderung 
der  Last  der  Staatsfinanzea  der  Vertrag  vom 
30.  November  1822  geschlossen.  Bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  hatte  die  Bank  rund  185 
Millionen  Gulden  Wiener  Whg.  eingelöst  und 
dafür  74  Millionen  Dulden  Banknoten  ausge- 
geben ;  vom  Staate  hatte  sie  40  Mill.  ü.  K.  M. 
zu  einem  Teile  bereits  erhalten,  der  andere 
Teil  war  ihr  auf  Gnmd  eines  abgeschlossenen 
Anlehens  sicher,  überdies  waren  ihr  60  Milli- 
onen fl.  K,  M.  4  prozentiger  Schuldverschrei- 
bungen überlassen  worden,  so  dass  sie  an 
Zahlungen  und  Deckung  um  26  Millionen 
Gulden  K.  M.  mehr  empfangen  hatte,  als 
der  damaligen  Einlösung  des  Papiei^ldes 
entsprach;  im  ganzen  Tiatte  die  Baiik  in 
jenen  40  MUlb>nen  Gulden  bar  und  60  Millionen 
Giüden  Staataobligationen  die  Deckung  für  250 
Millionen  Oiüden  wr.  Whg.iuH&nden; fOrdie 
lestlichen  200  Millionen  Gulden  Wr.  Whg. 


hatteihrdie  Staatfiverwaltungsucce[?.sive  noch 
80  Millionen  Gidden  4prozentige  Staats- 
schuld verschreibungen  zu  geben.  Um  den  Auf- 
wand für  diese  Verzinsung  zu  vermeiden, 
entöchlosa  sich  die  Finauzverwaltung,  der 
Bank  30  Millionen  Gulden  Konventions- 
münze, die  zum  Beliufe  der  Deckung  der 
bei  der  Papiergeldeinlösung  auszugebenden 
Banknoten  zu  verwenden  waren,  zu  zahlen 
dagegen ,  dass  die  jälirliche  Tilgungsrate 
von  1400000  fl.  samt  den  Zinsen  von  den 
mittelst  dieser  Raten  getilgten  Schuldver- 
schreibungen bis  zum  Jahre  1837  sistiert 
wird  (vom  Jahre  1837  an  sollte  die  verzins- 
hche  wie  die  sogleich  zu  erwähnende 
unverzinsliche  Schuld  durch  die  Rente  von 
1400000  fl.  und  die  Zinsen  der  getilgten 
Obligationen  jährlich  vermindert  werden), 
femer  dage^n,  daäs  die  Bank  die  zur  Ein- 
lösung des  Papiergeldes  noch  weiter ,  über 
130  Millionen  fl.  Kouventionsmünze  aufzu- 
wendenden Summen  als  dem  Staate  gewährtes 
unverzinsliches  Darlehen  behandle,  wclcheK 
demnach  höchstens,  d.  h.  wenn  das  gesamt«* 
Papiergeld  zur  Einlösung  pifiseutiert  werden 
sollte,  50  Millionen  Gulden  betragen  konnte. 
Der  verzinsliclu}  Teil  der  Schuld  des  Staates 
wurde  also  um  26  Millionen  Giüden  Konven- 
tiousmnnze  über  der  damaligen  Menge  der 
bei  Einlösung  des  Papiei-geldes  angegebenen 
Banknoten  festgesetzt.  Auch  füi*  die  un- 
verzinslichen Si;huldverschreibnngen  wurden 
der  Bank  5prozentige  Obligationen  als  Sub- 
sidiarhypothek,  die  (wie  ich  annehme)  unter 
den  nämhchen  Voraussetzungen  veräussert 
werden  konnten  wie  die  neben  den  4pro- 
zentigen  Schuldverschreibungen  gegebenen, 
ausgefolgt.  Das  Facit  der  Abmachungen 
mit  der  Bank  betreffend  die  Eiidösnng  dos 
Papiergeldes  w^ar  also :  die  dabei  äussersten 
Falles  von  der  Bank  aufzuwendende  Summe 
von  180  Millionen  Gnlden  war  durch  die 
Zahlung  von  70  Millionen  Gulden  Kou- 
ventionsmünze und  dm^h  Ki-eierung  einer 
Schuld  von  110  Millionen  Giddeu  Kon- 
ventionsmünze beglichen,  von  der  (K)  Mil- 
lionen zu  4%  verzinslich  und  5U  Milli- 
onen unverzinslich  waren  und  die  (bis  auf 
die  bereits  getilgten  2,97  Millionen  Giüden 
der  verzinslichen  Scliuld)  von  1837  au 
in  dem  dargestellten  Ausmasse  zurückge- 
zahlt werden  sollte.  Jene  30  Millionen 
Gulden  erhielt  die  Bank  in  den  Jahren  1824 
bis  1826,  Die  I'apiergeldeinlösung  war  nun 
dauernd  geordnet  und  sie  setzte  sich  mit 
von  Jahr  zu  Jalu:  abnehmenden  Ziffern  fort. 
Die  eingezogenen  Papiergeldmengen  wurden 
mit  Ausnahme  jener  Beträge,  die  zur  Zah- 
lung von  auf  Wiener  Wäbcning  lautenden 
Staatsschuldonzinsen  unentbehrUch  waren, 
vernichtet.*) 


')  Durch  den  Vertrag  vom  3.  MSrs  1820 
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Das  andei-e  Geschäft  ■war  «lie  Eskomp- 
tierung  von  Anweisungen  der  Staatscentral- 
kasee  dnrch  tlio  Bank.  Da  Staatsausgaben 
damals,  wie  hent«\  "ft  zn  einer  Zeit  pemaolit 
werden  mnssteD.ehedie  Staatseinnahmen,  die 
sie  decken  sollen,  eingeflossen  sind,  nnd  in 
jener  Zeit  fil)erdie8  die  in  <lt^n  ProWnzialstaats- 
kassen  sich  sammelnden  VeherschOsso  nicht 
sohneil  genug  der  Staatscentralkasse  ziu*  Yer- 
fflgtin^  gi'stellt  werden  konnten,  so  musste 
die  Finanzverwaltung  für  eine  Ueberwin- 
dung  dieser  geringfügigen  Schwierigkeiten 
sorgen,  und  der  Oedanke,  hierfür  die  HfUfo 
der  Bank  zn  benutzen,  lag  sehr  nahe.  Die 
durch  Vertrag  vom  28.  Februar  1^22  vei-ein- 
Itarte  Form  war  die,  dass  die  Bank  An- 
weisnogen  der  Staatscentralkaspe  auf  die 
Einnahmska.<«sen  in  Wien  und  in  den  Pro- 
vinzen .  w-o  "Bank-Verwechslnngskassen« 
bestanden,  eskomptierte  und  zwar  zum  ge- 
wöhnlichen fiskomptczinsfusso.  falls  die  An- 
weisungen auf  kerne  3  Monate  überschrei- 
tende Frist  gesteUt  waren.  Aus  dieser 
tieschäftsbeziebung.  die  normal  darauf  be- 
niht.  dass  die  Schidd  immer  Tiieder,  weil 
im  Jahre  zeitweise  die  Staatseinnahmen  die 
Staatsausgaben  flbersteigen,  aus  den  laufen- 
tlen  Einnahmen  gntilgt 'werden  kann,  ent- 
wickelte sieh  alsbald  ein  dauerndes  Schuld- 
verhSlhiis  des  Staates  gt^nübcr  der  Bank, 
weil  die  Staatseinnahmen  dio  Staatsansgaben 
nicht  deckten ;  es  ei^ab  stich  ein  unter  dci- Form 
des  dieimonatlieh  immer  wicd»  erneuerten 
EJskomptege  Schaftes  v«:boi'genes  Anlehen  des 
Staates  bei  dar  Bank.  Der  Betn^  des  der 
Staatsverwaltung  derart  eröffneten  Kredites 
Ktieg  von  6  Millionen  Gulden  im  Jahre  1H22, 
auf  10  Xillionen  Gulden  im  Jahre  1H25,  auf 
20  Hillionen  Gulden  im  Jahr«  1826,  auf  3(1 
Millionen  Gnlden  im  Jahre  1S35,  in  den 
Jahren  1842  imd  1843—1845  wurde  er 
mit  je  24  und  20  Millionen  fl.  in  Ansimich 
genommen,  im  Jahre  1846  trat  wieder  eine 
Elrhöhung  auf  30  Millionen  Gidden  und 
1847  eine  Erhöhung  des  Kredites  auf 


war  die  Ordnnng  de^  Usterr.  Gfldwe!>eDs  an- 
i^lwhnt;  Bofera  die  Bank  ihre  Noten  einlüste, 
war  der  Gnlden  Wr,  "Wbe.  gipich  24  Sreuzfr 
Konventionfimilnze.  Das  bais.  Patent  vom  20. 
Febmar  1811  hatte  dem  Gulden  in  Noten  der 
Wr.  Whg.  dieselbe  Zahlkraft  wie  der  Giüden- 
mfinze  der  Konv.-Whg.  beigelegt.  Der  Zwang, 
Verträge  auf  Wr.  Währung  zn  achliessen  (der 
Hauptsache  nach  galt  dies  auf  Grand  des  eben 
fCenaonten  Patentes)  war  schon  in  den  Jahren 
1816  nnd  1817  beseitigt  worden. 

')  Diese  Kassen  wurden  vom  Jahre  1818 
an  in  den  grösseren  ProvinziiÜBtftdten  zur  £in- 
wechsltmg  der  Banknoten  errichtet,  rie  besorgten 
ancb  das  Anweisnngsgeschaft  nnd  fieit  1820  die 
EinlÖeiiDg  des  Papiergelde».  Sie  waren  Ab- 
t^nngni  der  Staatskaswn. 


Millionen  Gulden  ein ;  die  Verzinsung  betrug 
1S22  .")%,  1S23  4".«  nnd  von  18;i4  an  3«;o. 

Beide  Gew^häfte  waren  für  die  Bank 
äusserst  ertragreich.  Von  den  4  pi-ozentigen 
Obligationen  empfing  die  Bank  von  1823 
bis  Ende  1S.SG  eine  jährliche  Kente  von 
2281190  fl.,  die  dann  infolge  der  Tilgungen 
seit  Anfang  18S7  auf  1646941  fl.  im  Jahre 
1847  sank;  aus  dem  Eskompte  der  Staats- 
kasseanweisungen  bezog  die  Bank  eine 
Jahresrevenue .  die  von  10583  fl.  im  Jahre 
1S22  auf  612141  fl.  im  Jahre  1826,  auf 
104600!)  fl.  im  .Fahre  18:^f)  stieg,  von  1826 
bis  Ende  1847  mit  Ausnalime  von  zwei 
Jahren  nie  weniger  als  WH)  000  fl.  betrug. 
Die  glänzenden  Erti-ägnisse  der  Bank  in 
der  Zeit  bis  1848  sind  allein  auf  die 
Zahlungen  znrflckzufflhren ,  die  der  Staat 
der  Bank  leistete,  wie  dies  noch  naher  an 
der  Hand  der  Ziffern  unten  nachgewiesen 
werden  wird.  Soweit  waren  also  die  Ge- 
schäfte mit  dem  Staate  für  die  Aktionäre 
geradezu  erwünscht ;  beachtet  man  aber 
andererseits,  dass  die  Bank  der  Volkswirt- 
schaft ein  l'irkulationsmittel  zur  Verfügtmg 
zu  stellen  hatte ,  dessen  Einlösbarkeit  in 
Münze  sie  unter  ^en  Umständen  aufrecht 
erhalten  musste,  so  sind  die  Geschäfte  mit 
dem  Staate  nicht  zu  rechtferti^n.  Die 
Bank  wurde  durdt  dieselben  genötigt,  Bank- 
noten in  beträchtlichen  GeBamfanrnmcn  aus- 
zugeben, die  nicht  in  kurzen  Fnsten  bei 
Bezahlung  ihrer  Fordemngen  zu  ihr  zurßck- 
strömen  mussten :  zur  Deckung  der  bei  Ein- 
ziehung des  Papiergeldes  ausgegebenen 
Noten  erhielt  ^e,  wie  erwähnt,  Staätrachuld- 
verschreibungen ;  tbo  Schidd  <1e8  Staates 
sollte  aber  erst  von  1887  an  gi^tilgt  wer^ 
den.  Im  zweiten  Geschäfte  mit  dem  Staate 
hatte  die  Bank  für  ihr  Darlehen  über- 
haupt keine  realisierbare  Sicberstellung,  denn 
die  Centralkassean Weisungen  waren  kein 
Gegenstand  des  allgemeinen  Verkehres  und 
fnr  eine  Tilgung  derselben  war  ilberhaupt 
keine  Vorsoi^  getroffen.  Allerdings  war  der 
Bank  im  Vertrage  vom  8.  März  1820  vor- 
behalten worden,  5  prozentige  Obligationen  zu 
verkaufen,  wenn  der  Staat  nicht  in  der  Lage 
sei,  der  Bank  die  erforderliebe  Deckung  zu- 
zuwenden ,  die  sie  infolge  einer  stärkeren 
Einlfisung  der  Banknoten  Ixinötigte;  femer 
war  die  Bank  seit  dem  Vertrage  vom  12. 
Oktober  1S26  berechtigt,  »falls  die  Verhält- 
nisse und  der  Stand  der  Zahlungsmittel  der 
Bank  eine  Verminderung  des  dem  Staate 
eröffneten  Aßweisungskredites  wünschens- 
wert machen  sollten  .  .  .,  sich  bienvegen 
unverzüglich  an  die  Finanz  Verwaltung  zu 
wenden«  (Ledei-er),  Allein  konnte  hienliuxii 
in  kürzester  Frist  im  Falle  einer  politischen 
oder  wirtschaftlichen  Krise  Hilfe  geschaffen 
werden':'  Das  Verhältnis  zwischen  Münz- 
vorrat und  Banlmotonumlanf  von  Ende  1823 
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bis  Ende  1841  war  nach  den  Jaliresab- 
sdilüssen  so  beschaffen,  dass  es  in  dieser 
Zeit  niemals  eine  Dritteldeckung  gab;  mit 
Äiisnahrae  von  vier  Jahresabscmussen  yf&v 
nicht  einmal  eine  Tlerteldeckung  vor- 
handen, und  wir  finden  Verhältnis2ahleii 
des  Müuzvorrates  zum  Notenumläufe 
wie  1:6,37,  1:7,10,  1:8,6«  und  1:10,77. 
Mit  Rücksicht  aber  auf  die  Tliatsache  der 
Ausgabe  des  grossten  Teiles  der  Banknoten 
in  den  Öeschäften  mit  dem  Staat  durfte 
selbst  eine  Dritteldecknng  nicht  genügen. 
Wenn  die  Staatsverwaltung  die  Zahlungen 
auf  Grund  der  Uebereinkommen  aus  den 
Jahren  1820  und  1822  an  die  Bank  in 
Münze  geleistet  haben  sollte,  so  würde  der 
auBseroraenüidi  niedrige,  von  ICnde  1824 
bis  !Ehide  1832  bestandig  liinter  dem  Aktien- 
kapital zurückbleibende  Betrag  des  Metall- 
scnatzes  beweisen,  dass  die  Bank  beträcht- 
liche Summen  ün-er  Noten  gegen  Abgabe 
von  Münze  einlösen  musste. 

Was  konnte  imter  solchen  Umständen 
verfügt  werden,  um  in  Zeiten  pohtischer 
Bennnihigimg  oder  wirtschaftlicher  Krisen 
die  Situation  der  Bank  rasch  zu  verbessern? 
Ausserordentliche  Rückzahlungen  der  Staats- 
vens'altung  fanden  sellist  in  den  schwierig- 
sten Zeiten,  die  die  Bank  bis  1841  durch- 
machte, nicht  statt:  namentlich  konnte  die 
Finanzverwaltung  Münzvorräfe  aus  ilirem 
Kassenbesitze  in  ausserordentlichen  Bedarfs- 
fällen um  üo  weniger  zur  Verfügimg  stellen, 
als  die  in  den  Staatskassen  sich  ansammeln- 
den MünzvoiTäte  ohneliin  regelmässig  der 
Bank  gegen  Noten  übergeben  wurden.  In 
einem  Falle  besonderer  Bedrängnis  kaufte 
die  StaatSA'erwaltung  durcli  ein  Konsortium 
von  Bankiers  auf  Grund  einer  Abmachung 
vom  Juni  1.S31  Sillierban'en,  die  sie,  nach 
ihrer  Ausprägung  im  Betrage  von  12  ."»8.")  897 
fl.  in  Silbermüüzen,  der  ^^nk  gegen  Noten 
überhess,  (Ue  Bezugsspesen  von  496  617  fi 
trug  der  Staat.  Die  Ablieferung  der  Münze 
zog  säch  durch  drei  Seraester  l^)  Wenige 
Jahre  später  bez(^  die  Bank  selbst  durch 
dasselbe  Konsortium  aus  dem  Auslande  auf 
Grund  eines  Vertrages  vom  22.  Oktober 
1840  in  der  Zeit  bis  März  1841  Silberbarren, 
die  der  Staat,  ohne  eine  Fragegebühr  ein- 
zufordern, zu  6098380  fl.  ausmünzte;  die 
Spesen  von  261265  £1.  tnig  die  Bank. 

Die  nächstliegende  Massn^ime  zur  Stär- 
kung des  Barsäiatzes,  die  Ausgabe  der 
restilchen  49379  Aktien  der  Bank,  konnte 
nicht  verfügt  werden,  da  sie,  zumal  in  un- 


Da  die  Bank  zm-  Erleichterung  des 
Silberbezugea  im  zweiten  Semester  1831  grosse 
Vorschüsse  in  Noten  leistete,  ergab  sich  Ende 
1831  statt  einer  A'erbesseruuff  eine  Verschlech- 
tenmg  der  metallischen  Bedeckunir  (1 : 9.7  tresren 
1 :  8,^  Ende  Juni  1830). 


iidügen  Zeiten,  den  Ki'edit  der  Bauk  er- 
schüttert haben  würde.  Denn  die  QrGsse 
des  Bai-scbatzes  sowie  des  Notenumlaufes 
der  Bank  und  die  ziffermSsügen  Ausweise 
über  ilirc  gesarate  Gebahning  waren  zu  jener 
Zeit  nicht  einmal  dem  Ausschüsse  der  Bank 
bekannt,  sondern  sie  bildeten  das  Amt^e- 
heimnis  der  Direktion  sowie  einzelner  Be- 
amten der  Bank  und  der  Finanzverwaltung. 
Bloss  in  seinen  Berichten  über  die  Jahic 
1818  und  1819  teilte  der  BankgouTemeur 
dem  Ausschusse  mit,  wieviele  Notes  gegen 
Münzen  und  wieviele  Münzen  gegen  Noten  uci 
der  Bank  umgewechselt  woraen  waren;  in 
den  Berichten,  die  seit  dem  Beginne  der 
Papiergeldeinlüsui^  erstattet  wurden,  kom- 
men solche  Mitteilungen  iiü^ht  mehr  vor, 
obwohl  der  meines  Wissens  nidit  vor 
dem  Jahre  1841  al^eanderte  §  47  des  Bank- 
reglcnicnts  ausdrücklich  voi-schreibt ,  dass 
dem  Ausschusse  jälirUch  ein  Totalauaweis 
»über  den  effektiven  Stand  der  Auswechs- 
lungskassen an  konveiitionsmä.ssigen  Silber- 
müiizen<i  voigelegt  wertlen  müsse.  Unter 
solchen  Umständen  hätte  die  Ausgabe  der 
49379  Aktien  die  Ansicht  hervorgerufen, 
dass  die  Bank  keine  genügende  uietalliache 
Deckung  der  Noten  Iwsitze.  Es  sei  hier 
beigefügt,  dass  der  Gouverneur  in  seinen 
A^orträgen  an  die  Jahi-esvei-samralung  des 
Aujisclmsses  über  die  mit  dem  Staate  ab- 
geschlot>spnen  Geschäfte  sich  teils  gar  nicht, 
teils  iu  ungenügenden  Andeutmigen  äusserte. 
Die  Eskoinptierung  der  Staatskasseaiiwei- 
sungou  wnirde  iu  d  ii^sen  Vorträgen  über- 
haupt nicht  behandelt:  die  Einlösung  des 
Papiei-geldes  konnte  in  denselben  nicht 
mit  Stillschweigen  übei-gangen  wertlen.  tla 
docli  im  März  1820  die  Einlösung  des 
Papiergeldes  d\u-ch  die  Bank  zum  Kurse 
von  250:101)  im  Wege  einer  Kundmachung 
der  OeffenthclUteit  mitgeteilt  wei-den  masste; 
so  wurde  vom  Gouverneur  die  Tliatsache 
hervorgehoben,  dass  darüber  ein  Vei-trag 
mit  der  Staatsverwaltimg  abgescldossen  wor- 
den sei,  allein  dessen  Inhalt  wurde  nicht 
genau  bekaimt  gemacht:  dass  die  Staats- 
verwaltung der  Bank  grössere  Zahlungen 
infolge  der  übernommenen  Papiergeldeiu- 
lösunp  geleistet  habe  oder  leisten  werde 
(die  m  den  Vei-trägen  Ober  die  Fapiergeld- 
einlOsung  aus  den  Jalu-en  1820  und  1822 
TOi^gesehen  wai-en),  wird  in  den  Vortragen 
uicbt  verschwi^u :  die  vom  Staate  für  die 
Vorschüsse  bei  dei-  Papiergeldeiulüsimg 
gezahlten  Zinaeu  wurden  m  den  veröffent- 
lichten Ausweisen  über  die  Ertragnisse  dei* 
Bank  »Zinsen  vom  übrigen  fniclitbringenden 
Stammvemit^n  der  Bank«  genannt,  wShrend 
die  Zinsen  für  die  Dai-leheu  gegen  Erlegung 
von  Ccnti*alkasseauwelsungeu  in  den  uu- 
geschiodenen  Erti-ügnisseu  des  Bskompte- 
gescliäftes  enthalten  wareiu  Als  in  der  Ver- 
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Sammlung  dea  Ausschusses  vom  13.  Januar 
1823  ein  Mitglied  vegen  eines  Details  über  die 
neuen  AtamaBhungen  mit  der  R^eniDg  (die 
dem  AiTOchusse  nicht  genau  bekannt  gegeben 
wcxden  waren)  eine  An£n^  stellte,  beschloss 
die  Teisammlung  mit  allen  gegen  drei  Stim- 
me, nachdem  d^landesfOrstliche  Kommissär 
auf  die  Bedenklichkeit  der  £rteilimg  von 
Antvortffli  auf  solche  Fragen  aufmerksam 
gemacht  hatte,  dass  wätwe  Aufklfinmgen 
nidit  notwendig  seien.  Kurz,  man  behan- 
delte die  GesäUtfte  mit  dem  Staate  nach 
§  41  des  Statutes,  als  solche,  welche  den 
Ausschuss  nichts  angingen. 

Noch  eioe  Bemerkung  sei  über  die  Frage 
gestattet,  wie  «s  zu  der  Abmachung  über 
<iie  Papiergeldeinlßsiing  gekommen.   £r  ist 
aicher,  dass  die  Bankdirektion  schon  1819 
eine  Vermehnmg  der  Aktien  über  die  damals 
eingezahlten  hinaus  nicht  wollte  und  deshalb 
sowie  w^n  Abschlnsses  von  Geschäften  mit 
dem  Staate  an  die  Finanzvervraltung  heran- 
getreten war.  Dass  sie  dabei  die  Papiergeld- 
einlösnng  erwähnt  hatte,  ist  nicht  unwahr- 
scheinlich. Andererseits  glaube  ich,  dass  der 
finanzminister  Stadion  den  Gedanken,  diese 
Einlösung  durch  die  Bank  vornehmen  zu 
lassen  und  die  finanzielle  Last  des  Staates 
durch  Benutzung  des  Kredites  der  Bank  zu 
erleichtem,  natai  dem  Scheitern  der  Ein- 
lösungsaktion vom  Jahre  1816  nicht  aufge- 
trieben ,   vielmehr   den  geeigneten  Zeit- 
punkt abgewartet  habe,  um  diese  Aktion 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  zu  beginnen.  Da- 
filr  spricht  die  kunstvolle  Verfassung  des 
Statutes  vom  15.  Juli  1817,  das  die  Fapter- 
gek1eiiil%ung  mit  keinem  "Worte  erwähnt, 
aber  im  §  41  die  Direktion  allein  zum  Ab- 
schluss  von  »für  die  Staatsverwaltung*^  zu 
übernehmenden,  nicht  näher  bezeichneten 
Geschäften  ermächtigt ;  femer  eine  Note 
des  Finanzministers  an  die  Bank  vom  27.  No- 
vember 1817,  worin,  nachdem  die  Möglich- 
keit   der  Aktieneinzahlung   in  Fapiei^ld 
statt  Konventionsmflnze  sistiert  wurde,  der 
Minister  sich  vorbdiielt,  »die  Einlösung  des 
Papiex^ldes  nach  erf61^;ter  definitiver  Kon- 
stituierung des  Bankinstitutes  wieder  aufzu- 
nehmen«, d.  h.  wohl  durch  die  Bsuik;  end- 
lich winl  in  der  Note  des  Finfuizmimsters 
an  die  Bank  Y<m  29.  Febmar  1820  klar  aus- 
gesprochen, er  habe  die  Konsolidierung  der 
&Mik  abgewartet,  um  ihr  eine  entscheidende 
Mitwirkung  bei  der  Papieigeldeinlösung  an- 
zuvertrauen, die  Torsicht  habe  es  lÄtlich 
gemacht,  »die  Kräfte  eines  neuen  Institutes 
in    der   ersten   Zeit    seiner  Einrichtung 
zu  schonen« ;  denn,  so  sagt  der  Finanz- 
mioister,  »die  Nationalbank  war,  wie  es  ihre 
Benennung  bezeichnet  imd  wie  es  bei  ihrer 
ersten   Einsetzung  feierlich  ausgesprochen 
wurde,  von  jeher  bestimmt,  sich  nidit  bloss 
auf  die  Befnedigung  einiger  aus  merkan- 


tilen Geschäften  entspringenden  Bedürfnisse 
zu  beschränken ,  sondern  ihre  höhei«  und 
wichtigere  Bestimmung  besteht  darin,  dem 
Staate  die  Herstellung  einer  festen  Ordnung 
im  Geldwesen,  die  dauerhafte  KonsoUdiening 
des  öffeatUchen  Haushaltes  und  des  Staats- 
kreditos zu  erleichtern«. 

3.  Das  zweite  Privileginin  der  Na- 
tionanMmk.  Die  Bank  betrieh  bis  1841 
die  statutenmfisfflgen  Geschäfte,  mit  Aus- 
nahme des  Girogeschäftes;  diesem  widmete 
sie  sich  erst  im  Jahre  1842.  sie  hob  dabei 
keine  Gebühren  ein  und  ihre  Aktion  be- 
schränkte sich  fast  allein  darauf,  für  eine 
geringe  Anzahl  von  Kunden  Wechsel  ein- 
zukassieren und  Zahlungen  zn  leüten ; 
überdies  betrieb  sie  das  in  den  Statuten 
von  1817  nicht  genannte  AnweisnngsgeschäfL 
Die  grösste  Wichtigkeit  hatten  selbstver- 
stäodlich  das  Eskonipte-  und  Darlehensge- 
schäft; das  erstere  ganz  abgesehen  von  den 
Anweisungen  der  Staatscentralkasse').  Das 
Darlehensgeschäft  erstreckte  sich  ausnahms- 
weise und  gegen  die  Statuten  in  den  Jahren 
18'i8  und  1826  auch  auf  die  Aktien  der 
Bank.  Der  Zinsfuss  im  Eskomptegeschäft 
betnig  zu  Beginn  desselben  am  27.  Ja- 
nuar 1817  9^/0  und  wurde  bis  18.  Januar 
1818  auf  5''/o  herabgesetzt,  noch  im  selben 
Monate  auf  6**/o  erhöht  luid  im  Jlai  1818 
wieder  auf  ~y^o  reduziert;  dabei  verblieb 
es  bis  ziun  Oktober  1829,  wo  er  dann 
auf  4  "/o  vermindert  wurde ;  im  Mäi-z 
1831  fand  eine  Erhöhung  auf  ö";o  statt, 
im  April  1833  eine  Herabsetzung  auf  4''/o  ; 
alle  diese  Aendemugen  von  der  des  Jahres 
1829  an  erfolgten  auf  Wunsch  der  Finanz- 
verwaltung; im  Darlehensgeschäfte  wurde 
der  Zinsfiiss  im  Juni  1819  von  6  auf  ü  %  re- 
duziert und  folgte  dann  immer  den  Aende- 
rungen  des  Eskomptezinsf nsses ;  »der  Zins- 
fuss fi\v  Vorschüsse  auf  Gold«  wurde  »immer 
mit  Berücksichtigung  der  eigentümlichen 
Verhältnisse  und  Fluktuationen  dieses  Ver- 
kehres bemessen«  (Lederer). 

Auf  die  Veränderungen  des  Wechsol- 
eskomptegeschäftes  der  Hank  seit  1835  mnss, 
da  sie  für  dieses  Institut  von  grosser  Be- 
deutung'geworden  sind,  mit  einigen  Bemer- 
kungen eing^i;angen  werden.  DÖr  Wechsel- 
eskompte,  der  in  der  Zeit  bis  Jfitte  1835 
nach  den  Semestndabschlüssen  sich  zwischen 


^)  Neben  diesen  Anweiaungen,  die  nie  einen 
Gregenntand  des  Verkehrs  bildeten,  emittierte 
die  Finanzrerwaltung  fttr  den  Vwkehr  Central- 
kasseanweisnngen ,  me  die  Bank  seit  1826  es- 
komptierte,  wenn  ihre  Kückzahlong  dnrch  die 
Finanzverwaltang  innerhalb  dreier  Monate  zn 
erfolgen  hatte.  Im  Jahre  1842  emittierte  die 
Finanzverwaltnng  3  prozentige  Centralkasae- 
anweisungen;  die  Bank  besorgte  kommissions- 
weiäe  und  ohne  Entschädigung  die  Ausübe, 
£inlö8img  und  Znrttckeskomptienmg  derselben. 
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741 897  \ind  6,4  Millionen  Gulden  bewegt  hatte, 
erreichte  Ende  iaS5  die  Höhe  von  8,9  Milli- 
onen Giüden  und  Ende  1830  die  Höhe  von 
19,3  Millionen  Gnlden;  am  30.  Juni  und  am 
31,  Dezember  1836  waren  im  EBkomi)te- 
und  Darlehensgeschäfte  ausgegeben  26,5 
und  27,7  Millionen  Gulden  Noten,  während 
der  BarvoiTat  20,2  und  25,2  Millionen 
Gulden  betrug  und  der  gesamte  Notenum- 
lauf 154,3  und  153,7  MiDionen  Gulden 
ausmachte.  Zunächst  gelang  es  der  Bank- 
direktion, ohne  Zinsfusserhöhung  bis  Ende 
1837  den  Eskompte  auf  10,5  MUhonen  Gulden 
zu  reduzieren,  vielleicht  hatte  sie  vertraulich 
auf  die  grossen  Kunden  der  Bank  dahin  einge- 
-wirkL  sicÄi  im  Eskompte  einzuschränken,  zumal 
im  Janre  1836  die  Fioanzverwaltung  die  pre- 
k&re  IsfKt  der  Bank  zum  Gegenstände  einer 
Ya4iandiung  mit  der  Direktion  gemaclit  hatte. 
Allein  hinnen  Jahi-esfiist  ergsä)  sich  wieder 
eine  starke  Erhöhung  des  Wetäiseleskomptes ; 
zu  Ende  1838  waren  dafflr  26,3  Millionen 
Gulden  susgegeben,  die  dann  auf  35,1  Milli- 
onen Gulden  Mitte  1840  stiegen.  Gleich- 
zeitig war  der  Barvorrat  von  31,8  Millionen 
Gulden  Ende  1837  auf  21  MÜÜonen  Gulden 
Endo  Juni  1840  imd  15,5  Millionen  Gulden 
Eude  1840  gesunken ;  im  Wechseleskompte 
waren  31,3  Millionen  Gulden  angegeben, 
Ende  1839  und  1840  überstieg  die  im 
Wechseleskompte  allein  verwendete  Noten- 
menge den  Metallschatz  um  rund  7  und  15,8 
Millionen  Gulden. 

Dies  die  Sachlage.  Die  Bankdirektion 
hatte,  da  in  den  Geschäften  mit  dem  Staate 
sehr  beträchtliche  Notenmengen  ohne  Mög- 
Uchkeit  einer  bankmässigenRückströmungund 
ohne  genügende  metallische  Bedeckung,  aller- 
dings mit  grossem  Gewinn,  ausgegeben  worden 
waren,  wegen  der  Sicherheit  der  Eiulöabar- 
keit  der  Noten  sich  eine  gewisse  Reserve  im 
Wediseleskompte-  und  Darlehensgeschäfte 
auferlegen  müssen.  Yon  dieser  Reserve  war 
aber  seit  1835  nichts  zu  bemerken.  Die 
Kreise,  die  die  genaueren  2jiffem  der  Bank- 
ausweise kannten,  mossten  bei  unrarteiischer 
Beurteilung  die  neue  Praxis  des  Wochseles- 
kompt^eschäftes  um  so  mehr  verwerfen,  als 
man  überzeugt  war,  dass  die  Direktion  dabei 
wenige  grosse  Geschäftshäuser  bevorzugte, 
die  geschäfthche  Widmung  der  hierbei  aus- 
g^benen  Noten  nidit  prüfte  und  absidit- 
nca  zum  Yoileile  der  grossen  Kunden  der 
Bank  den  Zinsfuss  auf  einem  niedrigen 
Stande  festhielt  Auch  sollten  die  Diu^  im 
Jahre  1840  nicht  so  glatt  ablaufen  wie  im 
Jahre  1836.  Zunächst  demissionierte  der 
Hofkammra-prSsident  Fi-äherr  von  Eiehhoff 
(25.  November  1840),  weil  er,  einig  mit  der 
Bankdirektion  sich  gegen  die  Erhöhung  des 
Zinsfiisses  und  gegen  jede  Einmengung  in 
die  Gebahmng  der  Direktion  aiisgesprodien 
hatte  und  damit  in  einen  Widerspruch  zu 


den  Auffassungen  der  ihm  übergeordneten 
Stelle  geraten  war,  welche  die  Erhöhung 
des  Zinsfusses  und  die  Einschränkung  des 
Wechseleskomptegeschäftes  füi*  notwendig 
hielt.  Sein  Nachfolger  Freiherr  von  Kübeck 
drängte  die  Direktion  nicht  nur  sofort  zur 
Einschränkung  des  Eskoniptegeschäftes,  rion- 
dem  er  zog  aus  der  Sachlage  weitreichende 
Konsequenzen.  Ihm  lag  näralieli  unmittel- 
bar nach  seinem  Amtsantritte  die  Erledigung 
der  Vorsdiläge  der  Bankdirektion  betreffen*! 
die  Erneuerung  des  1817er  Privilegiums  ob; 
er  unterzog  diese  Vorschläge  einer  Umarbei- 
tung in  dem  Sinne,  dass  die  Bank  in  ihrer 
gesamten  wesentlidten  Gebarung  der  Auf- 
sicht der  I^nanzbehörde  untersteUt,  und  die 
Oiltigkeit  der  wichtigsten  Besbhlflsse  der 
Direktiou  und  des  Ausschusses  von  der  Ge- 
nehmigung derselben  Behörde  abhfln^g 
gemacht  wurde.  Diese  Unterordnung  ist  im 
neuen  Privilegium  vom  1.  Juli  11=^1  zum 
Ansdnicke  gekommen  und  für  dieses  cha- 
rakteristisch. 

Das  neue  Statut  wiuxle  am  2.  Oktober 
1841  vom  Ausschüsse  angenommen  und  trat 
am  28.  Oktober  1841  in  volle  Wirksamkeit ; 
es  machte  ein  neues  Reglement  notwendig. 
Die  darin  enthaltenen  Abänderungen  des 
Statuts  und  des  Reglements  aus  dem  Jahre 
1817,  aus  denen  die  eben  erwähnte  Unter- 
ordnung her\  orgeht,  sind  die  folgenden :  Die 
Direktion  der  Bank  ist  verijflichtet,  von  Zeit 
zu  Zeit  fiü-  das  Eskompte-  und  Darlehens- 
geschäft bestimmte  Summen  auszusetzen, 
aber  die  Einhaltung  dieser  Summen  hat  ein 
dem  Hofkommissär  neu  beigegebener  zweiter 
Kommissär  zu  kontrollieren;  derselbe  neue 
Kommissär  wiude  auch  mit  der  Aufgabt^ 
betraut,  »das  Eskompte-  und  Darlehensge- 
schäft in  Absicht  auf  die  Zidässigkeit  der 
eingereichten  Effekten ,  auf  die  Unpartei- 
hchkeit  des  Verfahrens  in  der  Kreditbe- 
willigtmg  zu  überwachen«,  er  hatte  im  Falle 
»eines  Anstandes«  darüber  dem  Hofkom- 
missär zu  berichten,  der  die  Angelegenheit 
vor  die  Direktion  brin^n  konnte,  »vor  und 
gegen  deren  Entsdieidung  in  der  Sache 
nidit  voi^egangen  werden  durfte « .  Der 
Direktion  wurde  femer  die  PfÜcht  über- 
tragen, »von  Zeit  zu  Zeit  ein  solches  Ver- 
hältnis der  Notwemission  zu  dem  Münz- 
stande  festeusetzen.  welches  die  vollständijge 
Erfüllung  dieser  Verpflichtung«  (der  Ein- 
lösung der  Noten  zum  Nennwerte  in  SUber- 
müuze  »auf  jedesmaliges  VerlaDgen«)  »zu 
sichern  geeignet  ist« ;  aber  die  Festsetzung 
sowie  jede  Abfindcrui^  dieses  Verhält- 
nisses musste  von  der  iF^nansbehöxde  ge- 
nehmigt werden,  und  der  Hofkommiss&r 
hatte  unter  seiner  Verantwortung  darüber 
zu  wachen,  daes  dieses  Verhältnis  nicht 
überschritten  werde  und  die  Noteii  stets  »ihre 
volle  Bedeckung«  haben.    Die  Festsetzung 
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und  Abftndening  des  ZinsfasBes  fflr  das  Es- 
kompte-  und  Daneh^sgeschftFt  bedurfte  nun- 
mehr nicht  minder  der  Genehmigimg  der 
f^anzverwaltung,  imd  alle  aussenudent- 
Hcfaec  Masra^ln  zur  Verstärkung  des  Me- 
taU Schatzes  konnten  nicht  ohne  dieselbe  Zu- 
ritünmnng  durchg^fihrt  werden. 

Die  neuen  Einsduftnkungcn  der  Kom- 
petenz des  Ausschusses  bestanden  darin, 
•lass  er  die  Direktoren  nicht  mehr  ■wählen 
sollte,  sie  waren  nunmehr  vom  Kaiser  anf 
Grund  dei-  Wahllisten  betreffend  die  Vor- 
schlage <le5  Ausschusses  für  die  Besetzung 
dieser  Stellen  zu  ernennen ;  die  Festsetzung 
der  ausserordentlichen  Dividende  (von  mehr 
als  30  fl.  ffir  die  Aktie)  sowie  die  Verwen- 
dung des  Reservefonds  und  seiner  Zuflösse 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Finanzver- 
waltiing :  das  Recht  des  Ausschusses,  »über 
den  Zustand  des  Bankfonds  und  über  die 
ordoungsmässige  Verwendung  desselben  von 
der  Direktion  die  nötigen  Aufklärungen  zu 
verlangen«  entfiel ,  was  vielleicht  gleich- 
giltig  war,  da  er  das  Recht  behielt  ilie 
Rechnnngsabschlflsse  zu  prüfen  und  zu  be- 
urteilen ;  die  längst  nicht  mehr  eingehaltene 
Anordnung  des  §  47  des  Reglements  vom 
Jahre  1817,  dass  die  Totalausweise  Ober 
die  ausgegebenen  imd  zunlc^geflossenen 
Beträge  von  Banknoten  und  über  den  Münz- 
vraiat  mit  Jahresschluss  dem  Ausschüsse 
vorlegt  werden  sollen,  wurde,  allerdings 
allein  wegen  der  seit  1820  begonnenen  Ge- 
schfifte  mit  dem  Staate,  b^itigt 

Von  den  i\brigen  Neuerungen .  die  das 
1841er  Statut  brachte,  seien  noc-h  folgende 
erwähnt:  Die  Bank  erhielt  nunmehr  da^^ 
ausschliraaliclie  Recht  der  Kotenausgabe  im 
ganzen  üm&nge  der  Monarc^e,  und  ihre 
Noten  genossen  die  auschliessliche  Bt^üns- 
tigang  der  Aniuihme  zum  Nennwerte  bei 
allen  üffentlichen  Kassen ;  die  Beschränkung, 
dass  an  Orten,  wo  die  Bfmk  EUiiüanstalten 
einrichtet,  keine  anderen  Eskompteanstalten 
det  werden  dürfen,  entfiel;  in  die 
der  Geschäfte  der  Bank  wurde  das 
Anweisung^ieschfift  aufgenommen,  aus  ihr 
ilie  Ertdinng  von  Darlehen  auf  Realitäten 
an^ieschieden.  Bezüglich  der  Geschäfte  mit 
dem  Staate  sei  erwähnt ,  dass  das  neue 
Statut  an  der  bewährten  Fassung  des  älte- 
ren Statutes  festhielt;  es  bestand  also  nach 
wie  vor  für  die  Direktion  weder  ein  Zwang 
noch  eine  Hinderung,  solche  Geschäfte  ab- 
zuschliessen.  Das  neue  Privilegium  sollte  bis 
Ende  1866  dauern. 

Zur  Erklärung  der  Veränderungen,  die 
in  Bezug  auf  die  Bankverwaltung  durch  das 
Statnt  vom  1.  Juli  1841  eingeführt  worden 
sind ,  kann  vielleicht  die  Erwägung  bei- 
tragen, dass  die  Festsetzung  einer  bestimm- 
ten melallischen  und  bankmässigen  Deckung 
der   Noten   im   Statute   unthunlich  war 


und  dass  andererseits  eine  Verbesserui^ 
der  Verhältnisse  der  Bank  durch  eine 
starke  Verminderung  der  Schuld  des  Staates 
nicht  in  sidtere  Ausgeht  ^nommen  werden 
konnte :  demnach  mag  die  Regiemng  zur 
Einsicht  gelangt  sein ,  dass  die  Ueber- 
wachung  und  teilweise  die  Bestimmmig 
der  Gebahrung  der  Bank  ihrerseits  das  allein 
erübrigende  Sichertieitsmittel  sei.  Ein 
solches  Verhältnis  erfordert  eine  allein  aus 
dem  Wesen  einer  Notenbank  geschöpfte, 
höchst  sachkundige  und  intensive  Thätigkeit 
der  Regienmgsoi^ne  oder  die  Fähigkeit 
derselben,  sich  einer  solchen  Thätigkeit  der 
Bankverwidtung  anzuiiassen.  Es  darf  nicht 
verkannt  werden ,  dass  der  damalige  Hof- 
kammerpräsident K  ü  b  e  c  k  die  Fähigkeit  und 
die  Energie  besass,  die  Lage  der  Bank, 
soweit  dies  <lie  eben  erwähnten  Umstände 
gestatteten,  zu  verbessern.  Seine  wieder^ 
holten  und  drinj^enden  Aufforderungen 
an  die  Bankdireküon  und  ein  Befehl  des 
Kaisers  bewirkten  schon  im  Jahre  1 841 
eine  starke  Vermindenmg  dos  Wedisel- 
eskomptegeschäfta(auf  13,1  Millionen  Giüden), 
die  ohne  Ei-höhung  des  Zinsfusses  durch 
vertrauliche  Abmachungen  mit  den  grossen 
Kunden  der  Bank  bewerkstelligt  wurde. 
Im  Januar  1841  bewog  er  die  Direktion, 
die  Festsetzung  einer  unüberschreitbaren 
Grenze  der  Notenemission  in  Erwägung  zu 
ziehen:  das  hatte  zur  Folge,  dass  die  Di- 
rektion an  dem  VeiMltnisse  des  Metallvox^ 
rates  zur  Notenmenge  wie  1:6  als  an  einem 
unüberschreitbaren  festzuhalten  beschloss, 
dies  aus  der  Erwägung,  dass  erfahrungs- 
gemäss  in  allen  Fällen  der  Ueberschreitung 
dieses  Verhältnisses  die  Noten  in  verstärk- 
tem Masse  zur  Einlösung  gebradit  worden 
sind,  was  auf  eine  Uebräiülle  der  inländi- 
schen Cirkulation  und  auf  die  Tendenz, 
Münze  ins  Ausland  zu  bringen,  zurOdEge- 
führt  wurde.  Er  verminderte  femer  die 
dm-ch  Eskomptierung  von  Staatskasse an- 
weisungcn  entstandene  Schuld  des  Staates 
auf  20  Millionen  Gulden  von  Ende  1841 
an :  er  liess  die  in  den  Staatskassen  sich  an- 
sammelnden Münzvorräte  in  ci^ebigen 
Summen  der  Bank  übergeben  (gegen  Bank- 
noten), und  so  erklärt  sich  wohl  auch,  dass 
der  Metallschatz  der  Bank  von  Ende  1840 
bis  Ende  1841  um  24,4  Millionen  Gulden 
auf  39,9  Millionen  Gulden  gestiegen  war. 
Wenn  sich  der  MetaUschatz  von  Endo  1841 
bis  Ende  1S4Ö  in  imausgesetzten  Steige- 
rungen weiter  auf  95,1  Millionen  Gulden  er- 
hob, so  ist  dies  wohl  darauf  zurückzuführen, 
dass  die  Finanzverwaltung  1841  und  1843 
zwei  Staatsanleihen  von  mehr  als  82  Milli- 
onen Gulden  abschloss,  und  das  hereinge- 
strömte Silber  vom  Staate  oder  von  Privaten 
zmn  Teile  gegen  Banknoten  bei  der  National- 
bank erlegt  wurde.  Die  Wechselkurse  waren 
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von  1841  bis  1846  günstig  für  Oesterreich. 
In  den  Jahren  1846  und  1847  sank  der 
Barvorrat  allerdings  wieder  und  stellte  sich 
Ende  1847  auf  70,2  MiUionen  Gxddeu;  in 
diesen  beiden  Jahren  musste  wieder  durch 
Ifekomptienmg  von  Anweisungen  der  Staats- 
centralkasse  die  Bank  in  erhöhtem  Ausmasse 
in  Ansprach  genommen  werden,  indem  dieser 
Kredit  schliesslich  auf  50  Millionen  Gulden 
erhöht  wurde,  hauptsächlich  wegen  des 
Geldbedarfes  der  1847  von  der  Finaiizver- 
waltung  ziu-  Hebung  des  stark  gesunkenen 
Kurses  der  österreichischen  £isenbahneffek- 
tea  gesdiaffenen  aiuserordentlichen  Eredit- 
kaBse;  aucb  das  Eskomptegesohfift  halte 
sich  bis  Ende  1847  auf  43,6  Millionen  Gul- 
den gehoben.  Trotzdem  vei-mochte  die 
Buik  zu  dieser  Zeit  den  Notenumlauf  von 
218,9  Millionen  Gulden  noch  im  Verhältnisse 
TOD  1 : 3,12  metallisch  zn  decken,  so  dass 
man  von  der  unnberschreitbaren  Grenze 
von  1:6  noch  sehr  yr&t  entfernt  -war.  — 

Hit  Ende  1847  schlössen  dreissig  Jahre 
der  Verwaltung  der  Bank  durch  ihre  eigene 
Direktion,  und  nicht  ohne  Befriedigung 
konnten  die  Aktionäre  und  die  Bevölkerung 
auf  die  offenkundigen  Erfolge,  die  in  dieser 
langen  Zeit  erzielt  worden  waren,  zurück- 
bhdien.  Die  Bank  hatte  der  Bevölkerung 
ein  Cirkulationsraittel  zur  Verfi\gung  gestellt, 
dessen  Einlöslichkeit  in  diesen  30  Jaliren 
nie  imterbrochen  war;  durch  ihre  Mitwir- 
kung wurden  die  Staatsnoten  der  Wiener 
"Währung  zu  einem  festen  Kurse  fast  ganz 
eingezogen,  so  dass  das  Östen-eichisclie  Geld- 
wesen derart  seit  1820  geoitlnet  war.  Da- 
bei hatte  die  Bankunteniehraiing  glänzende 
Erträgnisse  erzielt,  schon  fi\r  1822  verteilte 
sie  fast  3  Millionen  Gulden  an  Dividende, 
und  diesen  Betrag  hat  die  Jahresdividende 
von  1824 — 1847  nie  untei-schritten ;  in  fflnf 
Jahren  kommen  Dividenden  von  melir  als 
4  Jlillionen  Gulden  vor;  das  Aktienkapital 
von  30372600  fl.  verzinste  sich  also  mit 
mehr  als  10'*/o,  imd  die  Aktie,  die  der  Staat 
und  nicht  die  Einzalüungen  der  Aktionäre 
auf  600  fl.  K.  M.  gebracht  hatte,  stieg 
schon  1825  auf  1200  fl.,  stand  seit  1837 
auf  über  1400  fl.  und  seit  1840  auf  Über 
1500  fl.  Allein  eine  nähere  Betrachtung 
der  Ziffern  hinterlässt  weniger  erfreidiche 
EindrQcke.  Die  Beziehungen  des  Staates 
zur  Bank  stellen  sich  als  verfehlte  dar. 
Hatte  der  Staat  die  Bank  zur  Emziehung 
der  Wiener  Währung  benutzt,  so  '«rar  es 
seine  Pfiidht,  die  daraus  entstandene  S(^uld 
alsbald  zurOckzuzahlen ;  das  that  er  nicht 
nur  nicht,  sondern  er  sistierte  die  Bück- 
zahlung 14  Jahre  hindurch  und  nahm  Überdies 
noch  bei  der  Bank  eine  andere  Schuld  von 
vielen  Millionen  Gulden  auf.  Die  Begierung 
hat  nicht  etwa,  wie  es  der  hohen  Bedeu- 
tung  eines   geordneten   Geldwesens  ent- 


sprochen haben  wüide,  die  Staatsfiuanzen 
stark  in  Anspi-uch  geuonunen ,  um  die 
Schuld  an  die  Bank  lusch  zu  tilgen,  son- 
dern sie  machte  die  Bank  den  Staatefinanzen 
durch  Aufnahme  einer  neuen  Schuld  dienst- 
bar; die  Direktion  erhob  dagegen  keinen 
Einwand  und  setzte  das  Interesse  der  Akti- 
onäre Über  flas  der  Allgemeinheit :  vom 
Erti-ägnisse  diesej*  30  JaJire  iiatte  den  gröss- 
ten  Teil  der  Staat  als  Zinsen  seiner  Schuld 
bezahlt,  Diux?h  dieses  beiderseitig  verfehlte 
Vei-faJu-en  konnte  es  geschehen ,  dass  die 
Schuld  des  Staates  von  1830  bis  1845  nidit 
neunenswei't  funken  ist.  Selbst  bei  dem 
verhältnismässig  günstigen  Stande  zu  Ende 
1847  varen  bei  einem  Notenunüaufe  von  218,9 
Millionen  Giüden  bloss  53,7  Mill.  fl.  im  »ormar 
Icn  i^ompte-  und  im  Darlehensgeschäfte 
ausgegeben  worden,  126,8  Millionen  Gulden 
betrug  die  Schuld  des  Staates;  mit  Rück- 
sicht auf  die  Modalitäten  der  Ausgabe  der 
meisten  Koten  erseheint  der  Barvorrat  von 
70  Millionen  Gulden  e.h  niclit  beträchtlich. 
Wenn  die  Bank  in  diesen  3*1  Jalu*n,  meist 
bei  einem  viel  luigftnstigoren  Stande  und 
einer  oft  umichtigen  Zinsfusfipolitik  die 
Barzahlungen  -aufrecht  erhalten  konnte,  sn 
lag  dies  daran,  dass  die  Bankausweise  ge- 
heim gelialten  Aviuxlen  und  keine  lange  an- 
dauernde politische  Krisis  eintrat. 

Ueber  den  Stand  der  Bank  in  der  Zeit 
von  1818  bis  Ende  1847  geben  die  folgen- 
den Ziffern  Auskunft: 
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Das  Aktienkapital  betrug  3037260011. K.M. 
zerlegt  in  50621  Aktien  ä  600  fl.  K.  M.  Die 
Darläien  l>ei  Eskomplienmg  von  Staatskasse- 
anweisnngen  sind  in  den  Ziffern  der  Schtdd  des 
Staates  enthalten,  Dividende  und  Zinsen  für 
das  ganze  Jahr  angegeben. 

4.  Die  Xationalbank  Ton  1848  bin 
1869.  Die  Jahre  von  1848  bis  1859  waren 
die  bewegtesten  im  Leben  der  Bank,  In- 
folge der  Revolution  und  des  itaUenisdien 
Krieges  musste  sie  die  allgameine  Barein- 
lösung  ihrer  Koten  einsteUen,  sie  vurde  von 
der  Staatsverwaltung  ^\äedei4iolt  mitjEToasen 
Darlehen  in  Anspruch  genommen,   uie  von 
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(ler  B^ieruDg  aus  aUgemeiiiea  OrOudeui 
nnd  vregen  der  geplwiten  liandelspolitiBGhen  1 
EiiiigaDs  mit  dem  deutschea  ZoUreieiu 
angrätrebte  Aufnahme  •  der  BareinlOsung, 
die  die  starke  Verminderung  der  Schuld 
des  Staates  an  die  Bank  voraussetzte,  konnte 
trotz  der  grossen  Zahlungen,  die  die  Staats- 
verwaltung immer  wiedw  leistete ,  nicht 
daoemd  erreicht  werden,  da  die  answ&rtige 
Politik  imd  dann  der  unglückliche  Krieg 
von  1859  starke  Geldaufwendungen  not- 
wendig machten,  für  die  die  Bankdirektion 
die  Bank  dienstwillig  zur  Verfügtmg  stellte 
oder  «teilen  musste. 

An&ng  März  1848  beschloss  die  Direktion 
niit  Zustimmung  der  Finanzverwaltimg,  um 
das  infolge  politischer  Ereignisse  erschütterte 
Vertrauen  m  die  Bank  zu  heben,  von  nun 
an  monatlich  einmal  den  Stand  der  Bank 
öffenthch  bekannt  zu  machen.  Die  erste 
Veröffentlichung  erfolgte  am  5.  März  und 
lietraf  den  Stand  vom  29.  Febniar ;  ea  -wiu^e 
der  Barschatz  mit  65,  die  Schidd  des  Staates 
mit  81,3  und  der  Notemmilauf  mit  214,1 
Millionen  Gulden  angegeben;  verschwiegen 
wni*de,  dass  unter  den  eskomptierten  Effek- 
ten sich  45  Millionen  Gidden  der  hier  viel- 
fach enh'ähnten  Staatskasseanweisungen 
befeindett.  Allein  auch  das,  was  mitgeteilt 
wurde,  genügte,  um  zu  beweisen,  das-s  die 
Bank  die  ausgegebenen  Noten  ohne  rasche 
und  ans^ebige  Hilfe  des  Staates  einzidösen 
nicht  im  stände  sei.  Die  von  der  Direktion 
unfl  der  Regierung  erwartete  Beruhigung 
der  Gemüter  konnte  demnach  nicht  ein- 
treten, vielmehr  wurden  immer  mehr  Noten 
zur  Einlösung  präsentiert,  und  Anfang  April 
war  der  Barsdiatz  auf  48,6  Millionen  Gid- 
den gesimken.  Uater  soldieu  Umstanden 
riditete  die  Direktion  wiederholt  dringende 
Ersudien  an  die  flnanzverwaltung,  die  der 
sehveren  Situatioa  entsprechenden  Mass- 
nahmen zu  treffen ;  zunächst  wiude  demge- 
mSss  nadt  einer  Anr^mg  der  Direktion  ein 
Verbot  der  AuE^hr  Österreichischer  Silber- 
und  Goldmünzen  verfügt  (2.  und  4.  April), 
dessen  sichere  Wirkung,  eine  Steigimg  der 
AVechselkurse  weit  über  den  normalen  Aus- 
fidirpunkt,  sofort  eintrat.  Am  21.  Mai  verfügte 
die  Staatsregieriing  ferner ,  wieder  auf 
Wunsch  der  Direktion,  dass  die  Bank  be- 
rechtigt sei,  bei  der  Einlösung  der  Noten 
Beschränkungen  eintreten  zu  lassen,  den  No- 
ten wurde  der  ZwangskiuB  zum  Nennwerte 
beigelegt,  bloss  in  f^len,  wo  die  Zahlung 
in  ausländischer  Gold-  oder  Silbennünze 
vereinbart  war,  nahm  man  so  weit  Rück- 
sicht ,  dass  der  Schuldner  entweder  in 
der  betreffenden  Münze  otler  in  Banknoten 
zum  Kurse  der  Münzen  am  Zahlungstage 
zu  zahlen  hatte ;  endlich  wurde  die  Bank , 
«*nnächtigt,  Noten  zu  einem  und  zu  zwei  I 
<ialden  auszugeben  (Erlasse  vom  21.  Mai . 


I  imd  22.  Mai  und  kaiserliches  Patent  vom 
1 2.  Juni  1848).  Die  B^ohräokungen,  die 
am  22.  Mal  in  Wirksamkeit  traten,  be- 
standen zunächst  darin,  dass  gnuulsätzlich 
jede  Partei,  die  räch  meldete,  dIoss  für  25 
fl.  Banknoten  Münze  erhielt;  allein  aucli 
von  dieser  Erleichtei-ung  musste  alsbald  ab- 
gegangen werden  (am  31.  Mai  1848).') 

Zur  Bestreitung  der  enorm  angewachsenen 
aiisserordentücheu  Stnatsausgaben  in  den 
Jahren  1848  und  1849,  wohl  auch  zur  Ergän- 
zung der  abnehmenden  oi"dentlichen  Staats- 
einnahmen machte  die  Staatsverwaltung 
Darlehen  bei  der  Nationalbank.  Die  Bank- 
direktion gab  vor  und  nacli  der  Einstellung 
der  Noteueinlösimg  willig,  was  verlangt 
wiude.  Im  Jahre  1849  eniittiei-te  die  Staats- 
verwaltung Staatspapiergeld,  das  zunächst 
wieder  besonders  die  Bank  belastete,  indem 
es  sich  in  ihren  Kassen  ansammelte.  Der 
gesamte  Betrag  der  1848  und  1849  bis  zmu 
18.  September  neuerwachsenen  Schuld  des 
Staates  au  die  Bank  samt  dem  iu  den  Bank- 
kassen befimllichen  Staatspapiergeldo  L>elief 
sich  auf  99  591048  fl.*) 

*)  Dasfi  die  Einstellung  der  Einlüsaug  der 
Noten  zn  spät  verfügt  wurde,  kann  wohl  nicht 
bezweifelt  werden,  üebri^eua  waren  selbst 
noch  im  Mai  die  Vorbereitongen  nicht  ge- 
troffen, die  die  Qeldordnung  unter  dem  unver- 
meidlichen Disagio  erforderte.  Dass  die  SUber- 
conrantmünzen  (gesetzlich  gab  es  deren  bis  zu  3- 
Kreuzerstücken  herab,  die  zimieist  verwendete 
Courantmünze  waren  die  „Zwanziger")  alsbald 
aus  der  Cirkulation  verschwinden  würden,  war 
mit  Sicherheit  zu  erwarten,  und  es  musste,  da 
die  geringste  Banknote  auf  5  fl.  lautete,  vom 
2ä.  Mai  an  wohl  sofort  ein  Vacnnm  in  der 
Cirkniation  der  Mänzen  entstehen,  für  dessen 
Ausfüllung  dnrch  geeignetes  Kreditgeld  vorzu- 
sorgen  war.  Die  Ansgabe  von  Koten  ä  2  and 
1  fl.  erfolgte  am  26.  Mai,  die  von  Scheidemünzen 
k  6  und  2  Kreuzer  erst  im  September  1848,  und 
da  auch  die  dabei  ausgegebenen  6-Kreiizerstüoke 
aus  Silber  wegen  ihres  zu  starken  Feingehaltes 
bei  steigendem  Agio  aus  der  Cirknlation  ver- 
schwanden, wurde  im  Juni  1849  die  Ausgabe 
entsprechend  geringhaltiger  solcher  Stücke  und 
der  „MUnzscheine"  zu  10  und  6  Kreuzern  ver- 
fügt. In  der  Zwischenzeit  half  sich  die  Bevitl- 
kerung  durch  Zerschneidung  der  l-fl.-Noten  in 
zwei  Otter  vier  Teile  (die  die  Bank  dann  gegen 
ganze  Noten  eintauschte)  und  durch  Privatgäd- 
noten  z.  B.  zu  10  und  20  Kreuzern,  welche  von 
Händlern,  Wirten,  Fabrikanten,  aber  auch  von 
Stadtverwaltungen  ausgegeben  wurden  und  die 
die  Regierung  schliesslicli  verbot.  Man  darf 
übrigens  nicht  glauben,  dass  die  Bank  nun- 
mehr ihre  Noten  überhaupt  nicht  mehr  einlöste, 
sie  Üiat  es  unter  Itmstanden  zu  Gunsten  der 
StaatsTerwaltnng ,  von  Qemeinden,  Korpora- 
tionen nnd  Privaten,  nnd  die  Summe  der  darch 
Noteneinlösuug  von  1848 — 1855  ausgegebenen 
Münzen  beträgt  &ut  100  Millionen  Gulden.  Das 
I  Ausfuhrverbot  vom  Aprü  1898  wurde  im  Sep- 
I  tember  1849  aufgehoben. 

*j  Auf  die  verschiedenen  Arten  der  Auf- 
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Nach  Beendigung  des  italienischen  Ki-ieges 
und  Besi^mg  des  ungarischen  Aiifstandes 
im  Jahre  1849  wurde,  nachdem  in  dem 
kaiserlichen  Patent  vom  28.  Juni  1849  die 
von  der  Bank  dem  Staat©  geleisteten  »sehr 
wichtigen  Dienste«  anerkannt  worden  waren, 
am  6.  Dezemher  1849  ein  Abkommen 
zwischen  der  Fiuanzverwaltung  und  der 
Direktion  betreffend  die  Rückzahlung  der 
neuerwachsenen  Schuld  nach  dem  Stande 
vom  18.  September  1849  abgeschlossen. 
Aus  dem  Betrage  von  99  591 048  fl.  wurden 
ausgeschieden  1,8  Millionen  GKilden,  die 
den  Staat  nur  eventuell  tr^n;  auf  842  280 
Gniden  Süberbezugsspesen  vei-zichtete  die 
Bank,  imd  so  verbUeben  96948768  fl.  Die 
önzelnen  diese  Summe  bildenden  Schuld- 
posten  wimlen  zu  cinei-  Schuld  rersciimolzen, 
dieselbe  war  vom  18.  September  1849  an 
mit  2'*.'o  zu  verzinsen  und  derart  zu  tilgen, 
dass  60  Millionen  Crulden  aus  dem  Ertrage 
des  am  22.  September  1849  eröffneten  412- 
prozentigen  Anlehens  und  24  MiUionen 
Gulden  aus  der  von  der  eardinisohen  Re- 
gienmg  zu  entric  htenden  Kriegseutschädigimg 
gezahlt  werden  sollten ;  über  die  Rück- 
zahlung des  Restes  von  12948768  fl.  war 
ein  nach  einem  Jabi-e  zu  sc)iliesseiides  neues 
Uebereinkommen  zu  treffen.  Es  wurde 
auch  vereinbart,  dass  die  von  der  Bank 
nach  dem  28.  September  1849  bezahlten  Zinsen 
der  3  prozentigen  Centraikasseanweisungen 
vom  Jahre  1842  und  der  Partialhypothekar- 
anweisuugen  von  der  Mnanzverwaltung  am 
Schlnsse  eines  jeden  Monats  bar  vei^tet 


nähme  dieser  Schuld  durch  Vorschttaae  auf  ueu- 
kreierte  Staatspapiere,  z.  B.  Partialhypothekar- 
anweisun^en,  auch  Sahnenscheine  genannt,  wie 
anf  altere  (Kasseanweisungen,  im  Jahre  1842 
emittiert),  durch  unbedeckte  verzinsliche  wie 
unverzinsliche  Kredite  kann  ich  hier  nicht 
eingehen;  ebensowenig  auf  die  einander  folgen- 
den Arten  von  Staatspapiergeld  ohne  und  mit 
ZwangBknrs.  S.  über  Deide  Punkte  die  im 
kais.  kgl.  Finanzminiaterinm  verfasste  „Denk- 
schrift Ober  das  Papiergeldweeen  der  Oester- 
reichisch-Ungarischen Monarchie",  Wien  1892, 
S.  1  ff.  Von  den  Schulden  sei  bloss  eine  Post 
erwähnt.  Dir  Bankdirektion  kaufte  mit  Zu- 
stimmung der  Begierang  1848  und  1849  im 
Auslände  Silber,  da  die  Staatsverwaltung  für 
das  Militär  Silbermünzen  und  zur  Ausprägung 
von  Scheidemünzen  Silber  benötigte.  Die  Er- 
werbungen betrogen  1848  in  Barren,  fremden 
und  österreichiachen  Silbermünzen  22,4  Millionen 
Golden  und  im  Jahre  1819  6  Hillionen  Gulden. 
Für  die  sehr  beträchtlichen  Auslagen  für  Wechsel- 
kursdifferenzen und  den  Transport  (5,8  Mülionen 
Gulden)  hatte  vertragsmässlg  teilweise  die 
Staatsverwaltung  aufzukommen,  ebenso  für  die 
Prägekosten.  Es  sei  hier  bemerkt,  dass  das  Agio 
derSilbergulden  im  Jahre  1848  17%  erreichte,  für 
die  Jahre  1849  bis  18ö7  betrug  es  durchschnittlich 
pro  Jahr  13,85, 19.86,  26,05,  19,45,  10,57,  27.85, 
20,90,  4,64,  5,50. 


werden  sollten.  Die  älteste  Schuld  aus  der 
Einziehung  der  Wiener  Währung  wurde  in 
die  Yerh^dlungon  nicht  einbezogen,  sie 
sollte  nach  wie  vor.dmxih  die  regelmässigen 
Tilgungen  TOrringert  werden ;  über  die  u*> 
Müliouen- Schuld  (auf  Gmnd  der  seit  1822 
ständig  gegebenen  Darlehen  au  den  Staat 
in  Form  des  Eskomptes  von  Staatscentral- 
kasseanweisungen)  wuide  gleich&dls  nichts 
vereinbart. 

Die  Schuld  von  96,9  Hillioneu  Gulden 
wurde  nicht  bloss,  wie  vereinbart,  auf  12,9 
Millionen  Gulden,  sondern  bis  Ende  1851 
auf  7,5  Millionen  Gidden  durdi  HOdc- 
zalilungcn  reduziert.  Die  Staatsverwaltung 
gab  neben  den  ZuflflsBen  aus  dem  oben 
erwähnten  Anlehen  und  der  Kriegsent- 
schädigung noch  5,4  Millionen  Gulden. 
Femer  wiu>ie  im  Jahre  1851  die  eben  er- 
wähnte Schuld  von  50  Millionen  Gulden 
dmxjh  Ausgabe  von  SaUnenscheinen  aiif  37 
Milhonen  Gulden  vermindeit.  Im  Februar 
1852  erfolgte  dann  die  zweite  Verschmelzung 
der  Forderungen  der  Bank  an  den  Staat. 
Die  verbliebenen  7,5  Millionen  Gulden,  die 
eben  erwähnten  87  Millionen  Gulden  und 
das  in  den  Bankkassen  befindliche  Staats- 
papiei^eld  im  Betrage  von  27  268  707  fl.  wur- 
den nach  Begleichung  von  268  707  fl.  zu  einer 
einheitlichen  mit  2  "/o  verzinslichen  Schidd  von 
71,5  Millionen  Gulden  zusammengezogen ; 
als  Sicheretellung  wurden  vorübei^hend  die 
Salinen  in  Gmunden,  Aussee  und  Hallein 
gewährt;  die  Rückzahlung  sollte  erfolgen, 
sowie  die  Verhältnisse  der  Staatsfinanzen 
es  gestatteten.  Die  Vorscliüsae  der  Bank 
bei  Besoi^ing  des  Geschäftes  der  3  "/o  igen 
Anweisungen  vom  Jahre  1842  und  das  in  den 
Bankkassen  sich  ansammelnde  Staatspapier- 
geld sollten  monatlich  von  der  Finanzvei*- 
waltung  in  Banknoten  bezahlt  werden.  Die 
Rückzahlungen  auf  die  Schuld  von  71,5  Mil- 
lionen Gulden  beliefen  sich  bis  Ende  1853 
auf  16,5  Millionen  Gidden,  so  dass  55  Milli- 
onen Gulden  noch  unbezahlt  aushafteten; 
15  von  den  16,5  Millionen  Gulden  zaUte 
der  Staat  aus  dem  Eigebnüse  des  Anlehens 
des  Jahres  1852. 

Der  Ordnung  des  Geldwesens  stellte 
sich  seit  längerer  Zeit  der  grosse  Umlauf 
von  neuem  Btaatspapiergeld  entgc^n.  Es 
war  zwar  bestimmt  worden  (kaiserliches 
Patent  vom  15.  Mai  1851),  daas  das  mit 
Zwangskurs  ausgestattete  Staatspapieii^d 
200  Millicmen  Gulden  nicht  flb^^ireiten 
solle,  aber  auch  die  Besmtigung  des  diese 
Grenze  nicht  überschreitenden  Staatspapiei-- 

f?lde8  war  eine  schwierige  Aufgabe  für  die 
taatsfinanzen.  Die  geeigneten  Massnahmen 
wurden  im  Jahre  1854  getroffen.  Zunächst 
schloss  die  Finanzverwaltung  mit  der  Bank- 
dircktion  den  Vertrag,  dass  die  Bank  das 
gesamte  mit  Zwangskiu«  versehene  Staats- 
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Papiergeld  gegen  Banknoten  einlösen  solle. 
Eine  A'erzinsung  der  derart  ausgegebenen 
Banknoten  sollte  nicht  stattfinden,  bloss  die 
Kosten  der  Notenheretellung  trug  die  Staats- 
verwaltung. Die  Rückzahlung  der  Schnld 
sollte  in  jährlichen  Raten  von  mindestens 
10  Millionen  Gulden  stattfinden,  und  es 
wurde  der  Bank  »die  Anweisung  auf  die 
Zolleinkünfte«  gevrährt  bis  zur  Hohe  von 
10  Millionen  Gulden,  wobei  die  Raten,  wie 
die  ZoUeingftnge  in  Münzen  statt&uiden,  auch 
in  Münzen  zahlbar  waren.  Alsbald  folgte 
aber  eine  durchgreifende  !Massregel  zur 
Heilung  des  Geldwesens,  also  zur  Wieder- 
aufnahme der  Einlösung  der  Banknoten. 
Dorch  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  Juni 
1854  wurde  zu  dem  genannten  Zwecke  (aber 
auch  zur  Bedeckung  ausserordentlicher 
Staatsbedürfnisse)  ein  freiwilliges  Aulehen 
(Nationalanlehen^  von  mindestens  350  und 
höchstens  500  Millionen  Gulden  aufgelegt; 
ans  den  Eingängen  auf  dieses  Änlehen  sollte 
der  Bank  (wie  alsbald  festgesetzt  wurde,  bis 
zum  24.  August  18.58)  soviel  bezahlt  wei-den, 
dass  in  Verbindung  mit  den  ic^mfissigen 
Tilgungen  der  ältesten  Schuld  und  den 
iahrlicnen  Zolleingängen  von  10  Millionen 
unlden  die  gesamte  Schnld  des  Staates 
auf  80  Millionen  Gulden  herabgemindert 
-werde.  Inneriialb  der  Zeit  bis  zum  24. 
August  1858  seilte  die  Bank  an  einem  vom 
Fioanzministerium  festzusetzenden  Termine 
die  NotrairänlOBung  wieder  aufnehmen. 

Nach  kurzer  Zeit  stellte  ädh  indessen 
heraus,  dass  auch  durch  diese  grosse  Mass- 
regel  das  angestrebte  Ziel  der  Wiederauf- 
ndbme  der  Bareinlösung  nicht  erreicht 
werden  wüi-de.  Die  Staatsverwaltung  hatte 
für  3Iilitäraufstellungen  infolge  des  orienta- 
lischen Krieges  einen  sehr  beträchtlichen 
Geldaufwand  zu  machen  und  sie  entlieh 
von  der  Bank  im  Jahre  1854  80  Millionen 
Gulden  und  im  Jahre  1855  20  Millionen 
fJ-ulden,  die  letzteren  ge^n  Verpfändung 
von  Staatspapieren  des  Tilgungsfonds  und 
zu  4%.  Der  geplanten  Rückzahlung  von 
134,5  Millionen  Gulden  aus  dem  National- 
aalehen allein  war  also  eine  neue  Schuld 
TOQ  100  Millionen  Gulden  gegenübergestellt 
wordeu,  und  die  Sanierung  des  österreichi- 
schen Geldwesens,  die  das  gelungene  National- 
aalehen gesichert  hatte,  war  vereitelt!  Der 
neue  Finanzminister  Frh.  v.  Bruck  musste 
also  wie<ier  mit  der  Ordnimg  des  Geld- 
wesens beginnen.  Es  wurden  zunächst 
aaf  Onmd  des  üebereinkommens  vom  18. 
Oktober  1855  die  aus  der  zweiten  Sehuld- 
zosammenziehung  verbliebenen  55  Millionen 
Gtildea  und  die  nevien  bei  der  Bank 
aufgenommenen  100  Millionen  Gulden  zu 
einer  unverzinslichen  Schuld  in  der  Höhe 
von  155  Millionen  Gulden  zusammenge- 
zogen; der  Bank  wurden  Staatt^ter  im 


"Werte  von  mehr  als  1.56  Tklillionen  Gulden 
überwiesen,  damit  sie  aus  deren  Erträgnissen 
und  beim  Verkaufe  derselben  aus  ihrem  Er- 
löse die  Forderung  von  155  Millionen  Gul- 
den verringere.  Auch  die  Ende  1856  der 
Bank  überwiesenen  Zuisen  der  Grundent- 
lastungsobligationen der  verpfändeten  Staats- 
güter mussten  zur  Verminderung  der  For- 
denmg  der  Bank  verwendet  werden.  Die 
Schuld  aus  der  Einlösung  des  Wiener 
Währungspapiei^ldes  blieb  in  ihren  Rflck- 
zahlungsbedingtmgen  unberührt,  die  aus 
der  Einziehung  des  neuen  Staatspapiergeldos 
noch  aushaftende  Forderung  der  Bank  in 
der  Höhe  von  44,2  Slillionen  Gulden  sollte, 
wie  dies  im  Jahre  1854  bestimmt  worden 
war,  aus  den  Eingängen  auf  das  National- 
anlehen zurückgezahlt  werden.  In  der  That 
wurde  diese  Forderung  bis  zum  Jahre  1857 
aus  dieser  Quelle  getilgt.  Diese  Abmachung, 
welche,  wio  die  &fahrung  zeigte,  zu  einer 
äusserst  langsamen  Verminderung  der  Schuld 
von  155  Millionen  Gulden  ftihrte,  war  für 
die  Bank  höchst  ungünstig,  doch  bereitete 
die  Direktion  in  dieser  Ej)oche  der  Staats- 
verwaltung keine  Schwierigkeiten. 

Eine  zweite  Massnahme  war  dagegen 
allerdings  geeignet,  die  ktlnftige  Einlösung 
der  Banknoten  näher  zu  rücken.  Sie  be- 
stand in  der  1855  eingeleiteten  Vennehrung 
des  Aktienkapitals  durch  Ausgabe  von 
50000  Aktien,  auf  deren  jede  700  fL  in 
Silbermünze  oder  in  Banknoten  mit  dem 
jeweiligen  Aufgeld  für  Silber  einzuzahlen 
waren.  Bereits  im  Jahre  1853  hatte 
die  Bank  das  Aktienkapital  durch  Ausgabe 
der  auf  die  ursprünglichen  100000  Aktien 
fehlenden  49879  Stück,  welche  znra  Kurse 
von  800  fl.  in  Banknoten  einzuzahlen  waren, 
vermelirt.  Das  derart  in  starkem  Masse  ge- 
stiegene Aktienkapital  sollte  nun  um  35 
Millionen  Gulden  in  SQbermünze  erhöht 
werden,  denn  die  Einzahlungen  in  Bank- 
noten wurden  zum  Ankaufe  von  Silber 
verwandt.  Die  Ausgabe  der  neuen  Aktien 
—  sie  fand  statt  in  Verbindung  mit  der 
1855  von  der  Regierung  angeordneten  Er- 
richtuüg  einer  Hypothekar-Kreditabteilung 
der  Bank  —  führte  zu  einer  sehr  beträchtlichen 
Vermehrung  des  Münzvorrates;  er  ist  für 
Ende  1S5G  mit  87,2  Millionen  Gidden  aus- 
gewiesen, wozu  noch  10,9  Millionen  Guldeu 
Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  kommen. 

Nunmehr  glaubte  der  Finanzminister, 
dass  für  die  Aufnahme  der  Einlösung  der 
Banknoten  ein  naher  Zeitpunkt  bestimmt 
werden  solle.*)  Im  Münzvertrago  vom  24. 
Januar  1857,  abgeschlossen  zwischen  Oester- 
reich und  den  durch  die  Münzkonvention 


")  ■  Im  Februar  1856  wurde  verfügt,  dass 
der  Schuldner  vertra^mässig'  verpflichtet  wer- 
den könne,  Darlehen  in  Münze  zurückzuzahlen. 
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vom  30.  Juli  1838  nuter  ach  verbundenen 
deutschen  Zollvereinsstaaten  (vgl.  Art.  19 
des  Handelsvertrages  mit  Frenssen  vom  19. 
Febniar  1853)  vurde  im  Art.  22  bestimmt, 
das6  keiner  der  verti-agschliessenden  Staaten 
berechtigt  ist,  Fapiei^ld  mit  Zwaogskiire 
auszugeben  oder  ausgeben  zu  lassen,  falls 
nicht  Einrichtungen  geti-offen  sind,  dass  es 
jederzeit  gegen  vollwertige  Silbeimünzen  auf 
Verlangen  der  Inhaber  umgeAvechselt  werden 
kOnne.  Die  in  dieser  Beziehung  etwa  be- 
stehenden Ausnahmen  waren  längstens  bis 
t.  Januar  1859  zur  Absteilung  zu  bringen. 
Nun  mussten  Yerfflgnngen  getroffen  werden, 
um,  was  kühn  versprochen  worden  war,  treu 
zu  erfüllen.!) 

Die  entsprechenden  Verf  (Igimgen  ergingen 
diurch  die  kaiserl.  V,  v.  30.  August  1858. 
Der  Nationalbank  wurde  darin  aufgetragen, 
vom  1.  November  1858  an  nur  auf  öster- 
reichische Wähnmg  lautende  Noten  zu  1000, 
100 und  10  Gulden  auszugeben;  es  bleibt  ihr 
aber  freigestellt,  solche  Noten  schon  vor 
dem  1.  November  zu  verwenden  j  die  National- 
bank wird  femer  verpfÜchtet,  ihre  auf  öster- 
reichische Wähnmg  lautenden  Noten  auf 
Verlangen  der  Inhaber  bei  ihrer  Hauptkassc 
in  Wien  jederzeit  gegen  vollwertige  Silber- 
mttnze  einzulösen ;  von  den  auf  österreicliische 
Wahrung  lautaiden,  im  ümlaufe  befindlichen 
Noten  mnss  wenigstens  ein  Drittel  mit  ge- 
setzlicher Sübermflnze  oder  Silberbarren 
oder  —  n&cAi  Umstanden  und  mit  Bewilli- 
^mg  des  Finanzministers  —  teilweise  auch 
m  Goldmflnzen  oder  Ooldbarrenj  der  Best 
aber  mit  statutenmässig  eskomptiertea  oder 
beliehenen  Kreditseffekten  bedeck  sein.  Die 
Noten  der  Öst^reichischen  Wfthrung  sind 
bei  allen  ö^ntliohen  Kassen  nach  dem 
Nennwerte  anzunehmen  und  haben  Zwangs- 
kars bei  allen  in  österrei^is^er  Wfthrung 
zu  leistenden  Zahlungen  nach  ihrem  vollen 
Nennwerte;  nach  Massgabe  ihrer  Ausgabe 


')  Durch  den  Mttnzvertrag  wurde  in  der 
österreichischen  Monarchie  der  45-Gnldenftis8 
eingeführt;  ein  kaiserliches  Patent  vom  19. 
'September  1857  ordnet  die  Ausprägung  der 
dem  Münzvertrage  entsprechenden  MUnzen  an. 
Der  Hilnzfnss  war  der,  dass  aus  einem  Pfunde 
(=  öOO  g)  feinen  Silbers  45  fl.  auszuprägen 
waren.  Die  nach  diesem  Milnzfuss  ausgeprfi^en 
Landesmönzen  bilden  die  Österreichische  Wäh- 
rung. Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  27. 
Apnl  1858  wurde  die  österreichische  Währung 
vom  1.  November  1858  an  im  ganzen  Reiche 
eingeführt  Das  Verhältnis  zur  Konventions- 
mttnze  ist  100  fl.  Konventionsmünze  =  105  fl. 
Ssterreicbische  Wfthrnng.  In  den  folgenden 
Auseinandersetzungen  bedeutet  der  Gulden  vom 
Jahre  1859  an  den  Qulden  Österreichischer 
Währnng,  bis  1859  bedeutete  im  Vorstehenden 
-Gulden"  den  der  Konventionswttrung;  der 
Gulden  Wiener  Währung  wurde  als  soldier  be- 
zeichnet. 


sind  die  im  Umlaufe  befindlichen  auf  Kon- 
ventionsmünze  lautenden  Noten  einziizidien 
(in  vei-sdüedeneu  EVisten  bis  zum  31.  Oktt^ter 
1859);  die  auf  KoDventionsmfioze  lauten- 
den Noton  zu  5,  2  und  1  Gulden  sind  mit 
thunlichster  Beschleunigung  auf  den  Betrag 
von  höchstens  100  Milhonen  Gulden  hen^ 
zumindern ;  der  Zeitpunkt  ihrer  Einberufung 
wird  nachträglich  festgestellt  werden.') 

Im  Sinne  dieser  kaiserl.Yerordnung  musste 
die  Bank,  da  sie  am  6.  September  1858  die 
ersten  Noten  österreichiscner  Währung  aus- 
gab und  diese  allein  einlösbar  und  in  der 
erwähnten  Weise  metallisch  und  bankmfi^ig 
zu  bededien  waren ,  auf  deren  BareinlOsung  ge- 
fasstsein.  NochvorJahresschluss  wurde  lAer 
durch  die  kaiserl.  V.  v.  26.  Dezember  1858 
ein  weiterer  Schritt  zur  Durchführung  der 
österreichischen  Wfthrung  und  damit  zur 
Einlösbarkeit  aller  Noten  der  Nationalbank 
getlian.  Diese  Verordnung  verfügte  die  Eu- 
ziehung  der  auf  Konventionsmünze  lauten- 
den Noten  zu  5,  2  und  1  Gidden  und  das  Auf- 
hören ihres  Umlaufes  nach  dem  31.  Dezember 
1859;  die  Nationalbank  wimie  ermftchtigt^ 
anSteUedieser Noten  solche  ä  1  Gulden  öster- 
reichischer Währung  bis  zum  Betrage  von  100 
Millionen  Gulden  auszugeben,  die  bezfiglicU 
ihrer  Annahme  den  anderen  Banknoten 
gleichgestellt  waren.  Auf  diese  Noten  bezog 
sich  die  Bestimmung  bezüglich  der  metalli- 
schen Drittel-  und  der  bankmftssigen  Deckung 
nicht,  sie  fanden  ihre  Sicheistellnng  in  deu 
der  Bank  übei^gebenen  Staatsgütern  und 
sollten  durc^  deren  Ertrfigaisae  und  Erlöse 
ihre  Tilgung  ünden ;  die  rank  war  indessen 
verpfllditet,  sie  jederzeit  einzulösen.  Hit  Rück- 
sicht auf  diese  erhöhte  iEäiüösungspfliclit 
hielt  sich  der  Finanzminister  für  verpÖichtetf 
die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  zu  ver^ 
mindern;  es  wurden  ihr  durch  ein  Uebrä^ 
einkommen  v.  26.  Dezemb»- 1858  SOAfiUionen 
Gulden  Österreichischer  Wfthrung  in  klingen- 
der Münze  zahlbare  Kau&chillingsratGn  der 
südlichen  Staats-,  lombardisch-venetiimischen 
und  centralitalienischen  Eisenbahngeeiellschaft 
überwiesen,  welche  Raten  v.  1.  November 
1860  bis  I.November  1864  jährlich  abzutragen 
waren,  femer  von  Staats^tem  herrührende 
Gmndentlastungsobligationen  im  Betrage  von 
23  Millionen  Gulden  österreichischer  Wäh- 
rung. Dagegen  verzichtete  die  Bank  anf 
Forderungen  an  den  Staat  im  Betrage  von 
94HÜ00  Gulden. 

Ob  die  der  Bank  damals  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  genügend  waren,  die  No- 
teneinlöBung  aufrecht  zu  erhalten,  konnte 
sich  nicht  em'eisenf  da  diese  info^  des 
italienischen  Krieges  am  39.  April  1859 


')  Das  Papiergeld  Wiener  Währung  wurde 
vom  1.  Juli  1858  ab  ausser  Kurs  gesetet.  (K. 
y.  V.  27.  April  1858). 
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zeitvei%  eiogeetellt  viude.')  Die  Bestim- 
mnngen  der  kaiserl.  V.  t.  30.  Ai^nst  1858 
besfl^ch  der  metalüschen  und  bantmässigen 
Bedeckung  der  Noten  Tnirden  aber  nicht 
altenert.  Dturch  eine  kaiserl.  V.  v.  29.  April 
1859  wurde  die  Aufnahme  einer  sehr  be- 
trSchtUchen  Summe  bei  der  Nationalbank 
verfQgt ;  es  sollte  ein  Aolehen  von  2(K) 
Millionen  Gulden  öeterrei(^isdier  Währung 
in  5prozentigen  Staatsschuldversdireibungen 
herben  werden ;  da  dessen  Kealisienmg  zur 
Zeit  nicht  thunlicfa  war ,  so  viude  der 
finanzmioister  beauftragt,  nach  Massgabe 
der  eingetretenen  Bedürfnisse  die  Belehnung 
dieser  Staatsschuld verschreibungen  zu  ^.  s 
des  Nominalwertes  bei  der  Bank  einzuleiten ; 
zugleich  wurde  die  Bank  ermächtigt,  zu  diesem 
Zwecke  Noten  zu  fGnf  Oulden  ^terreichi- 
scher  Währung  auszugeben,  denen  die  An- 
nahme bei  allen  öffentlichen  Kassen  imd 
der  Zwangskurs  zum  Nennwerte  verliehen 
wurde.  Im  Sinne  dieser  Anordnung  entlieh 
die  Staatsrerwaltung  von  der  Bank  im 
Jahre  1859  133  Millionen  Gulden.^  Neben 
diesen  133  Millionen  Gulden  entlieh  die 
Staatsverwaltung  bei  der  Bank  20  AüQionen 
Gulden  in  klingender  Münze  unverzinslich 
und  gab  der  Bank  als  Deckung  3  Millionen 
Pfund  Sterling  des  in  London  aufgelegten 
Anlehens  vom  Jahre  1859. 

Der  unglfickliche  Ausgang  des  Krieges 
verhinderte  zunfitdist  die  Rfldraahlung  dieser 
Sammen.  Sollte  weiteriün  die  Notenein- 
ISeung  auf  geeicheitera-  Grundlage  aufge- 
nomm&i  -werden,  als  die  im  Jahie  1858  ge- 
scliaffene  war,  so  mnsste  neben  der  Bück- 
Zahlung  der  neuerwachsenen  Schuld  des 


Die  Bank  hatte  mit  der  EhdOsnng  am 
6.  September  1858  b^gonnesj  von  diesem  Tage 
bis  ^de  1858  verringerte  sich  ihr  Mttnzvorrat 
am  10^  Hillionen  Omden,  und  vom  1.  Januar 
bis  25.  April  1859  um  weitere  2,2  Millionen 
Gulden.  Dabei  hatte  die  Bank,  abgeseben  von 
kleineren  Posten,  in  der  letzten  Dezember- 
woche 1858  4  3  Uillionen  Golden  K.  M.  vom  1. 
Januar  bis  10.  Januar  1859  4,1,  im  Februar  1 
Million  und  noch  im  MärzO^  Uillionen  Golden 
Ö.  W.  Edelmetall  empfanden.  Wahrend  der  Bar- 
einlOsung  im  Jahre  l8o8  war  das  Agio  fast 
Terachwunden.  Im  Jahre  1859  stieg  es  auf  53,20, 
tax  die  Jahre  1860 — 1862  sind  die  Jahresdurch- 
MiuiittsEifEeni  des  Agio  32,32,  41,2Ö  und  28,07. 

*)  Die  Bedecfcungsverldutnisse  der  Bank- 
noten waren  demnach  die  folgenden :  für  Noten 
bis  zu  10  fl.  herab  war  die  metallische  Drittel- 
declnmg,  im  ftbrigen  die  bankmässige  Bedeckung 
vorgcsuLrieben.  Die  Noten  ä  1  fl.  im  Betrage 
TOB  100000000  fl.  waren  durch  Staatsgüter, 
die  133000000  fl.  i  5  fl.  durch  das  1859er 
nicht  begebene  Anlehw  bedeckt.  Wäre  die 
^Sistiemiig  der  Einlösung  der  Noten  entfallen, 
M  hStte  die  Bank  die  Verpflichtung  gehabt, 
die  aSaitüchen  augeg^ebenen  Noten  jederzeit 
bei  iluer  Kuiptkaue  einxnlSsen. 


Staate  auch  eine  starke  Beduktion  seiner 
älteren  Schuld  an  die  Bank  veranlasst  werden. 

lieber  den  geschMtlichen  Stand  der  Bfuik 
im  Zeiträume  von  1848 — 1859  sei  erwähnt, 
dasB  durch  Gründimg  von  Filialen  in  den 
meisten  I^ndeshauptstädten  und  in  Ungarn 
eine  Erleichterung  der  Inanspruchnahme  der 
Bank  und  auch  eine  Yergrßsserung  ihrer 
GescMfte  herbeigeführt  wurde.')  Auch 
davon  ali^esehen,  haben  die  allgemeinea 
wirtschaftlichen  Yeriiältnisse  bis  zum  Jahre 
1857  zu  einer  Yermehrung  des  Eskompte- 
geschftftes  geführt  Auffallend  ist  die  starke 
Zunahme  des  Darlehensgeschäftes,  waches  bis 
Ende  1857  eine  Höhe  von  86,2  Millionen 
Gulden  erreichte.  >Die  Vermehrung  der 
Staatsschuld,  die  mit  der  Entlastung  des 
Bodens  verbundenen  Ereditoperationen  und 
die  Schvrierigkeiten,  welche  der  B^efoung 
solcher  Effekten  hindernd  in  den  Weg  traten, 
waren  zunächst  Anlass  hiezu«  (Lucam).  Bei 
den  Kredit^währungen  der  Bank  wurde 
viel  Protektion  geübt,  eine  alte  Klage,  die 
schon  im  Zeiträume  vor  1848  erhoben  wurde. 
Im  Jahre  1856  wmde  der  seit  1833  geltende 
4prozentige  Zinsfuss  für  das  Eskompte-  und 
mrlehensgeschäft  auf  5  erhöht  Im 
ganzen  stieg  von  1853  beginnend  bis  1858 
das  BmttoertrSgnis  und  der  gesamte  Betrag 
der  Dividende,  doch  sinkt  w^;en  des  er^ 
höhten  Aktienkapital  von  1854  ab  die  auf 
die  einzelnen  Aktien  entbUmde  Dividende  von 
85  GuldenKonventionsmttnzeauf 60,57  Gulden 
im  Jahre  1859.  Beachtenswert  ist  die  für 
die  Jahre  von  1849  Ins  1852  bewirkte  Ei^ 
höhung  des  Reservefonds  um  5,2  Mil- 
lionen Gulden.  Die  übrigrai  den  Noten- 
umlauf bestimmenden  Verhältnisse  sowie 
jene,  welche  den  Metallschalz  in  der  hier 
in  Frage  stehenden  Zeit  verändert  haben, 
wurden  bereits  erwähnt.  Das  einzelne  zeigen 
die  am  Schlosse  des  Artikels  gegebenen 
Tabellen. 

6.  Das  dritte  Privilegium  der  Bank 
vom  27.  Dezember  1862.  Zunächst  be- 
gann die  Regierung  im  Jahre  1860,  ihre 
Schuld  an  die  Bank  zu  verringern,  diese 
empfing  laut  Uebereiukommen  vom  1. 
April  1860  aus  dem  Ende  1859  auf- 
gelösten Tilgungsfonds  Wertpapiere ,  die 
eine  Verminderung  der  (mit  2%  verzins- 
lichen) Schuld  von  133  Millionen  Gulden 
um  34  Millionen  Gulden  bewirkten.  Femer 
wurde  die  Begebung  der  1859er  Anleihe 
in  Form  einer  verzmslicheu  mit  Prämien 
rückzahlbaren  Schuld  im  März  1860  ver- 


>)  Die  erste  Eskomptefiliale  wurde  1847  in 
Prag  errichtet,  1851  folgte  die  Errichtung  einer 
Eskompt^liale  in  Fest,  die  Erriehtn^  von 
Filialen  zur  Erteilung  vtm  Vorschüssen  gegen 
BtatntenmSssige  POnder  b^nn  im  Jahre  1864, 
Ende  1859  bestanden  16  Füialanstalten. 
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ffigt,  die  dabei  nicht  begebenen  123  Milli- 
onen Onklen  ObUmtioneQ  eHiielt  die  Bank 
als  F&nd  fOr  die  Tordenmg  im  Bestbetraee 
von  99  Millionen  Gulden.  Das  waren  die 
letzten  Thaten  Brucks  in  der  Banksache.  Sein 
Nachfolger  im  Amte,  Edler  von  Plener^  nahm 
die  Ordnung  des  Geldwesens  enera^sch  iu 
Angriff;  allein  dafür  waren  alsbald  neue 
Kompetenzen  geschaffen  -worden ;  denn 
der   durch   das    kaiserliche   Patent  vom 

26.  Februar  1861  eingesetzte  Reichsrat 
(bestehend  aus  dem  von  den  Landtagen 
zu  wählenden  Abgeordnetenhause  und  dem 
Herrenhause)  hatte  hierüber  die  der  Sank- 
tion durch  den  Kaiser  zu  unterbreitenden 
Beschlüsse  zu  fassen.  So  kam  es  zu  einer 
Regierungsvorlage  über  die  Ordnung  des 
Banknotenwesens  und  nach  langen  parlamen- 
tarißchen  Beratungen  zu  dem  Gesetze  vom 

27.  Dezember  1862,  dessen  Bestimmungen 
auch  der  Bankausschuss  angenommen  hatte. 
Es  war  für  das  ganze  Reich  gültig  und  er- 
mächtigt den  Finanzminister,  mit  der  National- 
bank das  dem  Oesetz  angeschlossene  Ueber- 
einkommen  über  die  Verlängerung  ihres 
Privilegiums,  über  neue  Statuten  imd  ein 
neues  Reglement  derselben,  endlich  über  die 
Regelung  des  Schuldverhältnisses  zw^ischen 
Staat  und  Bank  abzuschliesscn.  Das  Gesetz 
trat  am  6.  Januar  186:^  in  Kraft. 

DasUebereinkommenUberdaB  Scholdver- 
hältnia  zwiBchea  Staat  und  Bank  setzt  folgendes 
fest:  Die  ans  der  EinlUsaag  des  Wiener  Wäh- 
rnngspapiergeldes  am  29.  November  1862  ver- 
bleibende Schuld  von  36  914  954  fl.  wird  mit 
S'/d  verzinst  und  in  4  gleichen  Jahresraten  von 
Ende  Dezember  1863  bis  Ende  Dezember  1866 
getilgt.  Die  Schuld  dea  Staates  an  die  Bank 
un  Betrage  von  20000U0U  ft.  in  Silber  bleibt 
unverainslich  und  wird  in  Sübermtlnze  oder 
in  Devisen  so  znrUckgezahlt ,  dass  die  erste 
Hälfte  längstens  bis  Ende  I86ö,  die  zweite  bis 
Ende  1866  berichtigt  ist.  Im  Übrigen  schuldete  der 
Staat  der  Bank  nach  dem  Stande  vom  29. 
November  1862  77,8  Millionen  Gulden  {da- 
mals ^'edeckt  durch  das  Anlehen  aus  dem 
Jahre  1860)  'j  und  87  Millionen  Gulden  (durch 
Staatsgüter  gedeckt).  Aus  dem  Gesamtbetrag 
dieser  beiden  Fordemngen  wurde  die  Summe 
Ton  80  MUlionen  Gul&n  ausgeschieden  und 
von  der  Bank  dem  Staate  als  Darlehn  biszum  Ab- 
laufe dieses  Privilegiums  überlassen,  für  welches 
der  Staat  vom  Anfang  1868  an  eine  jährliche  Pau- 
schalsumme von  1  Mill.  fl.  insofern  entriclitet,  als 
dieses  zur  Er^nznng  der  unter  die  Aktionäre  zu 
verteilenden  Dividende  auf  7*','^  notwendig  ist. 
Bezüglich  des  Restes,  der  von  den  genannten 
zwei  Forderungen  nach  Abzug  der  80  Millionen 
Gulden  erübrigt,  erfoli^t  die  Tilgirag  durch 
Eingänge  auf  das  Anlehen  vom  Jal^e  1860, 


M  Im  Jahre  1862  wurden  83  Millionen  be- 
geben, und  den  5ü  Millionen  Übersteigenden 
Erlös  erhielt  die  Bank;  der  am  29.  November 
1862  resultierende  Rest  von  77,8  Millionen 
Gulden  erklärt  sich  ans  den  vuransgegangenen 
Zuflflssen  aus  dieser  B^bnng. 


durch  die  Erträgnisse  und  die  Verkanfserlöse 
der  der  Bank  durch  Uebereinkonimen  vom  18. 
Oktober  1855  Überwiesenen  Staatsgüter,  endlich, 
soweit  diese  nicht  zureichen,  durch  Zahlonfen 
der  Finanzverwaltnng,  so  dass  bis  Ende  1866 
auch  diese  Schuld  vollständig  bezahlt  sein 
mnsa.  Die  Bank  wurde  veqmichtet,  die  zur 
Zeit  in  ihrem  Eigentume  befindlichen  Effekten 
mit  Ammahne  jener  des  Bcservefonds  tud  der 
SchnldTerachreibongen  der  Karl-Lndwiesb^m 
innerhalb  des  Zeitraumes  der  RDcksafaInngien 
des  Staates  in  jedem  Jahre  nach  dem  Terhftlt- 
nis  dieser  Rückzahlungen  zu  veränssem.  Die 
durch  die  Rückzahlungen  der  Staatsverwaltung 
und  durch  die  Veräusserungen  der  Wertpapierr 
eingehenden  Beträ^  mnssten  in  der  Weise  zur 
allmählichen  Yemngerung  des  Notenumlaufes 
verwendet  werden,  dass  bis  Ende  1866  die 
statutenmässige  Bedeckung  der  Noten  (von  der 
alsbald  die  Rede  sein  wird)  hergestellt  ist.  Die 
Wiederaufnahme  der  SUbenuüunngen  der  Bank 
hat  im  Jahre  1867  ca  erfolgen;  die  näheren 
Bestimmungen  werden  durch  ein  in  der  Reichs- 
ratssession 1866  zu  erlassendes  Gesetz  festge- 
stellt werden. 

Ans  den  neuen  Statuten  der  Bank  sei 
folgendes  herrorgehoben :  Die  Verfassang  der 
Bank  erfahr  eine  Aendemng  zunächst  darin, 
dass  der  auf  Grund  der  früheren  Privilegien 
bestehende  Ansschusa  von  100  Mitgliedern  be- 
seitigt wurde.  An  dessen  Stelle  trat  die 
Generalversammlung  jener  Aktionäre,  die  Tister- 
reichische  Unterthanen  sind  und  sich  über  einen 
Besitz  von  20  Aktien  rechtzeitig  ausweisen. 
Die  Generalversammlung  wählt  aus  ihrer  Mitte 
14  Direktoren  mit  3  jähriger  Fnnktionsdaner, 
deren  Bestätigung  dem  Kaiser  vorbehalten  ist. 
Diese  Direktoren  bilden  mit  dem  Gouverneur 
die  Bsnkdirektion,  welche  die  Verwaltong  des 
Bankvermögens  besorgt.  Die  Generalversamm- 
lung hat  ferner  aus  ihrer  Mitte  einen  Ausschus» 
mit  einjährifjer  Funktionsdauer  zu  wählen,  der 
aus  12  Hitj^liedern  besteht  Die  Mi^Ueder  des 
Ausschusses  haben  n.  a.  an  den  Beratungen 
der  Bankdirektion  über  die  Verändernngen  des 
Zinsfusses  mit  entscheidender  Stimme  teilzu- 
nehmen. Die  Generalversammlung  hat  endlich 
die  MittcUuns:en  der  Direktoren  über  die  Qe- 
babrnug  des  Bankinstitutes  sowie  die  Berichte 
des  Ausschusses  über  die  Rechnungsabschlttsse 
entgegenzunehmen  und  darüber  zu  beschliessen. 
Der  Gouverneur  wird  vom  Kaiser  ernannt,  die 
beiden  Stellvertreter  des  C^ouverneurs  werden 
von  den  Direktoren  ans  ihrer  Mitt«  auf  Ü  Jahre 
gewählt.  Das  Aktienkapital  der  Nationalbank 
wurde  mit  110250000  fl.  festgesetzt 

Die  Bank  ist  während  der  Dauer  des  neuen 
Privilegiums,  das  ist  bis  Ende  1876,  ausschliess- 
lich berechtigt,  „Anweisungen  auf  sich  selbst 
die  unverzinslich  und  dem  Ueberbringer  auf 
Verlangen  zahlbar  sind",  auszugeben.  Diese 
Noten  dürfen  auf  keinen  niedereren  Betrag  als 
10  fl.  tauten.  Doch  bleibt  die  Bank  znnlcbrat 
berechti^t,  Noten  zu  1  und  ö  fl.  im  Umlauf« 
zn  halten.  Der  Zeitpunkt  für  die  Einziehang- 
dieser  Noten  wird  durch  besondere  Gesetze  be- 
stimmt werden.  Die  Bank  ist  zur  Einlüsang: 
ihrer  Noten  zu  ihrem  vollen  Nennwerte  gegea 
Kßsetzliche  Silbermünze  verpflichtet  Jener 
Betrag,  um  welchen  die  Snmme  der  nmlaut^deu 
Noten  200  Millionen  Gulden  übersteigt,  mow 
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in  gesetzlicli»  Silbwmfln»  oder  SUberbwren 
TOTfaanden  aän ;  jener  Betrag,  am  wichen  die 
OBilaaFeDdeD  Noten  den  Torhuidenen  Barvorrat 
Übersteigen,  mrua  bedeckt  sein  mit  statuten- 
i^ssig  eskomptierten  oder  beliehenen  Effekten 
oder  mit  eingelösten  verfallenen  Coopona  von 
Gmndentlastangsobligationen,  dann  mit  gtatnten- 
mSssig  eingeigten  und  Bur  WiederverÄneeernng 
geeigneten  Pfandbriefen  der  Bank  welcbe  je- 
doch den  Betraf  von  20  Millionen  Gulden  nicht 
flbmteigen  dimen  nnd  nnr  mit  V>  des  Nenn- 
wertes rar  Bedecknng  dienen  können.  Bis  lor 
Hohe  des  4.  Teiles  des  MetallTorrates  kann 
Qold  in  Manzen  oder  in  Barren  anstatt  des 
ffilbm  zur  Bedeekmu:  verwendet  werden.  Den 
Noten  der  Bank  wörde  ftkr  den  ganzen  Umfang 
der  Monuefaie  mit  Ansnahme  des  lombardisch- 
veuetiauiehen  KQni^iches  der  Zwangaknra 
itam  Nennwerte  verliehen. 

In  der  Beihe  der  Geschäfte  der  Bank 
wurde  Den  genannt  die  Änachaffang  nnd 
der  Verkauf  von  Gold,  Silber  and  Wechseln  auf 
auswärtige  Plätze,  femer  ist  hervorzuheben  die 
Bestimmung,  daas  dife  Bank  von  den  im  Giro- 
^8(^äfte  an  sie  gelaugenden  Beträgen  nur  die 
Bälfte  in  ihren  anderen  Geschäften  verwenden 
darf.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  gesetaliche 
Sflbömttnze  und  SUberbarren  mit  46  fl.  fttr  das 
Mltnzpfnnd  feinen  Silbers  ^erzeit  einzulösen; 
ae  darf  dabei  eine  Provision  nnd  bei  Barren 
die  Prägekoeten  in  Abzug  bringen.  Beim  Ea- 
komptegeschaEte  wurde  der  Mimmalbetrag  der 
zum  Eskompte  geeigneten  Wechsel  und  Ef- 
fekten (im  Reglement)  auf  100  fl.  festgesetzt. 
Die  statatenmässige  Belehnung  von  Gold  und 
Silber  war  bis  zur  Anfnahme  der  Bareinlfleung^ 
verboten.  Die  Ausweise  ttber  den  Aktiv-  und 
Passivstand  der  Bank  sind  mosatlich  zn  ver- 
«ffentKdien.  Eine  völlige  Yeränderung  erfuhren 
die  Bestimmungen  über  die  Beziehungen  zur 
Staatsverwaltung.  Die  Staatsaufsicht  beschränkt 
^ch  nur  darauf,  dass  ein  Kommissär  darüber 
wacht,  ob  die  Bank  sich  dem  Statut  und  dem 
Reglement  gemäss  benimmt.  Die  möglichen 
Geschäfte  zwischen  Staatsverwaltung  und  Bank 
können  nur  darin  bestehen,  dass  die  Bank  die 
von  der  Finanzverwaltung  eingereichten  Wechsel 
ststutenmässig  eskomptiert  und  dass  sie  kom- 
missionsweise Geschäfte  fOr  Bechnnng  des  Staates 
besorgt.  Die  ans  der  letzteren  Besorgung  sich 
ergel^nden  Guthaben  sind  am  Schlüsse  jedes 
Monats  bar  m  begleichen. 

Die  erste  parlamentarische  Oi-dnung  der 
SaDkangelegenheiten,  die  sich  im  G.  v.  27. 
Dezember  1862  vorfindet,  darf  man  als  ge- 
lungen bezeiahnen.  Das  Bankstatut  war 
ein  für  jene  Zeit  modernes  Werk;  man  hat 
die  Gesellschaft  mit  den  bei  einer  Noten- 
bank angebrachten  Kautelen  richtig  organi- 
siert, ihren  Oeschäftskreis  zutreffend  abge- 
grenzt, für  OcffentUchkeit  der  Ergebnisse 
der  Bankgebafanmg  vorgesoi^,  und  (was 
scion  der  Finanzminister  vorgeschlagen 
hatte)  durch  die  Erfahrun^n  belehrt,  die 
Bank  vom  Staate  unabhängig  gestellt  sowie 
die  OeschfiftsbeziehuDgen  mit  dem  Staate 
auf  ein  Minimum  reduziert.    Die  Yerfü- 
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gangen  betreffend  die  metalüscbe  Bedeckung 
der  Noten  waren  zwar  strenge,  aber  man 
einigte  sieh  darauf,  nach  Verwerfung  der 
vom  Finanzminister  proponierten  steigenden 
(^ot«Ddeckung ,  um  dadurch  die  Solidität 
der  Bai^  üter  jeden  Zweifel  ächer  zu 
stellen;  sie  waren  für  den  damaÜgeu  Ge- 
schäftsbetrieb ausreichend.  Z.ur  grössteu 
Yorsifdit  wurde  fAr  den  Fall,  dass  sich  der 
Betrag  der  blosB  bankni&ssig  bedeckten  Noten 
als  uozul&nglich  erweisen  sollte,  der  Natio- 
nalbaak das  Becht  vorbehalten,  in  Bezug 
auf  die  Notende<Äung  der  Finanzverwaltung 
Anträge  zu  stellen  und  deren  verfassu^gs- 
mfissige  Behandlung  zu  verlangen. 
Cebereinkommen  zwischen  der  Staatsver* 
waltuDg  und  der  Bank  ist  gerecht.  Bis 
gegenflber  den  Yorschlfigen  des  Finanz- 
ministers bföchlossene  Abkürzung  der  Ab- 
zahlangstennine  der  Schuld  des  Staates  hat 
sich  nach  gemachten  Erfahrungen  als  durch- 
führbar erwiesen.  Dass  mit  einer  Ausnahme 
die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  bis  za 
ihrer  Rückzahlung  für  unverzinslich  erklärt 
wurde  und  dass  man  ^n  permanentes,  der 
Hauptsache  nach  wohl  audi  unverzinsUches 
Darlehen  zu  Gunsten  des  Staate  beliess, 
war  billig,  hat  bezüglich  der  Unver* 

zinsUchkeit  zu  bedenken,  dass  der  Ober- 
wiegende  Teil  dieser  Forderungen  an  den 
Staat  zu  einer  Zeit  entstanden  war,  vro  die 
Bank  ihre  Noten  nicht  bar  einlöste,  und  es 
ist  nicht  erwiesen,  dass  bei  Eingehen  dieser 
Forderungen  durch  die  dabei  geschehene 
Ausgabe  von  Noten  der  Bank  em  Nachteil 
in  ihrem  ntu-malen  GeschSfte  zugefügt  wor- 
den  sd,  für  den  sie  nidit  entsprechend 
entschädigt  worden  "wäre.  Üeberdies  hatte 
die  Bank  für  das  ihr  verliehene  Frivil^um 
dem  Staate  ein  Entgelt  zu  leisten,  and 
dieses  Entgelt  wird  durch  das  permanente, 
der  Hauptsache  nach  unverzinsliche  Dar- 
lehen gebildet.  Vor  dem  neuen  Statut  er- 
teilte die  Staatsvei-waltung  der  Baak  die 
Privilegien  und  nützte  dann  ihren  Kredit 
für  Zwecke  aus,  die  vielleicht  dem  Interesse 
der  Staatsfinanzen  entsprachen,  aber  mit 
den  Aufgaben  einer  einlösenden  Notenbank 
nicht  übereinstimmten;  dafür  gewährte  der 
Staat  der  Bank  grosse  finanzielle  Vorteile. 
Nun  wurden  solche  Geschäftsbeziehungen 
gesetzlich  ausgeschlossen,  und  es  war  richtig, 
nir  das .  unter  solchen  Umständen  erteilte 
Privilegium  ein  Entgelt  festzusetzen.  Das 
G.  V.  27.  Dezember  18C2  gereicht  dem  ersten 
Reichsrate  seit  1849,  namentlich  dem  da- 
maligen Abgeordnetenhause  und  unter  dessen 
Mitgliedern  besondere  dem  Referenten  Dr. 
Herbst,  zxir  Ehre.  Allerdings  war  die  Be- 
schiussfassung  erleichtert  durch  die  lebhafte 
Diskussion  der  einschlägigen  Fragen  seitens 
der  Wissenschaft  (so  hat  namentlich  Adolf 
Wagner   diüoials  eine  Reihe  vichtiger 
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Schriften  Über  die  österreichische  BaakErage 
herau^i^beQ)  und  seitens  der  Presse. 

6.  Die  Durchführang  des  ITeberein- 
kommens  vom  Jahre  1862.  Die  Staats- 
notenansgabe.  Statotenändeningeii  bis 
1872.  Suspension  der  Bankakte  wäh- 
rend der  1873  er  Krise.  Die  im  Ueber- 
einkommen  vom  27.  Dezember  1862  festge- 
setzten Zahlungen  der  Finanzrerwaltung  an 
die  Bank  und  Verkaufe  von  "Wertpapieren 
seitens  der  Bank  wurden  genau  eingehalten. 
Es  war  noch  im  April  1866  sicher,  dass  bei 
weiterer  ordnungsmässiger  Abwi(^elimg  des 
Uebereinkommens  vom  27.  Dezember  1862 
die  Barzahlunsen  im  Jahre  1867  aufgenom- 
men v^en  kennen^).  Nach  begründeten 
Berechnungen  wÄren  Ende  1866  bei  einem 
Metallschatz  von  148,2  Millionen  Gulden, 
298  Millionen  Qulden  Noten  im  Umlaufe 
gewesen,  was  nach  statutenmflssiger  Be- 
deckung noch  eine  Notenreserre  von  49,8 
Millionen  Gulden  ergeben  h&tte.  Der  Bank- 
notennmlauf  war  s^on  bis  Ende  April  1866 
auf  337,9  Millicmen  Onlden  reduziert  and 
zeAgto  f^BgeR  Ende  1862  eine  Abnahme  mn 
88,9  Hülionen  Gulden,  trotz  einer  starken 
Ausddmnng  des  Eskompt^eachfiftes  in 
dieser  Zeit  Wenn  nun  trotz  der  ordnungs- 
massigen Dnrdifühnmg  des  Uebereinkom- 
mem  die  fOr  das  Jahr  1867  in  Aussidit 
genommene  Aufnahme  der  länlQsang  der 
Banknoten  nicht  o^lgte,  bo  war  darui  die 
im  Jahre  1866  wegen  des  Kri^es  gegen 
Freussen  und  Italien  vorfügte  Ausgabe  von 
uneinlOslichen  mit  Zwangskurs  aus^statteten 
Staatsnoten  schuld,  die  dann  weiterhin  im 
UmlaTife  erhalten  wurden.  Die  Emission 
vollzog  sich  in  folgender  "Weise:  Das  G.  v. 
5.  Mai  1866  erklärte  die  im  Umlaufe  be- 
findlichen Banknoten  zu  1  und  5  fi.  als 
Staatsnoten  mit  Zwangekurs  und  enthob 
die  Nationalbaok  der  Verbindlichkeit,  seiner- 
zeit diese  Notenkategorieen  gegen  Silber  ein- 
zulösen. Die  Maximalgesamthöhe  der  Noten 
zu  1  und  5  fl.  wurde  auf  150  Millionen 
Gulden  festgesetzt  und  die  Nationalbaok 
verpflichtet,  das  Aequivalent  für  die  vom 
Staate  übernommenen  Noten  demselben  in 
Banknoten  höherer  Appoints  zu  leisten. 
Durch  das  G.  v.  7.  Juli  1866  wurde  femer 
dem  Knanzrainister  ein  Kredit  von  200  Mil- 
lionen Gulden  eröffnet  und  der  National- 
bank aufgetragen,  die  erforderlichen  Geld- 
mittel, bis  die  Umstände  es  gestatten  wer- 
den, ein  Aulehen  zu  realisieren  oder  förm- 
liche Staatsnoten  auszugeben,  nach  Mass- 
gabe des  Staatsbedarfes  vorläufig  bis  zum 


Dnrch  das  kaiserliche  Manifest  vom  20. 
September  1865  wurde  die  Wirksamkeit  der 
feterreichischen  Steatsgrxmdgesetze  sistiert.  Die 
parlament^lose  Zeit  danerte  bis  znm  20.  Mai 
3^67. 


Betrage  von  60  Millionen  Gulden  in  Bank- 
noten gegen  Ersatz  der  Fabrikationskosten 
vorzuschiessen,  welche  Vorschüsse  längstens 
in  einem  Jahre  nach  abgeschlossenem  Frieden 
in  Banknoten  zurückzuzahlen  seien.  Bis 
zur  Rückzahlung  dieser  Vorschüsse  an  die 
Nationalbank  wurden  diejenigen  Bestim- 
mungen ihres  Statuts,  mit  welchen  dieses 
Gesetz  nicht  im  Einklänge  steht,  einschUess- 
iich  der  Verpflichtung  der  Nationalbank 
zur  Wiederaufnahme  der  Barzahlimgen.  sus- 
pendiert. Endlich  erfloss  das  G.  v.  25. 
August  1866;  es  verfügte  eine  weitere 
Vermehrung,  aber  auch  die  B^renzung 
des  Staatsnotenumlaufes.  Der  Finanzminister 
sollte  nach  diesem  Gesetze  auf  C^rund  des 
Kredites,  der  ihm  durch  das  G.  v.  7.  Juli 
epöffaet  worden,  noch  90  Millionen  Gulden 
Staatsnoten  zu  1  fl.  und  5  fl.  ausgeben, 
femer  jene  60  Millionen  Gulden,  welche 
auf  Grund  des  G.  v.  7.  Juli  die  National- 
bank gegeben  hatte,  in  Staatsnoten  zu- 
rückzahlen und  zwar  in  Noten  zu  1  fL 
Da  die  laut  G.  t.  5.  Mai  1866  zu  emittie- 
renden Staatsnoten  160  Millionen  Gnldea 
betrugen,  so  erai)  sicüi  als  Gesamtsumme 
der  Staatsnoten  300  Millionen  Golden.  IKe 
Ausgabe  »fOmilicher  Staatsnoten«  wurde 
angeor^et,  ihnen  die  Annahme  bei  allen 
öffentlichen  Kassen  zum  Nennwerte  und  der 
Zwan^uis  zum  Kennwerte  zugesichert 
und  ihr  Höchstbetrag  auf  300  Millionen 
Gulden  festgesetzt  mit  der  Abweichung, 
dass,  wenn  der  Umlauf  der  Partialhypo- 
thekaranweisungen  unter  den  Höchstbetrag 
von  100  Millionen  Gulden  sinken  sollte 
(was  durch  Rückzahlungen  bei  ihrer  f^g- 
keit  eintreten  kann),  das  Minus  durch  Ver- 
mehrung der  Staatsnoten  über  300  Millionen 
Gulden  aufgebracht  werden  solle.  (Bei 
dieser  Anordnung  ist  es,  abgesehen  von  der 
Erhöhung  des  Staatspapiergeldumlaufes  um 
12  Millionen  Gulden,  bis  zum  G.  v.  9.  Juli 
1894  verblieben.)  Auf  Grund  dieser  Ver- 
fügungen wurde  in  der  That  die  Fordenmg 
der  Bank  von  60  Millionen  Gulden  im  Jahre 
1867  in  Staatsnoten  bezahlt,  so  dass  damit 
die  Staatsschuld  an  die  Bank  auf  80  Mil- 
lionen Gulden  reduziert  war.  Es  ist  noch 
zu  beachten,  dass  zur  Bezahlung  der  Kriegs- 
entschädigung an  Freussen  30  Millionen 
Gulden  in  Silber  im  Wege  des  Wechsel- 
eskomptes  durch  ein  Konsortium  von  Finanz- 
männern von  der  Bank  zu  Gunsten  des 
Staates  beschafft,  aber  auch  rechtzeitig  an 
die  Bank  zurückbezahlt  wurden.  So  hatte 
der  unglückliche  Krieg  die  unmittelbar  be- 
vorstehende Ordnung  des  österreichischen 
Geldwesens  vereitelt 


')  Das  Agio  der  SUber&:alden,  das  von  1862 
bis  Febr.  1S66  von  28,07  anf  5^  gesunken 
war,  ßtieg  1866  anf  29,1b.  Die  JahiesduKh- 
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Durch  diese  Ausgabe  von  Staatsnoten 
^nirden  die  Statuten  und  die  Rechte  der 
Bank  aus  dem  G.  v.  27.  Dezember  1862 
unstreitig  empfindlich  verletzt.  Durch  das 
zweiseitig  verbindliche  Uebereinkommen,  wie 
es  in  jenem  Gesetze  vorhegt,  hatte  die 
Bank  sich  eine  Vermindenmg  der  Zinsen 
von  ihren  Forderungen  an  den  Staat  g<e- 
fiaJIeu  lassen,  auf  die  Rückzahlung  eines 
beträchtlichen  Teiles  ihrer  Forderung  ver- 
ziditet,  dies  alles,  weil  sie  das  für  das 
ganze  Reich  wirksame  ausschliessliche  Recht 
ataahen  hatte,  Noten  auszugeben.  Nun 
wnrde  die  Bank  offenkundig  m  jenem  Er- 
werbe verkürzt,  auf  den  sie  nach  dem  G. 
V.  27.  Dezember  1862  während  der  Daner 
ihies  PrivikgiiuDS  rechnen  konnte  and  der 
oß  veranlasst  hatte,  die  ebenerwfthntra 
Opfer  zu  bringen.  Diese  ErwerbsverkOrznog 
infolge  des  Staatsnoteanmlanfes  trat  alsbald 
hervcfr.  Das  Eedn»n^te-  und  Darlehenage- 
schflft  venninderte  sich  nicht  nm  im  Ja&e 
1866,  was  auf  die  Kri^;8«nignis8e  zmrflok- 
gef  Ohrt  werden  kann,  sondern  auch  im  Jahre 
1867  sank  es  bis  Ende  Joll,  obwohl  der 
Zinsfnss  heral^^esetzt  worden  war.  Für  das 
Jahr  1867  war  die  National  bank  zum  rasten  Mal 
seit  dem  Jahre  1819  nicht  in  der  Lage,  den 
Aktionären  eine  7proz6ntige  Dividende  zu 
zahlen,  imd  nahm  vom  Staate  die  Zuschuss- 
zahlung in  der  Höhe  von  1  Million  Gulden 
in  Anspruch,  welche  auch  geleistet  wurde.  ^) 
Während  di^er  Abnahme  des  Eskompte- 
geschSftes  stieg  der  Staatsnotenumlauf  un- 
ausgesetzt Es  ist  begreiflich,  dass  unter 
solchen  Umständen  die  Banfcleitung,  die  von 
vornherein  die  Staatenotenausgabe  als  eine 
Verletzung  ihrer  Rechte  erklärt  hatte,  schon 
1867  Entschädigungsansprüche  erhob.  Auf 
einen  billigen  Ausweg  aus  dieser  Situation 
deutete  der  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung vom  16.  Januar  1868  hin,  dimih  wel- 
chen die  Direktion  und  der  Bankausschuss 
ermächtigt  wurden,  mit  dem  Ministerium 
nicht  nur  Über  die  Bemessung  und  Zahlung 
der  angesprochenen  Entschädigung,  sondern 
auch  über  Aenderongen  der  Statuten  und 
des  Uebereinkommens  vom  Jahre  1862  eine 
voriäufige  Vereinbarung  zu  treffen,  das 
faosst,  man  dachte,  zum  mindesten  durch 
Statutenänderungen  die  Erträgnisse  der  Bank 
zu  stQgem,  wobei  man  auf  das  Entgegen- 
kommen der  Regierung  um  so  mehr  rech- 
nen zu  können  glaubte,  als  diese  doch  die 


«hnittsziffem  des  Agio  für  1867—1873  sind 
23,95  14,43,  21,02,  21,89,  2038,  9,27  und  8,14. 

^  ')  Aach  för  1868  ergab  sich  keine  7^/oige 
Diridende.  Da  die  Regienmg  die  geforderte 
E^änzuBgszahlmig  nicht  leistete,  beschritt  die 
Bwfc  den  Prozeasweg.  Der  Rechtsstreit  wurde 
durch  das  Uebereinkommen  toid  27.  Joni  1878 
dudi  Verzicht  der  Bank  beendigt. 


jährhchen  Zahlungen  der  zusdiüssigen  Sum- 
men ,  wenn  die  Dividende  7  "/o  nidit  er- 
reichte, vermeiden  woDte.  Die  gewünschte 
Modifikation  des  Uebereinkommens  sollte  die 
feste  Verzinslichkeit  der  SO  Millionen-Schuld 
bringen. 

Als  das  Ei^ebnis  der  demnach  mit  der 
Regierung  eingeleiteten  Verhandlungen  sind 
zu  betrachten  das  Gt.  v.  30.  Juni  1868,  der 
auf  Grund  desselben  erflossene  Erlass  des 
Finanzministeriums  vom  30.  Oktober  1868 
und  das  G.  v.  13.  November  1868.  Die- 
selben verfügen  die  Verminderung  des  Aktien- 
kapitals auf  90  Milhouen  Gulden,  die  Be- 
seittguDg  der  Widmung  von  40  MilÜonea 
Gulden  für  das  Hypothe^kreditgeschäft,  die 
Verringerung  der  in  den  Reservefonds  za 
erl^nden  Quote  von  25  auf  10  ;  femer 
wurde  bestimmt,  dass  die  Bank  berechtigt 
sei,  bares  Geld  gegen  Verlviefung  mit  und 
ohne  Tenunsang  anzunehmen  und  im  Giro- 
gesch&fte  Zinsen  zu  gewähren.  Das  Dar- 
leheDsgeschtö  wurde  anagedehnt,  n.  s.  auf 
Edelmetalle  und  ausdrücklich  auch  auf  un- 
garische Wettpapiere,  dazu  kamen  Erweite- 
rungen des  Eskompte-  und  Kommissiona- 
gesäiäftes  (Eskompte  auf  offenem  Markte, 
von  "Wechseln  unter  100  Gulden  und  ge- 
wisser kurzfäUiger  Effekten  und  Coupons). 
Die  Beschränkung  wegen  Verwendung  der 
im  Girogeediäfte  der  Bank  zugekommenen' 
Beträge  entfiel.  In  die  bankmässip  zu  be- 
deckende Banknotenmenge  sind  die  gegen 
Verbriefung  oder  in  laufender  Rechnung  mit 
oder  ohne  Verzinsung  in  der  Nationalbanfc 
liegenden  fremden  Gelder  und  in  die  bank- 
mässige  Bedeckung  die  Wechsel  auf  aus- 
wärtige Plätze  einzubeziehen. 

Waren  diese  Statutenänderungen  Wir- 
kungen der  Verringerung  der  Erträge  der 
Bsak  infolge  der  Ausgabe  von  Staatenoteu, 
so  folgten  nach  1868  Statntenändei-ungen, 
bleibende  wie  vorübergehende,  die  auf  die 
verstärkten  Ansprüche  des  kreditsuchenden 
Publikums  an  die  Bank  zurückzuführen  waren. 
Seit  1868  zeigte  sich  in  Verbindxmg  mit 
dem  beginnenden  volkswirtschaftlichen  Auf- 
schwünge in  Oesterreich  eine  Zunahme  ihres 
Eskomptegeschäftes,  das  sich  bis  Ende  1873 
in  unausgesetzt  steigenden  Jahresziffem  be- 
wegte. Die  Bank  war  unter  solchen  Um- 
ständen genötigt,  ihre  Mittel  zu  mobilisieren, 
und  alles  vorzukehren,  um  für  einen  grossen 
Umlauf  an  Banknoten  die  statutenmässige 
metallische  Bededning  zu  beschaffen,  bo 
sah  sie  sich  im  Jahre  1870  veranlasst,  zum 
Behufe  der  Erhöhung  ihres  Edelmetallbe- 
sitzes Devisen  zu  begeben,  da  diese  in  die 
metall^che  Bedeckung  nicht  eingerechnet 
werden  durften;  (der  Besitz  Bank  aa 
Devisen  bewegte  sich  von  1866  bis  1870 
zwischen  den  Jahresendziffem  von  43,5 
und  30  Millionen  Gulden).    Da  diese  Be- 
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Ebung  wegen  des  deutsch  -  französischen 
ieges  sich  sehr  schwierig  gestaltete,  rich- 
tete die  Direktion  der  Bank  das  Ansuchen 
an  die  österreichische  Regiening,  provisorisch 
die  Einrechnnag  des  Devisenbesitzes  in  den 
Metall  schätz  zu  gestatten.  Diese  Gestattung 
erfolgte  durch  die  kaiserl.  V.  v.  28.  Juli 
1870  fOr  den  HCchstbetrag  von  33  Millionen 
Oulden,  und  dabei  verblieb  es  bis  zum  11. 
März  1871. 

Als  im  Jahre  1871  an  die  Veräussening 
der  Devisen  geschritten  wurde,  fand  es  die 
Bankleitun^  für  richtig,  für  die  verkauften 
Devisen  wie  auch  für  einen  Teil  ihres  Silber- 
besitzes  Gold  anzuschaffen.  Bei  dieser 
Traneaktion  war  abi^  die  Banldeitung  durch 
die  Bestimmung  des  §  14  der  Statuten  be- 
aduflnkt,  dass  bloss  bis  zur  HShe  des  vierten 
Teiles  des  Hetallvoirates  Gdd  anstatt  des 
Silbers  zur  Bedeckiuig  v^wendet  werden 
kOnne.  Diese  Anordnung  war  wohl  so  aus- 
Eoiegen^  dass  bloss  der  vierte  Teil  öer  jeweilig 
statutenmassig  erforderlichen  metallischen 
Bedeckung  der  lunlaufenden  Noten  in  Gold 
vorhanden  sein  dürfe,  nicht  etwa  der  vierte 
Teil  des  Metallschatzes  überhaupt;  doch 
selbst  bei  dieser  Änslegiing  rausste  die 
Bankleitung  alsbald  die  Grenze  für  die  zu- 
lässigen (Silderwerbungen  finden.  Da  sie 
nun  aber  das  grösste  Gewicht  darauf  legte, 
einen  beträchtlichen  Goldbositz  zu  erwerben, 
wandte  sie  sich  schon  im  September  1871 
an  die  Regierung  mit  dem  Ersuchen,  die 
erwähnte  Beschränkung  im  §  14  auf  gesetz- 
lichem Wege  zu  beseitigen.  Unterstützt 
wurde  dieses  Ansuchen  durch  ein  Ein- 
schreiten mehrerer  grösserer  Wiener  Banken, 
welche  dieselbe  Beschränkung  beseitigt 
wissen  wollten,  da  sie  sie  bei  den  zum  Be- 
hufe  der  Beschaffung  von  Banknoten  er- 
wünschten Belehnungen  von  Gold  diuxjh 
die  Bank  behinderte.  Die  Bankdirektion  be- 
dete  ihr  Ansinnen  durch  den  Hinweis, 
Österreich  im  Jahre  1867  aus  dem 
deutschen  Münzverbande  ausgetreten  sei, 
dessen  Grundgedanke  die  Festhaltung  der 
Silberwähning  gewesen;  im  Zoll-undHandels- 
bündnis  der  beiden  Reichsteile  vom  24.  Dezbr. 
1867  seien  die  Vorlagen  zur  Mnführung  der 
Geldwährung  nach  den  Grundsätzen  der  Pa- 
riser Münzkonferenz  für  beide  Heichsliälften 
in  Aussicht  gestellt  worden,  auch  haben  die 
Gesetzgebungen  die  Ausprägung  neuer  Gold- 
münzen zu  8  und  4  fL  (^cic^  20  und  10 
Francs)  anordnet ;  die  erwähnte  Beschrän- 
kung sei  bis  zur  Aufnahme  der  Barzahlun- 
gen bedeutungslos.  Ob  man  seinerzeit  zur 
Gold-  oder  zu  einer  gemischten  Währung 
Übergehen  werde,  das  von  der  Bank  zu 
erwerbende  Gold  könnte  nur  zur  Erleich- 
terung einer  künftigen  Aufnahme  der  Bar- 
zahlungen dienen.  Im  Sinne  dieser  An- 
regung erfloss  das  G.  v.  18.  März  1872, 


durch  welches  die  mehrfach  erwähnte  Be- 
schränkung der  Zusammensetzung  des  Metall- 
schatzes nach  §  14  der  Statuten  beseitigt  wurde. 
Biese  Statutenänderung  hat  sich  als  über- 
aus richtig  erwiesen.  Die  Bankleitung  hat 
im  Sinne  des  neuen  Gesetzes  ihren  Gold- 
besitz weiter  unausgesetzt  vermehrt,  ba  im 
Jahre  1875  der  Rückgang  des  Silbentreises 
die  Bank  zur  EinstaUung  der  Golderwer- 
bungen veranlasste.^) 

Der  in  Oeslerreich  im  Jahre  1868  ein- 
setzende volkswirtschaftliche  Aufschwung 
führte  bekanntlich  Anfang  Mai  1873  zu 
einer  Börsenkatastrophe,  die  sich  zu  einer 
Tolkswirtschaftlidien  Krisis  ausgestaltete. 
Die  Anforderungen  an  die  Bank  waren  un- 
ausgesetzt gestic^Uj  und  am  13.  Mai  1873 
verfügte  sie  bei  ein^n  Notenumlauf  von 
329,8  lOionen  Ouldeu  Ober  eine  Reserve 
von  Hillionen  Gidden.  Die  Thateache, 
dass  die  Bank  ausser  stände  sei,  bei  Ein- 
haltung ihres  Statutes  weiteren  Kredit  selbst 
den  kreditwürdigsten  Personen  und  selbst 
auf  Grund  der  sichersten  Wertpapiere  zu 
geben ,  hätte  das  ohnehin  auf  das  tiefste 
erschütterte  Vertrauen  völlig  zerstört.  Um 
dieser  Katastrophe  voreubeugen ,  sah  sich 
die  Österi-eichische  Regierung  veranlasst, 
durch  ebie  kaiserl.  V.  v.  13.  Mai  1873  die 
Bestimmung  des  §  14  der  Statuten  über  die 


M  Ende  1889  besan  die  Bank  116,6  HilliDnen 
Gnlden  Silber,  234960  fl.  Gold,  10,2  MUUonen 
Golden  Silberdevifien  und  20,2  Millionen  Oulden 
Golddeviaen ;  Eude  1875  beaatts  sie  66,5  Millionen 
Gulden  Silber,  67.8  Millionnu  Gulden  Gold  und 
11,3  Millionen  Gulden  Golddeviaen.  Da  sich  im 
Besitze  der  Bank  Ende  1869  Millionen  Gulden 
an  tiöterr.  Vereinsthalern,  Silberkurantmftnze 
und  SUberdevisen  der  seit  1871  dem  deutschen 
Reiche  angehörigen  Staaten  befanden,  so  hätte 
sich  ihr  Besitz  an  im  Verhältnis  von  1 :  lö'/e  in 
Guld  umwechselbaren  Münzen  und  Devisen  durch 
Zuwarten  infolge  der  dentachen  Mflnzreform 
auf  69,6  Millionen  Gulden  erhöht.  Allein  die 
Bankleitnng  konnte  doch  auch  von  vombereiu 
eine  Vermehrung  ihres  Goldbesitzes  hintanhalteu. 
Wenn  sie  dementgegen  ihren  Besitz  an  Gold 
und  Golddevisen  auf  52  Millionen  Gulden  Ende 
1871  und  auf  74,1  Ende  1872  brachte,  alao  ihre 
Oiilderwerbungen  dem  weit  überwiegenden  Teile 
nach  noch  vor  dem  deutschen  G.  v.  9  Juli  1873 
abschloss  und  namentlich  die  österr.  Vereins- 
thaler  abgab ,  deren  Einlüsnng  durch  das 
Deutsche  Keich  doch  nicht  sieber  war,  so  haben 
wir  es  mit  einer  zielbewusst^i  Massnahme  der 
Bankleitnng  zu  thnn.  Sie  ist  der  Initiative 
des  damaligen  Generalsekretärs  der  Bank  Bitter 
V.  Lucam  zu  verdanken,  der  die  Leitung 
dieses  Instituts  von  1H58 — 1878  mit  grösster 
Sachkenntnis  und  Begabunc:  und  unbeugsamer 
Festigkeit  führte.  S.v.  Mecenseffy  .,Bericht 
über  den  Goldbesitz  der  österreichisch-ungari- 
schen Bank"  Wien  1897,  S.  6fiF.  und  „Die  Agio- 
reserve der  österreichisch -ungarischen  Baak*' 
Wien  1898,  S.  99  ff.  und  12  ff. 
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metallische  Bedeckung  der  Noten  aufzn- 
heben.  Diese  kaiserliche  Verordnung  wurde 
am  11.  Oktofo^  1874  ausser  Kraft  gesetzt, 
nachdem  in  der  Zirisdienzeit  viederiudt 
Ueberschreitnngen  der  statutenmftssigen  me- 
tallischen Bedeckung  vorgekommen  sind. 

In  den  folgenden  Jaliren  des  Tolksvirt- 
sdiaftlidiea  Niederganges  sank  das  Bs- 
kompt^esdiftft  der  Bsuk  und  zwar  auf 
117,1  Millionen  Gulden  Ende  1875  gegen 
181,7  Millionen  Qulden  Ende  1873.  Die  Er- 
trägnisse der  Bank  waren  mit  der  steigen- 
den Inanspruchnahme  von  1869  bis  1S73 
imausgesetit  gestiegen  bis  auf  11,17  "/o  des 
Aktienkapitals,  um  dann  auf  8,38  '*/o  f  flr  das 
Jahr  187r>  zu  sinken. ') 

Es  war  in  der  vorstehenden  DarsteUung 
der  Bankxmgelegenheiteii  von  1866  an  von 
der  Regelung  des  (isterreichischen  Geldwesens 
nicht  die  liede ;  fanden  die  hierauf  ge- 
richteten, früherhin  so  eifrigen  Bemflhungen 
der  Regierung  in  dieser  Zeit  keine  Fort- 
setziug?  Die  Legislativen  waren  mit  Ge- 
setzentwürfen über  diese  Sache  nicht  be- 
schäftigt ,  obwohl ,  wie  wir  sahen ,  der 
Cebergang  zur  Goldwährung  von  den  Regie- 
rungen geplant  wuwle.  Vom  Standpunkte  der 
damals  gesetzHch  ^Itenden  Silberwähnmg 
ausgehend,  war  die  Regelung  des  oster- 
reidiischeD  Geldwesens  eine  allein  staats- 
finwsdeUe  Frage,  sie  setzte  die  Einziehung 
der  StaaUnoten  durch.  Silbeigeld  voraus,  da 
die  Bank  zur  Aufnahme  der  Einlr>sung  ihrer 
Noten  jederzeit  bereit  war.  Zunächst  mochten 
die  ongQnstigen  Finanzen  beider  Staaten  die 
B^enmgen  abgehalten  haben,  die  Kosten 
der  Ordnung  des  Geldwesens  oder  einer 
"Wahrungsänderung  zu  ftbernehmen;  in  den 
siebziger  (w^ie  aucli  in  den  achtzi^r)  Jahren 
war  überdies,  da  die  Unthunhchkeit  des 
Beibebaltens  der  Silbei-währung  klar  ge- 
worden, die  nicht  leichte  Wahl  des  künfli- 
gen  Wahrungsmetalles  zn  treffen.  Es  währte 
bis  1892,  ehe  die  Geseb^bungen  den 
Uebei^l^g  zur  Goldw^irung  besdüossen. 

7.  Die  BedehuBgen  der  Baak  zu 
Cnsara  1867—1878,  die  Umwandlung 
der  Nationalbaak  in  die  Ssterreichisch- 
VB^arische  Bank.  Im  Jahre  1867  wurde 
der  s(^nannte  Ausgleich  zwischen  Oester- 
reich und  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  abgeschlossen.  Durch  dieses  Gesetz- 
gebungswerk wimlen  die  legislativen  Kompe- 
tenzen, wie  sie  im  Patent  vom  26.  Februar 
1861  festgesetzt  worden  wai-en,  gründlich 


S.  die  ErOrtemng  der  GeschtUtsfOhrang 
4eT  Bank  in  dem  volkswirtschaftlich  so  bemer- 
kenswerten Abschnitte  1868-1874  bei  R.  v. 
Lncam,  „Die  OBtunreiokische  Nationalbank 
während  der  Daner  des  dritten  Frivilegiums'', 
Wien  1876. 


verändert.  Da  nach  der  neuen  Ordnung  das 
MOnzwesen  und  der  Geldfuss  von  den  Legis- 
lativen der  beiden  Reichsteile  von  Tjeit  zu  Zeit 
nach  gleichen  Gnmdsätzen  zu  r^eln  war, 
wurde  in  den  Ausgleichsgesetzen  bestimmt, 
dass  die  Österreichische  Wähnrng  bis  zu  ihrer 
geaetzlidten  Aeiidenmg  die  ^meinsame  Lan- 
deswährung bleiben  a(dle.  Die  in  Staatsnoten 
bestehende  Schuld  wurde  als  eine  granein- 
same unter  die  solidarische  Garantie  der 
beiden  Reichsteile  gestellt.  Das  Zettelbaak- 
wesen gehörte  nicht  zn  den  in  beiden 
Reichsteüen  nach  gleichen  Gnmdsätzen  zu 
regelnden  Angelegenheiten,  und  die  Aus- 
gleichsgesetze erwähnen  weder  die  neben 
den  Staatsnoten  mit  gleichen  UmlaufsbegOns- 
tigungen  cirkulierenden  Banknoten  noch 
das  für  das  ganze  Reich  bis  Ende  1876 
erteilte  Privilegium  der  Bank  noch  die  Be- 
teiligung Ungarns  an  der  80  Millionen  Gulden- 
Schuld  und  an  den  eventuellen  jährlichen 
Zuschüssen  bis  zur  Hohe  von  1  Milhon 
Gulden.  Ein  Abkommen  war  aber  unerläss- 
heb,  imd  wirklich  bildete  die  Bank  den 
Gegenstand  von  Abmachiuigen  der  öster- 
reichischen und  ungarischen  Regierung  aus 
Anlass  des  Abschlusses  des  Ausgleichs, 
wie  sich  später  herausstellte.  In  einem 
üeberein  kommen  der  Mi  nisterien  beider 
Reichsteile  vom  12.  September  1867  über- 
nahm das  ungarische  Ätinisterium  die  Ver- 
bindlichkeit, solange  als  im  gemeinschaft- 
Uchen  Einverständnis  nicht  neue  gesetzliche 
Bestimmungen  über  das  Bank-  und  <las 
Zettelwesen  der  Monarchie  getroffen  werden, 
in  Ungarn  eine  Zettelbank  nicht  zuzulassen, 
den  Banknoten  in  Ungarn  den  Zwangskurs 
und  die  Annahme  bei  allen  Staatskassen 
wie  bisher  zuzugesteh^,  wobei  die  aus- 
drückliehe Bedingung  ^tellt  wurde,  dass 
die  Nationalbank  verpfhchtet  wird,  die  \on 
der  ungarischen  Regierung  für  nötig  er- 
achteten Filialen  zu  erriditen,  dieselben  ent- 
sprechend zu  dotieren  und  auf  Effekten  der 
braden  ReichshSlften  sowie  auch  auf  andere 
solide,  an  der  Börse  notierte  Wertpapiere 
Darlehen  zu  Idsten.  Von  dieser  Vereinbfuimg 
wurde  die  Bank  zunächst  nicht  verständigt, 
sie  erhielt  erst  An&ng  1870  schriftliche 
Mitteilung  Ober  den  Inhalt  derselben. 

Diese  Abmachxmg  führte  zu  einer  sich 
immer  mehr  steigernden  Komplikation  der 
Bankfrage.  Zunächst  erklärte  die  ungaiische 
Regierung,  dass  sie  den  ungarischen  Reichs- 
tag nicht  mit  jenen  Abänderungen  beschäf- 
tigen werde,  die  an  den  vom  österreichischen 
Reichsratc  1862  beschlossenen  Statuten  der 
Bank  vorgenommen  werden  sollten;  in  der 
That  hat  sie  die  ungarische  Legislative  au- 
lässlich  der  oben  erwähnten  Modifikationen 
der  Bankstatuten  von  1868—1872  nicht  zur 
Besehlussfassung  herangezogen ;  es  wurde  je- 
I  doch  die  Zustimmung  des  ungaiischen  Finanz- 
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ministers  vor  der  Einbringung  der  bezüglichen 
Gesetzentwürfe  im  österreichischen  Parla- 
mente und  auch  vor  Erlassung  der  er- 
■wÄhnten  kaiserlichen  Y.  v.  13.  Mai  1873 
ein^holt.  Später  machte  die  ungarische 
B^ienmg  geltend,  die  Abmachung  vom 
12.  September  1807  sei  als  eine  bedingte, 
für  Ungarn  bloss  bei  Erfüllung  der  Be- 
dingungen durch  die  Bank  wirksam,  'wo- 
gegen diese  anf  dem  Bechtsstandpunkte  ver- 
narrte, jene  oline  ihr  "Wissen  getroffene  "Ver- 
einbanmg  könne  ihre  gesetz-  und  vertrags- 
mflssig  erworbenen  Redite  weder  ändern 
noch  schmälern.  Hierauf  wurde  seitens  der 
tingarischen  Regierung  ausgesprochen,  Un- 
garn sei  (schon  seit  Ende  1869)  an  jene 
Abmachung,  weil  die  Nationalbank  die  darin 
enthaltenen  Bedingungen  nicht  als  bindend 
anerkannt  habe,  auch  nicht  melir  gebunden. 
Trotz  dieser  Bestreitung  des  unausgesetzt  aus- 
geübten Privilegiums  der  Bank  in  Ungarn 
Avurde  die  Bankdirektion  immer  wieder  von 
der  uagaiischen  Regierung  aufgefordert,  die 
Dotation  der  ungarischen  Filialen  zu  erhöhen. 
Bezüglich  der  80  Millionen-  und  der  even- 
tuellen Ein-Millionenscliuld  bestritt  die  unga- 
rische Regierung  die  Verpflichtung  Ungarns 
zu  einem  Beitrage.  Auf  die  Details  der  bis 
Anfang  1872  sich  hinziehenden  Behandlung 
dieser  Streitfragen  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden.  Schhesslich  sah  sich  die 
ungarische  Regierung  veranlasst,  im  März 
1872  schriftliche  Verhandlungen  mit  der 
Bankdirektion  wegen  Ordnung  der  Bank- 
frage einzuleiten,  und  nachdem  die  Direktion 
den  Antrag  abgelehnt  hatte,  dass  das  Bank- 
Privilegium  in  Ungai-n  bis  Ende  1876  an- 
erkannt werden  sollte,  wenn  die  Dotation 
Ungarns  auf  eine  hohe  Ziffer  fixiert  und 
eine  mit  |;rossen  Kompetenzen  ausgestattete 
Direktion  in  Budapest  errichtet  werden  würde, 
eini^  man  sich  dahin,  dass  zwischen  beiden 
Regierungen  und  der  Bankleitimg  Verhand- 
lungen Über  eine  endgültige  OMnung  der 
Bankfrage  zu  eröffnen  seien.  Die  Bank  be- 
willigte gleichzeitig  infolge  wiederholter  Auf- 
forderungen seitens  des  ungarischen  und  einer 
Auff(n^ierung  d^  OsterreichiBchen  Slnanz- 
ministers  enteprediend  eine  starke  Erhöhung 
der  Dotation  der  ungarischen  Filialen,  die 
im  Zuge  des  Streites  über  den  Rechtsbestand 
des  Bankprivil^ums  in  Ungarn  zurück- 
geblieben war. 

Die  beiden  Regierungen  gelangten  erst 
im  Mai  1876  zu  einer  principiellen  Einigung 
über  die  Lösimg  der  E^nkfrage.^)  Bei  Wah- 
rung des  Rechts  jeder  Reichshalfte ,  selb- 


')  Die  ungarische  Eegierung  hatte  vorher 
—  vergeblich  —  die  Errichtung  einer  selbstän- 
digen un^riBchen  Notenbank  darch  aasl&ndi- 
Bches  Kapital  nnd  auch  durch  die  Nationalbank 
herbeizuführen  gesacht. 


ständige  Notenbanken  zu  enichten,  sollte  für 
die  nächsten  10  Jahre  unter  der  princ^ieUen 
Anerkennung  der  Notwendigkeit  der  Einlieit 
der  Note  in  beiden  Ländei^bieten  zur  aus- 
schliesshchen  Ausgabe  von  Banknoten  von 
den  beiden  Regieiiingen  nur  eine  Bank- 
gesellschaft  mit  zwei  gleichberechtigten  in 
^en  und  Budapest  zu  errichtenden  Bank- 
anstalten und  mit  einem  paritätisch  zu- 
sammengesetzten Centralor^n  ermächtigt 
werden,  dessen  Attribute  auf  jene  Agenden 
beschränkt  werden,  die  aus  der  Einhdit 
der  Note  und  der  Verwaltung  des  Bankver- 
mögens mit  Notwendigkeit  folgen.  Yon  der 
statutenmassig  emittierten  Notenmenge  wären 
700/0  der  Bankanstalt  in  Wien,  30  der  Bank- 
anstalt in  Budapest  zur  Verfügung  zu  stehen. 
Die  Regiennigeu  gingen  mm  daran,  nach 
diesen  Gnmdsätzen  Statuten  der  Bank  aus- 
zuarbeiten ,  und  übergaben  ihr  im  Oktober 
1876  das  Elaborat  zur  Aeusserimg ;  die 
Bankdirektion  lehnte  indessen  durch  ein- 
stimmigen Beschluss  im  November  1876  das 
entwoiiene  Statut  ab,  das,  wie  hier  nicht 
dargestellt  worden  kann,  die  Idee  der  Pari- 
tät beider  Reichshälften  bezüglich  der  Bank- 
verwaltung  in  hJichst  ungeeigneter  Weise 
verwirklichen  wollte.  Es  folgten  hierauf 
Beratungen  der  Regierungen  und  der  Bank- 
leitnng  über  einen  vom  Generalsekretär  der 
Bank  fi.  v.  Lucam  ausgearbeiteten  Statuten- 
entwurf. Schhesslich  kam  nach  langen  Be- 
ratungen und  nach  einer  Ministermse  in 
Ungarn  (wegen  der  paritätischen  Zusammen- 
setzung des  Oeneraliates  der  Bank^  durch 
übereinstimmende  Beschlüsse  derLegidativen 
beider  Reichsteile  das  G.  v.  27.  Juni  1878 
(ungarischer  XXV.  Gesetzai-tikel  vom  Jahre 
1878)  zu  Stande,  wonach  unter  Verzicht  für 
die  Dauer  der  nächsten  zehn  Jahre  auf  das 
beiden  Teilen  der  Jlonaxchie  zustehende 
Recht ,  selbständige  Zettelbanken  zu  er- 
richten, die  österreichisch-ungarische  Bank 
geschaffen  und  ihr  für  die  Zeit  vom  1.  Juli 
1878  bis  Ende  1887  das  dem  Gesetze  au- 
eeschlossene  Statut  verliehen  wurde.  In 
Verbindung  mit  dem  neuen  Statut  ämd  ^e 
Ordnung  der  BO  Millionen  Qulden-Schuld 
und  der  Dotation  der  ungarischen  Bank- 
plätze statt. 

Nach  dem  Statute  wird  die  Nationalbank 
in  die  „Oesterreichisch-ungarische  Bank"  um- 
gewandelt. An  der  Spitze  des  Institutes  steht 
der  Generalrat.  Demselben  gehUren  an  der 
vom  Kaiser  anf  gemeinachaftiichen  Tonwhlag 
beider  Finanzminister  ernannte  Gouverneur,  ein 
österreichischer  Vicegonvemenr,  der  {tstezrdchi- 
scher  Staatsbürger,  ein  ungarischer  Goavemenr, 
der  ungarischer  Staatsbtliger  sein  mnss,  beide 
vom  Kaiser  ernannt  nach  TemavorBchlägen  der 
Generalversammlung.  Die  übrigen  12  &eneral- 
räte  werden  von  der  Generalversammlung  ge- 
wählt, nnd  zwar  je  2  aus  den  von  den  Direk- 
tionen in  Wien  und  Budapest  vorgeschlagenen 
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Kandidaten,  die  flbrigen  8  unmittelbar  ans  3f  it- 
gliedern  der  GeneralTeTsammlnng.  Die  General- 
räle  sind  vom  Kaiser  za  bestätigen.  Die  Kom- 
petenz des  Generalntes  wurde  wie  folgt  fest- 
gesetzt: Der  Generalrat  Tertritt  die  Bank  nach 
aussen,  leitet  und  Oberwacht  die  Verwaltung 
des  Verml^ns  und  den  gesamten  Geschäftsbe- 
tneb  der  Bank,  bestimmt  die  jedem  einzelnen 
GoMliftftssweig  znznwendenden  Geldmittet,  setzt 
die  Geschäftsbedingungen  fest,  femer  die  allge- 
meinen Grundsätze  fftr  die  Geschäftsftlhmng, 
erlässt  die  jeweiUgeu  notwendigen  besonderen 
'Weisungen,  Qberwacht  und  sichert  deren  Be- 
folgung und  entscheidet  Uber  die  Errichtung 
von  Fuialen.  lu  Wien  und  Budapest  besteht 
je  eine  Direktion.  Jede  derselben  hat  8  Mit- 
glieder (Staatsangehörige  der  betreffenden  Reichs- 
fiälfte).  Den  Vorsitz  mbrt  der  betreffende  Vice- 
gonTemenr.  Je  2  Direktoren  sind  auf  Vor- 
schlag der  Direktion  tdd  der  GeneraWersamm- 
Inng  erwählte  Generalräte,  die  flbrigen  sechs 
werden  vom  Oeoeralrate  gewählt;  die  Agenden 
der  Direktionen  sind:  Verteilung  der  Dotation 
auf  die  BankplStze  des  betreffeudeu  Beichsteiles, 
Bemessung  des  individuellen  Kredits  und  Er- 
nennung von  Censoren,  vorbehaltlich  des  Veto 
des  Oeneralrates.  Die  Oberleitung  sämtlicher 
Geschäftszweige  ftthrt  der  Generalsekretär.  Die 
Parität  beider  Beichshälft^n  tritt  in  mannig- 
fachen  Bestimmungen  des  neuen  Statnts  hervor, 
so  in  jenen  betreffend  die  Bankfirma  und  den 
Text  der  Noten.  Selbstverständlich  sind  Aende- 
mngen  der  Statuten  nur  bei  Zustimmung  beider 
Legislativen  mSG:tich.  Die  den  Banknoten  er- 
teilten Aunahmebe^Unstignngen  gelten  fflr  das 
ganze  Beich.  An  dem  vor  dem  1.  Juli  1878  gel- 
tenden Statut  wurde  femer  folgendes  geändert : 
Zur  baukmässigen  Bedeckung  dürfen  ausser  es- 
komptierten  Wechseln  und  Effekten,  beliehenem 
Edelmetall  und  Wertpapieren  sowie  Devisen 
noch  dienen  gewisse  eingelöste  verfallene  Effek- 
ten und  Ckinpons.  Die  Staatsnoten  waren  in  die 
bantmässige  Bedeckung  einsnbeziehen ;  die 
Uebemahme  von  Geld  gegen  Verbriefung  durfte 
nur  unverzinslich  stattfinden,  die  Bank  dnrfte 
Wertpapiere  auch  zur  Verwaltung  ttbemehmen. 
Dnrch  tranaitorische  Bestimmunfi;en  wurde  an- 
geordnet, dass  die  Ausschliesslichkeit  der  den 
JBanknoten  eingeräumten  Annahmebegünatignn- 

Sen  durch  die  Staatsnoten  beschränkt  sei  und 
ass  bis  zur  Aufhebung  des  Zwangskurses  der 
Staatsnoten  in  beiden  BeichsteUen  die  Einliisnng 
der  Banknoten  suspendiert  werde.  Neu  war 
die  Beteiligung  der  bdden  BeichslUUft«i  am 
0«winn  der  ^nk.  Dieselbe  ist  mit  der  Ord- 
nung der  80  Millionen  Gnlden-Schuld  in  Ver- 
tnndung  zu  bringen.  In  dieser  Beziehung 
wurde  dnrch  ein  zweites  G.  v.  27.  Juni  1878 
bestimmt,  dass  zur  Tilgung  jenes  Teils  dieser 
Staatsschuld,  welcher  nach  Ablauf  des  Privi- 
legiums der  Bank  noch  ungetilgt  fortbesteht, 
Länder  der  ungarischen  Krone  in  der 
Weise  beitragen,  dass  dieselben  einen  Betrag 
in  der  HtOie  von  30%  des  noch  nicht  getilgten 
Bestes  in  öO  gleichen  nnverzinslichoi  Ja£es- 
raten  an  die  im  Beichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  entrichten.  Die  Schuld  ist 
demnach  eine  Österreichische.  Während  der 
I>*aer  dieses  Privilegiums  ist  die  Schuld  dnrch 
die  Anteile  der  beiden  Keichsteile  am  Bein- 
gewinn  der  Bank  allmählich  zu  Terringem. 


Der  Ant«il  der  Staaten  ergiebt  sich  durch  fol- 

fende  Bechnnng.  Vom  Gesamtjahreserträgnis 
er  Geschäfte  und  des  Vermögens  der  Bank 
gebühren  den  Aktionären  nach  Abzug  aller 
Auslagen  zunächst  5**/o  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals; hierauf  werden  vom  Beste  10 ''q  in 
den  Beservefonds  hinterlegt  und  von  dem,  was 
verbleibt,  die  Dividende  auf  7%  des  einge- 
zahlten Aktienkapitals  ergänzt.  Von  dem  so- 
nach erübrigenden  Teil  des  Gewinnes  ist  die 
eine  Hälfte  der  für  die  Aktionäre  entfallenden 
Dividende  zuzurechnen,  die  andere  Hälfte  fällt 
den  beiden  Staatsverwaltungen  zu  und  zwar  in 
der  Weise,  dass  70  ".'g  der  österreichischen  und 
SC/g  der  ungarischen  Staatsverwaltnng  zu  gute 
kommen.  Das  Darlehen  von  80  Millionen  Gül- 
den wurde  für  die  Dauer  des  neuen  Privi- 
leginms  nnverzinslich  dem  Staate  weiter  be- 
llten. Endlich  wurde  durch  ein  Ueberrin- 
kommen  mit  beiden  Finanzministerien  vom  29, 
Juni  1878  die  Dotation  der  ungarischen  Bank- 
plätze für  das  Eskompte-  und  Darlehnsgeschäft 
auf  ÖO  Millionen  Gulden  festsetzt,  deren 
Ueberschreitnng  selbstTerständlich  znläsng  war. 
Auch  wurden  Bestimmungen  wegen  neu  zu  er- 
richtender Filialen  getroffen. 

Bei  den  äusserst  langwierigen  Beratungen, 
deren  Abschluss  das  Privilegium  der  öster- 
reichisch-ungarischen Bank  vom  27.  Juni  1878 
bildete,  war,  wie  gezeigt,  nicht  die  Lösung 
banktechnischer  Fragen,  soodera  die  An- 
passung der  Bankorganisation  an  die  im 
Jahre  1867  geschaffenen  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  die  Ursache  aller  Schwierig- 
keiten. Die  beiden  Regierungen  hatten  be- 
reits im  Jahre  1876  die  Grundsätze  der 
Gleichberechtigung  beider  Keichsteile  be- 
zflghch  der  gemeinsamen  Baak  und  die 
pfuitatische  Zusammensetzung  des  Central- 
oi^ans  derselben  als  für  die  künftige  Or- 
ganisation der  Bank  massgebend  festoel^, 
allein  von  der  Bank  waren  die  demnach  ans- 
goarbeiteten  Statuten  als  mit  einer  richtet 
Leitung  des  Instituts  nnvereiabar  fri>gelehnt 
worden.  W^ie  haben  nun  die  1878  er  Gesetze 
die  Gleichberechtigung  beider  Reichsteile 
und  die  Paritllt  verwirklicht?  Man  l»achte 
sie  in  der  Hauptsadie  zur  Geltung,  indem  man 
gesetzhch  den  gleichen  Einfluss  jeder  der 
beiden  Regierungen  auf  die  Bank,  die  gleiche 
Zu8anunensetzun°;  der  beiden  dem  Central- 
oi^ne  untergeordneten ,  mit  gleichen  Kompe- 
tenzen ausgestatteten  Direktionen  feststellte 
und  Bestimmungen  traf ,  um  die  gleich- 
massige Berücksichtigung  des  Ki-editbedarfs 
der  Bewohner  beider  Keichsteile  zu  be- 
wirken. Beim  Generalrate,  der,  wie  seiu 
Wirkungskreis  festgesetzt  worden  war,  die 
Bankverwaltung  beherrschte,  war  für  die 
paritätische  Zusammensetzuug  nicht  voi^- 
sorgt.  Dem  Generalrate  miissten  mindestens 
zwei  üsten-eichische  und  zwei  ungarische 
Staatsbiu^r  angehören,  aber  die  übrigen 
acht  konnten  die  Mitglieder  der  General- 
versammlung aus  ihrer  Mitte  wählen,  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  östeireichische  odei' 
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HDgariBche  Staatsbürgerschaft.  Es  war  aber 
WMtrscheinlich ,  dass  diese  Wahl  auf  öster- 
reichische Staatsbürger  fallen,  dass  also  die 
österreichische  Staatsbüi^erschaft  im  General- 
xate  die  Majorität  haben  T*-ürde.  So  ist  es 
auch  getommen,  und  soweit  gab  es  keine 
Parität.  Diese  geistreiche  Lösung  der 
Schwierigkeit,  welche  den  Aktionären  der 
Bank  schliesslich  die  Entscheidung  über  die 
Zusammensetzung  des  Generalrats  beliess, 
hat  sich,  wiewohl  die  Regierungen  diu^h 
die  Bankverwaltiuig  derMl  von  ihrem 
früheren  Standpunkte  in  Bezug  auf  Gleich- 
berechtigung und  Parität  abgedrängt  worden 
waren,  in  der  Praxis  vollkommen  bewähi-t; 
das  demnach  errichtete  Statut  besteht  Itoger 
als  20  Jahre  auch  zm-  Zufriedenheit  der  in 
diesen  Fragen  äusserst  empfindlichen  Ungarn. 

8.  Das  zweite  Frivilegiani  der  öster- 
reicbisch-ungiurischeB  Bimk  1887.  Aus 
der  Zeit,  die  dem  ersten  Privilegium  der 
Osterreichisch-ungarisclun  Bank  folgte,  ist 
zunäbhst  hervorzuheben  die  starke  Ver- 
mehruDg  des  Silberbesitzes  der  Bank,  der 
von  70  Millionen  Gulden  Ende  1877  fast 
stetig  ansteigend  Ende  1887  die  Ziffer  von 
145,1  Millionen  Gulden  erreichte  und  auch 
nachher  uocb.  weiter  sti^.  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  liegt  in  folgendem :  Mit 
dem  Sinken  des  SDbei-preises  seit  1873  sank 
auch  das  Agio  der  Silbergidden  ,  und  die 
Arbitrageure  importierten  schon  seit  1877 
Silber  nach  Oesterreich-Un^rn ,  um  es  da 
ausprägen  zu  lassen,  eine  Einfuhr,  die  na- 
mentlich in  den  Jahren  1878  und  1879  sehr 
hohe  Ziffern  erreichte.  Die  Bank  warstatuten- 
mässig  TeiT)flichtet ,  Silberbarren  mit  45 
Gulden  Banknoten  für  das  Müozpfund  feinen 
Silbers  jederzeit  einzulösen,  sie  hatte  das 
Recht,  eine  Provision  und  die  Prägungs- 
kosten in  Abzug  zu  bringen.  Sdion  im  Juli 
1876  hatte  die  Bankleitung  aus  Anlass  einer 
vorkommenden  Offerte  wegen  Einlösmig  von 
Silberbarren  diese,  unter  Hinweis  dä^uf, 
dass  (las  Hünzamt  in  Wien  zur  Zeit  nicht 
in  dei'  li&ge  sei,  die  Ausprägung  vorzu- 
nehmen, abgelehnt  und  bheb  ständig  bei 
dieser  Praxis.  Im  Statute  vom  Jahre  1878 
wurde  diese  Einlösungsverpflichtung  bezüg- 
lich der  Silberbarren  an  tüe  Voraussetzung 
geknüpft,  dass  sie  nur  dann  statthabe,  wenn 
die  Ausprägung  von  Silbergulden  nicht  ein- 
gestellt ist.  Diese  wurde  aber  erst  im  März 
des  Jahres  1879  eingestellt,  es  mussten  je- 
-doch  die  zu  diesem  Zeitpunkte  übernom- 
menen nicht  effektuierten  Silberprfigungen 
für  Frivatrechnung  durchgeführt  werden. 


Es  betrug  im  Jahresdurchschnitt  von 
1874^1878  5,25,  3,40,  4,60,  9.36,  3,15  und  ver- 
adhmnd  Ende  18(8.  Eine  gleiche  Bewegmig 
da*  in  fiateireichiBCliem  Papiergeld  ansgedrtlck- 
tn  Goldkurse  trat  begreifucherveiae  lucbt  ein. 


Da  auch  nach  Einstellung  der  Silberprägung 
für  Private  die  beiden  Staaten  Silt>er  aus- 
prägten ,  vemehrte  sich  der  Bestand  an 
Silbergidden  unausgesetzt  von  Jahr  zu  Jahr, 
und  sie  sti-ömten  in  die  Bank,  weil  der 
Yerkehr  damals  die  Silbergulden  ablehnte. 
Die  Bank  selbst  war  bemüht,  bei  günstigen 
Konjunkturen  Silber  zu  verkaufen.  Allein 
der  Zufluss  an  Silber  war  grösser  als  der 
Abfluss.  Zweifellos  wäre  es  richtig  gewe- 
sen, wenn  die  Österreidüsche  Begienin^im 
J^ire  1876  einer  Anr^ung  des  damaligen 
Generalsekretärs  der  Baxik  Folge  geleistet 
und  die  Einlösungsverpflichtung  bezüglich 
der  Silberbarren  bis  zur  Wiederaufnahme  der 
Barzahlungen  überhaupt  suspendiert  hätte. 

Während  der  Dauer  des  ersten  Privi- 
l^ums  der  österreichisch-ungarischen  Bank 
machte  man  die  Beobachtung,  dass  das  der 
Bank  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  zur 
Notenaui^be  allein  verfügbare  Kontingent 
von  200  Millionen  Chüden  nicht  ausreichte, 
indem  wiederholt  die  Noteoreserve  auf  ein 
Minimum  herabsank,  ja  zeitweilig  die  Noten- 
ausgabe nur  so  stattfinden  konnte,  dass  man 
vom  Kaj^tal  des  ReBervefonds  zutällig  nicht 
fruditbrmgend  angelegte  Beträge  im  Kredit- 
geschäfte der  Bank  verwendete.  Das  Es- 
Romptegeschäft  der  Bank  zeigte  von  1880 
bis  1884  eine  starke  Steigerung;  die  neu 
errichteten  Filialen  imd  Banknebenstellen 
führten  zu  einer  Erweiterung  des  Geschäftes^ 
imd  unter  solchen  Umständen  konnte  die 
Bank  wegen  ihres  gegebenen  Notenausgabe- 
rechts den  Anfordenmgen  kaum  genügen. 
Die  Bankleitung  regte  demgeraäss  an,  die 
Bestimmungen  über  die  metallische  Be- 
deckung der  Banknoten  vom  Jahre  1878 
abzuändern  und  das  System  zu  acceptieren, 
welches  bei  der  deutschen  Reichsbank  gilt. 
Sie  proponierte  femer,  dass  die  im  Besitze 
der  Bank  befindlichen  Staatsnoten  vom  Bank- 
notenumlaufe  in  Abzug  gebracht  werden 
sollen.  Als  bei  Herannahen  des  Endtermins 
des  1878er  Privilegiums  eine  neue  Ordnung 
des  Notenbankwesens  zu  treffen  war,  be- 
stand zwischen  beiden  Regienmgen  Ueber- 
einstimmung  dai'über ,  dass  das  Privileg 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  zu  vei'- 
längem  sei ,  bei  Aufrechterhaltung  ihrer 
Organisation,  die  also  den  ungarischen  An- 
sprüchen genügte.  Der  Motivenbericht  zur 
ungarischen  R^erungsvorlage  über  die  Ver- 
längening  des  Baukprivilegiums  konstatiert 
sogax  die  allgemeine  Uebei-zeugimg  in  Ungarn, 
dass  die  Bank  den  Erwartungen  in  vollem 
Kasse  enteprochen  und  durch  ihre  über 
die  übernommenen  Pflichten  hinausgehende 


>)  S.  C.  Menger,  Beitrtoe  inr  Währungs- 
frage  in  Oesterreiä-Ungam,  JeoA  1892,  und  die 
Schrift:  „Die  Agioreserre  der  I!at.-iuig.  Bfmk% 
S.  ööff. 
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Praxis  AnerkennuDg  und  Dank  zu  erringen 
veistandea  habe.  Ünter  solchen  Umständen 
Trar  hauptsächlich  der  banktechnische  Teil 
des  Statuts  G^enstand  der  Beratnng;  die 
B^erongea  unterbreiteten  denn  anäi  den 
L^islativea  Yorlagen,   durch  welche  die 
Verlängerung  des  1878  er  Privilegiums  bis 
Ende  1897  mit  hauptsächlich  banktechnischen 
Ver&iderungen  bexweckt  wurde,  und  so  kam 
es  zu  dem  G.  v.  21.  Mai  1887  (ungar. 
XXVI  aus  1887).  Die  wicht^te  Aenderung 
betraf  die  Notendeckung.  Nach  der  neuen 
Ordnung  war  der  gesamte  Betrag  der  um- 
laufenden Banknoten   mindestens  mit 
durch  Silber  oder  Gold,  der  Best  zuzüglich 
der  sofort  zur  RfickzafaiuDK  fälligen,  gegen 
Verbri^uDg  oder  in  laufender  Bechnung 
fibeamommenen  fremden  Gelder  bwikmäscug 
zu  bede(±en.  Wenn  der  Umlanf  der  Bank- 
noten Aea  Barvorrat  um  mehr  als  200  Mil- 
lionen Gulden  üb^steigt,  so  hat  die  Bank 
Tom  Uebeisdiusse  eine  Steuer  von  jährlich 
o**/«  an  die  beiden  Staafsrerwaltungen  und 
zwar  in  der  Weise  zu  entrichten,  dass  70% 
der  teterreichischen  und  30  "/o  der  ungari- 
schen Staatsverwaltung  zukommen.  Die  neue 
Steuer  ist,  mit  der  Gewinnbeteiligung  der 
Staatsverwaltungen,  zur  Tilgung  der  80  MiU.- 
Schuld  zu  verwenden.  Femer  wurde,  solange 
der  Zwangskurs  der  Staatsnoten  in  beiden 
Teilen  des  Reichs   nicht  aufgehoben  ist, 
der  Bank  gestattet,  ihren  Besitz  an  Wech- 
seln auf  auswärtige  Plätze,  soweit  dieselben 
in  effektiver  Metallwährung  zahlbar  sind, 
bis  zum  Höchstbetrage  von  30  Millionen 
Golden  in  den  Bestand  ihres  Barvorrats  ein- 
ÄUiechnen.   Diese  Bestimmung  hatte  den 
Zweck,  die  Verwertung  des  wie  erwähnt 
sehr  angewachsenen  MetaUvorrats  zu  ermög- 
lichen und  den  gesunkenen  Ertrag  der  Bank- 
untemehmung  zu  heben.  Auch  mit  dieser 
Statutenänderung  hatte  man  einer  Anregung 
der  Bankleitung  Folge  g^ben.  Der  Wunsch 
der  Bank  w^n  des  Abzuges  ihres  Staats- 
notenbesitzes  vom  Banknoten  lunlaufe  wurde 
erffillt  Die  Abmachungen  Aber  die  Tilgung 
der  ehemaligen  80  Millionen  Gulden-Schuld 
nnd  über  die  Dotation  der  ungarischen  Bank- 
plätze wurden  auf  die  Dauer  des  neuen 
Privile^ums  verlängert.   Um  eine  raschere 
Beendigung  der  Beratun^n  über  die  Ver- 
lAngerong  des  Baokpiivilegiums  im  Aus- 
schüsse des  OsteneifMschen  Al^eordneten- 
bauses  zu  erzielen,  sah  sich  die  Bank  vex- 
anlasst,  ihse  Bereitwilligst  zu  erklären, 
eine  Aiizahl  von  Filialen  neu  zu  errichten ; 
sie  aktivierte  ausserdem  in  laBcher  Folge  an 
mehieren  Orten  mit  grosserem  Geschäfts- 
Terkehr  Buikneb^stellen,  endlich  traf  sie 
Teranstaltungm,  um  den  nicJit  in  deutscher 
Sprache  an  die  Bank  herantretenden  Eim- 
den  in  dieser  Beziehung  den  Verkehr  zu  er- 
leichtern. Es  kann  hier  noch  erwähnt  wer- 


den, dass  im  Sinne  des  G.  v.  21.  Mai  1887, 
vom  1.  Januar  1888  angefangen,  das  Privi- 
legium der  Bank  auch  auf  Bosnien  und  die 
Herzegowina  ausgedehnt  wiurde.  ^) 

Im  Zeiträume  der  Geltung  des  zweiten 
Privilegiums  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  nahm  der  Geschäftsbetrieb  zu,  und  die 
Erträgnisse  erhöhten  sich.  Berechnet  man 
zunäc^t  die  Durchschnittsziffern  für  die 
beiden  Epochen  von  1878  bis  1887  und  von 
1888  bis  1897,  so  eriiöhte  sich  das  Eskompte- 
geschäft  von  123,1  auf  154^3  Millionen  Gul- 
den, das  DarlehensgeschW:  von  24,1  auf 
26,1  Millionen  Gulden;  vom  Gesamt-Es- 
kompte  entfielen  auf  Oesterreich  in  der 
ersten  Epoche  73,74  <^'o,  auf  Ungarn  26,26  »/o. 
in  der  zweiten  auf  Oesteireich  64,34  ^/o,  aal 
Ungarn  35,66  ^/o.  Infolge  der  Zunahme  des 
Eskompte-,  Darlehens-  sowie  des  Kommis- 
sions-  nnd  Depositengesciiäfts  und  durch 
die  Steigenmg  des  Devisenbeutzes  Ironnte 
der  Seingewinn  A-on  6,1  Millitmen  Gulden 
im  Durchschnitt  des  Decenmums  1878 — 1887 
auf  6,9  Millionen  Gulden  im  Decenniimi 
1888—1897  erhöht  werden,  und  die  Divi- 
dende stieg  von  41,57  Gulden  im  Durch- 
schnitt der  ersten  Periode  auf  43,64  Giüden 
im  Durchschnitt  der  zweiten  Periode.  Ueber- 
schreitungen  des  steuerfreien  Notenkontin- 
gentes fanden  in  sechs  der  zehn  Privil^ial- 
jahre  statt.  Endlich  sei  betont,  dass  die 
Bank  seit  dem  3887  er  Statute  auf  eine 
Vermehrung  ihres  Girogeschäfts  hinwirken 
konnte ;  die  Veränderungen,  die  bezüglich  der 
metallischen  und  bankmässigen  Bedeckung 
1887  herbeigeführt  wurden,  ermöglichten  in- 
terlokale Ueberweisungen  von  Platz  zu  Platz; 
es  wurde  verfügt,  dass  jeder,  der  bei  der 
Bank  um  Wechseleskompte  einschreitet,  ein 
Girokonto  bei  der  Bank  besitzen  solle ;  auch 
durch  Entgegenkommen  bei  der  Festsetzung 
des  Minimalguthabens  wurde  auf  die  Ver- 
mehnmg  des  Girogeschäfts  hingewirkt. 

9.  Die  Buk  nach  Anbahnnng  der 
Goldwfihmng  in  Oesterreich  -  Ungarn ; 
ihr  drittes  Privilegium.  Nachhaltige  Wir- 
kungen übte  auf  (Tie  Bank  die  im  Jahre 
1892  gesetzlich  in  beiden  Reichshälften  be- 
schlossene Anbahnung  der  Goldwährung  aus 
[s.  hierüber  den  Äi-tikel  Papiergeld  (Oe&- 
terreich)j. 

Zum  Behufe  der  Durchführung  derselben 
wurde  die  Hilfe  der  ÖsterreichisdL-tmgari- 
schen  Bank  in  Anspruch  genommen,  und  es 


Im  neuen  Statute  war  die  Bestimmimg 
beseitigt,  dass  anf  bankmässigen  Wechseln  eine 
protokollierte  Firma  vorkommen  müsse,  femer 
wurde  das  Darlehensgeschäft  auf  bis  zu  6  Mo- 
naten laufende  Wechsel  ausgedehnt.  Aus  den 
folgenden  Jahren  bis  1892  ist  noch  hervorzu- 
heben, dass  durch  ein  G.  v.  12.  Jmii  1890  die 
Bank  berechtigt  wurde ,  I^agerpftmdscheine 
(Warrantsj  zu  eskomptiereu. 
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ei^b  sich  die  Notwendigkeit,  die  Statuten 
in  einzelnen  Punkten  abzuändern  und  in 
der  Bankbilanz  Umrechnungen  und  Um- 
schreibungen vorzunehmen.  Zunächst  wurde 
eine  ZufQgimg  zum  Artikel  87  der  Statuten 
vorgenommen.  Die  Bank  wm:de  verpflichtet, 
geeetzUche  Gk)ldmünze  zum  Nennwerte  und 
Qoldbairen  gem&ss  dem  gesetzlichen  Münz- 
iaeß  der  EronenvlUirung  g^n  Banknoten 
bei  ihren  Hanptanstalten  in  Wien  und  Buda- 
pest auf  Yerlangea  jederzeit  einzulösen ;  die 
Bauik  darf  hierbei  die  Goldbarren  auf  Eoston 
das  Abgebers  prüfen  und  scheiden  lassen 
und  die  festgesetzten  Prägungsgebfihren  in 
Abzug  brin^n.  (Die  Prägungsgebühren  wur^ 
den  iQr  die  Bakk  mit  4  Kronen  für  das 
Eilogramra  Feingold  festgesetzt.)  Diese  An- 
ordnung hatte  den  Zweck,  vor  Aufnahme 
der  Barzahlungen  den  Zufluss  von  Gold  nach 
Oesterreich  bei  günstigem  Goldkius  zu  er- 
leichtem. Die  Bankleitung  veröffentlichte, 
nachdem  die  Abänderung  des  Artikels  87 
Gesetzeskraft  erlangt  hatte  (11,  August  1892), 
den  Tarif  für  den  Ankauf  von  Goldbarren 
sowie  von  auslandischen  und  Handelsgold- 
münzen, und  sie  kam  sofort  in  die  Lage, 
nach  ihrem  Tarif  Gold  anzukaufen;  später- 
hin haben  sich  diese  Ankäufe  wiederholt. 
Im  ganzen  erwarb  die  Bank  durch  tarif- 
mässigen  Ankauf  in  den  Jahren  1892  40,392 
Millionen  Gulden,  1893  2000  Gidden,  1895 
1000  Gulden,  1896  16,G  Mülionen  Gulden, 
1897  69,373  Millionen  Gulden  und  1898 
100000  Giüden.  Die  Bank  verpflichtete 
sich  ferner,  ohne  Zustimmung  beider  Regie- 
rungen vom  stattitenmässigen  Bechte  ziun 
Ankaufe  von  Silberbarren  keinen  Gebrauch 
zu  machen,  solange  die  Silberpragungen 
eingestellt  bleiben.  Eine  weitere  Wirkung 
des  Ueberganges  zur  Goldwährung  war  die 
Umrechnung  des  Goldes  und  der  Devisen 
der  Bank  nach  der  Kronenwähnin^  in  Gul- 
den österreichischer  Währung.  Diese  Um- 
rechnung bestand  darin,  daaa  das  Gold,  wel- 
ches nach  dem  Verhältnis  1  :  15^/»  zum 
Silbei:gulden  öst  Whrg.  in  die  Bilanz  auf- 
genommen worden  war,  nunmehr  nach  dem 
Teriuatnis  1 :  Wh  im  Sinne  der  Relation 
der  neuen  Währungsgesetze  in  die  Bilanz 
zur  Einstellung  gelange.  Da  die  General- 
veraammlung  der  Bank  beschlossen  hatte, 
dasB  die  Bank  bereit  sei,  aufV^laiuien  der 
beiden  Finanzminister  mit  ausdrücklichem 
Vorbehalt  ihres  aussdilie^ichen  und  imcin- 
geschrftnkten  E^ntumsrechts  an  ihrem  der- 
zeitigen ,  künftig  wie  immer  bewerteten, 
Gold-  und  Devisenbesitz  den  durch  eine 
andere  Bewertung  desselben  resultierenden 
Kursgewinn  in  Devisen  anzulegen,  dem  Re- 
servefonds zuzuschreiben,  ohne  ihn  in  den 
MetaUvorrat  einzurechnen  und  ihn  derart 
bis  zur  endgültigen  Entscheidung  über  die 
Erneuerung  ihres  Ende  1897  ablaufenden 


Privil^ums  intakt  zu  erhalten,  -wurde  der 
bei  der  am  11.  Augast  1892  vorgenommenen 
Umrechnung  resultierende  Kursgewinn  von 
13  525166,25  Gulden  dem  Reservefonds  zu- 
geschrieben und  ein  gleicher  Betraf  in  De- 
visen auf  »Effekten  des  Beeervefoni^«  Über^ 
tragen.^) 

Im  Jahre  1894  'wurde  die  Bank  hei  der 
Einziehung  von  Staatsnoten  in  Asspmdi  ge- 
nommen. Auf  Grand  zweier  gleichlaut«k- 
den  Gesetze  der  bradeu  ReichsfaaJften  vom 
9.  Juli  1894  und  Gesetzesartikel  XXIV  vom 
Jahre  1894  sollten  Staatsnoten  bis  zum  Be- 
trage von  200  Millionen  Gulden  zur  Ein- 
lösung gelangen  und  zwar  bis  zum  Höchst- 
betrage von  160  Millionen  Gulden  gegen 
Silbei^xQden  und  Banknoten.  Diese  sollten 
sich  die  beiden  Regierungen  von  der  Bank 
beschaffen,  indem  sie  ihr  im  Verhältnis  von 
70  :  30  bis  zu  160  Mülioneii  Gulden  in 
20  Kronenstücken  Übei^ben.  Die  überge- 
benen  20  Kronenstücke  sind  in  dem  Metäl- 
schatze  einzurechnen ;  insoweit  für  dieselben 
jedoch  Banknoten  gegeben  worden  sein 
sollten,  durften  die  erlegten  20  Kronenstücke 
nur  zur  Bedeckung  dieser  Banknoten  dienen ; 
die  Regierungen  behielten  sich  das  Recht  vor, 
die  übergebenen  Goldmünzen  unter  Umstän- 
den von  der  Bank  gegen  Rückstellung  der 
übergebenen  SUbei^ulden  oder  Banknoten 
zurückzuverlangen.  Auf  Gmnd  dieses  Ge- 
setzes haben  die  beiden  Regierungen  von 
1894  bis  Ende  1896  bei  der  Bank  159  241 650 
Gulden  erlegt  und  dafür  bis  Ende  1898 
386&S393  Gidden  in  Süber  und  120486710 
Gulden  in  Banknoten  behoben.  Diese  Erle- 
gung seitens  der  beiden  Regierungen  sowie 
die  obenerwähnten  tarifmässigen  Ankäufe  er- 
klären die  Vermehrung  des  Goldbesitzw  der 
Bank.  Allein  die  Bank  beschiränkte  sidi 
nicht  auf  den  Ankauf  von  Gold  nach  dem 
Tarife,  sondern  sie  be^nu  seit  1896,  Gold 
und  Devisen  zu  dem  Zwecke  zu  verkaufen, 
um  jede  stäi^ere  Abweichung  des  Kurses 
von  der  im  G.  v.  2.  August  1892  teatgje- 
setzten  Relation  zu  veniindern.  Es  ist 
ihrem  Einwirken  gelungen,  indem  sie  der 


^)  Mit  sehr  beachtenswerten  Argumenten 
vertritt  0.  Wittels höf er  („Der  Kars^ewinn 
der  Österr.-nng.  Bank  an  ihrem  Goldschätze", 
3.  Litteratnr)  den  Standpunkt,  dass  der  Kursge- 
winn nach  den  Statuten  als  Beinerträgnia  des 
Jahres  1892  za  behandeln,  also  zur  Hälfte  den 
beiden  Staatsverwaltmigen  znzaweisen  gewesen 
wäre.  Diese  Auffassnng  wird  bekämpft  ämek 
V.  Mecenseffy  „Beriäit  über  den  Goldbents 
der  öst.-ung.  Bank"  nnd  in  der  SchriEt  -Die 
Agioreserve  der  öst.-img.  Bank".  Die  Stellung 
des  üsterr.  Finaiizininisteriuma  wird  dargelegt 
in  den  -gnmdsätzUchen  Erläateranfen"  zu  den 
nenen  Bankvorlagen  (s.  Utterator).  mUmea 
hierKber  unten. 
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I7ach£rage  durch  die  Abgabe  von  GoKl  und 
Devisen,  nnter  ümstftnden  auch  in  sehr  be- 
trSchtlichem  Ausmasse,  entgegen  kani,  den 
Goldkuis  in  der  Kähe  der  Delation  zu  er- 
halten. Die  Bank  nimmt  ferner  bei  der 
Festsetzung  des  Zinsfusses  wegen  der  Re- 
lation auf  die  VTechaelkurse  Bedacht.  Es 
mag  dabei  enrUint  werden,  dass  die  Bank 
seit  Mitte  April  1803  Valuten,  Devisen  und 
andere  Forderungen  auf  das  Ausland  ver- 
Idbt,  femer  Checks  auf  auswSrtigc  Platze. 
Taluteu  und  Banknoten  im  Wege  des 
Tausches  oder  auf  Zeit  dem  Markte  zur 
VerfQgni^  stellt 

Ende  1897  war  das  Privilegium  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  abgelaufen. 
Obwohl  die  Verhandlungen  der  Regierungen 
mit  der  Bank  wegen  Erneuerung  dos  Pri- , 
vilegiiuns ,  Ordnung   der   Restschnld  des 
Staates,  Errichtung  von  Filialen  und  einige ! 
aus  der  Wähnmgsordnuog  hervoi-gehende  I 
Angelegenheiten  bereits  Mitte  März  1897  i 
zum  Abschlüsse  gelangt  waren ,  sind  sie ; 
bis  zum  heutigen  Tage ,  obgleich  sie  den 
beiderseitigen  Abgeordnetenhäusern  voi^- 1 
legt  worden  sind,  wegen  des  Stillstandes j 
der  parlamentarischen  Thätigkeit  in  Oester-  i 
reich  gesetzlich  nicht  festgestellt.    Da  es 
als  wahrscheinlich  gelten  kann,  dass  die-  { 
selben  in  der  vorliegenden  Fassung  ziu"  end-  i 
gültigen  Einfühnmg  gelangen  wenien,  so  [ 
ist  es  zweckmässig,  auf  die  vorgeschlagene 
neue  Ordnung  der  r>sterreichisch-ungarischen 
Bank  einzugchen.*) 

Unter  Äufrechterbaltong  des  Rechtes  der 
beiden  Staatsgebiete,  selbständige  Zettelbanken 
KU  errichten,  soll  das  der  österreichisch-unga- 
rischen Bank  erteilte  Privilegiam  bis  31.  De- 
zember 1910  verUuigert  werden.   An  dem  Statut 
der  Bank  aas  dem  Jahre  1887  wurden  wesent- 
liche Ver9iid«uiigen  vorgekommen.  In  der  Yer- 1 
waltong  der  Bank  wird  nonmebr  die  sogenannte  j 
Parität  ToU  dnrchgefShrt  Der  Generalrat  bleibt  I 
das  oberste  Yerwaltnnesorgan  der  Bank ;  seine  I 
ZusammensetzuDg  wird  jedoch  im  Sinne  der  Pari-  { 
t.at  verändert.   Ihm  gehören  an  der  auf  Vorschlag 
der  beiden  Finanzminister  vom  Kaiser  ernannte 
.Gf-ouvemeur,  der  österr.  Vicegouvemeurond  dessen 
Stellvertreter,  beide  auf  Vorschlag  des  österrei- 
cbischen  Finanzministers  vom  Kaiser  ernannt, 
d&un  der  auf  Vorschlag  des  ungarischen  Fiuaiiz- 
mioiatera  vom  Kaiser  ernannte  ungarische  Vice- 
goavemeai  und  dessen  ebenso  ernannter  Stellver- 
-treter  sowie  12  aus  den  Aktionären  für  4  Jahre 

rw&falte,  wieder  wählbare  üeneralräte  von  denen 
österreichische  und  R  ungarische  Staatsange- 
hörige sein  müssen.  Der  österr.  Vicegonverneur 
nnd  dessen  SteUvertreter  müssen  österreichische, 
der  ungarische  Yicegouverneur  und  dessen  Stell- 
vertreter müssen  nngarische  Staatsbürger  sein. 
j)er  österreichische  Vicegonverneur,  dessen  Stell- 
vertreter und  die  6  Generalräte  österreichischer 
StAAtfibäigerschaft  bildrai  die  Direktion  In  Wien; 

^}  Das  Privilegium  vom  Jahre  18R7  wurde 
indessen  zweimal,  zuletzt  bis  Ende  1H99  pro- 
loo^iert. 


die  anderen  Generalräte  mit  dem  nngarischen 
Vicegonverneur  und  dessen  Stellvertreter  die 
Direktion  in  Budapest.  Die  Kompetenzen  des 
Generalrats  nnd  der  Direktionen  sind  verschoben. 
Der  Generalrat  ist  nunmehr  zu  allen  Verfü- 
gungen berechtigt,  welche  nicht  der  General- 
versammlung oder  der  Direktion  ansschliesslich 
vorbehalten  sind.  Den  Direktionen  ist  aber  aus- 
schliesslich vorbehalten,  den  Bankkredit  im  Es- 
kompte-  nnd  Dariehensgeschäfte  in  dem  betref- 
fenden Staatsgebiete  zn  bemessen  nnd  die  Grenze 
festzusetzen,  bis  zn  welcher  dieser  Bankkredit 
von  einzelnen  Finnen  nnd  Personen  benutzt 
werden  kann,  t^ie  Überwachen  die  Benutzung 
dieses  Kredites.  Die  Direktionen  sind  berech- 
tigt, Banknebenstellen  für  das  Esknmptegeschäft 
zu  errichten  und  aufzuKisen,  endlich  die  Cen- 
soren  zn  ernennen.  Im  Sinne  der  Parität  wurde 
bestimmt,  dass  das  Exekutivkomitee  nnd  die 
geschftftüordnungsmlssigen  Komitees  des  Ge- 
nera Irats  gleichmfissig  aus  österreichischen  und 
ungarischen  Mitgliedern  zusammengesetzt  sein 
müssen.  Die  Funhtionsdaner  der  vom  Kaiser 
ernannten  Funktionäre  endigt  mit  dem  Tage 
der  5.  nach  ihrer  Ernennung  abgehalteneu  regel- 
mässigen Jahressitzung  der  Generalversammlnng: 
ihre  Wiederemennung  ist  möglich. 

Bemerkenswert  sind  die  Bestimmungen, 
durch  welche  der  EinAuss  der  Begiemngen  auf 
die  Bank  erhöht  wird.  Jeder  der  beiden  Be- 
giemngskommissftre  hat  nunmehr  neben  dem 
tiechte  der  Prüfung,  ob  die  Bank  dem  Statute 
und  dem  Gesetze  gemäss  vorgeht,  auch  das 
Hecht,  zn  prüfen,  ob  die  Beschlüsse  der  (reneral- 
versarainlung,  des  Generalrats,  der  stündigen 
Komitees  des  Generalrates  oder  der  Direktion 
mit  den  Interessen  des  betreffenden  Staatsge- 
bietes vereinbar  seien  oder  nicht.  Eine  Ein- 
sprache des  Kommissärs  ans  irgend  einer  der 
genannten  Veranlassnngen  hat  auflialtende  Wir- 
kung, und  wenn  es  sich  um  mit  den  Interessen 
des  einzelnen  Staatsgebietes  nicht  vereinbar- 
liche  Beschlüsse  handelt,  entscheidet  in  letster 
Instanz  das  Gesamtrainisterium  der  betreffenden 
Beichshälfte.  Doch  sind  von  letzterem  Einspruchs- 
rechte ausgenommen  die  Festsetzung  des  ein- 
heitlichen Zinsfusses  im  Eskompte-  und  Dar- 
lehensgeschäfte, die  Bestimmungen  betreffend 
die  Dienstverhältnisse  und  Bezüge  der  Beamten 
(mit  Ausnahme  von  Aendemngeu  des  Systems 
der  Dienstbezüge  und  Pensionen),  endlich  der 
Bericht  des  Generalrats  an  die  Generalver- 
sammlung. Die  Beschlüsse  des  Generalrats  so- 
wie der  ständigen  Komitees  des  Generalrats 
bedürfen  (mit  Ausnahme  der  Berichte  au  die 
General  versnmmlnng)  der  Approbation  des  Gon- 
remeurs.  In  Fällen  besonderer  Dringlichkeit 
kann  der  Gouverneur,  wenn  eine  Einbemfung 
einer  Sitzung  des  Exekutivkomitees  unmöglich 
ist,  selbst  die  erforderliche,  nnaufscbiebhare  Ver- 
fügung treffen.  Ebenso  bedürfen  die  Beschlüsse 
der  Direktionen  zn  ihrer  Ansfllhrnng  der  Appro- 
bation des  Vorsitzenden. 

Die  Veränderungen,  welche  bezüglich  '  der 
Bankgebahmng  festgesetzt  worden  sind,  er- 
klären sich  aus  der  Annahme,  dass  die  Bank 
während  der  Daner  des  neuen  Privilegiums  die 
Einlösung  der  Noten  in  Gold  aufnehmen  dürfte. 
Es  war  von  den  beiden  Begiemngen  geplant, 
gleichzeitig  mit  den  neuen  Bankstatnten  die 
obligatorische  Kronenwährung  einzuführen.  Die 
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Statnteu  wurden  also  für  eine  unter  der  Herr- 
■  Schaft  der  Kronenwähmng  ibre  Noten  einli^Bende 
Zettelbank  fi:emacht,  während  transitorische  An- 
ordnungen fUr  die  Zeit  bis  zur  Aufnahme  der 
BareinlOsim^  Toraorgen.  Die  Aufnahme  der 
Barsahlnugen  kennen  die  beiden  L^^islatiTen 
nach  AuEhebnng  des  Zwangisknrses  aller  Staats- 
noten Tofügen.  Die  wichtigsten  Aenderuugen 
der  geltenden  Bestimmnngen  Uber  die  Bank- 
geschäfte und  die  Xotendeckung  sind  die  fol- 
genden. Das  Darlehensgeschäft  wurde  auch 
aaf  Devisen  und  auf  im  Geltungsgebiete  der 
Statuten  zahlbare  Wechsel,  die  nicht  auf  Kroneti- 
währung  lauten  und  eine  Verfallzeit  von  höch- 
stens 6  Monaten  haben,  ausgedehnt;  ferner 
wurde  die  Bank  berechtigt,  Geld  in  Noten  oder 
Münzen  gegenVerzinsnngzu  übernehmen,  Checka 
auf  auswärtige  Plätze  sowie  ausländische  Noten, 
ferner  im  Geltungsgebiete  der  Statuten  zahl- 
bar«, nicht  auf  Eronenwfthrnng  lautende  Wechsel 
anzuschaffen  und  zu  verkaufen,  Checks  nnd 
Anweisungen  auf  auswärtige  Plätze  abzugeben, 
im  Auslände  Incassi  zu  ^sorgen,  Zahlungen 
für  fremde  Rechnung  zu  leisten  und  die  zur 
Führung  dieser  Geschäftszweige  erforderlichen 
.(TUthaben  im  Auslande  zu  halten.  Der  im 
Jahre  1892  dem  Art.  87  der  Statuten  beige- 
fügte Zusatz  betreffend  die  Verptlicbtung  der 
Bank  zu  Goldüberuahmen  wurde  in  das  neue 
Statut  herUbergenommen,  dagegen  darf  die 
Baak  Silber  nnr  mit  Genehmigung  der  beiden 
FinuiZTerwaltnngen  belehnen  und  kaufen.  Beim 
üskompteg^häft  wurde  beigefügt,  dass  auch 
Personen,  die  mit  den  landwirtscbaftlicben  Ver- 
hältnisse]! des  Platzes  vertraut  sind,  zu  Cen- 
soren  ernannt  werden  sollen.  Das  System  der 
Minimaldotatiouen  der  einzelnen  Bankplätze  für 
«las  Eskompte-  nnd  Lombardgeschäft  wurde  auf- 
gegeben. In  die  bankmässige  Bedeckung  der 
Noten  und  aller  sofort  fälligen  Verbindlichkeiten 
dürfen  nunmehr  aut^  ausländisdie  Noten  ein- 
besogen  werden.  Die  in  die  baukmBssige  Be- 
deckung einznbeziehendeu  Devisen  dürfen  keine 
6  Monate  überschreitende  Verfollszeit  haben  nnd 
müssen  überdies  denselben  Anford^ngen  ent- 
sprechen wie  die  statntenmässig  zn  eskomp- 
Iierenden  Wechsel.  Die  metallische  Bedeckung 
hat  aus  gesetzlichem  Metallgeld  österreichischer 
t>der  ungarischer  Prägung  nach  seinem  Nenn- 
werte, aus  inländischen  Handela&:oldinünzen 
»der  ausländischen  Goldmünzen,  Gold  in  Barren 
nach  dem  Gewichte  znm  gesetzliehen  Münzfnss 
der  Kronen  Währung  nnter  Abzng  der  Präge- 
■gebnhi  zn  bestehen.  Im  übrigen  bkdben  die 
älteren  Anordnungen  Ober  die  metallische  nnd 
bankmässige  Deckung  der  Noten  unberührt. 
Ebenso  bleiben  die  Annahmebegünsti^nngen  der 
Banknoten  unverändert.  Es  sollen  jedoch  von 
dem  Zeitpunkte  an,  wo  ge.'^etzlich  die  Barein- 
lösung der  Noten  in  beiden  Staatsgebieten  der 
Monarchie  eingeführt  ist,  die  Noten  auf  keinen 
niedereren  Betrag  als  ÖO  Kronen  lauten.  Bis 
■lahin  darf  die  Bank  auch  auf  20  Kronen  lau- 
tende Banknoten,  aber  nur  in  einem  von  den 
beiden  Finanzministem  zu  bestimmenden  Ge- 
samtbetrag ausgeben.')   Bis  zn  demselben  Zeit- 


Die  Bank  soll  auch  ermächtigt  werden, 
10  Kronen-Banknoten  in  bestimmtem  Ausmasse 
auszugeben;  näheres  unten  im  Texte. 


ponkt  gilt  die  Einrechnnng  von  30  Millionen 
Gulden  in  Devisen  oder  in  ausländischen  Noten, 
die  in  Gold  oder  in  mit  Gold  gleichwertiger  effek- 
tiver Metallwähmng  zahlbar  sind,  in  den  Baj- 
Bchatz,  doch  müssen  die  Devisen  längstens  in 
drei  Monaten  fällig  sein.  Wichtig  ist  xach 
die  neu  in  die  Statuten  anQ^enommene  Besttm- 
mnng,  dass  die  Bank  ven^ichtet  wird,  für 
Bechnnng  jeder  der  beiden  Finansverwaltnngen 
Gelder  zu  übernehmen  und  bis  zur  Höbe  des 
Guthabens  Zahlungen  zn  leisten;  die  Bank  hat 
für  diese  Mühewaltnng  keinen  Anspruch  auf 
Kommission  und  Ersatz  der  Kosten. 

Endlich  sind  die  finanziellen  Abmacfatingen 
zwischen  den  beiden  Regierungen  nnd  der  Bank 
von  Wichtigkeit.  Bezüglich  der  80  Millionen 
Gnlden-Schnld  wurde  festgesetzt,  dass  die  Öster- 
reichische Regierung  30  Millionen  Gulden  Öster- 
reichischer V^hruDg  in  Landesgoldmünien  der 
Kronenwäfamng  an  die  Bank  zurückzahlt.  Die 
verbleibende  ^stschnld  ist  dann  sofort  durch 
Abschreibung  aas  den  Mitteln  des  Reservefonds 
der  Bank  auf  30  Millionen  Gulden  öster- 
reichischer Währung  herabzumindern  und  vfird 
dem  Staate  bis  Ende  1910  zinsenfrei  gestandet. 
Von  diesen  30  Millionen  Gulden  bezahlt  die 
ungarische  Regierung  der  österreichischen  3070 
in  ÖO  gleichen  Jahresraten  ohne  Verzinsung 
des  jeweiligen  unbezahlten  Restes.  Die  Ver- 
wendung des  AnteUs  der  beiden  Regierungen 
am  Reingewinn  der  Bantc  znr  Tilgnng  der  äie- 
maligen  80  Millionen  Gnlden  entfällt.  Diesn 
Anteil,  ebenso  auch  die  Notensteuer  fallen  den 
Staatsverwaltungen  zur  freien  Verwendung  zu. 
Die  Anteile  sellwt  sind  zu  Gunsten  der  Staats- 
verwaltung erhöht  worden.  Vom  Jahresertxäg- 
nisse  der  Geschäfte  und  des  Vermögens  der 
Bank  empfangen  die  Aktionäre  zunächst  4**/«  des 
Aktienkapitflls ;  vom  Reste  werden  lO^/^  Inden 
Reservefonds  und  29L  ev.  ^^l^  in  den  Pensionsfonds 
hinterlegt Von  dem  dann  erübrigenden  Teile 


Seit  1878  fand  eine  Dotierung  des  Re- 
servefonds ans  den  Jahreserträgnissen  der  Bank 
nur  einmal  statt,  er  überstieg  sonst  SO^jd  dee 
Aktienkapitals.  Wenn  die  Gesetzentwürfe  be- 
treffend die  Ordnung  der  Bankangelegenheiten 
Gesetzeskraft  erhalten,  wird  die  Zuweisung;  der 
im  Text  genannten  Quoten  an  den  Beservnonds 
notwendig  sein,  da  dieser  dnrch  Abschreibung 
von  mnd  15  Millionen  Gnlden  znm  Zwecke  der 
Verringerung  der  Schuld  des  Staates  (80  Millio- 
nen-Schuld) und  dnrch  Uebertragung  von  15 
Millionen  Gulden  in  Devisen  aus  dem  Reserve- 
fonds in  den  Barschatz  Ende  1899  auf  2,5  Mil- 
lionen Gulden  reduziert  würde.  Andererseits 
müsste  er  sich  infolge  der  vereinbarten  Er- 
höhung des  Buchwertes  der  Immobilien  und 
des  fundus  instructus  der  Bank  um  1,6  Millio- 
nen Gnlden,  die  dem  Reservefonds  zuzuschrei- 
ben wären,  auf  4  Millionen  Onlden  erbShen. 
Auch  diese  Vereinbarung  wird  erst,  nachdem 
die  gesamten  Bankvorlagen  Gesetzeskraft  er- 
hatten, bindend.  Die  Dotierung  des  Pensions- 
fondft  mit  2,  eventuell  4«/.  ans  dem  nach  Ab- 
zug der  vierprozentigen  Dividende  der  Aktio- 
näre bleibenden  Gewinne  ist  insofern  kein  No- 
vum,  als  ein  gleich  hober  Abzng  seit  dem 
1887er  Statut  nach  Berechnung  einer  öligen 
Aktiendividende  gilt. 
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des  Gewinnes  ist,  insolan^  die  Gesamtdividende 
6*',  des  eingezahlten  Aktienkapitals  nicht  ttber- 
tteigt,  die  eine  HSlfte  den  Aktionären  snzn- 
rechnen,  während  die  andere  Hälfte  den  beiden 
StaatsT»waltan{[en  zo^t;  von  dem  weiter 
er&brigenden  Teile  des  Gewinnes  ist  ein  Dritt* 
teil  den  Aktionären  zxunrechnen  nnd  fallen 
wieder  den  beiden  Staatsrerwaltnngen  zu.  Die 
YerteOimg  des  Anteils  der  beiden  Staatsrer- 
irattaBgen  am  ErM^isse  der  Bank  nnd  der 
Notenstener  erfolgt  nach  Massgabe  des  Reiner- 
trftgnisBes  der  in  dem  einen  und  in  dem  anderen 
Staatsgebiete  bestehenden  Bankanstalten  and 
far  du  Hypothekarkreditgesch&ft  nach  Mass- 
rabe der  in  jedem  Beichsteile  am  Schlüsse  des 
Detreffenden  Geschäftsjahres  ausständigen  Hy- 

Sothekarkapitalforderungen  der  Bank.  Die  Divi- 
ende  der  Aktionäre  soll  Terbessert  werden,  in- 
dem day»  Aktienkamtal  der  Bank  tob  90  anf 
106  llillinien  Gulden  hinanfgesetst  wird;  ra 
letBterem  B^nfe  sind  15  Millionen  Golden  Tom 
Beserrefonds  ab-  und  dem  Aktienkapital  za- 
zoschreiben,  gleichzeitig  sind  Devisen  im  Be- 
trage von  15  Millionen  Gnlden  einschliesslich 
der  dem  Reservefonds  ragescbriebenen  Devisen 
im  Betrage  von  13ö2öl6i6  Gnlden  öö  Kreuzer 
in  den  Bestand  des  Metallvorrats  zn  über- 
trafen.') Endlich  ist  hervorzuheben,  da8t>  die 
beiden  Regierungen  sich  vorbehalten,  einver- 
ständlich, mit  Genehmigung  der  Gesetz- 
^bnngen.  nach  Ablauf  des  Privilennms  oder 
im  Falle  der  Auflösung  der  Bank  vor  £r- 
Iflwhen  des  PriTileginms  das  gesamte  den  Ge- 
genstand des  Privilegiums  bildende  Bankgeschäft 
unter  Abtrennung  des  Hypothekarkreditge- 
schäftes, welches  der  Bankgesellschaft  verbleibt, 
KU  äbemehmen.  In  diesem  Falle  ist  den  Aktio- 
nären der  Bank  für  jede  Aktie  sofort  der  Be- 
trag von  lö20  Kronen  hinauazubezahlen.  Ausser- 
dem haben  die  Aktionäre  den  Betrag  der  noch 
nicht  ZOT  Verteilung  gelangten  Dividenden  und 
den  Reservefonds  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wird 
Tom  UebOTiahmsrechte  kein  Gebrauch  gemacht, 
so  hat  die  Bank  das  Recht,  zu  beschliessen,  nach 
Ablauf  des  Privilegiums  als  Aktiengeselliicliaft 
zom  Betriebe  des  Bank-  nnd  Hypotbekarkredit- 
geschaftes  ohne  Notenanagabe  fortzubestehen. 

D»  Entwurf  eines  neuen  Bankstatutes 
enthftltf  vie  die  vorstehendo  Du-legiing 
zeigt,  wichtige  Äendeningen  des  p^genwfti^ 
tigen  Zustandes.  Die  Bank  irird  in  voraus- 
sieht der  bevorstehenden  EinfahniDgdcr  Gold- 
währung auf  diese  durch  zahlreiche  banh- 
techniselie  Neueningen  eingericlitct ,  nnd 
einige  gleichzeitig  mit  dem  genannten  Ge- 
setzesvorschlage  den  beiden  Abgeordneten- 


')  Der  oben  erwähnte  Motivenbericht  be- 
merkt, dass  beide  Regierungen  von  vornherein 
den  Karsgewinn  nicht  zum  Gegenstande  einer 
matoiellui  Aufteilung  machen,  sondern  ihn  der 
banktechnischen  Verwendung  suflthren  wollten ; 
die  Wähmog^ndorm  musste  jede  Schwächung 
der  Bank  ansschliessen.  „'Der  sich  nach  den 
.  .  .  Statuten  für  den  Staat  ergebende  Rechts- 
anspruch anf  die  Hälfte  dieses  Kursgewinnes  ist 
während  der  Verhandlongen  Qber  die  Privile- 
gjniDSTerlängerung  von  den  beiderseitigen  Re- 
gierungen .  .  .  entsprechend  gewahrt  worden." 


häusem  voi^legten  Gesetzentwürfe  be- 
zwecken eine  Stärkung  des  Goldbesitzes  der 
Bank,  um  ihre  Widerstandskraft  nach  Auf- 
nahme der  Goldeinlösung  zu  erhöhen. 

Dies  soll  in  folgender  Weise  bewirkt 
werden.  Von  der  gemeinsamen  Staats- 
notenBchuld  im  Betn^  von  312  IGllionen 
Gnlden  wurden,  wie  oben  erwähnt,  Staats- 
noteu  bis  zu  200  Hillionen  Gulden  önge- 
zogen,  and  zwar  40  Millionen  Onlden  duzch 
Ausgabe  von  EinkronenstQcken  und  der  Rest 
dnrch  Ausgabe  von  Silbergiüden  und  Bank* 
noteo,  welche  die  beiden  Staatsverrahongen 
gegen  Erle^ng  von  Zwanzi^cronenstficken 
von  der  Bank  erhielten.  Die  weiteren  112 
Millionen  Staatsnoten  sollen  durch  die  Bank 
eingezogen  werden,  und  zwar  bis  zur  Höhe 
von  32  Millionen  Gulden  durch  Ausgabe 
von  Fünfkronenstückeu ,  die  als  Teüungs- 
mflnzcn  bloss  bei  Zahlungen  bis  zu  250 
Kronen  im  Privatverkehr  angenommen  wer- 
den müssen.  Das  SUl>er  für  diese  Aus- 
prägung beschaffen  sich  die  beiden  Staats- 
verwaltungen von  der  Bank,  welche  32  Mil- 
lionen Silbergiilden  gegen  Erlegung  von  32 
Millionen  Giilden  in  Zv^-anzigkronenstücken 
abgiebt.  Diese  Summe  ist  zur  metallischen 
Bedeckung  der  Banknoten  genau  so  zu  ver- 
wenden, wie  die  abgegebenen  Silbei^ilden 
verwendet  worden  sind ,  doch  gehen  sie 
erst  von  dem  Tage  angefengen  in  das  Eigen- 
tum der  Bank  über,  an  welchem  die  statuten- 
mässigen  Bestimmungen  über  die  Barein- 
lösung der  Noten  von  den  Gesetzgebun^n 
in  Kraft  gesetzt  werden.  Dieselbe  Bestim- 
mung wird  auch  für  jene  Goldkrouenerle- 
guQgeu  getroffen ,  welche  anlSsslich  der 
melirfach  erwähnten  Einlösung  von  160 
Millionen  Gnlden  Staatsnoten  bei  der  Bank 
erfolgten. 

Die  zu  312  Millionen  Gulden  noch  feh- 
lenden 80  Millionen  Gulden  Staatsnoten 
sollen  durch  Ausgabe  von  Banknoten  zu  10 
Kronen  eingelöst  werden.  Die  beiden  Re- 
gierungen crimen  bei  der  Bank  SO  Hillionea 
Gulden  in  Goldmünzen  der  Kronenwfihruiig 
(hier  wie  b»  allen  früher  genannten  der- 
artigen  Erlegungen  leistet  Oesteneich  70  "/o, 
Ungarn  80 ''/o):  sie  dienen  zur  speciollen 
Deckung  der  Noten  zn  10  Kronen  und 
können  zuuAchst  nicht  zur  statutenmäßigen 
Deckung  des  übrigen  Banknotenumlaufes 
verwen<let  werden.  Die  Gesamtausgabe  der 
Noten  zu  10  Kronen  ist  anf  lOO  Millionen 
Kronen  bestimmt,  doch  darf  die  Bank  bis 
auf  weiteres  je  nach  Bedarf  h(3chstens  20 
Millionen  Kronen  gegen  Zurückhaltung  des 
gleichen  Betrages  von  SUbermünzen  zn  5 
Jeronen  behufs  Einlösung  von  Staatsnoten 
ausgeben.  Die  beiden  Finanzminister  können 
die  letztgenannte  Emission  untersagen ;  sie 
sind  auch  nach  gesetzlicher  Aiitorisation  be- 
rechtigt, die  gänzliche  oder  teilweise  Ein- 
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Ziehung  der  Xoteu  zu  10  Kronen  jederzeit 
zu  Termgen,  und  haben  in  diesem  l'alle  der 
Bank  die  hierzu  erfordeiiichen  Mittel,  jedoch 
bloss  bis  zur  gesetzlichen  Aufnahme  der 
Baränlüsung,  zuzuweisen.  Die  erlegten  Gold- 
münzen der  Kronenwahning  im  Hr>chstbe- 
trage  von  160  Millionen  Kronen  gehen  gleich- 
falls erst  nait  dem  Tage,  an  welchem  die 
statutenmässige  Bareinlösung  der  Noten  von 
den  Gesetzgebungen  in  Kraft  gesetzt  wird, 
in  das  Eigentum  der  Bank  über.  Gleich- 
zeitig entfallt  die  gesonderte  Bedeckung  der 
Zehnkronennoten  und  die  Möglichkeit,  soldie 
Noten  gegen  ZurQckhaltiing  von  Fflnfkronen- 
stücken  auszugeben;  die  Bank  hat  für  die 
Einziehung  der  Zehnkronennoten  selbst  auf- 
zukommen, es  steht  ihr  jedoch  frei,  für  die 
an  Stelle  vonFünfkronenmfinzen  ausg^benen 
Zehnkronennoten  die  zur  Einziehung  er- 
forderlichen Mittel  von  den  beiden  Finanz- 
minie tern  gegen  Abgabe  der  entsprechenden 
Menge  von  FünfkrouenmQnzen  zu  rerlangen. 
VüT  den  Fall  der  gesetzlichen  Bareinlösung 
der  Noten  stdgt  der  der  Bank  gehörige 
G(>ldschatz  infol^  der  Erl^nngen  der  beiden 
Beichsteile  um  272  Millionen  Giilden:  dazu 
^nen  dann  dieBfickzahlung  von  30  Millionen 
Gulden  in  Gold  seitens  Oesteizeichs  und  die 
dem  Beserrefonds  zu  entnehmenden  15  Mil- 
lionen Gulden  in  Goldderisen.  Fflr  dü  312 
Millionen  Gnlden  Überstei^nde  Staatsnoten- 
cirkulation  hat  Oesterreich  allein  aufzu- 
kommen. Diese  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  vorzunehmende  Einziehung  berührt  die 
GeterreichiBch-ungarische  Bank  nicht 

Ein  Novum  ist  gegenüber  der  im  1862  er 
Statute  der  Staatsgewalt  auferlegten  und 
seither  festgehaltenen  strengsten  Abstinenz 
von  jedem  Einflüsse  auf  die  Bank,  tlie  den 
beiden  Regierungen  nun  beigelegte  grosse 
Macht  gegenüber  den  leitenden  Organen  der 
Bank.  Von  grfester  Wichtigkeit  ist  des 
weiteren  die  paritätische  Zusammensetzung 
des  GeneraJrates,  sie  wimle  vereinbart,  ob- 
wohl der  ungarische  Finanzminister  noch  im 
Motivenbericht  zur  neuen  Bankvorlage  her- 
vorhebt, dass  die  Bankverwaltung  in  Ungarn 
tadellos  gewirkt  habe.  So  -ftird  das  oberste 
Verwaltxmgsorgan  der  Bank,  vom  Gouver- 
neur abgesehen,  sich  aus  der  gleichen  Zahl 
von  Angehörigen  jedes  der  beiden  Staaten 
zusammensetzen,  die  die  österreichisch-nnga- 
rische  Monarchie  bilden.  Neben  der  Parität 
im  Generalrate  sind  die  Zusammensetzung 
und  die  Kompetenzen  der  Direktionen  neu 
bestimmt.  Endlich  ist  das  den  beiden 
Staatsvei-waltuagen  vorbehaltene  Eecht,  die 
Bank  mit  Ausnahme  ihres  Hypothekar- 
gesch&ftes  zu  den  oben  {mgegebeuen  Zeit^ 
punkten  zu  übemelunen,  neu.  Es  handelt 
sich  dabei  bloss  um  die  gemeinsame  Ueber^ 
nähme  der  Bank,  die  Entscheidungen  über 
die  ktlnftige  Ordnung  des  ZettelbankveBcns 


werden  seinerzeit  die  beiderseitigen  Gesetz- 
gebungen zu  treffen  haben,  und  diesen  ist 
in  keiner  Weise  prfljudiziert  Beide  Staaten 
behalten  freie  Hand. 

Der  Entwurf  des  neuen  Bankstatutes  ist 
in  Oesterreich  seit  längerer  Zeit  Gegenstand 
öffentlicher  eingehender  Kritik.  Besonders 
werden  g^n  die  paritätische  Zusammen- 
setzung des  Generalrates  und  g^n  die  Zu- 
sammensetzung und  die  Kompetenzen  der 
Direktionen  sachliche  Bedenken  erhoben, 
die  mir  überzeugend  zn  sein  scheinen.  Das 
voiKescbl^ne  Statut  wurde  femer  auch  in 
bankte<duiischer  Beziehung  kritisiert  Auf 
eine  Erörterung  des  Gesetzentwurfes  hier 
einzugehen,  halte  ich  nicht  für  angebracht; 
dessen  Inhalt  anzugeben,  schien  dagegen  rat- 
sam zu  sein,  da  er  die  Richtungen  kenn- 
zeichnet, in  denen  siöh  die  Notenunlqwlitik 
der  beiden  R^erungen  Oesterreieh-Üngams 
derzeit  bewegt 

Statistische  Vebersiohten. 
1.  Bankplatze. 
Oesterreich  Ungarn 


1847 
1860 
1860 
1870 
1880 
1890 
1898 


4 
66 
66 


I 


6 
6 
H 
19 

22 


7 
62 

So 


»Oesterreich« :  die  im  Reichsrate  ver- 
ti-etenen  Königreiche  und  I^der. 

»Ungarn« :  die  Länder  der  ungarisohen, 
Krone. 

2.  Geschaftsbewegung  der  Bank 

von  1848—1885. 
»    Es-  Dar-  Schnld  Noten-  b--    I>e-  Divi- 
a  komp-  le-     des     um-  „firT,  vi-  den 
W     te    hen  Staat,    lauf  ^^'^^  sen  de 
Mülionen  Giüden  ö.  W.  (bis  1855  fl.  K.  M.) 
1848  30,7  14,4  178,6   222,9     30,4    —  3,2 
1850  37,5  20,0  121,6   255,3     32,3    —  3.2 
1855   86,7  79,0  253,5   377,8     49,4    —  7,3 
1860   58.1  54,2  257,0   474,8     89,1     6,3  8,4 
1866  106,8  43.2  144,2   351,1    131,5    8,2  7,9 
1870  109,6  41,2    80     396,8   114,3  33,0  7,8 
1875  117,1  32,1    80     286,2    1344  11,3  7,5 
1880  139,1  20,9    79,7  328,6    1733  14,3  5,7 
1885  136,4  27,2    79,4   363,6    198,7  10,2  5,8 


Berictatt^peu:  S.  224,  1.  Sp.,  Z.  15  v. 
u.  lies:  konnte  man,  statt:  man  koimte.  —  S. 
235,  r.  Sp.,  Anm.  Z.  3  v.  a.  lies:  1848,  statt: 
1898.  -  S.  239,  1.  Sp-,  Anm.  Z.  24  v.  u.  lies: 
11.  Januar,  anstatt:  1.  Januar.  —  S.  239,  L  Sp., 
Anm.  Z.  22  v.  n.  nach  „Gnlden"  einsiuchalten:' 
im  ganzen  nm  9,ö  Hill.  Onlden  6.  W.  —  6.286, 
r.Sp.,Z. 23 v.u. lies:  1858,  statt:  1859.  -  S. 238, 
r.  Sp.,  Anm.  Z.  1  v.  u.  lies:  19,  statt:  15. 
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Das  Äktienkapital  der  Bank  betrug  Ende 
1855:  69875800  fl.  K.  M.,  Ende  1860: 
109384 500 fl. 5.  W„  Ende  1865:  110250000 
fl.  nnd  Ende  187Ö:  90  Millionen  fl.  Auf 
dieser  H^e  ist  es  bis  heute  geblieben. 

3.  QeschftftsbenregungderOesterr.- 
ÜQgarischen  Bank  von  1888—1898. 

Mmionett  Onlden  0.  W. 


9 

e  a< 

a 
« 

i  ^ 

4 

<D 

ta 

Oewiniuui- 
tell  beider 
Staaten 

•2  S 
fl  .S 

•s 

"i 
p 

1  ä 
1  a 

Girogn 

Dividei 

1888  167,8 

31,2 

425,6  213,0 

4,7 

0,1 

1889  178,8 

36,6 

434,6  216,4 

13,6 

6,5 

ü,2 

1890  166,6 

41,3 

445,9  219,5 

^5 

7,0 

0,7 

1891  190,1 

33,3 

455,3  331, 0 

8,3 

7,0 

0,7 

1882  171.9  M,9 
im  iJlA  43J 

477,9  372,1 
486,6  263,8 

9,9 

6,3 

0,06 

13,9 

6,6 

0,3 

18»  180^ 

38,5 

507,8  394,5 

^'1 

6,4 

0,1 

1695  219,4 

46,2 

619,8  370,6 

13,6 

6,6 

0,3 

1896  217.S 

33,4 

659,7  404,9 

10,3 

0,2 

1897  ao6,9 

1898  358^ 

27^ 

699,9  487,1 

10,6 

34,5 

737,4  483,3 

10,7 

0,3 

4.  Öesamt'Eskompte. 
Genmt-  Gesamt  Proienlai.  Frosentm. 


1877 
1880 
1885 
1890 
1891 
1892 
1893 
1891 
1886 
1898 
1897 
1888 


Ende 

1865 
1870 
1876 
1880 
1886 
1880 
1891 
1898 
1893 
1894 
1895 
1896 
1887 
1898 


Oester- 

in 

am  gesamt  a 

eeiamt. 

reich 

Vn^m  Eskompte  £ 
Juuionen  Golden 

äompte 

511,0 
496,3 

79,07 

20,93 
24,66 

162,4 

75,34 

499,5 

331,4 

69,29 

30,71 

663,2 

277,5 

70,46 

29,54 

634,3 

336,4 

65,34 

34,66 

563^ 

325,8 

63,36 

36,64 

61 3,0 
643,0 

427,5 

58,80 

41,20 

433,0 

59,76 

40,24 
38,09 

774,1 

476,2 

61,91 

744,7 

456,0 

62,02 

37,98 

782,5 

434,9 

64,28 

35,72 

900.7 

5  »0,4 

63,83 

36,17 

5.  Baraohatz 

Gold 

Silber 

Deviaen 

Millionen  Gnlden 

>,5 

120,0 

8,2 

M 

113,9 

33,0 

67,8 

66,5 

",3 

65,0 

108,3 

14,2 

69,0 

139,7 

IO,2 

54,0 

»65,4 

24,9 

54,4 

166,5 

103,2 

168,9 

16,9 

101,8 

161,9 

14,4 

»55.3 

139,1 

12,4 

244,0 

126,6 

6,8 

302,1 

125,7 

20,3 

363,7 

123,3 

18,8 

359,4 

123,9 

6,7 

Seit  1875  bloss  Devisen  in  Gold,  Von  1892 
ib  wird  der  Goldschatz  zusammengesetzt  ans 
Goldkronen  (2  Kronen  —  1  fl.  6.  Whg.)  and  Gold 
i»  Barren.  ansL  nnd  Handels -Goldmflnzen  za 
1638  fl.  pro  Egr.  fein. 


6.  Steuerpfliclxtiger  Notenumlaut 


Ende 
Sept    Okc.  Not. 
Millionea  Golden 


1890 
1891 


1894 
1895 
1896 
1898 


5,8 


67 
8.0 


23,2 
",9 
6,7 
3,0 

37,9 
7,2 
40,2 


—  1,9 


10,6 
9,0 


Notenstener 
Dez. 

Gnlden 
—  49652 
45785 
16695 
2 129 
196429 
24318 
314683 


31,2 
6,5 
44,9 


Der  Reservefonds  der  Bank  betrug 
am  Jahresschlüsse  1847:  5,  1852:  10,3, 1860: 
10,9,  1870:  15,5, 1880:  18,  1890:  18,9, 1898: 
32,5  Millionen  Giilden  (in  der  letzteren  Ziffer 
ist  der  Kursgewinn  von  13,5  Millionen  Gulden 
enthalten). 

Die  Giroumsätze  der  Bank  stiegen 
von  817,4  Millionen  Gulden  im  Jahre  1887 
auf  3044,6  Millionen  Gulden  im  Jahre  1888 
und  auf  9867,1  Millionen  Gulden  im  Jahre 
1898. 

Der  Zinsfußs  im  Bakompte-  und  Dar- 
lehensgeschäfte wurde  von  1847  bis  Sej>- 
tember  1856  nicht  geändert,  und  erst  m 
diesem  Zeitpunkte  von  4  auf  5''/o  erhöht 
Seither  sind  Zinsfussändeningen  h&ufiger, 
und  alsbald  stellt  sich  der  Darlehnszinsniss 
höher  als  der  Eskomptezinsfuss ;  der  letztere 
erreichte  in  den  Jahren  1870,  1872  und 
1873  6»/o,  im  Jahre  1871  6V2«/o,  im  übrigen 
bewegte  er  sich  zwischen  4  und  5V»'/o; 
der  Darlehenszinsfuss  erreichte  in  den  Jahren 
1872  und  1873  7»/o  und  1871  7V2»/o,  davon 
abgesehen  schwankte  er  seit  1857  zwischen 
5  und  6Va<'/o. 

Im  Hypothekarkredi^eBchftfte  waren 
Ende  1898  Darlehen  im  Befrage  von  139,5 
Millionen  Gulden  mhaftend,  nnd  zwar  in 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Ländern  18,5  und  in  den  Lfind^  der 
ungarischen  Krone  120,9  Millionen  Gulden. 
Das  Erträgnis  er^b  sich  mit  1006563 
Gulden,  davon  eomelen  auf  das  ungarische 
Geschäft  872680  Gnlden. 


Litteratnr:   Karl  Frhr.   v.   Lederer,  Die 

priv.  ött^rr.  NaHotuUbatik,  ihre  Gründung,  ihre 
Enticickelung  und  ihr  Wirken,  Wien  1847.  Der 
Verf.  war  Gouverneur  der  Bank;  sein  Werk  igt 
erst  nach  1S47  in  iceiteren  Kreiden  bekannt  ge- 
worden.  —  Ztersetbe,  Die  priv.  Stterr.  National- 
bank  <m  den  Jahren  IS^ß  bU  IS49  (die  Sehrifl 
li^t  in  lithographierten  JBroMAärm  vor).  — 
IBugachwertltf  Daa  Sankweten  und  die  priv. 
Stterr.  Xationaibank,  Wien  1S55.  —  Die  Stterr. 
Xationalbank  seil  ihrer  Gründung  bi»  hetUe, 
Wien  1361  (eine  oßxiüge  Schrift).  —  Beer, 
Die  Finanzen  Oesterreich«  im  19.  Jahrh.,  1877. 
—  iS.  noch  Tebeldi,  Die  Geldangelegenheiten 
Oesterreich«,  Leipzig  IS47,  und  Tegobortki, 
Veber  die  Finanzen  etc.  Oesterreichs,  Wien  IS4S, 
1.  Bd.  —  Für  die  Zeit  von  J848  bis  1860  ist 
die  beste  Quelle  «Die  Osterreich,  yätiontäbanb 
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und  ihr  VerhäUttiM  zum  Staate*,  Wi«n  1861. 
Die  Sckriß  itt  von  JB.  V.  iMcam  verfiuaL  — 
A.  Wagner,  Di«  StnUttung  der  National- 
hank  etc.,  Wien  1S6£.  —  Die  beantragUn 
Aenderunge7i  de»  Uebereiniomment  zwitchm  dem 
StaaU  und  der  Kaiionalbank,  Wien  18GS  (von 
R.  V.  iMea/mverfatet).  —  Die  beaittragten  Aende- 
rungen  an  den  Staaten  und  dem  Regtetnenl  der 
S^err.  NatioTUtibank,  Wien  186£.  —  Der  Wert 
da  BantprivilegiuM»,  Wien  ISGS.  —  Für  die 
Zeit  bis  1862  inkl.  Hnd  die  im  Dntet  vorliegen- 
den  Vorträge  der  Gouverneure  aniättlich  der  Atu- 
tekuttmrmmmlungen  der  Aktionäre  der  Bank  von 
froamr  Wichtigkeit.  —  R-v.  XAMfCam,  Die  Seterr. 
Nationa^ank  während  ihrei  dritten  PrivÜegiume, 
Wien  1876.  —  Neuwirth,  Bankakte  und  Bank- 
atreü  in  Oetterreich- Ungarn  1862 — 1873,  Leiprig 
1873.  —  Xdnyay,  Die  Bankfrage,  ßudapeel 
18  76.  —  Leonhardt,  Die  Verwaltu  ng  der 
ötterr.-ungar.  Bank  1878—1885,  Wien  1886.  — 
Denkeehriß  über  dat  Papxergeldvetffn  der  Otlerr.- 
ungar.  Monarchie,  verfas»l  im  k.  k.  ötterr.  Fi- 
nansminieterium,  Wien  1892  (enthält  eine  Oe- 
aehiekte  der  Bant  ron  1848— 18B0).  —  von 
Ueeenaeffy  (d.  *.  GeneraltekretOr  der  Bank), 
Wert  und  iVew  des  PriviUgivm»  der  Oaterr.- 
ungar.  Bank,  Wien  1894.  —  IfermAhe,  Die 
VervHjdtung  der  Viterr.-ungar.  Bank  1886 — 1895, 
Wien  1896.  —  Derselbe,  Das  Vermögen  der 
ütterr.'tingar.  Bank,  Wien  1897.  ~  Derselbe, 
Berieht  tifter  den  Goldbeeitx  der  iieterr.-ungar. 
Bank,  Wien  1897.  —  Otto  WlttelaMfer,  Der 
Kurtgewinn  der  Seterr.-ungar.  Bank  an  ihrem 
Öoldechatie  (ZtiUchr^t  /.  Volkew.,  SoxirUp.  und 
Venealtung,  ^.  Bd.).  —  Die  Agioreeen-e  der 
eoerr.-ungar.  Bank.  Wien  1398  (dieee  Schrift 
ist,  wie  mir  mUgeteiU  wurde,  von  dem  Sekretär 
der  äeierreiehitehrungarieehen  Bank  FtHedrieh 
Schmitl  verfaett).  —  Brdf,  Oett-ung.  Bank, 
im  ötterr.  StaateieHrterbiich  von  Mitekler  &  ülbrifh, 
1.  Bd.  —  Veber  das  öeterr.  Geldwesen  eeit  Be- 
ginn dieee»  JahrhunderU  s.  A.  Wagner,  Zur 
Geschickte  und  Kritik  der  iisterr.  Bankoxettel- 
periode,  Zeitschr.  f.  d.  ge.  Stw.,  Bd.  17  und  19. 

-  Pf  äff-  Hof mann,  Kommentar  zum  Bürgert. 
GeseUbuch,  1.  Band.  —  Hauer,  Beiträge  2ur 
Geschichte-  der  öelerr.  Finanzen,  Wien  1848.  — 
Kramar,  Das  Papiergeld  in  Oesterreich  seit 
1848,  Leipzig  1886.  —  Dann  die  Arft,  von  von 
Untat,  Carl  Menger  und  v.  Stenet  im  Österr. 
StaaUwdrterbuehe  von  Mischler  und  Clbrick,  1. 
Bd.  (s.  V.  Geld).  —  C.  Menger,  Beiträge  zur 
WäkruTigsfrage  in  Oest.- Ungarn,  Jena  189S.  — 
Tabellen  zur  Währungsfrage  rfrr  öaterreichiseh- 
Ungar.  Monarchie,  rerfaset  im  k.  k.  Finanzmi- 
nisterium, Wien  1892.  —  Tabellen  zur  Wäh- 
rtingsstatisiik,  rerfasst  im  k.  k.  Mnansministeri- 
um  (erscheinen  seit  1898  kpflioeise).  —  Urber 
die  Anbahnung  der  Goldwährung  in  Oesterreich- 
Ungarn  s.  den  einschlägigen  Art.  dieses  Wa-kes. 

—  Für  die  Zeit  von  1863  bis  189S  sind  die  De- 
richte  über  die  Oeneralvertavimlnngen  der  Ak- 
tionäre der  Bank  sowie  die  RechnungsabschlOsne 
tu  beachten.  —  Eine  Angabe  der  Regierungsvor- 
lage und  Kownisaionsberichte ,  die  in  beitlen 
Jteichsteilen  die  Bank  betreffend  der  Legislativen 
vorgelegt  worden  sind,  nnd  der  Nr.  der  Ver- 
handlungsprotokolle,  in  denen  sich  Debatten  der 
Vertretungskörper  Uber  die  Bank  vorfinden,  muss 
ich  unterUtssen.  Bloss  bezüglich  der  neuesten 
Entwürfe  sei  rrväknl,  da$s  sie  samt  Begründung 


und  statistiseUH  TabMen  aub  ilfr.  1  der  Beüagen 
tu  den  itenogr.  Protokollen  des  Österr,  Abgk. 
XV.  Session  vorkommen. 

Mw^eerkatuU, 


X.  Die  Banken  in  Belgien. 

1.  Greschichtüchea.    2.  Die  gegenwärtige 
O^anisatioii  der  belgischen  Nationalbank. 

].  Geschichtliches.  Das  wichtigste  Bank- 
institut Belgiens  war  lange  Zeit  hindurch 
die  1822  mit  einem  Gnmdktroital  von  50 
MiUionen  Gulden  gegründete  »Soä6t6  gene- 
rale pour  favoriser  lindustrie  nationale«.  Sie 
hatte  das  Recht  der  Notenau^;sU)e  bis  zu 
21  Millionen  Gulden,  sie  war  Kassierer  des 
Staates,  Depositenbank  der  Sparkassen  nnd 
Versorgungsanstalt   Wenig  vertüftglich  mit 
den  daraus  erapringenden  Aufgaben  waren 
ihre  ausgedehnten  Dttrleheo  auf  Grundbesitz 
sowie  ihre  Beteiligung  an  zahlreichen  in- 
dustriellen Unternehmungen.  Zu  dieser  Bank 
trat  1835  die  »Banque  bel^que«  mit  wesent- 
lich gleichartigen  Au^ben  und  Rechten. 
Ihr  Grundkapital  betrug  20  Millionen  Francs. 
Die  Art,  wie  dasselbe  festeel^  war,  vird 
gekennzeichnet  durch  ihie  Lage  in  der  Krise 
des  Jahres  18;}8,  in  welcher  es  der  Sod^ 
g^nörale  gelang,  dasKonkotrenzinstitut  durch 
eine  im  Laufe  von  wenigen  Tagen  erfolgte 
Präsentation  von  Banknoten  im  Betrage  von 
2'/2  Millionen  Ftanos  zur  Zahltmgseinst^ung 
zu  zwingen.  Durch  staatliche  Unterstützung 
gelang  es  der  Bank,  ihre  Stellung  wieder 
zu  erhalten.  Trotz  dieser  Erfahrung  änderte 
keine  der  Banken  ihren  Geschftftskreis ,  so 
dass  sie  im  Jahre  1848  alle  beide  die  Ein- 
lösung ihrer  Noten  einstellen  mussten.  Die 
beiden  Banken  konnten  nur  dadurch  auf- 
recht erhalten  werden,  dass  der  Staat  ihren 
Noten  Zwangskiu-a  verlieh.   Die  Regieniug 
musste  selbst  ein  Diskontkontor  errichten, 
das  Wechsel  diskontierte  und  Vorschflsse 
auf  Unterpfand  gab.  In  dieser  Lage  dachte 
die  Regierung  an  eine  eigene  Notenbank. 
Durch  Uebereinkunft  v.  15.  Dezember  und 
18.  Dezember  1849  mit  der  Banque  belgique 
bezw.  der  Sociale  generale  erwirkt©  sie 
einen  Verzicht  der  beiden  Banken  auf  ihr 
noch  bis  1860  währendes  Notenausgaberecht. 
Die  Einlösung  der  noch  im  Umlauf  befind- 
lichen Noten  erfolgte  seitens  der  Banque 
belgique  durch  diese  selbst,  fflr  die  Socidt^ 
generale  durch  das  neue  Bankinstitut,  die 
Banque  nationale. 

Die  Organisation  und  der  Geschaftßkreis 
der  Banque  nationale  ruhte  auf  den  GG.  t. 
5.  und  10.  Mai  1850.  Das  erstere  ist  das 
Grund^^tz  der  Bank,  das  letztere  tlbcn^ 
trug  ihr  die  Centralkassengesch&fte  des 
Staates.  Zur  Entschftdignng  mr  die  Au^abe 
ihres  Notenausgaberechtes  war  den  beiden 
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frflher  erwähnten  Banken  die  Aufbringung 
des  Aktienkapitals  im  Nominalbetrag  von 
25  Millionen  Francs  überlassen  worden,  wo- 
von ^/s  auf  die  Banque  belgique  und  ~h  auf 
die  Societ6  generale  entfielen.  Einbezahlt 
wurden  zunächst  nur  15  üdillionen  Francs. 
Die  Geschäfte  der  neuen  Bank  waren  genau 
umsdirieben  worden.  Sie  diuite  Schatz- 
scheine sowie  Wechsel  und  andere  kauf- 
männische Papiere  kaufen  und  diskontieren, 
Gold  und  Silber  kaufen  und  verkaufen  sowie 
belehnen,  in  Kontokorrent  imd  in  Depot 
Wertpapiere,  edle  Metalle  und  (jold-  und 
Silbermünzen  annehmea,  in  Kontokorrent 
und  auf  kurze  Termine  gegen  Hinterlegung 
staatlich  garantierter  Papiere  Vorschüsse 
gewftbren.  Alle  anderen  Geschäfte  waren 
ihr  ausdrücklidi  untersagt  Die  von  der 
Bank  auszugebenden  Noten,  welche  an  den 
Staatskassen  an  Zahlungsstatt  angenommen 
werden,  sind  durch  leicht  retdisierttare  Werte 
zu  decken,  '/s  der  umlaufenden  Noten  und 
D^msiten  muss  bar  gedeckt  sein.  An  der 
Spitze  der  Bank  stand  ein  vom  Könige  auf 
5  Jahre  emumter  Gouvemeiu*,  die  Ge.schäfte 
der  Bank  wurden  von  einem  Regierungs> 
kommissfir,  zum  Teil  vom  Finanzministerium 
fibfflvadit  Für  Besorgung  des  staatlichen 
Kassengeschäftes  erhielt  die  Bank  j&hrlich 
200000  Francs,  doch  fiel  andererseits  dem 
Staate  Ve  des  Reingewinns  der  Baak  zu. 

Die  Dauer  der  Bank  war  auf  25  Jahre 
—  bis  Ende  1875  —  festgesetzt  worden. 
Auf  Grund  des  G.  v.  20.  Mai  1872  ist  ihr 
Bestand  neuerlich  auf  einen  Zeitraum  von 
30  Jahren  —  bis  Ende  1903  —  verlängert 
worden.  Dies  letztere  Gesetz  giebt  nun- 
mehr die  rechtliclie  Grundlage  der  Banque 
nationale  und,  da  es  ausser  ihr  keine  Noten- 
baak in  Belgien  giebt,  die  des  belgischen 
Buiknolenwesens  Oberhaupt. 

2.  Die  gegenwärtige  Organisation 
der  belgischen  Nationalbaok.  Die  Banque 
nationale  hat  nicht  das  ausschliessliche  Recht 
der  Notenausgabe.  Rechtlich  besteht  viel- 
mehr auch  in  dieser  Hinsicht  Baukfreiheit, 
doch  kann  das  Recht  der  Notenausgabe  nur 
durch  ein  Gesetz  verliehen  werden.  Allein 
die  Banque  nationale  übt  durch  ihre  die 
übrigen  Banken  überragende  Stellung  im 
Kredit  verkehr  und  durch  ihre  Beziehungen 
zum  Staate  ein  thal  sächliches  M.onopol  aus. 
Sie  ist  eine  Aktieugesellscliaft  mit  einem 
EajHtid  von  50  Millionen  Francs.  An  ihrer 
Spitze  stehen  ein  Gouverneur  und  ein  Vice- 
gouvemeur ,  beide  vom  Könige  ernan  nt, 
"welche  während  ihrer  Amtsdauer  keiner  der 
beiden  Kammern  angehören  köoaen,  sowie 
sechs  von  der  Genenuversammlung  gewählte 
IHrektoren.  Von  seiten  der  Regierung  wird 
die  Führung  der  Bankgeschäfte,  insbesondere 
des  Eskompte-  und  Notengeschäftes  durch 
einen  RegierungskommisBär  üb^wacht,  wel- 
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eher  jederzeit  von  dem  Stande  der  Geschäfte, 
der  Bücher  und  Kassen  Kenntnis  nehmea 
und  den  Yersammlungen  der  Anteilseigner 
wie  der  geschäftsführenden  Bankorgane  mit 
beratender  Stimme  beiwohnen  kann. 

Die  von  der  Bank  zu  betreibenden  Ge- 
schäfte sind  genau  umschrieben.  Sie  darf 
binnen  100  Tagen  fällige  Weclisel  und  an- 
dere Handelspapiere  sowie  Schatzschetne 
eskomptieren,  Wechsel  einkassieren,  Handel 
mit  Gold  und  Silber  treiben,  Gold-  und 
Silberbarren  oder  -münzen  belehnen,  Gelder 
in  Kontokorrent,  Gelder,  Wertpapiere  und 
edle  Metalle  in  Depot  übernehmen,  öffent- 
liche oder  vom  Staate  garantierte  Wert- 
papiere auf  die  Dauer  von  vier  Monaten 
belehnen.  Die  der  Bank  zum  Eskompte 
überreichten  Wechsel  oder  andere  Uaudela- 
papiere  müssen  in  der  B^l  drei  Unter- 
schriften haben.  Unter  binderen,  vom 
Finanzministerium  zu  genehmigenden  Be- 
dingnn^n  genf^n  zwei  Unterschriften. 
Eine  Sicherstellang  durch  Warrants  oder 
Waren  vermag  eine  Unterschrift  zu  ersetzen. 
Die  in  Schatzscheinen  anzulegmde  Summe 
ist  auf  10  HiUionen  beschränkt  Diirdi  die 
Regierung  kann  die  Bank  ermächtigt  wer- 
den, Effekteokäufe  zu  machen,  doch  nur  be- 
züglich üffenUicher  Wertpapiere  und  niemals 
über  die  Höhe  des  Grundkapitals  hinaus. 
Alle  übrigen  niclit  aufgeführten  Gescliäfte 
sind  der  Bank  aiisdrücklioli  verboten. 

Wie  das  Gesetz  vom  Jahre  1850,  so  hat 
auch  jenes  vom  Jahre  1872  das  Noten- 
geschäft in  freier  Weise  geordnet.  Die 
Grösse  der  Noteoaus^be  ist  nicht  be- 
schränkt; doch  muss  jeweils  der  gesamte 
in  Cirkiilation  befindliche  Betrag  durch 
leicht  realisierbare  Werte  gedeckt  sein. 
Ausserdem  ist  ein  Drittel  der  ausgegebenen 
Notenmenge  nnd  der  sonstigen  täglich  fäl- 
ligen Verbindlichkeiten  bar  zu  decken,  doch 
kann  die  Höhe  der  Metalldeekung  uoter  ge- 
wissen, vom  Finanzministerium  zu  geneh- 
migenden Bedingungen  auch  ermSssigt  wer- 
den. Die  Stückelung  der  Noten  geht  bis 
zu  20  Francs  henmter.  Sie  haben  keinen 
Zwangskurs,  werden  aber  bei  den  Staats- 
kassen in  Zahlung  angenommen. 

Zur  Durchfülmmg  der  ihr  vom  Staate 
übertragenea  Kassengeschäfte  hat  die  Bank 
an  den  Hauptplätzen  aller  Verwaltungsbe- 
zirke und  ausserdem  an  allen  von  der  R&- 
gienmg  dazu  bezeichneten  Orten  Bankagen- 
turen zu  errichten.  Diese  stehen  in  Ver- 
bindung mit  einem  Agenten  des  Schatz- 
amtes, durch  welchen  die  staatlichen  Eiu- 
ludimen  d^  Bank  überwiesen  und  Stählungen 
auf  die  Bank  aufwiesen  werden.  Zu  den 
Kosten  dieser  Staatsbeamten  hat  die  Bank 
bis  zu  175000  Franca  beizutragen.  Ausser 
mit  der  laufenden  Kassen  Verwaltung  ist  sie 
betraut  mit  der  Aufbewahrung  öffentlicher 
Anflkge.  II.  17 
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Fonds  dei-  Staatskasse  luid  der  Depositen- 
kasse, der  Kautionen  etc.,  mit  der  Aufnahme 
der  Wertpapiere  der  Staatsschuld,  welche 
bestimmt  sind,  auf  den  Namen  übertragen 
zu  werden,  mit  der  Aufbewahniug  des 
Portefeuilles  der  Sparkassen  des  Jjandes. 
Die  disponiblen  Fonds  der  Staatskasse  tlber 
das  nächste  Bedürfnis  des  Staates  hinaus 
werden,  soweit  sie  5  Millionen  Francs  über- 
steigen, von  der  Bank  in  Handelawerten 
angelegt  Die  hierbei  auflaufenden  Kosten 
sowie  Gewinne  gehen  auf  Rechnung  der 
Staatskasse.  In  allen  auf  diese  staatliche 
Kaasenverwaltun^  Bezug  habenden  Gegen- 
ständen steht  die  Bank  in  laufender  un- 
mittelbarer Verbindong  mit  dem  f^naos- 
ministerium ,  dessen  Anweisungen  sie  zu 
folgen  hat. 

Die  Verteilung  der  Beineinkünfte  der 
Bank  geschieht  halbjährig  in  folgender  Weise: 
Den  Aktionftron  werden  zunftchst  3  "/o  Divi- 
dende zugewiesen.  Vom  Uebersdiusse  er- 
halten der  Staat  25  "/o,  6er  Beserrefonds 
15  *'/o ,  die  Adminislxatoren  und  Gensoren 
der  Bank  7,5  *Vo,  den  Rest  die  Aktionäre 
nach  Abzug  von  für  Wohlthätigkeits- 
zwecke.  Betrüge  die  den  Aktionären  zuzu- 
weisende halbjährige  Dividende  nicht  2Vs  ^/o, 
so  wird  sie  aus  dem  Reservefonds  g^en 
Rückerstattung  in  späteren  Semestern  auf 
diese  Hohe  ergänzt.  Ausser  dem  erwähnten 
Anteile  an  dem  Reinertrage  fliesst  dem 
Staate  noch  zu  der  Ertrag  aus  dem  Eskompte- 
nnd  Darlehensgeschäft  der  Bank,  der  sich 
aus  einer  Erhöhung  des  Bankzinsfusses  Über 
ö*"/©  ei^ebt.  Diese  auf  dem  G.  v.  5.  Mai 
1865  beruhende  Bestimmung  soll  die  Er- 
höhung des  Bankzinsfusses  aus  anderen  als 
im  allgemeinen  Interesse  liegenden  Gründen 
verhüten.  Ferner  hat  die  Bank  halbjährig 
Vt^lo  von  dem  mittleren  Betrage  einer  die 
Höhe  von  275  Millionen  Francs  überschrei- 
tenden Notencirkniation  als  Steuer  zu  ent- 
richten. 

Uelier  die  Grösse  der  Geschäfte  der  Bank 
giebt  die  folgende  Uebersicht  Aufklärung. 
Die  für  die  Jahre  1851 — 1870  den  Beilagen 
der  offiziellen  Denkschrift  Banque  nationale 
de  Belgique  eutnommeuea  Zedüen  drücken 
die  mittlere  Grösse  der  einzelnen  Passiv- 
und  Akti^'posten  für  die  angegebenen  Jahre 
aus.  Die  Nach  Weisungen  von  1875  ab  sind 
dem  Annuaire  statistique  de  la  Belgifxue 
entnommen. 


Die  Angaben  bedeuten  Millionen  Francs. 

Kredit- 
Passiv-  saldo 
konto-  dea 
korrent  Schatz- 
amtes 

20,6  20,2 

31,5  31,5 

71,2  62,1 


Noten- 
uinlanf 


mi 

1856 
1860 


3»,7 
96,8 
111,8 


Bar- 
vorrat 


53,o 
66.0 


Wech- 

sel- 
porte- 
feuiUe 

14,0 
65.8 
121.6 


Noten- 
omlanf 

Bar- 
vorrat 

Wech- 

sel- 
porte- 
feoille 

Passiv- 
konto- 
korrent 

Kredit- 

uldo 

I  

«es 

Schats- 

amtes 

"3,3 

51,8 
96,9 

133,8 
174,8 

51,7 

41,0 

187,2 

95.6 

74,5 

340,3 

122,6 
98,8 

269,1 

65.7 

i3,o 

340,0 

284,0 

72,1 

33.» 

354,6 

99,5 

280,7 

76,9 

47,4 

355,7 

99,4 

256,9 

69,6 

99,4 

357,6 

98,1 

271,3 

79,6 

49,8 

357,8 
367,4 

96,5 

280,0 
278,3 

74,0 

50,0 

105.5 

71,1 

49,9 

379,0 
389,1 

100,6 

292,7 

74.4 

49.8 

99,1 

295,1 
383,9 

71,5 

49,9 

375.7 

93,7 

66,3 

49,9 

401,8 

103,7 

302,4 

49,9 

404,7 

103.4 

312,7 

67,7 

49,9 

4ai,9 

102,7 

324,0 

69t4 

49.9 

427,6 

"4,7 

3094 

69,3 

50,0 

450.8 

111,6 
130,8 

336,2 

67,4 

S<V> 

469,7 

346,6 

78,6 

5<V> 

476.5 

IQI,I 

365.3 

72,1 

50,0 

1866 
1870 
1875 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1886 
18«6 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1896 


Lltteratlir:  Banque.  nationalr  dr  Belgiquf, 
DocumetU»  o/ßcielt  reUuifn  d  la  prorogaüon  de 
ceite  inttitutüm,  BruxeÜe«  187S.  —  Courceille- 
Seneuil,  Tratte  thiorique  et  praUquf  de»  opi- 
rationa  de  baviqtte,  4.  Aufl.  Porü  I864.  — En- 
qufte  tur  lea  principe»  et  le»  faitt  gMrmur, 
qui  rigiaamU  Ut  eSraUiUion  monfküre  etfldueitiire, 
Arf«  1867.  V.  Bd.  BepotÜion»  ieritet  bdgea. 
—  Otto  KObn«!-,  Die  Banken,  Leiptig  1854.  — 
Max  WiFth,  Handbuch  dea  Bankwesen«,  S.  Aufl., 
Köln  188S  (S.  Bd.  der  Grundxüge  der  NaUotud- 
öhimomiej.  v.  PhiUppovUh, 


XI.  Banken  in  Frankreich. 

1.  Die  Vorläufer  der  Bank  von  Frankreich. 
2.  Von  der  Gründung  der  Baak  von  Frankreich 
bis  zur  Konatitniemng  ihres  Monopols  (1800  bis 
1848).  3.  Die  EntWickelung  der  Bank  von  Frank- 
reich von  1846  bis  zor  Gegenwart.  4.  Die  ge- 
genwärtige Organisation  der  Bank  von  Frank- 
reich :  a)  Die  Organisation  der  Centrale,  b)  Die 
Organisation  der  Zweiganstalten.  c)  Die  Ge- 
schäfte der  Bank.  Lasten  und  Bilanz. 

1.  Die  Yorlänfer  der  Bank  von  Frank- 
reich. Die  grosse  Erschtitterung  deä  Geld- 
und  Kreditwesens  durch  die  LawBche  Kjiäts 
hatte  auf  lange  Zeit  die  Gründung  einer 
l^nk  in  Frankreich  unm^Iich  gemacht. 
Eine  solche  erfolgte  erst  wieder  im  Jahre 
177(i  unter  der  liezeichnung  Caisse  d'escompte. 
Sie  gab  Noten  aus,  eskomptierte  Wechsel 
und  andere  kaufmännische  Papiere  zu  einem 
ihr  gesetzlich  vorgeschriebenen  Zinsfuss, 
trieb  Uandelsgcschäfte  mit  Gold-  und  Süb^ 
bsurren  und  besorgte  JEasscgesch&fte  für 
Private.  Die  Aufnahme  von  Darl^en  g^en 
Zinsen,  das  Eii^hea  anderer  als  stets- 
fälliger Verbindlichkeiten,  die  Anlage  ilirer 
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Kapitalen  in  anderen  als  den  genannten 
(ieschäften  "war  ihr  verboten.  Das  Recht 
Notenausgabe  war  ihr  nicht  auedrück- 
Keh  verÜehen  worden.  Nach  der  Meiniuig 
lier  Zeit  bedurfte  es  hierzu  keines  Privi- 
k^ums.  Das  Kiapital  d^  Bank  belief .  sich 
auf  15  Iffillionen  rrancs,  von  -welchen  aber 
nur  5  Millionen  in  den  Geschfiften  der  Bank 
aogele^  worden,  wShreud  10  Millionen  zur 
l^ßherstellung  ihrer  Veorbindlich^ten  beim 
Staateadiatze  hinterlegt  wurden  und  im 
Laufe  von  13  Jahren  in  Reichen  Baten  zur 
Rßckzahlung  kommen  sollten.  So  war  sdion 
voQ  vornherein  eine  Verbindung  mit  dem 
Staatsschätze  geschaffen  worden,  welche  der 
Bank  auf  die  Dauer  gefährlich  werden  sollte. 
Ihre  Geschäfte  entwickelten  sich  bis  zum 
Jahre  17S3  ruhig  und  in  stetem  Fortschritte, 
Tie  die  folgende  Uebersicht  zeigt 


^=1 

"  B 

Notenumlauf 

Koutokorrent 

Barvorrat 

Betrag  der 
jährlich  eskomp- 
tiert€u  Wechsel 

in  Millionen  Fr. 

1777 
1778 
1780 
1783 

o,3 
3,8 
»3.4 
a7,o 

3,4 

^/ 
6,3 

2,4 

io,o 

20 

58 
94 
204 

Im  I^ufe  des  Jahres  1783  aber  wurde 
ihr  Barvorrat  durch  ein  der  Regierung  ge- 
wahrtes Darlehen  von  6  Mülionen  derart 
ireschwächt,  dass  sie  einer  vermdiTten 
Präsentation  ihrer  Noten  nicht  stand  halten 
konnte  und  ihre  Zahlungen  einstellen  musste. 
Die  Krisis  eio^  indes  rasch  vorüber,  indem 
an  WediBel  im  Finanzministeriimi  eintrat 
imd  der  Bank  das  Darlehen  zurückgezahlt 
wurde.  1787  aber  wiederholte  sich  die  An- 
fovderang  der  Regierung  und  zwai-  in  ge- 
i'tdgertem  Masse.  Das  Kapital  der  BÜik 
wurde  aof  100  Millionen  erhönt,  von  welolien 
70  Mülionen  der  Regierung  als  in  halb- 
jShrigen  Raten  rÜcSzahlrares  Darlehen 
gegen  5'*/o  fibogeh^  wurden.  Gleichzeitig 
vwde  ihr  ein  ausschlieasliches  nivilegium 
fttr  30  Jahre  verliehen.  Die  Bant  sollte 
■las  Ende  dieses  Zrätraumes  nicht  erleben. 
Ue  B^iierang  suchte  den  Kredit  der  Bank 
fOr  die  finanziellen  Interessen  des  Staates 
zu  benutzen  und  erlangte  auch  im  Laufe 
Jes  Jahres  1789  weitere  Darlehen,  welche 
die  Bank  schliesslich  zum  Gläubiger  des 
■Staates  für  einen  Betrag  von  240  Millionen 
■nachten.  Im  nädisten  Jahre  wiederholten 
sich  die  Darlehen  Monat  für  Monat,  so  dass 
äe  im  Oktober  1790  bereits  400  Millionen 
zu  fordern  hatte.   Bis  dahin  hatte  sie  fort- 


gefahren, ilu^  Noten  bar  einzulösen,  obwohl 
ihr  1788  —  gegen  ihren  "Wüleu  —  das 
Recht  verliehen  worden  war,  ihr  Wechsel- 
portefeiiille  dazu  zu  benutzen.  Im  Mai  1790 
begautt  der  Staat  seine  Schuld  an  die  Bank 
in  Assignaten  zu  bezahlen,  wogten  sie  er- 
mächtigt wurde,  audi  ihrerseits  ihre  Noten 
mit  Assignaten  einzulösen.  Immer  noch, 
hätte  die  gut  verwaltete  Bank  den  wirt- 
schaftlichen Interessen  des  Landes  dienst- 
bar sein  können,  wenn  nicht  Asr  fort- 
sdireitende  Zer&ll  der  staatlidien  Ordnung 
auch  ihr  den  Unt^gang  bereitet  hätte.  Nach- 
dem schon  das  G.  v.  7.  August  1792  Li- 
haberpapiere  und  auf  Sicht  lautende  Bank- 
biHete  tOr  unznläsräg  erklärt  hattej  hob  das 
Dekret  vom  24.  August  1793  die  Caisae 
d'escompte  auf,  ohne  (tess  mau  eine  bestimmte 
Klage  gegen  sie  hätte  erheben  können. 

Na<3i  verlauf  mehrerer  Jahre  entstanden 
neue  Bankinstitute.  1796  wurde  die  Caisse 
des  comptes  courants ,  1797  die  Caisse 
d'escompte  du  commerce,  1800  das  Comptoir 
commercial  gegründet,  welche  sämtlich  das 
Notengeschäft  betrieben.  In  den  Provinzen 
war  nur  eine  Notenbank  zu  Reuen,  die 
Soci6t6  gönörale  de  commerce  de  Rouen, 
entstanden  (1798).  Alle  diese  Bankanstalten 
haben  aber  nur  eine  kurze  Dauer  gehabt, 
da  schon  1800  die  Gründung  einer  grossen 
privilegierten  Centraibank  erfolgte. 

S.  Von  der  Gründung  der  Bank  von 
Frankreich  bis  znr  Konstituierung  ihres' 
Monopols  (1800—1848).  Die  Gründung 
eines  neuen  Notenbankinstituts  erfolgte  aiif 
Anregung  der  Regierung  und  mit  Hilfe  der 
Caisse  des  comptes  courants,  indem  diese 
sich  auflöste  und  in  die  am  13.  Februar  1800 
neu  gegründete  »Banque  de  France«  aufging. 
Die  Bank  überragte  die  noch  bestehenden 
Notenbanken  sowohl  durch  die  Grösse  ihres 
Aktienkapitals  (30  Millionen  Francs)  wie  durch 
die  engen  Beziehungen ,  welche  sie  von 
vornherein  zur  R^erung  besass.  Auf  ihre 
Entwickelang koncentriert  sidi  in  der  nächsten 
Zeit  die  ganze  Banl^politik  der  Regierung, 
und  sie  bleibt  auf  die  Dauer  das  ^zijge 
Institut,  das  zur  Notenau^be  berechtigt 
ist.  Die  ihr  gestatteten  Cteschäfte  waren, 
ausser  dem  HandcJ  mit  Gold-  imd  Silber^ 
ban«u:  die  Diskontienmg  von  nicht  über 
90  Tage  laufenden  Wechseln  mit  wenigstens 
drei  ünterschriften  notorisch  zahlungsfähiger 
Personen;  der  Einzug  und  die  Belehnung 
von  Schuldfordemngen ;  die  üebeniahme  von 
Depositen  und  Kontokorrentgeschäften;  die 
Notenausgabe;  die  Errichtung  einer  Spar- 
kasse. Specielle  Vorschriften  für  die  Noten- 
deckuDg  gab  es  nicht,  doch  war  aie  im  all- 
gemeinen gehalten,  ein  solches  Verhältnis 
zwischen  Noten,  Barvorrat  und  'WechBei- 
portefeuUle  zu  wahren,  dass  die  Einlösbar^ 
keit  der  erstgenannten  nicht  gefährdet  seL 

17» 
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Ein  von  der  Geoeralversainniluug  gewählter 
Direktionsrat  von  15  Mitgliedern  führte  die 
Verwaltung,  drei  Mitglieder  des  Direktions- 
rates ,  Ton  diesem  gewählt ,  die  oberste 
Leitung.  Drei  von  der  Geaeralversammlung 
gewählte  C«nsoreu  Überwachten  die  Führung 
der  Geschäfte. 

Schon  im  Jahre  ihrer  Gründung  wurde 
die  Bank  niit  Eassengescliäften  des  Staates 
betraut  und,  nachdem  letzterer  selbst  Aktio- 
när geworden  war,  verhalten,  bis  zur  Höhe 
dieses  Aktienbesitzes  —  tiber  die  bei  ihr 
hegenden  Staatsgelder  lünaus  —  Zahlungen 
zu  leisten.  Die  ihr  dadurch  eingeräumte 
Ausnahmestellung  den  übrigen  Banken  gegen- 
über wurde  durch  G.  v.  14.  April  1803  noch 
erhöht.  Durch  dasselbe  wimle  ihr  ein  aus- 
fichliesaliches  Privilegium  zur  Ausgabe  von 
j^nlmoten  für  ir>  Jahre  verliehen;  jedoch 
behielt  sich  die  Regierung  vor,  unter  Um- 
ständen auch  anderen  Instituten  ein  solches 
Privilegium  zu  verleihen.  Die  Bedeutung 
dieser  Bestimmung  lag  daher  nicht  in  der 
—  g;eei^neten  Falles  aulhebbaren  —  Aus- 
schliesslichkeit der  Notenausgabe,  sondern 
darin ,  dass  dieses  Bankgeschäft  nur  mehr 
kraft  besonders  verliehenen  Benhtes  der  Re- 
gierung betrieben  werden  konnte,  wlUirend 
bis  d^in  von  iigend  einer  Beschränkung 
in  der  Notenausgabe  keine  Rede  war.  Zu- 
nächst aber  wurde  der  Bank  auch  die  Aus- 
sdiliessUchkeit  der  Notenausgabe  gesichert, 
indem  die  bisher  noch  in  Paris  bestandenen 
Notenbanken  durch  das  genannte  Gesotz  ge- 
halten wurden,  binnen  gegebener  Frist  ihre 
Noten  einzuziehen  und  weiterhin  keine  mehr 
auszugeben.  Einen  weiteren  Schritt  zur 
Centralisation  des  Kredits  that  das  Gesetz 
dadurch,  dass  die  Errichtung  von  Banken 
in  den  Departements  an  die  Erlaubnis  der 
Regienmg  geknüpft  wurde.  Somit  war  die 
Monopolisierung  der  Bank  von  Frankreich 
gesichert  In  der  Führung  der  Bankgeschäfte 
machte  sich  der  hierdurch  bedingte  Einfluss 
des  Staates  alsbald  geltend.  Wiederholte 
Darlehen  an  die  Regierung  hatten  ihren 
Biirvorrat  im  Jahre  1805  so  sehr  erschöpft, 
dass  am  24.  November  782000  Fr.  einem 
Notenumlauf  von  63  MUüonen  und  Depositen 
im  Betrage  von  10  Millionen  gegenüber- 
standen. Nur  durch  eine  mit  Hilfe  der  Re- 
gierung in  SceuG  gesetzte  geschickte  Ver- 
schleppung der  Noteneinlösung  konnte  sich 
die  Bank  halten,  bis  es  ihr  nach  mehreren 
Monaten  gelang,  grössere  Summen  vom 
Staate  zurückzuerhalten.  Die  Folge  dieses 
Ereignisses  war  nicht  etwa  eine  Li'sung  der 
Beziehungen  des  Staates  zur  Bank,  sondern 
im  Gegenteil  eine  neuerliche  Reorganisation 
der  Bank  durch  das  G.  v.  22.  April  1806, 
welches  einen  vennehrten  Staatseinfluss  her- 
steUte.  Die  oberste  Leitung  wurde  nun- 
mehr in  die  Hände  ein^  Ghoavemeurs  ge- 


legt, dem  zwei  Vicegouverneure  zur  S^te 
standen.  Ihre  Ernennung  hatte  durch  das 
Staatsoberhaupt  zu  erfolgen.  Dem  Gouver- 
neur stand  em  unbedingtes  Vetorecht  zu. 
keine  Entscheidung  des  Direktionsrates,  in 
welchem  nunmehr  drei  Generalsteuerein- 
nehmer sitzen  mussten,  konnte  ohne  seine 
Zustimmung  erfolgen.  Das  Kapital  der  Bank, 
das  schon  1803  auf  45  Milhonen  erhöht 
worden  war,  wurde  nunmehr  verdoppelt, 
die  Errichtung  von  Zweiganstalten  nach  der 
freien  Entschtiessung  der  Bank  oder  auf 
Grund  einer  sich  ergebenden  wirtschaft- 
lichen Notwendigkeit  vorgesehen.  Das  vom 
Kaiser  bestätigte  Statut  der  Bank  von  1308 
weicht  in  Bezug  auf  die  Abgrenzimg  der 
Geschäfte  uiu"  wenig  von  der  ersten  Ord- 
nung derselben  ab.  Die  Fimktion  der  Bank 
als  Sparkasse  ist  aufgehoben.  Die  Organi- 
sation der  Zweiganstalten  (comptoirs  d'es- 
compte,  succursales)  ist  durch  ein  kaiser- 
liches Dekret  vom  18.  Mai  1808  geregelt 
Auf  Grund  dieses  Dekrets  «^Igte  die  Er- 
richtung von  Zweiganstalten  in  Lyon  und 
Rouen,  später  in  Lule. 

Nach  Wiederherstellung  des  Königtums 
sudite  die  Bank  grössere  Unabhängigkeit 
von  der  Regierung  zu  erhalten,  vor  allem 
durdi  Anfhebung  der  Stelle  des  Gouver- 
neurs. Dies  gelang  ihr  jedoch  nicht,  und 
nur  die  Auflösung  der  Zweiganstalten,  um 
vrelche  die  Bank  gleichfalls  gebeten  hotte, 
vrurde  1817  bewilligt.  Die  Bank  hatte  sich 
zu  dieser  Zeit  aus  den  Schwierigkeiten 
vrieder  empoi^earbeitet,  in  welche  die 
steigenden  Anforderungen  des  ersten  Kaiser- 
reiches, zumal  in  den  letzten  Jahren,  sie 
gesetzt  hatten.  1814  hatte  sie  einer  Zahlungs- 
einstellung nur  mit  Mühe  ausweichen  können. 
Beschränkung  der  täglichen  Noteneinlösuög, 
ErhöhuDg  des  Diskontsatzes  und  Herab- 
setzung der  Umlaufszeit  der  diskontierbaren 
Wechsel  halfen  ihr  über  die  Krisis  hinweg. 
Nimmehr,  im  Jahre  1817,  wurden  ihre 
Mittel  von  ueuem  für  die  Interessen  des 
Staates  in  Anspruch  genommen.  Durrh  G. 
V.  25.  März  war  der  Finanzminister  er- 
mächtigt worden,  mit  der  Bank  einen  Ver- 
trag abzuschliessen  zur  Uebernahme  der  aus 
der  Staatsschuld  hervoi^ehendeu  Zahlungen. 
Da  der  Bank  die  dafür  nötigen  Mitlel  aus 
Staatseinkflnften  sichei^stellt  wurden,  er- 
gaben sich  für  sie  aus  dieser  bis  1827 
währenden  Verbindung  keine  Nachteile. 
Schwierig  aber  wi^de  ihre  L^  dadurch, 
dass  der  Staat  in  diesen  Jahren  einen  starken 
Wechselkredit  in  Anspruch  nahm  und  sie 
zur  Zahlung  der  Kriegsentschädigung  an 
die  AUiierten  Hilfe  gewähren  mnsste.  Ende 
Oktober  1818  "war  daher  ihr  Barvorrat  auf 
37  Millionen  gegen  165  Millionen  Noten- 
umlauf und  Depositen  gesunken.  Es  ^jeUmg 
ihr,  diese  Klemme  zu  überwinden,  mdem 
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fäe  vieder  das  Mittel  einer  At&firzung  der 
ümlanfBzrät  der  zu  diskontierenden  Wechsel 
(von  90  auf  45  Tage)  ergriff. 

Die  Entwickehing  der  Bank  in  der  nächsten 
Zeh,  von  der  TorQbeigehenden  Anspannung 
ihrer  SiAfte  znr  Bekämpfung  der  wutschaft- 
Udten  Krisis  1830  abgesehen^  weist  keine 
ausserordentlichen  Ufomente  auf.  Von  Be- 
deutung- werden  erst  ihre  Bemühungen  in 
der  zweiten  Hälfte  der  dreissi^r  Jahre, 
ihren  Einfluss  auch  auf  die  Provinzen  aus- 
zudehnen. In  Ronen,  Nantes  nnd  Bordeaux 
waren  schon  in  den  Jahren  1817  und  1818 
Xotenbonken  errichtet  worden,  welche  ihre 
ßeschfifte  mit  ptitem  Erfolge  betrieben.  Der 
wachsende  wirtschaftliche  Wohktaiid  rief 
mit  der  Zeit  auch  in  anderen  Stfidten  das 
Bedflrfnis  nach  Kreditanstalten  hervor,  und 
in  den  Jahren  1835 — 1838  entstanden  die 
Banken  zu  Lyon,  Marseille,  Lille,  Le  Havre, 
Toulouse  imd  Orleans,  alle  mit  dem  Rechte 
der  Notenausgabe  an  ihrem  Sitze  und  an 
einzelnen  in  den  Statuten  ausdrücklich  be- 
zeichneten Plätzen.  Sie  durften  im  Übrigen 
dieselben  Geschäfte  betreiben  wie  die  Bank 
von  Frankreich ,  doch  durften  ihre  Ver- 
pflichtimgen  niemals  das  Dreifeiche  ihres 
Barvorrates  überschreiten  —  eine  Vorschrift, 
welcher  die  Bank  von  Frankreich  nicht 
onterworfen  war.  Die  staatliche  Aufsiclit 
Über  sie  wurde  seitens  des  Präfekten  geübt. 

Die  Bank  von  Fi-ankreidi  scheint  sich 
zonSdist  dimih  die  GrAndung  von  Provinzial- 
notenbanken  keineswegs  beengt  gefühlt  zu 
haben.   Sie  hatte  zum  Teil  selbst  geholfen, 
sie  hervorzimifen,  durch  Weigerung  der  Er- 
liciitnng  von  Zweiganstalten.  Auch  die  Re- 
gieorung  schien  das  ^mischte  System  an- 
nehme zu  wollen,  indem  sie  auch  nach 
1835,  in  welchem  Jahre  die  Centcalbank 
wieder  an  die  Gründnng  von  Zw^^stalten 
ffeschxitten   'war.    noch  Frorinzialbanken 
innizes&ionierte.   Vom  Jahre  1839  ab  aber 
machte  sie  Sdiwieng^aten  imd  wollte  w^tere 
Orfindnngen  nnr  unter  so  lästigen  Be- 
dingungen zulassen,  dass  die  Gründer  auf 
die  DnrdifOhnme  ihres  Unternehmens  ver- 
zichteten.  Die  Bank  von  Frankreich  hatte 
onterdessen  vier  Filialen  errichtet  und  dachte 
sux  eine  weitere  Ausbreitung.   Es  ist  nicht 
un'wahrscheinHch,  dass  damit  der  Umschwung 
in   der  Stelliuig  der  Regienmg  zusammen- 
hStogt^  denn  schon  1838  trat  der  Direktions- 
rat der  Bank  mit  ihr  in  Verbindung  wegen 
Erneuerung  ihres  Privilegiiuns.  Diesel  Ibe 
erfolgte  auch  dxuxih  G.  v.  21.  Mai  1840  bis 
zum  31.  Dezember  1867.  Das  Aktienkapital 
der  Bank,  das  durch  Selbstkäufe  auf  67.9 
JCiUionen  Francs  vermindert  worden  war, 
-wtxrde  in  dieser  Höhe  anerkannt  Jede  Ver- 
mindemng  oder  Erh5htmg  sollte  nur  diu^h 
Gesetz  gescheherL   Die  Ordnung  ihres  Ge- 
scbftfts  blieb  im  wesentlichen  di^elbe.  Eine 


beiieutimgsvolle  Xeuemng  war  die  Ver- 
pflichtimg  zu  dreimonatlicher  VerOff^t- 
lichui^  des  Bankstatuts.  Die  Errichtung 
von  Filialen  sollte  diut:h  ktoigliche  Veroro- 
nung  gesdiehen  kOnnea,  die  Gh*andung  von 
selbständigen  Piovinzialbanken  nur  durch 
ein  Gesetz.  Zahlreiche  von  den  bestehenden 
Frovinzialbanken  vor^brachten  Wünsche 
blieben  unberücksichtigt  Die  Bank  von 
Frankreich  strebte  wohl  damals  schon  da- 
nach, das  einzige  Noteninstitut  Prankreichs 
zu  werden.  Die  Krisis  des  Jahres  1848  bot 
ihr  dazu  Gelegenheit.  Im  Februai-  dieses 
Jahres  war  sie  genötigt  —  zum  erstenmal 
seit  ihrem  Bestände  —  von  der  Regierung 
die  Anfhebung  ihrer  EinlÖsungsvei-pfhchtung 
zu  erbitten.  In  der  That  erhielten  ihre 
Noten  durch  Dekret  der  provisorischen  Re- 
gierung vom  15.  März  Zwangskiu«  gegen 
die  Verpflichtiing,  dass  der  Notenumlauf  der 
Centralstelle  imd  ihrer  nunmehr  auf  15  an- 
gewachsenen Filialen  3ij0  Millionen  nicht 
übersteige.  Gleichzeitig  wurde  die  Minimal- 
grösse  der  Noten  von  2lK)  auf  lÜO  Fr.  er- 
niedrig imd  der  Bank  wöchentliche  Vei"- 
öffeuthchimg  ihrer  Bilanz  aufgetragen.  Am 
25.  März  erfolgte  eine  ähnliche  Verfügung 
zu  Gunsten  der  Departementsbanken,  welche 
sidi  bei  der  Enge  ihres  Wirkungskreises  in 
einer  noch  schwieligeren  Lage  befanden. 
Allein  wähi-eud  die  Noten  der  Bank  von 
Frankreich  ihren  Kredit  behielten,  war  jener 
der  Departementsbanfcnoteu  schwankend,  zimi 
Teil  wurde  ihre  Annahme  verweigert.  Diese 
Lage  wurde  von  der  Bank  von  Frankreich 
benutzt,  um  den  Dei>artementsbanken  die 
Vereinigung  vorzuschlagen.  Dieselbe  er- 
folgte in  der  That,  imd  seit  2.  Mai  1848 
fun^eren  die  9  früheren  selbständ^n  Pro- 
vinzialbanken  als  Zweiganstalten  der  Bank 
von  Frai^reich,  welche  sich  nun  eines  un- 
bestrittenen Monopols  erfi-eut 

Einen  ziffermassigen  Ueberblick  über  die 
Geschäfte  der  Bank  von  Fnmkreich  und  der 
neun  Frovinzialbanken,  ausschliesslich  der 
Beziehungen  zur  R^emng,  geben  die  fol- 
genden auf  S.  261  stehenden  Tabellen.  IMe 
Beträge  sind  jeweils  in  Millionen  Francs 
angegeben. 

8.  Die  Entwickelnng  der  Bank  TOn 
Frankreich  von  1848  bis  zur  Gegen- 
wart Infolge  der  Vereinigung  der  De- 
partementsbanken mit  der  Bank  von  Frank- 
reich stieg  das  Aktienkapital  der  letzteren 
auf  92^/4  Millionen  und  die  Maximalgrenze 
ihres  Notenumlaufs  wurde  auf  452  Millionen 
erhöht.  Diese  Ausdehnung  ihrer  Mittel  so- 
wie die  ihr,  nachdem  die  Krisis  überwunden 
war ,  in  reichlichem  Masse  zuströmenden 
Kapitalien  veranlassten  sie,  dem  Drängen 
der  Regierung  nachzugeben  und  derselben 
wietlerholt  grössere  Beträge  als  Darlehen 
znr  Verfügung  zu  stellen.    Ebenso  unter- 
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Bank  Ton  Frankreich  (nach  A.  Courtois). 


Depositen 

k  , 

Noten- 

(verftiR- 
barer 

Wechsel- 

Bar- 

&e *  £: 

nmlanf 

Saldo  auf 
laufende 

porte- 
feuille 

vorrat 

Jahr 

Rech- 
nunR) 

II 

M 

a 

*i 

s 

i 

d 

* 

c 

-?  ^ 

iS 

% 

1800 

23 

9 

6 

2 

31 

1 1 

6 

111,8 
630,9 

1806 

79 

61 

19 

7 

93 

6z 

24 

1 

1810 

117 

90 

59 

17 

149 

90 

50 

32 

7>5.o 

1816 

71 

17 

52 

u 

43 

13 

93 

203,6 

1820 

173 

122 

78 

40 

68 

26 

218 

162 

253,9 

1825 

244 

180 

120 

39 

140 

71 

»57 

87 

638,2 

1830 

239 

214 

86 

39 

130 

75 

172|I04 

617,5 

1835 

242 

207 

77 

41 

84 

62 

203]  130 

443.3 

1840 

251 

201 

90 

54 

201 

130 

249' 206 

928,5 

1845 

289 

247 

121 

45 

124 

2791176 

1003,7 

1847 

288 

206 

69 

37 

231 

152 

107 

58 

1329,5 

Departementsbankeii  (nacli  A.  Courtois). 
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stützte  sie  verschiedene  Städte:  Paris,  Mar- 
seiUe,  das  Departement  de  la  Seine  etc. 
durch  Darlehen.  Die  Ausdehnung  ihrer  Be- 
Ziehungen  in  dieser  Hichtung  beweist,  dass 
ihre  Stellung  als  Centralkrcditinstitut  eine 
anerkannte  und  befestigte  war.  Die  Wirkung 
des  Ansehens,  welches  die  Bank  genoss,  er- 
streckte sich  auch  auf  die  StcUimg  der  Ke- 
^enmg  zum  Notenumlauf  der  Baak.  Schon 
im  Jahre  1849  wurde  die  Maximalgrenze 
desselben  auf  525  Millionen  erhöht,  im  fol- 
genden Jahre  nm  5.  August  überhaupt  jede 
Beschränkung  so^ie  dra-  Zwangskurs  ihr» 
I^oten  au&ehoben.  Zwei  Jahre  darauf  er^ 
langte  die  Bank  die  Entfernung  einer  Klausel 
im  G.  V.  30.  Juni  1840,  welche  der  Re- 
gierung die  Mögliclikeit  gab,  das  Frivil^um 
der  Bank  nach  dem  31.  Dezember  IBöü  ab- 
zuftndem  oder  aufzuheben.  Ihi-e  Existenz 
war  daher  bis  Ende  1867  gesichert  Nichts- 
destowenigei-  wurde  schon  1857,  am  9.  Juni, 
ein  neues  Gesetz  erlassen ,  dui-ch  welches 
das  Pri\'ilegium  der  Itok  um  30  Jahre,  bis  | 


Ende  1887,  verlängert  und  ihi-  Kapital  ver- 
dop^>elt  wurde.  Ferner  wunie  ihr  das  Recht 
erteilt,  Noten  im  Mindestbetragc  von  50  Fr., 
statt  wie  bisher  von  200  Fr.,  auszuüben, 
und  das  noch  gewichtigere  Recht  verliehen, 
ilucn  Ziusfuss,  der  bisher  einer  Maximal- 
grenze von  6  ^/o  imterworfen  war,  übOT  6 
zu  erheben  unter  der  Bedingung,  dass  die 
hierdurch  sich  eichenden  Gewinne  einen 
eigenen  Reservefonds  zu  bilden  haben.  Dit- 
Regierung  wahrte  sich  in  dem  Gesetze 
zwei  Vorteile.  Sie  kounte  vom  Jahre  18(57 
ab  die  Errichtung  von  Zweigaiistalten  fordern. 
Diese  Bestimmung  hat  diuch  das  G.  v. 
27.  Jmiiiar  1873  inre  Ausführung  erhalten, 
indem  auf  Onmd  dessdbea  25  Filialen  bis 
1877  errichtet  worden  sind.  Die  Bank  hatte 
femer  dem  Staate  ein  Darldien  von  100 
Ufillionen  zu  und  zum  Kurse  von  min- 
destens 75  —  bei  einem  Stande  der  Rente 
zu  71  —  zu  gewählten.  In  dieser  Bestim- 
mung liegt  wolü  der  Schlüssel  zu  der  ganzen 
vorzeitigen,  für  die  Bank  so  günstigen  Er- 
neuerung ihi-es  Privilegiums.  Ihre  Ver- 
biudung  mit  deu  Staatsfmaozen  beschränkte* 
sich  übrigens  nicht  hierauf.  Auf  Gniml 
eines  A'erti-ages  vom  10.  Juni  1857  zwischen 
der  Bank  und  dem  Finanzmiuister  ver- 
pflichtete sich  die  erstere,  dem  Staatsschätze 
Vorschüsse  zu  machen  nach  Mass  seines 
jeweiligen  Bedarfes  bis  zur  Höhe  von  60 
Millionen.  Der  vom  Staate  zu  bezahlende 
Zins  regelte  sich  nach  dem  Diskontsatze, 
durfte  jedoch  niemals  über  3*'/q  betragen 
und  hatte  nur  für  jenen  Betrag  einzutreten, 
um  welchen  die  von  der  Bank  gewährten 
Vorschüsse  jeweils  das  Guthaben  des  Staates 
im  Kontokorrent  überscliritten. 

Die  näclisten  Jahre  haben  trotz  wieder- 
holter Krisen  in  Europa  und  Amerika,  welche 
ihren  Rückschlag  auch  auf  Frankreich  aus- 
geübt haben,  keine  aussergewöhnlicheo  Haas- 
nahmen zu  Gunsten  oder  zum  Nachteile  der 
Bank  zur  Folge  geliaht.  Xacsh  der  Annexion 
von  Savoven  (1800)  liatte  sie  wahrend  kurzer 
Zeit  die  KonkuiTCuz  der  daselbst  bestandenen 
Bank  von  Savoyen  auszuhalten,  welche  an 
ihrem  Notenpri^Tlegium  italienischen  Or- 
spnings  festhielt  und  die  Ausdehnung  des- 
selben auf  alle  Städte  Frankreichs,  in  welchen 
keine  Filialen  der  Kmk  von  Frankreich  be- 
standen, beanspruchte.  Es  gdang  jedoch 
der  letzteren,  1864  ein  Ueberränkommea  eu 
erzielen  imd  die  Bank  von  Savoyen  K^en 
TTebemahmc  zweier  ihrer  Filialen  als  Fuaien 
der  Bank  von  Frankreich  und  Zahlung  von 
4  Millionen  zur  Au^be  des  Not«ixechtes 
zu  bewegen.  Die  behenscAiende  Stellung 
der  Bank  von  f^uikreich  war  nunmehr  vor 
weltei-en  Störungen  gesichert,  nachdem  aaeli 
die  im  Februar  18U5  eröffnete  und  Juli  1866 
geschlossene  Enquete  über  die  Haltung^  der 
Blink  bezw.  über  die  Bedingungen  eiiie^ 
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Ftqnergeldamlaufs  Qberhaupt,  welche  eine 
reiche  Menge  Materials  und  gegensätzlicher 
Keinaogen  zu  Tage  gefördert  hatte,  ohne 
praktischen  Erfolg  geblieben  -war. 

Von  grosser  Bedeutung  für  Volkswirt- 
schaft und  Staat  erwies  sich  die  Bank  wäh- 
rend des  Krieges  1870/71  sowie  nach  dem- 
gdben  zur  Ordnimg  der  gest&rten  staat- 
lichen Finanzen.  Infolge  der  Kri^serei^- 
nisse  war  durch  G.  t.  12.  Angust  1870  em 
Wechselmoratorium  erlassen  worden.  Dies 
zog,  da  hierdurch  der  Wechselbestand  der 
Bank  mit  1246  Millionen  gebunden  war,  die 
Anfhehimg  der  Einlöeungsverpflichtung  der 
Bank  sowie  den  Zwangskurs  ihrer  Noten 
nach  sidi,  obwohl  ihre  Lage  an  sich  kdne 
VeranlassuD^  dazu  geboten  hätte.  Bei  Äus- 
brwdi  des  Etiles  hatte  sie  einer  Nbten- 
cirindation  von  1455  Millionen  einen  Bar- 
Tmat  von  1245  Hillionen  ge^nflberzustellen. 
Gleichzeitig  wurde  der  Mindestbetrag  der 
emzelnen  Note  auf  25  (vom  12.  Dezember 
1S70  ab  auf  20)  Fr.  imd  räne  Maxima^grenze 
des  ganzen  Notenumlaufs  zunächst  mit  1800 
Hillionen,  einige  Tage  später  mit  24O0  Mil- 
lionen festgesetzt.  Mit  Hilfe  dieser  starken 
Ausdehnung  ihres  Notenumlaufs  war  die 
Bank  in  der  Lage,  den  Darlehensforderungen 
des  Staates  zu  genü^n,  der  im  zweiten 
Halbjahre  1870  von  ihr  415  Millionen,  im 
ganzen  vom  Juli  1870  bis  Juli  1871  1470 
Millionen  geliehen  erhielt.  In  den  Juni  1871 
fiel  die  erste  öffentliche  Anlehensaufnahme 
von  zwei  Milliarden.  Der  Staat  erklärte 
nunmehr  seine  Schidd  an  die  Bank  in  jähr- 
hchen  Katen  von  200  Millionen  tilgen  zu 
wollen ,  was  denn  auch  zur  Ausfüh- 
rung kam.  Die  Aufnahme  der  Milliarden- 
aalahe  und  deren  Verwendung  vor  allem 
zur  Zahlung  der  Kriegsentschädigung  be- 
dingte eine  weitere  Ausdehnung  des  Noten- 
nmlaufs  ziun  Ersätze  des  selten  werdenden 
Bargeldes.  Die  Maximalgrenze  wurde  im 
Dezember  1871  auf  2800  Millionen  erhobt 
nnd  die  Auagabe  von  5  und  10  Francs- 
noten angeordnet.  Gleichzeitig  mit  der  Auf- 
nahme der  zweiten  Drei-Milliarden anleihe 
erfolgte  durch  G.  v.  15.  Juli  1872  die  Br- 
höhnng  des  gestatteten  Notenumlaufs  auf 
3200  Millionen.  Die  Bank  hat  diese  Grenze 
aieoials  erreicht.  Der  hiichste  Satz  der 
Notenausgabe  war  der  vom  31.  Oktober  1873 
mit  3072  Millionen.  Nachdem  die  Kriegs- 
eotsdifidigUDg  gezahlt  war,  hob  sich  in 
BUde  der  Barvorrat  der  Bank.  Die  mittlere 
QiÜsBe  desselben  betrug 

na  Jahre  Hill.  Fr.  im  Jahre  Mill.  Fr. 

1871  551  1874  1130 

1872  738  1875  1541 

1873  762  1876  1987 

gesetzliche  Aufhebung  des  Rechts 
dtt  Bank,  die  Einlösung  ihrer  Noten  zu 
votw^oth,  sollte  nach  dem  G.  v.  3.  August 


1875  erfolgen,  sobald  die  Scliidd  des  Staates 
an  die  Bank  aiif  300  Millionen  herabgemindert 
war.  Das  war  der  Fall  Ende  1877,  und  vom 
1.  Januar  1878  an  war  die  gesetzliche  Pflicht 
zur  Einlösung  wieder  hergestellt.  Mit  der 
Einlösung  der  Noten  hatte  die  Bank  aber 
thatsächhch  schon  früher  begonnen.  Tom 
7.  Mai  1874  ab  löste  sie  die  Fünf-  und 
Zehnfrancsscheine  ein,  vom  November  1874 
ab  auch  die  zu  zwanzig  Francs.  Der 
»coiirs  le^«,  das  gesetzliche  Zahlnngsrecht, 
ist  den  Noten  der  Bank  aber  verblieben, 
desgleichen  die  Beschränkung  der  Ausgabe 
auf  ein  Maximum,  das  durch  G.  v,  29.  De- 
zember 1883  mit  3500  Millionen  bestimmt 
wurde.  Die  Schuld  des  Staates  aus  dem 
Krie^  war  im  März  1879  getilgt.  Die 
kreditwirtschaftUdien  Beziehungen  aus  der 
laufenden  Kassenverwaltung  des  Staates  aber 
blieben  bestehen.  Der  Vertrag  vom  Juni 
1857  war  durch  einen  solchen  vom  29.  März 
1878  ersetzt  worden,  welcher  den  Kredit 
des  Staates  bis  zu  14Ai  Millionen  erhöhte. 

Die  £^twickelung  der  Geschäfte  der  Bank 
von  Frankreich  mit  Privaten  in  der  Zeit  von 
1848  bis  zur  Gegenwart  zeigt  die  folgende 
nach  A.  Courtois,  von  1880  ab  nach  dem 
Annuaire  Statistiijue  de  la  Fi-ance  zusammen- 
gestellte Uebersicht.  Die  Beträge  zeigen 
Millionen  Francs  an. 
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Wir  fügen  noch  eine  Üebersicht  der  Zu- 
sammensetauog  des  Barvorrats  aus  Gold  und 
Silber  zu  verschiedenen  Zeiten  bei,  und  zwar 
fflr  die  früheren  Jahre  die  (für  die  beiden 
Hetalle  nicht  zusammenfallenden)  Maxiraal- 
oder Minimalziffern,  von  1879  an  aber  die 
Anfang  Januar  bezw.  Ende  Dezember  gleich- 
zeitig vorhandenen  Summen. 

Jahr 

1818  Hin. 
1848  Max. 
18Ö8  „ 
1863  „ 

ibes  , 

1871  Sün. 
1871  Max. 
1873  „ 

1875  „ 

1876  „ 

1877  „ 

1878  „ 

1879  Jannar 

1880  „ 

1881  „ 

1882  „ 

1883  „ 

1884  „ 

1885  „ 

1886  „ 

1887  „ 

1888  „ 

1890  _ 

1891  81.1)ezbr. 
1893 

1894  ; 
189Ö  ; 

1896  „ 

1897  „ 

4.  Die  g^nwfird(ro  Organisation  der 
Bank  von  A^kreich.  s)  Die  Orguii- 
sation  der  Centrale.  An  der  Spitze  der 
Bank  steht  der  Gouverneur  mit  zwei  Sub- 
gouvemeuren,  welche  alle  drei  auf  Yor- 
ßchlag  des  Finanzministers  durch  Dekret 
des  Präsideuten  der  Republik  ernannt  sind. 
Ihr  Amt  ist  seit  dem  Gesetz  von  1897  in- 
compatibel  mit  dem  Mandat  in  einen  gesetz- 
gebenden Körper.  Dem  Gouverneur  zur 
Seite  steht  ein  Direktionerat  (conseil  de 
r^nce)  von  15  Mitgliedern  und  3  Censoren. 
Diese  werden  von  der  Geoeralversammlimg 
auf  3  Jahre  gewählt.  Drei  Direktoren  müssen 
aus  den  Generalzahlmeistem  der  Finanzen, 
fünf  andere  sowie  die  Censoren  aus  dem 
IndustrieUen-  und  Kauf  man  usstando  gewählt 
werden.  Gouverneure,  Direktoren  und  Cen- 
soren bilden  den  »conseil  gönöral  de  la 
Banque«,  welcher  alle  (Jeschäfto,  die  ihm 
vom  Gouvemem:  zugewiesen  werden,  zu  be- 
raten hat  Die  Censoren,  deren  Aufgabe  die 
der  üeberwachung  ist,  nehmen  nur  als  be- 
ratende, nicht  als  stimmberechtigte  Oi^ne 
teil.  Die  Yertretang  nach  aussen  sowie  die 
letzte  Entscheidung  in  wi^tigeren  Fragen, 
2.  B.  Zulassung  eines  Effekts  zum  Eftoapte 


uoia 
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0,4  Max. 
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1065,0 

729,6  „ 

1237,5 

548,0  „ 

1212,8 

686.9  « 

"49,1 

954,4  „ 

1079,5 

949,3  „ 

993,2 

1000,1 

1037,4 

"50,0  „ 

1082,2 
"38,3 

1227,5  n 

1115,3  » 

1194,3 

ia6i,6  „ 

1242,3 

1 120,2  31.  Desbr. 

1340,8 

»702,5 

1261,3 
1338,0 

2060,8  „ 

1950,3 

1234,6 

1912,0 

1227,5 

1945,5 

1305,3 

steht  dem  Gouverneur  zu.  Die  15  Direktoren 
und  3  Censoren  bilden  zur  Üeberwachung 
und  Leitung  der  Bankgeschäfte  6  besondere 
Komitees  (für  das  £äkomptegescbäft,  das 
Notengeschäft,  die  Beziehungen  der  Bank 
zur  Regierung,  zur  Prüfung  der  Kassen,  der 
Bücher  und  des  Portefeuilles,  zur  Ordnung 
der  Verhältnisse  der  Zweiganstalten),  in 
welchen  stets  der  Gouverneur  oder  ein 
Stellvertreter  den  Vorsitz  führt  Ziur  Mit- 
beiatung  und  Prüfung  der  zum  Eskompte 
eingereichten  Papiere  besteht  noch  ein  be- 
sonderer conseil  d'escompte  aus  12  von  den 
Censoren  auf  Vorschlag  des  conseil  g6n6ral 
ernannten  Geschäftsleuten.  Alle  bisher  ge- 
nannten Personen  müssen  im  Besitz  von 
Bankaktien  sein,  deren  Zahl  von  10  bei  den 
MitgUedem  des  conseil  d'escompte  bis  zu 
100  beim  Gouverneur  schwuikt  Dieselben 
sind  während  der  Amtsdauer  ihrer  Besitzer 
unveräusserlich. 

b)  Die  Organisation  der  Zweig- 
anstalten.  Die  Organisation  der  Zweig^ 
anstalten,  welche  heute  auf  der  V.  v.  25.  Mai 
1841  ruht,  ist  jener  der  Centrale  nachge- 
bildet Zweiganstalten  können  nur  duidi 
Dekret  des  Staatsoberhauptes  gebildet  oder 
aufgehoben  werden.  An  der  Spitze  steht 
ein  von  der  R^erung  auf  Vorschlag  des 
Finanzministers ,  dem  hierzu  seitens  des 
Gouverneurs  drei  Personen  pxäseaüert  wer- 
den,  ernannter  Dir^tor,  ihm  zur  Seite  ein 
VerwaltnngBrat  (conseU  d'administration)  aus 
in  der  R^el  12  Mit^edem,  welche  vom 
Gouverneur  aus  einer  durch  den  conseil 
g6n6ral  präsentierten  Liste  ernannt  werden. 
Unter  gewissen  Bedingungen  treten  dieser 
Liste  Vorschläge  von  Akttonären  am  Sitze 
der  Zweiganstalt  beL  Die  Ueberwadiung 
der  Zweiganstalten  wird  durch  3  Censoren 
besoi^t,  die  der  conseil  g6n6ral  ernennt  Die 
Ernennung  der  Genannten  mit  Ausnahme 
des  Direktors  erfolgt  auf  3  Jahre.  Der  Be- 
sitz einer  kleineren  Anzahl  von  Aktien  ist 
auch  hier  voi^eschiieben.  Dem  Direktor 
steht  die  Ausführung  der  Verfügungen  Aes 
conseil  g6D6ral  sowie  der  Instruktionen  des 
Gouverneurs  zu,  er  vertritt  die  Zweigan- 
stalt nach  aussen.  Er  führt  den  Vorsitz  im 
Verwaltungsrat  und  den  aus  demselben  ge- 
bildeten Komitees  der  Kassen,  Eskompte, 
Bücher  und  Portefeuilles,  ohne  seine  Zu- 
stimmung darf  kein  Effekt  zum  Eskompte 
zugelassen  werden,  kurz  er  hat  innerhalb 
der  Zweiganstalt  die  Stellimg  des  GouTer- 
neurs  zur  Bank.  Ein  den  Zweiganstalten 
eigentümliches  Amt  ist  das  der  Inspektoren, 
welche  vom  Gouverneur  ernannt  die  Buch- 
führung der  Anstalt  überwachen  müssen. 

o)  Die  Qeaohftfte  der  Bank.  Lasten 
und  Bilans.  Die  idlgemeine  Abgrenzung 
der  Geschäfte  der  Bank  durdi  Gesetz  und 
Statut  entspricht  nocb  immer  dem  Gesetz 
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von  1800.  Auch  im  einzelnen  ist  wenig 
ge&ndert  worden.  Die  Notenausgabe, 
welche  im  Laufe  des  anzea  Jahrhonderte, 
mit  Au^iahme  der  Jaiure,  in  welchen  die 
Regierang  den  Zwangsknrs  zu  dekretieren 
genötigt  war,  1848  und  1870,  eine  unbe- 
schrftnkte  war,  ist  nunmehr  durcäi  eine 
Maximalgrenze,  die  1^  auf  5000  Millionen 
Aancs  erhöht  wurde,  dngeschxftnkt  In 
Bezug  auf  das  VeriiUtnis  zum  Barvorrat 
best&Ken  keine  Bestimmun^n.  INe  Stflcke- 
lung  der  Netra  sowie  den  in  den  ranzeinen 
Vinen  ausg^benen  Betrag  Ende  1897  zeigt 
folgende  Uebersicht 

Noten     Gtesamtwert     Noten  (lesamtwert 

ZQ       in  1000  Fr.       zu  in  1000  Fr. 
looo   „         1272,0       50  Fr.  414,3 
500   „          259,0      25   „  0,4 
lao   „         1836,0      20   ,  1,4 
5    »  0,7 

Zum  Eskompte  iSsst  die  Bank  folgende 
Papiere  zu:  1)  Handelspapiere  auf  Paris 
oder  Plätze  mit  Zweiganstalten.  2)  Warrante 
mit  mindestens  zwei  Unterschriften.  3)  Unter 
gewissen  Bedingun^a  Checks,  welche  am 
Chte  der  f^Llligkeit  präsentiert  werden. 
4)  Schatzscheine  und  bons  de  moonaie.  Die 
Laufzeit  der  zu  eskomptierenden  Papiere 
muss  mindestens  5  Tage  betragen  und 
weni^tens  10  Centimes  für  jedes  Effekt 
einbnngen.  Ihre  Eskomptethätigkeit  ist 
duzdi  das  Gesetz  von  1897  dahin  bestimmt 
worden,  dass  sie  eskomptieren  kann  alle 
von  Handeltreibenden,  lajidwirtschaftlichen 
oder  anderen  Syndikaten  und  Ton  allen 
anderen  notorisch  zahlungsfähigen  Personen 
aiu^gestellten  Wechsel  und  andere  auf  Ordre 
laotenden  Handelspapiere  mit  niöht  längerer 
ala  3m(Hiatlicher  Laufzeit. 

Vflr  Wechsel  v(hi  Zweiganstalt  zu  Zweig- 
anstalt  ist  eine  Laufzeit  von  8  Tagen  vor- 
geschrieben. Die  früher  bestandene  Be- 
fichxSnkang  in  der  H6he  des  Diskontsatzes 
ist  seit  1^7  w^efallen. 

Die  Eröffnung  von  Giroconten  (oomp- 
tes  coozants)  enolgt  in  zweifacher  Weise, 
Das  önfftche  (Hrooonto  (c  c.  simple)  giebt 
das  Bedit  zur  ffinterlegung  von  Qeld«n 
ohne  Zinsvo^tuDg  und  zur  freien  Yer- 
fügiing  darüber  durch  rote  Anweisungen 
(bons  de  virements  xonges),  zur  Uebertragung 
von  Summen  auf  andere  Giroconten  am 
Platze  oder  durch  Checks,  welche  bald  auf 
dea  Inhaber,  bald  auf  Ordre  lauten.  Das 
Qiroconto  mit  dem  Hechte  des  Eskomptes 
gewährt  ausser  den  Vorteilen  des  einfachen 
Girocontos  nooh  das  Bedit,  Papiere  zum 
ElBkompte  präsentieren  zu  dürfen.  Auch 
hier  werden  keine  Zinsen  veigütet.  Gegen 
eine  ICozamission^bühr  übernimmt  die  Bank 
TiSpMihTQDgfin  für  Girokunden  an  anderen 
BankpUUzen,  welchen  sie  daselbst  die  Be- 


trage ^tschreibt  Sie  übernimmt  femer 
die  Einkassierung  von  ihr  übeigebenen 
Handelspapi^n,  gleieh&lls  g^n  eine  nach 
dem  Werte  des  Papiere  sich  richtende  Ge- 
bühr. —  Ein  Conto  von  besonderer  Wichtig- 
keit ist  jenes  des  FüianzminiBtetiums,  über 
welches  die  Direotion  du  mouvement  g6n6ral 
dea  fonds  die  oberste  Verfügung  lu^  Als 
Regel  werden  sowohl  in  Fans  wie  in  den 
Provinzen  durch  die  Gcaeraleinnehmer  alle 
im  Augrablicke  nicht  benötigten  Staats- 
gelder auf  dieses  Conto  bei  der  Bank  ein- 
gezahlt, während  andererseite  wieder  seitens 
der  Centraistellen  bis  zur  HGbe  des  jedra 
einzelnen  zustehenden  Kredite  von  diesem 
Conto  Gelder  abgehoben  werden  können, 
auch  wenn  am  Zahlungsorte  kein  Guthaben 
des  Staates  bestünde.  Jeden  Tag  werden 
diese  Summen  bilanziert,  wobei  die  Bank 
gemäss  dem  Yertrage  von  1878  bis  zur 
Höhe  von  140  Millionen  und  seit  dem  Ge- 
setz von  1897  ausserdem  noch  mit  40  Mil- 
lionen Francs  dem  Staate  Kredit  gewährt. 
Die  so  vorgestreckten  Summen  werden  gegen- 
wärtig nicht  mehr  verzinst,  Bank  ist 
auch  nicht  berechtig,  während  der  Dauer 
ihres  Privilegiums  die  Rückzahlung  zu  for- 
dern. Am  ül.  Dezember  1897  endigte  das 
Privilegium  der  Bank.  Durch  G,  v.  17.  No- 
vember 1897  wurde  es  aber  für  23  Jahre 
bis  zum  31.  Dezember  1920  verlängert  Doch 
kann  im  Laufe  des  Jahres  1911  diut^  Gesetz 
die  Endigimg  des  Privilegiums  auf  den  31.  De- 
zember 1912  ausgesprochen  werden. 

Zur  Lombardierung  gelangen  ausser 
französischen  Kenten,  Eiseobahnaktien-  und 
-Obligationen,  Obligationen  der  Stadt  Paris 
und  anderer  Städte  etc.  und  Gold-  und 
Silberbarren  sowie  ausländisches  Gold-  und 
Sübergeld.  — 

Die  Bank  von  Frankreich  hatte  bisher 
für  ihr  Frivil^um  kdne  besondere  Ver- 
gfltimg  zu  leisten.  Sie  hatte  nur  die  all- 
gemeinen direkten  Steuern  Ton  ihrem  Ge- 
schäftsbetrieb und  die  Stempelsteuer,  der 
alle  Handels-  und  Kreditpapiere  unterwfvfen 
sind,  von  ihren  Noten  zu  bezahlen.  Die 
letztere  Steuer  wurde  dtudi  G.  v.  13.  Juni 
1878  für  die  Bank  in  der  Art  individuali- 
siert, dass  man  von  der  mittleren  Grösse 
ihres  jährliches  Notenumlaufs  den  dem  Bai^ 
Vorrat  ent^rechenden  Teil  als  unproduktiv 
in  Abzug  brachte.  Nur  der  Best  ward  mit 
der  bisher  üblichen  Steuer  von  50  cte.  für 
1000  Fr.  belegt,  während  von  dem  »un- 
produktiven« Notenumlauf  nur  20  cte.  zu 
bezahlen  waren.  Auf  Grund  des  Gesetzes 
von  1897  ist  dem  Staate  aber  vom  1.  Januar 
1897  ab  von  der  Bank  halbjährlich  ein  Be- 
tr^  zu  bezahlen,  der  entspricht  einem  Achtel 
des  Ertrages  des  Eskomptesatzes  von  der 
Ziffer  des  produktiven  Notenumlaufs,  jedoch 
niemals  weniger  als  2  Millionen  betragen 
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darf.  Ant^  die  Nichtzahlung  von  Zinsen 
ffbr  die  oben  erwähnten  Vorschüsse  der  Bank 
bedeuten  natürlich  einen  finanziellen  Yorteil 
für  Aea  Staat.  Ausserdom  wurde  1897  der 
Eassendienst  der  Bank  für  den  Staat  ver- 
mehrt, insb^ndere  durch  die  \on  der  Bank 
übernommene  kosteulose  Zahliiugder  Renten- 
ooupons  und  die  Emission  der  Rente. 

Mnzelheiten  über  die  wichtigsten  fran- 
zOs^chcn  Aktienbanken  ohne  Notenausgabe 
findet  man  in  dem  Artikel;  Aktiengesell- 
schaften in  Frankreich  oben  Bd.  1  S.  228  fi 

Lltteratnr:      o.  OowcMCic-Seneufl.  TraiV 

thSoriqve  <■(  pitttique  dea  operatüm»  de  bangue, 
I\iris  1S76.  —  -i.  Courfoto.  BUtoire  de  la 
ianque  de  {"rnnte  et  da  prmcipdlea  in»titution» 
de  erfdit  depuü  1776,  Paris  XSifl.  —  ßeraelbe, 
Jlittoire  de»  banijues  cn  France,  JParia  1881.  — 
EnqvHe  mr  lex  priucipeti  et  le»  faiU  rfSnc- 
raux,  gui  regütsnit  /«  circuUUion  monetaire  et 
ßdnciare,  Parw  1867.  —  Ptent  des  Esaatv, 
A  Hiatory  of  Banking  in  The  Satin  Nation», 
HeW'Ym-k  1896,  —  jr.  E.  Horn,  Bani^reiheit, 
SttiUgart  und  Leipzig  1867.  —  IPeraelbe,  Die  ■ 
Organiiation  de*  Kredite  in  fhtMkreiek.  — 
JUIUmer,  Die  Banken,  Leipzig  18-U-  —  Cl. 
Juglar,  im  Dictionnaire  des  ftnances,  herausg. 
V.  L.  Saif,  Parig  IS84,  AH.  Banques.  —  Marq~ 
f<i^>  La  Banque  de  France  dans  sc»  mppoiis 
avec  le  credit  et  la  circulatinn,  I^ri»  186.i.  — 
i.  de  Notron^  Des  Banqites  en  Franke,  Pari» 
I847.  —  la.  Peretre,  La  Banque  de  France 
et  l' Organisation  du  eridit  en  France,  Parig 
1866.  —  L^on  Say,  Hitloire  de  la  caiste 
d'eteomple,  Pari»  I848.  —  M.  Wirth,  Hand- 
buch  de»  BantweaeHS  (GrundzBye  dfr  A'ational- 
Stonomie,  3.  Bd.)  S.  Auß.,  X8ln  1883,  —  Der- 
MCAe,  Qetehiehtf  der  HnndeUkrinen,  S.  Anß., 
Fhm^H  a.  M.  1883.  —  Wolowslei,  Im 
^ueation  des  banquea,  Paris  1864- 

V.  PMltppovteh, 


XII.  Bankeu  in  Italien. 

{19.  Jahrhundert). 

A.  Die  Zettelbanken.  I.  Die  Ent- 
wickelung  des  italienischen  Bank- 
wesens and  die  Bankpolitik  bis  Ende 
1892.  1.  Vorbemerkung.  2.  Nationalbank  im 
Königreich.  3.  Toskanische  Nationalbank.  4. 
Toskanische  Kreditbank  für  die  Industrie  und 
den  Handel  Italiens.  5.  Bömiscbe  Bank.  6. 
Bank  Ton  Neapel.  7.  Bank  von  Sicilien. 
8.  Aufgehobene  Zettelbanken.   9.  Die  Gesetz- 

ring  TOm  Jahre  1866  bU  zum  Jahre  1892. 
Die  Bankpolitik  seit  1883  und  die 
heutige  Baufcverfasaung.  10.  Die  Ur- 
fadien  der  neuen  Gesetzgebung.  11.  Wesen 
und  innere  Einrichtung  der  Zettelbanken. 
12.  Succursalen  und  Korrespondenten.  13.  Ka- 
bital  und  VerniSgen.  U.  Die  Notenansgabe. 
15.  Der  Legalkurs  der  Banknoten  und  ihr  Ana- 
tansch  unter  den  Zfettelbanken.  Daner  des 
«echtes  der  -Notenausgabo.    1&  Aktiv-  und 


Fassivgeschäfte.  Diskontosatz  und  Zinssatz. 
17.  Reservefonds.  18.  Verhältnisse  zum  Staate. 
Steuer  und  Gebühren.  Oeffentlichkeit.  19.  Sta- 
tistik. —  B.  Die  anderen  Banken.  20. 
Uebersicht.  21.  Die  ordentlichen  EreditgeseH- 
schafteu. 

A.  Die  Zettelbanken; 

T.  Die  Entwickelang  des  italienische! 
Buikwesens  und  die  Bankpolitik 
bis  Ende  1892. 

1.  VorbemerkoBg.  Die  Oeschidite  des 
italienischen  Baakwesens  vor  der  Gründung 
des  heutigen  Königreichs  und  ihrer  Vollen- 
dung im  Jahre  1870  wird  fast  vollständig 
mit  der  Darstellung  der  Entwickelung  der 
Zettelbanken  erschöpft,  da  diese  entweder 
die  einzigen  oder  einzig  bedeutenden  Kre- 
ditanstalten der  früheren  Einzelstaaten  waten 
orter  alle  die  früheren  erwähnungawerten 
Anstalten  in  sich  allmählich  aufgenommen 
hatten,  so  dass  die  Geschichte  jeder  Zettel- 
bank auch  die  Kreditgeschichte  des  Landes- 
teiles, wo  sie  entstanden  ist,  mit  enthält 

Wir  werden  zuei-st  die  Aktienbanken 
Ober-  und  Mittelitoliens,  dann  die  Banken 
von  Neapel  und  Sicilien,  welche  als  Staats- 
anstaiten  entstanden  sind,  in  ihrer  Gesdiichte 
darstellen,  die  aufgehobenen  Zettelbanken 
erwäluien,  dann  die  Bankpolitik  xmd  die 
Gesetzgebung  in  ihrer  Entwickelung  sum- 
marisch verfolgen:  da  mit  dem  Jahr  189.'i 
eine  neue  Periode  begonnen  ist,  so  wird  die 
Dfu^tellung  in  diesem  Abschnitt  mit  dem 
Jahre  1892  abgeschlossen. 

2.  NatioBiübank  im  Königreich  (Banca 
nazionale  nel  R^^o).  Die  sardinische  Re< 
gierung  hat  im  Jahre  1K44  die  Gründung 
einer  Diskonto-Depositen-  mid  Notenbank  in 
Genua  und  im  Jahre  1847  die  einer  ähn- 
lichen in  Turin  autorisiert,  beide  mit  einem 
Kapital  von  4  3Iillioneu  Lire.  Durch  das 
königl.  Dekret  r.  14.  Dezember  1849  und 
das  G.  T.  9.  Juli  1850  wurde  die  Yer- 
einigimg  beider  Ban^  in  eine  «nzige 
AoBtalt  (Hauptsitz  in  Gmua),  die  Banca 
nazionale,  imt  8  Millionen  Kapital,  dem 
Monopol  der  Notenausgabe  und  einer  Dauer 
Ton  HO  Jahren  j  gestattet  Im  Jahre  1853 
wurde  das  Kapital  auf  32  Millionen  eifalttkl, 
und  die  Bank  begann,  äuccursalen  zu 
gründen :  das  R^lement  für  dieselben  vordo 
am  24.  April  I8i^  erlassen. 

Im  Jahre  18:39  hat  sie  ihre  Thätigkeit 
auf  die  befreite  Ijombardei  ausgedehnt 
Durch  königl.  Dekret  (mit  Gesetzeskraft) 
V.  1.  Oktober  1859  wurde  ein  neues  Statut 
der  Bank  bestätigt  und  das  Kapital  auf 
40  Mülionen  gebracht  Im  Jahre  1861  haben 
si(^  zwei  Zettelbanken,  die  Bank  der  par- 
mensischen  Staaten  und  die  Bank  fflr  die 
Vier  Legationeu  (s.  imten  sub  8)  mit  ihr 
rereinigt,  während  sie  neue  Hauptkifntore 
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und  Succnrsalen  in  den  neapolitanischen 
imd  sidlianisohen  Provinzen  eröffnete  und 
^ocluseitig  den  Titel  Banca  nazionale  nel 
KegHO  annahm.  Im  Jafaie  1865  wurde  ihr 
Kapital  auf  100  Millionen  erhöht ;  sie  ^rflo- 
dete  ein  Hanptkontor  in  der  neuen  Haupt- 
stadt Florenz  und  später  Succuraalen  in 
anderen  Stfldton  von  Toskana.  In  den 
.lahren  1866 — 67  that  sie  dasselbe  in  den 
befireiten  venctianischen  l>ovinzen  und  nahm 
in  sich  eine  andere  Zettolbank  auf,  das 
Stabilimento  Mercantüe  Yeneto  zu  Venodig 
(s.  unten  sub  8):  endlich  im  Jahre  ISTl 
gründete  sie  ein  Hauptkontor  in  der  neuen 
Hauptstadt  ßom,  und  im  Jahre  1H72  wurde 
ihr  gestattet,  ihr  Kapital  auf  20(J  Millionen 
zu  bringen,  von  denen  um*  lüHi  eingezahlt 
TFUrden. 

So  hat  sich  die  kleine  sanUuische  Bank, 
indem  sie  alle  Zettelbanken  Oberitaliens  an 
sich  zog  und  Hauptkontore  und  Succurtsalen 
an  vielen  bedeutenden  Orten  des  ganzen 
Landes  eröffnete,  zm-  mächtigsten  Kredit- 
anstalt des  neuen  Königreichs  empoi^ 
Schwüngen. 

Seit  1885  verwaltete  sie  auch  eine  gross- 
artige Orundkreditanstalt  mit  P£andbrief- 
ausgabe. 

3.  Toskanische  Nationalbank  (Banca 
Kazionale  Toscana).    Durch  Dekret  v.  31. 
Dezember  1816  hatte  die  grossherzogliche 
R^erung  eine  öffentliche  Diskontokasso  in 
Toskana  gegründet.  Das  Kapital  wurde  vom 
Staate  voi^sdiossen,  und  die  Bank  erhielt 
das  Becht  zur  Kotenausgabe.   Aber  zehn 
Jahre  spSter  wurde  sie  aufgelöst,  nnd  am 
1.  Januar  1827  trat  an  ihre  Stelle  eine 
Diskontobank  mit  Sitz  in  Florenz,  einem 
Kapital  Ton  1  Million  tosk.  Lire  und  dem 
Becht  zur  Emission  von  Noten,  welche  der 
Staat  garantierte,  bis  zum  Dreifeichen  des 
Ki^itab.    Im  Jahre  1836  wurde  sie  ffli 
■wertere  zehn  Salsae  bestätigt,  und  so  nadi 
und  nach,  bis  ihre  Dauer  bis  ziua  31.  De- 
zember 1858  verlängert  nnd  ihr  Kapital  auf 
1  250004)  tosk.  Lire  eriiöht  wurde. 

Am  30.  M&rz  1837  entstand  in  Livomo 
<*ine  Diskontobank  (Aktiengesellschaft)  mit 
einem  Kapital  von  2  Milbonen  tosk.  Lire 
und  dem  i^echt  zur  Notenausgabe  bis  ziun 
I>rei£achen  desselben.  Ihre  Dauer  war  auf 
20  Jahre  berechnet,  doch  wurde  sie  si)äter 
bis  zum  31.  Dezember  1858  prorogiert. 

Im  Jahre  1841  wurde  die  Bank  von 
Siena  eröffnet,  eine  Aktiengesellschaft  mit 
150  Ot)0  tosk.  Lire  Kapital,  dem  Recht  der 
^Notenemission  bis  zu  demselben  Betrage 
und  einer  Dauer  bis  zum  30.  April  1862. 

Am  27.  April  1846  bestätigte  die  tos- 
kanische Regierung  das  Statut  der  Bank 
voA  -Arezzo,  einer  Aktiengesellschaft,  mit 
einem  Kapital  von  120  OUO  tosk.  Lire  und 
dem  Jiecht  der  Emission  von  Noten  bis  zu 


demselben  Betrage,  welchen  sie  nie  erreichte. 
Sie  sollte  bis  zum  Jahre  1866  dauern. 

Die  Bank  voa  I^sa,  Aktiengesellschaft, 
entstand  im  Jahre  1847  mit  einem  Kapital 
von  ISOtWü  tosk.  lare,  Riehes  bald  ver- 
do])pelt  wurde.  Sic  war  auch  Zettelbank, 
und  die  Noten  konnten  nie  den  B^^trag  des 
Kapitals  übersteigen:  thatsilchlich  worde 
kaum  die  Hälfte  dieser  Summe  ausgegeben. 
Sie  sollte  im  Jahre  1867  aufhören. 

Im  Jahre  1 84J)  wimle  die  Bank  von 
Lucca  gegründet :  sie  begann  ihre  Thatigkeit 
am  1.  Juli  IH'AK  Ihr  Kapital  wai-  2996(M> 
tosk.  Ijire.  Sie  konnte  Noten  bis  zum 
Doppelten  dieses  Betrages  ausgeben .  da- 
runter ganz  kleine  Stücke:  ihre  Dauer  war 
bis  aufs  Jahr  18(i9  berechnet. 

So  hatte  man  in  Toskana  6  Zettelbanken ; 
ausserdem  betrieb  die  Florentiner  Diskonto- 
geschäfte, die  von  Livorno  Diskontogeschäfte 
und  Mflnzhandel :  die  übrigen  Diskonto-  und 
Depositengeschäfte ;  die  von  Siena  und  Arezzo 
auch  Pfandleih  geschäfte.  Zur  gegenseitigt^n 
Annahme  der  Noten  waren  sie  nicht  ver- 
pflichtet. 

Auf  Gnmd  dre  Dekrets  v.  8.  Juli  1857 
wurde  aus  der  Vereinigimg  der  Banken  von 
Florenz  und  Livorno  dii'  toskauische  Na- 
tionalbank, Itanca  nazionalc  Toscana,  ge- 
bildet, mit  zwei  Hauptkontoren  in  jenen 
Städten.  Ihr  Kapital  wurde  auf  S  Millionen 
tosk.  Lire  festgesetzt,  mit  einer  Erhöhur^ 
von  einem  Drittel  jedes  fünfte  Jahi*.  Das 
Statut  wurde  am  3)i.  Dezember  1857  von 
der  Begicning  bestätigt  imd  am  4.  August 
desselben  Jarnos  auch  das  Reglement  für 
die  f^ialen;  die  bestehenden  übrigen  vier 
Zettelbanken  konnten  die  Stelle  von  Filialen 
annehmen,  was  thatsSchlich  durch  besondere 
Konventionen  am  23.  Jwuar  1860  für  die 
Banken  von  Siena,  Pisa  und  Lucca  und  am 
18.  März  1860  für  die  Bank  von  ArezZo 
geschah. 

So  war  das  Kapital  der  Bank  auf 
9410000  tosk.  liire  gestiegen;  es  wmtle  am 
16.  Dezember  1860  auf  10  Millionen  ital. 
Lire  gebracht  Im  Jahre  18(>4  gründete  sie 
eine  Succursale  in  Piatoja,  im  Jahre  1873 
eine  andere  in  Grosseto;  inzwischen  wai 
(1866)  ein  Entwurf  znr  Vereini^mg  der 
Bank  mit  der  italienischen  Nationalbank 
misslnngen.  Das  G.  v.  18.  August  1870 
autorisierte  die  Bank  zur  Verlängerung  ihrer 
Dauer  und  zur  Erhöhung  ihres  Kapitals  bLs 
zur  Maximalgrenze  von  50  Millionen ,  und 
dim;h  das  königl.  Dekret  v.  20.  November 
1N7U  wurde  ihre  Dauei^  bis  auf  den  31. 
Dezember  188!)  verlüngei-t  und  ihr  Kapital 
nach  den  Beschlüssen  des  Verwaltungsrates 
nur  bis  zu  30  Millionen  ital.  Lire  (von  denen 
21  Millionen  eingezahlt  wurden)  fixiert.  In- 
folge des  G.  V.  30.  April  1874  (s.  unten) 
wurde  im  Jahre  1875  eine  Generaldirektion 
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mit  Sitz  in  Florenz  eingerichtet  und  ver^ 
schiedene  andere  Suocui^en  eröffnet.  Das 
letzte  Statut  wurde  durch  königl.  Dekret  v. 
14.  Januar  1875  bestätigt. 

4.  Toskaniscbe  Kreditbank  ffir  die 
Indnatrie  nnd  den  Handel  Italiens  (Banca 
ToBcana  di  Gredito  per  le  industrie  e  il 
commercio  d'  Italia).  Diese  Anstalt  wurde 
dnrtäi  Dekret  v.  12.  Marz  1860  der  pro- 
-risoruohen  toskanisohen  Be^erung  errichtet 
Ihr  Kajütal  war  auf  4Ü  Millionen  itaL  Lire 
berechnet,  aber  nur  5  wurden  wiridich  ein- 
gezahlt Sie  wurde  zu  jeder  bankm&ssigen 
Operation  nnd  auch  zur  Ausgabe  von  Eassa- 
zetteln  (buoni  di  cassa)  bis  zum  Dreifachen 
des  eingezahlten  Kapitals  autorisiert.  Sie 
begann  Uire  Thätigkeit  im  Jahre  1863,  hatte 
ihren  Sitz  in  Florenz  und  keine  Filiale, 
obgleich  sie  zur  Grnlndung  von  solchen  be- 
reoitigt  war.  Das  letzte  Statut  war  vom  12. 
MSrz  1860  mit  einigen  durch  das  Dekret 
V.  20.  Juni  1867  eingeführten  Yerände- 
rungen. 

5.  Romische  Bank  (Banca  Romana). 
Schon  im  Jähre  1833  wmxle  eine  Bömische 
Bank  gegründet :  aber  nach  einem  nicht 
sehr  thätigen  Leben  trat  diuxjh  Dekret  der 
päpstlichen  Regierung  v.  29.  April  1850  die 
grossere  Bank  des  Kirchenstaates 
(Banca  dello  Stato  pontificio)  an  ihre  Stelle. 
Das  StatiTt  wurde  am  6.  Mai  1851  bestätigt, 
und  am  1.  Juli  1851  begann  sie  in  Rom 
und  in  zwei  Succuraalen,  zu  Bologna  und 
Ancona,  ihre  Operationen.  Ihr  Kapital  sollte 
1  Mimon  Scudi  (5375000  ital.  Lire)  er- 
reichen, aber  mir  600000  waren,  als  sie  er- 
öffnet wurde,  eingezahlt  Sie  hatte  das 
Monopol  nicht  nur  der  Notenausgabe  (in 
Stücken  von  100,  50,  20,  10  und  1  Scudo 
und  mit  Dritteldeckun^),  sondern  auch  aller 
Bankgeschäfte.  Ihr  Pnnlegium  sollte  Ende 
1881  hinfällig  sein. 

Die  Succiumlen  wurden  im  Jahre  1857 
aufgehoben^  imd  au  ihre  Stelle  trat  die 
Bank  für  die  Vier  Legationen  (Banca 
per  le  Quattro  Legazioni).  welche,  wie  wir 
Bcihca  bönerkt  haben,  im  Jahre  1861  mit  der 
italienisdben  Nationalbank  sich  vereinigte. 

Die  Verwaltimg  der  Bank  des  Eirchen- 
staates  war  nichts  weniger  als  mustergültig, 
so  dass  durch  Dekret  t.  4  Oktober  1866 
die  ;^p8tliche  Regierung  ihr  BüKSchaft  für 
die  Noten  gewähren  musste.  Side  1869 
stand  ihr  Notenumlauf  auf  30,7  Millionen  ital. 
lire  und  die  Deckung  anf  10,9  Millionen. 

Als  im  Jahre  1870  Rom  die  Hauptstadt 
des  Königreichs  wurde,  gewährte  das  königl. 
Dekret  v.  13.  Oktober  den  Noten  der  Bank 
den  Legalkurs  (s.  imten  sub  9)  für  die 
Provinz  von  Rom ,  und  mit  dem  königl. 
Dekret  v.  2.  Dezember  gab  man  ihr  em 
neues  Statut  und  den  Namen  Römische 
Bank  (Banca  Romana).    Sie  entsagte  ihrem 


obenerwähnten  Monopol  ge^n  eine  Ge- 
samtentschädigung  von  2  Milhonen  Lire,  die 
von  jenen  Kreditanstalten  zu  zahlen  war, 
welche  in  Rom  sich  gründen  oder  Filialen 
eroffnen  wollten:  der  Betrafir  jeder  Anstalt 
wiude  von  der  Regierung  in  jedem  braon- 
deren  Falle  festgestellt 

Das  Q.  V.  30.  April  1874  gestattete  die 
Erhöhung  des  Kaptals  der  Bank  auf  16 
Millionen  Lire,  welche  v&llig  eingezahlt 
wurden,  imd  hob  jede  Bfi^d^aft  der  Re- 

flemng  für  ihre  Noten  auf.  von  dem  Rechte^ 
ilialen  zu  gründen,  hat  sie  keinen  Gebrauch 
gemacht. 

6.  Bank  von  Neapel  (Banco  di  Napoli). 
Seit  der  letzten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
bestanden  im  Königreich  Neapel  grosse 
Pfandleihhäuser,  deren  Vermögen  von  der 
bourbonischen  Regierung  im  Kriege  gegen 
die  französische  Revolution  benutzt  wurde. 
Die  französische  R^erung  \ersuchte  mit 
dem  G.  v.  11.  Juni  1806  eine  der  alten 
Banken,  die  von  San  Giacomo,  für  den  Hof- 
und  Staatsdienst  zu  erhalten  \md  eine  Bank 
für  die  Privaten  zu  gründen,  und  dann  mit 
dem  G.  v.  6.  Dezember  1808,  beide  in  eine 
Bank  beider  Sicilien  mnzuwandeln: 
aber  die  Kapitalien  fehlten.  Der  im  Jahre 
1809  erneuerte  Versuch  misslang  wieder; 
aber  die  restaurierte  bourbouisdie  Regierung 
konnte  wirklich  mit  dem  Dekret  v.  12.  De- 
zember 1816  die  Bank  beider  Sicilien  ins 
Leben  rufen.  Sie  wurde  mit  zwei  Kassen 
eingerichtet:  die  Hofkasse  zum  Dienst 
des  Staatssebatzes  nnd  die  Kasse  der 
Privaten  für  Depositen  und  P^dleih- 
geschäfte.  Die  erste  war  vom  Finanzministw 
abhängig,  die  zweite  von  der  Regierung  über^ 
wacht;  beide  übri^ns  von  R^erungsbe- 
amten  verwaltet.  Die  Gründung  einer  dritten 
Kasse  für  Diskontogesch^te  war  ronm- 
gesehen;  sie  wurde  mit  einem  vom  Staate 
vorgeschossenen  Kapital  diuch  das  Dekret 
V.  23.  Juli  1818  eingerichtet  und  war 
eigentlich  nicht  mehr  als  eine  Abteilung  dw 
Hofkasse  und  immnr  mit  den  Staatssdiatz- 
operationen  verwickelt.  Die  Regierung  ver- 
fuhr auch  etwas  willkürlich  in  der  Regelung 
des  Diskontoaatzes  and  in  der  Anwendung 
der  Bestimmungen  des  Reglements.  Trotz- 
dem genossen  diese  Kreditanstalten,  welcbe 
übrigens  die  einzigen  der  Art  waren,  in  der 
Bevölkerung  grosses  Ansehen  und  wurden, 
in  bedeutendem  Umfange  benutzt  Eine 
neue  Abteilung  der  Staatskasse  wurde  in 
Neapel  selbst  im  Jahre  1824  eröffnet;  sie 
war  bestimmt,  einigen  speciellen  Zweigen  der 
Staats-  und  Lokalverwaltung  und  den  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  zu  dienen;  aber  auch 
den  Privaten  wurde  gestattet,  sie  zu  be- 
nutzen, 80  dass  der  oben  dargestellte  Unter- 
schied zwischen  der  Hofkasse  imd  der  Kasse 
für  die  Privaten  thatsAchlich  aufhörte.  Eine 
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ähnliche  Abteilung  der  Staatskasse  wurde 
viel  später  auch  in  Bari  durch  Dekret  t. 
la  Mai  1857  eingerichtet 

Die  charakteristische  Operation  der  Bank, 
irelche  ihr  auch  die  Yolkegunst  zuwandte, 
war  das  DepositeDcesdiSft,  der  sogenannte 
ramo  apodissario.  Bio  zur  BeurkuDOuog  der 
Depositen  emittieTten  fedi  di  credito  waren 
mit  Indossament  übertragbar.  Darüber  konnte 
man  gesetzmSsfflge  und  Tollkommen  gültige 
Yertrfige  unter  den  Privaten  ohne  Stempel- 
gebühr schreiben,  die  dann  nach  der  Zurück- 
gabe der  Urkunde  infolge  der  Zurücknahme 
der  Depositen  von  der  Bank  bewahrt  waren. 
Die  fede  di  credito  konnte  vom  Einle^r  mit 
mehrerea  Depositen  in  eine  madre-iede  in 
den  Bankr^pstem  verwandelt  werden;  so 
hatte  man  ein  wahres  Kontokorrent  zwüchen 
dem  Deponenten  und  der  Anstalt,  und  der 
Deponent  konnte  mit  einem  Zettel,  polizza, 
zu  Ghmsten  änes  Dritten  von  seinem  Qut- 
haben  zum  Teil  oder  im  ganzen  verfügen. 
Da  dne  besondere  Bemerkung  darüb^  in 
der  madre-fede  nGtig  war,  so  wurde  der 
Zettel  polizza  notata  genannt.  Zu  demselben 
Zwecke  dienten  auch  die  auf  den  Namen 
eines  Dritten  lautenden  Zahlungsanweisungen, 
mandati.  Bei  kleineren  Summen  wurden  die 
Depositen  durch  kleine  Zettel,  die  sogenannten 
polizzioi,  die  der  Deponent  redigierte  und 
der  Kassierer  beglaubigte,  beurkundet.  Die 
fedi  di  credito,  polizze  und  polizzini  wurden 
als  gesetzliches  ZahJuogs mittel  benutzt  und 
bei  den  Steuerämtem  in  Münzen  eingelöst; 
alle  dienten  sowie  auch  die  mandati  zur 
Sendung  von  Geldsummen,  und  diese  Eigen- 
schaft war  in  einer  Zeit  mit  sehr  unvoll- 
kommenen Verkehrsmitteln  höchst  nützhch 
und  schätzenswert:  daher  waren  jene  Ur- 
kunden im  neapolitanischen  Königreich  sehr 
verbreitet  Die  italienische  Regierung  regelte, 
inabesondere  durch  die  Dekrete  v.  30.  No- 
Tember  1860,  27.  April  I8b3,  14.  Januar  1864 
imd  11.  August  1866  die  Anstalt  unter  dem 
Itamen  Banco  di  Kapoli,  nahm  ihr  den 
Charakter  einer  Staatsbank  und  verwandelte 
sie  in  eine  selbständige,  von  der  Kegierung 
überwachte  Kredilkorporation  mit  eigener 
Verwaltung.  Im  Jahre  1866  l>egann  die 
Bank,  ohne  Indossament  übertragbare  und 
aiif  den  Namen  des  Kassierers  lautende  fedi 
di  credito  von  festem  Werte  auszugeben, 
welche  wahre  Noten  zu  nennen  sind,  und 
in  demselben  Jahre  wurde  nach  der  Ein- 
fOhrung  der  Fäpierwähmng  den  fedi  di 
credito  und  den  polizze  der  Legalkurs  (s. 
unten  snb  9)  in  den  Provinzen  des  früheren 
neapolitanischen  Königreichs  gewährt. 

Inzwischen  b^nn  die  Bank,  Suocursalen 
KU  gründen,  und  von  diesem  Rechte  hat  sie 
seitdem  eiiien  ausgedehnten  Gebrauch  ge- 
xnacht 

Das  grundl^ende  Reglement  wurde  durch 


das  königl.  Dekret  v.  BO.  März  1871  bestätigt, 
und  das  G.  v.  30.  April  1874  endlich  gab 
der  Anstalt  den  Charakter  einer  wahren 
Zettelbank,  obgleich  sie  auch  ein  Pfandleihe 
haus,  eine  Sparkasse  (seit  1862),  eine  Gnmd- 
kreditanstalt  (seit  1866)  und  eine  Agrar- 
kreditanstalt  (seit  1888)  verwaltete.  Zu  der 
Notenausgabe  wurde  diuxih  das  königl.  Dekret 
V.  23.  September  1874  ein  Vermögen  von 
48750000  Lire  angewiesen. 

7.  Bank  von  Sicilien  (Banco  di  Sicilia). 
Mit  dem  königl.  Deki-et  v.  7.  Mai  1843  wurden 
zwei  Hofkassen,  die  eine  in  Palermo,  die 
andere  in  Messina,  g^^ndet:  sie  waren 
Dependenzen  der  Bank  von  Neapel,  die  zu 
jener  Zeit,  wie  wir  oben  bemerkt  haben,  den 
Namen  Bank  beider  Sioilien  trag.  IMe 
ßevcdntion  von  1848  hatte  diese  Verhältnisse 
unterbrochen,  so  dass,  nach  der  Restau- 
ration der  boiirbonischen  Regierung ,  die 
Trennung  der  sicilifl^ischen  Hofkassen  von 
der  Bank  beider  Sicilien  durch  das  kÜnigL 
Dekret  v.  27.  September  1849  vollzo^n 
wurde.  Die  beiden  Kassen  wurden  zu  einer 
besonderen  Anstalt,  mit  dem  Titel  »König- 
liche Bank  für  die  königl.  Gebiete  jenseits 
der  Meerenge«:  (Banco  Regio  dei  reali  Do- 
mini al  di  lä  del  Faro)  diu^h  das  königl. 
Dekret  v.  13.  August  1850  eingerichtet. 

Die  Anstalt  hatte  die  Aufgabe,  auf  Rech- 
nung dos  Staates  und  der  Privaten  Depo- 
siten anzunehmen.  Wie  in  der  Bank  von 
Neapel  waren  die  einfachen  Depositen  mit 
fedi  di  credito,  welche  mit  Indossament  über- 
tragbar waren,  beurkundet,  und  man  konnte 
über  die  Depositen  in  Kontokorrent  (d.  h.  mit 
Hilfe  von  madre-fede)  mit  polizze  notate  (kurz 
polizze  genannt)  verfugen.  Die  polizze  und 
die  fedi  di  credito  dienten  als  gasetzliohe 
Zahlungsmittel  und  als  Mittel  zur  Sendung 
von  Geld  und  waren  auf  Bedürfnis  von  den 
Bteuerämtern  in  Münze  zu  wechseln.  Die 
Bank  war  endlich  Kasse  der  Finanz-  und 
Schatz  Verwaltung  von  Palermo  und  Messina. 
und  als  Bürgschaft  für  die  Depositen  waren 
zu  ihren  Gunsten  die  Domanialgüter  in 
Sicilien  mit  Hypothek  belastet. 

Mit  königl.  Dekret  v.  23.  Juli  1857  hatte 
man  in  den  beiden  genannten  Stätlten  eine 
Anleihekasse  für  die  Öffentlichen  Beamten 
errichtet:  diese  wurde  durch  ein  Dekret 
V.  27.  Dezember  1858  in  zwei  mit  beson- 
derem Vermögen  ausgestattete  neue  Diskon- 
tokassen, welche  den  Hofkassen  beigesellt 
wurden,  verwandelt 

Die  Ereignisse  von  1860  waren  für  alle 
diese  Anstalten  sehr  schädlich;  ein  grosser 
Teil  ihres  Vermögens  wurde  zu  Kriegskosten 
benutzt.  Nach  allmählicher  Ztu*ückgabe  der 
Fonds  konnten  sie  wieder  Bankgeschäfte  be- 
treiben, bis  das  G.  v.  11.  Auj^itst  1867  sie 
in  die  heutige  Bank  von  Sicilien,  Banco  di 
Sicilia ,  verwandelte ,  die  eine  öffentliche 


Digitized  by  Google 


270 


Hanken  (Italien) 


Korporation  und  nicht  mehr  Staatsanstalt 
wwnle.  Durch  das  Dekret  v.  10.  Januar  1869 
wurde  ein  neues  Statut  bestätigt,  und  ein 
Dekret  v.  :J.  Juü  1872  gestattete,  Succur- 
Ralen  zu  gründen. 

Im  Jahre  1870  begann  die  Bank,  wirk- 
liche Noten  auszugeben.  Sie  hatten  die 
Form  von  fedi  di  credito,  aber  sie  waren 
von  festem  nominellen  Weite,  ohne  Indossa- 
ment übertragbar  imd  lauteten  auf  den  Namen 
des  Kassierers.  Dann  vollzog  das  G.  v.  30. 
April  1874  die  Verwandlung  der  Anstalt 
in  eine  Zettelbank,  und  mit  dem  königl. 
Dekret  v.  23.  Se^)tember  1874  wimle  zur 
Notenausgabe  ein  \  emii^n  von  12  Millionen 
Lire  bekommt.  Seit  187 1  verwaltete  sie 
auch  eine  Grundkreditaostait,  imd  im  Jahre 
1888  hatte  sie  eine  Anstalt  für  den  Agrar* 
kredit  eingerichtet. 

H.  Anfgehobene  Zettelbanken.  Wie 
in  der  vorhei^henden  Darstellung  (sab  2) 
hervorgehoben  wurde,  bestanden  vor  der 
Gründung  des  neuen  Königreichs  drei  Zettel- 
banken, welche  mit  der  grossen  itaUenischen 
Nationalbank  sich  vereinigen.  Wir  teilen 
hier  einige  Notizen  Über  dieselben  mit. 

1)  Bank  der  pnrmcnsischen  Staa- 
ten (Banca  degli  Stati  parmen»)  zu  Parma. 
Sie  hatte  ein  Kapital  von  500000  Lire,  von 
denen  300  000  eingezahlt  waren.  Ende  1860 
war  der  gesamte  Betrag  ihrer  Depositen 
262729  Tjire,  ihrei-  Noten  77800  Lire  und 
der  diskontieTten  Wechsel  421000  Lire.  Die 
ITusion  mit  der  Nationalbank  wurde  mit 
königl.  Dekret  v.  24.  Februar  1861  be- 
stätigt. 

2)  Bank  für  die  vier  Legationen 
(Banca  per  lo  quattro  Legazioni)  zu  Bologna. 
Wie  wir  oben  bemerkt  haben,  entstand  sie 
im  Juli  18.')?  an  Stelle  der  Succursalen  der 
Bank  des  Kirchenstaates.  Ihr  Kapital  war 
200000  römische  Scudi.  Ausser  den  ge- 
wöhnlichen Aktiv-  und  Passivgescliäften 
hatte  sie  das  Recht,  Noten  zu  100,  50,  20, 
10  imd  1  Scudo  auszugeben  mit  Drittel- 
deckung. 

Die  Generalversammlungen  der  Aktionäre 
V.  15.  Februar  und  1.  März  1801  beschlossen 
die  Vereinigimg  mit  der  italienischen  Na- 
tionalbank, vmd  so  wiutle  die  Anstalt  auf- 
gelöst. 

3)  Die  Venetianische  Handelsanstalt  (Sta- 
bilimento  Mercantile  Veneto)  zu  Venedig 
hatte  ein  Kapital  von  2100000  fl.  »i.  W. 
Sie  betrieb  Wechseldiskontierung,  Ijombard- 
geschäfte,  Depositongeschäfte  und  hatte  eine 
mittlere  jährliche  Emission  von  Kassazetteln 
(Boni  di  Cassa)  von  1 200  0(J0— 1500000  fl. 
Sie  bc^hloss  am  20.  November  1866  ihre 
Vereinigimg  mit  der  italienischen  National- 
baiik,  doch  hat  sie  selbst  ihre  Noten  ein- 
gelöst, Bo  dass  am  30.  Juli  1867  der  Be- 
Irag  derselben  auf  65875  fl.  gesunken  war. 


Im  Jahre  1851  war  auch  ein  klttne 
Zettelbank  in  Savoyen  gegründet  worden: 
seit  der  Vereinigimg  dieser  Provinz  mit 
Frankreich  gehörte  sie  nicht  mehr  zum  itsr 
lienischen  Bankwesen. 

9.  Die  Geset^ebong  vom  Jahre  1866 
bis  zum  Jahre  1892.  Mit  königl.  Dekret 
V.  1.  Mai  1800  wurde  der  Zwangskius  der 
Noten  der  italienischen  Nationallnnk  einge- 
führt, und  diese  Anstalt  gewährte  zi^leidi 
dem  Staate  eine  Anleihe  von  250  Millionen 
Lire  für  den  bevorstehenden  Krieg^  g^en 
Oesterreich.  Den  übrigen  Banken  (den  von 
Neapel  und  Sicilien  und  den  zwei  toskanischeni 
wurae  die  Ausgabe  von  Noten,  Kassazetteln 
(biioni  di  cassa),  fedi  di  credito,  polizze 
weiter  gestattet  imd  auch  diesen  Schuld- 
titeln der  Legalkurs  weiter  gewährt,  d.  h. 
sie  blieben  gesetzliche  Zahlungsmittel  in 
jenen  Provinzen,  wo  sie  früher  als  solche 
galten.  Doch  blieben  die  Banken  immer 
verpflichtet,  sie  gegen  Münze  oder  Noten  der 
italienischen  Nationalbank  einzulösen.  So 
entstand  der  in  der  italienischen  Bank^ 
schichte  so  oft  vorkommende  ünteradued 
zwischen  Zwangskurs,  corso  forzoso,  und 
Legalkurs,  corao  Ic^e. 

Die  italienische  Nationalbank  hatte  so 
eine  Ausnahmestelhmg  erhalten,  deren  sie 
würdig  war,  da  sie  schon  das  Netz  ihrer 
IIauptb)ntore  und  ihrer  Succursalea  über 
das  gesamte  Ctebiet  des  Königreidia  aus- 
gebreitet hatte.  Ende  1873  hatte  die  Baak 
79f)  Millionen  Ure  in  Umlauf  auf  Bechnung 
des  Staates  (so  weit  war  die  Bankscbidd 
desselben  voi^scbritten)  und  353,3  Mülionea 
auf  eigene  Rechnung:  sie  hatte  audt  39,5 
Millionen  den  anderen  Anstalten  geliehen, 
die  eine  entsprochende  Summe  Metallgeld 
in  ihren  Kassen  immobilisiert  hatten.  Die 
gesamte  Summe  der  Banknoten  ohne  Zwangs- 
kurs (die  Banknoten  der  im  Jahre  1871  in 
das  italienische  Banksystem  aufgenommenen 
Römischen  Bank  mit  eingerechnet) .  der 
polizze  und  der  fedi  di  crotlito  im  t'mlauf 
war  zu  derselben  Zeit  733,2  Millionen  Lire. 
So  war  die  gesamte  Srnnme  der  Zahlmittel 
in  Papier  auf  1562,7  Millionen  Lire  gestiegen. 

Obgleich  darunter  anch  Stücke  von  ganz 
kleinem  Werte  (zu  50  Centimes,  1  und  2 
Lire)  für  einen  Betrag  von  101,3  Millionen  sitdi 
befanden,  waren  doch  an  Stelle  der  ver- 
schwundenen Scheidemünze  seit  1866  auch 
kleine  Zettel  von  Ililfskassen,  Gemeinden, 
Wohlthätigkeitsanstalten,  Si»arkassen,  Volks- 
banken, Handelsfirmen  und  Privaten  aus- 
gegeben worden :  Ende  1873  war  diese 
letztere  Summe  33,3  Millionen  Lire. 

Die  Notwendigkeit,  diesen  Missbrauch  zu 
beseitigen,  eine  gewisse  Feindschaft  in  poli- 
tischen, Bank-  und  Handelskreisen  gegea 
die  privilegierte  Stellung  der  italienis«^^ 
Nationalbank  und  das  Bedürfnis,  die  Emis- 
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SKNH  der  Banken  von  Neapel  und  Sicilien 
auf  einer  gleic^Sssigea  Qrandlage  mit  den 
anderen  Ajastalten  zu  regeln,  brachten  das  G. 
V.  30.  April  1874  zu  stände.  Es  ist  überflüssig, 
alle  Vorschriften  dieses  aufgehobenen  Gesetzes 
m  besprechen.   Hier  sei  nur  bemerkt,  dass 
die  Nationalbank   und   die  fünf  Übrigen 
Banken  in  ihren  Rechten  und  in  den  Pflichten 
gleichgestellt  wurden:  aus  allen  6  wurde 
ein  "Verband  (consorzio)  gebildet,  welcher 
dem  Staate,  anstatt  des  bisherigen  Vor- 
schusses der  Kationalbankj  eine  Milliarde 
liie  in  so^naonten  Kcmsortialnoten  (biglietti 
Gmaoruali)  zur  Verfügung  zu  stellen  hatte. 
IKese  Konsortialnoten  (im  Werte  von  5Ü 
Centimes,  1,  2,  5, 10,  20,  100,  250  und  1000 
lire)  bildeten,  als  uneinlÖsücheB  Papiergeld, 
die  Grundlage  des  gesamten  Umlaufs  und 
wurden   mit  Zwangsknrs   versehen.  Die 
Cirkulation  der  Konsortialnoten,  d.  h.  auf 
Rechnung  des  Staates,  stieg  Ende  1875  auf 
940  Millionen,  und  diese  Summe  wurde  lächt 
mcbr  überschritten,  indem  der  Staat  tob 
sanem  Bechte,  edne  31illiarde  auszugeben, 
Irauoi  vollen  Gebrauch  machte.  Die  .^nkeu 
kciitnten  Noten  zu  50,  100,  200,  500  und 
1000  Lire  bis  zum  Drdfachea  des  einge- 
zahltea  Kapitals  (für  die  vier  Aktienbanken) 
oder  des  festeesteUten  VermJ^ns  (für  die 
Baaken  von  Neapel  und  Sicilien)  und  gegen 
Dritteldeckung  m  Münze  und  Konsortial- 
noten ausgeben,  zahlbar  an  den  TJeberbringer 
auf  Sicht  mit  Konsortialnoten ;  der  Kassa- 
bestand  in  Metallgeld  konnte  nur  in  be- 
sonderen, in  Münze  zahlbaren  Schuldtiteln 
angelegt  werden.   Diesen  Banknoten  wurde 
der  Ij^alkurs  unter  besonderen  Bedingungen 
gewährt.   Die  Ausgabe  von  Zetteln  vinirde 
dea  Privaten  und  den  Anstalten  jeder  Art 
streng  verboten  und  in  w^gen  Jahren  die 
missbiAuchliehe  Cirkulation  verdrängt 

Das  G.  V.  7.  April  1881  und  die  dazu 
erlassenen   Ausführungsbestimmungen  zur 
Aufhebung  des  Zwangskurses  haben  dieses 
Konsortiiun  der  Zettelbankeu  aufgelöst.  Das 
durch   eine  Anleihe  verschaffte  MetaUgeld 
wurde  zor  Einziehung  der  Konsortialnoten 
vervrendet    Es  vnurde  zugleich  die  Aus- 
gabe von  340  Millionen  Lire  Staatspapier- 
geld    zu    5  Lire   (100  Millionen)  und 
zu    10    XJre  (240  Millionen)  v^rdnet: 
zuerst  wurden  die  kleinen  Zettel  bis  zu 
2  Lire   durch  silberne  Scheidemünze  er- 
setzt.   X>a8  Becht,  Noten  auszugeben,  sollte 
am  31.  I>ezember  1889  für  alle  6  Banken 
hinflMlig  werden.    Die  Begierung  war  er- 
mUrhtigt ,    den  Banken  die  Ausgabe  von 
Noten  entweder  zu  20  oder  25  Ijire  zu  ge- 
statten r  durch  das  kSnigl. Dekret v.  I.März 
1S83   wurde    die  Stückelung  zu  25  Lire 

gewählt. 

Der  Zwangskurs  endete  am  12.  April 
1883.     UTacta.  dem  obengenannten  (resetze 


musste  die  Bardeckung  der  Noten  aus- 
schliesslich in  Metallgeld  bestehen:  das 
königl.  Dekret  v.  12.  August  1883  verordnete, 
dass  dieselbe  ^  3  Gold  \md  nicht  mehr  als 
^''3  Silber  enthalten  könnte.  Doch  thatsächlich 
wurde  das  Staatspapiergeld  beiden  Metallen 
gleichgestellt,  da  es  jederzeit  an  der  Central- 
tresorerie  des  Staates  an  den  TJeberbringer 
auf  Sicht  in  Münze  zahlbar  war. 

Seit  1874  war  der  Legalkurs  der  Bank- 
noten jähi-lich  verJ&igert  worden,  was  Ge- 
legenheit bot,  Verbesserungen  in  den  Bank- 
einrichtungen vorzunehmen ;  bemerkenswert 
ist  das  G.  v.  30.  Juni  1878,  welches  einige 
Aktivgeschflfte  besser  regelte. 

Das  obengenannte  G.  v.  7.  April  1881 
hatte  den  Legalkiirs  für  Ende  1883  für 
aufgehoben  eivJärt;  aber  da  die  Sache  un- 
möglich erschien,  wurde  die  Aufhebung 
wieder  auf  anderthalb  Jahre  verschoben. 

Das  G.  V.  2a  Juni  1885  hat  den  Legal- 
kurs auf  ein  weiter«  Jahr  verlftngert,  aber 
da  das  Gesetz  von  1881  jede  Interventton 
der  Begierung  in  der  R^lung  d^  DiskcHito- 
Satzes  nach  der  Aufhebung  des  Zwangi^ 
kuises  vo^nten  hatte,  wurde  ihr  durch  das 
genannte  Oesetz  von  1885  diese  Au^abe 
wlUirend  der  Dauer  des  Legalkurses  wieder 
gestattet  und  auch  das  Recht  wieder  vorbe- 
halten, den  vedisdseitigea  unmittelbarea 
Austausch  der  Noten  (die  sogen,  riscontrata) 
unter  den  Zettelbanken  zu  regeln. 

Nachdem  die  GG.  v.  30.  Juni  1887  und 
30.  Juni  1888  auf  weitere  zwei  Jahre  den 
Legalkurs  verlängert,  hat  das  G.  v.  30.  Juni 
1889  die  Vorschriften  des  G.  v.  28.  Juni 
1885  bestätigt  \md  den  Iicgalkurs  bis  Ende 
1889  weiter  gestattet;  da  aber  am  31.  De- 
zember 1889  nicht  nur  derLegalkurs,  sondern 
auch  das  Hecht  der  Notenausgabe  überhaupt 
für  alle  Zettelbanken  erldsdien  sollte,  so 
haben  das  G.  v.  25.  Dezember  1889  das 
Recht  der  Notenausgabe  und  den  I^egalkurs 
derselben  bis  Ende  Juni  1891  und  das  G. 
V.  30.  Juni  1891  dieses  Recht  bis  Ende  1892 
abermals  verlängert. 

II.  Die  Bankpolitik  seit  1893  und  die 
heutige  BankverfassuBg. 

10.  Die  Ursachen  Aer  neuen  Gesetz- 
gebung. Alle  jene,  welche,  frei  von  jedem 
politischen  oder  doktrinären  Yorurteil,  den 
Gang  der  italienisdien  Zettelbantpolitik  be^ 
obachteten,  hatten  auf  die  dringende  Not- 
wendigkeit einer  gründlichen  Reform  hin- 
gewiesen. Das  italienische  Zettelbanksystem 
war  eine  ganz  sonderbare  Mischung  von 
Monopol  und  Pluraütat,  welche  alle  die 
Nachteile  und  keine  der  Vorteile  dieser 
Systeme  hatte.  Die  Konkurrenz  der  sechs 
das  fänisaionsrecht  ausschliesslich  besitzen- 
den Zettelbanken,  welche  alle  Stufen  des 
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{ökonomischen  Macht  darstellten,  hatte  zu 
einer  Übermässigen  Vermehrung  des  Noteo- 
\milaufs  geführt,  zur  ünteretfltzung  von  Bau- 
speknlation  in  grossen  Städten,  insbesondere 
in  der  Hauptstadt  und  Neapel,  zur  Begüns- 
tigimg von  künstlichen ,  lebensunfähigen 
industriellen  Unternehmungen  und  von 
schlecht  geleiteten  Kreditanstalten,  zur  Ver- 
schwendung des  Geldes,  um  auf  den, Gang 
der  Gesetzgebung  in  den  die  Banken  be- 
treffenden Beratungen  Einfluss  zu  üben. 
Die  am  meisten  ökonomisch  und  moralisch 
Terdorbeoe  Anetidt  war  die  ßOmische  Bank, 
die,  B(^on  von  der  päpstlichen  Regierung 
gemissbraucht,  ein  gesundes  Leben  auch 
unter  der  nationalen  Regierung  nie  gehabt 
hat  und  das  wahre  Gift  des  itahenischen 
Kredits  wurde.  Ihre  zerrüttete  Lage  wurde 
Att&uig  1893  von  einer  auf  Wunsch  des 
Abgeordoetenhanses  angeordneten  Enquete 
vollständig  ans  Licht  gebracht.  Ihre  Auf- 
hebung wurde  unvermeidlich,  und  da  auch 
die  Zustände  der  übrigen  Anstalten  keine 
günstigen  waren,  so  sollte  das  Parlament 
endlich  zur  BeiatuDff  einer  ziemlich  radikalen 
Beform  sich  entsdiliessen ,  und  so  kmn 
das  G.  V.  10.  Augtist  1893,  Nr.  449,  zu 
Stande. 

Dieses  Gesetz  hat  die  Fusionierung  der 
toskanischen  Nationalbank  und  der  toskani- 
sehen  Kreditbank  mit  der  Nationalbank  im 
Königreich  bestätigt :  die  so  entstandene 
Anstalt  hat  den  Namen  »Bank  von  Italien« 
erliaiteu.  Die  Römische  Bank  wurde  in 
Liquidation  gesetzt,  und  so  sind  nur  drei 
Zettelbanken  geblieben:  die  Bank  von  Italien, 
die  Bank  von  Neapel  und  die  Bank  von 
SicUien. 

Dann  kamen  die  GG.  v.  22.  Juli  1894, 
Nr.  339,  und  v.  8.  August  1895,  Nr.  486, 
welche  die  zwei  letzten  Banken  als  öffent- 
lichCj  autonome  Kreditanstalten  unter  der 
Aufsicht  der  Regierung  erklärten,  der  Bank 
von  Italien  die  Liquidation  der  römischen 
Bank  anvertrauten  und  wichtige  Yer- 
ftaderungen  des  G.  v.  10.  August  1893 
brachten. 

Auf  Grund  dieser  drei  Gesetze  wurden  neue 
Statuten  sanktioniert ;  für  die  Bank  von 
Italien  durch  königl.  Dekret  v.  26.  April 
1896,  Nr.  126;  für  die  Bank  von  Neapel 
durch  königl.  Dekret  v.  15.  Oktober  1895, 
Nr.  19;  für  die  Bank  von  Siethen  durch 
königliches  Dekret  v.  15.  Oktober  1895, 
Nr.  620.  Trotzdem  haben  die  drei  Banken 
ihre  Zustände  nicht  viel  verbessern  können. 

Die  Grundursachen  des  Uebeis  sind  zwei 
gewesen. 

Eine  grosse  Menge  von  Wechseln,  welche 
von  zu  Grunde  gegangenen  ■  oder  in  Ver- 
l^nheit  geratenen  ravaten  und  Üoter- 
Behmungen  zum  Diskonto  piSsentiert  Torden 


waren,  blieb  unbezahlt,  nnd  die  Banken, 
um  ihre  Forderungen  einzuziehen,  sollten 
viele  Wertpapiere  und  Immobilien  sich  an- 
eignen. 

Weiter:  da  sie  nicht  nur  Zettelbanken, 
sondern  auch  Grundkreditanstalten  waren, 
mussten  sie,  wegen  der  dauernden,  tiefen 
landwirtschaftlichen  Depression,  viele  Grund- 
eigentümer enteignen  und  so  eine  neue 
grosse  Masse  von  Grundstüdteu  und  Ge- 
bäuden erwerben.  Es  ist  wahr,  dass  die 
Grundfcreditoperationen  einem  besonderen, 
formell  getrennten  Yerwaltungszwe^  der 
Anstalten  anvertraut  worden  waren:  aber 
die  e^ntlidie  Bankabteilung  der  Anstalten 
gab  in  laufender  Redmung  jenem  Yer- 
waltungBzweige  immer  neue  Voisdiüsse, 
und  da  diese  Gnmdkreditoperationen  immer 
neues  Kapital  an  sich  gezc^n  und  ver- 
schwendet haben,  so  ist  jenes  Kontokorrent 
eine  grosse  und  nicht  leicht  einzuziehende 
Forderung  der  Bankabteilung  geworden: 
z.  B.  eine  fast  dem  ganzen  GrundTennOgeiL 
der  Bank  von  Neapel  entsprechende  Summe 
wurde  jUlraähhch  von  der  Gruudkreditver- 
waltnng  aufgesogen,  und  nichtsdestoweniger 
ist  diese  letzte  am  Rande  des  Biuikrotts  an- 
gelangt! 

Diese  zwei  Eategorieen  von  scdüechfen 
Aktiva  bilden  in  den  Bilanzen  der  Baokea 
die  sogenannten  immobilisierten  Pos- 
ten (partite  immobilizzate),  und  es  kommen 
hinzu  die  gesetzlich  nicht  mehr  gestatteten 
Aktiva,  die  vor  dem  G.  v.  10.  August  1893 
erworben  wurden.  Der  gesamte,  sehr  be- 
deutende Betrag  dieser  Posten  ist  aus  der 
am  Ende  (snb  19)  angeführten  Tabelle  er- 
sichtlich. 

Der  Hauptzweck  der  neuesten  Gesetze, 
insbesondere  jener  v.  17.  Januar  1897,  Nr. 
9,  und  3.  März  1898,  Nr.  47,  ist  daher  ge- 
wesen, die  gefährlichen  Folgen  jenes  un- 
haltbaren Zustandes  zu  vermeiden  und  ihn 
so  schnell  und  so  weit  als  möglich  zu 
heilen. 

Die  schon  begonnene  Liquidation  der  mit 
den  drei  Zettell^nken  zusammenhängenden 
Grundfcreditanstalten  vnirde  endgültig  sank- 
tioniert und  Vorkehrungen  ^troffen ,  um 
dieselbe  mit  dem  möglich  klemsten  Verlust 
seitens  der  Banken  und  der  Gläubiger  zu 
Stande  zu  bringen.  Auch  für  die  Liqiüdatioa 
oder,  wie  g^agt  wurde,  für  die  Mobilisierung 
der  immobilisierten  Posten  der  Bilanzen  sind 
Erleichterungen  aller  Art,  insbesondere  fis- 
kalische und  zeitliche ,  gestattet  worden. 
Eine  Darstellung  jener  Maßregeln  wäre 
doch  nicht  leicht  verständlich  zu  machen, 
ohne  in  Einzelheiten  einzudringen:  und  da 
sie  auch  keine  principielie  Bedeutung  haben, 
so  kann  hier  die  Dustellui^  wegbleiben, 
und  wir  werden  im  folgenden  nur  die 
dgentliohfi  Bankver&ssui^  berOcfasiclLtigeiL 
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D^Mncsicht  der  gesetzlich  bestehenden 
Vorschriften.^) 

1.  G.  T.  10.  Auga&t  1893,  Nr.  449. 

2.  6.  T.  22.  Juli  1894,  Nr.  339,  Text  uod  An- 
hinge D,  E,  F,  G,  I. 

3.  G.  T.  8.  August  1896,  Xr.  486,  Text  und 
Anhänge  X,  0,  P,  Q,  R,  S,  T. 

4.  GG.  V.  2.  Juli  1896,  Mr.  2ö3  and  Nr.  265. 
6.  G.  T.  17.  Januar  1897,  Nr.  9. 

&  G.  T.  3.  März  1898,  Nr.  47. 

Hit  diesem  Gesetze  wurde  öUe  Begierong 
«nDächti^  alle  bestehende  gesetzliche  Vor- 
adriftai  in  einem  einheitiichen  Gesetzest«xt  zu 
kodifisierai:  doch  hat  die  Regiernne  bis  jetzt 
{Allgast  1898)  diese  Aatorisation  noch  nicht  be- 
nttt,  was  me  folgende  Dantelinng  sehr  er- 
sehirert. 

Et  kommen  folgende  königliche  Dekrete 
und  Reglements  hinzu: 

L  27.  Februar  1894,  Nr.  58  (Austausch 
der  Banknoten  imter  den  Banken). 

2.  T.  18.  April  1895,  Nr.  132  (Oebtthr  fttr 
die  Anbichtsauagaben). 

a  T.  10.  Oktober  1695,  Nr.  637  (MPeehael 
anb  Anslaad  nnd  Kontokorrents  im  Ana- 
Unde  als  Teil  der  Hetallreserre). 

4.  T.  16.  Oktober  1895,  Nr.  619  (Statnt  der 
Bank  von  Neapel). 

&  T.  15.  Oktober  1895,  Nr.  620  (Statut  der 
Bank  von  SicUien). 

6.  T.  25.  Oktober  1895,  Nr.  tö9  (besonderer 
Diskontosatz  fOr  bestimmte  Wechsel). 

7.  T.  26.  April  1896,  Nr.  126  (Statnt  der 
Bank  von  Italien). 

&  V.  31.  Oktober  1896,  Nr.  fi06  (Fabrikation 

nd  Emenerang  der  Banknoten). 
9.  T  22.  April  1897,   Nr.    141  (besondere 
Torschriften  für  die  Bank  von  Neapel). 

la  T.  l.  Jmü  1897   Nr.  211  (Aufgaben  der 
stfindigen  Aufsicht  BkommLsRlon). 

H.  V.  3.  August  1898,  Nr.  392  (Bildung  der 
nnverminderbaren  Metallreserve). 

12.  T.  2ö.  Okt.  1896,  Nr.  465  (Form  der  perio- 
dischen Ausweise  dw  Zettelbanken). 


1)  Die  italienischen  Gesetze  nnd  Verord- 
nungen wurden,  seit  1861  bis  Ende  1890,  nach 
lOjihrigen  Folgen  (Serie)  numeriert  (1861  70, 
IMl-bÜ,  18bl— 90).  Da  diese  Numerierung 
sehr  unbequem  erschien,  so  hat  das  königliche 
l>jkiet  vom  19.  Dezember  1890,  Nr.  7335  vor- 
geBch  rieben,  dass  sie  seit  dem  1.  Januar  1891 
nur  nach  einjähriger  Folge  stattfinde.  —  Gesetze 
and  Verordnungen  werden  im  Hauptteil  der 
offiziellen  Sammlung  mit  arabischen  ZifTem, 
im  Sapplementarteü  mit  römischen  Ziffern 
vnseiduieL  Als  königliche  Dekrete  wer- 
den jme  Verordnnngen  bezeichnet,  welche  ein- 
gehe Vtssregeln  der  Exekutivgewalt,  als 
Reglements  jene  königlichen  Dekrete,  welche 
die  Ansfilhmngflbestimmnngen  der  Gesetze  ent- 
halten. In  It^en  wird  sehr  oft  die  Regierung 
vom  ParUment  ermSchtigt,  verschiedene  be- 
stehende Gesetze  über  denselben  Gegenstand  zn 
kwlifizieren.  Das  so  entstandene  Gesetz  wird, 
nach  Anhörung  des  Staatsrates,  mit  königlichem 
Dekrete  publiziert  und  tr&gt  die  Bezeichnung: 
Ltgge  (lesto  unico),  d.  h.  Gesetz  (einheitlicher, 
einzig  geltender  Text). 

HaodwaiMibBeh  der  8taatawlnenashaften.  Zweite 


11.  Wesen  und  innere  Einrichtung 
der  Zettelbanken.  A.  Die  Bank  von  Italien 
ist  eine  Aküen^sellsohaft  Die  Aktien  zu 
800  Lire  nominellen  Wertes  lanten  auf 
Namen:  davon  wurden  600  Lire  eingezahlt. 
Früher  waren  die  Aktien  zu  lOOÜ  Lire 
nominellen  Wertes :  aber  im  Jahre  1894 
wurden  sie  auf  900  Lire,  im  Jahre  1897 
auf  800  Lire  erniedrigt:  auf  jede  Aktie 
wiirden  700  Lire  bezahlt,  aber  es  werden 
nur  600  Lire  berechnet  (s.  unten  sub  13). 

Sie  hat  ihre  Geoeraldirektion  und  Central- 
verwaltudg  in  Rom  und  viele  Hauptkontore, 
Succursalen,  kleine  Kontore  etc.  (s.  unten 
sub  12). 

Die  Generaldirektion  besteht  aus  einem 
Generaldirektor,  zwei  Genendvicedirektoren 
und  einem  Goneralsekietär.  Alle  werden 
vom  -Oberrate  Bank  ge^^Mt  und  ent- 
lassen, aber  die  drei  ersten  sollen  von  der 
Regienmg  bestätigt  werden. 

Der  Oberrat  (Cons^lio  snperiore)  wird 
iahiUoh  in  folgender  Weise  gewählt.  Her 
Yerwaltnn^rat  jedes  HanpttontOTS  bezeichnet 
aus  seiner  Mitte  zwei  Obenftte;  vier  andere 
Oberrftte  werden  von  der  Generalversammlung 
der  Aktion&«  aus  den  Übrigen  Mitgliedern 
der  Verwaltungsräte  der  Hauptkontore  aus- 
erwählt Dem  Oberrate  gehört  der  General- 
direktor mit  Stimmrecht  an;  die  beiden 
General vieedirektoren  können  den  Sitzungen 
ohne  Stimmrecht  beiwohnen:  jedoch  steht 
einem  Oeneralvicedirektor,  wenn  er  den  ab- 
wesenden Generaldirektor  vertritt,  das  Stimm* 
recht  zu. 

Die  Generaldirektioft  und  der  Oberrat 
besorgen  die  allgemeine  Verwaltung  der 
Bank.  Die  UeberwachuDg  darilber  gehört 
den  Sindaci,  welche  alljälirlich,  in  Zahl  von 
drei  oder  filnf  nach  Gutdünken,  von  der 
Generalversammlung  der  Aktionäre  gewählt 
werden. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre 
findet  in  ordentlicher  Weise  einmal  jährlich 
in  Rom  und  in  ausserordentlicher  Weise 
mit  Erfüllung  besonderer  statutarischer  Vor^ 
Schriften,  wenn  es  nötig  erscheint,  statt 

Bei  jedem  Hauptkontor  (sede) ,  dessen 
Leitung  ein  Direktor  hat,  besteht  ein  Ver- 
waltun^rat  (Consiglio  di  reggenza)  mit  je 
acht  bis  zwölf  Räten  und  vier  Censoren. 
Die  genaue  Zahl  der  Räte  wird  vom  Ober- 
rate bestimmt,  welcher  auch  den  Direktor, 
auf  Vorschlag  des  Generaldirektors^  ernennt 
Die  Rtte  und  Censoren  Verden  von  der 
bei  den  HaupÜcontoren  dazu  einberufenen 
Generalversammlung  der  Aktionäre  auf  6 
Jahre  gewählt;  die  Hälfte  scheidet  jedes 
dritte  Jahr  aus.  Dia  Sache  ist  so  emge* 
richtet,  dasB  die  Generalversammlung  der 
Aktionäre  einmal  jedes  dritte  Jahr  bei  jedem 
Hauptkontor  stattfindet  Bei  jectem  Hanptr 
kontore  hat  man  acht  bis  fünfzehn  auf  2  Jahre 
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ernannte  Dißkontoräte :  die  Hälfte  scheidet 
jährlich  aiiB,  und  die  Ernennung  besoi^ 
der  Verwaltungsrat  des  Hauptkontors  aus 
einem  doppelten  vom  GeneraJdirektor  be- 
stätigten Verzeichnis;  die  Diskontokommis- 
sion Tsdrd  vom  Direktor,  zwei  VerwaJltungs- 
räten  und  einem  Diakontorate  gebildet. 

Bei  jeder  Succursale  hat  num  einen  vom 
Oberrate  auf  Vorschlag  des  Generaldirektors 
ernannten  Direktor,  einige  Censoren  (nicäit 
mehr  als  vier),  welche  vom  Oberrate  ernannt 
und  von  den  Sindaci  bestätigt  werden,  und 
je  vier  bis  acht  auf  zwei  Jahre  vom  Ober- 
rate gewählte  DiskontorÄte  ^die  Hälfte  scheidet 
jedes  Jahr  aus);  die  Diskontokommisaion 
■wird  von  dem  Direktor  und  zwei  Diskonto- 
räten p;ebildet. 

Bei  jedem  kleinen  Eontor  (agenzia)  ist 
ein  vom  Oberrate  auf  Vorschlag  des  General- 
<lirektorB  ernannter  Agent  bestdlt 

B.  Die  Bank  von  Neapel  ist  eine  autonome, 
Öffentliche  Kreditanstalt  imter  der  Aufsicht 
der  Regierung,  mit  eigenem  Vermögen. 
Ihre  Centralverwaltung  ist  in  Neapel. 

Sie  hat  einen  in  eigentümlicher  Weise 
^bildeten  Generalrat  (ConsigUo  generale). 
Demselben  gehören  an:  a)  für  Neapel:  der' 
Biiigermeister  der  Stadt,  der  Vorsitzende 
der  Provinzialvertretun^ ,  der  Vorsitzende 
der  Handelskammer,  em  D^^ertOT  der 
Qemeindevertzetang ,  ein  Delegierter  der 
Frovinzialvertretung,  ein  Dele^^rter  der 
Handel^ammer;  b)  ein  Delegierter  der  Ver- 
tretang  der  Fkovinz  Bari  und  ein  Delegierter 
der  HandelBkammeE  dieser  Stadt;  c)  ein 
Del^iert^  der  Vertretung  von  jeder  der 
folgenden  Provinzen :  Aquiia,  Avelhno,  Bene- 
ventu,  Campobasso,  Gaserta,  Catanzaro,  Chieti, 
Gosenza,  Foggia,  Lecoe,  Potenza,  Be^o- 
Galabria,  Salerno  und  Teramo;  d)  ein  Dele- 
gierter für  jede  andere  Provinz  des  König- 
reichs, wo  die  Bank  ein  Hauptkontor  besitzt ; 
e)  der  Generaldirektor  und  die  zwei  von 
der  Regierung  ernannten  Verwaltungsräte. 
Die  Delegierten  werden  auf  zwei  Jahre  ge- 
wählt. Der  Qeneralxat  hält  seine  ordent- 
liche Versammlung  in  Neapel  einmal  in  den 
ersten  drei  Monaten  jedes  Jahres,  und  kann 
in  aiisserordentlicher  Weise  und  mit  Er- 
füllung besonderer  statutarischer  Vorschriften 
auch  später  berufen  werden.  Seine  Funk- 
tionen entsprechen  im  allgemeinen  jenen 
der  Generalversammlung  der  Aktionäre  in 
.den  Bankaktiengesellschaften. 

Die  Leitung  der  Anstalt  steht  dem  Ver- 
waltungsrat (ConsigHo  di  amministrazione) 
zu,  wächem  angehören :  a)  der  General- 
direktor, welclier  von  der  Regierung  durch 
königl.  Dekret  ernannt  wird ;  b)  drei  ordent- 
liche Delegierte  und  ein  Supplent,  welche 
jährlich  vom  Generalrate  unter  seinen  Mit- 
gliedern ernannt  werden;  c)  zwei  von  der 
Regierung  durch  königl.  Dekret  ernannte  Ver- 
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waltungsräte ;  einer  scheidet  jedes  zweite 
Jahr  aus  und  ist  wieder  emennbar. 

Der  Generalsekretär  der  Bank  wird  vom 
Minister  des  Staatsschatzes  aus  drei  vom 
Verwaltungsrat  vorgeschlagenen  Personen 
und  so  werden  auch  die  Direktoren  der 
Hauptkontore  (sedi)  ernannt ;  die  Direktoren 
der  Succursalen  d^gen  ernennt  der  Ver- 
waltungsrat. 

Bei  jedem  Hauptkontor  und  jeder  Succur- 
sale  stehen  acht  bis  zwölf  vom  verwaltungs- 
rate  auf  ein  Jahr  ernannte  Diskontokommis- 
säre ;  die  Diskontokommission  vnrd  aus  dem 
Direktor  und  zwei  Kommissärea  gebildet.. 

Die  Bank  verwaltet  auch  eine  Spaxkaaae 
und  ein  Pfandleihhaus. 

C.  Die  Bank  von  Sicilien  ist  eine  auto- 
nome, öffentliche  Kreditanstalt  unter  der 
Aufsicht  der  Regierung,  mit  eigenem  Ver- 
mögen. Ihre  Centralverwaltung  ist  in  Pa- 
lenno. 

Sie  hat,  wie  die  Bank  von  Neap^,  einen 
Generalrat  (Consiglio  generale),  weuchem  an- 
gehören :  a)  für  Palermo :  der  Bfiigerm^ter 
der  Stadt,  der  Vorsitzende  der  Provinzial- 
vertretung,  der  Vorsitzende  der  Handels- 
kammer,  ein  Del^erter  der  Gemeindever- 
tretung, einer  der  Provinzialvertretung  und 
einer  der  HandelskammCT ;  b)  die  Bürger- 
meister von  Messina,  Catama  und  Qirgeuti, 
ein  Del^ierter  der  Handelskunmer  und  ^ner 
der  ProvinzialTfflrtretung  derselben  Orto; 
c)  ein  Delegierter  der  Imvinzialvertretang 
von  CaJtanissett^Kracusa  und  Tzapani ;  d)  «n 
Dele^erter  der  Handelskammer  der  anderen 
Provinzen,  wo  die  Bank  ein  Hauptkontor 
errichtet  hat;  e)  d^  Generaldirektor  und 
die  zwei  von  der  Renemng  ernannten  Ver- 
waltungsräte.  Die  Wahlen  der  Delegierten 
finden  jedes  zweite  Jahr  statt. 

Der  Generalrat  hält  seine  ordentliche 
Versammlung  in  Palermo  einmal  in  den 
ersten  drei  Monaten  jedes  Jahres  und  kann 
in  ausserordentlicher  Weise  und  mit  Er- 
füllung besonderer  statutarischer  VorschriftMi 
auch  später  berufen  werden.  Seine  Funk- 
tionen entsprechen  im  allgemeinen  jenen  der 
Generalversammlung  der  Aktionäre  in  den 
Bankaktiengesellschaften . 

Die  Anstalt  wird  vom  Verw^tungsrate 
(Consiglio  di  amministrazione)  geleitet,  wel- 
chem angehören :  a)  der  Generaldirektor, 
welcher  von  der  Regierung  durch  königl. 
Dekret  ernannt  wird;  b)  drei  ordentliche 
Delegierte  und  ein  Supplent,  welche  jähr- 
lich vom  Generalrate  unter  seinen  Mitgliedern 
ernannt  werden ;  c)  zwei  von  der  R^erung 
dureh  königliches  Dekret  ernannte  Verwal- 
tungsräte; einer  scheidet  jedes  zweite  Jahr 
aus  und  ist  wieder  emennbar. 

Der  Generalsekretär  der  Bank  wird  vom 
Schatzminister  aus  drei  vom  Verwaltungs- 
rate vorgeschlagenen  Personen,  und  so  wer- 
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den  aiich  die  Direktoren  der  Hauptkontore 
(sedi)  ernannt;  die  Direktoren  der  Sncciir- 
salen  dag^ien  ernennt  der  Verwaltiiogsrat. 

Bei  }eaem  Hauptkoutor  und  jeder  Suc- 
cursale  stehen  acht  bis  zwOlf  vom  Yem'al- 
tungsrate  auf  ein  Jahr  ernannte  Diskonto- 
kommissSre;  die  IHskontokommisaion  wird 
aus  dem  Direktor  und  zwei  Kommiss&ren 
gebildet 

Die  Bank  verwaltet  audi  eine  Agrarkredit- 
anstalt  (s.  unten  sub  20). 

18.  Suceanalen  und  Korrespondentea. 
Dea  Zettelbanken  ist  gestattet,  Hanptkontore, 
Snccursalen,  klane  Kontore,  Eonespondenten 
und  Vertreter  zur  BSnlOeung  der  Noten  zu 
haben. 

Die  Bauptkontoie  (sedi)  sind  jene  Suo- 
cnrsalen,  welche  entweder  in  den  grosseren 
Sttdten  sind  oder  die  grfleste  Summe  von 
Oeschäften  aufweisen.  Diese  zwei  Bedin- 
gungen  fallen  fast  immer  zusammen. 

Die  kleinen  Eontore  (agenzie)  sind  jene, 
welche  von  der  Bank  auf  ihre  Kosten  und 
mit  eigeoem  Personal  errichtet  werden,  um 
die  Einkassierung  der  'Wechfiel,  die  Bezah- 
lung der  Bankauweisimgen,  va^lia  cambiarii 
(s.  unten  sub  16),  und  die  EinlCsung  der 
Noten  zu  besorgen. 

Die  Bank  von  Italien  soll  entweder  ein 
Hauptkontor  oder  eine  Succursale  in  jedem 
Hauptort  der  69  Provinzen  haben;  ausser- 
dem hat  sie  Succursalen  auch  in  anderen 
Städten  gegrOndet  Zur  Eröffnung  und  Auf- 
hebung von  Hauptkontoren  und  Succursalen 
und  zurYerwandlung  dieser  letzten  in  kleine 
Xcmtore  braucht  sie  die  Bestätigung  der 
Repienuig,  welche  ganz  einfach  mit  minis- 
terieller Verfügung  graben  wird.  In  der 
Grrichtnni^  und  Aufhebimg  der  kleinen  Kon- 
tore ist  sie  ganz  frei. 

Die  Bank  von  Neapel  imd  die  Bank  von 
Sicilien  k&inen  die  bestehenden  Hauptkon- 
tcwre  und  Succursalen  aufheben  oder  neue 
m  den  Hauptorten  der  Provinzen  errichten; 
aber  die  Emchtung  und  Aufhebung  geschieht, 
auf  Vorschlag  des  Generaldirektors  nach 
Zustimmung  des  Generalrates,  nur  durch 
kön^L  Dekret  Zur  Errichtung  der  kleinen 
Kontore,  auf  Vorschlag  des  Generaldirek- 
tors nach  Zustimmung  des  Generalrates,  ist 
ein  Dekret  des  Schatzministers  nötig. 

Die  KorresTOndenten  sind  jene  Kredit- 
anstalten und  Privatbanken  (im  e.  S.  des 
Wortes),  welche  auf  Bechnnng  der  Zettel- 
bank die  Einkassierung  der  Wechsel,  die 
Bezahlung  der  Buikanweisungen  etc. 
sorgen. 

Dieselben  Kreditanstalten  und  Privat- 
biuken  sowie  die  Sparkassen  können  (ge- 
wöhnlich in  grösseren  Städten),  nach  vor- 
he^hender  Mitteilung  an  die  Begieruog, 
vftQ  den  Zettelbanken  beauftragt  w^erden,  die 
Einlösung  ihrer  Noten  zu  nesoif^;  in 


diesem  Falle  wird  ihnen  von  der  Zettelbank 
die  sogenannte  Vertretung  zur  EinlÖsimg, 
rappresentanza  pel  cambio,  anvertraut  Dieses 
geschieht  gewöhnlich  in  jenen  Provinzen, 
wo  die  Zettelbaijk  keine  der  drei  obenge- 
nannten eigenen  Stellen  blitzt;  da  wäüt 
sie  einen  Vertreter,  dessen  Sitz  gewöhnlich 
der  Hauptort  der  Provinz  ist;  doch  kann 
die  Bank  mehrere  Vertreter  in  derselben 
Provinz  haben.  Die  Zettelbanken  können 
sich  gegenseitig  diesen  Dienst  erweisen ; 
z.  B.  hat  die  Bank  von  Neapel  die  Ver^ 
trehmg  jener  von  Sicilien  an  meuueren  Orten. 

Die  Zahl  der  Hauptkontore,  der  SuocuT' 
salen,  der  kleinen  Kontore  und  der  Ver- 
tretungen zur  Einlösung  am  31.  Dezember 
1897  fOr  jede  Zcttelbank  ist  aus  folgender 
Ueb^sicht  zu  ersehen. 
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Die  Korrespondenten  sind  sehr  zahlreich ; 
alle  Zettelbanken  zählen  sie  zu  Hunderten; 
auch  sind  solche  in  ganz  kleinen  Orten  zu 
finden,  und  ihre  Zahl  wächst  mit  den  fort- 
während stattfindenden  (Erfindungen  von 
neuen  kooperativen  Kreditgesellschaften, 
ordentlichen  Kreditgesellschaften  und  Privat- 
banken (s.  auch  unten  sub  16). 

13.  Kapital  und  VermögeD.  Kapital 
und  Gnindvermßgen  der  Banken  sind  in 
folgender  Uebersicht  zusammengestellt: 

1.  Bank  von  Italien  (Aktienbank). 
Nominelles  Kapital  .   .   .   .   240000000  Lire 
£ingezahlteB  Kapital   .   .  .  1£0000000  „ 

2.  Bank  von  Neapel  (Sff.  Kreditanstalt). 
Stindiges  Vermögen  ....  66000000  Lire 

3.  Bank  von  Sicilien  (Sff.  Kreditanatalt). 
Ständiges  Vermören  .   .   .   .   12000000  Lire 

Das  nominelle  Kapital  der  Bank  von 
Italien  ist  in  300000  Aktien  verteilt  Das 
eineezahlte  Kapital  betr&gt  eigentlich  210 
Mimonen  Lire,  d.  h.  über  jede  Aktie  wurden 
700  lire  eingezahlt;  aber  lun  eine  grössere 
Qaotß  der  jährlichen  Nettogewinne  zur  Ver^ 
besserung  ihrer  durch  die  schlechten  Aktiv- 
geschafte  und  Grundkreditoperationen  (s.  oben 
sub  10)  verdorbenen  Lage  vmrenden  zu 
können,  wurde  jenes  Kapital  um  30  Milli- 
onen, also  auf  ISO  KiUionen  herabgesetzt, 
d.  h.  für  jede  Aktie  werden  nur  600  statt 
700  Lire  als  eingezahlt  berechnet  Doch 
wird  die  Bank  nach  einer  von  1893 beginnenden 
Minimalfrist  von  15  Jahren,  wenn  sie  ihre 
gesetzlichen  Pflichträi  erfOUt)  emüLchtigt  awa, 
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in  iährlicheQ  Quoten  von  nicht  mehr  als  6 
Milli  onen  iliren  Attionärea  jene  3U  MUliooen 
zurückzuerstatten.  Die  jäm-liche  Dividende 
für  jede  Aktie  kann  nicht  40  liro  über- 
stei^n. 

Da,  -wie  oben  (siib  10)  gesagt  wiu-dc, 
auch  die  Banken  von  Neapel  und  von  Sicilien 
einen  Teil  ihres  Vermögens  in  schlechten 
Attivgeschäften  und  Grundkreditoperationen 
angelegt  haben  und  die  oben  angeführten 
ZaMen  grösstenteils  (wenigstens  für  die 
Bank  von  Neapel,  die  von  Sicilien  ist  in 
etwas  besserer  Lage)  ein  nicht  bestehendes 
Vermögen,  soodem  nur  eine  Fordenmg  der 
Bankabteilung  g^enüber  der  Onindkredit- 
abteüuDg  der  Anstalt  (s.  sub  10)  darstdlen, 
Bo  sollen  künftighin  jene  zwei  Banken  fflr 
eine  Frist  von  15  Jahren  alle  Nettogewinne, 
mit  Ausnahme  des  zur  Erfüllung  vertrag 
Toäßägßx  VerpflichtimgeD  bestimmten  Teiles, 
zu  ihrem  YermiJgen  zuschlfigen. 

Die  Frist  von  15  Jahren,  von  denen  eben 
die  Bede  war,  wurde  gewählt,  weil  man 
hofft,  dass  alle  drei  Banken  in  dieser  Zeit- 
pericne  alle  immobilisierten  und  nicht  mehr 
gestatteten  Aktiva  liquidiert  haben  werden. 

14.  Notenansgabe.  Das  Hecht  der  Noten- 
au^abe  ist  den  genannten  Anstalten  aus- 
Bchiiesslich  und  zwar  für  eine  20  jährige 
Periode  gewährt  (s.  unten  sub  15). 

Die  Banken  haben  als  Hauptaufgabe, 
Noten  für  die  Bedürfnisse  des  Handels  aus- 
zugeben, und  diese  Notenausgabe  heisst  die 
normale  oder  die  auf  Rechnung  des 
Handels.  Ihre  Maximalgrenze  ist  auf 
folgende  Beträge  für  das  Jahr  IS98  bestimmt : 

Bank  von  Italien  .  .  .  766,0  Millionen  Lire 
Baak  von  Neapel  .   .   .   236,8      ^  „ 

Bank  von  Sicilien  .   .   .  53,9      «   n 

Im  ganzen  1056,7  Millionen  Lire 

Aber  alle  Zettelbanken  sollen  einen  Teil 
di^er  Banknoten  einziehen,  um  den  gesamten 
Umlauf  zu  vermindern :  die  Bank  von  Itidien 
einen  Betrag  von  17  Millionen  jlüirlich,  die 
Bank  von  Neapel  5,2  Millionen  jAhriich  und 
die  Bank  der  Sicilien  1,1  Millionen  jährlidi; 
die  künftige  Maximalgronze  der  normalen 
Notenemission  ist  auf  lolgende  Beträge  fest- 
gesetzt worden: 

Ftir  die  Bank  von  Italien  auf  630  Million.  Lire 
„     „      „      „   Neapel  „190      „  „ 

t)     I)      i>  Sicilien  „     44  „   „_ 

Im  ganzen  auf  864  Million.  Lire 

Die  erste  Bank  wird  diese  Grenze  am 
Ende  des  Jahres  1905,  die  zwei  anderen  am 
Ende  des  Jalires  1906  erreichen. 

Die  Bardeckung  soll  mindestens  40  "/o 
des  Wertes  der  ausgegebenen  Noten  betragen. 
Die  Banken  können  jedoch  mit  voller  Bar^ 
deckimg  immer  jene  MaximaJgrenze  über- 
schreiten. 

Da  aber  die  Banken  verpfUehtet  sind, 


dem  Staate  Summen  vorzuschiessen  (jetzt 
bis  125  Millionen  Lire;  s.  unten  sub  18),  so 
ist  die  entsprechende  Notenausgabe  nicht  in 
der  Maximalsurome  der  normalen  Ausgabe 
einbegriffen,  und  für  sie  genügt  eine  Bar- 
deckung von  33  "/o. 

Die  Bardeckung  oder  Metallreserve  soll 
mindestens  zu  ^  4  aus  Goldmünzen  und 
Goldbarren  und  für  das  übrige  Vi  aus 
Silbermftnzen  des  lateinischen  Münzbundes, 
zu  °**/!ooo  Fein,  bestehen:  aber  wenn  Gold 
und  Silber  in  genügender  Menge  nicht  vor^ 
handen  sind,  dann  wei-den  dem  Metall  die 
in  Gold  oder  in  Silbermünzen  (zu  **<*/iooo  Fein) 
des  lateinischen  Münzbundes  zahlbaren : 
a)  Wechsel  auf  das  Ausland;  b)  Schatz- 
sc^eine  der  ausländischen  Staaten ;  c)  Certi- 
fikate  über  in  Kontokorrent  bei  ausländischen 
Banken  hinteriegten  Summen,  gleichgestellt. 
Diese  dem  MetaJle  gleichgestellte  Quote  der 
Bardeckimg  soll  nie  folgenden  Betrag  übra*- 
steigen:  bei  der  Bank  von  Italien  11  "/o  der 
gesaroten  Bardeckung,  bei  der  Bank  von 
Neapd  7  °/o,  bei  der  Bank  von  Sidliea  15  "/o. 
Ausserdem  sollen  die  in  der  Metallreserve 
eingerechneten  Certifikate  der  in  Konto- 
korrent bei  den  ausländischen  Banken  hinter- 
legten Summen  nie  mehr  als  3^3%  des 
gesamten  g^tzlich  erlaubten  Notenumlaufs 
betrafen. 

Die  so  gebildete  Bardeckung  oder  Metall- 
reserve darf  unter  keinen  Umständen  unter 
die  folgende  Minimalsumme  fallen : 
Bei  der  Bank  von  Italien  300,0  Millionen  lire 
m     f,      f>      „   Neapel    90,5      »  „ 
„     „      „      „   Sitilien  21,0  „ 

Diese  Metallreserve  soll  von  den  übrigen 
Aktiva  der  Bank  vollkommen  getrennt  ge- 
halten werden,  und  der  Staat  soll  in  beson- 
derer Weise  über  die  Erhaltung  derselben 
seitens  der  Banken  eine  beständige  Aufsicht 
führen.  Diese  garantiert  die  Bauknoten ;  da 
aber  die  Besitzer  dieser  Noten  in  keiner 
Weise  davon  Nutzen  ziehen  können,  weil 
eine  Einlösung  aus  jener  Reserve  weder 
jetzt  noch  künftighin  stattfinden  wird,  wie 
wir  später  zeigen  werden,  so  hat  man  ihnen 
ein  Vorzugsrecht  (diritto  di  prelazione)  auf 
folgende  Aktiva  der  Bank  gestattet: 

a)  auf  die  Goldmünzen^  Goldbarren  \ind  ge- 
setzlichen Silbermünzen  im  Berätz  der  Bank, 
welche  weder  zur  genannten  unverminder- 
baren  Metallreserve  angehören  noch  zur 
Deckung  der  stets  fälligen  Verbindlichkeiten 
(s.  unten  sub  16)  bestimmt  wurden; 

b)  auf  die  von  den  Banken  erworbenen 
italienisdien  StaatskasBascheine,Stnatsschatz- 
scheine  imd  andere  vom  italicnisctieD  Staate 
emittierten  oder  verbfli^gten  Wertpapiere; 

c)  auf  die  auswärtigen  Wechsel  und 
Staatsschatzsdieine,  welche  als  Teil  der 
Metallreserve  nicht  betrachtet  werden; 

d)  auf  die  Forderungen^  welche  vom  Lovi 
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turdgeschäft  auf  Wertpa;piere  herrfihrpn  und 
durch  diese  gesichelt  sind;  darunter  sind 
mdk  die  Fordemngen  gegen  den  Staat  für 
die  ihm  geleisteten  Yorschfisse  und  die 
Wertpapiere^  welche  der  Staat  zur  Sicherung 
derselben  hinteii^  hat  {s,  unten  snb  18), 
dnb^iiffen; 

e)  anf  die  inländischen  Wec^l,  -welche 
nicht  zu  den  immobiliBierten  Foetten  (s.  oben 
sub  10)  gerechnet  äad. 

Wir  werden  mit  einem  Beispel  die  SaxAie 
eiUftren. 

Die  Bank  von  Italien  hatte  am  31.  Mai 
1898  eine  gesunte  Notenausgabe  von  Lire 
7323<mi60,5(). 

Bis  zum  Betrag  von  3(K>  Millionen  Lire 
wu*en  diese  Banknoten  von  der  obenge- 
nannten nnverminderbaren  3Ietalireserve  ge- 
deckt: es  blieben  so  Lire  4323<)6160,r)(); 
zur  Büigsch^t  für  dipse  waren  folgende 
Werte  angewiesen: 

Lire 

s)  Ciold  und  gesetzliehe  Silber- 
mfinzen  8i  942022,87 

b)  Italiemaehe  Staatflkassascheine, 
Staatsachatzscheine ,  andere 
staatliche  oder  Tom  Staat  Ter- 

bürgte  Wertpapiere  ....  208  439  403,22 

c)  anstft&dische  Wechseln.  Staats- 
scfaatzscheine   892  653^4 

d)  Tom  Lombardgeschäft  berri\h- 

rende  Fordemngen    ....  16633350,93 

e)  inlftndische  Weaiael  .  .  .  .  124408730,04 

GeBamtsumme  433  306  160,50 

Diese  432^  Millionen  Werte  stellen  die 
Aktiva  dar,  auf  welche  die  üeberbringer 
der  Banknoten  das  genannte  Vorzugsrecht 
am  31.  Mai  1898  hatten.   Natürlich  dienen 
anch,  wie  wir  sagten,  die  oben  erwähnten 
300  Millionen  der  Metallreserve  zur  Siche- 
rung der  Banknoten;  aber  es  ist  fa&t  ge- 
wiss, dass  der  wirkliche  Noteniunlauf  der 
Bank  von  Italien  in  ruhigen  Zeiten  nie  so 
niedrig  sein  wird,  »uid  so  werden  jene  300 
Hillionen  Banknoten  niemals  zur  £anlf^ung, 
auch  wenn  diese  wieder  stattfinden  wird, 
prSsentiert  werden ;  im  Fall  eines  Krieges 
wird  der  Staat  jene  Metallreserve  sich  an- 
eigiien  und  die  entsprechende  Summe  von 
BeuikDotezi  mit  Zwangakurs  verschen.  Die 
Sache  ist  in  ganz  gleicher  Weise  auch  für 
die  übrigen  zwei  Buiken  eingeri^tet.  ^) 


*)  Nebenbei  sei  bemerkt,  dass  die  Bank  von 
Neapel  fast  die  HUfte,  d.  h.  45  Millionen  Lire, 
ibrer  anTerm  inder baren  Goldreserve  von  90,5  Mill. 
bei  der  KaMe  der  Kegiening  hinterlegt  hat. 
Die  Megiemng  hat  ihi-  dafür  45  Hill,  an  Staats- 
papiei^reld  ^e^ben.  Mit  diesen  kaofte  die  Bank 
italieniscbe  Staatütitel  und  mit  den  Zinsen  dieser 
Staatstitel  !kaiift  sie  allmählich  ihr  Gold  zurück, 
während  der  Staat  eine  diesen  Bäckkänfen  ent- 
i^reehende  Menge  von  Staatspapiergeld  ver- 
uehtet.    Nach  etwa  18  Jahren  wird  die  Bank 


Die  Banken  sind  nicht  verjiflichtet ,  so 
lange  das  Staatspapiei^ld  (s.  unten)  unein- 
lösbar  ist,  ihre  Banknoten  einzulösen.  Sie 
können ,  wenn  sie  wollen ,  dieselben  mit 
Staats}>apiei^ld  (was  gewShnlich  geschieht) 
und  auch  aus  dem  MctaUgeldbetrage,  welch«: 
die  obenerwähnte  Minimalsumme  übersteigt, 
einlösen :  aber  in  diesem  zweiten  Falle  haben 
sie  das  Recht,  vom  Ueberbiinger  die  Zah- 
lung des  Agi<^  weldies  an  jenem  Tage  an 
der  nftchsten  BGrse  festgestellt  wurde,  zu 
veiiangen. 

Das  eigentlidie  Staatsmpiergeld  ist  in 
Stocken  zu  5,  10  und  25  Lu*e  ausgegeben, 

und  seine  gesamte  Summe  kann  600  Milli- 
onen Ijire  nicht  überschreiten  (am  31.  Mai 
1898  waren  454,3  Millionen  ausgegeben). 
Es  kommen  die  sogenannten  Kassascheine 
(buoni  di  cassa)  zu  1  und  2  Lire  hinzu; 
ihre  Ausgabe  kann  nicht  110  MiU.  Lire  über- 
steigen. Dieses  staatliche  Papiergeld  ist 
uneinl5sbar  und  demnach  mit  Zwangskurs 
versehen,  aber  man  hofft  in  kurzer  Zeit  die 
Kassaseheine  ziu-ückzuziehen  und  an  ihrer 
Stelle  wieder  die  silberne  SchcidemODze  in 
Umlauf  zu  setzen.^) 

Die  Stückelung  der  Banknoten  ist  auf 
folgende  Werlbetilge  besclu-änkt:  50,  100, 
r^iO  und  1000  Lire;  die  Banken  aollen  die 
alten  Noten  zmflckzieheu  (am  30.  Juni  1904 
werden  diese  verjährt  d.  h.  ohne  Wert  sein) 
und  mit  neuen  stufenweise  ersetzen. 

Die  Summe  der  am  31.  Mai  1898  um- 
laufenden Banknoten  an  der  gesetzlichen 
Stückelung  war  die  folgende: 


durch  dies  Mittel  wieder  im  vollen  Besitz  ihrer 
Goldreserve  sein  und  ausserdem  45  MiU.  itcdie* 
nischer  Rente  besitzen,  die  die  Verluste  an 
ihren  Immobilisationen  decken  und  zu  ihrem 
Vennttgen  zugeschlagen  sein  werden.  Wenn 
man  bedenkt,  dass  die  unverminderbare  Beserve 
nicht  zur  Einlösung  der  Noten  dient,  dass  der 
Notenmnlaof  der  Bank  tob  Neapel  voraussicht- 
lich nie  unter  90,5  MilL  fallen  wird  und  dass 
im  Falle  eines  Krieges  die  Begiemng  jener 
Metallreserve  sich  bemächtigen  und  (Ue  ent- 
sprechende Summe  Noten  mit  Zwangskura  ver- 
sehen wird,  so  erscheint  ea  ganz  gleichgiltig 
für  die  Besitzer  der  Noten,  ob  jene  ißtall- 
reserre  in  den  Kassen  entweder  des  Staats  oder 
der  Bank  sich  findet. 

']  Die  übrigen  Staaten  des  lateiaischeu 
MQnzbnndes  haben,  anf  Vorschlag  der  italieni- 
schen Regierung,  erklärt,  dasa  sie  die  italieni- 
schen silbernen  Scheidemünzen  nicht  mehr  bei 
ihren  Kassen  annehmen  werden:  so  werden  die 
italienischen  Scheidemünzen  ein  auBSohlieBslich' 
nationides  IJmlaaeBmittel  bleiben,  und  nicht 
mehr,  wie  früher,  ausgeführt  werden.  Dieses 
wird  der  italienischen  Regierung  erlauben,  die 
ans  dem  Auslände  zurückgekauften  und  in 
ihren  Kassen  befindlichen  Scheidemünzen  wieder 
in  Umlauf  zu  setzen  und  die  entsprechenden 
Kassascheine  zurückzuziehen. 
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WQrCoetra^  aer 

Gesamtbetrag: 

Noten 

Lire 

\ 

1000  Lire 

172900000 

26,44 

fiOO  ^ 

143  444  000 

21,94 

100  . 

126  667  900 

19,39 

ßo  „ 

210692  450 

32,23 

653  704  350 

100,00 

Es  bleiben  ausserdem  im  Umlauf  viele 
alte  Noten  in  derselben  Stflckelung,  aber  in 
einer  nicht  mehr  erlaubten  Form  und  \'iele 
Noten  in  der  nicht  mehr  erlaubten  (z.  B. 
zu  2(.M)  nnd  250  Lire)  Stückelung;  so  stellt 
die  Uebersicht  nicht  die  genaue  Verteilung 
der  Stücke  im  gesamten  Umlauf  dar,  wel- 
cher, am  31.  Mai  1898,  10ü8,2  Millionen 
betrug. 

Die  Form  der  Banknote  in  jeder  Stücke- 
lung wird  durch  Dekret  des  Scuatzministers 
bestimmt;  so  auch  die  Zahl  der  Stücke, 
welche  bei  jeder  Fabrikation  heimstellt 
werden  soll.  Die  Fabrikation  der  neuen  und 
die  Vernichtung  der  alten  oder  verdorbenen 
Banknoten  findet  imter  beständiger  Aufsicht 
des  Schatzministeriums  statt.  Die  Fabrikation 
ist  so  eingerichtet,  dass  ohne  Teilnahme  der 
Zettelbank  und  der  Regiening  keine  Bank- 
note vollständig  hergestellt  werden  kann. 
Die  nicht  ausg^ebenen  Noten  werden  in 
einer  spccielien  Easae  aufbewahrt,  und  jede 
Heranziehung  der  Noten  aus  dies^  Kasse, 
um  sie  in  Umlauf  zu  setzen,  wie  jede 
Hinterlegung  der  für  den  Umlauf  unnötigen, 
findet  unter  der  Aufeicht  der  Staatsinspek- 
toren statt. 

15.  Der  Legalknrs  der  Bauknoten 
nnd  ihr  Anstanach  unter  den  Zettel- 
banken. Daner  des  RechteH  der  Noten- 
ausgabe. 1.  Die  Bcuakuoten  haben  den  L^al- 
kurs,  d.  h.  sie  sind  gesetzliches  Zahlnuttel 
in  jenen  Provinzen,  wo  die  Bank  entweder 
ein  Hauptkonter  oder  eine  Snocursale  oder 
ein  kleines  Kontor  oder  eine  Vertretung  zur 
Einlösung  der  Noten  hat 

AugenblickUch  haben  die  Noten  aller 
drei  Banken  den  Legalkurs  im  gesamten 
KSnigreich. 

Nach  freiwilligen  Vereinbarungen,  welche 
von  der  Begiernng  bestätigt  werden  sollen, 
kann  jede  Anstalt  sich  verpflichten ,  die 
Noten  einer  anderen  Anstalt  wieder  in  ihren 
Zahlungen  in  Umlauf  zu  setzen. 

Da  aber  wegen  des  Legalkurses  jede 
Anstalt  gezwungen  ist.  die  Noten  jeder  an- 
deren Anstalt  anzunehmen  und  auch  im 
Falle,  dass  eine  Anstalt  die  Noten  der  an- 
deren in  den  Zahlungen  benutzt,  in  der 
Kasse  der  ersten  eine  gewisse  Menge  der 
Noten  der  anderen  bleiben  kaim,  so  ist  es 
nötig  gewesen,  den  wechselseitigen  unmittel- 
baren Austausch  der  Noten  (die  sogeaannte 


riscoDtiata)  unter  den  Zettelbanken  zu  regeln ; 
diese  Au^be  wurde  gesetzlich  der  Re- 
gierung vorbehalten,  welche  fo^nde  Vor- 
schriften erlassen  hat. 

Am  10.,  am  20.  imd  am  Ende  jedes 
Monats  teilt  jede  Anstalt  der  anderen  mit, 
wie  viele  Bammoten  und  andere  auf  Sicäit 
zahlbue  Wertpapiere  (z.  B.  Bwakanweisungen : 
s.  unten  sub  16)  sie  von  dieser  letzten  be- 
ätzt Von  dem  fflnften  Tage  nach  der  Mit- 
teüimg  hat  diese  letzte  Anstalt,  d.  h._  der 
Schuldner,  das  Recht,  ihre  eigenen  Noten 
und  Wertpapiere  mit  Noten  und  Wertpapieren 
der  ersten  Anstalt,  d.  h.  des  Gläubigers,  und 
mit  anderen  gesetzlichen  Einlösungsmitteln, 
z.  B.  mit  Staatspapiergnld  oder  Münze,  ein- 
zuwechseln. Wenn  der  Schiddner  die  ganze 
Summe  der  eigenen  Noten  und  Wertpapiere 
auf  solche  Weise  nicht  ziu^cknehraen  kann, 
so  bleibt  der  übrige  Teil  bei  dem  Gläubiger, 
welclier  die  Summe  in  einem  besonderen 
Kontokorrent  zur  Last  des  Schiüdners  ein- 
schreibt; für  dieses  Kontokorrent  kann  der 
GlÄubiger  einen  Zins,  welcher  nicht  höher 
als  ^/s  des  offiziellen  Diskontosatzes  (s.  unten 
snb  16)  sein  soll,  Verlanen.  Die  Liqui- 
dation des  Kontokorrents  findet  Ende  Juni 
und  Ende  Dezember  jedes  Jahres  statt. 
Jedenfalls  kann  der  Schxüdner  während  des 
Legalkurses  nicht  gezwungen  werden,  in 
dem  Austausch  der  Noten  und  in  der  Liqui- 
dation des  Eontokon-ents,  ausser  den  Noten 
des  Gläubigers,  audi  andere  gesetzliche  Eän- 
lösimgsmittel  für  eine  den  zwanzigsten  Teil 
ihrer  ^samten  gestatteten  Notenausgabe 
übersteigende  Summe  zu  verwenden:  er 
kann  d^gcu  mit  Wechseln  von  nicht 
längerer  als  fflnfzehntftgiger  Fälligkeit  und 
mit  StaatBSchuldtitelu  seine  übrige  Schuld 
abtragen. 

Da  aber  die  Bank  von  Italien  den  Zah- 
hmgsdienst  des  Staates  im  ganzen  KOiüg- 
reicn  (s.  unten  sub  18)  besoi^  und  so  eine 
grosso  Menge  von  Banknoten  der  anderen 
zwei  Anstalten,  welche  zur  Steuers^ung 
eebraiioht  werden,  sammelt,  so  ist  zu  GnoBteu 
dieser  letzten  vorigesehrieben  worden,  dass 
die  Bank  von  Italien  die  Rficknahme  der 
von  ihr  gehaltenen,  aber  von  den  Banken 
von  Neapel  und  von  Sidlien  emittierten 
Noten  nur  in  jenem  Betn^  seitens  der- 
selben verlangen  kann,  in  welchem  diese 
zwei  Banken  Noten  der  Bank  von  Italien 
in  ihren  Kassen  haben. 

So  sind  die  oben  dai^estellten  Vor- 
schriften nur  in  sehr  beschränkter  Weise 
auf  die  Bank  von  Italien  anwendbar  und 
nur  für  die  Banken  von  Neapel  imd  von  Sita- 
lien  in  voller  Geltung. 

Der  Legalkurs  der  Banknoten  soll  Ende 
1S99  aufhören ,  aber  es  ist  leidit  vorauszu- 
sehen, dass  zu  jener  Zeit  eine  Verlängerung 
üodh  iiütig  sein  wird. 
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2.  Jenen  Anstalten,  welche  zur  Yerfall- 
zeit  des  zwanzigiftfarigen  Rechtes  der  Noten- 
emission, d.  h.  am  10.  August  des  Jahres 
1913,  die  gesetzlichen  PfHäiten  genau  er- 
fflllt  haben  werden,  wird  die  Dauer  des 
FrivU^ums  bis  Ende  des  Jahres  1923  zu- 
gesidiert 

Zwei  Jahre  vor  dem  genannten  Termin 
soll  eine  Eonunission  die  Zustfiude  der  Ban- 
ken prflfen,  um  festzustellen,  ob  sie  den 
gesetzlichen  Bedingungen  zur  Yerlftugerung 
des  Privilegiums  vollkommen  entsprechen; 
die  Eonunission  soll  aus  zwei  vom  Senat, 
zwei  vom  A^eordnetenhause  und  drei  durch 
kfinigjiefaes  Dekret  nach  Anhj^nng  des  Hi- 
nist^rates  von  der  B^enmg  onaonten 
Mi^iedeni  gebädet  werden. 

1«.  Aktiv- ud  PusiTgMchftfte.  Bis- 
kmtosats  nad  ZiBMatz.  1.  Ausser  der 
An^be  von  Banknoten  sind  die  Zettel- 
hancen  za  folgenden  GleechAften  berechtigt: 

a)  Diskontierung  von  Wechseln  und 
Gfaecks  mit  höchstens  4  Monaten  Fälligkeits- 
termin  imd  mindestens  2  Unterschriften,  von 
StaatSBchatzscheinen,  von Pfandnoten  (War- 
rants) der  öffentlichen  Lagerhäuser  (ma- 
gazzini  generali),  von  Coupons  der  Kredit- 
papiere, auf  welche  Vorschüsse  (s.  sub  b) 
erlaubt  sind. 

b)  Yorschüsse  (anticipazioni ,  Lombard- 
geschäfte), mit  höchstens  6  Monaten  FäUig- 
xeitstermin,  auf  Staatschuldtitel,  Staatsschatz- 
soheine  (auf  diese,  wenn  ihre  Verfallzeit 
sehr  lang  ist,  kann  der  Vorschuss  auf  zwei 
Jahre  verlängert  werden)  und  vom  Staate 
raiantierte  Papiere,  auf  Verschreibimgen  der 
Urundkreditanstalten ,  auf  Papiere,  welche 
in  Qdid  zahlbar  sind  und  von  ausländischen 
Staaten  ausgaben  oder  garantiert  wurden, 
auf  Gold-  imd  Silbermüozen,  auf  Seide,  auf 
Warenordres,  ordini  in  derrate  (Wechsel  mit 
der  Verpflichtung  ziu*  Lieferung  ^er  ge- 
wissen Menge,  zu  einer  fixierten  Zeit,  einer 
bestimmten  Art  Ware),  auf  Depositscheine 
der  öffentlichen  Lagerhäuser,  etc.  Die  Vor- 
schflsse  auf  Wertpapiere  können  nach  der 
verschiedenen  Art  derselben  entweder  dem 
ganzen  nominellen  Werte  oder  nur  *l&  oder 
^'i  oder  ^2  desselben  entspredien. 

c)  Kauf  und  Verkauf  von  ausländischen, 
in  Gold  z^baren  Wechseln  mit  mindestens 
zwei  guten  Unterschriften  und  höchstens 
3  Monaten  fU^keitstermia 

Alle  abrigen  bew^Iidien  und  unbeweg- 
lichen Güter,  welche  insbesondere  als  Be- 
zahlung von  Geldforderuugen  in  Besitz 
Banken  gelangen,  sind  in  3  Jahren  zu  ver^ 
tamfen:  aoch  kOnnen  die  Banken  ihre  ver* 
fOgbaren  Mittel  in  Staatsscliuldtiteln  oder 
rem  Staate  verbüi^ra  Wertpapieren  bis  zu  fol- 
Konden  Summen  anl^en:  die  Bank  von 
Italien  bis  75,  die  Bank  von  Neapel  bis  30, 
die  Bank  von  Sicilien  las  8  Millionen  Lire. 


Die  aktiven  unverbürgten  Kontokorrents 
sind  nicht  gestattet;  die  Grundkreditopera- 
tionen  sind  verboten  und,  vrie  oben  (s.  sub 
10)  bemerkt  wurde,  sind  die  mit  den  Zettel- 
banken zusammenhän^den  Grundkredit- 
anstalten jetzt  in  Liqmdation. 

Den  Banken  ist  erlaubt,  verzinsliche  De- 
jtositen  in  passivem  Kontokorrent  anztineh- 
men:  der  Zins  kann  nicht  höher  als  ein 
Drittel  des  Diskontosatzes  sein.  Wenn  der 
Betrag  jener  Depositen  in  der  Bank  von 
Italien  130  Millionen  Lire,  in  der  Bank  von 
Neapel  50  Millionen,  in  der  Bank  von  Sici- 
lien 15  Millionen  übersteigt,  soll  der  Noten- 
umlauf vermindert  werden:  cUe  Verminde- 
rung BoU  einem  Drittel  der  die  genamiten 
Grenzen  Überschreitenden  Summen  der  De- 
positen entspredien. 

Die  Banken  empfangen  auch  önfadie, 
d.  h.  unverzinsliche  Depositen  und  können 
assegni  bancarü  (Checks)  auf  eü^ne  oder 
eines  Dritten  Bedinung  aufs  Ausuuid,  maii- 
dati  (Zahlungsanweisungen)  etc.  ausstellen. 

Siieciell  hervorzuheben  sind  die  zur  Be- 
urkundung der  Depositen  ziun  Giroverkehr 
sehr  verbreiteten  Bankanweisungen,  vaglia 
cambiari.  Man  kann  sie  für  jede  beliebige 
Summe  ausstellen  lassen;  sie  lauten  auf 
den  Namen  des  Einlegers  oder  einer  von 
ihm  bezeichneten  dritten  Person :  diese 
können  die  Anweisung  mit  einfacher  Unter- 
schrift oder  mit  Indossament  an  andere 
übertragen,  welche  ihrerseits  dasselbe  thun 
können.  Die  Anweisung  ist  bei  jedem  Kontor, 
Succursale  oder  Korrespondent  der  Bank 
zahlbar  und  nur  in  fünf  Jahren  verjährbar. 

Erwähnenswert  sind  weiter  folgende  zur 
Beurkundung  der  verzinslichen  oder  unver- 
zinslichen Depositen  von  den  Banken  von> 
Neapel  und  von  Siciüen  gebrauchten  Papiere : 

a)  fede  di  credito.  Es  wird  dem  Ein- 
leger g^eben,  wenn  man  ihn  für  ein  De- 
positum von  mindestens  50  Lire  akkreditiert 
\mA  ist  ditfch  einfache  Unterschrift  oder 
Indossament  übertragbar. 

b)  polizzino.  Es  ist  eine  für  ein  De- 
positum von  weniger  als  50  Lire  ausgestellte 
fede  di  credito;  es  wird  vom  Einleger 
selbst  vorbereitet  und  von  der  Bank  be- 
glaubigt und  ist  anf  dieselbe  Weise  übeiv 
tragbar. 

c)  Polizza  notata.  Wenn  auf  eine  fede 
di  oredito  mehrere  auf  dnander  folgende  De- 
positen verzeichnet  werden,  so  wird  die- 
selbe in  eine  nicht  mehr  übffl'tragbare  ma- 
dr^ede  verwandelt,  weil  sie  mehr^  De- 
positen beurkundet,  und  nimmt  den  Charakter 
eines  waÄiren  Etnitc^orrentbuGhes  an;  die 
auf  VerUuigea  des  Einlegers  ausgestellte 
Urkunde,  mit  welche  er  Über  sein  Gut- 
haben im  ganzen  oder  teilweise  veiff^en 
will,  heisst  polizza  notata.  weil  ebb  eine  be* 
sondere  Anmexkung  in  der  madrefede  ver* 
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anlasst;  clie  poIizza  ist  auf  dieselbe  Weise 
wie  die  fede  di  credito  flberh-agbar. 

Die  Bank  von  Neapel  hat  ihre  KoiTes- 
pondenten  ermächtigt ,  auf  sie  ia  den 
Grenzen  einer  vertragamässig  vorausbe- 
stimmten  und  verhüllen  Summe  assegni 
banearii  (Checks)  zu  ziehen.  Dieselben  sind 
bei  jedem  Kontor  und  jeder  Succursale  der 
Bank  zahlbar,  aber  nur  für  eine  Dauer  von 
15  Tagen:  diese  kürzere  Verfallzeit  unter- 
scheidet diese  Urkunde  von  der  obenge- 
nannten Bankanweisung  (vaglia  cambiario). 

Auch  die  Bank  von  Italien  hat  zu  den- 
f^lben  Bedingungen  ihre  Korrespondenten 
ermächtigt,  diese  assegni  tnucarü  auf  sie  zu 
riehen,  aber  nur  auf  ein  bestimmtes  Haupt- 
kontor oder  eine  bestimmte  Succursale  und 
auf  feste  kurze  Zeit ;  so  ist  diese  Urkunde  von 
der  Bankanweisung  in  doppelter  Beziehung 
(durch  den  bestimmten  ört  der  Zahlung 
imd  die  kurze  feste  VerfaDzeit)  verschieden. 

Für  alle  Verbindlichkeiten,  welche  stets 
failigsind(die  sf^emumten  debiti  a  vistaX 
sollen  die  Banken  eine  Bedeckung  von  40  *>/o 
in  den  Kassen  behalten:  diraelbe  soll  ganz 
wie  die  Bedeckung  fib*  die  Notenau^be 
zusammengesetzt  sein. 

Die  Gesetze  bestimmen  mit  au^OhrlicheD, 
hier  nicht  darzustellenden  Vorschriften,  wie 
die  früher  eingegangenen,  nicht  mehr 
erlaubten  Oeschafte  liquidiei't  werden  sollen. 
Eine  schwierige  und  schwerwiegende  Ope- 
ration für  die  Anstalten! 

üni  die  Missbräuche  der  Vergangenheit 
zu  vermeiden ,  wiuxle  die  Regierung  er- 
mächtigt, mit  den  Ven\'altimgen  der  drei 
Anstalten  Vereinbarungen  zu  treffen  und 
gleichmässige  Normen  zu  bestimmen  für 
die  Kompilation  der  Verzeichnisse  der  Per- 
sonen und  Handelsfirmen ,  denen  Kredit 
(mit  der  Bemerkung,  bis  zu  welcher  Maxi- 
malsiunme)  gewährt  wird,  für  den  wechsel- 
seitigen Austausch  unter  den  Anstalten  oder 
teilweise  Mitteilung  des  Inhaltes  dieser  Vei^ 
zeichnisse ,  für  die  M''ahl  der  Korrespon- 
denten etc. 

Die  Anstalten  nehmen  endlich  Hinter- 
legung von  Wertpapieren,  von  Edelraetall- 
sacheuj  von  Geld,  auf  Bechnimg  des  Staates, 
der  Privaten,  der  Aktiengesellschaften  (erate 
Einzahlungen  des  Gründungskapitals)  an, 
Bur  Aufbewahrung,  zur  Bür^chMt  etc. 

Nebenbei  sei  erwähnt,  dass  die  Anstalten 
nach  den  durch  königliches  Dekret  vorzu- 
treibenden Normen  Abrechnungsst^en 
(stanze  di  compensazione)  gründen  und  v^ 
walten  können. 

2.  Während  der  Geltung  des  Legalkuraes 
soll  der  normale  Diskontosatz  so  wie  der 
Zinssatz  auf  die  Vorschüsse  für  alle  Zettel- 
banken gleich  sein,  und  sie  können  dieselben 
ohne  Genehmigung  der  Regierung  nicht  ver^ 
Andern.  Doch  können  sie  den  Diskontosatz 


bis  zu  1  "  o  in  Darlehen  gegen  Wechsel  er- 
mässigen,  aber  nur  zu  Gunsten  von  Volks- 
banken, Agrarkreditanstalten  und  gewöhn- 
lichen Kreditanstalten,  die  besondere  in  dem 
Gesetze  voi^eschriebene  Bedingungen  er- 
füllen (Unterstützung  des  Kleinhandels,  Db- 
koutierung  von  Warrants  der  öffentlichen 
Lagerhäuser).  Dieser  Diskonto  heisst  sconto 
di  favore.  Die  dazu  verwendbare  Summe 
ist  auf  70  Millionen  Lire  für  die  Bank  von 
Italien,  auf  21  Millionen  für  die  Bank  von 
Neaijel  und  auf  6  Millionen  für  die  Bank  Ton 
Sicdlien  besdirftnkt 

Ausserdem  ist  der  Schatzminister  ei> 
mächtigt,  durch  ein  Dekret  von  dreimonat- 
licher Dauer  und  wenn  die  gesamte  Noton- 
ausgabedie  Maximalgrenze  nicht  übersdiritten 
hat,  den  Zettelbanken  zn  gestatten,  untei 
dem  normalen  Diskontoaatz  Wechsel  von 
Handelsfirmen  und  Bankhäusern  ersten 
Ranges  mit  höchstens  dreimonatlichem  FfÜlig^ 
keitstermin  zu  diskontieren.  Dieser  Diskonto 
heisst  sconto  a  saggio  ridotto.  Es  ist  ver- 
boten, diese  Begünstigung  zu  benutzen,  um 
Wechsel  im  ganzen  oder  zum  Teil  zu  er- 
neuem ;  ausgfflchlossen  bleiben  auch  die 
Wechsel,  welche  zur  Tilgung  einer  vorher- 
gehenden Wecliselscbuld  geschaffen  werden. 
Die  Diskontokommissionen  (s.  ohea  sab  11) 
sollen  ihre  Beschlüsse  über  diese  WeiAs^ 
mit  absoluter  Mehrheit  der  Mi^lieder  fassen 
und  besondei-e  Buehfühi-ung  darüber  halten: 
ausserdem  sollen  die  so  diskontierten  Wechsel 
in  einem  besonderen  Portefeuille  aufbewahrt 
werden  und  so  nicht  nur  von  den  zum  normalen 
Diskontosatz  diskontierten  Wechseln,  sondern 
auch  von  den  obengenannten  mit  erniedrigtem 
Diskontosatz  diskontierten  Wechseln  der 
Volksbanken,  Agrarkreditanstalten  etc.,  voll- 
ständig getrennt  bleiben,  weü  sie  einer  be- 
sonderen Aufsicht  seitens  der  Regierung 
unterliegen.  Das  ministerielle  Dekret  be- 
stimmt auch  für  diese  Wechsel  den  Diskonto- 
satz,  welcher  nie  nnter  3Va  "/o  fallen  darf. 

So  hat  man  drei  Diskontosätze ,  den 
normalen,  auch  offiziellen  genannten  Satz^ 
den  Satz  für  den  sconto  di  favore,  den  Satz 
für  den  sconto  a  saggio  ridotto  (s.  die 
zweite  Tabelle,  unten  sub  19). 

Mit  besonderen  hier  nicht  näher  darzu- 
stellenden Bestimmungen  hat  man  auch  eine 
Erniedrigung  des  normalen  Zinssatzes  für  die 
Vorschitese  auf  einige  Wertpapiere  und 
Wai-en  (Seide)  gestattet. 

17.  Reservefonds  (fondo  di  riserva  o 
massa  di  iis{>etto).  1.  Bei  der  Bank  von 
Italien  soll  der  Betrag  des  Reservefonds 
dem  fünften  Teile  des  nominellen  Kapitals 
entsprechen.  Es  wird  mit  der  Reservierung 
des  aOten  Teiles  der  jährlichen  Nettogewinne 

ribildet  Wenn  die  jährlidien  Nettt^vinne 
"/o  des  eingezahlten  Kapitals  ÜberötBigen, 
so  werden  aus  dieser  flbngen  Summe  noch 
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andere  20<^'o  abgezogen  und  dem  Reserve- 
fonds  angewiesen. 

Wenn  derßeaervefonds  den  statutarischen 
Betrag  in  solcher  Weise  erreichen  wird, 
kann  die  GeüeralversammluDg  der  Aktionäre 
beschliessen ,  dass  ein  ausserordentlicher 
Reservefonds,  massa  di  rispetto  straordinaria, 
mit  einem  -weiteren  Teile  der  Nettogewinne 
angesammelt  werde. 

Die  verfügbaren  Summen  des  Reserve- 
fonds (ein  Teil  ist  noch  als  BÜrg;schaft  fflr 
die  Operationen  der  Grondkreditabteiluug, 
jetzt  in  Liquidation,  festgesetzt)  werden  in 
vom  Staate  emittierten  oder  verbOi^en 
Wertpapieren  angelegt 

Die  mehrmals  erwähnten  schlechten  Aktiv- 
geschäfte und  Grundkreditoperationen  haben 
die  Regierung  und  die  Bank  gezwungen, 
Massregeln  zur  Liquidation  derselben  zu  er- 
greifen. Um  die  zufiüligen  ans  diesen 
Operationen  ach  eifrebenden  Verluste  aus- 
sugleichen,  wurde  die  Bildung  eines  be- 
sonderen Reservefonds  verordnet.  Von  den 

Jährlichen  Gewinnen  werden  6  MUlionen 
Jre  jührlich  dazu  angewiesen;  sie  heissen 
fondi  accanhmati,  und  die  jährlichen  Netto- 
gewinne, von  denen  oben  die  Rede  war, 
werden  nur  dtuin  festgestellt^  wenn  diese 
6  ACUHonen  abgezogen  sind.  Diese  fondi 
aocBQtonati  hatten  am  31.  Mai  1898  die 
Smnine  von  22,3  Millionen  Lire  erreicht 

2.  Die  Banken  von  Neapel  und  Sidlien 
haben  keine  Akticmäre:  daher  wurde  der 
jährliche  Nettogewinn  teilweise  zu  gemein- 
ntttzigen  Zwecken  und  tdlweise  zur  Bildung 
des  Beservefonds  verwendet:  so  war  dieser 
letzte  sdion  auf  eine  beträchtliche  Summe 
(die  Hälfte  des  ständigen  Vermögens)  ge- 
stiegen.  Aber  auch  fflr  diese  Bimken  sind 
die  schlechten  Aktivgeschäfte  und  Grund- 
kreüitoperationen  verhängnisvoll  geworden: 
der  Reservefonds  sollte  fast  vollständig  bei 
der  Bank  von  Neapel  und  zu  einer  beträcht- 
lichen Summe  (2^  j  Millionen  Lire)  bei  der 
Bank  von  Sicilien  zur  Verminderung  der 
Sdiulden  der  Anstalt  für  jene  Operationen 
angewiesen  werden.  Doch  sind  gegenwärtig 
die  Zustände  beider  Banken  ziemlich  ver- 
schieden: in  der  Bank  von  Neapel  ist  der 
Reservefonds  auf  eine  sehr  niedrige  Summe 
zusammengeschrumpft  (s.  die  erste  Tabelle 
unten  sub  19) ;  dagegen  ist  in  der  Bank  von 
Sicilien  die  Wiederherstellung  des  Vermögens 
(s.  oben  sub  13)  so  weit  gediehen,  dass 
ein  Teil  der  Nettogewinne  wieder  dem 
Reservefonds  zugeschlagen  werden  konnte. 
Üebiigens  ist  bei  diesen  beiden  Anstalten, 
da  sie  keine  Aktionäre,  sondern  ein  eigenes 
Vermögen  haben,  die Unterscheidungzwischen 
Vermi^n  und  Reservefonds  von  untei^e- 
ordneter  Bedeutung ;  eigentlich  ist  der  Reserve- 
fonds nur  ein  rechnungsmässig  isolierter 
Teil  des  VennGgens,  und  beide  werden  in 


dem  gesetzlichen  Sprachgebrauch  bisweilen 
nur  mit  dem  Worte  Vcimi^n,  patiimonio, 
bezeichnet. 

18.  Verhältnisse  zum  Staate.  Steuer 
nnd  Gebühren.  Oeffentlichkeit  Die  Zettel- 
banken sind  verpflichtet,  gegen  Hinterlegung 
von  Staatsschuldtiteln  oder  Staatsschatz- 
scheinen, zum  festen  Zinssatz  von  1,50  "/o 
Lire  netto ,  dem  Staate  Summen  vorzu- 
schiessen. 

Der  Maximalbctraff  dieser  Vorschüsse  ist 
für  die  Bank  von  Itiüien  auf  115  Millionen 
Lire,  für  die  Bank  von  Sicilien  auf  10  Millionen 
Lire  festgestellt. 

Die  Bank  von  Neapel  wurde  ihrer  un- 
günstigen Lage  wegen  \on  dieser  Pflicht 
befreit 

Der  ZahluDgsdienst  des  Staates  wurde 
seit  dem  1.  Februar  1895  für  das  ganze 
Gebiet  des  Königreichs  der  Bank  von  Italien 
anvertraut  Die  Bank  leistete  dafür  in  Staat»* 
sdiuldtiteln  eine  Bßi^schaft  von  50  Million^ 
Lire,  welche  in  6  Jahren  auf  90  Millionen 
gebracht  werden  soll.  Als  Bürgschaft  dienen 
auch  die  zur  Au^leichung  der  zufiülig«! 
Verluste  in  der  Liquidation  der  schlechten 
Aktiva  bestimmten  sogenannten  fondi  aocu^ 
tonati,  von  denen  oben  (s.  sub  17)  die 
Bede  war. 

Die  Au&icht  über  die  Zettelbanken  steht 
dem  Ministerium  des  Staatsschatzes  zn.  Zu 
diesem  Zwecke  bestehen  bei  diesem  ein 
Inspektionscentralamt  und  eine  8täDdi£[e 
KommissioD.  Das  Centialamt  besorgt  die 
Ausführung  der  Aubicht  Ein  Regierungs- 
inspektor  wohnt  den  Sitzungen  der  Genend- 
Versammlung  der  Aktionäre  und  des  Ober- 
rates der  Bank  von  Italien,  der  Generalräte 
und  der  Centralverwaltungsräte  der  Banken 
von  Neapel  und  von  Sicilien  bei  und  kann 
in  einer  fünftägigen  Frist  gegen  etwaige 
ungesetzliche  Beschlüsse  sein  Veto  einlegen ; 
zugleich  erstattet  er  dem  Schatzminister, 
welchem  die  endgültige  Entscheidung  zu- 
steht, einen  Bericht.  Er  soll  übrigens  un- 
mittelbar über  alle  Beschlüsse,  auch  über 

Jene,  gegen  welche  er  das  Veto  nicht  er- 
leben hat,  berichten,  nnd  auf  Gnmd  des 
Berichtes  kann  der  Schatzminister  ungesetz- 
liche Beschlüsse  (auch  solche,  gegen  welche 
der  Inspektor  kein  Veto  erhoben  hat)  in  einer 
fünftägigen  Frist  aufheben.  Das  Centraiamt 
kontrolliert  ausserdem  den  Zahlungsdienst 
auf  Rechnung  des  Staates  und  verordnet 
periodische  und  ausserordentliche  Prüfungen 
des  Kassabestandes,  der  Bardeckung,  der 
Notenausgabe,  des  Portefeuilles,  insbesondere 
für  ausländische  Wechsel^  und  überwacht 
im  aUgemeinen  den  Gang  der  Verwaltung 
und  die  Gesetzmässigkeit  der  Geschäfte. 
Die  ständige  Kommission  giebt  der  Regierung 
Gutachten  Uber  wichtige  Fragen,  .die  Bank- 
gesetzgebung und  ihre  AusfOhrnng,  die  Bank- 
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Verwaltung  und  die  Bankinspektion  betreffend. 
Sie  vird  ans  drei  vom  Senat  luid  drei  vom 
Abgeordnetenhanse  aus  ihren  eigenen  Mit- 
gliedern ernannten  Eonuntssftren  und  aus 
vier  Delegierten  der  Regierung  gebildet. 
Die  Delegierten  der  Regiening  sollen  sein : 
der  Präsident  oder  ein  jSlitglied  des  Staats- 
rates; der  Präsident  oder  ein  Mitglied  des 
Rechnungshofes;  der  Generaldirektor  des 
Staatsschatzes;  der  Direktor  der  Kreditab- 
teüung  im  Handelsministerium. 
Die  Banken  unterliegen 

a)  der  allgemeinen  Mobiliareinknnimen- 
Steuer; 

b)  einer  Gebühr  für  die  stets  fälligen 
Verbindlichkeiten ; 

c)  einer  ordentlichen  oder  normalen  Um- 
laufssteuer  (tassa  di  circolazione)  von  1  "/o 
auf  den  mittleren  Betrag  der  jährlichen 
(mit  einer  unten  zu  erwähnenden  Reduktion) 
gesetzlichen  Notenausgabe.  Mit  der  Erfül- 
Inng  ihrer  gesetzlichen  Pflichten,  was  die 
Yerminderung  ihrer  immobilisi^ten  und 
g^tzltch  nicht  mehr  gestatteten  Aktiva 
betrifft,  geht  parallel  eine  graduelle  Er- 
leichterung dieser  Umlaufestouer,  welche  am 
Ende  nur  ein  Vio  ^/o  der  mittleren  jähr- 
lidien  Ifotenansgabe  betragen  wird : 

d)  einer  ausserordentlichen  Umlaufssteuer, 
wenn  die  Kotenausgabe  die  gesetzliche 
Maximalsiimme  oder  das  votge&chriebene 
Yeriifiltnis  ziu^  Bardeckung  übersteigt. 

Die  ausserordentliche  Lmlaufssteuer,  mit 
Einschluss  der  ebengenannt^  ordentlichen, 
betrSgt  ^/s  des  normalen  Diskontosatzes,  wenn 
der  übetschflssige  Notenumlauf  nicht  hoher 
ist  als  45  Millionen  Lire  für  die  Bank  %'on 
Italien,  14  Millionen  ffir  die  Bank  von 
Neapel  und  3,5  Millionen  für  die  Bank 
von  Sidlien.  Wenn  jener  überschüssige 
Notenumlauf  höher  ist  als  diese  Beti-äge, 
aber  das  doppelte  nicht  erreicht,  so  ist  der 
Satz  der  ausserordentliclien  Steuer,  immer 
die  ordentliche  mitgereclinet ,  dem  vollen 
Diskontosatze  gleich :  wenn  jener  Notenumlauf 
das  doppelte  erreicht,  so  steigt  der  Steuer- 
satz zum  doi)peIten  des  Diskontosatzes. 

Von  der  ordentlichen  und  der  ausser- 
ordentlichen Umlaufssteuer  bleibt  der  Betrag 
an  Noten  frei,  welcher  der  Bardeckung 
und  den  dem  Staate  geleisteten  Vorschüssen 
entspricht;  wenn  man  den  von  der  Umlaufs- 
steuer  betroffenen  Notenumlauf  bestimmen 
will,  wird  vom  gesamten  Notenumlauf  jener 
Betrag  in  Abzug  gebracht  und  nnr  das 
übrige  als  steuerbar  betraclitet: 

e)  einer  besonderen,  wenn  ich  mich  so 
ausdrücken  darf,  Strafsteuer  für  gesetzlich 
unerlaubte  Geschäfte ;  sie  beträgt  aas  Drei- 
fache des  Diskonto-  oder  Zinssatzes  des  be- 
treffenden Geschäftes: 

f)  einer  Au^chtsgebühr:  d.  h.  die  Banken 
solleQ  die  Kosten  der  Bespemngsaufsicht  i 


tragen;  ge^nwärtig  bezahlen  sie  dazu  folgende 
Summen  jährücüi: 

die  Bank  von  Italien  70000  Lire 
r.      r      „   Neapel  21000  „ 
„      „      „   Sicihen   5«»  „ 

g)  Die  Bank  von  Italien  bezahlt  auch 
die  gewöhnliche  Umsatzsteuer  auf  ihre 
eigenen  Aktien,  welche  den  Besitzer  wechseln, 
und  die  Banken  von  Neapel  und  von  Sicilien, 
als  Anstalten  von  ewiger  Dauer  mit  eigenem 
Vermögen ,  bezahlen  die  sogenannte  tassa 
di  manomorta,  d.  h.  Gebühr  (besser  Steuer) 
von  toter  Hand. 

Wir  haben  oben  gesagt,  dass  mit  der 
progressiven  Verbesserung  der  inneren  Lage 
der  Anstalten  eine  graduelle  Erleichterung 
der  ordentlichen  Umlaufssteuer  stattfindet, 
so  dass  dieselbe  am  Ende  n\ir  Vm  "/o  des 
ungedeckten  und  nicht  dem  Staate  vorge- 
schossenen Notenumlaufs  betragen  wird. 
Wenn  dieser  Zustand  erreicht  sein  wird,  so 
ist  dem  Staate  als  Auteil  zugesichert: 

a)  ein  Drittel  der  jährhchen  Nettoge- 
winne, welche  ö^/o,  aber  nicht  6°/o  des 
Kapitals  bezw.  Vermögens  übersteigen; 

b)  die  Hälfte  der  iälirlichen  Nettogewinne, 
welche  jene  6".o  übersteigen. 

Es  ist  zu  bemerken ,  dass  dann  die 
Nettogewinne  bei  der  Bank  von  Italien  nur 
in  prozentualem  Vo'hältnis  zum  eingezahlten 
Kapital  und  nachdem  der  zu  den  obener- 
wännten  (sub  17)  drei  Reservefonds  ange- 
wiesene Teil  abgezogen  ist,  beredmet  werden. 
iW^u  werden  bei  den  Banken  von  Neapel 
und  von  Sicilien  die  Nettogewinne  in  prozen- 
tualem Verhältnis  zum  gesamten  Betrag  des 
Vermögens  nebst  den  Reservefonds  bere<änet, 
weil,  wie  wir  oben  (sub  17)  bemerkten, 
bei  diesen  Anstalten  der  B^rvefonds  eigent- 
lich nur  Teil  des  Vermögens  ist. 

Am  10-,  am  20.  und  am  Ende  jedes 
Monats  sollen  die  Banken  einen  ausführ- 
lichen Ausweis  über  ihre  Lage  dem  Schatz- 
rainisterium  einsenden.  Die  Form  des  Aas- 
weises ist  durch  königliches  Dekret  bestimmt. 
Alle  Ausweise  weisen  in  der  offiziellen 
Staatszeitung  und  die  vom  Ende  des  Monats 
vom  Schatzministerium  auch  in  einem  be- 
sonderen Bulletin  veröffentlicht.  Dieses 
Bulletin  enthält  ausserdem  die  monatlichen 
Angaben  über  die  emittierten  und  zurück- 
gezogenen Banknoten,  den  Betrag  der  Dis-. 
konto-  und  Yorschussgeschäfte  bei  jedem 
Kontor  und  jeder  Succursale  der  Banken, 
das  Staatspapiergeld  u.  s.  w. 

19.  Statistik.  Der  Zustand  der  Zettel- 
banten erhellt  aus  folgenden  Tabellen: 
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2.  Barbestand  in  Goldmünzen  und  Gkild- 
tairen,  und  Silber  zu  **/iooo  Fein,  der  "Re- 
serve und  Betrag  der  als  Reserve  berech- 


neten ausvirärtigen  Wechsel  und  Wertpwiere 
(Millionen  Lire) —  IKskontosatz  ffir  wediaeL 


Ausw. 

■ 

Jahr  und 

Anstalt 

Gold 

Silber 

Wech- 
sel n. 

Diakontosatx 

Konat 

zu 

BOO' 

(1000 

Wert- 
p- 
piere 

nor- 
mal 

spedell 

31.  Dez.  18% 

(Bank  von  Italien    .  . 
Bank  von  Neapel 
(Bank  von  Siciuen  .  . 

399,4 
lo^  6 

54,6 
10  5 

'.3 

18,2 

0  0 
1 

0,0 

5 
5 

4V, 
4V. 
4 

di  favore 

ridotto 

mas. 

min. 

max. 

min. 

31.  Dez.  1897 

[Bank  von  Italien    .  . 
cBank  von  Neapel   .  . 
(Bank  von  Sicilien  .  . 

300,2 
61,6 
35,2 

40,4 

10,5 
1.3 

60,1 
0.0 

5 
5 
5 

47i 
4'U 

4V2 

4 
4 
4 

4'/* 
4'/« 

4 
4 
4 

31.  Mai  1898 

iBank  von  Italien    .  . 
:Bank  von  Neapel   .  . 
tBuik  von  Sieillen  .  . 

301,7 
62,3 
35.2 

40,0 
■0.5 
1.3 

52,2 
0,0 
0,0 

5 
5 

47* 
4 

4 
4 
4 

474 

4'/. 
4V. 

4 
4 
4 

B.  Die  anderen  Banken. 

20.  Uebersicht   Man  hat  in  Italien: 

1.  Kooperative  Kreditgesellschaften  und 
Volksbanken  (Societa  cooperative  di  crodito 
e  Banche  popdari).  Mit  dies^  zrciten 
Worte  weraen  in  der  offiziellen  Statistik 
jene  Kreditgenossenschaften  bezeichnet, 
velche  vor  dem  1.  Januar  1883  g^ründet 
worden  und  die  Yorsc^iriften  des  H.G.B.S 
vom  2.  April  und  31.  Oktober  1882  nicht 
angenommen  haben ;  äe  siad  nicht  zahlreich 
ima  weichen  von  den  andcäsn  nur  in  sekun- 
dfiren  Punkten  ab. 

Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  alle  diese 
kooperatiTen  Kreditgenossenschaften  sehr 
stark  sich  vermehrten:  Ende  1866  8,  Ende 
1877  118  (eingezahltes  Kapital  37  Millionen), 
Ende  1887  641  (Kapital  82  Millionen),  Ende 
1890  738  (Kapital  92  Millionen),  Ende  1895 
709  (Kapital  85  Millionen). 

2.  Grund  kreditanstalten  (Istituti  di 
credito  fondiario)  nach  den  GG.  vom  22.  Fe- 
bruar 1885,  Nr.  2922,  17.  Juli  1890,  Nr.  6955, 
8.  August  1895,  Nr.  519, 4.  Juni  1896,  Nr.  183. 

3.  Agrarkreditanstalten  (Societil  ecl  Isti- 
tuti di  Credito  agrario)  nach  den  GG.  v.  23. 
Januarl887,Nr.4276,  26.  Jidi  1888,  Nr.  5558 
und  30.  März  1890,  Nr.  6790. 

4.  Sparkassen  (Casso  di  risparmio),  -welche 
Ton  den  GG.  v.  15.  Juli  1888,  Nr.  5546,  und 
17.  Juli  1898,  Nr.  311,  geregelt  sind. 

5.  Privatbanken  im  engeren  Sinne  des 
Wortes ;  sie  sind  von  den  Civil-  und  Handels- 
gesetzbüchern geregelt. 

Alle  diese  Ansäten  gehCren  nicht  in 
«nsere  Darstellung. 

91.  Die   ordentUchen  Kreditg*e8ell- 


scliafteu.  Wir  bescliränken  uns  demnach 
auf  die  sogenannten  ordentlichen  Kredit^ 
Seilschaften,  Societa  ordinario  di  CreditOk 
Ueber  dieselben  sind  die  Notizen  bis  zum 
Jahre  1863  sehr  dürftig,  da  nur  eine  in 
Mittel-  und  keine  in  Unteritalien  bestand, 
und  audi  in  Obeiitalien  waren  sie  sehr 
spärlich  vertreten. 

Neue  Kreditgesellschaften  b^nnffli  im 
Jahre  1863  zu  entstehen:  doch  Ende  1866 
war  ihre  Zahl  nur  15,  Ende  1869  nur 
19.  Dann  sind  sie  sehr  rasch  infolge  der 
Spekulation  gestiegen:  Ende  1871  55  (103 
Aullioneu  liie  eingezahltes  Kapital),  Ende 
1872  101  (Kapital  291  Millionen),  Ende  1873 
143  (Kapital  366  Millionen).  folgte  eine 
Kreditknsis,  insbesondere  in  Genua;  viele 
Gesellschaften  verschwanden,  andere  fusio- 
nierten sich.  Ende  1874  bestanden  noch 
121  (eingezahltes  Kapital  306  Millionen),  Ende 
1876  III  (Kapital  239  MilHonen),  Ende  1879 
101  (Kapital  170  Millionen).  Dann  vermehrten 
sie  sich  wieder:  Ende  1880  107  (Kapital 
182  MiUionen),  Ende  1885  125  (Kapital  236 
Millionen),  Ende  1887  158  (Kapital  270  Milli- 
onen), Ende  1890  159  (Kapital  281  Millionen). 
Seitdem  sind  einige  gefallen,  und  Ende  1895 
war  ihre  Zahl  auf  153  (Kapital  271  Millionen) 
gesunken. 

Sie  sind  alle  Aktiengesellschaften,  und 
didier  verweisen  wir,  was  ihre  Gründung 
und  Auflösung,  innere  Einrichtung,  Verant- 
wortlichkeit der  Verwaltungsorcane  etc.  be- 
trifft, auf  den  besonderen  Artikeiüber  die  Ak- 
tiengesellschaften in  Italien  oben  Bd.  I S.  224 ft 

Sie  betreiben  die  ordentlichen  Bankge- 
schäfte. Da  die  Notenaus^be  und  da 
Grund-  und  A^iraxkredit  mit  P&Ddbriefiuis- 
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gäbe  besonderen  Anstalten  unter  speciellen 
QeBetzen  anvertraut  ist,  so  bleiben  ihnen 
salcbe  Geschäfte  verboten.  Sie  können  axick 
nicht  als  Sparkassen  auftreten,  weil  be- 
sondere Gesetze  und  specielle  Vorschriften 
darOber  erlassen  wnrden;  doc^  können  sie 
Spareinlagen  aubiehmen. 

Unter  ihren  Aktivgescäi&ften  sind  be- 
sanders  zu  nennen  die  W echseldiskontiemDgi 
die  hypothekarischen  Anleihen,  das  £ffekten- 
nnd  Diffra«n^esdi&ft,  die  Hobiliar-Kredit- 
gestdiftfte,  das  Waren-Lombardgesdiftft,  die 
Vorschüsse  auf  Wert-,  insbesondere  Staats- 

eipiere  und  der  direkte  Ankauf  derselben, 
nter  den  Fassivgeschäften  stehen  obenan: 
die  verzinslichen  und  unverzinslichen  Depo- 
siten in  laufender  Rechnung  und  die  Spar- 
einlagen, welche  Depositen  mit  besonderen 
Bedingtingen  über  Zins,  fUlUgteitstezmin 
und  Maximalbetrag  sind. 

Was  die  Oeffentlichkeit  betrifft,  unter- 
scheiden sie  sich  von  den  übrigen  Aktien- 
gesellschaften nur  in  der  Verpflichtung,  am 
Ende  jedes  Monates  ihren  Ausweis  dem 
Kreisgericht  und  dem  Ministerium  für  Acker- 
bau, Gewerbe  imd  Handel  vorziil^en.  Die 
Schemata  der  Ausweise  sind  dorcn  königL 
Dekret  genau  vorgeschrieben. 

Utteratlir:  Quarta,  La  Ugge  9uUa  eircoUuitnu 
earUuxa  e  U  tvi  banehe  di  «mtMÜme  ariTtotaia 
(Torino  1880).  —  Ordinamento  degli  IttitiUi  di 
EmiMÜme;  dite^no  di  legge  (mit  aiußihrlichen 
Motiven}  prettntato  aüa  OÜnmi  dei  Veputati  ii 
£6  Hovembre  I8S8  (ßmetaaeke  AI  154  d"*"  pari. 
SeMtion  ISSX—SS).  — Mdanone  mtll'  andamento 
d&gU  IttiMi  di  «mittime:  jäkrlieher  o^xieUtr 
MerMit  *eU  1875:  der  ertte,  im  Jtütn  1875  er- 
sckienene,  enthält  eine  wertvoUe  Geachichie  des 
^tcangskuraet  und  der  Entelekung  de»  G.  v.  30. 
^prÜ  1874.    I>ieser  Bericht  wurde  früher  im 
Jfiiusterium  för  Ackerbau,  Gewerbe  und  Han- 
deX  verfastt,  jetit  aber  wird  er  im  Ministerium 
des  ataatsicJÜiUes  bearbeitet  und  trägt  den  7'itel 
JpTTTna,  aeconda,  terza,  eec.  Memoria  presentata 
tUt*  OH.  CbuMniifffene  permanenU  di  vigHauza 
MuUa  eireoIanoHe  »  »agli  ütituii  d'emienone.  — 
BoU^ino  wttnaüe  detk  ailwuioni  dei  conti  de^i 
ittitfUi  di  emietione  eee.  (oJ^zieUe  Publikation, 
früher  de»  MoTuletaminiaterium»,  jetxt  de»  Schatz- 
tnintsteriumtj.  —  Eine  reichhaltige,  doch  un- 
voUstdndige  und  x.  T.  veraltete  tiammlung  der 
Gesetzgebung  enthält  die  folgende  offiiielle  Piibli- 
Motion  de»  italtenisehen  Minieterivms  für  Acker- 
boM ,      Gewerbe  und    Mandel :  BiordinameTUo 
degl-i  Jitiluti  di  Emisaione  e  prowedimenli  re- 
itUivi  aüa  dreotatione  (Bd.  £8  der  Annali  del 
<^red4lo  e  ddia  Previdema),  Sorna  1894.  — 
JSisJke  eateh  dis  letatm  Jahrgänge  dt»  t^ßiriellen 
ßoUettino  di  Nolitie  tul  Credito  e  Ja  Previdema 
«o»  demselben  Ministerium,  wo  mehrere  hierher 
gthifriff^   partamentariache   Berichte  abgedruckt 

Sinti.    Eine  grändliche,  grosse  lAtteratur-  und 

ffcmat^e  jSachketminis  bekundende  Dartlellung  der 
Sani^fro^*  >><  Boiien  enthält  der  Avf»at»  von 
tfr  47>~*****c<sM>  GeschiehU  des  italienischen 
,^HMnffs/b»*r»e»  und   der    Wiederherstellung  der 


Valuta,  im  FiH.-Arch.,  XI.  Jahrg.  (18&4),  erster 
Band,  S.  77—151.  —  H.  auch:  X.  Sacht,  Das 
Finanzwesen  Italiens  im  Jahre  1894,  ebenda- 
selbst, XIL  Jahrg.  (1895),  xweiler  Band,  S.  1S4 
bis  141,  und  C.  itHhHmf,  Das  FinaHzwesen 
Italien»  in  den  Jahren  1895 — 96,  ebendaselbtt, 
XIV.  Jahrg.  (1897),  zweiter  Band,  8.  331— 141. 

—  Die  -neuesten  italieniteken  Bearbeitungen  der 
Bantgesetsgebung  enihaUe»:  SaH/vUrni,  BcouHie 
(Sonderabdruek  aus  der  ^ntidopedia  giuridiea 
italiana.  Vol.  S,  Part.  1).  Mikmo  1894  f^P-  V)' 

—  Supino,  i^loria  della  circolaiione  banearia 
in  llalia  dal  1S60  al  1894.  Torino  1895.  — 
MtmtitH,  Note  e  documenti  per  la  storia  deUe 
banche  di  emis»io»e  in  Italia,  Cittä  di  Castello 
1896.  — -  Mitti,  n  saggio  dello  »c(mto  e  le  im- 
poste  euüa  eircolaxione  banearia.  Napoli  1898. 

—  Annuario  statistico  itaUano  1898.  Borna  1898. 
Ptidma.  Carlo  F.  JtorrttPia 


Xin.  NiederUndische  Bank. 

Die  Centrainotenbank  der  europäischen 
Niederlande,  die  »Nederlandsche  Bank«  zu 
Amsterdam,  wurde  durch  küoigl.  Dekret 
vom  25.  März  1814  errichtet  Durch  die 
V.  V.  21.  August  1838  und  durch  die  GG. 
V.  22.  Dezember  18B3  und  7.  August  1888 
wurden  ihre  Verhältnisse  neu  geregelt.  Die 
jetzige  Verfass\mg  der  Bank  datiert  vom  27. 
Dezember  1888. 

Das  Privilegium  der  Bank  wurde  1814 
auf  25  Jahre  erteilt  und  1838  und  1863 
jedesmal  um  25  Jahre  verlängert.  Das  G. 
V.  7.  August  1888  hat  das  Privilegium 
zunächst  nur  für  15  Jahre  erteilt,  die  am 
31.  März  1904  ablaufen.  Wird  nicht  2  Jahre 
vor  diesem  Termin  von  der  Regierung  oder 
von  der  Bank  gekündigt,  so  läuft  rlas  Privi- 
legium 10  Jahre  weiter. 

Die  Niederländische  Bank  ist  eine  Aktien- 
gesellschaft mit  dem  Sitze  in  Amsterdam.  Die 
Bank  hatte  nach  der  Verordnung  von  1814 
das  Recht,  auch  in  anderen  PlUzen  dnrdli 
Korrespondenten  oder  Kommissare  ihre  Ope- 
rationen zu  bebeiben.  Die  Verordnung  von 
1838  schrieb  die  Errichtung  einer  »Beibankc 
in  Botterdam  vor.  Trotzdem  geschiüi  in 
den  ersten  5  Jahrzehnten  der  Bankthätigkeit 
nichts  für  die  Eirichtung  von  ZweigansUuten. 
Erst  die  strikten  Vorschriften  des  Bankge- 
setzes von  1863  brachten  die  Sache  in  Fluss. 
Am  31.  März  1898  hatte  die  Bank  eine  Bei- 
bank inßotterdam,  16  Agenturen,  2  Subagen- 
turen,  48  Korrespondentschaften  I,  Klasse, 
13  Korrespondentschaften  IL  Klasse,  10  Kor- 
respondentsobaftcn  HL  Klasse  und  ein  Um- 
wechselungskontor,  zusammen  also  91  Zweig- 
anstalten. Die  BefugQisse  der  einzelnen 
Gruppen  von  Zweiganstalten  sind  verschieden 
geoiTlnet 

Die  Niederl&idisdie  Bank  hatte  Ursprünge 
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Kch  ein  wirJdicUes  Notenmouopol  für 
das  europäische  Gebiet  der  Niederlande. 
Denn  die  Verordnungen  von  1814  und  1838 
schlieasen  für  die  nächsten  25  Jahi*e  aus- 
drQcklicli  aus,  dass  einer  anderen  Bank  das 
Notenrecht  verliehen  wii-d.  Die  Rankgesetze 
von  1863  und  1888  haben  dies  Monopol 
formell  beseitigt;  sie  lassen  zu,  dass  durch 
Specialj^esetze  noch,  andere  Notenbanken  in 
den  Niederlanden  errichtet  werden  bezw. 
dass  der  Umlauf  ausländischer  Noten  ge- 
stattet wird.  Indes  ist  von  dieser  Befugais 
n^t  Gebrauch  g^nacht,  so  dass  das  Notea- 
wesen  der  Niederlimde  vollkommen  centra- 
üsiert  ist.  [?flr  Niederiandisch-Indien  er- 
scheint die  »Javaadie  Bank«  zu  Batavia 
lind  für  Niederlfindisch-Guayana  die  »Suri- 
naamsche  Bank«  als  Centrainotenbank.  Jene 
wurde  1827,  diese  1864  errichtet.] 

Die  Niederländische  Bank  hatte  sich  in 
der  ersten  Zeit  noch  verschiedener  Yor- 
rechte  neben  dem  Notenprivüegiura  zu 
erfreuen.  Ueberdies  wurden  der  Bank 
kostenfrei  staatliche  (Gebäude  zum  Gebrauch 
überlassen,  und  von  dem  Grundkapital  über- 
nahm die  Regierung  1  Million  Gulden,  eine 
wertvolle  Hilfe,  da  die  Zeichnung  des  Grund- 
kapitals anfangs  auf  Schwierigkeiten  stiess. 
Die  Vorrechte  wurden  1838  wesentHch  be- 
schränkt und  1863  bis  auf  die  Befreiung 
der  Banknoten  von  der  Stempelsteuer  ganz 
beseitigt.  Der  kostenfreie  Gebrauch  der 
Staatsgebäude  WTirde  1864  aufgehoben.  Die 
Beteiligung  des  Staates  am  Grandkapital 
war  schon  vorher  (1847)  abgeschafft  wonien. 

Gegenleistungen  hatte  die  Bank 
anfui^  gar  nicht  zu  übernehmen,  und 
finanzielle  Torteile  zog  der  Staat  zunächst 
nur  aus  seinem  Aktienbesitz  und  aus  der 
unentgeltlichen  Wahrnehmung  der  Funk- 
tioaen  eines  Agenten  der  Staatskasse  Motens 
der  Bank. 

Das  Gesetz  von  1863  fügte  weitere  Gegen- 
leistungen hinzu.  Hiemach  konnte  die  B&ak 
durch  könüd.  Verordnung  mit  der  unent- 
geltlichen Wahrnehmung  der  Funktionen 
des  StaatskassiererB  zu  Rotterdam  und  an 
anderen  Bankagentar[dfttzen  belastet  werden 
und  war  dafür  dem  Blnanzminister  ver- 
aatwortlicK  Durch  Gesetz  konnte  ihr 
sogar  der  ganze  Dienst  der  Staatakaese 
unter  besonderen  Bedingun^n  Übertragen 
werden,  eine  Vorsdirift,  die  1871  durch 
Zahlung  von  100  OOO  Quldon  jährlich  an 
die  Staatskasse  abgelöst  wurde.  Temer  war 
die  Bank  nach  dem  Gesetz  von  1863  ver- 
pflichtet, bei  Anfertigimg,  Ausgabe  und  Ein- 
ziehung der  Mflnzsdieine  (Papiergeld)  un- 
entgeltlich mitzuwirken,  solange  deren  Ge- 
samtbetrag 15  Millionen  Gulden  nicht  über- 
schreitet EndÜch  behielt  sidi  die  Regienmg 
vor,  die  nach  diesem  Gesetz  neu  auszugeben- 
den 1000  Aktien  (=  1  Mülion  Gulden)  selbst 


einzuzahlen  und  dann  öffentlich  zu  v^kaufen, 
wobei  der  erzielte  Gewinn  der  Staatskasse 
zufliessen  sollte. 

Das  Postsparkassengesetz  vom  25.  Hai 
1880  Übertrug  der  Bank  die  unen^;eltlidi6 
Wahrnehmung  der  Funktionen  des  Kassierets 
der  »lüjks-post-spaarbankr. 

Das  Bankgesetz  von  1888  sieht  noch 
wffltere  G^enleistongen  vor.  Die  Bank 
wird  durch  dieses  Gesetz  verpflichtet,  die 
Funktion  des  Staatakassierers  zu  Amsterdam, 
Rotterdam  und  an  anderen  Bankagentur- 
plAtzen  sowie  die  Bewahrung  der  allge- 
meinen Staatskasse  iu  Amsterdam  unoit- 

Sdtlich  zu  übernehmen.  Für  den  Fall,  dass 
oUand  sich  einer  Doppdwährungsnuion 
anschliesst,  soU  die  Bank  durch  Gesetz  ver- 
pflichtet werden  können,  das  ihr  zum  Kauf 
angebotene  Münzmetall  zum  Münzpreise  zu 
kaufen,  sofern  in  den  anderen  CnionslftndOTn 
den  Hauptnotenbanken  eine  entsprecAiende 
Verpflichtung  auferlegt  wird. 

Das  Gesetz  von  1888  verpflichtet  die  Bank, 
auch  dem  Staat  Vorschüsse  im  Eontokorrent- 
verkehr  bis  zum  Betrage  von  5  MiUonen 
Gulden  gegen  den  gewölmlichen  Beleihungs- 
zins  und  gegen  Unterp^d  von  Staatskassen- 
Scheinen  zu  geben,  sofern  der  Fimuizminister 
das  zur  zeitweiligen  Verstärkung  der  Staate- 
kasse für  nötig  hält  und  sohmge  der  ver- 
fügbare Metallsaldo  der  Bank  nicht  unter 
10  Millionen  Gulden  sinkt. 

Ferner  wird  die  Bank  für  »befugt«  ei-- 
klärt,  dem  Staat  Vorschüsse  im  Eontokor- 
rentverkehr  zur  Einwechselung  der  Münz- 
Bcheine  gegen  Standardmünze  zu  leisten  g^n 
Unterpfand  desjenigen  Kapitals,  welches  als 
Fonds  zur  Sicherstellung  dieser  Umwecbse- 
luDg  in  das  Staatsschtddbuch  eingetragen 
ist.  Die  BefufnÜB  hört  auf,  wenn  der  SteaC 
mehr  als  1&  Millionen  Gulden  in  Münz- 
schcinen  auszugeben  beschliesst. 

Einen  einmaligen  finanziellen  Vorteil 
sichert  das  Gesetz  von  1888  dem  Staat  dadurch, 
dass  das  Au^ld  von  25  *>/o,  mit  welchem  die 
nach  dem  Gräetz  auszugebenden  4  Millicmen 
Gulden  neuer  Aktien  von  den  bisherigen 
Aktionaren  übennommen  werden  konnten, 
dem  Staat  zufliessea  musste  und  dass  von 
dem  Au^^d,  das  bei  dem  öffentlichen  Ver- 
kauf von  den  alten  Aktionären  nicht 
übernommenen  Aktien  erzi^t  wurde,  eben- 
falls 25  "/o  des  Nennbetrages  der  Staatskasse 
auszuzahlen  waren.  Dfuraus  erwuchs  der 
Regiemng  ein  Gewinn  von  1  Million  Marie. 

Weiter  giebt  das  Gesetz  dem  Staat  Anspruch 
auf  die  HiÜfte  des  Mehrbetrages  des  Reserve- 
fonds am  31.  März  1904  gegen  den  31.  März 
1889,  sofern  1904  das  Bankprivilegium  nicht 
erneuert  werden  sollte. 

Endlich  sicherte  sich  der  Staat  durcb. 
das  Gesetz  von  1888  auch  einen  ständigen  Ge- 
winnanteil.  Geht  der  Reingewinn  über  5^/o 
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des  Grundkapitals  hinaus,  so  erhalten  die 
AttionÄre  zunächst  S^/o  des  Kapitals.  Vom 
Ueberschuss  geht  V'io  an  den  Besarrefonds. 
bis  dieser  25^/o  des  Kapitals  erreicht.  Von 
dem  Kesi  &Ut  die  eine -Hälfte  an  den  Stat^ 
die  andere  an  die  Aktionäre,  bis  deren  Divi- 
dende 7  "/o  des  Kapitals  erreicht.  Verbleibt 
jetzt  noch  ein  weiterer  Reingewinn,  so  ge- 
bohrt dieser  zu  '/s  dem  Staat  imd  zu  Vs 
der  Bank.  Die  Gewinnanteile  des  Staates 
hfiren  auf,  wenn  der  Staat  einer  anderen 
Bank  gestattet,  Noten  in  Umlauf  zu  bringen, 
oder  wenn  er  beschliesst,  mehr  als  15  MoUi- 
onen  Gulden  MQnzscheine  auszugeben.  Der 
so  berechnete  Gewinnanteil  des  Staates 
stellte  sidi  für  1897/98  auf  1598962,03 
Gidden. 

Die  Aufsicht  über  die  Bank  wird  seit 
1863  durch  einen  kOni^.  Kommissar 
ausgeübt,  dessen  Besoldung  die  Bank  zu 
zahlen  hat  Die  Leitung  der  Bank  liegt 
in  der  Hand  eioes  Baukvorstandes,  der  aus 
dem  Präsidenten,  5  Direktoren  und  einem 
Sekretär  besteht.  Präsident  und  Sekretär, 
die  als  ständige  Orj^e  erscheinen,  werden 
Tom  KOnig  ernannt  und  abgesetzt  Die  5 
Direktoren  werden  nach  dem  Gesetz  von  1888 
von  den  Aktionären  ^wlUüt  auf  5  Jahre 
nnd  scheiden  in  bestimmtem  Turnus  aus. 

Die  Öessmtheit  der  Aktionäre 
wird  srät  1863  durdi  Generalrersammlung 
vertzeteu;  das  Stammiecht  bwinnt  dabei 
«st  mit  dem  Besitz  von  6  Altien.  Die 
GenendTeraammlun^  wählt  mindestens  15 
Bankkommissare,  die  ekwa  die  Stellung  des 
Anbichtsiates  haben,  auf  5  Jahre;  jedes 
Jahr  scheidet  Vi  dieser  Eranmissare  aus. 
(Vor  1863  wmtlea  6  Bankkcanmissare  Ton 
einem  Aosschuss  gewählt,  der  aus  den  G(t 
Hauptaktionären  bestand.  Eine  Generalver- 
sammlung existierte  damals  nicht.) 

Der  BÜikvorst^d  und  die  Bankkommissare 
erhalten  n.  a.  einen  bestimmten  Anteil  am 
Beingewinn. 

1ms  Grundkapital  der  Bank  betrug 
anfangs  5  Millionen  Gulden.  Es  wurde  er- 
h6kt  durch  V.  v.  27.  Mära  1819  auf  10 
Millionen,  durch  V.  v.  7.  April  1840  auf  15 
Millionen,  durch  G.  v.  22.  Dezember  1863 
auf  16  und  durch  G.  v.  7.  August  1888 
auf  20  Millionen  Gulden.  Eine  weitere  Er- 
höhung kann  nach  letzterem  Gesetz  nur  auf 
gesetznchem  "W^e  erfolgen,  während  früher 
der  £5nig  eine  Erhöhung  anordnen  konnte. 
Ein  fün^  des  Grundkapitals  kann  nach 
dem  G.  v.  7.  August  1888  in  Niederlän- 
discher Staatsschuld  und  in  sonstigen,  in 
Amsterdam    oder    anderen  europäischen 


M  Wenn  der  Gewinn  zu  einer  IKvidende 
TOB  o%  nicht  ausreicht,  wird  er  aus  dem  Re- 
■erreftnidB  erg^üirt  der  aber  nicht  unter  150|o 
des  Aktiente|dtalB  sinken  dait 


HauptbOrsen  gangbaren  Obligatümen  angel^ 
werden.  Die  Liste  der  letzteren  Papiere 
■vvcd  von  der  Bankdirektion  und  den  Bank- 
kommissaren  festgestellt 

In  derselben  weise  ist  der  Reserve- 
fonds anzulegen.  Der  Reservefonds  ist 
erst  durch  das  G.  v.  7.  August  1888  für 
obligatorisch  eiklärt  worden  und  muss  bis 
auf  25%  des  Grundkapitals  gebracht  wer^ 
den.  Am  31.  März  1898  betrag  er  5  201 479,40 
Gulden.  Vor  1888  beruhte  die  Reserven- 
ansammlnng  auf  dem  freien  Elntschluss  der 
Bank.  Dodi  wurden  1852  und  1863  schon 
Vorschriften  über  die  Anlage  der  Reserven 
gegeben. 

Die  Grosse  der  einzelnen  Bank- 
noten war  in  den  Verordnungen  von  1814 
und  1838  auf  25,  40,  60,  80,  100,  200,  300, 
500  und  1000  Gulden  festgesetzt.  Seit  1863 
ist  nur  noch  die  Mindestgrenze  (25  Golden) 
fes^el^ ;  im  übrieen  hat  der  Bankvorstand 
die&Osse  der  einzdnenNoten  zu  bestimmen. 
Am  31.  März  1898  waren  in  Umlauf: 

1 19t  150  Noten  zu    35  Onlden 
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DieGesamtmenge  der  auszugeben* 
den  Notenwar  nach  den  Verordnungen  nm. 
1814  und  1888  durch  die  Itegieruiu*  zu  be* 
stimmen  unter  B^rüc^chtigung  der  fhat- 
sächlichen  Kapitalien  nnd  Fonds  der  Bai^ 
Erst  1847  machte  die  Regierung  hiervon 
Gebranch  and  setzte  das  NotenmaTrimum 
auf  52  Millionen  Gulden  fest  Durch  V. 
15.  f  ebniar  1849  wurde  die  Grenze  auf  72 
Millionen  Gulden,  durch  V.  v.  18.  Oktober 
1849  auf  122  Millionen  Gulden  erhöht  mit 
der  Massgabe,  dass  52  Millionen  Gulden  zu 
40*/o,  der  überschiessende  Betrag  aber  zu 
100  "/o  bar  gedeckt  sein  muss.  Am  27.  Ok- 
tober 1855  wurde  die  Grenze  auf  150  Milli- 
onen Gulden  festgestellt,  wovon  die  ersten 
50  Millionen  Gulden  zu  40<*/o,  die  zweiten 
50  Millionen  Gulden  zu  60%  und  der  Rest 
zu  100  ^/o  bar  zu  decken  waren.  Am  23. 
Oktober  1857  wurde  die  Bardeckung  für 
die  ersten  100  Millionen  Gulden  auf  40  "/o 
festgesetzt  Das  Gesetz  von  1863  beseit^ 
das  Notenmaidmum  ganz  und  überliess  die 
Feststellung  der  Grenze  für  die  Bardeckung 
einer  königl.  Verordnung.  Die  V.  v.  16.  Aprü 
1864  schrieb  dann  für  die  Noten  und  für 
^e  anderen  stets  fäUigeo  Verbindlichkeiten 
eine  Bardeckung  von  40  ^/o  vor.  Der  Rest 
der  Noten  wird  durch  Wechsel  imd  Lom- 
barddarlehen sichergestellt.  Die  Noten  der 
Bank  spielen  unter  den  Ciikulationsmitteln 
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des  Landes  eine  grosse  Rolle.  Am  31.  De- 
zember 1897  w^n  ausser  den  MQnzscheinen, 
deren  Hödistbetrag  auf  15  Millionen  Gulden 
fe^esetzt  ist,  23  Millionen  Gulden  Gold- 
münzen xmd  57,76  Millionen  Guldeu  Silber^ 
münzen  ausserhalb  der  Baak  in  Umlauf, 
Tahrend  der  Notenumlauf  im  Dtux;hs(^nitt 
des  Jahres  1897/98  205,24  Millionen  Gulden 
betnig.  Die  Noten  sind  bd,  der  Hauptbank, 
der  Beibank  und  den  Agenturen  oei  der 
Vorzeigung  tfiglich  —  mit  Ausnahme  der 
Sonnt^  und  der  allgemein  anerkannten 
chrißtlicheu  Feiertage  —  bar  einzulösen. 
Doch  können  die  Agenturen  eventuell  die 
Einlösung  verschieben,  bis  von  der  Haupt- 
banfc  die  erforderliche  Münze  eingegangen 
ist  Die  Noten  sind  bei  den  Staatskassen 
als  Zahlungsmittel  zugelassen  und  unter- 
liegen der  Stempelsteuer  nicht  Für  Verhist 
oder  Vernichtung  der  Noten  kommt  die 
Baak  nicht  auf.  Zur  Prüfung  der  Berechti- 
gung des  Inhabers  der  Note  ist  die  Bank 
nicht  verpflichtet,  sie  kann  aber  bei  einem 
entsprechenden  Elrsuchen  der  Interessenten 
oder  beim  Verdacht  eines  Verbrechens 
Quittung  und  Unterschrift  desjenigen  ver- 
langen, welcher  die  Noten  zur  Einwechse- 
lung anbietet. 

Seit  1863  kann  dieBank  An-weißungen 
an  Ordre  von  einem  Bankkontor  auf  das 
andere  zur  Erleichterung  des  Zahlungsver- 
kehrs uud  der  Geldveraendungen  zwischen 
den  einzelnen  Bankplätzen  ausgeben.  Nur 
die  Korrespondentschaften  III.  Klasse  sind 
davon  aus^esdüossea.  Der  Gesamtbetn^ 
der  Anweisungen  ist  zu  ^  "/o  bar  zu 
decken. 

Die  Anwendung  dieser  Anweisungen 
wurde  lange  Zeit  durch  den  Wertstempel 
von  5  Cents  für  je  100  Gulden,  der  von 
jeder  Anweisung  zu  entrichten  war,  in  engen 
Grenzen  gehalten.  Seit  1.  Januar  188B  ist 
statt  des  wertBtempds  ein  Fixstempel  von 
5  Cents  für  jede  Anweisunn^  zu  entrichten. 
Die  Ümlaufi^it  der  Anweisungen  wurde 
glächzeitig  auf  8  TEige  festgesetzt  Der 
Gebrauch  der  Anweisungen  hat  sich  seitdem 
erheblich  gesteigert  1897/98  wurden  38  463 
Anweisungen  im  Betrage  von  253,86  Milli- 
onen Guldea  abgegeben. 

Der  Gesohftftskreis  der  Niederlän- 
dischen Baak  war  1814  auf  folgende  Zweige 
erstreckt  worden: 

1.  Diskontieren  von  Wechseln, 

2.  Effekten  und  Wareolombard, 

3.  Münz-  und  EdelmetaUhaadel, 

4.  Kootokorrentverkehr. 

Diese  Geschäftszweige  sind  auch  später 
beibehalten,  aber  vielfach  erweitert  worden. 

Zum  Diskontieren  wiu-den  1838  auch 
sonstige  Handelspapiere  auf  Namen  oder 
an  Ordre  mit  zwei  oder  mehr  guten  Unter- 
schriften zugelassen.   1863  wurde  die  Vor- 


schrift beseitigt,  dass  diese  Handelspapiere 
auf  Namen  oder  an  Ordre  lauten  mitesen, 
aber  erklärt,  dass  sie  die  handelsübliche 
Umlaufszeit  haben  müssen.  Nach  dem  Gesetz 
von  1888  sind  diskontierbar  »Wechsel,  An- 
weisimgen  und  Ordiebriefec  mit  höchstens 
6  Monaten  Umlaufszeit  Seit  1863  ist  das 
Dis)K)ntges(dt&ft  ausgedehnt  auch  auf  die 
im  Inlfuide  binnen  3  Monaten  ablösbaren 
oder  verfollenden  Sdtiddbriefe  und  Rraten- 
titres  in-  und  ausländischer  StajUsrnSchte 
und  auf  gleichartige  Papiere  privater  Körper- 
schaften oder  Gesellschaften. 

Die  Promessen  und  inländischen  Wechsel 
dürfen  nach  den  jetzt  gültigen  Bestimmimgea 
längstens  3  Monate  und  Wechsel  von 
Europa  auf  Amerika  längstens  3  Monate 
nach  der  Diskontierung  zahlbar  sein.  Wechsel 
aus  China,  Sumatra,  Britisch  Indien  und 
Australien  müssen  längstens  in  6  Monaten 
nach  der  Acoeptation  zahlbar  seiu. 

Für  Promessen  und  für  Inlandswechsel 
mit  mehr  als  3  Monaten  Verfallzeit  wird 
ein  in  der  Regel  um  Vx  %  höherer  Diskont 
gefordert  als  für  sonstige  Wechsel. 

Seit  1.  Oktober  1885  sind  Wechsel,  die 
durch  Agenten  der  Handels-  und  Kredit- 
einrichtungen in  Niederländisch-Indien  (mit 
Ausnahme  der  Niederländischen  Handels- 
gesellschaft) auf  die  Kontors  dieser  Gesell- 
schaften in  Holland  gezogen  werden,  nur 
dann  diskontierbar,  wenn  sie  längstens  10 
Tage  nacli  Sicht  oder  2  Monate  nach  der 
Ausstellung  zahlbar  sind. 

Alle  zu  diskontierenden  Papiere  müssen 
von  einer  Person  oder  Firma  in  Holland 
oder  den  Kolonieen  gezeichnet  und  an  einem 
der  91  Bankplälze  zahlbar  sein.  Papiere 
auf  die  71  Nebenplätze,  in  denen  die  Bank 
nur  durch  Korrespondentschaften  vertreten 
ist,  müssen  ausser  dem  Diskont  noch  einen 
»Platzverlnst«  von  ^/8%  zahleo. 

Das  Lombardgeschäft  erstreckte 
sich  1814  nicht  auf  auslAndische  Papiere. 
1838  wurden  gewisse  und  1852  alle  sonst 
geeigneten  aiislAndischen  Papiere  zugp'lassea. 
Seit  1838  können  auch  Münzen  und  Münzr* 
material  lombardiert  werden.  Anfangs  war 
für  die  Belöhungen  ein  notarieller  Akt  vor* 
^s(dirieben,was  1838 fortfiel.  Derßeleihungs- 
zins  durfte  nach  der  Verordnung  von  1814 
höchstens  auf  ö  °/o  festg^esetzt  werden.  1838 
wurde  dieses  Zinsmaximum  beseitigt  Da 
indes  das  Wucher^setz  vom  3.  Sep- 
tember 1807  auf  den  Lorabardverkehr  An- 
wendung fand,  konnte  nach  1838  der  Lom- 
bardsatz nicht  über  6  "/o  hinausgebracht 
werden.  Durch  das  G.  v.  22.  Dezember 
18Ü7  wurde  diese  Schranke  abgeschafft 

Die  Beieihungen  erfolgen  in  der  R^e. 
auf  3  Monate,  doch  ist  seit  1874  beim  Ef- 
fektenlombard eine  Verlängerung  auf  3  Mo- 
nate zulässig.    Seit  1866  sind  auch  »kurze 
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BeleihungeD«  von  Effekten  und  Waren  auf 
8  Tage  zulässig. 

E^m  Edelmetallhandel  ist  der 
Bank  kein  fester  Ankaufspreis  vollschrieben. 
Die  Bank  kaufte  seit  1875  das  Kilogramm  fein 
Gold  zu  1645  Giüden,  seit  1879  zu  1647  Gulden, 
seit  1881  zu  1648  Oulden,  w&hrend  man  bei 
der  Mfinze  nach  Abztig  der  Frägnogskosten 
1647,87  Gulden  für  1  kg  fein  Gold  erhält.^ 
Der  seit  1881  festgehaltene  höhere  Preis 
der  Bwk  bat  die  Goldzufuhr  in  der  Haupt- 
sache zur  Bank  hingelenkt,  so  dass  die  Gold- 
ansmünzimgen  in  Holland  fast  aussdiliess- 
lich  fQr  Rechnung  der  Bank  «i^führt 
werden. 

DerE OD  tokorrent  verkehr  der  Bank 
-war  1814  auf  Gelder  des  Staates  und 
Öffentlicher  Autoritäten  beschrfinkt  wor- 
den. 1838  viu^e  diese  Beschickung  be- 
seitigt; doch  beteiligte  sich  das  Privatpubli- 
kum andi  spfttCT  nur  wenig  an  dem  £onto- 
konentveikenr,  da  derselbe  nicht  besonders 
erleichtert  war.  Erst  in  der  neuesten  Zeit 
ist  die  Beteiligung  der  Privaten  leb- 
hafter. 

Zu  den  erwähnten  4  Geschäftszweigen 
fügte  das  Gesetz  von  1863  noch  hinzu  den 
Depositenverk  ehr,  der  seit  1869  durch- 
geführt wird.  Anfangs  waren  mir  »ge- 
schlossene Depositen«  zulässig,  d.  h.  ver- 
siegelte Pakete  von  höchstens  50  kg  Ge- 
wicht und  höchstens  0,7  m  Höhe,  0,7  m 
Länge  und  0,5  m  Breite.  Seit  1.  Dezember 
1880  sind  auch  »offene  Depositen«  zugelassen, 
d.  h.  Effekten  in  losen  Stücken.  Bei  den 
offenen  Depositen  übernimmt  die  Bank  seit 
1887  auch  die  Realisierung  der  Coupons 
g^n  eine  besondere  Provision  von  Vi^/o. 
Seit  1890  kann  in  diesem  Falle  der  Betrag 
der  Coupons  kostenlos  in  Kontokorrent 
eingezahlt  werden.  Die  Gebühren  für 
den  Depositenverkehr  sind  seit  1885  er- 
mässigt 

Der  Verkehr  in  geschlossenen  Depositen 
war  anfangs  niu*  bei  der  Hauptbank  zulässig. 
Seit  1881  ist  er  auch  bei  der  Beibank  in 
Rotterdam  und  seit  1890  auch  bei  der 
Agentur  in  Haag  und  seit  1897  auch  bei 
der  A^ntur  in  Groningen  gestattet.  Offene 
Depositen  können  bei  der  Hauptbaok,  bei 
der  Beibankj  bei  den  Agenturen  und  Sub- 
agenturen  niedergelegt  werden. 

Ein  sechster  Gescaäftszweig  wurde  durch 
das  Gesetz  von  1888  hinzugefügt,  nämlich  der 
An-  and  Verkauf  von  im  Auslande 
zahlbaren  Wechseln  und  sonstigen 
Auslandspapieren  mit  2  oder  mehr 
soliden  Unterschriften  und  mitder 


>}  Seit  1&  Febmar  1898  wird  fär  dentiche 
und  fraiuEttaisdie  OoldmUnsen  IBöO  Golden  fOr 
1  kg  fein  gwahlt. 

BaadwBrtoflnidi  dar  8t»atnrliMBHlialtea.  Zwslte 


handelsüblichen  Umlaufszeit.  Die 
Summe  der  Gelder,  die  in  solchen  Aus- 
landspapieren aagGlegt  ist,  darf  nicht  länger 
als  14  Tage  hinteretoander  den  verfügbaren 
Metallsaldo  überschreiten. 

Sonstige  Operationen  sind  der  Bank  ver- 
boten. — 

Die  ThAtigkeit  der  Bank  war  bis  1848 
sehr  wenig  ausgedehnt  Seitdem  entwickelte 
sich  unter  dem  Einfluss  des  neiiernannten 
Sekretärs  und  späteren  Präsidenten  Dr.  W. 
C,  Meea  und  infolge  der  1847—1852  dnroh- 
geführten  Münzreform  und  Papieigeldver- 
minderung  und  der  Eioführung  einer  be- 
schiftnkten  OeffentUchkeit  (1852)  der  Ver- 
kehr etwas  lebhaft«.  Bis  1863  blieb  indes 
die  Bank  doch  nur  eine  lokale  Amsterdamer 
BSnrichtung.  Mit  der  B^rttndung  von 
Z  weiganstalten,  die  durch  das  Gesete  von  1863 
voi^sduieben  waren,  beginnt  eine  neue 
Entwickelungsperiode,  in  deren  Verlauf  ädb. 
die  Niederländische  Bank  eine  sehr  widitiffs 
Stellung  im  Geld-  und  Kreditwesen  aas 
Landes  erworben  hat 

Die  Entwickeiung  der  Bankthätigkeit 
auf  den  Ibmp^bieten  seit  1863  wird  dur^ 
die  auf  S.  290  stehende  Uebersidtt  veran- 
schaulicht 

Lltteratnr:  Die  yiedertändüeh«  LiUeratur  Uber 
die  Mtdvrländüehe  Bank  ist  aekr  auigedelmt, 
beaehäftijft  nek  indes  tum  gröMten  Teile  mit 
der  Erörtenmg  der  titreiifragen,  die  dareh  die 
BantgetetaetUw&ft  vt  de»  VordergruHd  g»- 
s^nben  mtrde*.  Ueber  die  gtsehieMUdte  ^U- 
teickelnng  gehen  namentlich  folgende  Arbeite» 
Auskunft:  J,  F.  B.  Baerl,  Mededelinge»  be- 
treffende de  Nederlandsche  Bank  (in  ntitaaÜeu»- 
dig  en  ataatskuisKottdkundig  Jaarboekjeu,  Jahrg. 
1864,  1869,  187?,  188$  und  in  »Bijdragen  van 
het  statistisch  Inslüuut«,  Jahrg.  1886).  —  C. 
V.  OenHteen,  De  Nederlandsche  Bank,  haar 
verteden  en  haar  toekomtt,  Amsterdam  1886.  — 
S>  £  MoUzer,  Bijdrage  tot  de  geschiedenis 
van  de  Nedertandeehe  Bank  i»  cijfert  im  »staat- 
kundig en  itaathuishmulkttndig  jaaHtoel^, 
Jahrg.  1364.  S.  £98.  —  N.  G.  Piersotif  Bank- 
tteten,  iervgblick  op  tet  jaar  I864  in  »de  Eko- 
nomist«,  Jahrg.  1865,  fortgesetzt  bis  Jahrg.  1868. 
—  Dereelbef  Levensbericht  van  Mr.  W.  C. 
Mee«  (seit  186S  Präsident  der  Bank)  im  njaar' 
hoch  van  de  koninki.  Akademie  van  Weten- 
sehappenu  für  I884,  H.  98  -131.  —  Vteeertngf 
De  Nederlandsche  Bank  gedtirende  haar  vijflig- 
jaarig  bettaan  in  »de  Gids«,  Jahrg.  !86S,1L  — 
Statistique  internationale  des  banquci  d'emiasion, 
Pay»-Bas,  u.  Supplement  d  la  stalistique  de  la 
banque  des  Paya-Baa,  verSffentl.  vom  ital.  «tat 
Bureau.  —  X.  P.  van  «ten  Berg  tjettt  Präti- 
dent  der  Bank),  de  regeting  van  de  bank-biljitlen 
emissie  hier  te  lande,  Amsterdam  1896.  —  A. 
von  der  Borght,  hhlory  of  Banking  in  the 
Netherlands  in  nhisUny  of  Banking  in  all  the 
leading  nalionsu,  herausg.  vom  »Journal  of  com- 
merce and  commerrial  bulletinu,  Bd.  IV,  New- 
York  1896.  —  Derselbe,  Ueber  holländische 
Notmbttnkpotitik,  in  nJahrbueh  der  intemaUo- 
nalen   VereinigtMg  für   vergleichende  ReekU- 

AvflaBB.  II.  19 


Digilized  by 


Google 


290 


Hanken  (Niederlaiuie — Kusslanil) 


Eiitwickelung  der  Niederl&ndischeu  Bank. 


Du  rchsctmittl  .Betrag 

Diskontiemngen 

G^amtbetrag 
d.BeIeilmngen 

Depositen- 
verkehr, Be- 
stand am 

der 

dArnntar 

Diskontosatz 

auf  M 

Rchluspe  des 

g 

Geschäftsj. 

a 

1 

ns 

V 
N 

Wechsel  mit 
Unterschritt. 

i 

1 

a 

CS 

W.® 

■0*3 

s. 

2 

n 

Bank- 
anweisun 

a 

t 

0 

M 

2 
a 

S 

30 
4> 
.0 

a 

Sonstige 
delspapi 

& 

Ol 

i 

£. 

Cm 

a 

1 
ig 

s 
0 

a  (u 
es  Ol 

S  0 

escblossen 
Depots 

Offene 
Depots 

f 

p 

Ii 

« 

'S 

p 

Mill. 

0 

a 

<}  PS  amtbetrag  in 

«i 

Mill. 

fl. 

Taua.  11. 

Mtn.  fl. 

Mill.  fl. 

.Mill. 

\\ . 

Mill.  1:. 

fl. 

1864/65 

105 



34 

82 

179 

60 

5,2 

5,61 

— 

— 

— 

— 

— 

4,3 

19,7 

1865j66 

"3 

6 

34 

87 

161 

81 

4,41 

4,4» 

— 

— 

— 

— 

— 

3,9 

i8,s 

1866/67 

109 

7 

33 

78 

187 

96 

5,31 

5,81 

107 

29 

1,4 

— 

— 

5,3 

24,8 

1867/68 

119 

6 

29 

91 

145 

97 

2,935 

3,435 

110 

26 

1,1 

— 

— 

2,9 

13.2 

1868/69 

136 

6 

33 

106 

'911 

122 

89 

2,5 

3,0 

107 

25 

0,6 

— 

— 

2,6 

11,1 

1869/70 

132 

4 

25 

84 

■'97 

»95 

102 

4,01 

4,51 

124 

36 

0,4 

0,8 

— 

4,3 

19.9 

1870/71 

143 

28 

95 

JZÖ 

215 

112 

4,1 

4,6 

116 

40 

0,9 

2 

— 

4,S 

21.0 

1871/72 

168 

4 

31 

137 

146 

109 

3,09 
3,56 

3,59 

107 

34 

1,1 

3 

■ — - 

3,3 

'5,7 

1872,73 

165 

5 

35 

130 

193 

113 

4,216 

120 

43 

0,4 

5 

- — ■ 

4,0 

20,0 

1873/74 

166 

4 

29 

108 

307 

120 

4,75 

5.21 

104 

40 

0,7 

II 

— 

5,7 

28,6 

1874/75 

175 

0,7 

41 

•35 

307 

III 

3,5 

4,0 

89 

41 

4,4 

14 

— 

4,0 

»9,7 

187Ä/76 

184 

0,4 

49 

ISI 

286 

110 

3,2 

3,7 

100 

42 

3,7 

»5 

4,4 

21,4 
16,4 

187677 

187 

Ot3 

44 

156 

31Ö 

199 

119 

3,0 

3,5 

136 

37 

0,7 

»7 

— 

3,4 

1877/78 

200 

0,2 

16 

141 

294 

172 

122 

3,0 
3,62 

3,5 

163 

35 

0,6 

20 

3,4 

16,7 

1878,'79 

läs 

o>5 

32 

IIS 

261 

141 

4,12 

203 

34 

0,5 

21 

5,0 

25,4 

187980 

191 

0,2 

29 

149 

28«; 

166 

119 

3,07 

3,57 

144 

27 

0,8 

26 

3,6 

16,6 

1880/81 

194 

0,5 

19 

150 

287 

176 

III 

3,0 

3,5 

154 

24 

0,6 

28 

0,4 

3,1 

1881;82 

195 

0,7 

12 

120 

365 

242 

123 

3,72 
4,63 

4,22 

177 

21 

0,7 

28 

3 

4,2 

IQ. 7 

1882/83 

186 

118 

5 

105 

379 

258 

121 

5,13 

156 

20 

0,8 

29 

6 

5.1 

1883/84 

186 

530 

10 

125 

336 

213 

123 

3,644 

4,144 
3,558 

163 

26 

0.7 

28 

9 

3,9 

i8,8 
15.6 

1884,85 

192 

597 

9 

129 

286 

175 

III 

3,058 

169 

35 

0,5 

29 

3,3 

1885/86 

194 

610 

18 

143 

255 

140 

2,58 

3,08 

'53 

33 

0.5 

33 

22 

3,0 

12,2 

1886/87 

204 

694 

21 

170 

222 

120 

lOI 

2,5 

3,00 

»44 

25 

0,4 

31 

32 

2,5 

»0,7 

1887/88 

198 

743 

25 

153 

258 

144 

"5 

2,5 

3,0 

180 

4» 

0,4 

34 

39 

2,9 

188889 

207 

770 

22 

157 

319 

221 

98 

2,5 

3,0 

»53 

17 

0,3 

35 

49 

2,9 

»3,05 

1889/90 

212 

763 

18 

138 

394 

286 

108 

2,5 

3,0 

170 

15 

32 

59 

3,3 

7.9 

1890  91 

208 

758 

13 

119 

417 

286 

130 

3,02 

3,52 

209 

iS 

0,00 

46 

62 

4,4 

9,3 

189192 

198 

751 

6 

U7 

399 

262 

"35 

3,0 

3,5 

163 

22 

0,06 

50 

75 

3.8 

8,6 

1892  93 

194 

770 

II 

123 

332 

218 

113 

2,57 

3,07 

165 

15 

0,05 

54 

86 

3,1 

7,5 

1893/94 

198 

839 

8 

123 

317 

199 

118 

3,48 

3,98 

181 

23 

0,12 

54 

97 

4,0 

8,9 

1894/95 

206 

933 

6 

135 

282 

188 

93 

2,50 

3,0 

148 

23 

0,03 

42 

90 

2,7 

6,9 

1895/96 

209 

1139 

6 

130 

297 

191 

106 

2,54 

3,04 

179 

22 

0,003 

43 

102 

2,5 

7,8 

1896/97 

201 

1007 

5 

114 

324 

183 

140 

3,23 

3,73 

189 

22 

0,014 

45 

114 

3,3 

9,0 

1897/98 

205 

1065 

5 

114 

343 

1S6 

157 

3.0 1 

3,51 

175 

24 

0,04 

49 

125 

3,6 

9,5 

50 

8» 
3* 


^}  Neu  bewilligte  nnd  Terlfingerte  Beleihnngen. 

•)  Dividende  von  1814|15-1863|64:  ö,84«|o;  6\;  6\;  7\;  10,39\;  4''|o;  3,5»|o;  4%; 
;  6,ö\;  6,50L;  7%;  6ßy,  by,  3,5\;  0y  6,0%  l,S%;  5,5 «loj  k,2%;  4,7%;  5,4\; 
;  80L;  7,3%;  8,8V  ^M<,;  6.5%;  5,4%;  5,4%;  6,0\;  7,3«|  ;  9%;  6,5%;  5,4010;  3,5%; 
;  3i;  3%;  ö,6%j^,6o|oi  93%;  15,2%;  13,6«|o;  ä,ö%;  8,5%;  8^%;  ll,3o|,;  16,3o|o;  16,6 
')  Einschl.  der  im  Auslände  zahlbaren  Papiere. 


xcisseiiKChaJl  und  VolkswirUckaftslehreu,  Jahrg. 
1S97  S.  Iff,  —  Jahresberichte  der  Niederländi- 
schen Jktnk  seil  18641^5. 

B.  van  der  BorglU. 


XIT.  Die  Banken  in  Bnssland. 

I.  Die  russischen  Banken  im  all- 
gemeinen. 1.  QeBchicbtliches.  2.  Die  Beieha- 
bajik.  3.  Die  Stadtkommunalbanken.  4.  Privat- 
handelsbanken  (Aktiengesellschaften).  5.  Die  auf 


Gegenseitigkeit  gegründeten  Kreditgesellschaf- 
ten. 6.  Liquidation.  7.  Ändere  Banken.  8.  Besteue- 
rung. 9.  Statistisches.  II.  Die  gegenwär- 
tigen Verhältnisse  der  Reichsbank. 
1.  Die  neuen  Statuten  der  E^ichabauk.  2.  Die 
Wiederaufnahme  der  Barzahlungen.  3.  Die 
Lage  seit  1897. 

I.  Die  mssischen  Banken  im  all- 
gemeinen. 
1.  Geschichmches.    Das  üeburt^alir 
des  modernen  Bankwesens  in  Riissland  ist 
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-las  Jahr  1860.  Am  1.  Juii  a.  St.  d.  J.  er- 
öffnete die  durch  ükas  vom  30.  Mai  ge- 
^rOndete  Reicfasbaok  ihre  Thätigkeit.  Es 
bestanden  freilich  schon  früher  staatliche 
wie  auch  kommunale  Kreditanstalten,  aber 
mit  primitiver  Organisation  und  begrenzter 
Wirksamkeit  Die  ersten  Institute  dieser 
Art  waren  die  von  der  Kaiserin  Elisabeth 
1754  ins  Leben  gerufenen  Adelsbanken  in 
St.  Petersburg  und  in  Moskau,  deren  Zweck 
die  Beleihimg  von  besiedeltem  Lande  war, 
sowie  die  Kommerzbank  zur  Beleihung  von 
Waren.  Die  Kaiserin  Katharina  II.  errichtete 
1772  Depositen-  und  Leihkassen  bei  den 
Pupillenr&ten  in  den  beiden  Residenzen, 
1775  die  KoU^en  der  allgemeinen  Fürsorge 
in  den  Gonvemementsetädten  ^)  und  1786 
die  Leifabank.  Nach  einigen  Umgestaltimgen 
iler  Kreditanstalten  unter  Alexander  1.  war 
ihr  Stand  vor  der  ßeform  unter  Alexander  IL 
folgender.  Es  bestanden:  die  dem  Finanz- 
ministerium unterstellte  Leih-  und  die  Kom- 
merzbank, die  imter  dem  Ministerium  des 
Innern  stehenden  KoUegien  der  all^;emeinen 
FürsoEge  und  die  erwähnten  Depositen-  und 
Leihkiffisen,  ausserdem  die  1828  gegründete 
Polnische  Bank  mit  mehreren  Euialen  und 
nnige  städtische  und  korporatiTe  Banken, 
von  denen  nur  einige  wie  die  Handelskasse 
(1736)  und  die  Diskontokasse  (1794)  in  Riga 
dnige  Bedeutung  fOr  den  Handelplatz  hatten. 
Was  die  Operationen  jener  staatlichen  Bank- 
institute anbetrifft,  so  bestand  die  Aufgabe 
(1^  Kommerzbank  hauptsächlich  in  der  Ent- 
gegennahme von  Einlagen  zwecks  Verzin- 
simg wie  aucli  zum  Transfett  sowie  im  Ge- 
wShren  von  Darlehen  gegen  Wechsel  xmd 
Waren,  während  die  Ijeihbank,  die  Depositen- 
kassen  und  die  Kollegien  der  allgemeinen 
Fürsorge  de^leichen  Mnlagen  seitens  Privat- 
personen und  Regierungsinstitutionen  ent- 
gegennahmen und  im  Aktivgeschäft  langter- 
minierte, bis  auf  37  Jahre  laufende  Dar- 
lehen auf  städtische  und  ländliche  Liegen- 

')  Die  eigentliche  Aufgabe  der  Kollegien 
rler  ^gemeinen  Fürsorge  b^tand  resp.  besteht 
in  der  Errichtung,  Unterhaltung  von  Wohl- 
tbStigkeitsanstalten,  Waisen-,  Kranken-,  Armen- 
arbeitfibäusem,  auch  von  Zwangsarbeitshäusem 
etc.,  in  der  Entrichtung  von  Beiträgen  zum 
Unterhalt  von  Erziehmi^  und  Lehranstalten. 
Dementsprechend  hatten  de  die  Verwaltung 
der  Kapitalien,  die  ihnen  von  der  Regierung 
wie  von  Privatpersonen  zu  den  bezeichneten 
Zwecken  zugingen.  Hieran  knüpfte  sich  dann 
die  Verpflichtung  der  Gerichte  und  anderer 
Behörden,  die  bei  ihnen  liegenden  Summen  bis 
zur  Entscheidung  der  Sache  oder  bis  auf  Forde- 
rung dem  betrenenden  Kollegium  zoflie^iäen  zu 
lassen,  sowie  das  Kecht  der  Kollegien,  Einlagen 
entgegenzunehmen  (hervorgemfen  durch  den 
Mangel  an  sonatigen  Kreditanstalten).  IFnd  so 
bOdete  sich  das  KreditgeschUt  dieser  KoUe- 
gien ans. 


Schäften,  wobei  in  betreff  der  letzteren  Be- 
leihung die  Zahl  der  bei  dem  betretenden 
Landgut  angeschriebenen  Leibeigenen  zur 
Grundlage  der  Sicherheit  genommen  ward, 
und  kurzterminierte  auf  Faustpfand  (Gold, 
SilbCT  etc.)  verabfolgten.  Auch  die  Reichs- 
kasse bezog  Darlehen,  ebenso  Städte  etc., 
selbst  ä  conto  der  Landschafts-  (d.  i.  Pro- 
vin2ial-)steuem  wurden  diese  Kreditanstalten 
in  Anspruch  genommen.  Der  Geschäfts- 
betrieb nahm  nachstehenden  Tmiang  an: 

Die  Leihbank 


II 


1817 
1820 
1825 
1830 
1835 
1840 
1846 
1850 
1805 
18Ö6 
1857 
1858 
1859 


Einlagen 


a. 

p 

iS 


'S 


0*3  it 


I 


^1 


in  Hillionen  Bnbeln 


31,52 
33,90 
40,33 
78,79 
109,12 
160,77 
207,36 
292,76 
369,12 
400,16 
♦12,76 

37838 
317,81 


5,03 
27,76 

46,57 
87,25 
107,98 
170,87 
212,46 

222,02 
229,37 
21 2,60 
175,'a 


0,028 


6,69 
7,58 
7,42 

i»,44 
25,08 

48,14 
64,06 
75,40 
62,24 
54,90 


8,65 
4,83 
6,77 
11,52 
15,68 
22,72 
29,83 
34,63 
39,82 
42,70 

45,22 

38,39 
34,89 


22,83 

29.06 
27,49 

33,45 
37,03 
39,89 
50,65 
57,58 
62,86 
63,88 
62,27 
60,86 
37,93 


30,17 
34,78 

79,34 
106,10 

156,97 
303,36 
383,28 
386,08 
395.90 
368,30 
373,43 
383,33 


1818 
1820 
1825 
1830 
1836 
1840 
1846 
1850 
1856 
1856 
1857 
1858 
1858 


Die  Kommerzbank 

Einlitfen       Wechseldis-  gegen 
Stand  am  Schlüsse  kontienm^  Waren 
des  Jahres      im  Laufe  des  Jahres 
10,95 
38,30 
34,25 


2,95 
17,16 
28,07 
44,66 
65,89 
95,77 
125,73 
175,00 

215,95 
241,1a 
340,09 
240,32 
198,06 


'3,74 
9,23 
12,78 

13,35 

21,66 

17,80 
17,64 

20,8s 
26,89 
47,63 


1,45 
0,84 
0,82 
0,61 

0,74 
0,70 
0,60 
0,87 
3,16 

1,35 
1,98 
2,10 

4,73 


In  den  letzten  5  Jahren  ward  zurückge- 
zahlt 1855 :  47,79 ;  1856:64,76;  1857:94,21; 
1858: 108,61;  1859: 110,99  MUHonen  Rubel. 

Depositen-  und  Leihkassen. 
Einlagen  mit  den  auf- 
gelaufenen Zinsen,  mit  eigenes  Barlehen 
inschl.d.  eig.Kaiätals  Kapital 


1842 

36,23 

1843 

336,74 

61,64 

313,40 

1845 

347,20 
426,89 

44,25 

343,95 

18Ö0 

48,84 

409,38 

1865 

513,60 

75,43 

504,27 

1^ 

537,63 

76,93 

518,47 

1857 

543,95 

65,61 

508,28 

1858 

541,8a 

66,81 

513,64 

1859 

537,a4 

89,3a 

534,43 

19* 
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In  den  letzten  Jahren  auagezahlt:  1855: 
89,32;  1826:  125,37:  1857:  128,15;  1858: 
135,01  Millionen  Rubel. 

Die  Kollegien  der  allgemeinen  Fflrsorge. 


Schluss  des 
Jahres 
1843 
1845 
1850 
1855 
1866 
1857 
1858 


Einlagen 

41,09 
46,42 
63,79 
88,52 
101,66 
110,92 
113,09 


Darlehen 

(1849:  61,68) 

75,85 
103,76 

"4,5» 

128,71 


Demnach  in  Summa  in  diesen  Kredit- 
anstalten 

,       hinzuge-  zurflckge-  f^^}  ^'^ 


1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 


786,53 
806,08 
848,42 
872,98 
924,68 
1002,64 
1012,87 
970,74 


202,69 
242,42 
206,76 
233,89 
286,68 
288,65 
302,81 
199,77 


198,59 
212,87 

30l,2I 

191,47 
334,18 

299,95 
355,61 
304,19 


863,47 
893,13 
943,14 
1008,64 
1039,69 
1010,21 

1037,85 
1081,60 


Die  Daten  der  letzten  Jahre  zeigen,  in 
■welche  Krisis  das  Banlm'esen  geraten  war, 
und  decken  den  Grundfehler  der  ganzen 
Oi^nisation  desselben  auf,  der  in  dem  irra- 
tionellen YerhAltnis  des  Passiv-  zu  dem 
Aktivgeschäft  b^tand :  Einlagen,  die  bis  auf 
einen  geringen  unkündbaren  Teil  (ewige 
Einlagen^  jederzeit  erhoben  werden  konnten, 
und  Darlenen,  die  zum  grössten  Teil  auf 
lange  Zeit  festlagen.  Als  nun  1855  einer- 
seits die  Handelsumsätze  infolge  des  Krim- 
krieges  sich  verringerten,  andererseits  wieder- 
holte Emissionen  von  Kreditbilleten  erfolgten, 
b^;min  der  Geldzufluss  solche  Dimensionen 
anzunehmen,  dass  im  Jahre  1857  die  Ein- 
lagen eine  mhe  von  1276  Millionen  Rubel 
erreichten,  wovon  ca.  180  Millionen  Rubel 
umsiUizlos  blieben.  Das  Wesen  der  Erschei- 
nung ward  nicht  erkannt.  Statt  durdi  ein 
Anlehen  die  Banken  von  dem  üeberschuss 
zu  befreien  und  dadurch  auch  unser  Oeld- 
wesen  zu  konsolidieren  (Einziehimg  von 
£rediä)illeten),  richtete  sidi  die  Auimerk- 
wnkeit  nur  darauf,  die  Banken  vor  bedeu- 
tenden Zinsverlusten  zu  schützen.  Durch 
Ukas  vom  20.  Juli  1857  ward  der  Zinsfuss 
für  Einlagen  tou  4  auf  3  herabgesetzt,  den 
Ereditnehmffln  4  statt  5*Vo  Darlehen 
berechnet  Ward  nun  auch  die  Gefahr  einer 
grosseren  Bflckfordening  ins  Auge  gefasst 
und  dem  gemäss  bestimmt,  dass  die  einzelnen 
Kreditanstalten  sich  einseitig  aushelfen 
sollen,  ward  auch  dw  Finanzminister  beauf- 
tragt, erforderliciienialls  diese  durch  Gewäh- 
rung von  Darlehen  zu  unterstützen,  so  nahm 
doon  der  Abfluss  weit  gsGeaere  Dimensionen 


an,  als  man  envarten  zu  können  meinte: 
von  Angnst  1857  bis  zum  Schluss  des  Jahres 
win^Jen  über  48  Millionen  Rubel,  im  Ji^ur 
1858  ca.  110  Millionen  den  Bwiken  entzogen. 
Jetzt  ward  die  Notwendigkeit  einer  k^i- 
nalen  Reform  des  Bankwesens  erkannt  und 
fürs  erste  einige  vorbereitende  Massnahmen 
getroffen:  dim;h  Ukas  vom  13.  Mftrz  1859 
ward  die  Emission  von  »4'*/(i-Inskriptione- 
scheinen«  angeordnet ,  gegen  welche  die 
3  "/o-Depositei^cfaeine,  die  wie  bares  Geld 
cirkulierten,  umgetauscht  werden  konnten; 
diese  zu  spät  erfolgte  Massregel  hatte  nur 
geringen  Erfo^,  da  jetzt  andere  Staats- 
papiere  an  der  Börse  zu  Freisen  erworben 
werden  konnten,  die  mehr  als  4*>/o  tragen. 
Durch  Ukas  vom  16.  April  IST^B  wurde  die 
Verabfoigun^  von  Darlehen  auf  besiedelte 
Ländereien  inhibiert,  durch  einen  anderen 
vom  1.  September  desselben  Jahres  wurden 
auch  die  Depositenkassen  imd  die  KoU^wn  . 
der  allgememen  Fürsorge  dem  ünanznunis- 
terium   unterstellt,  zugleich  die  Verabfol- 

rg  von  Darlehen  auf  Liegenschaften  und 
Annahme  von  Einlagen  in  den  Bankin- 
stituten, mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kom- 
merzbank allendlich  eingestellt,  welch  letz- 
terer bis  1860  gestattet  wurde,  Einlagen  zu 
2%  anzunehmen;  zu  gleicher  Zeit  erfolgte 
die  Genehmigung,  die  Billete  aller  der  be- 
stehenden Kreditinstitute  g^en  6  "/o  Beichft- 
bankbillete  einzutausdien. 

i.  Die  Reichsbank.  Die  definitive 
Reorganisation  der  Banken  erfolgte  in 
der  Art,  dass  der  durch  Gesetz  vom  31.  Mai 
1860  gegründeten  Reichsbank  ausser  den 
Operationen  der  aufgehobenen  Kommerzbank 
und  anderen,  bis  dahin  den  staatlichen 
Banken  nicht  zukommenden,  weiter  unten 
anzugebenden  Bankgeschäften  noch  die  Ab- 
rechnung mit  den  Depositoren  der  Leihbank, 
der  Depositenkassen  und  der  Koliken  der 
allgemeinen  Fürsorge  übertn^en  wurde, 
während  die  beiden  letztgenannten  Kredit* 
Institute  nur  noch  die  Geschäfte  mit  ihren 
Kreditnehmeni{hypothekarische  Beleihungen) 
abzuwickeln  litten,  wobei  der  St  Peters- 
burger Depositenkasse  noch  die  Abrechnung 
der  aus  der  aufgehobenen  Leihbank  verab- 
folgten Darlehen  auferlegt  ward.  Die  gr»>Bse 
Schuld  der  Reichskasse  an  diese  (350  Milli- 
onen Rubel)  ward  in  den  ersten  Jahren  voÜ 
getilgt  Durch  G.  t.  16.  Oktober  1862  ei^ 
to]^  die  Reorganisation  der  Sparkassen,  die 
bei  den  DeiwsitenkaBsen  und  den  KoUegirai 
der  allgemeinen  Fürsorge  bestanden,  um  sie 
auch  den  weniger  Bemittelten  zugänglich 
zu  macdien:  sie  sind  allmählich  in  den 
misten  Stftdtea,  vielen  Fledcen  etc.  eröffnet ; 
sie  stehen  in  engster  Beziehung  zur  Bächs- 
bank. 

Die  Reichsbank  mit  ihren  »Kontorenc 
und  »Abteilungen«  ist  ein  rein  staatliches 
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Ingtitut :  sie  steht  direkt  unter  dem  ]^nanz- 
minister,  dem  die  Oberleitung  ihrer  Geschäfte 
zusteht  Als  sie  ins  Leben  trat,  varen  ihre 
Noten  uneinJSslichee  Papiergeld.  Ein  von 
dem  Minister  Lamansld  1862— 63  gemachter 
Vorsadi  sor  AITiedeihersteUun^  der  Valuta 
misalai^,  und  erst  1897  ist  dieses  Ziel  er^ 
reicht  'wWen. 

Das  Gnmdk^ntal  der  Büclisfaank  betoug 
ursprünglich  nur  15  MilMonea  Rubel  uaa 
wurde  nebst  dnem  Beserrek^utal  von  1 
jlGllioo  Bubel  den  Ei^dtaliea  dar  Kommens- 
nnd  Leihbank  entncmunen.  Aus  dem  Bein- 
gewinn, jährlich  bis  zu  *  s  desselben,  wurde 
ersteres  zunächst  auf  25  Millionen,  letzteres 
auf  das  gesetzUc^e  Maximum  von  3  Millionen 
gebracht ;  ausserdem  w\urde  der  Beichsbank 
das  Besitztum  der  dim^  0.  v.  3.  Juni  1885 
mit  ihr  vereini^n,  voriier  selbsUndig  da- 
stehenden Polnischen  Bank  (Grundkapital 
8  Millionen,  Beserrekapital  '/s  Million)  zu- 
geführt Durch  das  G.  t.  6.  18.  Juni  1894 
wurde  die  Erhöhung  des  Kapitals  bis  50 
Millionen  und  die  des  Beeervefonds  bis  5 
Millionen  Bubel  Torgesehen.  Dieses  Gesetz 
hatte  überhaupt  die  Bedeutung  eines  neuen 
Statuta  für  die  Bank,  und  es  wird  wegen 
des  Inhalts  desselben  und  der  Wiederauf- 
nahme der  Barzahlimgen  seitens  der  Bank 
auf  den  besonderen  Abschnitt  (unten  sub  II) 
und  auf  den  Artikel  Papiergeld  verwiesen. 

3.  Die  StadtkommnBaUMiiken.  Durch  G. 
V.  10.  Juni  1859  wurden  die  bestehenden 
Stadtbanken  reorganisiert  und  auf  Grundlage 
desselben  ein^  neue  gegründet  (zusammen 
21).  Einen  grosseren  Au&chwung  nahm 
dieses  Kreditwesen,  nachdem  das  Normal- 
ststut  für  Stadtkommunalbanken  v.  6.  Fe- 
bmar  1862  erschienen  war,  welches  durch 
G.  V.  30.  November  1870,  insbesondere  aber 
durch  G.  v.  26.  April  188»  —  zur  Verhin- 
derung der  in  diesen  Instituten  ans  Tages- 
licht getretenen  Missbrftuche  —  Modifikar- 
tioneD,  insbesondere  in  betreff  einer  wirk- 
Baoieren  Kontrolle,  er&hren  hat  Den  vor 
Ausübe  des  Normalstatuts  bereits  bestehen- 
de Banken  ward  gestattet,  um  ihre  Um- 
wandlung auf  Grund  dieses  Statuts  einzu- 
kommai,  was  fast  ausnahmslos  auch  von 
allen  ansgefflhrt  wurde,  da  die  neue  Oe- 
staltang  mehr  Freiheit  der  Bew^ng  und 
der  Operationen  gewährt 

Die  Gründung  solcher  Banken  erfo^ 
auf  Grund  des  Normalstatuts  mit  den  Ab- 
weichungen^ die  Örtliche  Bedirwfungen  ver- 
langen. Die  Bestätigung  gesdoieht  durch 
den  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern ;  Über  die  Gründung  einer 
jeden  Bank  hat  eine  Publikation  durch  den 
Senat  zu  erfolgen.  Ein  kaiserlicher  Befehl 
ißt  nur  über  solche  Punkte  erforderlich,  in 
betreff  deren  überhaupt  ein  solcher  gesetzlich 
Teriangt  wird  und  das  Nonnalstatut  nichts 


bestimmt  hat.  Audi  kQnnen  solche  Banken 
in  Dttrfem,  die  önen  städtischen  Charakter 
gewonnen  haben,  errichtet  werden  mit  den 
Abweichungen  vom  Nonnalstatut,  die  die 
genannten  Minister  für  erforderlich  erachten. 

Das  Grundkapital  einer  zu  gründenden 
Bank  hat  mindestens  10000  Rubel  zu  be- 
tragen; dieselbe  steht  untw  der  Aufsicht 
der  Stadtverordnetenveisammlnn^,  die  die 
Direktion  der  Bank,  d.  i.  dnen  Direktor  und 
zwei  Gehilfen,  auf  4  Jahre  (mit  Ausschei- 
dung je  zweier  nadi  je  zwei  Jdiren)  wählt, 
sie  dürfen  weder  ein  Amt  in  der  Stadtver- 
waltung (auch  nicht  als  Stadtverordnete)  noch 
auch  in  einem  anderen  Kreditinstitute  haben 
noch  in  verwwidtschaftlicher  Benefanng 
zu  einem  Gliede  des  Stadtamtes  (Exekutiv- 
oi^an)  stehen  noch  untereinander  verwandt 
sem.  Diskontkomitees  (unter  Vorsitz  des 
Direktors  imd  unter  Beteiligung  einer  seiner 
Gehilfen  und  mindestens  dreier  ad  hoc  Er- 
wählter) können  errichtet  werden.  Revisi- 
onen der  Bank  erfolgen  monatlich  durch  das 
Stadthaupt  und  zwei  Glieder  des  Stadtamtee, 
ausserdem  zu  jeder  Zeit  nach  Belieben  der 
Stadtverordnetenversammlung,  die  hierzu  die 
Personen  erwählt.  Die  Jahresrechensdiafts- 
berichte  gelangen  durch  das  Stadtamt  an 
die  Stadt-v.-V.,  die  zur  Prüfung  derselben 
eine  Revisionskommission  ernennt.  Der  Be- 
richt mit  dem  (rutachten  dieser  Kommission 
imd  dem  hieran  sich  knüpfenden  eventuellen 
Beschluss  der  Stadt- V.-V\  wird  dem  Finanz- 
minister imd  dem  des  Innern  zugestellt  und 
in  der  betreffenden  Gouvemementszeitung 
veröffentlicht  Eine  Revision  seitens  der 
IWierung  (Finanzministerium)  erfolgt  so- 
wohl auf  Antrag  des  Gouverneurs,  der  sich 
auf  einen  bezü^ichen  Beschluss  der  »Ctoo- 
vemementsbehörde  für  städtische  Angelegen- 
heiten« stützt,  wenn  die  Stadt-V.-V.  sie  zur 
Beseitigung  von  Missbräuchen  beantragt  hat, 
als  axuSi  auf  Initiative  des  Finanzministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern: 
zu  solchen  ausserordentlichen  Revisionen  sind 
aber  auch  Yotreter  der  Stadt-V.-V.  heran- 
zuziehen. Für  Verluste  der  Bank,  die  aus 
PflichtversänniniB  entstehen,  güt  pä^nlicbe 
und  vermügensreohtliche  Haftung.  Den 
Banken  sind  nachfolgende  Operationen  ge- 
stattet: 1)  Entg^nnahme  von  Einlagen. 
2)  "Wechseldiskontierung  (auf  nicht  über  9 
Monate).  3)  Darlehen  g^n  Sicherheit 
(Wertpapiere,  Waren,  Liegenschaften) 
und  (fie  Eröffnung  von  lautender  Redmnng 
gegen  Hinterlegung  von  Staats-  oder  vom 
Staate  garantierten  Wertpapieren.  4)  Ein- 
kassierung von  Wechseln  und  anderen  termi- 
nierten Papieren  im  Auftrage  Dritter.  5)Tran8- 
fert  von  Summen,  die  effektiv  eingezahlt 
sind,  an  alle  Orte,  wo  die  Bank  Korrespon- 
denten hat  6)  Kauf  imd  Verkauf  von  Wert^ 
papieren  aller  Art  in  Kommisaicai.    7)  Für 
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eigene  Rechnung  mu-  von  Staats-  und  vom 
Staate  garantierten  PapiereQ.  8)  Kauf  und 
Y^kaui  von  Edebnetall  (Münze  und  in 
Barren)  für  eigene  wie  für  fremde  Rech- 
nung. 9)  Verofändung  von  eigenen  Wert- 
papieren der  Bank  bei  anderen  Instituten 
und  10)  Weiterverpfändung  der  bei  ihr  ver- 
pföndeten  "Wertpapiere,  aber  nur  mit  En- 
willigung  der  Besitzer.  Bei  Gründung  einer 
Baak  wird  entsprechend  den  vorhandenen 
Mitteln  und  den  lokalen  Bedingungen  be- 
stimmt, welche  dieser  Operationen  zu  ge- 
statten und  auf  welche  Wertpapiere  Daiv 
lehen  zu  erteilen  ünd.  Die  Summe  aller 
Verpflichtungen  d^  Bank  sowohl  in  betreff 
der  Einlagen  undWnterbegebung  von  Wech- 
seln, als  auch  in  betreff  aJler  anderen  Ope- 
rationen darf  nicht  das  Fünffache  des  eigenen 
(Grund-  und  Reserve-)  Kapitals  Überragen. 
Niemandem  k^um  ein  grösserer  Kredit  (gegen 
Wechsel  und  g^n  P£uid)  als  Vio  des 
eigenen  Kamtals  der  Bank  bewilligt  werden. 
Den  an  der  Verwaltung  der  Bank  Beteiligten 
wie  auch  dem  Stadthaupt  imd  den  Gliedern 
des  Stadtamtes  'wird  ein  Kredit  nur  unter 
sehr  beschränkenden  Bedingtingen  gewährt. 
Der  Barbetrag  der  Kasse  darf  zusammen 
mit  den  in  der  Reichsbank  resp.  ihren 
Filialen  auf  laufende  Rechnung  stehenden 
Summen  nicht  unter  10°/o  aller  Verpflich- 
tungen der  Bank  betragen.  Der  Raum  ge- 
stattet nicht  ein  Eingehen  auf  die  zahl- 
reichen DetaÜbestinunimgen,  die  die  Bank 
wie  ihi-e  Gläubiger  vor  Verlust  schützen 
sollen.  Wir  heben  nur  die  wichtigeren 
hervor.  Das  G.  v.  26.  April  1883  verlangt 
von  der  Stadt  die  Bezeichnung  eines  be- 
stimmten stadtischen  Vermögensobjektes,  das 
ausser  dem  Bankkapital  die  Einlagen  sicher- 
stellt —  an  Stelle  der  durch  das  Normal- 
statut verlangten  Garantie  des  unbestimmt 
gelassenen  Begriffs  der  städtischen  Gemeinde 
(ob  das  städtische  Korporationsvermf^n 
oder  das  Besitztum  der  »Bürger«  oder  gar 
der  kommunal  berechtigten  Staatbewohner?) ; 
die  vor  dem  Erscheinen  dieses  genannten 
Ctesetzes  ins  Leben  getretenen  Banken 
können  mit  Genehmigiui^  des  Ministers  die 
letztere  Garantie  durch  die  erstere  ersetzen. 
Darlehen  gegen  Verpßlndung  von  Liegen- 
schaften sind  auf  solche  in  der  betreffenden 
Stadt  und  dem  Kreise,  in  welchem  diese 
liegt,  beschränkt  und  sollen  im  allgemeinen 
auf  nicht  über  3  Jahre  laufen,  können  jedodi 
für  Steingebäude  bis  auf  8  Jahre,  f(lr  Ifind- 
lidien  Gnmdbesitz  bis  auf  12  Jahre  gewftturt 
werden  j  Darlohen  auf  8 — 12  Jahre  sind 
nicht  wie  die  auf  kürzere  Zeit  ausgereichten 
in  eiiuir  Summe  zurückzuzahlen,  sondem 
können  bei  8  Jahren  nach  Ablauf  der  3  ersten 
Jahre  jAhrlich  mit  V»,  bei  län^rer  Frist 
nach  Ablauf  der  2  ersten  Jahre  im  ^eidim 
Betrag  jährlich  getilgt  w^en. 


Von  der  Reineinnahme  werden  10 — 20®.'o 
dem  Reservefonds,  bis  dieser  die  bei  Grün- 
dung der  Bank  normierte  Höhe  erreicht  hat, 
zugeführt  Ein  Teil  detselben  kann  audi 
dem  Ghiindkapita]  einverleibt  werden.  Das  ge- 
samte Reservekapital  ist  entweder  derReicns- 
bank  resp.  einer  Filiale  derselben  zu  über- 
Mben  oder  in  Staatspapieren  aufzubewahren. 
Die  restierende  Reineinnahme  kann  zu  städ- 
tischen Bedürfnissen  und  zur  Errichtung 
und  Unterhaltung  von  Wohlthätigkeitsan- 
stalten  verschiedener  Art  verwandt  werden ; 
der  nicht  verausgabte  Betrag  wird  dem 
Qrandka|>ital  zugeschrieben.  Die  Stadt  selbst 
kann  in  kemer  anderen  Art  vom  Grund- 
kapital entnehmen  denn  als  Darlehen  unter 
ihrer  Haftung. 

4.  PrivathandelslMUikeii  (AktiengeHeH- 
sehaften).  Nach  Durchführung  der  Reform 
des  staatlichen  Bankwesens  stattete  und 
förderte  die  Staatereperuny  m  der  ersten 
Zeit  die  Erriclitung  von  privaten  und  kom- 
munalen Banken.  Die  wichtigste  Form  der 
privaten  Banken  ist  die  der  Aktiengesell- 
schaft; die  erste  Bank  dieser  Art  ist  die 
1864  gegründete  St.  Petersburger  Privat- 
handelsbank,  zu  deren  Unterstützung  die 
Regienmg  ^'j  der  Aktien,  d.  i.  1  Milüon 
Rubel,  übernahm.  Der  schneUe  Erfolg  dieser 
Bank  rief  bald  die  Gründung  solcher  Unter- 
nehmungen in  den  beiden  Residenzen  imd 
in  anderen  Städten  hen'or,  die  grössten  sind 
die  1869  gegründete  Internationale  Handels- 
bank und  die  sehr  bald  darauf  ins  Leben 
getretene  St.  Petersburger  Diskontobank. 
Der  fieberliafte  Si)ekulationsdrang  nach  neuen 
Banken,  das  sich  hieraus  entwickelnde  und 
weit  um  sich  greifende  Börseusptel,  die 
schwindelhafteu  Operationen  so  mancher 
Banken  führten  zum  G.  v.  31.  Mai  1872, 
das  die  Gründung  neuer  Aktienbanken  in 
den  Residenzen  und  in  denjenigen  Städten, 
welche  bereits  eine  Privatbank  besassen, 
einstweilen  inhibierte.  Jedoch  fo^en  bald 
wieder  neue  Gründungen  und  gegenwärtig 
beträgt  die  Zahl  der  eigentlichen  Aktien- 
banken, abgesehen  von  der  Zwciganstalt  des 
Credit  Lyonnais,  37. 

Die  (Gründung  von  solchen  Banken  er^ 
folgt  auf  Grundlage  der  Nonnalbestimmungen 
des  Q.  V.  5.  Apnl  1883  durch  Bestätigung 
seitens  des  Finaozministers ;  w^tlen  abwei- 
chende BeBtimmungen  (z.  B.  ein  grösseres 
Grundkapital  als  5  Millionen  Rubel)  ge- 
wünscht, 80  erfolgt  die  Genehmigung  anf 
gesetzgeberischem  W^e  (durch  den  Reicha- 
rat  mit  kaiserlicher  Bestätigung).  Die  wich- 
tigeren Normalbestimmui^n  Gond:  die  Zahl 
der  Gründer  muss  mindestens  fünf  betragen, 
das  Grundkapital  nicht  über  5  Millionen 
Rubel,  von  welchem  die  Hälfte  sogleich  bei 
Zeidinung  auf  die  Aktien  einzuzahlen  ist, 
die  andere  Hälfte  aber  im  lAufc  von  6 
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Monaten ;  die  gew^irten  Blankokredite  dürfen 
nicht  Vio  des  eingezahlten  Qrund-  und  des 
Seserrekapitals  Überragen  und  nicht  über 
30  Tage  laufen;  die  Bankverpfliditungen 
dürfen  nicht  über  das  Fünffactie  des  Grund- 
nnd  Reserreh^itals  gehen;  die  Barsiunme 
der  Kasse  mit  Emschloss  der  der  Reiehsbank 
imd  ihren  Filialen  auf  laufende  Rechnung 
gegebenen  Snmme  müssen  beständig  mindes- 
tens 10 ''.o  der  Veroflichtungeo  betragen. 
Nur  auf  den  Namen  lantende  Ilinlageficheine 
kibmen  auagereicht  woden.  Die  Glieder 
der  Verwaltung  (wie  auch  die  Angestellten) 
haben  kdnen  w  echselkredit  bei  der  Bank 
und  dürfen  nicht  an  der  Verwaltang  einer 
anderen  Bank  beteiUgt  sein.  Das  bindere 
Beservekapital  wird  aus  der  Hfllfte  des  über 
10  ^/o  betrwenden  Beingewinnes  gebildet, 
bis  es  die  Höhe  des  Grundkapitals  erreicht, 
es  k«in  aber  ein  Teil  dieses  besonderen 
Reservekapitais  nach  Bestimmung  der  Ge- 
neralveraammlung  zur  Erhöhung  der  Divi- 
dende auf  8^/0  verwandt  werden.  Der  dritte 
Teil  ilieses  besonderen  Reservekapitais  ist 
in  der  Reichsbank  resp.  ihren  Filialen  in 
Staats-  oder  vom  Staate  garantierten  Wert- 
papieren aufzubewahren.  Auf  der  General- 
versammlung kann  kein  Aktionär  mehr  als 
Vio  der  auf  ihr  vorhandenen  Stimmen  auf 
sich  vereinigen.  Eine  Revision  der  Bank 
seitens  der  Regierung  erfolgt  auf  Beschluss 
der  Generalversammlung  oder  auch  einer 
Minorität  derselben,  wenn  diese  mindestens 
^'3  der  vorhandenen  Stimmen  und  mindestens 
^.'5  des  Grundkapitals  repräsentiert  Auch 
sonst  stehen  diese  Banken  unter  der  Kon- 
trolle der  Regierung  und  den  Bestimmungen 
über  die  Liquidation. 

5.  Die  anf  Gegenseitigkeit  gegrün- 
deten Kreditgesellschaften.  Die  erste 
dieser  Art  wurde  1862  in  St.  Petersbui^ 
g^ründet,  um  den  Handel-  und  Gewerbe- 
Ireibenden  Hilfe  zu  leisten,  welche  unter 
der  in  jenem  Jahre  stattgefundenen  ver- 
heerenden Feuersbrunst  gelitten  hatten. 

Sie  treten  ins  Leben  mit  Bestätigimg  des 
Flnaozministers  und  haben  gewissen  Norm- 
bestinunuDgen  und  dem  Muster  gewisser 
bestehender  Geselischaltea  (zu  Pensa,  War- 
schan, zweite  Gharkowor  und  zu  Nowo- 
tsdieiWik)  zn  entsprechen.  Bis  zu  10*>/o 
des  Garantiekapitals  ist  einzuzahlen;  die 
grOsste  Einzahlung  eines  Mitgliedes  darf 
'nicht  das  ISfache  der  geringsten  Einzahlung 
überragen.  Niemand  darf  mehreren  Gesell- 
achaftea  dieser  Art  wgehOren.  Mit  Er^ 
laabnis  des  Binanzministers  kt^en  l&id- 
Jk^ien  Gemeinde  und  bäuerlichen  Genossen- 
schaften, auch  wenn  diese  nicht  Mitglieder 
der  Gesellschaft  sind,  Darlehen  gewährt 
werden.  Das  G.  v.  14,  Februar  1884  giebt 
der  Gteneralversumnlung  das  Recht,  mit 
O^ieluu^ng  des  Finanzministers  ihre  Rechte 


einer  Bevollmächtigtenversammlung  zu  über^ 
tragen,  welche  aus  mindestens  36  mit  ein- 
fcicher  Stimmenmehrheit  erwählten  Personen 
zu  bestehen  hat  Der  Wahlmodus  ist  das 
Dreiklassensystem,  wobei  jede  Klasse  der 
Simime  der  Einzahlungen  repräsentiert  und 
'/3  der  Zahl  der  BevoUmäehtigten  (ans  der 
eigenen  oder  aus  einer  anderen  Klasse)  wählt, 
wobei  jedes  Mitglied  in  der  Klasse  das 
gleiche  Stinuniecht  ausübt.  Auch  kann  der 
Finanzminister  aus  eigener  MachtvoUktm- 
menheit  die  Ersetzung  der  Generalversamm- 
lung diuch  die  Bevollmächtigtenversammlnng 
anordnen.  Venmlasst  wurde  die  Sdiaffung 
der  Bcvollmächtigtenversanunlung  durch  die 
grosse  MitgUederäahl  mancher  Gesellschaften 
(in  der  St  Petersburger  ca.  6000),  die  dne 
gemeinsame  Yeriiandlung  zur  Unmöglichkeit 
machte. 

Endlich  sei  nocli  erwähnt,  dass  (G.  v. 
17.  Mai  1871  und  v.  31.  Mai  1872)  den 
Gouvernements-  und  den  Kreis - 
landschaften  (Selbstverwaltungskörper- 
schaften) gestattet  ist,  sowohl  Bodenkredit- 
banken nach  dem  Muster  bestehender  als 
auch  Kreditinstitute  zur  Entgegennahme  von 
Einlagen  und  zur  Gewälu*ung  kurztermi- 
nierter Darlehen  auf  Wechsel  und  unter 
Verpfändung  von  beweglichen  Vermögens- 
objekten zu  errichten  mit  Bestätigung  des 
Ministers  der  Finanzen  und  des  Innern.  Die 
Statuten  letztgenannter  Institute  sind  den- 
jenigen der  letztbestätigten  Aktienbanken 
oder  Gesellschaften  g^nseitigen  Kredits 
nachzubilden,  Abweichungen  nur  auf  gesetz- 
geberischem Wege  zu  erreichen.  Solche 
Kreditanstalten  giebt  es  nur  wenige ;  sie 
fallen  in  eine  dieser  bdden  Kate^rieen 
(Aktienbanken  oder  g^enseitige  Ereditgesell* 
Schäften). 

6.  Liquidation.  Durch  G.  v.  22.  Mai 
1884  werden  in  betreff  der  behandelten  drei 
Kat^orieen  von  Kreditinstituten  besondere 
Bestimmun^n  getroffen  über  das  Verfahren 
bei  der  Liquidation,  die  einzutreten  hat, 
wenn  das  Grund-  resp.  Aktien-  resp.  An- 
teilskapital durch  Verluste  bis  zu  dem  Be- 
trage veiringert  ist,  bei  welchem  laut  Statut 
des  betreffenden  Instituts  die  Thätig^eit  ein- 
zustellen ist,  resp.  wenn  keine  Bestimmung 
hierüber  enthalten,  bis  zu  des  Kapitals, 
wie  auch  über  das  Ver&hren  beim  Emtritt 
der  Zfüüungsunföhigkeit 

7.  Andere  Banken.  Es  bestehen  noch 
einige  Banken,  die  in  keine  der  drei  Eate- 
gorieen  passen:  die  Alexander-Adels- 
bank in  Nishninowgorod,  von  der  Adels- 
korporation dieses  Gouvernements  ins  Leben 
gerufen,  bestätigt  am  30.  Oktober  1841,  mo- 
difiziert diurch  das  am  22.  Oktober  1868 
bestätigte  neue  Statut ;  zu  dieser  Zeit  betrug 
das  Grundkapital  1  Million  Rubel.  Diese 
Bank  hat  neben  den  gew^öhnlichen  kommer-f 
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ziellen  OperatioueD  das  Recht  der  Darlehens- 
gewährung  auf  ländliche  Liegenschaften 
im  GouTemement  Nishninowgorod  und  auf 
städtische  in  dieser  Stadt,  jedoch  das  Redit 
der  Wechseldiskontierung  steht  ihr  nicht  zu. 
Die  Kigasche  Börsenbank,  enichtet 
von  der  Böisenkaufmannschaft  dieser  Stadt, 
■welche  die  Garantie  in  betreff  der  Verbind- 
lichkeiten der  Bank  trägt,  bestätigt  am  3. 
Juni  1863,  ins  Leben  getreten  3.  März  1864. 
Das  Grundkapital,  das  Ton  der  Börsenkauf- 
mannschaft  dargebracht  ward,  betrug  100000 
Rubel ;  am  1.  Januar  1898  war  es  auf  2 191  ODO 
Rubel  nebst  einem  Reservefonds  von  3,3 
Millionen  gestiegen;  eine  Reihe  von  Insti- 
tutionen kaufmännischen  Gha^kters  wie  ge- 
mmnnOtziger  Art  erhalten  Subsidien  aus  den 
BeineinDahmen.  Aehnlich  ist  die  1891  mit 
einem  Kapital  von  100000  Rubel  (wozu 
gegenwärtig  100000  Rubel  Reserre)  ge- 
gründete Libauei-  BCisenbank.  Zwei  alte 
ständische  Banken  in  Riga,  die  Diskonto- 
kasse, g^rOndet  1794,  imd  die  Hand- 
lungskasse, gegründet  1736,  sind  zu 
Stadtkommunalbanken  (mit  abweichendem 
Statut)  umgewandelt.  Die  Bodenkreditbanken, 
nämlich  die  staatliche  1885  gegründete  Adels- 
bank und  die  damit  rersc^molzene  frühere 
gegenseitige  Bodenkreditanstalt  und  die  Bau- 
embank,  sowie  drei  Gegenseiti^eitsgesell- 
schaften  und  zehn  Aktienbanken  sina  hier 
nicht  weiter  zu  berücksichtigen. 

8.  Bestenerong.  Die  Banken  untcr- 
li^^D  den  allgemeinen  Uandelssteuem.  Sie 
haben  (G.  v.  5.  Jimi  1884)  entsprechend 
dem  Betrage  ihres  effektiven  J^pitals  (Grund-, 
Reserve-  und  andere  Kapitalien)  einen  Schein 
I.  Gilde  (565  Rubel)  zu  lösen,  wenn  dieses 
50000  Rubel  Übersteigt,  einen  solchen  II. 
Gilde  (je  nach  den  5  Klassen  i-esp.  Ort- 
schaften 120  resp.  95,  75,  55,  40  Rubel), 
wenn  das  Kapiital  10—50000  Rubel  beträgt 
und  bei  geringerem  Kapital  nur  einen 
Schein  ftü'  Kleinhandel  (je  nach  den 
5  Klassen  35,  resp.  25,  20,  15,  10  Rubel). 
Für  städtische  und  provinziale  Bedürf- 
nisse wird  eine  Zusclüagssteuer  bis  zum 
Betrage  von  15*/o  der  Sdieine  der  ersten 
und  zweiten  Güde,  10  "/o  aller  anderen,  auch 
der  weiter  unten  anzugebenden  Handels- 
dokumente erhoben.  Durch  das  G.  v.  15. 
Januar  1885  wurden  u.  a.  axKsh  die  Banken 
einer  ergänzenden  3  "/o-Steuer  (vom  Reinge- 
winn) unterworfffli,  das  G.  v.  19.  Mai  1887 
flriiOhte  die  Zahlung  ffir  den  Schein  erster 
Gilde  für  knporative  Erwerbsgesellschaften 
aller  Art,  also  auch  Banken,  durch  eine  Ef* 
gfiozungssteuer  von  635 Rubel  (also  zusammen 
1200  Rubel),  die  jedoch  von  den  Instituten 
nidit  zu  entrichten  ist,  welche  mehr  als 
zehn  Scheine  zu  lösen  haben.  Durch  das 
G.  V.  21.  Dezember  1892  (a.  S.)  wurde  die 
ergänzende  Besteuerung  des  Reingewinnes 


von  3  auf  5  %  erhSht.  —  Ausserdem 
unterliegen  die  Banken  der  Lösung  von 
Handelsbületen,  deren  Zahl  sich  nach  der 
Zahl  und  der  Beschaffenheit  der  eingenom- 
menen Räumlichkeiten  richtet:  Steuerbetrag 
pro  Billet  zu  einem  Schein  I.  Gilde  (je  nach 
den  5  Klassen)  55,  45,  35,  25  oder  20  Rubel, 
zu  einem  Schein  U.  (jilde  35,  25,  20,  15 
oder  10  Rubel,  zu  einem  Kleinhandelssdieia 
10,  8,  6,  4  oder  2  Rubel,  sowie  auch  der 
Lösung  von  Kommisscheinen  für  die  Ange- 
stellten: erster  Ordnnng  35,  zweiter  Ord- 
nung 6  Rubel. 

Die  Stempelsteuer  tiifft  die  Banken  in 
zweifacher  Beziehung:  die  Bank  selbst  als 
£rvert)suatmiehmer  und  die  Oposticffien. 
In  ersterer  Beziehung  ^d  die  J^tieRf  An- 
teilscheine etc.  mit  der  Stenmelsteuennuke 
zu  80  Kopeken,  wenn  sie  auf  50  Rubel  und 
mehr  lauten,  zu  15  Kopeken,  wenn  sie  auf 
weniger  ausgestellt  sind^  zu  versehen  (durch 
G.  V.  19.  Mai  1887  sind  die  Sätze  zu  diesen 
Beträgen,  die  bis  dahin  60  resp.  10  Kopeken 
betrugen,  erhöht).  Die  Operationen  ((Quit- 
tungen etc.  über  geleistete  und  empfangene 
Zahlimgen,  Ausstellung  von  Zahlungsver- 
bindlichkeiten eta)  wra^en  je  nach  ihrer 
Gi-ÖBse  und  ihrem  Charakter  mit  der  ein- 
fachen Stempelsteuer  (bis  zu  5  Kopeken 
herab),  resp.  mit  der  proportionalen  (Wechsel- 
steuer ,  Leihbriefsteuer)  besteuert.  Insbe- 
sondere weisen  wir  auf  die  Kontokorrent- 
steuer hin,  die  an  SteUe  der  proportionalen 
Stempelsteuer  durch  G.  v.  21.  Dezember 
1887  getreten  ist:  sie  wird  von  dem  S(^n. 
Bpeciellen  Kontokorrent  (gegen  Versatz  von 
Wertpapieren  etc.)  erhoben  und  zwar  ent- 
sprechend der  Höhe  und  der  Dauer  der 
Darlehenssummen  zum  Betrage  von  0,216  "lo 
jährlich;  behufs  Berechnung  der  zu  erheben-' 
den  Steuer  werden  diese  Kontokorrente  auf 
nicht  länger  als  halbjährige  Fristen  attf^e- 
schlossen.  Befreit  von  der  proportionalen 
Stempelsteuer  sind  die  in  den  Grenzen  des 
Reichs  ausgestellten  Kassenordres  und  über- 
haupt die  Transferte,  welche  in  fünf  Tagen 
nach  Vorweisung  zahlbar  sind. 

9.  Statistisches.  Die  Hauptdaten  der 
kommerziellen  Operationen  der  Rcichsbank 
in  früheren  Jahren  sind  im  folgenden  zu- 
sammengestellt. Angaben  über  die  neueste 
Zeit  finden  sich  im  zweiten  Absdmitt.  Es 
betrug  am  1.  Januar  (in  Millionen  Rubel): 

(Siehe  nebenstehende  Tabelle  auf  S.  2ff7.) 

Das  offiziell  gesammelte  statistische  Map 
terial  in  betreff  der  Operationen  der  städti- 
schen Banken  und  der  gefsenaeitigen  Kredit- 
gesellschaften  ist  lückenhaft;  es  nmfasst  bei 
weitem  nicht  alle  Kreditinstitute  und  reicht 
nicht  über  das  Jahr  1881  hinaus.  Es  sei 
noch  bemerkt  dass  nicht  alle  bestätigten 
Lastitute  wirklich  ins  Leben  getreten  sind, 
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von  denjenigen  aber,  die  ihre  'Wirksamkeit 
eröffnet  haben,  ein  Teil  ihre  Thatigkeit 
bereits  eingeteilt  haben  —  auch  hierüber 
fehlt  es  an  um&ssenden  ZusamineDstelliingen. 
Einige  summarische  ZuBammensteliongen 
aus  spAterer  Zeit  fflgen  vir  hinzu. 

(S.  Tabelle  auf  S.  298.) 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  nicht  alle 
diese  Banken  alle  bezeichneten  Operationen 

ausfahren. 

Frivathandelsbanken  am  1.  Januar 
(in  Millionen  Rubel). 

1886  1880  1886 

KasBe   38,83  49,30  40,51 

Gold,  Silber  and  auslän- 
dische Wechsel  .   .  .  18.69  7)35  10,3z 

Effekten   39,45  57,8i  118,12 

Wechsel  mit  2  Unt«rBchr.  144,90  167,42  358,85 

Anderekarzfriatdge  Werte  1,81  2,06  3,82 

Gedeckte  Solawechsel  4,94  4,16  7,82 

Lombarddarlehen  .  .  .  68,84  ^7,94  ^,53 
Checkte  spedelle  Konto- 

korrentforderongen  76,17  102,87  335,28 

Aktiv«  b.  Kerrespondrait.  99,68  113,07  292,10 

Kapital    101,90  115,48  183,33 

Keserven   18,46  27,42  75,02 

Eontokorrentechnlden  n. 

Depositen   a65i77  «88,72  575,80 

Passiva  b.  Korrespondent.  83,65  114,85  309,S7 

Bis  Zahl  der  Aktienbanken  betrug  1885 
und  1890  32  und  zu  Anfang  des  Jahres 
1898  37.  In  der  letzten  Colonne  der  obigen 
Zusammenstellung  sind  aber  auch  die  Bilau2>- 
posten  der  nicht  als  AktiengesellBchaften, 
sondern  als  Korporationen  konstituierten 
BOraenbanken  in  Riga  und  Libau  —  und  mit 
Ausnahme  der  Angaben  Uber  Elstal  und 
Reserven  —  der  Zwragan&talt  des  CMdit 
Lyonnais  in  Petersbui^  mit  enthalten. 

Die  Petersburger  und  Moskauer  Aktien- 
banken lind  die  Provinzialbanken  mit  5 
Millionen  Rubel  und  mehr  Kapital  und  fol- 
gende: 

*det  ^-lOOOE."«" 

Petersburger  Pri- 
vatbank   .   .   .1864  II  856  3 «71  — 

Petersburger  Dis- 
kontobank .   .   .  1869  10  000  3  333   1 167 

Petersburg.  Inter- 
nationale Bank  .  1876  24  000  9  000  556 

Wolga-  u.  Kama- 
Bank    ....  1871  10000  4099  3011 

BuBsische  Buik  fttr 
auswärt.  Handel  1871  aoooo  1731  697 

Petersburg  -  Mos- 
kauer Handelsb.  1884    5  000  2  IQ3  244 

Petersburg-Asot- 
ache  Handelsbk.  1887    6000  2012  234 

BnsB.  Bank  f.  Han- 
del Q.  Industrie  1890  10000  i  931  42 

Zweiganstalt  des 
Credit  Lyonaais  1879     —      _  — 
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Stadtkommiinalbankeu  am  1.  Januar  (tu  Millionen  Rubel). 


1869 

1B76 

18B1 

1883 

Zahl  der  Banken,  die  berQcksichtigt  sind 

I20 

235 

aSi 

279 

Zfthl  der  Banken,  die  die  reap.  Berichte  nicht  su^- 

56 

16 

y 

Bligenes  Kapital  (Gnind-,  Reserve-  n.  specieUes  Kapital. 

5.96 

23,04 

3», 09 

33>19 

30,94 

134,77 

191,93 

197,79 

Diskont  von  Wechseln  und  anderen  kurz  befristeten 

23,69 

106,76 

133,77 

140,94 

4,45 

15,34 

24,62 

«4,54 

Darlehen  auf  Waren  und  Kostbarkeiten  

0,33 

1,08 

1,7 

1,89 

25,66 

40,1 

4M3 

2,81 

3,a9 

4,16 

4:36 

Bank 

det 

Moskauer  Kaufiu. 

Bank    ....  1867 
Moskauer  Diskonto- 
hank 1870 

HoskauerHandelsb.  1872 
Mosk.  inteniat.  Bk.  1884 
Warschauer  Bank  1871 
Asof-Donsche  Bank  1871 
Indnstriebk.  i.  Kief  1871 
HandeUbk.  in  Lodz  1873 
OreUche  Handelsb.  1872 


Ä-?Ä^ondSP^^^^ 
1000  R.  {oQQp  reserve 


5000  6046  31 


2000 
5000 
10000 
10 106 

7500 
5  ooo 
5000 
5000 


946 
«356 
3502 
3  943 
3750 

1  394 

2  500 
2  ^00 


74 

250 
250 

382 

»3 
40 
46 


46  84 
37,504  60,624 


1882 
108 


4,04     5,35  6,73 


Am  Ende  des  Jahres  1897  ist  noch  eine 
Russisch  -  Koi-easclie  Bank  gegiilndet  -wor- 
den, die  den  Verkehr  zwischen  Russland  und 
Korea  und  Ostasien  überliaupt  befördern  soll. 
Gegenseitige  Kredit^esellschaften  am  1.  Ja- 
nuar (in  Millionen  Rubel). 

1874  1876 

Zahl  der  behandelten  Ge- 
sellschaften .... 

Zahl  der  Mitglieder   .  . 

Laufende  Uechaang  bei 
anderen  Banken     .  . 

Diskont  von  Wechseln  u. 
anderen  kurz  befristeten 
Wertzeichen  ....  48,02 

Ausserdem  Solawechsel 
mit  Sicherheit    .  .  .19,11 

Darlehen  a.  Wertimpiere  49,7 

Darlehen  auf  Waren  und 
Kostbarkeiten     .   .  . 

Darlehen  a.  Liegenschaft 

Betriebskai)ital  .... 

Reservekapital  .... 

Einlagen  (verzinsliche)  . 

Kontokorrent  .... 

Spec.  Kontokorrent    .  . 

Reineinnahmen  des  ver- 
gangenen Jahres    .  . 


0,53 
1,3 
IS,88 
0,68 
30,08 
55,72 


74,081 

16,84  I 

50,35 


1.04 

0^87 

23.89 
1,09 
49,38 
57,91 


100,17 
26,62 

",38 
0,72 

23,93 

63,18 
56,66 
21,76 


2,63  1,86 


3,*5 


Im  Jahi'e  1897  betrug  die  Zalil  der  gegen- 
seitigen Ereditgesellschaften  99  mit  66693 
SCt^iedem  und  31,8  Millionen  Rubel  Kapital 
Die  Depositen-  imd  Kontokorrentsohulden 
derselben  beliefen  sich  auf  139  Millionen, 
die  diskontierten  Wechsel  auf  73  Millionen, 


die  Lombarddarlehen  auf  19,4  Millionen,  di«' 
Hpeciellcn  Kontokorrentforderungen  auf  40 
Millionen  Rnbel. 

Litteratar :  Vebrr  die  GetchichU  de»  Bankirt$en» 
a.  den  im  Jahrbuch  de»  Finantminirtermwu 
(ruttiteh  und  JrantätUeh)  «rarAfanenen,  m  if«r 
*Ru»n»eken.  Bevw,  Bd.  XVIII  und  XIX.  1981 
^bertetzten  l^eberUick  übo'  ndie  WirktamteÜ  dn 
FinaHamiaüttrriuvui  in  den  Jahren  18S5 — ISSOn, 
auch  nIHt  »tädtierhm  KommunaJhanken  in 
Rutalandu  in  der  n&usntchen  Revufn,  Bd.  II 
187S,  nOperalioueH  der  ruMi»chen  Xommunai- 
banken«,  da»elb»t,  Bd.  XIX,  1881.  Stati»ti»che» 
neben  kurzen  Zutammenttellungen  in  der  letzt- 
beitieknelen  Zeilachrifl  auch  in  dem  Jahrhuek 
de»  Firtamminitteriumt ;  sodann  (nur  ruimiach) 
in  den  Publikationen  des  centnü^tUittücken 
Komiteee  (Serie  II,  Liejerung  9  und  11,  von  J. 
Kanfnann);  da*  »JahHMteh  der  rvtiiaeheH  Xrt- 
diUtiutalUn*,  1877—1881.  —  Au^hriiehe  Sta- 
tin tik  der  Aktienbanken  in  «Akzioitemoje  djeto  w. 
Rottiiu,  II  1,  Prteraburg  1897.  —  BuUetin  JSu»r 
de  Staiiatique  finaneüre  et  de  UgislaUon,  1898,  p. 
614  «».  —  Vgl.  aufh  A.  Rt^alovich.^  Le 
marehi finmieier  m  1897—98.  Pari»  1898,p.  36!'. 

t/oh.  r.  JCewjriei'. 


IL  Die  gegenwärtigen  Verhältnitise  der 
Reichsbank. 

L  Die  neuen  Statuten  der  Reichs- 
bank.  Ffir  die  rusdsche  Reiohsbaak 
neue  Statuten  au&esiellt  v^nden,  die  am 
6./ 18.  Juni  1894  die  kaiserlicho  Genehmi- 
gung erhalten  haben.  Ihre  Hauptbestim- 
mungen  sind  folgende. 

Das  Kapital  der  Bank  (bisher  25  Milli- 
onen Rubel)  kann  bis  auf  50  Millionen  Rnbel 
und  der  Reservefonds  (bisher  3  HiUionen) 
bis  auf  ü  Millionen  erhöht  werden.  Bü^ 
diese  Grenzen  erreicht  waren,  sollten,  abge- 
sehen von  etwaigen  besonderen  Zuschflssen^ 
von  dem  jährlimen  Gewinn  10  "/o  zur  Ver- 
mehrung des  Kapitals  und  5%  zur  Ver- 
grösserung  des  Reservefonds  verwendet  wer- 
uen.    £twaige  Verluste  der  Bank  soUea 
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aas  dem  Reservefonds  gedeckt  und  even- 
tnell  nach  Erschöpfung  desselben  dem 
Staatsschatz  zur  I^ist  geschrieben  werden, 
dem  andemseite  nach  den  eben  erwähnten 
jsihrlichen  Zuwendungen  an  die  Bank  imd 
wdteren  Abztteen  ftlr  Oiatifikationen  und 
Rahegehälter  der  Beamten  auch  der  fihng 
Ueibende  Beingewinn  zufliesst.  Die  Bank 
etdit  nnmittelbar  unter  dem  Finanzminister, 
der  ihre  oberste  Leituog  hat.  Die  Central- 
verwaltung  derselben  best^t  ans  einem 
INiektionsrat  und  einem  Qonvemeiu-  nebst 
zwei  Üntergouvenieuren.  Als  Filialen  hat 
sie  erstens  Kontore  und  zweitens  Succm*- 
salen  zweiter  Klasse.  Bei  jeder  Bankstelle 
besteht  ein  Ausschnss  für  Diskontieningen 
imd  Darlehen,  der  die  Sicherheiten  zu  prüfen 
imd  das  Maximum  der  Kre<litbewilligimg 
für  jeden  Kunden  festzustellen  hat.  Die 
Bank  befasst  sich  mit  folgenden  Oesc-h&ften : 
sie  diskontiert  Wechsel  und  andoi-e  Wert- 
Spiere  mit  fester  Verfallzeit:  sie  ^währt 
Dtu-lehen  und  eröffnet  Kredite;  sie  nimmt 
Gelddepositen  und  Depots  zur  Aufhewahniog 
an;  sie  kauft  und  verkauft  Weclisel  und 
andere  Wertpapiere;  sie  giebl  ZaiduTigsan- 
weißungen  von  einem  Platz  auf  den  anderen 
und  macht  Kommissionsgeschäfte.  Es  wer- 
den dann  Einzelvorsehriften  über  diese  Ge- 
schäfte aufgestellt,  die  zum  Teil  sehr  be- 
merkenswert sind.  Die  Wechsel,  die  tiie 
Bank  diskontiert,  können  gezogene  und 
eigene  und  im  Inland  oder  im  Auslande 
»isgestellt  sein;  doch  mü^n  sie  an  einem 
Bank^tze  zahlbar  sein,  mindestens  zwei 
gute  Unterschriften  tragen  und  dürfen  nicht 
mehr  als  sechs  Monate  von  ihrer  Vei-fallzeit 
entfernt  sein.  Es  können  auch  solche 
"Wecäisel  angenommen  werden,  die  nicht  auf 
einem  vollendeten  Handelsgeschäfte  benihen, 
sondern  für  die  Zwecke  künftiger  kommer- 
zieller oder  industrieller  Unternehmungen 
beetimmt  siod.  Der  von  der  Bank  erhobene 
Zinssatz  wird  wenigstens  einmal  in  jedem 
Vierteljahr  festeeeetzt  und  k«in  fOr  ver- 
schiedene Gesc^^tsarten  und  Plätze  ver- 
flcbieden  sein.  Der  Finanzminister  kann 
ansnahmsweise  für  die  Zahlung  von  protes- 
tierten oder  nicht  protestierten  Wechseln 
einen  Ai^chub  oder  mehrere  Fristen  für 
BafeEmzahlnngen  bewilligen,  jedoch  nur,  wenn 
in  Grundstfleken  oder  beweglichen  Pfand- 
stOckea  eine  nach  dem  Ermessen  des  Dii-ek- 
tionsrates  genügende  Sicherheit  gestellt  ist. 

Die  Bank  giebt  sogenannte  industrielle 
Darlehen  und  eröffnet  dei^leichen  Kredite 
ge^n  e^ne  Wechsel  mit  alleiniger  Unter- 
S(»urift  des  Schuldners,  die  gesidiert  sind 
1)  dnrch  Hypotheken  oder  2)  durch  Ver- 
p&ndnng  von  landwirtschaftlichem  oder  in- 
anetnellem  Inventar  oder  3)  durch  Bürg- 
schaft oder  4)  durch  andere  vom  Finanz- 
miniBter  als  gent^nd  aneritannte  Sicher- 


heiten. Wenn  es  sich  um  nicht  melir  als 
300  Rubel  handelt,  können  solche  Kredite 
durch  Besehluss  des  Direktionsrats  des  b&< 
treffenden  Kontors  auch  ohne  diese  be- 
sonderen Sicherheiten  gewflhrt  werden.  Die 
industriellen  Kredite  mflssen  eine  von  dem 
Kreditnehmei*  ausdrücklich  anzugebende  be- 
sondere Bestimmung  haben  imd  dürfen  nur 
dienen,  um  Betriebsfonds  oder  das  nAtige 
Inventar  zu  besohaäen  fflr  landwii-tschaft- 
liche  und  industrielle  Unternehmungen,  fflr 
Handwerker  und  Han^ewerbetreibende  und 
für  Kleinhändler.  Inventarstücke  (Maschinen, 
Geräte  etc.),  die  als  ünteipfond  dienen  sollen, 
müssen  von  russischer  Fabrikation  herrühren. 
Äusuahmeu  kßunen  jedoch  in  geMi-issenf^len 
vom  Finanzminister  oder  von  diesem  und 
dem  lAndwirtschaftsminister  Ijewilligt  wer- 
den. Für  dieselbe  industrielle  Unternehmung 
soll  die  Kreditbewilligung  den  Betrag  von 
öfK)  000  Rubel  und  ftir  Kleingewerbetreibende 
nicht  die  Summe  von  600  Ru})el  überschreiten. 
Die  Darlehen  zur  Äuscliaffimg  von  Inveutar- 
stücken  werden  auf  höchstens  drei  Jalire 
bewilligt.  AVenn  die  Frist  seclis  Monate 
übersciu-eitet,  muss  die  Rückzahlung  abge- 
stuft in  vorher  festzusetzenden  Raten  er- 
folgen. Die  Dai-lehen  dürfen  nicht  mehr 
als  50  ?o  des  geschätzten  Wertes  der  ver- 
schriebenen Inventaretückc  betragen.  Dar- 
lehen d  ieser  Art,  die  als  Betriel>sfonds 
dienen,  dfli-fen  nicht  mehr  als  75  "/o  des  zur 
Führung  des  Unternehmens  erforderlichen 
Betrieb^jütals  betragen.  Der  Kreditnehmer 
muss  sich  durch  ein  besonderes  Schriftst&ik 
verpflichten,  das  empfangene  Geld  nur  seiner 
Bestimmung  gemäss  zn  verwenden  und  die 
Pfandgegenstände  in  ihrem  Werte  zu  er- 
halten. Bei  Verpfändungen  dieser  Art  kommt 
die  schon  in  §  ä  des  Regulativs  der  Buik 
allgemein  zugestandene  Befugnis  zur  An- 
wendung, unter  gewissen  vorsichtsmass- 
regeln  die  ihr  b^tellten  Pfilnder  in  den 
Händen  imd  im  Gewahrsam  der  Kredit- 
nehmer zu  lasson. 

Die  Bank  gewährt  ferner  Kredit  auf 
dauerhafte  Waren  russischen  Ursprungs, 
Warrants,  Konnossemente  etc.  Darlehen  auf 
ausländische  Waren  können  nur  auf  Grand 
einer  vom  Finanzminister  betätigten  Ent- 
scheidung des  Bankrates  gewährt  werden.  Dar- 
lehen auf  Maaren  und  Lagerscheine  können  nur 
auf  höchstens  9  Monate,  solche  auf  Konnos- 
semente und  Ladescheine  niu-  auf  3  Monate, 
solche  auf  Metalle  nur  auf  15  Monate  ge- 
währt werden.  Aufschub  für  RilckÄahlungen 
von  Darlehen  auf  Waren  kann  bis  zu  3 
Monaten  zugestanden  werden.  Die  Beleihung 
von  Waren  darf  -  s  des  vom  Darlehensaus- 
schuss  gescliätzten  Wertes  nicht  überschreiten. 
Fflr  Lagerscheine,  Warrants  und  sechs- 
wöchige Darlehen  auf  Eisenbahnladescheine 
ist  das  Maximum  80  "/o.  Verschlechtem 
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Bid)  die  hinterlegten  Waren  oder  sinkt  ihr 
Preis  um  15*/o  unter  den  geschätzten  Wert, 
ao  mußs  der  Schuldner  auf  Verlangen  der 
Bank  einen  entsprechenden  Teil  des  Dar- 
lehens zurückzahlen  oder  weitere  Sicher- 
heiten stellen.  Wenn  jedoch  der  Preis  infolge 
aussei^ wohnlicher  imstande  gesunken  ist, 
BO  kann  der  Bankrat  Zahlungsfristen  ge- 
wShren  oder  von  der  teilwe^en  Rückzah- 
lung oder  der  Stellung  weiterer  Sicherheiten 
Oberhaupt  absehen.  ¥ür  Personen,  die  das 
unbedingte  Vertrauen  der  Bank  haben, können 
auch  Waren,  die  nicht  in  der  vom  Bankrat 
aufesustellenden  liste  enthalten  sind,  beliehen 
werden;  femer  kGnnen  die  Waren  im  Ge- 
wahrsam der  Darlehensnehmer  gelassen  mid 
die  Beleihung  bis  auf  7  5  ®/o  des  wertes  ausge- 
dehnt werden. 

Die  Bank  beleiht  auf  6  llonate  Staats- 
papiere bis  90  "/o  des  Wertes,  Pfandbriefe 
bis  SC/a,  andere  -vom  Bfuikrate  genehmig 
Fapiea?e  bis  75°/o.  Nadi  Ablauf  der  ¥nst 
kann  das  Barlehen  auf  höchstens  3  Monate 
erneuert  werden.  Die  Bank  eröffnet  Spedal- 
kontokorrente  g^n  Hinterlegune  von  wert- 
papieren,  auf  Chrund  welcher  der  Hinterleger 
beliebige  Simunen  bis  zu  einem  bestimmten 
Maximum  entnehmen  kann  und  niu*  den- 
jenigen Betrag  zu  verzinsen  hat,  den  er  Je- 
weihg  wirkheh  der  Bank  schuldet.  Die 
Bank  kann  auch,  soweit  ihr  noch  verfüg- 
bare Mittel  bleiben,  den  Provinzen,  Kreisen 
und  StÄdten  Kredite  eröffnen.  Sie  kann 
auch  durch  Vermittler  Kredit  gewähren 
an  kleine  Landwirte,  Bauern,  Pachter  und 
Handwerker  gegen  Verpfändung  von  Er- 
zeugnissen derselben,  sowie  auch  Vorschüsse 
zur  Anschaffung  von  InventarstÜckeo  und 
zur  Bildung  eines  Betriebsfonds ;  femer  auch 
auf  Waren,  die  unterwegs  sind  oder  ver- 
sendet weiiien  sollen.  Als  Veimittler  können 
auftreten  die  Provinzial-  und  Kreisvei-aamm- 
lungen,  die  Kreditanstalten,  Kreditgenossen- 
schaften und  Artelle,  sofern  ihre  Statuten 
von  der  Regienmg  bestätigt  sind  und  sie 
sich  allen  voi^;eschriebeneu  Bedingungen 
und  Kontrolle  seitens  der  Bank  unterwerfen ; 
endlich  auch  Privatpersonen,  die  von  den 
Einwohnern  ihres  Wohnorts  gewählt  sind 
und  das  Vertrauen  der  Bank  geniesseu.  Als 
Vermittler  für  die  Beleihung  der  Transporte 
waren  dienen  die  Kisenbahuen  und  Ti-ans- 
portunteniehmungen.  Die  Vermittler  ülier- 
nehmen  die  volle  Haftpflicht  für  die  ihnen 
von  der  Bank  übei^beuen  Siunmen.  Die 
Idudschaften  (Semstwos)  jedoch  können  äch 
mit  Oenehmigung  des  Fmanzministers  dunnf 
beeohrfinken,  für  die  Erhaltung  der  als  P&uid 
bestellten  Waren  zu  haften. 

Die  Bank  nimmt  sowohl  stets  fiUltge 
Qelddeiioaiten  als  auch  solche  mit  bestimmten 
fUligkeitsterminen  an;  femer  auch  Depo- 
ät&a  in  Goldmünzen  oder  in  auf  Gold  lau- 


tenden Bons  des  Münzhofs,  luid  zwar  gegen 
Empfangsscheine,  die  jeder  Zeit  in  Gold- 
münzen einlöslich  sind.  Die  Bedingungen 
für  die  Aimahme  von  Depositen  werden  vom 
Bankrat  mit  Zustimmung  des  Finanzministers 
geregelt,  und  etwaige  Aenderangen  müsset 
einen  Moiiat  vorher  bekannt  gemacht  wer- 
den. Die  Deponenten  verfügen  Aber  ihr 
Guthaben  durch  Checks  oder  Anweisungen. 

Keine  andere  Staatsanstalt  hat  bisher 
den  Vet«uch  gemacht,  der  Landwirtschaft 
wie  der  Industrie  und  den  gi-osaen  wie  den 
kleinen  Betrieben  mit  solcher  Leichtigkeit 
und  mit  m  grosser  Nachsicht  bei  Zahlimgs- 
schwierigkeiten  Kredit  zu  gewähren.  Im 
ganzen  hat  die  Bank  von  diesen  Befugnissen 
nur  einen  mässigen  mid  vonuchtigen  Ge- 
brauch gemachl  Am  23.  Oktober  (4.  Nov.) 
189S  z.  B.  betrugen  die  Vorschüsse  an  Grund- 
besitzer 10,62  Millionen  Rubel,  an  FaUi- 
kanten  6,05  Millionen,  an  Handwerker 539  000 
Rubel,  für  Anschaffung  von  Hasdiin^  und 
hmdwirtschaftlichen  Geräten  1344000  Rubel, 
an  Vermittler  150000  Rubel.  Seitdem  die 
Bank  die  Barzahlungen  wieder  aui^nommen 
imd  für  stete  £inl{telichkeit  ihrer  Koten  zu 
soi^n  hat,  muss  sie  um  so  mehr  darauf 
bedacht  nehmen,  dass  sie  ihre  Mittel  nic^t 
in  Anlagen  festlegt,  die  für  eine  Notenbank 
luigeeigiiet  sind. 

2.  Die  Wiederaufnahme  der  Bar- 
zahlungen auf  der  Basis  der  Goldwährung 
seitens  der  Bank  ist  nach  mehrjähriger  Vor- 
bereitung durch  die  Enei^e  des  Fiuanz- 
miiiistei-s  Witte  trotz  bedeutender  Wider- 
stände auch  in  weiten  Kreisen  der  öffent- 
lichen Meinung  mit  vollem  Erfolge  darch- 
geführt  worden. 

Zunächst  handelte  es  sich  danun,  die 
Menge  der  umlaufenden  Noten  zu  vermindern 
und  den  Goldvorrat  der  Bank  tmd  des 
Staates  zu  vennehren.  Die  Ausgabe  der 
Kreditbillets  war  früher  von  den  Handels- 
operationen der  Bank  geschieden,  so  dass 
man  fast,  wie  bei  der  Bank  von  England, 
von  einem  Emissions-  und  einem  Hank- 
departement  hätte  sprechen  können.  Jedo(di 
wai'en  auf  Rechnung  der  Handelsabteilun^ 
während  des  orientalischen  Krieges  417  l^lli- 
oneii  Rubel  an  Kreditbillets  »zeitweilig«  aus- 
gegeben worden,  von  denen  1891  nooh 
266  263 146  Rubel  in  Umlauf  waren,  denen 
als  Aktiva  173528555  Rubel  in  Staatsschuld- 
verschreibungen und  für  den  Rest  Forde- 
mngen  an  Privatkunden  gegenüberstanden. 
Dun^  Ukas  vom  28.  Juli  1891  wurden  für 
die  Emissionsabteiluug  75  MiltionraL 
zeitweilig  ausg^eben,  gleichzeitig  aber  der 
MidOBiugsfonds  um  den  gleichen  N<Hninal- 
betrag  in  Goldrubelu,  die  der  Kasse  der 
Handekabteilung  entn(nnmen  wurden,  erhöht 
Der  EinlOsung^mids  wurde  dadurch  auf 
285379000  Rubel  nominell  in  Gold  nebet 
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1126000  Kabel  in  Silber  gebracht,  welcher 
Somme  damals  in  der  ^issionBabt^unir 
eme  definitive  Au&^be  von  7H0018000  iind 
die  neue  temporftre  Ausgabe  Ton  75  Milli- 
onen g^enfiberstand.  Der  TTkas  vom  9.  De- 
Eemb^  1894  verffigte  dann  veiter,  dass  die 
2662föl46  Rubel,  die  als  temporftre  Aus- 
gabe unter  dm  Passiven  der  I&ndelsabtei- 
ning  standen,  anf  die  Emissionsabteilung 
flbertragen  wräden  und  danmid  im  Umlauf 
UeüiCT  sollten.  Die  als  Deckiuig  derselben 
dienenden  S^/o  Staatsschwldverschreibnngen 
soUteu  vernichtet,  und  für  den  Rest  der 
Deckung  (92734591  Rubel)  soUte  ein  nach 
dem  Kurse  gleicher  Wert  in  Gold,  nÄmlich 
65433601  Rubel  nominell  der  Emissionsab- 
toilnng  Oberwiesen  -werden.  So  stieg  der 
Gtoldbestand  des  letzteren  im  ganzen  auf 
350813041  Rubel  nomineU,  bei  einer  defi- 
nitiven Emission  von  10462H2000  und  einer 
temporären  von  75  Millionen  Rubel.  Durch 
Dkas  vom  15.  MÄrz  1895  wurden  femer 
98061276  Goldrubel  aun  dem  Staats- 
schatze dem  Deckungsfonds  der  Emissious- 
abtetlun^  überwiesen,  wodurch  dieser  für 
die  definitive  Emission  auf  375  und  im 
ganzen  auf  450  Millionen  stieg,  da  zugleich 
anch  der  Süberbestand  von  1 125682  Rubel 
durch  den  gleichen  Nominalwert  in  Gold  er- 
setzt  wurde. 

Eine  weitere  Erhöhimg  des  Einlösungs- 
fonds um  50  Millionen  Ooldnibel  erfolgte 
am  1.  Januar  1896,  luid  der  Ukas  vom  23. 
Februar  1896  endlich  verfügte,  dass  diesem 
Vtods  die  Hälfte  der  zur  Deckung  der  tem- 

gorÄren  Notenausgabe  von  1891  dienenden 
umme  von  75  Millionen  Rubel  Gold  zuzu- 
scfaiagen  sei^  während  zugleich  die  autorisierte 
Notenemission  um  52V2  Millionen  Kreditnibel, 
nämlich  von  1121,28  Millionen  auf  1068,78 
Millionen  herabgesetzt  wurde.  DorDcckimgs- 
fonds  war  somit  auf  462^/1  Millionen  alte 
Qddrubel  gebracht  Mittlerweile  war  schon 
im  Herbst  1895  der  Halbimperial  (5  Gold- 
nibel)  auf  7,50  Ereditmbel  tarifiert  worden, 
und  dieser  Kurs  wmtle  durch  Ukas  vom 
8720.  August  1896  bis  auf  w^tere  Verord- 
nung festgel^.  Die  Roichsbank  gab  zu 
diesem  Pfeise  ohne  Anstand  Gold  gegen 
I^unen;eld  ab.  Der  Ukas  vom  3./15.  Janiiar 
1897  führte  eine  neue  Münzeinheit  in  Gold 
ein,  indem  die  Goldmünzen  von  dem  Ge- 
wicht und  der  Feinheit  der  Imperialen  und 
Halbimperialen  nunmehr  die  Aufschrift  15 
Bubel  und  7V2  Rubel  erhielten.  Gleich- 
zeitig machte  die  Reichsbaok  bekannt,  dass 
fiie  in  Ausführung  des  Ukas  vom  8./20. 
August  1896  zu  dem  festgesetzten  Kurse 
Goldmünzen  kaufe,  verkaufe,  annehme 
and  in  Zahlung  gebe.  Damit  war  that- 
Bflchlich  die  Wiederaufnahme  der  Barzah- 
lungen vollendet  Das  nähere  siehe  in  dem 
Art  Papiergeld;  hier  sind  nur  nouh  die 


Verhältnisse  der  Reichsbank  näher  zu  be- 
trachten. Dass  die  Refbnn  so  glänzend  in 
Rttssland  geliuigen  ist,  während  sie  z.  B.  in 
Oesterreich  noch  immer  nicht  zum  Abschluss 
gebracht  werden  konnte,  ist  vor  EÜlem  der 
Ansammlung  eines  enormen  Goldvorrates  zu 
Terdwiken.  Nach  fsner  geAlligen  Mitt^ui^ 
von  Prof.  EL  v.  Kauffmann  in  Petersbiu^ 
war  der  Ooldbesitz  der  Reichsbank  mit  Ein- 
schlnss  der  Goldguthaben  im  Auslände,  der 
auf  Gold  lautenden  Devisen  und  des  der 
Bank  zur  Aufbewahrung  übeigebenen  Goldes 
der  Reichskasse  am  1.  Januar  in  Millionen 
Rubel,  wenn  der  Imperial  zu  15  Rubel  zu 
2,16  M.  gerechnet  wird: 


Zuwachs 

18B4 

1K86 

303,36 

5.73 

1886 

366,53 

63,16 

1887 

381,94 
389^0 

«5,44 

188B 

7,43 

1889 

429,92 

40,52 

18U0 

475,19 

45,^7 

1891 

575,80 

100,61 

1892 

642,14 

66,34 

1893 

851,74 

209,60 

1894 

894,84 

43,10 

1895 

911,57 

»6,77 

1896 

963,78 

52,22 

8.  September 

1897  1144.88 

iBi,io 

Die  Vermehning  seit  1884  betrug  also 
nicht  weniger  als  847,25  Millionen  neue 
Rubel  oder  22ö9'/3  Millionen  Francs.  Der 
Vorrat  am  8.'20.  September  1897  stellt  3053 
Millionen  Francs  dar,  die  grBsste  jemals  da- 
gewesene Goldansammlung. 

Diese  enorme  Summe  von  1 144  880  000 
Rubel  in  Gold  setzte  sich  nach  der  vor 
dem  IJhas  vom  29.  Au^tist  (10.  September) 
1897  bestehenden  Einteilung  am  8./20.  Sep- 
tember 1897  auf  folgende  Art  zusammen: 

1)  Einlösungsfonds  der  Emissionsabtei* 
hing  (wie  wir  der  Kürze  wegen  sagen): 
462  500000  (alte)  Rubel  Gold. 

2)  Dcckiin^i^fonds  für  die  zeitweilige 
Notenausgabe  von  1891,  nach  erwähnten 
Vermindonmg  nur  noch  37Vi  Millionen 
Rubel  Gold. 

3)  Der  Staatskasse  gehörendes  bei  der 
Bank  hinterl^es  Gold  und  zwar  76  Milli- 
onen Rubel  Gold,  die  nach  dem  Ukas  vom 
8.  Jnli  1896  zur  Vorminderung  der  Noten- 
schidd  des  Staats  bestimmt  waren,  und 
7504Ö754  sonstiges  Gold.  Dieses  225,07 
Miliinnen  neue  Rubel  darstellende  Gold  der 
Staatskasse  wunle  bis  zum  29.  August  1897 
neben  dem  Bankausweise  besonders  aufge- 
fillirt. 

4)  Goldmünzen  in  der  Kasse  der  Handels- 
abteilimg  der  Bank:  60,79  Millioneu  (neue) 
KiiWl. 

5)  Anderes  Gold  im  Besitze  der  Handels- 
abteiluug  81,17  Millioneu  Rubel. 
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6)  Dem  Staate  gchöiviuli? s  Gold  im  Mflnz- 
hofe:  24,65  Millionen  (ueiio)  Rubel. 

7)  GoMgatliaben  der  Hank  im  Auslände 
13,12  Millionen  Rubel.  Das  unmittelbar  dem 
Staat  gehörende  Goldguthaben  im  Ausland 
nicht  eingerechnet. 

8)  Ausländische  Goldwechsel  im  Besitze 
der  Bank  9232H  Rubel. 

Ausserdem  l^en  bei  der  Bank  noch 
83345  Rubel  in  Goldmünzen  ala  Deckung 
der  noch  ausstehenden  Depositeaquittungen 
für  Zollzahlungen. 

8.  Die  Lage  seit  1897.  Im  Anschluss 
an  den  ükas  vom  29.  August  1897  hat  die 
Bilanz  der  Bank  seit  dem  8..  20.  September 
1897  eine  ganz  andere  Gestalt  erhalten.  Die 
Rechnung  "wird  ausschliesslich  in  neuen 
Rubeln  geführt,  und  die  462,5  +  37,5  ^= 
nOO  Millonen  (alte)  Rubel  Gold,  die  früher 
als  Deckun^onds  fflr  die  definittve  und 
zeitweilige  Notenemission  ersdiienen,  wur- 
den nun  mit  dem  neuen  Werte  von  750 
Milli(»ieu  Rubel  eingestellt.  Sie  wei-den 
aber  nicht  mehr  besonders  aufgefflhrt,  son- 
dern sind  mit  dem  früher  ausserhalb  der 
Bilanz  stehenden  Golde  der  Staatskasse  {am 
8.  Sei)teniber  225,1  Millionen  neue  Rubel) 
vereinigt.  Als  Ifasseubestand  werden  aus- 
geschieden die  nach  dem  3.  Januar  1897 
geprägten  neuen  Goldmünzen,  das  übrige 
Gold  wird  in  besonderen  Posten  aufgeführt. 
So  finden  wir  in  der  BUanz  vom  8.  Sep- 
tember nach  der  neuen  Yorschiift  {für 
Centraibank  und  Zweiganstalten)  als  Aktiva : 

Kreditbillets   57,21  Hill.  Bnbel 

Nene  Goldmünzen     .   .   .  104,49   „  „ 

Silber-  und  KupfemiQnzen  43,03   „  „ 

Alte    fremde  Goldmünzen, 

Barren,  MÖnzsckeine      .  1027,19   „  „ 

Gold  als  Deckung  für  Depo- 

siten^aittnngen     .    .   .  0,08   „  „ 

Gold    im   Anstände  (der 

Bank  gehörend)     .   .   .  13,12   „  „ 

Ausländische  Goldwechsel  .  0,09   „  „ 

Um^eckteNotenBchnld  dea 

Staatsschatzea   ....  206,28   „  ^ 

Diskontierte  Wechsel,  Lom- 
bardforderangen und  an- 
dere Debitoren  ....  342,28   „  ,, 
Die  Hauptposten  der  Passiva  sind : 

Emittierte  Noten  ....  1068,78  Mill.  Rubel 

Umlaufende  Depositenquitr- 

tungen   0,08    „  „ 

Gesamtkapital  der  Bank  53|00   „  „ 

Kontokorrentguthaben  des 

Staates   239,41  „ 

Andere  Depositen .   .   .   .  405,11    „  „ 

Von  der  Bank  auf  das  Aus- 
land gezogene  Wechsel  .  2,04   „  „ 

Die  ungedeckte  Notenschuld  des  Staates, 
die  vorher  bei  einer  Emission  von  1068,78 
HiUionen  mit  568,78  Millionen  Rubel  be- 
ziffert wurde,  ist  also  hier  auf  206,28  Milli- 
onen herabgebracht,  indem  die  500  Millionen 


alte  Rubel  Gold  des  Deekungsfonds  zu  750 
Millionen  neue  Rubel  berechnet  und  ausser- 
dem die  oben  erwähnten  75  Millionen  alte 
Rubel  Gold  in  II21/2  Millionen  neue  Rubel 
ihrem  Zwecke  gemäss  verwendet  wurden. 
Das  übrige  dem  Staate  gehörende  Gold, 
nämlich  75,r>5  Millionen  und  (im  Mfinzhofe) 
24,65  JDllionen  alte  Rubel  Gold,  ist  dem 
Staate  in  laufender  Rechnimg  gutgesdirieben 
und  ist  anderei-seits  mit  in  dem  Gesamt- 
goldbestande  der  Bank  enthalten.  Nur  das 
unmittelbare  Goldguthaben  des  Staates  im 
Auslände^  dessen  Grösse  nicht  mitgeteilt 
wird,  bleibt  also  noch  ausserhalb  des  mok- 
ausweises. 

Um  den  Betrag  der  wirklich  im  Publi- 
kum umlaufenden  Noten  zu  erhalten^  muss 
m«i  v(Hi  der  Emissionssumme  die  in  der 
Kasse  der  Bank  und  ihrer  Zwraganstalten 
und  der  Renteien  befindlichen  Betrflge,  am 
H.  September  1897  also  57,21  Mlionen 
Rubel,  abziehen,  und  es  «geben  sich  duia 
für  diesen  Tag  1011,57  MU  Ronen  RubeL 

Die  Gesamtsumme  des  Goldvorrates  der 
Bank  war  am  8.  September  1897  lun  76 
Millionen  grösser  als  die  autorisiei-te  und 
um  132  Millionen  grösser  als  die  im  Publi- 
kum umlaufende  Notensumme.  Allerdings 
muss  dieses  Gold  zugleich  zur  Deckung  der 
öffentliclien  und  privaten  Depositen  dienen» 
doch  stellt  sich  auch  bei  Berücksichtigung 
dieser  Thatsache  d^  Verhältnis  nicht  un- 
günstig. Mehr  als  ein  Drittel  der  ganzen 
üepositensumme  besteht  übiigens  aus  dem 
KontokoiTcntguthaben  des  Staates,  das  zu- 
gleich die  ungedeckte  Notenschidd  des 
Staates  mehr  als  aufwiegt. 

Was  die  künftige  Sidienmg  der  Einlös- 
lichkeit  der  Noten  betrifft,  so  schreibt  der 
Ukas  v.  29.  August  {IG.  September)  1897  vor: 

Die  Kreditbillets  werden  unter  Sicher- 
stelluug  durch  Gold  von  der  Reidisbank  in 
einem  streng  nach  dem  notwendigen  Bedarf 
des  Geldmarktes  beschränkten  Masse  aus- 
gegeben. Der  Goldbetrag,  der  zur  Sicher- 
stellung des  Kreditbillets  dient,  muss  gleich 
sein  der  Hälfte  der  ausgegebenen  BiUets, 
wenn  dieser  Betrag;  die  Summe  von  600 
Millionen  Rubel  nicht  übei-schreitet.  Der 
Ueberschuss  der  umlaufenden  Billets  über 
600  jMiUiouen  Rubel  muss  mindestens  Rubel 
für  Rubel  dureh  Gold  gedeckt  sein,  d.  h. 
jede  15  Rubel  Kredit  müssen  durch  wenig- 
stens einen  Imperial  gedeckt  sein. 

Praktisch  läuft  dies  darauf  hinaas,  daas 
die  Bank  berech^  ist,  300  Millionen  Rubel 
ohne  metallische  Deckung  auszugeben.  Nacdi 
dem  urspi*Qngli(dien  Entwurf  ^s  Reform- 
gesetzes ^^•aa:  dieses  Kontingent  höher,  näm- 
lich auf  ^  Millionen  Rubel  Sest^es^bxt,  da 
bis  zu  einer  Emission  von  800  ]kGllionen 
Rubel  die  Hälfte  und  der  UeberschttsB  da- 
rüber hinaus  voll  gedeckt  sein  sollte. 
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Bin  ükas  vom  14.  (26.)  November  1897 
befahl  die  FrfiguDg  von  Fflnfrubelstücken  in 
Gold  nach  dem  neuen  Furae,  und  ein  anderer 
von  demselben  Tage  brachte  die  Reform  auch 
formell  zum  Absclüuss,  in  dem  er  verordnet, 
dass  die  Reichsbank  die  EreditbiUets  unbe- 
schränkt in  Qold  einzulösen  habe  und  dass 
die  Einlösung  derselben  durch  die  gesamten 
Hilfsquellen  des  Staates  gewährleistet  sei. 
Die  Noten  blieben  übrigens  gesetzliches 
ZahlungsmitteL  TiSn  Ukas  vom  27.  März 
(8.  Apcfl)  1898  endlidi  setzte  das  Mätimum 
der  SüberprSgongen  auf  3  Rubel  fUr  den 
Kopf  der  Beväkerunff  und  beschiftnkte  die 
Zablongskraft  der  volrvertigen  SUbamfinzen 
auf  25  Rubel.  Die  vollwichtigen  Silber- 
münzen und  die  kleinen  Silberscheidemttnzen 
und  Eup£ermünzen,  von  denen  die  BEuk  am 
8^20.  Septemb«:  1897  27^  bezw.  15,21, 
im  ganzen  also  43,03  lOUionen  Rubel  be- 
sass,  werden  —  im  Untersdiiede  von  dem 
Yeriahren  bei  der  deutschen  Reichsbank  — 
für  die  Notendeckong  nicht  in  Aniechnong 
gebracht. 

Im  Laufe  des  Jahres  1898  hat  sich  die 
Lage  der  Bank  noch  weiter  verbessert,  indem 
einerseits  die  Gesamtsumme  derausg^ebenen 
£reditbiUets  und  andererseits  auch  die  un- 
gedeckte Schuld  des  Staates  bei  der  Bank 
mehr  und  mehr  vermindert  wurde.  Die 
Hauptposten  am  1.  (13.)  Juli  und  am  23. 
Dezember  1^8  (4.  Januar  1899)  waren  fol- 
gende in  Millionen  Rubel  (zu  2,16  IS..). 

Kasse  : 

a)  KreditbiUetB   83,4  40,9 

b1  Goldmänzen   231,0  124,9 

cj  Tollwertig«  Silberm&nzen  .  26,7  26,0 

d)  Kleinere  ScheidemOnzen  16,5  13,3 

Bankschnld  des  Staates    .   .    .  175,0  100,0 
Crold  in  alten  oder  fremden  Mün- 

zeUf  Barren,  Hfinzscbeiiten  .  833,3  850,3 
Guthaben  im  Auslände  .  .  .  19,0  16,3 
Answärtie^  Wechsel  ....  0,6  — 
Diakontierte  Wechsel  ....  124,0  156,1 
Kontokorrent-  n.  andere  Darlehen  87,8  106,5 
Effekten,  der  Sank  gehörend  .  29,5  a8,2 
Konto  der  Adelsba^  und  an- 
derer Staatsanatalten  ...  7,4  6,4 
Passiva 


Hamme  der  Kreditbillets  .   .    .  890,0  725,0 

Kapital  nnd  Beservefonds    .    .   53,0  53,0 

Depositen  94,9  36,o 

Kontokorrent^tbaben  d.  Staates  201,1  285,8 
Andere  Sffentüche  Kontokorrent^ 

gnthaben  «53,8  173,1 

Kontokorrentguthabenv^Privaten  1 10,4  69,9 
Kontokorrentgnthaben  der  Eisen- 
bahnen  27,1  17,0 

Tratten  der  Bank  auf  das  Anstand    5,0  5,1 


Die  V^minderung  der  Notenausgabe  ist 
hanptsSchlich  durch  Einziehung  von  1-  und 
3-InibeInoten  erfolgt,  an  deren  Stelle  mehr 
imd  mehr  Silbermüuzen  treten  sollen.  Die 


Notenbankschiild  des  Staates  ist  in  den  12 
JahrBn  von  1887—1898  um  439,9  Millionen 
Rubel  durch  bare  2iahlung  vermindert  wor- 
den, womit  eine  entsprediende  Einziehung 
von  Kreditbillets  zusammenging.  Die  An- 
leihe die  der  Staat  in  dieser  Periode  auf- 

fenommen  hat ,  sind  demnach ,  wie  der 
inanzminister  in  seinem  Bericht  über  das 
Budget  von  1899  hervorhebt,  nicht  etwa  zur 
Herstellung  des  Budget^leichgewichts  nüüg 
gewesen,  sondern  fOr  che  Reform  des  Geld- 
wesens verwendet  worden. 

Die  gegenwärtige  H6he  der  Notenbank- 
schuld  des  Staates  —  100  Millionen  Rubel 
—  ist  allerdings  noch  immer  beträchtlich, 
und  wenn  man  an  die  Schwier^kelten  denkt^ 
die  in  Oeeteneich  aus  der  bisher  noch 
wenig  verminderten  80  Millionensdiuld  des 
Staates  entstehen,  so  könnte  man  diesen 
Posten  auch  unt^  Bilanz  der  russisdien 
Reichsbank  fOr  bedenklich  halten.  Dem 

fegenüber  aber  ist  auf  die  bedeutende  üeber- 
eckuDg  der  gesamten  Noteoemission  durch 
Gbld  hinzuweisen;  Ende  1898  waren,  da 
die  Bankkasse  ■;M},9  Millionen  Rubel  in  Kredit- 
billets enthielt,  nur  684,1  Millionen  Rubel 
in  Noten  in  Umlauf,  denen  ein  Goldvorrat 
in  neuen  und  alten  Münzen  und  Bairen  von 
975,9  Millionen  gegenüberstand.  Nimmt 
man  zu  den  umlaufenden  Noten  die  Summe 
der  öffentlichen  und  privaten  stets  fälligen 
Depositen-  und  Kontokorreutschulden  der 
Bank,  so  eigeben  sich  für  Ende  1898  im 
ganzen  1238  IVIillionen  an  stets  fälligen  Ver- 
bindlichkeiten (da  für  28  Millionen  Depositen 
Kündigungsfristen  bedungen  waren),  die 
allein  durch  Gold  in  Münzen  und  Bm^n, 
also  abgesehen  von  den  Scheidemünzen  und 
den  in  Gold  zahlbaren  Wechseln  auf  das 
Ausland,  zu  76  Prozent  gedeckt  waren.  Die 
oben  erwähnten,  für  eine  Notenbank  nicht 
empfehlenswerten  Arten  von  Vorschüssen 
blieben  in  massigen  Grenzen  und  haben  seit 
1897  abgenommen.  Wenn  der  Goldbestand 
in  der  eigentlichen  Kasse  der  Bank  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  1898  sich  ver- 
mindert hat,  so  ist  dies  nicht  etwa  durch 
Goldausfuhr ,  sondern  durch  Abfluss  von 
Gold  in  den  inneren  Verkehr  verursacht 
worden.  Die  Wechselkurse  waren  fort- 
während für  Russland  so  günstig,  dass  eine 
Goldausfuhr  nie  lohnend  war.  Zu  dem 
Bankvorrat  an  Gold  kommt  noch  der  Gold- 
besitz des  Staatsschatzes,  und  beides  zu- 
sammen machte  nach  dem  Bericht  des 
Ilnanzministers  Ende  1898  1146  Millionea 
aus,  gegen  1305  Millionen  im  Jahre  1897. 
Dangen  war  der  Betrag  de»  im  Verkehr 
befmdlichen  Goldes  von  155  Millionen  auf 
445  Millionen  gestiegen.  Man  sucht  den 
wirklichen  Umlauf  des  Goldes,  dem  das 
Publikum  sich  anfangs  wenig  geneigt  zeigte, 
möglichst  zu  befördern. 
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Von  Gegnern  der  Reform  ist  zur  Dis- 
kreditierung derselben  die  Verdächtigung  ver- 
breitet worden,  dass  in  Wirklichkeit  eine 
-weit  grossere  Summe  in  KreditbiUets  aiis- 
g^ieben  worden  sei  als  die  autorisierte  und 
ofaziell  bekannt  gemachte.  Angeblich  sollen 
i^ese  geheimen  Emissionen  mittelst  des  so- 
genannten Reeerreeiowechselungsfonds  statt- 
gefunden hf^>en.  Dieser  aus  Noten  bestehende 
Fonds  ist  aber  lediglich  bestimmt  ztu-  Ein- 
wechselung der  ab^nutzten  Noten  und  der 
aus  dem  Verkehr  zn  ziehenden  Typen  gegen 
neue  Noten  sowie  auch  zum  Umtausch  tou 
Abschnitten  verschiedenen  Nennwertes  ge^n 
einander.  Er  kann  schon  desw^n  nicht 
zu  einer  geheimen  Notenemission  miss- 
braucht  werden,  weil  Über  seine  Verwaltung 
Öffentlich  ein  genauer  Bricht  erstattet  wird, 
allerdings  nicht  in  den  Wochenausweisen 
der  Bank,  fOr  die  eine  solche  Veröffent- 
lichung ^  kein  Interesse  haben  wfirde, 
sondern  in  den  gedruckten  Jiohresberichten, 
z.  B.  in  dem  fOr  1896  Abschnitt  2  S.  6  und 
7  in  einer  ausführlichen  Tabelle  (Rasmennyi 
[sapagnyi]  kapital  kreditnych  beletov).  ÄJn 
1.  Januar  1896  enthielt  dieser  Fonds  bei 
der  Centralbank  und  den  Zwei^nstalten 
mit  Einschluss  der  unterwegs  befindlichen 
Noten  746,6  Millionen  Rubel,  darunter  40,7 
Millionen  in  unbrauchbaren  Noten.  Am  1. 
Januar  war  sein  Bestand  832,7  Millionen 
mit  Einschluss  von  69,3  Millionen  in  un- 
brauchbaren Noten.  ist  nicht  eiuz;isehen, 
wie  man  auf  den  Gedanken  kommt,  dass 
dieser  Bestand  die  geheime  Emission  dar- 
stelle, da  derselbe  weder  geheim  noch  emit- 
tiert ist,  sondern  sich  bei  der  Bank  befindet. 
Auch  ist  es  nicht  richtig,  dass  der  Fonds 
immer  zimehme,  denn  die  obigen  Zahlen 
sind  kleiner  als  die  von  Bortkewitsch  für 
den  1.  Januar  1895  angegebene  Summe  von 
869,7  Millionen  Rubel.  l5er  Bedarf  ist  eben 
ein  wechselnder.  Am  1.  Januar  1886  betnig 
dieser  Notenvorrat  niur  239,7  Millionen,  am 
1.  Januar  1888  344,9  Millionen,  imd  wenn 
er  am  1.  Januar  1889  auf  696,6  Millionen 
und  später  noch  höher  gesti^n  war,  so 
la^  die  Ursache  hauptsächlich  darin,  dass 
seit  1887  die  Muster  aller  Kreditbillete  von 
1 — 25  Rubel  geändert  wurden,  ausserdem 
auch  in  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Bank- 
filialen und  ihrer  Unmfttze.  Die  Abnutzimg 
der  KreditbiUets  ist  bei  der  niedrigen  Eiütui^ 
stufe  der  Masse  der  Bevölkerung  eine  enorm 
nosse,  so  dass  jährlich  6 — 600  Millionen 
Rubel  erneuert  werden  mfissen.  Der  ge- 
samte Umsatz  des  Reserveeinwechselungs- 
fonds  aber  betrflgt  jährlich  einige  Milliarden, 
ohne  dass  aber  deswegen  auch  nur  1  Rubel 
mehr  ausserhalb  der  "Book  in  Umlauf  kommt, 
als  gesetzlich  genehmigt  ist 

So  betrug  die  Summe  der  Eingänge  im 
Jahre  1896  un  ganzen  3537,6  Millionen,  die 


der  Ausgänge  3451,5  Millionen,  der  Bestand 
hatte  sich  also,  wie  auch  aus  den  obigen 
Angaben  hervorgeht,  um  86,1  Millionen  ver- 
mehrt. Dieser  Zuwachs  war  dadurch  ent- 
standen, dass  die  Bank  668,3  Millionen  Rubel 
in  neu  hergestellten  Noten  erhielt,  während 
nur  582,2  Millionen  Rubel  (darunter  schon 
60,3  MillioneL  in  dem  Muster  von  1894)  ver- 
brannt vrurden.  Der  Uebeischuss  war  aber 
nicht  ausg^ebeu,  sondern  in  den  Händen 
der  Bank,  die  am  1.  Januar  1897  auch,  wie 
erwähnt,  69,3  Millionen  Rubel  in  unbrauch- 
baren, zum  Verbrennen  bestimmten  Noten 
besass.  Die  Gesamtsumme  der  g^neinander 
umgetauschten  Noten  von  vrarsdiiedener 
Stückelung,  die  natOrlich  einen  durchlaufen- 
den Posten  in  Einnahme  und  Ausgabe  bildet, 
beli^  sich  auf  1008,1  SGllionen  Rubel  Audi 
die  übrigen  in  der  Aufstellung  vorkommen- 
den Posten  erscheinen,  richtig  zusammen- 
gehsst,  als  durchlaufende.  Unter  ihnen  be- 
finden sich  diejenigen,  gegen  die  J.  Bortke- 
witsch in  einer  Broschüre  Über  die  Wäh- 
rungsreform hauptsächlich  seine  Kritik 
richtet,  nämlidi  die  Uebertragungen  aus  dem 
umlaufenden  Kapital  in  den  Ersatzfonds  und 
umgekehrt  Es  ist  dies  eine  eigentümliche 
Einrichtung,  die  den  Zweck  hat,  die  Ver- 
sendungen von  KreditbiUets  auf  das  kleinste 
Mass  herabzubringen.  Nach  einer  gefäUigen 
Mitteilung  von  Professor  H.  v.  Kaufmann 
ist  der  Sachverhalt  folgender.  Versendungen 
von  Noten  dürfen  nur  zwischen  der  Haupt- 
bank und  den  Zweiganstalten,  nicht  aber 
von  einer  Zweiganstalt  zur  anderen  statt- 
finden. Wenn  die  Filiale  A  aus  ihren  Depo- 
siten 1  Million  Rubel  in  ihrer  Kasse  zur 
Verfügung  hat,  und  diese  in  ihrem  eigenen 
Betrieoe  nicht  verwenden  kann,  dage^n  die 
,  Filiale  B  di^e  Million  braucht,  so  wird  die 
Filiale  A  von  der  Hauptverwaltung  beauf- 
tragt, ihre  Million  an  ihren  Ersatzvorrat  ab- 
zugeben, während  die  Filiale  B  telegraphisoh 
die  Ermächtigung  erhält,  1  Million  aus  ifar^ 
Ersatzfonds  für  das  Betriebskapital  zu  ent- 
nehmen. Die  Gesamtsumme  der  umlaufen- 
den KreditbiUets  bleibt  bä  diesem  Verfahren, 
wie  überhaupt  bei  der  ganzen  Verwaltung 
des  Ersatz-  oder  Reserveeinwechselungsfonds 
gänzlich  ungeOndert  Siehe  auch  den  Art 
Papiergeld. 

Llttentnrt  Suüelin  de  ttatisHque  et  de 

lation  comparSe  1894  Ii  P-  —  Jtt^OlO- 

vich,  Le  marchi  ßnancier  du  1896 — 97,  p.  349 
et  665,  1897  -  98,  p.  366  89.  BulteHn  Äuwe  de 
Statiitique  financi^e  et  de  ligielation,  St.  Pfterg- 
bourg  1897  et  1898.  ~  Da*  ruaaitcke  kiinxnfform' 
prij^ekt  von  1896  (tmotif/m),  Leipzig  1896.  — 
Kramar,  Dia  ntuüdiB  VahOanJonn,  IFin» 
1896.  —  Ottehet  gofudar^Uaenndgo  bamika  «a  1S96 
1/od,  PMer^mrg  1897.  ZaasCi; 
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XT.  Die  Banken  in  der  Schweiz. 

1.  Geschichte  niid  Geschäftsbetrieb  der  B. 
2.  Die  Noteobanken.  3.  Notenbankgesetzgebuaff 
4.  Die  Notenbanken  unter  dem  Gesetz  ron  1881. 
6.  BetombeBtrebnngen  nnd  Beformakte. 

I.  Geschichte  luid  GeschAftsbetoieb 

der  B.  Bis  in  die  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts lagen  in  der  Schweiz  fast  nur 
Private  dem  Bankgesch&fte  ob,  und  erst 
1834,  1836,  iaS7  wurden  grössere  Banken 
in  einigen  mndelscentren  (Beraer  Kantonal- 
bank, Bank  in  ZOrich,  Bank  in  St  Gallen) 
erriditet  (die  erste  Hypothekenbank  »Leu 
Cie.«  in  Zürich  als  erste  auch  in  £nropa 
schon  1755).  Die  anderen  heute  tonangeben- 
den Bankinstitute  sind  allmählich  im  Laufe 
des  fünften,  sechsten  und  siebenten  Jahr- 
zehnts ins  Leben  gerufen  worden,  w&hrend 
die  siebziger  und  achtziger  Jahre  nur  noch 
wenige  GrAndoi^en  ersten  Ranges  auf- 
weisen. 

ESne  fOr  Ende  1883  von  privater  S^te 
BD^nommene  zuverlässige  Statistik  nennt 
110  Hau  d  e  1  s  bwücen  (bezw.  Diskontobanken 
und  Banken  mit  gemischtem  Ge-schftftsbetrieb) 
für  die  Schweiz  mit  46  Filialen  und  einem 
eingezahlten  Kapital  von  263,9  Millionen 
Francs,  so  dass  sich  auf  die  Bank  im  Durch- 
söhnitt  ein  Kapital  von  3,16  Millionen  Francs 
bereduete.  Die  grOsste  Zahl  Handelsbanken 
hesass  sm  dieser  Zeit  der  Kanton  Bern, 
nftmlklL  16,  sodann  Qenf  und  St  Qallen  mit 
je  12;  die  grOesten  Kapitalien  dag^n  waren 
dnrdi  die  Handelsbanken  des  Kantons  Zflrich 
vertreten,  wo  8  Baaken  ein  eingezahltes 
Kapital  von  68,2  Millionen  Francs  nach- 
wiesen. Es  folgten  die  Genfer  Banken  mit 
35  Millionen  und  sodann  jene  der  Kantone 
Basel-Stadt  und  Bern  mit  je  32,8  und  32,4 
Millionen  Francs.  Beine  Hypotheken- 
banken  wurden  zn  gleicher  Zeit  15  gezählt 
mit  53,6  Millionen  Francs  eingezahltem  Kapi- 
tal. Doch  wird  das  HypothekengeschÄft 
auch  von  der  Mehrzahl  der  Handelsbanken 
und  der  Sparkassen  betrieben.  Das  sind  im 
ganzen  und  grossen,  wenn  schon  im  ein- 
zelnen veifindert,  die  Verhältnisse  audi 
heute. 

Vide  von  den  grössten  Banken  üben 
nicht  das  Becht  der  Notenemission  aus,  so 
die  Schweizerische  Kreditanstalt  in  Zürich, 
das  bedeutendste  schweizerische  Kredit- 
institut mit  einem  Aktienkapital  von  40 
MÜJionen  Francs ,  so  der  Schweizerische 
Bankverein  mit  35  Millionen  Francs,  die 
lädgenössische  Bank  mit  2öMillioDen  Francs 
u.  a.  m. 

Der  von  den  Notenbanken  durch  das 
Or^aa  ihres  Diskontokomitees  veriSffenttichte 
offizielle  Diskontoeatz  war 

Baadwörtolniak  der  StutiwlawiiMluiften.  Zwslte 


im  Jahr  Darcluchnitt  Sfaximum  Minimum 

1W4          3,17%  4,00%  3,oo<", 

1896                r  4.50  „  a,So  1. 

1896  3,94  5,«>  n  3,50  » 

1897  3,92  „  4,50  „  3,50  „ 

Der  schweizerische  Diskontosatz  ist  da- 
nach nicht  unerheblich  höher  als  jener  der 
für  die  Geldverhftltnisse  der  Schweiz  haupt- 
sftdüich  in  Betracht  kommenden  Länder 
Frankreich.  Deutschland,  Belgien  und  Eng- 
Itud.  O^enflber  dem  französischen  Dis- 
ktHitosatz  der  letzten  Zeit  zeigt  er  sich  fast 
doppelt  so  hoch. 

2.  Die  Xotenbanken.  Auch  die  Bank- 
note war  in  der  Schweiz  vor  Beginn  unseres 
Jahrhunderts  kaum  gekamit  Zuerst  gaben 
dann  einige  Privatbankiers  Banknoten  ans, 
doch  kehrten  dieselben  sehr  rasch  zu  den 
Kassen  derselben  zurück  und  versagten  also 
den  Dienst  als  imverzinsliche  Anleihe.  In 
den  dreissiger  Jahren  ergriffen  die  damals 
gu^ndeten  Bankinstitute  die  Initiative  zur 
EinfOhrung  der  Note.  1840  hatten  die  be- 
stehenden 3  Notenbanken  ca.  3  Bfillionen 
Francs,  1848  8  Notenbanken  ca.  7  Millionen 
Francs  in  Cii^ulation. 

Immerhin  kamen  1848  auf  100  Millionen 
Francs  MOnzen  in  Ciritulation  nur  etwa 
6  Millionen  in  Banknoten.  In  kantonaler 
Währung  ausgestellt,  von  verschiedener  Ge- 
stalt, ohne  Kontrolle  des  Staates,  vermochten 
sie  sich  meist  bloss  in  dem  speciellen  Ge- 
schäftskreise der  emittierenden  Institute  zn 
erhalten. 

Aber  doch  war  der  mit  der  Eniü»ion 
verbundene  Torteil  gross  genu^,  um  die  neu 
kreierten  grösseren  Banken  m  der  Regel 
zu  Xotenemissionsinstituten  werden  zu  lassen. 
1860  zählte  man  bereits  15,  1864  21  Noten- 
banken mit  äner  Cirkulation  von  etwa  10 
und  12  Millionen  Francs.  1852  hatten  zum 
ersten  Mal  die  Bank  in  Basel  mid  die  Bank 
in  Zürich  Vereinbarungen  getroffen,  um  die 
Cirkulation  ihrer  Noten  mindestens  in  das 
Geschäftsgebiet  der  anderen  Bank  hinüber 
zu  sichern.  Später  schlössen  die  Emissions- 
institute  auf  den  Plätzen  Genf,  Basel,  Bern, 
Zürich  und  St  Gallen  ein  sogenanntes  Kon- 
kordat zum  Zwecke  der  He^ilierung  und 
Erleichterung  des  wechselseitigen  Noten- 
verkehrs, und  die  Banken  der  vier  letzteren 
Plätze  fanden  es  sodann  auch  zweckmässig, 
für  gewisse  Appoints  eine  uniforme  Note  zu 
erstellen.  Endlich  wurde  1873  ein  all- 
gemeines Konkordatins Leben  gerufen, 
das  gleichzeitig  auch  den  Mandatr  iinA  den 
Incassoverkehr  regulierte. 

Ende  1897  erstreckte  sich  das  Emis- 
sionsrecht der  bestehenden  34  Notenbanken 
auf  222,75  Millionen  Francs.  10  Mil- 
lionen f^ncs  imd  mehr  dürfen  emittieren 
die  Züricher  Kantonalbank,  nämlich  30  Mil- 
lionen Francs,  die  Banque  du  commerce  in 
ABilBffe.  II.  SO 
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G«nf  (24),  die  Bank  in  Basel  (24:),  die  Bemer 
Kantonalbank  (20),  die  Bank  in  St.  Gallen 
(18),  die  St.  Gallische  Eantonalbank  (14),  die 
Banque  cantonale  vaiidoise  (12  Millionen 
Francs).  Ein  Eniissionsrecht  für  5  bis  excl. 
10  Millionen  Francs  haben  7  Banken,  ein 
solches  für  2 — 5  Millionen  10,  eines  für 
1^)3  Million  3  und  eines  für  1  Million  7  Banken. 

Was  die  übrigen  Mittel  der  Etnissiona- 
banken,  ihre  geschäftliche  Gebahrun^  und 
dereTL  Ergebnisse  betrifft,  so  standen  ihnen 
Ende  1897  164275000  Fr.  Aktienkapital 
und  32484000  Fr.  an  Reserven  zur  Ver- 
fügung. Auf  das  im  Jahre  1897  ge^^inn- 
berechti^e  Kapital  von  155250000  Fr.  ent- 
fiel im  Jahre  1897  ein  Bruttogevinn  T(m 
18522000  Fr.  =  ll,93«/o  (1896:  12,1260/0). 
Die  TermdtuDgskosten  betrugen  4,222 0(X)  Fr. 
=:  2,72  «/o,  die  Steuern  1 523  000  Fr.  ^  0,98  «/o, 
dieYerlu^  und  Abschreibungen  l,546Ck)0Fr. 
—  l®/o,  der  verbleibende  Reingewinn 
also  11 232  000  Fr.  =  7,235  »/o  (1896 :  6,20  "/o). 
Als  Dividenden  gelangten  9054000  Fr. 
5,834%  ziu:  Auszahlung;  der  Rest  fiel  an 
die  Reser\'en. 

Die  am  reichsten  mit  Kapital  ver- 
sehenen Emissionsinstitiite  der  Schweiz  sind 
die  Züricher  Kantomdbank  mit  20,  die  Banque 
de  rlltat  de  Fribourg  mit  15  und  die  Banque 
du  commerce  in  Genf,  die  Bank  in  Basel 
imd  die  Banque  cantonale  vaudoise  in  Lau- 
sanne mit  je  12  Millionen  Francs  Aktien- 
kapital. Bei  weiteren  6  Banken  beti-ägt  das 
eingezahlte  Aktienkapital  mindestens  5  Mü- 
Konen,  bei  12  Banken  liegt  es  zwischen 
2  und  5  Millionen.  6  Banken  haben  nur 
1  bis  noch  nicht  2  Millionen,  3  Banken 
700000  ,  750000  imd  800000  ,  2  Banken 
500000  Fr. 

Der  von  den  verachiedenen  Banken  er- 
zielte Reingewinn  vaiiiert  erheblich.  Eine 
Bank  (mit  2  Millionen  Francs  eingezahltem 
Kapital  und  Emission  vom  dopi)eltea  Be- 
trage) erzielte  Reingewinn,  eine 
zweite  mit  um  die  Hälfte  gi-össeren  Mitteln 
14,89  "/o.  Der  diuxihschnittliche  Reingewinn 
von  7,24  "/o  deutet  jedoch  an ,  dass  die 
grossen  Banken  gleiche  oder  annähernd  hohe 
Gewinne  nicht  erzielen.  Den  vorhin  aus- 
gewiesenen höchsten  Gewinnsätzen  folgen 
zunächst  vier  Fälle  von  11,98  bezw. 
10,5  "/o  durdiaus  bei  kleinen  und  kleinsten 
Banken.  4  Bemken  erzielten  8  bis  noch 
nicht  10%,  10  BuikCT  6  bis  noch  nicht 
30/0,  10  Banken  5  bis  noch  nicht  B^/o,  3 
Banken  endlich  von  4,14  bis  4,98%.  Im 
allgemeinen  ist  also  die  Beatabilitilt  der 
Schweizer  Emissionsinstitute  eine  befriedi- 
gende. 

3.  Notenbanhgesetzgebnng.  Erst  1881 
wurden  die  Notenbanken  der  Schweiz  unter 

ein  eidgenössisches  (3-esetz  gestellt.  Ueber 
die  vordem  bestandene  kantonale  Ge- 


setzgebung fehlen  genauere  Daten.  Doch 
scheint  es  eine  solche  niur  in  den  wenigsten 
Kantonen  gegeben  zu  haben.  Max  Wirth  in 
seiner  1871  herausgegebenen  Statistik  der 
Schweiz  registriert  nur  ein  Notenmonopol 
für  Aargau  und  eine  Gesetzesbestimmung 
für  Zürich,  durch  welche  die  Notenemission 
von  der  Erlaubnis  der  Regiening  abhängig 
gemacht  und  unter  deren  Aufsiäit  gestellt 
war.  In  den  übrigen  Kantonen,  s^  er, 
bestehen  keine  Gesetze  über  die  Ausgabe 
von  Banknoten.  Auch  die  Statuten  der 
Banken  gewährten  den  Noteninhabem  nur 
sehr  mangelhafte  Garantieen,  die  Geschäfts- 
fOhmng  jedoch  war  in  der  Regel  eine  solide. 

Eine  erste  Anregung,  das  Notenbank- 
wesen  der  Gesetzgebung  des  Bundes 
zu  unterstellen ,  soll  schon  1848,  gelegent- 
lich der  Vereinheitlichung  der  Möjazef  ge- 
fallen, Jedoch  gänzlich  unbeaditet  geblieoea 
sein.  Ein  zweites  Mal  wurde  der  Gedanke 
1865,  anlasslich  einer  partiellen  Revisioa 
der  Bundesverfassung,  vtm  einem  Mi^ed 
des  Ständerates  aufgenommen  —  audi  dies- 
mal ohne  Erfolg.  Es  bedurfte  der  Geld- 
klemme, von  welcher  zu  Beginn  des  deutsch- 
französischen  Krieges  1870  die  Schweiz 
schwer  betroffen  wxmle,  um  für  das  Publi- 
kum die  Notwendigkeit  gesetzlicher  und  ebi- 
heitlicher  Regelung  des  Banknotenwesens 
überzeugend  darzuthun.  Am  6.  Dezember 
1870  beantragte  der  Bundesrat  die  Auf- 
nalime  eines  Artikels  in  die  Bundesver- 
fassung, durch  welchen  dem  Bunde  die  Be- 
fugnis zugesprochen  werden  sollte,  allge- 
meine Vorschriften  über  Ausgabe  und  Um- 
lauf der  Banknoten  aufzustellen.  Die  Bundes- 
vei-sammlung  genehmigte  den  Antrag  mit 
der  Einschränkung,  dass  ebensowenig  ein 
Monopol  für  die  Ausgabe  von  Banknoten 
statuiert  wie  eine  Rechtsverbindlichkeit  für 
die  Annahme  der  Banknoten  ausgesprochen 
werden  dürfe.  Unterm  16.  Juni  1874  legte 
der  Bundesrat  sodann  einen  Gesetzentwurf 
vor.  Von  der  Bundesversammlung  nach 
Anbringung  wesentlicher  Aenderungen  gut- 
geheissen,  gelangte  er  am  23.  April  1876 
an  das  Volk  zur  Al»tinmiimg.  Hier  wurde 
er  mit  einer  Mehrheit  von  73000  Stimmen 
veiworfen. 

Immerhin  war  dem  Publikum  die  Bank- 
note inzwischen  vertrauter  geworden.  Der 
Banknotenumlauf  war  in  der  Zeit  von  1871 
bis  1875  von  9,25  auf  28,10  Fr.  pro  Kopf 
gestiegen!  Auch  brachten  die  Banken,  um 
den  immei'  erneuten  Rufen  nach  bundes- 
gesetzHcher  Regelung  die  Spitze  abzut»iechen, 
unterm  8.  Juli  1876  ein  Konkordat  zu 
Stande,  welches,  viel  weiter  reichend  ids  die 
bisherigen,  24  von  im  ganzen  35  üsoten- 
bankcn  und  durchwegs  die  bedeutenderen 
zu  einem  Garantieverbande  zusammenschloss. 
Allerdings  waren  die  Bestimmungen  des 
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K(HA(ffdats  mehr  auf  den  äiiäseren  Eindnick 
als  auf  die  Hcistelluag  einer  ganz  sicheren 
Fundterung  der  Noten  gerichtet  Es  ver- 
pfliditete  jede  Konkordotsbank ,  insoweit 
ihre  verfügbaren  5Iittel  dieses  gestatten, 
und  filr  so  lange,  als  die  Bank,  welche  die 
Noten  ausgegeben  hat,  ihren  Verbindlich- 
keiten pOnkthoh  nachkommt,  die  Noten  von 
"lO  Fr.  und  darüber  aller  anderen  Konkor- 
datsbanken im  Verkehr  mit  Dritten  au  ihrer 
Hanptkasse  ohne  Abzug  als  Zahlung  zu 
nehmen  bezw.  gegen  Barschaft  einzu- 
Ifisen. 

Dass  liier  die  Banknoten  von  unter  üO  Fr. 
von  der  Cirkulation  ausgeschlossen  wiupden, 
dass  weiter  die  OeffentÜchteit  ivad  eine 
gegenseitige  Pnlfung  der  Geschftftsgebahrung 
gesichert  war,  durfte  dem  Publikum  zu 
einiger  Beruhigung  dienen.  Andererseits 
hatte  man  aber  jedw^ede  obligatorische  Bestim- 
mung über  die  bereitzuhaltenden  Deckungs- 
mittel  und  Über  die  buchmÄssige  Unter- 
scheidung der  verschiedenen  Fordenmgen 
vermieden.  Das  Konkordat  litt  sodann  auch 
an  dem  Fehler,  dass  Banken  auf  verschie- 
denen Stufen  der  Solidität  für  einander  die 
gleiche  Garantie  übernahmen.  Nur  allzu 
erkl&rlich  war  es  danach,  dass  zwischen 
Mitgliedem  des  Konkordats  Missstimmungen 
liin  imd  wieder  Platz  griffen  und  einmal 
nur  mit  Mühe  der  Austritt  gerade  best- 
Itemfener  Banken  verhütet  werden  konnte. 

Wohl  hatten  inzwischen  auch  die  meisten 
Kantone  die  Ausgabe  von  Noten  von  der 
Genehmigung  der  betreffenden  Begie- 
rung  abhängig  gemacht,  aber  für  die  Auf- 
stellung eigentlicher  Kontrollen  -wurde  jenes 
Recht,  die  Befugnis  zur  Notenemütsion  zu 
versfu^n,  nodi  immer  nicht  benutzt.  In 
einzelnen  Kantonen  b^tand  sogar  die  alte 
Notenfreiheit.  Dass  in  anderen  die  Kantonal- 
bank  mit  dem  thats&chlichen  (wenn  auch 
nicht  formellen)  Notemnonopol  au^estattet 
war  und  an  einem  dritten  Orte  die  Noten 
■ler  Kantonalbauk  sogar  gesetzlichen  Kurs 
genossen.  Änderte  nichts  an  der  Unhaltbar- 
keit  des  Zustaodes.  Diese  Auffassung  war 
auch  in  sachverständigen  Kreisen  die  all- 
gemeine, imd  die  Protokolle  der  Bundes- 
versammlung verzeichnen  demgemäsa  seit 
1876  eine  Reihe  vou  Enunciationen  einzelner 
Mitglieder,  welche  auf  diese  oder  jene  Weise 
den  Cnzukömmliclikeiten  abzuhelfen  sich  be- 
mühen. 

Immerhin  ist  den  Schweizer  Banken  auch 
für  diese  Zeit  das  rühmliche  Zeugnis  nicht 
zu  versagen,  dass  sie,  den  Grundsätzen  nach- 
lebendj  welche  seit  jeher  die  Gebahnmg  des 
Schweizer  Kaufmanns  ausgezeichnet  haben, 
mindestens  zu  einem  »Run«  nie  Anlass 
gaben.  Das  gilt  selbst  für  jene  Banken,  die, 
ausserhalb  des  Konkordats  stehend,  beson- 
ders durch  kleine  Noten,  die  sie  —  in 


Stücken  von  20,  10,  auch  5  Fr.  —  emittier' 
ten.  sich  unliebsam  bem«*kbar  machten. 

In  der  Junisession  1879  erhielt  der  Bandes- 
rat  von  der  Bundesversammlung  den  Auf- 
ti:ag,  einen  neuen  Gesetzentwiur  betreffend 
die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten 
vorztüogon.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  von 
einigen  demokratischen  Monopolsfreunden 
eine  Volksbewegung  für  die  Emchtung  einer 
eidgenössischen  Staatsbank  inScene 
gesetzt,  und  fast  570IH)  Untei-schriften  für 
die  Forderung  einer  Volksabstimmung  zu 
Stande  gebracht  Am  31.  Oktober  1880  fand 
dieselbe  statt,  doch  wurde  die  Staatsbank 
mit  einer  Mehrheit  von  139000  Stimmen 
verworfen. 

Inzwischen  hatte  der  Bundesrat  den  ihm 
aufgetragenen  Gesetzentivurf  fertiggestellt. 
Die  Bundesversammlung  nahm  ihn  sofort 
in  Beratung  und  brachte  im  Kreuzfeuer  einer 
grossen  Zahl  von  Amendementsanträgen 
wesenth'che  Modifikationen  an  ihm  an.  In 
so  veränderter  Gestalt  teat  er  als  G.  v. 
8.  Härz  1881  am  1.  Januar  1882  ins  Leben. 
Dieses  Gesetz  —  es  gilt  noch  heute  —  enthält 
folgende  Bestimmungen  als  wesentlichste: 

Allgemeines.  Art  2.  Die  ErmOchti- 
gong  zur  Ausgabe  von  Banknoten  wird  vom 
Bundesrate  erteilt.  —  Art.  4.  Abgesehen  von 
der  bezüglichen  Verpflichtung  der  EmisBion»* 
anstalten  selbst  ist  niemand  gehalten,  Bank- 
noten an  Zahlungsstatt  anzunebmen. 

Bedingungen  der  Notenausgabe. 
Aus  Art.  7.  Nur  solche  Finanzanstalten  können 
zur  Notenausgabe  ermächtigt  werden,  welche .... 

ein  effektives  Kapital  von  mindestens 

500000  Fr.  besitzen.  —  Art.  8.  Die  Noten- 
emission einer  Bank  darf  nicht  mehr  als  das 

Doppelte  ihres  Kapitals  betragen.  —  Ans 

Art-  9.  Der  Bnndesversammlnng  Ueibt  das 
Recht  vorbehalten,  ....  die  Emisslonsbeträge 
der  einzelnen  Banken  zu  bestimmen. 

Decknng  und  Garantie.  Aus  Art. 
10.   Vierzig  Prozent  der  jeweüigen  Notencir- 

knlatiou  müssen  stets  durch  einen  Vorrat 

an  Barschaft  gedeckt  sein,  der  von  den  übrigen 
Kassabeständen  der  Bank  getrennt  gehalten 
wird.  Diese  Bardeckung ....  haftet  den  Noten- 
inhaberu  als  ijpecialfonds.  —  Aus  Art  12  und 
13.  Sechzig  Prozent  der  Notenemiatiion  sollen 
gedeckt  sem  entweder  durch  Hinterlage  von 
Wertschriften  oder  durch  Garantie  des  Kan- 
tons          oder  durch  das  "Wechsel portefeuille, 

sofern  die  betreffende  Anstalt  sich  dem  in  Art. 
16  erwähnten  beschränkten  Geschäftsbetriebe 
unterzieht.  —  Art.  16.  Den  Emissionsbanken, 
welche  weder  Sicherheit  durch  Hinterlage  von 
Wertschriften  leisten  noch  die  Garantie  eines 
Kantens  beibringen,  sind  untersagt;  a)  Ge- 
währung von  ungedecktem  Kredit;  b)  Kauf 
und  Veiäanf  von  Waren  oder  Wertpäpieren  für 
eigene  oder  fremde  Rechnung  auf  Termin  oder 
Gutsprache  für  die  Erfüllung  solcher  Geschäfte; 
c)  Erwerb  von  Grundeigentum  d)  indus- 
trielle, gewerbliche  und  Handelsunternehmungen 
und  Gründungen . . . . ;  e)  Versicbemngsgeschäfte ; 
f)  Aktien-  und  Anleihensemissionen  mit  Ueber- 
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ttahmspflicht,  ausgenommen  fUr  schweizerische 
Staats-  und  Gemeindeanleihen ;  g)  Beteilignng 
bei  Firmen,  welche  solche  untersagte  Geschäfte 
betreiben. 

Betrag  und  Formulare  der  No- 
ten. Art.  17.  Es  dürfen  nur  Noten  von  50, 
100,  500  und  1000  Fr.  ausgegeben  werden. 
Die  Noten  Ton  Fr.  50  dürfen  höchstens  den 
vierten  Teil  des  Emissionsbetra^s  einer  Bank 
flusmachen.  —  Ana  Art.  18.  Die  Beschafftmff 
dör  Kotenformnlare  ....  geschieht  ....  dnrcii 
den  Bond. 

Umlauf  und  Einlösung.  Art  20. 
Alle  Emissionsbanken  sowie  ihre  Zweiganstalten 
sind  verpflichtet,  jederzeit  ihre  eigenen  nnd  die 
Noten  anderer  schweizerischer  Emissionsbanken, 
solange  letztere  ihre  eigenen  Noten  pünktlich 
einlösen,  vollwertig  als  Zahlung  anzunehmen. 

Art.  22.   Jede  Emissionsbank  ist  gehalten, 

 fUr  ihre  Noten,  welche  eine  andere  Bank 

als  Zahlung  angenommen  hat,  dieser  Bank 

den  GÜ[6nwert  m  bar  oder  in  Noten  derselben 
dnztüieiem. 

Kontrolle  des  Bnndea.  Ans  Art. 
42.   Die  IJeberwachung  des  Geschäftsbetriebes 

der  Emüaiousbauken  liegt  dem  Bundesrate 

ob.   Aus  Art.  43.   Die  Emissionsbanken  haben 

dem  Bundesrate          einznsenden:  a)  jeden 

Hontag:  die  Situation  der  vorhergehenden 
Woche,  b)  bis  zum  15.  jeden  Monats  die  Bilanz 
des  vorhergehenden  Monats,  c)  bis  zum  t.  April 
die  Rechnung  des  vorhergehenden  Jahres.  Ans 
Art.  44.  Der  Bundesrat  ordnet  jährlich  wenig- 
stens einmal  ....  Inspektionen  der  Emissions- 
banken an. 

Kontrollgebühren  undBesteu- 
e  r  u  n  g.  Aus  Art.  46.  Die  Emissionsbanken 
haben  dem  Bunde  eine  jährliche  Kontroll^ebUhr 
von  Eins  vom  Tausend  ihrer  Notenemission  zu 
entrichten.  Art..  46.  Die  Banknotensteuer  zn 
Händen  der  Kantone  darf  sechs  vom  Tausend 
der  Emission  nicht  übersteigen. 

K&here  Bestimmungen  bezü^^lich.  der 
AnsfOhrong  des  Gesetzes  trat  eine  YoU- 
ziehungaväordnung  vom  21.  Dezember  1881. 
Dieselbe  setzte  u.  a.  fest,  dass  die  üeber- 
-wachung  des  Banknotenweseiis  in  den  Ge- 
schäftsbereich des  eidgenossischen  Fioanz- 
departements  fällt,  in  welchem  zu  diesem 
Zvecke  dn  besonderes  KontroUbureau  ein- 
ziurichten  sei,  an  dessen  Spitze  ein  »Inspektor 
der  Emissionsbanken«  (gewöhnlich  »Bank- 
noteninspektor« genannt)  gestellt  werden  soUe. 

4.  Die  Notenbanken  unter  dem  Gesetz 
von  1881.  Indem  das  Gesetz  eine  ein- 
heitliche Note  schuf  und  die  Banken 
gegenseitig  zur  Einlösung  verpflichtete, 
machte  es  die  Kmissionsinstihite  in  den 
Augen  des  Publikums  zn  einem  einheit- 
lichen Körper.  Denn  nun  werden  die  Noten 
verschiedener  Banken  nicht  nach  der  Bonität 
des  Emisaionsinstitutes  angesehen ,  sondern 
jede  Note  gilt  genau  so  viel  wie  die  andere. 
Das  centraJiatische  Gewand,  das  dem  föde- 
rativen Organismus  umgethau  wurde,  hat 
denn  auchj  verbunden  mit  der  fortschreiten- 
den Erweiterung  des  Geldbedürfnisses,  die 


Notencirkulation  mit  jedem  Jahre  grosseren 
Umfang  gewinnen  lassen.  Gef&ilert  wurde 
diese  Entwickelung  durch  ein  neues  Kon- 
kordat, welches  die  nO^re  Zahl  der 
Notenbuiken  unterm  10.  Jaul  1882  einging. 

Die  Ausscheidung  der  nun  bestehenden 
34  Emissionsbanken  nach  dem  von  ihnen 
gewählten  Deckungsmodus  zeigt  auf  Jahres- 
schluss  1897,  dass  20  Banken  mit  57  »/o  der 
gesamten  Emission  kantonale  Garantie  be- 
nützen, 9  Banken  mit  S^/o  durch  Hinter- 
lage von  Wertschriflen  ihrer  Garantiever- 
pfüchtung  nachkommen,  5  Banken  mit  35  % 
den  »beschränkten  Geschäftsbetrieb«  mit  dem 
Wechselportefeuille  als  Det^ng  neben  dem 
Barbestand  aceeptieren. 

Es  muss  hier  übrigens  bemerkt  werden, 
dass  im  Falle  der  Zwan^liquidation  einer 
Bank  die  Noteninhaber  immer  das  Recht 
haben,  vorweg  aus  der  vorhandenen  Bar- 
schaft und  dem  Wechselportefeuille,  eventuell 
der  Wertscluiftenhinterlage ,  befriedigt  zu 
werden.  Auch  bei  den  Banken  der  ersten 
und  zweiten  Kategorie  ist  also  das  Wechsel- 
portefeuille thatsäcldich  Bestandteil  derNoten- 
garantie;  nur  ist  dasselbe  bei  den  Bauken 
der  dritten  Kategorie  von  zuverlässigerem 
Wert  und  eventuell  umfangreicher. 

Von  den  emittierten  Noten  entfielen 
Ende  1897  8,0%  des  Betrages  auf  Noten 
zu  1000  Fr;.  14,0%  auf  Noten  zu  500. 
55,2%  auf  Noten  zu  100  und  22,8%  auf 
solche  zu  50  Fr.  Die  Banken  haben  selbst- 
verständlich ein  Interesse  daran,  m^Udist 
viel  kleine  Noten  im  Verkehr  zn  erhalten,  da 
diese  bekanntUch  nicht  sobald  zurückstrOmen. 
Mit  Bezug  auf  die  Noten  zu  50  Fr.  hat  das  Ge- 
setz, solches  voraussehend,  eine  Grenze  ge- 
zogen (Art.  17),  nidit  so  aber  fürjene  zu 
lOÜ  Fr.  Das  Hauptgewicht  der  Emission 
fällt  daher,  soweit  man  nicht  Scheine  zu 
50  Fr.  emittieren  kann,  auf  100  Fr.-Bi}lete. 

Vom  ersten  Kalenderjahr  seit  Inkraft- 
ixetea  des  Banknotengesetzes  (1883)  bis  1888 
betrugen  effektive  Cirkulation  nnd  Barvorrat 
im  Diurchschnttt  der  Wochensituationen: 


1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Effektive 
Cirkulation 
Tausende  Fr. 

91325 
105940 
U4451 
116  510 
122  786 
126  308 

133  "75 
140  597 
148  642 
149566 
154056 

158719 
167  913 

177657 

185  795 


Durchschn.  Barvorrat 
Prozent  der 
Cirkulation. 

63 
60 

57 
57 
62 

59 
57 
58 
57 
59 

5? 

5! 
56 

54 

54 
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Ab  der  BardeckiiD^  war  das  Gold  188.^ 
mit  62  "/o,  1897  mit  90  »/o  beteiligt. 

5.  Refonnb«8trebiingeii  QBd  Reforni- 
akte.  So  gross  der  Fortschritt  war,  den 
das  Gesetz  tod  1881  gegen  die  frühere  ge- 
setzlose Zeit  gebracht  natte,  so  wenig  stellte 
es  doch  Biit  der  Vielheit  der  Noteubanken, 
die  es  fnr  die  kleine  Schweiz  gestattete, 
eine  en<%iltkge  LOsuDg  dar.  Eine  einheit- 
liche Diskontopolitik,  deren  gerade  die 
Schwöz  w^en  ihres  Verhältnisses  zu  Frank- 
reich bedarf,  welches  ihr,  da  sie  in  dem- 
selben passiv  igt ,  immer  nen  Fraaken- 
wfifarungsgeld  entzieht,  Hess  sich  mit  den 
über  30  Notenbanken  im  Lande  immö^- 
Tkh  ins  Werk  setzen;  übei-dies  blieb  die 
Kitwickelung  dar  Zahlnngsfcnmea  anf  einem 
überlebten  Sandpunkt  stehen,  der  Oirover- 
kehr,  die  dem  modernen  Bedürfnis  adAqtiate 
Form  der  Zahlnngaleistnng,  vermochte  be- 
herrschende Bedeutung  mit  drei  Dutzend 
Banken  niemals  zu  gewinnen. 

Der  1863  schon  voa  dem  6«tfer  Fielet, 
dann  1865  vom  Baseler  Bitrckhardt- 
Bischoff  angeregte  Plan  einer  einheit- 
lichen Notenbank  wnrde  darum  T<Hn  Züridier 
Cramer-Frey  neu  aufgenommen.  Julius 
Wolf,  damals  in  ZOrich,  schlug  in  Voraus- 
sicht der  Schwierigkeiten,  denen  eine  ein- 
heitliche Notenbank  begegnen  würde,  1888 
eine  eidgenCesische  Girostelle  vor.  Als 
Onuner^trey  1885  eme  »Motion*: ,  zielend 
auf  eine  Bevi^on  der  Bundesverfassung  im 
Sinne  der  Schaffung  einer  Centrainotenbank, 
im  Nationalrat  einbrachte,  -vrax  dieser  nicht 
dafür  zu  haben,  und  erst  die  daraufhin  von 
Cramer-Frey  entfachte  Agitation  im  Lande 
veranlasste  den  Natioualrat  1890,  von  dem 
nTB^oilnglich  eingenommenen  Staudpunkte 
abzugehen  und  den  BundesiTit  aufzufordern, 
eine  Re^-ision  des  Art,  39  der  Bundesver- 
fassung in  dem  Sinne  vorzubereiten,  dass 
dem  Bunde  das  ausschliessliche  Recht  der 
Notenemission  zustehe ,  wobei  »er  dieses 
Recbt  einem  zu  schaffenden  centralen  Bank- 
institute Übertragen  könne«.  Dieser  Aoi- 
fordaimg  kam  der  Bundesrat  noch  im 
^ffldien  Jahre  1890  nach,  und  sein  Entwurf 
erhielt,  nachdem  er  die  Bwidesversammlung 
paraiert  halte,  durch  eine  Volksabstimmung 
vom  18.  Oktober  1891 ,  welche  sich  mit 
231000  ge^n  158000  Stimmen  für  ihn  ent- 
schied ,  die  Sanktion  des  ^Souverains«. 
Art.  39  der  Bundesverfassung  lautet  nun- 
mehr (in  dem  für  uns  hauptsächlich  in  Be- 
trafst kommenden  Teil): 

,,I)as  Beeht  zur  Ausgabe  von  Banknoten 
nnd  anderen  gleichartigen  Geldzeichen  steht 
ausschliesslich  dem  Bunde  zu.  Der  Band  kann 
4ai  ansscfaliessliche  Recht  znr  Ausgabe  von 
Baaknoten  dnrch  eine  anter  gesonderter  Ver- 
waltane  stehende  Staatsbank  aiuBben  oder  es, 
Twbduutiieh  des  Rfldü^anfsrechts,  einer  sn  er- 


richtenden centralen  Aktienbank  Ubertragea, 
die  unter  seiner  Mitwirkung:  und  Aufsicht  ver- 
waltet wu^" 

Die  Verfassnngsbestimmung  lie^  die 
Frage  Privat-(Aktien-)Bank  oder  Staatsbank 
offen.  Für  das  eine  oder  das  andere  hatten 
sich  nun  zunfichst  der  Bundesrat  und,  anf 
eine  von  ihm  zu  machende  Vorlag  hin,  die 
Bundesversammlung  zu  entscäieiden.  Im 
Bundesrat  kam  mit  4  gegen  3  Stimmen  die 
Staatsbank  zur  Annahme,  und  diese  wurde 
dann  auch  in  beiden  eidgenössischen  Bfiten 
durchgedrückt.  Der  Sitz  Bank  sollte 
Bern  sein,  ihr  Grundkapital  von  zunächst 
25  Mil^men  Francs  zu  *.'s  vom  Bund,  zu  */5 
von  den  Kantonen  gezeichnet,  das  Direktoriom 
der  Bank  vom  Bundesrat  ernannt  werden. 

Die  Gegner  der  Staatsbank  ergtiilea 
gegen  den  Beschlnss  der  Bundesversamm- 
lung sofort  das  Referendum,  d.  h.  sie  riefen 
die  Vdkrabstimmung  an.  Am  28.  Februar 
lt^7  erfolgte  dieselbe,  das  Staatsbank- 
projekt  wm^e  mit  256000  gegen  196000 
Stimmen  verworfen. 

Das  ist  der  Stand  der  Dinge  heute.  IKe 
siegreichen  Freunde  der  Privatbank  haben 
seitdem  den  Entwurf  eines  anf  eine  solche 
zielenden  Gesetzes  ausgearbeitet  und  zur 
öffentlichen  Kenntnis  gebracht.  In  den  Er- 
läuterungen zu  dem  Entwurf  wird  au^e- 
sprochen :  »Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn 
man  das  Scheitern  des  Bundesbankprojekts 
zunächst  auf  die  Abneigung  eines  grossen 
Teils  des  Volkes  gegen  die  finanzielle  Haft- 
barkeit des  Bundes  und  gegen  eine  Ver- 
kettimg des  Kredits  des  Bundes  mit  dem 
der  Bank  zurückführt.« 

Der  vorerwähnte  Entwurf  aber  ist  (Oktober 
1898)  zum  Gegenstand  der  Beratung  diu^h 
eine  Expertenkommission  in  Bern  gemacht 
worden,  aus  dwen  Verhandlungen  nunmehr 
ein  »officir»serB  Entwurf  hervorgegangen  isL 

Diesem  zufolge  soll  das  Grundkapital 
der  neuen  Bank  60  Millionen  Francs  be- 
tragen, wovon  30  Millionen  auf  den  Zeit- 
pimkt  der  Gesch&ftserGffnung  einzuzahlen, 
wShrend  für  den  Rest  Verpflichttmgsscheine 
auszustellen  sind.  Ein  Drittel  des  Kapitals 
übernimmt  der  Bund,  ein  Drittel  wird  den 
Kautonen  und  Kantonalbanken  und  ein  letztes 
Drittel  der  öffentlichen  Subskription  vor- 
behalten. Die  von  den  anderen  Participanten 
nicht  gezeichneten  Quoten  übernimmt  der 
Bund. 

Die  Anteilscheine  des  Bundes  und  der 
Kantone  bezw.  Kantonalbanken  lauten  anf 
10000  F^.  Sie  sind  unübertragbar  ausser 
auf  eidgenössische  und  kantonale  Verwal- 
tungen. D^  Anteilscheine  der  Pri^'aten 
lauten  auf  1000  !EVancs  und  Namen.  Die 
Höhe  der  Notenemission  soll  sich  nach 
dem  Bedürfnisse  richten.  Die  Noten  werden 
in  Abschnitten  von  50,  100,  54H)  und  1000  Fr. 


Digilized  by  Google 


310 


Baukeu  (Schweiz — Skandinavische  Staaten) 


aus^gebeii.  Die  Bnndcf^Tei'^sainniJung'  kann 
in  ausserordentlichen  Fällen  die  Ausübe 
in  kleineren  Abschnitten  vorübergehend  bö- 
swilligen. Die  Metallreserve  soll  mindesteüs 
40 ''/o  der  in  Umlauf  befindUehen  Noten  be- 
tragen. 

Aus  dem  Jalu-pserträgnis  werden  vorab 
15*/o  dem  Reservefonds  zugesehrieben.  Der 
^uize  Rest  nach  Verzinsung  des 
Grundkapitals  mit  4"'o  ist  unter  die 
Kantone  nach  Massgabe  ihrer  Wohnl>e- 
vfllkerung  zu  verteilen. 

Der  »Baukratt  soll  aus  75  Mitgliedern 
bestehen,  wovon  25  dm-ch  den  Bundesrat, 
25  durch  die  Kantone  und  25  durch  die 
Privaten  gewählt  werden.  Es  werden  keine 
Inkompatibilitäten  aufgestellt,  wolü  aber  soll 
der  allgemeine  Grundsatz  einer  angemessenen 
Berücksichtigung  von  Handel,  Industrie,  Ge- 
werbe und  Ijand Wirtschaft  aufgenommen 
werden.  IVäsident  und  ViceprSsident  sind 
durch  den  Bimdesrat  zu  bezeichnen.  Der 
»Bankausschuss«  besteht  aus  5  Mit- 
gliedern. Abgesehen  von  Präsideuten  und 
Vicepräsidenten  des  Bankrates,  wel(^e  dem 
Ausschuss  Ton  Amts  wegen  an^hOron,  er- 
folgt die  Wahl  der  flbrigen  3  Mi^lieder  und 
■der  Ersatzmänner  durch  den  Bankrat.  Auch 
bei  der  Wahl  des  Banbmsschusses  sollen 
die  verschiedenen  Interessentenkreise  be- 
rQcksichtigt  werden.  Die  Kompetenzen 
.der  Vertreter  des  Privatkapitals 
soUen  auf  die  freie  Wahl  der  ihnen  zu- 
stehenden Vertreter  beschränkt  werden. 

Uebingeus  liestreben  sich  die  Banken  seit 
längerer  Zeit,  ganz  abgesehen  von  der 
Bundosgesetzgebuug,  um  eine  einheitlichere 
Organisation.  Wenn  gegen  die  bisherige  De- 
centi-alisation  vorzüglich  zwei  Klagen  erhoben 
wurden:  der  Slangel  einheitüchor  Diskonto- 
politik und  der  Mangel  einer  Umschreibe- 
(Giro-)  Organisation,  so  ist  nunmehr  seit  4 
Jahren  ein  Komitee  von  Banken  der  5  Haupt- 
plätze gebildet,  dessen  Aufgabe  es  ist, 
wöchenüich  über  den  officiollen  Diskon- 
tosatz  zu  beriitcn,  und  in  neuei-er  Zeit 
wird  weiter  die  Enichtung  einer  eidge- 
nössischen Girostolle  unter  Aufsicht  des 
Bundes  angestrebt. 

Ltttoratur :  BiUiagmphü  der  aehiteixerUchen 
Landeahinde,  Art.  BaniweMn  v.  Wllh.  Spei- 
ser. —  Mar  WtVth,  AWfemeinc  Jtnchre&ung 
und  lauHgHk  der  Srhtreis,  'ZOrieh  1871,  S.  SSOß". 

—  Cramet'-¥rey,  JHe  Rtgulicrnng  de»  Bank- 
notetmegen»  in  drr  JSchweit,  Zürich  ISSO,  S.  69 ff. 

—  Putfer»  Volkutcirtachujlalerikon  der  Schweiz, 
ArL  nllanhceten«,  nEmiJtsioMbankenn.  —  Das 
sehweitrrixche  Jiaiikiititemcete»,  QutaehUn  des 
itchtreizeri/icheii  HandeU'  und  Indttstrierereiiis, 
Zürich  Iftfil.  —  Juf  fiM  Wolf,  Zur  Reform  rf« 
arhweiteritehen  Kotenbankveteu».  Eine  eidije- 
riStaiaeJie  UiroBtelU  alt  Lütttug.  Zärieh  1888.  — 
Zeütehrift  f.  Buhvitä.  Statiatik,  Jahrg.  188Sg. 
mit  Artitel»  von   II'.  (SpolMf  tf.  u.  — -  AVus 


Zürcher  Zeitung  ISO4  mit  Art.  ron  Vvamer- 
Frey,  J.  W0lf  v.  tt.  —  AJlg.  Schveizer  Ztg. 
J894   mit  AH.  von    W.  Speiaer,  tf.  Strif/er 

H.  a.  —  Art,  »Banken  in  der  Schweiz*  ron 
Georg  Adler  im  Suppl.  Bd.  I.  d.  Baadv., 

I.  Auß.,  S.  180 ff.  —  Jahreeberiehle  dea  echteeiir' 
riichen  Hunde}*-  und  Itutuitrierereiiu.  —  JÜhHirhr 
Oeschäfl^erichtc  de-t  etdgeniittitchen  J-'ijtaiiz-und 
Zolldei>artemenia,  im  fchveizerixchcii  Bunde$biaU. 
—  Ebendanelbtl  MtaÜiche  Vorlage  11  mit  Br- 
gründuHg. 

JuHua  Woif. 


XVI.  Die  Banken  in  den  SIcandiH*- 
Tischen  Staaten. 

1.  Die  B.  in  Dänemark.    II.  Die  B.  in 
Norwegen.  III.  Die  B-  in  Schweden. 

I.  Die  Banken  in  DSnemark. 

Die  jetz^  Baiikordnun^  i^t  in  solchem 
Gtade  mit  den  Yerhältnüsen  verknüpft, 
unter  wichen  die  jetzige  »Xationalbank«  ent- 
standen ist,  dass  diese  kurz  berührt  werden 
mflssen.   Durch  Octroi  vom  29.  Oktobcr 
1736  wurde  iu  Kopenhagen  eine  sehr  be- 
gQnstigtc  private  »Assignations-^  Wedisel- 
und  I^ihbank«'  (die  später  gewOhidich  nach 
dem  dann  geltenden  Mflnzfusse   als  die 
"Courantbank<~-  bezeichnet  wurde)  mit  ränem 
Aktienkapital  von  Vs  Million  Boicfastbaler 
Courant  gegründet.  Da  die  Octroi  keine  Bestim- 
mung über  das  A'crhältnis  zwischen  Zetteln 
und  Metall  enthielt,  wimle  sohi-  schnell  eine 
so  grosse  Menge  von  Banknoten  ausgegeben, 
dass  die  Bankverwaltung  schon  1745  Dis- 
pensation von  der  Einlösungspflicht  nach- 
Buchen  mnsste  (welche  IV2  Jahre  dauerte). 
Dieselbe  Di^nsatioii  wurde  wieder,  da  die 
Bank  der  Regierung,  mehreren  Handelgt- 
kompagniecii  xuid  andere  grosse  Anlehen  ge- 
geben hatte,  durch  V.  v.  ü.  Oktober  17i>7 
verliehen,  —  und  von  dem  Augenblick  an 
wurden  die  Bankzettel  nie  mehr  einlöslicli. 
Um  die  Bank  noch  besser  der  Staatskas.se 
zu  Hilfe  kommen  zu  lassen,  übernahm,  die 
Regierung  3färz  1773  die  Bank  als  Staats- 
bank; nun  aber  wurde  die  Zettelmengc 
bald  so  vermehrt,  dass  sie  von  ca.  6  MUlioDon 
Rthli-.   C.  (^  ca.  19  Millionen  Kroaen). 
welches  schon  übermässig  war,  1783  auf 
15V2  Milhonen  Rthlr.  C.  (t^  ca.  50  inUi- 
onen    Kr.)    sti^,    und   zu    dieser  Zeit 
standen  die  Zettel  schon  10 — 15"/©  unter 
Pari,  l'm  die  Verliältnisse  zu  bessern,  wurde 
1788  eine  ;Speciesbanki  in  Altona.  fHr 
die  HeraogtÜmer  Schleswig  \md  Holstein  er- 
richtet, welche  dui-ch  Emission  cinlüsllcher 
Specieszcttel  diese  von  den  CoiuantzettelQ 
befreite.  Der  Vei-such,  auch  dem  'K&oig- 
reich  durch  Errichtni^   duer  Shidkäiea 
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Spedesbank  (1791)  zu  helfen,  misslang  aber 
gänzlich;  und  -während  deB  Krieges  1807 
bis  1814  war  die  Zettelfabrikation  tue  haupt^ 
sachliche  Hilfsquelle  der  Regiening-,  so  dass 
die  Zettelmenge,  welche  sich  schon  1807 
auf  die  übermäßige  Menge  von  27  Millionen 
RtMr.  C.  ca.  86  Millionen  Kr.)  belief, 
am  Schlüsse  des  Jahres  1812  auf  ca.  142 
Millionen  RtWr.  C.  (=  ca.  454  Millionen  Kr.) 
gestiegen  war.  Der  Kurs  der  Zettel  war 
damals  1760  (Parikurs  125,  d.  h.  125  Rthlr. 
C.  100  Speeles),  ein  Speciesthaler  (Silber), 
der  ^  VU  Rtldr.  C.  sein  sollte,  witfde  also 
mit  17  bis  18  Rthh-.  C.  (in  Zotteln)  bezahlt. 

Durch  V.  T.  5.  Januar  1813  machte  der 
Staat  dann  Bankerott;  eine  »Reichsbank« 
wurde  errichtet  und  ein  neuer  Münzfuss,  nach 
dieser  Reiohsbankmünze  genannt,  ein- 
geführt Der  Reichsbankthaler  sollte  — -  ^,'2 
Spedesthaler  sein,  also  ^Z«  Rthlr.  C. ;  mit  1 
Itelchsbaiikthaler  (in  Zetteln  der  neuen  Reichs-  : 
bank)  ^llte  man  aber  6  Rthh-.  C.  (in  Zetteln) 
einlösen  können.  Die  Courantzettel  wurden 
also  auf  ca.  ^.10  retluziert  und  dabei  die 
Staatsschuld  im  selben  Verhältnis.  Im  ganzen 
sollte  die  Reichsbank  46  Millionen  Rbthlr. 
in  Zetteln  emittieren  (wovon  27  Millionen 
zur  Einl&ning  der  Courantzettel  and  der  noch 
in  den  Herz^tfimem  cizknlierendeii  unein- 
ICelichen  Zettel  rerschiedener  Art),  welche 
in  Dänemark  mit  den  Herzogtümern  und 
Norwegen  drkuli^n  sollten.  Die  Herzog- 
tümer,  deren  Geldwesen  im  wesentiichen 
schon  durch  die  Spedesbank  in  Ordnung 
gebracht  war,  protcstieiten  aber,  und  ein 
offener  Brief  vom  30.  Juli  1813  TOrsprach 
dann,  dass  Sübermünzen  dort  das  einzige 
legale  Zahltmgsmittel  sein  soUten,  welches 
durch  A'.  v.  19.  Oktober  1813  näher  geordnet 
■wurde.  Als  nun  Norwegen  durch  den  Frieden 
zu  Kiel  1814  von  Dänemark  getrennt  wurde, 
fiel  die  ganze  Zettelmenge  mit  Ausnahme 
der  schon  in  Norwegen  emittierten  ca.  8 
Millionen  Rbthlr.  auf  das  Königreich  Däne- 
mark allein  mit  einem  Belaufe  von  ca.  38 
Millionen  Rbthlr.  (^  76  Millionen  Kr.),  und 
der  Kurs  der  neuen  Reichsbankzettel  war 
daher  im  Anfauge  sehr  s<^echt  (1814  ca. 
.5.50  ä  000;  Pankura  200  Rbthlr.  =^  100 
Speeles). 

Es  war  die  Aufgabe  der  neuen  Reichs- 
bank, diese  grosse  Zettelmenge  zu  reduzieren. 
Dies  konnte  aber  nur  nach  und  nach  durch 
ihre  Einnahmen  geschehen ;  denn  Silber  besass 
die  neue  Bank  nicht  Die  Zettel  wurden 
dagegen  auf  Prioritätsforderungen 
fundiert  Auf  alle  I^ntfhner und Nutz- 
nieaser  von  Gnmdstücken  wurde  eine  Ver- 
haftung (»die  Bankverhaftung«)  von  6^/0  des 
"Wertes  gelegt,  welche  allen  Prioritätsver- 
haftnn^n  vorausgehen  und  mit  6  ^'2  '^io  p.  a. 
vendnet  werden  sollte.  Diese  jährliche  Ein- 
nahme sollte  die  Bank  teils  zur  Tilgung  der 


Bankzettel,  bis  deren  Anzahl  für  die  Ver- 
h&ltnisse  des  Landes  passend  wurde,  tdls 
zur  Bildung  eines  Silberfonds  anwenden. 
Die  Bankverhaftung  war  so  berechnet,  dass 
der  Gesamtbelauf  der  Verhaftungen  unge- 
fähr den  46  Millionen  Rbthlr.  m  Zetteln 
entsprechen  xmd  somit  als  Fundierung  dieser 
dienen  sollte.  Da  aber  Norwegen  von  Däne- 
mark getrennt  wurde,  stand  einer  Zettel- 
menge von  ca.  38,8  Millionen  Rthlr.  ein 
Bank\'erhaftimgsbelauf  von  kaum  33  Millionen 
Rthlr.  (ca.  19  Millionen  im  Königreich,  oa. 
14  Millionen  in  den  Herzogtümern)  gegen- 
über und  selbst  dieser  Belauf  musste  fiiknsch 
bedeutend  verringert  werden,  da  die  Land- 
eigentümer zu  gedrückt  waren,  um  diese 
neue  Last  tragen  zu  können.  Durch  V.  v. 
9.  Juli  1813  bekamen  sie  daher  die  sehr 
bedeutende  Erleichterung,  dass  ihnen  ^'s  der 
jährhchen  Ziusen  in  den  Staatssteuern  liqui- 
diert werden  sollten.  In  der  That  wiuden 
dah^  die  Landeigentümer  und  Zehnten  nur 
mit  ^'ß  der  Bankverhaftung  (im  Gesamtbe- 
lauf von  ca.  2'/3  Millionen  Rthlr.)  belastet, 
während  der  Staat  selbst  jährlich  der  Bank 
ca.  820000  Rthlr.  von  den  Steuern  zur 
Tilgung  der  Buikzettel  übergab.  Nur  auf 
den  Städten  haftete  die  BankprioritSt  in 
ihrer  ursinthiglichen  Grö^ie  (zusammen  ca. 
3,88  Millionen  Rthlr.). 

Bei  Errichtung  der  Reichsbank  war  in- 
defflen  Tersprochen  worden,  dass  die  Bank 
Bpfttra-hin  eine  Frivatbank  werden  sollte, 
damit  eine  Wiederholni^  der  überrnftssiigeii 
Zettelemission  ni(^t  stattfinden  solle.  Tnea 
Versprechen  wurde  durch  Octroi  Tom  4. 
Juli  1818  in  der  Weise  erfüllt,  dass  jeder, 
anf  de^n  Eigentum  eine  Bankpriorität  haf- 
tete, in  demselben  ümfonge  Aktionär  sein 
sollte.  Da  indessen  die  Haftpflichtigen  in 
den  Herzogtümern  zum  grfssten  Teil  nicht 
in  dieser  Weise  in  Verbindung  mit  der  Bank 
Äu  treten  wünschten,  vnmle  ihnen  gestattet, 
den  auf  die  Herzogtümer  fallenden  Teil  der 
Zettel-  und  Obligntionsschuld  zu  tügen  imd 
sonst  ausser  Verbindung  mit  der  Bank  zu 
bleiben.  Das  ganze  Aktienkapital  war 
so  gegen  8  Millionen  Rthlr.  (davon  1,6 
Millionen  in  den  Herzogtümern).  Da  es 
aber  gestattet  war,  die  Bankverhaftungen 
diuxih  kontante  Einzahlung  inrunden  Summen 
zu  suppUeren,  um  einen  entsprechenden 
runden  Aktienbelauf  zu  erhalten,  imd  der 
B^tz  der  Aktien  sich  später  sehr  vorteil- 
haft erwies ,  wurde  nach  und  nach  das 
Aktienkapital  durch  solche  Einzahlungen  um 
ca.  5V2  Millionen  Rthh'.  vermehrt.  Das 
Aktienkapital  beträgt  jetzt  genau  27  Milli- 
onen K  ro  n  e  n.  Der  jätu-liche  Zuschuss 
von  den  Staatssteuem  (s.  oben)  wurde  durch 
einen  Vergleich  1838  auf  ca.  324000  RtUr. 
heral^esetzt  und  hörte  erst  1876  auf. 

Am  1.  August  1818  ging  dann  die  Reichs- 
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bank  mit  allen  Aktiven  und  Passiven  (die 
Zettelsohuld  var  damals  schon  auf  ca.  31 
Millionen  Rtlür.  heruntergebi'acht)  in  die 
»Nationalbank«  üb^,  eine  Privatbank, 
die  ganz  unabhängig  von  der  Regierung  ist, 

S'  doch  unter  deren  Kontrolle  von  einer 
irdrtion  tstatutenmfissig  von  5,  seit  1874 
nur  4  Hit^iedern  beatehend)  verwaltet  wird ; 
allein  1  Mitglied  vird  von  der  Begienmg 
ernannt,  ^e  and^n  werden  von  den  In- 
tereßsenten  dex  Bank  (dun^  15  Bepräsen- 
tanten  vertreten)  erwählt  Dem  Justizminis- 
ter liegt  ^  ob,  duauf  zu  achten,  dass  die 
Statuten  genau  befolgt  werden. 

Die  Nationalbank,  der  dieselben  Aufgaben 
wie  der  Reichsbank  gestellt  wurden  und  die 
ein  Zettelmonopol  für  90  Jahre  fbis 
1908)  erhielt,  setzte  mit  grosser  Energie  die 
Tilgung  der  Bankzettel  fort,  besonders  durch 
ein  Darlehen  im  Jahre  1820  v.  ca.  6  Millionen 
Rbthlr.  in  Zetteln,  die  sofort  getilgt  wurden. 
Damit  war  die  Zettelschiüd  auf  24  ^lUlionen 
Rbthlr.  gesunken  und  der  Kurs  auf  260 
(Parikurs  200)  ^bracht  Erst  im  Oktober 
1838  wiuxle  Parikurs  notiert  und  von  dem 
Augenblick  an  eingehalten.  Im  Jahre  1845  war 
die  Zettelmenge  auf  16,5  Millionen  Rthlr. 
(33  Millionen  Kr.)  reduziert,  und  die  Zettel 
wurden  dann  nieder  —  nach  88  Jahren  — 
für  einlöslich  erklärt,  indem  diese  Zettel- 
menge als  Maximum  bezeichnet  wimle. 
1847  warde  jedoch  das  Maximum  auf  20 
Millionen  Rbthlr.  (40  Millionen  Kr.)  gesetzt ; 
dazu  sollte  die  Bank  dnen  Silbemude  von 
10  Milhoneu  haben,  wovon  indes  ^/i  in  k 
vistar Wechseln  auf  Hamburger  Banko  be- 
stehen konnte.  1854  wurde,  als  sowohl  die 
Bevölkerung  als  der  Wohlstand  stieg,  die 
Zettelmenge  zn  24  Millionen  Rthh-.  (48 
]kGllionen  Kr.)  normiert,  wovon  lO^  s  Milli- 
onen mit  Metall  (effektiv)  gedeckt  sein  sollten, 
also  13  Millionen  nur  mit  Effekten  ver- 
schiedener Art  gesi(^iert  1859  erwies  sidi 
auch  dies  Zettedmaximum  zu  eng,  und  es 
wurde  der  Bank  erlaubt,  fiberdieswllaximum 
zu  gehen,  ^r  nur  gegen  volle  Deckung  mit 
Metall  (Silber).  So  blieben  also  femer  13le 
Millionen  Rthlr.  ungedeckt:  darüber  hinaus 
konnte  die  Zettelmenge  ins  ITnbeerenzte  ver- 
mehrt werden,  allein  nur  g^en  mnterlegiing 
v(Hi  Silber.  1873  wurde,  als  man  zum  Gold- 
fuBse  überging,  der  Silberfonds  in  Gold  ver- 
wandelt, imd  mit  Bücksicht  auf  die  immer 
wachsende  Bevölkerung  imd  deren  Bedarf 
wurde  die  Grenze  der  imgedeckteu  Zettel 
1877  auf  30  Millionen  Kr.  (statt  27)  gesetzt 
und  wieder  1897  auf  33  Millionen  Kr.  er- 
höht. Was  darüber  geht,  soll  (Kmidgebimg 
V.  20.  Dezember  1873)  mit  Metall  in  der 
Weise  gedeckt  wei-den,  daas  der  Metallfonds 
—  der  immer  wenigstens  ^/s  der  Zettelmenge 
decken  soll,  so  dass  eiae  u^^edeckte  Zettel- 
menge von  33  Millionen  Kr.  eine  Zettel- 


cirkulation  von  ^,8  Alillionen  Kr.  voruis- 
setzt  —  teils  ans  gangbaren  Münzen  dea 
liaodes  (Oold  oder  Silber),  wenigstens  12 
Millionen  Kr.,  teils  aus  (roldbrnren  und 
fremden  Goldmünzen  beatdien  soll;  er  kann 
zwar  bis  zu  am  ^berbarren  und  fremdo^ 
Silberm&izen  bestehen,  aber  dies  ist  faktisch 
nicht  mehr  der  Fall  jßl.  Januar  1898  bcaus 
die  Bank  nur  1,8  Millionen  Kr.  in  Bbuidinairi- 
schen  ^bermünzen).  Doch  ist  es  (Kundgebung 
v.  19.  Februar  1886)  gestattet,  die  nicht 
zinsentragenden  ä  vistap-Forderungen  der 
Bank  am  die  Bank  Norwegens  und  die 
schwedische  Reichsbauk  zum  Metallfonds 
zu  rechnen,  wt^gen  ihre  gleichartigen  Ver- 
pflichtungen diesen  Banken  gegenüber  vom 
Metallfonds  abgerechnet  werden.  (Aehnliohe 
Bestimmungen  gelten  in  Norwegen  und 
Schweden.)  In  gleicher  Weise  hat  Kund- 
^bung  V.  25.  Jimi  1897  der  Bank  erlaubt, 
ihre  mcht  zinsentragenden,  auf  Anforderung 
dm-ch  die  Filialbank  in  Flensburg  zahl- 
baren Forderungen  auf  Girokonto  der 
deutschen  Reichsbauk  so  wie  die  in  der 
Filialbank  beruhenden  deutschen  Reichs- 
banknoten und  Reichskassenscheine  zum 
Metallfonds  zu  rechnen.  Der  kleinste  Zettel 
lautet  auf  10  Kronen  und  wird  von  der  Be- 
völkerung 80  sehr  vor  den  Goldmünzen  be- 
vorzugt, dass  die  Goldcirkulation  sehr  gering 
ist  Inklusive  der  eigenen  Kasse  der  Na- 
tionalbauk  ist  das  Minimum  der  Zettelmenge 
daher  seit  1872  nicht  unter  54  MilUouen 
Kr.,  seit  1880  nicht  unter  70  Millionen  Kr^ 
(also  ca.  35  Kr.  pr.  Kopf)  gewesen,  wälirend 
das  Maximum,  das  bis  187U  nicht  54  ]yiilliouen 
Kr.  übei-atieg,  1871  61  Millionen,  1873 
74  Millionen,  1881  84  MiUionen,  1894 
90  Millionen  und  1895  96  Millionen  (ca  4« 
Kr.  pr.  Kopf)  erreichte.  Kimdgebung  v,  27. 
Dezember  1897  hat  der  Bank  die  läolssion 
von  5-Kionenzetteln  erlaubt  j  solche  sind 
unter  Arbeit  und  sie  werden  die  cirkulierende 
Zettelmenge  aller  Wahrscheinlichkeit  nac^ 
nochvetgrössern.  Der  durchschnittliche  Stand 
sowie  der  Stand  am  31.  Dezember  der  Zettel- 
cirkiüation  und  des  Metallfouds  war: 


DnrchEtchnitt  f.  das  Jahr 
Zettel  Metall 
MiU.  Kronen 


1870 

1873 
1877 
1880 
1884 
1887 
1889 
1892 
1894 
1896 
1897 


48 

48,05 

66,28 

61,95 

72,33 

72,83 

77,58 

77,83 

80,9 

80,2 

86,5 

88,8 


ca.  21 
ca.  21 
40,5 

35,5 
45,1 
43,9 
49,5 
49,4 
52,7 
53,3 
58,7 
60,1 


Stand  am  31.  Dezbr. 
Zettel  HetaU 
Hill.  Kronen 


Dea:  Metallfonds  wird 


48 

53 
76 
67 
84 
79 
86 
88 

87 

90 

95 
97 

also 


21 
26 

49^ 
37,4 

55,4  , 
49,5 
57,4 
60,1 
58,2 
63,0 
66^ 
64,5 
verhAltnifi- 


mftBoig  grösser  mit  der  wadisenden  Zettel 
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emissioD ;  bei  einer  EmisBion  von  48  Millio- 
nen soll  er  ca.  44  '*!o  sein,  Xxi  75  dag^n 
56  «/o,  bei  100  sogar  67  */o. 

Die  FundieruQg8be8timmungen  der  däni- 
schen Natiraialbfräk  sind  im  veseutlichen 
den  Principien  der  englischen  Bankakte  ent- 
lehnt, doch  mit  einigen  nicht  unwesentlichen 
Modifikationen,  intens  wird  der  Betrag 
der  nicht  metallisch  gedeckten  Zettel  von 
Zeit  zu  Zeit  erhöht,  venu  der  Zuvadis  der 
BeT&tkerung  und  der  wacbs^de  Wcäüstand 
eine  stetige  YergrOBsemng  der  UnUaufs- 
mittel  erfordern.  Von  25  Millionen  Kr.  i.  J. 
1847  ist  er  allmählich  bis  auf  33  Millionen 
Kr.  i.  J.  1897  erhöht  urorden.  Demnädist 
machen  die  oben  genannten  Bestimmungen 
von  1886  und  1897  es  möglich  für  die 
Bank,  öne  Urveiterung  der  Zettelcii^ulation 
von  kürzerer  Daner  ohne  vorbeigehende 
Herbeischaffung  von  Geld  eintreten  zu  lassen 
und  die  GoldvOTsendung  gänzlich  zu  er- 
sparen, wenn  die  Ciikouition  nach  kurzer 
Zeit  wieder  ziun  n<»i]ialeD  Standpimkt  zu- 
rückkehrt  Und  endlich  ist  es  zwar  der 
Bankdirektiou  zur  Pflicht  gemacht,  den 
FondierungsbestimmuDgen  genau  zu  folgen, 
UBd  namraitioh  über  den  Stand  der  Z^ttel- 
meage  und  des  MetaUfonds  dwn  köuigL 
BankkommisBftr  (dem  Justizminist^)  Be- 
richt abzniwen;  aber  fflr  den  faU,  dass 
dkser  Bericht  jemals  »gegen  Erwartung« 
eine  Abweisung  von  den  Bestimmungen 
zei^D  sollte,  wird  es  nur  der  Direktion  als 
Micht  anieilegt,  »spätestens  vor  dem  Aue- 
gang  des  nächsten  Monats  dem  Bank- 
kommissär  darzuthun,  dass  das  normale 
Verhältnis  ganz  restituiert  ist«.  Unter  ähn- 
lifdien  Verhältnissen  wie  die,  welche  die 
SuEipension  der  englischen  Banfaakte  dreimal 
veranlasst  haben ,  würde  also  die  Bank- 
direktion auf  eigener  Verant^'ortlichkeit  die 
Zettelmenge  fiber  die  normale  Grenze  für 
eini^  Wochen  erweitern  können;  die  Di- 
rektion hat  indessen  (lies  bisher  niemals 
gethau. 

Abgesehen  von  der  monopolisierten  Zettel- 
emiseion  steht  es  in  Dänemark  allen  —  ein- 
zehien  Personen  sowie  Aktiengesellschaften 
—  frei ,  Bankgeschäfte  zu  machen ,  und 
ausser  derOctroi  der  Nationalbank 
giebt  es  kein  besonderes  Bankge- 
setz —  und  auch  kein  besonderes 
Aktieugesetz.  Bis  1846  war  jedoch  die 
Natitmalbank  die  einzige  Bank  D^emarks; 
dann  wurde  in  Odense  eine  kleine  Bank 
(aFyns  Stifts  Disioutokasse«)  mit  einem 
Ka^tal  von  kaum  \'3  Million  Rthlr.  ge- 
gr&idet.  Vorher  hatte  die  Naüonalbank 
selbst  in  Aarhns  1837  ein  FUialkontor  er- 
zicbtet.  Ka  zur  Mitte  des  Jahrhunderts 
men  aber  aoch  die  Gkontunisdien  Yeriiftlt- 
joaee  DSnematke  so  einfadi  und  iveoig  ent^ 
vickedt  und  der  Kaiätalrädttum  «o  gering, 


daas  man  nur  wenig  das  Bedürfnis  nach 
Bankinstituten  fühlte.  Die  Wirksamkeit  der 
Nationalbank  war  auch  —  besonders  mit 
Rücksicht  auf  die  kommerzielle  Entwickelung 
—  sehr  begrenzt,  solange  die  Zettel  nicht 
einlösUch  waren  sowie  auch  die  Depositen 
verhftltnismäBsig  klein  waren.  1846  war 
das  Gesdiäftskapital  der  Nationalbtmk  ca. 
26  Mülioneo  Rthlr.  (Aktienkapital  ca.  13,4Mü- 
lionen,  ungedeckte  Zettel  ca.  7j3  Millionen, 
Obligatioosschuld  ca.  2,4  Millionen,  Schuld 
an  die  Staatskasse  1,3  Millionen,  Depositen 
ca.  ^  4  Millionen,  Verschiedenes  ca.  IMiUion); 
davon  waren  6^2  Millionen  in  einer 
Staatsobhgation,  die  erst  in  30  Jahren  ab- 
getra^n  werden  sollte,  11,2  Millionen  in 
Prioritäten  und  Anlehen  gegen  Pfand  ge- 
bimden  und  nur  5Vs  Mmionen  Rthlr.  zu 
Wechseldiskontierungen  angewendet.  Im 
Laufe  des  Jahres  waren  mr  19  Millionen 
Rthlr.  Wechsel  diskontiert  worden.  Von 
dieser  Zeit  stieg  aber  die  «gütliche  bank- 
mSsäge  Wirksamkeit  mehr  und  mehr, 
und  in  den  Jahren  1854 — 57  wurden 
13  Frovinzbanken  —  zum  grösst«!  Ted 
aber  mit  nur  geringem  Kapital  —  gegrOodet ; 
18ü7  wurde  die  »Privatbank«  in  Kopen- 
hagen ins  Leben  gerafoi.  Die  Krise  in 
1857  wirkte  aber  sehr  störend  auf  diese 
Entwickelung,  imd  erst  1870  fond  ein  neuer 
Aufschwung  statt  1870— 76  wurden  22  Pro- 
vinzbanken und  in  Kopenhagen  zwei  grössere 
Privatbanken  g^rünaet(die  i>Landmand8- 
bank«  mit  einem  Aktienkapital  von  12  Mil*- 
lionen  Kr.  1886  zu  24  MiUioüen  Kr.  er- 
weitert, imd  die  »Handelsbank«,  eben- 
falls mit  12  Millionen  Kr.,  1898  zu  16  Mil- 
lionen Kr.  erweitert),  während  die  »Privat- 
bank« ihr  Kapital  auf  12  Millionen  Kr.  ver- 
mehrte. Seit  1890  ist  wieder  eine  grössere 
Anzahl  von  —  meistens  kleinen  —  Banken 

g »gründet  wordeu,  du-unter  die  »Leih-  imd 
iskontobank  Kopenhagens«  (1895),  KapitEd 
2  Millionen  Kr.,  imd  die  »Gnmaejerbank 
Kopenhagens«  (Sept.  1898).  Abgesehen  von 
eüugen  kleinen  Kreditinstitutionen  bestehen 
demnach  jetzt  (1898)  in  Kopenhag^  9 
Banken,  ausser  den  sechs  genannten  die 
»private  Leihbank«  (seit  1854),  Kapital 
4  Millionen  Kr.,  die  »Industriebank«  (seit 
1862),  Kapital  2  Millionen  Kr.,  und  die  »Ai^ 
beiterbank«  (seit  1872),  Kapital  ca.  VU  Mil- 
lionen Kr.;  die  Wirksamkeit  der  letzten  ist 
doch  von  mehr  specieller  Art  und  sie  ist 
daher  in  der  folgenden  Statistik  nicht  inbe- 
griffen. Das  Wachstum  der  älteren  6  Haupt- 
banken sowie  der  Provinzbanken  wird  aus 
folgenden  Zahlen  erhellen,  von  denen  die 
erste  Kolonne  unter  »eigenem  Kapital«  so- 
wohl Aktienkapital  als  Reservefcwds  und 
die  ungedeckte  Zettelmen^  d&c  Nationalr 
bank  (27  bis  33  Millionen  Kr.)  umfasst: 
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1875 
1880 
1885 
1894 


EopetthAgen 


Eigenem 
Kapital 


P 


Mill.  Kronen 


40,2 

73,6 
73,2 
75,' 
87,4 
90,9 


,0-1-30 
30 
33 


'27|  21,2 
27 1  50,7 

30  75,8 

91,3 
i=;8.6 
158.9 


Frorinzbanken 


Eige- 
nes 

Kapi- 
tnl 


Mill.  Kronen 


6,3  13:5 

16,1  33.3 
ca.  12,2  35,8 
ea.i2,5'  43,0 
ca.i6,o  ca. 77,0 
ca.iö.oi  ca.80,0 


107,2 
200,7 
227,0 
351,8 
ca.  369,0 
378,8 


Wie  man  sieht,  bezeichnen  die  Jahre 
lff75 — 80  eine  Periode  der  Stoclning,  teil- 
weise des  Rückgangs.  1876 — 77  verlor  die 
»Xndustriebankc  ihr  halbes  Aktienkapital 
(1  Million,  Kr.),  welches  April  1898  aufs 
neue  eingezahlt  ist,  und  die  :'PrjTatbankr 
ihren  ganzen  Reservefonds  (2  Millionen  Kr.), 
während  zwei  Piivatbtuiken  (Volksbanken) 
Mlierten. 

Keben  den  Kopenhageuer  Banken  müssen 
noch  die  zwei  grossen  »Sparkassen«  daselbst 
(»Kjöbenhams  Sparekasse<:  nnd  »Biknben«) 
erwähnt  werden,  welche  zum  Teil  bauk- 
mftss^^  Geschäfte  treiben.  Die  Dej^msiten 
derselben  waren  zii  denselben  Zeiten :  1870 : 
30,7  Millionen  Kr.,  187.'»:  52,0,  1880  :  78,5, 
1885  :  89,0,  1890:  129,2,  1895:  160,0,  1898: 
175,8  HiUUoncn  Kr.  In  gleicherweise  wir- 
ken mehrere  der  Provinzsparkassen,  beson- 
ders in  den  Städten,  wo  keine  Bank  ist,  als 
Banken.  Die  Depositen  waren  in  denselben 
i.  J.  1897  ca.  :-132  .AlUUonon  Kr.  [Die  Depo- 
siten in  sämtlichen  selbständigen  Spai'ka.ssen 
waren  1860  :  56  imiioiien  Kr.,  1870:  118, 
1880:  2M,  1890:  415,  1897  :  508  MiUioneu 
Kt.  (auf  788/KX>  Conti  verteilt)!.  Drei  der 
Kopenhageuer  Banken  haben  jilialkontore 
ausserhalb  Kopenhagens,  zusammen  18  in  15 
verschiedenen  Städten,  von  welchen  7  auch 
selbständige  Banken  liaben.Vou  den  75  Städten 
Dänemarks  sind  jetzt  ca.  50  mit  Banken  oder 
Bankkontoren  versehen,  und  dazu  kommen 
noch  eini^  Landbanken.  Es  kommen  ca. 
32  000  Einwohner  auf  jede  Bank  oder 
Filialbank. 

Die  Verhältnisse  der  Kopeuliagoner  Banken 
und  die  Entwickelung  der  späteren  Jahre 
werden  aus  folgenden  Zalüen  (fiü-  31.  XIL) 
eriiellen.   (S.  Tabelle  auf  nebensL  Spalte.) 

Die  Zahlen  für  1888  sind  nicht  ganz 
normal,  indem  sie  von  den  vielen  Zinskon- 
vertiemngeu  der  letzten  Jalire  beeinflusst 
sind.  Die  Zinsrerhältnisse  werden  die  Dis- 
kontosätze der  Nationalbank  fftr  beste  Wechsel 
kennzeichnen ;  sie  waren  im  Durchschi\itt 
für  1876—77:  5.32  —  1878:  4.41  —  1879 
bis  81:  3,37—  1882—84  :  4.13  —  1885—86: 
3,62;  Tom  17.  Juni  1886  bis  16.  Oktober  1889 
war  der  Diskont  S^'o;  dann  ist  er  wieder 


Weph!>el- 

Darleben 

m 

i)ort*!- 

ö  , 

feDlllo 
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z 
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*.  ■ 
eff 

rem  de 
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BO 
S 
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Mill. 

Min. 

MlU. 

Mill. 

Hill. 

Hill. 

Hill. 

Mill. 

K. 

K. 

K. 

K. 

K. 

K. 

K. 

K. 

1876 

♦7.2 

8,2 

39,5 

16,4 

11,6 

25,1 

19,3 

5,3 

1880 

40,3 

15.0 

3',9 

12,7 

11,0 

40,6 

18,7 

13,9 

1884 

61,9 

36,2 

13-9 

24,5 

31,8 
89,1 

17,9 

31,8 

1888 

35,0 

12,6 

35,2 

11,8 

18,4 

19,9 

19,0 

1889 

38,6 

'5,2 

34,0 

10,9 

41,3 

80,9 
83,9 

24,9 

21,8 

1896 

58,1 

9.6 

39,4 

9,5 

56,5 

28,3 

20,1 

1898 

6S,2 

7,6 

48,5 

7,6 

74,i 

81,0 

36,5 

17,2 

gestiegen,  war  durchschnittlich  1890  3.70 
und  1891  —  95  3.67  ".0,  1896  3,52,  1897 
4,41  »0,  1898  4,28  "/o. 


II.  Die  Banken  in  Norrregeu. 

Die  Bankverhältoisse  in  Norwf^n  sind 
in  wesentlichen  Punkten  denen  Dänemarics 
ähnlich,  was  sich  ans  ihrer  £ntwicketnnr 
leicht  erklärt  Die  erste  norwegische  Bank 
war  nämlich  eine  Abteilung  der  1813  ge- 
gründeten dänischen  Reidisbank,  mid  da- 
diuxih  wurde  sowohl  das  Sj-Btem  derBank- 
verhafhmgen  als  die  Reichsbanktlialerzettel- 
cirkulation  auch  auf  Norwegen  ausgedehnt 
1814  wHnle  vom  Storthing  bescldossen,  das» 
die  Reichsbankabteilung  zu  einer  nor- 
wegischen Roichsbank  werden  sollte,  und 
die  dänischen  Bankzettel  wurden  mit  neuen 
norwegischen  Bankzetteln  eingelöst  Von 
den  letzteren  waren  acliou  1815  ca.  25  Mil- 
lionen Rbthh'.  emittiert,  was  so  übermässig 
war,  daas  der  Kurs  im  Januar  1816  nur 
19  "/o  betnig.  Durch  G.  vom  14.  Juni  1816 
\\nirde  sowohl  das  Bank-  als  das  Geldwesen 
geoi-dnet.  Eine  neue  Bank,  »Noi^s  Bänke 
(die  Bank  Norwegens)  vriutic  in  Trondhjem 
errichtet,  welche  die  vorige  ablösen  sollte: 
sie  wurde  mit  einem  Grundfonds  von  2  Mil- 
lionen Speciesthaler  (— --  8  Millionen  Kr.), 
welche  vde  eine  Vermögenssteuer  ausge- 
schi'iel>en  wurden,  gegründet;  später  ist  er 
erweitert  und  im  Gr.  r.  23.  April  1892  (s. 
unten)  auf  12>.'a  HiÜllionen  Kr.  festgestellt, 
welche  in  Aktien  von  mindestens  100  Kr, 
verteilt  sind.  Von  den  Zetteln  sollten  so- 
gleich 2  MiUionen  Rthlr.  ebenfalls  dorch 
eine  Steuer  eingelöst  werden,  die  übrigen 
23  Millionen  1818  durch  ein  Anlehen,  aber 
nur  mit  12  (statt  32)  Schilling  für  jeden 
Rthlr.,  also  nur  mit  37,5  *>/o  (mit  ca.  3,8  Mil- 
lionen Speeles  —  ca.  15,2  Millionen  Kr.). 
Die  neue  Bank,  die  das  Zettelmonopol 
behielt  und  deren  Zettel  v.  1.  Januar  1819  mn- 
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ICeKeh  sein  sollten,  von  welcher  Pflicht  sie 
jedoch  durch  ein  Ö.  v.  13.  August  1818 
befreit  wurde,  durfte  doppelt  so  viel 
Zettel  emittieren,  als  sie  Sübcr  besass.  Da 
die  Bank  dies  Recht  stets  benutzte,  wuchs 
die  Zettelmenge  übermässig  und  der  Kurs 
verschlechterte  sich,  je  grösser  der  SUber- 
foQtls  wimle.  Erst  1842  wurden  dalicr  die 
Zettel  einlöslich  gemacht  nnd  gleich- 
zeitig neue  Fundiemngsregeln  gegeben,  die 
ziemlich  kompliziert  waren,  indem  die  Bank 
auf  Grundlage  des  Aktienkapitals  (welches 
auf  2,5  Millionen  Species  —  10  Millionen 
Kj.  erweitert  war)  '',2  mal  Zettel  (also 
6^5  Millionen  Species)  emittieren  durfte, 
anf  Omnd  anderer  Mittel  aber  in  verachiode- 
nen  YerhSItnissen  ("/z,  ^.'1  und  \'\  mal).  Da 
indessen  die  Fonds  zum  giGssten  Teil  statio- 
när waren,  keimte  mau  (nach  187Ö,  da 
der  OolafuBB  eingefQhrt  wurde)  un- 

£effihr  sagen,  dass  die  Bank  mit  einem 
etaHfonds  von  ca.  16,5  Millionen  Kr.  in 
allem  ca.  35,1  Millionen  Kr.  emittieren 
durfte,  also  ca.  18,6  Millionen  Kr.  ungedeckt ; 
was  mehr  emittiert  wimmle,  musste  metallisch 
gedeckt  werden.  Eh  muss  aber  noch  be- 
merkt werden,  dass  die  Bank  berechtigt 
ist,  bis  ^,3  des  Metallfonds  im  Auslande  zu 
deponieren,  so  dass  für  diesen  Teil  eigent- 
lich Anforder nngen  auf  DeT)itoren  in 
Kopenhagen,  Hamburg  und  London  als  Me- 
tall betrachtet  werden.  Am  Ende  des 
Jahres  war 

MetalUonds  ZettelcirknL  davon  nngedeckt 
1860  i4^HiU.Kr.  35,8HiU.Kr.    11,4  MUl.  Kr. 
1870  16,6     „      28,3     „         11,7  „ 
1870  25,3    ,,      37^     „         11,9  „ 

IMO  33,7  „  38,7  „  5,0  « 

lffl6  28,7  „  37,1  „  814  „ 

lM7  40,o  „  40,0  „ 

1890  38,8  „  49,6  „ 


nen 


0,0 
10.8 


In  der  Cirkulation  ist  aber  nicht  die 
Zettelreserve  der  Bank,  welche  ihre  Kasse 
bildet,  mitgerechnet,  diese  entspricht  also 
der  Differenz  zwischen  der  faktisch  unge- 
deckten Zettelmenge  und  der  Menge,  welche 
die  Bank  auf  der  betreffenden  Metallbasis 
emittieren  darf,  also  z.  B,  1885  ca.  10  Mil- 
UoaeaEr.,1890  ca.  8  Millionen  Kr.  Rechnet 
man,  wie  in  Dftnemark,  diese  Zettclresen-e 
mit  zur  Cirkulation,  so  bleibt  diese  doch 
bedeutend  geringer  als  in  Danemark,  ob- 
fideich  die  Bevmkerang  ungeföhr  dieselbe 
QrGsse  hat  und  man  in  Norw^n,  wo  der 
kleinste  Zettel  nur  halb  so  gross  (ö  als 
in  Danemark  ist,  ebenso  wie  hier  die  Zettel 
dem  Golde  vorzieht  Pro  Ko|rf  war  die 
Cirkolation  (ind.  der  Kasse  der  Bank)  1870 
ca.  20  Kr.  (gegen  ca.  30  Kr.  in  DX  1880 
ca.  28  Kr.  gegen  ca.  42  Kr.,  1890  oa. 
25  Kr.  gegen  ca.  40  Kr. 

Ein  Gesetz  vom  23.  April  1892  hat 


welchen  Norwegen  gemeinsames  Jlflnzsyst 
hat)  —  und  ausserdem  (metallisch  nicht 


jetzt  die  Zettelemissiou  so  geordnet, 
dass  die  Bank  so  viel  Zettel  ausgeben  kann, 
als  sie  Gold  besitzt  (wovon  doc-h,  wie  bevor, 
Vs  im  Auslande  deponiert  sein  kann  —  siehe 
oben  —  und  ausserdem  noch  bis  3  Millio- 
Kr.  in  Staatsbanken  in  Ländern,  mit 

irsteni 

ge- 
deckt) bis  24  Millionen  Kr.  So  lange  die  Zettel 
auf  Anfordening  einlöslich  sind,  gelten  sie 
als  Geld  nnd  sind  gezwiingenesZahlungsmittel. 
Das  Gesetz  enthalt  indessen  eine  ganz  Ähn- 
liche Bestimmung  ^ie  die  Fundienmgs- 
rogeln  der  dänischen  Nationalbank  für  den 
Fall,  dass  der  monatliche  Bericht  eine 
gr^sere  Zettobnenge  als  die  erlaubte  aus- 
weist (s.  oben);  doch  ist  hier  zugleich  be- 
stimmt, dass  eine  Al^sbe  zur  Staatskasse 
von  6  °'o  p-  a.  von  der  Abei-mdssigen  Zettel- 
menge  erlegt  werden  soll. 

In  einer  Bezi^img  zeigt,  sich  jedoch  ein 
wesentlicher  Untearscmed  zwischen  den  Na- 
tionalbanken Danemarks  und  Norwegens: 
wahrend  die  danische  Bank,  solange  die 
Octmi  dauert,  vx>m  Beichstagc  ganz  unab- 
häu^g  ist  imd  die  Begierung  nur  durch 
die  Wahl  eines  Dii-ektors  (voit  4  oder  5) 
Einflnss  auf  die  I^eitung  derselben  hat,  ist 
die  noi^A-egische  Bank  dem  :'Storthinge<,  fast 
ganz  untei^eben,  indem  dieser  sämtliche  5Iit- 
glieder  der  Dh-ektion  sowie  auch  die  Ad- 
rainisti-atoren  der  Filialen  wählt  (für  eine 
Zeit  von  6  Jahren).  Auch  sollen  die  Bücher 
der  Bank  jedes  Jahr  den  vom  Stortliinge 
erwählten  Uutersuchungskomitees  vorgelegt 
werden.  In  diesen  Bestimmungen  )iat  das 
Gesetz  von  1892  die  Veränderung  gemacht, 
dass  der  Präsident  der  Direktion  vom  König 
ernannt  wird:  aber  anderei-seits  bestimmt 
das  Gesetz,  dass  auch  die  15  Repräsentanten 
vom  Storthinge  gewählt  werden.  Die  Aktio- 
näre haben  somit  gar  keinen  Einfluss  auf 
die  Yei-waltung  der  Bank. 

Das  Gesetz  hat  den  Staat  an  der  Gowinu- 
vei-teilung  beteiligt.  Vom  jälirlichen  üeber- 
schuss  erhalten  die  Aktionäre  erst  bis  6 
des  Aktienkapitals ;  von  dem  Restgewinn 
werden  danach  bis  10  "^  o  zum  Reservefonds 
hingelegt,  wenn  dieser  nicht  5  Millionen  Kr. 
beträgt:  das  übrige  wird  zwischen  dem 
Staat  und  den  Aktionären  verteilt  mit  der 
Hälfte  für  jeden  Part,  bis  die  Aktionäre  im 
ganzen  10  "'0  des  Aktienkapitals  erhalten 
haben;  dann  nimmt  der  Staat  ^  1,  die  Aktio- 
näre '/t  von  dem  Rest 

Eüi  Oesetz  vom  27.  Juli  1896 
hat  den  Hauptsitz  der  Bank  nach  Christiania 
(vom  1.  Janoar  1897)  verlegt  und  statt  dessen 
eine  »Bankabteilunge  in  Ti-ondhjem  errichtet 
Die  Bank  hat  jetzt  12  » Abteilungen  t.. 

Bis  1848  hatte  Norwegen  nur  diese  ein- 
zige B«ik  nut  ihren  iHialen  (i'Abteilui^n«). 
1848  wurde  die  raste  Privatbank,  in  Ghristi- 
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ania,  gegründet;  1858 — nQ  v'dter  drei  und 
186&— 70  fünl;  1874—96  sind  weiter  31 
private  Banken  gegründet  worden,  wfihrend 
2  ihre  Wirksanikeit  eingestellt  haben.  Eine 
besondere  Gesetzgebiin^  besteht  für  diese 
Kanken  nicht,  auch  nicht  ein  besonderes 
Aktiengesetz.  Die  meisten  dieser  Banken 
haben  nur  einen  geringen  Grundfonds;  nur 
fibr  sechs  übersteigt  das  einbezahlte  Aktien- 
kapital 1  >Iillion  Kr-,  und  die  grösste,  adie 
norwegische  Kreditbank« ,  hat  um-  einen 
Grundfonds  von  3,2  Millionen  Kr.  mit  einem 
lte8ervefondsvonl,7MillionenKr.  Zusammen 
haben  die  38  Privatbanken (1896)eiuen  einbe- 
zahlten Grundfonds  von  17,9  MiUionen  Kr. 
und  einen  Reserve-  und  Delcrederefonds 
von  9,4  Millionen  Kr.  Die  Ent^ickelimg 
dieser  Banken  sowie  jene  der  »Bank  Nor- 
wegens« wird  aus  folgenden  Zidilen  er- 
hdilen: 
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Depoäita 

Wechsel- 

Sparbankeu 
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ti 
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i 

portefeuille 

■& 

k 

•c 

i 

Ä 
M 

a 

a  Ol 
«  ^' 

Privat- 
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03 
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Min. 
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Mit!. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 
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1850 

1 

5,2 

0,3 

5,9 

0,6 

90 

16,7 

1860 

4 

4,3 

16,4 

16,6 

174 

43,9 

1870 

8 

4,8 

40,0 

17,2 

34,5 

260 

81,6 
138,5 

1880 

15 

104 

81,2 

20,1 

71,2 

311 

1686 

17 

6,6 

100,3 

23,2 

82,2 

328 

168,4 

1890 

33 

6,8 

119,5 

35 

80,6 

350 

194,1 

1886 

38 

6,4 

153,4 

32,5 

107,3 

380 

219,6 

Der  Unterschied  zwischen  den  Idan^n 
Aktienhanken  and  den  grOssOTen  Spar- 
baaken  ist,  wie  in  Dänemark,  ziemlich 
flflssig,  da  die  letztereu  ein  durdi  ihre 
Wirksamkeit  nach  und  nach  erworbenes 
eigenes  Vermögen  h^)en,  das  Öfters  dem 
einer  Aktienbank  gleichkommt.  Das  Ge- 
samtvermögen  der  Sparbanken  war  1896: 
31,7  Milhoneu  Kr.,  die  deponiertea  Mittel 
waren  am  31.  Dezember  1896  ca.  220  Mil> 
lionen  Kr. 

Eine  besondere  Aufgabe  hat  die  vom 
Staate  1852  errichtete  Hypothekenbank 
des  Königreiche  Norwegen,  welche 
ntu:  Darlehen  gegen  Priorität  an  Gmud- 
«igentümer  giebt.  Ihr  vom  Staate  gegebener 
Grundfonds  ist  jetzt  14  Millionen  ß:.  (Re- 
servefondHlMillionKr.);  auf  diesemGnindfonds 
kann  die  Bank  bis  8  mal  so  viel  Obhgatio- 
nen  emittieren,  durch  deren  Verkauf  sie  die 
Mittel  zum  Ausleihen  bekommt  (1896 ; 
115,2  MiUionea  Kr.).  Diese  Obligationen 
sollen  in  30 — 8Ü  Jahren  amortisiert  werden 
(G.  T.  28.  Jxißi  1887  §  8) ;  der  Zinsfuss  der 
bis  1884  an^nommeDen  Serien  war  41/2, 
in   188ö'86  4,   in    1887   3/«  "'d,  später 


wechselnd  3Vi  oder  4  *>.'<».  In  der  letzten 
Zeit  sind  einige  private  Hj-pothe^banken 
errichtet  worden. 


III.  Die  Banken  in  Schweden. 

Die  Bankverhaltnisse  Schwedens  sind 
von  denen  Dänemarks  und  Norwegens  sehr 
verschieden.  Wie  bekannt,  wurden  die 
ersten  Bankzettcl  in  Stockliolm  von  dei* 
1656  von  Palmstruch  gegründeten  Baok- 
welche  1668  von  deu  Reichsständen  als 
Staatsbank  übernommen  wurde,  emittiert. 
Da  die  Bank  kein  Kapital  besass,  sondeii^ 
nur  gewisse  Staatseinnahmen,  wurden  die 
Zettel  von  1745 — 76  uneinlöslich,  1776 
fallierte  sogai-  die  Bank,  der  Garantie  der 
ßeichsstände  zum  Trotz,  indem  die  Zettel 
mit  50  */o  eingelöst  wurden.  Dies  wieder- 
holte sich  später  in  diesem  Jahrhundert, 
indem  die  Zettel  wieder  von  1818—34  für 
luieinlöslich  erklärt  tmd  dann  1834  mit  37,5**/« 
eingelöst  wurden.  Vom  jährhchen  »üeber- 
schusse«  (Jahresverdienst)  der  Bank  war  ein 
Teü  stets  dem  Kontor  zur  Tilgung  der 
Beichsechuld  (»Riks^dskoutoret«)  über- 
wiesen, und  das  übnge  wxmle  der  Bank 
Ji-eserviert« ;  daraus  wurde  nach  und  nadi 
ein  Bankkapital  gebildet,  dessen  Grösse  3830 
auf  25  Millionen  Kr.  —  mit  5  Millionen 
Kr.  als  Reservefonds  —  normiert  wurdet, 
aber  1834  nur  7,5  Millionen  Kr.  und  1845 
erst  das  doppelte  erreichte;  erst  1864  war 
die  normale  Greese  ersielt  Si^r  ist  nach 
und  luu^  der  Grundfonds  auf  40  Ifillioneu 
Kr.,  mit  6  AGllionen  Kr.  Reservefonds,  ei^ 
höht  worden ;  1889  wurde  es  vorgesohlagen, 
den  Grundfon<te  auf  45  Millionen  Kr.  zu 
stei^rn,  da  die  »reservierten  Mittel«  g^n 
8  MdÜonenKr.  Aber  Grundfonds  und  R^erve- 
fouds  hinaus  betrugen,  und  jetzt  ist  im 
neuen  Bankgesetz  v.  12.  Mai  1897  der  Grund- 
fonds auf  50  Millionen  Kr.  festgestellt,  ab- 
gesehen vom  Giimdeigentum  (das  Bankger 
bände). 

Im  Jahre  1880  war  bestimmt  wordeu, 
daas  * der  Bankzettel  metallisch  gedeckt 
sein  sollten;  dies  geschah  aber  nit^t,  und 
noch  1843  WMen  von  ca.  35  Millionen  Kr. 
Zettel  nur  12  MilUonen  Kr.  metallisch  ge- 
deckt. 1845  wurden  dann,  unter  Einwirkung 
von  Peels  Bankakte,  neue  Fundierungsr^;eln 
gegeben :  die  Bank,  die  immer  wenigstens 
10  Millionen  Kr.  Metall  in  Vorrat  halben 
sollte,  durfte  unter  dieser  Bedingung  bis 
30  Millionen  Kr.  metaUisch  ungedeckte 
Zettel  ausgeben.  Es  muss  aber  hierbei  be* 
merkt  werden,  dass  es  erlaubt  wurde,  "Wechsel 
auf  Hamburg,  bis  67  Tage  laufwd,  später 
alle  Wechsel  auf  das  Ai^aad,  bis  90  Tag9 
laufend,  zum  Metallfonds  zu  i-echnen,  und 
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dab^  erhielt  die  Bank  noch  das  Becht. 
einen  anal&idischen  Kredit,  fllr  welchen  der 
Staat  als  (Garant  betrachtet  -werden  mnsste, 
bis  12  Bfillionen  Kr.  zn  haben.  Die  Wirkungen 
dieser  Bestimmungen  zeigten  sich  bei  der 
Krise  von  1857.  Als  der  Metallfonds  vom 
Jrnii  1856  bis  Juni  1857  um  ca.  40  »/o  (18 
Millionen  Kr.)  abnahm  —  rom  Dezember 
1855  bis  Juni  1857  fiel  er  sogar  von  52 
auf  25  MiUionen  Kr.  —  und  die  Bank  da- 
bei gezwungen  war,  ihre  Diskontierungen 
und  Darlehen  einxuschrftnken,  soll  der  Metall- 
fonds in  der  Weise  vermehrt  worden  sein, 
dass  einige  Kanfleute  Wechsel  zu  diesem 
Zwecke  auf  einen  schwedischen  Kaufmann 
in  Hamburg  zogen,  welche  die  Bank  dis- 
kontierte und  dann  zum  Metallfonds  legte. 
1872  wurde  jedoch  dies  Recht  aushoben; 
(liegen  war  es  noch  gestattet,  nicht  nur 
das  im  Auslande  deponierte  Gold  und 
t^ber,  sondern  auch  »andere  in  ausländischen 
Banken  oder  HandelshAi^m  angelegte 
t»innestäendec)  Mittel«  zum  Metallfonds  mit- 
zurechnen; 1887  wurden  jedoch  die  Worte 
»in  laufender  Bechnung<^  hinzugesetzt. 
Andererseits  nrnrden  aber  bis  1887  zu  den 
Bankzetteln  nicht  nur  »Postremisswechsel«, 
sondern  auch  die  auf  Bankfolio  eingesetzten, 
nidit  zinsentragenden,  Depositen  gezählt. 
1879  wurde  die  Simime  der  metallisch  un- 
gedeckten Zettel  vom  1.  Januar  1880  ab  auf 
35  Millionen  Kr.  gegen  ein  Minimum  von 
15  Hillionen  Kr.  in  MetaU  erhebt,  1887  auf 
45  Millionen  Kr.,  doch  tmter  der  Bedingiii^, 
dass  die  wirkliche  »metallische  Kassac,  d.  h. 
gemünztes  und  ungemünztes  Gold  (zn  f's 
der  Kassa)  und  skandinavische  Süb^mflnzen 
—  die  nach  1873  geprä^en  nur  zn  90  *Vo 
desPrägungsw«^— wenigstens  18  Millionen 
Kr.  betrage.  Absolutes  Minimum  der  »metal- 
lischen Kassa«  war  15  Millionen  Kr. ;  dabei 
konnten  35  Millionen  Kr.  metallisch  unge- 
deckte Zettel  emittiert  werden;  fllr  den 
darüber  hinausgehenden  Belauf  sollte  die 
Kasse  mit  wenigstens  30  "'o  vermehrt  werden. 
Der  Belauf  von  ungedeckten  Zetteln,  welchen 
die  Bank  emittieren  konnte,  wechselte  hier- 
nach z.  B.  in  der  letzten  Hälfte  von  1888 
zwischen  45  Millionen  Kr.  (Juli)  und  41 
Millionen  Kr.  (November).  Die  Bank  be- 
nutzte indessen  gewöhnlich  bei  weitem  nicht 
di^  Becht  bis  zur  äussersten  Grenze  und 
hatte  in  der  Regel  eine  bedeutende  Zettel- 
reserve (unbenutztes  Emissionsrecht).  Die 
Zettelcirkulation  ist  im  Laufe  der  Jahre  sehr 
wechselnd  ^wesen:  während  sie  1834 — 52 
nie  53  Millionen  Kr.  erreicht  hatte,  war  sie 
am  31.  Dezember  1855  58,5  Milüonen  Kr., 
war  aber  schon  1858  wieder  auf  37  Millionen 
Kr.  gesunken,  fiel  in  den  60  er  Jahren  weiter, 
war  1865  auf  28,8,  1869  sogar  auf  23,8 
Millionen  Kr.  herabgegangen  (in  diesem 
Jahre  gü^  der  Metallfonds  unter  10  Millionen 


Kr.),  war  am  31.  Dezember  1870  :  23,9, 
1871 : 31,2, 1875: 36  und  1878 :  26,9  Millionen 
Kr.,  ist  also  in  diesen  Jahr^  geringe  ge- 
wesen, als  die  ungedeckte  Zettelmenge  allein 
sein  durfte.  Fol^nde  Zahlen  (in  Millionen 
Kr.)  für  die  Penode  1877—97  werden  die 
Verhaltnisae  hinllbiglich  charaktraisieren. 
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5,34 

9,56 
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Zwischen  den  di-ei  Natiouedbanken  Däne- 
marks, Norwegens  imd  Schwedens  ist  im 
November  1885  eine  Uebereinkuoft  ^est^os- 
sen  worden,  wodm-ch  die  kostspielige  Hin- 
und  Rersendung  von  Gold  von  einem  Lande 
zum  anderen  durch  stetige  Zwischenrech- 
nungen  und  Lif[uidationen  zu  bestimmten 
Zeiten  Überflüssig  gemacht  sind  (cfr.  oben, 
unter  I^nenuu-k  (S.  312)  Kundgebung  v.  19,  Fe- 
bruar 1886).  Jede  der  3  mnken  hat  den 
zwei  anderen  ein  Konto  erOf&iet,  auf  welches 
diese  Anweisungen,  auf  Anforderung  zahlbar, 
ausstellen  kßnnen,  selbst  wenn  sie  keine 
Forderung  auf  die  betreffende  Bank  haben. 

Die  oben  owfthnte  wedmelnde  CMsae 
der  Zettelmenge  steht  zum  Teil  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Grftese  der  Zettel 
(bis  1849  wmden  nämlich  Zettel  bis  Kr. 
ausgaben,  dann  nur  bis  1  Kr.,  seit  1875 
ist  der  kleinste  Zettel  5  Kr.),  zum  Teü  aber 
auch  mit  den  zu  vei-schiedenen  Zeiten  für 
das  Emissionsrecht  der  privaten  Banken 
geltenden  Bestimmungen. 

Noch  bevor  die  Zettel  der  Reichsbank 
i.  J.  1834  wieder  für  einlöslich  erklärt  worden 
waren,  wurde  es  —  1824  —  erlaubt,  zettel- 
emittierende Privatbanken  zu  er- 
richten, jedoch  nur  nach  besonderer  Konzes- 
sion für  jede.  1831  wurde  die  erste  Bank 
dieaer  Art  (»Enskilda«  —  d.  h.  private  — 
»Banker«)  in  Skaane  errichtet,  und  bis  1850 
noch  11  andere,  alle  nach  dem  allgemeinen 
schwedischen  Aktiengesetz  mit  soüdarischer 
Verantwortung  sämtlicher  Aktionäre.  Zu 
dieser  Zeit  wurde  man  geneigt,  die  Zettel- 
emission zu  monopolisieren,  und  1849 — 55 
wurde  keine  Konzession  gegeben.  Dagegen 
wurden  in  diesen  Jahren  sogenannte  »Filiii- 
banken«  errichtet ,  private  Banken  ohne 
Zettelemissiott ,  die  aber  berechtigt  waren. 
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Assignationen  zu  einom  gewis!?on  Belaufe 
auf  die  Reiohsbank  zu  emittieren,  die  wie 
Zettel  cirkulierten.  Von  solchen  Filialbankeu 
wurden  1852 — 69  22  cnichtet;  nach  dem 
neuen  Banl^setze  vor  1864,  dass  die 
ZettdenÜBsion  der  Privatbanken  i-egeltc,  ^g 
man  aber  von  diesem  Plane  "wieder  ab ;  ihre 
ZEihl  wurde  nach  und  nach  verringert,  und 
mit  dem  nenen  Bankgeftct^e  von  1874  hCrten 
ne  gSnzlich  auf. 

DaB  Hauptintei'eRse  knflpft  sieh  daher 
an  die  ->EnRkiIda  Banker«  d.  h.  private 
Zettelbanken,  (leren  Verhältnisse  nicht  durch 
eigentliche  Gesetze,  sondern  durch  »könig- 
liche Kund  mach  ungcnt.  gei*egelt  sind,  von 
denen  die  letzte  vom  12.  Juni  1H74  jedoch 
erst  vom  Reichstage  behantlelt  wurde  und 
in  der  von  diesem  genehmigten  Gestalt  er- 
schien, so  wie  die  vorher  geltende  vom  20.  Mai 
1864.  Jene  königl.  Kundgebmig  von  1874 
wurde  dim-h  die  Einftlhrung  der  Gold- 
währung i.  J.  1873  veranlasst  inid  ihr  Haupt- 
ziel war,  eine  stÄrkei-e  metallische  Deckmig 
durchzuführen.  Nach  diesen  Gesetzen  ge- 
hört zur  Errichtung  einer  »Enskilda  Bank« 
eine  königl.  KonzesBLon,  die  nur  auf  je 
zehn  Jahre  erteilt  wird.  Die  eigentlichen 
Mitglieder  einer  Enakildabank  müssen  schwe- 
dische Unterthanen  sein  imd  mit  ihrem 
ganzen  Hab  und  Gut  für  alle  Verbind- 
lichkeiten solidarisch  haften;  ihre  Zahl 
soll  wenigstens  30  sein,  faktisch  ist  aber 
das  Minimum  der  Teilhaber  ca.  150.  Ein 
Teilhaber  kann  nur  mit  Zustimmung  der 
Generalversammlung  seine  Aktien  anderen 
übertragen.  Es  ist  erlaubt,  bis  50  °/o  des 
von  den  solidarischen  Teilnehmern  einge- 
zahlten Stammkapitals,  Aktien  an  beschränkt 
haftbare,  aber  auch  von  jeder  Beteiligung 
an  Beschlussfassungen  ausgeschlossene  Kom- 
manditäre  abzugeben;  von  diesem  Rechte 
haben  doch  nur  drei  Banken  —  die  eine 
für  3  Millionen  Kr.,  die  zwei  anderen  jede  für 
Million  Kr.  —  Gebrauch  gcmaclit  Das 
Minimum  des  Stunmkapitals  ist  auf  1  Million 
Kr.  festgesetzt.  Zur  Eröffnung  der  Geschäfte 
wird  btuYi  Einzahlung  \on.  10  °;'o  des  Stamm- 
kapitals imd  ftlr  die  übrigen  90  "/o  Einli^e 
sicher  garantierter  Verpflichtnngsscheino  von 
Seiten  der  Teilnehmer  gefordert,  zur  Noten- 
ausgabe Deposition  von  wenigstens  60  "/o 
des  Stammkapitals  unter  öffentliche  Obhut. 
Ein  Reservefonds  soll  nach  und  nach  ge- 
bildet weitlen. 

Die  königl.  Kundgebung  von  1874  — 
welche  beabsichtigte,  clen  Zetteln  der  Privat- 
banken ein  wii-kliches  Metallhindament  zu 
geben ,  wilhrend  sie  nach  der  königl. 
Kundgebung  von  1864  auf  Reichsbankzetteln 
—  die  gesetzüclies  Zahlungs?nittel  sind  — 
fundiert  sein  konnten,  —  hatte  über  die 
Notenausgabe  folgende  Bestimmungen  :  Jede 
Enskildabank   dm^  Noten    emittiei'en  für 


höchstens  den  Gesamtwert:  a)  den  unter 
Öffentliche  Obhut  deponierten  Teils  des 
Stammkapitals  (i-Grimafondshypothekc)  und 
b)  des  Reservefonds;  c)  ihrer  Fordemngen 
bis  zum  Betrage  von  50*^/0  des  Stamm- 
kapitals, aber  nur  unter  der  Bedingung, 
dasB  10  derselben  ^ch  in  der  Form  Ton 
gesetzli(dien  Fordemn^n  im  Ibuiptkontor 
befinden :  d)  der  Aber  diese  10  '*/o  des  Stamm- 
kapitals hinaus  im  HaiuiÜtontor  be^ndÜfdien, 
der  Bank  gehörigen  Gohlmflnzen  und  Bauen. 
Die  EnsJoldabankou  sind  unerlässlich  ver- 
pflichtet, ihre  Noten  mit  Gold  einzulösen. 
Minimum  der  Banknoten  war  »bis  auf 
weiteres«  6  Kr. 

Es  wird  leicht  in  die  Augen  fallen,  dass 
die  Goldfundierung  ziemlicli  schwacli  war. 
Mit  einem  Stammkapital  von  z.  B.  1  Million 
Kr.  konnte  eine  Bank,  die  kein  einziges 
Goldstück  besasti,  doch  600000  Kr.  in  Zetteln 
ausgeben,  die  auf  einer  -Gnmdfondshyiiothek  c 
fundiei-t  waren,  von  der  die  Hälfte  aus 
Prioritätsobligationen  l>estehen  konnte,  und 
mit  nur  100  000  Kr.  in  Gold  in  der  Kasse 
konnte  dieselbe  Bank  1,1  Millionen  Kr.  in 
Zetteln  ausgeben.  Am  31.  August  1877 
konnten  28  Enskildabanken  mit  einem  ge- 
samten Gnmd-  und  Reser%efond8  von  ca. 
66,3  Millionen  Kr.,  wovon  ca.  49,0  Millionen 
Kl',  als  »Gnmd-  und  Resei-vefondshvpothekc 
deponiert  waren,  bei  einer  Goldkasse  von 
um-  R,24  Millionen  Kr.,  nicht  weniger  als 
79,7  Millionen  Kr.  in  Zetteln  ausgeben. 
Davon  waren  jedoch  uur  54,3  Millionen  Kr. 
ausgegeben ;  dazu  kamen  aber  29,0  MilUonen 
Reichsbankzetiel  bei  einer  »metallischen 
Kasse«  von  12,1  Millionen  Kr.  —  zusammen 
also  ca.  83  Millionen  in  Zetteln  gegen 
einen  Metallfnnds  von  kaum  20'/2  Millionen 
Kr.,  auf  welchen  noch  andere  30  Millionen 
Kr.  in  Zetteln  konnten  ausgegeben  werden 
—  in  allem  w^äre  also  eine  Zettelcirkulation 
von  105  Millionen  Kr.  mtiglich  gegen  einen 
Mctallfonda  von  kaum  20  Millioneu  Kr., 
während  die  dänische  Nationalbank  einer 
solchen  Zettelcirkulation  gegenüber  einen 
Metallfonds  von  75  Killioneu  Kr.  haben 
sollte  —  Zahlen,  welcJie  die  Fehler  beider 
Fundierungssysteme  hinlängUdi  charakteri- 
sieren. In  der  ErkEmntnis  dieser  Sdiwftche 
suclite  man  1879  die  Zettelcirkulation  der 
Enskildabanken  dadurch  zu  begrenzen,  dass 
man  ihnen  verbot,  vom  1.  Januar  1880,  5- 
Kronenzottel  (die  im  Belaufe  von  mehr  als 
17  Millionen  Kr.  cirkulierteu)  auszugeben; 
zur  selben  Zeit  "WTUT:le  dami  (s.  oben) 
das  Minimum  der  »metallischen  Kassec  der 
Reichsbauk  auf  15  Millionen  Kr.  gesetzt, 
aber  auch  die  imf^deckte  Zettelmenge  dieser 
Bank  auf  35  Millionen  Kr.  erhöht.  Dadurch 
wurden  jedoch  die  Verhältnisse  nicht  wesent- 
lich geäniiert  (der  Belauf  der  10-Kronen- 
zottel  stieg  nämlich  infolge  des  Wegfallens 
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der  5-Kronenzettel  mit  ca.  14  Millionen  Kr.); 
am  30.  Juni  1886  war  z.  B.  die  Goldkasse 
der  Enskildabank  7,8  Millionen  Kr.  luid  die 
erlaubte  Zettelcirkulation  73,4  Millionen  Kr., 
wovon  48,9  Millionen  Kr.  ausge^ben  waren 
—  ungel^ir  dieselben  Zahlen  wie  i.  J.  1877. 
Und  ÖAbei  hatte  die  Reichsbaok  mit  einer 
>metaUi8chen  Kasse«  von  15,14  Millionen 
Kr.  eine  Zettelcirkulation  von  42,8  Millionen 
Kr.,  —  zusammen  also  91,7  Millionen  Kr. 
Zettel  gegen  24,2  3fillionen  Kr.  MetaU.  In 
liesL  drei  akandinavischen  Ländern  finden 
wir  zu  diesem  Zeitpunkte: 

in  Dftnemark  77,0  Hill.  Kr.  in  Zettel  gegen 
49,8  MUl.  Er.  in  HetaU:  64,7 »/„  Deckung; 

in  Norwegen  39,2  Hill.  Er.  in  Zetteln  g^n 
27,6  Mffl.  Et.  in  MetaU:  70,1%  Deckung; 

in  Schweden  91,7  MilL  Er.  in  Zetteln  gegen 
24,2  Hill.  Er.  in  Metall:  24,4 %  Deckung 

und  mit  dieser  MetaUdecknng  konnten  in 
Sciiweden  noch  32,9  Millionen  Kr.  ausge- 
geben werden,  während  in  Norwegen  nur 
ca.  8  und  in  Dänemark  nur  2,8  Millionen 
veiter  ausgegeben  werden  konnten. 
Diese  Lage  der  Dinm  brachte  die  Frage 
der  üntenlrflckung  des  Zettelemissionsrechts 
der  Enskildabanken  oder  doch  wenigstens 
dar  Erlaubnis,  lO-Kronenzettel  auszugeben, 
so  dass  der  kleinste  Zettel  auf  50  Er.  lauten 
sollte  (1886  waren  von  48,9  Millionen  Er. 
ca.  27  Millionen  l&-KronenzetteI),  auf  die 
Tagesordnung.  Man  schreckte  indessen 
lange  davor  zurück,  da  die  Verteidiger  der 
Banken  geltend  machten,  dass  es  nur  das 
Emissionsrecht  (und  dabei  besonders  der  10- 
Kronenzettel)  ist ,  welches  den  Enskilda- 
banken mCglich  macht,  Füialkontore  in  einer 
Menge  kleiner  Ortschaften  zu  haben,  die 
solche  nicht  entbehren  kOnnen  und  bis  zu 
denen  es  bei  der  jetzigen  Oi^iisation  der 
Reichsbank  dieser  unmoghch  ist.  ihre  Ab- 
teilungskontore auszudehnen.  Die  Lösung 
der  Frage  wurde  noch  dadurcl»  schwieriger 
gemacht,  dass  man  von  der  anderen  Seite 
auch  eine  Eefoim  der  Reichsbank  ver- 
langte, wodurch  diese  unabhängiger  vom 
Reichstage  gestellt  und  der  Kontrolle  der 
Regierung  teilweise  unterworfen  würde. 
Ol^leich  die  schwedische  Reiehsbank  eine 
Stütsbank  ist,  ist  eae  nämhch  von  der 
Re^erung  unabhängig,  dagegen  der  Macht 
des  Reichstages  ganz  unterstellt.  Jedes 
Jahr  wählte  (fieser  einen  Äusschuss  (  >Ban- 
kutskottete),  aus  8  Mitgliedern  von  jeder 
Kunmer  bestehend ,  welche  die  Aufsicht 
und  Leitung  der  Bank  haben  und  dem 
Reichstag  Vorschläge  zur  Anwendung  der 

Jährlichen  Üebei-schüsse  machen.  Und  jedes 
lahr  wählte  der  Reichstag  7  »Bankfiillmäk- 
tige«,  die  wieder  aus  ihi«r  Mitte  2  »Depu- 
tierte« wählen,  welche  die  eigentlichen  Di- 
nktor«!  der  Bank  sind  (seit  1S94  gelten  jedoch 
diese  Wahlen  für  3  Jahre).   Üm  doc-a  eine 


solche  Reform  des  ganzen  Bankwesens 
mO^ch  zu  machen,  wurden  die  Konzes- 
sionen sämtlicher  27  Enskildabanken  nicht, 
wie  zuvor ,  jede  auf  10  Jahre  gewährt, 
sondern  so  gestellt,  dass  sämtliche,  da  die 
Reformbewegung  von  1886  schdterto,  1893 
ablaufen  wtlrden. 

Das  Resultat  der  Verhandlungen  von 
1886  wai-  nur  ein  neues  Gesetz  (v.  19,  No- 
vember) über  die  nicht-zettelemittierendea 
Banken:  -»Aktienbanken«  mit  begrenzter 
Verantwortlichkeit  der  Aktionäre,  deren 
Verhältnisse  bisher  durch  eine  königl.  V. 
V.  6.  Oktober  1848  geregelt  waren,  welche 
noch  für  die  bis  1886  errichteten  Aktirai- 
banken  geltend  ist.  Audi  die  ganz  kleinen 
»Volksbanken«  gehören  nicht  unter  das 
neue  Gesetz.  Nach  diesem  gehürt  zur  Er- 
richtung einer  Aktienbank  königl.  Sank- 
tion«  die  nur  nach  genauer  Prüfung  der 
Statuten  und  für  bCchstens  je  20  Jahre  er- 
teilt -wird.  Die  Aktionäre  sollen  schwedi- 
sches BOj^rrecht  haben  imd  wenigstens 
20  au  der  Zahl  seinj  das  Minimum  des 
Stammkaptals  ist  1  Million  Kr.,  welche  im 
Laufe  eines  Jahres  eingezahlt  sda  Bollen; 
der  Bedarf  daif  nicht  ohne  erneute  Eonzes* 
sion  auf  mehr  als  das  do|tpelte  vermehrt 
werden.  Der  KQnig  kann  jedoch  den  Um- 
ständen nach  das  Minimum  his  auf  200000 
Kr.  herabgehen  lassen.  15  *>/o  des  jährlichen 
Ueberschnsses  sollen  ziun  Reservefonds  gelegt 
werden,  bis  dieser  50  ",'o  des  Slammkapitals 
erreicht.  Auch  über  den  Charakter  und 
Umfang  der  Geschäfte  giebt  das  Gesetz  be- 
schränkende Bestimmungen. 

Es  bestanden  i.  J.  1886  schon  15  Aktien- 
banken (die  erste  wurde  1863  errichtet. 
1872  bestanden  4,  1876  10  1877  15);  1889 
bis  97  sind  noch  15  Banken  dieser  Art  ent- 
standen. Der  einbezahlte  Grundfonds  sämt^ 
lieber  30  Banken  war  am  31.  März  1898 
59  Millionen  Kr.,  der  Reservefonds  18,17 
SliUionen  Kr. 

Um  die  Zettelemissionsfrage  zu  lösen, 
wurde  am  5.  Oktober  1889  eine  Kommission 
ernannt,  die  schon  am  30.  Januar  1890  ihr 
Gutachten  abgab,  von  fünf  Gesetzesvor- 
schlägen  begleitet,  welche  darauf  zielen,  das 
Zettelemissioiisrecht  der  privaten  Banken 
aufzuheben  und  die  Zettelenussion  als  Monopol 
der  Reiehsbank  vorzubelialten  und  dabei  die 
zu  diesem  Zwecke  nötigen  Veränderungen 
in  der  Ordnung  der  Reichsbank  sowie  in 
der  Verfa-ssimg  durchzuführen.  Erst  nach 
sieben  Jahren  ist  es  gelungen,  diese  Vor- 
schläge im  wesentlichen  durchzuführen,  so 
dass  die  Veränderungen,  die  schon  1894 
hätten  eintreten  sollen,  jetzt  erst  mit  dem 
Jahre  1809  anfangen  werden,  und  erst  vom 
1.  Januar  1904  wird  das  Zettelmono- 
pol  der  Reiehsbank  durchgeführt 
werden.' 
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Das  Oesetz  ffir  die  Reichsbaok 
Schwedens  t.  12.  Mai  1H97  bestimmt, 
dräs  die  Reichsfaank  allein  berecht^  sein 
soll,  Buikzettet  auszugeben,  welche  —  anf 
5,  10,  50,  lOtt  und  lOttOKr.  lautend  —  ge- 
setzliche Zahlungsmittel  sein  sollen  und  auf 
Anforderung  am  Hatiptkontor  der  Beichs- 
bank  mit  Gold  eingelöst  werden  sollen. 

Die  »metallische  Kasse«  der  Rdchsbank 
besteht  aus  allen  der  Bank  gehörende  und 
im  Lande  selbst  beßndlichen  schwedischen 
und  auslandischen  Goldmflnzen  sowie  un- 
geprägtem  Gold  unter  denselben  Bedingungen 
und  soll  wenigstens  25  Aüllionen  Kr.  aus- 
machen. Als  Metalldeckung  wird  jedoch 
auch  gerechnet  1)  alles  der  Bank  gehörende 
geprägte  oder  ungeprtlgte  Gold,  welches 
im  Auslande  deponiert  ist  oder  unter  Transport 
vom  Auslände,  wenn  gegen  Seegefahr  ver- 
sichert, und  2)  die  in  ausländischen  Banken 
oder  HAndelsh&usem  in  laufender  Hechnung 
stehenden  (»innestäende«)  Mittel,  ü  e  b  e  r 
diese  »Metalldeckung«  hinaus  darf 
die  Bank  noch  bis  100  Millionen  Kr. 
emittieren,  wenn  die  Bank  einen  entsprechen- 
den Belauf  von  a)  leicht  verÄusserlichen 
ausländischen  Staatspapieren,  b)  ausländischen 
Staatsobligationen  oder  Obligationen  der 
»AllmÄnua  Hypotheksbank«  oder  anderer, 
welche  an  ausltodischen  Börsen  notiert 
werden,  und  c)  in-  und  ausländischen  Wech- 
seln hat.  Doch  dürfen  bei  einer  »metalli- 
Bchen  Kasse«  von  25  Millionen  Kr.  niu*  bis 
60  Älillioneu  Kr.  g^n  solche  Effekten- 
deckung emittiert  werden ;  bei  einer  grösseren 
Emission  dieser  Art  soll  die  metallische 
Kasse  mit  80  des  Belaufes  vermehrt  sein. 
Mit  einer  metallischen  Kasse  von  37  Millionen 
Kr.  kann  aber  die  Bank  137  SÜllionen  Kr. 
in  Zetteln  au^ben. 

Diese  bedeutende  Erweiterung  der  metal- 
lisch nicht  gedeckten  Zettel  —  von  45  bis 
auf  100  Millionen  Kr.  — ^  welche  am  1.  Janiiur 
1899  wie  die  übrigen  Bestimmunf^a  des 
neuen  Gesetzes  in  Kraft  tritt,  ist  in  dem 
Aufhören  der  Zettelemissions- 
rechte der  privaten  Banken  (deren 
Zettelmenge  am  31.  Dezember  1H97  ca.  72,2 
MillioDen  Kr.  war)  begründet  Dies  Recht 
hört  indessen  erst  mit  dem  Ausgange 
des  Jahres  1903  auf.  Um  ind^sen  die 
»Enskildabanken«  zum  früheren  Aufhören 
zu  ermuntern,  ist  es  bestimmt,  dass  jede 
solche  Bank,  welche  das  Recht  des  Zettel- 
emittierens freiwillig  aufgiebt  —  voraus- 

fesetzt,  dass  sie  keines  ilu^r  »Abteilungs- 
ontoren«  einzieht  — ,  das  Recht  liaben  soU, 
ein  Kassakreditiv  bei  der  Reichsbank  zur 
Hälfte  ihrer  Zettelcirkulation  am  1.  Januar 
1896  zu  benutzen  ohne  besondere  Abgabe 
und  g^en  einen  Zins,  2*'/o  niedriger  als 
geltendes  Diskonto  für  Wechsel  auf  3  Monate, 
doch  wenigstens  2%  p.  a.,  und  weiter 


ihre  Wechsel  zur  Hälfte  jenes  Belaufes  u& 
der  Beichsbank  g^n  ein  Diskonto  gleich 
=''s  des  geltenden  Diskontos  zu  rediskonbcreD. 
Dasselbe  Bedit  zum  Rediskontieren  —  iedodi 
nur  bis  zu  40  '^■9  des  Belaufes  der  Zettel- 
cirkulatioQ  am  1.  Januar  1H96  —  aoU  nadt 
dem  Anfiioge  des  Jahres  1904  bis  zum 
Schluss  des  Jahres  1908  jede  »Enskilda- 
bank«  haben,  welche  keines  der  den  1.  Janoar 
1896  bestehenden  »Abteilnngskontoren«  (im 
ganzen  143)  eingezogen  hat. 

Durch  diese  Bestimmungen  hofft  man 
einerseits  den  Zeitpunkt  hervorzurflcken,  da 
die  privaten  Bankzettel  versdiwinden  werden, 
andererseits  die  Bankfilialen  in  kleinen  Ort- 
schaften, die  eben  durch  das  Emissioos- 
recht  hervoEgenifen  waren  (s.  oben),  zu  be- 
wahren. 

Der  jetzige  Zustand  der  Zettelemismon 
geht  ans  folgenden  Zahlen  fflr  den  31.  März 
1898  hervOT: 

Beichs-   Eoakilda-  Znsam- 
bank      Banken  men 
MiU.Kr.   MilLKr.  MÜLKr. 
Gold  29,22         8,30  37,52 

Zettelcirkulation      60,93        76,51  I37,45 
Unbenutztes 
£mmiHsi(Hin«cIit  33)05        i%37  52,4^ 

Das  Bestreben,  der  Re^erung  einen 
bedeutenden  Einfluss  auf  die  Verwaltung 
der  Reichsbaok  zu  geben ,  welches  um 
so  mehr  berechtigt  war,  als  der  König 
sein  bisherUes  Recht,  Privatbanken  Konzes- 
sionen zur  Zettelemission  zu  verleihen,  auf- 
geben sollte,  hat  nur  w^enig  Erfolg  gehabt. 
Alles,  was  erreicht  ist,  ist,  dass  der  Vor- 
sitzende der  >Fullm^tige« ,  welche  der 
Verwaltung  der  Bank  voratehen,  vom  Könige 
ernannt  werden  soll;  sonst  bleibt  die  Ver- 
waltung ganz  wie  bisher  dem  Reidistage 
nutarstellt 

Die  Mittel,  mit  welchen  sämtliche  schwedi- 
schen Banken  —  Riksbanken ,  Enskilda- 
banken  (jetzt  27)  und  Aktienbanken  (jetzt 
30)  —  wirken,  und  deren  Wachstum  in 
späterer  Zeit  erhellen  aus  folgenden  Zahleu 
(in  Millionen  Kr.): 


Zahl  der 
Banken 

it 

Ungedeckte 
Zettel 

II 
Q  P 

Zusammen 

31.  Dezember  1876 

38 

121,7 

67,3 

404,6 

n 

1683 

45 

140,0 

64,8 

314,7 

5  »9,5 

n 

1888 

44 

■43,8 

74,2 

369,0 

587,0 

n 

1893 

46 

171,2 

81,0 

4^6,7 

668,9 

n 

1897 

58 

226,2 

101,9 

536,4 

864,5 
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Wechsel-     jj  Kassa- 

ffiTe  ""^ 

81.  Dezember  1876    123,0  91,1  86,5 

„        1883    200,2  132,6  83,2 

^         1888    197,6  169,2  67,7 

18iÖ    337,1  214,1  75,7 

1897    305,7  350.3  84,7 

Neben  den  genannten  Banken  giebt  es 
auch  hier  wie  in  Dänemark  und  Norwegen 
noch  Sparbanken,  die  teilweise  als  Ban- 
ken fangieren.  Es  bestanden  1896  372  Spar- 
banken mit  mehr  als  1  Million  Conti,  auf 
denen  360  Millionen  Kr.  standen.  Nebenbei 
l)e8tanden  24  Voiksbanken  mit  ca.  26  000 
Interessenten,  deren  Beposita  3,39  Millionen 
Kr.  ausmachten. 

Die  vom  Staate  1861  errichtete  allge- 
meine Hypothekenbank  hat  die  Auf- 
gabe, den  Hypothekenvereinen  die  Mittel 
zum  Ausleihen  durch  die  Aufnahme  grösserer 
Anlelien  im  In-  oder  Auslande  zu  ver- 
schaffen. Seit  1861  dürfen  alle  Hypotheken- 
Vereine  nur  auf  diesem  Weg©  ihre  Mittel 
erhalten ;  von  den  älteren  Anlehen  restierten 
am  31.  Dezember  1896  nur  noch  ca.  1,3 
MiUionen  Kr.  Die  durch  die  allgemeine 
Hypothekenbank,  zu  deren  Grundfonds  der 
Staat  30  Millionen  Kr.  in  Obligationen  hin- 
g^ben  hat,  aufgenommenen  Anlehen  sind 
1861—83  zu  4,  4V2  nnd  h°!o  kontrahiert, 
sind  aber  später  konvertiert  worden  und 
geben  jetzt  nur  SV2  und  3Vi  "/o.  Es  cirku- 
lierten  am  31.  Dezember  1896  Obligationen 
zum  Belaufe  296,2  Hillionen  Kr. 

LttteratDr:  V.  Falhe- Hansen  w.  WULSchar- 
Ung,  Danmarkt  Statütik  III,  S.  279—360  (1878) 
und:  Danmark  i  1890  (Supplement).  —  A.  N. 
KJAr,  Om  Seddelbanker,  Chriitiania  1877.  — 
Jf.  A,  Lt^ßer,  Die  «cAwedwcAen  Zettetbanten, 
Leipzig  1876,  £.  Aufl.  1879. 
Xoptnhagea.  WUUam,  SeharHng. 


Xvil.  Die  Banken  in  den  Yereiuigten 
Staaten  Ton  Amerika. 

1.  Die  2eit  einzelstaatlichen  Papiergeldes 
bis  zur  Gründung  der  Bank  von  Nordamerika, 
16M) — 1782.  2.DieCentrali8iernng8beBtxebungen 

der  Unionsverfaasung  (1(87)  und  des  ersten 
Kongresses  (1791).  Die  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  (1791—1810)  nad  die  Staatenbanken  bia 
Iblfi.  3.  Der  Kampf  zwischen  CeiitraUsation 
des  Noteiibankwe-^eiis  and  der  Notenbankfreiheit. 
Gründung  und  Untergang  der  zweiten  Bank 
der  Veremigten  Staaten,  1816—1836.  4.  Die 
Zeit  der  B.inkfreiheit  Mt  zum  Erlass  eines 
Kationalbankgesetzes  1836— 1863.  ö.  Die  beutige 
Organisation  and  Lage  der  Mattoualbanken  in 
den  Vereinigt«n  Staaten. 

1.  Die  Zeit  einzelstaatlichen  Papier- 
geldes bis  ZOT  Gründung  der  Bank  von 

HaudwOrtarbacfa  der  StaaUwisMnMtaaftea.  Zweite 


Nordamerika,  1690—1788.    Vor  der  Ei^ 

richtnng  einer  Notenbank  in  den  Vereinigten 
Staaten  ran  Nordamerika  und  demgemäsa 
vor  der  Periode  einer  eigentlichen  Bank- 
politik  liegt  ein  ausgedehnter  Zeitraum,  in 
welchem  die  künftigen  Staaten  der  Union 
die  Wirkungen  eines  nur  auf  Papierscheinen 
beruhenden  Umlaufes  hatten  erproben  kön- 
nen. Da  dieser  nicht  ohne  Einfluss  ge- 
wesen ist  auf  die  Gründung  einer  Noten- 
bank und  auf  die  Stellung,  welche  die  ge- 
setzgebenden Gewalten  und  die  öffentliche 
Meinung  ihr  gegeoilber  einnahmen ,  so  ist 
hier  in  Kürze  darauf  einzugehen.  Der  an- 
gedeutete Zeitraum  reicht  vom  Jahre  1690 
bis  1782.  Er  umfasst  bis  zum  Jahre  1775 
die  Geltung  einzelstaatlichen  Papiergeldes. 
Jede  der  noch  nicht  durch  ein  staatsrecht- 
liches Band  geeinigten  englischen  Kolonieen 
in  Nordamerika  beuispnichte  das  Recht, 
Papiergeld  in  beliebiger  Menge  ausgeben 
und  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  er- 
klären zu  dürfen.  Den  Beginn  hatte  Massa- 
chusetts gemacht  als  es  1690  durch  die 
gegen  Frankreich  nach  Acadien  und  Kanada 
gerichteteoExpeditionen  in  finanzielle  Schwie- 
ri^eiten  geraten  war.  Es  dauerte  nicht 
lange,  so  folgten  die  anderen  Kolonieen 
nach.  Die  Ausgabe  des  Fapiei^geldes^  wel<die 
sich  immer  von  neuem  wiederholte,  scheint 
—  zum  grössten  Teil  allerdings  unter  dem 
Dnick  der  Verhfiltnisse  —  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  einen  gesunden  Geldumlauf  ge- 
fidiehen  zu  sein,  denn  in  der  ersten  HfiBte 
des  vorigen  Jahrhunderts  hatten  Handel  und 
Verkehr  unter  der  Vielheit  und  den  Wert- 
schwankungen des  Papiergeldes  schwer  zu 
leiden.  In  den  meisten  Staaten  war  es^  in 
der  Regel  dauernd,  um  100  *Vo,  in  einzelnen 
bis  zu  1000%,  ja  einmal  sogM*  um  1400% 
entwertet  Wiederholte  Akte  des  englischen 
Parlamentes  {1751,  1761,  1773)  suchten  vei^ 
geblich  diese  Ausgabe  von  PapieT;geld  in 
den  Kolonieen  zu  regeln  bezw.  zu  verhin- 
dern. Mit  der  Unabhängigkeitserklärung 
und  deu  sich  daran  ansclüiessenden  Kämpfen 
beginnt  eine  zweite  Periode  des  amerika- 
nischen Papiergeldes,  indem  gleich  auf  dem 
zweiten  Kongi-esse  (1775)  als  finanzielles 
Mittel  zur  Führung  des  Krieges  die  Aus- 
gabe von  Papierscheinen  durch  den  Kongress 
bezw.  die  Central  Verwaltung  beschlossen 
wurde.  Der  Kougress,  dem  es  an  einer 
Pinanzhoheit  gebrach,  konnte  allerdings  die 
Einlösung  dieser  Scheine  nicht  selbst  vor- 
nehmen, doch  versprach  er,  dass  sie  binnen 
drei  Jalu^n  eingelöst  werden  würden.  Zu 
diesem  Behufe  wurden  den  einzelnen  Staaten 
verhältnismässige  Beträge  überwiesen,  für 
deren  Einlösung  sie  Soi^e  zu  tragen  hatten. 
Damit  hatte  der  Kongress  zum  erstenmal 
sein  Recht  betout,  in  Sachen  des  wirtschaft- 
lichen Verkelirs  Massn^ln  zur  Durchfüh- 
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ning  zu  bringen,  die  bisher  als  Äusfluss 
der  Machtsphib»  der  einzelnen  Staaten  er- 
schienen waren.  Von  einem  Gegensatze, 
wie  er  später  in  dieser  Frage  zu  Tage  trat, 
konnte  ziir  Zeit  allerdings  keine  Rede  sein, 
da  eine  Abgrenzung  der  Rechte  der  Union 
nnd  der  einzelnen  Staaten  noch  nicht  statt- 
gefunden hatte.  Dieses  LTnionpapiergeld  — 
Kontinentalgeld  genannt,  wie  der  es  aus- 
gebende Eongress  selbst  den  Namen  eines 
Kontinentalen  führte  —  war  mehrere 
Jahr©  zum  Parikurs  im  Umlaufe.  Aber  be- 
reits 1777  begannen  sich  Preiserhöhungen 
aller  Gflter,  was  man  auf  die  veränderten 
Zufiüirverhältnisse,  sowie  ein  Disagio  gegen- 
über dem  Bargelde  bemerkbar  zu  machen, 
was  man  auf  eine  "Werterhöhung  des  letz- 
teren schob.  Alle  auch  schon  bei  früheren 
Gelegenheiten  gewählten  Mittel:  Erklärung 
zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel,  Aufstellung 
von  Maximaltarifen  für  die  Güterpreise, 
Strafen  etc.  versagten.  1780  war  der  "Wert 
des  Papiergeldes  so  tief  gesunken,  dass,  wie 
Washington  erklärte,  ein  Wagen  mit  Papier- 
geld kaum  genügte,  einen  "Wagen  Lebens- 
mittel einzidiaufen.  1781  stand  I^pier  zu 
Bai^d  wie  500:1.  Da  beschloss  der  Kon- 
gress  die  weitere  Ausgabe,  ebenso  aber  auch 
die  Einlösimg  des  ausgegebenen  Papiei^ldes 
einzustellen,  ohne  dass  den  Inhabern  eine 
EntBcfaftdigimg  irgend  welcher  Art  gegeben 
worden  war.  Es  war  der  glatte  Staats- 
bankerott ^  den  maa  damit  b^egelt  hatte. 
Gleichzeitig  beschloss  man  aber,  um  dem 
Verkehr  me  Vorteile  eines  Pai)iergeldum- 
laufes  nicht  zu  nehmen,  die  Erriditui^  einer 
Notenbank,  deren  Noten  von  den  staaüichen 
Kassen  in  Ztüünng  angenommen  werden 
sollten.  Bei  weitem  der  grf^te  Teil  des 
Grundkapitals  dieser  «Bank  von  Nordame- 
rika« —  330000  von  400000  9  —  wurde 
von  der  Union  selbst  eingezahlt.  Es  ist 
nicht  zu  verwimdem,  dass  die  Erinnerung 
an  das  Kontinentalgeld  für  die  Umlauffähig- 
keit der  Noten  der  Bank  verderblich  wurde. 
Es  gelang  ihr  schwer,  sie  in  den  Verkehr 
zu  bringen.  Auch  die  Ei'weiterung  ihres 
Gnnidkapitals  dnrch  Einzahl\mgen  von  Pri- 
vaten hob  das  Missfrauen  nicht,  und  im 
Frühjahr  des  Jahres  1785  erfolgten  so  zalil- 
reiche  Präsentationen  von  Noten  zur  Ein- 
lösung, dass  die  Bank  zm"  Vermehrung  ihres 
Barvorrates  den  Einzug  ihrer  Ausstände  in 
Eile  betreiben  miisste.  Die  Folge  war  eine 
augenblickliclie  Lähmung  des  Geld-  und 
Kreiliü-erkehrs ,  angesichts  dei-en  sieh  die 
Einwohner  verschiedener  Landscliaften  zu 
einer  Petition  um  Zunicknahme  des  Bank- 
freibriefes vereinigten.  Dieselbe  erfolgte 
auch,  doch  wurde  der  Bank  auf  ihren  Pi-o- 
test  schon  1787  ein  neuer  Freibrief  seitens 
des  Kon^-esses  auf  14  Jahre  verliehen. 
Gleichzeitig  Hess  sich  die  Bank  aber  auch 


vom  Staate  Penne^ivanien  Korporationsrecht 
verleihen,  wodurch  sie  bei  gldchzeitiecr 
Lockerung  ihrer  Beziehungen  ziu:  Unim  den 
Charakter  einer  Unionsbüik  oder  Natio- 
nalbank, vrie  man  die  vom  Kongress  be- 
j^ründeten  Bankinstitute  nannte,  verlor  und 
immer  mehr  den  einer  Staatenba uk  an- 
nahm. Derartige  Staatenbanken,  welche  in 
der  Folgezeit  in  einen  schroffen  Gegensatz 
zu  den  Nationalbanken  treten  sollten,  gab 
es  zur  Zeit  nur  wenige.  Neben  der  Bank 
von  Nordamerika  bestand  eine  zu  New-Yoik, 
eine  zu  Boston  und  eine  im  Staate  Marj'- 
land.  Ihr  Umfang  war  kein  bedeutender, 
das  Grundkapital  der  erstereu  ilrei  Banken 
zusammengenommen  überstieg  nicht  2  Mil- 
lionen £. 

2.  Die  Centraliaiernngsbestrebmigen 
der  Unionsverfassiuig  (178?)  und  des 
ersten  Kongresses  (1791).  Die  Bank 
der  Vereinigten  Staaten  (1791—181«) 
nnd  die  Staatenbanken  bis  1816.  War 
es  bisher  jedem  einzelnen  Staate  überlasse» 
gewesen,  die  Bedingimgen  für  Errichtmig 
von  Banken  festzustellen,  so  wurde  daran 
auch  durch  die  Verfassung  der  Union  von 
1787  nichts  geändert.  Sie  hatte  ZTi'ar  die 
Frage  nach  der  Ordnung  der  Umlaufsmittel 
geregelt,  nicht  aber  die  der  Oi^anisation 
des  Kredits.  In  ersterer  Beziehung  enthielt 
die  Verfassung  die  auch  heute  noch  zu 
Recht  bestehende  Bestimmung,  dass  kei- 
ner der  einzelnen  Staaten  Münzen  aus- 
prägen, KreditbiUets  ausüben  oder  etwas 
anderes  als  Gold  und  Süber  zum  gesetz- 
lichen Zahlungsmittel  ffii  Schulden  madiea 
solle.  Der  Papiergeldwirtschafl  der  Staaten 
war  damit  em  raegel  voigeschoben,  aiier 
nicht  der  Papiergetdwirtschaft  in  den 
Staaten,  da  es  denselben  unbenommen  Uieb, 
Banken  mit  dem  Rechte  der  Notenaus^lte 
ins  Leben  zu  rufen.  Dies  gab  sogar  direkt 
Gelegenheit,  jene  Verfassungsbestimmimg  zu 
umgehen,  indem  die  Banknoten,  auch  wenn 
der  Staat  allein  Besitzer  sämthcher  Aktien 
einer  Bank  war,  doch  nicht  als  »bills  of 
credit«  im  Sinne  der  Verfassung  galten. 
Die  Staaten  empfanden  jene  Vei-fassungs- 
bestimmung  jedenfalls  als  eine  Schinälenuig 
ihres  Rechts  und  suchten  sich  auf  dem 
verbhcltenen  Gebiete  des  Bankwesens  sohail- 
los  zu  halten,  indem  sie  hierCeotralisieruugs- 
bestrebnngen  lebhaften  Widerstand  entgegen- 
stellten. Dies  äusserte  sieh  zunächst  im 
Jahre  1791,  als  von  dem  ersten  Sekretär 
des  Schatzes ,  Alexander  Hamilton ,  dem 
Kongresse  die  Errichtung  einer  Bank  vor- 
pcsclilagon  wurde.  Bestimmend  für  diesen 
Voi'schlag  war  die  Lage  der  Knanzen.  Die 
Union  hatte  eine  Sch\dd  von  52  Millionen 
Dollar,  an  deren  Vennindening  man  zur 
Zeit  nicht  denken  konnte.  Im  Giegenteil, 
Schuldaufnahmen  gehörten  za  den  regel- 
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massigen  Einnahmen.  Ein  l>e<1eutender  Be- 
trag jener  Unionsschuld,  13  Jlillionen,  waren 
im  Auslände  aufgenommen  worden.  Sich 
in  dieser  Beziehung  nnabhftugig  zn  machen 
und  der  Cffentlichen  Schuld  im  eigenen 
I^nde  einen  bessei-en  Boden  zn  pchaffen, 
war  der  eine  Gedanke,  von  dem  Hamilton 
ausging.  Sodann  aber  hatte  er  von  der 
voUtBwirtschaftlichen  Bedentimg  einer  Bank 
überhaupt  eine  hohe  Meinung ,  da  eine 
polche,  wie  er  in  seinem  Berichte  erklärte, 
das  produktive  Kapital  des  Landes  ver- 
mehre, da  sie  ja  doch  eine  grossere  Menge 
Kapitds  in  Cirkulation  zn  halten  vcrmr«e, 
als  ihrem  Barvorrat  entsjiräche.  War  Ha- 
milton sonach  auch  in  dem  alten  von  Mac- 
leod  ^ter  wieder  unterstützten  AVunder- 
glauben  Ton  der  Kapital  schaffenden  Kraft 
der  Banken  befangen,  so  war  er  doch  in 
Hinsicht  auf  die  Notenausgabe,  welche  der 
Bank  gestattet  werden  sollte,  viel  klarer 
blickend  als  z.  B.  Franklin,  der  eine  Sicher- 
Stellung  der  Banknoten  durch  Gnud  und 
Boden  für  durchaus  ziUfissig  erachtete. 
■»Wenn  die  aus^^benen  Xoten  (der  Bank),« 
erkl&rt  er,  »lueht  in  klingender  Mfinze  auf 
Verlangen  oder  wenigstens  nach  kurzer 
Frist  zahlbar  wftren,  so  würde  dies  auf 
nidits  anderes  hinanslaufen  als  auf  eine 
Wiederholnng  der  Papiei^ldausgabe,  welche 
jetzt  von  der  allgemeinen  Meinnng  ver- 
dammt ist.«  Die  Antiföderalisten ,  welche 
einer  Festig^mg  der  Souveränität  des  Bun- 
des fiber  die  Einzelstaaten  widerstrebten, 
suchten  mit  allen  Mitteln  das  Bankprojekt 
zu  Falle  zu  bringen  imd  erklärten  es  für 
verfassungswidrig,  da  die  Verfassnng  dem 
Kongress  nicht  das  Recht  gegeben  habe, 
Gesellschaften  mit  Körperschaftsrechten  aus- 
zustatten. Nichtsdestoweniger  wiirde  der 
Gesetzentwurf  angenommen  und  die  Bank 
auf  Grund  der  GG.  v.  25.  Februar  und  3. 
März  1791  (Act  of  tlie  first  Congiess  of  the 
Tnited  States  chapters  84  und  Hh)  emclitet. 
Das  Grundkapital  dieser  ^jBank  der  Ver- 
einigten Staaten«  sollte  nicht  über  10  5Iil- 
lionen  Dollars  beti-agen,  und  seitens  der 
Subski-i beuten  sollte  der  Anteilsschein  zu  V4 
in  Gold  und  Silber,  im  resthchen  Betrage 
in  6prozentigen  Schuldverschreibungen  der 
Vereinigten  Staaten  eingezahlt  werden.  Wie 
seiner  Zeit  in  England  bei  den  Inkorporie- 
nmgen  tsffentlicher  Gesellschaften,  losbe- 
sondere  der  Bank  von  England,  wai"  auch 
hier  die  Bankgründung  ein  Mittel,  den  öf- 
fentlichen Kredit  zu  heben.  Die  Grösse  des 
Grundkapitals  bildete  zugleich  die  Schranke 
für  die  über  die  Barvon-äte  der  Bank  hin- 
ausgehenden Schuldverpflichtungen.  Damit 
war  sowohl  einer  übermässigen  Notenaus- 
gabe wie  allzuweitgehenden  Spekulationen 
der  Bank  eine  Grenze  gezogen,  aber  füler- 
(littgs  in  sehr  mechanischer  Weise,  die  eine 


gewisse  Aehnhclikeit  mit  den  Bestimmungen 
der  Peelschen  Akte  hat.  Eine  Ueberachrei- 
timg  dieses  Maxiraalbetrages  nicht  bar  ge- 
deckter Schulden  war  nur  durch  Gesetz 
zulässig.  Im  Falle  eines  Zuwiderhandelns 
gegen  diese  Bestimmung  haftete  nicht  bloss 
das  Veim^en  der  Korporation,  sondern 
auch  das  der  Direktoren.  Die  Bank  durfte 
Teile  der  Öffentlichen  Schuld,  aus  welcher 
ihr  Grundkapital  bestand,  verkaufen,  aber 
nicht  erwerben.  Ihre  Geschäfte  waren  be- 
schränkt auf  Wechseleskompte,  Handel  mit 
Gold-  imd  Silberbarren,  Verkauf  von  ver« 
pfändeten  und  nicht  rechtzdtig  eingelösten 
Gütern.  Sie  durfte  keinen  höheren  Zins 
als  6°;o  fonlera,  der  Bimdesre^erung  nicht 
mehr  als  bis  zu  100000  keinem  der 
Einzelstaaten  mehr  als  bis  zu  50000  9 
leihen. 

Neben  dieser  vom  Kongresse  errichteten, 
mit  der  Verwaltimg  der  Bundesfinanzen 
durch  Hinterlegung  voa  Bundes^ldem  in 
Verbindung  stehenden  Bank  entwickeln  sich 
nun  zahlräche  Banken  in  den  einzelnen 
Staaten.  Mit  AuBDiüune  der  drei  Jahre 
1797 — 1799  vergeht  kran  Jahr,  in  welchem 
nicht  eine  oder  mehrere  Banken  entstanden 
wären,  so  dass  bis  Ende  des  Jahres  1810, 
als  die  Erneuerung  des  auf  20  Jahre  ^ 
währten  Freibriefes  der  Bank  der  Vereinig- 
ten Staaten  in  Erwägung  gezogen  werden 
musste,  bereits  82  Banken  errichtet  worden 
waren.  Der  Bestand  dieser  Staatenbanken 
machte  seinen  Einfluss  gegen  die  Unions- 
bank, deren  Konkurrenz  imliebsam  empfun- 
den w\irde,  bei  Gelegenheit  der  Freiorief- 
erneuerung  geltend.  Einen  äusseren  An- 
haltspunkt zu  Angriffen  gegen  die  Bank 
besass  man  in  der  angeblichen  Verfassun^- 
widrigkeit  ihrer  Entstehung.  Und  endhch 
war  das  Bedürfnis,  dem  sie  ihren  Ursprung 
verdankte,  nicht  mehr  so  mächtig.  Die  von 
den  Staatenbanken  ausgegebene  Notenmenge, 
30  Millionen  Dollars  bei  36  Millionen  Dollars 
Grundkapital  genügte  dem  BedOrfnis  nach 
einem  bequemeren  t Jmlaufsmittel.  Der  Staats- 
kredit schien  die  Bank  nicht  mehr  zu  be- 
nötigen. 1791  hatte  unter  Hinziuwhnung 
der  Rückstände  die  Unionsschidd  75,5  Mil- 
lionen Dollars  betragen,  mehr  als  die  Hälfte 
der  jälirlichen  Bänn^men  war  aus  Schulden 
geflossen.  ISll  war  unter  den  ungünstigsten 
äusseren  Verhältnissen,  der  Handelssperre, 
den  Wirren  mit  E[igland  und  Frankreich 
und  nachdem  die  Union  1803  von  Frank- 
i-eich  Louisiana  für  lü  Millionen  Dollars 
gekauft  hatte,  die  öffentliche  Schidd  auf  48 
Millionen  vermindert  Anleihen  als  Ein- 
nsdimequelle  waren  fast  ganz  verschwunden, 
die  ortlentlichen  Staatseinnahmen  hatten  sich 
von  4,4  auf  14,8  Jlillionen  Dollars  erhöht. 
Unter  diesen  TTmständen  gelang  es  der  Bank 
nicht,  eine  Verlängerung  ihres  Fi-eibriefes 
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zu  erhalten,  uicht  einmal  fiir  eine  km-ze 
Zeit  zur  langsameu  Abwickelung  ihrer  Ge- 
schäfte. Im  Bericht  der  Kommission  des 
Repräsentantenhauses  Avurde  darauf  hinge- 
wiesen, dasses,  wenn  die  En'ichtuug  der  Bank 
nicht  verfassungsmassig  gewesen  sei,  nicht 
möglich  wäre,  eine  auch  noch  so  kurze 
Verlängenmg  ihi-es  Freibriefes  zu  gewähren, 
ohne  dieselbe  Yerfassungsverletzung  zu  be- 
gehen. Die  Bank  liquidierte  daher  sofort 
und  zwar  so  günstig,  dass  ihren  Anteils- 
eignem ein  gi-osser  IJebei-schuss  üljer  die 
eingezahlten  Beträge  verblieb. 

üie  Staatenbanken  liatten  nun  fi-eies 
Feld.  Auch  ihnen  war  es  gelungen,  aussei-- 
ordentliche  Geschäfte  zu  machen,  was  bei 
dsr  Freigebigkeit,  mit  der  die  Notenausgabe 
ohne  genügende  SichersteUung  dimih  Me- 
talldeckung erfolgte,  nicht  Wunder  nehmen 
kann.  Nach  Macleod  zeigte  eich  bei 
einer  1809  zusammengebrodienen  Bank,  dass 
sie  kein  genaues  Bncli  Qber  ihre  ausgege- 
benen Noten  geführt  hatte,  dass  aber  bei 
ihrem  Zusammenbruch  einem  Umlauf  von 
648000  $  nur  eine  Bardeckung  von  86  S 
gegenüberstand.  Es  gab  keine  beschränken- 
den und  regulierenden  Vorschriften  für  die 
Notenausgabe,  imd  die  Spannkraft  des  mäch- 
tigen .  das  ganze  Land  beherrschenden  Un- 
temehmunßsgcistes  vei-schaffte  solchen  ephe- 
meren Leistungen  oft  eine  lange  Dauer. 
Die  Theorie  Hamiltons,  dass  die  Banken 
das  Kapital  des  Landes  Tcrmehrten,  fand 
noch  gegenwärtig  im  Laude  reichlichen  An- 
klang, und  in  dem  Masse,  als  im  Osteu  die 
Städte  zugleich  mit  der  Entwickelung  von 
Banken  aufblühten  und  die  Vermehrung  des 
Reichtums  bemerkbar  war,  glaubte  man  da- 
rin die  segensreichen  Wirkungen  der  letz- 
teren erblicken  zu  können.  Dies  führte 
zu  einer  so  bedenkUcheti  Ausdehnung  der 
Bankgeschäfte,  dass  1810  von  Pennsylvanien 
ein  Gesetz  erlassen  wurde,  wonach  allen 
nicht  oder  zu  anderen  Zwecken  inkorpo- 
rierten GeseUschaften  der  Betrieb  von  Bank- 

gjschäften  untersagt  wiu-de.  Vergebens, 
ie  Banken  schössen  auf  wie  die  Pilze  und 
die  »wild  cat  currency'' «-Periode  lebt  noch 
heute  im  Andenken  des  Volkes  fort.  In 
der  Session  1812 — 13  wurden  in  Pennsyl- 
vanien  allein  25  Banken  inkoriwriert,  in  der 
nächsten  Session  37  von  41  ansuchenden 
Gesellschxiften,  Nur  in  Nou-England  hatte 
man  einen  Einfhiss  auf  die  Notenausgabe 

fewonnen,  indem  deren  Nichteinlösxmg  mit 
träfe  belegt  war.  Es  scheint,  dass  diese 
Massregel  günstig  gewirkt  hat ,  denn  bei 
der  in  der  nächsten  Zeit  erfolgten  starken 
Ausdehnung  des  Notenumlaufes  blieb  Nou- 
England  von  den  üblen  Wirkungen  ver- 
schont Die  Erhöhung  der  Güterwerte  oder 
die  Entwertung  des  Papiergeldes  —  welche 
von  den  beiden  Erkläniugen  man  annehmen 


sollte,  war  damals  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  strittig  —  drückte  die  Kaufkraft  der 
Noten  der  Banken  in  den  übrigen  Staaten 
bis  auf  fiO^.o  herunter.  Das  Eäi^ld  war 
durch  die  Zuvielausgabe  der  Noten  ver- 
scliwimdon  und  die  Möglichkeit  der  Ein- 
lösung aTich,  so  dass  im  August  imd  Sep- 
tember 1814  alle  Bauken  der  Vereiom^en 
Staaten  mit  Ausnahme  jener  von  Neu-Eng- 
land  die  Zahlungen  cmstellteu.    Die  ua- 

f (lustige  Wendimg,  welche  der  Krieg  g^en 
jigland  genommen  hatte ,    die  schwere 
Schädigung   aller   Handelsiuteressen  trug 
nicht  wenig  dazu  bei.  die  Lage  schwierig 
zu  gestalten.   Der  Umlauf  bcsehrftokte  si(Ä 
auf  uoeinlösbare  Noten  der  Banken,  welchen 
mau  in  diesem  Augenblick  allgemeiner  Ver- 
wiming  keine  Vorschriften  bezüglich  der 
Ordnung  ihrer  Geschäfte  auferlegen  konnte. 
Mussten  doch  kleine  Noten  in  Bruchteilen 
von  Dollars  ausgegeben  wenieu  und  Private 
wie  Korporationen  sich  dmrch  Ausgabe  pei^ 
sönlicher  Anweisiu^u  helfen.  Angesichts 
dieser  schweren  Uebelstände  unterbreitete 
Sdmtzsekretfir  Dallas  schon  im  Oktober  1814 
dem  Koagress  den  Plan,  neuedich  eine 
Uniong-  oder,  wie  sie  von  jetzt  ab  hiess, 
eine  Nationalbank  zu  gründen.  Dorcb. 
das  Veto  des  Präsidenten  Madison,  der 
schon  1791  als  Aniifödeialist  die  Bank  der 
Vereinigten  Staaten  bekämpft  hatte,  schei- 
terte er.    Aber  schon  nach  einem  Jahre 
war  der  Präsident  selbst  genötigt,  in  seiner 
Botschaft  an  den  Kongress  die  Aufmerk- 
samkeit der  Gesetzgebung  auf  den  unertiäg- 
lichen  Zustand  der  Umlaufsmittel  zu  lenken 
und  zu  erklären,  dass,  wenn  die  Slaaten- 
banken  ihn  nicht   bessern   könnten ,  die 
Thätigkeit  einer  Nationalbank  in  Erwtlgung 
gezogen  zu  werden  verdiente.   Zu  den  all- 
gemeiueu  volkswirtschaftspolitischen  Grün- 
den waren  noch  finanzpolitische  hinzug^y 
kommen.  Die  Bundesregienmg  liatte  zwr  Li- 
quidation rückständiger  Kriegskosten  Schatz- 
scheine ausgegeben ,  welche  zwar  keinen 
ZwangskiuB  besassen,  aber  an  dem  allge- 
meinen üisagio  der  papierenen  Uralaufs- 
mittel  gegen  Gold  teilnahmen   und ,  was 
noch  verderblicher  für  die  Führung  der 
staatlichen  Geldgeachäfte  war,  in  den  ein- 
zelnen Staaten   zu  verschiedenen  Knrsen 
genommen  wurden.  Vergeblich  verfügte  der 
Schatzsekretär,  um  die  Scliatzscheine  im 
Werte  zu  erhalten,  dass  die  Staatskassen 
vom  1.  August  1815  an  unbedingt  die  Noten 
jener  Banken  zurückzuweisen  hätten,  welche 
sich  nicht  zur  Annahme  der  Schatzscheine 
al  pari  verbindlich  erklärten.    Es  ^lang 
ihm  nicht,  die  Parität  oder  auch  nur  einen 
gleichen  Kurs  innerhalb  der  Staaten  zu  er- 
zwingen, und  das  letzte  Auskunftsmittd 
schien  in  euier  mit  dem  Schatze  in 
bindimg  stehenden  Nationalbank  su  liegen. 
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Die  Lage  Tirar  denn  auch  überzeugend  ge- 
nug, und  durch  G.  v.  10.  April  lSl6  (Act 
1816  c,  44)  wurde  die  neue  »Bank  der  Ver- 
einigten Staaten«;  errichtet. 

8.  Der  Kampf  Ewischen  i'entralisation 
des  Notenbankwesens  und  Xotenbank- 
frelheit.  Grfindanf^  und  UBteT:gaiig  der 
zweiten  Bank  der  VereiniKten  Staaten, 
1816—1836.  Die  neue  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  wurde  mit  einem  Grundkapital  von 
35  Millionen  Dollars  errichtet,  von  welchem 
der  fünfte  Teil  seiteng  der  Rcgienmg  in 
SchuldTerschreibnngen  der  Union  eingezahlt 
wude.  Auch  Ton  den  restlichen  28  Slilli- 
<nien  waren  nur  7  Millionen  bar  einzuzahlen, 
der  Heet  in  Schuldverschreibungen  der 
Staaten.  Einer  Ausdehnung  des  Grund- 
kajätals  war  eine  feste  Grenze  gesetzt,  in- 
dem dasselbe  55  Millionen  Dollars  niemals 
überschreiten  durfte.  In  Bezug  auf  ihre 
ribunliche  Ausdehnung  waren  der  Bank  keine 
Schranken  ^zogen,  andei^erseits  mosste  sie 
ab»*  auch  in  jedem  Einzelätaate ,  wo  min- 
destens 200t)  Aktien  gezeichnet  sind ,  auf 
Verlangen  des  gesetzgebenden  Körpers 
dieses  Staates  Zweiganstalten  errichten.  Der 
GeschAftskreis  der  Bsmk  war  im  wesent- 
lichen wie  früher  geregelt  woitlen.  Neu 
war  die  Bestimmung,  dass  keine  Xote  auf 
weniger  als  5  S  lauten  dürfe.  Die  Bank 
hatte  alle  ihre  Veri)flicht«ngen  in  barer 
Münze  zu  begleichen.  Wenn  sie  dies  je- 
mals verweigerte,  hatte  sie  von  dem  schul- 
digen Betrag  12  Vei-zugszinseu  zu  be- 
zahlen. Solange  sie  abor  ihre  Xoten  auf 
Verlangen  bar  einlöste,  wurden  dieselben 
von  alfen  Kassen  der  Union  als  Z^dilimg 
angenommen.  Ein  weiteres  Privilegium  war 
ihr  mit  Bezug  auf  die  Kassenbestände  der 
Union  verliehen,  indem  dieselben  am  Sitze 
der  Bank  sowe  an  allen  Orten,  wo  sie 
Zweiganstalten  besass.  bei  ihr  zu  deponieren 
waren.  Nur  über  besondere  "Weisung  des 
SchatzsekretHrs  konnten  sie  ihr  entzogen 
werden,  und  es  musste  sodaim  der  letztere 
diese  seine  Massregel  unverzüglich  vor  dem 
Konn:esse  i-echtfertigen.  Darlelien  durfte 
die  Bank  an  auswärtige  Staaten  überhaupt 
nicht,  an  die  Einzelstaateu  nur  bis  zu  50000, 
an  die  Union  nur  bis  zu  500000  B  gewäh- 
ren. Für  die  A'erleihung  üu:es  Ins  zum 
Jahre  1836  laufenden  Fri^eginms  hatte  sie 
aber  die  Summe  von  l^  s  3ullioncn  Dollars 
an  den  Bund  zu  bezahlen. 

So  hatte  das  Frineip  einer  Centraibank 
noch  eamnal  den  Sieg  Über  die  widerstreben- 
den memento  der  £inzelstaaten  davonge^ 
bagen.  Es  kann  aber  keinem  Zweifel  luitei"- 
liegen,  dass  dies  nur  den  finanziellen  Schwie- 
rigkeiten der  Cninn  und  der  HartnAt^gkeit 
zu  Terdanken  war,  mit  der  die  bestehenden 
Staatenbanken  den  Missbrauch  ihres  Noten- 
rechtes wräter  betiieben.  In  beiden  Rich- 


tungen tonnte  die  neu  errichtete  National- 
bank nützlich  wirken  und  hat  sie  auch 
zweifellos  nützhch  gowii-kt.  Ihi-o  Gründung 
saugte  einen  nicht  unbeti-ächtlichen  Teil  der 
Unionsschuld  auf,  der  Kaufpreis  für  das 
Privilegium  bildete  eine  T^illkoramene  Ein- 
nahme, die  Verwaltung  und  kostenlose  ört- 
liche Ueborweisung  der  TTnionsgelder  silier- 
ten der  Finanzverwaltung  neben  anderen 
Vorteilen  das  Gleichgewicht  im  Werte  der 
ausgegebenen  Schatzseh  eine.  Den  Staaten  - 
banken gegenüber  bildete  die  Nationalbank 
ein  Kontröllinstitut.  Am  1.  Januar  1817 
hatte  sie  ihre  Thätigkeit  begonnen  und  bis 
Jlitte  des  Jahi-es  beeass  sie  bereits  18  Zweäg- 
anstalten,  mit  deren  Hilfe  sie  auf  die  übrigen 
Banken  Einfluss  gewinnen  konnte.  Die  Ban- 
ken, deren  Noten  anzunehmen  sie  ver^ 
weigerte,  vei-loren  ihi-en  Kmlit  Von  nldit 
geringer  Bedeutung  waren  auch  ihre  aus- 
wäitigen  Hcziehun^n,  mit  deren  Hilfe  es 
ihr  gelang,  bis  Ende  ISIS  über  7  Millionen 
$  Gold  aus  Enrmn  herüberznsehalfen.  Aber 
die  Verwaltung  der  Bank  zeigte  auch  schwere 
Schattenseiten,  und  die  üffentliche  Mmnung 
stand  keineswegs  immer  auf  ihrer  Seite.  Im 
Gegenteil.  In  den  ganzen  20  Jahren  ihres 
Bestehen»  hat  sie  heftige  Aafeindungen  zu 
erfahren  geliabt,  die  nicht  immer  bloss  ans 
wenig  achtungswerten  Motiven  von  Neidern 
und  Konkurrenten  hen  orgingen.  Schon  der 
Beginn  ihi-er  Geschäftsth^itigkeit,  die  raten- 
weise Einzahlung  ihres  Gnuulkapitals  wies 
einen  schweren  Fehler  auf,  indem  sie  die 
si»ätei-en  Einzahlungen  in  iliren  Noten  ge- 
stattete, deren  Ausgabe  gegen  Verpfändung 
der  Anteilsscheine  erfolgte.  Auf  diese  Weise 
soll  ein  ganzes  Dritteil  ihres  Grundkapitals 
eingezaldt  worden  sein.  Hausse-Spekulation 
mit  ihren  Anteilsscheinen,  parteiische  Unter- 
stützung zahlungsunfähiger  Staatenbanken, 
Uebermass  des  Diskontierens  imd  der  Noten- 
aiL'^gabe  und  dagegen  wieder  plötzliches  Ein- 
scliräuken  der  Ki-edite  und  Einti-eiben  der 
Ausstände  sind  weitere  Vergehen,  welche  man 
ilu*  mit  molir  oder  weniger  Recht  vorwart 
Jedenfalls  steht  die  Thatsacho  fest,  dass  der 
nnbefriedi|;ende  Zustand  der  öffenthchen 
ümlaufsnuttel  \uid  die  lauten  Anldagen, 
welche  gegen  die  Banken  im  allgemeinen, 
insbesondere  aber  gegen  die  Nationalbank 
erhoben  wurden,  den  Kongi-ess  im  Novem- 
ber 1818  vei-anlaesten,  eine  Kommission  zur 
IMifung  dei-  Verliältnisse  der  Bank  einzu- 
setzen, weldie  im  Januar  1819  nnter  An- 
führung einzelner  Thatsachen  berichtete,  dass 
die  B^k  ihren  Freibrief  verletzt  habe,  und 
beantragte,  dass  ilir  derselbe  entzf^n 
werden  soUp.  IMeser  Antrag  ging  allerdin^ 
nicht  durch,  doch  bewirkte  die  Veröffent- 
lichung des  Berichtes  ein  jähes  Sinken  des 
Kurses  der  Banlo^tien  und  einen  Wechsel 
in  der  Leitimg,  welcher  die  Bank,  die  schon 
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dem  Bankerotte  nahe  stand,  wieder  in  die 
Höhe  brachte.  Von  1820  ab  scheint  die 
Thätigkeit  der  Bank  eine  geoithiete  nnd 
rülimens'W'erte  gBwesen  zu  sein.  Aber  nel»en 
ihr  entiÄ-ickelte  sich  eine  Schar  von  Staaten- 
banken, deren  oft  unheilvolle  Thätigkeit  dem 
Bankwesen  ülierhaupt  den  ungünstigsten 
Huf  Terschaffte,  so  dass  in  Verbindung  mit 
anderen,  politischen  und  -wii-tscliafthchen, 
Sonderinteressen  die  in  späteren  Jahren  von 
Präsident  Jackson  aiifgenifene  Gegnei-scliaft 
auch  gegen  die  Bank  der  Vei-cinigten  Staaten 
mächtig  wurde.  Die  Zahl  der  Bauken  hatte 
seit  181 1,  dem  Erlöschen  des  Freibriefes  der 
ei-sten  Nationalbank,  imgemein  zugenommen. 
Von  1811—1815  waren  nicht  weniger  als 
120  neue  Banken  mit  40  Millionen  $  Kapital 
neu  entstanden.  Der  Schatzsekretär  Crav- 
ford  sc^tzte  die  Notencii'kulatiou  dieser 
Institute  im  Jahre  1816  auf  100  ^üUionen  |, 
vog<|^n  die  Metalldeckimg  nur  etwa  11 
Mimonen  I  Ireti^Eigen  haben  möge.  Bis  1820 
vermelrrtcn  sich  (Uc  Banken  auf  307  mit 
102  Millionen  $  Kapital.  IHe  Z^l  siiüct  in 
den  nächsten  Julien,  bo  dass  fflr  1829  nur 
281  angegeben  weitlen.  In  das  Jahr  1829 
fallt  der  Beginn  der  ersten  Pi-fisidentschaft 
Jacksons,  dessen  rücksichtslosem  Voi^elien 
die  Nationalbank  zum  Opfer  fällt.  Neben 
■wirtschaftlich  spekulativen  Momenten  mag 
aucli  sein  Kampf  gegen  das  Centraliustitut 
nicht  ohne  Einfluss  auf  das  Entstehen  von 
kleineren  Banken  in  den  Einzolstaateu  ge- 
wesen sein.  Im  Jahre  1834  ist  die  Zahl 
der  Banken  .506  mit  2Ü0  Millionen  $  Kapital, 
einer  Notencii-kulation  von  9")  Millionen  und 
75  Millionen  $  Depositen.  Dieser  gi-ossen 
Zahl  von  Noten  ausgebenden  Banken  gegen- 
tiber  bewahrte  die  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  noch  immer  eine  hervoiTagende 
Stellung.  Es  betnigen  ilire  Verbindlieh- 
keiteu  in  Millionen  $  nach  den  Gepcliäfts- 
aiisweisen : 

an  Noteu       an  Depoeiteu 
1.  Jnnnar     1832     21,3  22,7 
1.  Januar    1833     17,5  13,5 
1.  November  1834     16,0  9,0 

In  der  abnehmenden  Grösse  des  Noten- 
umlaufs mid  der  Depositen  dnlckt  sich  ohne 
Zweifel  bei-eits  der  Einfluss  aus,  welchen 
die  gegen  die  Bank  gerichtete,  von  Jacksou 
geleitete  Bewegmig  ausübte.  Bereits  in  seiner 
eratea  Botscliaft  vom  9.  Dezember  1829  be- 
tonte er,  dass  er  nicht  zu  früh  das  zu  er- 
wartende Gesuch  der  Bank  um  Emenennig 
ihres  Freibriefes  der  sorgfältigen  Erwägimg 
des  Kongresses  und  des  Volkes  empfehlen 
könne.  »Sowohl  die  Verfassungsmässigkeit 
als  die  Zweckmässigkeit  des  Gesetzes,  wd- 
ches  die  Baak  schuf,  wertlen  von  einem 
grossen  Teil  unserer  Mitbürger  be.stritten,  imd 
alle  müssen  zugeben,  dass  sie  den  gnissen 


Zweck  nicht  erffüh  haX.  ein  gleicliförmiges 
und  gesundes  Papiergeld  zu  l>eschaffen.*: 
Das  Komitee  der  Mittel  und  Wege  begi-fm- 
dete  die  entgegengesetzte  Ansicht.  Nichts- 
destowemger  wietlerholte  der  Pi-äsident  in 
den  beiden  nächsten  Jalirestwt schatten  die 
gleiche  Empfehlung.  In  das  Jahr  1932  fällt 
die  Neuwald  des  Präsidenten.  Die  Freunde 
der  Bank  glaubten  sich  ilu-ei-  Sache  so  sicher, 
dass  sie  -Erhaltiuig  der  Bank«  als  Schlag- 
wort gegen  die  AVietlenvahl  Jacksons  aus- 
gaben \md,  obwohl  der  Freibrief  der  Bank 
ei-st  in  ')  Jahren  erlosch,  ilir  rieten,  gegen- 
wäitig  bereits  um  die  Ei-neuenmg  einzu- 
kommen. 5[an  täuschte  sich  nicht  in  der 
Stimm\ing  des  Kongi-esses,  wohl  aber  liatte 
man  die  Energie  des  Pi-äsidenten  imter- 
scli&tzt.  Der  Kongi-ess  bewilligte  die  Ver- 
längonmg  auf  15  Jalire,  Jacksou  al>er  l^e 
sein  Veto  ein.  Die  vei-fo-^fsungswidrige  Be- 
gi-flndung  seüies  an  sich  bei-echtigten  Vetos 
hesu  die  Freunde  dei'  Bauk  ilu^  Sieges 
gewiss  sein.  Allein  Jadison  hatte  diuch 
sein  Veto  die  Baakfrage  zui'  Farteifrage 
gemacht  und  damit  manche  seinei*  Anhün^r, 
welche  Verteidiger  der  Bank  xt'aren,  zu  sich 
herübei^zogcu.  Andei-ei-seits  appellierte  er 
an  die  breiten  Schichten  dei*  Bevölkerung^ 
welchen  er  den  Freibrief  als  ein  ausschliess- 
liches PrivUeginm  schilderte,  das  darauf 
ausgehe,  »die  Reichen  i-eicher«  und  die 
-'Mächtigen  mächtiger«  zu  machen,  und 
dainmi  >den  niederen  Mitghedern  der  GeseU- 
schaft,  den  Farmern,  Handwerkern  und  Ar- 
beitern, die  weder  Zeit  noch  die  Mittel  iiaben, 
sich  diesellje  Begünstigmig  zu  l  ei-schaffeu, 
ein  Reclit  gebe,  sich  über  die  Ungerechtig- 
keit ihrer  Kegierung  zu  beklagen<  .  Jacksou 
wunle  mit  ungeheuerer  Majorität  wieder- 
gewälüt  Noch  in  demselben  Jahre  empfahl 
er  dem  Kongress,  die  staatlichen  Depositen 
ms  der  Bank  zn  ziehen.  Der  Kongres.^ 
verwarf  den  Plan.  Desgleichen  stiess  er 
innerhalb  der  Regienmg  selbst  auf  Wider- 
stand und  zwei  Scliatzseki-etäi-e  musste  er 
fallen  lassen,  bis  er  den  Jlann  fand,  der 
sich  dazu  entschloss,  ohne  Ermächtigung 
diut;li  den  Kongress  den  Entzug  der  Depo- 
siten zu  verfügen.  Dies  verfassungswidrige 
Verfalu«n  zog  ihm  zwar  eine  Rüge  seitens 
des  Senates  zu,  doch  wmle  dieselbe  kurze 
Zeit  nachher  wieder  zuriiekgenommen  imd 
1836  der  Freibrief  der  Bank  thatsächlidx 
nicht  verlängert.  Sie  erhielt  einen  solchen 
seitens  des  Staates  von  Pennsylvanien  und 
Märkte  nook  durch  mehrere  Jahre  in  aller- 
dings nicht  glücklicher  Weise,  bis  sie  in  der 
Krisis  voo  1839  zusammenbrach. 

Die  Gegnerschaft  Jacksons  g^en  die 
NatioDalbauk  war  zum  einen  und  walu> 
scheinlich  nicht  zum  geringsten  Teil  poli- 
tischer Natur.  Das  Vergehen  der  Bank  wu, 
wie  CalhouD  erklärte,  vnidit  das,  dass  sie 
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sich  in  die  Politik  gemen^,  sondern  dass 
sie  sich  nicht  auf  die  Seite  der  flacht  in 
dieselbe  mengen  wollte.«  Allein  zum  anderen 
und  wohl  nicht  ziaa  geringsten  Teil  waren 
es  wirtschaftliche  Gründe  ^  welche  Jackson 
zimi  Gegner  nicht  bloBs  dieser  einen  Bank, 
sondern  des  ganzen  Bankwesens  machten, 
wie  es  zur  Zeit  in  den  Vereinigten  Staaten 
befand.  Beweis  dafür  ist  der  Antrag  beim 
Kongress  1836,  dass  bei  den  Staatskassen 
mir  Eflelmetall  als  Zahlung  angenommen 
Averden  solle.  Die  Angabe  von  Noten, 
namentlich  der  kleinen  Noten,  habe  zu  einer 
schweren  Sohädiguog  des  Publikums  ge- 
fuhi-t  Die  Preise  ffir  Öffentliche  lAndereien 
seien  durch  bereitwilligst  gewährte  Noten- 
kredite zu  unvorhergesehener  Höhe  empor- 
gehoben worden  zum  grossen  Nachteile 
reeller  Käufer,  wahrend  die  Spekulation  hier 
imd  allübeitül  dadurch  reiche  Nahrung  er- 
halten habe.  Der  Kongress  verwarf  den 
Antrag,  Jackson  aber  traf  eigenmächtig  die 
Verfügung.  Noch  in  einer  Abschiedsadresse 
an  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  be- 
rOhit  er  die  Bank-  nnd  Umknifsfrage.  Gold 
und  Silber  habe  die  Verfassnag  als  Um- 
laufsDÜttd  zu  sichern  beabsichtigL  Die 
Bankpolitik  der  Union  und  der  Einzelstaaten 
habe  an  dessen  Stelle  Papier  gesetzt  Aber 
wenigatens  sei  durch  den  «Sieg«  über  die 
Nati<Hialbank  das  eine  erreicht  worden,  daes 
an  Stelle  des  Monopols  die  Eonkurrenz  recht- 
lich glmchgest^ter  Banken  getreten  sei. 

'  Wahrscoeinlit^hatJacksondieBedeutung 
(Weses  »Monopols«  überschätzt  Er  bekämpfte 
es  in  der  festen  Ueberzeugung,  der  drohenden 
(reEohr  der  Bildung  herrschender  Geldmächte 
innerhalb  des  Staates  entgegenzutreten.  Die 
thateächliche  Entwickelung  hat  gezeigt,  dass 
diese  Ge&hr  nicht  von  den  Baaken  alleio 
droht.  Und  sicherlich  hat  Jackson  das  aUer- 
dings  schwache,  aber  doch  immerhin  vor- 
handene regidierende  Princip  im  Bestände 
einer  Nationalbank  unterschätzt.  Sowohl  eng- 
lische wie  amerikanische  Schriftsteller  haben 
den  günstigen  Einfluss  der  Bank  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  letzten  10  Jahren 
ihres  Bestandes  behauptet.  Mit  ihrem  Falle 
war  die  vollkommene  »Freiheit«  auf  dem 
Gebiete  des  Bankwesens  wieder  heimstellt 
und  sie  wurde  denn  auch  im  Laufe  der 
nächsten  25  Jahre  redlidi  benutzt 

4.  Die  Zeit  der  Bankfreiheit  bis  znm 
Eriass  eines  Nationailbankgegetzes,  1886 
bis  1863.  Während  b^her,  bis  zum  Jahre 
1836,  die  Organisation  der  Banken  dem  Ein- 
flüsse republikanist^en ,  centralistisch 
ginnten  Partei  unterworfen  war.  Überwiegt 
m  der  Folgezeit  bis  zum  Jahre  1860  jener 
der  demokratifichen ,  antiföderalistischen 
ParteL  Thatsächlich  oder  rechtlich  ptivile- 
fperte  Banken  Terschwiaden,  und  Banken 
treten  in  d«i  änzelnen  Staaten  an  ihre 


Stelle,  die  vielfach  in  ihrem  Notenausgabe- 
redite  vOllig  imbehindert  waren.  Ihre  Zahl 
hatte  sclion  zur  Zeit  des  Bestehens  der 
letzten  Nationalbank  bedeutend  zugenommen, 
wie  die  folgende  Uebersicht  zeigt. 

1811   1816  1820  1830 

Zahl  der  Banken       89    247  308  329 

Kapital  (in  Mill.  $)    52,6  124,8  136,7  145,2 

Noteniiinlanf(i.  Mills)  28,1    68,0  44,8  61,6 

Barvorrat  (in  Hill.  $)  154   19,0  19,8  22,1 
Yerhältnifl  d.  Barvor- 
rats zum  Notennm- 

lauf  wie  1  zu  :        1,82   3,60  2,25  2,80 

Es  nimmt  aber  das  Bankwesen  in  der 
Folgezeit  noch  erheblich  zu.  Es  betrugen 
nämlich : 

1835  1840  1845  ISöO  1660 
Zahl  der  Banken  704    901    7o7    824  1562 
Kap.  (in  MDl.«)  231,2  358,5  206    217  421,8 
Notenuml.(i.M.$)  103,7  106,9   89,6  i3it3  207>i 
Barvorr.(i  MiU.»J   43,9   33.»    44,«   45.4  »3,6 
VerIifiltniBd.Bar- 

vorrats  zum 

Notenumlauf 

wie  1  zu  :        2,34   3,24   2,03   2,89  2,47 

An  dieser  sieh  insbesondere  im  Laufe 
des  Jahizehntes  1850—60  steigernden  Bank- 
entwickelung hat  der  Staat  Kew-Totk, 
d^sen  überragende  Bedeutung  für  die  wiit- 
BchafÜiche  mtwickelung  der  Vereinigten 
Staaten  bereits  in  den  ersten  Jafarzethnten 
dieses  Jahrhunderts  hervortrat,  den  bedeu- 
tendsten AnteÖ.  Bei  einer  GeBamtberfilke- 
rung  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1790 
von  .S,9  Millionen  entfielen  auf  den  Staat 
New-York  nur  340000.  Im  Jahre  1830  aber 
besass  der  letztere  eine  Bevölkerung  von 
1 918  ODO  Seelen  bei  einer  Gesamtbevölkerung 
der  Vereinigten  Staaten  von  12,8  Millionen. 
Einen  besonderen  Einfluss  hat  New-York 
in  der  Bankentwickelung  noch  insbesondere 
dadurch  zur  Geltung  gebracht,  dass  hier 
zuerst  die  Banknotenausgabe  einer  einheit- 
lichen gesetzlichen  Regelung  unterworfen 
worden  ist  'welche  nach  und  nach  von  den 
übrigen  Staaten  nachgeahmt  wurde  und 
schliesslidi  die  Gründl^  für  das  die  ganze 
Union  umfassende  Bankgesetz  vom  Jahre 
1862  abgegeben  hat 

Neue  Banken  musaten  im  Staat  New- 
York  bereits  nach  einem  G.  v.  2.  April  1839 
an  einen  unter  staatlicher  Verwaltung  stehen- 
den Reservefonds  jährlich  ^  2  ".'0  ihres  Aktien- 
kapitals entiichten,  welcher  dazu  bestimmt 
war,  im  Falle  der  Zahlungseinstellimg  einer 
solchen  Bank  ihre  Noten  einzulösen  und  an- 
dere Verbindlidikeiten  zu  decken.  Diese  Be- 
stimmungen wurden  erweitert  als  im  Jahre 
1837  eine  grosse  Krisis  618  Banken  zur  Zah- 
lungseinstellung nötigte.  Es  wurde  unterm 
18.  April  1888  ein  neues  Bankgesetz  er- 
lassen, dessen  wesentlichste  Bwtinuuangea 
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mit  dea  Ergänzungen  Yom  25.  April,  20. 
Mai  1840,  10.  Apnl  und  7.  Kai  1851  die 
folgenden  sind.  Es  ist  jedermann  gestattet, 
Banknoten  ztun  Betrieb  von  Bankgeschftften 
in  ümlanf  zu  setzen.  Jedoch  verden  die 
Noten  Ton  einem  hierzu  ernannten  Staats- 
kontroUor  für  alle  Banken  auf  den  Namen 
einer  jeden  gleichförmig  ausgestellt,  nume- 
riert und  registriert,  und  muss  jeder  für  den 
Betrag,  den  er  in  Umlauf  setzen  will,  jedoch 
nicht  unter  100000  $  Staatsschuld sdieine 
der  Vereinigten  Staaten  oder  eines  Einzel- 
staates, sofern  sie  der  Kontrollor  annehmbar 
findet,  deponieren.  Ausnahmsweise  kann 
auch  eine  Hypothek  auf  Grund  und  Boden 
im  Staate  New-York  zur  Hälfte  ihres  Wertes 
als  Sicherheit  angenommen  werden.  Die 
sodann  zm  Notenausgabe  berechtigten  An- 
stalten oder  Personen  dürfen  Wechsel,  Noten 
und  andere  Schuldtitel  diskontieren,  De- 
positen annehmen,  in  Gold-  und  Silberbarren 
nnd  Münzen  handeln,  Geld  auf  Keal-  oder 
Personalsiüherheit  leihen  und  die  zu  diesem 
Geschäftsbetrieb  nötigen  Verfügungen  treffen. 
Grundbesitz  dürfen  sie  nur  zum  eigenen 
Gebrauch  haben  bezw.  aus  ihren  Darlehens- 
eeschäften erwerben.  Bei  Nichteinlösung 
der  Noten  beim  Vorzeigen  stehen  dem  Be- 
rechtigten 14—20  "/o  Verzugszinsen  zu,  und 
ausserdem  -wird  alsogleich  vom  Kontrollor 
das  Vcr^ihron  gegen  die  Bank  auf  Zahlung 
eingeleitet,  eventuell  nach  15  Ti^n  jede 
Note  der  betreffenden  Bank  aus  den  in  seinem 
Verwahr  befindlichen  Staatspapieren  einge- 
löst Im  Jahre  1851  wurde  zur  Besorgung 
dieser  staatlichen  Aufücht  ein  eigenes  Rmk- 
departoment  eingericiitet,  dessen  £o8ten 
seitens  der  Banken  za  tragen  waren. 

Dieses  System  wurde  von  1838—1858 
von  12  Staaten  ffir  ihre  Buiken  angenommen. 
Dieselben  vertraten  ein  Kapital  von  53  und 
einen  Notennmlanf  von  97  Millionen  $,  so 
dass  schliesslich  die  Hälfte  und  mehr  des 
ganzen  Notenumlaufes  durch  Hinterlegung 
von  Staatspapieren  sicheigestellt  war. 

Das  Bestreben  nach  einer  Sicherung  des 
Notenumlaufes  führte  noch  zu  anderen  Ver- 
suchen einer  Regelung.  So  behauptete  sich 
in  den  Neu-Englandstaaten  das  sogenannte 
Suffolksystem,  das  aus  Schottland  über- 
nommen war.  Eine  selbständige  Bank,  die 
Suffolkbaok  in  Boston,  löste  die  Noten  aller 
Landesbanken  auf  Vorzeigen  al  pari  ein, 
welche  bei  ihr  3000  »  bar  gegen  14tägige 
Ktlndigung  zinsenlos  deponierten  und  im 
Verhältnis  zum  Betrage  der  eingelösten  Noten 
allwöchentlich  Barzahlung  leisteten.  Die  Vor- 
teile, welche  man  diesem  System  nachrühmte, 
lagen  in  der  Steigenmg  des  Kredits  der 
Notenbanken,  welche  sich  ihm  anschlössen, 
in  der  längeren  Cirkulation  ihrer  Noten 
sowie  in  der  Ausbildung  eines  Clearing- 
f^stems  durch  die  Siiffolkbank.   Ihre  Be- 


deutung zeigt  sich  in  der  Steigerung  der 
eingelösten  Noten,  deren  Zahl  von 
onen  t  im  Jahre  1834  auf  220  IffiUionon  im 
Jahre  1850  gestiegen  ist  Ein  weiterer  Aus- 
druck des  BedürEnisses  nach  einer  Regelung 
des  Notenumlaufes  war  das  Bankj^esetz  von 
Massachusetts  von  1851,  das  in  einer  Nach- 
bildung des  New- Yorker  Gesetzes  bestand. 
Auch  hier  erfolgte  die  Sicherstellung  der 
Noten  durch  Hinterlegimg  von  Staatspapieren 
bei  dem  »Auditor  of  accountsc.  Der  zu 
hinterlegende  Betrag  wurde  auf  ein  Viertel 
des  Grundkapitals  und  wenigstens  50000  • 
festgesetzt,  wofür  ein  gleicher  Betrag  in 
Noten  mit  dem  Stempel  des  Auditors  ver- 
sehen der  Bank  verabfolg  wurde.  Die  Zahl 
der  eine  Notenbank  bildenden  Personen, 
wenigstens  50,  die  Grösse  ihres  Grund- 
kapitals im  Minimum  und  Maximum,  die 
Art  der  ihnen  gestatteten  Geschäfte  etc. 
waren  gesetzlich  geregelt,  ein  Bankdeparte- 
ment mit  weitgehenden  Aufsichtsrechten 
überwachte  den  Gang  der  Geschäfte. 

Ihren  Zweck,  den  Besitzern  von  Noten 
den  Wert  ihrer  Forderung  zu  sichern  und 
dadurch  ein  wichtiges  Umlaufsmittel  des 
Jjandes  ohne  Störungen  im  Gange  zu  er* 
halten,  haben  diese  Bankvorschnften  nicht 
erfüllt  Weder  im  Jahre  1837  noch  1839, 
nicht  1847  und  nidit  1857  haben  sie  die 
vollständige  oder  teilweise  Einstellung  der 
Barzahlungen  verhindert,  obwohl  doch  in 
dem  letztgenannten  Jahre  die  New-Yoricer 
Bestimmungen  schon  weite  Verbreitung  ge- 
funden hatten.  In  den  Krisen  dieser  Jahre 
waren  es  immer  wieder  die  Banl^,  weldien 
man  mit  Recht  eine  Ileberspannung  der  Kre- 
ditgewähnmg  zum  Vortmif  machen  konnte 
und  welche  dadurch  einen  Anstoss,  wenn 
nicht  die  Ursache  zur  Entstehung  der  Kiiam 
gegeben  hatten.  Waren  die  die  Notenaus- 
gabe einschränkenden  Bestimmungen  nodi 
nicht  genügend?  Doch.  Den  Zweck  einer 
Verminderung  der  ausgegebenen  Notenmenge 
hatten  sie  erreicht  wie  die  oben  gegebeneu 
Nachweisungen  zeigen,  war  das  Verhältnis 
von  Barvorrat  und  Noten  kein  ungünstiges. 
Es  variierte  auch  in  der  Aufeinanderfolge 
der  Jahre  nicht  bedeutend,  vrie  die  folgende 
Uebersicht  über  die  fünf  bewegten  Jahre 
1856—1860  zeigt  Es  war  für  alle  Banken 
auf  1.  Januar  der 

1857  1858  1859  1860  1861 

Notenum- 
lauf      214,8  155,2  193,3  >o7,i  202  Milte 

Metallvor- 
rat        58,3  74,4  104,5   83,6   87,7    „  y. 

Das  Deckungsverhältnis  ist  also  nur  ein- 
mal 1 : 4,  sonst  erhebt  es  sich  weit  Ober  die 
Dritteldeckung.  Für  die  einzelnen  Baaken 
war  die  Sachlage  ja  eine  verschiedene,  im 
allgemeinen  aber  hatten  die  mas^benderen 
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figfÜchen  Banken  noch  -weit  gilnstigere  Yer- 
hAhnisee  aufzuweisen.  Es  war  also  nidit 
die  übesmasaiKe  Notenaus^be,  durch  -welche 
die  Banken  Krisen  herbeiführten  oder  be- 
schleunigten. Ein  genaueres  Eingehen  auf 
den  Stand  der  Banken  beim  Ausbruch  der 
Krisis  liS57  zeigt,  dass  es  vor  allem  das 
Uebennass  übernommener  Depositen  bei  zu 
geringem  Barbestände  war,  das  sie  an  der 
rirffilluog  ihrer  Verbindlichkeiten  hinderte. 
Nach  einem  dem  }<inanzdepartemeut  ge- 
machten Bericht  über  die  Lage  der  Banken 
in  den  verschiedenen  Staaten  war  im  Januar 
1857  der  Barbestand  der  Banken  aller 
Staaten  58,3  Millionen  |,  der  Notenumlauf 
214,7  Millionen  nnd  der  Beirag  an  Depositen 
230.4  Millionen.  Das  Deckungsverhältuis 
für  Noten  und  Depositen  war  daher  1:7*  i. 
10  Jahre  früher  war  es  doch  noch  1 : 5  ge- 
wesen. Nichtsdestoweniger  wandte  man  sich 
auch  diesmal  nur  gegen  die  Notenausgabe, 
nnd  Präsident  Buchanan  erklärte  in  seiner 
Flotschaft  vom  5.  Dezember  1857,  wie  seiner 
Zeit  Jackson,  dass  es  das  extravagante  und 
fehlerhafte  Papiei^ld-  und  Bankkreditsystem 
sei,  welches  das  Volk  zu  wilder  Spekulation 
und  zum  Börsenspiel  ermuntere.  Er  appel- 
lierte an  die  Einzelstaaten  und  wünschte 
seitens  des  Kongresses  nur  die  Aufstellung 
eines  allgemeinen  Konkursverfahrens  für 
jede  ihre  Zahlimg  einstellende  Bank,  diu^ch 
welches  dieselbe  genötigt  wurde  zu  liqui- 
dieren. Noch  kam  es  aber  zu  keiner  Mass- 
r^l,  und  erat  die  Schwieri^eiten,  die  der 
Bfiigerkri^  auch  auf  wirtschaftlichem  und 
finanziellem  Gebiete  hervorrief ,  d  rängten 
neuerlich  zu  einer  einfa^tlichen  Regelung 
des  Bankwesens. 

Die  finanzielle  I^ige  der  Union  war 
gleich  bei  Ausbrach  des  Streites  zwischen 
a&a  Nord-  und  Südslaaten  anlSsslidi  der 
Lincolns  im  Herbst  1860  eine  be- 
di&igte.  Angesichts  des  Abfalles  der  Süd- 
staaten war  der  Kredit  der  Union  so  ge- 
sunken, dass  von  den  beschlossenen  not- 
wendigen Ajüehen  nur  ein  kleiner  Teil  über- 
haupt untei^ebracht  werden  konnte.  Im 
Frühjahre  1861  konnte  der  Schatzsekretär 
nur  durch  Hilfe  der  Banken  der  drei  grossen 
Städte  New-York,  Philadelphia  nnd  Boston 
die  notwendigsten  Mittel  erhalten.  Das 
Finanzjahr  186(V61  schloss  mit  einer  Staats- 
schuld von  90,9  MiUioneu.  Die  oi-dentlichen 
Einnahmen  hatten  nur  41,5^  die  Ausgaben 
S3,4  Millionen  f  betragen.  Juli  1861  ^-urde 
der  Schatzsekretär  zui-  Aufnahme  eines  An- 
lehens  von  250  Millionen  f  emiächtigt  Unter 
den  verschiedenen  Formen,  welche  ihm  zur 
Aufbringung  desselben  gestattet  waren,  waren 
auch  unverzinsliche  Scbatzscheine ,  nicht 
unter  10  und  nicht  über  50  ^,  welche  bei 
vetBchiedenen  Staatskassen  auf  Sicht  zahlbar 
eem  sollten  nnd  bis  znm  Betrage  von  50 


Millionen  ausgaben  werden  konnten.  Eb 
war  dies  einfach  ein  Unionspapio^ld.  Der 
Übrige  Betirag  sollte  durch  TCTSchiedene 
Arten  verzinslicher  Schuldverschreibungen 
hereingebracht  werden.  Allein  verschiedene 
Ursachen  machten  es  auch  diesmal  unmO^ 
lieh ,  eine  öffentliche  Kegelung  durchzu- 
setzen, und  wieder  waren  es  die  Banken, 
welche  der  Union  zu  Hilfe  kamen  und  für 
die  Unterbringung  der  Schuldverschrei- 
bungen sorgten,  wogegen  die  Regierung  die 
Gelder  bei  den  Banken  belassen  und  nur 
nach  Bedarf,  jedoch  nie  mehr  als  5  Milli- 
onen pro  Woche  beheben  sollte.  In  gleicher 
Weise  verfuhr  man  im  Herbste  desselben 
Jahres.  Die  Banken  der  drei  Städte  mit 
einem  Kapital  von  120  Millionen  f  hatten 
auf  diese  Weise  146  JliUionen  in  Staats- 
papieren angelegt,  von  welchen  nur  50  Milli- 
onen verkauft  waren,  während  der  Rest  nur 
schwer  und  unter  dem  übernommenen  Werte 
begebbar  wai".  Aus  Besoi^is  vor  der  Lage 
dieser  Banken  entzog  ihnen  in  der  nächsten 
Zeit  das  Pnblikmn  den  gröesten  Teil  der 
Depositen,  so  dass  sie  derart  von  baren 
Mitteln  entblösst  wurden,  dass  sie  im  Januar 
1862  die  Barzahlungen  einsteilen  mussten. 
Diese  von  Now-York  ausgehende  Krise 
breitete  sich  in  kürzester  Zeit  auf  die  Übrigen 
Städte  aus,  und  binnen  wenigen  Wochen 
war  im  Bereiche  der  ganzen  Union  det 
Metallumlauf  eingestellt  Unter  diesen  Um- 
ständen war  an  ^ne  Begebung  neuer  An- 
lehen  nidit  zu  denken,  und  es  bheb  der  Union 
nichts  anderes  übrig  als  die  Hinausgabe  'ron 
Papiergeld  mit  Zwangskurs,  zu  weldiem 
Mittel  dann  auch  wiederholt,  den  Bedüri- 
nissen  entsprechend,  gegriffen  wnide.  Das 
Nebweinanderbestehen  der  zweieriei  papie- 
renen Zahlmigsmittel,  der  Banknoten  und 
der  Staatsnoten,  brachte  aber  mancheriei 
Uebelstäiide  mit  sich.  Beide  waren  be- 
ileutend  unter  Pari  dem  Metallgelde  gegen- 
über, mid  der  Schatzsekretär  Chase  sah 
keinen  antleren  Ausweg,  den  Kurs  des  Staats- 
papiei^ldes  wieiler  xu  heben,  als  indem 
er  den  Versuch  machte,  sich  die  Banken 
dienstbai-  zu  machen.  Seiner  Meinung  nach 
lag  nicht  in  der  Papierwährung  an  sich, 
sondern  in  der  unkontrollierten  Emission 
von  tausenderlei  Noten  der  Uebelstand,  und 
er  glaubte,  der  Wert  des  Pajjiergeldes  würde 
sich  wieder  heben,  wenn  einmal  die  Bank- 
notenausgabe eine  einheitliche,  in  allen  Teilen 
der  Union  in  gleicher  Weise  beaufsichtig 
gewoitlen  sein  wüi"de.  Er  bemühte  sich 
demgemäds,  vom  Kongress  die  Votierung 
eines  seinen  Zielen  entsprechenden  Gesetzes 
zu  erhalten,  und  am  15.  Februar  1863  wurde 
dasselbe  sanktioniert  imter  dem  Titel  »an 
act  to  provide  a  national  currency«.  Da- 
nach sollten  fortan  Bewilligungen  zur  Er- 
richtimg von  Nationalbanken  erteilt  werden, 
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welche  unter  den  Sdintz  und  die  Äulsicht 
der  Centralgewalt  gestellt  sind.  Ihre  Noten 
sind  ausschliesslich  in  der  Yalnta  zahlbar, 
welche  der  Eongresa  für  gesetzlich  erklärt. 
SinEontrollor  der  Umlaufsmittel,  dem  Schatz- 
amt untergeordnet,  leitet  die  Ueberwachung, 
die  sich  auf  Etrichtnng  und  Geschfiftsfah- 
rung  der  Banken  erstreckt  Dieselben  depo- 
iaierea  weni^tens  ein  Drittel  ilires  Kapitals 
in  Staatspapieren  und  kunnen  dagegen  im 
Verhältnis  von  90:10(J  d^  Börsenkurses 
der  Papiere  Noten  ausgeben,  welche  vom 
Staate  gedruckt  und  mit  der  Unterschrift 
des  Kontrollors  versehen  für  alle  Banken 
gleich  sind.  Die  gesamte  Notenmenge,  welche 
von  allen  Nationalbanken  ausgegeben  werden 
durfte,  wurde  gesetzlich  fixiert. 

Dies  sind  die  wesentlichsten  Bestiiu- 1 
mungen  des  Gnmdgesetzes  auch  noch  des 
Banknoten  Wesens  der  Gegenwart.  Es  fülirte 
nicht  zur  Aufhebung  der  Freiheit  der  Bauk- 
notenausgabe, aber  doch  zu  einer  gleichför- 
migen ßegelung  derselben.  Es  war  selbst 
nicht  nötig,  dass  eine  Banknoteubauk  sieh 
als  NationalbaiJc  konstitiuerte.  That  sie  dies 
aber  nicht,  so  wurde  sie  allerdings  von  ge- 
wissen Nachteilen  getroffen.  Sie  war  einer 
hohen  Besteuerung  unterworfen  imd  konnte 
keine  Staatsdepositen  erhalten.  So  ging  all- 
mählich die  Umwandlung  aller  Banknoteu- 
banken  in  Nationalbanten  vor  sich.  Das  Ge- 
setz vom  Jahre  1863  selbst  wm-de  im  Laufe 
der  Zeit  abgeändert  diux;h  jene  vom  3.  Juni 
1864=,  3.  Mäi'z  1865,  r>.  Dezember  1873.  14. 
Januar  1875  imd  12.  Juli  1882.  Diese  Gesetze 
bilden  die  Grundlagen  der  im  folgenden  zu 
sdiildemden  gegenwärtigen  Organisation  der 
Notenbanken. 

5.  Die  heutige  Organisation  und  Lage 
der  Notenbanken  m  den  Vereinigten 
Staaten.  GeseUsdhaften  zur  Betreibung  von 
Bankgeschäften  nach  dem  Ban^esetze 
können  von  jeder  beliebigen  Zahl  von  Per- 
sonen, jedoch  wenigstenß  fünf,  gegründet 
werden.  Der  GesellschaftsTerb^  muss  ent- 
halten den  der  Bcstätigimg  seitens  des  Eon- 
trollors  der  Umlaufsmittel  unterliegenden 
Namen  der  Gesellsdiaft,  die  Angal^e  ihres 
Geechäftssitzes,  des  Betrages  des  Giiind- 
kapitais  und  der  Zahl  der  Aktien,  in  welche 
dasselbe  geteilt  wei-den  soll,  Namen  und 
"Wohnsitz  der  Aktionäre  unter  Angabe  der 
Zahl  der  Aktien,  welche  jeder  von  ihnen 
hat,  die  Erklärung  der  Gesellschafter,  dass 
sie  auf  Grund  des  Bankgesetzes  ihre  Ge- 
schäfte betreiben  wollen.  i)a3  Gnindkapital 
muss  im  allgemeinen  wenigstens  100000  * 
betragen;  nicht  wenüjer  als  50 (XK)  •  in 
Orten  bis  60U0  Einwohnern,  nicht  weniger 
als  200000  »  in  Orten  mit  mehi-  als  50  (XK) 
Einwohnern.  Die  Geschäftsthätigkeit  dai-f 
binnen  werden,  sobald  w^euigstens  SO'^/o 
des  Orondkapitals  eingezahlt  sind  und  die 


Erfüllung  der  übrigen  zum  Bankbetriebe 
Toi^[eschnebenen  Bedingun^n  seitens  des 
EontroUors  bestätigt  ist.  Diese  Bestätigung 
kann  verweigert  werden,  wenn  der  Kon- 
trollor,  dem  ein  weichendes  PrQfuogsrecht 
eingeräumt  ist  die  Leberzeugtmg  gewonnen 
hat^  dass  nicht  alle  Vorbedingungen  erfüllt 
sind  oder  die  GeseUschaft  uidere  als  die 
erlaubten  Bankzwedie  ausführen  wül.  Die 
Bankgescliäfte  im  allgemeinen  ^d  nicht 
besondei-s  gei-egelt,  nur  die  Notenausgabe 
ist  eingelienden  Bestimmungen  imterwonen, 
und  gewisse  allgemeine  Vorschriften  sind 
erlassen  zm-  Erhalttuig  der  Zahlungsfähig- 
keit der  Banken. 

Die  1863  eingeführte  gesetzliche  Fest- 
stellung des  Maximalbetrages  auszngebender 
Noten  sämtlicher  Banken  ist  aufgehoben. 
Jetle  Bank  kann  Noten  ausgeben,  so  viel 
sie  M  ill  —  innerhalb  der  dmxih  ihr  Kapit^ 
inid  das  beim  Scliatzanit  zu  hinterlegende 
Depositum  gezogenen  Scluanken.  Banken, 
üei-en  Gnmdkajütal  miter  .'jIWOOO  $  ist, 
könuen  emen  ^otennmlauf  von  9()*'/o  ilires 
Kapitals  haben.  Der  Pi-ozentsatz  sinkt  mit 
zimehniender  Kapitalgrösse.  Er  beträgt  bei 
einem  Kapital  zwischen  '-2  und  1  MilHon  * 
80  "  o,  zwischen  1  und  3  Millionen  70  "/o  und 
wird  veningei-t  auf  6<)"/o,  wenn  das  Kapital 
3  Millionen  übei-steigt.  Nationalbanken, 
welche  nach  dem  G.  v.  12.  Juh  1870  ent- 
standen sind,  können  keinen  500  (KKl  $  über- 
steigenden Notenumlauf  liaben.  Zm-  Sichei-^ 
Stellung  für  die  bis  zu  diesen  Grössen  aus- 
zugebenden Noten  hat  jede  Gesellschaft  heim 
Schatzamt  zin.?tragende  Vereinigte  Staaten- 
Bonds  zu  hinterlegen  in  einem  Betrage  von 
nicht  weniger  ak  ^  i  des  Grundkapitfüs, 
wenn  dasselbe  unter  150000  *  beträgt,  voa 
50000  t  in  jedem  anderen  Falle.  Eine  Er- 
liöhung  des  Gnindkapitals  muss  von  einer 
paialld  laufenden  Erhöhung  dieses  Deposi- 
tums b^leitet  sein,  bei  einer  Verminderung 
kann  auch  nach  Rücklieferung  des  ent- 
sprechenden Wertes  m  Noten  das  Depositum 
vermindert  werden.  Eine  Eriiühuug  liat 
ferner  im  Falle  einer  Wertseukimg  der 
Staatspapiere  zu  erfolgen.  Im  Betrage  vou 
90%  des  Marktwertes  der  so  üboili^euffii 
Vereinigten  Staaten-Bonds  können  sodann 
die  Banken  vom  Kontrollor  der  Umlaufo- 
raittel  die  von  ihnen  auszugebenden  Noten 
beziehen.  Die  hinterlegenden  Banken  be- 
ziehen die  Zinsen  ihrer  Depots,  diese  seilet 
aber  dienen  als  Sicherstellung  für  die  mög- 
lichenfalls seitens  der  Banken  nicht  einge- 
lösten Noten.  Die  Banken  sind  vei-pflichtet, 
ihre  Noten  jeweils  in  gesetzhchem  Gelde 
einzulösen  sowie  sie  gegenseitig  in  Zahlung 
zu  nehmen.  Die  Noten  haben  Zahlungsrecht 
auch  den  Staatskassen  gegenüber,  ausge- 
nommen bei  ZollzahluDgen.  Eine  Oentral- 
einlSsungsstelle  ist  dadurch  gescha^n,  dass 
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je<le  Nattonallxuik  5  "/o  ihres  Notenumlaufes 
in  gesetzlichein  Gelde  der  Vereinigten 
Staaten  im  Schatzamte  zur  Verfügung  haben 
mnss,  womit  daselbst  etwa  präsentierte 
Noten  eingelöst  wenlen.  Auf  Gnmd  ihres 
Notenumlaufes  sonst  noch  eine  Barschaft  zu 
halten  sind  die  Banken  nicht  verpflichtet, 
dieselbe  bat  sich  vielmehr  ausschliesslich 
nach  den  Depositen  zu  richten.  Sie  muss 
25**'o  (lieser  sowie  ihres  passiven  Konto- 
korrents in  den  Hauptpifitzen  der  Vereinigten 
Staaten,  15  in  den  übrigen  Städten  um- 
fassen. Die  Anlage  eines  I^ese^^'efonds  ist 
vorgeschrieben,  und  zwar  ist  jeweils  Vio  des 
Reingewinnes  als  solcher  anzidegen,  bis  er 
die  Höhe  des  fTinften  Teiles  des  Gnmd- 
kapitals  erreicht  hat.  Für  sämtliche  Ver- 
bindlichkeiten der  Gesellschaft  haftet  jeder 
Aktionär  individuell  mit  dem  doppelten  Be- 
trage der  auf  die  Aktien  eingezahlten  Summe. 

Die  Bezielinngen  der  Nationalbanken  zur 
rnionsregierung  sind  dreifacher  Natur.  Sie 
unterliegen  ihr^  Aufsicht  in  der  Person  des 
KontroUors  der  Umlaufsmittel;  sie  dienen 
als  Depositorium  von  Staatsgelderu  und  sie 
haben  endlich  gewisse  finanzielle  Verpflich- 
tungen der  Union  gegenüber  zu  erfüllen. 
Des  KontroUors  (ComptroUer  of  the  Currency) 
wurde  bereits  gedacht.  Er  steht  au  der 
Spitze  eines  eigenen  Departements  des  Schatz- 
amtes, wixd  auf  Empfehlung  des  Schatz« 
Sekretärs  anf  5  Jahre  vom  Prftsidenten  unter 
Zustimmimg  des  Senates  ernannt  und  AbxI 
weder  direkt  noch  indirekt  bei  iivend  einer 
Nationalbank  beteiligt  sein.  Sowtml  Errich- 
tung vie  QeBchftftäflhmng  der  Nationai- 
bftnken  sind  seiner  ^nauen  Au&icht  \mter- 
worfen,  die  er  in  jedem  Augenblicke  zur 
Untersuchimg  der  Lage  irgend  einer  Bank 
ausdehnen  kami.  Er  unterbreitet  alljährlich 
dem  Kongress  einen  Jahresbericht,  welcher 
zu  enthalten  hat ;  einen  summarischen  Ueber- 
blick  über  Stand  und  Verhältnisse  jeder 
Oc'^ellschaft  mit  einem  Auszug  vom  ganzen 
Betrag  ihrer  Schulden  und  Verbindlichkeiten, 
den  Betrag  der  ausstehenden  Noten  und 
den  ganzen  Betr^  ihres  Vermögens  und 
ihrer  Hilfemittel:  eine  Angabe  der  Gesell- 
schaften, deren  Geschäft  iöi  Laufe  des  Jahres 
geschlossen  worden  ist,  mit  dem  Betrage 
der  eingelösten  imd  aussteheuden  Noten; 
Abänderungen  des  Bankgesetzes;  einen  be- 
sonderen Bericht  über  die  Banken  imd  Spar- 
kassen, welche  unter  den  Oesetzen  der  ein- 
z^en  Staaten  errichtet  sind;  endlich  An- 
gaben über  Personalien  und  Kosten  des  Bank- 
departements. Zur  Erstattimg  dieses  Be- 
richtes dienen  dem  Kontrollor  die  Berichte, 
-welche  ihm  die  Nationalbanken  fünfmid  im 
Jidue,  ausser  den  Semestralbilanzen,  Aber- 
veidien  müssen.  Der  staatliche  Kassendieust, 
zu  welchem  Nationalbanken  herangezogen 
Verden  kßanen,  ist  nicht  dnrch  das  Bank- 


gesetz geregelt.  Er  gescliieht  ohne  besondere 
Vergütung  seitens  der  Regierung,  aber  auch 
ohne  dass  die  Banken  für  die  Depositen 
einen  Zins  zu  zahlen  hätten.  Die  Abgaben, 
welche  sie  au  die  Union  zu  entrichten  haben, 
betragen  '  j  •*  o  von  dem  Notenumlauf,  ^  i  ".'o 
von  dem  mittleren  Stande  der  Depositen 
und  ein  weiteres  •  i  '*.o  von  dem  der  mittleren 
Grösse  des  nicht  in  Vereinigten  Staaten- 
Bonds  angelegten  Kapitales. 

Welche  Eutwickelung  die  Natioiialbauken 
unter  dem  Einflüsse  dieser  gesetzlichen  Be- 
stimmungen genommen  haben ,  zeigt  die 
folgende  Uebersicht,  welche  denÄusweis  in  der 
Regel  nach  dem  Stande  von  Anfang  Oktober, 
für  eini^  Jahre  von  Ende  September  an- 
giebt.  Sie  ist  den  Berichten  des  ComptroUer 
of  the  Currency  entnommen  und  giebt  die 
Zahlen  imverändert  wieder.  Sie  sind  inso- 
fern nicht  vollkommen  aufklärend,  als  unter 
dem  Banorrat  auch  die  im  Besitze  der  ein- 
zelnen Banken  b^ndlichen  Noten  anderer 
Banken  nachgewiesen  werden,  um  welchen 
Betrag  eigentlich  der  Notecuunlauf  zu  ver- 
mindern gewesen  wäre.  Als  durchschnitt- 
liche Grösse  dieser  Summe  lässt  sicli  der 
Betrag  von  20  MiUionen  »  anführen.  Häufi^r 
reicht  die  Ziffer  dfuimter,  als  dass  sie  ihn 
übersteigt    (S.  Tab.  I.  auf  folg.  Seite.) 

Die  Bedeutung  dieser  Uebersicht  liegt 
in  dem  durch  sie  gegebenen  Nachweise 
eines  vollkmomenen  Umsc^wimges  in  der 
SteUuog  der  Nationalbanken.  Sie  spielen 
ihre  BoUe  im  virtschaftlidien  Verkehr  nicht 
mehr  als  Noten-,  sondern  als  Depositen- 
banken. Seit  20  Jahren  nimmt  der  Noten- 
umlauf stetig  ab,  während  die  Depositen 
sich  in  derselben  Zeit  mehr  als  verdoppelt 
haben. 

Die  Ursachen  dieses  Rückganges  im  Bank- 
nntenumlaufe  und  der  Vermehrung  der  De- 
positen liegen  einesteils  in  der  steten  Ver- 
minderung und  dem  gleichzeitig  hohen  Preise 
der  Schuldversdireibungen  der  Union,  an- 
demteils  in  der  starken  Vermehrung  der 
Umlaufsmittel  überhaupt.  Auf  Ende  1878 
wird  der  gesamte  Betrag  von  Münze, 
Münzscheinen  und  Papieigeld  in  der  Union 
auf  797  Jilillionen  $  geschätzt,  der  Bank- 
notenumlauf der  Nationalbanken  urafasste 
38  »/o  davon.  Im  Jahre  1897  beträgt  die 
gesamte  Geldmenge  1728  MiUionen  «,  die 
Summe  der  Banknoten  199  Millionen  $,  also 
nur  ll'.s  "/o.  Die  Berichte  des  KoutroUoi-s 
weisen  seit  Jahren  einen  Rückgang  im 
Notengeschafte  auf,  indem  der  Gewinn  aus 
diesem  den  Verlust  nicht  zu  decken  ver- 
mag, den  die  Bank  bei  der  Einlösung  der 
hinterlegten  Schuldvei-sehreibuugen  zum 
Nennwerte  erleidet.  Zumal  dann ,  wenn, 
wie  dies  häufig  geschah,  der  Hinterlcgungs- 
betrag  geboi^  war.  Seinen  Höhepunkt 
hatte  der  Notenumlauf  im  Jahre  1873  er-. 
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Tabelle  I. 


Jahr 


s 


PriTat- 
u.  Staats- 
depoaiten 


in  Hillionen  $ 


fc-  •  'S 
^  IS  a 


Jahr 


S 

1 

cd 

M 

Privat- 
n.  Staats- 
depositen 


in  Milli(men  $ 


1863 
1864 
18H5 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 


66 
508 

1513 
1644 
1642 

1643 
1617 
1648 
1790 
1940 
1976 
2027 
2086 
2082 
2074 

2055 
2052 

3095 


5t  e 
°,5 

00,0 

45i3 

122,2 

171  1 

415,5 

290,0 
298,0 

595,0 

420,1 

568,3 

420,6 

298,7 

602,1 

426,4 

296,0 

523,0 

435,4 

398,3 

517,5 

460,2 

320,1 

616.8 

482,6 

337,8 

611,1 

490,3 

342,4 

553,0 

495,8 

332,0 

693,9 

505.5 

3»5,7 

629,4 

497,5 

292,6 

620,8 
614,8 

477,1 

299,7 

464,9 

303,7 

642,5 

454,5 

333,3 

766,3 

458,5 

317.7 

1017,8 

1,4 
44,8 
208,1 

232,4 
131,3 
119,6 
129,6 
126,0 
138,7 
i43>3 
159,3 
130,0 
107,9 
"7,9 
124,5 
118,9 
150,5 
188,3 


reicht,  als  1976  Banken  mit  490  Millionen 
Kapital  341  Millionen  in  Noten  ausstehen 
hatten.  Die  nächsten  Jahre  weisen  sodann, 
namentlich  unter  dem  Einflusse  der  Wieder- 
aufnahme der  Barzahlungen  seitens  der 
Union  (1879)  manchen  Wechsel  auf.  Nacli 
dem  Jahre  1879  aber  nehmen  Zahl  der 
Banken,  Depositen,  Darlehns-  imd  Wechsel- 
gescMft  rapid  zu,  der  Notenumlauf  aber 
bedeutend  ab.  Die  Zunahme  der  Zahl  der 
Banken  von  1879—1897  beträgt  75  "/o  ,  die 
ihres  Kapitals  39  '^h.  Die  Dei>ositen  stiegen 
um  143  ^/o,  der  Notenumlauf  hingegen  n^äm 
um  62  «/o  ab.  Dabei  hatte  er  sich  1897 
Bchoa  wieder  etwas  gehoben.  Zur  Zeit  des 
gröSBten  Tiefstandes,  1890,  betrug  er  nm 
VI»  der  gleichzeitigen  Depositensc^uld. 
Da  die  Unionsachuld  bia  zum  Jahre  1907  ge- 
tilgt sein  KoU,  müsste  bis  dahin  der  Baok- 
notenumlauf  verschwunden  seän.  Schon 
jetzt  aber  ist  der  Gewinn  aus  dem  Noten- 
geschAft  ein  minimaler.  In  dem  Bericht 
des  Kontrollors  der  Umlaufsnüttel  für  1897 
wird  der  Gewinn  aus  dem  Notengeschäft 
für  eine  Bank,  welche  100000  $  in  Staats- 
papieren deponiert  hat,  je  nach  der  Gattting 
dieser  letzteren,  berechnet  mit  0,5,  0,4,  0,2, 
0,3  oder  0,7  »/o. 

Unter  diesen  Umständen  verdient  das 
Depositensystem  der  Nationalbanken  erhöhte 
Aufmerksamkeit.  Wie  oben  envähnt,  sind 
sie  verpflichtet,  ihre  Depositen  in  einem 
bestimmten  Verhältnis  gedeckt  zu  halten. 
Die  Nationalbanken  in  New- York,  Chicago 
und  St.  Louis  müssen  25  "/o  ihrer  Depositen 
bar  d.  h.  in  Gold  oder  anderem  gesetz- 
lichen Oelde  gedeckt  haben.  In  einigen 
anderen  Städten  müssen  die  Banken  aas 


1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1893 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


2164 
2308 

2529 
2664 
2732 

2875 
3070 

3140 
3290 

3540 
3677 
3773 
3781 
3755 
3713 
3676 
3610 


465,9 
484,9 
511,8 
524,1 

529,4 
550,7 
580,7 
592,6 
6 12^6 
650,4 

677,4 
686,6 

678,5 
668,9 
657,1 
648,5 
631,5 


325,3 
315,4 
305,1 
280,4 
267,6 
202,2 
165,0 
151,8 
138,5 
123,0 
131,3 
143,4 
183,0 
173,3 
182,5 
209,9 
198,9 


1115,0 
1080,3 
1120,2 
1002,0 
1126,5 
1187,7 
[278,7 
1406,5 
1522,0 
1594,2 
1608,6 

1779,3 
1465,4 
1743,1 

1715,2 
1631,1 
1869,5 


198,3 
200,6 
224,0 
338,9 

2S8,2 
263,1 

3<;8,6 
280,8 
272,0 
295,0 
301,1 
333.0 
361,8 

376,4 

305,6 
329,3 
367,2 


gleiche  Verhältnis  der  Reserve  einhalten, 
können  aber  die  Hälfte  davon  bei  den 
Banken  der  früher  genannten  Hauptstädte 
halten.  Die  beiden  Gruppen  von  Städten 
heissen  »reserve-räties«:,  Heserve-Städte,  die 
Banken  reserve-agents.  Alle  anderen  Natio- 
n^banken  müssen  eine  Reserve  von  15  **/o 
halten,  können  aber  davon  bei  den  Re- 
servelinken deponieren.  Sobald  die  Reserve 
unter  die  festgelegten  Grenzen  gefallen  ist, 
dürfen  die  Banken  keine  Darlehen  mehr 
gewähren,  der  KontroUor  der  Umlaufsmittel 
hat  sie  zu  erinnern  und  kann,  weun  sie 
nicht  binnen  30  Tagen  ihre  Reserve  erhöht 
haben,  ihre  Schließung  verfügen.  Also 
auch  hier  b^f^t  ean  starres,  jeder  Elasti- 
citat  entbehrendes  System.  Es  kann  in  der 
Wirklichkeit  nicht  eingehalten  werden,  und 
die  besten  Banken  sind  oft  genötigt,  zumal 
ihnen  die  Möglichkeit  einer  Aiüdehnung 
des  Notenumlaufes  fehlt,  unter  die  Grenze 
ihrer  Reserve  herabzugehen,-  wenn  der  Geld- 
bedarf ein  dringender  ist.  Dies  geschieht 
namentlich  in  deif  Hauptreservestädten,  wo 
die  wirklich  gehaltene  Reserve  von  der  ge- 
setzlidi  vorgeschriebenen  wenig  abweicht, 
während  in  den  anderen  Reservestädten  und 
in  den  Städten  ausserhalb  dieser  die  Banken 
stets  einen  gi-össeren  Prozentsatz  der  Re- 
serve aufweisen,  als  das  Gesetz  verlangt, 
wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  dass  hier- 
von immer  der  gesetzlich  erlaubte  TeU 
nicht  unmittelbar  zur  Verfügung  steht,  son- 
dern bei  den  Reservebanken  deponiert  ist. 
Die  folgende  üebersicht  zeigt  das  Veriifllt- 
nis  der  gebotenen  und  der  wiikliclien  Re- 
serve am  5.  Oktober  1897. 
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TabeUe  U. 


Zahl  der  Banken 


Haupt-Reserre-Stfidte  73 
Andere  BeserTe-Stidte  261 
Aouerhalb  d.  Beserre-St&dte  3^76 


Depostten  in  Gesetzlich  Torge-  Wirklich  gehaltene 
MiU.  OoIlarB  schriebeneBeBerre  BeBcrre 

V 

35  28,4 
25  34,3 


645,6 
586,5 
963,5 


»5 


33.3 


Von  den  wirklich  gehaltenen  Restaren  ent^ 
fielen  Millionen  Dollars  auf 

geaetcliches  *^/«  Forderungen  Bardepot 

OddcYer^  dJ>epo-  an  Beserve-  beim 

fOgung  der  poriten  agenten  Schatzamt 
Bank 

i8a,6  a8,3  —  1,0 

94,5  »6.1  »04,5  »,« 

111,8  11,6  192,5  7,2 

"Wie  man  sieht,  ist  der  unmittelbar  zur 
Dedning  der  Depositen  stehende  Betrag 
ausseriudb  der  Hauptreserrestädte  verh&ltnis- 
mSssig  gering.  D^  Verhältnis  von  Bargeld 
zu  anderem  gesetzUclien  Gelde  war  in  den 
Bauptresenrestftdten  106,4  Millionen  9  :  76,1 
Millionen  f ,  in  den  Beserveslädtea  56,5  Mil- 
lionen :  38  Millionen,  in  den  übrigen  StAdten 
76,4  :  36^  Millionen  $.  Die  bare  Gold- 
bedecknng  betrug  daher  nur  16,5  °/o,  9,6  ".'0 
und  7,9  *Vo  der  jeweils  gehaltenen  Depositen. 
Die  Feigen  eines  solchen  Zustandes  treten 
in  kritischen  Zeiten  scharf  hervor,  wie  die 
Qeldkrisia  des  Sommers  und  Herbstes  1893 
beweist.*)  IHese  Krisis  wurde  bekanntlich 
baupts&chlicli  der  Shermau-Akte  zur  Last 
gel^,  sie  hing  abor  thatsächlicfa  nur  in 
untej^eord  neter  Weise  mit  diesem  Gesetze 
zusammen,  nämlich  iosofera,  als  durch  dieses 
die  Goldansfuhr  einigermassen  begünstigt 
wurde.  Man  konnte  sich  ja  durch  Verkauf 
von  Silber  an  den  Bund  Schatznoten  ver- 
schaffen, die  gesetzlich  zwar  nicht  ntu*  in 
Gold,  sondern  auch  in  Silberdollars  einlös- 
lich waren,  thatsächlich  aber  zur  Aufrecht- 
erhaltung ihres  Kredits  in  Gold  eingelöst 
wurden.  Dadurch  wurde  die  Goldbesc-haf- 
fuDg  für  die  Ausfuhr  allerdings  sehr  be- 
quem, aber  sie  hätte  auch  ohne  diese  Er- 
leichtening  auf ,  die  eine  oder  andere  Art 
stattfinden  müssen,  weil  die  Zahlungsbilanz 
des  Landes  eine  starke  Guldausfuhr  unum- 
gänglich machte.  In  dem  am  30.  Juni  1893 
endenden  Fioanzjahr  überstieg  die  Ausfuhr 
die  Einfuhr  von  Gold  um  87  V2  Millionen  *, 
dagegen  waren  vom  1.  Mai  1893  bis  zum 
15.  Juli  1893  nur  49  Millionen  «  in  Schatz- 
noten von  1890  gegen  Gold  eingewechselt 
worden.  Aber  das  Schatzamt  hatte  auch 
■viel  Gold  durch  Einlösung  von  gewöhnlichem 
Bimdespapieigeld  (Greenbacks)  verloren,  so 

*)  Die  folgende  Beurteilung  der  Krisis  aas 
Lexis  Art.  Banken  in  den  Ver.  Staaten,  Sappl. 
Bd.  I.  (1.  Aufl.)  des  Bandw.  d.  Staatsw.,  8.  Itilff. 


dasB  schliesslich  die  Goldreserve  von  100 
Millionen  $,  die  bis  dahin  als  unantastbare 
Deckung  des  Papieigeldes  betrachtet  wor- 
den war,  angegriffen  werden  musste.  Zu- 

fleich  nahmen  die  Goldzahlungen  bei  den 
Zunahmen  der  ßundeskassen  in  bedenk- 
lichem Masse  ab,  während  Sübei^geld  und 
Silbemoten  einen  immer  mehr  steigenden 
Prozentsatz  derselben  ausmachten.  Ein  ge- 
wisses Misstiauen  hinsichtlidi  der  Fähigkeit 
des  Bundes,  seine  8ämtli<^en  auf  Gold  lau- 
tenden Verpflichtungen  dauernd  zn  erfOlleo, 
hätte  also  wohl  entstehen  kSnnen,  gleich- 
wohl aber  lag  darin  nicht  die  Ursadie  der 
Krisis,  denn  während  derselben  wurde  jede 
Art  von  Zahlungsmitteln,  mochte  ea  Gold-, 
Silber^  oder  Papiergeld  sein,  mit  gleicher 
Dringlichkeit  gesucht,  und  ein  eigentliches 
Goldagio  gegenüber  den  anderen  Geldarten 
ist  nie  entstanden.  Daher  war  es  auch  eine 
Illusion,  wenn  man  von  der  Aufhebung  der 
Sherman-Akte  eine  sofortige  Besserung  der 
Lage  erwartete.  Die  Krisis  entsprang  we- 
sentlich aus  den  Bank-  und  Ercditzuständen 
im  Zusammenhang  mit  den  lange  künstlich 
au^haltenen  Katastrophen  einer  Reihe 
grosser  Eisenbahnen;  in  den  Staaten  mit 
grosser  Süberproduktion  wie  Colorado  wurde 
sie  natfirlich  auch  durch  den  nach  dem  26. 
Juni  1893  eingetretenen  enormen  Preissturz 
des  Silbers  befördert,  wie  sich  in  dem  Zu- 
sammenbruch mehrerer  *  dortiger  Banken 
zeigte.  Viele  Banken  fingen  schon  während 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1893  an,  ihre 
Kreditgewährungen  einzuschränken.  So  be- 
trugen die  Darlehen  und  diskontierten 
Wechsel  bei  den  Vereinigten  New-Yorker 
Banken  am  1.  März  1893  458,6  Millionen, 
am  1.  Juni  aber  nur  noch  418,7  Millionen  $, 
während  sie  an  demselben  Datum  des  Vor- 
jahres sich  auf  492,7  Millionen  belaufen 
liatten.  Bei  der  Gesamtheit  der  National- 
lianken  verminderte  sich  dieser  Biianz[x>sten 
von  Mai  bis  Juli  1H93  um  141  Millionen  und  bis 
Oktober  noch  weiter  um  177  Millionen  $. 
Seitdem  trat  wieder  eine  langsame  Zunahme 
ein,  doch  war  im  Oktober  1894  der  frühere 
Stand  noch  nicht  wieder  erreicht.  Vor 
allem  äusserte  sich  die  Krisis  in  der  massen- 
haften ZurQckziehung  der  Depositen  bei  den 
Banken.  So  sank  denn  aucn  bei  den  Na- 
tionalfaanken die  Gesamtsumme  der  Privat- 
depositen von  M(d  bis  Oktober  1893  um 
299  Millionen  >,  und  nach  12  Monaten  war 
dieser  Rückgang  noch  nicht  vollständig  aua- 
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geglichen.  Dei*  Gesamtbestand  an  Zahlungs- 
mitteln der  verschiedenen  Äilen  erreichte 
sein  Minimnm  im  Juli  1893  mit  289^4  Mil- 
lionen $  nn<l  stieg  dann  stetig  bis  >Iai  1894 
auf  452  Millionen,  ^vorauf  wieder  eine  mas- 
sige Verminderung  folgte.  Die  Zahl  der 
Nationalbaaken  verminderte  sich  vom  JiLai 

1893  bis  zimi  2.  Oktober  1894  um  75. 
Durch  h-eiwillige  Liquidation  UJstea  sich  ia 
den  12  letzten  Monaten  di^es  Zeitraumes 
79  auf,  eine  grossere  Zahl  als  in  ii^nd 
einem  frtUiereu  Jahi'e  mit  Ausnahme  von 
1885;  ausserdem  wiudea  in  diesem  Jahre 
21  Nationalbanken  mit  einem  Gesamtkapital 
von  2770fXH)  S  msolvent.  Die  Ungunst  der 
Zeit  ze^e  sich  auch  in  dem  geringen 
Diuxihschnittsatz  der  Dividenden  der  Natio- 
nalbankeo,  der  n\ir  ü  o/o  betrug  imd  niedriger 
war  als  in  allen  früheren  Jeihren  ausser 
1878  und  1879.  —  Ln  ganzen  hat  diese 
Krisis  wieder  bestätigt,  dass  der  gegen- 
wärtige Zustand  des  amerikanischen  Noten- 
bankwesens unzweckmässig  ist  und  einer 
Reform  bedarf.  Die  Notenausgabe  ist  immer 
mehr  zusammengeschrumpft,  weil  die  ge- 
setzlich vorgeschriebene  Hinterlegung  von 
Bundesobligationen  zur  Deckimg  3er  Noten 
fflr  die  Banken  bei  dem  jetzigen  sehr  hohen 
Kurse  dieser  nur  zum  Pariwerte  rückzahl- 
baren Bonds  eine  bedeutende  Verlustgefahr 
einscldiesst.  Daher  war  die  Gesamtsmume 
der  ausgegebenen  Banknoten,  die  Ende  Ok- 
tober 1884  noch  291,8  Millionen  •  betrug, 
T89Ü  auf  125  Millionen  gesunken.  Im  Ok- 
tober 1891  stand  sie  auf  137  Millionen,  ein 
Jahr  sp&ter  auf  142  ^Millionen  und  auch 
während'  der  Krisis  konnte  sie  trotz  des 
grossen  Bedarfs  an  Zahlung^itteln  nur 
sehr  mfisaig  —  schliesslich  bis  180  Millionen 
—  vermehrt  werden.   In  der  im  Dezember 

1894  erlassenen  Botschaft  des  Pi-äsidenten 
Cieveland  war  eine  Reform  der  Notenbank- 
gesetzgebung vorgeschlagen  worden,  die 
das  System  der  Notendeckung  durch  Bun- 
desschuldverschreibungen ganz  aufgab:  die 
Nationalbanken  sollten  das  Recht  erhalten, 
Noten  bis  zum  Betivgo  von  75'>/o  ihres  ein- 
gezahlten Kapitals  (nach  dem  jetzigen  Stande 
also  ungef&hr  bis  zur  Höhe  von  470  Millionen 
9)  auszugeben,  jedoch  sollten  30  %  der  aus- 
gegebenen Summe  durch  Hinterlegung  von 
Bnndesj>apiergeld  beim  Schatzamt  ge- 
deckt Bern.  Ein  Fonds  fflr  die  laufende 
Einwechselung  der  Noten  in  Gold  sollte 
wie  bisher  beim  Schatzamt  zu  halten  sein 
und  eine  gewisse  Solidarität  zwischen  allen 
Nationalbanken  durch  dio  Gnlndung  eines 
Sicherheitsfonds  aus  regelmässigen  Beiträgen 
der  Banken  hergestellt  werden.  Ferner 
aber  sollte  auch  den  Staatenbanken  unter 
ähnlichen  Bedingungen,  namentlich  in  Bezug 
auf  das  A^'erhältnis  der  Noten  zum  Kapital 
und  der  Deckung  derselben  durcli  Green- ! 


backs  die  Notenausgabe  gestattet  werden, 
die  gegenwäi-tig  bestehende  prohibitive 
Steuer  von  10  "/o  also  wegfallen.  Nach 
diesem  Plane  wäre  also  ein  grosser  Teil  des 
Bundespapiergeldes  thatsächlich  aus  dem 
Verkehr  gezogen  und  durch  Bimknoten  er- 
setzt woraen.  Er  scheiterte  iedodi  schon 
im  Reprftsentaatenhaiise,  und  ein  neuer 
Vorschlag  des  Frfisidenten  ging  nun  dahin, 
dass  der  Schatzsekretär  zu  ermächtigen  sei, 
BD  viel  Dollars  in  Bundes-  und  Schatznoten 
einznziehen,  als  die  Nationalbaoken  von  den 
nen  auszugebenden  Sprozentigen  Bonds  dem 
Nennwert  nach  hinterlegen  würden;  zu- 
gleich sollte  die  Notensteuer  von  */a  auf  V*  "/o 
herabgesetzt  werden.  Aber  die  Reform  kam 
nicht  zustande^  weil  die  Silberpartei  diuxdi- 
setzte,  dass  eme  nicht  auf  Gold,  sondern 
auf  »Coin«  lautende  4prozentige  Anleihe 
über  Pari  ausgegeben  wurde. 

Unter  den  Banken  ausserhalb  des  Ki-ei- 
ses  der  Nationalbanken  hat  die  Krisis  von 

1893  grössere  Verwüstungen  angerichtet 
In  den  ersten  acht  Monaten  des  genannten 
Jahres  fielen  nämlich  nicht  weniger  als  172 
Staatenbanken  (d.  h.  unter  der  Gesetzgebung 
der  Einzelstaaten  organisierte  Bankgesell- 
schaften), 47  Sparbanken,  13  Leih-  uiid 
Tnistgesellschaften,  6  Hypothekenkreflitge- 
sellschaften  und  177  Plivatbankgesch^e, 
zusammen  also  415.  Die  A^erluste  bei  diesen 
Zahlungseinstellungen  waren  jedoch  niclit 
bedeutend,  da  eiaer  Gesamtsumme  von 
97  194  0<J0  $  an  Verbindlichkeiten  94  219  000  $ 
Aktiva  gegenüberstanden.  In  den  ersten  acht 
Monaten  des  Jahres  1894  gingen  die  Insol- 
venzen nicht  ülier  die  normale  Zahl  hinaus ; 
sie  betraf  27  Staatenbanken,  9  Sparbanken, 
5  Leih-  und  Trustgesellschafteu,  3  Hj^po- 
thekenki-editgesellschaften  und  21  Pnvat>- 
banken,  zusammen  also  6.~>.  Die  Summe 
der  Passiva  betnig  449000(W,  die  der  Aktiva 
39589000  ». 

Die  Gesamtzahl  der  am  1.  Juli  1894  in 
Betrieb  stehenden  Staatenbuiken  betnig 
4359,  die  der  unter  der  Autorität  der  Ein- 
zelstaaten  organisierten  Sparbwken  694, 
die  der  Privatbanken  3858.  Der  gegen- 
wärtige Comptroller  of  the  Currency,  Herr 
J.  H.  Eckels^  hat  lun&ssende  Untersudimi- 
gen  über  die  Ausdefannng  des  Depositen- 
wesens und  die  Verbreitimg  des  Gebrauclis 
des  Checks  bei  Zahhuigen  im  Detailverkehr 
angestellt  und  in  seinem  Jahresbericht  für 

1894  veröffentlicht.  Die  3650  National- 
banken, die  den  Fragebogen  beantworteten, 
hatten  1647  Millionen  *  Depositen ,  die 
1929340  Konteninhabern  gehörten.  Von 
diesen  hatten  1724077  Guthaben  von  we- 
niger als  HX)0  *  imd  zwar  im  ganzen  293^'4 
Millionen.  Die  nachgewiesene  Summe  von 
Depositen  bei  den  Staatsbanken  betrug 
658,1  Millionen  S,  bei  224  Leih-  und  Trust- 
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geseUsduften  und  904  FrivatbankgeseU- 
schaftoa,  di»  Mitteilungen  gemacht  mU.ten, 
belief  sie  sich  anf  471^  bezv.  66,1 
Millknen  Dollar,  und  die  Zahl  der  Depo- 
nenten, die  diesen  drei  Summen  entsmicht, 
wild  Ton  dem  Comptroller  aof  Ober  1  ^X)000 
g^hatzt.  Die  nachgewiesenen  Depositen  der 
teils  auf  G^nseitigkeit,  teils  auf  Aktien  ge- 
gründeten Spai-banken  betmgen  1747961000 
9  und  verteilten  sich  auf  4778  687  Einleger. 
Jedoch  dürften  diese  als  Grundlage  des 
Checkverkehrs  nicht  mit  in  Betracht  kommen. 
Die  Umfra^  über  «Uesen  richtete  sich  nur 
an  die  Nationalbanken,  und  2465  von  3774 
gaben  die  gewünschte  Antwort.  Es  war 
anzugeben,  wie  viel  an  einem  Alirechmings- 
ta^  im  Juni  1894  von  den  Detailhandel 
treibenden  Spezereihändlem ,  Fleischern, 
Kleidermachem,  Möbelhftndlem  und  Kohlen- 
händlern auf  ihr  Bankkonto  in  den  vec^ 
schiedenen  Geldarten  und  in  Checks  ein^ 
zahlt  würde.  Diese  Analyse  erstreckte  sich 
im  ganzen  auf  eine  Siunme  von  6  >fillionen 
und  es  ergab  sich,  dass  5H,9  '''o  in  Checks 
und  ähnlichen  Anweisungen  und  rmr  41,  l**.© 
in  Geld  bezahlt  wurden.  Die  Zahlung  diu^h 
^cedithilfsmittel  ist  in  Amerika  also  auch 
im  Eleinverk^ir  schon  hoch  entwickelt,  und 
b^eikenswerter  Weise  stehen  keineswegs 
die  im  übrigen  am  weitesten  fortgeschrittenen 
Bänzelstaaten  in  dieser  Beziehung  obenan. 
Denn  wahrend  z.  B.  der  Staat  New-York 
nur  57,5  "/o,  also  nicht  ganz  den  Durchschnitt 
an  Checkzahlungen  aufweist,  beträgt  diese 
Quote  in  Cdorado  70,5,  in  Montana  72,7, 
in  Virginia  74,8,  in  Neu-Mexiko  83,6 ^'o. 
Am  hödisten  ^ent  Missiesippi  mit  86,5  ^/o. 

Unter  den  Yorschlä^n  zur  Reform  des 
Banknotenwesens  verdient  noch  der  des 
KontrollQrs  der  Umlanfsnuttel  im  Jahres- 
bericht für  1888  gemndite  horoigehoben 
zu  werden,  der  gleich  dem  vom  Schatz- 
sekretftr  Carlisle  in  der  Botschaft  Clevelands 
geplanten  auf  eine  Reduktion  des  Umlaufes 
von  Bandespapiergeld  ausgegangen  war.  Es 
sollte  danach  das  ganze  Unionspapiergeld, 
die  Greenbacks,  aus  dem  Umlauf  gezogen 
und  durch  Banknoten  ersetzt  werden.  Inner- 
halb dreier  Jahro  soll  diese  Papiergoldschuld 
in  eine  fundierte  2^.2  "  oige  Schuld  verwan- 
delt werden.  Sie  soll  nur  an  Blinken  gegen 
Einliefening  von  Greenbacks  zui-  A\isgabe 
gelangen  und  von  ihnen  nnr  zur  Hinter- 
legung gegen  Gewährung  des  Kechtea  der 
Notenausgabe  im  Nominalbetrag  der  Schidd 
verwendet  werden  köuneu.  Die  bestehen- 
den Rinken  sollten  verhalten  werden,  wenig- 
stens den  iiinimalbetrag,  den  sie  zu  hiuter- 
l^en  verpfhchtet  sind,  in  den  bisherigen 
Formen  der  Unionsachuld  zu  halten.  Jede 
Vermehmng  sowie  die  Hinterlegung  seitens 
jeder  neu  hinzutretenden  liiink  sollte  nur 
m  der  neu  zu  gründenden  2^2  ^  oigen  Sehidd 


geschdien.  Auf  diese  Weise  künne  mit 
einer  yerhältnismässig  geringen  Ausgabe  — 
Verzinsung  der  Schuld  — .  welche  diurch  die 
l'^.'oige  Steuer  auf  die  AotenauBgabe  noch 
dazu  gemindert  werde,  das  staatliooe  Papier- 
geld aufgehoben  und  der  Union  dauernd 
ein  gesunder  Banknotenumlauf  gesidiert 
werden. 

Ein  anderer  Vorsehlag  ist  der  des  so^ 
nannten  Baltimore  Plan.  Er  wurde  im 
Oktoker  1894  von  Mr.  Chas.  C.  Homer,  Prä- 
sident der  Second  National  Bank  in  Balti- 
more, der  American  Bankers  Assodation 
unterbreitet  und  von  dieser  angenommen. 
Das  Nationalbankengesetz  sollte  in  Kraft 
bleiben  bis  auf  folgende  Aenderungen:  Von 
der  Forderung  eines  Depots  von  ünions- 
schuldverschreibungen  zur  Sicherung  der 
Notencirkulation  ist  abzusehen.  Die  Banken 
können  bis  ziu-  Höhe  von  50  ^Itt  ihres  ein- 
gezahlten Kapitals  Noten  ge^n  eine  Steuer 
von  '.  2  0  des  durchschnittlichen  jährlichen 
Umlaufs  ausgeben,  eine  weitere  Ausdehnung 
des  Notenumlaufs  in  der  Hfthe  von  25  "/o 
des  Kapitals  ist  zulässig,  doch  ist  davou 
ausser  der  halbprozentigen  noch  eine  weitere 
und  zwar  hoch  zu  fixierende  Steuer  zu  ent- 
richten. Die  gegenwärtige  l**,oige  Steuer 
bleibt  zur  Deckung  der  Kosten  des  Amtes 
des  Kontrollors  der  Umlaufsmittel.  Die 
Zuschlag&steuer  zu  der  halbprozenti^n  von 
dem  50  */o  des  Ka{ntals  übersteigenden 
Notenumlauf  wird  in  einen  »Oaranti^nds« 
gezahlt.  Dieser  Garantiefonds,  aus  dem  die 
Noten  insolventer  Banken  eingelöst  werden, 
-vrird  ausserdem  gespeist  durdi  allmähliche 
Einzahlungen  der  Banken,  bis  die  einge- 
zahlten Summen  5  ".'o  ihres  NotenumlauEes 
erreicht  haben.  Die  Banlisn  haben,  wie 
jetzt,  einen  Betrag  von  5  ihrer  umlaufen- 
den Noten  in  gesetzlidiem  Gelde  beim 
Schatzamt  zu  deponieren  als  EinlOsungs- 
fonds. 

Litteratnr:  F.  Q.  BtUl,  Xational  Banks,  Chi- 
cago 1881.  —  H.  C.  Carey,  The  credit  tj/ttem 
of  France,  Great-Brilain  and  UniUä  State*  18S8. 

—  Charle*  A.  Canaut,  The  Xatiowd  Bank 
(Mrreney  (in  Bulletin  de  l'faetitut  de  iitatütique, 
Borne  1895).  —  Courcelle-Seneuil,  traite 
tkeorique  et  pralique  des  Operation»  de  banque, 
Parw  1876.  —  E.  Foumier  de  Flatr,  lei 
bangue«  aim  EtaU-Z'nU  (im  »Jortnud  det  Eco- 
nomiates»  1SS2,  19.  Bd.).  —  J.  W.  Gtlbart, 
tke  IlUlory  of  Banking  in  Amerika,  London 
18S7.  —  W.  M.  Gouge,  A  short  hiBtory  of 
pnper  vionry  and  banking  in  the  l'niled  Statte, 
PhiUidrlpkia  I8ä3.  —  Freiherr  von  MoeU, 
Die  Finanzen  und  die  Finanzgetehiekte  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Stittigart  1867. 

—  w«  Molstf  Verfaeaung  und  Demokratie  der 
Vereinigten  Staaten  ron  Amerika,  I.  Bd.  187S, 
II.  Bd.  ISrn.  —  J.  E.  Horn,  Bankfreiheit, 
Stuttgart  und  Leipzig  1867.  —  O.  Hübner, 
Die  Banken,  Lripxig  1854.  —  Clement  Jug- 
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loTf  im  nDictonTiait^  des  Financetu,  Fari*1884, 
Art.  Banque».  —  iT.  J.  Ktxox,  United  State» 
Nbtea,  IS84.  —  Mac  CtMoeh,  Geld  vnd  Banken 
(Bben.  von  Sergius  und  TeUkampJ),  Leipzig 
1869.  —  IT.  D.  Ma€XsoAf  »XHetionaty  of  ib- 
UUcal  Eetmomytij  Vol.  I.  Art.  Banking  in  Ame- 
rica, Iiondon  1863.  —  Edw.  S.  Meade,  Depo- 
tÜ-Reserve  Syttem  of  the  Naluynal  Bank  Law  (in 
the  Journal  of  Palüioal  Economy,  Marek  1898). 

—  J>.  S.  Meier,  Zur  Geickickle  *tnd  Kritik 
des  amerik.  Bankwesens  (in  der  n  Vierteljakrs- 
aehr^ft  für  Volkewirtachaft  und  KuUurgesehiektev, 
Berlin  1868,  22.  Bd.).  —  Das  NaticmalbankgeseU 
der  Vereinigten  Staaten  nebst  den  zugehörigen 
Veränderungen  vnd  Nachlraggesetzen  1874 — 1875 
Bern  1881.  —  A.  J>.  Soye»,  The  Banks  and 
tAe  Amie  of  1898  (in  PolUioal  Science  Quar- 
ttrly  March  1894).  —  Report  ofthe  Comptroller 
of  the  Ourrencj/,  Washington  (jährlich  seil  I864). 

—  B.  Sehramm,  Die  amerikaniscken  yatio- 
nalbanken  und  die  deutsclie  Bankfrage  (in  Jahrb. 
J.  Nat.  u.  Stat.,  Jena  1873,  SO.  Bd.).  —  Wil- 
liam Graham  Summer,  A  History  of  Ban- 
king in  the  United  States  (in  A  History  of 
Banking  in  all  the  leading  Jfdtions,  Neio-York 
1896,   Vol.  I.)  —  B.  G.  Spaulding,  History 

Legal  Tender  Paper  Money,  t.  ed.  Buffalo 
1876.  —  W.  a.  SufBuner,  A  Siatory  of  Ame- 
rican Currency,  NtoB-York  1874.  —  «T*.  -K.  Vp- 
Um,  Money  in  Batities,  Botton  I884.  —  M. 
WiTth,  Handbuch  des  Bankweeeiu  (Orandzüge 
der  NatümalÖkonomie  8.  Bd.)  3.  Aufl.,  £Öln 
1883.  —  J>er8elbef  Geschichte  der  Handel»- 
brisen,  3.  Aufl.,  Frankfurt  a.  M.  1883.  —  U. 
White,  the  Jiuiure  of  Banking  in  the  United 
Staates  (in  ytroliUcal  Science  Quaterlyu  1886). 

—  JPeraelbe,  Money  and  Banking.  JUtistrated 
by  American  History,  Boston-  and  London,  1897. 

—  JVolvwahl,  la  queation  des  bangues,  Paris 
1864,  V.  PhmppovicK 


Baukerott 

s.  Konkurs. 


Bamireclite,  Bannmeile 

6.  Zwangs-  und  Bannrechte. 


Barren,  Bturenhimdel 

s.  Oold,  Silber. 


Bprattohandel 

8.  Handel 


Bastiat,  Fr^^ric, 

Bastiat,  der  bekannte  französische  Volks- 
wirt, dessen  Wirken  sich  hauptsächlich  anf  die 
Bek&mpfnng  des  Protektionismus  und  des 
Sozialismus  erstreckte,  wurde  am  30.  VI.  1801 
zu  Bayonne  als  der  einzige  Sohn  eines  ange- 
sehenen Geschäftsmannes  geboren.  Er  verlor 
bald  seine  Eltern  nnd  genoss  dann  die  Er- 
ziehung durch  seine  Tante.  Ursprünglich  dem 
kaufmännischen  Beruf  gewidmet,  übernahm  er 
später  die  Verwaltung  des  ererbten,  in  Mugron 
gelegenen  Gutes;  1831  verheiratete  er  sich. 

Schon  von  Anfang  au  zeichnete  sich  Bastiat 
durch  Liebe  zum  Studium  aus  und  betrieb  mit 
Eifer  Sprachen,  Philosophie,  Gescbichte,  National- 
ökonomie: in  der  Folge  widmete  er  sich  auch 
vollständig  litterarischeu  Arbeiten  und  dem 
Cffentlicben  Leben.  Seine  erste  Schrift  ist  das 
1830  erschienene,  an  die  Wähler  des  Landes- 
departements  gerichtete  Manifest;  sie  trog  ihm 
die  Erwählong  zum  f^iedensrichter  im  Kanton 
Mugron  ein,  und  später  (1832)  gelangte  er  auch 
in  den  Generalrat  des  Departements.  1834 
folgten  die  B^flexions  snr  les  petitions  de 
Bordeaux,  Le  Havre  et  L^on,  concemant  les 
donanes;  Bastiat  wendet  sich  darin  ^egen  die 
Empfehlung,  den  Schntz  für  die  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  aufzuheben,  indem  er  die 
Notwendigkeit  der  Ergänzung  einer  solchen 
Massnahme  durch  die  Beseitigung  des  Schutzes 
für  die  gewerblichen  Erzeugniese  behauptet. 
Nach  mehrjähriger  Pause  folgen  Schriften 
lokalen  Inhalts  (Le  fisc  et  la  vigne,  1841; 
Memoire  snr  la  question  vinicole,  1843;  De  la 
repartition  de  l'impöt  foncier  dans  les  Landes, 
1844). 

Im  Jahre  1844  sandte  Bastiat,  der  in- 
zwischen mit  der  Thätigkeit  Cobdens  (s.  d.) 
und  der  Liga  (s.  den  Art.  Anti-eom-Law-lei^e, 
oben  Bd.  I.  S.  41 1]  bekannt  geworden  war,  an  das 
Jonmal  des  Economistes  einen  Aufsatz:  De 
l'influence  des  tarifs  frangaia  et  anglais  sur 
l'avenir  des  denx  peuples.  Derselbe  erschien 
Oktober  1844,  eröffnete  die  Verbindung  Bastiats 
mit  dieser  Zeitschrift  und  erregte  lebhafte 
Beachtung.  Gewisnermassen  datiert  ■  von  ihm 
Bastiats  schriftstellerischer  Bnf.  Der  Erfolg 
veranlasste  ihn  zur  Fortsetzung,  und  es  ent- 
standen mehrere  Aufsätze,  die  dann  s^ter 
(1840)  zu  den  Sophismes  ^conomiquM,  einem 
viel  gerühmten  Buche,  ergänzt  und  vereinigt 
wurden.  Die  Sophismen  gehören  jedenfalls 
zu  .seinen  bekanntesten  und  wirksamsten  Schriften 
und  wurden  in  mehrere  Sprachen  Übersetzt. 
(Es  schloss  sich  ihnen  1848  noch  eine  zweite 
Serie  an,  Aufsätze  enthaltend,  die  zum  Teil 
im  Journal  des  Economistes  und  dem  Blatte 
Le  Libre  Ecbauge  erschieuen  waren;  nach  der 
Bemerkung  von  Paillotet  hätte  noch  ein  dritter 
Band  folgen  sollen)  In  demselben  Jahre  wie  die 
erste  Serie  der  Sophismen  kam  auch  Cobden  et 
la  Ligue  on  Fa^tation  anglaise  pour  la  libertä 
des  echanges  heraus,  ein  Buch,  das  nach  einer 
Einleitung  die  Reproduktion  von  Eeden  von 
Cubden,  Bright,  Foi  u.  a.  enthält;  es  lenkte 
im  Vereine  mit  einigen  ungefähr  gleichzeitigen 
Arbeiten  von  L6on  Fancher  und  Fontevrand 
die  Anfmerksamkeit  des  franzSsischen  Publikums 
auf  die  Liga  und  verhalf  seinem  Verfasser  zur 
Würde  eines  komspondierendeu  Mitgliedes  des 
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Institutes.  |Anch  dieses  Werk  hiltte  sp&ter 
noch  eine  Fortsetzung  erhalten  Mdlen,  die  jedoch 
nnvoUendet  blieb ) 

Die  im  Interesse  des  Freihandels  entfaltete 
ThBtigkeit  Baatiata,  der  inzwischen  Hagron 
veriftast  nnd  nach  Paris  itbersiedelt,  wird  immer 
reger.  1816  entsteht  znerat  zn  BordeanXj  dann 
EU  Paris  die  Association  für  die  Freiheit  des 
Handels;  Bastiat  wird  ihr  Generalsekretär. 
Daneben  ist  er  in  aasgedehntem  Masae  schrift- 
stellerisch thätig,  er  arbeitet  für  daa  Jonmal 
des  Economistes  und  für  mehrere  Zeitungen  und 
führt  die  Redaktion  des  Journals  Le  Libre- 
Kchange,  welches  das  Motto  trägt:  man  soll 
nnr  dem  Staate  Stenern  zahlen.  Kine  wesent- 
lich verloderte  Sltnation  wurde  jedoch  durch 
die  FebmarreTolntion  geschaffen,  indem  sich 
dadorch  neue  Probleme  an  die  Spitze  der 
Tagesfragen  drängten.  Bastiat  wendet  sich  in 
der  Folge  auch  immer  mehr  der  Bekämpfung 
der  Sozialisten  zu.  Die  in  diese  Epoche  fallenden 
kleineren  Schriften  sind:  Propri^t6  et  Loi  (Jour- 
nal des  Economistes,  Mai  1848l,  Justice  et  Fra- : 
temite  (ibid.  Jnni  184S|,  Propriete  et  Spoliation 
(Journal  des  Debats,  Juli  1848),  L'etat  (ibid. 
September  1848),  Baccalaniiat  et  Sodalisme 
(1848),  Protecti(miBme  et  Commnnisme  (1619t, 
Mandit  argent  (Jonmal  des  Economistes,  April 
1819),  Capital  et  Rente  (1849),  Spoliation  et  Loi 
(Journal  des  Economiste»,  Mai  1850},  La  Loi 
(1860).  Besondere  Beachtung  fand  die  mit 
fheve  und  Proudhon  1849—50  geführte  Pole- 
mik, die  von  Bastiat  vereint  unter  dem  Titel 
(iratnite  du  credit  herausgegeben  wurde.  Im 
Jahre  1860  erschien  auch  das  Bach  (*e  qn'on 
voit  et  ce  qn'on  ne  voit  paa. 

Im  April  1848  war  Baatiat  vom  Landea- 
departement  in  die  konstituierende  Versammlnng 
entsendet  nnd  in  der  Folge  in  die  gesetz- 
gebende Versammlung  wiedergewählt  worden ; 
doch  war  »eine  Wirksamkeit  als  Deputierter 
nur  eine  beschränkte  Schon  von  früher  Jugend 
an  hatte  Bastiat  über  eine  schwächliche  Brust 
zu  klagen,  die  Emsigkeit  seines  Schaffens  ver- 
mochte den  Fortschritt  des  Leidens,  das  sich 
daraus  entwickelte ,  nur  zu  beschleunigen. 
Seine  Krankheit  veranlasste  ihn,  zu  dem  süd- 
lichen Klima  Italiens  Zuflucht  zu  nehmen,  wo- 
selbst er  am  24.  XIL  1850  seinem  Leiden  erlag. ; 
Hein  Frennd  Paillottet  war  noch  zn  ihm  geeilt 
und  beschrieb  die  letzten  Tage  ihres  Beisammen- 
seins. Ein  zur  dauernden  Erinnerung  an  ihn 
zu  Mugron  errichtetes  Monument  wurde  am 
23.  IV.  1878  enthüllt;  L^n  Say  hielt  die 
Gedächtnisrede  (Journal  des  Economistes,  Mai 
1878).  — 

Das  Hauptwerk  Bastiats  „Lea  harmonies 
economiques"  blieb  unvollendet.  1850  erschien 
davon  ein  Band,  dem  noch  mehrere  andere 
hätten  folgen  sollen;  nach  des  Verfassers  Tode 
konnten  aus  den  nachgelasttenen  Mannskri]}ten 
noch  einige  Kapitel  hinzugefügt  werden.  >ioch 
bei  Lebzeiten  des  Verfassers  wurden  von  dem 
amerikanischen  Nationalükonomen  C'arey  (s.  d.) 
Prioritätsansprüche  erhoben.  Carey  behauptete 
nämlich,  dass  die  in  den  Harmonies  economiqnes 
entwickelten  Theorieen  über  die  Harmonie  der 
Interessen  nnd  über  den  M'ert  von  (xrund  und 
Boden,  ja  selbst  die  Einteilung  des  Stoffes 
schon  in  dem  1837  publizierten  ersten  Bande 
seiner  Principles  of  political  economy  formuliert 
Handwörtnbveh  der  Staatswinenscbaftmi.  Zweit« 


worden  seien,  und  begründete  diesen  Anspruch 
in  einem  an  den  Herauseeber  des  Journal  des 
Economistes  gerichteten  Briefe,  der  sich  18Ö1 
im  Janoarhene  dieser  Zeitschrift  abgedruckt 
vorfindet.  Derselbe  war  schon  vor  seinem  £r-< 
scheinen  Bastiat  mitgeteilt  worden,  der,  ala 
totkranker  Mann  ausser  stände,  ausführlich  zu 
antworten,  eine  nnr  kurze  und  wenig  in  die 
Sache  eingehende  Entgegnung  verfaaste.  Sie 
ist  aus  Rom  v.  8.  XII.  looO  dadert  und  wurde 
gleichfalls  in  dem  schon  genannten  Hefte  ab- 
gedruckt. Eine  Keplik  von  Carey  findet  sich 
im  Maihefte  des  Journal  des  Economistes  1861. 

Die  verschiedenen  Schriften  Bastiats  sind 
gesammelt  in:  Oeuvres  complites,  heimii8g&- 
geben  von  PuUottet  (mehren  Ausgaben  In 
o°  und  12<*,  bei  Guillaumin  und  (.'ie,  Paris). 

liitteratnr :  R.  de  Föntenay,  Notice  sur  la  vie 
et  let  eeril»  de  BaatUit  im  ertien  Bande  der  ge- 
itannten  liamaUung.  —  O.  de  Moltnart,  Jour- 
nal de»  Econimüte»,  Februar  1S5J. — FfädäHe 
Posatf,  KbUre  In'ographique  tur  P^.  B.  (Eirtrait 
de  Ut  Revue  contemporaine,  September  1855), 
Parig  1857.  —  A.  Couvtot»,  Journal  des  EcO' 
Tiomitte»,  Februar  1888.  —  A.  de  F^viUe, 
Frederic  Basttai  (Paria).  —  Vergl.  auch  die  ArtL 
Battiat  im  IHctionnaire  d'economie  politique, 
I804,  (Ambnttse  Cl^mentt,  im  Staattlexikon 
der  Görret-GetelUichaSt  I,  1889,  (Weinandf,  im 
youreau  diclionnaire  d'economie  potilique,  1891, 
iFoville)  aovie  in  I\iigrare't  Dictionary  o/poli- 
Ueal  economy  1, 1894,  (FMlls  midEdge*eorthp. 
dann  F.  FerrarOf  Bfblioteea  degli  eeonomitti 
(auch  Eiame  «torieo  di  Eeonomitti  e  dxtUrint 
economiche  del  teeolo  XVUI  e  prima  meld  del 
XIX,  Turin  1889). 

Victor  Ma  taja. 


Bandrillart,  Henri,  Joseph,  L^n, 

geb.  am  28.  XI.  1821  zu  Paris,  1866  In- 
haber des  Lehrstuhls  für  Geschichte  der  poli- 
tischen Oekonomie  am  College  de  France,  1869 
Generalinspektor  der  Bibliotheken,  1881  Professor 
der  politischen  Oekonomie  an  der  Ecole  des  ponts 
et  chanss^es^  in  welcher  Stellung  er,  als  Mitglied 
der  Acad^mie  des  sciences  morales  et  potitiqnes, 
(seit  1863)  in  Paris  am  24.  I.  1892  starb. 

Das  moralpMIoso^hische  Element ,  das 
Bandrillart  in  verschiedene  seiner  national- 
ökonomischen  Schriften  hiaeintrug,  kann  für  die 
Wissenschaft  einen  nur  geringen,  für  erziehe- 
rische Zwecke,  denn  er  schrieb  diese  Bücher  für 
seine  Zuhörer,  einen  um  so  höheren  Wert  be- 
anspruchen. Seine  Mono^aphie  über  Jean  Bodin 
trug  ihm  1853  den  Preis  Montyon  ein. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  vermögen 
wir  nur  die  drei  unten  aufgeführten  Werke  als 
hCcfast  verdienstvolle  Schünfungen  bleibenden 
W^ertes  herauszugreifen:  Jean  Bodin  et  sou 
temps ,  tablean  des  theories  ^olitiqnes  et  des 
idcea  economiques  du  XVIe  siöcle,  Paris  1853^ 
—  Histoire  du  luxe  prive  et  public  depuis 
l'antiquite  jnsqu'i  nos  iours,  4  vols,  Paris  1878 
ins  1880.  —  Les  populationa  agricoles  de  la 
France:  serie  I-III.,  Paris  1888-93.  (Die  zwei 
ersten  Serien  nmfaNsen  die  alten  französischen 
Provinzen  Normandie,  Bretagne,  Maine,  Anjou, 
Tourraine,  Poitoa,  Flandre,  Artoia,  Picardie, 
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Üfr^e-Fraace ;  die  diitte  Serie  ist  nach  Baa- 
drillarts  Tode  von  seinein  Sohne  Alfred  he- 
arheitet  nnd  umfasst  die  alten  Provinzen  Pro- 
vence, comtö  de  Nice,  comtat  Venaissin,  Rons- 
giilon,  comte  de  Foix,  Languedoc.  Nach  der 
Vorrede  zu  dieser  3.  Serie  würden  znr  geo- 
graphisch -  demographifichen  Vollendung  des 
Werkes  noch  die  Bearbeitung  der  alten  fran- 
BÖsiachen  Central-  nnd  Ostprovinzen  erforderlich 
sein.  In  dieser  von  der  Acad^mie  des  sciences 
morales  et  politiques  veranstalteten  Euquete, 
mit  deren  Ausführung  Henri  Baudrllart  betraut 
war,  wird  s.  o.  auch  die  Lage  der  ländlichen 
Arbeiter,  ihre  LOhnungs-,  fiekSstigrinffs-,  und 
WohnverbältuLsae  einer  gründlichen  Untersn- 
cbnng  unterzogen.)  Auch  für  Zeitschriften  und 
Encyklopädieeu  hat  BaadrillartBeiträge  geliefert, 
z.  B.  für  das  „Joomd  des  Economistes"  und 
den  ^nouTcau  dictionnatre  de  l'^conomie  politi- 
que",  par  L6on  Say  et  Jos.  Chartev. 

Vgl.  über  Baudrillart:  H.  d.'St.  II.  Jena 
1891,  S.  X77.  —  G.  de  Molinari,  Baudrillart. 
(Nekrolog.)  [Journal  d.  Economistes,  LI.  Jahrg.] 
P»ri.i  1892,  S.  2M6a  —  Slenck,  BandriUart 
Nekrolog.)  [Zeitschr.  d.  k.  preuss.  statistischen 
Boreans,  Jahrg.  XXXIL]  Berlin  S.  217. 

Ltppert. 


Baner. 

(Allgemeine  geschichtliche  Skizze.) 

1.  1.  Jahrli.  V.  Chr.  bis  7.  Jahrh.  n.  Chr. :  Los- 
gat  nnd  Volksfreiheit.  2.  7.  Jahrh.  bis  12.  Jahrh. : 
Örnndheirachaft  und  Gmndboldenttun.  B.  12.  bis 
14.  Jahrh. :  Pacht-  bezw.  Zinagut  und  bäuerliche 
Standesfreiheit.  4.  15  bis  18.  Jahrh. :  Gntsherr- 
llchkeit  und  Leibeigenschaft.  6.  19.  Jahrh.: 
Freies  Eigen  und  staatsbürgerliche  Freiheit. 

1.  L  Jahrh.  v.  Chr.  bis  7.  Jahrh.  n. 
Chr.:   Losgnt  und  Volksfreiheit  Die 

germanische  Urzeit  wie  die  ihr  folgende 
Periode  des  merowingischen  Stammesreiclies 
führt  in  ein  Zeilalter  absoluter  Natural- 
"wirtseliaft,  dessen  Anfänge  sogar  noch  viel- 
fach dm-cii  UelH:rlebsel  eines  soeben  erst 
überwvmdenen  Nomadenlnms  charakterisiert 
werden.  Rein  bäuerliche  Intei-essen  werden 
erst  seit  eiwa  dem  5.  Jalirh.  massgebend; 
vor  dieser  Zeit  liegen  uns  noch  bekannte 
5 — 6  Jahrh nndoiie,  in  denen  Grundbesitz 
und  Landnntzung  grundsätzlich  nur  als 
Attribut  jjolitisclier  Rechte,  Völkerschaft  lieber 
Vollfreiheit  erscheinen. 

In  dieser  Fruhzeit  war  der  Germane 
vor  allem  Kriegor,  seine  Staatsvei-fassung 
eine  auf  Friedcnszwecke  angewandte  Heei-es- 
verfassimg  mit  genoalogisclier  Grundlage, 
Beine  Fi-eiheit  ein  Erzeugnis  gemeinsamer 
und  gegenseitig  gleichartiger  kameradschaft- 
licher \Vib-digung.  Auf  Gnmd  des  Beute- 
rechtes besass  jeder  jfreie  Krieger  in  gleicher 
Weise  ein  Anrecht  auf  Orund  und  Boden, 
nur  militärische  Führer  und  Helden  er^ 


hielten  das  mehrfache  Anrecht  der  Gemein- 
freien. Wirksam  wiuTäe  dies  Aurecht,  wie 
jedes  Beuterecht ,  durch  Verteilung  des 
kriegsgewonnenen  Botlens.  Die  Verteilung 
fand  aber  anfangs  nicht  individuell  statt, 
sondern  nur  an  die  Hundertschaften,  die 
mililärischen  Untereinheiten  des  völker- 
schaftlichen Staates  und  Heeres.  Und  auch 
als  die  Hundertschaften,  völlig  sesshaft  ge- 
woi-den  in  einer  Mark  des  viilkerschaftlichen 
Gebietes,  über  ihren  Landteil  selbständig 
verfügten,  gewährten  sie  jedem  kriegeri- 
schen HaiLsvater  nur  einen  gleichen  Er- 
tragsanteil an  dem  gemeinsam  aufgewonnenen 
Beelen  und  seiner  Ernte.  So,  gloichBam 
noch  immer  zum  Aufbruch  und  weiterem 
Zuge  gerüstet,  sasa  eine  Anzahl  germani- 
scher Generationen  auf  kriegerisch  okkupier^ 
tem  Boden. 

Allein  diu  ursprünglich  nur  provisorisch 
gedachten  Verhältnisse  befestigten  sich 
schon  früh;  der  kriegerische  Beruf  des 
Freien  trat  zurück,  der  wirtschaftliche  er- 
starkte :  der  gcrmanisolie  Krieger  ward  zum 
Bauer  der  frfinkischeu  Stammeszeit  Eine 
Utnwälzuug  von  den  weitreichendsten  Folgen. 
Das  bisherige  Xutzungsanrecht  auf  einen 
Ernteertrag,  der  für  den  Unterhalt  dra* 
Familie  ausreichte,  verdeutlichte  sidi  zum 
vollen  Besitz  bestimmter,  greifbarer  Aecker, 
welche  mit  den  Aeckeru  der  gemeinsamen 
Dorfgenossen  zusammen  in  der  Flur  des 
Dorfes  lagen ;  und  neben  sie  und  die  ihrem 
Umfange  entsprechenden  Nutzungen  an 
Wald  und  Weide  trat  bald  noch  diu-ch  Ro- 
dung gewonnenes  Land  im  Urwald,  als  ein 
frei  vererbliches  und  frei  veränderliches 
Eigen. 

2.  7.  Jahrh.  big  12.  Jahrb.:  Grund- 
herridchaft  und  Grundholdentnm.  Bei 

aller  militäriscli-kameradscliaftlichen  Anlage 
hatte  schon  die  Urzeit  eine  Ungleichheit 
des  Besitzes  gekannt,  ja  eine  höhere  Dota- 
tion hervorragender  Krieger  und  Führer 
eben  vom  militärischen  Gesichtspunkte  aus 
gefolgert.  Dom  grösseren  Besitz  entsprach 
aber  keine  höhere  Organisation  des  techni- 
schen Betriebes;  Grüssgrnndbetriel)e  sind 
erat  das  Produkt  geldwirtschaftlicher  Ein- 
wirkung auf  die  Land\s'irtscliaft  und  treten 
in  der  deutscheu  Entwickelnng  ausge- 
si)roclienermassen  nicht  vor  Ende  des  14. 
Jahrhimderts  auf.  Der  grossere  Besitz  der 
Urzeit  wie  des  eigentlichen  Mittelalters 
konnte  daher  nur  in  der  Form  der  Leihe 
zu  bäuerlichem  Betriebe  gegen  Zinsung  von 
Natural  Produkten  und  Leistung  von  Arbeits- 
diensten in  Haus  und  Feld  des  Jjeihherm 
befriedigt  werden.  Das  war  auch  der  schon 
in  der  Urzeit  eingeschlagene  Weg.  Da  in- 
des der  Oermane  in  jeder  regelmässigen 
privaten  (w^ie  audi  öffentlichen)  Leistung 
eine  Minderung  seiner  Freiheit  erblich,  so 
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-war  eine  solche  Betriebsleihe  nur  für  Un- 
freie mOftlich.  Diese  wurden  auf  den  einzel- 
nen, meist  vohl  zerstreuten  Anteilen  der 
^rOes^D  Laudberechtigten  angesetzt;  und 
in  ihrer  Wirtschaft  den  Freien  gleich,  dem 
Henm  nach  Sachem«cht  nnterworien, 
xinsten  und  tagewerkten  sie  nach  dessen  H<^. 

Weit  mehr  aiisgeilehnt,  im  Grunde  aber 
nicht  eigentlich  umgestaltet  'uiirde  dies 
System  bei  denjenigen  Stämmen,  welche 
seit  Beginn  des  5.  Jahrhunderts  die  römi- 
schen Provinzen  Germaniens  und  Galliens 
dauernd  überfluteten:  nur  der  königliche 
Fiskus  hat  es  hier  meist  zu  rftumlich  ge- 
schlossenem Besitz  gebracht  und  gelegentlich 
wohl  auch  an  einer  einheitlicheren  Guts- 
verwaltnng  festgehalten.  Nötig  wurde  indes 
eine  Ausdehnung  insofern,  als  bei  grösserem 
und  zerstreuterem  Qrundeigen  zwischen  die 
Zinshebestelle  am  Herrenhofe  und  die  ein- 
zelnen abhängigen  Güter  Zwischenhebesteilen 
für  einen  jeweilig  um  sie  herum  liegenden 
Bezirk  geschoben  wurden:  die  sogenannten 
Meierhöfe.  Auf  sie  und  das  ihnen  zii^ 
hörige  Ijand  wurden  dann  auch  die  unfreien 
Arbeitsdienste  der  Umgegend  geworfen. 

Wälu^nd  diese  Vorgänge  dem  Gross- 
grundeigen  eine  immerhm  wirksamere  Aus- 
nutzung des  Grundes  und  Bodens,  des  ein- 
zigen Machtmittels  dieser  FrOhzeit,  gestatte- 
ten, ging  der  mittlere  Besitz  und  mit  ihm 
die  urzeitliche  Freiheit  ihrem  Ruin  ent- 
gegen. 

Das  alte  gegenseitige  Verhältnis  zwischen 
LandnutziiDg  und  militärisch  -  politischen 
Bechten  hatte  längst  aufgehört  zu  bestehen. 
Nur  vereinzelt  uod  nur  für  solche  Krieger, 
irelche  die  Heimat  verliessen,  bestand  noch 
&n  ZnsammeDhang  zwischen  der  kriegeri- 
BChen  Dienstpflicht  and  einem  Anteilrecht  auf 
lAndbeute.  Die  meisten  Freien  dagegen 
waren  Bauern  mit  einem  Gnmdbesitz  ge- 
vorden,  dessen  Ertrag  den  kargen  Vor- 
stellungen mzeitlicher  Lebenshaltung  ent- 
sprach. Jetzt  aber  standen  sie  zum  ^vssen 
Teil  nicht  mehr  isoliert  auf  dem  Jlfiveau 
dnrchans  gleichartigen  und  primitivsten 
Lebens ;  waren  sie  in  die  Provinz  gewandert, 
so  erhoben  sich  neben  ihnen  die  tausend 
individualisiei-ten  und  individualisierenden 
"Wirtscliaftserscheiniingen  der  ruraisclien 
Kultur;  waren  sie  jenseits  des  Rheines  ge- 
blieben, so  nahten  sich  ihnen  Christentum 
und  Kirche,  Kunst  und  Bildung,  und  damit 
Fermente,  welche  intensiv  und  dauernd  auf 
eine  Zersetzung  der  ursprünglich  gleichar- 
tigen und  rohen  materiellen  Kultur  hinwiA- 
ten.  So  wai'en  die  Erscheinungen  bald 
überall  ähnlich:  einzelne  Freie  stiegen  an 
Beailz  und  Ehren,  die  Mehrzahl  sank  gegen- 
über so  übermächtigen  und  unvermittelt 
auftretenden  Einflüssen;  die  alte  Gleichheit 
des  Besitzes  war  verloren. 


Gleichwohl  blieben  die  staatsbüi^rlichea 
Pflichten  und  Rechte  die  alten,  so  -wie  me 
einst  Anlass  gegeben  hatten  zur  Verteilung 
der  Ltuidnutzung  und  wie  sie  späterhin  auf 
dieser  lAndnutean^  beruht  hatten.  Man 
hielt  die  Gerichtspflichten,  die  krlegemohen 
Dienstpflichten,  die  Beprfisentationspflichten 
der  Freien  so  aufrecht,  wie  sie  in  der  Ur- 
zeit gewesen  waren,  aber  der  urzeitliche 
Staat,  der  sie  veranlasst,  der  urzeitliche  Be- 
sitz, der  sie  ermöriicht  hatte,  waren  ver- 
schwunden. Die  Folge  dieser  Fiktionen, 
an  welchen  noch  Karl  der  Grosse,  wenn 
auch  unter  manchem  Entgegenkommen,  fest- 
hielt, konnte  nichts  anderes  sein  als  ein  un- 
geheuerer Zusammenbruch. 

erfolgte  im  Laufe  des  8.  und  9. 
Jahi'hunderts.  Vor  der  Wucht  der  Staate 
liehen  Lasten  suchte  die  Mehrzahl  der 
Freien  einen  sozi^en  Unterschlupf  unter  die 
Macht  der  grossen  Grundherren,  indem  sie 
diesen  im  Besitzfall  ihr  Gut  auftrugen,  im 
Nichtbesitzfatl  ein  solches  von  ihnen  zur 
Leihe  nahmen :  in  beiden  Fällen  gegen  Ent- 
gelt der  Uebernahme  ihrer  politischen 
Pflichten.  Hierdurch  gelangte»  sie  schon 
in  eine  pseudostaatliche  Abhängigkeit  von 
den  Grundherren;  denn  diesen  mnsste  es 
leicht  sein,  die  politische  Vertretung,  welche 
sie  nach  aussen  hin  übernahmen,  nach  innen 
durch  die  Fordernng  einer  gewissen  Unter- 
ordnung positiv  zu  ergänzen.  Schlimmer 
war  es,  dass  die  Freien  durch  Uebernahme 
oder  freiwillige  Stipulation  von  Zinsen  und 
Lasten  sich  zugleich  der  Zinshebeorgan  isatiou 
der  grund herrlichen  Unfreien  anschlössen: 
denn  es  war  natürlich,  dass  der  Gruadherr 
die  freien  Zinse  von  den  gleichen  Vertretern 
heben  liess  und  in  gleicher  Weise  nutzte 
wie  die  unfreien. 

Die  Folge  dieser  und  einer  Anzahl  min- 
der wichtiger  Zusammenhänge  war  es,  dass 
seit  Schluss  des  9.  Jahrhunderts  die  freien 
imd  die  unfreien  Hintersassen  immer  metu' 
zu  der  einen  Klasse  der  grundholden  Bauern 
verschmolzen,  einer  Klasse,  in  welcher 
die  ursprüngliche  Rechtslosigkeit  der  Un- 
freien und  die  absolute  Rechtsfülle  der 
Freien  zu  einem  neuen,  halbfreien  Rechte 
durchdrangen.  Dies  Recht  ist  das  eigent- 
lich Bezeichnende  für  das  Dasein  der 
grossen  Mehrzahl  deutscher  Bauern  vom 
10.  bis  12.  Jahrhundert.  Es  setzt  den  Ab- 
schluss  der  Grundholden  zu  eigenen  Ge- 
richtsgemeinden voraus,  begrünilet  straf- 
rechtlich eine  gewisse  Selbständigkeit  dieser 
Gemeinden  gegenüber  der  Disciplinargewalt 
des  Herrn  und  seiner  Vertreter,  ordnet  das 
Erbrecht  der  grundholdeu  Familien  nach 
Analogie  des  Rechtes  der  gemein  freien 
Bauern  unter  Ausschluss  allzu  grosser  Zer- 
spütterung  der  Güter,  beschränkt  die  Wir- 
kungen  4milienrechtlicher  Bestimmungen 
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auf  den  Kreis  gleichiierrlicher  Gerichtsge- 
meinden  und  setzt  die  Höhe  der  gnindherr- 
lichen  Gerechtsame,  der  grundhörigen  Lasten 
im  Sipne  materielleri  Rechtes  fest.  Im 
ganzen  beendet  es  ein  bäuerliches  Standes- 
Bewus&tsem,  dessen  Aeusserungen  im  allge- 
meinen als  ■wesentlicher  Fortschritt  gegen- 
flber  der  Vergangenheit  begrüsst  wenleu 
müssen,  und  ermöglicht  den  Eintritt  der 
unfreien  Klassen  in  die  nationale  Entwicke- 
lung. 

3.  12.  bis  14.  Jahrh.:  Padit-  besw. 
ZiüBgnt  und  bänerlliihe  StuideatreUieit 

Die  Blüte  der  Grundheirschaft  fiUlt  ins  10. 
nnd  11.  Jahrhundert  Mit  dem  13.  Jahr^ 
hundert  begannt  ihr  Oi^ianismus  zu  erstarren, 
indem  sidi  die  Grunaheiren  zum  grössten 
Teile  der  thätigen  Mitwirkung  am  landwirt- 
schafUichen  B^ebe  entziehen.  IHe  geist- 
lichen Gnmdherrsdiaften  wie  der  hohe  Adel 
hatten  das  ^-ielfach  schon  früher  gethan; 
jetzt  folgte  auch  der  niedere  Adel.  Infolge 
der  Wandlungen  der  Heeresverfassung  ward 
der  freie  und  edle  Grundherr  wie  bald  dar- 
auf auch  der  kleine  gnindherrUche  Dienst- 
mann zum  Krieger;  er  zog  aus  dem  Dorfe 
auf  das  nächste  Bergeshaupt,  baute  eine 
Burg,  starb  den  agrarischen  Interessen  ab 
und  lebte  nur  dem  Schildesamt.  In  ähn- 
Ücher  Weise  entzogen  sich  die  Meier  der 
mit  ihrer  Hufe  verbundenen  grundherrliehen 
Wirtschaft;  sie  wurden  zu  blossen  natural- 
wirtschaftlichen Finanzbeamten.  So  verfiel 
zumeist  die  «imdherrliche  Eigenwirtschaft ; 
die  grossen  Rottstrecken,  auf  welchen  sie 
betrieben  worden  war,  wurden  an  die  Grund- 
holden  Yer{Hiditet,  und  deren  Arbeitsdienste 
erschienen  damit  natürlich  als  gegenstands- 
los. Die  Einnahmen  des  Grundherrn  be- 
standen nunmehr  ganz  fiberwiegend  nur 
noch  aus  Zinsen  imd  Fachten ;  aus  der  Be- 
triebsgnindherrschaft  des  früheren  Mittel- 
alters erwächst  die  Rentengnmdherrschaft 
des  13.  und  feiender  Jahrhunderte. 

Erhalten  bheb  das  alte  System  aus- 
nahmsweise mir  vielfach  in  Bayern  und 
hier  und  da  zersti-eut  in  den  unzugängliche- 
ren deutschen  Mittelgebii^^bieten.  Aber 
auch  in  Niedersachsen  hat  der  alte  Gnmd- 
herr  des  Mittelalter  noch  im  18.  Jahrhun- 
dert einen  landwirtschaftlidien  Betrieb,  den 
er  mit  Frondi^sten  grundholder  Bauern  be- 
wirtschaftet —  bis  er,  nicht  selten,  diesen  Be- 
trieb verpachtet  und  vom  Bittersitz  in  die 
Stadt  zieht 

Im  ganzen  aber  wurde  mit  der  Zerstö- 
rung des  alten  grundherrlichen  Betriebes  im 
12.  und  13.  Jahrhundert,  die  persfinliche 
Bindung  der  Gnmdholden  stark  gelockert; 
denn  ihr  bezeichnendster  Ausdruck,  der 
regelmässige  Arbeitsdienst,  fiel  vielfach  hin- 
weg. Eine  weitere  Entwickelungsreihe  trug 
dazu    bei,   das   Ghimdboldentum  vielfach 


gänzlich  zu  beseitigen.  Die  Zinse,  welche 
im  9.  oder  10.  Jahrhundert  für  die  einzelnen 
grundholden  Güter  eingeführt  worden 
waren,  entsprachen  zu  dieser  Zeit  im 
wesenüiclien  einem  Fachtschilling,  also  dem 
Jahresertrage  der  Gnmdrente.  Dies  war 
nun  im  12.  Jahrhundert  keineswegs  mehr 
der  Fall.  Vom  10.  bis  12.  Jahrhundert  war 
der  Anbau  des  Landes  ohne  Uuterlass  ge- 
stiegen, hatte  die  lutensitftt  des  Betriebes 
auf  dem  alten  Eultorland  stets  zugenommen, 
war  mithin  die  H^e  der  Grundrente  be- 
deutend gewadisen.  Nicht  so  die  der  Zinse. 
Die  Zinse  bildeten  nach  Höhe  und  Veran- 
lagung einen  Teil  des  grundholden  Redites, 
ihre  einseitige  Erhöhung  durch  den  Grund- 
herrn ward  als  ßechtsbnidi  em|rfunden. 
Die  Folge  war,  dass  im  12.  Jahrhnnd^  die 
Zinshöhen  in  keinem  Yerhftltnis  mehr  zur 
Gnmdrente  standen ;  die  Gruudheiren  waren 
teilweise  enterbt,  die  Baneni  im  Geniiss 
rascb  steigender  Einnahmen ;  es  nahten  die 
Zeiten  bäuerlichen  üebermutes  (Meier  Helm- 
brecht) und  ritterlichen  Neides  gegenüber 
stolz  zur  Schau  getragenen  bäuerhchen 
Reichtümern  (Neidhart  von  Reuental).  Das 
natürliche  Streben  der  Gnmdherren  musste 
demgegenüber  dahin  gehen,  sich  wieder  in 
den  VoUgenuss  der  Grundrente  zu  setzen. 
Andererseits  schätzte  der  reiche  Bauer  die 
Freiheit  hoch  genug,  um  gegen  Ablösung 
der  Grundhörigkeit  höhere  Rente  zu  zahlen. 
So  kam  es  zum  Bniche  mit  den  alten  Ver- 
hältnissen. Dieser  Bruch  vollzog  sich  um 
so  eher,  als  sich  inzwischen  für  den  Neu- 
bruch, wie  er  mit  dem  letzten  Ausbau  der 
deutschen  Mittelgebirge  des  Mutterlandes 
seit  dem  12.  Jahrhundert  wieder  sehr  zu- 
ntdim,  freiere  Landnutzungsverhältnisse  ent- 
wickelt hatten,  deren  Typus  die  sogenannte 
Landsiedelleihe  war,  eine  freie  Pacht  auf 
mehrere  Generationen  als  Erbpacht.  Nach 
dem  Vorbilde,  scheint  es,  dieser  Laodsiedel-' 
vertrage  löste  sich  auch  das  Gruudholden- 
tum  jetzt  in  eine  Fülle  von  Einzelverträgen 
auf  zu  Gunsten  freier  Erbpacht,  Vilalpacht, 
Zeitpacht:  mit  der  Wende  des  12.  und  13. 
Jahniunderts  wu>  auch  auf  altem  grand- 
herrlichen Boden  ein  neuer  Stand  freio- 
bäuerlicher  Pächter  geschaffen. 

War  di(%  die  Lösung  in  den  höchst- 
kultivierten Teilen  des  Reiches,  vornehmlich 
in  den  Hheingegenden,  so  nahm  ihre  Stelle 
in  den  mehr  östlich  gelegnen  Teilen  des 
Reiches,  sicher  wenigstens  in  Niedersachsen, 
eine  andere  Einrichtimg  ein.  Hier  wurden 
vielfach  die  frei  werdenden  Grundholden- 
guter,  zumeist  in  der  Zahl  von  vier  Laten- 
hufen,  zu  grösseren  GiUem  zusammengelegt, 
die  dann  in  die  Hände  der  hier  noch  nicht 
völlig  selbständig  und  ritterlich  gewordenen 
Meier  als  Erbpächter  gelangten,  während  die 
ausziehende  alte  Bevölkerung  Unterkunft  teils 
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im  Aiebau  des  Mutterlandes,  teils  in  der  Kolo- 
nisation des  Ostens  gefunden  zu  haben  scheint 

Denn  der  L5sung  der  unfreien  Verhält- 
nisse auf  dem  alten  Kulturboden  der  Heimat 
entnahm  der  deutsche  Bauer  die  Spannkraft 
zu  der  gewaltigsten  uud  dauerndsten  Äus- 
dehmmg  deutschen  Wesens,  welche  die  Ge- 
schichte kennt.  Nicht  bloss  im  Miitterlande 
wurde  jetzt  auf  Grund  freier  Erbpacht-  und 
Landleihverträ^  nochmals  eine  grosse 
Epoche  letzten  Ätisbaus  begonnen :  die  be- 
freite Energie  des  Bauerntums  ergoss  sich 
vor  allem  nach  Osten,  in  die  slaTischen 
lilnder  jenseits  der  Elbe.  Ein  uoimtcr^ 
brochener  Strom  von  Ansiedlern  flutete 
mehr  als  zwei  Jahrhonderte  hindurch  nach 
den  G^^nden  zwischen  Oder  und  Elbe 
und  darhbfv  hinaus  an  die  Gestade  der 
Ostsee  bis  Aber  die  Weichsel,  in  das  platte 
Luid  bis  sfidlich  zum  Jablonkapass,  ver- 
drSngte  zum  grossen  Teile  die  Slaven,  be- 
setzte alle  Dörfer,  schuf  neue  Ansiedelungen 
nach  deutschem  Recht,  begründete  ein  freies, 
erbzinsliches  Leih  Verhältnis,  gewann  über 
ein  Drittel  des  heutigen  Deutschlands:  es 
war  die  grosse,  heroische  Zeit  des  deutschen 
Banemttmis. 

4.  15.  bis  18.  Jaltrh.:  Gntsherrlich- 
keit  nnd  Leibeigenschaft  Mit  dem  14. 
Jahrfiundert  schloss  die  Periode  der  Kolo- 
nisation im  Osten.  Der  politische  Einfluss 
der  Deutschen  im  slanschen  Gebiete  er- 
lahmte; im  15.  Jahrhundert  begann  auf  einige 
Generationen  ein  grosser  nationaler  Auf- 
schwung der  Böhmen  (Hussitenkriege,  Ge- 
org Podiebrad),  der  Polen  (Ladislaus  d.  Gr.), 
der  Ungarn  (Matlüas  Corrinus).  So  stauten 
sich  die  Bevölkerangselemente,  welche  sich 
bisher  nach  dem  Osten  Abzug  verschafft 
hatten,  in  Altdeutschland.  Fast  gleichzeitig 
hörte  in  der  alten  Heimat  der  weitere  Aus- 
bau des  Landes  auf,  rentabel  zu  sein ;  schon 
der  Schluss  des  13.  Jahrhunderts  kennt  fast 
alle  heute  bestehenden  Dörfer,  und  eine 
grosse  Anzahl  damals  noch  darüber  hinaus 
^gnlndeter  Ansiedelungen  ist  si^terhin  in- 
nige imwirtschaftlicher  Anlage  wüst  ge- 
wMdeu.  So  fand  die  siedelungsgewohnte 
BerSlkerang  jeden  Weg  zur  Kolonisation 
Tfflschlossen;  nnd  auch  der  Zuzug  in  die 
grosseren  StSdte,  bis  ztmi  Schlüsse  des  13. 
JahiiiundertB  venuntlich  bedeutend,  begann 
nachzulassen.  Bald  drftngle  sich  infolge 
dieser  Voig&nge  auf  dem  platten  lisnde 
eine  überschüssige  Menge,  der  g^nüber 
auch  die  seit  dem  13.  Jahriiunderl  begin- 
n«ide  Hnfenteilung  und  Orundstückspai- 
zelUmug  auf  die  Daner  die  Bildung  emes 
iSndlichen  Proletariats  nicht  verhinderte. 
Schon  im  Beginne  des  15.  Jahrhunderts 
finden  sich  hier  und  da  landfahrende  »arme 
Leute«  in  grösseren  Mengen,  seit  jlklitte  des 
15.  Jahrhunderts  werden  sie  zm*  Landplage, 


fassen  revolutionäre  Ideen  und  verbinden 
sich  mit  dem  gleichzeitig  heranwachsenden 
Proletariat  der  grossen  Städte.  Sie  setzen 
sich  zxisammen  einmal  aus  vogelfreien 
Leuten,  die  keinen  besonderen  Herrn  be- 
sessen, dum  aber  vor  allem  aus  Leuten,  die, 
grundsätzlich  dem  Grundholdentum  ange- 
hörend, dennoch  wegen  des  Schlusses  der 
Landgüter  (meist  Hess  man  nur  Yiertelung 
der  alten  Hufen  zu)  vom  Herrn  keinen 
Gnmd  und  Boden  mehr  angewiesen  erhal- 
ten hatten  und  ihm  nun  bei  einem  blossen 
Eopfzins  und  einigen  anderen  Al^ben 
hangen  Charakters,  namentlich  dem  Best- 
haupt, als  »leibeigen«  dienten. 

Die  Grundherren  wie  die  Inhaber  der 
neuer^irachsenden  Territorialgewalten  be< 
sannen  sich  g^^nüber  diesen  ^'en!weifeIten 
Zuständen  auf  ihre  alten  Redite.  In  der 
überwiegenden  Zald  der  ftUle  hatten  die 
Grundherren  aus  ihrer  Herriichkeit  übei*  die 
Mehrzahl  der  Genossen  einer  Dorf  mark  eine 
Gnmdherrschaft  über  die  Dorfmark  Über- 
haupt entwickelt;  wo  sie  fehlte,  da  hatten 
die  Landesherren  auf  Grund  des  alten 
königlichen  Bodenregals,  das  an  sie  über- 
gegangen, die  Mai'kherrUchkeit  in  Änspnich 
genommen.  Diese  Rechte,  anfangs  nur  ge- 
braucht, um  herrechaftliche  Rodungen  und 
andei-weite  Nutzungen  in  der  Mark  zu  mo- 
tivieren, wui-den  nun  zur  Begründung  eines 
vollen  Markdominiums  im  Sinne  römischen 
Rechtes  ausgenutzt.  Der  Grund  und  Boden 
des  Dorfes,  seine  Gebäude,  seine  Einwohner 
erschienen  als  im  Eigentum  des  Dorfherm 
befindlich;  man  hielt  sich  berechtigt,  für 
tlie  Nutzung  der  Allmende  wie  für  den  Auf- 
enthalt im  Dorfe  überhaupt  ungemessene 
Zinse  und  Dienste  zu  fordern.  Es  war 
eine  Bewegung,  deren  letzte  Gründe  auf 
völlig  massiose  Ziele  wiesen;  deren  lang- 
sames Anwachsen  während  des  15.  Jal^ 
himderts  zu  den  Bauemunruheu  dieser  Zeit, 
der  mittel-  und  süddeutschen  agrarischen 
Revolution  des  Jahres  1525  füiirte.  Aber 
die  Revolten  wurden  blutig  niedergeschlagen, 
und  das  System  gnmdherrlichen  und  lan- 
desherrlichen Druäes  dauerte,  bald  mehr 
bald  minder  streng  gehandhabt,  bis  zum 
B^nn  des  19.  Jahrhunderts. 

Anders  als  im  südlichen  tmd  mittleren 
Altdeutsdüand  verlief  die  Periode  im  nörd- 
lichen Mitteldeutschland  und  auf  kolonialem 
Gebiete.  Waltrend  im  Süden  die  Grund- 
herren seit  dem  13.  Jahrhundert  im  aUge- 
meineu  an  der  Bentengnmdherrschaft  fest- 
hielten, nicht  selbst  wirtschafteten  und  des- 
halb den  Bauern  im  wesentlichen  nur 
Zinse  und  allenfalls  Luxusfronden  (zur 
Jagd,  zu  Bauten  etc.)  auferlegten,  begründe- 
ten die  Gnindherren  vor  allem  der  Kolonial- 
gebiete eigene  grosse  Gutswirtschaften.  Der 
Vorgang  ist  nach  der  agrai^schichtlichen 
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Seite  hin  noch  nicht  genü^ud  aufgeklärt; 
in  den  meisten  FäUen  scheint  es  sidi  nidit 
nm  Anla^n  atif  Allmenderottlanä  zu  hüi- 
ddn.  Die  Fol^  dieser  griteseren  Gutsoi^ 
nisationen  sowie  des  llebergangs  landesherr- 
licher Hechte  an  die  Gutsherren  war,  da&e 
die  Bauern  nicht  bloss  mit  Zinseu,  sondern 
noch  viel  mehr  mit  Arbeitsleistimgen  in 
den  Dienst  der  Gnuidherreu  gezogen  ■wur- 
den und  dass  mit  dem  stets  steigenden 
Bedarf  landwirtschaftlicher  Arbeit  ihre 
Stellung  immer  drückender  ward.  Zugleich 
lag  in  der  Begründung  grösserer  Betriebe 
der  Anreiz  zur  Einverleibung  immer  grösse- 
rer Landstrecken  in  den  gutsherrlicheu  Be- 
sitz; vm  ihm  nachkommen  zu  können,  be- 
urteilte man  das  alte  Landaiedelrecht  der 
Bauern  nach  den  Grundsätzen  der  römischen 
Emphyteuse,  sah  es  unter  Umständen  für  zu- 
rücknehmbar an  und  kassierte  (legte)  eine 
grosse  Anzahl  bäuerlicher  Stellen  zu  Gunsten 
gutsherrlicher  Arrondiening  und  Vergrösse- 
rung.  Erst  die  populationistischeu  Lehren  des 
17-  und  18.  Jahrhunderts  haben  diesen  >Iass- 
nahmenwenigstens  teilweise  einEndegemacht. 

6.  19.  Jahrh.:  Freies  Eigen  nnd 
staatsbürgerliche  Freiheit  Die  Lösung 
aus  den  leibeigenen  Fesseln  des  vorigen 
Jahrhunderts  verdankt  der  Bauemstand  ne- 
ben den  popiilation  istischen  Lehren  vor- 
nehmlich der  Aufklärung  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, d.  h.  den  neuen  sozialen  nnd 
politischeu  Anschauungen  des  Büi^gertums, 
die  sich  seit  etwa  173U — 1750  der  Köpfe 
der  Begierenden  zu  bemächtigen  begannen 
und  die  in  der  französischen  Revolution 
nicht  bloss  für  Frankreich  ^egteu,  sondern 
in  Deutschland  schon  vorher  hier  und  da 
zu  praktisdien  Lösungen  der  Bauemfra^ 
^fOhrt  hatten,  so  namentlich  in  Holstem 
im  Anschluss  an  dänische  Vorzüge.  Für 
die  volle  Liquidation  der  naturalwirtschaft- 
lichen  Verhältnisse  auf  dem  platten  Lande 
nnd  die  dauernde  Aufrechterhaltung  der 
Bauemfreiheit  aber  ist  neben  der  immer 
stärkeren  Wirkiuig  eines  individualistischen 
Wirtschaftsbetriebes  dann  namentlich  die 
Einführung  der  allgemeinen  Dienstpflicht 
von  Bedeutung  gewesen :  denn  einem  Stande, 
dem  die  grössten  staatlichen  Pflichten  auf- 
erlegt werden,  lassen  sich  staatliche  Rechte 
auf  die  Dauer  niclil  vorenthalten  (Eingehen- 
deres B.  i.  d.  Art.  Bauernbefreiung 
unten  S.  343  ff.). 

Lltteratnr:  Hanssen,  A^rhittoritche  Abhand- 
lungen, 2  Bde.,  1880,  1884-  —  lienman.  W. 
Roa»,  The  early  hietoiy  of  land-holding  among 
the  German»,  1883.  —  HiÜtehrandf  Recht  und 
Hüte  auf  den  rertckiedenen  icirtuchafüiclien  KuU 
turahifen,  Bd.  J,  1896.  —  Thuüiehutn,  Die 
Gau-  und  Markverfaumig  in  DeuUchkmd,  1860. 
—  Jfet^setlf  Anaieddvn^f  und  Agrarwetcn  der 
Wettgermanra  und  Otlgermanen ,  der  Äetten, 
RSmer,  Finnen  und  Ikoven,  Jt  Bde.  mit  Aäaa, 


189S.  —  V.  lHama~8terHeg0,  Dat  ffofitj/tun 
tV  ifA.  1872.  —  neraHhe,  Di*  Au^iidung  der 
grotaenGrundherrtchafien  in  Deutschland Kähreml 
der  KaroUngerzeit  (Stnata-  «.  aozialtrts».  Fortck.  I, 
1)  1879.  —  Derselbe,  DeuUehe  WirUchafingf- 
erhichle,  S  ßde.,  1879—98  (WirUrhaft,  in  PüuU 
Grundriaa  der  German.  Philologie ,  3.  Auß.,  1897). 

—  von  Maurer,  EinleiUing  zur  Getchichte  drr 
Mark-,  Dorf-,  ffof-  u.  ^dtverfataung  u.  der  öffent- 
lichen Gewalt,  185^;  neueÄuag,  ron  Otincnr,  181/6. 

—  Derselbe,  Geaeh.  der  Markenrer/aatm»^  i» 
DeuUrhland,  1856.  —  Derselbe,  Geseh.  der 
Fronkiife,  der  Bauernhöfe  und  der  Hojter- 
fasaung  in  DeutteUand,  4  Bde.,  186S—6S.  — 
Geach.  der  Dorfverfataung  in  Deultchiand,  2  Bde., 
1865—1866.  -  iMtnprecht,  Deutachea  Wirt- 
»chaftalehen  im  MiUel<Uter,  4  Bde.,  1886.  — 
Oothein,  Wirltrhaftegeaehie^  de*  Schtran. 
iraldea,  Bd.  1,  189i.  —  v.  MiaahmrsM.  Die 
Verfaaaung  der  Land-,  Alpen-  und  ForHinriachafi 
der  deutachen  Schtceix,  1878.  —  Derselbe,  Di* 
»rhiteiteriMeke  Allmend,  1879.  — •  Hanauer,  Lea 
coniiituHon'  de  campagnes  d'.lheue  au 
1864.  —  Mteifaelhe,  Ze*  payiana  d'AUacti  nu 
(H.-o. ,  186S.  —  Oothein,  Die  Lage  des  Bauern- 
»tandea  um  Ende  dea  MOtelaltera,  rnrtiehmliek 
in  ß!iädiPe»tdeut*ehland  (ll'eatdeuUc/te  Ztechr.  IV). 

—  lAtdtrig,  Der  badiarhe  Bauer  im  18.  Jahrh. 
(Abh.  aua  dem  ISlraaab.  Staaltwitaentck.  Seminar 
XVI),  189H.  —  IJiwe,  Die  rechtliche  Stellung 
der  fränkiachen  Bauern   im  Mittelalter,  ISM. 

—  lÄimprecht,  Entwiekctung  dea  rhciniachrn 
Bauemttandea  während  dea  Mittelalters  (We*t- 
deuueke  Ztaehr.  VI;  vgl,  Preuu.  Jahrb.  LVI). 

—  KtndHngef,  QeBehiehU  der  deutsehen 
Hörigkeit,  ISIS.  ~  SMve,  Wese»  und  Ver- 
Jdttung  der  Landgemeinden  in  Westfalen  Nnd 
Nie-dersachaen,  1857.  —  WitHeh,  Die  Grund- 
hcrrachuft  in  yördireatdeutachland ,  1896.  — 
Pleyte,  De  regteloeatand  der  marken  in  Srdrr. 
land,  1879.  —  Haxthausen,  Ueber  die  -lyror- 
vcrfaaaung  in  Xorddeutackland.  18£9.  —  Heit- 
zen,  Der  Boden  und  die  landwirUchaftlichrn 
Verhältniaae   dea  preuasiachen  Staat»  I, 

—  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ur- 
sprung der  Landarbeiter  in  de»  älteren  Teilen 
Preuaaena,  3  Bde.,  18S7.  —  Deraelhe*  Die. 
Landarbeiter  in  Kneehtachaft  und  Freiheit,  18'Jl. 

—  Derselbe,  Grundherrachafi  und  Rittergut, 
1897.  —  Keil,  Die  Landgemeinde  in  den 
Öttlirhen  Provinzen  Preuttaena  (Ztaehr.  d.  Ver. 
f.  Sozialpolitik  XLIII),  1890.  —  Haun. 
Bauer  und  Gutsherr  in  Sachaen,  189J.  — 
Korn,  Geachichie  der  bäueriichen  Rechtn-er- 
hältnieae  in  der  Mark  Brandenburg  (Ztaehr. 
/■  Rechtageaek.  XI).  ~  Orosmnann,  l'eher 
die  guteherriieh-bSueriicheu.  Reekiseerh3Uni*ae 
in  der  J/arJt  Brandenburg  vom  16.— 18.  Jahrh. 
(Staat»-  u.  aozialie.  Forteh.  IX,  4),  J^^^-  — 
Obermann,  Der  Geeinderwangadienat  in  der 
Mark  Brandenburg,  1897.  —  BoeMau,  Ueber 
l'rapntng  und  IVeaen  der  Leibeigenaekafl 
in  Mecklenburg  (Zaehr.  f.  Bechtageach.  X).  — 
Fuchs,  Der  Untergang  dea  Bauem»ta»dea  ntid 
daa  Aufkommen  der  Gutaherrackaften  in  -Vrw- 
rorpommem  und  Rügen,  1888.  —  V.  Brünneck. 
Die  Leibeigenachaft  in  Pommern  (Ztaehr.  f. 
RechUgeaek.  XXII).  —  Derselbe,  Die  leib- 
eigenachaft in  Ostpreuaaen  (ZUchr.  f.  Recbtagesch. 
XXI).  —  Zur  Guehiehie  de»  OrwtdeigeiauwtM 
in  Oft-  und  Wet^u»»s»,  1891f,  —  GoMrfw, 
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AgrargeackiehUiehe  Fortiehungen  eUr  Gcffeniearl 
(JIüuekeHer  AUg.  Ztg.  1892.  .Vr.  U4,  US,  349, 
Sf'4,  £76).  —  FUcha,  Artt.  »Bauent  und  nUau' 
mi^freiung*  im  WSrterbuck  der  VoUctwirUthafi, 
1S9S. 

LamprechL 


Bäit«4iche  Lasten  s.  Bauembefreiimg. 


Bauentbefreinng. 

L  B.  in  Prenasen  (S.  343).  U.  B.  in  Sttd- 
dentschUDd  (S.  352).  III.  B.  in  Oesterreicli- 
Ungarn  (3.  360).  IV.  B.  in  Belgien  und 
den  Niederlanden  (S.  371).  Y.  B.  in  Dänemark 
iS.  375).  Tl.  B.  in  Frankreich  (S.  380).  VII. 
B.  in  Grosgbritnnnien  (S.  388).  VIII.  B.  in 
Norw^n  (S.  392).  IX.  B.  in  Rnmänien  (S. 
%3;.  X.  B.  in  Rnssland  iS.  399).  XL  B.  in 
Schweden  (S.  423).    XII.  B.  in  Japan  (S.  424). 

I.  Die  Baaernbefreinngindeu 
östlichen  FrOTinzen  des 
prensslschen  Staates. 

1.  Hemchaftliclier  Gntabetrieb  nnd  bttner- 
liche  Unfreiheit.  B.  Befreiung  der  Domänen- 
baiieni.  3.  Befreinng  der  PriTatbanem  bis 
zum  BQcktritte  Steins.  4.  Die  Begnliening  (bei 
schlechtem  Beaitzrecht)  in  Preussen,  Pommern, 
Brandenbari^  und  Schlesien,  ö.  Die  ÄblÖsang 
der  Beallasten  (bei  gntem  Besitzrecht).  6.  Be- 
:<ondere  Gesetze  ftVr  Posen.  7.  AbschluBS  der 
Reformgesetze  and  Statistik.  8.  Wirkungen  der 
Reform. 

1.  UerrBchaftUcher  Uutebetrieb  und 
b&aerliche  Unfreiheit  Ais  Bauernbe- 
freiiiQg  bezeichnet  man  eine  Reihe  von 
Massregeln  der  Verwaltung  und  der  Gesetz- 
^bung,  wodurch  filr  die  herrtwhaftlichen 
Bauern  folgende  Ziele  en-eicht  werden  sollten : 
1)  Aofhebung  der  Erhunterthänigkeit ;  2)  Auf- 
hebung der  bäuerlichen  Frondienste ;  3)  Vei*- 
mudlung  des  versc-hiedenartigenBesitzrechtes 
der  Bauern  in  Eigentum ;  4)  Ablösung  der 
aaf  dem  Eigentiun  der  Bauern  ruhenden 
Reallaaten. 

Kao  kann  nicht  behaupten,  dass  es  in 
ilen  JJstlichoi  FroTinzen  in  der  Mitte  des 
18.  Jahihnnderts  nur  herrBchaftliche  Bauern 
gegeben  habe;  es  kamen  vielmehr  auch 
Ftahanran  vor  (z.  B.  die  nach  kuhnischem 
Recht  ntzeoden  sogemuiDten  Klemer  in  Ost- 
Eveoasen):  doch  "waren  die  herrsdiaftlichen 
Bauern  veitaus  hftu^er.  Wir  nennen  sie 
90,  Teil  eine  Herrschaft  über  ihnen  steht: 
eine  Gmndherrschaft,  wenn  das  Verhältnü; 
noch  mittelalterlich  ist ;  eine  Gutsherrschaft, 
vam  das  YerhAltnis  sich  bereits  neuzeitlich 
ausgestaltet  hat.  In  ersterem  Falle  tritt 
DKhr  das  Obereigentum  hervor,  in  letzterem 


Falle  kommt  daneben  auch  die  Dienstpflich- 
tigkeit des  Bauern  zu  höherer  Entwicklung. 

"Wenn  die  Herrschaft  über  die  Bauern 
dem  EOnig  zusteht,  so  hat  man  es  mit  Do- 
manial-  oder  Ärat&bauem  (d.  h.  iinter  dem 
konischen  Amte  stehenden)  zu  thim;  wenn 
die  Berrsdiaft  Privaten  zusteht,  redet  man 
von  Frivatbauem.  Als  private  Herrschaft 
treten  mitunter  Körperschaften  auf  (z.  B. 
ElGster,  Stadtmagisti-ate  eto),  aber  die  wich- 
ti^ten  unter  den  privaten  Herrsc^iaften  siud 
die  mttei^tsbesitzer. 

Bei  der  Bauernbefreiung  h^elt  es  sich 
um  die  Lösung  des  Bandes,  velches  bis 
dahin  die  Bauern  mit  iluer  Heirschaft  ver- 
bunden hat  Wie  diese  Yerhindon^  ent- 
standen ist,  gehört  nicht  hierher  (veigl.  die  Artt 
G-rundherrschaft,  Gutsherrschaft, 
Rittergut),  nur  ist  festzuhalten,  dass  dieselbe 
in  der  dem  Osten  eigentümlichen  Form  nicht 
sehr  alt  ist:  sie  setzt  eine  ausgedehnte  und 
nachdrilckliche  Guts  Wirtschaft  der  Herrschaft 
voraus.  Bei  Domänen  und  bei  den  Privat- 
gütem  von  Körperschaften  wii-d  diese  Guts- 
wirtschaft von  einem  Pächter  ausgeübt,  bei 
Rittergütern  meist  vom  Gutsherrn  selber. 
Darin,  dass  ehie  ausgedehnte  und  nachdrück- 
liche Gutswirtschaft  westlich  der  Elbe 
sich  nicht  so  allgemein  entwickeln  konnte, 
liegt  der  Gnind,  weshalb  im  Westen  weder 
Erbunterlhänigkeit  noch  unerblich-lassitische]^ 
Besitz  sich  finden,  sondern  bei  Meierrecht 
nur  mässige  Dienste  imd  ReaUasten.  Die 
Bauernbefreiung  im  Osten  ist  daher  auch 
nicht  Zerstöning  mittelalterlicher  Üeberreste 
(wie  es  im  Westen  der  Fall  ist),  sondera 
Aufliebung  einer  neuzeitlichen,  erst  um  die 
Zeit  der  Reformation  (etwa  1550)  einge- 
;  führten  Verfassmig  des  landwirtschaftlichen 
Grossbetriebs ;  docli  ist  eben  nur  die  frühere 
Verfassung,  nicht  aber  der  ürossbetrieb 
selber  aufgehoben  worden. 

Der  herrschaftliche  Gutsbetrieb 
im  Osten  entstand  dadurch,  dass  der  Grund- 
hen-  möglichst  viele  der  von  ihm  abhängen- 
den Bauerngüter  in  eigene  Bewirtschaftung 
nahm  (Auskaufen  der  Bauern,  »Legen«, 
d.  h.  niederlegen  der  Bauernstellen)  und  die 
Arbeit  von  den  übrig  gebliebenen  Bauern 
verrichten  liess.  Die  vertriebenen  Bauern 
zogen  vielfach  in  die  Städte,  nur  ein  kleiner 
mag  fUs  Arbeiter,  ohne  Landbesitz,  ge- 
blieben sein  (etwa  us  »Insten«).  In  asx 
Ifouptsache  mnssten  die  im  Besitze  ihrer 
Hofe  gebliebenen  Bauern  für  die  Arbeit  in 
der  herrsohaftliehen  Grosswirtschaft  auf- 
kommen, indem  die  Frondienste,  welche  als 
Reallast  auf  den  Stellen  ruhten,  stark  ver* 
grössert  und  indem  die  heranwachsenden 
Bauemkinder  dem  Zwangsdienst  als  Gründe 
auf  dem  Herrenhofe  unterworfen  wurden. 
Damit  der  Bauer  sich  diesen  Zumutungen 
nicht  entziehen  konnte,  war  er  »an  die 
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Scholle  gebunden«,  d.  h.  unfrei:  er  durfte 
den  Outsbezirk,  zu  dem  er  durch  Geburt 
gehörte,  nidit  ohne  Einirilligung  des  6nts- 
herm  verlassen  und  konnte  zur  Aonahmo 
eines  fronpflichtigen  Hofes  gezwungon  wer- 
den. Nimmt  man  noch  hinzu,  dass  die  herr- 
sdiaftlichen  GQter  gemäss  ihrer  EntHtehnng 
aus  zerstreut  li^nden  Äeckern,  die  mit 
denen  der  Bauern  im  Geraenge  lagen,  be- 
standen: Bo  hat  man  ein  Bild  des  herrschaft- 
lichen Gutes  in  der  Mitte  des  18.  Jalir- 
hunderts  und  der  aus  dieser  Giitsverfassung 
entspringenden  »gutsheiTlich-bäuerlichen  Ver- 
hältnisse« :  der  Bauer  sah  im,  Gutsherrn 
seinen  Arbeitsherrn,  an  den  er  durch  die 
Geburt  för  sein  ganzes  Ijeben  gefesselt  "war. 

Dazu  kommt  noch,  dass  das  Besitzrecht 
der  Bauern  an  iliren  Höfen  in  vielen  Ge- 
genden ein  sehr  sehlechtes  war.  Zwar 
kommen  Eigentum,  Erbzins  und  Erbpacht- 
recht vor,  aber  bei  herrsehaftlichou  Bauern 
hat  man  meistens  lassitischen  Besitz  (I^assit 
ist  derjenige,  welchem  ein  Grundstück  zur 
Kidtur  und  Bemitzimg  gpgen  gewisse,  dem 
Eigentümer  vorbehaltene  Vorteile  eingeräumt 
ist;  er  kann  über  dasselbe  in  der  Regel 
nicht  frei  verfügen),  und  dieser  ist  nicht 
einmal  immer  ein  erblicher.  An  sehr  vielen 
Orten  hatte  der  Bauer  nur  lebenslänglichen 
Besitz ;  in  anderen  Gegenden  wieder  komite 
der  Gutsherr  dem  Bauern  halbjährig  kün- 
digen. In  letzteren  Fällen  hiesson  die 
Bauern  oft  Pächter,  aber  man  darf  hierbei 
nicht  an  römisch-rechtliche  Pächter  denken, 
die  sich  bestimmte  Dauer  —  meist  schriftlich 
—  ausbedimgen  haben  imd  in  keinem  »guts- 
heiTlich-bäuerlichen  Verhältnis«  stehen.  Der 
strengere  Sprachgebrauch  fasst  den  Begriff 
des  lassitischen  oder  Lass-Besitzes  so  weit^ 
dass  die  sogenannten  Pächter  mit  hinein 
gehören,  die  römisch-rechtlichen  Pächter 
aber  aufschlössen  sind. 

In  Bezug  auf  die  Besitzrechte  herrschen 
grosse  Verschiedenheiten  je  nach  den  Lan- 
desteilen. In  Niederschlesien  werden  die 
heiTSfdiaftlichen  Bauern  als  Eigentümer  be- 
z«chaet;  in  der  Mark  Brandenbiu^  und  in 
Altvorpommern  scheinen  sie  vorwiegend  erb- 
lich Lassiten  gewesen  zu  sein.  In  Ober- 
schlesien, Hinterpommem  und  Ostpreussen 
war  der  unerblich-lassitische  Besitz  vor- 
herrschend. Dagegen  haben  sich  in  Neuvor- 
pommem,  unter  schwedischer  Herrscliaft,  aus 
den  Lassiten  römisch-rechtliche  Pächter  ent- 
wickelt. 

Der  herrschafthche  Gutsbetrieb  bei 
schlechtem  Besitzrechte  und  starken  Fronen 
der  Bauern  findet  sich  besonders  da,  wo  die 
Landbevölkerung  slaWsch  geblieben  ist,  und 
bei  deutscher  Landbevölkerung  da,  wo  der 
dreissigjährige  Krieg  am  stärksten  gewirkt  hat 

Unabhängig  von  dem  Besitzrechto  ist  die 
Cnteischeidung  der  Bauern  nach  der  Grösse 


des  Besitzes.  'Hiev  kommt  es  wesentlidi 
darauf  an,  zu  beachten,  daes  eine  gn^se 
Zahl  von  bäuerlichen  Besitzern  so  gerin^n 
Landbesitz  hatte,  dass  sie  niu*  ganz  wenige 
oder  wohl  gar  keine  Zugtiere  mehr  hielten ; 
sie  waren  dum  auch  nicht  zu  Spanndienst«! 
vei-pflichtet  sondern  nur  zu  ^^nddiensten, 
während  nössere  BauemsteUen  sowohl 
Si>ano-  Eds  Handdienste  leisten  mnssten. 

Die  Kossäthen  luiterscheiden  sich  von 
den  Bauern  engsten  Sinnes  dadurch,  dass 
ihnen  nur  einzelne  Grundstücke,  aber  nicht 
eine  Hufe  (das  heisst  ein  Komplex  von  Grund- 
stücken und  Nutzungen  in  herkömmlicher 
Grösse)  vom  Gnmdberm  überlassen  sind. 
Daher  kommt  es,  dass  ihr  Land  meist  nicht 
im  Gemenge  auf  der  Flxur  liegt,  daher  auch 
nicht  der  Nutzimg  nach  gemeinschaftlichem 
Plane  unterworfen ,  sondern  Gartenland 
(Wm-th)  ist.  Meist,  aber  nicht  immer,  haben 
sie  kleineren  Besitz  als  die  Bauern,  selir 
oft  sind  sie  nicht  spaunfäliig,  in  der  B^el 
sind  sie  zu  Handdiensten  verpflichtet. 

I^eute,  die  zwar  noch  ein  Stück  Landes 
besitzen,  aber  nur  so  wenig,  dass  es  eben 
nm-  als  Stütze  ihrer  Wirtschaft,  nicht  mehr 
als  Grundlage  eines  landwirtscliaftlichen 
Botrioljes  in  Betracht  kommt,  und  die  daher 
meist  von  Arbeitsvei-dienst  leben,  wie  Büdner, 
Käthnor,  Häusler  u.  dergl.,  geliQren  nidit  zu 
den  Bauern. 

Die  Erbunterthänigkeit  (Gebun- 
denheit an  die  Scholle ,  Zwangsgesinde- 
dienst der  Heranwachsenden,  Zwang,  Bauer 
zu  werden)  kommt  bei  den  verschiedensten 
Besitzrechten  vor;  da,  wo  sie  sich  mit  un- 
erblichem Lassbesitze  verlwmden  findet,  er- 
scheint sie  im  gehässigsten  Lichte,  und  diese 
Verbindung  wird  von  den  preussischeu 
Königen  als  »Leibeigen8Chaft&  bezeichnet, 
während  die  rechtskundigen  Beh^h^en  z.  B. 
in  Ostpreussen  stets  nm-  von  UnterthSiiigkeit 
reden.  Audi  die  Leibeig^schoft  der  pom- 
mei-schen  Bauern  ist  —  trotz  weitei^ehen- 
der  theoretischer  Ansprüche  der  Stände  — 
im  wesentlichen  nur  die  oben  gekennzeichnet!^ 
Verbindung^,  welche  adh  von  der  Leibagen- 
schaift  im  Sinne  der  Sklaverei  diwch  zweierlei 
streng  untei-scheidet :  1)  der  Erbnnterthan 
ist  nicht  als  Person  veräusserlich,  er  gehört 
zum  Gute  und  wechselt  niir  mit  dem  Giitr 
seinen  Hen-n;  2)  der  Erbunterthan  hat 
Privat\'ermSgen,  auch  da,  wo  der  ihm  über- 
tragene Landbesitz  unerblich  ist. 

Es  mag  sein,  dass  Uebergriffe  der  Herren 
hier  und  da  vorkamen  (persönliche  Ver- 
äusserung  von  Unterthanen  im  schwedischen 
Neuvorpommem ;  Ansprüche  auf  die  Hinter- 
lassenschaft in  Ostjireussen) ;  aber  im  grossen 
und  ganzen  ist  die  Erbunterthän^keit  um 
1750  ein  von  der  Sklaverei  völlig  verschie- 
denes Herrsdiaftsverhältnis,  das  auch  nit^t 
aus  der  Sklaverei  entstanden  ist,  stmtlem 
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aus  der  Heranztehuog  ursprünglich  freier 
Bauern  zur  Arbeit  auf  dem  herrschaftlichen 
Gute. 

£in6  oft  angefühlte  Stelle  im  Allgemeinen 
Landrecht,  das  vom  1.  Juni  1794  an  galt 
(Teü  n,  Titel  7,  §  147 fL:  »Bs  findet  diOier 
die  ehemalige  Leibeigenschaft  als  eine  Art 
der  persOnliäien  SkUverei,  auch  in  Ansehung 
der  unt«rthfinigen  Bewohner  des  platten 
Landes  nicht  statt«)  darf  daher  nicht  so  auf- 
gefasst  werden,  als  wäre  dadurch  eine  früher 
allgemeine  eigentliche  Leibeigenschaft  in 
inuaterthänigkeit  verwandelt  worden.  Die 
Erbnnterthäoigkeit  war  schon  vorher  völlig 
ausgebildet  imd  verbreitet,  und  Leibeigen- 
schaft im  Sinne  der  Sklaverei  war  nicht 
vorhanden.  Einige  Aohnlichkeit  zwischen 
Erbunterthänigkeit  bei  uns  und  Negerskla- 
verei in  Zucker-  und  Baumwollenplantagen 
besteht  allerdings:  beide  Zustände  der  Un- 
freiheit sind  im  Ifi.  Jahrliundert  entstanden 
und  beide  wurzeln  im  Grossbetrieb,  der  da- 
mals aufkam  und  gewaltsam  Arlieitskrafte 
an  sich  zog.  Freie  Arbeiter  waren  wetler 
hier  noch  dort  denkbar,  weil  es  keine  hin- 
länglich zahlreiche  Menschenklasse  gab,  die 
bereit  gewesen  wäre,  die  Arbeiten  freiwill^ 
und  gegen  Lohn  zu  verrichten. 

Durch  den  Mangel  an  fYeiheit  entstand 
bei  den  Bauern  eine  klägliche  Unselbstän- 
ständigkeit  imd  Soi^losigkeit  —  denn  sie 
waren  auch  berechtigt,  vom  Gutsherrn  jeden- 
falls den  notdürftigsten  Unterhalt,  besonders 
in  Krankheit  und  Alter,  zu  fordern;  durch 
den  verbreiteten  nnerblieheu  Besitz  ^nnte 
der  Bauer  nicht  siclier  daravif  rechnen,  seinen 
Hof  den  Kindern  zu  hinterlassen ;  durch 
den  Zwangsgesindedienst  fühlte  der  Bauer 
sich  als  ein  Wesen  von  tiefer  stehender  Art 
als  der  Gutsherr;  durch  die  Frondienste, 
die  mSdichst  lässig  abgeleistet  wurden,  ent- 
sbud  die  Gewohnheit  liederlicher  Arbeit, 
Qod  häufig  wurde  die  eigene  Wirtschaft 
stark  vemacdilSssigt. 

So  sich  bereits  früh  im  18.  Jahr- 
hundert bei  tiefer  denkenden  und  feiner 
fohlenden  Naturen  das  Bedürfnis  nach  Ab- 
hilfe. A-her  ans  der  damaligen  Landesver- 
fassung etgiebt  sich,  dass  der  König  nur 
für  die  Domanialbauern  freie  Hand  hatte; 
für  die  Privatbauem  war  die  Mitwirkung 
der  Stände  kaum  zu  umgehen,  jedenfalls 
war  auf  die  Interessen  der  Gutsherren  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Daher  ist  in  der  Ge- 
BcUchte  der  bäuerlichen  Reformen  stets  der 
zweifache  Anlauf  zu  bemerken :  zuerst 
kommen  die  Domänenbauem,  dann  die  Privat- 
bauem  an  die  Reihe. 

2.  Befreiiug  der  Domuienbauerii. 
Am  bekanntesten  sind  die  Versuche  des 
Kltaigs  Friedrich  Wilhelm  1.,  der  seine  ost- 
preuBsischen  Domänenbauem  1718  und  die 
pommersdien  1719  aus  der  «Leibeigenschaft« 


herausheben  wollte ;  aber  dabei  wird  wesent- 
lich an  Kinführung  d^  erbliehen  Besitzes 
gedacht;  ganz  und  gar  ausgeschlossen  war 
das  Aufhören  der  Frondienste,  auch  an  Frei- 
zügigk^t  wurde  gar  nicht  gedacht,  da  die 
Bauern  —  statt  dtirch  Gebort  —  nun  durch 
einen  besondci'en  i^d  zum  Bleiben  ver- 
pflichtet werden  sollten.  Nur  ganz  wenige 
Bauern  hatten  Lust,  sich  auf  das  neue  Ver* 
hftltnis  einzulassen,  und  so  bleibt  denn  dieser 
Versuch  —  bei  weldiem  es  aufifiUt,  dass 
man  zuerst  an  Bessenmg  des  Besitzrechtes 
denkt  —  wesentlich  merkwürdig  wegen  der 
eigenartigen  Lebhaftigkeit ,  mit  der  der 
König  ihn  betrieb.  Dagegen  w\irde  aller- 
dings das  Dienstwe.'ien  der  Bauern,  wobei 
viel  Willkür  und  »Bedruck<  stattfand,  im 
Laufe  der  Zeit  geordnet  und  so  weit  ein- 
geschränkt, dass  die  Domänenbauem  dabei 
bestehen  konnten. 

Die  allgemeine  Einführung  des  erblich- 
lassitischen  Besitzes  statt  des  bis  dahin  un- 
erblichen  erreichte  Friedrieh  II,  1777  durch 
eine  Kabinettsordre,  ohne  dass  dabei  sonst 
gnindsätzlich  die  Verfassung  geändert  wor- 
den wäre :  Frondienste  (Scharwerk)  und  Erb- 
unterthänigkeit bliel>en  bestehen.  Die  ge- 
nauere Ordnung  des  biliierlioben  Besitz- 
rechtes  geschali  durch  eine  unterm  25.  März 
1790  erlassene  Deklaration  zu  jener  Kabinetts- 
ordre, die  zwar  von  Friedrich  Willielm  II. 
erlassen  ist,  aber  unter  seinem  grossen  Vor- 
gänirer  schon  völlig  vorbereitet  war. 

^e  E>bunterthänigkeit  verschwand  in 
Gstpreusseo  und  Litauen  dadurch ,  dass 
Friedrich  II.  17ß3  den  Domänenpächtem 
verbot,  von  der  Pflicht  der  Unterthanen 
zum  Gesindedienst  Gebrauch  zu  machen. 
Da  hierdurch  das  sichtlarste  Merkmal  der 
Unterthänigkeit  wegfiel  imd  noch  die  üeber- 
liefemng  von  1718  lebendig  war,  wonadi 
der  damalige  König  «Freiliauemc  hatte  haben 
wollen,  so  galt  die  Unterhänigkeit  für  that- 
sächlich  we«^fallen;  1804  wurde  dies  für 
Ost-  und  Westpreussen  ausdrücklich  aner- 
kannt (nicht  aber  erst  eingeführt). 

In  Pommern,  in  der  Neumark  und  Kur- 
mark &nd  Aufhebung  der  Erbunterth&nig<- 
keit  vertragsmfisaig  bei  denjetiigeu  Bauern 
statt,  welche  sich  1799  bis  1805  auf  die 
Dienstaufhebung  (vei-gl.  unten)  einliessen: 
CS  mögen  wesentlich  die  grösseren  Bauern 
gewesen  sein. 

Die  bekannte  V.  v.  28.  Oktol)er  1807, 
wodiux^h  die  etwa  noch  liestchende  Erb- 
unterthänigkeit der  Domanialbauern  in  Bran- 
denbuig,  Pommern  und  Schlesien  aufgehoben 
wird,  ist  für  Schlesien  —  wo  es  aber  um- 
wenige  Domanialbauern  gab  —  zwar  die 
erste  Massregel  dieser  Art;  für  Branden- 
bui^  und  Pommern  kamen  aber  nur  noch 
diejenigen  Bauern  in  Betracht ,  welche 
1799  bis  1805  nicht  auf  die  voi^chl*^nen 
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Neuerungen  eingegangen  waren,  also  wohl 
die  kleineren. 

Im  Jahre  1799  hat  endlich  der  K<^nig 
Friedrich  Wilhelm  111.  angeordnet,  dass  den 
Domanialbauem  die  Möglichkeit  der  Dienst- 
ablösung gegeben  werde.  Diejeni^n  Bauern, 
welche  den  Frondienst  los  sein  wollten, 
durften  eine  Geldentschätligung  an  das  Amt 
leisten  (die  aber  niir  so  hoch  gegriffeD  wurde, 
dasB  die  Kammer  bei  der  Neuordnung  keinen 
Schaden  hatte);  denn  es  mussten  nun  die 
Domäneupächter  in  den  Stand  gesetzt  wer- 
den, mehr  eigene  Zugtiere  zu  halten  und 
Hftuser  für  eine  Anzahl  von  Arbeiterfamilien 
zu  erbauen.  Man  hatte  damals  die  Domänen- 
gQter  auf  je  sechs  Jahre  verpachtet;  sobald 
ein  solches  Amt  in  dem  Zeitraiune  von  1799 
bis  1805  pachtfrei  wurde,  trat  man  in  Cnter- 
buidhrngen  mit  den  Bauern  ein.  In  Freuss^ 
war  es  der  Minister  Frhr.  von  Schroetter, 
in  Pommern  und  den  Mariten  von  Voss,  die 
diese  Massregel  durchführten.  Ueberall  han- 
delt es  sich  nur  um  die  Aufhebnng  der 
Dienste  der  Bauern,  nicht  um  die  der  Eigen- 
kftthner  imd  der  Insten,  welche  Ja  keine 
bftuerlichc  Wirtschaft  führten;  in  Pommern 
hat  man  sogar  die  Kossäthen,  obgleich  sie 
eine  wenn  auch  kleine  Wirtschaft  führen, 
im  alten  Verhältnis  gelassen.  So  sind  die 
Spanndienste  und  die  Handdienste  bei  den- 
jenigen Domänenbauern,  welche  die  Um- 
wandlung vorteilliaft  fanden,  in  Wegfall  ge- 
kommen, wofür  sie  idlei-dings  ein  jährliches 
Dienstgeld  übernahmen  und  Nebenvorteile 
verloren. 

Zugleich  mussten  sich  die  ablösenden 
Domänenbauern  in  Pommern  und  in  der 
Kurmark  verpflich  ten ,  ihren  bisher  zwar 
erblichen,  aber  noch  lassitiachen  Landbesitz 
als  Eigentum  anzunehmen.  Die  Verleihung 
des  Eigentums  an  die  Domänenbauem  ist 
vielfach  ganz  falsch  aufgefasst  w^orden:  es 
ändert  siäi  im  Besitzstände  nichts,  nur  der 
Kechtstitel  wird  geändert  Für  die  Erwer- 
bung des  besseren  Reditcs  an  dem  auch 
vOTher  besessenen  Boden  zahlt  der  Bauer 
ein  Einkaufageld  von  100  bis  20(J  Thalern, 
an  die  Kammer;  ein  weiterer  Vorteil  der 
Kammer  ist  aber  der,  dass  die  bisher  übliche 
weitgehende  Untoi-stfltzuiig  der  Bauern  (Er- 
satz der  Hofwehr  und  des  Zugviehes  nach 
Unglücksfällen,  Lieferung  von  Saatkorn  und 
Brotkorn,  wenn  Mangel  eintrat;  Berechti- 
gung zum  Bez\ig  von  Brennholz  und  Bau- 
holz aus  den  Domanialwaldungen  u.  dorgl.) 
in  dem  Augenblicke  w^;fiel,  wo  der  Bauer 
das  Eigentum  annahm.  Daher  drängte  die 
Kammer  ganz  besonders  anf  diese  Aende- 
rung:  nur  unter  dies«:  Bedingung  wurden 
die  den  Bauern  willkommenen  Dienstab- 
lOsungen  gewahrt  —  In  der  Provinz  Prenssen 
waren  17^  bis  1S05  die  Bauern  zur  Zahlung 
des  Einkaufegeldes  zu  schwach  gewesen; 


daher  konnte  tmter  Steins  Ministerium  im 
Jahre  18(18  die  Massregel,  die  Domänen- 
bauern zu  Eigentümern  zu  machen,  neu  an- 
geregt und  durchgeführt  werden :  man  hoffte, 
dadurch  den  Bauern  Kredit  zu  verschaffen 
(denn  ei-st  als  Eigentümer  durften  sie  nötigen- 
falls zur  Veräusscrung  schreiten)  und  sie 
auf  eigene  Füsse  zu  stellen;  der  W^all 
der  Unterstützungen  war  für  die  Kammer 
so  beträchtlich,  dass  sie  kein  Einkaufsgeld 
forderte  und  dennoch  sich  erleichtert  fand. 
Auch  mussten  hier  alle  Bauern  das  Eigen- 
tum annehmen,  während  in  Pommern  und 
der  Kurmark  das  Verbleiben  in  der  alten 
Verfassung  möglich  war. 

Bei  der  Neuordnung  der  Verhältnisse 
der  Domanialbanera  hat  deren  Orundherr- 
herrschaft  (der  königliche  Fiskus)  niemals 
Abtretung  von  I^d  gefordert ;  die  frflheren 
Domänenbanem  treten  also  mit  ungeschinft- 
lertem  Landbesitz  in  die  neue  Verbssung 
ein.  (Bei  den  Privatbauem  war  das 
anders.) 

Mithin  waren  die  Domänenbauern  in  der 
Hauptsadie  zvi'ischen  den  Jahren  1777  und 
1808  stufenweise  in  den  neuen  Zustand  über- 
geführt ;  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhält- 
nis ist  gelost,  die  früheren  Verbände  sind 
zerfalJen,  der  einzelne  ist  mit  seinem  Grund- 
eigentum auf  friedlichem,  gesetzmässigem 
Wege  in  den  freien  Verkehr  gesteilt:  seine 
Dienstbaiieit  fällt  weg,  mit  ihr  aber  auch 
der  wirtschaftliche  Rückhalt,  den  ihm  bis- 
her die  Herrscliaft  geboten  hatte. 

3.  Befreiung  der  Privatbanern  bis 
znm  Rücktritte  Steins.  Bei  den  Privat- 
banern  ti-eten  die  Neuordnungen  alle  viel 
später  auf,  weil  erst  der  Staat  gegenüber 
den  Ständen  erstarken  musste,  ehe  er  an 
die  Rechte  der  privaten  Gnmdherren  zu 
rühren  wjigte.  Daher  kommt  es  im  18.  Jahr- 
hundert zwar  zu  einer  sehr  wichtigen,  aber 
doch  nur  vorbereitenden  Massregel :  es  wird 
der  sogenannte  Bauenischutz  eingeführt  und 
nacli  etlichen  Vereuchen  (1709,  1714,  1739) 
dm-ch  Friedrich  II.  1749  und  besonders 
1764  vei-wirkiicht.  Es  ist  dies  nicht  etwa 
der  Schutz  des  einzelnen  Bauern  in  seinem 
Landbesitze  durch  Verbesserung  seines  Be- 
sitzrechtes ;  es  ist  vielmehr  eine  nur  polizeä- 
Uchc  Massregel,  welche  dem  Bauemstande 
im  ganzen  den  Besitz  —  gleichgültig  in 
weldiem  Rechtsverhältnisse  —  des  Bauem- 
landes  gewährleistet,  dadurch,  dass  es  ver- 
boten war,  das  Land  von  Bauemstdlen  zum 
Gutslande  einzuziehen;  jede  eingehende 
Bauemstelle  musste  im  Falle  der  Erledigung 
wieder  mit  einem  Bauern  besetzt  wemen. 
Als  Gründe  wurden  angeführt:  das  Land 
sollte  nicht  ent^-ölkert  w^en;  gntshen^(^ 
und  Nachbu*la8ten  sollten  nicht  steigen; 
man  wünschte  Rekruten  aus  den  besitzen- 
den Klassen;  man  fürchtete  EischvOTmg 
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der  Eioquartiemng,  wenn  die  Dörfer  ver- 
schwänden. 

Diese  Vorschrift  galt  zwar  auch  für  die 
Domanialbauem,  wnrde  aber  viel  wichtiger 
für  die  Privatbauem.  weil  die  privaten  Guts- 
herren damals  weit  mehr  nach  VergrOsse- 
rung  ihres  Betriebes  strebten. 

Li  Ostpreussen  blieb  die  Massregel  fast 
ganz  unausgeführt :  in  den  anderen  Pn>vinzen 
(Hark  Brandenburg.  Schlesien,  Pommern ; 
von  1772  an  auch  "Westpreussen)  gelang  es 
dem  preussisc^en  Staate,  die  weitere  räum- 
liche Austlehnung  der  Gutslwtriebe  auf 
Kosten  der  bäuerlichen  Stellen  hintanzuhal- 
ten,  so  dass  der  Zustand  des  Jahres  1756 
festgehalten  wurde,  bis  die  Schutzwehren 
im  Jahre  1 8<>7  bedingungsweise  und  im 
Jahre  1S16  schlechtweg  beseitigt  wurden. 
Der  Bauei-nschutz  war  also  fünfzig  Jahre 
lang  streng  wirksam,  während  in  den  Nach- 
barlkndem  Mecklenbiii:gf  im  Ostlichen  Hol- 
stein, im  schwedischen  Xeuvorpommem  imd 
Rügen  gerade  in  dieser  zweiten  Hälfte  des 
XB.  Jahrhnnderts  die  stärkste  Minderung  dos 
bäuerlidien  Besitzes  statthnd.  Eine  weitere 
Wirkung  war,  dass  nim  den  Gutsherren  die 
eigene  Nutzung  des  Xjandes  ihrer  Bauern 
verboten  war;  der  Gutsherr  mochte  »ch  als 
Ob««igentamer  betrachten,  aber  Eigentümer 
war  er  gewiss  nicht,  so  sclir  er  seit  dem 
16.  Jahrhundert  gestrebt  hatte,  gerade  dies 
zu  werden.  Die  spätere  Gesetzgebimg  hat 
sch  stark  auf  diese  Sachlage  gestützt 

Zu  den  Massregeln  der  blossen  Erhaltung 
des  Bestehenden  gesellen  sich  zwei  miss- 
glückte Versuche  der  Neuor<lnung.  Fried- 
rich II.  wollte  im  Jahre  1763,  dass  in  Pom- 
mern ^absolut  und  ohne  das  geringste  Rai- 
sonnieren  alle  Leibeigenschaften  von  Stund 
an  gänzlich  abgeschaffet  worden«  —  aber 
da  er  keinen  genaueren  Plan  hatte,  so  ge- 
lang es  dem  beauftragten  Finanzi-at  von 
Brenckenhoff,  im  Einverständnis  mit  den 
pommerschen  Ständen,  die  Vorschriften  so 
abzuessen,  dass  die  Unfreiheit  und  das 
schlechte  Besitxrecht  der  Baueni,  also  gerade 
das,  was  der  König  hatte  beseitigen  wollen, 
unangetastet  blieben.  Im  gleichen  Jahre 
versuchte  der  König  in  Oberschl^en  den 
uuerblichen  Besitz  der  Privatbauem  in  erb- 
lichen oder  gar  in  Eigentum  zu  verwandeln ; 
aber  trotz  des  geringen  Einkaufspreises 
lehnten  vielfach  die  Baueni  die  Umwand- 
lung ab,  weil  sie  die  Steuervertretung  und 
die  Baidiilfe  des  Gutsherrn  nicht  verlieren 
wollten:  wo  es  aber  gelang,  da  machten 
meist  die  Gutsherren  die  Einrichtung  nach 
dem  Tode  des  Königs  wieder  rflckrftog^g. 

Vom  König  Friedrich  Wilhelm  HL  steht 
es  fest  dass  er  bereits  1798  und  180B  an 
die  Auuebung  d^  Erbuatralhänigkeit  dadite, 
er  fand  aber  die  Mittel  nicht,  bis  der  tiefe 
Fall  des  preuseischen  Staates  im  Jahre  1807 


zu  grossen  Neuerungen  nötigte.  Zunächst 
handelte  sich  es  nur  imi  Ostpreussen,  dessen 
zerrütteter  Zustand  zu  heilen  war:  konnte 
man  von  den  verarmten  Gutsherren  verlangen, 
dass  sie  den  bestehenden  Gesetzen  gemäss 
ihre  noch  elenderen  Bauern  wieder  aufrich- 
teten? Und  sollte  nicht  der  fi-eigewordene 
Bauer,  auf  eigene  Füsse  gestellt,  eher  wieder 
in  Ortlnung  kommen?  Das  Vertrauen  auf 
die  wohlthatige  Wirkung  der  Freiheit  des 
einzelnen  beherrschte  damals  alle  Gebildeten, 
auch  den  Minister  Frhrn.  von  SchroettCT 
und  das  Mitglied  der  Immediatkommission 
Herrn  von  Scliön;  beide  haben  gleichzeitig 
die  Äufhebimg  der  Erbuuterthänigkeit  vor- 
geschlagen, und  das  auf  alle  Provinzen  an»* 
gedehnte  Edikt  dieses  Inhalts  wurde  durch 
den  damals  eintretenden  Minister  Frhm.  vom 
Stein  dem  König  voi^elegt,  der  es  unterm 
9.  Oktober  1807  vollzogen  hat. 

Der  ostpreussische  Adel  hatte  gehofft, 
dafür  die  freie  Verfügung  über  das  Bauem- 
land  zu  erlangen ;  man  kann  sich  Torstellen, 
dass  die  Erlaubma  unbegrenzter  £änziehung 
von  Bauemland  etwas  wert  war,  da  die  von 
ihrem  unerfalichen  Besitz  \'erdrilngten  Leute 
^ch  als  Arbeiter  anbieten  mussten.  Das 
hat  der  Frhr.  vom  Stein  v^hindem  wollen, 
wtiirend  es  bald  darauf  dem  Herrn  von 
Schön  gelang,  den  Grundsatz  dimifazusetzen, 
dass  dem  Gutsherrn  erlaubt  sei,  wenigstens 
einen  Teil  des  Bauemlandes  einzuziehen, 
wenn  der  andere  Teil  zu  erbüchem  Besitz- 
rechte ausgethan  werde.  Hierdurch  war 
der  Bauemschutz  ans  den  Zeiten  Friedrichs 
des  Grossen  durchbrochen.  Die  erste  der 
>drei  Verordnungen«,  worin  dies  Zugeständ- 
nis enthalten  ist,  galt  für  Preussen  (noch 
von  Stein  gegengezeichnet  14.  Februar  1808); 
die  zweite  galt  für  Schlesien  (27.  März  1809); 
die  dritte  für  Pommern  und  die  Marken 
(9.  Januar  1810). 

4.  Die  Regulierung  (bei  schlechtem 
ßesitzrecht)  in  Preussen,  Pommern, 
Brandenbn^  und  Schlesien.  Für  die 
nun  freigewordenen  Privatbauern  bestehen 
aber  die  Frondienste,  da  sie  nicht  persön- 
liche, sondern  auf  der  bäuerlichen  Stelle 
lastende  Pflichten  sind,  noch  fort;  und  eben- 
sowenig haben  sich  die  Besitzrechte  geändert 
In  dieser  Beziehung  ist  erst  durch  die  so- 
genannte Regulierung  der  gutsherrlichen 
und  bäuerhchen  Verhältnisse  Wandel  ge- 
schaffen worden.  Obgleich  die  DienstablÖ- 
sung  bei  den  Domänenbauem  1799  bis  1805, 
weijf  ebenfalls  mit  Verbesserung  der  Besitz- 
rechte verbunden,  etwas  ganz  Aehnhches  ist, 
wurde  doch  der  Ausdruck  »Reguüerung«  erst 
für  die  Privatbauern  gebraucht 

Als  der  Friir.  von  Hardenbeig  1810  Mi- 
nister geworden  war,  wurde  die  Reguüerung 
durch  den  Heim  von  Raumer  (den  Histo- 
riker, der  damals  Regierungsrat  war)  staric 
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empfohlen;  seine  Entwürfe  gingen  der  da- 
mals einberufenen  Tersammlung  von  Landes- 
reprSsentanten  zur  Beratung  zu,  nahmen 
daselbst  aber  eine  völlig  neue  Gestalt  an 
und  wiurden  dann  durch  den  Kri^rat 
Schamweber  ausgearbeitet  zu  dem  Edikt 
vom  14.  September  1811  (sogenanntes  Regu- 
lierui^sedikt).  Der  ausbrechende  Krieg  liess 
dies  Edikt  nur  wenig  zur  Anwendung  kom- 
men. Da  zugleich  manches  Wichtig  darin 
flbersehen  war,  wurde  eine  Deklaration  des- 
selben schon  1812  TOrbereitet :  die  Gutachten 
der  LandesreprSsentanten  wurden  nochmals 
eingefordert,  woraus  sich  eine  neue  Beratung 
Übel'  das  bereits  verkündete  Gesetz  ent- 
wickelte; das  Ergebnis  ww  die  sogenannte 
Deklaration  vom  29.  Mai  ISIC  zum  Regu- 
lienmgsedikt,  auf  welche  Scharawelier,  vom 
Minister  von  Schuckmann  absichtlich  fern- 
gehalten, nur  noch  bei  der  allerletzten  Re- 
daktion einigen  Einfliiss  üben  konnte.  Nach 
der  Deklaration  von  1H1(>,  eigentlicli  einem 
neuen  Gesetze,  sind  die  meisten  Regulie- 
rungen vollzogen,  und  zwar  nach  folgenden, 
gegen  1811  sehr  \ie\  nngttnstigercn  Bedin- 
gungen : 

Nur  diejeoigen  Lissitischen  Bauern-  und 
Kossäthenhöfe  sind  i-egniierbar,  welche  fol- 
gende Eigenschaften  haben:  sie  müssen 
spannfähig,  katastriert  und  alten  Bestandes 
sein. 

Dadurch  wurden  ausgeschlossen,  also  in 
der  alten  Verfassung  (was  Fronen  und  Be- 
sitzrecht betrifft)  gelassen:  1)  die  spanulosen, 
d.  h.  die  kleinen  Bauernstellen ;  sie  leisten 
in  der  Regel  Handdienste,  und  die  Gutslierren 
woUen  weder  noch  können  sie  diese  Dienste 
entbehren,  weim  der  grosse  Gutsbetrieb  fort- 
dauera  (und  nicht  etwa  wie  im  östlichen 
Holstein  in  kleine  Betriebe  zersclilagen  wer- 
den) soll;  2)  diejenigen  spannfahi^n,  welche 
nicht  katastriert  sind;  es  sind  dies  die  auf 
Ritteracker  errichteten  und  daher  den  bäuer- 
lichen Steuern  nicht  unten*'orfenen  Bauem- 
stellen, selbst  dann,  wenn  der  Kfinig  zur 
Wiederaufrichtung  derselben  Geld  zuge- 
schossen hatte;  3)  diejenigen  spannföhig^n 
Tmd  katastrierten  Bauemstellen ,  welche 
neuen  Bestandes,  d.  h.  in  Erfüllung  der 
strengen  Yorachi^n  über  den  Banemschutz 
wieder  ernchtet  waren ;  dies  hat  zur  Folge, 
dass  zur  Begulienmg  nur  so  \-iele  spann- 
föhige  katastrierte  Stellen  gelangen  können, 
wie  in  dem  für  den  Bauemstand  ungüns- 
tigsten Zeitpunkte,  d.  h.  im  Jf^iro  1763,  vor^ 
banden  waren. 

Für  die  regulierbaren  Bauern  entsteht 
folgender  Zustand: 

Wo  der  Bauer,  unzufrieden  mit  den  alten 
Teriiältnissen,  eine  Neuordnung  für  vorteil- 
haft hält,  kann  er  dieselbe  diu'ch  einen  An- 
trag bei  den  Behörden  herbeiführen,  ohne 
dass  der  Gutsherr  zuzustimmen  braucht; 


ebenso  kann  der  Gutsherr  es  thun  ohne  Zu- 
stimmung des  Bauern;  wo  beide  Teile  die 
alten  Verhältnisse  erträglich  finden,  bleibt 
es  beim  alten.  Eine  Frist,  bis  zu  welcher 
der  Antrag  gestellt  sein  müsste,  giebt  es 
nicht;  daher  der  üb^us  schleppende  Fort- 
gang des  Geschäftes,  das  sogar  1S48  nodi 
nicht  überall  durchgeführt  war. 

Wenn  die  Rc^üiemng  eintritt,  so  be- 
deutet dies,  dass  sowohl  der  Gutsherr  ge- 
wisse Rechte,  die  er  gegenüber  dem  Bauern 
hatte,  als  auch  der  Bauer  gewisse  Rechte, 
die  er  gegenüber  dem  Gutsherrn  hatte,  auf- 
giebt. 

Die  Rechte,  die  der  Gutsherr  au^obf, 
sind: 

1)  Er  ist  von  da  an  nicht  mehr  Obei^ 
eigentüm^  der  bäuerlichen  Stelle^  da  der 
Bauer  nun  Eigentümer  im  TOllen  Sinne  des 
Wortes  wird. 

2)  Die  Dienste  des  Bauern,  und  zwar 
sowohl  die  Spanndienste  als  die  Handdienste 
(stets  nur  diejenigen,  welche  anf  der  regu- 
lierton Stelle  nuiten),  kann  der  GutsheiT 
nicht  mehr  fordern. 

3)  Die  bis  dahin  üblichen  Geld-  und 
Naturalabgaben  (Eier,  Hühner  u.  dergl.)  wer- 
den dem  Gutsherrn  nicht  weiter  geleistet. 

4)  Die  Hof  wehr,  wo  sie  bisher  dem  Guts- 
herrn gehört  hat,  geht  nun  an  den  Bauern 
über. 

5)  Die  Bei-echtigungen,  die  der  Gutsherr 
auf  den  Gmndstücken  der  Bauern  ausübte 
(z.  B.  die  bäuerUchen  Aecker  in  Brach-  und 
Stoppelzeiten  durch  seine  Schafe  bewelden 
zu  lassen),  fallen  weg. 

Andererseits  giebt  aber  auch  der  Bauer 
eine  Reihe  von  Rechten  auf; 

1)  Der  Bauer  verliert  den  Anspruch  auf 
Unterstützung  in  Unglücksfällen  (z.  B.  nach 
Misswaclfö  oder  Viehsterben). 

2)  Er  verhert  den  Anspruch  auf  Raff- 
und  Leseholz,  Bauholz  und  Waldstreu^  was 
alles  er  bis  dahin  aus  dem  gutsherrhchen 
Walde  teils  umsonst,  teils  zu  sehr  mässigen 
Preisen  beziehen  durfte. 

3)  Er  kann  nicht  mehr  verlangen,  dasa 
der  (jutsherr  ihm  die  Gebäude  neu  herstelle 
oder  ausbessere. 

4)  Er  louin  nicht  fordern,  dass  der  Guts- 
herr für  die  Steuem  und  andere  Offentlidben 
At^aben  und  Leistungen  bei  entstehenden 
ünvermf^n  des  Bauern  aufkomme. 

5)  Der  Bauer  verliert  die  Hütnnes-  und 
Waldgerechtsame  (er  darf  nun  z.  B.  sein 
Vieh  nicht  mehr  in  den  gotsherrlichen  Waid 
treiben). 

Die  beidei-seitigeu  Verluste  werden  aber 
nicht  als  gleichwertig  betrachtet,  sondern 
der  Bauer  muss  dem  Gutsherrn  noch  als 
Entschädigung  geben  (und  dies  ist  der  Haupt- 
gedanke, den  die  Landesreprösentanten  be- 
reits im  Jahre  1811  durchgesetzt  haben): 
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ein  Drittel  seines  Landes,  venn  er  erblicher 
Besitzrar  •war;  und  sc^ir  die  Hälfte  des 
Landes,  wenn  er  unerblicher  Besitzer  war. 
Wenn  sich  I^ndabtretung  als  zu  störend 
für  die  Wirtschaft  des  Bauern  erwies,  konnte 
der  Baxter  eine  an  den  Gntsheirn  zu  zahlende 
Rente,  in  Gteld  oder  in  Köniem,  flbemehniea. 
In  bescmd^n  Fällen  konnte  nnter  diese 
Nonnalentsdifidi^^g  hinab  oder  Qber  die- 
sdbe  hinanteegiiffen  werden. 

Die  Deklaration  von  1816  hebt  endlich 
auch  den  im  Jahre  18U7  übrig  gelassenen 
Best  des  Bauemschutzes  völlig  auf,  ^ebt 
also  dem  Gutsherrn  die  unbedingte  Freiheit, 
Bauemstellen  privatrechtlich  zu  erwerben, 
auch  bevor  die  Regulierung  eingetreten  ist. 
Dies  ist,  neben  der  Einschränkung  der  Re- 
guliei-barkeit,  der  grosse  Erfolg  der  Guts- 
herren im  Jahre  1816  uud  zugleich  die 
völlige  YerläugnuDg  des  im  Jahre  18()9 
durch  Altenstein  und  Dohua  ausgespi-ochenen 
Grundsatzes:  »Erst  muss  man  den  Bauem- 
stand durch  Einführung  des  Eigentums  er- 
starken lassen,  ehe  er  die  völlige  Freiheit 
des  Verkehrs  vertragenkann.«  (Knappll,211). 

Demnach  erkaufen  die  Bauern  die  Frei- 
heit von  Diensten  und  die  Verbessenmg  des 
Besitzrechtes  an  dem  ihnen  verbleibenden 
Lande  keineswegs  nur  diu^h  einen  Verzicht 
auf  früher  genossene  Vorteile,  sondem  auch 
durch  Abtretung  eines  bedeutenden  Bruch- 
teils (Va  resp.  Vs)  des  vorher  besessenen 
Landes  oder  Uebemahme  einer  entsprechend 
hohen  Rentenschuld.  Die  durchj^fOhrte  Re- 
gulierung ei^ebt  also  einen  weit  grösseren 
lAndbesitz  bei  den  Gutsherren,  einen  weit 
geringeren  bei  den  Bauern  als  vorher.  Da- 
gegen ist  allerdings  der  Besitztitel  der 
Bauern  an  ihrem  verkleinerten  Lande  nim 
ein  besserer.  Dies  ist  der  Sinn  der  nun 
eing^retenen  »anderenVerteilung«  des  Eigen- 
tums. 

Die  oberschlesisdien  Gutsherren  er- 
reichten es,  dass  ein  besonderes  Gesetz  ftir 
ihren  Landestedl  (vom  13.  Juli  1827)  er- 
lassen wurde,  wonach  die  Spannfähigkeit 
nidit  ausreichte,  sondem  Yerpflichtuog  zu 
Spanndienstea  und  Besitz  von  25  Moi^n 
Land  vorhanden  sein  musste,  um  Reguher- 
baxkeit  zu  begründen.  Dadurch  wurden 
Tausende  von  spannhaltenden,  aber  nur  zu 
Handdiensten  verpflichteten  kleineren  Bauern 
und  Gärtnern  (Kossäthen)  von  der  Regulie- 
rung ausgeschlossen.  —  In  Niederschlesien 
^b  es  fast  keine  lassitiscben  Besitzrechte  der 
Bauern  (vei^l.  Knapp,  Grundherrschaft  und 
Rittei^it  Seite  27);  daher  ist  für  diesen 
Landesteil  die  Regulierung  nicht  wichtig, 
wohl  aber  die  Ablösung. 

5.  Die  AblÖsnnj;  der  Reallasten  (bei 
nitem  Besitzrecht).  Da  es  sich  bei  der 
Regulierung  stets  mit  um  Verbesserung  des 
Besitzrechtes  handelt,  ist  diese  Mas^gel 


nicht  anwendbar  auf  Bauern,  welche  sich 
bereits  im  Genüsse  guten  Besitzrechtes  be- 
finden, und  als  solche  gelten  die  Eigentümer, 
die  Erbzinsleute  und  die  Erbpächter.  Aber 
auch  bei  ihnen  kommen  Di6nBt^'e^pflichtnngen 
gegeo  den  Gutsherrn  und  andere  Beallasten 
vor;  es  ist  die  Aii^be  der  Ablösnngsrad- 
Dung  vom  7.  Juni  1S21,  die  Bauern  mit 
gnt^  Besitzrechte  frei  von  solchen  Diesten 
und  Ijeistungen  zu  machen.  Auch  hierbei 
wird  vorausgesetzt,  dass  einer  der  bcddea 
Teile  einen  Antrag  stellt ;  geschieht  dies,  so 
tritt  die  Ablösimg  ein,  fi^eichgültig,  ob  der 
andere  Teil  zustimmt  oder  nicht  Die  Ab- 
lö^ungsordnimg  gilt  gleichnoässig  für  Doma- 
nial-  und  Privatbauern. 

Sollen  andere  Leistungen  als  Dienste  ab- 
^löst  werden,  z.  B.  jährlich  fällige  Abgaben 
in  Körnern  oder  in  Gelde  oder  Besitzände- 
ningsabgaben,  die  nur  in  gewissen  fMen, 
nicht  jährlich,  eintreten,  so  wird  die  Leis- 
tung in  eine  jährliche  Rente  \-erwandelt  und 
der  Verpflichtete  kann  sich  von  derselben 
dadiun^  befreien,  dass  er  auf  einmal  den 
2r>  fachen  Betrag  an  den  Berechtigten  am^ 
zahlt. 

Sollen  Dienste  abgelöst  werden,  so  ist 
dies  nur  denjenigen  Bauern  gestattet,  welche 
spannfähig  sind  (also  nur  den  grösseren 
Bauern,  ganz  entsprechend  der  Regulierung ; 
auch  aus  dem  gleichen  Grunde;  um  cfie 
Handdienste  der  kleinereu  Bauern  und  be- 
sondere der  Kossäthen  festzuhalten) ;  der 
Bauer  muss  dem  Gutsherrn  dann  für  den 
wegfallenden  Dieust  Entschädigung  in  Land 
oder  Rente  gewähren.  Die  Rente  ist  wieder 
durch  einmahge  Zahlung  des  25&tcben  Be- 
trages ablösbar. 

Hieraus  ere:iebt  sich,  dass  die  in  Nieder- 
schlesien so  häufigen  spannlosen  Gärtner 
oder  Kossäthen,  weiche  gutes  Besitzxeoht 
hatten,  aber  zu  Diensten  verpflichtet  waren, 
keinen  Gebrauch  von  der  AmOsniagsordnung 
machen  konnten,  denn  sie  waren  nicht  spcmn- 
fähig.  Allerdings  konnten  auch  die  Guts- 
herren nit^t  auf  Ablösung  der  Gärtnerdienste 
antragen.  Bald  stellte  sich  heraus,  dass  die 
Dienste  der  Gärtner  mit  starken  Berediti- 
gungen  derselben  beim  Dreschen  des  guts- 
herrlichen (Getreides  verbunden  waren  (der 
Drescher  erhielt  über  5<'/o  des  Erdmsches), 
dass  es  also  im  Interesse  des  Gutsherrn 
lag,  diese  Art  von  Arbeitern  abzustossen; 
d^er  wurde  durch  G.  v.  31.  Oktober  1845 
für  Schlesien  die  Ablösbarkeit  dieser  Dienste 
auch  für  spannlose  Gärtner  eingeführt,  we- 
niger damit  sie  selbst  als  damit  ihr  Guts- 
herr von  dem  neuen  Gesetze  Gebrauch 
machen  imd  gewöhnliche  Arbeiter  an  Stelle 
der  Gärtner  anstellen  konnte. 

Die  beiden  Specialgesetze  zu  Ungunsten 
der  kleineren  Bauern  Schlesiens  von  1827 
und  1845  erklärten  die  besondere  Yerstim- 
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mung  der  geDannten  Provinz  im  Jahre 
1848. 

6.  Besondere  Gesetze  für  Posen. 
Ganz  anders  steht  es  mit  der  Provinz  Posen ; 
hier  war  ein  besonderer  Akt  der  Gesetz- 
gebung nötig,  "weil  das  Gebiet  im  Jahre 
1807  nnd  ISU  nicht  zum  Königreich  ge- 
h^e,  sondern  erst  1815  wieder  erworben 
mirde.  Bücksichten  auf  die  meist  polnischen 
Gatsherren  wurden  hier  durchaus  nicht  ge- 
nommen. Die  ErbunterthäDigkeit  witrae 
durch  die  Yerfassnng  des  Hensugtums  War- 
schan T.  22.  Jnli  1807  aufgehoben,  also  frflher 
ate  im  Königreich  Freiissen.  Dabei  war  an 
die  Erhaltung  der  nun  frei  gewordenen 
Bauern  in  ihrem  Besitze  nicht  gedacht  wor- 
den, so  dass  die  Gutsherren  anfingen,  den 
Bauern  aufzukündigen.  Die  preussisehe 
B^i^ng  erliess  daher  unterm  b.  Mai  1819 
die  Veroninung,  dass  den  Bauern  nicht  be- 
liebig, sondern  nur  nach  den  im  Allgemeinen 
Landrecht  aufgestellten  Grundsätzen  gekün- 
digt werden  dürfe;  hiermit  war  also  der 
Bauernschutz,  bald  nach  der  Befreiung,  neu 
eingeführt  (während  er  in  den  altländischen 
Provinzen  seit  1816  ganz  aufgehoben  war!). 
Dann  erschien  untenn  8.  April  1823  das 
Gesetz,  welches  die  Hegulienmg  und  die 
Ablösung  für  Posen  ordnet.  Ausgenommen 
von  der  Regulierung  und  Ablösung  sind 
nach  einer  Deklaration  vom  10.  Juli  1836 
jedoch  auch  hier  die  kleineren  Stellen  (unter 
25  Morgen)  und  die  spannlosen. 

Einen  Normalsatz  für  die  Entschädigung 
giebt  es  in  Posen  nicht;  auch  keinen  grund- 
sätzlichen Unterschied  für  die  Behandlung 
erblicher  und  nnerblicher  Stellen ;  vielmehr 
werden  überall  Leistungen  und  Gegenleis- 
tungen gegen  einander  abgewogen  und  danach 
festgestellt,  was  der  Bauer  zur  Entschädi- 
gUDg  zu  geben  hat  Die  Durchführung  war 
eine  sehr  rasche  und  wurde  überall  mit 
Zusammenlegiuig  verbunden ,  so  dass  die 
posensdie  Gesetzgebung  sich  diucti  ihre 
Schneidigkeit  vor  der  altländischen  aus- 
zeichnet. 

7.  Abschluss  der  Reformgesetze  und 
Statistik.  Da  der  sclileppende  Gang  der 
altländischen  Reformen  zur  Folge  hatte,  dass 
das  Jahr  1848  noch  erhebliche  Beste  der 
alten  Zustände  (z.  B.  Fronen  uod  auch  Lass- 
besitz) antraf,  so  gehörte  die  Wegräumimg 
dieser  Ueberbloibsel  zu  dem  Fif^raram  der 
damals  entstehenden  liberalen  Bewegung; 
besonders  in  i^hlesieu  ei^hieu  dies  dringend 
notwendig.  Es  war  der  Ministerverwescr 
Herr  v.  Patow,  der  schon  am  20.  April  1848 
mit  den  Vorbereitimgen  zu  einer  neuen 
Begulienmgs-  und  Ablösungsgesetzgebung 
begann.  Um  keine  Zeit  zu  verlieren,  wiu-de 
zunächst  für  Schlesien  ein  Gesetz  für  interi- 
mistische Auseinandersetzungen  gegeben  (20. 
Dezember  1848),  und  nach  langen  Verhand- 


lungen mit  den  Eammeni  gelang  es  endlich 
dem  Minister  Frhr.  von  Manteuffel,  die  beiden 
GG.  V.  2.  März  18.5(1  zu  stände  zu  bringen. 
Das  eine  handelt  von  den  neuen  Grundsätzen 
für  Rcgulienmg  und  Ablösung,  das  andere 
von  der  Errichtung  einer  Rentenbank.  Das 
wichtigste  ist,  dass  man  die  dim;h  Dekla- 
rationeu  nachträglich  gemachten  Ausnahmen 
beseitigte  und  ähnliche  Grundsätze  wie  In 
Posen  au&tellte.  Vor  allem  war  nun  die 
Regulierung  bezw.  die  Ablösung  erreichbar 
auäi  für  spannlwe  kleine  Stellen,  doch  blieb 
nach  wie  vor  alles  davon  abhängig,  ob  von 
der  einen  od^  anderen  Seite  ein  Antrag 
gestellt  wurde.  Verwaltungsrechtlich  ist 
die  Gesetzgebung  von  1860  sehr  anerkennens- 
wert: da  aber  nur  noi^  wenige  Stellen  laa- 
sitistmer  Art  übrig  waren,  die  davon  Qe- 
brauch  machen  konnten,  so  ist  die  sozial- 
politische Wirkung  des  neuen  Rogulicnuigs- 
gesetzes  nicht  so  sehr  gross  gewesen;  sehr 
bedeutend  dürfte  aber  die  der  neuen  Ablö- 
sungsgrundsätze (anwendbar  auf  Stellen  mit 
besserem  Besitzrechte)  gewesen  sein. 

Einen  neuen  Rückschritt  brachte  die 
Deklaration  vom  24.  Mai  1853,  wodurch  für 
die  Regierungsbezirke  Stettin,  Köslin  und 
Danzig  als  Bedingung  für  die  Regulierung 
gefordert  wmde,  dass  auf  den  bäuerlichen 
Steilen  die  Verpflichtung  zu  einer  an  den 
Staat  zu  entrichtenden  Steuer  ruhe  (ähnlich 
wie  1816  nur  die  katastrierten  Stellen  zu- 
gelassen wurden). 

Im  Jahre  1857  wurde  das  sogenannte 
Präklusionsgesetz  gegeben  (vom  16.  März): 
danach  miissten  Anträge  auf  Regulierung 
von  der  einen  oder  anderen  Seite  bis  zum 
31.  Dezember  1858  gestellt  sein,  oder  es 
erlischt  der  Anspruch  auf  Regulienmg.  Hier- 
durch ist  Beschleunigung  in  all  den  Fällen, 
die  als  unbequem  emphmden  wurden,  ein- 
getreten; dass  der  laasitische  Besitz  aber 
rechtlich  aufgehoben  sei,  kann  man  nicht 
sagen:  es  ist  denkbar,  dass  Reste  noch  fort« 
bestehen. 

Die  ÄblÖsungsgesetze  von  1850  gelten 
auch  in  Neuvorpommern  {dieses  Gebiet  ist 
erst  1815  erworben),  aber  die  Beguliemngs- 
gesetze,  alte  sowohl  als  neue,  gelten  da* 
selbst  nicht,  angeblich  weil  dort  keine  las- 
sitisdien  Bau^'u  mehr  waren.   Es  sind  aber 
1850  noch  Reste  von  solchen  dt^wesen; 
in  der  Hauptsache  ^lerdin^  waren  dort  die 
I  früher  lassttischen  Bauern  in  römisch-recht- 
I  liehe  Pächter  verwandelt  worden,  für  welche 
auch  in  den  altländisdien  Teilen  die  B^ii* 
lierung  nicht  anwendbar  ist. 
i      Auch  ist  zu  merken,  dass  die  Regiilie- 
j  ning  uii^gends  anwendbar  ist  auf  Tagelöhner- 
I  stellen.    Die  ganze,  vom  Geiste  des  18. 
Jahrhunderts  erfilUte,  Gesetzgebung  bezieht 
sieh,  abgesehen  von  der  Freil^img,  nur 
auf  die  Leute,  welche  eine  Landwirtschaft 
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treiben;  auf  Landarbeiter  bezieht  sie  sich 
nicht  Es  schwebt  immer  niu*  die  Aeude- 
rung  von  Bechtsverhftltnissen  vor,  welche 
den  landvirtschaftlichen  Botrieb  bindern. 

£inc  genaue  Statistik  Ober  diese  Re- 
formen fehlt.  In  den  Pro^'inzen  Preussen, 
Pommern  (ohne  den  B^.-Bezirk  Stralsund), 
ifoandenbui^,  Schlesien,  Posen  soll  es  im 
Jahre  1S16  (resp.  in  Foeen  1823)  gegeben 
haben: 

27-1 704  spannfiUiige  bäuerliche  Nahrungen. 
Darunter  dürften  gewesen  sein: 

99146  mit  lassitischem  (also  etwa  Vu), 

1755r)8  mit  besserem  Besitzrechte  (also 
etwa  ''Ii). 

Die  99 146  lassitischen  spannffthigen 
Stellen  lieferten  83  28.')  regulierte  Steßen 
(davon  70  579  nach  den  alten  Oesetzen, 
wesentlich  also  nach  der  Deklaration  von 
1816,  und  nur  12706  nach  dem  neuen  Ge- 
setz von  1850). 

Unter  den  175558  Stellen  mit  besserem 
Besitzrecht,  die  es  1816  (resp.  1823)  gab, 
befinden  sich  die  von  1799  bis  1805  rc^- 
lierten  DomänenbauersteUen ;  aber  es  sind 
auch  diejenigen  Stellen  darunter,  die  —  ^-ie 
die  Freibauern  —  von  vornherein  ein  gutes 
Besitzrecht  hatten;  doch  bilden  die  regu- 
liratcn  Domänenbauem  wohl  die  Mehrzahl- 
Zweifellos  haben  unter  den  spannfähi^en 
Bauern  diejenigen  mit  schlechtem  Besitz- 
recht vor  dem  Jahre  1799  weitaus  die  Mehr- 
zahl gebildet;  als  aber  die  DomäDenbauern 
reguliert  waren,  machten  im  Jahre  1816 
(resp.  1823)  die  Lassiteu  höc-hstens  noch 
vier  Elftel  der  s}»annfähigen  Bauern  aus. 
Seitdem  sind  sie  thatsächlieh  wohl  ganz  ver- 
schwunden. Auch  die  Ablösungen  dürften, 
wo  sie  nötig  waren,  überall  vollzogen  seini 
8.  Wildungen  der  Reform.  Danach 
lassen  sich  die  Wirkungen  der  Bauembe- 
freiuDg  ermessen.  Bej^nnen  wir  mit  den 
Bauern  selbst,  so  sind  dieselben,  nach  Durch- 
fflhmng  der  Kefbrmgesefze,  weniger  zahl- 
reich als  im  Jahre  1756,  höchstens  so  zahl- 
reich wie  am  Ende  des  baucruzerxtOrenden 
siebenjährigen  Krieges  (1763).  Es  ist  ein 
Irrtum,  zu  glauben,  in  dän  östlichen  Teilen 
Preussens  sei  durch  jene  Reformgesetze  die 
Zahl  der  Bauern  vermehrt  oder  gar  der  Zu- 
stand vor  der  Errichtung  ausgebreiteter 
Gutsbezirke  wiederhergesteDt  worden.  Die 
noch  vorhandenen  Bauern  haben  von  ihren 
Stellen  einen  erheblichen  Teil  des  Landes 
an  die  Gutsherren  abgetreten  oder  beträcht- 
liche Rentenschulden  übernommen.  Alle 
Bauern  liaben  also  einen  Vermögensteil,  ent- 
sprechend ihren  früheren  Melirleistiin^n, 
an  den  Gutsherrn  abgetreten.  Der  freige- 
wordene in  seinem  Vermögen  verkleinerte 
Bauer  ist  aber  ans  der  rechtlichen  Verbin- 
dung mit  dem  Gutsherrn  gelöst,  nur  noch 
dessen  Nachbar  geblieben  und  völlig  auf 


eigene  Fflsse  gestellt  Die  Krftftigei-en  haben 
davon  Vorteil  gehabt,  die  Schwächeren  änd 
zn  Fall  gekommen. 

Teb^vll,  wo  Verleihung  des  Eigentums 
an  Bauern  BtsMhad  (sowohl  bei  Domanial- 
als  PriTatbaiiem)  fiel  zugleich  das  An- 
erbenrecht, welches  bei  der  älteren 
YerEassung  überall  üblich  gewesen  war,  und 
wurde  durch  das  gemeine  Erbredit  ersetzt 

Die  Gutsherren,  m^prünglich  den  Neue- 
rungen abhold,  haben  einen  unerwarteten 
Nutzen  daraus  gezogen:  durch  empfan^ne 
I^ndentschfidigung  und  durch  freihändigen 
Erwerb  von  Bauemstellen  nach  Wegfall  des 
Bauemschutzes  haben  sie  ihr  Gwtsland  völlig 
nach  Wunsch  vergrössem  können ;  durch 
den  Wegfall  der  Fronen  und  Ei-satz  derselben 
durch  Lohnarbeit  erhielten  sie  Arbeitskräfte, 
mit  denen  ein  geschäftsmassiger  Betrieb 
an  Stelle  des  verrotteten  herkömmlichen 
eingeführt  werden  konnte.  Dies  ward  er- 
leichtert durch  die  gleichzeitigen  technischen 
Reformen  der  Feldmarken  (Genieinheitstei- 
lung,  Zusammenlegung)  und  verstärkt  durch 
neu  errichtete  gewerbliche  Anstalten  (beson- 
ders Brennereien).  Die  Landarbeiter  haben, 
soweit  sie  früher  Erbuoterthanen  waren, 
zwar  die  Freiheit  erlangt  aber  dafür  auch 
allen  rechtlichen  Rückhalt  verloren,  den  sie 
früher  bei  itirem  Krbhemi  genossen  liaben. 
Ilire  Zald  hat  si(^  beträchtlich  vermehrt, 
indem  die  Besitzer  von  kleineren,  früher 
lassitischen  Bauenistellen,  denen  die  Regu- 
lierung nicht  gestattet  war,  in  den  Tage- 
löhnerstand übeitraten.  Nur  der  kleinere 
Teil  der  Tagelöhner  im  Osten  hat  einige 
Morgen  Land  zu  eigen ;  der  weitaus  grössere 
Teil  hat  kein  Grundeigentum  und  findet 
so^  Schwierigkeiten,  solches  zu  erwerben. 
Die  meisten  stehen  in  einem  kündbaren  Ver- 
tragsverhältnis  zu  einem  Gutsherrn ,  der 
ihnen  die  geleistete  Arbeit  zum  ßeringon 
Teil  m  Geld,  zum  grösseren  Teil  in  Natu- 
ralien und  in  Landmitzung  bezahlt.  Die 
Zahl  der  Landarbeiter  muss,  ^gen  die  Zeit 
^'or  der  Reform,  gewaltig  gestiegen  sein. 

Im  ganzen  haben  also  diese  Reformen 
keineswegs  allein  zur  Befreiimg  der  Bauern 
gedient ;  vielmehr  sbid  durch  dieselben  auch 
die  Gutsherren  von  den  ihnen  lästigen,  weil 
hochberechtigten,  bäuerlichen  Arbeitskräften 
befreit  und  zugleich  der  Schranken  entledigt 
worden,  welche  der  Vei^rttsserung  des  giits- 
herrlichen  Landes  entgegengestanden  hatten; 
endlich  wurde  auch  bei  dieser  Gelegenheit 
die  Bedingung  geschaffen,  von  der  die  Ein- 
führung der  Loiinarbeit  statt  der  Fronai'beil 
abhängt :  eine  zahlreiche  Klasse  besitzloser 
Landleute,  die  sich  nach  dem  Lolm Verdienste 
hindrängt. 

Anmerkung.  Zum  östlichen  Teile  der 
Monarchie,  nach  den  Grenzen  von  1816,  ge- 
hört noch  die  Provinz  Sachsen;  aber  diese 
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Provinz  hat  die  ländliche  Verfassung  des 
mittleren  und  westlichen  Xorddeutsühlands; 
es  bestand  daselbst  keine  Erbunterthänig- 
keit,  es  konnte  also  eine  Ei-kläruog  der 
Bauern  zu  freien  Leuten,  wie  sie  im  Osten 
1807  stattfand,  gar  nicht  in  Fra^  kommen. 
Die  im  Westen  (Westfalen)  mitunter  vor- 
handene Leibeigenschaft  ist  ein  tieberbleibsel 
■weit  älteren  Ursprungs  als  die  östliche  Erb- 
unterth&iigkeit,  nicht  so  verbreitet  wie  diese 
und  ohne  erhebliche  Bedeutung  für  die  da- 
malig« wirtschaftliche  Verfassung;  sie  hat 
mit  der  sogenannten  Jjeibeigeoschaft  im 
Osten  nur  den  Namen  gemein.  Die  bäuer- 
lichen Reformen  im  Westen  bestellen  in 
der  Hauptsache  mu*  in  der  Verwandlung 
schlechterer  Besitzrechte  in  Eigentum  und 
in  der  Ablfisung  von  Rcallasten,  die  auf 
bäuerlichen  Gütern  ruhten. 

Lltteratur:  I>>e  Schrijt  von  Georg  Hansgen, 

Avflubuntj  der  Leibeigeuaehaft  und  die  Vm- 
grttallung  dtr  guUihmriieh-bävrrlichen  Verhält- 
w'gfc  überhaupt  m  den  Hertoglämem  Srhiewig 
und  lloUtein,  fit.  Petersburg  1861,  int,  obgleich 
He  nicht  pretmüche  Gebiete  behandelt,  fUr  diu 
Ver«tändnü  der  Bauervbefreiung  bahnbrechend.  — 
Diu  Werk  i'<yn  DOnniges,  Die  Landkulturgrsetz- 
geb*tng  I^tu*»enii,  drei  Bände  in  4^,  Zweiter  Ab- 
druck, Berlin,  IH4-i  hi*  18^5,  i«i  eine  mit  wert- 
vollen Edüuieningen  versehene  Maierialmmmbing, 
vorin  die  Geselzgeb.  von  1807  an  behandelt  wird; 
ala  Fortaeltung  ersekienrnn  demselben  Verfas*er: 
Die  neuette  preutaiaehe  Geaettgebung  über  die 
Befreiung  den  Gmndbeaitxra  etc.,  in  4^,  Berii» 
und  1850.  —  In  der  Materiahmmmlung  roii 
A,  Lette  und  L.  von  "RSnne,  Die  Lande*- 
kuUurgesetzgebung  de*  pretititischen  Staaten,  drei 
Bände,  Berlin  185-1— I8Ö4,  welche  auch  ertt  mit 
den  Gesetzen  von  1807  ajifängt,  befindet  »ich  (im 
ernten  Bande)  eine  noch  jetzt  schützbare  TCin- 
leilung  ron  A.  Lette,  irorin  auch  die  westlichen 
Pravimen  berilckmchtigtverde.n.  —  Eine  ganz  aus 
den  Akten  geech&pfte  Darstellung  der  ganzen 
Entwiekflung  bietet  daa  Werk:  d.  F.  Knapp, 
JXe.  Bauernb^freinug  und  der  Vraprung  der  Land- 
arbeiter in  den  ätteivn  Teilen  flvwfaene,  xvei 
Bände,  Ijcipzig  1887  (erster  Band:  Darstellung; 
zweiter  Band:  Auszug  der  Akten).  —  Daran 
srhlieast  sich  J.  C.  Fueh«,  Der  üntergang  des 
Bavertistandes  und  das  Aufkommen-  der  Guta- 
herrschaften ,  nach  arrhirtilischen  Quellen  aus 
Neuvorpommem  und  Rügen,  Strajislninj  1888.  — 
Ferner:  G,  F.  Knapp,  Die  Landarbeiter  in 
Kneehtaehafi-  und  Freiheit,  Vier  Vorträge,  Leipzig 
1S91. — Deraelbe,  Gruudheiraehaß  undRittergut, 
Vorträge,  Leipzig  1897,  woselbst  auch  Lüteratvr- 
naehweiee.  —  Franz  Guradxe,  Der  Bauer  in 
Posen  (Zeitechrift  der  Jfiatoriacken  GeaelUehafl 
fiir  Posen,  Bd.  XITI,  1898). 

t*.  F.  Knapp. 


II.DieBaoerubefreiunginden 
süddentschen  Staaten. 

A.  Die  B.  in  Bayern.  B.  Die  B.  in  Würt- 
temberg. C.  Die  B.  in  Baden.  D.  Die  B.  in 
Hessen. 


A.  Die  Bauernbefreinng  in  Bayern. 

1.  Art  und  Inbait  der  grondherrlicbea 
RechtsTerhUtniase.  2.  Die  B.  der  Uteren  Zät. 
3.  Die  B.  der  Jahre  1848  und  1872.  4.  Neu- 
este Gesetzgebnng  über  Ablösung  der  Gnmd- 
lasten.  5.  AblSsuDg  der  Lehen,  Aufhebung  der 
Jagd-  und  Weiderechte. 

1.  Art  und  Inhalt  der  gnindherrlichen 
BechtSTerhältnisse.  Kach  dem  bayerische 
Lfmdesrecht  können  vier  Gattungen  grund- 
herrHdier  BechtsveriiSltnisse  am  Boden 
unterschieden  werden:  Erbrecht,  Leibrec^t, 
Neustift  und  Freistift  Beim  Erbrecht 
ging  das  verliehene  Gut  auf  die  Erben  und 
Nachkommen  des  Grundfaolden  Aber,  und  es 
durften  die  nach  Erbrecht  besessenen  Gutfr- 
teiJe  nur  mit  grundherrlichem  Konsens,  Aex 
jedoch  ohne  erhebliche  Ursache  nicht  vot- 
weigert  werden  durfte,  verkauft,  verpfändet 
oder  wie  immer  veräussert  werden.  Beim 
Besitz  nach  Leibrecht  war  die  Ver- 
leihung auf  die  Lebensdauer  des  Grund- 
holden beschränkt ;  umgekehrt  erstreckte 
sich  bei  dem  Neustift  die  Verleihung 
nur  auf  tlie  Lebzeit  des  Grundherrn, 
während  beim  Freistift  dem  Gnmdherm 
die  Abstiftung  (Abmeiening)  des  Grund- 
holden  jederzeit  freistand,  wobei  aber  dem 
Gnmdliolden  der  s.  Z.  entrichtete  Handlohn 
nebst  den  Meliorationen  zurückzuerstatten 
war.  —  Die  Reichniss©  (Abgaben) 
waren,  wie  anderwärts  auch,  teils  stän- 
diger, teils  unständiger  Art;  dio  stän- 
digen Abgaben  in  Geld  Messen  »Stift« 
oder  »Zins«,  jene  in  Getreide  »Gilt«,  die 
übrigen  Naturalleistungen  von  landwirt- 
scha^ichen  Nebenpio'iukten  wurden  imter 
dem  Namen  *K  I  e  i  n-  oder  Küchendienst« 
zusammengefasst.  Die  unständigen  Ab- 
gaben iimfassten  im  wesentlichen  die  Be- 
sitzveränderungsabgaben, wobei  Handiohn 
(bei  erbrechtigen  und  freistiftigen  Gütern) 
und  Leibgeld  (bei  leibrechtigen  und  neu- 
stiftigen  Gütern)  zu  unterscheiden  sind.  — 
Neben  dem  Anspruch  auf  Abgaben  stand  dem 
Grundherrn  auch  das  Recht  zn,  Dienst- 
leistungen manniefachster  Art  von  den 
Gnmdholden  zu  fordern  (im  besondem  zn 
land-  und  foi-stwirtscliafUichen  Zwecken, 
für  Bauzwecke,  fOr  Jagdzwecke,  für  Bedllrf- 
nisse  des  Hofdienstcs  etc.);  und  endüfdi 
schlössen  die  giitshorrlichen  Rechte  bestimmte 
Vorrechte  in  Kirchen-  und  Schulsadien, 
ferner  niedere  (^richtsbarkeit  und  Polizei- 
gewalt sowie  einzelne  nutzbare  Regalien 
(insbesondere  Jagdrecht,  Fischerei-,  mitunter 
auch  Berg-  und  Forstrecht)  in  sich.  —  Zu 
den  mannigfachen  gnindherrlichen  Abgaben 
und  Dienstleistungen  gesellte  sich  der 
Zehen t*)  in  seinen  verschiedenen  Formen 
^)  Die  Schreibweise:  „Zehent"  i8t  der  baye- 
rischen Gesetzessprache  entnommen. 
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(Getreide-j  Blatzehent  etc.),  der  vorwiegend 
an  die  Kirche  und  deren  ßechtsnachfolger 
tu  entrichten  war.  —  Die  persönliche 
Freiheit  der  Chrundholden  war  mannig- 
fiidien  Beschrankungen  unterworfen  (Be- 
schränkungen der  Abzugsfreiheit,  Zwang 
tnm  Gesindedienst)  und  das  Verhältnis 
Eum  Grundherrn  nahm  deshalb  und  im 
Hinblick  auf  besondere  Arten  von  Abgaben 

—  Leibzins  —  80¥rie  im  Hinblick  auf  die 
beschränkte  Erwerbs-  und  Vererbungsffthig- 
keit  —  Anspruch  des  Gutsherrn  an  die 
Verlassenschaft  desGnmdholdeu,  mortuarium 

—  viellach  die  Farm  der  Leibeigen* 
schalt  an. 

8.  Die  B.  der  ftlterea  Zeit  Wie 
anderwärts  war  auch  in  Bayern  das  Be- 
streben der  Staatsgewalt  darauf  gerichtet, 
die  Lage  der  in  einem  AbhAngigkeitsver- 
hSltnis  vom  Staat  selber  be&ndlichen 
Gmudholden  zu  bessern,  in  welcher  Be- 
n^uDg  folgende  Anordnungen  erwähnens- 
wert sind:  das  churbayeri»2be  Mandat  v. 
3.  Biai  1779,  wodurch  den  Staatsgrundholden 
die  Umwandlung  aller  Arten  von  Gnmdge- 
lechtägkeiten  in  »Erbrecht«  ermO^cht 
und  Eugleich  gestattet  wurde,  die  hergebrach- 
ten  BesitZTerftnderungsabgaben  an- 
statt der  jedesmaligen  Wen  Ahmfamng  »in 
einer  wohlerBchwingUchen  jährlichen  Frist 

—  der  sog.  Maiers^iaftsfrist  —  neben  den 
anderen  CbiindabgiU)en  zu  entrichten« ;  femer 
die  V.  T.  21.  Juui  1803,  wodurch  den  Gmnd- 
bolden  der  säkularisierten  Klöster 
die  USglichkeit  eröffnet  ward,  das  an  den 
Staat  übergegangene  Obereigentum  abzu- 
lösen und  nreieß  Eigentum  zu  erwerben, 
von  welchem  fernerhin  nur  noch  die  ausser- 
dem auf  dem  Gute  haltenden  Zinsen,  Gilten 
und  Dienste  »unter  der  veränderten  Be- 
nennung eines  Bodenzinses  oder  Ceosus« 
Bu  leisten  waren.  In  der  Konstitution  vom 
1.  Mai  1808  wurde  sodann  die  Leibeigen- 
schaft, soweit  sie  noch  bestand,  gänzlich 
aufgehoben  und  die  näheren  Ausführungs- 
vorachriften  durch  Edikt  v.  20.  August 
1808  (G^l.  S.  1933)  erteilt,  wobei  mit  der 
Zurückgabe  der  persönlichen  Freiheit  an 
die  Leibeigenen  (u.  a.  Gewährleistung  des 
Rechts  der  »StMdesverändertmg« ;  Verbot 
der  Veräussening  des  Ijeibeigenen  dnrch 
den  vorigen  Leibherro)  auch  die  eigentlichen 
Leibeigenschaftsabgaben  (Leibzineen ,  Äb- 
zugsgelder,  Mortuarien),  aber  auch  nur 
diese,  nicht  sonstige  Gnmdabgaben  und 
Orunddienste  beseitigt  wurden.  —  In  diese 
guts-  und  grundherrlichen  Rechte 
griff  das  fast  gleichzeitig  erlassene  Edikt 
V.  28.  Juli  1808  (G.  Bl.  S.  1833)  neuordnend 
ein :  durch  genauere  Umschreibung  des 
Rechts  der  Erhebung  der  Besitzverftnderun^ 
a^;aben,  durch  Absciiaffung  der  »HeimfiUig- 
keit  zur  Strafe«  ^Caducitftt)  und  des  guts- 

BsndwihtMbaeh  der  StMtawlHsaMlwfteB.  Zwei 


herrlichen  Einstandsrechts,  vor  allem  durch 
Umwandlung  der  ungemessenen  Fronen 
und  Scharwerksdienste  in  gemessene  und 
bestimmte  Dienste.  Zugleich  wurden 
—  übrigens  beding  durch  beiderseitiges 
Einverständnis  —  alle  Grundrenten  in 
(Jeld  oder  Früchten  für  ablösbar  erklärt. 
In  Beilage  VI  der  Verfassungsurkunde  von- 
1818  (G.  B1.S.  222  ff.)  sind  diese  grund- 
legendenBestimmun^n  übergegangen,  welche 
indes  bei  der  Schwierigkeit,  eine  Einigung 
über  die  Art  der  Ablösung  zwischen  den 
Beteiligten  herbeizuführen,  zunächst  von  ge- 
ringer praktischer  Bedeutung  blieben.  Auf 
die  Pfalz,  hinsichtlich  deren  es  bei  den 
Ergebnissen  der  französischen  Revolution 
verblieb,  fanden  diese  Bestimmun^n  der 
Verfassungsurkunde  durchweg  kerne  An- 
wendung. —  Ein  weiterer  Schritt  auf  dem 
Wege  zur  Beseitigung  der  Grundlasten  ge- 
schah durch  die  zwei  W.  v.  8.  Februar  1825 
und  13.  Februar  1826,  in  denen  die  Be- 
dingungen bekannt  gegeben  wurden,  unter 
denen  der  Staat  seinen  eigenen  Grund- 
holden  die  Fixierung,  Umwandlung  und 
Ablösung  ihrer  ständen  und  unstftndigen 
Grundaraaben  und  Dienste  gestattete. 

8.  Die  B.  der  Jahre  1848  ud  1872. 
BSne  allgemeine  und  grundsätzliche 
Regelung  der  gutsharuchen  Yerhältnisae 
im  Sinne  einw  Beseitigung  der  an!  dem 
Grund  und  Boden  xa  Gunsten  DrittbereciL- 
t^;ter  haftenden  Lasten  erfolgte  erst  durch 
die  der  politist^en  Bew^ung  jener  Zeit 
seine  Entstehung  verdankende  G.  v.  4  Juni 
1848  (G.Bl.  V.  1848,  S.  97ff.),  die  Auf- 
hebung der  Standes-  und  gutsherr- 
lichen Gerichtsbarkeit,  dann  die 
Aufhebung,  Fixierung  und  Ablö- 
sung von  Griindlasten  betreffend, 
dessen  wesentlicher  Inhalt  der  folgendeist: 

a)  Die  standesherrliche  und  giil^herrlidie 
Gerichtsbarkeit  geht  —  unter  bestimmten 
Entschädigungsleistungen  —  an  den  Staat 
über  (Art.  1). 

b)  Alle  Naturalfronden  —  gemessene  und 
ungemessene  —  und  rein  persönliche  (nicht 
auf  dem  Gnmd  und  Boden  haftende)  Ab- 
gaben, sodann  gewisse  im  Gesetz  besonders 
genannte  Lasten  (Besthaupt,  Blutzehent,  Neu- 
bruchzehent,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
auch  der  Kleinzehent) ,  femer  Weideredite 
auf  Aeckem  während  ihrer  »Fruktifikation« 
und  auf  Wiesen  während  der  »H^zeit« 
werden  ohne  Entschädigung  aufge- 
hoben (Art  2—6). 

c)  Alle  nach  dem  Ctesetz  nicht  ohne 
weiteres  aufgehobenen  unständigen  Gefälle 
und  Zehenten,  dann  alle  Besitzveräuderungs- 
abgaben  müssen  fixiert  d.  h.  in  eine 
jährliche  unveränderliche  Abgabe  umge- 
wandelt werden  (Art.  8  ff.). 

d)  Mit  der  Fixierung  der  Beeitzverände- 

te  Allflage.  IL  28 
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roiigsabgabe  tritt  die  Eonadidafion  des 
Tollen  Eigentums  in  der  Person  des 
Qrondhotden  kraft  Gesetzes  ein ;  die  Errich- 
txmg  neuer  GmnddienstbarlceitsTerh&ltmsae 
CVerleihune  unter  Vorbehalt  des  Oberei^n- 
tnms:  Leibredit,  Nemrtüt,  Freistift,  Erb- 
recht) ist  Terboten  (Art.  15  u.  16). 

e)  Alle  fixen  Qrundge&Ue  des  Staats, 
der  Privaten,  der  Stiftungen,  der  G^einden 
kSnnen  von  den  Pfliditigen  abgelöst 
■werden ;  der  Ablösungsbetrag  besteht  in  dem 
ISfachen  des  bisherigen  At^benbetrags, 
Statt  der  Ablösung  ist  in  bestimmten  Fällen 
auch  die  Umwandlung  in  festen  Bodenzins 
statthaft ;  die  Abtragtmg  der  Ablösung  und 
Bodenzinskapitahen  kann  in  Annuitäten 
geschehen  (Art  21—24;  29—32). 

f)  Hinsichtlich  der  im  Eigentum  von 
Privaten,  Stiftungen  und  Gemein- 
den befindlichen  Grundgefftlle  übernimmt 
der  Staat  die  Vermittlung  der  Ablösung 
durch  Errichtung  einer  AblQsu  ngskasse, 
welche  den  20  f  a  c  h  e  n  Betrag  der  fixen 
Renten  in  4prozentigen  Ablösungsschuld- 
briefen  nach  dem  Nennwert  an  die  Be- 
rechtigten ausziüilt  (Art  7  u.  Art  25  ff., 
Art.  33  ff.). 

g)  Ueberveisungsf ähig  an  die 
Ablösungskasse  mit  den  im  Gesetz  be- 
zeichneten Wirkungen  sind  nur  die  eigent- 
lichen Grundlasten,  d.  h.  die  aus  guts-, 
grund- ,  zin&-  und  zehentherrlichem  Ver- 
band herrührenden  Abgaben  und  auch  diese 
nur  a)  nachdem  ihre  Fixierung  eingetreten 
ist;  b)  "wenn  die  XJeberweisung  bis  zu  einem 
bestimmten  Termine  (nachtritelich  auf  30. 
September  1861  erstreckt)  ToUzogen  ist  — 
Alchen  (Bodenzinse),  für  welche  ein  be- 
stimmtes AblOsuQgskapital  bereits  vor  Er- 
lassung  des  GesetziBS  festgesetzt  war,  femer 
Bodenranskapitalien,  die  im  Anschlnss  an 
B^tzftnderungsabgaben  nach  Art  15,  Abs. 
4  feeteesetzt,  und  Zinsen  (Renten),  -welche 
an  andere  als  Private,  Gemeinden,  Stiftungen 
zu  entlichten  waren  (vgl.  Axt.  29  des  Ge- 
setzes), sind  nicht  überweisungs- 
fthig. 

.  h)  Nach  Art.  34  des  G.  v.  4.  Juni  1848 
werden  dauernde  Lasten,  welche  auf  den 
Grundrenten  ruhen  (es  kommen  hierbei  na- 
mentlich die  auf  dem  Zehentbezug  lasten- 
den kirchlichen  Baulasten  in  Betracht),  zu 
Kapital  angeschlagen  imd  sind  dann  durch 
Erlegung  des  Kapitalwertes  in  bar  oder 
in  Ablösungsschiddbriefen  der  staatUchen 
Ablösungskasse  ablösbar.  Die  näheren  Aus- 
führungsvorschriften hierzu  brachte  das  G. 
V,  28.  Mai  1852,  betr.  die  Sicherung,  Fixie- 
rung und  Ablösung  der  auf  dem  Zehent- 
recht lastenden  kirchlichen  Baupflicht 
(G.Bl.  V.  1852,  S.  702 ff.);  inhaltlich  des- 
elben  kann  statt  der  Ablösung  der  Bau- 
flicht diese  auch  als  Beallast  auf  Gmnd- 


besitz  radiziert  oder  in  dnen  stftnd^en 
jährlichen  Baukuion  omgewandelt  werden. 

Zum  Vollzug  des  G^räetzes  erging  eine 
l^nisterialinstruktion  v.  17.  Juni  1848  (CK 
Bl  Y.  1848,  S.  649  ff.)  sowie  eine  Beiha 
weiterer  V<ulzne8anordnungen. 

Da  die  staatuche  AblOsnngska^  fOr  die 
ihr  überwiesenen  Grundrenten  den  20  f  a  c  h  e  n 
Betrag  der  fixen  Jahresrenten  zu  vergüten 
hatte,  von  den  Pflichtigen  aber  nur  den 
ISfachen  Betrag  zurückerhält,  so  mussten 
im  VoUzug  des  Ablösungswerkes  aus  der 
bayerischen  Staatskasse  Zuschüsse  ge- 
leistet werden,  deren  Höhe  den  Betrag  von 
rund  26  bis  27  Millionen  Mark  erreicht  hat 

Eine  wichtige  Ei^änzung  fand  das  G.  v. 
Jahre  1848  in  dem  G.  v.  28.  Aprü  1872,  die 
(jrundenÜafitung  betreffend  (G.B1.  v.  1871/72, 
S.  349  ff.),  dessen  Zweck  war,  das  durch 
eine  Anzahl  nicht  sehr  glücklicher  Vor- 
schriften des  1848  er  Gesetzes  ins  Stocken 
geratene  Ablösungswerk  in  absehbarer  Zeit 
zu  Ende  zu  führen.  Dem^mäss  wurden 
neue  präjudizielle  Fristen  für  die 
durch  Ablauf  der  früher  gesetzten  Frist 
verwirkte  Anmeldung  von  Grrundlastea 
zur  Ablösungskasse  gesetzt  und  dabei  auch 
solchen  Grundlasten,  die  bis  dahin  nicht 
ÜberweisuDgsfähig  zur  Ablösungskasse  wareq 
(s.  oben  sub  g),  diese  Ueberweisunga- 
fähigkeit  nunm^  zuerkannt.  Sodann  aber, 
und  dies  ist  die  wichtigste  Vorschrift  des 
Gesetzes,  wurde  betreffs  der  zur  Ablösung&r 
kasse  fliessenden  Grundgefälle  im  (i^n- 
satz  zur  1848  er  Gesetzj^bun^  der  GrundT 
satz  der  Zwangsrerbindlichkeit  zur 
Ablösung  ausgesprochen;  d.  h.  die  Gnmd- 
gefalle  der  Abl&ungskasse  sollen  bis  sum 
Jahre  1934  zur  Ablösung  gebracht  sein,  die 
kleineren  durch  Erlegung  des  Abliteungs- 
kapitals,  die  grösseren  durch  Erhebung  eines 
Zuschlags,  d.  h.  im  Wege  der  Annuität^ 
Zu  bemerken  bleibt,  dass  die  bei  der  Ueber- 
nahme  der  Grundlasten  auf  die  Ablösuugs- 
kasse  nadi  dem  G.  v.  1848  zugestandenen 
Vergünstigungen  (V ergütung  derselben  nach 
dem  20f^hen  Jahreswert  —  s.  oben  sub  ^ 
hinsichtlich  der  durch  das  G.  v.  1872 
zugelassenen  nachträglichen  Üeberweisun- 
gen  nicht  zugestanden  wurden ;  die 
tJebernahme  erfolgte  vielmehr  nur  zum 
ISfachen  Betrage  des  Jahreswerts  (bezw. 
zum  Nennwert  des  festgestellten  Bodenzins- 
kapitals), und  es  winden  ausserdem  zur 
Bestreitung  der  Verwaltungskosten  von  dem 
Üeberweisungswerte  2     in  Abzug  gebracht 

4.  Neueste  Gesetzgebung  über  Ab- 
lösung der  Grundlasten.  Es  hängt  mit 
dem  vorstehend  (sub ,  3)  gezeichneten 
Gang  der  Ablösungsgesetzgebung  zusammen, 
dass  in  Bayern  bis  in  die  Gegenwart  hin- 
ein noch  eiue  grosse  Menge  von  Gkund- 
lasten  der  alten  Zeit  auf  dem  landwirtsdiaft- 
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Uchen  Grund  und  Boden  haften,  ja  dass  es 
noch  in  veitem  Um&ng  GnindgeäUe  giebt, 
die,  veil  die  erEorderiichen  Anmeldefristen  s.Z. 
versäumt  wurden ,  nicht  im  Zustand  der 
Tilgmig  sich  befinden,  sondern  dauernd  in 
der  ursprünglichen  Hohe  fortzuentrichten 
sind.  Man  pflegt  diese  den  verschiedensten 
Rechtstitehi  (l^hens-.  grundherrlicher  und 
Zinsherren  -Verband,  Zehentverpflichtungen, 
Schenkungen,  Stiftungen,  EaufschiUingsrest 
etc.)  ent.spnmgenen  GrundgefäUe  unter  dem 
Sammeinamen  >BodenziQse<.  zusammen- 
zufassen, und  amtlichen  Darstellungen  ist  zu 
entnehmen ,  dass  die  zur  allgemeinen 
Staatskasse  geschuldeten  Bodenzinse  sich 
dermalen  (1897)  auf  6,0  Millionen  Mark, 
diejenigen  zur  Ablüsungskasse  auf  6.3  Milli- 
onen Mark,  diejenigen,  welche  immittelbar 
an  Stiftungen,  Gemeinden,  Private  abzuführen 
sind,  auf  H2f)00O  Mark  beziffern,  mithin  im 
ganzen  den  landwirtschafthchen  Grund  und 
Boden  in  Bayern  mit  einer  Jahresleistung  von 
nmd  13,8  MiÜionen  Mark  belasten,  dem  ein  Ge- 
samtbodenzinskapital von  327  Millionen  Mark 
entspräche.  Von  839380  Grundsteuerpflich- 
ügeR  kötmen  rund  590000  als  bodcn- 
zinspf  lichtig  gelten,  darunter  weitaus  die 
meisten  indessen  mit  sehr  unbedeutenden 
Jahrealeistongen  (307652  Pfhchtige  mit  1 — 10 
MaA;  235155  mit  10—100  Mark;  26687 
mit  100  Mark  und  mehr).  Weil  der  £nt- 
stehnn^sgrund  dieser  Bodenzinse  dem 
Gedächtnis  der  jetzt  lebenden  Generation 
meist  entschwunden  ist,  hat  sich  seit  Be-, 
ginn  der  neunziger  Jahre  eine  lebhafte, 
die  alsbaldige  Beseitigung  dieser  Bodoizinse 
anstrebende  Bewegung  entwickelt,  und  es 
hat  diese  Bewegung  1^7  zu  einer  Gesetzes- 
TOTlage  geführt,  die  die  Ablösung  der 
Bodenzinse  unter  namhafter  Beteilif^mg  der 
Staatskasse  in  Aussicht  nimmt.  Nicht  nur, 
dass  die  Jahresleistungen  der  Pflichtigen 
zur  Staats-  wie  zur  Abiösiingskasse  um  den 
achten  Teil,  d.  h.  von  i  auf  S'a^'/o  herab- 
gesetzt und  dass  die  im  Jahre  1872  verfügte 
Zahlung  von  Zuschlagsrenten  zur  Ablüsungs- 
kasse (behufs  Beschleunigung  der  Tilgung) 
von  der  Staatskasse  übernommen  werden 
e-oü,  es  ist  auch,  um  die  allmähliche  Tilgung 
der  Bodenzinse  zur  Staatskasse  herbeizu- 
führen, ein  Amortisationsfond  s  gebildet 
worden,  der  vorläufig  mit  jährlich  5  Millionen 
Mark  ausgestattet  wurde  und  der,  sobald 
er  dim?h  die  Jahresdotationeu  und  durch 
Zinszuwachs  die  Höhe  der  Boden  zinskapi- 
talien  erreicht  hat,  im  beschränktes  Staats- 
verniügen  wird,  während  zur  selben  Zeit 
die  Verpflichtung  zur  weiteren  Entrichtung 
der  Bodenziuse  aufhört.  Endlich  können  bis 
zu  .500000  Mark  jährlich  aus  Staatsmitteln 
Nachlasse  an  Bodenzinsschuldigkeiten  (in- 
folee  anverschuldeten  Unglücks,  grosser 
Hmie  der  Bodenzinsc  etc.)  gewährt  werden. 


5.  AbUtsnnc  der  Lehen,  Avfhebiug 
der  Jagd-  nnd  Weidevechte.  1)  D  i  e  A  b  - 

lOsnng  der  Lehen.  Das  G.  t.  4.  Juni 
1848  (G.BL  S.  121E)  betr.  die  Ablösung 
des  Lehenverbandes  gestattet  die 
»Befreiung  sämtlicher  Lehen  vom  Lehen- 
verband« gegen  Erlegimg  bestimmter  Pro- 
zentsätze desLehenfeesionswertes  und  unter- 
wirft die  auf  den  Lehengütem  ausser  den 
gesetzlichen  LehengebOhren  haftenden  an- 
deren Beichnisse,  wie  Eanon,  Gilt  etc.  den 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Ablßsungs- 
gesetzes.  Ausgenommen  von  der  Allodifi- 
kation  bleiben  die  thronlehenbaren  bürden 
und  die  auf  königlicher  Dotation  oder  auf 
Staatsvertiä^en  beruhenden  Lehen ,  sofern 
denselben  mcht  ein  lästiger  Rechtstitel  zu 
Gnmde  liegt. 

2)  Die  Aufhebung  des  Jagdrechtes. 
Dieselbe  erfolgte  durch  das  G.  v.  4.  Juni 
1848 ,  betr.  die  Aufhebung  des  J  a  gd  - 
rechtes  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
(G3L  S.  129 ff.),  inhaltiich  dessen  für  die 
bayerischen  Gebietsteile  rechts  des  Rheins 
{für  die  Pfalz  war  die  (jesetzgebung  be- 
reits in  diesem  Sinne  geordnet)  Jagdrecht 
auf  fremdem  Grund  und  Boden  nicht  mehr 
bestehen  kann  und  die  Berechtigimg  zur 
Jagd  als  Ausfluss  des  Eigentumsrechts  an 
Grund  und  Boden  erklärt  wird.  Die  Aus- 
übung des  Jagdrecht«B  selbst  fand  ihre 
nähere  Regeltmg  in  dem  G.  v.  30.  März 
1850  (G31.  S.  117)  im  Sinne  der  Debei^ 
Weisung  des  AusObangsrec^ts  an  die  Ge- 
meinde, welche  dasselbe  dnrdi  Verpachtung- 
nützt,  während  der  Grundbesitz  selbst  nur 
Ton  einer  bestimmten  Grösse  ab  (240  benr. 
400  Tagewerke,  je  nachdem  im  Flachlande 
oder  Hochgebirge  gelegen)  das  Jagdana- 
übungsrecht  dem  B^itzer  gewährt 

3)  Die  Ablösung  der  Weide  rechte. 
Das  G.  V.  28.  Mai  1852,  betr.  die  Ausübung 
und  Ablösung  des  Weide  rechts  (G.B1.  S. 
602 ff.),  unterscheidet  a)  zwischen  einsei- 
tigen, zu  Gunsten  einzelner  Personen  be- 
stehenden Weidedienstbarkeiten ,  deren  Ab- 
lösung von  der  Melirheit  der  Verpflichteten 
beantragt  und  zwangsweise  durchgeführt 
werden  kann  (Entschädigung  durch  Ijcistung 
einer  Bodenabgabe  oder  eines  Kapitals 
gleich  dem  20  fachen  des  ermittelten  Bein- 
ertrages der  Berechtigung,  Uebernahme  der 
Entschädigungssumme  durch  die  staatliche 
Ablosungskasse) ,  und  b)  zwischen  den 
gegenseitigen  Weidedienstbarkeiten  der 
Grundbesitzer  einer  Gemeinde,  hinsichthch 
deren  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
durch  Mehrheitsbeschluss ,  in  bestimmten 
Fällen  auch  der  einseitige  Austritt,  zuge- 
lassen ist.  Eine  Anzahl  Bestimmungen  des 
Gesetzes  berühren  das  Landeskultur- 
interesse, indem  sie  jede  Art  der  Weide 
auf  bestellten  Aeckem  und  auf  Wiesen  wäh^ 
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rend  der  Hegezeit,  d.  h.  vom  1.  April  bis 
zum  Ende  des  letzten  S<^ittes  antersagen. 
Die  Bestellttng  neuer  Weiderecnte 
als  Dienstbarkeit  ist  untersagt  -~ 
Fflr  Entscheidimg  von  RechtsstreitigKeiten 
beim  Vollzug  des  Weidegesetzes  ist  soweit 
nicht  Ziistftndigkeit  der  bürgerlichen  Ge- 
richte Platz  greift,  nuDmehr  gemäss  6.  t. 
8.  August  187U,  Art  8  Ziffer  12  der  Ver- 
waltungsrechtBweg  eröffnet 

Lltteratur:  £.  HmMmann,  Die  GrundenÜat- 
tung  in  Bayer»,  Straetburg  189t.  —  i.  jPre- 
nitxer,  Handbuch  der  guuh^rriiehen  Eeehte  und 
der  guUherrlichen  GerichUharkeit  in  Bayern, 
Regentburg  184?.  —  *•  Stenffel,  Die  Grundent' 
lattang  in  Bayern,  Würzburg  1874-  —  Seydel, 
Da»  StaM»reclU  det  Königreieha  Bayern,  in  Hand- 
buch  de»  ^entftcAen  RechU,  herausgegeben  von 
Marqtiardaen,  JII.  Bd.,  I,  1,  8.  eseff.  — 
Verhem^tmgen  dea  baj/eriacAen  Lamdtag»  1S9B  96 
und  1807,08.  »uehen^ergef. 


B.  Bie  BanernbefreiuDg  in  Württem- 
berg. 

1.  Die  B.  vor  1848.  2.  Die  B.  des  Jahres 
1848  and  der  folgenden  Jahre.  3.  Aofhebnng 
bezw.  AblöBung  der  Jagd-  und  Weiderechte. 

1.  Die  B.  vor  1848.  Die  Gniodlage  der 
■württembergischen  Äusserst  verwickelten 
AblÖsungsgeset7^bung  bildet  das  II.  Edikt 
V.  18.  November  1817  (RBl.  S.  541  ff.), 
welches  die  >  Personal-  nnd  Lokal-Leibeigen- 
sdiaft«  V.  1.  Januar  1818  ab  aufhob,  den 
»FalUehenbesitzern«  das  Recht  einrftumte, 
gegen  Entsch&digiing  des  Lehnsheira  das 
Lehen  in  freies  Eigentum  zu  Terwandeln 
und  den  »Erblehen«  die  Eigenschaft  blosser 
ZinsgQter  zusprach,  endlich  eine  Ablösbar- 
Jceit  einer  Anzahl  Orundabgaben  (Laudemieo, 
Eflchengefälle,  Blutzohnten)  zusidierte,  die 
Umwandlung  der  ungemessenen  Fronden  in 
gemessene  vorschrieb  und  die  Auflegung 
neuer  Grundabgaben  untersagte.  Eine  prak- 
tische Wirkung  dieser  Beatimmungen  trat 
indes  im  ■wesentlichen  nur  in  Bezug  a\if  die 
feudalrechte  der  Staatsfinauzverwaltung  und 
der  künigl.  Hofdomanenkammer  ein,  da  in- 
folge erhobenen  Einspnichs  der  Standes- 
herren die  Ablösungsvorschriften  auf  den 
standeeherrlichen  Gütern  suspendiert  wurden 
und  auf  anderen  Gütern  grund  herrlichen 
Verbandes  beim  Mangel  entsprechender 
Ausffihrungs Vorschriften  der  Vollzug  äusserst 
langsame  Fortschritte  machte.  In  neuen 
riiiss  kam  das  Ablösungswerk  erst  wieder 
durch  die  Geseizgebung  des  Jahres  1836, 
wobei  zu  erwähnen  ist:  1)  das  G.  v.  27. 
Oktober  1836  betreffend  die  Beden  (B.  Bl. 
S.  545  fL),   welches  eine  Anzahl  Abgaben 


mehr  steuentrtigea  Charakters  teils  aufliob, 
teils  fflr  ablösbar  erklarte;  2)  das  Gesetz 
betreffend  die  Fronen  v.  2a  Oktober  1836 
(RBl.  S.  555 ff.),  welches  Aber  die  AUös- 
harkeit  der  iiersOnlichen  wie  der  dinglichen 
Fronen  Bestimmungen  traf  und  die  Ein- 
führuag  neuer  Ftx>nen  und  »Fronsurrogate« 
verbot;  3)  das  G.  v.  29.  Oktober  1836  ia  be- 
treff der  leibeigenschaftlichen  Leis- 
tungen (Leibeigenschaftszinsen ,  Abgaben 
im  Fall  der  Verheiratung  und  auf  den 
Todes&li),  das  die  den  Gutsherrschaften  im 
Edikt  von  1817  vorbehaltene  Entschädigung 
für  diese  Abgaben  im  20  fachen  Betrag  des 
Reinertrages  auf  die  Staatskasse  über- 
nahm, dabei  aber  hinsichtlich  der  Anmel- 
dung einen  Ausschlusstermin  mit  Rechts- 
wirkung  sowohl  gegenüber  den  Berechtigten 
wie  gegenüber  den  Pflichtigen  festsetzte, 
wodurch  abermals  eine  glatte  Abwickelung 
dieser  Verhältnisse  erschwert  wurde.  Für 
die  Ablösung  der  Beden  und  der  persön- 
lichen Fronen  hatten  die  Pflichtigen  den 
10 fachen,  für  die  dinglichen  Fronen  den 
16  fachen,  für  Rauchhühner  und  dergl  den 
20  fachen  Betrag  des  Jahres  wertes  zu  ent- 
richten, während  die  Berechtigteu  den  22- 
bis  20Vi  heben  Betrag  erhielten,  indem  die 
Staatskasse  den  Mehrbetrag  ziilegte.  Die 
Summe  der  hierdurch  sowie  durch  die  Ueber- 
nähme  der  Entschädigungsleistungen  aus 
Anlass  der  Beseitigung  der  Leibeigensehafta- 
gefäUe  erwachsenen  Opfer  der  Staatskasse 
ist  auf  nmd  2000000  Gnldeu  zu  beziffern. 

8.  Die  B.  des  Jahres  1848  und  der 
folgenden  Jahre.  Die  völlige  Beseitigung 
der  noch  vorhandenen  Gnmdlasten  fahrte 
erst  das  von  den  Stürmen  des  Jahres  1848 
gezeitigte  G.  v.  14.  April  1848  (RBL  3. 
165  ff.)  herbeL  Dasselbe  Twordnete  die 
ZwangaablOsnng  aller  aus  dem  Leheu- 
und  GruDuherrlichkeits  verbände 
entspringenden  bäuerlichen  Rechte  einschliess- 
lich der  Blutzehnten,  hob  den  Neubnu^- 
zehnten  ohne  Entschädigtmg  auf  und  er- 
klärte die  Auftegimg  neuer  Gnmdlasten 
sowie  die  Bildung  neuer  Bauemiehen  für 
un»tatthaft  Das  Entschädigu ugskapital 
wurde  bei  Besitzverändenmgsgebühren,  Teil- 
gebühren und  Blutzehnten  auf  den  12  fachen, 
bei  allen  übrigen  Abgaben  imd  Leistungen 
a.if  den  16facheo  Betrag  des  jährlichen 
^fo^iuertrages  festgesetzt  und  eine  25jähTige 
Tilgimgszeit  für  die  Zalüuog  gestattet, 
deren  Vermiltelung  zwisclien  Berechtigten 
und  Verpflichteten  eine  staatliche  Ab- 
lösungskasse  übernalim.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Ablösung  der  eigent- 
lichen Zehnten  bUeben  vorbehalten,  (Voll- 
zugsan Weisungen  zu  dem  Gesetz  erschienen 
unterm  25.  Mai,  1.  September  und  23.  Ok- 
tober 1848,  RBL  S.  254ff.,  S.  413ft, 
S.  509  fL).    Die  auf  die  Ablösung  des 
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Zehnten  bezüglichen  Vorschriften  wurden 
in  den  beiden  GG.  v.  17.  Juni  1849  (R.B1. 
S.  181  ff.,  S.  313 ff.)  gegeben  mit  der 
Hassgabe,  dass  das  AblOsun^skapital  auf 
den  16fachen  Betrag  des  ermittelten  Rein- 
ertrages festgesetzt  und  dessen  Tilgung  in 
25iftnrigeD  Ännuitflten  unter  Inansj;>ruch- 
oahme  der  Termittelnden  Thätigkeit  der 
durch  G.  v,  14.  April  1848  geschaffenen 
Ablöeungskasse  gestattet  wimie;  für  privat- 
reditliche  Verbindlichkeiten  zu  besonderen 
Ldstun^n ,  welche  auf  dem  Zehntbezug 
h^en  (kompetenzen  von  Geistlichen,  Leh- 
rern eto.,  Baulichkeiten  von  Ffankirchen. 
Schulhftusem  eta,  Faselviehhaltiuig  etc.), 
sollte  bei  der  Ablösung  eine  Abfindung  ans 
dem  AblGsungskapital  im  16  fachen  des  zu 
6«ld  angeschlagenen  Jahresbetrages  der 
Leistung  geschöpft  wCTden.  (Vollzugsinstruk- 
tkm  zum  Gesetz  unterm  21.  JuK  1849.  K 
Bl.  S.  2öm.}. 

Zur  £r^nzung  des  Ablösungsgesetzes 
vom  16.  Apnl  1848  wurden  weiter  erlassen : 
1)  das  G.  vom  24.  August  1849  (R.B1.  S. 
^0),  betr.  die  Beseitigung  der  Deberreste 
älterer  Abgaben,  durch  welches  insbe- 
sondere eine  Anzahl  Grundlasten  und  Gruad- 
abgaben  steuerartigen  Charakters,  welche 
niäit  »mter  das  Bedengesetz  vom  27.  Ok- 
tober 1830  bezw.  das  frongesetz  vom  28. 
Oktober  1836  fielen  oder  doch  nicht  zur 
Ablesung  gelang  waren,  teils  ohne  Ent- 
scbfidigung   (wie  Bürgerannahmegebühren, 
Bekc^itionsgebühren,  Schutz-  und  Schinn- 
gelder  wie  überhaupt  alle  aus  der  Patri- 
monialpolizei  fliessenden  persönlichen  Ab- 
^ben,  femer  Jagdfrouen  etc.),  teils  gegen 
Entrichtung  des  10  fachen  Reinertrages,  wie 
Gewerbezinse ,  Wasserwerkskonzessionsge- 
bOhren  etc.  aufgehoben  wurden.   2)  Das  G. 
v.    13.    Juni    1849    (R.  Bl.    S.  177ff.), 
das  den  Zwangscharakter  der  staat- 
lichen Ablösungskasse  beseitigte  und 
den  Berechtigten  und  Pflichtigen  für  die 
Ablösung  ihrer  Qrundlasten  die  Inansprudi- 
nahme  der  Dienste  dieser  Kasse  freistellte. 
3)  Das  G.  V.  24.  August  1849  (R.B1.  S. 
■^5),  das  einige  im  Vollzug  des  Gesetzes 
T.  16.  April  1848  aufgetretene  Unklarheiten 
beseitigte  f  indem  es  u.  a.  den  Vorschriften 
des  leteteren  auch  die  diu^  Vertrag 
konstituierten  unablöslidten  Renten,  welche 
auf  einigen  Orundatflcken  und  Realitäten 
haften  (Vogtrechte,  Messnei^artien,  Läut^ 
«»rben,  Lftutlffote  etc.),  unterwarf.   4)  Das 
O.  T.  8.  Juni  1849  über  Bannrechte  (R. 
K.  S.  15^,  welches  diese  ausser  Wirkung 
setzte  und  zwar,  soweit  sie  dem  Staat,  ein- 
zelnen  Gemeinden   oder  für  all^meine 
Öffentliche  Zwecke  bestehenden  Stiftungen 
zustehen,  ohne  Entschädigimg,  die  anderen, 
insbesondere  die  durch  privatrechtliche  Titel 
^tsfandenen  oder  erworbenen  gegen  £nt- 


sdiädigung  der  Hälfte  des  ermittelten  Min- 
derwertes der  Gewerbaanlage,  unter  Üeber- 
nahme  dieser  Entschädigung  zur  Hälfte  auf 
die  Staatskasse,  zur  Hälfte  auf  die  Kasse 
der  Gemeinde,  auf  welche  das  Bannrecht 
sich  erstreckte.  5)  Das  G.  v.  4.  Juni  1849 
(RBL  S.  269ff.),  welches  die  Patrimo- 
nialgerichtsbarkeit und  Polizei  ein- 
schliesslich der  Forstgerichtsbarkeit 
und  Forstpolizei  ohne  Entschädigung 
aufhob.  6)  Das  G.  v.  19.  April  1865  (fi-BL 
S.  81ff.)  betr.  die  Ablösung  von  Leis- 
tungen für  öffentliche  Zwecke; 
diese  Leistungen,  insbesondere  »für  Kirche, 
Schule  und  Armenunterstützung,  welche  mit 
dem  Besitz  einzelner  oder  verbundener 
Vermögen^egenstftnde  als  bleibende  Lasten 
verknüpft  sind«,  sollten  atif  Verlangen 
der  Bereditigten  oder  VrapfÜchteten  der 
Ablösui^  UQterli^n,  wobei  das  Ablfisungs- 
kapitalaufdas  16ßiche  des  Jahreswertes  der 
Leistungen  festgesetzt,  für  die  Ablösimg  von 
Nenbauverbindhchkeiten  aber  ein  besonderes 
Ermiltelungsverfahren  voraeschrieben  ist. 
Durch  Abtretung  der  mit  der  Leistung  be- 
lasteten Verm^ensteile  kann  der  Pflicäitige 
seiner  Verbindlichkeiten  sich  entledigen. 
,  Leistungen  zu  Besoldungen  von  Kirchen- 
und  Schuldienem  sowie  ziu-  baulichen  Unter- 
haltung von  Amtswohnungen  der  Geistlichen 
und  deren  Zubehörden  gehen  §egen  Ueber- 
weisung  der  Ablösungskapitalien  auf  das 
StaatsKimmer^t  über ,  vorbehalthch  der 
Verbindlichkeit  der  Gemeinden,  die  durch 
die  Ablösung  herbeigeführten  Ausfälle  an 
den  SchuldienerbesolduDgen  bis  zum  gesetz- 
mässigen  Minimum  des  Einkommens  zu  er- 
gänzen. —  Im  Jahre  1873  war  die  Aufgabe 
der  AblösiuigskaBse  beendet,  und  somit  kann 
von  da  ab  der  Grund  und  Boden  in 
Württemberg  als  vöUig  frei  von  Grundlasten 
bezeichnet  werden. 

3.  Aufhebung  bezw.  AblSsong  der 
Ja^d-  and  Weiderechte.  1)  Durch  das  G. 
V.  17.  August  1849  über  das  Jagdwesen 
fR,Bl.  S.  466)  wurden  die  Jagdrechte  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  aufgehoben,  die 
Bestellung  neuer  Jagd-Grundgerechtigkeiten 
untersagt  imd  über  die  künftige  Art  der 
Jagdausübung  regelnde  Vorschriften  gegeben 
(Ueberlassung  der  Ausübung  des  Jagdrechts 
an  die  Gemeinde,  soweit  nicht  eine  zu- 
sammenhängende Grundfläche  von  50Horgen 
=  15,76  ha  diese  Ausübung  dem  Inhaber 
selbst  zugesteht)^  2)  'Nack  dem  G.  t.  9. 
April  1828  (B.BL  S.  177  ff.)  bezw.  nach 
dem  an  dessen  Stelle  tretenden  späteren 
G.  r.  26.  Hftrz  1873,  betr.  die  Ausübung 
und  Ablösung  der  Weiderechte  ata 
landwirtschaftlichen  Grundstücken  sowie 
die  Ablösung  der  "Waldweide-,  WaJdgräserei- 
und  Waldstreurechte,  unterliegen  die  privat- 
rechtlichen Weiderechte,  worunter  das  Ge- 
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setz  die  den  Gemeinden  als  solchen  oder  die 
den  Güterbesitzem  gemeinsam  zustehenden 
Weiderechte  {Doppelrechte)  nicht  begreift, 
ebenso  wie  die  Gräserei-  imd  Strenrechte 
in  Waldungen  auf  Antrag  der  Berechtigten 
oder  Belasteten  der  Abltisung  gegen  Er- 
legung des  ^0  fachen  Betrages  des  Jahres- 
reinertrages ;  über  Fortbestand  oder  Auf- 
hebnog  der  Gemeinde  weiden  oder  der 
gemeinschaftlichen  Weiden  dagegen 
beschliesst  je  oach  Umständen  das  Gemeiade- 
koUegium  oder  die  Mehrheit  der  beteiligten 
Grundbesitzer.  Im  Übrigen  ist  der  leitende 
Gesichtspimkt  des  Gesetzes,  dass  durch  die 
Art  der  Ausübung  des  Weiderechts  die 
Freiheit  des  land-  oder  forstwirtschaftlichen 
Betriebes  nicht  beeinträchtigt  werden  dürfe, 
ein  Grundsatz,  der  in  einer  grossen  Anzahl 
S^zelbestimmungen,  u.  a.  auch  diut^h  Auf- 
hebung des  WeiderechtB  der  Wände r- 
schaiherden,  Ausdruck  gefunden  hat. 

Utteratnr:  SchwarZf  Abl&tungggesetigrbung  von 
WUritftnbf.rg,  Stuttgart  1849  bfi  Steiiikopf,  4  Bde.; 
Steinheil,  Gaelz  wegen  AbUkiiiug  von  Leitungen 
für  Öffentiichf.  Zwecke  v.  19.  IV.  1865,  HiuUgaH 
1S6€.  Buehenherger, 


€.  Die  Baaernbefireiung  in  Baden. 

Die  Gnmdentlastung  in  diesem  Lande, 
welche  ebenfalls  in  einer  grossen  Anzahl 
von  Specialgesetzen  zum  Ausdruck  gelangt, 
beginnt  mit  dem  von  Markgraf  Karl  Fried- 
ridi  unterm  23.  Juli  1783  erlassenen  Edikt, 
welches  in  den  seiner  damaligen  Landes- 
hoheit unterworfenen  Orten  die  Leibeigen- 
schaft aufhob,  demgemäss  die  Unterthanen 
für  leibesfrei  erklärte  und  alle  Leib- 
eigenschaftsabgaben  (Abzug,  Landschafts- 

Sild,  LeibschiUing,  Abgalien  vom  Todesfall, 
auptrecht  oder  Besthaupt)  ohne  jede 
Gegenleistung  beseitigte.  In  den  später 
durch  die  Friedensschlüsse  im  Anfang  des 
Jahrhunderts  erworbenea  Gebietsteilen  be- 
stand im  Hinblick  auf  die  den  Standes-  und 
Grundherren  im  Rheinischen  Bundesvertrag 
gewährleisteten  Rechte  die  Leibeigenschaft 
noch  einige  Zeit  fort,  wurde  aber  im 
sechsten  der  ziu*  Neuordnung  des  Staats- 
wesens erlassenen  Konstitutionsedikte 
endgültig  beseitigt,  indem  daselbst  nur  noch 
das  Institut  der  »Erbpf lichti  gkeit<i  als 
zu  Recht  bestehend  anerkannt,  aber  weitere 
Ausflüsse  auch  dieses  Rechtsverhältnisses 
nicht  gestattet  wurden  als  die  damit,  seit 
alter  Zeit  verbunden  gewesenen  Dienste 
(Fronden)  und  Abgaben;  ein  neufö  Ver- 
hältnis der  Erbpflicntigkeit  gegenüber  einem 
Erbfrden  zu  begründen,  war  untersag.  — 
Im  übrigen  ist  hinsichtlich  der  Besahgnng 


der  hiemach  noch  verbliebenen  bäuerlichen 
Lasten  folgendes  zu  erwähnen: 

1)  DieAufhebung  der  Reallasten 
(Zinsen,  Gülten,  ehemaliger  Leibeigenschafts- 
und anderer  Abgaben)  wurde  eingeleitet 
diu^h  zwei  GG.  V.  r».  Ok-tober  \m\ 
(R.BI.  V.  1820  Nr.  XV),  von  denen  das 
erste  die  persönlichen  Leibeigenscliaftsab- 
gabeu  gegen  volle  Entschädigung 
aus  der  Staatskasse  aufhob,  das  zweite 
die  Ablösung  der  Gülten  (^Abgaben  in 
ßodenerzeugnissen)  und  Erbzinsen  (Ab- 
gabe in  Geld  oder  Tieren) ,  femer  der 
Drittelspflichten,  d.  h.  der  Besitzver- 
ändemngsabgabeii  (Währschaft,  Handlohn, 
Kauf^ld)  regelte  in  dei-  Weise,  dass  Be- 
rechtigte wie  Pflichtige  die  Ablösung  sollen 
fordern  können  und  zwar  gegen  Erlegung 
eines  Ablösuiigskapitals  im  neun-  bis  acht- 
zehnfachen  des  Jahreswertes,  unter  Um- 
ständen auch  unter  Umwandlung  des  Ab- 
lösungslmpitals  in  eine  5prozentigG  Geld- 
rente. Von  diesem  Ablösungsrecht  wurde 
indes  nicht  überall  Gebrauch  gemacht,  imd 
dies«*  Umstand  wie  die  Bewegimgou  des 
Jahres  1848  zeitigten  das  G.  v.  10  April 
1848  über  die  Aufhebung  der  Feu- 
dalrechte  (B.B1.  t.  1848  Nr.  XXHI), 
welches  übrigens  nicht  bloss  al  1  e  A b ga  be  r. 
gutslierrlicher  Art  mit  einem  Schlüe  be- 
seitigte, sondepu  auch  mit  allen  noch  vor- 
handenen Erbdienstbar  keits rechten 
(namentlich  Banni-echte  und  Abzugsi-echte) 
aufräumte  imd  weiterhin  aucli  die  grand- 
herrlichen Jagd  -  und  Fischereirechte 
aufhob.  Den  Berechtigten  wurde  eine 
»billige^  Entschädigung  zugesicheii;  und 
diese  durch  G.  v.  13.  Februar  1851  (R.B1. 
V.  18Ö1  Nr.  XV)  im  zwölffachen  Betrage 
der  ermittelten  Entschfidignngsrente  auf  die 
Staatskasse  Überall  da  übernommen,  wo 
nicht  ein  privat  rechtlicher  Entstehmigs- 
gmnd  der  Berechtigung  nachgewiesen  wer- 
den konnte. 

2)  Ablösung  des  Zehnten.  Der 
Geldwert  der  Zehntlast  in  Baden  zu  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  darf  zu  3600000  Mark 
angenommen  werden,  wovon  auf  den  grossen 
oder  Fruchtzehnten  Ol*'.'©,  auf  den  kleineu 
(vorwiegend  Heu-)Zehnten  25*''o,  auf  den 
Weinzehnten  14 ".'o  entfielen;  beteiligt  an 
der  Erhebung  erscliienen  das  Domänenärar 
mit  .50  ".'o,  die  Standes-  und  Grundherren 
mit  20^0,  Pfanv  und  Schuldienste,  Stiftungen 
mit  etwa  30  "/o.  Auf  dem  Zehntbezug  ruhten 
übrigens  erhebliche  Lasten,  namenthch  Bau- 
lasten (für  Kirchen,  Pfarr-  und  Schulhäuser), 
femer  Kompetenzen  der  Pfarr-  und  Schul- 
stellen, Leistungen  zu  Kirchen-  und  Scfanl> 
bedüi^i^n  etc.,  die  insgesamt  zu  640000 
Mark  jährlich  und  18<*.'o  des  Zehntertrages 
veranschlagt  wurden.  Den  Anfang  mit  dtt* 
Beseitigung  der  Zehntlast  machte  das  G.  r. 
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28.  Dezember  1831  (RBI.  v.  1832  Nr.  I), 
welches  den  Neubrucn-,  Blut-,  Bienen-  und 
Honigzehnt,  ersteren  ohne,  letztere  unter 
Oewährong  einer  Entschädigung  (15&icher 
Betrag  des  Reinertrages)  aufhob,  wobei 
Staat  und  Gemeinde  sich  hftlftig  in  die 
Ikitschftdigung  zu  teilen  hatten.  Ihm  folgte 
zwei  Jahre  später  das  eigentliche  Zehnt- 
iftblCsungsgesetz  v.  15.  November  1833 
(RBI.  T.  1833  Nr.  XLIX),  inhaltlich  dessen 
miter  gewissen  Voraussetzungen  I*flichtigeD, 
BerechtigteD  und  der  Gemeinde  als  solcher 
das  Recht,  die  Ablösung  zu  fordern,  ein^- 
Tftiimt  ist  mit  der  Mas^be ,  dass  die  Ab- 
iSeung  immer  nur  fOr  die  ganze  Gemarkung 
erfolgen  kann,  das  Ablösun^kapital  auf  das 
20bche  der  reinen  Zehnteinnuime  zu  be- 
messen tmd  dasselbe  in  höchstens  5  Jahres- 
gfltem  zu  entrichten  ist.  Zur  I<>]eichterung 
der  Abl<tonn^  war  bestimmt,  dass  der  Staat 
nicht  nur  ein  Fünftel  der  Ablösungs- 
summe <rund  14000000  Mark)  zu  übec^ 
nehmen,  sondern  anch  durdi  Errichtung 
einer  Zehntschuldentilgungskasse 
den  Pflichtigen  die  Abtragung  ihrer  Schul- 
di^^  mittelst  Annuit&ten  zu  ermög- 
licnai  hatte.  Betreffs  der  auf  dem  Zehnt- 
beziig  seither  ruhenden  Lasten  (siehe 
oben)  wTvde  R^Iung  dahin  getroffen,  dass 
ans  dem  Zehntablösungskapital  ein  der  Last 
entsprechendes  Kapitid  auszuscheiden  und 
zur  Kflnftigen  Bestreitung  der  betreffenden 
Bedürfnisse  in  Verwaltung  der  zuständigen 
Behörden  zu  nehmen  ist.  —  Bis  auf  kleine 
Beträge  sind  dermalen  die  Zehntschuld  Ver- 
bindlichkeiten völlig  abgetragen. 

3)  Die  Beseitigung  der  gutsherr- 
lichen Fronden  wurde  durch  das  G.  v. 
5.  Oktober  182(J  {R.B1.  Nr.  XV)  eingeleitet 
welches  die  Mr^lichkeit  der  Ablösung  auf 
Antrag  der  Pflichtigen  vorsah,  aber  —  wegen 
der  hoch  bemessenen  Ablösungssumme  — 
nur  geringen  äusseren  Erfolg  hatte,  daher 
es  durch  G.  v.  28.  November  1831  (R.Bl. 
T.  1832  Nr.  I)  ersetzt  wurde,  welches  alle 
Herrenfronden  aufhob  und  Staat  und  Ge- 
meinde einen  TeU  der  den  Berechtigten  zu- 
erkannten Entschädigungssumme  (das  18- 
&che  bei  walzenden,  d.  h.  auf  Gütern  haf- 
tenden, das  lOfciche  bei  persöulichen  Fronden) 
-zur  Ueb^Tiahme  zuwies.  —  Die  sog.  Staat s- 
&onden  wurden,  und  zwar  die  Flussbau- 
feonden  durch  Edikt  v.  14.  Mai  1816  (R. 
Bl.  v.  1816Nr.  XVn),  die  Übrigen  (Militär-, 
Gerichffifronden)  durch  G.  t.  28.  Mai  1831 
Ö^Bl.  Kr.  IX)  ohne  Entschädigung  aufge- 

4)  Die  Ablösung  der  Weiderechte 
und  zwar  nicht  bloss  der  gntsherrlichen, 
Bcmdem  auch  der  der  Gemeinde  als 
solcher  kraft  Bann- und  GtemaikuDgsrechtes 
EOBteh^iden  erfolgte  durch  0.  t.  31.  Juli 
1848  ^  Bl.  Nr.  LT);  die  Ablösung  kann 


nur  der  Belastete,  nicht  auch  der  Berechtigte 
verlaDgen :  auch  wenn  nur  ein  Teil  der 
Belasteten  die  Ablösung  fordert,  ist  das 
Verfahren  einzuleiten;  die  EntschäcHgimg 
besteht  in  dem  15£achen  des  ermittelten 
Reinertrages ;  neue  Weiderechte  als  Dienst- 
barkeiten dürfen  nicht  bestellt,  sonstige 
"Weiderechte  nicht  länger  als  auf  9  Jahre 
eingeräumt,  auch  darf  auf  das  Becht  zur  Ab- 
lösung eines  Weiderechts  nicht  verzichtet 
werden. 

5)  Jagd-  und  Fischereiberechti- 
gungen auf  fremdem  Grund  und  Boden 
wurden  durch  G.  v.  10.  April  1848,  betr. 
die  Aufhebung  der  Feudalrechte,  (s.  oben 
Aub  1)  ebenfalls  beseitigt  Die  kraft  der 
neuen  Gesetzgebung  in  das  Recht  zur  Aus- 
übung der  Jagd  und  der  Fischerei  Eintre- 
tenden hatten  die  früher  Berechtigten  zu 
entschädigen ,  in  welcher  Beziehung  die 
nähere  R^lung  durch  die  (50.  v.  2.  Dezember 
isno  (RBI.  Nr.  LVm)  und  29.  März  1852 
(RBI.  Nr.  XVVerfolgt  ist 

6)  In  den  Rahmen  der  Ablösungsg^tz* 
gebimg  fällt  en^ich  die  Beseitigung  der 
aus  der  ehemaligen  Lehensverfossung  kom- 
menden Institute  der  B  a  nernlehe  n(Schupf- 
lehen  und  Erblehen,  je  nachdem  Besitz  und 
Geuuss  im  wesentlichen  nur  auf  Lebzeit 
oder  unter  Einschluss  der  Nadikommen 
eingeräumt  ist),  betreffe  welcher  das  0.  t. 
21.  April  1849  (R.B1.  Nr.  XXV)  die  Mög- 
lichkeit der  Umwandlung  in  freies  Eigen- 
tum durch  Erl^;ung  eines  Ablösungsoqn- 
tals  schuf. 

7)  Die  Aufhebung  der  Patrimo- 
nialgerichtsbarkeit erfolgte  durch  die 
Edikte  vom  22.  April  1824. 

Littentnrt  Buehenberger,  Daa  Venraltunga- 
reeht  der  LattdtrirUehefi  und  die  Ffiege  der 
ZoMdwirttchafiin  Grouh.  Baden,  7iiubeti4tei<^e- 
heim  1887,  S.  17  f.  Buchenberaer. 


D.  Die  Baaernbefreiang  in  Hessen. 

Den  Ausgangspunkt  der  hessischen  Ge- 
setzgebung bildet  das  G.  v.  25.  Mai  1811, 
welches  die  Leibeigenschaft  und  die 
eigentlichen  Leibeigenscbaftsabgaben  aufhob, 
ein  Reditszustand,  den  Art  25  der  Ver- 
fassungsurkunde  bestätigte.  Die  Umwand- 
lung der  Zehnten  in  ablösbare  Grund- 
renten verfügten  die  GG.  v.  15.  August  1816, 
V.  13.  März  1824  und  20.  Juni  1839,  wäh- 
rend die  allgemeine  Ablösung  der 
Grundrenten  durch  die  GH>.  v.  27.  Juni 
1836  und  (für  Rheinhessen)  v.  2.  Februar 
1841  aueebahut  wurde:  alle  bestehenden 
oder  duiäi  gesetzliche  Verwandlung  anderer 
Lasten  (z.  B.  Zehnten)  entstandenen  Geld- 
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imd  Xatoralgmiidreiiten  (Gran^nseD)  aiiid 
hiernach  zwangsveise  ablösbar,  ind^ 
jeder  Teil  die  Ablösung  VOTlxuigen  buin  und 
die  Mindeiheit  an  die  zustimmende  Iff^ir- 
heit  gebunden  ist ;  das  AblOsungskapital  be- 
trägt den  18  fachen  Betrag  der  Jahresrente; 
dasselbe  ist  nach  Wahl  des  Berechtigten 
entweder  bar  abzuführen,  oder  es  bleibt  bei 
der  Slaatsschuldentilgungskasse  gegen  4^/0 
Verzinsung  und  allmähliche  Tilgung  stehen ; 
eine  veitgehende  Vermittelungsthätigkeit 
dieser  Kasse  zur  Abtra^ng  der  Abl&sungs- 
vahl  ist  voigesehen.  Die  Ablösbarkeit  einer 
Rdhe  nicht  unter  das  1836  er  Gesetz  fallen- 
der Lasten  (Besolduogs-  und  andere  Lasten 
zu  Gunsten  von  Kirchen-  und  Schuldieosten, 
Eirchenbaulasten,  Faselviehhuten  etc.)  regelte 
<las  G.  T.  3.  Oktober  1849. 

Die  fiskahscheuundgutsherrlichenFron- 
den  wurden  durdi  die  GG.  v.  25.  Mai  1811, 
R.  AprU  1819  und  6.  Marz  1824  (Jagd- 
fronden) beseitigt. 

Die  Ablösung  der  Weiderechte  vrard 
durch  das  G.  v.  7.  Mai  1848,  die  Aufhebung 
der  Jagdberechtigungen  auf  fremdem 
(irund  und  Boden  durch  G.  v.  26.  Juli  1848, 
die  AJlodifikation  der  Lehen  durch  die 
V.  T.  26.  November  1819  und  G.  v.  2.  Mai 
1849,  jene  der  Erhleihen  und  Land- 
Siedelleihen  durch  G.  t.  6.  August  1848 
herbeigeführt  Für  Rheinhessen  waren 
<lie  lÄsten  gmndherrlidier  Art  sämtlich 
durch  die  französische  Gesetzgebung  der 
Bevolntionszeit  (G.  v.  17.  Juli  1793  und 
Beglemeat  t.  6.  Genn.)  beseitigt  worden; 
ebenso  die  Jagdbereditigungen  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  auf  Grund  der  GO.  t. 
4.  und  11.  August  1789  ,  22.  u.  30.  Aprü 
1790.  —  Gleiches  gilt  für  die  Heichslande 
Elsass-Lothringen. 

Lltteratnr:  W.  Ooidmann,  Gatetzgrbung  de» 

Grosah.  Heuen  in  Bezug  auf  Befreiung  de» 
Grundeigentum»  und  der  I^reonen  von  Laxten  und 
Jir,»chrünkuugen,  Darm»tadt  18dl.  —  W.  Zeller, 
Handbuch  der  Verfantung  und-  Verwalinng  im 
Grosaherzogtum  Hetnen,  Darmgladl  18S6,  II.  Bd., 
S-  62 ff.  Buchenberger. 


m.  Bie  Banernbefreinng  In 
Oesterreich-Ungarn. 

1.  Ueberblick  über  die  landliche  Verfassung 
im  18.  Jahrhundert.  2.  Beginn  der  staatlichen 
Eingri&e  in  die  gutäherrlich-oftnerlichen  Verhält- 
nifHW.  IhreOenesiB.  IhrUmbuur.  Ihr  CSiarakter 
bis  in  die  vortheresianische  Zeit.  3.  Die  there- 
sianischen  Agrarreformen.  4.  Die  josefioische 
Zeit.  6.  Die  nachjoaefinische  Zeit  bis  1848. 
6.  Die  Revolation  von  1848,  die  Beseitignnf 
des  Unterthftnigkeitarerbandes  nnd  die  Gmnif 
entlastung. 


1  UeberbUck  fiber  die  IBadUche  Ver- 
f ossnag  in  IS,  Jahitrandert  Die  LSndei^ 
aus  denen  die  habsburgische  Monarchie 
zusammengewachsen  ist,  haben  weder 
tisch  noch  wirtschaftlich  die  gleiche  flnU 
wickelang  erfahren.  Insbesondere  ist  auch 
die  ländliche  Verbraung  In  denselben  nie- 
mals eine  einheitliche  gewesen.  £s  hat 
vielmehr,  bevor  die  liberale  Gesetzgebimg 
im  Anschlüsse  an  die  Bevolutionsbew^ung 
von  1848  die  alte  Ordniuig  zur  Auflösung 
gebracht  hat,  fast  ebenso  viele  Ägrarver- 
fassungen  gelben  als  Eronländer.  Und 
wenn  man  sie  auch  einerseits  bei  aller 
Mannigfaltigkeit  im  einzelnen  auf  gewisse 
Gruppen  mit  im  grossen  und  ganzen  ein- 
heitlicher Struktur  zurückzuführen  vermag^ 
so  steht  es  doch  andereiseits  fest,  dass  der 
Bechtszustand ,  in  dem  die  bäuerliche  Be- 
völkerung vor  1848  lebte,  oft  sogar  in  dem- 
selben Kronlande  von  Gegend  zu  Gegend 
verschieden  gewesen  ist 

Als  typisch  kann  man  vor  allem  für  das 
18.  Jahrhundert  festhalten,  dass  überall  in 
Oesterreich-Ungarn ,  wie  immer  auch  im 
übri^n  die  Agrarverfassungen  der  einzelnen 
Gebiete  beschaffen  gewesen  sein  mögen,  das 
Unterthänigkeitsverhältnis  (uexus 
Bubditelae)  bestanden  hat.  Das  "Wesen 
desselben  erblicken  wir  darin,  dass  die 
bäuerlidie  Bevölkerung  (Grund-  oder  Guts-) 
Herrschaften  —  oder  wie  sie  in  Oesterreich 
heissen :  Grundobrigkeiten  (Dominien) 
—  untersteht^  welche  nicht  bloss  als  privat- 
berechtigt auftreten,  sondern  auch  mit  Horr- 
schaftsbefugnissen  Offentlidi-recbtlicheu  Ghar 
rakter8(PatrimonialherrIichkeit)  aus- 
gestattet erscheinen.  So  vor  allem  mit  der 
Handhabung  von  Justiz  und  Polizei  sowie 
mit  der  Durchführung  einer  Reihe  adminis- 
trativer Aufgaben  für  den  Staat  Nur  in 
Tirol,  wo  die  Bauernschaft  sogar  die  Stand- 
schaft auf  den  Landtagen  genoss,  gab  es 
keine  Patrimonialherrlichkeit  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes  imd  hat  man  es,  wo  uns 
trotzdemHerrschafts-Pynastial-)Gerichte  ent- 
gegentreten, in  der  Regel  mit  der  Ausübung 
eines  an  den  Besitz  landesherrlicher  Pfand- 
herrschaften geknüpften  Rechtes  zu  thun. 

Uebrigens  gab  es  überall  auch  Frei- 
bauern. Ihre  Zahl  war  jedoch  niivends  be- 
deutend und  trat  hinter  der  Masse  dar 
»Unterthanen«  vollständig  zurück. 

Prüft  man  die  ländlichen  Verfassungen 
der  einzelnen  Kronländer  auf  das  Charakte- 
ristikum der  privaten  Berechtigungen  der 
Grundobrigkeiten  gegen  ihre  Unterthanen, 
so  springt  es  sofort  in  die  Augen,  dass  in 
einigen  Provinzen  die  Frondienste  der  Ver- 
pflichteten gegenüber  den  Naturalabgaben 
derselben  gar  nicht  in  Betracht  kommen, 
während  in  anderen  das  Umgekehrte  der 
Fall  ist  Dort  haben  wir  es  dann  mitjeu^ 
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Fonn  -wirtschaftlidier  Ausnützung  des  Grofis- 
gnmdbesitzes  zu  thun,  die  man  als  »Grund- 
heiTschaft«  zu  bezeichnen  pflegt;  hier  mit 
der  »Qut&herrschaft«.  Dort  liegt  der  Hanpt- 
nadidruck  auf  dem  Obereigentnm  der  Qrund- 
obrigkeit  an  samtlichen  ia  ihrem  Bereiche 
befindlichen  unterth&nigen  Ansässigkeiten 
und  bilden  die  aus  dem  Titel  dieses  Ober- 
eigentums geforderten  und  entrichteten 
(Geld-  und  Natural-)Al«aben  und  Zinsungen 
die  Haupteinnahmequelle  des  Grundherrn; 
hier  hingegen  tritt  uns  ein  für  den  Absatz 
erzeugender  landwirtsi^iaftlicher  Grossbe- 
trieb entgegen,  und  dieser  erscheint  als  die 
eigentliche  Einkommensquelle  der  Herrschaft 

Unter  diese  Begriffe  gebracht,  stellen 
ach  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  Nieder- 
Österreich,  Erain,  Galizien  und  die  Buko- 
wina als  Gebiete  gutshen-Uch-bäuerlicher 
Verfassung  dar.  älzbuig  und  Deutseh- 
Tirol  dagegen  sind  so  recht  eigentlich  Länder 
der  Grundherrschaft  Eine  Mittelstellimg 
nehmen  Oesterreich  ob  der  Enns,  Steier- 
mark und  Kämthen  ein.  Sie  weisen  beide 
genannte  Typen  wirtschaftlicher  Ausnutzung 
des  GroBE^^ndbesitzes  neben  einander  auf. 
Das  glei(me  kann  man  von  üngam  sa^n. 
Keiner  dieser  Gruppen  sind  schUesslich  zu- 
EDTechuen:  das  Afistenland  und  'Wälsch- 
1^1,  welche  den  Üebe^ang  zum  italieni- 
schen Colonensysteme  repräsentieren. 

Auch  in  deo  lAndem  mit  Unterthänig- 
^isyerfasBung  kann  mcät  jeder  Unt^ 
thanen  haben.  Die  UnterthArngkeit  kommt 
nur  auf  »herrschaftlichen«,  oder  wie  sie  in 
mant^en  Ländern  —  weil  iu  die  Widtafel 
ängetragen  —  heissen:  »landtäflichen« 
Gütern  tot,  von  deren  Besitz  Büi^erliche  in 
der  Regel  ausgeschlossen  sind.  Ob  übrigens 
die  Herrschaft  dem  Landesfürsten,  einem 
einzelnen  Privaten  oder  einer  (ständischen, 
geistlichen  oder  städtischen)  Korporation  zu- 
steht, ist  an  sich  gleichgiltig.  Ein  Unter- 
schied zwischen  >Domanial«-(*Ämts«-)Bauern 
und  Privatbauem  wird  nir^nds  gemacht. 
Bechtlich  und  thatsächlich  ist  die  Stellimg 
des  Landesfürsten  zu  den  Unterthanen  auf 
seinen  Gütern  keine  andere  als  die  jeder 
sonstigen  Privatobrigkeit  Ebensowenig  be- 
gegnen wir  irgend  einem  grundsätzlichen 
Unterschiede  in  der  Art,  wie  Domauiial-  und 
Privatgüter  verwaltet  werden.  Yerpachtung 
und  Administrationswirtschaft  kommen  auf 
beiden  Kategorieen  vor. 

Die  Intensität  des  Unterthänigkeitsver- 
Mltnisses  ist  nicht  überall  dieselbe. 

Immer  aUerdings  ist  der  Unterthan  —  ob 
&c  nun  angesessen  ist  oder  nicht;  ob  er  als 
»Rustikalist«  mit  mannigfach  abgestuftem 
Beeitzrecht  auf  »Bauemland«  haust  oder  als 
»Dominikalist«  auf  »Herrenland«,  das  ihm 
im  Vfegs  besonderer  Yertrilge  überlassen 
wurde;  ob  er  als  Bauer  wiitschaftet  oder 


als  Häusler  —  an  die  Sdiolle  gebunden,  in 
der  freien  Berufswahl  beschränkt,  bei  der 
Eingehung  einer  Ehe  an  den  herrschaft- 
lichen Eonsens  gebunden  und  mancherlei 
anderweitigen  Einschränkungen  seiner  pri- 
vaten Handlungsfähigkeit  (z.  B.  in  Bezug 
auf  Einschuldimgs-  und  Testirfreiheit  sowie 
auf  die  [aktive  und  passive]  Prozessfäh^keit 
anderen  Personen  als  der  eigenen  Herr- 
schaft gegenüber)  unterworfen.  Ebenso 
finden  wir  regelmässig  die  Zwangsgesinde- 
dienste,  d.  h.  die  Verpflichtung  der  noch 
in  Brot  und  (iewalt  der  Eltern  stehenden 
diensttauglichen  Unterthanenkinder,  auf  Ver- 
langen der  Herrschaft  in  deren  Dienst  zu 
treten.  —  Damit  und  dass  der  Unterthan 
seiner  Gnmdobrigkeit  gegenüber  zu  Treue, 
Gehorsam  und  Ehrerbietung  verpflichtet  er- 
scheint, ist  aber  keineswegs  gesagt,  dass 
seine  Personenqualität  aufgehoben  war.  Er 
war  kein  Verkehrsobjekt,  und  seine  privat- 
rechtliche Persönlichkeit  wurde  nach  allen 
wesentlichen  Richtungen  hin  anerkannt. 
Seiner  Schollenpflicht  entsprach  auch  ein 
SchoUenrecht  War  auch  seme  Bewegungs- 
freiheit aufgehoben ,  so  konnte  er  doch 
andererseits  von  der  Scholle,  deren  Zubehör 
er  bildete,  nicht  ^traont  werden.  Er  war 
femer  Subjekt  von  Vermögens-  und  Familien- 
rechten.  Er  erwarb  für  sich,  veräusserte 
und  vererbte  das  Erworbene  mit  Be^ts- 
wirkimg,  trat  zu  seiner  eigenen  Herrschaft 
in  Termteensrechtliche  I^ziehungea  und 
hatte  der  letzteren  g^nüber  grundsätzlich 
und  von  Sechtsw^n  Ansprach  auf  Öffent- 
üdien  und  cävilen  Rechtsschutz  sowie  auf 
Prozessvertretung  durch  Fiskal-  oder  eigens 
zu  diesem  Zwecke  bestellte  Organe  (Unter- 
thansadvokaten).  —  Freilich  gilt  das  (Jesagte 
nur  von  den  älteren  deutsch-slavischen  Erb- 
ländem.  Viel  schlimmer  lagen  die  Dinge 
in  den  bei  der  Teilung  Polens  seit  1772  er- 
worbenen Gebieten  sowie  in  Ungarn.  In 
der  polnischen  Junkerrepublik  war  der  Bauer 
immer  absoluter  Willkür  der  Herrschaft  aus- 
geliefert gewesen.  Und  nicht  anders  war 
es  seit  der  Niederwerhmg  des  grossen 
Bauernaufstandes  von  1514  in  Ungarn,  das 
ja  schliesslich  auch  eine  Art  von  Junker- 
republik bildete.  —  Uebrigens  setzten  sich 
die  Grundobrigkeiten  auch  anderwärts  that- 
sächlich oft  genug  über  die  Rechte  ihrer 
Unterthanen  hinweg  und  übten  die  gröbsten 
Missbräuche.  Aber  selbst  in  den  bölmiischeu 
Ländern,  wo  dies  am  häufigsten  und  inten- 
sivsten geschah,  hat  eine  grundsätzliche 
Herafodrücbmg  der  Re<£t^age  der  Untere 
thanen  unter  das  oben  umsdiriebene  Mass 
niemals  stattgefunden. 

Die  Verschiedenheit  des  Druckes,  der 
im  westbchen  Teile  der  Monarchie  auf  der 
unterthfUiigen  Bevölkerung  lastete,  erklärt 
sich  aus  der  Verschiedenheit  der  Iftndlichea 
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Yer&S8ungen  in  den  einzelnen  Krooländern. 
Er  konnte  dem  Wesen  der  Dinge  nach 
niemals  bedeutend  sein,  wo  die  Gruadherr- 
schaft  bestand.  Er  steigerte  sich  umso- 
mehr,  zu  je  bestimmterer  Ausbildung  der 
gutaherrliche  Betrieb  gelangt  war. 

Auf  die  treibenden  Ursadien  der  Ent- 
stehung des  letzteren  kann  hier  ebeosowenig 
ein^gangen  wei-den  wie  auf  die  ältere  Ge- 
schiclite  der  ländlichen  Ver&issung  Über- 
haupt.^) Festgehalten  muss  nur  werden, 
dass  räch  die  Sache  äusserlich  in  Form  von 
Legnngen  bäuerlicher  Ansässigkeiten  durch 
den  Grundherni  abspielte.  Der  letztere 
schaffte  Stüh  so  and  erweiterte  nachher  die 
rftumlidhe  Ünteria^  für  landwirtschaftlichen 
Eigenbetrieb.  Seine  wirtschaftliche  Politik 
fOTderte  offenbar  gebieterisch  die  Herab- 
drückuti^  der  Besitzrec^te  aller  im  Bereiche 
seiner  ^ürschaft  befindlichen  Wirte.  Nicbt 
bloss,  weil  er  so  freie  Hand  zu  jeder  ihm 
nötig  erscheinenden  rBumlichen  Erweiterung 
seines  Eigenbetriebes  gewann,  sondern  andi, 
weil  mit  der  yerschlechtming  der  Besitz- 
rechte  die  wirtschaftliohe  Abhän^gkeit  der 
unterthänigen  Wirte  von  der  Herrsdiaft  und 
die  Möglichkeit  stärkerer  Inanspruchnahme 
ihrer  Arbeitskraft  in  geradem  Verhältnisse 
zunahm. 

Betrachtet  mao  nun  die  ünterthanen 
nadi  ihren  Besitzrechten,  so  scheiden  sie 
sich  vor  allem,  wie  schon  oben  erwähnt 
wurde ,  in  »Rustikalisten«  und  »Dominika- 
listen«.  Jene  sind  auf  untertliänigen  oder 
Bustikalgründen  angesessen,  welche  in  den 
Steuerkataetern  als  der  ordentlichen  Kontri- 
bution unterworfen  verzeichnet  sind;  diese 
sind  die  eraphyteutischen  oder  pachtweisen 
Besitzer  von  (grundsätzlich  steuerfreiem) 
Herrenland.  Für  die  sozialpolitische  Be- 
trachtung haben  die  Dominikalisten  keine 
Wichtigkeit ,  da  ihre  Schuldigkeiten  ver- 
tragsmässig  festgesetzt  waren  und  ein  Zwang 
zur  Uebernahme  von  Vorwerkslaad  diuxih 
Ünterthanen  nicht  bestand.  —  Was  aber  die : 
Hustikalisten  betrifft,  so  sind  sie  entweder 
»eingekauft«  oder  »uneingekauft«.  Die  letz- 
teren sind  bloss  »Wirte  bis  weiter«.  Ihre 
Nutzung  am  Grunde  ist  allerdings  regel- 
mässig eine  lebenslänglidie.  Sie  geht  auch 
—  in  derselben  Art  wie  bei  eingekauften 
Stellen  —  in  der  "Regel  auf  die  Kinder  des 
Stellenbesitzers  über.  Beides  aber  nur  that- 
sScfalich  und  mdbt  von  Beditswegen.  Der 
uneingekaufte  Bustikalist  ist  also  jeglicher 
Willkür  der  Herrschaft  ausgesetzt  und  in- 
sofern rechtlich  schlimmer  daran  als  jeder, 
wenn  andi  nur  zeitpachtweiser  Besitzer  von 
Hofland,  da  dieser  sich  auf  seinen  Yffltrag 
stützt  —  In  viel  geschützterer  Rechtslage 


Vgl.  die  Artt.  Grnndherrachaf  t  and 
Gatsherrschaft. 


befindet  sich  der  eingekaufte  Rustikalist. 
Allerdings  sind  die  Besitzrechte  derselben 
nichts  EinheitliGhes ,  sondern  von  ganz  un- 
gleicher Stärke.  Allen  geraeinsam  ist,  dass 
in  der  Regel,  ausgenommen  wegen  lieder- 
licher Wirtschaft ,  Ueberschuldung  oder 
Kriminalverbrechen ,  eine  Abstiftung  des 
Wirtes  nicht  stattfinden  darf,  dass  wider 
dessen  Willen  kein  anderer  Wirt  auf  seine 
SteUe  kommen  kann  und  dass  der  Herr- 
schaft über  die  letztere  auch  sonst  weder 
im  ganzen  noch  teilweise  ein  YerfÜgui^s- 
recht  zusteht.  Dagegen  treten  \ms  in  be- 
treff der  Dispoaitionsbefugnis  des  Stellen- 
besttzers  unter  Lebenden  und  auf  den  Todes- 
fall sowie  in  Bezug  auf  die  V«%ri>IiGhk«t 
der  Stelle  auch  ab  intestato  die  mannig- 
fachsten Alffltafungen  entg^n. 

Kach  dem  oben  Gesagten  ist  es  nuv 
selbstverständlich,  dass  die  Zahl  der  unein- 
gekauften  Wirte  in  umgekehrtem  Verhält- 
nisse zur  EntwickeluDg  des  gutsherrlidien 
Betriebes  steht,  wobei  die  bäuerlichen  Be- 
triebsumfangsklassen  für  die  Stärke  des  Be- 
sitzrechtes \-ollkommen  gleichgUtig  sind,  so 
dass  es  auf  derselben  Herrscliait  eingekaufte 
Häusler  und  uneingekaufte  Bauern  geben 
kann. 

In  eine  Aufzählung  der  verschiedenen 
ausserordentlich  mannigfiiltigen  gnmdherr- 
liehen  Äb^ben  und  Zinsimgen  einzugehen, 
ist  unmöglich.  In  den  Ländern  der  Guts- 
herrschaft spielen  sie  eine  verhältnismässig 
sehr  geringe  Rolle  und  treten  hinter  den 
Frondiensten  (oder  wie  sie  in  Oesterreich 
mit  einem  slavischen  Worte  bezeichnet 
werden:  Roboten)  vollständig  zurück.  In 
den  bölimischen  Ländern,  wo  die  Gntsherr- 
schaft  zu  typischer  Ausbildung  gelangt  ist, 
aber  auch  anderwärts,  verschmähen  aller- 
dings die  Grundobrigkeiten  und  üire  Wirt- 
scbaftsbeamten  auch  allerlei  andere  Mittel, 
den  Bauern  zu  schinden,  nicht.  Sie  massen 
sich  ein  Vorkaufsrecht  in  betreff  seiner  Ei-^ 
Zeugnisse  an  (»Abdruckuug  unterthäniger 
Feikchaften«),  Sie  zwingen  ihn  zur  kauf- 
weisen Abnahme  ihrer  Ei-zengnisse  (»Auf- 
dringung  obrigkeitlicher  Feüschaften«).  Sie 
üben  in  rücksichtslosester  Weise  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  letzteren  Kissbrauche 
ihr  Bier-  und  Branntweinerzeugungs-  sowie 
das  S<^nkrecht  aus.  Sie  übervoiteilen  ihn 
beim  Salzverkauf  u.  a,  m.  Vor  allem  aber 
steigern  sie  —  und  müssen  im  Verhältnisse 
zur  Zunahme  ihres  gutsherrlichen  Betriebes 
steigern  —  die  Anforderungen  an  die  unter- 
thänige  Arbeitskraft  bis  ms  ÜnertrSgliohe. 

2.  Beginii  der  staatllcheii  EiDgrlffe 
in  die  fftttsherrUch-bftneilichen  Verh&lt- 
Bisse.  Ihre  Genesis.  Ihr  ümfang.  Ihr 
Charakter  bis  in  die  Tortheresiaiiische 
Zeit  Das  Vorhandensein  von  üebelständen 
allein  zieht  noch  keineswegs  mit  Notweadig- 
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keit  staatliche  Eingriffe  zu  ihrer  Beseiti^uig 
nach  sich.  L'nd  jedenfalls  genügt  es  keines- 
dase  erleuchtete  Köpfe  diese  Uebel- 
fttftnde  au&»eigen  und  ihre  Abstellung  fordern, 
80  wenig  man  im  übrigen  diesen  Faktor 
unterschätzen  darf.  So  bedeutsam  die  ethi- 
schen Momente  bei  jeder  staatlichen  Beform- 
tfa&tigkeit  sind,  Mufi^  genug  wird  die 
letztere  in  erster  Linie  durch  materielle 
Interessen  hervoi^emfen.  Äusserordeatlicfa 
lehneich  ist  in  di^r  Beziehung  die  Ge- 
iBchidite  der  Bauembefreiui^  in  Oesterreidi. 

ürsio^glif^  wendet  der  Staat  den  Unter- 
ihansvezUUtnisBen  überhaupt  gar  keine  be- 
sondere gesetz^berische  Äuim^rksamkeit  zu. 
Die  Cnterthftugkeit  und  die  auf  derselben 
b»nbende  IftndliGhe  Verfassung  bilden  einen 
dw  LandesTer&issung  überhaupt.  An 
düse  wird  aber  anders  als  zur  Stärkung 
der  monarchischen  Centraigewalt ,  aus  reiu 

glitischen  OrÜnden  also ,  nicht  getastet. 
T  Staat  betrachtet  vielmehr  die  wirt- 
ech^tlichen  Beziehungen  zwischen  Gutsherr 
und  Bauer  als  eine  innere  Angelegenheit 
dieser  beiden.  Nicht,  dass  dies  zu  klarem 
Bewusstseiu  käme.  Noch  weniger  wird  es 
ausdrücklich  ausgesprochen.  Thatsfichlich 
aber  wird  es  so  gehalten.  Die  gering  ent- 
wickelten Machtbefugn^se  des  Staates,  der 
doch  in  der  allgemeinen  Vorstellung  mit 
der  Person  des  Landesfürsten  zusammen- 
fSUt,  lassen  ein  anderes  Verhalten  vorläufig 
auch  gar  nicht  zu.  Der  Staat  begnügt  sich 
also  damit,  wie  allen  anderen,  so  auch  der 
nntertfaänigen  Bevölkerung  innerhalb  seines 
Machtkreises  und  der  zu  Recht  bestehenden 
ländlichen  Verfcissung  Rechtsschutz  zu  ge- 
währen —  wenn  und  soweit  derselbe 
angerufen  wird.  Aus  eigener  Initiative 
^ift  der  Staat  nicht  ein.  Er  kümmert 
sich  auch  nicht  darum,  ob  und  warum  in 
ihren  Rechten  gekränkte  Unterthanen  den 
Prozessweg  nicht  beschreiten.  Ebensowenig 
darum ,  ob  — ^  falls  dies  geschieht  —  das, 
was  durch  die  Behörden  als  i-echtsbeständig 
festgestellt  wird,  die  Ausbeutung  der  Cntei'- 
thanen  durch  die  Herrschaften  und  den 
wirtschaftlichen  Niedergang  der  erateren 
sanktioniert  oder  herbeiiahrt  Ebensowenig 
BcUiesslich  darum,  ob  bedrückte  ünter- 
thanen,  wenn  sie  ak  Elfiger  auftreten,  auch 
die  ihnen  gfflichtsordnangsmfissig  obliegende 
Beweislast  in  betreff  des  Eli^anspruohes 
SU  erbringen  im  stände  sind  und  dass  der 
ihnen  gewährte  Rechtsschutz  meist  nicht 
nur  illusorisch  bleibt,  sondern  sogar  zur 
Anerkennung  und  Stftnomg  des  herrschaft- 
lidten  Unrechts  führt. 

Nur  sehr  langsam  verlässt  der  Staat 
diesen  Standpunkt  Und  als  er  es  thut, 
geschieht  es  nicht  bewusst  und  in  Voraus- 
sicht dessen,  wohin  der  neue  AVeg,  den  er 
bebten  hat,  führen  wird.   Denn  wie  diese 


Erkenntnis  fehlt  auch  die  Absicht,  eineu 
neuen  Weg  zu  betreten.  Massgebend  sind 
vielmehr  augenblickliche  Er^^-c'^;ungen  und 
Rücksichten  rein  fiskalischer  Natur, 

Oben  schon  wurde  darauf  hingewiesen, 
d:iss  nur  das  »Bauemlaud«  der  ordentlichen 
Kontribution  unterworfen ,  das  UeiTeuland 
dagegen  grundsätzlich  konti-ibutionsfi-ei  war. 
Der  Staat  ist  natürlich  daran  interessiert, 
dass  ihm  sein  Steuerobjekt  nicht  abhanden 
komme.  Andererseits  aber  hat  in  den  Län- 
dern des  gntsfaerrlichen  Betriebes  das  Herren- 
laad —  dem  Wesen  der  kapitalistischen 
Froduktionsweise  entsprediend  —  die  Ten- 
denz, öch  fortwäirend  auszuddmcn.  Dies 
ist  wirtschaftlich  nur  auf  K(»ten  des  Bauem- 
landes  m^licb.  Denn  Neurodungen  sind 
zu  kostspielig.  Wird  nun  eine  gelegte 
BauemsteUe,  vermöge  der  Thatsache  ihi'er 
Zuschlagung  zum  herrschaftlichen  Vorwerks- 
land, kontributionsfrei?  Die  Domüiieu  be- 
jahen natürlich  diese  Frage.  Der  Staat  ver- 
neint sie.  Er  sucht  daher,  zunächst  rein 
mechanisch,  sein  Steuerobjekt  dadurch  zu 
erhalten,  dass  er  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  sämtliche  BauernsteDen  in 
nachher  wiederholt  rendierten  mid  richtig 
gestellten  Katastern  verzeichnet.  Das  nützt 
aber  nichts.  Denn  die  Dominien  benützen 
das  ihnen  nach  der  Landesverfassung  zu- 
stehende Hecht  zur  Repartienmg  und  Ein- 
hebung der  Kontribution  dazu,  die  letztere 
von  den  gelegten  auf  die  verbleibenden  imter- 
thänigen  Stellen  zu  OberA'älzen,  Natürlich 
äussert  sich  dies  in  einer  Jlinderung  und 
in  der  Unsicherheit  der  Steuerein^nge. 
Der  Staat  sucht  sich  mm  dadurch  zu  helfen, 
dass  er  die  Steueipflicht  von  Bauei'nland 
—  in  wessen  H^den  immer  es  sich  be- 
finden möge  —  gesetzlich  festlegt  Das 
hindert  al)er  weder  die  Legungen  noch  die 
Steuerüberwälzungen.  Da  man  sich  nun 
emsthafter  und  durch  die  Erfahrung  belehrt 
mit  diesen  Thatsachen  zu  beschäftigen  an- 
fängt, entdeckt  man,  dass  der  Rückgang  det 
unterthflnigen  Steuerkraft  nicht  nur  durcli 
die  widerrechtÜchen  Erhöhun^n  der  Steuer^ 
quoten  von  seiten  der  Dominien,  sondern 
auch  dadurch  verursacht  wird,  dass  jede 
Jjegwag  einer  BauemsteUe  eine  verm^irte 
Krifteausbeutung  der  verbleibenden  fron- 
pflichtigen Wirte  zur  Folge  hat.  Denn  mit 
der  Zunahme  des  Herremaades  und  in  ge- 
radem Verhältnisse  zu  derselben  wftchst 
»nerseits  der  gutsherrliohe  Anspruch  an  dw 
unterthänige  Arbeitskraft,  während  anderer- 
seits in  gleichem  Masse  das  verfügbare 
Quantum  dieser  Arbeitskraft  abnimmt.  Will 
also  der  Staat  seine  Steuereingänge  sichern, 
so  muss  er  auch  zu  dieser  Thatsache  Stellung 
nehmen  ,  und  er  wird  dann  immer  weiter 
gedrängt:  von  Versuchen,  zunächst  wieder 
rein   mechanisch   die  Anforderungen  der 
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Dominien  an  ihre  ünterthaneu  In  einer  für 
diese  erträglichen  und  damit  mittelbar  für 
sein  Steuerinteresse  forderlichen  Art  zn  be- 
Echr&nken,  zu  organischen  Vorkehrungen, 
welche  die  üeberlastung  des  Unterthans 
durch  fortwährende  Ausdehnung  des  guts- 
hCTrlichen  Betriebes  auf  £osten  des  Bauem- 
landes  imd  der  unterthänigen  Arbeitskraft 
luim^lich  machen  sollen. 

Ist  man  erst  einmal  soweit,  so  wirken 
auch  bereits  für  Art  imd  Umfang  der  staat- 
hchen  Intervention  neben  den  fiskalischen 
IWS^ngea  andere  Faktoren  mit :  die  natura 
redithchen  und  physlokratiBchen  LehreD, 
die  Bestrebungen  des  aufgekifirtea  Abaolutis- 
muB,  die  politische  Machtstellung  der  Stände 
zu  untergraben  imd  das  Staatswesen  durch 
fleranziehun|r  der  grossen  Massen  auf  dne 
breitere  Basis  zu  wirken,  der  Impuls  von 
ßeformideeen  erfüllter  IndividuaUtäteu. 

Hält  man  das  Gesagte  fest,  so  winl  es 
ohne  weiteres  klar,  dass  die  staatliche  Intern 
vention  in  die  Beziehungen  zwischen  Unter- 
thanen  imd  Hen-schaft  ihre  eigentliche  Heimat 
in  den  Lfindeni  der  Öutsherrlichkeit  haben 
muss.  Und  wir  begreifen  dann  auch  voll- 
kommen, dass  sie  zuerst  und  am  schärfsten 
in  den  böhmischen  L&idern  einsetzt,  um 
dann  füi-  die  übrigen  Teile  der  Monarchie 
vorbildlich  zu  werden. 

Nicht  Bauernbefreiung  aber,  d.  h. 
die  Auflösung  des  Unterthänigkeitsverbandes 
ist  ihr  Ziel,  sondern  lediglich  Bauern- 
schutz.  Es  handelt  sich  bei  demselben 

1)  um  die  Ke^ulienmg  der  unterthänigen 
Schuldigkeiten  an  die  Gnindobrig- 
keiten ; 

2)  um  die  Besserung  der  unterthänigen 
Besitzverhältnisse ; 

;i)  imi   die   Hebung   der  persönlichen 

Rechtsstellung  der  Untertnauen ; 
4)  um  staatliche  Massnahmen  zur  Er- 
haltung des  Bauemstandes  und  alles 
Bauernlandes  in  bäuerlichen  Händen, 
also  im  Kleinbetriebe. 
Eine  Eigentümlichkeit  des  Bauemschutzes 
—  wie  übrigens  auch  später  der  Bauern- 
befreiung —  in  Oesterreich  ist  der  allge- 
meine Charakter  der  zu  seiner  Durchführung 
bestimmten  Gesetzgebung.    Alles,  was  in 
dieser  Sichtung  gesäiieht,  ist  iuris  communis. 
Ein  Unterschied  zwischen  Privat-  und  Amts- 
bauem  wird  —  mit  einer  einzigen^  später 
zn  besprechenden  Ausnahme  —  mcht  ge- 
macht. 

Dem  ersten  der  eben  mrflhuten  Zwecke 
des  »Bauemschutzes«  dienen  vomehnüich 
die  Robo^tente,  deren  für  Böhmen  (und 
Mähren)  in  der  vortheresianischen  Zeit  drei 
erlassen  worden  sind:  vom  28.  Juni  1680, 
vom  22.  Februai'  1717  und  vom  27.  Januar 
1738.  Das  erste  derselben  wurde  durch 
^en  gewaltsamen  Ausbruch  der  gerxuälten 


böhmischen  Bauernschaften,  der  die  Oeftihr 
ähnlicher  aufständischer  Bewegungen  au<^ 
in  den  benachbarten  Provinzen  ziemlich  nahe 
rückte  imd  nur  mit  Anwendung  bedeutender 
Waffengewalt  niedergeworfen  wenien  konnte^ 
veranlasst.  Und  auch  zur  Erlassung  des 
zweiten  sah  sich  die  Regierung  durch  Un- 
ruhen und  Banera»auBtretungen<-,  oder  wie 
wir  heute  sa^n  würden :  Strikes,  auf  eiur- 
zelnen  böhmischen  Herrschaften  veranlasst 
Beide  Patente ,  welche  übrigens  jeglichor 
Sanktion  entbehrten ,  blieben  vollständig 
wirkungslos.  So  wurde  denn,  im  An- 
schlüsse an  eine  Enquete  Über  die  Ursachen 
des  KontzibutionarUckgangeB  in  Böhmen,  für 
dieses  Kronland  und  für  Mähren  1738  ein 
neues  Ffttent  erfassen,  das  dann  Ihb  zum 
Jahre  1775  in  Geltung  blieb.  Auch  dieses 
will,  wie  schon  die  früheren  —  nnr  mit 
grosserem  Emst  und  Nachdmck  —  die  alte 
Arbeitsverfassung  durch  Beseitigung  ihrer 
är^ten  Auswfldise  bloss  ausflicken  nod 
keineswegs  eine  neue  einführen.  Keines 
von  ihnen  will  das  »Wieviel«  der  unter- 
thänigen Schuldigkeiten  bestimmen.  An 
eine  allgemeine  Untersuchung  des  Rechta- 
bestandes (lieser  letzteren  und  insbesondere 
der  Frondienste  wird  gar  nicht  gedacht. 
Nach  wie  vor  befasst  sich  der  Staat  mit 
einer  solchen  nur,  wenn  er  hierzu  durch 
die  Klage  eines  in  seinen  Rechten  Ver- 
letzten provoziert  wird.  Es  findet  vielmehr 
bloss,  in  überraschender  Analogie  mit  unseren 
modernen  Arbeiterßchutzgesetzgebungen,  eine 
detaillierte  Reglementiemng  der  unter- 
thänigen Robotleistung  statt.  Es  werden 
Bestimmungen  getroffen  über  die  Normal- 
dauer  des  Arbeitstt^es  und  die  Folgen  von 
Arbeitsversäumnissen,  über  ausseroraentUche 
Dienste  und  weite  Fuhren  sowie  über  die 
den  Frönera  hierbei  gebührenden  Ent- 
schäd^migen  (»Ei^tzlichkeiten«;);  es  wird 
die  Sonn-  und  Feiertagsnihe  statuiert;  die 
zwangsweise  Verhaltung  der  Cnterthanen 
zum  Kaufe  herrschaftlicher  Wirtsch^tser- 
zeugnisse  wird  verboten ;  eine  Reihe  bloss 
chikanöser  Abgaben  (»Ehrungen«)  wird  ab- 
gestellt ;  es  findet  eine  Regelung  des  unter- 
thänigen Beschwerdeweges  statt  u.  a.  m. 

Auch  das  Patent  von  1738  verfehlte 
seinen  Zweck,  da  es  das  Uebel,  zu  dessen 
Bekämpfung  ^  bestimmt  war,  nicht  an  der 
Wurzel  &is8te,  ja  dies  nicht  einmal  beab- 
sichtigte. Das  Bauemland  schmilzt  also 
weiter  zusammen.  Die  21abl  der  kontri- 
butionspflichtigen  Bauemwirte  önkt  unauf- 
hörlidi.  In  demselben  Masse  steigt  die 
Steuerlast  derselben.  Stets  unertr9^cher 
wird  die  Bürde  ihrer  Frondienste.  Sie  ver^ 
armen  immer  mehr.  Ihre  Steiierkraft  nimmt 
ab.  Die  Steuerrückstände  mehren  sich.  Ver- 
geblich entsendet  der  Staat  ausserordent- 
liche Kommissäre,  die  dem  Gesetze  Achtung 
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verschaffen,  die  fiskalischen  iQteressen 
wahren,  für  die  Durchführung  der  Arbeiter^ 
Bt^iitzgesetzgebung  Sorge  tragen  sollen. 
Alles  bleibt  vergeblich.  Neben  altem  anderen, 
weil  88  an  einer  staatlichen,  pflichtgetreuen, 
dem  gemeinen  Wesen  allein  dienstbaren  und 
von  dem  Bewosstsein  hiervon  erfüllten  Be- 
amtenschaft fehlt,  die  dauernd  and  fiberall 
zugleich  die  Einhaltung  der  Gesetze  über- 
-wachen  und  Ausschreitungen  gegen  die- 
selben zu  unterdrficken  hat  Anders  wird 
es  erst  unter  Maria  Theresia. 

8.  Die  theresiani  sehen  Ai^nurefor- 
mtm.  Die  erste  Hälfte  der  theresiani  sehen 
Periode  war  der  DurchfOhrung  einer  Reihe 
organisatorischer  Reformen  gewidmet,  welche 
die  finanzielle  und  miUtfirische  Stellung  der 
Honarchie  stärken,  «ne  sohftrfere  und  um- 
fassendere  YerwaltuDr  ermfiglicheii  und  diese 
nigleich  von  den  bisherigea  stficdischen 
Landesbeamten  und  Landesverwalton)^  un- 
abhängig machen,  die  Provinzen  in  eine 
erOBsere  Abhängigkeit  vom  Uittelpunkte  des 
Beichee  bringen,  eine  festere  Ordnung  und 
einoi  rascheren  Gang  der  OeschAfte  herbd- 
Waea  sollten.  Alles  das  nahm  die  Auf- 
meiteamkeit  und  Thät^keit  der  Eais^'n  so 
vollständig  in  Anspruch,  dass  sie  natur- 
gemflss  nicht  auch  zugleich  an  unmittelbar 
zu  Gunsten  der  unterthänigen  Bevölkerung 
bestimmte  Massregeln  denken  konnte.  Mittel- 
bar aber  musste  schon  die  •  Verwallungs- 
reform  von  günstigen  Reflexwirkungen  für 
die  Unterthauen  begleitet  sein.  Die  zwischen 
1747  und  1756  teils  neugeschaffenen,  teils 
reozganisierten  Kreisämter  waren  so  recht 
^pentlich  die  mit  der  Aufsicht  über  das 
TJnterthanenwesen  und  mit  dem  Schutze 
der  bänerlichen  Bevölkerung  gegen  ihre 
Herrschaften  betrauten  Behöi^en  und  lebten 
sich  immer  mehr  in  ihre  Aufgabe  hinein. 
Die  Steuerrektifikation  (seit  1748)  führte  zur 
Hiteinbeziehung  des  Dominikalbesitzes  in 
die  Kontributionsbelegung ,  wenn  derselbe 
auch  in  Bezug  auf  die  Grösse  der  Stener- 
quote  und  die  Art  ihrer  Einbringung  dem 
Rnstikalbesitz  gegenüber  sehr  begünstigt 
blieb.  Im  Ansdüusse  an  die  Bemühungen, 
sräie  Kontributionseingftnge  auszudehnen 
nnd  zu  üchem,  begnügte  sich  der  Staat 
nicht  mehr  bloss  wie  &Üher  mit  der  Be- 
stimmuug,  dass  auch  gelegte  Unterthans- 
grflnde  der  ordentlichen  Kontribution  unter- 
WOTfen  bleiben  sollten  und  eine  Steuerab- 
-wälzuog  von  denselben  nicht  soUte  statt- 
finden dürfen.  Er  ging  viel  weiler.  Erst 
verbot  man  (Reskript  v.  31.  Juli  1750)  jede 
eigenmfiditige  V^lauschung  unterthäniger 
GrUnde  durch  die  Herrschaften  ohne  Ent- 
scdddignng  der  betreffenden  Wirte  >in 
qoanto  et  in  qwili«  und  ohne  vorherige 
Anzeü^  an  das  Kreisamt  und  bedrohte  Zu- 
"wideraandelnde  nicht  bloss  mit  d^  Ver- 


pflichtung zur  Zurückeretattung  der  wider- 
rechtlich vertauschten  Gründe,  sondern  auch 
mit  der  »poena  dupli«.  Ein  Jahr  darauf 
erkÜLrte  man  aber  auch  die  Einziehung 
unterthäniger  Gründe  zum  herrschaftlichen 
Vorwerksland  nur  unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen für  zulässig  und  bürdete  den  Do- 
minien die  Haftung  für  die  Kontribution 
von  wüsten  Bauemstellen  auf  {^Reskript  v. 
23.  Januar  1751).  Damit  war  die  Möglich- 
keit einer  weiteren  Ausdehnung  des  Heiren- 
landes  auf  Kosten  des  Bauemlandes  end- 
giltig  immöglich  gemacht  Und  wenn  audt 
die  Orflndevertauschungs-  und  Einziehungs- 
verbote anänglidi  nicht  streng  gehandhä}t 
worden  sein  mögen,  seit  1775  etwa  wurden 
sie  mit  um  so  grösserem  Nachdruck  durch- 
geführt und  sind  bis  zum  Jahre  1847  in 
Geltung  geblieben. 

Erst  nach  Beendigung  der  Kämpfe  um 
den  Beutz  Schlesiens  und  nach  Yollendung 
ihrer  Yerwaltungsreor^isation  und  Ste»^ 
rektifikation  wendet  ach  die  Kaiserin  un- 
mittelbaren Eingriffen  in  die  A^erhältnüse 
zwischen  Herrschaften  und  ünterthanen  zu. 
Dieselbe  b^nnt  diesmal,  und  zwar  wieder 
unter  dem  Eindrucke  von  Bauemunruhen, 
in  Schlesi^  mit  dem  für  dieses  Land  aUwi 
erlassenen  Hauptpatent  vom  6.  Juli  1771. 
Dieses  Gesetz  ist,  mit  einigen  Aendenmgen 
aus  dem  Jahre  1775 ,  bis  zur  Grundent- 
lastung in  Kraft  geblieben.  Es  wurde  aus 
landesfOrstlicher  Machtvollkommenheit  er- 
lassen. Die  Stände  wurden  nicht  gefragt, 
und  ihr  "Widerstand  blieb  vergeblich.  — 
Diese  Reform  hatte  den  Stein  ins  Rollen 
gebracht.  Ihr  schloss  sich  auch  vor  allem 
eine  solche  in  Böhmen  und  Mähren  an. 
Bereits  1771  wurde  für  Böhmen  eine  ür- 
barialkoramission  zur  Regulierung  der  unter- 
thänigen Schuldigkeiten  eingesetzt  Aller- 
dings ging  die  Sache  hier  nicht  so  glatt 
von  statten  wie  in  Schlesien.  Die  Stände 
leisteten  hartnäckigsten  Widerstand  und 
brachten  gar  oft  die  eingeleiteten  Reformen 
zum  Stillstand.  Sie  ganz  aufzuhalten,  ver- 
mochten sie  aber  nicht.  Hauptsächlich  war 
es  ihnen  darum  zu  thun,  den  Zwangs- 
charakter der  Regulierung  zu  verhindern. 
Die  letztere  sollte  vielmehr  im  Wege  frei- 
williger Vereinbarungen  zwischen  Herr- 
schaften und  ünterthanen  stattfinden.  Da- 
bei, wurde  behauptet,  werde  auch  jede  Un- 
billigkeit zu  Ungunsten  des  einen  oder  des 
anderen  Teiles  am  ehesten  vermieden  werden 
können,  da  die  Interessenten  am  besten  in 
der  Lage  wären,  auf  die  Besonderheiten 
eines  jeden  einzelnen  Falles  Rücksicht  zn 
nehmen.  IMe  Regierung  ging  aiidi  hifsanf 
ein  —  aber  nur  zum  Teil.  Sie  publizierte 
mit  Y.  V.  7.  April  1774  den  sogenannten 
»Unterrichte,  in  welchem  die  Sdiiudigkeiten 
der  einzelnen  Unterthanenklassen  nach  der 
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Höhe  ihrei'  KontributionsIeishiDg  festgel^ 
"waren.  Dieser  Unterricht,  der  vorläufig 
keinOTlei  veiWäliche  Kraft  hatte,  soJlte, 
fedls  nidit  iimei'halb  ^ner  FrftklusiTfrist  von 
6  Monateu  fireiwÜlige  Vereinbarungen  über 
(Ue  künftigen  Schuldigkeiten  der  Unter- 
thanen  zwischen  diesen  und  den  Herr- 
schaften zu  stände  kämen,  zur  alleioi^n 
obligatorischen  fiichtschnur  dieser  Schul^- 
keiten  genommen  werden.  Natürlich  kamen 
unter  solchen  Verhältnissen  niigends  Ver- 
gleiche zwischen  den  Interessenten  zu  stände. 
Und  als  ^  die  Regierung,  statt  nach  Ab- 
lauf des  Fräklusivtermins  den  »Unterricht« 
zwangsweise  durchzuführen,  au  eine  neuer- 
liche Erörterung  der  Angelegenheit  ging, 
festigte  sich  in  den  Unterthanen  immer  mehr 
die  üebei-zeugimg,  dass  die  Stände  die 
Kaiserin  Yerhiiidem  woUten,  ihnen  zu  helfen. 
Es  kam  zu  ernsthaften  Bauernunruhen  und 
schliesslich  unter  deren  Dnick  zur  Kund- 
machung des  Patentes  vom  13.  August  1775 
für  Bökmen,  das  unter  dem  7.  September 
1775  auch  auf  Mähren  ausgedehnt  wurde. 

In  allen  drei  Provinzen  wiu-de  bei  dieser 
Regiüierung  festgehalten,  dass  unter  keinen 
Umständen  eine  Erhöhung  der  —  etwa  gegen 
das  Fatentausmass  geringeren  —  alten  Schul- 
digkeiten, sondern  nur  eine  HerabsetzuDg 
derselben  stattfinden  dürfe.  In  Böhmen  und 
Mähren  fand  dieselbe  für  die  angesessenen 
Unterthanen  nach  Massgabe  ihrer  Kontri- 
buiionsleistun^  statt.  In  allen  drei  Ländern 
fand  BchlifössluQi  durch  eigene  Hofkommis- 
sionen eine  Anfzeiohnun^  der  regulierten 
UnterthansBchnldi^eiten  in  »ürbarien-«  und 
»Bobotveizeichnissen«  statt,  die  berdts  im 
März  1778  beendigt  war.  Ueberdies  enthielten 
die  neuen  Bobot^tente  eine  durchgreifende 
Verbesserung  der  schon  in  den  tuten  Pa- 
tenten enthalten  gewesenen  Bestimmungen 
arbeiterschutzgesetzlichen  Charakters. 

In  iüinlicher  Weise  wurden  die  Robot- 
verhältnisse auch  iu  Niederösterreich  durch 
das  Robotpatent  v.  6.  Juni  1772  geordnet, 
dem  unter  dem  12.  Juni  und  24.  Oktober 
1772  zwei  Erläuterungspatente  folgten. 

Auch  in  Ungarn  versuchte  die  Kaiserin, 
den  auf  den  Unterthanen  lastenden  Druck 
zu  mindern.  Ihi-e  Refoi-mbestrebungen 
stiessen  jedoch  auf  den  lebhaftesten  Wider- 
stand des  Reichstage  (17G4 — 65).  Sie  ent- 
schloss  sich  datier,  auch  hier  aus  landes- 
fürstlicher ifacht  Vollkommenheit  vorzugehen 
und  liess  in  den  Jahren  1766 — 1768  durch 
Hofkommissionen  ein  »Urbarium«  einrichten, 
das  aber  erst  1790  —  und  auch  späterliin  nur 
von  Landtag  zu  Landtag  —  von  den  Ständen 
bloss  provisorischanerkannt  wurde.  Praktisch 
ist  es  so  gut  wie  vollständig  wirkungslos 
geblieben,  da  der  Adel  seiner  Dimdiftthrung 
andüiemden  und  systematischen  Widerstand 
entgegensetzte.    Immerhin  ist  es  bis  zum 


Jabce  1836  das  einzige  Gesetz  zum  Schutze 
des  un^iarischeu  Bauernstandes  ^bUebeit 
Sc^iessUch  wtirden  auch  die  Unter- 
thanen in  den  nenerworbeneu  polnischea 
Provinzen  der  ihnen  bis  dahin  ganz  unbe- 
kannt gebliebenen  Wohlthaten  auBgiebigeren 
Bechtsschntzes  gegen  die  gutsherrUchen  Be- 
drückungen teilhaftig.  Die  zu  ihren  Gunsten 
ei^riffenen  Schutzmassregeln  erscheinen  in 
dem  josefinischen  Robotpatent  v.  16.  Juni 
1786  zusanunengefasst  und  in  ein  System 
gebracht 

Neben  den  Robotregulieningen  treten 
unter  Maria  Theresia  in  stark  betonter  Art 
auch  die  Bemühungen  hervor,  das  Bauem- 
land  in  den  Händen  des  Bauernstandes  zu 
erhalten.  Zwar  hatte  das  Bestreben  nach 
Wiederbesetzung  gelegter  bäuerlicher  Stellen 
keinen  Erfolg,  wohl  aber  dasjenige,  die  Be- 
sitzrechte der  Unterthanen  zu  stärken. 

Schon  im  schlesischen  Hauptpateut  und 
ebenso  durch  das  Einkaufsgesetz  v.  25.  Januar 
1770  für  Böhmen  und  Mähren  wird  den 
Unterthanen  die  Möglichkeit  geboten,  durch 
Zahlung  eines  Einkau&geldes  sich  das  Erb* 
eigentiun  an  Ihi'eQ  Grründen  zu  sichern ;  tmd 
im  Anschlüsse  daran  wird  dann  die  Erb- 
folge in  eingekaufte  unterthänige  Stellen 
reguliert  und  jede  willkürliche  Einflusft- 
nähme  der  Herrschaften  auf  dieselbe  beseitigt 
(Hofd.  V.  20.  Dezember  1770  für  Böhmen, 
unter  dem  10.  Oktober  1783  auf  Mähren  umj 
Schlesien  ausgedehnt). 

In  ähnlicher  Weise  wie  in  den  Ländern 
der  böhmischen  Krone  hethätigte  sich  die 
Gesetzgebung  in  der  Richtung  einer  Besse- 
nw^  mid  Festigung  der  imterthänigen  Be- 
^tzrec^te  auch  in  den  anderen  Erbuiiideni. 

So  wurde  in  Kämthen  nach  Beeeitigang 
des  grundherrlichen  Vorkauf-  und  Einstands- 
rechts  den  zu  »Kau&edit«  (»Biugrecht«, 
«Baurecht«)  angesessenen  Unterthanen  im 
Jahre  1773  die  freie  Verfügung  über  ihre 
Stellen  unter  Lebenden  imd  auf  den  Todes? 
fall  eingeräimit  und  gleichzeitig  bestimmt, 
dass  bei  Abgang  einer  letztwilligen  Verr 
fügiing  die  nächsten  Blutsverwandten  ein- 
treten sollten,  während  früher  der  Herr- 
schaft das  Heimfallsrecht  zitötand,  falls  der 
Wirt  keine  zur  Nachfolge  ab  intestato  be- 
rufene Person  hinterliess.  Mit  Patent  v. 
21.  Oktober  1766  wurden  ferner  die  frei- 
stiftlichen  Verleihungen,  d.  h.  die  Ueber- 
lassung  von  Gnmd  und  Boden  zu  lebens- 
länglidier  Nutzung  des  Wirtes  allein  für 
die  Zukunft  untersagt.  Die  Patente  v.  8. 
August  1769  und  6.  Februar  1770  emi>fahlen 
die  Kaufrechtlichmachung  der  »Freistiftec 
auf  das  dringlichste.  Als  dies  aber  nichts 
nutzte,  wan\e  mit  Patent  v.  13.  November 
1774  (imd  den  Nachträgen  zu  demselben 
von  1774  und  1783)  die  Aufhebung  d^ 
Freistiftsverleihungen  und  deren  Verrand- 
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lung  in  Katifrechte  gegen  Erlegung  von  ^.'7  des 
Schätzwertes  dunä  die  damaligen  Besitze 
ausgesprochen. 

Aehnliche  Yerhaltoisse  walteten  in  Steier- 
mark, in  Erain  und  io  einzehien  TeÜeQ  des 
Küstenlandes.  Ein  imperatives  Eingreifen 
hat  jedoch  hier  weder  unter  Maria  Theresia 
noch  später  stattgefunden. 

So  wohlth&tig  die  theresianischen  Re- 
formen für  die  unterthänige  Bevölkerung 
gewesen  sind,  so  darf  man  bei  ihrer  Wür- 
digung niemals  ausser  acht  lassen,  dass  sie 
nicht  die  Aufhebung,  sondern  die  Eonser^ 
viening  der  alten  ländlichen  Verfassung 
unter  Abmildenmg  und  Beseitigung  ihrer 
Auswüchse  bezweckten.  In  ihren  letzten 
B^erungsjahren  hat  sich  allerdings  die 
Kaiserin  zu  weitexgehenden  Massnahmen 
entschlossen  —  jedodi  nur  insoweit,  als  sie 
als  »Grundfrau«,  d.  h.  als  Herrschaft  auf 
.  ihren  Domänen  und  den  der  Staatsverwal- 
tung unterstehenden  Qütem  freie  Hand  hatte. 
Sie  beginnt  mit  der  vollständigen  Aufhebung 
der  Erbunterthänigkeit  sowie  mit  der  Be- 
seitigung der  unneien  Zwuigsarbeit  und 
Yerwandlung  der  unterthänigen  Schuldig- 
keiten in  fräte  Geld-  oder  Qetreiderenten. 
Sie  leitet  so  die  Aufhebung  des  guisherr- 
lichen Giosabetriebes  ein.  Das  ist  ja  der 
^n  und  Inhalt  des  »DomSnenzeistQckelungs- 
nnd  RobotablGsungssystems«,  das  seit  1775 
unter  der  Leitung  des  Domftnendücktors 
von  Haab  in  Böhmen  und  auch  anderwärts 
durchgeführt  wird.  Immer  aber  muss  fest- 
gehalten werden:  die  Raabschen  Reformen 
bezt^n  sich  nur  auf  die  Domänenbauem. 
Alterdings  hoffte  man  —  und  hie  und  da 
nicht  ganz  vergeblich  — ,  dass  sie  auch  bei 
den  Frivatobri^keiten  Nachahmung  finden 
würden.  An  einen  Zwang  gegen  diese  zu 
denken,  davon  war  man  jedoch  weit  ent- 
fernt. 

4.  Die  josefisische  Zeit  Erst  mit 
Josef  II.  beginnt  eine  ihrem  AVeseu  nach 
revolutionäre  Agrarpolitik,  deren  letztes  Ziel 
also  nicht  mehr  die  Verbesserung,  sondern 
schlechtweg  die  Beseitigung  der  alten  länd- 
lichen Ver^ssung  und  deren  Ersetzung  dureh 
eine  neue  war. 

Vor  aüem  setzt  Josef  mit  einer  aus- 
giebigen Hebimg  der  persönlichen  Rechts- 
stellung der  Ünterthanen  ein.  Durch  das  be- 
rühmte »Leibeigenschaftsaufhebungspatent« 
V.  1.  November  1781  wird  die  alte  Erb- 
unterthänigkeit  in  den  deutsch  -  slavischen 
Erbländem  vollständig  lungestaltet.  Wohl 
bleiben  darnach  die  Ünterthanen  auch  für 
die  Zukunft  den  Herrschaften  zu  Gehorsam 
verpfliditet  Allein  sie  können  fortan  sich 
f^egea  blosse  Anzeige  bei  der  Obrigkeit, 
worüber  ihnen  eine  BwcheiniguDg  unent- 
geltlich auszufolgen  ist,  vcrehelitdien ;  sich 
Hiuidwerken,  Künsten  und  Wissenschaften 


widmen,  ohne  hierzu  eines  obrigkdtüchen 
Eonsenses  zu  bedürfen ;  ebenso  ihrem  Nah- 
rungsverdienste nachgehen ,  wo  sie  ihn 
finden,  und  unter  Beobachtung  der  Vor- 
schriften Über  das  Werbebezirkssystem  aus 
dem  Gutsbezirk  auch  gänzlich  wegziehen 
und  sich  anderwärts  häuslich  niederlassen. 
Doch  bedürfen  sie  hierzu  eines  obrigkeit- 
lichen Eonsenses,  der  ihnen  eben&dls  un- 
entgeltlich ausgefolgt  werden  muss.  Im 
übrigen  sollte  also  zwischen  der  Entlassimg 
von  einer  Herrschaft  zur  anderen  und  in 
völlige  Freiheit  kein  Unterschied  gemacht 
werden.  ^ 

Die  Zwangsgesindedienste  wei-den  auf- 
gehoben. Nur  sollen  auch  in  Zukunft  beider 
Eltern  verwaiste  Kinder  (von  ihrem  IdJJebens- 
jahre  an)  auf  jenen  Herrschaften,  wo  dies 
bisher  herkömmlidi  gewesen  (gegea  den  ge- 
wöhnlichen Lohn)  schuldig  aem,  hödistetua 
drei  Jahre  auf  dem  Hofe  abzudienen.  — 
Von  kaum  geringerer  Tragweite  sind  das 
sogenannte  Unterthan-  und  das  Strafpatent 
V.  1.  November  1781,  durch  welche  einer- 
seits  die  unterthänige  Rechtsverfolgung  neu 
geregelt  und  erleichtert  und  andererseits 
die  Strafgewalt  der  Herrschaften  bedeutend 
eingeschränkt  und  strengster  Eontrolle  der 
polltischen  Behörden  (Kreisämter)  unter- 
stellt wurde.  —  Auch  in  Siebenbürgen  und 
Ungarn  wurde  imter  dem  16.  August  1783 
resp.  22.  August  1785  die  Leibeigensch^tB- 
aufhebung  verfügt 

Keine  grössere  Rückmdit  auf  die  Inte- 
ressen der  Obrigkeiten  als  bei  der  Reform 
der  Erbunterthfbiig^eit  verrät  es,  wenn 
Josef  n.  die  grundherrlichen  Einstandsiet^te 
ganz  allgemein  beseitigt  (1781 — 1786),  in 
den  böhmischen  Ländern  die  untcrthänigen 
Bauernwirte  aus  willkürlich  abstiftbaren 
»Wirten  bis  weiter«  mit  Hofdekret  v.  7. 
Januar  1785  zu  lebenslänglicli  Nutzungs- 
berechti^en  macht  und  ihnen  im  Jahre  1789 
sogar  em  Intestaterbrecht  an  ihren  Stellen 
einräumt,  dabei  aber  die  Unterstützungs- 
und Baupflicht  der  Gutsherren  weiterbe- 
stehen lässt.  —  Auf  diese  Art  werden  die 
ehemaligen  Lasswirte  zwar  noch  immer 
nicht  volle  Eigentümer  —  im  römischen 
Sinne  des  Eigentums  —  aber  was  ihnen 
fehlt,  sind  doch  im  wesentlichen  nur  noch 
die  Lasten  des  Eigentums,  während  sie  sich 
bereits  der  Vorteile  der  Erblichkeit  erfreuen. 
—  Ein  ähnhches  imperatives  Eingreifen 
ward  auch  für  andere  Provinzen  zu  allge- 
meiner Herbeiführung  des  Erbeigentums  in 
Aussicht  gestellt,  unterblieb  aber  thatsSch- 


Nur  in  Galizien,  wo  das  Leibeigenachafta- 
aufhebungapatent  erst  unter  dem  5.  April  1788 
erlassen  wurde,  sollte  der  mieingekaufte  Wirt 
vor  dem  Abznge  einen  tttchtigen  Ersatzmann 
zu  stellen  verpflichtet  bleiben. 
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lieh.  Man  begnügte  sich  vielmehr  damit, 
die  Einkaufsverträge  auf  alle  Weise  zu 
fördern  und  die  B^bung  faeimgefallener 
Wirtschaften  zu  anderem  als  Kaufrecht  zu 
untersagen. 

Am  schärfeten  jedoch  äussert  sich  das 
Bestreben  des  Kaisers ,  die  Beziehungen 
zwischen  Gutsherr  und  Bauer  auf  ganz  neue 
Gmndlf^n  zu  stellen  in  der  sogenannten 
Steuer-  und  UrbarialreguKerung ,  die  seit 
1783  von  Josef  II.  in  unermüdlicher  Weise 
betrieben,  mit  dem  Patent  v.  10.  Februar 

1789  zum  Abschlüsse  gelangte. 

Der  Inhalt  dieses  ausserordentlich  wich- 
tigen Gesetzes  lässt  sich  auf  folgende  ein- 
feiche  Sätze  zurückführen.  An  Stelle  der 
alten  Kontribution  sollte  eine  allgemeine 
Grundsteuer  im  Betrage  von  ISVs^/o  des 
Jahres-Bnittoertrages  der  Gründe  treten.  Die 
Schuldigkeiten  der  Rustikalisten  aber  —  und 
zwar  nur  dieser  und  nicht  auch  der  Domini- 
kalisten  — ,  deroi  Jahreskontribution  über 
zvei  Gulden  betrag,  sollten  fortan  höchstens 
17V8*>/e  des  Jahresbmttoertrages  von  ihren 
BustikalgrOnden  ausmadien.  Der  Ueber- 
B(diufls  wurde,  ohne  dass  die  Herrsciiaften 
iigendwie  für  den  Ausfall  entschädigt  wurden 
nnd  ohne  dass  eine  Erhöhung  der  etwa  im 
Vei^glelche  mit  den  neuen  geringeren  alten 
Schuldigkeiten  zugelassen  wurde ,  einfach 
abgestellt.  Es  wiuiien  also  alle  Dienst-  imd 
anderen  Prästationen  der  ünterthanen  zu- 
nächst in  Geld  abgeschätzt  tmd  ihr  Schätz- 
wert auf  das  erwähnte  Prozent  herabgesetzt. 
Die  Dominien  hätten  auf  diese  Art  in  den 
Ländern  des  gutsherrlichen  Betriebes  meist 
die  Hälfte,  oft  auch  zwei  Drittel  der  bis 
dahin  bestandenen  Frondienste  verloren.  — 
Nun  kommt  aber  erst  das  in  Bezug  auf  die 
Privatbauern  völlig  Neue:  auch  was  den 
Grundobrigkeiten  nach  der  Reform  blieb, 
sollte  fortan  nicht  mehr  in  natura  gefordert 
werden  dürfen  und  geleistet  werden  müssen, 
sondern  nur  in  Geld.  Zwangsver- 
wandlnng  also  aller  herrschaft- 
lichen Ansprüche  in  eine  einheit- 
liche Geldleistung.  Mit  anderen  Wor- 
ten :  Die  ürbarialregidienmg  wollte  1)  die 
unterthänigen  Leistungen  dem  Masse  nach  ver- 
mindern und  2)  sie  der  Form  nach  verwandeln. 

Das  Kegidiernngsgesetz  sollte  mit  dem 
1.  November  1790  in  Kraft  treten  und  er- 
streckte sich  auch  auf  Ungarn.  Es  stiess 
jedoch  überall  auf  erbitterten  Widerstand 
der  Herrschaften  und  Stände  und  auf  ge- 
ringes Verständnis  bei  den  Bauern.  In  jedem 
Falle  war  es  hastig,  übereüt  und  bertick- 
sichtigte  nicht  die  realen  Verhältnisse.  Be- 
sonders heftig  äusserte  sich  der  Widerstand 
gegen  die  Kodierung  in  Ungarn,  wo  Josef 
selbst,  wenige  Tage  vor  seinem  am  20.  Februar 

1790  erfolgten  Ti^e,  mit  Reskript  v.  28.  Januar 
1790  alle  seine  Reformen,  ausgenommen  die 


»Leibeigenschaftsaufhebung« ,  zurücknahm. 
Nach  seinem  Tode  beeilte  sich  sein  Nach- 
folger, die  Steuer-  und  Drbarialregulienmg 
auch  für  die  deutsch-slavischen  Läuder  auf- 
zuheben (seit  dem  April  1790),  so  dass 
in  dieser  Beziehung  alles  wieder  auf  den 
Stand  vor  dem  1.  November  1789  zwück- 
kehrte.  Nur  in  dieser  Beziehung  jedoch. 
Die  übrigen  Reformen  Josefs  H.  wurden, 
ausgenommen  die  Einräumung  der  Vererb- 
lichkeit  ab  intestato  bei  uneingekauftea 
Gründen,  trotz  des  ständisi^en  Ansturms 
vollständig  aufrechterhalten. 

ft.  Die  nachjosefinische  Zeit  bis  1848. 
Mit  Josefe  II.  Tode  hört  alle  agrarrefonna- 
torische  Thätifi^eit  für  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert auf.  Wohl  steht  die  Regieruag  audi 
noch  weiterbin  den  Frondiensten  fändselig 

fegenüber  und  wünscht  deren  AblAsuu^. 
ie  unterhandelt  auch  viele  Jahre  hiodimsh  mit 
den  Ständen,  damit  diese  einen  Fronab- 
lOsnngsplan  auaarbeiten.  Die  Stände  ver- 
^re<£ea  dies  auch.  Sie  denken  jedo(^ 
niemals  emsth^  daran,  ihre  Zusage  einzu- 
halten. Der  Regierung  bleibt  so  nur  der 
Weg  des  Zwiuages  offen.  Diesen  zu  be- 
schreiten, kann  sie  sidi  aber  nicht  eat- 
schliessen.  So  verläuft  denn  schliesslich 
die  ganze  Aktion  im  Sande.  Das  Ende  ist 
das  Ablösung^esetz  v.  1.  September  1798, 
welches  die  Zulflssigkeit  von  freiwilligen 
Fronabldsungsvertr3gen  ausspricht  und  die 
Art  ihrer  Durchführung  näher  regelt. 

Durch  faßt  zwei  Jahrzehnte  nehmen  dann 
die  Kriege  gegen  das  revolutionäre  und 
kaiserliche  Frankreich  alle  vitalen  Kräfte 
der  Monarcliie  in  Anspruch.  Nach  ihrer 
siegreichen  Beendigung  macht  sich  eine 
tiefe  Erschlaffung  bemerkbar ,  wie  nach 
jeder  ungeheiu^a  Kraftanstrengimg.  Zu- 
gleich aber  tritt  audi  herrschend  hervor 
und  drängt  alles  andere  zurück  eine  konser- 
vative Strömung  im  misa verständlichen  Sinne 
des  Wortes,  der  jede  Reform  als  gefährlich 
erscheint,  weil  sie  am  Alten  rüttelt.  So 
geriet  denn  Oesterreich ,  nachdem  es  auf 
dem  Gebiete  der  Agrarreformen  im  18.  Jahr- 
hundei*t  allen  anderen  Staaten  vorangegangen 
war  und  den  nachhaltigsten  und  ausge- 
dehntesten Bauernschutz  in  Europa  ver- 
wirklicht hatte,  allmählich  immer  mehr  in 
die  zweite  Linie,  und  zidetzt  erschien  es 
anderen  Staaten  gegenüber,  die  dem  Geiste 
der  Zeit  besser  zu  folf^n  wussten,  als 
durchaus  reaktionär  und  jeder  vernüamgeii 
modernen  Reform  UQZugfttiglicb. 

In  Ungarn  kam  allenliugs  im  Jahre  1836 
ein  neues  »ürbarium«  zu  stände,  durch 
welches  die  Verhältnisse  der  Ünterthanen 
in  einer  den  böhmischen  analt^n  Weise 
geordnet  wurdoi.^)   Allüberall  sonst  geschah 


')  Gesetaartikel  IV,  V,  VI,  VII,  Vm,  K, 
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aber  nichts,  und  die  unfreie  Arbeit  sowie 
die  Belastung  des  uoterthAaigen  tinmdss 
und  Bodens  Uieben  die  angeheuerste  Regel, 
obwohl  die  Wissenschaft  sie  aUgemeia  als 
der  Hebung  des  Nationalwohlstandes  bindet^ 
lieh  verdammte,  die  Regierung  diese  Auf- 
bssimg  teilte  und  auch  die  Obrigkeiten  fort- 
während über  den  geringen  Ertrag  der 
Frondienste  schalten.  Alierdings  waren 
sowohl  der  Zinsetokauf,  d.  h.  die  dauernde 
'Verwandlung  der  Naturschuldigkeitcn  in 
jährliche  Getreide-  oder  Qeldztnse  zulässig 
als  auch  der  bare  Einkauf,  d.  h.  die  voll- 
ständige Ablösung  der  Urbarialschiüdi^keiten 
durch  Äiisbezahlung  ihres  kapitali^erten 
Jahreswertes,  so  dass  dann  der  betreffende 
Unterthan  nur  noch  persönlich  der  Ge- 
ri(^tsbai^eit  der  Obrigkeit  unterstand,  im 
SlHigen  aber  wirtschaftlich  und  rechtlich 
ToUkommeo  frei  war.  Allein  derartige  Bar- 
einkäufe waren  selten  und  wurden  von  den 
Ständen  so  ungern  gesehen,  dass  dieselben 
in  den  böhmischen  Ländern  den  —  aller- 
dings vergeblichen  —  Versuch  machten,  ein 
allgemeines  gesetzliches  Verbot  derselben 
zu  erwirken,  weil  derartige  Verträge,  wenn 
sie  allgemein  würden,  den  Unterthänigkeits- 
verband  zur  Auflösung  brächten.  Das  war 
auch  theoretisch  vollkommen  richtig.  Prak- 
tisch freilich  war  die  Gefahr  nicht  gross. 
Denn  es  fehlte  den  Unterthanen  an  ge- 
nilgen<len  Kapitalien.  Auch  die  Zinsein- 
täufe  waren  nicht  häufig,  weil  die  Guts- 
herren im  Interesse  ihres  ^itsherrlichen 
Betriebes  auf  die  Naturalarbät  nicht  ver^ 
ziehten  wollten  und,  wenn  sie  sich  dazu 
doch  entschlossen,  allzu  hohe  Ablösungs- 
summen forderten. 

Da  kommt  im  Frflhjahre  1846  ein  Bauem- 
anfstand  in  Galizien  zum  Ausbruch.  Die 
Begierung  hat  allen  Orund,  ein  Weiter- 
greifen der  Bew^^ng  nicht  nur  in  Oalizien 
selbst,  sondern  auch  ihr  Uebergreifen  auf 
andere  Provinzen  zu  befürchten.  In  aller 
Eile  werden  daher  mit  Palent  v.  13.  AprU 
1846  die  dringendsten  Beschwerden  der  von 
den  Herrschaften  auf  das  brutalste  ausge- 
beuteten Unterthanen  abgestellt  und  der 
Schutz  der  letzteren  auf  das  Niveau  der 
■westlichen  Provinzen  gebracht.  Doch  nicht 
darauf,  sondern  in  erster  Linie  auf  eine 


X,  XTTI :  „Von  der  Weise  nnd  Ordnung,  welche 
in  Fällen  de.-i  Wegziehens  der  Unterthanen  zn 
beobachten  ist,  und  von  den  Folgen  dieser  Frei- 
zä^igkeit.  —  Von  dem  Bestände  der  Ansässig- 
keit (Session).  —  Von  dem,  was  ansser  der  Nutz- 
nirssniig  der  AnsSasigkeit  zn  den  Vorteilen  der 
Unterthanen  gehUrt.  —  Von  den  Schuldigkeiten 
der  Untei  thanen.  —  Von  den  Urbarialkoiitrakten. 

—  Von  der  inneren  Vc rwaltang  der  Gemeinden. 

—  Von  der  grnndherrlichen  Gerichtsbarkeit  and 
dem  Urbarisdprozess.  —  Ueber  das  den  Nicht- 
adeligen  zu  verleihrade  Klagerecht.'' 

H«ndwört«rbuot  der  StutowiBHUchaflen.  Zweite 


R^lung  der  Robotfrage  kam  es  an.  Im 
Schosse  der  Re^erimg  wurde  Über  dieselbe 
auch  weitweudig  beraten.  Das  Ergebnis 
war  jedoch  so  gut  wie  Null.  Zu  einem 
imperativen  Vorgehen  mochte  man  sich 
nicht  entschliessen.  So  erkl&^  man  denn 
mit  Hofkanzleidekret  v.  18.  Dezember  1846 
etwas,  was  ohnehin  von  jeher  Rechtens 
war,  für  zulässig :  nämlich  die  Ablösung  der 
Schuldigkeiten  im  Wege  freiwilliger  Ver- 
einbaningeu  zwischen  Herrschaften  und 
Unterthanen.  Das  einzig  gegen  früher 
wesentlich  Neue  bestand  in  der  Gestattung 
der  Verwendung  von  Bauemland  als  Ab- 
lOsungsSquivalent ,  im  Atifgebeu  des  seit 
1750  festgehaltenen  Schutzes  des  Bauem- 
landes  also. 

Thatsächlich.  ist  das  Q.  v.  18.  Dezember 
1846  nie  zur  praktischen  Geltung  gelangt.  Es 
hat  keinen  einzigen  Ablßsimgsvertrag  zur 
Folge  gehabt  Wohl  aber  trieb  es  die 
Bauern,  die  so  ihre  Hoffnungen  auf  ein 
imperatives  Eingreifen  der  Regierung  zu 
ihren  Gunsten  vereitelt  sahen,  in  das  Lager 
der  Revolution,  welche  ihnen  ihrerseits  die 
Erfüllung  dieser  Hoffniu^  versprach  und 
deren  eigentliche  Stftrke  sie  sodann  aus- 
machten. 

6.  Die  Revolution  von  1848,  die 
Beseitigniie  des  Unterthänigkeitsver- 
bandes  nnd  die  Grondentlastang.  Der 

Ausbruch  der  revolutionären  Bewegung  bnd 
die  Regierung  vollständig  unvorbereitetw  Sie 
konnte  sich,  weder  zu  energische  noch  zu 
einheitlichem  Vorgehen  entschliessen.  Wäh- 
rend mit  V.  V.  17.  April  1848  für  Galizien 
und  die  Bukowina  »alle  Roboten  und  unter- 
thänigen  I^istungen  gegen  eine  künftig  zu 
ermittelnde  Entschädigung  auf  Kosten  des 
Staates«  v.  15.  Mai  rosp.  1.  Juli  1848  auf- 
gelassen wurden,  wurde  in  anderen  Pro- 
vinzen die  Verbindlichkeit  zur  Robotleiatung 
bis  zum  31.  März  1849  resp.  bis  zum  1.  Januar 
1849  aufrechterhalten,  inzwischen  auf  Robots 
ablösung^verträge  hingewiesen  und  die  ge- 
setzliche Regelung  der  Eutschädigungsfrage 
für  die  Zukunft  in  Aussicht  gestellt.  That- 
sächlich hörten  die  unterthänigen  Leistungen 
überall  sofort  auf,  luid  allüberall  forderten 
die  Bauern  auch  die  sofortige  gesetzliche 
liosung  des  mit  der  alten  Arbeitsverfassung 
zusammenhängenden  Fragenkomplexes.  Die- 
selbe erfolgte  auch  durch  Initiative  des  kon- 
stituierenden Reichstags,  in  welcliera  der 
Abgeordnete  Hans  Kudlich  am  26.  Juli 
1848  einen  dahin  abzielenden  Antrag  ein- 
brachte, mit  G.  V.  7.  September  1848. 

Dieses  hochwichtige  Gesetz ,  welches 
einen  Wendepunkt  in  der  österreichischen 
Geschichte  bedeutet,  verfügt  principiell: 

Die  Unterlhänigkeit  und  das  schütz* 
obrigkeitliche  Verhältnis  ist  samt  allen  diese 
Verhältnisse  normierenden  Gesetzen  aufge- 
Anäage.  II.  24 
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hoben.  —  Grund  und  Boden  ist  zu  ent- 
lasten; alle  Unterschiede  zwischen  Domini- 
kal-  und  Rustikalgründen  werden  au^e- 
hoben.  —  Alle  aus  dem  Unterthänigkeits- 
Tertiältnlsse  entspringenden ,  dem  unter- 
thänigen  Grunde  anklebenden  Lasten,  Dienst- 
leiatungen  und  Giebigkeiteu  jeder  Art  so- 
wie alle  aus  dem  grundherrlichen  Obereigen- 
tume,  ans  der  Zehent-,  Schutz-,  Vogt-  und 
(Wein-)  Bergherrlichkeit  und  aus  der  Dorf- 
obrigkeit herrflhrenden ,  von  deu  Grund- 
besitznngeu  oder  tou  Personen  bisher  zu 
entrichten  gewesenen  Natural-,  Arbeits-  und 
Gteldteistuugen,  mit  Einscblnss  der  bei  Be- 
ützTa^demngen  unter  Lebenden  und  auf 
den  Todee&ll  zu  zahlenden  Gebflhren,  sind 
von  nun  an  aufgehoben.  —  FOr  einige 
dieser  aufgehobenen  Lasten  aoU  eine  'Eatr 
Schädigung  geleistet  werden,  fOr  andere 
nicht  —  Für  alle  axa  dem  persönlichen 
Unterthanaverbande ,  aus  dem  Schutzver^ 
hSltnisse,  aus  dem  obrigkeitlichen  Juris- 
diktioDsrechte  und  aus  der  Dorfherrlichkeit 
entspringenden  Bechte  und  Bezüge  kann 
keine  Entschädigung  gefordert  weisen,  wo- 
gegen auch  die  daraus  entspringenden  Insten 
auuuhGren  haben.  —  Für  sdche  Arbeits- 
leistungen, Natural-  und  Geldabgaben,  welche 
der  Besitzer  eines  Grundes  als  solcher  dem 
Guta-,  Zehent-  oder  Vogtherm  zu  leisten 
hatte,  ist  baldigst  eine  billige  Entschädigung 
auszumitteln.  —  Die  Holzungs-  und  Weide- 
rechte sowie  die  Servitutsrechte  zwischen 
den  Obrigkeiten  und  ihren  bisherigen  Unter- 
thanen  sind  entgeltlich,  das  dorfobrigkeit- 
liehe  BlumensucTi-  und  "Weiderecht  sowie 
die  Brach-  und  Stoppelweide  nnentcelÜich 
aufzuheben.  —  Auch  der  Wein-  und  Bier- 
zwang hören  auf.  —  Eine  aus  Abgeordneten 
aller  Frorinzen  zu  bildende  Kommission 
sollte  ein  Durchfühmngsgesetz  ausarbeiten. 
Schliesslich  sollten  die  Patrimonialbehörden 
die  ihnen  zugewiesenen  Justiz-  und  Ver- 
waltungsgoschäfte  bis  zur  Einführung  landes- 
fOrstlicher  Bel^rden  auf  Kosten  des  Staates 
fortführen. 

Das  G.  V.  7.  September  1848  bildet  die 
einzige  bleibende  That  des  konstituiei-enden 
Keichstags,  der 'schon  am  7.  März  1849  auf- 
gelöst wurde.  Die  Aufgabe,  es  durchzu- 
nllu«n,  fällt  schon  wieder  dem  siegreichen 
Absolutismus  zu,  der  sie  denn  auch  nach 
allen  Bichtungen  hin  mit  grüsster  Energie 
und  mit  ausseiordentlidiem  Erfolg  in  ver- 
hältnismässig sehr  kurzer  Zeit  gelöst 
hat 

Die  gesetzlichen  Grundlagen,  auf  welchen 
das  System  der  Gnmdenuastnng  beruht, 
bildeten  die  Patente  v.  7.  September  1848 
und  4.  März  1849,  die  Patente  fQr  Galizieu 
V.  17.  April  1848  imd  15.  August  1849  so- 
wie eine  ganze  Reihe  Ton  DurchfQlirungs- 
verordnungen,  in  denen  auf  die  provinziell 


verschiedeneu  Yerhältnisse  Bücksicht  ge- 
nommen wiude. 

Danach  zerfallen  die  Lasten  in  drei 
Kategorieen.  Die  einen  wurden  ohne  Ent- 
schädigung, die  anderen  gegen  billige  Ent- 
schädigung au%ehoben,  während  die  dritte 
Gruppe  vollständig  abgelöst  werden  sollte. 
Die  Lasten  der  ersten  Kategorie  sind  im 
Patent  v.  7.  September  1848  aufgezählt 
Hierzu  kamen  dann  noch  Ja^fronden  und 
andere  für  Jagdzwecke  bestimmte  FrSsta- 
tionen  sowie  das  —  nidit  vertragsmässige  — 
Jagdrecht  auf  fremdem  Gnmd  und  Boden. 
—  ISne  billige  Entschädigung  wurde  ge- 
währt für  alle  ürbarial^ebigkeiten,  Ar- 
beiten, Geldleistimgen ,  Frästationen  aus 
Reluitions-  und  Abolitionsvwlrägen  —  zu 
deren  Bezug  die  Herrschaften  gegen  den 
Besitzer  einer  onterthänigen  Itealität  als 
solchen  aus  dem  Titel  des  obrigkeitliche 
Yerbandes  oder  Obereigentums  berechtigt 
waren.  —  Als  »ablösbar«  schliesslich  waren 
erklärt  worden:  die  Leistungen  aus  den 
emphyteutischen  und  anderen  Yertiägen 
über  die  Teilung  des  Eigentums;  alle  Na- 
turalleistungen, weldie  nicht  infolge  des 
Zehentrechts  von  den  Grunderträgnissen  und 
Früchten,  sondern  als  unveränderliche  Giebig- 
keiteu an  Kirchen,  Schulen  und  Pfarren 
oder  zu  anderen  Gemeindezwecken  ent- 
richtet wurden.  —  "Was  nun  die  Vergütung 
an  die  Bezugsberechtigten  betrifft,  so  ist 
folgendes  festzuhalten :  Vergütetwurden 
die  Schuldigkeiten  nurindemAus- 
masse,  als  sie  »rechtlich  gebühr- 
ten«, d.  h.  weder  dem  thalsächlichen  und 
unbestrittenen  Besitzstande  vor  dem  Jahre 
1848  noch  gesetzlichen  oder  vertrags- 
mässigen  Vorschriften  und  Bestimmungen 
Zuwiderhefen,  und  zwar  in  der  Regel 
nur  mit  zwei  Dritteln  ihres  reinen 
Wertes.  —  Die  Durchführung  der  Grand- 
entlastung erfolgte  dimsh  Bezirkskonimissio- 
:  nen  imter  der  Leitung  von  lAndeskommis- 
sionen.  Von  Amtswe^n  erfolgte  nur  die 
Ausmessung  der  »billigen  Entschädigung«. 
Eine  Ablösung  der  unveränderlichen  Ab- 
gaben zu  Gemeindezwecken  fand  nur  über 
Parteienbegehren  statt  —  Von  dem  er- 
mittelten Lastenwerte  wurde  der  der  Ge^n- 
leistungen  abgezogen ,  femer  vom  reinen 
Werte  ^/s  sSk  Pauschalausgleichun^  für 
Steuern ,  Kosten  etc.  Von  den  zwei  rest- 
lichen Dritteln  hatte  im  Falle  der  blUijgen 
Entschädigung  der  Verpflichtete  nur  eines 
zu  entrichten  j  das  audei-e  hatte  das 
Land  aufzubnngen.  Im  Falle  der  Ab- 
lösung hingegen  musste  der  Verpflichtete 
beide  Drittel  entrichten.  —  Die  zu  Losten  der 
Verpflichteten  ermittelte  Jahresrente  wurde 
im  zwanzigfachen  Betrage  kapitalisiert  und 
als  eine  auf  dem  entlasteten  Grundstucke 
haftende,  mit  der  gesetzlichen  Priorität  vor 
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allen  anderen  Hypothekenksten  zu  Onnsten 
der  Örundentlastungskasse  bestehende  Last 
mit  dem  Vorrecht  der  Umdesfürstlichen 
Steuer  erklärt  —  Behufs  Befriedigung  der 
Barechtigteu  trat  der  Staat  als  Vermittler 
zwischen  (Uesen  UQd  den  Verpflichteten  ein. 
—  Im  Jahre  1851  vordett  in  den  einzelnen 
Provinzen  LandeskreditanstalteD  unter  dem 
Namen  Grondentlastungsfonds  ins  Leben  ge- 
rufen. IHeaelben  traten  gegenüber  den  ent- 
lasteten Orandbesitzem,  dem  Kronlande  und 
dem  Staate  (bezüglich  der  VerKnderungs- 
gebühren)  als  Crläubiger  auf,  gegenüber  allen 
Bezugsb^^htigten  aber  als  Schuldner. 
Jedem  d^  letzteren  stellten  sie  bis  zur  HGhe 
Bäner  EntschftdignagsaDsprQche  Schuldver^ 
sc^ireibungen  (Grundentlastungsobligationen) 
aas,  die  mit  5  verzinslich  und  durch  Ver- 
losung zu  tilgen  waren.  Dieselben  waren 
Tom  Gesamtreiche  verbflx^  und  genossen 
alle  Vorzüge  der  Staatspapiere.  Nur  Best- 
beträge, welche  hinter  dem  Nennwerte  der 
niedrigstenSchuldverschreibungen  (50  Gulden 
C.-31.)  zurückblieben,  gelangten  zu  sofortiger 
Barauszahlung.  —  Die  Tilgung  der  Grund- 
entlastungsschuld sollte  innerhalb  40  Jahren 
in  Verlosung  erfolgen. 

Auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
wurden  diese  Massregeln  erst  mit  den  Pa- 
tenten V.  3.  März  1853  R.G.B.  Kr.  38—41 
und  V.  21.  Juni  1854,  R.G.B.  Nr.  151  aus- 
gedehnt Hier  griff  jedoch  eine  Bevor- 
zugung der  ehemaligen  Dominien  gegenüber 
dem  westlichen  Teile  der  Monarchie  inso- 
fern Platz,  als  der  Drittclabzug  vom  er- 
mittelten Lastenwerte  nicht  stattfand. 

Die  Grundentlastungsarbeiten  wickelten 
ach  in  den  50  er  Jahren  mit  grosser  Schnellig- 
keit ab.  Verhältnismässig  auch  mit  geringen 
Kosten.  Denn  die  Liquidierungsoperationen 
erforderten  bloss  einen  Aufwand  von  etwa 
4500000  Gulden  C.-M.  Die  Auflösung  der 
mit  der  Liquidiemngsoperation  betrauten 
Kommissionen  konnte  sdion  nach  drei  bis 
vier  Jahren  erfolgen.  Gegenwärtig  ist  die 
Tilgung  der  Gnmdentlastungaschuldea  voU- 
stftndig  durchgeführt 

Lltterator:  Carl  Gi^nberg,  Die  Bauernbe- 
freiung und  die  Außötung  de«  gtttsherrlich- 
bdttertichen  Vcrhiiltnitte»  in  Böhmen,  Mähren 
und  Schlesien,  S  Bde.,  Leipzig  1893194  (erster 
Sand:  Darateliung,  ztcciter  Sand:  Atuzvg  aiu 
den  Akten).  —  Deraetbe^  Studien  tur  Otter- 
reickiechen  Agrargesckiehte  und  Agrarpolitik: 
I.  ßeiti/lunggztcang  vnd  bäuerliehea  Erltreeht  vor 
1868  (i.  Jahrb.  /.  OV«.-l'enr.,  XX,  Jahrg.  S.  3S 
hie  88);  II.  Die  Grundeigentumafiihigiceit  in  den 
böhmischen  Ländern  vor  18^8  (ebenda,  XXI. 
Jahrg.,  S.  135—199).  —  J>erBelhe,  Die  Grund- 
enüastung  (im,  I.  Bd.  S.  I — 80  des  Jubiläums- 
%Berkes  ^Geschichte  der  Land-  wid  Forstwirt- 
schaft, in  Oesterreich  seit  18^8,  Wien  18U0).  — 
Zum  ergtgejvinnten  Werke  sind  von  den  im  An- 
sehJusie   an   dasselbe    erschienenen  zahlreichen 


Artikeln  hauptsächlich  folgende  tu  rergleieheji : 
O.  F.  Knapp,  Die  Sauernbefreivng  in  Oester- 
reich und  Preussen  (i.  Jahrb.  f.  Ges.  w.  Verv. 
XVIII.  Jahrg.,  S.  69~9l).  —  Georfi  JeUi- 
neU  i.  d.  Il'^wiwr  nXeuen  Freien  Pressen  vom 
S*.  Juni  1S94.  —  Riehard  lIMng ,  Gegen- 
reformation und  Sauembrfrriung  in  Böhmen, 
JflTAmt  «nd  Sehleaien  (i.  tf.  Wiener  Ze^sOirfß 
nDenUeheWorten  v.  1894,  S.  51S—SS9u.  577—898j; 
Dr.QJt.  (i.  d.  »  Wiener  Zeitung«  r.  38.,  29.  u.  SO.  No- 
vember  1894.)  —  Jottf  BedUeh,  Leibeigentehafl 
und  Bauernbefreiung  in  Oesterreich  (i.  d.  Zeit- 
schrift f.  Sotial-  und  Wirtschaftsgeschichte  v. 
1895,  S.  258—280).  —  lAtaehin  von  Eben- 
greuth (i.  d.  Wiener  »Zeitschrift  f.  Votkste., 
Sozialpolitik  u.  VerteaUung«  r.  2897,  S.  31S  bis 
Sit).  —  tT.  Kaial,  Lid  teUk^,  jeko  poroba  a 
vjfmaneni  «  »emieh  eeskgeh  (i.  d.  eseeh.  ZeUaelu: 
»Nase  dobam  r.  1896,  S.  97—109,  aiS-SÜ,  Mt 
318).  —  Ferner  »ind  avuer  den  GeMttes- 
Sammlungen  zu  ver^eiehen:  Die  Kompilationen 
der  politischen  Gesetze  von  de  lAtea,  Kro- 
patechek,  Kontetzky,  v.  Barth-Barthen^ 
heim,  die  Verhandlungen  des  konstituieren- 
den österreichitchen  Reichstages  und  die  Land- 
tagsverhandlungen. —  Georg  JeUtnek,  Art. 
Bauernbefreiung  in  Ö.-U.  in  der  I.  Aufi.  diese» 
Handwörterbuchs  Bd.  3,  S.  198 ff.  —  (Arumifm), 
Das  Crbariatgesetz  des  letzten  Uttgarisehen  Jteieh»- 
taget,  historisch  und  politiaek  erläutert  oder  Vtr- 
gangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft  des  ungari- 
schenBauem  in  seinem  Verhältnisse  zurCfrundherr- 
schuft,  Ijeipxig  1888.  ~  .Tohann  Graf  MäJ- 
iath.,  Das  ungarische  Urbarialsgstem  oder  des 
Grundherren  und  des  Bauern  WechselverhäUnis 
in  Ungarn,  Fest  und  Leipzig  1888.  —  Carl 
Frhr.  V.  €Jxoemig,  Oesterreichs  Neugestaltung, 
St%Utgart  und  Augsburg  1858.  —  Not  und  Hilfe- 
ruf der  Gemeinden  des  Moldauisch-Campulunger 
Okols  in  der  Bukowina,  dargelegt  in  einer 
atigumätsig  be^ndeUn  Petition  an  Se.  Meyeität 
den  Kaiser  Frans  Josef  I.,  Wien  2861.  — 
V;  Seekh'Widmannatetter,  Zur  Vorgesehiehte 
der  Grundentlattung  (i.  d.  nOesterr.  Zeilt^rift 
für  VerwaUunga  Nr.  4—6),  1839.  —  Graf  von 
BoBtworoxcskt,  Die  Entwickelung  der  bäuer- 
lichen Verhältnisse  im  Königreich  Polen  im  19, 
Jahrhundert,  Jena  1896.  —  Ignaz  Betdtel, 
Geschichte  der  österreichischen  Stnatsrencaltung 
(1740 — 1848),  hersg.  von  Alfons  Hnhcr,  2  Bde., 
Innsbruck  1896, 1898.  —  Walter  Schiff,  Oester- 
reichs Agrarpolitik  seit  der  Grundentlastung,  3W- 
hingen  1898.  —  Weitere  Litteraturangaben  i» 
den  Eingang*  eitirten  Schriften  von  OrÜnberg. 

Carl  Grünberg. 


IT.  Die  Bauernbefreiung  in  Belgien 
und  den  Niederlanden. 

Vorbemerkung-  1.  Unfreiheit  und  Hof- 
hörigkeit. 2.  Herrliche  Cijnsen,  tijnsen,  Dienste 
nnd  naastings-Rechte.  3.  Naasting.  4.  Herr- 
liche Dienste.  Corvöen  (corvees,  corweyden, 
corvadae,  Hand-  und  Spanndienste).  5.  Bann- 
rechte,  banalites.  6.  Beden,  tailles,  aides.  7. 
Zehnten.  8.  Abgaben  von  staatBrechtUchem 
and  kontiaktlichem  Charakter. 

24* 
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Yorbemerkiuii^.  Yor  dem  12.  Jahr- 
hundert waren  wenigstens  nach  dem  jetzigen 
Stande  imserer  Kenntnis  die  Agrarverhält- 
nisse in  den  Gegenden,  -welche  das  heutige 
Holland  imd  Belgien  ausmachen,  nicht  ver- 
schieden von  denen  des  übrigen  Nord-  und 
Westeuropa.  Nach  dieser  Zeit  entstehen 
Abweichungen,  welche  nach  und  nach  durch 
die  Verschiedenheit  der  geschichtlichen  Ent- 
wickelune  zu  völlig  selbständigen  Zuständen 
führen.  Innerhalb  der  Grenzen  der  werden- 
den Nationalität  aber  bewahren  die  von  ver- 
schiedenen Richtimgen  in  die  nordwestliche 
Ecke  des  europäischen  Festlandes  zusammen- 
gedrängten Stämme  Gewohnheiten  und  Cha- 
rakterzüge, welche  die  politischen,  sozialen 
und  ökonomischen  Verhältnisse  vielfach  be- 
herrschen. 

Die  Friesen  verbreiteten  sich  an  den 
Nordseekfisten  entlang  bis  zur  Scheide;  die 
Sachsen  bevölkerten  fiberwiegend  die  jetzi- 

fiti  Provinzen  Oelderland  und  Overijsel;  in 
rabant  —  im  belgkchen  Stldbralnnt  eben- 
Bowohl  wie  im  holländischen  M(udbrabant 

—  Verden  rein  fränkisdie  Zustände  ange- 
troffen, obwohl  auch  nördlich  von  der  Haas 
und  wahrscheinlich  sogar  in  Drenthe  und 
Groningen  der  Einfluss  des  fränkischen 
Bedites  und  die  fränkischen  Sitten  sich 
kräftig  g^tend  machten.  Flandern,  westlich 
der  Scheide,  verblieb  nach  dem  Vertrage 
von  Verdim  (843)  bei  Frankreich.  Die  Ein- 
wohner haben  sich  zwar  den  Charakter  der 
freiheitliebenden  und  kräftigen  Stämme  zu 
wahren  gewusst,  welche  sich  ursprünglich 
dort  angesiedelt  hatten,  doch  sind  sie  an- 
dererseits stark  von  französischem  Einflnss 
betrofien,  einem  Einfluss,  der  selbst  über 
Zeeland  bis  weit  nach  Holland  hinein  ver- 
breitet und  durch  die  Regiening  der  henne- 
gauischen  und  burgimdischen  gräflichen 
Häuser  noch  bedeutend  gesteigert  wui-de. 

—  In  den  wallonischen  Provinzen  Namur, 
Luxembiu-g,  dem  Hennegau,  Liittich  behielt 
das  gaUische  Element  mehr  Uebergewicht, 
und  da  auch  die  Boden  beschaffen  heit  ganz 
anders  geartet  ist,  findet  man  dort  noch 
lange  nach  dem  Ende  des  Mittelalters 
wesentlicli  andere  Verhältnisse. 

1.  UDfreiheit  und  Hofhorigkeit  Es 
ist  bekannt,  dass  die  Friesen  schon  in  alter 
Zeit  einen  bedeutenden  Grad  von  Freiheit 
zu  behaupten  wussten.  Zwar  ist  die  lange 
festgehaltene  Ansicht,  als  hätten  dieselben 
niemals  Leibe  i^nschaft  oder  Uofhörigkeit 
gekannt,  unrichtig.  Allein  thatsäcldich  waren 
die  Reste  der  Unfreiheit  schon  im  13.  Jahr- 
hundert geringfügig,  wie  denn  auch  der 
Feudalismus  m  Fnosland  und  Groningen 
niemals  fest  Wurzel  gefasst  hat.  Thatsäch- 
lich  war  schon  damals  der  grösste  Täl  des 
Landes  freies  Eigentimx  der  landbantreiben- 
den  Bevölkerung:  der  Edlen  und  Bau^. 


Die  Dörfer  hatten  sich  —  besonders  wob], 
weil  die  Gefahren  der  See  die  Notwendig- 
keit gemeinsamen  Handelns  nahelegten  — 
zu  Gnippen,  Grietenijen,  vereinigt;  die 
Bewohner  wählten  selber  ihren  Grietman, 
dem  ausgedehnte  richterliche  und  Verwal- 
tungsbefugnisse zuerkannt  waren.  Ueber 
die  ganze  nördliche  Gegend  hin  war  eine 
gewissermassen  republikanische  Konföde- 
ration zu  Stande  gebracht,  die  ihre  Abgeord- 
neten nach  Aurich  zum  Opstalboom 
sandte.  1417  wurden  die  Privilegien  und 
Freiheiten  der  Friesen  durch  Kaiser  Sigis- 
mund ausdrücklich  anerkannt  Und  wenn 
auch  später  die  politische  Freiheit  schwand, 
so  blieben  doch  die  Agrarverhältnisse  wesent- 
lich imverändert  und  die  persönliche  Unab- 
hängigkeit bewahrt. 

In  der  Grafschaft  Holland  imd  Zeeland, 
wo  freilich  die  älteren  Verhältnisse  sehr 
verwickelt  imd  wenig  bearbeitet  sind,  scheint 
im  12.  Jahrhundert  die  Leibeigenschaft  all- 
mählich in  fiofhörigkeit  verwandelt  worden 
zu  sein.  Im  14  und  15.  Jahrhiuidert  waren 
noch  zahlreiche  Spuren  der  frQheren  Un- 
freiheit vorhanden.  Der  Unterschied  zwischen 
Freien  und  Dienstlciitoi  war  im  14  Jahr- 
hundert noch  von  Bedeutung.  Die  Kurmede 
oder  bester fte  (beste  pand,  beste 
hoofd,  doodenpand,  beste  catteel) 
existierte  im  14.  Jahrhundert  noch  allge- 
mein, doch  viele  Hof  hörige  waren  freige- 
lassen und  die  Kiumede  abgekauft.  Die 
Loskaufrenten  bildeten  eine  regelmässige 
Einnahmequelle  der  holländischen  Gi-afen, 
die  für  die  Einziehung  derselben  besondere 
Beamten,  »ontvangers  der  Keurmede«,  an- 
gestellt hatten. 

In  Flandern  war  schon  zu  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  die  Leibeigenscliaft  wenn 
nicht  ganz  verschwunden,  so  doch  gewiss 
eine  Ausnahme.  Unter  dem  Einfluss  des 
früh  aufblühenden  Gewerbes  in  den  schnell 
sich  entwickelnden  Städten  wurde  auch  die 
Hofhorigkeit  bald  selten  und  war  schon  da- 
mals das  Geldpachtsystem  selir  verbreitet. 
Durch  das  Edikt  des  Guido  von  Flandern 
at>er  wiutlen  1152  alle  Frondienste  aufge- 
hoben, imd  von  der  Hofhörigkeit  blieb  nur 
die  >haef  deelinghe«  übrig,  w^elches 
Recht  jedoch  in  das  »droit  de  meilleur 
Cattel«  überging  und  später  durch  eine 
Geldsatzung,  le  droit  de  mainmorte, 
ersetzt  wurde.  Mehrere  Städte  waren  schon 
früher  emancipiert.  —  In  Brabant  gab  es 
im  11.  imd  12.  Jahrhundert  auf  den  zalil- 
reichen  gnuidherrlichen  Gütern,  die  teils  in 
fi^iem  Eigentum  besessen,  grossenteils  aber 
in  Lehen  und  Afterleheo  gehalten  wunlen, 
sowie  auf  den  Gütern  des  Hei-zogs  selber 
noch  viele  Leibeigene.  Heinrich  IL  aber 
befreite  im  Jahre  1247  alle  auf  seinen  eigenen 
Dom&ien  Ansässigen.    Seinem  Beispiele 
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scheinen  Tielo  andere  OnuidherreD  gefolgt 
KU  sein.  Auch  die  Rechte  auf  die  Oflter 
der  Hörigen  wurden  in  Zinsen  verwandelt. 

In  den  Östlichen  Gegenden  waren  die 
Veihaltuisse  wesentlich  andere.  In  den 
Provinzen  Geldern  und  Ovcrijsel  ist  die 
Hofhörigkeit  noch  lan^  bewahrt  gebheben ; 
sie  war  im  16.,  17.,  ja  selbst  noch  bis  ins 
18.  Jahrhundert  in  voller  Kraft.  Wahrschein- 
lich waren  noch  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
wirkliche  I^eibeigene  in  Overijsel.  —  Noch 
immer  findet  man  in  diesen  Provinzen  grosse 
Güter,  wo  die  Herreu  residieren  und  über 
ihre  Pächter  eine  ^triarchalisohe  Aufsicht 
ausüben,  und,  obgleich  alle  Pachten  im  Ver- 
laufe dieses  Jahrhunderts  Geldpachten  ge- 
worden sind,  erinnern  nocli  manche  Ge- 
bräuche an  die  alte  Hörigkeit.  —  In  Luxem- 
burg gab  es  noch  bis  zur  Mitte  des  17. 
Jahrhunderts  »Leibeigeiitichaftleuth«,  »Öchaff- 
leuth«,  »Dienstleuth*,  weiche  weder  heiraten 
noch  <las  Herrengut  verlassen  durften  ohne 
Zustimmung  d^s  Herrn.  Durch  Ludwig  XIV. 
wurde  lOfSU  die  persönliche  Unfreiheit  auf- 
gehoben. Im  Hennegan ,  in  Namur  und 
LQttich  hatte  die  Leibeigenschaft  schon  früh 
eine  mildere  Form  als  in  Luxembui^  ange- 
nommen. Doch  waren  auch  dort  Unfreie 
(les  serfs)  noch  bis  ins  15.  und  16.  Jahr- 
hundert vorhanden.  Sie  waren  entweder 
taillables  ou  coneables  h  mercl  oder  zu 
festen  Diensten  verpfliditet.  Ausserdem 
finden  sich  noch  die  homines  advoca- 
titii,  hommes  d'avouerie  und  die 
Saincteurs,  serfs  d'eglise,  welche 
frei  waren,  auch  ihr  Vermögen  ihren  Kin- 
dern hinterlassen  konnten ,  aber  bei  Heirat 
und  Ableben  verschiedene  AbgtUien  zu  ent- 
richten hatten.  Allmählich  ist  die  persön- 
liche Unfreiheit  verscliwunden,  teils  im  16. 
and  17.  Jahrhundert  abgekauft,  teils  ausser 
Brauch  gekommen.  Viele  Leibeigene  waren 
zu  mainmortables,  mortaillables  ge- 
worden ;  manche  hatten  dabei  persönliche 
Dienste  zu  leisten,  während  anderen  nur 
stoffhche  Verpflichtungen  oblagen  (morte- 
main.  meilleur  cattel).  Auch  diese  Abgaben 
wurden  vielfach  in  jährliche  Renten  imige- 
wandelt.  —  Allmählich  wurde  dabei  auch 
das  Precarium  zur  Erbpacht. 

2.  Herrliche  CijDBen,  tijnsen,  Dienste 
und  naastings-Rechte.  Gegen  Ende  des 
Mittelalters  war  die  landbautreibende  Be- 
völkerung der  Niederlande  grossenteils  frei. 
—  Ausser  dem  ziemlich  ausgedehnten  Stand 
der  freien  Bauern  eigentümer  waren  die 
meisten  Landleute  Pächter.  Viele  Ländereien 
atrer  waren  mit  zahlreichen  Geld-  und  Na- 
turalabgaben belastet  (Getreide ,  Hühner, 
jSiipaunen,  Wachs  —  woher  cerocensualas 
— ,  Pfeffer  etc.).  Ueber  den  Ursprung  aU 
dieser  Leistungspflichten  i^t  noch  keine 
völlige  Sicherheit  erlangt.   Teilweise  ünd 


sie  aus  alten  HOrigkeitsverhältnissen  ent- 
standen, viele  aber  sind  bei  der  Aufnahme 
von  Freien  als  Gnmdholden  der  Gutsherren 
festgestellt,  bei  der  Ueberlassnng  von  Boden 
an  Meier  in  Erbpacht  vorbehalten  oder  bei 
der  Uebertragimg  des  eigenen  Gutes  in  den 
Schutz  von  Klöstern  oder  Herren  ausbe- 
diuigen.  —  Ueberdies  wurden  Dörfern  und 
Städten  von  den  Herren  gegen  Zinsen  und 
Naturalabgaben,  die  bei  späterer  Verteilung 
auf  die  Specialerben  übergingen,  Gemein- 
gnmdstücke  geschenkt.  Im  lö.,  16.  und  17. 
Jahrhundert  sind  diese  Verpflichtungen  ver- 
teilt, übertragen  und  ausgedehnt.  Nicht 
wenige  sind  bei  Verteilung  und  Verkauf 
verloren  gegangen.  In  Holland  z.  B.  mussten 
<lie  Staaten  mehrmals  die  Veroi-dnungen  auf 
das  Angeben  von  zinstragenden  Gütern  bei 
Vei-äusserung  erneuern.  Ein  »placaet«  der 
Staaten  von  Holland  von  1658  hat  übrigens 
alle  zu  den  Domänen  sonne  zu  den  Städten, 
der  Universität  Ijeyden  und  den  Stiftungen 
(godshuizen)  gehörigen  Renten,  Erbpachten, 
Cijnsen  und  tijnsen  ablösbar  gemacht. 
Bei  Veräusscning  von  Zin^^tern  war  ^-iel- 
fach  ein  laudemium .  bei  Erbpachten  ein 
»recht  voor  verboucken*  (in  Flandern  z.  B. 
Peertcoor)  verschiüdet  Es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich, dass  im  Zusammenhange 
mit  diesen  herrlichen  Zinsen  das  B  eklem - 
recht  steht,  das  in  Groningen  von  der 
Revolution  verschont  geblieben  ist  und  nodi 
nach  alten  Gebräuchen  a\isgeübt  wird.  £b 
ist  ein  erbliches  und  veräusserliches,  aber 
unteilbares  Pachtreeht  gegen  unveränder- 
lichen Pachtschilling  imd  Geschenke  an  den 
Eigentümer  (Propinen),  wenn  das  Gut  in 
andere  Hände  übergeht  Es  darf  aber  nicht 
unerwähnt  bleiben,  dass  dieses  Recht  auch 
ans  einer  entarteten  Zeitpacht  abgeleitet 
wird. 

8.  Xaastittg.  Unter  den  Personen,  welche 
nach  älterem  niederländischen  Rechte  die 
Befugnis  hatten,  unter  gewissen  Bedingungen, 
bei  Veräussening  von  Immobilien  anstatt 
des  Käufers  das  verkaufte  Gut  zu  über- 
nelunen  (Retrait  lignager ,  naerhetle  van 
bloede  en  ten  goede :  retrait  partiaire,  naer- 
hede  van  gemeenaaemheijdt ;  naerhede  van 
grondswegen;  retrait  de  boui^eosie,  retrait 
feodal  etc)  war  auch  der  Grundherr.  —  In 
vielen  Domänen  war  dem  Herrn  aus  alten 
Hörigkeitsverhältnissen  ein  Naastings- 
recht  (naerhede  van  den  beere,  Retrait 
seigneiuial)  übrig  geblieben.  Aber  es  wai-en 
auch,  jedenfalls  in  Holland,  noch  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  einzelne  Gnmdstücke  oder 
Gebäude  mit  solchen  Nachkaufsrechten  be- 
lastet (Pachten  mel  den  Houde,  Houwheeien). 

4.  Herrliche  Dienste,  Corveen  (Cor- 
vces ,  Corwoyden ,  Corvadae ,  Hand-  und 
Spanndienste).  Die  posOnlichen  Dienste 
waren  entweder  von  Hörigen  oder  Erb- 
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Töchtern  verschuldet  oder  auch  von  allen 
Unterthanen  des  Hei-m.  Im  15.,  16.  und 
17.  Jahrhundert  wurden  diese  letzterwähnten 
Dienste  allmähhch  eingeschränkt  und  auf 
altes  Herkommen  beschränkt.  (In  Flandern 
z.  B.  durch  Edikt  vom  3(f.  Jidi  1672.)  In 
Holland  waren  sie  im  16.  Jahrhundert  meis- 
tens abgekommen  oder  abgelöst.  Auf  einigen 
Domänen  wurden  noch  lange  Zeit  nachher 
Jy^kaufienten  eingezogen  (Kiemen  Zweep- 
gelden).  In  den  Provinzen ,  welche  dem 
Bischof  von  Utrecht  gehorchten ,  waren 
ebenfalls  die  Dienste  der  Fi-eien  im  16. 
Jahrhundert  abgekauft  (Zettelgeld).  Von  den 
Drosten  (AmtsmÄnnem)  wurden  dagegen 
vielfach  Dienste  gefordert,  welche  nicht 
Rechtens  geschuldet  waren  und  1783  abge- 
schafft wurden.  Die  Hand-  imd  Spann- 
dienste, welche  noch  jetzt  in  vielen  Ge- 
meinden, in  Geldern  imd  Overijsel  und  viel- 
leicht audi  noch  suiderswo  von  allen  Ein- 
wohnern bei  dem  Unterhalt  von  Wegen  und 
Strassen  gefordert  werden ,  stammen  wahr- 
scheinlich nidii  aus  grundhezrlichen  oder 
feudalen  Rechten,  sondern  aus  der  alten 
MarkraverfossuDg. 

5.  Bannrechte,  banalit^a.  Der  Rechts- 
^nd  der  Buinrechte  (BaanrodschapX  welche 
in  den  Niederlanden  überhaupt,  dodi  meis- 
tens in  den  sfldlichen  Frovmzen  bekannt 
waren,  ist  un^wiss.  In  einigen  Fällen  war 
das  Recht  bei  der  Gründung  einer  Mühle 
oder  Bierbrauerei  vorbehalten,  in  anderen 
ausdi-flcklich  verliehen,  meistens  aber  wurde 
es  wahrscheinlich  willkürlich  beansprucht. 
—  Es  war  meistens  ein  Monopol  von  Mühle, 
Brauerei  etc.  (tordoir,  pressoir,  brasserie). 
In  Flandern  wurden  noch  durch  Edikt  von 
1628  die  Bannrechte  gehandhabt,  für  Brüssel 
dui"ch  Edikt  von  1618.  In  den  nördlichen 
Provinzen  sind  diese  Rechte  schon  früher 
ausser  Brauch  geraten.  Doch  wurden  noch 
im  17.  Jahrhundert  viele  sogenannte  Zwangs- 
mflhlen  in  den  Dörfern  gefunden.  Schon 
viel  früher,  sogar  im  14,  Jahrhundert,  waren 
die  meisten  kleinen  regalia  an  die  Städte 
verkauft  oder  geschenkt.  In  mehreren  pla- 
caeten  im  16.  und  17.  Jahrhundert  wurde 
den  Bauern  bei  Strafe  verboten,  auf  dem 
Lande  oder  in  den  Dörfern  Korn  zu  ver- 
kaufen. Das  Recht  ist  im  18.  Jahrhundert 
abgekommen. 

6.  Beden,  taiUe»,  aides.  Abgaben  in 
Geld  blieben  auch  nach  Aufhören  der  Hör^- 
keit  in  vielen  Gegenden  dem  Herrn  seitens 
der  Landbesitzer  vorschiüdet.  Dazu  kam, 
dass  die  Herren  sich  die  Beden  bei  dem 
Verleihen  von  Privilegien  an  Städte  oder 
Dörfer  vielfach  vorbehsJten  hatten.  In  Hol- 
land und  Zeeland  hatten  die  Grafen  im  14. 
Jahrhundert  vielen  Edelleuten  und  geist^ 
liehen  Herren  einen  Anteil  an  den  Beden 
geschenkt.   Die  Grafen  selbst  bezc^n  von 


ihren  Domänen  ausser  den  gewöhnlichen 
Beden  das  Schot.  Das  ganze  Land  war 
schotpflichtig  mit  Ausnahme  der  Edelleute, 
Geistlichen  und  Freigeborenen.  Im  14.  Jahr- 
hundert wurde  diese  Pflicht  ziu-  Grundlast, 
und  flchotbaar  Land  wunlo  für  schot- 
baar  gehalten,  in  welche  Hände  es  auch 
übergehen  mochte.  Aus  dem  Schot  ist 
wahrscheinlich  später  die  Gi-undsteuer  ent- 
standen. —  Ausser  den  gewöhnlichen  Beden, 
tailles,  hatten  die  Bauern  noch  vielfach  die 
aides  zu  entrichten,  Alchen  bei  Heirat, 
Ritterschlag,  feierlichem  Einzug  etc.  (Gas 
feodaux).  Diese  Abgaben  waren  von  den 
Herren  aus  den  l^hiiverhältn  i  ssen  über- 
nommen und  wurden  als  rein  gtitsherrliche 
Rechte  behauptet.  —  Im  17.  Jahrhundert 
waren  in  den  südlichen  Niederlanden  diese 
Abgaben  noch  nicht  ganz  vei-sc^hwunden. 
In  Namiu:  n-urden  sie  u.  a.  1626  aufgehoben. 
Auch  in  den  Provinzen  des  Bischofs  von 
Utrecht,  z.  B.  in  Overijsel,  wurde  im  16. 
und  17.  Jahrhundert  noch  vielfeich  den 
Herren  Schot  bezahlt.  7m  welcher  Zrät 
diese  Abgaben  verschwunden  sind,  ist  mir 
nicht  bekannt. 

7.  Zehnten.  Die  Zehnten  waren  in  den 
Niederlanden  ursprflnglic^  teils  der  Kirche^ 
teils  den  Landesherren  zu  zahlen.  Dass  die 
Zehnten  der  Ijandesherren  ehemals  Zehnten 
der  Kirche  gewesen  sind,  ist  eine  uner- 
mesene  Behauptung.  Allerdings  liatten  viele 
geistliche  Herren  das  Zehntrecht  von  den 
Fürsten  und  Grafen  erhalten.  Im  13.  Jahr- 
hundert waren  alle  Ackei^üter  iu  Holland 
und  Zeeland  dem  Grafen  zehntpflichtig,  in 
Utrecht  dem  Bischof.  —  Allein  schon  da- 
mals wurden  die  Zehnten  ^-ielfach  ver- 
schenkt und  verkauft.  In  den  südlichen 
Niederlanden  sind  die  Zehnten  im  13.  Jahr- 
hundert grossenteils  in  das  Eigentum  der 
Klöster,  Abteien  und  Pfarreien  zurückge- 
kehrt —  Die  Zehnten  Nvurden  nach  und 
nach  stark  vermelirt  und  bildeten  eines  der 
grössten  Hemmnisse  für  den  Fortschritt  der 
Landwirtschaft.  Wirklich  segensreich  waren 
die  Edikte  vom  Oktober  ir)2Ü  imd  März 
1523,  in  welchen  Karl  V.  allen  weltlichen 
und  geistlichen  Pei-sonen  austlrücklich  ver^ 
bot,  jemals  ii^nd  welche  Zehnten  zu  for- 
dern, welche  nicht  seit  40  Jahren  in  dem 
betreffenden  Dorfe  oder  Kirchspiel  gefordert 
wurden.  Nur  in  Lüttich  blieb  das  alte 
kanonische  Recht  geltend.  —  In  den  süd- 
lichen Provinzen,  namentlich  im  Hennegan 
und  in  Flandeni,  kannte  man  nocli  andere 
Grundrechte,  die  mit  dem  Zehntrecht  nahe 
verwandt  sind,  terrage,  champart,  schoof- 
recht.  Sie  sind  von  den  ältesten  Zeiten  her 
bis  ins  18.  Jahrhund^  in  stand  geblieben. 
In  Artms  und  einigen  anderen  Gegenden 
war  noch  eine  besondere  Abgabe  den  Klöe- 
tem  vorbehalten,  nämlich  gavenne,  gare 
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8.  Abgaben  von  stoatsrecbtUcbem  und 
kontr^tiicheiB  Charakter.  Diese  Ab- 
gaben gehören  ebensowenig  wie  die  Lehen^- 
pflichten  zu  den  Lasten,  wovon  in  diesem 
Artikel  die  Rede  ist.  Es  ist  aber  nicht 
immer  leicht,  in  vielen  i^en  ^ladezu  un- 
m^^lich,  zu  entscheiden,  ob  Zinsen,  Tijns, 
Erbpachten,  Orundrenten  auf  rein  kontrakt- 
lichem Weg&  zu  Stande  gekommen  sind  oder 
nicht. 

Alle  feudalen  Bechte  und  alle  lierriicheD 
Hechte  und  Frivil^en  wurden  abgeschafft 
durch  die  franzOräschen  GO.  v.  4.  August 
1789,  15.  Mftrz  1790,  25.  Angnst  1792  und 
17.  Juli  1793,  weldie  in  Beljgien  ffir  exe- 
cotoir  edlärt  wurden,  durch  das  G.  r.  5. 
November  1795  (14  brumtdre  an  lY).  Durch 
diese  (besetze  im  Znsammenhang  mit  den 
GG.  V.  14.,  20.,  22.  April  1790  wurden  auch 
die  Zdmten  aufeehobem.  —  Von  den  Rechten 
ohne  feudalen  Charakter  wird  indes  ange- 
nommen, dass  sie  v<»i  diesen  Bestimmungen 
nicht  betroffen  worden  sind.  —  Die  den 
belgischen  Domänen  verschuldeten  Gmnd- 
renten  und  Naturalabgaben  waren  indes 
schon  durch  das  G.  v.  13.  Oktober  1755 
ablösbar  gemacht  und  demzufolge  grossen- 
teüs  verschwunden.  ■ —  Die  Banalites  sind 
mit  den  feudalen  Rechten  abgeschafft.  — 
Ein  avis  du  Conseil  d'Etat  vom  15.  Oktober 
1805  erklärte,  dass  dieselben  auch,  insoweit 
sie  durch  Kontrakt  ins  Leben  getreten  waren, 
für  al^eschafft  zu  gelten  hätten. 

In  den  vereinigten  Provinzen  wiutlen  in 
Art  25  der  »algemeene  beginselen 
vooropgesteld  aan  de  Staatsregeliug  van 
1798*,  alle  »Tiend,  Chyns  of  Thyns,  Na- 
koops,  Afstervings  en  Naastingsrechten«  ab- 
geschafft, ebenso  alle  anderen  Rechte  und 
Verpflichtungen,  weiche  aus  dem  Lehns- 
wesen  und  dem  Lehnrechte  herrühren  und 
nicht  auf  einem  gegenseitigen  freiwilligen 
und  gesetzlichen  Kontrakte  beruhen.  Die 
Yolksvertretung  sollte  die  Art  des  Abkaufe 
für  alle  diejenigen  Rechte  und  Renten  näher 
bestimmen,  welche  als  Frucht  wirklichen 
Eigentnms  zu  betrachten  sind.  Es  ist  frag- 
litm,  ob  die  Bestimmung  von  Art.  25,  da 
dieselbe  nicht  in  der  Verfessung  selbst  vor- 
famunt,  an  sich  gesetzliche  Kraft  habe. 
Ebenso  ist  es  strittig,  ob  unter  den  ali^o- 
sdiafften  Rechten  rein  gntsherrliche  Rechte 
mit  einb^iriffen  stäen.  In  Art.  16  der  Verfas- 
gnng  von  1801  und  Art  9  der  Verfassung  von 
1805  wird  das  Lehnrecht  gänzlich  alwe- 
schafft  und  alle  LehngQter  werden  als  allodial 
betrachtet  Gesetzlich  sollte  die  Entschädi- 
gwg  der  Gmndbesitzer  fixiert  werden. 
Durch  Brlass  des  souveriUien  Fürsten  vom 
26.  HSiz  und  28.  September  1814  (Statsbld. 
46  und  102)  werden  gewisse  herrliche  Rechte 
-wieder  ausdi^cklich  anerkannt  Die  Kon- 
«ftitotion  von  1848  schaffte  die  henüchen 


Rechte  in  Bezug  auf  Vorschlag  und  Ernen- 
nung von  Personen  zu  öffentlichen  Aemtem 
ab  und  übertrug  die  Aufhebung  der  übrigen 
herrlichen  Rechte  dem  Gesetz^ber.  In- 
zwischen hat  ein  G.  v.  13.  Juni  1857  den 
Abkauf  des  Jagd-  und  Fischrechts  und  ein 
G.  v.  12.  April  1872  den  Abkatif  aller  vor 
Einf&hrung  des  0vilgesetzbuches  bestehen- 
den Zehntrechte  geregelt  ~ 

Lltteratar:  Niederlande:  Blök,  Eciie  Hol- 
landtche  stad  in  de  Jfiddfneevtren,  '«Gravm- 
hage  1883.  ~  Bexemer,  Bijdnuje  tot  de  jtennü 
van  het  oade  CV/n«^»  grondrentenrecht,  Lei- 
den 1889.  —  A.  Kfufe,  Hittorit  der  Sol' 
landtche  l^aattitgeUng,  AnuUrdam  1805.  — 
ran  X<oon,  Aloudt  rtgeeringteom  in  Holland. 
—  Froti  f  Jv»  agrariam  Foederati  Belgii, 
fVaneq.  1751 — 1754.  —  Koenen,  De  Ntderiand- 
tehe  boerevtland  hittorüch  besehreren.  —  Ferner 
venehiedene  irichtige  Arbeiten,  die  sich  in  Zeit- 
tchriflen  xeritreut  ßnden,  namenÜiek  in  den 
njßijdragen  roor  vaderlandtche  getchiedenis  en 
oudhridak-undc»  ran  Dr.  Jt.  Truin. 

Belgien:  Brant»,  Etaai  kitlorique  »itr 
la  Condition  dea  elatie»  ruraUt  en  Bdgique 
jiuqn'ä  la  fin  du  XVJIT  »ieele.  —  Brite,  Bit- 
toire  de  la  legi^ation  ei  de  la  jwiaprudmee 
de»  provinre»  Selgique»,  Bruxeüet  1847,  — 
Defacqz,  Aneien  Droit  Belgique,  Bruxeüei  1846, 
187S.  —  PauUet,  Uistoire  politique  iialionate, 
Lovrain  1883  (mit  reirhhalligem  Litteratnrver- 
2eichnia).  —  Baepsaet,  Oeuvre»  eomplites.  — 
WamkOnig,  Flandrische  Staats-  und  Reehts- 
geschichte,  S  Bde.,  Tübingen  183S—4S.  —  Die 
Litteratur,  welche  tieh  ayf  einzelne  Provinzen 
oder  Gegenden  beechriMct,  ist  hier  nickt  ange- 
geben, ebensowenig  vie  die  TCente  der  älteren 
JuriOen,  IHJpaeuMf  Grottua,  v.  iMMwen, 
Zurx  etc. 

Groningen.  <ktrt  van  der  Undm. 


T.  Die  Bsnernbefireiiiiig 
in  DSnemark. 

1.  ZuHtand  tmd  Lasten  der  Baaem  1770— 
1760.  2.  Die  Banembefrelimg  in  der  Beform- 
periode  1784—1807.  3.  Die  zweite  Eefonn- 
periode  1848—1861. 

1.  Zustand  und  Lasten  der  Bauern  1770 
—1780.  Un^fähr  in  der  Zeit  von  1770—80 
waten  die  soziale  Stellung  imd  ökonomischen 
Verhältnisse  der  Bauern  die  schlechtesten, 
die  sie  je  gewesra  sind.  Zwar  war  die  An- 
zahl der  Freisassen  (»Selvejerbönder«) 
durch  Verkauf  mehrerer  Domänen^kter  et- 
was grösser  als  vor  1750,  aber  noch  waren 
von  ca.  65000  Bauern  kaum  10000  Vrei- 
sasseu,  und  die  SteUung  dieser  war  nicht 
viel  besser  als  die  der  Pachtbauern 
(»Fästebönder«),  da  auch  sie  zum  grossen 
Teüe  Frondiensten  unterworfen  waren  sowie 
der  zu  dieser  Zeit  sehr  drückenden  Pflicht 
zur  W^earbeit  auf  den  neuen  Chausseen 
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lind  and^n  Bch-weren  Steuern.  Der  £rfiher 
zmrischen  den  fVeisassen  und  den  Pacht- 
haaem  auf  den  Inseln  (nicht  in  Jütland) 
bestehende  Unterschied,  dass  die  letzteren 
Leibeigene  (»Yomedee)  waren,  hatte  durch 
die  Äufiiebung  der  Leilicigenschaft  i.  J.  1702 
aufhört  Da  indessen  die  Monomische 
St^ung  der  Bauern  in  mehreren  Ortschaf- 
ten so  elend  war,  dass  es  den  Gutsbesitzern 
oft  schwer  wurde,  Pilchter  zu  den  Bauern- 
höfen zn  finden,  und  viele  Höfe  sogar  öde 
lagen,  weil  die  jungen  Bauern  lieber  ihre 
Heimat  verliessen  und  sich  in  die  Städte 
oder  andei-swohin  flüchteten,  als  dass  sie 
sich  entschlossen,  einen  verfallenen  Pacht- 
hof zu  übernehmen,  so  wiu-den  1733  die 
militärpflichtigen  Bauern  an  die  Scholle  ge- 
bunden (»stavnsbundne«)  —  eine  Veran- 
staltung, die  also  in  ihrem  Gnmde  nicht 
inihtärisch,  sondern  agrarpolitisch  wai*.  Die 
Veranlassung  gab  aber  die  Militärpflicht, 
indem  die  Aushebung  von  Rekruten  den 
Gutebesitzern  überlassen  war,  die  verpflichtet 
waren,  eine  gewisse  Zahl  von  Rekruten  von 
ihrem  Gute  ziun  sechsjährigen  Militärdienste 
einzusenden,  selbst  aber  wählen  konnten, 
welche  Personen  sie  woUtcn.  Es  wui-de 
ihnen  jetzt  das  Recht  gegeben,  alle  dienst- 
pflichtigen Personen  im  Alter  von  14 — HD 
Jahren  —  später  zu  den  Altersklassen  14 
bis  40  Jahren  erweitert  —  auf  dem  Gute 
zurückzuhalten  und,  infolge  einer  Verord- 
nung von  1746,  ihnen  nach  Belieben  einen 
Pachthof  aufzuzwingen,  den  der  Betreffende 
oft  höchst  vernacliiässigt  und  in  schlechtes- 
tem Zustande  empfing  mit  der  Verpflich- 
tung, ihn  in  ordentlichem  und  gutem  Zu- 
stande wieder  abzugeben. 

Die  Pachtab^ben  selbst  waren  zwar 
nach  Gebrauch  in  der  Gegend  festgestellt 
imd  Terhaltnismassig  klein,  und  sehr  oft 
kosteten  die  Pachthöfe  den  Gutsbesitzern 
ebensoviel  oder  mehr,  als  die  Abgaben  ein- 
brachten. Den  eigentlichen  Vorteil  hatten 
die  Gutsbeützer  von  dem  Frondienste, 
der  ganz  unbestimmt  war  und  nadi  und 
nach  von  sehr  bedeutendem  Umfange,  als 
die  Felder  der  Gutsbesitzer  besser  und 
besser  bebaut  wirden  und  der  Gutsbezirk 
durch  gesetzwidrige  Niederleguag  .  von 
Bauernhöfen  und  deren  Eiuzienung  ver- 
grössert  wurde.  Im  Frondienste  waren  die 
Bauern  der  Willkürlichkeit  des  Oberbedien- 
ten (»Foged«)  dei"  Gutsbesitzer  ganz  preis- 
gegeben, indem  diesem  sogar  das  Strairecht 
über  sie  zugestanden  war.  Neben  dem 
Frondienst,  den  Steuern  und  dem  vorher 
berührten  Wegebau,  der  an  manchen  Stelleu 
von  jedem  Bauer  drei  Tage  Arbeit  wöchent- 
lich den  ganzen  Sommer  hindurch  erforderte, 
oft  in  bedeutendem  Abstände  vom  Hofe, 
waren  die  Zehnten  dazu  geeignet,  jeden 
Fortschritt  in  der  Kultur  der  Bauernhöfe 


zu  verhindern :  denn  nicht  nur  würde  jede 
Vermehrung  d^  Ernte  auch  die  Zehnten 
vermehren,  sondern  die  Erhebung  derselbea 
geschidi  obendrein  in  der  AIITeise,  dass  der 
Berechtigte  auf  dem  Felde  seine  Z^nte  — 
jede  zehnte  Oarbe  —  auswählen  konntei 
Der  Bauer  durfte  daher  die  Ernte  nicht 
ins  Haus  führen,  bevor  die  Herren  nach 
ihrer  Bequemlichkeit  die  Zehnten  hatt^ 
herausnehmen  lassen,  die  der  Baner  dann 
oft  ziemlich  lange  Wege  heimzufahren  ver- 
pflichtet war.  Noch  mehr  wurde  aber  jeder 
Fortschritt  durch  die  Feldergemein- 
schaft  (»Jordfälleskab«,  Gesamtbesitz  aller 
zu  einer  Kommune  gehörenden  Felder)  ver- 
eitelt ;  denn  nicht  nur  wurden  dadurch  alle 
die  einzelnen  Felder  in  ebensoviele  Teile 
zeretückelt,  als  es  Bauernhöfe  im  Dorfe 
gab,  so  dass  jeder  Hof  seine  Felder  auf  20, 
HO  oder  mehr  verschiedenen,  oft  weit  ent- 
fernten Aeckem  hatte,  sondern  jeder  war 
genötigt,  seine  Aecker  ganz  so  yde  sein 
Nachbar  zn  bebauen,  und  eine  ganz  be- 
stimmte Kultiu-  war  damit  festgeschlagen. 

Zu  den  hier  nur  kurz  angedeuteten  Vct- 
hältnissen  gesellten  sich  noch  die  Uebel 
einer  immer  wechselnden  Gesetzgebung 
über  Ein-  und  Ausfuhr  von  Korn  (von  1735 
bis  1771  wurden  die  Bestimmungen,  Ein- 
fuhr und  Ausfuhr  von  Korn  betreffend,  4Q 
mal  verändert ,  was  einen  regelmässigen 
Kornhandel  unm<)glich  machte),  sowie  Ober 
das  flecht  zum  Einstallen  und  die  Ausfuhr 
des  Viehs,  welche  es  den  Bauern  fast  un- 
möglich machte,  die  Viehzucht  in  rechtw 
Weise  zu  entwickeln  —  ganz  abgesehra 
davon,  dass  eine  mehrmals  wiedeiliolte 
Rinderpest  in  der  Periode  1745—80  das 
Land  furchtbar  verheerte.  Das  Hauptresul- 
tat aller  dieser  Umstände  yrax:  eine  allge- 
meine Verarmung  und  dabei  noch  eine 
moralische  Herabdrückung  des  Bauemstan- 
des  sowie  allgemeines  Elend  um  eine  sehr 
geringe,  nach  und  nach  noch  verkleinerte 
Produktion.  Die  Ernte  war  in  der  B^;el 
nur  3 — 4  mal  so  gross  wie  die  Aussaat,  in 
schlechten  Jahren  noch  geringer,  und  die 
Ausfuhr  war  vei-schwindend  gering  und  das 
Korn  von  sehr  schlechter  Qualilät, 

2.  Die  BanembefreiuDe  in  der  Re- 
formperiode 1784 — 1807.  Das  allgemeine 
Elend  unter  der  Landbevölkerung  und  das 
geringe  Kesidtat  der  Ackerbauproduktion 
erweckte  die  Aufmerksamkeit  der  Gelehrten 
und  der  Staatsmänner  und  rief  in  den  70er 
Jahren  eine  ganze  agrarische  Litteratur  her- 
vor. Es  wurde  besonders  nachgewiesen, 
dass  die  Frondienstarbeiteu  der  Bauern  weit 
mehr  kosteten,  als  sie  den  Gutsbesitzern 
wert  waren,  und  einige  praktische  Versuche, 
die  von  einzelnen  Gutsbesitzern  (die  Königin- 
Witwe  Sophie  Magdalena  auf  dem  ihr  ge- 
hörenden Hirsdihoungute  schon  1761,  Qnai 
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BeruBtorff  auf  seinem  Gute  in  der  Nähe 
Kopenhagens  1764  u.  a.)  sowie  auf  einigen 
TO^uften  Krondoraänen  gemacht  wurden, 
zeigten,  dass  der  T'ebergang  der  Pachthöfe 
z«  Erbi)achthÖf en  mit  festen  Abgaben  und 
die  Ablösung  des  Frondienstes  ebenfalls 
durch  feste  Abgaben,  sowohl  für  die  Guts- 
besitzer als  für  die  Bauern  sehr  vorteilhaft 
waren  und  die  Produktion  bedeutend  stei- 
gerten. In  der  letzten  Beziehung  war 
eine  V.  v,  23.  April  1781  von  Bedeu- 
tung, die  die  Beseitigung  der  Fel- 
dergemeinschaft beabsichtigte  und  zu 
diesem  Zwecke  jedem  Eigentümer  das  Recht 
gab,  die  Aufhebung  des  Qesamtbeätzes  in 
aer  W^se  zu  forden,  dass  er  seine  Felder 
gesammelt  auf  höchstens  zwei  oder  drei 
Stellen  bekam  und  sie  durch  Zauu  einfrie- 
digen konnte;  die  Kosten  sollten  sfimt- 
liche  Eigentumsbesitzer  in  der  Kommune 
mit  ihm  teilen.  Da  indessen  die  Kosten, 
soweit  sie  Pachthöfe  betrafen,  dem  Guts- 
besitzer auflf^n,  war  die  unmittelbare  Wir- 
kung der  sonst  sehr  wohl  durchdachten 
Verordnung  vorlaufig  nicht  ^ss. 

Als  aber  Kronprinz  Friedrich  (später 
Friedrich  IV.)  1784  die  Regierung  über- 
nommen liatte,  wurde  —  besonders  unter 
Mitwirkung  und  Leitung  von  Chr.  Colbjörn- 
sen.  Graf  A.  P.  Bernstorff  und  Graf  C.  D. 
F.  Rewentlow  —  mit  einer  planmässigen 
Reform  der  Agrarverhältnisse  begonnen. 
Durch  ein  Kommissorium  vom  3.  ^Novembei- 
1784  wui-de  der  Auftrag  Graf  Rewentlow 
u.  a.  gegeben,  die  —  ca.  1300  —  Pacht- 
höfe der  Krone  in  Nordseeland  (Frederiks- 
borg und  Kronborg  Amter)  aus  der  Felder- 
gemeinschaft einzulösen  und  eine  passende 
Zahl  der  Höfe  in  Aussenäcker  zu  verwan- 
deln, damit  sie  in  der  Nähe  der  ihnen  zu- 
geteilten Felder  liegen  konnten  —  was  alles 
auf  Kosten  der  königlichen  Kasse  bewerk- 
stelligt wurde  und  sclion  17iH)  durchge- 
führt war  — ;  daneben  wurde  der  Frondienst 
gaxiz  abgeschafft  gegen  eine  feste  jährliche 
Geldabgabe  (es  wurde  nachgewiesen,  dass 
das  Ernten  Jedes  Fuders  Heu,  das  man  für 
10 — 13  Mark  bar  kaufen  konnte,  den  Bau- 
ern 19  Mark  kostete),  und  wenn  alles  dies 
gethan  war,  wurde  der  bisherige  Pachthof 
dem  Bauern  als  Erfopacbthof  ohne  Erhöhung 
dea:  trüha»n  Abgaben  überlassen  —  also 
in  der  That  als  ganz  freies  Kigentimi,  nur 
mit  einer  ein  für  allemal  ^stgesetzten  jährii- 
chen  Abgabe. 

Schon  wfthzend  dieser  Versuch^  der  sehr 
hflJd  die  schönsten  Resultate  hatte,  durch- 
geführt wurde,  ward  im  Jahre  1786  eijje 
grosse  Kommission  (»Landbocommissi- 
onen«)  ernannt,  die  einen  Vorschlag  aus- 
arbeiten sollte,  wonach  ähnliche  Reformen 
für  das  ganze  Land  durchgeführt  werden 
konnten.   Eine  ganze  Reihe  von  wichtigen 


Veranstaltungen  und  Gesetzen  war  das  Re- 
sultat der  Wirksamkeit  dieser  Kommission; 
hier  werden  wir  nur  die  wichtigsten  von 
denen  nennen,  welche  die  soziale  und  öko- 
nomische Befreiung  der  Bauern  zum  Ziel 
hatten. 

Der  Kern  der  Reform  war  die  Aufhe- 
bung des  »Stavnsbaand«  (der  Gebun- 
denheit an  die  Scholle)  diux^  die  V.  v. 
20.  Juni  1788,  welche  allen  Bauemper- 
sonen  unter  14  und  Über  36  Jahre  so- 
gleich, aUen  anderen  nach  erfülltem  3& 
Jahre  oder  spätestens  am  1.  Januar  1800, 
volle  persönliche  Freiheit  gab,  wobei  die 
Pflicht  zimi  Militärdienst  statt  reell  (auf 
dem  Gute  als  solchem  lastend)  persönlich 
wurde,  jedoch  noch  immer  —  bis  1848  — 
dem  Bauemstande  allein  auferlegt.  Zwrä 
gleichzeitige  YY.  v.  6.  Juni  und  11.  Juni 
1788  machten  den  Kornhandel  frei  und 
gaben  allen  das  bisher  den  Gutsbesitzern 
allein  zukommende  Recht,  Vieh  im  Stalle 
zu  mästen  und  solches  gegen  einen  ge- 
mässigten Ausfuhrzoll  auszuführen.  Da- 
mit wai-  die  soziale  und  Ökonomische 
Freiheit  des  Bauern  principiell  anerkannt; 
es  galt  aber  noch,  die  Stellung  der  Pacht- 
bauem  zu  verbessern  imd  sie  womöglich 
in  freie  Besitzer  ihrer  Höfe  zu  verwan- 
deln. Zu  diesem  Zweck  war  schon  1786 
eine  Kreditkasse  mit  einem  Kapital  von 
^/i  MiU.  Thlr.  Cour.  (2,7  Mill.  Rmk.)  errich- 
tet, die  den  Bauern  und  Gutsbesitzern  bil- 
lige Anleihen  (anfangs  2  "/o,  später  6 '>/o  p.a., 
wovon  4*^/0  Zins,  so  dass  die  Anleihe  in 
28  Jahren  getilgt  wurde)  geben  sollte,  teils 
zur  Durchführung  von  Verbesserungen,  be- 
sonders ziu-  Auflösung  des  Gesamtbesitzes 
und  Einfriedigung  der  Felder  sowie  zum 
Ausziehen  der  Höfe  aus  den  Dörfern,  teils 
zum  Ankaufe  der  Höfe.  Circa  850  Pacht- 
bauem  wurden  mit  Hilfe  dieser  Kasse  Frei- 
sassen; der  Krieg  1807 — 14  nötigte  abei- 
ihre  Wirksamkeit  einzustellen.  Der  Ver^ 
kauf  der  Bauernhöfe  w^urde  auch  dadurch 
erleichtei-t,  dass  es  den  Gutsbesitzern,  deren 
Privilegien,  besondei's  Steuerfreiheit,  davon 
abhing,  dass  sie  ein  »komplettes«  Gut  (200 
»Tonnen  Hartkom«)  besassen,  erlaubt  wurde, 
die  Pachäiöfe  den  Besitzern  als  freies  Ei- 
gentum zu  überlassen,  ohne  die  Privilegien 
zu  verlieren,  —  eine  Freiheit,  die  so  stark 
benutzt  wurde,  dass  sie  1807  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

Die  Stellung  der  Pachtbauern 
virurde  in  mancher  Richtung  sehr  verbes- 
sert." Eine  V.  v.  8.  Juni  1787,  die  u. 
a.  den  Gutsb^itzern  das  Strafrecht  bei 
Ausübung  des  Frondienstes  benahm ,  be- 
stimmte, dass  die  Pachthöfe  immer  nur 
nach  gesetzlicher  Besichtigung  den  Pächtern 
übergeben  werden  sollten  und  wxr  in  dem- 
selben Zustande  zurückgeUefert  gefordert 
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werden  konnten;  für  neue  Gebäude  sollte 
<ien  Pächtern  Ersatz  gegeben  werden.  Die 
■wichtigen  W.  vom  19.  März  1790  und 
15.  Juni  1792  bestimmten,  dass  ein  Bauem- 
hof —  aueh  wenn  er  einem  Bauern  gehörte, 
der  ihn  nidit  selbst  bewii-tschaften  wollte 
—  immer  nur  in  Pacht  gegeben  worden 
durfte  entweder  für  die  Lebenszeit  des 
Pachtbauem  und  seiner  "Witwe  oder,  —  und 
nur  wenn  der  Hof  aus  der  Feldei^mein- 
schalt  gelüst  war  —  für  die  Lebenszeit 
zweier  oder  mehrerer  Personen  oder  auf 
bestimmte  Zeit  von  wenigstens  50 
Jahren  (diese  letzte  Pachtmrm  wurde 
später  durch  zwei  Gesetze  von  1870  und 
1872  verboten).  Die  V.  v.  15.  Juni 
1792  förderte  auch  die  Auflösung  der 
Feldergemeinschaft,  indem  sie  den  Guts- 
besitzern erlaubte,  die  Kosten  den  betreffen- 
den FächthQfen  aufzulegen ;  von  diesem 
Augenblick  wurde  die  Auflösung  allgemein 
und  die  Einfriedigung  der  Felder  ebenso  durch 
eine  V.  v.  29.  Oktober  1794  geregelt  und 
befohlen.  Auch  der  Frondienst  wimle 
beschränkt  (V.  vom  25.  März  1791),  und  die 
Betreffenden  wurden  zur  freiv,nlligen  Ueber- 
einkunft  über  die  Art  und  den  Umfang  des 
Frondienstes  ermahnt;  zwei  Kommissionen, 
eine  für  die  Inseln,  die  andere  für  Jütland, 
wurden  ernannt,  welche  solche  Ucberein- 
künfte  zu  stände  zu  bringen  suchen  und 
nötigenfalls  durch  ihre  Entscheidungen  den 
Umfang  feststellen  sollten:  eine  V.  v.  6. 
Dezember  1799  bestimmte  weiter,  dass  der 
Umfang  des  Frondienstes  überall  genau  be- 
stimmt sein  sollte  —  und  zwar  so,  dass  er 
einen  guten  Betrieb  des  Bauernhofes  nicht 
hinderte  und  nie  vergrössert  werden  dürfte. 
Da  die  Gutsbesitzer  selbst  jetzt  den  Scha- 
den des  übertriebenen  Frondienstes  und 
seinen  geringen  Wert  für  sie  einsahen, 
wurde  das  Verliältnis  fast  überall  durch 
freiwillige  Uebereinkuoft  geordnet.  Zu  der- 
gleichen Uebereinkünften,  beb-effend  die 
Leistung  der  Zehnten  in  natura  und  de- 
ren Ablösung  durch  eine  bestimmte  Quan- 
tität von  Korn,  ermahnte  eine  Verordnung 
von  1796 ;  da  indessen  eine  Verordnung  von 
1810  den  Berechtigten  gestattete,  die  Leis- 
tnng  aus  Rücksicht  auf  die  dtWi  event 
Terbesserungen  eintretende  Vermehrung  der 
Zehnten  mit  ZuschW  von  Vio  zu  ver- 
grOssem,  hinderte  diese  Forderung  in 
manchen  Fällen  eine  üebereinkunft.  — 
Endlich  wurde  1793  der  Wegebau  so 
geordnet,  dass  er  den  gehörigen  Betrieb  der 
Bauernhöfe  nicht  mehr  stören  konnte. 

Die  Wirkungen  aller  dieser  Reformen 
waren  sehr  gross  und  tlberaus  günstig,  in- 
dem gute  Herbstjahre  und  steigende  Kom- 
preise eben  zu  dieser  Zeit  den  Bauern  die 
Benutzung  der  dargebotenen  VerbesseiTin- 
gen   ermi^lichten.    Die  Gesamtproduktion 


erhöhte  sich  bald  (eine  Mittelemte  konnte 
1770  kaum  zu  6  Millionen  Tonnen  veran- 
schlagt werden,  wurde  aber  1803  zu  8,4, 
1820  zu  10  Millionen  Tonnen  berechnet), 
die  Qualität  derselben  besserte  sich  ausser* 
ordentlich,  und  allgemeiner  Wolilstand  fing 
au,  das  frühere  Elend  atizulösea.  Diesem 
grossen  und  allgemeinen  Fortschritte  wurde 
erst  durch  den  Krieg  von  1807 — 14,  nach- 
her durch  den  Staatsbankerott  1813,  durch 
das  gestörte  Geldwesen  und  besonders  durch 
die  überaus  niedrigen  Kompreise  in  den 
20er  Jahren  Einhalt  gethan,  und  die  volle 
Wirkung  trat  daher  erst  später  ein,  beson- 
ders als  eine  neue  Reformperiode  mit  dem 
Jahre  1848  begann  und  das  in  der  ersten 
angefangene  werk  vollendete. 

8.  Die  swelte  Refonnperiode  1848 
— 1861.  Zu  gleicher  Zeit,  als  in  Dftnenwk 
eine  freie  Vemssung  vorbereitet  und  durch- 
geführt wurde  (1848—49),  wurde  die  VoU- 
endung  der  Bauernbefreiung  wieder  auf  die 
Tagesordnung  gebracht,  und  eine  neue 
Agrarkommission(»Landbocommi8sion«)  wur- 
de ernannt,  besonders  um  Vorschläge  zur 
Förderung  des  Ueberganges  der  Pachtbauern 
zu  Freisassen  (»Selvejere«)  zu  machen.  Vs 
der  Riuernliöfe  waren  nämlich  noch  Pacht- 
höfe, und  obgleich  die  früheren  Missbräuche 
in  allem  wesentlichen  abgeschafft  waren,  war 
man  doch  fast  allgemein  der  Anschauung, 
dass  das  freie  Besitztum  einen  besseren 
Betrieb  der  Bauemhöfe  sehr  fördern  würde. 
Auch  waren  die  früheren  Lasten,  obgleich 
bedeutend  beschränkt,  noch  nicht  ganz  ver- 
schwunden (1849  waren  ca.  13  "/o  noch  dem 
Frondienste,  davon  wieder  Vs  vollständigem 
Frondienst  unterworfen,  und  ca.  10%  leis- 
teten noch  Zehnten  in  natura).  Nach  Ein- 
führung der  allgemeinen  Wehrpflicht  (Sep- 
tember 1848)  und  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts (Grundgesetz  vom  5.  Jtmi  1849)  war 
die  politische  und  soziale  Gleichslellimg  der 
Bauern  mit  allen  anderen  Staatsbürgern 
festgestellt;  jetzt  suchte  man  die  letzten 
Ueberreste  des  frilher  auf  dem  Bauemstande 
lastenden  Dnicks  zu  beseitigen.  —  Das  G. 
V.  8.  April  1851  bestimmte,  dass  alles 
dem  Staate  gehörende  Bauerngut  den 
Pächtern  in  der  Weise  verkauft  werden 
sollte,  dass  die  bisherigen  Abgaben  kapitali- 
siert und  ^ifQr  eine  Priozitäteobligaticm 
ausgestellt  würde.  Aehnliche  Bestimmun- 
gen wurden  (0.  v.  3.  März  1852)  ffir  das 
der  Universität  und  der  Akademie  zu  SorÖ, 
ebenso  (G.  v.  24.  April  1860)  für  das 
den  meisten  öffentlichen  Stiftungen,  H<»ih- 
tälero,  Kirchen  und  dgl.  gehörende  Bauern- 
gut gegeben.  (Infolge  dieser  Bestimmungen 
wurden  1850—68  von  3130  dem  Staate 
und  diesen  Stiftungen  etc.  gehörenden  Bau- 
ernhöfen mit  ca.  18570  »Tonnen  Hartkom« 
[sc  Steuereinheitsmassj  2680  Höfe  mit  ge- 


Digitized  by  Google 


Banenibefreiung  (Dänemark) 


379 


fn  15000  Tonnen  Hartkorn  verkauft), 
n  G.  V.  21.  Juni  1854  gab  allen  Be- 
sitzem  von  Lehen  und  Stammhäusern 
die  Erlaubnis,  das  Bauerngut  zu  verkaufen, 
und  ermunterte  hierzu  durch  die  Bestim- 
mung, dass  12%  der  Kaufsunune  freies 
Egentum  der  Verkäufer  -wurde.  (Infolge 
dieses  Gesetzes  wurden  von  ca.  10  100  Bau- 
ernhöfen mit  ca.  54500  Tonnen  Hartkom 
18150—68  4700  mit  24tKH)  Tonnen  Hartkom 
verkauft)  Endlich  wurden  durch  G. 
V.  19.  Februar  IHGl  die  privaten  Guts- 
besitzer zum  Verkauf  ihrer  PachtbauemhMe 
dadurch  ermuntertj  dass  es  ihnen  gestattet 
virale,  "weun  sie  je  9  solcher  Höfe  an  die 
H&chter  oder  ihre  Erben  verkauft  hatten, 
so  viel  als  '  »  der  verkauften  Fdder  ans 
den  Qbrigen  Bauemfeldem  bei  Pachtledig- 
keit  zur  &eien  Dispc^tion  zu  nehmen.  (In- 
folge dieses  Gesetzes  wurden  1861 — 96  ca. 
8600  Pachthefe  mit  ca.  400(KJ  Tonnen  Hart- 
kom verkauft.)  Andererseits  suchte  dies 
Gesetz  die  letzten  Reste  der  Unsicherheit 
und  des  Risicos,  die  einem  Pachtverhältnis 
auf  Lebenszeit  ankleben,  zu  entfernen,  in- 
dem teils  genauere  Regeln  für  den  Ersatz 
für  Xeubauten  sowie  andere  Verbcsserun- 
gen (Drainage  etc.)  gegeben  wiuden,  teils 
bestimmt  wurde,  dass,  wenn  der  Pächter 
und  seine  Frau,  beide,  bevor  3(»  Jahre  ver- 
laufen waren,  starben,  eine  entsprechende 
Quote  der  bei  Uebernahme  des  Hofes  er- 
legten Summe  (»Indfästning«)  zurilckbezahlt 
werden  sollte.  Endhch  wurde  bestimmt, 
dass,  wenn  ein  Bauemhof  20  Jahre  hindurch 
in  freiem  Besitz  des  Eigentümers  gewesen 
sei,  die  Pflicht  wegfalle,  einen  solchen  Hof, 
wenn  er  nicht  vom  Eigentümer  selbst  be- 
wirtschaftet werde,  in  Pacht  auf  Lebenszeit 
des  Pächters  und  seiner  Witwe  zu  geben, 
eine  Verpflichtung,  welche  bis  dahin  allen 
Bauernhöfen  auferlegt  war  (»Fästetvang«, 
Pachtzwang). 

Die  Wirkung  aller  dieser  Gesetze  war, 
dass  das  Paditverhältnis  imd  der  Pacht- 
zwaug  jetzt  auf  ein  Minimum  reduziert 
ist  Während  1850  von  ca.  68  (KK)  Bauern- 
höfen mit  ca.  296000  Tonnen  Hartkom 
20300  mit  108000  Tonnen  Hartkom  oder 
ca.  30  *>/o  Fachthöfe  waren  (und  alle  die  an- 
deren dem  Fachtzwange  unterworfen  waren), 
eo  waren  1895  von  73300  Bauernhöfen 
(durch  Teilung  ist  die  Anzahl  hierauf  ge- 
stiegen) nur  ^00  mit  21000  Tonnen  Hart- 
kom oder  nur  kaum  6**/o  Fachthöfe,  wfth- 
xend  der  Fachtzwang  ausser  diesen  nur 
noch  ca.  4(KM)  Bauernhöfen  (die  jedoch  zum 
ffrOssten  Teil  binnen  10  J^diren  davon  be- 
trat werden)  aufliegt.  Und  dass  nicht  noch 
mehr  Fachthöfe  verkauft  sind,  hat  wenig- 
Btens  zum  Teil  seine  Ursache  darin,  dass  die 
RUihter  nicht  kaufen  wollen,  da  besonders 
unter  der  Agrarkrisis  der  letzten  Zeit  die 


Stellung  der  Pachtbaueru  als  l>esser  und 
mehr  geschätzt  als  die  der  Freisiissen  an- 
gesehen ^ird.  Ja,  es  ist  sogar  vorgekom- 
men, dass  die  letzteren  ihre  Ilöfe  dem  Guts- 
besitzer zum  Wied^kaufe  ai^boten  haben, 
um  sie  danach  als  Pachthöfe  wieder  zu 
übernehmen. 

Die  fi-üher  auf  deu  Pachthöfen  nihenden 
Lasten  sind  nämlich  auch  so  gut  wie  ver- 
schwunden nach  den  in  dieser  Reformperi- 
ode emanierten  Gesetzen.  Infolge  G. 
V.  4.  Juli  1850  konnten  sowohl  der  Be- 
rechtigte als  die  Verpflichteten  —  die  letz- 
teren jedoch  um*,  wenn  ^  s  der  zu  einem 
Gute  Frondienst  Jjeistenden  darin  einig 
■^^aren  —  die  Ablösung  des  Frondienstes 
foi-dem  und  zwar  zu  dem  Werte,  den  er 
für  den  Berechtigten  hatte,  nicht  nadi  dem 
Umfange,  in  welchem  er  die  Fronpflichtigen 
belastete.  Ucbmll  winden  Eommissioneu 
ernannt,  die  das  VeriiäHnis  zu  ordnen  auto- 
risiert waren.  Schon  1861  wmxle  demnach 
voller  Frondienst  nur  noch  von  13  Pacht- 
bauem  geleistet,  —  jetzt  gar  nicht  mehr; 
teilweise  sind  jetzt  noch  3  Höfe  fronpflieh- 
tige,  während  von  ca.  300  Hi)fen  einzelne 
Fronleistungen  noch  prästiert  werden.  — 
Ein  G.  V.  14.  April  1852  bestimmte 
endlich,  dass  idle  Komzehnten  in  nahira 
spätestens  am  1.  Jamuir  1856  abgeschafft 
sein  und  zu -festen  jährlichen  Koraabgaben 
verändert  werden  soUten,  wobei  die  friihepj 
Bestimmung  von  einem  Zuschlage  von  Vi« 
der  Zehnten  wegfiel.  Das  Feld,  das  18.56 
nicht  zehntpflichtig  war,  konnte  es  nimmer 
werden,  und  infolge  eines  G.  v.  23. 
Dezember  1862  wurde  die  Zehntabgabe  je- 
des zehntpflichtigen  Eigentums  in  den  Hy- 
pothekprotokollen als  eine  Reallast  notiert, 
über  deren  Grösse  somit  nie  mehr  dispu- 
tiert werden  kann.  Aehnliche  Bestinmiun- 
^n  wurden  durch  ein  G.  v.  19. 
Februar  18G1  über  alle  anderen  Arten 
von  Zehnten  (besonders  von  Vieh)  getroffen. 

Seit  lH(il  kann  demnach  der  Pachtbauer 
als  ebenso  frei  und  selbständig  als  der  Frei- 
sasse betrachtet  wei-den,  und  auch  das  frfl- 
her  mit  einem  Pacht^'erhältnis  auf  Lebens- 
zeit verbundene  Risico  ist  im  wesentlichen 
w^ge^len,  besonders  nachdem  einige  noch 
zurückgebliebene  Unklarhraten  durch  ein 
G.  V.  9.  März  1872  beseitig  worden 
sind.  —  Tu  politischer  und  sozialer  Bezie- 
hung sind  sowohl  der  Fäditbaner  als  der 
Freisasse  seit  1849  allen  anderen  Staats- 
büi^m  ganz  gleichgestellt. 

Litteratnrt  A.  y.  'BevgBÜe,  Ureve  Chr.  DiÜw 
Fr.  Rei'cntUtv»  Virksomhed.  Kbhn.  18S7,  L  — 
Will.  Scharling,  Pengenet  synkende  Vaerdi, 
Kbhu.  1S69.  —  r.  Falhe-Hansen  «.  WtU. 
Scharling,  Danmark$  StatUUk,  Bd.  II,  Kbhn. 
ISS?;  Hauplquclte  Vit  Nr.  1.  —  JVbcA  Jtcfnnwi 
tritiert  trerden  al^  IIuvpUehrifieH :  E.  Holm, 
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Kdtnpen  om  Lmidborefotmeme  177S — 91,  Kbhn. 
1888  %md  V.  Falbe  Hanaen,  Slavtiabaands- 
IiSaningen  og  Landbore/ormerne.  Set  jro  Natio- 
nalWoiKOHiien  Endpunkt.  Tiden  fra  1733—1807. 
Kbhn.  1888  (Feataehrififfa  znr  Säkulaifeier  der 
LStung  d<t  »Stai-n^andv).  Vgl.  auch  Sckriflen 
dfs  Vereitu  fär  Sozialpolitil:  LIX,  S.  893^^00. 
Kopenhagen.  WilL  Seharllng. 


YI.  Die  Baaernbefi-etimg  in 

Frankreiclt. 

1.  Die  Lage  des  Banernstandes  im  Mittet- 
ulter.  2.  Die  allmähliche  Befreiung  der  Bauern. 
3.  Die  Aufhebung  des  £egime  feodal  durch  die 
Revolution.  4.  Die  gegenwärtige  Lage  des 
Banemstandeei. 

1.  Die  I^e  des  Bauemgtandeä  im 
Hittelalter.  Die  Unfi-eien  des  Mittelallers 
haben  offenbar  die  servi  rustici  und  die 
coloni  aus  der  letzten  Zeit  des  römischen 
Beichca  zu  ihren  Vorfahren  gehabt  In- 
dessen ist  dim^  das  Hinzutreten  sehr  vieler 
anderer  Ursadien  ihre  Zahl  allmählich  ver- 
grOssert  und  die  Unterwerfung  der  länd- 
lichen Klassen  zu  einer  allgemeinen  gewor- 
den. Das  Institut  der  patrocinia  vico- 
rnm,  Zufluchtstätlen,  welche  den  von  ihien 
Herren  oder  der  Staatsgewalt  .während  der 
Kechtslosigkeit  des  4.  und  5.  Jahrhunderts 
verjagten  Landleuten  seitens  der  Mächtigen 
eingeräumt  wurdeu,  sowie  diis  unter  der 
fränkischen  Monarchie  gebräuchliche  Ver- 
fahren der  Rekommendation,  welches 
etwa  denselben  Charakter  trägt,  hatten  das 
allmähliche  Versc^hwinden  der  Klasse  der 
freien  Leute  zur  Folge,  wälirend  zugleich 
die  Praxis  der  Verleihung  zu  Preka- 
rien recht  das  freie  Grundeigentum  mehr 
und  mehr  beseitigte.  So  entstanden  inner- 
halb der  Masse  der  ländlichen  Bevölkerung 
schichtenweise  übereinander  gelagert  die 
Klassen  der  Unfreien,  Koloncn,  Liten,  Halb- 
freien ,  die  aber  dui-ch  oft  unbegreifliche 
Abstufimgen  von  einander  geschieden  wai'en. 

Mit  dem  Beginn  des  Mittelalters  macheu 
sich  zwei  gleich  starke  Strömungen  in  ent- 
^gengesetzter  Richtimg  geltend,  nämlich 
einerseits  eine  allmähliche  Hebung  der  Lage 
der  alten  servi  rustici  imd  andererseits  eine 
Verschlechtenmg  der  Lage  der  alten  freien 
Grundeigentümer. 

Zunächst  bessert  sich  die  Lage  der  servi. 
Die  charakteristischen  Eigentümlichkeiten 
der  persönlichen  Sklaverei  verschwinden  vor 
und  nach,  um  den  der  Gebundenheit  an  die 
Scholle  Platz  zu  machen.  Der  servus 
gründet  einen  Herd,  eine  Familie  und  legt 
damit  den  Keim  zu  jedem  weiteren  Fort- 
schritt. £in  gewisser  Teil  derselben,  ins- 
besondere die  servi  des  Staates,  erwerben  sogar 


eigentliche  Gnmdeigentumsrechte,  und  ihre 
Lage  erscheint  keineswegs  Tmgünstiger  als 
die  der  Kolonen.  Die  Freilassungen  mehren 
sich,  wie  zahh-eiclie  Urkunden  der  fränki- 
schen Monarchie  ims  bezeugen  (Formeln, 
Polyptychen.  —  Vergl.  auch  Zeumer  und 
Foiu-nier  unten  sub  Littoratur).  Wenn  in 
dem  Polyptychou  des  Abtes  Irminon  (9,  Jahr- 
hundert) von  164(!  mansi  nur  191  als  ser- 
viles und  1430  als  iogeouiles  bezeichnet 
werden,  so  berechtigt  dies  doch  wohl  zu 
einem  sicheren  Schluss  zu  Gunsten  der  per- 
sönlichen Fi*eiheit  auch  schon  wälirend  jener 
Epoche. 

Dem  entgegen  aber  gingen  während  der 
vor  der  Ausbildung  des  Lehnswesens  herr- 
schenden Gesetzlosigkeit  viele  Freie  ihrer 
Stelhmg  verlustig.  Dieser  Umschwung 
macht  sich  freilich  im  Norden  Frankreichs 
entschiedener  geltend  als  im  Süden,  der  mit 
Stolz  den  Namen  der  Mater  allodiorum 
trägt,  indessen  zeigt  er  sich  auch  hier.  Die 
einen  begeben  sieh  freiwillig  unter  den 
Schutz  eines  Herrn  (advocatij ;  andere  werden 
demselben  infolge  von  Ueberlistung  oder 
Gewalt  unterstellt,  und  indem  man  sie  mit 
den  Grundzinsen,  in  welche  sie  im  Augen- 
blick der  Gelaiir  eingewilligt  hatten,  her- 
nach auf  immer  belastet,  werden  sie  wohl 
od^Übel  in  consnotudinarii  umgewan- 
delt; wieder  fmdere  endlich,  welche  sich 
als  Fremde  niederlassen,  werden  Über  Jahr 
und  Tag  die  Mannen  des  Liehushen-n,  und 
wenn  gar  das  Grundstück,  auf  dem  sie  sich 
angesiedelt  haben,  ein  Leibeigenschaftsland 
ist,  werden  sie  zu  wirklichen  Unfreien.  — 
Alle  diese  mehr  oder  weniger  freien  bezw. 
unfreien  Leute,  »couchants  et  levants  sur 
les  terres  du  seignem-c,  wei-den  von  Beau- 
manoir  als  hommes  de  poL%te  oder  auch 
vilains  (Hörige)  bezeichnet.  Aber  zweifel- 
los tragen  sie  ihren  Namen  hommes  de 
pot'ste  nicht,  wie  Beaumanoir  annimmt,  des- 
halb, weil  :>ihuen  völlig  frei  steht,  zu  thun, 
was  ihnen  beliebte,  sondern  ganz  im  Gegen- 
teil deshalb,  weil  sie  der  Gewalt  ihres  Herrn 
unterworfen  sind  (Potestas  ~  Gutsherrschaft). 

Indessen  unterscheiden  sich  die  hommes 
de  po{*ste  oder  vilains  durch  einige  ziemlich 
bestimmte  juristische  Merkmale  von  den 
Unfreien,  und  diese  letzteren  selbst  müssen 
in  zwei  Klassen  unterschieden  werden,  die 
der  Leibeigenen  (serfs  de  Corps)  und 
die  der  Unfreien  der  toten  Hand  (ser& 
de  main  morte).*) 

Der  Leibeigene  steht  in  der  unumschränk- 
ten Gewalt  seines  Herrn,  nämlich  1)  ist  ihm 
untersagt,  seinen  Woimplatz  zu  wet^iseln; 
verlSsst  er  die  Sdiollc,  so  kann  ihn  sein 


*)  Diese  heiden  Kategorieen  von  Unfreien 
finden  sich  anch  im  Süden  Frankreichs  (Statuta 
Petri  de  Ferrarüs  —  Dekret  von  1298). 
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Hrit  zwangsweise  zurückfAhren,  weshalb 
man  ihm  auch  wohl  die  Bezeichnung  serf 
de  poursuite  beüegt;  2)  er  kann  nach  Gut- 
dQnfen  dee  Herrn  in  Haft  genommen  und 
gehalten  werden  (veigL  Beaumanoir,  Kap.  45. 
Nr.  31);  3)  er  ist  steuerpflichtig  »hoch  und 
Diedi^«,  wie  die  Texte  es  ausdrQck^,  d.  h. 
sein  Herr  kana  ihm  jede  beliebige  Art  Ton 
Orondzinseii  auferlegen.  —  Der  Unfreie  der 
toten  Hand  wird,  nach  Beaumanoir,  »milder 
behsmdelt«.  1)  Er  kann  stets  seinem  Herrn 
entsagen  unter  der  Bedingung,  dass  er 
die  SchoUe  rerlfisst;  ein  Ymolgungsrecht 
laam  gegen  ihn  nicht  ^Itend  gemacht  wer- 
den (vergl.  Beaumanoir,  Kap.  45);  er  ist 
somit  nur  durch  ein  rein  dingliches  Band 
mit  der  Gutsherrschaft  verknüpft;  2)  die 
Steuern  und  Grundzinsen,  welche  er  dem 
Herrn  entrichten  muss,  sind  insgemein  im 
voraus  bestimmt,  so  dass  er  sich  einer  ge- 
wissen Sicherheit  erfreut  —  Aber  die  Un- 
freien der  toten  Hand  besitzen  ebenso  wie 
die  Leibeigenen  kanm  mehr  als  den  Schatten 
von  Familien-  und  Eigentumsrechten.  Und 
zwar:  1)  sie  können  sich  ausserhalb  der 
Grimdherrschaft  (und,  wie  es  scheint,  ur- 
sprünglich sogar  innerhalb  derselben)  nicht 
verheiraten,  ohne  dem  Herrn  die  Abgabe 
des  formariage  bezahlt  zu  haben;  2)  sie 
können  kein  Testament  errichten,  es  sei 
denn  »zu  Gunsten  ihres  Seelenheils  und  bis 
zur  Höhe  von  5  Solidi«,  femer  keinerlei 
natürliche  Erben  einsetzen,  da  ihr  Nachlass 
auf  Gnmd  des  Heim fallsrechts  dem 
Herrn  gehört.  Eben  deshalb  heissen  sie 
Leute  der  toten  Hand  (main-mortables) ;  3) 
ihre  bew^liche  Habe  (soweit  sie  überhaupt 
soldie  be^ssen)  dürfen  sie  verkatifen  oder 
verschenken,  in  keiner  Beziehiuig  jedoch 
Über  itir  Gnmdstück  verfügen ;  4)  sie  können 
weder  gegen  ihren  Herrn  noch  auch  selbst 
gegen  einen  Freien  vor  Gericht  auftreten 
(vergl.  Boutillier^  s.  unter  Littcratur),  eben- 
sowenig vor  Gericht  als  Zeugen  erscheinen. 

Die  rechtliche  Lage  des  vüain  oder 
liomme  de  poöste  ist  eine  günstig««,  inso- 
fern ihm  wenigstens  theoietisch  Familien- 
und  ISgentumsrecht  zustehen.  Er  kann  eine 
bleibende  Wohnstatte  gründen  und  nach 
Belieben  sich  verheiraten;  er  kann  Intime 
und  selbst  testamentarische  Erben  haben. 
Er  darf  sogar  sein  Landgut,  seine  teniu« 
frei  veräussem:  das  dem  Herrn  ursprilng- 
lich  zustehende  Rückkaufsrgcht  hat  sich  m 
den  Ländern  des  Gewohnheitsrechts  nicht 
allgemein  erhalten  und  ist  in  eine  einfache 
fiskalische  Besitzwechselabgabe  lungewandelt 
-worden.    Er  hat  keine  anderen  Steuern  oder 
Grundzinsen  zu  entrichten  als  diejenigen, 
vvelche  mit  der  Gnindstücksübertragimg  be- 
stimmt werden  oder  gewohnheitsrechtlich 
feststehen,  und  die  zeitgenössischen  Autoren 
erkiSren.  dass,  wenn  der  Herr  mehr  fordert 


er  es  nimmt  »gegen  den  Willen  Gottes  und 
auf  die  Gefahr  seiner  Seele  hin«  (vei^l.  de 
Fontaines.  s.  unter  Litteratur).  Man  muss 
jedoch  anerkennen,  dass thatsächlich  jene 
Rechte  nicht  gewfthrleistet  sind  und  der 
Hörige  fast  ganz  der  WDlkflr  seines  Herrn 
imterwoifen  ist  und  zwar  aus  dem  aehr 
einfachen  Grunde,  weil  er  keinen  anderen 
Bicht»  hat  als  seinen  Herrn  selbst  oder 
dessen  "Vogt,  ohne  irgend  eine  andere  In- 
stanz anrufen  zu  k&men.  »Nach  unserem 
Brauche«:,  sagt  de  Fontaines,  »^bt  es 
zwischen'  dem  Herrn  und  seinem  vilain 
keinen  Richter  ausser  Gott«. 

2.  Die  allrofihliche  Befreiung  der 
Bauern.  Hier,  wie  im  ersten  Ab^^hnitt, 
unterscheiden  wir  zwischen  Uiifreien,  Eigen- 
leuten (serfs)  und  Hörigen  (yilains). 

Ä.  Die  Unfreien.  Die  privatrecht- 
liehe  Stellung  der  Unfreien  bessert  sich  nur 
langsam.  Indessen :  1)  das  Verfolgungsrecht, 
das  härteste  von  allen  gnindherrlicheu 
Rechten,  versch^windet,  in  dem  Sinne  wenig- 
stens ,  dass  der  Leibeigene  nicht  mehr 
zwangsweise  auf  seine  Scholle  zurückge- 
bracht werden  kann,  aber  er  bleibt,  wo  er 
sich  auch  aufhalten  mag,  an  die  Verpflich- 
tungen gegenüber  seinem  Herrn  gebunden; 
2)  das  Steuer-  imd  Fronrecht  ist  auf  ein 
billiges  Mass  beschränkt:  es  wird  zugestan- 
den, dass  der  Unfreie  nicht  öfter  als  einmal 
jährlich  und  nicht  mit  mehr  als  einem 
Fünftel  seiner  beweglichen  Habe  zur  Be- 
steuenmg  herangezogen  werden  darf,  und 
die  Frontage  sind  auf  jährlich  12  beschränkt 
wobei  der  Gutsherr  verpflichtet  ist,  während 
der  Zeit,  wo  der  Fmnpflichtige  bei  ihm  ar- 
beitet, ihn  zu  bekfetigen.  Das  Erbrecht  des 
Herrn  (Heimfallsrecht)  bleibt  bestehen,  aber 
es  gelangt  viel  seltener  zur  Anwendung  und 
zwar  infolge  der  AusbUdimg  einer  sehr  be- 
merkenswerten sozialen  Erschemung,  näm- 
lich der  Genossenschaften  von  Bauern, 
welche  »aus  demselben  Topfe  und  am  selben 
Herde  leben«  (soci6t6s  taisibles).  Da  das 
Eigentum  in  diesen  Genossenschaften  ein 
gemeinsames  ist,  so  steht  beim  Tode  eines 
der  Mitglieder  dem  Grundherrn  keinerlei 
Ansprach  auf  seine  Habe  zu ;  nichts- 
destoweniger standen  diese  Genossenschaltea 
im  allgemeinen  bei  dem  Herra  durchaus  in 
Gunst,  da  sie  nicht  allein  die  angemessene 
Ausnutzung  des  Gutes  förderten,  sondern 
zugleich  auch  die  Beitreibung  der  Steuern 
erleichterten. 

Es  darf  jedoch  der  grossartige  Um- 
schwung nicht  so  sehr  in  der  Besserung 
der  La^e  der  Unfreien  als  vielmehr  in  der 
allmählichen  Beseitigung  der  Unfreiheit  selbst 
gefunden  werden,  imd  gerade  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  war  der  Fortachritt  ein 
sehr  entschiedener. 

Auf  der  einen  Seite  ging  die  Entwicke- 


Digitized  by  Google 


382 


ftwambcfreinng  (Frankreidi) 


hing  dahin,  dass  tlie  Ursachen,  welche  zur 
Vermehrung  der  Zahl  der  Unfreien  geführt 
hatten,  mehr  imd  mehr  vei^chwanden.  Bald 
ei^änzte  sich  die  Klasse  der  Unfreieo  nwr 
noch  auf  eiae  Weise,  nämlich  durch  die 
Geburt,  und  selbst  hier  trat  an  die  Stelle 
des  alten  germanischen  und  des  kanonischen 
Rechts,  welche  verlangten,  dass  bei  unglei- 
cher Stellung  der  Eltern  das  Kind  der 
idederen  folgte,  der  humanere  Grundsatz 
tles  römischen  Hechts,  nach  welchem  das 
Kind  in  jedem  Falle  der  Stellung  der  Mutter 
folgen  soll. 

Auf  der  anderen  Seite  mehrten  sich  die 
zur  Freilassung  fühi-enden  Ursachen  seit 
item  zwölften  Jahrhundert  beständig.  ^  Die 
hauptsächlichste  war  das  Interesse  der  Grund- 
hexren  selbst;  sie  sahen  %virklich  sehr  bald 
viüj  dass  es  für  die  Ausnutzung  ihrer  Güter 
weit  förderlicher  sein  Wörde,  sie  mit  freien 
lauten  als  mit  unfreien  zu  besiedeln,  zumal 
sie  in  deren  Freilassimg  nur  um  einen  mög- 
lichst hohen  Preis  einwilligten.  Die  auf 
ims  gekommenen  Freibriefe  sind  sehr  zahl- 
reich, die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Motive 
besonders  bezeichnend.  So  heisst  es  in 
einem  Freibriefe  für  die  Eigenleute  von  Gy 
von  Hugo  von  Vienne,  Erzmschof  von  B&- 
ctanpoa:  »dass  in  Anbetracht  des  fruchtbaren 
Bodens  und  des  milden  Klimas  die  Grund- 
herrschaft ansehnlich  sich  l>evölkem  wird, 
sobald  nur  die  Freilassung  der  toten  Hand 
allgemein  bekannt  geworden  ist,  so  dass, 
ohne  die  Bevölkerung  in  irgend  einer  Weise 
leiden  zu  lassen,  die  Gerechtigkeit  und  die 
geriugei*en  Rechte  des  Herrn  mehr  wert 
sein  wei-den  als  jetzt  die  gi-össeren ;  .  . .  dass 
die  maiu-mortables  l&ssig  in  der  Arbeit  sind, 
da  sie  dieselbe  ffli-  andere  ^■orrichten;  dtiss 
sie  aus  diesem  Grunde  den  Boden  ver- 
schlecliterii  und  sich  nicht  darüber  beun- 
ruhigen, was  nach  ihrem  Tode  geschieht; 
dass  sie  aber  eine  ganz  andei-e  Thätigkeii 
entwickeln  weiden,  wenn  sie  die  Gewissheit 
haben,  dass  ilu-e  Habe  auf  die  nächsten  Ver- 
wandten übergeht ...«')  Die  französischen 
Könige  besonders  veranlassten  zahlreiche 
Freilassungen  auf  ihren  Gütern.  Schon 
Ludwig  VII.  befreite  vor  seinem  Tode  die 
Eigenleute  von  Orleans,  im  Jahre  120Ö  er- 


*)  Nach  Delisle  war  die  Unfreiheit  in  der 
Normandie  seit  dem  11.  Jahrhundert  verschwun- 
den j  dnrch  Zahlung  eines  einfachen  Lehngeldes 
(droit  de  relief)  konnten  die  Bauern  ihre  Grund- 
stücke erblieh  übertragen. 

n  Olim  V.  J.  1276.  —  Vgl.  auch  die  Ur- 
kunde aus  dem  Jahre  1379  von  Marguerite  von 
ijaligny,  Freilassung  der  Eigenleute  aus  dem 
Grande,  weil  „unsere  L&ndereien  stark  ent- 
völkert tmd  unbewohnt  sind  nnd  unsere  Stenern 
und  sonstigen  Renten  geschm&Iert  und  fast 
verschwunden  sind". 


folgte  die  Freilassung  d^enigen  von  Lao- 
guedoc,  1315  und  1318  wurde  allen  Eigen- 
leuten der  königlichen  Domänen  das  gleiche 
Anerbieten  gemacht,  freilich  um  den  Preis 
einer  Geldzahlung.  In  der  That  spielt  das 
fiskalische  Interesse  bei  jenen  Freila^ungcn 
eine  hervorragende  Rolle,  indessen  darf  man 
auch  den  humanitären  S^ofluss  der  Redits- 
gelehrten  dabei  nicht  ausser  acht  lassen, 
dar  demjenigen  ähnlich  war,  welchen  die 
römischen  Juriskon  sulten  auf  die  Hebung 
der  Lage  der  Sklaven  ausübten.  >Nacli 
dem  Naturrecht«,  sagt  Beaumanoir,  »ist  jeder 
frei«.  —  Eine  andere  Ursache  der  Freilas- 
sung war  die  Gründung  von  hostises,  einer 
Art  von  Freistätten,  welche  die  Grandheim, 
die  Bischöfe  nnd  besonders  die  Könige  auf 
ihren  Gütern  dadurch  begründeten,  dass 
sie  allen,  die  sich  dort  niederlassen  würden, 
Befreiung  von  Abgaben  versprachen  und 
dass  sie  auf  diese  Weise  durch  das  Lock- 
mittel der  Freiheit  die  Leute  der  anderen 
Herrschaften  heranzuziehen  suchten.  Viele 
Städte  Frankreichs,  die  noch  jetzt  den  Kamen 
»Villefranche«  oder  »YiUeneuve«  tragen, 
weisen  hierauf  als  ihren  Ursprung  zui^ck. 
Obwohl  sicli  die  Grundherren  da^e^n 
verwahrten,  erteilten  die  französischen  Kttange 
allen  Leuten  imd  selbst  Un&raen  das  Büig^ 
recht,  falls  sie  sich  in  einer  kCnigU^en 
Stadt  niederliessen.  Alles  in  allem  hat  es 
nach  einer  feinen  Bemerkung  Doniols  idler^ 
dings  den  Ansehein,  »dass  die  Freibedt  weit 
eher  dargeboten  ist,  als  sie  verlangt  wurde*. 

Hat  man  unter  den  Ursachen  der  Frei- 
lassung audi  den  Einfluss  der  Kir(^e  auf- 
zuführen? Ohne  Zweifel  haben  christliche 
Empfindungen,  namentlich  auf  dem  Sterbe- 
bette, zahlreiche  Freilassungen  im  einzelnen 
zur  Folge  gehabt ;  aber  die  Kirche  selbst  in 
ihrer  Eigenscliaft  als  weltliche  Macht  hat 
auf  ihren  Gütern  weit  weniger  Freilassungen 
veranlasst  als  die  Könige  imd  die  Grund- 
herren, und  wenn  sie  sich  zu  solchen  her- 
beilässt,  geschieht  es  unter  solchen  Vorbe- 
halten onerandae  libertatis  causa,  dass  die 
Nachkommen  selbst  der  befreiten  colUV*rti 
unter  strenger  Schutzherrschaft  verbleiben. 
Die  Erklärung  dieses  Verfahrens  fäUt  nicht 
schwer.  Der  der  Kirche  eigene  Grund  und 
Böllen  ist  unveräusserlich  und  soll  es  bleiben; 
jede  Loslassiuig  eines  Unfreien  ist  nun  eine 
Verminderung  dos  Bodenwertes  und  folghch 
in  Bezug  auf  die  Unfreien  der  Kirche  eine 
Verletzung  des  Gnmdsatzes  der  ünveräusst*r- 
liclikeit.  Auch  im  18.  Jahrhundert  und  bis 
zum  Vorabend  der  Eevolution  waren  gerade 
auf  den  kii-chlichen  Gütern  die  Unfreien 
noch  am  zahlreichsten,  und  ganz  besonders 
mit  Rücksicht  auf  die  Unfreien  der  Abtei 
von  St.  Claude  schrieb  Voltaire  jene  Flug- 
schriften, wcidie  die  öffentlidie  Meinung 
in  so  hohem  Masse  erregten  und  die  end- 
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gflltige  Abschaffung  der  Unfreiheit  vorbe- 
rmteten. 

Diese  gesetzliche  Abschaffung,  welche 
von  den  Generalstfindeii  bereits  1576  und 
1614  gefordert  worden  war,  wurde  durch 
das  Edikt  Ludwigs  XVI.  vom  Jahre  1779 
teilweise  verwiiimcht.  Dasselbe  beseitigt 
1)  die  Unfreiheit  aui  sämtlichen  königlichen 
Domänen,  2)  das  Verfolgungsrecht  zu  Gunsten 
der  Herren  im  ganzen  Königreich,  indem 
es  zugleich  festsetzt,  dass  jeder  Unfreie,  der 
seinen  Wohnsitz  ändern  und  an  einem  freien 
Orte  sich  niederlassen  will,  -vCAMg  frei  sein 
sxäL  ni<dit  niu*  hinsichtlich  seiner  Person, 
sondern  auch  seines  Mobiliarbesitzes,  ja 
selbst  bezfl^ch  seiner  Immobilien,  soweit 
letztere  nidit  der  toten  Hand  unterstellt 
sind.  Das  Edikt  erklärt  endlich  3)  zur  Be- 
ftolerung  der  FreUassunRen,  dass  die  letz- 
teren in  Zukunft  von  jeder  königlichen  Oe- 
nehmi^uDg  und  jeder  steuerlichen  Abgabe 
frei  Bern  sollen.  —  Das  Edikt  hatte  indessen 
kein«!  grossen  Erfolg,  und  zur  Zeit  der 
Sevolution,  1789,  gab  es  in  Fraukieidi  noch 
eine  recht  aoaehnliche  Zahl  v(hi  Unfreien. 
Glerget  schätzt  ihre  Zahl  auf  Vit  Hillionen. 

B.  Die  Hörigen.  Die  genossenschaft- 
liche Vereinigung  war  das  bedeutsame 
Mittel  ziu-  Hebung  der  Lage  der  Hörigen. 
Schon  gelegentlich  der  Unfreien  spradien 
wir  von  jenen  Dorfgemelns(diaften,  von  denen 
einige  das  ganze  lUUttelalter  überdauert  und 
sc^ar  bis  auf  unBere  Tage  sich  erhalten 
haben,  namentlich  im  Elsass,  in  Bourbonnais 
und  KiTemais.  Der  geschiditlidie  Ursprung 
dies»  Vereinigungen,  die  Frage,  ob  sie  auf 
fränkisdie  Institutionen  ztuückzuführen,  muss 
hier  dahin|;e8teltt  bleiben.  Ebensowenig 
kann  hier  in  die  Beantwortung  der  Frage 
eingetreten  werden,  ob  gewisse  im  gemein- 
samen Interesse  geschaffene  Anlagen,  welche 
mau  Bannrechte  (baoalitös)  nannte,  w^ie  der 
Backofen  und  die  Mühle,  durch  jene  Ge- 
nossenschaften ins  Ijebea  gerufen  und  her- 
nach  Ton  dem  Grundherrn  zu  eigener 
Nutzung  in  Beschlag  genommen  sind  oder 
ob  sie,  wie  andere  annehmen,  der  Initiative 
dee  Grundherrn  ihre  Entstehung  verdanken. 
Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  steht  fest,  dass 
diese  Vereinigungen  wirkliche  Genossen- 
schaften ziun  Betriebe  von  Unternehmungen 
im  Gesamtinteresse  gebildet  haben,  in  denen 
ein  jeder  entsprechend  seinen  Mitteln  bei- 
steuern musste  und,  wie  in  den  lieutigen 
Genossenschaften,  die  Majorität  die  Führung 
hatte.  Ihre  pcüitische  ßolle  war  analog  der 
derGemeinden,  wenn  man  auch  zwischen 
diesen  beiden  Strömungen  wohl  zu  scheiden 
JiaL  Sie  hatten  zur  Folge,  dass  den  Hörigen 
die  Behördenwahl  zugestanden  wurde,  ^)  hie 


Vgl  das  von  Wilhelm  von  Champagne 
fär  Beaumont  erlassene  Gesetz  von  1182,  welcbeE; 


und  da,  wie  in  der  Picardie,  der  Normandie 
und  Orluanais  (vergl.  Viollet,  Etablissements 
de  St  Louis,  I.  p.  213),  die  Errichtung 
eigentlicher  Geschworenengerichte,  wenig- 
stens an  bestimmten  Orten  eine  gewisse 
Beteiligung  an  der  Verwaltung  des  guts- 
herrlichen  Gerichtswesens  (veigl.  Boutiilier, 
I,  Kap.  13).  — Jene  ländUchen  Vereinigungen 
verbinden  sich  sogar  untereinander  zur  Be- 
kämpfung von  Misshrftuchen,  zur  Verhinde- 
rung der  unrechtmässigen  Wegnahme  ihres 
Getreide  ihres  Weines,  ihrer  Pferde,  und 
es  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass  mehrere 
Verordnungen  derfranzösischenKönige(1356, 
1367)  sie  ausdrücklich  dazu  ermächtigen, 
sich  »auf  Ausrufen,  Glocldftuten  oder  sons- 
tige Zeichen  hin«  zu  versammeln.  Während 
der  Bauernaufstände,  seit  demjenigen  der 
«Pastoureaux«  bia  zu  der  »Jacquerie«  des 
14  Jahrhunderts  mussten  sie  eine  wichtige 
Holle  spielen,  dbine  jedodi  die  Krftfte  zu 
haben,  dieselben  znrfl(^zuhalten  oder  zu 
leiten.  Im  15.  Jahxliundert  maditen  sich 
die  GenossejiBcbaften  die  durch  den  hundert- 
jährigen Krieg  veranlasste  Schwächung  des 
Adels  zu  nutze  und  gewannen  daduröh  so 
sehr  an  Bedeutung,  sie,  wenn  auch 
nur  vorübei^^end,  zu  politischem  Leben 
berufen  wurden;  thatsächlich  wurde  ihnen 
das  Recht  zugestanden,  zu  den  Genend- 
Ständen  von  1484  Deputierte  zu  wählen. 

Diesem  Aufschwünge  wurde  jedoch  bald 
Einhalt  gethan  und  zwar  hauptsächhdi 
durch  das  Königtum.  Jene  Genossenschaften 
wurden  bald  seitens  der  R^erung  als  Mittel 
benutzt,  um  die  den  ländlichen  Klassen  auf- 
erlegten Lasten,  wie  die  Steuern,  die  Fron- 
dienste und  die  (erst  unter  Ludwig  XIV, 
fest  begründete)  Wehi-pflicht  noch  zu  ver- 
stärken, —  eine  ähnliche  Erscheinung  wie 
bei  den  Kurialen  des  oströmiscliea  Reiches. 

Ohne  Zweifel  konnte  der  Hörige  Eigen- 
tiun  erwerben,  wenn  auch  nicht  rechtEch, 
so  doch  thatsächlich  j  er  besass  das,  was 
man  domaine  utile-')  nannte,  während  der 
Grundherr  nur  das  domaine  direct  behielt 
Diese  tuimittelbare  Grundherrlichkeit  besteht 
freilich  nur  aus  fiskalischen,  allerdings  sehr 
drückenden  Gerechtsamen,  und  zwar  sind 
dies  hauptsächlich  folgende :  1) der  Grund- 
zins (cens),  eine  Abgabe,  w^elche  auf  allen 
als  zinsbar  bezeichneten  Grundstücken^) 


seitdem  auf  mehr  als  fünfhundert  Dorbchaften 

des  Ostens  tmd  Nordostens  ausgedehnt  wurde 
(cfr.  Bonvalot  unten  sab  Litteratur). 

^  Pothier  sagt,  dass  das  domaine  utile  Eigen- 
tnm  bedeutet  (Traite  du  domaine,  Nr.  3;  Trait6 
des  fiefs,  Nr.  20). 

')  Der  bail  ä  cens  unterschied  sich  von 
dem  bail  k  tief  dadurch,  dass  dieser  gewisse 
Hoheitsrechte  übertrug  und  nur  „la  foi  et 
lliommage"   und  „droits   casuels"  verlaugte, 
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lastete  und  eine  sehr  raässige  Tirar;  indessen 
ist  zu  bemerken,  dass  zu  dem  gewöhnlichen, 
als  chef-cens  oder  menu-cens  bezeichneten 
Zins  sehr  häufig  eine  beträchtlichere  Abgabe 
als  gros-cens  ergänzend  hinzutrat;  2)  Be- 
sitzwechselabgaben (droits  de  muta- 
tion),  welche  für  die  Lehen  unter  liebenden 
und  von  Todes  wegen  (»droit  de  relief« 
und  »droit  de  quint»:,  d.  h.  ein  Fttnftel  des 
"Wertes)  und  auch  für  die  zinsbai-en  Grund- 
stücke »Lods  et  ventesc,  nur  verkaufswegen 
(gewöhnlieh  ein  Zwölftel  des  Wertes),  zu 
zahlen  waren:  3)  Rückkau  fsrechte 
(droits  de  retrait),  welche  gewöhnlich  niu" 
auf  die  Lehen  (retrait  föodal),  in  den  Pro- 
vinzen des  mittleren  Frankreich  aber  auch 
auf  die  zinsbaren  Grundstücke  (retrait  een- 
Buel)  Anwendung  fanden  und  die  infolge- 
dessen bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Grundstöcke  dem  Handelsverkehre  entzogen, 
—  Zu  diesen  dem  domaine  direct  entsprin- 
genden Geiechtsamen  treten  dann  weitere, 
noch  drückendere  Lehensgerechtigkeiten,  wie 
die  Jagd-,  Tauben-,  Weinbann-,  BrOcken- 
und  W  egegerechtsameu,  sowie  diejenigen, 
welche  auf  die  gutsherrliche  Gerichtsbarkeit 
sich  gründeten,  wie  die  Qeldbussen.  Selbst 
von  gewissen  zinsbaren  Grundstücken  konnten 
die  Grundherren  noch  die  Steuern  (tailles, 
tailles  aux  quatre  cas)  und  Fronden  bean- 
BpruGhen.  Auch  die  »d!me«  der  Kirche 
Irammt  hier  in  Betracht.  Endlich  hatte  aus 
Gründen,  deren  Aufzfihinng  hier  zu  weit 
ffUtren  würde,  der  Vertrag  der  »dauernden 
imd  unablösbaten  Grundrente«  in  der  Pnuds 
dne  derartige  Verbreitung  gefunden,  dass 
auf  den  meisten  Grundstücken  auch  noch 
diese  Gmndabgaben  lasteten. 

Auf  dem  Eigentum  ruhte  infolge  so  vieler 
Lasten  ein  tun  so  grösserer  Druck,  als  die 
Teilung  bereits  sehr  stark  vorgeschritten 
war;  thatsächlich  büdete  nämlich,  viel  vor 
dem  Code  Napoleon,  die  gleiche  Erbteilung 
für  alle  nicht  adeligen  Gniudslücke  die 
Begel.  Viele  Couturaes  {Coutumes  d'egalitö) 
gingen  von  dem  Grundsatze  aus,  dass  der 
Ascendent  das  Erbrecht  seiner  Üescendenten 
quantitativ  nicht  verändern  dürfe  imd  dass 
»nul  ne  peut  ötre  hßritier  et  lögataire  oder 
donataire  ensemble«.  Auch  wuiile  die  Lage 
der  Bauern  gegen  das  Ende  dos  17.  Jahr- 
hunderts eine  sehr  elende.  Die  Zeugnisse 
von  La  Bniy&re  1689)  >),  St  Simon  (1725), 


während  jener  nur  Privatrechte  erteilte  nnd 
einen  jährlichen  Geldzins  forderte. 

')  Ueberau  findet  man  die  berühmte  Stelle 
aus  La  Bniyöre  citiert:  „L'on  voit  certains 
auimaux  faronches,  des  mäles  et  des  femelles, 
rlpandus  par  la  campagne,  noirs,  livides  et  tont 
brülea  da  Boleil,  attach^  k  la  terre  qn'ils  f<iDil- 
lent  et  qn'ila  remnent  arec  une  opiniätrete  in- 
Tiucible:  ils  ont  comme  nne  voix  articulee  et 
qnand  ils  se  Uvent  aar  lenrs  pieds,  ils  montrent 


Massillon  (1740)  stimmen  darin  überein.  Es 
ist  übrigens  möglich,  dass  sich  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrlumderts  die  Verhältnisse 
ein  wenig  verändert  haben,  da  die  Aussagen 
einiger  Ausländer  wie  Walpole  und  später 
Arthur  Young  eine  ziemlich  erhebliche 
Besserung  der  Lage  des  Bauernstandes  zu 
bekunden  scheinen.  Doch  selbst  wenn  man 
zugiebt,  dass  jene  Besserung  eine  sehr 
wesentliche  gewesen  sei,  so  war  sie  doch 
jedenfalls  nicht  geeignet ,  beruhigend  zu 
wirken.  Alle  Beobachter  sind  darin  einig, 
dass  die  Feudalherrschaft,  wenn  sie  auch  in 
anderen  Ländern  drückender  gewesen  sein 
könnte  als  in  Fnuikreich,  doch  nirgends 
mit  solcher  Ungeduld  ertragen  worden  sei. 
Der  Gnmd  hiervon  liegt  möglicherweise  in 
der  Abwesenheit  der  Herren,  welche  am 
Hofe  lebten,  sich  dort  zu  Grtmde  richteten 
und  sich  um  ihre  Besitzungen  nur  insoweit 
kümmerten,  als  sie  die  At^ben  einz<^n, 
zu  welchem  Zwecke  sie  noch  Vermittler  in 
G«BtaIt  von  Steuerbeamten  verwandten,  die 
bei  der  Eintreibung  der  Abgaben  mit  der 
grössten  Strenge  zu  Werke  gingen  —  ön 
Zustand,  der  vielleicht  mit  dem  des  heutigen 
Irland  vei^iichen  werden  darf. 

Schon  lange,  seit  den  Generalständen  von 
1614,  forderten  die  edel  denkenden  Geist«- 
eine  Bodeurefnrm,  man  wagte  jedoch  nicht, 
an  einen  so  verwickelten  Bau  zu  rühren. 
Im  Jahre  1775  veröffentlichte  Boncerf  auf 
TnigotB  Veranlassung  sein  Opuscuie  sur  las 
inconv^nients  des  Droits  fSudaux,  in  welchem 
er  eine  allgemeine  Ablösung  aller  jener  Ge- 
rechtigkeiten durch  den  Staat  verlangte ;  auf 
Grund  eines  Parlamentsbeschhisses  aber 
wurde  dieses  Buch  durch  Henkers  Huid 
verbrannt! 

3.  Die  Anfhebuiig  des  R^ji^me  f^odal 
durch  die  Revointion.  Die  Cabiers  der 
am  5.  Mai  1789  in  die  Generalstände  ge- 
wählten Abgeordneten  des  dritten  Standes 
sind  voll  von  Beschwerden  Ober  die  Feutlal- 
rechte  nnd  Gruudlasten.  KOnig  Ludwig  XVL 
giebt  jeduch  am  23.  Juni  die  feierliche  Er- 
klärung ab,  dass  er  »die  Un verletzlich keit 
der  Feudalrechte  bestehen  lassen  wolle«. 
Aber  die  Ereignisse  drängen  sich,  die  Bauern 
verweigern  die  Zahlung  der  Abgaben,  hie 
und  da  verbrennen  sie  die  Urkunden,  ja 
sogar  die  Schlösser,  und  das  Dekret  vom 
4.  August  1789  verfügt  in  seinem  ersten 
Artikel :  »L'Assembloe  Nationale  detniit 
entierement  le  regime  feodal«. 

Diese  Erklärung  war  jedoch  nicht  voll- 
ständig genau.  Thatsächlich  wollte  die  Ver- 
sammlung zwischen  zwei  BechtskatE^rorieen 
unterscheiden:  1)  die  eigentlichen  Feudal- 


une  face  bnmaine:  et  en  effet,  ils  sont  des 
hommes."  Vgl.  Las  CaractÖres,  Kap.  IX, 
De  l'homme. 
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"rechfe,  d.  h.  alle  diejenigen,  welche  die 
Oberherrschaft  einer  Person  über  eine  andere 
b^rOnden  (servage,  main-morte),  und  solche, 
"wädie  als  das  Attribut  der  Öffentlichen 
'Oevall  EU  betrachten  sind  (fi>odalit6  domi- 
nante) (Q^(^tBbarkeit,  Jagdrechte)  werden 
ohne   ^EkitschSdigung   abgeschafft ;    2)  die 
Grondgerechtigkeiten,  d.h.  diejenigen,  welche 
als  Tertragsmassig  begründet  und  durchaus 
taicht  als  auf  politischen  Einrichtungen  be- 
ruhend angesehen  werden  können  (föodalit^ 
contractante),  werden  einfach  für  ablösbar 
erkürt   Es  stellten  sich  aber  zwei  sehr  be- 
'dentende  Schwierigkeiten  entgegen,  nämlich 
eioDial  zwischen  jenen  beiden  Rechtskate- 
'gorieen  genau  zu  imtersoheideD  und  sodann 
die  AblOsungsbedingungen  zu  r^eln.  Die 
konstituierende  Versammlui^  bemühte  sich 
durch  Dekrete  v.  15.  Mftrz  1790,  v.  3.  !lfai 
1790,  V.  29.  Dezember  1790  und  v.  7.  Juni 
1791    jene  fast  unentwirrbaren  Probleme 
durch  eine  Reihe  vom  juristischen  und  histo- 
Tischen  Standpunkte  aus  sehr  interessanter 
Unterscheidungen  und  Voraussetzimgen  zu 
lOsen,  welche  aber  in  so  unruhiger  Zeit 
Einerlei  Ei^bnis  haben  ktmnten.  Die  Ab- 
jQsiingsfrage  insbesondere  konnte  nur  da- 
durch golOBt  werden,  dass  man  der  AblO- 
efnng  einen  kollektiven  und  obligatorischen 
Charakter  verlieh,  d.  h.  dass  man  eie  diuvh 
den  Staat  ins  Werk  setzte,  was  man  jedoch, 
^afarscÄieiniich  wegen  des  Zustandes  der 
Knanzen,  nicht  zu  thun  wagte.    Die  hoch- 
mütige Wiener  Erklärung  vom  3.  Dezember 
-1791,  in  welcher  die  veriiflndeten  Mftchte 
»tfie  Wiedereinsetzung  der  Beteiligten  in 
den  Oenuss  der  ihnen  entz^^nea  Rechte« 
Terlangten,  erleicht«*te  jene  Operationen 
nicht,  und  die  geset^bende  Versammlung 
antwortete  darauf  durch  Dekrete  vom  18. 
Juni  und  20.  und  29.  Au^;ust  1793,  welche 
die  Frage  dnrch  die  Bestimmung  zur  Ent- 
ficheidung  brachten,  dass  jede  Itente  allein 
deshalb,  weil  sie  einem  Gnnidherm  oder 
Lehnseigentümer  zustehe,  als  Feudalrecht 
anzusehen  und  deshalb  ohne  Entschädigung 
aufzuheben  sei.   Alle  anderen  Feudal-  oder 
Zinsrechte  sollten  niu*  in  dem  Falle  noch 
"bestehen,  wenn  sie  auf  einer  ursprünglichen 
Verleihung  von  Grund  und  Boden  beruhten 
und  dieselbe  durch  die  ursprüngliche  Ver- 
leihungBurkunde   selbst   bewiesen  werden 
konnte.    Vollendet  ynxrde  das  Werk  der 
Revolution  durch  ein  Dekret  des  Konvents 
V.  17.  Jiüi  1793,  welches  alle  Feudal-  oder 
Zinsrechte  ohne  Entschädigimg  beseitigte 
und  die  Verbrennung  der  Suhuldtitel  au- 
ordnete,  sowie  dureh  ein  solches  des  Direk- 
toriums vom  29.  Floreal  des  Jahres  11, 
welches  bestimmte,  dass  allein  schon  die  That- 
saehe  der  Anwendung  des  Grundherrntitels 
in  einem  Rentenvertrage  für  die  mutmassliche 
L^kenaherrlicfakeit  entscheidend  sein  sollte. 

Handv&ilertHieli  der  StutiwlneiiBdi^teiL  Zweite 


4.  Die  gegenwärtige  La^e  des  Bmuti- 
standes.  Mau  hat  lange  Zeit  hindurch  ge- 
lehrt, dass  die  Revolution  von  1789  ea  war, 
welche  in  EVankreich  den  Klei^rundbesitK 
geschaffen  and  das  I^nd  den  Bauern  hia- 
gegehen  habe.  Obwohl  dieser  Gedanke 
unter  den  Gebildeten  keinen  Boden  mehr 
hat,  so  ist  er  für  die  ländlichen  Klassen  ein 
Glaubensartikel  geblieben  und  sichert  in 
erster  Linie  den  »Grundsätzen  von  89"  eine 
nicht  zu  erschütternde  Popularität.  Es  ist 
indessen  zweiiellos,  dass  das  kleine  Grund- 
eigentum in  Frankreich  schon  vor  der  Revo- 
lution stark  verbreitet  war;  in  der  That 
sahen  wir,  dass  das  Gesetz  der  Reichen 
Erbteilung  schon  für  die  nicht  adeligen  Be- 
sitzungen (terres  roturierea)  galt  und  das 
System  der  Abtretung  gegen  »ä  long  terrae« 
Rente,  weit  entfernt  die  Entwickelung  des 
kleinen  Grundeigentums  zu  hindern,  dieselbe 
vielmehr  erleichterte,  da  es  den  Erwerber 
von  der  Ziddung  des  Kapitals  entband.^)  Die 
typischen  Eigenschaften  des  französisehen 
Bfuiem,  über  welche  eine  ganze  Litteratur 
sich  gebildet  hat  (Balzac,  George  Sand, 
Zola  u.  a.),  die  Anhänglichkeit  an  seinen 
Besitz,  seine  Gtewinnsucht,  seine  Nüchtern- 
heit und  seine  Arbeitszähigkeit  sind  Volks- 
eigentümlichkeiten, die  offenbar  weit  in  die 
Vei^angenheit  zurückreichen  und  nicht  erat 
unser  Jahrhundert  abgewartet  haben,  um 
ihre  Früchte  zu  zeitigen.  Lavoisier  schätzte 
die  Zahl  der  kleinen  Grundbesitzer  auf  nur 
450000,  ohne  jedoch  alle  die  Zinsbauem, 
Kentenpächter  u.  a.  einzurechnen,  welche, 
ohne  völlig  gesetzlich  Eieentthner  zu  sein, 
thatsSchlich  doch  als  solche  betrachtet  wer- 
den konnten  und  deren  Zahl  jedenfalls  sehr 
beträchtlich  war.  Nach  der  Annahme  Arthur 
Youngs  vom  Jahre  1787  umfasst  das  kleine 
Grundei^ntum  ein  Drittel  des  gesamten 
Territonums. 

Das  Eigebnis  der  Revolutim  bestand 
weit  mehr  in  der  Befreiung  des  kleinen 
Grundeigentums  von  den  auf  ihm  ruhenden 
Lasten  als  in  der  Vermehrang  der  Zahl  der 
kleinen  Besitzer.  Dadurch,  dass  die  Güter 
der  Geistlichkeit  und  des  ausgewanderten 
Adels,  die  noch  einen  Wert  von  mehr  aJs 
einer  Milliarde  repräsentierten,  um  ein  Spott- 
geld feilgeboten  wurden,  musste  die  Revo- 
lution allerdings  jene  Zahl  in  gewissem 
Grade  steigern;  es  ist  jedoch  keineswegs 
sicher,  dass  hauptsächlich  die  Bauern  aus 
jener  Hinterlassenschaft  Nutzen  zogen. 

Die  Zahl  der  Bauern  in  Frankreich 
scheint  weniger  beträchtlich,  als  man  sie 
allgemein  annimmt.    Nach  der  landwirt- 


))  Als  Beweis  hierfür  kann  der  Umstand 
dienrai.  dass  man  in  Deutschland  das  „Benten- 

Sit"  als  würksames  Mittel  zur  Vermehrung  das 
einen  Ornndeig^tams  gepriesen  hat. 
Aaflage.  I.  25 
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Bchaftlichen  Statistik  (Statistiqiie  agricole) 
von  1892  betrug  die  Zahl  der  Besitzer,  die 
aeelbst  bauen«,  ohne  bezahlte  Dienste  zu 
verwenden,  2 183 129.  Diese  Erklärung  ist 
aber  etwas  eng,  und  man  kann  offenbar 
unter  die  Kategorie  der  »Bauern«  eine  gute 
Anzahl  derer  rechnen,  die,  obwohl  sie  ein 
oder  zwei  bezahlte  Arbeiter  verwenden,  auch 
selbst  arbeiten,  und  die  Ziffer  würde  sich 
dann  auf  3  bis  4  Millionen  erhöhen,  was 
mit  den  Familienmitgliedern  '/i  bis  Vs  der 
französischen  Bevölkereng  ei^ben  würde. 
Eß  ist  jedoch  zu  berücksiditigen ,  dass 
von  jenen  4  Millionen  ungefähr  die  Hälfte 
nur  im  Besitz  von,  Parzellen  von  weniger 
als  1  lia  sich  befindet,  welche  deshalb  nur 
von  Lohnarbeit  (als  Tagelöhner)  leben  kann. 

Ihr  ISgentum  ist  aber  venigstena  ein 
unbedingt  n«ies,  indem  alle  jene  verwickelten 
BesitzverhSltnisBe  früherer  Zeiten  verschwun- 
den sind.  Es  giebt  keine  Erbpacht,  keine 
Emphyteuse  mehr.  Die  Kentenpacht  ist 
zwar  nicht  untersagt,  jedoch  stets  ablösbar 
(Art,  530  des  Code  civü) ;  auch  kommt  diese 
Art  des  Tertzages  mehr  imd.  mehr  ausser 
€teb«nich.  Die  ÜndUohen  Servituten  bestehen 
nur  nodL  in  der  Ausübung  gewisser  den 
Nachbani  zustehender  Rechte  und  begrfln- 
den  nicht  mehr  iigend  welche  Herrschaft 
dea  dnen  Gutes  über  das  andere  (Art.  638 
des  CTode  civil).  Auf  dem  GroDdeigentum 
ruhen  keine  anderen  Idsten  als  me  der 
Steuer  nnd  der  Hypoth^ensdiuld,  und  trotz 
all^  lebhaften  Bekiomationen  erscheint  keine 
von  beiden  unerträglich,  obgleich  sehr  hoch. 
Der  Betrag  der  Grundsteuer  einschliesslich 
Aer  Zuschlagscentimes  (d.  h.  des  auf  die 
Gemeinden  und  Departements  entfallenden 
Anteüs)  bewirkt  eme  Vorwegnahme  von 
ungefähr  12  "/o  des  Beinertrags,  wenn  man 
den  gegenwärtigen  Betrag  der  Steuer  auf 
unbebaute  Grundstücke,  248  Millionen  (1897), 
und  die  Vei-minderung  um  ungefähr  eine 
halbe  Milliarde  auf  den  Reinerti-ag  seit  etwa 
15  Jahren  (die  Statistik  von  1882  hatte  ihn 
auf  2645  Millionen  geschätzt)  in  Rechnung 
zieht.  Freilich  kommen  noch  die  »Pres- 
tationen«  hinzu,  Tageaarbeiten  zur  Instand- 
haltung der  Strassen  nnd  Wege,  welche 
als  Erinnerung  an  die  ehemaligen  Fronden 
betrachtet  werden  können,  die  aber  für  einen 
ziemlich  mässigen  Preis  durchweg  ablösbar 
sind  (die  Statistik  von  1882  führt  sie  mit 
einem  Betrage  von  59  Millionen  Francs  auf), 
und  das  ist  nocli  das  thatsächliehe  Ergeb- 
nis im  Jahre  1H94.  Weiterhin  ist  richtig,  dass 
die  Grund  Steuer  in  ausserordentlit^  imgleicher 
"Weise  verteilt  wird,  so  dass  sie  je  nach  den 
Gemeinden  zwischen  2  und  3(t  ".'o  schwanken 
kann,  —  endlich  auch,  dass  dielmmobiliarver- 
käufe  von  äusserst  hohen  Besitzwechselab- 
g^en  getroffen  wei-dcn,  die  bis  anf  8  oder 
10  9,'o  ansteigen  (sogar  noch  höher,  wenn  das 


Immobiliar  geringwertig  ist)  und  die  dem 
freien  Grunastflcksverkehr  besonders  hin- 
dernd im  Wege  stehen.  —  Der  Betrag  dar 
Hypothekenschulden  ist  im  J^re  1876  auf 

19  279  Millionen  Francs  berechnet :  man 
meinte  damals,  man  müsse  davon  5  bis  6 
Milliarden  verjährter  und  nicht  gelöschter 
Hypotheken  abziehen ;  andererseits  hat  aber 
der  Betrag  der  HypoÜiekenschuId  seit  1876 
um  eine  etwa  gleiche  Summe  wachsen 
müssen,  so  dass  man  sie  heute  auf  ungefähr 

20  Milliarden  Francs  berechnen  kann.  Es 
handelt  sich  aber  hier  um  alle  Hypotheken, 
die  Immobilien  betreffen:  man  mtlsstc  also 
den  Anteil  kennen,  der  den  ländUcfaen  Grund- 
besitz belastet  Wir  haben  hierfür  keine 
genaue  Grundlf^ ;  doch  kann  man  als  sidier 
annehmen^  dass  er  die  Hälfte  d^  Total- 
summe nicht  übersteigt,  also  etwa  zehn. 
Milliarden  Francs,  wenn  man  ihn  mit  dem 
Wert  des  ländlichen  Grundbesitzes  vei^eicht, 
der  im  Jahre  1879  auf  91  Milliarden  Francs 
geschätzt  wurde,  der  aber  seitdem  auf  75 
oder  80  Milliarden  gefallen  ist,  so  dass  die 
Hypothekenschuld  eine  Belastung  von  12 
bis  13*^/0  darstellt,  was  nidit  übennfissig 
ist.  In  anderen  liindem  ist  das  TeiiiAltois 
weit  ungünstiger:  in  En^andhat  manne  auf 
58  '^io  g^chätzt ;  freilich  würde  man  bei  H^sn- 
ziehuug  des  Zinsbetrages  anstatt  deä  Kapitala 
zu  einem  wesentlich  ungünstigeren  Ei^bnis 
gelangen.  Nichtsdestowen^^  ist  die  auf 
dem  kleinen  (Grundeigentum  ruhende  Hypo- 
thekenschuld keineswegs  grösser,  sondern 
50^  noch  geringer  als  die  des  grossen. 
Beim  französischen  Bauern  kommt  nicht 
sehr  oft  schuldenhalber  Zwangsversteigerung 
vor.  Der  Wuciier  richtet  auf  dem  Lande 
vielleicht  weniger  Unheil  an  als  in  andereu 
Staaten. 

Der  ländliche  Grundbesitz  ist  in  Frank- 
reich  wie  in  ganz  Europa  sehr  beeinträch- 
tigt durch  die  Konkurrenz  der  übersee- 
ischen Produkte  oder  sogar  durch  die  ge- 
wisser europäischer  Völker  (die  Normandie 
hat  z.  B.  zum  gi-ossen  Teil  den  englischen 
Markt  für  ihre  Butter  eingebüsst  infolge 
der  Konkurrenz  von  Dänemark).  Indes  der 
bäuerliche  Besitz  leidet  weniger  darunter 
als  der  Grossgrundbesitz,  aus  dem  ganz  ein- 
fachen Gnmde,  weil  ersterer  den  grössten 
Teil  seiner  Produkte  konsumiert,  ohne  sich 
um  den  Marktpreis  zu  kömmem  und  weil 
er  nur  eigene  und  nicht  bezahlte  Arbeits- 
kräfte verwendet. 

Wir  glauben  daher  auch  nicht,  dass  der 
kleine  Grundbesitz  dem  Bilde  entspricht, 
das  die  Sozialisten  uns  zu  ent^'erfen  be- 
lieben, wenn  sie  ihn  hinstellen  als  von 
Steuern  erdrückt,  von  Zinsen  aufgefressen, 
durcli  auswäi-tige  Konkiurenz  zu  Grunde 
gerichtet  und  als  unwidemiflidi  verdammt 
durcli  die  Unmöglichkeit,  mcii  dem  Vorgehen 
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der  GrossproduktioQ  anzupassen.  Dies  hin- 
übi-igenB  die  Kollektivistea  nicht,  in 
einem  Widerspruch,  auf  den  mit  Recht  auf- 
merksam gemacht  worden  ist,  sich  für  die 
wahren  und  einzigen  Verteidiger  des  bftuer- 
Ucheu  Eleingrundbesitzes  auszugeben.  Der 
ÜUierliche  Grundbesitz  ist  aber  gar  nicht 
BO  Iddend,  wie  sie  denken,  und  Terteidigt 
^ch  sehr  wohl  ganz  alleia. 

Binerseits  hat  die  Anzahl  der  kleinen 
Grundbesitzer  und  der  kleinen  ländlichen 
Wirtschaften  gar  nicht  das  Bestreben,  sich 
zu  Terringern,  die  Statistiken  im  Gegenteil 
thun  ein  unbestreitbares  Wachstum  in  ihrer 
Zahl  dar.  Wenn  wir  also  die  durch  die 
laadwirtschaftUchen  Statistiken  von  1882 
und  1892  gelieferten  Bwultate  vergleichen, 
so  sehen  wir^  dass  die  Zahl  der  ländlichea 
Virtachaften  von  einer  Ausdehnung  Ton 
-weniger  als  zehn  Hektaren  in  diesem  Zeit- 
num  von  zehn  Jahren  von  4802697  auf 
48^  963  gesti^eu  ist:  das  ist  eine  Ver^ 
mebrunff  von  ungefthr  50000  und  mehr  als 
1  */o.  Aber  die  Z/akl  der  Wirtschaften  von 
einer  Ausdehnung  Ober  sehn  Hektare  ist  von 
869310  auf  849789  zurückgegangen:  das 
ist  eine  Yerminderung  von  2V3%. 

Andererseits  hat  sich  der  Klein-  oder 
Gross^rundbesitz  selbst  seit  zehn  Jahren  ein 
mächtiges  Hilfsmittel  der  Verbesserung  und 
der  Selbsthilfe  geschaffen  unter  der  Form 
derlandwirtschaf  tlichenSyndikate, 
die,  schon  1700  an  Zahl,  sich  zum  grüssten 
Teil  in  Kreisverbänden  oder  in  weiteren 
Verbindungen  gruppieren  und  die  in  den 
verschiedensten  Untemehmimgen  eine  ge- 
meinsame Thätigkeit  entfalten,  nicht  nur  in 
Bezug  auf  Ein-  und  Verkauf  und  auf  ge- 
nossenschaftliche Produktion,  sondern  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Versicherung,  g^en- 
eeitiger  Unterstützung ,  des  Kreditwesens 
oad  der  persönlichen  Bildung.  Direkt  oder 
indirekt  sind  seit  1894  (1897 : 75)  eine  grosse 
Anzahl  lämUicher  Kreditkassen  gegründet 
worden,  imd  ein  (noch  nicht  genehmigter) 
Gesetzentwm-f  dotiert  diese  Kreditanstalten 
mit  einem  Kapital  von  4a  Millionen  und 
einer  Jahreszaluung  von  2  Millionen,  zahl- 
bar durch  die  Baak  von  Frankreich  als  Ge- 
bühr für  die  Erneuerung  ihres  Privüegs. 

Itltteratur:  Babeau,  Le  ViUttge  sons  fanden 
rigime.  —  Baudrillart,  EnqveleBurla conditüm 
des  populaUona  ruralea  de  la  France.  —  Beatme, 
La  eowlUion  de»  peraonnai,  I'ari*  1SS2,  1  vol. 
—  Beudant,  Lei  tran^trmatiwa  Juridique* 
de  la  propriete,  dana  le  droit  inlemediaire, 
fUrit  1889.  —  JBlane,  Ettai  bütlonque  tur  le 
colonal,  Paria  187i.  —  Boncerf,  Lc/i  incon- 
vinietüe  dra  droUa  /eodaux.  —  Bonnem^-e, 
Mittoire  dfa  paysaiia,  Füria  1857.  —  Bonvalot, 
Le  Ticra-Etat  d'apria  la  charte  de  Jieaumoni, 
Hiris  I884.  —  BoutilUer,  La  fjomme  rurale, 
Zivre  T,  TU.  9,  Paria  1609.  —  ChampUmniinre, 
J3e  la  proprirte  de»  eaux  courantes,  I^ria  I846. 


—  Ghassln,  L'Egliae  r.t  lea  demiera  aerfa,  Paria 
1880.  —  CMnf»n,  Lea  dcmembremeiUa  de  la 
proprifU  /vMCiire  avant  et  depui»  1789,  Paria 
1882.  —  Cournfodf  BibUoth^qne  d« 
l'£eole  dea  Vkartea,  Tome  XXX,  Jhria  1869. 

—  CoquUle,  Institution  ait  droit  franfaia  et 
eoutumea  du  yiveraais,  item  1608,  S  vol.  — 
ItorwsCe  de  la  Chavanne,  Siatoire  dea  d€uaea 
agricolea  en  /Vaii«,  idition,  F^ria  1868.  — 
Beliale  (Leopold),  Hiatoire  de  la  condiUon 
d«  l'agrictdture  et  de  la  claaae  rurale  en  AW« 
mandie  na  vutyen-äge,  I\iris  1852.  —  Ztoniot, 
Hiatoire  dea  dasaea  ruralea  ct»  Erancr,  2"»  editiort, 
Fttria  1867.  —  Jferselbe,  La  Evolution  fivnfaiae 
et  la  /eodalä4.  Pari*  1874.  —  INmod,  TraiU 
de  la  Maki-MorUt,  Paria  27«0.  ~  a'SgptnaVf 
La  J{odalit£  et  le  droit  civil  franfais,  Saumitr 
I86ä.  —  Pemmnid  jraHfiee,  Im  JRiförme 
Agrmre,  Ain*  1887.  —  Flaeh,  Lea  oriffinea 
de  l'anrienne  Fr<mce,  Tom.  I,  I^ria  1886.  — 
de  Fontatnem,  Qmaeii  d  un  ami  (Edition 
Mamier)  S.  S24ff.,  Pari*  I846.  —  Foumier, 
mbliothique  de  l' Ecole  dea  Haute» 
Etudes,  60^  faacicfde,  Paria  1885.  —  J>er- 
»elbe,  Lea  affranchiaaemeiUa  du  K">*  au  XlIP^ 
aiicte,  JRevue  Historiqne,  Tome  XXI,  Airür 
188g.  —  de  JFbvlUe,  Le  MoreeUemeat,  Rirt*  1885. 

—  Gide,  Lr  N^o-CoUeaiviame  Revue  d'EeonO' 
mie  peÜHque  1894  S.  4^3.  —  €lrandmalaon  ef 
Salmon ,  Lr  Hvre  dea  atfrfa  de  Marmouliera, 
Toura  I864  (Tome  XVI  de  laSocieti  arehio- 
logique  de  Touraine).  —  Oaraowtet, 
Hiatoire  des  locattona  perpftueüea ,  Paria  1878. 

—  Gaa^wt,  Pr^cia  dea  inatüutions  politiquea 
et  aodalea  de  l'ancimne  France,  I^ria  1885.  — 
Gtry,  Bibliothique  de  l'  Eeole  dea 
Chartea,  Tome  XUI,  Paris  1881.  —  Glaaaon, 
Hiatoire  du  droit  et  dea  inatHutiona  de  la  France, 
Tbne  II,  Ar»  1888.  —  Gutrwpd,  Carfulaire 
de  Ifotre  Dame  de  Porta,  IntrodueHon ,  Paria 
1850,  4  vol.  —  Derselbe,  Poli/ptique  d'Inninon, 
FroUgomenc»,  Paria  I84S.  —  OuiUouordy 
Bulletin  de  la  Socifti  dea  Antiquairea 
de  Normandie,  Tome  IX und  X,  1878^1880. 

—  Hanauer,  Lea  payaan»  de  l'Alaace  au 
Moyen-äge,  Paria  1865.  —  iMmpv^M,  Bei- 
träge zur  Geschichte  dea  franzG».  Wirtachaßa- 
Icbena  im  elften  Jahrh-i  Leipzig  1878.  —  l>ei'- 
»elbe,  Etüde  »ur  l'etat  economiqm  de  la  France 
pendant  la  premiire  partie  du  moyenSge,  Edition 
de  Marignan,  Paris  1389.  —  Ijabiche,  Sapport 
aur  la  riforme  dea  Prestaliona  Senat  annexea  1895 
Nr.  t7und  1897  Nr.  S7.  —  Levatseur,  Hiatoire 
dea  claaaca  ouvrierea,  3  vol.,  Paria  18.'i9.  —  d« 
Lotn4nie,  Lea  di-oifa  ßodavx  et  la  RevoUttion. 

—  iMchalre,  Iliitotre  dea  inatitutiona  vion- 
•nrchique*  soun  lef.  prcmiera  CnpAticna ,  2  vol., 
Paria  ISSti.  —  Meypr  et  Ardant,  La  queation 
agrairc,  Etüde  aur  l' hiatoire  politique  de  la  petUc 
propriele,  Paria  1887.  —  JHeselben,  Le  mouve' 
ment  agraire,  l  vol.,  Ihri*  1889.  —  Montetl 
(Allels  de)f  Hiatoire  dea  Fran^ais  dea  divera 
claia,  6  vol.,  I^ria  18S3.  —  Lea  Ouvrier* 
Europ eena,  Jlonographiea drafiimUlea ouvrihv» 
publicea  par  Le  Ilny,  -i"**  Edition,  5  vol.,  I^ris 
1377.  (Zahlreiche  Monographieen  über  Bauern- 
faviilicn,  iiiabcrnndere  eine  aolchc  über  die  Bauern 
von  Laredan  /Jlautea  PtjrcneeaJ  Tome  IV.)  — 
Lea  Ovv  riera  dea  l>eux  Monden  (Fort- 
aetzung  der  Ottm'era  Europeena).  6  Bände  be- 
reite erac/iieiten,  der  7.  im  Erscheinen  begriffen, 
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i^rif,  Finnin  Ditiol.  (Zahlrfiehe  Mnnographieeii 
Uber  Bauern  rernchinlrufr  Pn>rimen  FrankreirhH.) 
—  de  Paatoret,  rtnttribvii'Mts  H  redfrancri 
payie»  aux  aeiffttrHut.  Oräonnaneet  du 
Lottere,  Tom  XVJII.  —  I*icot,  Hutoire  des 
.BatM-Geafrattx,  4  ntl.  —  Rfformr  Sociale 
(la),  Jteme  de  l'Erote  de  Ui  Ptay  1981—1889. 
(Zahlreiche  Artikel  Uber  die  Lage  de»  Bauern- 
Mtandet  und  der  kleiiieu  (irundeiyentämer  unter 
dem  Anciea  R/gimc  und  der  Jfemtrhafi  de*  0>de 
cicii.)  —  Rennuldln ,  Traite  hinlori^ue-  tt 
pratiqtte  den  droit*  »eigiieuriiiux ,  7765.  — 
Sekdffner,  (ieschichte  der  ßecht^tcTfiugun/} 
Frankreiclw,  jf.  Aufgabe,  AVrtni/wrt  a.  M.  1859, 
4  Bde.  —  SHgnobo»,  Le  rfyinut  fhdal  m 
Bourgogne,  Itiri».  —  Sucirtf  d'Eronomie 
moeiale,  Bulletin  tlrfmi*  187  B.  (ZuMrtiehe 
Studien ,  iniAeimnderr :  Hiftmee  recente  d'une 
famille  de  paymn*  »ou*  fe  regime  du  thde  civil, 
par  Demtdinn,  Tome  \',  S.  d(tJ.  Lr  domaine 
du  paymn  deritnt  In  roHtume  et  le  Otde,  i>ar 
Focillon ,  Tome  IX,  S.  Ul.  Hi*toire  d'une  an- 
rienne  commuwiute  eu  Aurrrgnr  pnr  Etcard, 
Tome  1 7,  S.  U6.)  Siutinlique  Agricole 
de  la  France,  publif  par  le  Ministire  de 
t'Agrieulture,  Paris  1898,  l  rot.  —  Tatne,  Le» 
imginet  de  la  FmHce  coutempwainc ,  4  vol., 
Äi*  1881—88.  —  La  Terre  auT  payaan», 
Journal  organe  dr  la  Reforme  Agraire  (entchrint 
*eit  1887) ,  Ptiris,  ThHewt.  —  Thierry 
lAuffuMin)f  Kssai  sur  l'hisbn're  du  Tiers-Etat, 
1!  vol.,  J^ri»  181)6— IHSH.  —  de  Toequeville, 
L'ancien  regime  et  la  Rh'olution,  Paris  185G.  — 
Toubeau,  La  rffxniition  metri^ue  de»  impot», 
l  vol.,  Pari»  1880.  —  Vlollet,  Precis  de  l'kistoire 
du  droit  fraii^i»  S.  i58  ff..  Pari»  1884.  — 
Voiiairt,  Oeuvre»  complcle».  Vergl.  intbesondere : 
Voulumes  de  Francht-Comlf.  Supplique  de»  »er/« 
de  St.  Clavde.  Requete.  au  roi  pewr  leu  »afi  dt 
St.  Claude.  Remoatranee*  dn  pays  de  Ger.  Im 
voix  du  curf;  Ej^rait  d'u»  memoire  pour  i'entiere 
aboiUion  de  la  »ereitude.  —  Warnköntg, 
FraHXÜ».  Staalsgeiehickte,  Iia»el  1846,  S  Bde.  — 
Tanotralrt,  De  l'aholition  de  l'esclarage  aneict\ 
au  utoyen-iige  et  de  »a  trantformation  en  serri- 
tude  de  la  glfbe,  Pttri»  1860.  -  Artlvur  Young, 
Voyage»  eu  Fra)tce  pmdant  le»  nnnfe*  1787,  88, 
89  et  90,  8  roi.  —  SSnimer.  l'eber  die  Be- 
erbung der  Freigela»»eHen  durch  den  Fi»bus  nach 
Fränk.  Recht,  188». 

Paris.  PatU  Cauit*n. 

Montpellier.  Charte»  Gide. 


VIL  Die  Bauernbefrelnng  in  Gross- 
britannien. 

1.  Die  anfreie  Lage  des  Baaernstandes. 
2.  Der  UmscIiwuQg:  in  den  laDd>nrt9cbafUichen 
Verhältnissen  wahrend  des  Mittelalters.  3.  Die 
veränderte  Lage  des  Baiiemstandefl  and  seine 
weitere  Entwickelang. 

1.  Die  unfreie  Lage  des  Banern- 

standes.  Einer  näheren  ErGrtcruDg  der 
schwierigen  Frage,  (hirch  welcherlei  Ur- 
sachen die  BeviMkeniDg  Englands  vor  und 
nach  in  den  Zustand   der  Unfreiheit  ge- 


langte, bedarf  es  an  dieser  Stelle  nicht.  Die 
gutsherrliche  Verhssnng,  mag  sie  sich  nun 
ans  dem  Znstand  freier  Feldgemeinschaft 
heraus  entwickelt  haben    oder  aber  von 
gleichem  oder  grosserem  Alter  als  diese  ge- 
wesen sein,  var  g^en  Ende  des  13.  Jahr^ 
hunderts  im  ganzen  Ijande  verbreitet  (FÖr 
die  erstere  Ansicht  vergl.  Waitz,  Maurer. 
Stubbs  Const.  Hist  und  insbesondere  £. 
Nasse ,  Ueber  die  mittelalterliche  Feldge- 
meinschaft etc.,  für  die  letztere  insbesondere 
F.  Seebohm  und  W.  v.  Ochenkovrski,  Eng- 
lands  wirtschaftliche  Entwickelung  eto.V 
Aber  wenn  auch  der  Bauemstand  unfrei 
war,  so  be&ind  er  sich  doch  nicht  in  e^enlr 
Hcher  persönlicher  Knochtsehaft.  Wirkliche 
Etgenleute  gab  es  natürlich.    Aber  diese 
Leibeigenen,  »viÜMnsen  gross«,  wie  ae  ^ 
nannt  wiuden,  bildeten  hflcfast  wahrsehran- 
lich  nur  einen  geringen  Bestandteil  der  Be- 
vßlkemng.  Der  grössere  Teil  derselben,  die 
»villeins  regudantc ,  waren  an  die  Seholle  ge- 
bundene HiJrigc,  sie  konnten  mit  dem  lAMe 
zugleich  veräusseit  werden ,  durften  zwai- 
nicht  gegenüber  den  Gutsherren  selbst,  aber 
gegen  alle  anderen  Ijente  ihre  Rechte  gellend 
machen.   Sogar  in  ihren  gutsherrlichen  Be- 
ziehungen waren  sie  indessen  nicht  gönzÜch 
aller  Rechte  bar.  Soweit  man  urteilen  kann, 
besassen  sie  Anrechte  auf  das  Geraeindegnt. 
wenn  auch  in  dieser  Hinsicht  Ausnahmen 
bestanden  haben  mögen.   Sie  bildeten  die 
Gutsgerichte  und  waren  als  Körperschaften 
oiganisiert ,  welche  Eigentum ,   wie  einen 
gemeinsamen  Pflng  etc.,  besassen.  Zweifel- 
los waren  sie  thatsächlich  weder  frei  noch 
auch  völlig  unfrei.   Sie  bildeten  einen  Be- 
standteil des  Gutes.  Im  Besitze  von  Rechten 
standen  diesen  doch  gewisse,  dem  Guts- 
herrn zu  leistende  Dinge  gegenüber.  Der 
allgemeinen  Regel  nach  b^tand  der  Zins, 
den  sie  für  ihr  Land  und  ihre  Vorrechte 
zu  zahlen  hatten,  in  Arbeitsleistungen.  In 
dieser  Ijage  liefand  sich  die  ackerbautrei- 
bende Bevölkerung  Englands.  In  die  Städte 
war  eine  grössere  Freiheit  eingezc^n,  wenn 
dieselben  auch  auf  den  Gütern  irgend  eines 
grossen  Herrn  oder  eines  Klosters  gegründet 
und  ursprünglich  von  den  Unfreien  gebildet 
waren,  welche  von  diesem  oder  jenem  ab- 
hingen,  Gilden  waren  geschaffen  und  Frei- 
briefe bewilligt,  so  dass  das  Wohnen  in 
einer  Stadt  so  aufgefiasst  wurde,  als  ob  man 
der  Unfreiheit  entromien  sei,  und  in  der 
That  war  dies  auch  der  Fall. 

2.  Der  Umsdiwnoe  ia  den  laadurirt- 
Bchaf  tliclien  VerhiUtniaBen  w&hrend  des 
Hittelaltera.  Es  sind  nunmehr  diejenigeii 
Mittel  und  Wege  zu  betrachten,  ■welche,  wie 
man  sagen  darf,  die  Bevölkerung  aus  der 
Uotcrthanenschaft  des  Gutes  herausführten. 
Die  üi-sachen,  welche  diesen  Umschwung 
zur  Folge  hatten,  and  freilich  etwas  ver- 
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wickelt,  indem  sie  auf  einander  einwirkten 
und  sich  gegenseitig  verst&rkten.  Es  waren 
ihrer  drei  an  der  Zahl. 

1)  Zunächst  hatte  das  Einporbluhen  der 
Stfidte  mit  der  Mehrung  der  ihren  Bewoh- 
nern zu  teil  werdenden  Freiheit  einen  Ein- 
flius  axd  die  aUgemeinere  Lage  der  Bevöl- 
kenmg  des  platten  Landes,  und  zwar  so- 
wohl direkt  wie  üidirekt  Mancher  Unfreie, 
der  vom  Herrenhofe  entflohen  war,  snchU: 
und  ^nd,  trotz  der  gesetzlichen  Bestim- 
muDgen,  unter  dem  Schutze  ^ner  Stadt 
imd  einer  Oil^  die  ersehnte  Freiheit.  Da- 
neb^  blieb  der  liäntlusa,  den  das  Beispiel 
einCT  in  der  NShe  befindlichen  fimen  Be- 
rClkerung  ausübte,  nicht  ohne  Folgen. 

2)  Die  voi^nannte  Ursache  indessen  war 
in  geringerem  Masse  wirksam  als  die  mm  zu 
bebwihtende.  Jenes  Moment  berührte  nur 
einige  wenige  Haucni,  dieses  hingegen  die 
bäuerliche  Bevölkerung  als  besonderen  Stand. 
Es  scheint^  als  ob  einige  Zeit  vor  dem  Auf- 
treten des  schwarzen  Todes  eine  wichtige 
Veränderung  in  der  Beziehung  der  Tnfreien 
zu  ihren  Herren  im  Werden  begriffen  war. 
Ijangsam,  aber  ^cher  bildete  es  sieh  her- 
aus, dass  festbcstinimte  Geldzahlungen  an 
die  Stelle  der  Ärbeitsleistiuigen  oder  Dienste 
traten,  welche  ursprünglich  seitens  des  einen 
für  den  anderen  zu  verrichten  waren.  Es 
ist  überdies  wahrscheinlich,  dass  auf  der 
anderen  Seite  die  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung 
verlangten :  es  wurde  nämlich,  wie  wohl  zu 
beachten  ist,  im  Laufe  der  Zeit  notwendig, 
Arbeitskräfte  zu  mieten  zur  Ergänztmg  der 
von  den  Bauern  des  Gutes  zu  verrichtenden 
DiensÜeistungen.  Die  Thatsaehe  dieser  letzt- 
genannten Neuerung  steht  zwar  weniger 
fest  Es  ist  wirklich  nicht  mSglidi  zu  sagen, 
ob  dieselbe  zu  jener  Zeit  eine  weite  Ver- 
breitung erlangt  hat 

Hinsichtlich  der  Bedeutsamkeit  jenes 
ersteren  Umstandes  kann  jedoch  kein  Zweifel 
obwalten,  da  er  die  Strenge  jener  persön- 
lichen Beziehungen  milderte,  auf  denen  die 
mittelalterliche  Wirtschaftsordnung  aufgebaut 
war.  Zu  dieser  Zeit,  wo  solche  Bestrebungen 
sätsik  bekundeten,  trat  der  schwarze  Tod  auf. 
IGr  war  von  ^präsen  und  weithin  wirksamen 
Folgen  begleitet  Hinüber  kann  man  räch 
freiBdi  nicht  wundem,  wenn  man  die  durch 
ihn  hcmargerufene  ungeheure  Sterblichkeit 
io  Betracht  zie^t  Das  erste  Eindi-ingen 
desselben  begann  etwa  am  1.  August  1348, 
»ausgehend  von  den  Seestädten  von  Dorset- 
shire,  Devondüre  und  Somersetshire ,  von 
wo  er  aufwärts  nach  Bristol  zog,  von  dort 
nach  Oxford,  um  etwa  am  1.  November 
London  zu  erreichen  und  sich  endlich  über 
ganz  England  auszubreiten«  (Barnes,  His- 
tory  of  Edward  HI.  S.  43;')  und  436 ;  Seyes, 
History  of  Bristol  etc.).  Es  sind  drei 
grosse   Pestausbrfiche   voigekommen  (der 


erste  war  der  verderblichste),  nämlich  vom 
August  1348  bis  zmn  Sommer  1349,  vom 
August  1361  bis  zum  Mai  1362  und  vom 
Juli  1368  bis  Michaelis  1369.  Ueber  die 
Grösse  der  durch  den  sdiwarzen  Tod  ver- 
tu«achten  Sterblichkeit  wird  vielfach  ge- 
stritten. Der  Verlvist  an  Menschenleben  in 
EiuTjpa  belauft  sich  nach  ungefährer  Schät- 
zung auf  25  Millionen  (Hecker),  obwohl  mit 
Rücksicht  auf  England  selbst  fast  zeitge- 
ttössisdie  Berechnungen  zu  Ergebnissen  ge- 
langen, welche  nur  als  Uebertreibungen 
angesehen  werden  können,  wie  z.  B.  du 
Angabe  des  Adam  von  Cttk,  welcher  be^ 
hauptet,  dasb«  nach  dem  Erlöschen  der  Pest 
nur  ein  Zehntel  der  früheren  BevÖlkraung 
am  Leben  gewesen  sei.  Die  GrOsse  der 
St^blic^keit  ist  eben  unsicher,  wenn  auch 
aller  Wahischeintidikeit  nach  die  Hälfte  der 
Bevölkerung  der  Pest  zmn  Opfer  fiel.  (Ro- 
gers, History  of  Agricvdtiu«  and  Pric«*; 
Fortnightly.  Review,  Band  II,  III  und  VI^ 
insbesondere  IJ,  SS.  149,  268;  Kecker,  Epi- 
demies  of  the  Middle  ages.)  Der  Verlust 
eines  grossen  Teiles  der  Bevölkerung  musste 
für  die  wirtschaftliche  Entwiekelung  des 
Landes  notwendigeiweise  von  tiefgreifen- 
der Bedeutimg  sein.  Die  schon  im  werden 
begriffenen  Veränderungen  wimleu  beschleu- 
nigt und  gefördert.  Mit  verstärktem  Eifer 
suchten  die  Bauern  Geldzahlungen  an  die 
Stelle  der  pers<inlichen  Dienstleistungen 
treten  zu  lassen,  eine  Neuerung,  die  natür- 
lich dadiut;h  ihnen  um  so  wünschenswerter 
erschien,  ala  der  Preis  für  die  gedungene 
Arbeit  im  Steigen  begiiffen  war.  In  dieser 
Hinsicht  trat  die  Wirkung  der  wirtschaft- 
lichen Gesetze  von  Angebot  und  Nachfn^ 
bald  sichtlich  zu  Tage.  Auf  selten  der  Ar- 
beiter macht  sich  die  Fordenmg  nach  höhe- 
i-en  Tjöhnen  sowie  die  Neigung  geltend,  der- 
selben durch  Vereioigtmg,  ;>aliances«:  und 
*<«ngrcgations<c .  Nachdnick  zu  verleihen 
(vgl.  Sf^ter  1  Rieh.  II  c.  6),  während  die 
Gnmdeigentümer  ihrerseits  wie  vordem  Ar- 
beit brauchten,  aber  nicht  in  der  Lage  waren, 
sie  zu  den  alten  Preisen  sich  zn  beschaffen. 
Wirklich  waren  die  Geldzahlungen,  die  ihnen 
statt  der  Aibeitsleistimgen  zuflössen,  völlig 
unzureichend  zur  Anwerbung  von  Arbeitern, 
welche  gegen  Lohn  jene  Dienstleistungen 
zu  verriäiten  hätten  (vgl.  als  Beispiel  Av- 
chaeologia,  Bd.  XI).  Infolge  dieser  Bewe- 
gungen und  ihrer  Ergebnisse  wurden  Ver- 
suche gemacht,  den  drückenden  Verlegen- 
heiten der  Lage  zu  begegnen. 

a)  Die  Gesetzgebung  griff  helfend  ein» 
Bisl^g  waren  die  Lohnsätze,  wenn  über* 
haupt,  so  in  den  Gutsgerichten  oder  durch 
die  (jüden  und  Korporationen  festgesetzt 
worden.  Jetzt  aber  verfügte  eine  königliche 
Verordnung  von  1349  (23  Eduard  III),  »dass 
alle  körperlich  rüstigen  Gesindeleute  ihren 
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Hen-ea  dienen  sollten,  oder  falls  sie  von 
diesen  nicht  in  Änspi-uch  genommen  würden, 
irgend  einem  anderen,  der  ihrer  begehren 
vürde,  nnd  zwar  zu  dem  gleichen  Lohne, 
vie  er  vor  der  Fest  üblich  war«  (Knighton ; 
vgl.  auch  sonstige  Statuten,  -wie  25  Edu- 
ard III,  12  Richard  II,  7  Heinrich  lY  c.  17), 
Die  Gesetzgebang  erwies  sich  jedoch  als 
nnwirksua.  denn  die  knapper  gewordene  Ar- 
beit war  im  Werte  gestiegen. 

h)  Die  Gutsherren  sutätcn  zu  der  alten 
Ordnung  mit  ihren  Dienstleistungen  zurück- 
zukehren. Sie  wünschten  die  "Wiederher- 
stellung der  fi-üheren  persOnliclien  Verpflich- 
tungen nach  Beseitigung  der  neuen  ^Id- 
wirtscliaftlichen  Grundlage.  Infolge  dieses 
Vei-suches  und  der  ihn  begleitenden  Um- 
stÄnde  wimie  das  ganze  Land  in  einen  Zu- 
stand grosser  wirtschaftlicher  Unordniuig 
hineingetrieben.  Sie  gipfelte  in  dem  Bauern- 
aufstände von  1381,  der  in  der  Hauptsache 
gegen  die  Rückkehr  zu  den  Verhältnissen 
des  früheren  Wirtschaftslebens  geriehtot 
■war,  wie  aus  der  gänzlichen  Vernichtung 
der  Gutsakten  durch  die  Aufständischen  zu 
entnehmen  ist.  Diese  wollten  jede  Urkunde 
über  die  etwa  von  ihnen  zu  leistenden 
Dienste  zei-stören.  Allerdings  wurden  nach 
Untei"drückung  des  Aufstandes  die  den 
Bauern  eingeräumten  Zugestandnisse  aufge- 
hoben ;  ihre  Ansprüche  nach  dieser  Richtung 
hin  wurden  aber  seitdem  nicht  mehr  wirk- 
lich bostritton.  An  der  Praxis  der  Um- 
vandhmg  hielt  man  fest.  Dazu  ist  es  wahr- 
Bcheinli(m,  dass  die  Geldleistungen,  welche 
Bdion  vor  dem  sdivarzen  Tode  vermindert 
worden  waren,  auf  vielen  Gütern  eine  Her- 
absetzung erfuhren.  So  war  denn  das  zweite 
Mittel  zur  Beseitigimg  derjenigen  Folgen, 
welche  hauptsächlich  dmx^h  die  von  der 
Fest  hervoi^erufeno  Sterblichkeit  bedingt 
waren,  fehlgeschlagen,  und  die  wirtscWt- 
lichen  Gesetze  behaupteten  ihre  Macht  Ihre 
!E!i:^bnissc  waren  augenscheinlich.  J>ie  Ren- 
fabüitftt  des  herrschenden  Ackerbausystems 
war  abhängig  von  dem  Vorhandensein  einer 
grossen  Menge  billiger  Arbeitskräfte.  Der 
Gan^  der  ü^ignissc  hatte  den  Wert  der 
Arbeit  gesteigert  und  damit  eine  Aendening 
notwendig  gemacht  (s.  12  Richard  II  c.  3 
bis  6).  Wabrscheinlicn  schritt  man  zu  einem 
Wechsel  in  den  Betriebs  Verhältnissen  und 
that  das  I^and  derart  aus,  dass  wh-  jetzt 
von  farming  leases  sprechen  würden  (Ro- 

fi-s,  History  of  Agricultxu^  and  Prices,  Bd. 
,  S.  24).  Affine  durchgreifende  Veränderung 
der  Sachlage  bedeutet  dies  jedoch  nicht, 
denn  die  Pächter  waren  nicht  minder  ausser 
Stande,  sich  hinreichend  billige  Arbeitskräfte 
zu  beschaffen.  Aber  eine  gründliche  Um- 
gestaltung lag  nahe.  Das  Land  konnte  auf 
andere  Weise  als  für  den  Ackerbau  nutzbar 
gemacht  werden. 


3)  Die  andere  Nutzung,  zu  der  das  Land 
hergerichtet  werden  konnte,  wird  begreif- 
lich, wenn  man  die  Gewerbepolitik  berück- 
sichtigt, welche  von  Eduard  III.  eingelotet 
und  von  dessen  Nachfolgern  fortgeführt 
wurde.  Diese  Politik  bestand,  kurz  gesagt, 
in  der  Fördbrung  der  Wollenindustrie  und 
des  Wollenhandels.  Zu  diesem  Zweck  er- 
schienen Massregeln  der  versdiiedensten 
Art  erford^lich.  Sie  können  in  folgender 
Weise  zusammenge&isst  werden. 

a)  Die  Niederlassung  ausländischer  Weber 
wurde  durch  Schutzbriefe  etc.  begünstigt; 

b)  das  Tragen  ausländischen  Tuches 
wurde  verboten; 

c)  die  Ausfuhr  von  Wolle  ohne  beson- 
dere königliche  Ermftchtigiu^  wurde  unter- 
sagt; 

d)  den  Anssenhandel  suchte  man  Ins 
Jjeben  zu  rufen  durch  Begünstigung  des 
Stapelhandels  Tuid  der  Handelskompagriieen 
sowie  der  kaufmännischen  Spekulanten; 

e)  ab  und  zu  geschahen  Versuche  zur 
Kräftigung  der  Handelsmarine. 

Die  eingehendste  Belehining  über  die 
Wichtigkeit  dieser  neuen  Handelspolitik  er- 
teilt das  Übel  of  English  Pohcy.  Ein 
näheres  Eingehen  auf  das  Wesen  und  den 
Erfolg  dieser  Politik  erscheint  hier  Ober- 
flüssig. Wichtiger  für  die  vorliegende  Be- 
trachtung sind  die  Wirkungen  derselben. 
Durch  sie  w^imle  ein  neues  Gewerbe  neben 
dem  landwirtschaftlichen  gross  gezogen  und 
zwar  ein  solches,  das  ak  Bedingung  für 
sein  Gedeihen  die  Unterhaltung  grosser 
Schafherden  zur  Voraussetzung  hatte.- 

Infolge  der  gemeinsamen  Wirksamkeit 
der  drei  im  Vorstehenden  namhaft  gemachten 
Ursachen  entwickelte  sich  nun  eine  ent- 
schiedene Neigung,  dasjenige  I^and,  welches 
früher  als  Gtemeindelüid  liegen  gelassen 
oder  als  Ackerland  verwandt  wor&a  war, 
nimmehr  als  Weide  zu  benutzen.  Bei  dieser 
Weidewirtschaft  bedurfte  es  auf  dem  Lande 
nm-  geringer  Arbeitskräfte.  Ueber  die  Ent- 
schiedenheit, mit  -welchei-  diese  Bestrebungen 
sich  äusserten,  giebt  die  flbraans  rasche 
Vermeluning  der  Schafe  auf  den  verschie- 
denen Gütern  hinreichende  Aufklärung.  Es 
ist  ferner  ein  direktes  Zengais  vorlünden 
über  den  Verlauf  und  die  Ergebnisse,  welche 
jene  Entwickehmg  auf  dem  Lande  nahm. 
In  J.  Rowe's  Historia  Regimi  Angliae  (ecL 
Heame,  S.  113)  findet  sich  eine  eingehende 
Schilderung  dos  trostlosen  Zustandes  von 
Warwickshire.  Dörfer  werden  beschrieben 
als  völlig  verödet  infolge  der  allgemein  eiu- 
getretenen  Umwandlung.  (Diaselbe  mag  in 
jenem  Distrikte  1449  oder  gar  fi-Üher  statt- 
gefunden haben.)  Im  Laufe  der  Zeit  sti^ 
der  Umfang  des  zur  Weide  benötigten  Laa- 
des  so,  dass,  um  dem  wachsenden  Bedürf- 
nisse entg^n  zu  kommen,  Einhegungen 
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■TOD  Gemeindeland  häufiger  wurden,  wäh- 
rend zugleich  auch  die  Niederl^mg  von 
Adkerland  zu  Weide  zunahm,  (üeber  die 
Ausdehnung  dieser  Umwandlung  liefern  die 
Werke  von  LAtimer,  Starkey,  Stafford,  ILu> 
lison  u.  a.  nntrOgliche  Beweise.)  Beschleu- 
nigt wurde  der  Vorgang  überdies  durch  die 
Ste^enutg  der  Wollenpreise. 

8,  IHe  verfiaderte  Lage  des  Banem- 
standea  ud  seine  weitere  Entwicke- 
hm^.  Wenn  nun  in  der  beschriebenen 
Weise  än  Umschwung  in  den  Wirtschafta- 
veÄSltniBsen  des  Liudes  sich  vollzog,  so 
entsteht  w^ter  die  Frage  nach  dem  Einfluss 
desselben  auf  die  Lage  des  Bauernstandes. 
Jene  beiden  gekennzeichneten  Y^ftnderun- 
■  gen  tragen  dazu  bei,  die  Bauern  vom  Grund 
und  Boden  zu  trennen :  Die  E^nffthning  der 
Geldzahlungen  an  Stelle  der  persönlichen 
Dienste  hatte  das  Band  gelockert,  welches 
die  Bauern  mit  dem  Herrengute  verknüpfte; 
die  Umwandlung  des  bebauten  Landes  in 
Weide  verbannte  sie  von  diesem.  Die  Un- 
freiheit nähert  sich  ihrem  Ende.  Die  Leib- 
eigenschaft hatte  zu  einer  frAhereu  Zeit  be- 
reits aufgehört  (vgl.  Sir  Thomas  Smith, 
Commonwealth,  Buch  III,  Kap.  10).  Die 
Gebundenheit  an  die  Scholle,  »villeinage  re- 
gardant«,  geht  während  des  15.  imd  16.  Jahr- 
hunderts sehr  schnell  verloren.  Andere 
Faktoren  traten  zu  den  genannten  hinzu, 
um  diesen  Wechsel  herbeizuführen. 

a)  Das  zunehmende  Humanität&gefÜbl 
erscheint  wirksam  in  den  Freibriefen  (char- 
tere of  manuraission) ,  lA-ie  diejenigen  von 
Madox  Form.  Anglicanum:  Bischof  Sher- 
bomes  Raster  at  Chichester  (vgl.  Smith, 
Commonwealth.  S.  251);  vgl.  die  Freibriefe 
der  Herrscher;  Rymer,  Foedera,  underyears 
1514  and  1574. 

b)  Die  dnich  die  Landübertragung  aus 
den  kirchlichen  in  die  weltlichen  Hände 
hervoi'gerufenen  bedeutsamen  Umwandlungen 
^iffen  in  jenen  Prozess  mit  zerstörender 
Oeiralt  ein.  Die  alte  Ordnung  der  Dinge 
machte  der  neuen  Platz,  und  alte  Bande 
wurden  gelöst.  (Vgl.  Smith,  Commonwealth.) 

c)  Siechte  ein  Bauer  auf  volle  Freiheit 
Anspruch,  so  schoben  die  Gerichtshöfe  die 
Beweialast  den  Herren  zu  (s.  State  Trials, 
XX,  a  38  und  39).  Natürlich  hatte  dieser 
Umstand  eünea  lediglich  ergänzenden  Ein- 
flnss,  welcher  dahin  wirkte,  die  sdxon  in 
raschem  Fortschritt  begriffene  Umwandlung 
zu  vollenden. 

Unter  diesen  Verhältnissen  kann  es 
nicht  befremden,  dass  gegen  Ende  der  Tu- 
dorperiode  die  Berichte  über  vüieinage  re- 
garaant  nahezu  aufhören.  Während  des 
letzten  Teiles  jener  Periode  kommen  Bei- 
spiele ihrer  Fortdauer  allerdings  gelegeat- 
hch  vor.  (Üeberlragungen  von  Unfreien  act 
PhiUp  &  Maiy,  Notes  and  Queries,  First 


Series,  Bd.  HI,  S.  327.)  Sie  sind  jedoch 
gering  an  Zahl.  Ein  letztes,  wahrecheinlich 
das  letzte  Beispiel  rührt  von  1617  her,  do^ 
scheint  es  sich  nur  um  eine  übriggebliebene 
Gebundenheit  zu  handeln,  die  lediglich  no- 
minell geworden  war.  (Norden,  Survey  of 
certain  crown  manors  —  manor  of  Falm^, 
Sussex:  >three  bondsmen  of  bloude  belon- 
ging  unto  this  manor« ;  Notes  and  Queries, 
First  Series,  I,  S.  139:  Tgl.  auch  Nor^ 
Law  xeports,  S.  27;  State  Trials,  XX,  S. 
41  und  42;  Notes  and  Qiieries,  Second  Se- 
ries, VUI,  S.  m  und  361.) 

Aber  wenn  au<^  infol^  dieser  Ent* 
Wickelung  das  hergebrachte  Band,  weiches 
den  Bauemstand  an  den  Boden  knüpfte, 
zerrissen  wurde,  so  blieb  dennoch,  wie  be- 
tont werden  muss,  in  vielen  Fällen  die 
ländliche  Bevölkerung  unter  drückenden 
Pachtverhältnissen.  Dabei  ist  natürlich  zu 
unterecheiden  zwischen  freien  Leuten,  wel- 
che das  Land  zu  unfreien  Pachtbedingungen 
(villein  tenure)  inne  hatten,  und  den  mit 
Ltuid  angesessenen  Unfreien.  Die  Veifln- 
derungen,  welche  diese  letzteren  betrafen,  be- 
rührten in  gewissem  GJrade  auch  jene.  M. 
a.  W.:  die  ländliche  Bevölkerung  vermin- 
derte sich,  und  der  Boden  wurde  in  Weide- 
land umgewandelt  oder  durch  Pächter  be- 
wirtschaftet Dies  war  jedoch  keineswegs 
allgemein  der  Fall;  und  diejenigen,  welche 
durch  copyhold  oder  durch  Herkommen 
vom  Herrengtite  abliängig  blieben,  waren 
verbunden,  die  verschiedenen  ihnen  abge- 
forderten Dienste  sowie  bestimmte  Natural- 
leistungen zu  entrichten,  und  bUeben  zu 
mancherlei  alten  lehnsherrlichen  Zahlungen 
verpflichtet  Von  der  Befreiung  von  diesen 
Lasten  wurden  sie  besonders  ausgenommen, 
wenn  durch  12  Karl  II.  Kap.  24  alle  ritter- 
lehnrechtlichen  Besitzarteu  (tenures  by 
knight's  Service)  sowie  der  Erträge  und 
Wirkungen  aus  königlichen  Lehen  (tenuares 
in  capite)  beseitigt  wurden  und  aller  Be- 
sitz von  erblichen  Gütfflu  in  den  Händen 
von  Priva^rsonen,  ausgenommen  co- 
pyhold tenures,  in  freies  Eigentum 
(free  and  common  socage)  verwandelt  wurde. 
Unter  copyholdB  versteht  man  Ijandgüter, 
die  ehemius  unfrei  waren  (vgl.  Coke,  On 
liitÜeton,  58a,  61b:  Wrights  Tenures,  3. 
AufL  S.  210).  Die  copyhold  tenures  mit 
allen  ihren  besonderen  E^ntümlichkeiten 
blieben  bestehen,  und,  wie  ein  Gewähr»- 
mann  ans  dem  Jahre  1851  mitteilt,  gab  es 
eben  zu  jener  Zeit  Pächter,  welche  zu 
Dienstleistungen  verpflichtet  waren  in  Ge- 
stalt von  ein-  bis  viertägiger  Emtearbeit, 
von  Lieferungen  von  Kohlenladungen  in  be- 
stimmter Anzahl  für  den  Gebranch  des 
Gutsherrn  und  von  einer  gewissen  Zahl 
Metzen  Hafer  (2 — 10)  für  seine  Pferde  (s, 
Select  Committee  on  the  Enfranchisement 
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of  Copyhold  Bill,  Evidence  Qb  1öö3,  irK>4 
eta).  Solche  Dienste,  boon  oder  due  Ser- 
vices, wie  sie  genannt  wurden,  waren  in 
den  meisten  Fällen  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen, indem  sie  für  eine  kleine  Oeld- 
zahluog  al^lfSst  wurden.  Infolge  von  Ge- 
setzen aus  dem  letzten  halben  Jahrhundert 
sind  copyhold  tenures  aus  neuerer  Zeit,  ein 
Denkmal  unfreier  Pachtverhältnisse  und 
mehr  Ifistig  als  drückend,  in  die  freien  Gllter 
aufgingen. 

Aber  selbst  vetin  die  Eigentümlichkeiten 
des  copyhold  tenure  streng  zur  Durchführung 
gelangt  wären  und  der  Umfong  des  unter 
dieeer  Form  braessenen  Landes  bedeutender 
gewesen  wftre,  als  es  in  der  That  der  Fall 
war,  so  würde  die  Idge  des  Bauranstandes 
als  soldier  nicht  emstlicli  davon  betroffen 
worden  sein.  Wie  sc^n  bemerkt,  war  seine 
Verbindung  mit  dem  Qrund  und  Boden  ge- 
löst, vShifflid  zugleich  ein  mehr  systemati- 
scher Anbau  geboten  schien.  Yen  dieser 
Zeit  datiert  der  Ursprung  einer  besonderen 
Klasse  von  Gutspüchfem  (tenant  brmers), 
welche  das  land  entweder  mit  dem  Rechte 
der  Pachtaufhebung  zu  beUebiger  Zeit  (at 
will)  oder  mit  Kontrakten  auf  längere  fest- 
bestiinmte  Zeit  (by  lease)  innehaben  imd 
Arbeiter  gegen  Geldlohn  beschäftigen.  Wenn 
auch  dieser  Umschwung  in  der  Art  der 
lAndbebauung  vielleicht  nicht  in  jedem 
einzelnen  Falle  durch  die  gedachten  Ereig- 
nisse verursacht  war,  so  erlangte  dieser 
doch  infolge  derselben  und  der  Bedürfnisse 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts  eine  hervor- 
ragende Ausdehnung.  Während  des  letz- 
teren machte  die  Einführung  des  wissen- 
schaftlichen Landwirtschaitsbetriebes  einen 
bedeutenden  Finfluss  in  gleicher  Richtung 
geltend  (vgl.  u.  a.  Fitzherberts  On  Sur- 
reyenge ,  desselbea  Husbandiy ;  Bljibes 
England's  Improvement).  Andererseits  haben 
wir  ein  Reiches  Zei^vis  für  das  Vorhan- 
densein einer  besonderen  Klasse  landwirt- 
schaftlicher Tagelöhner  in  den  Stattiten  und 
Verordnungen,  die  zum  Zweck  der  Regelung 
ihrer  Lohn-  und  Rechtsverhältnisse  erlassen 
wurden. 

Man  muss  sich  übrigens  vor  dem  vor- 
eiligen Schlüsse  hüten,  dass  die  Befreiung 
der  Bauern  sie  etwa  aller  Mühs^  und  Last 
überhoben  habe.  Freilich  wurden  sie  aller 
•drückende  Forderungen  und  der  Yerpflich- 
timgen  der  Dienstbarkeit  ledig.  Zugleich 
vuraen  dann  aber  ihre  Ansprüche  auf  ir- 
gend ein  Eigentumsrecht  am  Grund  und 
Bodm,  von  welchem  die  Uehrzahl  von  ihnen 
ihren  Unterhalt  bezog,  zurückgewiesen.  Bis 
KU  einem  gewissen  Grade  wurde  diesem 
Dabeistände  durch  das  Vorgehen  der  elisa- 
bethinischen  Re^eruog  abgeholfen,  welche 
mehr  Stetigkeit  m  die  Verhältnisse  zu  brin- 
gen suchte,  nicht  nur  durch  die  Regelung 


des  Lohnes,  der  Preise,  der  Dienstbedin- 
gungen  etc..  sondern  auch  durch  die  be- 
rühmte Poor  Law  act  von  1601,  Weiterhin 
wird  die  mit  dem  Emporblühen  der  Ge- 
werbe Hand  in  Hand  gehende  wachsende 
Arbeitsgelegenheit  nicht  wenig  dazu  beiger 
tragen  haben,  die  gänzliche  Abhängigkeit 
zu  mildern,  indem  den  einen  volle  Arbeit, 
den  anderen  Nebenbeschäftigung  beim 
Spinnen,  Weben  etc.  zu  teil  wui-de  (vgl. 
die  Schilderung  vou  W.  Radcliffe,  Ori^n 
of  the  new  system  of  manufacture).  Die- 
jenigen aber,  welche  unberührt  blieben  von 
diesen  beiden  Einflüssen,  von  denen  der 
erste  nui-  kurze  Zeit  B^tand  hatte,  während 
der  andere  seiner  Katur  nach  nur  teilweise 
sich  äussern  konnte,  befanden  sieb  in  einer, 
sehr  wenig  beneidenswerten  Lage.  Mit 
kargm  Ix>ha,  schlediter  Wohnung  und 
ohne  die  Hittel  gemeinsamen  Zuswumen- 
schlusses  sanken  sie  in  den  von  den  Parlih- 
mentsberichten  anschaiüich  geschlldeiten 
trostlosen  Zustand  hinab  und  fielen  nicht 
selten  den  gang-masters  zum  Opfer  (s.  den 
Report  on  the  employment  of  womeu  and 
children  in  agriculture,  1843). 

Lltteratnr :  it(«unt ,  Tenuren  nf  Land  end 
Cnttomt  ofmanort  (Ed.  Hatlilt),  Londtm  1874- — ■ 
<7,  R.  Denton,  England  in  theßfleenth  Ontary, 
London  18S8.  —  H.  Eilt»,  denrral  Iniroduetion 
If)  Domeaday,  Loiidrui  lü^ä.  —  Elton,  (hi  Copy- 
hold»,  London.  —  Tiwwer,  Eirr  Hnndtf.d  jtoitUt 
of  IlMubandi'i/,  London  1S7S.  —  E.  Sasse,  lieber 
die  mUteUUterlirhr  Ffldgeuieinarlutft,  Bona  1S69. 
—  Reitort  of  Select  (omutitt^e  on  B!U  for  Ihr.  En- 
franehinement  of  Copyhold,  London  ISSl.  — 
Iteport  on  Employrnent  of  tromtn  and  rkÜdren 
in  agrimltwe,  London  I84S.  —  If.  AtuMs,  Con- 
»titutional  Hi^torif,  Oxford  1873.  —  F.  S^ebokm, 
The  Enfflish  VÜlitge  Vommunih/,  London  188S, 
ilbrrt.  von  Th,  v.  /fimten,  Heidelberg  1885. 
- —  Sir  Tturmas  Sntithf  The  CommoniptraUk  of 
England,  Ijondon  1589  und  npäter  iriederhoU 
<ibge  druckt. 

Liverpool.  R  C.  Jt.  Gönner. 


YIU.  Bie  Bauernbefreiung  in 
Norwegen. 

Für  eine  Bauembefreimig  im  strengen 
Sinne  des  W<Hrtes  war  in  Norwegen  kein 
Platz,  indem  die  norw^schen  Bauern  im 
grossen  und  ganzen  immer  frei  waren.  Die 
ktzten  Spuren  der  Sklaverei  waren  scho^ 
vor  Ende  des  12.  Jahrhimderts  verschwun- 
den, und  da  es  überhaupt  nur  Haussklavaa 
^b,  konnte  sich  aus  der  Stellung  derselbe« 
eine  Leibeigenschaft  nidit  entwickeln.  Freii- 
Uch  waren  die  Freigelassenen,  von  denen 
viele  —  wie  man  annehmen  darf  —  als 
Pachtbauem  lebten,  in  gewissem  Grade  ao 
die  SchoUe  gebunden,  aber  auch  die  hierin 
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Ue^aden  Keime  eia&r  Entvickelung  der 
Lttbdgfflisdiaft  vorkOmmertoi  venigstenB 
bald. 

Die  YerhiUtiÜBse,  die  späterhin  in  Däne- 
mark wie  in  Nord-  und  Ostdeutschland  die 
Unfreiheit  des  BauemstandeB  förderten,  fehj- 
ten  in  Norw^en  fast  gänzlich.  Die  Be- 
völkerung war  spärlich,  die  Abstände  gross, 
die  Herrengüter  an  Zahl  gering.  Die  £rb- 
bwem  (»Odelsbnndero)  bcsassen  ihren 
Omnd  mit  einem  selbständigen,  unbesdiränk- 
tea  Rechte,  dem  in  den  Fendalländent  nichts 
CTtspiach;  und  das  in  dem  Erbeigentnnt 
(»Odel«)  liegende  Wiedeikau&recht  der 
Verwandten  des  YeriLänfers  erschwerte  Ober- 
aus das  Aufkaufen  von  Bauernhöfen,  um 
Herrengüter  zu  bilden.  So  finden  wir,  dass 
in  der  Mitte  des  17.  Jahihonderts  die  Erb- 
bauem  von  dem  kultivierten  Boden  fost 
ebensoviel  wie  der  Staat,  die  Kirche  und 
der  Adel  zusammen  besasseu. 

Die  Mehrheit  der  Bauern  waren  freilich 
von  den  ältesten  Zeiten  bis  gegen  den 
jSdiluss  des  17.  Jahrhunderts  nicht  Besitzer 
des  Bodens,  sondern  Pachtbauern  (>Lei- 
ländinge«^).  So  rechnet  man  um  die  Mitte 
desselben  Jahrhunderts  ca.  1 1 000  Erbbauera 
neben  25 — 30000  Pachtbauern.  Von  diesen 
wurden  wenigstens  -',  5  des  Botlens  bebaut. 
Das  YerhfÜtnis  zwischen  den  Pachtbauem 
und  den  Eigentümern  war  aber  immer  ein 
freies  Vertragsverhältnis,  ünd  wenn 
llissbränche  dadiux:h  zwar  nicht  verhintlert 
werden  konnten  (wir  sehen  z.  B.  im  16.  und 
17.  Jahrhimdert  Spuren  von  drückenden 
Frondiensten),  so  konnten  doch  andererseits 
diese  Missbi^uche  gewisse  Grenzen  nicht 
leicht  überschreiten,  da  kein  Band  das  Recht, 
den  Mietvertrag  zu  kündigen,  und  den  freien 
Zi}g  der  Bauern  beschränkte.  Die  Kron- 
dienste fielen  auch  in  der  letzten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  fast  gänzlich  w^.  Die 
G(«et^bimg  des  1(>.  und  17,  Jahrhunderts 
war  den  norwegischen  Pachtbauern  Über- 
haupt sehr  günstig,  suchte  die  Lasten  der- 
selben zu  erleichtern  und  ihre  Stellung  zu 
sichern  durch  Einführung  lebenslänglicher 
Pacht  und  Erbpacht,  wodurcii  jedo^  nur 
eän  Recht,  aber  keine  Pflicht  fflr  den  Pacht- 
bauem eingeführt  wurde. 

Als  im  vorigen  Jahrhundert  die  Militär- 
pflicht auf  die  Bauern  ausgedehnt  wui-de, 
fand  man  es  notwendig,  die  Freizügigkeit 
der  militbpflichtigea  Bauern  zu  beschrän- 
^sl,  eine  BeschrftnkuDg,  die  im  Jahre  1799 
wieder  ve^el  und  mit  der  privatrecht- 
üchen  adscriptio  glebae  nicht  zu  ver- 
wechseln ist. 

In  diesem  Jahrhundert  hat  sich  die  An- 
zahl der  Pachtgrundstücke  in  starker  Pro- 
eresräon  vermindert,  und  das  Areal  dieser 
wundstücke  wird  wahrsdieinlich  bald  nur 
*/s9  des  bebauten  Bodens  betragen.  — 


Lltteratlir :  San,  yor^  untUr  Foreningen  vied 
Daiimark,  yordink  l'itiieraitäUi-TidsekrIft  (Nbrtr. 
irähr^nti  drr  Verbiwhing  mit  IXinenuirk ,  Nord. 
ruirrrgHätneituchrift)  VI,  IS60.  —  Aschehoug. 
Stalnfnrfntningm  i  Sorgr  og  Danmark  indtü 
1814  (Dir  Vnf.  XorirtgeH»  «iirf  DitHrmnrla  bis 
ivm  Jahn  1814),  Krintiania  1866,  S.  807,  4t5ff. 
—  Brandt,  Fnretanninger,  mer  den  vortike  Ret*- 
hintttrie  (VoHfmngm  Uber  ditt  nortc.  Rtdtltgt' 
Mhiehtr),  Krisliaaia  lütiO,  I,  S.  £85  ff.  —  Auhtari, 
l>en  Morxke  Obligalioitgrel»  upecieUe  Del  (Der 
*prxlrUr  Teil  iles  norw.  OhligatioHenreehUi), 
KHnlianin  1890,  J,  .S.  210 ff.  —  Maurer ^  Die 
FrftgflaMfiten  nnch  attuorditrbrm  RfchU,  Sitztingii- 
herir/ite  der  MHurbeii^r  Akadeviie,  1S78,  S.  SX  ff. 
Krint innin.         Bvedo  Morg^tttteme. 


IX.  Die  Bauernbefreiung  in 
Biunftnien 

fden  Fürstentümern  Moldau  und 

Walachei). 

1.  Einleitendes.  Die  Periode  bis  zur  Auf- 
hebaug der  Leibeigenschaft  (Mitte  des  18-  Jahr- 
hunderts). 2.  Die  Periode  bis  znm  Reglement 
organique  (1831).  3.  Das  B^riement  organiqne 
a)  für  die  Moldan,  b)  für  die  Walachei.  4.  Das 
Ain-argesetz  Joan  Cnzaa  vom  14./26.  Angost 
1864  und  die  Beseitigung  der  Robot. 

1.  Einleitendes.  Die  Periode  bis  zur 
Aufhebung  der  I^ibeigenachaft  (Mitte 
des  18.  Jahrb.).  Es  kann  hier  nicht  meine 
Aufgabe  sein ,  ein  zuverlässiges  Bild  der 
älteren  ländlichen  Verfassung  m  den  Donaur 
fürstentümem  zu  geben.  Es  fehlt  hierzu  an 
allen  wissenschaftlichen  Vorarbeiten.  Be- 
gnügen wir  uns  also  damit,  festzuhalten, 
dass  die  ackerbautreibende  Bevölkerung  der 
heute  zum  Königreich  Rumänien  vereinigten 
Fürstentümer  Moldau  und  Walachei  von  jeher 
—  abgesehen  von  den  Orossgrundbesitzran 
(Bojaren)  natürlich  —  in  zwei  Kategorieen  zer- 
fiel. Es  gab  einerseits  freie  Kleiogrund- 
besitzer,  die  sich  in  freilieh  immer  kleiner 
wertlender  Zahl  durch  alle  Zeit  hindurch 
erhalten  haben.  Sie  hiessen  mosneui  (spr. 
moschneni)  oder  koczi  in  der  Walachei, 
megiasi  (spr.  medschiaschi)  oder  rezesi  (spc- 
reseschi)  in  der  Moldan.  Die  grosse  Masse 
der  ländlichen  Bev^enmg  ab^  setzte  sich 
ihrerseits  wieder  aus  zwei  Klassen  zusammen, 
die  beide  das  gemeinsam  hatten,  dass  üe 
keinen  0rund  und  Boden  erwerben  durften. 
Die  einen  jedoch  waren  unfrei,  die  anderen 
frei. 

Die  ersten  waren  de  jure  an  die  Scholle 
gebunden  und  wurden  mit  dieser  übertragen 
und  erworben.  Sie  hatten  ihren  Ursprung 
teils  in  fremden  Kolonen,  welche  die  Bojar 
ren  in  das  menschenarme  Land  gezogei^ 
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und  dann  ihre  -wirtschaftliche  Abhängig- 
keit iiiissbrauchend  allmählich  in  die  Erb- 
nnterthänigkeit  herabgedrückt  hatten;  teils 
in  ehemaüs  Freien ,  welche  infolge  der 
fortwährenden  Kriege  wirtschaftlich  zu 
Grunde  gegangen  waren,  und  aus  diesem 
Oronde  oder  um  den  mächtigen  Schutz 
der  Grossen  zn  erlangen ,  die  für  sich 
und  ihre  Ländereien  die  Steuerfreiheit 
genossen,  eich  und  ihre  Familien  rer- 
ianft  hatten.  Man  bezeichnete  diese  Klasse 
in  der  Walachei  als  romani,  in  der  Moldau 
als  vicini  (spr.  -widsdüoi  =  =  Landbewohner, 
vom  Jat.  Yicns).  Ihr  Yerhfiltnis  zu  den 
Grundherrn  ~  den  Bqaren  und  dem  Klents 
—  war  durch  die  Gewohnheit  geregelt. 
Sie  mussten  von  den  Grundherren  mit  Acker- 
werkzeugen versehen  und  in  der  Not  er- 
halten werden.  "Wie  schollenpflichtig ,  so 
waren  sie  auch  schollenberechtigt.  Denn 
sie  konnten  nicht  abgesondert  von  der  Scholle, 
auf  der  sie  sassen,  veräussert  werden ;  und 
ebensowenig  hatte  der  Grundherr  das  Recht, 
sie  zu  töten.  Die  Tötung  eines  Erbunter- 
thanen  wurde  vielmehr  als  Mord  mit  dem 
Tode  bestraft  und  machte  das  "Weib  und 
die  Kinder  des  Opfers  frei.  Der  Grundherr 
hatte  ^erdiogs  ein  Erbrecht  nach  seinem 
imbeerbt  verstorbenen  Leibeigenen ;  zu  dessen 
Lebzeiten  aber  durfte  er  ihm  nicht  will- 
kürlich sein  Vermögen  an  Geld,  Tieren  und 
Ackerwerkzeugen  nehmen.  Durch  den  Co- 
dex Basile  (in  der  Moldau)  und  den  Codex 
Bessarab  oder  Indrentare  legei  {in  der 
"Walachei)  wurden  im  Jahre  1646  resp.  1652 
diese  Verhältnisse  gesetzlich  fixiort  und  zu 
Gunsten  der  Grundherren  auch  die  Bestim- 
mung getroffen,  dass  die  Aufnahme  ein^ 
flüchtigen  Tjeibeigenen  harte  Geldstrafen 
nach  sich  ziehen  sollte.  Die  Dienste  der 
Erbunterthanenwaren  ungemessen  imd  hingen 
vom  Belieben  der  Gnindherren  ab. 

Neben  diesen  an  die  Scholle  gebundenen 
Zwangsarbeiten!  gab  es,  wie  schon  erwähnt, 
Freie,  die  eigenen  Grund  und  Boden  weder 
besassen  noch  erwerben  durften.  Sie  waren 
also  genötigt,  sich  auf  fremden  lAndereien 
gegen  Leistung  waer  vertragsmässig  fest^ 
gesetzten  Abgabe  in  natura '^dijma  [spr. 
dischma]  —  decima)  oder  eines  Arbeits- 
qnantums  (claca)  anzusiedeln.  Sie  waren 
demnach  freie  Pächter,  deren  Verhältnis 
zum  Grandherm  kontraktlich  geregelt  wimie. 
Da  sie  aber  in  vollständigster  wirtschaft- 
licher Abhängigkeit  von  dem  letzteren  lebten 
und  sich  auch  auf  solchen  Gütern,  wo  un- 
freie Bauern  sassen,  nicht  niederlassen  durf- 
ten, so  waren  auch  sie  thatsächlich  an  die 
Schollen  gebunden  und  mussten  notwendiger- 
weise mit  der  Zeit  in  die  Erbunterthänig- 
keit  herabsinken.  Sie  hiessen  in  der  Moldau 

Slnguri,  in  der  Walachei  slobozi,  laturasi, 
omnesti  (spr.  laturaschi,  domneschti). 


Zu  Beginn  des  17.  Jahrii.  wurde  aufdi 
diese  Klasse  gesetzlich  an  die  Scholle  ge- 
fesselt. Für  diese  Massregel,  die  sich  an 
den  Namen  des  Fürsten  Miliai  Viteazu 
knüpft,  wwren  einerseits  fiskalische  Rück- 
sichten, andererseits  aber  das  Interesse  der 
grossgnindbesitzeitdcn  Klassen  entscheidend. 
Es  sollte  hierdurch  namentlich  die  in  dieser 
Zeit  ununterbrochener  Kriege  immer  mehr 
überiiandnehmendc  Entvölkerung  des  Landes 
durch  Auswandenmg  au%ehalten  werden, 
welche  nidit  nur  die  Entwertung  des  Grund- 
besitzes, sondern  auch  eine  Verminderung 
der  Steuereingänge  zur  Folge  liatte,  da  es 
die  bäuerliche  Bevölkerung  war,  die  fast 
die  ganze  Steuei'last  zu  tragen  hatte,  wäh- 
rend der  Grossgnindbesitz  (Bojaren  und 
Klöster)  gesetzlieh  der  Steuerimmunität  sich 
erfreuten. 

Seit  dieser  Zeit  hörte  jeder  Unterschied 
zwischen  freien  und  unfreien  landlosen 
Bauern  auf.  Gleichzeitig  begann  jedoch  die 
Gesetzgebung,  die  Regelung  der  Rechtsver- 
hältnisse zwischen  diesen  und  den  Gnind- 
herren in  die  Hand  zu  nehmen  —  selbst- 
verständlich  ohne  grossen  Erfolg. 

Die  raasslose  Ausbeutung  der  ländlichen 
Arbeiter  führte  zu  einer  sich  immer  mehr 
steigernden  Auswandenmgsbewegung.  Die 
Bauern  zogen  es  vor,  Haus  und  Herd  zu 
verlassen  und  über  die  Donau  zu  gehen 
oder  als  Wegelagerer  sich  herumzutreiben, 
statt  länger  die  Bedrückung  durch,  die  Guts- 
herrschaft zu  ertrsigen.  Dieses  grosse  Flüch- 
ten wird  am  besten  durch  folgende  That- 
sache  gekennzeichnet.  Als  der  Fürst  Kon- 
stantin Maurokordato  im  Jahre  1741  in  der 
Walachei  eine  Zählung  vornehmen  liess, 
fanden  sich  noch  147000  Bauemfamilien. 
1746  betrug  ihre  Zahl  nur  noch  70000. 
1757  war  sie  auf  35000  gesunken. 

2.  Die  Periode  bis  znm  R^lement 
oi^anique  (1831).  Der  Ernst  dieser  Um- 
stände zwang  den  Fürsten  und  die  Grund- 
herren zu  Zugeständnissen.  So  wurde  denn 
zuerst  in  der  Walachei  im  März  1746  den 
flüchtigen  Landarbeitern  für  den  Fall  der 
Rückkehr  die  persönliche  Freiheit,  eine 
sechsmonatliche  Steuerexem;^on  und  die 
FreizOgu^keit  versprochen.  Gleichzeitig  wurde 
ihre  £k>SotpfIioht  mit  6  jähi-lichen  Arbeits- 
tagen fixiert  und  bestimmt,  dass  sie 
von  den  ihnen  zur  Bebauung  überlassenen 
Grundstücken  dem  Grundherrn  weiter  Vio 
des  Ertrages  abliefern  sollten.  Im  August 
desselben  Jahres  wurde  diese  Massregel 
auch  auf  die  anderen  bisher  an  die  Schmie 
nicht  gebundenen  Bauern  ausgedehnt  und 
allen  das  Recht  eingeräumt,  sich  gegen  Zah- 
lung von  10  Lei  per  Kopf  loszukaufen.  — 
Schlimmer  noch  als  in  der  Walachei  hatte 
sich  die  Lage  der  landlosen  Landarbeiter  in 
der  Moldau  gestaltet   Hier  hatte  sieb,  that- 
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BSchlicb  die  Erbunterthftnigteit  aDmahlich  in 
dne  wahre  LeibeigenBcnfift  umgewandelt, 
haiAem  der  Missbrauch  eingerissen  war,  die 
bäuerlichen  Arbeiter  auch  abgesondert 
Ton  den  Lftndereien,  anf  denen  sie  sassen, 
xa  verlcaufen,  nach  Belieben  von  einem  Oute 
auf  das  andere  zu  versetzen ,  Eltern  und 
Kinder  willkürlich  aus  einander  zu  reisseo. 
Die  Wirkungen  waren  nicht  anders  als  in 
der  W^flchei.  So  T^airden  denn  auch  hier 
im. Jahre  1749  die  Leibeigenen  für  persön- 
lich frei  erklärt  und  ihre  A'erpflichtungen 
gegenüber  der  Herrschaft  mit  1 2  jähr- 
£chen  Arbeitstagen ,  im  übrigen  aber  im 
grossen  imd  ganzen  wie  in  der  Walachei 
filiert.  Die  Freizügigkeit  wurde  ihnen  hier 
jedoch  nicht  zugestanden. 

Diese  Emancipation  nützte  jedoch  den 
Bauern  nichts,  und  das  Gesetz  wurde  in 
Wirklichkeit  gar  nicht  gehandhabt.  Das  Ver- 
bot, Grundeigentum  zu  erwerben,  blieb  in 
beiden  Fürstentümern  aufrecht.  Die  Frei- 
zügigkeit war  in  der  Moldau  nicht  zugestanden, 
in  der  Walachei  durch  eine  Menge  erschweren- 
der Vorschriften  geradezu  ilhisorisch  gemacht. 
Die  Grundherren  waren  der  Pflichten,  die  sie 
früher  gegen  ihre  Erbunterthanen  gehabt 
hatten,  den  Emaucipierten  gegenüber  ledig. 
Da  überdies  eine  gesetzhche  Verpflichtung  der 
Orun^erren,  den  Bauern  Land  zu  gewimren, 
■D&ngB  nicht  bestand,  so  befanden  sich 
diese  in  der  denkbar  Toliständigsten  Ab- 
hängigkeit und  wurden  womOguch  noch 
mehr  ausgebeutet  als  früher.  Die  gesetzlich 
fixierte  Anzahl  der  Froutage  wurde  in  der 
misBln^chlichsten  Weise  überschritten  und 
bald  wieder  auf  36  hinaufgeschraubt.  Die 
Klagen  der  Bauern  hierüber  hörten  nicht 
nd.  die  Auswanderungsbewegung  kam  nie- 
mals ganz  zum  Stillstände. 

Der  Kampf  der  Fürsten  und  der  Gese^ 
gebung  gegen  diese  Ansbeutungsgelüste  der 
Herrsdiaffcen  war  vetgeblich. 

"ßrst  1770  wurde  in  der  Moldau  grund- 
^tzlich  (Ue  gesetzliche  Verpflichtung  der 
letzteren,  den  auf  ihren  Gütern  ansässigen 
BauemLändereien  zuzuweisen,  ausgesprochen 
und  im  Jahre  1790  das  Ausmass  derselben 
mit  höchstens  ^'s  der  betreffenden  Güter 
filiert.  In  demselben  Jahre  wurde  durch 
das  Urbarium  des  Fürsten  Moruzzi 
das  Alass  der  Pflichten  der  Bauern  in  nach- 
folgender Weise  festgestellt.  Sie  mussten 
im  Frühling  oder  Herbst  80  Riiten  {ä  5,847 
gm)  bearbeiten,  15  Ruten  ausgäten,  von  30 
Kuten  die  Ernte  besorgen  und  das  Getreide 
einbrii^n ;  auf  einer  falcie  (spr.  faltschie 
—  1,43  ha)  Heu  machen  und  dasselbe  ein- 
bringen ;  bei  der  Herrichtung  von  4  anderen 
Heuschobern  Hilfe  leisten ;  zwei  Holz- 
fuhren machen;  zur  Errichtnng  und  Aus- 
besserung der  Mühlen  und  Deiche  beisteuern ; 
auf  je  50  Bienenschwärme  dem  Gutsherrn 


einen  sowie  '/lo  aller  landiiirtschaftlichen 
EHrägniese  mit  Ausnahme  deijenigen  aus 
den  zu  den  Wohnun^n  gehörigen  Gärten 
ablieft'm;  die  zur  Aufbewahrung  des  Mius 
notwendigen  Oebändo  herrichten  uad  die 
Transporte  dahin  bewerkstelli^n. 

IHe  Landbevölkerung  zufiel  nach  dem 
dtierten  Urbarium  in  4  Eat^rieen.  Soweit 
die  den  Bauern  gesetzlich  zuzuweisenden  */s 
des  Gutes  reichten,  sollten  die  Angehörigen 
der  ersten  Kategorie,  fnmtasi  (fruntaschi)  je 
■1  falcie  {ii  1,4^  ha),  die  der  zweiten  Kate- 
gorie midloci  (mislotschi)  je  3  falcie,  die 
der  dritten,  codasi  (kodaschi)  je  2  falcie,  die 
der  vierten  Kategorie  endlich  je  1  ^cie 
Äcker-,  Wiesen-  und  Weideland  erhalten. 

Die  Bauern  waren  nach  diesem  Gesetze 
berechtigt,  ihrer  Robotitflicht  diu-eh  gedungene 
Tagelflhner  zu  p;enügen.  Cmgekelurt  waren 
sie  auch  verpflichtot ,  dem  Grundherrn  auf 
dessen  Verlangen  den  Zehnten  mit  je  ß 
Piaster  (2  Frs.  22  Cent.)  pro  falcie  abzu- 
lösen. 

In  der  Walachei  erhielt  sich  das  Gesetz 
des  Konstantin  Maurokoi-dato  mit  einigen 
durch  Alexander  Ghika  getroffenen  Abände- 
iTjngen  von  1746  bis  zur  Regierung  Carad- 
jas  (1778).  Diesei'  Fürst  verschlechterte  die 
Lage  der  Bauern  bedeutend,  indem  er  — 
was  allerdings  auch  bis  dahin  thatsächlich 
herrschender  Zustand  gewesen  war  —  die 
Zahl  der  Robottage  mit  12  fixierte  und  jede 
auf  eine  Herabsetzung  derselben  gerichtete 
Vereinbarung  für  nichtig  erklärte.  Die  12 
Tage  wurden  ihrerseits  selbstvorständhch 
bedeutend  überschritten  und  bedeuteten  im 
übrigen,  da  —  seit  1790  gesetzhch  —  an 
jedem  Tage  ein  bestimmtes,  unverhSltois- 
mässig  grosses  Arbeitsquantmu  abgelistet 
werden  musste,  mindestens  36  Tage.  Femer 
musste  der roboi^)fUchtige Bauer  überdies 
für  den  Grundherrn  im  Frühling  oder  Herbst 
einen  Tag  arbeiten  und  ihm  zu  Weihnachteu 
eine  Holzfuhre  «schenken«  und  dieselbe  auch 
aus  einer  Entfernung  von  nicht  über  sechs 
Wegestunden  transrartiereu. 

Eine  gesetzliche  Fixierung  des  Ausraasses 
der  den  Bauern  zuzuweisenden  Ijäodereien 
ist  in  der  Walachei  niemals  erfolg.  Die- 
selbe blieb  vielmehr  stets  der  freien  Ver- 
einbarung zwischen  GnmdlieiTen  und  Land- 
arbeitern überlassen. 

Die  ersteren  überschritten  übrigens  die 
ihnen  vom  Gesetze  gezogenen  Grenzen  fort- 
während und  in  der  missbräuchlichsten 
Weise,  bis  im  Jahre  1831  durch  das  imter 
den  Auspicien  dos  russischen  Generals 
Kisseleff  zu  stände  gekommene  Reglement 
organique  eine  Neuoi"dnimg  der  agrarischen 
Verhältnisse  erfolgte. 

Es  ist  vielfach  behauptet  worden,  dass 
dies  in  einem  den  ländlichen  Arbeitern  im 
Verhältnis  zu  früher  ungünstigen  Sinne  ge- 
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Bchehen  sei.  Und  es  ist  ja  auch  richtig, 
da&s  die  Bestimmungen  des  unter  dem  aus- 
schliesslichen Einflüsse  und  der  Aufsicht 
Busslands  abgefassten  niganischen  Statutes 
durchaus  nicht  liberal  waren.  Es  darf  je- 
doch anderei-seits  nicht  vei^essen  werden, 
dass  dasselbe  wenigstens  den  IJebergiiffen 
und  der  Willkür  der  (jrmndbesitzer  feste 
Grenzen  zog. 

3.  Das  K^lement  orgaaiqne  a)  für 
die  Moldau.  Xach  dem  organischen  Statut 
zerfielen  die  ländlichen  Arbeiter  in  drei 
Klassen,  je  nachdem  sie  vier  Ochsen  oder 
nur  zwei  oder  endlich  gar  keine  resp.  bloss 
eine  Kuh  bosassen. 

Das  organische  Statut  für  die  Moldau 
verpflichtete  die  Gnmdherren  (Bojaren  und 
Kloster),  den  auf  ihren  Gütern  ansAsägen 
Bauern  Xiandei-eien  im  HOchstansmasse  von 
^/s  des  Gesamtueals  ihrer  Güter  zum  Anbau 
zu  überlassen.  Und  zwar  erhielt  jedes 
Familienhaupt  ohne  Bücksicht  auf  die  OrOese 
seines  Viehstandes 

10  pnljini   -  17,87.')  ar  für  Wohnung,  Hof 

und  Garten. 
IV2  falcie      214,5  ar  Ackerland, 
20  prdjini  =  35,75  „  Weideland, 
rW      .,     -    71,5  „  Wiesen. 

Ueberdies  erhielt  ietle  Familie  für  je  2 
Stück  Hornvieh  —  jedoch  nie  mehi*  als  für 

2  Paar  Ochsen  —  weitere 

60  prAjini  —  107,25  ar  Weideland  und 

60      .,     ^-  107,25  „  Wiesen. 

Das  Ausmass  des  Ackerlandes  blieb  also 
für  alle  3  Klassen  das  gleiche,  und  ein 
Familienhaupt  erhielt  demnach  zusammen 
mindestens  333,9  ai'  und  hudistcns  lÜS^Q  ar 
(Art.  IIS,  125). 

Als  (jegenleistung  hatte  der  Bauer  zu 
prästiereu : 

12  Arbeitstage  (Landarbeiten)  jährüch, 
nämlich  je  4  im  Frühjahr,  Sommer  und 
Herbst  und  zwar,  wenn  er  Zugtiere  besass, 
mit  diesen:  sonst  mit  der  Hand; 

1- — 2  Fuhren,  je  nachdem  die  Entferaung 
von  dem  Gute,  wo  er  sass,  bis  zu  dem  Be- 
stimmungsorte 8—16  oder  bloss  1 — H  Weg- 
stimden_  ausmachte,  was  also  mindestens 
mit  weiteren  4  Tagen  veranschlagt  wer- 
den  mnss; 

2  Holzfuhren,  welche,  da  das  Holz  event. 
auch  auf  eine  Entfernung  von  4  Wegstnn- 
den  geholt  werden  musste,  mit  wenigstens 

3  Tagen  veranschlagt  weiden  müssen; 

4  Ta^  zur  Besorgung  der  auf  dem  Gute 
notwendwen  Keparatureo. 

Die  Zahl  der  gesetzlichen  Robot- 
tage betrug  also  zusumuea  mindestens  23. 

Es  muss  jedoch  berücksichtigt  werden, 
dass  das  vom  Gesetze  bestimmte  Normal- 
•|uantum  der  an  einem  Tage  abzuleistenden 


Arbeit  übermässig  gross  war.  So  musste  in 
Gemässheit  des  Art.  118  c.  I — lU  des  orga- 
nischen Statutes  für  die  Moldau  jeder  Bauer, 
der  ein  Paar  Ochsen  besass,  im  Tage  14 
pnijini  (25  ar)  lurbar  gemachten  imd  9  pnljini 
(17  ar)  jungfräiüichen  Boden  ackern,  besäen 
und  eggen;  wer  zwei  Paar  Ochsen  besass, 
eine  doj)pelt  so  grosse  Fläche.  Ebenso 
mussten  12  präjini  =  22  ar  an  ^em  Tage 
ausgegätet  werden.  Das  Heumacheu  und 
das  Einbringen  des  Heus  von  einer  &Jcie 
(1,43  ha)  zählte  als  4  Arbeitstage.  So  kann 
man  denn  die  Zahl  der  12  jährlichen  ßobot^ 
tage  mindestens  mit  dem  drei£achen  Betrag» 
veranschlagen. 

Ausser  den  aufgezählten  Arbeitsleistungen 
hatte  der  Bauer  der  Gutshetrschaft  auch 
noch  K'io  des  Ertrag  der  ihm  zugewiesenen 
Grundstücke  abzuliefern  und  mussten  je  25 
Familien  einen  Mann  zum  perannhclien 
Dienste  beim  Gutsheim  für  das  ganze  J^ir 
stellen,  was  mindestens  weitere  15  Tage  tm 
Jahre  für  jedes  Familienhaupt  ausmadat 

Summiert  man  sämtlidie  Frontage,  so 
erhjÜt  man  etwa  G7— 70,  d.  h.  geigen  45  *>/q 
des  Ackerbaujahres.  Denn  dieses  betiilgt 
in  Rumänien  nur  210  Tage,  von  denen  rund 
30  für  Sonn-  und  Feiertage  und  noch  änige, 
an  denen  wegen  schlechten  Wetters  etc. 
keine  Feldarbeiten  besoi^t  werden  krmnen, 
in  Abzug  zu  bringen  sind. 

Beanspruchte  der  Grundherr  melu*  Arbeit 
oder  der  Bauer  mehr  Land,  so  blieb  dies 
der  freien  A'ereinbarung  beider  Teile  übei-- 
lassen.  Ebenso  war  der  Gnmdherr  berecli- 
tigt,  die  robotpflichtigen  Bauern  auch  auf 
einem  anderen  Gute,  ^s  auf  dem  sie  sassoo, 
wenn  es  nicht  mehr  als  4  Wegstunden  von 
diesem  entfernt  war,  arbeiten  oder  sicli  von 
ihnen  für  den  Robotentgang  entschädige« 
zu  lassen.  Um  Streitigkeiten  zu  vermeiden 
und  im  Falle  von  solchen  den  Gerichten 
einen  festen  Massstab  zu  gewähren,  sollten 
die  dmxihschnittlichen  Arbeitalohne  jedes 
Jalir  diuxih  die  Landesversammlimg  unter 
Berücksichtigung  der  besonderen  üitUchen 
Verhältnisse  in  einer  Tabelle  festgestellt 
werden  (Art.  122). 

Die  Freizügigkeit  wurde  zwar  aufrecht 
erhalten,  die  Uebersiedelung  eines  Bauern 
von  einem  Gute  auf  ein  anderes  aber  von 
der  Erlaubnis  des  Kreisvorstehers  abhängig 
gemacht.  Um  diese  zu  erhalten,  mußste  je- 
doch der  letztere  sowohl  als  auch  der 
Gnmdherr  6  Monate  vor  Geoi^  von  dw 
Uebersiedelungsabsicht  verständigt,  dem 
Gnmdhenu  das  Aequivalent  der  Arbeit  un4 
der  sonstigen  Leistungen  für  ein  ganzes  Jahr 
imd  der  Kommunalkasse  des  alten  Wohur 
Ortes  das  Aniuivalent  einer  vollen  Jahrea- 
steuer  bezahlt  werden.  Fand  die  Ueber- 
siedelimg  statt,  obwohl  der  Gutsherr  dev 
Hauern  das  gesetzUdie  Ausmass  an  Onind- 
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fita<^en  einrflnmte,  so  üelen  ihm  die  Melio- 
'ratioDen  des  bisherigen  Besitzers  und  dessen 
H&ns  anheim;  sonst  durfte  sie  dieser  ver- 
faaofen.  Der  Örundherr  hatte  dann  das 
Vorkaufsrecht  (Art.  124). 
'  Tand  die  Uebersiedelung  eines  Bauern 
auf  Anstiften  eines  fremden  Gnmdherm  statt, 
so  wurde  dieser  dem  Herrn  des  Gutes,  wo 
der  betreffende  Bauer  sass,  schadenersatz- 
pflichtig {Art.  125). 

Der  Grundherr  konote  übrigens  wider- 
spenstige und  subordinationswidrige  Bauern 
.nach  vorhergeganeener  ü  monatlicher  Kün- 
digung und  Beoachriehtiguiig  des  Kreisvor- 
stehers TOD  seinen  Gütern  entfernen. 

Noch  hinzuzuftl^n  ist,  dass  zu  Gunsten 
der  Qmndherren  die  mannigfachsten  Bann- 
rechte  bestanden.  So  dtu^en  nur  sie  allein 
Branntwein,  Wein,  Fleisch  und  andere  Feil- 
schaften vetschleissen.  Femer  hatten  sie 
ein  ausschliessliches  Rociit  auf  alle  Teiche 
imd  Wälder  und  übten  auch  den  Mühlzwang 
ans  (Art.  129). 

b)  für.die  WalaeheL  Dieselben  Bestim- 
jungen  mit  unwesentlichen  Abftnderungen 
ttai  das  «M^nisdie  Statut  für  die  Walachei, 
Aor  dasa  das  Mass  der  deu  einselaen  Familien 
Wgewiesenen  L^dereien  ein  viel  ^[eringereif 
■war.  "Eß  erhielt  nämlich  jedes  Famüienhaupt 
in-  der  "Ebeae  400,  in  den  Bergea  300  Qua- 
drattoisen  —  15,7  resp.  11,8  ar  mr  Wohnimg, 
Hof  und  Garten:  je  po^n  =  25  ar 
.Weide  für  jedes  Stflck  Homviefa,  h&chstens 
^er  2Vs  po^n  =  125  ar  zusammen;  Je  % 
iH^n  ~  30  ar  Wiese  für  jedes  Stück 
Bemvieh,  höchstens  aber  3  pogon  —  löO 
ar  zusammen:  endlich  3  pogon  —  150  ar 
Ackerland.  Die  einer  Familie  zugewiesene 
Gesamtflftche  betrug  also  höchstens  441  und 
mindestens  217  ar. 

Die  Auswahl  der  den  Bauern  anzu- 
weisenden Grundstücke  blieb  in  beiden 
füistentümem  der  Gutsherrschaft  überlassen. 

Die  det  letzteren  zu  prästierenden  Leis- 
tungen waren  in  der  Walachei  im  allge- 
meinen dieselben  wie  in  der  Moldau,  d.  h. 
gesetzlich  nominell  23  Bobottage,  >/io  des 
EHrages  etc. 

Zu  den  aufgezählten  kamen  auch  die 
dem  Staat  tmd  der  Kommune  zu  justieren- 
den Ijrastnngen:  nbnlich  eine  Jahreskopf- 
Steuer  Ton  30  Piaster  (U  Frs.  10  C«nt) 
Ulf  jedes  Familienoberhaiipt  und  eine  Jahres- 
konunumüsteuer  von  3  Piastern  (1  Frs.  11 
'Gent.},  die  in  ausserordentlichen  f^en 
auf  das  Doppelte  erhöht  werden  konnte; 
dann  5  Piaster  18  ^/s  Paras  (ca.  2  fVs.)  an 
Schul-  und  Militäreinc^uartieningsumlf^en, 
.zoseurunen  also  Lasten  un  Bettage  von  41 ''a 
Piaster  (15  Vs  Frs.)  jährlich. 

Der  eben  dar^legtc  Zustand  dauerte  mit 
geringen,  für  die  Walachei  durch  ein  G. 


vom  23.  April  1851  herlwigeführten  Modi- 
fikationen bis  18G4. 

4.  Das  Agrai^setz  Joan  Ciuas  vom 
14..  26.  August  1864  und  die  Beseitigons 
der  Robot  Im  Jahre  1864  oktroyierte 
der  damalige  Fürst  Joan  Cuza  auf  6rund 
des  Art.  46  der  Pariser  Konvention  v.  9. 
August  1859 ')  gegen  den  Willen  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  und  trotz  ihres 
heftigen  Widerstandes  im  Wege  eines  Staats- 
streiches für  beide  damals  durch  Personal- 
union vertnmdenen  Donauf ürstentOmer  ein 
Agrargesetz  (hege  nirala  v.  14./26.  August 
1864).  Durch  dasselbe  wurden  die  Gk»b- 
grnndbesitzer  «nes  Teiles  ihrer  Güter  zn 
Gunsten  der  bisher  robotpflichti^n  Land- 
bevOlkening  expropiiiert,  tmd  die  letztere 
erhielt  nach  Massgabe  dos  Gesetzes  das 
Eigentum  an  den  Ulndereien,  auf  denen  sie 
sass  (Art  1).  Gleichzeit^  wurde  die  Robot 
für  den  ganzen  Umfang  der  beiden  Fürsten- 
tümer aufeehoben.  vertri^  Über  I^and- 
arbeiten  sollten  nur  noch  für  die  Dauer  von 
höchstens  5  Jahren  abgeschlossen  werden 
können. 

Nach  Art.  1  betrug  nun  das  Ausmass 
der  jeder  B^milie  ausser  dem  Räume,  den 
sie  im  Dorfe  für  Haus  und  Garten  inne 
hatte,  zugewiesenen  Gnindstücke: 

a)  in  den  DejArtements  diesseits  des 
Milkov  (Walachei):  1)  für  Bauern,  die  4 
Ochsen  und  1  Kuh  besasseu,  11  pogon  ~ 
550  ar,  2)  für  Bauern,  die  2  Oenaen  und 
1  Kuh  besassen,  7  pogon  11  prAjini  =  372 
ar,  3)  für  Bauern,  die  nnr  em  Stück  oder 
gar  kein  Hornvieh  besassen,  4  pogon  15 
prAjini  —  230  ar. 

b)  In  den  Departements  jenseits  des 
Milkov  (Moldau):  1)  für  Bauern,  die  4  Ochsen 
und  1  Kuh  blassen,  5* 's  falcie  —  786 Vi 
ai-,  2)  für  Bauern,  die  2  Ochsen  und  1  Kuh 
besassen,  4  falcie  —  573  ar,  3)  für  Bauern, 
die  niu"  ein  Stück  oder  gar  kein  Homvieh 
besassen,  2'  «  falcie  —  357  "3  ar. 

c)  In  den  DejKirtemeots  jenseits  des 
Pruth  (dem  damals  zu  Riimänien  gehörigen, 
seither  1878  wieder  an  Russland  gefallenen 
Bessarabien) :  für-  den  Besitzer  von  4  Ochsen 
und  1  Kuh  6  &lcie  30  pr^jini ;  für  den  Be- 
sitzer von  2  Ochsen  und  1  Kuh  4  falcie  30 
präjini:  für  den,  der  nur  1  Kuh  oder  gar 
kein  Hornvieh  besass,  2  falcie  70  prdjtni. 

Das  Agrargesetz  von  1864  ging  somit, 
ebenso  wie  das  organische  Statut  von  1832, 


')  Derselbe  lautet:  Les  Moldavea  et  lea  Ya< 

laques  aont  tons  6gaux  devant  tes  lois  

TuuB  les  privü^ges,  exemptions  et  monopoles 
dont  jouisaent  encore  certaines  classes  seront 
abol^;  et  il  sera  procede  sans  retard  k  la  re- 
vision  de  la  loi  qm  r^gle  les  rapports  des  pro- 
pri^taires  du  sol  avec  les  cultivatemrs  en  roe 
d'ameliorer  l'^tat  des  paysaas. 
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von  der  Dreiklassenteilung  der  LandbevOlke- 

ning  nacn  der  Gi-fisse  des  Viehstandes  aus. 
Das  Mass  des  Ackerlandett  blieb  für  alle 
Klassen  dasselbe,  nämlich  in  der  Walachei 
3  pogon  ir>0  ar,  in  der  Moldau  nnd  in 
Bessarabien  1'  2  falcie  —  214,0  ar,  wie  ja 
überhaupt  das  Agvai-^Betz  die  bisher  land- 
losen Bauern  zu  freien  Eigentttraern  jener 
Grundstücke  machte,  die  sie  in  (lemäs^eit 
des  organischen  Statuts  innegehabt  hatten. 

^ach  Art.  2  sollte  denjenigen,  die  nicht 
schon  bisher  das  in  Art.  1  fixierte  Ausmass 
besassen,  dasselbe  aus  den  Staatsgütern  (Art. 
5  und  6)  ergänzt  wei-den,  da  die  Expropria- 
tion der  Gnmdherren  sich  nur  auf  höchstens 
*/3  ihrer  Güter  eretreckte  (Art.  3). 

Art.  4  bestimmte,  dass  kinderlose  "Witwen, 
Arbeitsunfähige,  dann  die  Z^ichtrobotpfÜch- 
tigen,  welche  keinen  Landban  trieben  oder 
auf  Grund  besonderer  Verträge  mit  den 
Herrschaften  bloss  Ilaus  und  Garten  im 
Dorfe  besassen,  nur  die  für  das  Haus  und 
den  Garten  bestimmten  Grundstücke  zu 
eigen  erhalten  sollten.  Jedoch  ^ben  die 
Artt.  5  und  6  diesen  sowie  den  im  Art  2 
Genannten  das  Recht,  die  Zuweisung  von 
LändereieB  in  dem  im  Art.  1  votgesehenen 
Ausmasse  auf  den  Staatsgütern  zu  verlangen. 
In  Art.  54  ff.  wurde  die  B^^oung  er- 
mfichtigt,  an  dieselben  Bsrzellea  im  Höchst- 
ausmasse  von  je  12  pogon  —  600  ar  zu 
dem  in  lu  Janresrcnten  zahlbaren  Preise 
von  5  Dukaten  (--■  62Vs  Fth.)  pro  ÖO  ar 
zu  verkaufen. 

Die  Artt.  7  und  57  entziehen  den 
mit  Land  Beteiltcn  rücksichtlich 
den  Käufern  von  Landlosen  in  Ge- 
mftssheit  der  Artt.  5,  6,  54  fQr30  Jahre 
von  der  Verlautbaruug  des  Gesetzes  resj). 
vom  vollzogenen  Kaufe  an  ^rechnet,  die 
Befugnis,  ihr  Immo biliareigentum 
durchRechtsgeschäfteunterLebeu- 
den  oder  auf  den  Todesfall  ausser 
an  die  Gemeinde  selbst  oder  an 
einen  anderen  Dorfbewohner  zu 
veräussern  oder  zu  verpfänden.  Nach 
Ablauf  von  30  Jahren  entfällt  diese  Be- 
schränkung, aber  auch  dann  noch  hat  die 
Gemeinde  das  Vorkaufsrecht.  Dagegen  ent- 
hält daä  Gesetz  keine  Beschränkung  der 
i'reiteübarkeit  im  Wege  des  Erbüber- 
ganges. 

Die  expi-opriiert*^n  Grundherren  wurden 
durch  den  Staat  entschädigt  Die  Beitrags- 
leistung, zu  welchei'  die  neuen  Kleingnmd- 
besitzer  nach  Art.  22  herangezogen  wurden, 
sollte  in  15  an  den  Staat  zahibiu^n  Jahres- 
renten entrichtet  werden.  Die  Höhe  der 
letzteren  richtete  sich  nadi  der  Grösse  des 
Viehstandes. 

Sämthche  zu  Gunsten  der  Gutsherrschaf- 
ten bestandenen  Banurechtc  mid  Monopole 
wurden  aufgehoben. 


Von  besonderer  Bedeutung  ist  auch 
Art.  9  des  Agrargesetzes.  Der^be  lautet: 
»Das  Etecht  auf  die  Wälder,  welches  den 
avif  den  moldauischen  Gütern  ansässigen 
Landleuten  nach  Art.  44  des  (Übrigens  für 
nur  4  Departements  in  Geltung  gewesenen) 
Berggesetzes  {lege  muntelui),  sowie  den  auf 
den  in  der  Walachei  befindlichen  Gütern 
ansässigen  Landleuten  in  Gemässheit  des 
Art.  140  §  4  des  G.  v.  23.  April  1851 
bislier  zustand,  bleibt  auch  für  die  Zukunft 
unbenlhrt  Nach  15  Jahren  jedoch  sollen 
die  Gutsherren  berechtigt  sein,  in  gericht- 
lichem oder  aussergerichtHchem  Wege  die 
Befreiung  ihi-er  Wälder  von  den  obgedach- 
ten  Servituten  zu  Verlanen.« 

Thatsächlich  haben  die  (^rundherren  von 
dieser  ihnen  eingeräumten  Befugnis  vollsten 
Gebrauch  gemacht,  so  dass  das  in  Art  9 
des  Agrargesetzes  den  Bauern  gewahrte 
Recht  des  Holzbezuges  aus  den  gutsheir* 
schaftlichen  Waldungen  fest  überall  aui^ 
hört  hat. 

Artt.  18  und  19  wahrten  den  Grund- 
herren das  Eigentumsrecht  an  den  Teidiea 
innerhalb  des  Bereiches  der  Dörfer,  gewährten 
jedoch  andererseits  den  Doifbewcmaern  die 
Befugnis,  gegen  die  Verpflichtung,  zi^Ied<& 
mit  dem  Gutsherrn  zur  Eriuutung  der 
Dämme  und  der  Tränke  beizutragen,  ihr 
Vieh  in  denselben  zu  trbiken. 

Es  verst^  mch  von  selbst,  dass  dis 
mosneni  oder  rezesi,  die  schon  vor  1864 
vorhandenen  KleingmndbesitaeK,  durch  das 
A^raigesetz  vom  14..'26.  August  1864  ia 
keiner  Wäse  berührt  wurden. 

In  Gemässheit  diraes  Gesetzes  ertuelten 
a^  in  der  Waladiei:  64930  Eamilienhftupter, 
die  je  5  Stück  Hornvieh  besassen,  zusammen 
701  830  im^n  (35^)  915  ha),  138  i*70  Famüien- 
häupter,  die  je  3  Stück  Hornvieh  besassen, 
zusammen  10330fX)  iwgon  (516500  ha), 
74600  Fjunilienhäupter,  die  je  nur  1  Stück 
oder  kein  Hornvieh  besassen ,  zusammen 
330000  pogon  (165000  ha). 

b)  In  der  Moldau:  0700  Familienhäupter, 
die  je  5  StQck  Hornvieh  besassen,  zusammen 
36Ü00  falcie  (51480  ha),  59000  Famiiien- 
liäupter,  die  je  3  Stück  Hornvieh  besassen, 
zusammen  234000  falcie  (334620  ha),  58000 
Familienhäupter,  die  je  nur  1  Stück  oder 
kein  Hornvieh  besassen,  zusammen  1240(X} 
falcie  (177320  ha). 

In  beiden  Fürstentümern  erhielten  somit 
rund  71600  Familien  der  ersten  Kat^rie 
zusammen  402400  ha,  198000  Familien  der 
zweiten  Kategorie  zusammen  851100  ha, 


Der-ielbe  lautete:  Auf  denjenigen  GQtem, 
wo  sich  Waldungen  befinden,  wird  der  Grund- 
herr den  liandleuten  erlauben,  abgestandenes 
Uolz  zn  sammeln  und  das  notwendige  Baohols 
zn  ^len.  Analog  Art.  44  der  lege  muntdiü. 
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132600  Familien  der  dritten  Kategorie  zu- 
Bammen  342300  ha.  Die  Zahl  der  robot- 
pflichtigen Bauern  betrug  1864  550000,  die 
Zahl  der  mit  Land  Beteüten  402000,  es 
verblieben  somit  rund  150  000  Familien 
nach  vie  Tor  landlos,  von  denen  allerdings 
ein  grosser  Prozentsatz  (ca.  30  "/o)  in  Qe- 
mfis^eit  sp&terer  AusfAhrungsgesetze  zu  den 
Ajrtt.  5,  6,  54  des  Agrargesetzes  von  1864 
Grandbesitz  erworben  haben. 

Anhang.  Vorstehend  ist  die  Befrei- 
ung der  bäuerlichen,  d.  h.  der  ackerbau- 
treibenden Bevölkerung  skizziert  worden. 
Neben  dieser,  die  sich,  rechtlich  wenigstens, 
im  Zustande  der  ErbunterthAnigkeit  befand, 
hat  es  jedoch  in  den  Donaufürstentümern 

zum  Jahre  1856  auch  noch  ca.  200000 
wirUiche  Sklaven  gegeben  —  nämlich  die 
^geuner.  Den  Eigentümern  stand  über  die- 
seuRfen  ein  unbeschränktes  jus  vitae  necisque 
nnd  ein  Verfilgungsrecht  wie  über  andere 
Vermögensgegenstände  zu.  Ja  ein  Zigeuner 
konnte  nicht  einmal  freigelassen  werden. 
Denn  durch  die  Freilassung  wäre  er  eine 
herrenlose  Sache  geworden,  die  jeder  Bojar 
söäi  hätte  aneignen  dürfen.  Als  im  Jahre 
1789  die  Donaufürstentfimer  vorübei^^eDd 
durch  die  Oe&terreicher  beaet&t  wnrdeOf  dachte 
die  kaiseiiic^  B^erung  eiiken  Aug^hlick 
daran,  die  Sklaverei  der  Zweuner  aufzu- 
heben, Kess  jedoch  dann  die  Sache  auf  sich 
bmihen.^)  Die  Zigennra  wurden  hauptsAch- 
lüdi  als  Haiffigesinde  vmrendet  und  aus 
ihrer  Mitte  die  EGche,  Kutscher,  Au&eher, 
Kusikanteo  etc.  entnommen. 

Die  Aufhebung  der  Zigeunersklaverei  hat 
sich  in  folgender  Weise  vollzogen:  Zuerst 
wurden  die  Domanial-  und  Eloeterzigeuner 
für  frei  erklärt,  und  zwar  in  der  Moldau 
durch  den  Fürsten  Michael  Sturdza  im  Jahre 
1844,  in  der  Walachei  durch  den  Fürsten 
Alexander  Qhika  im  Jahr  darauf.  Man  er- 
wartete, dass  die  Privateigentümer  dem 
Beispiele  des  Staates  folgen  würden.  Diese 
Erwartung  erfüllte  sich  jedoch  nicht.  So 
wurden  denn  auch  die  Privatzigeuner  im 
Geaetzgebungswege  für  frei  erklärt,  und 
zwar  m  der  Moldau  durch  Oesetz  v.  10. 
Dezember  1855,  in  der  Walachei  durch  Gesetz 
T.  a  Februar  185C. 

Utteratvr:  JEL  XegnavUt^  JBisloire  potüiqve  et 
goeiate  da  pHneipauth  Dann-ubiennes,  Paria  1855. 

—  Jfot-  und  Hilferuf  der  Gemeinden  det 
Moldauisch-Gimpulunger  Okols  tn  der  Bukowina, 
dargelegt  in  einer  aktenmäxng  begründeten  Pe- 
tition an  S.  Maj.  den  Kaiser  Franz  Josef  /., 
Wim  1861.  —  A.  D.  XeMpol,  Istoria  Ro- 
maniloT   din   Dada    Trajana,    6'  Bde.,  Jasty. 

—  NitMlOM  Blavamherg,  Essai  compare  sur 
les  inatüvliona  et  lea  Um  de  la  Soumanie  depuis 


Vgl.  Akten  im  Wiener  k.  k.  Archive  des 
Hinisteriams  des  Innern  sab  IV  K.  2  (Unter- 
thuiBsachen,  Anfhebmig  der  Leibeigeosdiaft). 


let  trmpt  let  plus  ncuU*  jutqu'A  noa  jour»,  Jtu- 
carett  18S5.  —  Xichatil  KogaUkiceanu,  Die 

Befreiung  der  Zigeuner  von  der  Leibeigenschaft, 

die  Lvsehwig  tler  Privilegien  dfs  BojaretUuvu 
und  die  Emancipation  des  Bauernstandes  in 
Rumänien  (i.  d.  Monatsschrift  n  Rumänische 
Remif«,  VIJI.  Jahrg.  1892,  S.  99—108  nnd  186 
bis  Sil).  —  Karl  Orünberg,  Die  rumänische 
Agrargesettgebung  im  Hinblick  auf  ihre  Reform 
(in  Brawu  »Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik*,  III.  Bd.  1889).  —  Der»elbe,  La 
q%iestion  agraire  et  les  pryets  de  rifonM 
agraire  ea  Roumanie  tu  Gides  »Bewe  d'feiy- 
nomie  politiquett,  1889,  8.  ISlff.  W.  WS£.  — 
C  K.  Gehleueo,  La  pr^triHS  ruraie  ä  Rome, 
en  Fronee  et  en  Soumanie,  Aim  1895,  S.  S9t 
bis  S51.  —  Leonida  Coleaeu,  Geschichte  des 
rv/mänischen  Sieuerwesens  in  der  Epoche  der 
Fanarioten  (1711~18äl),  Münehen  1897  (daselbst 
auch  eimge  weitere  Litteraturangaben).  —  Die 
lege  rurala  vom  August  1864  üf  in  — 

allerdings  nicht  sehr  guter  —  deutscher  Ueber- 
settung  abgedruckt  in  Rudorf  Mayers  »Heim- 
stätten  und  andere  WiHseka^tegenbu  etc.»,  Bertin 
1888. 


X.  Die  Banernbefreiiiiig  in 
Bussland. 

1.  Die  Entatehimg  der  Leibeigenschaft  2. 
Die  AnsbilduDg  der  Leibeigenschaft.  3.  Die 
Voi^eschichte  der  BauerDbefreiong  in  der  Ge- 
setzgebung und  Litteratar.  4.  Das  Emanci- 
patiunswerk.  ö.  Die  b&nerlicben  Land&nteile 
nnd  Pachtsahlnngen.  6.  Die  Ablösung  de» 
Baaenduides.  7.  Die  Apanagrabaoeni.  8.  Die 
Dom&nenbauem.  9.  Statistische  ErgebniBse  d«: 
Bauembefreinng.  10.  Abschluas  des  Emanci- 
patioQswerkes.  11.  Die  gegenwtlrtige  Lage  des 
russischen  Bauernstandes.  12.  Die  Bauernbe- 
freiung in  Polen  nnd  in  den  Ostseeprovinzen. 

1.  Die  Entstehung  der  Leibeigen- 
schaft. In  dem  alten  Moskauer  Staate 
war  der  gesamte  Grundbesitz  in  »weisses« 
und  »schwarzes«  lAud  geteüt.  Unter  weissem 
Lande  verstand  man  die  fürstlichen  Domänen, 
die  Bojarengüter  und  den  Grundbesitz  der 
Geistlichen.  Das  weisse  Land  war  teil- 
weise, und  manchmal  auch  ganz,  von  allen 
Steuern  befreit,  je  nach  den  Privilegien  der 
betreffenden  Besitzer.  »Schwarzes  Land« 
nannte  man  das,  auf  dem  die  Bauern  an- 
sässig waren.  Der  Bauer  war  frei,  auf  ihm 
hauptsächlich  aber  lasteten  alle  Steuern  und 
Ab^ben.  Nicht  alle  Bauern  sassen  auf 
dem  schwarzen  Jjande.  Ein  grosser  TeU 
der  Bauernschaft  war  als  Pächter  auf  dem 
gutsherrlichen  »weissen«  Lande  ansässig; 
aber  auch  das  schwarze  Land  war  nicht 
volles  Privateigentum  der  Bauern.  Der 
oberste  Grundherr  der  schwarzen  Lände- 
reien war  der  Fürst  oder  der  Zu*.  Er  war 
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der  Eigentümer  des  Bauemlandes  im  staats- 
retjhtlichen,  nicht  im  privatrechtlichen  Sinne 
des  Wortes.  Privatrechtlich  war  der  Kürst, 
oder  später  der  Zar,  nur  Eigentümer  seiner 
Domänen.  Der  Besitztitel  des  bäuerlichen 
Grundeigentümers  findet  seinen  Ausdruck 
in  der  offiziellen  Formel:  »des  Zaren  und 
des  Grossfürsten  schwarzes  steuerpflichtiges 
Dorf  und  mein  und  meines  Vaters  Besitz«. 

Da  die  Haupteinnahmequelle  des  Fiskus 
das  schwarze  steuerpflichtige  Bauernland 
war,  so  wai'  der  Fi^us  sehr  interessiert, 
dass  dieses  liand  im  Besitze  des  Bauern 
blieb.  So  suchte  die  Agrarpolitik  des  XIV. 
Jahrhunderts  noch  den  Anlauf  des  Bauem- 
fcuides  seitens  der  pi  ivilegierten  Stände  zu 
verhindern.  Aber  schon  im  15.  Jahrhundert 
schlägt  diese  Agrarpolitik  in  ihr  Gegenteil 
um.  Der  Staat  bedarf  der  Leistungen  der 
Dienstmannen,  und  so  wird  das  Bauernland 
.Ton  dem  Zaren  als  Dienstgut  verliehen. 
Im  16.  Jahrhundert  ist  das  schwarze  Bauern- 
land  in  den  centralen  Provinzen  des  Staates 
schon  nirgends  mehr  zu  finden.  Das  Banem- 
laad  ist  an  die  Bojaren  und  Dienstroannen 
Teischenkt  und  verliehen,  und  es  blieb 
hauptsfichlich  nur  in  den  Gegenden  des 
ausseiBten  Nordens,  in  den  gegenwärtigen 
Gtoaveniements  Archangelsk,  Olonec,  Wologda 
erhfdten. 

Der  gutshexrliche  Qruadbesitz  zerfiel 
in  4  groBseKate^orieea :  ElosterJand,  Ffirst^- 
land,  Dienstgut  und  Stamni^t.  Diese  vier 
Eat^orieea  wurden  verechieden  besteuert. 
Die  &ineni  auf  dem  Ffirstenluide  zahlten 
-weniger  Steuera  als  die  auf  dem  Bojaren- 
lande.  Die  Bauern  auf  den  Dienst-  und 
lit^tem  waren  wiederum  leichter  be- 
steuert als  die  auf  den  Gütern  der  Geist- 
lichkeit. Bis  auf  das  16.  Jahrhundert  war 
das  allgemein  verbreitete  Verhältnis  der 
^uem  zu  dem  Gutsbesitzer  das  der  »Po- 
lowniki«,  der  Hälftner.  Die  HäLftner  waren 
Bauern,  die  für  die  Nutzung  des  gutsherr- 
lichen Grund  und  Bodens  dem  Gutsherrn 
einen  dxm;h  Uebereinkunft  festgesetzten 
TeD  der  Ernte  abzugeben  hatten.  Der  zu 
entrichtende  Teil  war  ganz  verschieden,  er 
schwankte  zwischen  ^/a  und  '/s  des  ge- 
samten Bodenertrages.  Dieses  Hälftner- 
system war  bereits  im  17.  Jahrhundert  in 
allen  centralen  Provinzen  des  Moskauer 
Staates  durch  das  »Obrok-System«,  d.  h. 
durch  die  Pacht  verdrängt  worden.  Der 
»Obrok«  war  die  ausbedungene  Rente,  die 
der  Gutsbesitzer  zum  Teil  in  Naturalien, 
Bum  Teil  in  Geld  von  den  Bauern  erhielt. 
Auf  den  Klostergütem  bildet  sich  eine 
dritte  Verhältnisform  des  Bauern  zum  Grund- 
besitzer, die  des  Frondienste«.  Die  Pacht 
wird  in  Frondiensten  ausgedrückt ,  aber 
nicht  durch  eine  bestimmte  Zahl  von  Arbeits- 
tagen, sondera  durch  die  GrCese  der  für 


den  Gutshen-n  zu  bebauenden  Landstflcke 
normiert.  In  reiner  Form  kam  aber  selten 
eine  der  di-ei  Vertragsarten  vor;  allgemein 
verbreitet  sind  die  Kombinationen  von  zwei 
oder  sogar  von  allen  drei  Vertragsarten. 
—  Die  Bauern  waren  aber  nicht  nur 
Pächter  der  Gutsherren,  sondern  meistens 
auch  deren  Schuldner ,  denn  sie  hatten 
selten  Kapital  genug,  um  eine  Wirtschaft 
selbständig  zu  begründen  und  bis  mr  ersten 
Ernte  das  Leben  zu  fristen.  Ohne  die 
Schiüd  und  die  Zinsen  bezahlt  zu  haben, 
hatte  der  Bauer  kein  Recht,  das  Land  seines 
Herrn  zu  verlassen.  Aber  trotz  der  Ver- 
schuldung war  der  Bauer  in  der  Läge,  von 
seinem  Rechte  der  Freizügigkeit  in  hohem 
Masse  Gebrauch  zu  machen,  da  er  stets 
einen  neuen  Herrn  finden  konnte,  der  für 
ihn  gern  die  Schuld  bezahlte,  Tim  ihn  zu 
sich  herüber  zu  locken.  Dieses  Hin-  und 
Herziehen  der  Bauern  war  noch  dadiuch 
erleichtert,  dass  der  Vertrag  zwischen  Bauern 
und  Grundherren  nuraiif  ein  Jahr  geschlossen 
zu  werden  pflegte  und  zwar  gewöhnlich  zum 
Herbst-Georgstag  (24.  November)  kündbar. 

Diese  Freizügigkeit  der  Bauern  war  fttr 
die  reichen  Gutsherren  sehr  gOnst^;  denn 
diese  hatten  Gteld  genug,  um  die  S<^ulden 
fremder  Bauern  zu  bezahlen  und  diese 
durch  Vorechflsse  za  «ch  zu  lochen.  Ausser- 
dem waren  die  reichen  Bojaren  privil^ertj 
sie  zahlten  geringere  Steuern  und  konnten 
infolgedessen  den  Banern  gOnstigere  Be- 
dingungen stdlen  als  deren  ärmere  Nach- 
bani.  Die  reichen  Gutsherren  hatten  des- 
halb ein  Interresse  an  der  Erhaltung  der 
Freizügigkeit.  Umgekehrt  suchten  die  ärmeren 
Gutsbesitzer ,  denen  die  Bauern  von  den 
reichen  weglockt  wurden,  mit  allem  ihnen 
zu  Gebote  stehenden  Einfluss  die  Hörigkeit 
der  Bauern  zu  bewirken.  Die  Erhaltung 
des  kleinen  Dienstadels  war  für  den  Mos- 
kauer Staat  eine  Lebensbedingung,  und  so 
musste  der  Staat  gegen  die  Freizügigkeit 
Massregeln  treffen.  Dazu  kam  noch,  dass 
am  Endo  des  16.  Jahrhunderts  durch  Kri^ 
und  ausserordentlich  drückende  Steuern  die 
Bauern  zu  einer  förmlichen  Fl\icht  vom 
flachen  Lande  veranlasst  wurden.  Sie 
flüchteten  an  den  Don,  an  den  Üral,  nach 
Sibirien. 

Um  dieser  epidemieartigen  Flucht  der 
Bauernschaft  ein  Ende  zu  machen,  wurde 
am  21.  November  1597  ein  ükas  erlassen, 
der  zwar  das  FreizOgigkeitsrecht  der  Bauern 
nicht  ausdrücklich,  aber  thatsäch- 
lich  aufhob:  dieser Ukas  ignoriert  förmlich 
das  Recht  des  Bauern,  seine  Scholle  zu 
verlassen,  und  stellt  diejenigen,  die  mit 
oder  ohne  Kündigung  ihre  Herren  verlassen, 
als  Flüchtlinge  hin.  Mit  diesem  ükas 
wurde  ein  An&ng  zur  Einführung  der 
Hörigkeit  gemacht.  Der  Soblussstein  wiid 
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idörok  das  G«8etzbncfa  vom  Jahze  1649 

.l^lt    Der  pÜTatrechtliche  Charakter 

■HOf^lkeit  bekommt  eine  Btnterechtliche 

-äkoklion,  imd  die  Ldb^enachaft  wird  zur 

.inUitiition  dee  rmaisi^ea  StaatsrachteB. 
Durah  den  Ukas  t.  21.  Norember  L597 
wird  der  Vertraf;,  den  der  Buier  mit  dem 

-Qatshenm  gaadiiosaen  hat,  nnkftndbaK  nach 
dem  Qerichtsbuche  vom  Jahre  1649  ent- 
schied heaa  Vertru  mehr  Aber  die  £Ktrigh 
keit,  Bondem  die  MotiwRDg  in  die  Land- 
nocl  SteoomUeQ,  also  die  fi^erui^  als 

-aoldie  ex  f^cio. 

->8.  Die  Aiubildmig  der  LeibeigMi- 
sehtilt    Das  18.  Jahrirnndert  war.  ange- 

-IdrocheD,  und  Peteor  der  Orasse  or^BEtaisierte 
'das  russische  B^ch.   Hirten  und  OratMun- 

-keiteo  waren  b»  dieaer  Artmit  unvermeöd- 
Jioh,  nnd  die  Lage  der  Bauern  verscdklimmerte 
sich.  Frftfaer  bestand  «in  Ünteraohied  iwl- 
Bohen  Ackerbau  treibenden  hOrigen  Bauern 
nnd  den  Sklaven  (den  sogenannteo  Chdopen 
und  Hofesleuten).  Dieser  Üntersi^ed.  wwde 
iervischt,  alle  Bauern  wurden  zu  Leib- 
eigenen.  Die  alte  OnindBteuer  wurde  in 

.CBDe  Kopfsteuer  verwandelt  Bei  der  Gnmd- 
sUMer  hatte  der  Viskns  ein  Interesse  (lacän, 
die  Bauern  zu  schfltzen.  Bei  der  Kopl- 
eteoer  nud  bei  der  Verantwcoilic^eit  des 
OiitsbesitBeiB  ffir  diese  und  für  die  Stellung 
-rän  Bekniten  wimde  die  de  facto  schon 
fr&her  bestefaeode  Gewalt  des  tiiitsbesitzeis 
aber  den  Banero  notwendig  zimi  Teil  lega- 

.listert.  zum  Täl  noch  erweitert.  Scfa^n 
derUkas  t.  24.  April  1713  verordDete,  dass 
die  Bauern,  die  gegen  den  Qiiteberrn  sich 
auflehnen,  nach  Angabe  des  letzteren  mit 
der  Knute  bestraft  werden  sollen.  Lftnget 

\hatten  die  Outsherren  solche  Strafen  nach 
m;enma  EnneBsen  verfaAngt.  Der  frttherö 
IGrabranoh  wird  aber  duiok  diesen  Ukfts 
zum  Hechte.  Die  vom  Staate  zu  exeku- 
tierende Strafe  wird  (gesetzlich  vom  Chita- 
herm  diktiert,  die  UrteüsflUliing  wird  resktr 

.licfa  dem  Gutsherrn  übactragenj  und  er  wird 
gesetzlidi  zum  einzigen  fiuhtar  eedner 
Bauern. 

Der  Raimi  eriaitbt  uns  nicht,  die  einzelnen 
Ubase  und  die  immer  grausamere  Aus- 
bildung der  Leibeigenschaft  zu  verfolgen. 
Unter  Katharioa  IL,  der  »Philosophin  auf 
dem  Throne«,  hat  die  russische  Leibeigen- 
schaft die  Form  der  krassesten,  bnitalsten 
nnd  grausamsten  Herrschaft  des  Menschen 
Ober  seinen  iUitmenschen  angenommen,  wie 
es,  wie  Profe^r  Eugelmann  mit  Hecht  be- 
hauptet, in  keinem  anderen  Laude  der  Fall 
war.  Um  die  »Rechte«  der  Bauern  zur 
Zeit  der  vollen  Ausbildung  der  Ledbeigen- 
Bchaft  unter  Katharina  IL  zu  charakterisieren, 
wird  es  genügen ,  wenn  wir  our  einige 
Punkte  hervorheben.  Der  Leibeigene  war 
irerpflichtet,  seinem  Herrn  iU)SoIut  zu  ge- 


h(vchen,  insoDom  dessen  B^hio  nidit  im 
Widerspruch  zu  deo  geltenden  Staat^iesetzen 
standen.  £r  hatte  kein  Hecht,  ohne 
nis  s^nes  Herrn  zu  heiraten.  Die  ^roor- 
di«nste,  perBöaliche  Leiätungea  lud  Oelde- 
abgabra  ningen  voUstiUittiK  von  diam  ;fir- 
mesflen  der  Gutshenen  ab.  DwBerhjrttaawäk 
das  Becht,  die  Ankerbaaem  xu  Ho&nediteB 
au  massbiaa  und  die  HxHÜkaechte  zur  Feld- 
arbeit zu  acäiictoiL  £r  durfte  die  Banem, 
ob  mit  oder  ohne  Omnd  und. Boden,  veiv 
.kaufen;  Alle  Streitigkeiten  zwiaeben  den 
Leibeigenen  worden  von  dem  GTitehänn 
endgültig  eotschieden.  £r  hatte  die  Befugiüs, 
körperliche  Stmfen  zu  Teihängeu;  nnr 
dtufte  er  seine  Labdgenm  nicht  tßteiL 
Er  könnte  einen,  jeden  .^uera  zum  ÜHittüv 
dienst  abgeben,  nach  Sibirien  vOTbauoen 
und  SU  Zwangsarbeiten  in  Sibirien  verur- 
teilen. Die  L^beageoen  hatten  kein  Becht, 
gegen  ihre  Harren  bei  Omdit  zu  klagen. 
Sin  duiiten  keinen  Grund  und  Boden  er- 
werben. Das  ganze  Sügentum  des  Banem 
war  vtxr  den  Ansprüchen  des  GutebestU^ 
nicht  gesicbert. 

8.  Di«  Vorg«s(diicbte  der  Baaent- 
b«frejnng  in  der  GesetsgebuBf?  aad 
Utteratnr.  Die  Epoche  Oeic  Au&&rtmg 
hat  auch  auf  Russland  eingewirkt ; .  diese 
Wirknng  Äussert  sich  aber  nur  in  der  Litfie- 
rator,  ohne  das  Volksleben  zu  becrfthrön. 
Eine  eifrige  Anh&ogerin  der  AufldSrnng 
wu-  auch  Katharina  II.  Noch  bei  Lebzeiten 
der  Kaiserin  EhsabeUi  schrieb  Katharina 
als  Prinzessin:  >£s  ist  dem  ohristl^^u 
Glanben  und  der  Gerechtigkeit  zuwider,  aas 
Menschen  ^daven  zu  mach^;  alle  werden 
frei  geboran«  und  ^radi  von  der  Abschaf- 
fung der  Feldg^einschaft  Aber  wenn  aucb 
der  Einfluss  der  Aufkl&rung  auf  Katbarina 
gross  wu-,  so  war  der  Einfluss  üee  rusaiaohian 
herrschenden  Klasse  der  Grundbesitzer  aus- 
schlaggebend ffir  sie;  deshalb  hat  sie  niäit 
niu*  die  Bauern  nicht  befreit,  sondern,  öea 
Fordmu^n  des  Adels  nachgebend,  die 
die  Lrabeigenen  sogar  anaseriialb  des  Rechte- 
BtdLutz»  gestellt  und  die  Leibeigenschaitandi 
in  Kleinrässland  dagefilhrt  Ein  Verdienst 
Katharinas  iL  ist  aber  nicht  zu  leugnen: 
sie  hat  die  Diskussion  fiber  die  Verbesse- 
ruDg  der  Bauemlage  und  über  die  Ab- 
schaffung  der  I^eibeigensahaft  eröffnet  diu^ 
die  Einrichtung  der  »Kaiserlichen  freien  öko- 
nomischen Gresellschaft«  und  durch  ihre 
persönliche  Anregimg.  —  Der  Einfluss  der 
Aufklärung  auf  Katliarina  äussert  sich  be- 
sonders in  ihrer  Instruktion .  (dem  »Nakaa«) 
zum  EutwiH*/  eines  neuen  Gesetzbuches  auf 
»fester^  unbestreitbarer,  rationellera  Basis. 
Diese  Inslruktion  besteht  aber  meistens  aus 
vBge^  Phrasen.  Katharina  regte  aber  auch 
17b6  die  neu  errichtete  »Kaiserliche  freie 
Ökonomische  GeseUsdiaft«  zur  Stellung  da* 


HMtdwttitartiich  dar  Staatnrinaaaclwftan.  Zweite  Anflaffe.  II. 
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höchst  bedeutsamen  Preisaufgabe  an :  »Ist 
es  für  die  Gesellschaft  von  grösserem  Nutzen, 
dass  der  Bauer  nur  bewegliches  fä^otum 
oder  auch  Grundbesitz  habe,  und  vie  veit 
sollen  sich  seine  Rechte  auf  das  eine,  wie 
auf  das  andere  erstrecken?«  Als  beste 
Antwort  wui-de  die  Schrift  von  Beardö  de 
TAbay  gekrönt,  dessen  Stellung  zur  Frage 
schon  durch  sein  Motto  charakterisiert  wird : 
»in  fftTorem  libertatis  cmmia  jura  damant,  m  a  i  s 
est  modus  in  rebus«. 

Unterdessen  blieb  das  Volk  eine  Antwort 
auf  die  ESnfflhruiw  der  kra^esten  Form 
der  L^beigenschait  nicht  schuldig.  Die 
Antwort  war  der  grosse  Bauemkneg,  die 
Pngatschefteche  Bevolutioa. 

Sdion  in  den  Jahren  1760—1764  kamen 
die  Banemimruhen  allgemeiner  und  hAufiger 
TOT,  und  endlich  bracm  der  grosse  Aufstand 
unter  der  FQhrung  Pugatseheffs  aus.  Wie 
bekannt,  erklärte  Pugatscheff,  er  sei  der 
Mann  EatharioaB,  den  sie  umbringen  wollte, 
nnd  also  Rußlands  rechtmässiger  Kaiser. 

Selbstredend  war  die  Person  des  Kosaken 
Pugatscheff  nur  ein  elendes  Werkzeug,  zu 
dem  die  Massen  in  Ermangelung  eines 
besseren  griffen.  Oeneral  Bibikoff,  der  be- 
auftragt wurde,  den  Aufstand  zu  untere 
drücken,  iiat  ihn  richtig  zu  schätzen  ver- 
standen. »Nicht  Pogatscheff  ist  wichtig, 
wichtig  ist  der  allgemeine  GroU,«  äusserte 
er.  Die  Aufetäudischen  rückten  siegreich 
vor,  die  Massen  der  Bauernschaft  an  sich 
reissend  und  grausam  den  Adel  ausrot- 
tend. Am  31.  Juli  1774  erliess  Puga- 
tscheff ein  »Manifest«,  in  dem  er  die  Leib- 
eigenen zu  freien  Kosaken  erklärte,  sie  von 
der  Kopfsteuer  und  anderen  Geldabgaben 
befreite  vmd  ihnen  den  Grundbesitz  des 
Adels'  schenkte.  Natürlich  mussten  endlich 
die  Bauernhorden  dem  disciplinierten  Militär 
unterliegen,  und  der  Anstand  wurde  in 
Blut  ertränkt.  Der  Adel  forderte  Rache 
nnd  Bestrafung  fflr  dieses  »allgemeine  Ver- 
brechen« der  Bauern.  Ah&c  es  femd  sich 
auch  ein  Staatsmann,  Jakob  Johann  von 
Sievers,  der  Nowgoroder  Generalgonvemeur, 
der  den  Aufstand  in  seiner  ganzen  weit- 
tragenden Bedeutang  anffasste  nnd  im 
Jahre  1775  die  Kaiserin  duan  erinnert^ 
eine  wie  grosse  Anzahl  von  Cnterthancn 
ihre  Gnade  nie  erfahren  habe.  Er  forderte, 
dass  den  Bauern  das  Recht  der  freiwilligen 
Ehescdüiessung  gewährt  wurde,  und  protes- 
tierte entschieden  gegen  das  Recht  d^ 
Gutsbesitzers,  seine  Bauern  nach  Sibirien 
zu  verschicken. 

Die  schärfste  Kritik  fand  die  Leibeigen- 
schaft in  den  Werken  Radischtscheffs. 
Radischtscheff  führte  eine  feurige,  freiheit- 
liche 'Sprache,  die  gegenwärtig  die  nissi- 
•sche  Censur  nie  erlaubt  hätte.  Seine  posi- 
tiven Forderungen  wfuren:  allmählich  solle 


die  Leibeigenschaft  abgeschafft,  sofort  abee 
den  Bauern  die  Freiheit  der  Eheschliessnng, 
des  Eigentums-  und  Selbstverwaltung^echts 
und  das  Recht,  sich  freiwillig  für  eine  be- 
stimmte Summe  loszukaufen,  gewiUurt  werden. 
Für  diese  seine  mutige  Sprache  wurde 
Radischtscheff  zum  Tode  verurteilt ,  von 
der  Kaiserin  aber  zur  Verbannung  nach 
Ostsibirien  b^^nadigt 

Nach  Katharinas  Tode  fingen  in  17 
grossmssiBchen  Gouvernements  die  bftnm- 
HcheD  Unruhen  wieder  an,  die  mit  WaHenr 
gewalt  unterdrQckt  werden  mussten.  Kai- 
ser Faul  machte  den  ersten  Ver- 
such, die  gutsherrliohe  Gewalt  zu 
beschränken,  nnd  führte  das  Gräetz  {fk 
April  1797)  von  der  dreitägigen  fVonarbrit 
und  der  Sonntagsmhe  ein.  Diese  gesetz- 
lichen Bestimmungen  blieben  aber  tote 
Buchstaben,  von  Bedeutung  war  dagegen 
eine  andere  Bestimmung  Pauls,  die  sich 
aber  nur  auf  Kleinrussland  erstreckte:  das 
war  das  Verbot,  die  Bauern  getrennt  von 
Gnind  und  Boden  zu  verkaufen.  —  Pauls 
Nachfolger,  Alexander  I.,  war  Anfongs  ein 
entschiedener  Gegner  der  Leibeigenschaft. 
Bald  nach  seiner  Thronbesteigung  richtete 
er  ein  »imoffizielles  Komitee*  ein,  in  dem 
die  Frage  Über  die  Beschränkung  der  Leib- 
eigenschaft eifrig  diskutiert  wurde.  Das 
Leitmotiv  dieser  Diskussionen  war  der 
Konflikt  zwischen  der  Furcht  vor  den 
Bauern  und  der  Furcht  vor  dem  besitzen- 
den Adel.  So  schloss  einmal  Alexander  L, 
der  in  diesem  Komitee  den  Voraitz  führte, 
eine  Rede:  »Man  muss  die  Volksmassen 
befriedigen,  denn  sie  können  gefiUirlich 
werden,  wenn  sie,  ihrer  Madit  bewusst, 
sich  empören  werden.«  Einige  Mitglieder 
betonten  demgegenüber,  dass  man  auch  den 
Adel  nicht  verletzen  dürfe,  da  auch  er  eine 
grosse  Masse  bilde.  Und  so  blieb  auch 
unter  Alexander  I.  die  Leibeigenschaft  un- 
angetastet, und  die  gutsherrliche  Gewalt 
über  die  Bauern  vnirde  sehr  wenig  b^hränkt 
Die  nennenswerten  Massregeln  zu  Gunsten 
der  Leibe^nen  besclu^ken  sich  auf  fol- 
gendes: Die  Bauern  konnten  auf  Grund 
eines  besonderen  Vertrages  mit  dem  Guts- 
besitzer ihre  persönlidie  Freiheit  und  ihroi 
Grundbesitz  ablösen;  um  dem  sehr  ver- 
breiteten Rckmtenhandel  ein  Ende  zu  machen, 
wurde  es  verboten,  die  Leibeigenen  einzeln 
zu  verkaufen.  In  Grusieo  (Kaukasus)  wurde 
den  Bauern  erlaubt,  bei  Versteigerung  eines 
Gutes  sich  liMzukaufen.  —  Nur  in  den  Ost- 
seeprovinzen  wurde  die  Leibeigenschaft  auf- 
gehoben, worauf  wir  später  näher  eingehen 
werden. 

Wen  II  aber  auch  d  ie  Leibeigenschaft 
durch  die  Gesetzgebiing  nicht  im  wesent- 
lichen beschränkt  wxmle,  so  haben  doch  in 
der  Wissenschaft  und  der  Litteratur  der 
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AlexandriniBchen  Epoche  die  abolitionisti- 
Bthen  Ideeen  feste  Wurzeln  gehsst  Die 
rossisdien  IHchter  der  Zeit,  wie  Batjusdi- 
kofC,  Puachkin,  Wjaremski'  und  Qribojedoff 
geieselten  aUe  die  Leibeigwisdiaft,  soweit 
die  Censur  es  erlaubte;  die  Censur  ep> 
lanbte  allerdings  nicht  viel.  —  freier 
konnte  man  in  wiasensdiaftlidien  Bachem 
smeohen.  Die  eiste  wissenschaftlidie  Schrift, 
rae  entschieden  tOr  die  Anfhebong  der  Leib- 
«igeoschaft  in  BuBskuid  auftrat,  war  eine 
OOtting^DiBsertation  von  Andreas  Eaiasaroff, 
die  Alexander  L  gewidmet  war.  Gegen  die 
Leibeigenschaft  kämpften  auch  der  frühere 
Hallenser  und  spätere  Professor  an  der 
russischen  UniveTsitAt  Charkow,  L.  H.  Jacob, 
Professor  Schad,  Professor  AjrBeoieff  und 
N.  J.  TurgeniefL  —  Zur  Charakterisierung 
der  Alexandrinischen  Epoche  sra  noch  be- 
merkt, dass  die  meisten  Teüaehmer  an  dem 
Dezemberaufetand  1835  für  die  Aufhebung 
der  Leibe^Dsdiaft  waren.  Jakusehkin  und 
Turgenieff  betrachteten  sogar  die  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  als  die  Hauptau^be 
der  Bew^ing. 

Die  letzten  Jahre  der  Alexandrioischen 
E^mche  und  die  Regierungszeit  Nikolaus  I. 
ist  eine  Zeit  der  schwärzesten  Reaktion. 
Der  Dezemberaofetand  ward  im  Blute  er- 
tränkt, die  Männer,  die  an  der  Spitze  der 
geistigen  Bewegung  standen  ^  wurden  ge- 
hängt oder  zur  Zwangsarbeit  in  Stbirieo 
vonutralt.  Mit  Nikolaus  I.  fing  jene  Epoche 
an,  in  der  nach  zutreffender  Charakteristik 
j>der  blosse  Gedanke  als  Frechheit  und  das 
schüchterne  Wort  als  Verbrechen«  galt. 
Aber  nichtsdestoweniger  konnte  man  die 
Räder  der  Geschichte  nicht  zurückdrehen, 
und  die  abolitionistiBchen  Ideeen  und  die 
j&cnomischen  Phänomene,  die  auf  Ab- 
sduffnng  der  Leibeigenschaft  dränirtea,  ent- 
wickehen  sicii  wäter.  Unter  Nikolaus  I. 
sind  nur  wenige  Hassregeln  zur  Einschiän- 
knng  der  Leibeigenschaft  getroffen.  Aber 
dass  sie  abgeschafft  werden  müsse  und 
dass  die  Abschaffung  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sä,  dieser  Gedanke  hat  Überall  feste 
Wurzel  gefasst  Fast  die  ganze  K^oimgs- 
zeit  Nikdans  I.  hindurch  tagten  geheime 
Komitees,  die  zur  Ijösung  der  grossen  Frage 
berufen  waren.   Eine  Menge  Ukase,  die  die 

fatsherrlichen  Rechte,  eine  Menge,  die  die 
tellung  der  Leibeigenen  beta«ffen,  wurden 
erlassen.  Nennenswert  sind  aber  nur  wenige. 

Unter  Alexander  I.  wurde  der  Ukas  über 
die  freien  Ackerbauer  erlassen.  Nach  diesem 
Ukas  konnten  die  Gutsherren  auf  Grund 
eines  besonderen ,  von  der  Regierung  zu 
genehmigenden  Verti-ages  mit  den  Bauern 
draselben  für  ein  bestimmtes  Entgelt  die 
persönliche  Freiheit  und  den  Grundbesitz 
AberlasRen.  Unter  Nikolaus  I.  wurde  am 
2.  April  1342  ein  Ukas  erlassen^  der  nur 


als  Rückschritt  zu  betrachten  ist  In  ihm 
heisst  es,  dass  es  für  den  Staat  notwendig 
sei,  dass  der  Grundbesitz  in  den  Händen 
des  Adels  Terbl^>e,  nnd  deshalb  wird  es 
den  Gutsberätaem  gestattet,  auf  Omnd  eines 
besonderen  Vertrages  nur  die  Nutzung  des 
Omnd  mid  Bod«is  für  bestimmte  Ab^ben 
und  Ijeistungon  abzutreten.  Diese  Bauern 
wurden  in  der  Kanzleisprache  » VeipfUcht^ 
Bauern«  grauuint  Von  diesem  Ukas  ist 
ein  sehr  geringer  Gebrauch  gemacht  worden : 
in  der  ganzen  Regierungszeit  Nikolaus  L 
sind  nur  24708  Bauern  zu  »Vet|^lichteten« 
gemacht  worden. 

In  Grusien  bekamen  die  Bauern  unter 
Alexander  L  das  Recht,  sich  bei  einem  Ver- 
kaufe oder  einer  Versteigeruug  des  betref- 
fenden Gutes  loszukaufen.  Diirch  den  Ukas 
vom  8.  November  1847  wurde  dieses  Gesetz 
auf  alle  Bauern  Russlands  verallgemeinert, 
aber  schon  im  Jahre  1849  wurde  es  auf 
Drängen  des  Adels  zurückgenommen.  In 
den  zwei  Jahren  seiner  Gültigkeit  haben 
sich  nur  964  Bauern  losgekauft 

Unter  Nikolaus  I.  wurden  noch  viele 
Güter  von  dem  Staate  aufgekauft  und  die 
Leibeigenen  in  Staatebauem  verwandelt, 
femer  wurden  Gesetze  erlassen,  wonach  die 
Trennung  von  Familienmitgliedern  beim  Ver- 
kaufe verboten  wurde.  Was  die  Lage  der 
Leibeigenen  anbetrifft^  so  wird  sie  genügend 
charakterisiert  durch  jenen  Paragraphen  des 
Stra^esetzbuches  vom  Jahre  1845,  wonach 
ein  jeder  Bauer,  der  gegen  seinen  Herrn 
vor  Gericht  klagt,  mit  5ü  Prflgdn  bestraft 
wird.  Nur  Denunziationen  w^pen  Verheim^ 
lichun^  von  »Seelen«  bra  der  Zählung 
(Revision)  und  Denunziationen  w^en  Hoch- 
verrat werden  entgegengenommen  und  be- 
lohnt 

Die  R^erung  hat  nidtts  zur  Hildeoung 
der  Leibeigenschaft  beigetragen,  nnd  das 
Volk  protestierte  gegen  die  Ketten  der 
Sklaverei  in  seiner  Weise.  In  den  Jahren 
183&— 1864  sind  144  Gutsbesitzer  und  20 
Verwalter  von  den  Bauern  getötet  worden. 
Diese  Mordthaten  sind,  wie  es  die  betreffen>- 
den  ÜDtersuchungen  gezeigt  haben,  meiste 
durch  Grausamkeit,  Haueucht  oder  Aus- 
schweifungen der  Gutsherren  hervorgerufen 
worden.  Häufiger  aber  als  zu  Verbrechen 
ent  chlossen  sich  die  Bauern  zu  organisiertem 
Widerstand,  zu  Massenbewegungen.  Manch- 
mal haben  an  derartigen  Unruhen  bis  2Ü0U0 
Bauern  teilgenommen.  Die  Zahl  derartiger 
Bauernuiinilien  betrug  IHM  U  46,  1835/39 
59,  1840/44  101,  1845:49  172,  1850.54  137. 

Die  Regierung  und  Nikolaus  I.  sahen 
ein,  dass  die  Leibeigenschaft  auf  die  Dauer 
nicht  aufrecht  zu  erhalten  sei,  aber  nichts- 
destoweniger, oder  vielleicht  eben  deshalb, 
wurde  ein  jedes  Wort  über  die  Abschaffung 
der  Ijcibeigenschaft  in  der  Litteratur  und 
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. Wissenschaft  unterdrflckt.  Trotzaller  CeDsiir- 
^Bcbwierig^eiteD  haben  alle  berühmten  riissi- 
eoheQ  Sdiriftsteller  der  40  er  Jahre  (mit 
■Ausnahme  dea  am  Ende  seines. Ijebenfi  ver- 
jüic^  gewordenen  Chw?ols)  -wie  «n  -  Mann 
^gen  die  LeibcigeoBC^aft  gekämpft  Der 
Siüer  tmd  seine  Leiden  war  der  Mittel- 
punkt der  Novellen  von  GrigoroTfitsch,  der 
Dichtktual  Sehewtecbeofikog  uadNekraaaows, 
init  der  Ledbeigenadiaft  rangea  bis  atif  den 
'Sod  Herzen  und  BieJinskL  Was  Iwaa  Selige^ 
jewitsch  Turg«iieff  von  eioh  Baf^te,  kann 
als  ärnudfitimmuiig  der  damaligen  mesi- 
schen  Litteratnr  gelten:  »loh  konnte  nicht 
alroen  in  derselbea  I^ift^  ich  kannte  nicht 
bleiben  in  der  NOhe  vän  dem,  vos  Jüh 
has&td  ....  In  isiBinen.Ävgeü  satte  mein 
■Foind  eine  bestimmte  Qestalt  er ;  trag  einen 
beetiramten.  Namen  —  dieser  Kelnd  -war 
die  Leibeigeoscluft  Unter,  diesem  Worte 
koncentrierte  sicAi  aUe»,  womit  ioh  bis  z\un 
Snde  mesnes  Lriteos  kämpfen  wcdlte,  mit 

dem  ich  sdiwur,-  raioh  nie  xu  revsShnen  

Es  war  mein  HunibslBchvilt,  und  nioht 
allein  habe  ich  -  -damals  diesen  Eid  ge- 
flchworen  ....«: 

Die.  Wirkung  der  russischen  litteratiir 
bbeb  nioht  aiis.  Alexander  II.  behauptete, 
seit  er  Turgenieffs  ;>» Memoire  eines  JSgeräa 

fdesen,  habe  ihn  det  Öedanke  Yoa  der 
otwefidigkettderBauernenuiQcipation  kamen 
j^ugenblick  verlaasen. 

4.  Das  Emattcipationswerk.  DerKrim- 
loieg  zeigte  die  völlig  Uahaltbarkeit  des 
bisherigen  Regimes  und  die  Notw^uligkeit 
4iirohgreifender  Befurmen.  Diese  Befotmeo 
bat  auch  Alexander  II.  im  Manifeste  auf 
Anlass  des  Pariser  Friedens  angedeutet  Eine 
Ergänisung  fand  dies  .Manifest  in  der  Bede 
des  Kaisers,  die  er  bald  darauf  in  Moskau 
Tor .  den  Delegierten  des  Adels  Itielt  »Es 
ist- besser,. sagte. er,  die  Leibeigenschaft  von 
oben  atetuscliaifen  als  die  Z&l  abzuwarten, 
wo  sie  '  sich  selbst  von  unten  abschaffen 
•wird.«  —  Bin  festes  Programm  hatte  aber 
.die  Regienmg,  nicht  und  so  blieb  sie  bei 
der  alten  Metbode:  es  wurde  ein  geheimes 
Komitee,  das  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers 
stand,  eingesetzt:  am  3.  Januar  1857  hielt 
dies  Komitee  aeiae  erste  Sitzung  ab.  Die 
Majorität  der  Mitglieder  des  Koniilees  mit 
dem  Fürsten  Orloff  an  der  Spitze  waren 
Anhänger  der  alten  Ordnung;  und  wollten 
im  änssersten  Falle  die  Leibcigensohaft  nur 
Bohnttweise  anfhebcn.  Sadikenntni^  halten 
die  Mitglieder  des  Komitees  nidit  Den 
jofichsten,  thatsfichlioh  wirkungsToUai  Anstoss 
bekam  das  Emancipationswerk  von  einer 
ganz  anderen  Seite,  —  von  dem  litauischen 
AdeL  —  Während  d^  Krönung  Alexautlers  U. 
wurde  der  Minister  des  Innera  beauftragt, 
mit  den  Adelsmarschällen  zu  verhandeln, 
um  den  Boden  zu  sondioreo  und  über  das 


Yeibalten  des  Adels  zur  geplanten  Beform 
sidh  Klarheit  zu  versiih^en.  Die  Resultate 
waren  trostlos...  Sämtliche  Adolsmarsoh&Ue 
verhielt«!  sich  ablehnend  zur  SacäeJ  JRine 
ganz  andere  Stellung  aber  nahmen  die  Ver- 
lier des  litauischen  imd  klnnrussischen 
Adels  dazu  ein.  Kidturell  höher,  stehwd 
und  pcditiech  getüldeter  ais  die  inerte  Maaae 
des  grossniBSisohen  Adels,  sahed  die  Litauer 
in  dem  Vorschlage,  die  lütlatite  in  der 
Bauernemancipatton  zu  e]::greilen,  etwas  für 
den  Adel  sehr  günstiges.  Denn  sie  sahftn 
darin  die  M^lichkeit,  ihre,  dgeo»  Stellung 
zu  befestigen,  dagegen  befürditeiten  sie,  dost, 
wenn  die  Begiening  selber  die  ImtäatiTe  um 
Leitung  der.&Kihe  abernabme,  die  Beforro 
viel  eker  msgaosti^  fOrsie  Busf^len  k&nnts. 
Der  UtaiÜBOfao  AdeT  afsiete  täek  dedtslb  sehr 
enSgflgenkörameBd,  und  der  GdoecalgouTaD* 
near  von  Wünoj  Nazimdff,  wurde  beauftragt, 
weitere  VerhandlHngeB  mit  dem-  Ortlieheh 
Adel  fiUuten.  Sur  Zwt  tagten  im  den 
litaiiiscbeu  Provinsen  Invebtarkommisakmeii. 
Diese  stellten  Anträge,  die  auf  'peraflnlicttfi 
Freiheit  hinausliefen.  Der  Vorschlag'  mnbr 
landlosen  Bauernbefreiung,  fand  abär  !  zum 
Glück  eine  starke  (H>iX)siboh  in  Petersbu^. 
Die  Antwort  auf  diese  Anträge  wän  oäß 
Allerhöchste  Beakript  vomläO.  iNovember  1:8&7 
an  den  (jeDeralgouveTueucKainm«:^.  Dieses 
Reskript  befiehlt,  vorbereitende  Xomtbees  in 
Kowno,  Wilno  und  Gxodno  und  «oe  allge- 
meine Kommission  in  Wilno .  zu .  erriehtss. 
Die  ÖouTemementkODiitees  soUen  für  jedes 
litauische  (iroUveitiMUeDt  einen-  Entwurf  zur 
^  Verbesserung  der  Lage  der.  gutsherrlioben 
Bauern«  ausarbeiten.  Diesen  Entwürfen 
mausen  folgende  Principlen  zu  Grunde  liegen : 
Der  Gutsherr  behält  als  Eigentum  das  ge- 
samte Land,  den  Bauern  aber  wird  ibr 
WohnsitE  und  das  Gehöftland  überlassea, 
das  sie  im  lAuie  einer  bestimmteo  Frist 
durch  Ablösung  als  Eigentum  erwerben. 
Aofiserdem  wird  dem  Bauern  das  nach 
Ifikaleu  Verfaaltnisstti  zur  Sicheistellimg  ihrer 
Existenz  und  zur  ErfüUimg  ihrer  Pflichten 
der  R^ierung  und  dem  Gutsbesitzer  gegen- 
über tätige  Land  znr  Nutzaiessunig  über- 
lassen ,  wofür  sie  dem  Gutsherrn  Pacht 
(Obrok)  zahlen  oder  Frondienste  leisten. 
Die  Bauern  werd^  in  Gemeiuden  eingeteilt, 
dem  Gutsbesitzer  verbleibt  die  giifslierrltche 
Polizdverwaltung.  Dieses  Böskript  un<l  ein 
erläuterndes  Schreiben  des  Ministers  wtu^lea 
allen  Qouvemenrett  and  Adeismarsobftllen 
Bnsslands  mitgefeilt  für  den  Fall,  dass  der 
Örtliche  Adel  fthnliobe  Bestrebimgen  wie 
der  litauische  haben  sollte.  Ein  ähnliches 
Reskript  wurde  auch  auf  den  Namen  des 
Petersburger  Qeneisügouvemeurs  IgnaAieff 
ausgefertigt,  da  der  Peteisbtu^r  Adel  noch 
vor  dem  htaiiisch&u  ähnliche  Absichten  ge- 
I  äussert  hatte.   Der  grossruesische  Adel  be- 


Digitized  by  Google 


Banernfaefreinng  (RuBsland) 


405 


barrte  aber  in  seiner  o|pi»dlioiie3Ien  SteiDung 
ond  vrat  unter  dem  Drocke  der  R^ianng 
fOUte  er  ößh  endlich  Teruilaaat,  emandpa- 
todache  AdreBsen  an  den  Ksaaier  za  lichten. 

Am  8.  Janoar  1858  -wurde  daa  ^dbsäm» 
Kwaitee  offiziell  in  daa  HaoptAnnutpe  fOr 
Badonangel^ttiheitäi  umgewandelt  Ueber- 
haiapt  entschiosB  äch  die  Banening^  jetzt 
endlich  mit  der  Sache  in  die  OeffentlKsk^t 
ZQ  tretai.  Alle  Beskrtpte  vurden  in  den 
Zeitnng«!  verOffentticitt.  Die  konsa-vatiTO 
Gntsbeeitzerpartei  betnchtete  aber  ihr  Spiel 
noch  Dicht  für  Terloreo.  Sie  strebte  danaoh, 
das  Werk  entweder  vollständig  ins  Stocken 
zu  briDgen  oder  wenigstes  die  Befreiung 
der  LeäeigeBen  ohne  Loiid  und  mit  Ent- 
schädigung für  di^  persOnKche  Freiheit  der 
Bsnem  diirchznsetzeiL  In  den  errichteten 
Gouvemementstfomitees  machte  sich  aber 
aoch  die  libetale. Minorität  geltend,  die  gegen 
die  einseitigen  Interessen  des  Ad^s  auftrat 
Im  Oonvemement  Twer  gewann  die  liberale 
Partei  die  Oberhand,  und  ein  Mann  wie 
Unkowski  stand  als  Ärtelsmarschali  an  der 
Spitze  'des  Twerschen  GonverD^entskomi- 
teea.  Unkowski  war  der  erste,  der  den 
Antr^  steÜte,  das  Baueraland  durch  eine 
fmaozielle  AblOeongsopeiation  den  befreiten 
&nem  in  Eigentum  zti  abergeben.  Dieser 
Anaicitt  neigte  sich  anch  das  Ministeriimi 
dea  Innmi  zn,  in  dem  der  baoemfreundliche 
ataatamann  N.  Milntin  mehr  und  mehr  Eiiw 
Üms  gewann.  ~  Im  guizea  gab  es  48 
GoaTeniementskomitees,  die  1377  Mitglieder 
dUüten;  diese  "waren  teSs  vom  Adel  er- 
wfthltBr  teil»  von  d&r  Regierung  ernannte 
Bvfsbeaitzer.  In  Provinzen^  wie  Archangelsk, 
(Emecj  Wjatka  und  Perm,  vo  es  k^ne 
adl^  KwpoaratioDen  ob,  enumnte '  die  B«- 
gieriing  die  sbntlieh«]  Jffitgüe^  der  Gonver- 
noBentskoniitees.  Diese  QonTeraements- 
kiwütees  hatten  die  Au^ibe,  auf  OnmdlagB 
der  Tän  d^  Begierang  au^estellten  frilhor 
eralfihnten  allgenieinen  Grundsätze  Projekte 
der  fiaineraeinattocpaldott  za  entwerfen.  Am 
17.  Febmar  1859  vorden  die  Bedaktiobe> 
koamüssionen  errichtet,  6nd  der  Genend- 
adjntont  Boetowoew  wurde  ^om  Kaiser  zum 
Vorsitzenden  dieser  Koihnus6io>nen  ernannt. 
Diese  BedaktiiHi^ommisBionen  bestanden  ans 
Staatä)eamtea  und  aus  Expeiien  aus  den 
Mitgliedern  der  Gouvemementskomitees  und 
anderen  erfidirenen  Gutsbesitzern.  Die  Ite- 
didiAioodcomnÜBsionen  hstfteii  die  Au^be, 
die  GoaTffiitementsentwIkrfs  zu  begutaditen 
und :  einheitlieh  KU- feodifizierea.  Mne  Korn- 
miBBi(ni  sofite  die  allgemeinen  Bcäfimmungen 
aUaaeai,  die  andere  Kommission  tuttte  die 
Anfgaibc,  ')die  lokalen  Monwnte  zu  berfick- 
■dhtigaiL  Am  29.  Juni  1859  wurde  neben 
diteen  zwei  Beclatttionakommissionen '  eine 
fidaaBzkonmüasion .  emehtet  — '  Die  Errich- 
tta^.  deE-BadahtionelaommiBBiuien  anter  dem 


BrBsidiom  des  bauemfrenndlichen  RoBtcra-- 
C8W  bedeutete  eine  radikale  Wendung 
des  BmanäpationsweAea.  Denn  daa  Haupt- 
bmitee  Tenrat  mtachleden  die  Interessen 
der  Gnmdbentzerpartei ;  und  non  mirde  der 
Gang  der  Sache  ans  d«i  HSnden  des  Hanpt- 
komitees  in  die  der  RcdaktimskommisaiDhen 
gelMt 

Ende  Juli  1859  waren  die  Arbeiten  d^ 
GoiiTCmenientskomitees  beendigt,  und  der 
MioiBter  charakteiisi^te  in  einem  geheimen 
dem  KaisOT  vorgelef^n  Gutaditen  folgender- 
massen  die  Gouvernementsentwflrfe :  Die 
Gonvemementskomitees  und  dereu  Arbeiten 
zerfiEiIlen  in  3  Kategorieen.  Zur  ersten' 
Kategorie  gehört  die  grosse  Majorität;  es 
sind  KorporatioDen,  die  sich  zu  den  Ab- 
sichten der  Kegierung  ablehnend  veriialten 
und  ä  tout  prix  die  Leibeigenschaft  beibe- 
halten wollen.  Znr  zweiten  Kategorie  ge- 
hören Komitees,  wie  das  St  Petersburger, 
die  die  Bauern  befreien  wollen,  fflr  den  Adel 
aber  Rechte  und  Privilepen  der  AnglfW 
säohsiEcheu  Aristokratie  m  Anspruch  zu 
nehmen  streben.  Zur  dritten  Kat^orie 
gehören  liberale  Komitees,  wie  die  des 
GouvememOTts  Twer  und  Charkow,  und  die 
Minoritäten  der  Komitees  von  Nishni-Now* 
gorod,  Ssimbirsk,  Ssamara,  Tula,  Wladimir, 
Jaroslaw,  Kaluga,  Wjatka  etc.,  die  nach  Mög^ 
Uchkeit  die  B^erung  hei  der  Durchfühning 
der  Bauem^ancipation  unterstützen  wollen: 
Dieses  Gutachten  des  Ministers  liaoskoj  vw* 
fehlte  seine  Wiiimig  nicht.  Nac^  dem  ur- 
sprfiMliohen  Plui  sollten  die  Deputierten 
der  GouTemementskomitees  aoch  als  Mit- 
glieder der  Bedakttonskommissionen  mit- 
arbeiten. Ibro  Tbät^eit  war  nun  auf  die 
der  Experten  beschränkt  Nach  den  ersten 
Manifesten  des  Kaisers  sollte  die  Befbrm 
\tom  Adel  seHbet  ausgehen,  ihm  allein  wnrd« 
es  Uberiassen,  die  vom  Kaucr  fostgesteUten 
Grundsätze  aaszuftttiren,  nnd  nun  entsog  die 
R^erung  diese  Arbeit  d&a  Adel,  dessen 
Majorität  sich  als  Feind  der  Reform  heratts^ 
steUta  —  Im  Februar  1860  starb  der  von 
dm  Giitsbesitzerpartei  zu  Tod  gehetzte 
Generaladjutant  Kostowcew^,  und  an  seiner 
Stt^e  wurde  zum  Präsidenten  der  Redak- 
tionskommissionen Graf  Panin,  der  reak- 
tionärste Gegner  der  Bauernbefreiung,  ejy 
naont.  Er  war  aber  nicht  im  stände,  prin- 
cipielle  Veränderungen  im  Emancipation»^ 
werke  zu  bewirken.  Am  10.  Oktober  wurden 
die  Arbeiten  der  Bedaktion^ommissiöoerf 
beendet,  und  an  demselben  Tage  begannen 
die  Beratung^  des  Entwurf  im  Houpt- 
komitee,  zu  dessen  Vorsitzenden  GrossfiU^ 
Ccmstantin  ernannt  worden  war.  Im  HauptK 
komitee  gelang  es  den  Anhängern  der  Onte^ 
beeitzerpartei,  den  Landant^  des  befreiten 
Bauern  zn  verkleinern  und  den  Pachtzins 
zu  erhoben.  Am  28.  Januar  1861  ging  das 
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Emandpationswerk  in  den  Reichsrat  über. 
Prindpiello  Abänderungen  vorzunehmen  er- 
laubte der  Kaiser  nicht  Am  15.  Februar 
Bdiloss  der  Beidisrat  seine  Yerhandlungen, 
die  Redaktion  des  Manifestes  wurde  Milutin 
übertragen,  und  nadidem  der  Ketropolit 
FhUaret  aus  Moskau  manche  Wendungen 
darin  im  kirchlidien  Geiste  Terändei-t  h^e. 
wurde  es  vom  Kaiser  am  19.  Februar  1861 
imteixeidinet  Am  2.  März  wurde  das  Mani- 
fest in  der  Fl^urretBammlnng  des  Diri- 
nerenden  Senats  und  am  5.  M^  in  allen 
Kirchen  des  russisdicn  Reiches  publiziert 
!-.  Die  Pei-son  Bauern  wurde  für  frei 
erklärt  Das  Land  blieb  Eigentum  des  Guts- 
herrn, aber  den  Bauern  wurae  das  beständige 
Nutzniessungsrecht  des  Bauernlandes,  dessen 
Grösse  von  der  Gesetzgebung  bestimmt 
wurde,  zuerkannt.  Für  dieses  Nutzniessungs- 
recht wurden  dem  Bauern  bestimmte  Pacht- 
zahlungen resp.  Naturalleistungen  auterlegt 
Das  Gehöftlanid  komite  zu  einem  von  der 
Gesetzgebung  normierten  Preise  vom  Bauern 
abgelöst  und  zu  Eigentum  erworben  werden. 
Zur  Ablösung  des  Ackerlandes  bedurfte  der 
Bauer  der  Zustimmung  des  Gutsherrn.  Die 
Leibeigenen  wnrdeo  dimih  das  Gesetz  zu 
zeitwedig  verpflichteten  Bauern  gemacht. 
Hit  der  Ablösung  des  Landanteils  seitens 
der  Bauern  hörten  die  verpflichteten  Be- 
ziehungen zum  Gutsbesitzer  auf,  und  sie 
wurden  freie  ländliche  Bauemgutsbesitzer. 
Nach  freiwilliger  UebereinkunCt  mit  den 
Bauern  konnte  der  Gutsbesitzer  V4  des 
Maxim^landanteils  denselben  schenken  und 
dadurch  alle  weiteren  gebundenen  Bezie- 
hungen mit  den  Bauern  lösen. 

5.  Die  bäaerlichen  Landanteile  und 
Paohtzahlungen.  Schon  in  dem  ersten 
Reskript,  das  der  Kaiser  an  den  General- 
gouvemeur  Naämoff  am  20.  November  1857 
eriassen  hatte,  gelangte  der  Grundsatz  zum 
Aiffidrack,  dass  das  nadi  lokden  Bedin- 
^ngen  zur  Sicherung  der  Existenz  und  der 
rfliohterfüUnng  dem  Staat  und  dem  Gute- 
besitza*  gegenüber  crforderlidie  Land  den 
Bauern  zur  Nutzung  Überlassen  werden  solle. 
Die  Stellung  der  Grouvemementskomitees  zu 
«liesem  Grundsatz  war  vcFSchieden.  Die 
«inen  beantragten  die  Aufstellung  bestimmter 
imd  fester  Normalgrös^en,  die  anderen  Ko- 
mitees traten  ein  für  die  Belasaung  des  von 
ihnen  bis  dahin  genutzten  Landanteils  an 
die  Bauera.  Die  Normalgröesc,  die  von  den 
GouvemementAomitces  a^ifgestellt  waren, 
wurden  von  den  Gouvei-neuren  zumeist  als 
unzureichend  eitiftrt,  und  die  Agrarabteilung 
des  Ministeriums  des  Innern  äusserte  ihre 
Ansicht  dahin,  dass  die  Yerringerung  des 
Landanteils  die  Lage  der  Bauern  nur  ver- 
schlechtern könne  vmA  dem  Bauern  keine 
Möglichkeit  böte ,  seinen  Verpflichtungen 
nachzukonunen.  Die  Basis  für  die  Ncamienrng 


der  Grösse  des  Landanteils  sah  das  Minis- 
terium in  dem  bestehenden  Landanteil, 
dessen  G^rÖsse  von  dem  Gutsbesitzer  fest- 
gestellt worden  war,  als  seine  Gewalt  eine 
unbeschränkte  war.  Nach  der  Ansicht  des 
Ministeriums  konnte  es  nur  eine  Frage  geben: 
In  welchen  Fällen  und  inwiefern  k&into  der 
bestehende  bäuerliche  Landanteil  verringert 
werden? 

Derselben  Ansicht  waren  die  Redaktions- 
kommissionen. Da  aber  manche  Gutabeatzer 
am  Grossmut  oder  aus  anderen  MotiTen  den 
Bauern  aussetordenüich  viel  Land  flber- 
liessen  und  sehr  viele,  die  Abschaffung  der 
LdbeigeuBchaft  voraussehend,  den  Bauern 
alles  oder  iaet  alles  Land  entzof^en ,  so 
forderte  nach  der  Ueberzgugimg  der  Redak- 
tionskommissionen die  Gerewitigkeit  die 
Normierung  eines  Maximums  und  Minimums 
der  bäuerlichen  Landanteile.  Das  Minimum 
des  Landanteils  wurde  von  den  Redaktions- 
kommi^ionen  auf  ^/s  des  Maximums  normiert 

Gleichzeitig  mit  dem  allgemeinen  G.  v. 
19.  Febniar  1861  wurden  die  4  Lokalgesetze 
erlassen.  Das  erste  Lokalgesetz  erstreckt 
sich  auf  Gross-,  Neu-  und  einen  Teil  von 
Weissmssland.  Die  Feldgemeinschaft  ist 
hier  fast  die  aUeinige  bäuerliche  Grund- 
besitzform. —  Dieses  Gebiet  wurde  behufs 
Normierung  der  bäuerÜcheu  Landanteile  in 
4  Zonen  zerlegt,  innerlialb  dieser  Zonen 
werden  wiederum  die  einzelnen  Ortschaften 
unterschieden.  Der  Maximallandauteil  der 
ersten  nördlichen  Zone  schwankt  zwischen 
3—7  Dessjatinen  Land,  in  der  zweiten  Zone 
(Gebiet  der  Schwarzerde)  schwankt  das  Maxi- 
mum je  nach  den  Ortsch^teu  zwischen 
2'/* — 6  Dessjatinen,  Das  Minimum  betrfgt 
überall  h's  des  Maximums.  Für  die  dritte 
Zone  (Gebiet  der  Steppe)  schwankt  das  Mim- 
mum  zwischen  3 — 12  Dessjatinen.  Diese 
Sätze  treten  in  Rechtskraft,  erst  wenn  eine 
gütliche  Uebereinkunft  zwisdien  den  Bauern 
und  Gu^iherren  nicht  stattgefunden  hat 
Unter  das  Minimum  darf  aber  audi  die  frm- 
willig  verdnbarte  Grö^  des  Landantdls 
mdit  ranken,  mit  Ausniüune  des  sogenwmtea 
»Bettellandfuiteils«,  der  nur  des  Minimal- 
Satzes  betr{^  für  den  aber  der  Gutsbesitzer 
seitens  der  Bauern  teine  Ekitscihftdigung  er- 
hält und  der  nur  mit  Zustimmung  der 
Bauern  denselben  geschenkt  werden  darf. 
Im  allgemeinen  haben  die  Bauern  An- 
spruch auf  das  von  ihnen  bis  dahin  genutzte 
Land,  dessen  Kürzung  der  Gutsbesitzer  ver- 
langen kann,  wenn  dessen  Gif^sse  das  fest- 
gestellte Maximum  überschreitet  Umge- 
kehrt können  die  Bauern  die  Erweiterung 
der  bis  dahin  ^nutzten  Landanteile  fordern, 
falls  diese  germgei-  als  das  lokal  feslxestellte 
Minimum  sind.  Der  Gutsbesitzer  hat  da» 
Recht,  bis  zu  ^/.i  seines  Landbesitzes  zu  be- 
halten, fidls  dadurdL  die  Uuerhdien  Land* 
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anteile  nicht  unter  die  Minimalnonn  herab- 
eedrflckt  werden.  Im  Steppengebiet  bat  der 
üntsherr  das  Recht,  '/s  des  gesamten  Nutz- 
landes  des  Outes  zu  behalten, 

FOr  das  den  Bauern  flberlassene  Land 
worden  ihnen  Zahlungen  und  Leistungen 
zu  Gunsten  des  Gutsnerm  auferlegt.  Ee 
wurden  4  Pachtsätze  pro  Uaximallandanteil 
je  nach  der  Ortschaft  anfgestellt:  12,  10,  9 
und  8  BubeL  Der  Pachtsatz  von  12  Hubein 
MaximalanteU  gilt  nur  für  die  Güter, 
nicht  über  25  Werst  von  St.  Petersburg 
aitfemt  sind.  Dieee  Pachtsätze  gelten  für 
die  MaxiinallandaDteile,  die  Berechnung  des 
Fachtaatees  für  die  aen  Baaern  wirklich 
mgetalten  lAndantdle  wurde  folgender- 
maasea  bestimmt:  In  der  ersten  Zone  (nCrd- 
fidi  TOm  Schwanerd^biet)  wird  die  erste 
Dessiatine  mit  der  Hälfte  des  FAohtsatzes 
pro  aburimalanteil  belastet^  die  zweite  Dess- 
vHne  mit  Vi  des  Maximalpochtsatzes,  der 
Best  des  Idmdanteils  wurde  mit  dem.  pro- 
portionellen  Teil  des  Bestes  des  Maximal- 
pachtsatzes  belastet  Je  geringer  also  der 
Landanteü  der  Bauern  war,  proportionell 
nm  so  höher  waren  seine  Zahlungen.  Diese 
sonderbare  und,  wie  sich  spfiter  erwiesen 
hat,  verhängnisvolle  Bestimmung  des  Ge- 
setzes beruht  auf  der  falschen  Voraussetzung, 
dass  der  Bauer  wenig  Land  besser  zu  be- 
bauen im  stände  sei  und  infolgedessen  aus 
einer  Dessjatine  verhältnismässig  grosseren 
Nutzen  erzielen  kann  als  aus  3  oder  4 
Dessjatinen.  Diese  Voraussetzung  ist  natOr^ 
lieh  v&llig  &üsch,  denn  der  Ertrag  einer 
Zwei^^wiiitechaft  ist  verhAltoismAsaig  viel  ge- 
ringer als  der  eines  vollen  Bauernguts.  — 
In  der  zweiten  und  dritte  Zone  (Gebiet 
der  SchwarzOTde  und  der  Steppe)  beträgt 
der  Pachtsatz  beim  MaximallandaoteU  9  Rubel, 
die  erste  Dessjatine  hat  4  Rubel  zu  tragen, 
das  übrige  Laad  das,  was  pro  Dessjatine  beim 
Haximallandanteile  zu  zahlen  wäre.  Bei 
Naturalleistungen  wird  die  Frone  im  Steppen- 
gebiet auf  40  männliche  und  30  weibliche 
Arbeitstage  normiert,  wobei  aber  der  Guts- 
herr nicht  mehr  als  ^/s  der  Sommerarbeits- 
tage in  Anspruch  nehmen  darf.  Wo  die 
Bauern  keinen  Maximallandanteil  erhalten 
haben,  wird  die  Frone  nach  einer  vom  Ge- 
aetse  fes^pestelhen  Tabelle  berechnet  Die 
Saner  des  Arbeitstages  ist  im  Sommer  12 
Stunden,  im  Winter  9  Standen. 

Im  allgemeioen  wird  aber  vom  Gesetze 
die  Frone  als  ^provisorischer  Zustand 
betnchtet,  und  der  üebergang  zur  Geldpacht 
wird  befördert 

Das  Ldoügesetz  fflr  die  kleinruesischen 
Ooovemements  (Tsch^nigow,  Poltawa  und 
ein  Teil  des  Gouvernements  Charkow)  stellt 
als  Maximallandanteil  den  zwischen  2  bis 
4Vt  Dessjatinen  schwankenden  Satz  auf,  das 
MinimTim  betzigt  die  Hüfte  des  Abudmnma. 


Die  Geldpacht  wird  auf  5  Rubel  pro  Desa- 
ktine  Genüftland  und  1,4  bis  2,8  Rubel  pro 
Dessjatine  übrigen  Landes  normiert  Mit 
obrigkeitlicher  Gendunigungkann  aber  dieser 
Fachtsatz  unter  gttnstigen  lokalen  Wirtsdiafts- 
bedin^ngen  bis  auf  10 ''/o  eriiOht,  bei  un- 
günstigen Bedingungen  um  ebenaovid  Pro- 
zente ermässigt  werden. 

Das  Lokalgesetz  füi-  das  sfldwesiUche 
Gebiet  (Gouvernements  £iew,  Podolien  und 
Wolynieo)  überlässt  den  Bauern  das  von 
ihnen  frtlher  nach  den  Inventair^^dn  fj«- 
nutzte  Land.  Kürzungen  künnen  nach  freier 
Vereinbarung  der  Bauern  mit  dem  Gutsherrn 
mntreten,  aber  nur  soweit  es  sich  nm  das 
»Zuschlagsland«  handelt  DieFachtzahlungen 
betragen  5  Rubel  pro  Dessjatine  GehöfÜandf 
fttr  das  Obrige  Land  schwimkt  der  Pftditsatz 
zwischen  1,35  bis  3,3  Rubel. 

Das  vierte  Lokalgeeetz  fflr  die  nordwest- 
lichen Gouvernements  (Wilno,  Grodno,  Kowno, 
Minsk  und  ein  Teil  des  Gouvernements 
Witebsk)  überlässt  den  Bauern  das  bisher 
genutzte  Land.  Eine  Kürzung  kann  zwangs- 
weise nur  erfolgen,  wenn  dem  Gutsbesitzer 
weniger  als  des  Giesamtgutea  verbleibt 
Die  Kürzung  des  Bauerulandes  darf  aber 
nicht  Ve  deaselben  übersteigen.  Die  Zah- 
lungen und  Naturalleistungen  werden  mit 
gewissen  Ermässigungen  nach  den  alten  In- 
ventarr^^n  berechnet. 

6.  Die  Ablösung  des  Banernlandes, 
Nach  dem  G.  v.  19.  Februar  1861  wurden 
alle  von  der  Leibeigenschaft  befreiten  Bauern, 
die  fflr  die  ihnen  zugewiesenen  Landanteile 
dem  Gutebesitzer  einen  bestimmten  Pachte 
satz  zu  zahlen  hatten,  »zeitweilig-verpflich- 
tetea  Bauern  genannt.  Sie  wurden  aber  zu 
freien,  aller  Pflichten  dem  Gutsbesitzer 
gegenüber  entbundenen  Ackerbauern: 

a)  Sobald  sie  nach  Uebereinkunft  mU 
dem  Gutsbesitzer  von  ihm  das  ganze  oder 
einen  Teil  des  den  Bauern  zugewiesenen 
Landes  gekauft  haben.  Dabei  stand  den 
Bauern  das  AblOsungsgesetz  zur  Seite. 

b)  Die  Ablösung  des  Bauemlandes  konnte 
auch  auf  einseitiges  Verlangen  des  Guts- 
besitzers stattfinden,  wobei  ebenso  die  zeit- 
weilig verpflichteten  Beziehungen  des  Bauern 
zum  Gutsnerm  aufhörten. 

b)  Nach  freiwilliger  Uebereinkunft  mit 
den  Bauern  konnte  der  Gutsbesitzer  den 
Bauern  des  Mfv"  nmil^dunfatila  schenken. 
Durch  diesen  Akt  htietea  auch  die  zeitwollg- 
verpflichteten  Beziehungen  da:  Bauern  znm 
Gutsbesitzer  aul 

IKe  Ablösung  des  GehOftlandes  zu  for- 
dern, luÄ>en  die  Bauern  ein  Recht.  Das  Ab- 
Iteungsgeld  beträgt  den  mit  6%  kapitali«- 
sierten  Fachtsatz,  und  diese  Summe  ist  sofort 
im  ganzen  zu  entrichten.  Das  übrige  Bauem- 
land  kann  nur  mit  Zustimmung  oder  auf 
räiseit^  Forderung  des  Gutshom  abgeltet 
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irerdbn.  In  beiden  VBÜlea  gewShit  der  Staat 
Hüfeiditrc}i  KapHalausk^uiingia  ^n-ozentigen 
Staatspapieren.  Der  Staat  entnditet  dem 
ÖittsbesitEer  80  */o  der  mit  6  *'/o  kapitaUsierten 
Geldpacht,  wena  die  Bauern  den  vollen 
Landanteil  erhalten  haben  und  75%  bei 
geringeren  Landanteilen.  (Jeschieht  die  Ab- 
lösung auf  eiuseitigee  Verlangen  des  Guts- 
besitzers, 80  ist  duroh  diese  80  ®/o  resp.  75  */o 
der  kapitalisierten  Qeldpacht  das  Baueraland 
vollstftndig  abgelöst.  Bei  Ablösung 
anf  beiderseitigen  Wunsch  haben  die 
Bauern  den  Best  der  kapitalisierten  Geld- 
pacht nach  einer  vereinbarten  Zahlungs- 
modalitftt  zu  entrichten.  Nach  der  Land- 
ablGsuDg  haben  die  Bauern  49  Jahre  dem 
Staate  6*/o  (Zinsen  imd  Tilgung)  des  Schuld- 
kapitals zu  zahlen.  Vortei-minliehe  Abtra- 
gung der  Schuld  ist  gestattet  und  durch  die 
Bestimmung  erleiditert,  dass  die  unter  pari 
stehenden  5prozentigen  Staatspapiero  bei 
vt)rterminli<^en  Zahlungen  znm  Nonänal- 
wert  von  der  Staatsrentei  angenommen 
Verden. 

Ot^leioh  die  Landablösnng  v<>U8t&]dig 
■von  der  Einwilligung  der  Gutsbesitzer  ab- 
hängig vrax,  ging  sie  rasch  vor  sich.  Im 
hohen  Masse  wiu^e  die  Ablösung  des  Bauem- 
Jandes  durch  die  Verschuldung  der  Guts- 
be^tzerUasse  gefördert  Dazu  tiat  noch  der 
Umstand,  dass  die  alten,  staatlichen  Eredit- 
lusUtate  i^cn^anisiert  wadm  bollten.  Im 
Jahre  1859  "waren  44166  GQter  mit  ^er 
ScunTDe  von  425503061  Bnbel  von  diesen 
Kreditinstituten  bdiehen.  Und  nnn  durftmi 
nadi  dem  Ukas  v.  16.  April  1850  diete  In- 
stitute keinen  Kredit  mehr  gevAhren,  da  de 
reoigauisiert  Verden  «oUten.  Privatbfuikea 
gab  es  dwtials  nicht,  die  erste  private  Kredit- 
anstalt -wurde  im  Jahre  1864  eröffnet.  Die 
^reditnot  der  Outsbeaitzer  vrar  deshalb  selir 
stark,  und  die  v^tocktesten  Gegner  der 
Bauernemanoipotion  suchten  jetzt  von  dem 
Ablö^ng^otetze  Gebrauch  zu  machen,  um 
Geld  - zu  bekommen.  Aus  den  bis  iram 
1.  Januar  1877  in  39  Gouvernements  abge- 
schlossenen ■  61 784  Ablösungsverträgen  be- 
ruhen 21598  (35  *>/(()  auf  üebereinkunft  der 
'Banern  mit  den  Gutsbesitzern  und  40186 
(65  "/o)  auf  einseitigem  Verlangen  der  Guts- 
herren. 

7.  Dte  Äpanag^enbailCTii.  Die  Apanagen- 
^tigr  bestanden  haiipts^hlich  aus  den  frfih^ 
sogeiKumten  BSchJossgfitem«^  d.  h.  aus  Erb- 
gfit^  der  ZarenfamiHe,  die  in  der  vor- 
petrinischen Zeit  von  dem  sc^nannten 
»Frikaz  des  grossen  Schioeses«  verwaltet 
inird«i.  ■  Unter  Petw  dem  Grossen  wTirde 
dieser  »IVikaz«  in  die  Haiiptsdilosskanzlei 
umgewandelt  Im  Jahre  17S2  Qbe^b  die 
Kaiserin  Katharina  Ii.  die  Verwaltnng  der 
Sohleaegütenr  den  Instituten,  die  die  Reioh»- 
-donanen-  im  TtrvaHen  ^hatten.  Dimdi  den 


ükas  V.  5.  April  1797  vnrde  die  Yecrwaltwi^ 
der  ApanagengQt^  viederum  einem  speci- 
ellea  neugeschaffenen  Yonvaltungsorgan,  ge- 
nannt »Institutxm  der  kaiaeriiohen  FamiUec, 
übertragen. 

Schon  im  Jahre  1858  wurde  eine  Kom- 
mission niedergesetzt ,  die  sioh  mit  der 
Emancipation  der  Dom&aeu-  und  Apana^^eo- 
bauern  zu  befassen  hatte.  Die  Arbeiten 
dieser  Kommission  konnten  aber  nicht  vor 
der  Emancipation  der  gutsherrlichen  B^iiem 
abgeschlossen  werden.  Deshalb  hat  das  Ge- 
setz, das  die  ländlichen  Verhältnisse  der 
Apanagenbauem  regelte,  erst  zwei  Jahre 
nach  dem  Befreiungsgesetze  v.  19.  Februar 
1861  erscheinen  könuen.  Die  peisÖnUche 
LeibeigeDtr^haft  aber  der  Apanagenbaitwn 
wiu^e  schon  durch  die  ükase  v.  20-  Jnni 
1858  imd  26.  August  1859  aufgeiioben.  Nach 
der  Beh^inng  der  gutsheirlichen  Bauern  am 
19.  Februar  wurde  sofort  am  5.  März  1861 
ein  Ukas  erlassen,  wonach  die  ^«llui^  der 
Apanagenbauem  zum  Landanteile,  den  «8 
nutzten,  ihre  Leistungen  und  ihre  Selbst» 
Verwaltung  revidiert  und  endgütig  geregelt 
werden  sollten.  Dtm^  denselben  tJkas  v; 
5.  März  1861  wurdeu  die  Apanagraibanem 
von  allen  Frondiensten  (die  »obschtschäst^ 
wennyja  znuischki«  betrachten  wir  in  diesem 
Falle  als  Frone)  befreit,  und  auch  die  Er- 
hebung des  »Obroks«,  des  Pachtzinses  von 
den  Apanagenbauero,  die  kein  Apanagenland 
nutzten,  wurde  unteraagt  Das  G.  v.  26.  Jnn£ 
1863,  das  diese  Angelegenheiten  regelte,  ist 
verhältoisrnftssig  zu  Gimsten  d^  Bau^  aus- 
g^^n.  Das  gesamte  Land,  das  die  Banenl 
miher  mitztraj  wurde  ihnoi  anf  Grundlage 
einer  obligatonsdien  Ablösung  als  Kigeatimi 
überlassen.  In  49  Jahren  soUte  dieses  Land 
abgelöst  werden,  wobei  die  früheren  Züt* 
lungen  der  Apanagenbauern  niciht  erhöht 
und  ^n  Teil  als  Abrasungssahlung  berechnet 
wurde.  Der  Bauemluidattt^  diufte  haupt- 
sächlich mir  dann  verkürzt  werdöi,  wenn 
er  den  für  die  gutsherrlichen  Bauern  nw 
mierten  Maximallandanteil  überschritt 

8.  Die  Domfisenbanem.  Die  altmasi' 
sehen  freien  »schwarzen«  Gemeinden,  deren 
lAnd  vom  Staate  an  Uenstleate  nicht  Ter>- 
sdienkt  oder  verliehen  worden  wiar,  bildateii 
den  Gtundstook  der  sogenannten  Staals-  oder 
Domänenbauern.  Diese  Bauern  waren  ai> 
sprÜDglich  frei ;  aber  ptuailel  mit  der  Adä- 
:  büdung  der  Leibeigenschaft  su(^te  der  Staat 
diese  Bauern,  deren  Kecht  ignorierend,  -  in 
dasselbe  Rechtsveriiältnis  znm  Fiskns  ad 
stellen,  in  dem  die  leibeigenen  Ackerbaoeni 
zum  Gutsherrn  alandeo.  Bekauntlicdi.:  be- 
seitigte Feter .  der  Grosse  •  die  alte  OnBid>- 
stetier  und  etaebito  sie  durch  eine  Kcntf* 
Steuer.  Diese  Kopfsteoer  war  füi^'  die 
SäuttsbaoMni  <«faeblich  hoher  als  ffii  udib 
■gatshemrlichen    Bauern    nocmierC^'  .Bioife 
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Diffemz  trag'  den* Oharf^ter  einer  Pacht-: 
Steuer  für  das  im  Bigentum  des  Staates 
befindlidie  imd  den  Bauern  zur  ^Nutzung 
UberiaBsene  I^d.  Dieser  BxtrazuBchlag 
wmda  avBdrflcklich.  vom  Gesetze  als  eine 
Fkclitsleser  «rlftntert,  »vekihe  die  anderen 
Banero  in  entriditeB  haben :  die  Apanagen- 
hMiem  dem  Apanagenhof,  die  Synodalbauem 
dem  Syuod,  die  gnt^ierriichen  Bauern  an 
deD  Gmaherm.  XHeser  Zuschlag  eiit  Xopt- 
gtoner  wnrde  immer  geeldgertf  so  im  Jahre 
^761  Jiuf  eisen  Babel,  176B  aoC  zwei  Bnbel, 
1783  anf  drei  BnbeL  Durch  das  Geseta 
Won  18.  Dezember  1797  wordea  die  Fro- 
nnnn  des  Reiches  in  4  Klassen  geteilt,  und 
nrar  Tie  der  Ukas  hntet:  »je  nach  der 
Besc&aEEenheöt  des  Landes,  da*  OrCsse  des 
im  Besitze  der  Bauern  befindlichen  Landes, 
je  nach  den  lokalen  Nebenerwerben  durch 
Aii)«t  tind  Geweite.« 

Der  Zuschlag  zur  Kop&teuer  als  Pacht'- 
sins  für  das  Domäneolaad  betmg  für  Elasee 
i  5  Rubel  10  Kopeken  pro  Bevisionsseele, 
fOr  Klasse  H  4  Bnbel  59  Kopeken,  für 
Klasse  III  4  Bubel  8  Kopekea  und  für 
KlaRse  IV  3  Rubel  57  Kopeken.  Dieser 
Ftuhtzins  wurde  im  Jahre  1810  für  Klasse 
I  auf  8  Kiü>el,  Klasse  H  auf  7  Bubel, 
Klasse  IH  auf  6  Bubel,  Klasse  IV  auf  6 
Rubel  50  Kopeken  erhöht  —  Im  Jahre 
1B12  wurden  diese  ausseroideDtlioh  hohen 
Steuerefttze  Dochmals  um  2  Rubel  gleicb- 
m&sffi'  für  alle  Klassen  erhöht  Es  ist  klar, 
dasB  dermassen  hohe  Steuersätze  nicht  alliE>in 
die  Orundrente,  soodem  die  Arbeitskraft 
des  Banera  besteuerte,  sie  belastete  nicht 
allein  seine  ländliche  Arbeit,  aottdem  auch 
seine  geweri»lic^en  NehenTCordienste. 

Uit  dem  Jahre  1837 .  tritt  eine  neue 
Periode  in  dar  Geschichte  der  Staalfibaaero 
ein.  Es  wird  ein  DomAnenminiKtterium  er- 
Eiditet,  nnd  an  seine  Spitze  wird  Kisseleff, 
Mner  der  weitblickenaeten  Staat smäno«- 
■einer  Zrät,  gestellt  Die  tein  üskalist^en 
interesio]  des  Staates  tretdc  in  der  Do- 
adtaimverwaltuDg  unter  Graf  Kisseleff  etwas 
in  den.  Hinter^und,  und  es  wird  m^ 
9or$ga  getRwm  für  die  Hebung  des  Wohl- 
otonde«  der  Staatsbaoern. 

Seitdem  eine  er^zflBd&  Stenw  za  der 
Kfpbteuer  fflc  die  Staatabaneni  eingeführt 
VEvden  ist,  wurde  sie  dexestm  arfaobeo,  cbtts 
der  Steoerbetng  aiit-  .der  Zahl  der  -Ren* 
fläonaseet«!  einer  Gemeinde  mtiltipfiziert  nnd 
die  aiif  BOldw  Weise  gevoBBeue  Summe 
de#  aotUdarisch  haftenden  Gemdnde  auisx- 
}egt  wurde.  Die  Hftrtea  dieses  rein  arith- 
medk^b  V-fflfabrenäi^  das- kerne  Rücksicht 
amt  die  Lastunga&higkelt  der  einaelflen 
fltenertrahler  nahm^  wurd&'  zum  Teil  durch 
die  beim  GwieiDdebesita  Abliche  Art  der 
Stenerv^eilung  al^;eschwacht  Wenn  aber 
iimerhalb  einer  Gemeinde  eine  gerechtere 


Verteilimg  der  Pachtsteuer  noch  rnOgUc^ 
war,  90  blieben  doch  die  verschiedenen  Ge« 
meinden  ungleich  belastet  Denn  es  liegt 
auf  der  Hand,  dass  bei  der  grossen  Yer- 
Bciiiedenaiti^eit  der  klimatischen  und  sons- 
tigen natOrludien  und  wirtscbaftlichen  Be* 
dingoi^en  Bnsalaiida  die  Teilung  des 
grossen  Reiches  in  4  Klassen  eine  zu  m»- 
cbanisch  rohe  war.  Um  dieser  Unglooh- 
mAssigkeit  in  der  Besteuerung  entgegen  zu 
wirken,  entscfaloss  sidi  die  Regierung  sü 
einet  Katastriemn^  zu  greifen.  Aber  tiola 
der  verschiedenartigsten  Katastrierungsvw- 
snche,  trete  aller  Reg^ementa  uad  lostruk- 
tionen  vom  Jahre  1842,  1843,  1848,  1851 
gelang  es  der  B^perung  nicht^  eiae  Wcw^ 
mAssigkeit  io  des  Betefltung  der  Staats- 
banem  zu  erreicfaen.  So  ritditet  das  Hüusto' 
rinm  selber  im  Jahre  1853  die  Aufoifflksam- 
bsit  darauf,  dass  die  Faiditsteuor  deir  Staats- 
banern  in  den  Gonvernements  Woroneeh 
und  Twer  9V3*'/«,  in  dem  GouT«rnement 
Nowgorod  14  "/o,  im  Gouvernement  Ghu'kow 
16%,  im  Gouvernement  Kursk  20**/o  ihres 
Reioertragee  betröge^ 

Im  Jahre  1857  wurde  an  Stelle  des 
Grafen  Kisseleff  Graf  Murawiew  Dom&nen* 
minister,  und  nun  machte  sich  das  Bestre- 
ben gdtond,  die  Einkünfte  aus  den  Reichs- 
dornftoen,  die  bis  dahin  nur  27  Millicmea 
Rubel  betrugen,  ohne  Rücksicht  auf  das 
W(^  und  Wehe  der  Staatsbauem  zu  er- 
höhen. So  wimle  in  erster  linie  der  Be- 
vCikemn^znwacbs  zur  Steuer  herangezogen ; 
ee  wurde  f^ner  die  Pachtsteuer  nur  als 
eine  auf  den  NormaUandanteil  sich  be- 
ziehende Steuer  erklärt;  das  überschüssige, 
in  Nutzung  der  Bauern  befiodJiche  Land 
wurde  mit  einer  besonderen.  Steuer,  die 
den  Ic^ea  Pachtuätzen  entsprechen  sollte, 
belastet^  es  wurde  üidirekt  eine  neue  Wald- 
steuer eingeführt,  und  endlich  wurden  die 
einen  Gonvemements  und  Distrikte  in  die 
fasere  Steuerklasse  versetzt,  in  den  aade- 
iien  wurde  die  Steuer  um  ö^/o  erhöht  — 
Wir  woU^ti  hier  nicht  alle  fiskalischen  und 
sonstigen  Massr^eln  der  Regierung  in  betreff 
der  Staatsbauem  aufofthlen.  Die  wichtigste 
Bestimmung  ist  die  vom  Jahre  1859,  wo- 
naoh  die  Pachtstener  von  Jen  anderea 
Steuetn  gesehtedea  und  so  normiert  werdea 
sollte,  dass  deren  Kamtdinerung  dem 
Grundwerte  entnnrBche.  Diese  Bestimmimg 
wurde  für  den  fall  einer  eventuellen  aiAbo- 
ren  lAndablösung  getroffen.  Die  Scb&taung 
wurde  denulig  gehandhabt,  dass  die  Fttcht- 
steuer  wiederum  «norm  Steigert  wurde. 
Am  81.  Dezember  1861  eriol^  noch  «ia 
Ukas,  wonach  die  Fachteteuer  in  den  katao- 
trierten  Gouvernements  um  5%,  iit  den 
nicht  katastrierten  um  10  %  erh^t  wurde, 
und  ein  Jahr  danmf,  am  25.  Dezember 
1862,  folgte  noch  ein  Ukas,  der  «ine  weitere 
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Er^hnn^  der  PachtBteuer  nach,  der  Leis- 
tnngsftthigkeit  der  Steuerzahler  anordnete. 

Auf  Qrand^ige  des  G.  t.  19.  Februar 
1861,  das  die  gutsherrlichen  Bauern  be- 
freite, sollten  auch  die  VeiMltnisse  der 
Staatebauem  geregelt  werden,  und  schon 
am  5.  Mftra  1861  winde  dem  Reichsdo- 
mänenministerium  befohlen,  einen  Entwurf 
über  die  Anwendung  der  Orundprincipien 
des  BefreiuDgsgesetzes  auf  die  Verhfiltnisse 
der  Staatsbauern  auszuarbeiten,  insofern  dies 
sich  als  mOglicli  und  notwendig  heraus- 
stellen sollte,  um  die  wirtschaftliche  Exis- 
tenz der  Staatsbauem  zu  sichern.  Am  28. 
Januar  1863  wurden  vom  Kaiser  die  (Jruud- 
principien  bestätigt,  aber  eret  am  24  No- 
vember 1866  erfolgte  das  Gesetz,  das  die 
Grundbesitzverhältnisse  der  Staatsbauern 
re^lte.  Die  am  28.  Januar  1863  vom 
Kaiser  beseitigten  Grundsätze  waren  fol- 
gende : 

1.  Das  DomSnenland,  das  von  den  Bau- 
ern genutzt  wird,  ist  Eigentum  des  Reiches ; 
die  Bauern  behalten  das  beständige  Nut^ 
zimgsrecht  auf  das  betreffende  Land. 

2.  Die  Pachtsteuer,  die  von  den  Bauern 
fOr  das  Land  gezahlt  wird,  ist  auf  20  Jahro 
festzustellen ;  die  Bauern  erhalten  auf  ihren 
Landanteü  ein  Wackenbuch.  Von  der 
I^chtsteucr  al^esehen,  werden  die  Staats- 
bauem in  betreff  der  Steuerzidilun^  der 
sonstigen  l&ndlichen  Bevölkerang  gleichge- 
stellt. 

3.  Den  Staatsbauem  Avird  gestattet,  den 
zugewiesenen  Landanteii  nach  den  bestehen- 
den Baakregeln  abzulösen. 

4.  In  administrativer  Hinsidit  werden 
die  Staatsbauem  den  allgemeinen  Instituten 
unt^eordnet.  in  Bezug  auf  persönliche 
Rechte  und  ^nnmunale  Verwaltung  wird 
das  G.  T.  19.  Februar  1861  auf  die  Staats- 
bauem au^edehnt. 

Die  GrüidsUze  sollten  von  einer  spe- 
deUen  Kommission  unter  dem  Yorütze  des 
Senators  Hahn  dem  Gesetzentwürfe  zu 
Grunde  gelegt  werden.  Am  18.  Januar 
1866  wurden  die  administrativen  Bestim- 
mungen des  allgemoinen  G.  v.  19.  Februar 
1861  aucli  auf  die  Staatsbauem  ausgedehnt, 
und  am  24.  November  1866  erfolgte  endlich 
»das  Gesetz  Über  die  ehemaligen  Staats- 
bauem«, das  endgültig  die  Graodbesitzver- 
hfiltaisse  der  Staatsbauern  im  Sinne  der 
angeführten  Gmndsätze  vom  28.  Januar  1863 
regelte. 

Wie  wir  schon  erwähnt  haben,  stand  es 
den  Bauern  frei,  ihre  Seelenanteüe  abzu- 
lösen, dabei  wurde  die  Pachtsteuer  mit  5% 
kapitalisiert,  und  diese  Kapitalsumme  musate 
der  Staatsbauer  entweder  auf  einmal  be- 
zahlen oder  er  konnte  auch  ''5  der  Siunme 
sofort  und  den  Rest  binnen  20  Jahren  mit 
r>'/o  Vnänsnng  abzahlen. 


Das  erste,  was  die  neue  Banemordnung 
mit  sich  brachte,  war  die  Erhöhung  der 
Pachteteuer  fOr  23  Gouvememente  um  6 
bis  14*Vo.  Die  gesamte  Pachtstenraanmine 
wimle  um  2006145  Bnbel  erhöht.  Nichts- 
destoweniger ist  das  Resultat  dieser  Neu- 
regelung der  Gmndbesitz-  nnd  Steuerver^ 
haltuisse  der  Staatsbauem  für  die  Banem 
viel  günstiger  ausgefallen  als  die  Resiütate 
der  Bauernemancipation  für  die  ehemaligen 
gutsherrlichen  Bauern.  Die  Staatsbauem 
haben  im  allgemeinen  Landanteile  erhalten, 
die  grösser  als  die  Maximalanteile  der  ehe- 
maligen gutsherrlichen  Bauern  waren,  und 
die  Pachtsteuer  war  in  den  enteprechenden 
Gouvernements  um  2 — 2^/2  mal  geringer 
als  die  Ablösungszahlungen  der  ehemaligen 
gutsherrlichen  Bauern. 

Eines  der  wichtigsten  folgenden  Ge- 
setze war  das  vom  4.  Juni  1871  über  die 
R^hmg  der  GmndbesitzverhAltniBse  der 
sogenannten  Kolonisten.  Das  sind  meistens 
Nactikommen  der  deutschen  Einwanderer 
in  den  Gouvernements  St.  Petersbra*g, 
Nowgorod,  Samara,  Saratow,  Worone^ 
Tschemigoff,  Poltewa,  Jekaterinoslaw,  Cher- 
son,  Taurien  und  Bessarabien.  Mit  Aus- 
nahme der  Menoniten  wurden  bei  diesen 
Kolonisten  die  Landaoteile  und  die  Pach^ 
Steuer  nach  denselben  Grundsätzen  normiert 
wie  bei  den  Staatsbauern.  In  den  genann- 
ten 8  Gouvememente  gab  es  358  Koloms- 
tengcmeinden  mit  einer  Bevölkerai^  von 
181736  männlichen  Seelen.  Sie  bekamen 
als  Landanteü  1808398^^3  Dessjatinea  kul- 
turfShigen  urd  333397  Deasjatinea  nicht 
kolturohigen  Bodeos.  Die  genannte  Facht- 
steuersumme,  die  den  Kolonüten  auferlegt 
wurde,  betrag  775740  Rubel.  Der  durch- 
sohnitülche  Seelenanteil  betrog  unge&hr 
10  Dessjatinen,  im  Gonvememont  Samara 
12^/4  Dessjatinen,  in  den  GonvememaitB 
St.  Petersbui^  und  Woronesh  4*/»  —  4V4 
Dessjatinen.  Die  Pachtsteuer  betrug  durchs 
schnitÜidi  2  Rubel  59  Ko^en  pro  Seel& 
im  Gouvernement  Jekatennoslaw  6  Rubel 
89  Kopeken,  in  St.  Petersburg  ungefähr  3 
bis  4  Rubel.  Die  Menoniten  von  Jekatrai- 
noslaw  und  die  evangelischen  Brüderge- 
meinden von  Sarepta  konnten  von  diesem 
Gesetze  nicht  getroffen  werden;  da  sie  im 
Besitze  alter  Privilegien  waren,  so  durften 
auf  Grund  dieser  PrivÜ^en  die  Menoniten 
nicht  mehr  als  15  Kopeken  (^ungefähr  30 
Pfennige)  Pachtsteuer  pro  Dessjatine  zahlen 
und  die  evangelischen  Brüder  nur  7  Vi  Ko- 
peken pro  Dessjatine. 

9.  Statistische  Ei^bnisse  der  Baa- 
embefreinng.  Die  Zahl  der  befreiten  Bau- 
ern und  deren  Anteilland  verteilt  sich  nach 
den  einzelnen  Bauemkat^orieen  folgoidet^ 
maaseu: 
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ZaU  und  % 

der 
Gemeinden 

Zahl  und  % 

der  Be- 
riBiauBseelen 

Zahl  und  % 

der 
Dessjatinen 

1.  Ehemalige  gotsiierriiclie  Bauern  . 
S.  ISkemalige  Apanagenbanem    .  . 
3.  Eüieinalige  Staatsbanern  .... 

91  475 

65,5% 

?  527 

StJ  ' 

4,0% 
36,7*3 
26,3% 

5,900 

10  0^0  200 
Qood86 

9643606 

43.1% 

1  801  777 
«,>% 

33  75S  759 
28,9''/o 

3,7% 
«;7  130  141 

48,9% 

31  635  694 
18,5% 

In^esamt 

139  655 
100% 

22  396069 
'oo% 

1 16  854  S55 
>«>% 

10.  AbscUnsB  des  Bnaa^patiOBci- 
WOTkes.  Der  Omndgedanke  der  iDangrüf- 
Bidune  der  BauerabefränDg  -war,  nicht  nur 
Person  des  Banera  zu  befreien,  sondern 
seine  Existenz  und  seine  Yerpflichtimgea 
dem  Staate  und  dem  Chitsbeaitzer  gegen- 
über divch  einen  ausreichenden  Landauteil 
sicher  zu  stellen.  Dieser  Chiindsatz  ist 
ai^espTOchen  in  den  Beskripten  des  Kaisers 
an  NazimoEf  und  Ignatieff ;  dasselbe  besagt 
der  Artikel  3  des  »Allgemeinen  Gesetzes« 
vom  19.  Februar.  Diese  Aufgabe  hat  das 
Befreiungsgesetz  nicht  erfüllt  Das  Bauern- 
laad  vurae  dimih  das  Gesetz  in  den  meis- 
ten Fällen  stark  beschnitten.  In  vielen  Ge- 
genden Russlands  hat  die  DurchfOhmng  des 
Emandpationsgesetzes  sogar  ernste  Bauem- 
aufetSude  herroi^rufen,  die  in  Blut  erstickt 
wurden. 

Was  die  auferlegten  Zahlungen  anbe- 
trifft so  Qfaem^ten  sie  Tiel&ch  den  Ertrag 
des  Bodens.  Sie  bedeuteten  deshalb  tfaat- 
sSchlich  nicht  nur  eine  Entschädigung  für 
die  befreite  Person  des  Leibeigenen,  son- 
dern auch  räne  AblQsung  des  Landanteils. 
Tiel  Aufsehen  err^^te  sein^  Zeit  das  be- 
iQhmte  Werk  von  Professor  Jansen  Über 
die  bäuerlichen  lAndanteile  und  Zahlungen. 
Man  war  erstaimt  und  entrOstet  über  die 
Ei^bnisse  der  Jansonschen  Untersuchung, 
doch  war  es  mu*  eine  Verarbeitung  des 
<rffizieUea  statistischen  Materials  über  die 
bfinerüchen  Zahlungen.  Nach  dieser  Unter- 
aachnng  ergab  sido,  dass  die  obliegenden 
Zahlungen  mdstens  den  Ertrag  des  Land- 
anteils Überragen.  So  z.  B.  betragen  die 
Zahlnngen  im  GotEvemement  Nowgorod 
baim  Mairimalantefl  180—210  <Vo  des  Boden- 
«Eteags,  bei  kldneren  Anteilen  275 — 565  "/o. 
Nach  den  ünteisudituigen  der  Petersburger 
Landschaft  betr^en  die  AblOsungszahlungen 
76 — 131 'Vo  des  Bodenerhags,  die  gesamten 
ofalie^nden  Zahlungen  und  Stenern  128  bis 
150  V:  *>/«  j  im  Gouvernement  Moskau  be- 
tragen die  bäuerlichen  Zahlungen  durch- 
•chnitUich  205  "/o,  im  Gouvernement  Twer 
252%,  im  Gouvernement  Ssmolensk  220%, 


Kostroma  240  "/o,  Pskov  213  ".'o,  Wladimir 
276%,  Wiatka  200%  u.  s.  w. 

Eine  derartig  gransame  Belastunj^  des 
Baiiematandes  hatte  zur  Folge,  dass  m  den 
70er  Jahren  iu  den  13  Gouvernements:  St. 
Petersburg,  Pskow,  Nowgorod,  Ssmolensk, 
Twer,  Jaroslaw,  Kostroma,  Wjatka,  Wladi- 
mir, Moskau.  Kaluga,  Nishni-Nowgorod  und 
Woiogda  die  landwirtschaftliche  Kultur  der- 
artig zurückg^angen  war,  dass  sich  die 
Aussaat  um  14,6%,  die  Ernte  um  27,8%, 
der  Viehstand  um  17,6  %  verringert  haben. 
Die  Zunahme  der  Bevölkerung  betnig  6,6  "/o. 

Bei  einer  Dnteisuchung  der  I^ge  der 
Bauern  in  den  Gouvernements  der  Schwarz- 
erde kommt  Professor  Jansou  zu  dem  trau- 
rigen Schluss,  dass  zur  Zeit  der  Leibeigen- 
schaft die  Bauern  materiell  viel  besser 
standen. 

Bei  einer  derartigen  Belastung  des  Bau- 
emstandes ist  es  ranz  bq^iflich,  wenn  die 
Rückstände  jährndi  in  erschreckendem 
Masse  zunahmen,  trotz  der  strengsten  Mass- 
re^eln,  die  die  Re^eruog  zu  deren  Bei- 
treibung eigrift  Die  B^erun^  sah  sioii 
endlich  gezwungen,  die  bäuerlichen  Zah- 
hmgen  zu  ermässigeii.  So  wurde  im  Jahre 
1871  der  erste  schüchterne  Schritt  in  dieser 
Richtimg  gethan :  in  4  Gemeinden  des 
Kreises  Ardatow  (Gouv.  Simbirsk)  wurden 
nach  dem  Ckas  v.  4.  November  1871  die 
jährlichen  AblOsungszahluDgen  ermässigt. . — 
In  den  westlichen  (litaui8chen)Gouvemements 
erfolgte  eine  Ermässigung  der  bäueiüohen 
Zahlungen  noch  im  Jahre  1863  (die  ükase 
V.  1.  März,  30.  Juli  und  2.  November  1863). 
Aber  es  geschah  aus  politischen  GrUnden^ 
um  den  aufständisdien  polnischen  Adel  xo 
SfdnriUdien.  Die  Zidilungen  wurden  nidit 
nur  ermässigt,  sondern  auch  das  Bauem- 
land  erheblich  auf  Kosten  des  gutsherriidien 
erweitert  Ausserdem  wurde  die  Zwangs- 
ablOsung  des  Bauemlaudes  für  die  west- 
lichen Gouvernements  dekretiert 

Inzwisdien  wuchsen  die  Rückstände 
immer  mehr  an,  tmd  die  R^erung  wusste 
sehr  wohl,  dass  jeder  Rub^,  den  sie  bei 
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den  Banem  eintriebe,  fflr  den  Bauern  einen 
Verhist  nicht  von  einem  Rubel,  sondern 
von  mehreren  bedeute.  Denn  um  die  Zah- 
lungen, rechtzeitig  zu  entiichten^  «ftb  fftfJi 
der  Bauer  gezwungen,  seine  Produkte  ttnd 
seine  Arbeätskraft  zum  niedrigsten  Preise 
zu  verkaufen.  Ausserdem  "wirkten  die 
Rückstände  dahin,  dass  dem  Bauern  Sein 
Wirtscha^sinventar  verkauft  und  durch  die 
Vervttgerung  eines  Passes  ihm  die  ffeie 
Bewegung  ziu-  Auffindung  eines  lohnenden 
Nebenerwerbes  genommen  wurde.  £Sne 
Ermässigung  der  bSuei'lichen  Zahlungen  er- 
folg eher  lange  Zeit  nicht,  da  die  ver- 
meintlichen Interessen  des  Gros^rundbe- 
sitzes  ansschlaggebend  waren.  Und  die 
Gnaagnrodbesitzer  dachtea,  daaa  sie  nur  bo 
lange  Aber  billige  Arbeitskräfte  ver- 
fügen kfionten,  als  der  Bauer  durch  den 
Drock  dar  Stenern  gezwun^n  wäre,  seine 
Ail[>eit8kiaft  zu  jedem  Preis  dem  Chitabe' 
sitier  xor  Yerffigaog  zu  -steUeD.  Endlich 
fTkAgte  am  28.  Januar  1881  der  Ukaa, 
dunm  den  die  AbUSsungszahlungni  ermfissigt 
wurden.  Und  zwar  erfolgte  eine  doppelte 
ErmSsagUBg:  eine  allgemeine  und  eine 
t^ecielle.  Auseerdem  wurden  durch  diesen 
Ukas  die  Abling  des  Landes  und  die 
AnlhebuDg  der  zeitweilig  v^pflichteten 
Beziehungen  der  ehemaJigea  gutsherr- 
lioken  Leibeigenen  zu  ihrem  GutEwerm  r. 
1.  Januar  1883  obligatöriech.  Die 
^lecielle  Ermfisrngung  bosog  sich  nur  auf 
di^ni^en  Banemgeaneinden ,  deren  Wirt- 
Rcbaft  in  Verfall  geraten  w^ar.  Die  gesamte 
Sbrmäsagung  der  Ablömmgazahlungen  in 
den  39  Gouvernements  wurde  auf  10965474 
Bubel  n(Hmi^  was  im  Durchschnitt  27  *Vs 
deor  früherea  Jahresraten  der  Ablüaungs- 
zaklungen  betrug.  In  den  einzelnen  Gotiver* 
nemente  schwankte  diese  Ermässigung 
zwischen  92%  (Olonec)  und  16  "/o  (Cher- 
eon).  Aus  den  109ÖÖ474  Rnbel  der  Er- 
mfissigungBSumme  fallen  58  %  (oder  6  382  204 
Babel)  auf  die  allgemeine  und  42%  (oder 
4663270  Bubel)  auf  die  specielle  E^mässi- 

gÜUK 

.Glödiseitig  mit  der  Ermässigung  der 
AUQsuDgszahlimgen  verordnete  der  erwähnte 
Ukas  die  oldigatorisdio  Ahlösung  des  Bau- 
emlandes.  l^ee  sollte  am  1.  Januar  1883 
im  Kraft  treten;  dadurch  wurde  also 
4er  Best  der  zeitweilig  verpflichteten 
Badom  zu  frräen  Bauerngrotsbeaitzem  ge- 
madit,  die  ihrea  LBoda&tal  im  Idii£e  von 
4d  Jam-ra,  aleo  bis  zum  Jahre  1932,  voUp 
attndig  absidOeen  haben.  Die  Majorität 
4er  BaTiOTngeBieinden  haben  mit  Gtenduni- 
gODff  oder .  auf  dmttitigea  Forden  der 
GuteEierren.  schon  früher  mit  der  ÄblOeiuig 
dbs  I^nd&nteile  beeonnea,  nuuudie  sogar 
edbon  im  Jah»  1861.  Im  Laufe  der  Jahig 
1910^1932  wird  biso  der  gesamte  Gmndr 


besitz  der  ehemaligen  gutsherrliehen  Bauern 
al^öst  werden.  Das  G.  v.  14.  Juli  1888 
verordnete  die  Ablösung  des  gutsherrlichen 
RftiiAvnlftnrfp-Q  iu  Bessamhian.  Das  G.  v._12. 
Juni  1886  dekretierte  die  Zwangsablöeimg 
der  Landanteile  fOr  alle  ehemaligen  Staats- 
bauem.  Die  Schuldtilgimg  ist  bei  den 
Staatsbauem  auf  44  Jahre  berechnet,  so 
dass  im  Jahre  1931  auch  die  Staatsbanero 
ihre  Landanteile  völlig  abgelöst  haben  wer- 
den. Das  Motiv  zum  G.  v.  12.  Juni'  1886 
war  die  endgültige  Abschaffung  der  Kopf- 
steuer. Schon  die  GG.v.  la  Mai  1882  und  la 
Mai  1883  besdtigten  die  Kopfeteuer  für  einige 
Bauemgruppen  und  ermasEÜten  dieselbe 
für  alle  anderen  Bauern.  Das  6.  v.  38. 
JUi  1685  beb«ate  endgUtig  alle  BvHeiB^t 
AosDahme  der  eibinedheB.  von  der  £oa£- 
stenec.  Dies  GesetE  sollte  für  die  Fasu^ 
steiler  zakieaden  Staatefaanetn  am  1.  Januar 
1887  in  Kraft '  treten,  toq  allen  anderes 
Bauemkategiaieen  sollte  die  Eopfetenw- 
schoa  vom  1.  Januar  1886  ab  niobt  mebr 
«hoben  weeden.  IHese.  Abschaffung  4er 
Kopfsteuer  bedeutete  aber  für  den  Fidcus 
einen  Ausf^  von  19  Millionea  Babel,  und  aa. 
handelte  es  sich  jetzt  um  die  Erfindung' einer 
Massregel,  die  dieses  Deficit  im  .  Budg^ 
decken  sollte..  Eine  solche  Massregel  lag^ 
auf  der  Hand.  Die  ehemaligea  gntsheir-. 
liehen  und  Apanagenfaauem.  waren  bereits 
auf  Grund  der  Zwangsablösungsgeaebie  zu 
Grund^gentümem  gewcarden.  Nur  die  ehe- 
malif^n  Staatsbauem  sind  dorc^  die  Bnan- 
dpation  nicht  zu  Grundeigentümern  ge- 
macht, sondern  blieben  Erbpäokter.  Cnd 
nun  tnit  noch  ein  Umstand  dazu  c  im  Jähre 
1886  war  die  SOjährige  Frist  zu  Ende,  die 
Dauer,  auf  die  dem  G.  v.  24.  November 
1866  gemäss  die  faohtzahlungen  diwStBalä« 
bauem  nonbiert  waren,  uod  so  sanktionierte 
der  Kaiser  den  Beichsiatsbeec^uss  'v.  38. 
Mai  1865,  wonach  vom  L-JanUar  1887  die 
Pachtsteuer  der  Staatsbanern  in  Ablöaungft- 
zahlungen  mngewand^  werden  sollte.  -Dm 
Betrag  der  jähiüdien  Alüösungszahldngm 
ist  aiu  49,03  MilHonen  Rnbd.  normiert  wor- 
den. Früher  zahlten  die  Bauern  an  PatäOh 
Steuer  33,84  Millionen  BubeL  Die  AUft- 
sungszahlongeh  übertrafen  um45,0*Vo  dleae 
PB(£tsteuer.  Wenn  man  aber  die  Absehaf- 
&mg  der  KopftAeuer  berüfduichtigt, .-  dauk 
haben  aidi  die  Gesamtsahlungen  BUats- 
bauerti  von  52;98  MilHonen  aitf  49,03  MüB- 
onea  Bubel,  d.  h.  inn  eineal  Betoig  von 
Millioaen  Bubel  veixingeit.  — ^ :  Dde  AkAß^ 
stmgszahluogen  dst  dliema^ra  gnlielMRli* 
eben  Bauern  nodi  don  G.  v.  08.  JaoiiBr 
1681  vechaltoA  sich:  dorchadkidttlich.  far^ 
46  Goutendämmt»  des  .  «utopiiacben  jtuab^ 
land  zu  den.  AUOBUi^(öz^uilgea  .ilw  ^i»* 
maligen  StaaitBbaueäin ,  mie  - 1,31 :  QjE3  BuM 
I«o  Des^atilie.     ...  • 
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IL  IM  gggMW&riigc  Lage  des  rns^ 
•irinbra  'BänerBStandes.  Die  Abmcht  der 
■ix^ßmg  'hei  der  Banerabefreiuh^  var, 
irie  vir  gewhwi  haben^  nicht  mir  che  Per- 
son des  Leibeigeiken  zu  tetreäen,  sondeon 
neb  seue  fixiafeoai.QDä  <£e  Erffllhuig 
«rioer  Fflichtea  dem  Staate  und  dein  Quts- 
hgm  gennftben  ddräi  eioen  eenOgendeo 
itnäiDteU '  aicheKustttllen.-  Wir  Baheh 
■Iber,  dflsa,  aaEdiesem  HaaaBtitid  gemeasen. 
dat  SmanapatiODunBeia'  Baim  Auqgabe  bei 
voieiii- lüm- erfiffi -Ju^  iWetm  wir  uns 
MB-derige|;enwflxti^  LAee  des  ^ueiii- 
-afuta  aKw«adeD,  die  -wie  hm*  nur  in  aUer 
Iftro  smnimeBfiuaedd''  befaandelo- können, 
-«  stehte  vir.  in  ^«tör  Linie  vor  der  JPraj^: 
Wie  TsrhahsD  sieh;  die  bftnerlich«i  Landao- 
teile  sa  deven'  Nahrangsbedarf,  oder^  wie 
man  zq  sagen  püegt,  zu  dem  pJiysiologi- 
-Bcfaeo  BxisteUBiaiaimim]  der  bAderüchen 
iBertilanng?  Didse  grosse  statistische  Auf- 
.gabe  viirde  jetotim  Jahre  1897  geltet;  das 
anter  A.  X  T9eha|)eo££B  ut^  A.  S.  Possui- 
iflös  Bedaktion  rom  FinanzmiDistef ium 
ksnu^fCgiriMibe  Werk  ^  giebt  une  Aufechines 
Aber  äie  unb  interesaöeieude  Frage.  i  Durchr 
«tmttiiGh  sind  es  pro  Kopf  19  Pud  Oo- 
-kÄdä,  die  die  Eraähximg  der  bäuerlichen 
Be^UkeroDg  und  -7,'5  Pud  Getreide,  die  das 
Vi^rfutter  Erfordern.  Und  nun  ergab  die 
Ontersaichan^,  daäe  in  40  Gotivemfemeats 
des  eoropftistshen :  Rnssland  das  bäuerliche 
Aptallaad  den  bäderiichoi  Nahrungsbedarf 
nkdit  zn  decken'  Termag.  ■ 

Dieses  Deficit  deukt  SQjQ  Teil  das  von 
des  Banm^  gekaufte  und  gepachtete  Land. 
Abo*  die  Paäit  ist: für  die  bftnwUcdie  Wirt- 
täaSi  cigontUtdi  nnr  für  9  Oonrernements 
BB  Qeinete  ddr  SdLwarEeide  von  Bedeutaii^. 
Had  mon  man  äncAi  das  gekaufte  und  ge- 
pachtete fianemlwid  berficksicht^  so  stellt 
fldi  henas,  dass  ntu-  in  22  Ooirremements 
die  bBnerlidie  Wirtachaft  den  eigenen  Coo- 
mm  III  decken  ica  Stände  istj  in  den  abiigen 
8S  Govngmements  bleibt  ein  betifcbtlicbee 
Deficit  beeteheu..  Zieht  man  noch  den 
Uneilksben  Bedarf  an  Viehfntter  in  Betracid, 
w  ireiaen  nur  die  Qonvernemouts  Bese- 
«abiei^  itifait^inoBla«;  -  Tanrien,  l^bow, 
OreubniK  and  das  Territorium  des  kosi^- 
Kliai  Hefves  kein  Deficit  ant 

Katflrlich  ist  die  Grösse  der  bäuerlichen 
Landaoteile  auch  in  einem  und  demselben 


*)  Der  £inflost  der  Ernten  und  der  Oe- 
tnidepreiw  anf  einige  S^ten  der  ruHischHi 
Volkswirtschaft  C^tenincluinireaiToa  Anaenski, 
Grigorjeff,  Prof.  KaWukoff,  Prof.  Karjacheff, 
L.  X.  Maress,  Ossipoff,  Plotnlkoff,  Pükrowski, 
Richter,  Prof.  Fortunatoff,  Prof.  Tachuproff, 
Stscherbina.  Unter  der  Bedaktion  von  Prof. 
Tschnproff  nnd  Ä.  S.  Posnikoff.  8t.  Petersbarg- 
18B7.  Bd.  I  —  S8.  LXIV  +  ÖSS,  Bd.  U  —  S. 
Vm  +  381  +  9tt. 


Oouverhenient  ansserordentUdi  verschieden, 
und  infolgedessen  haben  die  einen  Uebev- 
sohässe,  die  anderen  grössere  oder  gering^ 
Defioits.  Wenn  man  nun  die  gesamte 
Bauernschaift  naoh  dem  Srlatage  ilues  Anteil- 
landes  grnpiHert,  so  eriialten  vrärdreL  ginsse 
Kategorieea: 

I.  Bauern,  die  ton  ibreih  Landantml 
venig^  .als  10.  Pud  Getteida  enielHi.  nnd 
ihren  eigenen  ITahrnngsbedaif  nicht  decken 
kfihoeii  46868078  oder  70,7<Ve  der- ge- 
samten bftueiSicliea -BevOl^mn^.  i. 

n.  Bauern,  die  zwar  den  «genen  Nah- 
ningsbederf,  aber  nicht  dm  Tollea  Bedarf 
aa' Viehlutter,  tras  ach  ansammen  in  20^ 
Fad  Getreidä  aosdr&ckt,  -von  ihrem  Laad- 
an^ '^zielen  kSnnm  —  13038401  oder 
20^4 "/o  der  geaamtea  BMiwnbeTGlkemng^  ■ 

HL  Baaem,  die  inehr  als  26,5  Pnd  Ge- 
treide pro  Kopf  haben  Ton  ihrem  Landantedl 
—  5715513  Bauätn  oder  8,9V». 

iEän^n  geringen  Teil  dieser  DeficiCd  decken 
das  gekalkte '  und  das  gepadhtetd  Land. 
Nur  ist  natürlich  Land  zn  kaufen  oder  anch 
nur  m  (lachten  iener  Töl  der  Bauernschaft 
am  wenigateii  im  stände,  der  dieser  Hilä- 
■qoellen'  am,  'meisten  bedüi. 

Söhon  die  angeführten  Ziffern  beäagen, 
dass  der  russische  Bauernstand  in  einem 
derartig  txaurigen  Zustande  sich  befindet, 
dass  die.  Kot  selber,  die  Aufrecbterhaltuiig 
dieses  Zustaodee  auf  die  Dauer  umnfiglioh 
mftcfat  Andererseits  regen  diese  Zi^m 
die  Frage  an:  vie  ist  es  mi^ich,  dass  eine 
deiartig  existetizua&hige  Zwei^wirfcsohaiEt 
entstehen  und  bestehen  konnte?  Die  Ant- 
wort lieg*  in  der  eigentümlichen  Beöhts- 
ordnung,  in  der  Feldgenteinsohaft,  in  daitL 
Mir  (s.  Axt  Mir).  Nieht  dem  Bauer, 
sondern  der  Gemeinde  geh^  .der  Grund 
und  Boden,  der  einzelne  Bauer  ist 
nur  der  Nntzniesser  desselben,  er  hat  das- 
Becht  auf  Land.  Wir  können  oatürlicä  hier 
auf  die  Institution'  des  russlsohen  MicSs 
nicht  eingehen,  aber  der  Leser  vwsteht, 
dass  die  notv^idige  Folge  jener  Kechte- 
ordnimgf  die  >da&  Aidkommen  des  Prot»- 
tariats  verhindern  sollte«,  das  aligeoneine 
immer  tiefere  Sinken  des  russischeB  Banem- 
standes  schon  allein  infolj^  der  BevlUke- 
niogsaimaiime  imd  dw  sich  immer  mehr 
und  mehr  verrini^eniden  laadanteite  seih 
musste.  .Natürlich  sprechen  aucb  andere 
Momente  mit  Gewiss  kann  die  Ueberv5lke- 
ning  auf  dem  flachen  Lande  in  Bussland 
nur  ein  relativer  Begriff  sein.  Durch  den 
Uebergang  zu  einem  intensiveren  Acker- 
baiisystem  könnten  ieiciit  sogar  beti^hlüohe 
Uebersohüsse  über  den  bäuerlichen  Konsum 
von  dem  Bauemlande  erzielt  werden.  Aber 
ein  derartiger  Uebei^ng  zu  einem  inten- 
siveren Ackerbausystem  ist  von  vielen  Um- 
standen abhängig.  Es  konunt  hier  da-  all- 
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gemeioe  Eiüturzustand  ebenso  in  Betracht 
wie  ein  gewisser  Kapitalienvorrat ,  den  ein 
derartiger  Uebeigaog  erfordert.  —  Bedin- 
gungen also,  denen  der  russische  Bauer  im 
allgemeinen  vorläufig  nicht  entspricht. 

Will  man  die  gegenw&rti^  sogenannte 
Bauern fr^e  untersnchen,  so  ist  es  unmög^ 
lieb,  die  Fel(^;emciDschaft  dabei  ausser  acht 
zu  lassen.  Deshalb  steht  auch  die  Frage 
nach  Beibehaltung  oder  Abschaffung  dieser 
Institution  in  dem  Mittelpunkte  aller  Be- 
trachtungen über  die  I^ige  der  nissisdien 
Banem. 

Wenn  vir  sagen,  dass  die  gegenwärtige 
Bauemlage  eine  Ökonomische  UnmOglidikeit 
irt,  80  ergiebt  sich  danuis  die  Frage  :  weltdie 
grossen  sozialen  Phänomene,  welche  Massen- 
ersChdnmißen  sind  im  bäueiüchen  Leben 
gegenwärtig  zu  venteichn«!,  weldie  Ten- 
denzen weisen  diese  Phänomene  auf,  wie 
wirken  sie  auf  die  Yei&iderung  der  kon- 
kreten Rechtsordnung  ein,  und  welche  Auf- 
gaben hat  die  Geset^bung  diesen  Massen- 
erscheinungen  g^nOber? 

Der  Landmangel  hat  in  erster  Linie  die 
Folge,  dass  die  Bauern  die  Dnhaltbarkeit 
des  feldgemein  Bchaftlichen  »Rechtes  auf 
Land«  mehr  und  mehr  einsehen  und  sich 
von  der  Notwendigkeit  der  Aufhebung  dieses 
Rechtes  überzeugen.  Der  litndmangel  foi> 
dort  zwingend  ein  "Veto  auf  die  weitere 
Teilung  des  Bodens.  Dieselben  Umstände, 
die  in  Deutschland  auf  EinführuDg  des  An- 
erbenrechtes drängen  ,^  fordern  io  Rnssland 
den  Uebei^gang  von  der  Feldgemeinschaft 
mit  seinen  periodischen  proportiouellen  Luid- 
lunteilungen  zum  Hofbesitz  mit  einem 
Landkomplex,  der  von  einer  weiteren,  durch 
Umteihingen  verursachten  Kürzung  ge- 
sdiützt  ist.  —  Lehrreich  sind  in  dieser  Be- 
ziehung die  Schicksale  der  deutschen  Kolo- 
■  nisten  im  Gouvernement  Samara  und  in 
Südrussland.  Im  Oonveniement  Samara 
haben  die  Kolonisten  die  nissische  Feldge- 
meinschaft mit  ihrem  Rechte  eines  jeden 
auf  Land  bei  sich  eingeführt.  Die  Folgen 
schildert  uns  die  lokale  landschaftliche  Sta- 
tistik, die  von  den  Kolonisten  des  Kreises 
Nikolajew  z.B.  (Gouvernement  Samara)  berich- 
tet, dass  die  Hälfte  deiselben  auf  ihrem  eigenen 
Lattdanteile  nicht  selbständig  wirtschaften 
kfinnen,  dass  sie  vollständig  überschuldet 
Bind  und  ein  elendes  Dasein  führen.  Die 
stklrussischen  deutschen  Kolonisten  dagegen 
haben  fest  und  nnersohütterlich  an  der  Ün- 
t^baik^t  des  Hofbesitxes  festgehalten.  Und 
darin  sieht  W.  £.  Fostnikoff,  der  die  sftd- 
rassische  Bauernwirtschaft  unterandit  hat, 
die  Ursache  der  ausserordentlichen  Wohl- 
habenheit derselben.  »Es  steUte  sich  heraus, 
sagt  W.  E.  Postnikoff,  dass  auch  die  land- 
losen Kolonisten  wohlhabender  sind  als 
unsere  (russischen)  Bauern  mittleren  Wohl- 


standes.« —  Aber  der  äusserste  Landmangel 
selber,  die  Herabsinkung  des  Landanteiles 
unter  ein  gewisses  Minimum  hat  eine  Er- 
schwerung, wenn  nicht  Abschaffung  weiterer 
Landumteilungen  zur  Folge.  Denn  die 
vollends  proletarisierteD  Bauern,  die  von  der 
Landwirtschaft  überhaupt  mcht  mehr  leben 
können,  verlieren  das  Interesse  an  weiteren 
!NeuumteiluDgen  des  Landes,  während  die 
noch  Existeozäihigen  auf  Leben  imd  Tod 
gegen  eine  Keuumteilnng,  d.  h.  eine  weitere 
Kürzung  des  Landanteols  kämpfen.  Denn 
eine  derartige  Umteilung  muss  die  wohl- 
habenderen BaDran  ruinieren,  kann  aber  die 
völlig  verarmten  Wirtsdiaften  nicht  mehr 
heboD.  —  Und  so  ergiebt  sich  ans  der  That- 
sache  des  auaserBten  Landmaogels  die  Ten- 
denz der  Au&^nng  weiterer  Landum- 
teilungen. 

In  der  rassischen  Littexatnr  ist  aber  die 
Meinung  vertreten,  dass  Snsaland  mit  sönea 
unermeaslichen  dünnbeT(fl^rien  Gebieten, 
mit  sänem  Turtestui,  mit  seinem  Kaukasus 
und  hauptsächli<^  mit  sein^  Sibirien,  dnrdi 
eine  euergischeKolouisationspolitik<lie  bäu^ 
liehe  Bevölkerung  von  dem  Landmangel 
spielend  leicht  befreien  kann.  Tliatsachen 
haben  uns  des  Besseren  beldirt,  die  Unter- 
suchungen lokaler  Statistiker  und  haupt- 
sächlich die  Schriften  unseres  herT(ui'^end- 
sten  Sibirienforschers  Alexander  A.  Kauf- 
mann, zeigten  uns,  wie  utopistisch  alle  der- 
artigen Hoffnungen  sind.  Selbst  die  R^e- 
ruog  hat  sicli  seit  dem  An&ng  des  sibi- 
rischen Eisenbahnbaues  von  den  übertrie- 
bensten Hoffnungen  verleiten  lassen,  aber 
eine  eingesetzte  Specialkommisslon  brachte 
die  Ucberzeu^ing  bei,  dass  der  Kolonisa- 
tionsfonds Sibiriens,  den  man  für  imerscböpf- 
lich  hielt,  verhältnismässig  sehr  gering  ist 
und  bei  einer  Freilassung  der  Auswanderung 
nach  Sibirien  die  Tfach&age  durchaus  nicht 
decken  kann.  Geheimrat  Tichejeff  und 
Staatssekretär  Kulomsin,  die  Sibirien  bereist 
haben,  mussten  dies  offiziell  anerkennen. 
Ein  Rundschreiben  v.  20.  Februar  1897  be- 
auftragt die  Gouverneure,  für  die  Yerminde- 
rung  der  Auswandererzahl  Sorge  zu  tragen 
und  eine  durch  die  wirtschaftliche  Lage 
nicht  gerechtfertigte  oder  dnrch.  Armut  und 
Mangel  an  personlichen  Arbeitskräften  aoB- 
sichtslose  Auswimdening  nicht  zu  gestatten. 
—  Der  ärmere  Teil  der  bäuerlichen  Bevöl- 
kerung ist  also  überhaupt  von  der  Aus- 
wanderung ausgeschlossen,  und  dies  selbst- 
redend weniger  durch  das  Bundsohreiben 
vom  20.  Februar  1897  als  durc^  die 
Thatsache  der  Armut  und  der  Un&hig- 
keit,  audi  mit  der  geringen  Uaterstfltzniig 
der  Regierung  eine  Wirtschaft  zu  gründen 
und  zu  führen.  »Unter  den  Ai^anderera,« 
sagt  Alexander  A.  Kaufmann,  '»wie  ziffer- 
mässig  bewiesen  wenleii  kann ,  besteht  die 
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Kehrheit  aas  BeprSBentanten  mittlerer  (nach 
dem  rnsaischeD  Massstabe)  WohlBtands- 
«nppei,  die  Wohlhabenderen  haben  weniger 
Grund  nadi  Auswanderung  zu  trachten,  die 
Aermeren  haben  nicht  die  dazu 
nötigen  Mittel«  Früher,  wo  die  besseren 
TecTsms  noch  nicht  occupiert  wurden,  konnte 
manchmal  auch  der  ganz  mittellose  Bauer 
auf  das  wirtschaftliche  Oelingen  seiner  Aus- 
wanderung rechnen ,  bei  den  heutigen  Be- 
dingungea  aber  lumn  er  in  Sibirien  nur 
dereelbe  Prol^arier  bleiben,  als  der  er  seine 
Heimat  verlaaaen  hat  Dasselbe,  was  Kauf- 
mann von  Sbirien  b^ianptet,  in  nodi 
hSherem  Masse  von  den  anderen  Kcdonisa- 
tira^bieten.  Dazu  haben  ^  sfidlichen 
und  ^kdOsdicfaea  Steppen  ebenso  wie  der 
Kankasos  bei  dor  herracheoden  extensiTcn 
lyiztscÄiaft  die  Bolle  funes  Kolonisationsge- 
birtes  im  allgemeinen  schon  ausgespielt,  und 
die  Steppen  Tnrkestans  sdieinen  zur  Eoloni- 
satioD  wenig  geeignet  zu  sein.  —  Und  so 
sind  alle  optimistisdien  Hoffnimgen  auf  die 
Kolonisationspolitik  uobegrOndet.  —  Und 
dlie  Kolonisation  kann,  um  mit  den  Worten 
Kaufmanns  zu  sprechen,  gewissermassen  die 
Oekonomie  eines  Dorfes,  einer  Gruppe  von 
DOrfem,  vielleicht  eines  ganzen  Kreises  be- 
einflussen,  die  einen  betrfichtlichen  Teil 
ihrer  Bevölkerung  auf  die  Auswanderung 
entsenden  ...  sie  ist  aber  nicht  fähig^  den 
Eotvickelungs^g  der  nissiBchen  Volks- 
wirtschaft auf  ii^nd  welche  Weise  zu  be- 
einflnssen,  sie  ist  kein  aktives  Element 
dieser  Entwickelung ,  wie  viele  zu  glauben 
geneigt  sind,  sondern  nur  ein  Symptom, 
das  in  gemeinverständlicher  Sprache  Zeug- 
nis giebt  von  dem  ungesunden  Zustande  der 
Dfllionalen  Wirt8chaftsoi;ganiBation.« 

Wir  haben  so  lange  bei  der  Bedeutung 
der  Kolonisatioa  verweOt,  weil  gerade  in 
den  letzten  Jahren  auch  in  ernsten  Btlchem 
aie  als  einzige  Bettung  aus  der  Not  aus- 
sehen wurde.  Diese  Hoffnungen  sind  hin- 
fiUlig,  ebenso  wie  diejeni^n,  die  die  rus- 
fflsche  Litteratur  seiner  Zeit  auf  die  Bauern- 
bank hegte.  Diese  sehr  nützliche  Insti- 
tution ist  durch  das  0.  t.  18.  Mai  1882 
ins  Leben  gerufen  und  hatte  zur  Aulgabe 
die  GewSbrleiBtung  von  Kredit  an  die 
Banem,  um  diesen  die  Sirwerbung  von 
Grundbesits  zu  erleichtern.  Wie  vorauszu- 
sehen vrar,  konnte  zwar  diese  Bank  den 
wirtechaftsiffliiigen  Bauern,  die  geni^ndes 
Inventar  und  sonstige  zur  NeugrOndung 
einer  Wirtschaft  nötigen  Kamtalien  besassen, 
Bdir  zu  gute  kommen,  rar  die  gesamte 
Bauernschaft  war  aber  diese  Bank  von 
minimaler  Bedeutung.  Die  im  Jahre  1895 
veränderten  Statuten  der  Bauembank  stellten 
derselben  versuchsweise  fflr  eine  fünQährige 
Periode  11  Millionen  Rubel  zur  Verfügung, 
damit  die  Bank  auf  eigene  Rechnung  für 


die  Bauern  Land  ankaufen  solle.  Es  unt^ 
liegt  keinem  Zweifel,  dass  diese  Bestimmung 
sehr  lobenswert  ist,  wir  glauben  aber  kaum, 
dass  jemand  ernstlich  der  Meinung  sein 
könnte,  dass  mit  2^  Millionen  Bubel  jähr- 
lich der  russischen  Bauernschaft  im  grossen 
und  ganzen  irgend  wie  geholfen  werden 
kann. 

Es  ist  nicht  der  Mühe  wert,  die  Irrele- 
vanz aller  derartigen  sozial-politischen 
Massnahmen,  wie  Bauembfuik,  KolonisatiDn 
etc.  für  die  uns  interessierende  Kardinal- 
frage  nadizuweisen.  Es  wäre  schon  eine 
Utopie,  zu  wähnen  j  dass  alle  diese  Uas»- 
r^eln  auch  nur  die  ffittfte  des  jährlichen 
bäuerlidten  BevöUKrungszuwachses  b^rie- 
digen  könnten.  Die  gi^;enw9rtig8  Baoem- 
läge  kuin  aber  im  grossen  und  gaiuen 
durcb  ^ese  Massnahmen  nicht  g^dert 
werden,  und  da  dieser  Zustand  unhaltbar 
und  wirtschaftlich  unerträglich  ist,  so  sind 
Massregeln  nicht  zufällig  und  nach  subjek- 
tivem mehr  oder  weniger  wohlwollendem 
Ermessen  zu  treffen,  scaidem  es  sind  in 
eister  linie  die  grossen  sozialen  Phänomene, 
die  innerhalb  des  russischen  Bauenüeb^is 
sich  abspielen,  zu  verstehen  und  zu  berück- 
sichtigen. 

Das  durchgreifendste  soziale  Phänomen, 
das  sich  vor  unseren  Augen  abspielt,  das 
dem  ganzen  russischen  wirtschaftlichen 
Leben  einen  Stempel  aufdrückt  und  mit 
dem  in  der  neueren  russischen  Bauemge- 
schichte  eine  neueAera  beginnt,  ist  dieDifferen- 
zierung  des  russischen  Bauernstandes.  Die 
Feldgemeinschaft,  die  in  der  russischen  Litte- 
ratur seit  einem  halben  Jahrhundert  unauf- 
hörlich als  ein  Bollwerk  gegen  die  Ent- 
stehung des  Proletareats  gepriesen  wurde, 
sie  besteht,  —  wenigstens  der  Form  nach 
■ — ,  ihre  Wunder  aber  blieben  aus.  Denn 
das  Proletariat  wächst  und  vennehrt  sich, 
und  der  Prozess  der  Differenzierung  der 
Bauernschaft,  der  Scheidung  in  Arm  und 
Beich,  in  Wirtschaftsfähig  und  -unfilhig  geht 
imatifhaltbar  vor  sich. 

Gewiss  ist  im  sozialen  lieben  das  Recht 
das  primäre,  d&m  nur  auf  sdner  Grund- 
lage und  in  seinen  Schranken  kann  sich 
das  wirtechaftUche  Thun  und  Lassen  ab- 
spielen. Und  so  wirkt  die  Feldgemeinschaft 
dahin,  dass  die  Klassenbüdung  innerhalb 
des  russischen  Dorfes  einen  etwas  anderen 
Charakter  aufweist  als  in  den  Ländern  mit 
einer  entwickelten  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung. Die  Lohnarbäter,  die  in 
der  Ferne  ihren  Unterhalt  zu  verdienen 
suchen ,  sollten  ja  zweifelsohne  zu  dem 
Proletariat  gerechnet  werden,  in  Russlimd 
gehört  aber  ein  grosser  Teil  von  diesen  zu 
derselben  Zeit  der  Kategorie  der  Bauem- 
wirte  an.  Diese  Erscheinung  ist  durch  das 
Bestehen  der  patriarchalischen  Grossfamilie 
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OT  erkl^o:  bei  zwei  ^waohseneti  männ- 
Jioheo  Arbeitern  kann«iner  das- Feld  b^u«i, 
■wahrend  der  andere  in  der  Feme  Lohn- 
arbeiter- ist  Ist  aber  in  der  SWnilie  nnr 
eine  erwachsene  männliolie  Arbeitskraft 
und  iat  diese  dtrrdL  die  VeirhftltniajK  ans 
•der  Gemeinde  auf  den  wdteu  Arfoeitsmarkt 
h^uageworfen ,  dann  muss  dieser  Bauem- 
-höf  das  Belbständi^  Wirtechaften  aufgeben. 
Aber  auch  wenn  sie  nicht  mehr  ihreljMd- 
«üteile  s^Uftstandig  bebanen,  wena  sie  mr 
-Frietung  ihrer  EbnateilE  nur  auf  Lohnarbeit 
angewieeen  aind^  wann  sie  städtische  Fabrik- 
arbeiter oder  l&idliche  Tagelöhner  ßind, 
:1deibeo  Bie  dooh  infolge  der  feldgeroein- 
täittEtliehen  Organisafeion  dee  Dorfes  zur 
gatt»eD  Zeit  anoi  Grundbesitzer.  Ond  da 
sie  kein  Arbeitsvieh.  hid>ea,  so  -v^pachteu 
■sie  ihre  Laa^teUa  odw  ue  lassen  ihien 
ffandairtftil'  danih>  Lohnarbeit  babanen. .  Und 
w  sind,  sie  aelbt  Lohnariidtei',  zugleich  aber 
-.^rbiaitgtber. 

'  Wenn  mm  mm  'den  xnasischea'-JBaiieni- 
iBtand  in  Klasseo  teiloa'  woUte,  ao  balteb 
,m  die  TTlaartifSkation  wm  J.  A.  ÜDnnridi 
'Ittr  die  geeigne1st&  Er  teilt' die  Bauera- 
-scfaaft  in  drei  HaUpt^tegorieen : 

I.  Die  Bauern,  die  von  ihrer  Wirtöchirft 
einen  intr  Deckung  der  Angaben'  (Steuern 
tdit  ■  eingerechnet)  genügeoden  Reiiiertr^ 
beziehen'  und  deshalb  aar  Lohnarbeit  nicht 
m  ^ifen  brauchen.' 

II-  Bauernwirte,  die  zur  selben  Zeit  sie 
Lohnarbeiter  in  der  Landwirtschaft  oder  im. 
Oeweibe  funktioDieren. 

Iii,  Proletarii»  i  h.  Ban«Ti,  die  ihre 
Landanteile  nicht  mehr  bäbouea  \md  die  ihr 
Leben  ansschliesslidL  durch  Lohnarbeit 
friBte«. 

Die  Merkmale  der  Klasse  1  sind:  eine 
Wii-tschaft  von  nicht  weniger  als  15  Dessja- 
tinen  Land  mit  mindestens  2  ArbeilspferdeU. 
Meistens  gehören  '  zu  dieser  BauemklaBse 
die  ^lOeserea  uneeteiKen  patriarchalisehen 
Farn  dien.'  -  Das  Merkmal  der  Froletarier- 
klasse  ist  der  völlige  JfaBgel  an  Arbeitsvieh 
und  ein  Wirlschanskomplex  von  weniger 
ftls  5  Dessjatinen.  Die  Uanpterweirbequelle 
ist :  Fflr  diese  Buiem  die  Lohnarbeit,  die  Eid- 
nabmen  von  ihrem  Qnmdbesitz  spielen  eine 
sekundäre  Rolle  imd  reichen  vieltacb  kaum 
zur  Bestreitung  der  Steuern  und  Zatüuugen 
tuis.  Da  aber  ein  Teil  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  ihnen  auch  als  Lebens- 
mittel dienen  kOnnen,  so  ist  es  für  einen  der- 
artigen Ifindlidien  Fr^etarier  von  VurteU, 
seinen  Laadanteil  von  gemieteten  Lohn- 
arbeitern mit  gemixtem  Qesuana  bestellen 
zu  lassen.  Drahalb  ist  ein  Teil  der  länd- 
lichen Prolelarier  zur  selben  Zeit  auch 
Arbeitgeber.  Den  Mittelstand,  der  zwiseheo 
der  Kltetändigen  Baiiemklasse  und  dem 
l&ndlichen   Proletariat   steht,    bilden  die 


Bauemwirte,  die  zugleich  Arbeit^ber  und 
Lohnart)ett^r  aind.  Die  Lohnarbeit  ist  fflr 
diese  Klasse  von  derselben  Bedeutung  wie 
die  Landwirtschaft,  an  die  sie  sich  noch 
kiamraern ;  ihre  Tendenz ,  ins  Proletariat 
herabzusinken,  ist  unvermeidbar. 

Diese  eigenartigen  Klaseehunterschiede 
fflod'  für  das  gesamte  russische  Banem- 
leJjen  charakteristisch.  Die  vorhandene  Sta- 
tistik ^nfigt  nicht,  um  die  gesam  te  bäuer- 
liche Beväkening  des  europftisokeD  Roc»* 
lands  nach  den  oben-  erwähntes  Ma^mtdea 
in  Klassen  etftznteilen ;  auch  wQrde  es 
zu  weit  fiOhren,  une  hier  auf  die  Resohate 
der  von  den  landwirtschaftlichen  Ststistikeni 
untersnehteo  Oebiete  ein^ulaHseai  Wenn 
wir  beispielsw^nse  die -915 140  mtersnchtea 
Baüemhwe  den  Ocdnefass  der  ^dU(di«ii 
Schwamirde  mit  Dreifeirlerwirtsolwfr  <6hm- 
vemements  Ghai^ow,  Woronesh,  Poltava, 
Saratow  und  Kursk)  betrachten,  so  s^flt 
ach  heraus,  daas  2S008&  Wirtschaften  oder 
25,1<^  kein  Arbeitsvieh  haben,  23166D 
Wirtschaften  oder  253  nur  ein  StOek 
Arbeitsvieh  besüaen  und'  4öä48ö  '  oder 
49,6%  aller  Wirtschaften  2  «md  iiBeUr 
ßtfick.  Znj^vieh  haben:  Aus  der  QesamtheH 
dieser  Wirtschaften  sind  im  stände,  Ihreki 
Labdanteil  selbständig  sn -  bebauen,  ntir 
62,2  o/o,  und  38  %  haben  teilweitte  soboo 
mit  der  Landwirts^iäft  gebrochen,  und  wo 
nicht',  rnftssen  sie,  wie  Skworcoff^)- 'mit 
Recitt  betont,  fr&her  oder  apUer  aus  der 
Laml  Wirtschaft  scheiden.  Die  Angaben  der 
iaadwirtschaftlichen'  Untersndmhg&n  suid 
verhältnismässig iUteren  Datums,  unterdessen 
nahm  die  Zahl  der  'Bttnernhrtfe  ohne  Qespann 
iü  erschreckender.  Weise  m.  Der  Prözent- 
satz  der  Bauemhfileoluie  Arbeitspfsnia  b^mg 
im  Jahre  ■ 

1888  1891 

Astrainhan  • .   30  %  37(3V» 

Beasarftbien  -.  4141,         4^)1  n 

Wiatka,   .   .   .   .       .   .   ii,6„  ,  ,  *5fl, 

Jekatennoglaw ..  .  .   4.1,9 „  4i|4» 

Kaaau   19,p»  .  Z4,7.» 

Kotroma  19,2  „       '  21,8, 

Nishni-Nowgoroä  ....  30.5  „  '    '    33,8 , 

Oloaee   .   :   I5,3„  16.6, 

Orenburg .   .  .  10,1  „  16,8  ^ 

Pensa  19,7  m  »6,»« 

Snmara  l^i^n  ^9t^t, 

Saratüw  .......   21,7  „  35,4 

Simbirak  ........   19,0  „      ,    25.S  >> 

Taurien  23.3  „  26,1  „ 

Ufa  15.47.  '7,9  „ 

Cherwrn  44,7  „  38,5» 

Ifach  diesen  uns  en  Gebote  stehenden 
Angaben  hat  die  Zahl  der  proletarisiertea 
Bauernhöfe  'Sberall,  mit  Ananahme  des 
QouverQements  Ohetson,  stark  zugenommen. 


^)  Vergl.  P.  Skworeoff  im  „Tnriditschecki 
Wieatnik''  1891  Nr.  6  und  6  pag.  löS— 168. 
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Der  Raum  gestattet  uns  nicht,  hier  auf 
die  bäuerlichen  Pachtun^n  einzugehen. 
Aber  anch  ohne  ziffermfissige  Belege  mtise 
es  dem  L^er  klar  sein ,  dass  \m  einer  derarti^n 
Differenzierung  der  Bauern  dieselben  nicht 
gleichmässig  Land  zu  pachten  im  stände 
asd,  and  dadurch  mnss  die  Pamiit  viedemm 
difterenziraend  Tiiien.  Nun  tritt  noch  hin- 
xn  die  FaxM  des  feldgunänschaftlichen 
AnteiUandeB.  Diese  Pachtusgrai  haben  öne 
P(]AeDziert  differenzinende  Bedeutui^ ;  denn 
der  Oemeänd^Doese  TergrSssert  ja  seine 

.Ackerfladie  axd  Kosten  dea  aacterea  in  un- 
günstigere Vethftltniase  gestellten  Gemdnde- 
genoasen.  In  3  KzeiBen  Taoriei»  hat  eine 
Ikiquete  vom  Jahre  1884—1886  festgestellt, 
dass  des  gesamten  AnteiUandes  von  den 
wohlhabenden  Bauerngruppen  bei  den  firme- 
ren Gemeindegenoesen  gepachtet  wird.  Wenn 
in  Hittelrussland  die  Pachtung  des  Anteil- 
landes vielleicht  auch  nicht  so  verbreitet 
ist.  80  ist  sie  doch  von  grosser  Bedeutung. 

Auf  eine  Seite  des  bauerlichen  Lebens 
Ueibi  uns  noch  hinzuweisen :  auf  die  Haus- 
induBbie.  Wir  haben  gesehen ,  dass  die 
Landanteile  derartig  genng  sind,  dass  bei 
der  gegenwärtig  herrschenden  extensiven 
Kultur  nur  ein  geringer  Teil  der  bäuer- 
lichen BevöDcerung   im  stände  ist,  aus- 

■  schliesslich  von  der  Landwirtschaft  sein 
Leben  zu  fristen. 

Um  die  hohen  Steuern  und  Ablösungs- 
Zahlungen  entrichten  zu  können,  um  die 
freie  Zeit  und  Arbeitskraft,  die  die  Zweig- 
wirtschaft nicht  in  Anspmch  nehmen  kann, 
auszunutzen ,  ist  die  Hausindustrie  die 
HanpthUfsqnelle  d^  russischen  Bauern. 
Diese  Hausindustrie  und  insbesondere  ihr 
Untergang  im  Konkurrenzkampf  mit  dem 
&brikjmassigen  Grossbetrieb  giebt  dem  Ent- 
wickelungsprozess  der  russischen  Bauern- 
schaft einen  akuten  Charakter.  In  mannig- 
fadier  Weise  wirkt  die  Hausindustrie  auf 
das  bftuerUdie  Leben  ein,  und  alle  die 
Wirkungen  lassen  räch  nicht  in  einer  Fonnel 

.  ansdrOcken.  Ein  Fall  ist  der,  dass  mit  der 
EoncentriemD^  ^es  Tötes  der  Graieinde- 
genossen  auf  ugend  ein  Gewerbe  sit^  anoh 
die  Landwirtschaft  specialisiert  Die  acker- 
bantrräbenden  Bauern  paditra  den  Haus- 
üidnstriellen  ihre  Laadanteile  ab  und  sudien 
Wirtschaftskompleze  in  ihren  Hflnden  zu 
konofflitrieren,  bei  denen  ihre  luidwirtschaft- 
liehe  Thätigkeit  genügende  Erträge  abwirft. 
Die  Koncentration  der  Landanteile  wird 
dann  zur  wichtigen  Erscheinung  des  Dorf- 
lebens. Dies  ist  aber  diu^^us  nicht  immer 
der  Fall.  Gewiss  wird  der  Bauer  seine 
ganze  Zeit  jener  Beschäftigiug  zuwenden, 
die  seine  Arbeit  besser  belohnt.  Aber  daraus 
folgt  leider  nicht  immer,  dass  der  Bauer 
aGti  auf  Landwirtschaft  oder  Industrie  kon- 
oentrieren  kann.   Denn  meistens  ist  es  so, 

HaadwSrteitoiich  der  StMtawiuoiucliaftMi.  Zweit« 


dass  der  Landanteil  und  das  Gewerbe  ihn 
häufig  kaum  vor  dem  Hunger  schützt  In 
einzelnen  FäUen  hängt  natürlich  das  Yet^ 
hältnis  der  landwirtsäiaftlichen  zur  indus- 
triellen Thätigkeit  des  Bauern  voUstäncUg 
von  den  konkreten  Bedingungen  ab.  Es 
li^  aber  in  der  Natur  der  Industrie,  dass 
die  einen  zu  Uatemehmem  und  Arbat- 
gebem  erhoben,  die  mderen  zu  Lohnarbeitern 
herabgedrQ(dt  werden.  Diese  Tendenz  be- 
wirirt  töne  potenzi^Fte  Klassenschddung 
innerhalb  der  Dcn^iemeinde,  mid  sell)stTe> 
stSndlioh  ist  es,  dass  die  Cng^chheit  der 
Bauern  in  ihrer  industri^en  Thätigkeit 
die  Diff^nzierang  derselben  Bauern  als 
Landwirte  verstärkt  und  befördert 

Ton  ausschlaggebender  Bedeutung  für 
die  weiteren  Schicksale  der  russischen 
Bauernschaft  ist  die  Yerwandlmig  der  zer- 
splitterten Hau»nduBtrie  in  den  Fabrik- 
betrieb. 

In  vielen  Branchen  ist  der  Unterguigs- 
prozess  der  Hausindustrie  schon  zu  Ende, 
m  anderen  fängt  er  jetzt  an.  Nun  aber 
sehen  wir,  dass  der  Bauer  ohne  seine  haus- 
industriellen Verdienste  nicht  auf  dem 
Lande  bleiben  kann,  weil  der  Landanteil 
ihn  nicht  ernähren  kann.  Ihm  bleibt  also 
nichts  übrig,  als  die  Landgemeinde  zu  ver- 
lassen, mit  der  Landwirtschaft  vollständig  zu 
brechen  und  allmählich  in  die  industriellen 
Centren  überzusiedeln,  wo  er  als  Fabrik- 
arbeiter doch  auf  einem  kulturell  und 
wirtschaftlich  höherem  Niveau  steht  als 
die  überwiegende  Majorität  unserer  mssl- 
schen  bäuerlichen  »Gmindbesitzer« ! 

Wir  sehen,  dass  ein  grosser  Teil  der 
Bauern  auf  dem  Lande  überflüssig  ist:  wir 
sehen,  dass  die  Landumteilungen  auch  die 
ezistenz&higen  Bauern  wohl  ruinieren,  die 
proletatisierten  ßauemwirte  aber  nicht  retten 
können.  Wir  s^ien,  dass  von  dem  Staat 
zu  beansprudien,  er  solle  die  Hälfte  des 
russiBdien  Bauernstandes  mit  Land,  mit 
Inventar  und  mit  sonstigem  nötigen  Eaptal 
versehen,  —  eine  kindisdie  Utopie  ist  Dann 
bleibt  uns  nichts  fllmg  als  die  Hoffnimg 
auf  die  Differenzienuig  der  russischen  Bauern- 
schaft in  einen  ezJstenz&higen  Bauernstand 
und  in  ein  Proletariat,  das  nicht  an  seine 
Scholle  gefesselt  grosse  wirtschaftliche  und 
politische  Aufgaben  in  Rtuedand  zu  verwii^- 
liehen  hat. 

Die  Gesetzgebung  hat  aber  die  Aiifgabe 
einzusehen,  dass  die  Feldgemeinschaft  mit 
ihren  periodischen  Umteilungen  ein  Hinder- 
nis auf  dem  Wege  zu  einer  Gesundung  des 
russischen  Bauernstandes  ist,  dass  ein  grosser 
Teil  der  physischen  und  sittlichen  Kräfte 
des  Volkes  auf  die  Kämpfe  \mi  die  Neu- 
umteiliingen  des  Landes  unnütz  vergeudet 
werden  ....  Alles  dies  haben  einzelne 
hervorragende  Staatsmänner,  wie  der  Uinister 
AnlUge.  II.  27 

Digilized  by  Google 


418 


BauembefreiuDg  (Rus&land) 


Jemioloff,  wohl  eingesehen,  die  Schritte  der 
Gesetzgebung  aber  in  der  Angelegenheit  der 
Kegulierung  des  bäuerlichen  Qrundbesitzes 
sind  in  vielen  Funkten  als  reaktionAr  und 
imzweckmSssig  zu  bezeichnen. 

Die  Qesetze,  die  ftir  uns  in  Betracht 
kommen,  sind :  das  Gesetz  über  die  Familien- 
teüungen  vom  18.  März  1886,  das  Gesetz 
über  die  ieldgemeinschaftlichen  Landum- 
teilun^n  vom  8.  Juni  1893,  das  Gesetz 
über  die  AblOsimg,  Yer&usserung  und  Schuld- 
belastung des  bäuerlichen  QrundbesitEes  vom 
14.  Dezember  1893. 

Das  erste,  was  der  kapitalistischen  Ent- 
wickelunK  Riisslaada  zum  Opfer  ßeL  war  die 
barbaii8(£6  Institution  der  patriarcnaliBchen 
IWnilie.  Mit  der  BntwickeinDg  des  Dampf- 
transportes und  dem  gesteig^ten  Emfluss 
der  stAdtüchen  Eidtur  entwiäelte  sich  auch 
im  Baumi  das  persönliche  Selbstbewu set- 
sein und  der  Individualismus,  der  mit 
der  bftueriichen  patriarchalischen  Gross- 
familie  sich  nicht  mehr  vertragen  konnte. 
Die  Folge  davon  war  die  immer  wachsende 
Zahl  der  Familienteilungen  d.  h.  der  Teilungen 
der  Grossfamilien  in  individuelle  Einzel- 
familien. Nach  dem  Art.  51  §  5  de&  G,  v. 
19.  Februar  1861  sollten  die  FamilienteiluDgen 
nur  mit  Erlaubnis  der  Gemeindeversamm- 
lung stattfinden.  Aber  die  Individualisierung 
der  Familie  hat  sich  als  ein  derartiges  Be- 
dürfnis der  Zeit  herausgestellt,  dass  in  46 
Gouvernements  des  europäischen  Ruesland 
sich  2371248  Bauemfamuien  in  der  Periode 
1861 — 1882  geteilt  haben;  und  von  diesen 
Familienteilungen  waren  nur  12,8  %  von 
den  Gemeindeversammlungen  bewilligt.  Diese 
Familienteilungen  hatten  die  Zersplitterung 
der  Parzellen,  die  Vermehrung  der  Zwerg- 
wirtschaften  und  die  gesteigerte  Proletari- 
sierung der  bäuerlichen  Bevölkerung  zur 
Folge. 

wenn  gegen  die  Zersplitterung  des  häus- 
lichen Grundbesitzes  in  Ländern  mit  indivi- 
duellem Gruüdbesitzrechte  im  Anerbenrecht 
Abhilfe  gefunden  werden  kann,  so  liegen 
in  Rusaland  die  Terhältnisse  ganz  anders. 
Hier  verlangt  der  verheiratete  Bauer  eine 
Ai^cheiduog  des  in  väterlicher  Nutzimg  be- 
findlichen Grundbesitzes  nicht  auf  Grund  des 
Familienrechtes,  sondein  auf  Grund  seines 
Gemeinderecfatcs.  Als  Gemeindege- 
nosse hat  er  das  Recht  auf  Land,  und  der 
'Wirtsc^iaftskomplex  eines  Banemhofes  be- 
steht ans  den  Seelenanteileu  der  einzelnen 
Familienmitglieder.  Somit  ist  die  Ver- 
hütung der  wachsenden  Parzellierimg  des 
bäuerlichen  Omndbesitzes  nur  in  dem 
Uebergang  zum  Hofrechtbesitz  zu  finden 
oder  bei  der  Beibehaltung  der  Feldgemein- 
schaft nur  in  dem  Verbot  oder  in  der  Er- 
schwerung der  Familienteilungen.  Welche 
domoralisierende  ßodeutimg   das  zwangs- 


weise Verbot  oiuer  Familienteilung  hat, 
brauchen  wir  hier  kaum  auseinandeizusetzen. 

Das  G.  V.  18.  März  1886  hat  den  letzteren 
Weg  einraschlagen. 

Eine  Familienteünng  kann  nach  diesem 
Gesetze  nur  durch  ^/3-Majorität  der  Ge- 
meindeversammlung gestattet  werden.  Wider 
Willen  des  Vaters  oder  des  Hauptes  der 
Familie  darf  die  Gemeinde  nur  bei  e> 
wiesener  Verschwendung  oder  unmoralischer 
Führung  desselben  die  Teilung  erlauben. 

Die  Ganeinde  darf  die  Familientdlung 
gestatten,  nur  wenn  folgende  Bedingungen 
zutreffen :  1.  hinreichende  Veranlassung  zur 
Teilung ;  2.  hiureicheDde  wirtsdiaftliche  und 
physisäie  Mittel  und  Kräfte  zur  selbständig 
Wirtschaflsfühiung  der  sich  teilenden  Fa- 
milien, die  ausserdem  das  rechtzeitige  Eni* 
richten  der  laufenden  Abgaben  und  Zah- 
lungen nicht  gefilhrdet  ersöhemen  lassen; 
3.  hinreichende  Möglichkeit,  ein  neues  Ge- 
höft für  die  adi  abteilende  Familie  nach 
den  Regeln  des  Baustatuts  zu  errichten. 

Trotz  aller  strengen  Kontrolle  über  die 
FamilienteiluDgen ,  die  der  Minister  des 
Innern  durch  das  Rundschreiben  vom  4.  April 
1886  den  betreffenden  Lokalbehörden  auf- 
erlegt hat,  ist  dieses  Gesetz  glücklicher- 
weise ein  toter  Buchstabe  geblieben.  —  Bei 
der  Beurteilung  dieses  Gesetzes  schrieb 
Johann  v.  Keuseler  im  Jahre  1887:  ». . .  So- 
mit werden  wir  zu  dem  Schluss  gedrängt, 
dass,  so  lange  das  Recht  auf  Land  in  Ki^ 
bestehen  bleibt,  der  Zersplittenmg  des  Grund- 
besitzes kein  Damm  entgegengestellt  werden 
kann,  der  nicht  schlimme  Wirkung«!  zu 
zeitigen  vermag  als  die  Zersplitterung  des 
Grundbesitzes.« 

Er  hatte  vollständig  recht:  dies  Gesetz 
musste  in  einzelnen  F&Üea  die  schlimmsten 
mortüischen  Folgen  zeiti^n,  im  Kampfe 
aber  mit  den  grossen  sozialen  Phänomenen 
der  Zeit  blieb  es  zugestandenermassen  voll- 
ständig wirkungslos.  —  Von  grösserer  Be- 
deutung dagegen  ist  das  G.  v.  8.  Juni  1893 
über  die  Umteilungen  d^  Gemeindelandes. 
Die  hauptsächlichen  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  sind  in  folgenden  zwei  Paragraphen 
enthalten : 

§  5.  Die  Umteilung^frist  wird  auf  zwSlf 
oder  mehr  Jahre  festgesetzt 

Anmerkung.  Die  durch  diese  R^;el  aus- 
gesprochenen Beschränkungen ,  betreffend 
die  Umteilungsfrist,  eratrecken  sich  mcht 
auf  Fälle,  wo  die  Umt^ung  des  Gemeinde- 
landes zum  Zwecke  der  definitiven  Teilung 
desselben  in  konstante  erbliche  Anteile  vor- 
genommen wird. 

§  9.  Bei  jeder  Umteilung  wird  den- 
jenigen Bauern,  welche  die  Bonität  ihres 
LaiidanteUs  durch  Düngung,  Entwässerung, 
Irrigation  oder  auf  irgend  welche  andere 
Weise  melioriert  haben,  gleichwie  den  Rechtß- 
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nachfolgem  dieser  Bauern,  der  Landauteil 
naxAi  H^lichkeit  auf  der  früher  -von  ihnen 
benatzten  Stelle  Einwiesen.  Wenn  dieses  un- 
mj%Iich  ist,  ertudten  die  genannten  Personen 
entweder  einen  Landanteil,  welcher  toq  der 
g^ei(^en  Bonität  ist  -wie  der  früher  ^nutzte, 
oder  eine  Entschfidigune-,  die  in  einer  ent- 
sprechenden Kflrznn^  der  Ab^ben  besteht 
oder  auf  andere  Weise  effektniert  wird. 

Dies  sind  die  zwei  wichtigsten  Bestim- 
mungen  des  genannten  Gesetzes.  —  Obgleich 
wir  der  Tendenz  dieses  Gesetzes  vollständig 
zustimmen  und  iu  ihm  den  ersten  gesetz- 
geberischen Versuch,  den  Schäden  der  Feld- 
gemeioschaft  zu  steuem,  erblicken,  glauben 
wir  nicht,  dass  mit  derartigen  halben  Mitteln 
etwas  ausgerichtet  werden  kann. 

Einen  Fehler  hat  das  Oesetz  begangen, 
indem  es  Neuverlosungen  von  partiellen  Üm- 
teiluogen  des  Landes  gar  nicht  geschieden 
hat.  während  die  eine  Umteilungsart  unr 
technische  arrondierende  Zwecke,  um  der 
Gemengelage  zu  steuern,  verfolgt,  wollen 
die  aU^meinen  ÜmteiluDgen  das  Recht  auf 
Land  nach  dem  Modus  der  betreffenden 
lokalen  Verteilungseinheit  verwirklichen. 

Was  die  Entschädigung  für  getroffene 
Meliorationen  anbetrifft ,  so  st6sst  dieses 
Erincip  in  praxi  auf  grosse  Schwierigkeiten. 

Wir  gehen  auf  dieses  Gesetz  nicht  weiter 
eiUj  weil  es  specielldie  Feldgemeinschaft 
in  ihren  Einzelheiten  betrifft ;  und  diese  Er- 
flrteran^n  sind  hier  nicht  am  Platze.  Im 
aUgemeuiea  ist  dieses  Gesetz  principiell  als 
ein  Fortachritt  zu  begrüssen,  obgleidi  prak- 
tische nennraswerte  Erfolge  von  ihm  durdi- 
aus  nidbt  zu  erwarten  sind. 

"SSne  ganz  andere  Tendenz  weist  .das 
G.  V.  14.  Dezember  1893  über  die  Unver- 
OnsBerlichkeit  des  Bauemlandes  aul 

§  1  lautet :  Der  Verkauf  von  Bauemland 
durch  ganze  Gemeinden  wird  nicht  anders 
als  auf  Grund  eines  besonderen  Gemeinde- 
b^hlusses,  gebtsst  mit  nißbt  weniger  als 
>/3-Majorität  aller  auf  der  Gemeindever^ 
sammliutg  stimmberechtigten  Bauern  und 
bestätigt  vom  Gonvemementskolleginm  resp. 
vom  Gouvemementskolleginm  für  bäuerliche 
Angelegenheiten,  zugelassen.  Wenn  der  Wert 
des  zur  Veräu^enmg  gelangenden  Grund- 
stückes 500  Rubel  übersteigt,  so  ist  zum 
Verkauf  erforderlich  die  Geoehmigimg  des 
Ministers  des  Innern,  erteilt  im  Einverständ- 
nis mit  'dem  Finanzminister  und  in  Fällen 
der  Veräusserung  von  Grundstücken  zu 
bergbaulichen  Zwecken  auch  im  Eiaverständ- 
nis  mit  dem  Minister  für  Reichsdomänen. 

Es  is  anzimehmen,  dass  diese  Massregel 
getroffen  ist,  um  die  seltenen  Fälle  der  Aus- 
beutimg der  Dorfgemeinden  seitens  einzelner 
Landwucherer  zu  verhüten.  Dazu  ist  aber 
durchaus  der  schwerfällige  Apparat  der 
ministeriellen  Genehmigungen,  deren  Wert 


und  Kosten  nur  der  Busse  zu  würden 
weiss,  entbehrlich.  Die  bureaukratisdie  Be- 
vcmnundung  und  Knebelung  einer  jeden 
freien  Bewegung,  sei  des  Einzelnen,  sei 
es  der  Gemeinden,  die  administjatiTe  Will- 
kür, gegen  die  vir  keine  Oaiantieen  haben, 
stellt  sich  den  Bauern  jeden&Us  teurer  als 
alle  g^n  Treu  und  Glaubffli  voikommen- 
den  Ausbeutungen ,  g^en  die  noch  dazu 
die  bestehenden  Ge^ze  den  rassisc^a 
Bauern  durchaas  nicht  zu  schützen  wissen. 

§  2  lautet :  Die  Grundstücke  des  Bauem- 
landes, welche  von  einzelnen  Bauern  er- 
worben sind  oder  in  erblicher  Nutzung  der 
einzelnen  Höfe  sich  befinden,  dürfen  im 
Wege  der  Schenkung  und  des  Verkaufes, 
sowohl  des  freiwilligen  als  auch  des  zwangs- 
weisen wegen  Rückstände  in  Ablösungs- 
zahlungen (AblOsungsordnimg  §  133—1^), 
nur  an  Personen,  welche  zu  einer  Landge- 
meinde gehören  oder  bei  dieser  Gelegenheit 
in  eine  (Jemeinde  eintreten,  veräussrart  werden. 

Das  politische  Motiv  dieser  Bestimmung 
ist  die  Erhaltung  der  ständischen  Abge- 
schiedenheit der  Bauernschaft  Vom  wni- 
schafthchen  Standpunkte  aus  betrachtet, 
giebt  diese  Massregel  den  reichen  Bauern 
das  Monopol,  die  schwierige  Lage  ihrer 
Standesgenossen  unter  relativem  Ausschluss 
der  Konkurrenz  auszubeuten.  Wollte  man 
durchaus  den  Uebeigang  des  bäuerhchen 
Landes  an  Personen  anderer  Stände  nicht 
dulden,  so  könnte  man  ohne  Schaden  für 
den  Verkäufer  hödistens  der  Gemeinde  oder 
den  einzelnen  Gemeindegeoossen  das  Vor- 
kaufsrecht gewähren.  —  Diese  Massr^el 
hat  schon  Johann  von  Kenssler  längst  vor- 
geschlagen. 

§  3.  Den  bäuerlichen  Gemeinden  und 
den  einzelnen  Bauern  wird  verboten,  das 
Bauemland  mit  Hypotheken  zu  Gunsten  von 
Privatpersonen  und  Piivatinstitutea  zn  be- 
lasten, selbst  wenn  das  auf  diesem  Lande 
lastende  Ablßsungsdarlehen  bereits  getilgt 
ist  Der  Verruf  solchen  Landes  im  Exe- 
kutionsw^  auf  Grund  geriditlicher  Urteile 
ist  zulässig,  nur  wenn  es  sich  um  Frade- 
mngen  ani  F&ndbriefe  handelt,  welche  in 
der  Zeit  vor  der  Veröffentlichung  di^es 
Gesetzes  in  gesetzlidi  voiges^iuiebener  Weüe 
ausgegeben  worden  sind. 

Durch  diese  Massregel  hat  die  Regierung 
dem  Bauern  den  Hypothekenkredit  abge- 
schnitten d.  h.  ihn  auf  den  viel  teuereren 
und  gerade  im  nissischen  Bauernleben  ge- 
fährlichen Personalkredit  angewiesen. 

Aber  auch  der  bäuerliche  Grundbesitz 
ist  durchaus  durch  dieses  Gesetz  nicht  ge- 
schützt, ja  gerade  im  Gegenteil  gefährdet 
Denn  durch  alle  die  erwähnten  Massregeln 
muss  der  Bauer  notwendig  in  die  Hände 
der  Wucherer  getrieben  werden,  deren  Spe- 
dalität  es  ist,  die  Gesetze  für  eine  ent- 
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sprechende  Riaicoprämie  zu  umgehen.  In- 
dem z.  B.  der  Bauer  oder  die  Gemeinde 
ihren  Grundbesitz  regelrecht  mit  einer 
Hypothek  nicht  belasten  darf,  werden  sie 
ihrXand  zu  verpfänden  gezwungen  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  die  Gemeinde 
einem  Wucherer  ihr  Land  auf  eine  lauge 
S^rist  äusserst  biUtg  verpachtet  und  bei 
demselben  das  eigene  Land  zu  einem  un- 
YerhältnismSsstghÜheren  Zins  zurflckpachtet 
Und  derartiger  Kniffe  kOnute  man  Dutzende 
aufzählen.  Die  Absdiaffung  des  Hypothekar- 
kredits wird  ferner  dem  Bauernstand  die 
notwendigen  Meliorationen  durchzufühlen 
sehr  erschweren,  und  ausserdem  wird  durch 
diese  Massregel  der  Untergang  der  ärm^n 
Bauernklasse  zu  Gunsten  der  wohlhabenderen 
ausserordentlich  befördert 

Eine  grosse  Freude  bereitete  den  Fana- 
tikern der  Feldgemeinschaft  der  Art  II  des 
Gr.  T.  14.  Dezember  1893;  derselbe  lautet: 
Bis  zTu:  Einzahlung  des  Ablösungsdfu*- 
lehens  ist  die  Ausscheidung  der  Laadanteüe 
der  einzelnen  Hofwirte  aus  dem  von  der 
Gemeinde  erworbenen  Grundbesitze  und  die 
gesonderte  Ablösung  der  Landanteüe  vor 
dem  allgemeinen  Termin  nicht  anders  zu- 
l^ig  als  mit  Einwilligimg  der  Gemeinde 
und  unter  Bedingimgen,  welche  in  einem 
Beschlüsse  der  betreffenden  Gemeinderei^ 
Sammlung  anzugeben  sind. 

Diese  Bestimmung  annulliert  den  §  165 
der  »Ablösungsordnung«,  dessen  Wortlaut 
folgender  ist:  »Bis  zur  Abzahhmg  des  Ab- 
löBunefsdarlehens  ist  die  Ausscheidung  der 
Anteile  der  einzelnen  Hofwirte  aus  dem 
von  der  Gemeinde  erworbenen  Lande  nur 
bei  Zustimmung  der  Gemeinde  zulässig,  aber 
wenn  ein  Wirt,  welcher  aus  der  leldge- 
meinschaft  ausscheiden  will,  bei  der  Bente 
das  ganze  auf  seinem  Anteile  lastende  Ab- 
lOsungsdarlelien  einzahlt,  so  ist  die  Ge- 
meind&  verpflichtet,  dem  Bauern,  welcher 
eine  solche  Zahlung  gemacht  hat,  einen  ent- 
sprechenden Idindanfeil  auszuscheiden,  wo- 
möglich arrondiert  au  einer  Stelle;  die 
Auswahl  derselben  wird  dem  Gutdünken 
der  Gemeinde  fiberlassen;  bis  zur  erfolgten 
Ausscheidung  niitzt  der  Betreffende  das  von 
ihm  erworbene  Grundstück  als  Teil  der  Ge- 
meindemasse,  ohne  die  AblOsungszahlungeu 
zu  entrichten.« 

Auf  Gnmd  dieses  §  165  konnte  also 
eine  *einnialiee  separate  Ablösung  vor  dem 
aligemeinen  Termin«  stattfinden.  Obgleich 
bis  zum  1.  Januar  1890  nur  639276  Dess- 
jatinen  von  den  Bauern  vor  dem  Termin 
abgelöst  worden  sind,  was  mir  0,65^/0  des 
gesamten  Anteillandes  der  ehemaligen  leib- 
eigenen Bauern  ausmacht,  sind  die  Anhänger 
der  Feldgemeinschaft  in  ßuesland,  deren 
ZaJil  Legion  ist,  nicht  müde  geworden,  von 
der  »künstlichen«  Auflösung  der  Feldgemein- 


schaft seitens  der  Gesetz^bung  zu  spi-echeo. 
Dieser  §  165  war  das  einzige  Rechtsmitte!, 
dessen  äch  wohlhabende  Bauern  bedienen 
konnten,  um  den  ruinierenden  allgemeinen 
Umteilungen  zu  entgehen ;  wenn  dieses 
Rechtsmittel  so  selten  angewendet  wurde, 
so  ist  das  dadurch  zu  erklären,  dass  das 
Gesetz  dem  Einzelnen  keinen  Schutz  g^en 
die  Willkür  und  Gewissenlosigkeit  des  luis 
bei  der  Ausscheiduiw  aus  der  Feldgemein- 
schaft gewährte  "Es  wird  dem  Ausschei- 
denden möglichst  8(^echtes  Land  zugeteilt, 
und  ausserdem  sucht  der  Mir  dem  Aus- 
scheidenden überhaupt  durch  alle  erlaubten 
und  unerlaubten  Mittel  das  Ijcben  sauer  zu 
machen.  Professor  Skworcoff  hat  deshalb 
mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
der  genannte  §  165  nur  dann  segensreich 
wirken  wird,  wenn  die  Gemeinde  dem  aus 
der  Feld^meinschaft  Ausscheidenden  einen 
Landanted  zuzu'W'eisen  verpflichtet  sein  wrd, 
der  dem  früher  in  Gemengelage  genutzten 
gleichwertig  ist. 

Mit  der  sich  immer  verringernden  Ab- 
lösungssumme durch  das  sich  nahende  Ende 
der  Ablösungsoperation  hatte  der  §  165  Aus- 
sicht gehabt,  in  viel  höherem  Masse  ange- 
wandt zu  werden,  als  es  bis  jetzt  der  Fall 
w^ar.  Und  so  Tsmide  dieser  §  165  ziu-  Ziel- 
scheibe aller  Freimde  der  Feldgemeinschaft, 
bis  er  durch  das  G.  t.  14.  Dezember  1893 
aufgehoben  wurde. 

Und  so  ist  das  ganze  G.  v.  14.  Dezember 
1893  politisch-reaktionär,  volkswirtschaftlich 
BcbädHch  und  im  ^nzen  unheilvoll.  Aber 
die  kapitalistische  Entwickelung  Russlands 
kann  durch  derartige  Gesetze  nicht  aufge- 
halten werden,  und  von  dieser  Entwickehing 
hat  auch  jener  Teil  der  russischen  ßauCTn- 
schaft,  der  in  ein  städtisches  und  ländliches 
Proletariat  umgewandelt  werden  wird,  alles 
zu  gewinnen,  weil  er,  wie  wir  gesehen  haben, 
nichts  za  verlieren  hat. 

12.  Die  Banerabefreiiingin  Polen  nnd 
in  den  OstseeproTinzen.  Am  22.  Juli 
1807  gab  Napoleon  I.  dem  noug^ründeten 
Warschauer  Herzogtame  eine  Konstitution. 
Der  Artiitel  4  dieser  Konstitution  lautet: 
»L'esdaTage  est  aboli.  Tons  les  dtoyens 
sont  €gant  devont  la  loi;  l'6tat  des  persones 
est  sons  la  protection  des  tribunaux.«  So 
wurde  die  Leibeigensdiaft  in  Polen  ange- 
hoben, aber  eine  Verbesserung  der  ökono- 
mischen Lage  der  Bauern  bedeutete  diese 
Befreiung  kaum.  Der  Grundbesitz  verblieb 
dem  Adel,  und  das  Recht  auf  ihre  Land- 
anteüe verloren  die  Bauern  mit  der  Be- 
freiung. Jetzt  fing  der  Adel  an,  das  Bauem- 
land  mehr  und  mehr  einzuziehen,  bis  diesem 
»Legen«  von  Bauernhöfen  durch  das  G.  v. 
26.  Mai  1846  eine  Grenze  ^zogen  wurde. 
Dieses  Gesetz  untersa£;te  die  Verdrängung 
der  Bauern  von  ihrem  Lande  und  versuchte. 
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die  bänerlichen  LasteQ  zu  normieren.  Doch 
gelang  es  dem  Adel,  die  gesetzlichen  Be- 
stimmoDgen  zu  umgehen,  und  die  kümmer- 
licbe  lüge  der  Bauern  dauerte  fort  bis  auf 
lias  G.  T.  19.  Februar  1864,  das  durch  die 
polnische  Revolution  hervorgerufen  wurde. 
Dieses  Gesetz  nebst  den  nadtfolgenden  Er- 
gänzungen Terfolgte  durchaus  politische 
Zwecke.  Es  wollte  den  revolutionären  pol- 
oisdieD  Adel  schwächen.  Diese  Absichten 
der  B^enm^  kamen  dem  Bauernstände  zu 
gvte.  Die  wider  das  Gesetz  vom  Jahre  1846 
eingezogenen  BauemhCfe  wurden  wieder 
hergestellt,  eine  grosse  Anzahl  landloser 
Baoem  bekamen  auf  den  konfiszierten  geist- 
üchen  and  sonstig«!  Qfitem  Ornndbesitz. 
Das  Bneralaud  musste  zwangsweise  abge- 
iSet  werden,  und  die  AblGswigszahlungen 
wmdfiai  (im  Gegensalü  zu  den  Abißsungs- 
zablnngen  in  den  rassischen  Provinzen) 
äußserst  niedrig  normiert. 

Id  den  Ostseeprovinzen  faaü  die  Ab- 
»liaffong  der  Leibeigenschaft  auch  nicht 
auf  Grund  des  Befreiungsgesetzes  v.  19. 
Febmar  1861  statt. 

Die  Lage  der  Leibeigenen  in  Livland 
and  Esthland  wsur  stets  eine  viel  bessere  als 
in  Kusfiland.  Durch  die  GG.  v.  20.  Februar 
1804  und  27.  Oktober  1804  wurden  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Bauern  in  diesen 
iwö  Provinzen  reguliert,  den  Bauern  wiurde 
das  unentziehbare  erbliche  Nutzungsrecht 
auf  ihre  Landanteile  zuerkannt  und  ihre 
Leistungen  gesetzlich  normiert.  Die  Ritter- 
sdbaft  überzeugte  ^ch  aber  bald,  dass  sie 
besser  daran  wäre,  hätte  sie  das  Bauemland 
mgraogen  und  den  Bauern  die  persönliche 
Freiheit  gewährt.  Auf  Grund  der  GG.  v.  23. 
Mai  1816,  25.  Oktober  1817,  26.  Juli  1819 
vurde  in  Esthlaad,  Kurland  und  Livland  die 
p»;9{HiIiche  Freiheit  der  Bauern  und  das 
freie  Venr^srecht  eingeführt  und  das  un- 
einziehbare erbliche  Nutaungsrecht  der  Bauern 
aofgehoben.  Die  Ökonomische  Lage  der 
Baoem  hat  sich  diuvh  diese  Befreiung  der- 
maseen  verschlechtert^  dass  die  Gesetzgebung 
iriederum  eingreifen  musste,  und  die  Unein- 
ziehbarkeit  des  Bauemlandes  in  smem  Be- 
stände vom  Jahre  1804  wmile  durch  die  neuen 
Bauemverordnungen  festgestellt.  Diese 
Baoemverordnungen  wurden  erlassen  am 
9.  Joli  1849  für  Livland,  am  5.  Juli  1856 
für  EstUand,  am  19.  Februar  1868  für  die 
Insd  Oesel,  am  6.  September  1863  für  Kur- 
laad.  Bas  G.  t.  23.  April  1868  hat  in  allen 
drei  Provinzen  jegliche  FrondienstvertrSge 
eodgütig  an{gehol»n;  diese  wurden  durch 
die  Oeldpacht  ersetzt.  —  Was  die  Agrar- 
geaeta^bnn^  der  baltischen  Provinzen  haupt- 
sBchlidi  von  der  Bauernbefreiung  in  anderen 
Teilen  Rnsslands  unterscheidet,  ist  das  Fehlen 
des  PHndps  der  Landabl5sung.  Statt  der 
lAndablOeung  findet  hier  der  freihändige 


Sauf  statt,  der  durch  Beleihung»  der  ritter- 
schaftlichen Bodenkreditbanken  ('/s — '/i  des 
Wertes)  erleichtert  wird. 

Litteratsr:  X^etmann,  ChKhichte  der  Leib- 
«igenaehaft  in  Itutiland.  Eine  rechuhittoritehe 
Studie.  Leiptig  18$4.  —  T»chltscherrin,  Art. 
LeibdgtnaeJÜ^fl  in  Jtvsaland,  StaattwSrterbu^ 
von  BlwUtehH  und  Brater,  Bd.  VI,  p.  S93ff.  — 
Kawelin.  Einiget  über  die  rustiaeke  Dorfge- 
meinde. Tübinger  ZeiUehriß  für  Ges.  Staate' 
weeen  XX.  —  v.  JBusehen,  Die  FreSbauem 
Rwlanda.  Ebenda,  Bd.  XV.  —  Derselbe, 
Uebertieht  über  die  EnUtekung  u.  «.  u>.  der  Leib- 
eigerueht^  Ebenda,  Bd.  XVII.  —  Joh.  vom 
ICeuasIer,  Zur  GeaehicAte  tmd  Eritli  dee  bäuer- 
lichen Gf.meindebesüteg  «m  Ruttkmd,  Teil  I, 
Riga  1876,  Teü  II,  St.  Aftfrafruiy  lS8i—88, 
Teü  III  1887.  —  Derselbe,  Die  Normierung 
de«  Baucmlandea  und  der  bätüriieb^  Leietungen 
in  den  Vorberatiungen  zur  Emaneipation  der 
guliherdieken  Bauern,  nRitesiache  Bevueu,  Bd. 
XIX.  —  Deraelbe,  Die  Ermätaigung  der  Ab- 
löaungatahlungen  und  die  Zivangaablöaung  in 
Buaaland.  Daaeibat,  Bd.  XX.  —  Deraelbe, 
Der  Abaehhtaa  dea  groaaen  EtaaneipatlontweHtta 
vom  19.  ITabruar  1861.  Ebenda  Bd.  XXIIT.  — 
Derselbe,  Geachichte  der  Domänenbauempaeht 
in  G.  Schania  FiftaTuarehir,    Jahrg.  S,  Bd.  I. 

—  Derselbe,  Die  Bauernbefreiung  in  Ruaikmd, 
in  ffandw.  d.  Staattw.,  J.  Av^.  Bd.  II,  S.  te6ff.  — 
A.  V.  Hdxt hausen ,  Studien  Ober  die  inneren 
Ztutände,  daa  Volksleben  und  die  tändlieken 
Einrichtungen  Ruaalanda,  S  Bde.,  1847 — 185g.  — 
Derselbe,  Die  ländliche  Verfaaatuig  Buaalanda, 
ihre  Enlu>iekelung  und  ihre  Featatdlung  in  der 
Geaefigebung  von  1861.  Zeitig  18^.  —  Xo- 
wWin,  Der  bäuerliche  Gemeindebetit*  in  JEuia- 
land,  deuüehe  Ueberaetsnmg  von  Iwan  Ttanuw^. 
Le^fig  1887.  —  Anatole  XicroySeauUei», 
L'empire  dea  Taara  et  lea  Ruaaea.  Tome  I, 
Paria  1881.  Deutache  Ueberaelzung  von  Petsold, 
Berlin  I884.  —  M.  P.  D.  de  Passenofta, 
La  Rusaie  et  l'eadacage  dana  leura  rapport» 
avec  la  eiriliaaiion  europeenne  ou  de  l'infiuenee 
de  la  aervitude  eur  la  vie  domeatigue  dea  ruaaea, 
aur  leur  exiatence  eivÜe,  morale  et  poliHque  et 
Sur  lea  deatiniea  de  l'Europe.  S  vol.  I^ri»  18tS. 

—  G.  Plechanow,  N.  G.  Tachemyaeheuiaki, 
eine  litterariaehe  Studie.  Stuttgart  1894.  — 
Spepnidk,  The  JSuwfan  Pmeantry.  London 
1888.  Deutsche  Ueberaettung  von  Dr.  V.  Adler. 
Stuttgart  1893.  —  If.  Tourguemeff,  La  Ruaaie 
et  lea  Ruaaea,  3  vol.  Paria  1847.  —  Wallase 
D.  MackenHe,  Ruaaia  9  Ih.  Edit,  London 
1885,  Tauchnita  Edition  Leipzig  1878.  Sketches 
of  Ruatian  life,  before  and  during  the  emanei- 
pation of  the  aerfa.  Editet  by  Henry  Morteg. 
London  1866.  —  J.  H.  SchnitxleTf  Lea  In- 
atitutüma  de  la  Ruasie  depuia  lea  Reform  t*  de 
VEmperewr  Alexander  II.  S  vol.  Paria  1866. 
Ajffranebiaiement  dea  aerfa.  Ei^^oil  aommiaSrs 
dea  droits  et  obligationa  dea  payaana  et  gena  de 
la  domestieite  affranehi*  du  aervage.  St.  Palars- 
burg  1861.  —  J.  £6fcartl^  Ruaalanda  läntUiehe 
Zustände  seit  A^^Jiebtmg  der  LeibeigensdiafL 
Leipzig  1870.  —  ScMdo-FerroU.  (Baron 
FirckaJ,  Etudea  aur  l'avenir  de  ta  Rusaie,  X 
et.  le  palrim.  du  peuple.  Berlin  1868.  — 
Adolph  Wagner,  Die  Abschaffung  dea  pri- 
vaten Gru.ndi«igeittam$.     Leiptig  1870.  —  JE. 
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B.  Xanin,  SmtUche  Ziutäade,  I — II.  Dres- 
den 1892  9S.  —  Beftobrasoff,  Etudea  aur  l'ico- 
nomie  nationale  de  la  Bustie.  ü  Tome»  en  S  pari. 
St.  ßetenbury  188SI86.  —  KMaua,  Studien  und 
Materialien  xur  Oetekiekte  und  Statistik  der 
auHändisehen  Kolonieation  in  Busgtand.  Veber- 
tetzt  von  l^t.  Odeem  1887.  —  v.  Samson- 
Himmelatjemit  (V.  Frank),  Verlumpung 
des  Sauern  und  des  Adels  in  Kussland  nach 
Uspenski  und  Terpigorieic  bearbeitet.  Leipzig 
1893.  —  Kawelin ,  Die  Bauemetnancipation, 
aus  dem  Russischen  übersetzt  ron  Bauer.  Reval 
1884-  —  Alphons  Thun,  iMntheirtschaft  und 
Gewerbe  in  Mittel-Russland,  in  Schmollers  For- 
M^tmgen ,  Bd.  III.  Leipzig  1881.  —  iT.  A. 
ttouriHfh,  The  Fconomies  o/  the  russian  vH- 
läge.  Xew-York  1892.  —  W.  O.  Stmkho- 
wttaeh.  Die  sozial-ökonomirehe»  Lehren  der 
russischen  Xdrodniki.    Conrads  JahrbUcher  1897. 

—  i*.  &^  Die  nevere  russische  Gesetzgebung 
über  den  Gemeindebesitz.  Brauns  Archiv  für 
soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  VIT.  — ■ 
A.  jBsageu;  Gegenwart  und  Zukunft  der  rus- 
sischen Yolksivirtschaft.  Preussisclte  Jahrbücher 
1896.  —  V.  Schulze  -  Qaex^mitz,  Der  Saiio- 
naliemut  in  Russland  und  seine  ir irtse hafti ichen 
Trüger.  Preusgische  Jahrbücher  lS9i.  —  Alex, 
Kaufmann,  Die  innere  Kolonistaio»  und  Ko- 
lonisaUonspolltik  Russlands  nach  der  Bauembe- 
freiung.  Conrads  Jahrbücher  1808,  III.  Folge, 
Bd.  XV.  —  0«car  Merten»,  Russlands  Be- 
deutung für  den  Welt-Getreidemarkt,  v.  Mayrs 
Statistisches  Archiv  1891—92.  —  Graf  Bost- 
teorowski,  Die  Fntiriekelung  der  bäuerlichen 
Verkättnisse  im  Königreich  FiDlen.  Conrads 
Sammlung  national-ökonomischer  Abhandlungen. 
Jena  1896.  —  Mae^etnki,  Hystoria  eoloseian 
t  stos«nhiw  ich  poliUanych,  spoleetnyeh  i  eko- 
mmictnyeh  kt6rc  istnialy  od  ezasöw  najdawnie- 
jszyeh  ai  do  dru^ej  pohwy  XIX  iriekn.  War- 
szawa  1874.  —  IV-  XUa^eotln ,  Die  Bauem- 
frage  in  Polen  zur  Zeit  der  Teilungen.  St. 
Petersburg  1889  (russisch).  —  r.  Sievera,  Ge- 
schichte der  Bauernfreiheit  in  Lxvland.  Riga 
1879.  —  Loening,  IHe  Befreiung  des  Bauern- 
standes. Riga  1880.  —  Echavdtj  Livland 
im  18.  Jahrhundert,  1876.  —  JHederiehs, 
Merkel  als  Bekämpfer  der  Leibeigenschaft  und 
seine  Vorgänger.  Baltische  Monatsschrift,  1870. 
Neue  Folge,  Bd.  I.  —  Itr.  ChrieUan  Valen- 
tin Merkel,  I\>litisehe  und  Oameralisehe  Auf- 
löswxg  derjenigen  Preisfrage,  welche  die  Erlauchte 
e&momisehe  Gesellschaft  zu  St.  Petersburg  in 
Russland  weislieh  aufgegeben  hat.    Leipzig  1768. 

—  Samson  von  Himmelatjei^n,  Ilistorischer 
Versuch  Ober  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
in  den  Ostseeprovinzen,  in  besonderer  Beziehung 
auf  das  Herzogtum  Lirland,  1838.  —  Baron 
H.  Bruiningk,  Livländische  Rückschau.  Riga 
1879.  —  Baron  G.  Camphaween,  Bauem- 
landrerkauf  auf  den  Privatg&Um  Kurlands. 
Mitau  187 S.  —  r.  Jung-StUling,  Statistisches 
Material  tur  Beleuchtung  livländiseker  Bauem- 
verhüUnisse.  St.  Rtersburg  1867.  —  B.  Loe- 
fling.  Die  Befreiung  des  Bauemstandes  in 
Deutschland  und  in  Lifland.  Baliische  Mo- 
natsschrift, Bd.  XVI  1.  —  E.  V.  Samson,  Ein 
Beitrag  zur  Statistik  des  Sauemlandverkaufs  in 
Estland.  Ebenda,  Bd.  XXX  und  XXXL  — 
Tobten,  Zur  Geschichte  der  Bauememandpation 
in  Livland.    Ebenda,  Bd.  XXVII,  XXVUI  u. 


XXIX.  —  r,  VejckiUl,  Einige  (frundzüge 
esliändisch  -  baltischer  Agrarenttcickelung.  IM- 
selbst  XXVII.  —  Aus  der  grossen  Litteratar  in 
russischer  Sprache  erwähnen  wir  nur:  Biel^a- 
Jeff,  Die  Bauern  in  Rusdand.  Moskau  1891 
(S.  Aufi.)  —  Tachitaeherln,  Studien  Über  die 
russische  Itechlsgeschiehte.  Moskau  1858.  — 
Alexandra  Jfeftmenka,  Forschungen  über 
das  Volksleben.  Moskau  I884.  —  P.  Soko- 
lotcskl.  Eine  Studie  über  di«  Geschichte  der 
Landgemeinde  in  Xordrussland.  St.  Petersburg 
1877.  —  Derselbe,  Das  WirUchafUleben  der 
ländlichen  Bevölkerung  Russlands  und  die  Ko- 
lonisation der  südöstlichen  Step/ten  vor  der  Leib- 
eigenschaft. SL  Petersburg  1878.  —  K.  Ka- 
welin, Die  Landgemeinde  im  alten  Ruseland. 
M  Wiestnik  Jewropytt,  1877,  Bd.  III.  —  J*.  JB- 
Iwkoff,  Finanxgeschiehtiiehc  Streitfragen  dev 
Moskauer  Staates.  St.  Petersburg  1892.  — 
Derselbe,  Die  rxusische  Agrarpolitik  des  vori- 
gen Jahrhunderts  in  »Russkaja  Mysl«,  1890, 
Bd.  V.  —  W.  J.  Semeroski,  Die  Bauernfrage 
in  Russland  im  IS.  und  in  der  ersten  HiÜftc 
des  19.  Jahrhunderts,  i  Bde.  St.  Petersburg 
1888.  —  Derselbe,  Die  Bauern  unter  der  Re- 
gierung Katharimu  IL,  Bd.  I.  SL  Peterriturg 
1881.  —  Alexander  SkrebU^t,  Die  Bauem- 
emaneipation  unter  der  Regierung  Alexanders  U., 
4  Bde.  Bonn  a.  Bh.  186311868.  —  N.  P. 
Semenoff,  Die  Bauernbefreiung  unter  der  Re- 
gierung Alexanders  II.,  J  Bde.  St.  Petersburg 
1889  —91.  —  J,  tlanson,  Versuch  einer  statis- 
tischen Untersuchung  über  die  bäuerlichen  An- 
teile H.  Zahlungen.    St.  Petersburg  1881  (3.  At^.) 

—  Statistische  Zeilschrift  des  russische}* 
Reiches,  Serie  III,  Liderung  20.  St.  Petersburg 
1886.  —  V&rst  A.  IFaMUtocMlBd^,  Der 
Grundbesits  und  der  Ackei^u,  S,  Bd.  St. 
Petersburg  18SI  (g.  Aufl.)  —  JL.  Chodektf  Der 
Boden  und  der  Zandwirt,  Bd.  II.  JSl.  Peters- 
burg 1891.  —  J.  Iwanjukoff.  Der  VeifcUl  der 
Leibeigenschaft  in  Rassland.    St.  Petersburg  1882. 

—  K.  Kateelln,  Die  Bauernfrage,  » Wiestnik 
Jewropya  1881.  —  A.  J.  Tsehnproff  und  A. 
8.  Poenlkoff,  Der  Einfluss  der  (ietreidepreise 
auf  einige  Seiten  der  russischen  Volksioirtsehaft , 
3  Bde.  Sl  Petersburg  1897.  —  Die  Resul- 
tate der  ökonomischen  Erforschung 
Russlands  nach  den  Angaben  der  landschaft- 
lichen, ^tisttk,  Bd.  I:  W.  W.  (Woron- 
zojf),  Die  bäuekiehe  Gemeinde.  Moskau  189t; 
Bd.  II:  mkolaj  Kai^aeheff,  Die  bäuer- 
lichen PUchtungen.  Dorpat  1893.  —  2f.  Blago- 
westsehenshy,  Recueü  Staiistique  du  menage 
des  paysans  de  la  Russie.  Enquetes  des  semst- 
wos  (statistische  Tabellen  mit  russischem  und 
französischem  Text),  £  Bde.    Moskau  189S.  — 

W.  E.  Poatntkoff,  Die  südrussische  Bauern- 
Wirtschaft:.  Moskau  1891.  — •  fJermolnffi,  Die 
MissenUe  und  die  Volksnot.    <St.  Peter^rg  2891. 

—  A.  n'olgtn,  Die  Begründung  der  A'arod- 
nitsehestwo  in  den  Werken  des  Herrn  Woron- 
coff.  St.  PeUrsburg  1896.  —  A.  J.  Skworeoff, 
Oekonomische  Studien  I:  Die  wirtschc^ftlichen 
Ursachen  der  Hungersnöte  in  Bussland.  St. 
PtUrsburg  1894.  —  Qolubeff,  Die  Steuern  uiut 
die  bäuerliche  Wirtscht^,  «Russkaja  MysU  1890. 

—  Derselbe,  Zur  Frage  über  die  Ursachen  des 
ökonomischen  Niederganges  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung und  der  gutsherrlichen  Wirtschaft, 
»Juridittcheski  Wiestnikn,  189S.  —  K.  JDrm- 
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WfciMin,  Die  juriatiacke  ^feflun;  de*  Bouern- 
«fondM.  Sl.  Petenburg  1897.  —  Fürat  SelMs- 
ehow^eof ,  Da*  tandwirUckaflliehe  Wander- 
gmßwrbe.  JfofttaH  1896.  —  J>.  Slaeoreoffa 
ÜmtmudtiMyen  ti&n*  die  bäuerUehe  Wirttehafi 
Hm  TtJmdUtdieaH  Wütlnan,  1892,  Si".  S—S, 
18t»,  yr.  4,  9  «nd  U.  —  Materialien  *ur 
Charakterittib  unterer  wirUehaftliehen  Ent- 
wictetuiig.  St.  PeUrgburg  189S  (von  der  Regie- 
rung  kovjienert,  das  British  Museum  i*l  m  Besiixe 
eine*  Exemplars).  —  TTCadlmfr  Gr.  Slmkho- 
tctttchf  Die  Feldgemeinschaft  in  Russland. 
Jena  1898. 

ftludimir  er.  atn^ehowttach. 


XLSle  BAoernliefireiiiiig  in  Schweden. 

Weü  in  Schweden  veder  die  Leib^en- 
schaft  nodi  der  eigentliche  Frondienst  exis- 
ti^  hat,  kann  von  einer  Bauernbefreiung 
in  gewöhnlichem  Smne  nicht  geredet  wer- 
den. Bestrebungen,  das  eine  oder  das  andere 
nach  aoslflndischen,  meist  dänischen  und 
deutschen  Vorbildern,  einzuführen,  haben 
jedoch  nicht  gefehlt.  —  Von  der  älitte  des 
14.  Jahrhunderts  an,  als  die  Grossen  das 
einheimische  Eönigtum  durch  ein  auslän- 
disches vertauscht  hatten,  wurde  die  Frei- 
heit des  Bauemstandes  vielfach  bedroht; 
durch  die  siegreiche  Bauembewegung  unter 
Engelbrecht  (f  1436),  die  zunächst  zur  Ab- 
setzung Eriks  von  Pommern  fahrte  (1439X 
wurde  sie  aber  fflr  die  folgende  Zeit  ge- 
sicdiert.  Die  Bauern  erkämpften  sich  hier- 
mit als  Stand  fflr  immer  eine  politische 
Stellung,  die  ihnen  in  dem  in  dieser  Zeit 
entstehenden ,  allgemeinen  Beichstage  den 
vierten  Platz  gewährte.  Zum  zweiten  Male 
wurde  die  soziale  und  politische  Stellung 
der  Bauern  im  17.  Jahrhundert  bedroht; 
jedod)  am  Ende  dessdben  für  alle  Zeit 
stdiergestellt  Die  Entwickelung  und  der 
Verlauf  dieser  Ereignisse  gestalteten  sich 
folgendennassen. 

Nach  dem  Berätzer  waren  Omnd  und 
Boden  sdiOD  seit  dem  Mittelalter  verteilt  in 
»Skattehemman«,  »Kronohemmanc  und 
sF^ftlsehemman«.  »Skattehemman«  waren 
die  freien  Banorngüter,  »Kronobemman«  die 
der  Krone  gehJhigen  OOter,  endlich  »Frftlse- 
hemman<  me  Güter  des  Adels  und,  vor 
1^,  der  (katholischen)  Kirche.  Hiernach 
vertenHen  ach  die  Bauern  in  »SkattebOnder«, 
die  auf  Eigenem  sassen,  »KionobOnder«  und 
»IMUsebOnder«.  Die  beiden  letzten  Kate- 
gorieen  -waxea  die  «if  den  Gütern  der  Krone 
und  des  Adels  seeshaften  Bauern.  Zwischen 
ihnen  und  dem  ISgentümer,  der  Krone 
bezw.  dem  Adeligen,  bestand  ein  im  allge- 
meinen Gesetze  geregeltes  Pachtverhältnis, 
das  jedoch  auf  den  Adelsgfitem  dtuch  die 
adeligen  Frivil^en  vielfach  zum  Kachteile 


der  Bauern  umgestaltet  wurde.  Die  Adels- 
privilegien von  1562,  1569  und  1617,  die 
teils  alte  Rechte  bestätigten,  teils  sehr  weit- 
gehend neue  verliehen,  machten  die  Adels- 
güter  ganz  oder  teilweise  steuerfrei  gegen- 
über der  Krone.  Die  fiskalischen  Rechte 
der  Krone  gingen  somit  auf  den  adeligen 
Eigentümer  Über,  der  also  die  Steu^n,  Ab- 
gaben und  Dienstbarkeiten  seiner  Bauern, 
die  sonst  der  Krone  zukamen,  für  sich  nahm. 
Die  Stellung  der  »FrälsebOnder«  wurde  da- 
durch oft  sehr  drückend,  dass  der  Gutsherr 
mehr  forderte  als  ^eicfazeitig  die  Krone 
und  schliesslich  die  Bauern  ganz  vie  bböbb 
Bamkaechte  sich  dienstbar  zu  machffli  suchte. 

Solange  der  Besitz  des  Adels  oidit  lül- 
zu  gross  war,  machten  die  hieraus  ent- 
stenendea  Uebelstftnde  minder  bemerkbar. 
Seit  dem  ersten  Viffltel  des  17.  Jahrhunderts 
ging  aber  mehr  und  mehr  von  dem  Grund 
und  Bodeu  in  die  Hände  des  AdeJs  Über. 
Die  grossen  Bedürfoisse  der  Krone  infolge 
der  Kriege,  insbesondere  des  30jährigea, 
führten  zu  Verkauf  und  Verpfändung  zuerst 
der  Krongüter  (»Kronohemman«),  daou  der 
der  Krone  zukommenden  Renten  und  Ab- 
gaben der  freien  Bauerngüter  (»Skattehem- 
man«). Zu  diesem  notgedrun^nen  Handel 
kamen  unter  der  Königin  Christine  (selbst- 
regierend 1644 — 1654)  verschwenderische 
Schenkungen,  die  Güter  und  Renten  rück- 
haltslos dem  Adel  übergaben.  Dieser,  der 
1566  ungefähr  22  ®/o  des  Bodens  (»hemman«^) 
als  eigen  besass,  hatte  hundert  Jahre  später 
30—40  "/o  als  Pfand  oder  Lehen  von  der 
Krone,  im  ganzen  gegen  60  "In,  inne.  Hier- 
durch ward,  wenn  nicht  die  Freiheit,  so 
doch  der  freie  Besitzstand  der  Bauern  aufs 
höchste  bedroht.  Es  war  zu  befürchten, 
dass  die  Bauern  zum  grösstea  Teile  »Frälse- 
bönder«,  also  dem  Adel  unterthan  würden, 
Die  Forderung  einer  Reduktion,  wodurch 
die  Krone  ihre  Güter  und  Renten  wieder 
bekäme  und  die  Bauern  von  dem  ihnen 
drohenden  Schicksal  befreit  würden,  wurde 
Jahr  für  Jahr  lauter.  Die  Opjwsition  gegen 
den  Adel  war  insbesondere  bei  dem  Reichs- 
tage 1650  sehr  lebhaft.  Schon  1655  wurde 
infolgedessen  eine  kleinere  Reduktion  be- 
schlossen, worauf  von  1680  ab  die  grosse, 
die  für  immer  die  ökonomische  Uebennadit 
des  Adels  brach,  durchgeführt  ward.  Als 
Resultat  derselben  veränderte  sich  der  Be- 
sitzstand von  Grund  und  Boden  so^  dass  im 
Jahre  1700  die  auf  Eigenem  sitzenden  Bau^n, 
der  Adel  und  die  Krone,  beinahe  je  ein 
Ihittel  davon  besassen,  ungefJUir  21 000  bezw. 
22000  bezw.  24000  >hemman«.  Um  dieselbe 
Zeit  wurde  die  kamerale  Natur  der  ver- 
schiedenen Güterklassen  insofern  fixiert,  dass 
nachher  kein  Gut  (»heinman«)  von  den  auf 
ihm  lastenden  und  jetzt  genau  bestimmten 
Kenten  mid  Leistungen  frei  werden  konnte. 
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Der  VermehruDg  des  privilegierten  Bodens 
-war  hiermit  ein  Ende  ^mac^t 

Die  Stellung  der  »Kroni>  iine  Frftlse* 
btoder«  gestaltete  sich  nachher  in  folgender 
"Weise.  Die  Kronbauem  wurden  »Statte- 
bönder«,  indem  sie  die  Gnmdstflcke,  worauf 
sie  sassen,  durch  ein  kleines  Eaufgeld  zu 
eigen  erwarben.  Diese  Umwandlung  be- 
gann um  1701,  ging  aber  erst  von  1789  ab 
rasch  weiter  und  hat  jetzt  dazu  geführt, 
dass  beinahe  alle  oder  19400  Krongüter 
dieser  Art  in  die  Hände  der  darauf  sitzen- 
den Bauern  gekommen  sind.  Die  auf  den 
adeligen  Gütern  seßhaften  Bauern  sind  nach 
der  Fixierung  der  bestehenden  Abgaben 
nur  als  gewöhnliche  Pachter  anzusehen, 
wiewohl  die  Pacht  lange  noch  meist  durch 
NaturalprfistationMi  und  Dienstbarkeiten 
vollbracnt  wurde.  Erst  in  diesem  Jahr- 
hundert ist  aDmälilich  da,  wo  noch  Ver- 
hältnisse dieser  Art  blieben,  zur  Geldpacht 
tibergegangen  worden.  Am  längsten  haben 
die  Reste  älterer  Zustände  in  den  von 
Dänemark  übemammenea  Provinzen,  insbe- 
wmdere  in  Sk&ae,  sich  »halten. 

Für  die  Stellung  der  »FrälsebOnder«, 
wie  für  den  Bauemstuid  Überhaupt,  ist  auch 
von  grosser  Bedeutung  gewesen,  da^  das 
Recht  »Frälsehemman«  zu  besitzen,  ^en 
zu  täl  ward,  zncnvt  durch  die  Verordnun- 
gen Gustavs  in.  1789,  dann  in  Bezug  auf 
die  bestprivilerierten  Güter  durch  freiwil- 
liges Zugeständnis  des  Adels  1809.  Hier- 
auf folgte  ein  sehi*  schneller  Besitzwechsel, 
so  dass  bald  eine  Menge  »Frälaehemmanc 
den  Bauern  gehfJrte. 

Von  einer  Aufhebung  oder  Ablösung  der 
bäuerlichen  Lasten  kann  unter  diesen  Ver- 
hältnissen in  Schweden  nicht  geredet  wer- 
den. Die  neuzeitliche  Bewegung,  die  auf 
den»Skattehemman«  ruhenden  Grundsteuern, 
wozu  die  Anschaffung  und  Montierung  der 
Soldaten  gehören,  »abzuschreiben«,  d.  h.  zu 
beseitigen,  hat  nichts  damit  gemein.  Der 
Umstand,  dass  diese  Grundsteuern  einmal 
apecifisch  bäuerliche  Lasten  waren  j  lann 
sie  nicht  mehr  als  solche  chaiaktensieren. 
Die  betreffende  »Abschreibung«  ist  im  Jahre 
1885  mit  30  ^/o,  eine  jährlidie  Summe  von 
ungefähr  3  Millionen  Kronen  repräsentierend, 
angefangen  worden.  Nachher  wurde  im 
Jahre  1892  die  vollständige  Beseitigung 
dieser  Steuern  beschlossen  mit  der  Bestim- 
mung, dass  rae  in  12  Jahren  (bis  1904) 
vollbracht  sein  sollte.  Wie  gesagt,  haben 
doch  diese  Massregeln  nidits  mit  der  his- 
torischen Bauembär^img  zu  thun. 

Xitteratnr :  Ämter  dm  Geachiehtmerken  von 
JE.  G.  OeiSer,  A.  fryxeU  und  ¥.  F.  Carl- 
flon:  &  S.  A'ordgtröm,  Bidrag  tili  Sventka 
$amhälUfSrfaarr6nffeM  hi*toria,  18S9—40.  — 
Chr.  Xa.wmanHf  Sverige»  SttU^fihfamiiigarm 
I  (Büetuta  Hat^fattmingena  hiHoriOa  vtvedb- 


Ung),  1879.  —  H.  JL.  ForatU,  Sverign  imr. 
kUtoria  fri»  Outtaf  I,  1869—75.  —  SkatU- 
regleringtkomitint  Betänkani*,  JMfc 
—  Smr.  CImom,  toi  Rttduktiontint  FSrkiatvriA, 
1895.  —  £  mid^tramAf  So^nOm  8latififrfolt- 
ningtiu  kitlorüka  utvwMing,  1896. 

Lund.  Panttim  JB.  Ail^llwvh. 


XII.  Die  Bauernbefreiung  in  Japan. 

Einleitang.  1.  Der  Bauernstand  im  Büttel* 
alter  (7.  Jahrh.  bis  zum  12.  Jahrb.).  2.  Fendal- 
zeiten  (12.  Jahrh.  bis  zam  Jahre  1871).  3. 
Neues  Kes^me  seit  1866  bezw.  1871.  4.  Gegen- 
wärtige Lage  des  Baaemstandes. 

Eialeitonfp.  Soweit  die  Geschichte  und 
Sage  Japuis  zurückreicht,  findet  man  den 
Japaner  sich  mit  dem  Landbau  beschäfti- 
gend. Spuren  der  JSger-  und  Hirtenzeiteu 
sind  nur  m  den  archäoloraschen  Funden  an- 
gedeutet Es  wird  die  Vermutung  ausge- 
sprochen, dass  die  erste  Be^andan^  des 
Reiches  unter  Zimmn,  660  v.  Ghr^  in  ihioa 
Charakt«:  und  Wesen  feudal  war,  in  dem. 
Sinne,  dass  er  als  Kaiser  den  Thron  be- 
stieg, auf  die  besiegten  Führer  der  Volk»* 
Stämme  als  Untertbaoen  hen^nah  und  doi- 
selben  oder  aemen.  Goieralen  veorsdiiedene 
Landesteile  zur  Bewahrung  weitere 
Angriffe  zuwies.  Doch  war  damate  die  Lage 
des  Landbaners  noch  keine  scMimme. 

Höchst  w^u'scheinlich  haben  unsere  Vor- 
ahnen den  Ackerbau  mit  der  Feldgemön- 
schaft  angefongen;  dafür  fehlen  aber  noch 
genügende  historische  Beweise.  Interessante 
Üeberreste  dieses  Verfahrens  waren  noch 
in  unserer  Zeit  in  einzelnen  Ue^nden  zu 
finden,  so  namentlich  in  der  Provinz  EJtsigo, 
woselbst  es  unter  dem  Kamen  Warits» 
[Landeinteilung)  bis  in  die  äebziger  Jahre 
im  Gange  war.  In  den  Zeiten  der  Fdd- 
gemeinschaft war  freilich  von  einem  eigent^ 
liehen  Bauemstande  keine  Rede,  iedet 
Staatsbürger  war  im  Besitz  eines  Grund- 
stücks und,  was  noch  besser  war,  seinw 
Freiheit  Dieser  fast  paradiesische  Zustand 
hat  sich  aber  gegen  den  Fortschritt  der 
Sozial-  und  Verm{^nsungleidiheiten  niclit 
behaupten  k(}nnen,  welche  aus  kütperli(äien 
und  geistigen  Ungleichheiten  hervoigegaDgen 
waren. 

Schon  in  frühesten  Zeiten  ist  der  Un- 
freie, der  »Senmin«  (wörtlich:  gemeinee 
Volk)  erwähnt  worden;  aber  er  darf  nidit 
mit  dem  Bauemstande  identifiziert  werden. 

Das  frühere  lose  Staatssystem  hatte  na- 
türlich dem  Emporkommen  der  Stärkeren 
und  dem  Herabgehen  d^  Schwäch»^ 
nicht  entgegentreten  können.  So  steigeriBa 
sich  die  Ui^leichhäten  im  YolksvermOgen 
und  in  den  Vdkssdhiohtan  gewaltig,  bis 
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meist  im  7.  Jahrhundert  Maseregeln  da- 
fegat  eigriffen  -wurden, 

1.  Der  Banemstand  im  HHteltüter 
(7.Jahi^nBdert  bis  zum  12.  Jalirliiuidert). 

im  7.  Jahrhnadert  kommen  gixme  po- 
litsdie  nnd  soziale  Reformen  vor,  "welche 
dieaem  Zeitalter  in  der  Oeschichte  des  ja- 
panischeD  Staates  grosses  Interesse  ver- 
leüieo.  Unter  diesen  Reformen  waren  solche, 
weldie  die  Lage  des  Bauernstandes  aufs 
tiefete  beeinflusst  haben.  Man  schreibt 
diesem  Jafariiundert  den  Anfang  der  Ab- 
.«wderao^  zwischen  militärischen  und  land- 
initschanlichen  Klassen  zu.  Eine  neue 
Stenerfoim  wurde  auch  zu  gleicher  Zeit 
limcbgefahrt  Da  der  Ackerbau  nebst  dem 
kk-ioeQ  Handwerk  die  einzige  produktive 
Tbili^eit  war,  lag  fast  die  ganze  Steuer- 
^ticht  dem  Landmanne  ob.  Zur  EntschO- 
mgan^  dafOr  ist  er  w^iigstens  vom  Kriegs- 
(ÜHigte  einigermassen  ben«it  worden. 

Eine  andere  und  wichtigere  Neuerung 
«Üeea-  Zeit  war  das  sog.  »Akatsi-ta«-SyBtem, 
l^vöhnlich  unter  d^  Bezeichnung  »Han- 
deof  bekannt  Nach  den  im  Taihö-Kodex 
^02  n.  Chr.)  enthalten»  'Voreduiften  bil- 
oete  der  Bog.  »Hnndanteil«  (Ku-bnn-den  ge- 
nannt, was  den  altdeutschen  »Hufen«  nahe- 
kommt das  weeentlidie  Merkmal  des  Akatsi- 
tarSystens.  Der  Munduitol  der  mfionlic^n 
Feraooen,  frdea  oder  unfreien,  die  das  5. 
Lebranahr  fibersduitten  haben,  belftuft  eich 
itif  2  Tan  (1  Tan  —  Vio  ha),  der  der  weib- 
ficfaen  auf  zwei  dritte  davon.  Zwrä  Tan 
lädetei  das  Anonaas,  wdches  damals  fOr 
in&reitdiend  galt,  um  einoi  Mann  zu  et^ 
nlhrea  nnd  demselben  ausserdem  die  Mög- 
fidikät,  i&hrlich  eine  Steuer  von  6%  zu 
karten,  darbot 

Die  Ihudifflhrung  des  Akatsi-ta  erfolgte 
iD  wenigen  Provinzen  und  zwar  meist  in 
der  Nahe  der  kaiserlichen  Residenz.  Regel- 
mässig' hat  die  Durchführung  desselben  nur 
siebenmal  stattgefunden ;  das  erste  Mal  im 
ialLTe  645  uod  das  letzte  Mal  im  Jafare  687 : 
nachher  wurde  sie  häufig  vemachläss^t  nna 
in  Mitte  des  10.  Jahrhunderts,  während 
jener  unruhigen  Zeit,  wurde  das  System 
ÜnHiaapt  meht  mehr  uigewandt 

Der  Tai-hO-Kodex,  weldiem  dasAkatsi-ta^- 
System  entnommen  war,  hat  ausser  dem  Mund- 
aDteile  verschiedene  Besitzarten  festgestellt 
Hier  erwähnen  wir  a)  »Adelsgrundbeütz« 
(I-den,  wOrtlidi  Obersetzt  Rangfeld).  Jemer 
giebt  es  b)  die  den  betreffenden  Aemtern  ent- 
sprechenden s<^nannten  »Dienstlftndereien« 
^oknbnn-den).  ISne  andere  Schenkung 
Ksteht  c)  in  dem  sogenannten  »Yerdienst- 
had«  {K&-den).  Ferner  finden,  wir,  dass  es 
in  drai  Kodex  d)  »Staatalfindereien«  (Shi* 
den)  giebt.  auf  denen  für  je  zwei  ha  eine 
Kuh  gelullen  vexdon  moas.  Ausser  den 
af^ebeaeD  Besitaart»  dieim  e)  beemidere 


L&ndereien  (On-tsi)  zum  Anbau  von  Maul- 
beer- und  LackbÄumen. 

Insoweit  als  sein  charakteristisches 
Merkmal  im  »Mundanteile«  bestand,  dfiiÄe 
das  Akatsi-ta  auf  dem  Princip  benihen,  dasa 
das  Land  Japans  seinen  Bewohneni  gehßre, 
und  dürfte  praktisch  befolgt  worden  sein, 
um  die  wirtschaitlicfae  ünglmc^eit  zu  be- 
seitigen. Dies  sieht  man  deutlich  in  der 
Einteilimg  der  Akatsi-ta.  Nach  derselben 
wird  zuerst  das  Volk  iu  zwei  Klassen  ge- 
teiltj  die  steuerpflichtige  und  die  steuere 
freie.  Jede  dieser  Klassen  hat  man  wie- 
der in  die  der  Armen  und  die  der  Wohl- 
habenden eiugeteilt  und  hierbei  stets  di^ 
wirtschaftlich  Schw&dieren  berfldEBiQhtigt 
und  begünstigt. 

Dies  wäre  sehr  schön  gewesen,  aber 
schon  im  Tai-h6-Kodex  war  ein  Keim  zur 
Ungleichheit  enthalten.  Denn  was  waren 
die  anderen  Besitzarten  ausser  dem  Mund- 
anteile  anderes  als  Feudalgüter,  die  noch 
dazn  unter  sich  vollständig  ungleich  waren  ? 
So  ist  klar,  dass  diese  beiden  Begriffe  Feld- 
gemeinschaft f  Akatsi-ta)  und  Feuauüismns  in 
diesem  Punkte  gosdezu  einander  entgegen- 
stehen. 

Die  zwei  entge^ngesetzten  B^;riBe  des 
Ghnndeigentiims,  einmal,  dass  das  Land  dem 
Volke  und  dann,  dass  es  dem  feudalen 
Staatsoberhaupte  ai^^höre,  sind  be^e  zur 
Geltung  gekommen  in  eva&ai  fes^esteliträi 
Grundsatz:  der  Souverän  ist  die  Persouifi,- 
kation  des  Staates.  In  sdner  Person  ist 
Staat  und  V(^  verschmolzen.  So  entstand 
die  »asiatische  Auffassung«  vom  kaiserlichen 
Oberei^ntnmsrechte  über  Grund  und  Boden. 
Von  dieser  Zeit  an  kannte  man  kein  anderes 
Land  als  terra  regis. 

Die  Schenkungen  der  Ländereien  sollen 
in  der  Zeit  der  Kaiserin  Dsitd  (690),  gleich- 
zeitig also  mit  dem  Verfall  des  Akatsi-ta, 
immer  allgemeiner  geworden  sein. 

Die  Geschichte  meldet,  dass  im  An^g 
des  8.  Jahrhunderts  häufig  lebensläoglicher 
oder  erblicher  Niessbrauch  des  erworbenen 
Ghimdstücks  zugesichert  wurde  und  dass 
dies  zu  bedenklichen  UngleichheiteD  im 
VolksvermOgen  geführt  hat  So  ist  es  leicht 
begreiflich,  dass  die  Kluft  zwischen  Armen 
und  Reichen,  zwischen  den  Starken  und 
Schwachen  immer  schroffer  wurde.  Die 
gesellschaftlichen  Gegensätze  fanden  ihre 
Anerkennung  iu  dem  kaiserlichen  Erlass 
vom  £nde  des  8.  Jahrhunderts,  wacher  be- 
stimmte, dass  das  Volk  in  2  Klassen,  eine 
mihtärisdie  mid  eine  lAueriiohe,  öngetult 
wurde. 

Die  Entwickelung  des  Forslbeffitzes  be- 
stätigt ebenhdls  das  schnelle  Wachstum  des 
Privateigentums  an  Grund  und  Boden.  Wohl 
waren  schon  im  Anfange  des  8.  Jahrhunderts 
Fzivatforsten  erlaubt,  aber  nur  in  mumttel- 


Digilized  by 


^6 


Bauernbefreiung  (Japan) 


barer  Nfthe  von  Wohn-  und  Bcgräbnisplätzen 
und  nur  in  hOdist  beschr&nktem  Umfange. 
Daas  Rchon  in  jener  Zeit  die  Tennögensun- 
gleiohheiten  bedenklich  geworden  sind,  küh- 
nen wir  mit  Bestimmtheit  aus  dem  Edikt 
des  Jahres  706  schliessen,  in  welchem  der 
giemeinsame  Charakter  des  Waldes  und  das 
Recht  der  Kleinen  stark  betont  wurde.  Et- 
wa 90  Jahre  später  wurde  wiederum  eine 
Terordnung  erlassen,  dass  aller  Wald,  sei 
er  durch  Kauf  otler  Geschenk  erworben, 
dem  Staate  als  öffentliches  gcmeinnfltziges 
Eigentimi  zurückgegeben  werden  müsse. 
Auch  nachher  im  9.  und  10.  Jahrhundert 
wurde  wiederholt  die  gemeinsame  Benutzimg 
des  Waldes  hervorgehoben. 

Die  Ungleichhelten  im  Grundbesitz  und 
die  hiermit  natürlich  verbundenen  Ungleich- 
heiten der  Stande,  die  Latifundienbildung 
(Sho-yen)  seitens  der  buddhistischen  Klöster, 
der  Hofgünstlinge  und  der  kriegerMchen  Ade- 
ligen machten  im  9.,  10.  und  11.  Jahrhundert 
gewaltige  Fortschritte  (Beneücium),  und  diese 
H^rBchaften  genossen  sogar  Autonomie  auf 
ihren  eigenen  Gütern.  Massregeln  hier- 
gegen  nnd  B^ar  Reunionen  wtuden  wohl 
von  einigen  Kaisern,  z.  B.  in  den  Jahren 
888,  903,  1044,  1071  etc.  veranstaltet,  doch 
hatten  sie  niu:  wenig  Erfolg. 

Viele  Bauern  stellten  ihre  Güter  unter 
die  Herrschaft  der  einflnssreichen  Grossen, 
einmal  um  die  Staatssteuem  zu  um^hen, 
und  dann  auch,  um  unter  den  m&chtigeren 
Schutz  der  Grossen  zn  kommen  (Gommen- 
datio).  So  wu(^  bei  den  reichsten  und 
mächtigsten  Herrschaften  die  Zahl  der  Ab- 
hftng^gen  immer  mehr  und  mehr.  Durch 
diesen  Mac^tzuwachs,  der  hauptsächlich  die 
Priester  und  Adoligen  betraf,  wurde  natür- 
lich —  wie  dies  auch  in  Europa  der  Fall 
zu  sein  pflegte  —  die  Centraigewalt  des 
Kaisers  immer  schwächer.  Das  üebel  er- 
reichte seinen  Höhepunkt  im  12.  Jahrhun- 
dert, wo  die  verhängnisvollen  Kriege  zwi- 
schen den  Manamoto-  und  Tairafamihen  mit 
Recht  als  eine  Fehde  zwischen  zwei  Lati- 
fundienbesitzern betrachtet  werden  können. 

2.  Fendalzeiten  (12.  Jahrhundert  bis 
zum  Jahre  1871).  Die  Verwirrung  und 
das  Blutvergiessen  hörte  erst  am  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  auf  durch  das  Auftreten 
des  Yoiitomo,  welcher  als  der  eigentliche 
Clünder  des  japanischen  Lehnsweseos  an- 
zusehen ist. 

Das  freie  Schenken  von  Ländereien  und 
der  freie  Handel  mit  denselben  —  beides 
von  Toritomo  begünstigt,  —  hat  unter  der 
Herrschaft  der  nachfolgenden  Dynastie  von 
Höjö  grelle  Unterschiede  im  Volksvennögen 
zur  Folge  gehabt.  Aber  eben  dmch  diese 
Unters(mieae  vrurden  neue  Rodungen  ge- 
fordert Von  ihren  Buigen  aus  setzten  die 
Magnaten  ihre  XiOnte  auf  Urwftlder,  um  die- 


selben mbar  zu  machen,  üibannadinns 
allein  ohne  Erluibnis  voizon^men,  hatten 
die  Bauern  weder  Recht  noch  Madit  So 
ist  der  Ausbau  des  Landes  in  dies^  Zdt- 
raume  beträchtlich  ^wesen.  Niditsdesto- 
weniger  sank  die  soziale  Stellung  der  Baaern 
immer  tiefer.  Ihre  Lasten  drückten  sie 
schwerer  und  schwerer;  80*.'o  der  Ernte 
hatten  sie  nun  dem  Landesherm  zu  hefero. 

Katurgemäss  wuchs  in  diesem  Zeitalter 
die  Macht,  das  Ansehen  und  die  Zahl  der 
Daimiös  (Lehnsfürsteu)  und  der  Samunü 
(niedriger  Adel)  empor,  und  ihr  Wachstum 
war  gleichbedeutend  mit  dem  Niedergang 
des  Ansehens  des  Kaisers  einerseits  and 
der  bürgerlichen  Stände  andererseits.  Da- 
rum kein  Wunder,  dass  um  die  Mitte  de^^ 
13.  Jahrhunderts  der  Krieger  sich  ^nz  und 
gar  von  den  übrigen  Klassen  der  Bevölke- 
rung absonderte  und  sich  zum  nkSchtigen 
Stande  ausbildete. 

Bei  dem  üebergange  der  Macht  vom 
Kfüser  auf  den  Shdgun  (der  an  die  (be- 
schichte des  major  domus  erinnert)  hat 
dieser  nach  eigenem  Belieben,  jedoch  im 
Namen  des  Kaisers,  das  Land  unter  seine 
eigenen  Anhänger  verteilt,  und  diese  gaben 
es  ihren  Vasallen  (Sxunurai)  wieder  in  L^en. 
Letztere  Hessen  ihre  Güter  von  den  Bauern 
bearbeiten.  Die  Güter  waren  einfach  Sam- 
melstellen für  Zinsen  und  Abgaben. 

Kurz,  es  bildete  sich  der  Staat  der  au9- 
gebüdeten  Naturalwirtschaft,  in  welchem 
alle  öffentlicd^  Dienste  dnrch  Verleihung 
von  Grund  und  Boden  oder  dessen  umnittd- 
baren  Ertrag  bezahlt  wurden. 

Je  vollständig»  die  Autonomie  der  Dai- 
mids,  um  so  geringer  die  Steuereinnahme 
des  Kaisers ;  je  scluoffer  die  Kluft  zwisdien 
den  Eiiegem  und  Bauom,  um  so  schlimmer  I 
die  Lage  der  letzten.  j 

Im  Anfiange  des  17.  Jahrhund^ts,  bei  | 
dem  Auftreten  Dyeyasus,  des  Gründers  der  ! 
letzten  Dynastie  von  ShOgun,  war  sowohl 
die  civile  als  auch  die  militärische  Macht 
des  Kaisers  gänzlich  gesunken.  Dabei  war 
aber  der  Grundsatz  des  FeudaUsmus  keines- 
wegs geändert,  im  Gegenteil,  er  wurde  nur 
weiter  und  schärfer  entwickelt.  Es  gab 
etwa  260  Feudalherrschaften  im  Lande.  i 

Unmittelbar  unter  den  Daimiös  stand  ! 
die  Müitärfclasse ,  der  niedrige  Adel,  Sa-  I 
murai  oder  Shizoku  genannt  Sie  machte  ; 
durch  ihre  kriegerischen  und  geistigen  \ 
Leistungen  den  tüchtiraten  Teil  der  Be-  ! 
völkerung  aus  und  bildete  die  Stütze  des  ! 
japanischen  Staates,  wenn  sie  auch  wirt- 
schaftUch  unthätig  war.  Die  Anzahl  der  | 
Samurai  betrug  im  ganzen  etwa  zwei  Mil-  ! 
honen  eihsclihesslich  Frauen  und  Kinder. 

Wenn  auch  die  Militärklasse  von  dem 
Banemstande  durch  keine  unttberwindlidie  j 
Scheidewand  getrennt  war,  so  entstand  doch  | 
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für  dea  Samurai  die  Gewohnheit,  keinen 
Ackerbau  zu  treiben.  Allerdings  konnte  er 
ia  manchen  Diamäten,  voroehmlich  in  Tosa 
und  Satzuma,  ruhig  aiif  dem  Felde  arbeiten, 
ohne  sich  etwas  zu  vei^ben. 

Fassen  wir  nun  die  stufenweise  Ordnung 
des  GruDdbesitztums  zusammen,  so  stand 
an  der  Spitze  der  Kaiser  als  der  alleinige 
Herrscher  und  Herr  des  Gnmd  und  Bodens; 
miter  ihm  der  Shögim  als  sein  gehorsamer  — 
in  Wiitlichkeit  aber  seltetsilchtiger  —  Ma- 
jor doraus;  von  diesem  wiederum  wurden 
die  DaimiOs  mit  Ländereien  Ton  verschie- 
denem Um^ge  oder  mit  b^timmtem  jähr- 
ficheo  Sold  an  Reis  belehnt:  es  folgten  die 
Sammu,  und  zuletzt  kam  das  gemeine  "Volk. 

Bas  letztere  bestand  aus  drei  Klassen 
und  zwar  je  nach  dem  Charakter  der  Er- 
Terbsthäügkeit,  Nö  (Bauer),  K6  (Haud- 
werker)  und  S  h  0  (Kaufmann)!  Die  Stellung, 
die  diese  drei  Klassen  oder  Berufsstäode  m 
der  Ächtung  der  Gesdlschaft  einnahmen, 
var  in  derselben  Ordnung,  wie  sie  oben 
Kenanat wurden.  NO  oderHyakashobU- 
dete  deD  bedenteadsten  der  BevQlke- 
niiig,  nicht  bloss  w^n  seiner  Überragen- 
den numerischen  StSrke^  sondern  auch 
vegen  der  Unentbehrlichl^t  seines  Berufes. 
Daher  wurde  er  awib.  in  mandier  Weise 
bevoraugt  Obgleich  m  die  Scholle  gebun- 
den, waren  die  Bauern  weder  Leibeigene 
noch  Sklaven ;  persönlich  blieben  sie  immer 
irä.  In  manchen  Diamäten  (Keudalstaaten) 
lag  kan  Hindernis  für  sie  vor,  sich  anderen 
Bemfen  als  der  Landwirtschaft  zu  widmen 
oder  sogar  sich  mit  Samurai  zu  vermählen. 
Der  üebeigang  resp.  das  Emporsteigen  vom 
Bauern-  zum  Samuraistand  war  nicht  selu: 
schwer;  mancher  töchtige  Bauer  wurde  in  den 
Samuraisfand  erhoben.  Das  Eigentumsrecht 
Tar  bestimmt  anerkannt  Allerdings  war 
(^eses  Recht  kein  absolutes ;  das  Gnmd- 
eigentnmsrecht  war,  wie  bemerkt  worden, 
ein  vom  Kaiser  abgeleitetes  und  abgestuftes. 
Der  Baner  konnte  seine  Grundstücke  ver- 
pfänden, verpachten  oder  diffch  Zukauf  ver- 
mehreo,  jedoch  gesch^  dies  in  der  Regel 
unter  der  An&icht  einer  Behörde.  iJie 
Kerkmale  der  Hörigkeit,  sei  es  Leibzins 
oder  mortuarinm,  mmte  er  nicht.  Zum 
grtsten  Teile  hatten  die  Bauern  s(«ar 
Selbstverwaltung  in  ihren  Gemeinden.  Sie 
hielten  ihre  Yersammlungen  und  wählten 
ihre  Vertreter  zur  Lokalverwaltung,  üeber 
die  Angelegenheiten  ihres  Gemeindever- 
m^i^ens  hatten  sie  die  Bestimmung;  Ge- 
memd^t  war  damals  reichlich  vorhanden. 

Trotz  dieser  Rechte,  die  den  Znstand 
des  japanischeD  Bauern  gegenüber  s^en 
niittelalterlichen  enropSischenBerufa^nossea 
in  ein  gansti^es  licht  stellten,  ist  sem  Leben 
dennoch  kern  beneideasvätes.  gewesen. 
Stine  losten  waren  k^nesw^  leiäit  Die 


Staatseinnahmen  bestanden  fast  einzig  und 
allein  aus  dem  Ertrage  der  Grundsteuern, 
und  dies  erklärt  die  drückenden  Lasten, 
welche  auf  dem  Bauemstande  ruhten,  der 
die  Hälfte,  nicht  selten  zwei  drittel,  mit- 
unter sogar  vier  fünftel  der  Ernte  in  Na- 
turalform  (Reis)  in  die  Speicher  der  Feudal- 
herren abzuliefern  hatte,  so  z.  B.  im  13. 
und  Anfang  des  14.  Jahrhunderts.  Solange 
die  Bauern  diese  ihre  Pflichten  erfüllten, 
konnten  sie  in  ihrem  Rechte  ziemlich  im- 
bekfimmert  schalten  und  walten.  Aber 
leider  entsprachen  die  wirklichen  That- 
sachen  nicht  immer  den  zu-  und  anerkannten 
Rechten.  Durch  die  "Verwaltung  waren  ihre 
Befugnisse  nach  mancher  Richtung  hin  ge- 
schmälert. Besonders  war  der  patriraonialc 
Feudalstaat  bestrebt,  die  Bauern  einerseits, 
von  jedem  Luxus  fern  zu  halten,  damit  sie 
stets  arbeitsam  und  bescheiden  blieben,  an- 
derersrats  Ihnen  die  volle  geistige  Erzieunng 
zu  verwei^n,  damit  sie  Gehorsam  und 
blinde  Zufriedräiheit  in  ihrer  I^ige  behielten. 
So  waren  ihora  in  Kleidung,  im  Bau  ihrer 
Wohnimgen,  in  der  Wahl  des  Berufs,  in 
dem  üntenichtswesen ,  in  Kauf  und  ver- 
kauf, in  Pachtung  und  Terpachtung  der 
Liegenschaften  mancherlei  Beschränkungen 
auferlegt.  Die  patrimoniale  R^erung  des 
Tokugawa  verbot  die  Verpföndung  der 
Grundstücke  über  10  Jahre  als  unzulässig, 
ebenfalls  die  Uebertragung  derselben  auf 
unbeschränkte  Zeitdauer.  Die  Teilung  dieser 
Liegenschaft  unter  1  Cho  (ca.  1  ha)  war 
verboten,  überhaupt  war  das  Recht  der  Erb- 
verteilung in  mancher  Weise  gehemmt.  In 
einigen  Feudalstaaten  ging  die  Bevormun- 
dung des  Bauemstandes  durch  Einzel^etze 
bis  in  die  kleinsten  Details,  und  die  von 
Rechts  wegen  zugesicherten  Befugnisse  waren 
oft  von  eigenmächtigen  Landesherren  be- 
droht und  illusorisch  gemacht.  Dazu  be- 
sassen  die  Bauern  praktisch  nicht  das  Recht, 
bei  den  höheren  Behörden  Ober  ihre  Landes- 
herren Beschwerde  zu  führen.  Das  einzige, 
was  sie  thun  konnten,  war,  unter  der  Struh- 
fahne  der  Bambuslanzen  ihre  Zuflucht  zu 
nehmen. 

In  den  Tokugawa-Zeiten  war  die  Teil- 
barkeit keine  fraa  Sie  war  durch  mancher- 
lei Hindemisse  bedingt;  so  z.  B.  ein  Grund- 
stück, das  weniger  als  ein  Cho  umfasste, 
durfte  nicht  anders  als  unter  die  Erben 
verteilt  werden. 

In  einzelnen  Feudalstaaten,  wie  z.  B.  in 
Mlto,  durfte  man  vor  etwa  fünfzig  Jahren 
einen  B^tz  in  einzelnen  Stücken  verkaufen, 
aber  nur  so  lange,  als  man  noch  Stficke  von 
Über  20  Koku  (ungeföhr  ran  Gho)  im  Beätz 
behielt  Wer  das  Grundstück  noch  weiter 
Teräussem  wollte,  mnsste  vor  der  Obri^teit 
genügende  Gründe  dafür  angeben.  Je  nach 
Bedürfnis  wurde  dem  Betreffenden  durdi 
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Attl^e  von  Staats  vegen  aus  Verlegen- 
lieiten  geholfen.  Andererseits  durfte  kein 
bäuerliches  Besitztnm  ein  geviBaes  Maximum 
fiberschreiten. 

Es  sei  hier  bemerkt,  dass  in  neueren 
Zeiten  das  Q.  v.  September  1872  den  Mi- 
nimalumfang der  teilbaren  Ackerfläche  auf 
100  tsubo  (3,3  ar)  festgesetzt  hat,  dass  aber 
imbeschränkte  Teilbarkeit  durch  das  G.  v. 
8.  Hai  1875  w-ieder  gestattet  wimle. 

Die  enorme  ParzeUierung  scheint  jedoch 
in  manchen  Gegenden  seit  den  letzten 
Jahrzehnten  immer  allgemeiner  geworden 
KU  sein. 

Geldateuer  gab  es  nur  in  wenigen  Dis- 
trikten. Ebenso  kamen  auch  Fronden  (Bu- 
yaku),  aber  in  sehr  verschiedenen  Formen 
imd  Umfang,  vor.  Besonders  waren  die 
Fronden  drückend  bei  Grelegenheit  der  Reise 
des  Landesherm  oder  seiner  Beamten,  wo- 
bei die  Wegverbesserungen,  die  Beherberg 
g;aDg  des  Personals,  Xo&rtransport  etc.  und 
mannigfache  willkürliche  Ansprüche  viele 
Zeit  und  Arbeit  ertieischten.  In  alter  Zeit 
musste  man  in  einem  Jahre  10  Tage  Fron- 
dienste leisten ;  später  in  einem  Monate  drei 
Tage.  Seit  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  stieg 
die  Zahl  der  Frontage  bis  zu  6  Tagen  mo- 
natlii^  Doch  war  diese  Zahl  an  den  ein- 
seinen Orten  sehr  verschieden. 

8.  Neues  Regüne  seit  1868  beiw. 
1871  Mit  der  WiederherBteUnog  der  Kaiser- 
heiTBchaft  im  Jahre  1868  traten  mann^- 
bdie  ])ölitische  und  soziale  Umwälzungen 
ein.  Die  wicht^ste  derselben  war  die  Ab- 
wdiatfung  des  Feudalwesens  im  Juli  des 
Jahres  1871.  Dieselbe  berührte  natOrlidi 
alle  Elemente  der  Bevölkerung  gewaltig. 
Verfolgen  wir  in  kurzen  Zügen,  wie  die 
Abschaffung  des  Feudalismus  in  allen  Teilen 
des  Volkes  grosse  Verändenmgen  in  den 
Grundbesitzverhältnissen  hervorgebracht  hat 

"Was  zunächst  die  bisherigen  Landes- 
herren, d.  h.  den  Feudaladel,  die  MiUtäi^ 
klasse,  die  Shinto-Priestcr  und  buddhisti- 
schen KlOster  anbelangt,  so  wurden  sie  alle 
entschäiligt  durch  eine  Pension,  die  einem 
Zehntel  ihres  kapitalisierten  bisheiigen  Ein- 
kommens entsprach. 

Die  Daimiös  erlitten  durch  die  Abschaf- 
fung keine  besonderen  pekuniären  Nach- 
teile, denn  sie  wurden  durch  dieselbe  von 
der  Verpflichtung  befreit,  auf  eigene  Kosten 
ein  Heer  und  ööentliche  Beamte  zur  Ver- 
waltung ihres  Landes  unterhalten  zu  müssen. 
Es  wurden  sogar  die  von  ihnen  kontrahierten 
Schulden  vom  Staate  übernommen.  Seitens 
der  Regierung  war  dies  ein  Meisterstück 
von  Centraliaation.  Zur  Zeit  ihrer  Mediati- 
sierung  waren  die  DaimiOs  etwa  277  an 
der  Zahl.  Die  Militärklasse,  die  eben&lls 
auf  die  Pension  Anspruch  hatte,  umfasste 
ca.  402000  Familien.    Die  Entschädigung 


für  die  Daimids  und  Sunuiai  allein  belirf 
sich  auf  etwa  174  Millionen  Yen  (1  Yen  — 
ge^nwärtig  3  M.),  diese  werden  in  30  Jahren 
getilgt  werden.  Alles  in  allem  geredmet, 
was  man  die  »historische  Vei^angenheit  zu 
liquidieren«  und  eine  einst  verloren  ge- 
gangene Centralgewalt  wieder  herzustellea 
nötig  hatte,  wüi^e  die  Summe  von  240  Mil- 
lionen Yen  beanspruchen. 

Die  Pension&:e  wurden  in  vier  Elassea 
geteilt  nach  der  Grösse  ihres  Anspruches. 
Sie  erhielten  Schuldscheine,  die  zu  5,  6,  7 
und  10%  verzinslich  waren.  Jedes 
wird  eine  bestimmte  Zahl  dieser  Schuld- 
scheine eingelöst  und  der  bctr^ende  In- 
haber derselben  durch  einmalige  vollständige 
Kapitalzahlung  befriedigt. 

Aehnlich  der  Grundentlastung  der  deut- 
schen Staaten  oder  vielmehr  der  russischen 
Loskaufsoperation  ist  bei  uns  der  Staat  in 
der  Ablösung  als  Bankier  zwischen  Beredi- 
tigten  (Bauern)  eingetreten.  —  Anstatt  von 
Baaeni  Zinsen  und  Amordsationsj^uoten  zu 
nehmen,  erhebt  der  Staat  eine  einheiäidie 
Grundsteuer,  und  gerade  hier  kommt  äne 
wichtige  Frage  in  Betracht,  nämlich  ob  vir 
unsere  heut^  Grundsteuer  teils  als  eine 
Rente  oder  nur  als  eine  rane  Steuer  an- 
sehen müssen. 

Was  die  sozialen  Feigen  der  Umwäl- 
zungen anbetrifft,  so  hab^  die  Mitglieder 
der  Militärklasse  am  meisten  gelitten. 
blieb  ihnen  nur  noch  der  ieere  Titel  von 
Shizoku  (Samurai).  Da  nun  nach  den  An- 
schauungen des  niederen  Adels  das  Kauf- 
mannsgewerbe als  undirenhaft  galt,  hin^c^ea 
die  Landwirtschaft,  ausser  dem  öffentbchen 
Dienste,  als  einziger  anständiger  Erwerb  an- 
gesehen wurde,  legten  einige  Samurai  nach 
den  Ereignissen  von  1868  mr  Vermögen  — 
vorausgesetzt,  dass  dasselbe  dazu  ausreichte 
—  in  Grund  und  Boden  an.  Früher  kam 
es  nicht  häufig  vor,  wie  schon  angedeutet, 
dass  die  Angehörigen  der  Samuraiklasse 
einen  eigenen  Gutsbetrieb  hatten.  Nun  aber 
mussten  die  ärmeren  Samurai  selbst  zu 
Spaten  und  Hacke  greifen. 

Seit  September  1878  wurden  die  Ab- 
lüsungsschiud  scheine ,  die  bisher  unver- 
äusserlich waren,  verkäuflich  gemaciht.  und 
etwa  174  Millionen  Yen  Papiergeld  wurde 
auf  einmal  in  Umlauf  gesetzt  Natürlicher- 
weise folgte  dieser  Finanzoperation  das  ra- 

Jide  Sinken  der  Papierwerte,  welches  einige 
ahre  anhielt.  Um  den  Samurai  zu  helfen, 
wurden  mehrere  Versuche  gemacht,  so  z.  B. 
Kolonisation  und  Urbarmachung,  Verteilimg 
der  Staatsfcwsteu,  K^talanleihen  zu  indus- 
triellen Untemehmui^^  etc.  Bis  jetzt  aber 
haben  diese  Versuche  nur  sehr  wenig  Er- 
folg gezeitigt. 

wie  hat  nnn  das  neue  Bupme  auf  den 
Bauernstand  gewirkt?  ~  Zur  Beantwortung 
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dieser  Fnge  kommt  vor  allem  die  Grund- 
steoeneltvm  rem  Jnli  1873  inBetracht 
Gran^edanke  dieser  Befbrm  var  die  ISn- 
ffUmingeiner  einhei^chea  Staatsgrundsteuer. 
Diese  Steoer  musste  in  Geld  anstatt  in 
Keis,  wie  es  früher  der  Fall  war,  entriciitet 
Tcnleo,  je  nach  dem  Katasterwert  der 
GmndBtöciEe.  Unter  Umständen  aber  war 
es  zulSeaig,  dass  man  die  Steuer  in  Keis 
zahlte,  eine  Bestimmung,  die  durch  das  Q. 
T.  26.  September  1889  g^lnzlich  aufgehoben 
mirde.  Zueret  wurde  der  Satz  auf  3  "/o 
bestimmt,  doch  setzte  mau  ihn  am  4.  Januar 
1877  anf  2>.'8  %  herab.  Es  durfte  die  Lokal- 
^euer  edn  Drittel  der  Staatssteuer  nicht 
fiberschräten. 

So  hatten  nun  die  Ackersleute,  anstatt 
äem  LehDsfflisten  die  Hauptsteuer  in  natura 
zn  zafaleD,  dieselbe  dem  Staate  nach  dem 
Kaiasterwerte  ihrer  Goter  in  Geld  zu  ent- 
richten. Mit  anderen  Worten,  die  Stener- 
refonn  entband  die  Bauern  jeder  Verpflidi- 
tong  gegen  ihre  froheren  Herren.  Nun 
zmn  eisten  Male  seit  dem  Mittelalter  hat  der 
BftDer  die  eigme  Scholle  gepflügt ;  nunmehr 
konnte  er  übOT  ae  frei  verfügen.  Schon 
das  G.  T.  15.  Februar  1872  hat  den  freien 
Umsatz  des  Grund  und  Bodens  allen  Klassen 
ohne  Unterschied  gestattet  Seit  dem  Jahre 
1S75  ist  jede  Beschränkung  der  Teilbarkeit 
der  Omodstücke  abgeschafft.  Auch  die 
TerpftoduDg  und  Verpachtung  wurden  nun 
freigegeben,  allein  Etd-  und  Afteqiacht  ist 
gesebdidi  verboten. 

So  hat  andi  Ostaüen  einen  BrätrajOf  zur 
Gesdiidite  der  Bauernbefreiung  geliefert, 
welche  diesem  Jahrhundert  in  Europa  und 
Amerila  so  viel  Ehre  gemacdit  hat 

Venn  die  Baoembefreiung  in  Europa 
JOS  Sdiattenseiten  nicht  rerschont  geblieben 
ist  so  ist  dies  in  Japan  nicht  weniger  der 
IUI. 

Id  Japan  vollzog  sich  die  Sache  folgender^ 
massen :  dnrch  die  plötzliche  Erhöhung  vom 
abhängigen  zum  selbständigen  Stande  ver- 
wirrt und  von  der  nicht  geträumten  Frei- 
lifiit  geblendet,  stürzten  sich  die  Bauern 
mUach  leichtsinnig  in  Schulden,  was  natür- 
lich den  Verlust  der  geschenkten  Gnind- 
stflcke  zur  Folge  hatte.  In  dieser  Weise 
ranken  viele  von  Grundbesitzern  wieder  zu 
Pächtern  herab.  Die  offiziellen  Enqueten 
Tom  Jahre  1885,  welche  allerdings  sehr 
pessimistisch  gefärbt  sind,  teilen  uns  mit, 
^ais  in  fast  allen  Laudesteilen  die  Mehrzahl 
—  in  einzelnen  Provinzen  8(^ar  bis  neun 
Zehntel  —  der  bäuerlichen  Grundbesitzer 
kTpothekariscb  verschuldet  seien  und  dass 
ihre  Existenz  nur  eine  Frage  der  Zeit  sei. 

Das  durch  das  Sinken  des  Wertes  des 
Papiergeldes  verursachte  Teuemngsjahr  1881 
fTiilte  zwar  des  Landmanns  Kasse  vorflber- 
gcbend,  aber  s^e  Schuldenlast  wurde 


schliesslich  dodi  nur  ramehrt  dadnrclu  dass 
es  ihm  Eretüt  schuf  und,  ihn  zum  Lqxns 
anstachelte.  Man  bezweifi^t  sogar,  dass  die 
Herabsetzung  des  Gnindsieuerinsses  von  3 
auf  2V9  o/o  eme  ähnliche  Folge  gehabt  hätte, 
nämlich  einen  solchen  Ifissbrauch  des  da- 
durch ersparten  Einkommens ;  der  Landmann 
dürfte  ebenfalls  von  der  Teilbarkeit  und 
Mobilisierung  des  Landes  keinen  richtigen 
Gebrauch  gemacht  haben.  Die  ungeheuere 
Parzellierung  scheint  vielfach  eine  moderne 
Erscheinung  zu  sein. 

Als  eine  sdilimme  Wirkung  des  neuen 
Kemmes  wird  oft  die  Tliatsache  bezeichnet, 
dasa  die  QuaUtät  des  Beises  sich  bedeutend 
verschlechtert  hat.  Denn  sobald  die  obri^- 
keithchen  Prüfungen  aufgehört  hatten,  die 
in  den  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  stets 
ausgeführt  wurden,  kümmerte  sich  kein 
Bauer  mehr  um  irgend  welche  Prüfung. 
Heutigen  Tages  ist  er  nur  bestrebt,  ein 
m^lichst  grosses  Quantiun  aus  dem  ge- 
gebenen Areale  herauszuziehen,  ohne  jede 
Bücksicht  auf  die  Qualität.  Nicht  allein 
der  Beis  als  rohes  Produkt  des  lindes, 
sondern  auch  seme  Bearbeitung  nach  der 
Emto,  sein  Trocknen  und  Verpacken,  ja 
selbst  die  Säcke,  in  welche  er  gethan  wird, 
sind  seitdem  geringerer  Qualität  gewordeo. 

Dazu  kommt  noch  eine  andere  Schatten- 
seite der  Geldateuer,  dass  nämlich  der  Baner 
den  Erirag  seiner  Reisernte  so  schnell  als 
möglich  auf  den  Markt  bringt  und  dadurch 
selbst  die  Ursache  eines  Fteisrückganges 
wird.  SVflher,  von  alters  her  bis  zum  Sanxe 
1882,  vrurde  dieses  letztere  Bedenken  da- 
durch beseit^  dass  die  staatlichen  Beis- 
magazine  (Jobi-so,  Gi-sO)  b^  niedrigen  Preisen 
des  Keises  denselben  durch  Biiakauf  erbOhten 
und  bei  höheren  Preisen  durch  Verkauf  der 
M^azinvorräte  erniedrigten.  —  Ein  anderes 
Bedenken  des  nenen  Kemmes  war  dieVer^ 
staatlichung  vieler  Gememdeforsten  bei  Ge- 
legenheit der  Katastrierung. 

Angraichts  dieser  Schaltenaeiten  der 
Agrarreformen  Japans  ist  oft  von  den  Ein- 
geborenen sowohl  als  auch  von  Fremden  die 
Meinung  geäussert  worden,  dass  die  Reformen 
verfriiht  waren.  Solche  grossartigen  Refor- 
men können  aber  ihre  eigentlichen  F^-fichte  erst 
nach  einer  Reihe  von  Jahren  bringen.  Und 
darum  meinen  wir,  dfiss  das  ungünstige  Ur- 
teil der  Kritiker  über  die  Reformen  z.  Z. 
nicht  berechtigt  ist.  Wir  müssen  der  libe- 
ralen Gesetzgebung  Frist  gewähren,  sich  zu 
bewähren. 

4.  Gegenwärtige  Lage  des  Bauern- 
standes. Die  Bauern  bevölkemng  umfasst 
nach  der  Statistik  von  1886  etwa  5518040 
Familien  bezw.  Betriebe  oder  71,23  "lo  der 
Gesamtbevölbening  nach  Familien-  (nicht 
nach  Kopf-)  zahl.  Davon  sind  3121076 
oder  57,0%  Eigentümer  und  Selbstbewirt- 
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schaftende  und  2396965  =-  43%  Pächter. 
Yon  dea  ganzen  landwirtschaft]idien  Be- 
trieben sind  3689852  66  "/o  als  Haupt-, 
1629503  oder  29.5  »/o  als  Nebenberuf  ange- 
führt, während  die  übrigen  198685  ^ 
3,5%  mit  Fischerei  verbunden  sind.  —  Das 
Äckerland  besteht  aus  2795707  Cho  (1  Cho 
~  99,17  ar)  Reisfeld  (Ta)  und  1813465  Cho 
Trockeafcld  (Hata),  also  zusammea  4609 172 
Cho  oder  nur  etwa  16  "/d  des  altjapanischen 
Gesamtareals.  Das  ganze  Areal  Aitjapans 
(d.  h.  die  Inseln  Hokkaido  oder  Yeso  und 
Riukiu  ausgenommen)  beträgt  ca.  28,8  Mil- 
lionen Cho  und  wird  volkswirtschaftlich  in 
Staatsland  (Kwan-yü-tsi)  =  5713  683  Cho  und 
Privalland  (Shi-^-tsi)  13181000  Cho  ein- 
geteilt Die  fibri^  7  Killionen  Oho  fallen 
unter  die  Kategorie  von  Oed-  und  Unland, 
einschliesslü^  Wege,  Chausseen,  'Wasser- 
fläche, Danen  und  dergleichen.  Das  Acker- 
land zählt  natürlich  zu  dem  Privatbesitz. 
—  Es  ist  aus  der  Anzahl  der  Betriebe  und 
dem  Umfange  des  Ackerlandes  ersichtlidi, 
dass  die  Betrietoflädie  eine  sehr  kleine 
seia  muss,  und  so  ist  es  auch  in  der  That. 
Die  dim:hschnittliche  Grosse  eines  Betriebes 
mnfasst  0,48  Cho  des  Reis-  und  0,32  Cho 
des  Trockenfeldes,  also  zusammen  0,8  Cho 
des  Ackerlandes.  Wiesen  und  Weiden  spielen 
keine  nennenswerte  Rolle  in  der  ja^mschen 
Oekonomie.  Einen  Betrieb  von  3  Cho  kann 
man  schon  als  einen  grossen  bezeichnen. 
Die  auffallend  kleine  W&tschaft  bringt  eine 
grosse  Intensität  der  Kultur  mit  sich  und 
zwar  Arbeitsintensität.  Zerstückelung  und 
Pachtimg,  selbstverständlich  Parzellenpach- 
tung, sind  die  natürÜchen  Folgen  der  Pul- 
verisierung. Was  die  ei-stere  anlangt,  so 
kommcD  Ackerstücke  vor,  die  leicht  unter 
einem  Regenmantel  versteckt  wei-den  könnten ! 
Der  ungefähre  Dimihsehnitt  einer  Parzelle 
ist  etwa  0,05  Cho;  doch  sind  solche  von  3 
ar  keine  Seltenheiten.  Nach  der  Erfahrung 
soll  ein  2  Cho  umfassendes  Ackerstück  am 
rationellsteu  bewirtschaftet  werden  können. 
Seit  kurzem  ist  die  Frage  der  Zusaramen- 
legimg  (Totsi-shiü-go)  in  Anregung  gebracht, 
und  in  einzelnen  Gegenden  sind  auch  schon 

Sraktische  Versuche  angestellt,  ohne  jedoch 
as  Gewollte  zn  leisten.  —  Was  die  Pacht 
betrifft,  so  ist  der  Teilbau,  der  Entwickclung 
des  japanischen  Agrarwesens  entsprechend, 
fast  die  einzige  Form  beim  Reisfeld,  während 
beim  Trockenfcld  Geldpacht  die  Regel  bildet. 
8o  verschieden  sind  in  versc^edenen  Teilen 
des  Landes  die  üblidicn  herkömmlichen 
P&chtsjrsteme ,  dass  dei'  Staat  noch  keine 
einheitliche  Forderung  in  dieser  Beziehung 
gewagt  hat  In  den  meisten  Landesteilen 
wird  der  iWitvcrtrag  mündlich  abge- 
s(^lossen  und  von  Jahr  zu  Jahr  erneut. 
Diese  Frist  ist  eine  kurze  und  läuft  ge- 
wöhnlich 3  bis  5  Jahre.    Der  Pac-htzins, 


d.  h.  beim  Teilbau  die  abzugebende  Quote 
des  Reisfeldes,  richtet  si<^  nach  der  orts- 
üblichen Gewohnheit  oder  wird  nach  dem 
Ertrage  vei^fangener  Jahre  bemessen  und 
beträgt  gewöhnlich  die  Hälfte,  manchmal 
sogar  zwei  Drittel  der  Ernte.  Jedoch  ge- 
schieht die  Entrichtung  des  Pachtzinses 
nicht  immer  in  natura,  sondern  meistens  in 
Geld  nach  3t[assgabe  der  festgesetzten  Preise. 
—  Oft  wird  die  Pachtquote  durch  r^ 
Konkurrenz  der  Pächter  zu  einer  unrationellen 
Höhe  getrieben. 

Die  geschäftliche  Beziehung  zwischäi 
dem  Ffidater  und  Verpächter  ist  viel  mehr 
eine  persönliche  als  eine  rechtliche;  ^ 
Folge  davon  ist,  dass  Streiti^eiten  mdit 
so  oft  vorkommen,  als  man  bei  so  losem 
und  unbestimmtem  Vertrage  erwarten  binnte. 
Man  hört  ja  mitunter  voa  einer  g^panntai 
Bezidiunc  zwisclmi  Pftchton  und  v»pfidi- 
tem,  wuohe  zuweilen  in  lokalen  Unrohen 
hervorbrechen,  aber  dies  und  Erei^^nisse, 
die  auf  kurze  Zeit  imd  kleinen  EEaum  be- 
schränkt sind. 

Die  heutigen  Lasten  des  Bauemstandes 
sind  zum  grossen  Teile  Ueberbleibsel  aus 
der  Zeit  des  alten  Regimes.   Oben  ist  von 
der  physiokratisch-ausschliesslichen  Besteue- 
rung des  Grundeigentums  die  Rede  gewesen. 
Dieser  Finanzzustand  dauert  noch  in  der 
Hauptsache  fort   Von  rund  80,7  Millionen 
Ten  (1  Yen  ca.  3  Mark)  Staatseionahme 
(1888/89)  überhaupt  werden  in  der  Form 
der  Grundsteuer  42  Millionen  oder  52.5  *.'o 
eingenommen.    Von  der  letzteren  wird  nur 
ein  geringer  Bruchteil  (773  000  Yen)  vwi 
städtischer  Grundsteuer  gedeckt.  Wenn  wir 
dazu  noch  die  Lokalsteuem  in  Betracht  zieh^, 
so  belaufen  die  Lasten  sich,  welche  die  Bauern  , 
zu  tragen  haben,  auf  mehr  als  80  %  sämtlich«'  ! 
Landessteuem.    Kicht  selten  betragt  die  I 
Steuerhöhe  ein  Drittel  des  Bruttoertrages  j 
eines  Betriebes.  DerSteuersatzbeträgtS^'s^'c,  j 
obglei(;h  das  Bestreben  und  das  Versprechen 
der  Regierung  dahin  ging,  dass  derselbe 
bis  auf  ein  Prozent  erniedrigt  werde.  Die 
Steuereinheit  bildet  der  Katastralwert  des 
Grundstücks,  der  in  das  Parcllarkatasler  \ 
(Tsi-ken)  eingetragen  wird.   Allerdings  ist 
diese  Art  der  Dokumentierung  durch  das 
G.  v.  22.  Mära  1889  abgeschafft  und  an 
seine  Stelle  das  Grundbuch  gesetzt.  Dä- 
Gesamtkatastralwert  (1887)  des  Reis-  und  | 
Trockenfeldes  war  rund  1481  Millionen  Yen 
oder  der  des  erateren  1215  Millionea  und 
der  des  letzteren  266  Millionen  Yen  oder 
durchschnittlich  458  bezw.  140  Ten  pro 
Caio.    Durch  das  G.  v.  26.  August  1839 
wurde  der  Wert  des  Ackerlandes,  d.  h.  des 
Reis-  und  Trockenfeldes  auf  rund  1200 
Millionen  Yen  herabgesetzt.   Diese  Herab-  ' 
setzunghatals  letzten  Zweck  die  Erniedrigimg 
der  Grundsteuer  und  ergiebt  zugleich  die 


Digilized  by  Google 


BauerDbefreiuQg  (Japan) — Bauerngut  und  Bauernstand  (Historisch-rechtlich)  431 


wegs  von  minderer  Bedeutung,  die  Koloni- 
sation Ton  Hokkaido  (Yesso),  alles  dies  ge- 
währt dem  japanischen  Bauernstände  eine 
eifrenliche  Aussicht  fOr  die  Zukunft 


Ausgleichung  deraelbem,  welche  oft  ungleich 
verteilt  war.  Ausser  den  Steuern  hat  der 
Luidmann  heutzutage  kaum  in?end  eine 
Verpflichtang  gegen  den  Staat,  die  andere 
Klassm  nicht  zugleich  zu  tra^n  hatten. 

Es  nnt^i^  keinon  Zweifel,  dass  die 
Hoziale  Stellung  des  BauenstaDdes  sich  seit 
der  EmffÜtrnng  des  neuen  Regimes,  wenn 
OQch  nidit  in  dem  Masse  wie  seine  recht- 
liche, doch  bedeutend  oebeeaert  hat  Dass 
aber  die  wirtsdiaftliche  Lage  keine  giftnzende 
Yerfoessenmg  erfahren  hat,  st^t  ebenfalls 
ausser  ZweueL  Es  ist  dies  hauptaBchlidi 
auf  die  herkömmliche  Betriebsweise  zurück- 
zuführen, die  den  verftuderten  wirtsdiaft- 
lichen  Verhältnissen  der  Gegenwart  gar 
nicht  angepasst  ist  Was  schliesslich  die 
ThAtigkert  des  Staates  in  dieser  Sache  be- 
trifft, so  ist  sie  eine  sehr  wohlwollende  und 
seit  kurzem  eine  sehr  eingreifende  und  an- 
erkennenswerte. Früher  war  die  Gesetz- 
gebung zwar  eine  energische,  aber  leider 
oft  verfehlte  und,  was  noch  schlimmer  war, 
eine  zu  oft  schwankende.  Der  Staat  hat 
aAter  durch  Erfahrung  und  Ueberlegung  lang- 
sam aber  stetig  den  Bauernstand  zu  heben 
gelernt  Indessen  sind  die  erforderlichen 
Bedingungen  zum  gesunden  Gedeihen  der 
y<dk8-  bezw.  Landwirtschaft  in  erfreulicher 
Verwirklichung  begriffen.  Das  Insleben- 
treten  eines  besonderen  Ministeriums  des 
Acko'baus  und  Handels  (Nö-shö-mu-shd)  im 
Jahre  1881,  die  Heranziehung  der  in  der 
Iwdwirtschaftllchen  Praxis  oder  Wissen- 
schaft tüchtigen  ErSfte  in  dieses  Ministerium, 
die  Errichtung  der  höheren  landwirtschaft- 
lichen Schulen  lassen  gute  Erfolge  von  dem 
Staate  erwarten.  Die  eifr^  Aufnahme  der 
Statistik  und  Enqueten  hefert  eine  feste 
Grundlage  für  die  zukünftige  Aparpditik. 
Mit  dem  Steigen  der  Zolle,  der  Einkommen- 
steuer und  dea;el^<hen  wird  die  Grund- 
steuer  allmShlicm  minder  drückend:  schon 
ist  man  auf  dm  Wege  zu  dieser  Reform. 
Der  mchsende  Anssenhandd  und  d»  damit 
verbundene  Erweiterung  des  Absatzgebietes 
Bowohl  als  au^  die  Verhessemng  der  in- 
ländischen Verkehramittel  vor  allem  durch 
die  Eisenbahn,  die  Verwertung  der  Maschinen 
XL  a.  werden  die  Thflnenschen  Kreise  der 
Landwirtschaft  bedeutend  erweitern. 

Die  iSnfflhnmß  des  Schiüzwanges  seit 
1871,  die  Verbreitung  des  niederen  land- 
wirtschaftlichen Unterrichts-  und  Vereios- 
wesens  auf  dem  Lande,  die  Wiederherstellung 
der  Selbstverwaltung  durch  das  G.  v.  17. 
ApriI1888,dieErleichterungdesSteuerdruek8, 
wenn  nicht  direkt  durch  das  Herabsetzen  des 
Steuerfiisses  oder  Bodenwertes,  so  doch  in- 
direkt durch  das  Schaffen  anderer  Erwerbs- 
queUen  für  die  ländliche  Bevölkerung,  die  Auf- 
munterung der  Viehzucht,  die  Aufforstung  des 
Oed-  und  Unlandes  und  zuletzt,  aber  keines- 
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I.  Historisch-rechtlich  (S.  431).  H.  Stetis- 
tiach  (S.  437). 

I. 

HIstorisch-reelitlicIi. 

I.  Harkgenöasische  Hufe  der  Ur- 
zeit. 1.  Entatehnnj?  derselben.  2.  Charakter 
der  urzeitlichen  Hufe.  3.  Spätere  Geschichte 
des  Hafenbegriffes.  11  Hafengat  and  Rott- 
land vom  5.— 8.  JahrhnEdert.  4.  Hofen- 
eigentum  in  der  fröheaten  Zeit  voller  Sesahaftig- 
keit.  6.  Entwickelnng  des  Bottlandes.  6.  Hnten- 
eigentnm  im  6.-8.  JohrhnDdert  III  Das 
grnndholdeGntvomS. — 12.  Jahrhundert. 
7.  Entstehung  der  Grondherrach^.  8.  Becht- 
licbe  Lage  des  gnmdholden  Gutes.  IV.  Daa 
Zins-  und  Pachtgut  vom  12—14.  Jahr- 
hnndert  9.  Anfkommen  der  Zins-  and  Facht- 
^Uter  in  Alt  deutsch!  and.  lü  Nenbruchsleiben 
m  Altdeutschland.  11.  Das  bänerliche  Kolonial- 
gut des  Ostens.  T.  Das  Banerngnt  unter 
der  Gntsherrachaft,  16.— 18.  Jahrhun- 
dert 12.  Rechtslage  des  Bauerngntes  in  Alt- 
deutschland. 13.  Rechtslage  des  Banemgatea 
im  £olonialgeblete. 

I.  Markgenössische  Hufe  der  Urzeit. 

1.  Entstehung  derselben.  Die  Okku- 
pation des  heimatlichen  Bodens  erfolgte  in 
der  Urzeit  (Cäsar,  Tacitus)  durch  Völker- 
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achaften,  kleine  staatliche  Körper  von  höch- 
stens etwa  30000—50000  Seelen,  über 
"welche  hinaus  nur  eine  unbestimmte  An- 
schauung Ton  nationaler  Einh^t  bestand^  die 
ihrerseits  auf  mythologisclL-Kenealogi&chen 
üeberiieferungen  beruhte.  Aber  auch  die 
■Völkerschaften  waren  schon  zusammen- 
gesetzte Körper.  Sie  bestanden  aus  einer 
Anzahl  von  Hundertschaften,  die  nur  im 
Sinne  eines  Bundesstaates  diux:h  die  obersten 
Oigane  einer  allgemeinen  Kriegs-  und  Rats- 
versammlung  aHet  Freien  sowie  eines  durch 
die  Hundertsohafts&ltesten  gebildeten  Exe- 
kutivlroUe^ums  verbunden  waren.  Die  Htio- 
dertschaft  war  somit  das  eigenüicfae  Oefäss 
des  pditischen  wie  gemeindlichen  Lebens 
überhaupt  sdlte  der  Regel  nadi  aus 
etwa  120  FamilienvAtem  nebst  ihrea  Ange- 
hörigen bestehen,  und  »e  beruhte  auf  der 
ursprünglichen  Grundlage  gemeinsamer  Ab- 
stammung. Im  Regimen  der  Hundertschaft 
wurden  somit  die  militfirischen^  ^riohtlichen, 
wirtschaftlichen,  kurz  alle  gemeinsamen  Auf- 
^iben  urzeitlichen  Daseins  gelöst:  sie  war 
Beeresverband,  Gerichtsverbajid,  Wirtschafts- 
verband;  und  die  Völkerschaft  griff  durch 
ihr  ExekutivkoU^iun  und  durch  die  allge- 
meine Versammlung  aller  Yolksgenossen  in 
das  Leben  dieser  Urverbände  niu:  dann  ein, 
wenn  es  sich  um  gegenseitigen  Ausgleich 
und  höhere  Zusammenfassimg  handelte. 

Letztere  kam  namentlich  im  Kriege,  also 
auch  bei  kriegerischer  Okkupation  einer  neuen 
Heimat  in  Frage.  Der  heimatliche  Boden 
wurde  dann  lu^prfmglich  durch  das  Kolle- 
'  gium  der  Hundertschaftsältesten  an  die  ein- 
zelnen Hundertschaften  zur  Nutzung  verteilt, 
und  längere  Zeit,  gewiss  während  der  ganzen 
für  uns  vorgeschichtlichen  nomadischen  Pe- 
riode, wird  sich  der  Brauch  ^halten  haben, 
diese  Verteilung  nicht  end^tig  vorzunehmen, 
sondern  vielmehr  die  einzelnen  Hundert- 
schaften unter  den  Revieren  des  Völker- 
flchaftsgebietes  von  Jahr  zu  Jahr  wechseln 
zu  lassen :  so  wurden  am  besten  die  An- 

Sirüche  der  einzelnen  Hundertschaften  auf 
eichen  Genuas  befriedigt.  Reste  dieses 
Zustandes  beschreibt  Cäsar  noch  als  zu  seiner 
Zeit  bestehend. 

Indes  begreift  sich,  dass  dieser  Wechsel 
aufhören  musste,  sobald  der  Weidewirtschaft 
'  ein  intensiverer  Ackerbau  zur  Seite  trat. 
Dann  musste  es  sich  um  ständige  Fest^ 
setzimg  der  Hundertschaft  in  einem  bestimm- 
ten Gebiete  des  VölkerschaftsbezirkB  handeln ; 
der  alte  Turnus  musste  veralten,  in  Ver- 
gessenheit graten.  Dies  war  schon  zur  Zeit 
des  Tacitus  der  FalL  Der  rasche  Fortschritt 
der  4  bis  5  Generationen  zwischen  Cäsar 
und  Tacitiis  wurde  vermutlich  diuxjh  die 
Stauung  der  germanischen  Völkerwelle  am 
Rhein  seitens  der  Römer  veranlasst. 

Am  Schlüsse  des  1.  Jahrh.  n.  Chr.  sassen 


also  die  Hundertschaften  fest  in  einem  be- 
stimmten Gebiete,  dessen  Grenzen  freilich  in 
den  meisten  Fällen  noch  unvermerkt  in  Ur- 
wald oder  Wüstenei  verliefen.  Zweifelhaft 
erscheint  es,  ob  sie  der  R^l  nach  auch  in 
einer  einzigen  Ansied^ung  wohnten.  Es  ist 
zu  bedenken,  dass  sie  nicht  die  ersten  Okku- 
panten waren ;  sie  konnten  sich,  wenigsteiw 
zwischen  Weser  und  Rhein,  keltisdie  Vor- 
kultur zu  nutze  machen  und  haben  dies  aller 
Wahrscheitthchkeit  nach  gethan  (Hofs^stem 
Westfalens,  des  Niederrheins,  der  Nieder- 
maas).  Andetawo  acheint  es  ebenfalls  vid- 
bch  zn  mehreren  Ansiedelnngen  g^tnumen 
zu  sdn,  denn  die  ältesten  D^ifer  umfassen 
nur  selten  die  einer  Hundertschi^  adäquate 
Zahl  von  HofsteUen.  Mochte  aber  die  eiste 
dauernde  Festsetzung  eine  oder  mehrere 
Siedelungen  oder  eine  Anzahl  von  Bänsel- 
hMeo  umfassen,  niemals  ging  damit  datt 
Ei^timi  am  Hundertschaftwezuk  ohne 
weiteres  an  partikulare  Gebilde  Über.  Viel- 
mehr hielt  die  Himdertschaft  als  solche  das 
Eigentum  an  allen  gemeinsam  genutzten 
Flächen,  Wald,  Weide  und  anfangs  auch 
Aeckem  fest  Nur  die  Hofraithen  wurden 
ausserhundertschaftliches  Eigen  der  Besitzer, 
aber  auch  nur  in  beschränkter  Weise  (s.  imton 
siib  II,  4),  und  die  einzelnen  Dor^meinden 
entwickelten  an  dem  von  ihnen  zeitweilig 
bebauten  Acker  ein  zeitweiliges,  von  niemand 
bestrittenes  imd  ausschliessliches  Nutzungs- 
recht Es  ist  dasselbe  Nutzungsrecht,  das 
der  einzelne  Genosse  nach  den  Bestimmungen 
der  Lex  Salica  noch  an  Bäumen  des  ge- 
meinen Waldes  geltend  machen  kann :  versieht 
er  sie  mit  einem  Zeichen,  so  bleiben  sie 
auf  gewisse  Zeit  ihm  ausschliesslich  zur 
Yerfügimg. 

Allmählidi  befestigte  sich  indes  das 
Nutzungsrecht  der  einzelnen  Dorf^;emeittden 
an  den  Feldäckem.  Je  mehr  diese  nicht 
bloss  in  irgend  einem  langjährigen  Turnus 
aufgewonnen  wurden,  sondern  dauernd  zum 
Ackerbau  bestimmt  erschienen,  je  mehr  sidi 
für  sie  eine  bestimmte  Felderwuisohaft  ent- 
wickelte, um  so  mehr  gingen  sie  aus  dem 
Eigen  der  HundertschaftsraarkgenossenschiA 
in  das  Eigen  der  Dori^meinde  über.  Gleich- 
zeitig entwickelte  die  Dorfgemeinde  an  den 
ihren  Feldeni  zunächst  gelegenen  Teilen  der 
Hundertschaftsmark  in  Weide  und  Wald  ein 
näheres  Nutzungsrecht  als  die  sonstigen  Ge- 
nossen der  Hundertsohi^mark,  und  «ich 
dieses  Redit  veistfirkte  sidi  allmtiilioh  zum 
Dorfgemeineigen.  Damit  war  eine  Dorf- 
mark  gewonnen,  und  ^  Dorfgemeinde  als 
Dorfmarkgenossenschaft  in  wesentlichen  Be- 
ziehungen aus  den  Zusammenhäi^Q  der 
Hundertschaftsmarkgenossenschaft  ausge- 
schieden. Zwar  blieben  gewisse  Interesseu 
bestehen,  soweit  noch  gemeinsamer,  nicht  an 
Dorfgenossenschaften  veiiieilter  Wald-  und 
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Weidebesitz ,  gemeinsame  'Wasserallmeode 
und  de^leichea  vorhanden  waren ;  im  ganzen 
aber  ffng  die  WeiterbUdnng  der  Wirtscbafts- 
yexbaeaog  dee  platten  Landes  an  die  Dorf- 
aoarkgenoesenschafton  über,  wfthrend  fOr  Ge- 
richts-  und  Heeresverfassune  einstweilen 
der  ßahmen  der  Hundertschain  nodi  mass- 
gebend blieb. 

So  der  einfachste  Hergang,  wie  er  sich 
im  vesenüichea  wohl  schon  hra  zum  5.  Jahr- 
hundert vollzog.  Diese  Zeitgrenze  sc^esst 
nidit  aus,  dass  sich  spÄterhiu  die  Marken- 
t^nng  vieliach  wiederholte,  indem  auf  dem 
Bering  der  UidorbnaAen  nene  D^^r  ent- 
gtanden,  welche  nun  wiedea»m  aus  dem  Ur^ 
dortverbande  «uaschieden,  und  so  iost:  so 
dan  sich  eine  fitomlicbe  Sttj^  allmflhlidi  auB- 
esnander  entwickelter  Hu^erhAltnisae  scboo 
IttiaaU  in  der  deutelten  Kaisenät  apAteatens 
im  14.  und  lä  Jahrfaiind^  nachwaaen  Iflsst 

Mit  der  lokalen  Aussdieidungwurden  zu- 
^fflch.  die  haaptBflchliohsten  verfassungs- 
formen  der  Urmark  in  die  neuen  Bildungen 
herübergenommen.  Vor  allem  in  der  Urzeit. 
Wie  die  Völkerschaft  die  Besitznahme  der 
Hundertschaften  geregelt  hatte,  so  regelten 
dieee  die  Besitznahme  der  Dorfgeaoesen- 
Bchaften,  imd  die  Dorfgemeinden  bestimmten 
wiederum  in  gleicher  Weise  die  Besitznahme 
derfWilienv&ter.  Massgebend  fflr  die  Besitz- 
nahme war  dabei  durdigehends  der  mili- 
tärische Gesichtspunkt  gerechter  Beutever- 
teilUDg.  Jede  Hundertschaft  erhielt  gleiche 
Nutzung  vom  Volke,  jeder  Krieger  mit  seinen 
Söhnen  von  der  Himdertschaft  oder  dem  Dorfe. 
Und  auch  fflr  den  wirtschaftlichen  Betrieb 
galt  der  militArisch-oiganisatorische  Gesichts- 
punkt. Man  rodete  höchstwahrscheinlich  ge- 
meinsam, und  darum  baute  man  gemeinsam, 
erntete  gemeinsam  und  verteilte  erst  den 
Ertrag. 

Das  Anrecht  der  einzelnen  Familie,  ver^ 
treten  durc^  den  Familienvater,  auf  das 
nauch  gemeiner  Anschauung  zum  Leben  nOt^ 
Quantum  solcher  agrarischer  Nutzungen  ist 
das  Hufenrecht. 

2.  Charakter  der  nrzeltlichen  Hnie. 
Nach  dem  Oesi^en  ist  die  Hufe  ursprün^- 
hdi  der  Komplex  von  Bedtten  auf  ^e 
n^irarischen  Lebensansprfiche,  voraehmlich 
die  Ackere,  Weide-  und  Waldnutzung  einer 
Fämilie ;  grafbar,  individualisiert  ist  an  ihr 
nur  der  Besitz  der  Familieawohnstfttte  und 
eines  mit  dieser  meist  zioammenhflQgendea 
BanmKaitens:  beides  zusammen  bil<^  den 
Hol  Nur  in  den  Gegenden  des  Hofsystems 
ham  hierzu  noch  da*  individuale  Besitz  der 
dem  H<tfe  nSchstgelegenen  iJudereien. 

Aber  wohl  sdion  im  Laufe  der  ersten 
Jahrhiuderte  n,  Chr.  nahmen  die  Hufenrechte 
^leifharere  Form  an.  Als  in  gemeinsamer 
Rodung  die  kulturfeindlichen  Kiemente  des 
Bodens  bezwungen,  in  Ifingerem,  gemein- 
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saniem  Anbau  die  Kraft  des  Rottlandes  ge- 
klärt und  erschlossen  war,  auch  die  alten 
militärischen  Interessen  der  Urzeit  zura(^- 
zutreten  binnen,  da  hatte  die  gemeinsame 
Nutzung  k^neu  Sinn  mehr.  Man  teilte  die 
gemeinsam  aufoswonnenen  Flurstflc^e,  die 
Gewannen,  in  H(^;en,  und  jedem  Ho%ut 
vrurde  der  Regel  nach  je  em  Morgen  in 
jeder  Gewanne  zugescUi^n.  Die  Hufe 
ward  zu  einem  realen  Bauerngut  mit  einem 
Streubesitz  von  Ackerstacken  in  der  Flur 
und  mit  Nutzungsrechten  in  der  gemooen 
Mark,  welt^e  dwn  BedOrfois  d^  ittr  dw 
Hufe  jeweils  bestehmden  Wirtachaft  ent* 
sprachen. 

8.  äpitore  GescUchte  des  Hnfenfee- 
Griftes.  Ans  der  Entstehung  der  Hufe  er- 
^bt  sich,  dass  sie  zunächst  Jnin  Landmass 
in  unserem  Sinne  war,  wohl  aber  im  Sinne 
der  bühesteu  gennamschen  Zeit  und  nocsh 
später  der  deutschen  Rechtsanschauung.  Hir 
smd  alle  Masse  valuabel,  unterliegen  einem 
Mehr  oder  Minder  je  nach  bt^leitenden  Um- 
ständen, namentlich  je  nach  der  ÖrOsse  der 
Energie,  womit  sie  angewendet  werden  (vgL 
Lamprecht,  D.  Wirtschaftsleben  Bd.  2,  3  ff.). 
In  diesem  valuablen  Sinne  ist  die  Hufe  von 
jeher  ein  Landmass  gewesen:  das  Mass 
dessen,  was  eine  deutsche  Bauemfamilie  zum 
Leben  bedurfte.  Da  dies  aber  in  den  ein- 
zelnen Gegenden  nach  Klima,  Bodenart  und 
Landeskonfiguration  sehr  verschieden  viel 
war,  so  zeigen  schon  die  Ältesten  Hufen  eine 
etwa  zwischen  30  und  40  Morgen  schwan- 
kende Ausmessimg  der  Feldstücke. 

Noch  mehr  schwankte  die  Hufengri^se 
in  der  Folgezeit.  Nachdem  die  älteren  Hufen 
infolge  längerer  Kultur  zu  einer  Klärung 
ihrer  Feldstücke  gelangt  waren,  welche  schon 
intensiveren  An^u  gestattete,  konnte  man 
neue  Hufen  auf  Rottland  nicht  in  der  unge- 
fähr gleichen  Grösse  der  alten  Hufen  an- 
legen ;  sie  hätten  dann  mit  diesen  nicht  kon- 
kurrieren können.  Audimussto  die  schwierige 
Aufräamui^  von  Neuland  schon  an  sich 
divch  grösseres  Ausmass  des  Gutes  belohnt 
werden.  So  kam  es,  dass  die  im  Urwald 
angelegten  Kolonialhufen  seit  der  Karolinger* 
zeit  nicht  ein  Durchschnittsmass  von  30  bis 
40,  sondern  von  60 — 120  Morgen  erhielten, 
im  allgemeinen  dÜe  doppelte  Grösse  der 
sonst  in  dsr  G^nd  gebrätichlichen  Hufen. 
Ihr  Mass  wurde  gefunden,  indem  mau  zur 
Aletecknng  eine  doppelt  grosse  Rute  an- 
wuidto;  und  da  doi*  Urwud,  in  dem  sie 
aneel^  wurden,  um  diese  Zeit  znmeist 
scw)n  Königsforst  war,  so  nannte  man  die 
Rute  virga  regalis ,  die  neue  Hufenform 
Königshufe  (mansus  regalis).  In  diesen 
Hufen  hat  sich  u.  a.  die  gesamte  Koloni- 
sation des  slaviacheu  Ostens  seit  dem  12. 
Jahrhundert  vollzogen. 

Im  späteren  Mittelalter,  noch  mehr  seit 
Anltags.  II.  28 
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Reception  des  römischen  Rechts,  gine  der 
füte  Massbegriff  in  der  Hufe  dann  überhaupt 
verloren :  die  Hufengflter  waren  teilweis 
pu-zelliert,  teilweis  vei^rrösBert,  bo  dass  ihr 
FeldbehOr  nunmehr  ein  sehr  verschiedenes 
war;  zudem  war  der  deutschrechtUdie 
Massbegriff  veraltet  Gleichwohl  bedurfte 
man  eines  sicheren  Hufenbe^riffes  zur  Ra- 
di ziening  der  Beallaeten  wie  der  Steuern 
der  neuen  Landesgewalten.  Er  wurde,  an- 
schliessend an  das  alte  ungef&hre  Mass,  in 
einer  geometrisch  sicheren  Begrenzung  dst 
Hufe  gefanden.  Diese  B^renzung  schwankte 
dann  freilich  noch  lange  nach  den  einzdnen 
Gtegenden  (Hufen  von  30 — 60  Morgen),  bis 
sich  sdiliesalich,  wenigstens  fOr  Altdeutsch- 
land^  die  Hufe  von  30  Morgen  als  gemein* 
gflltig  festsetzte. 

II.  Hnfengnt  und  Rottland  vom  5.-8. 
Jahrirandert 

4.  Hnfeneigentam  in  der  frfiliesteii 
Zelt  Toller  Sesehaftlgkeit  FOr  die  Be- 
stimmung des  ESgentnms  am  Hnfengute 
dieser  Zat  sind  zvei  Gtositditspnnkte  tot 
allem  massgebend.  Das  Hnfengnt  war  za- 
nfichst  das  der  Beute  entnommene  Landlos 
des  Kxief;er8.  Soweit  es  daher  ein  Erbrecht 
an  ihm  gab,  mussten  die  Weiber  von  ihm 
au^eecfalossen  sein.  Femer  war  das  Qttt 
der  Beuteanteü  des  kriegerischen  Familien- 
vaters. Nur  die  Familie  hatte  deshalb  ein 
Recht  an  ihm;  war  eine  solche  nicht  da, 
so  trat  ein  Anrecht  der  gesamten  Genossen- 
schaft, der  Hundertschaft,  ein.  Aus  beiden 
Gesichtspunkten  eigiebt  sidi  folgendes  Erb- 
recht: bei  kinderlosen  Hufenbesitzem, 
gleichgültig,  ob  sie  Hagestolze  oder  beweibt 
sind,  erbt  die  Hundertschaft  bezw.  die 
Dorfmarkgenossenschaft ;  wo  Kinder  vor- 
handen sind,  nur  die  Söhne:  de  terra  nulla 
in  muliere  hereditas  (L.  Salica).  Späterhin 
werden  wohl  auch  Enkel  zugelassen. 

Bei  dem  vermutlich  grossen  Kinderreich- 
tume  dieser  Frühzeit  sowie  aus  anderen  bald 
zu  besprechenden  Gründen  verblasste  all- 
m&hhch  das  Erbrecht  der  Markgenossen- 
schaft; es  kam  thatsächlich  nur  selten  zum 
Heimfall  \on  Hufen  an  sie,  und  ein  nicht 
ausgeübtes  Redit  ist  nach  altdeutscher 
Bechtsauffossung  kein  Recht  Doch  haben 
sich  Spuren  des  Heimfallrechtes  in  Retndkt- 
lediten  {der  sog.  Marklosung  u.  a.  m.)  no<^ 
bis  über  die  Kaiolingerzeit  hinaus  er- 
halten. 

6.  Entwickehug  des  Rottlandes. 
Nadidem  die  umnünglidien  Ansiedäungs- 
vorgfinge  zum  Stillstande  gekommen,  konnte 
neues  Ackerfeld  nur  duräi  RodnD{|  einzel- 
ner gewonnen  werden,  s^  es,  dass  sie  allein 
rodeten  oder  andere  für  sich  roden  Hessen 
—  ausgenommen  der  IUI,  dass  eine  ganze 


Genossenschaft  zur  Aufnahme  eines  neuen 
Dorfes  in  den  Urwald  zog,  wo  sich  dann 
die  urzeitlichen  Besiedelungsvoraftnge  wieder- 
holten. Bei  einer  Rodung  d^  einzelnen 
aber  fielen  die  rechtlichen  Voraussetzungen 
w^,  welche  für  die  Hufenanlage  maaa^- 
bend  gewesen  waren.  Es  himdelte  sich 
hier  weder  um  Landleute  nodi  um  huodert- 
Bchaftlich  geordnete  Rodung,  Ein  neues 
Recht  an  wohlgewonnenem  GrundmgeH 
musste  somit  entstehen.  Dies  Recht  konnte 
weder  ein  Anrecht  der  Markgenosseoschaft 
auf  Nachfolge  im  unbeerbten  Todesfall  nodi 
den  Ausschluss  der  Weiber  aus  der  Folge- 
Ordnung  aneikennen.  Das  letztere  niäit, 
weil  für  die  Rodung  keinerlei  specifiscäie 
mftnnliche  Voraussetzungen  galten,  das  ers^ 
tere  nicht,  weil  jedes  Stück  der  gemeinen 
Mark  durch  Umrangen  mit  Zaun  und  Ehg 
und  darauf  folgende  Rodung  endgültig  in 
das  Frivateigen  des  Arbei^den  eintrat 
Non  wurde  aber  seit  dem  6.  und  6.  Jahr* 
hundert,  mit  dem  B^nne  geordneterer  Zu- 
stflnde  unter  den  Merowingen,  aussenodent- 
lidi  Ti«l  gerodet,  und  bald  enüelt  das  lU»- 
recJit  des  Bottlaodes,  weil  jeder  fortschr^- 
tenden  Entwickelung  günstiger,  starken 
EinfhisB  auf  das  alte,  markgenOssische  Hufra- 
erbrecht 

6.  Hnfeneigentam  im  6. — 8.  Jahr- 
hundert Das  alte  Erbrecht  in  Hufengut 
—  die  früheste  Form  eines  Immobiliarerb- 
rechts  —  war,  soweit  die  Folgeordnuog  in 
Betracht  kommt,  unter  dem  Einfluss  der 
markgenOssischen  Erbansprüche  und  unter 
Wegfall  der  Weiber  aus  dem  viel  filteren, 
schon  Torgeschichthchen  Erbrecht  in  Fahr- 
habe entwickelt  worden.  Dies  Erbrecht  in 
Fahrhabe  war  weiter  im  wesentiichen  vor- 
bildlich geworden  für  das  Erbrecht  in  wohl- 
gewonnenes Rottland.  Die  Grundsätze  des- 
selben Erbrechts  begannen  jetzt  auch  in 
das  Hufenerbredit  vorzudringen.  Weiber 
wurden,  bald  mehr  bald  minder  weitgehend, 
zugelassen.  Das  Erbrecht  der  Markgenossen 
wuide  fast  ganz  abgeschüttelt.  Die  Grund- 
gedanken der  Succession  in  Fahrhabe  wur- 
den schliesslich  fast  durchaus  Grundgedan- 
ken der  Hufenerbfolge.  Damit  si^i^  in 
der  Geschichte  des  Bauerngutes  das  Fami- 
lienrecbt  Über  das  öffentiiche  Recht ;  es  war 
vergebens,  dass  Karl  der  Grosse  noch  ein- 
mal (vermutlich  nur  in  einzelnen  Landes- 
teilen)  den  Zusammenhang  zwischen  Hufen- 
gut und  Heeresdienst  herzustellen  bezw. 
aufrecht  zu  erhalten  suchte. 

Das  Famihenrecht  aber  blieb  für  das 
Hufengnt  wie  das  demselben  nunmehr 
gleichgestellte  Bottland  sack  ausnahmslos 
imd  obligatorisch  entschrädend.  Dot  Satz 
der  Germania  »nuUum  testamentum«  gilt 
nodi  fast  absolut  für  die  Karolingeneit. 
Das  Grunddgen  gehörte  der  Familie,  dem 
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Qesdilecht;  die  einzelnen  sidi  folgenden 
Generationen  waren  nur  Nutzniesser.  Eb 
herrschte  eine  fideikommissartige  Gebunden* 
heit  der  Güter;  der  gesetzlidie  Erbe  konnte 
Verpflichtungen  auf  Zeit  eingehen  anf  das 
von  ihm  nocn  zu  erwartende  Ert^t.  Diese 
S&ndung  lOste  ädi  erst  sehr  laugsam 
-wahrend  der  Eaiseizeit  (10. — 13.  Jahrnun* 
dert)  und  zwar  zunächst  und  zu  Gunsten 
gewisser  Privilegierter,  namentlidi  zum  Vor- 
der  Kirche.  Denn  die  Kirche,  welche 
den  einzelnen  als  Individnum,  mit  Rücksicht 
auf  sein  Seelenheü,  ergriff,  letzteres  aber 
mit  sehr  massiven  Opfern  der  zu  rettenden 
Seele,  Landschenkungen  u.  d^.,  erreichen 
zu  können  glaubte,  konnte  auf  ein  Pamilien- 
ledit  nidit  Bflcksicht  nehmen,  weldies  das 
freie  VerfO^ungsrecht  des  ^nzeln^  über 
das  Onmdeigen  no6h  immor  verneinte. 

Doch  brach  mit  dem  13.  nnd  13.  Jahr- 
hmidert  ans  OrOnden^  die  hier  nidit  zu  ver- 
folgen  nnd,  das  ohhgatorische  ürbredkt  in 
Qiande^en  znaammen,  wenn  ea  auch  noch 
flbw  das  Hittelalter  hinaus  in  mannigfachen 
BetraiktrecfatHi  nAchststehender  Erben  nach- 
wirkte. 

Bei  obligatorischer  Erbfolge  in  (Onmd- 
eigen und  gleicher  Berechtigung  gleich  naher 
Eri>en  hfttte  man  schon  in  sj^ttmerowingischer 
nnd  karolingischer  Zeit  eine  grosse  Zer- 
gplittenin^  der  Hufengüter  erwarten  köanen. 
Sie  trat  mdes  nicht  ein  infolge  einer  Sitte, 
welche  spater  in  dem  Uechtsinstitute  der 
Ganerbecnaften  fortlebte.  Die  gleich  nahen 
Erben  pflegten,  wenigstens  wenn  sie  Brüder 
und  Schwestern  waren,  das  Gut  in  unge- 
teiltem Betriebe  zu  bewirtschaften ;  heirateten 
Schwestern,  so  wurden  sie  nach  Yolksrecht 
kfiiglich  ausgestattet,  sidierlich  nicht  aus- 
gekauft "War  die  Mehrzahl  der  Brüder  er- 
wachsen ^  so  zog  sie  zu  Neubruch  in  den 
WsJd ;  die  nfichstkommende  Generation  fand 
wohl  meist  das  Gut  wieder  ^int  in  einem 
Bgen.  Die  Fo^  war,  wie  die  urkund- 
^aen  Nachrichten  beweisen,  dass  TerhAlt^ 
nismfissig  nur  wenig  freie  Hufen  zersplittert 
waren;  erst  mit  der  Abnahme  der  Koloai- 
sation  in  den  Bergwfildem  und  Snmpf- 
niederungen  seit  den  Ottonen  beginnt  die 
starker?  Zer^littemng  des  noch  vwiiandenen 
iceien  GrondbeBitzes. 

m.  Das  grandholde  Gnt  vom  8.— 12. 
Jahrhundert 

7.  EBtstehong;  der  Gmndherrschaft. 

YgL  Art  Bauer  snb  2  oben  Bd.  II  S.  338  ff. 

8.  RechÜidie  Lace  des  gmndholdeB 
Gvtea.  Die  reditlicheXage  des  gnmdholden 
Gutes  vurde  besttnunt  einerseits  durch  seinen 
irirtoclialtliciien  Charakter,  andererseitadm^h 
die  Bechtalage  des  grundholden  Bebaners. 
LetEtere  wurde  je  länger  um  so  mehr  mass- 


§ abend,  da  seit  dem  11.  Jahrhundert  die 
mdung  des  Bebauers  an  die  SdioUe  srnr 
B^;el  ward. 

Die  Rechtslage  der  ^rundhOrigen  Be- 
völkerung (s.  oben  den  Artikel  Bauer8ab2) 
war  seit  dem  10.  Jahrhundert  im  wesent- 
lichen eine  einheitlidie ;  unfreie  imd  freie 
Hintersassen  der  Karolingerzeit  waren  zu 
dem  neuen  Stande  der  Grundholden  ver* 
schmolzen,  und  die  vtn^iandenen  üntersohiede 
hatten  weniger  in  den  StandesTraschieden- 
heiten  der  Vei^angenheit  als  in  dem  ab- 
weichenden Charakter  der  einzelnen  Gmnd- 
herren  (KOnig,  Kirche,  Laienadel)  ihre  Ur^ 
Sache.  Für  me  Schielte  des  Bauernratea 
aber  war  namentlich  das  Familien-  und  Erb* 
recht  der  Grundholden  von  Bedeutung.  Ein 
Erbrecht  festen  Charakters  bestand  ursprüng- 
üdi  fflr  den  Gnmdbeötz  niditj  ja  der  Herr 
tennte  den  ginndhdden  Famihenvater  (we- 
nigstens sowmt  er  ans  unfreien  Yein9H- 
nisaen  kam)  aoch  bm  Lebzraten  je  nadi  Ge- 
fallen bald  hier,  bald  dort  ansetzen.  Anderer- 
seits aber  bestand  die  FQicht  des  Grund* 
herm,  seinen  Grundholden  zu  versorgen, 
und  das  war,  abgeseh^  von  den  Hofmims- 
terialen,  nur  durch  Ansetzung  möglich. 
Unter  diesen  Verhältnissen  war  es  daa 
Natürlichste ,  wenn  Sc^n  auf  Täter  im 
gleichen  Gute  fol^;  und  die  Sitte  des 

10.  Jahrhunderts  m  dieser  Hinsicht  widi 
schon  im  11.  Jahrhundert  dem  ziemlich 
sicheren  Rechte  der  Schollenbindung.  Ea 
ist  selbstverstandlidi ,  dass  die  adscripüo 
^ebae  somit  zur  Zeit  ihrer  B^ründung 
einen  sehr  wesentlichen  Fortschritt  darstellte. 

Die  Erbfolgeordnung  der  Grundholden 
bildete  sich  nunmehr  im  wesentlichen  nach 
Analogie  der  Succession  in  freies  Grand- 
eigen aus.  Doch  führte  der  Wirtschafts- 
charEikter  der  grundholden  Güter  wenigstens 
eine  wesentliche  Abweichung  herbei.  Da 
nflmlich  von  den  Gütern  eine  Masse  von 
Zinsen  und  Arbeitsdiensten  an  den  Grund- 
herrn erfloss,  so  konnte  dieser  gegen  eine 
beliebig  weit  gehende  Teilung  des  Gutes 
nicht  gleichgilüg  sein.  Anfangs,  im  10.  und 

11.  Jahrhundert,  scheint  freilich  diese  Frage 
noch  von  geringer  Bedeutung  gewesen  zu 
sein,  vermutlich  weil  die  grundholde  Familie 
nach  Weise  der  Freien  ihr  Gut  ganerb- 
schaftlich  bewirtschaftete,  wobei  denn  die 
auch  bei  diesem  System  schliesslidi  über^ 
schiessenden  mftnnhchen  Krfifte  von  den 
Gi-undherren  in  dem  grossen  Ausbau  der 
Heimatsfluren,  wie  er  w&hrend  des  11.  Jahr- 
hunderts  begann,  neu  umgesetzt  werden 
konnten.  Als  aber  die  ganerbschaftUche 
Bewirtschaftung  mit  d^  11.  Jahrhundert 
etwa  aufhörte,  da  wurde  die  Frage,  inwie> 
weit  gnindholde  Hufen  geteüt  werden 
könnten,  dringlich.  Der  Entscheid  fid  da- 
hin, dass  nnr  Drittdung  oder  Yiertelung 

28* 
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Eugelassen  wurde,  das&  ferner  der  Inhaber 
des  mit  dem  Hofe  verbundenen  Restgutes 
als  sf^nannter  Hauptmann  fOr  Leistung 
der  Zinse  imd  Arbeiten  aller  Teile  dem 
Grundherrn  gegenüber  verbindlich  blieb. 
Die  Folge  war  eine  rasch  vorschreitende 
Zersplittenra^  der  alten  grundholden  Hufen 
in  SEÜb-,  Drittel-  und  Viertelhufen;  in  ein- 
zelnen Gegenden  war  schon  im  13.  Jahi^ 
hundert  die  Vieilelhufe  das  typisdie  Gut 
(Sohwaben:  Schupposen;  Pfalz  imd  Rhein- 
nessen). 

Erinnern  wir  uns,  dass  um  die  Wende 
des  12.  und  13.  Jahrhunderts  zugleich  das 
obligatorische  Erbrecht  der  Freien  anfing 
gebrochen  zu  werden,  nachdem  ihr  ganerb- 
schaftlicher  Betrieb  längst  aufgehört,  dass 
weiteriiin  um  diese  Zeit  etwa  der  Auabau 
der  Fluren  in  Altdeutschland  abschloss,  so 
werden  wir  das  13.  Jahrhundert  als  die 
erste  grosse  Periode  der  Güterteilnng  und 
Parzememiig  in  AlMeutschlaud  bezeichnen 
müssen. 

IV.  Das  saus-  und  Pachtet  vom  18.— 14. 
Jahrimndert 

9.  Anfkommen  der  Ziaa-  lud  Padit- 
^tor  In  AltdentscUand.  Die  Omndhenv 
Behalten  waren  schon  im  Beginn  des  12.  Jidiiv 
hnnderts  in  dem  unbefriedigenden  Zustande 
der  Yendtung;  die  Arbeit^grundherTSChaft 
begann  zur  Bentengrundherrsäiaft  zu  werden. 
Genaueres  vgl.  darüber  im  Art  Bauer  sub  3 
oben  Bd.  US.  340.  Wardamit  zugleich  der  Ar- 
beitsdienst im  gnindheiTlichen  Wirtschafts- 
betriebe  veraltet,  so  galt  dies  nicht  minder  von 
dem  grundherrlichen  Zinsbezuge  aus  den 
grundholden  Gütern.  Die  Zinse,  ursprünglich 
wohl  nahezu  ein  Aequivalent  der  Grund- 
rente, also  Pachtijchillinge  in  unserem  Sinne, 
waren  der  Hauptsache  nach  im  10.  Jahr- 
hundert ,  wenn  nicht  früher ,  festgesetzt, 
wurden  von  Grundholden  wie  Gnindherren 
als  Teil  des  materiellen  Rechts  betrachtet 
imd  konnten  demgemSss  nur  unter  Rechts- 
bruch erhöht  werden.  Sie  waren  somit  im 
12.  Jahrhundert  noch  wesentlich  dieselben 
wie  zwei  Jahrhunderte  früher.  Wie  aber 
war  seitdem  die  Gnindrente  gestiegen!  Im 
Vergleich  zu  ihrer  Höhe  erschienen  die 
Gnindherren  durch  den  for^uemden  Be- 
zug früher  festgesetzter  Zinse  ausserordent- 
li(£  benachteiligt  Dieser  uiissliche  Zustand 
konnte  nur  durch  gütlichen  Vergleich  mit 
den  Gnindholden  beseitigt  werden.  Der 
Grundholde  erhielt  die  Fi-eiheit,  ward  Erb-, 
Vital-  oder  Zeitpächler  seines  früheren  Herrn 
und  zahlte  nun  einen  der  Gnindrente  an- 
gemessenen Pachtschilling.  In  di^em  sich 
massenhaft  und  überall  wiederholenden  Vor- 

ng  wurde  das  alte  grundholde  Gut  zum 
en  Zins-  oder  Pachtgut,  entstand  eine 


Schicht  freier  Pachter,  die  nunmehr  gastes- 
weise im  Laude  einherfuhren  und  die  beste 
Nahrung  suchten.  Y&Uig  ausgebildet  war 
dieser  Stand  in  den  ersten  Jahnsehnten  des 
13.  Jahrhunderts. 

Das  Recht  der  neuen  Pachtgüter  war 
ein  freies;  nur  vor  den  ordentUchen  Ge- 
richten konnten  wesentliche  Differenzen 
zwischen  Pachtherr  und  Pächter  entschieden 
werden.  Doch  blieb,  im  Anschluss  an  die 
frühere  grundherrliche  Oi^uiisation,  bis- 
weilen noch  ein  sogenanntes  Bauding  be- 
stehen, eine  Jahresversammlung  der  Pächter 
des  gleichen  Herrn,  in  der  genossenschaft- 
lich über  Deterioration  der  Paditeüter,  Paoht- 
rüc^stände,  Nadüass  wegen  Hagels  und 
Erie^schadens  und  dei^leichen  entschieden 
ward.  Auch  erhielten  räch  hier  und  da 
einzelne  Ijeistungen,  welche  an  die  frühere 
Gebundenheit  ennueni,  so  die  Zahlung  einer 
Abgabe  (vorhure)  beim  Handwechsel  in  Erb- 
pacht und  dergleichen.  Im  ganzen  aber  war 
ein  TertragsmSssiges ,  freies  Pacfatreoht  ge- 
wonnen. 

10.  Nenbradudeihen  in  AttdeBtsch- 
land.  Das  neue  Pachtrecht  war  rort)ereilet 
durdh  drä  letzte  grosse  Ausbanbev^nn^ 
welche  im  alten,  nichtkolonialen  Deutschland 
mit  dem  Schluss  des  11.  Jahrhunderts  be- 
gonnen hatte.  Es  waren  LandeiedellafauBn 
und  andere  I^htformra  unter  verwandtem 
Namen  namentiich  in  der  Wöse  entstuden, 
tiass  dem  Rottbauer  5  Ins  7  Jahre,  von  Neu- 
bruch an  gerechnet,  Zinsfreiheit  zi^i;esim)chen 
wurde,  worauf  eine  wirtschaftlich  wie  recht- 
lich milde  Erbpacht  Platz  griff.  Diese  Ei'b- 
pacht  aber  nahm  ihrerseits  wieder  eine  Form 
m,  welche  schon  früher  vom  Westen  her  in 
Deutschland  Eüngwg  gefunden  hatte,  die 
des  Teilbaues. 

Der  Teilban,  jetzt  bekanntlich  noch  in 
Frankreich  und  Italien  weit  verbreitet, 
scheint  auf  römische  Zeit  zurückzugehen; 
in  Nordfrankreich  mag  er  auch  schon  fröh 
mit  der  Teilabgal>e  aus  dem  Bodenregal, 
dem  Teiragiiim  oder  Landrecht,  zusammen- 
gegangen sein.  In  Deutschland  drang  er 
m  Verbindung  mit  dem  Weinbau  ein ;  schon 
die  weinbauenden  Gnindholden  zinsen  gern 
die  zweite  bis  fünfte  Traube.  Vor  sulem 
beliebt  war  er  in  Weingegenden  für  den 
Terrasseiibau,  der  seit  dem  12.  Jahrhundert 
lebhaft  betrieben  ward;  und  von  hier,  vom 
Rottweingitt,  mag  er  an  das  Rottgiit  über^ 
haupt  gelangt  sein.  Später,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert, gelangt  der  Teilbau  in  der  Form 
der  Halfen  wirtechaft  dann  auch  für  uic^t 
Mrodete,  gi-össere  Landgüter  vielfach  zur 
Verwendimg. 

11.  Das  bänerliche  Kolonialgnt  dei 
Ostens.  Eine  ausserordentliche  Verttreitung 
&nd  die  Landsiedelleihe  des  heimisohen 
Neubmchs  in  daa  grosse  slavischen  Ge^ 
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Inetea  jeuseits  der  Elbe,  welche  seit  dem 
12.  Jahrhondert  und  bis  ins  14.  Jahi^uudert 
hinein  von  den  Deutschen  kolonisiert  wurden. 
Nat^  dem  gewöhnlichen  Verfahren  wurden 
hier  entweder  altslavische  Dörfer  in  eän~ 
beben  at^nannten  Landhufen  oder  Neu- 
tanchaland  in  Eönigshufen  mit  Deutschen 
besetzt  In  beiden  fallen  übeivab  der  Herr 
des  Landes  das  Geschäft  einem  Unternehmer, 
welcher  die  nötige  Zahl  freier  Siedler  ans 
Altdeutschland  beschaffte.  Der  Unternehmer 
mass  weiterhin  die  Hufen  aus,  trennte  das 
Land  für  die  Kirche  sowie  die  Hufen  des 
ihm  zufallenden  Schulzengutes  ab  und  über- 
gab darauf  die  Hauptmasse  der  Hufen  den 
einzelnen  Siedlern.  Letztere  setzten  sich 
nach  Landraedelleihe :  bei  Rottland  hatten 
sie  5 — 7  Jahre  Freifrist,  dann  b^ann  ein 
m&ssiger  Kanon  oder  Erbzins,  der  durch 
den  Schulzen  eingefordert  ward.  Im  übrigen 
waren  die  Güter  frei  vererfolich  und  frei 
verftusserlich. 

T.  Das  Bauerngut  unter  der  Gutsherr- 
Schaft,  Ifi. — 18.  Jahriiiuidert 

12.  Rechtslage  des  Banermtes  im 
AltdentscUand.  Mit  dem  Schrasse  des 
14.  Jahihonderte  tritt  m  den  lAneriichra  Ver- 
hSltnissen  Altdeutsehlands  eine  RflökbUduDg 
ein,  über  deren  Ursachen  im  Art  Bauer  subi 
oben  Bd.  II  S.  341  gesprochen  ist.  Lande^^ 
iralt  and  Onmdhensdiaft  bedrftngen  die  noch 
TOriuHidoien  Grnndholden,  aus  deren  Reihen 
sich  ein  Ifindlicätes  Plroletariat  rekrutiert; 
und  auch  die  freien  Pächter  wenäen  viel- 
fach wieder  botoaSssig  gemacht.  Das  Mittel 
bieten  hierzu  vor  lulem  die  angeblichen 
gmndherrlichen  bezw.  landcsherrltäen  All- 
mende- und  Obermärkerrechte,  aus  deren 
Bestand  ein  privatrechtliches  Dominium  über 
die  Dorfmanien  und  ihre  Güter  gefolgert 
wjrd.  Der  materielle  Verfall  des  Adels  seit 
spätestens  dem  14.  Jahrhundert,  seine  Ent- 
wöhnung von  praktischer  Landarbeit,  femer 
das  landeaherrliche  intensive  Geldbedürfnis 
zwin^n  dazu,  dies  Dominitun  immer  mehr 
in  Zinsen  und  Lasten  zu  entwidceln.  Die 
Bauern  realeren  in  verschiedenen  unglück- 
lichen AuMänden,  deren  letzte  christlich- 
sozialistischen Chuakter  annehmen.  Die 
Folge  ist  eine  nur  noch  stärkere  Betonung 
«1er  bäuerlichen  Abh&igigkeit ,  für  deren 
juristische  Formulierung  das  r&nische  Recht 
in  Ansprudi  genommen  wird. 

Das  Bauerngut  erscheint  nicht  mehr  als 
gTxindholdes,  freizinsliches  oder  pachtweises 
juri^t,  sondern  als  jure  emphyteutico  ver- 
liehen, der  Bauer  unter  gewissen  Bedingungen 
amovibd.  Soweit  das  Hufengut  Allmende- 
vecdite  einsddiesst,  wird  aus  ihnen  eine 
Jiuadeaherriiche  bezw.  grundheirliche  unge- 
meBseae  Diaistbaikeit  für  Jagd-,  Bau-  und 


sonstige  Landesfronden  gefolgert,  gleichzeitig 
aber,  unter  Betrachtung  der  Allm^derechte 
im  Sinne  von  Grundgerechtigkeiten,  das  volle 
Eigentum  der  Herren  am  Gemeindebesitz 
auch  juristisch  diurchgeführt 

13.  Rechtsla^  des  Banernicntes  im 
Kolonialsebiete.  Wahrend  in  Altdeutsch- 
land die  mittelalterliche  Grundberrsc^iaft  als 
Rentengrundherrschaft  verkümmerte  und  im 
wesentlichen  nur  durch  das  Mittel  der  All- 
mendeherrschaft  auf  die  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse drückte,  entwickelten  sich  im 
Koloiiialgebiete  nnd  auch  diesseits  der  Elbe 
in  Norddeutschland  seit  dem  lü.  Jahrhundert 
grosse  Gutsherrschaften  in  Verbindung  mit 
Markginindherrachaft 

Die  Rechtsverhältnisse  der  ursprfin^^di 
nach  Ltmdsiedelleihe  ausgethanen  Bauern* 
güter  unterlagen  damit  grundstürzenden 
Aendeniogen.  Durch  die  Markgnindherr- 
Bchaft  wtmlen  sie  zunächst  in  die  Lage  der 
altdeutschen  Bauerngüter  gebracht;  sie  wur- 
den nur  als  emphyteutische  Güter  ange- 
sehen, ihre  Markgerechtsame  ersdieinen  als 
Servituten,  oft  nur  als  gewohnheitsmässiger 
Missbrauch.  Ueber  die  altdeutst^en  Ver- 
hältnisse hinaus  ging  die  Bedrückung  durch 
Arbeitsdienste,  für  deren  nngemessene  Forde- 
rung das  Arbeitsbedfirfnis  der  ffrossen  Guts- 
wirtschaften  Etpnch  und  deren  Berechtigong 
man  aus  der  LeiheigeiBchaft  der  Bevölke- 
rung unter  Herbeiziehung  römisch-Techtlicher 
Begriffe  folgerte.  Das  Genauere  äske  in  den 
Artt  Bauernbefreiung. 

Ltttwatar  »*ehe  Artikel  Bauer  ob«n  Sd.  II 
S.  34SI4S.  iMmpretht 
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Statistisch. 

1.  Wesen  des  Bauemgntes.  2.  Der  Bauern- 
stand. 3.  Der  Bauer  gegenfiber  dem  Gntsbe- 
sitcer.  4.  Der  bäuerlicbe  gegenüber  dem  land- 
wirtBchaftlicheu  Zwergbetriebe.  5.  Die  Gefahr 
der  VemichtiiDg  des  Banenutandea.  6.  Hase- 
regeln  zur  Erhaltoog  dea  Bauernstandes.  7. 
Statisik.  a)  Belgien,  b)  HoUand.  c)  Frank- 
reich, d)  £ii^uid.  e)  Irland,  f)  Oeaterrdch. 
g)  Italien,  h)  üänemarli.  1}  Schweden,  k)  Nor- 
wegen. l)Veremigte  Staaten,  m)  Dentschland. 

1.  Wesen  des  Baueragates.  Bauern- 
gut ist  das  Landgut,  welches  die  genügende 
Grösse  hat,  um  den  Inhaber  mit  seiner 
Familie  ausreichend  zu  beschäftigen  und  zu 
em^iren,  dessen  Grösse  aber  niäit  genfigt, 
um  den  Bewirtsch^tenden  allein  ffir  die 
Oberleitung  in  Ansprudi  zu  nehmen,  son- 
dern wo  von  ihm  praktische  Mitarbeit  ver- 
langt wird,  nnd  dessen  Ertrag  nicht  aus- 
rn^t^  um  damit  ohne  einen  weiteren  Zu- 
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Bchuss  höhdren  Ansiirflchea  gemAss  zn 
lebffli.  Das  Bauerngut  ist  damit  gu^nflber^ 
BiffiteUeu  der  Parzelle,  dem  Hfiusler- 
besitz  oder  EosB&tenf^rundsttLck, 
dessen  Inhab^  noch  wderweitige  Beschäfti- 
gung und  Verdienst  suchen  muss;  es  steht 
dem  Gute  oder  Gutsbesitz  g^nüber,  welches 
die  Eiftfte  des  Inhabers  allein  durch  die 
Oberleitung  genügend  ausnutzt  und  bei  Yer- 
paditung  den  Besitzer  auch  ohne  weitere 
Thfltigkeit  in  höherer  Lebensstellung  ange- 
messen zu  ernähren  vermag. 

Es  sind  in  frtlherer  Zeit  allgemein  zwei 
Arten  der  Bauerngüter  unterschieden ;  die 
eine  ist  das  Gut  des  Yollbauem,  Gespann- 
bauem,  Vollhüfners,  für  welches  in  Nord- 
deutsfddand  Haltung  eines  Pferde-  oder 
Ochsengespannes  erfoi-derhch  ist  und  wel- 
ches man  im  Au^  zu  haben  pflegt,  wenn 
ohne  nähere  Bezeichimng  von  emem  Baueni- 
gute  die  Rede  ist.  Dazu  rechnete  man  bei 
den  älteren  Erhebuagen  mindestens  30 
Morgen  (8  ha),  ausnahmsweise  aber  auch 
nur  20  Morgen  (5  ha}  xmd  darunter.  Ihm 
sUäht  das  Gut  des  Kleinbauern  g^nüber, 
w^elches  nicht  genügend  Land  zur  Gespaim- 
haltung  umfasst.  In  westlichen  imd  süd- 
lichen Gegenden  oder  überhaupt,  wo  der 
Wein-  und  Gartenbau  eine  grössere  Bolle 
spielt  oder  Weidenutzung  überwiegt,  ist  die 
Gesptmnhaltung  aber  f£h*  die  Unterschei- 
dung nicht  mas^bend,  soud^i  der  Ertrag 
oder  auch  die  Zahl  der  nötigen  menschlichen 
Sl&krftfte,  wobei  freilich  eine  scharfe  Ab- 
grenzung uidit  zu  madien  ist 

Aus  dem  Gesagten  geht  bereits  hervor, 
dass  die  GrOsse  des  Grundstücks  auch 
nicht  als  das  allein  Etitsdieidende  au^;e- 
stallt  Verden  kann,  wenn  aucÜL  für  bestimmte 
Gegenden  mit  gleichartigen  natürlichen  Yer^ 
hSltnissen  und  gleichartieer  Bewirtschaftung 
annähemd  die  GrOsse  wird  wtgegeben  wer- 
den lAnnen ,  weldbe  ein  Bauerngut,  und 
ebenso,  welche  einen  .Vollbauem  oderKlmn- 
bauem  bildet  Man  hat  eben  kein  anderes 
Unterscheidungsmittcl ,  da  die  Ertrags- 
schfttzungen,  abgesehen  von  der  meist  ver- 
alteten Qxtmdsteuereinscbätzungr,  nicht  sta- 
tistisch verwertbar  sind.  Meistens  findet 
daher  in  der  neueren  Zeit  die  Scheidung 
in  zwei  oder  drei  Grössenketegorieen  statt, 
die  wir  gleichfalls  acceptieren.  Es  fragt 
rach  nur,  welche  Fläche  man  dafür  als 
massgebend  annehmen  soll. 

In  der  preitösischen  offiziellen  Statistik 
(s.  Statist.  Handb.  für  den  preuss.  Staate 
Bd,  9,  Berlin  1888,  S.  192,  wie  in  der  off. 
Statistik  des  deutschen  Reiches  N.  F.  Bd. 
112,  Berufs-  und  Gewerbezählung  vom  14. 
Juni  1895,  Die  Landwirtschaft  im  Deutschen 
Reiche,  Berlin  1898)  sind  als  bäuerliche 
Wirtschaften  diejenigen  zusammengcfasst, 
welche  5 — 20  ha  tunfassen,  als  Gross- 


bauerwirtschaften di^eni^en  von  30 
bis  100  ha,  während  als  Klein wirtsdiaft 
gezeidmet  sind  Anwesen  von  2--^  ha,  an 
dass  als  Bauerngüter  nur  GrandstQofco 
zwischen  5  und  100  ha  angesehen  werden. 
Unter  den  493254  Kleinwirtschaften  in 
Preussen  nach  der  Zählung  von  1882  be- 
fanden sich  damals  aber  160  586  oder  23,6»/o, 
welche  Pfei-de  oder  Ochsen  oder  beide 
zur  Ackerarbeit  verwenden,  xuid  nicht  weni- 
ger als  111663  Pferde  wurden  darauf  zur 
Ackei-arbeit  benutzt.  Hiemach  muss  man 
annehmen,  dass  mehr  als  der  5.  Teil  der 
Anwesen  dieser  Kategorie  mit  einer 
durchschnittlichen  Anbaufläche  von  3,25  ha 
thatsächlich  Gespannbauenigüter  repräsen- 
tieren. Diese  Pferdehaltuug  ist  am  meisten 
vertreten  m  Rheinland,  erst  demnächst  in 
Ostpreusseu,  spielt  aber  in  allen  Provinzen 
eine  geT^ässe  Rolle;  allerdings  findet  ach, 
dass  von  Jenen  Kleinbesitzern  42213  noch 
nebenbei  TagelÖluierei  treiben  und  hiernach 
dem  Charakter  des  Bauern  nicht  entsprechen, 
aber  dies  sind  nur  8,6  "/o,  imd  wenn  man 
hierzu  noch  die  ausserdem  in  der  Industrie 
Beschäftigten,  die  Schauk-  und  Gastwirte, 
ITuhrleute  tmd  kleinen  selbständi^n  Geweiv 
betreibenden,  unter  denen  sich  sicher  viele 
eigentliche  Bauern  befinden,  zuzählt,  so  er- 
hebt sich  der  Prozentsatz  nur  auf  33^*'/o. 
Es  will  uns  danach  scheinen,  dass  in  dieser 
Grössenkategorie  der  Bauenicharakter  noch 
so  überwiegt,  dass  wir  sie  bei  unserer 
statistischen  Betiachtmig  mit  als  Bauern- 
güter berücksichtigen  müssen.  Sicher  wäre 
es  richtiger,  erst  mit  3  ha  zu  b^puinen, 
doch  hat  die  Statistik  diese  UnterBcheldoog 
nicht  aufzuweisen.  Noch  in  der  folgenden 
Kat^iocie  mit  5 — 10  ha  sind  45566  Jmueni, 
wel(^  nebenbei  obige  Nebenbesdiäftigung 
treiben,  und  daruntw  8330,  welche  Tage- 
löhner oder  Hilbaibdter  in  der  Industiie  sind. 
Mit  Gütern  von  10 — 20  ha  finden  »oh  über 
17  342  Sdumkwirte,  Gewerbetreibende  etc. 
und  Ober  700  Tagelöhner  etc.  Selbst  unter 
den  Bauern  mit  20—50  ha  sind  über  5000 
Schankwirte  imd  69  Gewerbegehilfen. 

Noch  weit  imsicherer  als  die  Minimal- 
grösse  ist  die  I^Iaximalgrösse  eines  Bauern- 
gutes anzugeben.  In  den  ösüicheu  Provin- 
zen wie  auch  in  Westfalen  haben  Güter 
von  200  ha  noch  oft  ausgesprochen  bäuer- 
lichen Charakter,  während  am  Rhein, 
m  Süddeutschland  schon  oft  Besitzungen 
unter  100  ha,  namentlich  wenn  Weinbau 
damit  verknüpft  ist,  ihrer  Bewirtschaftung, 
ihres  Ertrages  und  ihrem  Werte  nach  zum 
Grossgmndb^itz  gehören.  Mau  wird  daher 
unter  Annahme  der  Maximalgrenze  von 
200  ha  entschieden  zu  viele  Güter  edubOT 
greifen  j  während  mit  100  ha  die  Zahl 
zu  klem  erscheint.  Die  letztere  Angabe 
dürfte  aber  immei^in  die  riditigste  XJox 
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lerlage  für  die  deutachen  Verhältnisse  ge- 
wahren. 

Nach  dem  Gesagten  behfuideln  wir  fOr 
Dentschland  in  dem  folgenden  als  Bauern- 
güter alle  diejenigen  iandwirtschaftUchen 
Grundstücke,  welche  zwischen  2  und  100  ha 
umfassen  und  suchen  für  das  Auslajid  ähn- 
liche Abteilungen  aufzustellen.  Dieselben 
zerl^n  wir  in  drei  Kategorieen  von  2 — 5 
ha  als  kleine,  von  5 — 20  ha  als  mittlere, 
von  20 — 100  na  als  griSesere  Bauerngüter. 

2.  Der  Banemstimd.  Die  Bauerngüter 
sind  sowohl  in  politischer  wie  wirtschaft- 
licher Hinsicht  für  das  Gedeihen  des  Staats- 
lebens von  höchster  Bedeutung.  Der  auf 
ihnen  wirtschaftende  Bauernstand  bil- 
det den  physisch  gesundesten  und  kr&ftig^ 
steu  Teil  der  Bevölkerung,  aus  dem  sidi 
insbesondere  die  Stfidte  fortdauernd  neu  zu 
rekrutieren  haben.  Sobald  ihm  die  Zeit- 
Verhältnisse  einigermassen  günstig  sind, 
lebt  er  in  einer  der  körperlichen  Entwicke- 
limg  iÖrderUchsten  Weise  und  bildet  dar 
durch  einen  erfreulichen  G^nsatz  zu  dem 
Dasein  der  Stadter  uud  diurh  seine  wesent- 
lich bessere  Ernährung  einen  ebensolchen 
zum  ländlichen  Arbeiter.  Wenn  auch  in 
neuerer  Zeit  manche  Uebertreibungen  in 
dieser  Beziehimg  stattgefunden  baben  (s. 
Georg  Hansen,  Die  3  Bevölkenmgsstufen, 
München  1889)^  so  ist  dieser  Satz  doch  mit 
aOer  Schärfe  zu  betcmen.  Der  Bauernstand 
löldet  daher  den  Kern  des  j^eres  und  ist 
poch  wck  dieser  Itichtung  hin  von  hOdister 
Bedeutung. 

In  pohtiscber  Ansicht  ist  er  durch  seine 
Sesshanigkfflt  und  Anhänglichkeit  an  die 
Scholle  die  Grundlage  eines  gedeihlioben 
ländliohen  Gemeindeweseiu  und  ist  als 
Xittdg^ed  zvrischen  dem  Grossgrundbe- 
sitzer  und  dem  einfachen  Arbeiter  in 
grosseren  Distrikten  wichtig.  Der  Bauern- 
stand ist  zu  allen  Zeiten  das  konservativste 
Element  des  Staates  gewesen,  der  mit  Be- 
harrlichkeit am  Alten  hängt  und  für  das- 
selbe mit  der  giGssten  Energie  eintritt  Die 
■Würdigung  des  Besitzes,  die  Liebe  ziur 
Heimat  macht  ihn  zum  natürlichen  Gegapr 
stadtischer  Revolutionsideen  und  zum  festen 
Danun  gegen  sozialdemokratische  Bestrebufr* 
gen.  3£an  hat  ihn  deshalb  nicht  mit  ün- 
reöht  als  die  festeste  Säule  eines  jeden 
gesunden  Staatswesens  bezeichnet,  aind  bei 
Sem  rapiden  Anwachsen  der  grossen  Städte 
•wird  me  Wichtigkeit  des  Bauemstandes 
ßiae  immer  ^'Osaere.  Al^^eechwächt  wird 
/1er  günstige  Einfluss  wesentUch,  wenn  der 
£aner  nicht  mehr  Eigentümer,  sondern  nur 
vFächter  des  von  ihm  bewirtschafteten  Grund 
.and  Bodens  ist,  wie  das  im  britischen  Reiche 
j(ler  Fall  ist.  Üeber  die  Ausdehnung  der 
Pacht  in  Deutschland  und  anderen  L£idera 
jmten  sub  7  (Statistik). 


EVölich  zeigt  der  Bauernstand  <^  wenig 
Verständnis  für  die  Entwicklung  der  Zeit 
imd  für  notwendige  Neuerungen.  Viel  Sinn 
für  Kunst  imd  Wissenschaft  ist  bei  ihm  nidit 
zu  erwarten.  Die  Herrschaft  des  Bauern 
wird  deshalb  sein  Bedenkliches  haben,  wie 
man  g^nwärtig  besonders  bei  der  däni-; 
scheu  Volksvertretung  uud  vielfach  in  ein- 
zelnen Kantonen  der  Schweiz  uud  in  Nor- 
wegen  beobachten  kann. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutui^  des  Bau-r 
ernstandes  und  der  Bauerngüter  ist  na- 
turgemäss  je  nach  der  Ktututstufe  des 
Landes  eine  ausserordentlich  ungleiche. 

3.  Der  Bauer  gegenüber  dem  Guts- 
besitser.  Die  alte  Annahme,  dass  die 
kleinereu  Grundstücke  wohl  geringeren 
Bein-,  aber  höheren  Bohertrag  abwerfen  als 
die  grösseren,  ist  heutigen  T^es  unter  un- 
seren Verhältoissen  sidier  nicht  allgemein 
zutreffend,  sondern  höchstens  dort,  wo  die 
Intelligenz  imd  Wirtsdiaftsmethode  die 
gleiche  ist  In  den  Gegenden  Deutschhuids, 
wo  die  grossen  Güter  neben  den  bäuerlichen 
in  grösserer  Zahl  vorhanden  sind  und  in- 
tensiver Betrieb  herrscht,  ist  der  Bauer 
aber  in  dieser  Hinsicht  bedeutend  zurück- 
geblieben, so  dass  auch  der  Rohertrag  auf 
grösseren  Gütern  im  Durchschnitt  ein  grösse- 
rer zu  sein  pfl^^ 

Ueberau,  wo  persönlidie  Fürsorge  von 
besonderer  Bedeutung  ist,  dagegen  bedeu- 
tendere Mittel  und  Intelligenz  nicht  zns 
Geltung  kommen  können,  wo  es  gilt,  deu 
teueren  Grund  und  Boden  mit  besonderer 
Sorg&lt  intenair  auszunutzen  oder  «if  dnem 
lömteren  in  heigebiachto  Wtaae  eiqeu 
mittleren  Viefastapel  zu  verwerten,  wird 
sich  der  Bauer  dem  Gutsbesitzer  übed^u 
zeägeu. 

Der  bäuerliche  Betrieb  eignet  msh  uaoh 
allem  besonders  für  die  Viehzucht,  wo  dtö- 
selbe  nicht  besondere  Ansprüche  an  Intelli- 
genz  und  Geldmittel  macht,  wo  es  sich 
nicht  um  edleres  Zucfatmaterial  handelt 
Die  weltberühmte  Pferdraucht  in  Ostpreussen, 
ruht  hauptsächlich  in  der  Hand  des  Bauern, 
aber  die  edelsten  Tiere  werden  in  den  Mar- 
stäUen  des  Staates  und  der  grossen  Grund- 
herren gezt^n.  Ebenso  ist  es  in  Ei^land 
der  Fall.  Die  Hauptrindviehzucht  findet  in 
Preussen  auf  den  Bauerngütern  statt,  die 
Veredelung  der  Zucht  geht  aber  von  den 
Gutsbesitzern  aus.  Weniger  ist  dies  zu 
sagen  von  der  Schafzudit,  die  vorwiegend 
der  grösseren  Landwirtsdmft  zufällt.  Be- 
sonders wo  es  darauf  ankommt,  edlere 
Wolle  oder  viel  Fleisch  zu  erzielen,  präva- 
liert  der  grössere  Besitzer  unbedingt  Die 
Schweinezudit  nimmt  besonders  mit  der 
Kleinheit  der  Grundstücke  zu,  das  feinst 
Fleisch  wird  aber  auf  den  Gütern  erv 
zielt 
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Die  üeberl^nheit  des  ^uem  zeigt 
üch  bei  dem  Bau  des  gewöhnlichen  Ge- 
müses, der  Obstkultnr,  dann  bei  der  Ge- 
flügelzucht, bei  einigen  Handekgewachsen, 
■wie  naraentlidi  dem  Tabaksbau.  Er  steht 
im  Nachteil  auch  hier,  wo  es  sich  um 
edlere  Gewächse  handelt,  dann  wo  die  Ver- 
wertimg in  kleineren  Partieen  auf  besondere 
Schwierigkeiten  stösst.  Das  ist  bei  der 
Samenkultur,  das  ist  auf  der  anderen  Seite 
der  Faü  bei  den  tierischen  Produkten, 
Fleisch,  Milch,  Käse  etc.,  solange  die  Bauern 
sich  nicht  zu  Associationen  zur  gemeinsamen 
Verarbeitung  und  Verkauf  derselben  ver- 
einigen. Wo  die  Zeitverhftltnisse  wesent- 
liche Aenderungen  im  WirtschaftsBystem 
verlangen,  wo  es  gilt,  neue  Errungenschaf- 
ten der  Wissenschaft  und  Erfahrungen  des 
AusUmdes  zu  benutzen  oder  günstige  Kon- 
junkturen wahrzunehmen  und  Edleres  zu 
schaffen,  um  höheren  Ansinilohen  der  Kon- 
sumenten zu  genügen,  da  zieht  der  Bauem- 
stand den  kürzeren. 

In  allen  Zeiten  rapider  Entwicklung 
liegt  deshalb  die  Gefahr  vor,  dass  der  Bauer 
von  dem  grOBseren  Nachbar  ausgekauft 
vird.  In  £rilher»i  Zeiten  erleichterte  ein 
hoher  Arbeitslohn  ihm  die  Konkurrenz,  weil 
er  selbst  mit  sdnen  Angeh&igen  mitar- 
bdtrad  fremder  WüSe  TermUtnismfissig  we- 
niger bedarf.  In  der  neueren  Zeit  ist  das 
in  dem  Stasse  nicbt  mehr  der  Fall,  wdd 
der  Gntsbesitzer  mehr  Ersatz  durdi  Mar 
sebinen  findet  und  durch  bessere  Arbeits- 
teilung und  sonstig  Oi^nisation  der  Arbeit 
die  menschlichen  Kr&fte  besser  ausnutzen 
kann.  Je  mehr  das  Eh^fflhl  der  arbeiten- 
den Klasse  entwickelt  ist,  je  weniger  Auf- 
acht  dieselbe  bedarf,  um  ihre  Schuldigkeit 
zu  thun,  um  so  weniger  fällt  die  Mitarbeit 
des  Unteroehmers  und  die  damit  verbundene 
beständige  Kontrolle  ins  Gewicht  Das 
Bauerngut  beansprucht  mehr  Kapital  für 
die  Gewinde  im  Verhältnis  zur  Pläche,  be- 
sonders in  Gegenden  mit  rauherem  KUma. 
Je  hoher  die  Baukosten  und  je  höher  der 
Zins  ist,  um  so  bedeutender  wird  dieser 
Nachteil,  der  überhaupt  die  Neuschaffung 
von  Bauemstellen  aus  grossen  Gütern  we^ 
sentlich  erschwert 

In  Zeiten  ungünstiger  Konjunkturen  hat 
der  Bauer  wiederholt  eine  grössere  Wider- 
standskraft bewiesen  als  der  Gutsbesitzer, 
weil  er  in  der  Lage  ist,  sich  in  höherem  Masse 
einzusohrftnken  als  jener  mit  seinen  grosse- 
ren Lebensansprüchen.  Und  da  er  einen 
geringeren  Prozentsatz  seiner  Ernte  verkauft 
und  überhaupt  mehr  Naturalwirtschaft  treibt, 
ist  er  onAbhäng^ger  von  den  Preisen,  was 
ihm  gerade  in  der  neueren  Zeit  zu  gute 
gekommen  ist  In  Deutschland  kommt  hinzu, 
oaBB  er  wenira-  verschuldet  ist,  und  deshalb 
z^gte  er  siax  Üi&e  Kiias  mem-  gevachsai. 


-1.  Der  bfiaerliche  gegenftber  dem 
landwirtschafüidien  Zwei^etriebe.  Das 

Bauerngut  hat  aber  noch  £e  Konkurrenz 
aufzunehmen  mit  der  Parzellenwirtschaft, 
und  diese  ist  ihm  vielfoch  noch  verhängnis- 
voller geworden. 

Je  höher  die  Preise  des  Grund  und 
Bodens  infolge  der  Kulturentwi<^elung 
steigen,  um  so  mehr  liegt  bei  sonst  gleich 
gebliebenen  Verhältnissen  das  Bestreben 
vor,  die  Grundstücke  zu  verkleinem,  um 
die  Fläche  mit  Hilfe  von  mehr  Arbeit  und 
Kapital  in  höherem  Masse  auszunutzen, 
event  mit  dem  Spaten.  Dies  kommt  auf 
der  einen  Seite  dem  Bauem  zu  gute  durch 
Abzweigung  entfernt  gelegener  GTundstfl(^e 
des  Gutsbesitzes.  Dies  wirkt  zugleich  abw 
darauf  hin,  dass  Bauerngüter  zerschlagen 
werden ,  um  bei  wachsender  Bevölkern!^ 
einer  wachsenden  Nadifrage  zu  genügen. 

Die  Pr«se  der  kleineren  Grundstücke 
sind  stets  erheblich  höher  als  die  der 
grösseren,  weil  eine  weit  grössere  Zahl 
zahlungsrahiger  Käufer  dafOr  vorhanden 
ist,  denen  es  auf  eine  angemessene  Ver- 
zinsung des  Anlagekapitals  oder  auf  ent- 
sprechenden Lohn  für  die  an^weadete 
Arbeit  nicht  ankommt,  sondern  die  vielboh 
nur  eine  Seltenheit  zur  NebenbeacMftigiing 
suchen.  So  verwandeln  sich  Oespannbauem 
in  Kleinbauern,  Kleinbauern  in  Faiaellen- 
wirte.  In  England  schätzte  A.  Tonng  1771 
im  nördlichen  En^and  die  mittlere  Grösse 
der  Pachtung  auf  114,  im  östlichen  auf  130. 
Sinclair  meinte  1831,  dass  mit  80  ha  schon 
die  grossen  Güter  anfingen,  wtiirend  Mao- 
culloch  den  Dimihschnitt  der  Pachtungen  in 
England  mit  65  ha  annahm  (Roscher  II, 
S.  170^.  Auch  in  Belgien  lässt  sich  die 
Verkleinerang  der  Güter  in  den  letzten  30 
Jahren  nachweisen.  In  Preussen  hat  die 
Zahl  der  G^pannbauera  in  den  östlichen 
Provinzen  abgenommen,  und  überall  würde 
sidi  in  den  letzten  Decennien  eine  bedeu- 
tendere Abnahme  der  Zahl  der  Bauern- 
stellen  kundgeben,  wenn  nicht  durch  Zer- 
schlagung der  grösseren  und  Neubildung 
der  kleineren  em  Ausgleidi  herbeigeführt 
Wäre. 

-  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass 
unter  ganz  bestimmten  Verhältnissen  die 
Vorteile  des  bäuerlichen  Betriebes  in  den 
Vordei^rund  treten,  unter  anderen  dag^n 
wieder  zurücktreten.  Das  letztere  war  in 
den  ersten  75  Jahren  dieses  Ji^hund^rts  der 
FalL  Während  am  Rhein  und  einigen 
Teilen  Süddeutschlands  infolge  der  grossen 
Intensität  des  Betriebes  der  Bauernstand 
einer  grösseren  Parzellierung  verfiel^  wurde 
er  im  Osten  mehr  von  den  grossen  Gütortt 
aufgesogen,  weil  bei  der  rapiden  Entwi(dm^ 
lung  der  Landwirtscliaft,  dem  Umsichgreifeft 
der  landwirtschafäiohen  Industzie  und  dar 
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ausgedehnten  Hasf^inenau'weDdungderBauer 
im  Erfrage  zniückblieb.  In  dem  letzten 
Yierteljahrhundert  hat  sich  das  Blatt,  wenn 
auch  langsam,  zu  wenden  begonnen.  Der 
Bauer  maditFortsdiritte  nnd8iäiteiD,dass  es 
mit  dem  alten  Schlendrian  nidit  geht  Das 
Assodationffwesen  greift  mehr  und  mehr  um 
aidh^  welches  ihm  viele  Yorzflge  des  Gtoss- 
betnebes  verschaffen  kann.  Auf  der  ande- 
re&  Seite  ist  der  grosse  Wirtschaftakomplex 
nur  aufrecht  zu  erhalten  in  Verbindung  mit 
landwirtschafthcher  Industrie,  während  sonst 
bei  Verteuerung  der  Arbeitskräfte,  der  Preis- 
emiedrigung  der  Feldprodukte  die  Kultur 
Tom  Hofe  entfernter  gelegener  Aecker  sich 
nicht  mehr  bezahlt  macht,  so  dass  das  Zu- 
kaufen bäuerlicher  Grundstöcke  mehr  und 
mehr  aufhCrt,  sich  dagegen  die  Notwendig- 
keit herausstellt,  die  grösseren  Gtlter  zu 
Torkleinem,  sei  es  durch  Verkauf  al^ege- 
ner  Stücke  oder  durch  ^ftnzliche  Zerschla- 
gung, wie  das  die  Statistik  Deutschlands 
voa  1882  und  1895  (8.  d.  folg.  Statistik) 
deutlich  ergiebt  (S.  V^Aandlungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  in  Frankfurt  1883. 
Leipzig,  Dunkar  &  flnmblot.)  Im  Gegensatz 
zu  der  AnfEaaBupg  Eantsky's  (Agrarfrage, 
Stuttgart  1899)  ist  zu  swen,  dass  mit 
Btttwickelnng  der  Kultur  und  der 
Zunahme  der  Dichtigkeit  der  Be* 
Tfilkerung  die  üeberlegenheit  deS' 
kleineren  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes über  den  grösseren  immer 
mehr  hervortritt,  wo  nicht  exceptionelle 
Verhältnisse  vorhin. 

5.  Die  Gefabr  der  Yemichtniig  des 
Banemstandes.  Die  Entwic^elung  des 
Banemstfuides  in  der  neueren  Zeit  lässt 
sich  statistiBch  kider  nicht  genauer  ver- 
folgen. 

In  England  weiss  man,  dass  in  der  2. 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  der  selb- 
Btändige  Bauemstand  immer  mehr  und 
mehr  verschwand,  weü  die  grossen  Kapi- 
talisten den  Grund  und  Boden  aufkauften, 
um  mit  demselben  höhere  pdlitische  Rechte 
au  erwerben.  Er  wurde  in  der  Hand  der 
Käufer  erhalten  durdi  die  gesetzliche  Be- 
günätignng  eines  einzelnen  ILrben,  hohe  Ab- 
gaben auf  jeden  Verkauf  und  die  über- 
mässige Steigerung  des  Grundwertes,  weldie 
«ine  angemessene  Verzinsung  des  iu  (Srund 
und  Boden  angelegten  Kastels  nicht  zn- 
liess.  Dabei  sind  aber  die  Wirtsc^tftskom- 
pJeie  oder  Betriebe  (&rms)  in  angemesse- 
DW  groesbäuvlicher  Ausd^mung  erhalten. 

In  Frankreich  hat  nach  allen  Beriditen 
cone  zunehmende  FaizeUierung  stattgefun- 
den, ohne  darum  die  bAuerlidien  Gfüter  im 
Üebermass  zu  verdrängen. 

In  dem  i^n  PreuBsen,  exU.  der  Bhein- 
mninz,  ist  die  Zahl  der  spannÄhigen 
Bnemgttter  von  1810—1860  von  351007 


auf  344737  zurückgegangen,  also  um  6870* 
d.  s.  1,950/0,  die  beireffende  Fläche  von  34,4 
Mill.  Moixen  auf  33,5  Mill.,  genau  um 
927  298  UargeD,  d.  s.  um  2,46  "/o.  Da  zur 
selben  Zeit,  wie  Nasse  mit  Recht  hervor- 
hebt, durch  die  Gemeinheitsteilung  dem 
bäuerlichen  Besitz  Flächen  zugeflossen  sind, 
80  steigert  sich  der  Prozentsatz  der  wirk- 
liehen  Abnahme  noch  um  einige  Prozent 
Dieser  Verlust  ist  zum  grOssten  Teil  dem 
grösseren  Besitze  zu  gute  gekommen  (s.  Mi- 
askowski,  Das  Erbrecht  imd  die  (imnd- 
eigentumsverteilung  im  Deutschen  B^die, 
Leipzig  1882,  I,  S.  148  ff.).  Am  stärk- 
sten war  die  Einbusse  an  ^unnfähigen 
bäuerlichen  Anwesen  in  Pommern,  7j97''/o, 
und  Sachsen,  5,32  **/o,  während  sie  in  West- 
^en  sich  der  Zahl  nach  fast  gar  nidit 
verändert  hatte,  der  Fläche  nach  aber  von 
1816 — 59  nicht  unbedeut^  gewachst 
war. 

Dem  grösseren  statistischen  Werke  des 
preussischen  statistischen  Bureaus  Nr.  103 
»Grundeigentum  und  Gebäude  im  preussi- 
schen Staate  auf  (3iund  der  Materialien  der 
GeUudestenerrevimon  v<nn  lahre  1878«  «it- 
nehmen  wir  das  folgende:  An  Iftndlichea 
FrivatbesätEungen  im  preussiachen  Staate 
alten  Bestaades  ergaben  sich  in  den  beiden' 
Jahren  1866  und  1^8  für  die  verschiedenen 
GrOssenkat^rieen  folgende  Zahlen: 

Die  länd]i<^en  Frivatbesitzungen  von 
1858  und  1878  im  preussischen  Staate  alten 
Bestandes  nach  den  entsprechenden  Grössen- 
klassen: 


Jahr 

7  dstl. 

BMltz- 

OrSasmklusen 

Ptot. 
PrenB- 

falen 

Rhein- 

Ubern-lm 

hebnng 

land 

Staats 

Bis  5  Morgen 

1858 

283  202 

590  223 

873  385 

Bis  1,26  ha 

1878 

194  596 

145  896 

34049» 

Von  5  bis  30 

Morgen 

1858 

270777 

251  «57 

522034 

Von  1,25  bis 
7,5  ha 

1878 

299  711 

177644 

477  355 

Von  30  bis  300 

Mon^ 
Von  TA  bis 

1858 

271  261 

359802 

631  063 

75  ha 

1878 

278  43a 

368  426 

646  858 

Von  300  bis  600 

Morgen 

1858 

II  179 

2897 

14076 

Von  75— 150ha  1878 

II  992 

2235 

14227 

Üeber600Mrg.  185B 

»5  337 

2084 

17421 

Ueber  löO  ha 

1878 

14056 

161 

14117 

Die  Zahlen  für  das  Jahr  1858  entstam- 
men der  preussischen  Gewerbetabelle,  wel- 
che die  land-  und  forstwirtschi^<äi  nutz- 
baren Grundstücke  des  flachen  Landes  ent- 
hält. Die  Zahlung  von  1878  umfasst  da- 
gegen nur  die  ländlichea  Privatbesitzun^Of 
väche  man  versucht  hat  dun^  Interpdation 
zu  ergänzen,  um  sie  mit  den  Zahlm  von 
1858  vergleichbar  zu  machen,  wodurch,  wie 
es  in  der  Schrift  -selbst  heisst^  die  Gsgenr 
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fiberstellunK  nicht  ganz  ein^adfrei  ist 
Dies  bezient  sich  aber  hauptsächlich  auf 
die  kleinen  Oniudstücke  imd  besonders  auf 
die  wesüichen  Provinzen,  bedeutsam  scheint 
es  uns  hiemach,  dass  in  den  östHchen  Pro- 
vinzen gerade  der  bäuerliche  Besitz  von  5 
bis  300  Mor^n  resp.  von  1,25  bis  75  ha 
nicht  nur  nicht  ab-,  sondern  sogar  zuge- 
nommen hat,  von  542038  auf  578143,  so 
dass  ein  Zuwachs  um  36 105  zu  verzeichnen 
ist,  d.  i.  in  20  Jahren  um  fast  7  auch 
die  Besitzungen  von  75  bis  150  ha  haben 
sich  etwas  vermehrt,  während  dagegen  die 
von  mehr  als  50  ha  sich  um  1281  vermin- 
dert haben :  d.  i.  in  20  Jahren  um  8 
Wir  möchten  diesen  Angaben,  welche  sich 
auf  bestimmte  GrOssenverhältuisse  beziehen, 
mehr  Gewicht  beilegen  als  jenen,  die  von 
den  sjpannföhigen  Nahrungen  ausgehen, 
weil  dieser  Begriff  ein  mehr  oder  weniger 
inlJkürlicher  ist,  der  40  Jahre  «)äter  na^r- 
gemfiss  anders  aufgefosst  -n-urde.  Wir  be- 
merken noch ,  dass  auch  die  grösseren 
bäuerhchen  Höfe  von  7,5  bis  75  ha  in  den 
7  östlidien  IVovinzen  um  7000  zugenommen 
haben ;  eine  Verringerung  ist  zu  beobachten 
in  Ostpreussen  imd  Posen,  wShrend  in 
Schlesien  eine  erhebUche  Zunahme  statt- 
fand, dann  in  Fommeni  um  gegen  8  <'/o,  un- 
bedeutender in  den  Übrigen  Östlichen  Pro< 
vinzen.  Audi  in  Westmlett  hat  nur  bei 
den  kleinen  Gehöften  eine  in  Betracht  kom- 
mende Yeningenmg  stattoefiinden,  bei  den 
grOsaeren  lag  ein  StiUstana  vor. 

Die  siAter  folgende  Statistik  eigiebt 
ausserdem  zur  Genüge,  dass,  abgesehen  von 
Pommern  und  Meddenburg,  noch  überall 
in  Fteussen  und  Deutschliuia  ein  ausreichen- 
der Bauernstand  vorhanden  ist,  und  in  der 
neuesten  Zeit  die  entschiedene  Tendenz  zu 
einer  Vermehrung;  zu  Tage  tritt.  Wenn  auch 
somit  gegenwärtig  nicht  in  Deutschland,  so 
ist  an  und  für  sich  die  Gefahr  einer  Ab- 
nahme desselben  nicht  abzuleu^en^  wo  die 
Konjunkturen  ihm  nicht  günstig  smd,  imd 
die  Pflicht  eines  jeden  Staates  ist  es,  die 
Yeränderungen  im  ländlichen  Besitzstande 
genau  zu  veifolgen,  da  der  Bauemstand, 
wie  oben  gezeigt,  ein  unentbehrliches  Ele- 
ment im  Staatsorganismus  ist. 

Der  Bauemstand  ist  gefährdet  nach 
obigem  durch  den  Grossgrundbesitzer,  der 
sich  angemessen  arrondieren  will,  oder  durch 
den  Kapitalisten ,  der  sich  ein  grösseres 
Gut  zusammen  zu  kaufen  strebt.  Besonders 
zur  Zeit  ungünstiger  Konjunkturen,  w^o  der 
Bauer  sich  in  Verlegenheit  befindet,  ver- 
liert er  durch  diese  leicht  an  Tenain. 
Beesem  sich  tUe  Zeiten,  so  ist  es  für  ihn 
schwierig,  dasselbe  zurück  zu  gewinnen,  da 
£ur  Neugründung  von  Bauematellen  eine 
besondere  bedeutende  K^lalsanlage  für 
GeUude  erforderlioh  ist.  welche  nur  schwer 


entsprechend  aus  dem  Ei'trage  des  bäuer- 
lichen Betriebes  zu  verzinsen  ist  Dies  ist 
der  Grund,  w^halb  die  Parzelliemng 
grösserer  Güter ,  namentlich  {)reu8sische): 
DomiUien,  in  früheren  Decennien  kein^ 
günstigen  Erfolg  hatte.  Aus  demselben 
Grunde  ist  es  auch  schwierig,  ans  Parzellen 
einen  Bauemhof  zusammen  zn  kaufen.  Dazu 
kommt,  dass  der  Grund  und  Boden  in  Par- 
zellen, wie  oben  ausgeführt,  vermutnis- 
mässig  am  teuersten  ist  Eine  eingetretene 
Farzellierang  kann  daher  nur  sehr  langsam 
und  mit  erheblichen  Orfem,  also  nur  hei 
besonders  günstigen  Konjunkturen  rück- 
gängig gemacht  werden.  Jede  Steigemng 
der  Bevölkerung,  jede  Ausbreitung  von 
Städten  und  Fabrikorten  wird  Verwalassnng 
zur  ParzeHiemng  geben,  die  noch  oft  von  ge- 
werbsmässigen Gutsschiftchtem  in  die  Huid 

genommen  und  in  übertriebenem  Masse  zur 
urchfühmng  gebracht  wird. 
Ueberau  und  zu  allen  Zeiten,  wo  der 
Bauer  sich  in  pekuniär  gedrückter 
befindet,  werden  obige  Gremhren  für  ihn  m 
erhöhtem  Masse  auftreten.  Das  "n-ird  vor 
allem  bei  hoher  Verschuldung,  besonders 
bei  Kündbarkeit  der  Darlehen  und  bei  Ver- 
breitung des  Wuchei-s  der  Fall  sein.  Wie 
der  Wucher  sich  als  erfolgreichster  Feind 
des  Bauernstandes  ergeben  hat^  ist  ün  klar- 
sten durch  die  unten  angegebenen  Enqu^n 
dargelegt. 

Alle  zuletzt  angegebenen  Momente  wer- 
den unterstützt  diuch  das  Frindp  dw 

gleichen  Erbteilun^  welches  besonders  seit 
er  französischen  Kevolution  immer  allge- 
meiner zur  Geltung  gekommen  ist 

Bei  dem  in  der  äe^l  grossen  Kinder- 
reichtum der  Bauern  bleibt  im  Erbfall  unter 
diesen  Umständen  nur  die  Wahl  1.  der 
Zerieilmig  des  Grundstücks,  was  z.  B.  in 
Baden  und  in  einzelnen  Teilen  Thüiingens 
etc.  Brauch  ist,  wodurch  eine  übermässig© 
BodenzerspHtterung  angebahnt  wird,  oder 
2.  die  Ueberlastung  mit  Schulden  für  den 
Uöbemehmer,  oder  3.  der  Verkauf.  Das 
letztere  Vorgehen  und  damit  der  häufige 
Wechsel  des  Besitzei-s  muss  naturgemäss 
dem  Bauernstande  ein  Hauptmoment  seiner 
Bedeutung  rauben;  die  Anhänglichkeit  an 
die  Scholle  und  an  die  Gemeinde  wird  ver- 
loren gehen,  ebenso  das  Bewusstsein  des 
Wirtschaftenden  nicht  um-  für  sich,  sondern 
insbesondere  auch  für  seine  Nachkommen 
zu  arbeiten,  die  dort  ernten  sollen,  wo  er 
gesäet  hat.  Der  Usus  der  hypothekarischea 
Verschuldung  behufs  Abfindung  der  Mit- 
erben hat  bisher  besonders  den  Gn^^rundf 
besitz  gefUirdet  und  ihm  seine  Soli^tät 
genommen,  es  steht  zu  befüi-chten,  dass  der- 
selbe Brauch  mehr  und  mehr  auch  dem 
Bauernstände  veriibignisvoll  wird. 

6.  HassrcffelB  cur  Brhattwig  da» 
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Bauernstandes.  Die  Erkenntnis  der  oben 
angegebenen  Thatsaidie  hat  in  Freussen  zu 
G^^enmassr^dn  geführt;  insbesondere  zn 
6iner  Erweitening  des  Anerbenrechts  (s.  d. 
Art  oben  Bd.  I  S.  328  ff.),  um  dem  Ueber- 
nehmer  des  Gutes  bei  dem  Fehlen  eines 
Testamentes  einen  Torzug  bei  der  Erbteilung 
zn  verschaffen. 

Es  ist  dies  unzweifelhaft  das  mildeste 
und  sehr  empfehlenswerte  direkte  Mittel, 
den  Bauernstand  zu  erhalten.  Doch  machen 
die  Bauern,  wo  nicht  die  Sitte  dasselbe  be- 
günstigt, nur  ungenügend  davon  Gebrauch. 
Miaskowaki  a.  a.  0.  erstrebt  die  Beseitigung 
des  Pflichtteils  im  Erbfalle,  um  dem  Erb- 
lasser freie  Ebnd  zu  lassen,  einen  Erben 
im  ■weitesten  Masse  zu  bevorzugen.  Doch 
ist  das  dem  Zeit^iste  durchaus  zuwider. 
Der  Bauer  macht  m  den  meisten  Gegenden 
sehr  ungern  ein  Testament.  Gerade  für  den 
mittleren  und  kleineren  Choindbesitz  würde 
TOD  dem  Rechte  nur  selten  angemessener 
OelHrau<^  gemadit  werden.  Bedeutsam 
wäre  dag^n  sdion,  wenn  bei  Erfoteilungen 
an  Ebtmd  und  Boden  statt  des  Kauf  wertes 
allein  der  Ertragswert  zur  BerOcksit^ti- 
nmgnnd  dasRentenprincip  zur  Anwen- 
nni^  kftme. 

Eine  zweite  MaBsr^l,  die  von 
Schftffle  und  Lorenz  von  Stein  befür- 
wortet wurde,  Uge  in  der  Erschw^ung  der 
ßchutdaufni^mie  resp.  in  dem  Verbot  der 
l^poäiekarisdten  Torp&ndung  eines  Grand- 
stfkks  für  restierende  Kauf-  und  Erbgelder. 
Indessen  steht  zu  bezweifeln,  dass  der 
Bauer  in  unserer  Zeit  ohne  Nachtrai  den 
Hypothekaikredit  in  dieser  Weise  entbehren 
kum,  und  bei  dem  wachsenden  Steigen  des 
Grundwertes  ein  grösserer  unverschuldeter 
Besitz  mit  bäuerlichem  Charakter  sich  be- 
wahren Iflsst.  Die  Folge  würde  sein,  dass 
der  Bauer  immer  allgemeiner  aus  einem 
Besitzer  zum  Pächter  würde,  womit  ihm 
ein  grosser  Teil  seiner  Bedeutung  genommen 
wSie.  Darauf  geht  drittens  direkt  das 
Streben  nadi  "Verstaatlichung  des  Grundbe- 
sitzes hinans,  welches  nicht  nur  in  Amerika 
(Henry  C^rge)  imd  in  England,  sondern 
audi  in  Deutschland  (Stumm,  FlOrscheim, 
V.  Helldorff-Baumersroaa)  Vertreter  gefun- 
den hat 

Schliesslich  kftme  in  Betradit  die  Ge- 
s<dÜ068eneiAlftning  derjenigen  Zahl  von 
BanemsteUen,  die  man  für  wünschenswert 
'htät,  —  eine  Massregel,  die  in  der  Gegenwart 
unzweifelhaft  nur  im  ftussersten  Not^e 
aozuraten  wfire,  früher  aber  in  den  Höfe- 
^tem  sehr  ausgedehnt  bestanden  hat. 
Bei  rapider  Verminderung  der  Bauem- 
stelleü,  besonders  durä  Aufsaugung 
durch  den  grosseren  Grondbeätz,  kann 
der'  Staat  aber  vtM  berechtigt  und 
sogar  T^fliehiet  sdn,  hierzu  zu  greifen. 


Vor  allem  aber  ist  erforderlieh,  dass  der 
Staat  genau  statistisch  die  Verändentngen 
in  den  GrÖssenverhältnissen  der  Güter  ver- 
folgtj  um  fortdauernd  ein  Urteil  zu  haben, 
ob  eme  Ge&hr  vorliegt  oder  nidit  Und  in 
dieser  B^iehung  haben  die  Regierungen 
erst  in  neuester  Zeit  ihre  mdiehegendste 
Pflicht  erfüllt 

In  den  Ländern,  wo  der  Staat  noch 
eiueo  ausgedehnten  Domanialbesitz  in  Händen 
hat,  wie  z.  B.  in  Preussen,  liegt  es  nahe, 
denselben  zu  benutzen,  xan  die  Verteilung 
der  GrOssenverhältnisse  angemessen  zu 
unterstützen.  Mehrbch  ist  auch  in  Preussen 
der  Versuch  mit  Parzellierung  grosserer 
Domänen  gemacht,  Ao6b.  bisher  mcht  mit 
wesentlichem  Erfolg.  Weiteigehend  hat 
die  preussische  ReeieroM;  begonnen,  in  den 
polnischen  G^enaen  Posens  tmd  West- 
preussens  Güter  aufzukaufen  und  sie  in 
grösseren  imd  kleineren  Bauerngütern  an 
deutsche  Kolonisten  wieder  abzugeben. 
(S.  Art.  Ansiedelungsges.  preus&  oben 
Bd.  I  S.  376 

Er^Dzende  Massregeln  bilden  gesetz- 
Hche  Bestimmungen  g^n  die  Güter- 
Bchlächterei  (s.  dort),  ges.  Erleichterung 
der  Abzweigimg  von  B^tzstflcken  von 
grosseren  Gütern  tin  Preussen  G.  vom  3. 
März  1850  und  27.  Juni  1860).  mether 
gehOit  auch  die  Wisdereinzichtnng  der 
Erbpacht-  und  Reutengüter  (s.  dort) 
und  die  Durchführung  des  von  Rodbertus- 
Jagetzow  vorgeschl^nen  Rentenprin- 
cips,  d.  h.  die  alleinige  Gestattung  der 
hypothekarischen  Eintragung  einer  Rente 
statt  der  eines  Kapitals,  welches  indes  nur 
für  den  Erbfall  zu  empfehlen  ist.  Dag^n 
ist  die  Verbreitung  der  landwirtschaftu<£en 
Kreditanstalten,  welche  dem  Bauer  unkünd- 
bare hypothekEttiache  Darlehen  gegen  Amor> 
tisation  in  Annuitäten  und  angem^senen 
Personalki-edit  gewährt  und  ihn  damit  dem 
Wucher  entzieht  ein  unbedingtes  Erfordernis 
zur  Erhaltung  des  Bauemstandes.  Ebenso 
die  Erweitemng  des  Genossenschaftswesens, 
wodurch  am  besten  der  Bauer  dem  Gross- 
grundbesitzer gegenüber  konkurrenzfähig 
werden  kann.  Das  Hauptmittel  ist  aber 
unzweifelhaft  die  Hebung  der  allgemeinen 
und  der  technischen  Bildung  des  Bauern 
durch  Ackerbauschulen,  Wanderlehrer  und 
Aufteilungen,  um  seine  Leistungstthigl^t 
dem  des  grüsseren  Besitzers  näher  zn  bringen. 

7.  Statistik,  a)  Belgien.  Die  toi> 
treffliche  Statistik  Belgiens  giebt  uns  ein^ 
Uebersicht  Über  die  Zahl  der  bäuerlichen 
Betriebe  bereits  im  Jahre  1846,  dann  wieder 
1866  und  1880.  Die  betreffenden  Zahlen 
sind  in  der  fcdg^den  kleinen  TäbeUe  zu- 
sammengestellt 
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Betrielffi 

1846 

1866 

1880 

2  ha  n.  damnter 
2  hft  bis  5  ha 
5  „   „  20  „ 
20  „  „m  „ 
50      und  darttber 

400517 
83  384 
6932z 
14998 
4  333 

527  915 
III  853 
82646 
15066 
5527 

709  500 
109  871 

74  373 
12  186 

3403 

Snnuna 
Tcm  8  ha  bis  öO  ha 

572  554 
167704 

743007 
209565 

909399 

In  IVozenten  der  Summa: 

Betriebe 

1846 

1866 

1880 

2  ba  Tl.  danmter 
2  .  bis  5  ha 
ö  „  «20  „ 

S  -  "^^  " 
60  „  u.  danmter 

66,9 
14,6 
12,1 

^'t 
0,8 

71,» 
15,1 
11,1 

2,0 
0,7 

78,0 

8,2 
1,3 
0,4 

von  2  ha  biB  öO  ha 

29,3 

z8,z 

21,6 

Summa 

100,0 

100,0 

100,0 

Differenz  zwischen: 


1846  XL 
Plus 

ad  1880 
Minus 

1866  un 
Pins 

d  1880 
Minus 

Pr 
z 

18 
1866 

OK. 
□ 

46 
1880 

309049 
26487 
5051 

2812 
930 

160  184 

1  98z 

8273 
2880 

2  124 

131.8 
134,3 
119,3 
100,4 
128,6 

177,2 
131,9 
107,3 

8l,2 

79,1 

336845 
28  729 

166392 
13  135 

129,8 
124,9 

158,8 
117,1 

in  Betracht  gez(^o,  welche  die  einzelnoi 
GrOeeeakategorieeD  okkupieren;  wenn  man 
aber  nach  der  DnrchschnittsgrGese  derselben 
die  GesamtElAcfaen  durch  Multiplikation  mit 
der  Zahl  der  Betriebe  berechnet,  welches 
annähernd  wohl  richtig  sein  wird,  so  ezlillt 
man  folgende  Zahlen: 


Landwirtsch. 
benvtEte  Fliehe 

Betriebe  unter  8  ha     mit  455  000  ha  22,9'/, 

„     von  2— Ö  ha  „   349  800  „  17,7,, 

n       5—30    «      n     447800    „  22,6  „ 

„   20-50  „    „    363100  „  18,3  „ 


von   2—50  ha   „  i  160  700  ha   58,6 , 


Leider  ist  die  flSchenausdehnui^  nicht 


aber  60  ha  mit  367  870  „  18,5  , 
GeBamtaumma   19Ö3570  „  ioo/>. 

Es  ei^ebt  sich  hiemachj  dass  über  die 
Hfilfte  der  Flftohe  in  bBnerhchen  Betriabea 
kultiviert  wird,  wShrend  die  grossen  Wir^ 
Schäften  nur  von  unterge<»dneter  Bedeutung 
sind. 

Eine  grosse  Bidle  spielt  gerade  in  diesen 
bäuerlichen  Betrieben  das  IWit^^em.  Im 
ganzen  sind  1434445  ha  durdi  dieBeutaer 
Dewirt8<duiftet,  1 270  511  ha,  also  nur  wenig 
unter  der  Hälfte,  durch  Pächter.  Seit  1866 
hat  sich  dies  Yerhältnis  etwas  zu  Gunsten 
der  Besitzer  verschoben.  In  diesen  Zahlen 
befiadet  ach  aber  noch  das  Gehölz.  Be* 
schränkt  man  die  Untersuchung  auf  die 
landwirtschaftlich  benutzte  Fläche,  so  ver- 
schiebt sich  das  Yerhältnis  erheblich  z« 
Ungunsten  des  Betriebes  der  Besitzer,  nur 
713059  ha  werden  durch  die  Beffltzer  selbst 
bewirtschaftet,  1270511  ha  durch  Pächter. 
Aber  auch  hier  haben  seit  1866  die  Pach* 


tungen  nicht  unbedeutend,  nämlich  um 
53000  ha  ab-,  der  Betrieb  durch  Be- 
sitzer um  70000  ha  zugen<mimen.  Di» 
Zahl  der  Betriebe  verteilt  sich  hierbä  wie 
folgt: 


BesÜETerhäitiiisse 

Bis  8  ha 

8-^  ha 

&~20ha 

80-60  ha 

öOhannd 
darflber 

Summa 

Grundbesitz  ohne  Padit 

177  779 

20878 

15  221 

2443 

799 

217  120 

Gnmdbesitz  mit  weniger  als  die 
Hfilfte  Pacht 

40365 

20414 

1409z 

1  317 

316 

76404 

Gnmdbesitzer 

218  114 

41  292 

29313 

3  760 

1  015 

293  524 

Pachter  ohne  Gnindbesitz 

381  312 

34  103 

23214 

5225 

1674 

445  528 

I^bter  mit  weniger  als  die 
Hälfte  Graiidbeflitz 

III  107 

33846 

21  846 

3201 

714 

171  344 

Pächter 

492419 

67  949 

4506 

8426 

2388 

61687s 

Summa 

710563 

109  241 

74373 

13  186 

3403 

910396 
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BMdtKTeriüUtniaH 

Bis  a  ha 

8-5  ha 

6— 20  ha 

aO--fiOha 

SOhannd 
oarttber 

Srnmaa 

In  Prozenten 

Gmndbedtz  ohne  Pacht 

81,5 

50,5 

51,9 

H3 

79,9 

73,9 

ßranHIwmlai  mit  wAtiiffni*  ilip 
TU  Mini  in^irmi  iiu%  vwuut^^  siv  luc 

Hüfte  Pacht 

i«.S 

49,4 

48,1 

3S,7 

20,1 

a6,t 

Gnndbeiitier  t.  d.  Summa 

37,8 

39r4 

30,8 

»9,9 

3a,2 

Plchter  ohne  Gnindbesitz 

77,4 

50,» 

51,5 

61,2 

69,8 

7^ 

Pichto-  mit  w^iger  aüi  die 
HXlfta  Onudbesiti 

aa,6 

49,8 

48,5 

37,8 

30^ 

«7^ 

P&ehter  Ton  der  Summa 

69,3 

62,2 

60,6 

69,2 

70,1 

67,8 

Sonuna 

100^ 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

h)  In  Hcdlud  ist  nur  die  Zahl  der 
aelbslAndi^en  lAndvirle  nach  den  Grßssen 
ihr«'  Betnebe  in  eine  Anzahl  Kat^iieea 
onffeteilt  Oanz  aosser  acht  ist  leider  die 
Zahl  d«:  Inhaber  tob  OrOesen  unter  1  ha 
geblieben.  Ausserdem  ist  noch  der  Unter- 
schied ^macht,  ob  die  Betriebe  in  Händen 
von  Besitzern  oder  Pächtern  mnd.  Dagegen 
iehlt  wieder  die  Binteilung  nach  Flächen. 
Das  Material  genügt  daher  leider  nicht,  um 
einen  tieferen  Einblick  in  die  Veriifiltnisse 
an  thun. 


Die  Gesamtfläche  Hollands  bett«gt 
3396279  ha;  davon  sind 

Ackerflftche  .  .  .  860 186  ha 
Weideflgehe   .   .  .   i  138932  , 

Znsaminen  .  .  .  .  1 999  118  lü 
Hiervon  sind  149600  ha  oder  4,5%  in  Be- 
trieben von  1  ha  und  danmter,  1 849  500  ha 
in  Betrieben  von  mehr  denn  1  ha.  In  wie- 
viel Stücken  das  erstere  zerie^  ist,  wird 
uns  nicht  mitgeteilt.  Für  die  grösseren 
Betriebe  ergeben  ^ch  dagegen  für  das  Jahr 
1887  die  folgenden  Zahlen: 


8|IHtlHft 

Eigen- 
t&raer 

Pachter 

Von  1—6  ha 

Von  6— ao  ha 

Von  20—100 
ha 

üeber  100  ha 

Smniiie 

ha 

ha 

ha 

Eleentjp&cbter 

EL|t«&t.|picliter 

Ktgent.|Piiohter 

EUgent.|p*cht«T 

Elgeiit|pii)lttar 

1849500 
=  100 

1023600 
SS,3''o 

825  900 
44,7% 

70039 
59,S%|40,5% 

63913 
6i,a%|38,8% 

«5590 
5i,aM48,80/, 

ai3 

66,o»/.|34,o»/„ 

163  755 
58,9%|4i,i*/o 

(»63  755 

=  100) 

44,6»»/, 

39,a«/, 

15,8% 

100,0 

c)  In  Frankreloh  sind  die  bAueriichen 
VerhSltnisse  erst  in  der  neuesten  Zeit  mit 

riserer  Sidieriieit  statistisch  festgestellt. 
Deutschland  ist  man  noch  gegenwärtig 
sehr  aligemein  dw  Ansicht,  dass  es  einen 
Bauemsbind  daselbst  Überhaupt  nicht  gebe, 
weil  der  Boden  viel  zu  sehr  parzelliert  sei 
g^nfiber  einer  grossen  Koncentrieruug  in 
wenig  Händen.  Die  neueren  Erhebungen 
haben  diese  Auffassung  widerlegt,  indem 
sie  zeigen,  dass  landwirtschaftliche  Betriebe 
in  an^messener  Grösse  daselb.st  ebenso 
verivatet  wie  in  Deutschlaad  sind  und  da- 


von gleichfalls  der  ^Asste  Teil  «ch  in  der 
Hand  selbständiger  Besitzer  befindet  Be- 
sonders ist  es  der  Enquete  von  1881/82  zu 
verdanken,  dass  wir  auf  die  Hauptfragen 
eine  klare  und  bestimmte  Antwort  geben 
können.  Sie  ist  ergänzt  durch  die  Erhebung 
Ton  1892,  die  niedei^egt  ist  in  der  Statistique 
agricole  de  la  France.  R^ultats  gän^raux 
de  l'enqtidte  decennaUe  de  1892.  Introduo- 
tion.   Paris  1897. 

Die  OrOsaenverhältnisse  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  gestalteten  sich  wie 
folgt: 


Die  Zahl  der  Wirtschaftscompleze  in  Frankreich 

1882  1895 
unter     1  ha  2168000   38,12»/,  2,235,405  39,2i*/, 

6—10     „  769000/*''^''  788,399/**'^" 
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Ton  10—20 

ha 

431000 

» 

20—30 

n 

198000 

30—40 

n 

98000 

II 

40-eo 

n 

56000 

ao-ioo 

n 

57  000 

» 

100-200 

» 

21  ODO 

800-aoo 

» 

6000 

Aber  300 

3000 

12.81% 


2,51 


1896 

429,407  \ 
189,664  \  12,74'V« 

94,047; 

53,343 

54,048 

22,777 
6,223 

4,280. 


Die  Verteilmig  nach  der  land-  imd  fontwirtKliaftlieheB  Fliehe 


vata  1  ha 

1-10  „ 

10-40  „ 

Uber  40  ; 


I  083  Sog  ha 
II  366 300  „ 

14845600  ff 
22296  100  _ 


dnrehiehn. 
Grosse 

0,50  ha  2,19% 

4,31  „  22,92  „ 

»0,4»  »  «9,93» 

156,71  r>  44,96  „ 


1886 

1  327  300  ha 
1 1  244  700  „ 
14  313  400  „ 
22493400  „ 


dnrchschn. 
Grone 

0,59  ha 

4,*9  » 
«SI3  » 
162,21  „ 


38,99» 
45,56  . 


49591800  „ 


8,74 


100 


49378800 


8,6s 


100. 


Im  ganzen  weidit  die  Verteilung  der 
Betriebsgrfissen  in  Frankreich  nicht  wesent- 
lich von  der  Deutschlands  ab.  Der  kleine 
Bauer  mit  1 — 10  ha  repräsentiert  fast  die 
Hftlfte  aller  selbstAadigen  Landwirte  mit 
23 '/o  der  Jlfiche.  Der  grössOTe  Bauer  mit 
10—40  ha  tritt  mit  30  "/o  der  Fläche  hinzu, 
so  dase  beide  zusammen  Über  die  Hälfte 
der  Fläche  einnehmen.  Das  Verhältnis 
würde  sich  noch  g{lnstiger  stellen,  wenn 
wie  in  Deutschland  nur  die  landwirtschaft- 
lich benutzte  Fläche  in  Betracht  gezogen 
wäre.  Seit  1882  hat  der  Bauer  m  allen 
Kategorieen  an  Zahl  und  Territorium  einge- 
büBSt,  aber  nur  unbedeutend,  um  2,5  ^/o. 
Sowohl  der  Parzellen-  wie  der  Großsbetrieb 
haben  sich  daran  bereichert.  Das  ist  die 
^nl^gengesetzte  Tendenz  wie  in  Deutsch- 

22,15®/o  der  Grundstücke  ist  für  Geld 
verpachtet,  7,18  "/o  in  Halbpacht  ausgegeben. 
Bei  dem  Bauern  ist  die  Facht  seltener  als 
bei  dem  Grossgrundbesitz,  wie  dies  allge- 
mein beobachtet  wird.  Der  Gebrauch  der 
Venpachtung  nimmt  zu. 

d)  In  England  wird  seit  1886  eine 
eiiu;ehende  Betriebsstatistik  veröffentlicht, 
wdche  uns  in  eifreiili(^er  Weise  AufscUuas 
Über  die  Verteilung  der  verschiedenen 
OrDssenkat^rieen  —  mit  Ausna^e  der 
kleinsten  —  eiebt  und  in  den  »A^rioultural 
Betuxns«  enualten  ist,  denen  wir  das  fol- 
gende entnehmen.  Um  die  neuere  Entwicke- 


lun^  zu  verfolgen,  ftlhren  wir  eine  Ver^ 
gleidiung  der  Zahlen  pro  1886 — 95  durch, 
80  weit  sich  dies  thun  lässt 
Zahl  der  landwirtschaftlich«!  Betriebe  in 
Groe^ffitanmen 

Dnroh- 
JXUO  schnltta-  01 

MTM 


acres 

1— & 
6—20 
20—50 
50—100 
100-800 
über  300 


lia 


168B 


acres 


2—8  j  148806 

8—20  )  84  149 

(20-40  )  64715 

(40-120)  79  573 

(aberl20)  19  364 


117968 
149  818 
85663 
66625 

81  «45 
18787 


11 
33 
73 
171 
475 


22,68 
28,60 

16,47 
13,81 
15,62 
3,6« 


Flächeninhalt  der  Betriebe 


acres 

1—5 
5—20 
20-50 
50—100 
100-300 
Uber  300 


1886 

1895 

% 

366  792 

»,13 

I  656  827 

1  667  647 

5,»2 

2  824  527 

2  864  976 

8,79 

4  746  520 

4  885  203 

15,00 

13  658  495 

13875914 

43,59 

9271  091 

8916981 

37,37 

32  577  513 

100 

Ks  ei^ebt  sich,  dass  im  britischea 
Reiche  der  Bauernstand  räne  grosse  Ycov 
breitnng  hat  Die  GrOsae  von  5— lOOacraB 
=  2—40  ha  fSUt  ihm  zu,  wählend  Grand- 
stflcke  von  100 — 300  acres  bei  dem  hohen 
Werte  der  ftasaerBt  intensiTen  Kultur  sdhoa 
dem  Gutsbesitze  nach  uuseren  B^iiffen 
zuzuteilen  sind.   Wir  finden  in 


von 
6-100 
acres 

England    .  .  317  165  mit  6693430  aeres 
Wifles  ...    41 186  „   1384489  „ 
Schottland.   .     43  755   »1340907  „ 


dazu  von 
100-300 
acre« 

60381  mit  10434138  acres 
7896   „     1238569  , 
12968   „     2203207  „ 


im 
ganzen 

von  24  844  688  acres 

„      2838359  n 

„  4894466  - 


In  England  haben  die  Bauern  27  %  dei 
landwirtschaftlichen  Fläche  inne,  diejraigen, 
welche  auf  der  Uebeigangsstufe  zum  Guts- 
betriebe stehen  aber  ^^Vo.    Sie  sind  es, 


welche  die  Hauptbedeutimg  in  der  engUschen 
Ijandwirtschaft  haben.  In  Wales  hat  der 
Bauer  allein  48  *Vo  der  Fläche  in  der  Hand, 
die  nfii^st  hOhere  £at^^e  noch  43<Vt,  ao 
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dass  für  die  anderen  Kategorien  nur  noch 
9^/0  Qbrig  bleiben.    In  Schottland  sind  die 
Teriiflltniszahlen  27,7  ^0  und  45%. 
VeiliSltnis  ist  also  dasselbe  vie  in  "En 
der  Kvmer  mit  100—300  acres  oder 
130  ha  hat  fast  die  Bttfte  des  Landes 
der  Hand. 

Der  Oioesgrandbeaitz  mit  mehr  als  1000 
acras,  d.  8.  ttber  400  ha,  ist  in  Großbritan- 
nien noch  603  mal  vertreten  mit  801852 
acres,  d.  s.  2,5*/».  Der  mittlere  Betrieb  ist 
dort  mithin  sttiker  vorhanden  als  in  Preussen, 
und  zwar  ist  es  der  grossere,  wohl  airondierte 
IFbrmer,  der  die  Lüidwirtschaft  beherrscht. 

Von  den  Grundstücken  sind  84,5  "/o  ge- 
nügtet, 11,3  "/o  vom  Besitzer  bewirtschaftet, 
3,8%  zum  Teil  mit  Pacfatland  bewirtschaf- 
tet, zum  Teil  mit  eigenem  Land.  Das  Ver- 
hAltnis  ist  in  den  verschiedenen  GlrOsseu- 
klassen  gleich,  nur  bei  den  grosseren  Wirt- 
Bch^ten  überwi^  das  eigene  Land  und 
die  teilweise  Padit 

In  Grossbritannien  kommen  nach  der 
Qthlung  von  1886,  welche  die  letzte  in 
dieser  HinsicJit  ist,  auf  1000  acres  Land : 


in  Betrieben 

TOB 

1 — 6  acre 

6-20  „ 

20-50  . 

öO-lOO  „ 

100-300  l 

900-600  _ 

ÖOO-IOOO  - 

über  1000  » 


9 

'S 

rieh 

V 

1 

1 

Bind 

oB 

Ii 

n  8 

72 

395 

959 

424 

677 

58 

336 

765 

»95 

526 

54 

3S4 

910 

III 

460 

49 

24a 

779 

79 

393 

43 

196 

^5 

59 

326 

37 

153 

876 

46 

S90 

3» 

H3 

io8s 

39 

390 

34 

81 

1094 

a6 

331 

DnrchBchiiitt    43    20a      810      73  345 
in  Betrieben  t.  1  acr.  und  datttb«. 

Je  f!;rOs8er  die  Farm,  um  so  weniger 
Vieh  wird  auf  der  Elfiche  gehalten,  nur  die 
Kategorie  von  500 — 1000  acres  macht  eine 
Ausnahme  dun^  erhöhte  Schafhaltung. 
Die  Yiehhaltung  ist  überhaupt  eine  weit 
stärkere  als  in  Deutschland.  In  der  Kate- 
gorie von  5—300  acres  =  2 — 120  ha  kom- 
men hier  auf  1000  ha  ca.  1050  Häupter 
Orossvieh,  in  Deutschland  nur  826.  Baden 
kommt  dagji^n  dem  britischen  Beic^  in 
diesor  Hinaifmt  nahe. 


e)  In  Irland  war  die  Verteilung  des  Gnind  und  Bodens  im  Jahre  1887  folgende: 


Bis  1 
acre 

Aber 
1—5 
acres 

Über 

5—15 
acres 

über 
16—30 
acres 

Über 
30-60 
acrea 

Über 
BO-lOO 
acres 

Ober 
100—200 
acrea 

Über 
200-500 
acres 

über 
500 
acres 

Total 

ZahldwBetriebe 
In  Prozenten 

48  123 

60834 

156562 
a7>/o 

134  879 
a3,9% 

73845 
i3,»"/o 

56485 

10,0»;, 

32871 
4,i% 

8317 
»,5^ 

5*3475 
100,00 

Zahl  der  Betriebe 
la  Prozenten 


1896 

6012315667211403121121,0721674941  53680I  22486 
ll,3"»/o|  io,6%!  26,3''/o|  22,7'>/J  12,7»/^  io,i\\  4,2% 


3981 
h7X 


2  225  533  043 

0,4  |ioo 


In  Irlan  d  machen  die  bäuerlichen  Grund- 
stücke 1896  14fi^la  aller  aus  gegen  75^% 
1887.  Dag^en  ist  die  Zahl  und  der  Pro- 
zentsatz der  ganz  kleinen  Grundstücke 
wieder  erheblich  gestiegen,  üeber  die 
flSchenTerteilung  und  das  PachtveifaSltnis 
li^n  keine  Angaben  vor. 

f)  In  Oeaterreloh  wie  g)  in  Italien 
sind  nur  die  grossen  Durchschnitte  für  das 
ganze  I^d  veröffentlit^t,  so  dass  sich  für 
die  Verteilung  des  Grund  und  Bodens  und 
namentlich  des  bäuerlichen  Bitzes  nichts 
daraus  entnehmen  l&sst 

Für  Ungarn  ist  nur  eine  Schätzung 
TOthanden.  Die  Gesamtzahl  der  Grundbe- 
sitze ist  auf  2  486  265  angegeben  mit  einem 
durchschnittlichenBesitz  von  12ha.  DieseBe- 
sitzer  verteilen  och  nach  der  GrOsse  wie  folgt : 
Grosse:  Zahl  der  Eigentümer 

5-30       Joch  2348610 
30—200        _  118981 
300-1000       -  13  748 

1000—10000  H  4695 
Mbr  als  10000     „  231 

3486265 


h)  In  Dänemark  ist  im  Jahre  1873 
eine  Einteilung  der  Betriebe  nach  Tonnen 
Hartkom  aufgestellt,  welche  sich  zwar  mit 
jenen  der  übrigen  IJüider  nidit  verdeichea 
lässt,  aber  doch  von  Interesse  ist.  Das  ge- 
wählte Mass  berücksichtig  sowohl  die 
Quantität  wie  die  Qualität,  indem  geschätzt 
wird,  wieviel  Land  zur  Produktion  einer 
Tonne  Hartkorn  erforderlich  ist  £ine  Tonne 
Land  ist  gleich  0,55  ha  zu  rechnen.  Von  dem 
besten  Boden  sind  Tonnen  Land  zur 
Lieferung  einer  Tonne  Hartkom  erforder- 
lich; von  dem  sdilechtesten  Boden  dagegen 
bis  100  Tonnen  Land.  Ganz  Dänemark 
umfasst  ländliche  Besitzungen  mit  369161 
Tonnen  Hartkom,  die  sich,  wie  f(dgt,  ver- 
teilen : 


Besitzungen  in 

Dänemark  exkl.  Bomhobn 

To.  Hartkom 

Zahl 

To.  Baxtkom 

1—2 

31  184 

30463 

2—4 

23373 

67  645 

4—8 

23638 

134763 

8—12 

3663 

34  43a 

12  u.  mehr 

2032 

56944 
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Bauemwirtechaften  dürften  diejenigen 
von  1—8  Tonnea  Hartkorn  sein,  alao 
68195  mit  232870  Tonnen  Hartkom,  d.  s. 
63^8  %  der  Gesamtheit  Die  folgende  Klasse 
yoa  8—12  Tonnen  Hartkom  tritt  event  mit 
S^'Vo  hinzu,  bevor  der  Grosagnindbesitz 
b^nnt  Der  Bauernstand  ist  in  Dänemark 
mithin  gut  vertreten. 

i)  In  Schweden  liegen  Angaben  fOr 
1896  vor  (Bidrag  Iii  Sveriges  off.  Stot. 
Tordbruck  och  BoBkapskÖtsel,  Stockholm 
1897.). 

ZahlderBetriebe  Proz.  ^n^S'" 

unter  2    ha  240 149  48,76  12,06% 

2-20    „  216650  44,80  13,53 

20—100  „  32463  6,59  30,13 

über   100  „  3211  0,65  36,97 

493  473 

Da  die  Fläche  der  einzelnen  Klassen 
nicht  angegebea  ist,  so  gowinnt  maa  keinen 
tioEem  MnUick  in  die  Yerhftltoisae. 

k)  Norwegen;  daselbst  hat  1896  eine 
Erhebung  stattgdhinden,  deren  Ergebnisse 
in  der  Noiges  officielle  Statistik  No.  244, 
Kristiania  1896  niedeigelegt  sind.  Der 
Haasstab  ist  die  Steuereinheit  (Skyldmai'k 

2000  Mark),  so  dass  nicht  die  Fläche, 
sondern  der  Wert  fflr  die  Einteilung  mass- 
gebend ist   Hiemach  gehören  zu  den 


'S 

II 


Parzellen- 
betrieben 0,50  S^ldmark  38  538  19,17  1,33 
Kleinbetr.  0,5—5  „  94  659  63,59  41^95 
Mittelbetr.  s— ao  .  S34i8  15,73  4V7 
Öroflsbetr.  30—100  „  2307  1,49  14,48 
ttber  100                3»  0,03  0,98 

14^54  . 


Es  ergiebt  sich  daraus  ein  starkes  Vor- 
wiegen des  Kleinbetriebes,  dem  dann  der 
Mittelbetrieb  zur  Seite  tritt  Dagegen  spielt 
der  Grossbetrieb  nur  eine  unteneordnete 
RoUe. 

Die  gesamte  k^astrierte  FJAche  iirnfsast 
6848145  Tonnea  ImA  =  37.755  QoadiaU 
meilen,  so  dass  durcluchnittlich  auf  die 
Tonne  Hartkom  18,0  Tonnen  Land  fallen 
oder  ca.  10  ha. 

1)  Vereinigte  Staaten  von  Hord' 
amerika.  Der  Gensns  bietet  seit  1880 
Angaben  über  die  QrOssenveriiflltnisse  der 
Betriebe,  so  dass  man  schon  einen  Anhalt 
zur  Beurteilung  der  Entwickeluug  gewinnea 
kann,  indem  man  die  Zahlen  von  1880  und 
1890  vergleicht  Leider  sind  die  Grund- 
stöcke mit  einem  geringereil  Wert  als  500  D. 
nicht  berücksichtigt 


Betriebe 


unter  10    acres  (imter  4  ha) 


10-20 
20-60 

60—100 
100— ÖOO 
600—1000 
1000  o.  mehr 


4-8 
8—20 
20—40 
40-200 
200—400 
(400 hau.  mehr) 


1880 
139241 
254749 
7»»  574 
1 03a  810 
I  695  983 

75973 
38  578 


1890 
150194 
365  559 
902777 
1 121  485 
3008694 
84395 
31  540 


1880 

3,5 

63 

»5.8 
43,3 

>f9 

o»7 


nngef .  Flächen- 
1890  Terhältnifl 


5,8/ 
19,8 
34,6 
44,0 
»,8 
0,7 


4  n 

10.4  „ 

'i : 

4  r 


Da  die  Fl&dienverhältnisse  nicht  ange- 
geben sind,  so  müssen  wir  uns  mit  einer 
annähernden  Berechnung  behelfen,  indem 
-wir  die  ungefähren  Durchschnittsflachen 
jeder  GrOssenklasse  mit  der  Zahl  der 
Gmndstficke  und  dauach  das  YerhAltnis 
feststellen,  das  jede  Klasse  an  Territorium 
einnimmt  Es  ergeben  sich  daraus  die  bei- 
gegebenen Ziffern.  Es  tritt  darin  scharf 
h^or,  dass  bei  weitem  die  grOsste  Bedeu- 
tung im  Lande  die  OnmdstUcke  mit  40  bis 
200  ha  haben,  die  fast  'Is  der  nutzbaren 
FlAche  um&ssen.  DemnAchst  die  QrOsse 
von  20 — 40  ha,  der  Bauer,  erst  dann  kommt 
der  grössere  Besitz  in  Frage,  der  aber 
hauptsächlich  im  Westen  Bedeutung  hat, 
wo  der  Wert  ein  geringerer  ist.  Die  Lati- 
fundien treten  nur  vereinzelt  im  Westen  auf 
und  vermindern  sich,  sobald  die  Besiedelung 
eine  stärkere  wird  imd  die  Preise  des  Grand 
und  Bodens  steigen. 


Von  1880—1890  hat  nur  eine  geringe 
Verschiebung  stattgefunden.  Allein  die 
Klasse  400—500  acres  ist  im  Verhältnis 
noch  gewachsen.  Sämtliche  Klassen  haben 
natiugeioftss  einen  Zuwachs  erfahren. 

m)  Deutsollland  hat  seit  der  Erfaebnng 
von  1882  nnd  1895  unbedingt  die  beste 
AgrarstatiBtik,  welche  ein  tieferes  Eingehen 
am  die  bäuerlichen  Zustände  auf  statisti- 
schem Wege  gestattet,  weshalb  wir  dabei 
etwas  länger  verweilen. 

In  ganz  Deutsdiland  gab  es  1882 
2189522  Bauemgator  mit  der  von  uns  als 
massgebend  angenommenen  Grßsse  von  2 
bis  100  ha  nutzbarer  Fläche,  1895  :  2296889. 
Die  Zahl  hat  sich  mithin  um  107  367  ver- 
mehrt. Am  stärksten  war  die  Zunahme  der 
mittleren  Grösse  um  72199,  d.i.  um  7,8  «/o, 
was  nicht  unbedeutend  ins  Gewicht  fällt 
Die  bäuerlichen  Betriebe  machen  41,3"/« 
sämtlicher  Betriebe  aus.   Sie  nehmen  dem- 
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nach  in  Deutschland  einen  hervorragenden 
Platz  ein ;  das  tritt  noch  schärfer  hervor,  wenn 
man  die  Fläche  in  Betracht  zieht,  welche 
dieselben  okkupieren.  69,9  °/o  der  Fläche 
ist  in  bänerÜcnen  Händen,  und  fast  der 
vierte  Teil  der  Bevölkerung  fällt  auf  bäuer- 
liche Familien.  Diese  Fläche  ist  in  den 
letzten  13  Jahren  um  2  094  550  ha,  d.  i.  um 

7.5  ^/o,  gesti^n,  so  dass  der  Zuwachs  ein 
sehr  erheblicher  ist.  In  den  einzelnen 
Landesteilen  zeigra  sich  nicht  unbedeutende 
Verschiedenheiten,  aber  auch  in  Preussen 
änd  37,5%  der  Betriebe  bäuerlicher  Natur, 
welche  62,6%  der  Fläche  einnehmen,  so 
dass  die  Zahlen  nicht  sehr  eriieblich  hinter 
Beotschland  zurflokbl^b^  Aof&llender- 
weise  igt  hier  der  Prozentsatz  g^n  1832 
trotz  der  Bildung  der  Rentengüter  etwas 
gesunken,  das  ist  aber  nur  darauf  zurück- 
zuführen, dass  eben  die  Gesamtzahl  der 
Betriebe  noch  erheblicher  gewachsen  ist. 
Die  kleinen  Betriebe  wwdisen  in  den  13 
Jahren  in  Preussen  um  29  526,  die  mittleren 
um  54S42,  die  gröBseren  um  1156.  Sämt- 
liche ergaben  ränen  FlSchenzowachs  von 
1231163  ha  Gesamtflftohe  nnd  493747  ha 
landwirtschaftUch  bewirtschafteter  FlAdie  d.  a. 

3.6  *Vo.  Den  erOesten  Prozentsatz  der  bäuer- 
Hchen  Betriebe  finden  wir  in  Bayern,  64,2, 
den  niedrigsten  Prozentsatz  in  Slecklenburg- 
Schwerin  mit  19,8  %,  Hannover,  West&üen, 
Bhmnland  erheben  sich  nur  wenig  Ober  30  % ; 
ebenso  die  Provinz  Sachsen.  Elsass-Loth- 
ringen  zeigt  38,9%,  Württemberg  46,4%. 

Der  Fläche  nach  steht  wiederum  Bayern 
voran  mit  93,30/0,  Württemberg  fol^  mit 
89  "/o,  Baden, Westfalen,  Hannover,  Rhemland, 
Hessen-Nassau  haben  gleichfalls  über  80%, 
Elsass-Lothringen  80,2  %,  während  die  noch 
nicht  erwähnten  preussischen  Provinzen 
sich  zwischen  50  und  einigen  60  *^/o  bew^n, 
nur  Posen  ^nkt  atif  45,1^  Pommern  auf 
42  %,  Mecklenburg-Schwenn  auf  36  "/o  her- 
ab, die  aber  in  den  letzten  13  Jahren  alle 
drei  erheblich  an  Fläche  gewonnen  haben. 
Der  überwiegende  Gros^ruudbesitz  jener 
O^nden  tritt  in  diesen  Zahlen  scharf  her- 
vor. Auch  in  dem  grössten  Teile  von 
Preussen  aber  ist  den  Bauern  noch  der 
gröeste  Teil  des  Landes  vorbehalten. 

Ein  Unterschied  liegt  indes  vor  nach 
den  einzelnen  Grössenkategorieen  derBauarn- 
wirtschaften.  Der  grosse  bäuerliche  Besitz 
ist  in  Deutschland  281767  mal  vertreten, 
mit  einer  landwirtschaftlichen  Fläche  von 
9,8  Millionen  ha  oder  fast  einem  Drittel 
d«:  ganzen  Fläche.  Gerade  hier  bleibt 
Preussen  keineswegs  zurück,  sondern  steht 
noch  über  dem  erwähnten  Durchschnitt. 
In  Schleswig-Holstein  steigt  der  Prozent- 
satz anf  61,3%,  ist  in  Humover  42,4,  in 
Os^reussen  39,4.  Hit  diesen  hohen  Zahlen 
steht  in  engstem  Zusammenhange,  dass  ge- 
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rade  in  diesen  Provinzen  die  Pferdezucht 
in  besonderer  Blüte  ist.  Sehr  niedrig  ist 
der  Prozentsatz  dagegen  in  Hessen-Nassau 
mit  18,0,  Pommern,  Posen,  Schlesien, 
Rheinland  mit  einigen  20  %.  Audi  in 
Baden  mid  Hessen  nimmt  diese  Kategorie 
nur  11,6  und  11,8%  in  Anspruch,  ia.  El- 
sass-Lothringen 20,3,  ebenso  Württembei^. 
Bayern  zeigt  dagegen  31,1,  Sachsen  30,4%, 
80  dass  hier  der  grössere  Bauer  in  erfreu- 
licher Weise  im  Vordergrunde  steht.  Tgl. 
auch  die  Tabelle  auf  S.  450/51. 

Tn  der  Personenzahl  nehmen  die  kleinen 
Bauern  in  Deutechland  fast  die  Hälfte 
sämthcher  Bauern  ein  und  bleiben  auch  in 
Preussen  niu*  wenig  dahinter  zurück,  wäh- 
rend in  der  Fläche  natiu^mäss  die  Bedeu- 
tung derselben  geringer  ist.  In  ganz 
Deutschland  10%,  in  i'reussen  7,8%.  Der 
Untersdiied  zwischen  den  einzelnen  Lau- 
dest^en  ist  hier  besonders  ^ro^.  In  El- 
aaas-Lothringen  22,8%,  in  Baden  sogar 
29,4%.  Auch  in  Württembeig,  der  Bhein- 
pTOTinz,  Hessm-NassaUf  Hessen  finden  wir 
einen  höheren  Prozentsatz  als  20.  In  den 
östlichen  Provinzen  Preussens  dagegen  re- 
duziert er  sich  auf  wenig  über  3%,  wäh- 
rend ^nnover  und  West&len  11^  und 
13,6%  aufzuweisen  haben.  Bald  ist  es  die 
dichte  Bevölkerung  und  die  damit  v^bun- 
dene  intensive  Kultur,  bald  speciell  Wein- 
und  GemÜsebMi,  welche  den  kleinen  Be- 
trieb begünstigen.. 

Von  besonderem  Interesse  ist  es,  den 
Viehstand  des  Bauerngutes  näher  zu 
beobachten.  Ausser  in  England  ist  es  aber 
nur  Deutschland,  welches  hierfür  die  nötige 
statistische  Unterlage  bietet,  und  zwar  mit 
grosser  DetMllierung. 

Um  einen  besonderen  Ueberblick  über 
die  Viehstandsverhältnisse  zu  erlangen,  ist 
es  nötig,  die  verschiedenen  Viehgattungen 
auf  eine  Einheit  zu  reduzieren,  und  wir 
thun  das  nach  dem  Vorgang  der  preussi- 
schen Statistik,  indem  wir  ein  Pferd  gleich 
3/»  Haupt  Grossvieh,  ein  Rind  gleich  1,  10 
Schafe,  4  Schweine  und  14  Ziegen  gleich  1 
setzen.  Hiemach  werden  auf  bäuerlichen 
Orun^tücken  in  Deutschland  20,5  Millionen 
Haupt  Grossvieh  gehalten ,  während  das 
ganze  Reich  zur  selben  Zeit  1895  26976340 
zahlte.  Der  Bauer  ist  es  mithin,  der  bei 
weitem  den  grOssten  Teil  des  Viehes  zieht, 
nämlich  ^/i  des  ganzen  Bestandes.  Auf 
1000  ha  landwii-tschaftlich  benutzte  Fläche 
fallen  in  ^nz  Deutschland  durchschnittlich 
829,6  Haupt  Grossvieh.  Auf  den  Bauem- 
gfitem  dag^n  treffen  wir  896,  also  eine 
grössere  Zahl.  Der  Durchschnitt  wird  da- 
durch herabgedrückt,  dass  auf  den  grösse- 
ren Gütern  verhältnismässig  weniger  Vi^ 
gehalten  wird,  auf  solchen  von  hundert  und 
mehr  ha  niu  481,7  Haupt  Grossvieh.  Die 
AnlleBB.  II.  29 
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Staaten 
resp. 
Landeeteile 

Jahi 

Kleinere  (2—6  ha) 

Mittlere  (&-aO  ha] 

Crosse  (20  bis 

Banem  wirtschaften 

Zahl 

der 
Haupt- 
betriebe 

in  Prozenten  aller 
Hauptbetriebe 

Land- 
wirt- 
Bchaft- 
lich  be- 
nutzte 
Fläche 
in  ha 

in  Prozenten  der 
Hauptfläche 

Zahl 
der 

TTnnnt- 

* 

be- 
triebe 

in  Prozenten  aller 
Hauptbetriebe 

Land- 

scb  art- 
lich be- 
nutzte 

in  ha 

in  Prozenten  der 
Hauptfläche 

Zahl 

der 
Haupt" 

be- 
triebe 

in  Prozenten  aller 
Hauptbetriebe 

Land-  i 
wirt- 
schaft- 
lich be- 
nutzte ' 
fiacne 
in  ha  ' 

Prov.  OstpreuBsen 

1882 

26 

146 

13,89 

84 

788 

3,51 

31  404 

16,69 

387719 

13,98 

26  067 

13,85 

[  oiö  248 

1896 

30 

666 

13,51 

98 

486 

3,86 

37  625 

16,57 

382  145 

14,96 

25  688 

11,32 

I  005  152 

„  Westpreussen 

1882 

15 

491 

11,56 

49 

879 

3,10 

21  322 

15,91 

225  849 

14,03 

13506 

10,08 

5J4848 

1896 

18 

844 

11,90 

60 

027 

3,6i 

27  774 

17,54 

286  338 

17,22 

13906 

8,78 

544  091 1 

„  Brandenburg 

1882 

33 

421 

12,72 

110 

013 

4,92 

40490 

15,40 

434  390 

19,42 

31368 

8,13 

791  177 

mit  Berlin 

1895 

38 

077 

13,38 

120 

118 

5,35 

45o'4 

15,81 

465815 

20,73 

31  393 

7,52 

777-00 

„  Pommern 

1882 

21 

277 

12,57 

69 

525 

3,50 

35716 

■5,»9 

267  181 

13,44 

13  201 

7,21 

454307. 

1895 

22 

065 

12,16 

70 

220 

3,44 

31424 

17,31 

319336 

15,64 

12830 

7,07 

465  875, 

„  Posen 

1882 

20 

234 

12,20 

67 

483 

3,29 

30  002 

22,08 

390  953 

19,09 

II  885 

7,17 

407085 

1895 

23 

678 

11,49 

76 

687 

3,67 

41  125 

19,96 

434  883 

20,83 

12638 

6,14 

427  839; 

„  Schlesien 

1882 

85 

197 

23,24 

280 

436 

10,99 

71  740 

19,57 

687  365 

26,94 

17773 

4,8s 

579  »4»! 

1895 

85 

391 

22,75 

280 

169 

10^6 

80326 

21,41 

751  114 

29,11 

17  172 

4,58 

555  930 

„  Saehsen 

1882 

37 

061 

12,97 

121 

887 

7,10 

40388 

14,14 

412174 

24,01 

16  678 

5.84 

614  2171 

1896 

36 

887 

11,98 

119 

678 

6,91 

42357 

13,76 

418984 

24,19 

16477 

5,35 

605  656: 

„  Schleswig- 

1882 

16 

475 

12,01 

53 

467 

3,76 

21  791 

15,89 

233  862 

16,43 

21  350 

'5,57 

875  204; 

Holstein 

1895 

15 

666 

11,56 

50 

504 

3,50 

22  997 

16,97 

247  227 

17,14 

21  586 

'5,93 

884  174| 

„  HannoTor 

1882 

60 

404 

18,37 

187 

036 

I],02 

Cr)  ftCC 

15,41 

30,27 

22  OIO 

6,70 

755  770 

„  Westfalen 

189Ö 

66 

240 

19,19 

307 

254 

11.83 

55869 

16,18 

560570 

32,01 

31  530 

6,24 

74?  7341 

1882 

44 

880 

14,71 

139 

000 

»3,49 

35  242 

11,55 

353091 

34,26 

»1456 

3,76 

382  356! 

189Ö 

47 

373 

■3,81 

147 

486 

13,64 

37  746 

11,01 

374  979 

34,67 

II  836 

3,45 

395  822 

„  Hessen-Nassau 

1882 

44 

709 

32,43 

150 

493 

20,70 

32  992 

16,55 

311033 

42,77 

4489 

2,25 

137212 

„  Bheinland 

low 

48 

241 

22,72 

156 

241 

20,84 

35  485 

16,71 

323  552 

43,15 

4  435 

2,09 

135076 

1882 

83 

891 

17,38 

279 

580 

20,73 

63  143 

13,01 

581897 

43,15 

7803 

1,61 

278  595 

1895 

85 

283 

16,42 

374 

605 

19,93 

67  527 

13,00 

596  125 

43,24 

8221 

i;58 

389  388 

„  HohenzoUem 

1882 

4 

078 

33,39 

13 

613 

23,16 

2  902 

23,76 

38  331 

48,21 

372 

3,05 

11  234 

1895 

4 

370 

36,00 

14 

607 

23,19 

3460 

28,50 

31  748 

50,40 

403 

3,32 

12  265 

PreuBS.  Staat 

1882 

493 

254 

16,23 

1  607 

200 

7,71 

474387 

15,60 

4  777  551 

22,91 

186958 

6  831  394 

1895 

522 

780 

15,80 

1676 

084 

7,84 

528  729 

15.98 

5  192816 

24.  to 

188  114 

c  6q 

6840992 

Bayern 

1882 

429 

24,27 

549 

012 

12,75 

207  986 

30,52 

2  070  954 

48,10 

45  169 

6,63 

I  392  108 

1896 

16s 

40g 

24,92 

553 

096 

12,74 

216999 

32,69 

2  148  833 

49,49 

44  182 

6,66 

i  350573 

Sachsen 

1882 

29 

S81 

15,49 

96 

481 

9,70 

36  263 

18,80 

393  577 

39,56 

9772 

5,06 

303  680 

Württemberg 

1895 

29 

368 

15,16 

95 

688 

9,57 

37  318 

19,27 

401  663 

40,18 

9868 

5,09 

vu.  i8q 

1882 

81 

148 

26,34 

259 

718 

23,91 

53  970 

17,52 

494  369 

43,61 

7724 

2,51 

333144 

1895 

84 

215 

27,46 

272 

044 

23,32 

57  670 

18,81 

525  531 

45,05 

7  774 

2,54 

231  264 

Baden 

1882 

66 

429 

28,60 

212 

288 

28,72 

36437 

15,69 

312525 

42,27 

3096 

1,33 

99900 

1896 

68 

554 

29,03 

218 

787 

29,37 

36  626 

15,51 

311  128 

41,78 

2942 

1,24 

93  568 

Hessen 

1882 

28 

678 

22,31 

92 

703 

21,52 

23  050 

18,56 

214  221 

49,74 

I  719 

1,34 

52  909 

1895 

28 

511 

21,30 

92 

838 

21,35 

24  254 

18,12 

218322 

50,22 

1  685 

1,26 

51  153 

Mecklenburg  -  Schw. 

1882 

7 

411 

6,69 

23 

492 

2,24 

6449 

5,82 

65  481 

6,2s 

7242 

6,53 

288  838 

und  Strelitz 

1895 

8 

523 

7,41 

26 

727 

2,54 

6832 

5,94 

69  190 

6,57 

7  201 

6,26 

284  371 

Elsasa-Lothringen 

1882 

55 

556 

23,75 

177 

236 

23,15 

51259 

13,37 

272048 

35,54 

4076 

1,74 

158309 

1H9d 

54 

7S7 

23,61 

175 

222 

22,81 

32  981 

14,22 

284984 

37,09 

4029 

1,74 

155616 

Uebrig.  Deutschland 

1882 

53 

621 

15.40 

172 

073 

10,77 

55  998 

16,09 

557  672 

34,90 

15754 

4,53 

547  888 

1895 

54 

20z 

14,68 

175 

498 

10,72 

57  395 

15,55 

569  408 

34,78 

1597z 

4,33 

558  III 

Dentsches  Beich 

1882 

981 

407 

18,60 

3  190 

203 

10,01 

926  605 

17,56 

9  158  398 

28,74 

281  510 

5,34 

9908  170 

1895 

I  016 

318 

18,28 

3285 

984 

10,11 

998  804 

17,97 

9721875 

29,90 

281  767 

5,07 

9869837 
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^""Hditod  Pachtilftclie 

in  Prozenten 


1 


>• 

a 

IC 

O 

Banem- 
TirtBchaften 


Ton  2—100  ha 


Gesamt- 

wirt- 
schafts- 
flftche  der 
Hanpt- 
hetriebe 
ha 


Landwirt- 
schaftlich 

bewirt- 
schaftete 

Fläche 

ha 


Gesamte 

vieh- 
haHnng* 
Haupt 
GroBSTieh 


Zahl  der 
Pferde 

zur 
Äcker- 
arbeit 


^   S  DD 

^  «  s  s 
.öS? 


Grosa- 
Tieh 


-SS 
2:1 


pro  1000  ha 

landwirt- 
schaftlich be- 
nutzte Fläche 


13 

II 

P 
's! 


33,71 

3,85 
21.81 
:9.8s 
»49 

".54 

35,78 
j4,97 

61.31 

44.53 
4i,4> 
i7,J0 
jö.59 
18.87 

jS,02 

20.66 

».99 
19.12 

>M7 


8,06 
11.S8 

'5,75 
13.49 
17,31 

9,93 
13,76 
15,37 
17,05 
»,37 
23,61 
18,56 
22,42 
27,26 
31,89 
17,31 

21,47 

n.59 
12,32 

4^ 

'5,31 
9,71 
9:47 


4,34 
5.05 
7,01 

8,38 
7,67 
10,15 
11,74 
13,68 

3,50 
5,09 
6,86 

8^1 

12,63 

14,51 
11,45 
12,87 

8,51 
11,33 

8,70 

11.45 
6,64 
7,33 

14,07 

»5,64 
5,99 
S.03 


2,01 
1,87 
3,92 
3,39 
3,64 

8,49 
9,33 
3,75 
3,53 
3,36 
3.55 
6,30 
6,57 
9,00 

9,81 
7,80 
:o,23 

7,15 
8,52 
14,26 
6,88 
28,05 
26,13 
",25 
14,30 


1  677  030 

I  745  446 
98 1  107 
I  110642 
I  727  657 
1  902254 

935  318 
I  030  843 

968  86 
I  10669: 
I  762  876 
1  941  732 
1339098 
I  397  728 
1  325  898 

1  345  636 
a  430  1 13 

2  534  775 
:  321  761 

J  371  144 
666  194 
770528 
1  386  826 
1489352 
59  676 
66802 


1  432  755 
1  485  785 
810576 
S90456 
I  335  580 
I  362933 
791  013 

85543» 
865  521 

939  399 
I  546  943 
1  587  213 
1  148378 
I  144318 
1  162533 
I  181  905 

I  45651a 
1  510558 
874  447 
918287 
598  738 
614869 
I  140072 
I 160 118 
53178 
58619 


I  049896 
I  202  337 
521  127 
651  796 
848856 
948  598 
520  827 
627  149 
584553 
711  384 
1371004 
I  436  26S 
812  470 
912  141 
898  745 
I  031  530 
I  283  366 

1  485  177 
705  684 
822  140 
548  692 
622  945 
I  041 610 
I  174618 
51863 
57  137 


71  806 
76  540 
37  903 
43037 
69179 
68  963 
41  978 
46716 
51  014 

54  774 
88  180 
89921 
49214 
48  992 
41  678 
40790 
73  149 
74150 
48S08 
46442 
34019 
31  77» 
98204 

87  833 
3516 
3255 


196  126 
219080 
100444 
110577 
132  508 
138290 
81  769 

87  947 
91  599 

101  6ig 
146601 
152052 
107486 
112  016 
102662 

104550 
146  711 

151  545 

88  232 
84  254 
44030 

43  345 
98684 

90253 
4417 
4  112 


3867 

5954 
2899 

4570 
6741 
8764 
2818 
5882 
3052 

5  161 

15597 
II  429 

8985 

8  167 
5670 
5010 

12239 
9449 

9  132 
8448 

6  112 
6865 
8847 

II  730 
700 
270 


732,7 
809.2 
642,9 

732,— 

635,6 

696,— 

658,4 

733,1 
675,4 
757,3 
886,3 
904,9 
707,8 
797,1 
773,1 
872,8 
881,1 
983,2 
807,- 
895,3 
916,4 
1013,1 
913,6 

IOI2,5 

975,3 
974,7 


136,9  85,43 
147,5  85,12 
123,9  82,62 
124,2  80,18 

99.2  77,31 
101,571,65 

103,4  84,57 

102.8  82,98 

105,889,33 

108.2  84,89 
94,8  87,75 
95,8  81,74 
93,6  85,75 
97,981,87 

88.3  87,68 
88,5  87,83 

100,7  59,94 

100.3  59,59 

100.9  66,16 
91,8  66,97 
73,689,87 
70,5  79,80 
86,5  82,21 
77,877,89 
83,1189," 
70,1187,75 


32,76 


ii.34 

SUl 
30,53 
■flA3 
•°-S7 
■9,H 
'3-51 
'1,56 

■1:77 

-T-SS 
-7,— 
:0,6g 

W9 

31.09 


16,67 
19,37 


6,26 
6,32 
13.13 

M,5I 

8,23 

6,86 
17,19 
15,39 
'7,25 
17,42 
29,66 
46,85 
18.94 
18,92 
21^ 
32,07 

14,61 
15.93 


8,67 
10,44 


6,53 
7,10 


2,51 

2,36 

3,92 

4,49 

4,40 

3,76 

8,13 

6,94 
10,63 
11,64 

24,95 
23,18 

17,75 
17,02 

9,93113,07 
10,72  13,37 


3,46 

1,95 
5,78 
5,58 
7,58 
6,00 
14,08 
9,63 
16,41 
12,03 
11,90 
11,08 
47,79 
39,33 


7,25 
8,17 


7,09 
7,22 


16  582419 

17  813  581 


5273712 
5  455  443 
935  552 
I  053  976 
l  118  S21 
1  299  034 
768096 
841  310 
395  067 
434  350 
419  736 
482  694 
650  887 
714710 
1  596093 
1  741834 

27  740  382 
29  836  932 


13  216  145 
13709892 


4012074 
4052  502 
793  738 
801  540 

987  231 
1  028  839 
624713 
623  481 

3S9  833 
362313 

377811 
380  288 
607  593 
615  822 
1  377  633 
1303017 

22  256  771 

23  877  696 


10338  693 
1 1  683  227 


3618347 
3861634 
753  225 
794882 
973  079 
I  094  786 
631  960 
68 1  485 
337  742 
372  142 
254  868 
383  497 
523  134 
566  910 
1070039 
1215736 

18399  077 
20  554300 


708  648 
713184 


243895 
237  495 
43  854 

44524 
60553 
58879 
43  893 
37262 
23  212 
24043 
13376 
14259 
43  838 
42  980 
60358 
61  009 

1  340  627 
1  233635 


1  341  319 
1399639 


263  252 
365  225 
75453 

82  591 
69  780 
72  809 
45  267 
30065 
33010 
36510 
35  301 
48  075 

83  353 
77073 

101  573 
110396 

2  048  206 
2  112  383 


85  659 
91699 


19088 
16679 

5  145 
3428 

6758 
4527 
3375 
3568 
2  165 
2385 
1836 

3735 

6  510 
6665 

10  641 
9821 

141  077 
141  497 


774,7 
853,2 


901,9 
953,9 
947,7 
991,7 
984,7 
1064,1 
1011,6 

1093,— 
938,6 

1027,1 
674,6 

745,5 

861,- 

930,6 

837,5 
933,0 

826,7 
898,4 


101, 

102.1 


5  79,70 
76,96 


65,6  76,08 


65,4 
95,1 
103,0 


70.7  88,24 

70.8  79,38 


72,58 
48.2 

9h 
100, 


92,0 


74,38 

84,84 

76,05 


1,33 
74,11 
791,08 

8  83,4» 


93.4  90,01 

100.1  78,78 

137,3  93,35 

125.2  86,16 

79.5  80,05 

84.6  74,81 


80,23 


92,3  76,68 


29» 
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Parzellea-wirtschaften  stehen  in  der  Yieh- 
lialtung  noch  über  den  bäuerlichen  "^V'irt- 
schaften  mit  1465  Haupt  Grossvieh.  Frei- 
lich handelt  es  sich  hier  viellach  um  eine 
Viehhaltung  für  andere  gewerbliche  Zwecke 
als  allein  für  den  landwirtschaftlichen  Be- 
trieb, was  indes  niu:  bei  der  Pferdehaltung 
erbeblioh  ins  Gewicht  fidlen  kann.  Im 


ganzen  kann  man  den  Satz  aufstellen,  dass 
je  grosser  die  Wirtschaft,  um  so  geringer 
die  Viehhaltung  ist.  Dieser  Satz  lässt  sich 
in  der  gleichen  Weise  in  den  verschie- 
densten Gegenden  Deutschlands  nachweisen . 

Die  stärkste  Viehhaltung  finden  wir  in 
SQddeutschland,  besonders  in  Baden  und 
Württemberg,  auf  bAoerlu^m  Bestte,  1093 


Stück  Grossvieh  auf  1000  ha  landwirtschaftlieh  benutzter  Flfiche. 


Provinzen 

in  den 

Betrieben 

der  GrCssenklaase 

n  von 

und 

Jahr 

unter 

von 

5-20 

20 

2—100 

flber 

aber- 

Staaten 

2  ha 

u  IIA 

2— fi  ha 

ha 

Mim 

bis 
100  ha 

ha 

inn  hit 

XW  lUft 

Otttimtnumi 

1882 

2  2o8  ^ 

I  010  1 

660,0 

73^,7 

5"4,* 

675  7 

2  1 

886,2 

752,3 

809,2 

7  '7  e  jc 

1882 

/^4i4 

503,2 

642,9 

c8t  St 
501,0 

1896 

2  tfiT  1 

70I  8 

666,4 

732,0 

66j.  c 

Ttrandpnhiircr  mit'. 

1882 

1  112  5 

7dl  1 

53°,3 

fiie  A 
035, 

AI  I  6 

e8i  I 

Berlin 

1895 

1  5U,6 

1  025,3 

803,3 

580,7 

696,0 

393,7 

622,9 

Pommern 

1882 

2  008,9 

917.9 

72'1,2 

<;8o.6 

6>;8  4 

421.0 

^6o.Q 

1695 

2  123,9 

I  056,4 

805,2 

426,7 

605,5 

Posen 

1882 

I  938,3 

904,7 

753i3 

<;62  6 

67  c  1 

428,5 

573,9 

1896 

2  346,3 

985,1 

831,1 

7C7  1 

431,3 

632,0 

Schlesien 

1882 

I  351(7 

1088,3 

902,7 

768  0 

886  t 

529,5 

786,4 

1895 

1  356.6 

I  I02,3 

919,2 

yj4iV 

520,4 

795,7 

Sachsen 

1882 

967,0 

825,6 

739,7 

662,6 

707  8 

476,8 

659,3 

1895 

1  144,9 

963,8 

844,7 

7112 

485,7 

733,5 

ScUeswig^Holsteln 

1882 

I  573,8 

962,2 

853,0 

7J.O  2 

771  I 

590,7 

759,0 

1896 

I  885,1 

1  131,3 

970,1 

810  8 

872  8 

654,8 

856,1 

Hannover 

1882 

I  341,3 

1 100,7 

940,0 

7866 

881  I 

585,4 

888,0 

1896 

I  511,4 

1  259,4 

1  055,2 

8c  I  0 

595,8 

990,5 

Westfalen 

1882 

I  291,5 

1 036,1 

871,2 

66a  a 

532,9 

843,7 

Heuen-Naasan 

1895 

I  570,5 

1  192,4 

956,3 

726  8 

8ac  1 

483,0 

939,6 

1882 

I  342,5 

I  020,3 

913,3 

7 10  8 

569,1 

937,7 

189Ö 

I  301,8 

I  221,9 

I  009,0 

781  c 

Intal 

550,7 

1  009,9 

Bhemland 

1882 

I  410,9 

i  141,3 

897,0 

562,1 

967,4 

1896 

1  462,4 

I  238,8 

1  oio,5 

777,7 

1012,5 

496,7 

I  050,6 

Hoheazollem 

1882 

1  320,1 

1  183,4 

933,3 

854,2 

975,3 

594,0 

989,3 

1895 

1097,1 

1  211,6 

933,9 

708  6 

763,4 

977,5 

EOnigr.  Prenssen 

1882 

I  342,1 

I  037,3 

839,0 

667,9 

774,7 

466,4 

709,8 

„  Bajem 

1895 

I  621,0 

I  139.4 

914,9 

734,3 

852,2 

473,4 

77».7 

18K2 

i  261,3 

1072,1 

920,3 

807,4 

901,9 

503,1 

911,5 

1896 

I  316,2 

I  158,5 

962,5 

853,4 

952,9 

503,4 

956,2 

„  Sachsen 

1882 

922,6 

1  016,2 

987,8 

875,2 

947,7 

611,4 

897,9 

1895 

955,6 

1  052,3 

I  027,8 

924,6 

991,7 

625,7 

938,3 

„  Württem- 

1882 

1008,7 

1  105,8 

987,9 

842,8 

984,7 

594,4 

979,6 

berg 

1895 

I  005,2 

I  205,9 

1  067,6 

889,4 

i  064,1 

581,0 

1048,1 

Baden 

1882 

I  233,2 

I  194,9 

986,4 

701,0 

I  Ol  1,6 

428,7 

1  031,1 

1895 

i  235,1 

1  297,7 

1  057.6 

732,3 

1093,0 

263,0 

1086,4 

Hessen 

1882 

I  127,7 

i  094,9 

935,4 

677,9 

938,6 

442,8 

936,2 

1895 

1  179,8 

1  197,3 

1  017,9 

757,5 

1027,1 

448,7 

1  016,8 

Hecklenborg-Schwe- 

1892 

2  090,6 

1005,6 

799,4 

619,4 

674,6 

475,6 

610,5 

rin  nnd  Strelitz 

1896 

2  295,0 

1  163,8 

912,2 

735,9 

745,5 

500,6 

657,7 

Elsass-Lothringen 

1882 

I  264,0 

1  071,0 

870,5 

609,4 

861,6 

494,9 

888,5 

1895 

1  216,7 

I  149,1 

934,5 

637,8 

920,6 

528,1 

928,5 

Uebrig.  Pentochland 

1882 

1093,7 

965,5 

842,5 

792,3 

831,8 

564,1 

822,5 

1895 

I  235,4 

1  081,0 

935,1 

884,3 

933,0 

583,0 

911,5 

Dentsfdiei  Reich 

1882 

I  333,8 

I  058,2 

879,9 

703,9 

816,7 

473,2 

769,4 

1896 

1  465,0 

J  »55,4 

947,0 

765,1 

898,4 

481,7 

«29,6 
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und  1064  Haupt  Grossvieh  auf  1000  ha 
landvirtsdiaftUca  benutzter  FlAche,  die 
niedrigste  Viehhaltung  liegt  in  den  Ost- 
Üdiea  Provinzen  Prossens  vor,  in  West- 
prenseen,  Brandenburg,  Pommem,  Posen 
696—509  pro  1000  ha.  Um  den  Ünter- 
scbied  der  Viehhaltung  zvischeo  grosseren 
und  kleineren  GHltem  klar  zu  I^en,  und 
zugleidi  ^e  £ntwickelnng  seit  1882  zu 
zogen,  haben  vir  nebenstehende  (S.  452) 
Tabelle  aufgestellt. 

Die  folgende  Tabelle  auf  SS.  4rj4  und 
455  zeigt  die  veiscfaiedenen  Viehgattungen 
pro  1000  ha  auf  den  Onindstflcken  der  drei 
Orfssenkategorieen.  Hier  ei^ebt  sich  nun 
mehrfach  eine  Abweichung  der  obigen  Regel. 

Pferde  sind  in  der  ParzelleuTvirtschaft 
natfirUch  weniger  vertreten  als  in  grösseren 
Wirtschaften.  Der  bauerliche  Betrieb  aber 
steht  auch  hier  dem  grossen  bedeutend  voran. 
Die  st&rkste  Pferdehaltung  auf  Baiiemgütem 
wie  auf  den  (ihrigen  Betrieben  zeigt  Ost- 
preussen  mit  199  auf  l00<t  ha,  ^gen  118 
auf  deu  griSsseren,  !Mi  auf  den  kleineren  Be- 
sitzungen. Das  Minimum  Imt  Sachsen;  mvc 
10  auf  den  Fansellen,  109  bei  den  Baueiii, 
82auf  den  Gross^indbesitzungen.  luBayem 
gestalten  sidi  ilie  Zahlen:  35;  79;  59.  In 
lUsass-Lothringen ;  5t;  157;  158. 

Die  Bind  viehhaltung  ist  gerade  auf 
dem  Parzellenbesitz  besonders  gross,  unter 
2  ha  vielfach  doppelt,  mitunter  dreimal  so 
noss  als  in  der  folgenden  QrOssenkategorie. 
Da  am  stärksten  der  Bestand  bei  einer 
ÖrOose  unter  2  ar,  170  auf  100  ha  ist,  so 
ist  anzunehmen,  daes  dies  auf  die  grosse 
Zahl  Gutstagelöhner,  Depntanten,  dann  auf 
Häusler  zurückzuführen  ist,  welche  das 
Futter  nic^it  selbst  erzeugen,  sondern  in 
der  einen  oder  anderen  !rorm  ^liefert  er- 
halten. Fast  all^mein  ist  sie  hi«:  zuiUcJi- 
ge^angen,  was  in  vielen  Fällen  berechtigt 
sein  wird,  weil  noch  vielfiich  ein  trauriges 
Durchhungern  des  Viehes  auf  Kosten  der 
Gemeinde-  oder  Gutsweide  verbreitet  ist. 
Der  Rückgang  ist  aber  auch  rielbch  zurück- 
zuführen  auf  eine  Einschränkung  d^  Na> 
turalwirtschaft ,  besonders  der  Oewährung 
von  Futter  für  eine  Kuh  an  die  Tagelöhner 
auf  den  grösseren  Gütern.  Oft  wird  ihnen 
von  dCT  Gutsherrschaft  ein  Quantum  Milch 
dafür  geliefert,  oder  man  weist  sie  auch  auf 
Ziegen  an,  was  aber  mehr  vereinzelt  vor- 
kommt Es  zeigt  sich,  dass  noch  jetzt  die 
KuhhaltuDg  der  kleineu  Leute  am  verbrei- 
tetsten  ist,  wo  grosse  Gflter  überwiegen,  in 
Ost-  und  Westpreussen,  Posen,  Pommern 
imd  Mecklenburg  1000—1300  pro  1000  ha, 
g^n  448  in  Sachsen,  383  in  Thüringen 
etc.,  645  in  Hessen,  775  in  Württembei^. 
Dort  ist  aber  auch  der  Rückgang  am  be- 
deutendsten; in  Ostpreussen  von  1400  im 
Jahre  1882  auf  1291,   in  Pommern  von 


1181  auf  1015,  in  Schlesien  von  1055  auf 
867.  In  der  Provinz  Sachsen  ist  die  Kuh- 
haltung der  Tageljäiner  meist  schon  früher 
beseitigt  gewesen,  daher  schon  1882  nur 
noch  259,  die  aber  neuerdings  noch  auf 
186  herabgedrückt  sind.  Ks  wftre  aber  sehr 
fidsch,  dies  allgemein  als  ein  gross»  Vehei 
anzusehen,  denn,  wie  angedeutet,  der  Ver* 
lust  für  die  Tagelöhner  war  vielfoch  nur 
ein  unbedeutender,  die  Nutzung  der  klmnen, 
schlecht  gehaltenen  Tiere  war  meist  eine 
sehr  geringe  und  ist  in  den  meisten  fallen 
in  anderer  Weise  ausreichend  ersetzt.  Mit- 
unter wird  er  freilich  auf  eine  Verminde- 
rung der  Milchnahrung  hingewirkt  haben, 
und  wünschenswert  wäre  es  ^wesen,  dass 
die  Güter  den  Arbeitern  reichlicheres  Futter 
als  bisher  gewährt  und  dadurch  den  Milch- 
konsum erhöht  hätten.  Rein  wirtschaftlich 
ist  jene  Reduktion  zu  rechtfertigen,  weil 
der  Gutsherr  in  der  Regel  das  Dreifache 
und  mehr  von  der  Kuh  erzielt  als  der 
Tagelöhner  und  das  bisherige  Quantum  an 
Milch  demselben  mit  Gewinn  abtreten  kann, 
wenn  er  das  Futter  nicht  mehr  zu  liefern 
braucht.  Ob  dieses  sozial  schädlich  ist, 
hängt  davon  ab,  was  für  einen  Ersatz  der 
Tagelöhner  noch  ftlr  die  Nebeneinnahmeu 
aus  der  Kuh  erhält.  Meistens  ist  dieser  in 
der  erweiterten  Schweine-  und  Geflügelhal- 
tung überreichlich  geboten. 

Auf  den  bäuerlichen  Grundstücken  wer- 
den durchschnittlich  g^n  600  Stück  auf 
1000  ha  gehalten,  ^gen  250  auf  deu  Güteni 
und  782  auf  den  Parzellen.  Am  stäiisten 
ist  die  Haltung  auf  Grundstücken  von  2  bis 
:  5  ha  800—900,  von  5—10  ha  702,  10—20 
ha  593,  20—50  ha  497,  50—100  ha  404, 
200—500  ha  259,  Aber  1000  ha  185  Stück. 
Die  Abstufung  ist  hier  weit  grösser  als  bei 
Hauptgrossvieh. 

In  den  östlichen  Provinzen  ist  die  Rind- 
viehhaltung am  schwächstcoi  380 — 440,  nur 
in  Schlesien  650,  in  Barem  713,  Wlirttem- 
berg  823,  Baden  aSl,  Msass-Lothringen  nur 
573.  Fast  überall  ist  eine  erfreuliciie  Zu- 
nahme zu  beobachten.  Auf  den  grösseren 
Gütern  ist  der  Unterschied  nicht  so  gross. 
Der  Bestand  schwankt  zwischen  1 83  in 
Pommern,  461  in  Schleswig-Holstein,  und 
bewegt  sich  meistens  zwischen  250  und  350 
Stück  pro  lOWf  ha.  Gerade  hier  ist  die 
Zunahme  am  bedeutendsten,  von  197  auf 
250.  In  Westpreussen  stieg  sie  von  149 
auf  214,  in  Schlesien  von  276  auf  341,  was 
hauptsächlich  die  Folge  der  Einschränkung 
der  Schafhaltung  ist.  Wenn  in  Baden  ein 
erheblicher  Rüdegang  vorliegt,  so  ist  das 
bei  der  geringen  in  Betracht  kommenden 
Fläche  bedeutungslos  und  kann  auf  zufiUli- 
gen  Umständen  beruhen. 

Auf  den  Rückgang  der  Schafhidtung 
machten  wir  bereits  aufmerksam;  pro  IQw 
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Viehstand  auf  1000  ha 


Pirimnuii  tihA 

1 

iTikl. 
Folileu 

Rind- 
vieh 
itikK 
KüllHjr 

Schafe 
inkl. 

liß  inkl. 
Fcrk.l 

Pferde 
inkl. 

Fohlt-n 

Hind- 
vieh 
inltl- 

Kiilber 

Schafe 
ink!. 

Lämmer 

Setriebe  läit  0—3  ha  Areal 

Betriebe  mit  2— iOO 

^  _  r_ 

1683 

1  400,4 

1480,1 

2  155,0 

1*4,5 

182,2 

3"3.3 

431.5 

I  agi,4 

1  359,1 

3  493,7 

382,9 

397,2 

341,6 

45,4 

I  387Tt> 

466,7 

a  056,6 

717,0 

1S4.0 

324.5 

384,5 

Btrlftdeiibüiir  tait 

•im 

83,0 

<  MSS 

*44.3 

3  5»,9 

1 143,0 

158,9 

386,8 

333,0 

ifyß 

40,S 

354,4 

116,4 

361,1 

77,9 

515,9 

3769,4 

3364,1 

123,0 

403,0 

ai8,3 

18H2 

42,2 

1  61 1,6 

3  204.2 

707.9 

120,2; 

340,8 

78',4 

lesn 

54,4 

1  iS?,! 

3  34f,7 

I  030,0 

IZI,2 

399,3 

469,3 

'  4' 0,5 

123.9 

[  731,2 

700.7 

3^2,3 

360.9 

18Hf» 

'  352,7 

3  2S4.0 

1  a8K,S 

140,2 

440,4 

145,8 

24,5 

I  "^^,t) 

10,3 

796,2 

746-1 

1  11,1 

ao,o 

^2,0 

SCJ7.2 

^,9 

133'.S 

r  oSd,e. 

116,4 

'M  ^' 

20,1 

r  809,11 

2213.7 

1  fi7  A 
107,0 

i^.ui  ^,■S 

^72,7 

SdiMwig--HolBtein 

1895 

30?, 9 

2  370,4 

2  458,9 

1 1 6^0 

465,4 

3 '4,5 

1883 

Hai  ■> 

1  743,4 

1  »31.4 

i  155,3 

1  io,g 

539,6 

z&j,a 

1896 

■f  1-1 

T  4rf  4-  1 

3091,1 

t  356,6 

mC  n 
590,0 

1883 

12,1 

1  4ä6,S 

1404,5 

120,7 

18115 

49i4 

eeS 

077,5 

2  73S,T 

1  768.7 

136,3 

500,4 

1  fl  -7 

7P7j5 

190,5 

1  3(1.«  f  1  449,9 

1 10,3 

507,4 

401,0 

IHllö 

40,0 

!  (i^a,6 

1S4-0 

2  644.6 

I  670,0 

113,6 

55^,7 

364,6 

1KS2 

3  1,3 

^  f  ?  4 
J,4 

763,7 

I  239,8 

793  r* 

36,3 

351,3 

I  322,9 

7' 2,0 

474 17 

2(3,0 

1  714,1 

206,0 

7  "9.9 

1 

97,9 

001,3 

364,9 

I89n 

47 1° 

»50,2 

1 17,1 

I  324,0 

£  ^2&,S 

95,9 

739.7 

140,1 

IKSä 

]  042,4 

3*63.0 

509,8 

737.5 

nQ  r 
98,  I 

739.3 

^79,5 

189ä 

31,5 

Km  1 

733,0 

032,3 

SA  A 

ou,o 

732,3 

119,1 

KUnigr.  Preusaen 

1882 

30,1 

902,8 

499,6 

1371,9 

1  221,2 

122,6 

479,8 

461,4 

1895 

55,2 

801,2 

357,8 

2  361,6 

1  522,2 

121,3 

525,5 

284,4 

„  Bayern 

1882 

26,8 

1  056,5 

216,6 

578,2 

677,9 

79,5 

694,5 

278,3 

1895 

35,4 

953,2 

205,7 

886,6 

946,0 

7°,9 

735,3 

209,6 

„  Sacheen 

1882 

10,1 

576,1 

16,2 

885,4 

I  332,2 

102,1 

713,7 

35,1 

1895 

27,2 

448,5 

19,5 

I  377,9 

1  678,3 

109,6 

705,9 

15,6 

„  Württem- 

1882 

28,7 

835,4 

390,4 

273,8 

330,2 

83,2 

755,1 

489,3 

berg 

1895 

31,7 

775,6 

273,7 

472,1 

514,4 

81,8 

822,9 

316,1 

Baden 

1882 

40,2 

947,9 

150,3 

633.0 

689,1 

87,2 

770,6 

155,9 

1895 

53,1 

860,5 

141,2 

884,8 

835-5 

88,0 

831,4 

92,7 

Hessen 

1882 

39,7 

730,6 

169,0 

861,2 

I  474,7 

106,9 

645,8 

376,1 

1895 

52,8 

645,' 

110,2 

I  205,8 

I  822,0 

112,1 

710,0 

165,6 

Hecklenbnrg  -  Schw. 

1882 

21,7 

I  252,4 

946,0 

2  642,7 

701,0 

118,4 

394,5 

464,9 

u.  Strelitz 

1895 

28,8 

1  "32,3 

619,9 

3982,1 

866,1 

124,6 

433,1 

267,3 

ElsaBS-Lothriiigen 

1882 

56,1 

922,1 

283,2 

816,7 

403,4 

»77,4 

496,2 

118,1 

Uebrig.  Deutschland 

1895 

51,5 

838,7 

224,4 

967,5 

5  »0,5 

156,6 

573,6 

92,0 

1882 

30,9 

502,7 

446,2 

1408,3 

2  070,8 

95,9 

546,8 

583,0 

1895 

44,2 

383,2 

300,2 

2  326,2 

2441,4 

102,0 

607,1 

380,8 

Deutsches  Beicb 

1882 

31,1 

884,2 

411,8 

I  141,2 

1  082,1 

II  1,0 

552,7 

400,5 

1895 

49,1 

782,6 

313,9 

1  916,6 

1  374,3 

»14,9 

598,0 

256,1 

ha  von  663  auf  387.  In  Posen  von  1008 
auf  896,  in  Schlesien  von  536  auf  199.  Im 
Rheinland  von  267  auf  189,  im  Königreich 
Sachsen  von  171  auf  93,  welches  der  nie- 
drigste Schaf  bestand  ist ,  den  deutsche 
Länder  aufweisen.  Hier  ist  der  Bestand 
bei  den  Bauern  am  geringsten,  mit  256 
gegen  314  im  Parzellenbetrieb  und  787  im 
Grossbetrieb.  Der  Rückgang  war  auf  dem 
letzteren  am  grössten. 


Die  Erscheinung  könnte  als  bcsorgnis- 
eiTegend  angesehen  w»den,  wenn  nicht  im 
Rindvieh,  mit  Ausnahme  wohl  der  ganz 
leichten  Bodenarten,  Ersatz  gefunden  wer- 
den konnte  und,  mit  oben  gemachter  Ein- 
schränkung, gefunden  ist  Dass  aber  die 
Ursache  desselben,  der  gewaltige  Rückgang 
der  Wollpreise,  der  Landwirtschaft  emeb- 
liche  AVunden  geschh^n  hat,  ist  nicht  zu 
bestreiten. 
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landwirtschaftlich  benutzter  FlAdie. 


Schwei- 
ne inkl. 
Ferkel 


iia  Areal 


Pferde 
inkl. 
Fohlen 


Schwei- 
ne inkl. 
Ferkel 


Ziegen 


Betriebe  über  100  ha  Areal 


Pferde 
InkL 
Fohlen 


Rind- 
vieh 
inU. 

Kälber 


Schafe  .Schwei- 
ke  inkl. 
Ferkel 


Läm- 
mer 


Betriebe  überhaupt 


Ziegn 


211,8 

1,1 

108,0 

220,8 

I  086,0 

49,0 
89,6 

0.2 

152,0 

330,1 

706,0 

190,0 

3,3 

317,1 

2,9 

118,2 

274,3 

493,8 

oj 

164^6 

369,4 

425,6 

302,0 
176,0 

8,6 

193,9 

6,4 

82,0 

149,0 

1  502,0 

54,0 

0,5 

117,0 

268.8 

913,8 

31,7 

330,0 

13,1 

96,3 

214,0 

848,4 

118,6 

0,6 

i»9,5 

335,3 

502,0 

328,0 

39.2 

223,4 

347,8 

16,2 

58,0 

150,3 

1  624,8 

47,0 
78,8 

0,5 

93.2 

293,5 

859,8 

228,7 

86,1 

25,0 

63,8 

183,6 

945,9 
1  887,0 

0,7 

99.7 

330,0 

473,1 

352,3 

112,4 

334,6 

7,3 

65,0 

121,7 
183,4 

59,0 
136,7 

0,2 

86,0 

238.0 

1  439,0 

199,0 

22,8 

417,3 

11,1 

71,2 

I  023,4 

1,3 

91,6 

298,5 

796,0 

349,3 

36,2 

1894 

",9 

74,0 
85,0 

160,2 

I  541,0 
634,0 

46,0 

0,5 

97.0 

288,7 

I  008,0 

146,0 

21,9 
48,4 

361,8 

25.7 

217,2 
276,1 

90,4 

0,9 

198,8 

350.0 

396,5 

302,6 

244,8 

33,4 
42,6 

70,0 
73,8 

I  414,0 

30,0 

1,5 

92.0 

540,3 

536,0 

198,0 

58,7 

354,2 

341,1 

551,0 

50,0 

1,1 

98,9 

547,8 

199,4 

296,5 

76,6 

303,9 

43,9 

61,0 
63,7 

222,4 

1  427,0 

78,0 

90,0 

350,2 

791,0 

336,0 

166,1 

jSln  n 
409,9 

52,9 

252,2 

1  094,1 

"3,9 

1,8 

97,4 

"RR  n 

320,7 

527,5 

192,3 

•5*19 

4,8 

75,0 

323,0 

1 15,0 

0,2 

104,0 

524,9 

322,0 

179,0 

24,3 

Rl  A 

öl, 4 

jAi  t 
401,1 

2  198,0 

196,7 

0,5 

113,7 

579;2 

240,5 

3*0,9 

27,2 

1  ^  A 

iz,4 

77,0 

1  77',o 

136,0 

0,0 

111,0 

1  010,0 

1 1^,7 

609,4 

15,9 

79,1 

321,2 

1  020,9 

215,0 

0,9 

117,9 

555,9 

Ann  II 

722,0 

130,7 

107,0 

334,0 

20,2 

00,0 
64,2 

205,0 

1  943,0 

125,0 

o,3 

104*0 

526, 1 

454,0 

415,0 

19,3 

M  R 

32,0 

229,3 

1  04 1 ,6 

212,3 

1,7 

103^8 

551,5 

295,0 

7w,5 

,  Rn  1 
i  00,4 

IIA  R 

239.5 

I  756,0 

1 2 1 ,0 

1,2 

7&,o 

622,9 

1-1 

040,0 

jOÖ,0 

io_j,o 

40^,0 

47,3 

00,  □ 

S09.3 

206,4 

1,6 

50,7 

007,5 

400,1 

55', 3 

*oö,g 

307,9 

29,1 

00,0 
70,0 

352.9 

639,0 

99,0 

1,5 

00,0 

707.9 

267,0 

35S,o 

163,4 

450,5 

3',«» 

32 1-6 

203,7 

145,» 

4,2 

755,3 

139,5 

535,3 

rnn  R 

276,0 

27,7 

77,0 

292,6 

1  674,0 

76,0 

2,0 

93,o 

03,0 

749,0 

230,0 

207,0 

76,5 

397,0 

19,2 

At  I 

410,4 

1  003,1 

142,3 

4,7 

730,5 

152,3 

411,0 

5',» 

254,5 

18,1 

75 -o 

192,2 
246,9 

1  478,0 

55,0 
104,8 

0,6 

103,0 

409,6 

785,0 

247,0 

72,1 

414,5 

23,8 

83,0 

756,7 

1,0 

110,9 

452,9 

435,1 

414,0 

90,4. 

237,1 

14,9 

58,0 

319,2 

701,0 

103,0 

1,8 

77,0 

702,5 

285,0 

250,0 

44,8, 

307,1 

21,0 

59,4 

336,7 

421^6 

143,7 

2,2 

76,7 

734,0 

214,9 

326,7 

57,5 

54,5 
58,5 

370,3 

I  007,0 
■;68,o 

1 5^'0 

3,0 

92,0 

656,9 

171,0 

309,0 

125,3 
143,8 

462,3 

81,9 

397,8 

193^1 

3,2 

101,0 

647,8 

93,6 

476,9 

219,5 

13,1 
16.3 

65,0 

312,9 

I  689,0 

53,0 

1,1 

77,0 
76.7 

755,0 

503,0 

222,0 

47,4 

342,5 

67,5 

350,7 

1  079,9 
854,0 

86,4 

1,0 

801,4 

328,3 

349,5 

64.0 

367,2 

40,2 

52,0 

247,9 

71,0 

1,7 

80.0 

785,5 

168,0 

398,0 

i28;4 

468,3 

41,1 

31,9 

171,2 

291,3 

59,5 

0,9 

8i;6 

815,3 

105,3 

511,0 

145,0 

404,8 

50,4 

61,7 

247,4 

746,0 

112.2 

1,9 

96,9 

636.1 

286,7 

443,3 

213,7 

511,2 
223,8 

64,2 

67,6 

267,3 

332,2 

i86;5 

2,6 

103.0 

680.7 

167,3 

583,1 

268,0 
28,9 

3,6 

78,8 

168,6 

I  687,6 

79,8 

0,3 

90.8 

366,8 

I  218,0 

231,6 

393,9 

3,9 

87,7 

212,2 

1  159,7 

150,4 

0,4 

98,8 

327,2 

822,9 

390,2 
389,0 

34,8 

343,8 

13,2 

169,0 

188,7 

293,0 
195,6 

94,0 

0,6 

161,0 

530,6 

153,0 

64,2 

406,5 

16,4 

158,7 

241,9 

114.1 

1,2 

143,7 

582,2 

116,1 
708,2 

454,8 

76,9 

340,1 

49,6 

70,4 

263,0 

I  664,3 

115,5 

1,1 

87,8 

437,2 

392,2 

195,6 

521,7 
263,6 

60,8 

75,3 

307,8 

116,4 

183,1 

2,0 

94,1 

.■^51,8 
484,9 

468,4 

616,6 

235,5 

21,2 

75,0 

197,5 

I  471,0 
787,3 

62,0 

0,7 

98,0 

663,0 

265,0 

77,0 

402,1 

26,7 

83,1 

249,9 

113,5 

1,1 

103,5 

524,4 

387,3 

417,1 

95,5 

Die  Schweinehaltung  ist  von  265  auf 
415  pro  1000  ha  gewachsen.  Sie  ist  am 
grSssten  auf  den  Parzellen:  1882  1141, 
1895  1916,  bei  den  Bauern  dagegen  263 
und  402,  von  2—5  ha  700,  5— 10  ha  497, 
10—20  ha  385,  50—100  ha  201,  100—500 
ba  dagegen  nur  135  Stück.  Der  kleine 
Hann,  vielfach  der  Tagelöhner  ist  es,  der 
aus  den  Schweinen  einen  erheblichen  Neben- 
Terdienst  und  zuglei<di  fOr  sich  die  erwei- 


terte Fleischnahruug  bezieht.  Eine  Zunahme 
ist  hier  sicher  noch  m^lich  und  wünschens- 
wert. 

Die  Ziegenbaltung  steht  hinter  dem  I^- 
(irterten  so  erheblich  ziurück,  dass  wir  sie 
nur  kurz  berühren.  Nur  bei  dem  Parzellen- 
betrieb tritt  sie  den  anderen  ebenbüitig  zm 
Seite,  mit  1374  Stück  auf  1000  ha  gegen 
10S2  im  Jahre  1895.  Anf  den  bäuerUchen 
Gutem  mit  267. 
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Bauerngut  und  Bauernstand  (Statistisch) 


Besondere  Aufmerksamkeit  ist  in  der 
Statistik  noch  dem  Zugvieh  gewidmet. 
Dasselbe  ist  naturgemäss  nur  schwach  auf 
den  Parzellen  vertreten,  nur  in  9,r)''/o,  auf 
Gnmdetücken  von  2 — i)  ha  schon  71,4  °/o, 
w^u^nd  es  in  den  gKissereu  nur  unter 
aussergewöhnlichen  Verhältnissen  fehlt.  Nur 
Pferde  verwenden  von  denParzeUenbetrieben, 
die  überhaupt  Zugvieh  gebrauchen,  12,3  "/o, 
82,1  **/o  nur  Kühe.  Bis  zu  2(J  ha  wei-den 
noch  häufiger  £ühe  allein  verwendet,  von 
2—5  ha  in  69,5  »/o,  von  5—20  ha  in  20^«,'o. 


Der  grössere  Bauer  bedient  sich  Öfter  aus- 
schliesslich der  Pferde  in  76,3%,  von  Guts- 
besitzern nur  50  *'/o,  wo  ausserdem  sonst  noch 
Ochsen  benutzt  werden.  Selbst  auf  diesen  soll 
nach  der  Statistik  noch  Öfters  in  1,1%  die 
Kuh  zum  Zuge  gebraucht  w^erden.  Im 
ganzen  werden  fiber  1  Million  Kühe  ange- 
spannt Am  meisten  ist  die  Sitte  in  Sfld- 
deutschland  verijreitet. 

Auf  14J0  ha  kmdwirtBchafÜicber  FlSche 
^nd  thätig 


in  DentacUand  überhaupt 
anf  Grundstücken  unter  2 

Ostprenssen 

Westfalen 

Prenasen 

Bayern 

Sachsa 

Anhalt 

Elflaas-Lothriugen 


ha 


8,14  Pferde,  3,09  Ochsen  und 


2,70 
5,84 

1,74 

2,91 
2,60 
3.24 


»,»4 
0,61 

0,92 
1,08 
1,90 

0,41 
0,18 
:,8i 


7,23  Eflhe 

21,56  „ 

18.67  „ 

13,43  „ 

'4,83  „ 
5»,4o 

',96  „ 

»6,45  „ 


Es  ergiebt  sich  hiemach  eine  ausser- 
ordentliche Verschiedenheit  in  der  Be- 
nutzung der  tierisdien  Hilfe  zur  Beacke- 
rung. Je  zersplitterter  der  Boden  ist,  um 
so  mehr  wird  mit  dem  Spaten  gearbeitet 
und  Zugtiere  kommen  weniger  zur  Anwen- 
dung. 

In  Anhalt  wii-d  ausnahmsweise  wenig  Zug- 
vieh gehalten,  in  Ostpreussen  dagegen  sehr 
viel;  in  Westfolen  gleichfalls  wenig,  in 
Bayern  auffallend  mehr.  Das  kann  seinen 
Orund  in  einer  sehr  grossen  Zeroplittmmg 
oder  in  der  mehr  gärtnerischen  Benutzung 
des  Idndcs  haben,  wo  naturgemäss  die  Hand- 


arbeit melur  übernehmen  muss.  Zugvieh  nicht 
so  viel  Anwendung  finden  kann  wie  im  land- 
wirtschaftlichen Betriebe.  Das  letztere  fällt 
mehr  ins  Gewicht  als  das  erstere.  In  An- 
halt und  namentlich  in  Westbden  nimmt  der 
gärtnerische  Betrieb  einen  erheblichen  Pro- 
zentsatz der  landwirtschaftlidien  Fläche  ein, 
5  und  12  ".'0,  in  Ostpreussen  niu-  1,2  "/o, 
Bayern  2,53  "/o. 

In  Anhalt  Überwiegt  zugleich  die  gans 
kleine  Parzelle  unter  1  ha  mit  QG^k  gesea 
44  "/o  in  "Westfalen,  35  "/o  in  B^em,  allere 
dings  52  ",'0  in  Sachsen,  55<Vo  in  Ostpreussen. 
Was  in  Bayern  mit  den  Kühen  gesdufft 


Par  seilen 

imter 

von  5 

20  bis 

50  bis 

X— 2  a 

SoBuna 

5  a 

bis  20a 

ÖO  a 

100  a 

0—2  ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

Anhalt 

Landwirtech.ben.Flilche 

327 

826 

2544 

3799 

3590 

10  790 

T.  d.  Fläche  unter  2  ha 

0,29 

7.65 

23,58 

35,21 

33,21 

dav.gärtnerisch  benutzt 

13,1 

60 

125 

157 

171 

526 

i.  %  d.Iandw.  ben.Fläche 

43,6 

7,26 
2769 

4,91 
16  183 

4,13 

4,73 

4,88 

Ostpreassen 

Landwirtsch.  ben.Fläche 

160 

13719 

27  206 

60037 

v.  d.  Fläche  unter  2  ha 

0,27 

4,61 

26,95 

32,85 

45,32 

dav.eärtnerisch  benutzt 

8,1 

62 

234 

188 

262 

754 

i,  %a.landw.  ben.Fläche 

5,06 

2,22 

1,45 

1,37 

0,96 

1,26 

Westfalen 

Landwirtsch.benJ'läche 

I019 

8942 

12909 

23  247 

59  9»3 

106030 

V.  d.  Fläche  unter  2  ha 

0,96 

8,43 

12,17 

21,93 

56,51 

dav.gftrttteri8ch  benutzt 

658 

4535 

2611 

2321 

3  184 

13309 

i.  %  d.  landw.  ben.Fiaehe 

64,57 

50,72 

20,23 

9,98 

5,31 

12,55 
177659 

Bayern 

Landwirt9ch.ben.Fläche 

384 

3937 

16374 

41  208 

115756 

V.  d.  Fläche  nnter  2  ha 

0,22 

2,22 

9,22 
832 

23,19 

65,15 

dav  .gärtnerisch  benutzt 

175 

552 

1 177 

1  765 

4501 

i.  %  d.  landw  .ben.Fläche 

45,57 

14,02 

5,08 

2,86 

1,52 

2,SJ 

Sachsen 

Laiidwirtsch.ben.Flächc 

352 

3123 

10639 

25  455 

27844 

57413 

V.  d.  Fläche  aoter  2  ha 

0,61 

5,44 

18,53 

26,92 

48,50 

dav  .gärtnerisch  benutzt 

95 

330 

559 

736 

795  „ 

2515 

i.\d.landw.be&JEläche 

26,99 

10,57 

5,«5 

4,76 

Ms 

4,38 
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wird,  macht  man  in  Ostpreussen  mit 
Pferaea. 

Der  Bauernstand  hat  in  Deutschland  das 
TOD  ihm  bewirtschaftete  Land  zum  grOssten 
Teile  selbst  im  Eigentum.    Wählend  im 
ganzen    16,2  %    der  landwirtschaftlichen 
Fladie  Pachtland  sind,  so  von  dem  in  der 
Hand  des  kleinen  ^uiem  15,93  <*/o,  also 
nicht  viel  anter  dem  Durchs(dmitt,  so  ist  es  bei 
dem  mittleren  und  grossen  Bauer  dag^n 
nur  die  Hftlfte,   8,17  und  7,22  o/o.  Seit 
1882  ist  dieser  Prozentsatz  etwas  ^tiegen. 
Am  meisten  ist  das  Pachtwesen  in  El^ss- 
Lothiingen  veiitieitet,  wo  die  Grossbauem 
39,320/0  des  Landes  nur  gepachtet  haben. 
Auch  im  Rheinland  sind  es  26  o/o,  doch  hat 
sich  das  YeiMltnis  in  beiden  Qegenden  seit 
18S2  gebessert    Dies  thtt  noch  schärfer 
in  Hessen-Nassau  hervor,  wo  es  nach  den 
Angaben  der  Statistit  von  14  auf  7  o,  o  herab- 
g^;angen  ist   Hessen-Nassau  zeigt  14,26  o/o, 
und  fast  ebensoviel  zeigt  Baden.  Bezeichnend 
ißt  es,  dass  in  den  erwähnten  Landesteüeo 
der  Grossbauer  mehr  auf  Pachtland  ange- 
wiesen ist,  als  d^  mittlere  und  Meine  Bauer. 
Die  Ursache  ist  darin  zu  sehen,  dass  die 
grossen  Qrundherren,  Gemeinden,  Korpora- 
tionen ihr  Land  in  solchen  Gütern  zerteilt 
besitzen  und  es  nur  zum  kleinsten  Teile 
selbst  bewirtsdtiaften,  während  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preussens  der  Adel  wie 
der  Staat  grössere  Güter  besitzt  und  diese 
verpachtet,  der  Bauer  aber  dort  wie  in  Bayern 
und  Württemberg  auf  seinem  ererbten  Grund 
und  Boden  sitzt,  besonders  der  Gespann- 
bauer.  Kleinere  Grundstücke  werden  weit 
häufiger  in  Padit  gegeben  und  genommen. 
Dm  letztere  ist  besondere  in  den  Provinzen 
Sadisen  und  Hannover  der  Fall,  wo  die 
Hfibra  bauenden  Gflter  solche  Grundstücke 
in  grosser  Zahl  pachten,  da  sie  dieselben 
besser  auszunutzen  vermCgen  als  der  Bauer 
selbst    Weit  stärker  ist  die  Yerpaditung 
bei  den  Parzellen  verbreitet.   Li  den  öst- 
lichen Provinzen  Preussens  ist  der  Gespann- 
baaer  nur  selten  Pächter.  Je  kleiner  das 
QxundstQck  ist,  um  so  häufiger  besteht  es 
aus  Äichtland.  In  Ostpreussen  äoA  in  der 
Hand  des  Grossbauem   nur  2<Vo  Pacht- 
land,   des  mittleren  5,1  o/o,  des  kleinen 
12  ^Ja,  von  der  ganzen  landwirtschaftlich 
benutzten  Fläche  änd  8,40/0  verpachtet. 
In    Westpreussen    sind   die  betreffenden 
Zahlen  3,4  "/o   8,40/0,  12,2  0/0    10,2  0/0;  in 
Pommern  9,3  0/0,  13,7  •*/o,  23,1  o/o,  im  ganzen 
aber  220/o,  weil  dort  viel  grosse  Güter  in 
Pacht  vergeben  sind.   Das  Pachtwesen  hat 
aber  mcbt  unbedeutend  an  Ausdehnung  ge- 
wonnen. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dass  im  deutschen 
Bauemstande  durchaus  gesunde  Terhältnisse 
obwalten,  und  die  in  der  neueren  Zeit  mehr- 
fgcb.   wachgerufenen  Befürchtungen  wegen 


eines  Rückganges  desselben  sind  für  ietzt 
diu:ehausg^nstandslos.  Der  Bauernstand  ge- 
winnt viämehr  gerade  in  der  neueren  Smt- 
wickelung  an  Terrain.  Aber  auch  hier  müssen 
alle  Veränderungen  sorgsam  überwacht 
werden,  denn  gerade  ans  diesen  ist  weit 
mehr  zu  ersehen  als  aus  den  thatsftchlicAien 
Verhältnisaen  in  einem  gegebenen  Sfomente. 

Die  Statistik  giebt  uns  auch  in  iWtsch- 
land  noch  keine  Auskunft  über  die  anf  den 
verschiedenen  Grßssenkat^rieen  der  Wirt- 
schaften lebenden  imd  daselbst  landviit- 
sdiaftUch  thatigen  Personeu,  so  interessante 
Au^hlüsse  wir  dadurch  auch  Über  den 
Gegensatz  der  grossen  und  kleinen  Wirt- 
schaften erhalten  könnten. 

Litteraturi  Baden.  Erhebungen  Uber  die  JAge 
der  LandwirUchafl  im  Grottherxogtum  J8SS,  vtr- 
anttalM  durch  da»  groBth.  Minitterium  det  In- 
nem,  4  Bde.,  Karlsruhe  188S.  —  BSuerliehe 
Zuttände  in  VeuUekland,  Berichte  veräffentlicht 
vom  Verein  ßlr  Sozialpolitik,  J  Bd«.,  Leipzig 
188S  (Sehr.  d.  V.  f.  Soxialp.  SS,  SS,  £4).  — 
Bayern,  IHc  LandwirUchafi  in,  ßenJackrifi 
nach  atiUUehtn  Qaellm  bearbeitet,  München  1890. 

—  Btmhardi,  VerMoeh  einer  Kritik  der 
Gründe,  die  ßlr  groteee  und  lUeinet  Grundeigen- 
tum angeführt  werden,  Petersburg  1849.  — 
Brodrteic,  Englieh  Land  and  englieh  Land- 
lorda.  —  Caird,  James,  tke  landed  interest, 
London  1888.  —  Eheherg,  Agrarische  Zuelände 
in  Italien  (Sehr.  d.  V.  f.  Soxialp.  g9),  Leipzig 
1886.  —  Elsasi-Lothringen.  Berieht  der 
Enqtietekommiesion  über  die  Lage  der  Land- 
Ktrteehajt,  Straesburg  1887.  —  A.  üe  FovÜle, 
Le  mareeüement,  PÖrielSSS.  —  Grundeigen- 
tum und  Gebäude  im  preuttiaehm  Staats 
auf  Orund  der  Materialien  der  Gd>äudetteum^ 
reeitbm  rom  Jahre  1878  (Preuae.  Statistik,  krag, 
vom  preuae.  statiatieeh.  Bureau),  Berlin  1889.  — 
Heesen.  Bericht  der  Eitquelekommiaaion,  S 
Bde.,  Darmstadt  1884 — —  Xoloniaa- 
(ton,  xur  inTieren,  in  Deutschland,  Erfahrungen 
und  Vorschläge  herausg.  im  Äuflrt^e  des  V.  f. 
Soxialp.,  Leipzig  1886  (Sehr.  d.  V.  /.  Soxialp. 
SS).  —  Verhandlungen  a^f  der  Generalversaimm- 
lung  dea  V.  f.  Sotialp.  (HepL  1886}  über  innere 
Xobmiaation  mit  HOekticht  auf  die  ürktütmtg 
und  Vermehrung  dea  mitlUreu  und  Heineren 
läntBiehen  Grundbeaitxea  (Sehr.  d.  V.  f.  Stmalp. 
33,  S.  77ff.),  Leipng  1887.  —  lAtmee  de  La- 
vergnt,  Esaai  eur  l'ieonomie  ruraie  de  l'An* 
gleterre,  Paris  1858.  —  Lette.  Verteilung  des 
Grundeigentums  im  Zusammenhang  mit  der  Ge- 
schichte der  Volksxustände,  Berlin  1858.  —  A. 
V.  Miaskowaki,  Das  Erbrecht  und  die  Grund- 
eigentumsvrrteilung  im  Deutschen  Seiehe,  I.Abt. 
(Sehr.  d.  V.  f.  Sotialp.  tOJ.  Letp*ig  isat.  — 
Name  und  BeitmemMetn,  Agmrieehe  Ztutäade 
in  Frankreich  und  Mngland  (Sehr.  d.  V.  f.  So- 
xialp.  S7),  Leipzig  I884.  —  Rattinger,  Die 
Erhaltung  des  Bauenutandes,  Freiburg  1883.  — 
Reiehenapevgeff  Die  Agrarfrage  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  yationalökonomie,  Köln  I848. 

—  Prhr.  V.  jReitzenBtein ,  Agrarische  Zu- 
stände in  Frankreich,  Leipzig  I884.  —  5eMtc, 
Ueber  den  Einfluss  der  Verteilung  des  Grund- 
eigentums  auf  das  Volks-  und  Staataleben,  1839» 
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—  Statiatik  dea  Deulachen  Reichs  N.  F.  Bd. 
r,  Berlin  1885.  —  Berufs-  und  G  e  werbe - 
Zählung  vom  I4.  Juli  1893  der  Land wirtachaß 
im  Deutschen  Reiche,  N.  F.  Bd.  IIS,  Berlin  1898. 

—  Stalistiqv  e  affricole  de  la  France,  Xanq/ 
18S7,  publ.  par  le  Hin.  de  t'agrieuUure,  und 
Riri*  1897.  —  Verhandlungen  der  OkL 
1S8S  abgek.  Generalcertammlung  de«  V.  f.  So- 
xiaip.,  über  GrttndeigentunurfrteUmig  und  Erb- 
rechüreform  (Sehr.  d.  V.  f.  Sotialp.  Sl,  8.  6ff.), 
Leipzig  188S.  —  Dasselbe  von  Ott.  1884  iu>er 
Maawregeln  de}'  Gtaetzgebung  und  Vencaltung  zur 
Erhaltung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  (Sehr, 
il.  V.  f.  Sozialp.  ?S,  Ä'.  Sff.),  Leipzig  I884.  — 
Würtlembrrg,  Ergebnisse  der  Erhebungen 
Uber  die  Lege  der  bäuerlichen  Landwirtschaft 
in  6  Gemeinden  des  KSnigreicbs,  Stuttgart  1886. 
S.  Sta^tinehe  LiUeratur  bei  den  ArU.  Agrar- 
atatiatik  oben  Bd.  IS.  14^148  und  Agrar- 
kriaia  <Aen  Bd.  IS.  m[20. 

«T.  Conrad. 


Bauernkrieg. 

1.  Einleitung.  S.  Veranlassung.  3.  Tra- 
gende Kraft  der  Bewegung.  4.  Vorspiele,  ö. 
verlauf  des  B.  6.  ScUnss. 

1.  Einleitung.  Solange  sich  die  Forschung 
mit  dem  Zeitalter  der  fieformation  beschäf- 
tigt hat,  hat  sich  in  der  Darstelhin^  der 
Gegensatz  der  zwei  Weltanschauungen  nieder- 
geschlagen ,  von  denen  die  eine  die  be- 
stehenden Verhältnisse  als  unangreifbar  be- 
trachtet, die  andere  mit  der  Reformbedürftig- 
teit  jeder  menschlichen  Ordnung  rechnet. 
Fnd  unter  allen  Erscheinungen  der  Hefor- 
mationszeit  hat  der  Bauernkrieg  mit  am 
meisten  unter  der  Verschiedenartigkeit  dieser 
Denkrichtungen  leiden  müssen.  Leopold  Ton 
Bänke,  der  seine  »deutsche  Greschichte  im 
Zeitalter  der  Reformation«  mit  grösserer 
innerer  Teilnahme  geschrieben  hat  als  seine 
anderen  Werke,  bezeichnet  den  einen  Pol 
der  Auffassung,  Johannes  Janssen  in  seiner 
mit  glühender  Begeisterung  für  die  katho- 
lische Kirche  verfassten  »Geschichte  des 
deutschen  Volkes  seit  dem  Ausgange  des 
Mittelalters«  den  anderen.  Immerhin  steht 
Hanke  nicht  anf  dem  Boden  der  einseitig 
protestantisdien  Legende,  die  in  dem  Bauern- 
Iri^e  nur  die  Erhebui^  einer  fOr  die  reli- 
giösen  Fragen  der  Zeit  Terstäadnislo&en 
•Hasse  erkennt,  sondern  glaubt  in  der  ihm 
eig^tflmlichen  Verknüpfung  politischer  und 
allgemein  kultureller  verl^tnisse,  dass  je 
mehr  ein  Zusammengehen  der  Beichsregie- 
Tung  mit  Luthers  ^mfissigten  Tendenzen 
zur  ünmt^lichkeit  wurde,  auch  um  so  mehr 
Üie  seit  1522  niedergekämpften  Umsturz- 
theorieen  wieder  hervorbrachen.  Nach  Jans- 
sen ist  der  Bauernkrieg  im  tiefsten  Gruode 
ein  Eehgionskrieg ,  ein  Kampf  gegen  die 


römische  Kirche,  dem  die  Wirksamkeit  der 
Reformatoren  »den  Charakter  ihrer  Allge- 
meinheit und  unmenschlichen  Furchtbarkeit« 
gegeben  hat.  Die  dem  gegenüber  rastlos 
schaffende  historische  Einzelforschung  ar- 
beitete an  dem  wahren  Bilde  der  grossen 
Bewegung,  das  Bensen  und  Zimmermann  in 
den  vierziger  Jahren  unseres  Jahrhunderts 
mit  mSghchster  Gtei«chtigkeit  zu  klären 
suchten  und  das  dann  E^lhairf  wesentUoh 
erweitert  und  vertieft  hat,  während  W.  Vogt 
die  Anschaunngskreise  untersuchte,  die  auf 
die  Atmosph&e  der  bänglichen  Gedanken- 
gänge von  EinflusB  geworden  sind.  Leider 
aber  ist  der  von  Janssen  tondenziUs  einge- 
schlagene Weg  bis  jetzt  nidit  WMter  verfolgt 
und  m  objektiver  Weise  gelJärt  worden, 
d.  h.  ohne  reli^^  und  konfessionelle  V«^ 
eingenommenheit  der  wirtschaftliehe  Zustand 
der  deutschen  Bauernschaft  vor  dem  Kriege 
an  der  Hand  der  bäuerlichen  Rechts-  und 
Wirtschaftsaufzeichnungen  systematisch  ver- 
folgt worden.  Denn  allein  in  einer  solchen 
Erforschung  kann  die  Erklärung  der  grossen 
sozialen  Erhebung  gefimden  werden ,  die 
sicherlich  eine  erschöpfende  Untersuchung 
nicht  mit  Lassalle  als  eiue  Reaktion  im 
Geiste  des  Mittelalters  bezeichnen  dürfte 
(Arbeiterprogramm) ,  wenigstens  in  dem 
Sinne,  wie  Lassalle  das  Mittelalter  auffasst. 

2.  Veranlassnng.  Die  Veranlassung  des 
Bauernkrieges  ist  in  den  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Notständen,  die  im  Beginn  des 
Jahrhunderts  der  Reformation  vorl^;en,  ge- 
geben. 

Die  deutsche  Bauernschaft,  seit  frühesten 
Zeiten  der  stärkste  Teil  der  Bevölkerung, 
hatte  viel  von  ihrem  wirtschaftlichen  Halt, 
den  sie  an  der  Famüiengenossenschaft  besass, 
eingebüsst,  als  die  Grossgrundherrschaft  seit 
dem  9.  Jahrhundert  immer  mehr  in  das 
Wirtschaftsleben  der  Nation  beetimmead 
eingriff.  Die  Agrarkrisen  des  früheren 
Mittelalters,  mindestens  ebenso  häufig  wie 
in  späteren  Zeiten,  sind  aber  doch  untei' 
Beihilfe  der  Kirche  immer  vrieder  gemildert 
worden.  Indem  sie  opfervrillig  die  vom 
Gute  aus  unbequem  zu  bewirtschaftenden 
Aussenschlä^  zur  Ansiedelung  von  Klein- 
bauern bestimmte  und  deren  soziale  Lage 
beständig  zu  heben  suchte,  hat  die  kirdn- 
liehe  Oüganisation  den  durch  die  Gross- 
grundheiTSchaft  allza  gelockerten  Bestand 
eine»  gesunden  kleinbäuerlichen  Standes 
wieder  herzustellen  g^trebt  und  zudem 
durch  die  Kolonisationsuntemehmungen  der 
Bischofskirchen  und  vor  allem  der  Mönchs- 
orden der  wachsenden  Bevölkerung  einen 
erweiterten  Nahrungsspielraxmi  eröffnet  In 
dem  eigentlichen  deutschen  Kolonisaüons- 
lande  des  Mittelalters  aber  wurde  von  Anfang 
an  die  dem  Zuzug  tüchtiger  Arbeitskräfte 
günstige  soziale  und  rechtliche  Lage  des 
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Bauemstandefi  vohlth&tig  empfundou,  und 
hier  kam  zudem  kein  klaffender  Gegensatz 
zwischen  Grossgrundbesitz  und  ländlichem 
Proletariat  in  Fn^e,  die  unmittelbare  Unter- 
ordnung des  Bauern  unter  den  landesheiT- 
hchen  Gerichtsstand  festigte  seine  rechtliche 
Stdinng  ebenso  vie  in  den  gütlichen 
Territorien  des  Stammlandes.  Genug,  hier 
Tie  dort  bereitete  sich  jene  im  Grunde 
Tortffllfaafte  La^  vor,  deren  sidi  der  deutsche 
Bauernstand  im  13.  Jahrhundert  erfreute. 
Es  ist  der  Höhepunkt  der  freiheitlicdiw 
Ikitfidtang,  der  jetzt  erreicht  wnrde  und 
der  in  Neidharts  «Höfisdier  Dorfpoesie« 
und  in  der  überkecken  Dorfg^düchte  vom 
Meier  Helmbrecht  seinen  litterarischcn  Aus- 
druck und  Niederschlag  gefunden  hat.  Unter 
der  Einwirkung  der  fast  modernen  Regie- 
rungsweise des  Btaufischen  Herrschoi^e- 
schlechtes,  den  mancherlei  sozialen  "Ver- 
günstigungen im  Gefolge  der  KreuzzOge  und 
der  beständigen  Erweiterung  des  Nahrun^- 
spielraumes  des  Volkes  durch  die  Koloni- 
sation schwindet  allenthalben  Hörigkeit  und 
wirtschaftliche  Not.  Aber  jede  freie  Ent- 
fesselung -wirtschaftlicher  Kräfte  enthält  die 
Keime  zu  neuen  Yerwickolungen.  Das  zeigte 
sich  wie  in  den  Zeiten  der  btammeswande- 
rung  auch  jetzt  an  der  Wendung,  die  im 
Hochmittelalter  die  deutschen  Agrai-verhält- 
nisse  nahmen.  Und  wie  so  oft  in  der  Wirt- 
schaftsgeschichte war  auch  diesmal  die  Ver- 
mehmng  der  in  glücklichen  Umständen 
heranwachsenden  Bevölkerung  die  letzte 
Ursache  einer  neuen  eigenartigen  Entwicke- 
lung.^) 

Das  natürliche  Wachstum  der  ländlichen 
Bevölkerung  wurde  nun  dadurch  für  diese 
noch  unheilvoller,  als  es  zusammentraf  mit 
den  schädi^nden  Einflüssen  der  Ausbreitung 
der  Geldwirtschaft. 

Auf  der  einen  Seite  ring  so  die  alte 
Vollhufe  Von  30  Morgen,  die  lu^prilngliche 
Wirtschaftsgrundlage  der  Familie,  dahin.  Die 
äe[Mrationen  veränderten  den  bisherigen 
Besitzstaad  zumeist  in  einer  Weise,  die  weit 
über  das  Mass  des  wirtschaftlidi  Zulässigen 
hinausging  und  den  Ertrag  des  kulturflÜÜgen 
Bodens  keineswegs  zu  steigern  vermochte. 
Und  flberdem  erfaabten  auch  die  Lasten, 
irie  sie  die  Kirche  und  die  unheUvoUe 
Beichspolitik  dem  ländlichen  Besitzer  auf- 
gezwungen hatten,  diesem  nicht,  sein,  freies 
echtes  Eigen  des  vollfreien  Besitzes  zu  be- 
wahren. 

Auf  dOT  anderen  Seite  fahrte  die  Ent- 


*)  Dies  Wachstnm  der  BevClkerung  kon- 
statiert Lamprecht  von  einer  Untersachung  der 
landwirtschatclichen  Bodenbesiedelang  aus  ( Wirt- 
sdiaftsleben  III),  und  ich  fand  die  gleichen  £r- 
gebnisBC  dnrch  eine  Betrachtnng  der  Zolltarifie- 
nmg.   S.  meine  „Kheinz&Ue",  S.  42. 


Wickelung  der  GoldM'irtschaf  t  ein  Heer 
von  Nachteilen  über  das  flache  lÄnd  herauf. 
Einmal  die  Geldwirtschaft  in  Deutschlan<l 
selber.  Die  Stadt  entzog  dem  Lande  tüchtig 
Arbeitskräfte  und  Erwerbszweige,  imd  die 
Yerknöclierung  der  Zünfte  b^itigte  die 
Freizügigkeit  des  früheren  Mittelalters.  Das 
römische  Recht  durchsetzte  die  bän<ra-lichen 
Verhältnisse,  ohne  der  aJten  Gemeindefretheit 
und  dem  alten  Erbgange  des  Landes  gerecht 
werden  zn  kennen.  Sohliesslicli  Yrax  die 
Stadt  auch  darin  dem  lande  voraus,  dass 
sie  sich  seit  dem.  Si^  der  Zflnfte  einer 
Gemeinde  und  eines  Gtemeiudeorgans  ei^ 
freute,  während  die  Bauemschtö  m<M  in 
der  Lage  war,  bei  der  Erledigung  ihrer 
heiligsten  Angelegenheiten  mitzuarbeiten. 

El>enso  nachteilig  wie  die  Ausbreitung 
der  Geldwirtschaft  im  Heimatlande  wirkte 
die  Entwickelung  der  W  e  1 1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  auf 
die  deutsche  Ijandwirtschaft.  Der  Metall- 
zuflus.=i  aus  den  Sliuen  von  Peru  und  Mexico 
traf  zusammen  mit  einer  reichen  Ergiebig- 
keit der  deutschen  Bei^-erke  und  musste 
bei  der  trostlosen  Zerrissenheit,  Verwirrung 
und  TJusicherheit  der  deutschon  Münzver- 
hältnisse besonders  empfunden  wei-den.  Die 
Edelmetallpreise  sanken,  bis  um  die  Mitte 
des  16.  Janrhunderts  stieg  die  Mindemng 
des  Geldwertes  um  W/o,  damit  im  Zu- 
sammenhange stand  die  allgemeine  Preis- 
steigerung, z.  B.  der  M^ollenpreise  in  Thü- 
ringen um  das  doppelte,  der  Güterpreise 
im  ganzen  um  das  fünffache.  Dem  ent- 
sprach nun  weder  eine  Erhühimg  der  Pacht 
noch  eine  Steigerung  der  Lfihne,  dagegen 
vei-standen  es  die  Gnmdbesitzer  imd  nament- 
lich die  Kirche,  ihre  Einbusse  durch  ausser- 
ordentliche Steuerumlagen  auszugleichen. 
Ausländisclie  Handelisgewächse  und  Manu- 
fakturen drangen  in  Deutschland  ein,  die 
thüringische  und  rheinische  Waidproduktion 
wurde  durch  den  Indigo,  der  Kermes  durch 
die  Cochenille  verdrängt  und  die  heimische 
Schafzucht  litt  unter  dem  Import  der  im 
Auslande  gefertigten  Tuche  und  Sammet- 
arten. 

Nicht  der  letzte  Feind  des  deutschen 
Bauernstands  war  die  erstai'kende  Terri- 
torialmacht Die  Grundherren,  oft  iden- 
tisch mit  den  Landesherren,  waren  an  vielen 
Stellen  im  Besitze  der  hüäisten  Gevralt  in 
der  Mark,  des  Obermärkeramtes,  der  Wal- 
dungen und  Allmenden  und  übten  diese 
Gewalt  in  der  fortwährenden  Aufhige  zahl- 
loser Lasten  auf  die  Schultern  der  Bauern. 
Die  Benutzung  von  Wald  und  Weide  war 
nur  noch  gegen  die  drückendsten  und 
raffiniertesten  Zinsabgaben  gestattet ,  das 
persönliche  Leben  von  der  Wiege  bis  zum 
Grabe  unterlag  den  Zwangs-  und  Bannreohten 
der  Grundherren.  Und  zu  allen  landes- 
<  herrlichen  und  grundherrlichenlosten  kamen 
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<Üe  ReichßsteuerD,  deren  EintreibuDg  in  ge- 
wissenloser Weise  ausgebeutet  wurde  und 
die  meist  unter  der  Einwirkung  der  die 
Steuer  beratenden  Stände  eine  diesen  güns- 
tige Tendenz  erhielten  und  in  keiner  weise 
auf  die  Steuerkraft  des  armen  Hannes  Rück- 
sicht nahmen.  Zündstoff  war  also  genug 
da,  mn  die  Banem,  die  keineswegs  feige 
diesen  Schicksalsweg  gegangen  waren,  zur 
Selbstbefreiimg  zu  treiben,  wenn  nur  andere 
Umstände  diesen  Versuch  begünstigten. 

3.  Tragende  Kraft  der  Bewe^ng. 
Wie  man  wi  Betrachtung  der  französischen 
Bevolution  die  nächste  Veranlassung  (die 
feadalistische  Produktion)  imd  den  idealen 
Einschlag  der  Beweg^mg  (die  Ideeen  von 
Freiheit,  Gleichheit  und  Brflderlidikeit)  zu 
nnterscheiden  hat,  so  muss  man  auch  beim 
Banemkri^  von  der  Veranlassung  die 
tragende  Kraft  trennen.  Die  Idee  eines 
Oottesreiches  der  Freiheit  und  Gleichheit 
war  seit  den  Tagen  Äugustins  in  der  Christen- 
heit mächtig  gewesen,  wenn  auch  die  offizielle 
Jürche  keineswegs  flbei-aU  solche  Gesinnungen 
teilte.  Der  Gedanke  einer  Befreiung  aller 
Sklaven  und  Hörigen  ist  von  kommunistischer 
Grundlage  aus  ja  bereits  von  den  Gnostikern 
verfochten  worden.  Von  einem  Zeitalter 
des  Geistes,  das  die  Arbeit  von  Jahrtausenden 
belohnen  und  die  Armen  und  Enterbten 
zu  Besitzern  der  Ei*de  erhöhen  werde,  weiss 
das  Evangelium  aetemum,  wie  es  der  Cister- 
cienserabt  Joachim  von  Floris  in  Calabrien 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  verfocht*),  und 
diese  Gedanken  fanden  unter  dem  Kreis 
der  Franziskaner  manchen  Anhang.  Gerade 
inmitten  der  niederen  Volksschichten  hat 
dieser  dem  Ideal  apostolischer  Eigentums- 
losigkeit  huldigende  Bettelmönchsorden  aller- 
hand Abei^lauben  und  auch  »die  Hoffnung 
auf  eine  herrliche  Zeit  nadi  völliger  gewalt- 
samer Umkehr«  zu  verbreiten  gewusat. 
Aebnlichen  Ideeen  huldigte  audi  die  im  all- 
gemeinen unklar  gewordene  Scholastik  des 
ausgehenden  Mittelalters ,  selbst  ihr  be- 
deutendster Vertreter,  Gabriel  Biel,  Professor 
der  Theologie  an  der  Universität  Tübingen, 
erkennt  in  dem  Privateigentum  eine  Folge 
des  Sündenfalles  und  hält  fest  an  der  ur- 
sprün^chen  Gleichheit  aller  GUeder  des 
Menschengeschlechts  (Collectorium  senten- 
tiamm  questio  II  und  V).  Wenn  selbst  in 
den  wissenschaftlichen  Kreisen  solche  Lehren 


Vergl.  Reuter,  Geschichte  der  religiösen 
Aufklärung  im  Mittelalter,  1877.  Sehneider,  J. 
T.  F.  und  die  Apokalyptiker  des  Mittelalters, 
1873.  Preger,  das  Evangelium  aeternum,  1874. 
Gieseler,  KirchengescMchte,  2.  Ausgabe  II,  2. 
S.  3Ö8.  Joachim  bezeichnet  gerade  als  Eigen- 
tümlichkeit der  dritten  zukünftigen  Weltpenode 
„necesse  est,  nt  saccedat  similitndo  vera  apos- 
tolicae  vitae,  in  qua  non  acquirebatnr  possessio 
terrenae  hereditaüs,  sed  vendebatur  potins". 


vertreten  wurden,  wie  viel  mehr  mögen  die 
freien  religiösen  Genossenschaften  der  Spiri- 
tuellen \md  apokalyptischen  Fratiodlen,  (kr 
Brüder  des  freien  Geistes  und  selbst  onzelne 
Mystiker  ebenso  wie  die  veraprengten  Reste 
der  im  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  nieder- 
geworfeneu oberitalischen  Bauemrevolution 
ihre  konununistischen  Ideeen  in  die  unteren 
Schichten  des  Volkes  getragen  haben.  Seit 
dem  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  schlugen 
dann  Funken  des  hussitisch  -  taboritischen 
KommimismuB  hinüber  in  die  schon  mannig- 
fach eiregte  Stimmung  des  deutschen  Bauem- 
standes. Hussitisdie  Reiseprediger  und  dl» 
Söldnerscharen  der  Hussitenkriege  verpflanz- 
ten nach  Mittel-  und  Süddentsäiland,  nach 
Franken  and  der  Regensburger  Gegend  ihre 
utopischen  Lehren  von  Freiheit  tmd  Gleich- 
heit, von  Einziehung  des  Kirohenjgutea  imd 
Ab8(dia£Fung  des  Zehnten.  In  d^ser  Mn- 
wirkung  des  Hussit^us  auf  die  Ideeen  der 
bäuerlidien  Erhebung  in  Deutschland  findet 
man  auch  eine  Erluärung  dafür,  dass  ein 
Spruch,  der  zur  Zeit  der  Bauemunnihen 
WicHfs  und  der  Empörung  Wat  Tylers  in 
England  1381  umlief,  im  schwäbischen 
Bauernkrieg  des  16.  Jahriiunderts  wieder 
zur  Verbreitimg  kam: 

»when  Adam  delved  and  Eva  spau, 
Who  was  then  the  gentleman?« 
Noch  Wachsmulh,  Escher  xmd  Contzen  ^) 
wussten  für  diese  Wiederaiifufdime  keine 
Erklärung.  Nachdem  aber  Ijoserth')  end- 
gültig erwiesen  hat,  dass  Wiclif  auf  die 
böhmischen  Vorreformatoren  in  den  80  er 
Jahren  des  14.  Jahrhunderts  von  grossem 
Einfluss  geworden  ist,  hat  sich  die  Kette 
der  Beziehungen  gescldossen.  Durch  Ver- 
mittelung  des  Hussitismus  hat  der  deutsche 
Baueroaufstand  auch  wiclifitische  Gedanken- 
gänge übernommen.  Alledem  verbanden  sich 
dann  die  in  den  gärenden  !&lassen  besonders 
wirksamen  Weissagungen  und  Prophezei- 
ungen einer  fanatisch-phantastischen  Astro- 
logie, die  für  die  zwanziger  Jahre  des  IG. 
Jahrhunderts  Revolution,  Aufruhr  und  Kord, 
aber  auch  Besserung  und  Beform  voraus- 
sagten. Und  endhch  haben  die  unklaren 
revolutionären  Schwarmgeistereien  von  Män- 
nern wie  Karlstadt  und  Thomas  Münzer, 
den  die  Vertreter  der  heuti^n  Sozialdemo- 
kratie so  gerne  als  den  eigentiichen  deutschen 
Reformator  bezeichnen,  ebenso  auf  die  Massen 
gewirkt  wie  unbestreitbar  auch  Luthers  W<nt 
von  der  Freiheit  eines  ChristenmoiBchaD. 
Was  kümmerte  sich  das  Volk  nm  den 
Sinn,  in  dem  der  Reformator  sein  Wort 


')  Wachsmnth  in  Kaumers  Taschenbuch  6, 
S.  376  (18S4).  Escher,  Handbnch  der  prakt 
Politik  1863,  S.  321.  Contzen,  Gesch.  d.  volksr 
wirtsch.  Litteratur  im  Mittelalter,  2.  Aufl.,  S.  82. 

>)  Loserth,  Hos  und  Wiclif,  Frag  188i.  . 
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nrsivIlDglich  gesprochen  hatte!  >Die  Frei- 
imt  eioes  Chnstenmeuschen«  war  unter  der 
damaligen  Bauernschaft  ebenso  die  Parole 
-wie  faeutzntaKe  »die  Enterung  der  EUit- 
eignerc  bei  der  Sozialdemokratie.  Genug, 
der  eigentliche  ideale  Einschlag,  die  tragende 
und  treibende  Kraft  des  Bauernkrieg  ist 
die  Idee  äet  Freiheit  und  Gleichheit:  sie 
wurzelt  aber  in  dem  Boden  dee  Christen- 
tums und  nicht  wie  später  im  Natorrecht 
4k  Tonsille.  At^esehen  von  dem  Bauem- 
anfstand  in  Obwit^en  im  An&ng  des  14. 
Jahriiunderts  hlk«n  vir  in  Deutsdiland  bis 
zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  von  einigen 
Knwesen  der  Bauern  g^en  die  Juden,  um 
^  drOökenden  Schuld«!  los  zu  werden  und 
d^en  Rachtom  zu  eriangen:  so  in  Gotha 
im  Jahre  1391  und  in  Worms  im  Jahre 
1431.  DieErhebaagdesP£eiferBvonNiklas- 
bauaen,  der  GleichBeit  aQer  Menschen,  Ge- 
meinsamkeit von  Wald,  Weide  und  Wasser, 
Abschaffung  aller  Zolle,  Steuern^  Zehnten, 
Fronden  und  Zinsen  verlangte  und  ansriet 
es  mfisse  noch  dahin  kommen,  dass  Fürsten 
und  Herren  um  Tagelohn  arbeiteten,  wurde 
1476  von  dem  Bischof  von  Wflrzburg  die 
gewaltsame  Bewegung  der  Allgäuer  £^uem 
und  in  der  Abtei  Kempten  im  Jahre  1492 
vom  schwäbischen  Bunde  niedergeschlagen, 
und  auch  die  niederlfindischen  Küsebrodter 
1^1  hatten  ein  gleiches  Schicksal  Dass 
sich  im  Zusammenhang  mit  der  Ausbreituog 
der  oben  skizzierten  Idt^n  seit  dem  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  in  den  kleinen  reichs- 
unmittelbaren  Gebieten  SOddeutschlands  die 
fiauemaufetände  mehrten,  liegt  auf  der 
Hand.  Schon  die  elsaeslsche  Eriiebun^  des 
Jahres  1493  stellte  chiistlich-aozialiBtische 
Gnmdsfttze  g^;en  herrschende  kirchliche 
Grundbegriffe  auf  dogmatischem  und  wirt- 
schaftlichem Gebiete  auf,  und  nach  einem  Auf- 
stand der  Bauern  g^n  den  Abt  von  Ochsen- 
hausen  im  Jahre  1500  bUdete  sich  im  Bistum 
Speyer  eine  bauerliche  Verbrüderung,  die 
nach  dem  Torbilde  des  Kemptener  Prole- 
tariates den  Bundschuh  als  Feldzeichen  auf- 

Sflanzte.  Aber  im  Gegensatz  zu  der  Lehre 
es  Pfeifers  von  Niklashausen,  der  nicht 
nor  gegen  Grafen,  Fürsten  und  Herren, 
sondern  auch  g^n  Kaiser  und  Papst  wetterte, 
tritt  hier  zum  ersten  Male  jener  nachher 
von  den  Bauern  verfoohtene  unbedingt  oentra- 
üstiacfae  Oedanlra  auf,  mit  Klfe  des  Kaiser- 
tums die  B^«inng  ygh  aller  HaTschaft 
durcAunsetzen.  Inmier  veiter  wurde  der 
Bundschuh  g^nedigt,  siber  alle  Eriiebnngen, 
mochten  sie  sich  an  Schlettetadt  (1493)  und 
Bmohsal  (1502)  oder  an  Freiburg  (1513)  als 
Operationsgrandlage  uischliessen .  wurden 
durch  Verrat  unterdrückt  Gegen  die  Steuei^ 
wpressungen  Herzog  Ulrichs  von  Württem- 
berg brach  der  Aufstand  des  sogenannten 
»armen  Konrad«  im  Jahre  1514  aus,  der 


sich  vom  RemaÜial  durch  die  Ne<^argegend 
bis  zum  Schwarzwald  verbreitete,  aber  eben- 
so wie  der  «indisfüie  Bauembund  in  Krain, 
Kftmthen  und  Steiermark  (1515)  von  Landes- 
herren und  Adel  bewältigt  wurde.  Die  20  er 
Jahre  des  16.  Jahrhunderts  sehen  dann  den 
letzten  grossoi  Versuch  der  bftuerlichfflt 
Selbstbefreiung,  unklar  und  blntäg  oack  Ziel 
und  Verlauf. 

6.  Veiianf  des  B.  Im  sfldlidken 
Schwarzwald  b^;ann  die  grosse  bäuer- 
liche Erhebung  der  20  er  JaSan  des 
16.  Jahriiunderts.  Vie  Massen,  die  unter 
der  Leitung  Hans  MüÜ^  von  Bulgenbach 
standen,  mit  dem  Proletariat  innenatb  der 
Stftdte  Verbindung  erstrebten  und  dem 
schwBbisdien  Bunde  gegenüber  sieh  nicht 
unrühmlich  hielten,  breiteten  sic^  mit  wach- 
sender Gewalt  über  Schwaben,  Südwest- 
deutsehland,  Elsass  und  Fraobsn  ans,  wesent- 
lich gefördert  durch  die  Bestrebungen  des 
vertriebenen  Wflrttembeif^  Herzogs  Ulrich, 
mit  Hilfe  der  Bauern  sein  Land  zurückzu- 
gewinnen. 

Die  Grundlage  des  Aufstandes  war 
ein  Wirtschaftsprogramm,  das  in  den  so- 
genannten zwölf  Artikeln  enthalten 
war.  Viel  ist  über  den  Verfasser  dieser 
Artikd  gestritten  worden,  Baiunann  hielt 
den  Feldschreiber  Sebastian  Lotzer  für  den 
Verferti^r  einer  im  Zusammenhang  mit 
den  Artikeln  stehenden  Eingabe  der  Mem- 
minger Bauern  an  den  Rat  der  Stadt,  V<^ 
Bossert  und  Badlkofer  glaubten  in  Lotzer 
auch  den  Urheber  der  Artikel  gefunden  zu 
haben,  während  Stern  ursprünglich  dem 
durch  Thomas  Münzer  beeinilussten  Walds- 
huter  Prediger  Balthasar  Hubmaier,  dann 
nach  einem  archivalischen  Fimd  Stieves 
dem  Kompagniegeschftft  von  Hubmaier  und 
dem  Memminger  Prediger  Schappeler  die  Ver- 
fasserschaft zuwies.  Auch  nach  einer  Disser^ 
tation  von  I^ehnert  ist  die  Frage  nicht  end- 
gültig geklärt,  es  ist  danach  nur  sehr  un- 
wahrscheinlich, dass  Hubmaier  und  Schap- 
peler in  Fragekommen,  dagegen  Lotzers  Autor- 
schaft nicht  gänzlich  abzuweisen.  Mao  kann 
unter  den  Forderungen  der  zwölf  Artikel 
solche  wirtschaftlicher,  sozialer  und  religiöser 
liatnr  nntersdieiden.  Unter  den  wirt- 
schaftlichen Forderungen  finden  sidi 
einige,  die  nur  ani  Abstellung  bestehender 
UnzutrSglichkeit«!  sidierstrecken  (Mindraung 
des  Zinsfusses,  der  Frondienste  uiui  Geridits- 
strafen),  andere  aber  erstreben  eine  völlige 
Wiederherstellung  der  alten  deutschen  Wirt- 
schaftszustftnde,  unter  deren  Herrschaft  der 
Bauemstand  sich  glücklich  befunden  hatte. 
Nichts  Geringeres  wird  hier  verlangt  a1» 
Herstellung  der  Markgenossenschaft  und  der 
altgerraanischen  Freiheit  von  Wild,  Weida 
und  Wald.  Der  Gemeinde  soll  das  ihr  ent- 
fremdete Wiesen-  und  Ackerland  znrücker- 
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stattet  veitien,  ebenso  die  nicht  durch  Kauf 
seitens  der  Grundherrschaft  erworbenen 
Wildungen,  deren  unentgeltliche  Nutzung 
den  Gemeiudegliedeni  gewährleistet  werden 
muss.  Nur  den  von  Gott  selbst  festgesetzten 
grossen  Zehnt  an  die  Kirche  (von  allem, 
was  in  die  Weiden  gebunden  wird)  wollen 
die  Bauern  entrichten,  dagegen  den  kleinen 
Zehnt  von  allen  anderen  Früchten  und  den 
Blutzehnt  als  eine  von  Menschen  erdichtete 
unziemliche  Abgabe  nicht  ferner  zahlen. 
Die  soziale  Reform  soll  in  der  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  ^pfeln,  weil  Christus 
äJle  Menschen  mit  semem  Blute  erlöst  hat, 
aber  G^orsam  der  von  Gott  gesetzten 
chzistlichen  Obrigkeit  aufrecht  erhalten.  Als 
einzige  religiöse  Forderung  kommt  in 
Betracht:  Wahl  der  Pfarrer  durch  die  6e- 
monde  und  Verpflichtung  der  SeeL<M>rger, 
das  Evangelium  lauter  und  wahr  zu  predigen, 
wie  ja  auch  die  Artikel  selbst  an  den 
Lehren  der  heiligen  Schrift  geprüft  werden 
sollten. 

Qenue,  die  zwölf  Artikel,  im  einzelnen 
oft  g^dert  und  fttr  den  Augenblick  zu- 
rechtgestutzt, bezweckten  eine  ^ndsfltzliche 
Refonn,  Rfickkehr  zu  der  einstigen  Vdl- 
beweitung  der  Iflodlichen  Arbeitskraft  in 
der  freien  ländlichen  Genossenschaft,  zu  der 
alten  Anschauung,  wonach  Wiese  und  Wald 
Gemeingut  sind  und  in  Gemeinnutzung 
stehen,  und  Rückkehr  zu  der  ursprünglichen 
Bedeutung  des  Gnmdbesitzes  im  nationalen 
Wirtschaftsdasein ,  ehe  noch  die  Geldwirt- 
schaft die  Produktions-  und  Absatzverhfilt- 
iiisse  umgestaltet  hatte.  Aber  auch  Rück- 
kehr zu  der  alten  ein&tchen  Form  des  Ur- 
christentums, ja  der  vermeintlichen  Urform 
aller  menschlichen  (üesellschaft,  der  durch 
Christus  wieder  heimstellten  Gleichheit  und 
Freiheit  alles  dessen,  was  Uenschenantlitz 
Irfigt.  So  gemässigt  und  einleuchtend  alle 
Forderungen  erscheinen ,  so  enthält  doch 
gerade  dieses  letzte  Verlangen  eine  unklare 
Verquickung  von  zwei  Lebensgebieten,  der 
gegenüber  Luthers  Einschreiten  und  Stellung- 
nahme erklärlich  und  notwendig  erscheint 

Schon  der  immittelbare  Fortgang  der 
Bewegung  im  Odenwald,  in  Franken  und 
am  Mittelrhein  zeigte  indessen,  dass  bei 
einer  grossen  Volkserhebimg  die  Mässigung 
nie  in  der  Praxis  aufrecht  zu  erhalten  ist. 
Jene  Haufen,  die  von  dem  Ballenberger 
Wirt  Georg  Metzler,  von  Florian 
Geyer,  Wendel  Hippeler,  Jäcklein 
Rohrbach,  ja  selbst  von  Götz  von 
Berlichingen  zeitweise  befehligt  wxmien, 
haben  m  Mord-  und  Zerstörungslust  Zflgel- 
losigkeiten  begangen,  von  denen  die  grau- 
same Niederwerfung  des  Grafen  von  Helfen- 
stätt  am  bekanntesten  ist  (16.  April  1525). 
Im.  Beginn  des  Monats  Mai  des  Jahres  1525 
igt  die  bewaffnete  Erhebung  in  ganz  Ober- 


deutschland in  siegreicher  Stellung  gwen- 
über  dem  Adel  der  Nation:  die  Bischöfe 
von  Bamberc  und  Speyer,  die  Aebte  von 
Hersfeld  und  Fulda,  der  Kurfürst  von  der 
Pfalz  und  der  Hauptmann  des  schwäbischen 
Bundes  mussten  io  Zugeständnissen  mannig- 
facher Axt  die  Gesetze  der  Bauern  aner- 
kennen ,  und  auch  nicht  wenige  Städte, 
grössere  und  kleinere,  Reichs-  und  Bischofs- 
städte  gesellten  sich  zur  bäuerlichen  Sache. 
Der  fr^ikische  und  schwäbische  Stamm  war 
in  einer  Err^^g,  wie  kaum  seit  den 
Zeiten  des  grossen  Büi^rkri^;es  unter 
Heinrich  IV. 

Die  Revolution  hatte  ihren  Höhepunkt 
erreicht,  und  jetzt  traten  zu  den  bisherigen 
sozialen ,  wirtschaftlidien  und  religiösen 
Forderungen  politische  Ziele  hinzu.  Der 
bisherige  Gang  der  Entwickelung  hatte  sich 
in  seinem  theoretischen  Niederschlage  der 
im  Abschnitt  2  geschilderten  wirtschaftlichen 
Notlage  zu  erwehren  gesucht^  nunmehr 
unternahmen  es  die  Beniem,  ihren  obm 
gekennzeichneten  poUtischen  Gegn^  nieder* 
zuwerfen,  das  Territorialfürstentnm.  Der 
I^  einer  Neuordnung  der  gesamten 
BeichsverfasBune,  seit  dem  14.  Jahp' 
hundert  immer  wieder  beraten,  erst  in 
bOigerltch^  Sinne,  dann  in  fOiStonfreaDd- 
lieber  Wase  fort^rahrt,  taudite  wieder  auf 
und  bezweckte  diesmal  eine  Mindming  des 
fürstlichen  Einflusses,  eine  Kräftigung  der 
Reichsgewalt  auf  Kosten  der  Territorial- 
herrschaften ,  ein  Gedanke ,  wie  ihn  A&t 
Speyerer  Aufstand  im  Anfonge  des  Jahr- 
hunderts vertreten  hatte.  Wie  man  später 
im  Reichsdeputationshauptschluss  von  1803 
das  Kirchengut  als  Entschädigungsmaterial 
für  die  Verluste  der  deutschen  Festen  auf 
dem  linken  Rheinufer  bestimmte,  so  sollte 
nach  diesen  bäuerlichen  Reformplänen  die 
Säkularisation  zur  Entschädigung  der  welt- 
lichen Herren  für  die  Beseitigung  der  Feudal- 
lasten verwandt  werden.  Unter  dem  Schutze 
eines  durch  eine  einzige  Steuer  gestützten 
Kaisertums  müssten  dann  —  nach  dem  Vor- 
schlage von  Wendel  Hippel  und  Friedrich 
Weigant  von  Miltenbe^  —  die  Reformen 
durcJigeführt  werden:  Einheit  von  Gewicht 
und  Münze,  Aufhebung  der  Zölle  und  Ge- 
leite, Beseitigung  des  Wuchers,  Einführung 
des  deutschen  Rechtes  und  Beschränkung 
des  römischen  Rechtes  auf  die  Universitäten ; 
Ideeen,  die  zur  Durchführung  nur  zweier 
Voraussetzungen  bedurft  hätten:  dass  nicht 
ein  Karl  V.  die  Kaiserkrone  trug  und  dass 
nicht  das  Territorialfürstentum  die  Madit 
besass,  die  es  thatsächlich  s^t  einem  Jahr- 
hundeil;  zur  Geltung  zu  bringen  bemflht  war. 

Das  TerritmalfUrstentnm,  in  seiner  Erls- 
tenz bedroht,  suchte  denn  von  dies^  Augen- 
blicke an  die  ihm  so  geShrlicho  Bewegung 
völlig  niederzuwerfen  und  wurde  in  dieser 
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Absicht  bestärkt  durch  Luther,  der  an- 
geBiohts  der  fanatisierten  Massen  Thomas 
Müozers,  die  vom  Thüringer  "Wald  bis  zum 
Harz  hin  Blut  und  Verwüstung  verbreiteten, 
energisdi  eingriff.  Luther  hatte  seiner  Zeit 
in  seiner  zwischen  dem  17.  imd  20.  April 
1525  erschienenen  »Brmahaung  zum  Frieden 
auf  die  12  Artikel  der  Bauernschaft  in 
Sdivaben«  klar  geschieden  zwischen  be- 
rechtigten  christlichen  Forderungen  (Wahl 
der  Pfarrer  durch  die  Gemeinde,  Freigabe 
des  Evangeliums)  und  solchen,  darüber  allein 
die  BechtsverstAndigen  zu  befinden  hätten 
(die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Forde- 
Tongen).  Es  war  die  Unterscheidung,  deren 
Ikienntnis  dem  Mittelalter  versagt  geblieben 
war,  ^  klare  TreDuung  zwischen  den  ver- 
BcfadedeDen  SfdAi-eii  des  ßlanbens  und  des 
Beolitra,  die  in  LuÜiers  Ermahnung  in  die 
ifaacheinung  trat  Jetzt  aber,  gegenüber 
den  weiteren  Fortschritten  der  Revolution 
nnd  namentlich  ^^nOber  Httnzers  fanati- 
aierter  und  utopistischer  Schwann^eisterei 
erkannte  der  Refotmatcn:  den  g^einsamen 
Qnmdzug,  den  diese  mit  den  apoJnlyptischen 
Schwärmereien  des  Mittelalters  teilte.  Hatten 
schon  die  12  Artikel  im  Namen  des  Evan- 
geliums und  des  Christentums  Wirtschaft- 
nche  Freiheit  und  Gleichheit  verlangt,  ein 
Gebahren,  das  nach  Luther  heisst  »christ- 
liche Freiheit  ganz  fleischlich  machen«,  so 
schritt  die  neuere  Entwickelung  zu  dem 
Plan  einer  völli^n  gesellschafthchen  Kcu- 
gründung  vor,  die  den  Umsturz  von  Staat 
undKirdbe,  Eigentum  und  Familie  bezweckte. 
So  liess  Luther  denn  jetzt  am  6.  Mai  1525 
seine  Schrift  »Wider  die  mörderischen  und 
räuberischen  Rotten  der  Bauern«  ergehen, 
in  der  er  mit  der  ihm  eigenen  Gewalt  einer 
heftigen  leidenschaftlichen  und  zornigen 
Spraäie  die  Fürsten  zum  Dreinschlagen  auf- 
rief: »Steche,  schlage,  würge  hier,  wer  da 
Jumn.  Bleibst  Du  darunter  tot,  wohl  Dir, 
setigeren  Tod  kannst  Du  nimmermehr  über- 
tonnmen!« 

Die  Vereinigung  der  Territorialherren 
führte  dann  die  von  Luther  gebilligte  Unter- 
drückung des  Aufstand^  zum  Ziele.  Den 
xerbündeten  Waffen  des  Kurfürsteo  Johann, 
der  Herz^^  Geoi^  von  Sachsen,  Heinrich 
von  Btaunschweig ,  des  Landgrafen  Philipp 
von  Hessen  und  des  Grafen  von  Mansfeld 
erlagen  Münzers  Mordscharen  am  15.  Mai 
1525  bei  Ftenkenhausen,  im  Elsass  wurden 
einige  Tage  später  die  Unruhen  durch  den 
Herzog  Anton  von  Lothringen  gedämpft,  der 
schwäbische  Bundeshanptmann  brach  den 
Widerstand  der  württembergischen  Bauern 
&0t  mühelos.  Die  alsdann  vereinigten  Streit- 
kräfte des  schwäbischen  Bundes  und  des 
Kurfärsten  von  der  Pfalz  siegten  am  2.  Juni 
über  die  Odenwälder  bei  Königshofen,  am 
4.   Jnni  wurden  die  ßothcuburger  aufge- 


rieben. Am  längsten  dauerte  die  Nieder- 
werfung am  Ober-  und  Mittelrhein  und  in 
den  Alpen,  aber  auch  dort  wurden  die 
Rotten  sdüiesslich  überall  zersprengt  und 
zerstreut.  So  war  das  alte  Stammland  des 
deutschen  Volkes  von  der  furchtbaren  Be- 
wegung heimgesucht,  aber  auch  wieder  be- 
freit worden,  und  nur  das  Kolonialland  des 
deutschen  Mittelalters  im  Osten  hatte  wed^ 
Aufruhr  noch  blutige  Unterdrückung  gesehen. 
Hier  waren  eben  die  Unarten  imd  Sünden 
des  alten  Kegime  nie  so  fühlbar  geworden 
wie  in  den  I^des^bieten ,  wo  die  wirt< 
schaftlidien  und  politischen  ZwitterbUdungeo 
von  Jahrhunderten  gerade  den  ei^ebigsten 
Boden  bildeten  für  jene  aufkeimende  Saat 
von  Unzufriedenheit  und  ausschweifenden 
Hoffnungen. 

6.  Sdifaiss.  Der  AxagBOß  des  Bauern- 
krieges  war  üar  das  SchicSsal  des  dentsdieD 
Bauemstandes  unoidlich  beUagenswOTt.  Die 
si^^iche  Reaktion,  masslos  und  unerbitt- 
lich, liess  die  Besiegten  .die  ganze  grausame 
Härte  des  Kri^;aredites  empfinden,  und  im 
allgemeinen  vrarde  nur  der  Druck  noch 
stärker  als  zuvor.  Nur  in  einzelnen  Aus-^ 
nahmefällen  wurde  reformiert,  so  in  Baden 
und  in  Tirol.  Dort  hat  der  Erlass  des 
kleinen  Zehnten,  hier  die  imter  der  Ehi- 
wirkung  der  Tiroler  Landstände  bewilligte 
Landesordnung  einige  Erleichterungen  ge- 
währt Und  im  allgemeinen  Leben  der 
Nation  hat  sich  die  Unklarheit  und  Zer- 
fahrenheit, die  der  ganzen  Bewegung  an- 
haftete, bitter  gerächt  in  neuer  Zerrissen- 
heit und  Depression  des  nationalen  Fühlens 
und  WoUens.  Die  Reformation  überdies, 
deren  Grundsätze  ja  unzweifelhaft  von  ge- 
wisser Einwirkung  auf  die  Grundstimmung 
der  bäuerlichen  Eriiebung  gewesen  waren 
und  die  nachher  jeden  Zusammenhang 
zwischen  der  neuen  Lehre  und  den  auf- 
rührerischen Massen  untergrub,  hat  auf  der 
einen  Seite  es  sich  gefallen  lassen  müsisen, 
dass  sie  für  die  Revolution  verantwortlich 
gemacht  wurde,  und  wiederum  den  Vor- 
wurf der  Hartherzigkeit  und  Ffirstendiener* 
Schaft  auf  sich  gezogen:  in  keinem  Falle, 
weder  damals  noch  heute,  hat  sie  Vorteile 
vom  Bauernkriege  gehabt.  Eins  ist  freilich 
gerade  nach  den  Untersuchungen  von  Egel- 
haaf  nicht  abzuweisen :  die  keineswe^  völlig 
unterdrüdcte  nnd  beständig  drohende,  all- 
gemein verbreitete  Sehnsucht  nach  Umge- 
staltung aUer  Din^e  war  vielleicht  mit  räne 
Mahnung  an  die  Einzelr^iemngen,  die  neue 
evangelische  Ordnung  einzuführen  und  zu 
festigen.  Die  »Schrift  der  evangelischen 
Stände  wider  den  Papst  und  seinen  Anhang« 
(Egelhaaf  II,  143)  besagt  ausdrücklich:  »Und 
haben  also  die  Bauern  selbst  zu  der  Sache 
griffen  und  Veränderung  fürnehmen  wollen 
und  im  Schein  des  Evangeliums  gl^chwohl 
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dasselbe  misslvauclit ,  darum  Gott  auch 
vielleicht  seine  Strafen  über  sie  verhAogt 
Tind  der  Schuldig  mit  dem  ünschnli^gen 
hat  leiden  müssen.  Deshalb,  weü  die  ver- 
gieichung  bisher  ins  siebte  Jahr  verzogen 
wird,  haben  etliche  Stände  selbst  der  Cere- 
monien  halb  Ordnung  fürgeoommen.« 

Wie  unerforschlich  und  wunderbar  aber 
die  Wege  der  geschichtlichen  EotwickeluDg 
laufen  f  sieht  man  daraus,  —  und  auch  das 
darf  zum  Schlüsse  nicht  ohne  Erwähnung 
bleiben  — ,  dass  gerade  das  Territorialfttrsten- 
tnm  es  späterhin  war,  das  alle  Fordemngeu, 
die  im  Mai  1525  Wendel  Hippel  und  Ened- 
rieh  Weigant  in  antifürsthchem  Sinne  pro- 
klamiert hatten,  zur  Durchführung  bracnte. 
Denn  Preussen  hat  durch  seine  Bauern- 
befreiung den  Anstoas  ^geben,  dass  die 
Ijeibeigeuschaft  und  soziale  Rechtlosigkeit 
des  Bauernstandes  dahinschwand,  und  hat 
durch  die  Begründung  des  Zollvereins  jene 
Sehnsucht  von  1525  nach  Einheit  von  Mass 
und  Gewicht  zur  Erfüllung  gebracht.  Frei- 
lich diese  Territorialmacht  des  19.  Jahr- 
hunderts hatte  ein  Ziel  gemeinsam  mit  den 
aufständischen  Bauern  aus. der  Beformations- 
seit:  die  Einheit  des  ganzen  Vateijandes 
und  eine  starke  kaiserUcne  Macht 

Lltteratnri  / •*  flotfcetn,  Die  Lage  det  Bauem- 
tUmtU»  am  Ende  <Ue  U&telaÜert  (WeHdeuttche 

■  ZeÜtehHft  IV).  und  Polüiteha  und  religiöie 
'  Volkibeüegungen  vor  der  B^ormation,  1878.  — 
.  Sommerliui,  Die  wirttehaßliche  und  totüUe 
.  Bedeutung  der  deutschen  Reformation  (deutsch- 

evangelische  BläUer  XX).  —  Lmnprecht, 
Zändtichf-t  Dasein  im  I4.  und  15.  Jahrhundert 

■  (Z.  W.  G.  3,  189).  —  Derselbe,  Das  Sehielaal 
de»  deutschen  Bauemslandes  bis  tu  den  agrari- 
schen Unruhen  des  15.  und  16.  Jahrhunderts 
(Prmus.  Jahrb.  1886,  August).  —  Katfret, 
U^m  die  Lage  der  oberkrainischen  Bawnuehafi 
beim  Ausgang  des  15.  und  im  Anfang  de»  16. 

.  Jahrhundertl.  —  Wiebe,  Zur  Geschichte  der 
J^visrevolution  des  16.  und  17.  JahrhuTtdert* 
(v.  Miaskoweki,  Staats-  und  soxialwissenschafU. 

■  Beiträge  II,  S),  1895.  —  Gierke,  Genoasen- 
aehaftsrecht  I,  654ff-  —  Knapp,  Die  Bauem- 

■  befreiuTig  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter 

■  in  den  älteren  Teilen  Preussens,  1887.  — 
H ansäen,  Die  Ackerflur  der  Dörfer,  Agrarhist. 
Abhandluags»  II,  179ffi.  —  Ii!  Qu^en  nur 
Gesekichte  des  Bauemtritges  in  (X>ersehwaben 
ed.  Bavmaim,  1876.  —  QueUen  tur  Oesehiehie  au» 
Rotenburg  ed.  Baumann,  1878.  —  Vrkwndenbuch 
der  Stadt  Freiburg  i.  B.  ed.  Schreiber,  N.  F. 

'  Der  deutsehe  Bauernkrieg,  Freiburg  1868 — 1866. 
—  Hartfelder,  Akten  zur  Geschichte  des 
Baußmkrieges  in  SUddeutschland  (ZeUsckr.  f. 
Qesch.  d.  Oberrhein»  39,  4).  —  Mone,  Quelten- 
tammlung  aur  Badischen  LandesgeschictUe  II.  — 
Zöllner,  Zur  Vorgeschichte  des  Bauernkrieges, 
Dresden  187X.  —  A.  Stern,  üeber  die  12  Ar- 
tikel der  Bauern  au»  dem  Jahre  IBtS,  1868  (vgl. 
Forschungen  nr.  568,  XII).  —  ^ogt.  Zwei 
oieraehväbisehe  Laienprediger  (Luthardts  ^ehr. 
für  kirehU  Wissenieh^  VI,  1885,  S.  4IS  und 
479).  —  BoMaert,  Bonenburg  am  Neckar  (Blätter 


für  württembergiM^  Ißr^engea^iehte  IT,  1887). 

—  JCcuUleo/er,  Johann  EbeHin  von  GiMM- 
bürg,  1887.  Bnt^kung  und  AuUntehi^  der  U 
Artikel  (Ztschr.  des  histor.  Vereins  f.  Sehwaben 
und  Nevburg  XVI,  1889.  —  Lehnert,  StudieH 
z.  Gesch.  der  IS  Artikel,  Halle,  Dies.,  I894.  — 
W.  Vogt,  Die  Vorgeschichte  des  Bauernkrieges, 
1887.  —  Kolde,  Martin  Luther.  1889,  II,  140ff. 
Luther  über  Empörungen,  Altenbvrg  18S1.  — 
Vorreiter,  Luther»  Ringen  mit  den  antiehrist- 
Uehen  Prindpien  der  Revolution,  1860.  —  III: 
Oechale,  Beiträge  aur  GesehiehU  des  Bauern- 
krieges in  den  »ekwäbiseh-fränkisehen  Gegenden, 
1880.  —  Deuber,  Geseküshte  der  Bauemtriege 
in  Teutschland  und  der  Schweis,  18SS.  —  Ben- 
sen, Geschichte  des  Bauernkriege»  in  Ostfranken, 
I84O.  —  Z&pfi,  Die  Baupmannsehaft  des  GSU 
von  Beriichingen  im  grossen  Bauernkriege,  1850. 

—  Jörg,  Deutschland  in  der  Revolutionsperiöde 
15S1~S6,  185t.  —  Zimmermann,  Geschichte 
des  Bauernkrieges,  1854.  —  ComeAiua,  Studien 
zur  Geschichte  des  Bauernkrieges,  1861.  — 
Prledrieh,  Astrologie  und  Reformation  oder 
die  Astrologen  als  Prediger  der  Reformation  und 
Urheber  des  Bauernkrieges,  I864.  —  Baumann, 
Die  cbereehwäbieehen  Bauern  im  MOr»  IBtB  und 
die  1»  Artikel,  1871.  —  A.  Bebel,  Der  deutsche 
Bauernkrieg  mit  BeräeksidUigung  der  haupt- 
sächlichsten aosialen  Beaegungett  des  Mittdaltere. 
1876.  —  Seidemann,  Beiträge  tur  Geschiebte 
de»  Bauernkrieges  in  Thüringen  (Forschungen 
7ir.  566,  XI,  XIV).  —  Frieis,  Die  Geschichu  des 
Bauernkrieges  in  Ostfranixn,  1877 — 188S.  — 
IT.  Vogt,  Die  bayerische  Politik  im  Baverts 
kriege,  1888.  —  BartftMer,  Zur  Geschickte 
des  Bauernkrieges  in  &ldwealdeuttehland,  I884 
(vgL  Westd.  ZtsAr.  nr.  S94,  I.;  .nnveAun^m 
nr.  sse,  XXILl).  —  VMeikmthetner,  Biit^ 
der  GrossmUtige  im  Bauernkriege,  1887.  — 
Cronthal,  Ihe  Stadt  Würzburg  im  Bauern- 
kriege, 1887.  —  Vllmann,  Sans  Böheim  von 
Nikiashausen,  ein  VorUiufer  des  Bauernkrieges 
(Beil.  I  XU  dessen  Reformatoren  vor  der  Refor- 
mation I,  4x1  ff.)  —  Merx,  Thomas  Münxer 
und  Heinrich  I^e^er  lSBS—t5,  1889.  —  Egel- 
haaf,  Deutsehe  Gesektehte  im  16.  JahrkwnäeH, 
1889.  —  Mbmt,  VorderMerreiA  «nd  »eine 
Sehutegebiete  im  Jahre  15B4,  ^889.  ~  CbsTNy, 
D^  eweite  Bauema^stamd  im  OberStterrateh 
159S — 1597,  Lim  1890.  —  Vogt,  Die  Bodensee- 
bauem  und  ihr  Hauptmann  Dietrich  Hurleteagen 
(Augsburg.  Progr.  1892).  —  iMmpreeht,  Deut- 
sche Geschichte,  V,  1,  1894.  —  Ranke, 
Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  R^ormation, 
e.  At^.,  1881,  II.  Ii4~158. 
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BanfeBosBeuchafteii. 

1.  AUgemeinea.  2.  Building  Societies  in 
Ithgland.  3.  BniMing  SocietieB  in  Amerika.  4. 
Land  and  Bnilding-  Societies  in  England,  fi. 
BangenossenBcluften  in  Deatschland.  6.  Ban- 
genoMenschaften  in  Oesterreich.  7.  Bangenossen- 
flehaften  in  Dänemark.  8.  Bangenonenschaften 
fai  Holland.  9.  BaogenoaMniehaften  in  Fmik- 
nkfc  W  Italien. 

1.  AUseneiaes.  BaogenosaMischafteii 
gind  (unter  Zugnmdel^mBg  der  B^^tiffs- 
bestimmuDg  des  OeDOSsenschaftsgesetzes  t. 
1.  Mai  1889)  Qesdlsfduften  vod  nicht  ge- 
sctüoesener  Mitghed^rzahl  znr  Herst^ung 
Von  Wohnungen  mittelBt  gemeinschaftlichen 
Geschäftebetriebs  der  Mi^lied^;  entweder 
■«■erden  die  Wolraun^n  (Hftuser)  zur  Deber^ 
KlsemDg  an  die  Mitgheder  zu  Eigentum  oder 
zur  Vermietung  hergestellt,  es  kOnnen  und 
■frerden  auch  beide  Zwecke  dnrch  eine 
GenoBeenschaft  verfolgt;  Verkauf  oder  Ver^ 
ikiietuDg  an  Nichtmitglieder  würden  den 
Genossenschaften  leicht  den  Charakter  von 
Brwerbsiastitnten  geben,  nur  ausnahmsweise 
kommt  eine  solche  Ausdehnung  des  Ge- 
schfiftsbetriebes  vor.  Zu  den  Baugenossen- 
schaften kennen  noch  die  Gesellschf^en  ge- 
i'eehnet  werden,  die  zur  Befriedigung  de» 
Vohnnngsbedürfnisses  der  Mitglieder  diese 
Aufgabe  durch  Oew&hruug  von  Vorschttesen 
an  die  Mitglieder  (auf  Hypothek)  zum  selb- 
atändigeu  Bau  oder  £rwerb  eines  Hauses 
«rfallen. 

Die  Baugenossenschaften-  iiuterscbeiden 
sieb  von  den  —  hfinfig  unrichtigervreise  als 
»gemeinnützig«  bezeichneten  — Aktiengesell- 
fldiaften  (s.  d.  Art.  Wohnungsfrage)  zum 
Bau  von  Arbeiterhftuaeoii  dadurch,  dass  sich 
ihre  Mitglieder  zum  grOBSten  Teil  aus  den 
Wohnnngsbedürftigen  zusammrasetzen ,  die 
äch  selbst  die  Wohnung  verschaffen  wollen, 
wffluend  zu  den  letzteren  Kapitalisten  su- 
sammentreten,  um  der  Wohnungsnot  anderer 
^uhelfen. 

Die  Wohnungsnot  des  Proletariats  wird 
in  der  R^l  nur  mit  Hilfe  A&e  letzteren 
Gesellsdianen  besdtigt  werden  können,  im 
Hbrigen  aber,  wenn  es  sich  darum,  handelt, 
für  Arbeiter,  Meine  Gewerbetreibende,  Hand- 
werker u.  8.  w.  billige  und  gesunde  Woh- 
nungen zu  beschaffen,  verdient  die  Bau- 
genossenschaft entschieden  den  Vonsug,  die 
dem  Wohuungsbedürftigen  die  Möglichkeit 
bietet,  selbst  mitzuschaffen  an  der  Be- 
friedigung seines  Wohnungsbedflrfnisses,  und 
daher  sein  Interesse  an  dem  Institut  dauernd 
wach  bftlt^  sie  Iftsst  vor  allem  auch  nicht  in 
ihm  den  Gedanken  aufkommen,  dass  er  der 
EmpfSnger  von  Wohlthaten  ist.  So  kann 
denn  wolil  behauptet  werden,  dass  die  Bau- 
genossenschaft in  der  Regel  ein  wirksameres 
Mittel  zur  Befriedigiing  des  Wohnun;^ 
bedflrfnisses  der   oben  bezeichneten  Be- 

Handw&tntraek  der  StHtnriMemelwften.  Zweite 


viJlkerungsklBsm  ist  als  die  gemdnnfitzige- 
Aktiengesellschaft.  ausgenommen  den  Fah{ 
dass.  es  sich  um  schleunige  Beseitigni^' 
eines  Notsüuidee  handelt. 

Sparsamkät  der  Wc^ungsbedürft^n 
möchte  man  als  eine  erste  Vorbedingung  für 
GhUndnng  und  EntwickelnDg  der  Bange- 
noBsensdiaften  bezeichnen,  und  da  sich  die 
Sparsamkeit  der  arbeitenden  Klassen  am. 
Inditestott  and  besten  in  den  Wirtschaft- 
Hellen  Ausgaben  zeigt  und  bethSti^  kann  der 
KonsomTSvein  hier  eine  wiUkommene 
Unt»«tQtzung  bieten,  indem  den  anscheinend 
zu  Urspamissen  nnfiUügen  Elaraen  Gelegen- 
heit geboten  wird,  durch  billigere  Lebens- 
einrichtung, ohne  von  dem  meist  kärglichen 
Lohne  besondere  Rücklagen  machen  zu 
müssen,  kleine  Summen  zu  erübrigen,  die 
nach  Jahren  sie  in  den  Stand  setzen,  sich 
an  Genossenschaften  zu  beteiligen,  die  wie 
z.  B.  Baugeuosaenschaften  grössere  Anforde- 
rungen an  ihre  Leistungsfähigkeit  stellen. 
Eine  direkte  Verbindung  der  Konsumvereine 
mit  den  Auf^ben  der  Baugenossenschaften 
hat  vielfach  in  Eugland  statt^funden.  Die 
Baugenossenschaft  ist  nur  ems  der  vielen: 
Mittel  zur  Befriedigung  des  Wohnnngsbe- 
dürfnisses:  Wirkt  sie  auch  zunächst  nur 
für  die  Mit^ieder,  so  kann  sie  mittelbar 
unter  kleineren  lokalen  Vei4iältnissen' 
auch  einen  Einfluss  auf  die  Wohnim^ver^ 
hUtnisse  am  Orte  Überhaupt  ausüben,  indem 
sie  die  Pteise  regulieren  hilft  und  leere 
Wohmingen  für  die  Nichtbeteiligten  schafft. 
Allerdings  sind  die  Erfolge  der  Baugenossen- 
schafteo  nur  langsame,  denn  nur  aUmählich 
können  durch  sie  dort,  wo  sie  ihre  Stütze 
allein  in  den  Kreisen  der  weniger  bemittel- 
ten Wohuungsbedürftigen  finden,  die  not* 
wenden  Hftnser  hergestellt  werden;  wo- 
aber  die  Elemente  zur  Gründung  einer  Bau- 
gen(»senschaft  vorhanden  sind  —  und  es  wird 
wenige  Orte  geben,  wo  dies  nicht  der  Fall 
ist  — .  verdient  dies^be  vor  allen  anderm 
den  gieidien  Zweck  veifolgendea  Unterneh- 
mungen in  demselben  Masse  den  Vorzug 
wie  die  Selbsthilfe  vor  der  Unterstützung,' 
und  sei  die  letetere  auch  in  der  passendsten 
Form  gewährt:  die  Baugenossuischaft  stärkt 
durch  ihre  Erfolge  nicht  nur  in  den  be- 
teiligten Arbeiter-  und  Handwerkerkreisen 
das  Zutrauen  zur  eigenen  Kraft,  soudem 
sie  erweckt  auch  in  den  tiefer  stehenden 
Klassen  den  Ehrgeiz;  fast  höher  noch  als 
der  praktische  Nutzen  steht  oft  ihr  morali- 
scher Einfliiss. 

Geht  auch  Jules  Simon  (Le  travail)  zu 
weit,  wenn  er  sagt  »La  propri6t6  est  si 
prt^s  du  prolötaire,  m^me  le  plitö  pauvre, 
qu'il  Ini  suffit  de  s'associer  avec  d'aussi 
pauvres  que  lui,  et  de  vouloir  6tre  propriö- 
taire  pour  le  devenir«,  ^nd  vielmehr  die 
Sdiwieri^eiten  bei  Gründung  und  Leitung 
Auflage.  II.  SO 
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einer  BaügenoBsenschaft  ganz  gewiss  sehr 
gross,  so  beweisen  doch  die  f^rfahrangen, 
die  mit  derselben  gemacht  sind,  dass  jene 
Schwierigkeiten  zu  überwinden  sind. 

Die  EntwickeluDg  der  Baugenossenschaften 
ist  nicht  bloss  nach  den  Resultaten  in  den 
einzelnen  Ländern  eine  sehr  versdiiedeoe, 
sondern  auch  nach  der  Art  und  Weise  des 
Betriebes. 

Es  sind  dabei  iDsbesondere  zu  unter- 
scheiden die  Baugenossenschaften,  die  ihren 
Jkfil^liedern  Vorschüsse'  zum  Erwerb  eines 
Hauses  gewähren  (Building  Societies  in  Eng- 
luid  und  Ammka),  und  die,  welche  seilet 
bauen:  ^Baugenossenschaften«  (Land  and 
Building  Societies). 

Die  Heimat  der  ersteren  ist  Endand, 
VC  man  sie  allerdingB  nicht  zn  den  Bwig^ 
nogsenauhaften  rechnet,  sie  nnd  älter  als  die 
Bang^osaenschaften  im.  en^eien  und  eigent- 
]idiett  Sinn,  und  wir  bej^nnen  daher  mit 
ihnen. 

2.  Building  Sodetiea  in  Eng^d.  Die 

Building  Societies  waren  ursprfl^^ch  Spar- 
vereine,  zu  denen  sic^  die  Mit^eder  zu- 
aammenthaten ,  um  einander  vermöge  der 
gemeinschaftlich  angesammelten  Sparedn- 
lagen  zum  Erwerbe  eines  Hauses  zu  ver- 
helfen. Die  Reihenfolge  der  Yerausgabung 
der  Vorschüsse  wurde  durch  das  Los  be- 
stimmt Die  Anfänge  dieser  Vereine  sollen 
sich  bis  in  das  vorige  Jahrhundert  zurücker- 
streckea,  der  älteste  bekannte  Verein  ist 
ein  Dorfkiub  zu  Kirkudbright  in  Schottland, 
1815  gegründet  Mit  der  Zeit  sonderten 
sich  zwei  Klassen  von  Mitgliedern:  Ein- 
leger und  Darlehnsnehmer. 
-  Durch  G.  V.  14.  Juni  1836  (6  und  7 
William  IV  cap.  32)  wurden  diese  Genossen- 
schaften rechtlich  geregelt,  indem  dasselbe 
die  Gesetze  10  Georg  IV  cap.  56  und  4 
und  5  William  cap.  40  über  die  Friendly 
Societies  auf  sie  für  anwendbar  erklärte. 
Das  Gresetz  gestattete  die  Bildung  von  Ge- 
n<^8enschaften,  um  durch  Ansammlung  von 
Kapital  Tonnittelst  periodischer  Einzahlungen 
der  Mitglieder  diesen  den  Erwerb  eines 
Hauses  zu  ^möglichen.  Die  Genossenschaften 
erhielten  .fortan  die  Bezeichnung  »benefit 
Building  Societies«.  Die  Statuten  mussten 
dem  E^strar  der  Friendly  Societies  einge- 
reicht werden.  Der  Anteil  durfte  nicht 
mehr  als  150  £  betragen,  und  die  monat- 
lidien  oder  anderweiten  Einzahlungen  auf 
denselben  sollten  nicht  1  £  übersteigen 
dürfen.  Das  Gesetz  gestattete,  von  den 
Mitgliedern,  welche  vor  der  Vollzahlimg 
ihres  Anteils  einen  Yorschuss  nahmen,  einen 
»Freifl«  zu  erheben,  dessen  Hohe  unabh&igig 
von  den  Zinsgesetzen  war.  Zulässig  war 
auch  die  Einführung  von  Anteilen  mit  vei^ 
schiedenen  Rechten,  wovon  ergiebiger  Ge- 
bzBUch  gemacht  wurde,  da  die  Aufnahme 


von  Anleihen  diesen  G^esellschaften  ursprüng- 
lich nicht  gestattet  war  (bis  1869).  Dies 
Gesetz  von  1836  war  mangelhaft,  seine  Un- 
klarheiten waren  gross,  1874  wurde  daher 
ein  neues  Gesetz  erlassen,  das  1875  amen- 
diert  wurde  (37  und  38  Vict  cap.  42):  Act 
to  consolidate  and  amend  the  Laws  relating 
to  BuildiDg  Societies  v.  30.  Juli  1874,  mit 
einer  unwesentlichen  Abänderung  v.  22.  April 
1875.  Das  Gesetz  hebt  die  Act  of  benefit 
Building  Societies  auf,  Ifisst  die  bestehendea 
Genossenschaften  unberührt  und  stellt  den- 
selben anheim,  sidi  unter  dem  neuen  Gesetze 
eintragen  zu  lassen,  falls  ihr  Statut  mit 
demselben  übereinstimmt  Als  Zweck  der 
Genossenschaft  bezeichnet  g  13:  »Mne  An- 
zahl PeiBonai  kann  eine  Gmossensohaft  auf 
Zeit ,  oder  unbeeohzänkt  zum  Zwecke  der 
Ansammlung  eines  Kaj^tala  durch  Mnzii^ 
lungen  der  Mitglieder  bilden,  aus  dem  dime 
gegen  Verpfändung  vm  Grund  und  Boden 
Yoxschüase  erlangen  kOnnen . . .  Eine  aoläiB 
Genoese  nschaft  soll  zu  dem  gedachten  Zwecke 
Land  besitzen  kOnnen,  Anleihen  aufnehmen 
dürfen  durch  Au8s»be  von  Aktien  von  ein- 
fachem oder  mefarachem  Betrage,  entweder 
sofort  voll  oder  periodisch  oder  auf  andere 
Art  einzahlbar,  die  Genossenschaft  kann  diese 
Aktien  mit  oder  ohne  Zuschreibung  von 
Zinsen,  weun  das  Geld  nicht  mehr  gebraucht 
wird,  zurückzahlen.« 

Die  Haftpflicht  der  Mitglieder  ist  nach 
§  14  des  Gesetzes  auf  die  Anteile  beschränkt, 
welche  nicht  beliehen  sind,  auf  die  geleisteten 
Einzahlungen,  auf  die  Rückstände  und  auf 
den  Betrag,  welcher  ausgeliehen  ist. 

Im  Jahi«  1893  gerieten  eine  Anzahl  der  Ge- 
sellschaften infolge  umfangreicher  Betrüge- 
reien in  Vermögensverfall.  Eine  förmliche 
Panik  brach  aus,  und  die  seitens  des  Registrars 
angestellten  Erbebungen  ergaben,  dass  eine 
©rosse  Anzahl  der  Gesellschaften  den  durch 
Gesetz  auferlegten  Verpflichtungen  nicht 
nachgekommen  war.  Von  466  Gesell- 
schaften z.  B.  kamen  die  Briefe  als  unbe- 
stellbar zurück,  sie  bestanden  seit  Jahren 
nicht  mehr.  Der  Registrar  Brabrook  hob 
bei  seinen  Untersuchungen  hervor,  däss 
nicht  das  Princip  der  Baugesellschaften  an 
der  Krisis  die  Schuld  tr^e,  sondern  ihre 
fehlerhafte  Organisation.  Durch  Gesetz  von 
1894  (57  und  58  Vict  cap.  47)  fand  die 
notwendige  Aenderung  des  G^tzes  von 
1874  statt 

Die  V(nr8chussgewährung  in  den  Building 
Societies  erfolgt  nach  folgenden  Grundsätzen. 
Ein  Mitglied,  welches  einen  Yorschuss  haben 
will,  muss  so  viele  Anträle  zeidmen,  wie 
zur  Deckung  des  Vorst^usses  erforderlich 
sind.  Die  Höhe  des  auf  den  Antml  zu  ge- 
währenden VoxsdiusBeB  beruht  auf  der 
Annuitätsrechnung,  nac^  welcher  regel- 
mässige monatliche  Einzahlungen,  zu  Zinses- 
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ans  gerechnet,  wfthrend  einer  bestimmten 
Anzahl  Jahre  die  Hdie  des  Kapitals  erreichen. 
Der  auf  den  Anteil  zu  gewahrende  VorschusB 
besteht  aus  der  Summe  der  bereits  geleisteten 
Stozahlungen  auf  denselben  und  dem  zeitigen 
Werte  der  noch  zu  leistenden  Einzahlungen. 

Die  Building  Societies  sind  also  in 
Vahifaat  Realfereditbanken,  die  die  aus- 
geliehenen Vorschüsse  durch  Amortisation 
lügen  lassen. 

IHe  Y(ff8chfl8se  werden  unter  den  Be- 
werbern entweder  verlost  (Ballot  bog.)  oder 
veAauft  (Säle  soc),  oder  es  wird  abwechselnd 
ein  YoracbuBS  vmost  und  »ner  verloKift 
(ballot  aod  saäe  soc.). 

Zur  Deckong  der  YerwaltungBonkosten 
und  mr  Dotienuig  des  Beserrefonds  dienen 
die  Stralgelder  und  die  »Preise«  beim  Yer- 
kwifie  eineB'Y(ffBchusse8.  Es  wird  fOr  jedw 
YOTsöhuss  ein  Preis  verlui^  der  entweder 
voQ  vornherein  bestimmt  ist  und  um  so 
geringer  wird,  je  Iftnger  der  Betreff^de 
Mitglied  ist,  oder  der  sich  dnrdi  »Yer- 
st^gemng«  des  Vorschusses  an  die  Dar- 
lehnssudier  ei^ebt;  es  wird  alsdann  n&m- 
lich  der  Vorschuss  in  einem  bekannt  ge- 
machten Termine  auseeboten  und  dem  zu- 
geschlagen, der  den  Höchsten  Preis  bietet. 
Die  Mitglieder,  die  keinen  Vorschuss  er- 
halten habenj  bekommen  ihre  Einzahlungen 
nebst  ZinsesziQs  zurück,  für  sie  ist  der  Verein 
eine  Sparkasse,  in  der  sie  ihr  Qeld  zu 
höherem  Zins  anl^n,  als  es  ihnen  sonst 
möglich  ist. 

Die  Genossensdiaften  waren  ursprünglich 
alle  zeitUdi  begrenzt  und  hatten  eine  ge- 
schlossene Mitguederzahl  (terminatine  soc.), 
in  den  ^er  Jahren  entstanden  die  »dauern- 
den« Genossenschaften  (permanent  soc.) ;  die 
terminating  soc.  ethielten  sich  ihrer  ein- 
fachen  und  billigen  Verwaltung  w^pen  unter 


der  arbeitenden  Klasse,  die  anderen  wurden 
I  mehr  zu  Bankiostituten. 
I  Eine  besond«:«  Art  der  Building  Societies 
!  sind  die  Bowkett  Sodeties  (nach  Dr.  Bowkett), 
!  sie  verlangen  regelmAssige  Einlsfen  und 
I  Rflokzahlungeu  der  Vorsätfiase  ohne  jede 
:  Verzinsung,  die  Einzahlungen  wwden  fort- 
'  gesetzt ,  bis  der  letzte  Vorschuss  gezahlt 
\  ist.  Der  Vorteil  dieser  Bowkett  Societies 
I  ist  für  die  Mitglieder  sehr  verschieden,  je 
I  nach  der  Zeit,  in  welcher  sie  zum  Yorschoss 
I  gekommen  sind. 

j     Eine  Unterart  sind  die  Stair- Bowkett 
,  Sodeties  (nach  TSt.  Stanj,  in  denen  die 
I  Mit^ilieder,  weldhe  ihren  vinsdiuBS  zurOok- 
jg^uhlt  haben,  m  giOraerea  Einlagen  ver- 
,  pflichtet  werden,  um  die  (}«u>Beieais(diaft 
i  schneller  zu  Ende  zu  bnugeo. 
I     Die  Building  SocietieB  in  den  verscliie- 
1  denen  Unterarten  haben  in  England,  Iiland 
'  und  Sdbottland  eine  ganz  auswroidentlic^e 
I  Verbreitung  gefunden, 
j      Die  unter  dem  Gesetze  von  1874/1894 
i  eingetragenen  Building  Societies  sind  gesetz- 
;  lieh  verpflichtet,  ihre  Abschlüsse  dem  Re- 
^  gistrar  einzureichen,  und  dieser  legt  sie  zu- 
sammengestellt in  den  Betums  dem  Hause 
'der  Gemeinen  vor,  gleichzeitig  mit  den 
I  >Beports«, welche  einegedrängteBearbeitung 
I  der  Beturns  und  eine  Angabe  der  neuesten 
I  wichtigsten  Entscheidungen  enthalten. 
'      Nachstehende  Tabelle  bezieht  sich  auf 
die  unter  dem  G.  v.  1874/1894  eingetragenen 
Building  Societies.    Die  Zahlen  sind  teils 
den  Beturns,  teils  den  Reports  entnommen ; 
können  sie  auch  nicht  auf  absolute  Richtig- 
keit Anspruch  erheben,  da  die  englische 
Statistik  in  früheren  Jahren  nicht  fehlerfrei 
ist,  so  bieten  sie  doch  ein  Bild  von  dem 
Umfange  und  der  Thfitigkeit  dieser  Genossen- 
schaften. 


Genossenschaften 

Auf  Hypo- 

Unverteilter 
Gewinn 
(Reserve- 
fonds) 

Jahr 

Hit- 

Oeschlfts- 

Fremde 

theken 

Andere 

glieder 

anteile 

Gelder 

geliehen 

Anlagen 

Anzahl 

Berichte 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 

1875 

396 

272 

? 

8  242  586 

4025275 

II  793  926 

? 

? 

1880 

1267 

372  035 

21  813095 

14  079  762 

34  847  320 

2  103  063 

1  104  735 

1884 

2044 

1625 

533713 

32  235  452 

15  655  162 

46  503  307 

2  969  520 

I  711  314 

1887 

2404 

1990 

605  421 

36  313  515 

1 5  606  308 

50  362  684 

3  497  939 

2  020  565 

1891 

2267 

2382 

587  856 

34  729  966 

14911  514 

47  703  054 

3  84a  953 

2  132  38S 

1886 

3072 

2635 

63s  716 

34845218 

19  030  242 

43  350439 

13  047  oiS 

3  13s  180 

Die  »Anderen  Anlagenc  umfassen  den 
Kassenbestand  und  die  nicht  auf  Hypotheken 
ausgeliehenen  Gelder. 

Nadi  den  erzielten  Resultaten  sind  die 
Building  Societies  ein  höchst  beachtenswertes 
Moment  für  die  Beschaffung  von  Häusern. 
Die  Reports  sind  voll  Lobes.  Dass  es  auch 


Banken  giebt,  die  den  Aktiengesellschaften 
sehr  nahe  gekommen,  die  auf  hohe  Dividende 
arbeiten  und  das  Interesse  der  Mitglieder 
vemachiaseigen,  ist  natürlich.  Das  liegt  au 
der  Leitung,  nicht  an  dem  Grundgedanken 
der  Genossenschaften.  Man  hat  daher  auch 
1894  bei  der  Krisia  von  ausserordentlichen 
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Massnahmen  abgesehen  und  sich  auf  Aende- 
nmgen  in  der  Oi^nisation  beschränkt  Heute 
und  die  Verhältnisse  wieder  durchaus  ge- 
ordnete. 

Nach  den  Erfol^n,  welche  die  Building 
Societies  thatslüdtlic^  in  England  zu  ver- 
zeichnen, haben,  —  und  in  demselben  Masse 
in  Amerika,  —  ist  zu  bedauern,  dass  in 
Deutschland  nur  ein  einziger  Versuch  (Breslau) 
gemacht  ist,  Baugenossenschaften  nach  eng- 
Uachea  Orundsätzen  zu  gründen.  Es  ^t 
auch  heute  noch,  was  Huber  1B65  schrieb, 
indem  er  die  Versdiiedenhdt  zwischen  deut- 
sdieD  und  englischen  Verhältnissen  aner- 
kannte :  Wie  dem  auch  sei:  »ein  Verfahren, 
dem  in  England  binnen  kaum  zwei  3ahz- 
zehnten  gegen  80 000 Arbeiterfamilien  eigenen 
Herd  und  den  so  tief  ersehnten  Anteil  an 
dem  Lande  vradanken,  dfirfte  auch  bei  uns 
mehr  nähere  und  ernstere  Beachtung  ver^ 
dienen,  als  ihm  bisher  zugewendet  worden 
zu  sein  scheint«. 

Auch  in  den  englischen  Eolonieen  Queens- 
land, Victoria,  Canada  haben  die  Building 
Societiee  längst  Fuss  gefasst. 

3.  Building  Societies  In  Amerika.  Sehr 
^osae  Verbreitung  haben  die  Building  Socie- 
ties in  den  Staaten  Nordamerikas  dort  ge- 
funden, wo  eine  sessliafte  Arbeiterbevölke- 
rung  vorhanden  ist.   Städte  wie  Phüadel- 

Shia,  St  Paul,  Minneapolis  sollen  den  Buil- 
ing  Societies  ihr  Gepiäge  verdanken.  Auch 
in  Amerika  sind  die  Building  Societies 
Bealkreditkassen ,  ihre  Geschäftsgrundsätze 
weichen  freilich  vielfach  von  den  englischen 
Building  Societies  ab. 

Ueber  die  Geschichte  dieser  Gesellschaften 
entnehmen  wir  dem  Bericht  des  Statistischen 
Amts  in  New- Jersey  für  1890: 

Die  erste  derartige  Gesellschaft  ist  im 
Jahre  1831  in  einer  Vorstadt  von  Philadel- 
phia gegründet.  Bis  zum  Jahre  1845  fand 
dies  Beispiel  nur  in  sehr  wenigen  Fällen 
Nachahmung ;  von  1845 — 1850  wurden  dann 
aber  allein  in  Philadelphia  30  Gesellschaften 
ins  Leben  gerufen.  Fennsylvanien  hat 
bis  heute  von  allen  Staaten  die  grßssten 
Erfolg  mit  diesen  Baugenossenschäten  zu 
verzeichnen.  Ihre  Ausbreitung  von  Philadel- 
phia aus  war  das  Besultet  der  Auswande- 
rung; Handwerker  und  Handlungsgehilfen, 
die  nach  einem  andern  Orte  zogen,  begründeten 
dort  bald  eine  gleiche  Genossenschaft,  wie 
sie  dieselbe  in  ihrer  Heimat  kennen  gelernt 
hatten.  Die  Personen,  die  ai^  diese  Weise 
die  Leitung  Übernahmen,  hatten  oft  von  den 
Einzelheiten  der  Verwaltung  nur  eine  un- 
gen^nde  Kenntnis,  und  dadurch  entstanden 
äne  Reihe  Verschiedenheiten  in  dem  System. 
An  einer  gesetzlichen  Grundlage  fehlte  es 
zunächst  überall.  Die  ersten  Gesetze  über 
diese  Genossenschaften  wurden  1847  in 
New-Jersey  und  Maryland  erlassen ;  in  New- 


York  wurde  erst  1851  ein  Gesetz  ange- 
nommen, daselbst  wurden  nun  bis  1853  72 
Gesellschaften  begründet  imd  zwar  mit  aUen 
müglichen  neuen  Methoden  im  OesdiAfts- 
betrieb,  auf  diese  Überhastete  Bewegimg 
folgte  dann  auch  1854  der  Rückschlags  und 
zwar  derart,  dass  fast  alle  diese  Genossen- 
schaften verschwanden;  erst  seit  1885  ist 
wieder  eine  nennenswerte  Anzahl  entstanden. 

Der  Bürgerkrieg  wirkte  dann  Überall 
hemmend  auf  eine  weitere  Verbreitung  der 
Baugeoossenschaften.  Von  alten  Staaten  hat 
Ma^uihusetts  mit  Besag  auf  systematisches 
und  o^ilgreicheB  \enuaea  mesen  Gesell- 
schaften die  zweckmäasigste  gesetzliche 
Grundlage  gegeben  und  die  Geechäftsmetho- 
den  geregdt  Die  Gesellschaften  heisaen  in 
diesem  Staate  »Kooperative  Banken«.  Die 
Oi^nisation  ist  derart,  dass  einmal  die 
Mitglieder  zum  Sparen  und  dann  zum  Haus- 
erwerb angehalten  werden.  In  den  Süd- 
staaten  ist  die  Ausdehnung  dieser  Genossen- 
schaften langsamer  als  in  den  Nordstaaten 
gewesen,  aber  auch  dort  haben  sie  in  mehreren 
Staaten  Verbreitung  gefunden. 

Die  Bau-  und  Dahrlehnsgesellschaft  hat 
grosse  Popularität  gewonnen.  In  zehn  oder 
mehr  Staaten  sind  Ligen  gebildet,  die  vier- 
mal das  Jahr  Versammlungen  halten  und 
die  aus  Vertretern  jeder  Oi^ganisation  be- 
stehen, die  zur  Liga  gehören.  Wenigstens 
ein  Dutzend  Or:^ne,  die  ihre  luteressen 
vertreten,  erscheinen  jetzt.  Viele  tägliche 
Zeittingen  geben  ein  gut  Teil  Raum  den 
Nachrichten  über  diese  Gesellschaften. 

Es  ist  nur  annähernd  bisher  gelungen, 
die  Zahl  der  bestehenden  (im  Jahre  1890) 
echten  Bau-  und  Darlehnsgesellschaften  fest- 
zustellen. Der  Bericht  giebt  folgende  Ziffern : 


PennBylvama   laoo 

Ohio   8oo 

Illinois   6oo 

Indiana   400 

New-York   475 

New-Jersey   220 

Delaware  nnd  Maryland   225 

Massachusetts   100 

Die  Übrigen  Staaten  von  New-£ngland  .  75 

Wisconsin   55 

Michigan    6$ 

Minnesota   150 

Nebraska-Jova   200 

Ktimias   125 

Kentucky    sjo 

Missouri   300 

Tennessee   75 

Südwestliche  Staaten   250 

Andere  südliche  Staaten   100 

California   105 

Andfcre  westliche  Staaten   200 


5800 

Ztun  grossen  Teile  beschränken  die 
Gesellschaften  ihre  Thätigkeit  auf  einen  be- 
stimmten Bezirk,  lokale  G^esellsohaften  im 
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O^nsafz  m  oationalen  Gesellschaften,  letz- 
tere nicht  zu  verwecitseln  mit  den  National 
Bmlding^InstituteD,  die  als  Gegner  der  Kassen 
zu  betraditen  EÖnd. 

Ein  anschauliches  Bild  über  die  Bau- 
und  Darlehenskassen  eieht  der  9.  report  of 
the  Commissioner  or  lAbor  CarroU  D. 
Vright  (1893).  Die  Gesellschaften  können 
in  drei  Klassen  geteilt  "werden,  je  nach- 
dem sie  Anteilscheine  ausgeben :  Seriengesell- 
schaften,  permanente  Gesellschaften  und  zeit- 
lich begrenzte  Gesellschaften.  Die  ältesten 
Gesellschaften  gaben  mu:  eine  Serie  Anteil- 
scheine aus.  Wer  später  eintrat,  "war  ver- 
pflichtet, die  seit  Eröffnung  der  Gesellschaft 
von  anderen  Mitglietlem  auf  ihre  Anteile 
bereits  eingezahlten  Summen  nachzuzahlen, 
damit  alle  Genossen  gleichberechtigt  wären 
und  jeder  Genosse  dann  nachher  gleiche 
Beiträge  per  Anteil  zahlte. 

Gelder  wiuden  nur  an  3ütgUeder  aus- 
gaben, und  somit  endete  die  Gesell- 
schaft,  wenn  die  Aktien  oder  Anteile  durch 
ISnztüilungeD,  Gewinne,  Zinsen  etc.  ihren 
Nominalwert  erreicht  hatten. 

Biese  Gesellscliaftsform  nennt  man  »ter- 
minatiüg«  oder  zeitlich  begrenzte  Gesell- 
schaften. Drei  Fehler  haften  ihr  an:  1.  die 
Gesellschaft  hörte  zu  existieren  auf,  wenn 
die  Anteile  voll  eingezahlt  waren,  2.  der 
hohe  Betrag,  den  derjenige  vorweg  nachzu- 
zahlen hatte,  der  nach  Eröffnung  der  Gesell- 
schaft in  dieselbe  eintreten  wollte,  und  3. 
die  Bestimmung  über  diese  zwangsweise 
aufgedrungenen  Darlehen. 

Um  diese  Fehler  zu  beseitigen,  wurde 
das  Seriensystem  eingeführt  Nach  diesem 
System  wurde  mit  jedem  Rechnungsjahr 
oder  Semester  eine  neue  Serie  eingefflhrt. 
Eine  dritte  Form  der  Bau-  und  Darlehens- 
geiuKBenschaften  giebt  Anteile  ans,  wenn 
dieselben  verlangt  werden.  Diese  wird  die 
permMiente  genannt. 

Von  den  5598  Lokalgenossenschaften 
arbeiten  (nach  dem  Wri^tschen  Buche) 
56,6 "/o  nach  dem  Seriensystem,  29,8% 
nach  dem  permanenten  und  13,6  ^'/o  nach 
dem  zeitlich  b^renzten.  Von  den  240 
nationalen  Genossenschaften  57,5  "/o  nach 
dem  Serien-,  42,1  ^.'o  uaoli  dem  permanenten 
und  nur  eine  nach  dem  zeitlich  b^^renzten 
System. 

Einzelne  Gesellschaften  haben  eine  be- 
sondere Sorte  Anteile  für  solche  Mitglieder 
^geffihrt,  die  ihre  Einzahlungen  beziehungs- 
weise Schulden  bei  der  Gesellschaft  ver- 
sichern wollen.  In  diesen  Fällen  hat  sidi 
die  Gesellschaft  mit  einer  Lebensversiche- 
nuig^;esellschaft  geeinigt  und  müssen  sidi 
JGtglieder,  die  sich  dieses  zu  Nutzen  machen 
wollen,  erstens  einer  ärztlichen  Untersuchung 
.unterwerfen  und  neben  ihren  sonstigen  Bei- 


trägen ffine  nach  ihrem  ilter  bemessene 
Extrapräime  zahlen. 

Ueber  die  Anzahl  der  durch  die  Thätig- 
keit  der  Gesellschaft  erbauten  lÜuser  be- 
richteten 4444  Gesellschaften,  dass  im  ganzen 
314755  Heimstätten  von  ihnen  geschaffen 
wiwden,  davon  290803  durch  lokale,  23  952 
durch  nationale  Genossenschaften.  Ausser- 
dem wurden  noch  28459  andere  nicht  als 
Heimstätten  (home)  zu  betrachtende  Gebäude 
beschafft 

Soweit  es  sich  durchfühi-en  liess  (bei 
921  lokalen  mit  159223  Genossen  und  12 
nationalen  mit  15547  Genossen)  wurde  der 
Beruf  der  Mitglieder  zu  erfahren  gesucht, 
es  ergab  sich,  dass  bei  den  lokalen  69,96°/o, 
bei  den  nationalen  54,06  %  wirklich  als  Ar- 
beiter zu  betrachten  waren,  nämlich  Commis, 
Handwerker,  Maschinisten,  Gärtner,  Farmer, 
Fabrikarbeiter,  Verkäufer,  Verkäuferinnen  etc. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  scheint  das 
sogenannte  Dayton-system  der  Bau-  und  Dar- 
lehnsgenossenschaft,  das  von  einzelnen  so- 
gar als  Modell  hingestellt  wird  und  das 
seinen  Ursprung  und  seine  Ausbildung  den 
bei  der  Mutual  Home  &  Savings  Association 
in  Dayton,  Ohio,  gesammelten  praktischen 
Erfahrangen  veraankt,  und  weil  es,  aus 
Bedürfnissen  entspningen,  praktisch  erfolg- 
reich durchgeführt  ist,  für  besonders  empfeh- 
lenswert erachtet  wird. 

Das  System  läset  sich  nur  bei  permanenten 
Gesellschaften  anwenden  und  unterscheidet 
sich  von  anderen  Systemen  in  vier  wK«nt- 
lichen  Funkten: 

1.  IGtgUeder  können  jederzeit  eintreten, 
ohne  Nachzahlungen  leisten  zu  mflasen. 

2.  Voll  eingezahlte  Anteile  werden  ausge- 
geben. 

3.  Das  FrämienBystem  ist  völlig  abgeschafft. 
Mitglieder  erhalten  Gelder  nach  der  Beihen- 
folge  der  eingelaufenen  Anträge  zu  ^nsen,  die 
von  dem  Direktionakomitee  von  Zeit  zu  Zeit 
bestimmt  werden. 

4.  Der  Verdienst  wird  nicht  nur  halbjährig 
festgestellt  und  verteilt,  sondern  kann,  wenn 
er  kreditiert  ist,  ebenso  wie  Einzahlungen  ab- 
gehoben werden. 

Die  litteratnr  Über  diese  Genossen- 
schaften ist  sehr  umfangreich,  sie  ist  in 
dem  Jahresbericht  von  New-Jersey  für  1888 
S.  511  verzeichnet 

4.  Land  and  Boilding  Societies  in 
Engtand.  Die  »Land  and  Building  Societies« 
haben  nicht  die  Ausdehnung  erlangt  wie  die 
Building  Societies,  sie  bilden  im  Verhältnis 
zu  der  übrigen  genossenschaftlichen  Be- 
wegung nur  eine  Ueine  Gruppe.  Dies  aber 
sind  die  eigentUchen  Ban^nossenschaften, 
welche  den  weniger  bemittelten  Ständen 
den  Erwerb  eines  eigenen  Heims  dadurch 
ermöghchen,  dass  sie  selbst  Land  erwerhen 
und  Häuser  bauen,  um  an  beiden  den  Mitr 
federn  den  Eigentumserwerb  zu  erleichtexn. 
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In  den  40  er  Jahren  snchte  die  »ÄDti-Oorn- 
Law-Leagne«  durch  Schaffung  von  »Free- 
holderstellen«  in  den  GrafechaJrten  Stimmen 
zu  gewinnen  und  bediente  sich  zu  diesem 
Zwecke  der  Parzellierung  im  Wege  der 
Baugenossenschaft.  Aus  diesei-  Bewegung 
ging  die  National  Freehold  Land  Society 
hervor,  der  bald  eine  konservative  (Jesell- 
schaft  folgte.  Mit  den  politischen  Strömungen 
verschwanden  auch  jene  Gesellschaften,  und 
die  Land  aad  Building  Societies  haben  es 
nicht  vermocht,  unter  den  Genossenschaften 
Englands  eine  hervom^nde  Stellung  zu 
gewinnen.  Diese  Genossenschaften  unter- 
stehen dem  allgemeinen  für  solche  Vereini- 
gungen ^Itenden  Gesetze:  der  Industrial 
and  Provident  Societies  Act  v.  12.  September 
1893,  die  das  G.  v.  11.  August  1876  aufhob. 
Der  Geschäftsbetrieb  dieser  Genossenschaf- 
ten bezieht  sich  auf  Kauf  von  Land,  Bau 
von  Häusern ,  Verkauf ,  Miete  (unter  den 
verschiedenen   in  England  zulässigen  For- 


men) und  auf  Gewälirung  von  Hypotheken- 
kredit. 

Die  Genossenschaften  sind  vorpflichtet, 
die  ihnen  vom  Begistrar  zugesandten  Tabellen 
auszufüllen.  Die  von  dem  Registrar  auf- 
gestellte Statistik  giebt  jedoch  kein  klares 
Bild,  was  daher  kommt,  dass  in  England 
bis  1884  die  Bau^nossenschaften  dieselb«i 
Formulare  wie  die  Konsumvereine  «*ha]ten 
haben.  Die  offizielle  Statistik  für  Schott- 
land und  die  für  England  bis  1884  führt 
die  Baugenossenschaften  mit  den  Übrigen 
Genossensdiaftsarten  nach  Gra^haften  ge- 
ordnet diuxdieinander  auf. 

Die  Berichte  werden  in  den  Betums  \m\ 
Reports  zusammengestellt,  und  femer  bringen 
nadi  diesen  amüicheu  Berichten  die  jShrudi 
erscheinenden  umfangreichen  engliscuen  Ge- 
nossenscluiits- Kongressberichte  statistisches 
Material. 

Die  nachstehende  Tabelle  ist  nach  den 
Kongressbericliteu  zusammengestellt : 


Jahr 

Vereine 

An-  1 

M  i  richte 

Mit- 
glieder 

Einnahmen  au» 

VerkHQf  von 
Land.  HüiiKem, 
aus  KurUi'k^e- 
zahlten  Vor- 
scliiLüMcn  etc. 
£ 

Un- 
kosten 

iucl. 
Zinsen 

£ 

Ge- 
schäfts- 
anteile 

£ 

Schulden 
{An- 
leihen, 
Deposi* 

ten  etc.) 
£ 

Wert  V. 
I^nd  u. 
Hypo- 
theken 

Gewinn 

£ 

Verlort 

£ 

1895 

III 

!  96 

11018 

121  590 

14783 

246  80  <; 

315628 

537310 

37  139 

4  190 

1892 

82 

83 

8739 

106  603 

16  203 

248  268 

266  033 

491  356 

22  997 

3  935 

1889 

73 

61 

7083 

83  928 

7338 

174  504 

237  S02 

376830 

33026 

8406 

1886 

64 

.  56 

6798 

70625 

10298 

150  659 

213568 

343  58« 

31  986 

4808 

1883 

53 

4907 

43421 

15884 

90  393 

143  775 

329  716 

31  649 

3855 

Folgende  TaboUe,  die  nach  den  Kongressberichten  zusammengestellt  ist,  gieht  di>^ 
Entwickelung  der  Haugenossenscliaften  in  England  vou  1877—1882 : 


Jahr 

Ver 

An- 
zahl 

dne 

Be- 
richte 

Mit- 
glieder 

Bestand 

der 
Immo- 
bilien 

£ 

Unkosten 
incl. 
Zinsen 

£ 

Geschäfts- 
anteile 

£ 

Anleihen 
£ 

Auf 
Hypothek 
aosgC' 
liehen 

£ 

[ 

Q«-  '  Ver- 
Vinn !  lost 
1 

£    1  £ 

1882 
1881 
1880 
1879 
1878 
1877 

82 

62 
48 

49 
49 
41 

6272 
5371 

5486 
4948 

33o6 

42336 
37  347 

9063 
2295 

134148 
118008 

123  303 
68696 
38496 

130  943 
117731 

119  ';32 
80587 

100  481 

1S4018 
221 512 

3847.  1692 
—  ,  957 

8580!  — 
2580.  — 
1778 1  - 

Die  Ausbreitung  derBaugonossetiscliaften 
in  Schottland  ist  geringer,  wie  folgende  Ta- 
belle auf  S.  471  zeigt; 

Aus  Irland  hegt  seit  1897  nur  der  Bericht 
einer  Land  and  Building  Society  vor,  es 
besteht  auch  nur  diese  eine  Gesellschaft. 

S.  Baugenossenschaften  in  Deutsch- 
land. In  Deutschland  besteht  unseres 
"Wissens  zur  Zeit  keine  Bau^nossenschaft  im 
Sinne  der  englischen  Buildu^  Societies.  Ein 


Versuch  wurde  in  Breslau*)  gemacht,  w^n 

Die  Breslauer  Ban-  und  Sparnnossen- 
schaft  e.  G.,  1868  gegründet  und  1881  in  Li- 
quidation gegangen,  „hauptsächlich  weil  die 
BevSlkenmg  Kein  genügendes  Verständnis  für 
die  Zwecke  der  GenossenBchiA  aeigte,  und  in- 
folgedessen diese  nur  in  sehr  besehrftnktem 
Masse  errei<^t  worden". 

Die  Satenzahlnngen  ftLr  die  gewährten 
Vorschasse  waron  so  bestimmt,  dass  diesdben 
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Jahr 

Berichte  der 
Vereine 

Mitf^lieder 

a  "O 

?  3  A  ö 

 i  

^£ 

Anleihen 

189ä 

II 

2582 

120  Ol  I 

76  745 

72  733 

1892 

i6 

2^5 

119597 

57849 

51  008 

1889 

»5 

25Ö0 

141  920 

49  875 

67  470 

1886 

IS 

1389 

131  393 

50071 

18664 

1883 

12 

1526 

7*  267 

32986 

14203 

1881 

8 

879 

35  910 

24031 

15705 

1879 

9 

195 1 

17707 

22  152 

1877 

5 

1431 

15913 

24  734 

ungeDfigender  BeteUigung  aber  aufgegeben. 
Die  deutschen  Baugenossenschaften  bauen 
selbst  oder  biufen  Häuser  und  bezwecken, 
die  Mitglieder  zu  Eigentümern  der  von 
ihnen  erbauten  Häuser  zu  machen  oder 
ihnen  Jlietswohnungen  zu  schaffen. 

Die  Wohnungsfr^e  ham  in  Deutschland 
1865  in  Flnss,  als  der  »Kongress  deutscher 
Volkswirte«,  der  >Vereinstag  deutscher  Er- 
werbs-und  Wirtschaftsgenossenschaften«  und 
der  »Vereinstag  deutscher  Arbeitervereine«, 
dieselbe  auf  ihre  Tagesordnungen  setzten.  Die 
ständige  Deputation  des  Kongresses  deutscher 
Tolkswirte  trat  zu  gemeinschaftlichen  Be- 
ratungen zusammen  mit  dem  Vorstand  und 
Ausschuss  des  »Centralvereins  tn  Preussen 
für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen«.  Das 
Resultat  der  Beratungen  war  die  Herausgabe 
von  7  Berichten  (u.  a.  von  Huber,  Klette. 
Parisius)  unter  dem  Titel  '>Die  Wohnungs- 
frage mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  ar- 
beitenden Klassen«  (Berlin,  Janke  1865). 
Auf  dem  Kongress  zu  Nürnberg  kam  die 
Wohnungsfrage  auf  Grund  dieser  Vorlage 
zur  Verhandlung.  Die  daselbst  angenom- 
menen Resolutionen  gingen  u.  a.  auf  Frei- 
gabe des  Baugewerbes,  Aiisschluss  der  Wohl- 


in 18  Jahren  znrQckgezalilt  sein  mnssten.  Die 
Vorschösse  wurden  regelmassig  gegen  hypothe- 
karische Sicherheit  ausgeliehen  —  Personal- 
kredit wurde  sor  ansnahnisweise  gewährt  — . 
Der  Geschäftsanteil  betraft  ÖOO  Thlr.,  die  ßaten- 
zahlungen  waren  verschieden  je  nach  den  Pe- 
rioden (4),  in  denen  das  Mitglied  den  Geschäfts- 
anteil voll  erwerben  wollte.  Die  Einzahlung 
anf  je  einen  Geschäftsanteil  durch  6  Monate 
berechtigte  höchstens  zu  einem  Vorschoss  von 
500  TUni.  5iir  zur  ersten  Stelle  im  Hypo- 
thekenbneh  worden  Vorschüsse  gewährt  Pfir 
die  Bückz^ilang  des  Vorschusses  war  eine  Ta- 
belle aufgestellt  anf  die  Zeit  von  ö — 18  Jahren. 
Von  jedem  Vorschuss  wurde  eine  GebiÜir  von 
2*>/^  fllr  den  Reservefonds  in  Abzus:  gebracht. 
Bei  Gewährung  des  Vorschusses  dunten  die 
borgenden  Mitglieder  die  Einzahlongen  auf  die 
von  ihnen  beim  Eintritt  in  die  Genossenschaft 
gezeichneten  Geschäftsanteile  aussetzen  und  das 
aneesammelte  Guthaben  nebst  Zinsen  und  Di- 
Tiwaden  in  Empfang  nehmui. 


thfttigkeit  aus  den  Baugesellschaften,  Em- 
pfehlung von  Banten  kleiner  Häuser  durch 
die  auf  Selbsthülfe  beruhenden  Baugenossen- 
schaften. 

Der  allgemeine  Verband  der  deutschen 
Genossenschaften  trat  der  Frage  der  Bau- 
genossenschaften zuerst  auf  den  allgemeinen 
Vereinstagen  zu  Mainz  (1864)  und  Stettin 
(1865)  näher,  auf  letzterem  erstattete  Parisius 
Bericht  über  das  Wesen  und  die  Einrich- 
tungen der  Baugenossensdiaften  (abgedruckt 
in  »Innung  der  Zukunft«  No.  14  und  ir> 
von  1865).  Der  Vereinstag  zu  Stettin  be- 
schlnss  u.  a.:  »dem  Mangel  an  guten,  ge- 
sunden Arbeiterwohnungen  können  in  der 
Regel  auf  dem  Principe  der  Selbsthülfe  be- 
ruhende Baugenossenschaften  abhelfen,  so- 
fern dieselben  kleine,  für  je  eine  lunilie 
bestimmte  Häuser  bauen  und  ihren  Mitglie- 
dern gegen  ein  Kaufgeld,  welclies  durch 
terminuche,  auf  eine  Reihe  von  Jahren  zu 
vertdlende  Baten  amortisiert  wird,  zu  aiiEh 
schliessliehem  Eigentume  überlassen.«  Auf 
denselben  Standpunkt  stellte  sich  eine  Ver- 
sammlung der  deutschen  Gewerkvereine,  im 
Jahre  1871  (Berlin),  sie  verlangte  in  ihrer 
Resolution  von  den  Arbeitern  die  Gründung 
von  Baugenossenschaften,  von  den  Arbeit- 
gebern Unterstützung  der  Baugenossen- 
schaften durch  Gewährung  langbefristeter 
Darlehen,  Einführung  kürzerer  Arbeitszeit, 
um  das  entferntere  Wohnen  zu  ermöglichen, 
event.  Bau  von  Arbeiterwohnungen  —  von 
den  Kommunen  und  dem  Staate  sanitäts- 
polizeiliche  Vorschriften  für  die  Wohnhäuser, 
Beseitigung  der  das  Bauen  von  kleinen 
Häusern  hemmenden  Polizeivorschriften,  Ver- 
minderung der  Stempelabgaben,  Begünsti- 
gung der  Baugenossenschaften,  Bau  von 
Häusern  zur  Unterbringung  der  Gemeinde- 
und  Staatsbeamten.  Im  Gegensatz  zu  diesen 
Versammlungen  eridärte  eine  um  dieselbe 
Zeit  von  der  Berliner  Sozialdemokratie  ein- 
berufene Volksversammlung,  dass  nur  der 
sozialdemokratische  Staat,  in  dem  Gnrad 
und  Boden  Gemeingut  sei,  die  Wohnungs- 
not beseitigen  könne.  Im  Juni  1872  fond 
auf  Einladung  der  Berliner  Ortsvereine  eine 
Versammlung  im  Berliner  Handwerkerverein 
statt,  in  der  Schulze-Delitzsch  seine 
Ansichten  über  die  Beseitigimg  der  Woh- 
nungsnot entwickelte :  Hiuüberleiten  der  Frage 
aus  dem  Bereiche  blosser  Sonderinteressen 
einiger  industrieller  Et^issements  imd  aus 
dem  Bereiche  rein  humanen  Strebens  auf 
das  allgemeine  wirtschaftliche  Feld,  dies  sei 
der  Zweck  der  Baugenossenschaften. 
Die  Entwickelung  der  Baugenossenschaften 
begann  damals  reger  zu  wexden:  1870  gab 
es  nur  3  Baugenossenschaften,  1S71  waren 
ihrer  bereits  17.  Schulze-Delitzsch  trat  für 
die  Heranziehung  der  Kapitalisten  als  stille 
Gesellschafter  ein,   da   die  Baugenossen- 
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sdiafteii  mit  großen  Eapitaliea  b^innen 
müssten,  um  Erfolge  zu  erzielen.  üm 
die  Kapitalien  in  weitestem  Umfange  zu 
dem  Zwecke  der  Bangenoasen  schatten  zu 
^Winnen ,  war  sein  Plan  folgender : 
Gründung  einer  EapitaJgenoBsenscfaaft  als 
Unternehmer  und  emer  Fersonalgenossen- 
schaft  als  Kunde.  Beide  aoUen  sich  selb- 
ständig konstituieren.  Die  Kapitalgenossen- 
schaft (Aktiengesellschaft)  hat  »zur  Aufgabe 
möglichst  zweckmässige  Erwerbung  grosser 
Baukomplexe,  die  Personalgeuossenschaft  die 
Sammlung  von  Kapitalien  imter  ihren  Mit^ 
gliedern.  Eintritt  in  ein  freies  Kontrakts- 
verhältnis zur  Kapitalgenossenschaft  über  den 
Bau  von  Arbeiterwohnimgen  resp.  über  die 
Erwerbung  derselben«;  »den  Besitzern  grosser 
ßauterrains  muss  es  angenehmer  sein,  mit 
einer  Genossenschaft  zu  kontrahieren,  deren 
s&nüiche  Mitglieder  nicht  bloss  mit  einer 
bestimmten  Summe ,  sondern  mit  ihrem 
ranzen  Vermögen  für  die  einge^ngenen 
Verbindlichkeiten  haften,  als  mit  einzelnen 
Personen.  Eine  Arbeitergenossenschaft  ist 
nicht  dazu  geeignet,  sich  in  grosse  Unter- 
nehmungen einzulassen,  um  ein  Risico  zu 
übernehmen.  Dag^;en  kann  auf  der  anderen 
Seite  der  Untemeuner  ach  nicht  mit  der 
tSneammlung  von  kleinen  Kapitalien  ab- 
geben, -velßhe  am  besten  von  der  Arbeiteiv 
genosBenschaft  in  monatlichen  oder  wöchent- 
fiohen  BeitrSgen  angesammelt  vrarden.« 

Schnlze-DelitzsGh  erklärte  sich  pnndpiell 
für  Sau  kleiner  HAuser,  eAannte  aber 
unter  Umstanden  auch  die  Notwendigkeit 
groeser  Miethfiuser  an.  (Vgl.  Blätter  für 
GenoBsenschaftBwesen  No.  33  von  1872.) 

Die  «Wohnungsfrage«  ist  seitdem  nicht 
von  der  Tagesordnung  verschwunden,  sie 
ist  im  Gegenteil  eine  fast  noch  dringendere 
geworden. 

In  der  verdienstvollen  Entjuete  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  »über  die  "Wohnungs- 
verhältnisse  der  ärmeren  Klassen  in  den 
Grossstädten«  aus  dem  Jahre  1886  wird  die 
SelbsthtÜfe  der  Wohnungsbedürftigen  von 
den  einzelnen  Referenten  kaum  ids  Hülfe 
erwähnt.  In  den  Verhandlungen  des  Ver- 
eins war  es  aUeia  Raffalovich,  der  an  der 
Hand  der  von  den  Building  Societies  in 
Amerika  erzielten  Resultate  für'  die  auf 
Selbsthülfe  beruhenden  Baugenossenschaften 
eintrat  Anders  stellte  sich  die  Kommission 
der  Gewerbekammer  für  die  Provinz  Schles- 
wig-Holstein (1887)  zu  der  Frage  der  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  der 
arbsitenoen  Klassen  in  Schleswig-Holstein, 
sie  gab  d^n  genossenschaftlichen  Bauver- 
eine  vor  dra  gemeinnützigen  Baugesellschaft 
den  Vorzug. 

Jene  Enquete  blieb  ohne  praktischen  Ei^ 
ftdg«  Seit  jener  Zeit  ist  aber  ein  merkbarer 
Umschwung  der  Ansichten  eingetreten :  die 


Bedeutung  der  Selbsthülfe  der  wohnongs- 
bedürftigen  Klassen  in  der  genossensch^- 
lichen  (>ganisation  wird  heute  wohl  allge- 
mein gewürdigt  und  die  Ansiditen,  wie 
das  Wohnungsbedürfnis  zu  befriedigen  ist, 
gehen  auf  anderen  Gebieten  auseinander. 

Nicht  mehr  dreht  sich  der  Streit  darum, 
ob  Baugenossenschaft  oder  gemeinnützige 
Gesellschaft  oder  staatliche  bezw.  kom- 
munale ^älassnahmen :  Die  Baugenossenschaft 
wird  überall  als  der  bessere  und  zuverläs- 
sigere Weg  zur  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses  anerkannt.  Daneben  werden 
direkte  staatliche  oder  kommimale  Angriffe 
in  der  Regel  nur  zur  Beseitigung  von  Not- 
ständen gefordert,  oder  im  Interesse  sanitärer 
Massnahmen  (Wohuungsgesetzgebung),  oder 
von  Staat  imd  Kommime  als  Arbeitgeber 
für  ihre  Arbeiter.  Der  Streit,  der  die  Bau- 
genossenschaften heute  trennt,  dreht  sidi 
um  zwei  Fragen:  Soll  die  Genossenschaft 
ihre  Mitglieder  zu  Eigentümern  machen 
oder  ihnen  Mletswohnungen  bieten  —  feniOT 
wie  soll  die  Kapitalbeschaffung  seitens  tmd 
für  die  Baugenossenschaft  geregelt  werden? 

Künstlich  hat  man  einen  Oegensatz 
zwisdien  »Baugenossenschaften«  und  >Bau- 
und  Sparvereinen«  hervorgerufen,  erster« 
Benennung  soll  die  Baugenossenschaftea  für 
Eigentumserwerb,  letztere  die  für  Mwta- 
Wohnungen  beseichnen.  Schon  ^eaw  Unter- 
schied ist  willkürlidi.  Denn  thatsSchlich  bauen 
»Baogenossensctuiften«  auch.  Hänser  mit 
Mietswohnun|^  wie  )>Bau-undSparTereire< 
Häuser  zu  Eigentumserwerb.  Unrichtig  ist 
auch  die  melü&kch  verbreitete  Ansicht,  dass 
die  »Bau-  und  Sparvereine«  (für  Miets- 
wohnungen) eine  völlig  neue  0i^;ani8ation  dar- 
stellten, die  in  dem  1889  gegründeten  Han- 
növerschen  Bau-  und  Sparverein  ihr  Vorbild 
habe.  Derartige  Bau-  und  Sparvereine  haben 
bereits  in  den  70er  Jahren  bestanden.  Wenn 
diese  Baugenossenschaftsart  in  den  letzteren 
Jahren  grössere  Verbreitung  fand ,  so  ist 
dies  auf  die  Zulassung  der  Bildung  von 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht durch  das  Genosseoschaftsgesetz  von 
1889  zurückzuführen,  die  sich  für  diese  Ge- 
nossenschaftsart besser  eignet  als  die  Ge- 
nossenschaft mit  unbeschränkter  Haftpflicht 
—  und  ferner  auf  die  Unterstützung  der  Ge- 
nossenschaften durch  die  Alters-  und  In- 
validitäts  -Versichenmgsanstalten.  Die  Vei?- 
treter  der  sog.  »Bau-  und  Spai-vereine«  (in 
dem  engeren  Sinne)  behaupten  von  den 
»Baugenossenstdiaften«  (im  engeren  Sinne) 
dass  sie  Haustyiannen  züchten  und  neue 
Gegensätze  zwischen  «Eigeutümemv  und 
»Mieteme  schaffen ,  dass  bei  ihnen  das 
Solidaritätsgefühl  der  Mitglieder  nicht  ge- 
pflegt werde.  AUe  diese  Behauptungen 
widerl^^  sich  selbst  durch  die  Thatsa(£ea. 
Der  (}^nsatz  liegt  audi  auf  anderaa  Oe- 


Digilized  by  Google 


BangenosseDschaften 


473 


biete.  Die  Führer  der  Bewegung,  die  auf 
die  Gründung  von  Baugenossensdiaften  zur 
Beschaffung  unkündbarer  MietsTohDUDg<en 
gerichtet  ist,  haben  die  Bodenbesitzfrage  im 
Auge,  ihr  Ziel  ist  Beseitigung  des  Privat- 
eigentums am  Gruod  und  Boden  und  Kr- 
Setzung  desselben  durch  sogenanntes  Cte- 
meioeigentum.  Zu  dieser  Au^jabe  sollen 
die  OenosseDschaften  dienen,  obgleich  man 
■weder  rechtlich  noch  -wirtschaftlich  das 
Eigentum  der  Qesellscfaaft  als  Gemeine^eu- 
tum  der  Mitglieder  bezeichnen  kann.  Hier 
werden  nicht  zusammengehörigo  wirtschaft- 
Hciie  Fragen  verquickt,  und  dies  wird  der 
BaugeDOSsenschansbewegung  nicht  förderlich 
aon.  Sehr  riditig  hat  der  Neustadter  Oe- 
nosaenachaHstag  (1898)  des  allgemeinen  Ver- 
bandes der  deutachen  Erweim-  und  Wirt- 
schaftKenossenschaften  in  einem  Beschluas 
dffli  Wunsch  ausgesprochen: 

daes  es  gelingen  wercto,  öne  Al»ondening 
der  Bai^nosaenachaftoi  znr  Beschaffung 
von  unkündbare  Mietswohonugen  von  den 
BangenossoiBchaften  zur  Erleii^terung  des 
fSgeotomserwerbs  der  Mitglieder  zu  ver- 
hüten, da 

1.  jede  der  beiden  Genossenschaftsarten, 
wenn  richtig  den  örtlichen  Verhältnissen 
fuieepasst  imd  nach  genossenschaft- 
lichen Grundsätzen  geleitet  und  ver- 
waltet, wirtschaftlich  und  sozial  der 
anderen  gleichwertig  ist,  auch  sehr 
wobl  beide  Aufgaben  durch  eine  Ge- 
nossenschaft verfolgt  werden  könnten 
und  da  deshalb 

2.  diese  Genossenschaftsarten,  in  einem 
Verbände  vereinigt,  auch  am  besten 
die  Bestrebungen  der  Baugenossen- 
Schäften  fördern  und  an  der  Verbesse- 
rung der  Oi^anisatiou  wirken  können. 

Inzwischen  ist  die  Trennung  der  Bau- 
genossenschaften durch  die  Bildung  eines 
Sonderverbandes  für  Baugenossenschaften 
«zur  Beschaffung  von  unkündbaren  Woh- 
nungen« neben  einem  älterenVerbande,der  alle 
Bai^nosseDschaftsartea  umiasst,  zur  That- 
sache  geworden.  Dies  ist  um  so  mehr  zu  be- 
daoem,  als  seit  zwei  Jidu%n  die  Haus-  und 
Grundbesitzervereine  eine  sehr  lebhafte 
Agitation  g^n  die  Baugenossenschaften 
imd  besonders  die  billige  Hypothekenge- 
w&hrung  an  sie  seitens  der  Alt^s-  und  m- 
validitatsversicherungs  -Anstalten  betreiben. 
Auf  dem  Wiesbadener  Kongress  (1898) 
wurden  in  diesem  Sinne  Bescmflsse  gefasst 
Al^Mehen  von  dieser  anti-sozialen  Stelinng- 
nahme  lic^  in  diesem  Vor^hen  auch  eine 
Veitennuikg  der  Vwhfiltnisse,  denn  die 
EwitaUen  der  Alters-  and  InvaliditStaver- 
flüuerui^g;a-AnstBlten  sind  zum  nicht  geringen 
Teil  aus  den  Beitrfigen  der  Arbeiter  gebildet 
und  die  Anstalten  verfolgen  ihr  eigenes  In- 
teresse,  wenn  sie  den  Versicherten  zu  billigen 


und  gesunden  Wohnungen  verhelfen.  Es 
muss  unbedingt  erwartet  werden,  dass  die 
Versidierungsanstalten  und  ähnlichen  Unter- 
nehmungen ein  weit  grösseres  Entgegen- 
kommen den  Baugenossenschaften  zeigen  wie 
bisher.  Bis  Ende  1897  waren  von  den  An- 
stalten 21411 639  Mark  zum  Bau  von  Arbeiter^ 
Wohnungen  hergegeben  —  eini^  Anstalten 
veriiidten  sich  ablehnend!  Die  grinste 
Schwierigkeit  für  Gründung  imd  Entwicke- 
lun^  der  Baugenossenschaften  liegt  in  d^ 
Kapitalbeschaming.  Besonders  gross  ist  diese 
Sch-wierigkeit  bei  der  Genossenschaft,  die 
sich  auf  Herstellung  von  Mietswohnungm 
beschränkt,  da  sie  das  Geld  auf  die  Dauer 
fest  anlegt^  während  die  Genosaensohaft,  die 
ihren  Miteliedem  Häuser  zu  l^gentmnserwerb 
erbaut,  das  verbaute  Kapital  mit  d«-  Zeit 
wieder  zurückerhält  und  dann  dasselbe  zum 
Vorteil  anderer  Mitglieder  verwerten  kann. 

Mit  den  Hypothäcenbanken  ist  die  Ver^ 
Mndnng  selten  möglich,  da  das  Objekt 
meist  zu  klein  ist,  Lebensv6ruclierungBg&- 
sellsdiaften  wollen  aus  dem  glöchen  Grande 
die  Häuser  ni(dit  beleihen  oder  fordern  Ver- 
bindung mit  der  Lebensversicherung  des 
Erwerbers,  ein  Verfahren,  das  aus  verschie- 
denen Gründen  nicht  zu  empfehlen  ist,  sich 
auch  in  der  Praxis  nicht  bewährt  hat  — 
so  sind  die  Genossenschaften  in  erster  Reihe 
auf  die  Einzahlungen  auf  Geschäftsanteil, 
Sparaelder  der  Mitglieder,  sf^enannte  »Haus- 
anteilttcheine«,  imd  für  grössere  Kapitalien 
auf  die  Sparkassen  und  Privatleute  ange- 
wiesen. Sehr  erwünscht  wäre  es,  wenn 
sich  grössere  Arbeitgeber  an  Bau^nossen- 
schaften  beteiligen  würden ;  ihre  mindestens 
moralische  Verpflichtung,  für  die  Befriedigung 
des  Wohnungsbedürfnisses  der  Arbeiter  zu 
soi^n,  wird  heute  mehr  und  mehr  aner- 
kannt, die  Arbeiter  selbst  aber  sind  besonders 
misstrauisch  gegenüber  den  von  den  Arbeit- 
gebern ihnen  gebotenen  Wohnungsgelegen- 
heiten, die  sich  hier  bietenden  Schwierig- 
keiten können  am  leichtesten  Überwunden 
werden,  wenn  die  Arbeitgeber  sich  an  eine 
Baugenossenschaft  anschliessen  und  dieser 
das  Kapital  zum  Bau  der  nötigen  Häuser 
für  ihre  Arbeiter  z\\r  Verfügung  stellen.  Da- 
mit wird  die  Wohnungsfrage  von  dem  indus- 
triellen Unternehmer  losgelöst,  und  es  können 
die  Interessen  des  ArbeitKebers  wie  der  Ar- 
beiter gleichmSssig  berüc^ichtigt  werden.*) 


*)  Zu  dieser  Art  Forderung  von  Bange- 
nossenschaften  gehörte  auch  das  prenasische  Q. 
V.  13.  Angnst  189&  betrefTend  die  BewilUgang 
TOD  Staatsmitteln  zur  Verbessemng  der  Woh- 
nnngsTerhältnisiie  von  Arbeitern,  die  in  staat- 
lichen Betrieben  beschäftigt  sind,  und  von  gering 
besoldeten  Staatsbeamten.  Durch  das  Gese^ 
wurden  zq  dem  gedachten  Zweck  b  Mül.  Mark 
znr  Verfüffung  gestellt,  dnrch  G.  v.  2.  Juli  1898 
wieder  b  Millionen.  Nicht  anerbebliche  Beträge 
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Der  allgemeine  Vereinstag  der  deutschen 
Erwerbs-  und  "Wirtschaftsgenossenschaft  zu 
Breslau  1872  sprach  sich  in  einem  Beschluss 
über  die  Heranziehung  stiller  Gesellschafter 
zu  den  Baugenossen  scliaften  dahin  aus,  dass 
dieselbe  eine  der  Formen  ist,  durch  welche 
das  Kapital  den  Baugenossenschaften  dauernd 
dienstbar  gemacht  wird  und  diese  in  den 
Stand  gesetzt  werden,  das  Wohnungsbedürf- 
nis  audi  der  unbemittelten  Klassen  zu  be- 
jEriedigen. 

Als  Mittel  zur  Kapitalbeschaffung  kann 
vielleicht  auch  die  Beschaffung  von  Geld 
^urch  Ausübe  von  Pfandbriefen  bezeichnet 
werdeOf  die  aber  dann  jedenfalls  auf  den 
Inhaber  gestellt  werden  mflssten:  da,  wo 
dies  aus  landesgesetzlichen  Gründen  nicht 
zulässig  ist,  kannte  das  Institut  der  Grund- 
schuldbriefe als  Ersatz  dienen.  Einen  zweck- 
mässigen Ersatz  bilden  die  auf  den  Namen 
ausg^benen  Hausanteilscheine.  — 
Üebn  den  Schulze-Delitzsdischen  Plan  ist 
oben  berichtet. 

Die  Frage  der  Kapitalbeschaffung  hat 
nun  auch  zu  einei-  grossen  Zahl  Yorschlfi^ 
gefflhrt,  bei  denen  zum  Teil  dem  Staat  die 
Hauptrolle  zugewiesen  ist;  so  z.  B.  ist  an- 
ger^  die  Gründung  von  Hypothekenbanken, 
denen  der  Staat  das  Kapital  zur  Verfügung 
stellt  oder  für  die  der  Staat  Zinsgarantie 
übernimmt,  von  anderer  Seite  ist  angeregt, 
dass  die  gesamten  Fonds  der  Alters-  und 
Invalititätaversiclierungs-Anstalten  für  die 
Zwecke  der  Baugenossenschaften  heigegeben 
werden  u.  s.  w.  Die  Vorschläge  sind  durch- 
weg undurchführbar,  denn  z.  B,  die  Forde- 
rung, dass  dem  Staat  die  Pflicht  auferlegt 
wird,  den  zur  Bescliaffung  unkündbarer 
Wohnungen  gegründeten  Baugenossenschaf- 
ten die  nötigen  Hypothekenkapitalien  zu  ge- 
währen, wüSie  nicht  bloss  eine  gewaltige  Er- 
höhung der  Staatsscliulden  bedeuten,  sondern 
auch  thatsächlich  einen  Bruch  mit  den  Be- 
dingungen der  heutigen  Wirtschaftsordnung. 
An  diese  Massregel  würde  sich  ganz  natur- 
gemäss  die  Entschuldung  des  ländlichen 
Grundbesitzes  mit  Staatsmitteln  anschliessen. 
Es  würde  damit  freilich  den  Wünschen  der 
Bodenbesitznehmer  entgegengekommen,  aber 
auch  gleichzeitig  die  Axt  an  die  Wurzeln 
der  heutigen  Wirtschaftsordnung  gelegt  sein 
—  wir  würden  zur  Erfüllnog  der  Forderung 


sind  davon  auf  BaugenofBenschaften  entfallen. 
Aach  ans  den  fiisenbahn-Pensionafondn  aind 
dieeen  Genossenschaften  dann  Mittel  zur  Ver- 
filgong  gestellt,  wenn  die  Mitgliedschaft  sich 
haoptsächlich  aus  Arbeitern  zusammensetzt. 
Zuweilen  haben  diese  Unteratütznngen  freilich 
zn  ÜEZuträglichkeiten  geführt,  indem  die  Ge- 
nossenschaf^n  in  Erwartung  der  Unter- 
stützung sich  in  Verpflichtungen  einliessen, 
die  ihre  Kräfte  Uberstiegen. 


gelangen,  die  die  sozialdemokratische  Partei 
auf  dem  oben  erwähnten  Kongress  geteilt 
hat.  Auf  die  in  Verbindung  mit  Bangen<»sen- 
schaften  stehenden  Bodenreformpläne  einzu- 
gehen, ist  hier  nicht  der  Ort. 

Die  in  dem  Aufsatze  Baugenossen- 
schaften in  der  ersten  Auflage  des  Hand- 
wörterbuches ausgesprochene  Ansieht,  dass 
die  Zulassung  der  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  (durch  das  Gesetz 
von  1889)  auf  die  weitere  Eutwickelung  der 
Baugenossenschaften  von  günstigem  Einflass 
sein  wird,  hat  in  der  Praxis  Bestätigimg 
gefunden.  Insbesondere  ist  hierauf  die  Aus- 
breitung der  Genossenschaften  zur  Beschaf- 
fimg  von  Mietswohnungen  für  die  Mitglieder 
zurückzuführen,  eine  Aui^be,  für  derea 
Erreichung  die  unbeschränkte  Haftpflicht 
ein  zn  weit^hendes  Risico  bot 

Die  Baugenossenschaften  tmterst^en, 
wenn  sie  die  Bechte  einer  >eingetragen8n 
Genossenschaft«  erlangen  und  die  damit 
verbundenen  Vorteile  besitzen  wollen,  dem 
die  Kechtsverhftltnisse  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossensdiaften  rc^nden  G.  v. 
1.  Mai  1889.  Gesellschaften  von  nicht  ge- 
schlossener Mitglieder/^hl  ztir  Herstellung 
von  Wohnungen  mittelst  gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetriebes  können  nach  dem  Gesetz, 
wenn  sie  bestimmten  gesetzliclien  Erforder- 
nissen genügen,  »die  Rechte  einer  einge- 
tragenen Genossenschaft«  erwerben. 

Sehr  erschwert  wird  die  Gründung  einer 
Baugenossenschaft  in  grossen  Städten  und 
in  Industriestädten  durch  die  hohen  Boden- 
preise. Hier  aber  haben  es  Staat  und  Kom- 
mune in  der  Hand,  durch  Schaffung  von 
leichten  Verkehrsverbindungen, 
und  die  Arbeitgel»er,  durch  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  die  Gründung  ausserhalb  der 
Stadt  zu  erleichtern.  Ebenso  würde  ein  Ent- 
gegenkommen der  Kommunen  bei  Strassen- 
an lagen  sehr  fördernd  auf  die  Eutwicke- 
lung der  Baugenossenschaften  wirken. 

Betrachten  wir  nun  die  in  Deutschland 
mit  den  Baugenossenschaften  gemachten 
Erfahnmgen. 

Es  müssen  nach  den  thatsächlichen  Ver^ 
hältnissen  zwei  Arten  von  Baugenossenschaf- 
ten in  Deutschland  unterschieden  werden: 
einmal  solche,  die  es  sich  zur  Aufgabe  ge- 
stellt haben,  Häuser  für  höhere,  gut  situierte 
Beamte  zu  bauen,  und  ferner  solche,  deren 
Zweck  der  Bau  von  Arbeiterwohnui^n  ist 

Baugenossenschaften  der  ersteren  Art 
haben  m  Km'lsmhe,  Stuttgart,  Gotha  be- 
standen. ESne  ähnliche  Genossenschaft  ist 
der  -»Dresdener  BeamtentNiuv»«in  e.  G.  m. 
b.  H.«.  Der  P]aa  fOi*  diese  Genossenschaften 
rahrt  von  Professor  Emminghaus  in  Gotha 
her.  Eine  kleine  Anzahl  tarnte  thut  sich 
in  Form  der  Genossenschaft  zusammen,  kauft 
ein  Bauterrain  und  läset  auf  demselben  eine 
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der  Mitgliederzabi  entsprechende  Anzahl 
fl&user  errichten.  Keue  Mitglieder  können 
teils  nur  durch  eiostimmigen  Beschluss, 
teils  mit  grosser  Majorität  aufgenommen 
werden,  wodurch  thatsachlich  die  Mitglieder- 
zahl  eine  geschlossene  wird.  Die  Terrain- 
und  Baukosten  werden  auf  die  Mitglieder 
Terteilt  Die  Genossenschaft  wird  auf  be- 
gtiininte  2^it  heschrftnkt,  nach  der  sich  die 
Abzahlungen  richten.  Mit  Ablauf  der  Zeit. 
wean  die  Schulden  getilgt  sind,  tritt  die 
Genossenschaft  in  Liquidation.  Die  Besul- 
tate  dieser  Qenossenscuaften  sind  durchweg 
2a  allgemeiner  Zufriedenheit  ausgefallen. 


Wir  wenden  uns  zu  den  Resultaten  der 
Bau^nossenschaften ,  die  wesentlich  der 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  der 
arbeitenden  Klassen  dienen. 

In  folgender  Tabelle  sind  von  3  zu  3 
(bezw.  zu  4)  Jahren  die  Kesultate  zusammen- 
gestellt, soweit  es  möglich  war,  dieseUieii 
j  zu  erlangen.    Zu  Gmnde  gelegt  sind  die 
!  Jahresberichte  der  deutschen  Erwerbs-  und 
I  Wirtschaftsgenossenschaften  und  private  £r- 
i  hebuogen  bei  aoldien  Genossenschaften,  die 
sich  an  dem  Jaliresbenchte  nicht  beteiligt 
hatten. 


Jahr 

Anzahl  der 
Genossen- 
schaften 

Berichte 

Mitglieder 

Zahl  der 
erbauten 
Häuser 

Herstellnngfl- 
prels 

M. 

Oeschäfts- 
anteile 

M. 

Beserve- 
fonds 

M. 

Fremde 
Gelder 

M. 

1869 

2 

I 

93 

2997 

I  830 

6930 

1872 

30 

6 

1235 

21 

438845 

181 172 

18210(5) 

308  430(5) 

1874 

48 

18 

1774 

34 

663  947 

458  930 

41529 

1  724  963 

1877 

50 

5 

884 

29 

143010 

167  140 

39  457 

958  222 

1881 

34 

2 

84(1} 

3 

15399 

26  296^1) 

23  746(1) 

296848^1) 

1884 

33 

2 

73(0 

3 

15699 

32  629(1} 

18472W 

291  573(1 ) 

1887 

35 

I 

76 

58  204 

22  388 

269  946 

1890 

50 

2 

138 

26153 

19996 

303  096 

1893 

101 

6 

1162 

47 

;o6  297 

203  939 

79  539 

2350657 

1897 

192 

31 

8433 

82 

1875713 

1455998 

235  610 

7  707  767 

dainntpr  4.'> 

mit  3SA 

Mielavoh- 

nnnt^n 

Die  in  Parenthese  b^gefflgten  Zahlen 
"bedeutea  die  Anzahl  der  Berioite,  -wo  sie 
nidit  hinzugesetzt  änd,  lag  die  in  der  3. 
Kolonne  angegebene  Anzahl  Berichte  vor. 

Im  allgemeinen  kann  die  Eutwickelung 
der  Baugenossenschaftsbewegung  als  eine 
solide  betrachtet  werden ,  wenn  auch 
die  Oiganisation  nicht  übei"all  eine  voll- 
kommene ist,  ja  vielfach  offenbar  recht  grosse 
Fehler  gemacht  hat.  Der  Zusamraenschluss 
der  Baugenossenschaften  zu  einem  Verbände 
kann  gerade  nach  dieser  Richtung  grosse 
Vorteile  bringen.  Lebhaft  zu  bedauern  ist 
daher  die  oben  erwähnte  Spaltung,  und  ver- 
hängnisvoll wäre  eSj  wenn  die  Baugenossen- 
scharabewegung  mit  Frage  und  Bestrebun- 
gen der  Bodenbesitzreform  verschmolzen 
werden  würden.  Auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
nossenschaftswesens hat  sich  das  Hinein- 
tragen fremder  Elemente  stets  als  ein  N^h- 
teif  gezeigt. 

6.  BangtNiOBseiiscIiaften  in  Oester- 
reich. Die  eisten  Baugenossenschaften  ent- 
standen in  Oesterreich  Ende  der  60er  Jahre 
infolge  der  damahgen  grossen  Wirtschaft- 


i  liehen  Entwickeluiig^.  Hierin  lag  aber  auch 
;  bereits  der  Keim  ihres  Untergang^,  denn 
dieselben  bauten  teuer,  und  als  die  Kata- 
;  Strophe  von  1873  hereinbrach,  sanken  die 
,  Werte  der  Häuser,  es  entstand  ein  Ueber- 
I  fluss  an  Wohnungen,  die  3Iitglieder  selbst 
waren  infolge  des  Sinkens  der  Löhne  nicht 
im  Stande,  ihren  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen. 

Auch  heute  noch  ist  die  Zald  der  be- 
stehenden Baugenossenschaften  sehr  klein. 
Wir  entnehmen  die  folgenden  Resultate  dem 
August  -  September  -  Heft  der  Statistischen 
Monatsschrift  von  1897,  sie  beziehen  sich 
auf  das  Jahr  1894. 

Von  den  Baugenosseuschafteu  besassen 
18  die  beschränkte  und  1  die  unbeschi^Dkte 
Haftimg.  Im  ganzen  lagen  für  12  Genossea- 
Sühaften  mit  1638  Mitgliedem  verwendbare 
Beichte  vor,  und  zwar  fflr  11  Genossen- 
sdiaften  beschränkter  Haltung  mit  1633 
Mitgliedem  und  eine  Genossenschaft  mit 
ungesduSnkter  Haftung,  welche  5  Mitglieder 
zählte. 

Die  Aktiven  dieser  12  Genossenschaften 
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erreichten  die  Endziffer  von  649934  Gulden 
und  ihr  Verkaufserlös,  da  sie  sich  zum  Teile 
auch  mit  dem  Absätze  von  Baumaterialien 
befassten,  die  Summe  von  102507  Gulden. 
Die  betreffenden  Details  sind  aus  der  neben- 
stehenden Tabelle  zu  entnehmen: 

Das  sind  recht  dürftige  Ergebnisse! 

Erwähnung  verdient  die  eigenartige  Weise, 
in  der  die  Genossen  Eigentümer  werden. 
Nicht  kleine  Einfamüienhäuser  werden  er- 
baut, sondern  grosse  Häuser  mit  18  und 
mehr  Wohnungen.  Die  Teilung  des  Hauses 
nach  Stockwerken  ist  gesetzlich  verboten; 
die  Genossenschaften  lassen  das  ganze  Haus 
in  das  gemeinsame  Eigentimi  der  Wohnun^- 
bewerber  übergehen  und  erkennen  den  ein- 
zelnen niu*  einen  gewissen  ideellen  Bruch- 
teil des  Hauses  zu.  welcher  sich  nach  dem 
Verhältnisse  des  Kaufpreises  zu  dem  Ge- 
samtwerte des  Hauses  riclxtet,  dieser  Anteil 
wii-d  denselben  im  Gi'undbuche  zugeschrieben. 
Cm  dem  Jlitgliede  den  Anspnich  auf  die 
Benutzung  der  von  ihm  gewählten  oder 
nach  seinen  An^ben  eingerichteten  Wohnung 
zu  erhalten,  wird  für  dasselbe  das  unkünd- 
bare Wohnungsrecht  an  der  genau  bestimmten 
Wohnung  in  das  Grundbuch  eingetragen, 
wobei  bestimmt  wird,  dass  der  Betreffende 
den  Betrieb  gewisser  lärmender  Gewerbe 
nicht  ausüben  dtlrfe. 

Die  Genossenschaft  mischt  sich  dann 
entweder  nicht  mehr  in  die  Verhält- 
nisse der  Miteigentümer,  übenmnmt  aber 
auch  keine  Verantwortlichkeit  für  dieselben, 
oder  —  nach  anderer  Praxis  —  behält  sich 
bis  zur  vollständigen  Abzahlung  des  Kauf- 
preises die  Hausverwaltung  vor,  übernimmt 
aber  auch  während  dieser  Zeit  die  Haft- 
pflicht für  die  pünktUche  Abzahlung  der 
(las  Haus  belastenden  Schulden. 

Die  obenstehenden  Angaben  beziehen  sich 
auf  Genossenschaften,  die  dem  Genossen- 
schaftsgesetz von  1873  unterstehen ,  in 
letzter  Zeit  scheint  auch  das  Vereins- 
gesetz V.  26.  November  1852  zur  Anwendung 
zu  kommen,  das  verschiedene  Mitglieder- 
kategorieen  zidässt. 

In  Ungarn  bestehen  nach  privater  Mit- 
teilung nur  zwei  Baugenossenschaften  (Press- 
burg  und  Budapest),  danebeu  sollen  eine 
geringe  Anzahl  sogenannte  Vereinigungen 
zur  Aufführung  von  Häusern  vorhanden 
sein,  die  alle  mehr  oder  weniger  Spekulations- 
untemehmungen  sind. 

7.  Bangenossenechaften  in  Dänemark. 
Dänemark  hat  bei  einzelnen  Genossenschaften 
bedeutende  Erfolge  auf  dem  Crebiete  der 
Baugenossenschaften  zu  verzeichnen.  Eine 
allgemeine  Statistik  fehlt.  Nicht  nur  befindet 
sich  in  Dänemark  eine  verhältnismässig 
grosse  Anzahl  Baugenossenschaften,  sondern 
es  ist  auch  der  Arbeiterbauverein  zu  Kopen- 
hagen wohl  der  grOsste  dieser  Art.  Im 
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Jahre  1865  iniolge  dnes  Yortra^  eines 
Antes  I)r.  Dlrik  von  300  Arbeitern  der 
Haschiaenfabrik  Burmester  und  Wain  ge- 
gründet, war  der  Verein  ursprünglich  nur  für 
die  Arbeiter  der  genannten  FfU)nk  bestimmt, 
bald  jedoch  mvde  dieser  Kreis  verlassen, 
nacfadem  100  Mi^j^ieder  ausgeschieden,  denen 
£e  Zide  zu  lanCTam  erreicht  wuideu.  Ton 
hta  m  Jahr  vucna  dann  die  Ki^liederzahl  *) 
bis  zum  Jahre  1^0,  dann  trat  ein  RfSa^- 
Bug  ein,  ireil  Bantercains  in  schlechterer 
Lage  enn»ben  wurd». 

1867  233  188Ö  13  553 

1870  1 39S  1890  16373 

1875  5516  1885  14494 

1880  9365  1898  13538 

Der  wödientliche  Beitrag  der  Hitglieder 
betrögt  35  Oere  (40  Pfennig),  und  die  Mit- 
glieder sind  10  Jahre  an  den  Verein  gebunden, 
BHr  wenn  ein  Mitglied  in  dieser  Zeit  stirbt, 
können  die  Erben  sein  Guthaben  heraus- 
T^laogen.  Hat  ein  Mi^ed  nach  lOjähriger 
Kitgliedschaft  noch  kein  Haus  erworben,  so 
bat  es  den  Ans[aiich  auf  Auszahlung  seiner 
fiozahlon^ea  nebst  Zinseszios.  Der  Haus- 
arwa*  wird  in  25 — SOjähriger  Abzidüung 
meieht  Die  Häuser  werden  unter  die  Be- 
wwber  Yerloat,  und  der  Verein  behält  sich 
Tähr«id  10  Jahre  das  Oberaufeichtsrecht 
TOT.  tte  Vereinsgläubiger  werden  mit  den 
flypotheken  der  Mitglieder  befriedigt,  der 
Tttän  bleibt  immer  als  Büi^  verhaftet 

Zur  Unteratfitzung  unverschuldet  in  Not 
matena-  Hitglieder  durch  Darlaten  ist  ein 
Hilfafonds  gestiftet,  der  zur  Zeit  44719 
Knnen  betägt. 

Bis  zum  Jahre  1883  varen  523  Häuser 
n  einem  Werte  von  3690441  Kronen  er- 
baut, das  Vereinslraintal  belief  Edch  auf 
1421 791  Kronen  ( Vierteljahrschrift  für  Volks- 
TOtsdaaft,  1879,  II,  S.  112,  Conoordia  Nr. 
44  von  1882),  am  31.  Dezember  1897  betrug 
dasselbe  2057123  Kronen,  und  bis  1898 
iraren  1087  Häuser  im  Werte  von  8322517 
Kronen  erbaut,  auf  dieselben  sind  von  den 
JH-erbem  4777  215  Kronen  abgezahlt:  714 
Baiser  sind  ganz  ausgezahlt.  Im  Jahre 
1097  ist  in  Kopenhagen  eine  zweite  Bauge- 
nossenschaft zur  Beschaffung  von  Miets- 
vohoungen  begründet  (Wiener  Arbeiter- 
zeitung vom  21.  August  1898). 

Aehnliche  (JenoBsenschaften  bestehen 
ferner  z.  B.  in  Nyhjobing  (falster)  —  in 
■iarfauB,  die  eratexe  hat  50  Häuser  orrichtet, 


*)  Die  ei^ntliche  Hitgliederzahl  bleibt 
Unter  den  hier  angeführten  Zahlen  etwas  zn- 
ifl<^  dieselben  bedeuten  die  Mitfliederanteile, 
4ocli  Mll  nnr  ein  kleinerer  Teil  der  Hitglieder 
■ich  im  Besitze  mehrerer  Anteile  befinden. 


die  letztere  90,  die  Mitgliederzahl  in  Aarhus 
betrug  1898:  1098. 

8.  Bangenoasenschoften  in  Holland. 
Der  Direktor  des  niederläodischen  statisti- 
schen Instituts  Dr.  Beaujon  hat  unter  Mit- 
wirkung von  Dr.  Elias,  Direktor  des  Kon- 
sumvereins Eigen  Hulp  im  Haag,  im  Jahre 
1886  eine  Statistik  der  G^enoieenschfifien 
vera^ütlicht,  nach  welcher  im  Jahre  1884 
68  Genossenschaften  bestandeoi,  darunter  15 
Bau^nossenschaften.  Leider  haben  nur 
wenige  Baugenossenschaften  die.  ihnen  zu- 
gesandten Fragebogen  ausgefüllt,  irle  die 
Tabelle  auf  S.  478  zei^  IMe  in  Parenthese 
eingesetzte  Zahl  bezeichnet  die  Anzahl  der 
über  die  Rubrik  berichtenden  Verräne: 

Die  Baugenossenschaften  veröffentlichen 
ihre  Resultate  nicht,  eine  Statistik  ist  seit 
1886  nicht  mehr  erhoben,  neuere  Daten  lassen 
sich  daher  nicht  geben.  Nach  Mitteilungen 
von  Dr.  Elias  haben  sich  die  Baugenossen- 
schaften der  Anzahl  nach  wie  folgt  seit  1884 
vermehrt.  Es  bestanden  Bat^enossensohaften : 

1885      1886      1887      1888  1889 
15         22         25         27  28 

Im  Jahre  1896  bestanden  nach  dem 
Jahrbuch  des  Niederländischen  Genoesen- 
schaftsverbandes  59  Baugenossenschaften  (in 
Haarlem  allein  26). 

9.  Baugenossenschaften  in  Frank- 
reich und  Italien.  Während  in  Frank- 
reich Kapitalgesellschaften  zum  Bau  von 
Axbeiterhäusem  und  Ueberlassnng  der  Häuser 
zu  Eigentum  an  die  Arbeiter  gegen  Annui- 
tfitenbesonders  in  den  Provinzen  verhältnis- 
mässig zahlreich  sind,  sind  Baugenossen- 
schaften, die  aus  der  Initiative  der  arbeitenden 
Klassea  hervoiüg^angen  sind  oder  doch  die 
Arbdter  selbst  zu  ihren  Mitgliedern  zBhlen, 
selten.*) 

Durch  Gesetz  vom  30.  November  1894 
(relative  aux  habitations  ä  bon  marchß)  ist 
der  Versuch  gemacht,  fördernd  auf  den  Bau 
von  Häusern  mit  gesunden  billi^u  Woh- 
mmgen  einzuwirken.  »Durch  Pnvate  oder 
Gesellschaften,  die  den  Zweck  haben,  die 
Häuser  zu  vermieten  oder  zu  verkaufen 
entweder  zu  bestimmtem  Preise  oder  gegen 
ratenweise  Abzahlung  an  Personen,  die  noch 
nicht  im  Besitze  eines  Hauses  sind,  beson- 
ders an  Arbeiter  oder  Anstellte,  die  haupt- 
sächlich von  ihrer  Arbeit  und  ihrem  Lonn 
leben  —  oder  durch  die  Wohnun^bedürf- 
tigen  selbst  für  ihren  eigenen  Gebrauch«. 
In  jedem  Departement  sind  ein  oder  meh- 
rere Komitees  eingesetzt,  die  wieder  unter 


*)  Die  in  der  ersten  Auflage  erwähnte 
rimmobiliire  d'orl6ans  ist  keine  GeseUschaft 
sondern  eine  soc.  anonyme. 
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Ende  1872  Ende  1878 


Ende  1880 


Ende  1881 


Ende 1882 


Ende  1883 


Ende  1884 


Anzahl'    .  . 

Mitglieder- 
zahl     .  . 

Kapital  ^)  . 

Keservefonds 

Vwvaltongs- 
nnkoaten  . 

Beiiigewinn  . 

Baukosten 

Zahl  der  be- 
wohnten 
Wohnung. 

Miete  .  .  . 


(2)  728 
(2)  38000 


0 


400 

700 


(3  778 
W)  51695 
0  68 


12 


(3)  1078 
(4  76  678 

CO  87 


90 


(3  954 
(4   81  172 

(1)  108 

i)  800 

[2)  778 
(2)  33  854 


(3)      Hö)  *S6 


15 

(4)  1084 

(5)  219197 
(0  154. 


8od 
■5)  87t 
(4)  53953 


8 


166 
300 


^)  Die  Summen  bedeotea  hoU&ndieche  Gulden  =  1,70  Hark. 


einem  vom  HaDdelsminister  abhängigen  >oon- 
seU  supörieiir  des  habitations  ä  bon  march^« 
stehen.  Die  Statuten  der  betreffenden 
Gesellschaften  müssen  bestimmten  Erforder- 
nissen entsprechen  xrad  sind  daraufhin  von 
dem  zuRtänoigen  Komitee  zu  prüfen,  alsdann 
haben  die  Gesellschaften  gennsse  Vei^nsti- 
ffungen,  sie  sind  zum  Teil  von  Stempä-  und 
Steuerlasten  befreit,*)  für  den  Fall  des  Todes 
des  Eigentümers  des  Hauses  sind  die  ordent- 
lichen Gesetzesbestimmungen  aufgehoben 
und  gelten  statt  ihrer  Vorschriften,  die  be- 
stimmt sind,  das  Eigentum  in  der  Familie 
zu  erhalten,  vor  allem  aber  sind  Sparkassen, 
la  caisse  des  depdts  et  consignations  u.  s.  w. 
ermächtigt,  den  Gesellschaiten  zu  güns- 
tigen Bedingimgen  Baugelder  zu  ge- 
währen. Als  die  Wirkung  dieses  Gesetzes 
wird  unter  anderem  in  dem  Bapport  du  con- 
sdl  supgrieur  (1896  S.  23  ff.)  bezeichnet, 
dasa  £e  Wohnungsbedlirftigen  selbst  in 
grCsBerem  Umfange  -wie  früher  sich  zur 
Bescha^ng  von  Wohnungen  auf  dem  Wege 
der  Oeno^enscfaäift  vereinii^n. 

Oioss  ist  trotzdem  die  Zahl  der  ins 
Leben  getretenen  GeseUschaften  und  Ge- 
nossenschaften nicht.  Bishw  (1898)  haben 
36  GeseUschaften  und  Genossenschaften  ihre 
Statuten  zur  Genehmigimg  unterbreitet,  von 
denen  22  in  den  Jahren  1894  ff.  gegründet  sind. 
Ob  nicht  auch  hier  wieder  der  Beweis  er- 
bracht ist,  dass  finanzielle  staatliche  Förde- 
iTing  nennenswerte  Erfolge  auf  dem  Gebiete 
des  Genossenschaftswesens  nicht  erzielt? 

Die  Zahl  der  Baugenossenschaften  ist  11. 
Von  6  derselben  bringt  das  Bulletin  der 
Soci^te  francaise    des  habitations   ä  bon 


*)  Auch  das  preussische  Stempelstenergesetz 
vom  31.  Juli  189ö  enthält  fttr  Bangeoossen- 
schaften  unter  gewissen  Voraoasetzungen  Stem- 
pelhefrdnngen- 


march^  einige  Hitteilungen  über  die  Qa- 
Bchäftsei^bnisse,  diese  Gesellschaften  haben 
zusammen  173  Häuser  errichtet,  die  bis  auf 
7  zum  Eigentumserwerb  der  Mitglieder  be- 
stimmt sind. 

Die  Baugesellschaften  haben  in  Frank- 
reich eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  den  Bau- 
genossenschaften,  insbesondere  ränd  auch 
sie  auf  die  Bethätigung  des  Spaiänns  dw 
Wohnungsbedürftigen  gerichtet 

In  Italien  befindet  sidi  die  genossen- 
schaftliche Bewegimg  in  schnell  wac^isender 
Ausbreitimg.  Die  Baugenossenschaften  je- 
doch scheinen  nicht  in  dem  gleichen  üm« 
fan^  Boden  gewonnen  zu  haben  wie  die 
übngen  Gcnossenschaftsarten.  Naoh  dem 
Berichte,  welcher  dem  im  Jabre  1888  zu 
Bologna  abgehaltenem  Eongreas  T0»ele^ 
wurde,  bestanden  in  Italien  damals  63  BfH^e- 
nossenschaften,  deren  Mitglieder  hanptBäch- 
lich  Arbeiter  waren.  Besonders  zahlreich  sind 
dieselben  in  Obetitalien  —  dem  Ausgang»- 
punkte  der  Genossenschaftsbew^iiuig — 'ver- 
treten. Nach  den  Erhebungen  des  italienischen 
Minis^ums  für  Landwirtschaft  etc.  worden 
1893  87  Baugenossenschaften  gezählt  Ijäder 
fehlt  eine  Statistik  über  die  Geschäfteeigeb- 
nisse  derselben.  Zu  den  bedeutendsten  Bau- 
genossenschaften gehören  die  zu  Mailand  und 
Genua.  Es  kommen  Vereinigungen  vor  von 
Produktiv-  und  Baugenossensch^ten,  indem 
Baiihandwerker  zusammentreten  zum  Bau 
von  Häusern  zum  Verkauf  an  Dritte  sowie 
für  die  Mitglieder  der  Genossenschaft.  Ein 
hervorragendes  Beispiel  bietet  die  Genossen- 
schaft der  Bauhandwerker  (Maurer)  zu  Mai- 
land, welche  sich  nach  einem  Strike  zu 
einer  Genossenschaft  vereinigten.  Während 
der  Wochentage  werden  die  Bauten  für  die 
Kunden  ausgeführt,  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen versammeln  sich  Handwerker  zum 
Bau  von  Arbeiterhäiisem  für  die  Mitglieder, 
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alg  Bezablim^  empiaDgen  die  Arbeiter  An- 
weisungeo,  die  ^)9ter  gegen  Genossenschafts- 
anteile umgetauscht  werden.  Die  Oeno8»en- 
Schaft  wird  auf  diese  Weise  nur  gegen  Be- 
Kahluug  des  Baugrundes  und  Mataialien 
B^entfimeiin  der  Htoser.  — 

LitteratUt  Albre^U,  Fü^f  Jakrt  praktUche 
»onale  Thätigkeit,  1898,  und  »eine  Ävfaätze  in 
der  SSeitachiifi  der  CentrulateÜe  für  Arbeiter- 
woM/ahrtteinrichtungeH.  —  d'Andrtmont, 
Cooperation  ouvrihre  en  Belgique,  1876.  —  Ba~ 
ring.  Die  ArheHencohnungcn,  1860.  —  Beh- 
renA,  Der  devUeke  Verei»  ArMttrMm  und 
ttine  VerMduttaHon,  1898.  ~  BerOtotd,  Der 
Spar-  und  Baueerein  tu  Blwmenthal,  1897. 
—  BodctoeiMHiigfc»  VerwaUiuig^tmieht  dt» 
cfrateeAenFervwu  ArbeiUrheim  1897.  —  BrdtHer, 
Ueber  Jläuterbaugenoseenseki^fien ,  I864.  — 
Bulletin  de  la  SoeUU  francaite  de»  ÄoW- 
tation»  a  bon  mareke,  I\xrit.  —  ChaUa- 
mel,  Le  nouveau  regime  eucreuerai  inatiguri 
par  ta  loi  du  SO.  novembre  1894  «ur  fe«  habi- 
tationt  d  bon  mareki  (Biforau  sociale,  1896).  — 
Cooperative  Congreea,  MitteiUtmg*»  Ober 
die  en^üehen  (Jmoatentekt^kottgreaae.  —  The 
Cooperator't  kandbmdi  pubUshed  under  the 
ttuuUon  e/  tke  emUnU  eo-operatiw  board,  Part. 
I,  1874.  —  Crüger,  Die  Erverbt-  und  Wirt- 
athi^tgenotMengehaJlen  in  den  eimslnen  Ländern, 
1892.  —  D«ra«lb«,  Der  heutige  Stand  de* 
deutschen  OenotientehafteweaeTU,  1898.  —  Dreae- 
ler,  fVei  Land  ein  Mentchenrecht,  189S.  — 
Sngel,  Die  Wohnitngtnot  (ZrUtchr.  de»  königl. 
preuM.  »tat.  Bureau*  1874).  —  Geldmitlel- 
betekaffung  für  Bau^enotienMchafien  (Sckrifien 
der  Ceniratitelle  ßir  Arbeitervohl/afiri4finrich- 
tmgen  Nr.  6,  189S}.  —  Geverbekammer  fltr 
SeUe$wtg-SoUtein  :  Berieht  iiier  die  Verbeatermg 
derWohnungtverhdJtnieae  der  arbeitenden  Ktaeten, 
1888.  —  OwKprecht,  Arbeitervohnung^frage 
(Arbeiterfreund  1887  I).  —  Hönower,  Die  Ar- 
beiterwoknungtfrage,  1894.  —  von  Haffen, 
Einig»  Worte  &ber  Arbeiterwohftungen.  — 
Hansen,  Baut  ArbeiterwohnuTtgen,  1878.  — 
Hoplein»,  Utiivertitg  »tudie»  in  kieiorical  and 
polilical  »dence,  VI,  history  of  Cooperation  in 
tu  UnOed  Staate»,  Baltimore,  1888.  —  Huber, 
Rets^ri^  II,  445ff-  —  Jahretberiehte 
flfrtr  die  auf  SelbethÜfe  gegründeten  Erwerbt- 
und  Wirttche^Ugenoteeneeht^ften ,  18S9ff.  — 
Jahrbueh  de»  Allgemeinen  Vtrbandtt  der  auf 
SeJbethi^e  beruhenden  deuUeken  Erwerb*-  und 
WirUehaft»geno»»entehaften,  1897  (de*  Jahre*- 
berichU  neue  Folge).  —  Jakreiberichte  de* 
»tatittitchen  Bureau*  für  Arbeit  und  Induetrie 
de*  Staate*  New-Jereeg,  1885,  1887 ff.  —  Lange, 
Jedermann  ffauteigeiUümer,  1865.  —  Zahler, 
Woh^ahrteeinriehtvngen,  1893.  —  Leipzig- 
Lindenau,  Verein  für  Erbauwttg  bUUger 
Wohnungen.  —  lAebre^Uf  Der  Bau  von  Ar- 
b^terwokawufm,  189S.  —  Meliet,  dt»  mod^ 
eaHon»  appotiie»  au  Code  civtl  en  moHer»  de 
partag»  mece»*eral  par  la  toi  du  SO,  novembre 
1894,  J897.  —  MllUngton,  The  Houxing  of 
the  Poor,  1891.  —  Jaarboek  van  der  Neder- 
landsehen  Coöperative7i  Bond,  1895 ff.  — 
:PfHffer,  Eigene*  Heim  und  billige  Wohnungen 
1896.  —  von  Plener,  Englische  Baugenoaeen- 

.  a<^uiften,  1873  (daeelbitideitereLUteralur  Uber  eng- 


li»ehe  Baugmoatenschqfieti).  —  Haffalovieh, 
Le  logement  de  t'ouvri^r  rt  ilu  pauvre,  1887.  — 
Rapport*  du  eonteil  »uperieur  de»  habitation» 
a  bon  marehi,  Au-ia.  —  OeUhhartU,  Di» 
(Irundziige  der  ArbeHerwohnuHg*frage,  188S.  — 
Report*  {ff  Frkndlg  aoctetie*  (qf  the  regüOrar 
offriewBy  »oeieHe»).  —  Report*  of  the  Oom- 
mieaioner*  appointed  to  inguire  into  p.  p.  buil- 
ding  soeieOet,  London  1871,  1872.  —  Relurna 
Building  aocietie».  —  Rheinitcher  Verein 
iur  Förderung  de»  Arbeiterwohnung*- 
loeeen»,  Ge»ehäft*berichte.  —  Ruprecht,  Ge- 
sunde Wohnungen,  1895,  —  Schöffle  u.  Lechler, 
yeue  Beiträge  sur  nationalen  Wohnunger^orm, 
1897.  —  aOimoUer,  Btn  Mahnruf  in  d«r  Woh- 
nungsfrage, 1887.  —  SOmelder,  JBtteUimffm 
über  dem*eheBaugenoa*e»»ehe^len,1878.~-jOer~ 
»Hbe,  Han«Rnieh  für  Baugenotientehqfle»,  1899. 

—  «ThIm  Siwum,  Le  travaä.  —  ßonnemann, 
Jedervtann  HausetgentOmer,  1866.  —  Die  Spar- 
und  Bauvereine,  1893.  (Sehriften  der  Cm- 
tralsUüe  fUr  ArbeiteraohlfahrtseinrichtuTigen  Nr. 
3)  Hannover,  OSUingen,  Berlin.  —  TrOdinger, 
Die  Arbeiterwohnungsfrage,  1888.  —  Unger, 
Der  AH>eiterbauverein  in  Rbpenhagen,  1896.  — 
Verein  für  Sozialpolitik:  Die  Wohnungs- 
not der  ärmeren  Alaeten  (Schrien  de»  V.  f, 
Sotia^.,  Bd.  SO  und  81),  1886.  —  Verein  für 
Artneigtßeg»  und  WohUhätigkeit,  VI,  1888.  — 
Kongrea*  deutscher  Volktvirte  in  Ver- 
bindung mit  dem  Centraiverein  in  Prett*»en  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen,  Die  Woh- 
nungsfrage mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  un- 
bemituUen  Klassen,  Berlin  1865  (Aufaätae  von 
Huber,  Senftieben,  Klette,  Pariaiw,  BrA- 
mer).  —  Vereinstage  der  deutschen  Er- 
werbt- und  WirUehafisgenossenschi^ften  «u  MainM 
(MiOeü.  S.  HS),  Breslau  (MiUeü.  S.  97).  — 
WHtfheim,  Die  Wohnungsnet,  1898.  — WiMm, 
Ueberdie  Wohnungsfixige,  1872.  —  Verhandlungen 
de»  Cenindverein*  über  die  Wohnungifrage.  — 
Wolf,  Die  Wohnungifrage,  1896.  —  WoUen- 
■weber,  Anleitung  »ur  Gründung  von  Bauge- 
nossensehaßen,  1895.  —  Wright,  annual  report 
of  the  Oommi*sioner*  of  Labor,  1894.  —  Zeit' 
Schriften:  Arbeiterfreund,  I864  H.  1SS7 
III.  —  ninnung  der  Zukunft«,  yr.  I4  und 
15  von  1865.  —  Blätter  für  Genossen- 
schaf tevesen  yr.  SS  von  1872,  Ar.  5X  von 
1877  und  spätere  Jahrgänge.  —Die  deutteh» 
Genottensehaft  Nr.  18  von  1888,  Nr.  U  von 
1889.  —  Birth»  Viertelf ahrtehrift  für 
Volktwirttchaft.  1879  JT,  U2.  —  Ge- 
no**en*ehaft  (Wien)  187S  und  tpiUere  Jahr- 
gänge. —  Konkordia,  1861,  1870,  1871,  I884. 

—  »Zeitschrift  der  Centralstelle  für 
Ar  beiteric  ohlfahr  tseinr  ich  tungena  Nr. 
22  von  1897  u.  *.  k.  —  »Arbeiter wohin. 
1—S  1897.  Hanm  CV«fl«r. 
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Bangewerbe. 

1.  Betriff.  2.  Geschichte.  8.  Mutiger 
Stand  in  I^ntechland. 

1.  Begriff.  Als  Baugewerbe  im  weitesten 
Sinne  bezeichnet  man  alle  diejenigen  Hand- 
werke, deren  Angehörige  beim  Bau  von 
0etAuaen  verschiedeuer  Art  thAtig  sind, 
also  Uiiurer,  Zimmerleute,  Steinmetzen, 
G-laser,  Schlo^r,  Maler,  Dachdecker  etc.; 
gewCholich  bes(diränkt  man  indessen  diese 
Bezeichnung  auf  die  drei  ersten  Gewerbe, 
als  die  bd  weitem  wichtigsten,  und  es  soll 
dies  auch  hier  geschehen. 

8.  Geschiente.  Die  Baugewerbe  in 
diesem  ^ne  haben  in  Deutschland  wohl 
erst  um  die  Zeit  Karls  des  Grossen  sich  zu 
einiger  Bedeutimg  entwicht,  und  sie  oder 
wenigstens  das  Maurer^  undZimmereiwewerbe 
haben  seit  dieser  Zeit  im  ganzen  die  Ent- 
wickelimg  des  gesamten  Huidwerks  ^teilt. 
Vor  allem  gilt  dies  von  ihr»  Organisation, 
auch  ihre  £igehörigen  haben  sich  nach  und 
nach  in  Innungen  oder  Zünften  zusammen- 
gefunden, deren  Entstehung  und  Verfassung 
die  gleiche  wie  bei  den  anderen  Handwerken 
der  betreffenden  Ortschaft  var;  so  finden 
wir  auch  bei  ihnen  die  Gliederung  der 
Handwerksgenossen  in  Lehrlinge,  Gesellen 
und  Meister,  welche  letzteren  allein  vollbe- 
berechtigte  Mitglieder  der  Zunft  waren  und 
in  dieselbe  erst  aufgenommen  wurden,  nach- 
dem sie  sich  über  eine  gewisse  Lehr-  und  Ge- 
sellenzeit ausgewiesen  beziehungsweise  die 
etwa  vorgeschriebene  Meisterprüfung  be- 
standen hatten.  Auch  der  materielle  Inhalt 
dieser  Zunftstatuten  deckt  sich  meist  mit 
dem  anderer  Innungen,  v.'ir  finden  ähnliche 
Aufnahmebedingungen ,  den  ßefälügiings- 
nachweis  in  seinen  verschiedenen  Gestalten 
TOrgeschrieben ,  das  Arbeitsgebiet  gegen 
andere  Zünfte  abgegrenzt,  eine  Maximalzahl 
von  Gehilfen  festgesetzt,  wobei  freilich  hervor- 
zuheben ist,  dass  der  Natur  der  Gewerbe 
entsprechend  diese  oft  etwas  höher  bemessen 
ist  als  bei  anderen  Zünften.  Im  ganzen 
können  wir  aber  sagen,  dass  die  Entwlcke- 
lung  der  Zünfte  der  Baugewerbe  in  Blüte- 
und  Verfallzeit  derjenigen  anderer  Handwerke 
durchaus  gleichartig  ist. 

In  etwas  weicht  hiervon  die  Entwidie- 
Inn^  des  dritten  erwähnten  Baugewerbes, 
des|enigen  der  Steinmetzen,  ab,  was  sich 
dadurch  wohl  genügend  erklärt,  dass  der 
kunstvollere  Bau  mit  behauenen  Steinen  in 
jfflien  Zräten  verhältnismässig  selten  vorkam, 


hauptsächlichanfkirchliche  Bauten  beschränkt 
war.  Diese  Bauten  wurden  nun  aber  in  der 
ältesten  Zeit  meistens  von  Mönchen  vor^ 
nomraen  oder  wenigstens  geleitet,  die  teÜB 
vielleicht  selbst  Ausländer  waren,  teils  aber 
durch  die  Beziehungen  ihres  Ordens  zu  den 
Ländern,  die  Sitze  der  Kidtiur  des  Altertums 
gewesen  waren,  Gelegenheit  gehabt  hatten, 
sich  mit  den  aus  jener  Zeit  geretteten  Kunst- 
fertigkeiten vertraut  zu  machen.  Wir  haben 
also  anzunehmen,  dass  die  ersten  Steinmetzen 
in  Deutschland  dem  geistlichen  Stande  an- 
gehörten: bald  aber  genügte  deren  Zahl 
dem  wachsenden  Bedürfnis  nicht  mehr,  weil 
einerseits  infolge  der  ktmstvolleren  Bauart 
Steinmetzarbeit  mehr  zur  Verwradui^  kam 
(gotischer  Stil  im  Ge^nsatz  zum  romani- 
schen), andererseits  weil  nidit  nur  die  kirch- 
lichen Bauten  sich  mehrten,  sondern  auch 
die  Zahl  der  wdtlichen  Bauten  zunahm,  bei 
denen  Steinwerk  verwendet  wurde.  Die 
Folge  hiervon  war,  dasB  nach  und  nach  ein 
Stand  Mrdtlicher  Steinmetzen  entstand,  haupt- 
sächlich freilich  an  den  Ortm,  wo  jede 
grossen  oft  viele  Jahrzehnte  in  Anspruch 
nehmenden  Bauten  entstanden.  Hieraus  er- 
klärt es  sich,  das  Steinmet^wert» 
auch  nach  seiner  VmirdtUchung,  wenigstens 
an  den  Orten,  wo  es  besonders  blühte,  eine 
besondere  Organisation  bdbehielt,  nicht  mit 
den  Maurern  verschmolzen  wurde,  sondern 
in  seinen  Bauhütten  ihnen  und  den  wderen 
Zünften  gegenüber  eine  Sonderstellung  ein- 
nahm, die  es  freilich  nicht  immer  behaupten 
konnte,  sondern  oft  in  Zeiten  des  Kampfes 
aufgeben  musste,  um  sich  in  die  allgemeine 
Ziinftorganisation  einfügen  zu  lassen ,  wie 
dies  z.  B.  1332  den  Strassbui^r  Stein- 
metzen widerfuhr.  An  und  für  sieh  wich 
nun  aber  die  Verfassung  dieser  Bauhütten 
nicht  sehr  von  der  der  Zünfte  ab,  ihre 
Statuten  sind  im  wesentlichen  denen  der 
letzteren  gleichartig ,  höchstens  tritt  der 
religiöse  Charakter  der  Gemeinschaft  bei 
ihnen,  wohl  dem  Ursprung  entsprechend, 
etwas  stärker  hervor  und  haben  sie  nicht 
nur  örtliche  Bedeutung,  sondern  soll  sich 
ihre  Geltung  auch  auf  das  ganze  Gewerbe 
in  Deutschland  erstrecken,  was  sich  dnrch 
den  engen  Zusammenliang  der  grossen  Bau- 
hütten erklärt.  In  diesen  Ordnungen,  z.  B. 
denjenigen  von  1459  und  1563,  wird  die 
Sonderstellung  gegenüber  den  Maurern  scharf 
gewahrt,  was  übrigens,  abgesehen  davon, 
dass  an  kleineren  Orten  schon  früher  viel- 
fach unzweifelhaft  eine  Verschmelzung  statt- 
gefunden hatte,  auf  die  Dauer  nicht  gelang. 

Die  Zünfte  der  Baugewerbe  wurden  in 
der  Zeit  des  Verfalls  ebenso  wie  diejenigen 
anderer  Handwerke  zu  Korporationen,  deren 
Verfassung  im  Interesse  ihrer  derzeitigen 
Mitglieder  bezw.  deren  Angehörigen  ge- 
misshram^ht  wurde,  die  nur  den  Zweck 
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zu  haben  schienen,  letzteren  m^Iichst  gflns- 
tige  Daseinsbedingungen  zu  schaffen.  Auch 
bei  ihnen  wurde  allmählich  eine  strengere 
Aufeicht  durch  den  Staat  eingefrihrt  und 
die  Bchlinunten  Missbräuche  tei&  durch  den 
Beichsschluss  von  1731,  teils  durch  (besetze 
der  Einzelstaaten  beseitigt 

Erst  als  um  die  Wende  des  18.  Jahr- 
hunderts in  Frankreich  die  Oewerbefreiheit 
infolge  der  Bevolution  zur  Dnrohfahmng 
kanHj  fing  die  staatliche  Gewei4>epo]itik  vid- 
&ch  an,  die  Baugewrabe  unter  anderen  Oe- 
ffichtspimkten  zu  behandeln  als  sonstige  Hand- 
wwksWriebe.  In  Frankreich  selbst  freilich 
und  denjenigen  Teilen  Deutstdilands,  in  denen 
TOTflbergehend  oder  fflr  Ifingere  Zeit  in- 
folge drä  BerolationBkri^  diu  französische 
Oewerberecht  Geltung  erlangte,  galt  die 
TOÜe  Oewerbefreiheit  auch  für  die  Bauge- 
werbe, der  Betrieb  derselben  hatte  nur  die 
Losung  eines  Gewerbescheines  zur  Voraus- 
setzung, den  jeder,  der  die  betreffende  Ab- 
gabe rählte,  erhalten  musate.  In  demjenigen 
deutschen  Staate  dagegen,  der  sich  zuerst 
und  für  lange  Zeit  ^t  allein  der  freiheit- 
lichen Gewerbepolitik  anschloss,  in  Preussen 
gehörten  die  Baugewerbe,  die  Maurer  und 
Zimmerleute  zu  den  wenigen  Handwerken, 
»bei  deren  ungeschicktem  Betriebe  —  nach 
dem  Edikt  v.  2.  November  1810  —  gemeine 
Gefahr  obwaltet  oder  welche  eine  öffent- 
liche Beglaubigung  oder  Unbescholtenheit 
erfordern«  und  ftb-  die  daher  von  der  all- 
gemeinen Oewerbefreiheit  eine  Ausnahme 
eemacht  wurde;  für  dieselben  wurde  dann 
durch  das  ausführende  G.  v.  7.  September 
1811  eine  Prttfungj  ein  BefiUti|Brnngsnach- 
weis,  beibehalten,  die  aber  vor  einer  staat- 
lichen Kommission  abgelegt  werden  miisste. 
Hieran  änderte  auch  die  Gew.-O.  v.  17.  Ja^ 
nuar  1845,  in  der  auch  die  Steinhauer  als 
der  Prüfung  unterworfen  genannt  sind,  nichta 
Auch  die  die  Gewerbefreiheit  einschränkende 
Gew.-0.  V.  9.  Februar  1849  Hess  diese  Prüfung 
natOrlich  bestehen. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  blieb 
für  die  Baugewerbe,  ebenso  wie  für  das  ge- 
samte Hwawerk,  die  alte  Zunftverbssung 
noch  limge  Zeit  in  Geltung,  soweit  nicht 
etwa  wie  in  der  bayerischen  Kheinp&,lz  die 
französische  Gewerbeg^tzgebung  m  Kraft 
blieb  oder  man  wie  in  Kassau  zwischen 
Gtowerbefreiheit  und  -Unfreiheit  hin  und  her 
schwankte.  Erst  die  Reformbewegung  der 
60er  Jahre  brachte  hier  Veränderungen, 
freilich  für  die  Baugewerbe  in  geringerem 
Ümfimge  als  für  das  übrige  Handwerk,  denn 
in  einer  Beihe  von  Staaten,  welche  damals 
im  aDgemeinen  die  Gewerbefreiheit  ein- 
führten, griff  sie  für  jene  nicht  Platz,  indem 
für  ihren  selbständigen  Betrieb  der  Befähi- 
gungsnachweis als  Erfordernis  aufrecht  er- 
halten blieb,  so  verlangen  ihn  die  Gewerbe- 

Huthrfirterbnoh  dar  StMtowlawBMfaaften.  Zwrito 


Ordnungen  für  das  Königreich  Sachsen  v. 
15.0ktober  1861,  dasGrossherzogtum  Sachsen- 
Weimar  V.  30.  April  1862  und  das  Herzoge 
tum  Sachsen  -  Meiningen  v.  16.  Juni  1862 
für  die  selbständige  Leitung  und  Ausführung 
von  Bauten,  diejenige  des  Herz<^ums  Sach- 
sen-Gotha V.  21.  März  1863  fordert  ihn  nur 
bei  Vornahme  von  Neubauten,  für  die  bau- 
polizeiliche Oenehmi^utu;  nötig  ist  Ffii' 
Braunschweig  wurde  in  ^bm  O.  r.  3.  August 
1864  die  gleiche  Forderung  für  die  selb- 
ständige AuBfQhrang  oder  Leitung  schwieriger 
oder  wichtiger  Bauten  au^estellt  Alle  diese 
Gesetze  kennen  also,  wenn  man  etwa  von 
der  Vornahme  von  Beparaturen  und  kleinen 
Anh^en  absieht,  die  Gewerbefreiheit  fOr 
die  Baugewerbe  nicht 

Auch  die  Seterreichische  Gew.-O.  v.  20. 
Dezember  1859,  welche  ja  im  allgemeinen 
auf  dem  Bodeu  der  Gewerbefreiheit  steht, 
zählt  die  Handwerke  der  Maurer,  Zimmer^ 
leute  und  Steinmetzen  zu  den  konzessionierten 
Gewerben,  bei  denen  die  Konzession  nm* 
an  zuverlässige  und  unbescholtene  Bewerber, 
die  ausserdem  ihre  Befähigung  nachgewiesen 
haben,  zu  erteilen  ist,  woran  durch  die 
Novelle  von  1883  nichts  geändert  ist. 

Im  Königreich  Bayern  (ausser  der  ßhein- 
pfalz),  wo  früher,  wie  für  alle  Handwerke, 
so  auch  für  den  selbständi^n  Betrieb  der 
Baugewerbe ,  eine  Konzession  erforderlich 
war,  die  nur  an  solche  Bewerber  erteilt 
wurde,  welche  ihre  Befähigung  nachge- 
wiesen hatten,  wurde  auch  ihnen  dun^  aas 
Gewerbegesetz  t.  30.  Januar  1868  die  volle 
Oewerbefreiheit  gewährt. 

Eine  vollständige  Umwälzung  der  be- 
stehenden Verhältnisse  für  die  Baugewerbe 
erfolgte  erat  diu^h  die  Gesetzgebung  des 
Norddeutschen  Bundes,  indem  durch  die 
Oew.-O.  v.  21.  Juni  1869  auch  für  sie  in  dem 
Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  die  volle 
Gtewerbefreiheit  eingeführt  wurde.  Dieses 
Oesetz  wurde  nach  dem  Jahre  1870  dann 
Keichsgesetz  uud  sonach  auch  die  Oewerbe- 
freiheit dort  eingeführt,  wo  sie  etwa  nodi 
nicht  bestand,  in  Elsass-Lothringen  blieb 
zunächst  in  der  Hauptsache  die  französUcho 
Gewerhegesetzordnung  in  Kraft  (bis  zum 
Erlass  des  G.  v.  27.  Februar  1888),  die 
aber  gleichfalls,  wie  schon  erwähnt,  nur  für 
die  Baugewerbe  auf  dem  Boden  der  Oewerbe- 
freiheit steht 

Die  Oewerbefreiheit  war  und  ist  nun 
freilich  nur  so  zu  verstehen,  dass  jedermann, 
nach  erfolgter  Anmeldung,  ein  Baugewerbe 
ohne  weiteres  betreiben  kann,  dagegen  ist 
ihm  die  Art  des  Betriebes  durchaus  nicht 
freigestellt,  da  zahlreiche  baupolizeiliche  Vor- 
schriften aus  gesundheits-  und  feuerpolizei- 
lichen etc.  Bücksichten  erlassen  sind,  die 
bei  der  Ausführung  von  Bauten  Schramken 
auferlegen. 

Aoflag«    II.  31 
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Hieran  haben  aizch  die  zahlreichen  Novellen 
zur  Gewerbeordnung  (s.  Art  Öewerbege- 
setzgebung)  nichts  |;eäudei't.  Das  Ii.  v. 
18.  Jim  1881,  welches  die  Gründungen  neuer 
Innungen  begünstigte,  bricht  hiermit  nicht 
Ein  Beitrittszwang  ^t  in  ihm  nicht  ausge- 
sprochen, und  es  war  daher  praktisch  ohne 
Bedeutung,  wenn  in  den  Innnn^tatuten  die 
Aufnahme  von  der  Ablegnng  einer  Prüfung 
abhängig  gemacht  werden  konnte,  das  Ge- 
werbe konnte  nach  wie  vor  von  nidit  zur 
Innung  Gehörigen  aus^übt  werden.  Dies 
wurde  auch  durch  die  B^limmung  des 
§  100  e  der  Gtew.-O.  in  der  Hauptsache 
nicht  g^ndert.  Es  konnte  w^ohl  auf  Grund 
desselben  Nichtumungsmit^edem,  dort  wo 
eine  Innung  erfolgreidh  auf  dem  Gebiete 
des  Lehriingswesens  thfitig  gewesen  wu*, 
duidi  die  l^ere  Verwaltungsbehörde  die 
S^ubnü  zum  Halten  von  Lehriingen  ent- 
zogen werden ;  aliein  ganz  al^esehen  davon, 
dass  dieselbe  überhaupt  nur  vereinzelt  prak- 
tische Bedeutung  erlangt  hat,  wurde  doch 
durch  eie  die  Gewerbefreiheit  nicht  beseitigt 

Freilich  fehlte  es  nicht  an  der  Neigung 
in  weiten  Kreisen,  wie  überhaupt  beim  Hand- 
werk, so  speciell  bezüglich  der  Bau^werbe, 
Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit  durch 
Einführung  des  Befähigungsnachweises  ein- 
treten zu  lassen.  Wiederholt  sind  im  Reichs- 
tage Anträge  gestellt  und  beraten,  welche 
eine  teilweise  Aufhebimg  der  Gewerbefi-eiheit 
bezweckten.  HervorziÄeben  ist  nun,  dase 
diese  Anträge  bezüglich  des  Baugewerbes 
mit  von  Parteien  gestellt  sind,  die  keine 
weitgehende  Beschränkung  der  Gewerbe- 
freiheit wünschten ,  und  dass  vor  aUem 
selbst  die  principiellen  Gegner  j  eder  Einschrän- 
kung derselben  bezüglich  der  Baugewerbe 
nicht  die  gleich  scluroff  ablehnende  Haltung 
wie  sonst  einnahmen.  So  erkannte  in  der 
Sitzimg  V.  30.  Januar  1886  der  freisinnige 
Abgeoranete  Baumbach  an,  dass  die  Forde- 
rung des  Befähigungsnachweises  bei  den 
Baugewerben  einen  Sinn  habe ;  in  der  Sitzung 
V.  27.  März  1887  befürwortete  der  Abge- 
ordnete Lobren  den  freikonservativen  Antrag 
auf  Einfühnmg  des  Befähigungsnachweises 
bei  den  Baugewerben  damit,  dass  bei  diesen 
bei  mangelhafter  Ausübung  Leben  und  Ge- 
sundheit der  Mitbüreer  besonders  gefährdet 
sei,  und  der  nationalliberale  Abgeordnete  G. 
Meyer  erklärte  hier  seine  Einführung  für 
diskutabel. 

Es  sind  dies  Zeichen  dafür,  dass  einei> 
seits  hier  die  Gewerbefreiheit  keine  guten 
Früchte  gezeitigt  hat,  zu  deren  Ueifen  frei- 
lich wohl  noch  andere  Dinge,  z.  B.  die 
Bauspekuktiou,  beigetragen  haben  imd  dass 
andererseits  hier  von  der  fi-eicn  Konkurrenz 
keine  Abhilfe  erwartet  wird.  Bei  anderen 
sdilechten  gewerblichen  Leistungen  ist  der 
Schaden  in  der  Regel  nur  ein  geringer  und 


trifft  nur  wenige  auf  einmal,  die  sich  meist 
vor  der  Wiederholung  durch  Entziehen  der 
Kundschaft  schützen  können,  bei  Bauten 
tritt  zu  dem  grossen  materiellen  Verlust  der 
Hauseigentümer  leicht  noch  Schaden  aa 
Leben  und  Gesundheit  für  weite  Kreise 
und  ist  der  erwähnte  Schutz  illusorisch,  d« 
die  Mängel  sich  oft  erst  nach  langer  Zeit 
herausstellen  und  ihre  Ursadie  nicht  immer 
sicher  zu  ermitteln  ist  Freilich  wird  man 
sich  auch  darüber  klar  sein  müssen,  dass 
der  Befähigungsnachweis  hier  aUein  keine 
Ablulfe  schaffen  kann,  da  die  Uebelstände 
durchau«  nicht  nur  durch  die  mangelnde 
Kenntnis  der  Tedinik  des  Handwerks  becUogt 
sind.  Weiter  ftUt  ins  Gewicht,  dass  die 
einzelnen  Betriebe  heute  häufig  einen  sehr 
bedeufenden  Vmfaiag  erlangt  haben;  solche, 
die  200  und  mehr  6«Jiilfen  im  Durdisdudtt 
bradi&ft^en,  kamen  sdion  1882  in  nidit 
kleiner  ^ihl  vor,  und  die  Zahl  d^enigen, 
weldie  zwisf^en  51  und  200  Gtehilfffli  be- 
schäftigen, betrug  bei  den  Zimmerleuten 
damals  49.  bei  den  Maurern  308,  1895  aber 
je  102  und  872.  Es  sind  dies  Geschäfte, 
deren  Um&tng  es  dem  Meister  bereits  recht 
schwer  macht,  persönhch  die  Leistungen 
seines  Personals  überall  zu  überwachen.  Es 
würde  daher^  wenn  der  Befähig\ingsnach- 
weis  hier  wirklich  helfen  sollte,  da  man 
doch  gesetzlich  nicht  wolil  eine  Maximal- 
ausdehnung für  den  Betrieb  vorschreiben 
kann,  nötig  sein,  ihn  auch  von  den  in  Ver- 
tretung des  Meisters  die  Aufsicht  führenden 
Personen  zu  verlangen. 

Die  oben  erwähnten  Bestrebungen  zur 
Durchführung  des  Befilhigvmgsnachweises, 
sei  es  für  das  gesamte  Handwerk ,  sei 
es  für  die  Baugewerbe  allein,  haben  bis- 
her keinen  Ei"folg  gehabt.  Die  letzte 
Novelle  zur  Gew.-O.  v.  26.  Juli  1897  hat 
den  Befähigungsnachweis  nicht  eingeführt, 
wohl  aber  die  Möglichkeit  gescliaffen,  dass, 
die  Zustimmung  der  Mehrzahl  der  Interessen- 
ten vorausgesetet,  Zwangsinnungen  ins  Leben 
gerufen  werden.  Widitig,  speciell  auch  für 
die  Baugewerbe,  ist  dagegen,  dass  die  Vor- 
schriften über  die  AusbÜduug  von  Lehr- 
lingen eine  Verbesserung  erfahren  haben, 
diese  nur  noch  von  Unternehmern  erfolgen 
darf,  welche  gewisse  Garantieen  bieten,  dass 
sie  die  F^gkeit  für  dieselbe  besitzen.  Bei 
dem  grossen  Umfange  vieler  Betriebe  gerade 
in  unserem  Falle  ist  es  indessen  wohl 
zweifelhaft,  ob  diese  Bestimmungen  aus- 
reichen, um  eine  erfolgreiche  Ausbildung 
sich^  zu  stellen. 

3.  Heutiger  Staad  in  Deutschland. 
Die  oben  erwähnten  Zahlen  Über  den  Um- 
fang einzelner  Betriebe  geben  in  gewisser 
Weise  bereits  eine  Andeutung  darübci*,  wie 
sich  die  soziale  Lage  der  Baugewerbtreibeu- 
den  gegen  frühere  Zeiten  verändert  hat. 
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Während  in  der  Zunftperiode  sivh  im  all- 
gemeinen auch  hier  das  Bestreben  geltend 
machte,  die  wirtschaftliche  Lage  aller  Zunft- 
angeh5rigen  möglichst  gleichartig  zu  gestal- 
ten und  man  dies  unter  anderem  diuüurch 
zu  erreichen  strebte,  dass  eine  nicht  zu  hoch 
gegriffene  MaTimalzahl  von  Gehilfen  fflr  den 
dnzelnen  Betrieb  festgesetzt  wurde,  wodurch 
auch  fOr  letztere  die  Aiuächt  auf  Selbstftn- 
digkcdt  sich  vexgrteserte,  ist  man  bierron 

rter  abgegangen  und  sind  die  VerhSltnisse 
nrch  umgestaltet,  freilich  nicJit  auf  ein- 
mal, wie  Säunf»Uer  in  seiner  »Geschichte 
des  deutsch«!  Elein^werbes«  dies  z.  B. 
f&r  Freussen  nachweist,  sondern  allmAhlich 
haben  sich  brä  den  Baugewerben  immer 
mehr  Grossbetriebe  gebildet,  so  dass  die 
BerufszÄhlimg  v.  3.  Juni  1882  für  Deutsch- 
land 49043  Maurereeschafte  im  Hauptbe- 
triebe mit  324227  Beamten  und  Gehilfen 
und  32529  Zimmerergeschäfte  mit  151201 
Beamten  und  Gehilfen  ei^ehen  hat;  nach 
der  Berufszahliing  vom  14.  April  1895 
stellten  sich  die  Zahlen  auf  58158  resp. 
427221  bei  den  Maurern  imd  35925  retip. 
164  229  bei  den  Zimmerleuten,  die  Zahl  der 
Gehilfen  ist  also  bei  ersteren  von  dim;h- 
schnittlich  6,6  auf  7,3  gestiegen,  bei  letzteren 
mit  4,6  imgef&hr  stationär  geblieben.  Dabei 
sind  diese  Durchschnittszahlen  niu*  deshalb 
so  niedrig,  weil  bei  beiden  Gewerben  eine 
immerhin  bedeutende  Zahl  von  Geschäften 
Idein&teri  Um&tnges,  wohl  meist  in  Land- 
städten und  Dörfern,  vorhanden  ist;  dieselbe 
macht  bei  weitem  mehr  als  die  Hälfte  aller 
Hauptbetriebe  aus,  es  sind  nämlich  bei  den 
Maurern  29079  resp.  37442,  bei  den  Zim- 
merern 17102  resp.  20664  Alleinbetriebe 
ohne  Motoren  vorhanden,  dagegen  bei  ersteren 
4751  resp.  9568.  bei  letzteren  2914  resp. 
5571  Betriebe  gezählt,  die  dimihschnittlioh 
mehr  als  5  Gehilfen  beschäftigen;  es  zeigt 
sich  also,  dass  die  gi*58seren  Betriebe  immer- 
hin einen  bedeutenden  imd  stark  wachsenden 
Teil  der  Gesamtzahl  ausmachen  und  <lass 
vor  allem  die  Gehilfenzahl  die  Zahl  der 
Meister  so  weit  übertrifft,  wie  dies  bei 
keinem  anderen  Gewebe  der  Fall  ist,  wo- 
durch natürlich  die  Aussicht  für  erstere, 
jemals  selbständig  zu  werden,  stark  ver- 
ringert ist 

Es  treten  übrigens,  wie  schon  angedeutet, 
diese  Thatsachen  nicht  Überall  gleichmässig 
hervor,  sondern  vor  allem  in  den  Gegenden, 
in, denen  die  städtische  und  indnstrielle  Be- 
völkerung Obeiwiegt,  am  stärksten  natürlich 
in  den  Grossstädteu ;  so  beschäftigten  in  den 
15  Städten  des  Reiches,  die  1882  mehr  als 
100000  Einwohner  zählten,  1626  Maurer- 
geschitfte  29  461  Beamte  imd  Gehilfen,  1016 
Zimmerei^schäfte  deren  11456;  im  ersteren 
Falle  kommen  auf  das  Geschäft  18.1,  im 
letzteren  11,3  Gehilfen,  also  mehr  als  das 


Doppelte  des  Durchschnittes  für  das  ganze 
Reidi. 

Audi  in  den  Einzelstaaten  ist  das  Yer- 
hältnis  ein  sehr  verschiedenes,  wie  folgende 
sich  auf  den  Stand  von  1895  in  den  4  EOnig^ 
reichen  beziehende  Tabdle  bereits  genug- 
sam zeigt: 

Kanrer,  Beamte,  Zimmerl.,  Beamte, 
Staaten     Gesch.- Gehilfen  Gesch.-  Gdiilfen 
leiter  «.Arbeit.  l«it»  uAxbeit. 
Prenssen    .  27438  230953   16741  90071 
Bayern   .   ,  11  176     40958     7^76  15968 
Sadisen  .  ,    a  334    43  369    1 562    si  647 
Württemberg  4  195     11 036    s  638     5  903 

In  Sachsen  mit  seiner  Überwi^end  in- 
dustriellen Bevölkerung  ist  der  durchschnitt- 
liche Umfang  der  Geschäfte  am  grOssten 
und  übertraf  sclion  1882  denjenigen  der 
Grftässtädte,  während  in  den  süddeutschen 
Königreichen  die  kleinen  und  kleinsten  Be- 
triebe bei  weitem  überwiegen.  Freilich  hat 
1895  auch  hier  der  durchschnittliche  Ge- 
schäftsumfang  etwas  zugenommen  und  in 
Württemberg  sogar  die  absolute  Zahl  der 
Geschäfte  nicht  unbedeutend  abgenommen. 
Auch  eine  andere  freilich  selbstverständliche 
Thatsache  tritt  uns  aus  den  angeführten 
Zahlen  entgegen,  dass  nämlich  in  Gegenden 
mit  rasch  zunehmender  städtischer  und  in- 
dustrieller Bevölkerung  die  Zahl  der  im 
Baugewerbe  tliätigen  Personen  grösser  ist 
als  m  ländlichen  Distrikten ;  wenn  sich  ftei- 
lich  ergiebt,  dass  im  Reiche  1882  auf  81 
Menschen,  in  den  15  Grossstädten  dagegen 
schon  auf  78  ein  Bauarbeiter  traf,  so  scheint 
der  ÜnteiBchied  nicht  so  bedeutend,  allein 
es  ist  dann  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  von  den  557  000  Meistern  imd  Gehilfen 
im  Reiche  232  938  noch  einen  Nebenerwert) 
haben,  dem  sie  einen  Teil  ihrer  Zeit  widmen, 
von  den  43  559  der  Grossstädte  nur  1407 
und  femer  dort  55665  Personen  diesen  Be- 
ruf noch  nebensächlich  ausüben,  hier  nur 
349. 

Zwei  Gründe  sind  es  vor  allem,  welche 
die  Gnlsse  der  einzelnen  Betriebe  und  da- 
mit das  starke  Ueberwi^en  der  Gehilfen 
bedingen,  dnerseits  das  Bestreben,  die 
Bauten  in  mißlichst  kurzer  Zeit  fertig  zu 
stellen,  was  die  gleichzeitige  Verwendung 
einer  grösseren  Zahl  von  Arljeitskräften  er^ 
forderlich  macht,  andererseits  dass,  wenigstens 
in  den  Städten,  zum  selbständigen  Gewerbe- 
betrieb grössere  Kaf>italien  erforderlich  sind 
als  bei  den  meisten  Handwerken ;  die  zahl- 
reichen allein  arbeitenden  Meister  werden 
meist  nur  Flickarbeiten  und  Aehnliches  vor- 
nehmen. 

Dadurch,  dass  der  grossen  Mehrzahl  der 
Geliüfen  die  Aussicht  auf  Selbständigkeit 
verschlossen  ist,  werden  üire  sozialen  Ver- 
hältnisse denen  der  Fabrikarbeiter  ähnlicher 
als  denjenigen  anderer  Handwerksgesellen. 

31* 
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■Eine  grosse  Zahl  dei-selben  wird  verheiratet 
sein;  1882  hatten  die  320  976  Maurergehilfen 
DeutschlaudB  583776  Angehörige,  -worunter 
207  286  weibliche  im  Alter  von  mehr  als 
14  Jahren,  wir  können  also  «nnelimen,  dass 
ziemlich  die  Hälfte  jener  Gehilfen  verheiratet 
war,  1895  hatten  die  372416  Maurergesellen 
und  -lehrlinge  577  225  Angehörige  ohne 
Hauptberuf,  wovon  385493  weiblichen  Ge- 
Bohlechts,  das  Verhältnis  scheint  also  im 
wesentlichen  das  gleiche  geblieben  zu  sein. 
Aehnlich  stellte  sich  das  Verhältnis  bei  den 
Zimmerergehilfen,  ihre  Zahl  war  l'tö415 
mit  271 231  Augehörigen,  wovon  97  671  weib- 
liche mehr  als  14  Jahre  alt  waren,  hier 
waren  1895  die  Ziffern  155475  Gesellen 
und  Lehrlinge  mit  260687  Angehörigen, 


wonmter  175825  weihliche.  Diese  That- 
sache,  dass  ein  grosser  Teil  der  Gesellen 
eine  Familie  ernähren  muss,  bedingt  nun 
aber,  dass  dieselben  höhere  Lohnansprüche 
erheben  müssen  als  andere  Handwerksge- 
sellen; so  finden  wir  denn  auch,  dass  die 
Bauhandwerker  meist  bei  den  Lohnbe- 
wegungen die  Führenden  sind.  Höhere 
Ijöhne  für  sie  scheinen  aber  auch  noch 
weiter  dadurch  berechtigt,  dass  unsere 
klimatischen  Verhältnisse  vielfach  arbeitslose 
Zeiten  für  sie  bedingen. 

Letzteres  tritt  bei  einem  Vergleich  der 
im  Sommer  resp.  im  Winter  1895  in  beiden 
ererben  arbeitslosen  Gesellen  und  Arbeiter 
klar  hervor,  den  folgende  Tabelle  ermöglicht : 


Gewerbe 


Hanrer 
Zinunerleute 


Zeit 


Gesamtzahl 
der  Arbeits- 
losen 
ttberhaapt 


14.  Jnni  1895 
3.  Dez.  „ 

14.  Jtmi  „ 
2.  Dez.  „ 


I0  455 
9137a 
4087 
19*17 


davon  ausser  Arbeit 
wegen 


vorttberg. 
Arb«itB- 
unflUiigk. 

4515 
14  186 

1945 
4486 


ans 
sonstigen 
Gründen 


ledig 


ver-  verwitwet 
hei-  oder  ge- 
ratet schieden 


594° 
77  186 

2  142 
14  761 


3  345    6  523 
36267  51  897 
1  138    2  672 
6  404  1 1  822 


587 
3208 
277 
991 


i^ahl  der 
nicht  er- 

werbsthätig. 

Angehörigen 

14795 
144437 

6  124 
31623 


Während  die  Zahl  der  Arbeitslosen  also  j 
im  Sommer  bei  beiden  Gewerben  nicht  all- 
zu gross  ißt,  beträgt  sie  im  Winter  bei  den 
Maurern  etn'a  20 — 25  ^'/o  aller  Arbeiter  der 
betreffenden  Kategorie ,  bei  den  Zimmer- 
leuten immerhin  noch  10 — 15  **/o.  Wenn 
nun  auch  die  Zahl  der  Arbeitsunfähigen  sich 
auffallenderweise  bei  ersteren  mehr  als  ver- 
dreifacht, bei  den  zweiten  mehr  als  ver- 
doppelt hat,  so  ist  doch  entschieden  das 
starke  Anwachsen  der  Zahl  der  Arbeitslosen 
durch  den  Maugel  an  Arbeitsgelegenheit  be- 
dingt Die  Bauthätigkeit  muss  eben  im 
Winter  bei  uns  stark  eingeschränkt  werden. 
Die  Thatsache,  dass  die  Zahl  der  aus  sonstigen 
Gründen  Arbeitslosen  bei  den  Maurern  auf 
die  ui^fähr  13  fache,  bei  den  Zimmerleuten 
nur  auf  die  7  fache  Höhe  gestiegen  ist,  be- 
weist die  bei  letzteren  etwas  ^erii^re  Ab- 
hängigkeit von  klimatischen  Emflüssen,  sie 
werden  durch  das  Aufhören  der  Maiu^r- 
arbeit  gehindert  und  finden  nicht  für  alle 
ArbeitE^fte,  die  in  der  guten  Jahreszeit 
verwendet  werden,  in  anderweitigen  Ai-beits- 
gelegenheiten  Verwendung. 

Die  hohen  Zififern  der  vorheirateten  Ar- 
beitslosen resp.  der  nicht  erwerhsth&tigen 
Angehörigen  beleuditen  die  soziale  Bedeutung 
dieser  Thatsache  und  beweisen  auch  weiter, 
wie  gross  bei  beiden  Gewerben  die  Zahl 
der  verheirateten  Hil&wbeiter  ist  Von  etwa 
1500000  Arbeitern  resp.  Angehörigen,  die 
von  beiden  Gewerben  leben,  fällt  für  mehr 
als  ^/e  die  Verdienstquelle  in  der  schlechten 
Jahreszeit  fort,  bei  ihnen  müsste  also  der 


Lohn  in  der  guten  Jahreszeit  so  hoch  sein, 
dass  er  auch  für  die  erstere  ausreichte. 

Derartige  höhere  Löhne  werden  nun  aber 
nur  dort  gezahlt  werden  können  und  ge- 
zahlt werden,  wo  eine  grosse  und  regel- 
mässige Nachfrage  nach  Bauleistungen  vor- 
handen ist,  -also  in  grösseren  und  rasch 
wachsenden  Ortsdiafton,  während  sonst  über- 
all die  Löhne  niedriger  bleiben  werden,  viel- 
leicht weniger  in  der  Höhe  der  Sätze  als 
in  dem  gesamten  Jahresbetrage ;  hier  würde 
der  Gehdfe  und  vor  allem  der  verheiratete 
kaum  leben  können,  wenn  er  nur  axd  seinen 
gewerblichen  Verdienst  angewiesen  wäre, 
daher  finden  wir  auch  bei  ihnen  Neben- 
erwerb in  einem  Umfange  vertreten  wie  bei 
keinem  anderen  Handwerk.  Wenn  nun  1882 
von  den  116625  BeamtcL  und  Gehilfen  des 
Maurer-  und  den  55  978  des  Zimmererge- 
werbes, die  Nebenerwerb  hatten,  je  109823 
imd  53420  sich  entweder  selbständig  oder 
in  anderer  Weise  dem  Betrieb  der  Ijand- 
odei-  Forstwirtschaft  widmeten,  so  beweist 
dies  schon,  dass  es  hauptsäctdich  die  Ge- 
hilfen ländlicher  Gegenden  sind,  weldie 
in  dieser  Weise  ihren  ungenügenden  ge- 
werblichen Verdienst  erj^zen  müssen. 
Aehnliche  Verhältnisse  walten  übrigens 
auch  bei  den  kleinstAdtiBChen  und  lÄnd- 
lidien  Meistern  mit  kleinem  Betrieb  ob, 
audi  hier  ist  der  gewerbliche  Verdienst 
zu  gering  und  unr^elmAsäg  und  muss 
deshalb  ein  Nebenverdienst  gesucht  werden, 
der  wiederum  meist  in  land-  oder  forstwirt- 
schafüicher  Thätigkeit  gefunden  wird,  da 
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von  je  36322  Maurern  und  24056  Zimmer- 
leuten mit  Nebener\k'erb  ihn  34865  resp. 
23  200  durch  letztere  finden,  wobei  es  -wohl 
kaum  hervorgehoben  zu  werden  braucht, 
dass  diejenigen  Einzelstaaten ,  in  denen 
durchschnitthch  die  geringste  Gehilfenzahl 
auf  einen  Betrieb  fällt,  die  meisten  Betriebe 
mit  Nebenerwerb  aufweisen,  während  letztere 
ia  den  Orossstidten  fast  voUs^dig  vei^ 
schwinden.  — 

Lltteratur:  Hie  Arbfiten  iibrr  Z» nj'lfffsehichtc  von 
Schonbfry,  ^fieda,  ^icliHiailtr,  iSttihl,  yrubury  etc. 

—  H.  A.  Mateher,  Dti«  deuttchr-  (letrerbe- 
WM«»,   1866.  —  X,   Meyer,    iSrfchichte  ärr 
prevMitekea  HtiAdirfrkerpolilik  I,  II,  1884 
1888.  —  G.  £lehmoll«i%  Zur  Gwkickte  der 
devüehm  XleingetPerhr  im  19.  Jahrkundert,  1870. 

—  M.  Sef/del,  Jku  Grterrhejtolizeireeht  naeh 
dfT  SeiehMgrarrbeortlnung.  In  Hirths  AmiaUn 
1881.  —  BÖdleUer.  Dit  (leiiltehe  Gewerbeord- 
nung, 1S8S.  —  T'HtergtirhiiHffeii  über  die  Laye 
det  }Inndtcerl:g  in  Dnituchland ,  Bd.  I~IX 
(Schriften  de*  Verein*  für  Sozinlpolitik,  Bd.  6ä 
bis  70,  1H9S — 1897).  —  Ntenogra}>hi»rhe 
Berichte  über  die  Verhatidliiagen  des  deutteh^H 
Heiehstagt»,  betondert  f9r  die  Settionen  1884 — 
97.  —  atatittik  dea  Devt^ehen  Reiche«. 
Neue  Fvlge,  Bd.  2—7,  102—110.  ~~  MonaUhefie 
ntr  SUitialüc  de»  DewUehen  Reiche»,  Jahrg.  Iif96. 
S.  ErgSnxung,  4-  Ergi'inzuny.  —  Amtliche 
Nachrichten  de»  Re  ichteer  sicher  ungs- 
amta  Jahrg.  1  bis  14-  —  Erhebung  über 
Verhältnisse  im  Hondtrerk.  Veransttdiet 
im  Sommer  189S.     lieft  I  bis  S,  1895  u.  1896. 

—  L.  Heideloff,  Ihr  Bauhütte  de»  Mittelalter», 
1844.  —  *fttnner,  Die  BttuhiiUen  des  deutschen 
MiUelaÜer».  1876. 

C.  Xetitmrg. 


Bannifeldbetrieb.  Baamfeldwirtschaft. 

s.  Ackerbausysteme,  Forst- 
virtschaft,  Haubergswirtschaf t 


Banmstftrk,  Eduard, 

geb.  am  28.  III.  1807  im  Dorfe  Sinzheim  bei 
Baden,  wurde  1838  aord.  und  1842  ord.  Professor 
der  KamersdwiBsenschaften  in  Greifswald,  leitete 
1843  bis  zu  ihrer  Anfhebnng,  1876,  die  staats- 
nnd  landwirtschaftliche  Akademie  in  Eldena  und 
starb  am  a  IV.  1889  in  Greifswald. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
licken  Schriften  in  Buchform :  Des  Herzogs  von 
Soily  Verdienste  um  das  französische  Finanz- 
wesen, Mannheim  1827.  —  Staatswiäsenschaft- 
liche  Versuche  über  Staatskredit,  Heidelberg- 
1833.  —  Kameralistische  Encyklopädie,  Heidel- 
berg 1^.  —  Ueber  Staats-  und  landwirtschaft- 


liche Akademien.  Greifswald  1839.  —  Zur  Ein- 
kommeustenerfrage ,  (ireifswald  1849.  —  Zur 
Geschichte  der  arbeitenden  Klassen  (Festrede), 
Greifswald  1853.  —  Einleitung  iu  das  wissen- 
schaftliche Studium  der  Landwirtschaft,  Berlin 
1858.  —  Fflnbehn  Jahre  GrOndung  der  Akademie 
Eldena,  Grei&wald  1860.  —  Er  Qbersetzte  Ri- 
cardos principles  et^.  n.  d.  T. :  Grundgesetze 
der  ¥oIkswirt«:haft,  Leizig  1837:  dasselbe,  2. 
Aufl. 1877;  „Volkswirtschaftliche Erläuterungen" 
(zu  dieser  Ueberaetzung)  erschienen  ebenda  1838. 

Er  veröffentlichte  an  staatäwissenschaftlichen 
Abhandlungen  in  den  Zeitschriften:  Annalen 
der  Landwirtschaft,  Jahrg.  1864,  1865,  1868 
(Berlin) :  eingehende  Besprechung  Thünens  „der 
isolierte  Staat".  —  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  Bd.  V, 
Jena  1866:  Die  Volkswirtachaft  nach  Menschen- 
rassen,  Volksstftmmen  und  Völkern.  —  Arbeiter- 
freund  (Berlin)  Jahrg.  1866:  Das  Kapital,  die 
Arbeit  «nd  die  Grnndherrlichkeit.  —  Ausserdem 
lieferte  er  Beiträge  für  die  von  ihm  und  Gervinus 
herausgegebenen  _Dentschen  Jahrbücher",  Leip- 
zig 1836;  für  Jahrg.  III  der  Zeitschrift:  „Der 
Nationalükononi"',  Mannheim  1836;  für  die  Bde. 
I— III  der  von  ihm  herausgegebenen  „Jahr- 
hücher  der  Akademie  Eldena."  Auch  kleinere 
kritische  Arbeiten  weisen  verschiedene  Litte- 
raturzeitungen  etc.  von  ihm  auf. 

LtppefU 


BaamwoUindafltrle. 

I.  Geschichte  nnd  Statistik  der  Baum  Woll- 
industrie [S.  485).  II,  Veberaicht  der  ZoUge- 
schichte  der  Baumwollindnstrie  (S.  509). 

I. 

Geschichte  und  Statistik  der  Banm- 
wollindngtrie. 

1.  Geschichtlicher  Rückblick.  2.  Entwicke- 
luug  der  B.  in  Grossbritannien  ,und  Irland.  3. 
Die  Baumwolletablissements  in  Grossbritannien 
nnd  Irland  seit  18o0.  4.  Der  Verbrauch  von 
Rohbaumwolle  und  die  Ausfuhr  von  Baumwoll- 
waren  Grossbritanniens  nnd  Irlands  seit  1860. 

6.  Indien.   6.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

7.  Deutsches  Reich.  8.  Oesterreich-Ungarn.  9. 
Frankreich.  10.  Belgien.  11.  Die  Niederlande. 
12.  Italien.  13.  Die  Schweiz.  14.  Russland. 
15.  Finnland.  16.  Spanien.  17.  Portugal.  18. 
Griechenland.  19.  Schweden.  20.  Norwegen. 
21.  Dänemark.  22.  Balkanstaaten.  23.  Andere 
Staaten.   24.  Uebersicht. 

1.  Geschichtlicher  Rückblick.  Ebenso 
alt  wie  die  Kultur  der  Baumwollstaude  ist 
auch  die  Baumwollindiistrie.  In  allen  Län- 
dern der  warmen  Zone  mit  einem  trockenen 
sandigen  Boden  wiuxle  seit  nnvordeuklichen 
Zeiten  die  Baumwollstaude  kultiviert,  so  auf 
Kreta,  in  Aegypten,  in  Persien,  Indien 
und  China,  in  Mexico  und  in  ganz  Süd- 
amerika ;    und  überall,  wo  diese  Pflanze 
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gedieh,  findet  sich  auch  der  Gebrauch  der 
Baumwolle  zu  Bekleidungszwecken,  ange- 
fangen von  den  einfachen  Baumwollfäden, 
welche  die  Patagonier  als  Haarschmuck 
verwendeten,  bis  hinauf  zu  den  feinen  indi- 
sdien  Geweben,  weiche  als  Wunder  der 
Handfertigkeit  angesehen  werden.  UeberaU 
ist  diese  Industrie  uralt.  Bei  der  Entdeckung 
von  Mexico  fand  man  die  Ureinwohner  mit 
schön  gearbeiteten  Baumwollstoffen  bekleidet 
und  in  Indien  kannte  man  die  Verarbeitung 
der  Baumwolle  schon  z»ir  Zeit  der  Aufzeich- 
nimg der  Maliabliarata. 

Trotzdem  kam  Jahrhunderte  hindurch 
die  Baumwolle  wenig  in  den  Handel  und 
Boi^  die  Industrie  fast  ausschliesslich  für 
den  lokalen  oder  Landesbedarf.  Niu-  die 
indischen  Gewebe  fonden  ihren  Weg  in  den 
VelÜiandel,  als  Sindon  in  den  Zeiten  der 
alten  Griechen,  als  MussUn  seit  den  Tagen 
des  Mittelalters,  als  Calico  seit  neuerer 
Zeit  eta  In  Europa  selbst  wui-de  die  Baum- 
wolle BChon  im  12.  und  13.  Jahrhimdert 
verarbeitet,  insbesondere  im  heutigen  Belgien. 
Ton  hier  aus  wra-de  \un  1328  durch  die 
ElamJSnder  die  Baumwollindustrie  Man- 
chesters begründet ,  aber  trotzdem  hatte 
England  bis  ins  17.  Jahrhundert  hinein  keine 
Ausfuhr  an  Baumw  oll  waren.  Ueberhaupt 
war  der  Verbrauch  au  Baumwolle  minimal, 
und  die  von  Indien  und  anden^ärts  kom- 
menden Gewelw  wurden  nieist  nur  als 
Schaustücke  behandelt,  denn  sie  waren  jeden- 
falls viel  zu  teuer,  als  dass  sie  allgemein  in 
Gebmuch  kommen  konnten.  Zälilten  doch  die 
Baumwoll-  wie  die  Seidengewebe  zu  den 
koBtbai-aten  Ladungen  der  Indiafahrer.  Erst 
von  dem  Augenblick  an,  da  eine  Bearbeitimgs- 
form  gefunden  woitlen  war,  welche  es  er- 
möglichte, aus  der  Baumwolle  ci>enso  schöne 
und  dauerhafte  als  billige  Stoffe  herzustellen, 
—  erst  von  da  ab  bildete  die  Baumwolle 
einen  nichtigeren  Handelsgegeustand  und 
konnte  sich  eine  mächtige  Industrie  ent- 
wickeln. Diese  Verarbeitungsform  wurde  in 
England  gefunden,  und  in  England  erhob 
sich,  zum  guten  Teil  den  Reichtum  des 
Landes  beendend,  in  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  der  BaumwoUhandel  und  die 
Baumwollindustrie  zu  ungeahnter  Grösse  und 
Macht. 

2.  Eotwickeliing  der  B.  in  Gro^8- 
britannien  und  Irland.  Es  war  im  Jalu-e 
1700,  als  Zinn  ei-sten  Mal  Baumwollgarn 
mit  Hilfe  einer  Maschine  gesponnen  wurde. 
Es  bedurfte  aber  noch  langer  Zeit,  bis 
diese  in  der  Nähe  von  Birmingham  ge- 
machte Erfindung  soweit  ausgebildet  und 
vor  allem  bis  die  Abneigung  der  um 
ihren  Verdienst  besorgten  Handarbeiter 
ge^n  die  Anwendung  von  Maschinen  so- 
weit Dbei-wunden  worden  war,  dass  die 
Banmwollspiunei-ei  aus  einer  Hausindustrie 


sich  in  eine  Maschiuenindustrie  unizi^ 
stalten  vermochte.  Erst  die  wicht^n  Er- 
tindui^u  der  Spinnmaschinen,  Krämpel- 
maschinen  und  anderen  Zubereitungsmaschi- 
nen  sowie  die  Verbessenmgen  an  denselben 
durch  Lewis  Paul  um  (he  Mitte  des  vori- 
gen Jahrhimderts ,  durch  Arkwright. 
Rob.  Peel  und  andere  in  den  70er  Jidu:eii 
dieses  Jahrhimderts  bewirkten  jenen  grossen, 
für  England  wie  für  die  ganze  Welt  hodi- 
Ivedeutsamen  Umsch\\'ung.  Wie  mächtig 
dieser  war,  geht  dMBUs  hervor,  dass  bereits 
in  den  80er  Jahren  die  Baimiwolhndiisbie 
immer  neben  der  grossen,  lutüten  Leineii- 
und  Wollindustrie  genannt  wird.  So  winl 
um  1783  in  Macpherscms  Anndes  of  om- 
merce  die  Produktion  der  grossen  Industrieen 
Englands  dem  Werte  nach  geschätzt  uad 
dabei  neben  der  Wollen-  und  Leinenprodok- 
tion  mit  16,8  bezw.  1,75  Millionen  £,  jent" 
der  Baumwollindustrie  mit  0,96  Millionen  t' 
angegeben.  Ebenso  gilt  um  1787  dieBaom- 
woUmanufaktui'  schon  für  bedeutend  genug, 
um  sie  gegen  aualftndische  Konkurrenz  zn 
schützen,  indem  auf  die  fremden  Waren  ein 
EingangszoU  von  44  £  per  100  gel^  wurde. 
Das  Waclistimi  dieser  Industrie  übertraf 
bald  das  aller  anderen.  Um  das  Jahr  ITJHi 
liatte  ein  Baumwollspinner  per  Spindel  und 
Tag  einen  Knäuel  Garn  gesponnen,  um  181:^ 
spann  er  bereits  zwei  und  um  1830  sogar  2^  i. 
Für  1801  wui-de  der  Verbrauch  von  Baum- 
wolle auf  3,31  Pfund  per  Kopf  der  Bevöl- 
kerung gescliätzt,  für  1820  aber  auf  G,-!** 
Pfimd,  also  naliezu  auf  das  Doppelte,  wäh- 
rend der  Verbraucli,  allerdings  nur  der  aiLs- 
ländischen  Wolle,  bloss  von  0,45  Pfimd  auf 
0,78  Pfimd  per  Kopf  der  Bevölkenmg  ge- 
stiegen war. 

In  den  folgenden  25  Jahren  war  da> 
Wachstum  des  Vorbrauches  von  Baiunwolie 
noch  bedeutender.  Wie  die  nadhstehende 
Tabelle  zeigt,  steigerte  sich  die  absolut.? 
Einfuhrnieuge,  von  welcher  allerdings  di*' 
Wiederausfuhr  in  Abi-echnuog  zu  bringen 
wäre,  vom  Jahre  1820  bis  1845  auf  mehr 
als  das  Vierfache,  während  gleichzeitig  der 
Wei-t  der  Ausfuhr  an  Baumwollgarn  sich 
melir  als  verdopiielte  und  der  Wert  der 
Ausfuhr  an  Ba\nnwollsto£fen  um  50  **.o  zu- 
nahm. 


Einfuhr         Anfuhr  von 
Jahr     roher     Baomwoll-  BaomwoU-  Samme 


Baumwolle 

gam 

stoffeB 

MiU.eng].Pfd. 

Hillionen  Pfand  Sterling 

1820 

13.69 

16,^3 

1825 

238,61 

263,96 

3,ai 

*5.i5 

18^6 

1830 

4,13 

15,29 

19,42 

1835 

363,70 

5.7» 

16,42 

23,13 

1840 

562,49 

7,10 

17.57 

24,67 

1840 

731,95 

6,96 

19,16 

26,12 

Der  Ausgang  der  40er  Jahre  war  der 
Ent\i-ickelung  von  Handel  und  Indnstrie 
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minder  günstig.  Die  sehr  sddechten  Ernte- 
üftre  1S46,  ISil  ersei^iten  am  europaischen 
KontineDt  eine  anssergewl^mliche  Ifotlage 
und  die  Ecmsumkraft  der  Bevölkerung  saäc 
in  hohem  Giade;  gleich2ei%  hatte  auch 
Nordamerika  minder  gute  jEjnten,  insbe- 
snadere  in  Baumwolle.    1845/46  hatten  die 
Tetmigten  Staaten  2,10,  1846/47  nur  1,78 
Mnoen  Ballen  produzi^  Infolgedessen 
stiegeD  nidit  nur  die  Getzeidepreise^  sondern 
an^  die  ftnimwoUpreiBe.  Ihde  1845  zahlte 
flun  f fir  das  Pfund  roher  Baumwolle  feinster 
IMlitit  ihi  d.,  Ende  1846  aber  7V4  und 
im  Jnli  1847  sogar  l^l»  d.   1846  wurden 
daher  nur  467i6,  1847  474,71  MiUionen 
Pfund  Baamwi>Ue  eingeführt,  und  der  Wert 
dffAusfnhr  tou  BaumwoUwaren  sank  bis 
zQin  Jahre  1848  auf  22.68  Mülioneu  Pfund 
Steriiog.  Von  der  Handelskrisis,  welche  im 
Zusammenhaag  mit  diesen  Erscheinungen 
Oroesbritaanien  heimsuchte,  erholte  sich  das 
Laad  lun  so  langsamer,  als  die  Revolutionen 
iiud  Xriege  der  Jahre  1848  und  1849  wie- 
dt-nun  &e  Absatzmärkte  der  englischen 
Waren  auf  dem  Kontinente  schwächten. 
Xichtsdestoweni^r  stand  1850  schon  die 
BatmiwoUiDdustne  Englands  an  der  Spitze 
aller  einheimischen  Spinn-  und  Webeindus- 
trieen,  vrie  die  folgende  Zusammenstellung 
der  1h5u  auf  diesem  Gebiete  thAtigen  Fabriken 
»igt. 


für 

Bauinirolle 
WoUe 

Eama^ram 

Innen 

fieide 


Anzahl  der  1850 
bestehenden    in  den  Etablisse- 


EUblisse- 
ments 

1932 

1497 
501 

393 
277 


ments  tbätigen 
Spindeln  Personen 


20-977017 
I  595  278 
875  830 
965  031 

!  225  560 


330 
74  443 
79  737 
68  434 

42544 


Znsammen  4600      25  638  716   596  082 

Von  sämtlichen  Etablissements  eotfielen 
somit  42  "/o  auf  die  Baumwollindustrie,  imd 
iti  diesen  Etablissements  waren  GO^h  der 
Personen  beschäftigt,  welche  in  den  Fabriken 
der  genannten  Textilindustrieen  thätig  waren, 
'K'ährend  der  Anteil  der  Baumwollmdustrie 
am  der  Gesamtzahl  der  Spindeln  sich  sogar 
airf  S2«'o  stellte. 

3.  Die  Banmwolletablissements  in 
Gnumbritannien  nnd  Irluid  seit  1850. 
^it  1850  ist  die  Entwickelung  der  Baum- 
voUetablissements  und  ihrer  Zurichtungen, 
vie  die  folgende  Tafel  zeigt,  ungleichmässig 
^or  sich  Klangen,  indem  im  iZasfunmenhange 
mit  der  allglsmeinen  Tendenz  zur  Herstellung 
d«fi  Groesbetriebes  und  mit  den  sich  drftn- 
Itendea  Erfindungen  und  Verbessenmgen  auf 
dem  maschiaelleu  Getaeie  nidit  so  sehr  die 
Zahl  als  die  Leistung^hig^t  der  Etablisse- 
mentB  anwuchs. 


BaumwoUetablissements. 


1860 
1856 
1861 


4 


193a 

Z210 
2887 


1870  2483 


18741 
1878 
1881 

I886I2635 
1890  2538 
1896 


2655 
1878  2674 
2690 


In  denselben  thfttige 


znm 
Spinnen 


Spindeln 

zum  Ver- 
doppein 


Ma- 
Bcbiaeu- 
stühle 


977017 
010217 
387  467 
995  221 
515772 
527  920 
351  000 
120451 
5'J  934 


3  723  537 
4366  017 
4678770 

4  228  470 
3  992  885 


298  847 

440  676 
463  118 

514911 
550000 

560955 
615  714 


Ar- 
beiter 


330  924 
379213 
451  569 
450087 

479515 
482  903 
488  677 
504069 
528  795 
538883 


■  Vom  Jahre  1850  bis  1861  haben  die 
Etablissements  sich  um  fast  50  "/o  vennehrt, 
in  dem  folgenden  Jahrzehnt  aber  ging  die 
Zahl  derselben  um  17  "lo  zurück,  eine  F<^ge 
der  durch  den  amerikanischeu  BQigerkrieg 
herbeigeführten  Baiunwollkrisis  von  1862, 
1863,  der  Handelskrisis  von  1866  imd  der 
Errichtung  von  Grossetablissements.  In  den 
letzten  2U  Jahren  eigab  sich  bis  1881  wieder 
eine  Zunahme,  weldie  aber  im  Zusammen- 
hang mit  der  Krisis  von  1882  und  dem  Vor- 
dringen der  Grossindustrie  ein  nicht  unbe- 
trächtlicher Abfall  folgte,  Bo  dass  das  Er- 
gebnis dieser  Periode  nur  eine  geringe  Zu- 
nahme von  beiläufig  2"/o  war.  Ganz  ^sch 
wäre  es,  in  dieser  Zunahme  der  Fabrikzahl 
das  "Wachstum  der  Baumwollindustrie  Gross- 
britanniens zu  erblicken,  denn  innerhalb  der 
40  Jahre  seit  1850  wuchs  ganz  besonders 
die  Bedeutung  der  einzelnen  Fabrik,  Es  ent- 
fielen nämlich  auf  ein  Etablissement  durch- 
schnittlich 1850  10858  Spindeln  imd  171 
Arbeiter,  1890  aber  15962  Spindeln  und  209 
Arbeiter.  Bie  Zahl  der  Spindeln  zimi  Spinnen 
hat  sich  in  dieser  Zeit  fast  verdoppelt,  jene 
der  Arbeiter  lun  fast  60  °/o  vermehrt.  Aehn- 
lich  kamen,  da  sich  die  Zahl  der  Maschiiien- 
stühle  mehr  als  verdoppelte,  1856  auf  eine 
Fabrik  155,  1890  jecToch  242  Jlaschinen- 
stühie. 

Auch  in  di^er  Zunahme  der  Arbeits- 
kräfte ist  nodi  nidit  das  ganze  ^Vacllstum 
der  Jjeistungsfähi^eit  der  Baumwollindustrie 
au^odrQckt,  da  we  Fortscliritte  auf  dem  Ge- 
biete der  Technik  die  Leisttmgsffihi^eit 
jeder  Gruppe  dieser  Ai'beitskiflfte  enorm  ge- 
steigert haben.  Zu  B^nn  der  50er  Jahre 
kamen  auf  2  Maschinenstühle  etwa  3  Arbeiter, 
sät  der  Mitte  der  70er  Jahte  aber  ist  die 
der  Maschinenstfthle  grösser  als  die 
der  Arbeiter  und  wird  der  Unterscfaieil 
zwischen  beiden  Ziffern  von  Jahr  zu  Jahr 
grösser.  Während  früher  eine  Maschine 
höchstens  800  Spindeln   zu  treiben  ver- 
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mochte,  besoi^  sie  gegenwäi-t  bis  zu  1270 
Spindeln;  -wöirend  früher  die  Spindel 
höchstens  8000  Umdrehungen  in  der  Siinute 
machte ,  steigert  sich  die  Zahl  derselben 
gegenwärtig  bis  auf  11000,  und  wälirend 
mUier  zui*  Reinigung  der  WoUe  diese  zwei- 
mal durchgezogen  werden  musste,  genügt 
jetzt  ein  einmaliger  Dim^hzug.  Offenbar 
mit  der  Durchführung  dieser  Verbesserungen 
hängt  es  zusammen,  dass  die  Vermehrung 
der  Arbeitskräfte  zu  Beginn  der  besprochenen 
Periode  eine  weit  intensivere  war  als  gegen 
Ende  derselben  und  dass  seit  1881  sogar 
die  Zahl  der  Spindeln  zum  Verdoppeln, 
vorübergehend  auch  die  der  Spindeln  zum 
Spinnen  abnahm ,  während  die  Zahl  der 


Maschinenstühle  wie  der  Arbeiter  sich  be- 
trächtlich vermehrte. 

Vergleicht  man  wiedervun  die  Banmwoll- 
etablissemenls  mit  den  übrigen  Textil- 
etabüssements  nach  dem  Stande  von  1885 
und  1890,  so  zeigt  sich,  wie  die  folgende 
TabeUe  erkennen  lässt,  gegenüber  dem  Stande 
von  1850  ganz  dasselbe  Bild  der  Kntwicke- 
lung.  Auch  1885  und  1890  ist  die  Baum- 
woliindustrie  weitaus  die  bedeutendste,  aber 
ihre  Etablissements  machen  nur  SÖ^.'o  aller 
Etablissements  und  die  in  denselben  be- 
schäftigten Arbeiter  nur  49  "/o  der  bei  allen 
TextÜetablissements  beschäftigten  Arbeiter 
aus,  während  sich  die  Zahl  der  Baumwoll- 
spind^n  auf  84*^/0  äUer  Spindeln  eiiiObte. 


TextUctabliwementB 


för 

Anzahl 

in  denselben  thätige 

Spindeln 

Maschinen- 
Stuhle 

Arbeiter 

zum  Spinnen 

znm  Verdoppeln 

1885 

1890 

1885 

1890 

1886 

1890 

1885 

1890 

1885   1  1800 

Baumwolle 

WoUe 

Kammgarn 

Flachs 

Seide 

Anderes 

2635 
1918 

725 
388 
691 
1108 

2538 
1793 
753 
357 
633 
1126 

40  120  451 

3054144 
2  227  192 

I  155217 
8SS  104 
386  747 

40511  934 
3  107  209 
2402922 
1  134813 

846  575 
406280 

4  228  470 
230  941 
536  329 

65  160 
174644 

31425 

3  992  885 
399  793 
669  328 

61  521 
182778 

25  034 

560  955 
57990 
7993» 
47  641 
II  966 
15  221 

615714 
61  831 

67  39« 
48714 
II  464 
17375 

504069 
139316 
138  330 
111837 

42995 
97814 

538  795 
148  739 
14Ä324 
107  583 

41277 
109923 

Zusammen 

7465 

7190 

47  831  855 

48409733 

5256969 

5  231  329 

773  704 

822489 

I  o3436l[l  0S4631 

4.  Der  Verläßlich  von  Rohbaumwolle 
und  die  Ausfuhr  von  Banmwonwaren 
GroBsbritauniens  und  Iriands  seit  18S0. 

Besser  in  den  Daten  über  die  Jfabriken 
imd  deten  ArbeitEikialte  kommt  das  Wachs- 
tnm  der  Baumwolliadusirie  ÖroBsbtitanniens 
und  Irlands  in  den  Daten  über  den  Ver- 
brauch von  roher  Baumwolle  und  die  Aus- 
fuhr von  Baumwollwaren  zum  Ausdruck. 
Verbrauch  und  Ausfuhr  sind  eben  sehr  em- 
pfiniUiche  und  richtige  Symptome  der  Pro- 
duktion, da  sie  sich  dei"selben  weit  genauer 
und  i-ascher  anschmiegen  und  in  ihrer  Re- 
lation zu  derselben  nicht  den  grossen,  an- 
dauernden und  schw^er  fassbaren  Aendenmgen 
unterliegen  me  die  vorhin  angeführten  Daten. 
Die  Zahlen  der  nebenstehenden  Tabelle  zeigen 
d^er  auch  andere  Schwankungen  als  die 
Ziffern  für  die  Fabrycen. 

In  den  10  fünfjährigen  Perioden  seit 
1846  ist  somit  der  VerbraucJi  von  i-oher 
Baumwolle  fast  auf  das  Sfache  angewachsen 
und  von  Quinquennium  zu  Quinquennium 
gestiegen,  niu:  1861—1865  zei^  sidi  infolge 
des  amerikanischen  Böigerkneges  der  rie- 
sige Abfall  von  33  ^/o,  imd  187&— 80  ergiebt 
sich  infolge  der  Stagnation  von  Handel  und 
Verkehi-  nach  der  Krisis  von  1873  und 
ebenso  1891—95  ein  geringei-  Rückgang. 
GrßsBere  Schwankiuigen  zeigt  einVei^eich 


Bohe  Baumwolle: 

Jahre 

Einfuhr 

Ausfahr 

Uebersch. 
der  Einf. 

Millionen  Pfnnd  (englisch) 

der  «nzelnen  Jahre.  1846  betrug  die  Brutto- 
einfuhr 467,86  Millionen  Pfund,  bis  ziun 
Schlüsse  des  Zeitraumes,  in  52  Jahren  er- 
höhte sie  sich  aber  auf  2128  Millionen  Pfund 
und  betrug  schon  1891  fast  2000  Millionen 
Pfund,  d.  L  mehr  als  das  Yierfoche.  Seit 
1820,  da  erst  151,67  Millionen  Pfund  ein- 


1846-50 
1851—66 
1866  -  60 
1861-65 
1866-70 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886-90 
1891—95 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1886 
1897 
1898 


614,93 

872,30 

I  128,89 

864,73 
I  306,02 

1  554,76 
I  456.31 
1  674,50 

I  793,83 
I  746,41 
1  994,88 
1  775,24 
1  416,78 
1  788,12 
I  757,04 
1  754,89 

1  724,16 

2  128,55 


83,25 
124,05 
170,74 
260,39 

314,96 
275.38 
186,55 

235,59 
251,51 
216,54 
182,01 
232,90 
224,62 

239,89 
203,28 
183,82 
235,07 
203,02 


531,68 
748,25 
958,15 
604,34 
991,06 
I  279,38 
I  269,76 

I  438,91 

1  542:32 

1 529,87 
1 812,87 

1 542,34 

I  192,16 

1 548,32 
1 553,76 
1 571,07 
1 499,09 
1 925,53 
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geführt  wiirden,  ist  die  Bnittoeinfuhr  sogar 
auf  das  13faclie  augewachsen.  Da  die  Wieder- 
ausfuhr von  1846  ab,  in  ■welchem  Jahre  sie 
65,93  Millionen  Pfund  ausmachte,  bis  in  die 
70er  Jahre  rascher  als  die  Brattoeinfiihr 
wuchs,  weiterhin  aber  zurückging,  so  stieg 
der  Verbrauch  nicht  in  der  Art  und  dem 
Masse  wie  die  Bnittoeinfuhr,  doch  erhöhte 
er  sich  von  rund  400  Millionen  Pftmd  um 
1846  auf  1812  resp.  1925  Milüonen  Pfund 
in  der  neuesten  Zeit,  Von  1846  bis  18ü2, 
einer  der  glänzendsten  Geschäftsperiodeu 
Grossbritaoniens,  hatte  sidi  die  Nettoeinfuhr 
mehr  als  verdoppelt.  Der  Krimkrieg  imd 
die  ^sse  amerikanische  Ki-isis  von  1857 
verminderten  diese  Einfuhrmengen  niu:  in 
geringem  Grade.  1860  wurden  bereit« 
1140,6  Milhonen  Pfuud,  also  fast  dreimal 
soviel  zurückbehalten  als  im  Jahre  1846. 
Der  amerikanische  Büi^rkrieg  reduzierte 
aber  die  Einfuhr  noch  weit  unter  die  Ziffer 
dieses  Jahi^s.  bezog  Gross britannien 

aus  den  Vereinigten  Staaten  1115,9  Slillionen 
Pfund  BaiunwoUe,  1862  infolge  der  Ab- 
speminf^  der  H&fen  in  den  Südstaaten  bloss 
6,4  Milhonen  Pfund !  Der  Durdisdinittspreis 
TOD  Orteansbaiunvolle  stieg  infolgedesseoi 
von  6*/io  d.  per  Pfund  im  Jahre  1860  auf 
27S/1  d.  im  Jahre  1864.  Und  nur  den 
waltigen  Anstrengungen  Ae^^yptens  und 
sonders  Indiens  wai*  es  zu  verdanken,  dass 
im  Jahre  1862  die  Bnittoeinfuhr  von  Roh- 
banmwollQ  sicii  auf  die  Höhe  von  523,97 
Uillionen  Pfund,  die  Nettoeinfuhi-  sich  auf 
der  von  309,26  Millionen  Pfmid  erhielt.  Die 
Rückwirkung  dieses  Abfalles  der  Einfuhr 
auf  die  Indt^tiie  Grossbritanniens  war 
enorm,  zahlreiche  Fabriken  mussten  ihre 
Thätigkeit  einstellen,  angesehene  Häuser 
faUierten,  und  in  Lancashire  allein  wurden 
im  Juni  1862  bereits  129774,  im  Dezember 
1862  sogar  485434  notleidende  Pereonen 
aus  dem  rasch  aufgebrachten  Hüfsfonds 
unterstützt.  Die  fortwährend  gesteigerte 
Produktion  von  Baumwolle  in  Indien  begann 
zwar  allmählich,  den  sogenannten  Baumwoll- 
hunger  einigermaseen  zu  stillen,  stieg  doch 
die  Einfuhr  von  indischer  Baumwolle  von 
204  Millionen  Pfund  im  Jahre  1860  auf 
615  Millionen  Pfund  im  Jahre  1866,  aber 
gleichwohl  war  die  Einfuhr  des  Jahres  1870 
mit  1101,19  Millionen  Pfund  noch  nicht  auf 
der  Höhe  von  1860.  Erst  das  Jahr  1871 
mit  seiner  aussergewöhnlich  gesteiger- 
ten Geschäftsthätigkeit  erhöhte  die  Bnitto- 
einfuhr sprunghaft  auf  1778,14  Millionen 
Pfund  und  ebenso  die  Nettoeinfuhr  auf 
1406,06  Millionen  Pfund,  Summen,  welche 
erst  in  der  alleijüngsten  Zeit  wieder  erreicht 
resp.  übertroffen  wurden.  Die  Nachwirkungen 
der  Krisis  von  1873  bewirkten  bis  zum  Jahre 
1878  herab  einen  konstanten  Rückgang  der 
£änfahr  und  noch  mehr  einen  Rückgang  der 


"Wiedei-ausfuhr.  welche  1871  362,08,  1878 
147,26  Millionen  Pfund  betrug,  ein  Zeichen 
dafür,  dass  die  Baumwollindnsti'ie  des  Kon- 
tinents imter  der  Krisis  von  1873  noch 
mehr  litt  als  die  von  Groasbritannien  und 
Irland.  Von  1878  bis  1882  stieg  die  Einfuhr 
wieder  so  rasch  und  stark,  dass  der  Hochstand 
dieses  Jahres  nur  in  der  Bnittoeinfuhr  von 
1887  und  erst  1889  auch  in  der  Nettoein- 
fuhr übertroffen  wurde.  Die  neue  Hochflut 
hielt  nur  bis  1801  an,  in  welchem  Jahre 
fast  2000  Millionen  Pfund  eingeführt  und 
über  1800  Milhonen  Pfund  zurückbehalten 
wuitlen.  Seither  nahmen,  wohl  im  Zusam- 
menhang mit  der  Krisis  von  1892,  von  der 
(iich  die  Industrie  nach  und  nach  eriiolt,  unter 
Schwankungen  Einfuhr  und  Verbrauch  ab, 
so  dass  1897  beide  etwa  auf  der  Höhe  von 
1883,  1884  stehen  und  im  Quinc^uennium 
1891 — 95  beide  schwächer  sind  als  m  jenem 
von  1886—1890.  1898  erhöhte  sich  die 
Hnfuhr  wieder  spmnghaft  so  dass  die  Brutto- 
und  die  Nettoeinfuhr  dieses  Jahres  die  Kr^ 
gebuisse  aller  anderen  in  Schatten  stellt 

Den  wirkhchen  Veibraiich  von  Rohbaum- 
wolle schätzt  Ellison  für  die  letzten  Jahre 
des  Aufschwunges  etwas  höher  als  den 
Ueberschuss  der  Einfuhr  über  die  Ausfahr, 
nfimlich  für  1895  anf  1632  und  für  1896  auf 
1644  Millionen  Pfund,  da  in  diesen  Jahren 
grosse  Beträge  der  alten  aufgestapelten  Vor- 
räte zur  Verwendung  gelangten.  Ellison 
stellt  diesem  Verbraadi  jenen  vor  100  Jahren 
gegenüber,  den  er  für  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1798—1800  auf  ca.  41,8  Millionen 
Pfund  sehätzt  Danach  würde  der  Roh- 
baumwollverbrauch jetzt  ca.  40  mal  grösser 
sein  als  vor  100  Jahren,  während  der  Ver- 
brauch von  Leinen  nm-  auf  das  doppelte, 
jener  von  Wolle  nur  auf  das  6  fache  ge- 
stiegen ist 

Zeigt  sich  in  diesen  Ziffern,  dass  die 
PixKluktion  von  Baumwollwaren  in  weit 
grösseren  Dimensionen  gewachsen  ist,  als 
die  Zmiahme  der  Fabi-iken  und  Spindeln 
vermuten  lässt  (ist  doch  die  Zunahme  des 
Verbrauches  von  roher  Baumwolle  nahezu 
doppelt  so  gross  als  jene  der  Spindelzahl)^), 
so  lässt  die  Untersuchung  der  Ausfuhr- 
mengen deuthch  erkennen,  dass  das  Wachs- 
tum des  heimischen  Bedarfes  mit  jenem  der 
Produktion  nicht  Schritt  halten  konnte  und 
dass  die  Steigerung  der  Produktion  vor- 
wiegend mit  Rücksicht  auf  den  auswärtigen 
Bedarf  an  Waren  erfolgte,  indem  die  Aus- 
fuhrmenge letzterer  stärker  anwuchs  als 
die  Einfuhr  von  roher  Baumwolle.  Nach  den 
offiziellen  Ausweisen  ergaben  sic^  nämlidi 


')  Die  Garnproduktion  berechnet  man  für 
die  7  Jahre  von  1891—1897  auf  1543  resp. 
1446,  1406,  1526,  1&42,  1654  nnd  1624  MiUioiisii 
Pfund. 
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fflr  die  Quinqueimien  von  1846 — 189D  bezw. 
fOr  die  Einzeljahre  1890— 1S98  folgende 
Mengen  und  Werte  der  ausgeführten  Baum- 


voUwarea  grossbritannischen  und  irischeo 
Ursprunges: 


Jahre 


Ansfohr  tob 


BaamwoU- 
gam 


Haschinen- iBanm  woll- 
zwim  Stoffen 


Baumwoll- 
strttmpfeii 


Baumwoll- 
garn 


IQ  Hillionen 


engiiachen  Pfand   I  Yarde 


Datzeud 


Baumwoll- 
stoffen 


zusammen 


in  Millionen  Pfund  Sterling 


1846—50 
1851—65 
1856—60 
1861-65 
1866-70 
1871—76 
1876-00 
1881-86 
1886—90 
1891—95 


139,77 
149,9» 
189,58 
104,94 
167,41 
211,42 
232,40 

254,93 
254.38 
234.63 


4.67 
5,21 

4.65 
6,72 
8,65 
11,56 
'5,04 
18,96 


1157,28 
»658,53 
2135,49 
1944,42 
2904.09 
3521,65 
3869,24 
4491,47 
4983,75 
4956,55 


6,57 

18,76 

35,33 

0,81 

6,81 

25,02 

31,84 

0,90 

9.13 

34,97 

44,10 
48.67 

0,70 

8,59 

40,07 

0,99 

14,41 

55,93 

70,34 

1,07 

15,07 

60,30 
56,07 

75-»7 

i,>7 

12,40 

68.47 

1,79 
1,58 

13,04 

61,17 
59,63 

74,21 

n,7a 

71,35 

0,97 

9,70 

56,59 

66,29 

1890 

258,30 

18,08 

5124,97 

1,30 

12,34 

62,09 

74,43 

1891 

245,26 

18.07 

4912,48 

1,21 

11,18 
9,69 

60,23 

71,41 

1892 

233,22 

16,17 

4873,11 

1,12 

56,26 

65,95 

1893 

206,55 

17,24 

4652,22 

0,84 

9,06 

54.70 

63,76 

1894 

236,12 

17,10 

5312,36 

0,85 

9,28 

57,28 

66,56 

1895 

251,99 
246,43 

23,80 

5032,56 

0,81 

9,29 

54,46 

63,75 

1^9« 

25-85 

5218,25 

0,79 

10,04 

59,31 

69.35 

1897  ■ 

252,54 

26,41 

4792,27 

0,78 

9,93 

54.04 

63,97 

1698 

246,72 

27,13 

5*16,49 

0,58 

8,9» 

55,99 

64,91 

Allen  voran  geht  die  Zunahme  der  Aus- 
fuhr von  Baumwollstoffen.  Dieselbe  beträfet 
in  den  angeführten  10  Qiünquennieu  329,  in 
den  53  Jahren  von  1846—1898  fast  40(j''/o, 
von  1062  Millionen  Yanls  auf  5217  Millio- 
nen. Ganz  ähulich  belauft  sich  die  Zunahme 
der  Ausfuhr  an  MascMneuzwii-n  in  den  9 
Quinqueunien ,  fftr  welche  sie  gesondert 
nadigewiesen  «ird,  auf  294,  für  die  50 
Jahre  1840—1898  auf  'm'^.'o,  doch  ist  die 
Zunahme  bei  letzterem  Artiltel  erst  in  der 
jüngsten  Zeit  so  enorm.  1879  betnig  die 
Auäuhr  erst  11,7  Millionen  Yards  und 
1869  stand  sie  gar  mir  auf  6,9  3Iillionen 
Yards,  betrug  fiomit  kaum  ^'4  der  gegen- 
wftrtigen  Ausfulir.  Die  Ansfnhr  an  Baum- 
'wollgam  hat  sich  in  dem  gegebenen  Zeit- 
räume nur  etwa  verdoppelt ;  jeiie  von  Baum- 
vollstrflmpfen  ist,  nachdem  sie  sich  bis  in 
die  Kitte  der  80er  Jahre  etwa  vfflxloppelt 
hatte,  seither  wie<ler  auf  den  alten  Stand 
der  50er  Jahre  gesunken. 

Beachtet  man  den  Wert  der  Ausfuhr, 
so  stellt  sich  das  Verhältnis  nicht  in  gleich 
günstigem  Lichte  dar.  Wohl  hat  der  Wert 
der  Ausfuhr  an  ßaumwollstoffen  im  ganzen 
um  mehr  als  2(M\  jener  an,  Baumwollgarn 
ebenso  um  fast  50  "^/o  zugenommen,  aber  seit 


;  dem  Beginne  der  70er  Jahre  ist  dieser  Wert 
^  fast  beständig  reduziert  worden,  so  dass  die 
I  Gesamtausfuhr  des  letzten  QuinqueuDimns 
um  9  ]^[illionen  £,  das  heisst  12*^/0  kleiner 
ist  als  die  des  Quinquenniums  1871 — 75. 
Bei  einem  Vergleiche  der  einzelnen  Jahre 
von  1846—1898  stellt  sich  das  Veriiältnis 
nocli  weniger  günstig  dar,  da  1846  um  7,88 
Millionen  *:  I^umwollgara  xmd  um  17,72 
Millionen  £  Baumwollstoffe  ausgehihrt  wur- 
den und  die  letzten  Jahre  zum  Teil  noch 
unter  dem  Durchschnitte  des  letzten  Quin- 

Juenniums  stehen.  Eist  wenn  man  auf  das 
ahr  1820  zurückgreift,  in  welchem  Jahre 
um  2,83  Millionen  £  Baumwollgarn  und 
13,69  Millionen  £  Baumwollstoffe  auageführt 
wurden,  stellen  sich  fthnltdie  Zunahmen  wie 
bei  den  Mengen  für  die  um  25  Jahre  kür- 
zere Periode  heraus.  Die  eisende  Pio- 
duktionsmenge,  die  billigere  ntjdnktions- 
methode,  der  Rückgang  des  Preises  der 
rohen  MumwoUe^),  die  Koidcurrenz  der 

Für  ein  Pfand  Rohbaumwolle,  american 
middling  wurde  im  Jahresdurchschnitte  be- 
zahlt: 1867—77  9,  1878-87  6,  1887  sV«.  1888 
5»/,,,  1889  5"^,  1890  6,  1891  4";*  1802  4%* 
1893  4\,  1894  3",'ifc  1895  SV.,  1W6  4*,;,  189i 
3'V 
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amerikanischen  und  kontinentalen  Industrie, 
nenesteoB  such  die  Beschrftnkung  des  Marktes 
durch  Schutzzölle  fremder  Staaten  —  alles 
das  Tirirte  zusammen,  den  Wert  der  Baum- 
ToilTurea  herabzadrOcken  und  zwar  zeit- 
wäse  m  dem  Masse,  dass  selbst  eine 
grüssere  Ausfohnnenge  als  minder  bewertet 
«scheint  Bei  einem  Vergleiche  der  ein- 
zeln») Jahre  tritt  dies  deutlich  hervor. 

Die  Jahxe  1845,  184€  sind  nach  Wert 
und  Venge  H^punkte  der  Ausfuhr;  1847 
tritt  an  bedeutender  Bflckachlag  ein,  welcher 
schOD  TtaMn  konstatiert  wurde.   1848  fftllt 
der  Wert  der  Ausfuhr  auf  22,68  Millionen  £, 
vSkread  die  Ausfuhrmenge  betiflchtlich  em- 
poiging.  Von  da  ab  nimmt  der  Ausfuhrwert 
üonstiuit  zn  bis  1860,  in  welchem  Jahre  er 
die  Hübe  Yon  52,01  Millionen  £  erreicht, 
vähreud  die  Ausfuhrmenge  allerdin^  1860 
auch  eiaen  Höhepunkt   erreicht,   m  der 
Zwischenzeit  jedoch  wiederholt  Rflckrflnge 
ausweist,  so  insbesondere  1857,  einem  Jahie 
mit  un^TTöhnlich  hohen  Preisen.  Nach 
l'*f!0  zeigt  sich  der  Einfluss  der  amerikani- 
schen Baumwollkrisis.  1862  sank  der  Wert 
fier  Ausfuhr  auf  36,75  Millionen  £  und  die 
Meoge  der  ausgeführten  Baiunwollstoffe  auf 
HiSl  Millionen  Tards,   des  ausgeführten 
BaiimwollffiMTieB  sogar   auf   93  Millionen 
eu^sche  Pfimd,  nachdem  in  diesen  Artikeln 
bereits  die  Ziffern  von  2776  Millionen 
Varis  lind  197  Millionen  englische  Pfund 
errpicht  worden  waren.  Der  Röckgang  in  der 
Äiuiftihrmenge  war  somit  weit  grösser  als 
der  lies  Ausfulirwertes,  aber  lange  nicht  so 
spjss  als  der  Abfall  des  Üeberscliusses  der 
ijufiilir  an   Rohbaumwolle,   welche  von 
U40.6  MiDionen  Pftmd  (1860)  auf  309,3 
Millionen  Pfond  (1862)  zurückgegangen  war. 
Die  PreUe  waren  eben  für  Baumwolle  enorm 
f;e8liegen,  und  mit  ihnen  hob  sich  auch  in 
den  folgenden  Jahren  der  Wert  der  Ausfuhr, 
w"lcher  1866  sich  bereits  auf  74,62  Millionen 
i'  belief.  Die  Ausfuhrmenge  war  infolge  der 
|!<^rin^Q  BohwoU-Einfuhr  1863  wenigstens 
iu  einigen  Artikeln,  wie  Glam  und  Strflmpfen, 
wdtcr  ZHrackg^;angen  und  ei-holte  sich  viel 
laoRsamer,  erst  1867  (bei  Garn  erst  1872) 
Tiirde  der  Sland  von  1860  aberholt  Es  war 
dies  das  erste  3aia  des  Rückganges  beim 
Aiufohnrerte,  wacher  auch  1868  und  1869 
anhält,  wfihtend  die  Warenmengen  nur  1869 
(duen  kleinea  Abfall  zägen.  Dem  Tiefetand 
TAB  1869  mit  67,12  Millionen  £  folgt  ein 
Aufsdiwun^,  welcher  im  Jahre  1872  zur 
blchsten  bishc^  erreichten  Ziffer  von  80,17 
Millionen  £  führt  Die  ausgefülirte  Wfu^n- 
lueoKe  betrug  damals  nmd  3538  Millionen 
Yards  Baumwollstoffe,  212,3  Millionen  Pfund 
Baumwollgarn,  8  Millionen  Pfund  l^laschinen- 
"ini  und  1,18  Millionen  Dutzend  Strümpfe, 
iieither  sind  die  Mengen,  vne  die  vorhin 
K^baie  Tafel  erkennen  Iflsst,  lülerdings 


mit  Schwankimgen,  zu  weit  bedeutenderen 
Beträgen  angewachsen,  aber  die  Tendenz 
der  Ausfuhrwerte  blieb  eine  killende.  Von 
1872 — 1879  ist  ein  beständiger  Rückgang 
bis  auf  63,98  Millionen  £  zu  verzeichnen ; 
1880,  1881  stieg  der  Wert  zusammen  mit 
der  imgeheuer  emporachneUenden  Ausfuhr- 
menge auf  75,56  resp.  79,1)9  Slillionen  £, 
um  dann  bis  1885  neuerdings  znrückzu- 
gcdien.  1886  bis  1890  sind  wieder  Jahre 
mit  einem  Wachsen  des  Ausfuhrwertes, 
dodi  steht  dieses  in  keinem  Terhiltnisse 
zur  gleichzrätigen  St^gming  der  Ausfuhr- 
menge. Von  1891  bis  1893  sinkt  der  Aus- 
fuhrwert um  fast  11  Millionen  £  und  seit- 
her kommt  er  trotz  grösserer  Ausfuhrmeugen 
immer  wieder  auf  die  64  Millionen  £  des 
Jahres  1893  zurück.^)  Der  Ausfuhrwert  ist 
somit  jetzt  kleiner  als  zur  Zeit  des  Tief- 
standes von  1879  oder  1869,  kleiuer  als  um 
die  Mitte  der  60er  Jalire,  die  Ausfuhrmengeri 
sind  aber  viel^h  grösser  als  damals.  Selbst 
vor  niu:  10  Jahren,  1886,  in  welchem  Jahi-e 
der  Ausfuhrwert  so  ziemlich  die  Höhe  von 
1890  behauptete,  wxmlen  bei  gleichem  Ge- 
samtwerte \im  400  Millionen  i'ards  Baum- 
wollstoffe und  über  8  Millionen  Pfund 
Maschinenzwim  weniger  ausgeführt  als  1896. 
Im  Jahre  1898  aber  war  trotz  gleicher  Aus- 
fuhrmengen  der  Wert  neuei-oings  um  5 
Millionen  Pfund  kleiner.  Geht  man  gar  30 
Jahre  zuri\ck,  dann  zeigt  es  sich,  dass  bei 
fast  gleichem  ^\''ert  die  Leistung  bei  den 
einzelnen  Artikeln  um  50  bis  100  "/o  ge- 
stiegen ist!  Allerdings  ist  die  Leistung  der 
Art  nach  nicht  mehr  ganz  gleich,  da  auch 
in  der  Qualität  der  Waren,  die  nunmehr 
oft  andere  Märkte  auf::<uchen  als  früher, 
Aenderungen  eintraten,  trotzdem  lässt  sich 
aber  aus  diesem  Verhältnis  entnehmen,  wie 
einschneidend  die  Preisreduktion  der  letzten 
30  Jahre  wai-  und  wie  enorm  die  Ijcistungs- 
fähigkeit  der  englischen  Baumwollindustrie 
gesteigert  sein  muss,  um  bei  dieser  Prei»- 
rednktion  blühen  zu  können. 

tt.  Indien.  Anders  als  in  Gi-ossbritaunien 
ist  die  BamuwoUindustrie  in  Ostindien 
seit  den  ältesten  Zeiten  einheimisch.  Im 
Altertum  bereits  exportierte  Indien  hocl^e- 
schätzte  Baumwollstoffe  nach  Ägypten  und 
China ;  zu  Begiun  imserer  Zeiti'ecfannng  rer- 
mittelten  arabische  Kaufleute  den  Ilandel 


')  In  voller  Ueberein-stimmung  mit  dieser 
Bewegung  der  Ausfuhrwerte  sind  die  Arbeits- 
eigebnisae  der  grossen  Spinnereien  £nglandR. 
Diese  arbeiteten  nämlich  1884  noch  mit  einem 
beträchtlichen  Gewinne,  188Ö  und  1886  dagegen 
mit  Verlust,  1887—1891  wieder  mit  Gewinn. 
1890  war  der  Gewinn  am  bedeutendsteo 
(384050  £  bei  91  Gesellschnf teii) ;  1891  sank  er 
auf  den  zehnten  Teil  des  Vorjahres ;  1892,  1883 
■wurde  wieder  mit  Verlast  gearbeitet,  nnd  erst 
1894  begann  eine  gewtnnbrmgende  Periode. 
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in  indischen  BauniwoUzexigen  mit  dem  Wes- 
ten, luid  während  des  ganzen  Mittelalter  bis 
ins  18.  Jahrhundert  verseifte  Ostindien  die 
civilisierte  "Welt  mit  Kattunen,  mit  seinen 
Musselinen  imd  auch  mit  roher  Baumwolle, 
für  ■welche  Amsterdam  bis  um  1740  der 
grosse  Stapelplatz  war.  Diese  uralte  In- 
dustrie konnte  sich  jedoch  ^^egenflber  der 
Maschineniudustiie,  -wie  sie  sich  im  vorigen 
Jahrhundert  in  England  entwickelte,  nicht 
behaupten.  Schon  früher  hatte  das  £infiüii'- 
verbot,  welches  Orossbritaimien  gegen  die 
indischen  Banmwollwarcn  aussprach,  diese 
Industrie  schwer  geschädigt,  mui  aber  kam 
dazu  die  Verringenuig  der  Konsumenten- 
zahl  durch  die  Sklavenemancipation  in  West- 
indien, die  steigende  Billigkeit  der  Erzeig- 
uisse  englischer  Maschinenindustrie ,  die 
enorme  Pi-eissteigei-un^  der  Rohbaumwolle 
infol^  dc!>  amerikanischen  BOi^xkrieges, 
endlich  das  Bestreben  Grossbritanniens,  den 
grosse-n  indischen  Import  um  jeden  Preis 
durch  die  Aiisfulir  eigener  Ei-zeugnisse  aus- 
zugleichen. All  <las  hat  die  heimische  In- 
dustrio mancher  thte  ^;anz  zerstört  und  die 
Ausfuhi'  ihrer  Erzeugnisse  fast  ganz  aufge- 
hoben, da  sich  der  Handel  mit  letzteren 
■wenig  lohnt.  Gleichwohl  lebt  die  alte  Li- 
dustrie  an  zahllosen  Orten  fort,  und  drei 
Fünfteile  aller  in  Indien  verbrauchten  Baum- 
wollstoffe dürften  heimischen  Gewebes  sein, 
wenn  auch  ein  Viertel  hiervon  aus  impor- 
tierten Fällen  erzeugt  woi-den  ist. 

Durch  die  Entwickelung  der  BaumwoU- 
kidtur  in  den  Vei-einigten  Staaten  Amerikas 
wurde  auch  die  Baumwollproduktion  Ost- 
indiens schwer  geschädigt;  doch  bewirkte 
der  enorme  Aufschwung  dieser  amerikani- 
schen Produktion  in  unserem  Jalu'hnndert 
indirekt  die  Förderung  einer  neuen,  der 
Maschinenindustrie,  indem  der  ame- 
rikanische Bfli^rkrieg  eine  gewaltige  Aus- 
dehnung der  Baumwollanpflanzungeii  in  Ost- 
indien hervorrief,  deren  Ei-zeugnisse  später- 
hin im  Inlande  venvendet  werden  ninssten. 
Die  ei-ste  BaumwoUwarenfabrik  im  Dampf- 
maschineiibetrieb  wm-de  zwar  schon  1854 
in  Bombay  eingerichtet,  abei-  dieselbe  fand 
doch  erat  in  den  60er  und  7Uer  Jahren 
zahlreichere  Nachfolge.  Es  bestanden  näm- 
lich, wie  aus  nebenstehender  Tabelle  eisicht- 
lidi,  nach  offiziellen  Angaben  in  Indien  sog. 
Cotton  mills:  (s.  die  Tabelle  auf  folgender 
Spalte). 

Aussei-dein  bestanden  Ende  1896  noch 
23  Baumwollspinnereien  und  -Webereien, 
die  nicht  als  Cotton  mills  klassifiziert  wur- 
den, sowie  672  Etablissements  zum  Reinigen 
imd  Pressen  der  !^umwolle.  Ganz  abge- 
sehen hieiTon  nimmt  somit  in  Indien  jäJir- 
lich  die  ^dil  der  Cotton  mills,  ihrer  Spindeln, 
Webstfihle  und  Arljeiter  zu,  so  dass  sich 
deren  Zahl  in  den  letzten  20  J^iren  auf 


1877 
1880 
1885 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


47  I 

58  I 

81  2 

114  2 

125  |3 
127  3 

130 '3 
137  |3 
»43  3 
147  3 
154  3 


100  112 
470  830 
037  055 

934  637 
197  740 
268  524 
378  303 
539  t>8i 
711  669 
844307 
975719 


9139 
13307 
»6455 
22  07S 

33  845 
24  670 
26317 
29  392 

34  161 
37  278 
37  303 


39  537 
61 596, 
99224] 
1 1 1  998  I 
1 1 7  92z  I 
12089g 
130  570 

U9  578  i 
146244 
148  997 


542 
82,2 
101,6 
109,1 
II  1,8 

113,4 
116,0 
131. 1 

ia6.3 

136,8 


das  Sfache  imd  darüber  hob.  Der  jährUch^, 
Rohwolleverbrauch  dieser  Fabriken  wnrde 
für  die  70er  Jahre  schon  mit  55.  für  18S1 
bis  1885  mit  105,  füi-  1886—90  mit  IH7 
Millionen  Kilogiwum,  also  stets  höher  an- 
gegeben, als  der  Restbetrag,  der  sich  nach 
Abzi^  der  Mehrausfuhr  bei  den  angeblichen 
Emteei^ebnissen  ei^ebt.  Der  gesamte  Roh- 
wolleverbrauch Indiens  ist  natürlich  noch 
grösser  und  soll  etwa  1  kg  pro  Einw(ümer 
betragen.  Auch  haben  diese  ^t  nur  von 
Aktiengesellsdiaften  betriebenen  Fabriken 
ti"Otz  ihrer  grossen  Anlagekosten  (man  schätzte 
sie  schon  um  1877  dreimal  höher  als  in  Lan- 
cashire)  und  trotz  der  ^jiiigeren  Qualität  der 
indischen  Baumwolle  wie  der  Achtlosi^eit  der 
Arbeiter,  wodun^die  Produktion  der  feinsten 
Gamsorten  ausgeschlossen  ist,  infolge  der 
Billigkeit  des  Rohmaterials  und  äsx  ijHjeits- 
kräftc,  der  Unteriassung  von  Fälschungen  und 
der  Beschränkung  auf  ordinärere  Qualitäten 
bedeutende  Erfolge  erzielt  1896.'97  sollen 
sie  421,5  Millionen  Pfund  Garn  und  82,3 
Millionen  Pftind  AVebwaren  erzeugt  haben, 
wovon  ein  grosser  Teil  ins  Auslüid  geht. 
Wie  die  folgenden  Tafeln  zeigen,  ist  die 
Ausfuhr  von  Baumwollwaren,  insbesondere 
die  von  inländischen  Ganieu,  mächtig  ange- 
wachsen, während  die  Ausfuhr  von  Roh- 
wolle nur  langsam  zunimmt  und  die  Ein- 
fidir  von  Baum  wollzeugen  allem  eine  stärkf^re 
Zunahme  zeigt.   (S.  Tab.  auf  S.  493.) 

Die  Ausfuhr  von  Rohbaumwolle  liat  in 
den  60er  Jahren  begreiflicherweise  einen 
mächtigen  Aufschwung  genommen,  dem  aK>r 
in  den  70er  Jahren  ein  heträchtlidier  Ab&ll 
folgte.  Seither  ist  unter  stalten  Schm-w- 
kungen  ein  langsames  Wadisen  der  Ati&- 
fiihr  zu  bemerken.  Die  höchste  Ausfohr- 
moD^  hatte  das  Jahr  1889—90  mit  fast  706 
Millionen  Pfund.  Audi  der  Handel  mit 
Baumvollwaren  und  insbesondere  die  Aa&- 
fuhr  ist  enorm  gewachsen.  In  den  letzten 
40  Jahren  hat  sich  letztere  aufs  12£Bche, 
die  Einfuhr  aufs  Ofache  gehoben.  Die  Zu* 
nähme  der  Aiutfuhr  beruht  hauptsächlich  auf 
dem  AVachstum  der  Ausfuhr  inländischer 
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Im  Jahres-  ' 
durchschnitte 
der  Fiskal- 
jahre 

Rohbaumwolle 

Baumwfdlwuen^) 

ElnfOlir 

Anstakr 

ElBftihr 

Auftahr 

Min.  CDKl.  Pfd. 

Mlll. 
Uup. 

HUlionen  Kapien 

1849-53 
18M-58 
1869-63 
1864-68 
1869-73 
1874—78 
1879—83 
1884  -  88 
1889-98 

9,4 
3.5 
3,3 
6,3 
6,8 

10.1 

583 
626 

518 
521 
583 
600 

29 
28 
92 
29  t 
188 
126 
126 
133 
«45 

46,5 
61,3 
104,8 
143,6 
177,7 
190,7 
223,9 
261,2 

293,4 

7,7 
8,1 
7,8 

13,1 
13,3 
18,3 
31^ 
53,6 
90,3 

im  Fifikaljahre 

1893—  94 

1894—  95 

1895—  96 

1896—  97 

1897—  98 

io,6 
8,7 

13,1 
6,4 
5.2 

536,4 
379,1 
587,8 
584,2 
416,9 

133 

87 
141 
130 

88,7 

323,7 
326,7 
257,6 

297,5 
264,0 

79,7 
93,8 
102,2 
99,6 
95,7 

Game,  jene  der  Einfuhr  auf  dem  d^  "Web- 
-wareneinfuhr,  denn  es  betrug 


in  den 

die  Ausfuhr  an 

inländischen 

die  Einfuhr  an 

Fiskal- 

Baum- 

Baum- 

Banm- 

Baum- 

jahren 

woU- 

woU- 

woU- 

woll- 

fi^aruen 

zeugen 

gamen 

zeugen 

Mili.  prd. 

MiU.Pfd. 

Hill.Yftrds 

1883-  84 

49,9 

55.6 

45,4 

1640,6 

1888-89 

128,9 

70,2 

52,6 

2126,6 

1891-92 

161,3 
189,2 

73,4 

50,4 
38,3 

1882,9 

1892-93 

79,8 

1808,3 

1893-94 

134,1 

72,7 

42,8 

2129,7 

1894—95 

158,9 

85,6 

41,5 
46,4 

2257,7 

189&-96 

184,4 

92,7 

1714,9 

1896—97 

196,0 

74,6 

50,2 
58,3 

1997,0 

1897—98 

199,9 

62,3 

1860,6 

O'CoQor  schliesst  daraus,  wohl  mit  Recht, 
dass  die  indische  Gamindustrie  der  engli- 
schen bereits  die  Spitze  zu  bieten  vermag 
und  dass  dies  iu  Kflrze  auch  auf  anderen 
Gebieten  der  Baumwollindustrie  der  Fall 
sein  werde.  Jedenfalls  aber  geht  diese  in- 
dische Industrie  mit  ihren  grossen  Absatz- 

S^bieten  in  China,  Japan,  mnterindien  imd 
Btafrika  einer  sehr  bedeutenden  Zukunft 
entg^n. 

6.  Vereinigte  Staaten  Ton  Amerika. 

Die  BamnwoUkultiir  kam  hier  ziemlich  spät 
und  sehr  allmählich  in  Aufnahme.  1621 
wurde  zum  ersten  Male  die  Baumwollstaude 
angepflanzt,  aber  noch  1643  bezog  die  erste 
damals  errichtete  Baumwollspinnerei  der 
Vereinigten  Staaten  den  Rohstoff  aus  Bfu^ 


^)  Game,  Zeuge  und  anderes,  wie  Taschen- 
tfteher,  Shawla  in  Stücken,  Seile  etc. 


bados,  und  wahrscheinlich  erst  1747  kam 
nordamerikanische  Baumwolle  zum  ersten 
Male  nach  England.  Noch  im  Jahre  1791 
belief  sich  der  Baumwollexport  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  nur  81  Sack.  Seit  den 
französischen  Kriegen  stieg  jedoch  die  Aus- 
fuhr wie  der  Ernteertrag  rasch  zu  bedeu- 
tenden Höhen.  1821  betrug  die  Baumwoll- 
auafuhr  schon  125,  im  Fiskaljahre  1841/42 
m  und  1848/49  1027  Millionen  Hund. 
Seither  ist  die  Ausfuhr,  abgesehen  von  der 
Periode  des  Bürgerkrieges,  wlten  unter  1000 
Millionen  Pfund  gesunken,  wohl  aber  seit 
1880/81  wiederholt  Aber  2000  MUliouen 
Pfund  gestiegen.  1895  und  1898  endlich 
wurden  die  riesigen  Maximalziffeni  toq 
.^^518  und  3851  Millionen  Pfimd  erreicht 
Fast  noch  rascher  wuchsen  die  Emteeigcb- 
niase.  Im  Emtejahr  1842  wurden  760 
Millionen  Pfund  geerntet,  1843  bereits  1077. 
Seither  ist  das  Emteresultat  nur  5  mal, 
nämlich  1844  ,  46  ,  47  ,  50  und  67  hinter 
dieser  Ziffer  zurückgeblieben,  und  das  Ergeb- 
nis belief  sich  schon  1860  auf  2274,  1881 
auf  .S2üO,  1891  auf  4316,  1895  sogar  auf 
5037  Millionen  Pfund.  Slit  dem  Wachsen 
der  Ernten  und  dem  strengen  Schutzzoll- 
system wuchs  auch  der  interne  Verbrauch. 
1856 — 60  betnig  derselbe  durchschnittlich 
24°/o  der  gesamten  Produktion  und  Einfuhr, 
gegenwärtig  beläuft  er  sich  durchschnittlich 
auf  33  % ,  steigt  aber  in  einzelnen  Jahren 
auf  35 — 36  */o.  Auch  dürfte  es  neben  dem 
Ifandel  der  örtlich  intensive  Verbrauch  sein, 
der  in  jüngster  Zeit  die  Eiofuhr  fremder 
Baumwolle  so  bedeutend  gesteigert  hat. 
Alle  diese  Momente  bringt  die  auf  S.  494 
folgende  Tafel  für  die  Zeit  von  1856  bis 
1897  zur  DarsteUung. 

Die  Industrie,  welche  in  den  letzten  40 
Jahren  ihren  Baumwollverbrauch  in  der  an- 
gegebenen Weise  auf  das  3-  und  4  fache 
gesteigert  bat,  stammt  schon  aus  dem  vori- 
^n  Jahrhundert,  denn  bereits  1791  wurde 
m  Rhode-Island  eine  Fabrik  mit  maschinellem 
Grossbetrieb  angelegt,  und  1816  bestanden 
15  solche  Fabriken  mit  einem  Jahresver- 
brauch von  11  Millionen  Pfund  Baumwolle. 
Seither  ist,  wie  die  folgenden  den  Census- 
erhebuogen  entnommenen  Daten  zeigen, 
diese  Indusbie  zu  einer  enormen  Grösse 
herangewachsen.  (S.  die  an  zweiter  Stelle 
auf  S.  494  stehende  Tabelle.) 

Ausserdem  wurden  1890  noch  1705 
Fabriken  mit  10888  Arbeitern  für  Zwecke 
der  Bearbeitung  der  Baumwolle,  wie  Rei- 
nigung, Pressen  u.  s.  w.,  gezählt,  und  es  sind 
unter  den  Etablissements  für  »Hosiery«  und 
»Knit-^oods«  (Wirkwaren  etc.)  auch  soJdie 
eingereiht,  die  Baumwolle  verbrauchen.  Ab- 
gesehen von  diesen  Etablissements  ist  nun 
allerdings  die  Zahl  jener  für  Cotton  goods 
ueuesteus  kleiner  als  früher,  aber  die  ein- 
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Banmwollernt« 

Baumwolle 

Anteil  des  Ver- 

brauchs an  der 
GesamtaniBine  der 

im  Dnrcb&cbnitt 

MiiUoneii 

im  Durchschnitt 

Ein- 

Ausfuhr 

Ver- 

der Erntejahre 

der  Fiskaljalu-e 

fahr 

brauch 

Produktion  und  des 

endcmd  31.  Angoat 

engl.  ria. 

endend  80,  Juni 

in  Millionen  en 

gl.  Pfd. 

Imports  in  Prozent 

18B6— 60 

1749,4 

1866-60 

1,0 

1334,6 

41^.8 

23,7 

1861 

»934,5 

1861 

0,9 

307,6 

? 

1862-65 

y 

1862—65 

32,0 

8,7 

9 

* 

1866—70 

1153,3 

1866—70 

2,2 

740,8 

414,6 

3S,9 

1871  7ft 

1  fCVt  A 

2338,0 

1071  7Ä 

2,9 

1243,6 

551,7 

30,7 

1876— ÖO 

1876—80 

3,0 

1599,4 

741,6 

3 1,7 

1881—85 

2938,7 

1881-85 

5>o 

1996,5 

947)* 

32,» 

1886—90 

3369,3 

1886—90 

6,2 

2370,2 

1  '05,3 

3»,« 

'  1891—95 

4196,3 

1891—95 

34,0 

2851,6 
2684,3 

1378,7 

32,7 

1894 

3769,4 

1894 

27,7 

1112,8 
1568,0 

29,4 

1895 

5037,0 

1895 

49,3 

3518,3 

30,8 

1896 

3592,4 

lfi96 

55,4 

2336,4 

1311,4 

36,0 

1897 

4397,2 

1897 

51,9 

3104,9 
3850,8 

1344,2 

30,2 

1896 

1898 

52,7 

Es  bestanden  nÄinlich  in  den  Jahren: 


Fabriken  für  Cottongoods 
Spindeln  in  Tausenden 

webstöhle  do. 
Arbeiter 

BaomwollTerbrauch  in 

Millionen  Pfund 
An)aj^-/im  ganzen  Mill.  4 
kapital\per  Fabrik  Tan8.9 

wert  p-ettoj^»-» 


1830 

1850 

1860 

1870 

1880 

1890 

Soi 

1094 

I  091 

956 

I  005 

905 

1246,7 

9 

5235,7 

7  132,4 

10  653,4 

14  188,1') 

33,4 

126,3 

157,3 

225.8 

334.9 

62208 

92386 

122028 

135369 

185  47» 

221  585 

77,5 

288,6 

422,7 

398,3 

750,3 

1  117,9 

219,5 

354,0 

218,4 

391,2 

211,0 

268/} 

97,a 

113,1 

')  FQr  1^  werden  t6,  fUr  1897  17,3  Millionen  Spindeln  angegeben. 


zelnen  Betriebe  sind  wesentlich  grösser  und 
leistun^fäldgor  geworden,  besonders  im 
letzten  Decennium,  1880  auf  1890.  In  dieser 
Periode  -wuchs  nämlich  die  Zahl  der  Spindeln 
11m  33,  die  der  AVebstnhle  um  44  nnd  jene 
der  Arbeiter  um  19 '.'0.  Dabei  stieg  der 
Baiimwollverbrauch  um  49,  das  Anlage- 
kapital im  ganzen  um  51,  per  Etablissement 
sogar  um  SO^.'o. 

Obschon  die  amerikanisclien  Spinnereien 
meist  gröbere  Garnwaren  erzeugen  und  die 
Webei-eien  vonviegend  fflr  den  emheiinischen 


Bedarf  arbeiten,  so  hat  dodi  die  Auafahr 
einheimischer  Baumwollwaren,  die  1861/65 
durchschnittlich  nur  mit  2J7  imd  1866.70 
ebenso  mit  4,'2  Millionen  Dollar  bewertet 
wurde,  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre  er- 
heblich zugenommen,  während  der  Einfuhr- 
wert unter  dem  Drucke  der  Schutzzölle  und 
dem  Rückgang  der  Warenpreise  grosse 
Schwan  klingen  durchzumachen  iiat  und  keinen 
weeentlichen  Aufschw^ung  zeigt.  Es  betrug 
nämhch  der  "Wert  der 


im  Jahres- 
darchschnitte 


1871/72— 1874;75 
1875.76—1879:80 
1880;81— 18W  85 
1885  86—1889,90 

lygo.'gi— 1894/^)5 

1896/^6—1897/98 


Ein-  Ausfuhr  der 
fuhr  einheimi- 
der  Bchen 
BanmwoUfabrikate 
Millionen  Dollar 


31,3 
22,1 
30,2 
28,8 
29,4 
31,4 


3,2 

10,0 
12,6 

12,5 

13,3 

18,3 


im 
Fis- 
kal- 
jahre 

Ein- 

Ausfuhr der 

fuhr 

einheimi- 

der 

schen 

BanmwoUfabrikate 

Millionen  Dollar 

1891/2 

28,3 

13,2 

1892/3 

33,6 

11,8 

1893/4 

22,3 

14,3 

1894 '5 

33,2 

13,8 

1895/6 

32,4 

16,8 

1896/7 

34,4 

21,0 

1897/8 

37,3 

17,0 

Da  die  Ausfnhr  fremder  BanmwoUfabri- 
kate, die  in  den  70  er  Jtüiren  sich  durch- 
schnittlich auf  1  Million  Dollar  belief,  in 
den  90  er  Jahren  auf  rund  27  ÖOO  Dollar  pro 


Jahr  sank,  so  kann  man  sagen,  dass  die 
Bevölkerung  die  gesamte  Einnihr  aufnimmt. 

Aehnliches  gilt  auch  trotz  ihres  grossen 
Wachstums  von  der  Produktion  der  ein- 
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heimischen  Industrie,  da  die  Ausfuhr  nur 
einen  kleinen  Teil  der  Prodnktion  aller  ein- 
schlägigen Fabriken  repr&sentiert.  Lässt 
sich  daraus  einerseits,  selbst  wenn  sich  diese 
Aufnahme  bei  einem  Preisrückgänge  vollzog, 
ein  sehr  günstiger  Schlnss  auf  die  vrirt- 
scliaftliche  Kraft  imd  den  Beichtiun  der 
amerikanischen  Bevölkerung  ziehen,  so  zeigt 
sich  darin  andererseits  au^,  wie  sehr  si^ 
Amerika  von  der  europäischen  Produktion 
unabhängig  mac^t  und  welch  ein  ge^hrlicher 
Konkurrent  für  die  enropftische  Industrie 
dort  emporwachst. 


7.  Dentsches  Reich.  Eine  besonders 
kräftige  Entwickehing  ergab  sich  für  die 
Baumwollindustrie  auf  dem  Boden  des 
deutschen  Zollgebietes ,  insbesondere  in 
£l6ass-Lothringen ,  im  Königreich  Sachsen, 
in  Württemberg  und  Baden ,  wo  dieselbe 
bereits  als  eine  erbgesessene  erscheint.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  ihr  Wachstum  in 
dem  Verbrauche  an  roher  Baumwolle  und 
an  Baumwol^amen,  wie  ihn  folgende  nach 
dem  statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  angefertigte  und  todl  Verfasser  er- 
gänzte Tafel  durstellt 


Vertmndi  tob 


DoTch- 

roher  BaamwoUe 

Baamwolleara 

schnittlich 
jlhrUch  bez. 

im  ganien 

Tonnen 

pro 
Kopf 

inländische 
Prodnktion 

tänfahr 

AntSnbx 

VerlHranch 

im  Jahre 

Netto 

Jig 

in  Tonnen  ^etto 

in  Tonnen  Netto 

1836-40 

8917 

0,34 

1841—46 

13246 

0,47 

1846— öO 

1578a 

0,53 

1861—55 

a6  441 

0,85 

27  618I) 

26  730*) 

1  743*) 

53605t) 
61  108 

1856—60 

465*9 

1,39 

37  M3 

a6  144 

3  359 

1861—65 

46831 

1,33 

37  465 

12330 

3065 

46730 

1866-70 

68381 

1,81 
2,84 

546*5 

14897 

3571 

65951 

1871—75 

116  390 

93  iia 

21  678 

5  »45 

J09645 

1876-80 

1*4  549 

3,86 

99639 

18947 

10075 

118586 

1881-85 

152  329 

3.34 

133  463 

19S90 

8723 

134630 

1886-90 

201  046 

4,19 

160837 

21  132 

6  888 

175  081 

1891-95 

252  381 

4,95 

201  904 

17963 

8488 

211  379 

1896 

256  556 

4,85 

205  245 

22  465 

6965 

220  745 

1897 

287888 

5,36 

230310 

26  407 

7927 

248790 

1898 

343  356 

6,3a 

274  685 

33146 

8205 

289636 

Somit  hat  der  Verbrauch  an  roher 

Baumwolle,  d.  h.  der  Ueberschuss  der 
Einfuhr  in  den  freien  Verkehr  über  die 
Ausfuhr  aus  demselben,  also  der  Verbrauch 
mit  Einschluss  desjenigen  zur  Erzeugung 
von  Ausfuhrartikeln  in  der  kurzen  Zeit 
eines  Menschenalters  (von  1836  40— 1866/70) 
im  ganzen  um  670  und  auf  den  Kopf  der 
Bevölkening  gerechnet  um  430  '^lo  zuge- 
nommen. Die  Zunahme,  welche  für  das 
nächste  Qmoquenniiun  mit  Tl^/o  im  ganzen 
ausgewiesen  wird,  kommt  hauptsächlich  auf 
Rechnung  der  in  dieser  Periode  erfolgten 
Einbeziehung  der  elsass-lothringischen  In- 
dustrie, und  erst  die  Zunahme  der  nächsten 
Jahre  ist  wieder  als  eine  normale  anzusehen. 
Von  1876—80  auf  1891—95  hat  sich  aber 
dieser  Verbrauch  neuerdings  verdoppelt  und 
hat  damit  das  Wachstum  der  Bevölkerung 
so  sehr  überholt,  dass  gegenwärtig  auf  einen 
Einwohner  um  2,1  kg  oder  um  ca.  75  % 
mehr  Rohwolle  entfällt  als  187&— 80.  Ver- 
gleicht man  die  letzten  2  Jahre  mit  dem 
Durchschnitt  von  1876—80,  so  erscheint  ein 
nodi  viel  grösseres  Wachstum,  denn  der 


>)  FQr  die  Jahre  1854,  I8ö5. 


absolute  Verbrauch  ist  dann  dreimal,  der 

relative  um  mehr  als  100  ".'o  grösser. 

Ein  ähnlich  starkes  Wachstran  zeigt  der 
Verbrauchvon  Baumwollgarn,  dessen 
Ziffern  eich  ergeben  aus  der  inländischen 
Gamerzeugimg ,  vermehrt  um  den  Einfuhr- 
überschusK  an  BaumwoDgam,  Die  Ziffern 
der  Garnerzeug:ung  wurden  aber  berechnet, 
indem  als  Erzengungsm  engen  80  "/o  der 
Verbrauchsmengen  an  roher  Baiunwolle  an- 
gesetzt wurden.  Der  in  dieser  Weise  be- 
rechnete Verbrauch  nahm  in  den  wenigen 
Beobachtnngsjahren  vor  1870  um  25  "/o  zu. 
In  den  folgenden  25  Jahren  verdoppelte  er 
sich  zweimal.  1896.  97,  98  war  der  Ver- 
brauch aber  wieder.  1898  geradezu  stürmisch 
gewachsen,  so  dasa  er  zehnmal  grösser  ist 
als  in  den  fünfziger  Jahren.  Dabei  ist  be- 
sonders beachtenswert,  dass  trotz  der  enorm 
gesteigerten  Gamproduktion  die  Einfuhr  von 
Garn  nur  vorübergehend  abnimmt,  neuestens 
sogar  bedeutend  anwächst  und  auch  die 
Garnausfuhr  nur  bis  1880  zunimmt,  seither 
aber  zurückgeht.  Es  lässt  dies  das  grosse 
Wachstum  der  Webwarenproduktion 
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erkennen,  das  auch  in  der  folgenden  Tafel 
über  den  auswärtigen  Handd  des  deutschen 
Zollgebietes  in  Baumwollvaren  hervortritt 

Durchsclin.      Baumwollwaren  (ohne  Garn'i 
jährlich  hez.  Einfuhr   Anstuhr  Ansf.-Vebersch. 
im  Jahre  in  Tonnen  Netto 


1859—60 

538 

8870 

8332 

1861—66 

487 

7710 

7223 

1866—70 

I  iiS 

8458 

7340 

1871—75 

2  501 

9616 

7  "5 

1876—80 

2  186 

12  646 

10460 

1881—85 

1515 

14  641 

13  126 

1886—90 

1378 

16  299 

149*1 

1891—96 

1936 

33  163 

30  227 

1891 

I  518 

27678 

26  160 

1892 

I  620 

33488 

31  868 

1893 

1869 

33  127 

31258 

1894 

3  116 

30707 

?8  591 

1895 

2558 

35816 

33  258 

1896 

2878 

33913 

31035 

1897 

806z 

35405 

27  343 

1898 

8292 

35316 

27  024 

Die  Ausfuhr  von  Baumwollwaren ,  mit 
Ausschluss  von  Garnen,  hat  sich  somit  in 
den  letzten  40  Jahren  fast  zweimal  ver- 
doppelt, wobei  allerdin^  die  Einbeziehung 
der  elsässischen  Industne  mit  in  ßechnung 
kommt,  doch  macht  sich  diese  Thatsache  in 
dem  ««ten  Quinquennium  nach  1870  nur 
wenig  geltend.  Ueberdies  ist  die  Ausfuhr- 
menge stlbker  erst  in  den  80  er  und  ganz 


besonders  in  den  90er  Jahren  gewadisen. 
1886—90  wurde  um  77  '*/o  mehr  auBgefOhrt 
als  1871—70;  1891—95  aber  doppölt  soviel 
als  1886— 9Ü.  Im  Gegensätze  zu  der 
wachsenden  Ausfuhr  ist  die  Eänfahr,  wohl 
im  Zusammenhang  mit  den  Zollsätzen,  vom 
Anfang  der  70  er  bis  in  die  90  er  Jiüire  zu- 
rückgegan^u  und  erst  neuestens  wieder 
emporgestiegen. 

Scheinbar  im  "Widerspruche  mit  dieser 
mächtigen  EntMtimg  der  Produktion  und 
des  Handels  sind  die  ErgebniBse  der  ge- 
werbestatistischeu  Aufnahmen  von  1875, 
1882  und  1895,  die  eine  gi-osse  Vermin- 
denmg  der  Zahl  der  Betriebe  und  auch  der 
Hauptbetriebe  zeigen.  Wiederum  ist  aber 
dieser  Rückgang  zurückzuführen  a\if  die 
kräftige  Entwickelung  des  Grossbetriebes 
auf  Kosten  der  kleinen  Betriebe,  wie  denn 
bei  allen  Arten  von  Baumwolletablissements, 
nach  den  unten  folgenden  Angaben ,  die 
Zahl  der  Betriebe  mit  mehr  als  5  Gehilfen 
in  den  letzten  13  Jahren  stark  zunahm  und 
1895  durchschnittlich  bedeutend  mehr  Ar- 
beiter auf  einen  soldien  Betrieb  entfielen 
als  1882.  In  der  Periode  von  1875  auf 
1882  hat  sich  überdies  die  Zahl  der  ge- 
mischten "Webereien  auf  Kosten  der  reinen 
Baumwollwebereieu  stark  vermehrt 

Es  wurden  nämlich  gezählt  in  der  In- 
dnstriegruppe  der 


BaomwollBphrnereien     BamnwoUweb*reien  ^«'«"^^Vr^^'^'^ÄÄ. 
1675    1882     1696     1875      1882     1896     1676   1689   1695     1882  1896 

Betriebe 

ttberhaupt      1607    6751    2446^)97588   56217  32751^)4467  351901633s')  i  z8i  1323^] 

darunter 

Hauptbetrieb.!  482    5843    1991   935oi   48949   28997  4065  23211  14495     1 162  i  109 
in  den  Haupt- 
betrieben 
beschäftigte 

Personen    66769  61 140  74807  201  781  125591  147  121  6558  7375077292  2375632618 
von  d.  Haupt- 
betrieben 
hatten  mehr 

(Us5Gelulfen    4^3      421      480      S81       588      926      20     578     667      336  458 

diese  Betriebe 
Kählten  thä- 

tige  Per8on.6s392  55  116  73016  68729    63346  108073    556  4462357017  21  563  31  356 


Danach  ist  zwischen  1882  und  1895  die 
Zahl  der  Betriebe  überhaupt  von  78164  auf 
46592,  d.i.  um  40%  zurückgegangen,  jene 
der  Hauptbetriebe  mit  mehr  als  5  Gehüfen 
ist  dagegen  von  1923  auf  2531,  d.  i.  um 
32  "/o  gewachsen,  und  die  Zahl  ihrer  Arbeiter 
hat  sich  von  184648  auf  269  462,  d.  i.  um 
46  *Vo  erhöht,  während  die  der  Arbeiter  aller 


anderen  Hauptbetriebe  von  99  589  auf  62  376, 
d.  i.  um  60  %  abnahm.  Ebenso  wie  in 
England  ist  auch  in  Deutschland  die  Leis- 
tungsfähigkeit und  Stärke  der  Industrie 
durch  die  Vermehrung  der  Zahl  und  Leia- 
timgsfähigkeit  der  bei  ihr  verwendeten 
Maschinen  gesteigert  worden. 

Die  Zahl  der  hier  insbesondere  in  Be- 


*)  Darunter  hauBindnatrieUe  Spinnereien  1432,  Webereien  für  Baumwolle  27664,  ge- 
miiohte  Waren  1266?  und  Bleichereien  etc.  366. 
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tracht  kommeaden  Maschinen .  also  der 
Webestühle,  betrug  1875  bei  den  Watten- 
febriken  und  Spinnereien  4G19 ,  bei  den 
Webereien  209  i>80.  bei  den  Bleichereien  und 
F&bereien  387;  die  der  Spindeln  belief 
sich  1875  bei  den  Wattenfabriken  und 
Spinnereien  auf  4200  811.  bei  den  Webereien 
a\if  6452."!.  1882  und  1895  ■»nirden  diese 
Haschinen  nicht  gezählt,  doch  schAtzte  man 
die  Zahl  der  bei  der  Baumwollindiistrie 
verwendeten  Spindeln  1H83  auf  4,9  Millionen, 
1893  auf  5329877,  1896  auf  6133320  und 
1898  sogar  auf  7884000.^)  Die  Zahl  der 
mechanischen  Webstflhle,  also  ohne  d» 
Tausende  von  Handvebstahlen ,  wird  fflr 
1893  mit  129  9K3  und  fOr  1896  mit  169933 


^)  Vgl.  die  Hitteilaagen  der  Bremer  Baam- 
wollbCn«. 


angegeben.  Charakteristdßch  für  den  Gi-oss- 
betrieb  ist  ferner  die  Verwendung  von  ele- 
mentaren Kräften  zum  Betriebe  der  Werk- 
vorrichlungen.  Auch  in  dieser  Richtung  zeigt 
nun  die  Aufnahme  von  1895  eine  bedeu- 
tende A^ermehrung  g^nüber  der  von  1882. 
In  diesem  Jahre  wiirden  n&mlich  in  der 
Textiündustrie  7810  Betriebe  mit  Motoren- 
betrieb gezählt,  während  man  1895  10409 
solche  Betriebe  aufgenommen  hat,  deren  Mo- 
toren 514986  Pfeidestärken  besasseu. 

8.  Oesterreich-UBgam.  In  Oesterreich 
ist  die  ^uniwoUindustrie  bereits  audi  zu 
den  erbgeeessenen  Industiieen  zu  redmen. 
Einen  besonders  starten  Aubehwnng  nahm 
jedoch  diraelbe  in  neuerer  Zeit,  wie  die 
folgende  Tafel  Über  den  Y^kehr  der  ein- 
schlägigen Waren  im  auswärtigen  Hiuidel 
Oesterrcich-Üngams  zeigt. 


Im  Mittel 
der  Jahre 

Einfuhr 
von 

Aasfnhr  jMehreinf. 
Bohbanmwolle 

Einfuhr  |  Amf  ahr  j  Mehreinf. 
von  Baunwollgamen 

Einfabr|An8fahr|^^«^^ 
von  Banmwollwaren 

In  Tausend  Kilogramm 

1831—35 

7867 

19 

7848 

1  367 

53 

I  314 

36 

233 

197 

1836-40 

13503 

47 

13456 

3487 

69 

3418 

21 

307 

286 

1841—45 

19  189 

70 

19119 

2  761 

58 

2703 

43 

322 

279 

50 

23838 

93 

23  745 

2533 

94 

2439 

77 

325 

248 

1851- 55 

3a  956 

246 

32710 

3903 

97 

3806 

216 

452 

236 

1866— tiO 

39  505 

343 

39  162 

7236 

257 

6979 

342 

I  002 

660 

1861—65 

24  921 

I  145 

23  776 

6747 

270 

6477 

191 

I  150 

959 

1866—70 

38  993 

2628 

36  365 

8653 

206 

S447 

533 

1  159 

626 

1871—75 

51328 

I  780 

49  548 

II  608 

342 

II  266 

1424 

I  401 

23 

1876—80 

63710 

3730 

59  980 

12  510 

S57 

11953 

I  042 

2594 

1  552 

1881— 8ö 

88  704 

'0535 

78  169 

12  196 

773 

11423 

I  565 

3541 

1  976 

188«— 90 

109903 

19003 

90900 

10718 

I  086 

9632 

I  169 

3  374 

3205 

1891—95 

1 19  497 

6715 

112  782 

12475 

1  693 

10  782 

I  194 

2933 

1739 

1894 

126  269 

7028 

119  241 

15247 

1683 

13564 

1  311 

3158 

1947 

1895 

128909 

7389 

121 520 

15  197 

I  382 

13915 

I  222 

2976 

1  754 

1896 

123  906 

7  343 

1 16  563 

9  774 

1  634 

8  140 

I  312 

3452 

2  140 

1897 

129  635 

6557 

123  058 

7  935 

4823 

3  112 

I  217 

3  594 

3377 

1898 

149046 

6337 

141 709 

764a 

3  196 

5446 

I  175 

3  595 

2430 

In  dem  hiüben  Jahrhundert  vom  Beginn 
der  30er  bis  zu  jenem  der  80er  Jahre  hat 
sidi  somit  der  Verbrauch  von  Rohbaumwolle 
vozehnfocht,  sratdnm  ist  er  im  grösseren 
Durchschnitt  neuerdings  um  54*^,0,  und  wenn 
man  auf  die  Einzeljahre  eingeht  von  1885 
bis  1898  um  fast  100  "/o  gestiegen.  Trotz 
dieser  enormen  Zunahme  liefern  die  hei- 
misclien  Spinnereien  nicht  den  nßtigen  Be- 
darf an  Qamen,  denn  ihre  Mehr^nfuhr  hat 
sich  von  1831/35  auf  1S81'H5  um  das 
Sfache  erhöht  Erst  seit  188U  ergiebt  sich 
bei  gleichzeitigem  ^erdings  unter  Schwan- 
Itungen  sich  vollziehendem  Blickgaoge  der 
I^fnhr  ein  so  bedeutendes  Wachsen  der 
Ansftihr,  dass  die  Mehreinfuhr  in  den  letzten 
Jahren  wesentlich  abnahm.  1896  98  betrug 
sie  nicht  mehr  die  Hälfte  jener  von  1891  95. 
Ganz  in  Uebereinstimmung  mit  dem  wach- 

HaadwSrterbnch  du  StMUwlsBeiucluftBiL  Zweite 


senden  Verbrauch  an  Rohbaumwolle  ist  die 
Mehrausfuhr  von  Baumwollwaren  in  der 
Zeit  von  1831/35  auf  1881/85  ebenfalls  aufs 
lOfache  und  seither  wieder  um  10  bis  20  "/o 
erhöht  worden.  In  dem  Wachstum  der 
Mehrausfiihr  trat  nur  in  dem  Jahrzehnte  des 
grössten  Verbrauches  an  Leben^Qtera  über- 
haupt und  des  entschiedenen  Freihandels 
(1866/75)  ein  Abbru<^  durch  das  mächtige 
Anschwellen  der  Einfuhr  ein.  Seit  1885 
ist  die  Einfuhr  neuerdings  rQdcgängig, 
während  die  Ausfuhrmenge  sich  unter 
Schwankungen  nahe  der  erreichten  Höhe 
behauptet,  neuestens  sie  übertrifft 

Aus  diesen  Daten  der  Handelsbewegung 
läset  sich  mit  Sicherheit  auf  eine  bedeutende 
Zunahme  der  inländischen  Produktion 
schliessen.  In  der  Tliat  hat  auch  seit  der 
Mitte  der  70er  Jahre,  wie  folgende  Tafel 
Auflege.  II.  32 
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zei^,  die  Gamproduktion  sowie  die  Pro- 
duktion lind  der  Verhiatich  von  Baumwoll- 


waren  sich  mehr  als  verdoppelt.  Mau  be- 
rechnet nämlich 


die  Banmwoll- 


Gameneni 
Waxenpro  dnkdon 
Warenver  brauch 


fttr  den  Jahres- 
durchschnitt für 
1S74~78  1891-95     189G  1896 
auf  1000  kg 
45  200       95  ooo     97  goo   1 19  800 
56900      104500   104600  123300 
56300      104000   103900   131 000 


die  Zunahme  gegen  1874/78 
1881—95      1896  1896 
anf  Prosent 


110 
84 

85 


84 

85 


165 
116 

"5 


Die  Produktionsstfttten  dieser  Industrie 
befinden  sich  fast  nur  im  Österreichischen 
Staats^biete,  während  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  nur  wenige  Etablisse- 
ments bestehen,  die  sich  allerdings  rasch 


entwickeln.  Nach  der  österreichischen  In- 
dustriestatisttk  ei^ben  sich  für  die  Jahre 
1880,  1885  und  1890  folgende  Daten  fOr 
die  österreicbischen 


Baumwolletablissements 

  Ab£dlflidnnereien        Weberelen  Druckereien 

1880 "  1886    1890   1880  1885  1890  1880     1886     1690  1880  1885  1890 
Etablissements           139      135      153     46     57     35     183^)     441*)     533     83     49*)  41 
Motoren  m.  Dampf- 
betrieb               135     14S     183    22    30    28     135      317      249   131    169  196 
Fferdebräfte          loaoo  18658  32778  5*4  747  1416  4761     9658   15686  1950  2239  3313 
Feinspindeln:  Tau- 
send                  1 630   3  086   3  392     54     81     67     —        —          23    —     —  — 
Handsttthle               —       —       —     —    —     —  12  7^5^35  59o*)  26519   —     —  — 

Mechanische  Stühle     —       —       —     —     —     —  30  337*)  37  504*)  47  902   -      —  — 

Druckmaschinen        —       —       —     —     —     —      —                  —     —     180  166 

Arbeiter  33735  25100  32815  2185  2015  1380390^  68571  76703  5153  6106  7  iSo 
Prodoktionswert 

Hill.  11.               50,90   54,23     —     3,9    3,9   —    53,7"     79,54      —           ?  — 


*)  üntemebmungen  mit  einer  Steuerleistnng  von  wenigstens  42  fl.  —  *)  Davon  180  mecha- 
nische nnd  261  Handwebereien,  letztere  mit  einer  Stenerleistung  y<m  wenigstens  10^  fi.  —  ') 
Unternehmungen  mit  einer  Steaerleistnng  von  mindestens  Sl  fl.  —  *]  Ausserdem  noch  im  Klein- 
und  Hansbetnebe  Webstühle  1880  48771,  1885  5011. 


Da  in  diese  Industriestatistik  nm-  jene 
Etablissements  Aufnahme  fanden,  die  nach 
den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  als 
fabrikmässige  gelten,  so  sind  die  Angaben 
wohl  nicht  vollständig,  doch  gewähren  sie 
inuneriiin  einen  entsprechenden  Einblick 
in  den  Stand  der  Industrie  und  zeigen 
wiederum,  dass  die  Produktion  rascher  vor- 
schreitet als  die  Zahl  der  Betriebsstätten 
und  deren  Produktionsmittel.  Kach  den 
Berechnungen  der  Bremer  Baumwollbörse 
belief  sich  die  Zahl  der  BaumvoUspindeln 
in  Oesterreich  mit  Einsehluss  Ungarns  1892 
auf  2708000  und  1898  auf  3140000,  düifte 
aber,  wie  die  folgende  Angabe  vermuten 
lässt,  noch  etwas  grösser  sein.  Der  Beichen- 
berger  übuidelsktunmerbezirk  in  Böhmen, 
in  dem  sich  nadi  der  Csterrdchischen  In- 
dustiiestatistik  für  das  Jahr  1890  (resp.  1885) 
51  (53)  "/o  der  Arbeiter,  40  (37)  0/0  der  Fän- 
spindeln  und  57  (54)<>/o  der  KraftstOhle  be- 
fanden und  der  somit  etwa  die  Hälfte  der 
österreichischen  Baumwollindustriebetriebe 
in  sich  koncentriert ,  hatte  1898  nach  einer 
freundhehea  privaten  Mitteilung  Baumwollc- 
und  Vigogne-Spindeln : 


Feinspindeln 

Zwimspindeln 

Abfallspindeln 


im  Betrieb 

I  347  987  >) 
25  942») 
46838 


ausser  Betrieb 

45  326«) 
3606 

3185 


zusammen  i  320  767 


5»  »>7 


Auf  ungarischem  Boden  wird  die  Baum- 
wollspinnerei vorzüglich  in  Budapest  und 
in  Dugaresa  (Kroatien),  die  mech&niwhe 
Weberei  in  Budapest,  Easchau  und  Pressburg 
betrieben.  Zu  Beginn  der  80er  Jahre  wurde 
die  Anzahl  der  Spindeln  auf  ca.  13000, 
jene  der  Kraftstahle  auf  180  geschätzt; 
gegenwärtig  sollen  17000  Spindeln  und 
400  Kraftstühle  in  Thätigkeit  sein.  Die 
Gesamtzahl  der  in  den  Spinnereien  und 
"Webeitien  aller  Spinnstoffe  beschäftigten 
Personen  belief  sich  1890  auf  31349. 

9.  Frankreich.  Auch  hier  zählt  die 
Baumwollindustrie  zu  den  bedeutendsten 
Industriezweigen  des  Landes.  Besonders  in 
unserem  Jahmundert  entwidcolte  sich  die- 
selbe, allerdings  unter  grossen  Schwankoi^n 


Davon  Vigognespindeln  87800. 
2  750.   >)  Dgl.  320. 
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(1847,  1861—65, 1871.72)  kriUtig  und  rae^ 
Einen  Bewds  hierfür  bilden  die  steigenden 
Betläge  des  Verbrauches  von  Bohbaiun- 
wolle.  Im  jfihrlichen  Durchschnitt  betrug 
1827—31  die  Mehreinfuhr  bereits  29,6  Mil- 
ÜoDen  ig  und  sti^  bis  1842 — 46  auf  das 
Doppelte,  60  ^Millionen  kg.  Nach  einem 
kurzen  ROckschl£^^  zu  Ende  der  40er  Jahre 
wuchs  (üe  Mehreinhihr  neuerdings  «nd  er- 
reichte 1857 — 61  die  Höhe  von  92  Millionen 
kg,  hinter  welcher  Ziffer  die  Ergebnisse 
der  meist  ungünstigen  60er  Jahre  allerdings 
wesenthch  ziuückblieben.  Seit  187 1  ge- 
stiQtete  sich  der  Handel  mit  Rohbaumwolle 
folgendennassen : 


Jahres- 
durch- 
schnitt 
resp. 
Jahr 

1871—75 
1876-80 
1881~8ö 
1886-90 
1881—95 
1890 


RohbanmwoUe 
EnfalT     Aurfohx  ^^EiÄ 
in  Millionen  Kilogramm 


114,74 
138,09 

28,56 

86,18 

48,68 

89,41 

138,44 

30,»5 

104,19 

140,71 

35,48 

1 15,23 

181,39 

27,66 

"53,73 

146,74 

21,68 

125,06 
178,60 

202,09 

«3,49 
36,82 

178,04 

141,22 

162,17 

«7,92 

134,25 

216,52 

27,67 

188,85 

1895 
1896 
1897 


Seit  den  30er  Jahren  hat  sich  somit  der 
Verbraudi  von  Bohbaumwolle  auf  das 
Gfodie,  seit  der  Mitte  der  50  er  Jahre  auf 
das  Doppelte  gehoben.  Ganz  besonders 
stark  war  die  Zunahme  in  den  90  er  Jahren, 
imter  welchen  die  Jahre  1892  und  1897 
als  Jahre  des  Aufschwunges  hervorragen. 
Trotz  dieses  bedeutenden  Wachstumes  des 
Baumwollverbrauches  erzeugen  die  fran- 
zösischen Spinnereien  nicht  so  viel  Garn, 
um  den  inl^di&chen  Bedarf  zu  decken,  so 
(läse  von  den  "Webereien  fortgesetzt  grosse 
Quantitäten  fremden  Garns  bezogen  werden 
müssen.  Seit  der  Mitte  der  50  er  Jahre, 
um  welche  Zeit  sich  die  Mehreinhihr  von 
Baumwollgarnen  auf  4  Millionen  France  im 
jährlichen  Durchschnitt  belief,  ist  der  Mehr- 
wert dieser  Einfuhr  bis  1890  fast  beständig 
gewachsen  und  erst  neuestens  im  Zusammen- 
hang mit  den  Schutzzollmassregeln ,  der 
vermehrten  Einfuhr  von  Rohbaumwolle  und 
der  Preisreduktion  im  langsamen  Rückgang 
begriffen,  so  dass  auch  hieraus  auf  eine  ge- 
steigerte Thätigkeit  der  Spinnereien  ge- 
schlossen werden  darf.  Die  Webereien 
ITrankreichs  produzieren  dagegen  weit  über 
den  inländisdien  Bedarf  hinaus  und  unter- 
halten daher  einen  lebhaften  Mehrexport. 
Bereits  im  Decennium  1827—36  wiu^e  dieser 
durchschnittlich  auf  54,3  Slillionen  Francs 
bewertet.  Im  fidgenden  Jahrzehnt  (1837 — 46) 


sti^  er  auf  97^  Millionen  Francs  im  Jahrea- 
dnräiBchnitt.  Die  folgenden  JaJire  ergaben, 
wohl  unter  Schwankungen,  fortgesetzt  ge- 
ringere Ueberschfiase  des  Exportwertes,  bis 
endlich  1875  bis  1878  der  Einfuhrwert  den 
Ansfohrw^  Übertraf.  Die  von  1879  ab 
rasch  wachsende  Ausfuhr  und  seit  1886 
auch  die  fortgesetzt  durch  Schutzzollmass- 
regeln gedrückte  Einfuhr  bewirkten  in  den 
80er  und  90er  Jahren  einen  vollen  Um-, 
schlag  des  Verhältnisses,  so  dass  sich  der 
Mehrwert  der  Ausfuhr  1896  wieder  auf  die 
Höhe  der  40  er  Jahre  stellte.  Dabei  ist  von 
1875  auf  1895  die  Einfuhr  von  84,4  auf 
34,5  Müliouen  Francs  gesunken ,  die  Aus- 
fuhr von  81,5  auf  118,3  Millionen  Francs 

g stiegen.    Wie  sich  im  einzelnen  diese 
audclsbewegung  seit  1871  gestaltete,  zeigt 
folgende  Tafel: 


Im 

Jahre.'f- 
diiiTh- 
ai'hiiitt 

Jslure 

Game 

waren 

1- 
'S 

i 

Ol  S  fl 

u 

£ 

n 

1 

D 

El 

-< 

iL 'S  .3 

1B71-7Ö 
1876— HO 
l&i^l— NT 
ItiWJ— «Itl 
I&IM— 95 

i89;-t 
1894 
1895 


31,6 

3S.7 

22, n 

iS,o 

16,7 
15*4 


6,1 

2,4 

2,6 
3,9 

3,0 

3," 
2,6 
2,6 


25i5 
36,7 

28,1 

17.6 

19,7 

>4,g 

'4.1 

12,8 

■  9,3 


^3,4 
6S,i 

71,7 
46,1 
36,S 

39rl 

32,7 
32,5 

34,5 
37-9 
36.3 


71  r4 
65,5 

93.9 

105,7 
110,4 
95,5 
100,5 


8,0 
-  2,6 

22,2 

65,4 

&9,4 

67,8 
So,3 


Aehnlich  wie  im  Deutschen  Beidie  geht 
auch  in  Frankreich  der  Kleinbetrieb  zurück, 
wollend  der  Grossbetrieb  sogar  mit  gleich- 
zeitiger Verminderung  der  Za^  der  Betriebe 
entschieden  vorwärts  schreitet,  wie  dies  ins- 
besondere aus  der  kräftigen  Entwickelung 
der  in  Verwendung  stehenden  Dampfmotoren 
ersichÜich  wird,  deren  Zahl  1888  961,  1894 
1112  betrug  und  die  1881  mit  41 534,  1888 
mit  51720  und  1894  mit  96134  Pferde- 
kräften arbeiteten.  Hand  in  Hand  hiermit 
geht  die  stärkere  Ausnützung  der  Maschinen 
und'Arbeitski-äfte,  welche  noch  unterstützt 
wird  durch  die  infolge  technischer  Erfin- 
dungen gesteigerte  Leistungsfähigkeit  ers- 
terer,  so  dass  die  Stagnation  der  Spindelzahl, 
wie  sie  in  folgender  Tafel  für  die  Zeit  von 
1875—1890  hervortritt  und  die  sich  noch 
schärfer  ausprägt,  wenn  man  beachtet,  dass 
bereite  1872  5  Millionen  Spindeln  gezählt 
wurden,  demnach  ohne  Bedeutung  ist. 
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Im 
Jahre 


An- 
zahl 


1875  1083 

1880  913 

1885  945 

1887  895 

1890  777 


BaumwoUetablissementfi 
beschftftigte  und  unbeschäftigte 

Arbeiter  Spindeln  ^f^; 


114259 
97823 
102  721 
121  343 


4922  475 

4  942  788 

5  038  233 
S  039  263 
4914547 


56446  78037 

65927  47  3  "2 

79  126  33063 

72784  28213 


1896  betrug  die  Zahl  der  einer  Steuer 
'unterworfenea  Baumvollspinnereieu  nach 
der  offiziellen  Statistik  275,  die  4024811 
Spindela  in  Thätigkeit  hatten.  Nadi  einer 
anderen  Quelle  besass  Frankreidi  im  Jahre 
1895  ca.  5  Millionen  Spindeln,  welche  jähr- 
lich 125  SliUionen  kg  Oam  im  Werte  von 
rund  350  Millionen  Francs  mengen.  Die 
Zahl  der  von  der  Baumwollweberei  be- 
schäftigten mechanischeu  Stühle  wird  auf 
86000,  jene  der  Haiidstflhle  auf  40000  be- 
rechnet. Sie  sollen  jährlich  100  MÜJiouen 
kg  "Webwaren  im  Werte  von  4(j0  Millionen 
Jrancs  produzieren.  Die  Gesamtproduktion 
der  Baumwollweberei  mit  Einsclüuss  der 
Stickereien  etc.  wird  noch  um  100 — 15U 
Millionen  Francs  höher  geschätzt. 

10.  Belgien.  Auch  in  Belgien  wächst 
der  Verbranch  an  ßohbatimwolle  in  den 
letzten  Jahx-zelmten  rascli  empor,  so  dass  bis 
zum  Jahre  189G  die  Ansfuhi'  an  Baiunwoll- 
gamen  und  Webwaren  die  Einfuhr  in  diesen 
Artikeln  stark  überwiegt. 

Bohbauni-  Banmwoll-  Baamwoll- 
woUe  K&rn  Webwaren 

Jabr  Einfuhr       Veberschnss  der  lieimat' 
zum       ländiscben  Ausfuhr  Uber  die 
Verbrauch      Einfuhr  zum  Verbrauch 
in  1000  Kilogramm 


1836 

4803 

89 

229 

1840 

9  092 

92 

227 

1860 

10  002 

73 

1046 

1860 

15378 

340 

2687 

1870 

16335 

259 

1572 

1880 

23377 

391 

4340 

1885 

17304 

834 

2070 

1890 

32300 

1883 

3494 

1881 

34369 

1 160 

3071 

1892 

20  506 

533 

3231 

1893 

35401 

70S 

2795 

1894 

34633 

491 

3494 

1895 

21  559 

422 

3882 

1896 

29  191 

405 

1599') 

1897 

37  70S 

—  124 

—  lo88^) 

Diese  Ziffern  lassen  deuüich  erkennen, 
wie  sehr  der  Verbrauch  von  Rohmaterial 
und  die  Produktion  von  Industrieartikeln  in 
den  belgischen  Spinnereien  und  Webereien 
in  den  letzten  60  Jahi-en  zugenommen  hat. 
Ganz  besonders  gross  war  das  Wachstum 


^)  Ausserdem  wurden  noch  Baumwollweb- 
waren 1896  um  2,81  1897  um  5,39  Hill.  Frcs. 
mehr  aus-  als  eingeführt,  deren  Gewicht  nicht 
Dachgewiesen  wird. 


des  Rohbaiimwoll  Verbrauches  im  letzten 
Jalirzelmt.  Es  wiuden  nftmlich  diuxJi- 
schnittlich  per  Jahr  im  i^uiuiiuenniimi  188.'> 
bis  18H9  19,;^7,  im  (^ninquennium  1891  ha 
1895  aber  29,27  Millionen  kg  Rohbaumwolle 
zum  Verbrauch  eingeffllirt. 

Die  Produktion  in  Garnen  und  Webwaren 
deckt  nicht  bloss  den  steigenden  inlfindischen 
Bedarf,  sondern  arbeitet  auch  fflr  den  Ex- 
port ins  Ausland,  der  in  beiden  Artikeln  von 
1835  bis  1890  aufs  21)  fache  resp.  15  fache 
stieg,  bis  1896  aber  auf  weniger  als  ein 
Viertel  resp.  die  Hftlfte  jeuer  Hodiziffer 
zurQi^ing.  1897  stellte  sich  zum  ersten 
Male  eine  Melu«infulir  ein,  die  sich  bei 
Webwai-cu  mit  6,ü  ^liUionen  Francs  be- 
wertet. Dennoch  bleibt  die  Baumwoll- 
industrie  Belsens  audi  filr  das  Ausland  von 
hoher  Bedeutung.  Ihr  Wachstinn  zeigen  die 
beiden  Industripaufnahmen  in  Belfpen  von 
1846  und  I8S0.  Im  Jahre  1840  wm-den 
nämlich  350  industrielle  Etablissements  für 
Baiimwollmanufaktm-en  gezählt,  welche  14  318 
Arbeiter  beschäftigten  uud9SDampfmaschiQen 
mit  1591  Pferdekräften  verwendeten.  1880 
wurden  zwar  nur  210  solche  industrielle 
Etablissements  gezälüt,  aber  von  diesen  be- 
pcliäftigten  57  mehr  als  100  Arbeiter,  da- 
runter 2  sogar  mehi-  als  lOOO,  und  die  Zahl 
der  in  allen  Etablissements  beschäftigten 
Pei-sonen  belief  sich  im  Jahi-esdurchsclinitte 
auf  18844.  Ebenso  wai-  1H80  die  Zahl  der 
verwendeten  Dampfmaschinen  auf  685  mit 
9411  Pferdeki-äften  gestiegen  und  befanden 
sich  in  diesem  Indtistriezweigt;  überliaupt 
4G93  mechanische  Motoren  in  Tliätigkeit, 
deren  Leistungskraft  aiif  aimähernd  34931 
Pferdekräfte  angegeben  wurde.  Den  Wert 
der  Produktion  dieser  Etablissements  schätzte 
man  1880  auf  mnd  05.6  Millionen  Francs. 
Nach  der  Zahl  der  Pfei-dekräfte  der  in  Ver- 
wendung stehenden  Maschinen  ist  somit  die 
Baimiwollindustrie  Belgiens  relativ  {d.  h.  im 
Verhältnis  zur  Volkszalü)  gifisscr  als  in 
Frankreicli,  während  sie  al^lut  wohl  be- 
deutend kleiner  ist,  betrug  düdi  die  Spindd- 
zahi  1880  niu-  800(H>0  und  1893  selbst 
97000(t. 

11.  Die  Niederlande.  IHe  Eutwickelung 
der  Baumwollindustrie  in  diesem  Staate  wird 
am  besten  charakterisiei't  dmxih  die  Be- 
wegung der  einschlägigen  Artikel  im  aus- 
wärtigen Handel,  wie  sie  die  auf  S.  501  fol- 
gende Tafel  darstellt: 

Auch  hier  tiat  sich  somit  der  BaumwoU- 
verbraudi  in  50  Jahren  aufs  10  fache  erhöht. 
Das  stärkste  Wachstum  zeigten  aber  die 
70  er  und  der  Beginn  der  90  er  Jahre,  unter 
denen  1891  so  sehr  hervorragt,  dass  man 
seither  eine  Abnahme  der  Mehreinfuhr  kon- 
statieren kann,  die  erst  1895  einer  Zunahme 
weiclit.  Die  in  dieser  Axt  sich  kräftig  ent- 
wickelnde   niederländische  Spinnindustrie 
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Im 

"Durch- 
schnitt 
jährlich 
bezw.  im 
Jahre 


1847—56 
1857—66 
1867—76 
1877-86 
1887—90 
1891—96 

1891 

1895 

1896 

1887 


Roh- 
baom- 
wolle 


Bftnmwollgarn , 


Dn^-    aaze-  , 
dreht  n.lbleiPht     .  . 

färbt  I  gpdr.  gebleicht 


Baumwollweb- 
warcn 

ftefllrbt 


oder 
gedruckt 


L'ebpncbuBG  der 

Einfuhr 
'der  Ausfahr— I 


Ueberachnss  der 

Anefnhr 
(der  Elnfnhr— I 


in  TanseDden  holländif<chen  linlden 


150  fl. 


„-  I  i«o  fl.  j  i«ofl.  I  —  ... 
.£:JP"ll*f      lienoo  per  loo 


300  n. 
per  100 


734 

550 
4409 

6961 
6000 
7  180 
8242 
7  198 
9748 
9186 


971 
354 
425!  '699; 
896  ]  20571 
3«;2  I  16281 
872  {  88{ 
-444i 
1789! 
H07I 
1037, 


421 
663 
349 
»90 


10259 

8345 
6607 
8450 
3631 
14709 
14340 
15819 


—3043 
—  I  279 
II  867 

14399 
27  212 
sog 

»  »75 
4050 


deckt  ebensowenig  wie  die  h-anzösi&che  den 
Bedarf  der  inländischen  Webereien  und  be- 
zieht in  steigendem  blasse  ausländische 
(rame.  Der  Wert  der  Mehreinfulir  von 
Garnen  hat  sich  deingemäss  seit  den  40 
Jahren  aufs  3 fache,  im  letzten  Jahrzehnt 
aber  trotz  des  Preisfalles  gegenüber  den 
80  er  Jahren  fast  aufs  Doppelte  erhöht.  Nur 
bei  den  gedrehten  Garnen  trat  1891  bis 
1893  eine  Mehrausfuhr  auf.  die  aber  1894.'95 
durch  eiue  viel  grössere  Mehreinfuhr  über- 
wogen  urawle. 

Die  grosse  und  neucstens  besonders 
wachsende  Leistungsfähigkeit  der  nioder- 
ländischen  Webereien,  die  nicht  nur  den 
steigenden  InlandsbedEui  bestreiten,  sondern 
auch  bedeutende  Quantitäten  ans  Ausland 
abgeben,  lässt  sieh  gleich&Us  am  den  oben 
angeführten  Handelsdaten  erkeimen.  Da- 
nach ist  der  Mehrwert  der  Webwarenaus- 
fuhr  von  7,2  Millionen  Gulden  im  Durch- 
f%hmtt  der  6()er  und  70  er  Jahre  auf  22,8 
Hillionen  Gulden  im  Diutdisehnift  von  1891 
bis  1895  gestiegen,  welche  Zunahme  haupt- 
sAchlic^  auf  das  Schwinden  der  Mehreinfuhr 

Cbter  und  gedruckter  "Ware  resp.  das 
^  istum  der  Mehreinfuhr  dieser  Ware  zu- 
rückzufühi'en  ist.  Beachtenswert  ist  hierbei, 
dasB  diese  Mehreinfuhr  sich  seit  1892  wie- 
der im  Rückgang  befindet ,  wähi-end  die 
Mehreinfuhr  roher  Webwai'en  gerade  von 
diesem  Jahi-e  einen  neuen  Äufschwning  da- 
tiert. Wir  begegneten  einer  älinlichen  Ver- 
ßdiiebung  in  den  Exportartikeln  bereits  bei 
England. 

Die  Bedeutung  der  Bjuimwollwebereieii 
in  den  Niederlanden  erhellt  auch  aus  den 
1883  zuletzt  df-tailliert  durchgeführten  Be- 
triebBaufnahmen.  £s  (»estanden  damals  ICy 
£attnnwebereieß  mit  1(I4  Dampfmaschinen 


von  3073  Pferdekräfteo,  während  überhaupt 
nur  2919  industrielle  Etablissements  mit 
3019  l^mpfmaschinen  von  44GU3  Pferde- 
kr&ften  aid^nommen  wurden.  Die  Zahl  der 
BaumwoUspindeln  wird  ffir  dieselbe  Zeit 
mit  300fK)0  angegeben. 

18.  Italien.  Das  jiuige  KSn^reich  hat 
sich  seit  seiner  Schnpfung  auf  diesem  Oe- 
biete  industrieller  ThAtigkeit  anfangs  lang^ 
sam,  nenestens  aber  sehr  kiSftig  entwickaft. 
Wie  folgende  Tafel  zei^  ist  der  Verbrauch 
von  Rohbaumwolle  seit  1862  enorm  ge- 
stiegen ;  sie  betrug  damals  nicht  eine  Milhon 
kg  und  beläuft  sieh  gegenwärtig  auf  mehr 
als  100  Millionen.  Gleichzeitig  war  die 
Mehreinfuhr  von  Gai-nen  und  Geweben  nicht 
luibedeutend ;  auch  nahm  sie  bis  in  die 
Mitte  der  "Oer  Jahre  zu.  Zwischen  1871 
imd  187r>beti-ngsie  bereits  jähi-lich  lOMillionen 
kg  Game  und  11,5  Millionen  kg  Webwaren. 
Von  letzteren  wui-den  in  dem  t^iinnuenninm 
1881 — 188ü  durchsi'hnittlieh  noch  mehr, 
nämlich  12,')  Millionen  kg  jährlich  mehr 
eingeführt  als  ausgeführt.  Indes  hatte  sich 
aber  die  Industrie  in  Baumwollwaren  so 
sehr  entwickelt,  dass  nicht  nur  die  Mehr- 
einfuhr von  Rohbaumwolle  i-asch  und  be- 
standig anwuchs,  sondern  auch  jene  von 
Garnen  und  Webwaren  ebenso  aboahm.  In 
den  letzten  Jahren  ist,  wie  folgende  Tafel 
zeigt,  erstere  auf  das  Doppelte  der  80er 
Jahre  und  mehr  erhöht,  letztere  in  eine 
wachsende  Mehrausfuhr  Übergegangen. 


'M'M'^  Kohbanm- 
wolle 

g  ^  ^  bioccoH  0  in 


Die  Mehreinftthr  betrug 
in  Millionen  Kilogramm  oei 

Baiunwoll-  Baumwoll- 
garn 

rPilati  (Ii 


Webwaren 


(Tessnti  di 


1862-65 
1866-70 
1871—75 
1876—80 
1881—86 
1886—90 
1891-95 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 


massa) 

0,93 
9,16 
16.87 
23,96 
46,06 
66.60 
88i47 
83,62 

74,30 
79,13 
81,32 
104,52 
103.06 
107,82 
116^00 


cotöne) 

cotone) 

5,14 

7,01 

8,28 

9,01 

io,os 

11,4» 

9.37 

10,09 

9.24 

12,50 

3,96 

9,67 

0,75 

2,19 

2.61 

6,25 

1,84 

6,09 

1.09 

3.83 

0,56 

2,61 

—  0.09 

—  0,43 

Or33 

—  1,15 

—  0.58 

—  3,71 

—  2,77 

—  3,77 

Das  Wachstum  der  Mehreinfuhr  von 
Rohbaumwolle  ist  nenestens  so  bedeutend, 
dass  ihm  gegenüber  der  Rückgang  der  in- 
ländischen Baurawollproduktion  (der  auch 
in  der  letzten  Zeit  anhielt)  gar  nicht  in  Be- 
tracht kommt.  1864  wurden  zwar  noch 
88 (HX»  ha  mit  Baumwolle  bepflanzt,  1873 
nur   noch  27  500   und  1880   2tH7.  Das 
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EmteeigebDis  schätzte  man  1864  auf  25, 187:s 
nur  noca  auf  7,2  IGllioneii  1^.  Seither  ist 
der  Ertnu^noch  ireiter,  fost  auf  Null  ge- 
Bunlcen.  Wenn  man  nun  auch  diese  Betri^e 
mit  den  Hehrehifuhren  kombiniert  und  den 
BaumvollTerbrauch  der  60er  und  70er  Jahre 
auf  25  lös  30  Millionen  kg  sc^tzt,  so  ver- 
bleibt doch  für  die  80  er  und  90  er  Jahre 
eine  sehr  starke  Zunahme  desselben,  der 
sich  auch  in  der  Entwickelung  der  Indiistrie- 
etablissements  zeigt ,  filr  weiche  aus  den 
Jahren  1877  und  li^93  detailliertere  Aut- 
nahmen vorliegen.  Danach  bestanden  1877 
647,  1893  nm-  r)32  Etablissements,  deren 
Dampfmaschinen  2990  resp.  18  480  und  deren 
hydraulische  Masclünen  9703  resp.  27  545 
Pferdekräfte  besassen.  In  tUesen  Etablisse- 
ments -wai^n  1877  (resp.  1893)  7648ß2 
(1336418)  Spindeln,  13517  (36H63)  mocha- 
nische  Webstühle  imd  14300  (10.333)  Hand- 
stühle thÄtig,  -wobei  53  4S4  (87  690)  Arbeiter 
beschäftigt  wui*den. 

18,  Schweiz.  Die  BaimiwoDindustrie 
der  Schweiz  ist  im  Vertiältuissio  znr  Be- 
völkerungsziffer nach  jenen  von  Grose- 
britannien  und  den  Yei-einigten  Staaten  die 
bedeutendste.  Bereits  in  der  2.  Hälfte  des 
14  Jahrhunderts  wurde  die  Baumwollspinnerei 
in  Basel  betrieben,  und  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert ei;gi-i{f  der  Rat  von  Zürich  mancherlei 
Massregeln  zu  Gunsten  des  einheimischen 
Baumwollgewerbes.  Im  18.  Jalu'hundert  er- 
reichte die  Industrie  ihren  Höhepunkt,  und 
nach  einer  Erliebung  im  Jahre  1787  zählte 
damals  der  Kantou  Zürich  allein  doppelt  so- 
viel Baumwollspinner  als  gegenwärtig  die 
gesamte  Schweiz,  nämlich  34075.  Der  Ver- 
brauch der  Rohbaumwolle  belief  sich  damals 
im  Kanton  Zürich  auf  12800  Centner,  wo- 
von rund  70<K)  Centner  für  den  Export  ver- 
arbeitet wurden.  IHe  Entwickelung  der 
Maschineuarbeit  in  En^and,  die  Kontinental- 
Bperre  und  eine  verkehrte  Handelspolitik 
fügten  dieser  blühenden  Industrie  schweren 
Schladen  zu.  Koi'  langsam  oriiolte  sie  sicli 
hiervon  dureh  einen  enolgi-eichen  Uobeigang 
zur  Maschinenarbeit  und  einer  den  Export 
fördernden  Handelspolitik.  Schon  1801  wurde 
die  erste  mechanische  Baumwollspinnerei 
von  einer  Aktiengesellschaft  im  Kloster  St. 
Gallen  mit  37  Handmühlen  zu  304  Spindeln 
eingerichtet ;  aber  erst  nach  der  Restauration 
entwickelte  sich  der  mechanische  Betrieb 
rascher  und  ki-äftiger,  und  erst  1880  kamen 
die  ersten  englischen  Masclünen  in  die 
Schweiz.  Seitner  ist  die  S_piunerei  stetig 
vorwärts  geschritten  und  nur  in  den  Jüngsten 
Jahren  macht  sick  ein  gewisser  Stillstand 
geltend. 

Die  Entwickelung  des  Baumwoüver- 
brauchee  und  des  Exportes  an  BaumwoU- 
waren  seit  1851  schildert  folgende  Tafel: 


woUe      ^y^r  Webwaren») 
Mehrein-  ^wim 
fahr  Mehransfnhr 
in  Millionen  Kilogramm 


9,65 

0,65 

5,42 

12,10 

0,72 

5)33 

10,39 

7,05 

17,25 

3,42 

8,67 

20,88 

4.26 

11,03 

20.73 

5,02 

8,26 

26,06 

23,83 

5.8S 

6,68 

5,41 

4,53 

23,57 

4,87 

3:32 

26,11 

21.38 

5,09 

3,85 

4,50 

4,72 

24,83 

4,98 

2,13 

23,32 

4,53 

1,70 

22,91 

4,10 

1.04 

IUI 

1851—55 
1856—60 
1861-66 
1866— TO 
1871—76 
1876—80 
1881-85 

1886— yo 

1891-95 
1890 
1893 
189Ö 
1896 
1897 


Danach  liat  sieh  zwischen  1851  und 
1885  der  Yerbmuch  von  Roliwolle  fast  aufs 
.'(fache,  die  Ausfuhr  von  Garn  und  Zwirn 
fast  a!tf  das  10  fache  imd  jene  von  Webwaren 
um  ca.  22  ",'0  gehoben,  nachdem  letztere  bis 
zu  Beginn  der  7(ler  Jahre  bereits  lun  lOO^/o 
zugenommen  hatte.  Seither  ist,  wohl  infolge 
der  Schutzzollmassregeln  ein  nicht  unbe- 
trächtlicher Rückgang  des  Baumwollver- 
brauches sowie  des  Exportes  von  Garnen 
und  Webwaren  zu  verzeichnen.  Dagegen 
hat  sich  der  inländische  Verbrauch  von 
Baumwollgarnen  und  Geweben  gehoben, 
deuu  die  Entwickelung  der  Biuimwoll- 
etablissements  war  in  dersdben  Zeit  nicht 
so  ungünstig,  als  der  SIehraiisfuhrrückgang 
vermuten  Hesse.  1882  wiu-den  1237  Baiun- 
wolletablissements  mit  55754  Arbeitern  ge- 
zählt; davon  waren  Spinnereien,  Webereien 
und  Zwirnereien  281  mit  30845  Arbeitern; 
Färbei-eien  nnd  Dnickereien  69  mit  5851 
Arbeitern ;  Bleichereien  ^  Sengereien  und 
Appretm-anstalten  49  mit  1832  Arbeitern; 
Stickereien  838  mit  17  236  Arbeitern.  Nach 
den  statistischen  Erhebungen  der  dem 
Buiides^esetze  vom  23.  Mftrz  1877  unter- 
stellten mduBtriellen  Etablissements  gehCrtra, 
wie  aus  der  Tabelle  auf  S.  503  ersichtlidt, 
von  diesen  industriellen  Etablissements  der 
Banmwollindustrie  im  Jahre  1888  an: 
(S.  die  TabeUe.) 

Durch  die  analoge  Erhebung  vom  Jahre 
1895  wurden  dagegen  12.53  BaiimwoU- 
etablissemente  aufgenommen,  von  denen  440 
mit  Motoren  ausgestattet  vnu-en  und  1231 
(21  standen  nicht  im  Betriebe)  48  536  Ar- 
beiter beschäftigten.  Die  Betriebskräfte  idler 
Betriebe  beliefen  sich  auf  43011  Pferde- 
kräfte. Wie  anderwärts,  so  ist  eben  auch 
in  der  Schweiz  die  Industrie  darauf  ange- 


Ohne  Strampfwirkwaren,  Watte,  Kleider, 
mit  Baumwolle  gemischte  Stoffe  u.  Stickereien. 
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A 

s  a 

e 

«öS 

and  zwftr 

#  (a 

■B  a 

aa 

fotore 

mit 
rbeite 

Betri 
kräfte: 

•< 

Spinnereien  .... 
Wattefabriken  .  .  . 

HO 

HO 

13025 

22006 

3 

3 

13 

14 

AbfalWerarbeitan^B- 

fabriken  .... 

3 

3 

15 

53 

Zwirnereien  .... 

56 

56 

1  195 

1  033 

weoss-n.  iniiweDereien 

79 

75 

8767 

4760 

Bnnt-  nnd  Jac^nard- 

vebereien  .... 

5* 

49 

5876 

3  302 

Stickereien  .... 

1139 

89 

17  920 

5« 

Färbereien  .... 

36 

33 

1  222 

730 

Druckereien  .... 

27 

27 

3878 

1309 

Bleichereien,  Sengerei- 

en  and  Appretoran- 

steltni  

67 

61 

2247 

1538 

Zusanunen 

1571 

505 

54158 

34157 

wiesen,  den  Grossbetrieb  und  die  Benutzung 
der  mechanischen  Kräfte  zu  fördern,  wo- 
dtireh  wenigstens  zum  Teil  die  durch  diese 
ZShlnngeu  konstatierte  Yerminderuog  der 
Zahl  <ler  Betriebe  und  der  menschlichen 
Arbeitskräfte  herbeigeführt  wurde.  Zum  an- 
deren Teil  haben  aber  hierauf  noch  beson- 
dere Momente  wie  die  auslÄndische  Kon- 
kurrenz, die  veränderte  Geschmacksrichtung 
des  Publikums  Einfluss  genommen,  da  in  den 
anderen  TextUindustrieen  eine  solche  Ter- 
minderuug  nicht  nachgewiesen  werden  kann. 
Die  Zahl  der  in  den  Spinnereien  und  Zwirne- 
reien thätigen  Spindeln  wiurde  1SH4  mit 
ls7S.-i(Hi,  1S88  aber  mit  nur  17220(K),  1892 
mit  17310(X)  angaben;  ebenso  soll  die 
Zahl  der  mechanischen  Webstühle  1884 
25000.  1888  23731,  jene  der  Handstahle 
1884  l.'jOOO  betragen  haben. 

14.  Russland.  In  Russland  entwickelt 
sich  die  BaumwoUindustrie,  die  insbesondere 
in  Moskau,  Wladimir,  Piotrkow,  Petersbui^, 
Kostroma  und  Esthland  betrieben  wird, 
ähnlich  wie  in  anderen  Staaten  durch  Ver- 
srCssening  und  bessere  Ausgestaltung  der 
Etablissements.  1843  hatte  KnssJand  erst 
3.50  OQtj  Spindeln.  1B67  zählte  man  schon 
62  Spinnereien  und  1660  Webereien  mit 
einer  Gesamtproduktion  im  Werte  von  86,2 
Millionen  Rubel  und  mit  106  6.^.5  Arbeitern ; 
1879  74  Spinnereien  und  647  Webereien 
mit  einer  Produktion  im  Werte  von  204,7 
Millionen  Rubel  und  mit  178  094  Arbeitern ; 
endlich  1884  901  Baumwollfabrikea  mit 
222  201  >  Arbeitern.  Dazu  kommen  noch 
Zitzfcbriken  1867  : 152,  1879  : 101,  1884  :  66 
mit  23018  bezw.  21913  und  21060  Arbei- 
tern, WatteEabriken  (1879 : 58)  sowie  Fftrbe- 
reien  uad  Bteicherraen  (1879  :  621  an  der 
Zahl). 


Für  1887  giebt  die  offizielle  Statistik  — 
die  jedoch  in  diesem  Punkte  nicht  ganz 
erschöpfende  Daten  liefert  —  bei  vermehrter 
Arbeiterzahl  und  erhöhtem  Produktionswerte 
wieder  weniger  Etablissements  an  als  1884. 
Es  haben  nämlich  danach  1887  in  Europäisch- 
Russland  mit  Einschluss  von  Polen  be- 
standen 


Als  thätige  Spindeln  wurden  1879  mehr 
als  2,5  Millionen,  1889  3799416,  neuesteus 
gar  ca.  5  Millionen,  als  thätige  mechanische 
Stühle  im  Jahre  1890  191290  angegeben. 

Das  Rohmaterial  bezieht  di^  bedeutende 
Industrie  in  erster  Linie  vom  Auslande, 
indem  Rohbamnwolle  in  stets  steigenden 
Mengen  nach  Russland  eingeführt  wird. 
1860  bewertete  sich  die  eingeführte  Baum- 
wollmenge auf  16,1,  1870  bereits  auf  31,3, 
1880  auf  52,  1890  auf  81  j5,  1894  auf  94,3 
Millionen  Rubel.  Wie  die  folgende  Tafel 
zeigt,  steht  den  grossen  Einfuhnnengen  eine 
minimale  Ausfuhr  gegenüber,  so  dass  fast 
die  ganze  Einfuhr  im  Inlande  verbraucht 
wird.  Da  jedoch  in  den  centralasiatischen 
Gebieten  1888  bereits  nmd  16,5  MilKonen 
kg,  in  den  9(»er  Jahren  aber  an  50  Milhonen 
kg,  und  in  Transkankasien  3 — 6  Milhonen 
kg  Baumw^olle  jährlich  produziert  werden 
sollen,  so  ist  der  Verbrauch  noch  grösser, 
als  der  auswärtige  Handel  erkennen  lässt. 
Der  Mehlimport  allein  ist  aber  seit  1870 
auf  das  3-  uiul  4  fache  angewachsen  und  lässt 
erkennen,  wie  sehr  sidi  in  dieser  Zeit  die 
Industrie  gehoben  hat.  Damit  stimmt  gut 
überein,  dass  die  Gameinfuhr,  die  bis  in 
die  80  er  J^ire  beständig  anwuchs,  neues- 
tens  andauernd  zurückgeht  und  der  Wert 
der  Webwareneinfuhr  ziemlich  stationär 
bleibt,  während  der  Wert  der  Webwaren- 
ausfnhr  mässig  anwächst  Danach  hat  die 
russische  Baumwollindustrie  bereits  dea 
Weg  eingeschlagen,  auf  dem  sie  bei  dem 
raschen  vVachstum  der  BevOUi:fflrung  und 
der  günstigen  des  asiattsohen  Marktes 
bald  zu  grosser  Blüte  und  Stärke  gelangen 
muss. 

Es  beti-ug  aber  der  Russische  Handel 
über  alle  Grenzen  in 


>)  Ohne  die  Fabriken  in  Polen,  fttr  die  ein 
entsprechender  Nachweis  fehlt. 
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Im  Jahres- 
durch- 
schnitte 
resn. 

im  Jahre 

Rohhaum- 
wolle 

Bauiowoll- 
gamen 

Baumwoll- 
fabrikateii 

Ein- 
fuhr 

Aus- 
fuhr 

Ein- 
fuhr 

Aus- 
fuhr 

Ein- 
fuhr 

Aus- 
fuhr 

Uillionen  Küogr 

inim 

MiU.  Rubel 

loYU 

42,64 

3,46 

4,39 

1860 

80,19 

0,12 

9,40 

0,01 

6,01 

1,92 

1685 

113,32 

0,17 

2,95 

0,34 

5," 

3,02 

1890 

140,52 

0,72 

3,96 

0,06 

4,57 

5,45 

1891 

125,24 

1,26 

2,68 

0,03 

4,54 

6,51 

i66,57 

0,41 

2,08 

0,03 

4,32 

8,52 

1893 

136,66 

0,35 

2,25 

0,06 

4,53 

9,16 

1894 

212,83 

0,38 

2,45 

0,03 

4,34 

6,87 

1895 

134,92 

0,42 

2,21 

0,05 

3,92 

9,06 

18961) 

151,80 

0.02 

2,05 

0,01 

2,50 

1,61 

18971) 

163,33 

0,02 

2,00 

0,03 

2,37 

4,00 

1886—1890 

142,46 

0,23 

3,98 

0,05 

4,21 

5,22 

18Ö1— 1895 

155,24 

0,56 

2,33 

0,04 

4,33 

8,02 

15.  Finnland.  In  Finnland  wird  die 
Baurawollmanufaktur  sowohl  vom  Kleinge- 
werbe als  auch  fabrikmäßsig  betrieben; 
doch  hat  sich  im  letzten  Decennium  die 
Anzahl  der  grösseren  BaiimwoUindiistrie- 
etablissements  wenig  geändert.  1885  be- 
standen ij,  1895  4  Etablissements.  Dagegen 
hat  sich  die  Zahl  der  Arbeiter  von  31H9  im 
Jahre  1880  auf  4658  im  Jahre  1895  und 
ebenso  der  Wert  ihrer  Produktion  von  9,8 
auf  16,3  MilUonen  Jrancs  erhOht.  Sie  haben 
den  allgemeinen  Entwicbelungs^ng  der 
finnländischen  Textilindußtrie  mitgemacht, 
die  1895  40  EtabUssements  mit  46  Dampf- 
maschinen mit  5119  Pferdeträften  zählte, 
während  sie  1885  niu-  25  Dampfmaschinen 
mit  1453  Pferdekräften  besase.  Auch  hier 
zeigt  sich  also  das  kräftige  "Weitei-schreiten 
der  Grossbetriebsoraanisation. 

Wie  sehr  der  Verbranch  von  Rohwolle 
in  diesen  Ebtablissements  resp.  im  ganzen 
Lande  anwuchs ,  zeigt  folgende  kleine 
Ueber^ht  des  Baumwollimportes ,  der  sich 
in  den  letzten  15  Jahren  ausserordeiitUdi 
erhöht  hat.  Es  betn^  nämlich  die  Einfuhr 
von  Rohbaumwolle  im 


Jahres-  -»jn 
dorchachnitte 

1881—86  2,94 

1886-90  3,60 

1891-96  4,36 


Jahre      MiU.  kg 


1895 
1896 
1897 


4,41 
5,17 
6,68 


16.  Spanien.  In  Spanien  befindet  sich 
der  Hauptsitz  der  BaumwolUndustrie  in  und 
um  Barcelona,  wo  neuerdings  in  wachsendem 
Masse  grosse  Quantitäten  von  Baumwolle 
verarbeitet  werden,    Z\\-ischen  1883  \md 


Ohne  die  Eln- 
osiatische  Grenze. 


und  Aasfnhr  ftber  die 


1887  schwuiktc  der  Verbrauch  im  ganzen 
Lande  zwisdien  46  und  54  Millionen  kg 
j&hriichj  in  den  letzten  Jahren  stieg  er  auf 
71  Milhonen  kg.  Die  in  der  folgenden 
Tafel  dargestellte  Einfuhr  repräsentiert  den 
ganzen  Verbrauch,  da  die  Ausfuhr  sidi  nur 
auf  wenige  Tausend  Kü<^rajnm  beläuft,  im 
Diuxshschnitte  der  Jahre  1891—95  auf  12000 
kg,  189t)  allerdings  auf  108000  kg.  Im 
Zusammenhange  mit  dieser  grässeren  Pi-o- 
duktion  von  Baum  weil  waren  ist  iMe  Einfuhr 
von  Garnen  ziemlich  stationär ,  jene  von 
Webwaren  rüciigängig,  und  weiterhin  die 
Ausfuhr,  insbesondere  von  Webwaren,  stark 
angewadisen.   Es  betn^  nämlich  die 


Im  Jahres- 
durch- 
schnitte 

resp. 
im  Jahre 

Einfuhr 

Ein- 
fuhr 

Aus- 
fuhr 

Ein-  Aus- 
fuhr fuhr 

von  Roh- 
baum- 
wolle 

von 
BaoinwoU- 
gamen 

von 
Banmwoll- 
wehwaren 

Millionen  Kilogramm 

1886—90 
1891—95 

1891 

1895 

1896 

1897 

50,89 
64,06 
60,73 
71,43 
59,31 
75,96 

0,46 
0,78 
0,72 
0,85 
0,61 
0,55 

0,42 
0,13 
0,54 
1,38 
1,41 

1.67  ,  - 
1,23  ,  7,83 
1,83  5.34 
0,84  1  7.96 
0,68  1  9.18 
0,52  '10.30 

1879  wurden  in  besteuerten .  fabrik- 
mässigen  Betrieben  69134(i  Spindeln.  6I9i} 
Handwebestilhle  und  7552  mecliaiiische 
Webestülüe  gezählt.  1895  sollen  615000 
Spindeln  und  68300  Webstühle  voriiaudeu 
gewesen  sein. 

17.  PortogaL  FOr  Portugal  gilt  ähn- 
liches wie  für  Spanien.  Der  BauniwoUveiv 
brauch  und  dei*  Wert  der  exportierten 
Baum  wollwaren  wächst,  die  Einiiihr  von 
Baumwollwaren  geht  zuiilck.  Beachtens- 
wert ist  hierbei  das  Jahr  1893,  in  welchem 
durch  Zollmassregeln  in  der  £ntwi<^elung 
des  Handels  ein  förmlicher  Bruch  liervor- 
gemfen  wird.  Neuestens  steigt  wieder  die 
Einfuhr  an  Garnen  und  Webwaren.  Sie 
beiief  sich  1894  auf  0,27  resp.  2,39  und 
1895  auf  0,34  resp.  2,90  ÄülHonen  kg.  Aber 
auch  die  Ausfuhr  an  Webwaren  hat  zuge- 
nommen; sie  betrug  1894  0,98,  1895  i;40 
Millionen  kg,  während  jene  an  Garnen 
minimal  bleibt,  7000  kg  im  Jalire  1894  und 
4000  im  Jahre  1895.  Eine  Uebei-sicht  von 
1861  au  giebt  die  auf  S.  505  folgende 
Tafel. 

18.  Griechenland.  In  Griechenland 
hat  sich  in  neuerer  Zeit  eine  fabrikmfisaige 
Baumwollindustrie  entfaltet.  Um  1885  zählte 
man  daselbst  20  Spinnereien  mit  SO  000 
Feinspindeln  und  3  Webereien  mit  6(M) 
mechanischen  Webstühlen.  Für  1895  wenlen 
85000  Spindeln  angegeben. 
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Im  Jahres- 
dvrch- 
Khnitte 

resp. 
im  Jahre 

1861—65 
1866—70 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886-90 
1891—95 

1891 

1893 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 


Einfnhr 
Ton  Roh- 
baumwolle 

Mill.  kg 

1,46 
1,92 
2,66 
3,70 

5:95 

9,77 
7,19 
7,36 

10,95 

10.55 

13,82 

9.87 
13,36 


Einfuhr  AuBfnhr 
von  Banmwoll- 
waren 


Contos  Rei!< 


3990 
4244 

4420 

3315 
3313 
3466 
2217 
3063 

1357 
3231 
3058 
»435 
3499 
2436 


ca.  320 

377 
363 
232 
90 
110 
316 
112 
*85 
551 
679 
901 
1096 
1310 


[den  Jahren  1887  nml  1888  rund  ca.  3 
I  Millionen  kg  importiert  wiurden,  blieb  ziem- 
'  lieh  stationär .  während  die  Ausfohr  dies» 

Fabrikate  fortgesetzt  unbedeutend  ist  Eb 

betrug  nämlich  die 

Im  Jahres-        Einfuhr  von      Ausfuhr  von 
durch-     Roh-    g         Web-  ^  Web- 
schnitte   wolle  waren  waren 

im"jSi.re  ^8: 
1891—96   527  605 
1892  333 


1895  575 

1896  972 

1897  1177 


814 

524 
580 
749 


«33 
2471 

3230 
3273 
1916 


tausend  kg 
56 


65 
14 


33 
19 
37 
36 


Der  Vei'brauch  dieser  kleinen  Industrie 
ttetnig  ZT\-ischen  18Üt  und  1895  im  Jahres- 
durchschnitt 527  000  kg  und  stieg  im  Jahre 
1896  auf  972000  kg.  Die  Einfuhr  von 
Garnen  «nd  Webwaren ,  wovon  schon  in 


19.  Schweden.  Nach  den  offiziellen 
Indugtrieberichten   war   die  Entwickelung 

I  der  grösseren  Baumwollüidustriestätten  in 

I  der  letzten  Zeit  eine  günstige ,  denn  wie 
folgende  Tafel  zeigt ,  hat  na^  einem  vor- 
übergeliendeii  Rückgang  die  Menge  wie  der 
Werl  der  Garn-  imd  Webwarenproduktion 

I  nicht  unbeträchtlich  zugenommen.   !Eb  be- 

1  standen  nämlich  in  den  Jahren 


1884  1890  1894  1895 

Kechanisclie  BanmwoUsinnnereien   38  24           29  37 

mit  einer  Gamprodnfction  in  Mill.  Kilt^ramm   .  7,59  8,11         10,70  11,36 

mit  einem  FroouktionBwert       Iflill.  luvnen  13,22  12,95         '3|89  i3iS7 

mit  Arbeitern   3986  4500  5103  4931 

BaumwoUwebereien   29  26            37  31 

mit  einer  Webwarenprodnktion  in  Mill.  Meter   .  33,10  40,33        36,50  43,15 

r     «                 „                n  Hill.   Kilogr.  2,72  0,60          2,96  1,66 

mit  einem  Prodnktionswert  von  Hill.  Kronen  12,73  13.66         12,29  15.27 

mit  Arbeitern   3793  4000  3618  3689 


Ausserdem  bestanden  1895  noch  3  Kat- 
tuu<1ruckereieii  mit  3  Motoren  von  196 
Pferdekräftea  und  einer  Produktionsmenge 
im  Werte  von  2801)00  Kronen  und  mehrere 
Fabriken,  die  gemischte  Game  und  Web- 
waren erzeugten.  Begreiflicherweise  ist 
der  Entwickelung  dieser  Fabriken  ent- 
sprechend die  Einfuhr  von  Rohbaumwolle 
gestiegen.  £b  bfetnig  aber  nach  den  Handcls- 
aiisveisen  bed: 


Im  Jahres- 
durchschnitte 
resp. 
im  Janre 

Bohbaam- 

wolle 

Baumwoll- 1  Baumwoll- 
garn    1  Webwaren 

Einfuhr 

Ein- 
fuhr 

Aus-I  Ein- 
fuhr j  fuhr 

Aus- 
fuhr 

Millionen  Kilogramm 

1886-90 
1891—95 

1895 

1896 

1897 

1 

",75    i  1,70 
14,15  !2,I3 
13,58    1  2,97 
13,88  12,38 
17,76    -  2,95 

0,51  1,22 
0,48  1,53 
0,52  1,92 
0,51  1,84 

0,67  2,13 

0,47 
0,81 
1,04 
1,08 
1,39 

obwohl  die  Ausfuhr  von  Garnen  und  Web- 
waren etwas  zugenommen  hat,  ist  noch 
immer  eine  Mehreinfuhr  in  dies^  Artikeln 
vorhanden,  imd  zwai-  eine  etwas  grössere 
als  in  den  SO  er  Jahren. 

20.  Norwegen.  Auch  die  kleine,  aber 
licachtenswerte  Bainnw  ollindustrie  Norwe- 
gens hat  in  den  letzten  Jahren  mehr  Roh- 
wolle verbraucht  als  in  den  JiK>er  Jahren. 
Gleichwohl  befriedigt  sie  noch  nicht  den 
inländischen  Bedarf,  so  dass  neben  der 
kleinen  wachsenden  Ausfuhr  yoD  Garnen 
und  Webwaren  eine  stärker  wachsende  Ein- 
fuhr in  diesen  Artikeln  besteht.  Es  betrug 
nämlich  bei 


Der  Verbrauch  von  Rohbaumwolle  ist 
somit  nicht  unwesentlich  gestiegen,  die  da- 
durch gewonnene  Mehrpmluktion  ist  aber 
ganz  dem  Inlande  zu  gute  gekommen,  denn 


Im 

Roh- 
wolle 

Baumwoil- 
gamen 

BanmwoU- 
webwaren 

Jahres- 
durch- 

schoitte 

Mehr- 
einf. 

Ein-  Aus- 
fuhr 1  fuhr 

Ein- 
fuhr 

Aus- 
fuhr 

Millionen  Kilogramm 

1881-85 

1886-90 
1891-95 
1895 
1896 
1897 

2,258 

2^404 
2,582 
2,656 
2,750 
2,866 

0.628  1  0,200 
0,934  0.088 
1,234  1  0,093 
1,503  1  0,077 
1,540  1  0,046 
1,826  1  0,032 

1,611 

1,837 
2,481 
3,012 
3,219 
3,884 

0,161 
0,349 
0,540 
0,760 
o,Soi 
0,777 
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21.  Dfinemark.  Die  ganz  kleine  dänische 
Baumwollindustrie  hat  gleichfaUs  ihren  Ver- 
braudi  in  den  letzten  20  Jahren  sehr  stark 
erhöht  Im  Jahresdurchschnitte  betrug  die 
Mehreinfuhr  an  Rohbaumwolle  1871 — 1875 
115,  1876—1880  27,  1881—1885  30,  1886 
bis  1890  40000  kg.  Zwischen  1891  und 
1895  eriiQhte  sich  aber  im  Durchschnitt  der 
jahrliche  Mehrimport  auf  392000,  und  1896 
resp.  1897  stellte  sich  dieser  auf  782000 
und  1078000  kg.  Trotzdem  ist  auch  die 
Mehreinfuhr  an  Garnen  und  Webwaren  ge- 
wachsen. Erstere  betrug  1897  4.29,  189G 
409j  1891—1895  im  Jahresdurchschnitte  3,8 
Millionen  kg  gegen  3  Millionen  kg  in  den 
Jahren  1889—1890,  und  2,7  Millionen  kg.; 
in  den  Jahren  1884^188a  Die  Einfuhr! 
Ton  Baumwollwebwaren  wird  zwar  mit  den 
Webwaren  aus  Leinen  und  Hanf  vereint 
n^hgewiesen,  aber  auch  in  dieser  Summe 
zeigt  sich  das  Wachstum  der  Einfuhr.  Die 
M^imOEuhr  derartiger  Webwaren  betrug 
nämlich  1897  11,5,  1896  10  1891—1895 
durchschnittlich  7,H  Millionen  kg,  während 
1889 — 1890  dieser  Mehrimport  sich  nur  auf 
7  MilÜonen  kg  belief. 

22.  Balkangtaaten.  Unter  den  Balkan- 
staaten hat  Rumänien  relativ  die  grösste 
Baum  wollindustrie,  die  allerdings  noch  immer 
tiberÄiegend  Hausindustrie  ist.  Ihr  Ver- 
brauch an  Rohmaterial  hat  sich  in  den 
letzten  15  Jahren  um  mehr  als  5'J^'o  ge- 
hoben. Gleichwohl  hat  sicli  bisher  keine 
nennenswerte  Ausfuhr  von  Banmwollfabri- 
katen  entwickelt  und  ist,  wie  die  folgende 
Tafel  lehrt,  tlie  Einfuhr  von  Garnen  unrl 
Geweben  infolge  der  Volksvermehrung  und 
des  wachsenden  Wolüstandes  nicht  unbe- 
deutend gestiegeo.  Es  betnig  aber  bei 


In  Bulgarien  ist  mit  dem  Wachstum 
der  Bevülkenmg  und  des  WohlstuKles  der 
Verbrauch  von  Rohbaumwolle,  aber  auch 
die  Menge  der  Einfuhr  von  Garnen  und 
Geweben  ans  Baumwolle  stark  gewachsen. 
Es  betrug  nämlich  die 

Einfuhr      Einfuhr  Ausfohr 
Im  Jahres-    „  von  BanmwoU- 

dm^hnitte  Garn  ^^^^i,- 

in  tausoid  Kili^Tamni 
1886—90        336  453a  3 

1891—95         331  5695  3 


1895 
1896 
1897 


405 

406 


3853  3167  2 
3116  3567  o 
3915    3795  1 


Im 

Rohwolle 

Baumwoll- 
garnen 

Baumwoll- 
geweben 

Jahres- 
durch- 
schnitte 

Ein- 
fuhr 

Aos- 
fohr 

Ein- 
fuhr 

ÄllS- 

fnhr 

Ein- 
fHihr 

Aus- 
fuhr 

tausend  Kilogramm 

1881—86 
1886—90 
1891—95 

1895 

1896 

1897 

392 

4o2 
603 

437 
697 

639 

0,2 
1,9 
3,7 
1,5 
0,9 
0,6 

3479 
3917 
5139 
4852 
5478 
6004 

1,4 
^2 
1,0 
0,4 

0,5 

4,2 

4696 
5780 
6626 
5324 
8557 
7513 

19 

3 
6 

0,7 
0.6 

3,8 

In  Serbien  betrag  nach  den  offiziellen 
Handelsausweiaen  bei  einer  fast  auf  Null 
reduzierten  Ausfuhr  die  Einfuhr  l'Xii)  kg  von 
Im  Jahres- 


durch- 
schnitte 

resp. 
im  Jahre 
1691-95 

1896 

1897 


Bohwolle 


34i 
338 
148 


Baum- 
wollgarnen 

1170 
1251 
2257 


Baumwoll- 
geweben 

843 
S64 
1270 


28.  Andere  Staaten.  Neben  den  be- 
sprocheneu Staaten  haben  noch  viele  andere 
eine  Baumwollindustrie,  doch  kommen  deren 
Erzeugnisse  fast  nur  für  den  inländischen 
Bedan  in  Betracht;  so  auch  Cauada,  Bra- 
silien ,  Venezuela ,  Columbia ,  die  central- 
amerikanischen  Staaten  und  Mexico. 

In  Canada  hat  die  BaiunwoUindustrio 
in  den  letzten  Jahrzehnten  einen  selir  be- 
deutenden Aufschwung  genommen. 
Zeugnis  bietet  hierfOr  die  bei  minimaler 
Ausfuhr  seit  den  7<  >  er  Jahren  auf  das  15  &che 
angewachsene  Einfuhr  von  Baiunwolle.  Diese 
betnig  nämlich  im 

Tfthrra.  JahresdurcU- 

diu-cStt  Mili.  kg  schnitt  resp.  Mill.  kg 
Jahre 

1871—75  i.i:;      1891—95  20,00 

1876— 8()  3,7^       1894—95  2KM 

1881—85  9,86      1895—96  17,90 

1886—90  15,81      1896—97  18,98 

1894  sollen  in  Canada  20  Baumwoll- 
fabriken mit  491252  Spindeln,  12104  Web- 
stühlen und  8216  Arbeitern  bestanden  haben. 

Unter  den  süd-  und  nüttelamerikanisdieu 
Staaten  hat  Brasilien,  gestützt  auf  eine 
grosse  einheimische  ^umwollproduktion, 
eine  bedeutendere  Industrie  entfaltet  1885 
zählte  man  dort  bereits  02  Baumwollfahriken 
mit  225 122  Spindeln  und  4S^iG  mechanischen 
Webstühleii.  Zelui  Jahre  später,  1895,  wer- 
den dagegen  155  BaumwoUfabriken  aufge- 
zählt, von  denen  sich  43  im  Staate  Rio  de 
Janeiro  und  35  in  Minas  Oerae-s  befinden. 
Sie  verarbeiten  den  grCssten  Teil  der  ein- 
heimischen grossen  Baimiwollprodiüdion,  von 
welcher  1895  nicht  viel  mein:  als  30  Milli- 
onen kg  ausgeführt  wurden,  und  obsdion 
nach  dem  Gesagten  sich  ihre  Zahl  um  150  °/o 
vermehrt  hat,  so  soU  dodi  ihr  yerbranch 
an  Rohwolle  in  noch  höherem  Masse  ge- 
waclisen  sein. 

In  Mexico  wurde  die  erste  BaumwoU- 
fabrik  1834  errichtet  1888  bestanden  schon 
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0^,  1896  107  Bummdl&hrikeD,  von  denen 
'i<  mit  D^pf,  34  tenls  mit  Dampf,  teils 
niit  Wasser  betrieben  wurden.  Dieee  107 
Fabriken  verbrauchten  1896  53,3  Mffioneo 
Pfand  Rohbaumwolle,  hatten  448156  Spin- 
tlela  in  Betrieb  und  erzeugten  3,86  MiUionen 
Pfand  Garn  und  ca.  7  Millionen  Stück  Tuch. 

In  Japan  wurde  die  erste  Baumwoll- 
veberei  mit  Dampfbetrieb  in  der  Mitte  der 
«Oer  Jahre  errichtet.  Sie  hatte  6000  Spin- 
deln. Seit  1880  hat  die  BaumwoUindustiie 
eioen  grossen  Aufschwung  genommen,  so 
dass  im  Jahre  1896  Fabriken  mit  etw&  einer 
Million  S^iiudeln  besthndeo,  allerdings  sollen 
infedge  emer  Produktionskrisis  hiervon  nur 
592425  in  Betrieb  gewesen  sein.  1897 
Taren  wieder  781619  Spindeln  thiUig.  Die 
(laniprodu^on  des  Jahres  1896  wnrae  auf 


180  Millionen  Pfund  gegen  42  Millionen 
Pfund  im  Jahre  1890  geschÄtzt. 

Auch  in  China  bestehen  BaumwoU- 
^Munereien.  1897  aollen  sie  378  052  Spin- 
deln in  Beirieb  gehabt  haben. 

24,  CebersioA.  Um  den  ^^nwäi-%en 
Stand  der  BaumwoDindustrie  m  den  «naeJ- 
nen  Staaten  nach  seiner  i-elativen  Bedeutung 
schätzen  zu  können,  bringen  wir  folgende 
Darstellungen  des  absoluten  und  relativen 
Verbrauches  an  Rohbaumwolle  sowie  der 
Anzahl  der  in  dieser  Industrie  beschäftigtea 
Spindehi.  Ersterer  wurde  hierbei  gleichge- 
stellt den  Ueberschflssen  der  Einf\Uir  über 
die  Ausfuhr  beziehungsweise  der  Emte- 
resultate  über  die  Mehi-ausfuhr.  Für  Russ- 
land und  Indien  wurde  die  inländische  Pro- 
duktion allerdings  nur  annAhemd  gestützt. 


Land 

1897 

BanmwoUverbrauch 
1896  1891—95 

Anzahl  der 
8pindeln 

in 

Millionen  kg 

per  Ein- 
wohner kg 

im 
Jahre 

tausend 

Grosflniluraien  und  Irland  .... 

679,60 

713,30 

694,56 

18,00 

1890 

44505 

Vernugte  Staaten  von  Amerika'}  .  . 

610,37 

595,37 

625,93 

9,54 

1897 

17300 

a»,9i 

33,32 

23,57 

7,92 

1892 

1  731 

287,89 

256,56 

252,38 

4,95 

1898 

7884 

37,7» 

29,19 

29,27 

4,73 

1892 

970 

188,85 

134,25 

153,73 

4,01 

1894 

4025 

18,98 

17,90 

20,00 

4,00 

1894 

491 

75,96 

59,20 

64,06 

3,65 

1895 

2  615 

i^chweden  

17,76 

13,88 

14,15 

2,92 

1884 

300 

116,00 

107,82 

88,47 

3,90 

1895 

1  400 

Oesterreich-Unganx   

123,06 

116,56 

112,78 

2,68 

1898 

3  140 

15,31 

16,25 

11,96 

2,55 

1883 

300 

200,00 

200,00 

ca.  180,00 

1,70 

1896 

S  000 

Portugal  

13,36 

9,87 

9,77 

1,66 

t» 

6,68 

5,  »7 

4,36 

? 

2,87 

2,75 

2,58 

1,29 

-f 

285,00 

220,00 

210,00 

0,90 

1897 

3976 

1,77 

0,97 

0,53 

0,23 

1895 

85 

1,08 

0,77 

0,39 

0,18 

9 

Serbien  

Opi5 

0,23 

0,34 

0,15 

? 

0,64 

0,70 

0,60 

0,12 

0,41 

0,41 

0,33 

0,10 

*i 

Znsammen 

2646,26 

2524,47 

2499,76 

93722 

Da  man  (wie  die  folgende  aus  den  vorhin  er- 
'iterten  Daten  znsanunengestellte  Tafel  zeigt) 
der  Verbrauch  in  den  gleichen  Staaten,  ab- 
^hen  von  Indien,  per  Jahr  für  1871 — 75 
auf  1277  und  für  1891—95  auf  2290  MilK- 
ooen  Eiloeramm  schfttzen  darf,  so  ergiebt 
sich  für  die  letzten  25  Jahre  die  enorme 
Zunahme  von  mehr  als  100<J  Millionen  Küo- 
fframm  und  für  jedes  Jahrfünft  eine  solche 
von  150 — 300  Millionen  Kilogramm.  Am 
gifissten  war  die  Zunahme  zu  Beginn  der 
f(>er  und  80er  Jahre,  am  geringsten  in  den 


Jahren  nach  der  Krise  der  zweiten  HälEtp 
der  70ei'  Jahre.  1896  nahm  der  Verbrauch 
im  ganzen  gegen  den  Durdmchnitt  des  TOran- 
gai^nen  Jahrfünfts  nur  wenig,  1897  in  viel 
grosserem  Masse,  1898  ganz  ausserordentlifA 
zu ,  da  Orossbritannien,  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  allein  um  280  Millionen 
Kilogramm  mehr  verbrauchten  als  1897 . 
Den  Gesamtverbrauch  dieses  Jahres  wird 
man  danach,  abgesehen  von  Indien,  auf  ca. 
2700  Millionen  Kilogramm  schätzen  dürfen. 


fOr  1S90,'91— 18M/96. 
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Im  Jahres- 
dnrchiehiiitte 
resp.  Jfthre 


1871—7Ö 
1876—80 
1881—85 
1886—90 
1891— 95 

1696 

1897 


Verbraach  von  BohbaomwoUe  in 
den  oben  genannten  Staaten 
Zunabme 
eegen  die 
Vorperiode 
Millionen  Kilogramm 


ohne 
Indien 


mit 
Indien 


1276,85 
1427,07 

1749,17 
1986,38 
2289,76 

2304,47 
2421,36 


150,22 
322,10 
237.21 
303,38 
14.71 
1 16,79 


1467 
1622 

1949 
2186 
2500 

2646 


Ii)  dem  statistischen  Bnreaii  des  Schatz- 
amtes der  A'ereinigten  Staaten  wuitle  eine 
Berechnung  des  Baumwollverbrauches  in 
Europa  imd  in  den  Vereinigten  Staaten  bis 
zum  Jahre  18:tl  ziu-dck  durch  gefflhi-t,  die 
mit  unseren  (insbesondere  ■wegen  der  Be- 
rücksichtigung der  heimischen  Prodidition 
Russlands  griisseren)  Daten  ziemlich  gut 
übereinstimmen .  Danach  hätte  sich  aber 
der  Baumwollverbi-auch  in  den  letzten  Gü 
Jahren  gerade  aufe  lU  fache  erhoben.  Er 
-würde  Dflmlich  betragen  haben 


Im  Jahres- 
durchschnitt 
1831—35 
1836-40 
1841— 
1846-äO 
1851—55 
1856—60 
1861-65 


Millionen 
kg 

230,0 
322,8 
427,2 
504,2 
673,2 
877,8 
574,4 


Jahres-  Millionen 
durchschnitt  kg 
1866-  70 


1871—75 
1876—80 
1881-85 
1886—90 
1891—94 


912,1 
1184,9 
'347,1 
1641,5 
1870,8 
3115,6 


Dieses  riesige  'Wachstum  des  Ver- 
brauches iSsst  die  mächtige  Ent^-ickelnng 
der  Baumvollindustrie,  von  der  wir  fast  bei 

ä'edem  Staate  sprechen  konnten,  besser  er- 
nennen und  beurteilen  als  das  Wachstum 
der  ArbeitsmascMnen  dieser  Industrie,  da 
einerseits  dieselben  fortwährend  leistungs- 
fäh^r  werden,  anderei-seits  die  Nachweisim- 
gen  zu  ungleich  und  \ingenan  geliefei-t  wer- 
den, viele  Staaten  die  Spiudelzahl  überhaupt 
nicht  mehr  erheben  und  man  dadurch  auf 
unzulängliche  Schätzungen  angewiesen  ist. 
So  stellt  denn  auch  die  oben  angegcltene 
Zahl  der  Spindeln  den  gegenwärtigen  Stand 
keineswegs  rollständig  dar.  Dieser  dürfte 
grösser  sein.  Bereits  1890  w^ird  er  sich  auf 
9<)  Millionen  belaufen  haben,  für  1896  wird 
er  schon  auf  94.8  Mülionen  geschätzt  und 
gegenwärtig  (1H98)  dürfte  er  an  100  Mil- 
lionen  heranreichen.  Wenigstens  haben 
jene  Gebiete,  für  die  wir  neue  Daten  liefern 
konnten,  eine  meist  beträchtliche  Vermeh- 
nmg  gezeigt,  so  dass  man  dies  auch  für  die 
"übrigen  Gebiete  mit  vergrössertem  Baumw^oll- 
verbrauch  annehmen  kann.  Dabei  darf  aller- 
dings nicht  übersehen  werden,  dass  heut- 
zutage die  IjCistung  einer  Sjiindel  wesent- 
lich grosser  ist  als  vor  10  lud  20  Jahren. 
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Deutiehe$  Uandelsarckir,  Zeitschrift  für  Handel 
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JftunuU,  Jakrgge.  1886 — 1898,  London.  —  i/ati- 
delfmusfnm,  hrsg.  vom  iisterr.  JlaHdeUmiueum, 
Jahrgge.  1801—1898,  Wi*n.  —  Xeumann- 
Spatlart,  Uebersichten  der  Wfltwirttehafl, 
Jahrggr.  1878^1889,  Jkiriin,  —  Seide,  J.  Sc., 
Tht  i<laUtman't  yearbook  for  the  year  1890  bis 
1898,  London.  —  Th.  JBtKMHi,  A  kandbook  of 
the  eotfon  trade,  or  a  glance  at  Ihr  patl  histort/, 
pretent  eondition  and  futnre  proxperU  of  the 
rotton  rommeree  of  the  worid,  18S8.  —  X*.  Rey- 
band,  Le  cotlon,  ton  regime,  sf»  prohlrme*,  »on 
inßuenrc  en  Eiirope,  I^ris  1868.  —  Gross- 
hr  i  tu  un  i  e  n  und  Irland:  StatiHtrfd  ab- 
iitraet4  for  United  Kingdom,  London,  Jahrgge. 
184$ — 98.  —  Annval  Statements  of  the  trade  of 
United  Kingdom,  London,  Jahrgge.  I846 — 1897. 

—  Leone  Levt,  Bittorg  af  briiiah  eummerce 
1768—1878,  London,  IL  Ed.  1880.  —  Koyle^ 
Cotton  tvlture  and  eominerre.  Britith  importt 
1697—1849,  London  1851.  -  MarrU,  The  paH 
and  present  prodnelii  e  power  of  eotton  macht- 
nery  (Brit.  assoc.  Rep.),  186-5.  —  Mac  Henff/ 
George,  Cotton  trade,  its  bearing  »pnn  the 
protperity  of  (ireat-Brittiin  and  rommerc  of  the 
Americain  reimblict  1868.  —  Mann,  The  eotton 
trade  of  Great-Britain  1860.  —  Indien:  W. 
ir.  Hunter,  The  imperial  QaaeUer  of  India, 
serond  EdiU  VL  Vol.,  London  1886.  —  ^Ynaii- 
eial  and  Conttnereial  ütatitties  for  BrÜith  India 
fO'ConorJ,  Jahrgge.  J — 5,  Calnitta  1894—1898. 

—  Statittieal  Abttraet  reUtting  to  Britith  India 
1840—1897 j 98,  London.  —  Vereinifftr  Staa- 
ten: Statistical  Abstraft  of  United  Stnte»,  Jahr- 
gänge 1878 — 1897,  Washington.  —  The  foreign 
commerce  and  narigation  of  U.  St.  (früher: 
Annual  Report  and  Statement  on  commerce  anit 
narigation.  Jahrgge.  JSS7 — 3S96,  tt'ashhigto».  — 
Monthly  Summary  oj  FiiMncf  and  Commerce, 
Jahrgge.  189Hj97,  ISOTjDS,  Washington.  —  Vear- 
book  ffrUher  Report)  of  the  Department  of  Agri- 
culture  188Sff.  bit  1897,  Washington.  —  Report 
on  mamtfiicturing  Indtmtriet  in  the  U.  Sl.  at 
11.  Census  1890  P.  I.  Washington  1S9'>.  —  /*« 
Bow,  The  industrial  resources  etc.  of  the  Southern 
and  wettern  Stat^,  Xew-OrleanM  2Ä.5J.  —  Deut- 
sches Reich:  Statistisches  Jahrbiich  für  das 
Deulnrhe  Reich,  Jahrgge.  1880 — 189S.  —  Avt 
der  Statitlik  des  Deutschen  Reiches:  Geiro-be- 
statislik  ton  187.'!,  1882,  1895  S4.,  83.  Bd.,  N. 
F.  6.,  7.  Bd.  und  Ergänzung  tu  den  Vierlelj.- 
Heft  1898;  Warenein-,  Aus-  vnd  Durchfuhr, 
für  die  Jahre  1872—1896.  —  MonaUiehe  Xaek' 
weite  über  den  Auswärtigen  Handel  1897.  — 
Oesterreich  -  Un  g  a  rn  :  .-Im*  der  Orsler- 
rcichirchen  Statistik  4.,  7.,  10.,  I4.,  17.,  iO.,  SS., 
2ti.,  S9.  Bd.:  Statistik  de^  atmrärtigen  Handels 
der  österr.-ungar.  Monarchie  von  1882 — 1890.  — 
Do.  S3.  Bd.,  Benifistatistik  nach  der  Zählung 
von  1890.  —  Statistik  des  austrürtigen  Handels 
des  Öttrrr.-ungar.  Zollgebietet.  Jahrgänge  1891 
bis  1897.  —  Aus  den  liaehriehten  Uber  IndusUi«, 
Handel  und  Verkehr  aus  dem  k.  k,  Handelsmi- 
nisterium, J8.,  88.,  54.  Bd.:  Statistik  der  Ssterr. 
Industrie  roa  I884,  1888,  1890.  Do.  4I.,  4'; 
47.,  51.,  56.,  59.,  G2.,  65.  Bd.  —  Berichte  der 
iluterr.  C'omulatsbehfirden  für  d.  J.  1890 — 1897. 

—  Frankreich:   Tabteau  general  du  com- 
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meret  de  la  France  Jakrgge.  t827 — tfl97.  — 
TabUau  decinnot  du  commerce  de  la  France 
1S27—18S6  bi»  1S77—1886.  —  Annvairt  »talU- 
tique  de  la  Franee,  AntUe  1878-^1897.  —  Bel- 
gien: Annwaire  tbaUttgu»  de  la  Belgique, 
Amth  1870—1896.  —  TabUau  yiniral  du  com- 
de  Ja  Belgiqu»  avec  let  paff$  itranger» 
Annee  18S5 — 1897.  —  Niederlande:  Jaar- 
cijfera  Jahrgge,  1881 — 96,  Amaterdam.  —  /I  a  - 
Ii  e-n  :  Annuario  statittico  itatiano.  Anno  1881  ff. 
bi»  1897.  —  Jforimento  commerciale  del  Jiegno 
Jtalta,  Jakrgge.  1888 — 1896,  Sorna.  —  Die 
Hehtte  :  StalistUrhes  Jahrbuch  der  Schweiz 
Jahrgge.  1891—1898,  Bern.  —  SlatitUk  de» 
Warenverkehr»  der  iSehweix,  Jahrgge.  1885  bi* 
1897.  —  Ein'  und  Au^ukr  der  wiektigaten. 
Warm,  QuortobM«  J^^7.  —  ZeiUdtr^  /är 
tekteeiMerieehe  J^atietii,  Jahrg.  I,  18,  19,  S4ff., 
Bern  186S—1898.  —  Srhweiz.  JfandeUstati»tik 
Jahretberickt  (Bericht  über  Handel  und  Indut- 
trie  der  Schweiz),  Jahrgge.  1884 — 1897,  Bern. 

—  RuBsland:  Obzor  Torgorlja  Boitij  (aa». 
«räriiger  Handel  Rttstlanda),  Jahrgge.  1870 — 1895 
l^tertburg.  —  Torgovlja  po  evropejtkoij  graaitzi 
(monatliche.  HandeUautireiee),  Jahrgge.  1896  bi» 
1897.  —  Aua  der  Siatiatique  de  l'empire  de 
BuMi»  1,  10,  40  Bd. :  Annuaire  »ialiatiijue,  Jahr- 
gänge 1884185,  1890,  1896,  Pelertbufg.  —  H'. 
Beaobraaoff  Etüde»  »ur  l'ieonomie  natiowUe 
de  la  Buaeie,  PeterAmtrg  1886,  S  Bde.  —  Au» 
der  Ru»»i»eken  Sevue,  Vierteljahrschriß  fär  die 
Kunde  Buaaland»  von  B.  Hammerschmidi  (bi» 
ind.  1891),  Peteraburg,  19.  Bd.,  X  Sf>7—S17 ; 
i'fi.  Bd.,  S.  G16—518;  28.^  Bd.,  S.  öJ6ß'.  — 
Finnland :  Statiatiek  Arsbok  Jor  Finnland 
utg.  af  Staliatiaka  Centralbyrän.  Arg.  1879  bi» 
J898,  Helaingfor».  —  Sp  anien :  Reaena  geo- 
gnifiea  y  etadiatica  de  Eapana,  Madrid  1888. 

—  Eatadittica  general  del  comereio  exterior  de 
Eapaiia,  Jahrgge.  1891 — 1896,  Madrid.  —  Por- 
tugal:  Annuario  eatadiatieo  de  I'ortugal,  Li*- 
boa  1875—1886.  —  E»tadi»tiea  de  Rniugal, 
Ommereio  com  paiaea  eatrangeiro»,  Anjto  1861 
bi»  1896,  Liahoa.  —  Griechenland':  Com- 
merce de  la  Greee  acee  lea  pay»  Stranger», 
.Jahrgge.  1S37 — 1896,  Athhnea.  —  Schweden: 
Aua  Bidrag  tili  averigea  ofßeUla  Statiatik:  D) 
Fabriker  och  manufakturer,  Jahrgge.  188S — IS9S, 
Stockholm;  F)  Ulrike»  handel,  Jahrgge.  1888  bia 

1896,  Storkholm.  —  Statiatiak  Tidakrift,  Jahrgge. 
1890 — 1897,  Stockholm.  —  Norwegen:  Au» 
Norgea  oßtMU  Statittik,  HL  B. :  JhbelUr 
vedkommetide  Norge»  handel  Jahrgge.  1884  ^ 
189S,  Kriatiania.  —  Statiatiak  Aaii)org,  Jahrgge. 
1879 — 1897.  —  Dänemark :  Dnnmark  Sta- 
tiatiak.  Tabelraerk.  Vare-Jndforael  og  VdfSrael, 
Jahrgge.  1878 — 1896,  Kobenharn.  —  Do.  Statte- 
tiak  Aarbog,  Jahrgge.  1,   S,   Köbenhavn  1896, 

1897.  —  Serbien:  Statiatiquc  de  la  Serbie 
Vol.  XIV,  Belgrade  1889.  —  Statutique  du 
(Jommeree  extSrieur  du  B.  de  Serbie,  Jahrgge. 
1889 — 1896,  Belgrade.  —  Rumänien:  Com- 
merce ertSrimiT  (JiMeau  gfnhal  du  commerce) 
de  la  Boumanie,  Jahrgge.  1880—1895,  BucaretU  — 
Bulgarien:  Statutique  du  commerce  de  la 
prineipaute  de  Bulgarie  pendant  l'annee  1883 
bi»  1896,  Sophia. 

V.  Juraaehele 


n. 

lieber  sieht  der  ZoUgeschichte 
der  Baumwolllndustrie. 

1.  Enffland.  8.  Frankreidi.  3.  Prenssen 
und  der  Zdlverein.  4.  Oesterreich.  6.  Andere 
europäische  Staaten.  6.  Die  Tereinigten  Staaten. 

1.  England.   In  England  finden  wir  die 
Calicos,  wie  die  indischen  Banmwollgewebe  (nach 
dem  Handebplatze  Calicut)  genannt  wurden^ 
schon  in  dem  ersten  geordneten  Verzeichnis  der 
zollpflichtigen  Waren  vom  Jahre  1660,  jedoch 
nur  als  Gegenstand  eines  mftssigen  Finanzzolles, 
angeführt.    Die  BanmwoIlin£i8trie  stand  da- 
mals in  England  poch  in  ihrer  Kindheit  und 
lieferte  ausser  Wirkwaren  fast  nur  gemischte 
Gewebe,  in  denen  nor  der  Einschlag  ans  Baum- 
wolle, die  Kette  aber  aus  Leinengarn  bestand. 
Gegen  Ende  des  17.  Jahrhimderts  bürgerte  sich 
die  Druckerei  zur  Nachahmung  der  indischen 
„bemalten"  Baumwollstoffe  ein,  und  zum  Schutze 
dieser  neu  aufkeimenden  Indnstrie  wurden  1701 
die  indischen  Stoffe  dieser  Axt  von  der  Einfuhr 
gänzlich    ausgeschlossen.     Andereneits  ab» 
wurden  1718  die  in  England  bedruckten,  roh 
ans  Indien  eingeführten  Zenge  wie  aoch  die 
gedruckten  Stoße  ans  Seide  und  Leinen  einer 
inneren  Verbrauchssteuer  unterworfen,  die  mit 
mehrfachen  Aendenmgen  und  Erhöhungen  bis 
1831  beateheu  blieb.   Bei  der  Ausfuhr  solcher 
Stoffe  wurde  die  Steuer  vergütet,  indes  sah  man 
sich  1812  aus  finanziellen  Gründen  veranlasst, 
diese  Ausfuhrvergütnn^  anfzuheben,  was  für 
den  Staat  einer  Mehreionahme  von  308000  £ 
gleichkam.  —  Die  Vertreter  der  filteren  Qe- 
webeindustrieen  sfüien  das  Aufkommen  einer 
neuen  Konkurrenz  nicht  ohne  Eifersucht,  and 
ihrer  Unzufriedenheit  war   es  zuzuschreiben, 
dass  im  Jahre  1722  die  Verwendung  auch'  der 
in  England  bedruckten  Baumwollstoffe  für  die 
inländische  Konsumtion  gänzlich  verboten  wurde, 
so  dass  die  Herstelhing  derselben  nur  noch  für 
die  Ausfuhr  erlaubt  blieb.    Dieses  Verbot 
bedrohte  aber  auch  die  Interessen  der  ein- 
heimischen  Fabrikation   von   „fustiaus"  und 
anderen  gemischten  Stoffen,  und  es  wnrde  daher 
1736  vom  Parlament  ausdrücklich  genehmigt, 
dass  bedmckte  Zenge,  deroi  Kette  ausschliess- 
lich ans  Leinen  bestehe,  im  Inlande  getragen 
nnd  zu  sonstigen  Zwecken  verwendet  werden 
dürften.   Als  dann  nach  Erfindong  der  neuen 
Spinnmaschinea  auch  Kettengam  ans  Baum- 
wolle in  genügender  Qualität  hergestellt  werden 
konnte  und  somit  die  englischen  ganzbaum- 
wollenen Stoffe  eine  rasch   zunehmende  Be- 
deutung erhielten,  wurde  im  Jahre  1774  be- 
stimmt, dass  der  Gebranch  dieser  inländischen 
BaumwoUzeuge,  auch  wenn  sie  bedruckt  seien, 
gestattet  sei  und  doas  sie  nur  die  Hälfte  der 
Accise  zu  entrichten  hätten,  die  von  den  eigent- 
lichen Calicos  zu  zahlen  war  (3  Pence  statt 
6  Pence  für  das  Quadratyard).   Nach  der  Kon- 
solidationsakte  von  1787  wurden  bedmckte  aus- 
ländische (Jalicos  und  Musseline  mit  7  7a  Pence, 
im  Inland  gewebte,  gemischte  oder  rein  baum- 
wollene bedmckte  Zeuge  mit  3^;^  Pence  das 
Qnadrat^'ard  besteuert,  wobei  die  gewöhnlichen 
Zeuge  im  Verhältnis  zu  ihrem  Werte  wohl 
zehnmal  schwerer  belastet  waren  als  die  feinen. 
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Der  Zoll  auf  die  nicht  verbotenen  Baumwoll- 
waren, also  namentlich  auf  die  in  England  zu 
be^ckenden  rohen  Calicoa  betrug  im  vorigen 
Jahrhundert  meiatens  16 — IS**/«  des  Wertes, 
wurde  aber  in  den  letzten  Jahrzehnten  des- 
nelben  imd  in  der  napoleonischen  Kriegsperiode 
mehr  und  mehr  erhöht  und  erräcbte  achliess- 
lidi  60— 76\.  Bei  der  neuen  EonBolidiening 
des  Tarifs  im  Jahre  1825  trat  jedoch  eine  £r- 
roftflsigung  des  Zolles  auf  meistens  lO^lo  des 
Wertes  em,  da  man  zu  der  Einsicht  gelangt 
war,  dass  ein  „Schutzzoll"  für  die  allen  Mit- 
bewerbern weit  Überlegene  englische  Baum- 
wollindustrie gar  keinen  Sinn  mehr  habe.  Im 
Jahre  1845  wurde  der  Zoll  auf  Baumwollgarn 
ganz  aufgehoben,  und  im  folgenden  Jahre  ge- 
schah dasselbe  in  Bezog  aiu  die  Baumwoll- 
gewebe, sofern  sie  nicht  zu  Konfektionswaren 
verarbeitet  oder  specieU  tarifiert  waren.  Die 
letzten  nnliedeuteDden  Ueberreste  von  Zollen 
dieser  Art  wurden  nach  einer  weiteren  Herab- 
setzung im  Jahre  1853  durch  den  Handels- 
vertrag mit  Frankreich  (1860)  beseitigt.  —  Die 
Ausfuhrzölle  auf  Banmwollwaren  wurden,  wie 
die  auf  alle  anderen  Fabrikate,  schon  1721  auf- 
gehoben. —  Die  rohe  Baumwolle  war  im  vorigen 
Jahrhundert,  wenn  sie  nicht  aus  britischen  Be- 
sitzungen stammte,  mit  einem  Zoll  von  1  Penny 
für  das  Pfund  bdastet,  der  jedoch  nach  einem 
Gesetz  von  1766  unter  gewissen  Bedingungen 
bei  der  Eintnhr  auf  britischen  Schifien  erlassen 
wurde.  Seit  dem  Jahre  1798  jedoch  sah  man 
sich  genötigt,  den  Banmwollzoll  mehr  und  mehr 
als  finanzielle  Hilfsquelle  auszunutzen.  In  jenem 
Jahre  wurde  derselbe  bei  der  Einfuhr  durch 
die  ostindigche  Kompagnie  auf  4  \  des  Wertes, 
fOr  Baumwolle  ans  den  britischen  Kolonieen 
auf  87,  Schilling  für  100  Pfund,  für  solche  aus 
der  Türkei  und  den  Vereinigten  Staaten  auf 
&%  Schilling,  für  solche  aus  anderen  Ländern 
auf  iS'/t  Schilling  gesetzt  Nachdem  die  Ein- 
fuhr im  Jahre  IWi  wieder  freigegeben  worden, 
traten  im  folgenden  Jahre  diese  Zölle  wieder 
mit  erhöhten  Sätzen  ein  und  nach  einer  aber- 
maligen Steigerung  im  Jahre  1803  wurden  sie 
1805  auf  16  Schilling  lO';,  d.  und  bei  der  Her- 
kunft aus  den  nicht  besonders  genannten 
„anderen  Ländern"  auf  25  Schilling  ö'/*  d.  für 
100  Pfund  gebracht.  Im  Jahre  1815  wurde 
dieser  EohstoffzoH  ohne  Unterscheidnng  des 
Herkunftslandes  auf  8  Schilling  7  d.  herab- 
gesetzt, und  1819  trat  fUr  die  dir^  eingehende 
BanmwoUe  ans  den  britischen  Kolonieen  in 
Amerika  eine  weitere  Ermässigung  desselben 
auf  6V4  Schilling  ein.  Für  diese  wurde  dann 
1824  der  Zoll  ganz  aufgehoben,  während  er  für 
die  BanmwoUe  von  anderer  Herkunft  seit  1820 
auf  67o  Wertes  gesetzt  war.  Im  Jahre 
1828  wurde  jedoch  die  direkt  eingeführte  Baum- 
wolle ans  britischen  Besitzungen  wieder  mit 
4  d.  für  den  Centner  belastet;  für  die  Übrige 
wurden  1831  vom  Centner  6  Schilling  10  d.  und 
seit  1833  2  Schilling  11  d.  erhoben.  Die  voll- 
tttändige  Aufhebung  des  Zolles  auf  Baumwolle 
der  einen  wie  der  anderen  Herkonft  erfolgte 
erst  184Ö. 

2.  Frankreicfe,  In  dem  Colbertschen  Tarif 
von  1664  ist  rohe  Baumwolle  mit  einem  Ein- 
gangszoU  von  3  Livres  für  100  Pfund,  Baum- 
wollgarn mit  einem  solchen  von  10  Livres  be- 
legt ,  während  als  Ausfuhrzoll  4  bezw.  6 


Livres  erhoben  wurden.  Auch  in  Frankreich 
scheint  der  Entwickelnng  der  Baumwoltindustrie 
anfangs  die  Bücksicht  auf  die  Leinen-  und 
Seidenweberei  entgegengewirkt  zu  haben,  denn 
es  dürfte  wohl  nur  so  zu  erklären  sein,  dass 
durch  eine  Ordonnanz  vom  Juhte  1689  die  Zer- 
störung aller  Gerftte  zum  Bedrucken  (oder 
„Bemuen")  von  Baumwollgeweben  angeordnet 
und,  wie  später  auch  in  England,  der  (Gebrauch 
gedruckter  Kattune  verboten  wurde.  SiAter 
begnflgte  man  sich  mit  don  Verbot  der  Ein« 
fuhr  der  indischen  Kattune  und  zwar  worden 
die  konfiszierten  Stoffe  unter  der  Begentschaft 
verbrannt  und  erst  seit  1720  in  das  Ausland 
verkauft.  Dieses  Verbot  der  indischen  be- 
druckten BaumwoUzeu^  (wie  auch  der  in- 
dischen Seidenstoffe)  bkeb  bis  zur  Periode  der 
Revolution  bestehen,  während  man  andereraeite 
den  Handel  mit  bidien  durch  Honopole,  Privi- 
legien und  Pr&mien  auf  alle  Art  zu  fOrdem 
suchte.  Die  sämtlichen  englischen  Banm- 
woUgewebe  waren  seit  1701  bis  zum  Abschluas 
des  Handelsvertrages  mit  England  vom  Jahre 
1786  von  der  Eiäuhr  ausgeschlossen,  ebenso 
verschiedene  Arten  von  BanmwoUzengen  anderer 
Herkunft.  Baumwollgarn  hatte  nach  einer  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1765  20  Livres  Zoll  für 
den  Centner  zu  entrichten,  rohe  Baumwolle  vfox 
seit  1749  frei.  Durch  den  erwähnten  Handels- 
vertrag wurden  die  englischen  Banmwollwaren 
gegen  einen  Zoll  von  13  "/o  des  Wertes  zuge- 
lassen, doch  blieb  dieser  Konventionstarif  we^^ 
des  1792  ausbrechenden  Krieges  nur  wenige 
Jahre  in  Kraft.  Der  allgemeine  Tarif  vom 
15.  Härz  1791  setzte  den  Zoll  für  weisse  Baum- 
wollzenge,  aus  dem  französisch-indischen  Handel 
stammend,  auf  37'/«  Livres  für  100  Pfund,  für 
solche  von  anderer  Herkunft  auf  löO  Livres, 
für  gefärbte  oder  bedruckte  auf  75  bezw. 
135  Livres,  für  einfache  Musseline  auf  löO 
bezw.  200  Livres,  für  gestickte  auf  300 
bezw.  400  Uvres,  fflr  Strumpfwirkerwaren 
auf  140  Livres  etc.  Baumwollgarn,  geerbt  oder 
nicht,  hatte  2^/4  Livres  das  Fiund,  bei  indischer 
Herkunft  aber  nur  12  Sons  zu  entrichten,  rohe 
BanmwoUe  blieb  frei.  Ein  Dekret  des  Kon- 
vents vom  3.  März  1793  verbot  n.  a.  die  Ein- 
fuhr aller  englischen  Gewebe  und  Wirkwarea 
aus  Baumwolle,  und  durch  das  (i.  v.  10.  Bru- 
maire  des  Jahres  V  wurde  dieses  Verbot  auf 
den  grössten  Teü  der  BaumwoUwaren  über- 
haupt und  auch  auf  die  Baumwollgarne  aus- 
gedehnt Im  Jahre  1801  wurde  dieses  letztere 
Verbot  für  die  Garne  ans  befreundeten  Läudem 
durch  hohe  EingangszöUe  ersetzt,  1809  aber 
wieder  allgemein  erneuert.  Napoleon  war  der 
BaumwoUindnstrie,  in  der  er  eine  Hauptstütze 
der  wirtschaftlichen  Macht  Englands  erblickte, 
keineswegs  geneigt;  er  ging  sogar  mit  dem 
Gedanken  um,  dieselbe  gän^ch  zu  verbieten, 
wenn  es  nicht  gelingen  soUte,  das  nStige  Roh- 
material in  Sildeuropa  zu  erzeugeu.  Um  diesen 
letzteren  Zweck  zu  errdchen,  belegte  er  die 
überseeische  BanmwoUe  mit  enormen  ZöUen. 
Schon  im  Jahre  1806  hatte  er  einen  allganeinen 
Zoll  von  60  Francs  fflr  100  Kilo  Baumwolle 
eingeführt,  den  er  durch  ein  Dekret  vom  8. 
Februar  1810  verdoppelte.  Noch  viel  weiter 
aber  ging  das  sogenannte  Dekret  von  Trianon 
(vom  5.  August  1810),  welches  die  überseeische 
BaumwoUe  (mit  Ausnahme  der  ans  den  franzö- 


Digilized  by  Google 


Baumwolfindustrie  (Zollgeschiehte) 


511 


suchen  Kolonieen  stammenden)  mit  Zollen  von 
600— SOO  Francs  (fOr  100  Kilo),  die  aas  der 
Levante  mit  400  Francs  (bei  der  Einfuhr  zur 
See)  oder  200  Francs  (bei  der  Einfuhr  zn  Lande) 
belastete,  dagegen  die  neapolitaniache  durch 
den  niedri^ra  Sats  von  120  Francs  (nach  einigen 
Monaten  jedodi  auf  180  Francs  erhöht)  oe- 
günstigte.  Zn  diesen  Zollsätzen  kam  ttbrigens 
auch  noch  ein  KriegsznscUag  \m  10%.  Die 
Bttckvergtttung  bei  der  Aosfuhr  von  Banmwoll- 
fabrikaten  betrug  nur  220  Francs  für  100  Kilo 
und  kam  der  wirklichen  DurchBcbnittsbelastung 
des  Bohstoffea  sicherlich  nicht  gleich. 

Nach  der  Herstelltmg  des  Friedens  wurden 
ilie  orsprönglich  als  Kriegamaasregel  gegen  £ng- 
luid  erlassenen  Einfuhrverbote  keineswegs  aiu- 
gehoben,  sondern  hinüchtlich  aller  Länder  in 
ihrem  ganzen  Dmfan^  beibehalten.  Sämtliche 
BaumwoU&lnikate  mit  allönign  Ausnahme  des 
aas  Ostasien  eingeführten  Nauing  (der  600  bis 
1000  Francs  Zoll  fOr  100  kg  zu  entrichten  hatte) 
sowie  auch  sämtliche  Baumwollgarne  worden 
durch  das  den  Tarif  neu  ordnoide  G.  v.  28. 
April  1816  von  der  Einfuhr  ausgeschlossen. 
Die  erste  unbedeutende  Milderung  dieses  Pro- 
hibitivs^rstenu  trat  erst  im  Jahre  1834  ein,  in- 
dem die  feinen  rohen  BanmwoUgame  von 
Nr.  143  und  hoher  gegen  ZüUe  von  700—880 
Francs  fOr  100  kg  zugelassen  wurden.  Auch 
den  baumwollenen,  durch  Handarbeit  herge- 
stellten Smtzen  wurde  der  Eingang  gegen  einen 
Zoll  von  0  o/o  des  Wertes  gestattet.  Der  Zoll 
auf  Nanking  wurde  18tö  auf  100  Francs  herab- 
gesetzt, jedoch  war  nur  direkte  Einfuhr  aus 
Indien  auf  französischen  Schiffen  erlaubt.  Der 
Handelsvertrag  mit  Belgien  von  1852  eröffnete 
einzelnen  belgischen  i^umwollfabrikaten  den 
französischen  Markt  gegen  einen  Zoll  von  2ö*Vo 
des  Wertes.  Aber  erst  dnrch  den  Handelsver- 
trag mit  England  von  1860  wurden  alle  Ein- 
fuhrverbote angehoben  und  fOr  alle  Staaten, 
die  nach  und  nach  dem  Vertragssystem  bei- 
traten, in  dem  Eonventionstarif  durch  Zölle 
ersetzt,  die  teils  auf  lö^  des  Wertes  angesetzt, 
teils  als  Gewichtszölle  bestimmt  waren.  Die 
rohen  Gewebe  z.  B.  hatten  je  nach  ihrer  Fein- 
heit 50—300  Francs  ftir  100  kg,  die  rohen 
Game  15—300  Francs  zu  entrichten.  Für  die 
Staaten,  welche  keinen  Tarifvertrag  mit  Frank- 
reich abschlössen,  blieb  der  alte  Generaltarif 
mit  seinen  Verboten  bestehen,  was  indes  prak- 
tisch von  geringer  Bedeutung  war.  Erst  im 
Jahre  1881  erfolgte  auch  eine  gründliche  Beform 
des  Qrateraltarifs  mit  Aufhebung  der  Einfuhr- 
verbote, an  derak  Stelle  allerdi^v  bohe  Zölle 
traten.  Dieselben  betrugen  z.  B.  fftr  Zeuge 
71,30—718,75  Franca  für  100  kg  und  für  rohe 
Game  18,50—372  Francs.  DiesCT  nene  Tarif 
diente  jedoch  hauptsächlich  nur  als  Grundlage 
für  die  Unterhandlungen  zum  J^bächlnss  der 
neuen  Handelsverträge,  und  durch  dieije  kam 
für  die  meisten  Lidustriestaaten  wieder  ein 
Konventionstarif  zu  stände,  der  für  die  baum- 
wollenen Game  und  auch  fUr  viele  Ganzfabrikate 
niedrigere  Sfttse  aufwies  als  der  frühere  und  nur 
einige  der  feinsten  Gewebe  starker  belastete. 
Der  neue  Generaltarif  vom  11.  Januar  1892 
ging  wieder  über  die  Sätze  von  1881  hinaus 
und  stufte  z.  B.  die  Zölle  für  rohe  Game  zwischen 
19,50  und  403  Francs,  die  für  rohe  Gewebe 
zwischen  80  und  806  Francs  ab.  An  die  Stelle 


des  Konveutionstarifs  trat  jetzt  ein  Uinimal- 
tarif,  der  nicht  vertragsmässig  festgeles^t  ist 
und  nur  den  Staaten  gewährt  werden  soQ,  die 
Frankreich  besondere  Vorteile  zugestehen.  Seine 
Sätze  sind  erheblich  höher  als  die  des  früheren 
KonventionaltarifB  und  betragen  z.  B.  fOr  xohe 
einfache  Garne  zwischen  lo  und  310  Fnuuss, 
für  rohe  Gewebe  zwischen  62  und  620  Francs. 
—  Was  den  Zoll  auf  rohe  Baumwolle  betrifft, 
so  wurde  derselbe  im  Jahre  1814  bis  auf  ein 
Wagegeld  beseitigt,  durch  das  Gesetz  von  1816 
aber  aus  finanzieueu  Gründen  in  ziemlich  be- 
deutender Höhe  wieder  eingeführt.  Mit  Ein- 
schluss  des  dauernd  beibehaltenen  Eriegszehntels 
betrog  der  Zoll  bei  der  Einfuhr  auf  französischen 
Schiffen  für  amerikanisdie  kurzstapelige  Baum- 
wolle 22  Francs,  für  langstapelige  M  Francs 
für  100  kg.  Für  türkische  und  indische  Baum- 
wolle waren  nur  16,50  Francs,  für  solclie  uu 
den  franzSsischoi  Kdonieen  nur  11  FnuMS  su 
entrichten,  dagegen  wurden  bei  der  Einfuhr 
auf  fremden  Schiffen  oder  aus  europäischen 
Zwischenhäfen  Flaggen-  und  Entrepotzuschl&ge 
erhoben.  Die  Rückvergütong  bei  der  Ausfuhr 
von  Fabrikaten  betrag  50  Francs  für  100  kg. 
Nach  einigen  weniger  beutenden  Aeoderongen 
wurde  im  Jahre  1832  der  Unterschied  von  lang- 
stapeliger ond  kurzstapeliger  Baumwolle  am- 
gehob^  und  demgemäss  der  Zoll  für  die 
amerikanische  allgemein  auf  22  Francs  gesetzt; 
für  die  indische  und  die  ans  im  franzSsisdien 
Kolonieen  stammende  traten  Ermässigungen 
ai^  11  und  5,50  Francs  ein.  Die  letztere  wtmle 
dann  1854  ganz  befreit.  Das  G.  v.  5.  Mai  1860, 
das  überhaopt  die  Bohstoffzölle  im  wesentlichen 
beseitig,  hob  auch  den  eigentlichen  Baum- 
wollzoU  auf  und  liess  nur  bei  der  Einfuhr  auf 
fremden  Schiffen  oder  aus  europäischen  Nieder- 
lagen, soweit  nicht  vertragsmässig  Ausnahmen 
bestanden,  einen  Flaggen-  bezw.  Entrepotzu- 
schlag  von  3  Francs  »r  100  kg  (tds  1865  mit 
einem  Zuschlag  von  einem  doppelten  Decime) 
bestehen.  Der  Flaggenzuschlag  fiel  1869  weg, 
und  der  gegenwärtig  geltende  Tarif  enthut 
nur  noch  eme  „Surtaxe  d'entrepöt"  von  3  Francs 
für  100  kg. 

3.  Frenssen  «nd  der  Zollvereltt.  Das 
von  Friedrich  dem  Grossen  geschaffene  Prohi- 
bitiv-  und  Sperrzollsystem  kam  auch  der  preus- 
sischen  Baum  Wollindustrie ,  deren  Anfänge  üb- 
rigens in  (üe  Zeit  Friedrich  Wilhelms  1.  lallen, 
zn  statten.  Im  Jahre  1755  wurde  in  dem  ZoU- 
kriege  mit  Sachsen  die  Einfuhr  sächsischer 
BMimwollwaren  wie  die  vieler  anderer  Fabrikate 
gänzlich  verboten,  während  die  aus  anderen 
Ländern  stammenden  sehr  hohe  Zölle  zu  ent- 
richten hatten.  Am  Ende  des  Jahrhunderts 
war  das  Einfuhrverbot  überhaopt  vorherrBcheod 
und  nur  den  feinen  weissen  Waren  und  einigen 
besonderen  Fabrikaten  derEingangnachPreussen 
gestattet.  Nach  der  Schlacht  bei  Jena  mossten 
die  Verbote  auf  Verlangen  der  Franzosen  für 
die  französitichen  Erzeugnisse  aufgehoben  und 
an  ihre  Stelle  sehr  mässige  Zölle  gesetzt  werden, 
die  für  Baumwollwaien  nur  107o  Wertes 
betrugen.  In  Ostprenssen  sah  man  sich  1807 
dnrch  die  Handelslage  genütigt,  die  fremden 
Fabrikate  ^soweit  sie  unter  der  Kontinental- 
sperre eingehen  konnten)  gegen  eine  Verbrauchs- 
abgabe von  S'/a^/o  des  Wertes  zuzulassen,  und 
dieser  üiatz  wurde  in  der  auf  die  Vertreibung 
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der  Franzosen  folgenden  Uebergangszeit  provi- 
sorisch allgemein  angewandt,  jedoch  in  der  Art, 
dass  die  bis  1806  verbotenen  Waren  nur  auf 
Ghrniid  beWDderer  Pässe  eingeführt  verden 
konnten.  In  betreff  der  BanmwoUwaren  aber, 
die  nunmehr  in  grossen  Massen  von  den  £ng- 
ländem  eingeführt  wurden,  erfolgte  1815  eine 
tälweise  Ernenening  des  Verbotes,  indem  be< 
stimmt  wnrde,  das»  weitere  PSsse  nicht  mehr 
erteilt  werden  sollten  mit  Ausnahme  solcher 
für  die  Einfuhr  von  feinen  weissen  Waren,  ost- 
indischem Nanking  und  Strumpfwaren ,  für 
welche  auch  die  bisherige  Konsumtionsabgabe 
einstweilen  noch  bestehen  bleiben  sollte.  Bei 
der  Bfiform  des  Zollwesens  dnrch  ^en  Tarif 
T.  26.  Hai  1818  wurden  indes  diese  Prohibitiv- 
maure^n  nicht  anfrechterhalten.  Für  weisse, 
einferbige  nnd  me^irfarbige  gewebte  BanmwoU- 
waren  Mrurde  Zoll  nnd  Veroranchsabgabe  zu- 
sammen für  die  Sstlichen  Provinzen  auf  14ä,07 
Mark,  für  die  westlichen  Provinzen  auf  129,75 
Mark  für  den  (alten)  Ceutner  gesetzt.  Gedruckte 
nnd  feine  weisse  Baumwollwaren,  wie  Musselin, 
Gaze,  Moll,  broschierte  und  gestickte  Waren, 
Strumpfwaren  hatten  in  den  beiden  Landesteilen 
183,33  bezw.  170  Mark  zu  entrichten.  Die 
Yerbrauchsabgabe  bildete  den  Hauptteil  dieser 
SSÄte ;  sie  stellte  denjenigen  Teil  des  Zolles  im 
weiteren  Sinne  dar,  der  erhoben  wurde,  wenn 
die  Ware  wirklich  im  Lande  konsumiert  und 
nicht  bloss  durchgeführt  oder  nur  zeitweilig 
eingeführt  wurde.  Für  weisses  Baumwollgarn 
waren  im  Osten  6  Mark,  im  Westen  3  Mark 
als  Zoll  zu  zahlen,  für  gefärbtes  kam  zu  diesen 
Sätzen  noch  eine  Verbranchsabgabe  von  13,7ö 
Mark.  Für  rohe  Baumwolle  wurden  beim  Ein- 
gang nur  0,5  Mark,  dagegen  bei  der  Ausfuhr 
im  Osten  4,50  Mark  und  im  Westen  1,50  Hark 
Tom  Centner  erhohen.  Was  die  um  dieselbe 
Zeit  in  anderen  dentachen  Staaten  bestehenden 
ZSlle  betrifft,  so  wurden  z.  B.  in  Bayern  nach 
dem  Tarif  v.  22.  Juli  1819  von  Baumwollwaren 
aller  Art  beim  Eingänge  nur  20  Gulden  vom 
Centner  Brutto  erhoben,  and  für  rohe  Baum- 
wolle waren  bei  der  Einfuhr  50  Kreuzer,  bei 
der  Ausfuhr  12 '/a  Kreuzer  zn  zahlen.  In  Württem- 
berg  betrug  der  Eingaugszoll  nach  dem  Tarif 
V.  11.  November  1812  für  Baumwollfabrikate 
aller  Art  nur  8  Gulden  32  Kreuzer  vom  l'entner 
nnd  für  rohe  Baiunw<dle  sowie  für  gefärbtes 
und  ungefärbtes  Oam  nnr  32  Kreuzer.  Da- 
gegen lutten  Baumwollgarne  einen  Ausfuhrzoll 
von  1  Gulden  4  Kreuzer,  rohe  Baumwolle  einen 
solchen  von  32  Krecuser,  Fabrikate  einen  solchen 
von  16  Kreuzer  zu  entrichten.  Noch  frei- 
händlerischer war  der  badische  Tarif  r.  2.  Janaar 
1812  g^alten:  Baumwollfabrikate  waren  bei 
der  Emfuhr  nur  mit  3  Gulden  für  den  Ceutner, 
gefärbtes  Baumwollgarn  mit  1  Gulden  20  Kreuzer, 
angefärbtes  mit  24  Kreuzer,  rohe  Baumwolle 
aber  mit  48  Kreuzer  belastet^  während  die  Aus- 
fuhrzOUe  bezw.  16,  24,  48  Kreuzer  betrogen.  — 
In  Sachsen  wurden  ebenfalls  nur  geringe  Zülle 
Ton  den  Baumwollwaren  erhoben,  während  die 
Baumwollindustrie  dort  den  hüchsten  Stand  in 
Dentschland  erreicht  hatte.  —  In  Preussen 
wurde  in  dem  Tarif  von  1821  die  Unterscheidung 
zwischen  den  Östlichen  und  westlichen  Provinzen 
teilweise  und  die  zwischen  Zoll  und  Verbraachs- 
abgabe  gänzlich  beseitigt  und  für  baumwollene 
Gewebe  und  Strickwaren  ein  einheitlicher  Zoll 


von  150  Mark  für  den  Centner,  für  gefärbtes 
Garn  ein  solcher  von  18  Mark  festgesetzt  Diese 
Sätze  gingen  auch  in  den  Zollvereinstarif  v. 
31.  Oktober  1833  Uber,  eboiBO  der  von  6  Hark 
fttr  ungefärbtes  Garn,  der  1831  auch  auf  die 
westlichen  prenssischen  Provinzen  ausgedehnt 
worden  war.  Der  Zoll  auf  Ganzfabrikate  blieb 
trotz  der  in  den  vierziger  Jahren  lebhaft  hervor- 
tretenden schutzzSUnerischen  Bewegung  in  den 
drei  ersten  Vertragsperioden  des  Zollvereins 
ungeändert  und  wurde  dann  auf  Grund  des 
Handelsvertrags  mit  Frankreich  sogar  sehr  be- 
deutend herabgesetzt,  indem  der  Tarif  v.  1.  Mai 
1865  die  gewöhnlichen  Gewebe  nur  noch  mit 
30  Hark,  die  besseren  und  die  Strumpfwaren 
mit  48  und  die  undichten  Gewebe  nnd  Spitsen 
mit  90  Mark  auf  Am  ZoUcentner  (50  kg)  be- 
lastete. Für  die  gefärbten  und  drei-  oder  mehr- 
drähtigen Game  war  1837  eine  ErhShnng  des 
Zolles  auf  24  Mark  eingetreten,  und  1846  wurde 
auch  der  Zoll  auf  rohe  Game  auf  9  Mark  ge- 
steigert. Durch  den  Tarif  von  1865  wurde  der 
letztere  Satz  meder  auf  6  Mark  und  der  erstere 
auf  12  Mark  erniedrigt,  mit  Ausnahme  der 
drei-  und  mehrdrähtigen  Garne,  die  mit  18  Mark 
zu  verzollen  waren.  Der  Vereinstarif  v.  17.  Mai 
1870  setzte  den  Zoll  auf  undichte  Gewebe  auf 
78  Mark  herab.  Ein  Umschwung  in  schuts- 
zOllnerisdier  Sichtung  wurde  dann  durch  den 
Tarif  V.  15.  Juli  1879  herbeigeführt:  die  Zölle 
auf  BaumwoUwaren  ^vurden  in  mehreren  Ab- 
stufungen auf  80-250  Mark  für  den  Doppel- 
centner  (100  kg)  gesetzt  und  auch  für  Garne 
eine  lange  Stufenreihe  gebildet,  indem  die  Sätze 
für  rohes  eindrähtiges  Garn  von  12—36  Mark, 
die  für  rohes  zweidrähtiges  von  15 — 39  Mark, 
für  gebleichtes  oder  gefärbtes  von  24^8  Mark 
für  lüO  kg  gehen.   Mehrfach  gezwirntes  Näh- 

fum  wurde  tou  36  auf  70  Mark  gebracht, 
inige  weitere  Verschärfnugen  brachte  noch 
das  G.  V.  22.  Mai  1885,  durch  welches  nament- 
lich der  Zoll  für  baumwollene  Spitzen  und 
Stickereien  von  250  auf  350  Mark  von  100  kg 
erhöht  wurde.  Durch  den  Zusatzvertrag  zum 
deutsch-schweizeriachea  Handelsvertrag  v.  11. 
November  1888  und  dnrch  die  Handelsverträge 
von  1891  wurden  einige  ermässigte  Konventions- 
zölle vereinbart,  so  namentlidi  der  Zoll  für 
Stickereien  auf  275  Mark  herabgesetzt.  Im 
allgemeinen  sind  die  Baumwollwaren  noch  immer 
erheblich  weniger  besteuert  als  vor  der  durch 
den  Handelsvertrag  mit  Frankreich  veranlassten 
Keform.  Ein  Teil  der  Game  ist  ebenfolls  im 
Vergleiche  mit  den  Sätzen  von  1846  erleichtert, 
jedoch  sind  die  Erhöhungeu  bei  diesen  Halb- 
fabrikaten zahlreicher  als  bei  den  Ganzfabrikaten. 
—  Der  ursprünglich  im  nreussischen  Tarif  vor- 
handene geringfügige  Zoll  auf  rohe  Baumwolle 
ist  (nach  einer  vorhergegangenen  Herabsetzung) 
schon  1831  gänzlich  angehoben  worden. 

4.  Oesterreich.  Das  unter  Joseph  II.  aus- 
gebildete Prohibitirsyatem  blieb  auch  im  ersten 
Drittel  dieses  Jahrhunderts  im  wesentlichen  nn- 

feändert.  Einen  gewissen  Fortschritt  stallte 
er  Zolltarif  v.  27.  Dezember  1838  dar,  der  in- 
des die  feinsten  Baumwollwaren  noch  mit  1000 
Gulden  für  den  Centner  und  die  Garne  mit 
10—25  Gulden  belastete.  Ein  gemässigteres 
Schutzzollsystem  führte  erst  der  Tarif  v.  6. 
November  1851  ein,  der  die  Zölle  für  Baum- 
woUwaren in  fünf  Stufen  auf  55  bis  275  Gulden 
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nnd  die  für  Garne  auf  5",  bis  15  Golden  fest- 
setzte. Bohe  Banntwolle,  die  vorher  1  Gulden 
40  Krenser  ni  entrichten  hatte,  wurde  auf 
1  Gullen  herabge^ietit  und  18ö3  i^anz  bebreit. 
Durch  den  Seterreichisch-preusaiscaen  Haodels- 
vertrag'  v.  19.  Februar  1863  wurden  die  Zölle 
fBr  die  Erzeugnisse  des  Zollvereins  bedeutend 
ermässifft.  nnd  swar  ftlr  Baumwollnuffe  tat 
45  bis  300  Golden,  für  Bavrawollffank  aller  Art 
iogar  auf  Gnlden.  Die  Zollsätze  des  Creneral- 
tarifs  wurden  1863  und  1806  einigermaasen 
berahg^esetzt,  jedoch  blieben  sie  fUr  Game  noch 
auf  ö— 12'/,  Gnlden  stehen.  Im  Jahre  1868 
wnrden  die  Zollsätze  aus  KoaTentionsmftnze  in 
öst«rreichische  Währung  mit  kleinen  Abrun- 
düngen  nach  oben  umgerechnet,  nnd  so  kamen 
z.  B.  die  Banmwollgame  im  Generaltarif  anf 
5,25 — 13.1Ö  Gnlden  fUr  den  Zollcentner.  Eine 
erhebliche  Aenderung  des  Vertragstaiifs  wurde 
dann  durch  den  Handelgrertraj^  mit  dem  Zolt- 
Terdn  t.  11.  April  1865  bewirkt,  indem  die 
Zdle  fftr  GauEfabrikate  auf  2ä— 70  Gnlden  (mit 
Ausschluss  der  feinsten,  mit  200  Gnlden  be- 
lastetem herabjicesetzt.  die  fi>r  Game  aber  anf 
4-— 6  Gulden  fQr  den  Centner  erhöht  wurden. 
Die  ersteren  erfuhren  zngleich  auch  im  General- 
tarif eine  Ermässigung  auf  36 — 90  Gulden,  ab- 

gesehen  Ton  den  feinsten  Geweben,  die  262'/i 
ulden  zu  entrichten  hatten.  Durch  den  Han- 
delsvertrag mit  Frankreich  v.  16.  November  1866 
wurde  der  Zoll  auf  feinste  Gewebe  im  Kon- 
TeBtionstarif  auf  100  Gulden  herabgesetzt,  und 
bei  der  Berision  des  Vertrags  mit  Dentscnland 
(v.  a.  März  1868)  gewährte  man  auch  den 
übrigen  Baomwollwaren  eine  Herabsetzung  auf 
20— '60  Gnlden  für  den  Centner,  und  gezwirntes 
Banmwollgam,  bis  dahin  noch  nach  dem  Generat- 
t«rif  mit  13  Gulden  15  Kreuzer  belastet,  wurde 
mit  dem  Satz  von  9  (inlden  in  den  Nachtraj^- 
tarif  aufgenommen.  eitere  Erniedrigungen 
erfolgten  anf  Grund  der  Xachtra^konvention 
mit  England  v.  30.  Dezember  1869,  indem  Baam- 
wtdlwftreii  anf  18—60  Gnlden  (fBr  die  feinsten) 
gesetiEt  wurden.  Die  Bflekbildung  des  öster- 
reichisch-ungarischen Tarif»  begann  mit  dem 
6.  V.  27.  Juni  1878:  die  Keihe  der  Zollsätze 
für  Banmwollwaren  fing  bei  den  gemeinen  rohen 
mit  32  Gnlden  für  den  Doppelcentner  an  und 
ging  bis  löO  Gulden  für  die  feinsten  mit  Ein- 
schluss  von  Tüll  und  Spitzen;  bei  den  Garnen 
aber  stufte  sich  der  Zoll  von  6—20  Gulden  für 
100  k(r  Ab.  Diese  Sätze  traten  mit  dem  Ablauf 
der  Handelsverträge  auch  für  die  Yertra^- 
ataaten  in  Kraft  ,  da  die  neuen  Verträge  ein- 
tach  anf  der  Grundlage  der  Meistbegünstigung 
geschlossen  wnrden.  Im  Jahre  1882  fand  eine 
weitere  Erhöhung  der  Zölle  anf  die  feinen  Ge- 
webe nnd  Orame  ittatt,  wodurch  der  Maximal- 
satz  für  die  ersteren  auf  160  Gulden  fUr  100  kg 
stieg,  und  durch  das  Tarifgesetz  r.  21.  Mai  18K7 
wurde  der  niedrigste  Satz  für  Baumwollwaren 
anf  34  Gnlden,  der  fQr  gestickte  Waren  nnd 
Spitzen  auf  800  Gnlden  gebracht  und  der  Zoll 
auf  da«)  für  Detailverkauf  zugerichtete  Xähgam 
anf  35  Gulden  erhöht.  Durch  die  neueren 
Handelsverträge  sind  einige  Garazölle  ermässigt, 
sie  bewegen  sich  aber  im  ganzen  noch  immer 
zwischen  6  (vnlden  nnd  24  Gnlden  für  die  drei- 
oder  mehrdrilhtigen  und  35  Gulden  für  das  zn- 
gerichtete  Nähgarn.  Für  die  ^meinen  glatten 
Gewebe  betragen  die  allgememen  Zollsätze  34 
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bis  70  Gulden,  die  vertragsmässigen  32  und  60 
Gnlden,  Für  die  feinsten  Gewebe  sind  die  ent- 
sprechenden Sätze  160  und  140  Gulden,  für 
Spitzen  300  nnd  225  Gulden. 

5.  Andere  enropKlMhe  Staaten.  D^s 
starre  Prohibitivsystem,  das  Bnssland  nach 
einigen  Schwankungen  durch  die  beiden  Tarife 
von  1^  (fOr  Rnmand  nnd  Polen)  begründet 
hatte,  erfahr  zuerst  einige  Mildemngen  dnrcli 
den  Tarif  v.  28.  Mai  (9.  Juni)  1857.  Von  den 
BanmwDllgeweben  waren  nach  demselben  bei 
der  Einfuhr  in  das  eigentliche  Rnssland  nnd 
Polen  für  das  Pfund  (mnd  0,41  kg)  35  Kopeken 
bis  2  Bubel  zu  entrichten,  abgesehen  von  be- 
sonderen Sätzen  fttr  Gewebe  türkischen  Ur- 
sprungs. Weisses  Baumwollgarn  war  mit  3>/> 
Rubel,  gefärbtes  mit  5  Rubel  das  Pud  (16,38  kg) 
belastet.  Der  Tarif  v.  6./17.  Juli  1868  brachte 
für  die  Gewebe  eine  grössere  Ansahl  von  Ab- 
stufungen und  zugleich  einige  Ermässigungen. 
Die  Zollsätze  für  Gewebe  bewegten  sich  haupt- 
sächlich zwischen  98  nnd  130  Kopeken  das  Pfond, 
nur  für  Tüll  waren  2  Rubel  zn  entrichten  und 
für  Spitzen  (aUer  Art,  auch  leinene  und  seidene) 
3  Rubel.  Die  Garnzölle  wnrden  anf  3'/«  nnd 
4'/4  Rubel  für  das  Pud  herabgesetzt.  Zu- 
gleich wurden  die  beiden  1858  und  1861  ein- 
geführten Zuschläge  von  ö^/q  anf  alle  Eingangs- 
Zölle  aufgehoben ;  1880  jedoch  erfolgte  die  Anf- 
1^  eines  neuen  zehnprozentigen  Zuschlags. 
Die  Einftthmng  der  Zollzahlnnjg  in  Gold  oe- 
dentete  thatsB^Uch  ebenfalls  eine  nicht  nnbe- 
dentende  ErhOhnng  der  Belastung  der  ein- 
gehenden Waren.  Der  Tarif  v.  4.  Juni  1882 
nahm  den  erwähnten  Zuschlag  in  die  Zollsätze 
selbst  auf  und  erhöhte  überdies  namentlich  die 
Gamzölle,  die  in  mehreren  Abstufungen  anf 
3,60—6  Rubel  für  das  Pud  gesetzt  wurden, 
während  die  Zölle  auf  Gewe^  nur  um  den 
schon  vorher  erhobenen  Zuschlag  stiegen.  Auch 
von  der  rohen  Baumwolle,  die  früher  frei  war, 
wird  nach  dem  neuen  Tarife  ein  Zoll  von 
45  Kopeken  für  das  Pnd  erhoben.  Bei  der 
Revigiott  des  Tarifs  v.  3.  Juni  188^  wurden  die 
Zollsätze  auf  Gewebe  sämtlich  um  10  Kopeken 
Gold  für  das  Pud  erhöht,  die  auf  Game  nnd 
Baumwolle  aber  unverändert  gelassen.  Dagegen 
erfolgten  auf  (irnnd  eines  Ukas  v.  7.  November 
1887  Erhöhungen  der  Zölle  für  Nähgarn  und 
zwei-  nnd  mehrfach  gezwirnte  (farne  anf  6  und 
7  Rnbel  das  Pnd,  des  Zolles  für  rohe  Baum- 
wolle auf  1  Rubel  bei  der  Ginfuhr  zur  See  nnd 
1,15  Rubel  bei  der  Landeinfuhr.  Der  Zoll  auf 
Watte  (1868:  1,10  Rnbel)  wurde  auf  2  Rnbel 
für  das  Pnd  gesetzt;  Baamwoll-TIUl  für  Möbel 
warde  mit  1,50  Rubel,  anderer  mit  3^  Rubel 
das  Pfund,  Stickereien  mit  3,ö0 — 6,50  Rnbel  das 
Pfund  belastet.  Der  Tarif  von  1891  brachte 
weitere  Erhöhungen,  und  er  ist  überdies  als 
Minimaltarif  zu  betrachten,  da  durchweg  Zu- 
schläge vorgesehen  sind,  die  bei  den  Fabrikaten 
30",,  betragen.  Die  Garazölle  gehen  von  4.80 
Rubel  Gol(]  (zu  3,24  Mark)  bis  11  Rnbel  für  das 
Pnd,  die  Zölle  auf  ungebleichte  und  gebleichte 
Gewebe  von  0,35—1,36  Rubel  fttr  das  Pfund. 
Spitzen  aus  Handarbmt  haben  7^0  Rubel,  solche 
aus  Maschinenarbeit  3,50  Rnbel  für  das  Pfund 
zn  entrichten.  Diese  Sätze  sind  jedoch  durch 
den  Handelsvertrag  auf  6,75  bezw.  3,15 
Rubel  ermässigt  worden.  Auch  für  Mübel-TüU 
nnd  einige  andere  wenig  bedeutende  Artikel 
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sind  vertragsiuässige  HerabsetzungeQ  znge- 
Btanden  wordeo.  Der  Zoll  aaf  rohe  Baumwdle 
beträgt  nach  wiederholten  £rhöhtuigen  gegen- 
wftrtü;  2,10  Rubel  fQr  du  Päd,  ohne  dw  eine 
AnsMtrTergÜtDDg  gewahrt  wird. 

In  Italien  wurden  die  Zollsätze  des  ur- 
sprünglich geltenden  Tarifs  v.  9.  Aogrost  18^ 
fttr  haamwollene  Gtewehe  und  Game  in  dem 
Konventionstarif ,  der  1863  durch  die  Handels- 
verträge mit  Frankreich,  Belgien,  England  und 
anderen  Staaten  (1865  auch  mit  dem  Zollverein) 
EU  Stande  kam,  einigennassen  erhöht.  Die  ge- 
wöhnlichen Gewebe  hatten  hiemach  Zölle  von 
34,65—115,00  Francs  für  100  k^  zn  tragen, 
broschierte  oder  Gaze  und  Musseline  waren  mit 
232  Francs,  Game  mit  11,06—34,65  Francs  be- 
iMtet.  Im  Jahre  1866  wurden  im  aU gemeinen 
Tarif  die  ZSIle  für  Gewebe  auf  60— 9U  Francs, 
die  für  Game  auf  16—25  Francs  gesetzt  Mit 
dem  Tarif  v.  30.  Mai  1878  erhielt  die  italienische 
Handelspolitik  einen  entschieden  schutzzöllne- 
rischen  Charakter ;  für  rohe  Gewebe  waren  fortan 
57—100  Francs  von  100  kg  zu  entrichten,  für 
gebleichte  wurden  diese  Sätze  um  lö^/o,  für 
gefärbte  und  bedruckte  um  Zuschläge  von  35 
und  70  Francs  für  100  kg  zu  den  entsprechenden 
Zöllen  der  rohen  Waren  erhöht.  Die  Zölle  auf 
rohe  Game  wurden  nach  den  Nummern  von 
Francs  fQr  100  kg  abgestuft,  und  ffir 
gebleichte,  geförbte  und  bedmckte  kamen  Zu- 
schläge von  bezw.  20%,  25  Francs  und  30% 
hinzu.  Diese  Zölle  blieben  auch  für  die  Staaten 
in  Eraft,  mit  welchen  Italien  um  jene  Zeit  und 
in  den  nächstfolgenden  Jahren  seine  Handels- 
verträge erneuerte.  Durch  das  G.  v.  6.  Juli 
1883  wurde  der  Zuschlag  für  gebleichte  Gewebe 
auf  20\  erhöht  und  die  ZßUe  auf  Tüll,  Musseline 
und  Stickereien  in  mehreren  Abstufungen 
zwischen  260  nnd  600  Francs  fOr  100  kg  fest- 
gesetzt Der  Tarif  v.  14.  Juli  1887  behistete 
die  rohen  Gewebe  mit  62—130  Francs,  bestimmte 
den  Zuschlag  für  gebleichte  anf  20%  des  Zolles, 
für  gefärbte  auf  36  Francs  und  für  bedruckte 
auf  80  Francs  für  100  kg.  Für  Tüll  sind  400 
bis  450  Francs,  für  gestickte  Waren  ausser  dem 
Zoll  auf  die  Gewebe  200—300  Francs  Zuschlag 
zu  bezahlen.  Der  Zoll  für  einfache  rohe  Grame 
beträgt  18—60  Francs,  für  Nähgarn  zum  Detail- 
verkauf 110  Francs.  Als  die  £rneuernng  des 
gekündigten  Handelsvertrags  mit  Frankreich 
nicht  zu  Stande  kam,  belegte  Italien  v.  1.  Januar 

1888  die  franztisischen  Baumwollwaren  und 
Game  wie  viele  andere  Waren  mit  einer  Zu- 
schlagstase  von  50%  des  Zolles  des  allgemeinen 
Tarifs,  doch  wurden  diese  DifferenzialzöUe  Ende 

1889  ohne  Gegenleistung  Frankreichs  wieder 
aufgehoben.  Durch  den  vertragstarif  sind  die 
mittleren  Garnnummern  um  2-3  Francs,  die 
mittleren  rohen  Gewebesorten  um  10 — 22  Francs 
entlastet  und  noch  einige  andere  Erleichterungen 
gewährt. 

In  der  Schweiz  ist  die  Baumwollindustrie 
ohne  Zollschutz  emporgewachsen.  Nach  dem 
Tarife  v.  27.  August  1851  wurden  von  Banm- 
woUwaren  und  Garnen  aller  Art  nur  2  Francs 
für  den  Centner  (öü  kg)  erhoben  und  dieser 
Satz  ging  auch  in  die  Handelsverträge  der 
sechziger  Jahre  über.  In  der  neuesten  Zeit  ist 
jedoch  auch  die  schweizerische  Handelspolitik 
einigermassen  dem  Beispiele  der  Nachbarländer 
gefolgt.  Nach  dem  Tuife  v.  26.  Juni  1884  be- 


trugen die  Zölle  anf  BaumwoUwaren  4 — SOFrancs 
auf  den  Doppelcentner ,  für  Stickereien  und 
Spitzen  60  Frant»^  und  die  meisten  dieser  Sätze 
rälten  aiidi  für  die  Tertragsstaaten,  ebenso  wie 
die  GanuJJlle,  die  sich  anf  4—20  Francs  (letzterer 
Satz  bei  Nähern,  znm  Detulverkauf  zöge* 
richtet)  beliefen.  Das  Tariteesetz  t.  17.  De- 
zember 1887  erhöhte  die  ZöUe  für  die  bisher 
mit  25—30  Franca  belasteten  Gewebe  auf  35 
bis  50,  die  für  Stickereien  und  Spitzen  anf  100 
Francs,  den  ZoU  für  zum  Detailverkanf  zuge- 
richtetes Garn  auf  36  Francs  für  100  kg.  Dieser 
letztere  Satz  wurde  auch  in  die  mit  Deutsch- 
land abgeschlossene  Zusatz^onvention  v.  11. 
November  1888  und  in  den  Vertrag  mit  Oester- 
reich V.  23.  November  1888  aufgenommen,  wäh- 
roid  der  Zoll  auf  einige  andere  im  allgemeinen 
Tarife  mit  60  Francs  belegte  Gewebe  anf  40 
Francs  herabgesetzt  wurde.  Die  vertrags- 
mässigen  Zölle  betragen  seit  18^  für  rohe, 
einfache  Game  7  Francs,  fOr  andere  9—19 
Francs,  für  rohe  glatte  oder  gdcOperte  Gewebe 
10—50  Francs  für  100  kg. 

Belgien  erhob  nach  dem  Tarif  v.  1 6.  August 
1866,  der  die  in  den  Handelsverträgen  mit 
Frankreich  und  anderen  Staaten  vereinbarten 
Zölle  verallgemeinerte,  von  den  BaumwoUwaren, 
die  nach  dem  Gewichte  verzollt  worden,  öO  Ins 
346  Francs  fttr  100  kg,  von  den  anderen  6  bis 
16%  des  Wertes,  von  den  nhea  Garnen  15  bis 
40  Francs ,  von  den  geRürbten  26—00  Francs 
für  100  kg  (abgesehen  von  den  feinsten  mit 
mehr  als  6o  000  Meter  anf  V«  kg,  die  roh  und 
gefärbt  nur  10  Francs  zu  entrichten  hatten). 
Diese  Sätze  sind  auch  durch  den  Tarif  v.  lä. 
Mai  1882  nicht  erheblich  geändert,  in  einigen 
Zwischenstufen  sogar  etwas  vermindert  worden. 
Gregenwärtig  sind  die  Garnzölle  zwischen  ö  und 
25  Francs  für  100  kg,  die  ZQlle  fttr  die  rohen 
glatten  und  geköperten  Gewebe  zwisdien  35 
und  100  Francs,  für  die  gefärbten  oder  be- 
druckten zwischen  55  und  1^  Francs  atvestnft 

0.  Die  Terelnlgten  Staaten.  In  den  "Ver- 
einigten  Staaten  hatten  die  BaumwoUwaren 
und  Game  nach  dem  Tarife  von  1790  nur  einen 
Zoll  von  7V«%  des  Wertes  zu  tragen.  In  den 
beiden  folgenden  Jahrzehnten  aber  wurde  der- 
selbe nach  und  nach  auf  12'/»,  15  und  17Va% 
und  1816  auf  25%  erhöht,  und  zwar  sollte  nach 
dem  Gesetz  von  1816  als  Minimalwert  für  Ge- 
webe 25  Cents  für  das  Quadratyard,  für  rohe 
Game  60,  für  gebleichte  nnd  gäfirbtiB  76  Cents 
für  das  Pfund  angenommen  weraen.  Der  letztere 
Zollsatz  sollte  nach  drei  Jahren  anf  20  "/o  herab- 
gesetzt werden,  er  wurde  aber  durch  spätere 
Gesetze  aufrecht  erhalten,  und  erst  in  den  Jahren 
1836  und  1841  traten  kleine  Ermässigungen  um 
1— 3Ve%  des  Wertes  ein.  Durch  den  Tarif  von 
1842  wurden  diese  aber  nicht  nur  wieder  auf- 
gehoben, sondern  die  Belastung  der  Gewebe 
und  Game  auf  30%  des  Wertes  erhöht,  mit 
Ausnahme  der  rohen  Game  mit  einem  Preise 
von  weniger  als  60  Cents  das  Pfund,  für  <Ue 
nur  26%  zu  zahlen  waren.  Durch  den  Tarif 
von  1846  wurde  der  Satz  von  25%  auch  für 
mehrere  andere  Warenarten  eingeführt,  für  einige 
sogar  nur  20%  festgesetzt,  und  der  Tarif  von 
1857  ging  noch  weiter  in  freihändlerischer  Rich- 
tung vor,  indem  für  Garn  und  mehrere  andere 
Waren  der  Zollsatz  von  25  auf  19*'/o  herab- 
gesetzt, einige  Gattungen  nur  noch  mit  15% 
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bestenert  tind  der  1846  für  bedruckte  und  einige 
andere  Zeuge  noch  beibehaltene  Wertzoll  ron 
30«;  auf  24";,  erniedrigt  wurde.  Das  G.  v. 
2.  MSaz  1861  aber  brachte  wieder  einen  TiUligen 
Umachwnng:  der  Garnzell  wurde  wieder  anf 
30*  0  gesetzt,  ebenso  die  meisten  Übrigen  ZQlle, 
für  die  gewöhnlichen  Gewebe  jedoch  wurden 
jetzt  specifische  Zölle  von  1 — Cents  vom 
Quadratyard  eingeführt,  mit  einem  Zuschlag 
von  10%  des  '^\ertes  für  die  gefärbten  oder 
bedruckten.  Die  letzteren  Sätze  wurden  1862 
um  */i  bis  2  Cents  erhüht,  auch  für  einige  Waren- 
gattungen  der  Wertzoll  bis  35.  der  GamzoU 
bis  40%  steigert.  Weitere  Erhöhungen  brachte 
der  Tarn  von  1864 :  die  speci&chen  ZOlle  anf 
rohe  Gewebe  betrugen  jetzt  5—7  Cents,  auf 
gebleichte  6','i — 7'/i  Genta  auf  das  Qnadratyard, 
und  zu  dem  letzteren  Betrage  kam  fUr  gefärbte 
Stoffe  ein  Zuschlag  von  Xb^a  des  Wertes.  Die 
Wertzölle  auf  Gewebe  und  Wirkwaren  wurden 
durchweg  auf  35,  für  eine  Gattung  auf  40% 
gebracht.  Im  Jahre  1872  wurden  diese  Zölle 
um  lO"/»  erniedrigt  ,  aber  der  Tarif  von  1874 
steDte  cüe  alten  Sätze  wieder  her.  Die  Game 
wurden  jetzt  in  Wertklassen  geteilt  und  diese 
mit  10,  30,  30  und  40  Cents  das  Pfund,  die 
feinsten  aber  mit  20\  des  Wertes  besteuert. 
Für  Game  auf  Spulen  galten  schon  seit  1864 
besondere  Sätze.  Der  Tarif  toe  1880  brachte  | 
keine  wesentlichen  Aenderangen,  der  von  1883  i 
aber  setzte  die  Zölle  anf  die  weniger  wertvollen  I 
Waren  teilweise  herab,  vermehrte  aber  die  Be- 
lastung der  höherwertigen.  Der  Mac  Kiuley- 
Tarif  von  1890  verstärkte  den  Zollschutz  noch 
weiter,  der  Wilson-Tarif  von  3894  gewährte 
einige  Milderunge  u,  der  Dingley-Tarif  von  1897 
aber  kehrte  wiraer  zu  höhereu  Sätzen  zurück. 
Für  einfache  rohe  Baumwollgarne  beträgt  der 
ZoU  bis  Nr.  lö  einschl,  3  Cents  fQr  das  Pfund, 
Ton  "St.  16—30  fQr  das  Pfund  und  jede  Nummer 
%  Cents,  über  Nr.  SO  '  *  Cents,  för  rohe  Baum- 
wollgewebe 1—8  Cents  für  das  Quadratyard 
und  tür  gewisse  Arten  25,  30,  35  und  40%  des 
Wertes.  Diese  Wertzollsätze  werden  auch  auf 
die  gebleichten,  gefärbten  oder  bedruckten  Ge- 
webe angewandt.  —  Die  rohe  Baumwolle  war 
von  1791—1846  mit  3  Cents,  von  ISli— 1816 
sogar  mit  6  Cent«  das  Pfund  belastet ;  seit  1846 
konnte  sie  frei  eingehen,  1862  aber  wurde  ihr 
wieder  ein  Zoll  von  ^3  Cent  für  das  Pfund  anf- 
gelegt,  der  bald  auf  2'l,  und  3  Pence  erhilht 
wurde  und  erst  1869  wieder  verschiftund.  — 

Lttteratnrt  Ootvell,  Ili^iory  of  tftxittion  and 
tajret  in  England,  2.  fd.,  Lcndoii  ISS 8.  — 
Kiehelotf  Jlisioirc  de  la  rejorinr  commfrcinle 
ta  Angleterrf,  Füri*  1S5S.  —  ElUßon,  Hund- 
bvck  der  BaumwoUiuUur  und  -indmtrit,  deutseh 
ron  B.  Xiieit,  Bremm  lil69.  —  flAnent,  HU- 
Mre  da  Sgttime  prttterttur  en  Fraitft,  Paria 
I8S4.  —  Xjtxlt,  Dit  fmmlki'ehen  Autfahr- 
Prämien,  Bonn  IST'.'.  —  Tarif  fhromditgiqup., 
jVr.  6ä,  lOS,  1^1  und  JSd  der  Aininlef  du  ctvi- 
meree  exlerieur.  Ugielutio»,  Puris  ISäü — J.f.  — 
Falke,  Ge»chirhtr  dex  deuUchen  Zvlhrenens, 
Lfipzig  IStiO.  —  H'ieilerhoUl,  Iftiiidlmrh  der 
l/ittemtur  und  Hrschichtc  der  iudirrktfn  Steuer. 
Marburg  1S20.  —  Jlfomi'orA,  Uesehiehte  der 
preuMitehen  t^iialahetUuennig  ISO'! — Idlti,  Leipzig 
1890,  —  XrAleel,  Ar«  preu»»i«eh-drut»cke  JColl- 
tariffjfttgM.  in  finer  hitturitc/ten  EnttriekeUmg  \ 


Mit  ms,  Jena  1881.  —  Hübner,  Die  ZMtarif« 
aller  JLSnder,  t.  Auß.,  Jttriohn  1866,  —  Jan» 
naaehf  Die  turopäiseke  BauiHwoUinduttrie, 
BeriiH  188S.  —  Matt^eovtU,  Die  ZoUpotÜik 
der  Stterreifhiteh-tingarisrhen  jfonarehSe,  Buda- 
pett  1877.  —  -4«!  della  Coinmietione  d'inehietla 
per  la  revi»ione  della  tariffa  doganate,  II  Rela- 
xione  del  deputato  V.  Eüena,  Roma  1886.  — 
£dir<ird  Toung,  Special  Report  on  Üu  Out' 
tonn  tarif  legiekUioti  0/  the  United  Statea,  Wae- 
hington 1834.  —  TauMtff,  The  Tarif  hietory 
of  the  United  State»,  yttcYork  1888.  —  DeuU 
»che*  HandeUarchiv,  Berlin.  —  Bulletin  d§ 
»tatittique  et  de  Ugitlation  comparee,  /%im.  — 
Ssfatematiaehe  Zuaa mme mteUung  der  Zolltarife 
de»  In-  und  AnaUindea  der  TextUlndv^ri*,  her- 
autgegeben  im  JteiehianU  dea  Innern,  Berlin 
1898.  Lexta, 


Banpoliiei. 

I.  Einleitung.  1.  B.  und  Nachbarrecht. 
2.  Aufgaben  der  B.  II.  Das  deutsche  Ban- 
polizeirecht.  3.  Quellen  des Baupolizeirechts. 
4.  Allgemeine  Hechtssätze.  5.  Schutz  gegen 
lebens-  nnd  gesnndheitsgefährliche  Bauten.  6. 
Schutz  gegen  feuergefähruche  Bauten.  7.  Schatz 
des  öffentlichen  Verkehrs.  8.  Die  B.  und  die 
Wohnan^^snot  9.  WohunngB&mter,  III.  Die 
Baupolizei  in  Oesterreich,  Frank- 
reich, Grossbritannien  und  Italien. 
10.  DieB.  in  Oesterreich.  11.  Die  B.  in  Frank- 
reich. Allgemeine  Bestimmnngen.  12.  Franzö- 
sische Gesetzgebung  gegen  ungesunde  Woh- 
nnn^en.  13.  Die  B.  in  England.  Allgemeine 
Bestimmungen.  14.  Englische  Gesetzgebung 
über  Arbeiterwohnungen,  lö.  B.  und  uesuno- 
heitspflege  in  Italien. 

I.  Einleitung. 

1.  B,  nnd   Nachbarrecht.    In  dem 

Eigeutume  an  Gnind  und  Boden  liegt  die 
Befugnis  zu  jeder  thatsächliehen  Verftlgung 
Ober  das  Gnmdstuck,  deren  Wirkung  die 
Grenzen  desselben  nicht  überschreitet,  al&o 
auch  die  Befugnis ,  Bauwerke  axd  dem- 
selben zu  erriciiten.  Aber  nadi  keiner 
Richtung  hiu  ist  das  Recht  des  EigentOmerSf 
Über  die  Sache  zu  verfügen,  so  sehr  be- 
schränkt wie  in  Bezug  a\if  die  Errichtung 
von  Bauten.  Diese  i-echtlichen  Besclirän- 
kungen  haben  zum  Teil  niu"  den  Zweck, 
die  Interessen  der  Nachbarn  zu  schützen 
und  die  Interessen  der  aneinander  grenzen- 
den Grundeigentümer  auszugleichen.  Der 
Vei-pnichtung  des  Grundeigentümers  steht 
die  Berechtigung  des  Nachbarn  gegenüber. 
Mit  Z\istimmnng  des  Nachbarn  Irann  die 
.nur  in  dessen  Interesse  gegebene  Beschrän- 
kung aushoben  wa^en.  Derartige  Be- 
schränkungen liaben  einen  privatrechtlicdien 
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Charakter  und  gehören  dem  sogenannten 
Nachbarrechte  an.  Während  das  römische 
Eecht  mir  wenige  privatrechtliclie  Banbe- 
schränkungen  kennt,  liat  das  mittelalterliche 
Recht  vielfältig  die  Baufreiheit  des  Eigen- 
tümers zu  Gunsten  der  Naclibam  bescliränkt, 
und  diese  Beschrftnkmigen  stehen  teils  auf 
Orund  der  neueren  bflrgerlichen  Gesetz- 
bflcher,  teils  auf  Grund  Richen  Gewohn- 
heitsrecfats  noch  heute  Tiel&u^  in  Kraft. 
Insbesondere  das  preussiscbe  allgemeine 
Landiecfat  hat  priratrechtliche  Baubeschrfin- 
kungen  in  veitem  Cmfange  aufgestellt  (I,  8 
§  118 ff.;  §  137  ff.;  I,  9  §  340 ff.).  Das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutle  Reich  enüi&lt  dingen  nur  wenige, 
aber  allerdijigs  sehr  wichtige  Bestimmungen, 
die  hierher  gehören.  Bei  dem  Gewerbe-  und 
Fabrikbetrieoe  ist  \'ie]fach  die  Gefahr  vor- 
handen, dass  Gase,  Dämpfe,  Gerilche,  Rauch, 
Geräusche  u.  s.  w.  von  der  gewerblichen 
Anlage  und  der  Fabrik  auch  auf  benach- 
barte Gnmdstücke  aussti-Ömen  und  dort  eine 
Einwirkung  ausüben ,  welche  in  mannig- 
facher "Weise  eine  Belästigung  der  Bewohner 
oder  eine  Beschädigung  der  Gebäude  ver- 
ursachen. Zimi  Schutze  der  (iffentliclieü 
Interessen  hat  deshalb  die  Gewerbeordnung 
besondere  Bestimmungen  über  die  Anlage 
und  den  Betiieb  »gewerblicher  An- 
lagen« getroffen  (a.  dieseu  Artikel).  Privat- 
rechtlich ist  aber  nach  dem  B.G.B.  §  903 
der  Eigentümer  eines  Gnuidstücks  berech- 
tigt ,  eine  jede  Einwirkung ,  welche  von 
einem  anderen  Grandstück  aus  auf  sein 
Grundstück  ausgeübt  wird,  auszusclüiessen 
und  zu  verbieten.  Jedoch  würde  die  strenge 
Durchführmig  dieses  Gnmdsatzes  den  Be- 
trieb vieler  Gewerbe,  insbesondere  den  Fabrik- 
betrieb ausserordentlich  erschweren  und 
nicht  selten  von  dem  Belieben  sämtlicher 
Nachbarn  abhängig  machen.  Audi  nach 
dieser  Seite  hin  ist  das  Hecht  des  Eigen- 
tümers kein  unbescliränktes.  Ea  ist  ein 
öffentliches,  allgemeines  Intei-esse,  dass  der 
Industrie  die  HOglichkeit  gegeben  werde, 
sich  auszubreiten  und  zu  entfalten,  und  mit 
diesem  öffentlichen  Interesse  mius  das  Recht 
die  privaten  Interessen  der  Gnmdstück- 
^geDtflmer  und  der  benachbarten  Gewerbe- 
betriebe auszugleichen  suchen.  Nach  dem 
B.G.B.  §  906  kann  deshalb  der  Eigentümer 
eines  Grundstflckea  die  Zuführung  '\'on 
Caasen,  Dämpfen,  Gerüchen,  Rauch,  Russ, 
Wärme,  Geräusch,  Erschütterungen  und 
ähnliche  von  einem  anderen  Grundstück  aus- 
gehenden Einwirkimgen  insoweit  nicht 
verbieten,  als  die  Einwirkung  die  Be- 
nutzung seines  Gniudstüekes  nicht  oder  nur 
unwesentlich  beeinträchtigt.  Das  Gesetz 
berücksichtigt  aber  auch ,  dass  an  vielen 
Orten  der  Fabrikbetiieb  in  einzelnen  räum- 
lich begrenzten  Gebieten,  in  Fabrikvierteln, 


koncentriert  ist.  Wenn  auch  nicht  recht- 
lich, so  ist  doch  thatsächlich  ein  solches 
Gebiet  für  den  Fabrikbetrieb  bestimmt.  In 
der  Regel  wird  dadurch  auch  der  Wert  des 
Ginind  und  Bodens  in  ihm  ausserordentlich 
gesteigert.  Es  erscheint  deshalb  gerecht, 
dass  auch  die  Eigentümer  der  darin  li^ieu- 
deu  Gnmdstncke,  die  nicht  zu  Indus^e- 
zwecken  benutzt  wenlen,  diejenigen  Ein- 
wirkungen auf  ihr  Grundstück  diuden  müssen, 
die  durch  eine  solche  Benutzung  anderer 
Ghimdstflcke  herbeigeführt  wraxlen,  welche 
nach  den  Öi'Üicheu  Yeriiältnissen  liei  Grund- 
stücken dieser  Lage  gewöhnlich  ist.  Da- 
gegen braucht  der  E^utümer  nienials  sn 
gestatten,  dass  Gase,  Dämpfe  u.  s.  w.  dun^ 
eine  besondere  Leitung  seinem  Grund- 
stücke zugeführt  werden  (§  906)  noch  dass 
ein  Naclibargrundstück  in  der  Weise  ver- 
tieft weifle,  dass  der  Boden  seines  Grund- 
stückes die  erfoixlerliche  Stütze  verliert,  es 
sei  denn,  dass  für  eine  genügende  ander- 
weitige Befestigung  gesorgt  ist  (§  909). 

Der  Eigentümer  eines  Ginmdstücks  ist 
nicht  darauf  beschi-änkt,  gegen  denjenigen, 
der  eine  unziüässige  Einwirkung  auf  sein 
Grundstück  durch  Benutzung  eines  anderen 
ausübt,  auf  Unterlassung  und  Schadens- 
ersatz zu  klageu.  Er  kann  auch,  tmi  einer 
solchen  Einwirkung  vorzubeugen,  ver- 
langen, dass  auf  den  Naclibargrundstücken 
nicht  Anlagen  beigestellt  oder  gehalten 
wei*den,  von  denen  mit  Sicherheit  voraus- 
zusehen ist.  dass  ihr  Bestand  oder  ihre 
Benutzung  eine  unzulässige  Einwirkung  auf 
sein  Gnindstück  zur  Folge  haben  weitle. 
Wenn  jedoch  die  Anlage  den  landesgesetz- 
lichen V  orsciuif ten ,  die  einen  bestimmten 
Abstand  von  der  Grenze  oder  sonatige 
Scliutzmassregeln  vorschreiben,  entspricht, 
dann  kann  die  Beseitigung  der  Anlage  erst 
verlangt  werden,  wenn  die  unzulässige  Ein- 
wirkung thatsäelilich  hervortritt  (§  907).  Ist 
die  Aiihige  aVier  eine  gewerbliche  Anlage, 
die  zu  ilircr  Emchtung  und  ihrem  Betriebe 
nadi  der  Gewerbeordnung  §  16  der  Ge- 
nehmigung bedarf,  und  ist  in  dein  vorge- 
scliriebenen  Ver&hren  die  Genehmigimg  er- 
teilt worden,  so  kann  der  Eigentümer  des 
Grundstückes,  auf  welches  dureh  deren  Be- 
trieb eine  unzulässige  Einwirkung  ausgeübt 
wird,  zwai'  verlangen,  dass  Einrichtnngen 
beigestellt  werden,  welche  die  benach- 
teiligenden Einwirkungen  ausschliesseu. 
Wenn  aber  solche  Einri^tiuigeu  unthimlich 
oder  mit  einem  gehörigen  Betriebe  des  Ge- 
werbes unvereinbai-  sind,  so  kann  er  nicht 
anf  Einstellung  des  Betriebes  und  Beseitigung 
der  Anlage,  sondern  niu*  auf  Schadensersatz 
klagen  (Gewerbeordnung  §  26.  Vgl.  Art. 
Gewerbliche  Anlagen). 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  jedocli 
das  Nachb^echt  nicht  in  erschöpfender 
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Weise  normiert.  Das  Landesrecht  kann 
das  Eigentum  an  Grundstücken  zu  Gunsten 
der  Nachbarn  noch  anderweiten  Beschrän- 
kungen unterwerfen,  wie  auch  die  g^n- 
wflrtig  bestehenden  landesrechtlichen  vor- 
BchriRen  dieser  Art  durch  das  Bürgerliche 
Gresetzbuch  nicht  aufgehoben  werden  (Ein- 
fühningsges.  Art  124). 

Die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuelis  und  der  Laudesgesetze  über  «las 
Nachbairecht  sind  jedodi  nur  Normen 
des  Privatrechts,  die  mir  soweit  zur 
Anwendung  komm«i,  als  nicht  im  einzelnen 
fklle  duidi  Yereinbarung  der  Parteien  etwas 
anderes  bestiramt  ist.  Durch  obligatorischen 
Vertrag  wie  durch  Bestellung  von  Gnuid- 
dienstbarkeiten  können  die  aus  dem  Nach- 
barrecht entspringenden  Rechte  sowohl  er^ 
weitert  als  eingeschifinkt  werden.  £s  hAngt 
von  dem  Belieben  des  Gmudeigentfimers 
ab,  ob  er  nicht  auch  solche  Einwirknngen 
auf  sein  Grundstück  dulden  will,  die  von 
dem  Nachbarrecht  für  unziüässig  erklärt 
sind.  Im  Gegensatze  zu  diesen  privalreoht- 
lichen  Beschränkungen  des  Nachbarrechts 
steht  das  Baupolizeireeht,  d.  h.  der 
Inbegriff  der  Sätze  des  öffentlichen 
Rechts,  durch  welche  die  Baufreiheit 
dessen,  der  privatrechthch  über  den  Grund 
und  Boden  zu  verfügen  hat,  zu  dem  Zwecke 
beschränkt  wird,  um  die  Gefahren  zu  ver- 
hüten oder  zu  beseitigen,  welche  diuxh  die 
Aufführung  oder  den  liauiichen  Zustand  von 
Bauwerten  für  einzelne  Personen,  die  sich 
g^ren  solche  Gefahi^en  niclit  zu  schützen 
vermr^n,  oder  für  die  gesamte  Bevölkerung 
oder  das  Gemeinwesen  entstehen  können. 

2.  Anfgaben  der  B.  In  Städten 
mit  dicht  zvisammenwohnender  Bevölke- 
ning  entwickelte  sich  schon  seit  dem  13. 
Jahrhundert  eiu  Baupohzeirecht ,  das  ein- 
gehende Vorechriften  über  die  Festigkeit 
und  Feuereicherheit  der  Bauten  aufstellte 
und  die  Ausfühiimg  eines  jedeu  Baues  an 
vorher^  polizeiliche  Genehmigung  Imüpfte. 
Im  18.  Jahrhundert  wurflen  dann  ähnliche 
Vorschriften  diux;h  Landesgesetze  für  das 
platte  Land  erlassen.  Aber  alle  diese  Be- 
stimmungen berücksichtigten  im  wesent- 
lichen nur  die  Bedürfnisse  der  wohlhabenden 
Klassen  der  Be\'ölkeruug.  Der  l'ri\'atmann, 
der,  nm  darin  zu  wohnen ,  ein  Hans  kauft 
oder  eine  AVohoimg  mietet,  kann  in  der 
Hegel  die  Festigkeit  imd  Feuer^cherheit 
ni<mt  seilet  genügend  untersuchen,  er  kann 
sich  nicht  selbst  schützen  gegen  Gefahren, 
welche  durch  fremde  Gebäude,  die  den 
Einsturz  drohen,  oder  durch  feuei'geföhi^ 
liehe  Bauten  der  Nachbarschaft  für  ihn  ent- 
stehen. Hiergegen  einen  Schutz  zu  ge- 
währen, war  der  Zweck  des  Baupolizeirechts. 
Dagegen  ist  der  Wohlhabende  in  der  Lage, 
eine  geräumige,  gesimde  Wolmung  selbst 


zu  wählen,  und  er  wird  selbst  bestrebt  sein, 
fern  von  den  Stadtteilen ,  in  denen  eine 
Arbeiterma&se  in  ungesunden  Wohnungen 
dicht  zusammengedrängt  ist  und  die  infol^^ 
dessen  einen  Herd  aller  möglichen  Krank- 
heiten bilden,  seinen  ständigen  Aufenthalt 
zu  nehmen.  Die  imbemittelten  Klassen  der 
Bevölkerung  befinden  sich  dagegen  in  der 
Wahl  ihrer  Wohnung  in  einer  Zwangslage. 
Sie  sind  genötigt,  mit  den  schlechtesten  und 
\mge8Undesten  Wohnungen  vorlieb  zn  nehmen, 
und  sie  müssen  erfahnmgs^emäss  die  er- 
bärmlichsten Bäume  verhältnismässig  teuerer 
bezahlen  als  die  wohlhabenden  Klassen 
die  aJleu  Anfonlerungen  genügenden  Woh- 
nungen. 

Die  Wohnungszitstibide  der  unleren  Be- 
völkerung waren  ächer  hi  früheren  Jahr^ 
hunderten  nicht  besser,  als  sie  es  heute 
sind,  ab^  es  wurde  ihnen  keine  Aufmerk- 
samkeit geschenkt,  und  die  öffentUche  Ge- 
walt glaubte  sich  nicht  benifen ,  das  Ver- 
mögeusinteresse  der  Grundbesitzer  auf  dem 
Lande  und  der  Hauseigentümer  in  den 
Städten  durch  Vorschriften  zu  zügeln  imd 
einzuschränken ,  um  dem  ländlichen  imd 
städtischen  Proletariat  gesunde  imd  menschen- 
wüi-dige  Wohnungen  zu  sichern.  Je  mehr 
sich  aber  in  der  Gegenwart  in  den  Städten 
die  arbeitende  Bevölkerung  zusammendrängt, 
um  so  grösser  vdvH  hier  der  Mangel  an  für 
sie  geeigneten,  gesunden  Wohnimgen.  Die 
zaldreichen  Untersuchungen ,  die  in  den 
letzten  Jalu-zehnten  in  England,  Deutschland, 
Franki-eich  etc.  angestellt  worden  sind,  haben 
fast  überall  zu  demselben  Ei^ebnis  geführt, 
üeberall  sind  die  Wohnungen  der  ärmeren 
Bevölkerung  überfüllt  und  ungesund ,  die 
Häuser  sind  im  Veiiall,  da  der  bauhche 
Unterhalt  gerade  wegen  der  Ueberfüllung 
unmöglich  ist.  Es  finden  sich  Überall  die- 
selben Zustäude,  die  in  Grossstädten  und 
Fabrikorten  zum  Teil  gi-aueneiTegend  und 
entsetzlich  sind.  Zustände,  die  zu  verhindern 
oder  zu  beseitigen  das  ältere  Baupolizei- 
recht  sich  als  ohnmächtig  erwiesen  hat 
Hiei"durch  suid  dem  Baupolizeirechte  ganz 
neue  wichtige  Au^ben  erwachsen.  Das 
Baupolizeh-echt muBs  ein  Teil  der  sozialen 
Gesetzgebung  werden.  Es  liat  die  Auf- 
gabe, nicht  bloss  die  berechtigten  Interessen 
der  wohlhabenden  Klassen  zu  schützen, 
sondern  auch  der  grossen  Masse  der  Be- 
völkerung einen  Schutz  gegen  die  Aus- 
beutimg der  Notlage  zu  gewähren,  in  welcher 
sie  sich  in  der  Wahl  ihrer  Wohuui^en  be- 
findet. Das  öffentliche  Recht  muss  auch 
hier  dem  kapitalistischen  Interesse  der  Haus- 
besitzer tmd  GrundeigentOmer  eine  Schianke 
ziehen.  Es  muss  nicht  uur  die  Herstellung 
bau-  mid  feuei^fährlicher  Häuser,  sondern 
auch  die  Herstellung  ungesunder  Wohu- 
gebäude  verbieten  und  es  muss  durch  Vor- 
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scliriften  Ober  die  BenutzuDg  der  Wohn- 
gebftude  die  Verwendung  von  GebSuden, 
welche  durch  ihre  Lage,  ihre  Bauart  oder 
bauliche  Beschaffenheit  gesundheitsschfUllich 
Bind,  zu  Wohnungen  immöglich  machen  und 
die  Uebervölkerung  der  Wohnungen  ver- 
hindern. Indes  hat  das  Baupolizeirecht  mit 
den  gegebenen  Zuständen  zu  rechnen  und 
eioen  Ausgleich  der  sich  entgegenstehenden 
Interessen  anzustreben.  Das  Baupolizeirecbt 
mu88  nnteischeiden  zwischen  den  schon 
bebauten  und  zur  Bebauung  bestimmten 
Grundstücken  einer  Ortschi^  und  deuienigeai 
Grundstücken,  velche  erst  infolge  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  imd  der  Erweite- 
rung der  Ortschaft  in  die  Bebauung  ein- 
bez^a  werden  sollen.  Insbesondere  kommen 
hier  die  gnesen  St&dte  und  I^brikorte  in 
Betradit  In  den  inneren  Stadtteilen  wird 
der  Wert  der  Grundstöcke  —  neben  mideren 
Faktoren  —  bestimmt  dm-ch  das  Mass  der 
Ausnutzung  des  Bodens  durch  Mietsgebäude, 
und  dieses  Mass  wird  bestimmt  durch  die 
bisher  geltenden  Bauordnungen.  Auch  hier 
müssen  dem  Eigentümer  des  Gniiid  und 
Bodens  alle  diejenigen  Beschrfinkungen  auf- 
erlegt werden ,  welclie  erforderlich  sind, 
um  zu  verhindeiTi,  dass  aus  den  Wohnuugs- 
zustÄnden  eine  Gefalir  für  Leben  und  Ge- 
sundheit der  Bewohner  entstehe.  Wird  da- 
Anrch.  eine  Minderung  des  Wertes  des  Grund 
und  Bodens  herbeigeführt  und  der  Ertrag 
der  Häuser  verringei-t.  so  steht  dem  Eigen- 
tümer für  diese  Verringerung  seines  Ver- 
mögens und  Einkommens  ein  Anspruch  auf 
Ersatz  nicht  zu.  Die  privatrechtliche  Ver- 
fügungsgewalt des  Eigeutflmers  ist  durch 
das  Recht  des  Staates  beschränkt,  um  Ge- 
fahren für  Leben  und  Gesundheit  vorzu- 
beugen, gegen  die  der  einzelne  sich  nicht 
zu  schützen  vermag.  Indem  der  Staat  zum 
Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der 
Bewohner  baupolizeiliche  Voi-sehriften  über 
die  Erricht\mg  von  Gel^uden  und  deren 
Benutzung  zu  t^^ohnungen  erlässt,  beschränkt 
er  nicht  das  Recht  des  Eigentümere,  son- 
dern er  übt  nm-  ein  Öffentliches  Recht  aus, 
durch  welches  grundsätzhch  das  privat- 
rechtliche  Eigentumsrecht  begrenzt  ist. 
Haben  sich  unter  der  Herrschiüt  der  bisher 
g^tenden  baupolizeilichen  Normen  Zustände 
nerausgebildet ,  die  ^ch  als  ge&hrbringend 
erweisen,  so  ist  der  Staat  berechtigt  wie 
Terpfli(ditet,  d^n  Beseitigung  anzuordnen, 
selbst  wenn  damit  ein  Vermögensnachteil 
des  fSgentümers  verbunden  ist.  Immerhin 
aber  wird  der  Staat  sich  hierbei  auf  die 
unbedingt  notwendigen  Massi^ln  be- 
schränk^ um  nicht  den  Wohlstand  einer 
ganzen  EJasse  von  Hausbesitzern  zu  ver- 
nichten. In  den  inneren  Teilen  der  Stadt 
wird  es  nur  nach  und  nach,  in  schrittweiser 
Entwickelung  möglich  sein,  einen  Umbau 


der  bisherigen  Gebäude  herbeizuführen,  bei 
welchem  weitei^hende  Forderungen  der 
Bau- imdGesundheits^lizei  Berücksichtigimg 
finden  können.  Freilich  könnte  auf  dem 
Wege  der  Enteignung  der  Staat  oder  die 
Gemeinde  sich  in  den  Besitz  solcher  Ge- 
bäudekoraplexe  setzen,  deren  Umbau  not- 
wendig oder  wünschenswert  eischeint,  um 
bessere  Wohnungsverhältnisse  herzustellen, 
so  dass  den  bisherigen  Hauseigentflmem 
hierbei  eine  volle  Entscliftdigung  zu  teil 
wird.  Indes  kann  diese  ^lassregel  —  von 
allem  anderen  abgesehen  —  schon  wegen 
der  ausserordentlich  grossen  Kosten,  die  sie 
verursacht,  mir  in  seltenen  fUlen  auge- 
wandt werden.  Anders  steht  es  in  den 
noch  nicht  bebauten  Teilen  des  Stadtbezirks 
sowie  in  den  an  <len  Stadtbezirk  ai^reozen- 
den  Vororten,  die  bei  der  raschen  Zunahme 
der  stadtischen  Bevölkerung  in  absehbarer 
Zukunft  für  die  Bebauung  bestimmt  sind, 
um  dem  Wohnungsbedürfois  zu  dienen. 
Ohne  eigene  Ai'beit  und  ohne  eigenes  Ver- 
dienst der  Eigentümer  tiitt  hier  niu:  infolge 
der  Zunahme  der  Bevölkemng  und  des 
steigenden  Wohnuugsbedürfnisses  eine  viel- 
fach ganz  aussererdentliche  Steigerung  des 
Wei-tes  des  Gi-und  uud  Bodens  ein,  der  bis- 
her nur  zu  laudwirtscliaftliehen  Zwecken 
benutzbar  war,  jetzt  aber,  dadxu-ch  dass  er 
Baugnind  geworden  ist.  einen  ungeahnten 
Reichtum  in  sich  biret.  Für  die  Aufführung 
von  städtischen  Wohngeljäuden  in  diesen 
Bezirken  kann  die  Baupolizei  demnach  ohne 
Schädigung  der  Eigentümer  ganz  andere 
Forderungen  stellen  als  im  Innern  der  Stadt. 
Es  ist  deshalb  mit  Rodht  als  eine  der 
dringendsten  Fordeningeu  einer  ihre  sozial- 
politische Aiifgabe  erkennenden  Bauix)lizei 
bezeichnet  worden,  »für  die  Stadterweite- 
rungsgebiete besondere  Vorschriften  ztt  er- 
lassen und  in  denselben  —  soweit  nocli 
Ackerland  mit  niedrigen  Boden{)reiseu  vor- 
handen ist  —  dureli  eine  eingreifende  Bau- 
polizeiordnung die  idealen  Anforderungen 
zu  erfüllen  und  damit  zugleich  auch  einer 
ungesunden  Steigerung  der  Bodenpreise  ent^ 
gegenzutreten.«  Die  Bauordnung  m  uss 
nachZonen  odcrBezirken  abgestuft 
werden,  um  dadurch  zugleich  den  Forde- 
rungen der  GesundheitspoUzei  und  der 
Sozialpolitik  gerecht  zu  werden.  Doch  darf 
hierüber  auf  die  Artikel  Stadterweite- 
rung und  Zusammenlegung  städti- 
scher Grundstücke  verwiesen  werden. 
Ihr  Verfasser,  Oberbfii^ermeister  Adickes 
in  Frankfurt  a.  M.  ist  es,  der  vor  anderen  in 
Wort  und  Schrift  deren  Notwendij^eit  dar- 
getlian  und  in  Deutschland  diesem  Gedanken 
Bahn  gebrochen  hat 

Es  bedarf  hier  kaum  noch  der  Bemer- 
kung, dass  das  Baupolizeiredit  allein  dea 
Kampf  gegen  die  Wohnungsnot  der  ar- 
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beitenden  Klassen  Dicht  siegreich  durch- 
kämpfen kaaD.  Der  polizeilichen  Th&ligkeit 
moss  eine  schaffende  Thätigkeit  Ton  Staat 
und  Gemeinden  zur  Seite  gehen.  Vgl.  in- 
des hierüber  den  Art.  Wohnungsfrage. 
Das  Baupolizeirecht  hat  demnach  gegen 
Grefahren  anzukämpfen,  welche  bedrohen: 
1)  Leben  und  Gesundheit  der  Bewohner 
der  Gebäude  wie  der  umwohnenden  Be- 
vQlkerung,  sei  es  durch  Mangel  an  fester 
und  sicherer  Bauausfühxung ,  sei  es  durch 
gesundheitsschädliche  Zustände  des  Ge- 
bäudes; 3)  Leben,  Gesundheit  und  Ver- 
mögen der  Bewohner  und  Nachbarn  durch 
feuergefährlichen  Zustand  der  Gebäude ; 
3)  den  öffentlichen  Verkehr  durch  die  Bau- 
anlage oder  dim;h  ÄusfUhrung  einzelner 
Gebäudeteile;  endlich  4)  den  Wert  der  in 
derselben  Strasse  liegenden  Gebäude  imd 
das  Vermögen  der  Nachbarn  ÖMTch  Verun- 
staltung und  Unreinlichkeit  der  äusseren 
Erscheinung  der  Gebäude.   Mit  dem  Bau- 

Solizeirecht  im  engen  Zusammenhange  stehen 
ie  Reehtssittze  über  die  Anlagen  von  Oi1^ 
Schäften  und  Strassen.  Vgl.  hierüber  die  Artt 
Ansiedelungsgesetzgebung  (oben Bd. 
IS.384ff.) und Oeff entliehe  Strassen. 


n.  Das  deutsche  Baupolixeirecht 

8.  Quellen  des  BaupoUzeiredits.  Die 

Normen  des  Baupolizeirechts  sind  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  nur  zu  einem 
geringen  Teile  in  Landesgesetzen  enthalten. 
Die  Verhältnisse,  die  berücksichtigt  werden 
müssen,  sind  so  mannigfaltig,  dasa  nament- 
lich in  den  grösseren  Staaten  die  Gesetz- 
gebung dem  örtlichen  Rechte  einen  weiten 
Spielraum  gewähren  muss.  In  Preussen 
enthält  zwar  das  allgem.  Landrecht  I,  8, 
§§  33  ff.  einige  allgemeine  Rechtsaätze.  Im 
übrigen  aber  ist  das  Baupolizeirecht  in 
Polizeiverordnungen  enthalten ,  die  nach 
Massgabe  des  G.  v.  11.  März  1850  §  6  und 
des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landes- 
Terwaltung  v,  30.  Jiüi  1883  §  137  ff .  er- 
lassen werden.  Für  das  platte  Land  und 
die  kleineren  Städte  bestehen  meist  bezirks- 
polizeUiclie  Verordmmgen,  die  von  dem  Re- 
gierungspräsidenten mit  Zustimmung  des 
Bezirksausschusses  erlassen,  aber  durch  orts- 
polizeiliche Verordnungen  ereänzt  werden 
können,  für  die  grösseren  Städte  ortspolizei- 
liche Verordnungen  (Baupolizei  Verordnungen), 
die  von  der  Chtspolizeihehtole  unter  Zu- 
stimmung des  G^eindevorstandes  (Magis- 
trat, Bü^rmeister)  zu  erlassen  sind.  Von 
besonderem  Interesse  sind  die  Baupolizei- 
verorduungen  für  Berl  in  v.  15.  August  1897 
imd  för  die  Vororte  Berlins  v.  24.  August 
1^7.  In  Sachsen  sind  Gesetze  über  die 


rlizeiliche  Beaufsichtigung  der  Bauten  v. 
Juli  1863  und  über  die  Giltigkeit  von 
Lokalbauverordnungen  v,  11.  Juni  1868  er- 
lassen worden.  In  einer  V.  v.  30.  September 
1896  hat  das  Ministerium  des  Innern  die 
Baupolizeibehörden  in  vortrefflicher  Weise 
auf  diejenigen  Grundsätze  hingewiesen, 
welche  bei  der  Aufstellung  von  Bebauungs- 
plänen und  bei  dem  Erlasse  von  örtlichen 
Bauordnungen  zu  beachten  sind.  Auf  Grund 
des  G.  V.  11.  Juni  1868  stehen  örtliche  Polizei- 
verordnungen in  Kraft  Soweit  solche  nicht 
vorhanden  sind  oder  keine  Vorschriften  ent- 
halten ,  finden  die  Landesbaupolizeiord- 
nungen  für  Städte  und  Dörfer  v.  27.  Februar 
1869  Anwendung.  In  Bayern  sind  auf 
Grund  des  FoUzeistrafgesetzbuchs  Artt.  2, 
73  und  101  eine  aligemeine  Bauordnung  füi- 
die  rechtsrheinischen  Landesteile  v.  30.  August 
1877  (revidiert  dwich  die  V.  v.  31.  Juli  1890) 
und  eine  besondere  Verordnung  ftlr  München 
V.  29.  Juli  1895  erlassen  worden.  In  Baden 
stehen  die  auf  Grund  des  PoUzeistrafgesetz- 
budis  §§  87  ff.  erlassenen  Laudesvei-oi-d- 
nungen  v.  5.  Mai  1869,  27.  Juni  1874,  21. 
März  1888  und  10.  November  1896  in  Gel- 
tung. In  Württemberg  ist  dag^n  die 
al^^emeine  Bauordnung  in  dem  G.  v.  6. 
Oktober  1872,  in  Hessen  in  dem  G.  v. 
30.  April  1881  (ei^ftazt  durch  G.  t.  1.  Juli 
1893)  erlaasen  wcarden.  In  beiden  Staaten 
kOmien  die  gesetzlichen  Vorschriften  ergänzt 
werden  durch  Ortsstatuten,  welche  von  den 
Gemeindebehörden  unter  Genehmigung  dei- 
Staatsbel^tede  zu  erlassen  sind. 

Im  letzten  Jahrzehnt  sind  in  mehreren 
Städten  auf  Grund  der  angeführten  Gesetze 
Baupolizeiordnungen  erlassen  worden,  welche 
den  oben  angedeuteten  Gnindsatz  der  Zonen- 
einteilung zur  Durchführung  ^bracht  und 
für  die  Zonen  der  äusseren  Bezirke  strengere 
Vorschriften  erlassen  haben  als  für  die 
inneren  Stadlteile.  Dahin  gehören  insbe- 
sondere die  angeführten  Bauoninungeu  für 
Berlin  und  seine  Vororte  von  1897,  ferner 
die  Baupolizeiordnungen  für  Frankfurt  a.  M. 
(1891),  für  Altona  (1892),  für  Breslau  (1892), 
Barmen,  Hannover,  Köln,  Halle,  Leipzig 
u.  s.  w.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  auch  die 
anderen  starkbevölkerten  Städte  diesem  Bei- 
spiele folgen  werden. 

4.  Allgemeine  Rechtssfttze.  1)  Die 
durch  das  Baupolizeirecht  gegebenen  Be- 
schränkungen der  Baufreiheit  beziehen  sich 
auf  alle  Hochbauten  und  deren  Zubehönmgen 
(Keller,  Brunnen,  Abort  etc.),  sofern  nicht 
besondere  Ausniüimen  bestimmt  sind  oder 
die  Vorschriften  sich  nur  auf  einzelne  Arten 
von  Bauten  (z.  B.  Wohngebäude)  erstrecken 
wollen. 

2)  Den  baupolizeilichen  Vorschriften  sind 
im  allgemeinen  alle  Neubauten,  Umbauten 
und  Ausbesseningen  unterworfen.  Die  da- 
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lin  euthaltenen  Qebote  und  Verbote  ricdtten 
äch  aber  nic^t  an  den  ißigentfimer  des 
Gnindstücks  als  solchen,  sondern  an  den- 
jenigen, velcher  die  EnichtuDg  etc.  des 
Banwerks  unterninunt,  an  den  Bauherrn. 
Ob  demselben  hierzu  die  {)rivatrechtliche 
Beh^pus  zusteht  oder  nicht,  ist  für  dieAn- 
wenmiug  des  Baupolizeirechts  ohne  recht- 
liche Bedeutung.  Die  auf  Leitung  und 
Ausführung  eines  Baues  bezüglichen  Vor- 
schriften sind  aber  nicht  bloss  von  (lern 
Bauherrn ,  sondern  auch  von  dem  Bau- 
meister und  den  Bauhandwerkem ,  welche 
bei  der  Leitung  und  Ausführung  des  Baues 
beschäftigt  sind,  zu  beachten. 

3)  Sofern  nicht  ausdrückliche  Ausnahmen 
gemacht  sind ,  finden  die  baupolizeilichen 
Vorschriften  auch  auf  die  Bauten  des  Reichs, 
des  Staates,  der  Oemeinden  etc.  Anwendung. 

4)  Ist  ein  Bau  einmal  ausgeführt^  so  ist 
die  Untersuchung,  ob  derselbe  allen  bau- 
polizeilichen Vorschriften  entspricht ,  viel- 
fach mit  Schwierigkeiten  verbunden,  jeden- 
falls sehr  zeitraubend.  Die  Beseitigung  der 
Bauausführungen  aber,  die  den  baupolizei- 
lichen VorBchriften  zuwiderlauf eo,  ist  meist 
ohne  grossen  VeiTOÖgensnachteil  für  den 
Besitzer  des  Bauwerks  nicht  dim^hzuführen. 
Für  einzelne  Arten  von  Bauanlagen  ist  des- 
halb schon  nach  Reichsgesetz  vorherige  Ge- 
nehmigimg oder  Anzeige  erforderlich.  So 
bedarf  es  zm  Errichtung  der  in  §  lÖ  der 
Gew,-0.  ^nannten  gewerblichen  Anlagen  der 
(irenehmigung,  während  nach  §  27  die  Er- 
richtung anderer  gewerblicher  Anlagen,  deren 
Betrieb  mit  ungewöhnlichem  Ger&usdi  ver- 
bunden ist,  vorher  der  Ortspdizeibeht^e 
anzuzeigen  ist  (s.  d.  Art.  GewerblleheAn- 
lagen).  Nach  dem  R.Str.O.B.  §  368  Ziff.  3 
d^en  FeueiBtfttten  ohne  polizeiliche  Er- 
laubnis weder  neu  errichtet  nodi  verl^ 
werden.  In  dem  grüssten  Teile  von  Deutsch- 
land besteht  aber  auch  die  Vorschrift,  dass 
ohne  vorherige  Genehmigung  der  Baupolizei- 
behörde kein  Bau,  keine  wesentiiche  Ver- 
änderung oder  Hauptreparatur  eines  Riues 
ausgeführt  werden  darf.  Nur  zu  Gunsten 
von  Bauten  geringeren  Umfanges,  die  keine 
Feueranlage  enthalten  luid  von  denen  eine 
Störung  des  öffentlichen  Verkehrs  nicht  zu 
befürchten  ist,  besteht  hiervon  eine  Aus- 
imhme.  In  Bayern  (Bauordnung  §  9)  und 
Sachsen  (G.  v.  1863  §  11)  bedarf  es  auch 
ziu"  Ausfühnmg  von  Staatsbaulen  keiner 
baupolizeilichen  Genehmigung.  Von  ihnen 
ist  niu*  der  Pohzeibehöiäe  Mitteilung  zu 
machen.  —  Die  Genehmigung  (der  sog. 
Baukonsens)  darf  aber  nur  versagt  werden, 
wenn  der  beabsichtigte  Bau  den  bestehen- 
den Vorschriften  niclit  entspricht.  Sie  darf 
an  keine  anderen  Bedingvmgen  geknüpft 
werden  als  an  solche,  die  dem  Baupolizei- 
rechte angehören.   Sic  erbigt  de^ialb  un- 


beschadet der  Frivatrec^te  dritter  Feraooeu, 
welche  vor  den  Gerichten  geltend  zu  macheu 
sind.  Gen^unigung  wird  nur  auf  be- 
stimmte Zeit  erteilt  J&t  nadi  deren  Ab- 
lauf mit  dem  Bau  nicht  begonnen  worden, 
so  verliert  die  Genehmigung  ihre  Gütigk»t 
(Freussen  für  StSdte  aUgem.  Landrräht I, 
8  §  67,  69,  für  das  ^te  Land  <lie  Bau- 
pohzeiverordnungen.  Vgl.  Minist.-Erlas*!  t. 
25.  November  1838.  Bavern  §§  6,  9:.; 
"Württemberg  Artt  78,' 91;  Sachsen, 
G.  V.  1863,  §  2;  Hessen,  Artt.  64,  74: 
Baden,  §§  50,  51,  54.)  Gegen  die  Ver- 
sagung  der  Baugenehmigung  oder  die  Ei'- 
teüung  derselben  imter  Zufügung  von  Be- 
dingungen kann  in  Preussen  die  Ver- 
waltungsklage  erhoben  werden.  Die  Aus- 
fühnmg eines  Baues  ohne  die  erfoitlerhche 
Genehmigung  oder  mit  eigenmÄchtiger  Ab- 
weichung von  dem  genehmigten  Pwne  ist 
nach  dem  R.Str.G.B.  §  367  Ziff.  15  straf- 
bar. Aber  die  Beseitigung  eines  ohne  Ge- 
nehmigung ausgeführten  Baues  kanu  nm- 
dann  angeordnet  werden,  wenn  dui-ch  den 
Bau  auch  die  materiellen  Vorschriften  der 
Bau^c^zei  yerletzt  worden  sind.  I  m  zn 
verhmdem,  dass  ein  Bau  in  Abweichong 
von  dem  genehmigten  Plane  aus^führt 
werde,  darf  ein  Bau  auch  nach  der  Fertif:- 
stellung  nicht  benutzt  w^erden,  bevor  er  vou 
der  Behörde  revidiert  und  seine  Abnahme 
erfolgt  ist.  Meist  ist  auch  eine  Revisiou  i 
des  Baues  in  seinen  verschiedenen  Stailieu  | 
voi^eschrieben ,  so  dass  erst  nach  «leren  i 
Vornahme  eine  Weiterführung  des  Baues  j 
stattfinden  darf. 

5)  In  einigen  Laudesteilen  ist  niclit  Ur- 
nehmigung,  senden  nur  eine  voriieiige  An- 
zeige der  beabsichtigten  Ebuten  bei  der  Bau- 
polizetbehörde  erford^lich.    So  iu  Ham- 
burg (Baugeaetz  v.  23.  Juni  1882  §  11),  m  ; 
denStSaten  Strassburg,  Metz  undMül-  i 
hausen  (Dekret  v.  26.  März  1853  Art.  %  ; 
in  Baden  in  denjenigen  Gemeinden,  ui  j 
welchen  eine  örtlicuie  Bauordnung  besteht 
und  auf  AuhBg  des  Gemeinderats  au  Stelle 
der  Genehmigungspfücht  die  Anzeigepflicht  ] 
eingeführt  worden  ist  (V.  v.  ö.  loax  i8*i((  j 
§  52).    "Weder  eine  Genehmigimgs-  uot-h  | 
eine  Änzeigepflicht  besteht  in  der  baye-  ! 
rischen  Pfalz  und  in  Elsass -Lotb-  j 
ringen   (abgesehen   von  den   geuauiiteo  | 
Städten).  1 

6)  Je  genauer  und  vollständiger  eine  ' 
Bauordntmg  ist,  um  so  mehr  niuss  sie  che 
Möghchkeit  geben,  dass  im  einzelne»  Falle 
bei  der  überaus  grossen  Verschiedenheit  der 
örtlichen  Verhältnisse  Abw^eichungen  vou 
ihren  Vorschriften  stattfinden  können.   Die  i 
meisten  neueren  Gesetze  haben  deshalb  den  | 
Vei-waltungsbehörden  ein  ausgedehntes  Di.s- 
pensationsrecht  erteüt.  In  Preuäseu 
hat  in  den  ftUlen,  für  welche  nach  den 
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BaupolizeiverordnuDgen  Dispeube  zulftssig 
mnd,  über  die  IHspensgesuche  der  Kreis- 
aussehuss,  in  Städten  über  lOOlM)  Einwohner 
und  in  Stadtkreisen  der  Bezirksausschuss 
zu  bescliliesseii ,  sofern  die  Baupolizeiord- 
nungen  nicht  andere  Behörden  für  ziifitdndig 
erkUren  (Zustäudigkeitsgesetz  v.  1.  August 
1883  §  14y).  In  Bayern,  Württemberg, 
Hessen  ist  der  Minister,  in  Sachsen 
teils  der  Amtshauptmann,  teils  d^  Kreis- 
hauptmann zuständig. 

7)  Eine  Tei-pflichtung,  die  ziu"  Zeit  des 
Erlasses  von  baupolizeuichen  Torschriften 
bestehenden  Bauten  nach  deren  Toi-sehriften 
lunzubauen  oder  zu  beseitigen,  besteht  nicht. 
Entspringen  aber  ans  dem  bauhclien  Zu- 
stande eines  Bau-ft-erks  Gefahreu,  so  kann 
die  FolizeibehOrde  innerhalb  ihrer  allge- 
meineu  Zuständigkeit  im  einzelnen  Falle  die 
Beseitigung  der  gefahixh-ohenden  Zustände 
von  demjenigen  foi-tlem,  welcher  zur  Zeit 
die  VerWgiuigsgewalt  ülwr  das  Bauwerk 
ausübt.  "Wer  trotz  der  polizeilichen  Auf- 
fordemug  es  unterlässt,  Gebäude,  welche 
den  Einsturz  drohen ,  auszubessern  oder 
niederzureissen ,  ist  nach  dem  R.Str.G.B. 
§  367  Ziff.  13  strafbar. 

6.  Schatz  gegtin  lebeos-  luid  cesnnd- 
lieitsK6fiUirlicbe  Bauten.  1)  Der  Bauherr 
sowohl  wie  der  Baumeister  und  Bauhaud- 
werker,  wie  überhaupt  jeder,  der  bei  der 
Leitung  <xler  Ansführuo^  eines  Baues  be- 
schäftigt ist,  sind  verpfhchtet,  insoweit  die 
allgemein  anerkannten  K^ln  der  Baukunst 
zu  befolgen,  dass  aus  dei-eu  Nichtbeachtung 
nicht  Gefahr  für  das  Leben  oder  die  Ge- 
sundheit anderer  F»*sonen  entstellt  Die 
vorsätzliche  wie  die  fehrlässige  Verletzung 
dieser  Yerpflichtung  ist  mit  Geldstrafe  bis 
900  3Iark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  l)edroht  (E.Str.G.B.  g  330). 

2)  ZiU"  Sichening  der  allgemein  aiier- 
kumten  Foi-derung ,  dass  jeder  Bau  von 
Grund  aus  in  der  Weise  fest  hergestellt 
sein  soll,  dass  er  unabhängig  von  jedem 
benachbai-ten  Bau  für  sich  bestehen  kann, 
enthalten  die  Bauonlnungen  zahlreiclie  tech- 
nische Vorschriften  über  die  Fundierung 
der  Mauern,  das  Baumaterial,  die  Bauzeit 
für  Ansfühnmg  des  Mörtelmauerwerks,  liber 
die  Baiikonstndttion  (Mindeststärke  dei- 
Mauern,  Verankerung,  Seitenstützung  etc.). 

3)  Gesimdheitspolizeiliche  Vorschriften. 
Erst  in  neuei-er  Zeit  hat  die  Wissenscliaft 
nachgewiesen,  dass  die  Wohuungsgebäude 
zu  den  wichti^ten  Faktoren  der  Gesundheit 
gehören,  dass  m  der  schädhchen  Beschaffen- 
heit von  Boden,  Luft  und  Wasser,  in  dem 
Mangel  an  Licht,  in  der  Unreinliehkeit  und 
Uebarfüllung  der  Wohnungen  die  grössten 
Gefahreu  für  die  Gesundheit  nicht  bloss  der 
Bewohner  des  Gebäudes,  sondern  auch  der 
gesamten  Bevtdkening  liegen.  Vgl.  hierOl«r 


im  allgemeinen  den  Art.  Wohnungsfrage. 
Trotz  der  allgemein  anerkannten  Wichtig- 
keit, welche  deu  Wohnungszuständen  für 
den  Gesundheitsstand  der  Bevölkerung  zu- 
kommt, enthalten  die  meisten  Bauordnun^u 
doch  nur  ungenügende  und  unvollständige 
Vorschriften  imd  lassen  der  Behörde,  welche 
die  Baugenehmigimg  zu  erteilen  hat,  einen 
zu  weiten  Spielraum.  Sie  stellen  die  all- 
gemeine Vorschrift  auf,  dass  jedes  Wohn- 
gebäude dei'art  angele^  und  ausgeführt 
werde,  dass  dadurch  die  Gesundheit  nicht 
geschädigt werde(Bayern  §  11 -Württem- 
berg Art.  35;  Baden  §§  3,  6;  Sachsen 
für  Städte  §  U,  für  Dörfer  §  11;  Hessen 
Art  40).  Damit  ist  es  der  Behörde  über- 
lassen, die  Baugenehmigung  an  diejenigen 
Bedingungen  zu  knüpfen,  welche  sie  im 
Interesse  der  Gesundheitspflege  für  erfoi-der- 
lich  erachtet.  Ein  befnedigender  Eechts- 
zustand  ist  damit  aber  nicht  erreicht.  Nicht 
immer  besitzt  die  Polizeibehörde  die  er- 
forderliche Sachkenntnis,  um  die  im  Inte- 
resse der  Gesundheit  notwendigen  Vor- 
schriften zu  geben,  nicht  immer  besitzt  sie 
die  Enei^e,  um  gegen  das  Verm^;ens- 
interesse  des  Bauherrn  ihm  die  für  erfonier- 
j  lieh  erachteten  Mas8r^:eln  aufzuerl^r^n. 
Der  Bauherr  aber  ist  von  dem  Ermessen 
der  Behörde  abhängig  und  statt  durch 
Kechtss&tze  durch  jeweilige  Verfügpn^  der 
Behörde  in  seiner  individuellen  fVeiheit  be- 
schifinkt  Neben  dieser  aUgemeioen  Be- 
stimmung wthfdten  die  Bauordnungen  aber 
in  bald  grosserem,  bald  geringerem  Umffuige 
Vorschniten,  welche  im  Interesse  der  Ge- 
sundheitspflege den  Baidierren  Verpflich- 
tungen auferlegen.  Die  Ortüchen  Verhält- 
nisse und  Bedürfnisse  werden  natui^emSss 
hierbei  berücksichtigt  werden  mtlBsen.  Aber 
es  ist  eine  berechtigte  Forderung,  dass  durch 
Gesetz  diejenigen  Verpfhchtungen  festge- 
stellt werden,  deren  Erfüllung  überall  vei*- 
langt  werden  muas,  um  der  Bevölkerung 
den  notwendigen  Scimtz  gegen  Gefahren  zu 
geben,  die  aus  ungesunden  Wohnräumen  ent- 
springen. 

Der  deutsche  Verein  für  ÖffentÜche  Ge- 
sundheitspflege hat  seit  längerer  Zeit  diesem 
wichtigen  Gegenstande  seine  Aufmerksam- 
keit geschenkt.  Seine  Bestrebungen  sind 
auf  Erlass  eines  lieichsgesetzes  gerichtet, 
durch  welclies  die  anerkannten  Fordenmgen 
der  Öffentlichen  Gesimdheitepflege  zu  all- 
gemein gütigen  Üechtssätzen  erhoben  werden. 
Auf  seiner  15. Versammlung  zu  Strassburg  i.  E. 
(15.  September  1889)  hat  der  Verein  einen 
Gesetzesentwurf  beraten  und  beschlossen, 
der  die  Grundlage  für  die  weiteren  Bestre- 
bungen in  Deutschland  gebÜdet  hat.  Darin 
weiden   im   wesentlichen    folgende  Vor- 

I  Schriften  betreffs  der  Neuherstellung  von  Ge- 

.  bäuden  gefordert: 
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1}  Die  Höhe  eines  Geb&ndei  darf  an  der 
Strasse  nicht  grösser  sein  als  der  Abstand  des- 
selben von  der  gee:enttberlieg8nden  Bauflacht- 
linie. 

2)  Die  zulässige  grösste  Höhe  der  an  Höfen 
gelegenen  Gebäudewände,  welche  mit  Fenstern 
versehen  sind,  beträgt  das  Anderthalbfache  des 
mittleren  Abstandes  von  der  gegenüberliegen' 
den  Begrenzung  des  unbebauten  Banmes. 

3)  Die  mittlere  Breite  eines  Hofes,  auf 
welchen  Fenster  gerichtet  sind,  darf  nicht  unter 
4  m  bemessen  werden. 

4)  Ein  Zusammenlegen  der  Hofräume  be- 
nachbarter Grundstücke  behufs  £rzielung  des 
Torschriftsmässigen  Abstandes  oder  der  ror- 
schriftBmässk;en  Mindestbreite  ist  statthaft,  in- 
sofern die  Erhaltung  der  Hofräume  in  unbe- 
bantem  Zustande  gewährleistet  wird. 

5)  Jeder  unbebaut  bleibende  Teil  eines 
Grundstücks  muss  zum  Zweck  seiner  Beinigung 
mit  einem  Zugang  von  mindestens  1  m  Breite 
und  2  m  Hohe  versehen  sein. 

6}  Ein  Nenban  ist  nur  dann  zulässig,  wenn 
für  die  genügende  Beschaffung  von  gesundem 
'ftinkwasser  soivie  für  den  Verbleib  der  Abfall- 
Stoffe  nnd  Abwässer  auf  gesnndheitÜch  un- 
schädliche Art  gesorgt  ist. 

7)  Die  Zahl  der  erforderlichen  Aborte  eines 
Gebäudes  ist  nach  der  Anzahl  der  regelmässig 
in  demselben  sich  aufhaltenden  Menschen  zu 
bestämmen.  In  der  Begel  ist  für  jede  Wohnung 
ein  besonderer,  umwandeter,  bedeckter  nnd  ver- 
schliessbarer  Abort  anzulegen.  Jeder  Abort 
mnss  durch  ein  onmittfähar  in  das  Freie  gdien- 
des'  bewegliches  Fenster  lüftbar  sein.  Die  Aborts- 
fallrohre  müssen  ans  undurchlässigen  Baostoffen 
hergestellt  nnd  in  der  Begel  als  Luftrohre  Uber 
das  Dach  hinaus  verlängert  werden. 

8}  Die  Fnssbödeu,  Decken  und  Trennungs- 
wäude  der  Ställe  sowie  solcher  Geschäftsräume, 
hinsichtlich  deren  erhebliche  gesundheitliche 
Bedenken  vorliegen,  sind  undurchlässig  herzu- 
stellen. 

9)  Die  Verwendung  gesundheitsschädlicher 
Stoffe  zur  Ausfüllung  der  Fnssbödeu  und  Decken 
ist  verboten. 

Weitergehend  sind  die  Forderungen,  welche 
sich  auf  die  Neuherstellung  der  zu  längerem 
Aufenthalte  von  Menschen  dienenden  Bäume 
beziehen: 

1)  Derartige  Bäume  müssen  eine  lichte 
Hohe  roa  mindestens  2,6  m  haben. 

8)  Höher  als  im  vierten  der  über  dem  Erd- 
gesehoBS  liegenden  Stockwerke  dürfen  Woh- 
nungoi  nicht  hergestellt  werden. 

3)  Alle  zu  längerem  Aufenthalte  von  Men- 
schen dienenden  Bäume  müssen  bewegliche 
Fenster  erhalten^  die  unmittelbar  in  das  Freie 
führen.  Die  hchtgebende  Gesamtfläche  der 
Fenster  muss  mindestens  ein  Zwölftel  der  Grund- 
fläche betragen.  Doch  sind  für  Geschäftsräume 
nnd  Dachkammern  Ausnahmen  zulässig. 

4)  Die  Fussböden  aller  Wohnräume  müssen 
über  dem  höchsten  Grund  Wasserstande,  im 
Ueberschwemmungsgebiete  über  Hochwasser 
liegen.  Sie  sind  ebenso  wie  die  Wände  der 
Wohnräume  gegen  Bodenfeuchtigkeit  zu  sichern. 

61  EeUerwohnungen  sind  nicht  zulässig. 
Einzeuie  Wohnräume  dürfen  im  Keller  nur 
anter  der  Bedingung  hergestellt  werden,  das« 


der  Fussboden  höchstens  1  m  unter,  der  Fenster- 
sturz höchstens  1  m  über  der  Erdoberfläche  liegt. 

Diese  als  ifindestforderungen  aufstellten 
Vorschriften  haben  zum  grossen  Ted  in  den 
iii  dem  letzten  Jahrzehnt  erlassenen  Ban- 
ordniingen  der  grösseren  Städte  Anfm^mie 
gefunden,  wenn  auch  mit  manchen  Abwei- 
chungen in  den  Einzellieiten. 

6.  Schutz  gegen  feneivefährtiche 
Bauten.  Die  feuerpolizeilichen  Vorschriften 
der  Bauoi-dnungen  beziehen  sich  teils  auf 
die  Herstellung  von  Feueranlagen,  teils  auf 
die  feuersichere  Heretellnng  der  wichtigsten 
Teile  der  Gebäude. 

1)  Die  Feuersatten  müssen  nach  Mass- 
gabe der  technischen  Vorschriften  der  Bau- 
ordnungen brandsicher  angelegt  und  in  der 
Begel  mit  einem  aus  feuersicherem  Slateriale 
hei"gestellten  Schornstein  in  Verbindung  ge- 
bracht werden  sowie  von  dem  Holzwerk 
in  genttgender  Entfernung  sich  befinden. 
Nach  dem  R.Sti\G.B.  §  365  Ziff.  4  ist  jeder 
HausbesitzCT  TOrpflichtet ,  dafür  zu  soi^^, 
dass  die  Feuerstätten  in  dem  Hause  in 
baulichem  und  brandsicherem  Znstande 
imterhalten  und  die  Schornsteine  zu  rechter 
Zeit  gereinigt  werden. 

2)  Die  Hauptteile  der  Gebäude  mflssea 
brandsicher  hergestellt  werden.  Stroh-  und 
Schindeldächer  können  nur  in  Orten  von 
hoher  imd  rauher         erlaubt  werden. 

3)  üm  das  Löschen  von  ausgebrochenen 
Bränden  zu  erleichtem,  müssen  alle  Bauten 
so  angelegt  seiu,  dass  im  Falle  eines  Braudes 
der  erforderliche  Raiuu  für  die  Feuerlösch- 
und  ßettmigsanstalten  gegeben  ist  und  ein 
Zugang  zu  den  H5fen  und  Hintergebäuden 
offen  steht. 

4)  Besondere  Vorschriften  sind  erforder- 
lich für  die  Herstellung  solcher  Räumlich- 
keiten ,  welche  zum  Aufenthalte  einer 
grösseren  Mensohenniengo  bestimmt  sind 
(Räume  für  öffentliche  Lustbarkeiten,  Ver- 
sammlungen, Fabrikräurae  etc.).  Insbesondere 
sind  Theater  in  ganz  ausserordentlichem 
Masse  der  Feuersgefahr  ausgesetzt.  Die 
Suhutzmassregeln,  welche  zu  ergreifen  sind, 
müssen  der  Entstehung  eines  Brandes  dureh 
besondere  Vorschriften  in  Bezug  auf  Er- 
leuchtung, Heizung  und  Betrieb  vorzubei^n 
und  ein  et^va  ausgebrochenes  Feuer  wirk- 
sam zu  bekämpfen  suchen,  sie  haben  die 
Verqiialmung  der  menschenerfüllten  Bämne 
zu  verhindern  und  sie  müssen  endlich 
Soi^  dafür  tragen,  dass  im  Falle  einer  bei 
^Trklicher  oder  vermeintlicher  Gefahr  ent- 
stehenden Panik  das  Pubükum  unter  allen 
Umständen  leicht,  schnell  und  sicher  die 
Ausgänge  in  das  Freie  erreichen  kann.  Die 
Sicherung  einer  schnellen  uud  gefahrlosen 
Entleerung  der  Räume  muss  durch  eine 
hinreichende  Zahl  von  Ausgängen,  durch 
Anla^  breit»  G&ige,  Thüren,  Eorridore, 
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Treppen  etc.  gewährleistet  sein.  Die  zahl- 
reidien  Theaterbrände  der  letzten  Jahre 
haben  alle  Staaten  veranlasst,  diesem  Gegen- 
stände ihre  besondere  Aufmerksamlceit  zu 
schenken  und  ausführliche  Verordnungen 
hierüber  zu  erlassen.  Es  muss  genügen, 
hier  auf  die  in  allen  preussiscfaen  Regie- 
rungsbezirken erlassenen  gleichlautenden 
Verordnimgen  betreffend  die  bauliche  An- 
lage und  die  innere  Einrichtung  von  Thea- 
tern, Cirkusgebäuden  und  öffentlichen  Ver- 
eamnilungsrftumen  vom  30.  November  1889 
und  18.  März  1891  zu  verweisen. 

5)  Aus  Gründen  der  Feuerpolizei  ist  die 
Errichtung  von  Gebäuden  in  der  Nähe  von 
Pulvermagazinen  verboten  (Preussen,  Ka- 
binetsoi-dre  vom  5.  Oktober  1822)  sowie 
in  der  Nähe  von  Waldungen  besonderen 
Beschränkungen  unterworfen  (Preussen, 
Feld-  und  Forst  polizeigesetz  vom  1.  April 
1880  §  47—51;  Bayern,  Bauordnung 
§  87;  Sachsen,  V.  v.  6.  Juli  1864  §  33: 
Württemberg,  Bauordnung  Art.  31  etc.). 
Auch  in  der  Nuie  von  Eisenbahnen  ist  die 
Errichtung  von  Gtebäuden  besonderen  Be- 
schränkungen unterworfen  (s.  d.  Art  Bisen- 
bahnen). 

7.  Zum  Sehnte  des  ffttentUchen 
Verkeim  ist  es  erforderlich  einerseits, 
dass  jedes  'Wohngebände  durch  einen  jeder- 
zeit offenen  Weg  zt^än^lich  ist,  anderer- 
seits ,  dass  die  Öffentlichen  Wege  und 
Strassen  durch  Bauweil»  nicht  beschränkt 
oder  eingeengt  werden.  Ist  der  Platz,  auf 
welchem  ein  Wohngebäude  errichtet  werden 
soll,  nidit  durch  einen  jederzeit  offenen 
Weg  zuzüglich  oder  die  Herstellung  eines 
solchen  w  eges  nicht  gesichert ,  so  ist  die 
Baugenehmigung  zu  versagen.  Soll  ausser- 
halb einer  im  Zusammenhang  gebauten  Ort- 
schaft ein  Wohngebäude  errichtet  werden, 
so  bedarf  es  hierzu  in  Preussen  einer 
besonderen  Ansiedelungsgenehmigung ,  die 
versagt  werden  muss,  wenn  die  angegebene 
Bedingung  nicht  erfüllt  ist  (s.  d.  Art.  An- 
siedelungsgesetzgebung oben  Bd.  I 
S.  386).  Soll  an  Ortsstrassen,  d.  h.  an  öffent- 
lichen Wegen,  die  für  den  Anbau  bestimmt 
sind  oder  Glieder  in  dem  Netze  der  bebauten 
Strassen  bilden,  ein  Gebäude  errichtet  werden, 
80  inuss  die  Baufluchtlinie,  d,  h.  die  Linie, 
über  welche  hinaus  die  Errichtung  von 
Bauten  gegen  die  Strasse  hin  unzulässig 
ist.  eingehalten  werden.  Die  Baufluchtlinie 
fällt  in  der  R^^l  mit  der  Strassenfluchtlinie 
zusammen  tmd,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
gelten  für  Feststellung  der  Baufluchtlinie  die- 
selben Rechtssätze  wie  für  Feststellung  der 
Strassenfluchtlinie  {vgl.  den  Art.  Oeffent- 
liche  Strassen).  Während  in  Preus- 
sen nach  dem  G.  v.  3.  JuU  1875  §§  1,  11 
nur  Über  die  Baufluchtlinie  nicht  Mnau^e- 
baut  werden  darf,  bezeidinet  sie  nach  den 


Bauordnungen  der  Mittelstaaten  auch  die 
Grenze,  bis  zu  welcher  die  an  der  Strasse 
aufzufülirenden  Bauten  vorzurücken  sind 
(Bayern  §  1;  Württemberg.  Art.  21 
etc.).  Jedoch  ist  auch  in  Preussen  viel- 
fach durch  Baupolizeiordnungen  das  Zu- 
rückweichen hinter  die  Baufluchtlinie  ver- 
boten oder  nur  auf  einer  mit  der  Bauflucht- 
linie parallel  laufenden  Linie  gestattet. 
Innerhalb  der  Baufluchtlinie  ist  die  Er- 
richtung von  Gebäuden  gestattet,  auch  wenn 
die  Strasse  noch  nicht  für  den  Sffentiichen 
Verkelir  und  den  Anbau  fertig  hergestellf 
ist.  Durcb  ein  um^elmässiges  Bebauen 
unferti^r  Strassen  werden  indes  vielfeich 
Nachteile  für  die  Gemeinde  herbeigeführt. 
Da  die  Gemeinden  verpflichtet  sind ,  die 
für  den  Verkehr  erforderlichen  Strassen 
herzustellen ,  so  können  sie  dadurch  zur 
Herstellung  von  StrassenzÜgen  genötigt 
werden ,  welche  an  sich  hätten  entbehrt 
werden  können  und  in  einem  beträchtlichen 
Teile  (zwischen  dem  alten  Strassennetz  und 
den  neuen  Anlagen)  vielleicht  noch  lange 
imangebaut  bleiben.  Das  Preussische  G. 
V.  2.  JuU  1875  §  12  giebt  deshalb  den  Ge- 
meinden das  Recht,  durch  Ortsstatut  zu 
verbieten,  dass  an  neuen  Strassen  oder 
Strassenteilen,  weldie  noch  nicht  gemäss 
den  baupolizeilichen  Bestimmungen  des 
Ortes  für  den  öffentlichen  Verkehi-  imd  den 
Anbau  fertig  hergestellt  sind,  Wolmgebäude, 
die  nach  diesen  Strassen  einen  Ausgang 
haben,  errichtet  werden.  —  An  Land- 
strassen  dürfen  GelAnde  panülel  mit  der 
Strassenfluchtlinie,  abei-  niu-  in  einer  be- 
stimmten Entfei-nung  von  der  Kaute  der 
Strasse  erbaut  werden,  Audi  dürfen  Bau- 
ten an  floss-  imd  schiffbaren  Gewässern 
den  Leinpfad  nicht  beemträchtigen.  —  End- 
lich sei  noch  darauf  liinge^iiesen .  dass  der 
für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmte 
Raum  der  Strasse  durch  vorspringende  Ge- 
bäudeteile nicht  eingeengt  wemen  darf. 
Nur  für  kleine  Vorbauten  (Balkone,  Erker 
etc.)  können  nach  Massgabe  der  örtlichen 
Bauordnungen  Ausnahmen  zugelassen  wer- 
den (Preussen,  Allg.  Landrecht  I,  8, 
§§  79,  80;  Bayern  §§  45—50;  Würt- 
temberg Art.  21  etc.). 

Dm  den  Wert  der  in  dei"sell>eu  Strasse 
liegenden  Gebäude  und  das  Verm^en  der 
Nachbarn  gegen  Schaden  zu  schützen,  be- 
steht in  Preussen  die  Vorschrift,  dass  zur 
Verunstaltung  der  Städte  und  öffentlichen 
Plätze  kein  fäu  und  keine  Veränderung  eines 
Baues  vorcenommen  werden  dai-f  (AUg. 
Landi-echt  I,  8,  §  66).  Die  Polizeibehörde 
liat  bei  Ei-teilung  des  Baukonsenses  darauf 
zu  sehen,  dass  dieser  Vorschrift  nicht  zu- 
widergeliandelt  werde.  Andere  Gesetz- 
Übungen  geheu  weiter  und  gestatten,  dass 
in  Städten  die  Bauordnungen  ixwitive  Vor^ 
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schiilten  über  Anordnung  und  äussere  Ge- 
staltung der  (rebfUule  aufßteUeu  ('Württem- 
berg Art.  46:  Hessen,  Art  59;  Sachsen, 
V.  V.  8.  Jiili  1863  §  4).  In  Bayern 
(Bauordnung  §  66)  ist  sogar  in  allen  Städten 
über  20000  Einwohner  bei  ^N^eubanten  und 
Hauph«paiaturen  an  der  Strassenseite  den 
Anfordeningeo  ^der  Aesthetik«  zu  genügen. 
Derartige  Bestimmun^u  gehen  über  die 
Aufgabe  der  Polizei  mnans,  die  durch  die 
angeführten  Sätze  des  Prenssiscihen  Land- 
rechts  richtig  begrenzt  ist.  In  Fragen  der 
Aesthetik  hat  die  Pohzeibehfirde  keine  Zu- 
stAndigkeit  und  sie  darf  sich  nicht  an- 
niassen ,  hierin  den  einzelnen  bevormunden 
zu  wollen. 

8.  Die  B.  und  die  Wohnniigsnot 
Die  Baupolizei  kann  sich  aher  nicht  mehi- 
darauf  beschränken,  A'orschriften  über  die 
Herstellung  neuer  Gebäude  zu  erlassen. 
Wie  in  dem  Artikel  Wohnungsfrage  des 
näheren  dai^elegt-  werden  wird,  sind  die 
Ziißtäude,  wie  sie  heute  vielfach  in  gi-össe- 
ren  Städten  bestehen,  mit  den  grßssten  Ge- 
fahren für  die  Gesundheit  und  Sittlichkeit 
der  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  ver- 
bunden. Vgl,  hieifiber  die  Gutachten 
und  Berichte  über  die  Wohnungsnot  der 
ärmeren  Klassen  in  deutschen  Grossstädten, 
herausge^ben  im  Axiftrage  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  (Schriften  des  Vereins  f.  Sozial- 
iwUtik  Bd.  3Ü,  31,  1886).  Die  Polizeibe- 
hörden können  zwar  auf  Grund  ihrer  allge- 
meinen Zuständigkeit  in  einzelnen  Fällen 
einschreiten,  wenn  sicli  der  Nachweis  führen 
lässt,  dass  aus  der  sclüechten  Beschaffenheit 
der  Wohnungen  unmittelbar  eine  Gefahr  für 
Leben  und  Gesundheit  der  Bewohner  ent- 
springt. Ein  solcher  Nachweis  lässt  sich 
aber  nicht  immer  führen.  Der  Thätigkeit 
der  Polizeibehörden  tritt  das  Vermögensin- 
teresse einer  grossen  und  einflussreichen 
Klasse  der  städtischen  BerOlkeiomg,  das  In- 
teresse der  Hausbesitzer  entgegen,  für 
welche  vielfach  ein  Verbot  der  Benutzung 
ungesund«-  Wohnungen  gleidibedeutend  mit 
Verstopfung  der  wichtigsten  Mnnahmequelle 
wäre.  Die  Durchführnng  einer  solchen 
Massregel  wäre  mit  den  grössteu  thatsäch- 
lichen  Schwierigkeiten  verbunden.  Mit  dem 
Verbote,  eine  einzelne  ungesunde  Wohnimg 
zu  benutzen,  wäre  aber  auch  nicht  viel  ge- 
wonnen, nameuthch  weim  die  Lage  und  Bau- 
art eines  Wohnhauses  oder  eines  Komplexes 
von  Wohnhäusern  Ursachen  der  gesundlieit- 
lichen  Gefalu-en  sind.  Auch  darf  nicht  über- 
sehen weixlen,  dass  ein  vereinzeltes  unge- 
regeltes Einschreilen  der  PolizeibehÖi"de  nur 
ein  grösseres  Steigen  der  Mietpreise  füi- 
kleine  Wohnungen  zur  Folge  haben  wird. 

Die  älteren,  vielfach  noch  in  Geltung 
stehenden  Voischrifteu  beschräokeu  sich  auf 
das  Verbot,  neugebaute  Häuser  zu  Woh- 


nungen zu  benutzen,  bevor  sie  genügend 
ausgetrocknet  sind.  Schon  in  dem  Entwurf 
eines  ßeichegesetzes,  den  der  Verem  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  1889  in  Vor^ 
schlag  gebracht  hat,  ward  dies  als  unge- 
nügend bezeichnet  und  eine  Vcnwüirift  ver- 
langt, wonadi  aUe  zu  lSng?i-em  Aufenthiüt 
TOD  Menschen  bestimmten  Bäume  niu:  nach 
erteilter  Genehmigung  zu  diesem  Zwecke 
in  Gebrauch  glommen  werden  dürfen. 
Femer  sollen  vermietete  Gelasse,  die  als 
Schlafräurae  benutzt  wenlen,  für  jedes  Kind 
unter  1(»  Jahren  (mit  Ausschluss  der  Kinder 
unter  einem  Jahre)  mindestens  5  cbm,  für 
jede  ältere  Person  mindestens  10  cbni  Luft- 
raum enthalten.  Räume,  welche  durcii  iliren 
bauUchen  Zustand  gesundheitswidrig  sind, 
sollen  von  der  Polizeibehörde  für  unbrauch- 
bar zum  längeren  Aufentlialt  von  Menschen 
erklärt  werden.  Werden  aus  diesem  Grunde 
ganze  Häusergruppen  oder  Ortsbezh-ke  füi- 
unbenutzbar  erkläi-t,  so  soll  die  Gemeinde 
das  Recht  haben,  den  vollständigen  Umbau 
zu  veranlassen  oder  selbst  vorzunehmen. 
Zu  diesem  Zwecke  soll  ihi*  das  Recht  zu- 
stehen, sämtliche  Gnmdstücke  auf  dem  Wege 
der  Zwangsenteignung  zu  erwerben.  Ob- 
gleich diese  Vorschläge  wenigstens  in  fi-ü- 
heren  Jahren  in  dem  Finanzniinister 
V.  M  i  n  u  e  1  einen  einfliissreichen  Fürsprecher 

fefuuden  Itatten,  sind  doch  die  Schwierig- 
eiten,  welche  sich  dem  Erlasse  eines  Reiclis- 
wohngesetzes  entgegenstellen,  so  gix)sse, 
dass  für  absehbare  Zeit  ein  solches  nicht  zu 
erwarten  sein  wird.  Selbst  die  Landes- 
gesetzgebung hat  niu*  in  wenigen  Staaten 
und  nur  zögernd  und  behutsam  den  von  dem 
Verein  für  öffenllicJie  Gesundheitspflege  ge- 
wiesenen Weg  eingeschlagen.  In  Baden 
sieht  schon  nach  der  Verordnung  vom  '21. 
Juni  1874  §§  12,  17  dem  Beziiksrat  das 
Recht  zu.  die  Beseitigung  von  Misaständen 
in  dem  Wohnungswesen  anzuordnen.  Er 
kann,  wenn  AbhüXe  nicht  möglich  ist,  die 
weitere  Vermietung  von  Wohnungen  unta*^ 
sagen.  In  Hessen  ist  über  die  {Kilizeiliche 
B^ufsichtigung  von  Mietwohnungen  und 
Schla&tellen  am  1.  Jnli  1893  ein  Gesetz  er- 
lassen worden,  das  den  staat^chen  Öesuud- 
hoitsbeamten  und  OitspolizeibehOrdeu  das 
Recht  verleiht,  derartige  Wohnungen  und 
Räume  nach  der  Richtung  zn  untersudieu, 
ob  aus  deren  Benutzung  zum  Bewohneu  imd 
Schlafen  Nachteile  für  Gesundheit  oder  Sitt- 
lichkeit zu  besorgen  sind.  In  den  Gemein- 
den Ober  5000  Einwohner  (deren  es  im 
Lande  allerdings  niu- 15  giebt)  liegt  deu  Ver- 
mietern von  Wohnungen,  die  aus  drei  oder 
weniger  Räumen  bestehen,  von  Kelleixe- 
schossen  oder  immittelbar  unter  dem  Da3»e 
befindlichen  Räiunen,  die  ziun  Wohnen  ver- 
mietet wei-den  sdlen,  sowie  von  Schlafstellen 
eine  Anzeigepflicht  ob.  In  den  Ideineien  Ge- 
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meinden  kann  eine  solche  Anzeigepflichi 
ihuch  P(dizmverordnung  eingeführt  werden. 
Soweit  &ne  solche  Anzeii^pflicht  besteht, 
kann  die  Folizeibeh^e  (he  mietweise  Be- 
nutzung einer  gesundheitsschfldhchen  Woh- 
nung der  genannten  Art  oder  einer  Schlaf- 
stelle ganz  untersagen  oder  ron  der  Besei- 
tigung bestimmter,  die  Gtesundheit  gefähr- 
dender Ursachen  abhängig  machen.  Im 
übrigen  ermächtigt  das  Gesetz  nur  zum  Er- 
lass  von  Polizeiverordntmgen,  dtuvh  welche 
ein  Mindestmass  von  Luftraum  fflr  jeden 
Bewohner  einer  Mietswohnung  und  fflr  jeden 
Benutzer  einer  Schlafstelle  voigeschneben 
werden  kann.  —  In  Hamburg  hatte  die 
Cholera  des  Jahres  1892  nicht  bloss  in  der 
Stadt  selbst,  sondern  in  ganz  Deutschland 
die  Aufmerksamkeit  auf  die  traurigen 
und  gefährlichen  Wohnungszustände  geleüt, 
wie  sie  in  den  Arbeitervierteln  der  reichen 
Hansestadt  bestanden.  Der  Senat  ward  da- 
drax-h  veranlasst,  einen  Gesetzentwurf  aus- 
zuarbeiten, welcher  einerseits  Vorschriften 
enthielt  Viber  die  gesundheitsmässige  Ein- 
richtung von  Wohnungen  und  deren  Be- 
nutzung (Wohnungfipflege)  und  andererseits 
Voi-sohriften  über  den  Abbruch  vorhandener 
gesundheitsschädlicher  Häuser  und  deren 
Ersatz  <hm5h  neue,  den  Anfordenmgen  der 
Gesimdheitspolizei  entsprechende  Gebäude. 
Indes  stiess  der  Entwurf  in  diesem  seinem 
iweiten  Teil  auf  so  entschiedenen  Wider- 
spruch, dass  der  Senat  ihn  einstweilen  zu- 
zQckzog.  Nach  langjähr^n  Verhandlungen 
kam  m\r  ein  G^tz  über  die  Wnhnnngs- 
pQege  (vom  8.  Jimi  1898)  zu  stwide.  DÄs- 
selhe  hat  eine  besondere  Behikde  zur  Be- 
aufsichtigimg  der  Wohnungen  eingesetzt 
(hiervon  wira  nodi  zu  sprechen  sein)  und  die 
jJffentlich-rechtUchen  PfUchteu  der  Haus- 
eigentümer und  Mieter  normiert.  Doch  sind 
diese  Bestimmungen  selbst  hinter  den  von 
demA^reiu  für  öffentliclie  Gesundheitspflege 
im  Jalire  1889  tmd  von  dem  sächsischen  Minis- 
terium des  Innern  in  der  V.  v.  30.  Septem- 
ber 1896  angestellten  Mindestfopdenmgen 
zurückgeblieben.  Weder  fflr  die  Grösse  einer 
FamiUenwohnung  ist  ein  Mindestmass  an- 
gegeben noch  fflr  den  Luftraum  eines  jeden 
Schlafraumes.  Niu*  die  Vorschrift  findet 
sich,  dass  Schlafräume,  welche  an  After- 
mieter oder  Eiulogierer  abgegeben  oder  an 
Dienstboten,  Arbeiter  imd  Gewerbegehilfen 
des  Haushaltungsvorstandes  flberwiesen  wer- 
den, fflr  jedes  Kind  unter  15  Jahren  (die  von 
aüen  Sachverständigen  geforderte  Alters- 
grenze von  10  Jahren  ist  auf  15  Jahre  hinauf- 
gesetzt worden)  mindestens  ö  cbm,  für  jede 
ältere  Person  mindestens  10  cbm  Luftraum 
haben  müssen.  Bei  Feststellung  der  Mindest- 
fordenrag  au  Ijuftramn  dürfen  sogar  den 
Schlafräuraen  benachbarte  und  mit  ihneu  in 
direkter  Verbindung  stehende  Nebenräume, 


selbst  Korrid<»e  u.  s-  w.  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden.  S^bst  von  diesen  gering- 
fügigen Anforderuu^n  kann  die  Behörde  in 
einzelnen  Fällen  Ausnahmen  gestatten.  Da- 
mit steht  es  in  um  so  schärferem  Gegen- 
satz, dass  die  Bewohner  einer  Wohnung  mit 
Geldstrafe  bis  60  Mark  bestraft  werden, 
wenn  sie  die  Wohnung  in  gesundheitswidriger 
Weise  benutzen,  vde  dimih  dauernde  Ver- 
unreinigimg, Vernachlässigung  genügender 
Lüftung  u.  s.  w.  {§  12,  §  16). 

9.  Wohnnnj^mter.  Von  gi-össerer  Be- 
deutung als  die  soeben  erwähnten  Vor- 
schriften sind  die  Bestimmimgen  des  Ham- 
burger Gesetzes  vom  8.  Juni  1898  über 
die  C^^nisation  der  Wohnungsaufsicht.  Die 
zweckmassigsten  und  ausführlichsten  polizei- 
lichen Vorschriften  Über  die  Errichtimg  von 
Gebäuden  und  über  die  Erludtung  von  Woh- 
nungen in  einem  den  bau-  und  gesundheits- 
polizeilichen Anforderungen  entsprechenden 
Zustand  sind  nur  von  geringem  Werte, 
wenn  nicht  eine  genügende  Aufoicht  da> 
rüber  geführt  wird,  das.s  sie  auch  zur  Aus- 
führung gelangen ,  und  wenn  nicht  den 
Uebertretungen  und  Zuwiderhandlungen  vor^ 
gebeu^  wird.  Während  im  Auslande,  na- 
menüich  in  England  und  Schweden, 
schon  seit  längerer  Zeit  besondere  Behörden 
mit  der  Ueberwachung  der  Wohnungszustände 
beauftragt  sind,  liegt  in  Deutschland  fast 
überall  diese  Aufgabe  nur  den  Ortspolizei- 
behörden  ob,  die  innerhalb  ihrer  allgemeinen 
Zuständigkeit  fflr  die  Durchfühnmg  der 
Nomen  des  Baupolizeirechts  Soige  zu  tra^ 
haben.  Indes  bat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  hiearzu  die  Kräfte  der  OrtspohzeibehOr- 
den  nidit  ausreichen,  dass  hierzu  besondere 
AuMchtsbeamtp,  die  mit  besonderen  Befug- 
nissen  ausgestattet  sind,  erforderiich  sind. 
Schon  erwähnt  \riurde,  dass  nach  dem  hes- 
sischen G.  T.  1.  Juli  1893  neben  der 
Ortspolizeibehörde  andi  ein  staatlicher  Ge- 
sundheitsbeamter mit  der  Beaufsichtigung 
der  Miethswohmmgen  imd  Schlafstellen  be- 
auftragt werden  kann.  In  Elsass-Loth- 
ringen  kann  der  Gemeinderat  auf  Grund 
des  französischen  G.  v.  13.  April  IHöfl  eine 
besondere  Wohnungskommission  einsetzen, 
welche  die  ihr  als  ungesund  bezeichneten 
Wohnungen  zu  untersuchen  und  bei  der 
Polizeibehörde  die  erforderlichen  Anträge  zu 
stellen  hat,  um  die  Beseitigung  der  vorge- 
fundenen Mängel  herbeizufflhren.  Im  Jahre 
1 897  ist  in  Strassburg  eine  solche 
Kommission  eingesetzt  worden.  Auch  in 
Preussen  kann  den  auf  Grund  des  Re- 
gidativs  V.  8.  August  1835  en-ichtetenSanitftts- 
kommissionen  die  Aufgabe  zugewiesen  wer- 
den, den  sanitären  Zustand  der  Wohnhäuser 
zu  untersuchen,  wie  dies  in  Berlin  und 
einigen  anderen  Städten  geschehen  ist.  Doch 
ist  Uiro  Zuständigkeit  eine  beschribikte  und 
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demnach  auch  ihre  Wirksamkeit  mir  eine 
geringe. 

Nach  dem  hambnrgiBchen  Gesetz  r. 
1898  ist  das  Gebiet  der  Stadt  imd  ihrer 
Vororte  ia  9  Kreise  eingeteilt  und  jeder 
Kreis  in  mindestens  9  Hle^bezirke.  Fttr 
jeden  Pflegebezirk  wird  eift  Wohnungs- 
pfleger (nebst  Stellvertreter)  ernannt,  der 
8i<^  von  den  gesimdheitlichen  Yerhfiltnissen 
der  Grundstficke  and  Wohnungen  seines 
Bezirkes  Kenntais  zu  verschaffen  imd  zu 
erhalten  hat  Den  Wohmmgspflegem  muss 
in  den  Tagesstunden  der  Zutritt  zu  allen 
Flivatgrunustflcken .  Gebäuden  und  Woh- 
nungen ihres  Bezirkes  gewährt  und  awf  Be- 
fragen Auskunft  erteilt  werden,  wo  imd  so- 
weit es  zm  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten 
nötig  ist.  Gesundheitswidrige  oder  gesund- 
heitsbedenkliche Zustände ,  deren  Beseiti- 
gung sie  nicht  auf  gutlichem  Wege  er- 
reichen können,  haben  sie  dem  Kreisvor- 
steher zu  melden.  Im  Kreise  ist  das 
Organ  der  Wohmmgspflege  die  Kreisver- 
sammlung .  die  ans  einem  Kreisvorsteher 
und  den  Wohnnngspflegem  des  Kreises  be- 
steht. Ihren  Sitzungen  haben  ein  ärztlicher 
Beamter  des  Medizinalkollegiums  und  der 
Inspektor  der  Wohnungspflege  mit  beraten- 
der Stimme  beizuwohnen.  Die  Kreisver- 
versammlung hat  über  die  Beseiti^ng  der 
zu  ihrer  lienntnis  gebrachten  Jüssstände 
Beschlus«  zu  fassen.  Soweit  jedoch  diese 
BeschlfiBse  nicht  freiwillig  von  den  Haus- 
eigentümern u.  s.  w.  ausgeführt  werden, 
hat  der  Kreisvorsteher  die  Angelegenheit 
der  Behörde  für  Wohnnngspflege  zu  über- 
weisen. Sie  besteht  aus  zwei  Mitgliedern 
des  Senats  und  den  Kreisvorstehorn.  Ihr 
sind  ein  Inspektor  der  Wohnungspflege  und 
zwei  Assistenten  unterstellt.  Der  Inspektor 
vrie  ein  Mediziualrat  haben  ihren  Sitzungen 
mit  beratender  Stimme  beizuwohnen.  Die 
Mitglieder  der  Behörde  haixpin  in  demselben  | 
Umouige  wie  die  Wohnungspfleger  das 
Becht,  Grundstücke,  Gebämle  und  Woh-i 
nungen  zu  untersuchen  und  Au^unft  zu| 
fordern.  Die  Behörde  hat  auch  das  Becht, 
jedennann  zur  Aaskunfterteihmg  unter 
Stra&ndrohung  für  den  Eall  dos  Nichtcr- 
B(^oinens  vor  sich  zn  laden.  Sie  hat  alle 
zur  Aufrechthaltung  der  durch  das  Gesetz 
getroffenen  Anordnungen  nötigen  Entschei- 
dungen und  Befehle  za  erlassen.  Soweit 
erforderlich,  kann  sie  die  Räumuug  einzelner 
Wohnungen  anordnen,  die  dann  erst  nach 
Genehmigung  der  Behörde  in  Benutzung 
genommen  werden  dürfen.  Zuwiderhand- 
1  ungen  gegen  die  von  d  er  Behörde  er- 
lassenen Befehle  sind  mit  Geldstrafe  bis 
zu  60  Mark  bedroht  Beschwenlen  gegen 
die  Entscheidungen  der  Behörde  gehen 
an  den  Senat.  Endlich  sei  noch  be- 
merkt ,   dass   die   Aemter   der  Kreisvor- 


steher  wie  der  Wohnungspfleger  Ehren- 
ämter sind. 

Es  ist  damit  eine  Organisation  geschaffen, 
wie  sde  bisher  nii:geuds  in  Dentschhuid  bestan- 
den hat.  Nehmen,  wie  zu  erwarten  steht,  die 
Kridsvorsteher  and  Wohnungspfleger  ihr  Amt 
ernst  und  üben  sie  es  gewissenhaft  ohne 
Ansehen  der  P^wn  aus,  so  ist  zu  hoffen, 
dass  trotz  der  unzureichenden  materiellen 
Yorac^ften  des  Gesetzes  in  den  Woh- 
nnngszustfindea  Hambui^  in  wenigen  Jahren 
eine  wesentliche  Bessening  durchgefOhrt 
werden  -vird.  Dem  Beispiele  Hamburgs 
werden  dann  aber  auch  andere  deutsche 
Städte  folgen,  imd  wie  das  Elberfelder  Ar- 
menpflegesystem  (dem  offenbar  die  Ham- 
burger Or^nisation  der  Wohnnngspflege 
nachgebildet  worden  ist)  nach  und  nach  das 
Armenpfle^system  der  deutschen  Städte 
geworden  ist,  so  wird  auch  das  Hamburger 
Wohnungspflegesystem ,  wenn  es  sich  in 
seiner  Heimat  bewährt  eine  allgemeine  Ver- 
breitung finden.  Allerdings  werden  die 
Hauseigentümer  imd  Wohnimg  sinhaber  sich 
daran  gewöhnen  müssen,  den  Beamten  der 
Wohnimgspflege  Zutritt  zu  ihren  Häusern 
und  Wohnungen  zu  gestatten  und  ihnen 
damit  einen  Einblick  in  ihre  Häuslichkeit  zu 
gewähren.  Sind  aber  diese  Beamte  Ehren- 
beamte, die  der  Bürgei-schaft  selbst  ange- 
hören, so  verhei-t  die  Massregel  das  Ge- 
liässige,  das  mit  einer  polizeilichen  Unter- 
suchung, die  von  untei-en  Beamten  ausge- 
führt wird,  verknüpft  ist.  Die  Hauseigen- 
tümer und  Wohnungsinliaber  werden  tfonn 
vielfach  seilst  bestrebt  sein,  dafür  Sorge  zn 
ti-ageu ,  dass  die  gröbsten  Misestände  be- 
seitigt wei-den,  bevor  die  Untersuchung  des 
Hauses  und  der  Wohnungen  stattfindet. 


III.  Die  Baapolizei  in  Oesterreich, 
Frankreich,  Grossbritannien  und  Italien. 

10.  Die  B.  in  Oesterreich.  Allgemeine 
Eechtssätze  über  Baupolizei  bestehen  in 
Oesterreich  nicht.  Sie  zu  erlassen,  ist  nicht 
die  Reichsgesetzgebung,  sondern  die  Gesetz- 
gebung <ler  einzelnen  Kronländer  zuständig. 
In  ihnen  wurden  in  den  letzten  Jahrzehnten 
fast  überall  neue  Bauordnungen  durch  X^an- 
desgesetze  erlassen,  die  teils  für  das  ganze 
Kronland,  teils  nur  für  einzelne  grössere 
Städte  gelten  (vgl.  z.  B,  die  Bauordnung  für 
Niederösterreich  vom  17.  Januar  1883,  ab- 
geändert durch  G.  v.  30.  März  1887,  und 
die  Bauordnung  für  die  Stadt  Wien  vom 
17.  Januar  1883,  abgeändert  durch  G.  v.  26. 
Dezember  1890).  Nach  dem  Gemeindegesetz 
vom  5.  März  1H62  Art.  5  gehören  die  Bau-, 
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Oesundheits-  und  Feuerpolizei  sowie  die 
Handhabung  der  Bauordnungen  und  die  Er- 
teilung der  polizeilichen  BaubewUligungen 
zu  dem  sell^tAndigen  Wirkungskreiee  der 
Ganeinden.  Die  Banpoli2ei  ist  demnach  von 
dem  Gemeindevorstand  zu  handhaben  und 
r>rtUehe  Bauonlnttm^n<.  soweit  solche  zur 
Ergfinsimg  der  als  Landes^iesetze  erlassenen 
Baaordnungea  znl&ssig  sind,  von  den  Ge- 
meindeOTganen  zu  erlaben.  Wie  in  Deutsch- 
land ist  axttk  in  Oe^neich  zur  Ausfflhrun^ 
eines  jeden  Baues  eine  vorherige  BaubeviUi- 
gung  erforderlich.  1^  das  Grundstflck,  auf 
dem  gebaut  voden  soll,  bisher  noch  nicht 
bebaut  gewesen,  so  darf  die  Baubewilligimg 
nur  erteilt  werden,  wenn  das  Grundstück 
in  dem  Bebauungsplan  als  Baugrund  aufge- 
nommen ist  oder,  sofern  dies  nicht  der  Fall, 
wenn  ihm  durch  die  Baubewilligung  zu- 
gleich die  Mgenschaft  als  Baugrund  zuer- 
kannt wird.  Vielfach  ist  noch  eine  besondere 
Bewohnun^  oder  Benutzun§sbewilligimg 
einzuholen,  bevor  das  Gebäude  in  Benn^ung 
genommen  werden  darf. 

11.  Die  B.  in  Frankreich.  Allgemeine 
Bestimmnngen.  Die  Baupolizei  gehört  zu 
den  Gegenständen  der  pohce  muoicipale,  die 
der  Maire  der  Gemeinde  zu  verwalten  hat. 
Als  Polizeibehörde  kann  derselbe  auch  bau- 
polizeiliche Verordnungen,  deren  Teber- 
tretimg  mit  Strafe  bedroht  ist,  erlassen  (G. 
V.  22.  Juli  1791  Tit.  1  Art.  46 ;  G.  v.  18. 
Juli  1837  Artt.  10,  11,  G.  v.  5.  April  1884 
Artt  90,  94).  Eine  Baugenehmigring  ist  ziur 
Ausführung  von  Bauten  otler  Reparaturen 
nicht  erforderlich,  aber  für  jedes  Bauwerk, 
das  an  einer  Öffentlichen  Strasse  errichtet 
wird,  muss  die  Strassenfluchtlinie  (aligne- 
ment)  festgestellt  werden.  Besteht  für  die 
gesamte  Strasse  ein  allgemeiner  Plan  (plan 
d'alignement),  so  ist  demgeraäss  für  das 
einzelne  Bauwerk  die  Fluchtlinie  (alienement 
individnel)  zu  bestimmen.  Besteht  kein  all- 
gemeiner Plan,  so  ist  die  Fluchtlinie  eines 
jeden  Bauwei^es  gemäss  der  ^chtungslinie 
der  Strasse  abzustecken.  Hinter  der  Elucht- 
linie  darf  jedmoann  bauen  wie  er  will  (G. 
V.  16.  September  1807  Art  52,  G.  v.  4.  Mai 
1864  Artt.  1,  2). .  Für  die  Festsetzung  der 
Fluchtlinie  ist  eine  Gebühr  zu  entrichten 
( droit  de  voirie).  Der  jUaire,  und  bei  Staats-  und 
Bepartementsstrassen  der  Präfekt,  kann  an- 
ordnen, dass  Gebäude,  die  den  Einsturz  drohen , 
niedergerissen  werden.  Doch  muss  ein  Ver- 
fahren vorhergehen,  in  welchem  ein  von 
dem  Eigentümer  ernannter  Sachverständiger 
und  ein  von  der  Behürde  ernannter  Sach- 
verstäntliger  den  Zustand  des  Gebäudes  zu 
untersuchen  und  festzustellen  haben.  (Kgl. 
V.  V.  18.  Juli  1729  ugd  18.  August  173((.) 
Zur  Ausführung  von  Gebäudeteilen,  welche 
über  die  Fluchtlinie  in  die  Strasse  hinein- 
ragen, wie  Balkone  u.  dgl.  (o\ivrages  en 


saülie)  ist  besondere  Genehmigung  des  Müre 
erf orderlich.  B  e  8  0  n  d  e  r  e  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n 
sind  in  dem  Dekret  v.  26.  März  1852  für 
die  Stadt  Paris  gegeben  worden.  Insbe- 
sondere ist  hiernach  der  Bauherr  verpflichtet^ 
vor  Beginn  des  Baues  die  Pläne  eta  bei 
der  Semepiftfektur  einzureichen,  und  es 
k9nnen  ihm  für  den  Bau  im  Interesse  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  GesundheitepfU^ 
Bedingungen  auferlegt  werden.  Ist  dies 
Innnen  zwanzig  Tagen  nach  ESnreic&ung  der 
Pläne  nicht  gesehen,  so  kann  der  Bau 
nach  denselben  aasgefOhrt  werden.  Auf 
Antrag  des  Ctemeinderates  kann  das  Dekret 
V.  26.  März  1852  auch  auf  andere  Städte 
ausgedehnt  werden,  und  auf  diesem 
hat  dasselbe  in  &8t  allen  grosseren  Städten 
Geltung  erlangt. 

12.  Französische  Gesetzgebung  ge^en 
ungesnnde  Wohnungen.  Die  traurigen 
und  zum  Teil  entsetzlichen  Zust&ide,  wie 
sie  in  den  Arbeiterwohnungen  in  Paris  und 
den  grossen  Fabrikstädten  herrschten,  hatten 
schon  unter  der  Julimooarchie  die  Aufmerk- 
samkeit auf  sich  gelenkt.  Um  die  recht- 
hchen  Befugnisse  zum  Einschreiten  g^n 
sie  zu  geben,  wurde  das  G.  v.  13.  April  1850 
erlassen.  Hiemach  kann  in  jeder  Gemeinde 
der  Gemeinderat  eine  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  ungesunden  Mietswohnungen 
ernennen.  Dieselbe  hat  dem  Gemeinderate 
Bericht  zu  erstatten,  der  daraufhin  die  für 
notwendig  erkannten  Aenderungen  und  Ver- 
besserungen anzuordnen  hat.  Hiei^egen  ist 
Rekurs  an  den  Präfekturrat  ziüässig.  Ist 
der  Beschluss  rechtskräftig  geworden,  so  hat 
der  Maire  die  Ausfühnmg  der  angeordneten 
Arbeiten  anzubefehlen.  Will  der  Hauseigen- 
tümer die  Wohnungen  künftighin  dritten  Per^ 
sonen  nicht  mehr  überlassen,  so  ist  er  zur 
Ausführung  der  Arbeiten  nicht  verpflichtet. 
Andernfalls  kann  er  durch  Geldstrafen,  die 
bis  zum  doppelten  Betrage  der  Kosten  der 
angeordneten  Arbeiten  steigen  künnen,  dazu 
angehalten  werden.  Erkennt  der  Gemeinde' 
rat,  rlass  eine  Wohnung  überhaupt  nicht 
mehr  genügend  verbessert  werden  Irann  und 
ilass  <Ue  Ursachen  d^  gesundheitswidrigen 
Zustände  in  der  Wohnung  selbst  liegen,  so 
kann  er  deren  Vermietung  bis  auf  weiteres 
untersagen.  Das  endgültige  Verbot  kann 
nur  der  Prilfektunat  erlassen,  g^n  dessen 
Beschluss  Bekuis  an  den  Staatsrat  zulässig 
ist.  Haben  die  ^esimdheitswidrigen  Zustände 
ihren  Grund  m  äusseren  und  dauernden 
Verhältnissen  oder  können  die  T'rsachen  der 
Gesundheitswidrigkeit  mw  diurch  zusammen- 
liängende  Arbeiten  beseitigt  werden,  so  kann 
die  Gemeinde  die  Enteignung  der  Gebäude 
vornehmen.  —  Wiirden  auch  in  den  ersten 
Jahren  nach  Erlass  des  Gesetzes  in  zahl- 
reichen Städten  Kommissionen  eingesetzt 
(im  Jahre  1858  bestanden  solche  in  520 


Digilized  by  Google 


528 


Baupolizei 


StÄdten),  so  Übten  sie  (loch  nur  selten  Dire 
Funktionen  ernstlich  aus,  und  noch  seltener 
machten  die  Gemeinderate  von  iliren  weit- 
gehenden Befugnissen  Gebrauch.  In  den 
meisten  Städten  wurden  die  Kommissionen 
nicht  wieder  erneuert  und  im  Jahre  1B83 
waren  sie  nur  noch  in  Paris,  Lille,  Havre, 
Roubaix  und  Nancy  in  wirklicher  Thätigkeit. 
Es  wird  allgemein  anerkannt,  dass  das  Ge- 
setz an  der  Unthatigkeit  der  Gemeinderäte 
und  dem  'Widerstände  der  Hausbesitzer  fast 
vollständig  gesch^tert  ist.  Die  Bemflhimgen, 
eine  Reform  imd  Ekgftozung  des  Gesetzes 
herbeizuflUu^n,  haben  bis  jetzt  zu  einem 
Erfolge  nioht  gefOhrt.  —  Einer  Yerbesse- 
nmg  der  WohnungsverhaltniBse  steht  in 
Frankreich  aber  auch  die  Steuei^geset^bung 
entgegen.  Die  Thür-  und  Feastersteiier  (s. 
d.  Art.),  die  eine  Sfietssteuer  sein  soll,  wird 
nach  der  Zahl  der  Thflren  und  Fenster  des 
Gebäudes,  die  nach  aussen  führen,  berechnet. 
Es  liegt  deshalb  im  Interesse  der  Hausbe- 
sitzer, die  Zahl  der  Fenster  mögUchst  zu 
bescm«nken,  damit  aber  Licht  und  Luft  den 
Zutritt  zu  den  Wohnungen  zu  verwehren. 

13.  Die  B.  in  England.  Allgemeine 
Bestimmungen.  In  England  waren  schon 
seit  alterer  !^it  für  einzdne  gn^ssere  Städte 
Bauordnungen  erlassen  worden,  die  jedoch 
bei  der  ausserordentlichen  Steigerung  der 
Bevölkerung  und  bei  der  Anhäufung  grosser 
Arbeitermassen  in  den  Fabrikorten  den  Be- 
dürfnissen nicht  genügen  konnten.  Die 
fmchtbaren  Uebelstände,  die  in  den  Über- 
füllten Arbeiterwohnuugen  für  die  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  der  Bewohner  ent- 
stehen, haben  schon  seit  länger  als  einem 
halben  Jahrhundert  die  öffentliche  Aufmerk- 
samkeit auf  sich  gezogen.  Einzelne  Men- 
schenfreunde und  grosse  Gesellschaften,  Ge- 
setzgebung uud  Verwaltung  führen  ununter- 
brochen einen  Kampf  gegen  das  Wohnnngs- 
elend  der  unteren  Klassen,  das  vielleiäit 
niigends  in  der  Welt  in  so  grauenerregen- 
der, entsetzlicher  Weise  sich  aiiagebUdet 
hat  als  in  London  und  einigen  anderen  eng- 
lischen Stitdten.  In  diesem  Kampfe  gegen 
furchtbare  soziale  Notstände  ist  eine  ausser- 
ordentlich verwickelte,  schwer  zu  Über- 
sehende Gesetzgebung  über  die  Baupolizei 
entstanden,  deren  Handhabung  und  Dnrch- 
fOfarang  mit  «nssen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden sind.  In  der  im  Jahre  1884  einge- 
setzten k^l.  Kommission  ziu-  Untersuchung 
der  Aibeiterwohnungsfrage  erklärte  einer 
der  angesehensten  Juristen  Englands,  es  sei 
für  den  Juristen  sehr  sdiwer,  die  englischen 
Gesetze  Ober  das  Wohnungs-  und  Sanitäts- 
wesen zu  verstehen ;  dieselben  seien  fast  so 
kom^ziert  wie  die  Gesetze  über  den  Bau 
von  Kirchen,  welch  letztere  bis  jetzt  Ober- 
haupt noch  niemand  verstanden  liätte.  (S. 
Aschrott,  Arbeiterwohnungsfi-age  S.  107.)  Es 


können  hier  nur  die  Gnindzüge  dieser  G**- 
setzgebung,  soweit  sie  die  Baupolizei  be- 
treffen, herroi^hoben  werden.  Zur  Er- 
gänzung muss  auf  den  Art.  Wohnungs- 
frage verwiesen  werden. 

Nachdem  schon  im  Jahre  1845  ein  neues 
Baupolizeigesetz  für  die  Hauptstadt  erlassen 
worden  war,  schlug  die  Gesetzgebung  einen 
zweifachen  W^  ein,  um  die  UebdsÖnde 
zu  bek&npfen,  me  durch  die  Uatersnchungen 
einer  im  Jahre  1843  eingesetzten  Komnm- 
sion  aufgedeckt  worden  waren.  Der  Nui- 
sances  Kemoval  «id  Diseases  Prevention 
Act  von  1848  (11  et  12  Vict  c.  123)  knüpft 
an  den  (hiindsatz  des  gemeinen  Rechts  an, 
nach  welchem  die  Beschwerung  des  Nadi- 
bars  durch  gesundheitsschfidlicne  oder  fibel- 
riechende Anlagen  als  public  nuisance  ein 
strafbares  Vergehen  bildet  Durch  dieses 
in  den  Jahren  1849  »md  1855  erweiterte 
und  ei^nzte  Gesetz  wurden  gemeinschäd- 
liche und  gesundheitsgeffthrliche  Bauten 
dem  Begriff  der  public  nuisance  unterstellt 
und  die  Friedensnchter  verpflichtet,  auf  An- 
zeige eine  Untersuchung  vorzunehmen,  und 
wenn  diese  das  Vorhandensein  einer  nuisance 
ergiebt,  durcih  PoUzei  Verfügung  deren  Be- 
seitigung anzuordnen.  Ungehorsam  ward 
mit  Strafe  bedrolit  und  in  diesem  Falle  die 
Ortsbehörde  ermächtigt,  auf  Kosten  des  Un- 
gehorsamen die  erforderlichen  Arbeiten  aus- 
führen zu  lassen.  Die  Ortsbehörden  ^nirden 
zugleich  berechtigt ,  periodische  Unter- 
suchungen der  Wohnungen  vorzunehmen 
und  über  den  Befund  Bericht  zu  erstatten. 
Gleichzeitig  wurde  der  Public  Health  Act 
von  1848  erlassen,  der  jedoch  nur  in  Ge- 
meinden eingeführt  wurde,  welche  die  ESn- 
fühnmg  beantragten  oder  in  welchen  die 
Einführung  durch  Besolüuss  des  Ministeriums 
auf  Gnind  eines  vorhergehenden  Verbhrens 
für  notwendig  erachtet  wiu^e.  Voraus- 
setzung aber  war,  dass  mindestens  */io  der 
Steuerzahler  eineu  Antrag  stellte  oder  aber 
dass  im  Dm^hschnitt  der  letzten  7  Jahre 
die  Zahl  der  Todesfälle  23  auf  1000  Ein- 
wohner überstieg.  Zur  Ausführung  des 
Gesetzes  wurde  in  den  Bezirken,  in  v^chen 
es  eingeführi  ward,  ein  local  board  of  hedth 
gewählt,  dem  das  Recht,  Polizeiordnungen 
unter  Grendmigung  der  GentralbehSrde  zu 
erlassen,  übertetgen  vnu^e.  Das  Gesetz 
selbst  entiiielt  eingehende  Vorsdxriften  Übei* 
die  Strassen-  und  Baupolizei.  Ergftnzt,  er- 
weitert und  in  einzelnen  Bestimmungen  ab- 
geändert vmrde  dann  der  Public  Heuth  Act 
durch  zahlreiche  Gesetze,  die  in  den  Jahren 
1849  biß  1866  erlassen  wui-den.  Trotz  aller 
dieser  zahlreichen  Gesetze,  trotz  der  weit- 
gehenden Befugnisse,  welche  den  Central- 
und  Lokalbehörden  eingeräumt  worden 
waren,  wurden  die  vorliandenen  Mißstände 
nur  zu  geringem  Teil  beseitigt,  und  der 
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■weiteren  Ausbreitung  derselben  war  ein  ge- 
nügender Riegel  nicht  vorgeschoben.  Im 
Jahre  1875  wurden  die  Nnisauces  Acts  und 
Public  Health  Acts  mit  allen  ihren  Ergän- 
zungsgesetzen au^ehobeu  und  deren  Be- 
stinimungen  mit  zahlreichen  Erweiteningen 
\vad  Verschärfungen  in  dem  neuen  Public 
Health  Act  (38  et  39  Tict.  c.  55)  zusammen- 
gefasst,  einem  sehr  umfangreichen  aus  343 
Artikeln  bestehenden  Gesetze,  das  in  ganz 
England  und  Wales  sowie  in  Irland  mit 
Ausnahme  der  Hauptstadt  in  Oeltung  trat. 
Abgeändert  und  er^nzt  wurde  das  Gesetz 
durch  ein  ebenfalls  ziemlich  lunhuigreiches 
Gesetz  von  1S90  (53  et  51  Vict.  c.  59). 

Das  Gesetz  teilt  das  Land  ein  in  städ- 
tische (urban  sanitaiy  districts)  and  länd- 
liche Bezirke  (runü  sanitary  districts).  Zu 
den  städtischen  Bezirken  gehören  aber  lüdlit 
nur  die  eigentlichen  Städte  mit  Stadtver- 
fassung,  sondern  auch  soldie  Bezirke,  welche 
w^en  ihres  ausgedehnten  Fabrikbetiiebes 
und  ihrer  dichten  Bevölkerung  von  dem 
Ministerium  zu  «rban  sanitary  districts  er- 
klärt sind.  In  den  Städten  ist  der  Stadtrat, 
in  den  anderen  städtischen  Bezirken  ein  von 
allen  Oemeiudewählem  (parochial  electors) 
gewählter  örtlicher  Gesimdheitsrat  (urban 
distzict  Council  nach  dem  Local  govemment 
Act  von  1894)  die  Behörde,  welche  mit  der 
Ausführung  des  Gesetzes  betraut  ist.  In 
den  ländlichen  Bezirken,  die  im  allgemeinen 
mit  den  Armenverbänden  zusammenfallen, 
ist  der  Armenrat  (Board  of  guardians,  vgl. 
Bd.  I  S.  1140  ff.)  zugleich  der  rural  sanitary 
district  Council.  Diese  Behörden  sind  ver- 
pflichtet, Bezirksärzle  (medical  officers  of 
health)  und  die  ihnen  unterstellten  Inspek- 
toren (inspectora  of  nuisances  oder  sanitarj- 
inspectors)  in  der  erforderlichen  Anzahl  an- 
zustellen. Das  Ministerium  (Local  Govern- 
ment Board)  kann  die  Grenzen  der  Bezirke 
verändern.  Das  Gesetz  enthält  neben  zahl- 
reichen, hier  nicht  hergehörenden  Bestim- 
mungen allgemeine  teupolizeiliche  Vor- 
schriften, so  das  Verbot  neue  Kellerwoh- 
nungen herzustellen,  das  Verbot  ungesunde 
ältere  Kellerwohnungen  zu  vermieten  etc. 
Diese  gesetzlichen  Vorschriften  können  durch 
Polizeiverordnungen  ergänzt  werden,  die  von 
den  GrtsbehSrden  mit  Zustimmung  des 
Local  Government  Board  zu  erlassen  sind. 
Nach  einem  neueren  Gesetze  (Housing  of 
the  workiog  classes  Act  von  1885)  können 
ia  Bezug  auf  Häuser,  die  von  mehr  als  einer 
Familie  bewohnt  werden,  tenement  houses, 
Folizeiverordnongen  auch  ohne  Genehmi- 
gung  erlassen  woden,  insbesondere  in  Bezug 
auf  die  Anzahl  der  Pei-sonen,  die  in  einem 
Baume  schlafen  dürfen,  die  JReinigung  der 
Eäiuer,  die  Aborte  etc.  Sodann  hat  das 
Oesetz  (Art.  91)  lUe  gesundheitsschädlichen 
Zustände,  welche  die  Behörden  zu  einem 
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Einschreiten  berechtigen,  des  näheren  be- 
stimmt. Dazu  gehört  auch  eine  derartige 
Uebei-fflUung  der  Häuser  mit  Bewohnern, 
dass  daraus  eine  Gefahr  füi-  die  Bewohner 
entsteht  Die  Ortsbehörde  ist  verpflichtet, 
durch  ihre  Beamten  zeitweise  Revisionen 
aller  Gebäude  vornehmen  zu  lassen,  um 
deren  bauliclien  Zustand  zu  untersuchen. 
Beseitigt  auf  eine  an  ihn  ergehende  Auffor- 
derung der  Besitzer  des  Gebäudes  den  ge- 
sundheitswidrigen Zustand  nicht,  so  ist  er 
strafbar  und  die  erforderlichen  Arbeiten  sind 
auf  seine  Kosten  auszuführen.  Die  Beru- 
fung geht  an  die  Vierteljahrsätzung  der 
Friedensrichter.  Wegen  gesundheitswidriger 
Zustände  eines  Gebäudes  kann  auch  von 
jedem  Bewohner  des  Bezirkes  SJaee  vor 
dem  Frieden^chtar  erhoben  werden.  Kommt 
die  Ortsbehörde  ihren  Verpflichtungen  nicht 
nach,  so  kann  der  Local  Govemment  Board 
jeden  Polizeibeamten  des  Bezirks  beauf- 
tragen, an  Stelle  der  Ortsbeh&de  die  er- 
forderUchen  Massregeln  zu  ei^reifen. 

Id  der  Hauptstadt  hat  das  Gesetz 
keine  Geltimg  erlangt.  Hier  blieben  viel- 
mehr noch  in  Kraft  die  Nuisances  Acts  und 
die  besonderen  für  London  erlassenen  Bau- 
pohzeiordnungen  (Metropolis  Local  Manage- 
ment Act  von  1855,  18  et  19  Viet.  c.  12U 
mit  zahlreichen  Ergänziii^sgesetzen),  bis  im 
Jahre  1891  ein  besonderer  Public  Health 
Act  für  London  erlassen  wurde,  der  im 
wesenthchen  mit  den  allgemeinen  Gesetzen 
übereinstimmt,  aber  einzelne  noch  strengere 
Vorschriften  enthält. 

14.  Englische  Gesetzgebung  aber  Ar- 
beiterwohnuBKen.  Neben  diesen  allge- 
meinen BaupoUzeigesetzen  bestehen  aber 
wichtige  Gesetze,  welche  sich  ausschhess- 
lich  auf  Arbeiterwohnungen  beziehen.  Sie 
enthalten  nicht  nur  Vorscliriften,  welciie 
die  Beseitigung  der  vorhandenen  ungesunden 
Wohnungen  bezwecken,  sondern  sie  beab- 
sichtigen zugleich  auch,  die  Errichtung  neuer 
gesunder  Arbeiterwohnungea  zu  beföi-dern, 
indem  sie  sowohl  die  Gewährung  von  Dar- 
lehen aus  öffentlichen  Mitteln  gestatten,  um 
Privatpersonen  oder  Gesellschaften,  welche 
Wohnungen  für  die  arbeitenden  Klassen  er- 
ricliten  woUen,  zu  unterstützen,  als  auch 
indem  sie  den  Lokalbehörden  die  Errichtung 
von  Arbeiterwohnungen  selbst  ermöglichen. 
Wir  haben  es  nur  mit  den  baupolizeilichea 
Bestimmungen  zu  thun.  Zur  Ergänzung 
der  oben  erwähnten  Gesetze  wiirde  im 
Jahre  1868  der  sogenannte  Torrem  Act  er^ 
la^n,  der  durch  Gesetze  von  1879,  1883 
und  1885  einige  Abänderungen  erfuhr.  Dies 
Gesetz  gab  den  Ortsbehöiden  das  Bedit, 
Häuser,  die  wegen  ihres  gesundheitswidrigen 
Zustandes  für  menschliche  Wohnungen  unge- 
eignet sind,  entweder  zu  schliessen  oder  abzu- 
reissen.  Diesem  sogenannten  Torrens  Act  trat 
I  Auflage.  I[.  34 
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im  Jahre  1875  der  sogenaonle  Gross  Act  zur 
Seite  (Artizans  and  laboiirers  dwellings  im- 
provements  Act),  der  durch  Gesetze  von 
1879  und  1885  abgeändert  wurde.  Er  er- 
m^lichte  die  Niederreissung  ganzer  Häuser- 
gruppen und  Freilegimg  ganzer  Bezirke,  um 
sie  nach  einem  neuen  Bebauungsplan  in 
einer  den  Anfordenuigen  der  Gesundheits- 
und Baupolizei  entsprechenden  Weise  ■vineder 
zu  bebauen.  Ursprünglich  nur  für  Städte 
über  25000  Einwohner  erlassen,  wurde  das 
Gesetz  1885  auf  alle  stadtischen  Bezii^e  für 
anwendbar  erklärt 

In  keinem  Lande  hat  die  Gesetzgebung 
früher  imd  klarer  die  sozialen  Aufgaben, 
die  der  Baupolizei  obliegen,  erkannt  als  in 
England,  in  keinem  Lande  hat  sie  die  Be- 
hörden mit  so  weitgehenden  Befugnissen 
ausgestattet,  um  den  unteren  Klassen  der 
Bevölkerung  ein  menschenwürdiges  Wohnen 
in  gesunden  und  geräumi^n  Wohnungen  zu 
verschaffen.  Unter  Mitwirkuog  der  freien 
IDiätigkeit  von  einzelnen  Mensch^ifreunden 
und  Fnvatgi^ellBcliaften  ist  auch  unter  der 
Herrschaft  der  anführten  Gesetze  manches 
geschehen,  um  die  WohnungsverhftltniBse 
namentlich  in  einzelnen  Teilen  Londons  und 
in  Wideren  Grossstadten  zu  bessern.  Trotz- 
dem haben  die  erwähnten  Gesetze  ihr  Ziel 
nicht  erreicht  und  nur  eine  verhältnismfissig 
geringe  Wirksamkeit  ausgeübt  Die  Orts- 
behörden  machten  von  ihren  Befugnissen 
keinen  genügenden  Gebrau(;h,  weil  ihre  Mit- 
gheder  entweder  selbst  Hausbesitzer  sind 
oder  doch  mit  den  Hausbesitzern  in  zu  enger 
Verbindung  steben,  vor  allem  aber  weil 
nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  die  Kosten 
der  Ausführung  der  Gesetze  eine  zu  grosse 
Belastung  der  Steuerzahler  herbeigeführt 
hätte.  Die  ganze  Gesetzgebung  wanl  des- 
halb im  Jahre  1890  einer  Revision  unter- 
zogen und  unter  Aufhebung  der  Torrens 
und  Gross  Acts  ein  neues  Gesetz,  der  Hou- 
sing  of  the  Working  Classes  Act  (53  et  54 
Vict.  c.  70),  erlassen. 

Hiemadi  ist  in  einem  jeden  sanitary 
district  die  Ortsbehörde  verpflichtet ,  von 
Zeit  zu  Zeit  Untersuchun^n  des  Bezirks 
vornehmen  zu  lassen,  um  diejenigen  Häuser, 
welclic  gesundheitsgefährlich  und  zum  Be- 
wohnen ungeeignet  erscheinen,  ausfindig  zu 
machen.  Der  Gesundheitsbeamte  hat  über 
ein  jedes  derartiges  Haus  zu  berichten,  wie 
er  auch  zur  Untereuchung  und  zum  Bericht 
verpflichtet  ist,  sobald  von  ^ier  Haiishal- 
tnngsvorständen,  die  in  der  Nähe  des  Hauses 
wohnen,  eine  Beschwerde  über  den  gesund- 
heitsgefährhchen  Zustand  eines  Hauses  ein- 
geht. Erweist  sich  ein  Haus  als  gesund- 
neitsgeffihrlich  und  wird  es  deshalb  als  zum 
Bewohnen  ungeeignet  erklJbi:,  so  hat  der 
Eigentümer  die  angeordneten  Verbesserungen 
vorzunehmen,  widiigenfallB  das  Haus  ge- 


schlossen wird.  Kann  den  Uebelständen 
nicht  abgeholfen  werden,  so  ist  das  Haus 
abzubrechen.  Wenn  dagegen  der  Eigen- 
tümer eines  solchen  Hauses  die  von  der 
Ortsbehörde  angeordneten  Verbesserungen 
selbst  ausführt  und  das  Haus  dadurch  wieder 
bewohnbar  macht,  so  hat  die  Behörde  auf 
seinen  Antrag  ihm  eine  Rentenschuld  auf 
das  Grundstück  in  einem  charging  order 
zu  bestellen.  Die  Rentenschuld  wird  für 
30  Jahre  dem  Grundstück  auferlegt  imd 
beträgt  6°/i)  des  für  die  Verbessenmgen 
aufgewandten  Kapitals.  Dadurch  wird  das 
Kapital  verzinst  und  amortisiert.  Die  Rente 
hat  den  Vorrang  vor  allen  anderen  auf  dem 
Grundstück  ruheuden  Lasten  mit  Ausnahme 
der  Öffentlichen  Abgaben.  Der  Rentenschuld- 
brief  ist  auf  andere  Personen  tibertragbar. 

Ist  ein  Haus  zwar  nicht  selbst  zum  Be- 
wohnen ungeeignet,  hindert  es  aber  durch 
Entziehung  von  Luft  und  Licht  oder  in 
anderer  Weise  die  Beseitigung  gesundheits- 
gefährlicher  Zustünde  der  Nachbarhäuser 
(obstructive  building),  so  kann  das  Grund- 
stück enteignet  und  das  Haus  ab^broohen 
werden,  wenn  der  Eigentümer  niciit  vor- 
zieht, Eigentümer  des  Grand  und  Bodens 
nadt  Abbruch  des  Hauses  zu  bleiben.  In 
diesem  Falle  erhält  er  nur  den  Wert  des 
abgebrochenen  Hauses  ersetzt 

ErftUlen  die  Ortsbehörden  die  ihnen  ge- 
setzlich obliegenden  Pflichten  nicht,  so 
können  sie  hierzu  gezwungen  werden.  Doch 
enthält  hierüber  das  Oesetz  verschiedene 
Vorschriften  für  London  und  die  ländlichen 
Bezirke  einerseits  und  für  die  städtischen 
Bezirke  andererseits.  Unterlässt  oder  ver- 
weigert die  Ortsbebörde  in  Ijondon  oder  in 
einem  ländlichen  Bezirke,  ein  gesundheits- 
gefälu-liches  Haus  zu  schliessen  oder  nieder- 
zureissen  oder  ein  obstructive  building  ab- 
zubrechen, so  hat  an  ihrer  Stelle  der  Graf- 
sehaftsrat  (county  councü)  diese  IMassregeln 
anzuonlnen  und  nötigenfalls  auf  Kosten  des 
Ortsbezirkes  ausführen  zu  lassen.  In  den 
anderen  stJldtischen  Bezirken  können  die- 
jenigen Haushaltungsvorstände,  welche  über 
den  gesund heitsgefilhrlichen  Zustand  eines 
Hauses  Beschwerde  geführt  haben,  sich  an 
das  Ministerium  (I/Kal  govemment  Board) 
wenden,  wenn  die  Otsbehörde  binnen  drei 
Monaten,  nachdem  ihr  Ober  die  Beschwerde 
Bericht  erstattet  woi-den  ist,  die  erforderlichen 
Massregeln  nicht  angeordnet  hat.  Das  Mini- 
sterium hat  Rodann  eine  Untersuchung  zu 
veranstalten  und  nach  deren  Ergebnissen  an 
die  Ortsbehörde  Befehle  zu  erlassen,  die 
ausgeführt  werden  müssen. 

Nicht  selten  ist  es  aber  geboten,  ganze 
Häusergruppen  niederzulegen,  um  Licht  und 
Luft  zu  schaffen  und  um  auf  dem  enteig- 
neten Grund  imd  Boden,  soweit  or  nicht 
zur  Anlage  von  Strassen  und  öffentlichen 
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I^zen  verwendet  wird,  neue,  allen  Anfor-  j 
derungen  entsprechende  H&user  ffir  die  ar- 
beitenden KlasBen  zu  errichten.  —  In  allen 
Beziriten  kann  die  OrtsbehOrde  mit  Geneh- 
migung des  Minieteriums  die  Enteignung 
kleinerer  Häusergnippen  (von  weniger  als 
15  Häusern)  beschliessen.  Sobald  jedoch 
ein  Eigentümer  Widerspruch  hiergegen  er- 
hebt, bedarf  der  Besehliiss  der  Bestätigung 
des  I^laments.  Grössere  Häusergruppeu 
können  dagegen  zu  diesem  Zwecke  nur  in 
den  städtischen  Bezirken  enteignet 
werden.  Der  Beschluss  bedarf  der  CJenehmi- 
gung  des  Ministeriimis  (fßr  London  des 
Sta^^kretars  des  Innern,  für  andere  Be- 
zirke des  Local  govenunent  Board)  und  der 
Bestätigung  des  Farlaments.  In  dem  Be- 
schlüsse at  zugleich  Torsoi:ge  daftlr  zu 
treffen,  dass  an  Stelle  der  abgerissenen 
Hfinser  neue  Häuser  errichtet  werden,  die 
zu  Wohnungen  für  die  arbeitenden  Klassen 
bestimmt  sind,  und  zwar  müssen  sie  in  JjOn- 
don  Wohnungen  für  so^l  Personen  ent- 
halten, als  in  den  abgerissenen  Häusern  ge- 
wohnt haben,  in  den  anderen  Bezirken  für 
soviel  Personen,  als  von  dem  Ministerium 
bestimmt  wird. 

Die  Diux;hfflhrung  aller  dieser  Mass- 
regeln hat  aber  das  Gesetz  wesentlich  er- 
leiditert  durch  seine  Bestimmungen  über 
die  filr  die  Enteignungen  zu  zaiilenden 
Entschädigungen.  Nach  den  früheren  Ge- 
setzen musste  für  die  enteigneten  Häuser 
der  volle  Marktpreis,  der  nach  dem  bis- 
herigen Mietsertrag  berechnet  w^iurde,  ge- 
zahlt werden.  Das  Gesetz  von  1890  hat 
dagegen  für  flie  Berechnung  der  Entsehä«U- 
girngssumme  folgende  Normen  festgesetzt:  1) 
Beruhte  der  bisherige  Mietsertrag  darauf,  da^s 
das  Haus  zu  unsittlichen  Zwecken  benutzt 
oder  von  einer  allzu  grossen  Menge  von 
Menschen  Itewohnt  ward,  so  ist  der  Be- 
rechnung nur  der  Mietsertrag  zu  Grunde  zu 
legen,  den  das  Haus  erbracht  hätte,  wenn  es 
nicht  zu  unsittlichen  Zwecken  benutzt  worden 
oder  nicht  von  einer  zil  grossen  Menge  von 
Menschen  bewohnt  gewesen  wäre.  2)  Die- 
jenigen Ausgaben,  welche  erforderlich  ge- 
wesen wären,  um  das  Haus  in  einen  den 
Anforderuogen  der  Gesundheits-  und  Bau- 
polizei entsprechenden  Zustand  wieder  her^ 
zustellen,  sind  abzuziehen.  3)  Konnte  das 
Haus  Oberhaupt  nicht  mehr  derart  wieder- 
hergestellt werden,  dass  es  den  bau-  und 
gesimdheitspolizeiliühen  Anforderungen  ent- 
sprochen hätte  und  zu  menschlichen  Woh- 
nui^n  hätte  benutzt  werden  können,  so  ist 
nur  der  Wert  der  nach  dem  Abbruch  ver- 
bleibenden Baumaterialien  zu  «"setzen.  — 
In  allen  Fällen  ist  jedoch  der  Wert  des 
Grund  und  Bodens  nach  dem  Marktpreise 
zu  ersetzen. 

Auf  Grund  dieses  Gesetzes  sind  in  den  i 


j  letzten  Jahren  namentlich  in  den  CTossen 
Städten,  wie  in  London,  Liverpool,  Bristol, 
Edinburgh,  Glasgow  u.  a.  umfangreiche 
Unternehmungen  zur  Yerliessening  der 
Wohnungsverhältnisse  im  Interesse  der  ar- 
beitenden Klassen  ausgeführt  worden. 

lö.  B.  und  Gesundheitspflege  in 
Itiüien.  Auch  in  Italien  hat  der  Staat 
die  soziale  Aufgabe  der  Baupolizei  erkannt 
und  diirch  gesetzliche  Torschriften  den 
Kampf  gegen  die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klassen  der  Bevölkenmg  eröffnet.  Schon 
die  zur  Ausführung  des  G.  v.  20.  März  1865 
erlasseneu  königl  Dekrete  v.  8.  Joni  1865 
und  6.  September  1874  enthielten  eini^ 
Vorschriften  hierüber.  An  deren  SteÜe  ist 
das  Gesetz  über  die  Öffentliche  Gesund- 
heitspflege vom  22.  Dezember  1888  ge- 
treten (Legge  per  la  tutela  della  igiene  e 
della  sanitä  pubblica).  Nach  Art  39  dürfen 
neuerbaute  oder  umgebaute  Häuser  erst  nach 
Genehmigung  des  Bürgermeisters  (sindaco) 
bewohnt  werden.  Die  Genehmigung  darf 
nur  auf  Gnmd  einer  von  einem  sachver- 
ständigen Beamten  geführten  Untersuchung 
erteilt  und  muss  versagt  werden,  wenn  die 
Mauern  nicht  genügend  ausgetrocknet  sind, 
das  Haus  Mangel  an  Luft  und  Licht  hat, 
die  Aborte  der  Zahl  und  Beschaffenheit 
nach  nicht  genügend  sind  oder  sonst  ii^nd 
ein  offenbar  gesundheitsschädlicher  Zustand 
^'orhanden  ist  oder  die  Vorschriften  der  ört- 
lichen Polizei  Ordnungen  nicht  beachtet  sind. 
Jede  Gemeinde  ist  verpflichtet,  eine  örtliche 
Polizeiorrlnung  über  die  Öffentliche  Gesund- 
heitspflege abzufassen,  die  der  Bestätigung, 
Abänderung  und  Ergänzung  durch  den  Mi- 
nister des  Innern  imterliegt.  Kommt  eine 
Gemeinde  binnen  bestimmter  Frist  dieser 
Verpflichtung  niclit  nach,  so  kann  der  Mi- 
nister die  \  erordnung  selbst  abfassen  und 
erlassen  (Ai-t.  61).  Nach  der  zmy  Ausführung 
des  Gesetzes  erlassenen  konigl.  V.  {Regol£i- 
mento  per  Tapplicazione  della  legge  etc.)  v. 
8.  Oktober  1889  Art.  84  müssen  als  gesund- 
heitsschädlich solche  Wohnhäuser  betrachtet 
werden,  die  weniger  als  10  qm  bebauter 
Fläche  auf  einen  Einwohner  haben  oder 
deren  W^ohnräxmie  nicht  mindestens  8  qm 
Grundfläche  und  25  kbm  Luftraum  auf 
jeden  Bewohner  besitzen.  Auf  Grund  des 
Berichtes  eines  Beamten  der  Gestmdheits- 
polizei  kann  der  Sinrlaco  ein  Haus  für  un- 
bewohnbar erklären  imd  dessen  Schliessimg 
anordnen,  ohne  dass  dem  Eigentümer  ein 
Schadenersatzanspnidi  zusteht  (G.  Art  41). 
—  Freilich  wird  es  sich  auch  in  Italien 
zeigen,  dass  mit  dem  Erlass  gesetzlicher 
Yoi-schriften  noch  nicht  viel  en-eicht  ist. 
Die  eigentlichen  Schwierigkeifen  beginnen 
ei-st,  wenn  es  sieh  darum  handelt,  die  ge- 
f^etzliehen  Bestimmungen  zur  Ausführung 
I  zu  bringen. 

34* 
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Lltteratnr :  H'im  i/ir  l  er  h  n  i  $  c  fi  e  J,  i  tt^ra  - 
tur  betrifft,  to  genügt  e»  hier  auf  die  aim/iihrliche 
Abhandlung  t  an  Stübben,  Hygiene  dt»  ikndte- 
baua,  in  dem  Handbuch  der  Hygiene,  beng,  rou 
Tk.  Wej/l,  Bd.  IV  (Ifiyti)  S.  J97—51S  >u  ler- 
weiten,  —  Druttchland.  Eine  Ubereieht- 
liehe,  aber  vielfaek  arhon  vendtele  Zummmen- 
Heüung  der  wichtigrren  BaupoUxeigesetxf  und 
Verordnungen  giebt  Iteutholtl  in  Hirths  An- 
nalen  de«  Deutsrhen  Reirhg,  1879,  S.  809 — 890.  — 
Ein  Auttug  aus  S8  deutschen  u.  5  aualändiseken 
städtischen  Bauordnungen  in  tabeHarischer  Form 
findet  eich  in  der  angeführten  Abhandlung  rrm 
Stübben  S.  476ff.  —  Loentng,  Veriraltung»- 
reeht,  S.  451 — 4?4.  —  «.  Xeyer,  Venraltungn- 
reeht  (i.  Auß.)  I,  S.  19S—2(/4.  —  Preussen. 
r.  HSnne,  Baupotisei  des  ^reustisrhen  Staates 
(J.  Aufi.)  1873.  —  JäMcMee,  Freussische  Batt- 
polixeigeseUie  (5.  Aufl.  hrsg.  ron  titydel), 

—  Baltz,   Prtuseischf*  Baitpulheirechl,  1S97. 

—  Sa  c  hs  en.  Leuthold,  Uns  Kgl.  Sachs. 
Baupolireirecht  (4.  Aufl.),  I884.  —  Württem- 
berg. Bltzer,  Allg.  Bauordnung,  1872.  — 
V.  Schmieder,    Wiirttemb.   Bauordnung,  18H'>. 

—  Heimen.    Pfaff,  Allg.  Bauordnung,  lüSS. 

—  ElaatS'Lnthringen.  FÖrtach  u.  Ccw- 
par,  EUasi-Loihr.  Baurtfht,  1879.  —  Frank- 
reich. Ausser  den  Lehr-  und  Handbüchern 
des  VerteaUungererhta  (insbes.  Avcoc,  Conference» 
III)  s.  Guitlaume.  Tmite.  pratique  de  coiri^ 
Mrbaine  (1876).  —  tTounlan,  Legislation  für 
les  logrments  insalubrrt  (4e  ^d.  1889).  —  Eng- 
land. V,  Gnetat,  Englische»  Venealtiings- 
recht  (S.  Aufl.  884),  Rd.  II,  S.  84r,^859.  — 
Aschrott  in  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpolitik,  Bd. 
XXX  (18S6),  S.  m fl:  —  W.  C.  Glen,  Laie  re- 
Utting  to  Public  Health  and  Locol  govemment,  2 
vol.,  189.'i.  —  t/.  Simon.,  English  Sanitary  in- 
stüutions  in  their  deveJopmettl  and  poUtieal  and 
social  rttlations,  ä.  ed.,  1897.  —  Olvhausen  u. 
Retneke,  Ueber  Wohnuugspflege  in  England  11. 
Schottland  in  der  deutschen  Vierteljtihrsschriß 
f.  öffentl.  Gesundheitspflege,  Bd.  XXIX  (1897), 
S.  193 — J40.  Edgar  Loentng, 


Baxter,  Bobert  Dadley, 

geb.  1827  zu  Doncaster  (Yorkshirej,  gest.  als 
Sachverwalter  und  Vorstandsmitglied  der  r-SUi- 
tistical  Soi'iet.v"  in  London  am  17.  V.  1875  zu 
London. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftHchcn, 
sämtlich  in  London  erschienenen  Schriften  in 
Buchfonn:  The  Vohinteor  Movement,  it^  pru- 
gress  and  wanta,  1860.  —  The  Budget  and  the 
Income  Tax,  186Ü.  —  The  Franchise  retnms 
and  the  Boroughs,  1866.  —  The  Bedistribntion 
of  Seats  and  the  Counties,  1866.  —  Bailway 
Extension  and  rosnlts,  1866.  —  The  National 
Income,  1868.  —  ßesultt»  of  the  General  Election 
of  1868,  1869.  —  Taxation  of  the  United  King- 
dom,  18*59.  —  English  Parties  and  Conservatium, 
1870.  —  National  Debts.  1.  n.  2.  Aufl.,  1871.  — 
Political  progresa  of  tho  Working  C'lasaea,  1871. 
—  National  income  and  taxation,  1871.  — 
Reeent  progress  of  National  Debts,  1874.  — 
Looal  Govemment  and  Taxation,  1874. 

VgL  über  Baxter:  Dictionary  of  National 


Biwraphv,  ed.  br  I^ei^lie  Stepben.  rol.  III 
fUndon  1885.  5i.  437. 

Llppert. 


Baasard,  Saint-Amand, 

geb.  19.  XX.  1791  zu  Paris,  gest.  29.  TU.  1832 
zu  Coartry  bei  Montfermeil.  Alu  bereita  in 
contumaciam  zum  Tode  verurteilt  geweoener 
und  später  begnadigter  Verschwörer  gftt&a  Staat 
nnd  Gesellschaft  schlosM  sich  Bazara  der  Lehre 
des  Grafen  Saint-Simon  von  dem  neuen  sozial- 
politischen Christentum,  welches  die  Utopie  von 
der  allgemeinen  Verbrüdernnff  der  Menschen 
verwirklichen  und  der  DrangHal  der  .A.rmen 
und  Elenden  ein  Ende  machen  sollte,  als  eifrigster 
Schüler  an.  aber  erst  drei  Jahre,  nach  dem  Tode 
Saint-Simons  nahm  Bazard  in  der  Rue  Tarann»* 
zu  Paris^  1828,  die  Propaganda  för  die  Saint- 
Simonistmchen  Ideen,  die  er  inzwischen  zn 
einem  abgeschloiwenen  .System  auf  sozialgettcfaicht- 
licher  (rrundlage  ausgearbeitet  hatte,  in  stark 
besuchten  Vorlesungen  wieder  auf.  Seine  Zn- 
thaten  zum  Ausbau  des  Systems  beschränkten 
sich  im  wesentlichen  auf  Beseitigung  aller 
Klassen-  nnd  Standeaunterschiede,  Aufhebmijj 
und  UebertrRifMng  des  Erbrechts  auf  den  Staat 
behufs  Verteilnng  der  Hinterlassenschaften  an 
die  befähigsten  Genoasen,  an  die  tUcbtigsten 
Arbeiter.  Zwei  Oberpiiester.  Bazard  nnd  En- 
fantin,  standen  der  (^meinde  der  St.-Simomaten 
vor :  als  letzterer  die  Emancipation  deti  Fleisches 
predigte,  legte  Bazard  sein  Amt  nieder,  11.  XL 
1831. 

Das  Hauptwerk  der  Schule,  dessen  Inhalt 
sich  mit  dem  der  Vorlesuuifeu  deckt,  betitelt 
sich:  „Doctrine  de  Saint-Simon.  Exposition.' 
li^re  annee  1828-1829.  lU'-me  ann^e  1830. 
Zusammen  mit  Enfantin  veröffentlichte  Bazard : 
.Lettre  ä  M.  le  President  de  la  cbambre  des 
I>^pute8"  (I8B0f.  An  den  Ht.-Simonistiachen 
Organen  ^.l'OrgaiiiM^ceur''  (1829— 1831i  nnd 
„Globe"  (183a~]ä32.i  war  Bazard  ein  eifriger 
Mitarbeiter. 

Vgl.  über  Bazard  Handw.  der  Staatsw.  I.  Aufl. 
Bd.  V.  S.  480  ff.  II.  S.  712  ff.  —  L.  v.  Stein,  Ge- 
schichte der  sozialen  Bewegungen  in  Frankreich. 
Bd.  II,  Leipzig  1850.  Lippert. 


Beamtenvereiae 

s.  Pri vatbeamtenvereine. 


Beaigon,  A., 

geb.  28.  VI.  18Ö3  im  Haag,  war  in  den  Jahren 
1875 — 1884  im  kgl.  niederl.  Finanzdepartement 
im  Haag,  seitdem  als  aord.  Professor  der  Sta- 
tistik an  der  Kommunal  Universität  Amsterdam 
thätig,  an  welcher  ihm  1885  auch  die  ord. 
Professur  für  Nationalökonomie  übertragen 
wurde.  Das  1884  vom  niederländischen  Verein 
fUr  Statistik  begründete  statistische  Institut 
wurde  von  Beaujon  seit  dem  Gründungsjahr  bi:< 
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ED  seinem  Tode  geleiUft.  der  auf  einer  Er- 
bolanginreise  in  Heidelberg  eintrat,  12.  XII.  1890. 

Beaujon  veröffentlichte  von  ataatswissen- 
whaftlichen  Schriften  in  Bui'hform:  The  hiatorj- 
of  Dntch  Seafisberies,  their  progress.  decline 
and  revivol,  London  1884  i  gekrönte  Treisschrift 
der  intem.  Fim-hereiauMtellung  von  1883) ;  das- 
selbe in  bolUndiacher  rebertrajornns  n-  d.  T.: 
Orerzicht  der  geschiedenis  Tan  de  Xederland- 
sche  zeevissclierijen,  Leiden  1885.  ^Die  Schrift 
zei^,  wie  das  holländische  SeeSachereig-ewerbe 
im  17.  Jahrhnndert  geblüht,  wie  es  dann  dnrch 
eine  uchntzzöllnerische  Gewtzgebung  fa«t  ruiniert 
lind  erst  darch  Beseitigung  derselben  regeneriert 
wnrde.i  —  Henry  Fawiett.  Haarlem  1886.  — 
Handel  en  handelspotitiek,  Haarlem  1888  (Ver- 
herrliehiing  des  Freihandels  und  seharfe  Pole- 
mik gegen  List  und  sein  System). 

£r  war  Herausgeber  der  wit  1881  eracbei- 
nenden  „Jaarcijfere*'  rstatintiarbeH  Jahrbnch  de!> 
KOnigreieha  der  ^Niederlande  nnd  deiner  Kolo- 
nieeui  nnd  der  1885  gegründeten  Zeitschrift 
Bijdragen  van  bet  Statistisch  Institnnt. 

Er  veröffentlichte  von  staatifwisaenschaft- 
lichen  Artikeln  in  Zeitsrhriften :  1.  Bulletin  de 
rinstitnt  intemat.  de  statistique,  tome  II,  Rom 
1887:  Sur  la  queation  des  index  nnmbers.  — 
2.  de  Eeonomist.  Jahrg.  1877:  Een  tolverbond 
mei  Belgie?  —  Jahrg.  1879:  Jet»  over  ona 
armwezen.  —  Jahrg.  Iwl :  De  snrtaxe  d'entrep&t 
in  Dnitschland.  —  Jahrg.  1882;  Nog  iets  over 
de  veelde.  —  Jahrg.  1889:  Wisknnde  in  de 
economie.  —  3.  de  Oids.  Jahrg.  1882:  Eene 
bladz^e  itit  de  gescbiedenis  van  het  proteetio- 
nisme  in  Nederland.  —  4.  Journal  de  la  Societe 
de  statiHtiqwe  de  Paris,  Jahrg.  1885 :  Un  statis- 
ticien  neerlandais  au  XVIII*'  si^cle  (W.  Kerase- 
boom).  —  Jahrg.  1888:  Fecondite  des  mariages 
aux  Paya-Bas.  —  5.  Eevue  de  Belgique,  Jahrg. 
1883:  I/Etat  et  l'alcool.  —  6,  Revue  de  l'^co- 
nomie  politiqne,  Jahrg.  1890:  A  prupos  de  la 
th^rie  dn  prii. 

Vgl.  Aber  Beanjon:  Blenck,  A.  Beaujon, 
Nekrolog  in  der  Zeitschrift  des  k.  prensit.  Statist. 
Bnreana  Jahrg.  XXX,  Berlin  1890.  —  X.  G. 
Pierson :  A.  Beaujon,  Nekrolog  in  „de  Eeonomist", 
Jahrg.  1891,  S.  1  ff. 

Ltppei't. 


'  zn  Lebzeiten  des  Verfafiser»  in  22  Sprachen 
t  Ubersetzt).  —  ProluJtione  alle  sue  lezioni  di 
I  scienze  eamerali  i  Pavia }  1769.  Diese  durch- 
aa.'i  unbedeutende  Einfübrnngsrede  bei  Antritt 
seiner  Lehrthätigkeit  wurde  gleichwohl  sofort 
ins  Englische  u.  d.  T. :  a  diacoarse  on  public 
economy  and  commerce,  London  1769  nnd  ins 
Fransösische  (Lausanne  1769)  übemetzt.  —  Sni 
pesi  e  sulle  mianre  (Livomo)  1780  (darin  der 
zuerst  von  ihm  entwickelte  Plan  eines  Dezimal- 
B>*stems).  —  Elenienti  di  economia  pubblica, 
zuerst  veröffentlicht  in  dem  Custodischen  Sammel- 
werk „Scrittori  elassici  Italiani  di  economia 
poUtica.  Parte  moderna  tom.  XI  &  XII,  Mai- 
land 1804;  dasselbe,  Neudruck  in  Ferrara, 
Prefazione  al  vol.  III,  serie  1,  della  Biblioteca 
deir  Economiflta,  Turin  18ö2 ;  dasselbe  in  franzö». 
Uebers.  n.  d.  T. ;  Frincipes  d'economie  politique 
apiiliqn^e  4  l'agricnltnre,  Paria  1852.  —  An 
kleineren  Schriften  Beccarias  finden  sich  noch 
abgedruckt  in  tom.  XII  des  Parte  moderna  die 
Aufsätze:  Tentativo  analitico  sni  contrabbandi 
(Abdruck  an»  der  von  ihm  heransgeg.  Zeit- 
schrift „II  (.'äffe")  nnd  Relazione  della  riduzione 
delle  misure  di  lungbezza  all'  uniformitä  per 
lo  Stato  di  Jlilano  etc.  —  Seine  gesammelren 
Werke  erschienen  Mailand  1821  und  von  Pas- 
quale  Villari  beransgegeben  Florenz  1854.  — 

Mit  der  phyaiokratischen  Doktrin  verband 
Beccaria  seine  (liarakterisierimg  der  Landwirt- 
schaft als  einzige  produktive  Thätigkeit  im 
Gegensätze  zn  der  sterilen  der  Mannfakturen 
und  Gewerbe.  (Jegner  aller  Monopole  und  Privi- 
legien sowie  der  Beschränkungen  des  Binnen- 
handels, vertrat  er  im  Aussenbandel,  je  nach  Lage 
des  Marktes,  eine  Schutzpolitik  für  die  Getreide- 
ausfuhr. Er  war  ein  Bekärapfer  der  Latifundien 
und  gleichwohl  Bevorzuger  des  Systems  der 
grossen  Güter  vor  dem  der  kleinen. 

Vgl.  über  Beccaria:  Villa,  Vitta  e  scritti 
idel  march.  C.  Beccaria,  Mailand  1821.  —  St. 
I W.  B.  von  Bluntachli  u.  Brater,  Bd.  I,  1^56.  — 
,  Warzbach,  Biographisches  Lexikon  des  Kaiser- 
'  tums  Oesterreich,  Bd.  I,  AVieu  1866.  —  Rinal- 
I  dini,  Beccaria,  Wien  1865. 

Z.tppei'U 


Beccaria,  XarclteHe  Gesare  Bone- 
sana  de, 

geb.  zu  Mailand  am  lö.  III.  1738,  gest.  ebenda 
am  28.  XI.  1794.  Das  Studium  der  Schriften 
der  Encyklopädisten  und  Montesquiens  führten 
ihn  zu  volksmrtschaftlichen  und  recbtsphilosophi- 
schen  Forschungen,  deren  litterarische  Friichtej 
insbesondere  sein  berühmtes  Werk  „Dei  delitti 
e  delle  pene'*,  ihm  1769  eine  Berufung  auf  den 
eigens  für  ihn  gegründeten  Lehrstuhl  der 
Eameralwissenachaften  in  Pavia  einbrachte. 
Beccaria  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
licfaen  Werken  in  Buchform :  Del  disordine  e  de 
rimedj  delle  monete  nello  Stato  di  Milano 
iLivomo)  1762.  —  Dei  delitti  e  delle  pene, 
Livomo  1764  (dieses  berühmteste  Keiner  Werke, 
worin  er  u.  a.  als  erster  Gegner  der  Todes- 
strafe an  die  Oeffeutlichkeit  trat,  wurde  noch 


Becher,  Johann  Joachim, 

geb.  zu  Speyer  vermutlich  1625  (nach  eigener 
unwahrscheinlicher  Angabe  1685),  gest.  1685 
(oder  1682)  zu  London.  Seine  Studien  umfansten 
nahezu  alle  Wissensgebiete,  darunter  auch  die 
Kameralistik.  Er  war  Leibmedikus  des  Kur- 
fürsten Job.  Pb.  V.  Schünbom  nnd  Professor 
institutionum  medicinac  an  der  Universität 
Mainz.  Von  1664  an  widmete  er  sich  aus- 
Hcbliesslicb  der  praktischen  Kameralistik,  wurde 
1666  kaiserlicher  Rat  und  Mitglied  des  Kommerz- 
kollegiums  in  Wien,  üel  1676  dort  in  Ungnade, 
ging  zunächst  nach  den  Niederlanden  und  ver- 
scholl später  in  England. 

Becher  w^ar  einer  der  bedeutendsten  deutschen 
Merkantilisten,  und  sein  „Politischer  Diskurs" 
(s.  u.)  bietet  eine  Fundgrube  von  Ansichten  und 
Vorschlägen,  die  einen  seiner  Zeit  weit  voraus- 
geeilten Scharfblick  für  wirtschaftliche  Verkehra- 
hebel  verraten.  So  soll  der  Staat  auf  Grund  seines 
Kommerzienregftls  eine  grosse  viergliedrige  An- 
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atalt,  ein  Proriaut-,  Werk-  nnd  Kaufhaus  imil  da- 
neben eine  Bank  in  Betrieb  setzen,  ao  soll  derselbe 
femer  grosse  Kornmagazine  errichten  und  den 
(Jrosahandelsbetrieb  in  die  Hände  von  Aktien- 
geaellschaften  legen,  ao  soll  er  dem  Handel 
^Güter-StJippel"  zur  Verfüguug  stallen.  Die 
karfürsten  von  der  Pfalz  und  von  Barern 
suchte  er  verg^eblich  für  solche  Projekte  zu  ge- 
winnen, erst  lu  Wien  gelang  ea  ihm,  die  Er- 
richtung eines  ,^ajserlichen  Kanat-  und  Werck- 
hauaea"  durchzuaetzen,  daa  aber  bald  wieder 
einging.  In  seinem  „Politischen  Disknra"  hebt 
er  neben  einer  Anerkennung  der  Wichtigkeit 
des  Ackerbaues  den  Bauer  als  Wohltliäter  des 
Adels  und  Biirgerstandes  hervor  und  preist 
den  Bauernstand  als  den  wichtigsten  im  Staats- 
leben. Als  Merkantilist  sträubt  er  sich  geg-en 
die  Einfuhr  ausländischer  Erzeugnisse  und  legt 
Wert  auf  eine  grosse  Bevölkerung,  die  aber  auch 
an  Nahmn^^ittelu  nicht  weniger  produzieren 
soll,  als  Hie  braucht;  den  merkantiliatiacben 
Irrtum  einer  Verwechselung  de«  Oeldes  mit  dem 
Eeichtum  vermeidet  er.  Als  Finanztheoretiker 
offenbart  er  mehr  Sympatbieen  für  die  Steuer- 
zahler als  den  Fiskns,  denn  er  will,  dass  die 
Bevölkerung  nicht  über  Gebühr  besteuert  werde 
und  der  Fürst  wenij^cr  für  seine  Bereicherung 
als  für  die  seiner  Lntertbanen  sorge.  Becher 
verhehlt  sich  nicht,  dass  die  Zölle  die  Waren 
verteuern  und  dass  das  Aufblühen  der  Gewerbe 
durch  den  Druck  der  hohen  Abgaben  gehemmt 
werde.  Der  handelapolitiscben  Keciprocität 
zwischen  Käufer  nnd  Verkäufer  giebt  er  durch 
die  Mahnung  Ausdruck,  dass  derjenige,  der 
Waren  verkaufen  wolle,  auch  von  dem  Waren 
entnehmen  müsse,  der  ihm  die  seinigen  abkaufe. 
In  seiner  „Psjchosophia"  (s.  n.)  wurde  er  einigen 
aeiner  merkantilistischen  Anaichten  wieder  un- 
treu. Dieses  wissenschaftliche  Renegatentum 
äusserte  sich  später  bei  ihm  auch  darin,  dass 
er  an  Stelle  seiner  früheren  maasvollen  Vor- 
schläge zur  Herbeiführung  einer  besseren  Güter- 
Terteüong  den  Kommunismoa  predigte,  aller- 
dings erst  dann,  als  alle  seine  hocMliegenden 
Entwürfe  bei  dem  eigenen  sozialen  Schiffbruch 
zerschellten. 

Von  seinen  Schriften  haben  die  folgenden 
ein  Anrecht,  hier  aufgeführt  zu  werden: 

Politischer  Discurs  von  den  eigentlichen 
Ursachen  des  Äuff-  und  Abnehmens  der  Städt, 
Länder  und  Eepublicken ,  in  specie  wie  ein 
Land  volckreich  und  nahrhaSt  zu  machen  und 
in  eine  rechte  Societatem  civilem  zu  bringen 
(1667);  dasselbe,  2.  Aull.  IGTSj  dasselbe,  3.  Aufl. 
1688;  dasselbe,  4.  Aufl.  1121;  dasselbe,  ö.  Aufl. 
1754;  dasselbe,  6.  Aufl.  1759.  —  Gedancken 
und  Verlauf  Über  das  Confiscations-Werck  der 
FranzSsischen  Waaren  und  Manufakturen  in 
Teutschland,  was  solchem  daran  gelegen,  und 
wie  die  Mannfakturen  und  Commercien  besser 
dariun  fortgesetzet  werden  können  ....  wohl- 
mejnend  und  unvovgreifflich  geschrieben  an  die 
versammleten  Reichs -Stände  zu  Regenspurg. 
(Ort  und  Jahr  unbekannt.)  —  Psychosophia 
oder  Seelenweisheit  (1678):  dasselbe,  4.  Aufl. 
1726. 

V^l.  über  Becher :  Bucher,  Das  Muster  eines 
nützlichen  Gelehrten  in  der  Person  H.  D. 
Bechers.  Nürnberg  1722.  —  Gmelin,  Geschichte 
der  Chemie,  Bd.  II,  Göttingen  1798,  S.  142  f. 
—  Bidermann,  H.  J.,  lieber  den  Herkantilismos. 


Innsbruck  1870.  S.  16,  20,  42  u.  ii.  —  Allge- 
meine deutsche  Biographie,  Bd.  II.  Leipzig 
1873,  S.  201  f.  —  Roscher,  Geschichte  der 
Nationalökonomik.  München  1874.  S.  270f.  ~- 
Hatscbeck,  Das  Mannfakturbaus  auf  dem  Tabor 
in  Wien.  Leipzig  1886.  (A.  u.  d.  T. :  SchmoUers 
Staats-  und  soziälw.  Abhandlungen,  VI,  1.1  — 
H.  d.  St.,  L  Aufl.  Bd.  II.  Jena  1891,  S.  346£.  — 
V.  Erdber^-Krczenciewski ,  R.,  Johann  Joadiim 
Becher.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  National- 
»konomik.  Jena  1896.  (A.  u.  d.  T.:  Staata- 
wiasenscb.  8tndie».   Hrsg.  von  L.  Elster,  VI,  2.) 

LIppert. 


Becher,  SiegA-ied, 

geb.  am  28.  II.  1806  zu  Flau  in  Böhmen,  gest. 
um  4.  III.  1873  in  Wien,  war  1835  Professor 
der  Geschichte  und  Handelsgeograpbie  am 
Wiener  pol^'technischen  Institute  und  1848  bis 
1852,  wo  er  pensioniert  wurde,  Ministerialrat 
im  üaterr.  Handelsministerium. 

Von  Aufführung  seiner  zahlreichen  Schriften 
Über  üsterreiehische  Bevölkerung» -,  Handels- 
und Zoll  Statistik  ist,  weil  dieadben  vollständig 
veraltet,  hier  abznaehen. 

Von  bleibendem  Werte  sind  dagejgeo  die  zwei 
folgenden  Werke:  Das  Usterreichische  Münz- 
wesen  von  1524—1838,  in  historischer,  statis- 
tischer und  legislativer  Hinsicht,  mit  besonderer 
RUcluicht  der  Münzverhältnisse  fast  aller  in 
Europa  während  dieser  Zeit  kursierenden  Gold-, 
Silber-  und  Kupfergeldsorten  etc.  2  Bde.,  Wien 
1838.  —  Die  Organisation  des  Gewerbewesens, 
Wien  1851. 

Ltppert, 


Becker,  Karl, 

geb.  am  2.  X.  1833  zu  Strohausen  in  Oldeubuig, 
gest.  als  kais.Wirkl.  Geb.  Oberregierungsrat  a.D. 
am  20.  VI.  1896  zu  Charlottenburg  bei  Berlin. 
Er  Ubernahm  1855  die  Leitung  des  grossh. 
oldenburgischen  statistischen  Bureaus  nnd  wirkte 
1872  bis  1891,  wo  er  in  den  Ruhestand  trat, 
als  Direktor  des  kaiserlich  statistischen  Amtes 
in  Berlin. 

Die  meisten  Arbeiten  Beekers  sind  anonym 
in  den  amtlichen  VerBfifentlichungen  des  olden- 
bur^ischen  statistischen  Bureaus  und  des  sta- 
tistischen Amtes  des  Deutschen  Beiches  etc.  er- 
schienen. 

Becker  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Zur  Be- 
rechnung von  Sterbetafeln  an  die  Bevölkerungs- 
statistik zu  stellende  Auf ordenmg;en ,  Berun 
1874.  — 

Er  veröffentlichte  in  Zeitschriften  und 
Sammelwerken:  a)  Zeitschrift  des  k.  preuss. 
statistischen  Bureaus,  Jahrg.  1869:  Preuaisehe 
Sterbetafeln,  berechnet  auf  Grund  der  Sterblich- 
keit in  den  Jahren  1859  bis  1864,  auch  Vergleich 
mit  fremden  Sterbetafeln.  —  b)  Programm  der 
9.  Session  des  internationalen  statistischen  Kon- 

g-esses,  V.  Sektion,  Budapest  1876,  S.  197 ff.: 
ie  Handelsbilanz  und  die  Statistik  des  ans- 
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nrärtieeii  Handels.  —  c)  Deutsche  Kevne,  Jahrg. ! 
1884^  Heft  4:  Die  Org^iflation  der  ftmtlicheu 
Statistik  im  Dentschen  Reiche.  —  d)  Jahrb.  f. 
Ges.  und  Verw.,  Jahrg.  XI,  1887:  Unser  Verlust 
dnrch  Wanderung.  —  e)  Monatshefte  zur  Sta- 
tistik des  Deutschen  Kelchs,  Jahr^.  1889: 
Deutsche  Sterbetafel,  gegründet  auf  die  Sterb- 
lichkeit der  KeichsbeTlMkerung  in  den  10  Jahren 
1871 '72  bis  188081  (nebst  Erlänternnf^en  und 
Vergleichungen  mit  anderen  Sterbetafeln).  — 
f)  Allgemeinea  statistisches  ArchiT,  hrsg.  von 
T.  May r,  Jahrg.  II,  1891f92 :  Die  Jahresschwan- 
knngen  in  der  Häufigkeit  Teraehiedener  be- 
TSlkenmgx-  und  moralBtatistischer  Erschei- 
nnn^n.  — 

Eine  bedeutende,  aber  nicht  von  ihm  voll- 
endete, mndem  wegen  seiner  der  Fensionie- 
Tung  vorhergegangenen  Erkrankung  von  (ie- 
heimrat  Schumann  fertiggestellte  Arbeit  liegt 
ferner  vor  in  der  Schrift :  Stand  nnd  Bewegrung 
der  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  und 
fremder  Staateu  in  den  Jahren  1841 — 1886 
(Statistik  des  Deutschen  Reichs,  S.  F.,  Bd.  XLIV., 
Berlin  1892J. 

y^\.  ober  Becker:  Lexis,  Heber  Beckers 
Gruppierungsmethode  der  Sterhefälle  s.  Handw. 
d.  Staatsw..  Art.  BeTökerungs Wechsel  (I. 
Aufl.,  Bd.  II,  S.  460).  —  Zur  Geschichte  des 
kais.  statistischen  Amtes.  Karl  Becker  (Nekro- 1 
log),  enthalten  in  Vierteljahrshefte  znr  Statistik 
d^  Deutschen  Reichs.  V.  Jahrg.  1896,  Heft  3, 
S.  Iff.  —  Blenck.  Karl  Becker  (Nekrolog)  in 
Zeitschrift  d.  k.  preuss.  Statist.  Bureaus,  Jahrg. 
1897.  Ltppert. 


Beckmann,  Johann, 

Begründer  der  Technologie,  geb.  am  4.  VI.  1739 
zu  Hoya.  gest.  am  3.  II.  1811  zu  Göttingen, 
wo  er  seit  1770  als  Professor  der  Oekonomie 
(und  Kameralistik)  an  der  TTuiversitat  wirkte. 

Er  verOfEeutUchte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Gedanken  von  der  Einrichtung  {ikonom. 
Vorlesungen,  Güttingen  1767.  —  Grundsätze  der 
deutschen  Landwirtschaft,  Gütt.  1769;  6.  Ausg. 
1806.  —  Physikal.  Ökonom.  Bibliothek,  23  Bde.. 
Gött  1770—1810.  —  Anleitung  zur  Technologie 
oder  zur  Kenntnis  der  Handwerke,  Fabriken, 
Manufakturen  etc..  Gött.  1777;  6.  Ausg.  1809. 

—  Gntndriss  zu  Vorlesungen  über  die  Natur- 
lehre.  Gött.  1779;  2.  Aus§.  1785.  -  Beit^e 
zur  Oekonomie,  Technologie,  Polizei-  und  Ka- 
meralwissenschaft,  12  Bde.,  Gött.  1779—1791. 

—  Beiträge  zur  Geschichte  der  Erfindungen, 
5  Bde..  Leipzig  1780—1805;  dasselbe,  ins  Eng- 
lische übers,  von  W.  Johnston,  4  Bde ,  London 
1797-1814;  dasselbe,  4.  Ausg.  dieser  Uebers. 
veranst.  von  F.  u.  J.  W.  Griffith,  2  Bde.,  ebwda 
1846.  —  Ankitung  zur  HaraUungswisaaiscbaft, 
Gött.  1789. 

Ferner  war  er  der  Herau^eber  von  Justis 
(s.  d.)  .jAbhandlung  von  den  lU^ufakturen  und 
Fabriken"  in  2.  Ausg.  (2  Bde.,  BerUn  1780)  und 
der  3.  Ton  ihm  vermehrtai  Aniu^-  von  Justis 
„Gnmdsfttxe  derPolizeiwissenschan"  (Oött.l7^). 

Vgl.  aber  Beckmann:  Ersch  und  Grober, 


JEncyklopädie,  7.  Bd.  (Leipzig  1821),  S.  304  f., 
mit  KacDweis  weiterer  Biographieen  über  ihn. 

Lippert, 


Becmann  (Beckmann),  Jok.  Christ^ 

geh.  1641  zu  Zerbst.  gest.,  nach  fruchtbarer 
akademischer  Lehrthätigkeit  in  den  Fächern 
der  Geschichte.  Politik,  I%ilologie  nnd  Theologie, 
am  6.  III.  1717  zu  Frankfurt  a.  0. 

Seine  volkswirtschaftlichen  Anschauungen 
standen  unter  der  Herrschaft  des  geläuterten 
Merkantilismus. 

Von  staatswissenschaftlicheu  Schriften  ver- 
öffentlichte er  in  Bndiform: 

Heditationes  politicae,  1679.  —  Conspectus 
doctrinae  politicae,  1691.  —  Zu  erwähnen  sind 
ferner  seine  commentationes  zu  Hugo  Grotius, 
De  jure  belli  et  pacis. 

Tgl.  Roscher.  Gesch.  d.  Nat.  fi.  319. 

JLippert. 


) 


Bede. 

1.  Die  Entstehung  der  landesherrlichen  Bede. 
2.  Die  allgemeine  Bedeutung  der  Bede.  3.  Der 
Untemng  der  B«le.  4.  Andere  Alchen  mit 
dem  Namen  Bede.  ö.  Analogieen  in  ausser- 
dentsdien  Staaten. 

1.  Die  Bntetekmig  der  landesherr- 
lichen Bede.  In  den  Kapitularien  der 
Karolinger,  sodann  in  den  Pnvile^en  über 
die  Exemption  der  geistlichen  B^tzungen 
und  ihren  Schutz  gegen  die  Vögte  finden 
■vir  zuerst  vereinzelte  Andeutungen  über 
eine  Abgabe,  welche  die  Inhaber  der  gräf- 
lichen Rechte  von  den  Insassen  ihrer  Gerichts- 
bezirke erhel>en.  Im  13.  Jahrhundert  tritt 
uns  die  Abgabe  in  greifbaren  Formen  ent- 
gegen. AUe  deutschen  Landesherren  tiaben 
bis  zum  12.,  spätestens  bis  zum  13.  Jahr- 
hundert in  ihren  Gebieten  eine  Steuer  ein- 
geführt, welche  in  den  Urkunden  als  petitio, 
precaria,  exactio,  collecta,  taUia,  deutsch  als 
Bede,  Schatz,  Schoss,  Steuer  (insbesondere 
in  Silddeutschland)  bezeichnet  wird.  Ihren 
Namen  petitio,  Bede  (d.  h.  Bitte)  hat  sie 
daher,  dass  sie  ursprüngiidi  eine  freiwillige 
Leistung  war;  doch  gebraucht  schon  eine 
Urkunde  des  beginnenden  13.  Jahrhunderts 
die  charakteristische  Wendung:  petitio  domi- 
nonmi  pro  mandato  habetur,  und  auch 
uidere  Nachrichten  lassen  die  Bede,  min- 
destens für  das  letzt^nannte  Jahrhundert, 
als  eine  von  Bewilligung  unabhängige,  jähr- 
lich ein-,  zwei-  oder  dreimal  gezahlte  Ab- 
gabe erscheinen.  Die  Zahlung  erfolgt  an- 
Biogs  teils  in  Naturalien,  teils  in  Geld; 
seit  dem  13.  Jahrhundert  ist  das  erstere 
Ausnahme.   Die  Form  der  Bede  ist  fiber- 
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wiegend  die  einer  Grund-  und  Gebäude- 
steuer, und  zwar  sowohl  iu  der  Stadt  wie 
auf  dem  Lande.  In  der  Abschätzung  des 
Grundbesitzes  zeigen  sich  zum  ersten  Male 
in  Deutschland  die  schwachen  Anfänge  einer 
Bonitienmg.  Die  Bede  kstet  in  den  meisten 
Territorien  auf  der  Gemeinde;  sie  ist  nicht 
eine  Steuer  für  die  Gemeinde;  aber  den 
einzelnen  Gemeinden  sind  vom  Landesherm 
bestimmte  Summen  aufgelegt^  die  sie  auf 
die  bedepfliditigen  Personen  mnerhalb  des 
Gemeindebezirkes  zu  verteilen  haben  nnd 
für  deren  unverkürzte  Zahlung  sie  haftbar 
»nd.  Bede^flichtig  ist  die  grosse  Masse 
der  Territonalinsassen ;  indessen  bestehen 
auch  namhafte  Ausnahmen.  Bedefreiheit 
geniesst  zunächst  die  GeisÜicKkeit  fflr 
einen  Teil  ihrer  Besitzungen ;  für  einen 
anderen  musste  die  Steuer  gezahlt  werden. 
Frei  von  Bede  sind  ferner,  und  zwar,  wie 
es  scheint,  vollständig,  die  ritterlichen  Be- 
sitzungen; nur  die  PVeiheit  der  neu  hinzu- 
erworbenen Bauerngüter  wurde  der  Ritter- 
schaft vom  Landesherm  bestritten.  An  die 
ritterlichen  schliessen  sich  die  Besitzungen 
der  bäuerlichen  Lehnsleute  und  solche,  denen 
diu^h  specielles  Privileg  Bedefreiheit  gewährt 
ist.  Bevorzugt  in  Bezug  auf  die  Bcdepflicht 
sind  endhch  die  Städte :  der  Landesherr  be- 
freite die  Stadt  von  der  Abgabe  oder  setzte 
sie  herab  oder  fixierte  sie  wenigstens.  Diese 
besondere  Regelung  der  Bedepflicht  gilt  als 
eine  der  »Freiheiten«  der  mittelalterlichen 
Stadt.  Immerhin  gehören  die  Bürger  jedoch 
zu  den  bedepfUchtigen  Ständen.  —  Weil 
die  ritterlichen  Besitzungen  von  der  Bede 
frei  geblieben  sind,  hat  man  in  ihr  eine 
Abgabe  gesehen,  die  der  Ijandosherr  von 
den  nicht  ritterlichen  Unterthanen  als  Ent- 
schädigung dafür  erhob,  dass  er  mit  seiner 
Dienstmannschaft  den  Reichskriegsdienst  und 
die  Landesverteidi^ing  allein  besorgt«.  In- 
dessen die  Bede  ist  kein  Entgeld  für  eine 
andere  Leistung,  knüpft  an  nichts  Aelteres 
an,  sondern  ist  etwas  durchaus  Neues,  eine 
Abgabe,  die  die  lAndcsherreu  im  Zusammen- 
hang mit  der  allgemeinen  Ausbildung  ihrer 
territ^sialea  Stellung  neu  einführten. 

8.  Die  alleemeine  Bedentong  der 
Bede.  Die  Bede  ist  eine  Steuer;  sie  wird 
erhoben  kraft  öffentlichen  Rechts,  in  älterer 
Zeit  nämlich  kraft  der  gräflichen  Geridits- 
barkeit,  später  der  landesherrlichen  Gewalt 
Wenn  das  moderne  Staatsrecht  verlangt, 
dass  die  Steuern  dem  Besten  der  Allge- 
meinheit dienen,  so  fehlt  dieses  Kriterium 
bei  der  Bede  allerdings.  Allein  der  Gesichts- 
punkt des  ÖffentUchen  Interesses  ist  als 
zwingendes  Motiv  dem  älteren  Territorial- 
staatsrecht überhaupt  fremd ;  und  dennoch 
bestand  ein  wahrnehmbarer  Unterschied 
zwischen  öffentlichen  und  privaten  Rechten. 
Das  entscheidende  Moment  liegt  juristisch 


wie  natinnalOkononiisch  darin ,  dass  die 
Landeslierren  die  vermehrten  Bedürfnisse, 
welche  die  wachsende  Selbständigkeit  ihrer 
Stellung  mit  sich  bringt,  nicht  durch  eine 
Erhöhung  der  Einnahmen  aus  ihrem  land- 
wirtschaitlichen  Besitze  decken ,  sondern 
dim:h  Leistimgen  derjenigen,  denen  gegen- 
über sie  keinen  pri\'aten  Rechtstitel  geltend 
machen  kGnnen,  mid  dass  sie  die  Steuer, 
wenigstens  seit  dem  13.  Jahrhundert,  fiber- 
wiegend in  Geld  eriieben ;  wir  ersehen  dar- 
aus, dass  der  staatlichen  Verwaltung  das 
alte  natnialwirtschaftliche  System  nicht  mehr 
genügt.  Wenn  man  sodann  den  Steuer- 
charuder  der  Bede  mit  dem  Hinweis  darauf 
bestritten  hat ,  dass  die  ursprünglich  in 
schwankender  Höhe  gezahlte  Abgabe  im 
Laufe  der  Zeit  fixiert  nnd  zu  einer  Real- 
last geworden  sei,  so  ist  dagegen  einzu- 
wenden, dass  eine  Abgabe  bloss  deshalb, 
weil  ihre  Höbe  eine  feste  wird,  nicht  auf- 
hört, Steuer  zu  sein.  Nm-  in  dem  Falle 
verliert  sie  ihren  Steuercharakter,  wenn  sie 
wie  eine  einfache  Reallast  veräussert  und 
von  dem  Erwerber  wie  ein  privates  Recht 
behandelt  wird.  Dies  Schicksal  hat  die 
Bede  in  der  That  in  einigen  Territorien 
gehabt  (s.  unten\  alter  eben  nur  in  einigen. 
—  Die  Bode  ist  nun,  wenn  mau  von  den 
Zöllen  absieht,  die  älteste  deutsche  Steuer. 
Die  Meinung,  in  den  Städten  sei  zuerst  in 
Deutschland  eine  Steuer  ausgebildet  worden, 

fiebt  zwar  dem  richtigen  Gedanken  Aus- 
ruck, dass  die  Voraussetzung  für  die  Ent- 
stehung einer  Steuer  eine  gewisse  Ent- 
Wickelung  von  Handel  und  Gewerbe  ist. 
Wir  bemerken  jedoch,  dass  die  Landesherren 
von  dem  allmählich  eintretenden  Fortschritt 
der  wirtschaftlichen  Kultur  bereits  in  der 
Zeit  durch  die  Einfiihrung  der  Bede  Nutzen 
ziehen,  in  welcher  derselbe  erst  ein  eigen- 
tümhclies  Städtewesen  mit  besonderer  Ver- 
fassiuig  hervorbringt.  Die  Bede  ist  älter 
als  die  specicll  von  den  Städten  geschaffene 
Steuer,  die  Accise  {s.  d.  Art.  oben  Bd.  I S.  21  ff,). 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  erste  Ein- 
führung einer  Steuer  weitoehende  Wirkmigen 
auf  das  gesamte  öffeuUidie  und  private 
Leben  ausüben  musste:  die  Pachtverträge 
des  13.  Jahrhimderts  beschäftigen  sich  mit 
der  Frage,  ob  der  Pächter  oder  der  Ver- 
lobter die  Bede  zu  zahlen  habe ;  im  Jahre 
1274  wandern  viele  Unterthanen  des  Bisdiofe 
von  Strassburg  aus,  w^eil  er  die  Bede  erhöht ; 
übei-all  suchen  Landleute,  um  von  der 
drückenderen  Bedepflicht  des  platten  Landes 
frei  zu  werden,  das  Bürgerrecht  einer  Stadt 
zu  erwerben  (dagegen  wenden  sich  die  Ver- 
bote des  Pfahlbürgeitums) ;  um  den  Ueber- 
gang  bedepfÜchtiger  Grundstücke  in  die 
Hände  des  Bedefreiheit  beanspruchendeu 
Klenis  zu  verhindern ,  sind  die  ältestea 
landesherrlichen    Amortisationsgesetze  er- 
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lassen.  —  Es  sind  die  Landesherren,  welche 
zuerst  in  Deutschland  eine  Steuer  eingeführt 
liaben;  die  Versuche  der  Könige  (Heinrich 
IV.,  V.  und  Otto  IV.)  sind  erfolglos  geblieben ; 
■wo  der  König  die  Bede  erhebt  (in  den 
Reichsterritorien),  steht  sie  ihm  zu,  weil 
er  hier  über  die  landesherrlichen  Rechte 
verfügt.  In  dieser  Thatsache,  daas  es  nicht 
der  König,  sondern  die  lAndesherren  sind, 
welche  sich  des  materiellen  llachtmittels 
der  Steuern  bemäditigen,  haben  wir  gewisser- 
massen  die  ganze  deutsche  Verfassungsge- 
schichte  in  nnce. 

3.  DerUiiteni;aiigderBede.  Inmanchen 
Territorien,  insbesondere  in  den  ehemals 
slavischen  Landschaften  des  Ostens,  ist  die 
Einnahme  der  Bede  dem  Landesherm  im 
Laufe  der  Zeit  ganz  oder  teilweise  verloren 
g^^ngen.  In  Brandenbui:g  z.  B.  besitzt  er 
sie  im  14.  Jahrhundert,  wie  die  bekannten 
Landbücher  zeigen,  nur  noch  an  wenigen 
Orten;  sie  geht  in  die  Hand  der  geistlichen 
und  welüichen  (rrundheiren  und  der  Städte 
Über.  Der  Verlust  derselben  ist  zusammen 
mit  der  Veräussening  weiterer  staatlicher 
Rechte  für  die  ostdeutschen  T^ritorien  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  ^'erhftnguisToU  ge- 
worden ;  die  Besonderheiten  der  letzteren 
in  Verfassung,  Verwaltung  und  namentlich 
in  den  sozialen  Yerhftitaissen  beruhen  zum 
nidit  gerin^a  Teile  darauf.  In  anderen 
Territorien  ist  die  Bede  dagegen  als  landes- 
herrliche Einnahme  im  wesenuicheu  erhalten 
geblieben  und  hat  dauernd  einen  wichtigen 
(Gegenstand  der  landesheiTlichen  Verwaltung 
gebildet  Hier  schritt  man  zu  ihrer  Besei- 
tigung erst  im  19.  Jahrhundert,  als  die 
mitt^alterlichen  Lasten  aufgehoben  imd  das 
Sleuerwesen  neu  geordnet  wurde.  Damals 
erörterte  man  in  zahlreichen  Schriften  leb- 
liaft  die  Frage,  ob  die  Beden  wahre  Steuern 
seien  (s.  darüber  die  Arbeiten  von  Eigen- 
brodt,  Gräser,  Rive,  woselbst  sich  weitere 
Streitechriften  notiert  fiuden).  Die  aus  diesem 
Anlass  entstandene  Litteratur  verdient  auch 
heute  noch,  wo  jene  Frage  keine  praktische 
Bedeutimg  mehr  hat,  von  seilen  der  Wissen- 
sdiaft  Bföichtimg ;  namentlich  die  Schrift 
des  grossherzoglich  hessischen  Finanzbeamten 
Eigenbrodt  ist  diu-ch  historisches  Verständ- 
nis und  Klarheit  der  Begriffe  ausgezeichnet 
Die  Ihatsächliche  Behandlung,  welche  die 
Bedepflicht  damals  ei^uhr,  war  eine  ver- 
schiedene; wohl  unzweifelhaft  in  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fälle  ist  die  Bede, 
weil  als  Steuer  erkannt,  unentgeltlich  auf- 
gehoben worden.  Schwierigkeiten  verur- 
sadite  dabei  die  Entschädigung  der  media- 
tisierten  Standesherren ,  welche  in  ihren 
Territorien  das  Recht  auf  die  Bede  gehabt 
hatten. 

4.  Andere  Abgaben  mit  dem  Namen 
Bede.    Ausser  der  landesheiTlichen  Bede 


erscheinen  auch  noch  andere  Abgaben  unter 
demselben  Namen.  So  erheben  die  Gnmd- 
herren,  freilich  sehr  vereinzelt,  von  ihren 
abhängigen  Bauern  eine  Bede ;  der  Fall, 
dass  die  landesherrliche  Bede  an  einen 
Grundherrn  veräussert  wird,  gehört  natür- 
lich nicht  hierher.  Hauptsächlich  aber  wird 
die  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  aufkommende  landständische 
Steuer  Bede  genannt,  wenigstens  in  der 
ersten  Zeit  ihi-es  Bestehens,  während  all- 
mählich der  (oberdeutsche)  Ausdruck  Steuer 
ziu:  Herrschaft  gelangt.  Die  landständische 
Steuer  und  die  landesherrliche  Bede  unter- 
sdieiden  sich  allgemein  erstens  dadurch, 
dass  jene  eine  ausserordentliche,  jedesmal 
besonders  bewilligte,  diese  eine  ordentliche, 
von  Bewüligtmg  unabhängige,  jährliche,  feste 
Abgabe  ist,  zweitens  dadiu-ch,  dass  bei  jener 
ein  weiterer  Kreis  als  bei  dieser  besteuert 
wird,  hauptsächlich  nämlich  ein  grosser  (in 
den  einzelnen  Territorien  verschieden  be- 
stimmter) Teil  der  bedefreien  Orundstücke. 
In  den  Territorien,  in  denen  die  Bede  als 
landesherrliche  Einnahme  bestehen  blieb,  ist 
sie  in  manchen  Punkten  auf  die  Gestaltung 
der  landständischen  Steuer  von  Eiufluss  ge- 
wesen, üeberall  aber  sind  die  Kämpfe, 
welche  sie  vemnlasst,  vorbildlich  für  die 
Gegensätze,  die  sich  an  die  landständische 
Steuer  knüpfen. 

5.  Analogieen  in  aasserdentschen 
Staaten.  Frankreich,  das  mit  Deutschland 
dieselben  Grundlagen  der  Verfassung  hat, 
zeigt  auch  eine  Verwandtschaft  in  der  Aus- 
bildung seines  Steuerwesens.  Es  giebt  in 
Frankreich  eine  Steuer,  die  zum  Teil  dieselben 
Isamen  wie  die  deuteche  Bede  fülu-t  —  die 
gebräuchlichste  Bezeichnung  ist  taille  — , 
ebenfalls  eine  landesherrliche  Abgabe  ist 
(talliam  et  omnem  exactionem,  s^  eine 
französische  Urkunde  von  1223,  domini 
terrarum  solent  exigere  ab  hominibus 
suis)  und  auf  der  roture  lastet.  Da  die 
französische  taille  früher  ausgebildet  erscheint 
als  die  deutsche  Bede,  so  könnte  man  bei 
der  letzteren  an  die  L'ebemahrae  einer 
französischen  Einrichtung  denken ;  doch 
würde  auch  die  Gleichheit  der  Verfassungs- 
gnmdlagen  beider  Ijänder  ein  genügender 
Ei-klürungsgrund  der  Uebereinstimmungsein. 
Im  weiteren  Verlauf  der  Dinge  hat  die 
taille  eine  viel  i'eichere  Entwickelung  er- 
fahren als  die  Bede.  In  Itaüen  bietet  ge- 
wisse Analogieen  zu  der  deutschen  Bme 
das  Fodrum,  zumal  wenn  sich  die  Meinimg 
Fickers  und  Posts  bestätigt,  dass  dasselbe 
in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts 
zu  einer  ständigen  Steuer  geworden  ist. 
Seinem  ürspning  nach  ist  das  Fodrum  freiüch 
von  der  Bede  verschieden;  es  ist  aus  der 
im  fränkischen  Reiche  l^stehenden  Ver- 
pflichtung der  Lieferung  von  Nahrungs- 
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mitteln  für  das  Heer  (vgl.  die  später  in 
Deutschland  Torkommcnde  Abgabe  des  Fntter- 
hafers)  hervorgegangen. 

Xitteratur:  R  Baaaehf  Die  Steuer  im  Hersog- 
Am»  Batfera  biß  zum  ertten  landst&nd.  Freikeit»' 
briff  (ISU),  Marburg  1S88  (Doktordittertation). 

—  6.  V.  Belmv ,  Geackickte  der  direkten 
Staatuteuem  in  Jülich  u.  Berg.  Zeittehr.  det 
Berg.  Getehiehitverein*,  Bd.  £6,  28,  29,  DiUteU 
darf  und  Elberfeld  1890—93.  —  Derselbe, 
Territorium  und  Stadt,  ifünehen  und  Leipzig 
1839.  —  Clainageran,  histoire  de  l'impCt  en 
France.  Paria  1867 ff.  —  C  Chr.  Eifienbrodt, 
tiebcr  die  Xaiur  der  Bedeabgaben,  Gieeeen  1SS6, 

—  JiMke,  Bete,  Zite  wirf  l'ngeld  im  Attr- 
ßiretentum  Sachten  bie  1486.  (Mitteilungen  de» 
kgl.  Säeha.  Ver.  JÜr  Erforichung  vaterländieeher 
Oeiehiekiadenimale,  19,  8.  82 ff.),  1369.  — 
Gräaer,  Die  ISteuematur  des  Gesehoeeet,  Eis- 
leben  ISSS.  —  Derselbe,  Die  Domainengeschosie 
in  der  Provim  Sachten  und  ihre  Steltung  zu 
dem  öffentlichen  Steuer einkommen.  Eine  Vor- 
frage in  Beziehung  auf  daa  neue  Grundsteuer^ 
geaelz,  Eialeben  1860.  —  K^ter,  Da»  Reteh»- 
gut  tu  den  Jahren  lt7S — ISIS,  Leipaig  188S 
(DoktorditMertaUon).  —  ZAntgetf  Die  bäuer- 
liehen  Latten  im  /lElratenfum  Bildetkeim,  Hilde»- 
keim  ISSO.  —  O.  MerMlnghamf  Bedever- 
fataung  der  Mark  Brandenburg,  Fortchungen  z. 
Brandenb.  u.  Breuna.  Geackickte,  Bd.  8,  Leipzig 
1895.  —  Metsen ,  Die  ordfntlichm  direkten 
Staataateuern  de»  Mittelaiteri  im  FUrathiatum 
Miinater.  Zeitachr.  f.  leeatf.  Geach.,  Bd.  5S, 
Miineter  1805  (auch  Doktordiaa.)  —  Qnstav 
Mikllerf  Die  LandeahoheÜ  in  Geldern  bi*  -zur 
Mitte  de»  I4.  Jahrhundert»,  Marburg  1889  (Dok- 
Uirdinertation).  —  £L  Nlepmann,  Di»  ordent- 
lichen direkten  Staat»»teuem  in  Cler»  und  Mark 
bi»  zum  Ausgcmg  de»  Mittelallere,  Dä»»eldorf  1891 
(Münaterache  Doktordiatertation).  —  B.  Post. 
Veber  daa  Fodrum,  Ntrattburg  1S80.  —  J',  C, 
H,  Rive,  Ueber  daa  Bauemgüterweten  (haupl- 
»ächlieh  auf  Cleve-Mark  und  Eaaen  beziiglick), 
Bd.  I,  Köln  18£4-  —  AI.  Schulte,  Die  Ver- 
waltung der  Hababurgitchen  Beaitzungen  im 
Elaaea  (Mitteilungen  dea  Inatilula  für  öaterr. 
G.  F.,  Bd.  VII,  S.  SlSff.),  Innsbruck  1SS6.  — 
ThMdicAuj» ,  Itcchtageaehickte  der  Wetterau, 
Bd.  I,  Tangen  1867.  —  Deraelbr,  Zur 
ReehuigetehiehU  der  WeUerau,  Tilbingen  1885 
(Feat^e  der  Juriatenfakultät  für  Beieler).  — 
M.  WeiSf  Die  ordentiichen  direkten  Staate- 
»teuem  von  Kurtrier  im  Mittelalter,  Miineter  i. 
W.  1895  (Doktordiaa.).  —  Zeumer,  Die  deiU- 
»ehen  Städteateuer»  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
(G.  SehmoUer,  aluata-  und  »ozialtciaaenachaftl. 
Forachimgen  I,  3),  Leipzig  1878.  —  Derselbe, 
Zur  Geackickte  der  Reichaateuem  im  früheren 
MüUlaUer,  Hitt.  Zeitachr.  81,  München  1898.  — 
VgL  auch  die  Art.  G  rund»  teu  er  und 
Rittergut.  O.  v.  Below. 
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Beerdignngswesen. 

1.  GeBchichtUches.  2.  Sanitäre  Gesichts- 
punkte. 3.  Hygienische  Anfordeningen,  welche 
beim  Erlasa  von  Beg^äbnisordnnngen  zn  be- 
rücksichtigen sind.  4.  Gesetzliche  Bestimmungen. 

1.  GesehichtUf^es.  Die  Sorge  f&r  den 
toten  Kür^r  der  Angehfiri|^  und  StammeEk 
genossen  ist  von  jeher,  soveit  unsere  Kenntnis 
mensdilicher  Sitten  surflckreicht,  ein  Gegen- 
stand besonderer  Aufmerksamkeit  gewesen. 
Der  tote,  verwesende  KOrper  galt  flberaU 
als  etwas  Unheüiges,  dessen  man  sich  ent- 
ledigen müsse,  doch  geschah  dies  gewöhn- 
lich nicht  ohne  FQraüichkeiten ,  sondern 
ieierlidi  nach  bestimmten  Grebiftucfaen,  durch 
welche  der  liebe  zum  Verstorbenen  Aus- 
druck gegeben,  hier  und  da  wohl  auch  dem 
Glauben  an  eine  persönliche  Fortdauer  nach 
dem  Tode  Kechnutig  getragen  wurde.  Selbst 
die  Sitte  einzelner  Völkerschaften ,  die 
Leichen  der  Stammesangehörigen  gewissen 
Kaubtieren  auszusetzen,  wie  es  im  Altertum 
die  Perser  thaten,  in  unserem  Zeitalter  noch 
verschietlene  mongolisclie  Stämme  thun  sollen, 
darf  man  keineswegs  als  Zeichen  der  Nicht- 
achtung des  Toten,  vielmehr  als  Erfüllung  einer 
frommen  Pflicht  ansehen,  da  es  als  ein  Glück 
galt,  von  solchen  für  heilig  gehaltenen  Tieren 
verzehrt  zu  werden.  So  bittet  noch  heute 
die  Seinigeu  der  fromme  Hindu,  ihn  nach 
dem  Tode  in  die  "Wasser  des  Ganges  hinab- 
zustossen,  damit  dort  heilige  Krokodile  seinen 
Leichnam  zerfleischen  mögen. 

Am  Boi^ältigsten  scheinen  unter  den 
VölkeiTi  des  Altertums  die  Aegypter  in 
ihrem  stark  ausgeprägten  Glauben  an  Toten- 
gerichte und  Seelenwanderuu^  mit  den  Ge- 
storbenen umgegangen  zn  sein.  In  ihren 
riesigen  Bauten  iQr  die  Toten,  in  der  Kunst 
des  Kinbalsamierens  zeigten  sie  das  Be- 
sti-eben,  den  Körper  möglichst  lan^  unver- 
ändert zu  erhalten  und  das  natürliche  Zer- 
fallen desselben  zu  hemmen.  Zwisch« 
diesem  Bemühen  und  jenem  Aussetzen  zur 
rohen,  gewaltsamen  Vemiohtui^  alles  Veiv 
weslichen  li^n  zahlreiche  Oebräudie  zur 
!^isetzung  der  Toten,  von  denen  haupt- 
sächlich nur  die  des  Begrabens  und  des 
Verbrennens  unser  Interesse  erwecken. 

»Unleugbar«,  sagt  J.  Grimm,  »entspricht 
es  dem  nAcbsten  menscAüidien  G«Etthle, 
dasB  die  Leiche  unangetastet  sich  salbat 
überlassen  bleibe;  dec^  sie  der  Lebende 
mit  Erde  oder  legt  er  sie  tiefer  in  der  Erde 
Schoss,  so  hat  er  seiner  Pflicht  Genüge 
gethan,  und  der  G^anke  trOetet  ihn,  dass 
der  geliebte  Tote  unter  dem  nahen  Hügel 
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weile.«  Andere  Vorstelluogen  lagen  dem 
Verbrennen  teuerer  Toten  zu  Grunde.  Das 
Feuer  vermittelte  sie  als  Opfer  den  Göttern, 
ans  des  Scheiterhaufens  Flammen  hob  sich 
der  entbimdene  Geist  zum  Himmel  empor. 
Das  Feuer  geht  dabei  nicht  härter  mit  dem 
Toten  um  als  die  Erde,  nur  dass  es  sclmell 
vollbringt,  was  diese  langsam  veranlasst, 
dass  es  peinigende  Gedanken  an  Moder  und 
hAssliches  Gewürm  nicht  aufkommen  iSsst. 

Bei  den  Griechen  scheinen  im  Alter- 
tum beide  Bestattungsarten  üblich  gewesen 
zu  seön.  Ausführlich  schildert  Homer,  wie 
bei  den  Leichenb^ängnissen  des  Patroklos, 
Hektor  und  Achillens  die  vom  Scheiterhaufen 
gesammelten  Beste  des  Toten  in  der  Urne 
feierlich  beigesetzt  werden ;  andererseits  be- 
weist das  im  Trauerapiel  verherrlidite,  aiif- 
opfernde  Thun  der  Antone,  dass  den  An- 
säiauun^n  der  Griechen  auch  ein  einfaches 
B^rfihms  ausreichend  erschien,  dass  nur 
der  Nichtfoestattete  nach  ihrem  Glauben 
ruhelos  lunhei^ing. 

Die  Juden  benutzten  von  den  ältesten 
Zeiten  her  zur  Bestattimg  der  Toten  teils 
natfliÜche  HOhlen,  deren  das  Kalkgebirge 
von  Palästina  viele  darbot,  teils  künstlich 
hergestellte  Grüfte,  teils  rohe  Stein-  und 
Erdgräber ;  es  bestand  die  Sitte,  in  Familien- 
gräbern beerdigt,  »zu  seinen  Vätern  ver- 
sammelt« zu  werden. 

Bei  den  Römern  ist  weder  das  Be- 
gräbnis noch  die  Verbrennung  der  Leichen 
jenuds  die  allgemein  übliche  Bestattungs- 
weise gewesen.  Frauen,  Plebejer  und  die 
zahlreichen  Sklaven  w\irden  in  wenig  um- 
ständlicher Weise  begraben,  dagegen  die 
Erwachsenen  männlichen  Geschlechts  aus 
den  vornehmen  Familien  nach  dem  Tode 
verbrannt.  In  den  ältesten  Zeiten  Roms 
fand  das  Verbrennen  und  Beisetzen  der 
Leichen  bei  den  Wohnungen  statt,  bis  die  de- 
cemviri  diesen  Slissbräuchen  in  ihren  12  Tafel- 
gesetzen (450  V.  Chr.)  entgegentraten.  Hier 
heisst  es:  Hominem  mortuum  in  urbe  ne 
sepelito  neve  urito :  hoc  plus  non  facito. 
Oeff entliche  Begräbnästätten,  Friedhöfe  für 
Leichen  aus  allen  Ständen  hatten  aber  die 
Römer  nicht.  Die  columbaria  waren  eine 
Art  Sammelgräber,  unterirdisch  gemauerte 
Gewölbe,  in  denen  die  Aschenumen  ange- 
reiht wm-den,  die  puticoli  dagegen  waren 
Schachte,  in  welche  man  die  Leichen  Mittel- 
loser massenhaft  hineinwarf  und  &nlen  Hess. 
In  Palermo  soll  nach  Wemher  noch  jetzt 
ein  solches  puticulnm  für  Arme  bestehen, 
in  das  von  Zeit  zn  Zeit  eine  Lage  unge- 
löschten Kalkes  geworfen  wird. 

Mit  dem  Vordringen  des  Christen- 
tums, welches  von  den  jüdischen  Gebräu- 
chen auch  das  B^rabea  fibemommen  hatte, 
kam  im  lOmischen  Keiche  das  Yerbrennen 
ganz  ausser  Gebrauch   Von  den  germani- 


schen Stämmen  scheinen  die  Franken,  Baju- 
varen,  Alamannen,  Bm^tnden  und  Lango- 
barden schon  vor  der  Einführung  des  Cliristen- 
tums  vorzu^weise  begraben  zu  haben,  anders 
wai"  es  bei  den  Saclisen.  Hier  war  das 
Verbrennen  der  Leichen  allgemein  Sitte, 
deren  fernere  Befolgung  aber  Karl  tler  Grosse 
mit  der  Todesstrafe  bedrohte.  Heutzutage 
wird  das  Begraben  der  Toten  xon  Christen, 
Juden,  Chinesen,  Mohammedanern  geübt,  ist 
also  auf  dem  giOssten  Teile  der  uns  be- 
kannten Erde  das  übliche  Bestattungsver- 
fahren. 

In  den  letztvei^ngenen  Jahrzehnteu  liat 
eine  kleine,  aber  rührige  Schar  von  An- 
hängern der  Leichenverbrennung  für 
diese  von  unseren  Vorfahren  geübte  Be- 
ststtnngsful;  sowohl  gesundheitliche  als  aucli 
namenüich  ästhetische  Gründe  vor^bracht 
und  Anregung  zur  Eonstniktion  wirksimier 
Vert)ronnun^fen  {gegeben,  durch  welche 
die  menschlichen  Leioien  rasch,  sicher  und 
mit  mt^lichst  weräg  Kenten  in  Asche  ver- 
wandelt w^en.  In  tedinischer  Hinsicht 
sind  auch  schon  bemerkenswerte  Erfolge 
erzielt  worden,  im  Übri^n  hat  die  Leichen- 
verbrennung eine  praktische  Bedeutung  für 

frössere  Kreise  noch  nicht  erlangt.  Die 
itte  des  Begi-abens,  welche  eine  ganz  all- 
mähliche, langsame,  unseren  Sinnen  nicht 
wahrnehmbare  Zerstörung  aller  verweslichen 
Teile  des  menschlichen  Körpers  erstrebt, 
wiu"zelt  zu  tief  im  Volke  und  wird  sich 
voraussichtlieh  auch  in  Zukimft  nicht  leicht 
verdrängen  lassen.  Dazu  kommt,  dass  die 
Zahl  der  Gegner  der  Feuerbestattung  eine 
erhebliche  und  einflussreiche  auch  unter 
den  gelehrten  Ständen  ist.  Die  Geistlich- 
keit, welche  an  den  christlichen  Traditionen 
streng  festhält,  setzt  den  Bestrebungen  der 
Verbrennungsfreunde  enei^scheu  Wider- 
stand entgegen,  die  Juristen  machen  ihre 
sehr  gewichtigen  Bedenken  geltend  und 
wollen  zu  einer  Aendenmg  der  bestehenden 
Gesetze  ihre  Hand  nicht  bieten,  endlich  die 
ärztliche  Welt,  welche  anfangs  aus  theore- 
tischen Erwägungen  der  Feuerbestattung 
sich  zuneigte,  hat  neuerdings  auf  Grund 
vorurteilsloser  Untersiichungen  die  hygieni- 
schen Bedenken  gegen  die  Friedhöfe  wieder 
fallen  lassen  und  in  ihrer  Mehrheit  die  ge- 
sundheitlichen A^umente  der  Verbrennungs- 
freunde nicht  bestätigen  können,  so  dass  es 
ihnen  auch  von  dieser  Seite  an  ^nügender 
Unterstützung  fehlt  Exakte  wissenschaft- 
liche Untersuchungen,  welche  auf  Anre^ng 
aus  dem  deutschen  Reichstage  im  Kaiser- 
lichen Gesundheitsamte  ausgeführt  worden 
sind,  ergaben,  dass  von  einem  gesundheits- 
widrigen Einfluss  der  Be^irtönisplfttze,  so- 
fern dieselben  oidnungsmfissig  betrieben 
würden,  nicht  die  Rede  sein  könne,  daas 
sogar  eme  von  »Seuchengräbern«,  d.  h.  von 
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Oräbern  solcher  Pei-soneo,  die  an  Infektions-  j 
krankheiten,  wie  Choleiu,  Typhus  etc.  ge- 
storben sindj  ausgehende  Durchtnlnkun^  des 
Bodens  mit  Gnindwasser  bei  durchlässigem 
Boden  kein  Bedenken  erregt,  vorausgesetzt 
dass  der  so  durchtränkte  Teil  des  Erdbodens 
von  gut  filtrierenden  Erdschichten  in  ge- 
nügender Stärke  umgeben  ist.  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  besassen  in-  j 
dessen  im  Jahre  1895  schon  19  Leichen- 
verbrennungsaustalten ,  davon  5  im  Staate 
New-York,  dagegen  stösst  deren  Errichtung 
in  den  grossen  Staaten  des  Deutsclien  Reiches 
noch  auf  Hindemisse.  Anlässlich  eines  die 
Zulassung  der  fakultativen  Feuerbestattung 
befürwortenden  Berichtes  eines  Magistrats 
wurde  z.  B.  eine  Entschliessung  des  Königl. 
bayerischen  Staatsministeriums  (der  Justiz 
imd  des  Innern)  vom  23.  Juli  1894  ver- 
öffentlicht, wonach  in  Bayern  eine  Zulassung 
der  Feuerbestatt\ing  ohne  Ergänzung  der  i 
einschlägigen  Gesetzgebung  uiebt  möglich 
Bei,  und  da  ein  zureichende»  Bedürfu^  zum 
gesetzgeberischen  Vorgehen  ip  der  Socho 
bezweifelt  wurde,  ist  es  damals  abgelehnt 
worden,  den  Weg  der  Gesetzgebung  behufs 
der  Einführung  der  Fenei'bestattung  zu  be- 
schreite-D. 

2.  Sanitftre  Gesiehtsponkte.  Die  natüiv 
Hohen  üniwandehm^n,  welche  der  menscb- 
lidie  KOraer  nach  dem  Entschwinden  des 
Lebras  er&hrt,  sind  uns  unter  dem  N^eu  Fäul- 
nis undVerwesung  geläufig;  sie  werden  dm-ch 
das  Versenken  der  Leichen  in  den  Erdboden 
imseren  Wahrnehmungen  in  der  Regel  ent- 
zogen, sind  jedoch  naturwissenschaftlich  ge- 
nügend bekannte  A^oi-gänge.  Die  Ver- 
wesung darf  man  als  einen  unter  dem 
Einflüsse  des  Sauei-stoffs  der  Luft  langsam 
vor  sicJi  gehenden  Oxydationsprozess  an- 
sehen, dessen  Endpi-odukte  im  wesentlichen 
Wasser,  Kohlensäure  und  StirJtstoff  bozw. 
dessen  Sauerstoffverbindungen  sind.  —  Im 
Verlaufe  der  Fäulnis,  eines  rascher  vor 
sich  gehenden ,  an .  die  Gegenwart  von 
Feuchtigkeit  gebundenen  Zersetzungsvor- 
g^gs  entwickeln  sich  zunächst  höchst  übel- 
riechende Gase ,  welche  gewöhnhch  erst 
nach  längerer  Daner  des  Prozesses  ver- 
schwinden, ferner  chemische  FixKlukte  von 
giftiger,  mindestens  widerlicher  Ai-t,  welche 
zum  Teil  in  Wasser  löslich  sind  und  ge- 
eignet scheinen,  sobald  sie  in  den  Körper 
des  lebenden  Menschen  gelangen,  schädliche 
Wirkungen  auszuflben.  Beide  chemische 
Umwandelnngcn  gehen  tmter  Mitwirktmg 
von  niederen,  teils  mit  unbewaffnetem  Auge 
eriiennbaren,  teils  mikroskopischen  Organis- 
men vor  sich. 

Statt  dass  Leichen  verwesen  oder  faulen, 
kann  es  imch  zu  einer  einfachen  Vertrock- 
nung  —  < Mumifikation«  —  der  Leichen, 
wie  z.  B.  im  Wflstensande,  kommen,  oder 


j  es  bildet  sich  unter  gewissen,  noch  nicht 
genügend  erforschten  Bedingungen  aus  den 
Leichenteüeu  sogenanntes  Jjeichenwachs«, 
eine  recht  dauerhafte,  seifenartige,  chemische 
Verbindung,  welche  besonders  in  sehrfeiichten 
Gräbern  beobachtet  wird. 

Solange  die  beregten  Vorgänge  der  Fäul- 
nis und  Ven^'esung  dauern,  wird  auch  die 
j  Beschaffenheit  des  Bodens,  in  welchem  sie 
vor  sich  gehen,  dadurch  beeinflusst.  Die 
gasigen  und  flüssigen  Zei-setzungspi"odukte 
teilen  sich  der  unmittelbaren  Nachbarschaft 
mit  und  verbreiten  sich  mittelst  der  im 
Boden  stattfindenden  Luft-  und  Wa^^ser- 
strümungen  in  die  weitere  Umgebung,  wo- 
bei allei^iogs  die  aus  zahlreichen  Elementen 
zusammengesetzten  Stoffe  stetig  weitere  Um- 
wandelungen  erfahren.  Von  unklai-en  Vor- 
stellimgcn,  wohl  auch  olerflächlichen  Be- 
obachtungen ausgehend,  hatte  man  am  Än- 
i  fange  der  hygienischen  Bestrebungen  unseres 
Jidirhunderts  geglaubt,  dass  einerseits  die 
aus  dem  Kirclmofsbodeu  aufsteigenden  Gase, 
andererseits  die  den  Boden  auslaugenden,  in 
tieferen  Schichten  desselben  sich  ansammeln- 
den und  in  Quellen  odei*  Brunnen  wieder 
zu  Tage  tretendeu  BodeiiwBsser  der  Kirch- 
hofe eine  schädliche,  krankheitscn'egende 
Wirkung  ausüben  mOssten.  Soweit  diese 
Befürchtungen  die  V^breitung  epidemisch 
auftretender  Krankheiten  durcli  Kirchhofs- 
luft und  Kircbhofswasser  betreffen,  sind  sie 
durch  die  neueren  Foi-schungen  über  das 
Wesen  der  Infektion  svemiitll  er  Ijeseitig^ 
woi-deu.  Die  übelriechenden  Fäulnisgase, 
selbst  wenn  solclie  aus  den  Gräbeni  an  die 
Oberfläche  und  in  die  Atmungsoi^ane  von 
Menschen  gelangen  sollten ,  wirken  weder 
kranklieitserregeud  noch ,  wenn  sie  nicht 
gerade  unverdünnt  eingeatmet  wei-den,  über- 
haupt schädigend  auf  den  allgemeinen  Ge- 
sundheitszustand, wie  u.  a.  das  Beispiel  der 
Abdecker ,  Gerber ,  Darmsaitenfabrikanten, 
welclie  sich  durchschnittlich  vorzüglichen 
Gesundheitszustandes  erfi-euen,  beweist.  Da- 
zu kommt,  dass  thatsächlich  a\if  Kirchhöfen 
üble  Gerüche,  unangenehme  Ausdünstungen 
nur  ganz  ausnahmsweise  wahrgenommen 
werden,  sei  es,  dass  die  Enlschichten  diese 
Gase  absorbieren,  sei  es,  dass  Luftströme  sie 
fortreissen  und  zerstreuen. 

Das  Boden  wasser  der  Kirchhöfe,  das 
sich  durch  Ansammlung  der  atraosphärisdien, 
den  Boden  allmählich  durchdringenden  Nie- 
derschläge bildet ,  kann ,  wie  sich  nicht 
leugnen  lässt,  chemische  Zersetzungsprodukte 
der  Leichen,  ja  auch  Mikroorganismen  von 
denselben  enthalten  und  zimi  nahen  Brunnen, 
zur  Quelle  hinführen.  Indessen  ist  die 
hieraus  sich  ergebende  Gefahr  in  Wirklich- 
keit eine  weit  geringere,  als  es  den  Anschein 
hat.  Was  die  gefOrchteteu  jSiikro(u^aiiismen 
betrifft,  so  hat  man  es  im  Kirchhofsboden, 
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ausser  mit  den  ilberall  im  Boden  vorliande- 
nen,  nur  mit  Fäulni^toi^nismeD,  d.  h.  jenen 
bei  der  Fäulnis  animalischer  Sutetanz  in 
ausserordentlicher  Menge  sich  entwickelnden 
Spaltpilzen  zu  thuii,  welche  mit  den  £r- 
r^em  infektiöser  Krankheiten  durchaus  nicht 
identisch  sind  und  nicht  mit  ihnen  ver- 
wechselt werden  dürfen. 

Zwar  kennen  wir  die  Infektionsvermittler 
Obertragbarer  Krankheiten ,  wie  Typhus, 
Cholera,  Tuberkulose,  Diphtherie  als  Spalt^ 
pilze  und  wissen,  dass  sie  den  frischen 
Leiclien  anhaften  bezw.  innewohnen,  die- 
selben fristen  aber  im  Schosse  der  Erde 
nur  uoch  ein  kurzes  Leben,  da  sie  hier  die 
Bedingungen  fflr  ihre  Fortwuchemi^  nicht  i 
finden,  auch  der  l'eberzafal  der  laulnis-i 
Organismen  im  Kampfe  oras  Dasein  baldj 
eniegen.  Die  Wanderung  der  Erankheits- ' 
erreger  von  den  Leichen  durch  den  Boden  1 
in  nahe  gel^ene  Brminen  ist  daher  nicht  | 
nur  unerwiesen,  sondern  nach  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Wissenstdiaft  als  un- 
wahrscheinlich zu  liezeichnen.  Als  sehr 
wesentlich  konmit  hinzu,  dass  die  Filtration 
durch  den  Enlboden  eins  der  kräftigsten 
und  wirksamsten  Desinfektions verfahren  für 
das  Wasser  ist,  welche  wir  kennen.  Trübes,  un- 
reines, widerwärtig  riechendes  Wasser  wird, 
wie  n.  a.  die  Erfahrungen  der  Keselfelder 
zeigen,  bei  der  Filtration  diirch  Erdschichten 
klar,  geruchlos  und  von  einem  grossen  Teil 
der  in  ihm  lebenden  Mikroben  befreit.  Diese 
reinigende  Kraft  eines  geeigneten  Erdbodens 
ist  eine  zuverlässige  und  andauernde,  daher 
kommt  es,  dass  ein  ursächlicher  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Genuss  von  Wasser 
aus  Kirchhofsbrunnen  und  der  Entstehung 
von  Infektionskrankheiten  bisher  nirgends 
rächer  beobachtet  ist. 

Nach  dem  heutigen  Stande  der  ärztlichen 
Kenntnisse  ist  man  also  zu  der  Behauptung, 
dass  gnt  angelegte  Kirchhöfe  einen  erheb- 
lichen sanit&^n  Nachteil  hervomifen,  nament- 
lich die  Entstehung  von  Infektionskrank- 
heiten fördern,  nicht  berechtigt,  indessen 
schliesst  diese  negative  Erfahrung  nicht  aus, 
dass  trotzdem  bei  der  Beerdigimg  der  Leichen 
und  bei  der  Anlage  von  Kirchhöfen  weit- 
gehende hygienische  Vorsichtsmassregeln 
beobachtet  werden,  da  ja  auch  die  entfernte 
H^lichkeit  einer  Gesundheitsschädigung 
(bei  Missgriffen  in  der  Wahl  der  Beerdi^nes- 
plätze)  und  ein  gewisses  Vorurted  der 
nentigen  Bevfilkerung  berücksichtigt  werden 
müssen.  Längst  ehe  die  Wissensdiaft  be- 
zügliche Vorschriften  fonnulieren  konnte, 
haben  sich  in  dieser  Hinsicht  bestimmte 
GmndBfttze  Aber  die  Lage  des  Kirchhof 
die  Tiefe  der  Qrftber,  den  Wechsel  der  be- 
nutzten Erdsdiichten  eingebürgert,  deren 
Zweckmässigkeit  neuere,  exakte  Unter- 
suchungen bestätigt  haben  (s.  oben). 


3.  Hygienische  Anfordemngen,  wel- 
che beim  Erlass  von  Begräbnis  Ordnun- 
gen zu  berücksichtigen  »ind.  Seitens  der 
Hygiene  hat  man  sich  sowohl  mit  der  Oert- 
lichkeit,  auf  welcher  die  Beerd^ung  vor 
sich  geht  als  auch  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Beisetzung  beschäftigt.  In  letzterer 
Hinsicht  ist  man  zu  der  Forderung  gelangt, 
dass,  sobald  der  Eintritt  des  Todes  unzweifel- 
haft festgestellt  ist,  die  Beisetzung  der 
Leiche,  d.  h.  zunächst  die  Entfernung  der- 
selben aus  dem  Sterbehause,  so  rasch  als 
möglich  erfolge.  In  der  Regel  hat  man 
dabei  mit  einem  Widerstande  der  Ange- 
hörigen zu  k&npfen,  welche  von  dem  teueren 
Fanuliengliede  sich  nicht  trennen  mögen, 
aber  mit  Bedit  weist  Fettenkofer  darauf 
hin,  dass  der  Schmerz  im  Hause  erst  stille 
wird,  sol»ld  die  Leiche  ans  dem  Hanse  ist, 
die  Anwesenheit  des  Toten  steigert  nur  den 
Seelenschmerz  bei  den  Hinterbliebenen,  und 
der  tiefe  Eindruck,  den  die  Entfernung  der 
Leiche  aus  dem  Hause  hen'orbringt  ist  am 
dritten  Tage  nicht  geringer  als  am  ersten. 
Die  allgemein  humanen,  auf  Lindenmg  des 
Schmerzes  gerichteten  Bestrebungen  müssen 
daher,  mit  denen  der  Hygiene  vereint,  auf 
baldigste  Entfernung  der  Leichen  hinwirken. 
Dass  von  frischen  Leiclien  aus  in  den  ersten 
Tagen  nach  dem  Tode  schwere  Gesundlieits- 
schädigungen  herbelgefülirt  werden  können, 
lässt  sich  nicht  von  der  Hand  weisen,  nament- 
lich bei  denjenigen  Krankheiten,  deren  Ver- 
breitung mutmasslich  durch  die  Luft  ge- 
schieht, liegt  diese  Gefahr  augenscheinlich 
sehr  nahe  und  kann  nur  diu-ch  Entferaung 
der  Ijeiche  wirksam  verhütet  werden ;  aber 
auch  bei  anderen  übertragbaren  Krankheiten 
erhöht  die  längere  Anwesenheit  der  Ijeiche 
die  Gtefcihr  der  Weiterverbreitung.  Wenn 
auch  wohJbegründete  Rücksichten  eine  sehr 
frühe  Beerdigung  nicht  gestatten,  so  sollte 
doch  eine  vorläiäige  Beisetzung  in  Jjeichen- 
haUen  oder  Leichenhäusern  überall  möglicii 
sein.  In  den  gnisseren  Städten  geht  man 
deragemäss  mit  entsprechenden  Massnahmen 
vor.  deren  Förderung  zu  den  unabweisHchen 
Aufgaben  der  öffentlichen  Gesundheitspfl^ 
gehört 

Hinsichtlich  der  Oertlichkeit,  auf 
welcher  die  Beerdigung  vor  sich  geht,  ist 
1)  die  Lage,  2)  die  Bodenbeschaffenheit,  3) 
die  Grösse  nach  Flächeninhalt  ins  Auge  zu 
fassen.  Was  die  Lage  der  Begräbnisstätte 
zn  den  menschlichen  Wohnungen  betrifft, 
so  ist  zvax  oben  bemerkt,  dass  die  sanitäi-en 
Ge&hren  eines  gut  angelegten  Friedhofes 
an  und  fOr  sich  gering  zu  achten  sind,  je- 
doch ist  man  sich  darüber  einig,  dass  nichts- 
destoweniger bei  der  Anlage  eines  Begräb- 
nisplatzes sowohl  auf  eine  gewisse  Ent- 
fernung  von  bewohnten  Gebäuden  als  auch 
auf  das  ßichtungsverhältnis  zu  denselben 
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Rücksicht  genommen  wenle»  muss.  Der 
Friedhof  soll  in  letzterer  Hinsicht  auf  einen 
Platz  zu  liegen  kommen,  von  welchem  weder 
das  Gefälle  des  Gnindwasserstroms  nach 
bewohnten  tiegenden  geht  noch  die  herr- 
schende "Windriclitnng  etwaige  Gerüche  in 
die  Wohniuigcn  der  Menschen  treiben  kann. 
Ueber  eine  bestimmte  Entfernung  des  Kirch- 
hofes von  Wohngebänden  haben  die  Yer- 
treter  der  öffentlichen  "Wohlfahrtspflege  sich 
noch  nicht  geeinigt.  Principiell  wäre  kanm 
dagegen  etwas  einzuwenden,  dass  unter  den 
eben  erwähnten  Bedingungen  bei  günstiger 
Bodenbeschaffenheit  die  Kirchhofe  neben 
den  Wohnungen  liegen,  indessen  kommen 
bei  der  Frage  noch  andere  Gesichtspunkte 
zur  Geltung,  welche  solches  verbieten.  Ein- 
mal entspricht  es  dem  Sinne  des  Volkes, 
den  Toten  eine  stille  Ruhestätte  fern  vom 
Getriebe  des  Lebens  zu  geben,  sodann  wohnt 
den  meisten  Men.'ichen  eine  gewis.se  Scheu 
vor  dem  Gottesacker«  inne,  so  dass  sie  ihn 
lieber  in  einige  Feme  gerückt  sehen,  end- 
lich IftBst  der  mögliche  Fall  einer  mit  dem 
Wachstum  der  Berölkerung  nadi  Jahren 
notwendig  werdenden  Tergrösserunfc  der 
Anlage  schon  aus  finanziellen  Rücksichten 
die  N&he  der  W^ohnungen  meiden.  Es  ist  da- 
her üblich  und  gerechtfertigt,  denBeerdigimgs- 
platz  iu  mftssiger  Entfernung  von  dem  be- 
lohnten Teile  des  Ortes  imd  in  einer  Rich- 
tung zu  wühlen,  in  der  eine  Ausdehnung  der 
Stadt  nicht  zu  erwarten  ist. 

Wichtiger  als  die  letzterwähnte,  übrigens 
in  der  Gesetzgebung  vorzugsweise  bertlck- 
sichtigte  Lage  des  Kirchliof s  zu  den  Woh- 
nungen ersclieint  dem  Hygieniker  die  Bo- 
denbeschaffenheit desselben,  denn  nur 
wenn  diese  eine  geeignete,  dem  Verwesungs- 
prozess  günstige  ist,  kann  man  Gefahren 
für  die  Lebenden  mit  einiger  Sicherheit  aus- 
schliessen. 

1)  Der  Boden  soll  für  Luft  möglichst 
durchgängig,  d.  h.  porös  sein,  damit  der 
Sauerstoff  der  Atmosphäre  in  reichlicher 
Menge  Zutritt  zu  den  Leichen  findet,  und 
zwar  kommt  weniger  der  Gesamtluftgehalt 
des  Bodens  als  die  W^eite  der  Poi-en  in  Be- 
tracht; je  feinmaschiger  der  Boden  ist,  um 
so  grossere  Widerstände  bietet  er  dem  Durch- 
tritt der  Luft,  am  geeignetsten  erscheint 
daher  grober  Saud  und  Kies,  mit  einer 
lockeren  Himiusschicht  bedeckt.  Die  ein- 
gehenden Üntei-suchnngen  amtlicher  Aerzte 
im  Königreich  Sachsen  haben  ergeben,  dass 
in  durchlässigem  Sand-  oder  Kiesboden 
Kinder  nach  4,  Ei-wachsene  nach  7  Jahren, 
dagegen  in  undurchlässigem  Lehm  Kinder 
nach  5,  Erwachsene  erst  nach  9  Jahren  toU- 
stftndig  bis  auf  die  Knochen  zersetzt  waren. 
Der  durdi  Fäulnispse  bedingte  Leichenge- 
ruch wurde  bei  diesen  Untei-snchungen  in 
beiden  Fällen   nur  während   der  ersten 


Monate  uach  der  Beerdigung,  und  selbst 
dann  nicht  immer,  wahrgenommen. 

2)  Der  Boden  soll  trocken  sein,  damit 
der  eigentliche  FäulnisMwzess,  welcher  immer 
an  die  Gegenwart  von  Feuchtigkeit  gebunden 
ist,  mogUchst  beschränkt  werde.  Der  Grund- 
wasserspiegel soll  tief  liegen,  darf  sich  bei 
den  regelmässigen  Schwankungen  nicht  bis 
zur  Höhe  der  Gräber  erheben,  nötigenfalls 
sind  Anlagen  zur  Entwässerung  des  Bodens 
(Drainage)  geboten.  Die  Richtimg  des  Grund- 
wassei-sti-oms  soll  sich  nidit  nahen  be- 
wohnten Gegenden  zuwenden. 

3)  Der  Bejiflanzung  des  Bodens  der  Kirch- 
höfe ist  besondere  Aufmerksamkeit  zu  wid- 
men, da  alle  in  den  Boden  gelangenden 
Produkte  animalischen  Zerfalls  nirgends  voll- 
kommener als  im  Pflanzenorganismus  Auf- 
nahme und  Umwandlung  finden.  Der  wohl- 
thuende  Anblick  eines  mit  Rasen,  Blumen, 
Sträuchem  imd  Bäumen  bepflanzten  Fried- 
hofes kommt  hierbei  nicht  minder  in  Be- 
tracht. W^tere  örtliche  Fragen  betreffen 
die  Tiefe  der  Gräber  und  den  Umfang 
der  für  jede  Leiche  erforderlicdien  FlScbe. 
Die  Leiche  bezw.  der  Sarg  soll  mit  einer 
Erdschicht  bedeckt  sein,  welche  dick  geang 
ist,  lua  den  Austritt  von  übelriechenden 
Gasen  in  solcher  Menge,  dass  räe  diuch  den 
Geruch  bemerkbar  werden,  zu  veriiindem, 
andererseits  darf  die  Tiefe  des  Grabes  nicht 
zu  bedeutend  sein,  um  den  Zutritt  des 
Sauerstoffs  der  Luft  nicht  zu  behindern  und 
dem  Gninilwasser  nicht  zu  nahe  zu  kommen. 
Im  allgemeinen  ist  eine  Tiefe  der  Gräber 
von  1,5  bis  2  m  üblich,  Pettenkofer  hält 
bei  porösem  Boden  4  Fuss  (1,17  m)  für  aus- 
reichend, bei  Kinderleichen  würde  allenfalls 
eine  noch  geringere  Tiefe  genügen,  immer- 
hin sollte  der  Abstand  von  der  höchsten 
Stelle  des  Sarges  bis  zur  Erdoberfläche 
nicht  weniger  als  1  m  betragen. 

Die  Festsetzung  des  Fläche nraums 
fi\r  ein  Grab  ist  von  Bedeutung,  weil  man 
danach  Berechnungen  über  die  Grösse  eines 
neu  anzulegenden  Begräbnisplatzes  anstellt. 
Nach  Schuster  reicht  mau  mit  folgenden 
Massen  für  Erwachsene  in  allen  Fällen  aus : 
Länge  der  Grabessohle  200  cm,  Breite  der- 
selben 100  cm.  Dicke  der  Zwisdienwandung 
zwischen  zwei  Gräbern  GO  cm,  mithin  Ge- 
samtfläche für  ein  Grab  4,16  qm.  In  Mün- 
chen ist  eine  Fläche  von  nur  wenig  über 
3  qm  vorgeschrieben.  Für  die  Berechnimg 
der  Grösse  eines  Begräbnisplatzes  ist  femer 
der  Begräbnisturnus  massgebend,  d.h. 
diejenige  Zeit,  welche  man  verstreichen 
lassen  will,  bis  man  den  zur  Beei-digung 
einer  Leiche  gewählten  Ort  zum  zweiten 
Male  zu  gleidiem  Zwecke  benutzt  Diese 
Zeit,  also  die  bishei-  angenommene  Dauer 
der  Yerwesimgsfrist,  scliwankt  zwischen  5 
imd  60  Jahren. 
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Nach  den  erwähnten  Untersuchungen 
der  sächsischen  Bezirksärzte  ist  die  Dauer 
der  in  der  Erde  stattfindenden  Zersetzungs- 

Srozesse  menschhcher  Leichen,  namentlich 
ie  Dauer  der  mit  üblen  Gerüchen  verbun- 
denen Fäulnis  jedenfalls  eine  sehr  viel 
kürzere,  als  man  in  Deutschland  gewOhnUch 
annahm.  Sie  ist  zwar  nicht  nur  von  der 
Luftdurchlä&si^eit  des  Bodens,  sondern 
auch  von  der  Bodentemperatur  imd  Boden- 
feuchtigkeit, femer  von  Alter,  Geschlecht 
und  Ernährungszustand ,  ja  selbst  vom 
beeren  Gewerbe  des  Verstorbenen  abhAng^g, 
aber  man  kann  im  allg^neinen  behaupten, 
dass  bei  günstigen  Bodenverhältnissen  der 
B^p^bnistumus  die  Zeitdauer  von  10  Jahren 
Di<^t  zu  überschreiten  braucht;  immerhin 
wird  man  an  gute  und  schlechte  Kirchhöfe 
nidit  den  gleichen  Massstab  l^n  dürfen. 

Es  erübrigt  noch  kurz,  die  h^enischen 
Anforderungen  an  die  Särge  zu  «nvähnen 
und  die  Frage  der  Grüfte  zu  berühren. 
Der  Sarg  soll  den  Lachenzerst&nmgsprozess 
fördern,  die  Leiche  vor  Befeuchtung  von 
oben  durdi  Meteorwässer  schützen,  aber  den 
Abfluss  von  fUnlnisjaudie  und  die  Wasser- 
verdunstung  erleichtem.  Säi^  von  gutem, 
auE^etrocknetem  Holze  bringen  daher  eine 
schnellere,  geruchlosere  Verwesung  ihres 
Inludts  zu  Stande  als  solche,  die  schell 
faulen  imd  leicht  aus  den  Fugen  gehen. 
Säi^  aus  undurchlässigem  Metfül  scheinen 
nach  Reinhard,  wenn  sie  nur  den  Luftzutritt 
gestatten,  einer  raschen  Verwesung  günstig 
zu  sein,  dagegen  können  luftdicht  ver- 
schlossene Metallsä]^  lediglich  für  den 
län^ren  Transport  frischer  Leichen,  nicht 
aber  zu  Beerdigungszwecken  empfohlen 
werden. 

In  Grüften  erfolgt  die  Zersetzung  der 
Leichen  nach  den  in  Sachsen  gemachten 
Beobachtungen  ebenso  rasch  als  in  durch- 
lässigem Boden,  es  wären  also  hinsichtlich 
der  Dauer  der  A'er^-esung  keine  Einwen- 
dungen gegen  diesellieii  zu  erheben,  doch 
w^ten  andere  Bedenken  ob,  welche  eine 
Empfehlung  der  Grüfte  von  hygienischer 
Seite  nicht  gestatten.  Da  nämlich  die  Grüfte 
in  der  Regel  zur  Aufnahme  einer  Reihe  von 
Personen  aus  einer  Familie  oder  einer  sons- 
tigen Gemeinschaft  bestimmt  sind,  werden 
sie  bei  Todesfällen  ohne  Rüdisicht  auf  die 
Verwesungsdauer  der  zuletzt  begrabenen 
Leichen  geöffnet  und  zu  einer  Zeit  betreten, 
wo  relativ  frische  Leichen  in  vollem  Zer- 
setningsprozess  begriffen  sind,  daher  schäd- 
liche Gase  —  namentlich  Kohlensäure  — 
in  lebensgefährlicher  Weise  in  ihnen  sidi 
anhäufen.  Eine  geeignete  Ventilation  ist 
meist  nicht  möglich  und  verbietet  sich  auch, 
da  solche  Oase  an  die  Erdob«dläche  nicht 
dringen  dürfen.  Die  erwähnte  Leipziger 
Verradnung  fordert  für  die  Anlage  von 


Grüften  eine  besondere  baupolizeiliche  Ge- 
nehmigung; alle  Grüfte  sind  dicht  zu 
schliessen,  und  etwaige  Ventilationsöffnungen 
schon  vorhandener  Grüfte  bei  einer  Neube- 
legung zu  beseitigen.  —  Zu  ähnlichen  Miss- 
ständen, wie  sie  in  Grüften  möglich  sind, 
kann  auch  die  Beerdigung  in  sogenannten 
Erbbegräbnissen  führen,  insofern  man  auch 
hier  frisch  begrabenen  Leichen  za  nahe 
kommt. 

4.  Gesetzliche  Bestimiiiniigen.  Inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  fehlt  es  bisher 
an  einer  einheitiichen  fi^elung  des  Beerdi- 
gungswesens ,  ia  auch  in  den  einzelnen 
Staaten  hat  sich  nur  selten  die  staatliche 
Gesetzgebung  mit  dem  toten  menschlichen 
Körper  beschäftigt.  Eine  Ausnahme  lülden 
die  Vorsc^ften  über  die  Beförderung  von 
Leichen  auf  Eisenbahnen,  welche  im 
Deutschen  Reiche  durch  die  Verkehrsord- 
nnng  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom 
15.  November  1892  (RGBl.  S.  923)  einheit- 
lich erlassen  sind.  In  der  Regel  steht  die 
Befii^is.  Vorschriften  Über  d£e  Benutzung 
von  Kixt^ihöfea  and  Hher  das  Beerd^ngs- 
wesen  zu  erlassen,  den  Ortapolizeibehßrden, 
in  Uebereinatimmong  mit  den  Gemeinde- 
und  Kirchenbehörden  zu,  anch  kann  jede 
höhere  Behörde  die  Anordnungen  der 
niederen  aufhebe.  Es  bestehen  daher 
neben  einigen  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, welcme  aber  hygienische  f^ragen 
kaum  berilhren,  sondern  nur  von  der  An- 
zeige des  Sterbefalls,  der  Erlaubniserteilung 
zur  Beerdigung  etc.  handeln  (vgl.  Reichs- 
gesetz über  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes etc.  V.  6.  Febmar  1875  »Beurkun- 
dung der  Sterbefälle«  §§  56—60)  eine  Menge 
von  lokalen  Vorschriften,  auf  die  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden  kann.  Dass  neue 
Friedhöfe  ausserh^b  des  bewohnten  Teils 
der  Ortschaften  angelegt  werden  mtissen, 
ist  jetzt  wohl  in  iülen  deutschen  Staaten 
feststehende  Ordnung.  Bezüglich  der  Mindest- 
entfernung von  bewohnten  Häusern  sind 
die  Anschauungen  jedoch  verschieden.  Nach 
Pappenheim  verlangt  man  in  Preussen  min- 
destens 50  Ruthen  =  188,5  m,  in  Sachsen 
280  m  von  den  Ortschaften  und  112  m 
Entfernung  vom  nächsten  Brunnen,  in  Baden 
je  nach  der  Himmelsrichtung  250 — 370  m; 
einzelne  preussische  Regierungen  haben  600 
Fuss,  1000  Schritt  u.  dgl.  festgesetzt.  Die 
österreichische  Gesetzgebung  soll  nur  5 
Klafter  (10  m)  Entfernung  von  den  "Wohn- 
häusern verlangen,  der  code  Napol^n 
schrieb  35 — 40  m  von  der  Enceinte  des 
Ortes  vor,  doch  wurde  schon  diu^  Dekret 
V.  7.  März  1808  diese  Distanz  auf  1000  m 
erweitert.  In  England  sind  200  Yards  ~ 
183  m  bis  zum  nächsten  "Wohnhause  vor- 
geschrieben. 

Ebenso  weitgehende  Differenzen  bestehen 
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bezüglich  des  Wechsels  der  Begräbnisstätte  q. 
Den  kürzesten  Begräbnistuinus  hatte  der 
code  Na^leon  mit  5  Jahren  und  eine  baye- 
rische V.  V.  14.  August  18(15  mit  7  Jaliren 
festgesetzt;  für  München  ist  diese  Frist  so- 
gar auf  6  herabgemindei"t.  Wien  und  Stutt- 
gai-t  haben  10  Jahre,  Hamburg  15,  Leipzig 
hat  für  Kinder  10,  für  Erwaclisene  15  Jahre, 
in  der  sächsischen  Gesetzgebung  ist  ein 
Turnus  von  20  Jahren  festgesetzt,  in  Baden 
je  nach  dem  Boden  20—25  Jahre,  in  Hessen 
30  Jahre ;  der  längste  Turnus  von  60  Jahren 
soll  auf  einigen  Berliner  Kirchhofen  ge- 
brftuchlich  sein.  Der  Landesmedizinalaus- 
schuss  von  Sachsen  hat  l)eantragt,  der  Be- 
gräbnistuTQUs  solle  für  jeden  Kirchhof  nach 
Auhönrng  des  Medizinalbeamten  bestimmt 
werden,  das  Mindestmass  dürfe  in  keinem 
Falle  weniger  als  10  Jahre  für  Ei-wachsene, 
5  Jahi-e  für  Kinder  sein.  Auch  die  eng- 
lische Gesetzgebung  unterscheidet  zweck- 
mässig zwischen  Kinderleichen  und  Leichen 
Erwachsener,  indem  sie  für  erstere  8,  für 
letztere  14  Jahre  bestimmt.  —  Der  Zeit- 
punkt, nach  welchem  ein  geschlossener  Fried- 
hof bebaut  werden  darf,  ist  in  Oesterreich 
auf  10,  in  Freussen  meist  auf  40,  in  Baden 
auf  20-^0  Jahre  fixiert. 

Die  längste  Fi^t  vom  Eintritt  des  Todes 
bis  zur  Beerdigung  ist  von  einigen  preussi- 
schen  Regierungen,  entsprechend  dem  Her- 
kommen, fOr  £e  Sommermonate,  Mai  bis 
September,  auf  4  Tage,  für  die  übrige  Zeit 
des  Jahres  auf  5  Tage  festgesetzt,  die  kür- 
zeste Frist  soll  nach  einem  älteren  preussi- 
schen  Miiiisterialerlasse  in  der  Regel  72 
Sttmden  betragen. 

"Weitere  sanitätspolizeiliche  Gnindsätze 
für  Begräbnisordnungen  sind  neuerdings  in 
Freussen  von  mehreren  zuständigen  Behör- 
den, u.  a.  in  einem  Erlasse  des  Regienmgs- 
präsidenten  zu  Posen  v.  4.  März  1896  und 
in  einem  Erlasse  des  Regierungspräsidenten 
zu  Minden  betr.  Einrichtung  von  Begräbnis- 
plätzen zum  Ausdruck  gebracht. 

Von  den  in  ausserdeutschen  Staaten 
geltenden  Bestimmungen  hinsichtlich  des 
Begräbnisses  sind  einige  im  November  1887 
seitens  des  italienischen  Ministeriums  er- 
lassene Normen  für  die  Anlegung  von  Kii"ch- 
höfen  zu  erwähnen.  Danach  soll  ein  Kirch- 
hof womöglich  thalwärts  von  den  Wohnungen 
auf  lockerem  Boden,  in  welchem  eine  3  m 
tiefe  Grube  das  Grundwasser  nicht  erreidit, 
anbiegt  sein  und  mit  einem  unterirdischen 
Bemhaus  zur  Aufnahme  der  von  zehn  zu 
zehn  Jahren  ausgegrabenen  Knochen  ver- 
sehen sein.  Ein  Gebäude  auf  dem  Kirch- 
hofe soll  die  Leichenkammer  und  Baum  für 
Geräte  sowie  die  Wohnung  einra  Wärters 
enthalten.  Uebrigens  gab  es  in  Italien  zu 
Beginn  des  Jahres  1889  erwiesenermassen 
noch  287  Gemeinden,  welche  ihre  Toten 


nicht  auf  Kirchhöfen,  sondern  in  Massen- 
gruben (fosse  carnarie)  Hessen. 

Eine  besonders  beaclitenswerte  Verord- 
nung, welche  allgemeines  Interesse  bean- 
spnichen  darf,  zumal  da  sie  auch  das  Feuer- 
bestattungsverfaliren  berücksichtigt,  ist  unter 
dem  27.  April  1889  in  Frankreich  er- 
lassen. Der  wesentliche  Inhalt  derselben  ist 
folgender:  1)  Bei  anste^'kenden  Krankheiten 
und  sonst  in  dringenden  Fällen  kann  der 
Civilstandsbeamte  nach  Anhörung  des  Arztes 
(Ue  sofortige  Einsargimg  einer  Leiche  als- 
bald nach  Feststellung  des  Todes  veran- 
lassen; 2)  bei  verdächtigen  Todesfällen, 
wenn  eine  Gefährdung  des  öffentlichen 
Wohles  zu  befürchten  steht,  kann  der  Prä- 
fekt,  auf  das  Gutachten  zweier  Aerzte  ge- 
stützt, die  Feststellung  der  Todesursache, 
event.  die  Leichenöffnimg,  anordnen ;  3)  eine 
Konserwei-ung  der  Leiche  dm-ch  Einbalsa- 
mieren u.  dgl.  darf  ohne  Genehmigung  des 
PoüzeiprftfeÖen  nicht  stattfinden,  dieselbe 
ist  nur  bei  einer  natürlichen  Todesursache 
statthaft  Aitt.  4 — 11  betreffen  den  Leichen- 
hansport und  die  Leichenhallen  sowie  die 
Berechtigung  zur  Benutzung  der  Gemeinde- 
kirchhttfe.  Art.  12)  Die  Särge  sollen  in  einer 
Tiefe  von  150  cm  beigesetzt  werden;  13) 
jede  einzelne  Grube  soll  hei  ein»  Ijftnge 
von  2  m  eine  Breite  von  80  cm  haben,  für 
Kinder  braucht  die  Länge  nur  1  m  zu  be- 
tragen. Von  einander  müssen  die  Gruben 
mindestens  30  cm  abstehen.  14)  Ausser  bei 
Familieugrüften  darf  ein  Begräbnis  mehrerer 
Leichen  an  dei-selben  Stelle  nur  dann  statt- 
finden, wenn  mindestens  5  Jahi-e  seit  der 
letzten  Beerdigung  verflossen  sind,  und  diese 
in  der  vorschriftsmässigon  Tiefe  erfolgt  war. 
15)  Finden  melu'ere  Beerdigungen  in  einer 
fortlaufenden  Grube  (en  tranchöe)  statt,  so 
müssen  die  einzelnen  Särge  mindestens  20  cm 
von  einander  abstehen.  Artt.  16 — 21  handeln 
von  der  Leichenverbrennung  (incineration) : 
Ein  Verbrennungsapparat  darf  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Präfekten  und  nach  Anhö- 
rung des  Gesundheitsrates  (conseil  d'hygiene) 
in  Gebrauch  genommen  werden.  Jede  Ver- 
brennung geschieht  unter  Aufsicht  der  Muni- 
zipalbehörde nach  Beibringung  eiues  ärzt- 
hchen  Attestes  über  die  Todesursache  und 
nach  Bestätigimg  dieses  Attestes  durch  einen 
behördlichen  Arzt.  Die  Asche  darf  nur  an 
den  ordentlichen  Begräbnisstätten  beigesetzt 
werden.  Artt.  22—25  enthalten  Ausführungs- 
bestimmungen. 

Die  Fi'age  nach  der  Lage  und  Bodenbe- 
schaffenheit der  Kirchliöfe  bleibt  in  dies» 
Verordnung  unberührt. 

Lltteratnr :  Wemher,  Dir  Bestattung  der  Tole», 
Gieaten  1880.  — -  Rautenberg,  Verbrennen  vnii 
Beyrahea  bei  unteren  Voifakren,  Sambwrg  1SS5. 
—  J,  Qrtmm,  V^>er  dat  Terftrennen  der 
Leiche»  (KUint  Schriften  II).  —  Sehtittm; 
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Bttrdigvnytveaeji  lin  r.  Pettento/er-Ziernttent 
ffandbuck  der  Hygime  und  der  Gewerbekrank- 
heUen),  Leipzig  1882.  —  v.  Pettenkofer,  Veber 
di€  Wnhl  der  B*grälmi*pläUe  (ZeiUehr.  f.  Bio- 
logie I,  S.  4Sff.).  —  Reinhard,  Beobachtungen 
über  Zertetmngtforgänge  in  den  Gräben  mirf 
GfUfieA  (11.  Jahretberickt  det  kgl.  täehs.  Medi-  \ 
nnalMleffivmt,  Leipzig  1S81).  —  HygieniMche ' 
Av^orderu»gen  an  Friedhiife  (Bericht  der  9. 
Vertammlung  3e*  deuUehe»  Ver.  /.  öffentl.  Ge- 
eundheüepflege).  —  PappenhHm,,  Handbuch  . 
der  SanitäUpoiisei,  S.  Aufl.,  Beriin  1870.  —  j 
V.  EamMTch,  Dat  Schicksal  der  patkogenen 
Organismen  im  toten  KSrper.  Zeiliehr.  /.  Hy- 
giene VII,  1.  —  Lömeneff  Dat  Verhalten  von 
Krankheitterrtgem  in  beei-digten  menMchlichen 
Leichen.  Sä.  XII  der  »Arbeiten  am  dem  Kai- 
»eriichen  GetttndheitiamUH.  —  Betreff«  der 
neueren  SuUmmungen  vgl.  Yeri^enÜichutigen 
dgM  l^iterliehen  Getnndheittatnte»,  Jahrg.  188S 
bi*  1898.  Jlahte. 


8.  Hand-werk. 


Staates,  WUrzburg  1818.  —  Das  Recht  and  die 
Pflicht  der  ße&ierangea  in  Beziehung  auf  die 

f^nwartigeiiTeaeruiig:sangelc^eDheiten,WUrz- 
arg,  1.  Q.  2.  Aufl.,  1818.  —  Die  Lehre  von  der 
Wirtschaft  des  Staates  oder  pra^atische  Theorie 
der  Finanzgeset^ehnng  tmd  Finanzverwaltang, 
Leipiig  1^.  (Trots  einseitig-doktriii&rer  Be- 
handlung der  im  Titel  ansgedrttckten  Fragen 
als  Lehrbnch  fttr  Studierende  seiner  Zeit  ge- 
eigneter als  jede  andere  seiner  Schriften.) 

Vgl.  über  Behr:  Neuer  Nekroliw  der  Deut- 
schen, Jahrg.  1851,  29.  Bd.,  1.  TeU,  S.  577  f., 
Weimar  18^.  Allgemeine  deutsche  BiM^raidiie, 
S.  286f.,  Lei^  1876.   Roscher,  Gesch. 
d.  N'at.  S.  840. 


FoFBten  (Forstiwlitik,  ForBtjK>Iizei). 


BegrfibttisweMn 

8.  Beerdigm^weseu  oben  Bd.  II  S.  5:H8ff. 


Belloni,  tiiroluuo, 

Gebnrtsjahr  anbekannt,  vom  Papst  Benedikt  XT. 
fQr  Widmung  der  unten  genannten,  im  merkan- 
tilistischen  Oeiste  geschriebenen  Schrift  durch 
Verleihung  des  Titels  eines  Marchese  ausge- 
zeichnet, gest.  1761  als  Bankier  in  Rom. 

Er  TerCffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche  Schrift  in  Buchform: 

Dissertazione  sopra  U  oommercio,  Roma  1750 ; 
daasdbe,  2.  Aasg.  mit  Anm.,  Livomo  1751; 
3.  Ansg.  Bologna  1768;  4.  Ausg.  Haag  1756; 
6.  (letate)  Amg.  Borna  1767.  Dieser  Ausgabe 
ist  beigeffigt  .iLettert  in  riposta  ad  un  quento 
sopra  1a  natura  della  moueta  immagiiwria" ; 
dasselbe.  Neudruck  mit  dem  Anhang  sur  6.  Ausg. 
in  dem  Sammelwerk:  Scrittori  classiei  Italiani 
di  economia  polit.  Parte  moderna,  vol.  II,  Mail. 
1806:  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetaung  tob 
Gr.  Schumann.  Frankfurt  und  Lnpzig  17w. 

Ltfptrt, 


Behr,  Wilhelm  Joseph, 


geb.  26.  Vin.  1775  zu  Sulzheim.  gest.  1.  VIII. 
1851  in  Bamberg.    Von  1799—1821  Professor  ' 
des  Staatsrechts  an  der  Universität  Wärzburg. 
1831  zum  Bürffermeister  von  Würzburg  ge-  j 
wfthlt,  im  uämlicbeu  Jahre  diszipliniert  und 
seines  Lehramtes  enthoben  wegen  reifierungs- 1 
fdndUcher  Haltung,  die  ihm  ansseraem  eine 
politisebe  Gefangenschaft  während  der  Jahre  i 
1838  auf  der  Festung  Oberhaus  eintrug. ; 

Er  Terttffentlichte  von  staatswissenschaft-  j 
liehen  Schriften  in  Buchform: 

Versuch  einer  allgemeinen  Bestimmung  des 
rechtlichen  Unterschiedes  zwischen  Lehennerr- 
lichkeit  und  Lehenhoheit,  WQrzburg  1793.  — 
Veber  die  Notwendigkeit  des  Studiums  der 
Staatslehre,  Würzburg  1800.  —  System  der 
allgemeinen  Staatslehre,  Bamberg  1804.  (Eine 
den  dem^c«i8chen  Geist  des  dentsäien  JakoUnis- 
nm  atmende,  fHa  unbescliränkte  Volkssouveräni- 
tftt  auf  der  Basis  des  Naturrechts  eintretende 
Schrift.)  —  System  der  angewandten  allgemeinen 
Staatslehre  oder  der  Staatskanst  (Politik).  3  Bde., 
Frankfurt  a.  M.  1810.  —  Neuer  Abriss  der 
StaatswiHsenschaftslehre  etc..  Bamberg  1816.  —  ' 
Andeutungen  in  Beziehung  auf  die  finanziellen 
Momente  der  neuen  Verfassung  des  bayrischen  | 

HaadwSrterboek  d«r  StaatnriMeiwohanMi.  Zweit« 


Beiefit  buUdiag  sooletles 

Ban^enoasenschaften  obeii  Bd. 
S.  465  ff. 


Bentham,  Jeremy, 

geb.  am  13.  II.  1748  zu  London,  gest.  am  6.  VI. 
1832.  Bedeutendster  Vertreter  des  Utilitarä- 
muB,  hervorgegangen  aus  einem  auf  einer  Ver- 
bindung von  Moral  und  Politik  beruhenden  und 
von  der  dentschen  historischen  Schule  der 
Bachtswissenschaft  bek&upften  Sensualismus. 
Das  Moralsystem  Benthams  tust  auf  dam 
Lost-  und  Unlustgefühl  des  Mensehen,  das  sich 
kennzeichnet  in  dessen  Urteil  und  WiUens- 
ftussernng.  Das  Lustbringesde  verbindet  nach 
ihm  die  ideelle  GUterwdt  insofern  mit  der 
realen,  als  ihm  nur  Nützliches  entspriesst,  wäh- 
rend das  Schädliche  von  der  Unlust  gezeagt  wird. 

Nach  Benthams  rechtsphilosophischer  An- 
schauung ist  es  die  höchste  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung, das  Glück  der  Allgemeinheit,  das 

AuOaRe.  II.  35 
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etfentliche  Wohl,  „die  gröaste  Glückseligkeit", 
nach  Prieetleys  Aussprach,  fUr  die  Menschheit 
zu  erstreben,  ein  Ziel,  welches  nur  das  Ideal 
einer  demokratischen  Staatsrerfasanng  bilden 
kann,  weshalb  Bentham  als  Vrafecbter  des- 
jenigen demokraUscbeo  IndiTidnalismus  sich 
herrorthat,  der  in  einer  gleichmässigen  Be- 
teiligung der  Staatsbttrger  an  der  räkswirtr 
sehnlichen  Konsumtion  ein  ethisches  Princip 
sieht. 

Hand  in  Hand  mit  diesem  politischen  Badi- 
kalismns  geht  Benthams  Verteidigung  des 
Dogmas  der  wirtBchaftlichen  Freiheit ;  er  holdigt 
dem  Freihandelssystem,  rerwirft  die  Latifundien 
nnd  Qmndgerechtigkeiten ,  verlanert  Gnind- 
erwerbs-  und  Grundübertragungsfremeit 

Bentham  war  einer  der  ersten  Anh&nger 
Adam  Smiths,  mit  dessen  Wirtschaftsdoktrin 
die  seine  fast  ganz  übereinstimmt.  Durch 
Smiths  BefOrwortung  eines  mässigen  Maximal- 
zinsfuBses  (im  pWealth  of  Nations")  setzte  sich 
dieser  zwar  m  Widersprach  mit  Bentham, 
welcher  in  der  Beschränkung  des  Zinsnehmens 
einen  Eingriff  in  das  Selbstbestimmungsrecht 
des  Individuums  and  den  Vorteil  des  Darlehen- 
Buchers  wie  des  Darleihers  nur  in  der  Beseitigung 
der  Wuchergesetze  erblickte,  aber  den  geist- 
vollen Ausführungen  Benthams  in  dessen  Defence 
of  usury  (s.  u.)  gelang  es,  Smith  umzustimmen. 
Wie  das  von  Bentham  gedachte  Utilitaritäts- 
mincip  auch  gesellschaftliche  Gegensätze  und 
H&rten  ausgleichen  sollte,  zeigen  einzelne  seiner 
Vorschläge,  die  sich  auf  dem  Gebiet  der  Armen- 
pflege und  sozialen  Erbrecbtsreform  bewegen. 
Von  Benthams  speciell  rolkswirtschslUidien 
Schriften  sind  zu  nennen: 

A  manual  of  political  economy  (X785).  De- 
fence of  usury,  London  1787;  dasselbe,  2.  Aufl. 
n.  d.  T. :  Defence  of  usury,  shewing  the  impo- 
licy  of  the  present  legal  restraints  on  the  terms 
of  peconiary  bargains  with  a  letter  to  Adam 
Smith  on  the  discooragements  opposed  by  the 
above  restraints  to  the  progress  of  inventive 
industry,  ebenda  1790;  dasselbe,  3.  Aufl.,  „with 
a  Protest  against  local  taxes",  ebenda  1816; 
dasselbe,  in  franzüs.  Ueberaetzung,  Paris  1790; 
1827;  1848.  —  Introduction  to  the  principles 
of  moral  and  legislation ,  London  1789.  — 
Supply  without  bürden,  London  1795.  —  A 

8 rötest  against  lawtaxes,  London  1795.  — 
'baervations  on  the  Foor  Bill  introduced  by 
W.  Pitt,  London  1797.  —  Tracts  on  poor  law 
and  pauper  management,  London  1801 ;  daasdbe, 
in  franz.  üebers.,  Paris  1K)1.  —  Plan  for  the 
conversion  of  stock  into  note  annuities,  London 
(1802),  —  Letters  to  Lord  Pelham  and  penal 
colonlsation,  London  1803.  —  Defence  of  eco- 
nomy against  Burke,  1810—1817,  London  1817. 
—  Defence  of  economv  against  George  Rose, 
1810—1817,  London  18'17. 

Seine  gesammelten  Werke  wurden  heraus- 
geg.  in  11  Bdn.  von  John  Bowring,  Edinburg 
1843,  nnd  in  franz.  Uebers.  von  Dumont,  BrÜssd 
1843.  I 


Vgl.  Uber  Bentham:  Seine  Biographie  in  der 
Ausgabe  seiner  gesamten  Werke  von  Bo  wringfs.  o.) 
—  Fichte,  System  der  Ethik,  Bd.  I,  Leipzig  1850, 
S.  591  ff.  —  T.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur 
der  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  Erlangen  18ö8,  '■ 


S.  SiXtfL  —  Wilson.  History  of  modern  English 
law,  London  1876,  8.  133—166  u.  ö. 

L^pert. 


B«nzenb«rg,  Johann  Friedrich, 

geb.  ö.  V.  1777  zu  Scböller  bei  Elberfeld,  gest. 
8.  VI.  1846  in  Bilk  bei  Düsseldorf.  Ein  Über 
ständische  Verfassung  sehr  liberal  denkender, 
volkswirtschaftliche  Fragen  dagegen  meist  in 
re^erungsfrenndlichem  ^ne  buiandelnder  Pu- 
blizist ,  was  besonders  auf  die  preussische 
Steuerreform  unter  Stein  und  Hardenberg  zu- 
trifft. Als  Physiker  führte  er  u.  a.  die  Queck- 
silberwage für  das  Höhenmessen  ein. 

Er  veröffentlichte  von  ataatsnissenschaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform-. 

üeber  Verfassung ,  Dortmund  1810.  — 
Wünsche  und  Hoffnungen  eines  Bheinländers 
oder  über  landständisobe  deutsche  Verfassungen, 
Dortmund  1819,  8.  Ausg.,  1816  (erw^tien  ano- 
nym). —  Zwei  Sendschreiben  über  Verfassung. 
An  den  Begiemngsrat  Koppe,  Dortmund  1817. 

—  Ueber  Handel  und  Gewerbe,  Steuern  und 
Zölle,  Elberfeld  1819.  —  üeber  ProTinzialTer- 
fassungen,  2  Bde.  in  3  Tin.,  Hamm  1819—22. 

—  Ueber  Preussens  Geldhanshalt  und  neues 
Steuersystem,  Leipzig  1820.  —  üeber  das 
Sinken  der  preussiscnen  Staatsschuld,  Düssel- 
dorf 1829  (als  Handschrift,  gedruckt).  —  Die 
Gemeindeausgaben  der  Städte  Düsseldorf,  Elber- 
feld, Bannen  etc.,  2.  Aufl.,  Bonn  1836.  —  Das 
Anleihen  in  Frankreich,  England  nnd  Nord- 
amerika vom  Jahre  1792—1836,  Düssddorf 
1836.  —  Eothers  Bericht  über  die  Hauptver- 
waltung der  preuBsischen  Staatsschulden  seit 
dem  Jahre  1820,  Düsseldorf  1836.  —  Die  Bück- 
zahlung der  Nationalscholden  Englands  und 
das  Jalir  1862.  o.  0.  n.  J.  (Düssddorf  1842). 
[Als  Manuskript  gedruckt.]  —  Die  Staatsver- 
fassungen Deutschlands,  Düsseldorf  1845. 

Lippeft. 


Berehy  Anders, 

geb.  15.  IIL  1711,  wirkte  seit  1741  als  Pro- 
fessor der  Bechte  und  Kameralia  an  der  Uni- 
versität  Upsala,  gest.  daselbst  14.  XII.  1774. 
Ale  Agrarpolitiker  trat  er  für  Arrondiernng 
der  Grundstücke  ein,  befürwortete  die  Fort- 
dauer der  Parzellierungen  (da  bei  kleinen 
Gütern,  auf  denen  keine  Löhne  fremder  Arbeiter 
lasten,  der  Durchschnittsertrag  höher  als  bei 
grossen),  bekämpfte  femer  den  Flurzwang  und 
eiferte  gegen  Fronden  und  Zehnten. 

Er  verüffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften: 

De  felicitete  patriae  per  oeconomiam  promo- 
venda,  1731.  —  Sätt  att  genom  Politisk  Arith- 
metica  utröna  läoders  och  rikens  buBhällning, 
Öteckh.  1746.  —  Inledning  tili  allm&nna  hua- 
hallningen,  innefattande  Politie-,  Oeconomie- 
och  Kam  er  al- Veten  skapeme,  Stockh.  1747;  das- 
selbe, deutsch  von  D.  G.  Schreber,  Halle  1763. 
—  Tal  om  den  proportion,  som  de  Studerande 
erfordra    tili    lediga   beställuingar   i  riket, 
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Stockb.  1749.  —  XXV  Disputt.  i  Svemika  Oeco- 
imie-  Dch  Handels  lagtarenheten,  Ups.  1747 

Iii.«  1765. 


Ygl  Öber  Berch:  Biografiskt  Lexikon  ttfver 
Duuftaniüffe  Svenske  M&n,  I.  Bd.  S.  130ff. 
tStockh.  18741.  Roscher,  Geschichte  der  Nat. 

468.  Lippvrt. 


Berg,  Gtetker  Heinrieh  von, 

gd.  am  27.  XI.  1765  zu  Schwaigern  bei  Heil- 
broDL,  gest.  am  9.  IX.  1843  in  Oldenburg.  Er 
htgaaa  seine  Beamtenlaufbahn  1794  als  ansser- 
ordentlicher  Professor  der  Rechte  in  Göttingen 
and  beschloss  sie  als  oldenburgischei  Staats- 
mi  EaUnettsmiiusteT,  wosu  er  1843  ernannt 
wnde. 

In  Teil  II,  Hanptstück  2  seines  „Deutschen 
Polizeirechtfl"  (s.  u.)  behandelt  Berg  das  Recht 
der  BeTßlkemngspolizei,  welche  damals  noch 
die  Fördernng  der  Eheschliessungen,  zwecks 
Etreicfaimg  einer   hohen   Geburtenziffer ,  als 
t'berste  Augabe  der  inneren  Politik  betrachtete. 
Der  nach  Berg  allmächtigen  Polizei  wider- 
standen  keine  Bevölkerungshemmnisse ,  nur 
Ewei  waren  ihr  überlegen,  nftnüich  Krieg  und 
Soldstenstand,  und  dazu  bemerkt  Berg  (a.  a.  0. 
Teil  n,  S.  42)  sehr  naiv :  „Nur  kann  die  Poli- 
zddagegoi  ün  dgentlichai  Sinne  nichts  thun." 
Von  seinen  Schriften  sden  folgende  genannt : 
Versuch  Ober  das  Verhältnis  der  Moral  zur 
Politik,  2  Bde.,  Heilbrono  1790  und  1791.  - 
Pni^.  de  pnblicis  Imperii  Eomano-Germanici 
debitis,  Gott.   1792   (deutsch   in  Girtannera 
-Politische  Annalen",  1794,  Sept.,  Nr.  I).  — 
l'eber  Deutschlands  Verfassung  und  die  Erhal- 
tone  der  Öffentlichen  Ruhe  darin,  Gtitt.  1795. 
—  Staatswissenschaftliche  Versuche,  2  Teile, 
Lfibeck  und  Leipzig  1795.  —  I4ene  deutsche 
i^tiatsUtteratur,   12   Stücke,   Gtitt.  1796.  — 
nentsches  Staatsmagazin,  3  Bde.,  G3tt.  1796 
bis  1800.  —  Handbach  des  deutschen  Polizei- 
rechts, 7  Bde    Hannover  1799—1809.  —  Ver- 
(rleicfaende  Sehilderung  der  Organisation  der 
französischen  Staatsverwaltung  in  Beziehung 
nf  das  Königreich  Westfalen.  Frankfurt  IWS. 


Vgl  über  T.  Berg:  Oldenburgische  Blätter, 
1844,  Nr.  47,  S.  33  ff.  Neuer  Nekrolog  der 
Dentschen,  21.  Jahrg.  (1848),  2.  TeU,  S.  79Sf. 
'Weimar  1846).  lAppert. 


Berfban. 

I-  Die  allgemeinen  rechtlichen  und  polizei- 
lichen Verhältnisse  des  B.  (S.  547).  II.  Die 
Bergrbeiter  (8.  567).    IIL  Bergbanstatistik 

I.  Die  allgemeinen  rechtlichen  and 
polinilichen  TerhUtnisse  des  Berg- 
baus. 

1.  Die  wirtschaftliche  Stellung  des  B.  2. 
Bfgriff  des  B.    3.  Entwickelung  des  B.  und 


des  Bergrechts.  4.  Uebersicht  der  Entwickelung 
des  Bergrechts  in  den  einzelnen  Staaten,  o. 
Das  Bergrecht  in  Deutschland.   6.  Erwerb  des 
Bergbaurechts  \  Verhältnis  desselben  zum  Grund- 
besitz.  7.  Gewerkschaft  und  Kuxe.   8.  Verlast 
des  Bergbaurechts.    9.  Betriebspltm  und  Be- 
^igungsnachweis.  10.  Bergpolizei  und  Arbeiter- 
I  schütz.  11.  Die  Frage  der  VerBtaatlichung  der 
i  Bergwerke.  12.  Die  VerataatUchung  der  Koiileit- 
;  gruben. 

!     1.  Die  wirtsoliaftliche  SteOang  des  B. 

Obgleich  der  Bergbau  weit  weniger  Men- 
schen beschflfiagt  und  weit  weniger  Werte 
hen  orbringt  als  die  Landwirtschaft,  so  kann 
er  an  volKswirtacfaaftlidier  Bedeutung  äch 
fast  mit  dieser  messen.  Denn  er  erzeugt 
die  Mittel  zur  Herstellung  der  Gerätschaften 
zu  fast  allen  Gewerben,  der  Waffen,  des 
Dampfes,  der  Elektricität ;  er  bildet,  je  länger 
je  mehr,  das  Fundament  jeder  Industrie. 
Während  aber  die  Landwirtschaft  Boden- 
produkte üefert ,  welche  durch  die  Natur- 
ki-äfte  stets  neu  erzeugt  werden,  schöpft  der 
Bergbau  aus  Vorräten,  die  von  der  Natur 
eio  ftir  allemal  in  zwar  zimi  Teil  ungeheuer 
grosser,  aber  doch  nicht  unbegrenzter  Menge 
gegeben  sind,  die  sich  in  der  gegenwärtigen 
geologischen  Periode  fast  nicht  erneuern  und 
daher  allmählich  erschöpfen  w^erden.  Privat- 
wirtschaftlich muss  daher  bei  der  Anlage 
eines  jeden  Bergwerkes  auf  diese  früher 
oder  später  in  sicherer  Aussicht  stehende 
Erschöpfung  seines  Inhalts  Rücksicht  ge- 
nommen weitlen,  und  namentlich  ist  durch 
genügende  Abschreibungen  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Aktiva  in  der  Bilanz  nicht 
überschätzt  werdeiu  Aber  auch  der  Staat 
hat  als  Vertreter  der  Gesamtheit  und  der 
künftigen  Generationen  ein  Interesse  daran, 
die  Vergeudung  und  den  Verlust  der  unter- 
irdischen Bodenschätze  zu  verhüten,  imd 
wenn  in  der  neuesten  Zeit  sein  Eing^^en 
in  dieser  Beziehung  weniger  bemerkbar  ist 
als  in  frühffl^n  Perioden,  bo  wird  es  doch 
jedenfolls  wieder  in  grösserem  Masse  zu 
erwarten  sein,  sobald  die  Abnahme  der 
Menge  der  jetzt  noch  im  Ueberfluss  auf 
ihren  Lagerstätten  vorhandenen  Mineralstoffe 
sich  wirklich  fühlbar  machen  wird. 

2.  Begriff  des  B,  Die  Bezeichnmig 
Berghau  wird  in  verschiedenem  Sinne  auf- 
^fasst  Im  weitesten  Sinne  küimte  danmter 
jede  Gewinoimg  aller  Arten  von  nutzbaren 
Mineralien  begriffen  werden.  Indes  pflegt 
man  z.  B.  die  Gewinnung  des  Bernsteins 
nicht  als  Bergbau  zu  bezeichnen,  auch  nicht 
rler  Regel  nach  die  Gewinrumg  von  Marmor, 
Gijis,  Schwerspath  und  Ülmlichen  Mineralien 
und  dies  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Be- 
trieb auf  bergmännisch-technisclie  Weise 
—  selbst  unterirdisch  —  geführt  wird.  In 
einem  minder  weiten  Sinne  lässt  sich  der 
Bei^bau  auffas-seu  als  die  Gewinnung  solcher 
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"nutzbaren  Mineralien,  welche  unter  der  be- 
sonderen Aufsicht  gewisser  Behörden  (Berg- 
behörden) steht.  In  diesem  Sinne  bedeutet 
die  Bezeichnung  Bei^^u,  daes  der  Betrieb 
nach  einem  der  B^behOrde  vorher  zur 
PrOfuni;  vorzulegenden  Plane  zu  führen  ist, 
dass  die  dabei  besc^ftftigten  Arbeiter  den 
be^gnütamischen  Wohluüutseiniichtungen 
unterstellt  sind  u.  a.  m.  la  einem  noch 
engeren  Sinne  bezieht  uch  die  Bezeichnuug 
Bergbau  nur  auf  d  i  e  j  e  n  i  g  e  n  H  i  n  e  ra  1  i  e  n , 
deren  Verfügung  dem  &rundeigen- 
türaer  entzogen  ist.  Dies  gilt  im- 
zwöfelhaft  für  fYankreich,  in  dem  die  Be- 
zeichnung »mines«,  denen  »minieres«  imd 
»carri^reB«  gegenübergestellt  sind,  sich  nur 
auf  die  dem  Grundeigentume  entzogenen 
Mineralien  bezieht,  und  fürdiejenigen  Staaten, 
welche  das  französische  Recht  nachgeahmt 
haben,  Auch  in  Deutschland  gelten  die 
bergrechtlichen  Begeln  über  Entstehung  und 
Authören  der  Bergbaubefugnis,  über  die 
Stellung  der  Mitbetreiber  eines  Bergwerks 
zu  einander,  Ober  die  besondere  Besteuerung 
der  Bergwerke,  ja  im  allgemeinen  auch  die 
Regeln  Über  das  Verhältnis  des  Bergwerks- 
besitzera  zmn  Grundeigentümer  nur  für  den 
Bergbau  im  engeren  Sinne,  also  nur  dann, 
wenn  das  Yerfügungsrecht  über  die  Mineralien 
vom  Oberflächeneigentum  getrennt  ist. 

Zum  Bergbau  wird  auch  gerechnet  die 
Versiedung  salzhaltigen  Wassers  (Soole)  zu 
Speisesalz  —  der  Siuinenbetrieb  —  und  die 
Aufbereitung  der  Bergwerksprodukte. 
Unter  letzterer  begriff  man  ursprünglich  die 
Reinigung,  Zerkleinerung  und  Eoncentrie- 
rung  der  Mineralien  auf  mechanischem 
"Wege  (draxsh  Poch-,  Quetsch-,  Mahl-,  Gradier- 
werae)  im  Gegensätze  zur  chemischen 
Zer-  und  ümsetzung.  Nenerdings  werden 
auch  die  einfacheren  chemischen  Pro- 
zesse, wie  solche  in  Koakereien,  Olüh-  und 
Röstofen  vor  sich  gehen  —  nicht  aber  die 
Verhüttung  —  daliin  gerechnet. 

8.  Entwlckelnng  des  B.  und  des 
Bergrechts.  Der  Bei^bau  ist  uralt.  Be- 
reits 3000  Jahre  vor  unserer  Zeitrechnung 
betrieben  die  Aegypter  Beigbau  in  der 
ThebaSüs;  die  Assjrer  gewannen  Kupfer  um 
das  Jahr  2000  m  Maaden  Eapur.  Nach 
Strabo  und  Plinius  brachte  der  Phönizier 
Kadmus  den  Beigbau  um  1500  nach  Griechen- 
land, woselbst  u.  a.  Gold-  und  Kupferberg- 
bau am  Pangäus  und  SÜberberebau  in 
Laurion  getrieben  wurde.  Die  Ziunbei^- 
werke  in  Comwall  und  Devonshire  sind  seit 
der  Phönizierzeit  ununterbrochen  im  Betriebe 

f blieben,  ebenso  bestehen  noch  heute  die 
senerzgruben  in  Elba  von  der  Zeit  der 
Etrusker  xmd  Römer ;  Salinen,  welche  sclion 
die  Römer  in  Süddeutschland  (Reichenhall) 
und  Frankreich  angelegt  haben,  werden  noch 
heute  benutzt;  das  Gleiche  lasst  sich  audi 


von  ErzbeivwerkeR  in  Westdeutschland  und 
in  Ungarn  behaupten. 

Wenn  die  Rechtswissenschaft  bisher  an- 
nahm (Achenbach,  Klostermann),  dass 
sidi  das  B^^^recht,  d.  i.  die  l^nnung  des 
Rechte  auf  die  Mineralien  vom  Grundeigen- 
tum erst  im  Mittelalter  und  zwar  auf  ifeut- 
schem  Boden  gebildet  habe,  so  ergeben  die 
neuesten  QueUenaufschlQsse,  dass  das  Berg- 
recht bereits  znr  phönizischen  und  römisdien 
Zeit  in  England,  unter  der  römischen  Herr- 
schaft in  Spanien  (die  Tafeln  von  Vipaska), 
in  Laurion  und  am  Pannus  fast  genau  so 
beschaffen  war  wie  die  Bergrechte  des 
zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts.  Die 
aus  uralter  Zeit  stammenden  Beiggewohn- 
heiten in  Comwall,  Devonshire  und  Derby- 
shire  stimmen  in  allen  wesentlichen  Punkten 
überein  mit  den  Freiberger,  Iglauer,  Schem- 
nitzer  und  Goslarer  Bergrechten.  Gleiche 
Rechte  haben  die  Spanier  nach  Peru  und 
Mexico  getragen.  Der  Inhalt  aller  dieser 
Rechte  geht  dahin,  dass  der  Staat,  nicht 
der  Grundbesitzer,  Eigentümer  der  Mineral- 
schätze war  und  dass  er  sein  Eigentum 
sich  meist  dadurch  nutzbar  machte,  dass  er 
jedem  den  Bei^bau  ^gen  sehr  hohe  Ab- 
gaben, mit  Vorbehalt  semes  (Ober-)Mgentums, 
unter  staatlicher  Aufsicht  und  der  Bedingung 
fortdauernden,  vorschriftsmAssigen  Betriehes, 
innerhalb  staatlich  zugemessener  Fel(^  ge- 
stattete, wobei  —  \aa  zum  Bei^bau  anzu- 
locken —  dem  Entdecker  eines  erzhaltigen 
Ganges  die  Zuteilung  ones  gewissen  Feldes 
in  Aussicht  gestellt  wurde.  (Finderrecht) 

Dem^genüber  behauptet  die  altere 
Rechtswissenschaft,  dass  die  Bei^erka- 
mineralien  bis  zum  zwölften  und  dreizehnten 
Jahrhundert  ledi^ich  rechtliches  Zubehör 
zum  Grundeigentume  gebUdet  haben,  dass 
sich  die  Rechte  des  Staates  an  diesen 
Minwalien  —  das  Beigregal  —  rast  damals 
mm  »Anmassungen«  hs%sü<ht%er  Kaiser 
(Ronkalische  Konstitution)  zu  bilden  be- 
gannen, dass  das  Recht  jedermanns,  Berg- 
bau auch  unter  fremdem  (hxuid  und  Boden 
zu  betrraben,  die  Beivbaufreiheit,  steh  aus 
den  Anrechten  der  Maikgenossen  an  der 
gemeinen  Mark  (Allmend)  entwickelt,  dass 
aas  Bereregal  nur  mit  der  Einschränkung 
der  stärkeren  Bei^baufreiheit  in  Deutsch- 
land Geltung  gefunden  habe  und  von  da 
durch  deutsdie  Beivleute  sMter  überallhin 
—  nach  Ungarn  j  Italien,  England  —  ver- 
breitet worden  sei.  Man  beachte  hiergegen, 
dass  der  Bei^bau  viel  älter  als  das  private 
Grundeigentum  in  Deutschland ,  Ungarn, 
England  ist,  dass  die  Bergwerke  (Zinn-, 
Zink-,  Gold-.  Sübergruben,  Salinen)  im  Ver- 
hältnis zu  dem  damals  im  Ueberfluss  vor- 
handenen Ackerboden  imendlich  wertvoll 
waren,  dass  die  Deutschen  erst  von  den 
Römern,  diese  ihrerseits  von  Phöniziern, 
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KarUukgero,  Griedien,  Etru^ern  Bergbau 
erkrnt  haben  etc.! 

Wie  sehr  die  Streitfi^  der  Bechts- 
geschichte  aozugehOren  scheint,  so  ist  sie 
(loch  noch  gegenwärtig  von  ausserordentlich 
praktischem  Interesse.  Es  ^ebt  lAnder 
(z.  B.  MecklenbiiTg,  Schweizer  Kantone),  in 
denen  bis  vor  kurzem  noch  kein  geschrie- 
benes Bor^esetz  bestand ;  und  es  sind  dort 
jOogst  wertvolle  KioeraUen  gefunden  worden, 
z.  B.  Kalisalze  in  Jessnitz  (Mecklenburg). 
Es  ist  hierbei  meist  z.  B.  in  den  Kantonen 
Olarus,  Aaigau,  Solothum,  Waadt,  Steuer- 
barg, Zürich,  Basel-Stadt  und  -Land,  Ost- 
Rumelien,  Bremen  zur  Anerkennung  gelangt, 
dass  diese  dem  Staate  gehOren  und  nur 
vom  Staate  oder  nur  auf  Grund  staatlicher 
Konzession  gewonnen  werden  dürfen. 
Das  kursächsische  Bergrecht ,  welches  in 
den  vormals  sächsischen  Landesteüen 
Prenssens  bis  1865  galt ,  enthielt  keine 
Bestimmung  bezfigUcH  der  Salze ;  die 
Praxis  nahm  daher  an,  dass  die  Salze 
dem  Staate  gehörten,  und  so  geschah  es 
auch  t  hat  sächlich,  Ins  das  PKussi- 
sehe  Beiggesetz  v.  24.  Juni  1865  den 
Salzb^bau  freigab. 

4.  Uebersicfat  der  Entwickelung  des 
Bemechto  in  den  einzelBen  Staaten. 
In  KOrze  stellt  sich  die  Entwickehmg  dee 
Bergrechts  in  den  einzelnen  Staaten  wie 
folgt: 

In  Grossbritannien  gehörten  die 
Bergwerke  (Zinnbergwerke  in  ComwaU  und 
Deronshire,  Blogruben  in  Derbyshiie)  den 
Königen,  wie  sie  vordem  dem  römischen 
Steate  gehnit  hatten.  Mit  der  sinkendaa 
Macht  (1er  Krone  bestritten  die  Grund- 
herren dieses  Recht,  indem  sie  es  für 
sich  beanspruchten.  Diesen  Anspruch  setzten 
sie  allmählich  durch.  Zwar  bezeicimete 
noch  König  Johann  1201  alle  wo  immer 
gelegenen  Zinnbeige  als  sein  Eigentum 
(nostra  domini(»)  und  leitete  hieraus  sein 
Recht  ab,  in  seinem  Interesse  (ad  (»mmo- 
dum  firmae  nos^rae)  den  Beigbau  allen 
Bergbaulustigen  auf  jedwedem  Grundeigen- 
tum zu  g^tatten,  wie  dies  urältestes  Itecht 
wäre ;  allein  schon  1305  musste  Eduard  III. 
dieses  Recht  auf  Wiesen,  Wäldern  und 
zwischen  Häusern  aufgeben,  und  Karl  I. 
musste  anerkennen ,  dass  neue  Zinnberg- 
werke nur  noch  auf  Gemein-  (uneingezäun- 
tem)  Lande  verliehen  werden  durften.  Noch 
im  Jahre  1276  gehörten  alle  Erzgruben  der 
Krone;  allein  Königin  Elisabeth  musste  an- 
erkennen, dass  sich  die  Fräro^tive  der 
Krone  nur  noch  auf  goUl-  und  silberhaltige 
Brze  erstreckte. 

Heute  ist  geltendes  Recht  in  England: 
Gold-  und  Silberwerke  sind  zwar  eine  an- 
erkannte kjtei^che  Prärogative  —  es  giebt 
solche  aber  nicht;  alle  übrigen  Beigwerke 


mit  Einschlnss  dar  Kohlengruben  sind  Zu- 
behl^  zum  Grundeigentume. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  gelten  alle  Bergwerke  als  Zu- 
behör zum  Grundeigentume.  Die  Republik 
hat  ied(Kjh  in  den  ihr  gehörigen  Terri- 
torien als  Grundbesitzenn  den  Bergbau  in 
dem  Sinne  für  frei  erklärt,  dass  jeder  dort 
Bergbau  betreiben  darf.  Die  alten  in  Uebung 
befindlichen,  von  den  Spaniern  herrührenden 
Bergbauberechtigungen  (in  Kalifornien,  Texas) 
sind  in  Geltung  geblieben.  Ein  eigentliches 
Bergrecht,  insbesondere  Regeln  über  den 
Erwerb  und  Verlust  von  Bergwerkseigen- 
tum bestehen  hiernach  weder  in  England 
noch  in  den  Vereinigten  Staaten.  Wer  Berg- 
bau betreiben  will,  muss  sich  mit  dem 
Grundeigentümer  auseinandersetzen. 

In  Frankreich  gehörten  alle  Berg- 
werke der  Krone.  Im  zwölften  Jahrhundert 
wussten  die  Seigneurs  die  niederen  Berg- 
werke der  Krone  zu  entreissen  (»fortune 
d'or  au  roi,  fortune  d'aigent  au  baron«),  ver- 
loren sie  aber  an  die  Krone  zurück  spätestens 
um  1400.  Seitdem  ist  die  königliche  Präro- 
gative unbestritten ;  sie  wurde  dadurch  nutz- 
bar gemacht,  dass  die  Könige  die  Bergwerte 
Unternehmern  in  G^neralentreprise  gaben. 
In  der  französischen  Revolutionszeit  ver^ 
langten  die  Physiokrateu ,  dass  die  Berg- 
wene  dem  Gnmdeigratümer  Übertragen 
werden  sollten ;  dieses  Verlange  bekämpfte 
megreich  Mirabeau,  und  die  Kationalvep- 
sammlung  erklärte  die  Bergwerke  fOr  Na- 
tionaleigentum.  Das  hente  gültige  fran- 
aöedsche  £^rggesetz  v.  21.  Aprü  1810  hält 
die  Trennung  der  BergwerksgÜter  »niines« 
(Metalle,  EtMen  und  einzelne  Metalloide) 
vom  Grundeigentume  aufrecht.  Niemand, 
auch  tti(3ht  der  Grundeigentümer,  darf  ohne 
staatliche  Verleihung  Bergwerke  betreiben. 
Die  Erteilung  der  Konzession  hängt  vom 
Ermessen  des  Staatsrats  ab;  weder 
der  Grundeigentümer  noch  der  Entdecker 
(Finder)  haben  einen  Anspruch  auf  dieselbe. 
In  der  Verleihungsiurkunde  kann  zu  Gunsten 
des  Grundeigentümers  dem  Konzes^onSr 
eine  Abgabe  auferlegt  werden. 

Die  »mines«  —  zu  denen  später  das 
Salz  gestellt  wurde  —  sind  frei  von  der 
Patent^(Gewerbe-)steuer,  dagegen  einer  festen 
und  einer  verhältnismässigen  Abgabe  an  den 
Staat  unterworfen.  Erstere  betiflgt  10  Fr. 
auf  jedes  qkm  des  konzessionierten  Gruben- 
feldes; letztere  ö^/o  vom  Reinertrage. 

In  Belgien  gilt  das  franzö.sis(äie  Berg- 
gesetz V,  21.  Apii  1810.  Auch  hier  "wird 
seit  1337  das  Salz  zu  den  >mines<  gezählt 
Die  Abgaben  sind  gesetzlich  die  Richen 
wie  in  Frankreich,  thatsächlich  werden  nicht 
wie  dort  5,  sondern  nur  2*/o  vom  Beiner- 
trage als  zedevanco  proporlioneUe  bere<^et 

Italien  entbehrt  eines  einheitlichen 
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Ber^esetzes.   Das  sardiulsche  Bei^gesetz  j 
T.  20.  November  1859  entspricht  dem  fran- ' 
zOsischeD.   In  Toskana  (abges^ien  von  Elba)  | 
sind  seit  dem  vorigen  Jahrlmndert  die  Berg-  I 
■werke  Zubeiiör   des  Gnindeigentums ,  in 
Sdlien  gehören  die  Schwefelmineu  gleich- 
falls dem  Grundeigentümer.    Im  übrigen 
sind  die  Beigwerke  —  seit  der  Römei-zeit 
—  vom  örundeigeiitume  getrennt.  Zur  Neu- 
aufnahme eines  Bergwerks  ist  Überall  die 
staatliche  Genehmigung  erforderlich.  Salz 
ist  dem  Staate  rorbemUten,  int  National- 
e%entum. 

Das  türkische  Bei-^esetz  v.  17.  Juli 
1861  bestimmt,  dass  die  Gewinnung  mine- 
ralischer Substanz  nur  auf  Gnind  einer 
kaiserlichen  Irade  zulässig  sei  und  dass 
die  Konzessionäre  die  in  der  Irade  festzu- 
setzenden Abgaben  an  den  Staat  zu  zahlen 
haben. 

In  Spanien  gilt  das  Beigge!*etz  v,  6. 
Juli  1858,  in  Portugal  das  G.  v.  31.  De- 
zember 1859.  In  beiden  Königreichen  ge- 
hören die  Bergwerke  ursprünglich  dem 
Staate;  niemand  kann  solche  ohne  staat- 
liche Konzession  betreiben.  Auch  die  Be- 
steuenmg  ist  fast  eI)enso  wie  in  Frankreich 
geregelt.  Dem  spanischen  Recht  entspricht 
der  codigo  de  Minas  für  Venezuela  v.  30. 
Jimi  1891. 

In  Luxemburg  und  in  Holland  gilt 
das  französische  Berggesetz  t.  21.  April 
1810.  Das  griechische  Berggesetz  v.  22. 
August  1861  stellt  nur  eine  Nadiahmung 
des  franzOsisclien  Berggesetzes  dtu-. 

Eine  Verordnung  des  Bey  von  Tunis 
vom  10.  Mai  1893  erklärt  alle  Be^n'^'ei'l^ 
als  Staatseigentum. 

Die  in  den  deutschen  Schutzge- 
bieten erlassenen  kaiserlichen  Verordnun- 
gen über  den  Bergbau  beruhen  auf  dem  Ge- 
danken, dass  die  Beigwerke  weder  herren- 
los sind  noch  dem  Grundeigentümer  gehören, 
vielmehr  zur  Verfügung  des  Reiches  stehen. 

Auch  für  Deutschland ,  Oesterreich 
und  die  Schweiz  rauss  behauptet  werden, 
dass  das  Verfügiingsrecht  über  die  Berg- 
werksgüter dem  Staate  zugestanden  hat  und 
noch  hente  zusteht.  Die  Bergwerke  waren 
kein  Bestandteil  des  Grundeigentums  noch 
herrenlos,  sondern  waren  Regal.  Die  deut- 
schen Könige  haben  das  Bergregal  -wie  die 
übrigen  Regalien  {Zoll-,  Münz-,  Marktregal 
etc.)  allmähhch  abgegeben  an  die  Temtorml- 
herrn.  In  der  Goldenen  Bulle  ist  das  Berg- 
regal der  K-urfüsteu,  im  Westfälischen  Frie- 
den das  aller  Reichsstände  gesetzlich  aner- 
kannt. »In  Kraft  des  Regals^  erklärten  die 
Landesherren  den  Beigbau  »ex  plenitudine 
gratiae  nostrae.  libera  autoritate  ac  voluu- 
tate«  gewöhnlich  in  dem  Sinne  für  frei,  dass 
^er  nach  Erzen  suchen  und  im  Falle  des 
Fundes  die  Zmuessnng  eines  gewissen  Feldes 


j  gewärtigen  sollte.  Al»r  audi  die  Felder 
'  blieben  landesherrlichesEieentum;  der 
I  Betreiber  muss  eine  hohe,  vi^fach  uner- 

i  schwingliche  Abgabe  (J;3  bis  *  s  des  Brutto- 
auskommens)  an  den  Landesherm  abgeben, 
rauss  fortdauernd  im  Interesse  dieser  Ab- 
gaben sein  Feld  nach  Vorschrift  des  landes- 
herrlichen Beamten  bauhaft  halten  -  wem 
das  nicht  gefällt,  mag,  wie  der  König  Wenzel 
in  der  Knttenberger  Bergordnung  vom  Jahre 
13Ü0  sagt,  sich  im  voraus  Überlegen,  ob  er 
unter  den  ihm  gestellten  Bedingungen  des 
Königs  Bergwerke  betreiben  will! 

5.  Da8  Bergrecht  in  Deutschland. 
Gemeinrechtlich  galt  und  gilt  in  Deutsdi- 
land  das  Bergregal,  das  aussi^iessliche  Redit 
des  LaudesheiTn  zum  Betriebe  bezw.  zur 
Konzessionienmg  von  Bollwerken  und  Sa- 
linen. Ein  Recht  de.s  Grundeigentümers 
zum  Bergbau,  ein  eigenes  Recht  des  Fin- 
ders von  BeigTÄ-erksgütern  bestand  und  be- 
steht nicht.  Die  Bergcninungen  waren  und 
sind  Freierklärungen  des  Bergbaus 
in  dem  Sinne,  dass  der  Landesherr  die  Auf- 
suchung und  Gewinnung  unter  ^wissen 
Bedingimgen  gestattet.  Eine  Freierklfi- 
rung  der  Salzgewinnung  hat  gemein- 
rechtlich nicht  stattgefiuiden,  weshalb,  wo 
noch  gemeines  Recht  gilt,  wie  in  Meddeu- 
buig,  im  Bremer  I^de  und  den  meisten 
Schweizer  Kantonen,  dieSalze  aussdiliess- 
Üch  dem  Staate  gehören.  In  den  meisten  Frä- 
erkläningen  var  das  Salz  zum  Ueberfluss  noch 
ausdrüt^ch  aasgenommen.  Die  Freierklä- 
rungen  galten  auch  frilher  nur  für  den  FaU,  dass 
der  Staat  nicht  seinerseits  das  Feld  abbauen 
wollte.  Er  hatte  nämlich  das  Recht,  durch 
eine  bliese  Erklärung  eines  Bergbeamten 
sich  jedes  beliebige  Feld  zimi  aussdiliess- 
lichen  Betriebe  zu  reser\-ieren,  und  es  be- 
ruht der  grossartige  Staatsbergbau 
in  Prenssen  (Saarbrücken,  Stass- 
furt,  Oberschlesien,  Harz),  Oester- 
reich etc.  auch  heute  noch  grössten- 
teils auf  diesen  Feldesreservatio- 
nen. Der  privateBergbaumusste  ein  Zehntel 
seines  Bruttoertrages  an  den  Staat  als  Preis 
für  die  Gestattung  des  Beigbaues  ent- 
richten. 

Der  Privatbeigbau  stand  unter  der  Di- 
rektion des  Staates,  die  Besitzer  desselben 
hatten  »nur  Geld  zu  zahlen  oder  zu  em- 
pfangen«. Die  Annahme  und  Entlassung  der 
Arbeiter,  die  Feststellung  der  Löhne,  die 
Gewinn-  und  Verlustberechnung,  die  Ver- 
fügung über  neue  Grubenanlagen  lag  in  der 
Hand  des  Staates.  Wenn  bei  Ausübung 
dieser  Dii-ektion  auch  das  »Wohlfahrts- 
princip«  nicht  ausser  acht  blieb,  so  stand 
doch  m  der  ganzen  Behandlung  des  Berg- 
wesens auch  der  fiskalische  Gesichts- 
punkt im  Vordei^runde.  Dieser  wird  in 
der  neuesten  Entwickelung  mehr  und  mehr 
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unter  grösserem  oder  geringerem  Anschluss 
an  das  französische  Beigrecht  verlassen;  in 
Deutschland  zuerst  durch  das  a&chsische 
Berg^setz  vom  Jahre  1851  und  das  öster- 
reichische vom  Jahre  1854. 

Beide  Gesetze  behalten  das  Salz  —  und 
nur  das  Salz  —  dem  ausschliesslichen  Gewin- 
nungsrechte des  Staates  vor;  im  tibrigen 
beseitigen  sie  die-  Vorrechte  des  Staate, 
namentlich  dessen  Becht,  sich  jedes  belie- 
bige Feld  zu  reservieren.  Abgesehen  vom 
Salze  sind  alle  dem  Grundeigentümer  nicht 
Yorbehaltenen  (regalen)  Mioeralien  der  Berg- 
baufreiheit unterworfen.  Jeder  kann  das 
Recht  erwerben,  nach  denselben  in  einem 
bestimmten  Felde  Versuchs-(Schürf-)Arbeit6n 
anzustellen  und  darf  veriati^n,  wenn  er  in 
seinem  (Schürf-)Fe]de  Mineralien  gefunden 
hat,  mit  denselben  beliehen  zu  werden.  Der 
Be^bau  wird  von  der  wirtschaftlichen  Be- 
vormundung des  Staates  befreit  und  unter- 
]i^  der  staatlichen  Aufsicht  fast  nur  noch 
in  sicherheitspolizeilicher  Hinsicht. 

Am  folgeiiditigsten  geht  die  Gesetz- 
gebung in  Preugsen  vor.  Nachdem  von 
dem  Jahre  1851  ab  bis  1865  die  Beigwerks- 
al^ben  von  10  auf  2  %  des  Bruttoertrages 
hen^bgesetzt,  die  für  EiBenerro  mit  Bezug 
auf  den  preus^sch-ficanzösischea  Sandels- 
vertrag  gänzlich  aufgehoben  waren,  nachdem 
das  8(^nannte  MiteigentOmergesietz  v.  12. 
Mai  1^1,  al^iesehea  von  dw  Annahme  und 
Entlassung  der  Arbeiter,  den  Privatbeig- 
werksbe^tzem  die  fireie  Verfügung  über  ihr 
Eigentum  übertn^en  und  das  6.  v.  21.  Mai 
1360  alle  Aufsimtsrechte  des  Staates  bis 
auf  die  Handhabung  der  Sicherheitspolizei 
und  die  Verhütung  sogenannten  Baubbaues 
au^^ben  hatte,  zieht  das  in  Anlehnung 
an  aas  französische,  bislang  am  linken  Bhein- 
ufer  geltende  Recht  erlassene  Bei^esetz  vom 
24  Juni  1865  alle  Schlussfolgerungen  der 
damals  vorherrschend  geveaeoen  wirtsdiaft- 
liehen  Anschauungen. 

Ausgeschlossen  vom  Verfügungsrecht  des 
Grundeigentümers  sind  Gold,  Silber,  Queck- 
silber, Msen  mit  Ausnahme  der  Raseneisen- 
erze, Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel, 
Arsenik,  Mangan,  Antimon  und  Schwefel. 
Alaun-  uud  vitriolerze,  Steinkohle,  Braun- 
kohle und  Graphit,  Steinsalz  nebst  den  mit 
demselben  auf  der  nämlichen  Lagerstätte 
vorkommenden  Salzen  und  die  SooTquellen. 
Zfdilreiche  Ai^Dahmen  bestehen  hiervon 
Iffovinzialrechtlich :  so  gehören  in  den  vor- 
mals s&dlisisohen  Landesteilen  (wie  im  König- 
reiche Sachsen)  die  Kohlen,  iu  Schlesien  die 
Bisenerze,  in  IDuinover  Salz  und  Soolquellen 
dem  Grundeigentümer. 

Soweit  die  Mineralien  vom  Verfügungs- 
rechte des  Grundeigentümers  ausgeschlossen 
sind,  stehen  sie  mit  Eiuscfaluss  des 
Salzes  jed^mann  frei,  indem  Sinne,  dass 


sie  unter  den  Bedingungen,  welche  das  Ge- 
setz für  alle,  auch  für  den  Staat,  in  gleicher 
"Weise  normiert,  von  jedem  erworbrai  wer- 
den können.  Alle  Vorrechte  des  Staates 
sind  aufgehoben.  Vor  dem  Bei^gesetze  waren 
die  Bollwerke  fiskalische  Sachen,  Sachen, 
an  deuen  der  Iiskus  vor  anderen  das  An- 
eignimgsrecht  besass,  heute  sind  sie  öffent- 
liche Sachen,  jeder  hat  daran  gleiche  Rechte ; 
nur  kann  er  sie  nicht  anders  als  durch  Ver- 
leihungen seitens  des  Staates  erlangen.  Man 
pfle^  dies  so  auszudrücken,  dass  man  sagt, 
das  Bei^regal  sei  durch  das  Berggesetz  vom 
24.  Juni  1S65  aufgehoben. 

Das  preussische  Berggesetz  ist 
mit  unbedeutenden  AenderuDgen  in  den 
meisten  deutschenStaaten  (daninter  Bayern, 
Elsass-Lothringen)  eingeführt  worden 
und  gilt  in  einem  Teile  Deutschlands,  wel- 
cher au  Rauminhalt  neun  Zehntel  und  an 
Wert  der  Bergwerksprodukte  sieben  Aditel 
von  Deutschland  ausmacht.  Li  neuerer  und 
neuester  Zeit  ist  mau  iu  nicht  wenigen 
deutschen  Staaten  von  den  Grundsätzen  des 
prei^iseheu  Bei^rechts  insofern  alwewichen, 
als  der  Salz-,  namentlich  der  Kaliflabbergbau 
von  der  Be^baufreiheit  ausgenommen  und 
dem  Staate  vorbehalten  wurae  —  z.  B.  in 
Baden,  AnhiJt,  Mecklenburg,  Braunsohwwg, 
Sonderahausen. 

Eine  iexaexe  wichtigere  Neuerung  brachte 
die  Novelle  zum  preussischen  Berggesetze 
vom  24.  Juni  1892,  welche  die  Befugnisse 
der  Bei^polizei  ausdehnte  und  in  eingehender 
Weise  die  Verhältnisse  der  Berg^b<Biter  im 
Interesse  des  ausgiebigeren  Arbeiterschutzes 
und  im  Sinne  der  kaiserlichen  Erlasse  vom 
4.  Februar  1890  neu  regelte.  Auch  die 
Novelle  vom  24.  Juni  1892  hat  in  den 
meisten  Staaten,  welche  das  preusäsche 
Bergrecht  bei  sich  recipiert  hatten,  Auf- 
nahme gefunden. 

Neben  dem  preussischen  Bei^gesetze 
kommt  in  Deutschland  fast  nm'  das  Säch- 
sische Berggesetz  vom  16.  Juni  1868 
als  selbständiges  Bergrecht  in  Betracht, 
dessen  hauptsächliche  Abweichungen  beson- 
ders bemerkt  werden. 

6.  Erwerb  des  Bergbaurecbta :  Ver- 
hältnis desselben  zum  Grundbesitz.  Das 
Suchen  nach  verleihbaren  Mineralien  mit  der 
Absicht,  die  Verleihung  derselben  zu  er- 
langen, heisst  Schürten.  Das  Schürfen 
muss  sich  der  Grundbesitzer  —  ausser  unter 
imd  in  der  Nähe  von  Gebäuden  —  gefallen 
lassen.  Weigert  er  sich,  so  wird  er  dm-ch 
die  Bei^behörde  gezwungen.  Einer  behörd- 
lichen Erlaubnis  zum  Schürfen  (Schürfschein) 
bedarf  es  nicht  nach  preußischem  Beigrecht. 
Nach  diesem  Rechte  ist  für  die  Verleihimg 
nur  notwendig,  dass  verleibbare  Mineralien 
entdeckt  (gefunden)  wid:  nicht  dass  dies 
absichtlich  durch  Schürfarbeiten,  ja  nidit 
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änmal,  dass  die  Auffindung  auf  erlaubte 
Weise  geschehen  ist 

Jeder,  der  nachweist,  dass  er  vor  Ein- 
legung  seines  Gesuches  iiin  Verleihung  (der 
Mutung)  ein  verleihbares  Minerat  entdeckt 
hat,  besitzt  einen  Rechtsanspruch  auf  die 
Verleihung  innerhalb  des  gesetzlich  zulässi- 
gen Maximalfeldes  von  2189000  qm. 

Nach  sfichsi Schern  und  österreichi- 
schem Bergrechte  ist  zunächst  die  Ertei- 
lung eines  Schürfscheins  von  Seiten  der 
Bergbehörde  erforderlich.  Dieser  Schein 
giebt,  wenn  in  dem  Schilrffelde  ein  Fimd 
gemacht  ist,  ein  Vorrecht  ziuu  Muten. 

Auch  nach  sächsischem  und  Gsterreichi- 
schem  Rechte  hat  der  Muter  einen  Re  chts- 
anspruch  auf  Verleihung.  In  den  Ländern 
des  französischen  Bei^echts  hÄugt  die  Ver- 
leihung vom  Ermessen  des  Staates  ab. 

Das  Eigentum  entsteht  diu<ch  die  (von 
der  Bergbehörde,  in  Frankreich:  nach  Be- 
ratung im  Staatsrate  von  der  Staatsregierung 
auegestellte)  Verleihung.  Das  Beigwerk 
giebt  das  ausschliessliche  Recht  zur  Gewin- 
nung des  Minerals  im  bezeichneten  Felde. 
Wira  durch  den  Bei^banbetrieb  die  Ober- 
fl&^e  beschädigt,  so  muss  nach  preussischem 
und  französiBchem  Rechte  unliedingt,  auch 
wenn  er  den  Schaden  nicht  voraussehen 
noch  vermeiden  konnte,  der  Bergwerksbesitzer 
^tKllen  Ersatz  leisten ;  nach  öeterreichischem 
nur,  wena  ihm  ein  vertietbues  Verschulden 
zur  XiBSt  föllt  Nach  sitohsiscbem  brautet 
er  keinen  Ersatz  zu  leisten,  wenn  die  Gruben- 
hane  vor  den  beschädigten  Gelinden  und 
Tagesanlagen  voriumden  waren  oder  vean 
dem  Grundbesitzer  schon  bei  £>ric^tnng 
d^^ben  die  diuroh  den  Beigbau  drohende 
Geftihr  nicht  entgehen  konnte. 

Alwesehen  von  seinem  Rechte,  för  jeden 
Bergschaden  Ersatz  zu  Fordern,  muss  der 
Gnmdbesitzer  dem  Bergwerksbesitzer  wegen 
des  grösseren  volkswirtschaftlichen  Nutzens 
des  Bergbaues  weichen ;  d.  h.  der  Beig- 
werksbesitzer  kann  für  seinen  Grubenbetrieb, 
/ur  Anlegung  von  Aufbereitungsanstalten, 
Wegen,  Kanälen,  Wasserläufen,  Eisenbahnen, 
Haldeplälzen,  Zechenhäusern,  Grubenbauen 
etc.  gegen  vollständige  Entschädigung  die 
Abtretung  des  nicht  mit  Gebäuden  bestan- 
denen Gnmd  und  Bodens  fordern,  wenn 
nicht  überwiegende  öffentliche  Interessen 
entg^nstehen.  Dies  ist  der  älteste  Fall 
von  Expropriation. 

Die  Rechtsregeln  über  das  V^erhÄltnis 
zwischen  Bergbau  und  Grundbesitz  rilcksicht- 
lich  des  Schallenersatzes  und  der  Grundab- 
tretung gelten  grundsätzlich  nur  für  den  auf 
staatlicher  Verleihung  beruhenden  Bergbau ; 
ausnahmsweise  finden  sie  indes  auch  für  ein- 
zelne YS^e  des  Bergbaues  im  weiteren  Sinne, 
namentlich  fflr  den  Eohlenbeiglnu  im  König- 
reiche Sachsen   und  vormals  sächsischen 


lAndesteilen  Preusaens  —  wean  auch  cm- 
gescbrftnktere  —  Anwendui^. 

7.  Gewerkschaft  vnd  Knxe.  Jede 

physische  oder  juristische  Person,  weltdie 
Gnmdeigentum  erwerben  kann,  darf  auch 
Belgwerkseigentum  erwerben  und  betreiben. 
Na£»i  französischem  Bergrechte  giebt  es  be- 
sondere Regeln  tlber  die  Subjekte  des  Berg- 
rechts uicht;  ebensowenig  giebt  es  solche 
in  den  Ländern,  wo  die  Mineralien  zum 
Ghnmdeigentume  gehören.  Dagegen  kennen 
das  gemeine  deutsche  Bergrecht,  das  preussi- 
sche ,  das  sächsische  und  österreichische 
Berggesetz  beim  ßeigbau  ein  sonst  nicht 
zugelassenes  Rechtssubjekt :  die  Gewerk- 
schaft Nach  gemeinem  deutschen,  preussi- 
schen  und  Österreichischen  Bergrecht  ist 
die  Gewerkschaftsform  nur  für  den  ver- 
liehenen Beigbau  zugelassen,  also  nicht 
z.  B.  für  den  Salzbeigbau  in  Hannover. 
Nach  sonstigem  Rechte  bilden  mehrere  an 
einem  gewerblichen  Unternehmen  beteiligte 
Personen  nicht  ohne  weiteres  eine  Körper- 
schaft mit  selbständiger  Rechtspersönlichkeit: 
sie  werden  aus  Kechtsgeschätten,  weldie  in 
Betreibung  des  Unternehmens  abschlössen 
werden,  unmittelbar  und  persönhch  berech- 
tigt und  ven>f)ichtet  Die  Mitglieder  einer 
Gewerkschait  —  Gewerken  —  werden  da- 
gegen ans  Rechtflgesdiäften,  welche  in  Bezug 
auf  den  Bfflvwwksbetrieb  entsteheu,  un- 
mittelbur  und  persönlich  wedn  berechtigt 
noch  verpflichtet :  räe  haften  Dritten  g^en- 
über  flbeniaupt  nicht  und  k^nen  nur  von  der 
Gewerkschaft  in  Höhe  der  von  dieser  aua- 
geschriebenen  Beiträge  (Znbussen)  in  An- 
spruch genommen  werden.  Auch  von  dieser 
Verpflichtung  können  sie  sich  befrden,  wenn 
sie  auf  ihre  Beteüigung  am  Unt^ehmoi 
verzichten,  FttrSchiUden  der  Gewei^sdiaft 
haftet  nur  das  Gewerkschaftsverml^n,  Von 
der  Aktiengesellschaft  unterscheidet  sich  die 
Gewerkschaft  dadurch,  dass  jene  eine  Ka- 
pitalvereinigung (Zweckvermögen),  diese  eine 
Personenvereimgimg  darstellt,  diass  daher 
die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  ein 
bestimmtes  und  voll  gesichertes  (voll  üba:- 
nommenes  oder  voll  gez^chnetes  und  zu 
einem  gi-oseen  Teile  eingezahltes)  Kapital 
voraussetzt,  während  die  Geweitechaft  ge- 
bildet ist,  sobald  mehrere  MitbeteUigte  am 
Bergwerke  vorhanden  sind.  Der  Aktionär 
schiesst  gleich  zu  Anfang  des  Unternehmens, 
ein  bestimmtes,  seine  Hechte  und  Pflichten 
l)egrenzendes  Kapital  ein ;  der  Gewerke 
braucht  zuerst  nichts  zu  bezahlen,  er  leistet 
vor  und  nach  je  nach  Bedarf,  er  empfängt 
aber  in  den  Ausbeuten  auch  seine  Einlagen 
znrü(^,  während  der  Aktionär  eine  Rück- 
zahl\mg  aus  dem  Gmndkapitale  während  der 
Dauer  des  Geschäftsbetriebes  nicht  erhalten 
darf,  sondern  nur  an  dem  Beingewinne  teil- 
nimmt. Die  Gewerkschaft  ist  in  Idealaateile 
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(Kuxe)  zerleg,  deren  Zahl  für  die  älteren  und 
die  Oeterreichischen  Gewerkschaften  128,  fOr 
die  neueren  im  preussischen  Bei^^gegetze  100 
und  mit  Gen^migung  der  oberen  Bergbehörde 
bei  -wertvoUeron  B«^erken  1000  betrtet. 
Bei  Umwandlung  Älterer  in  neuere  Oewe»- 
Eidiaftea  kann  die  Zahl  mit  besonderer  Qe- 
ndmignni^  noch  anders  festge^tzt  werden. 
Das  sftchsische  Recht  flberlflfißt  die  Beetim- 
mnpg  der  Zahl  dem  Ermessen  der  Be- 

Die  Gewerkschaft  des  neueren  Rechts 
ist  eine  juristische  Person,  die  Kuxe  der- 
selben sind  —  nach  preussischem ,  öster- 
reichischon  und  sSdiaschem  Redite  —  be- 
wegliche Sachen.  Die  Gtewei^schaft  des 
iltereu  Rechts  hat  mit  der  juristiBchen  Per- 
sern gemeiD,  dass  die  Tölhabw  nur  mit  dem 
GenreriESohaftSTetmOgen  haften,  sonst  hat  sie 
nur  die  fS^schaft  einer  st^iuuuiten  er- 
lanfatea  Pnvatktnrporation ;  die  Kuxe  der- 
selben  sind  unbewegliche  Sachen  mid 
werden  im  gerichtlichen  (Jmndbadie  einge- 
tragen, wShrend  ttber  die  Kuxe  des  neueren 
Rechts  der  Vertreter  der  Gewerkschaft  (in 
Ocotorroich  die  Bergbehörde)  ein  Veraeich- 
nffi  Iflhrt  und  die  Kuxscheine  ausstellt 

Nach  aussen  wird  die  Gewerkschaft 
durch  einen  Repräsentanten  oder  einen  aus 
einer  oder  mehreren  Personen  bestehende 
QrubenTorstand  vertreten.  Wo  die  Gewerk- 
schaftsform  gesetzlich  nicht  zugelassen  ist, 
z.  B..  bei  den  nicht  verliehenen  Berg- 
werken, kann  sie  auch  durch  Vertag  nicht 
eniditet  werden. 

8.  Verlust  des  BergfeunrechtB.  In 
den  Indern,  in  denen,  wie  in  Grossbritan- 
nien und  den  Vereinigten  Staaten,  die  Berg- 
werke Zubehör  zum  Grundeigentume  bilden 
und  nur  mit  Genehmigung  des  Grundeigen- 
tümers betrieben  werden  dürfen ,  giebt  es 
keine  besonderen  Regeln  Über  den  Verlust 
des  Bei^baurechts.  Solche  bestehen  aber 
in  den  anderen  Staaten.  Nach  älterem 
Rechte  verstand  sich  jede  Beleihiing  mit 
einem  Bergwerke  dahin,  dass  dasselbe  vor- 
ftdiriftsmSssig  und  fortdauernd  in  Betrieb 
gehalten  wurde.  Geschah  dies  nicht  und 
war  dem  Besitzer  nicht  besonders  die  Aus- 
setsnng  des  Betriebes  gestattet  worden,  so 
wurde  er  seines  Rechtes  durch  die  Bei^- 
behOrde  verinstig  erklärt  Dies  gilt  heute 
nocb  fOr  die  Bergbaubereditigang  aaxih  öster- 
reichischem Rechte,  femer  ^  die  ans- 
scbUesslicben  SchOrfberechtigungen  des  sBch- 
sisdien  nnd  OsterreichiBchen  Rechts.  In  den 
LBodetn  des  hanzösiachen  Ber;prechts  kann 
in  oder  mit  dem  Konzesnonsakte  bestimmt 
werden,  in  -welchen  fUlen  die  Konzession 
wegen  Nichtausübung  verloren  ^ht  Nach 
dem  fraDEÖsiscfaen  Bergrechte  in  Verbindung 
mit  anem  Gesetze  vom  Jahre  1838  kann 
die  Bergbehörde   die  Konzession  zurück- 


ziehen, wenn  der  Beigbaubetrieb  eingestellt 
oder  beschränkt  ist  und  dadurch  das  öffent- 
liche Interesse  oder  das  Bedürfnis  der  Kon- 
sumenten ge&fardet  wird.  Aehnliche  Vor- 
Schriften  gelten  für  alle  Staaten,  in  denen 
das  Bei^i^al  durch  Konzessionserteüuugen 
nutzbar  gemacht  wird,  z.  B.  in  Spanten, 
Portugal,  Türkei,  Timis,  den  deutschen 
Schutzgebieten,  Transvaal.  Das  fveussische 
Berggesetz  gestattet  die  Bntztehung  des 
(verli^ienen)  Bergwerkseisentums  nur  für 
den  Fall,  dass  der  Eünsteuhmg  oder  Unter- 
lassung des  Bergwerksbetriebes  überwiegende 
öffenthche  Interessen  entg^ensteheo.  J!än 
Boldiw  Fall  ist  seit  Etiass  des  Bei^msetzeB 
in  Preussen  nicht  Torgek(»nmen  und  nicht 
zn  erwarten.  Nach  sächsischem  and  Oeter- 
r^diischem  Rechte  kann  das  Bergwerks- 
dgentom,  mch  zm  Strafe,  vc^en  wiadeiv 
holter  Verietzung  bergpolii^iiGher  Vor^ 
schziftm  entzwen  wexden. 

9.  BetriebsplM  nad  Beffth^angs- 
aadiweiB.  Vor  der  Inbetriebsetzung  eines 
Be^^erlras  muss  —  nach  dem  fnuizösisohen, 
preussischen  und  sächsischen  Bei^esetze 
—  der  Beigbehörde  ^n  Betriebsplan  zur 
Prüfung  voi^l^  werden.  Diese  Prüfung 
erstreckt  8i(£  im  heut^en  Rechte  nur  noch 
auf  die  Interessen  der  Sicherheit,  nicht 
mehr  auf  die  Füraorge  für  einen  wirtschaft- 
lich ergiebigen  Bergbau.  Erhebt  die  Berg- 
behörde Einspruch  gegen  den  Betriebsplan, 
so  wird  nach  AnhÖnmg  der  Interessenten 
von  der  oberen  Bergbehörde  üb^  den  Ein- 
spruch entschieden.  Das  österreichische 
Berggesetz  begnügt  sich  mit  der  Bestim- 
mung, dass  die  Baubehörde  Einsicht  in  den 
Betriebsplan  nehmen  dürfe.  Die  Nichtbean- 
standung  bezw.  Genehmigung  des  Betriebs- 
planes enthält  nur  die  polizeiliche  Ermäch- 
tigung ,  mit  dem  Betriebe  zu  beginnen, 
schliesst  aber  nicht  aus,  dass  die  Bei^^Uzei- 
behörde  noch  hinterher  in  allen  eriorder- 
üchen  Fällen  einschreitet.  Beiwerke  dürfen 
nur  Reitet  nnd  es  darf  eine  Aufsicht  über 
und  in  denselben  nur  von  solchen  Personen 
geführt  werden,  welche  ihre  Befähigun;^  dar 
zu  der  Bei^behörde  gegenüber  nachgewiesen 
haben.  Der  Befähigungsnachwäs  kann  von 
dieser  Behörde  zurückgez(^n  werden,  wenn 
sich  der  Inhaber  a^  unzuverlässig  oder  un- 
befiUiigt  erweist 

10.  Bergpolisei  «ad  Arbeiterschntz. 
Die  Bergpolizei  imifasst  nach  heutigem 
Rechte  nur  noch  die  Sicherheitspolizei ;  der 
Inhalt  der  Bergpolizei  ist  bestimmt  be- 
zeidinet  und  tegrenzt.  Das  französische 
Recht  giebt  als  die  Ati^be  der  Ber^polizei 
an :  »la  sürete  publique,  la  conservation  des 
puits,  ü  solidit^  de  travaux,  oelle  des  habi- 
tations  de  la  surface  on  la  süret^  des  ou- 
rriers  mineurs« ;  das  preussische  BeiggesetE 
bezw.  die  Novelle  vom  24.  Jimi  1892:  »die 
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Sicherheit  der  (Gruben-)  Baue,  die  Sicherheit 
des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter, 
die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und 
des  Anstandes  durch  die  Einrichtung  des 
Betriebes,  den  Schutz  der  Oberfläche  im 
Interesse  der  persönlichen  Sicherheit  und 
des  Öffentlichen  Yerkehi^,  den  Schutz  gegen 
s^einBchadliche  Einwirkungen  des  Bei^- 
baues«  (unter  letzteren  solche  verstehend, 
bei  denen  der  durch  den  Bergbau  für  das 
Gemeinwohl  geschaffene  Nutzen  hinter  dem 
von  ihm  verursachten  Schaden  zurücksteht) ; 
das  österreichische  Ber^esetz:  »die  Sicher- 
heit der  Fersoneu,  Gebäude,  Grundstücke, 
Heilquellen,  Brunnen  oder  anderen  Anlagen  c 
und  das  gächBiscdie :  »die  öffentliche  Sicher- 
heit, das  Leben  oder  die  Gesundheit  der 
Arbeiter,  die  Sicherheit  benachbarter  Bei^- 
we^suntemehmungen  und  der  Grundstücke 
und  Gebftude  auf  der  Oberflfiche«:. 

Die  BergpoHzei  ist  bei  der  gefiUirHchen 
Katur  des  Bergbaues  ausserordentlidi  ein- 
greifend, und  nii^nds  sonst  ist  die  Befol- 
gung der  polizeilichen  Auflagen  (z.  B.  Yor- 
schnft  der  Niederbringung  eines  zweiten 
Schachtes,  der  Zuffillung  von  Hohlräumen) 
wohl  mit  so  auaseroi-dentUchen,  oft  Milli- 
onen erfordernden  Kosten  verknüpft  Bei 
den  unvermeidlichen  Konflikten  zwischen 
Bergbau  und  Gnmdbesitz  sind  die  gegen- 
überstehenden Interessen  ihrem  allgemeinen 
und  besonderen  Werte  nach  abzuschätzen 
und  danach  zu  entscheiden,  sei  es,  dass  die 
Behörde  dem  Gnmdbesitzer  überlässt,  seinen 
Anspruch  auf  Schadensei*satz  im  Rechts- 
wege geltend  zu  machen,  oder  dass  sie  dem 
Bergwerksbesitzer  bestimmte  Sicherheits- 
massregeln (z.  B,  Stehenlassen  von  Sicher- 
heitspfeilem,  Absperren  der  Tagesoberfläehe, 
Ausfüllen  von  Hohlräumen)  oder  ander- 
weitige Handlungen  zm-  Beseitigung  eiues 
Notstandes  (z.  B.  Anlegung  einer  künst- 
lichen "Wasserleitimg ,  eines  neuen  "Weges) 
auferl^  oder  dass  sie  den  Bei-gwerksbe- 
trieb  gänzlich  untersag  oder  einstellt. 

Die  Bergpolizei  ist  eine  Betriebs- 
polizei, was  nicht  zum  Bergbaubetriebe 
gehört,  z.  B.  die  WohuungsvernSltnisse  der 
Bergarbeiter,  untersteht  der  allgemeinen 
Polizei. 

Die  Bergpolizei  wird  ausgeübt  teils  in 
der  Form  allgemeiner  Bei^ipolizeiverord- 
nungen,  teils  in  der  besonderer  Verffigiuigen. 
Sie  wird  in  den  Ländern  des  französischen 
Bergrechts  durch  die  Organe  der  allgemeinen 
LandfflverwaltuDg  gehandhabt,  denen  Berg^ 
beamto  (ing^nieurs  des  mines)  nur  als  Rat- 
geber zur  Seite  stehen.  Li  den  Ländern 
des  deutschen  Bergrechts  sind  selbständige 
nnd  besondere  Ber^^hörden  eingerichtet, 
in  der  nnteisten  Instanz  die  Revierbeamten, 
in  der  Provinzialinstanz  die  Oberbergämter 
(in  Oestemidh.  Bei^hauptmannschaften) ;  als 


oberste  Instanz  fungiert  in  Preusseii  (jetzt 
wieder)  der  Minister  für  Handel  und  Ge- 
werbe, in  Oesterreich  der  Ackerbauminister. 
In  Preussen  fungierten  früher  die  Direk- 
toren der  Staatsbeigwerke  zugleich  als  die 
Revierbeamten  fOr  das  ihnen  unterstellte 
Bei^werk,  neuerdings  sind  auch  die  Staats- 
betriebe den  Kevierbeamten  bei^-  und  ge- 
werbepolizeilich unterstellt,  die  oberen  In- 
stanzen sind  für  Staats-  nnd  PriMitbergwei^e 
gemeinschaftlich.  In  Sachsen,  Oesterreich 
und  anderen  Staaten  ist  die  Verwaltung  der 
Staatsgruben  und  der  Privatbei^erke  im 
wesentlichen  von  ^nandw  ^trennt ;  erstere 
unterstehen  dem.  Finanzmmisterium.  Der 
Erlass  a%emeinOT  Bergpolizeiverordnungm 
steht  den  Provinzialbehörden  zu.  Gegen 
bergpolizdlrohe  Yerfüguugen  ist  in  Fiank- 
reidi  und  Frraissen  die  Anrufung  des  Ge- 
richts nnstotthaft;  auch  die  Yerwaltungs- 
g^chtsbarkeit  findet  in  Preussen  hier  mäit 
Anwendung.  Letzteres  ist  dag^n  in  Oester- 
reich der  Fall. 

Die  Vorschriften  über  die  Beigpolizei 
mit  Einschluss  derjenigen  über  den  Betriebs- 
plan wie  ilber  den  BeföhigungsnachweÜ! 
{?elten  nach  preussischem  Rechte  nicht  bloas 
für  den  Bergbau  iin  eigentlichen  Sinne, 
sondern  liäufig  auch  in  Fällen ,  wo  die 
MineraUen  zum  Gnindeigentume  gehören, 
insbesondere  für  den  Bergbau  auf  Kohlen 
in  den  Gebieten .  wo  dieses  Mineral  zum 
Grundei^ntmne  geh/lrt,  desgleichen  für  die 
Dachschieferbrüche,  die  Trassbrtlche  und  die 
unterirdisch  betriebenen  Mühlsteinbrüche 
links  des  Rheins,  neuerdings  auch  für  den 
Eisenerzbau  in  Schlesien  und  den  Salzberg- 
bau in  der  Provinz  Hannover,  nicht  für  die 
Bemsteingewinnung. 

Auch  in  den  Staaten,  wo  alle  Mineralien 
zum  Grundeigeutume  gehören  und  ein  ragent- 
Hchea  Bergrecht  wie  eine  besondere  ßerg- 
polizei  nicht  bestehen,  hat  man  sich  in  der 
neuesten  Zeit  genötigt  gesehen,  in  beson- 
deren Gesetzen  für  einzelne  !2weige  des 
Bergbaues  eingeliende  Bestimmungen  poli- 
zeihcher  Art  zu  treffen.  Dies  gilt  insbe- 
sondere von  den  englischen  Gesetzen  Über 
Erzbergwerke  vom  10.  August  1 87  2  und 
über  die  Steinkohlengruben  vom  16.  Sep- 
tember lä$7.  Dieselben  enthalten  sehr  de- 
taillierte Bestimmungen  und  schreiben  unter 
anderem  den  BefiUiigungsnachweis  für  alle 
Grubeubeamten,  Herst^ung  von  Gruben- 
bildem  und  zahlr^(^e  Massnahmen  zum 
Wohle  und  zur  Sicheriieit  der  Arbeiter  vor. 
Dem  Staatssekretär  das  Recht  gegeben, 
noch  besondere  bergpolizeiliohe  Voracxoifton 
zu  eriassen  (s.  A!rt.  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung  in  Grossbritannien 
oben  Bd.  I  besonders  S.  535).  Die  Hand- 
habung  der  Gesetzgebung  zum  Schutze  der 
Arbeiter  auf  den  der  Be^oUzei  unterstehen- 
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den  GJruben  ist  denjeuigen  Oi-ganen  aiivei^ 
tnuit,  Teiche  die  Bergpolizei  ausüben,  in 
Preussen  also  den  BergreTierbeamten,  welche 
insoweit  auch  als  FabriJdnspektoren  fungieren. 
Auf  den  Staatsbergwerken  in  Preussen  haben 
die  Dirigenten  derselben  neuerdings  auf- 
edifirt,  zugleich  als  Fabiikinspektoreu  zu 
tonperen. 

Beim  Be^bau  hat  die  gesetzliche  Füf- 
601^  für  die  Arbeiter  von  alters  her  be- 
staaden.  Sdion  die  Kuttenberger  BergonU 
mmg  vom  Jahre  1300  sciireibt  Tor,  dass 
kean  Arbeiter  zwei  Sdiichten  (von  je  sechs 
Standen  Duier)  hintereinander  veiwtre,  »ne 
in  labore  defidat«.  (S.  im  Ohrsen  d.  Art 
Beiq^beiter  unten  S.  507  fL) 

11.  Die  Fm^  der  VeratsatlicliiiiiK 
der  Bergwerke.  Die  üebemahme  aller 
Beiwerke  durch  den  Staat  wird  nicht  nur 
von  sozialistisclier  Seite  gefordert,  sondern 
ist  aus  Anlass  der  grossen  Ausstände  der 
Bei^arbeiter  und  der  Stei^rung  der  Kohlen- 
preise  auch  von  konservativen  SchriftsteUem 
und  Zeitungen  emstlich  befürwortet  worden. 
Man  glaubt,  dass  auf  diesem  Wege  sowohl 
die  Lage  der  Bei^;arbeiter  verb^sert  als 
auch  der  regelmässige  Betrieb  der  Berg- 
werke gesichert,  das  Publikum  vor  Aus- 
beutung durch  Pi-eiskoalitionen  geschützt 
und  jeder  die  Interessen  der  Zukunft  schä- 
d^i^nder  Baubtuu  verhindert  werden  kSnne. 

Bei  der  Erörtenmg  dieser  Frage  sind 
mannigfache  Gesichtspunkte  in  Betracht  zu 
ziehen.  Es  muss  zuuficht^t  unterschieden 
werden  zwischeu  den  bereits  verliehenen, 
in  Privatbesitz  befindlichen  imd  den  noch 
unvetliehenen  Bergwerken.  In  Ansehung 
äfft  letzteren  kann  zum  mindesten  vom 
rechtlichen  Standpunkte  kein  Bedenken  be- 
stehen, dass  der  Staat  die  von  ihm  erkl^^ 
Bergbaufreiheit  zurückzieht  und  sich  filr 
die  Zukimft  die  Gewinnung  aller  noch  nicht 
verliehenen  Mineralien  vorbehält  oder  dass 
er  nach  dem  Yorbüde  des  franzfisischeu 
Bergrechts  den  z.  B.  im  preussischen  und 
Gsteraeichischen  Bei^esetze  aneiiuinteu 
Becht8ann)ruch  an£  die  Verleihung  beseitigt 
und  die  Erteilung  der  Verleihung  von  dem 
Ermessen  der  Staatsbehörden  abhftng^  macht. 
Es  kthinte  dies  nicht  zur  Folge  haben,  dass 
den  bereits  bestehenden  B^gwerkcn  ein 
3ib>n(KK>l  eingeräumt  wird,  weil  der  Staat  ja 
überall,  wo  es  möglicii  und  nach  den  vor^ 
liegenden  Bedürfnissen  wünschenswert  ist, 
neue  Bei^werke  selbst  eröffnen  oder  Berg- 
bau] listigen  übertragen  darf.  Wenn  einst 
die  Beigbaufreiheit  erklärt  wurde,  um  zu 
bergmännischen  rutemehmungen  anzulocken, 
so  bedarf  es  dessen  nicht  mehr  bei  dem  im 
allgemeinen  den  Bedarf  übersteigeudoi  An- 
gebote von  Bergwerkspi-odukten.  Nachpreus- 
Bischem  Bergrechte  kann  jeder,  der  das  Vor- 
iiandensein  eines  Minerais  nachweist ,  für  I 


1,5  Mark  Stempelkosten  das  au88(dilie88liche 
Recht  erwerben,  das  Mineral  untei'  einem 
Felde  von  über  2  Millionen  qni  zu  gewinnen. 
Er  behält  dieses  Recht,  oline  Steuern  zu 
enthalten,  auch  wenn  er  keine  Anstalten 
zur  Gewinnung  des  Minerals  trifft.  So  haben 
einzelne  Spekvdanten  in  Preussen  ohne  jedes 
Entgelt  fast  Quadratmeilen  umfassende  Fel- 
der erworben  und  lassen  diese  ruh^  liegen. 
In  nicht  wenigen  Fällen  hatte  die  Be^- 
baufreiheit  zur  Folge,  dass  der  Staat  Pri- 
vaten ganze  Verm^en  übereignete,  z.  B. 
durch  Verleihimg  der  Kaliaalzfäder.  Trotz- 
dem mochte  ein  praktisches  Bedürfnis  zur 
Aufhebung  der  Bergfaaufreiheit  eegenwSrtig 
kaum  Torhegen,  ausser  für  den  fiilisalzberg- 
bau.  In  den  Ländern  des  gemeinen  deut- 
schen Bergrechts,  in  Oesterreich-Ungarn  und 
in  Sachsen,  neuerdings  in  Anhalt,  Braun- 
schweig, Baden,  Mecklenburg  und  noch  in 
anderen  Staaten  sowie  im  Königreich  Italien, 
in  den  meisten  Schweizer  Kantonen ,  in 
Ostrumedieu,  Bosnien  und  der  Herzegowina 
sind  aUe  Salze  ein  vorbehalteues  Eigentum 
des  Staates.  Dies  hat  bezüglich  des  Stein- 
salzes und  des  Siedesalzes  —  die  im  Ueber- 
üusse  vorhanden  sind  und  stets  vorhanden 
sein  wei-den  —  keine  besondere  volkswir(>- 
schaftliche ,  sondern  höchstens  fiskalische 
Bedeutui^.  Anders  liegt  es  für  die  Kali-, 
Magnesia-  und  ähnliche  Salze,  welche  ober- 
halb der  Steinsalzlager  in  der  noi-ddeutscheu 
Tiefebene  und  hier  einzig  und  allein  auf 
der  ganzen  Erde  vorkommen.  Diese  haben 
namentlick  für  die  Landwirtschaft  als  küust- 
liches  Düngemittel  den  grössten  Weit,  und 
es  ist  wiederholt,  insbesondere  von  Schulz- 
Lupitz  namens  der  deutschen  Landwirte  im 

Ereussisclien  Ab^eordnetenhause  wie  vom 
nterzeichneten  in  seinem  Entwürfe  eines 
deutschen  Berggesetzes  angeregt,  die  Berg- 
baufreiheit für  Kalisalze  aufzuheben  und  an 
Stelle  derselben  ein  Reichsmonopol  zu  er- 
richten, namentlich  aus  folgenden  Giilnden : 
Die  schon  jetzt  vorhandenen  Anlagen  sind 
mehr  als  hinreichend,  den  Bedarf  der  ^axi- 
zen  Erde  an  Kalisalzen  zu  decken;  jede 
fernere  Anlage  ist  daher  -rom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  als  unnütz  zu  be- 
zeichnen. Vor  allem  ist  aber  entscheidend, 
dass  jedes  nene  Bohrloch  —  und  es  werden, 
um  neue  Lagerstätten  zn  erschliessen,  zahl- 
reiche BohrlGcher  niedergebracht  —  eine 
neue  und  grosse  Gefahr  für  den  ganzen 
Kalisalzbergbau  in  sich  schliesst,  weil  es 
den  Wassern  oberlialb  der  Kalisalze  einen 
Weg  in  diese  bahnen  kann  und  schon  zu- 
weilen gebahnt  hat.  Das  Eindringen  grös- 
serer Wassermengen  kann  die  Auflösung  der 
stark  hygroskopischen  Salze  und  dadurch 
deren  gänzhclie  Zerstörung  zur  Folge  haben. 
Die  Reservation  aller  noch  nicht  verliehenen 
I  Kalisalze  für  das  Reich  kann  auch  nicht  ein 
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Monopol  zu  Gunsteo  der  bestehenden  Kali- 
salzwerke bringen,  wenn  das  Reich,  wie 
vorgeschlagen  w-urde,  dieselben  nach  ihrem 
bisherigen  "Werte  zu  erwerben  berechtigt 
lind  verpiUchtet  werden  Boll.  Da  mehr  ms 
die  HUrte  der  Kalisalze  in  das  Ausland 
geht,  da  femer  die  Vereinigimg  aller  Be- 
triebe eine  viel  biliare  und  rationellere 
Produktion  hetTorbringt,  so  kann  das  Boich 
von  dem  Absätze  in  das  Ausland  höhereu 
Gewinn  ziehen  und  den  inländischen  Kon- 
Biunenten  äaße^n  die  Salze  billiger  liefern. 

Durch  die  m  neuester  Zeit  fi;emachteo 
grossartigen  Aufschlüsse  von  Ealisalzvor- 
kammem,  namentlich  am  Südrande  des  Har- 
zes, in  Hannover  und  Astlich  von  Berlin,  sind 
die  Aussichten  auf  die  Verstaatlichung  des 
Kfdisalzbei^gbaues  odeor  die  Sperrung  dieses 
Bei^banes  fOr  Private  sehr  geschwunden. 
Indes  stehen  vielleicht  ungeahnte  Kata- 
strophen bevor,  weldie  diese  Ansaiciiten 
wieder  steigen  lassen  werden. 

12.  Die  Verstaadlchuc  der  Kohlen- 
^^nben.  Al^esehen  vom  KaUsalzbetgbau 
ist  die  Verstaatlichungsfrage  zur  2j6it  nur 
für  den  Kohlenbergbau  von  praktischer  Be- 
deutung. Die  starke  Konkurrenz ,  welche 
die  deutschen  Kohlenbei^erke  sich  unter- 
einander bereiten  und  welche  ihnen  auch 
vom  Auslande  bereitet  wird,  hat  nach  Auf- 
hebung der  staatlichen  Direktion  zur  unaus- 
bleiblichen Folge,  dass  die  Gruben,  um  kon- 
kurrenzfAhig  zu  bleiben,  oft  —  namentlich 
bei  niedrigen  Kohlenpreisen  —  nur  die 
mächtigeren  Flötze  ausbeuten,  die  schwä- 
cheren dagegen  zu  Brache  bauen  und 
volkswirtschaftlich  dadurch  für  immer  zer- 
stören. Es  ist  dies  eine  Art  von  dem,  was 
friiher  Raubbau  genannt  wiuxle.  In  abseh- 
barer Zeit  freilich  wird  sich  ein  Kohlen- 
mangel nicht  hera\is8tellen ,  da  Pretissen 
nach  der  Ansicht  mancher  Kenner  ti'otz  seiner 
geringeren  Produktion  an  natürlichem  Kohlen- 
reichtum England,  vielleicht  auch  das  ganze 
Übrige  Europa  überragt  und  noch  für  mehrere 
Jahrhunderte  Vorrat  besitzt.  Allein  auch  die 
Steinkohlen  Preuseens  werden  nach  einer 
noch  nicht  genau  anzugebenden  Zahl  von 
Jahi^underten  al^bant  sein,  oder  man  wird 
wenigstens,  um  Kohlen  zu  gewinnen,  in 
grössei-e  Tiefen  herabsteigen  müssen,  womit 
erhebliche  Mehrkosten  und  wegen  der  zu- 
nehmenden Wfii-me  steigende  Belästigimgen 
der  Arbeiter  venusacht  werden.  Glaubt 
man  nun  nicht  späteren  Jalirhunderten  die 
Soi^  für  die  Beschaffung  geeigneten  Brenn- 
materials überlassen  zu  dürfen,  so  kann  in 
Frage  kommen,  ob  durch  Wiedereinführung 
der  staatlichen  Bevormundung  dem  etwai^n 
Kaubbau  Einhalt  gethau  w^en  soll.  Diese 
Frage  mCchte  heute  fast  allgemein  verneint 
werden,  da  auch  der  Staat  schon  mit  Rück- 
sicht auf  die  internationale  Konkurrenz  nicht 


nach  anderen  als  den  beigebrachten  Grund- 
sätzen seine  Bei^werke  betreiben  lassen 
kann,  wenn  dieselben  c^ne  finanzielle  Opfer 
ausgebeutet  werden  sollen.  Zudem  ruht 
au(m  der  private  Bei^bau  meist  in  den 
Händen  hoch  intelligenter  und  tüchtiger 
Männer,  die  g^en  jede  wirtschaftliche  Ein- 
mischung vom  grünen  Tische  Ginspruch  er^ 
heben  würden.  Die  Westfolen  haben  sich 
in  der  "W&ae  zu  helfen  gesucht,  dass  sie 
auf  Stetgenmgen  der  SteinkohlenprodoktiML 
besondere  A^ben  für  die  Bergbauhil^ 
kasse  —  ein  gemeinnütziges  Institut  —  er- 
heben ,  auch  die  Förderung  durch  Konven- 
tionen regeln.  Eine  fernere  Frage  ist  die, 
ob  der  Staat  alle  vorhandenen  Kohlengruben 
(freihändig  oder  e^oopriationswdae)  erver- 
ben  Bcdl.  Dafür  Uesae  si(^  anfOht«!,  ilass 
der  Berätz  all»  Kohleugruben  in  eino'  Hand 
eine  ntioneUere  und  billigere  Induktion 
bewirken,  die  znw^en  voraenommeDe  Ver- 
schleuderung der  Eohlenscaätze  besätig«!,  1 
die  Ausbeutang  schwächerer  EohlenflGtze  j 
möglich  machen  und  doch,  wenn  nötig, 
höhere  Löhne  gewähren  könnte.  Indfö  ist 
man,  namentlich  Jiach  der  eingetretenen 
Steigenmg  der  Kohlenpreise,  von  der  Ver- 
staaÜichuQgsidee  ziemlich  allgemein  ab^  , 
kommen.  Es  wäre  auch  sdiwierig,  die  i 
zalüreichen ,  wertvollen  imd  zersplittert  j 
liegenden  Kohlengraben  zu  erwerben  im'l 
von  einer  Centralstelle  aus  zu  verwalten.  , 
Im  grossen  und  ganzen  wird  auch  kaum 
bestritten,  dass  der  private  Kohlenbergbau 
an  Tüchtigkeit  seiner  Leiter,  in  seinen  &- 
folgen  und  den  von  ihm  gezahlten  Löhnen 
dem  fiskalischen  gleichkommt  und  dass  sich 
das  bestehende  gemischte  System  (etwa  ein 
Fünftel  des  Bei^banes  ist  fiskalisch)  bisher 
wohl  bewährt  hat.  —  S.  auch  die  Artt. 
Eisen  und  Eisenindiiatrle,  Stein- 
kohlen. 

LitteratHr;  Auf  getehichäiehtm  GdtMf  Arudt, 
Theorie  und  Oetehiehtt  de*  Bergrtgal»,  Kaäe 
J879 ,  detten  AnBiehten  wwrdingt  hei  A> 
SehrMcr  und  Sieget  ft.  deren  deutsche  Reehtf- 
gesrkiehtej  und  Uiheeiae  bei  Heueief  (/»ttUm- 
tionen  det  Deutschen  Privatrechtt)  Zuttimwsg 
gefunden  haben,  von  äUeren  Werken  H,  A^*eit' 
buch,  devUchtt  ßergrecht.  In  ueueater  Zrit 
haben  eich  den  Amdttchen  ErgebnÜMcn  anae- 
Bchioeeen:  Sehmoller  int  Jahrb^tch  für  Getett- 
gebung,  Bd.  ISO,  669,  €h>thetn,  Wtrttchafif- 
geechiehte  de»  SektrampeUdet,  189i,  Bd.  I,  S-  SO, 
«19,  Brufunm;  JteekUgeeekiehte,  Leipzig  1S9S, 
Bd.iO,  76,  vonlnama-Stem^gg,  Optt*  ».^nt- 
—  Jiiir  da»  gegenwärtige  Recht  «.  Xeutfcold. 
öelerreiekiefhes,  H.  Aehenbaehy  frtuuötiiifhn 
Bergrecht,  femer  Bttry,  TraiU  de  la  Ugitlation 
de»  minet,  Bruxeües  1S59.  —  Af/HÜlon,  Ugit- 
Uition  des  minet  jmn^iise  et  etrangirr,  Ihn*-  j 
Bnixeltet  I8S4  ttiiv.  —  BatnbrUlge,  A  treatift  I 
on  the  law  of  minee  and  minemlg,  I^tido*  j 
1856.  —  Swtmtnetf,  The  low*  ofmitte»,  quarrir*  \ 
und  minerdU,  London  I8S4 ;  und  die  A««M«if 
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tare  von  Huyaimt,  Braaaert,  Kloatmmumn, 
Oppenhoff  und  Arndt  (S.  Auß.)  tum  prnn- 
nachm  Berggtaette.  —  Sehäffle,  Trennung  von 
Staat  und  VoUcawirtachaft  (»Vertiaatliekungix  det 
Kohlenbergbaues)  in  der  Zeüachr.  /.  StoMt*«. 
1889,  S.  S91—7JS.  —  S.  ferner  Arndt.  Berg- 
bau «nd  Bergbaupolitik,  Leipzig  1894. 

Arndt. 


n.  Die  Bergarbeiter. 

1.  AUgendoM.  S.  ArbeUsTertniff.  3.  Ar^ 
bütiordiHuiff.  4.  Kinderarbut.  6.  ArbeitaBeit. 
6.  Abkdinuiein  und  ArbeitBbndL  7.  Franat- 
ubeit.  6.  Sfmntsgsarbeit.  9.  ArbeiteransachftBse. 

1.  Allgemeines.  Die  im  Bei^bau  b&- 
st^iftftigten  Arbeiter  des  Altertums  waren 
-wohl  ausnahmslos  Sklaven:  Kriegs-  und 
Strafgefangene.  Oleichvohl  findet  sich 
sdion  eine  besondere  Fflrsoige  des  Staate 
für  die  Bergarbeiter:  so  sorgte  die  Pierg- 
-werksverbssui^  für  Vipaska  (aus  dem  ersten 
Jahriiundert  unserer  Zeitrechnung)  für 
S<^ulen  und  Bäder. 

Im  Mittelalter  waren  die  Bergarbeiter 
fteie.  Da  die  Kunst  des  Bergbaues  nicht 
allgeroein  bekannt  war,  wurden  Betgleute 
überall  und  meist  unter  laaussiohtstellHiig 
besonderer  Vorrechte  gesucht.  Bis  in  die 
neueste  Zat  genossen  dieselben  vielfach 
SteuerbevorzuguDgen,  eines  beaondovn  Ge- 
richtsstandes und  der  Befreiung  vm  Mili- 
tftrdienstpflichten. 

Ks  in  die  neueste  Zät  stand  der  Berg- 
ban  sowohl  nach  gemeinem  deutschen  Berg- 
redite  wie  nacb  den  in  Deutschland  gel- 
tenden Beiordnungen  and  dem  allgemeinen 
preusmschen  I^udrechte  unter  der  Direktion 
des  Staates.  Eine  Folge  hiervon  vrar,  daas 
Anstellung  und  Entlassnug  der  Bergarbeiter, 
die  Yeriegung  derselben  von  Grube  zu 
Grabe  in  den  Hftnden  des  Staates  lag.  Die 
StaatsbeamtKk  stellten  zugleich  Art  und 
^he  des  Lohnes  fest 

Noch  das  sogenannte  Miteigentflmergesetz 
v.  12.  Mai  1851  liess  in  Preussen  den  Beig- 
behörden ihren  Einfluss  auf  die  Anlegung, 
Yerl^:ung  und  Ablegung  der  Bergleute 
sowie  auf  die  Normierung  ihres  Lohnes. 
Erst  das  G.  v.  21.  Mai  1860  gab  den  Bcrg- 
werksbesitzern  auch  nach  dieser  Richtung 
das  Becht  des  freien  Vertragsabschlusses. 
Dieses  Recht  wird  aufrechterhalten  im 
preusaschen  Bei^esetze  v.  24.  Juni  1865 
und  ist  mit  diesem  in  die  meisten  deats(dien 
Staaten  eingeführt. 

Das  sächfiische  Berggesetz  vom  Jahre 
1851  und  das  Österreichische  vom  Jahre 
1854  haben  den  gleichen  Standpunkt  ange- 
nommen. Derselbe  gilt  in  Frankreich  schon 
seit  dem  Berggesetze  vom  Jahre  1810. 
Weder  in  Frankreich  nocdi  in  England  giebt 


es  über  den  Inhalt  des  Arbeitsverkn^^  für 
ßei^ute  vran  gem^nen  Rechte  abweichende 
Yorst^iriften. 

2.  Arbeitsvertrag.  Der  grosse  Boig- 
arbeiterausstand  im  Jahre  1889  gab  die  An- 
regung za  einer  geiuuien  Untersuchung  dos 
Vertrag8va4dltaia8e8  der  Bergleute.  Diese 
fahrte  in  Frenssen  zu  der  Novelle  v.  14. 
Juni  1892.  Gnmd^tzlidi  lüUt  auch  diese 
an  der  Vertragsfreiheit  fest,  modifiziert  sie 
jedoch  in  mannigfaltiger  Weise.  Untersagt 
ist  den  Bei^rverksb^itzem,  für  den  Fall 
der  rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeits- 
verhlUtnisses  d)ux;h  den  Bergmann  die  Ver- 
wirkimg des  rückstftodigen  Lohns  über  den 
Betrag  des  durchschnittlichen  Wochenlohus 
hinaus  atiszubedingen. 

Das  in  der  Beichsgewerbeordnung  auf- 
gestellte Verbot  des  Trudtsystenis  gilt  aucli 
für  die  Auslohnung  der  Bergleute.  Eriolgt 
die  Lohnbereohnimg  auf  Grund  abgesdüos- 
seoer  Gedinge,  so  ist  der  Bei^werksbesitzer 
verpflichtet,  den  Rauminhalt  und  das  Leer- 
gewicht, soweit  dies  für  die  Lohnberech- 
nung erforderhch,  deutlich  ersichtlich  zu 
macheu.  Für  Waschabgftnge ,  Halden  und 
sonstige  beim  Absatz  der  Produkte  gegen 
die  Fördermenge  sich  ergebende  A'erluste 
dürfen  dem  Arbeiter  Abzüge  von  der  Ar- 
beitsleutung  oder  dem  Lohne  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Bergbehörde  gemacht  wer- 
den. Wenn  nichts  anderes  verabredet  ist, 
kann  das  Vertaagsverhältnis  zwischen  dem 
Beifpirerksbesitzer  und  dem  Bei^gmann  durch 
eine  jedem  Teüe  freistehende  vierzehn 
Tage  vorher  zu  erklärende  Kflndignng  auf- 
gelöst werden.  Werden  besondere  Eündi- 
gongsfristen  vereinbart,  so  mOssen  sie  für 
IxAae  T^e  gleich  seio.  Es  kann  vereinbart 
werden,  dass  jeder  Tag  oder  jedes  Stück 
das  letzte  ist,  d.  h.  dass  der  vertrag  ohne 
Frist  —  sofort  —  anfhebbar  ist.  Docm  wird 
von  diesem  Rechte  wenigstens  auf  Seiten 
der  Bergwerksbesitzer  praktisch  kaum  Ge- 
brauch gemacht 

Ohne  Aufkündigung  können  Bergleute 
entlassen  werden,  wenn  sie  eines  Diebstahls, 
einer  Venmtreuung,  eines  liederlichen  Le- 
benswandels, groben  Ungehorsams  oder  be- 
harrlicher Widerspenstigkeit  sich  schuldig 
machen,  wenn  sie  eine  sicherheitspolizei- 
liche  Strafvorschrift  bei  der  Beinarbeit  über- 
treten, wenn  sie  sich  Thätlichkeiten  oder 
Schmähungen  gegen  den  Bergwerksbesitzer, 
dessen  Stellvertreter  oder  die  ihnen  vorge- 
setzten Beamten  erlauben  und  w^eun  sie  zur 
Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  geworden 
oder  mit  einer  ekelerr^nden  Krankheit 
behaftet  sind.  Die  Bergleute  können  ihrer- 
seits ohne  Aufkündigung  die  Arbeit  ver- 
lassen, wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit 
unfähig  werden,  wenn  der  Bei^:werkabe- 
sitzer  oder  dessen  Stellvertreter  sich  thflt- 
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lieh  an  ihoen  vergreift  und  wenn  er  ihnen 
den  versprochenen  Lohn  oder  die  sonstigen 
Gegenleistungen  ohne  genügende  A^eran- 
lassong  vorenthält. 

8.  Ärbeitsordnnng.  Das  österreichi- 
sche Bern^setz  vom  Jahre  1854  verlangt 
in  §  200  oDligatoriseh  die  Errichtung  von 
Ariieitsordnungen,  Dienstordnungen  genannt. 
Diese  bedürfen  der  Oenehmi^ung  der 
Beivbeh(htle  und  müssen  Bestimmungen 
tre^n  iSb&c  die  verschiedenen  Klassen  der 
Arbeiter  und  Aufseher  und  deren  Dienstan- 
weisungen sowie  über  die  örtlich  verschie- 
denen Bestimmungen  der  Verwendung  von 
"Weibern  und  Kindern  mit  Rücksicht  auf 
die  physische  Kraft  und  die  gesetzliche 
Untenichtsteilnahrae  der  letzteren,  über  das 
Verhältnis  zwischen  Arbeitern  und  Auf- 
sehern, über  die  Zeit  und  Dauer  der  Arbeit, 
über  das  Betragen  in  und  ausser  dem 
Dienste,  über  die  üblichen  Ablohnungsver- 
hältnisse,  über  die  Gebühren  im  FaUe  der 
Erkrankung  und  Verunglückung,  übei*  die 
Geld-  und  Arbeitssti-afen. 

Nach  sächsischem  Bergi-echte  ist  der 
ErlasB  einer  Arbeitsordinmg  obligatorisch, 
wenn  auf  einer  bergmännischen  Anlage  we- 
nigstens 10  Arbeiter  beschäftigt  sind.  Die 
Behörde  kann  die  Entfernung  eines  Ueber- 
masscs  in  den  Strafen  imd  ungeeigneten 
Vorschriften  über  die  Verwendung  der 
Geldstrafen  foi-dem. 

In  Preussen  fehlte  bis  ziit  Novelle  v, 
24.  Juni  1892  der  Zwang,  Arbeitsordnungen 
zu  erlassen.  Dieser  Zwang  wiu^e  auf  die 
Klagen  der  Bei^leute  Ober  die  Art  mul 
Höhe  der  Konventionalstrafen,  namentlich 
über  das  Nullen,  d.  h.  Nichtaiirechnen,  un- 
genügend oder  mit  mangelhaftem  Mineral 
beladener  Wagen,  femer  über  den  Zwang 
zum  Verfahren  von  I^eberschiditen,  über 
die  Verwendung  der  angedrohten  Strafen, 
endlii^  über  die  Beredmuug  des  Gedinge- 
lohns durch  die  bezeichnet«  Novelle  ^ge- 
führt. Der  Gesetzgebimg  kam  es  darauf 
an,  den  Inhalt  des  Arbeitsverfen^s  so  klar 
zu  machen ,  dass  Zweifel  ausgeschlossen 
sein  sollten.  Vor  dem  Erlass  der  Arbeits- 
onlnung  oder  eines  Nachtrags  dazu  ist  den 
grossjährigen  Arbeitern,  bezw.  den  Arbeiter- 1 
ausschüssen ,  Gelegenheit  zu  gebeo,  sicli 
über  die  Arbeitsordnung  zu  äussern.  Die 
Arbeiteordnung  sowie  jeder  Nachtrag  dazu 
ist  unter  Mitteilung  der  seitens  der  Arbeiter 
etwa  geäusserten  Bedenken  der  Bergbehörde 
einzureichen.  Die  Bergbehörde  hat  das 
Recht  (und  zwai-  jederzeit),  zu  pnifeii,  ob 
die  Arbeitsordnung  oder  der  Nachtrag  dazu 
vorschriftamässig  erlassen  sind  und  ob  deren 
Inhalt  den  gesetzlichen  Vorechriften  ent- 
spricht. Eine  Genehmigung  der  Arbeits- 
ordnung durch  die  Bergbehörde  findet  nicht 
statt.    Jedoch  ist  der  Besitzer  bei  Strafe 


verpflichtet,  gesetzmfiseig  erhobene  Anstände 
zu  erledigen.  Üeber  das,  was  jede  Ar- 
beitsordmmg  enthalten  muss,  ^ebt  das 
Gesetz  vom  Jahj-e  1892  sehr  eingehende 
Vorschriften:  Sie  muss  das  Bergwerk  oder 
die  Betriebsanlage  und  den  Zdtpunkt  des 
Inkrafttretens  angeben  und  vom  Besitzer 
oder  dessen  Verübter  unterzeichnet  Bein.  Sie 
muss  Bestimmungen  enthalten :  1.  über  Anfang 
und  Ende  der  regelmässigen  Arbeitszrat,  über 
die  l^ihl  und  Dauer  der  I^nisen,  über 
die  Voraussetzungen  der  A'erpfliditung  zur 
Leistung  von  Ueber-  und  Nebenschiditen, 
Über  die  Ein-  und  Ausfahrt  und  über  die 
Ueberwachung  der  Anwesenheit  der  Arbeiter 
iu  der  Gnibe;  2.  über  die  zur  Festsetzung 
des  Schichtlohns  und  zur  Gedingeaboahme 
ermächtigten  Personen,  über  die  Beurkun- 
dung und  Bekanntmachung  des  Gedinges, 
über  die  Voraussetzungen  einer  Ver&nde- 
ning  oder  Aufhebung  des  Gedinges  sowie 
über  die  Art  der  Bemessung  des  Lohnes, 
wenn  keine  Vereinbaning  über  das  Gedinge 
zu  Stande  kommt ;  3.  über  Zeit  tmd  Art  der 
Ani-echnung  der  Lohnzahlung,  über  die 
Fälle,  in  denen  Abzüge  wegen  ungenügen- 
der oder  vorschriftswidriger  Arbeit  gemacht 
werden  dürfen  sowie  über  den  Beschwerde- 
weg gegen  solche  Abzüge;  4  über  Auf- 
kündigimg ,  Entlassung  und  Austritt  aus 
der  Ai'beit:  5.  über  Art,  Höhe  und  Ver- 
wendung der  Ordnungsstrafen ;  6.  über 
Verwirkung  von  Lohnbeträgen  wegen  Kon- 
traktbruchs; 7.  über  etwaige  Verabfolgung 
und  Berechnung  der  Betriebsmaterialiea  und 
"Werkzeuge. 

Ist  im  Falle  der  Forisetzimg  der  Arbeit 
vor  demselben  Arbeitsort  das  Gedinge  nicht 
bis  zu  dem  in  der  Ai'beitsordnung  be- 
stimmten Zeitpunkte  abgeschlossen,  so  ist 
der  Arbeiter  berechtigt,  die  Feststellung 
seines  Lohnes  nach  Massgabe  des  in 
der  vorausgegangenen  Lohnperiode  für  die- 
selbe Arbeitsstelle  gültig  gewesenen  Ge- 
dinges zu  verlangen.  Genf^nd  und  vor- 
schriftsmftssig  beladene  Fördi^:gefässe  dür^ 
fen  nicht  zur  Strafe  in  Abzug  gebracht 
wewlen.  "Wei-den  Fördei^;effisse  wegen  vai- 
genügender  Beladimg  ganz  oder  teilweise 
nicht  iu  Anrechnung  gebracht,  so  ist  den 
Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben,  lüervon 
nach  Beendigimg  der  Schicht  Kenntnis  zu 
nelimen.  Ordnungs  -  (Disciplinar-) 
strafen  dürfen  regehnässig  die  Hälfte  des 
Tagelohns  nicht  ül>ei-steigen  und  nur  aus- 
nahmsweise den  ganzen  Tagelohn  erreichen ; 
sie  fliessen  nie  zur  Kasse  des  Arbeitgebers, 
sondern  stets  zu  einer  Arbeiterunter- 
stiltzungskasse.  Dies  gilt  auch  für  alle 
Lohnabzüge  wegen  ungenügender  oder 
vorschriftswidriger  Beladung  der  Förderge- 
fässe.  Andere  Konventionalstrafen, 
z.  B.  wegen  Kontraktsbruch,  kann  zwar  der 
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Arbeil^ber  für  sich  verwenden,  doch  ist 
ihm  nahegelegt,  auch  diese  im  Interesse 
Heiner  Arbeiter  zu  verwenden. 

Strafbeetimmungen,  welche  das  Ehrge- 
fühl oder  die  guten  Sitten  verietzen, 
«lürfen  in  die  Arbeitsordnung  nicht  auf- 
genommen werden.  Andere  als  die  in 
der  Arbeitsordnung  vorgesehenen  Strafen 
dürfen  über  den  Arbeiter  nicht  ver- 
hängt werden.  Die  Strafen  müssen  ohne 
Yerzag  festgesetzt  und  dem  Arbeiter  ziu- 
Kenntnis  gebracht  werden. 

Ueber  das  Verhalten  der  gTossjAhri- 
gen  Arbeiter  ausserhalb  des  Be- 
triebes dürfen  Bestimmimgen  in  der  Ar- 
beitsordnung nur  mit  Zustimmung  eines 
stAndigen  Afbeiteiausschusses  und  auch  nur 
über  ihr  Verhalten  bei  Benutzung  der  zu 
ihrem  Besten  getro^nien  auf  dem  Beig- 
werke besiehenden  Einrichtungen  getroffen 
werden. 

Die  Arii^taordnung  ist  an  geeigneter, 
allen  beteiligten  Arbeitern  zngfinglicher 
Stelle  anszuhSngcai.  Ein  Exemplar  ist 
jedem  Arbeiter  bei  seinem  Mntiitt  in  die 
Beschftfti^fnng  zu  beh&ndigen.  Der  Inhalt: 
der  Arbeitsordnung  gilt  als  Vertragswille. 
Er  ist  verbindlich,  soweit  er  Gesetzen  nicht 
zuwider  läuft.  Perfekt  wird  die  Arbeits- 
ordnung durch  den  Aushang,  nicht  durch 
die  Unterschrift  oder  die  Uebei^be  eines 
Exemplars  der  Arbeitsordnung  an  den  Ar- 
biter. 

Die  NoveUe  v.  24.  Juni  1892  ist  inhalt- 
lich in  anderen  detitschen  Staaten  rezipiert 
worden. 

Anders  verfährt  die  englische  Ge- 
setzgebung. Das  Gesetz  über  die  Erzberg- 
werke T.  10.  August  1872  und  das  Stein- 
kohlenbergwerksgesetz V,  1 6.  September 
1887  schreiben  unmittelbar  und  mt  Ge- 
setzestexte  dasjenige  vor,  was  der  deutsche 
Gesetzgeber  als  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
wünscht,  z.  B.  Ginindsätze  über  Art  der 
Lohnberechoung,  Kundgebung  der  Gedinge- 
stellung, das  Verbot  der  Auszahlung  des 
Lobu^  in  Wirtshäusern,  die  Berechnung 
der  Lohnhöhe,  die  Verwiegimg  der  geför- 
derten Mineralquanten  etc.,  das  Recht  der 
Arbeiter,  auf  ihre  Kosten  "WiegekontroUenre 
anzustellen  und  dergleichen. 

4.  Kinderarbeit  Es  gelten  die  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung, §§135  ff. 
und  154  a.  Kinder  über  13  Jahre  dürfen 
danach  zwar  beim  Bergbau,  wenn  sie  nicht 
mehr  volksschulpflichtig  sind,  beschäftig 
wexdenj  indes  findet  eine  solche  Bcschäftt- 
gtmg  mcht  statt,  da  sie  bergpolizeilich  ver- 
boten ist  Wenn  die  Gew.-O.  eine  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  imter  14 
bis  16  Jahren  während  10  Stunden  täglich 
gestattet,  so  greifen  auch  hier  die  Ber^- 
polizeiverordnungen  weiter  ein,  insofern  sie 


anstrengendere  Arbeiten  z.  6.  Karrenlaufeu 
nur  auf  kürzere  Zeiten  und  mu-  auf  Grund 
ärztlidier  Zeugnisse  über  die  Unschädlich- 
keit gestattet.  Ueber  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlenberg- 
werken, desgleichen  über  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  auf  Steinkohlenberg- 
werken, Zink-  und  Bleierabergwerken  und 
auf  Eollereien  im  B^ierungsbezirk  Oppeln, 
hat  der  Bundesrat  auf  Grund  §  139  a  der 
Gew.-O.  besondere  im  Bei<^i^;esetzblatt  1892 
S.  328  bezw.  S.  331  abgedruckte  Vorschriftea 
erlassen.  Näheres  s.  Art  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung in  Deutsch- 
land oben  Bd.  I  besondei-s  S.  499  ff. 

5.  Arbeitszeit  Für  erwachsene  männ- 
liche Arbeiter  besteht,  von  der  Sonntags- 
arbeit abgesehen,  die  Vertragsfreiheit  Doch 
kann,  indes  nur  in  besonderen  Fällen,  ein 
NQnnalarbeitBt^  polizeilich  voiveschiie- 
ben  werden.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1892 
bestimmt  nämlich:  .»Für  solche  Betriebe,  in 
welchen  durch  übermässige  Dauer  der  tag- 
lichen Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Ajt- 
beiter  geährdet  wird,  kennen  die  Oberberg- 
ämter Dauer,  Beginn  und  Ende  der  täg- 
lichen Arbeitszeit  und  die  zu  gewährenden 
Pausen  vorschreiben  und  die  zur  Durch- 
führung dieser  Vorschriften  erforderhchen 
Anordnungen  erlassen.'  Ausserdem  ^ht  die 
Praxis  dahin,  eine  Maximalarbeitszeit  auch 
für  solche  Personen  vorzuschieiben,  deren 
Dienst  besonders  verantwortungsvoll  und 
anstrengend  ist,  z.  B.  für  die  Si^algeber 
(Anschläger),  damit  nicht  durch  ihre  Ab- 
spannung Unfälle  entstehen. 

6.  Abkehrschein  und  Arbeitsbuch. 
Dem  abkehrenden  grossjährigen  Bei^mann 
ist  ein  Abkehrscliein,  d.  h.  ein  Zeugnis 
über  die  Art  und  Dauer  seiner  Beschäfti- 
gung und  (nur)  auf  sein  Verlangen  (und 
zwar  auf  einem  besonderen  Blatte)  ein 
Zeugnis  über  seine  Führung  und  seine 
Leistungen  auszustellen.  Der  Abkehrschein, 
ohne  den  kein  Bei^ann  wieder  in  Arbeit 
genommen  werden  darf,  ist  ihm  unbedingt, 
auch  wenn  er  unter  Kontraktbruch  die  Ar- 
beit verlässt,  zu  verabfolgen. 

Dje  Arbeitgeber  dürfen  die  Zeugnisse 
nicht  mit  Merkmalen  versehen,  welche  den 
Zweck  haben,  die  Arbeiter  in  einer  aus 
dem  Wortlaut  des  Zeugnisses  nicht  ersiehe 
liehen  Weise  zu  kennzeichnen.  Minder- 
jährige Bei^leute  müssen  landesgesetzlich 
ein  Arbeitsbuch  führen.  Die  Vorschrif- 
ten Über  Ausstellung,  Verwahrung,  Aus- 
füllung imd  Aiwhändigiing  entsprechen  fast 
ganz  dem  allgemeinen  Gewerberechte,  s. 
Art.  Arbeitsbuch  oben  Bd.  I  S.  723ff. 

In  England  verbieten  die  Gesetze 
(Kohlenbergwerksgesetz  v.  16.  September 
1887  und  das  Erzbei^baugesetz  v.  10.  August 
1871)  die  Arbeit  von  Kindern  uutei'  14 
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Jahren  im  Innern  eines  Bei^werkee ;  Knaben 
zwischen  12  und  16  Jahren  dürfen  nicht 
über  10  Stundoi  t^tejich  und  nic^t  Aber  54 
Standen  vfichentlic£  unto*  Tage  besdiftftiirt 
Verden. 

In  Frankreich  gilt  jetzt  das  G.  v.  2. 
Novembei'  1892  nebst  seinen  AusfOhrttngs- 
beitfünmiiagen.  Darnach  dürfen  Smder  Tor 
voÜendetem  12.  Jahn«  auf  Beiwerken, 
Giübereien  ii.  s.  yr.  weder  beschftft^  noch 
zugelassen  werden,  und  nach  vollendetem 

12.  Jahre  nnr,  wenn  sie  mit  einem  Ttdks- 
fidiiilzeugnisse  versehen  sind.  Kinder  nnter 

13  Jahren  dürfen  nnr  auf  Grund  eines  ärzt- 
lichen Gesundheitszeugnisses  beschäftigt 
werden.  Kinder  nnter  16  Jahren  dürfen 
nicht  iSi^r  als  10  Stundm  tSglidi  beschäf- 
tigt werden. 

Die  Vorschriften  in  Oesterreich,  Vei^ 
bot  der  Arbeit  für  Kinder  unter  12,  nor 
ausnahmsweise  Gestattung  derselben  »über 
Tage«  bei  Kindern  unter  14  Jahren  u.  s.  w. 
(G.  T.  21.  Juni  1889),  s.  Art  Arbeiter- 
schiitzgesetzgebung  in  Oesterreich 
oben  Bd.  I  besondere  S.  515. 

In  Belgien  ist  für  die  Bergarboit  bei 
Tage  nach  dem  G.  v.  13.  Dezember  18H9 
das  Slindestalter  12  Jahre;  die  Nachtarbeit 
kann  der  König  Personen  im  Alter  von  14 
Jahren  an  gestatten. 

Für  Italien  gelten  das  G.  v.  11.  Fe- 
bniar  und  die  Vollzugsvorschrift  v.  17.  Sep- 
tember 1 886  (s.  oben  Art  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung in  Italien  Bd.  1 
8.  561). 

Die  internationale  Konferenz  zu  Berhn 
beschloss  im  März  1890,  dass  Kinder  unter 

14  (in  südlichen  Ländern  unter  12)  Jahren 
nicht  »unter  Tagea  beschäftigt  werden  sollen. 

7.  Frauenarbeit  Die  Frauenarbeit  ist 
unter  T^ge  verboten  im  Deutschen  Reiche, 
Grossbritannien,  Frankreich  und  Oesterreich 
(s.  oben  in  den  Artt.  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung).   Das  belgische  G.  v. 

13.  Dezember  1889  bestimmt,  dass  v.  1.  Januar 
1892 Frauen  und  Kfidchen  Ins  zu  21  Jahren 
nicht  »unter  Tage«  beschäftigt  werden  dürfen. 
Im  Jahre  1887  waren  von  77490  in  Belgien 
unter  Tage  im  Kohlenbergbau  beschäftigten 
Personen  3961  Frauen  und  Mädchen.  In 
Spanien  ist  die  Beschäftigung  von  Frauen 
xmter  Tage  gestiftet,  aber  sebr  selten.  In 
Italien  findet  eine  solche  Besdiäft^ng 
t  hat  sächlich  nicht  statt:  desgleichen 
nicht  in  Norwegen  und  den  Nieder- 
landen. Ein  luxemburgischer  Ge- 
setzentwurf will  die  Frauenarbeit  unter 
Tage  gleich&dls  verbieten.  Ein  Versuch, 
die  Frauenarbeit  unter  Tage  zu  vei-teidigen, 
ist  auf  der  Berliner  Konferenz  nur  diirch 
den  Vertreter  Belgiens  imtemommen:  »La 
fille  de  fosse  se  donne  parfois,  eile  ne  se 
vend  jamais.   £t  lors()U'ii  y  a  &ute.  il  est 


rare  ^ne  la  r^paration  ne  suive  pas.^  Die 
Berlinra-  Konferenz  hat  einstimmig  — 
mit  einer  dem  belgischen  Votum  boge- 
ffigten  Einschränkung  -  beschlossen,  aas 
Verbot  der  Frauenarbeit  unter  Tage  zu  em- 
pfehlen. 

8.  Sonntagsarbeit.  In  Ansehung  der 
Sonntagsarbeit  ist  auf  die  Artikel  >Ar- 
beiterschutzgesetzgebuDg«  und 
»Sonntagsarbeit«,  zn  verweisen.  Es 
gelten  die  Vorschriften  der  Söchageweibe- 
ordnuDg.  Schon  vor  derselben  verbeten  in 
I^ussen  Polizeiverordaungen  die  Vornahme 
aÜo'  Arbäten  auf  Beigwerkea  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  wel<äe  notwendig  auch 
aa  Sonntagen  vorgenommen  werden  müraen. 

9.  Arbetteransschftese.  Die  groaaai 
Ausstände  in  den  Kohlenbeffgwerksbezirfc«! 
haben  wieder  die  Fn^  in  den  Vorder- 
grund ^zoeen,  ob  es  nicht  m^li<^  sei. 
durch  EUuführung  geordneter  Vertretungen 
der  Arbeiter  die  Verständigung  derselben 
mit  den  Arbeitgebern  zu  erleichtern  und 
dadurch  vielleicht  den  Atisbruch  eiues  dro- 
henden Strikes  zu  verhindern.  Die  preus- 
sische  Begiening  ist  in  dieser  Braiehuu!; 
bereits  mit  einem  bedeutsamen  Beispiel 
vorangegangen,  indem  sie  zunächst  für  di>^ 
fiskahschen  Steinkohlengruben  von  Saar- 
brücken und  später  fflr  die  übrigen  fiskah- 
schen Gruben  die  Oi^nisation  von  Ar- 
beiteransschOssen  angeordnet  hat. 

Die  zu  diesem  Zwecke  erlassenen  Vor- 
schriften lauten  wie  folgt  (Glückauf  189<J, 
S.  181): 

Um  den  Belegschaften  (der  kSaigUehen 
Steinkohlengmben  he!  Saarbrücken)  Gelegenheit 
zn  geben,  durch  ordnnngamässig  selbatgewSUte 
Vertreter  Anträge,  Wünsche  nnd  etwaige  Be- 
schwerden der  Werksverwaltung  Tonnibi^n 
nod  sich  hierüber  aowie  äber  sonstige 
meine  Fragen  nnd  Angelegenheiten  des  Ar- 
beitsverhältnisses in  ZtuammeokUnften  mit  dem 
Bergwerksdirektor  gntachtlich  zn  änasem,  wer- 
den fUr  jede  Beivinspektion  von  der  Belegschaft 
derselben  ans  ihrer  Hitte  VertranensmäniKr 

Sewählt.  Fttr  die  WaU  nnd  die  Thltigkeit 
ieser  VOTtranenamänner  sind  die  nachfcdgenden 
Bestimmimflfett  massgebend:  §  1.  Waiiloereeh- 
tigt  ist  jeder  dem  ArbMteratande  angehötige 
aktive  Knappschaftsgenosse ,  welcher  das  zl- 
Lebensjahr  zurUckgäegt  hat  and  seit  wenit:- 
stens  o  Jahren  auf  emer  kfiniglichen  Steiii- 
kohlengn'nbe  bei  Saarbrücken  in  Arbeit  steht. 
§  2.  Wählbar  ist  jeder  dem  Arbeiteratande  sd- 
cehSri^e  aktive  Knappschaftsgenosse,  welcher 
das  25.  Lebenqshr  znrttckgel^  hat  und  Mit 
wemgatens  6  Jahren  auf  mner  nnd  derselben 
königlichen  Steinkohloi^nbe  bei  SaarbrA^en 
in  Arbeit  steht.  §  3.  Von  jeder  Steigerabtei- 
lung wird  ein  Vertrauensmann  gewählt,  welcher 
dieser  Abteilung  angehören  muss.  Den  Wahl- 
tag bestimmt  die  kömgliche  Bergwerkadirektion. 
die  Einladung  zur  Wahl  erfolgt  spfttratens  am 
Tage  vorher  bei  dem  Verlesen  auf  Onmd 
schriftlicher  VerfOgung  des  Bergwerksdirektors 
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§  4-  Die  Wahl  wird  unter  Leitung  des  Berg- 1 
werksdirektors  oder  der  von  ihm  hierzu  er- 
nuinteD  Beamten  der  Berginspektion  in  den 
Verleser&nmen  vorgejumm&i.  Sie  erfolgt  durch 
geheime  Abstimmting  unter  Zuziehung  von 
zwei  Bergleuten,  welche  der  Bergwerksdirektor 
oder  der  Ton  ihm  mit  der  Leitung  der  Wahl 
beauftragte  Beamte  hierzu  aus  den  Wählern 
beruft.  Das  Verfahren  bei  der  Wahl  wird 
durch  die  königliche  Bergwerksdirektion  ge- 
regt. Gew&hlt  ist,  wer  die  Mehrheit  der 
Stimmen  sämtlicher  erschienener  W&hler  auf 
sich  vereinigt  hat.  Ist  eine  solche  Stimmen- 
mehrheit nicht  Torhanden,  so  findet  zwischen 
denjenigen  beiden  Personen,  welche  die  meisten 
Stimmen  haben,  eine  en^e  Wahl  statt.  Stellt 
lieh  bei  den  letsteren  Stimmengleichheit  heraus, 
so  entscheidet  das  Los.  §  6.  Die  Wahl  der 
VertrauensmftnneT  erfolgt  auf  zwei  Jahre.  Die 
Ausscheidende  sind  wieder  wfthlbar.  §  6.  Ein 
Vertrauensmann  scheidet  als  solcher  ans  durch 
Amtsniederlegung,  Pensionierung,  freiwilligen 
Abgang  oder  Entlassung  ans  der  Grubenarbeit, 
Verlegung  auf  eine  andere  Grube,  eine  längere 
als  Tiermonatliche  Krankheit.  Es  findet  als- 
dann ebenso  wie  im  Falle  des  Todes  eines  Ver- 
tranensmannefl  eine  Ersatzwahl  ffir  die  übrige 
Dauer  der  W^periode  statt  Die  Ersatzwanl 
ist  innerhalb  Tier  Wochen  nach  dem  Aua- 
scheiden von  der  betreffenden  Stetgerabteilnng 
nach  Vorschrift  der  §§  1 — 5  Torzunehmen. 
§  7.  Die  Vertrauensm&ner  haben  die  Auf- 
gabe: a)  Anträge,  WQnsche  und  etwaige  Be- 
schwerden, welche  die  Belegschaft  der  be- 
treffenden Berginspektion  oder  Grube  im 
ganzen  angehen,  bei  dem  Bergwerksdirektor 
anzubringen  und  sich  in  den  Zusammenkünften 
mit  letzterem  gotachüich  über  dieselben  zu 
iussem;  b)  in  diesen  Zusammenkünften  über 
sonstige  Fragen  und  Angelegenheiten,  welche 
das  Arbeitsverhältnis,  insbesondere  die  Arbeits- 
ordnung und  Abänderungen  derselben  betreffen, 
ihr  Gutachten  abzugeben;  c)  in  diesen  Zusam- 
menkünften solche  das  Wohl  der  Bergleute 
und  ihrer  AngehSrigen  betreffende  Verhältnisse 
und  Fragen  zu  besprechen,  welche  ihnen  von 
dem    Bergwerksdirektor    vorgelegt  werden; 

d)  Streitigkeiten  der  Bergleute  untereinander 
zQ    vermitteln    ond   thmüichst  beizulegen; 

e)  dazu  mitzuwirken,  dasa  die  Arbeitsordnung 
sowie  die  für  die  Gesundheit  und  Sicherheit 
der  Bei^leute  getroffenen  Vorschriften  und  An- 
ordnungen von  den  Kameraden  gewissenhaft 
und  pünktlich  befolgt  werden.  §  8.  Die  Zu- 
sammenkünfte der  Vertrauensmänner  mit  dem 
Bergwerksinspektor  finden  getrennt  für  jede 
Bergwerksinapektion,  oder  sofern  der  Gegen- 
stand der  Verhandlung  dies  mit  sich  bringt, 
für  jede  Grube  statt.  Der  Bergwerksdirektor 
hat  hierüber  zu  bestimmen.  Dieselben  werden 
vierteljährlich  einmal  und  ausserdem  abgehalten, 
80  oft  der  Bergwerksdirektor  es  für  erforder- 
lich erachtet  oder  wenn  wenigstens  fünf  Ver- 
trauensmänner der  betreffenden  Berginspektion 
unter  Angabe  der  zu  beratenden  und  nach  §  7 
zur  Beratung  geeigneten  Gegenstände  darauf 
antragen.  Den  Vorsitz  in  den  Zusammen- 
künften führt  der  Bergwerksdirektor.  Derselbe 
stellt  die  Tagesordnung  fest.  Gegenstände, 
irelche  nicht  vorher  bei  ihm  angemeldet  sind, 
kommen  nicht  auf  die  Tagesordnung,    g  ^. 

BandwörtWbuik  der  SUatnriHeiuehaftu.  Zweit« 


Ueber  die  Verhandlungen  einer  jeden  Zusam- 
menkunft ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und 
der  königlichen  Bergwerksdirektion  einzureichen. 

Auch  einzelne  Privatgruben  sind  dem 
Beispiele  des  Fiskus  gefolgt.  Eine  grosse 
praktische  Wirlosamkeit  haben  die  Arbeiter- 
ausschüsse (abgesehen  von  ihrer  Mitwirkuog 
beim  Erlasse  von  ArbeitBordnuDgra)  bi^er 
noch  nicht  erlangt. 

Im  flbrigen  s.  die  Artt.  Bergbau  oben 
Bd.  II  S.  547  ff.  und  die  dort  angegebene 
Litteratur,  Arbeitsvertrag  oben  Bd.  I. 
S.  979ff.,  Arbeiterschutzgesetzge- 
bung oben  Bd.  I  S.  470ff.,  Enapp- 
schaftskassen,  Trucksystem. 

Lttteratnrs  Cot^finne»  inUmatianaU  de  Berlin 
1890.  —  Die  JLÖmfflentare  von  Brassert, 
Kloatwmann  «ml  Arndt  znm  preusnteAen 
Bfrggetetxe.  —  Ltmthold,  Oetterreiehitehet 
BergreekL  —  Amdt,  Bergbau  und  BergboM- 
jMrfätt,  Zeitig  1894.  Arndt, 


lU.  Bersbaustotistlk. 

A.  Vorbemerkung.  B.  Produktion. 
1.  Kohle.  2.  Eisenerz  und  Roheisen.  3.  Metall- 
haltige Erze.  4.  Petroleum.  5.  Andere  Berg- 
werksprodukte. 6.  Gewinnimg  anedler  Metalle. 
0. Betriebseinrichtungen  und  Arbeits- 
kräfte. D.  Finanzielle  Ergebnisse. 

A.  Vorbemerkung. 

Trotz  der  grossen  Bedeutung  des  Bergbaues 
für  die  Volkswirtschaft  ist  die  Bei^baustatis- 
tik  nur  in  wenigen  Staaten  vollkommen  ent- 
wickelt. Yielfa^  ist  sie  lückenhaft,  und  fast 
jeder  Staat  behandelt  sie  in  anderer  Weise. 
Nur  die  Staaten  mit  einem  höher  entwickelten 
Bergbaubetrieb .  der  dann  einer  fachmän- 
nisdien  Aufsicht  unterworfen  ist,  haben  in 
der  B^;el  eine  Specialstatistik  des  Bei^- 
baues,  die  mehr  mer  minder  erschöpfend 
uud  detailhert  hergestellt  wird.  Die  anderen 
Staaten  behandeln  die  Bei^baustatistik  nur 
nebenbei  in  üirer  allgemeineu  Statistik  oder 
überlassen  gar  die  Berichterstattung  atif 
diesem  Gtebiete  den  Privaten.  Ganz  beson- 
ders leidet  aber  die  YergleichlKirkeit  der 
Bergbaustatdstik  unter  der  ungleichen  Auf- 
fassung ihres  Gebietes  und  Üm&nges.  so 
hinsichtUch  der  Abgrenzung  des  Oruben- 
und  Tagbaubetriebes,  hinsichtlich  der  Zahl 
der  in  die  Bei^baustatistik  einbezogeneu 
Mineralien  und  Naturprodukte  Überhaupt, 
hinsichtlich  dessen,  was  als  Produktion  nach- 
gewiesen wird,  die  geförderte,  die  verkaufte 
oder  die  zur  Verarbeitung  fertiggestellte 
Menge  u.  a.  m.  Im  allgemeinen  wird  in 
die  Bergbaustatistik  nur  die  Produktion  von 
Kohle,  Erzen,  Roheisen  und  Metallen  einbe- 
zogen. Die  Verarbeiümg  dea  Roheisens 
behandeln  nur  einige  Staaten  in  ihrer  Berg- 
1  baustatistik.  Die  Gewinnung  von  Petroleum, 

Aoflace.  II.  36 
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Salz  u.  8.  w.  erscheint  vielfach  in  der  In- 
dustriestatistik  oder  in  der  Statistik  der 
Staatsmonopole. 

Noch  minder  vollkommen  und  schwerer 
vergleichbar  ist  die  Betriebsstatistik  des 
Bergbaues  und  zwar  sowohl  hiosichtlich  der 
zum  Bergbau  gelir>rigen  Einriditimgen  a]s 
hinsichtlich  der  Zahl  und  Art  der  Arbeits- 
kräfte. Sie  wird  niu*  in  wenigen  Ländern 
mit  einer  Specialstatistik  des  Beigbaues  ge- 
fü]u*t,  ohne  dass  man  auch  nur  diese  Daten 
als  gleichwertige  einander  g^enfiberstellen 
könnte. 

Die  finanziellen  Ergebnisse  des  Berg- 
baues drücken  sich  zum  Teil  in  den  Werten 
der  geförderten  Produkte  aus.  Ceber  den 
wirklichen  Ertrag  des  Beigbaues  liegen  aber 
nur  wenige  verlässUche  Angaben  vor;  und 
auch  in  der  Besteuerung  der  Betriebe  findet 
man  nur  eine  unzureichende  Handhabe  zu 
seiner  Beurteihmg. 

B.  Produktion. 

1.  Kohle.  Kine  der  Qrundl^en  der 
heutigen  Volkswirtschaft  bildet  die  Eohle, 
denn  die  Güterprodoktion  und  der  Yer^ 
kehr  sind  gegenwärtig  überwi^ud  von 
ihr  abhängig.  Der  seit  einer  Reihe  von 
Decennien  anhaltende  grosse  Fortschritt 
in  der  Anwendung  von  Dampbnaschinffli 
hat  selbst  die  biUi^n,  £ohlea  sparenden 
Wasserkräfte  in  steigendem  Masse  in  den 
Hinteigrund  gedrängt,  und  erst  nenestens 
haben  die  Eirungenschaften  auf  dem  Ge- 
biete der  Elektrotechnik  in  der  Strom- 
erzeugimg und  Femleitung  die  Verwertung 
der  Wasserkräfte  wieder  gehobeu.  Auch 
die  Vervi'endung  von  anderem  Feuenmgs- 
material ,  wie  z.  B.  Rohpetroleum ,  Torf, 
ist  trotz  der  auf  diesem  Gebiete  bemerk- 
baren technischen  Fortschritte  nicht  so 
gewachsen,  vielleicht  auch  nicht  so  steige- 
rungsfähig ,  dass  hieraus  eine  ernstliche 
Konkurrenz  für  die  Kohle  entstehen  könnte. 
So  hat  die  Kohle  in  ihrem  Gebiete  eine  Art 
Alleinherrschaft  erlangt,  imd  das  Verdrängen 
der  Handarbeit  dur<£  die  Leistimgen  der 
Maschinen,  die  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
und  Dampfschiffverkehrs,  das  Anwachsen 
des  Eisennüttenwesens ,  die  Einbürgerung 
der  Kohle  zu  Zwecken  des  Hausbrandes, 
kurz  das  Wachstum  der  Industrie  und  des 
Verkehrs,  die  Umgestaltung  unseres  Bau- 
wesens imd  unserer  Heizvorrichtimgen  haben 
das  Gebiet  dieser  Herrschaft  enorm  erweitert, 
so  dass  sich  von  Jahr  zu  Jahr  ein  gestei- 
gerter Bedarf  an  Kohle  ergiebt  Diesen 
Bedarf  zu  bestreiten,  musste  nicht  bloss  in 
allen  Kohlenrevieren  der  Ei-de  die  Kohlen- 
förderung gesteigert  werden,  sondern  es 
musste  auch  der  Kohlenbeigbau  intensiver 
au^estaltet  und  es  mussten  neue  ^ergbaue 
erOunet,  ja  entferntere  Gebiete  mit  Eäüen- 


flötzen  aufgesucht  imd  erschlossen  werden. 
In  letzterer  Beziehung  war  es  wieder  haupt- 
sächlich die  Erweitening  und  Verbilligung 
des  Verkehrs,  die  es  ermögUchte,  Kohlen- 
lager zu  erschliessen,  die  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Ortslage  noch  vor  kurzem  nicht  exploi- 
tiert  werden  konnten.  In  der  That  hat 
hierdurch  die  Kohlengewinnung  in  den 
älteren  Kohlen  produzierenden  Ländern,  wie 
auf  der  ganzen  Erde  in  relativ  kurzer  Zeit 
einen  erstaunlichen  Aufschwung  genommen. 

England,  welches  zuerst  den  Wert 
dieses  Brennstoffes  zu  schätzen  verstand, 
erzeugte  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
nur  etwa  2Vj  Millionen,  zu  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  10  Millionen,  1845  bereits  35, 
1860  85,  1880  149,  1890  185  MüÜooen 
metr.  Tonnen.  In  Frankreich  wurden 
im  Jahre  1787  nur  211000  Tonnen,  1845 
erst  4,2,  1860  8,3,  1880  18,8,  1890  aber 
26  Millionen  metr.  Tonnen  Kohlen  ge- 
wonnen. In  Oesterreich-Ungarn  betrug 
die  Kohlenausbeute  1819  144,316,  1840 
470,000  Tonnen,  1860  3,5,  1880  16,1  und 
1890  27,5  Millionen  Tonnen.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  betrag 
die  Kuhlenförderung  im  Jahre  1830  1,3, 
1840  etwas  Aber  3,  1860  15,4,  1880  71,6, 
1890  143,1  Millionen  metr.  Tonnen.  In 
Deutschland  wurden  1860  12,3,  1880 
59,2,  1890  aber  89,3  Million^  metr.  Tonnen 

fewonnen.  Ebenso  wurden  in  Rnssland 
858  erst  0,22,  1860  0,8,  1880  3,3  und 
1890  6  Millionen  metr.  Tonnen  produziert. 
Ueberau  ist  die  Progression  also  ungemein 
rasch.  Noch  stärker  erscheint  aber  diese 
Progression,  wenn  man  die  ganze  Produk- 
tion der  Erde  ins  Auge  fasst,  wie  dies  fol- 
gende Tafel  ermöglicht,  welche  in  runden 
Zahlen  die  Produktion  an  Steinkohle,  Braun- 
kohle und  Lignite,  resp.  Mineralkohleo  über- 
haupt mit  Einschluss  der  Anthracite  für  alle 
Länder  der  Erde  —  insofern  Daten  zu  be- 
schaffen sind  —  zur  Darstellung  bringt. 

Kohlenproduktion  der  Erde 
Id  Hillionen  metrischen  Tonnen. 
Im  Im  Im  Im 

Jahre         Jahre         Jahre  Jahre 

1800    i2,o  1874  274,0  1882  383,9  1890  514,8 

1820   17,5  1875  283,0  1883  409,5  1891  536,4 

1840   45,5  1876  287,0  1884  409,4  1832  542,0 

1850   82,6  1877  294,0  1885  407,4  1893  532,6 

1860  137,0  1878  293,0  1886  406,9  1894  556,9 

18fi6  185,0  1879  312,0  1887  433,5  1895  587,9 

1872  260,0  1880  344,2  1888  469,6  1896  605,9 

1873  280,0  1881  365,0  1889  4Ä5,4  1897  649,9 

In  den  ersten  60  Jahren  unseres  Jahr- 
hunderts hat  sich  somit  die  Kohlenproduk- 
tion auf  das  10 fache  erhöht;  von  1860  bis 
1897  aber  hat  sie  sich  um  512  Millionen 
metr.  Tonnen  oder  374  Prozent  vermehrt, 
so  dass  sie  jetzt  die  überraschend  grosse 
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Menge  von  650000  Millionea  Kilogramm 
g^n  12  00<i  Millionen  KUt^ramm  zii  Beginn 
aes  Jahrhunderts  ergiebt. 

Die  Kntwickelung  dieser  Produktionsver- 
mehniDg  in  den  einzelnen  Jahren  war  je 
nach  den  ^nrtsch^tlichen  Verhftltnissen 
zionlich  imgleich.  Von  1860 — 1866  betrug 
die  JahresdurdiBchnittszunahme  8  MilUuien 
Tonnen:  1866—1872  vuchB  sie  auf  12  Mil- 
lionen Tomnen  an.  In  den  Jahren  Ueber^ 
Spekulation  1872,  1873  stieg  die  JahieSKti- 
nahme  sprnngluüft  auf  16  und  20  Millionen 
Tonnen.  1874  trat  mit  der  virtschaftlidien 
Depression  ein  Rückgang,  1875—1877  eine 
mSssige  Zimahme  ein,  die  sich  aus  dem 
üebei^ang  von  der  Holz-  zur  Kohlenfeuening 
in  vielen  Haushaltungen  erklärt  1878 
stagniert  die  Produktion.  1879—1883  zeigt 
sieh  der  bedeutende  wirtschaftliche  Auf- 
schwung mit  einer  durchschnittlichen  Jahres- 
zunahme von  23  Millionen  Tonnen.  1884 
bis  1886  tritt  neuerlich  ein  Rflckgang  der 
Produktion  ein,  genau  in  Cebereinstimmung 
mit  dem  Abfall  d^  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges. In  den  seither  abgelaufenen  11 
Jahren  ist  wieder  ein  mächtiger  Aufschwung 
bemerkbar,  indem  die  Produktion,  abgesehen 
von  1893,  Jahr  für  Jahr  sehr  bedeutend 
zunahm.  Am  grössten  war  das  Wachstum 
1888,  1895,  1897  (36,  31.  44  Millionen  metr. 
Tonnen);  im  jährlichen  Durchschnitt  betrug 
ea  22  Millionen  metr.  Tonnen. 

In  der  Tafel  atif  S.  564  bringen  wir  die 
Verteilung  dieser  Produktion  auf  die  ein- 
zeUien  Länder  und  für  die  Jahre  1860, 1870, 
1880,  1886,  1890—1897  nach  Millionen  Kilo- 
gramm zur  Darstellimg.  Hier  wurde  ebenso 
wie  vorhin  die  Stein-  und  Braunkohlen-För- 
derung zusammengezc^n,  denn  einerseits 
wild  sie  in  manchen  Staaten  nicht  getrennt 
angaben  und  andererseits  hat  die  Tren- 
nung wenig  Bedeutung,  hauptsächlich  infol^ 
der  Forteäuitte  iu  der  Feuemngstechmk. 
Man  erzieilt  heutzutage  auch  mit  ^unkohle 
in  der  Oaefeuemng  die  höchsten  pyrome- 
trischen  Effekte  und  selbst  im  Hansbrand 
spielt  schon  die  Braunkohle  die  gleiche  Bolle 
wie  die  Steinkohle,  üeberdies  ist  ancli  die 
scliarfe  Scheidung  der  Steinkohlen  von  den 
Braunkohlen  nicht  immer  leicht  dorchfüluv 
bar,  da  ihr  kalorischer  "Wert  sie  nur  in  den 
Grenzwerten  gut  charakteritäert  und  da  die 
Koksbarkeit  nur  für  einen  Teü  der  Stein- 
kohle ein  Unterscheidungsmerkmal  bildet. 

Diese  Tafel  zeigt  aber  nicht  nur  die  An- 
teilnahme der  einzelnen  Länder,  sondern 
auch  deren  sehr  verschiedenes  Wachstum. 
Gegenwärtig  sind  die  Grossproduzenten 
Grossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Deutachland ,  aodann  Oesterreich-Ungarn, 
Frankreidi  und  Belgien.  Die  zwei  erstge- 
nannten Länder  beschaffen  beiläufig  je  ein 
Drittel  (31,8  und  30,5  °/o),  Deutschland  ein 


Fünftel  (18,4  "/o)  der  Gesamtpnxluktiou.  Die 
Produktion  der  anderen  drei  Staaten  beträgt 
nur  noch  5,5,  4,7  und  3,3  Prozent  der  Öe- 
samtfOrderui^.  Alle  6  Staaten  bringen 
mehr  als  94  Prozent  letzterer  aul 

Ganz  besonders  gross  war  das  Wachs- 
tum in  den  ausserenrqtBischen  Staaten. 
Noch  1860  und  1870  war  die  KohlenfÖrde- 
ru^  in  den  Vereiiügten  Stairfen  kleiner  als 
in  Deutschland ;  gv^nwSrtig  aul  das  Zehn- 
fache angewachsen,  Dbertriflt  sie  nieht  nur 
diese,  sondern  steht  fast  aof  gleicher  Höhe 
mit  jener  in  Groesbritannien.  In  den  anderen 
aussereuropäischen  Gebieten  konnte  man 
1860,  1870  die  Kohlenförderung  auf  nur 
2 — 3000  Millionen  Kilogramm  schätzen, 
gegenwärt%  beträgt  sie  wenigstens  26000 
MiUionen  Kilogramm.  Man  sieht,  wie  sehr 
die  Produktion  durch  Erschliessung  neuer 
Gebiete  gewachsen  ist  und  ahnt,  wie  sehr 
sie  noch  wachsen  kann.  In  den  sdion  seit 
längerer  Zeit  Kohlen  fördernden  Ländern 
Europas-  ist  natürlich  das  Wachstum  nicht 
so  gross,  aber  immerhin  recht  bedeutend, 
so  insbesondere  bei  Bussland,  Bosnien, 
Oesterreich-Ungarn,  Deutschland  und  Gross- 
britannien.  Russland  hat  eine  30  mal,  Oester- 
reich-Ungarn eine  10  mal  und  Deutschland 
eine  7  mal  grössere  Produktion  als  1860. 
Oesterreich-Ungarn  hat  seit  1860  die  FÖrde- 
rungsgrössen  Belgiens  und  Frankreichs  über- 
holt und  ist  jetzt  in  Europa  der  drittgrösste 
Produzent.  Ein  Vergleich  der  Zunahme  der 
R5rderung  in  den  Perioden  1886/91  und 
1891/97  zeigt,  dass  in  der  letzteren  Periode 
in  Deutschland  und  in  den  neu  in  den 
Produzentenkreis  eintretenden  Ländern  das 
Wachstum  grösser  war  als  in  der  früheren 
Periode.  £b  betrug  nämlich  die  Zunahme 
der  Kohlenförderung  in  den  Jahren 


1886—91  1891—97  1886-97 
Prosente 


56 

29 

102 

38 

25 

73 

22 

28 

63 

31 

18 

55 

18 

9 

28 

13 

10 

»4 

23 

»4 

52 

in  den  Ländern 

Vereinigte  Staaten 

von  Amerika 
Oesterreich-Ungarn 
Deutschland 
Frankreich 
GroBsbritannien 
Belgien 
alle  übrigen 

Dieses  enorme  Wachstum  der  Kohlen- 
prodnktion  r^  allerdings  die  Frage  an,  ob 
und  wie  lange  es  noch  anhalten  kann,  ob 
nicht  eine  I^schöpfung  der  Kohlenh^er  in 
Aussidit  steht  Es  scheint ,  dass  diese 
Fragen  eine  mehr  lokale  Bedeutung  haben, 
denn  für  einzelne  Gebiete  mag  immerhin 
annähernd  zutreffend  der  Zeitraum  fixiert 
werden  können,  für  welchen  die  dort  vor- 
handenen Kohlenlager  ausreichen,  so  viel- 
leicht für  England.  Vom  Standpunkt  der 
Weltwirtscbaft  aus  steht  aber  der  mdgUchen 
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Erschöpfung  einzelner  Kohlenlager  die  Er- 
schliessung neuer  Kohlengebiete  von  gerade- 
zu ungeahnter  Bedeutung  gegenüber  (man 
öfinnere  sich  nur  an  jene  in  China  und  Süd- 
russl&nd),  so  dass,  da  weder  die  Diuridifor- 
schung  der  bekannten  Kohlenflötze  nach 
Ausdehnung  und  Tiefe  als  abgeschlossen  zu 
betrachten  ist  noch  auch  alle  Kohlen  führen- 
den Gebiete  der  Erde  bekannt  sind,  über- 
haupt kein  einigennasseo  sicheres  Urteil 
über  den  Kohlenvorrat  der  Erde  und  -weiter- 
hin Über  den  Zeitpunkt  seiner  Erschöpfung 
al^geben  werden  sann.  Nicht  ein  absoluter 
Kohlenmangel,  sondern  nur  eine  Preisver- 
schiebung mit  Rücksicht  atif  die  Transporte 
kosten  und  eine  wesentliche  Verschiebung 
der  Produktionscentren  ist  in  sehr  femer 
Zeit  zu  gewärtigeü,  wobei  freilich  als  gegen- 
wirkend  die  Ausgestaltung  des  Verkehres 
in  Betracht  zu  ziehen  ist,  die  bis  dabin  in 
einer  uns  kanm  fassUcheo  Weise  stattfinden 
kann.  Ueberdies  ist  nicht  zu  Obersehen, 
welch  mächtige  Ent^-ickelung  die  Aus- 
nfltzung  der  Wasserkräfte  für  elektrische 
Beleuchtung  und  Kraftübertragong  braetts 


erfahren  hat  und  noch  erfahren  wird.  Hier 
stehen  wir  vor  einer  Umgestaltung  der  Produk- 
tionsverhflltmsse,  vielleicht  selbst  der  Ar- 
beitsorganisation, deren  Urning  und  Bedeu- 
timg sich  nicht  ermessen  ISsst  Welch 
andere  Entdeckungen  imd  Erfindungen  zur 
Ausnützung  der  Naturkräfte  imd  Verwertung 
der  Naturprodukte  endlich  während  der 
Epoche,  für  die  der  Kohlenvorrat  unbedingt 
ausreicht,  noch  gemacht  werden  dürften, 
entzieht  sich  salbstverständlidi  gänzlich 
unserer  Kenntnis,  und  doch  wäre  diese 
Kenntnis  nötig  z\ir  Beiu*teilung  der  Ent- 
wickelung  des  Kohlenbedarfes  und  der  Be- 
deutung der  Erschöphing  unseres  Kohlen- 
Torrates.  Möglich,  dass  einmal  die  Kohle 
weit  weniger  Bedeutung  hat  für  die  Pro- 
duktion als  heutzutage  das  Holz  für  die 
Feuerung  oder  die  Baulichkeiten. 

Deutschland,  Oesteireich-Ungam  und 
Frankreich  erheben  die  statistisdnen  "D&tea 
für  die  Kohlenförderung  getrennt  nach  Stein- 
und  Braunkohle.  Hier  eine  üebersicht  des 
Wachstumes  und  des  V^haltnisses  dieser 
Frodnktionsmeiigen : 


Oesterreich  üngam  Frankreich 

Millionen  Kilc^ramm  Steink.  Brannk. 

Steink.    Brannk.  Schwarzk.  Brannk.  (Hooille)  (Üg^te) 

Attthracite 

1 706      1 323        238         337  831D 


Deutschland 

Im 

Jahre            Steink.  Brannk. 

1860             13  348  4  383 

1880             46974  IS  144  5890 

58330  15355      7  379 

1890              70238  19053  8931 

1896              79169  24788  9723 

1896  85  690  26  781      9  900 

1897  91055  39419  10493 


Moe  wachsende  Bedeutung  hat  die 
Koks-  und  Briquette-Industrie.  Leider 
werden  nur  in  wenigen  Staaten  ihre  Pro- 
duktionsmengen statistisch  erfasst.  So  fehlt 
insbesondei-e  auch  für  Deutschland,  England, 
Frankreich  eine  offizielle  Nachweisung  für 
die  in  diesen  Staaten  erzeugten  Mengen  von 
Koks  und  Briquettes.    Die  für  Oesterreich- 


8420 

805 

1013 

18805 
i9otö 

557 

10  514 

956 

1587 

442 

15329 

995 

2  253 

25592 

491 

18389 

1068 

3198 

37  583 

437 

18883 

1133 

376a 

38  751 

439 

30458 

II18 

3871 

30337 

460 

Ungarn,  Belgien  und  die  Vereinigten  Staaten 
seit  1880  resp.  1891  vorliegenden  statisti- 
schen Aitöweise  lassen  eine  sehr  kräftige 
Entwickelung  dieser  Industrie  erkennen. 
Zweifelsohne  ist  dies  auch  in  den  erstge- 
nannten  Staaten  der  Fall.  Es  betrug  aber 
die  Produktion  von 


Koks 

Millionen  Kilogramm  (1000  Tonnen) 

in                  1880         1886            1890             1896  1896  1897 

Oesterreich  220,7        49i ,  i          660,9           733,9  82 1 ,5  926,3 

den  Vereinigten  Staaten  3  032,3       4636,9        10449,3          94oo,3  9  398,2  n  563(0 

Belgien  ?             ?            1742,10        ^  749)i  2004,4  2307,8 

Briquettes 
Millionen  Kilogramm  (1000  Tonnen) 

1880          1886           1890           1895  1896  1897 

Belgien*)                             ?             ?            1146,5          1217,8  1213,8  1245,1 

Oesterreich*)                     25,8         19,9           66,8          103,5  ^U|6  125,5 

Ungarn*)                          30,7         1 5,7           35,3           39,4  3 1,3  37,0 


»)  Für  1891. 

'1  Erzeognng  von  Kohle  „agglom^^s". 

•)  ProduS  tion  von  Presskohle  (Bonlettes)  nnd  Briquettes  aus  Steinkohle  und  ans  Braankohle 
zuammen  für  1880  nnd  1886  liegen  nur  nnvollständige  Daten  vor. 
*)  Briquettes  fiberhas^t. 
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2.  Eisenerz  und  Roheisen.  Nächst 
der  Kohle  ist  das  Eisenerz  vegeu  seiner 
grossen  Froduktionsmenge  nud  weR«n  seiner 
grossen  Tolkswirtschaftlichen  Bedeutting 
weitaus  das  wichtigste  Bergbanprodnkt. 
Die  in  ilirer  Vielfältigkeit  -»ie  in  ihrer  In- 
tensität enorm  gewaclisene  Verwendung 
von  Eisen  für  Bauzwecke  und  industriellen 
Bedarf  sicherte  dem  Eisen  in  der  neuesten 
Zeit  einen  ausgebreiteteren  und  gleicli  massi- 
geren Absatz  als  vor  30  Jahren,  zu  welclier 
Zeit  die  Eisenbahnen  die  absolut  ausschlag- 
gebenden Konsumenten  waren.  Dieser  auch 
schon  damals  ansserordentlich  gesteigerte 
Bedarf  an  Eisen  kommt  naturgemäss  in  der 
wachsenden  Boheisonproduktion  und  Eisen- 
erzfürderung  zum  Ans^Iruck.  In  der  That 
ist  die  Erzfördenuig  in  den  letzton  Jalu^n 
zwar  niclit  in  den  riesigen  Massen  wie  die 
Kohlenförderung,  a.her  gleicliwold  sehr  be- 
deutend gewachsen,  nämlich  von  ungefähr 
12^  i  Millionen  metr.  Tonnen  im  Jahre  IS'»*) 
auf  71,1  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1897. 
Wie  die  nebenstehende  Tafel  zeigt,  sind  ge- 
genwäi-tig  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Deutschland  mit  Luxemburg,  Gross- 
hritannien  imd  Spanien,  sodann  Frankreich, 
Oesterreich-  Ungai-n,  Russland  und  Schweden 
die  Grossprodnzenten,  welche  mehr  als  95"/o 
des  gefördei-ten  Eisenerzes  liefern.  Die  4 
erstgenannten  Staaten  allein  bescliaÖen  melu* 
als  Dreiviertel  der  Gesamtproduktion,  näm- 
lich die  Vereinigten  Staaten  25,  Deutsch- 
land fast  22,  Grossbritannien  20,  Spanien 
Aber  10 'Vo.  Franki-eich  liefert  melu*  als  6, 
Oesterreich-Ungarn  sowie  Kussland  über  4 


und  Schweden 
duktion. 


an   3  "/o  der  Gesamtpro- 


Nicht  immer  haben  diese  Verliältnisse 
bestanden.  Noch  vor  weniger  als  20  Jahren, 
um  1880,  war  die  Erzförderung  Orossbri- 
tauniens  grösser  als  jene  der  Vereinigten 
Staaten,  Deutschlands  und  Spaniens  zusam- 
men; sie  repräsentierte  damals  42  "/o  der 
GesamtprodTÜrtion.  Frülier  war  das  Ueber- 
gewicht  der  britischen  Erzförderung  noch 
grösser,  "Wähi-end  sie  aber  seit  den  80  er 
Jahren  rückgängig  wird  und  erst  in  aller- 
letzten Jahren  wieder  einen  Aufschwung 
nimmt,  haben  die  anderen  Staaten  ilire  Erz- 
fördenmg  seit  1880  verdoppelt,  mehr  als 
verdopjwlt,  verdreifacht  und  sind  neue  Staa- 
ten als  Produzenten  liinzugetreten.  A^iel 
auffallender  ist  natürlich  die  Umgestaltung 
früheren  Produktionsepochen  gegenüber.  So 
wurde  von  1850 — 1897  die  Fömenmgsmenge 
in  Deutscliland  fast  auf  das  20 fache,  in 
Oesten-eicli-Ungam  und  Schweden  auf  das  5- 
und  7  faclie  und  in  Franki-eich,  trotz  des 
Verlustes  von  Lotliringen  auf  das  4  fache  ge- 
st€«gert.  So  sind  in  dieser  Periode  Algier, 
Griechenland,  Finnland  Canada  und  selbst 
China    wichtige    Produzenten  geworden. 
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1)  Daten  des  Jahres  1881.  ■)  Daten  des 
Jahrea  1883.  >)  Daten  dos  Jakrei  1688. 
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iii  der  Tafel  auf  S.  566  ausgewieeeue 
FroduktioDsm^ige  anderer  Staaten  -vftchst 
BUS  dem  gleichen  Grande  so  stark  an. 
Sie  umbsst  übr^ns  auch  die  £rzförde> 
rung  Chinas,  die  um  1890  un^^hr 
1500,  Cubas,  die  nach  amcrikamsdien 
Quellen  im  Jahre  1SS5  erst  82,4,  im 
Jahre  1893  aber  369,1  >  die  von  Japan, 
■welche  1890  60  Millionen  Kilo^mm  be- 
tragen haben  soll,  femer  auch  die  Produk- 
tion der  Türkei,  die  1880  auf  25,  Mexicos, 
die  1893  auf  22,  der  Schw-eiz.  die  um  1885 
auf  19  imd  1892  auf  11,7,  endlich  die  von 
Portugal,  -weiche  1881  auf  40,  1890  auf  2, 
1893  wneder  auf  11,3  Millionen  Kilogramm 
geschätzt  wird. 

Einen  detaillierten  Ueberblick  der  Ent- 
wickelung  der  Ei-zförderung  in  den  einzel- 
nen Staaten  seit  1850  und  zwar  nach  De- 
cennien  und  Quinquennien  von  1850  bis 
1890  und  nach  einzelnen  Jahren  seit  1890 
giebt  die  Tafel  auf  S.  566,  welche  die  Eisen- 
crzfürderung  nach  Millionen  Kilogramm,  also 
bei  den  englischen  imd  amerikanischeti  Staa- 
ten unter  Umrechnung  der  englischen  auf 
metr.  Tonnen  angiebt. 

Die  Ursachen  dieser  Veränderungen  in 
der  Produktionsmenge  und  in  der  relativen 
Bedeutung  der  produzierenden  Gebiete 
liegen  nicht  allein  in  dem  allgemeinen 
Wachstum  des  Bedarfes  von  Roheisen,  son- 
dern auch  in  den  geänderten  Verkehrsver- 
hältnissen,  in  den  technischen  Fortschritten 
bei  Verw^ertung  der  Eisenerze  und  in  dem 
hierdurch  bewirkten  Rückgang  der  Pre^. 


Die  geänderten  Verkehrsmittel 
haben  die  Erachtbwten  derart  herabgedrfickt, 
dass  es  sich  lohnt,  Eisenerze  nidit  nur  ans 
Spanien,  Algier,  Italien,  Griechenland  und 
der  Tfirtei,  sondern  auch  aus  Canada,  Süd- 
afrika und  China  nadi  England,  Frankreich 
Belgien  imd  Deutschland  zu  bringen.  Selbst 
die  Kosten  des  Landtransportes  sind  so  ge- 
ring, dass  z.  B.  fimüändische  und  schwedi- 
sche Erze  mit  Gewinn  nach  Oesterreich 
verfrachtet  werden.  Dadurch  wurde  es 
möglich,  auch  in  entlegenen  Gebieten  ohne 
eigene  Eisenindustrie  die  Förderung  reich- 
haltiger und  billig  zu  gewinnender  Eisen- 
erze in  Angriff  zu  nehmen  und  zu  steigern, 
so  dass  neue  Länder  in  die  Reihe  der 
Erzproduzenten  einrückten  und  die  Produk- 
tionsmengen dieser  Länder  rasch  empor- 
wuchsen. Andererseits  konnten  in  weiterer 
Folge  die  Industriestaaten  ihre  Roheiseo- 
produktion  weit  über  jenes  Mass  hinaus 
steigern,  das  ihnen  dxu-ch  das  Erzvorkommen 
im  eigenen  Lande  gesetzt  war.  So  sind 
hier  <üe  geförderten  Erzmengen  stationär, 
ja  selbst  infolge  Besdiränkung  d^  k(»t- 
spieligeren  Förderung  minder  reichhaltiger 
Erze  rückgängig,  und  dennoch  wächst  die 
Roheiseiiproduktion. 

Thatsächlich  bauen  sich  die  Eisenindus- 
trieen  Englands,  Frankreichs  und  Belgieus 
bereits  zum  grossen  Teil  auf  der  Verarbei- 
tung fi-emder  Erze  auf.  Es  beträgt  nämüch 
die  Ein-  imd  Ausfuhr  und  der  Verbrauch 
von  Eisenerz 


in  den  Ländern 

1886 

1897 

Sinfnhr 

Ausfuhr 

Ver- 
brauch 

Einfahr 

Aosfuhr 

Ver- 
brauch 

tfillionen  Kilogramni 

5515 

14 

19421 

6064 

13 

20060 

2  070 

389 

I  98g 

2544 

411 

2374 

Frankreich  

I  862 

238 

5686 

2138 

300 

6  420 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

90 

2 

14972 

23 

10 

17888 

Deutsches  Reich  

2587 

2642 

14 107 

3186 

3231 

15  421 

Oesterreich-Ungarn  

107 

214 

2635 

135 

248 

2922 

0 

I  151 

888 

0 

1 400 

687 

Während  also  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  in  Deutschland  die  Mehreinfuhr  resp. 
Mehrausfuhr  sehr  gering  ist  und  die  Roh- 
eisenproduktion mit  nahezu  der  ganzen  Erz- 
förderung arbeitet,  bestreitet  die  eigene  Erz- 
förderung in  Grossbritannien  und  Frankreich 
nur  noch  70  bis  72  und  in  Belgien  gar 
DIU-  noch  10  bis  15  ",'0  des  Verbrauches. 
Dmgekelirt  verarbeiteten  Oesterreich-Ungarn 
und  Schweden  nicht  ihre  ganze  Erzförde- 
rung ;  jenes  hat  eine  Mehrausfuhr  von  Eisen- 
erzen, die  sidi  auf  ungefähr  4^/0  der  För- 
derung bel&uft ;  dieses  exportiert  weit  me^ 


&\s  die  Hälfte  der  eigenen  Erzproduktion, 

56  und  67^/0. 

Auf  die  Dauer  können  Länder  mit  einer 
bedeutenderenRoheisenproduktion  eine  grosse 
Erzausfuhr  nicht  festhalten,  die  erzbedflrfti- 
gen  Staaten  wenden  sich  daher  in  steigen- 
dem Masse  an  jene  Länder,  die  keine,  oder 
wenigstens  keine  namhafte  Roheisenerzeu- 
gung besitzen  oder  deren  Erzbergbaue  im 
Eigentum  fremder  Unternehmer  stehen.  In 
solcher  Lage  befinden  sich  gegenwärtig  die 
meisten  aussereuropäis(dLen  Läuder,  Italien, 
Griechenland,    ÜTorwegen  und  besonders 
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Spanien ,  welches  Land  Tomebmlich  die 
engliBcheKobeisenerzeugungunterhAlt.  Auch 
RuBsland  gebietet  über  ausserordentlich  grosse 
ErzBchätze,  die  keineswegs  von  der  wach- 
senden Eisenindustrie  genügend  ausgebeutet 
werden,  aber  der  Verkehr  hat  dieses  Land 
nicht  in  dem  Masse  erschlossen,  dass  grössere 
Erzmengen  voa  dort  weiter  verfrachtet  wer- 
den könnten.  Die  mSchtigen  Erzlager  der 
Vereinigten  Staaten  werden  gleichfalls  nur 
für  die  überraschend  schnell  wachsende 
EiseoiDdustrie  des  Heimatlandes  ausgebeutet, 
für  welche  noch  zu  Ende  der  80  er  Jahre 
bedeutende  £rzquantitäten  aus  Canada  und 
Culu,  daim  aus  Spanien  und  Portugal,  ja 
selbst  aus  Italien,  Griechenland  und  der 
Türkei  bezogen  wiirden.  Die  LageistStten 
befinden  sich  wie  jene  Canadaa  hauptsAch- 
lieh  im  Gebiete  der  grossen  Seeen.  Dort  in 
Ontazio  und  Quebeä,  hier  in  Minnesota, 
Wisconsin,  Fem^lvanien  und  New -York, 
vor  allem  aber  in  ^chigan,  welcher  Staat 
allein  1892  über  7620  Hillionen  Kilogramm 
und  1894  4490  Millionen  Kilogramm  Eisen- 
erz förderte,  während  Minnesota  als  der 
nächst  grösste  Produzent  1894  nur  an  3000 
Millionen  Kil<^ramm  Eisenerz  produzierte. 
Eine  zweite  Lagerstätte  befindet  sich  in 
Alabama,  Tennessee  und  Vii^nia,  von  wel- 
chen Staaten  jedoch  nur  Alabama  über 
1500  Millionen  Kilogramm  Eisenerz  produ- 
ziert 

Eine  andere  Reihe  bedeutungsvoller  Ur- 
sachen fUr  die  Aenderungen  der  Eisenerz- 
erzeugung  bilden  jene  Erfindungen  und 
technischen  Fortschritte,  durch  wel- 
che es  möglich  wurde,  Erze,  die  bis  dahin 
als  unverwendbar  galten,  mit  gutem  Erfolg 
für  die  Roheisenproduktion  zu  verwerten, 
da  hierdurch  gnsse,  bisher  wertlose  Erz- 
lager der  Verwertung  zugeführt  wurden. 
So  hatte  insbesondere  die  Erfindimg  und 
EinfÜlirung  des  basischen  Verfahrens  bei 
der  Stahlproduktion  die  Ausnutzung  der 
CTossen  Erzlager  des  Minette  -  Gebietes  in 
Deutsch-  und  Französisch-Lothringen  zur 
Folge.  Welche  Bedeutung  dies  für  die  Erz- 
produktion  Deutschlands  und  Frankreichs 
hatte,  mag  daraus  entnommen  weMen,  dass 
man  den  Erzvorrat  von  Minette  in  Deutsch- 
Lothringen  allein  auf  1900  Millionen  Tonnen 
schätzt  und  da^  dieses  Gebiet  jährlich  an 
5  Millionen  Tonnen  Erz  d.  h.  ungefähr  35**/o 
der  Gesamtfßrderung  Deutschlands  und 
Luxemburgs  produziert  Noch  einschneiden- 
dere Erfindung^  und  damit  unabsehbare 
Veränderungen  in  der  Erzerzeugung  dürite 
die  weitere  Zukunft  bringen.  Bier  sei  nur 
autinerksam  gemadit  am  die  Möglichkeit 
der  erfolgreichen  Verwolnng  minderhaHiger 
Erze  durch  ihre  Aufbereitung  im  elektro- 
ma^etischen  Wege. 

Die  fortgesetzte,  oft  eeht  intensive  Aus- 


beutimg der  Erzbergbaiie  führt  naturgemäss 
zu  einer  Verminderung  der  Produktion  und 
weiter  zur  Erschöpfung  der  Lagerstätten, 
wie  dies  allenthalben,  selbst  in  solchen  Ge- 
bieten beobachtet  werden  kann,  die  erst 
vor  relativ  kurzer  Zeit  für  die  Erzerzeugung 
erschlossen  wurden.  Aber  nicht  bloss  hier- 
durch wird  die  Produktionsmenge  der  ein- 
zelnen Länder  beeinflusst ,  sondern  auch 
durch  den  Rückgang  der  Preise,  wel- 
cher als  eine  Folge  der  Verwertbarkeit  und 
der  Zufuhr  billiger  Erze  aus  anderen  Teilen 
des  Landes  oder  von  auswärts  viele  Berg^ 
baue  unrentabel  gemacht  haben.  Die  für 
die  geltenden  Preise  zu  hohen  Oestehim^ 
kosten  nötigen  den  Besitzer,  den  Betrieb 
solcher  Bergbaue  einziischrflnken,  eventuell 
ganz  Anzustellen.  Bei  Preissteigerungen 
werden  solche  Betriebe  oft  wieder  au^e- 
nommen,  selbst  erweitert  Ein  flüchtiger 
Blick  in  die  Details  der  Bergbaustatistik 
aller  Staaten  zeigt  diese  Schwankmigen  in 
der  Ausdehnung  des  Bergbaues,  die  weiter- 
hin mit  Aenderungen  in  dw  Gesamtmenge 
der  Produktion  verbunden  sind.  Dabei 
pflegen  die  Betriebseinstellungen  mid  Ein- 
schränkungen so  häufig  zu  sein,  dass  auch 
bei  einer  stationären  Gesamtproduktion  von 
vornherein  angenommen  werden  kann,  dass 
neue  Bei^baue  erschlossen  oder  einzelne 
bestehende  intensiver  ausgenutzt  i*nrden. 

Da  die  Erzproduktion  ganz  der  Erzeu- 
gung von  Roheisen  dient,  verlangt  eine  Er- 
örterung jener  Produktion  auch  ein  Ein- 
gehen auf  diese.  Wir  geben  daher  auf 
S.  569  eine  kurze  Üebersicht  der  Roh- 
eisenproduktion der  Erde  nach  einzelnen 
Ländern  in  Millionen  Kilogramm  für  1S60, 
1870,  1880,  1890,  1895  bis  1897.  Ein  Ver- 
gleich mit  der  vorhin  gegebenen  Tafel  der 
Erzproduktion  lässt  erkennen,  ob  und  in 
welchem  Masse  eiu  Land  seine  Roheisen- 
produktion auf  einheimischer  oder  fremder 
Erzgewinnung  aufbaut  und  seine  Erzerzeu- 
gung für  eigenen  oder  fremden  Bedarf  be- 
treibt RücksichtUch  der  Details  dieser  Roh- 
eisenproduktion, der  hochbedeutsamen  Aen- 
derungen, die  auch  bei  ihr  in  den  letzten 
50  Jahren  eingetreten  sind,  sowie  rücksicht- 
Hch  der  weiteren  Verarbeitung  des  Roh- 
eisenproduktea  verweisen  wir  auf  den  Art. 
Eisen  und  Eisenindustrie. 

8.  Metallhaltige  Erze.  Eine  vollständige 
Uebasicht  der  Erzproduktion  dersc^nannten 
unedlen  Metalle  ist  kaum  zu  beschaffen,  da 
einige  grosse  Prodoktionsl&ider  nur  die 
Meüllproduktion,  nicht  auch  die  Engewin* 
nung  nachweisen  und  da  in  einzelnea 
Indern  die  Erze  Rohmaterial  für  ver- 
schiedene Metalle  liefern,  so  dass  eine  ziff^ 
mässige  Trennung  nach  bestimmten  Erz- 
kategorieen  unmö^di  oder  wiUkürlicli  wird. 
Ausserdem  ist  aiuh  der  prozentuelle  Metall- 
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Roheise n-Frodtiktiou  in  Millionen  Kilogramm 


1860 

1870 

1880 

1690 

en 

1885 

1896 

1897 

ver.  Staaten  t.  Amerika 

«34,1 

I  692,7 

3896,4 

9  349,9 

9  597,5 

8761,1 

9644,0*) 

Grossbntann.  m.  Irland 

3  »88,2 

6059^ 

7  873,0 

8  030,7 

7  826,7 

8798,2 

8937^ 

T^Ati  ta^n^d       D  mit 

XfCuleCUcS     ABICD  UUb 

Lnxemborg  .... 

529,1 

I  391,1 

3  729,0 

4658,5 

5  464,5 

6  372,6 

6  881, 5«) 

898,4 

I  178,1 

1  725,3 

1  963,3 

2003,9 

2  339,6 

2  484,0 

BoBaluid  mit  flnnlaod 

296,0 

358.0 

448,4 

926,5 

1  452,3 

I  594,9 

ca.i  850,0 

Oeflterr.-üng.m3o8iiiea 

3ia,9 

403,0 

444,5 

965,4 

1  131,4 

1  327,9 

1324,1 

Belgien  

319,9 

563,5 

6oS,i 

787,8 

829,2 

948,0 

1  034,7 

Schweden  

185,0 

300,3 

405,6 

456,1 

462,9 

494,4 

538,2 

Spanien  

e».  30,0 

54,0 

86,0 

170,8 

179,2 

JOO,8 

147,0 

0,5 

10,0 

15,0 

26,0 

ca.  50,0 

ca.  50,0 

Italien  

ca.  10,0 

16,6') 

17,3 

14,4 

9,2 

7,0 

8,4 

NorwM^n  

0,0 

0,0 

0,5 

0,3 

0,4 

And.  Maaten  nageftlir 

56,0 

68,0 

87,0 

109,0 

360,0 

390,0 

440,0 

ZuHunmen 

7360,1 

13094,7 

18  336,0 

27  457,8 

29367,2 

31  084,8 

33  331,0 

geiialt  der  Erze  so  verschieden,  dass  eine 
Gegenüberstellung  der  Erzerzei^ng  einen 
nur  teilweise  riditigra  MassstaJb  zur  Be- 
urteilung d^  Bedeutung  dieser  Produktion 
bietet  Dennoch  dürfte  eine,  obschon  uu- 
T<dlgtAndige  Uebersicht  der  Eraerzeugong 
wenigstens  den  Wert  haben,  zu  zeigen,  wie 
sich  der  Erzbergbau  des  alten  Kontinentes 
gegenüber  der  erdrückenden  überseeischen 
Aonkurrenz  behauptet  imd  die  Anschauung 


zn  stärken,  wonach  der  Metallerzbei^bau, 
der  einen  so  hen'orragend  aleattnischeii 
Charakter  besitzt,  nach  üeberwinduug  dee 
gwenwSrtigen,  freilich  lang  anhaltenden 
UeWgangsstadiumB  auch  auf  dem  alten 
Kontinent  wieder  zur  früheren  BlOte  ge- 
langen kann. 

Zunächst  geben  wir  im  folgenden  eine 
knappe  Uebä«icht  der  Erzeugung  von 
Kupfer^,  Blei-  und  Zinkerzen. 


Produktion  von 


Kupfererzen 

Bleierzen 

in  ita  Ländern 

inkl.  knpferhaltige 

inkl.  BÜberfaaltige 

Zink 

erzen 

Pyrite 

Bleierze 

1890 

1897 

1880 

1807 

1680 

1887 

in  metrischen  Tonnen 

301a  113 

2  180000 

494  614 

397000 

81  398 

73800 

Dentsches  Beich  mit  Luxemburg 

596  100 

700619 

168  234 

150  178 

759437 

663  850 

Portugal  (1888,  1897)  .... 

1S2000 

276  738 

I  300 

2  180 

8 

Kuuland  (1890,  1895)  .... 

135000 

154000 

30000 

33000 

27  000 

56000 

50378 

93400 

32  187 

36  200 

j  10926 

122  300 

30  670 

25  207 

14986 

10068 

61  843 

56636 

Norwegen  (1890,  1896)  .... 

18769 

21  910 

3941 

450 

12  300 

7  200 

46000 

36000 

22400 

19600 

Oesterr^eh-TTngam  mit  Bosnien') 

10827 

10857 

13367 

18073 

33  643 

27  464 

15 

206 

2|787 

20  505 

47  540 

82343 

•) 

31  <;98 

9 

30763 

Chde  

9 

167000 

150 

? 

108 

3000 

15410 

II  000 

Südafrika  

33000 

37  300 

»54 

20000 

? 

Anstamlien  mit  Tasmania  .  .  . 

16  005 

")  17784 

136  100 

310000'} 

39311 

12000 

? 

400 

2268 

13000 

43130 

9500 

2500 

? 

4486 

33 

14 

9 

Bolivia  und  Peru  (1890.  1895)  . 

3000 

3358 

3836 

I  700 

69419 

1)  Für  1871.  *)  1898  stie^  die  Boheiaenproduktion  in  DentecUand  auf  7403,  in  den  Ter- 
einigten  Staaten  auf  11962  Millionen  EUtwramm. 

■)  Axuserdem  noch  in  Üngam  Golf,  Süber^  Kupfer  und  Udkaltige  Erze  1890:  86668» 
1897  :  97702  Tonnen.  *)  1885  :  2  mtr.  Tm.  *)  Kupfennetall.  ")  Hit  ulberhaltigem  Bleien. 
^  Zinkmetall. 
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Die  Ziffern  diesra*  Tafel  z^gen  aicht 
bloss  die  kräftige  Blüte  des  europäischen 
Bei^baues,  sondera  auch  seinen  stark 
sdiwankea  den  Chaxakter ,  der  nicht  ver- 
schwindet, auch  wenn  man  mehr  Jahre  zum 
Vergleiche  heranzieht.  Speciell  in  Deutsch- 
land hat  die  Zinkerzproduktion  1892,  die 
Bleierzprodnktion  1893  einen  Höhepunkt  er- 
reicht und  ist  seither  rückgängig  gegenüber 
1870  und  1880  sind  aber  die  Fioduktions- 
gxßssen  aller  drei  £rzgattungen  sehr  be- 
deutend vermehrt.  Aehnlich  verhält  sich 
die  ProduktioQsentvickeluQg  auch  in  Oester- 
reich-Ungarn. 

Für  die  moderne  Industrie  ist  die  Er^ 
Zeugung  von  Schwefelsäure,  die  für 
viele  Industriezweige  unentbehrlich  ist,  von 
wesentlicher  Bedeutung;  ebenso  ist  der  Be- 
darf an  ilangan  in  Verbindung  mit  der 
Stahlerzeugung  (Ferromangan)  ausserordent- 
lich gewachsen,  und  wir  bringen  daher  im 
folgenden  eine  Uebersicht  der  Produktion 
an  Eisen-  und  Schwefelkiesen  und 
fm  Hangaaerzen  im  Jahre  1897. 

Produktion  von 
Eisen-  und  moy,,»«« 
In  den  Landern    Schwefelkiesen  ^l^f^' 
(Schwefelerze)  ^"^'^ 
in  metrischen  Tonnen 


Italien  .... 
Prankreich  .  . 
Deutsches  £eich 
Spanien  .  .  . 
Norwegen  (1896) 
Oesterreich  -  Ungarn 

mit  Bosnien 
ßnssland  (1896) . 
Qrossbritaunieu  . 
Belgien  .... 
Schwöen  .  .  . 
Griechenland  ca. 
Vereinigte  Staaten 

V.  Amerika 
Keufnndland  .  . 
Canada  .... 
Japan  (1896)  .  . 
ChUe  .... 
Indien  .... 
Australien  und  Ne  .: 

Seeland  .  .  , 


Zinnerz  wird  nur  in  wenigen  Ländern 
produziert.  Eine  der  gi-össten  Produktionen 
xmterhalten  die  niederländischen  Inseln  in 
üstasien :  Banca,  Billiton  und  Riouw.  Leider 
ist  ihre  Erzproduktion  nicht  bekannt.  Die 
Produktion  der  anderen  Produktionsländer 
belief  sich  im  Jahre  1897  auf 


372300») 

I  600 

313700 

37  aoo 

133  302 

46247 

118  800 

loi  000 

60  507 

48  654 

"356 

13  200 

208  197 

10  800 

600 

1  Soo 

28  400 

517 

2749 

360 

II  900 

145  499 

II  286 

33316 

35  29S 

27  421«) 

17  966 

23528 

7486a 

585 

^)  Darunter  minerali  di  zolfo  3314000. 
Vor  1895  wurden  in  der  itaUenischen  Statistik 
die  Schwefelerze  nicht  aiugewiesen,  sondern 
nur  der  Bohschwefel,  zolfo  gnggio.  Hievon 
wurden  1896  426363  Tonnen  produziert  »)  Für 
1896.   ')  Eisenkiese,  Koheisen  und  Eisenvitriol. 


in  metr.  Tonnen 

den  Malaien-Staaten    13  117 

Grossbritannien    7  200 

Australien  m.Tasman.(Erzn.MetaU)  5822 

Spanien   2400 

DeutBchea  Reich   55 

Knssland  (1895)   54 

Oesterreich   16 

Auch  Quecksilbererz  wird  nur  in 
wenigen  Staaten  gewonnen.  Am  grössten 
ist  die  Produktion  in  Oesterreich,  Russland 
und  Spanien.   Sie  betrug  im  Jalue  1807 

in  metr.  Tonnen 

Oesterreich   88  238 

Bnsaland  (1895)   84000 

Spanien   32  400 

Italien   20  700 

ChUe   750 

Ungarn   7 

Nickelerze  werden  in  grossen  Quanti- 
täten in  Neu-Caledonien  gewonnen,  1897 
26500  Tonnen.  Ausserdem  hat  Noi*wegen 
und  Griossbritannien  eine  grössere  Nickel- 
produktion; jenes  1892  6959,  1895  494, 
dieses  1897  305  metr.  Tonnen.  In  Deutsch- 
land wird  die  Produktion  zusammen  mit 
Kobalt-  und  Wismut-Erzen  ausgewiesen. 
Diese  betrug  1897 :  3355  Tonnen. 

Ei ne  grössere  Prod uk tion  von  Antimon- 
erzen hat  Frankreich,  1897  zusammen  mit 
Algier  5481  Tonnen,  sodann  Italien  1897 
2150,  Oesterreich-Ungarn  1897  2664,  Spanien 
1897  354,  Australien  und  Neuseeland  1897 
185  melr.  Tonnen. 

4.  Petroleiun.  Obgleich  Petroleum  der 
Menschheit  schon  lange  als  Beleuchtuugs- 
mittel  bekannt  war,  —  hat  doch  die  älteste 
Petroleumquelle  der  Welt ,  jene  vom 
Yenangj^oung  Creek,  einem  kJeinea  Zufluss 
des  Ii-awaddj  in  Birmah  seit  unvordenk- 
lichen Zeiten  Birmah  und  die  angrenzendea 
Teile  Indiens  mit  Leuchtöl  versorg  so 
i&t  doch  erst  in  unseren  T^n  seme  Ver- 
wertung und  die  seiner  Nebenproduldef 
welche  bei  seiner  Destillation  abfoOen,  eine 
so  vielseitige  ^worden,  dass  es  eines  d&c 
wichtigsten  mm^Blischen  Produkte  wurde. 
Ursprünglich  verwendete  man  nur  das  raffi- 
nierte Petroleum  zur  Beleuditimg ,  g^n- 
wärti^  finden  aber  sowohl  seine  leicht- 
flüchtigen Nebenprodukte  als  .auch  die  ßüdt- 
stände  vielfach  Verwertung.  Das  Benzin 
und  Ligroin  ^^^rd  zur  Beleuchtung  wie  zu 
industriellen  Zwecken  gebraucht  Die  mine- 
ralischen Schmieröle  verdrängen  in  steigen- 
dem Masse  die  vegetabilischen.  Von  Rück- 
ständen wird  Oelgas  gewonnen.  Das  Petro- 
leum selbst,  gewisse  Rohöle  und  Rückstände 
werden  als  Heizmaterial  für  Motoren  und 
für  Kesselfeuerung  benutzt.  Diese  vielseitige 
Verwendung  der  Produkte  des  rohen  Petro- 
leums drängt  die  (Gewinnung  und  Verar- 
beitung von  bituminösem  Schi^er  stets  mehr 
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zurück  und  U(diert  der  beständig  steigenden 
Produktioii  sicheren  Absatz.  Mit  dem 
vadisenden  Bedarf  hat  sidi  auch  die 
Petooleumgewinnung  auf  neue  Gebiete  aus- 
ged^nt  Anfanglich  eraaben  die  ameri- 
kanischen PetroleumaufscmOsse  die  grosse 
Masse  der  Gesamtproduktion,  ueuestens  wirtl 
die  russische  RohÜlge\s'lunung  in  Baku  ein 
immer  stärkerer  Konkiurent  und  wächst  eine 
Petroleumproduktion  an  \ielen  Orten  rasch 
empor. 

In  den  Vereinigten  Staaten  belief  sich 
die  Petro]eiunge\\-innimg  1859  erst  auf  2000 
Barrels  zu  159  Liter;  1860  war  sie  schon 
auf  öOOOOO,  1861  auf  2113609,  1870  auf 
5260745,  1874  auf  10926945  Bari-els  ge- 
stiegen. Bis  dahin  wurde  fast  nur  in  Penn- 
sylvania und  New- York  Petroleum  gewonnen. 
In  den  70  er  Jahren  dehnte  sich  die  Pro- 
duktion auch  auf  Ohio,  "West- Virginia  und 
Califomien ,  erst  in  den  80  er  Jahren  auf 
Kentucky,  Tennessee,  Colorado  und  Indiana, 
das  jetzt  sehr  bedeutende  Quantitäten  produ- 
ziert, imd  neuosteus  encUich  auf  Illinois, 
Texas,  Kansas,  Missouri,  das  Indianei^ebiet 
und  "W^-oming  aus.  1880  wurden  bereits 
26286123,  1882  sogar  30510^30  Barrels 
gewonnen.  Erst  188!)  wurde  eine  grössere 
Menge  erzeugt.  1890  ergab  die  Prod\iktion 
45  822  672,  1896  60  192  094.  1897  60  508  081 
Barrels,  also  dopiK?lt  soviel  als  1882. 

In  Russland  deckte  die  Naphthageisinnung 
bis  1882  niclit  den  inländischen  Bedarf,  und 
erst  vou  1883  an  übertraf  die  Ausfuhr  die 
Einfuhr,  freilich  gleich  in  nossen  Dimen- 
.sionen.  Es  tetiiig  aber  die  ^aphthagewin- 
nung  in  Pud  zu  16,38  Kilogramm 


Im  Jahre 
1S63 
1872 
1875 
1880 
188Ö 


584000 

1  535  981 
8174449 

21  497  995 
116  258915 


Im  Jahre 
1890 
1894 
1895 
1896 
1897 


242  942000 
315  113000 
430  78g  000 
434  837  000 
479  584000 


Das  ffir  Beleuohtungszwecke  produzierte 
Petroleum  belief  sich  1894  auf  296804333 
Pud. 

Der  nfichstbedeutende  Petroleumprodnzent 
ist  in  Oesterreich'Ungam  Galizien,  wo  seit 
1886  grosse  Quwtitäten  gewonnen  werden. 
In  Ungarn  ist  die  Produktion  in  den  80  ei- 
Jahren  stark  abgefalleu,  hat  sich  aber  seit- 
her wieder  gehoben.  Es  betrug  die  Pro- 
duktion 


im  Jahre 

in  Oesterreich     in  Ungarn 
1000  kg 

1881 

1249 

1875 

1885 

2  191 

U 

1886 

43  105 

6 

1890 

gi  650 

990 

1895 

1S8634 

2083 

1896 

262  356 

2  168 

1897 

275  204 

2  »99 

Im  folgenden  bringen  wir  für  die  Jalu-e 
1890 — 96  eine  vei-gleichende  Uebersicht  dei- 
Petroleumproduktion  in  den  wichtigsten 
Ländern.  Da  aber  die  Erzeugungsmengen 
In  Amerika  nach  dem  Hohlmasse,  andei^ 
wäi-ts  nach  dem  Gewichte  angegeben  werden, 
musste  eine  Umrechnung  stattfinden  j  die 
eine  Ungenauigkcit  in  den  Veigleich  hmein- 
trä^,  weil  trotz  der  Ungleichlieit  des  spe- 
cifischen  Gewichts  der  Bohprodukte  ftlr  das 
Hohlmass  ein  Durchschnitte^wioht ,  so  im 
folgenden  für  den  Barrel  von  159  Litern  ein 
solches  yoa  130,8  Kilogramm  angenomnAu 
werden  mi^.  "Eia  grßräeres  Durchschnitts- 
gewicht würde  natOrlich  die  unerika- 
nische  Produktion  noch  grOsser  ersdieinen 
lassen. 

Petroleumproduktion  in  Hillio- 
nen Kilogramm 


in  den  Ländern 

in  den  Jahren 

189Ü 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896M 

Ver. Staaten  T.Amerika 

5  993,6 

7061,3 

6606,6 

6  332,4 

6  454,2 

7571,6 

7873,' 

3  979,4 

4  756.4 

4896,2 

5  797,3 

5  '78,7 

7  056,3 

7  122,6 

Oeaterreieh-Ungam .  . 

92,7 

88,4 

90,0 

96,3 

114,0 

190,7 

264,5. 

100,1 

99,0 

102,0 

104,4 

108,5 

105,0 

114,2 

Rnmänien  (imgeflUirj  . 

35,0 

68,0 

83,0 

75,0 

71,0 

80,0 

100,0 

18,4 

22,9 

32,6 

39,0 

41,6 

48,6 

60,5 

Java  (ungefähr)  .   .  . 

20,0 

20,0 

20,0 

22,0 

18,6 

38,0 

38,8 

6,7 

7,8 

8,1 

6,5 

22,8 

21,6 

29,3 

Drätsehea  Beich .  .  . 

15,2 

15,3 

»4,5 

14,0 

17,2 

17,1 

20,4 

0,4 

»,2 

2,5 

2,7 

2,9 

3,6 

2,5 

England  

0,0 

0,1 

0,2 

0,3 

0,1 

0,0 

0,0 

Zusammen 
Dazu  i.  EngL  Oilihale : 

10261,5 
2246,0 

12  140,4 
2  398,5 

11855,7 
2  123,2 

12  489,9 
I  987,8 

12029,6 

20lS,I 

IS  132,5 

2  283,8 

15625,9 
3458.4 

■)  Prodnktion  1897  in  den  Vereinigten  Staaten  8107,8,  in  Knssland  7855,6,  Canada  99,5, 
Indien  76^,  DentschUnd  23,3,  Italien  1,9  Millionen  Kilogramm. 
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IMe  hier  nadigewiesene  Petroleumpro- 
duktion von  etwa  16  Millionen  Tonnen  ist 
noch  nicht  die  gesamte  Weltpnduktion,  da 
noch  ränige  lünder,  so  Mexico,  Peru  ganz 
bedeutende  Quantitäten  erzeugen,  ohne  dass 
dafür  fortlaufende  genauere  Anraiben  vor- 
liegen. 1890  soll  ilbrigens  die  Produktion 
in  Peru  ungefähr  4ü  !Millionea  Kilogramm 
betragen  haben.  Ebenso  ist  die  Oilshale- 
Produktion  auch  nber  England  hinaus  ver- 
breitet ;  speciell  Neu-Sfldwales  erzengt  hier- 
von grössere  Mengen  (1897  .H4,6  Milhonen 
Kilogramm). 

Beachtenswert  ist  ferner  die  Produktion 
von  Erdwachs  in  Oesterreich,  wovon  1896 
resp.  1897  6573  und  6882  Tonnen  gewonnen 
■wurden. 

In  einem  gewissen  Zusammenhang  mit 
der  Petroleumgewinnung  steht  die  Gewinnimg 
von  natürlichem  Gas.  Sie  wii-d  haupt- 
sächlich in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas, 
neuestens  auch  iu  Canada,  Italien,  Obei^ 
Österreich  u.  s.  w^.  betrieben.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  wurde  der  Geldwert  dieses 
Produktes  zuerst  1882  auf  215000  Dollar 
geschätzt.  1885  belief  sich  die  Schätztmg 
schon  auf  4.9,  1886  auf  10,0,  1890  aiif  18,7, 

1895  und  1896  auf  je  13,0  und  1897  auf 
13,8  Millionen  Dollar.    In  ItaUen  wurden 

1896  296880, 1897  298069  Kubikmeter  »Gas 
idrocarburatro«  im  Werte  von  15137  und 
17861  Lire  gewonnen. 

5.  Andere  Berrwerkqtrodnkte.  In 
erster linie  ist  hier  die  Salzgewinnung 
zu  erwähnen,  obschon  das  Salz  nicht  bloss 
als  Bergwerksprodukt  erseheint,  sondern  in 
einer  grosseren  Anzahl  Küstenländer,  so  in 
Italien,  Frankreich,  Oesterreich  -  Üngam, 
Russland,  Indien,  Ja]nn  auch  aus  dem  Meer- 
wasser  gewonnen  wird.  Die  Produktions- 
menge von  Salz  ist  s^  gross  und  noch 
immer  im  Wachsen  begriffen;  in  einzeloeu 
Ländern  wird  dieses  Wachsen  durch  Steuern 
und  Monopole  zurückgehalten.  1890  wurde 
sie  für  die  ganze  Erde  aui  9  Millionen 
Tonnen  gesc-hätzt,  gegenwärtig  beläuft  sie 
sich,  wie  nachfolgender  Uebersicht  zu  ent- 
nehmen ist,  aui  mehr  als  12  Millionen 
Tonnen. 

Produktion  von  Steinsalz,  Sud-  u.  Meersalz 

im  Jahre  1897  in  Millionen  kg 
Ver.  Staaten        aoaS,?  Türkei  (1894)  203,1 
GroBBhritannien     1934,0  Canada  (1896)  39,9 
.Tapan  (1894)        1712,0  Ceylon  (1896)  37,7 
Rnssland  1526,6  Aegvpten  (1895)  36,0 

Deatschea  Heich  1306,7  Alpfer  u.  Tnnis  31,3 
Frankreich  948,0  Griechenland  20,4 

Brit  Indien  937,9  SUdaa8tralien(1896)7,7 

Oaterreich-Ungam  Peru  (1892)  6,5 

mit  Bosnien  517,0  Kapland  (1895)  1,2 
Hpuiien  509,0  AnaereUnder  ca.  200,0 

Italien  461,0      Zusammen  12464T7 

Von  besonderem  Werte  für  Deutschland 


sind  die  im  Verein  mit  dem  Stednsalz  v«^ 
kommenden  Kalisalze,  die  sow^dilinder 
Industrie  zur  Erzeugung  von  Glaubersalz, 
Chlortolium,  Salpeter,  Pottasche  u.  s.  t. 
als  auch  in  der  Landwirtschaft  als  Kainit 
ohne  weitere  Verarbeitung  eine  sehr  wert- 
volle Verwendung  finden.  Wie  rasch  der 
Bedarf  an  diesem  Produkte  des  Bergbaues 
gestiegen  ist,  zeigt  folgende  Uebersitkt  da 
Produktion  seit  1861. 


Im  Jahres- 

dnrchschnitte 
resp.  im  Jahre 
1861—65 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886—90 
1891—95 

1895 

1896 

1897 


Produktion  von 
Steinsalz  Kalinalxen 
in  Millionen  kg 

79,3  58.1 

153.8  454.9 
aio,9  698,1 
338,6  1037,3 
473,2  1 144,3 
684,1  1483,8 

686.9  1521.9 
758,9  1780,6 
763,4  1946a 


In  den  abgelaufenen  37  Jahren  hat  sädi 
somit  die  Stemsalzproduktion  auf  das  10- 
fache,  die  Erzeugung  von  Kalisalzen  aber 
fast  auf  das  35mdie  eriiöht,  und  in  den 
letzten  1?  Jahren  allein  haben  sich  diese 
Produktionsmengen  verdoppelt  Ihre  Be- 
deutung erhellt  auch  daraus,  dass  Deatsdk- 
land  eine  ständige  sehr  bedeutende  Mehr^ 
ausfuhr  von  Pottasche  und  EaUsalpeter  bat 
Sie  betrug  1897  11,5  resp.  6,1  Millionen 
Kilogramm. 

Eine  gleich  grosse  Bedeutung  wie  die 
Kalisalze  für  Deutschland  haben  die  Soda- 
nitrate (Natriumnitrat,  Chilesalpeter)  für 
Chile.  Es  wird  behauptet,  dass  die  Sal- 
peterlager Chiles  sich  über  89177  Hektar 
erstrecken  und  einen  Vorrat  von  232  5Iillio- 
nen  metr.  Tonnen  repräsentieren.  Sie  wur- 
den schon  1830  ausgebeutet  Damals  be- 
trug aber  die  AusftSir  erst  900  Tonnen. 
Sie  ist  seither  entsprechend  der  wachsea- 
den  Produktion  enorm  gestiegen  und  be- 
trug im 


Jahres-  /  1880-3i    16,6  HULkg 
durch-  {  1860—64  321,0     „  „ 
schnitt  l  1890-94  958,5     «  ^ 

il896  1255,1  Millionen  kg 
1896  1077,3 
1897  1102,6 


Die  Produktion  selbst  soll  in  den  letzten 
12  Jahren  betragen  haben: 

im  Mill.      im  Mill.      im  Mill. 

Jahre  kg  Jahre     kg  Jahre  kg 

1885  430,0  1889      903,0  1893  93S,9 

1886  443,0  1890  1009,0  1894  1082.3 

1887  702,0  1891  877,0  1895  12997 

1888  773,0  1892      804,0  1896  1286,6 

Ein  gleichfalls  in  wenig  Fundstätten 
verbreitetes  Mineral  ist  der  Graphit,  d«- 
in  der  Industrie  einen  ausgedehnten  und 
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fortgesetzt  wachseadeo  Verbrauch  findet. 
Während  früher  die  reichsten  GraphitCTuben 
jeoe  in  Sibirien  und  später  jene  in  Ceylon 
waien,  stehen  nunmehr  die  europäischen 
Graphitgruben,  insbesondere  jene  bei  Bud- 
T»s  in  Böhmen,  obenan.  Es  wurden  näm- 
lich gewoQuen  in  metr.  Tonnen  in 


Oesterreich .  . 

18M 

ai346 

1897 

38  504 

Ceylon  .   .  . 

1891 

30027 

1896 

10463 

Itätien  .   .  . 

do. 

3415 

1897 

5  600 

Dentächland  . 

do. 

3824 

do. 

3861 

Ver.  Staaten  . 

1893 

do. 

I  695 

Rosfliuid    .  . 

1891 

164 

1893 

311 

Japan    .   .  . 

1890 

4  p 

1896 

215 

ScBTeden   .  . 

1897 

99 

Indifli   .   .  . 

1894 

I  623 

1897 

61 

•Spulen .  .  . 

1890 

95 

1895 

10 

Ausserdem  wurdea  in  Ganada  1^5  199, 
1896  126,  in  Frankreich  1895  13,  in  Gross- 
britanoien  1895  41  Tonnen  Graphit gewonnen. 

Diehedeatendsten  A  8  p  h  al  t  p  r  0  d  n  z  e  n - 
ten  biikL  axuäi  ^i^nw&rag  die  Insel  Trini- 
dad, die  Tereinigten  Staaten^  Deutschland 
und  Italien.  Es  -wurden  nämhch  aufführt 
ans  Trinidad  1897  112  317  metr.  Tonneu 
roher  nnd  14856  metr.  Tonnen  gereinigter 
Asphalt,  1897  wurden  in  den  Vereinigten 
Staaten  72  162,  in  Deutschland  61645,  in 
Italien  55339,  in  Oesterreich-Ungam  3357,  i) 
ia  Russland  (1896)  18 188 und  in  Spanien 
1678  metr.  Tonnen  Asphalt  gewonnen. 

6.  Gewinnung  unedler  Metalle.  Da 
Oold,  Silber  und  Eisen  in  besonderen  Ar- 
tikeln (s.  diese)  zur  Darstellung  gelangen, 
sollen  hier  niu*  die  B<^nannten  tmedlen 
Xetalle  und  zwar  mit  Ausschluss  des  Eisens 
berücksichtigt  werden.  Eine  Erörterung 
dieser  Produktion  scheint  ganz  besonders 
(leshalb  ^boten,  weil  manche  Staaten  über- 
haopt  lucht  die  Erzförderung  nachweisen, 
sondern  nur  die  MetalJ^winnnug  und 
femer  weil  die  gegenwärtigen  Verkehrsver- 
hältnisse  den  Hflttenbetrieb  in  grossarti^m 
blasse  Tom  heimischen  Berglnubetriebe 
minder  abhängig  'gemacht  haben,  so  zwar, 
das8,  wie  erft-ännt,  manche  Staaten  zwar 
bedeutende  Hengen  von  EIrz  gewinnen,  aber 
nur  sehr  geringe  Metallquantitäten  prodti- 
zif^n  und  umgekehrt  andere  Staaten  eine 
^ehr  grosse  Metallproduktion  zum  Teil  auf 
6nmd  Ton  fremder  Erzgewinnung  aufbauen. 
Die  örtliche  Yrateilimg,  wie  die  ganze 
Crrtsse  des  im  Hüttenbebiebe  gewonnenen 
XetaDqnantnms,  kann  also  aus  der  Dar- 
stellung der  Erzförderung  nicht  erkannt 
Verden. 

Die  in  der  Tabelle  auf  8.  574  darstellte 
Produktion  von  Kupfer,  Blei  und  Zink  zeigt 
eitle  bedeutende  Arermehning  der  Frodt£- 


>)  Asphalttteine  und  Erdpech. 


tionsmengen  in  neuester  Zeit,  offenbar  eine 
Folge  der  gesteigerten  induslxiellen  Thätig- 
keit  auf  allen  Oebieten. 

Die  Froduktionszunahme  war  nicht  nur 
in  der  letzten  Zeit,  sondern  schon  seit  50 
und  mehi-  Jahren  selu"  beträchtlich.  So 
schätzt  man  die  Kupferproduktion  der  Erde 
1820  aiif  27,5,  1840  auf  42,5,  1860  auf  90, 
1870  auf  112,  1880  auf  156,5  Millionen 
Kilogramm;  die  Zinkproduktion  wird  ange- 
geben für  1860  auf  98,  für  1370  auf  140, 
rar  1880  auf  237  Millionen  Kilogramm. 
Seit  1880  hat  die  Produktion  fast  Jahr  für 
Jahr  zugenommen,  freilich  nicht  immer  mit 
der  gleichen  Intensität.  So  nahm  die  Pro- 
duktion nur  wenig  zu  oder  ging  sogar 
zurück  1885.  1886,  1887  und  1893.  Das 
Wachsen  der  Kupferproduktion  in  letzter 
Zeit  h&tgt  insbesondere  mit  der  kräftigen 
Entwickelung  der  elektrischen  Anlagen  zu- 
sammen, wodurch  sogar  ein  Steigen  der 
Kupferf)reise  herbeigeführt  wurde  und 
weiterhin  sich  eine  Anasicht  auf  die  Wie- 
derbelebung alter  kontinentaler  Bergbaue 
eröffnet,  zumal  bei  den  überseeisdien  Gru- 
ben daxfAi  die  enorme  Inanspnu^mahme 
ein  Rückgang  der  L^tungaftfaigkeit  nicht 
ausgesdilossen  s(dieint 

Ein  viel  kleineres  Verbreitungsgebiet  hat 
die  Produktion  von  Zinn,  Quecksilber, 
Nickel,  Antimon  und  Aluminium.  Die  ge- 
samte Zinnproduktion  schätzt  man  für 
1880  auf  38,9,  für  1885  auf  44,6,  für  1890 
auf  64.8,  für  1897  auf  80.9  Millionen  Kilo- 
gramm. Die  wichtigeren  l'roduktionsländer 
von  Zinnmetall  und  deren  Produktions- 
mengen sind  die  folgenden: 


1890  1897 
metrische  Tonnen 


Malaien-Staaten  .... 

32  228 

42878 

Banca,  Billiton,  Siagkei) 

tisgo^-gi,  imi^i)    .  . 

12  526 

15540 

Groafibritannien  .... 

II  740 

7900 

Neiisüdwales ,  Tasmanien 

n.Westanfltralien    .   .  . 

641S 

6030 

Bolivia  (1890,  1896) .   .  . 

1664 

3890 

Deutsches  Beioh  .... 

139 

151 

Oesterreich  

50 

48 

Japan   

47 

50 

? 

23 

04809 

76509 

Auch  in  Siam  wird  Zinn  in  grösseren 
Quantitäten  erzeugt  (1894  5040,  1897  4000 
Tonnen),  ebenso  in  Chile,  wo  1897  345 
Tonnen  metallisches  Zinn  produziert  wur- 
den. Endlich  produzieren  auch  Russland, 
Spanien.  Mexico  und  Peru  geringe  Quanti- 
täten Zinn. 
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Enpfer 


Produktion  Ton 
Blei 


Zink 


in  den  Ländern 

1690 

1897 

1890 

1897 

1890 

1897 

in  1000  Kilogramm  (metr.  Tonneu) 

Orosalwitannien  mit  Irland')  .  . 

70300 

58  400 

49  800 

53  200 

23  000 

16200 

Itontsehlftnd  mit  Luxemburg  .  . 

40069 

45  779 

177  95«*) 

166  370*) 

3  103 

6244 

244*7 

29  408 

lüi  781 

1  I  ö  $ö  I 

139  366 

150  739 

3  306 

7370 

9916 

19372 

38  067 

BiUBland  

5  7*5 

6  567 

837 

3  773 

5879 

6  406 

3400 

17768 

22407 

Oeaterr.-Uneam  mit  Bosnien  .  . 

I  155 

1431 

9563 

12207 

5486 

6236 

Norwegen  ^890,  im)  .... 

466 

1  007 

• 

■ 

617 

249 

310 

1  ^lo 

9617 

222 

82  701 

116  000 

14  ZOO 

16000 

117  822 

231  400 

130272 

179  400 

57824 

91  000 

Chüe  

26537 

21  900 

■ 

Tftnftti  ilfiflH  IfiPßi 

20  114 

777 

1958 

7630 

17000 

40  500 

60000 

10 

4394 

11370 

32300 

71  600 

9adafrlka  

6550 

8440 

3099 

5905 

I  000 

17700 

Venezuela  (18»U,  iS&i)  .... 

5730 

2540 

I  930 

2  200 

I  762 

I  Soo 

Peru  

'52 

I  000 

120 

289 

150 

200 

Summe 

345  599 

477  835 

581  321 

748640 

334525 

430375 

Die  Quecksilberproduktion  betnig 
.  1890  1897 

metrische  Tonnen 

SpaniuL  1814  1728 

vereinisrte  Staaten  von 

Amerika   795  9^5 

Oesterreich-TJugam  ...      550  533 

Bnssland'   393  616 

Italien   449  192 

Mexico  ca.  200  616 

Deutsches  Beich  ....  —  4,9 
Japan   0,4  o^ 


4100  4333 

Auch  in  einigen  anderen  Staaten  wird 
Quecksilber,  in  kleineren  Mengen,  produziert. 

Die  Produktion  von  Kickelmetall  hat 
in  letzter  Zeit  in  Canada^  Etenkreich  und 
'  Deutschland  einen  betrftchtbch«!  Aufschwung 

fenommen,  "während  sie  in  den  Yereinigten 
taaten  und  in  Norwegen  unier  grossen 
Schwankungen  mehr  zum  Rückgang  geneigt 
ist.   Sie  betinig 

^  1890  1897 

metrische  Tonnen 

Canada   600  1813 

Deutschland   934*)  1464^ 

Frankreich   330  1245 


Norwe^n  (1890,  96) 
Vereinigte  Staaten  . 
Engtand  


1890  1897 
metrische  Tonnen 
70  16 
101  15 

_  7 


Die  Antimonproduktion  hatdagegen 
allenthalben  einen  grossen  Aufechwni^  ge- 
nommen.  Sie  betnig 

1890  189? 
metrische  Tonnen 


Deutsdiland  .  .  . 
Frankreich  .... 
Oesterreich-TJugam  . 
Vereinigte  Staaten  . 

Japan   

Italien  


139*) 
843 
559 
117 
96 
182 


1553 
1033 
948 
680 
641 
404 


Schwankender  ist  die  Produktion  von  An- 
timon in  Indien,  wo  1894  418,  dann  in 
England,  wo  1890  8  Tonnen  Antimon  er- 
zeugt wurden. 

Infolge  der  elektrotechnischen  Fort- 
schritte wurden  in  jüngster  Zeit  die  Her- 
stellungskosten von  Aluminium  so  we- 
sentlich verringert,  dass  dessen  Verwen- 
diuig  für  Gebrauchsgegenstände,  ganz  be- 


)  Davon  aus  einheimischen  Erzen:  Kupfer  1890  936,  1897  518;  Blei  1890  33B9a  1897 
'      Tons.    ■)  Darunter  1890  86  324,  1897  91 258  Tonnen 


26543,  Zink  1890  8582,  1897  7049  engl.  Tons 

silberhaltiges  Blei.  ■)  Mit  Eiuschluss  der  Nickelnebenprodnkte,  Blanfarbwerkprodukte,  Wismut 
und  Uranpräparate  —  reines  Nickelmetatl  in  Preussen  allein  1890  434,  1897  898  Tonnen.  *)  Hit 
Mangan  zusammen. 
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sonders  aber  fOr  Metalllegierungen,  und  in 
der  Msenindustrie  in  ausgedehntem  Masse 
möglich  wurde.  Der  Vreia  eines  Küo- 
grammes  Älumiuiiun,  der  1855  noch  1000 
Mark  betrug,  sank  1856  auf  300,  1886  auf 
70,  1890  auf  12-27^  1897  sogar  auf  2  Va 
Mark.  Umgekehrt  stieg  die  Oesamtprodnk- 
tion  ausBerordentlich  nüch.   Sie  betrug 

1885     133  Htr.  Ctr.     1895    14268  Mtr.  Ctr. 
1890     709   „      „        1896   17897   n  n 
1808   715»   M      »        1897   34144   »  n 

Die  grössten  AJuminiumproduzenten  sind 
die  Vereinigten  Staaten  mit  18 140,  die 
Schweiz  mit  7000,  Frankreich  mit  4700 
imd  England  mit  3150  metr.  Centner. 

Die  zur  Aluminiumdarstellung  geeigne- 
ten Mineralien  (Bauxit  etc.)  weraen  insbe- 
sondere in  folgenden  Staaten  mit  den  für 
1897  ang^benen  Produktionsmengen  er- 


einrichtuDgen,  ja  einige  Länder,  so  die  Yer- 
eioi^n  Staaten  von  Amerika ,  vemach- 
Ifissi^n  diese  fast^  ganz.  Ausser  diesen 
Specialstatistiken  bieten  noch  die  Ergeb- 
msse  der  Volks-  und  Betriebszählungen  oder 
besonderer  Industrieaufnakmen  Daten  für 
die  fraglichen  Ge^nstände,  doch  sind  diese 
Erhebimgea  häufig  durch  fremdEu^tige  (Ge- 
sichtspunkte störend  bednflusst.  Dazu 
kommt,  dass  die  BetriebseinrichtUDgen  un- 
endlich mannigfaltig  sind  und  dass  ein 
Massstab  fehlt,  der  einen  Vergleich  ermög^ 
liehen  würde.  Eine  international  vei^aiche[k- 
de  Darstellung  ist  daher  auf  diesem  (3ebi^ 
so  gut  wie  ausg^chlossen,  und  man  muss 
äck  begnügen  mit  der  staatenweisen  Be- 
richterstattung, die  auf  relatiT  wenige  Länder 
eingesduänkt  ist  Im  groBsen  und  ganzen 
zeigt  diese,  dass  die  Zahl  der  Betriebe  dnrcb 
das  Wachsen  des  Grossbetrieb^  fortgesetzt 
Terringert  wird,  dass  die  Auwendung  und 
die  Zahl  der  Maschinen  wie  ihre  Leistungs- 
fi&hisfceit  unausgesetzt  zunimmt  und  dass 
(ÜeMenschenkräfte  allerdings  unter  Schwan- 
kungen trotzdem  zahlreicher  Verwendung 
finden  und  bei  grosseren  Leistimgen  auch 
bessere  Entlohnung  erzielen. 

Im  Deutschen  Reiche  mit  Luxem- 
burg bestanden  1887  Hauptbetriebe  für  den 
Steinkohlenbergbau  431,  für  den  Braunkohlen- 
berebau  625,  mr  die  Eisenerzförderung  672 
und  für  die  FÖrdenmg  aller  Bergwerkserzeug- 
nisse  zusammen  2146.  Im  Jahre  1896  (1897) 
war  die  Zahl  dieser  Betriebe  herabgesunken 
auf  332  (312),  568  (531),  634  (554)  und  1888 
(1637).  Umgekehrt  war  die  Stärke  der 
mittleren  Belegschaft  in  diesen  Betrieben 
während  dieser  Periode  und  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ausserordentlich  gewachsen.  Sie 
betrug 

Köpfe 

1861/66  1887  1896  1897 

dwvhsenmtü. 

Steinkohlenbergban   94  579  217  357  316  5»3  33^  i74 

Bratinkohlenbergban   30  736  39  408  38  195  40  057 

BiaeiierzbOTgb&n   33  95»  32969  35233  37  991 

Bergban  überhaupt  184 154  337^34  445  048  471203 


Frankreich    ...  41  740  metrische  Tonnen 

Veroui^  Staaten  30920  „ 

GroBsbntannien  .  .  13500  „  „ 
Spuiien  ....  410  „  „ 
Schweden  (1896)    .      334  « 


C.  BetriebseiarichtongeB  und  Arbeits- 
kräfte. 

Im  allgemeinen  stehen  über  Betriebsein- 
richtungen und  Arbeitskräfte  im  Bergbau 
nur  aus  jenen  Ländern  verlAsslichere  mten 
zur  Verfügung,  die  auf  Grund  der  Erhe- 
bungen eigener  Aufsichtsorgane  eine  Special- 
statistik  des  Bergbaues  veröffentlichen.  Auch 
diese  Specialstatistiken  schenken  aber  den 
Xachweisungen  über  die  Arbeitskräfte  mehr 
Aufmerksamkeit  als  jenen  Über  die  Betriebs- 


Nicht  ganz  so  scharf  trat  die  Bewegung 
im  Hüttenbetrieb  hervor,  indem  sich  hier 
die  Zahl  der  Eoheisenbetiiebe  von  104  auf 
106  (108),  jene  der  Blei-  und  Kupferhütten 
von  13  auf  14  (13)  resp.  von  8  aiif  9  (9) 
erhöhte,  während  die  Gesamtzahl  der  Hütten- 
betriebe von  243  auf  237  (241)  zurückging. 
Die  Stärke  der  mittleren  Belegschaft  l^lief 
sich  bei  den 

anf  Köpfe 
1887    1896  1897 
Bobeisenbetrieben  .   .      21432  26562  30459 

Bleihötten  2739    2902  2731 

Knpferhtttten  ....  3  049  3  96g  4313 
Httttenbetrieb  iiberhaapt  42  744  49  S80  54  635 


Aehnlich  sind  die  Eigebnisse  der  deut- 
schen Gewerbezählung  vom  14.  Juni  1895. 
Siehe  die  Tafel  auf  S.  576. 

In  den  weitaus  meisten  Fällen  werden 
die  Motoren  dieser  Betriebe  durch  Dampf  an- 
getrieben. So  haben  von  den  Steinkohlenb^- 
baubetrieben  289  Dampfmotoren  mit  393423 
Pferdekr&ften,von  den  Braunkohlenbergbanbe- 
trieben  328  Dampfmotoren  mit  42711  Pferde- 
kräften und  von  den  Eisenerzbergbaubetrieben 
85  Dampfmotoren  mit  10350  Pferdekräften. 
Die  hier  nachgewiesenen  Motoren  und  Pferde- 
kräfte erschöpfen  nicht  ganz  die  2jahl  der 
in  diesen  Betrieben  verwendeten  Motoren 
und  Pferdekräfte,  da  -vielfach  mehrere  Be- 
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Eb  wurden  g:ezShlt: 


im  Bergbau  auf  ^^^^^ 

Eisenerz   214 

andere  Erze   191 

Sake   23 

Steinkohlen   31' 

Branakohlen   395 

bei  der  Gewinnung  von  Graphit,  Asphalt 

und  Bernstein   60 

fttr  die  Verkokung  n.  Briquettfabtikation  269 
im  HUttenbetrieb  zur  Herstellung  von 
Eisen  und  Stahl  mit  Einschluss  der 

Frisch-  und  Streckwerke   438 

snr  Herstellung  anderer  Metalle  ...  153 


triebe  zuaammen  mit  anderen  ge'U'isse  Mo- 
toren Terwenden  und  da  diese  bei  der 
Zählung  at^esondert  ausznvreiBen  waren; 
so  haben  28  Steinkohlenbergwerke  zuaammen 
mit  ESsenerzbeigwerken,  Koks-  und  Briquett- 
fabriken,  Ziegeleien,  Sägemflhlen,  Böttche- 
leien  Motoren  verwendet,  die  43  200  Pferde- 
krfifte  hatten. 

Bei  der  letzten  Gewerbezählun^  wurden 
auch  die  wichtigeren  Arbeitsmaschinen  und 
ihre  Leistungsfähigkeit  erhoben;  so  zählte 
man  die  Gesteinsbohrmaschineo  (46  beim 
Eisenerzbau,  346  bei  den  übrigen  Erzberg- 
■werken,  540  bei  den  Steinkohlenbergwerken), 
die  Pochwerke  (20  bei  den  Eisenerz-,  2321 
bei  den  anderen  Erzbergwerken),  die  Stein- 
brecher, Walzwerke,  Siebsetzmaschinen  und 
Aufbereitungshei^e,  die  EoksOfen,  die  Eisen- 


Steinkohlenbei^bauen   140 

Braunkohlenbergbauen   293 

Eisensteinbergbauen   57 

anderen  Bergbanen   169 

Eisenhochöfen   50 

anderen  Hüttenwerken   57 


Ueber  die  Ausstattung  dieser  Betriebe 
wird  im  Jahrbuch  des  i3sterreichischen  Acker- 
baununisteriums  Jahr  für  Jahr  ausfOhrüch 


bei  den  Beiv-  q. 
bauen  auf 

fl890 

Steinkohle    <1895  i 

[1896  I 

ri890  I 
Braunkohle  n89ö  i 

[im  1 

Eisenerz  und|1890 
andere  {1895 
Mineralien  [iSQS 


In  d«n  Hanpl- 

davon 

betrieben  im 

Von  diesen 

Haapt- 

Jahresdurch- 

Betrieben 

mit  Pferde- 

Im- 

schnitte  be- 

hatten Mo- 

Bt&rlc« 

triebe 

schäftigte 

toren 

PersoiieD 

203 

20670 

93 

10  7™ 

189 

48258 

141 

43  460 

23 

7370 

»3 

19  141 

312 

394 

393 

26331 

331 

43001 

39 

1388 

21 

802 

252 

IJZ 

22  677 

432 

118226 

401 

43»  871 

150 

34564 

130 

17720 

hochofen  (208  mit  einer  täglichen  Oeeamt- 
produktioa  von  12770  Tomien),  die  Puddel- 
öfen, Be^emerbimen,  EIusseisen-Flammfifen, 
CupolöEen,  Walzenstraasen,  Dampfhämmer 
(970  bei  den  Eisenhütten,  17  bei  den  anderen 
Hüttenwerken),  die  Schmiedepressen ,  die 
elektrischen  ^Maschinen  zur  Xetallgewinnong 
(44  mit  960671  "Watt),  die  Tiegel  in  den 
Ti^löfen  u.  s.  w.  Ihre  AufzfihluDg  würde 
uns  zu  weit  führen  und  muss  zum  Teil 
anderen  Artikeln,  so  jene  über  Eisen,  über- 
lassen werden. 

Die  Zahl  der  im  Betriebe  befindlichen 
Bercbau-  und  Hüttenwerkimtemehmungen 
in  Oesterreich  und  die  Zahl  der  von 
ihnen  beschäftigten  Arbeiter  giebt  für  die 
Jahre  1890,  1895, 1896  die  folgende  Tafel  an. 


Arbeiter 
1890      189Ö  1896 


139 

144 

48748 

54563 

55  9a6 

271 

263 

39508 

45182 

45  976 

39 

37 

5  7SI 

4S<« 

4829 

HO 

107 

14777 

12930 

13011 

42 

40 

10  841 

6297 

6296 

41 

43 

2053 

2015 

1996 

beriditet.  Bier  nur  einige  Daten  zur  Cha- 
rakteristik.  Es  bestanden 


Förderbahnen 
der  Über 
mbe  Tag 
Kilometer 


i 


Fördermaschinen 
mit  Dampfkraft 
An-  Pferde- 
zabl 


Anfbereitnngsmascbinen 
Poch-  Walzen- '^.P»""'- 


kraft     ""^    P»»"   Bchinen  Bitter 


tlODS- 


937 

196 

181 

II  909 

»3 

102 

118 

071 

211 

168 

15263 

II 

142 

15a 

1 12 

214 

172 

»5259 

II 

135 

»55 

»45 

367 

293 

12304 

43 

319 

249 

352 

356 

17  961 

53 

365 

335 

372 

366 

19937 

5» 

365 

308 

»58 

54 

3803 

1686 

137 

908 

180 

337 

344 

58 

2937 

1549 

162 

1057 

183 

344 

"55 

59 

301s 

1530 

149 

1  033 

166 

.  Unternehmungen 

1890      1895  1896 
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Koksöfen  varen  im  Betriebe  1890 :  18&6, 
1895:  1658,  1896:  1462.  In  dea  gleichen 
Jahren  vnrden  10, 12  und  11  Brii^uet^-easen 
betrieben.  Beim  Hflttenbebiebe  ist  die  ZbM 
der  Arbeitsmaschinen  bei  gesteigerter  Leis- 
tungs&higkeit  meistens  kleiner  geworden. 
So  waren  im  Betriebe: 


1890  1885  1896 


EisenhochBfen 
Andere  Hw^iMen 
RSstefen  .   .  . 
Flammöfen   .  . 
Bessemerretorten 
Cupolöfen     .  . 
KriataUisationskaaten 
Gebläsemaschinen  . 
mit  Dampf,  PferdekrSfte 


IIS 

97 

91 

24 

»5 

27 

So8 

698 

696 

io8 

108 

99 

21 

15 

15 

74 

6z 

54 

196 

241 

249 

82 

78 

73 

14474  155»*  14847 


Ungarn  zeigt  eine  ganz  analoge  Ent- 
wickelung.  In  Ungarn  mit  Kroatien-Slavonien 
waren  nämlich  bei  Kohlen-  und  Erzbei^- 
bauen ,  dann  bei  den  Hüttenwerken ,  also 
abgesehen  von  den  Salzbergwerken  und  Salz- 
sudwerken 1890  51533,  1896  68117  und 
1897  nach  einer  unvollständigen  Erhebung 
62083  Arbeiter  beschäftigt  In  den  be- 
aseichneten  Betrieben  dieses  Landes  standen 
femer  in  Yerwendung 


1891 

1896 

1897 

Förderbahnen  km   .   .  . 

1391 

1697 

1662 

Förder-  nnd  FahrtmaMhi- 

nen  mit  Dampfkraft 

177 

206 

228 

Pocheisen  

12770 

12956 

43 

105 

67 

Siebsetzmaschineu  .   .  . 

31 

64 

58 

Eisenhochöfen     .   .   .  . 

87 

62 

69 

Andere  Hochöfen    .    .  . 

17 

>5 

13 

Röstöfen  

263 

352 

356 

Flammöfen  

3> 

26 

29 

1891     1896  1897 


Kristallisatiottskästen  . 

Koksfifen  

Briqnettpressen  .  .  . 


153 
lai 
j 


93 
162 


144 
17a 

3  3 


In  Frankreich  standen  1890  im  Be- 
trieb 287  Kohlenbei^baue ,  65  Eisenstein-, 

39  Steinsalz-  und  84  andere  Bergwerke,  die 
134060  Arbeiter,  darunter  121555  Kolüeu- 
bei^arbeiter  beschäftigten.  1896  liatte  steh 
die  Zahl  der  genannten  Betriebe  auf  294, 
76,  40  und  90,  im  Jahre  1897  auf  287,  78, 

40  und  97  erhöht.  1896  resp.  1897  waren 
hier  im  ganzen  152125  resp.  156504  Ar- 
beiter, davon  140174  und  14^401  inKohlen- 
berebauen  beschäftigt. 

In  den  französischen  Eisenhüttenwerken 
aller  Art- waren  1890  58300,  1896  64500 
und  1897  68800  Arbeiter  beschäftigt;  in 
den  anderen  Hüttenwerken  betrug  ihre  Zahl 
1890  über  2CK)0, 1896  und  1897  mehr  als  3200. 
Eisenhochofenwerke  wai-en  in  Frankreich 
1890  70,  1896  60,  1897  61  im  Betriebe. 
Diese  hielten  119  resp.  107  und  III  Eisen- 
hochOfea  in  Thätigkeit  und  zwar  100  resp. 
96  und  101  mit  Koksfeuerung.  Die  Hoch- 
öfen mit  Koksfeuenmg  produzierten  per 
Ofen  1881  13,  1890  19,  1896  und  1897 
24  >Iillionen  Kilogramm  Eoheisen,  indes  ein 
Hochofen  mit  HolzkolUenfenerung  1897  durch- 
schnittlich imi  1  und  ein  solcher  mit 
mischter  Feuerung  1897  auch  nur  5  Hilho- 
nen  Kilogramm  ßoheisen  ergab. 

Die  kräftige  Entwickeluug  des  maschi- 
nellen Betriebes  in  den  französischen  Berg- 
bauen beleuchtet  folgende  Tafel.  Es  wturen 
Dampänaschinen  im  Betriebe  bei  den 


Im 
Jahre 


1890 
1696 
1897 


Kohlenbergwerken 
zur  Förde-         zm"  Venti- 


An- 
zahl 

1  650 
2183 

2  198 


rnng 
Pferde- 
kräfte 
96781 
136  459 
145  «3 


lation 


An- 
zahl 

195 
274 
385 


Pferde- 
krftfte 

7159 
14716 
13764 


£i8eu- 

berg- 

werken 
An-  Pferde- 
zahl kräfte 
16  400 
27  660 
30  85a 


anderen  Bergwerken 


auf 
Metalle 


An- 
zahl 

75 
85 
84 


Pferde- 
kr&fte 

3013 
5  »94 
5358 


auf  andere 
Mineralien 


An- 
zahl 

34 
44 
41 


Pferde- 
kräfte 

547 
554 
5»7 


Die  Eisenhüttenwerke  mit  Einschluss  der  Eisenhochofeuwerke  hatten  in  Thätigkeit 


im  Jahre 

1890 
1896 
1897 


Puddel- 


672 
567 
553 


Bessemer- 
retorten 

»5 
33 
37 


Siemens- 
Hartitt- 
flammOfen 

66 

73 

75 


Hydraolische 
Motoren 
Anzahl  Pferdekr&fte 
428      12  200 

423  "531 
414  12644 


Dampfmaschinen 

Anzahl  Fferdekräfte 
2  029      105  064 


2248 
2294 


149380 
156  594  ' 


In  Belgien  waren  1870  169  Kohlen- 
bergwerke betrieben  worden.  1890  war  ihre 
Zahl  auf  134,  1395  auf  122,  1896  auf  120 


des  konzedierten  Schurfgebietes  von  140  868 
ha  im  Jahre  1870,  auf  137  400  ha  im  Jahre 
1896  zurückgegangen.    Dagegen  ist  die  Ar- 


ziu'ückgegangen.  Ebenso  war  die  Ausdehnung  beiterzahl  unausgesetzt  gewachsen.  Sie  be- 
Haadwttrtorbieh  dar  SUatowlMaOMhafteB.  Zweite  A«fli«s.  fl.  37 
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lief  sich  1845  auf  41435,  1870  auf  91993, 
1890  auf  116779,  1895  auf  118957,  1896 
auf  119  246. 

Aehnlich  war  die  Entwickelung  bei  den 
Hfitteuwerken.   Es  waren  nämlich  thatig 

1890  1895  1896 

EisenhQttenwerke  m.  Ein- 

schlass  d.  Hochöfenwerke      89  75  78 

mit  Arbeitern  33  070  21  036  33  50S 

Ho(di(tfai    .  .  .  )  in        36  39  34 

PnddelSfen  ...   J  Ar-      488  358  357 

ibeseemer-coDverteml  beit        13  14  16 

Zink-,  Blei-  n.  Silberiitttten      13  15  15 

mit  Arbeitern     .  .  .  .  435'  5454  5^7 

In  Italien  ist  die  Zahl  der  in  Betrieb 
befindlichen  Beiwerke  von  1871  bis  1892 
im  Wachsen  gewesen,  seither  aber  zurück- 
gegangen. UBB  gleidie  'war  der  Fall  mit 
der  von  ihnen  verwendeten  Belegmannschaft 
Anders  war  die  Entwickelung  der  Eisenerz- 
bergwerke, nicht  aber  jene  der  Sdiwefel- 
gmoen.  Es  bestanden  nfimli<^  thfttige 


un 
Jahre 


,  davon 
H  II  4 1  Schwefel-  -5 1 

1871  498  30357  61  1005  274  15957 
1890  919  52104  44  »434  504  30503 
1892  looi  60252    42      1943     689  36909 

1896    713  4^30     38       1731      456  33301 

X896   803  50152    15      1271     509  24775 

Eisenhüttenwerke  waren  in  Italien  thfitig 
1890  335,  1895  255,  1896  258.  Sie  ver- 
wendeten 1890  14053,  1895  10079,  1896 
11 179  Arbeiter.  Schwefelhütten  im  An- 
schlüsse an  die  Qruben  zählte  man  1895 
445, 1696  507  mit  4670  resp.  5260  Arbeitern. 

In  Grossbritannien  und  Irland 
betrug  die  Zahl  der  im  Betrieb  beHndücdien 
Bes^erke  und  der  dort  bescfafift^ften  Ai^ 
beiter  und  zwar 


Bergwerke  Arbeiter 


bei  den 


1895 
il896 

693  090 

3  395 

687  371 

3260 

678  690 

(1894 

15447 

{  1895 

376 

16087 

US96 

136 

16819 

(1894 

30560 

{ im 

30199 

[1896 

720 

30394 

dere  Hineralieu 


In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wurde  das  in  den  Beiwerken 
auf  Eisenerz  investierte  Kapital  1880  auf 
61,8, 1S89  auf  109,8  Millionen  •,  das  in  den 
Eohlrabei^erkeh  angel^te  Kapital  1880 
auf  261;2,  1889  auf  342,8  Millionen  •  be- 
rechnet. Aehnlich  wuchs  das  investierte 
Kapital  auch  in  den  anderen  Bergwerksan- 


lagen und  Hüttenwerken.  Die  Zahl  der 
Arbeiter  nahm  in  dem  genannten  Jahrzehnt 
gleichfalls  sehr  bedeutend  zn  und  ist  auch 
seither  gewachsen.  So  zählte  man  in  den 
Eiseuerzbergwerken  1880  31 668, 1890  38  227 
Arbeiter,  in  den  Kohlenbergwerken  1880 
170867,  1890  299559  und  1896  393342 
Arbeiter. 

Die  Graamtzahl  der  in  den  Bergwerken, 
Petroleumgruben  imd  Steinbrüchen  der  ganzen 
Erde  beschäftigten  Personen  berechnet  der 
englische  Mineninspektor  Fester  für  1896 
aui  3591915,  wovon  auf  Engluid  und  seine 
Kolonieen  1 273776  entfallfin.  FOr  1897  giebt 
der  Genannte  etwas  grOaseie  Zahlen  an.  In 
Wirklichkeit  dürfte  aber  diese  Arbeiteruhl 
viel  grCmer  sein,  dam  Foster  konnte  kdne 
voüstAndige  UebeniGht  geben,  weil,  wie 
sdioa  bemei^  einij^  Staaten  die  Zahl  der 
Bergarbeiter  gar  nicht,  andere  nur  unvoll- 
ständig erhebt  undverscMedeneKAtegorieen 
derselben,  so  meistens  die  Steinbrucharbeiter 
ganz  bei  Seite  lassen.  Ein  Yergleidi  von 
Staat  zu  Staat  ist  deshalb  auch  nur  rü(^- 
sichtlich  einzelner,  bestimmter  Arbeiterkate- 
goiieen  mOglich. 

Die  Vermehrung  des  Arbeitspei^nales 
erscheint  im  allgemeinen  als  Voraussetzung 
der  VCTgrösserten  Produktion;  da  aber  die 
Produktionsvermehrung  in  höherem  Grade 
als  durch  die  Vermehrung  der  Hände 
durch  den  Ersatz  der  Handarbeit  durch 
maschinelle  Arbeit,  durch  Einführung  leis- 
tungsfähigerer Arbeits-  und  Fördermaschinen, 
durch  zweckmässigere  Arbeiteoi:gfuusation 
u.  dgL  bewirkt  wurde,  so  konnte  sie  auch 
ohne  Vermehrung  der  Arbeiter,  selbst  bei 
einer  Verminderung  ihrer  Zahl  und  stets  in 
einem  grösseren  Prozentsatz  als  in  dem  der 
vermeinten  Arbeiterzahl  eintreten.  Hier- 
durch ist  aber  unmittelbar  eine  Vergrösse- 
rung  der  auf  den  einzelnen  entfallenden 
Produktionsanteüe  gegeben,  und  in  der  Tfaat 
zeigt  fflch  im  allgemeinen  eine  fortgesetzt 
wachsende  Vermehrung  der  Leistung  des 
einzelnen.  Freilich  treten  hierin  zeitliche 
Schwankungen  und  grosse  Differenzen  von 
Staat  zu  Staat  uuf,  da  die  Produktionsmenge 
in  erster  Linie  von  der  stark  wechselnden 
Mäditigkeit  der  auszubeutenden  Schichte, 
der  E^nart  der  umschliesseuden  Gesteins- 
schicditen  imd  dem  Prozentsatze  des  Ge- 
haltes abhängt  Mit  dar  vermäuten  indi- 
viduellen Arodtslöstung  konnte  sich  und 
hat  sich  audi  me^ns  ein  eriUttiter  höhn 

X'ien,  obsohon  Steigen  und  Fallen  des 
es  noch,  von  vielen  anderen  Momenten 
beeinflusst  wurde,  auf  die  hier  nicht  eii^e- 
gaogen  werden  kann. 

So  ei^bt  sich  in  Deutschland  aiis 
dem  Verhältnis  der  mittleren  Bel^sdiaft 
zur  Produktionsmenge  folgende  Jahresleis- 
tung eines  Bei^-  resp.  Hüttenarbeiters 
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1861-66  1876—80    1886    1890    1886  1897 


Boheisenbetrieb  

Ebenso  berechnet  man  die  J^iresleistung 
eines  Arbeiters  in  Oesterreich  im  Jahre 
1890  (resp.  1896)  beim  Steinkohlenbergbau 
auf  183  (188),  beim  Braankohlenbei^bau  auf 
388(445),  beim  Eisenerzbeigbau  auf  237  (334) 
und  bei  der  Rohttsenetzeugaog  6xd  61  (141) 
TonneD. 

AehDÜltdie  Zunahmen  der  indiTidudleu 
Leistung  lassen  sich  allenthalben  beobachten. 
So  giebt  die  belffiscbe  Statistik  als  mittlere 
Jahresleistung  eines  Stdnki^enaifoeiters  fttr 
1845  119,  fOr  1880  164,  fOr  1890  174 
nnd  fnr  1896  178  Tonnen  an.  So  betrag 
die  Jahresleistung  änes  englischen 
Kohlenarbeiters  (mit  Ausserachtlassung  der 
Cnterscheidtmg  zwischen  der  Arbeit  über 
und  unter  Tag)  nach  der  offiziellen  Statistik 
1894  277,   1896  294  englische  Tonnen. 


Tonnen  zu  1000  kg 

185 

235        266  267 

271 

371 

456        545  575 

701 

734 

104 

194         354  294 

403 

407 

38 

119         161  188 

340 

336 

Die  französische  Bei^fbaustatistik  giebt 
da^ien  als  Jiüiresleistimg  eines  Kohlen- 
arbeiters für  1890  215,  fOr  1892  197,  für 
1896  208  und  fOr  1897  wieder  215  Tonnen 
an.  Ebenso  betrug  nach  der  preussiachen 
Bei]gbaustBtistik  die  Jahredeiatong  eines 
StemkohlenbergarbeiteES  in  Preussen  1888 
300,  1890  275,  1896  278,5,  1897  27^6 
Tonnen. 

Eäne  gute  Ceberaieht  Aber  die  LShne 
der  Betgbanarbeiter  liefert  die  preussiscihe 
Beivbaiistatiatäk.  Die  danach  zusammenge- 
stellte lo^nde  Tabelle  Iftsst  das  Schwanken 
nnd  'Wachsen  dieser  Löhne  leicht  erkennen. 
Es  betrug  nämlich  der  Jahresverdienst  (J.-V.) 
resp.  der  Schichtveidienst  (S.-Y.)  ^es  unter* 
irdisch  beschäftigten,  edgentlidien  Bezgar- 
beiters  im 


Im 
Jahre 

1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
18dl 


Stemkoblmbergban 

BcU^  Dortmund  Saarbrücken 
J.-V.  8.-V.  J.-V.   8.-V.    J.-V.  S.-V. 


Braunkohlen- 
bergbau 

Halle 


1896 
1897 


565  3,07 

638  3,31 

748  a,7i 

774  3,83 

739  a,79 
727  3,74 
730  3,79 

740  3,78 
768  2,82 
794  2,91 


936 
1028 
1183 
1217 
1120 
1084 
1102 
1114 
1203 
1328 


2,96 

3,42 
3,98 
4,08 
3,87 
3,71 
3,73 
3,75 
3,90 
4,32 


885 
976 
1180 
I3I2 
1167 
I03I 
1020 
1030 
1079 

noi 


3,06 
3.44 
4,09 
4,21 
4,23 
3,83 
3,68 

3,70 
3,73 
3,80 


J.-V. 
Hark 
72  t 

833 
848 

859 
845 

831 
853 
883 
929 


8.-V. 

2,45 
2,60 
2,84 
3,90 

a,89 
2,83 

a,79 
2,86 

3,94 

3,05 


Enpfer- 
sdiieierbau 

Halle 

J.-V:  S.-V. 


Steinsalz- 
bei^ban 

Balle 

J.-V.  S..V: 


779 
828 
887 
953 
933 
831 
790 
816 
883 
937 


2,75 
2,98 

3,15 
3,31 
3,16 
3,74 

2,61 
2,73 
2,95 
3,09 


905 
948 
102a 
1068 

"53 
1102 
1064 
1013 

IIOO 

1149 


3,11 
3,26 
3.48 
3,63 
3,81 
3,69 
3,65 
3,56 
3,6s 
3,81 


Erzberg- 
ban 

am  Ober- 
han 

J.-V.  S.-V. 

670  2,27 

678  3,30 

683  3,31 

696  3,33 

691  2,33 
688  2,33 

697  3,35 

692  3,35 

709  3,38 

710  2,40 


In  den  böhmischen  Werken  Oester- 
reichs betrug  der  annähernd  berechnete 
Durchschnittsrerdienst  eines  Steigers  resp. 
Hflttenarbeitoia  nach  der  offiziellen  Berg- 
banststistik  im  Jahre  1890  (resp.  1896)  per 
Ti^  beim  Steinkohlenbau  1  fl.  64  (1  fl.  87), 
beim  Braunkohlenbau  1  a  63  (1  fl.  88),  beim 
BSsensteiDbergbau  1  fl.  52  (1  fl.  42),  bei 
anderen  Beigbauen  1  fl.  43  (1  fl.  56)  und 
beim  HUttenbetrieb  1  fl.  09  (1  fl.  26).  Ganz 
ähnlich  gestaltete  sich  die  Lohnbewegung 
in  den  anderen  I rändern  Oesterreichs. 

In  Ungarn  betrugen  nach  der  offiziellen 
Statistik  die  täglichen  Löhne  der  Berg-  und 
Hflttenarbeiter  bei  den 

Männern  Frauen  Kindern 

im  hfich-  min-  höch-  min-  höcb-  min- 
Jahre  stens  destens  stens  destens  stens  destens 


1886 
1890 
1896 
1897 


Krenzer 
160  30 
180  34 

:8i  30 
250 1)  24 


Kreuzer 
98  18 
79  25 
90  30 
90  28 


Kreuzer 
56  10 
70  10 
70  15 

90  lO 


')  Bei  den  Eisenwerken  tob  Bima — Ma- 


in Belgien  belief  sich  der  durch- 
schnittUohe  Jahresrerdienst  eines  Stein- 
kohlenbergarbeitets  1870  auf  878,  1880  auf 
920,  1890  auf  1117,  dagegen  1895  auf  94S 
imd  1896  auf  964  Francs.  Der  durchsehnittr 
liehe  Tagesverdienst  der  Bew-  und  Hütten- 
arbeiter wird  von  dar  ofEizieDen  Statistik  in 
folgender  Weise  angegeben: 


Arbiter  in  den 


1885  1890  1895  1896 
Francs 


Hochofen  2,69  2,82  2,86  3,03 

Stahlfabriken  3,28  3,41  3,35  3,5*> 

Zinkhutten   3,"  3,39  3,53  3,49 

Silber-  nnd  Bleihtttten .   .  2,82  3,84  2,89  3,86 

In  Frankreich  war  die  Bewegung  des 
täglichen  Arbeitslohnes  in  den  letzten  Jahren 
ziemlich  ungleich.  Er  betrug  nämlich  nach 
der  offiziellen  Statistik  durdäschnittlich  für 
Arbeiter 


räny— Saljgö— Tarjän  kamen  auch  Lohne  Ton 
4  fl.  per  Tag  vor. 
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unter     an  der  unter     an  der  , 

im  Tai^  Oberfläche  Oberöäcbe ; 
Jahre  b.  Kohlenbergwerken  b.  ^^senerzbergw.  | 

Francs  Francs  i 

1890     4,57        3,16  4,23         3,9©  | 

1892  4,68        3,t9  3,37  j 

1896  4.49        3,i8  4.S0  3,65 

1897  4,54        3,19  4,68        3.69  I 

D.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Berg- 1 
bau-  nnd  Hnttenbetrtebe.  j 
Wesentlich  bestimmend  für  die  finan- 1 
ziellen  Ergebnisse  der  Bergbau-  und  Hatten- 1 
Unternehmungen  sind  die  Preise  ihrer 
Produkte,  die  von  den  verschiedensten 
Komenten    beeinüusst  ausserordentlichen 
Schwankungen  nnterli^n  und  dadurch  auch 
die  Ertragnisse  jener  Untemehmangen  be- 
sonders schwankend  gestalten.    In  dem 
letzten  Jahrzehnt  waren  die  Preise,  wie  die 
fügenden  T^hi  zeigen,  bis  1890  steigend, 
dami  rQckgftn^g,  neuestens  wieder  steigend. 
immOT  aber  m  einer  ziemlich  Übereinstiro- 
menden  Bewegung.   Es  bebug  nftmlich  an 
der  Grube  resp.  Hatte  durchsmiittlich  der 
Preis  einer  metrischen  Tonne 

oberarhl.  deulaoli  rhelni 
Beam-  acfaen 
»tiirk-      m«'^  weich 

Jahre  Stoin-    ^^^^     r^ün.   Knpfer  ^^y^ 

tD«^,  (Breslau, 
Hark 

1888  5,9      52,7  276  1601  354 

1889  7,0      65,9  264  1185  383 

1890  9,5       79,8  275  1298  451 

1891  9,2      62,1  256  1195  450 

1893  9,1  s  7 ,8  22 1  1 074  405 
1893  9jo  52,0  205  1016  336 
1884  9,0  52,0  196  903  299 
1896      9,0      52,0  217  988  283 

1896  8,9      59.0  331  1059  316 

1897  8,7      63,4  255  1072  339 

Eine  ähnliche  Bewegung  hatten  im  letzten 
Jahrzehnt  die  Preise  auch  auf  dem  Ijondoner 
Markt  Aber  wie  die  folgende  Tafel  zeigt, 
sind  selbst  die  erhöhten  Preise  dieses  Jahr- 
zehnts wesentlich  niedriger  als  die  Durch- 
schnittspreise vor  20  und  30  Jahren. 

Preis  einer  englischen  Tonne 

ImDnrch-  achot-  eneÜBch 

schnitt  d.     Ötem-       UHcbeB      ^^"fcr  ennliach. 


Hans- 
f eider 


schien!- 
sches 


Jahre 


Hetton^ 

Schilling  ScbtU.  d. 

1867—77  23  69  — 

1878—87  i6»/4  46  — 

1888  i6'/j  39  II 

1^  i7Vt  47  9 

1890  19  49  7 

1891  19  47  2 

1892  iS'.;  41  io 

1893  19%  42  4 

1894  16V«  42  8 

1895  IS  44  5 

1896  15  46  10 

1897  15%  45  4 


Uake} 

Pfund  Sterling 

81  20% 

60  14 

78  137. 

54  13 
59  13'/« 

55  '2V9 
48  10»/, 
47  9V4 
43  9'/» 
46  lo'U 
50  it'/« 
52 


Trotz  dieser  niedrigeren  und  schwanken- 
den Preise  ist  der  Wort  der  gesamten  Bei^- 
bau-  und  Hütten  produkte  infolge  der  fort- 
während wachsenden  Menge,  obschon  unter 
Schwankungen,  dennoch  gestiegen.  So  winde 
die  gesamte  deutsche  liergwerksproduktion 
bewertet  1880  auf  37ü,5,  1886  auf  4:^(1,5, 
1890  auf  720,6,  1896  auf  786,7  und  1897 
auf  859,3  Millionen  Mark.  Die  Er^bnisse 
der  Hüttenproduktion  wurden  in  den  gleichen 
Jahren  mit  287,9,  282.5,  47.^,4,  474.0,  531.8 
Millionen  Mark  bew^ertet.  In  Grossbritannien 
allerdin^  berechnete  man  den  Wert  der 
einheimischen  Kohlen-  und  Metallproduktion 
1880  auf  84,0.  1880  auf  r>5,8.  1890  auf  100,H, 
1896  auf  78,7,  189"  auf  81,7  Millionen  £, 
Die  Ergebnisse  der  Hüttenproduktion  der 
Vereinigten  Staaten  dagegen  bewerteten  sioli 
nach  offizieller  Schätzung  1880  auf  190,n. 
1886  auf  314,9,  1890  auf  305.7,  1896  auf 
287,6  und  1897  auf  303,3  Millionen  Dollars. 
Aehnlich  gestaltete  sich  auch  in  den  anderen 
Staaten  die  Entwickelung  des  Wertes  der 
Bergbau-  imd  Hflttenproduktion.  Den  Stand 
des  JjJires  1897  stellen  für  die  15  wich- 
tigeren Produktionsgebiete  mit  Untersdiei- 
dung  der  wertvollsten  Produkte  die  Tafeln 
aiif  S.  rWl  dar. 

Nach  der  ereten  Tafel  ist  der  Wert  der 
Bergbanprodukte  der  dort  genannten  Staaten 
und  Länder  mit  wenigstens  41  ISSy  Millionen 
Mai-k  anzunehmen.  In  Wirklichkeit  ist  der 
Wert  bedeutend  grösser,  da  die  Statistik 
der  Vereinigten  Stiaten,  Russlands  tmd  der 
australischen  Kolonieeu  nicht  alle  dort  ge- 
wonnenen Erze  imd  Mineralien  bewertet, 
sondern  in  der  Hauptsache  nur  jene,  die 
weiterhin  keine  Verarbeitung  in  den  ein- 
heimischen Hüttenwerken  finden.  Da  femer 
in  den  einzelnen  Staaten  bald  mehr,  bald 
weniger  Produkte  in  die  Nach  Weisungen 
der  Bergbaustatistik  einbezogen  werden,  sind 
hie  und  da  Produlcte  unbewertet  geblieben, 
die  nadi  dem  Begriffe  des  Bergbaues  und 
der  Analogie  anderer  Staaten  zu  bewerten 
gewesen  wären.  Um  die  Daten  für  die 
einzelnen  Staaten  ein^rmassen  vergleich- 
bar zu  machen,  haben  wir  übrigens  überall 
aus  dem  Gesamtwert  der  Bergbauprodufction 
die  Wertziffem  für  die  Prodiitiott  von 
Petroleum,  Gas,  Mineralwasser.  Meersalz  und 
sonstigen  Salzen  wässerter  Lösung  sowie 
die  für  die  Produktion  der  Steinbrüche,  so- 
weit es  m^lich  war,  ausgeschieden.  Von 
dem  in  dieser  Weise  beschränkten  Gesamt- 
werte entfielt  weitaus  der  grösste  Teil  auf 
die  KohlenproduktioQ.  die  auch,  wenn  man 
die  anderweitige  B^bauproduktion  der  Ver- 
einigten Staaten,  RussUnds  und  der  austrat 
lischen  Eolonieen  uocAi  so  hoch  schätzt,  doch 
drei  Vierteile  des  Gesamtwertes  der  Berg- 
bauproduktion repräsentiert  EnghmdsUeb^ 
gewicht  auf  diesem  Gebiete  beruht  ganz  auf 
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Wert  der  Bergbauproduktion 
im  Jahre  1897  in  Mfllionen  Mark 


Staaten 


Grossbritannien 

Deutschland 

Verein.  Staaten 

Frankreich 

Belgien 

Oesterreich 

Bossland  (1896) 

Spanien 

Australien 

Italien 

Ungarn 

Schweden 

PortQgal 

Algier 

Norwegen  (1898) 


Snnune 

Prozente  derGe-\ 
samtprodnkti 

'}  Mit  silberhaltjgem 
dnkte.  ^  Unvollständig. 


Stein- 

03 

Gold- 

lind 

Eisen- 

Blei- 

Zink- 

Zinn- 

und 

a 

pro- 

Braim~ 

V 

'S, 

erze 

Silber- 

P 

sohle 

erze 

CC 

i&her- 

:^ 

b&npt 

1220  AQ 

Q  70 

I  AI 

16^8 

C  IQ 

0  12 

0,01 

1  IIA  6*7 

II  C  IQ 

IQ  Ol 

1 1 02 

0  02 

I  AC 

■•,43 

"SV)*» 

Sic  2< 

9 

9 

' 

9 

O.AO 

88267*) 

12,18 

0,02 

2  2C 

I  Od 

0^7 

0  27 

180,83 

"33,43 
67,90 

6,41 

0,48 

1,97 

V 

0,90 

0,003 

3,25 

0,09 

150,48 

22,17 

9 

V 

y 

2,55 

146,34') 

14,0g 

38,17 

'',75 
0,36 

°,33 

1  .tit 

1^4» 

Of02 

IC  e7l^ 

oo5 

01,17 

40,26 

5 

y 

0,80 

38,13 

0,04 

80,23*) 

1.89 

2,45 

1,76 

4,il 
0,56 

6,70 

1,06 

0,06 

50,67 

31,59 

6,43 

0,01 

3,26 

42,34 

1,81 

11,27 

0,80 

^64 

0,30 

0,72 

16,38 

0,22 

2.45 

0^1 

0,006 

0,05 

4,37 

2.52 

0,02 

1,23 

4,32 

0,02 

1.28 

0,01 

0,50 

0,001 

3,25 

3511,42 

212,49 

35,35 

40.33 

36,01 

6,04 

63,64 

6,04 

4  1 18,47 

85^ 

5,1 

0,8 

1,0 

0,9 

0,1 

1,5 

0,1 

100,0 

Bleierz  im  Werte  von  18675000  Fruicfl.   <)  Nicht  metallische  Pro- 


M'ert  der  Hüttenprodnktion 
im  Jahre  1897  in  Millionen  MaiA 


Staaten         Sä"  Knpfer  Blei  Zink  Zinn  Süber  Gold  ^Sfä'^ickel 


Vereinigte  Staaten 
DentscUand .  . 
Grossbritannien 
Bassland  (1896) 
Australien  .  . 
Frankreich  .  . 
Belgien  .  .  . 
Spanien  .  .  . 
Oesterreich  .  . 
Italien  (1896)  . 
Ungarn  .  .  . 
Norwegen  (1896) 
Algier  .... 
Portugal  .   .  . 


eisen 

399,50  227,14 
350,15  30,24 
432,30')  0,41 
134,3"  7,68 
0,01  19,20 

117,95  7,47 

49,19  — 

9,18*)  20,69 
53,81  1,05 

0,60  13,87 

27,23  0,19 

0,02  0,95 

-—  0.1 1 


mon 


62,54  35,70 
28,64  50,47 
6,74  2,66 
0,06  2,49 
0,14  0,49 
2,56  13,22 
4,47  40,24 
43,I5'J3,37 
3,13  2,07 
4,71  — 
0,68  — 


—  292,49  240,91 

i,'5  36,38  7,74 

5,93  0,61  0,14 

0,002  1,23*)  86,66 

5,5a  1,29  217,38 

—  6,64  0,77 

—  2,58  - 

—  6,30  0,03 
0,07  3,32  0,15 

—  3,57  0,77 
0,002  2,62  8,55 

—  0,43  — 

—  0,03  — 
0,001  0,006  0,04 


4,36  0,03  0,46 

0,02  5,97")  0,84 

—  0.0a  — 
2,27  —  — 

—  3,01  0,58 


6,34  - 
2,02  0,01 
0,61  — 
0,002  0,003  0,27 
—    o,<*3  — 


0,19 
0,26 


Hütten- 
prodakte 
überhaupt 
1269,24 
531,83 
450,15 
244,12 

243,83 
153,32 
96,47 
89,43 
66,61 

49,55 

39,78 
1,36 
0,14 
0,09 


Summe  1574,25  329,00156,82150,71  12,68  357.5°  563,14  15,62    9,07    2,60  3235,92 

^«^i^nktion}     48-6     »^■=^  ^''^  0.5     0.3     0,1  .00,0 

*)  Mit  Einscbluas  des  Bobeisens  aus  fremder  Erzeugung.  „Hierro  colado"  allein.  *)  Mit 
oilberbaltigem  Blei  im  Werte  von  31661000  Mark.  *)  Dazu  Platin  im  Werte  von  2408000 
Rubel.  ^}  Mit  Einscblnss  der  nickelhaltigen  Neboiprodukte,  Elanfarhwerkprodnkte,  Wismnth 
und  Uranpräparate. 


dem  hohen  W^ert  seiner  flfoei^ro&sea  Stein- 
koUenproduktioD. 

Der  W^  der  Hüttenproduktion  der  ge- 
nanntea  Staaten  ist  bleioer  als  der  ihrer 
Bergbanprodukiion,  Ja  kleiner  als  der  ihrer 
KoUenpoduktion.  Er  belfiuft  sich  auf  rund 
3236  Millionen  Hark,  gegen  3511  HiUionen 
Mark,  die  auf  letztere  ent&Uen.  Fast  die 
BSlfte  des  Wertes  der  Gesamtproduktion 
reprSsentiert  die  Rohdsenproduktioa ;  in  den 


meisten  Staaten  ist  der  Wertanteil  letzterer 
noch  grösser  und  nur  in  den  Yereini^en 
Staaten  und  in  den  australischen  Kolomeen 
•wisä  er  von  jenem  der  Edelmetallproduktion, 
in  Spanien  und  Italien  von  den  Wertonteüen 
anderer  Produkte  übertroffen. 

Da  in  den  vorangehenden  Uebersichten 
mir  ein  Töl  der  bergbautreibenden  Staaten 
Berficksichtigung  fand  und  vor  allem  grosse 
Gold-  und  Silberproduzenten  ausser  acht 
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blieben,  so  muss  natürlich  der  Wert  der 
Bergbau-  und  Hüttenproduktion  der  ganzen 
Erde  weit  hoher  geschätzt  werden,  und  man 
wird  kaum  zu  hoch  gegriffen  haben,  wenn 
man  für  alle  Länder  der  Erde  den  Wert 
der  Hüttenprodukte,  der  KoJilen  und  der 
nicht  weiter  in  den  Hüttenbetrieben  ver- 
arbeiteten Mineralien  in  der  oben  angegebenen 
Beschränkung  auf  10  Milliarden  Mark  schätzt. 

Diese  grossen  und,  wie  erwälint,  meist 
wachsenden  Wertsummen  geben  gleich  den 
Arbeiterzahlen  ein  gutes  Bild  von  der  hohen 
Bedeutung  des  Bei^;baues  für  die  Volks- 
wirtschaft jedes  Landes.  Leider  lassen  sie 
sich  nicht  weiter  verwerten  füi-  die  Beur- 
teilung der  Bentabihtät  des  in  den  Bei^bau- 
und  Hfltteübetriebeu  investierten  Kapitales, 
da  abgesehen  von  den  angefühi-ten  Erhe- 
bungen des  amenkanischen  Census  keiue 
nrofossenden  Angaben  über  diese  Investi- 
tionen Torli^en.  Soviel  ist  allerdings  klar, 
dass  di^  Ka^talien  sehr  bedentend  und 
in  jüngster  Zeit  besonders  gewachsen  sein 
müssen.  Zu  weiter  gehender  Beurteilung 
ist  man  auf  die  Beobachtung  einzelner 
Gruppen  und  Ausschnitte  jener  Unt^neh- 
mungen  angewiesen,  deren  Ergebnisse  man 
aber  als  s\nnptomati6ch  betrachten  kann. 

Im  alfgemeinen  lassen  diese  Beobach- 
tungen erkennen,  dass  der  Bergbau-  und 
Hüttenbetrieb  relativ  ^sse  AnlagekapitaHen 
und  fortgesetzt  grosse  Aufwendungen  fordert 
und  dass  er  eine  dui-chschnitthch  bescheidene, 
aber  periodisch  und  lokal  ausserordentlich 
ungleiche  und  sehwankende  Rente  abwirft. 
So  berechnete  man  in  Belgien  die  Selbst- 
kosten einer  Tonne  Steinkohlen  1896  auf 
8,99,  1897  auf  9,36  Francs,  den  Reingewinn 
aber  auf  0,51,  resp.  0,91  Francs.  1890  soll 
dieser  Reingewinn  gar  2,88,  1880  aber  nur 
0,23  Francs  betragen  haben.  So  tragen  die 
Montanwerke  des  österreichischen  Staates 
bei  einem  jährlichen  Aufwand  von  7 — 7\-i 
MilUonen  Gulden  nur  0,4 — 1.6  Miüionen 
Gulden.  Die  Schwanbmgen  <ies  Ertrages 
sind  auch  hier  sehr  bedeutend  und  offenbar 
vom  Silberpreis  beeinflusst,  da  die  Silber- 
beigwerke in  Böhmen  zu  den  Hauptobjekten 
des  staatlichen  Koutanbesitzes  zählen.  Nach 
den  Staatsrechnungsabschlfissen  betrugen 
die  Reineinnahmen  dieser  Montanwerke : 


im  Jahre 
1887 
1888 
1889 
1880 
1801 


MiU.  fl. 
i,6i 
1,31 
»,45 
1,39 
0.86 


im  Jahre 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


MiU.  fl. 
0,83 
0,93 
0,37 
0,48 
1,03 


Etwas  anders  gestaltete  mch  die  Eni- 
wickelung  der  Reineinnahmen  in  den  fran- 
zösischen. Bergwerken,  indem  hier,  wie 
fügende  Tafel  die  Jahie  1882,  1883, 
1890,  1891  und  bei  den  »anderen  Berg- 


werken« auch  1897  besonders  grosse  Er- 
träge lieferten.  Bezeichnend  für  die  Grösse 
der  Schwankungen  im  Ertrage  sind  die 
Jahre  1890,  1891  und  1893.  Letzteres  Jahr 
lieferte  kaum  die  Hälfte  der  Erträge  der 
kurz  v^nangegangenen  Jahre. 


Reines  steuerbares 
Kohlen-  anderen 
im     berg-  Berg- 
Jahre  werke  werke 
HUUonen  Francs 


Einkommen')  der 

Kohlen-  anderen 
im     berg--  Berg- 
Jahre  werke  werke 
Millionen  Franca 


1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 


33,6 
31.5 
37,8 
32,1 
37,8 
36,5 
31,5 
35,7 
32,0 

34,1 


2,2 

—  0,8 
0,6 

—  0,3 
0,4 
1,7 
M 
1,0 
1.5 
2.6 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1896 
1896 
1897 


33,3 
33,9 
57,1 
60,0 

39.3 
25,6 
26,0 

29,5 
26,-3 
26,3 


2,5 

3,6 
6,8 

4.3 

3,5 

3,8 

3,7 
3,5 
4.6 


Auch  in  Belgien  wai"en  die  Reinge- 
winne der  Kohlengruben  1890  und  in  den 
letzten  Jaliren  ungewöhnlich  hoch.  Der 
Ueberschuss  der  Reineinnahmen  über  die 
Deficite  der  mit  Verlust  arbeitenden  Unter- 
nehmungen betrug  nftmlich  1880  3,8.  1890 
58.8,  1895  8,3,  1S96  10,9,  1897  19,6  Mil- 
lionen Francs. 

Zur  Beurteilung  der  Grösse  des  inves- 
tierten Kapitals  und  des  Reinge-n-innes 
können  auch  die  statistischen  Angaben  über 
die  AktiengeseUscIiaften  herangez<^n  wer- 
den, wie  solche  in  dem  Art  Aktiengesell- 
schaften (Statistik)  (oben  Bd.I  S.  ISiOff.)  ge- 
boten werden.  Es  ist  dabei  aberniclit  zu  über- 
sehen, dass  Aktiengesellsdiaften  vielfach  zu- 
gleich  verschiedenartige  Unternehmungen  l)e- 
treibeUjViein  Oesterreich  mehrere  E^nbahn- 
gesellsclwften  Kohlenbergwra-ke  und  Eisen-' 
hüttenverke  besitzen  und  dass  nicht  immer 
eine  reinliche  Scheidung  des  in  den  Unterneh- 
mungen festgelegten  Kapitales  und  von 
jedem  Werke  erzielten  Reingewinnes  mög- 
lich ist.  Andererseits  tritt  bei  Beobachtung 
der  Aktiengesellschaften  als  charakteristisch 
für  den  Bergbaubetrieb  die  grosse  Zahl  der 
mit  Verlust  arbeitenden  Gesellschaften  und 
die  Thatsache  hen'or,  dass  unter  diesen 
Gesellschaften  die  kleineren  viel  stärker 
vertreten  sind  als  die  gi-ossen.  Speciell  in 
Belgien  hat  1880  und  1885  fast  die  Hälfte 
aller  Kohlenbergwerke  und  selbst  1896, 
1897  1 3  resp.  ^  5  von  ihnen  mit  Ver- 
lust gearbeitet,  wähi-end  in  Frankreicli  in 
den  letzten  20  Jabi-en  die  mit  Verlust 
arbeitenden  Bergbauuntemehraungen,  abge- 
sehen von  den  Kohlenbeigwerken ,  stets 
zahlreiclier  waren  als  die  mit  Gewinn  ar- 


')  Nach  Abzug  des  Deflcits  der  mit  Verlast 
arbeiteaden  Unteniebmnitgen. 
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beitenden.  Bei  den  Kohlengruben  war  dies 
1894,  1895  und  selbst  1897  der  FalL 

Der  Wert  der  Bea^bau-  und  Hüttenpro- 
dukte repräsentiert  nur  zu  einem  kleinen 
Teil  den  Oewinn  des  Unternehmers,  weit- 
aus der  grössere  dient  zur  Bestreitung  der 
aufgewendeten  Arbeit  und  der  sonstigen 
Kosten  zur  Herstellung  und  Erhaltung  des 
Unternehmens.  In  Belgien  wird  offiziell  der 
Wert  der  Produktion  der  Kohlengruben  be- 
rechnet imd  den  Auslagen  dieser  Werke 
für  Arbeitslöhne,  &haltung  und  Führung 
des  Betriebes  ohne  Beachtung  der  Steuern 
gegenübergestellt  Danach  betrugen  die 
Einnahmen  dieser  Gruben  1H90  268,5, 
1897  220,7  Millionen  Francs,  hiervon  wur- 
den für  AibeitslähDe  130,4  resp.  123,3,  für 
anderweitige  Analen  79,3  resp.  77,9  Mil- 
lionen fiancs  verwendet;  als  Untemehmer- 

fewinn  erübrijrtea  58,8  resp.  19,5  Millionen 
rancBj  also  22  resp.  9^/o  der  Etimahme. 
Wie  die  folgende  Tafel  zogt,  ist  dieser  An- 
teil in  den  genannten  Jahren  ungewöhnlich 
bodi  gewesen.  Im  allgemeinen  ist  er  wesent^ 
lieh  Unner  und  abnehmend,  wahrend  der 
Anteil  der  ArbdtslOhne  wftchst  und  jener 
der  sonstigen  Kosten  zi^nlidi.  station&r  bleibt. 
Von  den  Einnahmen  der  belgischen  Eohlen- 
gruben  «itfielen  auf 


Arbeitslöhne 


1861—1870 
1871—1880 
1881—1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 
1891—1897 


52,3% 
52,8  „ 

54.7  „ 

52.2  „ 
56,4  „ 
57,1  „ 
57,6  „ 

58.3  „ 

57.8  „ 

55.9  „ 
55,6  „ 


Sonstige 

Unteniehnter- 

Kosten 

gewinn 

38,1  «/o 

9,6% 

37,9  „ 

9,3  „ 

38,0  „ 

7,3  n 

33,3  n 
38,3  „ 

H,5  y, 

5.3  n 

39,4  „ 
38,2  „ 

3,5  „ 

4,2  „ 

37,4  „ 

4,3 

36,8  , 

5,4  « 

35,2  „ 

8,9  n 

374  .. 

7,0  „ 

Eine  besondere  Bedeutung  haben  die 
Bergbau-  und  Hüttenwerke  für  den  Staat 
femer  dadurch,  dass  er  ihre  Produktion 
einer  Besteuerung  unterwirft,  die  in  sehr 
Terschiedener  Weise  eingerichtet  (vgl. 
den  Art^  Bergwerksabgaben  unten 
S.  584ff.),  dennoch  allenthalben  ein  recht 
beträchtliches  Einkommen  abwirft.  Für 
Preussen,  Oesterreich-Ungarn  und  Frank- 
reich geben  wir  in  der  folgenden  Tafel 
eine  Uebersicht  der  auf  diesem  Wege  im 
abgelaufenen  Jtdirzehnt  gewonnenen  Ein- 
ni^men.  Auch  sie  lassen  den  hohen  Wert 
der  Bergbauproduktion,  sowie  ihr  unter 
starken  Schwankungen  sich  vollziehendes 
Wachstum  erkennen.  Wie  bei  den  Nach- 
weisungen über  die  Reineinnahmen  nnd 
hier  wieder  die  Jahre  1890,  1891,  1893  aus- 
gezeichnet, diesmal  durch  starke  ßteuercän- 
gfloge.  Seither  ist  eia  BücJrachlag  erfolgt, 
der  nur  bei  Ungarn  nicht  herrortritt  und 


in  Frankreich  1897  einem  Wiederaufschwuog 
Platz  machte. 

Bergwerksabgaben  in  


un 
Jahre 


Preus- 
sen*) 


Oester- 
reich 


Ungarn 


Frankreich 
mit- 
Alglef) 


Hark 


in  tausend 
Onlden 


Francs 


3451,4 
2414,6 

2  572,7 

4  033,5 
4  137,0 

3  053,7 
2  358,6 
2441,4 

2  439,5 
2387,6 

»557,» 


1887  4261,8  1  753,5  178,6 

1888  4873,0  1654,2  182,7 

1889  5  378,0  1 887,2  180,4 

1890  7  742,4  2 135,4  203,4 

1891  8  236,2  2  730,6  258,1 
1^  7 174,9  2812,0  274,8 

1893  6688,4  2818,9  289,9 

1894  6883,7  2519,2  317,1 

1895  ■)  2432,1  318,5 
1W6  •)  a  389,9  342,9 
1897      «)  3 171,4  399,0 

LIttnmtari  VterUlja^h^  mr  Slatitttk  dea 
UnifMAen  S»ieh»,  herausgegeben  vo»  k.  ttattet. 
Amt,  Jakrgmtg  1898  und  Jrhhm.  —  StotiMitwAu 
Jiüü^nu^  fOr  da»  Beuteche  Reich,  hermugeg^ten 

vom  k.  atal.  Amt,  Jahrgang  1898  und  frühertt. 

—  Geverbettaiitlik  fOr  dat  Reich,  IIS.  Bd.  der 
Statietik  de«  Deutsche  Reiche,  Berlin  1898.  — 
Oetterr.  itatiat.  Handbuch,  16.  Jhrg.  1897,  Wien 
1898  und  frühere.  —  SUUietitche»  Jahrbuch  dee 
k.  k.  AckerbauminitteHume  ßlr  1897,  Wien  1898 
und  frühere.  —  l'ngarisckee  tUUietiaehe»  Jahr- 
buch, neue  Folge,  I,~V.  Band,  1898—1897,  Bu- 
dapest 1899.  —  Mineral  StaPietiet  und  annual 
general  Export  of  the  mineral  Industn/  ef  the 
United  Singdom  for  the  Year  1896  und  früher, 
London  1897.  —  Mine»  and  Qimrriet:  Oenerat 
Jteport  and  Statietiee  for  1897,  4  Teile  ßlr  Eng- 
land, die  Kolonieen  und  fremde  Staaten,  Zondon 
1899.  —  StatUtical  Abetract  for  the  United  Ktnif- 
dorn,  45.  Bd.,  London  1893.  —  Statietique  de 
l'Induetrie  MinSrale  et  dee  AppareiU  a  vapeur 
en  France  et  en  Algirie  pour  l'ann4e  1897, 
Paris  1898.  —  Annuaire  Statistique  de  l<t  Bei- 
gigue 1897,  BruxeUes  1898.  —  Estadistica  Mi- 
wra.  de  Espana  correspondiente  al  ono  de  1897, 
Madrid  1898.  —  Annuario  Eitatistico  de  Por- 
tugal 1886,  Lisböa  1890.  —  Annuario  Slalittico 
Italiano  1898,  Roma  1898.  —  Volkswirts^aflS' 
IsxÜon  der  Schweix,  herausgegeben  und  redigiert 
von  A.  Furrer,  Bern  1836.  —  Annuaire  Statia- 
tique  de  la  Russie  1896,  vol.  XL.  —  Statistiqw 
de  l'Em^re  de  Russie,  St.  Petersbourg  1897.  — 
Bidrag  tili  Sveriges  ofßciela  Statistik,  C.  Berg»- 
handtering  of  Kommer»  Kollegium :  ar  1896, 
Stockholm  1897  und  frühere.  —  Statittisk  Tid- 
skrift  utgiven  cf  k^.  Statist.  CentnUbyran  1898, 
Stockholm  und  frühere.  —  Norges  oj^ei^  Sta- 
tistik, 8.  SaeÜee  Nr.  tSS.  —  Norges  Bergvaerks 
drift  1894  09  1895,  Kristiania  1897  und  frühere. 

—  Statistisk  Aarbog  for  kongeriget  Norge,  18. 
Aargg.  1898,  Kristiamia  1898  und  frühere.  — 


'}  Für  Preussen  die  Finanq'abre,  die  mit 
31.  Mirz  des  dem  gen.  folgenden  Jahres  endigcoL 
*)  Die  Abgaben  in  Algier  sind  nicht  be- 
deutend, 1897  betrugen  sie  3ö  300  Francs. 

")  1896  und  in  den  folgenden  J^iren  wur- 
den Be^werlcMbg^ben  nicht  mehr  erhoben. 
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j$!(otfrfi9U«  de«  jVt'HM,  JBiniire»,  Carrüre»,  Vsina 

metaüurgique*  per  Harzi,  BruxfUes  1S97  u.firSh. 

—  StatitU'eal  Abgit-art  of  the  l'nittd  State»  1898, 
W.  Nnmh.,  Washington  1899  und  frühere.  —  16. 
Annaal  Report  of  the  U.  St.  Geological  Survey 
o/  Üie  Secretary  oj  the  Interior  1S94—9S,  4  Teile, 
Washington  1895.  —  Kentmi  ttatittique  de  l' Em- 
pire du  Japan  12,  An.  Tokio  1S9S  und  frühere. 

—  jP.  V.  Juraaehelc,  Udvrtiehten  der  WeU- 
virttchaft,  Jahrgge.  28SS — S9  mit  Nachträgen  bi» 
1805,  Berlin  189h.  —  Dentaehea  Handeltarekiv, 
ZeiUckrifl  für  Handel  und  Gewerbe,  Berlin  1899 
vnd  fritkere.  —  ZeiUekrift  ßlr  das  Berg-, Hütten- 
und  Salineim  esen  im  preitKsitehen  Staate,  Berlin 
1S98  und  frühere.  —  Oeslerr.  Zeitgchrift  für 
Berg-  und  Hüttenwesen,  Wien  1898  und 
frühere.  —  Statistical  Abtlracl  for  the  prin- 
dpal  and  olher  foreign  countrie»,  S4.  Xumb., 
London  1898  und  früher.  —  Scott  Keltie,  the 
SUttesrmn  Yearbook  1898,  London  1898  und 
frühere.         The  Eeonomist,  Keekly  eommereial 

Timet.  London  1898  und  frühere.  —  Veekar, 
Kohlt  und  Eiten,  Berlin  1878.  —  K.  v.  Beher- 
«er,  Das  Wirtachafitleben  der  Volker,  Leipzig 
1885.  —  VoUertf  Braunkohlenbergbau  im  Ober- 
bergamUbexirk  Halle,  Halle  ajS.  1889. 

V.  Jur€taehek, 


Bergius,  Johann  Heinrich  Ludwig, 

geb.  1718  za  Laasphe,  Kameralist  der  Juati- 
sehen  Schule,  gest.  als  gräflich  Sayn-,  Hohen- 
und  Wittgensteiniacher  Hofkammerrat  am  20, 
VII.  1781  zu  WittgensteiE. 
Er  veröffentlichte: 

Kameralistenbibliothek ,  oder  vollständige 
Verzeichnisse  tlerjeoigen  Bücher,  Schriften  und 
Abhandlnngen ,  welcne  Ton  dem  Oekonomie-, 
Polizei-,  Finanz-  und  Eameralwesen  etc.  handeln, 
Nürnberg  1762.  —  Polizei-  and  Eameralmagazin, 
in  welchem  nach  alphabetischer  Ordnnng  die 
vornehmsten  und  wichtigsten  bei  dem  Polizei- 
und  Kameralwesen  vorkommenden  Materien  etc. 
erläutert  werden,  9  Bde.,  Franktart  a.  M. 
1768—1774,  —  Neues  Polizei-  und  Kameral- 
magazin  etc.,  6  Bde.,  Leipzig  1775—1780.  — 
Sammlung  auserlesener  deutscher  Landesgesetze, 
welche  das  Polizei-  und  Kameralwesen  betreffen, 
Frankfurt  1780—82;  dasselbe,  fortgesetzt  von 
Job.  Beckmann  ebenda  1783-93. 


Vgl.  ilber  J.  H.  L.  Bergina:  Allgemeine 
dent«che  Biographie,  IL  Bd.  (Leipzig  1875), 
8.  388.  Koacher,  Gesch.  d.  Nat.  S.  465. 

LApptvt. 


Bergias,  Karl  Jnlius, 

geb.  zu  Berlin  am  14.  XIL  1804,  gest.  ebenda 
am  S&  X.  1871  als  pens.  aoBserordentl.  Prof. 
der  Staats-  nnd  Kameralwissenschaften  an  der 
Universität  Breslau.  Bergius  war  ein  An- 
hänger von  J.  Stuart  Hill  und  sympathiaierte  mit 
Ft.  Bastiat  (vgl.  über  letzteren  S.  &ff.  derl.  Aufl. 
seiner  „Grundsätze  der  Finanzwissenschaft"). 

£r  veröffentlichte  von  staatswisBenschaft- 
lichra  Schriften  in  Boefafonn: 


PreuBsen  in  staatsrechtlicher  Beziehung. 
Münster  1838,  2.  Aufl.  1843.  -  Teber  Schutz- 
zölle mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preus- 
aischen  Staat  und  den  Zollverein,  Breslau  1841. 
~  Preuasische  Zustände,  Münster  1844.  — 
Das  Geld-  und  Bankwesen  in  Preussen,  Breslau 
1846.  —  Wahlgesetz  für  die  prenssiscben  Kam- 
mern, Breslau  1849.  —  Die  Grandsteuer  and 
die  Hahl-  and  Schlachtsteuer,  Breslau  1853.  — 
Vorschlag  zur  Bildung  einer  Sparkasaengesell- 
schaft  auf  Aktien,  Berlin  1864.  —  Die  preas- 
«Lschen  Gewerbegesetze,  Leipzig  1857.  —  Die 
Abschaffung  der  Eomgesetze  und  der  Schutz- 
zölle in  England,  Benin  1861.  —  Grundsätze 
der  Finanzwissenschaft  mit  besonderer  Beziehang 
auf  den  prensaisbhen  Staat,  Berlin  186& 
2.  Aufl.  1871. 

Ausserdem  schrieb  er  mehrere  Abhandlungen 
in  Zeitschriften;  so  u.  a.  in  der  Vrtjachr.  für 
Volksw.:  „Das  Münzregal"  (1870),  „Die  Perso- 
nal-, Vermögens-  uad  Einkommensteaer  in 
Prenssen"  (1871);  in  der  Zdtachr.  f.  preusa. 
Gesch.  n.  Landeskde. :  ,,Geschiciite  der  E!onunn- 
nalschulden  in  der  Prov.  Sachsen  in  dem 
I.  Viertel  dieses  Jahrb.",  nach  den  Aufzeich- 
nungen Leop.  Krugs  (1866);  in  der  Zeitschr.  f. 
Staatsw.:  „Eine  deutsche  oder  eine  preussische 
Münzreform?"  (1854'),  „Geschichte  des  preua- 
sischen  Papiergeldes"  (1870),  „Oeffentliche  Aus- 
gaben und  Verantwortlichkeit"  (1871). 

Vgl.  über  K.  J.  Belaus:  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  II.  Bd.  (Leipzig  1976),  S.  388. 

LipperU 


Bergwerkaabgaben. 

1.  Allgemeines.  2.  Länder,  in  denen  die 
Bergwerke  Bestandteil  des  Grund  und  Bodens 
sind.  3.  Länder  mit  französiachem  Rechte.  4. 
Prenssen  und  das  deutsche  Beich.  6.  Andere 
deutsche  Staaten.  6.  Oesterreich.  7.  Sdüns»- 
bemerkungen. 

1.  Allgemeines.  Bei^erksabgaben  ränd 
Dach  ihrem  Urspmnge  keue  Steuer,  sondern 
der  Preis  dafür,  dass  der  Staat  die  (Ge- 
winnung der  iim  gehörigen  Beiwerks- 
mineralien  einem  Dritten  gestattete.  Dieser 
Ursprung  ist  im  heutigen  Bechte  zwar  ver- 
dunkelt, aber  auü-eeht  erhalten. 

Schon  die  Athener  erhoben  Bergwerks- 
abgaben. Sie  gestatteten  jedem,  sich  Gruben- 
felder zuteilen  zu  lassen ,  erhoben  dafür 
aber  ein  Vieruudzwanzigstel  vom  Brutto- 
ertrage und  ein  einmaliges  Eiastandsgeld. 
Die  Römer  verpachteten  ihre  Grubenfelder 
bei  Vipaska  an  den  Meistbietenden.  Ver- 
schiedene Kaiserkonstitutioneu  zeigen,  dass 
der  römische  Staat  sich  den  Zehnten  von 
dem  Bohertrage  der  Bergwerke  geben  Uess. 
Auch  andere  Arten  der  Steuerberechnimg 
gab  es,  die  alle  darin  übereinkamen,  dass 
der  Bei^-erksbetreiber  nur  Lohn  für  seine 
Arbeit,  der  Staat  dagegen  den  ganzen  Nutzen 
erhielt 

Im  Kittelalter  gehörten  die  Beiigwerke 
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dem  Könige  (Bergregal).  Das  Bergregd 
nnd  die  daraus  hergeleitete  Bergwerksab- 
gabe erlitten  verschiedene  Schioksale. 

2.  Länder,  in  denen  die  Bergwerke 
Bestaadteil  des  Grund  nnd  Bodenm  sind. 
Auch  in  England  gehörten  von  jeher  alle 
Bei^werke  der  Kroue  (s.  Art.  Bergbau 
(Allgemeines)  oben  Bu.  II  S.  549),  welche 
in  üirem  Interesse  gegen  sehr  hohe  Ab- 
gaben den  Bei^bau  beigab.  Allmählich 
bestritten  die  ünindbesitzer  der  Krone  das 
Recht,  auf  privatem  f^ntume  Bei^bau  be- 
treiben zu  lasseD.  Schon  seit  Karl  I.  ist 
im  groesen  und  ganzen  aaerkanot,  das«  die 
Bergwerksgerechtigkeit  im  OmndeigeDtume 
enthalten  sei.  Heute  gehören  nxu:  noch 
öold-  und  Silberbergwerke  der  Krone 
»royaity«;  die  übrigen  Qruben  stehen  im 
iägentume  des  Orundbesitzers,  und  es  wer- 
den für  diese  keine  Bergwerksabgalen  an 
den  Staat  entrichtet.  Das  gleiche  gilt  für 
alle  Bergwerke  in  den  Vereinigten 
8 1  a  a  t  e  n  (ci  ebenda  S.  549).  Das  russische 
Bei^iesetz  vom  Jahi-e  1857  erklärt  zwar 
auf  freiem  Gnmdeigentume  die  Berg*'erke 
als  Zubehör  desselben,  verlangt  indes  10 
bis  15^.0  in  natiu^  des  Ertrages  als  Abgabe 
für  den  Staat.  Die  ersten  zehn  Jahre  nach 
der  Inbetriebsetzung  brauchen  Steuern  nicht 
gezahlt  zu  wer<len. 

3.  Länder  mit  franzSsischem  Rechte. 
In  Frankreich  verteidigten  die  Könige 
ihr  Recht  auf  alle  Bergwerke  und  das  hier- 
aus abgeleitete  Recht  auf  den  Zehnten 
gegen  die  Ansprüche  der  Grundherren.  Im 
17.  imd  18.  Jahrhimdert  nutzten  die  Könige 
ihr  Bergregal  meist  in  der  Weise,  dass  sie 
das  ausschliessliche  Recht,  gewisse  Mine- 
ralien zu  gewinnen,  im  ganzen  Staate  Gene- 
raluntemenmera  gegen  Bezahlung  über- 
liessen.  Die  französische  konstituierende 
Nationalversammlung  erklärte  die  Bergwerke 
für  Nationaleigentum.  Ton  den  Bei^erks- 
konzessionäi-en  wurden  die  in  der  Kon- 
zessionsiu-kuude  festgesetzten  Abgaben  er- 
fordert (cf.  ebenda  S.  549). 

Nach  dem  französischen  Berggesetze  vom 
21.  April  1810  und  dem  Dekret  vom  6. 
Mai  1839  zahlen  die  ^mines«,  d.  s.  die  vom 
Staate  verlieheneu  Beigwerke  eine  >rede- 
vance  fixe«  von  lu  Francs  für  jedes  qkm 
des  Konzession&feldes,  eine  »redevance  pro- 
portionelle«  von  5°.'o  des  Beinertrages  und 
Zusdilagsceutimen  für  die  Kisten  der  Ec- 
hebun^  und  einen  IHspositionsfonds.  Ausser- 
dem suid  die  mines  der  Grundsteuer  unter- 
Wixfen  nach  Y^hfiltnis  des  durch  ihre 
Ausbeutung  eingenommenen  Teils  der  Ober- 
flttche.  \on  der  Patent-(Gewerbe-)steuer 
sind  sie  befreit,  welcher  die  nidit  am  Ver- 
leihung beruhenden  Gruben  (carriüres  und  j 
minieres)  unterworten  sind.  ' 

Das  gleiche  gilt  für  Belgien  mit  derl 


Mass^be,  dass  dort  thatsächlich  nur  2o/o 
vom  Reinertrage  erhoben  werden. 

In  Luxemburg  gilt  französisches  Berg- 
recht. Der  dortige  sehr  bedeutende  Eisen- 
erzbei^bau  fällt  nadi  der  Beschaffenheit  der 
Lagerstätte  und  der  Art  des  Betriebes 
(Tagebau)  wohl  ausnahmslos  unter  die 
■minieres« ,  ist  Zubehör  zum  Grundeigen- 
tume  und  daher  frei  von  Bergwerksabgaben. 

Griechenland  fordert  eine  Reiner- 
tragsabgabe bis  5^;o  nnd  eine  feste  Abgabe 
von  30  Ceutesimi  für  jedes  ha  des  Konzes^ 
sionsfeldes. 

Die  gleiche  Abgabe  vom  Reinerträge  ist 
im  sardinischen  Bei^gesetze  vom  Jahre 
1859  vorgeschrieben.  Die  feste  Abgabe  be- 
trägt 60  Centeami  für  jedes  ha  des  Kon- 
zesräonsfeldes. 

In  dex  Türkei  setzt  derliade,  wdfdier 
die  Konzession  ausspricht,  auch  die  dafür 
zu  leistenden  Abgaben  fest. 

Die  Besteuerung  der  Bergwerke  in  Spa- 
nien hat  in  letzter  Zeit  gewechselt.  Das 
G.  V.  31.  Dezember  1881  hob  die  bis  dahin 
erhobene  Bruttosteuer  auf  imd  erhöhte  die 
Feldesabgabe  um  100  "/o.  Letztere  beträgt 
bei  metallischen  Beiwerken  (ausser  Eisen- 
er^uben)  2Ü.  bei  anderen  8 — 16  Pesetas 
per  Jahr  und  ha.  Das  mexicanische 
Ber^esetz  vom  22.  November  1884  schreibt 
vor,  dass  fünfzig  Jahre  vom  Datiun  des 
Gesetzes  ab  alle  Bergwerke  auf  Steinkohlen, 
Eisen  und  Quecksilber  frei  von  jeder  direk- 
ten Steuer  sein,  während  von  den  übr^n 
Bergwerken  und  ihren  Produkten  niemals 
mehr  als  20  %  des  Wertes  als  direkte 
Steuer  erhoben  werden  sollen. 

Das  portugiesische  Berggesetz  vom 
31.  Dezember  ISöl  bestimmt  eine  Reiu- 
ertragssteuer  bis  zu  2V2  */o  und  eine  f  eldes- 
abgabe  von  80000  Reis  (etwa  350  Mark) 
für  10000  qm. 

In  Holland  gilt  die  französische  Be- 
steuerung ;  doch  werden  nur  2V3  **/o  vom 
Reinertrage  als  »verhSltnismässige  Abgabe« 
erfordert. 

Das  französische  Recht  der  Besteuerung 
galt  auch  in  Rheinpreussen,  Bhein- 
hessen  und  der  Rheinpfalz. 

4.  Prenssen  und  das  Deutsche  Reich. 
In  den  rechtsrh^nischen  Landesteil^  Pre  us« 
sens  fehlte  bis  zum  Gesetz  betreffrad  die 
Beig^-erksabgaben  vom  20.  Oktober  1862 
eine  gemeinsame  Gbuodlage  für  die  Be- 
steuerung der  Bergwerke.  Es  galten  auf 
dem  rechtsrheinischen  Gebiete  zwölf  ve> 
schiedene  Beigordnungen  imd  als  meist  nur 
subsidiäres  Recht  das  allgemeine  Land- 
recht. Alle  diese  Gesetze  beruhten  auf . 
dem  Bergregale.  Die  Abgaben  stellten  sich 
dar  als  Preis  für  die  Uebei'laEsung  der 
Ausübung  des  Bergbaurechts  durch  den 
Regalherm.   Ihre  Höhe  betrug  regelmässig 
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den  Bruttozelinten .  »eine  den  Bei^-erken 
bei  der  Verleihung  auferlegte,  aus  dem 
Eigenhunsrechte  des  Staates  an  den  unter- 
irdischen Schätzen  heraeleitete  Regalabgabe«. 
Neben  dem  Zehnten  kamen  noch  mannig- 
fache andere  Bergwerksabgaben  vor  (Frei- 
koxe  an  den  Staat,  die  Knappschaftskasse, 
den  Grundeigentümer,  Rezess-,  yuatember-, 
Mess-  u.  a.  Gelder).  Ein  G.  v.  12.  Mai  1851, 
welches  nur  für  die  rechtsrheinischen  Landes- 
teile galt,  emiässigte  den  Bergwerkszehnten 
auf  den  Zwanzigsten,  hob  die  landeshar- 
lichen  Freikuxgelder,  die  Quatembergelder 
und  andere,  im  ganzen  24  verschiedene  Ab- 
gaben des  Bei^baues  an  den  Staat  auf  und 
fflhrte  an  deren  Stelle  von  allen  Bergwerken, 
■wenn  sie  im  Betriebe  stehen,  eine  Auf- 
sichtssteuer in  Höhe  von  einem  Pi*ozent  des 
Bruttoertrages  ein.  Das  G.  v.  22.  Mai  1861 
ermÄssigte  die  Zwanzigsten  vom  1.  Januar 
1862  ab  um  ein  Fünftel.  Den  Schluss  der 
EntwickeluDg  bildet  das  für  den  ganzen 
Umfang  der  Monandiie  erlassene  —  spBAex 
auch  m  die  1866  erwwbenen  Liandesteile 
eingefOhrte  —  Q.  t.  20.  Oktober  1862. 
Dasselbe  be&eite  die  Eisenerzbei^'erke  von 
allen  Bergwerksabgaben  an  den  Staat  und 
setzte  die  4*>i'o  Bergwerksabgaben  vom  1.  Ja- 
nuar 1863  ab  auf  3,  vom  1.  Januar  1864  ab  auf 
2  und  vom  1.  Januar  1865  ab  auf  1  ^/o  herab. 
Die  Aufsichtssteuer  blieb  bestehen.  End- 
lich w\irde  auch  in  den  linksrheinischen 
Landesteilen,  untei-  Aufhebung  der  franzö- 
sischen Beig^'erksabgaben ,  vom  1.  Januar 
1865  ab  eine  2prozentige  Bergwerkssteuer 
von  dem  Werte  der  Produktion  des  Beig- 
"werkes  zur  Zeit  des  Absatzes  der  letzteren 
aussehHesslieh  der  abgabefi-eien  Eisenerz- 
bergwerke erhoben.  Auf  der  anderen  Seite 
waren  in  Preussen  die  verliehenen  Berg- 
werke nach  der  Kabinetsordre  vom  9.  Januar 
1823  von  der  Gewerbesteuer  frei.  Sie  un- 
terliegen auch  nicht  der  Grundsteuer. 

Steinsalz,  Soolquellen  und  die  mit 
dem  Steinsalze  auf  der  nämlichen  Lager- 
stätte vorkommenden  (Kali-,  Magnesia-  etc.) 
Salze  sind,  keiner  landesgesetzlichen  Beig- 
werkssteuer  unter\vorfen.  Nach  dem  Bundes- 
(Reiohs-)Ge3etze  vom  12.  Oktober  1867  unter- 
das  zu  dem  inländischen  Verbrauche 
bestimmte  Kochsalz  einer  Ab^be  von  6 
Mark  für  den  Centner  Nettogewicht.  KaU-, 
Magnesia-  und  andere  sogenannte  Äbraum- 
salze  sind  ebenso  wie  rorschriftsmässig 
denaturiertes  Kochsalz  von  der  Salzabgabe 
imd  sonstigen  Bergwerkssteuem  frei.  Nach 
dem  Zolltarif  vom  15.  Juli  1879  unterliegen 
Salz  sowie  alle  Stoffe,  aus  weldien  Salz 
ausgeschieden  zu  werden  pflegt,  wenn  sie 
aus  dem  Zollauslande  eingehen,  einem  Zoll- 
sätze Ton  12,80  Mark  fOr  100  kg,  seewärts 
eingehendes  Salz  einran  solchen  von  12 
Muv.   Andere  Bei^-ei^smineralien,  z.  B. 


Kohlen.  Erze  sind  einem  Zolle  nicht  unter- 
worfen. 

Die  Belgwerksabgaben  werden  auch  in 
Preussen  nur  von  verliehenen,  dem 
Verfügungsrechte  des  GTundeigentümei-s  ent- 
zogenen MineraUen  erhoben.  Die  dem  Grund- 
eigentfbner  gehörigen  Mineralien,  z.  B. 
Kohlen  in  den  vormals  sächsischen  Landes- 
teilen, unterliegen  weder  der  Bergwerksab- 
gabe, noch  —  trotz  der  Beanfaichtigung 
durch  die  Bei^behörde  —  der  sogenannten 
Aufsichtssteuer.  Dagegen  unterstehen  der 
Bergwerksbesteuerung  die  auf  Grund  der 
älteren  Gesetze  bereits  verliehenen  Berg- 
werke, and^  wenn  das  jetzt  geltende  allge- 
meine Berggesetz  die  betreffenden  Mine- 
ralien fortan  dem  Grundeigentümer  zuspricht 
Dies  gilt  z.  B.  für  Flussspatgruben  im 
Kurköinischen.  Auf  die  Bergwerksabgabe 
liatte  der  Staat  keinen  Anspruch,  wo  die 
Bergwerke  einem  Privatr^ameiTn  gehören. 
Doch  hatten  auch  die  durah  einen  Frivat- 
regalherm  verliehenen  Bergwerke  die  ein- 
prozentige  Aufeichtssteuer  an  den  Staat  zu 
entrichten.  Die  Höhe  der  Bergwerksab- 
gaben, welche  die  Pri>'atregalherren  von  den 
durch  sie  rerliehenen  Beigwerken  eriiebeu, 
hängt  von  den  Bedingnngen  der  A^'erleihung 
ab.  Die  Entrichtung  der  Bergwerkaabgabo 
erfolgte  früher  nach  Wahl  des  Staates  in 
Natur  «ier  in  Geld.  Nach  der  Ministerial- 
instruktion  vom  29.  Januar  1866  findet  die 
Erhebung  der  Abgabe  in  Natur  nur  noch 
bei  den  oberschlesischen  Galmeigruben  statt. 
Die  sogenannte  Aufsichtssteuer  durfte  von 
Anfang  an  nur  in  Geld  entrichtet  werden. 
Die  Bergwerksabgabe  ist  eine  Brutto- 
steuer. Es  kommt  nicht  auf  den  Reinge- 
winn an,  den  der  Bergwerksbesitzer  maclit, 
sondern  lediglich  auf  die  Menge  und  den 
Verkaufswert  der  geförderten  Beigwerks- 
produkte  am  Förderpunkte. 

Mit  dem  1.  April  1895  sind  kraft 
Gesetzes  vom  14.  Julil893  in  Preus- 
sen die  staatliche  Bergwerksab- 
gabe und  die  staatliche  Aufsichts- 
steuer vom  Bergbau  nicht  aufge- 
hoben, indes  »ausser  Hebung  ge- 
setzt«. Bestehen  bleiben  die  au  die  Pri- 
vatregalherren zu  leistenden  Abgaben.  Das 
Einkommen,  welches  phyasche  Pei-sonen 
aus  dem  Bergbau  beziehen,  wird  nach  de» 
allgemeinen  Grundsätzen  zur  Staatsein- 
kommensteuer  herangezogen.  Juristische 
Personen ,  auch  Gewerkschaften ,  welche 
Bergbau  betreiben,  müssen  als  soldie  von 
dem  Einkommen,  das  sie  aus  dem  Beigban 
beziehen,  die  EinkommensteuOT  an  den  Staat 
zahlen.  Um  jedoch  eine  doppalte  Besteue- 
rung desselben  Einkommens  zu  Texmeidm^ 
ist  bei  Aktiengesellsohaften  ein  Betrag  von 
3Vs<*<o  vom  Gnindkapital  von  der  Besteue- 
rung abznziehefL  An  die  Stelle  des  Aktiea- 
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kapitals  tritt  bei  Beivwerkschaften  das  aus 
den  Kosten  der  Amage  und  Knichtung- 
bezw.  ErweiteruDE  des  Beiwerks  sich  zu- 
sammensetzende Grundkapital. 

Seit  dem  Kommunalabgabengesetze  Tom 
14.  Juli  1893  imterliegt  der  Bergbau  der 
Gemeinde-Gewerbesteuer.  Die  Yer- 
teilnng  des  gemeindeBteuerpfUchtigea  Ein- 
kommens aus  einem  Bergmunntemehmen, 
das  unter  mehreren  Ctemeindebezlrken  b&- 
laieben  wird,  erkA^,  sofern  ein  ander- 
weiter  Massstab  nicht  rerembart  ist,  in  der 
Weise,  dasa  das  VeiMltnis  der  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  erwadisenden  Ausgaben 
an  Gehältern  und  LOhnen  zu  Grunde  gelegt 
wird. 

5.   Aadere   deutsche   Staaten.  In 

Bayern  fQhrte  das  G.  t.  6.  AprU  1869  eine 
feste  Grubeuabgabe  von  9  kr.  für  jeden 
Hektar  der  Oberfläche  oder  bei  Längen- 
feldem  für  je  20  m  Länge  ein.  üeberdies 
sind  die  Bergwerke  der  altgemeinen  Ein- 
kommensteuer unterworfen. 

In  Elsass-Lothringen  ermässigte 
das  G.  V.  16.  Dezember  1883  die  r>«/o  Rem- 
ertragssteuer  auf  2'*/o  und  hielt  im  übrigen 
die  französische  Steuerceaetzgebung  aufrecht. 

Im  Königreich  Sachsen  unterliegen 
Bej^werke  hinsichtlich  der  Ueberschüsse, 
welche  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder 
zur  Bildung  von  Reservefonds  oder  zur 
Schuldentügimg  verwendet  werden,  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer.  Bei  SchÜrf- 
feldem  ist  nach  dem  G.  v.  10.  Oktober  1884 
für  je  1000  Quadratlachter  (1  Lachter  etwa 
gleich  7  Fuss)  Schürffeld  vierteljährlich  1 
Neufj^oschen  bei  Bei^werken  auf  Gold  und 
Silber,  bei  anderen  2  Neugroschen  für  jede 
Hasseinheit  zu  bezahlen.  Kohlengruben  in 
Sachsen,  als  nicht  auf  staatlicher  Verleihung 
beruhend,  sind  frei  von  Schürf-  und  der 
Feldersteuer. 

Das  württembergische  G.  v.  28. 
April  1873  unterwirft  die  Bei^werke  ledig- 
lich der  allgemeinen  Gewerbesteuer. 

In  Anhalt  bezahlten  nadi  dem  G.  v. 
30.  April  1875  Eisenerzgruben  1  o/o,  andere 
Bergwerlto  2*/o  von  dem  Werte  der  Pro- 
duktion zur  Zeit  des  Absatzes.  Vtm  den 
Braunkohlengruben  ist  axeser  der  Berg- 
werksabgabe an  den  Staat  noch  eine  Beate 
Ton  6°/o  des  ^Erlöses  bezw.  des  Wertes  dar 
Kohlen  an  den  Grunde^ntümer  zu  ent- 
richten. Die  an  den  Staat  gezahlten  Ab- 
gaben müssen  gemäss  dem  G.  v.  3.  April 
1875  und  14.  März  1879  zurückgezahlt 
■werden ,  wenn  ein  Jahresüberschuss  Über 
die  laufenden  Betriebskosten  nicht  erzielt 
ist.  Für  neu  eröffnete  Bergwerke  besteht 
ein  Freijahr. 

Für  Braunschweig  gilt  nach  dem 
G.  V.  15.  Apiil  1867  die  i^eussische  Bei^- 
-werksbesteuerung. 


In  Sachsen-Altenburg  giebt  es  nur 
Kohlenbei^bau,  welcher  Zubehör  zum  Grund- 
eigentume  und  keiner  Bei^werkssteuer  unter- 
worfen ist. 

Im  Herzogtum  Gotha  legt  das  G.  v. 
16.  August  1868  den  Gruben  mit  geringen 
Ausbeuten  eine  vieiteljährliche  Feldsteuer 
•von  1  Thlr.  für  ein  verliehenes  Feld,  den 
anderen  3  tos  5  **/o  des  Wertes  der  Produkte 
auf.  Im  Herzogtum  Cobm^  gilt  noch  die 
Saatfelder  Bergordnung  vom  19.  Februar  1573. 

Waldeck-Fyrmont  erhebt  v<m  jedem 
verliehenen  Bergwerke  nach  dem  G.  r.  30. 
OlEtober  1814  ein  Bezessgeld  von  1  Thh*. 
pro  Jahr  und  eine  Bruttosteuer  von  2*Vo. 
Sachsen-Meiningen  verlangt  nach  dem 
G.  V.  18.  April  1868  neben  der  allg«neinen 
Klassen-  und  Einkommensteuer  eine  Brutto- 
abgabe von  2**/o  des  Wertes.  Für  jeden 
verkauften  Centner  Itech-  und  Tafelschief^ 
sind  au  Stelle  der  Einkommen-,  Klassen- 
und  BergTA'erkseteuer  2  kr.  zu  zaliien. 

Das  für  Schwarzburg-Rudolstadt 
erlassene  G.  v.  21.  Juli  1865  in  A'erbindung 
mit  dem  G.  v.  13.  März  186W  entliält  dem 
preussischen  Rechte  gleiche  Vorschriften. 
In  Sachsen-Weimar-Eisenach  gelten 
gleiche  Bestimmungen  wie  im  Königreich 
Sachsen.  In  Reuss  j.  L.  unterliegen  die 
Bergwerke  neben  der  allgemeinen  Klassen- 
und  Einkonunensteuer  einer  Grubenfeldab- 
gabe,  welche  nach  dem  G.  v.  20.  Juni  1877 
bei  Gold-  und  Silbei^;ruben  50  Pfennige, 
Schiefer-,  Braun-  oder  Steinkohlen-,  Stem- 
salz-  oder  Soolquellenbergwerkeu  2.')  Pfennige 
und  bei  anderen  Bergwerken  10  Pfennige 
für  je  4000  Quadratmeter  des  verliehenen 
Feldes  beträgt. 

6.  Oesterreich.  In  Oesterreich  wurde 
unter  dem  Namen  der  Bergwerksfrone  neben 
noch  andern  Abgaben  der  Bruttozehnte  von 
den  Bergwerken  erhoben.  Das  Berggesetz 
vom  23.  Älai  1845  setzte  für  den  grössten 
Teil  des  Kaiserreichs  die  Fi-one  auf  die 
Hälfte  herab.  Ausser  der  Frone  uaterli^ 
jedes  Terliehene  Bergn'erk  noch  einer  Maasen- 
gebühr. Die  Sinheit  für  die  £i-hebung  der 
Mafflengebttbr  bUdet  das  Qrubenmass  von 
12544  Quadiatklafter  (4~>116  qm)  und  das 
Tagemasa  von  33000  Quadratklafter  (715000 
qm)  Gruudflfiehe.  Für  solche  Einheit  sind 
nach  der  kaisOTUchen  Y.  r.  21.  Marz  1865 

{'tUirUch  4  Giüden  zu  entrichten.  Die  Ge- 
>ühr  kann  bis  auf  die  Hälfte  ennftssigt 
werden  (Leutbold,  Oesterrädüsches  Berk- 
recht S.  242).  Die  Bei^erksfrone  wurde 
durch  G.  v.  28.  April  18(i2  aufgehoben  und 
dafür  der  Bei^bau  der  Einkommensteuer 
der  ersten  Klasse  nach  den  für  die  Be- 
messung der  Einkommensteuer  bestehenden 
Vorschriften  unterzogen.  Endlich  ist  für 
jeden  Freischurf  eine  Jahresgebühr  von  4 
Gulden  zu  entrichten. 


Digilized  by  Google 


588 


Bergwerksaligaben— Bernluutli 


7.  SchlaeMbemerkangen.  Wie  ver- 
Eicbieden  nach  dem  Voratehemlen  die  Bei^;^ 
wertsabgaben  nach  ihrer  H&he  und  Art  in 
den  versc'hiedeneQ  Ijändem  sind,  so  zeigen 
sich  zwei  Umstände ,  welche  durch  alle 
Gesetzfrebungen    hindurcligehen ,  nämlich 

1)  BergTÄ'erkBabgaben  an  deu  Staat  werden 
nur  von  den  durch  den  Staat  verliehenen, 
dem  Verfügimgsrechte  des  Onmdeigentümers 
imbedingt  entzogenen  Mineralien  entrichtet; 

2)  diesäben  sodiessen  eine  Doppelbe- 
steuerung in  sich,  weil  sie  erhoben  wer- 
den neben  den  Abgaben,  welche  der 
Betreiber  von  Reinem  Einkommen 
au6  dem  Bergbau  persTmlich  zu 
zahlen  hat. 

Das  Anomale  der  Bei^erksab^aben  wird 
allseitig  anerkannt  und  insbesondere  von 
keiner  Seite  bestritten,  dass  es  irrational  sei, 
auch  dann  von  den  Bergwerken  die  voi:ge- 
Hchiiebene  Bnittnsteuer  zu  ei'hebeii,  wenn 
sie  keine  Ueberschüsse  bringen.  Anderer- 
seits wrd  a\ich  die  (französische)  Reiner- 
tragsBteuer  angefwhten,  weil  ihre  Berech- 
nung schwerer  ist  und  ein  lästiges  Ein- 
dringen in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Gruben  mit  sich  führt.  Aus  diesem 
Grunde  z.  B.  war  man  in  Preussen  von  der 
Reinertragsabgabe ,  welche  linksrheinisch 
l:)es(and,  wieder  abgegangen.  Die  Besitzer 
der  Privatberg>fc'erke  bekJagen  sich  noch 
<larüber.  dass  sie  durch  die  Verpflichtung 
zur  Bergwerkssteuer  in  der  Konkurrenz  be- 
nachteiligt seien  gegenüber  den  fiskahschen 
Werken,  welche  keine  Steuern  an  den  Staat 
zu  entrichten  haben ,  wie  z.  B.  den  eng- 
lischen Gruben,  welche  in  der  Heimat  keine 
Bei^erksabgal)en  und  im  Deutschen  Reiche 
keine  Zölle  zu  bezahlen  brauchen.  Die  In- 
teressenten wünschen,  wenn  möglich,  den 
gänzlichen  Fortfall  der  Bergwerlsabgaben, 
frtler,  wenn  dies  wegen  der  Finanzlage  des 
Staates  nicht  angängig  (in  Preussen  brachten 
dieselben  jälu-Uch  Millionen  Mark),  deren 
Ersetzmig  durch  eine  Gewerbesteuer.  Die 
in  einzelnen  Staaten  vom  Bergbau  bereits 
jetzt  erhobene  Gewerbesteuer  ist  in  der 
Sache  eine  Art  Einkommensteuer.  Aus  diesen 
Gründen  hat  das  preussische  G.  v.  14.  Juli 
1893  die  Bei^erksabgabe  zwar  nicht  auf- 
gehoben, aber  »ausser  Hebung  gesetzt«,  imd 
es  werden  nur  noch  die  Abgaben  an  die 
Privatregalhorren  entrichtet.  Ebenso  sind 
die  Bo^'erkaabgaben  bestreu  geblieben, 
welche  in  den  deutschen  Schut^refoieten 
den  Bei^^nbetreibem  auferlegt  sind. 

iSne  besondere  Bedeutung  voIks%*irt- 
BChaftlicher  Art  hat  die  dem  preussisdien 
Halbrechte  fremde,  in  den  deutsehen  Schutz- 
gebieten, Fnuikreich.  Spanien,  Oesterreich 
und  Sachsen  u.  a.  bestehende  Feldesab- 
gabe. Diese  hat  die  Wirkung,  der  Erwer- 
bung grosser  Onibenkomplexe  entgegen  zu ', 


wirken,  w^elche  gänzlicli  oder  doch  grossen- 
teils  unbeti*ieb«i  bleiben.  Nicht  als  Bei^erks- 
abgabe  gilt  und  wird  daher  forterhoben  die 
A^iabe,  welche  sich  die  Staaten  (Sonders- 
hausen,  Mecklenburg  u.  a)  für  die 
rebertragiing  des  ihnen  vorbehaltenen  ba)^- 
pchliesslichen  Salzgewinnungsrechtes  zu 
dessen  Ausbeutung  an  Private  ausbedungen 
haben  und  aasbedingen.  (VgL  auch  den  Ast 
Bergbaustatistik  sub  D.  oben  Bfk  H 
S.  5S0ff.) 

Litteratnr;    v.    Cai-nall,   Die    Berga-erkr  in 
PrtuMeti  tiiul  dervH  Betleiteiiittg,  BrrUa  IHiV. 

—  A.  H'agner  in  Schönbtrg  III,  S.  ^f-',f.— 
Arndt  in  Jahrh.  /.  Xal.  u.  StaL,  Bd.  St:,  & 
174 ff.,  6^0 ff.  (dort  veiiere  LiUrraturanfAem^ 

—  Dnnftöe,  DU  Sahtetter  in  der  ZriUtki. 
/.  Bergr.  Bd.  Af,  &  S4ß'-  ~  3>erae»e,  Berf- 
bn«  uNrf  Bfr^upolitik,  Leipzig  1894- 

Arndt. 


Berkeley,  George, 

geb.  12.  in.  1685  zu  Kilcriu  unweit  Thonia.-.- 
town  iii  Irland,  seit  1734  Bischof  von  Clome. 
gest.  am  14.  I.  1753  in  Oxford. 

Von  der  Philosophie  des  Idealisten  und 
Lockianers  Berkeley  ist  hier  abzusehen.  Er 
gehört,  aber  hierher  als  Verfasser  der  Scbrift 
„QaeriBf  (8.  n.),  die  auch  ErCrteraneen  fiber 
volkswirtBcbaftlidie  Fragen  bringt,  welcbe  adne 
L'nabhän^^keit  von  der  merkantilistiscbeii 
Doktrin  insbesondere  in  seinen  Betrachtuneen 
Uber  Wesen  und  Zweck  des  Gelde«  ond  über 
Nationalreicbtum  und  Volkswohlstand  darlegen, 
welche  letzteren  ihn  zu  einem  YorgSnger  Adam 
Smitbs  stempeln.  Als  BeTSlkerun^tbeoretikeT 
zeigt  er  an  dem  Beispiel  von  China,  dass  ein 
Land,  dessen  genügsamer  BevSlkemng  es  an 
Beschäftigung  niemÄls  fehlt,  auch  einen  staricen 
(■eburtenUberachusB  nicht  zn  fürchten  bravclii. 
Er  veröffentlichte  in  Buchform :  „Qnerist,  3  Tdle 
8.  1.  (Oxford)  1736,  1736,  1737:  dasselbe,  2. 
(kastrierte)  Anfl.,  ebenda  1750.  Seine  gesam- 
melten Werke  erschienen  in  je  2  Bdn.  17m  nnd 
1843,  femer  in  4  Bdn.,  hrsg.  von  A.  C.  Fräser 
und  geschätzt  wegen  ihrer  Vollständigkeit  (Ox- 
ford 1871J. 

Vgl.  Über  Berkeley  die  Biographie  von 
Fräser  in  der  Oxforder  Anstfabe.  —  Dictionsry 
of  National  Biography,  ed.  by  Leslie  Stepbea. 
IV.  Bd.  S.  348  ff.  ^don  iSSb).  —  Palpiw, 
Dictionan'  of  politicfü  economv,  vol.  I,  London 
1894.  Uyperi. 


Bernhardi,  Theodor  von, 

eeb.  am  6.  XI.  1602  zn  Berlin,  starb  am  Ii. 
II.  1887  auf  seinem   Gate  Knonersdoif  bei 

Hirschberg  in  Schlesien. 

Das  Besume  seiner  Untersuchungen  in  dm 
einzigen  hierher  gehörigen  Buche:  „Versat'Jt 
einer  Kritik  der  GrOnde,  die  für  grosses  nad 
kleines    Grundeigentum    angefOkrt  werden'' 
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(St.  Petersburg  1849i,  besteht  in  einer  BefUrwor- 1 
tnag  des  Principa  der  freien  Bewegrnng  inner- 
halb gewisser  schützender  Grenzen  und  einer 
Wamong  einerseits  vor  dem  Pachtbetrieb  im 
grossen ,  andererseits  Tor  den  Folgen  eines 
generellen  ZentScIielnngsTerfahrens,  das  mit 
Sanbwirtschaft  endige.  iMese  Untennchnn^en 
fuhren  ihn  zn  einer  meist  abfiUligen  Kntik 
Adam  Smiths  nnd  Ricardos.  Des  enteren 
Doktrin  von  der  Produktivität  der  Arbeit  wird 
zunächst  verworfen,  alsdann  bekämpft  er  die 
Omndrestentheorie  Smiths  und  ßicardos  sowie 
des  letzteren  Lehren  vom  Arbeitslohn  und  Ka- 
pitalgewinn etc.  Auch  dem  Sayschen  Absatz- 
iind  Ueberprodnktionstheorem  bringt  er  eine 
kritische  Niederlage  bei. 


y^I.  tiber  Bemhardi:  Kautz.  Geschichtliche 
EntWickelung  der  Nationalfikonomik .  Wien 
1860  S.  GBüt  —  Handw.  d.  Staatsw.  I.  Aufl.  Bd. 
II,  Jen»  1891  S.392.  —  Berens,  Dogmengeschiehte 
der  Grundrente,  Leipzig  1868.  Lippert 


Bernoulli,  Jakob, 

geb.  am  27.  XII.  1654  zu  Basel,  starb  daselbst 
als  Pr(tfes8or  der  Mathematik  (seit  1687)  am 
16.  VIIL  1705. 

Bemoolli  bat  das  System  der  Wahlschein- 
lichkeitsrechnnug  durch  Auffindung  des  Ge- 
setzes der  grossen  Zahlen  erweitert.  Er  hat 
dies  niedergelegt  in  dem  erst  acht  Jahre  nach 
seinem  Tode  veröffentlichten  Werke:  Ars  cou- 
jectandi  (s.  u.).  Da  dieses  Gesetz  bei  induk- 
tiven und  deduktiven  Forschungen  der  wissen- 
schaftlichen Statistik  eine  grosse  Rolle  spielt, 
ist  die  Erwähnnng  seines  Urhebers  hier  ge- 
boten. Er  zeigt  in  diesem  Gesetz,  dass  bei 
Beobachtungen  Über  das  Eintreten  gewisser 
Ereignisse  mit  der  Öfteren  Wiederholung 
solcMr  Versudie  die  Wahrscheinlichkeit  steigt, 
dass  das  Verbtitnis  zwischen  dem  Wahrschem- 
Hchkeitsgrad  des  Eintreffens  einer-  und  dem 
Abweichun^^ad  des  Eintreffens  derartiger 
Efille  andererseits  innerhalb  eines  abgegrenzten 
Gebietes  li^rt,  dessen  Umfang  durch  Vermeh- 
rung solcher  Versuche  beschränkt  werden  kann. 
Selbstredend  verliert  dieses  Gesetz  bei  Ereig- 
nissen, deren  Zahl  eine  unendliche  ist,  seine 
Gültigkeit. 

Bemoulli  schrieb:  Ars  conjectandi^  o^ius 
poBtiiumum:  acced.  tractatus  de  seriebus  infimtis 
etc.,  Basel  1718;  seine  Gesamtwerke  erschienen 
In  2  Bdn.,  Genf  1744. 


Vri.  über  Bemoulli:  Biographie  universelle 
ToL  IV.,  Paris  1811,  S.  320f.  —  Westergaard, 
Gnmdzüge  der  Theorie  der  Statistik,  Jena  1890, 
S.  ö6f.  u.  251.  —  Handw.  d.  Staatsw.  l.  Aufl. 
Bd.  n,  Jena  1891,  S.  392.  Lippert. 


BerasteiiL 

1.  Gewinnung.  3.  Handel.  3.  Verarbdtung. 
i.  G«vinnii]ig.  Der  Fundort  des  Bern- 
steins, dieses  vei-steinerten  Harzes,  ist  der 


I  West-  und  Nordstrand  der  Halbinsel  Sana- 
land im  Regieningsbezirk  König^bei^,  die 
Strecke  von  Pülau  bis  Cranz;  geringe  Quan- 
titäten finden  sich  ausserdem  am  Ostsee- 
strande von  Danzig  bis  3IemeI.  Historisch 
sichere  Nachrichten  über  die  Ge'winnung 
besitzen  wir  vom  Jahre  1264  ab,  als  der 
Deutsche  ßitterorden  Samland  iu  Besitz 
nahm.  Der  Orden  erklarte  den  Bernstein 
sofort  für  Staatseigentum,  schuf  die  Formen 
des  R^;als  und  Monopols  bei  der  Gewinnung 
und  Verwertung,  die  sush  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  mit  geringen  Abweichimgen  er- 
halten haben,  und  strafte  mit  grausamer 
Häi-te  jede  auch  noch  so  geriu^fOgige  De- 
fraudation. IHe  staatliche  GewmQung,  die 
der  Orden  eingefOhrt  hatte,  bKeb  bis  zum 
Jahre  1811;  sodann  verpachtete  der  Staat 
das  Recht  der  Gewinnung.  Für  die  erste 
Periode  1264—1811  gab  es  drei  Arten  der 
Gewinnung:  1.  Man  las  den  von  den  Wellen 
angespülten  Stein  vom  Strande  auf.  (B ern- 
st ei  niesen.)  2.  Man  schöpfte  ihn  mittelst 
Käscher  in  den  Brandungswellen.  (Bern- 
steiusch5pfen.)  3.  Man  hob  ihn  mit 
zangenartigen  Instrumenten  von  Böten  aus 
bei  ruhigem  Wetter  und  klarer  See  vom 
Meeresboden  auf.  (Bernsteinstechen.) 
Zur  Gewinnung  waren  die  Strandbewohner 
verpfHchtet ,  denen  dafür  ausserordentlich 
germge  Geldsummen  gezahlt  wurden ,  an 
deren  Stelle  sogar  von  1525 — 1718  Salz- 
lieferungen traten.  Auf  Diebstahl  und  Ünter- 
schleif  stand  Totlesstrafe,  später  schweres 
Gefängnis.  Der  Verkehr  am  Strande  war 
den  lästigsten  Beschränkungen  unterworfen. 
Die  Aufsicht  bei  der  Gewiimung  führte  ein 
staatlicher  Beamtenapparat,  der,  um  Ver- 
untreuungen zu  hinüern,  immer  mehr  ver- 
gröasert  wOTtlen  musste,  wodurch  die  Ge- 
winnungskosten allzu  hohe  wurden,  iu  ein- 
zelnen Jahren  sogar  die  Einnahmen  über- 
stiegen. Dies  führte  zu  einer  Aenderung 
des  Sy-st^ims  im  Jahre  1811.  Der  Staat  ver- 
pachtete ilas  Gewinnmigsredit  zunächst  an 
einen  Generalpftchter,  von  1H37  ab  an  die 
Strandbewohner.  In  dieser  Zeit  kommt  eine 
4'«  Gewinnungsart  auf:  das  Bernstein- 
graben in  offenen  Gniben  in  den  See- 
beigen der  £üste,  das  aber  bald  w^en  der 
dadurch  hervorgerufenen  Yeraandmig  der 
angrenzenden  Landstriche  beschränkt,  dann 
ganz  aufgegeben  und  verboten  wurde.  Von 
1867  ab  wurden  von  der  K9nigsl)erger  Firma 
Stantien  &  Becker  fi.  der  berg- 
männische Betrieb  in  der  l)emstein' 
führenden  Schicht  der  sogenannten  ^blauen 
Erde«  in  Palmnicken,  6.  die  Bernstein- 
baggereiim  Kiuischen  Haff  bei  Schwarzort 
7.  die  Bernstein  tauch  erei  als  neue, 
ungeahnten  Erfolg  brin^nde  Gewinnungs- 
arten eingeführt,  die  die  jährhche  Produktion 
an  Bernstein  ungeÖhr  vervierzigfachten.  Die 
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Baggerei  ist  1890,  die  Tancherei  1891  wieder 
eingestellt  ■worden,  da  die  betreffenden  Stellen 
keinen  Gewinn  mehr  abwarfen.  Die  höchste 
BSnnahme  aiis  der  Vei-pachtung  des  Bern- 
fiteinregaJs  hat  der  Staat  im  Jahre  1884 — 85 
ersdelt,  sie  betrug  87360428  Mark,  wovon 
Stantien  &  Becker  ca.  865000  Mark  als 
Pacht  bezahlt  haben,  wahrend  der  Rest  von 
8604,28  aus  d^  Strandpacht  einging.  Nach- 
stehend geben  wir  eine  kurze  Lebersicht 
der  Fftchtenmmen,  die  der  Staat  von  1888 
bis  1898  erhalten  hat. 


A.  Ans 

im-B& 

1889—  90 

1890—  91 

1891—  92 

1892—  93 

1893—  94 

1894—  95 

1895—  96 

1896—  97 

1897—  98 


dem  Bergbau. 

460  140  M.  83  K. 

589644  „  99  « 

533055  „  56  » 

542369  „  60  „ 

681049  „  49  « 

617426  „  25  „ 

677600  «  —  » 

677600  „  —  „ 

677600  „  —  „ 

68061 1  „  60  „ 


zusammen  6  137  098  H.  32  Pf. 

B.  Aus  der  Verpachtung  der  Ost- 
seestrände. 

1888—  89  7049  M.  50  Pf. 

1889—  90  7942  „    75  . 

1890—  91  8140  „   50  „ 

1891—  92  8102  „    50  „ 

1892—  93  8080  „    50  „ 

1893—  94  8080  „  50  „ 
1894^95  8080  _   50  „ 

1895—  96  8080  _  50  . 

1896—  97  8080  -   50  - 
1^-98  6S3^_«_33._«_ 

znsammeD  85355  M.  08  Pf. 
Ueberhaapt  1888—98  6  222453  M.  40  Pf. 

Das  DurchschnittÄiuantum  des  jährlich 
gewonnenen  Bernsteins  lässt  sich  nur  an- 
nähernd berechnen.  Für  1897  stellt  sich 
das  von  Stantien  &  Becker  durch  Tiefbau 
gewonnene  auf  168  696  kg,  die  Strandnutzimg 
ergab  ca.  5000  kg.  Stantien  und  Becker 
beschäfti^n  in  ihrem  Gesamtbetriebe  ca. 
1200  meist  verheiratete  Peraonen,  für  die 
in  Palmnicken  ausreichende  Wohlfahrtsein- 
richtungen  getroffen  sind.  {cf.  Berichte  der 
Gewerbe-Inspektoren  pro  1893.   S.  25.) 

2.  Handel.  Unsere  Kenntnisse  Übei*  den 
BeiiiBteinhand^  gehen  weiter  zurück  als 
die  über  seine  Gewinnung.  Auf  zwei  Han- 
delswegen, 1.  die  Weichsel  aufwärts  zur 
Donau,  2.  den  Memelstrom  aufwärts  zum 
Dnjepr  und  Schvurzen  Meere,  gelangte  der 
Bernstein  zu  den  Y51kem  des  klasBischen 
Altaiiums.  Dieser  Huidel  war  in  der  rö- 
mischen Kaiserzeit  nicht  unerheblich.  Die 
Ordensritter  verkauften  den  Bernstein  an  die 
Bemsteindrehergewerke  von  Brügge  und 
Lübeck  imd  einen  Teil  auch  nach  Lembei^, 
Yon  wo  er  dim:h  Armenier  nach  dem  Orient 


gebracht  wimle.  1533—1647  hatten  die 
preusfiischen  Herzöge  einen  Koutrakt  mit 
dem  Danziger  Kaunnannshause  von  Ja^ 
abgeschlossen,  das  so  ein  Monopol  füi'  den 
Bemsteinhandel  erhielt  und  das  Absatzge- 
biet erheblich  vergröss^rte.  Von  1647  bis 
1811  wurde  der  Bernstein  vom  Staate  teils 
auf  Auktionen  veräussert^  teils  zu  Vorzugs- 
preisen an  die  Bemstemdreherzünfte  der 
Provinzen  Preussen  &  Pommern  verkauft 
Von  1811  ab  hat  sich  der  Bemsteinhandel 
frei  entwickelt  Heutzuta^  besitzt  natürlich 
die  Firma  Stantien  und  Becker  als  Haupt* 
produzentin  eine  vOllig  dominierende  Stellung 
auf  dem  WEJtmazkt  Sie  hat  das  Handels- 
gebiet überrasdiend  erweitert  and  eine  «if 
sorgfält^ster  Beifügung  des  Benisteins  ba- 
sierende nene,  bis  in  die  kleinsten  Details 
durchgeführte  und  feststehende  Art  der 
Sortierung  dessdben  eingeführt  An  die 
Stelle  der  früheren  ca.  4  Sorten  trat  ein 
Sortiment  von  mehr  als  50  Sorten  der  Roh- 
ware. Die  Handelsbeziehungen  der  Finna 
reichen  über  die  ganze  Welt.  Hauptplätze 
sind  Wien,  Paris,  London,  Eonstantinopel, 
New- York,  Mexico,  Kairo,  Kalkutta,  Bombay, 
Hongkong  und  Chemulpo:  auch  für  Afrika 
und  die  Negervölker  ist  die  Bedeutimg  des 
Bernsteins  im  Stei^n  begriffen,  wenn  schon 
die  Unruhen  im  Sudan  den  Handelsbe- 
ziehungen hier  in  den  letzten  Jahren  gioesen 
Abbruch  gethan  haben. 

8.  Yerarbeitong.  Die  Bemsteindreher- 
zünfte,  welche  etwa  von  1300 — 1800  die 
alleinig  Verarbeitung  in  der  Hand  hatten, 
verfertigten  bis  zur  Reformationszeit  fast 
ausschliesslich  Rosenkränze  aus  Bemsteiu 
und  erhielten  daher  den  Namen  »Pater- 
nosterdreher«. Zünfte  entstanden  chrono- 
Ic^isch  geordnet  in  Brü^e,  Lübeck,  Stolp, 
Colbere;,  Cöslin,  Danzig,  Elbing  und  Königs- 
berg. Die  Entstehmig  der  Zünfte  von  Westen 
nach  Osten  findet  seine  Erkläning  darin, 
dass  man  lange  Zeit  bestrebt  war,  die  Ver- 
arbeitung möglichst  weit  vom  Fundorte  ent- 
fernt zu  halten,  um  Defraudationen  zu  ver- 
hüten. Dittch  die  Beformation  wurde  die 
Nachfrage  nach  Rosenkränzen  erheblich  ver- 
mindert; man  sudite  und  fand  Ersatz  in 
der  Herstellung  von  Schmucksachen  und 
Luxusartikeln,  ^ach  Aufhebung  der  Zünfte 
ist  die  Bemsteinverfu^tnng  labrikmässig 
geworden.  Die  Hauptmasse  wird  g^n- 
wärt%  zu  Schmucksachen,  Gigarrenspitzea 
und  BFeifenteilen  verbraucht  Auch  Süintiai 
&  Becker  sind  bestrebt,  die  Verarbrätung 
von  Ost|>reussen  fort  zu  verlegen.  Fem  er 
haben  eme  Reihe  ausserdeutscher  Ubider, 
z.  B.  ^Frankreich,  Russland,  Nordamerika, 
bedeutende  Schutzzölle  auf  verarbeiteten 
Bernstein  gelegt,  lassen  dagegen  den  Roh- 
benistein  zoDfrei  herein.  Dm^h  diese  beiden 
Umstände  ist  die  deutsche  Bemsteinwaren- 
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industrie,  insbesondere  in  ESnigsberg,  Dan^g 
and  Stolp  schwer  geschädigt  Wien,  Paris 
und  Polugen  in  Russland  sind  Hauptplfttze 
für  die  Fabrikation.  Hierzu  kommt  noch, 
dass  im  Jahre  1879  in  Oesterreich  die 
Bemateinimitation  erfunden  und  seitdem 
immer  mehr  TervoUkommnet  'wurde,  so  dass 
kaum  der  gewi^teste  £enner  die  Imitati<m 
von  echtem  Stein  zu  unterscheiden  vennag. 
AbAUe  und  kliere  Stflcte  verden  durch 
starken  I^ock  unter  g^eidizeitiger  Erhitzung 
zu  grossen  Platten  derart  zusammengepresst, 
dass  das  Fabrikat  (Ämbroid)  die  Ftu-be  und 
SpiOdigkeit  echten  Bernsteins  enthalt  Da 
sich  ans  einer  !Menge  kleiner  Bemsteinstfk^e 
im  Werte  tod  ca.  21  Mark  1  kg  Pressbem- 
stein  oder  Ambroid  im  Werte  von  etwa 
60  Mark  herstellen  Ifisst,  so  ist  die  Kon- 
kurrenz des  Ambroids  für  den  Naturbem- 
stein  eine  derart  gef&hrliche,  dass  der  Preis 
für  echten  Bernstein  sidi  nur  dann  halten 
lässt,  wenn  echte  Bemsteinproduktion  und 
Ambroid&brikation  in  einer  Hand  liegen. 

ErwftguQgen  führten  die  Firma  Stan- 
tien  &  Becker  dazu,  von  ihren  Abneh- 
mern bindende  VerBprechungen  hinsichtlich 
der  Niditverwendimg  der  gekauften  Ware 
zur  AmtnY>idfabrikation  zu  Terlangen  tind 
selbst  in  Palmnicken  eine  Ambroidfabiik 
anzulegen.  Die  dadurch  hervorgerufene 
£rbitteaimg  führte  sodann  1896  zu  dem  in 
der  Fresse  sehr  stark  diskutierten  »Bern- 
stehmumopokoozess  zu  Stolp  in  Hintar- 
pommem«,  der  die  preusmsche  Staatsregie- 
rtoDg  der  Frage  naher  treten  liess,  die  Bem- 
stei^ewinnung  wieder  in  ei^ne  Yerwal- 
tung  zu  übernehmen.  Bereits  ist  im  Herren- 
hans und  Abgeordnetenhaus  der  von  der  Re- 
gierung vorgelegte  Gesetzentwurf  ^nehmigt, 
der  !^tma  Staatien  &  Becker  ihren  ge- 
samten Grundbeätz  im  Samlande  sowie  ihre 
BemBteinTonflte  für  ca.  9750000  Mark  ab- 
zukaufen und  den  StaatsbetEieb  vom  1.  Juli 
1899  ab  einzufahren.  ErwShnoiBwert  ist 
noch,  dass  die  Fiima  Stantien  &,  Becker  aus 
dem  bisher  als  vOllig  wertlos  weggeworfenen 
Bcsnstangrus,  den  ganz  kleinen,  etwa 
erbeengroesen  StOdkchen,  Bemsteinkolwhon 
zur  LadüEalnikBtion  erzet^  und  davon  1897 
160000  kg  verkauft  hat 

Lltteratnr:  Hagen,  Geschichte  der  Vencaltung 
dea  Benutnns  in  Preuasen  in:  Beiträge  tur 
Kunde  iVeuMen«,  Bd.  VI,  Königtbcrg  ist 4.  — 
If.  Xa  JÜEdtt^  Da»  Bemsteinregal  in  Preuasen, 
tn  Jl^rmt».  Jfonaütehrtß.  Bd.  V,  VI,  VJII. 
—  WUh,  Rtumgß,  Der  Bienutein  •»  JPmuten, 

.  t»  Sammig.  witaenteh.  Vortr.  von  Virekow  und 
BiOtteudorff;  Berlin  1868,  ~  WUH.  v.  Bi-üm- 
nech,  Da»  Becht  aitf  Zueignung  der  von  der 
See  auagetcorfenen  oder  angespülten  Meeretpro- 
dukte  und  daa  Bernateinregal,  Kötiigeberg  1874- 
~  Mardnowaki,  Der  Handel  mit  Bernstein 
in  den  tetxten  10  Jahren,  Berlin  1876.  —  Der- 
selbe,   Ueber   die  LagerungaverkäÜniaae  der 


bemaleit^ßlhrenden  Schicht  im  aamländ.  We»t- 
rande  in  Sehr,  d.  Phya.  Oeconom.  GeaeUaehafi 
xuKSnigtberg,}7.Jhg.,1876.  —  BicharaKlehs, 
Gewinnung  und  Verarbeitung  des  Bernsteins, 
Sihkigabcrg  188S.  —  Deraelbe,  Die  Handels- 
aorten  det  BernHeiM,  Beriin  288S.  —  PreuMsen* 
landvrintcka^ieke  VeneaUung  in  den  JaMrm 
2S81~8S,  BeHin  188S,  S.  €88—667.  —  Daatdb» 
JSr  1884—87,  BerUn  1888,  8.  5S-~58.  —  BottM, 
Der  Bernstein,  BerUn  1887.  —  W.  Teadorpft 
Gevfinnung,  Venaieilung  und  Handel  des  Bern- 
steins t»  iVeuMen  von  der  Ordensteit  bis  tur 
Gegenwart,  in  Staaisw,  Studien,  kerauag.  von 
L.  EUter,  I.  Bd.,  6.  Scfi,  Jena  1887.  —  Paul 
Moldenhauer ,  Das  Gold  des  Nordens,  ein 
Bileldtliek  au/  die  Geschichte  dea  Bernsteins, 
Danxig  1894-  —  Hugo  Frie^UAndeT,  Das 
BemsteinmoHopol  vor  Gericht,  Stolp  i.  P.  1898, 
—  Denktkri/t  dea  Gth.  Sjammeraitnrat»  Morit» 
Becker,  Berif»  1896.     Druck  und  Verlag  von 

H.  S.  Hermann  nebat  Anlag^nd.  —  Kurt 
Kamtahf  Die  Bemstei^fivge,  Berlin  1898.  — 
Denkschrift  der  Regierung,  vorgelegt  dem  Abge- 
ordnetenhause am  7.  Fdtruar  1899  (yr.  4^. 
Haus  der   Abgeodneten,   19.  Legislaturperiode, 

I.  Session  1899),  eine  sehr  eingehende  und  genaue 
statisHseke  uTid  volkswirtaehaftliehe  Darlegung 
aüer  einschlägigen  Verhältniese. 

ISmigsberg  i.  Pr.  W.  Xetdorpf. 


Bertülon,  Jaeqnes, 

^eb.  zu  Paria  1861,  Sohn  von  Lonis  Adolphe  Ber- 
tülon (s.  d.  auf  folg.  Seite),  dessen  Nachfolger 
er  in  der  Leitung  des  dem  Seinepräfekten  nnter- 
stellten  statistiMihen  Bureaus  der  Stadt  Paris 
ist.  Er  zählt  ferner  zu  den  Mitgliedern  des 
Conseil  sup^rieur  de  statistlque. 

Er  veröffentlichte  in  Buchform: 

La  staüstique  hnmaine  en  France,  Paria 
1880.  —  Bapport  snr  leg  tiravaux  de  I'InBÜtat 
international  de  Btatiatique  et  snr  rorganisation 
de  la  statistlque  en  Italie,  Paris  1887.  —  Essai 
de  statistique  compar6e  du  surpenplemeut  des 
habitations  ä  Paris  et  dans  les  grandes  capitales 
europ^ennes,  Paris  1894,  —  Conrs  äömentaire 
de  statistique  confoime  an  pro^framme  arrötä 
par  le  Conseil  sup^rieur  de  statistique  ponr  le 
concours  d'admissibilit^  an  grade  de  commis- 
r^dactenr  ä  la  pr6fectnre  de  la  Seine,  Paris 
189Ö.  —  Priucipes  des  trois  nomenclatares  des 
professioDS,  adapt^  par  l'Lostitnt  internationid 
de  statistlque,  Pans  1895.  —  El^ents  de 
demographie,  Paris  1896.  —  Le  prohlöme  de  la* 
d^population,  Paris  1897. 

Eit  ist  Herausgeber  folgender  amtlicher  Yer- 
Öffenttichnngen : 

Annnaire  statistiqne  de  la  vüle  de  Paris 
(erscheint  seit  1880);  Bolletin  hebdomadaire 
und  Tableaux  mensnels  (des  statistischen  Amtes 
der  Stadt  Paris  seit  1885). 

Wertvolle  Abhandlungen  von  ihm  enthalten 
die  „Annalea  de  demographie  internationale** 
und  das  „Joum^  de  la  Sociät^  de  statistique 
de  Paris".  Lippert. 


Digilized  by  Google 


592 


BertÜloii — Beruf  und  BenifestatiHtik 


BertlUon,  Lonis  Adolphe,  , 

geb.  zn  Paria  am  1.  IV.  18S1,  geat.  in  Neuilly 
am  28.  II.  1883  als  Professor  der  Dem<^aphie 
und  Direktor  des  statistischen  Arat«s  der  Stadt 
Paris.  Als  Bevölkenmgatheoretiker  vertrat  er 
wiederholt  den  Satz,  dass  in  eiuer  starken  Be- 
vClkerong  eine  ^^iisaere  Gewähr  flir  Frankreichs 
Wohlergehen  liege  als  in  dem  blossen  An- 
wachsen seines  Eeichtnms. 

Von  seinen  Schriften  in  Buchform  sei  nur 
«ein  Hauptwerk  genannt: 

La  d6mo^aphie  fignree  de  la  France,  on 
£tude  Btadstique  de  u  popnlation  fran^aise, 
avec  tableanx  graphiques  tradoisant  les  princi- 

fiales  conclusions.  Hortaliti  selon  l'&ge,  le  sexe. 
'6tat  civil  etc.  en  chaqoe  döpartement  et  ponr 
la  France  enti^re  comparee  anx  pays  ötrangcrs, 
Paris  1874. 

Seine  kleineren  Abhandlungen  aus  dem 
Gebiete  der  Demograuhie,  Gehurts-  und  Sterb- 
lichkeitsstatistik siua  in  verschiedenen  Zeit- 
schriften („Annaies  de  Demographie  internatio- 
nale" etc.]  sowie  im  „Dictionnaire  encyclop^dique 
des  Sciences  raMicales"  etc.  veröffentlicht 

LlpperU 


Bern!  und  Bernisstatistik. 

I.  Wesen  des  Berufs.  II.  Feststel- 
Inng  des  persönlichen  Berufs.  III.  Be- 
rnfseinteilnng,  Klassifikation.  IV.  Be- 
ruf sstatis  tik  im  allgemeinen.  V.Äus- 
führung  der  Beruf astatistik  in  ein- 
zelnen Ländern:  A.  Deutsches  Reich. 
.—  1.  £rwerbsthätige  and  Berufslose.  2.  Stärke 
der  einzelnen  Erwerhszweige.  3.  Nebenberuf. 
4.  Haupt-  und  Kebenerwerb.  5.  Selbständige, 
Angestellte,  Arbeiter.  6.  Die  Selbständigen  in 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  nach 
dem  Umfang  ihres  Betriebes  oder  Geschäfts. 
7.  Gelernte  und  ungelernte  Arbeiter  in  der 
Industrie.  8.  Soziale  Schichtung  der  Gesamtbe- 
völkernnff.  Mittelstand.  9.  Beruf  und  Alter. 
10.  Beruf,  Familienstand  und  Alter.  11.  Beruf 
und  Keligionsbekenntnis.  12.  Beruf  in  Stadt 
und  Land,  —  B.  Oesterreich.  C.  Ungarn. 
D.  Schweiz.  E.  Frankreich.  F.  Skan- 
dinavien. G.  Grossbritannien  nnd  Ir- 
land. H.  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika.  J.  Andere  Länder.  K.  Ver- 
gleichende internationale  berufssta- 
tistiflche  Nachweise. 

I.  Wesen  des  Bernfs. 

Beruf  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt bedeutet  die  Zugehörigkeit  einer  Per- 
son zu  einem  der  Arbeitszweige,  in  die  sich 
das  Erwerbsleben  der  Bevölkerung  teilt.  Id 
der  »Zugehörigkeit«  liegt  zugleidnüe  dau- 
ernde Hingabe  der  Person  an  die  betref- 
fende Aufgabe,  darin  unterscheidet  sich 
Beruf  von  Beschäfti^n^  als  der  nur  mo- 
mentanen Beth&tignag  einer  Person  in  be- 
stimmter Bichtung.  Sofern  die  Ausübung 
des  Berufs  dem  Gtesamtintraesse  dient,  nutz- 
bare Erzeugnisse  für  die  Volkswirtschaft 
bringt,   ist  Beruf  etwas  anderes  als  die 


häufig  synonym  gebrauchten  Begriffe  Ge- 
schäft, Erwerb,  Nahrungszweig,  durch  welche 
mehr  das  Einzelinteresse,  das  indindua- 
listische  Moment,  das  Schaffen  für  sieh 
selbst  zum  Ausdruck  gelangt:  darum  ci- 
scheiDt  auch  die  haushälterisclie  und  er- 
zieherische Thätigkeit  der  Khefrau,  welch'' 
den  Zwecken  des  Haushalts  dient,  nicht  alt 
Beruf  im  volkswirtschaftlichen  Sinne.  An- 
dererseits gehört  aber  zum  Wesen  des  Be- 
rufs eine  erwerbende  Thätigkeit,  aus  der 
die  Pem)n  ihren   regelmässigen  Lebeui^ 
imterhalt  gewinnt  oder  wenigstens  jeoif- 
Einkommen  bezieht,  welches  üe  bedürfen 
würde,  falls  sie  nicht  schon  ühear  graiügend-3 
ünteriialtsmittel  verfügte:  darum  ist  der 
Militfiidienst  zwar  ein  ßenif  für  Cntor- 
offiziere  und  Offiziere,  die  sich  ihm  als  Er- 
werbszweig widmen,  nicht  aber  für  alle 
die,  welche  der  allgemeinen  IGlitärpflit-ht 
genügen,  ebensowenig  kuin  man  durum  von 
einem  Beruf  von  Mitgliedern  eines  Farlamentit 
im  volkswirtschaftlichen  Sinne  reden,  Beruf 
und  Gewerbe  untersdieiden  sich  daduiuh. 
dass  unter  Beruf  die  persönliche  Eigjen- 
schaft  (subjektiver  Benif)  verstanden  wird, 
unter  Gewerbe  der  Betrieb,   das  Unter-  j 
nehmen,  innerhalb  dessen  eine  Berufethätig- 
keit  erfolgt,  in  dem  verschiedenartige  Thä-  \ 
tigkeiten  zu  einem  einheitlichen  produktiven  i 
Zweck  zusammengefasst  sind  (Beruf  im  ob- 
jektiven Sinne);  übrigens  bezieht  sich  Ge- 
werbe nicht  auf  alle  Arbeitszweige,  dain 
die  zum  öffentlichen  Dienst  gehörigen  wer-  j 
den  nicht  hierher  gerechnet,  ebensowenit: 
die  höhere  Kunst,  obschon  ihre  Erzeugnisse^ 
einzeln  als  Ware  verkauft  werden.  Benif 
in  dem  erwähnten  Sinne  ist  endlich  ver- 
schieden von  dem  inneren  Beruf  oder  Dran^r 
zu  einem  Unternehmen  (wie  ihn  z.  B.  die 
Jungfrau  von  Orieans  empfand,  als  sie  noch 
dem  äusseren  Beruf  der  Hirtin  oblag)  sowie 
von  dem  geschichtlichen  oder  natürlichen 
Beruf,  wobei  man  an  Au^aben  denkt,  die 
jemand  —  auch  Gruppen  und  Staaten  — 
kraft  seiner  Natur,  semer  Herkunft,  seiner 
Machtmittel  ausführen  werde  (natürlicher 
Beruf  der  Frau  als  Hausfrau,  Gattin.  MutKr; 
geschichtlicher  Beruf  des  Adels,  der  Chiisten- 
heit,  der  Kulturvölker):  »das,  wozu  einer 
berufen  ist,  bildet  mckt  immer  seinen  Be- 
ruf in  unserem  Sinne,  und  mancher  ha* 
einen  solchen  Beruf,  zu  dem  er  kelnesw^ 
berufen  ist«  (Lotmar). 

Zu  einem  Beiuf  kann  man  unmittelbar 
gehören,  wenn  man  ihn  sähst  ausübt  oder 
nur  mittelbar,  wenn  man  aus  dessen  Erti^' 
von  dem  Bernfsthätigen  unt^haltcn  wird, 
wie  das  bei  den  hftusuchen  EKenstboten  uD<i 
den  in  der  Hauptsadie  nic^t  erwerbend 
thätigen  Familienangehörigen  seitens  de-: 
HaushaltungSTOrstandes  geschieht  (unmittel- 
bare und  mittelbare,  aktive  und  passive 
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Beruf szugehörigkeit).  Die  Besonder- 
heiten, die  ein  Beruf  aufweist,  haben  ihren 
Einfluss  audi  bei  den  mittelbar  Berufs- 
■zugehöri^n.  Will  mau  abei"  zu  einer  Zahl 
der  aktir  Erwerbsthätigen  gelangen, 
60  müssen  zur  Gesamtheit  der  unmittelbar 
Berofethadgen  auch  die  häualichen  Dienst- 
botm,  die  ihrerseits  ja  auch  erwerbend 
thAtig  sindf  gerechnet  werden. 

sßt  dem  B^riff  des  Berufs  ist  der  der 
BerufsTerschiedenheit,  die  Mehrheit  von  Be- 
rufen g^ben.  £s  giebt  Person^  die  nur 
einen  Beruf  haben,  und  soIcüub  mit  mehreren 
Berufen;  letzterenfBÜs  können  die  verschieb 
denen  Berufe  nach  einander  (je  weh  der 
Jahreszeit  Schuhmacher  oder  Bargffthrer, 
Hausindustrieller  oder  Landwirt ,  Haiis- 
sdUftcbter  oder  Maurer)  oder  gleic^izeitig 
au^Obt  werden  (Landwirt  und  Gastwirt, 
Zeitungstrftgerin  imd  Aufwartefrau),  weil 
der  Ertrag  des  einen  Berufs  zum  Unterhalt 
mcbX  ausreicht  oder  seine  AusQbuug  die 
Arbeitskraft  nicht  genügend  in  Anspruch 
nimmt.  In  der  Regel  bildet  dann  einer 
dieser  Berufe  den  hauptsSchlichen  Arbeits- 
inhalt, den  Hauptberuf,  die  anderen  den 
Nebenberuf  oder  Nebenerwerb. 

Ein  und  der  nfimliche  Beruf  kann  in 
verschiedener  sozialer  Stelhmg  ausgeübt 
werden,  in  selbstftudiger  oder  abhängiger 
Stellung,  daher  giebt  es  unter  den  Berufs- 
genossen  besondere  soziale  K  lassen. 
Erst  soweit  Berufsgenoesen  der  n&mlichen 
sozialen  Klasse  angehören  (z.  B.  Lohnarbeiter, 
Unternehmer,  Beamte),  pflegt  unter  ihnen 
volle  Interessengemeinschaft  zu  bestehen. 

Seine  Bedeutung  äussert  der  Beruf  für 
den  einzelnen  in  der  Eintri^lichkeit,  dem  An- 
sehen, der  Mühsal  \md  Gef^u-lichkeit,  welche 
mit  der  Ausübung  verbunden  ist,  tuid  iu 
der  Richtung,  welche  er  der  wmteren  Ent- 
wickelung  des  Individuums  giebt  (»der  Be- 
ruf förbt  ab«).  Die  Gesamtheit  hat  an 
Zahl  und  Leistungsfähigkeit  der  Berufs- 
thfttigen  Interesse ,  in  dem  Sinne ,  dass 
ränerseits  zur  Vornahme  der  Leistu^en, 
die  sie  zu  ihrem  Fortbestand  and  ^rt- 
schritt  benO^t,  hinreichend,  aber  nidit  mehr 
EtjUte  zur  Verfügung  stehen,  andererseitB 
die  Berufe  vcm  den  geeignetste  Personen 
e^riffen  werden  und  jede  Person  den  für 
sie  geagnetsten  Beruf  ergreife,  damit  nicht 
der  Gesellschaft  durch  eine  uimeeiguete 
Wahl  in  dem  einen  Beruf  minder  ^^priess- 
liches  geboten  werde,  in  dem  anderen  eine 
Kraft  ungenützt  bleibe. 

Eine  Bemfsgliederang,  die  dies  Interesse 
voll  befriedigen  würde,  setzt  Freiheit  der 
Beruf swahl voraus.  Diese istzwarinrecht- 
licher  Beziehung  im  heutigen  Zeitalter  der 
^Freizügigkeit  und  der  rechtlichen  Gleichheit 
reichlich  gegeben,  aber  es  bestehen  Skono- 
misdie  und  soziale  Schranken,  infolge  deren 
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die  Mehrheit  ausser  stände  ist,  den  Beruf 
nach  Talent  und  Neigung  zu  wählen,  die 
Wahl  wird  hier  in  hohem  Masse  bedingt 
durch  die  Stellimg  der  Eltern,  die  zu  Ge- 
bote stehenden  Gel^uheiten  und  Mittel.  Je 
grösser  der  Besitzmangel  ist,  um  so  be- 
schränkter ist  die  Freiheit  der  Berufs- 
wahl, um  so  mehr  wird  ohne  Rüdc- 
sicht  auf  Achtung,  Mühaal,  Gefthrlichkeit, 
in  selbst  auf  Beicht  und  Moral  drajenige 
Beruf  ergriffeur  der  wdk  als  die  näch^ 
Nahrungsquelte  darbietet,  \m  so  weniger 
besteht  die  MiOglichkeit,,  einen  gewinn- 
bringenden Beruf  zu  wählen  und  eine 
hfihme  soziale  Stellung  in  ihm  einzunehmen. 
Jene  Schian^a  werden  biswmlen  über- 
wunden, aber  es  handelt  »ch  da  um  Aus- 
nahmen von  Mensdien  und  Yerhaltniseeu. 

Nach  der  jeweiligen  beruflichen  und 
sozialen  Gliederung  bemisst  sich  Macht  und 
Reichtum  eines  Staats,  Verschiebuiigen  in 
der  ersteren  beeinflussen  re^lmässig  audi 
die  politische  und  wirtsdiaftliche  Macdit  des 
Volks. 

In  Hinblick  auf  diese  Bedeutimg  des 
Berufs  wird  derselbe  in  der  Statistik  aus- 
giebig berücksichtigt,  und  zwar  einersffits 
so,  dass  man  zu  dessen  Erfassung  selb- 
ständige Volkszählungen  (wie  in  Deutsch- 
land) veranstaltet  oder  ihn  doch  bei  den 
herkömmlichen  Volkszählungen  ausführlich 
erfragt  (wie  in  den  meisten  anderen  kulti- 
vierten Ländern)  —  8<^nannte  primär 
berufsstatistische  Ermittelungen  — , 
andererseits  indem  bei  Erhebungen,  die  nur 
mit  einem  Teil  der  Bevölkerung  sich  bes(Mf- 
tigen  und  diesen  nach  einer  bestimmten  Rich- 
tung untersuchen,  der  Beruf  gelegentlich  mit- 
erhoben wird  —  sekundär  berufssta- 
tistische Ermittelungen  (z.  B.  in  der  Sta- 
tistik der  Geburten,  Ehen ,  Todesfälle,  Aus- 
wanderung,Krankheiten,  InvaliditätsursadieQ, 
der  lyiilitärdieusttauglichkeit,  der  Erimiiiali- 
tät,  der  Steuereigebnisse,  der  Sparkassenein- 
le^r,  der  Lohnverhältnisse,  der  Arbeitsvei^ 
mitt^ung).  Die  letzteren  Nachweise  ge- 
winnen aber  erst  vollen  Wert,  wenn  äe  mit 
den  durch  die  allgemeine  Berufsstatistik 
gewonnenen  Grundrählen  in  Vei^leich  ge- 
bracht wei-den  können. 

II.  Feststeliaiije  des  person- 
lichen Berufs. 

Die  Feststellung  des  persönlichen  Be- 
rufs unterliegt  grossen  Schwierigkeiten.  Ein 
grosser  TeÜ  von  Personen  macht  einen  Be- 
rufswechsel durch,  hier  besteht  die  Mi^- 
lichkeit,  dass  der  »gelernte«  statt  des  wirk- 
lieh ausgeübten  Berufs  an^geben  wird 
(z.  B.  Handwerker,  deren  Einkommen  im 
wesentlichen  aus  Handel  mit  Fabrikerzeug- 
uisseu  fliesst  uml  die  vielleicht  nicht  ein- 
mal nebenher  zu  Reparaturarbeiteu  kommeUj 
Aafla«e.  II.  38 
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nennen  sich  Schirm-,  Hands<^iihinacher 
statt  richtigerweise  -h&ndler)  oder  die  mo- 
mentane Beschäftignog  statt  des  persön- 
lichen ,  die  I<ebensstelluug  ausmachenden 
Berufs  (SchriftateUer  statt  Beamter).  Uo- 
^eichmSssig  erfolg  auch  die  Angabe  des 
fiemfs,  wenn  zwischen  rerschiedenen  Be- 
lufen  im  Laufe  des  Jahres  gewechselt  wird. 
Diesen  Schwierigkeiten  wird  eioigennaeseD 
durch  IMiebung  des  Nebenberuf  gesteuert 
Doch  ist  hier  für  den  einzelnen,  der  mehrere 
Beedififtignngen  treibt,  wiederum  schwierig, 
zn  entscheiden,  welche  davon  den  Hauptberuf 
bQdet  (z.  B.  Gastwirt  auf  dem  Dorl^  der  auch 
lAndwirtsdialt  treibt),  ausserdem  ist  die  An- 
sidit  Über  Vorhandenadn  von  nebensächlicher 
EHrerbstJiStifl^t  sehr  verschieden ;  manche 
sind  sich  überhaupt  nicht  bewusst,  dass 
das,  was  sie  nebennisr  treiben,  einen  wesent- 
lichen Teil  ihres  Gesamteinkommens  bildet 
und  also  einen  Nebenberuf  dmstellt,  manche 
hindert  ein  gewisses  Selbstgefühl  oder  eine 
gewisse  Yerschämtheit  an  der  rückhaltlosen 
Deklarierung  des  Nebenberufs  (z.  B.  Schrift- 
steller ,  die  Subaltemposten  bekleiden, 
Frauen  und  Töchter  höherer  Stände,  die 
diu'ch  EonfektioDSarbeiten  sich  nemienswerte 
Gelder  verdienen),  insbesondere  wird  die 
im  Geschäft  oder  Betrieb  des  Haushaltungs- 
vorstandsbethätigteMithilfeder  Hausfrau  imd 
anderen  Familienangehörigen  verschiedentlich 
angesehen,  teils  als  Nebenerwerb  teils  als 
selbstverständlich  mit  der  Stellung  im  Haus- 
halte verbunden.  Endlich  wird  die  wirk- 
lidie  Berufsgliederung  noch  durch  jene  E^e 
getrübt,  in  denen  Personen  absichtlich  falsche 
Angaben  machen,  weil  sie  Anlass  haben,  ihren 
eigentlichen  Erwerb  (Dieb,  Bettler,  Pi-ostitu- 
ie^)  zu  verbergen.  Da  hiernach  eine  gleich- 
mftssige  Auffassung  des  B^riffs  Beruf  von 
der  Gesamtheit  der  Gezählten  trobs  der  vor- 
sichtigsten Befragung  nicht  zn  erwarten  ist, 
beruht  jede  Beru^zäjüung  auf  etwas  schwan- 
kender Grundlage,  aber  man  muss  diesen 
Mangel  mit  in  Kauf  nehmen,  wenn  man 
auf  ein  ziffermassiges  Bild  von  der  Gliede- 
nmg  der  Bevölkerung  nach  dem  Berufe  der 
Individuen  nicht  ganz  verzichten  will, 

in.  Beruf seinteilnns,  Klaa»!- 
fikation. 

Nicht  alle  vou  den  Befragten  gebrauchten 
Bemfsbezeichnungcn,  welche  mehrere  Tau- 
sende betragen,  können  als  gesonderte  Be- 
rufe behandelt  werden,  sie  müssen  zum 
Zweck  einer  übersehbaren  und  brauchbaren 
Darstellung  zusammenge&isst  werden.  Hier- 
zu ist  ein  Berufsschema  erforderlich, 
unter  dessen  Positionen  die  einzelnen  that- 
säehlich  vorkommenden  Berufsbeneniiungen 
sich  einreihen  lassen.  Die  Aufstellimg  eines 
solchen  gehört  zu  den  soliwierigsten  und  ver- 
antworinngsvoUsten  Aufgaben   des  Statis- 


tikers ;  von  der  fUurichtung  hängt  zum  guten 
Teil  der  Wert  der  gesamten  Berufsstatistik  ab. 

Welches  Princip  soll  der  EäntaUung  zn 
Grunde  H^en?  Jdan  muss  die  Gemein- 
schaft der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
verschiedenen  Specialarbeitszweige,  welche 
sich  teils  aus  dem  Stoffe,  teils  aus  der 
Technik,  teils  aus  dem  Zweck  der  Arirait 
ergiebt,  in  Bettacht  ziehen;  eines  dieser 
Momente  allein  entschmden  lass»!  zu  vcülen, 
wäre  vergebliche  Mühe.  Das  Schema  darf 
nicht  zu  gedrängt  ansfallen,  warn  es  den 
Zwecken  der  volkswirtsdiaftspolitik  ent- 
sprechen soll,  die  die  Interessentengmnwn 
möglichst  lein,  unvemusdit  mit  yervtaadtest. 
oder  gegenteiligen  Interessenten^  dargestellt 
braucht  Neboi  der  weitgehendoi  Speciali- 
sierung  der  Berufe  als  Bravfisarten  ist 
sodann  für  allgemeinwe  Betrachtungen  eine 
zusammenfassende  Bildung  vou  Gruppen 
und  Abteilungen  erforderlich. 

Von  Wichtigkeit  ist  femer,  in  wieweit 
der  Begriff  der  Berufszugehörigkeit  und  der 
der  Berufslosigkeit  im  Sdiema  ai^nommen 
wird.  Es  interessiert  nicht  nur,  wie  viel 
Personen  jeden  Beruf  thatsächlich  aus- 
üben, sondern  auch  mit  welchem  sozialen 
Gewicht  sie  aufzutreten  vermögen ;  dazu  be- 
darf es,  dass  für  jeden  Beruf  auch,  die  A  n  - 
gehörigen,  welche  von  ihnen  erhalten 
werden,  sowie  die  häuslichen  D  i  e  n  s  t  b  0 1  e  n , 
die  ihr  Einkommen  von  dem  des  Dienst- 
herm  ableiten,  nachgewiesen  werden.  Ge- 
schieht dies  gesondert,  so  wird  zugleich 
eine  Uebersicht  über  die  Gesamtheit  der 
vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
als  erwerbsthätig  geltenden  Personen  er- 
möglicht, denn  privatwirtschaftlich  haben, 
wie  erwähnt,  auch  die  I&usdienstboten  einen 
Erwerb,  obschon  die  von  ihnen  produäortw 
Güter  nicht  in  den  allgemeinen  Yerkehr 
treten,  sondern  lediglich  den  Zwecken  der 
Haushaltungsmitglieder  zu  gute  kommen. 
Andererseits  werden  unter  die  Berufslosen 
zweckmässig  diejenigen  gerechnet,  welche 
keinen  erwerbenden  Beruf  ausüben,  aber  aus 
dem  Ertrag  ihres  landwirtschaftlichen,  ge- 
werblichen oder  Handelsbetriebs  oder  sonst 
von  eigenem  Vermögen,  von  Renten,  Pen- 
sionen oder  Unterstützung  leben,  also  z.  B. 
die  nicht  mehr  in  I^dwirtscluift  thAtigen 
Gutsberätzecr,  die  Bentner,  AuszU^ler,  die 
pei^onierten  Staatsbeamten  und  Hilüftrs,  die 
Armenvopflegten ,  Vaganten ,  Gefangene. 
Dass  manche  der  aufgezählten  Personen  ihr 
Einkommen  von  Personen  bestimmter  Be- 
rufe ableiten  wie  die  Auszügler  oder  ihr 
Einkommen  aus  dem  Gesamteinkommen 
ihres  eigenen  früheren  Berufs  beziehen  wie 
die  pensionierten  Beamten  etc.,  sollte  nicht  hin- 
dern, sie  trotzdem  zu  den  Berufslosen  ein- 
zureihen, höchstens  hier  zu  weiterer  Diffe- 
renzierung (wie  z.  B.  in  Sc-hweden)  veran- 
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lassen,  velehe  die  Zahl  der  früheren  Be- 
rnfethätigen,  Kapitalisten,  welche  ans  der 
Land viitechaft ,  ans  der  Industrie  etc. 
ihr  iESnkommen  beziehen,  eigens  ersichtlich 
macht;  Merdurdi  wird  ^etseits  die  Zahl 
der  aktiv  Bem&thfttigc»!  nicht  Terdnnkelt, 
andererseits  doch  der  Thatsache  Bechniuw 
getragen,  dass  die  eben  Genannten  mit  all 
ihren  soaalen  und  virtschaftlichen  Anschau- 
ungea  zu  den  Interessen  der  Genossen  ihres 
frOneren  Berufs  gravitieren.  Auch  die  in 
Beru&vorbereitung  Befindlichen,  welchenicht 
in  der  Hanshaltung  ihres  Erhalters  leben, 
■wie  Schüler,  Studierende,  sollten  zusammen 
mit  den  Zf^lingen  in  Erziehungsanstalten, 
Waisenhäusern  unter  den  Berufslosen  er- 
scheinen, auch  dann,  wenn  sie  schon  für 
einen  bestimmten  Berufszweig  ausge- 
bildet werden,  da  ihre  Thätigkeit  im  Gegen- 
satz zu  derjenigen  von  gewerblichen,  ^uf- 
männischen  etc.  Lehrlingen  dem  betreffen- 
den Berufe  noch  kaimi  zu  statten  kommt. 

Bei  der  Klassifizierung  der  einzelneu  Be- 
ruf e  nach  sozialen  Schichten  empfiehlt 
sich  vor  allem,  den  Unterschied  von  Selb- 
Bt&ndig  und  Abhängig  zu  berücksichtigen 
imd  in  Anpassung  an  die  betreffenden  Be- 
nifsarten  die  Abhängigen  der  drei  materi- 
ellen Bemfsabteilungen  Landwirtschaft,  In- 
dustrie utttl  Handel  w^ieder  nach  höherem 
und  niederem  Hilfspersonal  zu  trennen, 
femer  aus  letzterem  die  im  Betrieb  des 
Hauduütiui^svorstands  mit  helfenden  Tami- 
lienangehßngen ,  deren  Thätigkeit  von  der- 
jenigen der  fremden  Arbeiter  sozial  und 
Ökonomisch  abweicht,  sowie  —  soweit  es 
mißlich  ist  —  die  gelernten  und  die  unge- 
lernten Arbeiter  ersichtlich  zu  machen.  Will 
man  auch  die  anderen  Berofsabteilungen 
(Offenüicher  Dienst)  sozial  gliedern,  so  kann 
dies  jedenfalls  axtck  da  nur  unter  Berück- 
sicht^ung  der  eigenart^n  Verhältnisse  der 
betre&enden  Berufe  geHchehen. 

IV.  Berufsstatiatik  im  allge- 
meinen. 

Nach  dem  Bisherigen  hat  die  Berufs^ 
Zählung,  durch  welche  es  der  Statistik  er- 
m^licht  wird,  die  berufliche  und  soziale 
Gliederunj^  der  Bevölkerung  darzustellen, 
sich  auf  die  gesamte  Bevölkenug,  mit  Ein- 
schluss  der  jüngeren  Altersklassen,  zu  er- 
strecken.  Die  Aufnahme  kann  in  Ver- 
bindung von  gewöhnlichen  Volkszählungen, 
die  zur  periodischen  Feststellung  der  Volks- 
zahl vorgenommen  wenlen,  stattfinden,  vor- 
ausgesetzt, dass  deren  Temiin  für  volks- 
■wirtechaftliche  Untersuchungen  sich  eignet, 
also  in  eine  Zeit  fällt,  wo  das  volkswirt- 
schaftliche Leben  am  kräftigsten  pxdsiert 
und  möglichst  alle  Zweige  desselben  in 
Tliätigkeit  sind;  diesen  Vorzug  haben  die 
fflr  die  Volkszählung  bei  uns  übuchen,  in  den 


Dezember  fallenden  Teimine  nicht,  vielmehr 
erseheinen  niur  Sommermonate  dazu  ge- 
eignet, am  meisten  der  Septmber,  wo  die 
landwirtw'faaft  noch  nicht  ruht  und  die 
Industrie  voll  zu  arbeiten  pfl^t  Zu  er- 
fragen sind  Haupt-  und  Neoeaberuf  sowie 
die  Stellung  daiin,  daneben  noch  sonst^ 
wirtschaftlich  wichtige  peisOnhche  Eigen- 
sdi^ten  wie  Alter,  Geschlecht,  Fammenr 
stand,  Gebürtigkeit,  Staatsangehörigkeit,  Be- 
ligion  (letzteres  das  hier  mindest  wichtige 
JAoment) ;  auch  die  Fra^  nach  der  Arbeits- 
losigkeit —  natürlich  nicht  an  alle  Berufs- 
thätigen,  sondern  n\ir  an  die  in  abhängiger 
Stellung  befindlichen,  arbeitenden  Klassen 
gerichtet,  weil  nur  in  dieser  Hinsicht  von  Be- 
lang —  sollte  bei  einer  Berufszählung  nicht 
unterlassen  werden.  Als  Formular  für  die 
Befragimg  empfiehlt  sich  nicht  die  Individual- 
oder  ZäbJ&arte,  sondern  die  Haushalttmgs- 
liste,  welche  es  erm^licht,  auch  die  Ange- 
hörigen und  häuslichen  Dienstboten  D&ck 
dem  Beruf  des  Haushaltun^vorstands 
zu  klassifizieren,  nm  so  dem  Begriff  der 
Berufszugehörigkeit  voll  zu  genügen;  auch 
lassen  sich  in  den  Spalten  einer  Haushal- 
tungsliste  die  wünschenswerten  Fingerzeige 
zur  richtigen  Beantwortung  der  Fn^n  viel 
besser  anbringen  als  auf  der  Zählkarte 
und  find^  auf  dem  Zählbogen  selbst  besser 
Platz  als  in  besonderen,  meist  wenig  be- 
achteten Anwösungen.  Wichtig  ist  femer, 
dass  die  Bevölkerung  am  Ort  der  re^l- 
mässigen  oder  vorwaltenden  Berufsausübung 
erfosst  und  bei  Wander- ,  Saisonberufen 
(Ziegler,  Bau-,  Erdarbeiter)  der  Zusammen- 
hang mit  den  zurückgebliebenen  Familien- 
angäiörigen  gewahrt  wird:  das  Frincip  der 
Ortsauwesenheit  trägt  dem  hinreichend  Rech- 
nung, wenn  der  ZaMungstermin  im  obigen 
Sinne  gewählt  wird,  man  braucht  nur  noch 
in  einer  besonderen  Abteilung  der  Haus- 
haltungsliste die  aus  der  Eauäialtung  vor- 
übergehend abwesenden  Personen  isausk 
Hausfudtungsvarstand)  mit  Axumbe  ihres 
Berufs  eintragen  zu  lassen.  Die  Berufs- 
zShlungen  sollen,  schon  damit  ihre  Daten 
die  Entwiekelimgstendenz  der  einzelnen  Be- 
rufe zu  Tage  fördern,  periodisch  vorgenom- 
men werden,  die  Wiederholung  kann  aber 
wegen  d^  mit  der  Berufszählung  verbun- 
denen grossen  Aufwands  an  Mühe  und  Geld 
nicht  gut  öfter  als  höchstens  alle  lU  Jahre 
und  soU  wegen  der  "Wichtigkeit  der  durch 
sie  beschafften  Nachweise  mindestens  alle 
15  Jahi-c  stattfinden.  Jlit  besonders  be- 
friedigendem Erfolge  gelingt  in  Verbindimg 
mit  der  Berufszählung  eine  Aufnahme  der 
landwirtschaftlichen  sowohl  wie  der  gewerb- 
lichen Betriebe. 

Die  Aufbereitung  geschieht  am  besten 
centralisiert ;  andernfalls  sind  so  eingehende 
Vorschriften  nötig,  dass  ein  gleichmässiges 

38* 


Digilized  by  Google 


596 


Beruf  und  Berufsstatbtik 


Verfehreii,  insbesondere  die  g:]eichmässige 
Einreihung  der  in  den  Listen  sich  vorfinden- 
den Berufebenenn«ngen  in  die  Benifsarten, 
Gruppen  etc.  ^sichert  wii-d.  Die  Eiu- 
reihung  selbst  bietet  hftufi^  grosse  Schwie- 
rigkeiten, verlangt  zum  Teil  besondere  tech- 
nisdie  Kenntnisse.  Das  für  diesen  Zweck 
auszuarbeitende  Berufsverzeichnis  muss  mr)g- 
lichst  viele  thatsOchüch  vorkommende  ße- 
Tufsbenenuungen,  venn  auch  nicht  alle  Sy- 
nonyma, ^malten  (die  bei  der  1895  er 
deutschen  Berufsstatistik  verwendete  Klassi- 
fikation enthielt  10397  Benenntmgen,  welche 
in  207  Berufearten,  25  Berufsgruppen  und 
6  Berufsabteilungen  untergebracht  waren)  und 
systematisch  wie  alphabetisch  angelegt  sein, 
damit  die  Klassifizierung  rasch  und  sicher 
sich  vollziehen  kann.  Im  übrigen  gilt  wie 
von  jeder  statistischen  Einhebung  auch  von 
der  Beruf szählung ,  dass  die  erfragten  An- 
gaben sämtlich  verarbeitet  werden  sollen, 
namentlich  auch  die  über  den  Nebenerwerb, 
welche  in  manchen  Staaten  bislang  nur  zur 
Kontrolle  bezüglich  des  Hauptberufs  erfragt, 
cüigegcn  niclit  weiter  ausgebeutet  wurden. 

IXe  Darstellung  der  Ergebnisse 
muss  im  Interesse  der  praktischen  Brauch- 
barkeit möglichst  detailliert  erfolgen  imd 
die  berufliche  und  soziale  Gliederung  der 
Bevölkenmg  beiderlei  Geschlechts  für  alle 
Berufsarten  ersichtlich  machen.  Bei  den 
feineren  Kombinationen  mit  Alter,  Familien- 
stand etc.  mag  eine  Beschränkung  auf  die 
Berufsthätigen  einerseits  imd  atif  die  Berufs- 
gruppen und  -abteilüngen  andererseits  Platz 
greifen.  Auch  ge(^raphische6  Detail  muss 
geboten  w^erden,  was  allerdings  bei  grossen 
Ländern  niu>  hinsichtlich  der  tulerwichti^ten 
berufsstatistischen  Daten  des  erforderlichen 
Raumes  halber  geschehen  kann.  Das  ge- 
samte Zahlenwerk,  welches  unter  Berück- 
sichtagung der  eben  erwähnten  Postulate 
einen  gewaltigen  Umfang  erreicht  (das  Ta- 
bellenwerk der  1895  er  deutschen  Benifs- 
statistik  umfasst  5298  Seiten),  verlangt  end- 
lich zu  ihrer  Benutzbarkeit  eine  textliche 
Bearbeitimg  und  znr  näheren  Veranschau- 
lichiuig  axicb.  graphische  Darstellungen  der 
Ergebnisse. 

Die  ganze  DurohfOhrung  einer  Berufs- 
z&hlung  kostet  unendlich  viel  Mtihe  und 
Z^t,  setzt  ein  besonders  umsichtiges  und  ver- 
ständiges Bechuungspersonal  und  eine  Reihe 
wissenschaftlich  gebildeter  Kräfte  voraus 
und  erfordert  dieserhalb  einen  sehr  beträcht- 
lichen Geldaufwand.  So  stellen  sich  für 
die  deutsche  Berufsstatiatik  vom  Jahre  1895 
die  Kosten  der  Aufnahme,  Bearbeitung 
und  Veröffentlichung  (letztere  soweit  von 
Reichswegen)  auf  rund  2,4  Millionen,  ein- 
schliessUdi  der  landwirtschaftlichen  und  ge- 
werbUchen  Betriebsstatistik  auf  3,6  MiUionen 
Mark. 


Selbstverständlich  wäre  es  erwünscht, 
wenn  die  bemfsstatistischen  Nachweise  in 
den  einzelnen  Jjändern  nach  mf^lichst  einheit- 
lichen Principien  gesammelt  und  dai^estellt 
Yfflrden.  In  WirUichkeit  besteht  abw  hier 
die  grOsste  Mannigfeltigkeit,  wie  aus  Ab- 
schnitt T  unten  S.  597  n.  näher  hervorgeht 
Und  Aock  haben,  je  mehr  die  Yolkswirtsäuft 
der  einzelnen  Staaten  von  der  Weltvirtsdiaft 
beeinfliisst  wird,  Politik  und  Wissenschaft, 
die  sich  mit  volkswirtschaftlichen  Frag^ 
befasst,  immer  grösseres  Bedürfnis  nach 
international  vei^letchbaren  berufestatiA- 
tischen  Zahlen.  Besondere  Beachtung  ver- 
dienen darum  die  internationalen  Be- 
strebungen, die  auf  eine  Verein- 
heitlichung der  Berufserhebungen 
abzielen.  Schon  im  Jahre  1872  hat  sich 
der  internationale  statistische  Kongress  zu 
Petersbui^  bemüht,  ein  einheitliches  Schema 
für  die  Berufserhebungen  der  einzelnen 
Staaten  festzustellen ,  ohne  indessen  der 
grossen  Aufgabe  gewachsen  zu  sein.  In  Ver- 
folg dieser  vom  Internationalen  statistischen 
Institut  aufgenommenen  Bestrebungen  legte 
J.  Bei-tillon  im  Jahre  1889  dem  Institut  bei 
derPariser  Session  Gnindzüge  einer  internatio- 
nalen Nomenklatur  der  Berufe  vor,  darauf 
arbeitete  eine  Kommission  für  die  Wiener 
Session  vom  Jahre  1891  drei  Berufsschemen 
aus,  die  auf  Beschluss  des  Instituts  den 
wichtigeren  Statistischen  Aemtera  zur  Be- 
gutachtung fll)ennittelt  wurden.  Die  einge- 
gangenen Modifikationen  zu  den  Nomen- 
klaturen fanden  die  Zustimmung  des  Insti- 
tuts beim  Kongress  in  Chicago  1893,  die 
demgemäss  vom  Institut  empfohlenen  Sche- 
men unterscheiden  61  bezw.  207  und  500 
Berufsarten  in  Zusammenfassung  nach  12 
Bemfsgnippen  und  4  Berufsabteilungen, 
femer  unterscheiden  sie  nach  Arbeitgebern, 
Angestellten,  Arbeitern,  innerhalb  dieser 
Klassen  nach  Selbstthätigen  und  erhaltenen 
Familienangehörigen,  endlich  nach  4  Alters- 
klassen (0—19  ,  20—39  ,  4{t— 59  ,  60  und 
mehr  Jahre)  und  nach  Geschlecht.  Als  Be- 
rufsabteilungon  untl  -gnippen  sind  folgende 
genannt : 

A.  Urproduktion. 

1.  iJandwirtschaft  einschliesslich  Fische- 
rei und  Jagd. 

2.  Bergbau. 

B.  Umwandlung  und  Verwendmig  des 
Urmaterials. 

3.  Industrie. 

4.  Verkehr. 

5.  Handel. 

C.  Oeffentliche  Verwalhmg  und  freie  Be- 
nife. 

6.  Oeffentliche  Gewalt  einschliesslich. 
Polizei. 

7.  OeffentUche  Verwaltung. 

8.  Freie  Berufe. 
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9.  Personen,  die  hauptsächlich  von 
ihrem  Büntommen  l^iea. 

D.  Verschiedenes. 

10,  Häusliche  Arbeit. 

U.  Allgemeine  Angaben  olme  Bezeich- 
nung eines  bestimmten  Berufs. 

12.  Unproduktive  imd  unbekannte  Be- 
nife. 

Bei  dem  weiteren  Kongress  in  Bern  1895 
Tnrdeo  ausseKlem  den  Staaten  18  Benifs- 
artea  in  erster  linie,  30  in  zweiter  Linie 
zu  gleiehmSssiger  Au&rbeitung  empfohlen. 
—  öffentlich  gehen  diese  Bestreb\in^en  in 
ilen  nSdisten  Jahren  ein^  Terwirklichung 
en^ran,  so  daes  dann  die  einzelnen  Länder 
nicht  bloss  fiber  zeitlich,  sondern  auch  (Iber 
riUnnlicb  (international)  veigleichbare  herufs- 
ftatistische  Daten  Terfügen. 

V. Ansffihruii^  der  Bernfsstatis- 
tik  in  den  einzelnen  Ländern. 

A.  Deutsches  Reich. 

In  Deutschland  wurden  bisher  zwei  Be- 
rafszählungeii  voigeuommen,  die  eine  am 
■K  Jimi  Ig^,  die  andere  am  14.  Juni  1895. 
Für  beide  war  die  Vornahme  diu-ch  beson- 
deres Reichsgesetz  {vom  13.  Februar  1882 
irntl  8.  April  1895)  angeordnet,  welches  auch 
für  wahrheitswidrige  Beantwortung  oder 
tänzliche  Verwei^ruug  der  erfragten  An- 
gaben eine  —  flbngens  so  gut  wie  nicht  zur 
Anwendung  gelangte  —  Sti-afbestimmung 
(Geldstrafe  bis  zu  30  Mai-k)  enthielt ;  in  beiden 
Fällen  erfolgte  sie,  im  Gegensatz  zu  andei'en 
lÄndem,  unabhängig  von  der  Volkszählung ; 
beide  waren  mit  einer  Aufnahme  der  land- 
wirtschaftlichen und  gewerblichen  Betriebe 
verbunden.  Auch  sonst  sind  die  beiden 
Zählungen  io  der  Anlage  thunlichst  gleich- 
artig gehalten,  um  eine  Vei-gleichbarkeit  im 
ausgedehnten  Mass  zu  emöglichen ;  nur  was 
tiie  Genauigkeit  und  die  Form  der  Frage- 
stellung, den  Umfang  der  erfragten  Gegen- 
stände, md  den  Plan  der  Auamittelung  der 
erhobenen  Thatsacheu  betrifft,  hat  man  die 
'l.'jer  Erhebung  weiter  verbessert  imd  aitö- 
gestaltet.  Für  die  Erfi-agung  dienten  drei  For- 
mulare: die  »Haushaltung^ste«,  die  »Land- 
«irtfidiaftskarte«  und  der  »Gewerbebogen« ; 
vShiend  die  beddeu  letzteren  sich  auf  die 
hier  nidit  weiter  zu  erörternde  landwirt- 
scha^ehe  nnd  ^werbliche  BetriebsetatiBtik 
bezogen,  war  die  Hanshaltungsliste  fflr  die 
&mittelang  der  posOnlichen  BerofsTerhält- 
mvee  bestimmt.  Sie  betraf  sowohl  Haupt- 
wie  Nebenberof  und  erfasste  in  jedem  der- 
selben Bem&zwew  und  Stellung  im  Beruf. 
Daneben  hatten  Gewerbetreibende  speciell 
anzn^ben,  ob  sie  das  Geschäft  im  Uinher^ 
ziehen  odä*  als  Hauslndustiidle,  und  femer, 
ob  sie  es  mit  Hilfspersonen  und  Umtriebs- 
nuschiuen  betreibrai.    Endlich  hatten  Ar- 


beitnehmer aller  Art  wie  auch  Hausindus- 
tiielle  zu  konstatieren,  ob  und  seit  wann 
sie  ausser  Arbeit  waren  und  ob  dies  wegen 
vorübeigehender  Arbeitsunfähigkeit  der  Fall 
wai-.  Ueberdies  berücksichtigte  die  Er- 
hebung Geschlecht,  Alter,  Familienstuid  und 
Beligionsbekenntnis. 

Die  Ei^bnisse  der  Bemfszählung  sind 
niedergelegt  in  Band  102 — III  der  Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  davon  enthalten  Band 
102/103  abgesehen  von  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen das  Tabellenwerk  für  das 
Reich  im  ganzen,  104106  fflr  die  Bundes- 
staaten, 107/108  fOr  die  Orossstfldte,  109  für 
die  kleineren  Yerwaltungsbezirke.  110  fflr 
die  Ortsgi^Bsenklassen,  Band  III,  betitelt 
»Die  bemflic^e  und  soziale  Gliederung  des 
Deutst^en  Volkes«,  giebt  die  textliche  und 
kai:t(^;raphi8clie  Darstellung.  (Die  weiteren 
B2Üide  112 — 119  beziehen  sah  auf  die  land- 
wirtschaftlidie  und  gewerbliche  Betriebs- 
zähluDg  vom  14.  Juni  1895.) 

Konnte  schon  von  der  1882er  Zählung 
mit  Fug  gesagt  werden,  dass  durdi  sie  fflr 
Deutschland  eine  systematisch  durchdachte 
Aufnahme,  eine  gründlich  und  zuverlässig 
durchgearbeitete  Darstellung  der  Berufsver- 
hältuisse,  wie  sie  für  kein  anderes  grösseres 
-Land  existiert,  erreicht  worden  ist  und  dass 
daher  die  Einrichtung  und  Behandlung  der 
deutschen  Zählung  auf  nachfolgende  Veran- 
staltungen anderer  Länder,  namenthch  in 
Oesterreich,  in  Ungarn  und  der  Schweiz, 
vorbildlich  einwirkte,  so  gebührt  dieser  Vor- 
zug in  noch  erhöhtem  Masse  der  deutschen 
Berufsstatiatik  vom  Jahre  1895.  An  Um- 
fang ,  Verlässlidikeit  und  systematischer 
Durchdringung  des  Stoffs  wird  sie  von 
keiner  des  Auslands  übertroffen. 

Die  wesentlidiBten  Ergebnisse  sind  fol- 
gende: 

1.  Erwerbsthätige  nnd  Beruf  sloae.  Um 
das  Mass  der  E^rwertethätigkeit  der  Bevöl- 
kerung festzustellen,  gliedert  die  deutsche 
Statistik  die  Bevölkerung  in  4  Gruppen 
(»Bevölkerung^^nippen«),  sie  unterscheidet 
1.  Erwerbsthätige  im  Hauptberuf,  d.  h.  Per- 
sonen, deren  Lebensstellung  auf  ihrem  Haupt- 
beruf oder  —  wo  nur  eine  Berufsthäl^keit 
ausgeübt  wird  —  auf  ihrem  alleinigen  Beruf 
beruht.  2.  Die  Dienstboten  für  liäusliche 
Dienste.  3.  Die  Angehörigen  ohne  Haupt- 
beruf; diese  beiden  Gruppen  stellen  zu^eich 
die  Zahl  der  indirekten  Beru&zi^;ehörigen 
dar,  sofern  die  erstereu  einer  bestimmten 
Person  bei  deren  Erwerfosthätigkeit  indirekt, 
ohne  in  dieser  selbst  thfitäjg  zu  sein,  Dienste 
leisten  und  die  Angehörigen  vom  Erwat 
des  Haue^tungsvorstands  leben,  ohne  selbst 
zu  diesem  beizutragen.  4.  Personen  ohne 
Beruf  und  Beru&angabe ;  ihre  Zahl  umfiasst 
die  Personen,  welche  keinen  erwerbenden 
Beruf  ausüben,  aber  aus  dem  Ertr^  ihres 
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landwirtschafüicheu.  gewerblichea  oder  Han- 
delsbetriebs oder  sonst  von  eigenem  Ver^ 
mOgeo,  von  Benten,  Pensionen  oder  Untere 
Stützung  leben,  fenier  die  nicht  in  iiirer 
f^milie  lebenden  Schüler,  Studenten  und 
sonst  in  Berufsausbildung  begriffenen  Pei*- 
soaen,  auch  die  Insassen  von  Invaliden-, 
Yeisoigangs-,  WohlthAtigkeitsanstalteii,  von 


Armenhäusern,  von  Siechen-  und  öffentlichen 
IiTenanstalten,  von  Straf-  und  Besserungs- 
anstalten, sowie  endlich  die  Personen,  für 
"«'eiche  sich  ein  Beruf  nicht  ermitteln  liess. 
Auf  diese  4  Gruppen  verteilte  sich  die  Be- 
völkenmg  1895  unter  Tergleich  mit  1882 
folgendei-massen : 


Von  der  BeviRkernng 
lind 

im  Jahre 
absolut 

1895 

*.o  der 
BevOlke- 
nng 

im  Jahre 
absolut 

1882 

•  0  der 
Bevölke- 
rung 

in  % 
Zu-, 

d«r 

Groppe 

seit  1882 
Abnahme 
ihres  Antelln 
an  der  Ue- 

samt- 
beviHkerang 

Enrerbsthfttige  im  Haupt- 
berofalose  Selbständige  . 

20  770  875 

1  339316 

27  517285 

2  142808 

40,12 
2,59 

53,15 
4,14 

17632008 
1  324  924 

24910695 
1354486 

38,99 
2,93 

55,08 
3,00 

h  »7,80 

-  1,09 

-  10,46 

-  58,20 

+  M3 

—  0^34 

-  1,93 
+  1,14 

Summe 

51770384  100 

1 

45222  113 

100 

+  14,48  j 

im 


Hiernach  ist  wie  bei  der  Bevölkerun 
ganzen  auqh  bei  sämtlichen  vier  Beväke- 
run|;8gruppeu  eine  Mehrung  zu  verzeichnen, 
allein  der  Anteil,  den  disBe  aa  der  Gesamt- 
bevölkerung nehmen,  hat  sich  verschoben, 
und  zwar  zu  Ghmsten  der  Erwerbsthätigen 
und  benifdosen  Selbständigen,  zu  Ungimsten 
d^  Dienenden  und  Familienangehörigen. 
Zum  Toi  beruht  dies  Ergebnis  auf  B£»on- 
derheiten  'der  95^  Auszählung :  die  im  Ge- 
werbe des  Haushaltsvorstands  beschäftigten 
Dienstpersonen  sowie  die  im  Betrieb  des 
Haushaltimgsvorstandes  erwerbend  thätigen 
Familienangehörigen  wurden  schärfer  erfasst, 
wodurch  sich  die  Zahl  der  Erwerbsthätigen 
vergrössera  musste;  ausserdem  aber  hängt 
die  erhöhte  Zahl  der  Erwerbsthätigen  mit 
der  Thatsache  zusammen,  dass  neuerdings 
häufiger  und  auch  frühzeitiger  zu  eigener 
Erwerbsthätigkeit  geschritten  wird.  Was 
die  berufslosen  Selbständigen  angeht ,  so 
beruht  die  Ei-höhung  ihrer  Anteilsziffer 
nicht  etwa  in  einer  Zunahme  dei-  von 
Unterstützung  lebenden  Personen,  die  im 
Gegenteil  erfreulicherweise  \im  4002  sich 
vermindert  haben,  sondern  auf  einer  be- 
deutenden Vermehning  der  Bentner,  Pen- 
sionäre sowie  der  in  Berufsvorbereitung 
b^riffeaen  Personen.  Bei  den  ersteren  wur- 
den nämlich  478  026,  bei  den  letzteren  269  231 
mehr  als  im  Jahre  1882  ermittelt.  Zum  Teil 
ist  diese  Zuni^me  freilich  ebenfalls  mn*  for- 
meller Art,  indem  bei  der  Kategorie  der  in 
Berufsvorbereitung  etc.  Begriffenen  die  Zieh- 
und  Pflegekinder  genauer  er&tsst  sind  und 
unter  die  Rentner  etc.  die  grosse  Zahl  der 
Altenteiler  und  Leibrentner,  auch  soweit  diese 
in  der  Haushaltung  des  Sohnes  oder  eines 
anderen  Verwandten  leben,  jetzt  mitaufge- 
nommen  ist,  während  sie  1882  hei  den  An- 


gehörigen sich  befinden.  Aber  auch  Mo- 
mente sozialen  Belangs  wirken  mit,  so  wurde 
die  Zahl  der  Bentner  thatsäcfalich  vezmelirt 
durch  die  soziale  Versicherung  und  dnrdi 
die  Verstärkimg  sowie  Veijüngtiug  des 
Heei'»  und  der  Beamtenschaft  Jedenhtlls 
liegt  in  der  ansehnlichen  Vermehrung  der 
von  eigenem  Vermögen  lebenden  Personen 
ein  bedeutsames  Symptom  für  die  Zunahme 
des  Volkswohlstandes. 

Die  gleichen  Erscheinungen  ei^ben  sich 
auch  bei  der  Verteilung  der  vier  Bevölke- 
rungsgruppen nach  dem  Geschlecht  (vg). 
auch  den  Artikel  (Frauenarbeit  und 
Frauenfrage).  Besonders  hervorzuheben 
ist  dabei  j  dass  die  weibUchen  Pei-sonen 
zahlreich  m  die  Gruppe  der  ErwerbstMtigen 
übergegangen  sind  und  noch  mehr  als  die 
männlichen  in  der  Gruppe  der  erwerbslosen 
Famihenangehörigen  und  Dienstboten  sich 
verhältnismässig  vermindert  haben;  das 
Nähere  erhellt  sms  folgenden  Zahlen. 

Hännl.  Personen  Weibl.  Personen 
i.  Jahre  i.  Jahre  i.  Jahre  i.  Jahre 
1895     1882     1895  1882 

Erwerhsthätige 
im  Hauptberuf  61,03    60,38    19,97  18^ 

Dienstboten  .   .   0.10     0,19     4,99  5,56 

Familienangehö- 
rige ...    .  34,83     3649    70,81  72,94 

Berufslose  Selb- 
ständige   .   .   4,04      2.94     4,23  3,04 

Um  die  berufliche  Aktivziffer  zu 
erlialten,  muss  man  statt  vom  volkswirt- 
schaftlichen vom  privatwirtschaftlichen  Be- 
griff des  Ei-werbs  ausgehen,  wobei  dimn 
auch  die  Dienstboten  für  häusliche  Dienste, 
die  im  Haushalt  ihrer  Herrschaft  wohnen,  als 
erwerbender  Berufsstand  erschränen  und 
demzufolge  in  die  Zahl  der  ErwerbsÜifttigen 
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einzubezieheo  sind.  Hierbä  stellt  sich,  die 
Gesamtheit  der  Erwerbsthfttigen  in  Deutstdi- 


land  auf  22110191  oder  42,710,0  der  Ge- 
samtbevOlkeiuiig,  nftmlich 


Erwerbsthätige  und  Dienende 


abiolat 


1882 


Ztmahme  seit  PnuentanteU 
1882       an  der  BeTOlkanno' 

•/»  1895  1882 


mtaudiche  15531S41     13  4^5  415 

weibliche  6  578  350      5  541  5'7 


t  15,78 
4-  i«.7i 


61,13 
24,96 


60,57 
24,02 


im  ganzen  22110191     18956932  +16,63 


42,71 


41,92 


2.  Für  die  Betrachtung  der  St&rke  der 
einxelneD  Erwerbszwetge  uateischeidet 
die  amtJiche  Bearbeitone  207  Berufsarten 
—  gegentlber  153  der  l^er  B^ufsstotis- 


tik — .  Anden  sechs  grossen  Berufsabteüimgen, 
in  -«-eiche  aich.  jene  207  Berufsarten  koncen- 
trieren  lassen,  ist  die  Bevölkerung  in  folgen* 
dem  Masse  beteiligt. 


Landwirtschaft,  Gärtnerei, 
Tierzucht ,  Foratwirt- 
schaft  nnd  Fischerei 

darunter  Landwirtschaft 
allein  

Bergrban  und  Qflttenwesen, 
Indnstrie  nod  Banwesen 

Handel  and  Verkehr   .  . 

H&mliche  Dienste  (einschl. 
persönliche  Bedienniuf), 
Lohnarbeit  wechseln&r 
Art  

Armee-,  Hof-,  Staats-^  Ge- 
meinde- ,  Eirchendienst, 
freie  Bemfsarten  .   .  . 

danmter  Armee  n.  Marine 

Ohne  Beruf  nnd  Bemban- 
gäbe  


absolttt 

18  $01  307 

17  815  187 

30  353  341 
5966846 


1895 


35,74 
34,41 
39,13 


absolut 

19  225  455 

1870403S 

1605808g 
4531080 


1882 


Zu-  oder  Abnidime 


4».5i 

41,36 

35,51 
iaa3 


absolut 

—  734 148 

—  888851 


+  4195 
4-  »435 


161 
766 


886807  1,71 


938394      3,07      —  51487 


a  835  014 
73669» 


5r48 


2222983 
543383 


3  337  069       6,43       3  346  222 


4,92 

I,30 

4,97 


613  032 
194410 


t 

4-  1  080  S47 


% 

3.77 
4,75 

36,13 
31,69 

5,49 


27,53 
35,85 

48,12 


Summe  51  770284       100     45  222  113      100      4-  6  548  171 


14,48 


Es  ist  also  die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung, weldie  1882  noch  entschieden  die 
erste  Stelle  einnahm,  absolut  wie  relativ 
wesentlich  zurückgegangen ;  sie  betragt  jetzt 
nur  mehr  35,74  "/o  der  Reichsbevölkerung, 
d.  i.  3,77  <*/o  weniger  als  vor  13  Jahren. 
Das  grosse  Gewicht,  welches  früher  dieser 
Berureabteilimg  infolge  ihrer  starken  Be- 
setzung zukam,  ist  auf  die  Industrie  Ober^ 
gegangen.  Auch  Handel  und  Verkehr  haben 
nimit  unbedeutend  gewonnen.  Setzt  man 
die  landwirtschaftliche,  industrielle  und 
Handel  und  Verkehr  treibende  Bevölkerung 
gleich  100,  so  entfielen  dsron 

1895  1882 

41,37  48,39 
58^3  51,7» 


auf  die  landwirtschaftliche 
n    „  ttbrige  .... 


So  mächtig  sich  demgemfiss  auch  die 
Bevölkerung  von  Industrie  und  Handel 
gegenüber  derjenigen  der  Landwirtschaft 
entfaltet  hat^  so  saan  aus  obigen  Zahlen 
doch  nicht  em  Uebereang  Deutschlands  von 
einem  Agrar-  zum  ^dustriestaat  gefolgert 
werden.  Denn  eine  erschöpfende  Wttrdi- 
gong  der  ThStigkeit  eines  Voltes  muss  auch 
die  Nebonrweibstiifitigkmt  berückuchtigen, 


unter  diesem  Gesichtspunkt  (Haupt-  und 
Nebenbemfsfälle  zusammengenommen)  stellt 
aber  die  Tjandwirtachaft,  obgleich  sie  gegen 
1882  an  Ausdehnung  verloren,  auch  jetzt 
noch  den  verbreitetsten  Erwerbszweig  dar. 

Hingesehen  auf  die  direkte  oder  indirekte 
Berufszugehörigkeit  gliedert  sich  die  Bevöl- 
kerung der  Beruf^bteilungen  folgender- 
massen:  (S.  die  auf  S.  600  stehende  Tafel.) 

Die  oben  konstatierte  Verminderung  der 
La  ml-  und  Forstwirtschaft  treibenden  Be- 
völkerung tritt  hier  nur  für  die  indirekten 
Berufszugehörigen  zu  Tage,  nicht  auch  für  die 
Erw^bsüifttigen.  Diese  haben  sich  'vielmehr 
um  56196  Kopfe  gehoben;  dies  ist  aber 
allein  durch  das  weibliche  Geschlecht  be- 
wirkt und  beruht  mit  auf  gründlicherer 
Ausmittehmg  der  mithelfenden  Angehörigen. 
In  der  IndusMe  haben  sämtliche  drei  Be- 
völkerungsgruppen zugenommen,  und  zwar 
besonders  an  weiblichen  Bestandteilen;  bei 
den  Dienenden  waren  es  sogar  diese  allein, 
während  das  männliche  Hausgesinde  anfällig 
zurückgingen  ist  und  wom  zur  Erhöhung 
der  Zahl  der  eigentlichen  Gewerbsgehilfen 
beigetragen  hat.  Aehnlich  verhält  es  sich 
in  der  Abteilung  des  Handels  und  Yeik^us, 
nur  dass  hier  überhaupt  die  Anzahl  der 
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Erwerbsthtttige 
im  Hanptbemf 
18»ö  18B2 


Lfuadwirtschaft 


Industrie 


Handel 


Hftusliche  Dienste 


Armee-,  Staats-  etc. 
Dinist .... 


Olme  Beruf 


(männlich 
]  weiblich 
I  zusammen 

1 männlich 
weiUich 
zusammen 
fmftnnlich 
Iweihlich 
(zusammen 
j  männlich 
;  weiblich 
[zusammen 
I  männlich 
j  weiblich 
Iznetunmeu 
{männlich 
I  weiblich 
I  zusammen 


5  539  53» 

2  753  »54 
8  292  692 

6  760  102 
I  i;3i  118 
8  zSl  330 
1  758  903 

579608 
2338  511 
198  626 
233  865 
432  491 
I  249313 
176  648 
I  435  961 
1  037  259 

I  115  549 

3  143808 


5  701  587 
2534909 
8  336  496 
5269489 
I  126976 

6  396  465 
I  373  308 

398  1 10 
1  570318 
213746 
183  836 
397  582 
915875 
115  272 
1  031  147 
653  361 
703  135 
1354486 


Dienende 

1895  18S2 
14  861 
410052 

424913 
6796 

295  765 
302  s6i 

8714 
286  737 

295  45' 

5 

2  184 

3  189 
6  064 

158506 
'64  570 
6070 
139  170 
135  240 


ohne  Haaptbernf 
1895  188ä 


9756 
364941 

374  697 
3964 
317  >7o 
320  134 
3004 
380  973 
283  977 
I 

1  269 
I  270 

4  353 
186  769 

191  123 
5281 
162  835 
168116 


3317306 

6  516612 
9833918 
3  785  046 
7866841 
11  651  887 
I  038  694 
3315664 

3  344  358 
152006 
301  040 
453046 
347  533 
870  398 

I  217  931 
219476 
796669 

I  016  145 


3524M 
7039408 
10  564046 
3  039  341 
6319713 
9359054 

1  824  656 

2  665  311 
183294 

355 

538525 
31416" 
713  "H 
I  027  265 
1S0SS4 
575612 
756496 


Danach  entfallen  auf  die  einzelnen  Bemfsabteilnngen  in  Prozent: 
Erwerhsthätiee  Dienende 


Landwirtschaft 
Indnstrie    .   .  . 
Handel  .... 
Hänsliche  Dienste 


/189Ö 
\1882 
fl89ö 
\1882 

Ü882 
/1895 
\1882 

Annee-,  Staats-  et«.  (1895 
Dienst  \1882 

Ohne  Beruf ....  |J|^| 


Dienenden  geringei*  nachge^'iesen  ist,  und 
auch  bei  den  anderen  beiden  Abteilungen 
kehrt  die  gleiche  Erscheinung  hinsichtlich 
des  männlichen  Hausgesindes  wieder. 

Wie  die  einzelnen  Berufsgruppen 
von  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel  sich  nach  Zahl  ihrer  Erwerbsthäti- 
gen  sowie  zugehörigen  Personen  überhaupt 
seit  1882  entfalteten,  macht  die  Tabelle  auf 
S.  601  ersichtlich. 

Als  die  stärkstbesetzten  Benifsgruppen 
erscheinen  sonach  auf  Grund  der  95er  Zäh- 
lung die  Landwirtschaft,  die  Bekleidnngs- 
und  Reinigiingsindustrie  und  die  Baugewerbe. 
Auch  das  HandelsgeTi-erbe,  die  Nahrongs- 
und  Genussmittehndustrie ,  die  Textit- 
sowie  die  Metallindustrie  sind  ansehnlich 
vertreten.  Im  Vergleich  zu  1882  ist  ausser 
da*  Landwirtschaft  nur  bei  der  Textil-  und 
der  Bekleiduttgs-  und  Heimgnngsindnstrie 
eine  verhältnismässige  Abnahme  erfolgt, 
sonst  zeigt  dch  durchweg  eine  Zunahme 
der  Bernfebev51kemng,  sie  ist  besonders 
stark  in  der  Industrie  dec  Steine  und  Erden, 
der  Nahmngs-  und  GenuBsmittel  wie  der 
HetaUverarbeitung,  femer  in  den  Bau-,  Ver^ 
liefars-  und  Handel^werben  sowie  in  der 
Gast-  und  Schankwirtschaft. 


männl.  weibl.  zus. 

mftnul. 

weibl. 

zus. 

männl. 

weibl. 

ZUS. 

33,50 
40,65 

43,15 

36,19 

38,47 

27,77 

27,98 

37.48 

34,91 

35-74 

51  »09 
23,84 

43,38 

34,96 

31,98 

33,07 

43.60 

41,83 

42.41 

40,89 

36,14 

11,69 

24,14 

33,90 
33,84 

42.77 

42.14 

42.34 

37.57 

32,72 

33,69 

I5t99 

33,06 
31,38 

37,60 

37:56 

37.57 

10,64 

9,08 

10,31 

".8s 

21,30 

11,63 

13,41 

10.84 

13.15 

9,07 

6,01 
3,67 

8,37 

30,50 

33,36 

33,30 

10,40 

10,70 

1,20 

1,89 

0,00 

0,10 

0,10 

1,72 

i;6i 

i.ö; 

1.53 

3,71 

3,:o 

0,01 

0,17 

0,16 

2,27 

2,11 
4,66 

2.16 

7,56 

2,77 

6,22 

17,17 

14,22 

14,27 

3,93 

4.43 

6,53 

2,32 

5,43 

14,26 

13,36 

12.42 

3,89 

4-24 

4.12 

6,21 
4,65 

17,49 

9,35 

20,82 

12,39 

12,55 

2.48 

4r37 

14,"  5 

7,13 

14,28 

10,07 

10,21 

2,24 

3.42 

3-<H 

Von  den  wichtigeren  Beruf  sarten  seien 
folgende  —  nach  Zahl  der  darin  Erwert^ 
tfafltigen  und  ihr^  gesamten  BeTölkenuig 
—  hervorgehoben 


Land  Wirtschaft  (ohne 
Gärtnerei,  Tierzucht,/ 1895 
Forstwirtschaft,  Fi.Vl882 
schere!) 

Bäckerei,  Konditorei 
Fleischerei  .   .  . 


Erwerbs-  Personen 
thätage  im  ganzen 

S  045  441  17815187 
8063966  18704038 


Brauerei,  Mälzerei  ■{][^ 
Schuhmacherei  .   .  -j^^ 


Schneider 


11895 
•   *   •  -(1882 

Tuchmacher,  ^ebereij^^ 

Tischler  [\^ 

Schmiede.  .  ■  -  -j}^ 
Schlosser  .... 


347  588 
183330 

176  671 
130631 

90859 
64996 

402  186 
439  333 
458639 
338698 

501  048 
474  378 
357  108 
276321 

195  167 
159  142 
395700 
138399 


552626 
459544 
434243 
3*8564 
346740 
171  540 
r  063  721 
1095  74* 
917708 
758274 
l  039  388 
I  104  1(17 

933  565 
726  947 

5»9  743 
430  75" 
672  322 
088557 
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Bernbgmppen 


ErwerbBthfttige  im 
Hanptbernf 


1895 


1882 


absolut 


Personen  ttberhaopt 


im 


absolut 


1882 


Landwirtschaft,  Gftrtnezei  und  Tiercncht  .  . 

Forstwirtschaft  nnd  Fischerei  

Beisrban,  Hatten-  und  Salinenwesen ,  Torf- 

■[rilberei  

IndoBtrie  der  Steine  nnd  Erden  

Metallverarbeitung  

Maschinen,  Werkzenge,  Instmmente,  Apparate 

Chendsohe  Industrie   

Fnstwirtsohaftliche  Nebraprodnfcte  .... 

Textil-Indnatrie  .  

Papier  

Leder   

H0I2-  nnd  Schoitzstoffe  

Nahmngfs-  nnd  Genussmittel  

Bekleidung  und  Beinigung  

Baugewerbe  

Polygraphische  Gewerbe  

Känstlerische  Gewerbe  

Fabrikpersonal  ohne  nähere  Angabe     .  .  . 

Handelsgewerbe  

Versicheningagewerbe  

Yerkebrsgewerbe  

Beherbergung  und  Erquickung  

Summe 


8  I  ^6  045 
136  647 

567  753 
501  3341 
862  0351 
385  223I 
102  9231 
429971 
945  191  i 

13«;  863 
168358' 

647  oi9j 
878  163 
1  513  124. 
I  353  637' 
119  391} 
28  348! 
299611 
1  205  134I 
25  384 
615  33°! 
492  663; 


43,13 
0,72 

3,00 

4,56' 

2,041 

o,";4i 
0,231 
5,00, 
0,72 
0,89, 
3,42 
4,64' 

8,oo| 
7,16 
0,63! 
0,15 

0,16, 

6,37 
0,13 
3,25 
2,61! 


50,12  j8 068  663 

0,72j      432  644 


3,721 

*.o5| 

',76! 
o,36| 
0,19, 

5,25 1 
o,S6| 
o,So. 
3,22! 
4,091 

5^1 
o»43l 

o.»5; 
o,56| 
5,20, 
0,07 

1,721 


1 847  270 

1  316678 

2  15z  789 
1  041  127 

289  526 
134  Ö70 
I  899  904 

306  547 
429  327 

1  688  592 

2  078  607 

2  973  700! 

3  706  1231 

»51  503' 
60730 

76  748 
2  939  620 
69  664 
2  002  705 
954  857 


40,40 
0,97 

4,»3 
«,94 
4,81 

».33 
o,6<; 
0,30 

4,25 
0.68 
0,96 
3.78: 
4.6"! 
6,65 
8,29 
0,56 
0,14 
0,17 

6,57 
0,16 

4,48 
2.13 


47,32 
0,97 

3,39 
2,25 

3,37 
2,01 

0,42 
0,24 
4,65 

0,50 
0,83 

3,45 
4,29 
6,86 
6,98 
0,37 
0,13 
0,59 
5,73 
0,09 
3,66 
1.90 


|i89i2  423|     100 1     ioo|44  72i  394|     100  j  100 


thätige 

Maurer    ....  .'J^  jf5379 

\188Z  373  »70 

Armee  u.Kriegsflotte{}||  ^^0978 

Staats-,  Gemeinde-    fl895  292  909 

dienst                 \1882  212  693 

Rentner,  Pensionäre  {J^  '^^^J»* 


Erwerbs-  Personen 
im  ganzen 
I  331  188 
I  115674 

736  692 
542  2S2 

900433 
703  793 

2389525 

I  593  125 


Wie  sich.  Erverbsthätige,  Die- 
nende und  Familienangehörige  in 
jeder  Beruf sabteilnng  zu  einander 
Terhalten,  besagen  folgende  Zahlen.  "Eb 
kamen  in  ''-'o 


auf 


Landwirtschaft 
Industrie 
Handel 

Häusliche  Dienste 
Oeifentlichen  Dienst 
Berufslose  Selb8tftndige64^i 
Ueberhanpt  44,26 


Erwerbs- 
thtttige 

44,82 

40,89 

39,19 
48,77 
50,30 


Dienende 


2,03 
1,58 
4,76 
0,14 

6,74 
5,05 
2,59 


53,15 
57.53 
56,05 

51,09 
42,96 

30,54 
53,'5 


Am  zahlreichsten  sind  also  im  allgemeinen 
die  Angehörigen,  "welche  aus  der  ÜTÄ-erbs- 
arbeit  des  Haushaltungsvorstandes  mit  zu 
imterhalten  sind,  was  dann  seinen  Grund 
hat,  dass  die  Angehörigen  eben  die  noch  nicht 
und  die  nicht  mehr  era'erbsfiUuge  Bevölke- 


'  rung  in  sich  Bchliessen  und  auch  die  Ehe- 

I  frauen,  soweit  sie  sich  lediglidi  mit  der  Be- 
sorgung des  Hauswesens  befassen,  in  der 
Gruppe  der  Angehörigen  erscheinen.  Das 
gegenteilige  Verhältnis  in  der  Abteilung 
»Berufslose  Selbständige«  ist  veranlasst,  weu 
diese  als  Anstaltsinsassen  und  in  Berufsvor- 
bereitung Be^ffene  in  der  Regel  gar  nicht 

I  in  der  Lage  smd,  Angehörige  in  ihrem  Haus- 
halt zu  haben,  teils  als  Rentner  und  Alten- 
teiler in  einem  Alter  stehen,  in  dem  der 

.  Hauptbestandteil  der  Angehörigen,  die  Kinder, 
aus  dem  elterlichen  Haushalt  bereits  ausge- 
treten sind.    Wenn  die  Angehörigenziffer 

'  der  Landwirtschaft  hinter  derjenigen  von 
Industrie  und  Handel  erheblieh  zurückbleibt, 

,  so  beruht  dies  auf  der  grösseren  Heranziehimg 
der  Angehörigen  zur  Älithilfe  bei  den  land- 

l  wirtschaftlichen  Arbeiten,  weshalb  hier  auch 

'  die  Zahl  der  Erwerbsthätigen  grösser  ist  als 

■  bei  den  anderen  Abteilungen.  Die  Dienen- 
den sind  am  stärksten  vertreten  bei  der  Ab- 

i  teüun^  des  öffentlichen  Dienstes  —  infolge 
der  hier  im  allgemeinen  vorhandenen,  au(^ 
diuxjh  den  Stand  gebotenen  besseren  Lebens- 

.  haltung  — ;  auch  bei  der  Abteilung  Berufs- 
lose Selbständige  und  Handel  mag  die  ge- 
hobene Vermögenslage  Tieler  Beteiligten  die 
häufig  Dienstbotennattung  zur  Folge  haben. 

Die  Zusammensetzung  der  Be- 
rnfsbevölkerung  nach  Geschlecht 
erhellt  für    die  Bernfsabteilungen 

[ans  folgenden  Yerhältniszahlen. 
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Erwerbs-    ni-nenda     Anye-     '  gegen  ei-scheiut  es  unter  den  hAuslicheu 
thfttige     ^ene«!*»      hSnge      Diensten,  für  welche  die  Aufwartefrauen  haupt- 
in,   w.     m.     w.    m.    w.    sächlich  in  Betracht  kommen,  und  auch  bei  den 
Landwirtsch.  66,80  33,20  2,60  97,40  33,73  66,27  selbständigen  Berufslosen,  wobei  an  die  zahl- 
Industrie     81,63  18,37  0,93  99,o7  3*48  67,52  !  reichen  Witwen  und  weiblichen  Waisen,  die 
Handel        75.2»  »4,79  1.06  98.94  30,76  69,24        gi^er  Rente,  Pension  oder  Unterstützung 
T^S.'i*      ^  «,         «™  .  J  leben,  zu  denken  ist.   Hinsichtlich  der  drei 

oÄkher*^'^^      ^   '  ^''*5!ande^^  BerufsabteUungen  (Landwirtschaft. 

Dienst  87,61  12,39  2,28  97,7228,53  7147  !  Industrie  und  Handel)  kommt  die  weibliche 
Bemfalose  '  Er>verbsarbeit  am  wenigsten  bei  dei"  Industrie 

Selbftttod.  47,94  52,06  3,14  96.8621,60  78,40  vor,  da  die  betreffenden  Arbeiten  meist  ein 
Ueberhanpt  73,16  27,84  1.89  98,11  32,16  67,84 ;  pOsseres  Mass  von  Körperkraft  voraussetzen ; 

immerhin  ist  die  Frauenarbeit  audi  hier 
Bei  den  Erwerbsthfttigen  überragt  mithin  |  stark  im  'Wachsen  begriffen  (sie  betrug  im 
das  mannliche,  bei  den  zwei  anderen  Katego-  ;  Jahre  1882 :  17,6),  da  die  fortgeschrittene 
rieen  das  weibliche  Geschlecht,  und  zwar  ist  i  Technik,  namentlich  die  griSssere  Verweii- 
dieses  besonders  stark  und  ziemlich  gleich-  dung  von  Maschinen  immer  mehr  Raum 
massig  für  alle  Berufsabteilungen  in  der  i>chafft  für  einfache  Verrichtungen,  zu  denen 
Eigensdiaft  als  Dienende  vertreten.  Weib-  die  weibliche  Arbeitskraft  —  audi  der 
lidae  An^hOrige,  deren  hohe  Zahl  durch  grösseren  Billigkeit  we^n  —  in  steigendem 
die  nur  in  ihrem  Haushalt  thätigeu  Ehe-  Masse  heraufzogen  wird, 
frauen,  wie  bemerkt,  sehr  beeinifusst  ist,  8.  üm  emen  vollkommenen  Einblick  in 
sind  namentlich  in  der  Abteilung  der  berufs-  die  Erwerbsthätigkeit  der  Bevfilkerung  zu  ge- 
losen Selbständigen  häufig  und  erscheinen  winnen,  muss  man  auch  den  Nebeabenif 
hier  zumeist  im  Hausluut  von  Rentnern,  berücksichtigen,  d.  h.  diejenige  erwerbende 
Altenteilen!,  Pensionisten,  deren  Söhne  der ;  Thätigkeit,  die  neben  einem  Hauptberuf  aus- 
eigenen Berufsausübung  hall^r  das  Eltern- 1  geübt  wird  und  einen  wesentlichen  Teil  des 
haus  bereits  verlassen  haben,  während  die  Gesamteinkommens  aus  erwerbender  Thätig* 
Tochter  häufiger  und  länger,  vielfach  bis  1  keit  bringt 

zur  eigenen  Verheiratung,  zu  Hause  ver-  Ueber  die  Zahl  der  Personen,  die 
bleiben.    Erhebliche  Abstände  hinsichtlich  einen  Nebenberuf  haben,  ihr  Yer- 


der  gesohlechterveisen  Vertretung  ei^ben 
Bich  Dei  d«i  ErwOTbsthätigen.  Ganz  zurück 
tritt  das  weibliche  Geschlecht  beim  Öffent- 
lichen Diens^  der  für  weiblidie  Beth&tigung 
geringe  M^tchkeit  bietet  in  derHehrzamda- 


hftltnis  zu  den  hauptberuflich  erwerbsthfttigen 
Personen  sowie  ihre  Verteilung  auf  die 
Ben^bteilnngeu  giebt  folgende  Uebersicht 
Aufiaclüuse. 


189Ö            1  mz 

Nebenberuf  habea 
Erwerbsthätige  der  Be- 
rubabteilung 

absolut 

%  aller 

Erwerbs- 

thfitigeQ 

im 
Haupt- 
beruf 

%  der 
Erwerbs- 
tbütigen 

mit 
Haupt- 
u.  Neben- 
berof 

absolut 

%  aUer 

Erwerbs- 

thätigen 

im 
Ifonpt- 
bemf 

Erwerbs- 
thfitigen 

mit 
Eanpt- 
u.  Neben- 
beruf 

A.  Landwirtschaft   .   .  . 

0.  Handel  

T>.  Ausliehe  Dienste   .  . 
E.  Oeffentiicher  Dienst  . 
P.  Berufslose  Selbständige 

i  049  542 
1 491  865 
384  105 

31  333 
115  366 

201  335 

12,66 
18,03 
16,43 
7,24 
8,08 

9,40 

33,06 
45,58 
",73 
0,96 

3,52 
6,15 

I  510 170 
I  693  321 
397  927 
55960 
142318 
179  679 

18,34 
26,47 

25,34 
14,08 

13,79 
13,27 

37,95 
42,55 
10,00 

»,4I 
3,57 
4,5» 

A — F.  Zusammen    .   .  . 

3  373  446 

14,28 

100 

3  979  275 

20,96 

100 

Der  absoluten  Zahl  nach  liaben  also  die  j 
nebenher  thätigen  Personen,  die  voi-zugs- ! 
weise  bei  Landwirtschaft  und  Handel  und  | 
besonders  bei  der  Industrie  eine  Bolle  spielen,  \ 
B&t  1882  ab^nommen  (um  17,74  '^io)  und  zwar  1 
ziemlich  gleidunässig  bei  beiden  Geschlech- 1 
tem,  denn  es  wurden  I 


Nebenerwerbsthätige 
189Ö  1882 
männlich       3946497     3  571495 
weiblich         326  949       407  7S0 

lezählt.  Auch  ^genüber  der  Gesamtheit 
ler  Erwerbsthatigen  im  Hauptberuf  zeigt 
ich  eine  Minderung  (von  21  auf  14  "/o). 
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In  welcher  Zahl  die  eiozelnen 
ErTferbsthfitigkeiteu  nebenberuf- 
lich ausgeübt  werden,  ist  für  die  Be- 
mfeabteitungen  und  Benifegruppen  aus  nach- 
stehender Tabelle  zu  entnehmen,  wobei  be- 
merkt wird,  dass  es  sich  da  nicht  mehr  um 


Personen,  sondern  um  F  Ä 11  e  handelt,  in  denen 
die  einzelnen  Berufe  als  Nebenerwerb  vor- 
kommen,  da  Fersoneu  mit  mehreren  Neben- 
berufen auch  mehrfach  gezBhlt  werden 
mussten. 


Berafsabteilnngen 
Berufsgr Uppen 

1895 

1882 

Neben- 
bernfs- 
fäUe 

"U  der 
sSmt- 
licben 
Ifeben- 
berufß- 
fäUe 

Seben- 
berafa- 
fslle 

%  der 
sämt- 
lichen 
Neben- 

bemfs- 
fälle 

Bembabteilnng^en. 

Handel  

HSnsliche  Dienste  

3  648  237 
619386 
569  877 
16  765 
95436 

73,71 
12,51 

11,5» 
0,34 
1,93 

4065  645 

527  604 
429  60g 
17093 
94  228 

79,19 
10,28 

8,37 
0,33 
1,83 

Snnune 

4  949  701 

100 

5  134  179 

100 

Beru&grnppen. 


Landwirtschaft,  Gflrtnerei,  Tierzucht 
Forstwirtschaft  und  Fischerei  .   .  . 

Bergban  etc  

Industrie  der  Steine  und  Erden    .  . 

HetaUverarbeitnnjg:  

MascMnenindnstne  

Chemische  Industrie  

Forstwirtschaftliche  Nebenprodukte  . 

Textilindostrie  

Pamer  

Leaer  

Hole-  und  Schnitzstoffe  

Nahnmgs-  und  Oennssmittel  .  .  . 
Bekleidnnfi;  und  Beinignng  .   .   .  . 

Bangewerbe  

Polygraphische  Gewerbe  

Künstlerische  Gewerbe  

Fabrikpersonal  ohne  nähere  Angabe  . 

Handelsgewerbe  

"Versichemngsgewerbe  

Yerkehrsgewerbe  

Beherbergnng  und  Erqnicknng.   .  . 


3  593  349 

74,28 

4  029  604 

0,23 

54888 

1,14 

36041 

0,72 

ifl  901 

0,27 

17096 

0^4 

39362 

0,81 

35051 

0,70 
0,46 

30460 

0,63 

»3  354 

23  075 

0,48 

17604 

0,35 

3016 

0,06 

2767 

0,0s 

4381 

0,09 

5564 

0,11 
1,63 

71  921 

1,49 

81733 

4028 

0,08 

3790 

0,06 

7866 

o,i6 

7087 

0,14 

69993 

1.45 

65014 

1,29 

175 

3,12 

97038 

»,93 

103  196 

2,13 

87  380 

1,74 

93687 

1,94 

80639 

1,61 

3868 

0,06 

1  741 

0,03 

I  003 

0,02 

913 

0,02 

554 

0,01 

1833 

0,04 

296  190 

6,12 

211  355 

4,21 

14594 

0,30 

28  858 

0,57 

50  837 

1,0s 

46389 

0,92 

208  256 

4,31 

143  007 

2,85 

4  837  500 

100 

5  022  858 

100 

Summe 


Fast  drei  Viertel  aller  Nebenberufsfftlle 
treffen  sohin  auf  die  Landwirtschaft;  ihre 
Zahl  ist  nahezu  halb  so  gross  wie  die  Zahl 
der  Erwerbsthäti^en,  die  Landwirtschaft  im 
Hauptberuf  betreiben.  In  geringem  Masse 
wird  industrielle  Arbeit  nebenher  verrichtet, 
verhältnismässig  noch  weniger  als  beim 
Handel,  da  die  hauptberuflich  im  Handel 
ThAtigen  mix  etwa  ^  '3  der  Industriellen  aus- 
machen, während  hinsichtlich  der  Neben- 
beru&äUe  Handel  und  Industrie  fast  gleich- 
stehen; es  kommen  nflmlich  auf  100  Er- 
werbsthätige  im  Hauptbenif  solche  im  Neben- 
beruf in  der  Industiie  nur  7,48,  dagegen  im 
Handel  24,37. 

Seit  1882  sind  die  Nebenberufsaile  fast 
bä  allen  Berufen,  in  den^i  ein  Nebenerwerb 


m<^lich  ist,  in  die  Höhe  gegangen,  also  das 
Gegenteil  von  dem,  was  vorhin  hinsichtlich  der 
erwerbsthatjgeu  Personen,  die  sowohl  einen 
Haupt-  wie  einen  Nebenberuf  haben,  fest- 
gestellt -wurde;  beide  Ei^ebnisse  sind  aber 
formell  beeinflusst  durch  die  genauere  Aus- 
mittelung der  Nebenen^'erbsthätigkeit  von 
Dienenden  und  Angehftrigeu  wie  die  um- 
xunfassendere  Ziu^dinung  mithelfender  Fa- 
milienangehöriger zu  den  Erwei4)sthfttigen 
im  Hauptberufe.  Auch  die  ausnahmsweise 
Abnahme  der  landwirtsdiaftUchen  Neben- 
berufe besteht  zunächst  nur  rechnerisch,  es 
sind  nämlich  Personen,  die  selbständig  LÜd- 
Wirtschaft  treiben  und  zugleich  landwirt-» 
schaftliche  Tagelöhnmliei^  verrichten, 
sämtlich  in  der  82  er  Zahl  der  Nebenberufe 
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enthalten,  vas  1895  nur  insoweit  der  Fall 
ist,  ale  die  BetreEfendeii  einen  Nebenerwerb 
in  der  Landwirtschaft  aufidrflcklich  angaben. 
4.  Zvsaauuenfftflfnuig  des  Haupt-  ud 


Nebeaerwerbs.  Die  ToUe  Bedeutung  der 
einz^nen  Berufe  fOr  unso*  'WiitB(diaftslebe& 
wird  erBichtlich,  wenn  man  die  Haupt-  und 
N^wnberufofiUle  wie  fo^  zuaammenfust 


1895 

1882 

Bernfsabteilniigen 

BemffrfäUe 

Ol 

Bemfeftlle 

nberhanpt 

QberliBUpt 

% 

1 1  940  929 

42,86 

12  302  141 

51,00 

8900606 

31,94 

6924069 

28.71 

Handel  

3908388 

10,44 

1  999927 

8,29 

449256 

1,61 

414675 

1,73 

1  521  397 

5,46 

1 1*5  375 

4,67 

2  143808 

7,69 

1  354  486 

Summe 

37  863384 

100 

34  130673 

100 

Obscbon  die  Landwirtsc-liaft  an  Ausdeh- 
nung etwas  abgenommen  hat,  umfasst  sie 
immer  noch  iUier  zwei  Fünftel  aller  Be- 
rufe und  stellt  den  weitaus  verbreitetsten 
Erwerbszweig  dar.  Demnächst  sind  am 
häufigsten  die  industriellen  EnA-erbsfälle, 
welche  seit  1882  ansehnlich  sich  vermehrt 
haben  und  auf  welche  jetzt  fast  eiii  Drittel 
der  Gesamtzahl  trifft.  Im  ganzen  haben  die 
Haupt-  xmd  Nebenbemfsfälle  um  3742711, 
d.  i,  um  ir>,52  '^/o  zugenommen.  —  An 
der  gegenwärtigen  Zahl  ist  das  männliche 
Geschlecht  mit  197?i7116  (70,84 «0),  das 
weibliche  mit  8126268  (29,16 »0)  beteiligt; 
ge^nüber  1882  hat  sich  dies  Yerliältnis  zu 
Gunsten  des  weiblichen  Geschlechts  um 
3,47  "'0  verschoben.  —  Der  Auteil  des  weib- 
lichen Geschlechts  stellt  sich  übrigens  noch 
hr4ier,  wenn  man  in  die  Zahl  der  Berufs- 
fäUe  auch  die  liäuslichen,  im  Haushalte  ihrer 
Hen-schaft  lebenden  Dienstboten  einrechnet ; 
alstlann  beträgt  die  Gesamtzahl  29202700 
(1882  :  25445597),  und  davon  treffen  auf 
das  weibliche  Gesclilecht  32,33  (29,39)  «/o. 


5.  In  Bezug  auf  die  soziale  Schiuh- 

tung  der  Bevölkerung  nach  derBe- 
rufsstellung,  d.  h,  dem  Arbeits-  und 
Dienstverhältnis,  in  welchem  sich  die  Er- 
werbsthätigen  bei  Ausübung  ihres  Benifs 
befinden,  unterscheidet  die  Statistik  drei 
Hauptklassen :  Selbständige  ^Eigentümer, 
Inhaber,  Mitinhaber,  Pächter,  Lnternehmer, 
Handwerksmeister,  Direktoren  etc.),  An- 
gestellte (Nichtleitende  Beamte ,  über- 
haupt das  -wissenschaftlich,  technisch  oder 
kaufmännisch  gebildete  Yerwaltungs-  und 
Aufsichts-,  sowie  das  Rechnungs-  und  Bureau- 
personal) ,  Arbeiter  (sonstige  Gehilfen, 
Lehrlinge ,  Fabrik-,  Lohn-,  Tagearbeiter 
einscliliesslich  der  im  Gewerbe  thätigen 
Familienangehörigen  und  Dienenden).  Zahlen- 
mässig  stellt  sich  diese  soziale  Schichtung 
der  Erwerbsthätigen  für  die  drei  Berufsab- 
teiluDgeu  Landwirtschaft ,  Industrie  und 
Handel  —  für  diese  kommt  eine  soziale 
Klasscnbildung  überhaupt  nur  in  Frage  — 
folgendermassen : 


Landwirtächaft  . 
Indaiitrie  .  .  . 
Handel .... 


Ueberhanpt  .   .  . 


I  weiblich 
Utuounmen 

(männlich 
l  weiblich 
iznsammen 

[männlich 
!  weiblich 
Uusanunen 

(männlich 
weiblich 
znsammm 


Selbständige 

1895  1882 

2221  S26  2010865 

346899  277168 

2  568  725  2  288  033 

1542272  I  621  668  254421 

519492  579478  9324 

2061764  3201146  263745 


Angestellte  Arbeiter 

1895      1882       1895  1882 

60  763  3  239  646  3  629  95^ 

5881  2388148  2351860 

66  644  5  627  794  5  881  819 

96807  4963409  35510U 
2  269      992  302      545  229 

99076  5  955  7"  4096243 


78  066 
18  107 
96  173 


640  941 
202  616 
843  557 


550936  249920 
150572  U987 
701  50S  261  907 


4  405  039  4  183  469  582  407 
I  069007  I  007  218  39418 
5474046  5190687  621835 


138387 
3  161 
t*i  548 

«95  957 
II  311 


868  042 
365  005 
1  333  047 
9071097 
3  745455 


582  885 

»44  377 
727262 

776385a 
2941466 


307368  13  816  552  10705324 
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Pemgemlss  kommen  auf  100  ErwerbsthStige : 

Selbständige 


Landwirtschaft . 
Industrie  .  .  . 
Handel.  .  .  . 
Ueberhanpt  .  . 


m. 

w. 

zns. 

m. 

w. 

ri88& 

40,11 

12,60 

30,98 

1,41 

0,66 

\1882 

10,93 

27,78 

1,07 
3,76 

0,23 

(1896 

22,82 

34.15 

24,90 

0,61 

M882 

30,77 

5^42 

34,41 
36,07 

1,84 

0,20 

/1895 

36,44 

34.96 

14,21 

2,07 

\1882 

43.31 

50,51 

44,67 

10,88 

1,06 

/1895 

31,34 

22.02 

28,94 

4,14 

0,81 

\1882 

34,17 

25.43 

32,03 

2,42 

0,29 

Angestellte 

ZU!«. 

1.16 

0,81 
3,18 

11,20 

9.02 
3,29 
1,90 


63,66 

73:42 

67,39 

49,35 
45-81 
64,52 
63,41 


Arbeiter 

w. 
86,74 
88,84 
65,24 
48,38 
62,97 
48,43 
77,17 
74,28 


XUS. 

97,8« 

71,41 
71,92 
64,04 
58,73 

45'3i 
67,77 

66.07 


Selbstiadige  Angestellte  Arbeiter 

m.  w.      m.  w.  n.  w. 

Land- 
wirt- 
schaft   86,50  13,50  81,17  18,83  57.57  42,43 
Industrie  74,80  25,30  96,46  3.54  83,34  »6.66 
75,98  24,02  95.42  4,58  70,40  a9,6Q 
ZuB.  80,47  «9.53  9J.66  6,34  70,78  29,22 


Im  allgemeinen  bilden  also  die  Selb-  l  ihr  Anteil  an  den  landwirtschaftlichen  Selb- 
ständigen nicht  gauz  ein  Drittel ,  die  Ab-  !  ständigen  ziemlich  gering.  Das  Nähere  Aber 
hÄnngen  über  zwei  Drittel  der  Erwerbs- 1  die  jetzige  Vertretung  ergeben  noch  folgende 
thätigen.  Dies  Verhältnis  modifiziert  sich ,  Zahlen : 
natürlich  fflr  die  einzelnen  Berufe  dergestalt,  1 
das8  schon  die  grossen  Berufeabteßungen  ^ 
merklich  von  einander  abwachen.  Helativ  1 
die  meisten  Selbständigen  hat  der  Handel 
imd  Verkehr  aufzuweisen,  was  damit  zu- 
sammenhängt, dass  Handelsgewerbe  vielfach 
im  kleinen  betrieben  werden  und  Hilfs- 1  Sbndel 
kräfte  weni^r  dazu  erforderlich  sind.  Am  | 
niedrigsten  ist  die  Selbständigkeitsziffer  bei 
der  Industrie,  wo  der  Örossbetrieb  und  die '  Bemerkenswert  ist,  wie  aus  obiger  Tabelle 
fortBchreitende  Koncentration  der  Betriebe  die  I  hervorgeht,  das  seit  1882  erfolgte  stocke  Ein- 
Selbetändigmachnng  immer  mehr  erschwert.  |  strGmen  der  weiblichen  Bev5lkening  in  die 
Die  Landwirtschaft  hält  zwischen  Handel  j  industrielle  und  konmerzielle  Beschfift^ong 
und  Industrie  die  Mitte.  Hinrächtlich  der  ■  als  Arbeiter  wie  als  Angestellte,  iesraer  die 
Zahl  der  Abhängen  zeigt  sich  natürlich  1  Thatsaohe^  dass  die  weiluidien  Selbständigen 
das  entgegengesetzte  Verhältnis,  wobei  noch  I  in  Industxie  und  Handel  rdatir  noch  weit 
in  die  Augen  ^t,  dass  im  Handel  und; rascher  zurückweichen  als  die  minnlichen 
Verkehr  auch  das  höhere  Arbeiterpersonal '  S^bständigen. 

(Angestellte)  —  man  denke  an  die  zahl-  ^  Uebrigens  untersdieidet  die  deutsche 
reichen  Kontoristen,  Buchhalter,  mittlere ! Statist^  oei  jeder  der  Tora^eschilderten  drei 
Post-,  Telegrai)hen- ,  Eisenbahnbeamte  —  sozialen  Klassen  weitere  Untei^ippen,  so 
stark  vertreten  ist.  Seit  1882  hat  sich  der | bei  den  Selbständigen  die  Hausindus- 
Anteil  der  Selbständigen  bei  Industrie  und  ,  triellen ,  femer  die  kleinen ,  mittleren  und 
Handel  verringert,  der  der  Hilfspei-sonen [ gi-ossen  Betriebsinhaber,  bei  den  Ange- 
infolge der  zunehmenden  Ausdehnung  der  stellten  in  der  LandTt-irtschaft  Wirtschafts- 
hierhCT  gehörigen  Betriebe  vei^rössert.  Bei  j  beamte,  Aufsichtspersonal ,  ßechnungs-  und 
der  Landwirtschaft  gewannen  dagegen  die  Bui-eaupersonal ,  m  Industrie  und  Handel 
Selbständigen,  auch  die  Angestellten,  wäh- 1  technisch  gebildete  Betriebsbeamte.  Auf- 
rend  der  Anteil  der  Arbeiterschaft  zurück-  [  sichtspersonal,  kaufmännisch  gebildetes  Ver- 
ging ;  es  haben  sich  nämlich  frühere  land- '  waltungspersonal  nebst  Bureau-  und  Rech- 
wirtschaftliche Tagelöhner  durch  Zxipacht  1  nungspersonal,  endlich  bei  den  Arbeitern 
und  Zulauf  von  Land  zu  selbständigen  Land- 1  die  mithelfenden  Familienangehörigen ,  die 
Wirten  emporgeschwungen ,  aiich  durch  die ,  gelernten,  die  ungelernten  Arbeiter,  die  von 
Rentengilter  wurde  die  Zahl  der  land-  j  Hausindiistriellen  beschäftigten  Angehörigen 
wirtschaftlichen  Selbständigen  vergrössert, '  und  Arbeiter.  Unter  den  beiden  folgenden 
andererseits  machte  die  ansriebigere  Yer-  j  Nummern  sollen  wenigstens  zwei  dieser 
Wendung  von  Maschinen  die  Einstälung  von '  Unterscheidungen  kurz  skizziert  werden. 


Hilfskräften  zum  Teil  entbehrlich  und  ver- 
anlasste die  bessere  Entlohnung  und  freiere 
Lebenshaltung  in  gewerblichen  Berufen  zur 
Abwanderung  vom  landwirtschaftlichen  in 
gewerblichen  Dienst. 

Was  die  Beteihgung  der  beiden  Ge- 
schlechter an  den  drei  sozialen 
Klassen  anlaogt ,  so  ist  das  männliche 
durchweg  in  der  Ueberzahl;  weibliche  Per- 
sonen finden  sich  eini^rmassen  häufig  als 
Arbeiter  in  der  Ijandwirtschaft,  dagegen  ist 


6.  Die  Selbständigen  in  Landwirt- 
schaft, Industrie  und  Handel  nach  deai 
Umfang  ihres  Betriebs  oder  Geschäfts. 

Um  darzutlmn,  in  welchem  Masse  die  kleinen, 
mittleren  imd  die  gi-ossen  Landwirte,  Ge- 
werbetreibenden und  Handeltreibenden  ver- 
treten sind  und  welche  Ausdehnung  diese 
ein  zelnen  Bevölkerungsschichten  mit  den  ihnen 
zuzählenden  Familienangehörigen  unter  ihrer 
Berufsklasse  einnehmen^  möge  folgende  Zu- 
sammenstellung Platz  fmden: 
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Selh- 
ftändlfcr. 

Betriebs-  <it^ 

V^'^^'  Kfnannlen 
klaue  %erar 

Haoptbernf 
aaeüben 


Oe- 
sftmte 

BevOlke- 
rangs- 
klasse 


1.  Landwirtschaft  (ohoe  Forstwirtschaft, 
Fischerei) 

,  unter  2    ha*)  525  297  20,83  1632956  15,35 
2  bis    5  „    679127   26,93  2783443  26,17 
fi  „    10  „    541541   21,48  2464711  23,17 
10  „     50  „     677442    26,87  3  311 818  3","4 
60  „  100  „     67102     2,66     325268  3,06 
100  n.  mehr  „      30889     1,23     118430  1,11 
Zqs.')  2521398  100     10636626  100 

2.  Indostrie. 

a)  Gewerbetmbende  fOr  eigene  Becbnmig. 
mit    1  Fers.  1 035  580  5^,74  2  707  048  43,58 

2bi8  6  „  586014  33,34  2 301  143  41,30 

6  „  10  .,  67  976  3,86  274  206  4,92 

11  „  20  31200  1,77  124173  2,23 

21  „100  „  33364  1,89  131763  2,36 

ab«  100  „  8877    0,50     34009  0,61 

Zus.'}  I  763011  lOD     557334a  100 

b)  Gewerbetreibende  filr  fremde  Rechnung 

(Hanaindnatriej. 

mit     1  Pers.    232033  81,15  490265  70,36 

2biB  B    „       50038  17,50  190560  27,34 

6  „  10    ,,         2798    0,98  11793  1,69 

ttber  10              1060    0,37  4261  0,61 


Ziia.    385929  100  696879  100 
3.  Handel. 

mit  1  Pers.    453805    55,17  1 245 177  48,23 

2— &      „      314836    38,28  1  132535  43,87 

6—10    n        34458     4,19  131  195  5,08 

10—20  „        12941      1,57  48693  1,89 

aber  20  „        6  524     0,79  24  104  0,93 


Zus.')    S22  564  100       2581704  100 

Die  kleinen  Betriebsinhaber  bilden  sohin 
bei  der  Landwirtschaft  fast,  bei  der  Industrie 
und  dem  Handel  die  überwiegende  Mehr- 
zahl untor  der  Gesamtheit  der  Betriebs- 
inhaber. "Wenn  auf  den  Kleinbesitz  in  der 
Landwirtschaft  {bis  zu  5  ha)  47,76  "/o  der 
selbständigeo  Landwirte  entfallen ,  in  der 
Industrie  und  im  Handel  aber  91,98%  bezw. 
93,45  "/o,  so  besagt  dieser  Unterschied  im 
Zusammenhalt  mit  den  Zahlen  für  die 
höheren  Betriebsklassen  zugleich ,  dass  in 
der  Landwirtschaft  sich  noch  ein  ansehn- 
licher Mittelstand  zu  halten  vermag,  während 
dies  bei  Industrie  und  Handel  mit  deren 
fwischreitender  Entfaltung  zum  Orossbetrieb 
immer  -weniger  der  Fall  ist,  nicht  als  ob 

Der  gesamten  "Wirtschaftsfläche. 
•)  Die  Gesamtzahlen  weichen  von  den  oben 
angeftthrten  nm  deswillen  ab,  weil  hier  die  in 
der  Hanshaltang  vorübergehend  anwesenden 
Selbständigen  nicht,  die  aus  der  Haushaltnng 
abwesenden  dagegen  mitgezählt  sind ;  die 
früheren  Zahlen  bezogen  sich  auf  die  ortsan- ' 
wesenden  Personen  überhaupt. 


jsich  die  Zahl  der  Grossindustriellen  und 
,  Grosshftndler  hierbei  vermehrte,  aber  durch 
I  das  zahlreich  von  ihnen  beschäftigte  Personal 
wächst  ihr  soziales  und  wirtschaftliches  Gte- 
I  wicht  (vgl.  den  Art.  Gewerbestatistik). 
'  Auch  wenn  man  die  YerteUung  von  Selbstftn- 

1  digen  und  deren  Angehörigen  zusammen  auf 
'  die  verschiedenea  Grössenklassen  ins  Auge 

iasst,  findet  man  diese  Erscheinung  wieder. 

7.  Gelernte  ud  nngeleznte  Arbeiter 
in  der  Industrie.  Unter  den  eraterenw-ordea 
verstanden  Gesellen,  Lehrlinge  und  sonstig 
Arbeiter  ffir  Dienstleisteujgen,  zu  denen  m 
der  Begel  eine  Vort»ildung  nöti^  ist,  unter 
den  imgelemten  die  Handarbeiter,  Hand- 
langer und  Arbeiter  fQr  ähnliche  gewöhn- 
liche Dienste.  Gelernte  Arbeiter,  -wddie 
als  solche  mit  ihrem  Hauptberuf  in  der  In- 
dushie  beschäftigt  sind,  wurden  am  14.  Juni 
1895  :  3851927  —  3351473  männliche, 
500456  weibliche  —  gezählt,  ungelernte 

2  047779  —  15999tJ7  männliche,  447872 
weibliche  — ,  Es  kamen  also  auf  100  ge- 
lernte Arbeiter  beim  männlichen  Geschlecht 
47,74,  beim  weiblichen  89,49,  überhaupt 
53,16  ungelernte  Arbeiter.  Zeigt  sich  in 
diesem  Verhältnis  schon  für  die  beiden  Ge- 
schlechter eine  grosse  Verschiedenheit,  so 
erhöht  sich  diese  Vielgestaltigteit  noch  mehr 
für  die  einzelnen  Berufsarten.  Es  giebt  Be- 
rufsarten, in  denen  die  gelernte  Arbeit  und 
solche,  in  denen  die  ungelernte  die  weitaus 
vorherrschende  ist. 

Was  die  Berufsarten  mit  vorwiegend 
gelernten  Arbeitern  betrifft,  so  werden 
in  einigen  fast  ausschliesslich  gelernte 
Arbeiter  veni^'endet,  so  dass  noch  nicht 
1%  auf  die  ungelernten  kommt,  bieriier 
gehören  die  Schneiderei  imd  Näherei, 
JBarbiere,  Friseure,  Schornsteinfeger;  unge- 
lernte Arbeiter  verrichten  da  nur  Dienste 
von  Laufburschen,  Hausdienern.  Die  sonsti^n 
liier  in  IVage  kommenden  Berufsarten  smd 
vornehmlich  handweritsmässig  betriebene,  die 
zugleich  auch  viel  Lehrlinge  beschSftigea. 
Dazu  gehören 

auf  100  gel  ernte  auElOOgeleru- 
männL  Arbeiter      te  männl.  Ar- 
nngdemte  heiter 
ungelernte 

Glaser  2,03   Tapezierer  3,37 

Klempner  2,32   Sattler  4,06 

Stellmacher  2,45  Böttcher  4.62 
Schmiede  2,68   Goldschmiede  4i7o 

Stubenmaler  2,69  Bäcker  5,20 
Tischler  2,85   Fleischer  5,27 

Zimmerer  2,96   Kupferschmiede  5,44 

Schubmacher  3,02  Stuckateure  6,71 
Drechsler  3,07   Ofensetzer  6,78 

Schlosser  3,2 1    Steinmetzen  7,23 

Beim  weiblichen  Geschlecht,  welches  ja 
im  Durchschnitt  mehr  ungelernte  Arbeiter 
stellt,  sind  es  Ih-sonders  einige  Branchen 
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PnUmacherei 
Goldschmiede 
KraTatteii,Hoflen- 

trä^r 
Kleider-n.Wäscbe- 


der  Beklddungs-  und  Textilindustrie,  wo 
die  gelernte  Arbeit  vorherrscht: 

Aaf  lOOge- 
AnfloOKelernte  lernte 
wrtbl.  Arbeiter  weibl.  Ar- 

UBRVlente  beiter 

ungelernte 
Strickerei,  Wir- 
kerei  29,97 
*****  Korsetts  30,02 
trÄffer  KüBBtL  Bhunen  35,77 

t^äffftf  „      ,         Schuhnwcherei  45-53 
, ,      Flechterd  Ton 

Itad„hd.»i«ber.»;.4     Äe«0  48^ 

Zu  den  Berufsarteu  mit  vompiegend 
un^elernteu  Arbeitern  gehören  in  erster 
LiDie  Bamintemehmui^,  dann  Torfgräberei, 
Abfuhr  und  Düngerfabrikation,  Kübrazuckei^ 
^brikation,  Gasanstalten,  Ziegeleien,  Lehm- 
und  ThoDgrftbereien ,  Wasserwerke ;  hier 
kommen  gelernte  Arbeiter  nur  in  relativ 
verschwindender  Zahl  vor.  Mehr  als  400 
imgelemte  mAnnliche  Arbeiter  auf  100  ge- 
lernte sind  voihanden  in 

Cbenischen  Fa-  HQttenbetrieb  490.53 

brikra  83','5  Oele, Fette, Fir- 

Sand-,  Kalkge-  nisee  476,96 

winnung  7^3,3^  Papier  n.Pappe  43',45 

E»]o8iv8toffen.  OemOhlen  404,^6 

Zöndwaren  640,55 
Znbereitanff  t. 

Spinnstonen  563,63 

Unter  den  Bernfsart«n,  bei  denen  die 
weibliche  ErwerbsthStigkeit  überhaupt  eine 
Rolle  spielt,  zeichnen  sich  ditndi  viele  un- 
gelernte Arbeiterinnen  ans: 

Auf  100  ge- 
Aaf  100  gelernte  lernte 
w«lbl.  Arbeiter  welb).  Ar- 

nngelent«  beiter 

nngclemte 

Zubereitung  v.  Spinnerei,  Spn- 

S^innstonen    852,40     lerei  1 85,85 

FaTnern.Pappe   743<58  Porzellan  174,28 

SteiB-  n.  Z&ik-  Wäscherei,  Plät- 

drackerei       734,56     terei  133,90 

Färberei  594,48  Tnclimachar  130,92 

Buchdruckerei    491,19  Bleicherei, 

Bachbinderei,  Druckerei  129,79 

£artonna£:en  489,34  Hutmacherei  112,71 

Bttrstenmacher  199,56 

8.  Soziale  SchichtmiK  der  Gesomt- 
bevSlkemng.  Mittelstand.  Durch  die  be- 
m&statistischen  Xadiweise  über  die  soziale 
Stellung  der  Erweibsthfitigen  Obeihaupt  und 
über  oie,  welche  die  Selbständigen  auf 
Ctrond  der  Ausdehnung  ihres  Betriebs  ein- 
nehmen, wodeu  die  wichtigsten  Unterl^^ 
zur  Kenntnis  der  bestehenden  Elassenunter- 
sdiiede  erbracht  Da  letztere  aber  nicht 
bloss  auf  der  verschiedenen  Stellung  im 
Beruf,  sondern  auch  noch  auf  Besitz,  Ein- 
kommen et^.  beruhen,  so  liegt  es  nahe,  die 
berufsstatistischen  Nachweise  mit  den  Er- 
gebnissen der  Steuerstatistik  zu  kombinieren, 


um  die  einzelnen  Schichten  der  Gesellschaft 
noch  genauer  abzugrenzen.  Sohmoller 
hat  diese  Kombination  imter  Yerwertune 
der  preussischen  EinkommensteueistatistiJc 
versucht  j  er  unterscheidet  vier  Elaaaen: 
1.  die  aristokratischeund  vermAgea- 
de  Klasse,  mit  den  grösseren  Grondbe- 
sitzem  und  Cntemehmem  (Leiter  von  Be- 
trieben mit  über  50  ha  oder  Ober  10  Per- 
sonen), höheren  Beamten,  Aerzten,  Künstlern, 
Bentnem,  welche  über  ein  wiridiches  Bin- 
kommen  von  8 — 9000  H.  an  verfügen ;  .2. 
den  oberen  Mittelstand,  umfassend  die 
mittieren  Grundbesitzer  und  Unternehmer 
(Leiter  von  Betrieben  mit  5 — 50  ha  oder 
2 — 10  Personen),  die  meisten  höheren  Be- 
amten, viele  Angehörige  der  liberalen  Be- 
rufe mit  einem  wirklichen  Einkommen  von 
2700—8000  M.;  3.  den  unteren  Mittel- 
stand, umfassend  die  Kleinbauern,  Kiein- 
handwerker,  Kleinhändler,  Subalternbeamten, 
Werkmeister,  besser  bezahlte  Arbeiter  mit 
einem  wirklichen  Einkommen  von  1800  bis 
2700  M.;  4.  die  sogenannten  unteren 
Klassen,  umfassend  Lohnarbeiter,  viele 
untere  Beamte ,  ärmere  Handwerker  und 
Kleinbauern  mit  einem  Einkommen  bis  zu 
1800  M.  Nach  dem  Ergebnis  seiner  Schätzung 
gehören  von  den  rund  13  Müüonen  (1895 
waren  es  11042138)  HausluUtungen  des 
Deutsc^n  Reichs 

Millionen 
Faniiliwi 

zur  obersten  ElaBse  0,25 

zum  oberen  lüttelstand  2,75 

„   unteren      „   3,75 

zu  den  unteren  Klassen  5,35 

9.  Beruf  und  Alter.  Wie  sehr  das 
Mass  der  Erwerbsthäti^eit  von  den  Alters- 
Verhältnissen  beherrscht  wird  und  wie 
sich  überhaupt  mit  wechselndem  Alter  ein 
Uebertritt  von  der  einen  Bevölkerung^gruppe 
zur  andei-en,  namentlich  von  der  Gruppe 
der  Angehörigen  zu  der  der  Erwerbsthätigen, 
dann  zu  der  auch  die  Rentner,  Pensionäre, 
Altenteiler  umfassenden  Gruppe  der  berufs- 
losen Selbständigen  vollzieht,  ergeben  folgende 
Daten  der  95  er  Berufszfiblung. 

Es  sind  von  lOOtXJ  Persona  jeder  Alters- 
klasse 

Altersklassen 
(Jahr) 

aberhaupt 

unter  14 
14-20 


Erwerbs-  Die-  Ange-  Berufsloee 
thätige  nende  hönge  Selbständ.') 


unter  20 
20—30 
30—40 
40—50 
50—60 
60—70 
70  tt.  mehr 


108 

20 

9718 

»54 

6316 

889 

«563 

332 

I  797 

256 

7  77» 

176 

6460 

609 

2798 

133 

5875 

156 

3810 

159 

5871 

98 

3  702 

329 

5785 

93 

3380 

742 

4931 

89 

3  126 

1854 

2924 

62 

3059 

955 
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Ältenklaasen  Erwerbs-  Die-  Anire-  Bem&loseM 

(Jahr) 

thatii^e  uende  hOnj^ 

SelbstSnd. 

männlich 

unter  14 

154 

1 

96S2 

163 

14-20 

8340 

22 

I  34' 

297 

unter  20 

2372 

7 

7  422 

199 

20-:-10 

9567 

26 

237 

170 

30-40 

9762 

[O 

8>; 

143 

40-50 

9646 

6 

68 

280 

50-60 

9252 

5 

98 

645 

60—70 

7893 

5 

31S 

1  787 

70  n.  mehr 

4  734 

4 

1058 

4204 

weiblich 

unter  14 

61 

39 

9  755 

145 

14—20 

4315 

»745 

3771 

169 

unter  20 

t  225 

505 

8  119 

«5» 

20—30 

3413 

1  180 

5310 

97 

30-40 

2094 

298 

7  434 

174 

■lO-öO 

2346 

184 

7095 

375 

50-60 

2  676 

172 

6324 

828 

60-70 

2394 

161 

5  534 

I  911 

70  u.  melir 

I  446 

109 

4694 

3  75" 

Die  wirtscliaftliche  Leistungsfähigkeit  des 
Volkes  beruht  hiernach  auf  den  Personen 
der  Altersklassen  von  14 — 60  Jahren;  über 
die  Hälfte  von  ihnen  —  nahezu  zwei  Drittel 
derer  im  Alter  von  20 — 30  Jahren  —  ist 
erwerbsthäti^  Und  zwar  kommen  mehr  die 
männlichen  Personen  des  besagten  Alters 
in  Betracht,  indem  von  ihrer  G^esamtzabl 
drei  Viertel  (im  Alter  von  20—60  Jahren 
sogar  über  neun  Zehntel)  eine  Erverbs- 
thätigk^t  ausüben.  Beim  weiblichen  Oe- 
schlecht  ist  der  Antdl  der  (Haapt-)BenifB- 
Üiätigen  mir  im  Alter  von  14 — 20  Jahren 
erheblicher,  sonst  stellt  sich  deren  Anteil 
auf  kaum  ein  Drittel. 

Was  die  Altersklassen  einzeln  betrifft, 
so  sind  in  der  jüii^ten  Altersstufe  natur- 
gemäss  fast  ausschliesslich  Angehörige  ohne 
Beruf.  Schon  in  der  folgenden  Stufe  von 
14—20  Jahren  fällt  das  Schwei^wieht  der 
Bevölkening  auf  die  Erwerbsthätigen,  welche 
in  der  Altersstufe  20—30  Jahre  ihren 
höchsten  Prozentsatz  erreichen  ;  wohl  steigert 
sich  dieser  für  das  männliche  Gesclilecht 
noch  in  dem  Alter  von  30 — 40  Jahren,  aber 
durch  den  zahlreichen  üebertritt  des  weib- 
lichen Geschlechts  infolge  Verheiratung  aus 
der  Beihe  der  Erwerbstliätigen  in  die  der 
Angehörigen  wird  die  Erwerbsziffer  beiderlei 
Geschlechts  hier  erniedrigt ;  in  den  weiteren 
Altersstufen  sind  die  Erwerbsthätigen  zwar 
ebenfalls  noch  mit  starken  Anteilen  ver- 
treten, die  Anteile  ermässigen  sich  aber 
immer  mehr,  je  ältere  Leute  die  Altersstufe 
betrifft,  und  zwar  zu  Gunsten  der  Gruppe 
der  Berufslosen. 

Die  Erwerbsthätigen  jeder  einzelnen  Be- 
rufsabteilung gliedern  sich  nach  dem  Älter 
wie  ans  der  Tabelle  auf  S.  609  ersiditlich. 

Als  charakteristische  Momente  sind  her- 

In  der  Hauptsache  Schüler,  ZSglinge  etc., 
die  nicht  in  der  FamiUe  lebeu. 


vorzuheben  einmal ,  das^  verhältnismässig 
viele  jugendliche  und  viele  alte  Erwerbsthätige 
in  der  t^andwirtschaft  vorkommen,  während 
die  Industrie  ihre  Arbeitskräfte  zum  weit- 
aus überwiegenden  Teil  den  Altersklassen 
von  14 — 40  Jahren  entnimmt;  die  höheren 
Altersklassen  sind  hier  schwach  vertreten, 
wohl  infol^  des  zahlreidien  Bemfswecheels, 
den  in  diesem  Alter  Wele  Unselbständige 
dieser  Benifsabteilung  vornehmen,  um  s^ 
—  in  dem  Beruf  einer  anderen  Abteilmi^  — 
selbständig  zu  machen  (Uebemahme  emer 
Anstellung  im  öffentlichen  Dienst,  Znwen- 
dun^  zur  Beschäfti^ng  eines  freien  Lohn- 
arbeiters, Ausübung  eines  Ladengesdiftfts  etc.)^ 
und  ebenfaLÜs  schwach  besetzt  ist  die  jugend- 
liche Altersklasse,  was  im  Verbot  der  Fabrik- 
arbeit von  Kindern  sowie  dwin  begründet 
ist,  dass  die  nicht  fabrikmässigen  gewerb- 
lichen Verrichtungen  für  Kinder  schwerer 
sind  als  die  landwirtschaftlichen.  Ausser- 
dem ist  nicht  zu  vergessen,  dass  obige 
Altersnachweise  nur  den  Hauptberuf  und 
den  HauBgesindedienst  berüc^clitigen,  wah- 
rend gerade  bei  (volksschulpfüchtigen)  Kin- 
dern der  Nebenei-werb  eine  Rolle  sjMelt; 
so  wurden  bei  der  Benifszählung  nur  45375 
in  Industrie,  Handel,  Verkehr,  Lohnarbeit 
wechselnder  Art  (hauptberuflich)  thätige 
Kinder  festgestellt,  dagegen  bei  einer  Special- 
enquete Frühjahr  1898  über  eine  halbe 
Million  Kinder  (unter  14  Jahren),  die  ausser- 
halb der  Sbbriken  geverblich  besdütftigt 
waren. 

Wie  die  berufliclie  so  wird  auch  die 
soziale  Gliederung  inneriialb  des  Berufs  ver- 
schietlen  von  den  Altersverhältnissen  beein- 
flusst,  in  den  jüngeren  Altersklassen  sind 
die  Anteile  der  Arbeiter  am  bedeutendsten, 
gegen  die  mittleren  und  höheren  Jahie 
nehmen  diese  Anteile  ab  und  gewinnen  da- 
g€^n  an  Stärke  die  der  Ai^estellten  uud 
der  Selbständigen,  wie  aus  folgendem  erhdlt: 


Alter 
(Jahr) 

Prozentanteile  der 
einzelnen  Alters- 
klassen 

Prozentanteile 
der  einzelnen 
sozialen  Schich- 
ten an  jeder 
Altersluane 

Selb- 
stän- 
dige 

Ange- 
stellte 

Ar- 
beiter 

Selb- 
stän- 
dige 

Ar- 
beiter 

unter  14 
14—20 

20-30 
30—40 
40-Ö0 
50—60 
60-70 
70  u.  mehr 

0,01 
1,28 
11,20 
24,10 
25,00 
21,83 
12,27 
4,31 

0,07 
12,22 
31,06 
26,28 
16,77 

9,46 

3,45 
0,69 

1,39 
28,72 

30,13 
16,76 
10,81 
7,36 
3,69 
1,14 

0,23 
1,84 

13,  »3 
36,34 
47,88 

54,38 
57,58 
61,04 

0,24 

1,99 
4,14 
4,50 
3,65 
2,68 

1,84 
1,10 

99.54 
96,17 
82,73 
59,16 
48,47 
42,94 
40,58 
37,86 

Im  ganzen 

ICD 

100 

100 

28,94|3,39 

67,77 
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Zu  den  einzelnen  Altersklassen  gehören  von  100  Erwerbsthätigen  jeder  Berufsabteüuug 


Land- 
nnd 
Forst- 

Handel 

Lohn- 
arbeit 
weeh- 

Armee 

Sonst. 
Sfientl. 

im 

Alto-skluaeu 

Industrie 

und 

and 

Dienst, 
freie 

Berufs- 
arten 

(Jahr) 

«irt- 
ttthaft 

Verkehr 

sdnder 
Art 

Marine 

ganzen 

fiberhaapt 


unter  14  

14—20  

20-30   

30—10  

40—50   

Ö0~«0  

60-70   

TO  und  darflbCT  .  . 

Summe 

unter  14   

14-20  

20—30   

30-40   

40-50   

50-60   

eo-TO  

TO  and  darüber  ■  . 

Summe 

unter  14   

14-20  

30-30   

30-40   

40-50   

öo-eo  

60-70   

TO  und  darüber  .  ._ 

Summe 


0,46 

0,23 

0,42 

0,12 

SI.38 

14,73 

14,69 

3,76 

8,21 

28,03 

25,02 

20,92 

89,09 

24,30 

21,14 

22,76 

18,79 

5.09 

26,63 

14,57 

17,87 

17,64 

1,33 

18,46 

9,17 

12,35 

15,38 

0,59 

13,03 

4,06 

5,48 

9,19 

0,12 

7,06 

1,19 

2,97 

0,02 

2,19 

100 

100 

100 

100 

100 

1,70 

0,45 

17,17 
18,96 

19,88 

27,01 

18,33 

22,61 

16,50 

15,37 

14,88 

9,15 

4,08 

3,3i 

1,15 

mKnnHche 

0,20 
12,57 
24,17 
25,47 
18,97 
12,39 

5,01 

1,32 


1,49 
27,66 

25,81 
12,07 

",59 
u,8t 
7,10 
2,47 


100 


0.50 
28,05 

32,54 
14,64 

11,01 

7,94 
3,97 
1,35 


100 

weibliche 

0,31 
21,27 

«7,59 
14,53 

14,53 
12,53 
6,93 
2,31 


0,17 
10,48 
21,82 
24,96 
19,11 
13,59 
7,53 
2,34 


100 

0,64 
18,26 
20,16 
13,54 
16,39 
16,89 
10,61 

3.51 


3,76 
89,09 

5,09 
1,33 
0,59 
0,13 
0,02 


ICD 


0,14 

21,96 
27,18 
19,02 
13,50 
7,51 
2,32 


100 


100 


0,05 

0,99 

7,67 

35.98 

32,48 

«7,9* 
13,58 

24,72 

16,50 

12,12 

11,40 

10,98 

5,45 

6,28 

^73 

2.15 

10.  Beruf  j  Familienstand  and  Alter 

iSsst  ersehen,  inwieweit  die  Erwerbsquellen 
axh  der  B^;r(lnduiig  eines  eigenen  Familien- 
Teriumdes  durch  verehelichung  förderlich 
erweisen,  wie  je  nach  dem  Lebensjahr  und 
dem  Fanmiens^d  der  Uebergang  von  einem 
Beruf  zum  andern,  von  einer  Berufsstellung 
zur  andern  sich  Tollzieht.  Dabei  erscheint 
ee  zweckmfissi^,  die  unter  16  Jahre  alte 
Bevölkerung,  die  fast  diuxüiweg  dem  ledigen 
Stande  aiwehl^  ausser  Betracht  zu  lassen 
und  die  'fe.TniliflnatAnHBasa.'hlpn  auf  die  er- 
wachsene, d.  h.  16  Jahre  und  dmrQber  alte 
Bevölkern^  nach  drei  AltOTsklassen ,  die 
fflr  den  ^Ühestand  besondera  bezeichnend 
sind,  nämluüi  a.  fOr  die  unter  30,  b.  für  die 
von  30  bis  50,  c.  für  die  über  50  Jahre 
alten  Personen  zu  geben. 

Für  die  4  Bevölkerungsgruppen  ei^ebt 
sich  sonach  folgende  Famihenstaudsgliede- 
rung:  (S.  die  erste  Tabelle  auf  S.  610.) 

In  der  ersten  Altersstufe  16 — 30.  Jahre 
sind  demnach  für  alle  Bevölkerungsgruppen 
und  zwar  beiderlei  Geschlechts  die  Lechgen 

Handwörterbuch  der  StMtnriiHiuduiften.  Zvelte 


ausschlaggebend,  Verwitwete  sind  fast  nicht 
vorhanden ;  in  der  mittleren  Altersstide  sind 
die  Verheirateten,  wenigstens  durchschnitt- 
lich, am  verbreitetsten,  und  in  der  obersten 
spielen  neben  diesen  und  namentlich  bei  den 
SVauen  die  Verwitweten  eine  Rolle.  Da- 
neben bestehen  aber  noch  charakteristische 
Besonderheiten.  Veriieiratete  Erwerbsthätige 
sind  auf  allen  Altersstufen  am  zaUreichsteu 
bei  den  Mftnnem  anzutreffeiL  wahrend  weib- 
liche Personen  als  ^rwerbsth&ti^  im  wesent- 
lichen nur  ersehenen,  soweit  sie  ledig  sind 
oder  durdi  Witweustaikl  zum  e^nen  Ei^ 
werb  veranlasst  werden.  Umsoniehr  ftUlen 
die  letzteren  die  Rdhe  der  vertii^rateten 
Angehörigen,  unto:  denen  sich  ja  auch  die 
Ehefrauen  befinden;  verheiratete  männliche 
Personen,  welche  die  zu  ernährende  Zahl 
der  Haushaltungsmitglieder  vennehren,  giebt 
es  wenig,  die  betreffenden  Fälle  beziehen 
sich  in  der  Hauptsache  auf  mit  geistigen  oder 
körperlichen  Leiden  Behaftete.  Die  Dienen- 
den erscheinen  vornehmlich  bei  den  Ledigen 
und  Verwitweten;  fiir  Verheiratete  ist  da 
AnflRge.  II.  39 
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Von  100  der  in  den  Vorapaltm  genannten  Personen  jeder  Altersklasse  sind 


ledig 

Terhdrstet 

Terwitwet 
(und  gcwdiieden) 

m.  1  w.  zus. 

m.      w.   1  ms. 

m.      w.  1  zna. 

a)  in»  Alter  von  16—30  Jahren ; 


Bem&loBe  Selbständige  .  .  . 

8o,37 
97,49 
97,97 
95,44 

90,12 

99,50 
44,30 
86,75 

83,25 
99,47 
48,63 
92,34 

19,45 
2,38 

^•^ 
4,18 

9,02 
0,34 
55,47 
6,41 

16,37 
0,37 
51,1s 
4,98 

0,18 

0,13 
0,07 

0,38 

0,86 
0,16 
0,33 
6,84 

0,38 
0,16 
oiaa 
2,68 

GeKuntberSlkening 

81,46 

70,33 

75,79 

»8,37 

29,24 

23,85 

0,17 

0,54 

0,36 

b)  im  Alter  TOn  30—50  Jahren: 


Berufslose  Selbständige  .  .  • 

13,83 
70,15 
64,69 

39,24 

33>8o 
88,31 
5,68 
36,15 

17,67 
87,75 
6,37 

37,46 

84,17 
27,69 
33,07 
55:31 

42,43 

3,55 
93,13 
12,59 

76,15 
4,30 
92,53 
30,70 

3,00 
3,16 
2,24 
5,45 

»3,78 
8,14 
1.19 

51,26 

6,18 

7,95 
1,20 

31,84 

GesamtbeTClkerong 

14,79 

14,73 

14,76 

83,14 

77,61 

80,31 

2,07 

7,66 

4,93 

c)  im  Alter  von  50  nnd  mehr  Jahren: 


BeraMose  Selbständige  ■  ■  . 

6,89 
49,27 
18,20 
11,00 

17,56 
58,34 
4,94 
17,84 

9,58 
58,11 

5,57 
14,75 

80,51 
30,34 
31,44 
56,17 

24,44 
4,14 

74,44 
4,75 

66,37 
4,80 
72,40 
27,95 

12,60 
20,39 
50,36 
33,83 

58,00 
37,53 

30,63 

77,41 

34,05 
37,09 
23,03 

57,30 

OesamtberOlkemng 

7,95 

10,96 

9,56 

74,94 

49,64 

61,41 

17,11 

39,40 

29,93 

d)  im  Alter  Ton  16  Jahren  und  dartlber  ttberhanpt: 

Bemfdose  Selbständige  -  .  . 

39,23 
87,73 

71,43 
27,91 

59,08 
95.52 
17,03 
36,05 

44,17 
95,37 
19,29 
26,92 

57,31 
10,10 

13,76 
48,05 

21,60 
1,00 

77,18 
6,18 

4842 
1,18 

74,54 
25,80 

2,18 
14,81 
24,04 

19,33 
3,48 

5,79 
67,77 

7,41 
3,45 
6,17 
47,28 

GesamtlMiTtflkenuig 

39,56 

34,87 

37,14 

55,57 

52,05 

53,76 

4,87 

13,08 

9,10 

Ani  BenifsabteÜungen  rerteilen  sich,  die  ledigen,  Terheixateten  und  verwitweten  £r- 
werbsthatigen  wie  folgt: 

£fl  sind  von  100  der  in  den  Yorapalten  genannten  Personen  im  Alter  tob  Jahren 

16-30  30—50  50  nnd  mehr 


ledig 

Terh. 

Terw. 

ledig  verh. 

Terw. 

ledig 

Terh. 

venr. 

b)  90,27 

c)  89,42 

77,06 
9,48 
10,36 

2,18 

0,25 
0,22 

4,93  86,93 
29,59  67,48 
30,70  63,45 

8,15 
2,93 
5,85 

3,74 
13,32 

16,87 

70,34 
74,47 
56,72 

25,92 
13,21 
36,41 

Summe  85,57 

b)  80,31 

c)  82,06 

14,10 

37,13 
19,45 
17,64 

0,33 

>,25 

0,24 

0,30 

18,58  74,53 
14,37  78,14 
16,75  81,31 
16,15  79,85 

6,89 

7,49 
1,94 
4,00 

9,37 
9,08 
5,58 
9,19 

64,63 
67,85 
85,12 
74,70 

36,00 

23,07 
9,30 
16,11 

Summe  79,61 

b)  86,66 
C)  85,44 

19,98 

55,23 
13,15 
14,34 

0,41 

2,36 

0,19 
0,22 

15,56  79,33 

10,93  78,53 
24.22  73,71 
19,00  78,29 

5.12 

10,55 

2,06 

2,71 

9,02 

6,58 
9,05 

8,02 

71,56 
62,56 
83,16 
79,14 

I9r4a 
30,86 

13,84 

Summe  81,19 

18,37 

0,44 

15,77  77,89 

6,34 

7,11 

68,09 

24,80 

Lohnarbeit  wechselnder  Art  80,21 
Armee  und  Marine  ....  97,33 
Sonstiger  OffenÜicher  Dienst 
und  freie  Bembarten  .  .  84,72 

18,23 
2,66 

14,90 

1,56 

0,01 

0,38 

21,39  57,61 
31,08  67,97 

30,36  66,13 

21,00 
0,95 

3,51 

14,73 
9,08 

18,74 

37,94 
84,92 

66,24 

47,33 
6,00 

15/» 
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im  Hinldick  auf  die  enge  Zngefaßrieteit  des 
Diensäioten  zum  Hans  der  Herrsoiaft  nor 
auBnahmswelBe  Verwendung,  mehr  noch  für 
mftnnliche,-  velche  leiditer  als  verehelichte 
Frauen  vom  eigenen  Haushalte  abkommen 
und  unter  die  hausherrliche  Gewalt  eines 
anderen  sich  verdingen  können,  übrigens 
auch,  namentlich  wo  grfJssere  Dienerschaft 
gehalten  wird ,  Dienste  finden ,  die  eiue 
eigene  "Wohnung  gestatten.  Die  Gruppe  der 
beru&losen  S^bständigen  stellt  im  Alter 
unter  30  Jahren  viele  Ledige  als  Sdiüler 
und  sonstige  in  Ausbildung  Begriffene  sowie 
ITnterstützunKsempfänger ,  im  Alter  von  50 
und  mehr  Janren  viele  I>edige  und  Yerwit- 
wete  als  Altenteiler,  Pensionäre,  Bentner, 
Insassen  von  Armenanstalten  und  dei:gleichen. 

Wie  in  den  einzelnen  Berufsabteilungen 
sich  die  Erwerbsthfttigen  nach  dem  Familien- 
stand gliedern,  ei^ebt  die  zweite  Tabelle  auf 
voriger  Seite. 


Abgeeehm  von  den  YerschiebungeUf 
die  ge^entlber  dem  Voibemerkten  Eier 
bei  mü  einzelnen  Berufsabteilungen  her- 
vortreten und  ohne  weiteres  exsichtlich 
sind,  sind  die  Besonderheiten  hinsichtlich 
der  sozialen  Klassen  bemerkenswert  Die 
Selbständigen  haben  an  Verheirateten  und 
Verwitweten  in  Landwirtschaft  eine  höhere 
Ziffer  als  in  Industrie  und  Handel ;  in  diesen 
beiden  Abteilungen  besteht  für  das  abhängige 
Personal  eine  geringere  Aussicht  zur 
langung  einer  selbständigen  Stellung  und 
daräm  weniger  Anläse,  so  lange  mit  der 
Eheschliessung  zu  warten;  dieserhalb  hier 
die  grössere  Verbreitung  von  verehelicliten 
Angestellten  und  Gehilfen. 

11.  Beruf  und  KelMongbekenntnis 
der  erwerbsthätigen  Bevölkerung.  Hierüber 
mögen  folgende  Daten  aus  der  95  er  Er- 
hebung genügen: 


Berufs- 
abteilungen 


Von  100  Erwerbsthätigen 
jeder  Bemfsabteilnng  sind 


Chriaten 


evan- 
ge- 
lische 


katho- 
lische 


an- 
dere 


Anf  die  einzelnen  BerufsabteUnngen 
entfallen  von  100  Erwerbsthätl^n 


§ 

ja 


Christen 


evan- 
ge- 
usche 


katho- 
lische 


an- 
dere 


a  d 
S  £  5 


LandwirtacIiaH    .   .   .  . 

Indaatrie  

Handel  

Lohnarbeit  wechselnder  Art 
OeSesÜ.  Dienst,  freie  Be- 

Tubut«!  

Selbständige  ohne  Beruf  . 

Hieran: 
Häusliche  Dienstbotoi .  . 


56,72 
64,54 
65,78 
68,75 

66,54 
63,93 

65,39 


43>oi 
34,57 
28,21 

30,84 

32,18 
33,91 

33,93 


0,22 

0,31 
0,26 
0,19 

0,22 
0,27 


0,04 
0,55 
5,7  i 
0,21 

1,03 
1,86 

0,47 


0,01 
0,03 
0,04 
0,01 

0,03 
0,03 


34,19 
|34,i5 
9,64, 
1,78 

5,88 
8,84 

5,5a 


31,20 

35,44 
10,20 

1,97 

6,29 
9,09 

5,81 


40,24 
3^,30 
7,44 
1,5' 

5.18 
8,20 

5,13 


29,55 
41,24 

9,57 
1,34 

5,02 
9,07 

4,21 


1,38 
18,80 

54,56 
0,36 

5,99 
16,30 

2,61 


9,85 

46,57 
18,81 
1,09 

7,9a 
13,60 

2.16 


Sunune      62,17   36,54  0,26  1,01 

In  Hinblick  auf  die  Thatsache,  dass 
unter  der  Gesamtbevölkerung  des  Reichs 
die  evangelischen  Christen  mit  fast  2  Drittel 
(62,77  »/o),  die  katholischen  mit  etwas  Über 
1  Drittel  (35,76)  vertreten  sind,  hat  bezüg- 
lich dieser  beiden  Religionsbekenntnisse  die 
obige  Berofsgliederung  nichts  weiter  Be- 
merkenswertes an  sich.  Dagegen  ist  bei  den 
Israeliten,  die  im  allgemeinen  nur  einen  ge- 
ringen Prozentsatz  der  erwerbsthätigen  Be- 
völkerung ausmachen  (1,01),  ihr  hoher  An- 
teil an  den  Erwerbsthätigen  des  Handels 
hervorzuheben,  ebenso  ist  noch  nennenswert 
der  Anteil  der  Israeliten  an  der  die  Rentner, 
Pensionäre  etc.  mitumfassenden  Benifsab- 
teilung  Selbständige  ohne  Benif  sowie  an 
der  Berufsabteilnng  Oeffeutlicher  Dienst  etc., 
wo  sie  hauptsächlich  im  Civildienst,  nament- 
lich als  Rechtsanwälte,  ferner  als  Aerzte, 
Beamte  in  Bildnngs-,  Bibliothekanstalten, 
wissensdiaftlichen  und  Eunstsammlimgen 
vorkommen. 


100 


100 


100 


12.  Beruf  in  Stadt  und  Land.  Für  diese 
Untersuchung  imterscheidet  die  deutsche  Star 
tistik  5  Ortskategorieen ;  ])  plattes  Land, 
d.  h.  Orte  mit  weniger  als  2000  Einwohnern, 
2)  Landstädte  mit  2—5000  ,  3)  Klein- 
städte mit  5000—20000,  4)Mittel8tädte 
mit  20000—100000,  5)  Grossstädte  mit 
über  100000  Einwohnern,  Auf  diese  Orts- 
kategorieen verteilt  sich  die  erwerbsthätige 
Bevölkerung  ziemlich  in  gleichem  Masse  wie 
die  Bevölkerung  überhaupt.  Auch  die  Ver- 
teilung der  Angehörigen  ist  ähnlich,  doch 
sinkt  sie  mit  der  Grösse  der  Orte  erheb- 
licher als  die  Gesamtbevölkerung,  dagegen 
nimmt  die  Zahl  der  häuslichen  Dienstboten 
und  der  berufslosen  Selbständigen  zu,  je 
grössere  Orte  die  Kategorie  umfasst;  der 
Grund  hierfür  liegt  einerseits  in  dem  starken 
Zuzug  Unverheirateter  in  die  bedeutenderen 
Städte,  einem  Zuzug,  der  mit  der  Grösse 
der  letzteren  zu  wachsen  scheint,  und  in 
der  anf  dem  platten  Lande  häufigeren  £>- 
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verbsthStiglrait  der  wablidien  Bevölkerung, 
die  augenscheinlich  mit  der  geringen  Zahl 
der  (weiblichen)  Dienstboten  daselbst  in 
Wechselbeziehung  steht  Zahlenmassig  ge- 
steltet  sicli  die  Verteilung  der  Bevölkenu^ 
gruppen  auf  die  Ortskategorieen  folgender- 
massen: 

Blattei  Land  51,02  37,23  50,91  40,46  50,17 
Landstädte  11,71  1 1 ,7°  '2)53  *  3, 12  12,20 
Kleinstädte  13,03  14,84  13,84  16,84  13,66 
Mittelatädte  10,23  14,62  10,05  '3,52  10,39 
Gro888tÄdte    14,01    21,61    13.67    16,06  13,58 

In  weichem  Masse  die  Erwerbsthfltigen 
der  einzelnen  Berufsabteilungen  in  den  fünf 
<>t8grÖssenMa8sen  vertreten  sind,  lehren 
nadutehende  Kelatlvzahlen ;  bei  den  ersten 
drei  Berufsabteilnngen  ist  zi^leich  die  soziale 
Schichtung  Selbständige,  b.  Angestellte, 
c.  Arbeiter)  berÜckEdditigt. 


Es  treffen  von  100  Erwerbethätigen  Tor- 
genannten  Bernfs  auf 


plRttw 

Land- 

Elelii- Mittel-  OroBi- 

Land 

sOdt«  aUdte  aUdte  sUdte 

Landwirt-  a. 

86,88 

8,83 

3,12 

0,76  0,42 

Schaft  b. 

87,51 

5,56 

3,66 

1,80  1,47 

c. 

87,05 

7,99 

3,40 

0,97  0,59 

Sa. 

87,00 

8,22 

3,31 

0,92  0,55 

Industrie  a. 

39,0a 

16,24 

16,57 

11,63  16,54 

b. 

17,17 

11,89 

21,63 

20,53  28,79 

c. 

28,93 

15,03 

20,67 

15,37  20,00 

Sa. 

31,07 

15,24 

19,68 

14,60  19,41 

Handel  a. 

25.48 

13,84 

17,14 

15,38  28,16 

b. 

7,79 

7,36 

15,02 

21,06  48,77 

c. 

20,53 

11,80 

16,99 

17,45  33,24 

Sa.  20,89 

12,03 

16,82 

17,11  33,15 

Hänal.  Dienste, 

Lohnarbeit 

wechs.  Art 

15,13 

ia,05 

20,ia 

20,16  32,54 

Militär-.  Hof-, 
Staatfldieiist, 

freie  Berufe 

17,92 

10,88 

22,58 

24,78  23,84 

Was  achou  bei  dieser  Darstellung  nach 
Berufsabteilangea  einigennassen  hervortritt, 
würde  noch  deutlicher  werden,  wenn  man  auf 
Berofearten  einziehen  wollte,  nämlich  dass  die 
Berufe,  iifit  wenigen  Ausnahmen,  in  einer  Orts- 
kategorie ein  MftTrimiiTn  ihrer  Vertretung 
aufweisen,  ihre  Tairetung  in  den  übrigen 
Ortskat^rieen  immer  mehr  abnimmt,  je 
weiter  nach  der  Grßsse  der  Orte  die  be- 
treffende Ortsklasse  von  jener  mit  dem 
Maximum  der  Vertretung  entfernt  ist.  In- 
sofern giebt  es  thatsächlich  grossstädtische, 
mittelstädtische,  kleiustädtisdie,  laudstädti- 
sche  und  ländliche  Berufe,  daneben  freilich 
noch  einzelne  Berufsarten,  deren  Vertretung 
in  den  Stadtkategorieen  wenig  differiei-t, 
auf  dem  platten  lÄnde  hingegen  wesentlich 


schwächer  ist,  welche  deshalb  als  allgemein 
städtische  bezeichnet  werden  können,  end- 
lich ist  eine  aebeute  Art  von  Berufen  vor- 
handen, die  in  allen  Ortskategorieen  ziem- 
lich gleich  stark  vorkommen,  mithin  ohne 
ausgesprochen  städtischen  oder  ländlichen 
Charakter  sind- 

Hinsichtlicdi  der  sozialen  Klassen  macht 
^ch  im  allgemeinen  eine  um  so  stärkere 
Vertretung  der  Abhän^gen  bemerkbar,  je 
grösser  die  Orte  sind,  welche  die  Kate^ime 
umf^t ;  wenigstens  gilt  dies  für  die  meisten 
Angestellten  und  Arbeiter  von  Industrie  und 
Handel.  Die  landwirtschaftlichen  Unselb- 
ständigen nehmen  natürUch  mit  steigender 
Grfese  der  Orte  in  Bezug  auf  ihre  Anteils- 
ziffer ab  und  verschwinden  fost  ganz  in  der 
Kategorie  der  Qrossstädte. 

w  as  endlich  die  Verbreitung  der  Neben- 
erwerbsthätigkeit  in  Stadt  mid  Land  be- 
trifft, so  ist  Nebenerwerb  um  so  häufiger, 
je  mehr  ländlichen  Charakter  die  betreffende 
Ortskat^orie  aufweist  Mit  Zunahme  der 
(h<{)88e  der  Wohnplätze  zeigt  sich  auch  eine 
stärker  durchgeführte  Ai'beitsteilimg  und 
demzufolge  eine  geringere  Zahl  von  Neben- 
berufafiülen.  Dies  gilt  für  die  Nebenerwerbs- 
thätigkeit  in  allen  5  Berufsabteilnngen,  aus- 
genommen Lohnarbeit  wechselnder  Art,  für 
welche  als  Nebenerwerb  die  grösseren  Städte 
mehr  Gelegenheit  bieten  als  das  platte  Land. 
Im  einzelnen  wird  dies  durch  folgende  Daten 
belegt: 

Von  100  Kebenerwerbathatigen  jeder  Berafs- 
abteilung  entfallen  auf 

plattes    Laad-   Klein-  Mittel-  Oroaa- 
Land     Btfidte  atädte  städt«  atüdte 

Landwirtschaft  69,54  16,67  10,63  2,52  0,64 

InduBtrie  69,05  1 1,79  9,09  4,73  5,34 

Handel  52,51  15,10  14,26  7,89  10,24 
Lohnarbeit 

wechs.  Art  33,77  12,41  i5,6i  12,96  35,25 

Oeffentl.  Dienst  61,09  12,77  iO;47  7,o3  8,64 

Zusammen  67,20  15,79  10,87  3,53  2,61 

B.  Oesterreich. 

Nädist  Deutschland  besitzt  Oesterreich 
die  ausftÜirlichste  Beni&statistik.  Die  letzte 
Aufnahme  war  mit  der  Volkszählung 
vom  31.  Dezember  1890  verbunden.  Die 
Fragestellung  (mittelst  Haushaltungsliste) 
bezog  sich  auf  Hauptberuf,  Ndräibemf 
und  Benifsstellimg  Aex  ortsanvesenden  Be- 
völkerung. Diese  benifsstatistiachen  Nach- 
weise sind  zugleich  mit  anderen  durch  die 
Z^ung  eÄobenen  persönlichen  Verhält- 
nissen der  Bevölkerung,  nämlich  Geschlecht^ 
Alter,  Familienstand,  Grundbesitz,  Gebürtig- 
keit, Staatsangehörigkeit,  in  Verbindung  ge- 
bracht. Das  Benifsschema  enthält  in  4 
Klassen  und  29  Gruppen  im  ganzen  173 
BenuEsarten.  Frühere  Berufsermittelungen, 
gegenüber    welchen   die   90  er  namhafte 
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Fortschritte  vorzeichnet,  fanden  bei  den 
YoD»z&hlangen  im  Jahre  1880  jmd  1869 


stattj  doch  Bind  ihre  Daten  mit  den  neuesten 
nur  in  sehr  besehiftnlctem  Masse  vei^leichbar. 


Land-  und  Fonttwirtsrhaft, 
deren  ^ebemratmngen  . 


Industrie 


Ifondel  nnd  Yerkehr  .  .  .  . 

Oeffentlicher  nnd  Hilitärdienst, 
freie  Berufe,  Bemfslose  .  . 


üeberhanpt 


Bei  der  Erhebung  im  Jahre  1890  wurden  gezfthlt 

4164642  6732  2269031  6440405 

4304581  29  184  2577209  6910974 

8469223  35916  4846240  13351379 

2155860  6547  1044106  3206513 

725037  133710  2090250  2948997 

2880897  140257  3134356  6155510 

596  355  6  066  380  437  982  858 

348718  133033  761 705  1  132455 

845073  128098  I  143142  3115313 

831  744  13  545  315  064  1  059  353 

543350  139  461  53»  047  1313858 

1374094  153006  747  "!  2273211 

7  748601  31 890  3908638  II  689 129 

5830686  424387  5961  311  13206284 

13  569  387  456  377  9  869  849  33  895  413 


imKimlich 
j  weiblich 
I  zusammen 
(männlich 
c  weiblich 
(zusammen 

{männlich 
weibUch 
zusammen 
rmSnnlich 
1  weiblich 
(zusammen 

1 männlich 
weiblich 
zusammen 


Von  100  Personen 
men  auf: 


jeden  Berufs  kom- 


Land-  und  Forirt- 
wirt Schaft  .  . 

Indnitrie  .  .  . 


|m. 
w. 

Uns. 

Izus. 
m. 

Huidel  und  Verkehr  Ivf. 

[zvu. 

Oeffentlicher  nnd  im. 
Hilitärdienst-freie  tw. 
Berufe,  BenuBlose  [xaa, 
im. 

Ueberhaupt   .  .  .  ^w. 

(zus. 


Beruls- 
thätij^ 

64,7 
62,3 

63,4 
67,2 
34,6 
46,8 
60,7 
21,9 
39,9 
78,5 
44,7 
60A 
66,3 
47,7 
56,8 


Die- 
nende 

o,« 

0,4 
0,3 

0,2 

4,5 
2.3 
0,6 

10,8 
6,1 
1,2 

",5 
6,7 
0,3 
3,5 
1,9 


Ange- 
hörige 

35,2 
37,3 
36,3 
32,6 
70,9 
50,9 
38,7 
67,3 
54,0 
20,3 
43,8 
32,9 
33,4 
48,8 

41,3 


dass  beispielsweise  bei  Land-  und  Forstwirt- 
schaft süuliesslich  mehr  weibliche  als  männ- 
liche Berufsthfttige  herausgerechnet  wurden. 
Die  Folge  dieser  statistischen  Behandlung 
ist  natürlich^  dass  die  von  den  Berufsthätigen 
zu  erhaltende,  die  häiislichen  Dienst- 
boten und  Angehörigen  umfassende  Be- 
völkerung einen  erheblich  günstigeren, 
d.  i.  geringeren  Prozentsatz  aufweist  als  in 
anderen  Ländern,  doch  ist  dies,  wie  gesagt, 
nur  eine  formale  Erscheinung. 
I     Auf  die  speciellen  Berufsklassen 
{ verteilen  »ch  die  Berufsthätigen  imd  die 
:  zugehGrigen  Personen  insgesamt  wie  folgt : 


Auffallend  hoch  ei-scheint  hiemach  der 
Anteil  der  Erwerbsthätigen  m  der | 
Bevölkerung.  Während  er  sim  in  Deutsch- 1 
land  nva  auf  40,1%,  einschliesslidh  der' 
häuslichen  Dienstboten  auf  42,7 **/o  stellt,! 
ergeben  obige  Daten  (unt^  Hinweglassung ! 
von  861996  Berufslosen)  fOr  Oesterreich 
53,2  bezw.  55,1  **/o.  Zweifellos  igt  der  Begriff 
Bmifsthätigkeit  hier  sehr  weit  um  nicht  { 
zu  sagen  zu  weit,  bei  der  Beubeitung  ge-  i 
nommen  worden,  wenn  schon  grundstüzhch  I 
die  im  Betrieb  des  Haushaltungsvorstimdes  i 
regelmässig  mitwirkenden  Angeliörieea  und  ' 
Dienenden  auch  in  Deutschland  den  Erwerbs-  j 
thätigen  zugerechnet  sind ;  auch  Cugam,  | 
dessen  wirtschaftliche  Verhältnisse  den  i 
österreichischen  ziemlich  verwandt  sind,  hat  | 
bd  gleicher  Auszählungsmethode  eine  mit  | 
der  deutschen  ziemlich  übereio  stimmende, ' 
also  ge^nflber  der  österreichischen  wesent-  j 
lieh  medrigere  Erwerbsziffer  festgestellt.  1 
Namentlich  scheint  man  in  Oesterreich  die  j 
weibliche  Beschäftigung  über  Gebühr  als  er- , 
werbend  aufgefasst  zu  haben,  dergestalt, 


Berufs 

Personen 

Berufs  groppe 

Üiätige 

überhaupt 

absolnt 

'0 

absolttt 

Ol 
'0 

Land-  u.  Forst- 

wirtschaft 

8  469  223 

62,4 

13351379 

55,9 

Landwirtschaft, 

Tierzucht  .  .  .  . 

8  394  638 

61,9 

13  149  200 

55,0 

Forstwirtschaft .  . 

69885 

0,5 

189  950 

0,8 

Fischerei  und 

Wasserknltnr .  . 

4700 

0,04 

12229 

0,05 

Industrie  ■  .  •  . 

3  880  897 

21,2 

6155510 

25,8 

Bergbau  nnd 
Hüttenwesen  .  . 

144212 

1," 

381  260 

1,6 

Industrie  der 

Steine  u.  Erden 

134910 

1,0 

304  227 

1,3 

Metallverarbei- 

tong  ohne  Eisen 

33  083 

0,2 

69718 

0,3 

VerarDeitnug  von 

Eisen  nnd  Stahl 

210  398 

1,6 

485  492 

2,0 

Verfertiigrong  von 
Maschinen, 
Werkzengen   .  . 

77  740 

0,6 

190352 

0,8 

Chemische  In- 

dustrie  

27858 

0,2 

69115 

0,3 

Baugewerbe .... 

293579 

2,2 

739  112 

3,1 

Foly^aphische 

(jewerbe  

25  866 

0,2 

51  489 

0,2 

Textilindustrie  .  . 

448  202 

3,3 

81 1  070 

3,4 
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Bemf»- 

Personen 

Bernfsgnippe 

thätige 

Oberhaupt 

absolut 

absolat 

■ 

mdustrie  .  .  .  . 

73  793 

0.5 

i6i  527 

0,7 

Indußtrie  der  Holz- 

u.  SchiiitzBtoffe 

220  907 

1,6 

492  467 

2,1 

Industrie  der  Nah- 

TTi  iiff  nm  1  t.tjit\ 

236  1 15 

hl 

527911 

2,2 

trHnlcA  nnfl 

vt  Wim  V    n  11^1  \j 

miBsmittel,  Be- 

lifirbcrfirQiuF  xiud 

Tr.mniAnwtr  ,  ,  , 

221  596 

479932 

2,0 

Bekleidungsindus- 

trie .  . 

603817 

4,4 

1  154983 

4,8 

Andere  indnetri- 

elle  Personen 

ohne  nähere  Se- 

rnfsangabe  .  .  . 

128  821 

1,0 

236  855 

1,0 

Handel  u.  Ver- 

kehr 

845  073 

6,2 

3  U5313 

8,9 

Wuenhandel 

853  756 

3.6 

ErediÜiandel,  Yer* 

sicbernng  .... 

15945 

0.1 

47678 

0,2 

Landtransport.  . 

179691 

1,3 

540  698 

2,3 

"Wassertransport 

16278 

44483 

0,3 

Sonstige  Handels- 

307613 

628698 

3,6 

Oeffentlicher 

Dienst,  freie 

Berufe,  Se- 

r  n  f  h1  AR  A 

:  374  094 

10,2 

2  273  211 

9,4 

Aktives  Militär,  . 

i8T  C07 

I  A 

tu  fil  1 

03  J 

o.y 

OeffentlicherCinl- 

544 

'p9 

090503 

2,9 

Sonstiger  freier  Be- 

48485 

0,4 

108  797 

0.4 

Rentner  n.  Unter- 

stützte  

563  701 

4,2 

889381 

3,7 

Aastaltsinsassen, 

in  BemfsTorbe- 

241  084 

1,8 

241  084 

1,0 

äelbständige  ohne 

Bemfsangabe .  . 

69773 

o>5 

125  753 

0,5 

Zosammea  | 

13  569  28?! 

100 

238954131 

100 

Bei  weitem  am  Btärksteti  besetzt  ist  also 
die  Land-  und  Forstnirtsohaft ;  sie  um- 
schliesat  fast  zwei  Drittel  der  Beni&thätigen 
und  ernährt  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen 
Bevölkerung.  Die  Bedeutung  der  Urpro- 
duktion ist  demnach  für  Oesterreich  grösser 
als  für  Deutschland,  wo  um  so  mäditiger  die 
ErwerbsthäÜgkeit  auf  dem  Gebiete  der  In- 
dustrie und  des  Handels  ent&dtet  ist. 

Hinsichtlich  der  Berufsstellune 
unterscheidet  die  österreichische  Statistik 
Tier  Kategorieen :  Selbstftndige  (insbesondere 
Betriebsinfaaber),  Angestdlte  (höhere  Hilfs- 
personen und  <9es(Mftsleiter,  das  ganze 
Militftr,  der  bfii^rlidie  Dienst)  ^  Arbeiter 
(niedere  Gehilfen  m  festem  IXenstveriüÜtais) 
und  Tagelöhner:  diese  Untersdieidungen 
werden  für  alle  Berufszweige  durcltgefüurt, 
indessen  nicht  ohne  Zwang,  namentlich  in 
der  letzten  Berufsklasse,  welche  neben  dem 
öffentlichen  Dienst  auch  die  Rentner,  Anstalts- 
insassen  und  Selbständigen  ohne  Berufsan- 
gabe umfasst 

Oe^nfiber  den  deutschen  Yerhältnissen 
erschemen  die  Selbständigen  in  Oester- 
reich bei  Landwirtschaft  und  Industrie 
geringer  vertreten,  lun  so  slSiker  die  Hilfe- 
personen.  Der  wesentliche  Grund  dieser 
Verschiedenheit  in  der  sozialen  Schiclitung 
dürfte  in  der  Art  der  Ausmittelung  des 
Zählungsmaterials  liegen.  In  Deutschland 
sind  zu  den  Selbständigen  auch  leitende 
Beamte  und  sonstige  Geschäftsleiter  (z.  B. 
selbständige  Venvaiter  fremder  landwirt- 
schaftlicher Güter,  Direktoren  von  Fabri- 
ken) ^zählt ,  welche  die  Österreichisdie 
Statistik  zu  den  Angestellten  genommen  hat ; 
anderei'seits  sind  die  Familienangehörigen 
in  weitem  Umbmg  in  Oesterreich  den  er- 
werbenden Hilfspersonen  zugerechnet,  wäh- 
rend sie  in  Deutschland  mehr  als  Ange- 
hörige ohne  erwerbende  Thätigkeit  behandelt 
sind;  für  die  Industrie  fragt  es  sich  femer 
noch,  ob  die  Hausindustiiellen  vrie  in  Deutsch- 


Berufs  kl  asse 
Land-  u.  Forstwirtschaft 


Industrie 


Handel  und  Verkehr 


Oeffwü  J)ien8t,  Bemblose 


Ueberhanpt 


Selbständige 

Angestellte 

Arbeiter 

Tagelöhner 

I  766875 

21479 

I  962  688 

413600 

239889 

953 

3652  445 

411394 

2118. 

3006764 

22432 

5615  133 

824894 

489597 

37  22a 

I  558914 

70  127 

108  350 

2094 

585  692 

29001 

nu. 

597  847 

39316 

2  144606 

99 128 

200  249 

98  205 

189  2St 

108  620 

114  328 

S13I 

59  246 

67006 

BUS. 

314577 

106343 

348527 

175  636 

430  395 

339  753 

59  493 

3 103 

493  057 

31  333 

17055 

nu. 

933453 

371086 

76  548 

30oi 

3887  116 

496659 

3  770  376 

594450 

955  5*4 

42518 

4314438 

508306 

nu. 

3843640 

539  177 

8084814 

I  103656 
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Eb  treffen  also  von  100  ErwerbethAtigea 


Selbständige 


Angestellte 


zus. 


Arbeiter 


zns. 


TegelOhner 


zna. 


Land-  und  Ftostwirtiehaft 

Industrie  

Handel  und  Vorkdir  .  . 
Oeffentl.  Dienst,  Berufslose 
Ueberhanpt  


42,5 

32,7 

33,6 
51.8 

37^ 


5,6 
'4,9 
46,0 

90,9 
X6,4 


«3,7 
20,8 
37,2 
67,2 

»8,3 


0,5 
1,7 

40,8 
6,4 


0,0 
0,3 
3,3 
5,8 
0,7 


0,3 
1,4 
12,6 
27,0 
4,0 


47,1 

72,3 
31.7 
7,1 
48,6 


»4,8 

80,8 

33,8 
3,1 
74,1 


66,3 
74,4 
29,4 
5,6 
59,6 


9,9 
3,3 
18,2 

0,3 
7,7 


9,6 
4,0 

26,9 
0,2 
8,8 


9,7 
3,4 
20,8 
0,2 
8,1 


Jaad  als  selbständige  Gewerbetreibende  den 
industriellen  Selbständigen  zugezählt  sind 
oder  nur  als  Arbeitnehmer  der  Fabrikanten 
gelten,  worflber  indessen  aus  den  Unterlagen 
kein  Aufschluss  zu  entnehmen  ist 

Personen  mit  Nebenerwerb  sind  in 
Oesterreich  587  778  ermittelt  vorden,  davon 
Übten  den  Nebenerwerb  aus  in 


Land-  und  Forstwirtxdiaft 
Industrie 

Handel  und  Verkehr 
anderen  Bemfazweigen 


absolut  0/* 

ai8  533 
248098 

70678 

50469 


37,2 
42,2 
12,0 
8.6 


Bemerkenswert  ist,  dass  die  Industrie 
im  Nebenerwerb  wesentlich  stärker  besetzt 
ist  als  die  Landwirtschaft,  was  offenbar 
damit  zusammenhängt,  dass  beim  £^upt- 
beruf  viele  zur  Landwirtschaft  geredmet 
sind,  deren  ThAtigküt  in  anderen  Staaten 
zumeist  nur  als  nebensächlich  angesehen 
wurde.  Änch  ist  zu  berücksichtigen,  dass 
die  Osterreichische  Statistik  Fälle,  in  denen 
einer  in  mehrfacher  Richtung  Nebenerwerb 
nachgeht,  niu*  einbch  —  nicht  wie  die 
deutsche  wiederholt  —  registriert  hat. 

Ueber  den  Zusammenhimg  der  Beruf  s- 
Terhftltnisse  mit  der  Wanderbe- 
wegung giebt  die  Seterreidiiisehe  Statistik 
folgende  intereBsante  Daten: 


Von  je  100 


smd  geboren 


in  der  AnfentludtB- 

eemeinde    .  .  . 

nicnt  in  d.  Gemeinde, 
aber  im  Bezirk  des 
Aufenthalts     .  . 

nicht  imBezirke,  aber 
im  Lande  des  Auf- 
enthalts .  .  .  . 

in  einem  anderen 
Lande    .  .  .  . 

im  Auslände  .   .  . 


ortB- 

RBW. 


Berufs-  anw. 

aberh. 


5*5 

75,1 

SO,2 

65.» 

18,4 

IO,S 

18,0 

»5,0 

9,6 

37,3 

12,7 

6,0 

3,8 

19,0 

5,4 

1,9 

>,3 

5,5 

1,7 

Während  die  ortsanwesende  Bevölkerung 
als  soldie  zu  fast  zwei  Drittel  in  der  Au^ 
enthaltsgemeinde  geboren,  zu  etvras  Über 
einem  IMttel  zugezf^n  ist,  modifiziert  sich 
dies  VeiiiflltniB  bei  den  einzelnen  Bev^e- 


rungs^ruppen  dahin,  dass  die  Berufsthätigen 
und  msb^ndere  die  Dienenden  an  der 
Wanderbewegung  stärker,  die  Angehörigen 
schwächer  beteiligt  sind.  Von  den  Ange- 
hörigen ist  nur  i/i  zugezogen,  dagegen 
machen  die  Zugewanderten  rund .  ^/s  der 
Berufsthätigen  und  der  Dienenden  ans; 
die  Dienenden  önd  aber  nicht  mu*  am 
stärksten  beteiligt,  eie  durchwandern  auch 
die  weitesten  Strecken.  Der  Zusammenhang 
zwischen  Familie  tmd  Beruf,  vermöge  dessen 
die  einzelnen  Berufe,  insbesondere  aie  länd- 
lichen, Tiel&ch  äch  in  familienhafter  W^se 
^eichsam  aus  sich  selbst  heraus  er^nzen 
und  «weitem,  besteht  hier  un  wemgsten, 
die  Dienenden  finden  im  häuslichen  Wirt- 
schaftskreis keine  Verwendung,  sie  müssen 
fremde  Wirtschaften  nicht  bloss  der  Heimat, 
sondern  auch  des  entlegenen  Arbeitemarktes 
aufsuchen.  Wenn  endlich  die  Berufsthätigen 
dopj)ett  so  häufig  wandern  als  die  Angehörigen, 
so  ist  zu  beachten,  dass  die  wirtschaftlichen 
Veranlassungen  zur  Wanderbewe^tmg  auf 
die  Berufsthätigen  dir^,  auf  die  Ange- 
hörigen nur  insoweit  einirirken,  als  sie  bei 
den  Ueberaiedlungen  von  ihren  Ernährern 
mitgeuoDomen  werden,  und  dass  die  Wande- 
rungen zum  guten  Teil  von  alleinstehenden 
Personen,  also  vor  Begründung  eines  Haus- 
standes unternommen  werden. 

Für  die  Berubabteilungen  stellt  sich  die 
Wanderungsbew^ung  folg^ermassen  dar: 
es  sind 

Ton  1000  Berufsthätigen 
det  Abteilung 

,  Lwd- 
geboren  nnd 
Font- 
wlrt- 
sohmft 


Oeff. 


in  der  Aufenthalts- 
gemeinde    .   .  . 

im  Bezirk ')  des  Auf- 
enthalts .... 

im  Lande  des  Auf- 
enthalts .... 

in  einem  anderen 
Lande  .... 

im  Anslande  .  .  . 


freisr 
fiexvf 


70,7    45,0    38,0  33,9 


19,6 
7,8 

1,4 
0,5 


17,6  13,7  »5,8 
8i,a    »7,3  3»,2 


12,8 
3,4 


15.3 
5,7 


13,9 
5,3 


Am  ansässigsten  erscheinen  danach  die 


Bezirl 


d.  h.  nicht  in  der  Gemeinde,  aber  im 
;  vergl.  den  ansfOhrlichen  Vordruck  oben. 
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Ervrerbsthätigen  in  Landwirtechaft,  zum 
überwi^nden  Teil  entfalten  sie  ihre  wirt- 
schafäicne  Thät^keit  in  der  Gebortsge- 
m^de;  dodi  wird  auch  in  der  Indus&e 
fast  zwei  Drittel,  im  Handel  und  Verkehr 
mehr  als  die  Hälfte  der  Berufsarbeit  in 
dem  Bezirke  geleistet,  in  welchem  der 
Geburtsort  gelegen  ist  Am  grOesten  ist 
die  Wanderung  Bei  dem  dffeDÜiehea  Dienst 
und  den  freien  Berufen;  zusjeich  ergeben 
die  bezü^fludien  Nadiweise,  oass,  je  bedeu- 
tender die  Wanderbev^iUDg  überhaupt  ist, 
um  so  mehr  auch  die  Wandoning  m  die 
Feme  bezw.  der  Zuzug  aus  der  Feme  bd 
den  Berufszweigen  Fwz  greift 

Innerhalb  der  sozialen  Klassen  vollzieht 
nch  die  Wanderbew^ang  wie  folgt:  es  sind 


S«lb- 
•t&ndl 
gen 

von 

100 

geboren 

Anse- 
steUtea 

Ar-  Ttgb- 
beltern  UUinent 

in  der  Anfentiialts- 

gemeinde  .   .  . 

61,1 

62,0 

55,8 

im  Bedrk  des  Auf- 

enthalts  .   .  . 

16,4 

7,1 

19,3 

24,2 

im  Lande  des  Auf- 

enthalts  .  . 

14,4 

43,4 

la.i 

'4,5 

in  einem  «äderen 

Lande  .... 

5,8 

»4,5 

5,1 

4,3 

im  Ansluide   .  . 

a,3 

8,6 

1,5 

»,2 

Am  meisten  und  zugleich  am  weitesten 
wandern  die  Angestellten,  was  zum  Teil 
aber  damit  zusammenhängt,  dass  das  ganze 
aktive  KüitSr  zu  den  Angestellten  gerechnet 
ist  Die  SelbstSndigea  sind  etwas  stärker 
als  die  Arbeiter,  immerhin  aber  schwächer 
als  die  Tagelöhner  an  der  Wanderbewegung 
beteilig;  der  ererbte  Besitz,  die  GrunSiue 
der  wirtschaftlichen  SelbstSndigkeitf  wirkt 
hemmend  auf  den  Wandung.  Anderer- 
seits eröffnet  bessere  wirtschafüicbe  liSge, 
höhere  Intelligoiz  und  Auslnldung  ein  auch 
rftamlieh  weiteres  OeUet  zur  F^traltung  der 
eignen  ErÜte,  darum  ist  das  ZuzngsgeMet 
bei  den  Selbständigen  und  den  Angestellten 
viel  ausgedehnter  als  bei  den  Arbeitern  und 
Tagelöhnern.  NatOrlieh  ist  fOr  die  Bemfs- 
abteilungen  die  Beteiiigang  der  sozialen 
KlMsen  am  Wanderaug  nicht  völlig  die 
gleiche;  so  sind  in  einer  anderen  als  ihrer 
Aufentnaltsgemeinde  geboren,  mithin  zuge- 
gewandert 


m 


Land-  nnd  Forst- 
wirtschaft .  . 

Industrie  .   .  . 

Handel  und  Ver- 
kehr .   .   .  . 

Oeft  Dienst  u.  £r. 

Beruf  .  .   .  . 


Ange-      Ar-  Tag- 
stellten  heitern  löhnem 


von  100 


22,2 

86,3 

30,0 

40,1 

54,3 

73,2 

54,5 

61,9 

62,3 

68,6 

64,8 

53,6 

57,6 

88,9 

58,9 

51,* 

Unter  den  Zugewanderten  b^inspi-uchea 
eine  besondere  Betatchtnng  die  Ausländer, 
welche  die  Ostmcichische  Statistik  ebenfalls 
in  Bezug  auf  die  Berufsverhältnisse  näher 
untersud^t  Fflr  die  Staatafremden  ergiebt 
sich  dabei  ein  höheres  Mass  von  Berufs- 
thätigkeit  (60,2  *>/o  aller  Staatsfremden)  als 
für  die  gesamte  ortsanwesende  BevÖl^ 
rung  (56,8),  indem  die  Zuwanderung  ebem 
häung  erst  nach  Eintritt  in  die  Bernfs- 
thfiti^eit  erfolgt  Die  beruflidie  BethAtignng 
der  Aualaader  erfolgt  nur  in  geringem 
Grade  in  der  Landwirtscdiaft  (12,4  **/o  der 
berufsfhfiligen  Ausiaader),  um  so  mehr  bei 
Industrie  nnd  Handel  04^1  bezw.  29,5 
aac^  im  öffentlichen  Dienst  nnd  den  fräen 
Benifen  (24,0).  Belativ  am  meisten  land- 
wirtschaftliche Arbätskrftfto  stellen  die 
lAnder  der  tin^|arischen  Krone,  Freussen, 
Bayern  und  Italien,  am  meisten  industrielle 
Sachsen  und  Italien;  der  Handel  ist  die 
Hauptbeschäftigung  der  den  Balkanstaaten 
Angehörigen,  freie  Berufe  oder  gar  keinen 
Beruf  haben  am  häufigsten  angegeben  die 
russischen  Staatsangehörigen  sowie  die  sons- 
tigen hier  nicht  weiter  specifizierten  Aus- 
l^der.  Die  zugewanderten  Staatsfremden 
übernehmen  vorwiegend  qualitizierto  Arbeit, 
demgemäss  werden  von  ihnen  die  höheren 
sozifüen  Schiditen  (Selbständige,  Angestellte), 
freilich  auch  die  Klasse  der  Dienstboten, 
welche  ja,  vrie  erwähnt,  an  den  weiteren 
Wwderungen  am  meisten  beteiligt  sind, 
stärker  b^tzt  als  seitens  der  Gesamtbe- 
völkerang: 

V.  10000  Per- 
sonen dervor-  vt^enannten 
bezeichneten  BerufssteUun« 
Berufe-     gehören  von  1000 
steUung     Staats-  Personen 
smd  Staats-  fremden  überhaupt 
fremde 

Selbständige.  .  198  180  161 
Angestellte  .  .  807  103  23 
Arbeiter  ....  144  275  3^3 
Tagelöhner  .  .       168  44  46 


Berufsthätige 
überhaupt.  . 

Angehörige  .  . 
Dienende.  .  ,  . 


187 

152 
388 


6o2  568 

356  413 

4*  19 


Zusammen 


177 


C.  Ungarn. 

In  Ungarn  wurden  ebenfalls  gelegenüicb 
der  letzten  Volkszählung,  die  nacii  dem 
Stand  vom  31.  Dezember  1890  in  den 
vom  1;  bis  10.  Januar  1891  mittelst  Zfid- 
karten  stattfand,  Beraisermittelungen  für 
die  ortsanwesendeBevÖlkerungvoi^nomm^ 
Sie  erstreckten  bk^  anf  die  barufhoheHaupt- 
und  Nebenbeschftftifpmg  und  in  Ansehung 
der  ersteren  auf  die  Berufastellung.  Be- 
züglich der  nicht  erwerbend  thätigen  Be- 
völkerung und  des  Hausgesindes  wurde  die 
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HauptbeBchfiftigiing  des  »Bro^bers«  er- 
fragt. AoBserdem  natteii  die  In  indtistriellen 
Betrieben  beschäftigten  Hilfspereonen  anzu- 
geben, bei  -welcher  Unternehmung  oder 
wddiem  Meister  sie  in  Bescfa&ftigung  sind: 
hierdarch  -wurde  eine  Gruppierung  sowohl 
nadi  dem  Berufe  der  Indindum  als  auch 
nach  äst  Art  der  Unternehmung»,  in  vel- 
chcoi  die  betreffenden  Individuen  während 
der  Volkszählung  anstellt  varen,  also  nach 
dem  WirtschaftSEweig,  dem  Betriebe  er- 
möglicht, es  vurde  uso  dnrdi  jene  Frage 
angestrebt  eine  E(HnlHnaüon  -von  Bemm- 
nnd  BetriebszShlung.  Die  betreffmdeu  Nach- 
-weise  liessen  sich  indessen  aus  den  durdi 
die  Frage  gewonnenen  Thatsachen  nur  mit 
ganz  beBMiderer  Scbwieriglreit  f^tstellen, 
und  daher  wurde  der  p^rstinlicfae  Beruf 
neben  der  im  Wirtechaftszveig  ausgeübten 
Beschftftignn^  nur  in  beschränktem  Masse 
dargestellt,  insbesondere  fehlen  eingehende 
Daten  über  die  persönlichen  Ye^Sltnisse 
(Angehörige,  Dienstboten,  Altersrerhältnisse) 
der  einzdaen  Berufszweige,  der  Familien- 
stand der  Berufsth&tigen  blieb  ganz  un- 
berücksichtigt. Der  Nachdruck  ist  bei  der 
Bearbeitung  auf  eine  m(^lichst  ausgedehnte 
Nachweisung  der  Berufezweige  gel^  worden, 
deren  nidit  wen^r  als  602  unterschieden 
wurden ;  daneben  ist  auch  die  Berufsstellung 
d^  Erwerbsthatigen  thunlichst  genau  dar- 
gethan  und  zwar  —  im  Oe^nsatz  zu  Oester- 
reich —  je  den  iägentümhchkeiten  der  ver- 
schiedenen Berufszweige  angepasst  Endlich 
wurde  mittelst  der  Angabe  des  Berufe  seitens 
der  Hilfspersonen  im  Zusammenhalt  mit 
der  oben  genannten  Frage  nach  dem  Betrieb, 
in  dem  sie  beschäftigt  sind,  ein  Stück  Ar- 
beital(«enstati8tik  geschaffen,  indem  man 
die,  welche  keinen  Prinzipal  angeben  konnten, 
als  besdiäftiguDgalos  benandelte. 

Die  Q^funtbeTÖlkerung  Ungarns  (ein- 
scfaliesBlich  Kroatien-Slavouien)  verteilt  sich 
ani  die  —  von  der  ungarischen  Statistik 
unterschiedenen  —  grossen  Berufsgrnp- 
pen  wie  folgt: 


mUtitil . 

wdbL 

nu.  % 

Intellektu- 

eUer  Er- 

werb .  .  . 

335  aa; 

391844 

537071  3,0 

Vrprodnk- 

10905444  6a,4 

tion  .  .  . 

5461  244 

5  444«» 

Bergbau, 

Länsme, 

Verkehr . 

I  539  139 

I  421  050 

2  960  189  17,0 

Tagelöhne- 

re! ...  . 

1  lai  546 

1 316  893 

2438439  14,0 

Von  Heuten 

Lebende . 

70188 

173508 

343696  1,4 

Militär  nnd 

Gendar- 

merie .  . 

118282 

13316 

131  598  0,8 

Sonstige 

Bemfe .  . 

47  7  H 

48  878 

96593  0,5 

minnl.         weibl.  ins. 

Unbe- 
kannte 

Berufe.  .      33210      58037       9»  «47  o,5 
Oeffentlich 
Unter- 

haltene  .     41 6as      37  S90      69515  0,4 
Zns.  8668175  8795616  17463791  100 

Unter  allen  Berufsgruppen  ist  es,  wie 
in  Oesterreich,  die  Urproduktion,  d.  h.  die 
Land-  und  Forstwirtsdiaft  mit  Einrechnung 
der  Kohlenbrennerei,  der  Bienen-,  Seiden- 
und  Fischzucht,  aus  denen  der  weitaus  be- 
trächtlichste Teil  der  Bevölkerung  seinen 
Unterhalt  zieht  Die  landwirtschaftliche 
Bevölkerung  umfasst  mehr  als  ^/s  der  Gesamt- 
heit, in  Wirklichkeit  sogar  */s,  da  autdi  die 
T{«elOhner  nach  Massgabe  der  thatsBch- 
liehen  Vorbältnisse  dieeer  Lfinder  hieriier 
zu  rechnen  cdnd. 

Getrennt  nach  Erwerbsthätigen  und 
»Erhaltenen«,  zu  welch  letzteren  auch  die 
häuslichen  Dienstboten,  die  im  Haushalt 
beschäftigten  Fnmen,  die  Beschäftigungs- 
losen unter  14  Jahren  und  die  in  Haft  Be- 
findlichen gezählt  werden,  setzt  aidi  die 
Bevölkerung  in  nachstdiender  Wdse  zu- 
zammen: 

ErwerlwthBtige  Erhaltene 
absolut     7i>  absolut 
165089  31,3     361982  68,7 
4474653  41,0  6430791  59,0 
1210473  40,8  1749716  59,2 
1243384  50,9  I  196155  49,1 
139362  53,1      114  334  4«,9 


Intellekt.  Erwerb 

Urproduktion  . 

IndoBtrie,  Verk. 

Tageltlhnerei .  . 

Beniner    .   .  . 

HUitär  Q.  Gen- 
darmerie   .  . 

Sonst.  Berufe  . 

Unbekumte  Be- 
rufe .... 

Oeffentl.  Unter- 
haltene etc.  . 


114393  86,9 
44331  45,9 


17205  13,1 
52261  54,1 


9329  10^2      S1918  89,8 
—     —       69515  100 


Sa.  738991443,310073877  57,7 

Bechnet  mau  zu  den  Erwerbsthätigen 
auch  das  Hausgeände,  welches  aus  376270 
(23556  männlichfin,  352714  weiblichen) 
KOpfen  besteht,  so  eriiält  man  als  Pzozent- 
auteil  dev  Erwerbsth&t^en  an  der  Gesamt- 
bevölkerung 43,7  <Vo  (62,8  0/0  für  das  männ- 
liche, 24,9  für  das  wdbliche  Oesdilecht), 
Prozentsätze ,  die  sich  mit  den  deutsdien 
fast  decken. 

Was  den  Nebenerwerb  betrifft,  so 
eäad  in  Ungarn  ledi^ch  die  im  Bereich 
der  Industrie  und  des  V^kehis  vorkommen- 
den Nebenbeschäftigrungen  bearbeitet  worden, 
es  waren  hier  114526  Personen  nebenher 
thätig  (84653  männliche,  29873  weibliche), 
d.  h.  9,46  "/o  derjenigen  im  Hauptberuf,  so 
dass  sich  der  Bestand  der  Gruppe  Industrie 
und  Verkehr  von  1210473  auf  1324999 
erh^t 
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hSbere    nled.  taelfBUde 

HUfs-    Hilf»-  Fsmillfii- 

pers.      pen.  grlieder 

12698  938659  1619236 


1060    1334  45999 


28 


42,5 

Ot3 

3 1,0 

36^ 

2,2 

95.0 

44,8 

>,3 

49,8 

4,1 

51,6 

7,3 

29,3 

11,9 

>,5 

23,4 

74,8 

0,3 

Ueber  die  soziale  Stellung  der 
hauptberuflich  ErwerbsthAtigeD  hat  sich 
als  Haaptresultat  folgendes  eigebe'n : 

Selb- 
ständige 

Urproduktion  i  904  060 
Bergl)aa,Hat- 

tenwesen  . 
Industrie 

(ohneVolks-, 

Haiti-,  Wan- 

dermdnstrie)  389  049  10948  432755  35994 
Handel  .  .  93994  1318a  53331  21757 
Verkehr  .  .      losi  15654  49934  18S 

m  Prozent  Konter  100  Erwerbs- 
thatigen) 

ürprodnktion 
Berg:ban,Hat 

tniwesen 
Indnstrie  . 
Handel  . 
Verkehr  . 

Schon  aus  diesen  Zahlen  erhellt,  dass 
die  Gehilfenhaltung  in  den  ungarischen 
Staaten  ziemlich  gerin^ügig  ist,  was  mit 
den  dortigen  KlelnbetnebsverhSitnissen  zu- 
sammenhängt Koch  anschaulicher  wird  dies, 
wenn  man  bOTechnet,  wie  viel  Hilfspersonen 
auf  die  Selbstfindi^n  treffen,  alsdann  zeigt 
sich,  dass  100  Arbeitgeber  in  der  Urproduktion 
nicht  mehr  als  5(1,  in  der  Industrie  114, 
nur  im  Handel  und  verkehr  eine  erheblichere 
Zahl  von  Hilfskiftftea  --  139  —  beschfif- 
tigen. 

D.  Schweiz. 

In  der  Schweiz  wurden  bei  der  jüngsten 
Volkszahlung  am  1.  Dezember  1888  folgende 
zwei  auf  den  Beruf  bezügliche  Fragen  in 
der  hierbei  benutzten  Zahlkarte  gestellt: 

erwerbend  —  nicht  erwerbend  (letz- 
teienfalls  für  Erwachsene  Angabe  des 
Umstandes,  der  die  Abwesenheit  einer 
Urwerbsthatigkeit  begründet); 
bei  mehr  als  14  Jahre  alten  Personen: 

Angabe   von   Beruf   oder  EäTverbs- 
thatigkeit  und  zwar  persönliche  Berufs- 
oder Erwerbsthatigkeit   —  Stellung 
im  Beruf,  GesdiAft  — ,  Ort,  Sitz  (und 
allfallige  Firma)  des  OesonAfts,  des 
Gewerbes,  der  Yerwaltui^. 
Auf  Grund  der  so  gewoDuenen  Tbatr- 
sachen  wurden  für  die  sogenannte  Wohn- 
bevßlkerung  die  »unmittelbaren«  und  die 
»mittelbaren«    Bem&aDgehSrigea  nachge- 
iriesen,  bei  den  ersterai  auss^em  untere 
sdiieden  Im  eigenen  Gesohftft,  im  Grachftft 
von  FarnUienaDgehfirigen,  in  fremdem  Ge- 
schäft, in  unbestimmbarem  V^fafiltnis  Thätige, 
bd  den  letzteren  bezog  sich  die  Unter* 
sohddung  auf  den  Haushalt  besoigende 


Dienstboten  und  Familienmitglieder,  mit  dem 
Emtiirer  zusammenwohnende  erwerbslose, 
zur  Familie  gehörige  Erwachsene  und  Kinder. 
Unter  den  Beru&angehöri^n  sind  die  Aus- 
lander besonders  ersichtUdi  gemacht  und 
ausserdem  sind  die  Erwerbeuatigea  tuvsAi 
Altersklassen  zerlegt  Allen  diesen  unmittel- 
baren und  mittelbaren  BerufszugehOrigen 
sind  die  »Personen  ohne  erkennl»res  Ver- 
hältnis zu  einem  Beruf«  ^genübergestellt 
und  zu  ihnen  gerechnet  die  Bentner  ohne 
Beruf  und  andere  Personen  ohne  Beruf. 
Alle  Angaben  beziehen  sich  lediglidi  auf 
den  Hauptbenif,  der  Nebenberuf  «'urde 
Überhaupt  n^t  er£rut  Das  fflr  die  Auf- 
stellung verwandte  Schema  enthalt  142 
Berufsarten,  welche  in  6  Berufsklassen  und 
17  BerufE^ruppen  znsammengefasst  ^d; 
ihnen  admessen  sich  nodi  4  uneigentliche 
Beiubarten  fflr  die  BonifsloBen  an.  FOr 
die  ESngliederung  war  nicht  der  peraOnliohe 
Beruf  (Arbeiterberuf),  sondern,  aonlich  wie 
in  Ungarn  1890,  der  sogenannte  Untemduner- 
beruf,  d.  h.  der  geworfolidie  Zweck  der 
Thatigkeit,  welcher  sich  nach  der  Art  des  Ge- 
schäfts richtete,  oder  die  Xatur  der  Unter- 
nehmung, der  die  Thätigkeit  gewidmet  war, 
entscheidend ;  wahrend  in  Ungarn  dies 
Prindp  mu*  auf  die  Arbeiter  der  Industrie 
und  des  Handels  Anwendung  ^d,  wurde 
es  in  der  Schweiz  durchweg  rOr  alle  Berufs- 
abteilunge 11  beobachtet 

Das  Mass  der  Erwerbsth&ti^keit  der 
Schweizer  Wohnbevölkerung  ergiebt  sich 
aus  folgeudem : 

absolut  relativ 

Erwerbsthatige  m.        868933  6i>3 

w.  3564*3  «3,8 
zns.    1 335  346  43,0 

Dienende  m.  1 527  o,t 

w.  78777  5.2 

sns.        80  304  2,8 

Angehörige  m.        473  4^5  33,4 

w.  977  364  65,2 
zofl.    1 450  779  49,7 

Berufslose  Selbständige  m.  73699  5>2 
w.  87  636  5,8 
zus.      i6i  325  5,5 

GesamtbevOlkernng  m.  1 417  574  ^oo 
w.  1 500 180  100 
zns.    3917  754  100 

Auf  die  Berufsfclassen  und  -gruppen 
vei-teilen  sich  die  Erwerbathatigen  und  die 
gesamten  Beni&zugehOiigen  in  nwÄstdiender 
Weise: 

Enrerbs-  0/      Personen  o' 
thätige    ^0    Oberhaupt  '« 

Gewinnung 
der  Natur- 

erzengnisse  491  743  4°,!  '  »33865  41,9 
Bergban  ...  3213  0,3  8917  0,3 
Landwirtschaft, 

Gartenbau  .  .  481 033  39,2   i  106  430  40,9 
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ForstwirtBchaft, 
Fischerei    .  . 

yeredelnng 
der  Natnr- 
XL  ArbeitB- 
erzengnisae 

EersteUung  von 
Nahransfa-  und 
OeniuamiUebi. 

HersteUnng  von 
KlddTutg  und 
Pnt«  .  .  .  . 

Herst^ung  von 
Banstofi  und 
BaQteD,  Ein- 
richtung von 
Wohnungen  . 

HenteUong  von 
Gespinsten  u. 
Geweben  and 
deren  Verede- 
lung .  .  .  . 

Ohemische  Her- 
stellung and. 
Gehranchfl- 
gegenstände 
ftl8d.Nahnings- 
mittel    .   .  . 

Bearbeitung  der 
Metalle,  Her- 
Btelluug  von 
Haschinen  und 
Werkzeugen  . 

TerrielfiUtigwig 
Ton  Schriften 
u.  Zeichnungen 

Handel  .   .  . 

Herstellung 
T.Verkehrs- 
wegen, Ver- 
kehr   .  .  . 

Allg.  Öff.Ver- 
waltnng, 
Rechtspfle- 
ge U.  8.W.  .  . 

AUgem.  SffentL 
Verwaltung, 
Rechtspflege  . 

Gesundheits-  n. 
Krankenpflege 

Seeltorge  und 
KireheuTerwal- 
tung,  Unter- 
richt und  Er- 
ciehunff.  .  . 

TTebrin  wissen- 
Bchaften .  .  . 

Kttnste .  .  .  . 

Nicht  genau 
bestimmba- 
re Berufs- 
thatigkeit . 

Zusammen 


Erwerbs-  «( 
th&tige 


Personen  «, 
aberhaupt  "> 


7  497    0,6       1S518  0,7 


S*7  79«  43,1 
44  US  3,6 
108300  8^ 


»074589  39,7 
101 349  3,7 
186697  6,9 


107367    8,8      373483  10,1 


167  522   13,7      370 146  10,0 


9423 

0,8 

»4  559 

i.o 

81 972 

6,7 

198  502 

7,3 

9193 
93353 

0,7 
7,5 

19853 
313507 

0,7 
7,9 

47996 

3,9 

187996 

4,7 

50653 

4,2 

127436 

4,7 

13137 

«,i 

39706 

hS 

10043 

0,8 

31  887 

0,8 

23203 

1,9 

55  530 

3,0 

677 
3  594 

0,1 
0,3 

1939 
8374 

0,1 
0,3 

14  869  1,3 
1335  346  100 


38539,  ».» 
3705933')  IOC 


Diese  Summe  plus  die  der  berufslosen 
Selut&nd^en  mit  ihren  Angehörigen  und  Dienst- 
boten ergiebt  die  Gesamtwrtllkening. 


ffioäditUch  ihrer  Berufsstellung 
gliedern  sich  die  Berufsth&tigeii  nach  Selb- 
stftndigen  und  Abbflngigen  wie  folgt;  die 
in  unbestimmbarem  Verhältnis  steheuden  Be- 
rufsthfltigen  (worunter  sic^  namentlich  auch 
die  Hausindiistrielleu  befinden)  sind  dabei 
jedoch  nicht  foerücksiditigt. 

itäiuiie  Al-binBig« 

Gewinnung  der  Naturerzeug- 

nisse  »13585  265537 

Veredelung  der  Natur-  und 

Arbeitsersengnisse  .  .  .  137 172  336175 

Handel  43  723  47  01 1 

Verkehr                               3768  42369 

Oeffentlicher  Dienst  .  .  .  9803  39540 
Nicht  genau  bestimmbare 

Berufsthatigkeit .  .   .   .      —  819 

Im  ganzen  398050  731  451 

E.  Frankreich. 

Frankreich  befasst  sich  mit  der  Berufs- 
statistik nur  in  beschränktem  Umfang  und 
zwar  jeweils  gelegentlich  der  dort  alle  fünf 
Jahre  stattfindenden  Volksz&hlungen.  Die 
letzte  Zählung  erfolgte  am  29.  Jlärz  1896, 
doch  hegen  die  berufsstatistischen  Ergeb- 
nisse noai  nicht  Tor.  Die  vorletzte  war  am 
12.  April  1891,  die  hierbei  zur  Verwendung 
gelangte  Zählkarte  bezog  sich  u.  a.  auch  aiif 
den  Hauptberuf  und  die  Berufsstelluug 
(Pi-ofession,  positiou  ou  occupatiou)  der  orts- 
anwesenden Bevölkerung,  die  betreffenden 
Fragen  lauteten :  Quelle  est  votre  professionV 
fites-voiis:  pati-on  ou  chef  d'exploitation — 
employe  ou  conunia — ouvrier,  joumalier  om 
manoeuvre?  fites- vous  domestique  attachö 
ä  la  personne?  Für  letztere  und  für  Leute 
Sans  profession  distincte:  quelle  est  la  pro- 
fesfflon  du  chef  de  meuage?  Die  Klassifi- 
kation unterscheidet  ntu-  8  Abteilui^n 
(groupes  professionnels)  und  57  Gruppen 
(a&ies),  in  welche  die  » Beruf  sbevßlkeruug« 
Population  professionnelle  ou  class^e  ge- 
bracht ist;  daneben  die  nicht  weiter  be- 
achtete Bevölkerung  sans  profession,  nou 
class^  und  die  mit  profession  inconnue, 
in  welcher  aber  auch  anderwärts  als  berufa- 
thflt^  gezahlte  Personen  wie  siütimbanques, 
bohömiens,  gens  sans  aveu,  füles  publiqaes, 
geos  sans  place  mitenthalten  sind.  Die 
BemfslieTOlkemng  ist  eingeteilt  in  popu- 
lation  active,  veläie  die  Erwerbsfhfttigen  der 
versdiiedeuen  Berufe  einschliesalicn  der 
Rmtner  (Personnes  vivant  exelusiTenient 
de  leurs  revenus)  umfasst,  und  in  Popu- 
lation inactive,  bestehend  aus  eämmcEen 
Angehörigen  (famüle)  und  Dienstboten 
(domestiques) ,  die  (im  O^nsatz  zu 
Deutschland,  Oesteii'eich,  Ungarn)  audi  dann 
den  ErwerbsthUtigen  nicht  zugerechnet 
sind,  wenn  sie  den  Haiahaltungsvorstand 
im  Erwerb  unterstützen.   Im  übrigen  be- 
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röck&ichtigt  die  Beai'beituog  Geschlecht, 
Alter  nach  3  Stufen  (unter  20,  20—60,  über 
60  Jahr)  und  NationalitAt,  nicht  auch  Fami- 
lieosfand. 

Nach  den  beiden  Bestandteilen  der  Er- 
werb st  hat  igen  und  Nicliterwerbs- 
thätigen  gliedert  sich  Frankreichs  Be- 
vGlkraiing  'nie  folgt: 

männl.       weibl.        zns.  % 

Bernfsthä- 

tige')  10569878  41488391471871738,6 
Dienstbot.  567187  1042245  1609432  4,2 
Angehörige  6788276  12755981  19  544  257  51.3 
Sogen,  selo- 

atänd.  Be- 

mfloee')  1007013  1253966  2260979  5,9 
Gesamtbe- 

TiOkening  1893235419201  031  38133385  100 


abzflglkh    zazQglich  der  Patrons  rivant 

Bemfsthätäge 
einschl.  Beniner 


Landwirtschaft   6  535  599 

Indnstrie   4548098 

Verkehr   447 187 

Handel   1  738  631 

üeffentliche  Gewalt')    ....  561875 

OeffenÜiche  Ver^valtnng  .   .   .  240  369 

Freie  Berufe   527  976 

Rentner   i  075  811 


Die  Berufsthfitigea  machen  also  in  Frank- 
reich einen  geringeren  Prozentsatz  aus  als  in 
Deutschland,  was  namentiich  daher  rührt, 
dass  die  von  eigenen  Mitteln  lebenden,  in 
der  Klasse  der  Berufslosen  mit  naclige- 
wiesenen  Personen  dort  stärker  vertreten 
sind.  Jedoch  hat  die  gesamte  erwerbsthätige 
Bevölkerung  einschliesslich  der  Dienstboten 
(•^8  ziemlich  die  gleiche  Ausdehnung 
wie  bei  uns  (42,7  *>/o). 

Die  einzelnen  Berufsklassen  sind  in 
nachstehender  Weise  besetzt. 


exclosivement  de  lenrs  revenos,  deren  Summe 
9Ö6729  (47Ö007  m.,  481  722  w.)  beträgt.  Die 
in  der  franz.  Statistik  als  non  class^s  Naohge:- 
wiesenen  beziffern  nnr  1304260  (&32006  m., 
772244  w.). 


Dienstboten 

Angehörige 

zusammen 

■0 

683540 

10316749 

17435888 

47,3 

169477 

4814985 

953*560 

22  106 

730040 

1  199  333 

3,3 

239424 

1  983441 

3961496 

10.8 

12  138 

141  6u 

715624 

32  526 

426  Si  6 

699  611 

137  397 

449500 

1  114873 

3,0 

312824 

781  115 

2  169  750 

5.9 

BerufsbevOlkerung  15675446       1609432       19544257     36S29135  100 

Heer  nna  Flotte,  Gendarmerie  und  Polizei. 


"Wie  schon  bemerkt,  ist  hier  ledighch 
die  sogenannte  population  professionelle  be- 
ruflich aufgeteilt,  es  fehlen  von  der  Gesamt- 
bevölkeruu^  noch  die  1301  250  non  classes. 
Em  Vergleich  mit  der  Beruf sglieden  mg  in 
anderen  Staaten  wird  nuten  sub  K  S.  625 
erm^'iglicht. 

In  welchem  Masse  die  Berufstliätigen  in 
jeder  Bemfsabteüung  vorkommen  und  mit 
welchen  Anteilen  unter  ihnen  die  pations, 
employt''s  und  ouvriers  vertreten  sind,  er- 
giebt  folgende  Znsammenstellung : 


Landwirtschaft  . 
Indnatrie  .  .  . 
Verkehr  .  .  . 
Handel.  .  .  . 
Oeffentl.  Gewalt 
Oeffentl.  Verwal- 
tung .  .  .  . 
Freie  Berufe .  . 
Rentner   .  .  . 


Berufs- 

allerza 
(tehöri- 


Von  100  Bemfs- 
thätigen  sind 


Selb- 
Bt&nd. 


37.5 
47,7 
37,4 
43,9 

78,5 
34,4 
47.5 
49,5 


42,7 


54r63 
22,46 
13,98 
50,61 

99,34 
84,16 

79,57 
88,93 


48,94 


Ange- 
stellte 


1,15 
4,56 
31,02 
21,76 

0,14 

14,78 
1.21 


5,74 


Ar- 
beiter 


44,22 
72,98 
55,00 
27,63 

0,5» 
12,67 

5,65 
9,86 


Zählung  am  1.  Februar  1890  eine  neue  Be- 
rufsaufnahme statt,  welche  Beruf  und  Be- 
rufsstellung der  ortsanwesenden  Bevölkerung 
erfasste.  Die  Bearbeitung  unterscheidet 
zwischen  Ernährer  (Forsorgere)  und  Er- 
nÄhrte  (Forsorgede)  und  weist  bei  den  letz- 
teren die  Familienangehörigen  sowie-  die 
Dienstboten  nac^,  kla^ifiziert  die  Berufe  in 
die  unten  genannten  7  Bemfsabteilungen, 
welche  hinwiederum  in  27  Gruppen  und 
206  Ai-ten  zerlegt  sind,  und  trennt  bei  den 
Erwerbsthatigen  in  Landwirtschaft,  Industrie, 
Handel  und  Verkehr  die  Selbständigen  (hand- 
personer)  und  die  Abhängigen  (Medhjael- 
pere).  Eme  Kombination  von  Beruf  mit  iit^ 
I  und  Civilstand  fehlt 

I  Für  das  eüentUche  Dftnemark  (ohneFarOr- 
I  inseln,  Island  nnd  die  kleinen  Antillen)  e> 
j  geben  sich  fOr  die  7  Abteilungen  folgende 
!  Zahlen  (VeihSltniszahlen  s.  unten  sub  K 

jS.  625): 


Immateri- 
eller 
Erwerb 
45,32  ILandwirt- 


Ernährte  ^ 
nährer  gesamt 

AngfMrIffe  Dluende 


53  152      92  666    16  632    162  450 


F.  Skandinavien, 
a.  In  Dftnemark  fand  bei  der  Volkg- 


I  Schaft, 

I  Fischerei  228316 
I  Industrie.  .  200  700 


533463  153469  915248 
318036    15692  534438 
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n£er  ^mährte 

Angehörige  Dienende 

Handel, 

Verkehr  .  69  300    123  544    23  253  215  097 

Lohnarbeit 
wechseln- 
der Art  .  73378    133131      1086  207595 

Bentner  .  .   57  io6     38  767      7100    92  973 

Bemblose  ' 
(Anstalts- 
liuassea 

etc.)  .  .  .     —        44589      —        44  589 


Insgesamt  681  95a  i  273  196  217  332  2  172380 

Als  Erwerbsthätige  im  Sinne  der  deutschen 
Berufsstatistik  sind  die  Emfthrer  der  ersten 
5  Abteilungen  sowie  die  Dienenden  zu  be- 
trachten. Ihre  Zahl  stellt  sich  auf  842078 
oder  38,8  "/o  der  GesamtbevOlkerong. 

IHe  soziale  Schichtung  ist  aus  nach- 
stehfflLden  Zahlen  ersichtiich. 


Landwirtschaft 
IndiMtrie  .  . 
Handel  etc.  . 


Selbständige 
191007 

101  994 
39140 


Abhängige 
37  309 
98706 
30160 


lung  und  Dienstboten,  die  ihren  Dienstherm 
ni(dit  angaben  haben,  äß  gdiOren  zn  den 
ErgrertstbUigni,  die  anderen,  unter  denen 
die  frfih€n«n^eni&thftt%en  naher  specüdi- 
siert  sind,  je  nachdem  sie  ihr  derzeitiges 
Einkommen  aus  I^dwirtscbaft,  Industrie, 
Handel,  sonstigem  mobüm  Kapital  etc.  be- 
ziehen, zu  denNiohtenrerbsthfttigen.  Bechnet 
man  ausserdem  die  fOr  die  einzelnen  Berufe 
mitgeteilteu  Dienenden  zu  den  Erwerbs- 
th&tigen,  so  ergiebt  sich  fOr  letztere  eine 
Gesamtheit  von  1 395  847  + 116  634  +  237  918 
=  1750399  oder  36,60/0  der  Bevölkerung. 
Dabei  ist  freilich  zu  beachten,  dass  die  Mit- 
hilfe von  Familienangehörigen  im  Betrieb 
des  Hauahaltungsvorstands,  namentliche  bei 
der  Landwirtschaft,  gnindsAtzlich  n  i  c  h  t  als 
Erwerbsthätigkeit  ai^refasst  ist,  andemfallB 
würde  die  genannte  Fcozentziffer  erineblioh 
mehr  ausmachen. 

Hinsichtlich  der  Benifsstellung  mOgen 
folgende  Daten  genügen: 


b.  Schweden.  Bei  den  YolkszAhlungen, 
welche  aUe  10  Jahre  auf  den  31.  Dezember 
1890  erfolgen,  indessen  ledi^ch  Berech- 
nungen sind,  die  auf  Orund  der  fortlaufend 
in  am  Gemeinden  geführten  Bev51kerung6- 
r^ister  angestellt  werden,  wird  der  Boruf 
der  Rechtsbevölkmmg  (mit  Zuzfihlung  der 
Torübeigehend  Abwesenden  und  Abrechnui^ 
der  vorübei^hend  Anwesenden)  berücksich- 
tigt Die  Gliederung  der  Berufe  unter- 
sdieidet  die  5  unten  genannten  Abteilungen 
lud  weitere  275  Arten ;  die  Berufsstellung 
nach  selbständig  und  abhAng^  wird  für  die 
3  materiellen  Berufszweige  und  den  öffent- 
lichen IHenst  nachgewiesen.  Die  Hanpt- 
zahlen  sind  folgende: 

nttrer    gAörige  sammen 

Landwirt- 
schaft, 

Fischerei  944  562  1  338  1 12  159  358  2  442  032 

^^os^e  263317  566615  19088  849020 
Handel, 

Verkehr    103381    183364    24312    309  957 

Oeffentl. 
Dienst  u. 

fr.Berufe    85  587    163  232    20  657    369  476 
Ohne  Be- 
rnf  u.  Be- 

rofeang.  417  150  482733  14603  914486 
Insges^^     18129972734056  3379184784971 

Cm  ein  richtiges  Bild  vom  Verhältnis 
zwischen  denErwerbsthätigen  und  den  Nicht- 
erwerbsthätigen  zu  erhalten,  muss  man  zu- 
nächst die  fünfte  Abteilung  auflösen ;  in  dieser 
befinden  sich  auch  Arbeiter  ohne  f^te  Stel- 


Landwirtschaft  .  . 
Industrie  .... 

Handel  

Oeffentlicher  Dienst 


Selbständige  Abhängige 

530485  414077 

97  640  165  677 

40903  61478 

72452  13 135 


c.  In  Norwegen  wiu^e  bei  der  letzten 
YoÜBzfthlung  am  1.  Januar  1891  (durch  Zähl- 
kfurten)  für  die  ortsanwesende  Bevölkerung 
Beruf,  Berufsstellung  und,  soweit  Personen 
ganz  oder  teilweise  von  anderen  verseif 
werden,  der  Beruf  des  Verso]^ers  erfragt. 
Auch  der  Nebenerwerb  war  anzugeben,  doch 
wurden  die  Angaben  nicht  verarbeitet.  Die 
Klassifikation  unterscheidet  8  Abteilungen, 
legt  aber  ihr  Schwei^wicht  in  die  sozialen 
ElasBen,  innerhalb  deren  noch  mehrere  hun- 
dert Gruppen  imd  Arten,  hergenommen 
teils  vom  Berufs-  und  Gewerbszweig,  teils 
vom  B^riff  6sv  Berufestellung,  füi-  jene 
8  Abteilungen  aufführt  weiden.  Als  Be- 
sonderheit der  norwegischen  Benifsstatistik 
ist  noch  die  eigenartige  Behandlung  der 
Familienangehörigen,  speciell  d^  weibUdien, 
zu  erwfthnen ;  gnmdsätzlich  werden  hier  als 
erwerbsÜiAtige  Angehörige  gereöhnet  die 
Ehefrauen  onne  selbständigen  Erwerb,  die 
von  den  Dienenden  gesondert  nachgewiesenen 
Haushälterinnen,  die  im  Haushalt  lebenden 
Kinder  und  anderen  Verwandten,  welche  im 
Hause  oder  sonst  helfen.  Durch  diese  Aus- 
dehnung des  Begriffs  Erwerbsthätigkeit,  die 
nodi  weiter  geht  als  in  Oesterreich,  muss 
natürlich  eine  migemeiu  hohe  Zahl  von  Ei'- 
werbsthätigen  entstehen  und  verbleiben  nur 
wenige  niehterwerbsthätige  Angehörige  und 
andere  Erwerbslose,  andererseits  ist  nicht 
ersichtiich,  inwieweit  eine  llithilfe  von  An- 
gehörigen im  Geschäft  des  Haiishaltungs- 
vurstauds  erfolgt  und  demgemäss  thatsädi- 
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lieh  als  Erwerbsthätigkeit  in  uDserem  Sinne 
ach  darstellt 

Im  folgenden  seien  die  Haiiptzahlen  der 
norwegischenBeru{B6tatiBtik(V  erhfiltniszahlen 
8.  unten  sub  K  S.  625)  mitgeteilt,  jedodi  so, 


dass  die  Angehörigen,  deren  Erwerbstlifitig- 
keit  nach  deutscher  und  anderweitiger  Auf* 
fassung  mindestens  zweifelhaft  eischeint, 
als  s(uche  »mit  si^nanntem  Erwerb«  be- 
sonders ausgeschieden  sind. 


„     .             Angehörige    /w. 

Ernährer    mit  wg.  oEne  Dienende  ,-r^„-„ 

ErweÄ  Erwerb  »ammen 

Oeffentlicher  Dienst,  freie  Berufe    .   .  .      26951      14104  31 931  950S  83494 

Landwirtschaft,  Fischerei  384436    210406  393991  35 114  1 023937 

Bergbau,  Indnstrie  177511      7^067  170048  10088  435  714 

Handel,  Verkehr                                        91257      54566  112029  18755  276607 

Lohnarbeit  wechselnder  Art                        13519       3964  11811  239  29623 

Seatner                                           57721      1523S  8506  5075  86540 

Ohne  Erwerb                                        45687       3215  —  373  49174 

Unbekannten  Erwerbs   438  437  1  481  3  339  4685 

GeeamtbeTOlkerung     797  S*»     379997  7*9  797  81380  1988674 


Hiernach  betragt  die  Gesamtheit  der  Er- 
werbsthätigen,  venu  man  zu  ihnen  die  obige 
Zahl  der  Ernährer  ohne  die  Rentaer  und 
die  ohne  Erwerb,  femer  die  Zahl  der  Dienstr- 
boten rechnet,  dag^n  die  Angehörigen  mit 
sogenanntem  Erwerb  bei  seite  Ifisst,  694092 
+  81380  =  775  472,  d.  i.  39,0<»/a  der  Ge- 
samtberGlkerung.  Die  soziale  Schichtung 
ist  für  die  drei  materiell«!  Bernfszweige 
und  den  Öffentlichen  Dienst  in  fcdgender 
Weise  nachgewiesen. 


OeftentUcher 
Dienst  .  . 

Landwirtschaft 

Indnstrie  .  . 

Handel  und  Ter 
kehr.   .  . 


Selb- 

Ange- 

ständige 

stellte 

6053 

16 120 

164  728 

3933 

64739 

5  573 

34067 

27  588 

Arbeiter 

4  779 

315  766 
107  209 

39603 


G.  Grossbritsniiien  und  Irland. 

Die  Benifsstatistik  ist  hier  wenig  gepflegt ; 
sie  beschränkt  sich,  ausserdem  im  wesent- 
lichen auf  den  Hauptberut  So  wurde  bei  der 
letzten,  in  den  drei  Vereinigten  Königreichen 
am  5.  April  1891  abgehaltenen  Volkszählimg 
in  der  Haushaltungsliste  ftir  die  ortsan- 
wesende Bevölkerung  lediglich  the  profes- 
sion  er  occupation  erfragt.  In  England  und 
Schottland  —  nicht  in  Irland  —  versuchte 
man  auch  eine  Feststellung  der  Berufs- 
steJlung  (employer,  employed  oder  neither 
employer  nor  employed,  but  working  in  own 
account),  indessen  gelang  die  Aufnahme  nicht, 
so  dass  die  Ergebnisse  hierüber  bei  der  Mit- 
teilung selbst  als  wertlos  bezeichnet  sind. 
Die  Bearbeitung,  welche  wie  die  Erhebung 
selbst  ftlr  jedes  der  drei  Reiche  selbständig 
erfolgte,  bietet  eine  Darstellung  der  einzelnen 
Berufsarten  mit  Unterscheidung  einiger  (6 — 8) 
Altersklassen.    Dabei  sind  jedoch  nur  die 


Erwerbsth&t^n,  nicht  auch  die  Ton  ihnen 
unterhaltenen  Familienangehörigen  berufs- 
weise nachgewieeen,  letztere  verschwinden 
in  der  Glrupi|e  der  unoocupied  dass;  die 
Dienstboten  sind  als  besondere  BerniEsart  bei 
den  ErwerbsÜifttigen  aufgefflhrt.  Das  Schema, 
nach  dem  die  fWerwthfttigen  gegliedert 
sind,  ist  monlidi  ausführlich,  in  England 
sind  349  Berufsarten  (occupations)  unter- 
schieden und  diese  wieder  in  24  OidnnDgen 
(Orders),  81  Gruppen  (suborders)  zusammen- 
gefasst  Schottland  hat  26  Ordnungen,  82 
Gruppen,  367  Berufsarten,  Irland  24  Ord- 
nungen, 80  Gruppen,  401  Berufsarten.  Durch- 
weg sind  die  Omnungeu  wieder  in  6  Klassen 
koncentriert :  professional,  domestic,  com- 
mercial,  agricultural,  industrial  und  inoccu- 
pied  class.  Gegenflberderdeutschenundsons- 
tigen  kontinentalen,  auch  der  amerikanischen 
ElUissifikation  zeigt  die  engliche  erhebliche 
Abweichungen,  welche  die  Vergleichbarkeit 
stark  beeinträchtigen:  so  sind  die  Detail- 
händler (dealers),  auch  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft ,  zur  Industrie  (bei  derjenigen 
Berufsart,  deren  Erzeugnisse  sie  verschleis- 
sen)  gerechnet,  so  dass  für  den  eigentlichen 
Handel  nur  Grosshändler  verbleiben,  dagegen 
alle  commercial  Clerks,  auch  die  in  indus- 
triellen und  nicht  zum  Handelsgewerbe 
gehörenden  Etablissements  beschäftigten 
Schreiber,  Buchhalter  etc.  beim  Handel  nach- 
gewiesen, endlich  sind  mithelfende  Familien- 
angehörige bei  den  Erwerbsthätigeu  grund- 
sätzUch  nicht  eingerechnet.  Zu  bemerken 
ist  noch,  dass  die  englische  Aufstellung  von 
den  Personen  imter  10,  die  schottische  von 
denen  unter  5  Jahren  absieht,  ferner  dass  die 
Berufsthätigkeit  der  Ausländer  bescHidere 
Berücksichtigung  fand. 

Das  Hauptergebnis  über  die  Berufs- 
gliedei'ung  der  britischen  Bevölkenuig  ist 
in  folgenuer  Uebersidit  zusammengestellt 
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Erwerbstlifttige  (einsehliftulich  Bienstbateii). 


Beruf 


Eiudasd  and 
Wales 


Schottland 


Irland 


Grofls- 
britannüni 
und  Irland 


Freie  Bernfsarten  

Oeffentücher  Dienst  

Heer  and  Flotte  

Kirche  

BeehtBpflwe  [oimt  Bichter)  .  .  , 

Enakenpflege  

Srddnng  

Sonstige  

Häusliche  und  persSnL  Dienste 
Handel  und  Verkehr  

Handel  

Verkehr  

Landwirtschaft  nnd  Fischerei  . 

Landwirtschaft  

Fischerei  

Industrie   

Tjtog^T^aacke  Gewerbe  .... 

Xaschmen-       Verfertigung    .  . 

Banweeen  

Wagenban  und  Sattlerei  .... 

Sc^ban  

Chemische  lodostiie  ...... 

Tabakindostrie  

Oaet-  nnd  Schaiik Wirtschaft,  Siöri- 
toosenfabrikation  

TextUindnstrie  

Bekleidangsindnstrie  

Verfertigung  ans  tier.  Stoffen  .  . 

Verfertagong  ans  Pflanzenstoffen  . 

Bergwe»  nnd  Hftttenwesen  and 
Industrie  der  Steine  nnd  Erden 

Soutige  IbidiiBtrie  


936  132 
144300 
126  473 
58642 

47  518 
85  235 
348084 
115880 
I  900328 

>  399  735 
416365 

983  370 
1  336  945 
I  311  720 

35  "5 
7336344 
145  307 
342231 
830583 
108  780 

70  5  »7 
56047 

31  141 

797  989 
1  128589 
1099833 
76  566 

196889 

1  503  22$ 
958648 


ni  319 
18485 
7588 
7346 
7805 

7  709 
50065 
12  321 
203  153 
180  952 
58589 
122  363 
249  124 
219  985 

29  139 
1032404 
20317 
51426 
loi  358 
7021 
33518 
7826 
3  779 

108661 
206  550 
123064 
6695 
36885 

316  110 
"9  »94 


207  831 
29  611 

31  293 
14992 

4  3*9 
4225 
1 16  956 

6435 
238  S15 

95  446 
29  189 
66  257 
940621 

929  343 
II  278 

657  154 
7722 
8259 
51  76a 
5780 
4284 
I  787 

1  506 

70  502 
129  884 

IS3  429 

2  728 

11  659 

41420 
166433 


Summa 

Dazu:  Kinder  n.  sonst.  Personen 
ohne  Beschäftigung  


GesamtbeTfilkerung 


12899484 
16  103  041 


I  776  952 
2248  695 


39002535 


4025647 


2  139  267 
2  565  483 


4  704  750 


I  245  282 
192  396 
165  354 
80980 

59  653 
97169 

515  »05 
134626 
2341  696 
1  676  133 
504  143 

1  171  990 

2  526  690 
2461  048 

65  64z 
9025  902 
173346 
401  916 
97370a 

131  581 

98319 
65660 
36436 

977  152 
I  465  033 

I  376  326 
85  9S9 
345433 

176075s 
1244374 


16  815  703 
20917  219 


37  732  932 


auf 


Demnach  treffen 

von  je  100  Personen  in 


freie  Berufsarten  .  . 
die  bäusL  nnd  pera. 

Dienste    ....  6,6 

Handel  und  Verkehr  4,8 
Landwirtschaft  und 

Fiseherrä  ....  4,6 

Indnatrie   35,3 

Kinder  nnd  sonstige 

Berufslose    .  .  .  55i5 


3,3     3,8     4,4  3,3 


4,5 
35,6 


5ii 

2,0 

30,0 
»4,0 


6,2 
4,4 

6,7 
33,9 


55i9    54,5  55>5 


Im  Hinblick  auf  die  dargelegte  Aus- 
zähluD^smethode  erscheinen  die  Anteüe  der 
indostncllen  Bevölkerung  zu  hoch,  die  der 
Handelsbevölkening  entsprechend  zu  niedrig, 
imd  auch  die  Landwirtschaft  würde  eine 
sickere  Besetzung  aufweisen,  weil  gerade 


hier  weibliche  Familienangehörige  mitar- 
beiten ,  diese  aber ,  wie  erwähnt,  nicht  als 
Erwerbsthätige  behandelt  sind.  Thatsflchlioh 
bleibt  aber  charakteristisch  für  die  britischen 
BeruisTerhftltnisse  die  herrorragende  Ver- 
tretung der  industriellea,  andererseits  die 
schvache  Vertretung  der  landviitachaft- 
liehen  Bevölkerung. 

H.  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika. 

Hier  wird  der  Beruf  gelegentlich  des 
alle  10  Jahre  stattfindenden  Ceneus  erhoben, 
letztmals  am  1.  Juni  1890.  Die  Fragestellung 
des  Zählbogeus  war  gerichtet  für  alle  10 
Jahre  und  darüber  alte  Personen  der  orts- 
anwesenden Bevölkerung  auf  »Profession, 
occupation  or  Trade  of  each  person  male 
or  female«  und  auf  die  Zahl  der  Monate, 
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in  denen  die  Person  dnring  the  Census  year 
(1.  Juni  1889  bis  31.  Mai  1890)  unbeschäf- 
tigt war.  Berufestellung  oder  Nebenerwerb 
&nd  nicht  berücksichtigt  Die  Klassifikatioa 
der  Berufsthfitigen  (engaged  in  gainful  occu- 
pation)  unterscheidet  5  Abteilungen  (Classes), 
nämlich  Agriculture,  fisheries  and  mining  — 
Professional  ser^ice  —  Domestic  and  personal 
Service  — Trade  and  trans^rtation — Manufac- 
turing  and  meciianical  ludustries,  und  918 
Arten  (oocupations),  auch  die  Dienstboten 
ersöhdnen  unter  den  Beruf sthAtigen ,  als 
eigene  Berufsart,  die  Mitarbeit  der  Ange- 
hörigen im  Geschäft  oder  Betrieb  des  Haus- 
haltun^orstands  wird  —  wie  in  Groes- 
britannien  —  nicht  als  erwerbend  behandelt, 
ausser  w^in  sie  gegen  festes  Entgelt  ge- 
schieht. Im  übiüen  beziehen  sidi  die  Be- 
rufenachweise  auf  Alter  (8  Stufen),  Familien- 
stand, Heikunft  und  Farbe,  die  Ffth^eit  zu 
lesen  und  zu  schreiben  sowie  die  Fertigkeit 
englisch  zu  sprech^i.  Die  Verteilung  der 
Berufathätigen,  welche  von  der  Oesamtbe- 
vOlkeruDg  (62622250)  36,3  «/o  ausmachen, 
auf  die  5  Abteilungen  ist  folgende: 


Ijandwirt- 
Bchaft,Fi- 
Bcherei, 
Sergban  . 

Oeffentl. 
Dienst  . 

Hänsl.  und 
persOnl. 
Dienste  . 

Handel  u. 
Verkehr  . 

Industrie  . 


Berufsthät. 
Oberhaupt 


m&iml. 


8333813 
632  646 

2  692  879 

3097701 
4064051 


18  S21  090 


weibL 


679  523 
311687 

1  667698 

228  421 
I  027242 


3  914  571 


XUS. 


9013336 

944  333 

4  360  577 

3  326  122 
5091  293 


22  735661 


39,6 
4,3 

19,2 

14,6 
22,4 


Dazu  ist  ZU  bemerken,  dass  in  der  Ab- 
teilung häusliche  und  persönliche  Dienste 
auch  das  Personal  der  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft sowie  die  laborers  not  specified, 
denen  Zahl  1913373  betcSgt  und  in  land- 
wirtschaftlichen Bezi^^  Tomehmlich  in 
der  Landwirtsdiaft  sich  bethAtigt,  enthalten 
sind;  Handel  und  Industrie  aina  im  Gegen- 
satz zu  Grossbritannien,  dagegen  überein- 
stimmend mit  Deutschland  msofmi  belün- 
delt,  als  die  Detailhäudler  nicht  bei  der 
Industrie,  sondern  beim  Handel  gezählt  sind. 

Für  die  tuuiptsädilichsten  Gruppen  der 
vorgenannten  Berufsabteilungen  gesteltet  si<^ 
die  Besetzung  mit  Bero&thäti^n  in  nach- 
stehender Weise. 

Berufsthätige 

L  Urproduktion  9013336 

Landwürtstdiaft  und  Fischerei  .  .  8  626  088 
Bergleute  und  Steinbnichsarbeiter      ^7  248 


Berobthätige 
n.  Oeff entlicher  Dienst  nnd 

freie  Berufe  

Oeffentl.  Verwaltnag,  Offiziere  von 

der  Armee  und  Marine*)  .   .  . 
Bechtskondige  n.  Saehwdter  aller 

Art  

Kirchliches  Personal  

Aerztliches  Personal  

Unterricht  

Sonstige  freie  Bemfe  

ni.   Häusliche    und  persSu- 

liche  Dienste,  Lohnarbeit 

w.  A:  

Häusliche  Dienstboten  .... 
Gast-  und  Schank  Wirtschaft  .  . 
WSscher  nnd  WSscherinnen  .  . 
Barbiere  und  Friaenre  .... 
Arbeiter  ohne  nähere  Bezeichnung 
Sonstige  häusliche  o.  persffnlicbe 

Dienste  

IV.  Handel  nnd  Verkehr    .  . 

Handel  i  ^»j 

Verkehr  1 035  125 

Bureau-  nnd  Kontorpersonal  .  .  750 15Ö 
Sonstiges  ffilfspersonal   ....  213699 

V.  Industrie  5091293 

Metallindostrie   567  276 

Industrie  der  Steine  and  Erden  . 
Haschinen ,   Werkzeuge,  Instru- 
mente etc  

Chemische  Industrie,  Fette,  Oele 

TextUindnstrie  

Papier  nnd  Leder  

Holz-  und  Schnltzstoffe  .... 
Nahmngs-  und  GrenuBsmittet   .  . 

Bekleidunffsindustrie   980  224 

Bangewerbe  1 114572 

Folrgraphische  Gewerbe .... 
Anacve  industrielle  ohne  nähere 
Angabe  .  .   


944333 
83590 

9935S 
SS  203 
12879: 
347  344 
198041 


4360577 
1454  791 
»34899 
24S462 
84982 
I  913  373 

424070 
3  326  12! 


179 19S 

226132 
29190 

3*5*43 
200773 

331 319 
405212 


160459 


51169b 


Gesamtzahl  (I—V)  22755661 


J.  Andere  Lfinder. 

Von  den  anderen  lAndem,  die  berufs- 
statistische Nachweise  erhoben  haben,  änd 
noch  hervorzuheben  Italien  (letzte  Erfaebnng 
31.  Dezember  1881),  Spanien  (31.  Dezember 
87),  Portugal  (1.  Dezember  90),  Belgien  (31. 
Dezember  90),  die  Niederlande  (31.  Dezember 
89),  Secbien  (31.  Dezember  95),  BusslanA 
(2o.  Januar 

{ÖTFebruar  ®*^^'  ^Jn^schen  Kol.> 

nieen  Canada  (90/91),  Kap  der  guten  Hoff- 
nung (5.  April  91),  7  Kolonieen  von  Austral- 
asien  (5.  April  91),  Indien  (26.  Februar  91). 
Auf  die  dabei  befolgte  Methode  näher  ein- 
zugehen, muss  hier  unterbleiben.  Soweit 
Ergebnisse  vorlie^n,  ist  die  Litteratur  onteu 
angaben. 


^)  Armee  nnd  Marine  umfasst  2926  Offiziere 
und  27919  Hannschaften,  also  inwesamt  3084Ö 
Personen;  die  ersteren  und  unter  die  letzteren 
unter  DI  gezählt 
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K.  Vergleichende  internationale 
bernfsBtatlstisclie  Nachweise. 

Aus  der  Darlegung  sub  Ä  bis  H  geht 
zur  Genüge  hervor,  wie  sehr  die  eiozemen 
Staaten  bei  der  Sammlung  und  Bearbeitung 
von  berufsstatistischen  Nachweisen  von  ein- 
ander abweichen.  Es  hält  darum  schwer, 
auch  nur  ffir  die  allgemeinste  benifliche 
&hederung  annÄherad  vergleichbare  Daten 
aus  den  Statistiken  der  verschiedenen  Länder 


zn  gewinnen.  In  den  nachstehenden  Tabellen 
wii^  dies  ftir  die  Erwerbsthätigen  und  deren 
Verteilung  auf  die  hauptsächüchsten  Beruls- 
zweige  versucht ;  indessen  muss  auch  be- 
zt^lich  dieser  wenigen  Nachweise  der  Vor- 
behalt gemacht  werden,  dass  sie  keinesw^ 
voUkommeii  vergleichbar  sind  und  dass 
dieserhalb  weitete  wissenschaftliehe  Schlusft- 
folgerungea  nur  mit  grosser  Vorsicht  aus 
ihnen  ableitet  werden  kOnnea. 


Tabelle  1  und  3  siehe  auf  den  beiden  folgenden  Seiten. 

2.  Die  erwerbsthätigen  Kindel'  und  Greise. 


Land 


Unter  den  Erwerbstbfttlgen.  einschl.  Dienatbot^a,  waren 
Kinder  Grdse 


ibätlg. 


absolut 


Oj 

allerkr- 

werbs- 


Deutschland  

Oestenaieh  

Italien  

Schweis  

Frankreich  

England  und  Wales    .  . 

Schottland  

Irland  

Ver.  Staaten  von  Amerika 


unt.  14  Jahre 
bis  12 

nnt.  lö  . 

"    ^  " 

10-16  „ 

unt.  16  - 

-   16  . 

10-14  „ 


i  14  954 

073  397 
15570 

682  403 

86937 
48650 
603013 


0,97 
7,08 

4^ 
a,65 


60  n.  mehr  J. 
über  60  Jahre 

60  n.  mehr  J. 

60  n.  mehr  J. 

^  "  "  " 
60  „  - 


I  680334 

1  019  787 

139935 

2  218078 

4i5  5<»4 
77  555 
77933 
1009053 


7,60 
7,75 

10,64 
13,00 

3," 

4,36 
3.64 
4,48 


Llttumtar:  Eine  atufführiiehere  Behandlung  de» 
obigen   ThewMU  in  Bd.  III  der  SlatUHb  d«a 
DetUaehen  Reiche»,  betreffend  die  benähe  und 
aofiaie  OUederung  dea  Devtaeken  Volke  nach  der 
Ben^exahlung  vom  I4.  Juni  1S9S,  dargettellt  von 
V.  Zahn,   —  Im  einzelnen :  H.  v.  Scheel, 
Artikel  »Beruf  ^""^  Berufattatiatikt)  in  der  1.  Auß. 
diese«  Handvörterbuehtjemer  die  drutsehe  Serufa-  j 
und  Betriebazählung  vom  I4.  Juni  1895,  Jahrb.  /.  \ 
yitt.  u.  Stat.  1898  S.  1  u.  Sehönbergg  Handbuch  4.  I 
Auß.  III,  i  S.  2S1.  —  K.  Büehtr,  Die  Entalehung  ' 
der  Votkavirtachafi,   Tübingen  189S  S.  119.  —  I 
•J.  Qol^tein,  Sern/agliederung  und  Reichtum  1 
Bd.  1 1897.  —  Ph.  Lotmar,  Die  Freiheit  der 
Bmvfatoahl,  Leipzig  1898.  —  C<  v.  Hay  r.  Uta-  \ 
liatik  und  OeaeOaehafialehre,  Bd.  S  (Bepülkerungi-  j 
ataÜatik), Freiburg  i.S.  1897S.1S3  und  deasen  dort 
cü.  Arbeiten.  —  B.  yiischler,  Beruf  u.  Beruß- . 
»taiiatik  in  Elatera  Wirterbuch  der  Volkmr.  Bd.  I 
S.  S^S.  —  EL  V.  PMltppovich,  Qnindriaa  der  \ 
pol.   Oek.  2.  Aufl.  J,  Freiburg  i.  B.  S.  Si.  ~~  \ 
O.  Schmoller,   Die   Thataachen  der  Arbeiu-  ■ 
teüung,  Jahrb.  f.  Oea.  u.  Venr.  IS  S.  IW4.  — | 
Wae  verstehen  wir  unter  dem  Mittelntande  f  Hat\ 
er  ün  19.  Jahrhundert  mu-  oder  (genommen  f  \ 
Verhandlungen    das    S.    erang.-toz.  Jiotigi-esnea 
au  Leipaig  1897  (GöUingen  1897)  S.   159.  — 
A,  Wagner,  Lehr-  und  Handbuch  der  pol.  Oek.  I, 
Orundüffung  der  pol.  Oek.  3.  Aufl.  I,  Leipaig 
1893  8.  613.  —  Ferrari*,  II  cenaimentn  delle 
profeaeioni,  in  Xuoca  Antologia  189S  u.  Profeaaioni  ' 
«  daaai  e  Uro  relevazione  alatiatica,  in  AUi  f  | 
Memorie  della  R.  Acad.  di  tdenze  di  Füdova, . 
V,  X,  n.  —  E.  Engel,  Die  Reform  der  Ge- , 
werbealatiatik  im  Deutschen  Reich   und  in  den ' 
übrigen  Staaten  von  Europa  und  Nordamerika,  \ 

Hudwörterbaeh  dar  StHtiwIiMiisehftftan.  Zweite 


Separatabdruek  au»  der  Zeitachr^  dea  preuaa. 
^atiat.  Bureau»  1870  u.  1871 ,  Berlin  187S.  ~- 
StalitL  Kongreaa  xu  St.  Feteraburg.  Compte 
Rendul.  Programm:  M.  Wirth,  l'Aer  die  Be- 
arbeitung der  Statiatii  der  Berufaarten,  Maihtnc, 
Nomendature  dea  profeaaiona  dana  le$  tableaur. 
du  reoenaement.  —  J.  Berttllon,  XomenckUure 
dea  profeaaiom  (Bull,  de  l'Inst.  interaat.  de  Stat. 
VIII.  i.  1895  S.  183,  S26).  —  J.  v.  K&HM, 
Die  intemati^yncUe  Klaaaifizientng  der  Berufa- 
arten. Oeaterr.  Stat.  Mon.-Scbr.  189S  S.  301; 
Die  aaektääre  Wettt^hlung  vom  Jahre  1900,  Denk- 
»ehrifi  an  die  St.  Feterab.  Se»*üm  dea  int.  Stat. 
Inat.,  Berlin  1897. 

Liiteratur  in  Bezug  av^  die  Ergebnisae  der 
BervfeataiiatSk.  DeuUeke»  Reich;  i^atiatik  dea 
DeuUchen  Reich»  Bd.  lOä—111  (Erhebung  von 
1895),  Berlin  1897—1399.  —  Preuaaen:  Bd.  I4S 
der  preuaa.  Siaiialik,  Berlin  I89S.  StaHatUehfS 
Handbuch  für  den  preuaa.  Staat  Bd.  III,  Berlin 
1898.  —  Bayern :  Zeitachr.  des  bayer.  Stat.  Bur. 
Jahrgg.  1896.  Statittitches  Jahrbuch  f.  d.  K^igr. 
Bayern  3.  u.  4.  Jahrgg.,  München  1897,  1898.  — 
Sachsen:  Ztachr.  des  süclia.  Stat.  Bur.  Jakrgij. 
1896  u.  1897.  —  Ebenso  die  Publikationen  der 
anderen  amü.  Stat.  Bureau»  «.  »tädt.  Stat.  Aemter 
im  Jahre  1896  u.  1897.  —  Femer  Statietik  d. 
D.  B.  Bd.  g—i  (Erhebung  von  188S),  daau 
P.  KolJmawnf  Die  aoa.  Zuaammeneetawtg  der 
BevOUcenrng  im  D.  R.,  Aüg.  Slatitt.  Ardiiv  I 
S.  540.  —  Oeaterr.  Statiatik  Bd.  33  (Erhebung 
von  1890),  Wien  1894,  «'ozu  H.  Rauchberg, 
Die  Bevölkerung  Oesterreichs  nach  der  90  er 
Volkszählung,  1895  S.  240,  P.  Kollmanu, 
Die  soziale  Zusammensetzung  der  BtvÖlkerumg 
in  Oetlerreieh   in  Jahrb.  f.   Ges.  u.    Verw.  l'J 

Aoflase.  II.  40 
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3.  Die  Erwerbsthätigen  nacdi  BenifsabteiluDgen. 


Land 

Landwirt- 
schaft n. 

liSflfh  (•rM 

Indnatrie 
und 

Rprchaii 

Handel 

nnd 
Verkehr 

Armee 
and 
Marine 

Sonstiger 
öffentl. 
Dienst 

nnd  freie 
Bernfe 

Häusliche 
(persünl.) 
Dienst- 
boten 

Sonstige 
Erwerte- 
thätige 

a)  Äbsolnte  Zahleu 

8  292  692 

8  281  220 

2338511 

630  978 

794  983 

I  'ii6 

8  469  223 

3  880  897 

845  073 

187  507 

324591 

d>6  277 

VueAm 

961  422 

249  051 

114  393') 

165  089 

•176  270 

I  20!  QdA, 

8580978 

4  185  461 

592  784 

160  155 

498  923 

596  172 

537  435 

488  530 

531  005 

1 40  289 

816 

49  837 

80304 

14869 

6  535  599 

4  548  098 

2  185  S18 

561  875') 

768  245 

I  609432 

119  083 

runemuk  

328  316 

200  700 

69300 

8429 

44723 

217  232 

73378 

Schweden  

944  562 

263317 

I02  381 

39  455 

46  132 

237918 

116  634 

Xont-egen  

384  426 

177511 

91  257 

3717 

23  207 

81  380 

13930 

England  und  Wales  . 

I  336  945 

7  336  344 

I  399  735 

126473 

799  659 

I  900328 

^hottlutd  

249  124 

I  032  404 

180952 

7588 

103  731 

203  153 

Iitand  

940  621 

657  154 

95  446 

31  293 

176  538 

238215 

Grossbritamiienn  .Irland 

2  526  690 

9  025  902 

I  676  133 

165  354 

I  079  928 

2  341  696 

Vendni^e  Stnaten  von 

8  626  08g 

5  478  541 

3  326  122 

30  845 

913488 

4  360  577 

b)  Von  100  Erwerbsthätigen  gehören  zu  jeder 

Berufsabteilung 

TVllt       fl  n  fl 

37:5 

37,4 

10,6 

2,8 

3,6 

6,1 

3,0 

64,3 

21,9 

6,4 

',4 

2,5 

3,5 

58,6 

12,6 

3,3 

i,5') 

2,2 

4,9 

17,0 

56,7 

27,6 

3,9 

1,0 

3,3 

3,9 

3,6 

Schweiz  

37,4 

40,7 

10,7 

0,1 

3,8 

6,2 

1,1 

Fnnkreicli  

40,0 

27,9 

13,4 

3,4*) 

4,7 

9,9 

0,7 

Dibiemark  

27,1 

23,9 

5,3 

25,8 

8,7 

!>chwedeii  

54,0 

15,0 

5,8 

2,3 

2,6 

"3,6 

H 

49,6 

22,9 

11,7 

°,5 

3,0 

10,5 

1,8 

England  und  Wale^  . 

10,4 

56,9 

10,8 

1,0 

6,2 

14,7 

Sthortland  

14,0 

58,1 

10,2 

0,4 

11,4 

Irland  

44,0 

30,7 

4,5 

1,5 

8,3 

11,1 

GroasbritannienuJrland 

15.1 

53,7 

10,0 

1,0 

6,4 

13,8 

VereiDigle  Staaten  ron 

38,0 

24,1 

14,6 

0,1 

4,0 

19,2 

')  einschliesslich  Gendarmerie. 

')  einschliesslich  Gendarmerie  nnd  FoUsei. 


S.  SiS.  ~  Ungartaehe  Statiat.  MiUeüunffen  X  F.  \ 
Bd.  U  (Erhebung  ron  1891),  Budapest  189S,\ 
datu  P.  KoUmann ,  Die  ung.  BerufsverhiUt- ! 
nitie  nach  der  Zählung  v.  J.  1891  im  Jahrb.  f. 
(i'm.  k.  Tenf.  19  S.  137.  —  Schweixerische  Sta- 
ti*tik  97.  Lieferung  (Erhebung  von  1S88J,  Bern 
/49j.  —  Slatigtique  generale  de  la  France. 
HhnWitt  »tat.  du  denombreme?it  de  1891,  Pari» 
1S94:  deaombrenient  de»  hranger»  en  France, 
Ftirit  1898.  —  Danmarkt  Statittik,  Statittük 
tiAekaei*  4.  Seihe  Litt.  Ä  No.  8  a  u.  b  (Er- 
helmng  von  1890),  I^obenhavn  1898.  —  Bidrag 
tiU  Suerigta  oj^eiela  StatUtik  a.  Bt^oUming» 
mti*tik  y.  F.  XXXII  S  (Erhebung  für  1890), 
Sioehhotm  1895.  —  Xorge»  officielU  Statistik 
'.  Reihe  A'o.  2SG,  S59  u.  284  (Erhebung  von  1891), 
Krittiania  1896 — 1898.  —  Censu»  of  England 
■ind  Wale»  1891   Vol.  III  u.  IV,  London  1S9S. 

—  Tentk  deeenniai  cen»u»  of  tke  population  of' 
Seotiand  1891    Vol.  II  pari,  g,  Edinburgh  1898. 

—  Cetuu»  oflreland  1891,  part.  II,  ZhiMt»  189S. 

—  EleveiUh  cenauM  of  the  ÜnÜed  .Stare«  1890, 
R/palation  I«.  III;  Compendiutn  <tf  the  11.  eeneut 
law,  part.  III,  Washington  1894—1897. 

Andere  Länder;  Cejuimenlo  della  Pr^latione 


dtl  Segno  d'Italia  al  31.  Dieembre  1881,  Vol.  III, 
Sorna  1884,  Selaxione  generale,  Sorna  1885.  — 
Cenao  de  la  Poblacion  de  Etpana  en  81  de  Di- 
ciembre  de  1887,  tom.  II,  Madrid  189t.  —  :Statig- 
lique  de  la  Belgique.  Recententent  general  du  81. 
Decembre  1890.  Tom.  2,  Bruxeües  1894.  —  Uit- 
komalen  der  beroepsteliing  in  ket  koninkrijk  der 
Xederlanden  op  81  December  1889.  Te  'S-Graven- 
hage  1895.  —  Statittique  du  Soyaume  de  Setitie. 
Tome  XII.  Dtnombrement  de  la  populeOton  dana 
le  royaume  de  Serbte  U  Sl.  Dinmbre  1895, 
Belgrade  1898.  —  Centua  0/  Canada  1890 — 91, 
Ottawa  1898.  —  SeaulU  of  a  eenaua  of  the 
Colony  of  the  Cape  of  Good  Hope  1891,  Cape 
Town  1892.  —  ReauUs  of  the  Seien  Coloniea  of 
Australasia  ihowing  the  occupatio^  of  the  peuple, 
by  T.  A.  Coghlnn,  Sydney  1894.  —  Cejuus  of 
India  1891.  Vol.  I,  I^mdon  lS9.i,  General  Ruport 
by  J.  A.  Bainea,  London  1898. 

Friedrich  Zahn. 
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Benii^Doesensf^iaften 


BonifsgeiiossMsokafteit. 

1.  Ällgememes.  Statistisches.  2.  Die  Ent- 
«cbädififnnffSTerpllichtuiig  der  B.  3.  Umlegung 
und  Erhebune  der  Beiträge.  4.  Das  Entachä- 
digungsfeatstellungaverfahren.  5.  Schiedsge- 
ricnte  und  Arbeitervertretnng.  6.  Unfallver- 
hütung. 7.  Strafgewalt  und  KequiBitionsbefng- 
nis  der  Oenossenacbaftsorgane.  8.  AufsicbtB- 
ftthrung.   9.  SchluBs. 

1.  Allgemeines.  Statistischem.  Die 
Beruf ßgenossen  Schäften  sind  eine  ur- 
eigenste Schöpfung  des  Fürsten  Bismarek. 
Er  kam  auf  die  Idee  ihrer  Einführung  bei 
den  Erörterungen,  welche  zur  Errichtung 
der  Unfallversicherung  im  Deutschen  Reiche 
führten.  Nachdem  die  beiden  ersten  hierauf 
abzielenden  Gesetzentwürfe,  die  auf  anderer 
Orondlage  aufgebaut  gewesen,  gescheitert 
waren,  versuchte  er  es,  mit  Hilfe  von  Be- 
rufsgeuDBsenschaften  zum  Ziele  zu  gelangen. 
Er  verfolgte  damit  den  weiteren  Zweck,  die 
Arbeitgeber  auch  sonst  zur  gemeinsamen  Be- 
hfuidlung  ihi-er  Angelegenheiten  ziisammen- 
zufessen  und  in  der  O^nisation  die  Din^ 
80  zu  gestalten,  dass  Arbeitgeber  uud  Arbeit- 
nehmer, zu  gemeinsamer  Arbeit  auf  dem 
Gebiete  der  Un&llentschädigung  und  ünfall- 
verfaütung  herangezogen,  auf  solche  "Weise 
sich  näher  gebraäit,  mit  einander  versi^hnt 
Dvllrden.  Die  Organisation  sollte  ein  soziales 
rriedenswerk  im  eminenten  Sinne  sein. 

Auf  möglichst  freier  Basis,  in  freier  Be- 
Avegung  sollten  nach  dem  ganz  unvei^dert 
zur  Ausfahrung  gelangten  Bismarckschen 
Plane  die  Berufsgenossenschaften  gebildet 
werden.  Existenzfähigkeit  und  gej^enseitige 
Anerkennung  der  Zusammengehörigkeit  be- 
zeichnete er  als  die  leitenden  Gesichtspunkte. 
»Hütten  haben  eine  andere  Sorte  von  Ar- 
beitern als  Bergwerke;  die  beiderseitigen 
Arbeiter  gi-üssen  sich  nicht  als  Berufsge- 
nossen« sagte  er.  j>Die  Genossenschaften 
sind  möglichst  homogen  zusammenzusetzen, 
sonst  wird  das  Band  lockerer  und  die  In- 
stitution für  weitere  Zwecke  unfähiger«  (vgl, 
unten  sub  9  den  »Schluss" ).  Wie  sehr  Fürst 
Bismarck  damit  das  Rechte  getroffen  hat,  be- 
weist der  seit  ihrer  Gründung  noch  unver- 
änderte Bestand  der  an  sich  leiclit  umwandel- 
baren Genossenschaften.  Niu:  eine  neue  Be- 
rufsgenossenschaft  entstand,  die  Fleischerei- 
BerufsgenoBsenschaft,  die  sich  unlängst  aus 
dem  Verbände  der  Nahrungsmittelinausti'ie- 
benifsgenossenschäft  absonderte,  weil  sich 
durch  die  überall  im  Reiche  errichteten 
Schlachthäuser  die  Zahl  der  versicherungs- 
pflichtigen Fleischereiboti-iebe  seit  Gründung 
dieser  Berufggeiiossenschaft  vervielfacht  hatte. 

Die  innenialb  des  berufsgeno^nschaft- 
lichen  Rahmens  geplante  Arbeitervertretung 
ist  zwar  nur  in  verkrüppelter  Gestalt  aus  dem 
Reichstage  hervorgegangen,  insofern  derselbe 
zu  dem  Vorschlag  der  verbündeten  Regie- 


rungen, Arbeiterausschüsse  zu  organisieren, 
sich  noch  nicht  empor  zu  schwingen  ver- 
mochte (vgl.  wegen  des  Näheren  Dr.  T.  B5- 
diker,  »Die  ünfatUversichening  in  den  eun>- 
päischen  Staaten«  S.  40  und  152).  Immer- 
hin blieb  jedoch  ein  wertvolles  Stück  Ar- 
beitervertretung bestehen,  sowohl  bei  den 
berufsgenossenschaftlichen  Schiedsgerichten 
als  auch  im  Reichs- Versichenmgsamte  imd 
endlich  bei  dem  Verfaliren,  das  zum  Zweck 
des  Erlasses  berufsgenossenschaftlicher  Un- 
fallverhiltungsvorschriften  zu  beobachten  ist 
Andererseits  ist  auch  der  Gedanke,  es 
sollten  die  Berufsgenossen  i\ber  den  nächsten 
Zweck  der  Cnfallversicherung  hinaus  im 
Interesse  ihrer  wirtschaftlichen  Gesamtlage 
sich  enger  zusammenschliessen ,  in  erfreu- 
licher Weise  verwirklicht  worden.  Charak- 
teristisch war  in  dieser  Hinsicht  ein  Aus- 
spruch des  erstfu  Vorstandsvorsitzenden  der 
Seidenüidustriegenossen  schaff,  Geh.  Kommer- 
zienrat  Heimendahl  in  Krefeld,  gelegentUdi 
ihrer  Oründuugsversammlung.  Er  erklärte, 
das,  woran  er  seit  Jahrzehnten  veigeblich 
gearbeitet  liabe,  nAmlich  die  Zusammen- 
fassung der  dieutschen  Seidenfabrikanten 
zu  einem  Verein,  sei  ihm  enst  jetzt  durch 
die  B^rflndung  der  Bcrufsgenossenschaft 
gelungen.  Und  gewiss  ist  es  eine  erfreu- 
liche Erscheinung,  wenn  sehr  häufig  dif 
Beruf sgeiiossen,  die  früher  sich  kaum  kannten 
imd  nur  als  Konkurrenten  gegenüberstanden, 
jetzt  sich  so  nahe  treten,  dass  sie  sogar 
einen  intimen  geselligen  Verkehr  unter- 
halten. Die  guten  Folgen  davon  liegen  awf 
der  Hand. 

Begrifflich  sind  die  Berufsgen  ossenschafteu 
öffentlich-i-echtliche,  zur  Diu-chführuiig  der 
auf  Zwang  und  Gegenseitigkeit  beruhenden 
reichsgesetzlichen  Cnfallversicherung  er- 
richtete Verbände  von  Betriebsuuternehmem. 
Sie  haben  ihre  Grundlage  in  dem  Unfall- 
versioherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884,  dem 
Ausdehnungsgesetz  vom  28.  Mai  1885,  dem 
landwirtschaftliehen  Tlnfallversichenrngsge- 
setz  vom  5.  Mai  1886,  dem  Bau-Unfall ver- 
sicherungsgesetz  vom  11.  Juli  1887  und 
dem  See-Unfall  Versicherungsgesetz  vom  13. 
Juli  1887. 

Obgleich  sie  auf  gesetzlichem  Zwange 
beruhen,  besteht  anderei-seits  innerhalb  der 
Benifsgenossenschaften  die  denkbar  freieste 
Selbstverwaltung.  Alles  beruht  in  ihrer 
Organisation  auf  freier  Wahl  und  freier 
Bestimmung.  Das  Reichs- Versicherungsamt 
über  ihnen  hat  eine  kontrollierende,  freund- 
schaftlich beratende,  die  Kräfte  zusammen- 
fassende Stellung.  Es  ist  kein  reglemen- 
tierendes, zu  allerhand  Genehmigunfj  und 
Einmischung  berufenes  Organ  über  ihnen. 

Es  giebt  für  die  gewerbUche  (industrielle) 
Unfallversicherung  65  Berufsgenossenschaf- 
ten —  darunter  29,  die  sich  über  das  Ge- 
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biet  des  DewtEchen  Reiches  eretrecken  — 
und  für  die  land-wirtschaftUche  Unfalirer- 
sicherung  48  BerufsgeaoBsensdiaften.  Die 
ersteren  beruhen  im  wesentlichen  auf  der 
vom  Beicfas-Versicherungsamt  geleiteten  und 
durch  den  Bundesrat  genehmigten  'Wahl 
(freier  Zusammenschliessung)  der  Unter- 
nehmer verwandter  Betriebe  (Eisenindustrie, 
Textilindustrie  etc.);  nur  die  Seeberufsge- 
nossensebaft  imd  die  Tiefbauberufsgenossen- 
Schaft  sind  durch  das  Gesetz  selbst  be- 
gründet. 

Die  landwirtschaftUcben  Berufsgenossen- 
schaften,  welche  sämtlich  nur  engere 
Bezirke,  in  Freussen  für  Provinzen,  errichtet 
sind,  vuiden  auf  Grund  von  VorsdUfeen 
der  Ijandesregierungen  durch  den  Bundes- 
rat nach  AnbOmng  des  Beichs-YnsicherangB- 
amtea  gebildet. 

Die  ge-trerbUchen  Bemfsgenossenschaften 
nmfaasen  zur  Zeit  rund  440000  Betriebe 
mit  5"/«  Millionen  Arbeitern  und  Betriebs- 
beamten, die  landwirtschaftlichen  g^n  4^/s 
Millionen  Betriebe  mit  über  11  Millionen 
Yerracherten:  Amtliche  Nachrichten  des 
Reichs-Versicberungsamtes  1898  S.  192. 

Die  Berufsgenossenschaften  regeln  ihre 
Angelegenheiten  und  ihre  Geschäftsordnimg 
durch  ein  von  der  Genossenschaftsversanmi- 
hing  zu  beschliessendes  Statut,  wobei  ihnen 
eine  weitgehende  Autonomie  eingeräiunt  ist. 
Sie  müssen  einen  Vorstand  imd  eine  ent- 
weder aus  allen  Mitgliedern  oder  aus  Dele- 

S'erten  bestehende  Genossenschaftsversamm- 
ng  haben ,  können  ausserdem  in  Örtlich 
at^grenzte  Sektionen  mit  einem  Sektions- 
vorstande  und  einer  Sektionsversammlung 
eingeteilt  werden  und  das  Institut  der  Ver- 
trauensmänner einführen.  Von  der  letzteren 
Befugnis  ist  in  sehr  verschiedener  Weise 
Gebrauch  gemacht  worden. 

Zur  Ueberwach\mg  der  Betriebe  können 
die  Berufsgenossenschaften  besondere  Be- 
auftragte bestellen,  von  denen  ebx  Teil  im 
Ehren^t,  andere  gegen  besondere  Hono- 
riere ng  (als  Revisionsingenienre  u.  s.  w.) 
thStig  sind. 

Me  Mitgheder  der  Vorstände  sowie  die 
Vertrauensmämier  haften  der  Genossenschaft 
für  getreue  Geschäftsverwaltung  wie  Vor- 
münder ihren  Mündeln. 

Zur  Zeit  giebt  es  113  Genossenschafts- 
Vorstftnde,  919  Sektiongvorstände,  25358 
Vertrauensmänner;  daneben  4157  Arbeiter- 
veitreter  und  1013  bemf^noBsenschaftlic^e 
Schiedsgerichte.  Die  Zahl  der  Beauftragten- 
steilen  war  im  Jahre  1897  212. 

8.  Die  EntschädisiugBTerpflichtiuig 
dar  B.  An  Stelle  der  Ansprüche  aus 
dem  Hafi^flichtgraetz  nnd  der  aus  dem 
gemeinen  Beerte  folgenden  Entsdiädigungs- 
aiHqprflche  nnd  wedt  darüber  hinaus  haben 
die  durch  Unfall  Vn-letzten  imd  deren 


Hinterbliebenen ,  soweit  die  imter  I  ge- 
nannten Gesetze  auf  sie  anwendbar  sind, 
einen  g^n  die  Berufsgenossenschaft  ihres 
Arbeitgebers  gerichteten  Anspruch  auf 
Schadenersatz,  welcher  bestehen  soll: 

a)  im  Falle  der  Verletzung:  in  den 
Kosten  des  Heilverfahrens,  welche  vom 
Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt 
des  Unfalls  an  entstehen,  und  in  einer  dem 
Verletzten  vom  Beginn  der  vierzehnten 
Woche  nach  Eintritt  des  Uobüls  an  für  die 
Dauer  der  ErwerbsunfiLhigkeit  zu  gewähren- 
den Rente  und  zwar: 

aa)  von  66'/3%  des  Ai-beitsverdienstes 
im  Falle  v511iger  ErwerbaunfiUiig- 
keit  und 

fob)  von  einem  Bruchtül  dieser  Rente 
im  Falle  tdlwdser  Erwerbsnnfihig^ 

keit; 

b)  im  Falle  der  Tötung:  im  Ersatz 
der  BeerdigtmgskoGiten  in  Höhe  des  Zwanzig- 
fachen  des  Tag^aribeitsverdienstes  (jedodi 
mindestens  dreusig  Mark)  nnd  in  einer  den 
Hinterbliebenen  des  Getöteten  zu  gewähren- 
den Rente. 

Zu  den  Hinterbliebenen  gehören  die 
Witwe,  die  Einder  und  die  Ascenden- 
ten. 

Die  Gesamtrente  der  Hinterbliebenen  kann 
bis  zu  60  "/o  des  Jahresarbeitsverdienstes 
des  Getöteten  betragen. 

Die  Mittel  für  diese  Entschädigungen, 
die  im  Jahre  1897  bereits  den  Betrag  von 
64  Millionen  Mark  erreichten,  aufzubringen 
und  die  Entschädigungen  im  einzelnen  Falle 
festzustellen,  ist  eine  der  Hauptauf^ben 
der  Bemfsgenossenschaften.  Ohne  Inan- 
spruchnahme der  Ai'beiter  oder  Zuschttese 
von  irg^d  einer  Seite  beschaffen  eiß  die 
Mittel  lediglich  von  sich  aus. 

3.  Umlegnng  nnd  Erhebung  der  Bei- 
träge. Zu  dem  Ende  haben  die  Beru&ge- 
nossenschaften  ein  teils  durch  das  Gesetz, 
teils  durch  die  Statuten  bis  ins  einzelne 
ger^ltes  Besteuerungsrecht  über  ihre  Mitr 
gUeder. 

Der  Jahresbedarf  an  Entschädigungsbe- 
trägen und  Verwaltungskosten  wmi  nach. 
Ablauf  des  Rechnungsjahres  auf  die  Mit- 
glieder nach  MassKibe  der  in  ihren  Be- 
trieben von  den  Versicherten  verdienten 
Löhne  und  Gehälter  imd  unter  Berücksich- 
tigung der  in  den  einzelnen  Betrieben  vor- 
handenen höheren  oder  geringen  Unfall- 
ge^ir  umgelegt. 

Bei  den  luidwirtsdiaftUchen  Berufsge- 
nossensdiaften  erfolgt  die  Umlegung  auch 
wohl  nach  der  Grundsteuer,  und  hi^  bildet 
die  Niahtberücksichtigung  der  Un&ülgefahr 
(Nichtanfotellung  ein^  Ge&hrentariä)  die 
Regel. 

Diese  Umlegung  des  Bedarfs  für  ver- 
gangene Au^ben,  während  die  Renten 
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monatlich  im  voraus  zu  zahlen  sind,  "wird 
ennöglicht  durch  die  Mitwkung  der  Post, 
welche  auf  Grund  der  Zahlungsanweisiuigen 
der  BerufsgenossenschaftsvorBtände  die  Ent- 
BchädigungsbetrSge  ftir  Rechnung  der  6e- 
rufsgenossenschaften  vorschussweiße  an  die 
Empfangsberechtigten  zahlt. 

Bleibt  ein  Mitglied  mit  seinen  Beiträgen 
im  Rückstände,  so  werden  dieselben  auf 
Ersuchen  des  Genossenschaftsvorstandes  in 
derselben  Weise  wie  Gemeindeabgaben  bei- 
getrieben. 

Die  Bildung  eines  Besei'\'efonds  ist  filr 
die  iadustrieUen  Bemf^nossenscbafteii 
reichsgesetzlich  vorgeschrieben,  für  die  land- 
wirtschaftliclien  Bemfsgenossenschaften  frei- 
gelassen ;  bei  diesen  kann  sie  durch  Landes- 
gesetz oder  Statut  angeordnet  werden. 

üeber  die  gesamten  Rechnungsei^bnisse 
eines  Rechnungsjahres  ist  nach  Abschluss 
desselben  alljährlich  dein  Reichstage  eine 
von  dem  Reichs- Yersicherungsamte  aiifzu- 
stellende  Nachweisung  vorzulegen. 

4.  Das  EntechädigangfjifeststeUiuiKs- 
Terlahren.  Die  durch  das  Genossenschafts- 
statut hierzu  anseisehenen  Oi^gane  (Genossen- 
schaftsvorstaud,  Sektionsvorstand^usschlisse, 
Entschädigungs  -  FeststelluDgskcamnisaionen, 
Yerttauensmftnnei')  stellen  die  von  der  Genos- 
senschaft zu  leistenden  Entschfidigungon  fest. 
IHe  von  ihnen  zu  erlassenden  Bescheide 
müssen  den  Hinweis  anf  die  zulässige  Be- 
rufung an  das  Schiedsgericht  enthalten. 
Bleiben  diese  Bescheide  vier  Wochen  lang 
unangefochten,  so  werden  sie  rechtskräftig, 
woraus  sich  der  öffentlich-rechtliche,  iustan- 
zielle  Charakter  dieser  Seite  der  bemfs^ 
nossenschaftlichea  Thätigkeit  recht  deutlich 
ergiebt.  Im  Jahre  1897  betrug  die  Zahl 
der  von  den  benifsgenossenschaftlichen  Or- 
ganen erlassenen  Bescheide  226935,  zu  denen 
8199  Bescheide  der  Ausführungsbehörden 
für  Reichs-  und  Staatsbetriebe  (Eisenbahnen 
etc.)  hinzukommen. 

Die  Entschädigimgen  müssen  von  Amts- 
wegen auf  die  von  den  Betriebsxmtemehmern 
zu  erstattenden  Unfallanzeigen  hin  festge- 
stellt werden,  üeber  deren  Höhe  ist  den 
Berechtigten  von  Seiten  des  Genossenschafts- 
vorstandes unter  Hinweis  auf  die  mit  der 
Zahlung  beauftragte  Fostanstalt  ein  Berech- 
tigungsausweis auszufertigen. 

ft.  Schiedsgerichte  nnd  Ärbeiterver' 
tretnng.  Eine  besondere  Einrichtimg  inner- 
halb der  Berufsgenossenscliaften  bilden  die 
Schiedsgerichte  und  die  Arbeitervertretung. 
Letztere  ist  bei  den  landwirtschaftlicheu 
Berufsgenossensdu^n  nur  in  sehr  geringem 
Masse,  bei  den  gewerblichen  schon  etwas 
mehr  aus^bildet,  wenn  auch  keineswegs 
in  der  Weise,  wie  der  ^Entwurf  des  Unf^- 
TermehemDg^esetzes  es  beabsichtigte  (vgl. 
oben  sub  1).    Bei  den  gewerblichen  Be- 


rufsgenossenschaften  werden  zum  Zwecke 
der  Wahl  von  Beisitzern  zu  den  Scliiedsge- 
richten,  der  Begiitachtnng  der  zurA''erhötung 
von  ünfäUen  zu  erlassenden  Vorschriften 
und  der  Teilnahme  an  der  Wahl  von  nicht- 
ständigen Mitgliedern  des  Reichs- Versiche- 
rungsamtes für  jede  Genossenschaftssektion. 
eventuell  Genossenscliaft,  Vertreter  der  Ar- 
beiter von  den  beteiligten  Krankenkassen- 
vorstÄnden  —  unter  Ausschluss  der  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  —  gewählt.  Ausser- 
dem haben  die  Vorstände  der  Kranken- 
kassen zum  Zweck  der  Teilnahme  an  den 
Unfalluntersuchmigeu  besondere  BevoUrnfich- 
tigte  zu  wählen. 

Das  Schiedsgericlit  besteht  ans  einem 
ständigen  Vonsitzenden ,  welcher  aus  der 
Zahl  der  Öffentlichen  Beamten  von  der  Landes- 
centralbehörde  ernannt  wird,  und  vier  Bei- 
sitzern, von  denen  zwei  von  der  Oenossen- 
.schaft(Genossenschaftssektiou},  zwei  von  den 
Arbeitervertretem  gewählt  werden. 

Die  Kosten  des  Schiedsgerichts  sowie 
die  Kosten  des  Verfahrens  ror  demselben 
trflgt  die  Genossenschaft. 

la  den  wichtigeren  Fällen  ist  das  letzt- 
instanzliche Bechtsmittd  des  Rekurses  g^en 
das  Schiedsgerichtsnrteil  an  das  Reidis-Ver- 
sichemngsamt  (unter  Umstanden  Lande&-Ver^ 
sicheningsamt)  zulässig. 

6.  UnfoUTerbutang.  Einen  weiteren 
wichtigen  Zweig  dei*  beruf^uossenschaft- 
lichen  Thätigkeit  bildet  der  Erlass  von  Un- 
fallverhütungsvorschriften und  die  Ueber- 
wachnng  der  Betriebe  durch  die  Genossen- 
schaften. Welche  Bedeutung  derselbe  hat, 
geht  immittelbar  daraus  hen-or,  dass  im 
Jahre  1898  382117  Unfälle,  von  denen 
92326  entscliädiguugspflichtig  waren,  zur 
Anmeldung  gelangten. 

Von  der  Befugnis,  sowohl  für  die  Betriebs- 
untemehmer  als  auch  für  die  Arbeiter  Un- 
fall verhütungsvorschrifteu  zu  erlassen  — 
unter  Bedrohung  der  ersteren  mit  der  Her- 
anziehung zu  höheren  Beiti-ägen  und  der 
letzteren  mit  Geldstrafen  — ,  haben  die  Ge- 
nossenschaften, die  der  Grossindustrie  voran, 
bereits  in  umfassendem  Masse  und  mit  sicht- 
lichem Erfolge  Gebrauch  gemacht.  So  ent^ 
halten  die  Unfallverhütuugsvorschriften  der 
Rheinisch- Westfälischen  Hütten-  und  Walz- 
werksberufsgenosaenschaft  213  Paragraphen, 
die  der  südwestdeutschen  Eisenberufege- 
nossenschaft  bilden  ein  Heft  von  70  Seiten. 

Die  gesetzlich  vorgeschriebene  Mitwirkung 
von  ArbeiteiTerti'etem  beim  Erlass  dieser 
Vorschriften  hat  sich  überall  bewährt.  Die- 
selben bedürfen  ebenso  wie  die  Gefehren- 
tarife  und  die  Statuten  der  Genehmigung 
des  Reichs- Versicherungsamtes  (unter  um- 
ständen Landes-Versicherungsamtes).  Die 
Befolgim^  der  Unfallverhütungsvorachriften 
können  die  Genossen.sc^ften  durch  besondere 
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Beauftragte  oder  durch  die  vortiandenea  Yer- 
traueosmSzmer  Überwachen  lassen.  Diese 
können  dabei  von  den  Eiorichtoneen  der 
Betnebe  —  gleichzeit^  zu  Zwe<£en  der 
Einschätzung  der  Betriebe  in  die  Klassen 
des  Gefahrentari^  —  Kenntnis  nehmen  und 
behuis  Prüfung  der  von  den  Betriebsunter- 
nehmem  auf  Grund  der  gesetzlichen  und 
Btatutvischen  Bestimmnogen  eingereiditea 
Lohunachweisungen  die  Gesohftftsbücher  und 
Listen  einsehen.  Die  hierdurch  entstehenden 
Kosten  tiSet  die  Genossoischaff. 

7.  Straigewalt  und  Requisitionsbefiig- 
ais  der  Genossenschaftsorg&ne.  Die  Ge- 
nossenschaftsTorstftQde  sind  befugt,  zur  Ge- 
-wfthrleistung  der  Durchfflhrnng  dea:  Unäill- 
versicherung  und  zur  Aufrechtenialtung  eines 
ordentlichen  Geschäftsganges  in  den  Ton 
dorn  Oesetz  angeführten  fallen  gegen  Be- 
triebsuntemehmer  Ordnungsstrafen  bis  zu 
300  Mark,  in  den  schweren  Fällen  bis  zu 
500  Mark  zu  verhängen.  Die  Strafen  fliessen 
in  die  Genossenschaftskasse.  Andererseits 
sind  die  öffentlichen  Behörden  verpflichtet, 
dem  zur  Durchführung  des  Gesetzes  dienenden 
Ersuchen  der  Genossenschafts-  und  Sektions- 
Torständfi  und  der  Schiedsgerichte  zu  ent- 
sprechen und  den  bezeichneten  Vorständen 
auch  unaufgefordert  alle  Mitteilungen  zu- 
kommen zu  lasseu,  welche  für  den  Geschäfts- 
betrieb der  Genossenschaft  vou  Wichtigkeit 
sind.  Die  gleiche  A'^erpflichtung  liegt  den 
Oi^;anen  der  Genossenschaft  untei-einanderob. 

8.  Aiifsichtsffi.hnuig.  Die  Berufsge- 
nossenscliaften  unterliegen  der  Aufsicht  des 
Reichs- Versicherungsamtes  (unter  Umständen 
des  Landes- Versicherungsamtes),  dessen  Ent- 
scheidungen endgültig  sind.  In  jenem  Rcichs- 
amte  ist  die  Selbstverwaltung  der  Genossen- 
schaften bis  in  die  höchste  Spitze  durchge- 
führt, indem  dasselbe  neben  xiet  vom  Bundes- 
rate aus  seiner  Mitte  gewählten  nichtstän- 
digen Mitgliedern  und  einer  Reihe  von  stän- 
digen Mitgliedern  Vertreter  der  Berufsge- 
nossenschaftsvorstände und  der  versicherten 
Arbeiter  zu  seinen  MitgUedem  zählt  Diese 
Zusammensetzung  des  Amtes  sollte  dasselbe 
in  die  engste  Beziehung  einerseits  zu  den 
Aibeitgebem  und  Arbeitnehmemimd  anderer^ 
sratB  za  dem  Bundesrate  bringen,  von  dem 
gewissermassen  ein  Ausschuss  in  das  An^t 
hinängesetzt  wurde,  um  auf  diese  "Weise 
sowohl  bei  den  VersiGherten  als  auch  bei 
denen,  die  die  ganze  Last  der  Versicherung 
tragen,  und  endlich  bei  den  verbflndeten 
fiegienmgen  das  möglichst  grGsste  Vertrauen 
zu  erwecken.  (Vgl  den  Art.  Reichs-Ver- 
sicherungsamt.) 

9.  Schlnss.  Denn  schon  beim  Erlass 
des  ersten  Unfallversicherungsgesetzes  wurde 
die  bestimmte  Absicht  geh^,  die  das  ganze 
Reich  umfassende  berufsgenossenschaftliche 
Neuoi^ganisation  für  noch  weitere  Zwecke 


nutzbar  zu  machen.  "Wenn  dies  nicht  ge 
schehen  ist,  obgleidi  die  Beruf^nossen« 
Schäften  in  hingebungsvollem  Eifer  ihrer 
ehrenamtlichen  Oi^ue  und  in  wackerer 
Arbeit  ihrer  his  zu  zwanzig  und  mehr  Be- 
amten zählenden  Bureaus  die  ihnen  gestellten 
Aufgaben  Über  Er\rarten  ^t  gelöst  haben 
und  obgleich  die  Retchsregierung  gleich  der 
kön^lidi  preuasischen  Regierung  die  Inva- 
Uditats-  und  Altersversicherung  mit  Hilfe 
der  Ben^genossenschaEten  dur(^fflhren 
wollte,  so  ist  hier  nicht  der  Ort.  za  erOrtem, 
welche  Strömungen,  insbesondere  auch  in 
den  Kreisen  einiger  GrossinduBtriellen,  diesen 
Plan  vereitelten.  Sofern  dabei  die  Furcht 
eine  Bolle  spielte,  es  möchte  durch  die  Be- 
rufsgenossenschaften 8<dilie8slich  gar  eine 
Einwirkung  auf  Frauen-,  Kinder-^  Nacht- 
und  SonntE^isarbeit,  auf  Gesundheitspflege, 
Maximalarfaeitstag ,  Fabrikordnungeu  und 
Lohnregulierung  genommen  werden,  so  wird 
sich  vielleicht  einmal  die  Einsicht  Bahn 
brechen,  dass  diese  Dinge,  im  Verein  mit 
den  Arbeitervertretern  und  in  freier  Selbst- 
bestimmung der  corporativ  organisierten 
Arbeitgeber,  je  nach  dem  Bedürfnisse  der 
einzelnen  Industriezweige,  unter  Mitwirkung 
eines  Amtes,  in  welchem  man  selbst  Site 
und  Stimme  hat.  vielleicht  ebenso  gut,  wenn 
niclit  besser,  geordnet  werden  kßiinen  als 
durch  aUgememe  Massnahmen  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  beziehungsweise 
durch  die  Mnwirkung  der  Folizä  oder  durch 
wogende  Kämpfe. 

Die  Pläne,  die  Füi-st  Bismarck  wegen 
der  Benifsgenossenschafteu  hegte  und  die 
er  zu  Friedrichsruh  am  30.  November,  1. 
Dezember  1883  in  Konferenzen,  an  denen 
der  Verfasser   dieses   Artikels  teilnahm, 
entwickelte,  waren  sehr  weit^;ehend.  Es 
möge  in  dieser  Hinsicht  an  emen  Bericht 
der  neuen  Preussischen  Kreuzzeitung  vom 
18.  Api-il  1895  erinnert  wei^leu ,  der  den 
Emp^ng  der  Innungsverbände  beim  Fürsten 
Bismarck  in  Friedrichsruh  vom  17.  April 
1895  zum  Gegenstande  hatte.  Ausweislich 
dieses  in  viele  andere  Blätter  übei^;^ngenen 
Berichtes  si^^  der  Fürst  Bismarck,  nach- 
dem er  die  Bedeutui^  der  ßerufsgenossen- 
Schäften  und  ihre  Au&abe,  auf  die  Gesetz- 
gebimg einzuwirken,  hei-vorgehoben  hatte: 
»Er  habe  früher   geglaubt,  dass 
unsere  Wahlgesetzgebung  in  Preussen 
sowohl  wie  im  Reiche  auf  deivleiohoa 
B<^f sgenossenschaften  gegründet  wer- 
den könnte,  dadurch,  dass  jede  Benifs- 
geuossenschaft  das  Recht  YtsJoe,  adk 
dm-ch  selbständige  Abge(ndnete  ver- 
treten zu  lassen !  Er  habe  dafür  kein 

Verständnis  gefunden  « 

Er  sagte  dann  weiter :  »Die  Gesetzgebung 
könne  Modifikationen  schaffen,  sie  könne 
namentlich  die  Kleberei  abschaffen,  die  die 
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miglficklichste  Erfindung  sei,  auf  die  man 
habe  kommen  können.« 

Ob  den  Benifagenossenschaften  auf  diesen 
oder  anderen  Gebieten  je  eine  weitere  Auf- 
gabe zu&dlen  wird,  ruht  im  Schosse  der 
Zeit  Für  die  UnfaUvOTsichenmg  allein 
wollte  man  sie  jedenfaUs  nicht  schaifen  und 
hätte  es  sich  nicht  gelohnt,  ^e  zu  schaffen, 
-wenn  nicht  die  oben  angedeuteten  sehr 
erfreulichen  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Nebenwirkungen  in  die  Erscheinung  getreten 
wSren. 

An  der  Durchführung  der  Invaliditfits- 
imd  Altersrersichenmg  sind  die  Berufsge- 
nossengchaiten  gegenwärtig  nur  insofern  be- 
teiligt, als  dieron  ihnen  gewählten  nichtstftn- 
d^n  Mitglieder  des  Bächs- Versieh  enin^- 
amtes  ebenso  wie  die  auf  Grund  der  Uufall- 
versichemngsgesetze  gewählten  Yeitretei  der 
Arbeiter  aucSi  für  den  Bereich  jenes  Ge- 
setzes bei  den  Arbdten  des  genannten  Amtes, 
insbeeondere  der  Entscheidung  auf  Revisionen 
gegen  die  Urteile  der  Schiedsgerichte  mit- 
zuwirken benifen  sind. 

(Vgl.  die  Artt  Reichs-Versiche- 
rungsamt,  UnfallTersicherung  und 
generell:  IJt.  T.  Bödiker,  vDie  Arbeiter- 
veisichemng  in  den  europäischen  Staaten«.) 

T.  BiiMteer. 


Besitz 

Eigentum  und  Besitz. 


Besold,  Christoph, 

Seb.  XÖ77  in  Tübingen,  wurde  1610  ProfcBsor 
er  Hechte  in  seiner  Gebnrtsatadt,  1636  öster- 
rdddscher  BerameDtsrat  in  Württemberg,  1637 
Professor  derBechte  in  IngoUtadt,  als  welcher 
er  dort  1638  starb. 

Besold  war  Merkantilist  und  misst  als 
solcher  einer  blühenden  Industrie  mehr  Eiiifloss 
auf  die  Reicbtnmsentwickelung  eines  Landes 
bei  als  der  Landwirtschaft.  Bei  den  Eapital- 
zinsen  achätzt  er  die  Fruchtbarkeit  des  Geldes 
im  offenen  Verkehr.  Er  tritt  fdr  das  BewiUi- 
ginffsrecht  der  Stände  ein,  hält  dieselben  aber 
iBr  Dwechtigt,  die  Bezahlung  der  vom  Landes- 
fttrsten  kontrahierten  Schulden  für  Lnxnsgegen- 
stBade  zn  Terweigem. 

Von  seinen  Schriften  beschäftigen  sich  nur 
folgende  vorwiegend  mit  volkswirtschaftlichen 
Fra^n:  Discnssiones  quaestionum  aliqnot  de 
wnns  et  annuis  reditions,  Tübingen  1698.  — 
Coll^nm  politicnm,  Tübingen  (1614) ;  dasselbe, 
2.  Aufl.  u.  d.  T.:  Politicoram  libri  dao,  1618; 
dasselbe,  3.  Aufl.  1620;  dasselbe,  4.  Anfl.  1626. 
—  Discnrsns  de  aerario  politico,  2.  Aufl.,  Tü- 
bingen 1620;  dasselbe,  3.  Aufl.  1639.  —  Synopsis 
sohticae  doctrinae,  Strassbnrg  (1623);  dasselbe, 
e.  Aufl.  1669  (ist  ein  Anazug  ans  Politicomm 
UlHri  duo  t.  0.)  — 


Vifl.  über  Besold:  Boscher,  Die  deutsche 
XationalÖkonomik  an  der  Grenzscheide  des  16. 
und  17.  Jabrbondertfl,  Leipzig  1862,  S.  313ff. 
—  BoBcher,  Geschichte  der  NalionalSkonomik, 
München  1874,  S.  IKff.  —  H.  d.  St  I.  Anfl. 
Bd.  n,  Jena  1891,  S.  m. 


BesoUBBg  iu4  BttMUmigspoUttk.*) 

I.  Allgemeines:  1.  Begriff  and  Wesen 
der  Besoldnng.  2.  Die  geschichtliche  Entwicke- 
lung  des  Besoldnngsweaens.  3.  Die  leitenden 
Grundsätze  der  BesoldungspoUtik.  4.  Zusammen- 
setzung der  Besoldnng.  U.  Grundzfige  des 
Besoldnngssystems  in  Devtscnland: 
1.  AUgemeiner  Charakter.  8.  Der  Besoldongs- 
bezog  nnd  die  Bestandteile  der  Besoldung. 
3.  Daner  des  Besoldung^anspracbes.  4.  Die 
Gebaltsfestsetzung:  nnd  die  Gehaltsvorrückung. 
5.  Das  "Wartegeß.  6.  Die  Pension.  7.  Ab- 
weichangen  von  den  allgemeinen  Grundsätzen. 
III.  Die  Dienstbezüge  der  Staatsdiener 
in  Oesterreich:  1.  Die  Besoldnng  nnd  ihre 
Bestandteile.  2.  Dauer  des  Besoldungsanapniches. 
3.  Die  Gehaltsfeatsetzong  nnd  die  Gdmltsviff- 
rückung.  4.  Die  Pension.  IV.  Das  Besol- 
dnnffswesen  in  anderen  Staaten:  1. 
Frankrdcfa.    2.  England.   3.  Andere  Länder. 

I.  Allgeineines. 

1.  Begriff  nnd  Wesen  der  Beaoldnne^ 

"Wir  verst^en  unter  Besoldung  materieUe 
Leistungen  des  Staates  oder  sonstiger  Offmt- 
licher  Körper,  um  den  Staats-  oder  Öffent- 
lichen B«unten  die  ausreichenden  Mittel 
zur  Bestreitimg  ihres  Lebensunterhaltes  zu 
gewfihren.  Dieselbe  steht  daher  im  Mittel- 
punkte der  Vermögensrechte,  welche  den 
öffentlichen  Dienern  zukommen.  Die  sped- 
fische  Ausbildung  des  Besoldungswesens  im 
modernen  Staate  steht  im  engsten  Zusammen- 
hange mit  der  Ent'^'idielung  des  Beamten- 
tums überhaupt,  deren  Gepräge  es  teilt 
Die  Besoldung  ist  aber  vor  allem  bei  deu 
Berufsbeamten,  welche  aus  der  ThÄtigkeit  für 
den  Staat  oder  öffentlidie  Körper  ihren 
Lebeasberuf  machen,  ein  notweno^es  Ele- 
ment. 

Die  Begründung  der  Besoldime  geht  in 
der  staatsrechtlichen  Anschauung 
von  der  Katur  des  Staatsdienstes  aus.  Die 
Staatsbeamten  widmen  ihre  ganze  Arbeits- 
kraft dem  Staate,  sind  in  der  freien  Aus- 
nutzung ihrei-  Zeit  behindert,  und  es  ist  ihnen 
um  deswillen  die  Möglichkeit  eines  ander- 
weiten Erwerbes  benommen,  so  dass  sie  für 
ihren  und  ihrer  Jamilie  Unterhalt  auf  die 


')  Die  nachfolgende  Darstellung  beschäftigt 
sich  ansschtiesslich  mit  dem  Besoldungswesen 
der  Civilheamten.  Die  Verhältnisse  der 
Hilitärpersonen  blieben  unberücksichtigt.  Ueber 
„Witwen-  tmd  Waisenversorgung"  vergL  den 
betr.  Art.  dieses  Handwörterbuchs. 
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Ertragnisse  des  Staatsdienstes  ange-wiesen 
sind.  Der  Staat  aber  sanerseits  kann  bei 
der  berufsraSssigen  Aibeitsteilnng  und  bei 
Aer  Notwendigkeit,  über  ein  technisch  vor- 
gebildetes und  geschultes  Fei'sonal  zu  ver- 
fOgen,  ein  brauchbares  und  dienstbraeites  Be- 
amten material  nur  beschaffen,  wenn  er  dem- 
selben die  Sorge  um  den  Erwerb  des  Lebens- 
unterhaltes abnimmt.  Daher  ist  die  Besol- 
Ann^  eine  Sustentation  oder  Alimen- 
tation nnd  durchaus  verschieden  von  dem 
Lohne  bed  der  rienstmiete.  Denn  Ede  ist 
keine  Veigtltung  für  die  geleisteten  Dienste 
nnd  also  auch  nidit  von  der  jeweili^n  £r- 
ffiUi^  oder  ebensowenig  von  dem  jewdli- 
gen  werte  und  dem  Unmuige  der  Leistung 
ah'mngig  •  sie  ist  vielmehr  eine  üntschAdigung 
des  Staates,  welche  der  Staatsbeamte  oafQr 
empfibigt,  dass  er,  verzichtend  auf  ander- 
weiten Erwerb,  dauernd  und  ausschliesslich 
dem  Staate  seine  Dienste  widmet.  Aus 
diesen  Voraussetzungen  ergeben  sich  dann 
weitere  Besonderheiten.  Die  Besoldung  wird 
auch  bezahlt,  wenn  der  Beamte  zeitweilig 
keine  Ämt^;eschäfte  vornimmt  und  wird 
selbst  nach  Beendi^ng  des  Dienstes  teil- 
weise als  Wartegeld  oder  Pension  fortoe- 
leistet.  Das  Vollstreckungsverfahren  ist  Be- 
schiÄnkuttgen  unterworfen  und  kann  nicht 
auf  den  vollen  Betrag  der  Besoldimg  An- 
wendung finden.  Bei  Beurlaubung,  Krank- 
heit oder  sonstiger  notwendiger  Verhinde- 
rung des  Beamten  zur  Ausübung  seiner 
Dienstpflichten  fallen  die  Kosten  der  Stell- 
vertretung dem  Staate  und  der  Staatskasse 
2ur  Last.  Ebenso  kann  der  Staat  die  ihm 
zustehende  Disciplinargewalt  dem  Staatsbe- 
amten gegenüber  auch  auf  die  Besoldung 
wirksam  werden  lassen. 

Die  Auffassung,  welche  die  herrschende 
Lehre  des  Staatrechtes  darstellt,  genügt  aber 
der  volkswirtschaftlichen  Beurtei- 
Inng  nicht  Sie  klammert  sich  zu  ängst- 
lich an  die  formellen  Erscheinxmgen  der 
positiven  Rechtsbildung  an  und  übersieht 
den  wirtschaftlichen  Kern  des  Staatsdienstes 
und  des  Besoldungswesens.  Vom  Stand- 
punkte der  Nationalökonomie  ist  die  Besol- 
dung des  Staatsdieners  eine  speci^e  öear- 
timg  des  Lohnes,  eine  Art  des  aus- 
bednngenen  Arbeitslohnes.  Sie  kann 
daher  nur  als  eine  eigenartige  Erscheinnngs- 
nnd  Anwendungsfonn  der  ulgemeiaen  volks- 
'wi]:ts<duiftHchen  Lehre  vom  Lohne  auf  eine 
bestimmte  Eat^rie  von  F&Ilen  betrachtet 
werden.  Wenn  die  Besoldung  auch  numcher- 
lei  Verschiedenheiten  aufweist,  so  sind  doch 
beiden  eine  ganze  Reihe  von  Eigenschaften 
gemeinsam.  Gemeinsam  ist  der  Besoldung 
und  dem  Lohne  vor  allem  die  Grundlage, 
auf  welcher  sie  erwachsen  sind.  Beide  sind 
dadurch  gekennzeichnet,  dass  sie  ein  Ent- 
gelt für  persönliche  Leistungen  und 


für  die  Ueberlassung  der  Arbeits- 
kraft darstellen.  Ebenso  besteht  zwischen 
den  Bedingungen  der  Anstellung  im  Staat»- 
dienste  und  dem  Arbeitsverträge  eine  in- 
haltliche Gleichartigkeit;  denn  der  indivi- 
duelle Vertragsschluss  als  solcher  ist  dem 
Lohne  nicht  eigenttbniich.  Durch  das  Ent- 
gelt für  die  persönlichen  Leistungen  ver- 
pflichtet sich  der  Staatsbeamte  wie  der 
Arbeiter  im  weitern  Sinne  zur  BethätiguDg 
seiner  Arbeitskraft  nach  Leitung  des  Staates 
oder  des  Arbeitgebers  und  in  der  von  diesem 
l>ezeichneten  Achtung.  Endlich  verzif^tet 
in  beiden  fUlen  der  Leistende  zn  Gunsten 
eines  Dritten  auf  die  selbst  findige  Disposition 
über  seine  Arbeitsleistung. 

Die  Besonderheiten,  weldie  die  Besoldiing 
diarakteriäeren,  beziehen  sich  voinehmlicA 
auf  die  Re^elun^  des  Enüohntmgssystoms 
und  entspringen  einer  dem  Staatsdienst 
als  Arbeitsart  angepassten  Lohnpolitik. 
Deshalb  sind  hier  die  Höhe  des  Einkommens 
und  die  Bedingungen,  unter  welchen  es  be- 
zogen wird,  der  freien  Konkurrenz  und  der 
freien  Preisbildung  entrückt.  An  ihre  Stelle 
tritt  eine  gesetäiche  oder  verordnungs- 
mässigc ,  gleichmSssig  gehandhabte  Norm 
tür  Höhe  und  Ordnung  des  Entgelts.  Da- 
mit hängt  aber  auch  die  Reihenfolge  von 
niederen  zu  höheren  Dienstverrichtungen 
und  der  Uebeigang  zu  immer  wichtigeren 
Aemtem  zusammen,  welche  dem  Staatsdiener 
durch  ein  allmähliches  Vomlcken  die  Aim- 
sicht  auf  Verbesserung  seiner  wirtschaft- 
lichen Lage  eröffnen.  Mehr  denn  bei  anderen 
Ärbeitsarten  sind  die  vom  Beamten  geforder- 
ten Leistungen  der  (Qualifizierten  Arbeit  bei- 
zuzählen und  erheischen  eine  gründliche 
technische  Vorbildung  und  Schulung,  deren 
Aneignung  meist  mit  relativ  hohen  Kosten 
verknüpft  ist.  Die  Erlangung  der  Anstellung 
ist  darum  an  äussere  Voraussetzungen  ge- 
knüpft, die  für  alle  Bewerber  gleichmässig 
geregelt  sind  und  ein  bestimmtes  Minimal- 
mass  an  Leistung  sichern.  Die  Sicherheit 
des  Bezuges  der  Besoldung  des  Staatsbe- 
amten aus  dem  klaglos  verwalteten  Amte 
ist  in  dem  "Wesen  der  öffentlichen  Gemein- 
wirtschaft bejpründet  und  verdichtet  sich  zu 
einem  Rechtsanspruch,  mindestens  auf  seine 
materielle  Kompetenz.  Damit  ist  keineswegs 
die  ;3f  ögüdikeit  der  Entlassung  oder  Yerab- 
Bchiedung  ans  GrQuden  des  mentlichen  In- 
teresses ausgeschlossen,  die  vielmehr  —  als 
vorübergehende  oder  dauernde  Amtsentlas- 
sung(»Quiescierung«) — bereits  in  denVoraus- 
setzungen  voi^esehen  ist  Der  gleichen 
Wurzel  ist  die  DiBciplinaigewalt  des  Staates 

Gegenüber  seinen  Beamten  entsprungen, 
n  dem  Umstände  endlich,  dass  der  Staats- 
beamte auch  nach  dem  Dienstesaustritt  ein 
Einkommen  aus  öffentlichen  Mitteln  {Warte- 
geld, Pension)  empfängt,  ist  kein  Gegensatz 
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ziun  Lohne  zu  ei-keimeD.  Demi  gerade  hier 
tritt  die  Eigenart  der  staatlichen  lÄhnziüilung 
hervor,  wo  »aufgeschobene«  Gehaltszahlungen 
in  der  Form  mn  Wartegeld  und  Pension 
erschmen. 

Für  die  nationalflkoiiomische  Betrachtung 
ist  und  bleibt  die  Besoldung  dei-  Staatsbe- 
amten aus  den  angegebeneu  Ursachen  als 
Einkommen  aus  Önentlicher  Dienststellung 
dem  Wesen  nach  ein  Arbeitseinkommen  und 
ist  seinem  Inhalte  gemäss  dem  Lohne  wesens- 
gleich. Nur  in  der  Form  haben  besondere 
Umstände  und  Motive  zu  einer  Divei-genz 
der  äusseren  Erscheinungsweise  geführt. 
Und  an  dieser  Auffassung  ändert  auch  die 
Thatsache  principiell  nichts,  dass  die  Fest- 
setzung dieses  Entgelts  der  Einkommens- 
bildung  des  privatwii-tschaftlichen  Systems 
der  Volkswirtschaft  entzogen  ist. 

2.  Die  geBoUchtllohe  Entwickelugr  des 

BesoIdnngrswesenB.  Die  Geechichte  der  Be- 
soldungen hängt  auf»  engate  mit  der  Ent- 
wickelung  des  Staatsdienstes  und  der  Stellung 
der  Staatsdiener  zuaammen.  Solange  das  System 
der  ElirenSmter  vorherrscht  oder  die  Amts- 
stellnng  nur  eine  Nebenbeschäftigung 
anderer  Lebenskreise  ist,  daher  nicht  den  Haupt- 
inhalt der  Lebensthätigkeit  des  Funktionärs 
bildet,  fehlen  feste  Grundsätze  flir  seine  Ent- 
lohnung. Wenn  auch  diese  Ehren-  oder  tem- 
porären Aemter  offiziell  unbesoldet  varen,  so 
fehlte  es  dennoch  nicht  an  mancherlei,  zum 
Teil  sehr  bedeutender  Lnkriening.  Die  Be- 
soldungslosigkeit  ist  hier  nur  eine  scheinbare 
und  dadurch  verschleiert,  dass  nach  Ablauf  der 
Amtszeit  der  Amtsinhaher  mit  ^ewinnreichen 
Funktionen  ausgestattet  wird,  die  dem  unbe- 
soldeten Staatsamte  nachfolgen.  Die  höchsten 
Beamten  der  römischen  Hepublik  erfüllten  ohne 
Gehalt  ihre  Ämtsfunktionen,  wurden  aber  nach 
Ablauf  derselben  durch  ertragsreiche  Statthalter- 
posten  entschädigt.  Ein  derartiges  Verfiahren, 
irelcbes  jeden  Einblick  in  die  Kosten  des  Staats- 
dienstes verwehrt,  ist  unter  allen  Umständen 
verwerflich  und  die  Wnrzd  privater  Ausschrei- 
tungen und  geheimer  Ausbeutung  der  Bevöl- 
kerung. 

£a  war  daher  auch  vom  Standpunkt  der 
Besoldungspolitik  ein  erheblicher  Fortschritt, 
als  die  erweiterten  und  verfeinerten  Ämts- 
funktionen eine  grössere  Stabilität  des  Beamten- 
tums erheischten.  Die  Aemter  wechselten  jetzt 
nicht  mehr  in  relativ  kurzen  Fristen  ihre  In- 
haber, sie  wurden  ans  NebenbeBchäftignugen 
gewiss«-  Personenkreise  zum  Hauptberuf,  wie 
sie  auch  andererseits  höhere  Anforderungen  an 
Arbeitskraft  und  Leistimgen  des  Beamteten 
stellten.  Dies  aber  steht  wiederum  mit  dem 
allgemeinen  Entwickelungsprincipe  der  öffent- 
lichen Thätigkeiten  in  naher  Beziehung.  Die 
öffentlichen  Amtshandlungen  sind  nrspitinglich 
einzelne  zusammenhanglose  Akte  welche  je 
nach  Bedarf  in  bestimmten  oder  in  uuperiodischen 
zeitlichen  Intervallen  vollzogen  wurden.  Je 
häufiger  aber  die  Yoruahme  solcher  Fnuktionen 
wurde,  je  komplizierter  sie  sich  gestalteten  und 
eine  je  hithere  technische  Ausbildung  ihre  Be- 
sorgung erforderte,  in  um  so  höherem  Masse  er- 


wies sich  das  bisherige  Beamtenmaterial  als 
unzulänglich,  man  branebte  vorbereitete  oder 
weiugstens  geschulte  Funktionäre,  welche  die 
Ausübung  dieser  Thätigkeit  als  dauernde  und 
als  Lebensberuf  betrachteten.  Damit  war  eine 
besondere  Kategorie  von  Staatsbürgern  aus  den 
älteren  Verhältnissen  herausgewachsen,  die  be- 
rufsmässigen Staatsbeamten,  und  der 
Staats-  und  öffentliche  Dienst  wird  zu  einer 
selbständigen  Lebensstellung. 

Alle  diese  Umgestaltungen  zeigen  sich  in 
ihren  Beflexwirkungen  anä  im  Besoldungs- 
wesen. Es  genflete  jetzt  nicht  mehr,  die 
Staatsbeamten  in  1>1088  ehrenamtlicher  Weise 
zu  bestellen,  sondern  man  musste  ihnen  feste, 
auskömmliche  Einkünfte  zusichern.  Der  Stabi- 
lität und  Berufsmässigkeit  der  Amtsstellnng 
entsprach  die  Zuweisung  und  Fixierung  eines 
bestimmten  Einkommens.  Bei  der  Entwicke- 
lungsstufe  der  Naturalwirtschaft  im  Mittelalter 
vermochte  die  öffentliche  Autorität,  der  König  oder 
Landesherr,  nur  wiederum  in  Naturalien  Ver- 
gUtungsleistungen  auszuteilen.  Und  so  treffen 
wir  denn  als  erste  Form  dieser  Besoldung  die 
Belehnung  mit  Grundstücken,  mit  wel- 
cher als  Aequiv&lent  die  Ausübung  von  öffent- 
lichen Dienstleistungen  im  Heere  und  am  Hofe, 
dessen  Aemter  zugleich  den  Staatsdienst  reprä- 
sentierten, organisch  verbunden  war.  Der  Er- 
trag der  Lehensgüter  bildete  das  Einkommen 
oder  die  Besoldung  des  Funktionära.  Die  Art 
und  Weise,  wie  er  die  Ertragsfähigkeit  nutzen 
wollte,  blieb  dem  Lehenaträger  Qberlassen. 
Schon  fMhzeitig  zeigen  rieh  aber  hier  Hiss- 
bräucbe.  Die  Lehen  werden  erblich,  und  ihre 
Erblichkeit  fährte  häufig  zur  Vernachlässigung 
der  Amtsverrichtungen,  zu  einer  Schädigung 
des  öffentlichen  Dienstes.  Der  Uebergang  zu 
festen  Natnralbesoldungeu  bedeutete  da- 
her der  Belehnung  gegenüber  eine  Verbesse- 
rung für  die  Ordnung  der  staatlichen  Dienst- 
leistungen. Im  naturalwirtschaftlichen  Stadium 
der  Volkswirtschaft  war  diese  Uebung  ganz 
paraend,  solange  der  Staat  selbst  in  mannig- 
facher Weise  Empfänger  von  Natnralgeftllen 
war  und  in  Naturalien  sein  hauptsächliches 
Zahlungsmittel  bestand.  Auf  höherer,  volks- 
wirtschaftlicher Entnichelungsstufe  und  mit 
zunehmendem  Geldgebrauch  pflegen  die  Natural- 
besoldungen  durch  die  Schmengkeit  der  Auf- 
bewahrung und  des  Transportes  zu  vielfachen 
Ungleichheiten,  Hissbräuchen  und  Streitigkeiten 
zu  führen,  die  nach  und  nach  ihre  Beseitigung 
verlangen. 

Der  Wendepunkt  in  der  geschichtliehoi 
EntWickelung  des  Besoldnjwswesens  ist  durch 
das  Vordringen  der  Geldwirtschaft  m 
allen  ökonomischen  Beziehungen  bezriclmet 

Diese  bat  zuerst  den  privatwirtschaftlichen 
Verkehr  in  ihre  Kreise  gezogen  und  sich  erst 
allmählich  auch  in  die  Finanzverhältnisse  der 
Staaten  eingedrängt.  Die  Natnralbesoldung 
wird  jetzt  für  den  Staatsbetrieb  zu  schwer- 
fäUig  und  ist  mit  der  allmählichen,  geldwirt- 
schaftlichen Gestaltung  des  staatlichen  Finanz- 
haushalts DQverträglicb.  Die  Einbürgerung  der 
Geldentlohnung  und  der  Geldbesol- 
dung  der  Beamten  in  das  System  des  Staats- 
dienstes war  nur  eine  notwendige  Konsequenz 
dieses  allgemeinen  Entwiekelnngsprozesses  im 
Wirtscha^-  und  Staatsleben.    Allein  dieser 
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Uebergang  Tollzog  sich  nar  langsam  und 
schrittweise,  wenngleich  schon  früueitig  die 
erleuchtetsten  und  weitblickenden  Staatsmänner 
die  Geldbewddnng  der  Beamten  als  wttnscheiu- 
wertes  Ziel  erstrebt  haben.  ZunMchst  TerfQffte 
der  Staat  selbst  nur  über  luuiureiehende  6ud- 
nuttd,  die  Nataraleinnahmen  soidten  noch  immer 
eine  erhebliche  EoUe  und  wurden  erst  snccessiv 
von  den  Geldeinkünften  verdrängt.  Und  diese 
allmähliche  Umbildung  äusserte  also  auch  auf 
das  Besoldungswesen  einen  nachhaltigen  Einfluss. 

Zu  den  ältesten  Formen ,  in  welchen  dem 
Staate  geldwirtftchaftliche  Einkünfte  zuSossen, 
zählen  die  Abgaben  von  Amtshandlungen,  die 
behördlichen  Sportein.  Sie  wurden  lange 
Zeit  ganz  oder  grossenteils  denjenigen  Beamten 
überlassen,  welche  die  bmahlte  Staatsfnnktion 
Toi^enommen  hatten,  imd  ktanen  wohl  als 
die  ursprünglichen  imd  ältesten  Geldbestand- 
teile  der  Besoldungen  bezeichnet  werdeiL  Die 
Erhebung  solcher  Sportein  ist  uralt  und  im 

fenaanischen  Mittelalter  mit  aof  Ueberreste 
er  römischen  Finanzverfassung  zurilckznfUhren. 
Doch  scheinen  (nach  Tacitna)  auch  schon  die 
alten  Oermanen  derartige  Abgaben  gekannt  zu 
haben.  Die  Besoldun^form  durch  Sportein  hat 
auf  der  anderen  Seite  auch  für  den  Staat 
wesentliche  Vorafige  der  Eintadiheit.  Denn 
die  ErhebongskoBten  wurden  erspart,  das 
BechDungsweaea  ward  vereinfacht  und  Leistung 
und  Entgelt  schienen  in  harmonischem  Zusam- 
menhang zu  sein.  Der  Beamte  hatte  ein 
finanzielles  Interesse  am  Eingang  der  S^r- 
teln,  die  für  ihn  ein  steter  Sporn  zur  Verrich- 
tung seines  Amts  waren.  Doch  stehen  diesen 
Lichtseiten  wiederum  erhebliche  Schattenseiten 
gegenüber.  Die  Leistungeii  der  höheren  Beam- 
ten lassen  sich  schwer  in  das  Sportelsystem  ein- 
gliedern. Ausserdem  ist  dem  Zufall  ein  weiter 
Spielraum  gegeben,  Modnrch  oft  grosse  Unter- 
schiede nach  Ort  nnd  Zeit  eintreten  können 
imd  nach  Umständen  der  höhere,  vorgesetzte 
Beamte  weniger  Einkommen  beziehen  kann  als 
der  ihm  untergebene  subalterne  Staatadiener. 
Damit  hängen  aber  alle  jene  Schwierigkeiten 
zusammen,  welche  aus  der  mangelnden  Ueber- 
sieht  Über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Staats- 
beamten entspringen  imd  der  dem  Staatsdienste 
eigenen  Beförderung  als  Hindernis  entgegen- 
treten. Nachdem  aber  die  Besoldung  durch 
Sportein  für  den  Staat  sehr  ein&ch  und  Unt 
kostenlos  durchzuführen  ist,  so  11^  die  Gefahr 
nahe,  dass  aus  politisdien  Gründen  die  Zahl 
der  Sportein  empfangenden  Beamten  in  unnützer 
Weise  vermehrt  wird.  Diese  Missstände  und 
Missbräucbe  hat  man  häufig  dadurch  zu  ver- 
mindern gesucht,  dass  sämtliche  anfallende 
Sportein  in  einem  Amte  in  eine  gemeinschaft* 
liehe  Kasse  flössen ,  woraus  die  einzelnen  Be- 
amten nicht  nach  zufälligen  Momenten,  sondern 
nach  festen  Grundsätzen,  nach  Stellung,  nach 
dem  Dienstalter  u.  s.  w.  verhältnismässige  Zu- 
schüsse oder  Zula^^en  empfingen.  Allein  auch 
hier  hat  sich  gezeigt,  dass  die  IMvatinteressen 
jede  Beform  des  Sportelwesens  vereitelten.  So- 
bald daher  eine  stärkere  Centralisation  des 
Staatslebens  die  politischen  Verfassungen  zu 
beherrschen  begann,  wurden  die  Sportein  in  der 
Hauptsache  zu  allgemeinen  Staatseinnahmen 
erklärt  und  von  der  Staatskasse  eingezogen. 
Dem  amtierenden  Staatsdieuer  wurden  sie  nur 


ausnahmsweise  Überlassen.  Der  Staatsbeamte 
aber  erhielt  dafür  einen  festen  Gehalt. 

Die  Besoldung  der  öffentlichen  Dienstleis- 
tungen durch  feste  und  fixierte  Ge- 
hält  er  an  Stelle  der  NataraUMSoldungfui  und 
der  Sporteln  ist  seit  Ende  des  16.  und  im  17. 
Jahrhundert  aufgekommen.  Neben  dem  Zu- 
sammenhang mit  dem  Sportelwesen  wirkten 
hier  auch  Entwickelungsgründe  allgemeinerer 
Art  mit,  namentlich  der  Fortgang  der  ^Id- 
wirtschaftlicben  Gestaltung  der  öffentlichen 
Haushalte.  Wie  aber  durch  die  Sporteln  die 
\aturalbesoldnng  nicht  mit  einem  Schlage 
beseitigt  wurde,  beide  Formen  des  Entgelts 
vielmehr  neben  einander  und  mit  einander  da.<i 
Entlohnungssystem  beherrschten,  so  haben  auch 
die  festen  Gehälter  jene  älteren  Lohnfbrmen 
nicht  sofort  absorbier^  sondern  nur  nach  und 
nach  zersetzt  und  aurgelöst.  Ueberreste  von 
Sportel-  und  Xaturalbesoldungen  haben  sich 
aber  noch  bis  auf  unsere  Zelt  erhalten.  Die 
festen  Gehälter  bildeten  demgemäss  anfange 
nicht  den  Hauptbestandteil  des  Einkommens 
der  Staatsbeamten.  Vielmehr  waren  sie  nur 
Konzessionen  an  die  vordringende  Geldwirt- 
schaft und  hatten  Naturalien  imd  Sporteln  zu 
er^nzen.  Sie  bildeten  aber  ein  expansives 
Prineip  mit  der  Tendenz  sich  immer  mehr  ans- 
zndeknen  nnd  die  Xataral-  nnd  Sporteleinkünfte 
zu  verdrängen.  Die  Durchführung  des  System- 
wechsels hat  sich  aber  in  den  einzelnen  Staaten 
zu  sehr  verschiedeneu  Zeiten  und  in  sehr  ab- 
weichendem Masse  vollzogen.  Während  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  z.  B.  in  den  deutschen 
Territorien  bei  der  Besoldung  die  Barzahlung 
überwiegt  oder  mindestens  im  17.  Jahrhundert, 
wie  in  Preusaen  unter  dem  Grossen  Kurfürsten, 
zu  Stande  kommt,  war  in  anderen  Staaten  noch 
immer  die  Sportnlienmg  vorbernKÜiend.  Selbst 
in  England  bezog  noch  im  17.  Jahrhundert  der 
Attomey  General  nur  82  Pfund  Sterling  als 
festen  GeluUt  (Salarr),  Während  sein  übriges 
Einkommen  von  580Ö— 5900  Pfund  Sterling  in 
sportelartigen  Nebeneinkünften  (Fees)  bestand ; 
und  im  18.  Jahrhnndert  bezogen  in  Dänemark 
die  Richter  nur  20  Thaler  festes  Jahresgehalt 
und  den  Best  in  anderen  Emolnmeuten.  Ja 
man  hat  mitunter  aus  missverstandener  Spar- 
samkeit sogar  geflissentlich  die  festen  Beamten- 
ge^älter  rednziert  und  die  Lilcke  durch  einen 
vermehrten  Sportelbezng  ausgefüllt. 

Hit  der  Aera  der  verfassungsmässigen  Zu- 
stände hat  man  energisch  mit  solchen  Zwei- 
dentigkeiten  aufgeräumt.  Mit  dein  Principe 
einer  geordneten  Budgetwirtschaft  vertragen 
sich  keine  Elemente,  welche  den  Einblick  in 
den  Staatsaufwand  und  seinen  Umfang  stören. 
Namentlich  aber  werden  auch  die  wahren 
Kosten  des  Staatsdienstes  verschleiert.  Doch 
hat  man  weder  die  Naturalbesoldung  noch  die 
sportelartigen  Einkttnfte  vollständig  zu  be- 
seitigen vermocht  oder  beseitigen  wollen. 
Erstere  ist  insonderheit  in  Form  der  Dienst- 
wohnungen bestimmter  Beamtenkategorieen 
nnd  in  Naturalbezügen,  wie  in  der  Stel- 
lung von  Feuerungs-  und  Beleuchtungsmate- 
riahen.  in  der  Lieferung  von  Dienstkleidern 
oder  Pferderatioiien,  beibehalten  worden.  Letz- 
tere aber  sind  als  Amtserträgnisse  bei 
bestimmten  Aeniteru  zur  Vermeidung  umständ- 
licher Bechnungslegniig,  beim  Unterrichtswesen 
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oder  als  Einkommen  mittelbarer  Staatsbeamten,  |  anf  eine  bestimmte  Quote  seines  Gehalts,  wenn 
der  Bechtsanwälte,  Notare  etc.  noch  Üblich.  Im  der  Bezugsberechtigte  eiae  gewisse  Anzahl  von 
ahrigen  wurde  die  Mehrzahl  der  naturalen  Dienstjahren  sein  Amt  verwaltet  bat  und  ohne 
Sei(£ttii8e  in  Geldzahlungen  umgewandelt,  wie !  Schuld  ans  demselben  verdrSa^  wird.  Dagegen 
die  freien  Dienstwohnungen  in  du  VTohnungs- .  fehlt  in  den  reinen  Demokratieen  du  Peiraon»- 
«Id  bei  Kichter-  und  Civilbeamten  und  {  wesen,  da  ein  berufsmässiges  Beamtentum  und 
du  Naturalftuartier  in  das  Seryis  bei  Militär- ,  ein  berufsmässiger  Staatsdienst  ttberbanpt  fehlt. 
Personen  und  Militärbeamten.  Es  lässt  sich ,  Der  weitere  Differenziernngsprosees  des 
daher  in  der  Hauptsache  behaupten,  dass  die  i  Fensiouswesens  hat  sich  in  zwei  Richtungen 
feste  Qeldentlohnnng  bei  der  Besoldung  im  |  bewegt.  Einmal  wurde  neben  der  danemden, 
modernen  Staate  die  vormaligen  naturalen  und ;  anf  Lebenszeit  gewährten  Pension  der  Be^ff 
sportelartigen  Bestandteile  des  Einkommens  der  des  Wartegeldes  ausgebildet,  ein  zeiuich 
Staats-  und  Übrigen  öffentlichen  Beamten  end-  gewährter  Kuhegenuss,  welcher  solchen  Beam- 
gttltig  verdrängt  hat.  i  ten  vorübergehend  zu  teil  wird,  die  ans  dienst- 

Iws  der  Beamte  nach  seiner  Ausschädnng liehen  oder  oi^^anisatorisohen  CirOnden  au  der 
ans  dem  Dienste  weiterhin  ein  Qniescenz-  oder .  Aktävität  scheiden,  ^iodann  aher  hat  man  Ar 
Enhegehalt  als  eine  Leibrente  empfängt ,  ist  die  Hinterbliebenen  der  .Staatsdiener  Fürsorge 
durchaus  keine  natumotwendige  Folgemng  ans  '■  getroffen  und  zwar  durch  Leibrenten  für  die 
den  Besoldnn^bezuge.  Vielmehr  bat  sich  das  '  Witwe  —  Witwenpension,  nnd  dtirch  Zeit- 
bisdtnt  der  Pension  und  das  ganze  Pen- '  reuten  für  die  Waisen  —  Waiaenpensionen, 
sionswesen  utir  allmählich  aus  der  Besol- ,  Erziehungsgelder  (vgl.  Art.  Witwen- 
dnn^politik  herausgeschält.  Die  Gewährung  |  und  WaisenTersorgnng). 
von  ßuhegehältem  galt  ursprünglich  in  monar- 1      n  r\s    t  t      j  j«-  jn 

chischen  Staaten  als  Gnadensache  und  damit  i  »■  1^'®  leitenden  Gmndsatze  der  Be- 
als  eine  Belohnung  für  besondere  Verdienste .  Holdongspolitik.  Der  wichtigste  Grundsatz 
am  Krone  nnd  Staat.  Es  war  ihre  Beteilnng '  des  ganzen  Besoldungswesens  gipfelt  in  dem 
kan  Becht  des  Beamten ,  das  mit  seinem  1  richtigen  Verhältnis  zwischen  dem  Staate- 
Dienstverhältnis  verknüi^t  war.  Auch  war  der  (jienst  und  seinen  Anforderungen  einerseits 
Bezug  solcher  Biüiegenflsse  ursprüng^lich  nicht ,        (j^^  Bezahlung  der  Ktaatsbeamten  an- 

!Sf.nf..P?S^'Jl™^f»''m,r^^^^^^^  Darsus  leitet  sich  der  massge- 

rente  auftretender,  sondern  oft  nur  eine  ein-  ,     i        -  .    i      ^    r-.    .    -i  . 

malige  fieichung  ider  eine  solche  auf  kürzere  I  ^'^ode  Gesichtspunkt  ab,  dass  der  Staat  nicht 
Zeit  (Gnadenquartal,  Gnadenjahr,  Abfertigung). '  mehr  üeainten  anstellen  solle,  als  den  that- 
Allein  diese  Gnadenerteilung  verfuhr  mit  der  ,  sächlichen  Bedürfnissen  wirklich  entspricht, 
grössten  Willkür,  war  bald  äusserst  verschwen- ,  dass  aber  diese  in  auskömmlicher  Weise  zu 
derisch,  bald  hartherzig  und  kärglich  und  besolden  sind.  Ein  sehr  zahlreiches  Be- 
führte überdies  zu  einer  Anzahl  von  Miss- ;  amtenheer  bietet  durchaus  keine  Gewähr 
brauchen.  Mit^r  Zeit  wurde  es  daher  ein  ]  pjne  bessere  Ausübung  der  AmtspfHchten. 
rSS^^Ä"  a  ,^SeiäÄ  i  s  ist  ein  tnc|tiger  ßear^tenstand 

Grandi^zen  zu  handeln.    Später  fand  man  hinlänglicher  Bezahlung  Ueranzu- 

es  aber  zweckmässig,  besondere  Pensions- .  =^iehen  nnd  zu  erhalten.  Bei  sciilechter  Be- 
kassen  zvt  gründen,  in  welche  die  Beamten  i  soldung  wenlen  sich  mir  die  üntOchtigen 
Einzahlun^n  zu  leisten  hatten ,  die  dann  |  zur  Uebemahme  der  Amtsstellen  bereit  tia- 
hauptaächlich  durch  Gehaltsabzüge  genährt ,  den  oder  Leute,  die  in  anderen  Berufen 
wurden.  Die  eingebenden  Geldsummen  wurden  ;  Schiffbnich  gelitten  haben.  Zweifelsohne 
zu  einem  verzinslich  angelegten  Fonds  ver- j  i^gj^^  gesellschaftliche  Ansehen  und 

S VZer't^  Ä  vtÄ 2S  ^^^^      Beamtenstandes  ^ne 

Pensionskusen,  häufig  unter  Mitwirkung  eines  !  e«>f?  B<?deutung  für  den  Beamtenstand 
von  den  Beamten  selbst  gewählten  Ausschusses, , "»d^"  oft  ein  kärgliches  Gehalt 

und  leistete  zu  denselben  teils  einmalige,  teils ;  ei-gänzen  müssen.  Allein  dieser  Notbehelf 
dauernde  Beiträge.  Später  beseitigte  man  dann  !  kann  über  den  Kern  der  Sache  nicht  hin- 
diese  selbständigen  Pensionskassen  und  führte  i  wegtäuscheu.  Denn  ein  Beamter  muss,  um 
die  Gehaltsabzüge  in  die  allgemeine  Staatskasse  |  seine  Pflichten  erfüllen  zu  können,  unter  noi^ 
ah,  wogegen  der  Staat  die  rechteverbindliche  ■  „,alen  Verhältnissen  für  sich  und  seine  Fa- 

bSÄÄ,.  35^'^^^^  der  Nahningssoi^n  überhohen  sein 

Bnhegehklter  zu  zahlen.   Der  Beitritt  zn  den  „„,,  T»™.,BJ*B™-n   o>k^:+«„  j.« 

Pen^nskassen  und  die  Gehaltsabzüge  waren  dem  Bewusstsein  arbeiten,  daas 

obligatorisch  für  den  Beamten  und  waren  mit  i  se'"«  lieistungen  in  dem  trehalte  mrem 
einem  Beitrittszwang  verbunden.  Die  Verwal- 1  Werte  angemessen  entlohnt  werden.  Darum 
tnng  des  ganzen  Fensionswesens  ist  häufig  mit  j  ist  auch  die  Sicherheit  der  Amtsstellung 
der  Staatsschnldenverwaltnng  verknüpft.  End-  i  und  ihrer  Dienstbezflge  unbedingte  Yonraa- 
Uch  bat  aher  der  Verfassungsstaat  die  ßuhege- '  setzung  für  die  Tüchtigkeit  des  Beamten- 
hälter  dieser  halb  privatwirischi^dien,  halb  |  jj^rpers.  Mit  Erfüllung  der  voreezeichneten 
Kit™*^zu'ei^S^^^^^^^^  «^"^^      ^"^'»^  ein^Rechtsan- 

Ln  Ar^raJf^SonSe^^^^^  Amt  und  die  damit  verbun- 

säize  gestellt.  Die  Pension  bildet  heute  einen  *^ene  Besoldung  erwerben.  Er  muss  auch 
integrierenden  Bestandteil  der  Besoldung  nnd  i  davor  geschützt  sein,  dass  nicht  politische 
involviert  ein  Fordenmgsrecht  des  Beamten  Verliältnisse    und    Strömungen   und  der 
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Wechsd  der  leitenden  StaatsrnSimer  ihn 
ohne  weiteres  aus  seinem  amtlichen  AiTir- 
knngskreis  und  seinen  DienstbezOgen  ver- 
dringen können,  selbst  bei  gewissenhaftester 
ÄmtserfOllune.  Damit  ist  es  aber  nidit  aas- 
geschlossen,  oass  im  Interesse  des  Dienstes 
VexsetEungen  des  Beamten  vorgenommen 
werden.  Allein  eine  solche  darf  nicht  mit 
äner  Minderung  des  Banges  und  Gehaltes 
der  Beamten  rerbunden  aeän.  Nur  einzelne 
Stellungen,  wie  die  der  Biditer,  der  Hoch- 
sdiulprofessoren  etc.  änd  davon  ausge- 
nommen. 

Die  Besoldung  der  Staatsbeamten  muss 
eine  feste  sein.  Die  früher  übliche  Be- 
mhlni^  der  Beamten  durch  die  anfallenden 
Sporteln  und  OebQhren  des  Amtes  ist  zu 
verwerfen.  Dies  widerspricht  der  Sicher- 
heit der  amtlichen  Stellung  und  führt  zu 
grossen  UngleichmSssif^keiten  der  Entlohnung 
aus  rein  zufiÜÜgen  Urastfindeo.  Die  Ge- 
bühren sind  heute  weseutlichFiskusgebÜbren, 
und  nm:  kleinere  Durchbrechungen  dieses 
Piincips  haben  sich  heute  noch  erhalten. 
Darum  soll  —  al^peseheu  von  etwa  durch  ört- 
liche Verhftltuüse  b^rOndeten  Zulagen  —  die 
Besoldung  für  die  Beamten  gleichen 
Banges  thunlichst  die  gleiche  sein.  Die 
Höhe  der  Besoldung  ist  voa  der  Wichtig- 
keit des  Amts,  von  der  mit  demselben  ver- 
bundenen Verantwortli(^eit  und  hftufk^  auch 
von  den  durch  dasselbe  bedingten  Dienst- 
andi^n,  Beptfisentationskosten  aUiSngig. 
Ausserdem  verlangt  eine  gesunde  Besoldungs- 

Solitii:  eine  Steigenmg  der  GehÄlter  mit 
em  Aufrücken  im  Amt  und  mit  der 
»Vollstreckung«  von  Dienstjahren. 
Als  Sporn  für  die  Thfttigkeit  des  Beamten 
ist  den^mfis  die  Gewährung  von  Dienst- 
alterszalagen  in  periodiuchen  Fristen 
(3  oder  5  Jahren)  zu  verUngen.  Für  be- 
sondere Leistungen,  Beisekosten,  Taghhrten, 
Umzugskosten  bd  Yetsetzuagen  und  der- 
gleichen  werden  den  Beamten  besondere 
Yei^timgen  zugebilligt. 

Endlich  zählen  zu  den  Orondsatzen  der 
Besoldnngspolitik  noch  die  Ansprüche  auf 
"Wartegeld  und  Pension.  Das  Warte- 
geld (Disponibilitatsgehalt)  wird  dem  Beam- 
ten bei  zdtweiliger  Entlassung  oder  tempo- 
rSrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  bis  zur 
Wiederberufung  in  ein  Amt  bezahlt.  Die 
Pension  oder  das  Ruhegehalt  wird  dem  Be- 
amten bei  Erreichung  einer  bestimmten 
Altersgrenze  (z.  B.  mit  Vollendung  des  65. 
oder  70.  Lebensjahres)  oder  bei  Eintritt  der 
Dienstuntauglichkeit  nach  festen  Grundsätzen 
und  mit  der  Wirkung  eines  Rechtsanspruchs 
gewahrt  Der  Pensionaanspruch  soll  nicht 
zu  spfit  beginnen  und  anfangs  nur  in  einem 
kleinen  Bruchteil  des  Gehalts  bestehen,  der 
aber  von  Jahr  zu  Jahr  wächst  Passender 
Weise  kann  auch  ein  Maximum  des  Ruhe- 


gäialts  z.  B.  ^.  3  des  zuletzt  bezogenen  Oe^ 
halts  oder  eine  Maximalsumme  für  das.selb6 
angenommen  werden.  Die  Gewähining  der 
Pension  ist  dann  entwedw  an  die  Erreichung 
eines  bestimmten  Lebensiüters  qder  Dienst- 
alters oder  an  den  Nachweis  der  Dienst- 
untaughchkeit  geknüpft.  Die  Pensionsbe- 
rechtigung involviert  audi  meistens  eine 
entsprechende,  wenn  auch  beschädene  Für- 
sorge fflrdie  hinterbliebene  Witwe 
und  die  Waisen  des  Beamten  (vgl.  Art 
Witwen-  und  Waisenversorgung). 

Die  Einzelheiten  der  Besoldungspoutik 
können  in  diesem  Zusammenhange  nicht 
weiter  verfolgt  werden.  Sie  stehen  in 
engster  Verbindung  mit  den  Besoldungs- 
systemen in  den  einzelnen  Staaten  und 
tragen  daher  ein  sehr  verschiedenes  Gepräge. 
Bei  der  nachfolgenden  Darstellung  der  Ge- 
setzgebung sub  II  bis  IV  sind  die  ein- 
schlägigen Nonnen,  soweit  es  der  Raum 
gestattete,  hervoi^hoben  und  charakterisiert 
worden. 

4.  ZiusaaunensetKung  der  BesoldiiBi^ 

Für  die  staatswissenschaftliche  Behandlung 
ersdieinen  alle  amtlichen  Bezüge  des  Staats- 
dieners und  seiner  Familie  aus  dem  Rechts- 
titel der  Anstellung  im  Staatsdienst  als  eine 
unzertrennliche  Einheit,  die  man  passend 
alsTotalgehalt(Wi^er)bezeidmen  kann. 
Seinen  Bestandteilen  nach  sind  drei  Kate- 
gorieen  zu  nnt^whetden: 

1.  Das  AkÜTttätsgehalt  oder  das  Ger 
halt  im  enteren  Sinne,  welches  der 
Beamte  für  seme  Dienstleistungen  im  Amte 
bezieht  Es  bildet  den  Kern  und  den  Grundr 
stock  der  Besoldung  überhaupt.  Dem  In- 
halte nach  sind  in  diesem  wiederum  ver- 
schiedene Teile  vereinigt: 

a)  Das  Gehalt  selbst  (im  engsten 
Sinne)  als  dasjenige  Entgelt  welches  mck 
Offenüich-reuhtlichen  Normen  für  die  Yer- 
waltunfi;  eines  Staatsamts  ausgesetzt  ist 
■und  mit  Bang  und  Bedeutung  des  Amtes 
wediselt 

b)  DasWohnungsgeld  oderderWoh- 
nungsznschuss,  ein  Zusatz  zum  Dieoat- 
etnkommen  des  B«unteu  und  ein  Bätzag 
zur  Bestreitung  dner  standesgemSssen  Woh- 
nung für  den  Beamten  und  seine  Familie. 
Mitunter  kann  es  zweckmässig  sein,  das- 
selbe durch  die  Gewährung  einer  naturalen 
Dienstwohnung  zu  ersetzen.  Aehnlichen 
Charakters  ist  das  S  er  vis  bei  Offizieren 
und  Militäi'beaniten,  das  an  Stelle  des  vor- 
maligen Naturalquartiers  tritt  und  nicht  nur 
zur  Deckung  des  Wohnungsaufwandes,  son- 
dern auch  zur  Beschaffung  des  Mobiliars 
und  zur  Bestreitung  von  Beheizung  mid  Be- 
leuchtung dienen  soll. 

c)  Die  Zulagen  und  Nebenbezüge, 
teils  in  der  Form  von  Funktions-,  Orts-  od«r 
Personalzulagen,  teils  als  Erstattungen  für 
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besonderen  Dienstaufwand  oder  als  Natni-al- 
bezÜge  und  Amtserträgnisse. 

2.  Die  Buhegenüsse,  welche  dem  Be- 
amten beim  Ausscheiden  aus  dem  Staats- 
dienste ^währt  werden.  Dieselben  sind  in 
ihrem  'wirtschaftlichen  Charalcter  teils  Leib- 
renten, teils  Zeitrenten.  Sie  erscheinen  in 
oner  dreifachen  Form: 

a)  als  Abfertigung,  wenn  die  Zah- 
lung nur  einmal  erfolgt  o<ler  sich  nur  ein 
paar  Mal  wiederholt  Soldie  Abfertagangen 
kommen  vor,  falls  der  Beamte  nicht  die  er^ 
forderliche,  den  Pen8ion8anq)m<di  begrOn- 
dende  Dienstzeit  im  Amte  war  oder  bei 
Aemtem^  die  in  den  bem&m&ss^n  Staats- 
dienst mcht au^nommen  sind; 

b)  als  Warte^eld  oder  Disponlbi- 
lit&tsgehalt,  eine  Zeitrente,  welche  der 
Beamte  während  eineo*  zeitweiligen  oder 
vorübergehenden  Entlassung,  bei  temporftrer 
Versetzung  in  den  Ruhestand,  auf  Grund 
seiner  Amtrotellung  bis  ziu:  "Wiederbenifung 
in  den  aktiven  Staatsdienst  empfängt.  Der 
Fortbestand  des  Dienstverhältnisses  bleibt 
dabei  unberührt; 

c)  als  ßuhegehalt  oder  Pension 
(Alters- oderDienat^ters-jIn^'aliditätspension), 
eine  Leibrente  oder  lebenslängliche  Rente, 
welche  der  Beamte  auf  Gnmd  seiner  vor- 
maUgen  Anstellung  bei  seinem  definitiven 
Austritt  aus  dem  Staatsdienste  und  dessen 
Dienstverhältnissen  wegen  hohen  Alters,  in- 
folge der  aVollstreciung'<  einer  vorge- 
schriebenen Anzahl  von  Dienstjahren  oder 
endlich  aus  Gründen  körperlicher  oder  geis- 
tiger Dienstesuntauglichkeit  bezieht.  Der  An- 
spruch auf  Pension  setzt  regelmässig  voraus, 
dass  der  Beamte  eine  gewisse  Anzahl  von 
Jahren  dem  Staate  Dienste  geleistet  hat. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  oder  bei  niederen 
Staatsbeamten  tritt  die  Abfertigang  (s.  o.) 
ein  oder  es  wird  denselben  eine  sc^nannte 
Sustentation  gewährt,  welche  aber  nicht 
die  rechtlichen  Eigenschaften  der  Pension  hat. 

In  Staaten,  deren  Beamtenrecht  die  In- , 
stilution  des  "Wartegelds  nicht  kennt,  wird 
dasselbe  durch  zeitweilige,  befristete  Pen- 
sionierung ersetzt.  Hier  treten  dann  —  nur 
zeitlich  begrenzt  —  die  allgmeinen  Gmnd- 
sätze  der  Pension  ein. 

3.  Die  TerBorgung  der  Hmterblie- 
benen  des  Staatsdieners,  welche  den- 
selben anf  Grund  der  Anstellung  des  Be- 
amten nach  dessen  Tode  gebühren.  Diese 
sind: 

a)  Die  Sterbemonate  oder  Sterbe- 
quartale, der  Fortbezug  des  vollen  Ge- 
halts des  verstorbenen  Befuntm  durch  seine 
Familie  auf  die  Dauer  eines  Monats  oder 
Vierteljahrs.  Dieses  Institut  ist  der  älteste 
Bestandteil  des  Pen  sion  e wesen  s  u  ad  hat 
seinen  Vorläufer  in  den  Gnadenquartalen 
oder  Gnadenjahren  in  älterer  Zeit. 


j  b)  Die  AVitwenpension,  weldie  die 
I  Witn  e  eines  Beamten  lebenslänglich  alsLeib- 
j  rente  bezieht.  Jlit  einer  etm-aigen  Wieder^ 
verheiratimg  wird  ihr  Fortempfang  regel- 
mässig verwirkt,  da  diese  Thatsache  die  Ver- 
sorgung der  Witwe  begründet  und  den  Staat 
der  öffentlich-rechtlidien  Verpflichtung  der 
Fürsor^  überhebt. 

c) DieWaisen Pensionen  oder  Er  zie* 
hungsbeitrftge,  Zrätrenten,  welche  die 
unerwachsenen,  »unvOTBOtgten«  Kinder  des 
Beamten,  meist  bis  zur  Erreichung  eines  be- 
stimmten Lebensalters,  beziehen.  Hitunter 
ist  der  Bezug  auch  an  die  ^Yeesarguug* 
geknapft  Bei  TCchtem  ist  daruater  me 
Vereh^chung  zu  verstehen.  Bei  Söhnen 
ist  man  anMOT  soweit  g^aiigen,  ohne  Bflok- 
sicht  auf  die  sonst^n  EiDkommensTerhAlt- 
nisse  des  BezugBb^«ohtigten  eine  Versor- 
gung nur  bei  AnsteUung  im  Staats-  oder 
Öffentlichen  Dienste  anz^mehmen. 

II.  Grnndaflge  des  Besoldnnga- 
systems  In  Deutschland. 
1.  Allgemeiner  Giarakter.  Das  Be- 
soldungssystem in  Deutschland  —  in  Reich 
und  Bundesstaaten  —  steht  im  engsten 
Zusammenhang  mit  dem  System  des  Staats- 
dienstes überhaupt  Die  Handlungen  der 
öffentlichen  Verwaltung  im  weiteren  Sinne 
werden  von  berufsmässig  geschulten  Organen 
vorgenommen.  Diese  haben  gesetzlich  vor- 
geschriebene Bedingungen  zu  erfüllen,  welche 
sich  auf  Vorbildung,  Vorbereitungszeit,  Ab- 
legung von  Prüfungen  etc.  erstrecken. 
Durch  diesen  Eotwickelung^ang  soll  der 
künftige  Beamte  seine  Befäliigung  und  Ge- 
eignetheit für  die  Obhegenheiten  des  Staats- 
dienstes nachweisen.  Auf  Gnmd  eines  auf 
diese  Weise  erbrachten  »Befähigungsnach- 
weises« erfolgt  dann  die  Ernennung  zu  be- 
soldeten Aemteni  durch  das  Staatsoberhaupt 
in  systematischer  Ordnung.  Die  Ernennung 
selbst  bildet  für  den  Staatsdienstaspiranten 
an  sich  keinen  Rechtsanspruch,  sie  steht 
dem  Inhaber  der  Regierungsgewalt  freu 
"Wenn  aber  der  so  Aogestellte  eine  provi- 
sorische Dienstzeit  absolviert  oder  sein  Amt 
eine  bestimmte  Zeit  verwaltet  hat,  so  ver- 
dichtet sich  die  Anstellung  zu  einem 
Rechtsanspruch  auf  das  klaglos 
verwaltete  Amt  oder  weni^tens  auf  die 
mit  ihm  verbundene  Besoldung  selbst  oder 
doch  auf  eine  höhere  Quote  desselben  auf 
Lebenszeit  (Gehalt,  Wartegeld,  Pendon). 
Eüie  willkürliche  Entlassung  des  einmal 
defittitiv  (»pragmatisch«)  angestelltea  Be- 
amten ist  mcht  zulässig.  Der  Verdrängung 
desselben  aus  dienstlichen  Gründen  hat 
stets  ein  genau  vorgeschriebenes  Ver&hren 
(Disciplinarverfahren ,  Pensionierung)  voran- 
zugehen. 

Die  Kosten  des  matei'iell  so  ger^lten 
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Staatsdienstes  sind  relativ  sehr  erheblich, 
aber  mit  eine  durchaus  richtige  Konsequenz 
der  Arbeitsteilmig  im  Staatsleben,  welches 
auf  hCherer  Enituistnfe  mehr  und  mehr 
Uber  ein  specialiBtisch-technisch  geschultes, 
berufsmassig  besdi&ftigtes  Pei-sonaJ  verfügen 
muss.  Andererseits  aber  ist  mit  dieser  Art 
des  Staatsdienstes  der  grosse  Vorzug  ver- 
bunden, dasB  die  wirklichen  Aufwen- 
dungen fOr  den  Personalbedarf  in  manifester 
Weise  erkennbar  simt  xmd  ba^ttechnisch 
festgehalten  werden  btonen.  £^  liegt  klar 
am  TiKe,  was  Staatsdienst  nnd  B^unten- 
achaft  der  Volkswirtschaft  kosten.  Bas 
System  der  mibesoldeten  nnd  halbbesddeten 
EhrenSmter  in  demökratuchen  Gemeinwesen 
erfordert  zwar  einen  geringeren  sichtbaren 
Aufwand,  der  Vorteil  ist  aber  nur  ein 
scheinbarer,  da  die  volks-  oder  staatswirt- 
schafüichen  Kosten  in  ihrer  Oesamthdt 
nicht  zu  überblicken  sind.  Denn  der  Per- 
sonalbedarf wird  eben  durch  viele  Posten 
gebildet,  welche  im  Staatshausbaltsetat  nicht 
enthalten  sind.  Andemteils  aber  steht  die 
technische  Leistung  solcher  Ehrenbeamten 
natuzgemäss  auf  einem  tieferen  Niveau,  ein 
Üebelstand ,  der  insbesondere  noch  dann 
gesteigert  wird,  wenn  ein  hÄufigraer  Wechsel 
der  SteDeninhaber  je  nach  politischen  Ge- 
sichtspunkten, mit  dem  WechKil  (parla- 
mentarischer) Ministerien  in  untrennWem 
Zusammenhange  steht.  Der  moderne  Staat 
kann  bei  seiner  komplizierten  Verwaltung 
das  berufsmässige  Beamtentum  nicht  ent- 
behren, wenn  er  jederzeit  auf  ein  sittlich 
hochstehendes  Beamtentum  rechnen  will. 

Die  absolute  Beseitigung  des  Systems 
der  Ehrenämter  ist  desluub  nicht  notwendig. 
Allein  sie  werden  den  berufsmässigen 
Staatsdienst,  den  Kern  der  Sta^sverwaltung, 
nur  erweitem  und  ergänzen  kOnnen. 

2.  Der  Besoldongsbesog  und  die 
Bestaadtette  der  Besoldung.  Der  Besol- 
dungsanspruch geht  ans  ein^  einseitigen 
Vmraltungshandiung  hervor,  welche  den 
Beamten  zum  Zahlungsem  prang  aus  der 
Staatskasse  ermächtigt  und  ihm  eine  be- 
stimmte Besoldung  zuweist  Dieser  Akt 
tritt  an  Stelle  eines  zweiseitigen  Vertrages, 
doch  ist  ökonomisch  die  Wirkung  die  ^eidie. 
Die  Besoldungsbeträge  gehen  in  dfuPcivat- 
dgentnm  des  Beamten  über,  ohne  jedoch 
einen  privabechtlichen  Anspruch  zu  invol- 
viei-en.  Denn  der  Besoldimgsbezug  ist  an 
das  Bestien  des  GffenÜich  -  rechtlichen 
IHenstverhältni^s  gebimden  und  im  An- 
blick auf  Uebertragung  und  F^duug  wesent^ 
liehen  Beschränkungen  unterworfen. 

Die  Bestandteile  der  Besoldung  sind 
folgende : 

1.  Das  Gehalt.  Daiimter  ist  zu  ver- 
stehen das  Entgelt,  welches  nach  öffentlich- 
rechtlichen  Normen  im  Staatshaushalt  für 


die  Verwaltung  eines  Staatsamts  ausgesetzt 
ist.  Das  Gehalt  ist  der  Hauptbestandteil 
der  Besoldung,  auf  welchen  sich  diese  auch 
allein  erstrecken  kann.  Die  Höhe  des  Ge- 
halts ist  nach  dem  Bang  und  der  Be- 
deutung des  Amtes  al^^tuft^  indem  ent- 
weder im  Etat  für  jedes  Amt  em  bestimmtes 
Gehalt  ausgeworfen  ist  oder  unter  Ansetzung 
von  Durchschnittsgehfiltem  für  ganze  Kate- 
gorieen  von  Aemtem  mit  einem  Mindest- 
und  einem  Höchstbetra^  die  Staatsverwal- 
tung für  jene  Aemter  Gehaltskla&Ben  hil^. 
Die  Einreihung  in  die  Gehaltsstufen  des 
Reichen  Amtes  geschieht  nach  dem  Dienst- 
alter. Das  Vorrücken  von  der  einen  Stufe 
zu  anderen  ist  aber  häuf^  nicht  auf  einen 
Bechtsanspruch  gegründet,  smidem  hat  be- 
friedigende Dienstleistung  und  tadelfreies 
Verhalten  zur  Voraussetzung. 

2.  Das  Wohnungßgeld  oder  der 
Wohnungsgeldzuschuss.  Dasselbe  ist 
ein  Zi^t^  zum  Diensteseinkommen  der 
Beamten ,  welcher  zur  Bestreitung  einer 
standesgemässen  Wohnungsuntcrkunft  für 
diesen  und  seine  Familie  dienen  soll.  Da 
die  Kosten  für  die  Beschaffung  nach  der 
Grösse  und  den  Teueningsverhältnissen  des 
amtlichen  Dienstsitzes  wechseln,  so  ist  das 
Wohnungsgeld  nicht  niu:  nach  dem  Range 
des  Amtes,  welcher  einen  unterschiedlichen 
Wohnungsaufwand  erheischt,  sondern  auch 
nach  der  Grösse  des  Ortes  abgestuft.  Des- 
halb wird  meist  ein  Ortsklassentarif  (Beich, 
Preussen  5,  Baden  3  Klassen)  aufgestellt 
Andere  Staaten  dagegen  haben  auf  die 
Klassifizierung  der  Orte  nach  der  Einwohner- 
zahl verzichtet  und  gewähren  nur  nach 
dem  Dienstrange  abgestufte  Wohnung^elder 
(Bayern).  Manchmal  ist  der  Bezug  des 
Wohnungsgeldes  davon  abhiUi^,  od  der 
Staatsbeamte  neben  seinem  Ihenstgehalt 
aus  dem  Amte  noch  Nebeneinkflnfte  bezieht. 
Uebersteigen  diese  einen  gewissen  Betrag 
(z.  B.  in  Bayern  1200  Mark),  so  kommt  das 
Wohnungsgeld  in  W^all. 

3.  Servis  der  Offiziere  und  Mili- 
tärbeamten. Vielfach  beziehen  diese  Kate- 
gorieen  von  öffentlichen  Dienern  an  Stelle 
des  frühereu  Naturalqxiartiers  eine  Qddent- 
schadigung,  das  Servis.  Seine  Höhe  ist 
teils  vom  Dienstran^,  teils  von  einer  Orts- 
klasseneinteUuzigbedmgt  Nachdeutsohem 
Reichsrechte  soll  misSorvis  mit  '/s  des 
Betrages  zur  B^treitung  der  Kosten  der 
Wohnräume,  mit  je  zur  Beschaffung  der 
Möbel  Tind  zu  den  Unkosten  des  Stuben- 
feuerungs-  und  Erleuchtungsmateri^  bei- 
tragen (Reglement  vom  20.  Febniar  1868). 

4.  Die  Zulagen.  Sie  sind  Geldbezüge, 
welche  den  Beamten  in  Anbetracht  der  be- 
sonderen Verhältnisse  seiner  amtlichen  oder 

rsönlichen  Stellung  gewüirt  werden, 
ese  sind: 
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a)  die  Dienst-  oder  Funktionszu- 
lage □,  welche  für  die  besondere  Mühe-: 
waltuug  einer  Amtsstelle  als  Ergänzung 
des  Gehalts  dienen  oder  bei  dauernder 
Verwendung  des  Beamten  zu  besonderen 
Dienstleistungen  gewährt  werden. 

b)  die  Ortszulagen,  welche  Beamten 
mit  Rflckstcht  auf  die  sncciellen  Verhält- 
nisse seines  dienstlichen  AVohnsitzes,  zumal 
wenn  dieser  im  Auslande  liegt,  wegen  der 
höheren  Kosten  der  Lebenshaltung  bezahlt 
werden. 

c)  die  Persoualzulagen,  welche 
zur  Ausgleichung  des  Terminderten  Dienst- 
ttnkommens  bei  Versetzungen  Bovie  als 
Alterszulagen  bei  Erreichung  eines  gewissen 
Dienstalters  einzelnen  Beamten  zugestanden 
werden. 

5.  Die  Nebenbezitge.  Unter  diesen 
sind  solche  Einnahmen  oder  Besoldungsbe- 
etandteile  zu  vers^ien,  welche  den  Beamten 
aus  ^wissen  Aemtem  und  aus  der  spedellen 
Art  ihrer  Dienststellung  znfliessen.  Hierher 
gehören : 

a)  die  Dienstaufwandsentschädi- 
gun^en,  welche  manchen  Beamten  im 
Hmbuck;  auf  die  fortdauernden  ausserordent- 
lichen Aufwendungen  für  dienstliche  Zwecke 
gewährt  werden.  Sie  mnschliesseu  fort- 
lanfende  Geldzahlungen  neben  dem  Gehalt 
und  bilden  somit  füi'  den  zu  jenem  Dienst- 
aufwand verpflichteten  Beamten  einen  festen 
Nebenbezug.  Zu  diesen  Nebeobezü^n  zählen 
Fauschsummen  für  Dienstreisen  (Reisegelder), 
solche  für  das  Halten  von  Pferden  und 
"Wagen  (Pferdegelder),  solche  für  Unterhal- 
tung von  Bureaulokalitäten  mit  Zubehör 
(Bureaukosten ,  Eanzleigelder) ,  solche  für 
Pflege  der  Geselligkeit  und  Repräsentation 
(Repräseutationsgelder)  u,  dgl.  m. 

b)  die  Naturalbezüge,  welche  mit- 
unter in  der  Form  gewisser  Dienst-  und 
Lebensbedürfnisse  bestimmten  Beamten  un- 
mittelbar und  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
gewährt  werden,  wie  Dienstwohuungen,  Feue- 
rung- und  Beleuchtungsmaterial,  Uniform, 
Kationen  für  Pferde  u.  s.  w. 

c)  die  Amtserträgnisse,  welche  zur 
Yrammdung  umständlicher  Rechnungslegung 
oder  aus  anderen  Gründen  ganz  oder  zum 
Teil  den  bestimmte  Aemter  bekleidenden  Be- 
amten überlassen  werden.  Diese  Beamtenkate- 
gorieen  beziehen  dann  Gebühren,  ünterrichts- 
gelder,  Tuitiemen  und  ähnliches  mehr  neben 
uurer  Besoldung. 

3.  Daner  des  Besoldun^sanspru- 
ches.  Die  Zahlung  des  zugewiesenrai  Ge- 
haltes nebst  'Wohnung^ield  und  Servis  be- 
ginnt regelmässig  mit  dem  Tage  des 
Amtsantrittes^  welcher  in  der  AnsteUungs- 
nikunde  belehnet  ist  Wenn  eine  solche 
Festsetzung  fehlt,  so  beginnt  der  Gehalts- 
anspruch  mit  dem  Tage  des  thatsächlichen 


Amtsantrittes.  Das  Gehalt  wird  in  Teil- 
zahlungen gewährt  und  zwar  für  je  einen 
Abschnitt  des  Jahres  im  voraus.  Seltener 
erst  nach  Ablauf  der  betreffenden  Zeiträume 
(Baden).  Die  Gehaltszahlung  erfolgt  in 
vierteljährigen  Raten  (Preussen)  oder  ii» 
monatüchen  Zahlungen  (Reich,  Einzelstaaten). 
Doch  sind  eventuelle  Abänderungen  häufig 
im  Verordnungswege  zulässig. 

Eine  Unterbrechung  des  Besoldungs- 
anspruches  erleidet  der  Bernte: 

1.  im  Falle  der  unerlaubten  Entfernung 
für  die  Dauer  derselben;  2.  bei  Beiu-lau- 
buug  während  der  Zeit,  in  welcher  die 
Amtserfüllung  erlassen  ist.  Die  Reicäisbe- 
amten  und  {>reuBsi8chen  Landesbeamten  ver- 
lieren bei  einem  Urlaub  von  mehr  als  l^.s 
bis  zu  6  Monaten  für  den  Monate  flbet^ 
stewenden  Zeitraum,  die  gesandtBchaftUdien 
una  Konsularbeamten  des  Reichs,  sofern  sie 
nicht  in  auasereuropäischen  LBnoem  ihren 
dienstlichen  Wohnsitz  haben,  ba  einem 
Urlaub  von  3  bis  6  Monaten  für  den  3 
Monate  Qbersteigenden  Zeitianm  die  Hälfte 
des  Diensteinkommens.  Da^;^n  wird  das 
gesamte  Diensteinkommen  embehalten,  falls 
der  Urlaub  einen  Zeitraum  von  6  Monaten 
überschreitet  Aehnliche  Bestimmungen  sind 
auch  in  den  anderen  deutschen  S^ten  in 
Kraft.  Der  Besoldungsanspruch  bleibt  un- 
berülirt ,  wenn  die  Beurlaubung  wegen 
Krankheit  oder  zur  Herstellung  der  Gesund- 
heit erforderlich  geworden  ist;  3.  bei  vor- 
läufiger Dienstenthebung  oder  Suspension 
zur  Sicherung  der  Staatsverwaltung  w^n 
der  hierdurch  entstandenen  Stellvertretungs- 
kosten oder  der  baren  Auslagen  aus  einem 
Disciplinarverfahren  gegen  einen  Beamten. 

Die  Minderung  des  Besoldungsan- 
spruches kann  sich  entweder  auf  den  Ver- 
lust eines  Teilanspruches  oder  auf  die 
Minderung  des  Gesamtanspruches  erstrecken. 
Erstercs  ist  der  Fall  bei  Versäumung  der 
rechtzeitigen  Erhebung  der  fälligen  Teil- 
beträge mfolge  von  Verjährung  (Preussen: 
4  Jahre).  Letzteres  tritt  ein  bei  Versetzung 
in  ein  äquivalentes  oder  Beförderung  in  ein 
höher  besoldetes  Amt  in  Bezug  auf  das  bis- 
herige Gehalt  durch  Gewährung  der  Dienst- 
bezüge  der  neuen  Amtsstellung,  femer  bei 
Straf^'ersetzung  und  endlich  bei  zeitweil^r 
Versetzung  in  den  Ruhestand  bis  zur  Be- 
leihung mit  einem  anderen  Amte  oder  bis 
zur  endgültigen  Pensionierung.  Dort  em- 
p^gt  der  Beamte  an  Stelle  des  Gehalts 
das  Wartegeld,  hier  die  Pension. 

IKe  Endigung  des  Besoldungsanspru- 
ches wird  wirksam  oeim  Tode  des  Beamten, 
doch  wird  den  Hinterbliebenen  (neben  der 
spedellen  Versorgung  s.  Art.  Witwen- und 
Waisenversorgung)  die  Besoldnng  auf 
die  Dauer  von  1  bis  3  Monaten  fortjgraahlt 
(Guadeugehalt,  Gnadenqnartal).  Femer  tritt 
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sie  ein  beim  freiwilligen  Dienstaustritt  des 
Beamten  mit  Verzichtleistuag  auf  sein  Amt, 
bei  Verabschiedung  (BQuiescierung«),  wo  die 
Pension  an  Stelle  des  Gehalts  tritt,  und 
endlieh  bei  Dienstentlassung  mit  Amtsver- 
lust  infolge  einer  discq>lin&ren  oder  gericht- 
liehen TerurteUung. 

Die  Uebertragbarkeit  der  Besoldung 
ist  eine  beschränkte.  Der  Staat  versagt 
derselben  Anerkennung  und  Wirksamkeit 
im  allgemeinen,  soweit  nicht  die  Pfän- 
dung in  gesetzlichem  Umfange  zulässig  ist. 
Aber  auch  die  Pfftndbarkeil  ist  eine  be- 
grenzte. Hiervon  sind  gnindsätzlich  ein 
Shresbetrag  von  1500  M.  sowie  die  Neben- 
bezflge,  welche  zm-  Bestreitung  eines  Dienst- 
aufwandes bestimmt  sind,  und  endlich  das 
Servis  der  Militärbeamten  ausgeschlossen. 
Sow^eit  aber  die  Bezüge  des  Beamten  au 
Gehalt,  Wohnungsgeld  und  Zulagen  1500  M. 
im  Jalire  übersteigen ,  kann  der  dritte  Teil 
dieses  3fdirbetrags  der  Pfändung  unter- 
worfen werden.  Wird  jedoch  die  Pfändung 
des  Beamten  in  Rflcksicht  auf  die  Alimen- 
tationsansprOche  der  Ehefrau  und  der  ehe- 
lichen Kinder  desselben  beantragt,  so  ist 
di^lbe  in  ToIlem  Umfonge  ohne  Rfit^icht 
auf  die  j&hriiche  Gesamthohe  des  Gehalts  und 
des  sonst^n  Diensteinlrominens  zulässig. 

4.  Die  Gehaltsfestfietziiiig  und  die 
Gehaltsvoirflcknng.  Die  Normierung  der 
Grehalter  geschieht  auf  der  Grundlage  einer 
bestimmten  Ordnung,  welche  in  einem  so- 
genannteD  Gehaltsregulativ  seinen  Aus- 
druck findet.  Die  einzelnen  Gehälter  sind 
zunächst  nach  der  Aemterhierarchie  abge- 
stuft und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  Trä- 
ger dor  höchsten  Staatsämter  die  höchsten 
Gehälter  beziehen,  die  dann  mit  der  herab- 
steigenden Rangordnung  staffeiförmig  ab- 
nehmen. Zwischen  den  höchsten  Aemtem 
im  Staatsdienst,  welche  neben  der  grössten 
Verantwortung  auch  liäufig  einen  gewissen 
Repräsentationsaufwand  mit  sich  bringen, 
und  den  übrigen  Aeratern  besteht  regel- 
mässig ein  grösserer  Abstand  in  der  Ge- 
haltshöhe als  zwischen  diesen  Übrigen  Amts- 
gehältem  untereinander.  Im  übrigen  ver- 
meiden die  meisten  Gehaltsregiüative  mög- 
lichst unvermittelte  Sprünge  und  sehr  be- 
deutende Ungleichheiten  zwischen  den  Be- 
zügen der  einzelnen  Aemter.  Zu  diesem 
Behufe  wird  eine  Mehrzahl  von  Gehalts- 
klassen oder  Gehaltsstufen  gebildet, 
in  weldie  dann  die  homogen  gestellten 
Aemter  eingereiht  werden.  Diese  Gehalts- 
klassen sind  aber  mitunter  um:  für  diesen 
Zweck  relevant,  sie  sind  aber  meist  nicht 
präjudiziell  für  die  sonstige  Rang-  und 
Dienstordnung  der  Beamtenschaft.  Deshalb 
brauchen  auch  die  Gehaltsklassen  und  die 
Ruigklassen  niclit  unbedingt  kongruent  zu 
sein.    Die  Einreihung  eines  Beamten  in 


eine  dieser  Gehaltsklassen  erfolgt  zugleich 
mit  der  Uebertragung  eines  Amtes  und 
zwar  mit  dem  Momente  der  AnsteUvmg. 

Neben  der  Gehaltsfestsetzung  sehen  die 
Gesetze  aber  auch  die  Gehaltsvor- 
rückung  vor.  Sie  vollzieht  sich  auf  einem 
doppelten  Wege.  Einmal  wird  sie  dadurch 
wirksam,  ilass  der  Beamte  auf  ein  höheres 
Amt  befördert  wird,  mit  dem  dann  auch 
ein  höheres  Gehalt  verknüpft  ist.  Der  Be- 
amte wird  damit  in  eine  höhere  Gehalts- 
klasse versetzt.  Sodann  aber  pflegen  regel- 
mässig Einrichtungen  getroffen  zu  sein, 
welche  das  Vorrücken  eines  Beamten  auf 
einen  höheren  Bezug  innerhalb  der  gleichen 
Gehaltsklasse  ermöglichen.  Damit  entstehen 
Besoldongsverschiedenheiten  der  gleichen 
Beamten&tegorie  auch  innerhalb  derselben 
Gehaltsstufe.  Diese  Art  der  YorrückuI^^ 
kann  nach  einem  dreifachen  Syst^e  ge- 
ordnet sein: 

1.  Durch  Aufstellung  von  Orts- 
klassen und  Ortstarifen.  Diesesältere 
System  bestand  darin,  dass  für  die  Aemter 
gleicher  Kategorie  und  Klasse  an  verschie- 
denen Orten  verschiedene  Gehalte  ansge- 
setzt  waren.  Die  Ctehaltsvorrflckung  wurde 
dann  dadurch  bewirkt,  dass  die  Beamten 
durch  Ortliche  Versetzung  in  höhere  Ge- 
halte aufsteigen  konnten.  Dieses  Verfahren 
war  aber  mit  mancherlei  Uebelstflndcn  ver- 
bunden, war  oft  sachlich  nachteilig  und  mit 
anderen  Kosten  imd  Belästigungen  Verbunden. 
In  der  neueren  Zeit  ist  dasselbe  mit  Reclit 
beseitigt  worden. 

2.  Durch  Aufstellung  von  Mini- 
mal- und  Maximalgehältern.  Nach 
diesem  System  werden  für  jedes  Gehalt 
ein  Minimum  und  ein  Maximxmi  und  zwischen 
beiden  feste  Gehaltsstufen  eingerichtet  Jeder 
Beamte  beginnt  mit  dem  Minimum  imd 
rückt  nach  und  nach  durch  die  Mittelstufen 
zum  Maximum  auf.  Dieses  Vorröcken  ist 
aber  durchaus  kein  regelmässi^s  und  im 
voraus  bestimmtes,  sondern  teils  von  der 
voi^esetztea  Behörde,  teils  von  einer  Reilie 
zufälliger  Ei-eignisse  abhängig,  namenthch 
vom  Abgang  der  Vormänner  diu^h  Be- 
förderang,  Tod,  Verabschiedung,  Stellung 
ziu:  Disposition  u.  dgl.  m.  Das  Aufsteigen 
im  Gehalte  ist  daher  überhaupt  und  im 
Hinblick  auf  tlie  Zeit  unsicher  und  nuregel- 
mässig.  Je  nach  Lage  der  Personalverhält- 
nisse erfolg  es  rasch  oder  lan^m  tmd 
führt  überdies  zu  Ungleichmässigkeiten  inner- 
halb der  gleichen  Gehaltsklasse,  wenn  sidi 
der  Abgang  der  Vormänner  für  die  Hinter- 
männer in  zwei  koordinierten  Staatsdienst- 
zweigeu  sehr  verschietlen  gestaltet.  Diese 
Gründe  und  Missstände  haben  verschiedene 
Staaten  veranlasst,  auf  dieses  System  zu 
verzichten,  wie  dies  kürzlich  in  Preussen 
geschehen  ist 
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3.  Durch  GewKbrung  festerDienst- 
alterBzuIagen.  Hierbei  werden  Dach  im 
v(naus  ffir  jedes  Amt  festeesetzten  Perioden 
von  Jahren  regelmässige  Zulagen  denjenigen 
Beamten  gewährt,  welche  die  roigeschriebene 
Zeit  ein  oestimmt^  Amt  verwaltet  haben. 
XAe  Mehrung  der  Besoldung  wird  för  den 
Amtsinbaber  allen  ZuffiUigmten  entrOckt 
Das  Becht  auf  YorrQckung  ist  dabei  teils 
ein  unbedingtes,  das  einen  Becihtaanspruch 
iuTolTiert,  teils  ist  es  an  die  klaglose  Ver- 
waltung des  Amtes  und  an  das  amtawflrdige 
Yerhalten  des  Beamten  geknüpft.  Das  Auf- 
steigen kann  im  letzteren  Falle  versagt 
weraen  und  bleibt  daher  mehr  oder  weniger, 
mindestens  formell,  Gnadensache.  Von  der 
Gewährung  der  DienstalterBzulagen  sind 
meist  nur  die  höchsten  Staatsämter  wegen 
ihrer  ohnehin  höheren  Dienstesbezüge  aus- 
genommen, insonderheit  diejenigen  der  Mi- 
nister. Die  Gehaltsvorrückung  kann  dabei 
entweder  niu-  eine  bestimmte  Eeihe  von 
Jahreszeiträumen  erfolgen  und  dann  »ge- 
sperrt« werden,  so  dass  der  Beamte  von  da 
ao  für  den  Rest  seiner  Dienstzeit  auf  den 
erreichten  Maximalgehalt  angewiesen  ist, 
oder  eine  solche  Sperre  tritt  nicht  ein  und 
der  Beamte  erhält  nach  Ablauf  bestimmter 
Jahresperioden  weitere,  wenn  auch  gemin- 
derte Zulagen.  Die  Beteilung  mit  Dienstalters- 
zulagen  gesdiieht  teils  nach  dem  Quinquen- 
nial-,  teils  nach  dem  Triennialsystein,  d.  h. 
von  5  zu  5  oder  von  3  zu  3  Jahren. 

Zum  Vercleiche  sollen  hier  die  wich- 
tigsteu  Gehaltspositionen  in  Freusaen  und 
^yem  für  die  höchsten  und  höheren  Be- 
amtenkategorieea  Platz  finden. 

Preussen  hatte  vordem  das  System 
der  »Aufstellung  der  Minimal-  und  Maximal- 
gehälter«, ging  aber  jetzt  zu  der  Gewährung 
fester  Dienstalterszulagen  über  und  zwar 
vom  1.  April  1892  für  die  etatsmässigen 
Unterbeamten,  seit  1.  April  1893  für  die 
etatsmässigen  mittleren  und  Kanzleibeamten 
und  endliäi  seit  1.  April  1894  auch  für  die 
etatsmässigen  höheren  Beamten.  Die  Auf- 
rOcknn^  geschieht  auf  Grundlage  von 
Trienmalzalagen ,  während  die  Sperre  je 
vacb.  der  GenaltsklaSBe  nach  6  bis  15  Jahren 
eintritt.  Die  höchsten  Beamten  sind  von 
den  Dienstalterszuli^en  ausgenommen.  Die 
Gehaltssätze  sind  faxende: 

Staatsminister  36000  M.  und  Dienst- 
wohnung, Unterstaatssekretäre  15000  M., 
Oberpräsidonten  21 000  M  und  Dienste 
Wohnung,  Regierungspräsidenten  11  400  M. 
(Stralsimd,  Osnabrück  und  Aurich  9300  M.) 
Nun  folgen  die  Gehaltsstufen ;  1.  Klasse 
7500,  8100,  8700,  9300,  9900  M.  (Sperre 
nach  4X3  Jahren):  2.  Klasse  6600,  7000, 
7400,  7800  M.  (Sp.  3X3  X),  3.  Klasse  (iOOO, 
6600,  7200,  7800  M.  (Sp.  3x3  J.),  4.  Klasse 
5400,  5700,  6000  (Sp.  2x3  J.),  5.  Klasse 


4200,  4600,  5000,  5400,  Ö700.  6000  M.  (Sp. 
5x3  J.),  6.  Klasse  3600,  42t>0,  4800,  5400, 
6000  M.  (Sp.  4x3  und  6x3  J.),  7.  Klasse 
3900,  4400,  4900,  5300,  5700  M.  (Sp.  4x3 
ji  8.  Klasse  3600,  3900,  4200,  4500,  4800 
M.  (Sp.  4x3  und  5x3  J.,  9.  Klasse  3600, 
3900,  4200  M.  (Sp.  2X3  J.),  10.  Klasse 
3000,  3300,  3600,  3900,  4200,  4500  M.  (Sp. 
5X3  J.),  11.  Klasse  3000,  3300,  3600,  3800, 
4000,  4200  M.  (Sp.  5x3  J.),  12.  Klasse 
3000,  3200,  3400,  3600,  38f)0,  4000  M.  (Sp. 
5x3  J.),  13.  Klasse  2400,  2700,  3000,  3300, 
3600,  3900,  4200,  4500  M.  (Sp.  7x3  J.), 
14.  Klasse  3000,  aSOO,  3500,  3700,  3900  M. 
(Sp.  4x3  J.),  15.  Klasse  2400,  2800,  .3200, 
3600,  3900,  4200  M.(Sp.  5x3  J.),  16.  Khisse 
3000,  3200,  3400,  3600  M.  (Sp.  3X3  J.), 
17.  Klasse  1800  ,  2200,  2600,  3300,  3600, 
3900,  4200,  4500  M.  (Sp.  8x3  J.),  18.  Klasse 
2400,  2700,  3lK)0,  3600  M.  (Sp.  4x3  J.), 
19.  Klasse  2700,  2850,  3000,  3150,  3300  M. 
(Sp.  4X3  J.),  20.  Klasse  1500,  1800,  2100 
M.  (Sp.  2x3  J.),  21.  Klasse  1500,  1650, 
1800  k  (Sp.  2x3  J.). 

Das  frtuiere  oder  spätere  Eintreten  der 
Sperre  hängt  teils  von  der  Gehaltsk lasse, 
teils  von  dem  Umstände  ab,  ob  einer  Kate- 
gorie durch  Beförderung  der  Uebergang  in 
eine  höhere  Rangklasse  ermöglicht  ist  oder 
nicht.  Daher  z.  B.  die  relativ  späte  Sperre 
erst  nach  24  Dienstjahren  in  der  17.  KJasse 
(Staatsarchivare,  Archivare).  In  homogener 
Weise  sind  die  Gehälter  der  mittleren  und 
unteren  Beamten  geordnet. 

In  Bayern  sind  die  höchsten  Beamten 
von  den  Dienstalterszulagen  ausgenommen 
(Klasse  I  a — d).  Die  Beamten  von  Klasse  II 
bis  XI  a  beziehen  drei  Quinquennialzu^en 
und  diejenigen  von  Klasse  XI b  bis  XUd 
vier  Triennialzulagen.  Sämtliche  mit  Dieust- 
alterszulagen  beteilte  Beamte  empfangen  vom 
21.  Dienstjahre  ab  eine  Quinquennialzulage 
von  180  M.  ohne  SpeiTe.  Die  Gehalts- 
positioneu  sind  folgende: 

Die  Minister  12600  M.  (7200  Funktioos- 
gehalt  und  5400  M.  Repiflsentationsgelder 
(letztere  betragen  beim  Minister  des  Aus- 
wärtigen 16200  M.).  Den  gleichen  Gehalt 
bezieht  der  Präsident  des  Obersten  Landes- 
BBrichts  und  des  Y^waltungsgerichtshofes 
(Klasse  la).  Es  folgen  dann  Klasse  Ib 
12000  M.,  Klasse  Ic  10800  M.,  Klasse  Id 
9000  M.,  Klasse  II  7020,  7380,  7740,  8100 
M.,  Klasse  in  6120,  6480,  6840,  7200  M., 
Klasse  IV  5760  ,  6120  ,  6480  ,  6840  M., 
Klasse  Va  5280  ,  5640,  6000;  6360  M., 
Klasse  Vb  4920  ,  5280,  5640,  6000  M., 
Klasse  Vc  4560  ,  4920,  5280,  5640  M., 
Klasse  Via  4740,  5100,  5460,  5820  M., 
Klasse  VIb  4380,  4740,  5100,  5460  M., 
Klasse  VIc  4200,  4560,  4920,  5280  M., 
Klasse  VUa  4080,  4440,  4800,  5120  M., 
Klasse  VHb  3900,  4200,  4620,  4980  M., 
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Klasse  VHc  3840,  4200,  4560,  4920  31., 
Klasse  VHd  3730,  4080,  4440,  4800  3J., 
Klasse  VUe  3360,  3720,  4080,  4440 
Klasse  VHf  3180,  3r>40,  3900,  4260  M., 
Klasse  Villa  4080,  4440,  4800,  r>160  M., 
Klasse  VDIb  3720,  4080,  4440.  4800  AI., 
Klasse  TIUc  3480,  3840,  4200.  4560  51., 
Klasse  Ynid  3:^60,  3720,  4U80,  4440  JI., 
Klasse  IXa  3360,  3720,  3900,  4080  M., 
Klasse  IXb  3000,  3360,  3540,  3720  M., 
Klasse  X  3000,  3360,  3540,  3720  lt., 
Klasse  XIa  3000,  3360,  3540,  3720,  3900  M., 
Klasse  XI  b  2820,  3000,  3180,  3360,  3540  M-, 
Klasse  XI  c  2640,  2820,  3000,  3180,  .3360  M., 
Klasse  XI  d  2340,  2700,  3060,  3240,  3420  IT., 
Klasse  XI  e  2280,  2640,  3000,  3180,  .3360  M., 
Klasse  XI  f  2280,  2460,  2640,  2820,  3000  M., 
Klasse  XJg  1980,  2340,  2700,  2880,  3060  M., 
Klasse  Xllil890,  2070,  2250,  2430,  2610  M., 
Klasse  XI  i  1800,  2160,  2340,  2520,  2700  M-, 
Klasse  Xlk  1620,  1800, 1980,  2160,  2340  M., 
Klasse  XUa  2820,  3000,  3180,  3360,  3540  M., 
KlasseXnb  2280,  2640,  3000,  3180,  3360  M., 
Klasse  XUc  2280,  2460.  2640, 2820,  3000  M., 
Klasse  XII  d  1890,  2070,  2250,  2430,  2610  M. 

In  homogener  Weise  sind  auch  die  Oe- 
hfütsbezOge  der  mittlerea  und  unteren  Be- 
amten geregelt 

Das  Wohnungsgeld  ist  in  Preussen 
nach  einem  Tarife  geordnet,  -weldier  teils 
nach  den  Bangklassen,  teils  nach  der  Orts- 
grösse  des  dienstUchen  Wohnsitzes  abgestuft 
ist.   Für  letzte  bestehen  6  Ser\dsklassea : 

Berlin   I    n   HI   IV  V 

Beamte  d.  I.  Rangkl.  1500  1200  900  720  600  600 
„  II.a.III.  „  laoo  900  720  600  540  540 
„  IV.a.V.  „     900  660  540  480  4*0  360 

Beamte  EwiBchen  der 

y .  Bangklasse  a.  den 

Subalternen  der  Pro- 

TinzialTcrwaltnngen  540  432  360  300  316  180 
Unterbeamte  240   180  144  108  7a  60 

In  Bayern  regelt  sich  das  Wohnungs- 
geld (»Gefaaitszul^«)  nach  den  Qehalts- 
klassen,  und  zwar  beziehen  die  Beamten 


der  I.  mid  n.  Klasse  730  U., 

"  j"-  ^is„y^,  «  540  » 

„  Via  „  vmd  „  420  ^ 
„  iXa  »X  »  300  » 
.   XIa  !  Xlld     !   180  ! 


Doch  kommt  die  Gehaltszulage  in  Weg- 
fall, venu  ein  Beamter  jährlich  mehr  als 
1200  iL  Nebeneinnahmen  aus  seinem  Amte 
bezieht 

S.  Das  Waite^eld.  In  verschiedenen 
deutschen  Staaten  ist  die  zeitweilige  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  und  zwar  nicht 
dxxrch  Pensionierung  zulässig.  Hierdurch 
\drd  der  Fortbestand  des  Dienstverhältnisses 
nicht  berührt,  der  Beamte  wird  zur  Dienst- 
leistung bereit  gehalten,  bis  der  Staat  seine 
Dienste  wieder  in  Anspruch  nimjnt.  Während 
dieser  Zwischenzeit  empfängt  der  Beamte 
eine  verkürzte  Gehaltszahlung,  das  Wart e- 
geld.  Die  einstweilige  Versetzung  in  den 
Ruhestand  kann  erfolgen  wegen  Umbüdung 
der  Behörde,  aus  Verwaltungsrüc^chten, 
wegen  Krankheit  des  Beamten  oder  endlidi 
im  DisciplinarverfahreB  wegen  eines  Dienst- 
vergehens verfügt  werden.  Die  aUgemeinen 
Dienstpfhchten  des  Beamten,  die  Pflicht  des 
Treu^horsams,  die  Pflicht  des  achtimgs- 
würdigen  Verhaltens  und  die  Pflicht  der 
Amisverschwi^nheit  bleiben  aneinge- 
schränkt aufredaterhalten.  Dagegen,  kommen 
die  Pflichten  der  AmtserfOlTung  uml  der 
Amtsanwesoifaeit  in  Weg&lL 

Das  Wartend  steht  in  änem  TeUver- 
haltnis  zur  B^oldung,  das  in  den  einzelnen 
Staaten  verschiedeu  geregelt  ist.  Für  die 
Reiehsbeamten  beträgt  es  bei  onem  Dienste 
einkommen  bis  450  SL  ebensoviel  wie  dieses 
und  bei  einem  höheren  Diensteinkommon  */« 
desselben.  Die  preussisdien  Staatsbeamten 
beziehen  bei  einem  6tehaltssatze  von  3600  K. 
und  mehr  die  Hälfte  des  Diensteinkommens 
als  Wartegeld.  Für  niedrigere  Gtebfllter  gilt 
folgender  Tarif: 


Bei  einem  Gdudt  tob       3300  H.  beträgt  das  Wartegeld  1740  M. 


«      »       »  3000 

»  »  „  2700 
2400 

,>  2160 

»  H  H  » 

ti  »  II  »  M40 

»  »  ,. 

»  »  II  II  >oo** 

»      "        »        "  1°^ 
»       II        «  « 
II       II        »        »  7*** 
612-450 

Somit  beläuft  sich  das  Wartegeld  im  Reich 
und  in  Preussen  auf  einen  Minimalsatz  von 
450  M.  iWegen  ist  der  Maximalsatz  im  Reic^ 
auf  9000  M.  und  in  Preussen  auf  6000  M. 


1680 
1620 
1500 
1440 
1200 
1080 
810 
750 

675 
600 

S40 

450 


beschränkt  Bei  Wiederanstellung  kommt  da 
Wartegeld  auf  das  Diensteinkommen  in  der 
Weise  in  Anrechnung,  dass  es  um  diejenige 
Summe  gemindert  wird,  um  welche  der 
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Betrag  des  neuen  Diensteinkommens  unter  | 
HinzurechnuDg  de»  Wart^ldes  den  Betrag  \ 
des  von  dem  Beunten  vor  der  einstweiligen 
TersetzuDg  in  den  Ruhestand  bezogenen 
Diensteinkommens  Itbersteigt  Bei  Bändi- 
gung des  einstweiligen  Rimestaades  durch 
wiederan  Stellung  oder  bei  ÄuQösung  de« 
Dienstverhältnisses  durch  Tod,  Pensionierung, 
freiwiUigen  Dienstaiistritt  oder  dui-cli  gericht- 
liche Verurteilung  zu  einer  Zuchthaus-  oder 
Ehrenstrafe  erlischt  der  Anspnich  auf  "Warte- 
geld. 

Das  bayerische  Beamtenrecht  kennt 
weder  den  Begriff  des  Wartegeldes  noch  | 
denjenigen  der  Pension.   Vielmehr  scheidet  j 
sich  das  Diensteinkommen  in  ein  Dienst- , 
und  in  ein  Standesgehalt.    Bei  temporftrer 
oder  dauernder  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand verhert  der  Beamte  das  Dienstgelialt, 
behält  aber  das  Standesgehalt.    {Ueber  die 
Höhe  des  Standesgehalts  s.  gleich  unten 
snb  6  »Die  Pension-  .) 

6.  Die  Pension.  Die  Pension  ist  nach 
deutschem  Verwaltungsrechte  eine  Leib- 
rente oder  lebenslängliche  Rente,  welche  der 
Staat  den  in  seinem  Dienste  untauglich  ^ 
wordenen  Beamten  gew^irt.  Die  Pension 
setzt  die  bleibende  Versetzung  des  Beamten 
in  den  Ruhestand  (Verabschiedung,  Quies- 
cierung)  voraus  und  unterscheidet  sich  daher 
von  dem  "Wartegeld,  welches  bei  zeit-  oder 
einstweiliger  Versetzung  in  den  Ruhestand 
zugebilligt  ^-ird.  Die  Versetzung  in  den 
dauernden  Ruhestand  geschieht  durch  den 
Akt  der  Pensioniernng,  für  welchen  ein  be- 
sonderes Verfahren  Torgesohrieben  ist.  Die 
Pension  schliesst  sich  an  die  Besoldung  an 
und  wird  durch  einen  Teil  derselben  ge- 
bildet. Sie  ist  eine  aufgeschobene  Gehalts- 
zahlung, weiche  solange  gespeirt  bleibt,  bis 
die  Thatsache  dorDienstesunsihi^keit  eintritt 

Der  Anspmdi  auf  Pension  ist  geknüpft 
an  die  Pensionsberechtigung,  in  deren 
Gtenusse  alle  in  Bezug  auf  ihre  Dienst- 
stellung unwiderruflich  angestellten  Benifs- 
beamten  stehen  und  welche  ihr  Dienstein- 
kommen aus  Reichs-  oder  Landesstaatsbasseu 
beziehen.  Die  auf  Widerruf  oder  auf  Kün- 
digung angestellten  Beamten  besitzen  keine 
Pensionsberechtigung.  Doch  kann  ihnen  im 
Falle  der  Dienstunfähigkeit  ein  Gnaden- 
gehalt oder  eine  Sustentatiou  gewährt 
werden,  die  aber  keinen  Rechtsanspruch 
bildet.  Neben  der  ünwiderruflichkeit  der 
AmtsstelluDg  wird  zur  Pensionsberechtigung 
noch  eine  bestimmte  Dienstzeit  ge- 
fordert, welche  im  Reich  und  in  Preussen 
sowie  in  den  meisten  deutschen  Staaten  10 
Jahi-e,  miümter  aber  auch  einen  kürzeren 
Zeitraum  beträgt  (z.  B.  beim  Reichskanzler 
und  einigen  Staatssekretären  2  Jahre,  in 
"Württembeig  9,  in  Hessen  5  Jahre).  Vor 
Ablauf  dieser  Frist  kann  bei  evidenter  Be- 


dürftigkeit nur  im  Gnadenweg  eine  lebens- 
längliche Pension  einem  Beamten  bewilligt 
wenlen.  In  Bayern  beginnt  der  Fenäons- 
anspruch  3  Jahre  natAx  der  ersten  AnsteÜunf^, 
insofern  erst  nach  Ablauf  di^er  Zeit  die 
Anstellung  eine  endgültige  wird,  der  Beamte 
s<^nannte  »pragmatische  Rechte«  erwirbt. 
Die  vorgeschriebene  Dienstzeit  zur  Geltend- 
machung der  Pensionsberechtigung  kann 
abgekürzt  und  ersetzt  werden  durch  eine  in 
Ausübung  des  Dienstes  oder  aus  Veran- 
lassung desselben  ohne  Verschulden  herbei- 
^führte  dienstliche  Beschädigung 
infolge  von  Krankheit,  Betriebsunfall  u.  s.  w. 

Zur  Versetzung  in  den  Ruhestand  und 
damit  zum  Bezüge  der  Pension  ist  der 
Nachweis  der  Dienstunfähigkeit 
erforderlich.  Es  muss  der  Beamte  in  glaub- 
hafter und  geeigneter  Weifte  nachweisen, 
dass  er  infolge  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen 
oder  geistigen  Kräfte  zur  Erfüllimg  seiner 
Amtspflichten  untauglich  geworden  ist. 
Diesem  Nachweis  ist  hohes  Lebensalter 
als  Grund  zur  Verseteung  in  den  Ruhestand 
gleich  gestellt,  imd  zwiu-  ist  meist  die  Voll- 
endung des  65.  Lebensjahres  (Reich,  Preussen 
Sachsen,  Württemberg,  Baden)  oder  des  70. 
(Bayern,  Hessen)  erforderlich.  Ein  gleiches 
ist  mitimter  der  Fall,  wenn  der  Beamte  4i* 
Dienstjahre  im  Staatsdienst  vollendet  hat 
(Bayern,  Hessen).  Die  verscliiedenen  Gesetze 
stellen  einlSsslidie  Grundsätze  und  formte 
Vorschriften  für  dos  Pensiomerungavet^ 
fahren  aui 

Der  Beginn  des  BeBoldungaansivu<dies 
tritt  mit  dem  Tage  der  Versetzung  in  den 
Ruhestand  in  Kraft,  und  dies  ist  meist  der 
Tag  am  Ablauf  des  Monats  (Württemberg, 
Baden)  oder  Vierteljahi-s  (Reich,  Preussen), 
welche  auf  den  Monat  folgt,  in  welchem 
dem  Beamten  die  Entscheidung  über  seine 
Versetzung  in  den  Ruhestand  und  die  H5he 
der  Pension  bekannt  gemacht  wurde.  Die 
Zahlung  der  zugesprochenen  Pension  findet 
praeuumerando  in  monatlichen,  eventuell  in 
vierteljährlichen  Teilzahlungen  statt  Der 
Pensionsanspruch  wird  gemindert  durch 
"Wiederbesoldung  und  zwar  um  denjenigen 
Betrag,  um  welchen  das  neue  Dienstein- 
kommen unter  Hinzurechnung  der  Pension 
die  Summe  der  vom  Beamten  vor  seiner 
Pensionierung  bezogenen  Besoldung  über- 
steigt. Das  gleiche  tritt  ein  bei  eventueller 
Erwerbung  einer  neuen  Pension.  Endlich 
kann  manchmal  eine  Mindening  der  Pension 
in  Konsequenz  eines  DisciplinM-verfahrens 
verfügt  werden  (Baden,  Sachsen),  Eine  be- 
dingte Aufhebung  des  Pensionsan- 
spruehes  ist  verbunden  mit  dem  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,  mit  der 
Auswanderung  und  der  Ausübung  derBechts- 
anwaltschaft    Die  endgültige  Aufhe 
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bung  des  Pensionsanspniches  erfolgt  mit 
der  definitiven  WieileransteUung  oder  mit 
Ablelmung  einer  solchen  seitens  des  Beamten 
(z.  B.  in  Wtlrttembei^ ,  Baden,  Hessen), 
ferner  durch  DiscipliuarurteU  (nicht  aber 
durch  eine  gerichtliche  Verurteilung)  und 
endlich  mit  dem  Tode  deB  Pensionsberech- 
tigten. 

Für  tlie  Verjährung  und  Pfändung 
der  Penßionsbezüge  gelten  im  allgemeinen 
diejenigen  Rechtsgrundsätze,  welche  für  die 
Besoldung  Anwendung  finden  (s.  oben  Nr.  2). 

Der  Festsetzung  der  Pension, 
welche  in  einem  Jahresbetrage  ausgedrückt 
wird,  liegt  die  Höhe  des  Diensteinkommens 
und  die  Datier  der  Dienstzeit  zu  Grunde 
(->pen8ionsfähiges<-  Diensteinkommen,  »an- 
rechnungsfahige«.  Dienstzeit).  Das  Crehalt 
kommt  dabei  zum  vollen  Betrage  in  Ansatz, 
ebenso  die  persönlichen  Gehaltszulagen, 
welche  zur  Ausgleichung  eines  von  dem 
Beamten  in  früherer  Dienststdlung  bezo^nen 
IMeuBteinkommens  mit  Pensionsberechtigung 
gewährt  wurden.  Dagegen  werden  mit  den 
Dnrchschnitten  angesetzt  der  Wohnung 
geldzusdiuss,  das  Servis  der  MililArbeamten 
nnd  die  Naturalbezfl^  und  Amtserträgnisse, 
letztere  nach  dem  Mittelstande  der  letzten  3 
Jahre.  Dienstaufwandsentschfidigangen  und 
zufällige  Diensteinkünfte  bleiben  ganz  ausser 
Berechnung.  Die  Pension  wird  nach  dem- 
jenigen Betrage  des  Diensteinkommens  fest- 
gesetzt, welches  der  Beamte  ziu-  Zeit  seiner 
Versetzung  in  den  Ruhestand  bezog.  Bei 
einem  pensionsfähigen  Diensteinkonunen  von 
über  120(J0M.  wird  von  dem  übersdiiessen- 
den  Betrage  mar  die  Hälfte  in  Ansatz  ge- 
nommen. Für  die  Zugrundelegung  der 
Dienstzeit  entscheiden  diejenigen  Jahre, 
welche  der  Beamte  im  Staatsdienst  ver- 
bracht hat,  einschliesslich  der  Zeit,  in  wel- 
cher sich  derselbe  im  einstweiligen  Ruhe- 
stände befimden  hat.  Im  Reich  und  Preussen 
wird  noch  dazu  diejenige  Zeit  gerechnet, 
welche  der  Beamte  vor  Erlangung  der  An- 
stellung der  vorgeschriebenen,  ansserdienst- 
lichen  pi-aktischen  Beschäftigung  oder  der 
Probe  gewidmet  hat.  Endlich  können  der 
Dienst  in  der  A'erwaltung  eines  fremden 
Staates,  der  Dienst  als  Notai"  oder  Rechtsan- 
walt und  der  Gemeinde-,  Schul-,  Kirchen-  und 
Hof  dienst  zur  Anrechnung  zugelassen  werden. 
Der  ordentliche  Peiisionsbetrag  ist  im  Reich 
und  in  Preusseii  für  die  vollendeten  ei-sten 
10  Diensljahre  auf  *at  oder  des  Dienst- 
einkommens berechnet  und  steigt  mit  jedem 
weiteren  Dienstjahre  um  je  ^  «0.  Der  Höchst- 
betrag der  Pension,  über  welchen  hinaus 
eine  Steigerung  nicht  stattfindet,  beschränkt 
sich  auf  ^'•'iiio  oder  '''.'4  des  Diensteinkommens. 
Die  Fensionssätze  betragen  in  Sachsen  für 
ilas  10.— 14.  Dieustjahr  ^.100,  für  das  15.— 16. 
je  Ii»,  für  das  17.— 24.  ]e  ^iiw,  für  das 


25.— 31.  je  3.100,  für  das  32.-34.  je  2/100 
und  für  jedes  weitere  Dienstjahr  Vioo  des 
Diensteinkommens  melir  bis  zum  Höchstbe- 
trage von  **;'ioo.  In  Württemberg  sind  die  Pen- 
sionen festgesetzt  auf  40  Prozent  des  Dienst- 
einkommens für  die  vollendeten  ersten  9 
Dienstjahre  imd  steigen  mit  jedem  weiteren 
Dienstjahr  bei  einem  Jahre^balt  bis  ein- 
schliesslich 2400  M.  um  1^/4  und  bei  höheren 
Gehältern  um  1^-  2  "'0.  In  Baden  betragen  sie 
für  die  ersten  10  Dienstjahre  30  ^nwzent 
jedes  Einkommensanschlages  und  steigen 
mit  jedem  Diei^tjahre  um  l^'s  Prozent  &8- 
selben. 

Wie  oben  bemerkt,  keunt  das  Beamten- 
recht  in  Bayern  den  Begriff  der  Pension 
nicht.  Das  Diensteinkommen  scheidet  sic^ 
in  ein  Dienst-  und  ein  Standesgehalt.  Bei 
Versetzimg  in  den  dauernden  Ruhestand 
sind  die  Bezüge  des  Staatsdieners  auf  das 
Standesgehalt  besG^iränkt.  Das  Standes- 
gehalt beträgt  im  ersten  Jahrzehnt  '/lo  bei 
einem  Hauptgeldbezug  ohne  Nebenbezu^ 
und  "ao  bei  einem  Hauptgeldbezug  mit 
Nebenbezug  (in  Geld  oder  Natiualgen\iss) 
vom  Gesamt^halt  Diese  Ansätze  erhßhen 
sidi  im  zweiten  Jahrzehnt  auf  je  ^ho  und  ';io 
und  beim  Eintritt  in  das  dntte  Jahrzehnt 
auf  ^.'10.  Alle  Nebeubezüge  bleiben  ausser 
Berechnimg.  Dies  gilt  audi  von  der  »Ge- 
haltszulage« oder  dem  Wohnungsgeldzu- 
schuss.  Mit  Erreichung  des  70.  Lebens- 
jahres bezieht  der  Beamte  sein  volles  Ge- 
samtgehalt (ohne  Nebenbezüge  und  Gehalts- 
zulage) als  Standesgehalt. 

7.  Abweichnngen  von  den  allgemeinen 
Grundsätzen.  Immerhin  aber  giebt  es  ver- 
schiedene Beamtenkategorieen,  auf  welche  die 
oben  dargelegten  Grundsätze  nur  beschränkt 
Auwendung  finden.  Hierher  zählen  vor 
allem,  die  Angehörigen  des  Heeres  und  der 
Marine,  insbesondere  die  Offiziere  und 
einige  weitere  Gruppen  von  Militärper- 
sonen. Für  diese  sind  zunächst  abweichende 
Vorschriften  des  Besoldungswesens  in  Kraft, 
und  auch  im  Hinblick  auf  die  Festsetzung 
des  Ruhegehalts  und  das  Verfahren  der 
Pensionierung  unterstehen  sie  teilweise 
andersartigen  Rechtsnormen.  Eine  w^eitere 
Darstellung  der  einschlägigen  Verhältnisse 
kann  an  dieser  Stelle  nicht  gegeben  werden. 

Abweichungen  von  den  Grundsätzen  sind 
auch  für  die  Richterbeamten  wirksam. 
Diese  Stellung  ist  dem  Bedürfnis  ent- 
sprungen, im  Literpsse  einer  unparteiischen 
oder  imbeeinflussten  Rechtsprechung  und 
Rechtspflege  dem  Richterstand  die  grösst- 
m^liehe  Unabhängigkeit  zu  sichern.  Daher 
ist  bei  ihnen  die  unfreiwillig  Versetzung 
auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Ruhe- 
stand nur  in  ganz  bestimmten  Fällen  und 
unter  Einbaltimg  eines  genau  vorgezeidi- 
neten  Verfahrens  zulässig.    Sie  kann  nie- 
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mals  ans  DienstgiTlndeu  eintreten.  Die  Fest- 
setzung der  Pension  gescliieht  nach  analogen 
Grundsätzen  vie  bei  den  übrigen  Staats- 
beamten (Preussen).  Das  bayerisclie  Staats- 
recht ist  aber  noch  einen  Schritt  weiter- 
ge^ngen,  indem  neben  iler  Unabsetzbarkeit 
und  Lnrersetzbarkeit  den  Richtern  in  allen 
QuiescenzfäUen  der  Bezug  des  verliehenen 
Gesamtgehaltes,  jedoch  unter  Ausschluss  des 
'Wohnungsgeldes  oder  der  >0ehalt3zulagen<., 
zugesichert  ist.  Der  bayerische  Richter  be- 
zient  als  Ruhegebalt  san  Dienst-  und 
Standesgehalt. 

Eine  diitte  Ausnahme  bilden  die  Pro- 
fessoren an  den  Universitäten.  Sie 
stehen  in  höherem  Masse  im  Genüsse  von 
Nebenbraügen  als  andere  Kategoriecn  von 
Staatsbeamten.  IHe  Unterscheidung  gipfelt 
in  dem  Umstände,  dass  diese  Kate^iie  von 
Staatsbeamten  neben  dem  Gehalte  m  erheb- 
licherem Umfange  Vorlesinigslionoi-are  oder 
Kollegiengelder  \ind  Gebühren  von  Prüfungen, 
Promotionen  etc.  beziehen.  Dieser  Empfang 
ist  teils  ein  unbesclu-änkter  (Bayern,  Sachsen, 
"Württemberg,  Baden.  Hessen)  teils  ein  be- 
schräuk-ter  (Preussen).  Im  ersteren  Falle 
erhält  jeder  Professor  oder  Dozent  die  ans 
seinen  Vorlesungen  resultierenden  Emolu- 
mente  in  ihrem  voUen  Eingang,  abzüglich 
der  etwaigen  Erhebungskosten.  Im  letzteren 
Falle  dagegen  findet  eine  Teilnng  der  Vor- 
lesungshonorare statt,  indem  der  einzelne 
Professor  oder  Dozent  nur  einen  Teil  bis 
zu  einem  Höchstlieti-ag  (in  Preussen  3CHXJ 
bis  4.W0  Mark)  voll  erhält,  während  der 
Rest  zu  gleichen  Hälften  diesen  Pei-sonen 
und  einem  besonderen  Fonds  zufällt,  welcher 
ßpeciellen  Zwecken  (Honorarienfonds,  Gewäh- 
nmg  von  Dienstalterszulagen)  gewidmet  ist. 
Die  an  sich  strittige  Einrichtung  der  Kol- 
legiengelder ist  zunächst  historisch  zu  er- 
klären, thatsächlich  aber  die  Ursache  von 
differenzierten  Einkommensverhältnissen  aus 
rein  zufälligen  Umständen ,  welche  mehr 
oder  weniger  völlig  messbaren  Gründen  ent- 
rückt sind.  Denn  hier  sind  \iel  weniger 
die  persönliche  Tüchtigkeit,  die  Fähigkeiten, 
der  Fleiss  und  die  ^gabung  des  akademi- 
schen I^ehrers  von  Einfluss  als  die  acci- 
dentelle  Frequenz  anes  Fach^  seitens  der 
Studiereaden,  die  etwaigen  PrOfungsverhält- 
nisse  u.  a.  m.  Ein  fihnli<üi  gearteter  Unter- 
schied betrifft  anch  die  Gehaltsfestsetzimg. 
Im  Ge^nsatz  zu  den  übrigen  Zw»geii  des 
Staatsdienstes,  wo  die  B^mten  gleicher  Bang^ 
stufe  das  gleiche  Gtehalt  beziehen,  treffen 
wir  hier  durch  das  Frincip  der  Vokation 
und  durch  die  sogenannten  »vercinbui»n 
Gehälter«^  (im  Ge|;ensatz  zu  den  Normal- 
gehaltem)  grosse  \erscliiedenheiten.  Gehalt 
und  Nebenbezüge  sind  dabei  meistens  ohne 
Rücksicht  auf  einander  geregelt,  so  dass 
keineswegs  ein  hohes  Gehalt  durch  niedere 


Nebenbezüge  beding  wird.    Im  Gegen- 
teil findet  sich  in  \ielen  f^en,  dass  Pro- 
fessoren mit  hohen  Kollegieugeldern  auch 
die  höchsten  Gehälter  l^eziehen.  Endlich 
sind  die   akademischen   Lehrer  mitunter 
[  nicht  in  die  Pensionsgesetze  aufgenommen, 
i  sie  beziehen  daher  bei  ihrer  Versetzung  in 
I  den  Ruhestand  ihr  Aktivitätsgelialt  als  Riüie* 
genuss.   Dag^n  sind  sie  häui^  in  der 
Beamtenhierarchie  in  eine  niedere  Rang- 
stufe eingereiht  als  ihren  sonstigen  Veriifiit- 
jnissen  entspricht. 

I  III.  Die  Dienstbezüge  derStaata- 
diener  in  Oesterreich. 

!     1  Die  Beseldnng  nnd  ihre  Bestand- 

I  teile.  Der  allgemeine  Charakter  des  Staats- 
dienstes nnd  des  Besoldun^s^-stems  beruht 
in  Oesteireich  auf  den  gleichen  Merkmalen 
und  Voraussetzungen  wie  in  Deutschland. 
Es  genügt  daher,  auf  unsere  dortigen  Aus- 
führungen (II  No.  1)  zurückzuverweisen. 

Die  Besoldiuig  der  österreicliischen  Staats- 
diener setzt  sich  aus  zwei  Bestandteilen  zu- 
sammen, dem  Gehalte  einer-  und  der 
Aktivitäts-  oder  Funktionszulage 
andererseits.  Das  Gehalt  ist  der  feste  Be- 
standteil der  Besoldung,  welcher  dem  Be- 
amten seinem  Range  gemäss  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Dienstort  zukommt,  von  dem- 
selben nacli  voUstreckter  Dienstzeit  auch 
als  Ruhegennss  weiter  l>ezogen  wird  und 
im  Falle  der  Versetzmig  in  den  Ruhestand 
vor  voUstreckter  Dienstzeit  die  alleinige 
Grundlage  für  die  Bemessnng  des  Ruhe- 
gennsses  oder  der  Pension  bildet.  Die  Ak- 
tivitäts- und  Fnnktionszidagen  sind  dagegen 
variable  Zuschüsse  zu  <lem  Gehalte,  welche 
bestimmt  sind,  den  grosseren  Aufwand  zu 
decken,  welcher  dem  Beamten  während 
seiner  aktiven  Dienstleistung  aus  der  Not- 
wendigkeit des  ständigen  Aufenthalts  am 
Amtsorte  oder  aus  den  besonderen  mit  der 
Ausübung  des  Amtes  verbundenen  Reprä- 
sentationspflichten erwächst.  Sie  kommen 
daher  auch  bei  Bemessung  des  Ruhegehalts 
überhaupt  nicht  in  Anreclmung  und  richten 
sich  in  ihrem  Ausmasse  nach  dem  Range, 
nach  d^  Dienststellung  und  nach  dem 
Dienstorte  des  Beamten.  Beamte,  welchen 
nach  besonderen  Vorschriften  einen  An- 
spruch auf  eine  Dienstwohnung  und  mangels 
einer  solchen  auf  ein  »Quartierfiq^nivalent«: 
haben,  beziehen  unter  Belassung  dieses 
Emoluments  nur  die  Hfilfte  der  Aktlvitfits- 
oder  Funktionszulage.  Beamten,  welche  nur 
Titel  und  Charakter  einer  höheren  Dienst- 
kategorie haben  oder  zu  einem  hSheien 
Dienstp(^ten  nur  provisorisch  eraannt  sind, 

I  gebülireo  die  entsprechenden  Dienstbezüge 
erst  dann,  wenn  sie  definitiv  diese  Stellung 
einnehmen. 

Staatsdienern.  welche  unverschiddet  imd 
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ohne  mutwillige  Yerschwendung  in  eine 
Notlage  geraten  sind,  können  unTerzinsliche 
Gehaltsvorschüsse  erteilt  werden, 
■wenn  sie  sich  durch  ihr  dienstliches  Ver- 
halten dieser  Wohlthat  würdig  erze^  und 
die  kompetente  Behörde  nach  freiem  Er- 
messen die  Berücfcsichtigungswürdigkeit  be- 
gutachtet hat.  Als  Maximum  dürfen  die  Vor- 
schüsse »jedoch  den  dreimonathchen  Gehalta- 
betrag  nicht  überschreiten.  Die  Rückzahlung 
solcher  Vorschüsse  wird  durch  ratenweise  Ge- 
haltsabzüge bewirkt ,  welche  in  gleichen 
Monatsbetiägen  zu  bemessen  sind  und  zwanzig 
Raten  nicht  Übersteigen  sollen.  Vor  völliger 
Abledigung  der  Schuldigkeit  kann  ein  wei- 
terer GehaltsvoradiUBS  nicht  bewilUgtwerden. 

2.  Daner  des  Besoldmigsanspniches. 
Der  Besoldungsanspruch  wird  be- 
gründet diu^h  die  Ernennung  zu  einem  be- 
soldeten Staatsamt.  Der  Besoldungsbezug 
beginnt  mit  dem  ersten  Tage  des  der  Er- 
nennung folgenden  Monats,  und  es  werden 
samtliche  Bezüge  monatweise  voraus  bezahlt. 
Der  Anspruch  d^  Beamten  auf  Besoldung 
erleidet  eine  Unterbrechung  im  Falle 
eines  ausdrücklich  gegen  Karenz  der  Ge- 
bühren (Gehaltsabzug)  erteilten  Urlaubs,  im 
Falle  der  TTeberschreitung  eines  mit  oder 
ohne  Karenz  der  Q«bülüen  erteilten  ür- 
laubs  und  im  Falle  der  Vraietzung  der 
Pflicht  der  Amtsanwesenheit  Im  ersten 
Falle  wird  darüber  jedesmal  eine  Entschei- 
dung getroffen,  während  in  den  beiden 
letzten  f^en  der  auf  diese  Zeit  entfallende 
Teilbetrag  in  Abzug  gebracht  wird.  Ebenso 
findet  eine  Gehaltsunterbrechung  statt  bei 
zeitweiliger  Enthebung  vom  Amte  (Suspen- 
sion) bei  Konkurs,  bei  strafgerichtlichen  oder 
Discipiinaruntersuchungen  sowie  andererseits 
bei  Entziehung  des  Anspruches  auf  gradu- 
elle VorrOckimg  der  niederen  Staatsdiener. 

Eine  Minderung  des  Besoldungsan- 
spmches  kann  eintreten  bei  Versetzung  an 
emen  anderen  Dienstort  in  derselben  Rang- 
klasse jedoch  mit  geringerer  Aktivitätszulage, 
wenn  der  neue  Dienstort  in  eine  niedrigere 
Klasse  der  Aktivitfitszulagen  eingereiht  ist, 
und  bei  strafweiser  Versetzung  auf  einen 
anderen  Dienstposten  mit  geringerer  Besol- 
dung. Die  Beendigung  des  Besoldu^s- 
anspruches  wird  begründet  durch  den  Tod 
des  Beamten,  im  FaÜe  des  freiwiUigen  Aus- 
scheidens aus  dem  Staatsdienste  unter  Ver- 
zichtleistung auf  Titel,  Rang,  Aktivitätazu- 
lage  imd  Rtüiegenuss  und  endlich  im  Falle 
der  Dienstesentlassung  im  DiscipUnarwege. 
Bei  Versetzung  in  den  zeithchen  oder  dau- 
ernden Ruhestand  oder  zur  Disponibilität 
CTeiten  die  Grundsätze  des  Pensionswesens 
Platz. 

Die  Geltendmachung  der  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  der  Beamten  aus  dem 
Rechtstitel  der  Besoldung  ist  grundsätzlich 


der  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte 
entzogen.  Es  erübrigt  daher  für  die  Geltend- 
machung nur  die  Verwaltungsbeschwerde. 
Die  Pf&ndbarkeit  des  Gehaltes  und  der 
Aktivitäts-  und  Funktionszulagen  ist  dagegen 
nur  eine  beschränkte.  Sie  unterh^n  der- 
selben bis  zum  Betrage  von  800  Gulden 
Jahresbezug  überhaupt  nicht,  sind  bis  zu 
diesem  Betrage  unpfändbar  und  sind  für 
den  Rest  nur  bis  zu  einem  Drittel  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Soweit  es  sich  aber  lun 
die  Exekution  auf  Leistung  des  aus  dem 
Gehalte  gebührenden  Unterhalts  handelt, 
geniesst  dieselbe  die  Begünstigung,  dass  die 
Dienstbez^e  über  300  Gulden  zu  diesem 
Zwecke  beansprucht  werden  können.  Die 
hier  angeführten  Beschränkungen  sind  in 
gleichem  Umfang  avich  gegenüber  den  Ali- 
mentationen wirksam,  welche  den  Beamten 
während  der  Dauer  der  Einstellung  der 
Besoldung  (in  Suspensions^en)  gewtUirt 
werden. 

3.  Die  GehaltsfestsetzaiiK  und  die 
Gehalts vorrflckniK.  Die  ^onnea  des 
Gehaltsbezuges  sind  grundlsgend  durch  G. 
V.  15.  April  1873  geordnet  und  teilweise 
durch  G.  t.  19.  September  1898  abgeändert 
worden.  Für  die  Festsetzunj^  des  Gehaltes 
ist  ein  »Gehalteschema«  mit  11  Rangklassen 
gebildet^  in  welchen  die  Bezüge  teils  in 
einer  einheitlichen  Gehaltsstufe,  teils  in 
einer  Mehrzahl  von  solchen  gewährt  ^n-erden. 
Die  ersten  vier  Bangklassen  haben  unvei^ 
änderliche  Einheitssätze,  die  fünfte  2  und 
die  sechste  bis  elfte  Rangklasse  je  3  Gelialts- 
stufen.  Das  Gehaltsschema  ist  folgendes: 
I.  Rangklasse  12000  fl.:  II.  Rangklasse 
10000  fl.;  m.  Rangklasse  8000  fl.;  IV. 
Rangklasse  7000  fl.;  V.  Rangklasse  6000, 
5000  Q.;  VI.  Rangklasse  4000,  3600,  3200 
£1.;  Vn.  Rangklasse  3000,  2700,  2400  fl.; 
VIII.  Rangklasse  2200,  2000,  1800  fl. ;  IX. 
Rangklasse  1600,  1500,  1400  fl.;  X.  Rang- 
klasse 1300,  1200,  1100  fl.;  XI.  Rangklasse 
1000,  900,  800  fl.  In  den  drei  letzten  Rang- 
klassen (IX.,  X.,  XI.)  erfolgt  die  Vorrückung 
in  die  höhere  Gehaltsstiife  je  nach  vier 
vollstreckten  Dienstjahren  und  bei  der  V. 
bis  VIII.  Rangklasse  nach  je  fünf  Dienst- 
jahren. Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten 
Rangklassen  werden  nach  16  in  der  näm- 
lichen Rangklasse  vollstreckten  Dienstjahren 
Dienstalters^rsonalzulagenvon  jälirUch  lOOfl. 
und  in  gleicher  Weise  nach  20  in  der- 
selben Rangklasse  vollstreckten  Dienstjahren 
solche  Zulagen  von  weiteren  100  fl.  jährlich 
zugebiUigt. 

Personalzulagen  sind  bei  der  Vorrückung 
in  den  höheren  Gehalt  zu  vermindern  bezw. 
einzuziehen.  »Subsistenzzulagen«  an  die 
Staatsbeamten  der  vier  untersten  Rangklassen 
werden  (seit  1898)  nicht  mehr  gewährt. 

Aktivitatszulageu  bezieheu  die  Be- 


Digilized  by  Google 


648 


Besoldung  und  Besnlduagspolitlk 


amten  der  V. — XI.  Rangklasse  zu  ihrem 
Gehalte,  welche  in  4  Klassen  mit  abge- 
stuften Beträgen  festgesetzt  siud.  Sämtliche 
DieuBtorte  sind  nach  ihrer  Bevölkerungszahl 
oder  ihren  besonderen  Lebens-  und  Teue- 
ruD^verhitltDissen  in  die  4  Klassen  der 
AkhvitAtszulagen  eingeteilt  Hierdurch  vird 
der  Betrag  bestimmt,  wel(dien  ein  Beamter 
räner  bestunmten  KangUasse  au  einem  be- 
stimmten Orte  als  Aktivitfitszulage  empfängt. 
Die  Aktivitfttraulagen  (mid  Funktionszulagen) 
sind  an  Stelle  der  früheren  Quartier-  und 
Lokalzulagen  getreten.  Sie  ersetzen  in  dieser 
Funktion  das  Wohnungsgeld  oder  den  Woh- 
nnngsgeldzusohuss  des  aentschen  Beamten- 
rechts. 

Der  Bezug  der  Funktionszulagen 
ist  endlich  auf  die  vier  obersten  Rangklassen 
beschränkt ;  sie  richten  sich  nach  dem 
Dienstort,  der  dienstlichen  imd  sozialen 
Stellung  des  betreffenden  Beamten.  Als 
Funktionszulagen  werden  in  einer  jährlichen 
fixen  Summe  gewährt :  in  der  I.  Kangklasse : 
dem  Ministerpräsidenten  14000  fl.;  in  der 
II.  Rangklasse;  den  Staatsministem,  dem 
Ersten  Präsidenten  des  Obersten  Gerichts- 
hofes, den  Präsidenten  des  Obersten  Rech- 
nungshofes und  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes je  10000  fi.;  in  der  III.  Rangklasse: 
den  Statthaltern  der  Kronländer  zwischen 
13000  und  7000  fl.,  dem  Zweiten  Präsidenten 
des  Obersten  Gerichtshofes  und  des  Ver- 
wallungs^richtshofes ,  den  Oberlandesge- 
richtspräßidenten  in  Wien,  Prag  und  Lemberg 
je  4000  fl.,  dem  Oberlandesgerichtspräsidenten 
in  Zara  2000  fl.  und  den  übrigen  Oberlandes- 
gerichtsprflsidenten  je  3000  fl.;  in  der  IV. 
Rangklasse ;  den  Landespräsidenten  5000  fl., 
den  Sektionschefs  in  den  Ministerien,  den 
Senatspräsidenten  des  Obersten  Gerichtahofes 
und  des  Verwaltungsgerichtshofes,  dem  Ge- 
neralprokurator, dem  Vicepräaidenten  des 
Obersten  Rechnungshofes  und  dem  Präsi- 
denten des  Evangelischen  Oberkirchenrates 
je  3000  fl.  und  endlich  dem  Polizeipräsi- 
denten von  Wien,  den  Statthalterei-vice- 
pr&sideaten  in  Wien,  Pra^  und  Lemberg, 
den  Viceprfisidenten  der  Finanzlandesdirek- 
tionen in  Wien,  Prag  und  Lemberg,  dem 
Generaldirektor  der  Tabakregte  und  dem 
Generaldirektcnr  der  Staatseisenbahnen  je 
2000  fl. 

4.  Die  Pension.  Die  Versetzung  in 
den  Ruhestand  und  die  damit  verbundenen 
Ruhegenüsse  sind  in  Oesterreich  in  ähnlicher 

Weise  geordnet  wie  in  deutschen  Staaten. 
Alle  homogenen  Verhältnisse  sind  daher  im 
folgenden  nicht  vollständig  rekapituliert  (vgl. 
oben  sub  II,  5). 

Der  Anspruch  auf  Pension  geht  ans  dem 
Öffentlich-rechtUcheu  Verhältnis  der  Staata- 
dienerschaft  hervor  und  erstreckt  sich  auf 
die  mit  Gehalt  oder  Jahreslohn  dauernd  an- 


gestellten Staatsbeamten.  Die  Versetzung 
m  den  Ruhestand  kann  erfolgen  wegen 
körperlicher  oder  geistiger  Dieustunßhigkeit 
des  Angestellten,  wegen  AbuSglichkeit  des 
Dienstes,  bei  Aendemn^n  im  Oi^nismns 
einer  Behörde,  dann  bei  Ftofessoren,  wenn 
sie  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben, 
etc.  Der  Fensionsanspnich  erlischt  bei  frei- 
willigem Veracht  auf  den  Staatsdi^t  oder 
bei  strafweiser  Entlassung  aus  demselben, 
desgleichen  mit  dem  Tode  und  mit  der 
Wiederanstellung  im  Staatsdienst  Neben 
der  Pensionierung  kommt  auch  noch  die 
Beteilung  ein  fflr  allemal  oder  die  »Ab- 
fertigiuig«  vor.  Solche  Abfertigungen  kommen 
zum  Zuge  einmal  bei  solchen  Staati^dienem, 
welche  eine  zehnjährige  Dienstzeit  nicht 
vollstreckt  haben;  dieselbe  wiixl  bis 
fünf  Dienstjahre  mit  dem  einjährigen  Be- 
trage de.s  anrechnungsfähigen  Aktivitätsge- 
haltes bemessen  und  wächst  bei  einem  fünf 
Jalire  übersteigenden  Dienstalter  auf  das  Dop- 
pelte. Sodann  treten  sie  ein  auf  Antrs^,  wenn 
der  in  Ruhestand  tretende  Bewnte  oder  pen- 
sionsfähige Diener  die  Abfertigung  dem  fort- 
dauernden Ruhegenuss  vorzieht.  Hier  kann 
dieselbe  mit  dem  zweijährigen  Betrage  des 
zuletzt  bezogenen  Aktivitätsgenusses  be- 
willigt werden.  Diese  Form  der  Abfertigung 
kann  auch  nachträglich  gegen  sofortige  Er- 
stattimg der  bereits  empfangenen  Ruhege- 
nüsse gewährt  wei-den.  {Ueber  die  Abfer- 
tigung für  Witwen  und  Waisen  vergl.  Art 
Witwen-  und  Waisenversorgung.) 

Die  »fortlaufende  Beteilung«  mit  Rnhe- 
genüssen  imterscheidet  zwischen  Quiescenz- 
gehalt,  Pension  und  Provision.  Alle  diese 
drei  Formen  des  Ruhegehaltes  setzen  eme 
vollstreckte  Dienstzeit  von  10  Jahren  vor- 
aus xmd  werden  vorher  nur  solchen  Staats- 
dienern gewährt,  die  durch  Wahnsinn,  fort- 
währende Krankheit  oder  Erblindung  zu 
allem  Brotverdienste  ungeeignet  sind.  Der 
Quiescenzgehalt  ist  die  Gebühr  eines 
in  den  zeitlidben  Ruhe&tand  Versetzten  und 
dann  zu  gewähren,  wenn  die  Ursachen  des 
Aussdieidens  aus  der  Aktivität  wieder  zu 
beheben  sind.  Unter  Pension  versteht 
man  die  in  Jahresbeträgen  bemessenen  Ruhe- 
gebühren der  Beamten  und  der  mit  Gehalt 
angestellten  Diener,  wahrend  mit  dem  Aiis- 
druck  Provision  die  in  Tagesbetr^en  be- 
messenen Ruhegebühren  der  im  Genüsse 
von  Jahreslöhnen  stehenden  minderen  Dienern 
bezeichnet  w^erden.  ^seben  der  Pension 
werden  in  Oesterreich  die  Hinterbliebenen, 
pensionsfähige  Witwen  und  Waisen  eines 
Staatsdieners  mit  einem  sogenannten  Sterbe- 
quartal beteilt.  Der  Bezug  der  Ruhegenüsse 
beginnt  mit  dem  ersten  Tage  der  Sistie- 
rung des  Aktivitätsgehaltes  imd  erlischt 
mit  dem  Tode  des  Bezugsberechtigten,  bei 
Wiederanstellung  eines  Pensionisten,  Provi- 
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sioniateu  oder  Quiescenten,  bei  Btiaigericht- 
licher  Verurteilung  wegen  eines  Verbrechens, 
bei  schweren  Lienstesremadüäs^gungen, 
bei  nicht  gereehtferügtem  Aufenthalt  im 
AoBland,  bei  Auswanderung  oder  Erwerbung 
einer  fremden  Staatsangehörigkeit  und  end- 
lich dann,  wenn  äch  der  Penaionsbereditigte 
weigert,  eine  ihm  zu^dachte  Staatsanstellung 
Bnsunehnwn.  Die  Pensionen  ^d  nur  bis 
zu  einem  Dritteil  der  Gesamtsumme  pfän- 
dungsf&hig.  Jedenfalls  muss  dem  Be- 
amten der  Betrag  von  ÖOO  fl.  flbrig  bleiben. 
Gleiches  gilt  von  der  Abfertigimg. 

Die  Bemessnng  der  Höhe  von  Ruhe- 
genüseen  ist  abhängig  von  der  anrechen- 
baren Dienstzeit  und  den  anrechen- 
baren Bezügen.  Erstere  setzt  sich  zu- 
sammen aus  der  von  den  Staatsdienem  vom 
Tage  des  ersten  Diensteides  an  ununter- 
brochen  zurückgelegen  Dienstzeit.  Die  Zeit 
der  Disponibilität  eines  Beamten  aus  Anlass 
der  Organisierung  einer  Behörde,  während 
welcher  jener  ohne  Dienstleistung  Akti^itäts- 
gebühren  bezog,  ist  gleichfalls  ani-echenbar. 
Aeben  dieser  iin  beding  anrechenbaren  Dienst- 
zeit kennt  das  Österreichische  Recht  in  be- 
stimmten ,  besonders  vorgesehenen  Fällen 
eine  bedingt  anrechnungsfähige.  Auch 
die  Studienzeit  und  der  Vorbereitungsdienst 
kommt  für  bestimmte  Beamtenkategorieen 
in  Ansatz.  Dagegen  ist  die  im  «Qiiiescenteu- 
stande«  zugebrachte  Zeit  zur  Anrechnung 
ungeeignet.  Als  anrechnungsfähige  Bezflge 
gelten  unbedingt  der  zuletzt  bezogene  Jahres- 
gehalt und  die  zuletzt  bezogene  Dienstalters- 
personalzulage.  Sonstige  Fersonalzulagen 
sind  bedingt  anrechnungsffthig  und  zwar, 
wenn  sie  die  Ergänzung  eines  früher  be- 
zogenen, höheren  Aktivitätsgehaltes  bilden. 
Die  Aktivitäts-,  Funktions-  und  sonstige 
Zulagen  bleiben  grundsätzlich  ausser 
rechnung. 

Das  Ausmass  der  Pensionen  (G.  t. 
14.  Mai  1896)  beträgt  bei  einer  Dienstzeit 
imter  10  Jahren  40°.'o  dos  anrechnungsfäiiigen 
Aktivitätsgehaltes  unter  der  Voraussetzung, 
dasB  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  wegen 
körperlicher  oder  geisti^r  Untauglichkeit, 
Erankhdt  etc.  erfolgte.  Die  Minister  beziehen 
ohne  Rücksicht  aiii  die  Dauer  ihrer  Amts- 
wirksamkeit  mindestens  4000  fl.  Ruhegehalt, 
wenn  sie  nicht  ohnehin  aus  einem  andern 
Rechtstitel  auf  eine  höhere  Pension  Anspruch 
haben.  Bei  einer  Dienstzeit  über  10  Jahre 
beziffern  sich  die  Ruhegenüsse  um  je  2  "/o 
mehr  für  jedes  weitere  vollstreckte  Dienst- 
^hr.  Nach  40  Dienstjaliren  bezielit  der 
Beamte  sein  volles  Gehalt  als  Pension.  Die 
Minimalpension  der  liölieren  Beamten  beträgt 
400  fl.,  diejenige  der  niederen  200  fl, 

Professoren,  welche  das  70.  Lebenswahr 
vollendet  haben ,  erhalten  ohne  Rücksicht 
auf  die  Dauer  ihren  bisherigen  vollen  Ge- 


halt als  Pension  imd  ebenso  solche  Profes- 
soren, welche  nach  erreichtem  65.  Lebens- 
jahre von  Amtswegen  in  den  Ruhestand 
versetzt  werden. 

Das  Ausmass  der  Provisionen  be- 
trägt bei  einer  Dienstzeit  von  mehr  als  10 
Jahren  den  dritten  Teil  des  Aktivlohnes,  bei 
einer  solchen  von  mehr  als  25  Jahren  darf 
dessen  Hälfte  nicht  überschritten  werden 
und  ist  die  höchste  Provision  von  täglich  27  Kr. 
nur  jenen  Dienern  zu  bewilligen,  welche 
eine  Dienstzeit  von  35—40  Ja&en  nachzu- 
weisen vermin.  Der  volle  Aktivlohn  als 
Ruhegenuss  gebübrt  endlich  solchen  Provi- 
sionisten,  welche  über  40  Dienstjahre  voll- 
streckt haben.  Die  Provisionen  der  Finanz- 
wache sind  besonders  geregelt. 

Im  Anschlüsse  an  die  vorstehende  Dar- 
stellung sei  hinzugefügt,  dass  auch  in  Oester- 
reich Abweichungen  von  den  allgemeinen 
Grundsätzen  bestehen.  Diese  betreffen  die 
Bezüge  des  Lehrpersonals  an  den  vom 
Staate  erhaltenen  Mittelschulen ,  an  den 
staatlichen  Lehrerbildungsanstalten  und  an 
den  staatlichen  gewerblichen  Unterrichtsan- 
stalten. Die  Besoldung  der  Kirchendiener 
ist  ausserdem  noch  besonders  geordnet. 
Endlich  bestehen  Abweichungen  für  die 
Lehrer  an  den  Hochschulen.  Die  Bezüge 
der  ersten  dieser  vier  Kategorieen  sind  neu 
durch  vier  GG.  v.  19.  September  1898  (174 
bis  177)  geregelt.  Die  Gehaltsverhältmsse 
der  Universitätsprofessoreu  sind  gleichfalls 
neu  geordnet  worden. 

IV.  Das  Besoldnngswesen  in 

anderen  Staaten. 
1.  Frankreich.  Das  französische  Sys- 
tem der  Aemterbesetzung  unterscheidet  si(di 
vom  deutschen  und  fisterreidiischen  vor  allem 
durch  die  geringeren  rechtlichen  Befugnisse 
des  Beamten  auf  sein  Amt;  er  liat  kein 
R  e  cht  auf  dasselbe  wie  der  deutsche  Staats- 
(Uener.  Auch  werden  die  Vorbedingun^n, 
die  vom  Aspiranten  zu  erfüllen  sind,  nicht 
immer  und  nicht  ^eichmässig  zur  Voraus- 
setzung der  Anstellung  gemacht.  Ein  Redit 
auf  das  übertragne  Amt  haben  nur  einzelne 
Beamtenkategoneen,  wie  die  Itichter,  die 
Universitätsprofessoren,  die  Militäroeisonen 

I  u.  s.  w.,  welche  durch  eine  besondere  Dis- 
ciplinai^ichtsbarkeit  geschützt  sind.  Da- 
gegen hat  der  Präsident  der  Republik  ge- 
genüber den  übrigen  Beamten  (fonctionnaires) 
das  Recht  der  Amtsentliebung  oder  der  »Re- 
vocation«.  Bis  vor  kurzem  wurden  indessen 
nur  die  höheren  Beamten,  insbesondere  bei 
der  Verwaltung  (Präfekten,  Unterpräfekten) 
von  dieser  Massregel  betroffen ,  während 
man  sich  neuerdings  durch  das  System  der 
sogenannten  epuration  dem  amerikanischen 
Princij)  der  Stellenjägerei  nähert,  wonach 

I  dem  Sieger  auch  die  Beute  gehört.  Diese 
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Methode  hat  selbst  den  unabsetzbaren  Richter- 
stand (magistiature  inamovile)  nicht  unbe- 
rOhrt  s^la^n.  Die  Unsicherheit  derGhouc^ 
mischen  Zukunft  des  Beamten  beeinträchtigt 
die  DurchiFQhrung  der  Amtsthfttigkeit,  schä- 
digt die  Eontinuitiit  der  Amtshandlungen  und 
s^liesst  eine  Reihe  von  Missbräuchen  ein. 
Insbesondere  verleitet  die  höchst  prekäre 
Stellung  der  höheren  Vervraltungsbeamten 
diese  zu  Nebenerwerb,  welcher  durchaus 
den  Interessen  des  Dienstes  "widerspricht. 
Endlich  aber  bildet  stets  das  Heer  der  ab- 
gesetzten Beamten  eine  Reservearmee,  die 
mit  allen  Mitteln  der  von  der  R^ierung 
verdrängten  politischen  Partei  zum  Sturze 
der  Gegner  verfügbar  ist. 

Die  Staatsbeamten  beziehen  im  allge- 
meinen ein  Gehalt  in  festem  Betrage,  wel- 
ches in  Monatsraten  zahlbar  ist.  Einzelne 
Beamte,  wie  die  Hj-pothekenbewahrer,  die 
Beamten  des  Enregistrements,  die  Steuer- 
einnehmer imd  dergleichen  beziehen  Tan- 
tiemen, welche  nach  der  Höhe  der  voll- 
streckten Einkünfte  abgestuft  sind.  Doch 
garantiert  ihnen  der  Staat  ein  Minimalein- 
kommen in  der  Art,  dass  die  Differenz 
zwischen  diesem  imd  den  wirklichen  Be- 
zügen aus  Staatsmitteln  eigänzt  wird.  Mit 
andern  Aemtem  ist  neben  dem  Gehalt  ein 
Sportelbezug  verbunden.  Die  Gehälter  der 
Staatsbeamten  sind  nur  bes;cliränkt  der 
Pfändung  unterworfen.  Für  die  ersten  1000 
Francs  können  sie  nur  bis  zu  V  5,  für  die 
folgenden  Beträge  bis  5000  Francs  nur  bis 
zu  V*  und  für  die  6000  Francs  übersteigen- 
den Gehaltsteile  nur  bis  zu  ^'3  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Der  Präsident  der  Republik  bezieht 
das  höchste  Gehalt  von  600000  Francs, 
wozu  noch  300000  Francs  fOr  Repräsen- 
tationskosten  und  300000  Yvsoics  für  Rei- 
seaush^n  kommen.  Die  Staatsminister 
empfangen  ein  Gehalt  von  je  60000 
Fnuics,  die  Unterstaatssekretäre  im  allge- 
meinen ein  solches  von  je  20000  Francs 
u.  8.  V.  Dagegen  sind  die  Gebälter  der 
Präfekten  je  nach  der  Bedeutung  der  von 
ihnen  verwalteten  DepartemeQts  in  drei 
Klassen  abgestuft,  mit  je  35000,  24000  und 
18000  Francs.  Eine  Ausnahme  bildet  der 
Präfekt  des  Seine-Departements  mit  einer 
Besoldnng  von  50000  Francs  und  der  Ad- 
ministrator von  Beifort,  welcher  als  Gehalt 
8000  Francs  erhält.  Die  ünterpräfekten 
beziehen  in  drei  Klassen  je  7000,  6000  und 
4500  Francs.  Bei  der  Finanzverwaltimg  sind 
die  Generaldirektoren  mit  35000  Francs,  die 
Administratoren  mit  12000—15000  Francs, 
die  Bureanchefs  in  vier  Klassen  mit  je 
10000,  9000,  8000  und  7000  Francs,  die 
Unterchefs  mit  6000,  5500  und  5000  Francs, 
die  Kommis  mit  1700  bis  4500  Francs  be- 
soldet.  Bei  der  Verwaltung  der  auswärtigen 


I  Angele^nhräten  bezrahen  die  Botschafter 
40  000  Francs,  die  bevollinächt^rten  Minister 
zwischen  24000  und  30000  Francs,  die 
Generalkonsuln  18  (XK)  Francs,  die  Legations- 
sekretäre zwischen  5000  und  16fK)0Wanos. 
In  homogener  Weise  sind  die  Gehälter  in 
den  übrigen  Ressorts  geregelt.  Die  Gehalts- 
festsetzung  in  Frankreich  entbehrt  daher 
der  einheitlichen  Systcraisierung,  welche  ihr 
in  Deutschland  und  Oesterreich  eignet. 
Vieiraehr  sind  die  Besoldnngsverhältnisse 
decentralistiach  ^regelt,  ohne  mit  einander 
in  einem  organischen  Zusammenhange  zu 
stehen. 

Das  Pensionswesen  geht  von  dem 
Grundsatze  ans,  dass  im  allgemeinen  alle 
unmittelbar  vom  Staate  besoldeten  Beamten 
(directement  retribuC«  par  l'Etat)  mit  einem 
Pensionsanspruch  ausgestattet  sind.  Von  den 
Gehältern ,  Bezügen  imd  Nebeneinnahmen 
werden  den  pensionsberechtigten  Beamten 
Abzüge  vom  Gehalt  gemacht.  Diese  be- 
tragen 5°.o  vom  Aktintätsgehalt  und  Vis 
einer  jeden  Gehaltszidage.  Das  Recht  auf 
Pension  eröffnet  sich  mit  Vollendung  des 
60.  Lebensjahres  und  nach  30  Dienstjaiu^n. 
Unter  bestimmten  Voranssetzimgen  genügen 
auch  die  Erreichimg  des  55.  I^bensjahres 
und  die  Vollstreckung  von  35  Dienatjahren. 
Wenn  aber  der  Beamte  wegen  einer  im 
Dienst  erworbenen  Krankheit  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  wird,  so  kommt  der  Alters- 
und Dienstaltersnachweis  in  W^all.  Be- 
sondere und  günstigere  Bediiigimgen  bestehen 
hinsichtlich  der  MÜitärpensionen.  Ebenso 
bestehen  Pensionen ,  welche  auf  Special- 
gesetzen beruhen  und  im  allgemeinen  als 
Nationalbelohnimgen  betrachtet  werden.  Die 
Gehälter  der  Minister  und  Unterstaata- 
sekretäre  sind  keinen  Gehaltsabzügen  mater- 
worfen  und  begründen  dfdier  auch  keinen 
Pensionsanspruch.  Die  freiwillige  Aufgabe 
des  Amtes  und  Amfsentsetzung  lösen  die 
Fen^onsberechtigung  auf.  Das  Peoaions- 
wesen  bildet  einen  Teil  der  eingeschriebenen 
Staatsschuld  (dette  inscrite),  nämUch  die 
lebenslängliche  oder  Ijeibrentenschuld  (dette 
viagöre).  Die  französische  Entwickelung  ist 
somit  über  der  Stufe  einer  mit  der  Staats- 
schuidenverwaltung  verl>undenen  Zwangs- 
und Pensionskasse  nicht  hinausgekommen. 

Die  Höhe  der  Pension  richtet  sich  nach 
der  »mittleren  Besoldung«  und  steigt  von 
Jahr  zu  Jahr  um  Viw.  Wenn  ein  Beamter 
im  aktiven  Dienst  25  ununterbrochen  voU- 
sti-eckte  Dienstjahre  zählt,  so  beläuft  sich 
sein  Besoldungsanspruch  auf  die  Hälfte  der 
mittleren  Besoldung  und  wächst  dann  jähr- 
lich um  V'50  derselben.  Die  mittlere  Be- 
soldung wird  nach  dem  sechsjährigen  Durch- 
schnitt des  Gehalts  und  sämtlicher  Neben- 
bezüge berechnet ,  von  welchen  Gehalts- 
abzüge gemacht  w^urden.  Die  Pension  kann 
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aber  in  konem  Falle  drei  Yiertal  des  Aktivi- 
tfttsgehalts  Qbersteigen,  ist  aber  meist  auf 
einen  engeren  Spieiranm  beschränkt.  Hier- 
für gelten  folgende  Bechtsgrundsfttze.  Die 
Beamten  der  Diplomatie  und  des  Eousnlar- 
dienstes  und  die  richterlichen  Beamteo,  die 
Mitglieder  des  Obersten  Rechnungshofes, 
die  Lehrer  an  den  Unterrichts-  und  Bil- 
dungsanstalten,  die  Bergwerks-  und  Strassen- 
\md  Wasserbauingenieure  können  höchstens 
zwei  Drittel  ihrer  mittleren  Besoldung  und 
zwar  als  Maximum  stets  nur  6000  Mark  als 
Pension  beziehen.  Für  die  Übrigen  ist  eine 
Maximalskala  der  Pensionen  eingeführt: 


Höhe  der  Besoldung 
looo  Frcs.  u.  weniger 
looi — 2400  Frcs. 

2401—3200  „ 

3201 — 8000  „ 

8001 — 9000  „ 

9001 — 10500  „ 

10501 — 12000  „ 

über  12000 


Pensionsmaximum 
750  Frcs. 
9  Di 

(Ilßnimnm  750  Frcs.) 

1600  Frcs. 
Vi  des  Dnrchflchiiitta 

4000  Frcs. 

4SOO  „ 

5000  „ 

6000 


Um  die  Härten  der  Revokation  bei 
solchen  Dienststellungen  zu  mildern,  welche 
ihr  besonders  ausgesetzt  sind,  namentlich 
bei  denjenigen  der  Präfefcten  und  Uuter- 
pr&fekten,  hat  man  das  Institut  der  Ab- 
fertigung (traitement  de  non-activite)  ge- 
schaffen. Solche  Beamte  bezieben  dann,  da 
sie  die  zum  Pensionsbezug  erforderlichen 
Dienstjahre  nicht  erreichen,  für  bestimmte 
kürzere  Dauer  ihren  Gehalt  weiter.  Den 

tieicben  Yonsug  gemessen  die  Beamten  des 
iplomatischen  und  Eonsulardienstes,  welche 
aus  })olitischen  Gründen  (causes  6trangöres) 
ohne  Diraistetellung  sind  und  auf  10  Aktivi- 
tätsdienstjahre  zurückblicken.  Bei  einem 
6  monatlichen  Urlaube  empfangen  diese 
Agenten  die  Hälfte  ihres  Gehalts. 

2.  England.  Die  eigentümliche  Ge- 
artung  des  englischen  Beamtenrechts  ist  aus 
der  historischen  Entwickelung  der  Verfassung 
und  Verwaltung  zu  erklären.  Unter  diesem 
Gesichtspunkte  werden  auch  die  mannig- 
fachen Abweichungen  von  den  kontinentalen 
Systemen  des  Staatsdienstes  verständlich. 
IMe  Grundlagen ,  auf  welchen  der  ganze 
Bau  ruht,  sind  das  parlamentarische  System 
und  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
(Selfgovernment).  Aus  dem  erstereii  ent- 
springt das  eigentflmliclie  Anstollungsrecht, 
die  Patronage,  während  die  letztere  eine 
Reihe  von  Unterschieden  dadurch  begründet, 
dass  vielfach  Staatsthätigkeiten  vom  Self- 
government  resorbiert  winden.  In  England 
wechseln  etwa  fünfzig  bis  sechzig  Aemter  mit 
der  Konstituierung  der  parlamentarischen 
Parteiministerien ,  die  sogenannten  »politi- 
schen Aemter«.  Die  Besetzung  dieser  Haupt- 
steilen  ist  eine  wichtige  Aufgabe  der  leiten- 


den Manner  der  an  die  Regierung  gelangten 
Parlamentspartei.  Im  Übrigen  steht  dem 
Premierminister  die  Patronage  für  die  kirch- 
lichen Würden  und  für  die  Präsidenten  der 

obersten  Gerichtshöfe  zu.  Für  die  wich- 
tigsten militfirischen  und  diplomatischen 
Posten  verständig  er  sich  mit  den  be- 
treffenden Faehministerii.  Ausser  den  poli- 
tischen Äemtern  giebt  es  aber  auch  eine 
Kategorie  »permanenter  Beamten« ,  d.  h. 
solcher,  die  vom  Wechsel  der  Parteiminis- 
terien nicht  berührt  werden.  Sie  zerfcdlen 
in  höhere  Beamten  (Staff  Appointnients, 
Staff  Officers),  -vde  die  {permanenten)  Unter- 
staatssekretäre, die  Hüfssekretäre,  die  Com- 
missioners,  Chäirmen,  Law-Clerks  und  Solici- 
tors,  dann  in  die  Bureaubeamten  oder  Clerks 
und  endlich  in  niedere  Beamten  oder 
»Dienera.  Allerdings  werden  auch  diese 
nicht  ohne  politische  Rücksichten,  aber  doch 
überwiegend  nach  ihrer  amtlichen  Ttichtig- 
keit  ernannt.  Bei  den  politLscheu  Aemtern 
kann  von  einem  Aufsteigen  an  sicli  nicht 
die  Rede  sein.  Dagegen  steigen  die  per- 
manenten Beamten  regelmässig  nach  dem 
Dienstalter  auf,  und  dann  treten  für  sie  Ge- 
haltserliöhungen  nach  einem  festen  )Iass- 
stab  ein.  Die  Beiunten  sind  widerruflich 
angestellt,  doch  kommen  Entlassungen  nur 
höchst  selten  vor.  Die  Verwaltung  des 
nicht  politischen  Dienstes  ist  durohaus 
bureaukratisch  und  konsequent  centralisiert. 
Provinzielle  Mittelbehörden  felüen  in  der 
Hauptsache,  und  die  Kontrolle  wird  hier 
durch  reisende  Inspektoren  ausgeübt. 

Frilher  herrschte  in  weitem  Umfang  ein 
Sinekurenwesen,  welches  aber  jetzt  beseitigt 
ist.  Auch  die  n«ie  Emennbarkeit  ist  durch 
die  Einffihi-ung  von  Prüfimgen  (Competition) 
cingesnhrSnkt  worden.  Letztere  amr  sind 
nur  sehr  dementarer  und  allgemeiner  Natnr. 

Die  Gehälter  des  Staatsdienstes  sind 
nach  kontinentalen  Begriffen  sehr  erheblich. 
Dies  hängt  mit  den  allgemeinen  Eiukommens- 
verhältnissen  zusammen  und  ist  bedingt 
im  Interesse  des  Dienstes,  da  diese  Aemter 
sonst  ein  Monopol  des  Reichtums  wüi-den 
oder  ihi-e  Inhaber  leicht  den  Lockungen  der 
Bestechung  erliegen  könnten.  So  bezieht 
ein  Minister  500O  Pfund  Sterling,  der  Lord- 
kanzler 10000  Pfund  Sterling,  die  Ober- 
richter am  Appellhofe  je  6000  Pfimd  Ster- 
ling, die  anderen  Obemchter  5000  Pfimd 
Sterling ,  der  Erzbischof  von  Caaterbury 
15000  Pfund  Sterling,  die  Bischöfe  von 
York  und  London  je  lOOfK)  Pfund  Ster- 
ling. Die  Ministei"stellen  zweiten  Ranges 
sind  meist  mit  2000  Pfund  Sterling  Besol- 
dung dotiert.  Die  Gehälter  der  permanenten 
Beamten  richten  sich  nach  der  Wichtigkeit  der 
Amtsstellen  und  schwanken  zwischen  lOOÜ 
und  25(J0  Pfund  Sterling.  Die  Besoldung 
der  Bureaubeamten  ist  eine  höchst  verschie- 
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dene ;  sie  erreichen  auf  den  höchsten  Stufen 
oft  Imw— 12t)0  Pfund  Sterling,  während  die 
niedrigsten  mit  8U — im)  Pfund  Sterling 
bedacht  sind.  Auch  die  »Diener«  sind  rela- 
tiv hoch  besoldet  (Rü— 2lt0  Pfimd  Sterling). 
Das  frühere  System  der  Remuneration  der 
Beamten  durcli  Sportein  ist  mit  geringen 
Ausnahmen  uu  Staatsdienst  beseitigt.  Die 
Seele  des  ganzen  englischen  Staats-  und 
Verfassungssystems  ist  die  historische  Ent- 
wickelung  der  einzelnen  Institute.  Aus 
diesem  Zusammenhange  ist  es  zu  erklären, 
dass  eine  Sj^stemisienmg  der  (jelialtsnormen 
fehlt;  denn  jedes  Amt  hat  seinen  Itesonderen 
'N^'erdeprozess  durchgemacht^  imd  eine  orga- 
nische Verknüpfung  uer  einzelnen  Teile  des 
Besoldungssy Sterns  zu  einer  einheitlichen 
Oehaltsskala  ist  demgemfiss  ausgeschlossen. 

Nii^nds  treten  die  rnterschiede  zwischen 
dem  berufsmässigen  Staatsdienst  und  dem 
parlamentarischen  System  so  schroff  einander 
gegenüber  als  l>eim  Pensions wesen. 
Dies  zei^  sich  auch  in  England.  Soweit 
die  politischen  Aemter  der  Parteiministerien 
in  Betracht  kommen,  kann  mit  ihnen  kein 
regelmässigesPensionssystem  verbunden  sein. 
Dagegen  haben  die  permanenten  Beamten 
jedes  Ranges,  welche  mindestens  10  Dienst- 

S'  ihre  vollstreckt  haben,  Anspruch  auf  ein 
iihegehalt  (Superannnation).  Der  Pensions- 
itezug l)eginnt  mit  ^.eo  des  Gehaltes  und 
steigt  von  Jahr  zn  Jahr  um  je  ^  oo,  bis  er 
das  Maximum  von  ■"•/«)  erreicht.  Bei  Ein- 
tritt der  körperliclien  Dienstesunfähigkeit 
infolge  der  Ausübung  der  Berufspflichten 
wird  die  Pension  schon  vor  Ablauf  der  10 
Dienstjahi-e  mit  '  r,  des  Aktivitätsgehalts  ge- 
w^ährt.  Zum  Pensioiisbezuge  ist  im  übrigen 
die  VoUendimg  des  6U.  Lebensjahres  ge- 
fordert. Unter  bestimmten  Voraussetzungen 
kann  eine  Erhöhung  oder  Vermindenuig  der 
gesetzlichen  Pensionssätze  verfügt  werden, 
doch  ist  hierzu  ilie  Genehmigung  des  Par- 
laments zu  erholen.  Durch  die  Commuta- 
tion  Act  v.  1871  kann  an  Stelle  des  dauern- 
den Ruhegehaltes  auch  die  einmalige  Ab- 
fertiginig  treten,  welche  eine  propoi-tionale 
Summe  darstellt. 

3.  Andere  Lander.  Das  Beamtenrecht 
in  Italien  hat  wesentliche  Grundsätze  teils 
der  französischen,  teils  der  englischen  Rechts- 
bildung entlehnt ,  nanientlicli  soweit  die 
parlamentarischen  Aemter  in  Frage  kommen. 
Dagegen  wird  von  den  permanenten  Beamten 
die  Erbringmig  des  Befähigimgsnachweises 
durch  Staatspriifungen  verlangt.  Der  An- 
spnich  auf  Pension  ist  an  die  Vollstreckung 
von  40  Dienstjahren  oder  bei  Vollendung 
des  65.  Lebensjahres  an  eine  solche  von  25 
Dienstjaliren  geknüpft.  Bei  Krankheit,  Un- 
fähigkeit oder  Reoi^;ani8ation  einer  Behörde 
entrallt  der  Alters-  und  Dienstaltersnach- 
weis.   Die  FensionsansprOehe  steigen  jähr^ 


lieh  um  ^  40  bei  Gehältern  unter  2O00  lire 
und  tun '  «o  bei  den  höheren  Besoldun^n.  Die 
niedrigste  Pension  beträgt  150  Lur.  die 
höchsten  '/&  des  Aktivitätsgehalts  bis  zum 
Maximum  von  8000  Lire.  —  Das  rein  demo- 
kratische Princip,  wonach  dem  Sieger  im 
politischen  Kampfe  als  Beute  die  Besetzung 
der  Aemter  zufäUt  und  diesem  die  Amis- 
entsetzimg    der    unterlegenen  politischeu 
Gegner  gebührt,  herrscht  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika.   Mit  im 
"Wedisel  der  Präsidentschaft,  die  alle  fünf 
Jahre  stattfindet,  pfl^  regelmässig  eine 
»epiuution«  im  grossen  Stile  verbunden  za 
sein.   Diese  Verhältnisse  geben  für  ein  ge- 
ordnetes Pensionswesen  auch  keinen  Baum. 
Diese  Methode  der  Äemterbesetzimg  ist  vom 
Standpunkt  der  Kontinuität  des  Staatsdienstes 
durchaus  verwerflich.   Sie  madit  die  Ail«- 
übung  der  Staatsthätigkeiten  zu  einer  de- 
pouille  opime  (Block)  und  zu  einer  syste- 
matischen Plünderung   des  Staatsschatzes 
durch  die  siegrei<^e  Part»,  da  ^it  besoldete 
Beamtenstellen  meist  die  Prämie  für  erfoh;- 
reich  geleistete  W^dienste  irad  Wahlasi- 
tationen  sind.  Fenücnen  werden  jedodi  an 
MiUtftrpersonen  gewälirt;  aber  auch  hier 
haben  sidi  vielfach  grosse  Missbrftuche  jze- 
zeigt.  —  Die  drei  skandinavischen  Beiciie 
nähern  sich  in  ihrem  Beamteniechte  mehr 
den  deutscheu  Grundsätzen.    In  Däne- 
mark bestehen  ähnliche  Grundsätze  für  die 
Anstellung  der  Staatsbeamten  wie  in  Deutwk- 
land.   Es  wird  die  Ablegung  von  Prüfungen 
verlangt,  welche  die  Voraussetzung  der  Er- 
nennimg  sind.   Der  Beamte  hat  ein  Recht 
auf  das  klaglos  verwaltete  Amt.   Ei'  kann 
aus  demselben  durch  königliche  Verfüciing 
verdrängt  werden,  hat  aber  Anspruch  auf 
die  materielle  Seite  seines  Amts  und  eia 
Recht  auf  seinen  vollen  Gehaltsbezug.  Die 
Richter  sind  bis  zum  65.  Lebensjahre  nnaV 
setzbar  und  können  von  da  ab  niu*  mit  ihrem 
vollen  Gelialte   pensioniert    werden.  We 
übiigeu  Beamten  haben  im  Falle  der  Vt-r- 
setzung  in  den  Ruhestand  einen  Anspnich 
auf  Pension,  welche  mit  Vollendung  des  7". 
Lebensjahres  angesprochen  oder  öTiher  im 
!  Falle  der  Dienstuntauglichkeit  gewälu-t  -winl. 
Sie  beträgt  nach  mindestens  2  Dien5tjahi>.'ii 
'/lo  des  Gelialts,  bei  Vollstreckung  von  '2 
und  4  Dienstjahren  -/lo,  bei  einer  solchen 
von  4  bis  7  Dienstjahren  "'*/io,  bei  eint-r 
solchen  von  7  bis  10  Dienstjahren  *,io,  ttfi 
10  bis  20  Dienstjahren  ^.lo  und  bei  2f* 
Dienstjahren  -/3,  aoch  keinesfalls  mehr  als 
600()  Kronen.   In  Schweden  ist  die  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  sehi-  beschränkt 
Hier  unterscheidet  man  zwischen  Standes- 
gehalt (Loen)  und  Dienstgehalt  (Tjoenst- 
goeringspenningar).  Letzteres  ist  mit  der 
Ausübung  des  Amts  verbunden,  während 
das  erstere  dem  Beamten  nach  35  jähriger 


Digitized  by  Google 


Besoldung  ii.  BesolduDgspoL — ^Berölkerungsweseu  (Bevalkeningsbe-n'.  d.  neuest.  Zeit)  653 


Dienstzeit  oder  mit  Vollendung  des  65. 
Lebensjahres  als  Pension  verbleibt.  Ebenso 
besteht  in  der  Hauptsache  in  Norwegen 
die  ünabsetzbarkeit  der  Beamten.  Dagegen 
fehlt  auch  ein  geordnetes  Pensionswesen, 
welches  durch  Bewilligungen  des  Storthings 
von  Fall  zu  Fall  ersetzt  weisen  muss.  Bis  zur 
Verbescheidung  bezieht  der  Beamte  seines 
Aktiritatsgehaltes.  Endlich  sind  in  Däne- 
mark und  Norwegen  Pensionekassen  für  Be- 
amte eingerichtet,  in  welche  die  Beamten 
Gehaltsabztlge.  z.  B.  in  Dänemark  S^  o,  ab- 
führen und  aus  deren  FoD<te  die  Beamten 
und  deren  Hinterbliebene  TersoT:giingsbei- 
träge  empfan^n. 

Uttwatari  Woifner,  Fin  I,  ü  152—I64,  S. 
S40—378.  —  Geffcken,  Scksiherg  III,  1,  & 
4fff.  —  Voeke,  Fiwmiwi»*enaehaft,  H.  u.  L. 

■  d.  Sfc  ///,  J,  S.  ilS.  —  Engel,  PreU  der  Ar- 
beü,  Berlin  1866.  —  Derselbe,  PreU  der  Arbfü 
im  preust.  Staatadierut.  ZUrhr.  d.  kgl.  preuat. 
Stat.  Bht.  1875.  —  l>eraelbe,  Vebcr  die  Seüttl- 
kotlen  der  Arbeit,  ebenda  1375  S.  AStff.  (Da- 
gegen vom  jurittisekfn  Standptmkt  auftretend: 

.  Jherino,  Zweck  im  Recht,  Bd.  I,  S.  tOO.J  — 
Mtueher,  Derprevu.  CiviUtaaUdientl,  t.Avfi., 
LeipMig  186S.  —  IMneelw,  Die  Eintotnwtetu- 
rerMUnitte  der  prewu.  unmitielbareu  Staats- 
dieaer,  BerHn  1876.  —  Herrfurth,  Dat  preiua. 
Statt-,  Konen-  und  Sechnungmeien ,  3.  Aufl. 

.  II.  Teil :  RechtiverhäUniase  der  Slaattbeamten, 
Berlin  1896.  —  Mister,  Die  neuen  preut».  Be- 
amtengeaetae,  Jahrb.  f.  Ifat.  «.  Stat.  F.  VII 
(1883)  a.  137.  —  Elster,  Die  Gehälter  der  Vni- 
veraiUitaproJeaaoren  und  die  Vorleaungthonorare 
vnter  Berikkaiehtiguiig  der  in  Auaaicht  genom- 
menen  Reformen  in  Prtvaten  und  Oeaterreieh, 
Oienda,  S.  Folge,  Bd.  XIII,  193.  —  LaHa, 
Die   BeaeldungnerKBÜniMe    der    Lehrer  an 

'  den  kSheren  UnterriehUatulalten  in  iVeiMMn, 
Jena  1898.  —  Harheim,  Artt.  nBeaoldungw., 
»Wartegelda  und  vPenaiottu  in  Stengela  W.  d. 
D.  r.  R.  Bd.  I  M.  //.  —  Meyer,  Lehrbuch  d. 
deutschen  StaaUreckta,  S.  Aufl.,  ^  143.  —  La- 
band,  Deutachea  RHchtHaaiareckt,  3.  Avß.  Bd. 
I,  S.  477—489.  —  Rönne,  Preuat.  Staatsrecht, 

4.  Auß.,  Bd.  III,  S.   m  und  J.  Aufl.,  Bd.  I, 

5.  SSljg.  —  Seydel,  Bayr.  Staatsrecht,  Bd.  III, 
8.  41s  und  434.  —  Oai^»  Statusrecht  des 
Kgr.  WiMUmberg,  Marquardsen  III,  i,  S.  99 
bi»  100  und  101.  —  Lenthold,  Staatsrecht  dea 
Kgr.  Sachaeu.  Ebenda  II,  S,  S.  XöO — 351  vnd 
^53.  —  Fachner,  Art.  «Dienatbezüge  der  Staate- 
dienrr.  —  Fuchs,  Art.  nPenaiouen».  Beide  in 
UUmch-Miachlers  Oeatcrr.  StaatetitSrierbueh,  Bd. 
I  und  II.  —  Block,  Art.  »Fonctionnairesn  und 
iypenaiona«  in  reinem  Dict.  de  l' Administration 
Jrancaiae.  —  Fontaine,  Art.  nTraitement«  in 
L.  Say,  Dietionnaire  dea  Fijiancee.  —  Oneist, 
Englisches  Verwaltungarechl  der  Gegenwart, 
Beriin  1884,        I,  S.  240ff. 

Moje  von  Heektt^ 


Betrieb 

s.  Grossbetrieb,  Kleinbetrieb. 


Bess  enmgganstalten 

s.  Zwangserziehung. 


BevölkernniBweseB. 

I.  BeT(5lkeTuug8statifltik  und  Geschichte  der 
BeTtflkernng  Europas  (S.  663).  II.  BeTölkerungs- 
wecbsel  [S.  689).  III.  BeTdlkeningslehre  und 
Bevölkerungspolitik  (S.  703). 

I. 

Berölk«rung8statistlk  und 
Geschichte  der  BcTolkeruD? 
Europas. 

I.  BeTölkerungutatiBtik  der  neuesten  Zeit 
(S.  653).  n.  BeTtUkerung  des  SGttelalters  and 
der  neueren  Zeit  bis  Ende  des  18.  J^hunderta 
in  Europa  (S.  6601   III.  Die  Bevölkerung  des 

Altertums  (S.  674). 

L  BeTÖlkerungsstatistik  der  neuesten 
Zeit. 

1.  Begriff,  AuCnben  und  Gliederong  der 
BeT(9kerangs8tatiBtik.  2.  Die  Bevölkerung  der 
Erde  und  ■ur  Stand  der  BevSlkernn^  der  wich- 
tigsten Kttltnrstaatoi.  S.  Die  Entwickelang  der 
VolkzaU.  4.  Die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung'. 
5.  Die  Gliederung  der  BeTOlkernng  nach  den 
Ansiedelungsformen. 

1.  Benritff  An^ben  und  Gtiederang 

der  BeTOlkemngsstatistik.  Das  Objekt 
der  Bevölkerungsstatistik  bildet  die  Bevöl- 
kerung als  der  Inbegriff  der  in  politischer, 
sozialer  und  kultiu^Üer  Beziehung  zu  einer 
gewissen  Einheit  zusammengefassten  Be- 
wohner eines  bestimmten  Gebietes,  voi-aus 
eines  Staatsgebietes.  Von  dem  Begriffe  des 
Volkes  unterscheidet  sich  jener  der  Be- 
völkerung dadurch,  dass  hierbei  von  der 
historisch-politischen  Individualität  abgesehen 
lÄ-ii-d ,  welche  f üi*  das  Volk  als  solclies 
charakteristisch  ist.  Nahe  verwandt  dem 
Begriff  der  Bevölkerung  ist  jener  der  Ge- 
sellschaft. El-  geht  davon  ans,  dass  das 
menschliche  Dasein  nicht  nui-  durch  die 
Physis  des  Menschen  imd  die  äussei-e  Natur, 
sondern  auch  in  hohem  Masse  durcli  das 
Zusammenleben  und  -Wirken  mit  anderen 
Menschen  bedingt  Ist.  Durch  die  Gesamt- 
heit der  dai-aus  entstehenden  Wechselbe- 
ziehungen werden  die  Indiii-idnen  zur  Ge- 
sellschaft vereinigt.  Je  nach  der  Art  der 
einigenden  Momente  sind  die  gesellschaft- 
lichen Gruppen  enger  oder  weiter  um- 
schrieben, loser  oder  inniger  zusamnienge- 
fasst.  Die  wissenschaftliche  Betrachtung 
der  Bevölkerung  muss  der  natürlichen  und 
der  gesellschafthcheu  Seite  des  menschlichen 
Daseins  in  gleicher  M'eise  gerecht  werden. 

Die  Angabe  der  Bevötkerun^tatiatik 
besteht  demnach  darin,  von  den  individuellen 
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und  sozial  irrele^nten  Terschiedenheiteu 
der  einzelnen  Indinduen  absehend ,  Ter- 
mittelst  einer  diirch  Zalüen  Termittelten 
exakten  Massenbeobachtung  die  auf  der  ^atur 
des  >[enschen  beruhendeü,  aher  sozial  be- 
dingten Leben&bethätigungen  der  Bevölke- 
rung zu  erfassen,  deren  Erscheinungen 
methodisch  zu  gruppieren  imd  in  ihren 
ursftchlichen  Znsammenhängen  zu  Terfolgcn. 
Von  der  Anthropologie  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  I S.  388  ff.)  unterscheidet  sich  die  Bev5lke- 
nmgsstatistik  nicht  niu"  durch  die  ihi-  eigene 
Methode  der  Massenbeobachtung,  sondern  auch 
dadurch,  dass  die  erstere  den  Jlenschen  vom 
rein  naturwissenschaftliclieu  Standpunkte, 
also  z\uiächst  als  Individuiun,  diese  aber  in 
den  Formen  sozialer  Koi*xistenz  zum  Gegen- 
stände ihrer  Forschung  macht.  Doch  hat 
sich  die  statistische  Methode  auch  für  die 
Anthropologie,  besonders  auf  dem  Gebiete 
der  Somatologie  und  der  Anthropometrie, 
in  vielfticher  Hinsicht  als  fruchtbar  er- 
wiesen. 

Da  die  Bevölkenmgsstatistik  es  ist,  welche 
den  grössten  und  wichtigsten  Teil  der 
Thatsachen  vermittelt,  die  von  der  Be- 
völkerungslehre (auch  Demographie 
oder  Demologie  genannt ,  je  nacudem 
mehr  die  desk^tive  oder  die  der  Er- 
schliessung von  Kausalzusammenhängen  zu- 
gewandte Seite  der  Forschung  bezeichnet 
werden  soll)  wissenschaftlich  verarbeitet 
werden,  so  hat  man  sie  hier  mit  dieser  und 
wolü  auch  mit  der  Gesellschaf tslehre 
identifiziert  und  als  die  exakte  Richtimg 
dieser  Disciplinen  bezeichnet.  Der  unfertige 
Zustand  derselben  hat  es  allerdings  mit 
sich  gebracht,  dass  diese  bisher,  auf  exakter 
Grundlage  wenigstens,  hauptsächlich  von 
Statistikern  gefordert  worden  sind.  Gleich- 
wohl darf  nicht  flbersehen  werden,  dass 
die  Statistik  nicht  ihre  einzige  Erkenntnis- 
quelle  ist,  wie  denn  auch  andereneits  die 
Statistik  im  Dienste  zahlreicher  anderer 
Disciplinen  steht. 

Die  richtige  Auf&ssung  und  Gliederung 
der  Bevölkerungsstatistik  hängt  von  der 
richtigen  Erkenntnis  des  'Wesens  der  Be- 
völkerung ab.  Dieselbe  kann  nicht  unpassend 
mit  einem  Strome  vei^Iichen  werden.  Ihr 
Bestand  beruht  auf  nie  rastendem  "Wechsel, 
auf  fortwährender  Verändenmg  und  Ei-neue- 
rung.  Je  nachdem  man  den  Zustand  der 
Bevölkerung  zu  einem  gegebenen  Angen- 
bhcke  oder  die  Yerändemngeu  dei-selben  im 
Laufe  der  Zeit  diuch  exakte  Massenbeobach- 
tung zu  erfassen  sucht,  spricht  man  von 
einer  Statistik  des  Standes  oder  von  einer 
Statistik  der  Bewegung,  des  Wechsels  oder 
des  Ganges  der  Bevölkemng.  Hierbei  darf 
jedoch  der  enge  Zusammenhang  zwischen 
beiden  nicht  ausser  acht  gelassen  werden. 
Denn  alle  Phänomene,  welche  sich  bei  derl 


Untei-suchun^  des  Standes  der  Bevölkerung 
zu  einem  gewissen  Augenblicke  eneben.  sowie 
auch  die  B^lmftssigkät  ihrer  Wiederholung 
bei  späteren  Untersuchungen  sind  nichts 
anderes  als  die  Konsequenz  der  Regelmässig- 
keit in  der  Bewegung  der  BevOlkoung,  so* 
wie  andererseits  die  in  ihrem  Stan^  zu 
verschiedenen  Zeitpunkten  auftretmden  Yer- 
schiedenheiten  als  das  Ergebnis  von  Aende- 
ningen  aufzufassen  sind,  welche  mittlerweile 
in  der  Bewegung  der  Bevölkerung  Plat« 
gegriffen  haben.  Bewegung  und  Stand  der 
Bevölkenmg  stehen  demnach  zu  einander 
im  Verhältnisse  von  Ursache  und  Wirkung. 
Wenn  nun  auch  die  statistisch-technische 
Thätigkeit,  diu-ch  welche  Stand  und  Gang 
der  Bevölkenmg  erhoben  werden,  eine  weaeut- 
lich  verschiedene  ist,  so  darf  doch  die 
zwischen  beiden  bestehende  kausale  Be- 
ziehung nicht  vernachlässigt  werden.  Es 
wäre  prindpiell  feüsch,  der  her^brachten 
Scheidung  der  Bevölkerungsstatisnk  in  eine 
Statistik  des  Standes  und  der  Bew^^ung 
der  Bevölkerung  eine  tiefer  gehende  Be- 
rechtigung zuzuerkennen,  als  sie  eben  die 
ftusseniche  Verschie<lenheit  der  Erhebungs-^ 
methode  zu  begrflnden  verm^.  Das  wissen- 
schaftliche System  der  BevOlkenmgsstatistik 
ist  vielmehr ,  ganz  unabhängig  von  den 
technischen  Erhebungsformen,  durch  die  in 
dem  BevOlkerun^wechsel  sich  bethätigenden 
und  sozial  bedmgten  Lebenserscheinungen 
der  Bevölkerung  selbst  gegeben.  Ziun  Zwecke 
der  tlbersichtlichen  Darstellung  empfiehlt 
es  sich  immerhin,  im  Anschlüsse  an  die 
hei-gebrachte  Systematik ,  der  Gliederung 
des  bevölkerun^tatistischen  Materials  den 
Unterschied  zwischen  Stand  und  Bewegung 
der  Bevölkenmg  zu  Gnmde  zu  legen. 

Jene  statistische  Erhebung,  dnrch  welche 
der  Stand  der  Bevölkerung  zu  einem 
gegebenen  Zeitpunkte  erhoben  wird,  ist  die 
Volkszählung  (s.  d.  Art.)  Dieselbe  be- 
schränkt sich  nicht  nur  auf  die  Erhebung  der 
blossen  Yolkszah],  sondern  wiitl  durch  Mnbe- 
ziehung  der  wichtigsten  physischen,  geistigen 
und  kulturellen  Momente  in  die  la'hebung 
zur  Grundlage  einer  umfassenden  Yolks- 
beschreibung.  Sie  lehrt  uns  die  An- 
siedehingsformen  der  Bevölkerung 
kennen,  erschliesst  uns  ihren  sozialen 
Zusammenhalt  in  Familien  und  Haus- 
haltungen (s.  d .  Art  Haushaltungs- 
statistik),  bildet  die  Grundlage  für  die 
&fassnng  des  GeschlechtsverhäU- 
iiisses  (s.  d.  Axt.)  und  Altersgliede- 
rung {s.  d.  Art.  oben  Bd.  I  S.  275ff.), 
liefert  das  wichtigste  Material  für  die  Auf- 
stellung der  Statistik  der  Blinden,  Taub- 
stummen und  Geisteskranken  (b.  d. 
Art.)  und  dient  überhaupt  zur  Feststeilung 
aller  jener  demographisdien  Momente,  weiche 
nicht  sowohl  durdi  fortlaufende  Anschrei- 
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ban^  als  Tielmehr  hauptsächlich  durch 
Besehnn^  der  Erhebung  anf  einen  einheit- 
lichen Zeitpunkt  statistäsch  erfasst  Verden 
kSonen.  Insbesondere  und  in  neneror  Zeit 
die  Fragen ,  -welche  sich  auf  Aea  Beruf  be- 
oehea,  sorgfältig  ausgebildet  und  zur  Grund- 
lage weitCTgehender  Erhebungen  über  die 
gewerblidien  und  landwirtschaftlichen  Be- 
triebsTerhältnisBe  genommen  worden  (vgl. 
d.  Art.  Beruf  und  Beruf  sstatistik  oben 
M  n  S.  592  ff.). 

Die  Bewegung  der  Bevölkerung 
aber  ist  eine  zweifache.  Sie  vollzieht  sich 
luoächst  der  Zeit  nach  in  dem  WechBel  der 
(leDerationen  (s.  d.  Art  Be völkerungs- 
vechsel  unten  Bd.  II  S. *689 ff .)  durch  Ge- 
burt und  Tod  und  den  dieselben  begleitenden 
Aenderungen  des  Personenstandes  (s.  d. 
Art).  Die  beiden  Zweige  der  Statistik  dieser 
äogenaonten  natürlichen  Bewegimg  der  Be- 
völkerung sind  demnach  die  Geburten- 
iod  die  Sterblichkeitsstatistik  (s.  d. 
beideu  Artt.).  Ihnen  Bchliesst  sich  tJs  weiteres 
Hauptgebiet  der  Bevölkerungsstatistik  die 
Ehestatistik  (s.  d.  Art.  Heiratsstatistik) 
an.  welche  die  sozial  relevanten  Momente 
der  spenden  Elien  und  die  durch  das  Institut 
der  Ehe  bedingten  sozialen  Phänomene  zu 
erfassen  sucht,  wobei  die  Eheschlies- 
SQQgen  und  Ehescheidungen  den 
Gegenstand  besondererNachweisungen  bilden. 

Keben  der  uatOrlichen  Bewegung  der 
Kcvölkemn^  geht,  durch  die  politischen  und 
admimstiatiTen  Grenzen  des  Beobachtungs- 
gebietes wesentlich  bedingt,  die  Wander- 
bewegung einh^  welche  entweder  durch 
den  bleibenden  Wechsel  des  'Wohnsitzes 
iooeihalb  der  Örenzen  Staatsgebietes 
hervorgerufen  wird  (innere  Wanderung, 
s.  d.  betr.  Art),  oder  aber.  Über  die  Staats- 
grenzen hinausführend .  als  Auswande- 
rung sidi  darstellt  Die  statistische  Er^ 
bssnng  dieser  letzteren  bedient  räch  hin- 
wiederum TCTSchiedener  Handhaben,  je 
nachdem  es  sich  um  die  überseeische  Aus- 
Taoderung  oder  um  den  Bevölkerungsaus- 
tausch  d^europalscheD  KuHiu^taaten  handelt. 
Demgemftss  gliedert  sich  die  Statistik  der 
Wanderbewegung  in  die  Statistik  der  inne- 
ren Wanderungen,  in  die  Fremden- 
statistik  und  in  die  Auswanderungs- 
statistik (s.  die  betreffenden  Artt.). 

2.  Die  BeTÖlkernng  der  Erde  und 
der  8tand  der  BeTÖlkemng  der  wich- 
tigstea  KnltorBtaaten.  Zuverlässige  An- 
^■af^n  über  die  Yolkszahl  bestehen  nur  für 
jene  Staaten,  in  welchen  wohlorganisierte 
Volkszählungen  stattgefunden  haben.  Die 
bevOlkemng  der  anderen  Staaten  kann  nur 
nach  mehr  oder  weniger  ausreichenden 
Anhaltspunkten  annähernd  berechnet  werden, 
während  die  Angaben  über  die  Volkszahl 
d(-r    iindvilisierten  Länder    zumeist  auf 


blosser  Schätzung  beruhen.  dieser  Bach- 
lage kann  den  oft  wiederholten  Versuchen, 
die  Bevülkemng  der  Erde  zu  berecdmen, 
keine  andere  Bedeutung  als  die  ganz  all- 
gemeiner Orientierung  zuerkuint  werden. 
Grosse  Terdioiste  um  die  Beridttigung  der 
älteren  —  zumeist  üb^^ebenen  —  Vor* 
steBungen  über  die  Bevölkerung  der  Erde 
haben  sich  B  e  h  m  (später  S  u  p  a  n)  und 
Wagner  durch  ihre  kritische  Zusammen- 
fassung aller  einschlägigen  MateriaUeu  in 
den  Eigänzunesheften  zu  Petermanns  geo- 
graphischen Mitteilungen  erworben.  Da- 
nach vei'anschlagen  sie  zuletzt  die  Erdbe- 
völkerung ai^  1479,7  Millionen.  Die  grösste, 
für  die  Gesamtziffer  ausschlaggebende  Un- 
sicherheit besteht  hinsichtlich  der  Bevölke- 
rung Chinas.  A.  v.  Fircks  veranschlagt, 
indem  er  diesbezüglich  die  Maximalziffer 
einstellt,  die  Bevölkerung  der  Erde  zu  Ende 
des  Jahres  1895  auf  1536,7  Millionen.  Soi^- 
fältige  Zusammenstellungen  enthalten  auch  die 
von  Fr.  v.  Juraschek  herausgegebenen 
Geographisch-statistiBchen  Tabellen.  In  der 
letzten  Ausgabe  (1898)  werden  Flächeninhalt, 
Bevölkerung  xmd  Volksdichtigkeit  der  einzel- 
nen Erdteile  folgendermassen  veraoschlagt: 


Asien  .  . 
Europa  .  . 
Afrika  .  . 
Amerika  . 
Anstralien  u 

Oceanien 
Polargebiete 


I. 

Tansende  Bewohner 
qkm   in  Millionen  auf  1 


44  149 
9698 
29818 
38395 

8959 
44? 


841983 
380  779 
178706 
136  801 

6  158 
82 


qkm 


19,1 

5.7 

3,5 

0,68 


Znaammrä  135  506  i  5445^9  1 1,39 
Die  üebersic^t  IE  enthält  die  Angaben 
über  die  VoJkszahl  der  wichtigsten  £nltm> 
Staaten  auf  Grund  der  Ergelaiiräe  der  letzten 
Volkszählungen.  Die  letzte  Z^enreihe  ent- 
hält den  in  Prozenten  der  mittleren  Bevftlke- 
rung  ausgedrückten  durchschnittlichen  iähi^ 
lidien  Volkszuwachs  (bez  w.  die  Volksabnanme) 
während  der  letzten  Zählungsperiode. 


Deutsches  Reich 
Belgien  .  .  . 
Bnlgarien  .  . 
Dänemark  .  . 
Frankreich  .  . 
England  u-Wales 
Schottland  .  . 
Irland  .  .  .  . 
Grossbritanniea 
n.  Irland  Eosam. 
Italien  .  .  .  . 
Luxeiiibarg  .  . 
Miederlande  .  . 
Oesterreich  .  . 


Zfth- 

Inngs- 

jahr 

1895 

1890 

1888 

1890 

1896 

1891 

1891 

1891 

1891 
1881 
1890 
1889 
1890 


n. 


VolkB- 
zahl 


Em-  Zn- 
wohner  wachs 


auflqkm 

52279901  96,5 
6  069  32 1  206,0 

3154375  31,8 
2  185  335 

38517975 
29  002  525 

4  025  647 

4  704  75° 


55-1 
71,8 
192,0 
5*^2 
57,6 


1,07 

0,95 
0,98 

0,09 
1,10 
0,75 
0,95 


37  732  9M  121,8  078 
28459628   96,0  — 
211  088   81,6  —0^21 

45»MI5  138,7  1,17 
23895413   79,6  0,76 
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Ungarn  .  .  . 
Rumänien  .  . 
Enirop.  Bussland 

ohne  Polen  .  . 
Polen  .  .  .  . 
Asiat.  RuBslaod 
Russland  überh. 
Serbien  .  .  . 
Schweden  .  .  . 
Nonregen  .  . 
Schweu  .  .  . 
Verein.  Staaten 

Ton  Anuoika  . 
Canada    .   .  . 
BritiBch  Indien 
Japan  .   .   .  . 

Victoria  .  - 
g  NeuSadwalea 
;q  Qaeensland  . 
£{SOdauBtralien 
§  Westavstral. 
^  Tasmannien  ■ 
Nenseeluid  ■ 
Kap  der  gnten 

Hofhung    .  . 


Z«»-  Volks- 

Iniura-  wohner  wachs 

jähr  aofl^km  % 

1890  17463789  Hi>  ii<H 
1889     503*34»   38.5  - 


1897  94  215  415 

1897  9  455  943 

1897  22  697  469 

1897  126368827 

1890  2  161  962 

1890  4784981 

1891  I  988  674 
1888  2933334 


16,1 
61,4 
1.1 
4^9 
44,5 
to,8 
6.2 
73.3 


1890 
1891 
1891 
1891 
1891 
1891 
189X 
1891 
1891 
1891 
1891 


62  622  350  8,2 

4  833  0,6 

2S7  223431  71,1 

40718677  106,5 


I  1 40  405 
I  123954 
393718 
3*0431 
49782 
146667 
636  658 


5,0 
',4 
0,2 

0,1 
0,03 

2,3 

a.3 


1,37 

Ir57 

2,84 

1,54 

0.47 
0,64 
0,38 

2,21 
I.II 


3,78 

3,77 
4,01 

1,35 
5,05 
2,36 
1,60 


1891     1 527  324     2,7  — 


3.  Die  Entwickelnng  der  VolkszahL 

Die  exakte  Darstellung  der  Entwickelung 
der  Yolkszahl  oder  der  BeTölkerungszmi^me 
eines  Staates  hat  nicht  nur  zur  A'^oraus- 
setzung,  dass  eine  möglichst  weit  zurück- 
reichende Reihe  von  Volkszählungen  hierfür 
das  nötige  Material  vorbereitet  habe,  sondern 
auch,  dass  den  während  der  Beobachttmgs- 
petibde  eingetretenen  Oebietsänderungen 
diurdi  Beziehung  sämtlicher  Daten  auf  einen 
einheitUchen  Gebietsumfang,  als  welcher  am 
entsprechendsten  jener  der  Gegenwart  ge- 
wählt wird,  Rechnung  getragen  werde.  Üm 
ein  Mass  für  die  Gesc^windigkdt  der  Tolks- 
Tennehrung  zu  gewinnen,  liegte  mau  früher 
aus  dem  Stande  der  Volkszabl  zu  zwei  vei^ 
schiedenen  Zeitpunkten  die  Yerdoppelungs- 
periode  zu  berechnen.  Es  kann  jedoch  in 
derselben  aus  dem  Grunde  kein  zutreffen- 
der Ausdruck  für  die  Entwickelung  der 
Volkszahl  erblickt  werden,  weil  diese  in  der 
Regel  "weder  stetig  noch  gleichmässig  ist. 
Die  Verdoppelungsperiode  bringt  aber  weder 
die  Schwankungen  im  Entwickelungsgange 
der  Bevölkerung  noch  die  charakteristischen 
Veränderungen,  welche  sich  hierin  im  Laufe 
der  Zeit  ergeben ,  zum  Ausdruck.  Wohl 
aber  wird  dies  dadurch  bezweckt,  dass  man 
für  eine  längere  Reihe  von  Zählungen  die 
Zuwachsprozente  berechnet,  welche  das  Ver- 
hältnis des  Volkszuwachses  von  Zählung  zu 
Zählung  zu  dem  Anfangsstande  einer  jeden 
Zählungsperiode  ausdrücken.  In  der  letzten 
Spalte  der  obigen  Tabelle  II  sind  die  Er- 
gebnisse einer  solchen  Berechnung  für  die 
letzten  Zählungsperioden  iiinsichtlidi  der 
widitigsten  Kulturstaaten  enthalten.  Es  er- 


hellt daraus  zunSchst  die  allgemeine  That- 
sache  einer  auBs«t>rdentlich  raschen  VoUs- 
vermehrung,  welche  zwar  in  doi  I^Ddan 
mit  kolonialem  Charakter  am  auf&Üligsleu 
zu  Tage  tritt,  aber  auch  auf  »ne  Reihe  von 
Ijändem  alter  Kultur  sich  erstredrt.  All»- 
dings  bestehen  in  dieser  Hinsidit  beträcht- 
liche Verschiedenheiten,  vermiß  welcher 
die  Reihenfolge  der  einzelnen  Staaten  nacL 
ihrer  Volkszanl  bezw.  ihr  Anteil  an  der 
gesamten  Bevölkerung  Europas  im  Laufe 
der  Zeit  gewisse  Verschiebungen  erfahrer. 
hat ,  die  vom  politischen  vie  vom  öko- 
nomischen Staudpunkte  aus  gleich  belaig- 
reich  sind.  Von .  besonderem  Interesse  ist 
in  dieser  Hinsicht  die  Vergleichung  des 
Deutschen  Reiches  und  Frankreichs  nach 
5]ährigen  Zahlungsperioden,  welche  fflr  das 
Deutsche  Reich  mit  IS'^,  für  Frankieid 
mit  1S21  b^innen. 


Im 
Jahre 

1820/21 
1825/26 
1830/31 
1835,36 
1840/41 
184Ö/46 
1850/51 
1855/36 
1860/61 
1865/66 
1870/72 
1875/76 
1880/81 
1885/86 
1890/91 
1895''96 


III. 

Dentscheg  Reich 
Jähri. 


Bevölke- 
rung 

26  291  606 

38  1 1 1  369 
25518  135 
30935648 
32  785  150 

34  396  055 

35  395  496 

36  1 1 1  644 

37  745  187 

39  653  544 

40  816  249 
42  727  360 

45  234061 

46  85  5  704 
49428470 
5a  379901 


Zunahme 

O' 
;0 

i>43 

0,98 

0,94 
I,l6 
0,96 

0,57 
0,40 
0,88 

0,99 
0,58 
0,92 
1,14 
0,70 

1,07 

1,12 


Bevölke- 
rung 


Frankreich 
JährL 
ZnnahiDe 


39  871  176 

31  129  507 
31787900 

32  759829 
33406864 
34546975 
34901938 

35  »74  124 
35844902 

36  495  489 
36  102  931 

36  905  788 

37  672  048 
38218903 
3834319a 

38  5 '7  975 


0,87 
o,Si 
0,41 
0.^9 
039 
0,66 
0,20 
o.'5 
0J7 
0,36 
o.l8 
0,54 
0,41 
0.29 
6,07 
0,09 


In  Ei^nzung  der  üebersichten  II  iwl 
III  werden  in  Uebersicht  IV  die  Zuwhs- 
Prozente  der  wichtigsten  Kultnrstaatea  für 
die  einzelnen  Jahnsehnte  des  laufeodeu 
Jahrhunderts  zusammengestellt. 

IV. 

Zuwachsprozente  der  Bevülkerang  von 
England  Ver.Staat  Oester- Ita- Schwe- Bel- 
u. Wales  V.  Amer.    rdch   lien  den  ^ea 


1800 
1810 
1820 
1830 
1840 
1850 
1860 
1870 
1880 
1890 


M3 

1,81 

1.58 

1=45 
1,26 

1,32 
1,43 
1,10 


3,50 

3,64 
3,31 
3,31 
3,26 

3r58 

3.55 
2,37 
2,96 
2,21 


1,25 
0,74 
0,40 
0,82 
0,82 
0,78 
0,76 


0,66 
1,06 

0,47 
0,81 

0,43 
o^S 
0,71 
0,56 


0,61 

0,87 
1,17 
0,86 
i,og 
1,08 
o,So 

0,95 
0,87 


0,83 
0.S; 
0,69 
0.7? 
0^5 
a.95 


Die  Uebersicht  V  soll  endlich,  die  Reihe 
der  bisher  vorgeftthrten  Staaten  teilwds^ 
ergänzend,  zeigen,  welchen  Einfluss  die 
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beiden  grcesen  Faktoren  der  Yolkseritwicke- 
lung,  die  natürliche  und  die  Wanderbewe- 
gung  der  Bevölkerung,  auf  deren  Zunahme 
während  des  mit  dem  Jahre  1880  abge- 
laufenen Jahrzehnts  genommen  haben. 

V. 

1871—1880  durchsclm.  jährl. 
Volks-  Gebart-  Hebiauswande- 
«u-    Ueber-  rong  ( — )  oder 
nähme  schnss  Keueinw.  (-{-) 
in  %  der  mittleren  BeTÖlkenmg 
Dentedies  Beidi  i,ot     1,19        —  0,18 
Oesterreich  ohne 
Galizien  und 

Bukowina  0,70  0,75  —  0,05 
Galizien  and  Ba- 

kowina  0,78     0,75         —  0,03 

Belgien  0,93     0,98         —  0,06 

Dänemark  0,98      1,20        —  0,23 

Frankreich  0,20  0,17  +  °i°3 
Großbritannien  1,30  1,40  —  0,09 
Irland  —  <M4     0,82        —  1,26 

Italien  0,56     0,70        —  0,13 

Niederiaude  1,17  i^i  —  0,04 
Ungarn  0,08     0,33         —  0,15 

Finnland  1,53     i,^        -j-  0,06 

Schweden  0,91     1,2a        —  0,32 

Norw^gren  1,01     1,39        —  0,39 

Schweiz  0,65     0,73  — 

Es  erhellt  aus  den  TOrstehenden  Ziffem- 
reihen,  dass  bei  den  germanischen  YOlkem 
die  Volkszunahme  eine  ungleich  inteDsivere 
ist  als  bei  den  romanischen,  obgleich  der 
n^flrlichen  BeTÖUcerungSTenaeluuDg  ein 
nidit  unbeträchtlicher  Veiiust  durah  den 
Uebraschuss  der  Ausvaademog  Aber  die 
Einwandwung  gegenflberRteht. 

4.  Die  Dfcfat^keit  der  BeTSlkerons. 
Unter  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ver- 
steht man  das  durch  die  Beziehung  der 
Voltszahl  auf  eine  Einheit  des  Flächen- 
masses  ausgedrückte  Verhältnis  derselben 
zu  der  Bodenfläche,  ■welche  sie  bewohnt. 
In  der  letzten  Ziffemreihe  der  üebersichten 
I  und  II  ist  die  Volksdichtigkeit  der  Erde 
und  der  wichtigsten  Kulturstaaten  mit^ 
teüt  worden.  Indessen  gewährt  die  Dichtie- 
keitsziffer  eines  Landes  keineswegs  voll- 
kommenen Einblick  in  dessen  Bevßlkeruugs- 
verhäitnisse.  Dieselbe  ist  vielmehr  bloss  ein 
Durchschnitt,  zu  welchem  sich  die  oft  sehr 
verschiedenen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Landesteile  ausgleichen.  Nur  durch  das 
Eindringen  in  das  feinere  geographische 
Detail  können  Studium  und  Darstellung  der 
Dichtigkeitsverhältnisse  wirklich  fruchtbar 
gestaltet  werden. 

Die  Ursadien,  welche  die  Dichtigkeit  der 
Bevölkenmg  bestimmen,  sind  teils  natür- 
liche, teils  soziale  und  wirtschaftliche.  Unter 
den  ersteren  sind  insbesondere  hervorzu- 
neben:  die  Wärmeverteilmig,  die  Nieder- 
sdilagsmengen,  die  Höhenlage  und  verti- 

Hudwörtnbnoh  d«  Stutswlnenschaften.  Zweite 


kale  Gliederung  eines  Landes,  nicht  minder 
aber  auch  die  horizontale  Gliederung  oder  die 
Küstenentwickelimg.  Die  Bedeutung  der 
letztgenannten  Faktoren  ist  insbesondere 
durch  die  anlässlich  des  letzten  amerikani- 
schen Census  und  einer  grossartigen  Er- 
hebung über  die  Öffentlichen  Gesundheits- 
verhältnisse  in  Italien  erfolgte  Gliederung 
der  Bevölkerung  nach  der  Höhenlage  und 
nach  der  Entfernung  von  der  Meeresküste 
sowie  durch  eine  Reihe  von  neueren  Mono- 
graphieen  zahlenmässig  klarlegt  worden. 
Die  sozialen  und  wirtschafüiuien  Momente, 
welche  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  be- 
einflussen, sind  zunächst  durch  die  gesamte 
historische  und  kulturelle  Entwickelung  be- 
dingt, und  es  ist  fast  unmö^lidi,  die  bunte 
Mannig&dtigkeit  derselbeu  in  ihren  vielfachen 
Wechselbeziehungen  zu  übersehen.  Es 
kommen  hier  vorzu^weise  in  Betracht  die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  die  Verteilung 
der  Kulturen,  die  spedfische  Gestaltung  der 
Ansiedelungsformen ,  die  freie  Teilbarkeit 
von  Grund  und  Boden,  die  Lager  von  Erzen 
und  SGneralien  mit  den  Industriestätten, 
welche  sie  hervorgerufen  haben,  durchaus 
Momente,  welche  den  ZuBammenhang 
zwischen  den  natürlichen  und  den  sozialen 
Bedingungen  des  menscblidieu  Daseins  ver- 
mitteln. —  Die  Gestaltung  der  Volksdicditig- 
keit  der  mcbtigstea  europäischen  Kultur- 
Staaten,  für  welche  vergleichbare  Daten  vfo- 
li^n,  während  des  Inenden  J^hunderts 
wwl  durch  die  nachstehende  Ueberaidit  VI 
Toranschanlicht 

VI. 

Anf  1  qkm  kommen  Einwohner 
im  Jahre 

in       1800  1820  1840  1860   1880  1890 

Dentschland     —  49,1  61,2   70,4    83,7  96,5 

Oesterreich      —  47,0  56,0   61,0    73,7  79,6 

Prankreich  50,9  56,5  63,2  67,8    71,2  72,5 

Italien  60,5  64,9  80,5   91,2    96,0  — 
England  nnd 

Wales  59,0  79,9  105,3  132,8  171,1  192,0 

Schweden       5,2   5,7  6,9    8,5    10,1  10,6 

Belgien           —    —  138,3  151,6  187,4 

Schweiz         —    —  —     60,6  69,0  73,3 

Niederlande     —   —  87,8  100,8  121,6  138,7 

5.  Die  GUederiuig  der  Bevölkenuig 
nach  den  Änsiedelnugsformen.  Während 
die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ihr  Verhält- 
nis zur  Bodenfläche  ohne  Rücksicht  auf  die 
Ansiedelungsformen  ausdrückt,  wird  diese 
letztere  Beziehung  als  Agglomeration 
oder  Anhäufungsverhältnis  der  Be- 
völkerung statistisch  durch  ihre  Gliede- 
rung nach  der  Beschaffenheit  und  nach  den 
Grössenkategorieeu  der  Wohnplätze  darge- 
stellt. In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst 
zwischen  der  agglomeriert  (gecbängt)  und 
der  zerstreut  wohnenden  BevOUffirung  zu 
Anfloce.  II.  42 
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unterscheiden,  vobei  unter  der  ersteren  jene 
verstanden  -wird,  deren  Häuser  entweder 
unmittelbar  an  einander  gebaut  oder  nur 
durch  Strassen  oder  Verkehrswege  von 
einander  getrennt  sind.  Dieser  in  demo- 
gra^hischer  Beziehung  nicht  unwesentliche 
Gesichtspunkt  hat  nur  bei  den  Volkszäh- 
lungen Italiens  und  Frankreichs  konsequent 
Berücksichtigung  gefunden. 

Von  je  100  Personen  gehörten  zur 


in  Italien 
im  Jahre  1871 

iB  Frankreich 
im  Jahre  1872 

:  "  Ii 


'*äT*'.J.^;tAiistalt8- 
nert    streut  i,p,«ii.p. 

wohnenden  Be-  ""„J^ 
völkemng  "^"«^ 

74.3  35,7  — 
7a,7      37,3  — 

6o,7       38,1  2,2 

60.4  37,3  2,3 
60,1  31,6  2,7 
61,0  36,3  2,7 

60.5  36,6  2,9 


Die  eben  besprochene  Unterscheidung 
geht  nicht  von  dem  Charakter  der  Wohn- 
pUÜze  im  ^zen,  sondern  von  der  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  innerhalb  der  ein- 
zelnen Wohnplätze  aus.  Die  Statistik  der 
Ansiedelungsverhältnisse  pflegt  jedoch  in 
der  Begel  an  die  Wohnj^Iätze  selbst  anzu- 
knüpfen und  dieselben  ie  nach  der  Ein- 
wohnerzahl in  gcvisse  urfSssenkategorieen 
einzuteilen.  Die  Einwohnerzahl  ist  es  denn 
audi,  welche  gewf&nlich.  als  Merkmal  ge- 
nommen wird  für  die  Unteischeddimg 
zwischen  städtischen  und  ländlichen  'Wohn- 
plätzen. Hierbei  pflegt  man  die  Zahl  von 
2000  Einwohnern  als  Grenze  anzunehmen. 
Eine  derartige  mechanisch  gez(»;ene  Grenz- 
linie kann  aber  nur  als  Notbeh^  angesehen 
werden.  Sie  trägt  weder  dem  poütisdi- 
rechtlichen  noch  dem  thatsächlic}ien  wirt- 
schaftlichen Charakter  der  einzelnen  Wohn- 
plätze genügend  Rechnung.  Auch  entsteht 
eine  gewisse  Schwierigkeit ,  insbesondere 
für  retrospektive  und  vetgleichende  Zu- 
sammenfassungen, dadurch  dass  der  Begriff 
des  Wohnplatzes  und  der  Ortschaft  nicht 
gleichartig,  sondern  bald  in  Anlehnung  an 
den  topographischen  Charakter,  bald  an  die 
poHtisch-redithdie  Benenmmg  gefasst  wird. 
Auch  die  Statistik  des  Deutschen 
Reiches  wird  bis  zur  Volkszählung  vom 
2.  Dezember  1890  durch  diese  Unklarheit 
beeinträchtigt,  indem  in  einzelnen  Gebiets- 
teilen ganze  Gemeinden ,  in  anderen  die 
topographisch  getrennt  gelegenen  Ortschaften 
als  solcne  angesehen  wiuden.  Behält  man 
auch  für  1890  die  bis  dahin  übliche  Ein- 
teilung der  Wohnplätze  bei,  so  betrug  im 
Deutschen  Reiche  die 


Am  Zahl  der  Stadt- 


Land- 


1. 

Dez. 
1871 
1875 
1880 
1885 
1890 


Wohn- 
plfttze  absolut 

2328  14790789 
16  657  172 
18  720  530 
20478  777 
»3  843  **9 


2528 
2707 
2771 
2891 


36,1 


beTSlkoung 
abaäat 
26  219352 
36  070 188 

26513531 

26  376  927 
26  185  241 


39,0 
41,4 

43.7 
47,0 


0,^ 

63,9 
61,0 
58.6 
56,3 
53.0 


Hieraus  erhellt  eine  andauernde  nod 
rasch  fortschreitende  Verschiebung  der  Be- 
völkerung in  der  Richtung  der  städtischen 
Wohnplätze.  In  Wirklichkeit  hat  sie  gleich- 
wohl nicht  in  dem  durch  die  Prozentsätze 
auM;edrOckten  Verhältnisse  stattgefunden, 
weü  1871—1890  563  Wohnplätze  infolge 
des  Ueberschreitens  der  Grenze  von  2Cnii) 
Einwohnern  aus  der  einen  Kategorie  in  die 
andere  Übergetreten  sind,  ohne  damit  ihren 
Charakter  tfaatsächlich  wesentlich  zu  Andern. 
Im  Anschlüsse  an  die  Volkszählung  von  1$90 
hat  eine  doppelte  Gruppierung  der  Wohn- 
plätze stattgefunden,  indem  dieselbe  sowohl 
nach  dem  politischen  Charakter  der  Ge- 
meinden als  auch  nach  topographischen  Ort- 
schaften vorgenonmien  wru^e.  Nach  der  öf- 
fentlich-rechtlichen bezw.  landesübU<Jien  Be- 
zeichnung der  Wohnplatze  von  minde^ens 
2000  Einwohnern  waren  83,5  "/o  ihrer  Be- 
völkerung städtisdi  und  16,5  ^lo  ländlich. 
Werden  dagegen  der  Elas^fizierung  ledig- 
lich die  Wohnplätze  als  solche  zu  Grunde 
gehegt  und  die  städtisdien  Wobnplätze  (im 
statistisch-fcomellen  Sinne)  weiteniiD  nach 
GrOesenkati^eoiieen  gegliedert,  so  kommt 
man  fflr  1890  zu  folgendem  Ergebnis: 

^  Ptqi-  i 

pong  ^ 

GrossBtädte  mit  100000  n. 

mehr  Eiawohnern  24  5  631 014  114 

Mittelstädte  mit  20000  bis 

100000  Einwohnern  125  4610921  9,3 
Kleinstädte  mit  5000  bis 

20000  Einwohnern  629  5674487  ",5 
Landstädte  mit  2000  bis 

5000  Einwohnern         1721  507^95^  '^-j. 

Znsammen  249920995014  4^,5 
Ländlidie  Wohnplätze   28433456  57.5 

GesamtbeTÖlkenmg  49  4^8  47° 


Will  man  die  Entwickelung  der  hier  auf- 
gestellten Gb-Össenkategorieen  weiter  zurück 
verfolgen,  so  macht  sich  wieder  die  man- 
gelnde Präcision  in  der  Fassung  des  Be- 
griffs »Wohnplatz«  störend  geltend.  Gleich- 
wohl können  die  diesbezüglichen  Zahlen 
zur  Kennzeichnung  der  allgemeinen  Ent- 
wickeluQgstendenz  benutzt  werden. 

Von  je  100  Bewohnern  des  Deutschen 
Reiches  lebten: 
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im  Jahre 

in               1871  1875  18S0  1885 

Grossstüdten     mit  Uber 

100000  Emwohnem  4.8  6,3  7,2  9,5 
Mittelstädten   mit  20000 

bis  100000  Einwohnern  7,7  8.3  8,9  8,9 
Kleinstädten  mit  5000  bis 

20000  Einwohnern  11,2  12,0  is,6  12,9 
Landstädten  mit  2000  bis 

5000  Einwohnern           12,4  12,6  12,7  12,4 

anderen  Orten                 63,9  61,0  58,6  56,3 


In  Oesterreich  lässt  sich  die  Gliede- 
rung der  BevOlkening  nach-  den  Grössen- 
kategorieen  der  Ortschaften  ■wenigstens  in 
ihren  Gnindzügen  durch  einen  längeren 
Zeitraxun  hindurch  zurückverfolgen.  Es  ent- 
ödlen  von  je  1000  Einwohnern 


anf  Ortschaften 
mit  Einwohnern 

unter  500 
500—2000 

2000-5000 

6000-10000 
10000-20000 

fibet  aOOOO 


1843 

81,1 

9,9 
3-2 

4,»/ 


im  Jahre 
1880 

4,1 
12.8 


1890 

31,4 
36,1 
12,6 

4:1 

/3.8 
112,0 


In  Frankreich  wird  als  ländliche  Be- 
völkerung diejenige  der  Gemeinden  be- 
trachtet, deren  agglomerierte  Bevölkerung 
die  Grenze  von  nicht  en-eicht  Da- 

nach gehörten  von  je  1000  Personen  zur 

städtischen  ländlichen 
im  Jahre  Bevölkemng 

1846  24,42  75,58 

1866  27,31  72,69 

1866  30,46  69,54 

1876  32,44  67,56 

1886  35,99  64,05 

1896  37,4  62,6 


In  Italien  endhch  wohnten  von  je  100 
Personen  der  agglomerierten  Bevölkerung 


in  Wohncentren 

mit  weniger  als  2000  Einwohnern 
„   2000—6000  - 
_  6000-8000 
„    8000—20000  _ 
„  20000-100000 
«  über  100000 


im  Jahre 
1871  1881 


43,59 
22,86 

5,12 
»3,13 
7,23 
8,07 


40,25 

22,59 

5,30 
13,56 
8,76 

9,54 


Ein  volles  Jahrhundert  hindurch  liegen 
die  Zahlen  über  die  Gliederung  der  Be- 
vOIkeran^  nach  Stadt  und  Land  fflr  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
vor.  Als  Grenzlinie  wird  dortaelbst  die 
Einwolmerzafal  von  8000  angenommen.  Es 
betrug 


im  die  Bevölkerung 

Jahre  d.  Ver.  Staaten 

1796  3929214 

1800  5  308  483 

1810  7239881 

1820  9  633  822 

1830  12866030 

1840  17069453 

1850  33  191  876 

1860  31443321 

1870  38558371 

1880  50155783 

1890  62  622  250 
In 


die  Stadtbeviilkemng' 
absolut    in  Pros. 
131  472 
210873 
356920 

475  135 
864  509 

1  453  994 
2897  586 

5  072  256 
8071  875 
II  318547 
18284  385 


3,35 
3,97 
4,93 
4,93 
6,72 

8,52 
12,49 
16,13 

20,93 
22,57 
29,20 
tritt  in 


übereinstimmender  Weise 
sämtlichen  Staaten,  deren  Ansiedelun^ver- 
hältnisse  in  den  obigen  üebersichten  skizziert 
worden  sind,  das  raschere  Anwachsen  der 
mittleren  und  grösseren  Wohnplätze  zu 
Tage,  welches  auf  Kosten  des  flachen  Landes 
und  der  kleineren  Städte  erfolgt.  Es  ist 
eine  in  sämtlichen  Kulturstaaten  wieder^ 
kehrende  Erscheinung ,  dass  das  Schwer- 
gewicht des  Tolkslebens  immer  mehr  in 
die  Städte  verlegt  wird.  Die  eingehendere 
Untersuchung  des  Bevölkerungs wechseis  nach 
Wohnplatzkategorieen  lehrt,  dass  diese  That- 
sache  nicht  auf  die  natürliche  Bewegung 
der  Bevölkerung,  sondern  lediglich  auf  den 
stets  zunehmenden  Einfluss  der  inneren 
Wanderbewegung  zurOckzuführen  ist  (s.  d. 
Art.).  Das  luss,  die  statiatis«^  nachwe^ 
baren  Ursachen  und  Folgen  dieser  Erschei- 
nung sowie  die  spedelleu  Aufgaben,  wel<^e 
hieraus  der  St&dtestatistik  sowie  den  Stadt- 
verwaltungen erwachsen,  sollen  in  dem  Art 
^Städtestatistik«  hehandelt  werden. 

Lltteratnrs  A.  v.  Ftrek»,  Sev^kenmgdehre  und 
SeviHterungtpolüik,  Leipzig  1896.  —  HÜbner- 
Juraeeheh,  GeograpAitch-ttatiatiaehe  TabelU» 
aller  Länder  der  Erde,  Franl;fuH  a.  M,  1898. 
—  E.  Levasseur,  Statittique  de  la  gupetßeie 
et  de  la  popuUtticn  de»  eontric»  de  Ui  terre. 
Bulletin  de  l'inelitut  intern,  de  Stat.,  Tome  I, 
3.  i'<"»,  S.  Iff.,  Tome  II,  S.  L*^,  S.  165 ff.  — 
Derselbe^  La  popvlalion  fran^ite,  1.  Bd., 
Paria  1889.  —  Georg  von  Mayr,  Slatistii; 
und  GeseUiehaJlslehre,  Freämrg  i.  B.  1894  und 
1897.  —  RisutiaU  deW  inehietla  aulU  eonditioni 
igitnicht  t  tanitarie  nei  eomuni  del  regno,  Roma 
1886.  —  R.  Mayo-9mtth,  Statittict  and  Soei- 
ology,  New-York  1895.  —  F.  Meurlot,  De» 
agglometations  urbaines  dang  l'Europe  contem- 
pixraine,  Pari»  1897.  —  E.  Misehler,  ArU  Be- 
völkerung in  Elster»  Wörterbuch  der  VolJtswirtachaft, 
Bd.  I  S.  360 ff.,  Jena  1898.  —  M.  Rauchberg, 
Die  Bevölkerung  Ötterreichs,  Wien  1895.  —  Fr. 
Ratzel,  Anthropogeographie,  Stuttgart  1891.  — 
Rümelin  (v.  Scheel),  Die  Bevölkerungtlehre  im 
Ban^.  der  Jf.-Ökon.,  von  v.  SehSnberg,  5.  Auß., 
1897.  —  <J.  K.  Wapp^w».  Allgemein«  BeviU- 
kerung»»tati»tik,  S  Bde.,  Leipzig  1881.  —  Die 
Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  hauptsäcfUich- 
»teii  Kulturstaaten  während  der  letzten  Decen- 
nien,  Jahrb.  f.  JVat.  u.  Stat.,  A'.  F.,  16.  Bd., 
3.  98ff.  — Endlich  die  amtlichen  Publi- 
kationen über  d  ie  Volkszählungen 
der  einzelnen  Staaten. 

Heinrich  Rauchberg. 

42* 
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II.  BeTÖlkernng  des  Mittelalters  und 
der  neueren  Zeit  bis  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  in  Europa. 

1.  TJuTollkominenheit  der  Quellen.  2.  Äll- 
gemeine  Uebersicht.  3.  Das  alte  deutsche 
Reich.  4.  Die  deutschen  Städte.  6.  Oesterreich. 
6.  Die  Schweiz.  7.  England.  8.  Dänemark,  Schwe- 
den, Norwegen.  9.  Frankreich.  10.  Belgien 
und  Holland.  11.  Italien.  12.  Spanien  and 
Portngal.   13.  Polen. 

1.  UnvoUkomnienheitder  QaeUen.  Das 

Mittelalter  hatte  noch  kein  Bewusstseiu  von 
dem  Masse  gesellschaftlicher  Massenerschei- 
nungen, keine  Statistik  in  unserem  Sinne. 
Die  Bevölkerung  wiutle  höchstens  gelegent- 
lich aus  Anlass  konkreter  Yervaltungsauf- 
gaben  verzeidinet  ISgentUche  Yolkszäh- 
fuDgen  sind  jeden&ills  ganz  sporadisch  und 
dann  höchst  unvollkommen  durchgeführt ; 
einen  gewissen  Ersatz  bieten  zunächst  die 
Register  allgemeiner  Personalsteuem,  welche 
jedoch  nur  vereinzelt  die  ganze  Bevölkerung 
um&sst  haben  (Dresden,  Zfliich,  Danzig); 
häufiger  und  nicht  nur  in  Stftdten  ange- 
wendet erscheinen  Personalsteuem  der  er- 
wachsenen Berölkerung,  aus  deren.  Listen 
dann  die  Yolkszahl  imter  Anwendung  ge- 
eigneter £!i^toreu  fOr  die  Jugraidbevölkerung 
imd  die  etwa  exemten  Bevölkerungsklassen 
berechnet  werden  kann  (Basel ;  die  Tflrken- 
steuem  in  Sachsen  tuid  Oesterreich,  die 
Hussitensteuer  nach  dem  ßeichsschlius  von 
■1427 ;  die  poll  tax  von  1377  in  England). 
Ungleich  unvollkommener  sind  schon  die 
Register  der  Herdsteuem  und  Termögens- 
abgaben ,  welche  nur  Anhaltspunkte  zur 
Schätzung  der  Bevölkerung  bieten  (so  die 
Schätzungen  des  16.  Jahrhunderts  in  Schle- 
sien, Böhmen  und  Bayern,  die  Vermögens- 
steuern in  Brandenburg  und  Sachsen,  die 
Herdsteuem  seit  dem  14.  Jahrhundert  in 
Frankreich,  Italien,  Spanien,  aber  auch  die 
städtischen  Vermögenssteuern  in  Rostock, 
Dresden,  Frankfurt  a.  M.  u.  a.) ;  die  Ermitte- 
lung der  Volkszahl  aus  solchen  Registern 
ist  doppelt  uusiclier  wegen  der  Uugewiss- 
heit  über  den  Kreis  der  Steuerpflichtigen 
und  über  die  durchschnittliche  Kopfzahl  der 
Haushaltungen.  Die  hie  und  da  vorkom- 
menden kirchlichen  Register  der  Kommuni- 
kanten sowie  die  Eid-  und  Bürgerbüdxer 
der  Städte  geben  nur  ganz  hypothetische 
Resultate,  da  in  der  Regel  weder  der  Ki-eis 
der  berücksichtigten  Personen  genügend 
sichergestellt  ist  noch  die  Reduktionsfaktoren 
bekannt  sind,  welche  für  eine  bestimmte 
Zeit  und  bestimmte  Orte  angewendet  werden 
mtlssen ,  um  die  ganze  Bevölkerung  aus 
dem  bekannten  Teil  derselben  berechnen  zu 
können. 

Auch  die  kirchlichen  Register  der  Be- 
völkerungsbewegung    {Tauf- ,  Trauungs-, 


Sterbere^ster)  ^)  sind  für  die  Kenntnis  der 
mittelalterhchen  Bevölkerung  noch  nicht  ver- 
fügbar. Sie  beginnen,  wenige  lokale  A\i8- 
nanmen  abgerechnet,  erst  im  16.  Jahrhundert 
liäufiger  zu  werden,  bleiben  aber  zumeist 
noch  lange  lückenliaft  oder  doch  nicht  genau 
geführt.  Eine  statistische  Ausbeutung  der- 
selben ist  überdies  erst  für  wenige  zumeist 
lokale  Gebiete  unternommen.  Am  unvoll- 
kommensten sind  die  da  und  dort  vor- 
kommenden Mannschaftsre^ster,  da  in  der 
Regel  ein  festes  Yerhältms  zwischen  den 
ausgehobenen  Mannschaften  und  der  Gesamt- 
bevölkerung überhaupt  nicht  bestanden  hat. 

2.  Allgemeine  Lebersicht  £s  lassen 
sich  daher  Über  die  Bevölkerung  des  Mittel- 
idters  und  ihre  Bewegung  im  ganzen  und 
grossen  nur  allgemeine  und  ungefähre  Vor- 
stellungen gewinnen.  Nachdem  die  spätere 
römische  Eaiserzeit  einen  ziemlich  allge- 
meinen Bevölkeningsaufächwung  zu  vei^ 
zeichnen  gehabt  hatte,  in  Italien  sowohl  wie 
in  den  Provinzen,  gingen  dm*ch  die  Völker^ 
wandenmg  die  Braingungen  dieser  Bifite 
so  ziemlidi  alle  verloren.  Der  ganze  Auf- 
bau des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Jjebens, 
vrie  ihn  die  Barbaren  auf  deu  Trümmern 
des  klassischen  Altertums  au^erichtet  haben, 
ist  so  einbch  und  primitiv,  dass  wir  an 
eine  dichte  Bevölkerung  in  den  An^gen 
der  politischen  Neubildung  von  Europa  nidit 
denken  können.  Günsti^r  lagen  me  Ver- 
hältnisse nur  im  oströmischen  Reiche,  bis 
die  grossen  Pesten  des  6.  Jahrhunderts  auch 
hier  zerstörend  eingewirkt  liaben  und  die 
darauf  folgenden  nationalen  Umwälzungen 
(Araber,  Avaren,  Ungarn,  Türken)  die  Lehnte 
ganz  von  Europa  abschnitten.  In  AVest- 
euroim  gediehen  die  Verliältnisse  xmter  den 
Karolingern  zu  einer  besseren  Oi-dnung. 
Das  westliche  Frankenreich  hatte  schon  eine 
so  dichte  Bevölkerung,  dass  beständig  Ele- 
mente nach  dem  Osten  abströmten  und 
nicht  wenig  zur  Assiniilierun|r  beider  Reichs- 
teile beitrugen.  Auch  Spanien  und  Itahen, 
die  skandina^chen  Liänder ,  die  Slaven 
zeigen  in  der  Zeit  vom  9.— 13.  Jahrhundert 
eine  un^'erkennbare  Zunahme  ihrer  Bevölke- 
nmg.  welcher  die  Expansion  sbesti-ebim  gen 
entsprangen ,  die  der  Bevölkenmgsge- 
schichte  von  Europa  iu  dieser  Zeit  über- 
liaupt  ihr  Gepi-äge  gaben.  Diese  kolonisa- 
torischen Wanderungen  hören  aber  mit  dem 
14.  Jahrhundert  auf;  eine  gewisse  Sätt^mg 
der  wichtigsten  europäischen  Länder  mit 
den  überhaupt  verfügbaren  Kulturelementen 
sowie  innere  Uiu-uhen  luid  die  grossen 
Pesten,  welche  seit  der  Mitte  diraes  Jahr- 
hunderts den  ganzen  Weltteil  durchz(^n, 


')  lieber  ihre  Bedeutung  als  Quellen  der 
älteren  Bevölkerungsstatistik  vgl.  den  Artikel 
Standesregister,  historischer  Teil. 
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haben  aUenthalben  einen  Rückgang  oder 
vraueBtens  für  lange  Zeit  einen  Stillstand 
der  BeTClkemng  erzeugt.  Die  nachfolgoiden 
Jahiliundeite  haben  da  and  dort  wieder 
neue  Bedingungen  fOr  eine  Yolkgrennehrung 
gesdiaffen,  aber  Seuchen  und  innere  Kriege 
sind  immer  vieder  als  mftchtige  Hemm- 
nisse angetreten  und  haben  bewirkt,  dass 
im  ganzen  die  europäische  Bev^k^nng  bis 
zum  18.  Jahrhundert  sich  nur  langsam  rer- 
mehrte.  Doch  ist  auch  die  Zunahme  des 
18.  Jahrhimderts  noch  immer  eine  geringe 
gegenüber  dem  grosseiiAufschwunge,  -welchen 
die  europäische  Bevölkerung  im  19.  Jahr- 
hundert erfahren  hat 

3.  Das  alte  deutsche  R«ich.  Es  ist 
bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Quellen 
absolut  unmöglich,  die  Bevölkerung  des 
alten  deutschen  Reiches  während  des  Hittel- 
alters  auch  nur  ganz  annähernd  zu  bestimmen. 
Abgesehen  von  einigen  Landbüchem  ein- 
zelner Territorien  (Oesterreich,  Steiermark, 
Tirol,  Bayern,  Bnuidenbui^)  aus  dem  13. 
bis  15.  Jahrhundert ,  deren  sj^stematische 
statistische  Ausbeutung  kaum  begonnen  ist, 
existieren  wohl  auch  überhaupt  keine  der- 
artigen Quellen  ^  welche  wenigstens  als 
Gnmdlage  fOr  eine  Schätzim^  der  Bevölke- 
rung der  einzelnen  Landesteüe  verwendbar 
wären.  Für  das  ganze  Reich  aber  sind 
weder  solche  Quellen  noch  auch  Herdr^ster, 
Steuerrollen  und  dergleichen  überhaupt  vor- 
handen, wie  das  bei  der  ganz  vorherrschend 
lokalen  Organisafion  der  Verwaltung  des 
deutschen  Mittelalters  nicht  anders  erwartet 
werden  kann.  Niu:  ganz  aUgemeine  Vor- 
stellungen sind  aus  einigen  markanten  That- 
sachen  der  mittelalterlichen  Wirtschaftsge- 
schichte zu  gewinnen.  In  der  Karolinger- 
zeit müssen  mindestens  das  Rheinthal  und 
Westfalen,  die  schwälnschen  imd  teilweise 
auch  die  bayerischen  Oaue  schon  ziemlich 
gut  bevölkert  gewesen  sein,  wie  das  aus 
der  veiMltnismässig  grossen  Anzahl  der 
bereits  urkundlich  erscheinenden  Ortschaften 
und  aus  der  Beteiligung  dieser  Gebiete  an 
der  Kolonisation  der  östlidien,  südlichen 
und  nördlichen  Landschaften  sich  ergiebt 
Für  die  folgenden  Jahrhundei'te  ist  ein 
rasches  Wachstum  der  Bevölkerung  anzu- 
nehmen; die  bis  zum  13.  Jahrhundert  fort- 
dauernde Waldkolonisation  in  den  deutschen 
Stammlanden,  die  Hufenteilung,  die  rasche 
und  starke  Ausbreitimg  der  deutschen  Be- 
völkerung in  den  neueroberten  östlichen 
Teilen  des  Eeiolies  (Ostmark,  karantanische 
Mark,  die  slavischen  Marken),  der  bedeutende 
Bevölkerungszufluss  nach  den  Städten  lässt 
sich  nur  unter  dieser  Voraussetzung  voll- 
kommen erklären. 

Um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  stockt 
auch  in  Deutschland  diese  Bevölkerungszu- 
nahme unter  dem  Einflüsse  der  grossen 


Pesten  und  der  ungünstiger  werdenden  Lage 
des  Bauernstandes.  Aber  das  15.  und  16. 
Jahrhundert  scheinen  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung neuerdings  günstiger  gewesen,  erst 
unter  den  unsäglichen  Druigsalen  des  30- 
jährigen  Krieges  ist  der  BeWIlkerungsstand 
wieder  und  zwar  für  lange  Zeit  zurQckge- 
wortm  und  erhdt  sich  im  18.  Jidirhtmdert 
im  ganzen  langsam,  um  im  19.  Jahrhundert 
seinen  rarOssten  AiffiK^wung  zu  er&hren. 

Die BevÖlkenmgsangaben  für  Freussen 
beginnen  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert 
einigennassen  verlässlich  zu  werden.  Es 
sind  für  das  Jahr  1617  nach  der  Zahl  der 
Häuser  und  Besitzungen  für  die  Kurmark 
139460  Personen  in  den  Städten,  190200 
auf  dem  Lande,  zusammen  also  329  660  Ein- 
wohner (13,1  auf  1  qkm)  berechnet  Für 
spätere  Jahre  sind  nach  den  Seelentabellen 
ermittelt 

f.  d.  Jahr  1688  399^40  Eüiw.>-  I5,8aaflqkm 
1740  475  991     „     =  18,9  „  « 
1774  6a8343     «     =24,9  «  „ 

Aussertlem  sind  für  die  ältere  Zeit  nur 
die  aus  den  Mortalitätstabellen  (bei  Süss- 
milch  und  Küster)  ermittelten  Volkszahlen 
zur  Verfügung.  Erst  seit  1743  finden  sidi 
für  die  Mehrzahl  der  pi-eussischeu  Provinzen 
eigentliche  Volkszählungen,  welche  angeben 
(mit  Ausschluss  der  Provinz  Schlesien): 

im  Jahre  1748  2313625  Einwohner 

_       1752  2  497  082  _ 

»       ^22®  3  487ai6 

„       1790  3910704  n 

Für  die  drei  Provinzen  Magdeburg,  Hal- 
berstadt und  Hohenstein  berechnet  Dieterici 
folgende  Zahlen: 

1702,'3   220  29S  Einw.  =  1596  auf  die  Qu.-Meile 
1713/17  287490     „    =2083    „  „ 
1748      287659     „    =2084   «  „ 
1786      379404     „     =2564   „   „  „ 
1800      417795     n    =2890   „    „  „ 

Aber  erst  von  1748  an  sind  diese  Zahlen 
leidlicli  gesichert;  die  beiden  ersten  durch 
Multiplilrätion  der  Todesfälle  mit  37  ge- 
wonnenen Zahlen  sind  zu  hoch.  Immerhin 
hat  sich  die  Bevölkerung  während  de.s  18. 
Jahrhunderts  verdoppelt.  Die  kurraarkische 
Bevölkerung  hat  sich  in  derselben  Zeit  ver- 
dreifacht, war  aber  gegen  1700  nur  halb  so 
stark  als  die  magdeburgische. 

Für  die  Provinz  Schlesien  sind  von 
Zinmiermann  Zählungsergebnisse  mitgeteilt 

fDr  das  Jahr    1740  1  109346  Einwohner 

1766  1  162  355 

1765  :  193  041  n 

„  1776  1372754 

1785  1680932  n 

1794  1793509  « 

Nach  den  Berechnungen  von  Dieterici, 
welche  sich  auf  diese  verschiedenen  Angaben 
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stützten,  ergiebt  sich  für  die  einzelnen  ]  kanten  ist  eine  annähernde  Bestimmung  der 
preussisc-hen  Pro\-inzen  in  2r)jäiirigen  Perio-  ganzen  Bevölkerung  möglich  gewordeo, 
den  folgende  relative  Bevölkerung:  welche  für  das  ganze  Herzogtum  ei^b: 


Ostpreossen  and  Litauen 
Jahr  auf  1  qkm 
1688  92  12,6 


1722  26 
1732  35 
1766 
1786 
1804 


13.2 
15,9 

22,8 

34,7 


Posen 


1776      II, 9 
1786  12,7 
1804  19,4 
Neumark 

1698/1702  9,2 
171216 
1732,35 
176i6 
1786 
1804 


I4>7 
15,6 

17,3 
21,7 

a6,3 


Schlesien 


1740  30,1 
1765  3M 
1765  45,6 

Weatfalen 

1707/13  51,8 

1732,'3Ö  53,7 

1766  50,0 

1786  54,8 

1800  54,8 


Westpreussen 
Jabr  auf  1  qkm 


1774  17,1 
1784  17,7 
1804  25.4 
Knrmark 

1R88  16,2 
1713 18 
1732  35 

1766 

178« 

1804 
Pommern 
1694  1702  8,2 
171216 
173336 
176668 

1786 

1804 

Sachsen 
1698  1702  30,8 
17U812  31,5 
1733/37  46.3 
1766 
1786 
1800 


24,1 
27,8 
3M 


8,1 
11,7 
14.5 
17.2 
20,0 


41,8 
46,6 
52,5 
Bheinprorinz 


1768  39,4 
1786  45,9 
1793  «:o,o 


AusführUchere  Nachrichten  über  die  äl- 
teren Bevölkerungsverhältnisse  liegen  ausser- 
dem nur  für  Württemberc  und  Hessen  vor. 
In  "Württemberg  sind  lüefür  zunächst 
Mannschaftszähluugen  aus  den  Jahren  1598 
und  1623  verwendet  worden,  aus  welchen 
die  Zahl  der  selbständigen  verheirateten 
Männer  zu  entnehmen  war.  Auf  dieser 
Basis  hat  Memminger  unter  Annalime  einer 
durchschnittlichen  Stärke  der  Ehe  von  etwas 
über  6  Menschen  die  Gesamtbevölkerung 
des  Herzogtums  für  1598  mit  414401,  für 
1623  mit  457  993  Einwohnern  berechnet. 
Weitere  Anhaltspunkte  bieten  für  das  17. 
und  18.  Jahrhundert  die  kirclüichen  Seelen- 
tabellen, welche  anfänglich  nur  die  Zalilen 
der  Kommunikanten  und  Katechimienen  der 
evangelischen  Pfarreien  enthielten,  nach  dem 
SOjfihrigen  Kriege  aber  auf  die  Seeienzahl 
der  ganzen  Kux;hengemeinden  ausgedehnt 
wurden  und  noch  später  auch  die  nicht- 
e^'angelischen  Personen  aufzmi^uaen  hatten. 
Durch  schätzunMweise  Erhöhung  der  in 
den  Siteren  SeeXenfabellen  nachgewiesenea 
Bevdkerung  um      für  die  Nichtkommuni- 


lur 

uan 

Tahr 

V  AUA 

Xaeh  Abzog-  der  Gebiets- 

Um- 

Terändemn^en dnrchsdin. 

wohner 

jährliche  Bevülkerangun- 
nahme  in 

1622 

444  552 

— 

1634 

414536 

— 

1639 

97  258 

— 

ltU5 

121  106 

4," 

1652 

166  014 

1669 

318455 

1.8 

1673 

351  83s 

2,» 

1679 

264616 

1697 

284000 

0,04 

1707 

343  000 'J 

1,98 

1730 

425030 

1,07 

1750 

472000 

0,45 

1754 

477  112 

0,05 

1769 

478  979 

0,08 

1771 

516000 

0,43 

1794 

614000 

0,78 

Eine  iieriodische  Bevölkemngsaufnahrae 
füi"  staatspolizeiliclie  (zunächst  überwiegend 
niilitäiische)  Zwecke  führte  ei-st  das  General- 
reskript  von  1757  ein,  deren  Ei^bnisse  seit 
1769  vorliegen  und  eine  Gesamtzahl  von 
476029,  1771  483700,  1795  634700  Ein- 
wohiiem  ausweisen,  also  für  die  beiden  ersten 
Jalu-e  iiiediigere,  füi-  das  letzte  aber  höhere 
Zahlen  als  die  kirchlichen  Angaben. 

Für  das  IB.  Jahrhtmdert^)  im  ganzen 
eigiebt  sich  damaeh  also  eine  durchsumitt- 
liclie  jährliche  Zunahme  von  0,7  *'/o,  wl^urend 
sich  die  Bevölkerung  in  den  2  Generationen 
nach  dem  Abschlüsse  des  30  jährigen  Krieges 
mindestens  verdopiielte.  Aber  doch  erst  um 
das  Jahr  1730  ist  wieder  jener  BevOlkeiiui^ 
stand  erreicht,  den  das  Herzogtum  bereits 
vor  dem  Ausbruche  des  grossen  Krieges 
hatte,  auch  wenn  an  der  in  obiger  Ueber- 
sicht  für  das  Jahr  1622  angegebenen  Be- 
völkerung eine  wohlbegi-üntlete  erhebliche 
Reduktion  vorgeuoimnen  wird.  Am  Schlüsse 
des  18.  Jahrhunderts  war  Württemberg 
zweifellos  eines  der  bevölkertsten  deutschen 
Länder.  Bei  einem  Gebietsunifange  von 
166  Quadratmeileii  kamen  von  der  auf 
660000  anzunehmenden  Gesamtbevölterung 
fast  4(HX)  Menschen  auf  1  Qiuidratmeile, 
während  sich  für  1660  1300  Einwohner,  für 
den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  2200,  1750 
fast  3000  Einwohner  berechnen. 

Für  die  alte  Landgrafschaft  Hessen- 
D  arm  Stadt  ist  die  älteste  Quelle  der  Be- 
völkerungsstatistik eine  Steuertafel  aus  dem 
Jahre  1585.  welche  die  Anzahl  der  Mann- 
schaft (die  über  18  Jahre  alten  männlichen 


')  Nach  Abschlag  von  ca.  2000  eingewan- 
dertea  Waldensern. 

*]  Die  Bevölkerung  erhöht  sich  durch  Be- 
fonnierte  und  Katholikeu  um  einige  taosoid 
Seelen. 
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Personen)  in  den  hessen  -  darmstädtischen 
Aemtem  entnehmen  iSsst.  FOr  1629  und 
1630  liegen  die  Protokolle  der  politischen 
Landvisitationen  vor;  aus  dem  Jahre  1641 
stammt  eine  besondere  BevOlkerungsauf- 
nahme,  und  weitere  11  ähnliche  AufnAmen 
existieren  noch  aus  den  Jahren  1648 — 1770. 
Im  Jahre  1776  wurde  zum  ersten  Mal  die 
Gesamtbevölkerung  ermittelt 

Nach  den  B^:echnungen  ^  welche  auf 
diesen  Ghuadlagen  iiabricius  ausg^CÜirt  hat, 
lassen  sich  die  älteren  Bevölkerungsverhält- 
ni&se  in  folgender  üeber^cht  daistellen. 

Jahr  Einw.  auf  1  qkm 
1567     30650  30^  (nnr 


1629 
1669 
1792 


104318 

95  173 
«71  279 


28,3 
»5,5 
53,3 


die  Oberfl^fschaft 
Eatzenellenbosren). 
(die  ganze  Landgruscluif t) 

^  I»         H  1»  ) 

ne\Mt  Orafechaft'  Hanau- 
Lichtenberg}. 

'  Die  Leiden  des  30  jährigen  Krieges  treten 
auch  hier,  wenngleich  nicht  so  prägnant 
wie  bei  Wtlrttemberg,  in  der  geminderten 
Tolkszahl  entgegen.  Seit  dem  Ende  des 
grossen  Krieges  ist  die  Bevölkerung  in  ähn- 
lichem Masse  wie  in  Altwürttemberg  ge- 
wachsen. Die  Obei^rafschaft  Katzenellen- 
bogen (annähernd  der  heutigen  Provinz 
Starkenburg  entsprechend)  zählte  1662  laOO, 
1792  fast  3300  Seelen  auf  die  Quadratmeile, 
Oberhessen  in  denselben  Jahren  1503  und 
2760  Seelen. 

Kursachsen  wimie  im  Jahre  1683  mit 
1,3  Millionen,  1722  mit  1,6,  1785  mit  1,9 
und  1802  mit  2  Millionen  Einwohnern  be- 
rechuet. 

Ältwürttemberg ,  Kursachsen  und  die 
kleinen  preussischeu  Besitzungen  im  heutigen 
Westfalen  waren  im  Anfange  des  18.  J^ir- 
hunderts  die  am  dichtesten  bewohnten  Ge- 
biete des  Deutschen  Reiches.  Zu  Ende 
dieses  Jahrhunderts  sind  nur  Belgien,  die 
Niederlande  xind  die  Lombardei  dichter  ds 
diese  deutschen  Gtebiete  bevölkert  gewesen. 
Die  Geburtenfrequenz  lässt  sich  für  Württem- 
berg in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts auf  40 — 43  pro  mille  der  Bevölke- 
nmg  berechnen,  für  Brandenburg  auf  33 
bis  35,  ftlr  das  Herzogtum  Magdeburg  1752 
auf  39,  1783—89  auf  34,6,  während  für  den 
ganzen  preussischeu  Staat  1784—88  eine 
Geburtenziffer  von  ^"/oo  berechnet  ist 
{Creme).  Im  allgemeinen  ist  eine  ziemliche 
üebereiDstimmung  der  relativen  Gebnrten- 
häufigkeit  in  den  einzelnen  Territorien 
zwischen  dem  18.  und  dem  19.  Jahrhundert 
zu  beobachten,  w^  denn  z.  R  Württemberg 
auch  jetzt  nooh  eines  der  geburtenrächsteo 
Länder  Europas  ist.  Die  SterUicbkeitBrate 
ist  1783—88  30,6  %o,  im  Herzogtum 
Magdebuix  uogefähr  in  der  gleichen  Zeit 
29,6,  in  Hannover  1755  28,7,  in  Württem- 


berg im  letzten  Jahrfünft  des  18.  Jahr- 
hunderts 34,6  und  in  früheren  Perioden 
desselben  Jahrhunderts  zwischen  28  und 
36,8  "^/oo  der  Gesamtbevölkerung. 

4.  Die  dentechen  Städte.  Zahlreiche 
Untersuchungen  liegen  dag^eii  für  die 
ältere  Bevölkerung  deutscher  Städte 
vor,  welche  sich  teils  auf  Zählungen  (Nürn- 
berg, Strassburg),  teils  auf  .Steuerlisten 
(Dresden,  Heissen,  Rostock,  Basel  u.  a.), 
teils  auf  Md-  und  Bü^erbÜcher  (Frankfurt) 
stützen.  Die  Ergebnisse  leiden  allerdings 
noch  alle  an  manchen  üngenauigkeiten ;  so- 
wohl die  Yoüstftndigkfflt  der  Register  als 
auch  die  Berecäitigimg  der  angewendeten 
Reduktiotisfaktoren  (z.  B.  YeriilUtnis  der  er^ 
wachsenen  zor  ju^ndlichpn  Bevölkerung, 
mittlere  Stärke  der  Haushaltung,  der  Wohn- 
partei u.  a.)  sind  nicht  ganz  zweifellos.  Aber 
doch  kommen  sie  an  Genauigkeit  den  für 
andere  Staaten  ermittelten  Volkszahlen  im 
allgemeinen  gleich.  Die  Hauptergebnisse 
sind,  soweit  sie  noch  dem  Mittelalter  ange- 
hören, in  der  Tafel  auf  S.  664  zusammen- 
gestellt. 

Daneben  liegen  allerdings  noch  für  eine 
Reihe  anderer  deutscher  Städte  Schätzungen 
und  Berechnungen  ihrer  früheren  Volkszahl 
vor,  welche  aber  in  keiner  Weise  mit  den 
obenetehenden  in  Bezug  auf  die  Güte  des 
Materials  und  die  Sicherheit  der  Berechnung 
auf  eine  Stufe  gestellt  werden  können.  Wir 
erwähnen: 


Stadt 

Jahr 

£inw.  Quelle 

Hamburg 

1311 

7000  Laurent  In 

II 

1419 

22  000    Ztschr.  f. 

fl 

1526 

12  000  hamb.Gesch. 

1594 

19000     I,  1841. 

Labeck 

130U— 1350  70— 80000  Pauli,  Lüb. 

Zustände. 

Breslau 

1348 

S1866  Cod.dipl.8U. 

1415 

III,  p.  XII. 
40000  Hirsch,  Han- 

delsgesch. 

Im  allgemeinen  haben  die  neueren  Untere 
Buchungen  über  die  städtische  Bevölkerung 
des  Mittelalters  das  übereinstimmende  Er- 
gebnis geUefert,  dass  dieselbe  bedeutend 
geringer  war,  als  dies  früher  angenommen 
wurde.  Einzelne  auf  die  innere  Stnik  ur  der 
städtischen  Bevölkening  sich  beziehenden 
Untersuchungen  (insbesondere  über  Frank- 
furt a.  M.)  nahen  auch  gezeigt,  dass  die 
weibliche  Bevülkemng  einen  grösseren  An- 
teil an  der  G^untbevölkerung  hatte  als 
gegenwärtig  dass  die  jug^dliäien  Alters- 
klassen (infolge  exorbitanter  Kindersterb- 
lichkeit) sch-vächer  vertreten  waren,  also 
auch  die  natürliche  Vermehrung  sehr  lang- 
sam vor  sich  ging,  ja  zumeist  me  Sterblich- 
keit grösser  war  als  die  Geburtenfrequeuz, 
dass  die  Quote  der  Ei*werbsthätigen  und 
vielleicht  auch  die  Wanderbeweguug  in  der 
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Stadt 
Angflbnrg 
Butebach 

i.  d.  Wetteran 
Diesden 

_  I» 
Eger 


Frankfurt,  H. 

Freiberg  L  S. 

Heidelberg 

Leipzig 

Maias 

Meissen 

Nürnberg 

BoBtock 


Jabr 
147Ö 
1421 
1462 
1474 
1491 
1390 
1446 
löOO 
1387 
1440 
c.  1474 
1439 
1474 
Ende 
lö.Jahrb. 
1481 

1449 

1387 
1410 


Einw. 
i8  300 
2335 
1  810 

3  190 
5  000 

7155 
7340 

5  5*5 
lo  cx>o 
9  cxx> 
5  000 
5  200 
4000 

5767 


Stra8Bbnrg,E.  1473—77 

TJeberlingen 
Ulm 


Würsburg 


1444 
1427 
1489 
1Ö38 


c  2000 
f2o  i65Einb. 
\3598aG.-B. 
10785 

13935 

{c.2oooo£in. 
261986.-3. 
c.  4800 
c.  20000 

n 

13  000  ? 


städtischen  Bevölkerung  grosser  var  als  bei 
den  modernen  Mittelstftdtea.  Der  Anteil 
der  städtischen  Bevölkerung  an  der  Oesamt- 
bevOlkerung  kann  mit  ann^emder  Genauig- 
keit für  "Württemberg  1707  auf  25,  1786  auf 
23 ''/o  bestimmt  ■weisen.  Das  Grossherzog- 
tiun  Hessen  hatte  1806  eine  städtische  Be- 
völkerung von  24  %,  Schlesien  zu  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  höchstens  20  "/o.  Dagegen 
betrug  1688  die  städtische  Bevölkerung  der 
KxuTnark  41,  1750  43  und  1800  450/0  in- 
folge der  mächtigeu  Entwickelung  von  Berlin. 
Im  Herzogtum  Magdebuis  lebten  17^  bis 
1796  37—400/0  der  BevOlkeraDg  in  Städten 
(Schmoller). 

5.  Oesterreich.  Für  das  Mittelalter  fehlen 
gleichfalls  alle  Angaben.  Für  den  Anfang 
des  17.  Jahrhunderts  hat  Gindely  auf  Grund 
von  Steuerregistern  die  GesamtbevOlkerung 
von  Böhmen  auf  ca.  2  Milhonen  bestimmt, 
von  denen  etwa  900000  Menschen  auf  die 
ansässigen,  migefähr  ebensoviel  auf  die 
nichtansäsEogen  Unterthanen  entfielen ,  der 
Rest  den  Adel,  Elems  und  die  Freisassen 
betrifft. 

Volkszählungen  (Seelenkonsignationen) 
sind,  abgesehen  von  einigen  Versuchen  unter 
Leopold  I.  und  Joseph  I.  erst  unter  Maria 
Theresia  durchg^hrt  vorden.  Die  ersten 
derselben  ergeben  folgendes  fiesultat: 


Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Nied.-Oesterreich 

Ob.-Oeaterreich 

Steiermark 


1764 

1  941  284 

867  322 
154  207 
929  576 

430339 
696606 


1762  1784 
Einwohner 
I  669  003   2  679  304 

777  277     992  581 

417  OJ5  621333 
495  5»4      8>5  540 


Quelle 

HartDDg  in  Schmollera  Jahrb.  1895,  Stenerlisten 

Otto  Bev.  d.  St.  B.  1893.  Bedebficher 

Ermiscb,  Arch.  f.  Bäcbs.  Gesch.  XI,  Steuer!. 
Richter,  ebenda  II,  GesehoMregiater. 

iOest.  Städtebncb  III,  Bürgerbacher 

\  Bücher  Bev.  v.  F.  1886.  I, 

(  Stener-  und  BUrgerbilcher 

Ermisch,  a.  a.  0.  Stenerlisten 

Eulenborg,  Ztscbr.  f .  Wirtsch.  Gesch.  III,  StenerL 

Emüsch,  a.  a.  0.  Stenerlisten 

Hegel,  Städtechron.,  Stenerlisten 

Richter,  Kitt.  d.  V.  f.  Gesch.  v.  H.,  Geachoiaregister 

^Begel,  Chroniken,  Zählung 

Paasche,  Jahrb.  t  Nat.-Oek.  1882,  Steuerregister 

X  Eheberg,  Jahrb.  f.  Nat.-Oek.,  N.  F.  6  und  7, 

i  Zählung 

Schäfer  m  Gierke  Unteranchnngen  44,  StenerlistuL 

WQrtt.  Vierteljahrsh.  1885,  SteuerbOcher 

Scharold,  Chronik  t.  W.,  Zählnng 


Kärnten 

Krain,  Görz, 
Gradiska 

Tirol  und  Vor- 
arlberg 

Summa   6134558   4889516   7  937  404 

Auch  die  Nachrichten  über  die  ältere 
städtische  BevOlkenmg  sind  noch  sehr  Ifldcen- 
haft;  Specialuntersuchungen  fehlen  fast  gänz- 
lich. Aus  den  städtischen  statistischen  Be- 
richten im  »Oesterreichischen  Städtebuchec 
lassen  sich  folgende  Angaben  gewinnen: 


1764 

1768 

1784 

Einwohner 

371  934 

259911 

294  S»7 

446901 

300420 

S30  646 

396  499 

? 

483575 

Jahr 

Wien  1764 
1772 
1783 
1790 

1800 

Salzburg  1647 
1666 
1692 
1792 
Trient  1760 

Prag  1786 
Olmatz  1139 
1239 
1416 
161« 
1650 
1700 

Iglan  1719 
1726 
1767 
1785 
1798 

Eger  1390 
1446 


ca. 


Einwohner 

175403 
193971 

307  979 
207  014 

331949 
,9000 

10  123 

12994 
14000 

11  030 
72  874 
13  460 
16000 
29000 
30663 

1675 
6000 

6  246 

6380 

7827 
10  109 
J0786 

7  155 
7340 
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JaDr 

Sukwobner 

lÖOO 

1Ö62 

6185 

1600 

6240 

1660 

5855 

1700 

6255 

1758 

6  900 

TetscheB  a.  Elbe 

1749 

I  007 

Znum 

1791 

5189 

hmbetg 

1795 

38749 

6. Die  Schweiz.  ÄuchfürdieSchweiz 
ist  es  nicht  m^lich,  sich  ein  auch  nur  an- 
nShenides  Bild  von  der  Bevölkerungsent- 
vickelung  im  Mittelalter  zu  machen.  Da- 
g^;en  liegen  für  einzelne  Kantone  imm^- 
hin  wertvolle  Anhaltspunlne  vor.  Für  den 
Kanton  Zürich  ist  aus  den  Steuetrollen 
die  Bevölkerung  im  Jahre  1467  auf  ca. 
50000  Personen  berechnet  worden;  nadi 
den  ItilitSretats  ist  dieselbe  fflr  die  Jahre 
1529,  1588,  1610  nur  sehr  annAhemd  zu 
bestimmen.  In  den  Jahren  1634  und  1671 
haben  Zahlungen  der  Bevölkerung  stattge- 
funden. Die  erste  ei^b  eine  Bevölkerung 
von  79  373  Einwohnern,  also  eine  un^mein 
geringe  Zonahme  in  den  nahezu  zwei  Jahr- 
hunderten, welche  seit  dem  Jahre  1467  ver^ 
strichen  waren.  Doch  nmschliesst  dieser 
Zeitraum  auch  Perioden  einer  rasch  wach- 
senden Bevinkenugszahl,  welche  aber  durdi 
die  hfinfig  wiede»ehrenden  Pesten  (1482, 
1492,  15^,  1519,  1541,  1564,  1575,  1582, 
1586,  1595,  1611,  1628  sind  Pestjahre)  zahl- 
reiche Bfickschl&ge  erfuhr.  Den  hSchsten 
Stand  erreichte  cue  Bevölkerung  innerhalb 
dieses  Zeitraumes  im  Jahre  1610  mit  ca. 
140000  ESnwohnem,  am  tiefeten  sank  sie 
in  dem  Jahre  1564  bis  za  66658  Einwohnern. 
Die  spfiteren  Kantonalzahlungen  weisen  eine 
ziemlich  regelmässige  Steigung  der  Bevölke- 
rung auf;  1671  betrug  die  Zahl  der  Ein- 
wohner 118  675,  1791  aber  176580. 

Für  die  Stadt  Zürich  ist  aus  den 
Kirchenbüchern  die  Bevölkerung  bis  in  das 
14.  Jahrhundert  zimick  ermittelt  Danach 
zfthlte  die  Stadt 

13Ö7  12375  Einwohner 

1374  II  050  „ 

1410  IG  570  „ 

1467  4713  „ 

1529  5  687  „ 

1588  8649  „ 

Für  die  Jahre  1637  und  1671  liegen  Er- 

nisse  von  Zahlungen  vor,  welche  folgende 
Ikerung  aufweisen: 

1637   1671  Zuwachs 

Ganze  Stadt  innerhalb  n. 

ausserhalb  der  Maoern  8481  10097  ^ 
AoBgemeinden    am  die 

Stadt  2  659  3  632  973 

II  140  13729  2  589 


Im  Jahre  1850  betrog  die  BevOIkemng 
von  Stadt  und  Ausgememden  33591  Eia- 
wohner. 

FOr  die  Stadt  Basel  hat  SohOnbrag 
teils  auf  Orund  von  Kt^tenerlisten,  teilfi 
nadi  den  Listen  der  auf  die  Haashaltungm 
uingel^;ten  YeimOg^issteuer  fQr  das  15. 
Jahrhundert  Elemente  einer  Bevölkerung 
berechnong  gewonnen.  Es  ergaben  sich. 
mit  Einschfttzung  einiger  fehlender  Oruppen: 

im  Jahre 

1446  7200  über  vierzehnjährige  Personen 

1454  5500     „  „  „ 

1429  2500 — 2600  Haushaltungen 

1446  3000  „ 

1454  2100  „ 

1471/5  2350  „ 

Unter  Anwendung  modemer  Reduktions- 
faktoren ist  daraus  die  QesamtbevOlkerung 
Basels  berechnet: 

nach 

Üebervierzehn-  Haus- 
jährigen haltungen 
für  das  Jahr  1446        10200  9200—12200 
„     „     „    1454         8000  6500—8600 

Das  erstere  dieser  beiden  Jahre  ist  in- 
folge des  gleichzeitigen  Konzils  keia  nop- 
males :  dennoch  ist  Schönbei^  geneigt,  seine 
Ergebnisse  eher  als  zu  nietlrig  gegnffen  an- 
zusehen und  begnügt  sich,  die  Bevölkerung 
Basels  für  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
jedenfalls  auf  weniger  als  15000  Einwohner 
zu  fixieren.  Dass  Basel  im  16. — 18.  Jahr- 
hundert  gleich&lls  an  BevOIkemng  ab^ 
nommen  habe,  ist  durch  J.  Iselin  wafarsdiem- 
lich  gemacht. 

Für  die  Stadt  Genf  lassen  sich  aus 
den  Herdregistem  annähernd  Bevölkerungs- 
zahlen für  das  15.  und  16.  Jahrhundert  er- 
mitteln. Im  Jahre  1404  betrug  die  Anzahl 
der  Föuerstellen  (feux)  1300,  die  Bevölke- 
rung wird  danadi  mit  6500  angenommen; 
im  Jahre  1509  ergiebt  das  Herdregist^  2600, 
Bevölkerung  13000,  also  gerade  Verdoppe- 
lung, weldte  jedoch  als  niu-  approxi- 
mativ zutreffend  gelten  kann.  Für  die  Zeit 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  stellt 
Dunant  folgende  Entwickelung  der  Bevölke- 


rung  auf: 

Jahr  Sinwohner 

Jahr 

Einwohner 

1693 

16  III 

1786 

25  500 

1698 

16934 

1786 

25  297 

1711 

18  500 

1787 

24949 

1721 

20  781 

1789 

26 140 

1755 

21  816 

1805 

22300 

1781 

24810 

Von  da  an  tritt  eine  regelmässige  Steige- 
rung der  Bevölkerung  ein;  im  Jahre  1886 
hatte  Genf  52000,  mit  Vororten  72  000  Ein- 
wohner. 

Aus  dem  Kanton  Keufchatel  liegen  alte 


Digilized  by  Google 


666    Bevölkemugswesen  (BevQlkeniiigsbewe;^iug,  Mittelalter  bis  18.  Jahifanadert) 


BevOlkerungsdaten  für  die  seigneiu-ie  Ya- 
langin  vor,  welche  auf  den  proa's  verbaux 
des  visites  d'^glise  benihen  und  ^leich- 
feüOls  nach  Feuerstellen  al^&s»t  sind.  Die 
daraus  berechnete  BevölkeruDg  ei^ebt  sich 
für  die 


Jabre 
1228 
1464 
1512 
läSl 


mit  Einwohnern 
ca.  8oo 
1620 
3000 
3105. 


■während  die  Zählung  des  Jahres  1702  für 
dieses  Gebiet  eine  Bevölkerung  von  10201, 
die  des  Jahres  1875  von  46272  Einwohnern 
ergeben  hat.  Die  Bevölkei-ung  des  ganzen 
Kantons  Neufchatel  ist  im  Jahre  17ü()  mit 
33000,  1780  mit  39000  und  1.S00  mit  46206 
Einwohneni  konstatiert  worden. 

Für  das  Waadtland  ist  durch  Mxu^t 
nur  die  Öeburtenfrequenz  von  17  Gemeinden 
aus  di-ei  verscluedenen  Epochen  des  16.  und 
17.  Jahrhunderts  sowie  aus  der  Periode 
1751 — 1760  ilie  Bevölkerung  des  ganzen 
"Waadtlandes  ei-mittelt  worden.  Es  ergiebt 
sich  danacli  für  die  letztere  Pei-iode  eine 
2ahl  von  112951  Seelen  (nach  der  ersten 
Zählung  von  1764  112346),  eine  Geburten- 
ziffer von  27,9  und  eine  Sterbeziffer  von 
22,2  pro  Mille.  Für  die  früherea  Perioden 
ei:g:ieDt  sich  eiue  Geburtenfreiiuenz 

in  17  Gemeinden  in  46  Gemeinden 

1570—1620         49  860  — 
1621-1690         45005  94874 
1691—1760         43  910  97607 

Es  wird  daraus  eine  l>edeutende  Bevöl- 
kerungsabnahme im  17.  und  eine  sehr  ge- 
ringe Zunahme  im  18.  Jahrhundert  immer- 
hin wahrscheinlich  gemacht,  wenngleich  die 
weitgehenden  Befürchtungen,  welche'  Muret 
daraus  ableitet,  sich  nicht  als  begi-ündet 
erwiesen.  Von  1764 — 1885  hat  sich  die 
waadtländische  Bevölkerung  mehr  als  ver- 
doppelt (1885  238788  Einwohner). 

7.  England.  Die  ersten  sicheren  j  zu- 
gleich aber  auch  schon  sehr  ausfülirlichen 
Nachrichten  über  den  Stand  der  Bevölkerung 
im  Mittelalter  bietet  das  berühmte  Domes- 
daybook  Wilhelms  des  Eroberei-s  (1086). 
Dieses  unvergleichliche  Gnmdbuch  des  ge- 
samten Besitzstandes  eines  grossen  Teils 
von  England  giebl  auf  Grand  der  Rechts- 
weisnngen  auf  den  OerichtsU^en  genaue 
Kunde  über  die  verschiedenen  Klassen  der 
Bevölkenrng  und  die  Kechtsverh^tnisse  der 
von  ihnen  besessenen  Landgüter  und  Glrund- 
stfloke  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten. 
Die  historische  BevOUffirangsstatistik  verfügt 
in  keinem  Luide  über  eine  Quelle,  welche 
auch  nur  annähernd  so  reiche  und  zuver- 
lässige Angaben  Aber  die  Zahl  und  Yer^ 


teilung  der  Bevölkerung  des  Mittelaltere 
bieten  würde. 

Die  Gesamtzahl  der  im  Domesday  ver- 
zeichneten Personen  beträgt  unter  Berück- 
sichtigung der  vorkouunendenWiederholuugen 
mancher  I..ehensleute  in  verschiedenen  Graf- 
schaften und  Hunderten  etwa  283  ÜOO,  welche 
sich  ungefiUir  folgendermassen  verteilen : 


villant 

bordarii,  cotarti  etc. 

sochemani 

liberi  homines 

Bervi 

andere 


89977  =  32 
23  072  =   8  „ 
12000=  4„ 
25  000  =  9  „ 
«4  S44  =    9  „ 


Mit  Einscbluss  der  im  Domesday  über- 
gangenen grossen  Städte  kanu  die  Gesamt- 
zahi  der  Familienväter  bezw.  selbständigen 
Haushaltungen  auf  ca.  300t)00  angenommen 
werden.  Da  sich  die  Angaben  des  Domes- 
dax  auf  eine  angebaute  Flädie  von  ca.  5 
MuUonen  acres  erstrecken  und  diese  hödi- 
steos  35  "/o  des  ganzen  Bodens  ausgemacht 
hat,  so  würde  sich  bei  der  Annahme  einer 
mittleren  Stärke  der  Haushaltung  von  4  Per- 
sonen eine  Bevölkerungszahl  von  1,2  Mil- 
lionen und  eine  Dichtigkeitsziffer  von  ca.  21 
Personen  auf  1  fjkm  ei^ben. 

Bis  in  das  14.  Jahrhundert  kann  die  Be- 
völkerung kaum  beträchtlich  zugenommen 
haben;  der  schwarze  Tod  (1348)  hat  d^n 
sogar  eine  starke  Verminderung  herbeige- 
fütirt.  welche  nach  Rogers  mit  etwa  dem 
10.  Teile  des  Gesamtstaudes  angenommen 
werden  kann,  während  sie  in  den  Cliromken 
stark  übertrieben  wii-d.  Eine  un^fähre 
Vorstellung  dieser  Bewegung  lässt  sich  aus 
den  noch  vorhandenen  Listen  der  poll  tax 
vom  Jahre  1377  gewinnen,  welche  nach  Art 
einer  Kopfsteuer  von  den  über  14  Jahre 
alten  Personen  eingehoben  wurde  und  da- 
her auch  als  ein  freilich  unvollkommener 
Einsatz  eines  Census  gelten  kann.  Die  poll 
tax  zahlende  Bevölkerung  lässt  sich  auf 
etwas  unter  1  '/s  Millionen  b^timmen ; 
wird  dazu  ^.3  für  die  Kinder  und  die  be- 
freiten Klassen  (Geistliche,  Bettler)  gerechnet, 
so  eixiebt  sich  eine  Bevölkerung  von  fast 
2V2  Millionen.  Es  kann  danach  die  Be- 
völkerung vor  der  Zeit  des  schwarzen  Todes 
mit  Rücksicht  auf  den  natürlichen  Zuwachs 
und  die  Pestverluste  doch  nicht  viel  höher 
als  zu  2V2  Millioneu  angenommen  werden; 
da  aber  die  poll  tax  in  ganz  England  und 
Wales  erhoben  wurde,  während  das  Domes- 
day sich  nur  auf  ca.  40**/o  des  Landes  er- 
streckt, so  ei^ebt  sidi  daraus,  dass  sich  in 
den  fast  dreihundert  Jahren  srät  der  Errich- 
tung des  Domesday  book  die  Bevölkerong 
nicht  vermehrt  hat,  ein  Ei^bnis,  das  all^ 
dings  bei  der  Ungenauigkeit  aller  drei  Fak- 
toren nur  einen  hypouetischen  hat 
Rogers  nimmt  eine  Forldauer  des  stationären 
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Zustandes  der  BevCIkeruDg  bis  gegen  das 
Hüde  des  16.  Jiüirhunderts  an;  einen  An- 
halt^unkt  bietet  ein  CenBus  in  gewissen 
Hundertschaften  von  Eent  aus  der  ersten 
H&lfte  des  16.  Jahrhundorts,  nach  welchem 
die  Bevölkenuig  von  Kent  etwa  Ve  der  des 
Jahres  1Ö61  betiug,  so  dass  hä  gleichem 
Wachstum  fOr  «mz  England  im  16.  Jahr- 
hundert 2^s  Millionen  Einwohner  resul- 
tieren. 

Für  die  StadtebevOlkerung  «»eben  sich 
nach  den  Verzeichnissen  der  poD  tax  von 
1377  unter  Anwendung  gleicher  Verhältnis- 
zahlen fflr  Kinder  und  Befreite  in  London 
35000,  York  11000,  Bristol  9500,  Plymouth 
und  Coventry  7000,  Norwich  6000,  Lincoln, 
Salisburj",  Lj-nn  und  Colchester  5000  Ein- 
wohner, während  alle  anderen  englischen 
Städte  nur  eine  Bevölkerung  von  unter  5000 
Einwohnern  hatten.  Das  17.  Jahrhimdert 
scheint  in  England  eine  verhältnismässig 
rasche  Volksvermehrung  ei^ben  zu  haben, 
welche  insbesondere  auf  die  Verbesseruneen 
in  der  Landwirtschaft,  die  wachsende  Be- 
deutung der  Textilindustrie  und  auf  die 
grössere  Sicherheit  des  Landes  überhaupt 
ziurfiekzufflhren  ist  Aus  dem  Jahre  1690 
stammt  eine  Herdsteuerhste  {retum  under 
thß  hearth-tax  of  the  number  of  houses  and 
hearths  in  England  and  Wales),  welche,  die 
Haushaltung  mit  etwas  Über  4  Personen 
gerechnet,  über  5  Millionen  Einwohner,  also 
eine  Verdoppelung  in  ungefähr  100  Jahren 
eigiebt;  damit  stinunen  ungefähr  überein 
die  glächzeitigen  Schätzungen  der  Bevölke- 
rung nach  den  Eonf^ionen  und  die  auf 
Grund  der  Geburten-  und  Sterbelisten  be- 
rechneten Volkszahlen.  Für  den  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts  sind  ca.  5  ^/s  Millionen 
Einwohner  berechnet ;  eine  ziemlich  kon- 
stante Vermehrung  zeigt  sich,  sofern  die 
aus  den  au^eführten  Grundlagen  beredi- 
neten  Daten  zutreffen,  während  dieses  Jaluv 
hunderts:  1740  6  Millionen,  1750  fast  6V3 
Millionen;  1770  7  MUUonen,  1780  8  MU- 
Üonen,  1801  9872980  Einwohner.  Die  Be- 
v^kerung  Schottlands  ist  nach  denselben 
Quellen  von  1,2  Millionen  im  Jahre  16S9 
auf  1,6  Millionen  im  Jahre  1801  gestiegen. 
Erstaunlidi  xasch  ist  nach  den  Kirchen- 
büchern das  Wachstum  der  irischen  BevGl- 
kemnf^  im  18.  Jahrhundert  gewesen;  von 
1  Million  im  Jahre  1669  ist  sie  auf  mehr 
als  4  Millionen  im  Jahre  1801  berechnet. 

8.  Dänemark,  Schweden,  Norwegen. 
Den  ersten  genaueren  Anhaltspunkt  zur  Ab- 
schätzimg  der  Bevölkerungszahl  Däne- 
marks bietet  das  Erdbuch  K.Waldemars  II. 
(bei  Langebeck  VII).  Dasselbe  weist  191 
Harden  auf,  von  denen  jede  ursprünglich  120 
Bauemstellen  (B61)  hatte.  Von  der  Annahme 
ausgehend,  dass  diese  191  Harden  auch  be- 
reits im  Anfange  des  8.  Jahrhunderts  voi-- 


banden  waren,  lässt  sich  unter  Zugnmde- 
legong  von  diuxshschnittlich  5  Köpfen  auf 
eine  Bols&uniUe  eine  Summe  von  115000 
bäuerlichen  Individuen  berechnen.  Da  unter 
diesen  die  Steuermannshufen.  die  Höfe  des 
Königs  und  der  Häuptlinge  nicht  inb^^iffen 
sind,  so  ist  die  Zahl  auf  ca.  2fM)000  Freige- 
boiene  zn  erhöhen,  zu  welchen  noch  etwa 
ebensoviel  als  Sklaven  zu  rechnen  wären. 
Bis  zum  Ende  des  8.  Jahrhunderts  hat  sich 
die  Zahl  der  Bolen  wohl  um  12000  veiv 
mehrt,  so  dass  die  Bevölkerung  auf  ca. 
550000  Köpfe  gerechnet  werden  müsste; 
im  9.  und  10.  Jahrhundert  wird  eine  weitere 
starke  Zunahme  der  Bevölkerung  anzuneh- 
men sein,  um  die  Thaten  dieser  Zeit  und 
die  Bedeutung  des  dänischen  Staatswesens 
erklären  zu  können,  so  dass  sie  vor  der  Zeit 
der  grossen  Auswanderungen  am  Schlüsse 
des  10.  Jahrhunderts  auf  8— OOlJOOO  Ein- 
wohner erhöht  werden  darf,  von  welcher 
Höhe  sie  dann  erheblich  zurücksank.  Mit 
der  in  der  Folge  eingetretenen  Zerstückelung 
der  Bolen  ist  dann  eine  weitere  Vermehrung 
der  Bevölkenmg  möglich  geworden,  welche 
dimdi  die  bürgerlichen  Kriege  und  die 
Wendeneinfälle  des  12.  Jahrhunderts  nur 
vorübereehend  aufgehalten  wurde.  Seit  den 
Zeiten  Waldemars  1.  stie^  die  Bevölkerungs- 
zahl höher  denn  je.  ^  or  den  tragischen 
Ereignissen  des  schwarzen  Todes,  zwischen 
1250  und  1340,  wird  die  Bevölkerung  von 
Dänemark  (ohne  die  StMte)  auf  fast  Iht 
Millionen  angaben,  wobei  ausser  dem  Erd- 
buche Waldemars  II.  und  dem  bischöflichen 
Erdbuche  von  Roesküde  (1370)  auch  der 
Bestand  der  Lediugsflotte  Anhaltspunkte 
bietet.  Die  ländliche  Bevölkerung  des  heu- 
tigen Dänemark  wäre  demnach  am  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  auf  etwa  931 000  Köpfe 
zu  veranschlagen,  ungefälir  ebenso  stark  als 
sie  im  Jahre  1810  gewesen  ist.  Für  die 
lan^  Zeit  von  4  Jalurhunderten  bieten  die 
dänischen  Geschichtsquellen  keineriei  ÄHf 
haltspunkte  zur  Beurteilung  der  Verände- 
rungen des  Bevölkemngsstandes.  Von  der 
Mitte  des  17.  Jidirhunderts  an  stehen  da- 
gegen gewisse  Bevölkerunmanraben  teUs  in 
den  Staatsarchiven  über  das  Finanzwesen, 
tdls  in  den  Kirchenbüchern  zu  Gebote.  Von 
den  ersteren  änd  insbesondere  zwei  Ver- 
zeichnisse aus  den  Jahren  1645  und  1660 
durch  J.  Grundtvig  ausgebeutet ;  die  (}esamt- 
bevölkerung  Dänemarks  wird  danach  für 
1645  mit  558000  und  für  1660  mit  455000 
Einwohnern  berechnet.  Nach  der  zweiten 
Quelle  hat  Fr.  Hammerich  die  Bevölkerung 
im  Jahre  1657  mit  rund  700000,  im  Jahre 
1689  mit  687  000  bestimmt.  Von  da  an  hat 
sich  in  Dänemark  die  Bevölkerung  ziemlich 
regelmässig  und  ununterbrochen  entwickelt; 
für  1735  ist  sie  auf  Grund  der  Kirchenre- 
gister für  den  gegenwärtigen  Umfang  des 
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Königreichs  auf  782000  Einwohner  berech- 
net ;  die  erste  Volkszählung  von  1769  ergab 
eine  Anzahl  von  828000  Einwohnern.  Von 
Schweden  liegen  brauchbare Bevölkerungs- 
daten  erst  seit  der  Einführung  der  regel- 
mässigen TabeDen  von  1749  vor,  welche 
dann  auch  alsbald  als  mustergültig  anerkannt 
wurden  und  der  ältesten  scnweoisehen  Be- 
völkerungsstatistik bis  auf  den  heuten  Tag 
ein  unerreichtes  Ausehen  verschafften;  für 
das  Jahr  1751  ist  die  Gesamtbevölkenug 
mit  1785727  Einwohnern  ermittelt  worden ; 
bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
wuchs  die  Bevölkerung  auf  2347300  Ein- 
wohner an.  In  Norwegen  hat  sich  von 
1709—1801  die  Bevölkerung  von  723141 
auf  883038  Einwohner  vermehrt 

Die  Bevölkerung  der  Stadt  Kopen- 
hagen hat  Rubin  aus  den  Taufbüchern 
für  1635  mit  25000  Einwohnern  berechnet 
50  Seiae  spftt^,  im  Jahre  1685,  hatte  die 
Stadt  60000  Einwohner.  Die  Volkszählung 
von  1787  ergab  90000  Einwohner.  Die 
Znnalune  der  Bevölkerung,  welche  in  dem 
ersten  halben  Jahrhundert  der  Beobachtung 
(1635—1685)  ungewöhnlich  stark  —  140  "/o 
—  war,  hat  sich  in  dem  18.  Jahrhundert, 
zum  Teil  infolge  der  schweren  Pest  von 
1711,  sehr  verlangsamt;  1685—1735  betrug 
die  Zunalime  nur  33,3  "/o,  1735 — 1785  sogar 
nur  12,50/0. 

9.  Frankreich.  Die  Bevölkerung  von 
Gallien  zur  Zeit  Cäsars  wird  von  Levasseur 
auf  6,7  MilHonen  oder  12  auf  das  qkm  ge- 
schätzt. Infolge  der  geordneten  Zustände, 
deren  sich  die  Provinz  unter  dem  Kaiser- 
tume  zu  erfreuen  hatte,  ist  eine  erhebliche 
Zunahme  der  Bevölkerung  zu  vermuten, 
welche  zur  Zeit  der  Antonme  auf  8V2  Mil- 
lionen geschätzt  wird.  Vom  4.  Jahrhundert 
angefangen  tritt  ein  allmähhcher  Ver^  des 
Provinziallebens  ein ,  welcher  durch  die 
deutschen  Invasionen  noch  gesteigert  wurde. 
Doch  hat  sich  schon  unter  den  späteren 
Merovingem  und  noch  mehr  unter  den  ers- 
ten Karolingern  das  wirtschaftliche  Leben 
in  Frankreich  so  sehr  gehoben,  dass  auch 
eine  bedeutende  Volksvermehrung  angenom- 
men werden  darf;  nach  Levasseur  kann  in 
der  Zeit  Karls  des  Grossen  wieder  eine 
Bevölkerung  von  8 — 9  Millionen  angenom- 
men werden.  Im  8. — 11.  Jahrhundert  macht 
sich  eine  Abnahme  der  Bevölkerung  be- 
merkbar, welche  auf  die  Einfälle  der  Nor- 
mannen, Ungarn  und  Sarazenen,  auf  die  in- 
neren Kriege  und  die  zunehmende  Unsicher- 
heit im  Lande  zurückzuführen  ist.  Seit  der 
zweiten  Hälfte  des  11,  Jahiiiunderts  aber 
tritt  eine  Konsolidierung  und  v^hältnis- 
mflssige  Sicherheit  ein;  che  grossen  Grund- 
herren lassen  uch  die  innere  Kolonisation 
des  Landes  angel^n  sein  und  erweitem 
damit  bedeutend  die  Ezistenzbasis  der  Be- 


völkerung. Der  zahlreidie  Kirchenbau  zeugt 
für  die  wachsende  Dichtigkeit  derselben, 
die  grosse  Zahl  der  an  den  KreuzzOgen  Be- 
teiligten lässt  einen  Bevölkerungsüberschuss 
vermuten.  Die  Bevölkerung  erreichte  bis 
zum  Anfange  des  14,  Jahrhunderts  schon 
eine  Höhe  von  20—22  Millionen  =  40  auf 
das  qkm,  wofür  insbesondere  die  Ergebnisse 
einer  Herdstener  von  1328  als  Grundlage 
der  Berechnung  dienen.  Seit  der  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  ist  io  Frankreich  eine  be- 
deutende Abnahme  der  Bevölkerung  zu 
konstatieren;  die  Pest  (schwarzer  Tod)  und 
der  hundertjährige  Krieg  sind  jeden&dls  die 
Hauptursachen  dieses  Vet&lles.  Ein  ziffer- 
mSssiger  Ausdruck  dieser  Bevölkerungsab- 
nahme ist  jedoch  erst  für  das  16.  Jahäiun- 
dert  zu  gewinnen;  nach  fVoumenteau  hatte 
fVankreiäi  unter  Heinrich  IIL  (1574—89) 
14  Millionen  Einwohner:  nach  dem  Tode 
Ludwigs  XIV.  18  Millionen;  erst  um  die 
Mitte  des  18.  Jahriinnderts  ist  die  BevSl- 
kerunnzahl  wieder  erreicht,  welche  Frank- 
reich Dereits  in  der  ersten  Hälfte  des  14. 
Jahrhunderts  gehabt  hat. 

Die  franz^Bchen  Städte  haben  eine  erste 
Blüte  in  der  Zeit  zwischen  dem  11.  und  13. 
Jahrhundert  erlebt.  Die  Bevölkenmg  von 
Paris  wird  unter  Philipp  dem  Schönen  auf 
240  000  Einwohner  angenommen ;  auch 
Ronen,  Montpellier,  Toulouse  xmd  insbeson- 
dere Rheims  waren  blühende  Städte  ge- 
worden, Aber  während  der  englischen 
Okku|)ation  im  15,  Jahrhundert  verfielen  die 
Städte  ausserordentlich;  Paris  erlitt  einen 
Rückfall  um  mehr  als  500  Jahre.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  hatte 
es  Paris  wieder  auf  eine  Einwohnerzahl  von 
ca,  400  000  Einwohnern  gebracht,  welche  je- 
doch in  den  Kriegen  Heinrichs  IV.,  nach 
einer  gleichzeitigen  Auszählung  zum  Zwecke 
der  Verproviantierung,  fast  auf  die  Hälfte 
zusammengeschmolzen  war.  Seit  dem  17. 
Jahrhundert  scheint  die  Bevölkerung  von 
Paris  rasch  und  stetig  zugenommen  zu 
haben;  Vauban  nimmt  am  Anfang  des  18. 
Jahrhunderts  die  diueh  eine  Zählimg  von 
1694  aufgestellte  Ziffer  von  720000  noch 
für  zu  hoch  gegriffen  an  ;  kurz  vor  der  Re- 
volution ist  die  Bevölkerung  mit  640000  bis 
670000  Einwohnern  berechnet.  Im  Jahre 
1787  gab  es  schon  79  Städte  mit  einer  Be- 
völkenmg von  mehr  als  10000  Einwohnern; 
21 — 22°/o  der  Gesamtbevölkerung  entfielen 
auf  die  Städte  (Levasseur).  Die  wichtigsten 
unter  ihnen  (ohne  Paris)  waren: 

Einwohner  Einwohner 

Lyon             135  207    Ronen  68  040 

^tterseUle         89  829    Lille  65  907 

Bordeaux        75  824    Nantes  51 057 

10.  Behren  .  VBd  Holland.  Die  ver- 
lässlichen Nachrichten  über  die  BevOUffiruag 
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"beginnea  erat  mit  dem  15.  Jahrhundert,  aus 
•wächem  Steuerlisten  {nach  Feuerstellen)  für 
mehrere  Provinzen  (Flandern,  Antwerpen) 
Torliegen.  Aber  nur  für  die  Provinz  Ant- 
■werpen  ist  auf  dieser  Grundlage  eine  Be- 
rechnung der  Bevölkerung  von  J.  F.  Willems 
versucht  worden  mit  folgenden  Ergebnissen : 

Jahr  Städte  Flaches  Land  Zusammen 

1480  91055         121 891  212946 

1496  10066a        114401  315061 

1626  120995        144760  265715 

Für  das  Jahr  1648  e^ebt  eine  auf 
Grand  der  Geburtenzahl  (1  Geburt  auf  30 
Bewohner  auKenommen)  angestellte  Berech- 
nung fOr  die  Staate  114270  Einwohner,  für 
das  flache  Utnd  174897  Einwohner,  zu- 
sammen 389167  Eiawohner,  während  die 
Zählung  des  Jahies  1797  für  die  Städte 
96272,  für  das  Land  156381,  daher  zu- 
sammen 262653  Einwohner  ei^ben  hat. 
Auch  hier  wiederholt  sich  die  Erscheinung 
einer  sehr  geringen  Bevölkerungsvermehrung 
während  dreier  Jahrhunderte.  Für  einzelne 
Städte  sind  reichlichere  Angaben  vorhanden, 
wenngleich  dieselben  insbesondere  für  das 
Mittelalter  noch  vielfach  an  einer  unver- 
kennbaren Ueberschätzung  (infolge  zu  gross 
angenommener  Starke  der  einzelnen  ifaas- 
haltungen)  leiden.  "Wir  geben  die  Haupt- 
fahlen  nach  den  von  Beiffembei^  gemach- 
ten ZusanomensteUungen. 


(n. 


Jahr 

Brüssel 

Kivelles 

Tirlemont 

Löwen 

143Ö 

56368 

6235 

87585  (!) 

30  808 

1472 

53848 

26448 

1480 

54680 

28  9&S 

1786 

80000 

6380 

6269 

20662 

Jahr 

Mecheln 

Lierre 

Tumhont 

Äntwerp 

1480 

18328 

8890 

7147 

56690 

1496 

17404 

7651 

7525 

68  010 

1526 

17656 

8  106 

7343 

87  850 

1648 

23  370 

10650 

5340 

75158 

.d-Geburf) 

1797 

20522 

10  563 

8809 

56378 

Für  Holland  hat  Kersseboom  im  Jahre 
1737  auf  Grund  der  Geburtenzahl  der  Pro- 
vinzen Holland  und  Westfriesland  (28000 
Geburten)  eine  Bevölkerung  von  980000 
Einwohnern  berechnet.  Im  Jahre  1805  ist 
die  Tolkszahl  von  Holland  mit  1882000 
Einwohnern  ermittelt  worden.  Für  die  Stadt 
Leyden  hat  sich  neuestens  eine  besondere 
Quelle  etgebeuj  welche  fOr  das  Jahr  1514 
eine  Einwohnerzahl  -von  40000  als  gerecht- 
fert^  erscheinen  Ifisst. 

11.  Italien.  Die  ältesten  Angaben  Über 
die  Bevölkerung  im  Mittelalter  ^ssen  sich 
ans  den  Begistem  der  coUetta  entnehmen, 
einer  Steuer,  welche  in  dem  Königreiche 
beider  Sicalien  gegen  En^  des  13.  Jahr- 
hunderts eingeführt  und  von  den  einzelnen 
Gemeinden  nach  Massgabe  ihrer  Bev^e- 


mngszahl  erhoben  wurde.  Diese  Steuer  be- 
trug im  Jahre  1275  in  Neapel  45000,  in 
Sicüien  15000  Goldunzen;  da  von  jedem 
Herd  (fuoco)  ^it  Unze  erhoben  wurde,  iSsst  sich 
daraus  die  Zahl  der  Haushaltimgen  für 
Neapel  mit  180000,  für  Sicüien  mit  60000 
berechnen,  wonach  sich  (die  Haushaltung  zu 
5  Köpfen  gerechnet)  eine  Bevölkerung  des 
ganzen  Königreichs  von  1200000  Menschen 
ergeben  würde.  Unter  Alfons  I.  von  Arra- 
gonien  wurde  eine  neue  Herdsteuer  einge- 
führt und  zu  diesem  Behufe  1465  eine  Anf- 
na^une  aller  Feuerstellen  vorgenommen,  wel- 
che  für  Neapel  (mit  Ausn^me  der  Stadt) 
232896  fuochi  ergab;  diese  Zahl  blieb  ziem- 
lich stationär  bis  zum  Jahre  1518;  unter 
der  spanischen  Herrschaft  stieg  die  Zahl 
der  Feuerstellen  sehr  rasch,  und  zwar  im 
Jahre  1561  auf  483468,  im  Jahre  1505  auf 
555090.  Sidlien,  dessen  Verwaltung  autonom 
war,  fiel  nicht  unter  diese  neue  Herdsteuer. 
Die  Steigerung  der  Anzahl  der  Feuerstellen 
kann  jedoch  nicht  als  eine  so  rapide  Be- 
völkerungsvermehrung gedeutet  werdeiL  da 
ja  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
keine  Vermehrung  der  fuochi  erkennen  lässt 
und  die  Ziffern  des  17.  Jahrhunderts  (1648 
500203  und  1669  394721)  wieder  weit 
hinter  denen  des  Jahres  1595  zurückbleiben ; 
vielmehr  ist  erst  seit  1561  Vollständigkeit 
der  Erhebung  erzielt  und  im  Jahre  1648 
keine  neue  Erhebung  durchgeführt,  sondern 
nur  die  im  Jahre  1595  gewonnene  Grund- 
lage mehr  oder  weniger  willkürlich  modifi- 
ziert ;  infolge  des  Volksaufstandes  des  Masa- 
nieilo  imd  der  Pest  von  1656  sind  die  der 
Steuer  unterworfenen  Feuerstellen  im  17. 
Jahrhundert  erheblich  vermindert.  Auf  Grund- 
lage der  Steuerlisten  des  Jahres  1561  vdirde 
sich  die  Bevölkerung  von  Neapel  auf  2,4 
Millionen  und  mit  Einrechnung  der  Stadt 
Neapel  auf  ca.  2,6  Mülionen  oder  etv/a.  den 
dritten  Teil  der  gegenwärtigen  Bevölkerung 
berechnen.  Im  Jahre  17.34,  als  Karl  von 
ßourboo  den  Thron  bestieg,  zählte  das  König- 
reich Neapel  etwa.s  über  3  Millionen  Ein- 
wohner. Seit  dem  Jahre  1765  ist  dann 
jährlich  die  Zahl  der  Geborenen,  Gestorbenen 
und  der  Gesamtbevölkerung  durch  die  Seel- 
sorger festgestellt  und  ergab 

im  Jahre  Einwohner  im  Jahre  Einwohner 

1765       3953098       1788  4785372 

1770        4093661        1791  4925381 

1773        4  «49  430       1797  4  954  770 

Danach  wäre  also  erst  in  ungefähr  250  Jahren 
(von  c.  1550—1800)  eine  Verdoppelung  der 
Bevölkern^  eingetreten,  wobei  eben  die 
schweren  Pesten  des  17.  Jahrhimderts  be- 
sonders von  Einfluss  gewesen  sind. 

Für  Siolien  liegen  erst  wieder  seit  dem  An- 
fange des  16.  Jahrhunderts  Daten  vor,  seit  die 
Resultate  der  Beschreibung  der  Feuerstellen 
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erhalten  önd.  Danach  berechnet  sich  die 
Bevtflkerung  ^er  laeei  (mit  ÄQ«iahme  von 
Fftlenno,  Messina  und  Catuiia)  im  Jahre 
1501  auf  488500  länwohner  und  für  1548 
auf  731560  Einwohner;  mit  Einrechnung 
der  3  Städte  und  unter  Anwendung  gebotener 
Korrekturen,  besonders  des  ersten  Censns, 
ist  die  gesamte  Bevölkerung  der  Insel  von 
Maggiore-Perai  auf  1015875  bezw.  1010087 
Einwohner  berechnet 

Seit  1570  ist  auch  Catania,  seit  1681 
auch  Messina  in  den  Census  einbezogen,  wo- 
nach sich  f Or  Sicilien,  gleichfalls  mit  Korrek- 
turen, eine  Bevölkerung  ergiebt: 

im  Jahre  Einwohner 

1570  I  o6i  532 

abnehmend     1597  1 047  904 

steigend        1637  1 297  736 

abnehmend    1653  1  191 S14 

1714  I  383  432 

1748  I  601  546 

Auch  in  anderen  Teilen  von  Italien 
bieten  die  Herdsteuerregister  Anhaltspunkte 
zur  Beurteilung  der  Bevölkerung  der  früheren 
Jahrhunderte.  In  Sardinien  waren  1544 
26000  und  1626  57  000  fuochi  besteuert; 
in  Florenz  ergaben  sich  1559  106385,  1642 
13U430  ftiochi;  in  Maüand  sind  1542  104429 
Feuerstellen  gezählt;  in  Genua  zählte  man 
(mit  Ausnahme  der  Stadt  und  eines  kleinen 
Gebiets  am  Apennin)  im  Jahre  1535  53525 
fuochi.  Dagegen  hat  in  Sicilien,  Venetien 
und  ToBcana  schon  im  16.  Jahrhundert  ein 
eigentlicher  Census  stattgefunden.  Gegen 
Ende  dieses  Jahrhunderts  folgte  das  Herzog- 
tum Urbino,  im  17.  Jahrhundert  der  Kirchen- 
staat diesem  Beispiele.  Die  Pfarrer  wurden 
angewiesen,  in  der  Regel  zu  Ostern  den 
Stand  ihrer  Seelen  aufzunehmen  und  ihn 
der  TOi^esetzten  kirchlichen  oder  weltlichen 
B^örde  bekannt  zu  geben.  Diese  Zählungen, 
so  unvollkommen  sie  auch  sind,  lassen  (loch 
die  merkwürdige  Thatsache  ersehen,  dass 
die  Bevölkerung  Italiens  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  und  im  17. 
Jahrhundert  beinahe  stationär  geblieben  ist 
Florenz  (die  heutigen  Provinzen  Florenz, 
Arezzo,  Pisa)  hatte  1559  585918,  im  Jahre 
1642  608  575  Einwohner,  S  i  e  n  a  (die  heutigen 
Provinzen  Siena  und  Grosseto)  im  Jahre 
1612  117173,  im  Jahre  1691  109640  Ein- 
wohner; das  ganze  Grossherzogtum  Tos- 
cana  (Florenz  imd  Siena)  hatte  im  Jahre 
1738  eine  Bevölkenin^  von  890605  Ein- 
wohnern, welche  sich  bis  3800  auf  1 104164 
Einwohner  vermehrte.  Lucca  zählte  1733 
eine  Bevölkerung  von  113190  Einwohnern, 
1781  ergaben  sidi  119209  Einwohner.  Der 
Kirchenstaat  zählte  1G56  ungefähr 
1870  000  und  1708  1950000  Einwohner. 
Im  18.  Jahrhundert  ist  die  Bevölkerung 
zurückgegangen;  1736  waren  1656585  und 


1769  1 765  709  Einwohner.  Venetien  (mit 
Brescia  und  Bergamo)  hatte  1550—1630 
dne  BevjUkerang  von  ca.  1,6  Millionen ;  ein 
paarmal  Hunderttausend  verlor  es  in  dem 
letzten  Jahre  durch  die  grosse  Fest,  doch 
ist  die  Bevölkerung  im  Jahre  1766  wieder 
auf  etwas  über  3  l^ionen  Einwohner  ge- 
stiegen. In  Mailand  hat  die  Zählung 
1724—27  (ohne  die  Städte  Mailand,  Favia, 
Cremona  und  Lodi)  704^72  Einwohner  er- 
geben; 1763  mit  EinscMuss  dieser  Städte 
964382,  1773  1105596  und  1800  1154117 
Einwohner. 

Ueber  Fiemont  liegen  für  die  ältere 
Zeit  nur  sehr  enge  Schätzungen  der  Be- 
völkerung vor;  eine  Zählimg  im  Jahre  17(K) 
ergab  1671740  Einwohner,  von  denen  über 
300000  auf  Savoyen  entfielen.  Im  Jahre 
1723  wurden  1958984  Einwohner  gezählt, 
davon  337184  in  Savoyen;  inzwischen  hatte 
aber  eine  nicht  unbeträchtliche  Gebietser- 
weitenmg  (Alessandria  und  der  Rest  von 
Monferrato)  stattgefunden.  1750,  wieder  zum 
Teil  infolge  von  Vergrösserung,  ergaben 
sich  2379938  Einwohner.  Ueber  Modena 
und  Parma  lassen  sich  ältere  Angaben  der 
Bevölkerung  nicht  ermitteln;  ersteres  hat 
am  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  ca. 
380  000  Einwohner  gehabt.  Das  Herzogtum 
Piacenza  eixeichte  1758  eine  Bevölkerung 
von  169835  Enwohner.  Mit  Parma  zu- 
sammen lässt  sich  für  das  Ende  des  18. 
Jahrhunderts  die  Bevölkerung  des  Herzog- 
tums auf  ca.  400  000  Einwohner  bestimmen. 
Genua  endlich  hatte  im  Jahre  1797  eine 
Bevölkenmg  von  603459  Einwohnern,  also 
ungefähr  2^  2  mal  soviel  als  am  Anfange  des 

16.  Jahrhunderts. 
Für  das  Gebiet  des  heutigen  Königreiclis 

Italien  lässt  sich  danach  die  Bevölkerung  in  der 
2.  HlUfte  des  16.  Jahrhunderts  auf  unigeföhr 
11  Millionen,  d.  i.  40  auf  das  Quadratkilo- 
meter  annehmen.  Ungeföhr  ebenso  stark 
war  aber  die  Bevölkerung  des  heutigen  Ita- 
lien am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts.  Von 
da  an  erst  beginnt  die  aufsteigende  Be- 
wegung, welche  noch  jetzt  andauOTt:  1770 
betrug  die  Einwohnerzahl  etwa  16,5MiUionen, 
im  Jahre  1800  war  sie  auf  etwas  über  17 
Millionen  gestiegen. 

Auch  für  die  Bevölkenmgszahlen  der 
grossen  Städte  bieten  die  italienischen  Quellen 
manche,  wenngleich  nicht  immer  sichere 
Kunde,  Mailand,  während  des  ganzen  Mittel- 
alters eine  der  bedeutend^ten  Städte  Italiens, 
hatte  in  seiner  Blütezeit  bis  zum  Anfange  des 

17.  Jahrhunderts  jedenfalls  eine  starke  Be- 
völkerung, welche  für  die  zweite  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  auf  85000  Einwohner  ge- 
schätzt wird.  Venedig,  das  im  Jahre  1424 
190  (K)0  Einwohner  g^iabt  haben  soll,  ging 
im  16.  Jahrhundert  auf  150  0(XI  zurück  und 

I  zählte  auch  am  Ende  der  Republik  nicht 
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mehr  Einwohner.  Palermo,  das  angeblich 
den  Höhepunkt  seiner  Bevölkerung  {^u 
Million)  nm  die  Mitte  des  11.  Jahrhmiderts 
^^eh^t  haben  soll,  ist  jedenblls  schon  wäh- 
itnil  des  späteren  Mittelalters  stark  zurück- 
(Kgangen.  Um  die  Zeit  der  grossen  Pest 
mn  1349  werden  117  000  Einwohner  ge- 
rpchnet;  gegeh  Ende  des  Mittelalters  110000 
Finwohner,  und  erst  seit  der  Mitte  des  16, 
Jahrhunderts  beginnt  die  Bevölkerungszahl 
der  Stadt  wieder  zu  wachsen.  In  Florenz 
fanden  sich  1351  10878  fuochi,  also  eine 
Bevölkerung  von  ca.  50000  Einwohnern,  im 
Jahre  1427  sind  37225,  im  Jahre  1470 
4u3'23  Einwohner  berechnet  Genua  ist 
für  das  15.  Jahrhundert  auf  80000  Ein- 
wohner geschätzt  worden.  Wieweit  diese 
Zahlen  cte  Wirklichkeit  übertreiben,  lässt 
ädi  bä  dem  Mangel  genauerer  Unter- 
.-udiuogen  Über  die  Lebensbedingungen  der 
«iozelnen  grossen  Städte  nicht  angeben. 
£jngebende  ForBchungen  hat  neuestens  Sal- 
räoi  über  Bol(^;iia  angestellt;  die  Bevölke- 
rung der  Stadt  ist  luuuch  fOr  1371  auf 
;i20Ö0  Einwohner  angenommen;  im  Jahre 
iri67  erreichte  sie  für  lange  Zeit  den  Höhe- 
punkt mit  72000  Einwohnern^  sank  dann 
mit  goingen  Unterbrechungen  bis  zum  Jfalire 
lüSl  auf  46747  ISnwohafflr  und  ist  erst  im 
Jahre  1831  wieder  auf  dea  Stand  des  Jahres 
1Ü87  gekommen. 

üine  Yer^iochung  der  Zärnrohnerzalil 
der  10  wichti£6tea  Sttdte,  wie  eie  für  das 
1^.,  17.  und  18.  Jahrhundert  bcoiechnet  sind, 
entbSlt  die  folgende  Zusammenstellung: 


16.Jahrh.  17.Jahrli. 

Sfipel  1547, 1688, 

1^  212203  186769 

Palenno  1591, 

1690.  1795  123641  139960 
Born  1600;  1700, 

VXß  109729  149447 

Venedig  1563, 

1642.  1766  165734  116754 
Xaüand  1542, 

c.  1600,  1773  57075  170000 
Turin  c.  1600, 

1631.  1770  16  ODO  36649 

Florenz  1562, 

1642,  1795  59  216  69749 

«Jenna  1538,  1788  49  ooo(?)  ? 
Bologna  1587, 

1631,  1791  73  000     46  747 

Vwona  1577, 

1620,1766  53380  49461 


18.  Jahrb. 

435  930 

200  162 

153004 

140256 

128  473 

81  848 

81  069 
77563 

71  ooo 

51693 


12.  Spanien  und  Portugal    In  der 

rT'inigchen  Eaiserzeit  war  Spanien  eine 
^■iübende  Provinz;  sind  auch  die  Mut- 
massungen  einheimischer  Schriftsteller  Uber 
'tie  starke  Berölkerung  kaum  haltbar,  da 
ja  noch  Marc  Aurel  mehrere  Kolonieen  in 
■^pnien  gründete,  so  wird  doch  von  Augiistus 
^■is  zu  den  Autoninen  eine  Verdoppelung  der 
Berölk^ung'  und  ein  Oesamtstand  von  9 


Millionen  zu  vermuten  sein.  Die  Periode 
der  Westgoten  führte  eine  starke  Entvölke- 
rung herbei,  die  allerdings  nicht  lange  vor- 
hielt; in  der  Zeit  der  Clialifen  vermehrte 
sich  die  Bevölkerung  "«ieder  erheblich.  Eine 
Herdzählung  ei^b  1482  für  Castilien  1,5 
Millionen  vednos  oder  (ä  5  Personen)  7,5 
Millionen  Einwohner;  1495  in  Aragon  50391 
vecinos ;  werden  die  übrigen  Provinzen  ^eich 
eingeschätzt,  so  berechnet  sich  für  das  Ende 
des  Mittelalters  eine  Bevölkerung  von  ca.  11 
Millionen.  Im  16.,  noch  mehr  aber  im  17. 
Jahrhimd^  ist  die  Bevölkerung  ausser- 
OTdentlich  zurückgegangen.  1575  veran- 
lasste König  Philipp  II.  eine  Zählung  der 
Familien  und  der  von  ihnen  bewerten 
Feuerstellen,  woraus  eine  Bevölkerung  von 
6,75  Millionen  Einwohnern  berechnet  worden 
ist  Sevilla  hatte  1662  nur  noch  den  vierten 
Teil  der  Bevölkerung,  die  es  hundert 
Jahre  frDher  besessen  natte ;  Madrid  zählte 
am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  150000  Ein- 
wohner g^n  400000  am  Anfange  dieses 
Jahrhunderts.  Yon  den  Landschaften  wurde 
Castilien  am  meisten  entvölkert;  es  ring 
1492—1723  (ohne  Granada)  von  7,5  auf  3,5 
^Unionen  Einwohner  herab,  während  Aragon 
Und  Katalonien  in  derselben  Zeit  etwas  zu- 
senonunen  haben.  Als  Hauptursachen  dieser 
Entvölkerung  erscheinen  die  Entdeckung  der 
neuen  Welt,  Damiederliegen  des  Gewerbes, 
Vertceibiing  der  Juden  (deren  Anzahl  für 
das  Ende  des  13.  Jahrhundert  auf  fast  900  000 
berechnet  wurde}  und  MoiidEen,  drückende 
Steueret  und  infolge  davon  starke  Aus- 
wanderung ;  aber  no^  mehr  wachsende  Ar^ 
mut,  Vermindemng  der  iSioi,  schlechte  Ei> 
nährung,  grosse  Kindersterblichkeit,  Pest 
und  innere  Unruhen.  Im  18.  Jahiiiundert 
wurde  die  Bevölkerung  zweimal  erhoben; 
1723  ergaben  sich  7  625000  und  1768 
9  307  803  Bewohner.  Aber  erst  im  Jahre 
1787  wurde  eine  wirkliche  Volkszählung 
vorgenommen,  welche  eine  BeTölkerung  von 
10268150  Einwohnern  ergab. 

Für  Portugal  liegen  mu-  Daten  aus 
dem  18.  Jahrhundert  vor;  1732  wurden 
2298  500  Einwohner,  1776  3352400  Ein- 
wohner und  1801  3421800  Einwohner  kon- 
statiert. 

13.  Polen.^)  Die  sichere  Geselchte  Polens 
beginnt  im  10.  Jahrhundert.  Alle  Angaben 
stimmen  darin  überein,  dass  das  Land  ent- 
weder sumpfig  oder  mit  dichten  Wäldern 
bedeckt,  jedenfsdls  sehr  dünn  bevölkert  war. 
Mit  dem  Christentum  und  der  höheren 
Civilisation  ■wuchs  auch  die  Bevölkerung  bis 
zum  13.  Jahrhundert,  wo  der  Einfall  der 
Tataren  im  Jahre  1240  eine  grosse  Yer- 


*)  Dieser  AbKhnitt  wurde  von  Professor 
Kleczynski  in  Krakau  freundlichst  xur  Verfü- 
gung gestellt 
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-wflstuDg  des  ganzen  Landes  herbeifObrte. 
Solohe  EmfiUle  und  verschiedene  Kriege 
haben  sich  wiederholt  und  haben  das  Wacl^ 
tum  der  Bevölkerung  in  den  folgenden  Jahr- 
hunderten aufgehalten.  Die  Tataren  haben 
besonders  grossen  Schaden  mit  sich  ge- 
bracht, denn  sie  brannten  die  Städte  und 
Dörfer,  rotteten  die  männliche  Bevölkerung 
aus  und  schleppten  Tausende  von  Sklaven, 
besonders  Weiber,  mit  sich,  so  dass  nach 
jedem  Einfall  grosse  Oeden  entstanden  sind. 
Zur  Sanierung  dieser  Verwüstungen  hat 
man  Kolonisten  aus  Deutschland  herbei- 
geholt, und  um  die  deutsche  Bevölkerung 
zur  Ansiedelung  anzuregen,  hat  man  ihr  <üe 
Ausübung  des  deutsehen  Rechtes  zuerkannt. 
Seit  dem  13.  Jahrhundert  beginnt  in  Polen 
die  Gründung  von  neuen  Dörfern  nach 
deutschem  Rechte,  und  es  wurden  die 
deutschen  städtischen  Einrichtungen  auch 
auf  die  Dorfverfassimg  angewendet.  Später 
hat  man  auch  den  polnischen  Dörfern 
deutsches  Recht,  d.  h.  die  Selbstverwaltung 
eingeräumt  Diese  Einrichtungen  waren  der 
Entwickelim^  der  Bevölkerung  sehr  günstig 
und  die  Union  mit  Litauen  am  Ende  des 
14.  Jahrhunderts  mit  der  Hebung  der  Staats- 
macht und  der  Sicherheit  hat  auch  die 
Förderung  der  Kultur  und  der  Bevölkerung 
im  15.  und  16.  Jahihundert  herbeigeführt. 
Seit  der  3ütte  des  17.  Jahrhunderts  haben 
die  grossen  inneren  und  Ausseien  Kriege 
mit  Schweden.  Bassen,  TOrlmD,  Tataren, 
Siebenbfir^n  das  Land  in  der  Weise  ver- 
wüstet, wie  es  in  Deutschland  der  ^jährige 
Krieg  gethan  hat,  so  dass  die  Berfilkemng 
am  Ende  des  17.  Jahriiunderts  den  tie&ten 
Stand  erreichte.  Im  18.  Jahriiundert  ist  die 
Bevölkerung  nicht  schnell  gewachsen,  aber 
der  lange  IViede  während  der  Regierung 
Augusts  des  III.  und  die  Anstrengungen  zur 
Entwickelung  des  Landes  nach  der  ersten 
Teilung  haben  auch  die  Bevölkertmg  ge- 
hoben. 

Diese  Bevölkerungsgeschichte  kann  nicht 
immer  mit  Zahlen  bewiesen  werden ,  weil 
vor  der  ersten  Teilung  Polens  keine  eigent- 
lichen Volkszählungen  vorgenommen  waren. 
Polen  war  aber  ein  freies  Land,  sein  Leben 
war  öffentlich,  besonders  im  Steuerwesen, 
und  es  sind  manche  statistische  Angaben 
über  die  Steuern  vorhanden,  welche  auch  für 
die  Bevölkerungsbestimmung  benützt  werden 
können.  So  haben  wir  aus  dem  16.  Jalir- 
hundert  eine  ganze  Henge  verschiedener 
Ausweise  über  Grundeigentümer,  deren  Be- 
sitzfläche, Unterthaneii  und  andere  Dorf- 
einwohner und  auch  über  die  Steuer  in  den 
Städten.  Diese  Mateiialien  sind  besonders 
ergiebig  mid  zuverlässig  aus  der  Zeit  der 
Regierung  von  Stephan  ßatory  —  und  diese 
Daten  hat  der  unl^igst  verschiedene  Professor 
der  Warschauer  Universität  Pawidski  und  | 


H.  V,  Jablonowski  zur  Berechnung  der  Be- 
völkerung Polens  am  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts benutzt.  Ihre  Schätzungen  sind 
für  grössere  Gebietsteile  durchgeführt  und 
haben  folgende  Resultate  geliefert: 

Dorfber.  st&dt.  Bev.  zusammen  j 

GroBspolenV  678  320  1 70  7»  849  040 
Eleiniwlen')  510000  173000  6S3000 
Hasovien*)    5*5627        63816  5S9443 

Kl.-Rathen.*)  530360  4^6435  93679; 

Zusammen  2  334  307       823  971  3  05S  27S 

Die  Angaben  über  Podiasien  und  Both- 
ruthenien  (Ostgalizien)  sind  noch  nicht  ver 
öffentlicht  worden.  Die  Daten  über  Grli- 
Litauen  und  Preussen  sind  nicht  vorgefunden. 
weil  diese  Provinzen  besondere  Autonomie 
besassen.  Das  schon  berechnete  Gebiet 
bildet  aber  einen  grossen  Teil  der  polnischei] 
Republik.  Die  Kritik  wirft  den  Berechnungen 
vor,  dass  die  Bevölkerung  zu  niedrig  ge- 
schätzt wurde,  und  wirklich  scheint  die 
städtische  Bevölkerung  zu  klein  angaben 
worden  zu  sein,  wenn  auch  die  Einwohner- 
zahl der  deutschen  Städte  im  16.  J^- 
hundert  nach  neueren  Angaben  viel  nied- 
riger erscheint,  t^s  man  früher  dachte. 

Im  17.  Jahrhundert  war  in  Polen  eine 
allgemeine  Kopfsteuer  eingeführt,  welcher 
jeder  Einwohner,  audi  der  Gei^liche  noi 
der  Adelig  über  10  Jahre  unterworfen 
wurde.  Die  Steuer  wurde  auf  Gnmd  der 
Zählungen  erhoben.  Die  Zählungen  waren 
in  den  Jahren  1662,  1673,  1674  und 
1676  vorgenommoi  und  mit  Eid  für  jeden 
Ort  bekräftigt  Diese  Zählungen  haben  sich 
meistenteils  erhalten.  Prof.  ^widski  hat 
die  Bevölkerung  Kleinpolens  nach  densdben 
berechnet,  una  jetzt  sollen  die  Daten  zur 
allgemeinen  Bearbeitung  gelangen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts sind  verschiedene  Zählui^en  vor- 
genommen woi"den ,  zunächst  eine  Juden- 
zählun^  im  Jähre  1765  und  zwar  aller 
über  em  Jahr  alten  Juden.  Es  sind  aber 
in  manchen  Orten  auch  die  kleineu  Kin- 
der gezählt,  so  dass  auch  die  einjährigen 
teilweise  berechnet  worden  sind,  und  daoacli 
kann  die  ganze  jüdische  Bevölkerung  bestimmt 
werden.  Die  Judenzahl  wird  auf  G'JOik'" 
Köpfe  berechnet,  und  weil  die  Juden  mit 
grosser  Wahrscheinlichkeit  etwas  Ober  den 
20.  Teil  der  Bevölkerung  ausmachten,  so  h'- 
die  ganze  Bevölkenmg  Polens  vor  der  ersten 


^)  7  Wojwodschafteu  —  ietrt  meistenteils 
das  Grhth.  Posen  und  ein  Teil  vom  EOnieTeich 

Polen. 

^)  3  Wojwodschafteu:  Krakan,  Sandomir.  ! 

Labliu. 

')  3  Wojwodschaften,  ein  grouer  TeÜ  des  | 
jetzigen  Königreichs  Polen. 

*)  4  Woiwodschaften.  Bei  den  Stidten  süi-i 
auch  die  nan^^nden  Dörfer  berechnet. 
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Teilung  auf  12  Müliouen  zu  bestimmeii, 
was  der  Angabe  bei  Süssmilch  entspricht. 

Nach  der  ersten  Teilung  sind  die  städti- 
schen Yerbaltnkse  untersucht  worden  und 
deren  Ergebnisse  teilweise  im  16.  Bande 
von  Büsdiings  Magazin  yeröffentlicht  wor- 
den. Es  haben  auch  die  Bischöfe  in  ihren 
Diöcesen  die  Bevölkerung  zählen  lassen,  mit 
Unterscheidung  der  kaüiolischen ,  anderen 
christlichen  und  jüdischen  Bevölkerung. 
Eine  solche  Zählung  der  Krakauer  Diöcese 
vom  Jahre  1787,  welche  fetst  das  ganze 
Kleiupolen  umfasste,  ist  ortsweise  von  der 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Krakau 
publiziert  wcöden. 

Im  Jahre  1789  hat  der  Abgeordnete 
Mb&zyn&ld  die  Bevölkerung  Fol«is  nadi  der 
Häuserzahl  berechnet,  indran  er  für  jedes 
Haus  6  Personen  annahm.  Auf  sone  Ver- 
anlassung ist  noch  in  demselben  Jahre  eine 
allgemeine  Zählung  durchgeführt  worden, 
deren  Ergebnisse  er  zur  zweiten  Ausgabe 
seiner  Bevölkerungstabelle  benutzte.  In  den 
Jahren  1790  und  1791  wurden  wieder  be- 
sondere Zählungen  mit  Unterscheidung  des 
Geschlechtes  und  mit  Angabe  des  Alters 
und  der  Beschäftigimg  vorgenommen.  Die 
Ergebnisse  sind  bis  jetzt  nur  teilweise  auf- 
gefunden worden.  Nach  Moszynski  betrug 
1790  die  Bevölkenmg  von 

Orosspolen  rmd  MaMvien   i  538  757  Einwohner 
£leinpoI«i  und  Bnthenien  3  77S  010  „ 
Grh.  Litauen  2344020  „ 

Ganz  Polen  7  660  7S7  Emwohner 

Von  grösseren  Städten  hatten  1787  "War- 
schau mit  Praga  96143  Einwohner,  Krakau 
23591  Einwohner  und  Lublin  8550  Ein- 
wohner. 

Iittteratar :  a)  Allgt  meinet.  V.  Jnama- 
Sttmegg,  Die  Quellen  der  historiseken  BevÖl- 
kentngsitatigtik  (SUUiat.  Monatetchrifl  XII).  — 
DeraeUte,  Die  Enlwickelung  der  Bevölkerung 
Europas  teil  1000  Jakren  (Bericht  über  den 
VIT.  inL  Xongresa  für  Hygiene  viad  Demo- 
graphie 1887.  $5.  ff^).  —  ROmelin  in 
ScfüinbergB  Handbuch  der  polit.  Oekon.,  8. 
Ävß.  I.  S.  7S.i.  —  IHetertei,  Die  VermehruTtg 
der  Bftnlkerung  von  Europa  seit  der  Mitte  dea 
17.  Jahrh.  (Abk.  der  k.  Akademie  der  Wissen- 
sekafien  SU  Berlin  ISSO). 

b)  Einzelne  Länder  und  Städte. 
Süssmilch,  Götilic/ie  Ordnung  (MortaiitäU- 
ta/elnj,  1742,  4.  Auß.  1775.  —  Mone,  Quelien- 
aamaUung  J,  III.  Bd,  Zeitschr.  f.  Geaeh,  des 
(Xierrheint,  Bd.  IS—SO.  {ZerttrenU  MaUrialiea.) 
—  Sehimoller,  Täbinger  Zeüachr.  J.  Staaiew. 
S7.  Bd.  1871.  —  LamprecM,  De^eUa  Win- 
»ckaftsleben ,  I,  1.  —  V.  lnama~Stemegg, 
Deutsche  Wirtackaßsgeschichte,  I — III  (Allgemeine 
Getieklspunkte).  —  Derselbe,  Die  volkawirtsck. 
Folgen  des  SOjäkr.  Kriege«.  (Raumers  kistor. 
Taschenbuck)  IS64.  —  IHeterici,  MUteilungen 
de»  k.  preuas.  Statist.  Bureaus,  III,  IV.  1850, 
1861.  —  Schmoller,  Studien  zur  preuas.  Wirt-  \ 

HandwSrterboob  der  StMtiwlneiiMAafteii.  Zweit* 


schaftspalüik  II.  Serie  1887  (Jakrb.  XI,  l).  — 
Memminger ,  Württembergische  Jahrbücher, 
I847.  —  W.  TrOltach,  Die  Calwer  Zenghand- 
lungshmpagme  1897  (Ejteurt  III:  z.  (ülwliri- 
tambergitehea  BeviUkerungstlatistii).  —  Fabri- 
<Au9f  Beiträge  t.  I^tiatik  des  Oroaslurtogtumt 
Beasen,  HI,  1864.  —  Gindel^,  Denksehriflen 
des  k.  Akademie  der  Wiss.  Phil.  hist.  Cl.,  18. 
Bd.  1869.  —  Wolf,  Geschichtliche  Bilder  aus 
Oesterreich,  I,  1873.  —  O^Mert,  Sitzungsbe- 
richte der  k.  Akademie  der  Wits.  1855.  —  J. 
Jastrow,  Die  Volkszahl  deutscher  Städte  zu 
Ende  des  Mittelalters  und  zu  Beginn  der  Neu- 
zeit. (Historische  Untersuchungen,  htgg.  von  J. 
Jastrow,  I)  1886.  —  C  BiUXier,  FranJ^uH 
1886.  —  K.  Th.  Eheberg,  Strassburg  (Jahrb. 
f.  Not.  u.  Slot.,  An  F,  7,  8)  ISSSff.  —  a  MegO, 
Mami,  NVkniberg.  (Chroniken  d.  deutsehen  Slädtt). 
~  A,  Kirchhof,  Er/uH  (MiU.  J.  d.  Gesch.  v.  E. 
5).  —  Paaache,  Boatoek  (Jahrb.  f-  Not.  u.  i^., 
JV.  F.  5)  1888.  —  O.  Richter,  Dresden  (Neues 
Archiv  f.  aäehs.  Gesch.)  II.  Meissen  (Mitt.  d.  V. 
f.  Gesch.d.  Stadt  M.  I.)  188£.  —  6.  Ktuipp, 
Leipzig  (MiU.  des  Statist.  Bur.  6.  Heft  1872) 
seit  1595  über  Bewegung  der  Bevölkerung; 
erste  KonaumcntenzäMung  1799.  —  Oesterreichi- 
sehes  Slädtebuch  I—IU  1887 ff.  und  die  darin 
erwähnte  lokale  Litteratw.  —  J*.  H.  Water, 
Betrachtungen  über  die  Ziiriehar  Wohnhäuser 
1778.  —  SchMxcrg  BHefweehael,  Heft  Si  (Mit- 
Uilungen  von  Waaer).  —  Uailer,  J.  H.  Waser 
(Züricher  Jahrbuch)  1877.  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Statistik  1867,  S.  X25  (Diagramm  der  Bevölkerung 
des  XantoTia  Zürich  seit  1467).  —  8.  Daczyn»- 
ka,  Zürieks  Bevölkerung  im  17.  Jahrh.  (Zeitschr. 
1889).  —  Seh&nberg,  Finanzverhältnisse  von 
Basel  im  14.  und  15.  Jahrh.  1879.  —  Der- 
selbe, Basels  BevÖtkemngszahl  im  15.  Jahrh. 
(Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.,  N.  F.  VI.  1888).  —  J. 
laeltn,  Ceber  die  Abnahme  der  Bevölkerung  in 
Basel,  1760.  —  Maltet,  Recherchea  hiatoriques  et 
statiatiques  sur  la  population  de  Genh'e  (1549  bia 
18SS)  in  Annales  d'hygiine  publique,  voL  17. 
Paris  1887.  —  Dunant,  Reckerchea  aur  le  mou- 
vement  de  la  population  de  la  viüe  de  Geneve 
(ZUekr.  1876).  —  Muret,  Ueber  die  Bevölke- 
rung dea  Kantons  Waadt  (Ztschr.  1888,  I).  — 
GutUaume,  Recherchea  aur  le  mouvement  de 
la  population  dana  le  canton  de  Ne^fchatel 
(Ztaehr.  1876). 

Gregory  King,  PoUtieai  ConduaUma.  — 
Topham,  Arehaeologia  VII.  —  Amyot  und 
Binde  ib.  XX.  —  Maeaulag,  Hist.  Rattam, 
middle  Agea  III.  —  Rogers  six  eenturiea.  — 
Derselbe,  economic  interpretation  of  history.  — 
Reiche  Litteratur  über  die  Bev.  englischer  Städte 
im  MiUelaller  bei  Ch.  Gross  Güd  Merchants  I, 
78.  —  Für  das  Domesday  Ellis  introduction, 
La/ppenberg,  Gesch.  von  England,  —  Tur- 
ner,  history  of  the  Anglo'Saxons.  —  Seebohm, 
English  viüage  eommuniig,  deutsch  von  Bunsen. 
Eine  befriedigende  «tofütucAe  BearheH»mg  des- 
selben  fehlt  noch. 

Velechow,  Gm  Folkemaengden  i  Danmtark  i 
del  18.  Aarhundrede  HUt.   Tidaskrift  IV,  I84S. 

—  Dahlmann,  Dänische  Geschichte  III,  I84S. 

—  Falbe  Hansen  und  Scharling,  Demmarka 
Statistik  I,  1885.  —  Jfoh.  Steenstrup,  Indien- 
ding i  Normannertiden,  1876.  —  tToh.  Hatn- 
m^erieh,  Bidrag  til  Belysning  af  den  darukts 
Statt  Folkemaengde  m.  v.  i.  Midien  af  det  17de 
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Aarh.  (Hvit.  Tidttkrift  g.  Raekke  II),  —  Joh. 
Grundtvig,  to  Beregninger  over  Danmarkt 
FoUcemaengde  kenholdavit  i  I64S  og  1660  (Med- 
delelter  fra  BnUenkammtret  for  187t  og  1877). 

—  D.  SehÜfer,  Di*  SantatädU  und  K^ig 
Waldemar  von  Dänemark,  1879.  —  M.  jRubtn-f 
Sidrag  Hl  JQSbenhavna  BefolkningitUUisiik  i 
16S0—17S0.  (Hi»t.  Tidaskrift  S.  Raekkc  III)  1882. 
Dazu  Jahrb.  f.  ^at.  u.  Stai.,  N.  F.  XI.  S.  IS4.  — 
Forasel,  iitatütik  von  Schweden  18SS.  —  tf. 
JE.  Sara,  tü  Oblysning  om  Folkemaengdeng  Be- 
voelgelte  i  Norgefra  det  18.  til  dct  17.  Aarhundrede. 
(NortlK  hüt.  Tidatkrifi.  S,  Raekkt  III,  1881). 

Zievaaseur,  La  population  fran^aiee,  I.  — 
HUtoire  de  la  population  avant  1789.  Paris 
1889.  —  Ihtreau  de  la  Malle,  Memoire  eur 
la  population  de  la  France  au  i^*"*  tiide  (Jfem. 
de  l'Aeademie  dee  Intcriptioni  XIV.  t.)  I845. 

—  Saugrin,  denomhrement  du  rojfaume  de 
Fhinee,  1709.  —  MoKean,  Recherche*  et  con- 
eidhtUiona  tvr  la  popidation  de  France,  1778. 

—  Messance,  Recherche»  »ur  la  population  de» 
generalite»  d'Auvergne,  de  Lyon,  de  Sown  et 
de  qvelgue»  autret  viües  du  royaume  ai'ec  de» 
refiexiont  »ur  le  raleur  du  bU,  tant  en  France 
qu'en  Angteterre  dipui»  1674  juequ'en  1764, 
2766.  —  ScuvelU»  recher  che»  «ur  la  population 
de  la  Fran^  avee  det  remarques  mr  divert  ob- 
jectt  d'administratUm,  17S8  (Bewegvng  der  Be- 
völkerung). . —  .V.  Baudrttlat^,  La  population 
de  la  fiance  au  XVIII"*'  »iecle  (Journal  de» 
tconomistei)  1885.  —  M.  A.  Boisliale,  Le  hud- 
gel  et  la  population  de  la  fVance  toti»  Philippe 
de  Valoi»  (Annuaire-Bulletin  de  la  Soc.  de 
l'hittoire  d.  Fr.)  1875.  —  A.  de  Ctlleuls,  la 
population  de  lYance  avant  1789,  1885.  — 
Avtterdem  eine  Seihe  von  Monograpkieen  in  den 
PuhHkaÜonen  der  ^eoU  de»  ehartei  und  der  de- 
partementalen  kiatoritchen  Vereine.  Allgemeine 
Geiiehttpunkte  tehon  in  Froumenteau  teeret  de» 
financea  1581.  —  Vauban,  Dixi*  royal  (nach 
den  Memoire»  de*  intendantg)  Montesquieu 
Etprit  det  loia  XXIII.  —  Voltaire  im  Diction- 
naire  philotophique  irnd  E»»ai  »ur  le»  moeur». 
-—  A,  Gutllard,  Clement»  de  itatiatigue  hu- 
maine  ou  dämographie  comparee.  Die  Litteratur 
tat  voü»täiidig  angegeben  bei  Leva*»eur. 

Baron,  de  Re^emherg,  aur  la  atatielique 
andetme  de  la  Beigigue.  Ifoureaux  Memoire* 
de  l'AeadSmie  royalc  de  Bruxellet  IX,  188S.  — 
J.  K  Willems,  Mengelingen.  —  Sehayes, 
Mettager  dea  »eience*  et  de»  arta  de  la  Belgi^e. 

Cibrarlo,  della  economia  poliiica  del  medio 
eio  III  S  ed.  I84S,  p.  73 ff.  —  Giul.  Beloch, 
una  Tiworü  Storia  della  popotazione  d'Italia 
(Xuova  Äntologia  S.  «er,,  U.  vol.)  p,  48ff.  — 
Derselbe,  La  popolaxione  d'Italia  nei  »eeoli 
16,  17  u.  18  (Bulletin  de  l'In»titut  international 
de  ataüttique  III,  S.  1888J.  —  LastH,  Richer- 
che  luü'  antiea  e  modema  popolazione  della 
ciää  di  FircTize  1775.  —  Salvioni,  La  popo- 
latione  di  Bolcgrta  nel.  tec.  XVII  (Atti  della 
dep.  di  storia  per  Romagna  III.  *'cr.  Vol.  VIII. 
Faxe.  I—III)  1890.  —  Fr.  Magglore-rerni, 
La  popolazione  di  Sicilia  e  di  Palervio  dal  10. 
al  17.  sec.  189S.  —  J.  Beloch,  Das  Vn-hiUlnia 
der  Geachlechter  in  Italien  seit  dem  IG.  Jahrh. 
(Jahrb.  f.  IS'at.  u.  Stat.,  3.  Folge,  16.  Band). 

Goury  de  Boslan.  essai  »ur  l'hiatoire  eco- 
nomique  de  t'Etpagne  1888.  —  Wirminghaus, 
«panieehe  Merlmntilitlen,  1886.  —  tT.  Jung, 


Römitche  Landtcheiften.  —  Wietersheim,  ViH' 
kerwanderwng.  —  GetehicMaquelUn,  herauag»' 
geben  in  Waradtau,  Bände  XII  bi*  XVI  von 
Prof.  ravoiiimki,  XIX  bU  XXII  von  JoNo- 
n&wskL  —  Korten,  DU  innere  Geaehiehte 
der  RrgieruTig  det  Stanislan*  Anguatut.  Der 
I.  Band  itt  der  Fläche,  polititchen  Einteilung 
und  BerSlkerangt/rage  gewidmet.  Sehr  lehr- 
reich, jedoch  nicht  ohne  meihodiache  Mängel.  — 
Prof.  Dr.  KleegynsM,  Die  polni»chen  Volk*- 
Zählungen.  —  Derselbe,  Die  polnische  allge- 
meine Kopfsteuer.  —  Derselbe,  Die  Bevölkerung 
der  Krakatier  DiGce»e  nach  der  Zählung  1787. 
—  Klecsynski  und  Klucegeki,  Die  Juden- 
aähhtng  1765.  V,  Inaima. 


HL  Die  BeTolkerniig:  des  Altertams. 

1.  Statistische  ErhebnngeB  im  Altertum. 
2.  Die  historische  tieberliefenuig.  Neuere  Dar- 
stellungen. 3.  Emittelung  der  Yolkszahl  aas 
den  Angaben  Uber  die  erwachsene  mäimliche 
oder  wehrpflichtige  Bevitlkerung.  4.  Die  Skla- 
Tenzahl.  6.  BeTÖlkenmgBansätze.  Der  Orient. 
6.  Griechenland.  7.  Itdien.  8.  Der  BUrger- 
censoB  der  Eaiserceit  9.  Der  ProTinzialcensas. 

10.  GeaamtbeTÖlkerung  des  römischen  Beichs. 

11.  Bevölkerung  der  Stadt  Rom. 

1.  StatiatiBche  Erhebnn^n  im  Alter- 
tnm.  Alle  statistischen  Aufnahmea  der  Be- 
völkerung erwachsen  aus  dem,  Bedürfnis,  die 
militärische  und  die  pekuniäre  Leistungs- 
fähigkeit eines  Staates,  seine  Wehrkraft  und 
seine  Steuerkn^  zu  ermitteln  und  die 
Grundlage  für  eine  gerechte  und  zweck- 
mässige Verteütm^  me^  Lasten  zu  ge- 
winnen. Bei  primitiven  soziden  Zuständen 
und  in  engbe^renzten  Staaten  lassen  sieb 
diese  Yerh^tmsse  leicht  übersehen  und  ab- 
schätzen ;  die  Fortentwickelimg  der  Kultur 
macht  BtaatUche  Eriiebun^n  n&tig.  Vor 
allem  über  die  waffenfähige  und  dienst- 
pflichtige Manns<äiaft  musste  Buch  geführt 
werden.  So  wissen  wir,  dass  König  David 
nach  Begründung  des  israelitischen  Ein- 
heitsstaates eine  allgemeine  Zählung  der 
kriegspflichtigen  Männer  vornehmen  Hess 
(Samuel  II,  24  —  die  angegebenen  Zahlen 
sind  masslos  übertrieben).  In  Athen  wurden 
die  dienstpflichtig  werdenden  jungen  Leute 
alljAhrlich  verzeidmet  ^) ;  aus  diesen  Muster- 


')  Die  von  den  Phratrien  geführten  Geborts- 
ÜBten  und  die  Bürgerlisten  der  Demen  berühre 
ich  hier  nicht,  da  sie  zu  statistisdien  Zwecken 
unbrauchbar  waren  imd  anch  nie  dazu  verwertet 

worden  sind.  Aehnlicbe  Listen  gab  es  audi 
sonst  in  griechischen  und  nichtgriechischen  Ge- 
meinden. Vereinzelt  finden  sich  Geburtsregister, 
in  denen  der  Geburtstag  und  der  Xame  der 
Eltern  aufgeführt  waren,  so  auf  den  Inseln 
Kos  und  Melos  (Corp.  inscr.  graec.  II  2439  b  = 
Inscr.  ^aec.  Insul.  III  1226)  und  in  Oea  in 
Nordafnka.  —  Vgl.  im  allgemeinen  W.  Levison, 
Die  Beurkundung  des  Civustandes  im  Altertum 


Digilized  by  Google 


BerOlkenmgBweseu  (Berölkerungsbev^ng,  Altertum)  675 


rollen  setzte  sich  der  xntaXoyos  der  Hopliten 
oad  Bitter  zueammen,  in  dem  auch  die  Ab- 
änee  verzeichnet  wurden  —  daher  kann 
Thukydides  III,  87  angeben,  dase  die  Pest 
io  Athen  4400  Hophten,  300  Ritter  wegge- 
tafft  habe;  »von  der  übrigen  Menge  l&SBt 
sich  die  Zahl  nicht  feststellen«.  Aehnhche 
Stammrolleu  worden  wohl  in  den  meisten 
aoderen  griechischen  Staaten  geführt 

Stenerpflicht  und  Dienstpmcht  gehören 
niEprfinglich  zusammen.  Nur  wer  Yer- 
m^n  besitzt  und  sich  selbst  ausrüsten 
kann,  hat  das  Becht  und  die  Pflicht  (im 
offenen  Felde  oder,  als  Jüngjing  sowie  im 
hrJieren  Alter,  in  der  Reserve),  iflr  die  Hei- 
mat ZQ  kfimpfen,  so  lange  seine  Krftfte  es 
ihm  mSgüch  machen ;  dieser  Ornndaats  gilt 
fTir  Inael  nidit  minder  wie  für  HeUas  und 
Rom.  Die  Stammrolle  umfaset  daher  nur 
besitzenden  Büi^r  im  Alter  tou  18 
(Athen)  oder  17  (Rom)  bis  60  Jahren.  Für 
die  Steuererhebung  musste  man  natürlich 
veiter  greifen  und  auch  die  Yermögen  her- 
anziehen ,  deren  Träger  entweder  zum 
Waffendienst  zu  alt  oder  Kinder  oder 
Witwen  (die  orbi  orbae<iue  oder  pupilh  pu- 
pillae et  Tiduae  des  römischen  Census) 
waren.  Wo  wie  in  Athen  unter  der  soloni- 
schen  Ver&ssung  und  in  Rom  die  bürger- 
lichen Rechte  nach  dem  Yermögen  abgestuft 
waren,  war  es  imi  so  nötiger,  hierüber  genaue 
Erhebungen  vorzunehmen.  Wie  es  scheint, 
hat  man  dieselben  aber  in  Griechenland 
(ebenso  wie  bei  uns)  überall  den  letalen 
<}iganen  überlassen  und  keine  allgemeine 
staatliche  Steuer-  und  Büi^erhste  geführt, 
wahrend  diese  in  Rom  bekanntüch  seit 
der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  alle  5  Jahre 
von  staatlichen  Beamten,  den  Censoren,  auf- 
gestellt wird.  In  Rom  gab  es  daher  ein 
offizielles  Verzeichnis  sämtlicher  erwachse- 
nen Bürger  einschliesslich  der  Vermögens- 
losen und  eine  staatlich  genau  ermittelte 
Bür^rzahl,  in  Oriechenland  nicht.  Auch 
als  in  Athen  im  Jahre  377  die  Steuerver- 
haltoisge  neu  geordnet  und  dabei  eine  ail- 
gemeine  FSnsehStzung  des  gesamten  Volks- 
Termögens  voi^nommen  wurde  —  der  Ge- 
^tbetrag  behef  sich  auf  n^ezu  5750  Ta- 
lente [etwa  31  Mill.  M.]  i)  —  hat  man  den 
BeTölkerungsstand  zu  ermitteln  unterlassen. 
I>as  ist  exet  unter  Demetrios  von  Phaleron 
«317—307)  geschehen,  aber  wie  es  scheint 
weh  damals  nur  ffir  die  erwachsenen  MSoner 
(s.  unten).  Es  ist  wenig  wafarsdidnlich,  dass 

'Jalu'b.  des  Vereins  von  Altertnmafreunden  im 
ßheinland,  Heft  102.  1898). 

1)  Polyb.  n,  62,  Demosth.  14, 19.  Mit  Un- 
recht haben  die  neneren  Forscher  gemeint,  nur 
ein  Bmchteil  des  gesamten  TennC^ens  sei  ein- 
Keschätzt  (Boeckfa)  oder  es  sei  das  eingeschätzte 
Einkommen  gemeint  (Rodbertns) ;  s.  da^fegen 
Beloch  im  Hermes  XX,  237  ff.,  XXn  371  ff. 


man  in  anderen  ^echischen  Staaten  früher 
dazu  geschritten  ist. 

Wie  auf  allen  Gebieten  der  Forschung 
empfinden  wir  auch  hier ,  wie  viel  uns 
durch  den  UntergMg  fast  der  gesamten 
Litteratur  der  hellemstischen  Zeit  verloren 
ist.  Alexander  der  Grosse,  der  die  Strassen 
Asiens  und  die  Höhen  seiner  Bei^  ver- 
messen liess,  wird  auch  die  Bevölkerungs- 
verhältnisse  nicht  unberücksichtigt  gelassen 
haben,  und  in  der  That  ist  ims  aus  dem 
Werke  seines  BematiBten  (d.  i.  Feldmessers) 
Baiton  ^)  eine  Angabe  über  die  Bevölkerung 
Aegyptens  und  das  Areal  Thebens  erhalten. 
In  den  heUenieddschen  Staaten  haben  Auf- 
nahmen der  Bevölkerung  zweifeÜos  regel- 
massig stattgefonden ;  waren  dieselben  doch 
in  Aegypten  und  vermutlich  auch  in  ande- 
ren vorderaaatischen  Kulturstaaten  zu 
Zwecten  der  Venraltung  und  Besteuerung 
(namentiich  für  die  Eof^eueri  seit  alt^ 
üblich.  In  Alexandria  |e;ab  es  eine  Behörde, 
welche  »die  Verzeichnisse  der  Einwohner 
führte«  (Diodor  17,  52),  und  zwar  umfasste 
die  Aufnahme  die  gesamte  freie  Bevölke- 
rung, Männer,  Frauen  imd  Kinder.  Aehn- 
lich  war  es  im  übrigen  Aegypten ;  die  Vor- 
steher der  einzelnen  Hausstände  haben  dem 
»Schreiber«  des  Quartiers  ein  Verzeichnis 
der  Bewohner  ihres  Hauses  mit  genauen 
Angaben  über  Alter  und  Beruf  oder  Stand 
derselben  einzureichen.  Geburten  und  To- 
desfalle mussten  der  Staatsbehörde  ange- 
zeigt werden;  letzteres  geschah  sofort,  weil 
sonst  die  Steuer  für  den  Verstorbenen  hätte 
weiter  bezahlt  wei"den  müssen,  während 
man  Geburten  meist  erst  nach  Jahren  an- 
meldete, unter  den  Römern  oft  erst  beim 
nächsten  Provinzialcensus,  der  in  Aegypten 
alle  14  Jahre  stattfand.  Aus  römischer  Zeit 
sind  uns  derartige  Urkimdeu  aus  Aegypten 
mehrfach  erhalten.^)  Auch  über  den  in 
Aegypten  niemals  sehr  erheblichen  SUaven- 
bestand  kann  es  an  Aufnahmen  nicht  gefehlt 
haben.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
dieselbe  Einrichtung,  die  mit  unseren  Civil- 
standsregistem  vei^eichbar  ist,  in  Aegypten 
bereits  unter  den  Ptolemäem  und  den  Phar 
raonen ,  vielleicht  schon  seit  sehr  früher 
Zeit  (jedenfalls,  wie  zahlreiche  Altersangaben 
lehren ,  bereits  unter  der  26.  Dynastie,  die 
sät  664  V.  Chr.  regierte)  bestanden  hat 
Darauf  beruht  es,  dass  in  Aegypten  jedei^ 
mann  sein  Lebensalter  genau  kannte  und 


^)  Der  Name  ist  bei  Stepbanms  Bvz.  a.  t. 
Jiöanolts  und  schol.  B  zn  Hios  IX,  3^  bisher 
verkannt.   Der  Inhalt  des  Fragments  ist  uffien- 

bar  arg  verstümmelt. 

^  „Zählhogen"  aus  Arsinoe  im  Faijnm  aas 
dem  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  n.  Chr.  sind 
publiziert  von  Wilcken,  Berichte  der  Berl.  Akad. 
1883,  897  ff.  Anmeldungen  von  Geburten  and 
TodesfäUen  bei  Levison  a.  a.  0. 
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dasselbe  auch  auf  den  Grabeteineu  genau  ver- 
zeichnet ist.  In  den  meisten  anderen  Län- 
dern dagegen  kannte  man  zwar  seinen  Ge- 
burtstag, den  man  regelmässig  feierte,  konnte 
aber,  wenn  man  über  die  ersten  Jahrzehnte 
hinaus  war,  für  das  Lebensalter  meist  nur 
eine  ungefähre  Schätzung  geben.  Daher 
sind,  wenn  es  sich  niclit  um  vomelune 
Männer  handelt  oder,  wie  in  Athen,  der 
Katal<^  der  Wehrpflichtigen  genaue  Daten 
bot,  die  antiken  Angaben  über  das  Lebens- 
alter einer  Person  meist  sehr  unsicher. 
In  den  Grabinschriften  wie  in  den  Altersan- 
^ben  der  römisdien  CensusUsten  finden  steh 
in  der  R^el  nur  allgemeine  Schätzungen; 
die  durch  5  und  10  teilbaren  Altersangaben 
üb^^egen  weitaus.  Dazu  fügte  man  dann 
in  den  Grabinschriften  die  seit  dem  letzten 
Cteburtstage  verlaufenen  Monate  und  Tage, 
wodurch  ein  Schein  von  Genauigkeit  hervor^ 
gerufen  wii-d,  der  durchaus  trügerisch  ist. 

Aehnliche  Einrichtungen,  wenn  auch 
nidit  von  gleicher  YoUkommenheit  wie  in 
Aegypten,  haben  wohl  auch  in  den  übr^n 
gdecttifichea  Staaten  des  Ostens  bestanden. 
Yon  dem  Census  des  TOmisdien  Reichs 
fräd  später  die  Rede  sein.  Hier  sei  nur 
erwfthnt,  dass  nach  einer  Verordnung  des 
Kaisers  Marcos  um  165  n.  Glu-.  zur  Fest- 
atelluD^  des  Personenstandes,  nunentUch 
für  Freifaeitsprozesse,  alle  Qe1)urteQ  bürger- 
licher Kinder  innerhalb  30  Tagen  in 
Rom  bei  dem  Fräfekten  des  aerariimi 
Satomi,  in  den  Provinzen  bei  den  tabularii 
publicd  angemeldet  und  beurkundet  werden 
sollten  (vita  Älarci  9).  Dem  entspricht  es, 
dass  von  da  an  die  Aitersangaben  in  den 
Grabinschriften  wesentlich  genauer  werden, 
bis  mit  dem  Siege  des  Cftristentums,  der 
Gleichgültigkeit  desselben  gegen  diese  Dinge 
entsprechend,  aufs  neue  unbestimmte  An- 
gaben die  Regel  werden,  die  meist  auch 
äusserlich  durch  circiter  oder  plus  miniis 
als  solche  bezeichnet  sind.  ^) 

Für  die  Ermittelung  der  Bevölkerungs- 
zahl bieten  Civilstandsregister  wohl  ein 
Hilfsmittel,  aber  keine  feste  Grundlage.  Ob 
man  in  den  hellenistischen  Staaten  jemals 
eine  allgemeine  Volkszählung  vorgenommen 
hat,  ist  fragUch ;  Nachrichten  darüber  haben 
wir  nicht.  Im  römischen  Reich  ist  eine 
allgemeine  Volkszählung,  wenn  überhaupt, 
so  nur  ein  einziges  Mal,  unter  Yespasian, 
vorgekommen  (s.  unten),  und  von  dieser 
sind  uns  keine  Zalilen  erhalten,  Dagegen 
ist  es  mir  nicht  zweifelhaft,  dass  sich  die 
Litteratur  auch  mit  den  Fragen  der  Bevöl- 
kerungsverhaltnisse  beschäftigt  hat,  so  wenig 
uns  dafür  auch  direkte  Zeugnisse  erhalten 


S.  die  statistischen  Ztuammenatellajigen 
bei  LevisQu  a.  a.  0.  . 


sind^)  —  v--ir  liaben  uns  die  Zustände  und 
Interessen  der  Zeit  den  modernen  viel  ähn- 
licher zu  denken  als  man  gewöhidich  an- 
nimmt. 

2.  Die  historische  Ueberliefenuig. 
Neuere  DarsteUnngen.  Von  den  Ei^b- 
nissen  der  Bevölkerungsaufnahmen  sind  uns 
direkt  nur  einige  wenige  und  häufig  sehr 
zweifelhafte  Notizen  erhalten.  Um  zu  einem 
Einblick  in  die  Bevölkerungsverhältuisse  des 
Altertiuns  zu  geUm^n,  sind  wir  füso  im 
wesentlichen  auf  die  Nachrichten  der  Histo- 
riker und  auf  Kombination  angewiesen. 
Wie  dürft^  und  unvollständig  aber  auch 
hier  das  Material  ist,  wird  begreifen,  wer 
erwägt ,  dass  uns  von  Gesduchtsquellen 
ersten  Ranges,  wie  man  sie  für  neuere  Ge- 
schichte allein  zu  Rate  ziehen  wfkde,  aus 
d^  Altertume  nur  drei  erhalten  sind :  die 
"Werke  des  Thukydides,  des  Xenophon  und 
des  Polybios  (nur  unvollständig  erhalten); 
neben  ihnen  sind  etwa  noch  Casars  Memoireu 
zu  nennen.  Sonst  sind  wir  überall  auf  se- 
kundäre und  tertiJbre  Darstellungen,  popu- 
läre Erzählungen,  Schul-  und  ^indbücher, 
Kompendien  und  Geschichtstabellen  ange- 
wiesen, und  wenn  aucli  diese  in  der  R^el 
auf  zuverlässige  Quellen  zurückgehen,  so 
hat  doch  das  Detail  bei  dem  Uebergan^  aus 
einer  Hand  in  die  andere  durchw^  gebtten, 
und  die  statistischen  Daten  z.  B.  sind  h&ifig 
ganz  unbrauchbar  geworden. 

Staatsmänner  und  Militärs  wie  die  ge- 
nannten und  zahlreiche  andere  unter  den 
antiken  Historikern  (z.  B.  für  Alexander  den 
Grossen  der  KOnig  PtoleraäoSj  für  die  Dia- 
dochenzeit  Hieronymos  von  Kardia,  für  die 
römischen  Bürgerkriege  Äsinius  Pollio  u.  a.), 
besitzen  klaren  Einblick  in  die  materiellen 
Gnmdlageii  des  staatlichen  Lebens ,  die 
militärische  Leistungsfähigkeit,  die  Bevölke- 
rungs-  und  Vermögensverhältnisse  eines 
Staates  und  üben  demgemäss  an  unhalt- 
baren Angaben  die  schärfste  Kritik,  die 
hinter  der  von  neueren  Forschern  an  der 
üeberlieferung  geübten  und  so  oft  als 
»Hyperkritik«  getadelten  Analyse  in  keiner 
Weise  zurücksteht.'^)  Aber  die  Masse  der 
uns  erhaltenen  Schriftsteller  hatte  von  diesen 
Dingen  —  und  ebenso  z.  B.  von  militäri- 
schen Operationen,  ja  selbst  von  der  Art, 
wie    der    Verfassungsmeclumismus  eines 


<)  Ein  Niederschlag  derselben  ist  uns  z.  B. 
in  den  Schriften  der  Kaiserzeit  tlber  die  hug- 
lebig^en  Leute  erhalten. 

Das  hindert  niclit,  daas  sie  gelegentlich 
Irrtümer  begehen  oder  überlieferten  Angaben 
kritiklos  Glauben  schenken,  wie  z.  B.  socur 
Ptolemäos  die  übertriebenen  Angaben  des  Kal- 
tisthenes  über  die  Stärke  der  persischen  Heere, 
welche  Alexander  schlug,  acceptiert  hat  Anch 
unter  den  neueren  Forschem  ist  keiner,  der 
nicht  gelegentlich  die  Vorückt  vergfiue. 
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Staats  operiert  —  vielleicht  noch  weniger 
klue  AsBchanuDgen  als  die  anf  sleieher 
^ufe  stehenden  modernen  Schrinsteller, 
nnd  gerade  didenigen  Historiker,  welche 
die  stilistische  Technik  und  das  historische 
l^hoB  am  Tolltommensten  beherrschen, 
haben  fOr  diese  Dinge,  ffir  die  nflchtemen 
RcfllieD,  am  wenigsten  Sinn,  so  z.  B.  livius 
und  Tacitiie.  Vor  allem  aber  werden  der 
Tolk^mlichen  Anschaunng  die  Ereignisse 
der  Teigangenheit  immer  in  einem  ideale- 
ren Lichte  und  in  grösseren  Dimensionen 
dsdieinen  als  die  der  Gegenwart ,  trotz 
aller  Proteste,  welche  die  wahre  Geschichts- 
schreibmig  s^t  Thnkydides  nnabl&ssig  da- 
gegen erhebt ;  imd  immer  wird  man  geneigt 
sein,  die  Machtmittel  der  Gegner  zu  Über- 
EchÄtzen,  und  so  die  Bedeutung  eines  Sieges 
eriiöhen.  die  einer  Niederlage  beschönigen. 
Gl&ch  Herodot  zeigt  uns  die  absolute  Wert- 
losigkeit populärer  Tradition  fflr  statistische 
Zwecke.  Er  berechnet  die  Stärke  des 
Heeres  des  Xerxes  zu  Land  und  "Wasser 
ml  2611610  Mann  und  einen  mindestens 
ebenso  starken  Tross ;  er  berichtet,  dass 
Mardonios  mit  300000  Mann  in  Griechen- 
land gestanden  habe,  er  schätzt  den  Zuzug, 
den  dieser  aus  den  nordgriechischen  Land- 
schaften erhalten  habe,  auf  50000  Mann ; 
er  lässt  den  5(K)0  Spartiaten  (und  5000 
Periöken),  die  nach  Platää  auszogen,  35000 
Heloten  iolgen ,  die  als  Leichtbewaffnete 
plient  haben  sollen.  In  ähnlichen  Mass- 
twigkeiten  bewein  sich  die  Angaben  der 
rT^nischen  Annahsten  über  die  ältere  Ge- 
Khichte  Boms  —  dass  Valerius  Antias  die 
N^nng  hatte,  jede  ihm  überlieferte,  ge- 
vöhnlich  schon  arg  ttbertriebene  Zahl  noch- 
mals mit  zehn  zu  multiplizieren,  ist  bekannt. 
Aber  auf  allen  Gebieten  der  alten  Geschichte 
bweenen  wir  analc^n  Uebertreibungen, 
^cne  zu  den  zuveriftssig^  Zahlen,  wo 
uns  solc^  erhalten  sind,  im  schärfsten  Eon- 
Iraet  stehen. 

Das  natürliche  Resultat  derartiger  An- 
schauungen ist  der  Glaube,  dass  im  Gegen- 
satz zn  der  »Verödung  der  Gegenwart* 
l*-ie  Diodor  II,  5  unter  Augiistus  schreibt) 
die  rrzeit,  die  Epoche  des  Ninus  und  der 
Semiramis  weit  volkreicher  gewesen  sei  ^) 
nnd  ein  ständiger  Rückgang  der  Bevrdke- 
niDg  stattgefimden  habe.  Dieselbe  Ansicht 
hat  dann  in  betreff  des  ganzen  Altertums 
t-ei  den  Vertretern  der  humanistischen 
Stildien  allgemein  geherrscht ,  und  noch 
Montesquieu  meinte,  die  BeT(ilkerung  der 
Erde  in  der  Gegenwart  sei  nur  der  zehnte 
Teil  der  im  Altertum  vorhanden  gewesenen. 
Die  erste  rationelle  Behandlung  der  Bevöl- 


kenmgsvei^ifiltnisse  des  Alteitoms  stammt  Ton 
Hume  (1752),  der  mit  scharfer  nnd  gesunder 
Kritik  den  übertriebenen  Vorstellungen  ent- 
gegentrat Seitdem  sind  die  einschlägigen 
Probleme  vielfach  mit  mehr  oder  weniger 
Scharfsinn  behandelt  worden,  bis  neuerdings 
(1886)  Belodi  den  Versuch  einer  umfassen- 
den Unt^suchung  der  antiken  Bevölkenmgs- 
verhältnisBe  unternommen  hat,  bei  der  die 
Einzelergebnisse  und  das  gewonnene  Ge- 
samtbild sich  gegenseitig  zu  stützen  und  zu 
ergänzen  bestimmt  sind.  Dass  die  einzelnen 
Ansätze  oft  äusserst  problematisch  sind, 
li^  in  der  Natur  der  Sache.  So  erklärt 
es  sich,  dass  Gelehrte,  die  lediglich  ein 
einzelnes  Gebiet  im  Auge  haben,  und  noch 
mehr  solche,  die  sich  zu  einer  lebendigen 
Anschauung  der  realen  Verhältnisse  des 
Altertums  nicht  haben  d\ircharbeiten  können, 
seine  Ergebnisse  auf  das  stärkste  angegriffen 
haben.  Auch  wir  werden  gelegentiidi  von 
ihm  abweichen  müssen ;  der  Hauptsache 
nach  aber  bewähren  sich  seine  Resultate  bei 
erneuter  Nachprüfung,  und  unstreitig  be- 
zeichnet Belochs  Werk  einen  wesentlichen 
Fortschritt  in  unserer  Erkenntnis  des  Alter- 
tums. ^) 

3.  Ermitteliing  der  Volkszahl  ans 
den  Angaben  über  die  erwachsene 
männliche  oder  wehrpflichtige  BevÖlke- 
nmg.  Ans  dem  vorstehenden  ei^ebt  sich, 
dass  wir  Angaben  über  die  Gesamtbevölke- 
rung eines  Staates  niu-  ^nz  vereinzelt  be- 
sitzen. Weit  häufiger  sind  Angaben  über 
die  erwacl^ene  männliche  Bevrilkerung ;  die 
Altersgrenze  bildet  der  Beginn  des  weluv 
fahigen  Alters  nnd,  was  dünit  znsammen- 
SSült,  des  aktiven  Bflj^rrechts,  d.  L  das  17. 
oder  18.  Jahr.  Ganz  unberechtigt  ist  die 
hei  Historikern  und  Altertumsforschern  weit 
T^breitete  Meinung,  dieselbe  betrage  ein 
Viertel  der  freien  Gesamtbev&lkerung.  Unter 
der  Voraussetzung  numerischer  Ghleichheit 
der  beiden  Gescmeehter  —  die  für  das 
Altertum  wie  für  die  Neuzeit  annähernd 
angenommen  werden  darf  —  darf  man  sie 
vielmehr  auf  rund  ein  Drittel  derselben  an- 
setzen: in  Frankreich  bilden  die  Kinder 
unter  17  Jahren  gegen  31  %  der  Gesamt- 
bevölkerung, in  Ländern  mit  stärker  fort- 
schreitender Bevölkenmg  natürlich  einen 
etwas  grösseren  Prozentsatz.  —  Weit 
schwieriger  lässt  sich  zu  einem  Resultat 

felangen,  wenn  uns  nur  die  Zahl  der 
Megsfähigen  oder  des  Gesamtauf^bots 
eines  Staates  bekannt  ist,  wie  so  häufig  na- 
mentlicli  bei  den  griechischen  Staaten.  =*) 


'I  Diodor  meint  auch,  was  die  Stärke  der 
BevOtkernnK  angehe,  stehe  Italien  hinter  jedem 
Volke  des  Orients  weit  znrflck. 


')  Besonders  wertvoll  ist  auch  sein  Versach, 
das  Areal  der  antiken  Staaten  möglichst  genau 
zn  bestimmen  und  so  zugleich  die  DurchschnitCs- 
bevölkemng  der  eiazelnen  Staaten  festzastellen. 

*)  Dass,  wenn  eue  Gemeinde  „mit  gesamtem 
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Hier  fallen  nicht  nur  die  höheren  Alters- 
klassen aus,  sondern  vor  allem  ist  es  er- 
forderlich, das  Verhältnis  zwischen  den 
heerespüichtigen,  d.  h.  den  besitzenden,  und 
den  besitzlosen  Yolksklassen  festzustellen. 
Natürlich  ist  dasselbe  nicht  überall  das 
gleiche  gewesen.  Im  allgemeinen  scheint 
in  einfachen  VerhaltniBsen  die  Ungleichheit 
des  Besitzes  geringer  zu  sein,  wfthrend  ge- 
steigerte Kultur  und  entwickeltes  stfldtisches 
Leben  wie  die  grossen  YemiOgen  so  auch 
das  Proletariat^  Termehrt.  In  ganz  runder 
Schätzung  scheint  in  Oriechenland.  im  fünf- 
ten und  vierten  Jahrhundert  die  besitzlose 
*  Masse  etwas  zahlreicher  gewesen  zu  sein 
als  die  besitzenden  Klassen  (vgl.  unten), 
und  wo  genauere  Angaben  fehlin,  dürfen 
wir  wohl  dies  Yerhfiltnis  auch  sonst  zu 
Ghiinde  legen. 

4.  Die  Sklavenzahl.  Es  bleibt  als 
schwierigste  Aufgabe  die  Ermittelung  der 
SklaveazahL  Es  ist  ein  grosses  Verdienst 
Belochs,  dass  er,  auch  hier  im  Anschluss 
an  Hume,  die  allgemein  herrschende  An- 
schauung, als  habe  im  Altertmn  die  Zahl 
der  Sklaven  die  der  Freien  weit  überstiegen, 
definitiv  beseitigt  hat.  Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass  die  Sklaverei  mit  der  Hörigkeit 
eines  grossen  Teils  der  Bevölkerung,  welche 
uns  in  älteren  Verhaltnissen  Oberall  be- 

gignet  und  sich  in  Griechenland  in  den 
eloten  Spartas,  den  Penesten  Thessaliens, 
den  Leibeigenen  Kretas  u,  a.  erhalten  hat, 
nicht  verwechselt  werden  darf.  ^)  Die  Höri- 
gen können  von  dem  herrschenden  Staude 
völlig  abhängig  sein  und  aller  poUtischen 
und  persönlichen  Rechte  entbem^n ;  aber 
sie  sind  Volksgenossen ,  Angehörige  des 
Stammes,  oder  in  einzelnen  Fällen,  wie  die 
Kanaanäer  unter  israelitischer  Herrschaft 
oder  die  ünterthanen  mancher  griechischen 
Gemeinden,  ein  unterworfener,  zu  Abgaben 
imd  Fronden  verpflichteter  Stamm  von  Ein- 
geborenen. Neben  ihnen  hat  es  zwar  zu 
allen  Zeiten  geraubte  Kriegsgefangeue,  ge- 
kaufte Sklaveu  und  namentlich  Sklavinnen 
gegeben,  aber  unter  ursprüugUchen  Verhält- 
nissen nur  in  sehr  beschränkter  Zahl. 
Denn  mit  dem  fremden  Knecht  ist  meist 
wenig  anzufan^n,  und  für  die  wirtschaft- 
licdien  Bedürfnisse  genügen  die  einheimi- 
schen Arbeitskräfte  durchaus.  Im  Orient 
ist  die  Sklavenzahl  niemals  bedeutend  ge- 
wesen, wenn  auch  grosse  Kriege,  wie  In 


Aufgebot"  {nnvSijfttl)  ins  Feld  rflckt,  in  Wirk- 
lichkeit doch  noch  immer  ein  Bruchteil  der 
Waffenfähigen  zu  Hause  zurtlckbleibt,  ist  auch 
in  Betracht  zu  ziehen. 

')  üeber  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  Altertums  im  allffemeinen  ».  meine  Schriften : 
Die  wirtschaftliche  Entwickelung  des  Altertums, 
1896,  und:  Die  Sklaverei  im  Altertum,  1898  (Vor- 
trag in  der  Oehestiftong). 


Aegypten  zur  Zeit  des  neuen  Reichs  (seit 
1580  v.  Chr.),  vorübergehend  ein  Anwachsen 
der  Sklaven  zur  Folge  gehabt  haben.  Aber 
die  aus  der  grieclüschen  und  römischen 
Geschichte  bekannten  und  von  der  popu- 
lären Anschauung  auf  das  ganze  Altertum 
Übertragenen  Dimensionen  hat  im  Orient 
die  Sklavei-oi  niemals  angenommen,  selbst 
nicht  in  den,  phöoicischen  Handelsstädten. 
Auch  in  Griechenland  wurde,  ausser  wo,  wie 
in  den  oben  angeführten  Gebieten,  die  volle 
LeibeigKischaft  sich  entwickelt  hatte,  übendl 
das  Land  durch  freie  Bauern  und  durch 
Tagelöhner  b^tellt,  welche  sich  den  grösse- 
ren Gnindbesitzem  verdangen  und  vpn  ilmen 
zum  Teil  auch  <wie  die  Klienten  im  alten 
Rom)  polit^ch  abhängig  waren ;  die  Sklaven 
kameu  neben  ihnen  mu*  in  sehr  geringem 
Cmfange  in  Betracht.  Auch  die  Handwer- 
ker, Matrosen  etc.  waren  zu  allen  Zeiten 
gnjsstenteils  freie  Leute :  nichts  ist  verkehr- 
ter als  der  Glaube,  in  Athen  und  Rom 
hätte  die  Mehrzahl  der  Handwerker  aus 
Sklaven  bestanden.  Zu  grösseren  Dimen- 
sionen wächst  die  Sklavenzalil  erst  an, 
wenn  die  gesteigerte  Kultur  das  Bedürfnis 
vermehrt,  namentlich  wenn  sich  eine  Gtoss- 
industrie  entwickelt,  uud  wenn  zahlreiches 
und  billiges  Meiischenmaterial  zur  Ver- 
fügung steht,  vor  allem  durch  fortdauernde 
Kriege. 

Dass  es  bei  den  Griechen  gekaufte 
Sklaven  ursprünglich  nicht  gegeben  hat,  ist 
eine  von  den  Alten  allgemein  anerkannte 
Thatsache.  Die  Peloponnesier  sind  zu 
Thukydides  Zeiten  {tvTov^yoi  (I  141),  d.  h. 
sie  besorgen  ihre  Arbeiten,  namentlich  den 
Feldbau,  selbst,  nicht  durch  Sklaven.  In 
Pliolds  und  Lokris  gab  es  noch  um  360 
kaum  Sklaven,  und  als  Mnason  in  Phokis 
1000  Sklaven  einführte,  wurde  er  hart  an- 
gegriffen, weil  er  eben  so  vielen  Bürgern 
den  Lebensunterhalt  raube  (Timäos  bei 
Athenäus  VI  86).  Eine  gnissere  Sklavenschaft 
finden  wir  zuerst  in  den  ionischen  Städten, 
namentlich  auf  Chios.  Von  hier  dringt  sie 
in  die  Handeis-  und  Industriestädte  des 
Mutterlandes  ein,  nach  Korintli,  A^ina, 
SicUien  ete.  Seit  dem  fünften  Jahrhund^ 
hat  dann  vor  allem  Athen  einen  grossen 
Sldavenstand.  der  ausser  für  die  Grossindna- 
trie  namentlich  auch  für  den  Betrieb  der 
Bergwerke  die  Arbeitskräfte  liefert  Aber 
dass  die  bei  Athenäus  VI  103  erhaltene 
Angabe.  Athen  habe  400000,  Korinth 
4G()(m,  Aegina  470000  Sklaven  gehabt, 
geradezu  widersinnig  ist,  ist  seit  Hume 
fast   allgemein   anerkannt.^)    Im  vierten 


^)  Wahrscheinlich  sind  mit  Beloch  Überall 
die  40  M>Tiaäen  als  Versehen  zu  streichen  (M 
=  40  und  =  lOOOOJ,  Korinth  hat  60000,  Aegina 
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Jahrhundert  scheinen  in  Attika  die  Sklaven 
imgefähr  ebenso  zahlreich,  oder  höchstens 
ein  wenig  stärker  gewesen  zu  sein  wie  die 
freie  Bevölkerung.^)  Auch  für  die  persön- 
liche Bedienung  beginnt  man  immer  zahl- 
reichere Sklaven  zu  verwenden.  Der  alles 
Mass  überschreitende  Luxus,  der  in  helle- 
nistischer \md  vor  allem  in  römischer  Zeit 
in  dieser  Beziehung  getrieben  ist ,  hat 
neuere  Forscher  vielfach  dazu  geführt,  die 
antike  Sklavenzabi  gewaltig  zu  übei-schätzen. 
Sie  haben  übersehen,  dass  die  ärmere  Be- 
völkenmg ,  die  von  ihrer  Hände  Arbeit 
lebte,  keine  Sklaven  halten  konnte  und  dass 
die  Familien,  in  denen  die  Zahl  der  Sklaven 
die  der  freien  Familieamitglieder  überstieg, 
natui^mäss  immer  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  der  Bevölkerung  ausgemacht  ha- 
ben können.  Tn>tz  der  Sklavenschwärme 
der  vornehmen  Häuser  wird  die  Oesamt- 
zahl der  Haussklaven  im  Altertum  die  der 
männlidien  und  weiblichen  Bedienung  in 
unseren  H&usem  nicht  wesentlich  Über- 
schritten hoben,  nur  dass  das  YerhSltnis 
der  Geschlechter  das  umgekehrte  war  wie 
gegenwärtig. 

In  der  hellenistiBchen  Welt  sind^  soweit 
wir  sehen  können,  auch  im  westlichen  Klein- 
asien, in  Macedonien  n.  a.,  die  Zuat^de 
herrschend  geworden,  wie  sie  si<^  in  Oriechea- 
land  gebildet  hatten.  Einen  ui^fithren  Ma^ 
Stab  ^ebt  ab,  dass  Galenus  (unter  Marcus 
Aurehus)  für  Pergamon  die  Sklaven  auf  die 
Hälfte  der  freien  Bevölkerung  ansetzt  (er 
rechnet  Männer,  Frauen  und  Sklaven  zu  je 
40000  Seelen).  Wir  dürfen  dies  Verhältnis 
wohl  auch  auf  die  anderen  Städte  Klein- 
asiens, vielleicht  auch  auf  die  Hauptstädte 
Syriens  anwenden.  Auf  dem  flachen  Lande 
war  die  Sklavenzahl  natürlich  weit  geringer ; 
denn  für  den  Ackerbau  (und  ebenso  für  das 
Kleingewerbe)  behauptete  die  freie  Arbeit 
zwar  nicht  mehr  die  Alleinherrschaft,  war 
aber  durchaus  die  Regel. 

Auch  in  Italien  und  Sicilien  herrschten 
lursprünglich  die  gleichen  Verhältnisse  wie 
in  Griechenland.  Die  grossen  Kriege  und 
die  Begründung  der  römischen  Weltherr- 
schaft haben  aber  bekanntlich  zur  Ent- 
wickelimg  einer  Plantagenwirtschaft  geführt, 
wie  sie  die  alte  Welt  sonst  nirgends  (ausser 
vielleicht  im  karthagischen  Afrika)  gekannt 
hat.  Die  ununterbrochene  Heranziehung  der 
italischen  Bauernschaft  zu  langwierigen  über- 


70000  gehabt,  während  bei  Athen  die  Zahl  aus- 
gefallen ist. 

')  Ich  mache  darauf  anfmerksam,  dass  nur 
in  ganz  wenigen  der  amerikanischen  Sklaven- 
Staaten  die  Zahl  der  Sklaven  etwas  höher,  in 
den  meisten  aber  ganz  erheblich  niedriger  ge- 
wesen ist  als  die  der  weissen  BevUIkerang. 
"Sur  anf  den  Antillen  war  die  SkUvensaU  be- 
trächtlich hoher. 


seeischen  Kriegen,  bei  denen  sie  Jahre  lang 
unter  der  Fahne  gehalten  wurden,  die  Mög- 
lichkeit, sie  durch  billige  Arbeitskräfte  zu 
ersetzen,  die  nicht  dienstpflichtig  werden 
konnten,  und  auf  der  anderen  Seite  die  Er- 
drückung des  italischen  Korns  durch  die 
überseeische  Konkurrenz ,  die  diirch  die 
Weltstellung  Roms  und  Italiens  völlig  ver- 
änderten sozialen  und  Ökonomischen  Ver- 
hältnisse, die  dadurch  verursachte  Anhäufung 
gewaltiger  Kapitalien  und  das  Zusammen- 
strömen der  Landbevölkerung  in  die  grossen 
Städte  ,  vor  allem  nach  Rom  selbst  —  das 
sind  die  Ursaclien  dieser  Entwickelung,  die 
mit  Naturnotwendigkeit  die  Zersetzung  des 
italischen  Staats  im  Gefolge  hatte.  Es  ist 
bekannt,  wie  ernsthaft  und  yne  vergeblidi 
die  römischen  Staatsmänner  dieser  Ent- 
wickelung entgegen  zu  arbeiten  versucht 
haben;  aus  ihr  ist  die  römische  Revolution 
hervorgegangen.  Sie  hat  zugleich  dazu  ge- 
führt ,  dass  der  Sklavenhandel  und  der 
SklavenCang  (namentlich  in  Kleinasien  und 
Syrien)  Dimensionen  angenommen  haben,  die 
iäst  den  centralatrikanischen  Ztständen  ver^ 
gteicbbar  sind. 

Aber  aach  hier  haben  wir  uns  vor  Ueber- 
schätzung  zu  hüten.  Die  Ijitifundien ,  die 
Plantagen-  und  Weidewirtschaft  ^eOai^iten 
zu  voller  Entwickelmig  nur  in  Sicilien ,  in 
üateritaüea  (Apulien  mid  Lucuiien)  und  in 
den  fruchtbaren  I^dschaften  des  Westens 
(Etrurien,  Latium,  Campanien),  dagegen  nicht 
oder  doch  nur  in  sehr  beschränktem  Masse 
im  Gebii^  und  ebensowenig  in  der  Po-Land- 
schaft; hier  sind  zwar  auch  grosse  Land- 
komplexe in  einer  Hand  vereinigt,  aber  sie 
werden  nicht  durch  Sklaven,  am  wenigsten 
durch  Gefesselte,  sondern  durch  freie  Pächter 
[Colonen)  bewirtschaftet.^)  Und  auch  in 
jenen  Landschaften  behauptete  sich  trotz 
der  Ungunst  der  ökonomischen  Verhältnisse 
eine  recht  bedeutende  Zahl  freier  Arbeiter: 
hat  doch  Cäsar  verordnet ,  dass  bei  der 
Weidewirtschaft  mindestens  ein  Drittel  der 
Hirten  aus  erwachsenen  freien  Jlännern  be- 
stehen solle  (Sueton.  Cäs.  42).  Es  ist  also 
zweifellos,  dass  in  ganz  Italien  zusammen- 

fäuommen  selbst  zur  Zeit  des  Au^stus  die 
klavenzahl  immer  noch  wesenthch  hinter 
der  der  freien  Bevölkerung  zurückstand. 
Von  da  an  aber  kann  ein  weiteres  Anwachsen 
derselben  nicht  mehr  eingetreten  sein,  da 
infolge  des  dauernden  Friedens  und  der 
Wiederherstellung  allgemeiner  Sicherheit  im 
Reich  die  bisherigen  Quellen  des  Sklaven- 
bezugs verstopft  waren.  Die  natürUche 
Vermehrung  der  Sklavenschaft  aber,  ohne 
Zuwachs  von  au^n,  ist  übendl  notwendig 


')  Plinios  epist.  3,19  u.  a.  HommseD  im 
Hermes  XIX,  1884,  393  fif.  auf  Gmnd  der  Ali- 
m«itationsnrkimden. 
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gmnger  als  die  der  freien  Bev&lkaiing, 
und  die  sehr  zahlreichen  FreÜas&nngen^) 
haben  sie  weiter  Tomindert.  Anoh  -wenn 
man  demgegenflber  in  Rechnung  Iningt, 
dass  fortwfiluend  zahlreiche  Freie,  die  sieh 
nidit  mehr  emAhren  konnten ,  sich  frei- 
villig  in  die  Sklaverei  b^ben,  so  teum 
doch  kein  Zweifel  sein,  dass  du  Gesamte 
zahl  der  Sklaven  in  der  Kaiserzeit  stOndig 
gesunken  ist,  bis  sie  mit  dem  Ausgang  des 
Altertums  als  wirtschaftlicher  Faktor  so  gut 
wie  vollständig  verschwindet 

fi.  BeTolkemngsansätze.  Der  Orient 
Yersuchen  wir  jetzt,  zu  positiven  Zahlen 
über  die  Bevölkerung  der  wichtigsten  Kultur- 
Btaaten  zu  gelangen. 

Dass  Aegypten,  wie  gegenwärtig,  so 
auch  im  Altertum  dichter  bevölkert  war  als 
irgend  ein  anderes  Land  der  Erde  (abge- 
sehen von  Teilen  von  China  und  Hindustan), 
ist  bekannt.  1882  zählte  es  (bis  ziun  2.  Kata- 
rakt) 6800000  Einwohner,  auf  den  qkm  205. 
Dass  die  Bevölkerung  in  der  Blflte  des 
Pharaonenreichs  wie  in  der  Ptolemäerzeit 
wesentlich  geringer  gewesen  wäre ,  ist 
schwerlich  anzunehmen ,  zumal  die  Alten 
oft  von  der  ausserordentlichen  Volksdichtig- 
keit des  Landes  und  seinen  zahllosen  Ort- 
schaften (nach  Herodot  20000,  nach  Theo- 
krit  u.  a.  33333)  reden.  Unter  den  Pharao- 
nen soll  denn  auch  die  Gesamtzahl  der  Be- 
T^erung  7  Millionen  betragen  haben  (Heka- 
täos  von  Abdera  bei  Diodor  I  31),  unter 
Nero  »nach  Ausweis  der  Kopfsteuer  mit 
Ausschluss  der  Bewohner  Alexandnas«  7^/2 
Millionen  (Josephiis  Bell.  Jud.  II  16,  4).  Ich 
glaube,  dass  diese  Schätznn^n  ungefähr 
richt%  sind  imd  wir  nicht  mit  Beloch  die 
bei  Laodor  folgende  Angabe,  »jetzt  [d.  h. 
unter  Ftolemäos  I.]  betr^  die  Bevölkerung 
nicht  weniger  als  3  MiUionen«,  für  richtig 
halten  dünen;  hier  scheint  eine  Corruptel 
vOTzuIi^n.  —  IHe  Bev^erune  von  Alexan- 
dria  wird  von  Diodor  XViT  52  für  die 
Zeit  Casars  auf  Grund  der  BevOlkerungs- 
liste  auf  300000  Freie  angegeben,  wozu 
eine  nicht  unbeträchtliche  Sklavenzahi  hinzu- 
zurechnen w&re. 

Syrien  und  die  Euphrat-  und 
Tigrislande  sind  im  Altertum  weit 
stärker  bevölkert  gewesen  als  gegenwärtig; 
genauere  Anhaltspunkte  für  die  ältere  Zeit 
dürften  sich  aus  den  assyrischen  Angaben 
gewinnen  lassen.  Hier  sei  nur  für  die 
syrischen  Landschaften  auf  die  Ausdehnung 
der  phönicischen  Kolonisation,  für  Altbaby- 
lonien       die  zahlreichen  blühenden  Städte 


Dass  Aognstus  dieselben  im  Interesse 
der  bürgerlichen  Bevölkerung  zu  beschränken 
suchte,  ist  ein  schlagender  Beleg  fUr  ihre  Äns- 
d^ong.  Die  Inschriften  stimmen  damit  voll- 
ständig ttberein. 


im  Ge^nsatz  zu  seiner  jetzigen  Verödung 
hin^wiesen.  Seleucia  am  Tigris,  die  helle- 
nistische Nachfolgerin  von  Babylon,  soll  nach 
Plinius  VI  123:  600000  Einwohner,  bei  der 
ZeistOning  durch  die  ROmer  im  Jahre  161 
n.  Chr.  400000  Einwohner  gehabt  haben 
(OroB.  Vn  15  u.  a.).  FOr  die  Volkszahl  des 
alten  ÄBsyriens  legen  seine  Kri^  Zeugnis 
ab;  doch  kennen  wir  die  Organisation  des 
Heerwesens  nicht  genügend. 

Genauer  xmtemchtet  sind  wir  über  die 
Israeliten.  Zwar  sind  die  phantastischen 
Zahlen  des  Pentateuchs  und  der  Chronik 
sowie  die  Angabe,  Davids  Volkszählung  (s.  o.) 
hätte  in  Israel  700000,  in  Juda  500000 
Krieger  eigeben,  vöUig  unbrauchbar.  Aber 
im  Debondied  -vriid  Israel  (d.  h.  die  Nord- 
stämme zu  beiden  Seiten  des  Jordan  mit 
Ausschluss  von  Juda)  auf  40000  Kri^r 
geschätzt,^)  in  einer  Zeit,  in  der  die  Städte 
noch  grösstenteils  kanaanäisch  waren.  Und 
aus  dem  Bericht  über  eine  von  König 
Menachem  im  Jahre  738  v.  Chr.  an  Assyrien 
gezahlte  Abgabe  (Reg.  II  15,  20)  erfahren 
wir,  dass  damals  das  Königreich  Israel  (d.  i. 
ungefähr  dasselbe  Gebiet  wie  im  Deboralied, 
na(äi  der  späteren  Geo^phie  die  Land- 
schaften Galiläa,  Samaria,  der  nördlichste 
Teil  Judäas  und  der  Westen  des  Ostjordan- 
landes) 60000  kriegspfhchtige ,  d.  h.  be- 
sitzende Männer  z^te.  Das  würde  auf 
eine  Gesamtbevölkerun^  von  rund  400000 
bis  4500)10  Seelen  schliessen  lassen,  wozu 
noch  die  nicht  sehr  zahlreichen  Sklaven 
hinzuzurechnen  wären.  Da  der  Assyrer- 
könig  Saigon  nach  der  Vernichtung  des  vor- 
her schon  beträchtlich  verkleinerten  Beichs 
nach  eigener  Angabe  27  Seelen  ahga- 
führt  hat  (722  v.  Chr.),  so  lässt  sich  ziem- 
lich sicher  erkennen,  welchen  Teil  der  Be- 
völkerung das  sogenannte  assyrische  Exil 
betroffen  hat;  es  sind  etwa  8— 9<*'o  w^- 
geführt  und  durah  fremde  Kolonisten  er- 
setzt worden,  natürlich  die  angesehensten 
Männer  des  Landes.  Bedeutend  kleiner  war 
die  Einwohnerzahl  des  kleinen  und  grössten- 
teils weni^  kidturfahigen  Königreichs  Juda. 
Sanherib  giebt  (an  einer  oft  missverstandenen 
Stelle  seiner  An  nalen)  den  46  Landgemeinden 
Judas  200  150  Einwohner.  Dazu  kibnen  dann 
noch  die  Bewohner  Jerusalems,  die  wir, 
entsprechend  der  heutigen  Bevölkerung,  etwa 
auf  25000  Seelen  schätzen  dürfen.  Hier 
war  die  Deportation  bekannthch  viel  ein- 
schneidender ;  dem  entspricht  es ,  dass 
unter  Kjtos  nach  den  im  wesentlichen 
authentischen  Listen  der  Bücher  Esra  und 
Nehemia  423C0  Seelen  (darunter  ca.  30000 


')  Vielleicht  ist  das  allerdings  keine 
Schätzung,  sondern  der  Dichter  will  lediglich 
eine  hohe  runde  Zahl  angeben. 
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Männer)  1)  nebst  7337  Knechten  und  Mftgden 
aus  Babel  in  das  verödete  Land  zurück- 
kehrten. In  hellenistischer  und  rOmiacher 
Zät  hotte  Palästina  einen  beträditlich 
grOeseren  Um&ng  als  vorher,  aber  nach  den 
allerdings  nicht  sehr  zuverlässigen  Daten 
des  Josephus  auch  eine  intensivere  Bevölke- 
rung. Man  wird  sie  vor  dem  Ausbruch  des 
römischen  Eri^es  auf  rund  l^/i  MillioneD 
uisetzen  können  (Bei och  schätzt  sie  etwas 
zn  hoch). 

Kleinasien  und  Serien  haben  seit 
Alexander  dem  Orossen  emen  stets  steigen- 
den Aufschiruig  genommen,  denen  die 
OaUierzQge  und  die  Kriege  der  Selendden- 
zeit  trotz  einzelner  Katastrophen  keinen  Ab- 
l»rodi.  gethan  haben;  die  zahlreichen  neu- 
gegründeten  Städte  gelangten  zu  grosser 
Blüte,  die  Hellenisiening  ToUzt^  sich  rasch 
und  vollständig.^)  Die  Misswirtschaft  der 
t^oaischen  BepubHk,  der  ^laveniaub,  die 
Piraterie,  die  mithridatischen  Kriege  etc. 
brachten  dann  einen  schweren  Rückschlag. 
Aber  das  Eaiserregiment  hat  denselben  nicht 
nur  wieder  ansgeglichen,  sondern  die  Kultur 
dieser  Länder  auf  eine  Höhe  geführt,  die 
vorher  wie  nachher  nie  auch  nur  annähernd 
erreicht  worden  ist.  Die  zahlreichen  Städte 
in  jetzt  fast  unbewohnten  Gegenden,  das 
Vorschieben  des  Kultiurlandes  weit  in  das 
heutige  Wöetengebiet  hinein  sind  dafür 
lebendige  Zeugen.  Leider  fehlen  aUe  ge- 
naueren Angaben.  Dass  nach  Galen  Perga- 
mon  400iJ*(  freie  Männer  und  eine  gesamte 
Einwohnerschaft  von  120  000  Bewohnern 
hatte ,  ist  schon  erwähnt.  Apamea  am 
Orontes,  mit  sehr  fruchtbarem,  ausgedehntem 
Gebiet  zählte  nach  dem  römischen  Census 
deB  Jahres  6  n.  Chr.  117000  homines  cives 
(d.  i.  bürgerliche  Gesamtbevülkerung).^)  Da^ 
nach  mag  man  die  Bevölkening  der  Gross- 
städte ,  wie  Ephesos ,  Smyma ,  Kyzikos, 
Antiochia  etc.  abschätzen.  — *  Einen  weiteren 
Anhalt  bietet  die  Angabe  der  Siegesinschrift 
des  Pompejus  (Plin.  bist.  nat.  7,  97),  er 
habe  im  Seeräuber-  und  mithridatischen 
Kriege  1218300<^  Menschen.  846  Schiffe, 
1538  Städte  und  Burgen  *)  besiegt  und  unter- 


^)  Von  denselben  hat  sich  der  zehnte  Teil 
in  Jemsalem  selbst  angesiedelt  (Neb.  11,  1). 

*)  Natörlich  ist  hierbei  die  innere  nnfrucht- 
bare  Hochebene  Kleinasiens  (Ljkaonien  und 
Kappadokien},  in  die  überdies  die'  hellenistische 
Knltnr  erst  in  der  Kaiserzeit  eingedrungen  ist, 
nicht  berücksichtigt  —  Von  den  VerhiUtnisseu 
der  älteren  Zeit  lässt  Rieh  wenig  erkennen: 
doch  müssen  auch  damals  Lydien  und  Earien 
nnd  ebenso  z.  B.  die  piaidisohen  Berge  eine 
stärkere  Berfilkening:  gehabt  haben  als  gegen- 
wärtig ,  von  den  griechischen  Kästenstäaten 
ganz  zn  schweigen. 

•)  Ephemeris  epigraph.  IV  538. 

*)  Plntarch  Pomp.  45  giebt  1000  Bniven  and 
900  Städte  an. 


worfen.  Üm  sie  zu  verwerten,  müsste  man 
die  Zahl  der  Seeräuber,  die  Heere  des  Mithri- 
dates  und  wahrsdieinlich  die  Bewohner  Kretas 
abzi^en.  Dann  bleiben  aber  immer  noch 
etwa  ll'  s  ^Millionen  Einwohner  für  die 
Landschaften  Pontes,  Kappadokien,  Kilikien, 
Syrien  mit  Palästina  und  dem  Nabatäer* 
land ,  Armenien  und  die  Kaukasualändor. 
Wie  es  scheint,  beruht  die  Angabe  auf  an- 
nähernd korrekter  Schätzung,  die  dem  Pom- 
pejus zweifellos  mt^lich  war.  Zieht  man 
für  Armenien  und  die  Kaukasusländer  etwa 
2 — 3  Millionen  ab  und  setzt  das  westüt^ 
Kleinasien  mit  Beloch  auf  etwa  8 — 9  Iko- 
nen an  (was  gewiss  nicht  zu  hodi  mrecHmeA 
ist),  so  ergiebt  sich  für  die  asiatisäien  Pro- 
vinzen des  römischen  Beidis,  d.  L  das  Lsrnd 
diesseitB  des  Euphrat,  im  ersten  Jahrhundert 
V.  Chr.  eine  Bevölkerung  von  etwa  17 — 18 
Uillioaen. 

6.  GriecheaUttd.  Für  Griechenland 
li^  uns  namentlich  über  Attika  genügen- 
des Material  vor.  Im  fünften  Jahrhundert 
wird  Attika  auf  30  (KX)  Bürger  geschätzt 
(Herodot  V  97  u.  a.),  die  Angabe,  dass  Athen 
beim  Ausbnich  des  peloponnesischen  Krieges 
13000  HopUten  (vom  20.  Lebensjahre  an) 
ins  Feld  stellen  konnte,^)  führt  auf  eine 
noch  etwas  höhere  Zahl.  Für  die  Gesamt- 
bevölkenmg  kommen  hinzu  die  damals  schon 
sehr  zahlreichen  Metöken  —  im  Jahre  431 
stellten  sie  30(Xt  HopUten  (Thuk.  II  31)  — 
und  die  Sklaven,  für  deren  Berechnung  es 
einen  Anhalt  giebt,  dass  im  dekeleisäien 
Krieg  über  20000,  sgnisstenteils  Hand- 
werker«, entlaufen  sind  (Thuk.  VII  27). 
Man  wird  demnach  für  die  perikleische 
Zeit  eine  freie  bürgerliche  Bevö&erung  von 
über  lOfKKJO  Seelen,  etwa  ebensoviel  Sklaven 
und  gegen  30  iXMJ  Metöken  annehmen  dürfen.') 
Der  Krieg  imd  die  Pest  brachten  einen  sehr 
starken  Menschenverlust,  der  für  die  Bürger^ 
Schaft  nie  wieder  ausgeglichen  ist;  dagegen 
ist  die  Fremdenzahl  sehr  bedeutend  ge- 
wachsen ,  die  alte  Sklavenzahl  wahrschem' 
lieh  wieder  erreicht  worden.  Bei  dem 
Census  des  Demetrios  von  Phaleron  im 
Jahre  312  eichen  sich  21000  Büiger  (über 

18  Jahi-e),  10000  Metöken  und  Sklaven 

(s.  0.  S.  678).  Dem  entspricht  es,  dass,  als  im 
Jahre  323  durch  Antipater  das  aktive  Bfii^ei^ 


Thuk.  II  13.  31.  Im  einzelnen  bietet 
die  Deutung  der  Angabe  und  namentlich  die 
der  folgenden,  dass  Athen  noch  16000  Scbwer- 
bewafiFnefe  ans  den  ältesten  und  jOngsten  Jahr- 
gängen nnd  den  Metöken  als  Reserve  stellen 
konnte,  viele  Schwierigkeiten. 

Das  wären  nach  Beloob  ca.  89  anf  den 
qkm.  Etwa  die  Hälfte  der  Bevölkerang  wohnte 
Etllerdings  wohl  in  .\thea  (einschliesslich  des 
PiraensJ.  —  Hinzu  kommen  für  Athens  Gesamt- 
macht die  Klernchen  auf  Enboea,  Lemnos,  Im- 
bros,  Samus  etc. 
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recht  auf  diejen^n  beschränkt  wurde,  Trelche 
mehr  als  2000  Drachmen  Vermögen  besassen, 
die  Zahl  der  letzteren  9000,  die  der  Besitz- 
losen 12000  betrug.!) 

Für  das  übrige  Griechenland  lässt 
sich  namentlich  aus  den  Angaben  über  die 
Heereskontingente  bei  Thukydides  und  Xeno- 
phon  —  die  herodotischen  über  die  Truppen 
bei  Platää  sind  nur  als  relative  Abschätzung, 
nicht  als  absolute  Daten,  verwertbar  —  ein 
aan&herndes  Bild  ge'ninnen.  Doch  lässt 
sic^  an  cÜeser  Stelle  eine  genauere  Dar- 
legung nicht  geben.  Es  sei  nur  darauf 
hingewiesen,  dass  Luidschaften  wie  Argos 
und  Böotien  Attika  nur  wenig  nachgestanden 
haben  könneu  und  der  innere  Peloponnes 
eine  starke  Bauembevölkerung  besass,  wäh- 
rend die  Gebb-gsländer  des  nordwestlichen 
Griechenlands  nur  dünn  bevölkert  waren. 
Beloch  schätzt  Griechenland  mit  Ausschluss 
von  Kreta,  Epiros  und  Macedonien  beim 
Ausbruch  des  peloponnesischeu  Krieges  auf 
2250 000  Einwohner ,  darunter  850  000 
Sklaven.  Das  heutige  Köni^ich  Griechoi- 
land,  dem  bezeichneten  Gebiete  an  Flächen- 
inhalt nahezu  gleich,  hatte  1883  2(165000 
Einwohner.-)  Für  Sicilien,  das  in  S%Takus 
und  Agngent  Grossstädte  besass,  von'  denen 
jenes  seit  Dionys  I.  Athen  an  Umfang  weit* 
aus  und  wafarsc^einlidi  auch  au  Bevölkerung 
überragte,  dürfen  mindestens  ebensoviel  Ein- 
wohner angesetzt  werden  wie  für  den  gleich- 
grossen  Peloponnes,  d.  h.  im  peioponnesischen 
Krie-ge  rund  700000,  vielleicht  auch  eine 
Million,  so  viel  wie  im  16.  und  17.  Jahr^ 
hundert. 

Im  allgemeinen  war  die  Bevölkerung 
Griechenlands  seit  den  ältesten  Zeiten  in 
beständigem  Wachstum  begriffen,  und  die 
Geschichte  der  Nation  besteht  daher,  da  das 
Land  nur  eine  sehr  beschränkte  Menschen- 
zahl ernähren  kann,  in  einem  fortwährenden 
Abfluss  der  überschüssigen  Elemente,  zu- 
erst als  Kolonisten,  dann,  als  die  Koloni- 
sation durcli  äussere  Umstände  zum  Stocken 
gelangte,  als  Söldner,  Kauüeute  und  sonstige 
Auswanderer.  Die  fortwährenden  Kriege 
des  5.  und  4.  Jahrhunderts  scheineu  der 
Vermehning  keinen  Abbruch  gcthan  zu 
haben,  wolil  aber  beschränkte  das  gewaltige 
Anwachsen  der  Sklavenzahl  die  Existeuz- 
mögliclikeit  der  freien  Bevölkenmg.*)  Um 


Letztere  Zahl  ist  offenbar  nach  dem  Cen- 
SU8  des  Demetrioa  berechnet. 

')  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  die  Vertei- 
lung der  Bevölkerung  im  Altertum  eine  wesent- 
lich andere  war  als  gegenwärtig.  Im  Jahre 
431  V.  Chr.  waren  Ättika,  Koriu^,  Ärgos  weit 
stärker,  aber  Messenien  und  Thessalien  weit 
schwächer  bevölkert  als  segenwürtig. 

")  Dieser  Faktor,  der  bei  dem  sozialen 
Elend  der  vormacedouischen  Zeit  eine  grosse 


so  gewaltiger  ergoss  sich  dann  seit  Alexander 
der  Strom  griecliischer  Auswanderung  nach 
Asien.  Im  Mutterlande  aber  trat  seitdem 
Stillstand  und  Rückgang  ein,  der  auch  fort- 
dauerte, als  seit  197  die  römische  Ober- 
hoheit relativen  Frieden  und  materielle 
Sicherheit  schuf.  Zu  Polybios'  Zeiten 
herrschten  »Kinderlosigkeit  und  Menschen- 
mangel, durch  die  die  Städte  ven"»deten  und 
die  Erträge  zurückgin^n ,  obwolil  weder 
längere  Kriege  nocii  Epidemieen  herrschten« 
fPolyb.  37,  9).  Die  gleiche  Erscheinung 
lierrschte  im  macedonischen  Reich,  und  in 
wie  krassen  Farben  die  Schriftsteller  der 
Kaiserzeit  Griechenlands  Verödung  schildern, 
ist  bekannt.  Polybios  sucht,  ebenso  wie  die 
römisclien  Staatsmänner  der  Oraccheuzeit 
und  des  Kaiserreichs,  den  Grund  im  Sitten- 
verfall, in  der  Abneigimg  gegen  Ehe  und 
Kiuderzucht.  Es  ist  aber  khu-,  dass  dies 
nur  die  Symptome  der  Veränderung  sind, 
nicht  die  UisKhen.  Die  corrumpierendea 
Wirkungen  der  Kultur,  der  Luxus,  der 
Wunsch,  die  gromn  Vermögen  zusammen- 
zuhalten, können  sich  in  den  höchsten 
Schichten  der  Bevölkening  sehr  stark  geltend 
machen,  ohne  dass  die  Vermehrung  der 
GesamtbeTTilkerung  zxm  Stillstand  kommt  ^) 
Vidmehr  li^  ein  £buptgruad  in  der  seit 
Alexuider  eingetretenen  Verschiebung  der 
Verhältnisse,  durch  die  Grieclienland.  ehe- 
mals der  Mittelpunkt  des  Weltverkehrs  wie 
des  Kulturlebens,  in  eine  untergeordnete 
Nebenstellung  gedrängt  wird  und  die  grossen 
Handels-  und  Indnsbnestädte  (ausser  Korinth, 


Bolle  gespielt  hat,  wird  gewöhnlich  g«nc  flber- 

sehen. 

')  Ueberhaupt  herrscheg  Uber  die  antike 
Sittenverderbnis  und  ihre  Wirkungen  meist 
recht  schiefe  Vorstellungen,  die  ans  der  morali- 
sierenden Auffassung  der  Alten  selbst  erwachsen 
und  dun.-fa  den  unhistoriachen  Gegensatz,  in  den 
man  gewShnlich  das  Christentum  zur  antiken 
Welt  stellt,  noch  weiter  ausgebildet  sind.  Cato 
und  seine  Nachfolger  betrjicliteten  als  Sittenver- 
fall, was  in  Wirklichkeit  die  notwendige  Wir- 
kung einer  hüheren  Kultur  und  einer  vollstän- 
digen Verschiebung  der  sozialen  Verhältnisse 
war.  Diese  Faktoren  haben  den  alten  Staat 
zu  Grunde  gerichtet,  nicht  die  historisch  ziem- 
lich irrelevanten  ethischen  Ausschreitungen  der 
höheren  Stände  in  den  grossen  Städten,  oder 
vielmehr,  soweit  diese  geschichtlich  als  zer- 
setzende Faktoren  in  Betracht  kommen,  sind 
sie  die  ^^"^^kung,  nicht  die  Ursache  der  nmge* 
wandelten  Verhältnisse.  Im  allgemeinen  bat 
die  Moralität  im  Altertum  weder  auf  einem 
niedrigeren  noch  auf  einem  höheren  Niveau  ge- 
standen als  gegenwärtig,  auch  nicht  in  der 
Kaiserzeit,  die  gewöhnlich,  um  als  Folie  für 
das  Christentum  zu  dienen,  mit  Hilfe  der  las- 
civen  hauptstädtischen  Litteratur  m^lichst 
schwarz  gemtJt  wird.  Wir  würden  sehr  ener- 
gisch protestioen,  wenn  man  uuaere  Zeit  in 
gleicher  Weise  behandeln  wollte. 
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das  146  V.  Chr.  durch  Delos  ersetzt  wird) 
ihre  Bedeutung  verlieren.  Sodann  aber  hat 
offenbar  das  immer  -weitere  Umsichgreifen 
der  Sklaverei  und  die  auch  in  Griechen- 
land damit  verbundene  EoncentratioD  des 
Grundbesitzes  in  wenigen  Händen  die  Ent- 
■wickeluag  der  freien  Bevölkening  gehemmt 
und  ihr  die  Lebensbedingungen  genommen 
—  das  ist  in  Athen  schon  im  4  Jahrhundert 
deutlich  erkennbar. 

7.  Italien.  Wir  kommen  zu  Italien. 
Hier  geben  Tins  die  römischen  Censussummen, 
die  uns  seit  dem  Anfang  des  dritten  Jahr- 
hunderts V.  Chr.  für  die  meisten  Lustren 
bei  Livius  eriialten  sind,  ein  völlig  zuver- 
lässiges Material;  von  einzelnen  Schreib- 
fehlern abgesehen  ist  die  Authenticität  der 
überlieferten  Zalilen  über  jeden  Zweifel  er- 
haben, Es  fragt  sich  nur,  vie  die  Zahlen 
zu  deuten  sind.  ständige  Formel  ist 

ceusa  sunt  civium  capita  tot,  gelegentJich 
mit  dem  Zusatz  jiraeter  erbos  orbasque  oder 
praeter  pupillos  pupillas  et  viduas  (vgL  oben 
S.  675).  wie  die  vermfigenden  mid  deshalb 
steuerpflichtigen  Frauen  und  Kinder  sind  na- 
türlich auch  die  übrigen  ausgeschlossen,  die 
Zahl  lunfasst  nur  die  erwachsenen,  waffeu- 
i^iigen  Männer  über  17  Jahre.')  Aber  man 
hat  gemeint,  es  seiea  nur  die  juniores,  die 
zum  Felddienst  herangezogenen  bis  zum 
42.  Lebensjahre,  in  die  Gesamtsumme  auf- 
genommen; oder  die  Aeormeren,  die  nur 
nach  dem  Caput,  nicht  nach  dem  Vermögen 
censiert  und  daher  zxim  Kriegsdienst  mir 
im  Not^  herangezogen  wurdeo,  die  capite 
censi,  seien  unter  den  censa  civium  capita 
nicht  mitgezählt;  oder  die  Haussöhne  in 
patria  potestate  seien  au^esclüossen.  End- 
lich meint  man  auch,  daas  die  durch  Auf- 
nahme etruskischer,  nüttelitalischer,  cam- 


Minischer  Völkerschaften  in  die  römische 
Bürgerschaft  geschaffenen  Bürger  ohne 
Stimmrecht  (cives  sive  suffragio ,  offiziell 
Caerites  genannt)  nicht  mitgezählt  seien, 
obwohl  sie  wie  die  Vollbürger  in  Legionen 
dienten  und  im  Jahre  225  v.  Chr.  uns  als 
Gesamtau^bot  der  R'imer  und  Campaner 
273000  ilann  genannt  werden,  eine  Zahl, 
die  zu  dem  zuletzt  vorhergehenden  Census 
(234  V.  Chr.)  von  270  713  Bürgern  aufs  beste 
stimmt.  Obwohl  die  angedeuteten  Auffas- 
sungen von  sehr  her^'orragenden  Forschem, 
z.  B.  von  Mommsen,  vertreten  sind,  erscheint 
mir  doch  die  natürlichste  Auffassung,  dass 
die  Censnszahlen  alle  erwachsenen  Bürger 
umfassen,  als  die  einzig  lialtbare.^) 

Unter  dieser  Voraussetzung  geben  die 
Censuszahlen,  wenn  sie  mit  der  wachsenden 
Ausdehnung  des  römischen  Gebietes  ver- 
glichen werden,  ein  sehr  lebensvolles  Bild 
von  der  Entwicklung  des  rOmischea  Staats 
und  seiner  Bevölkerung.  Beim  Ausbruch 
des  ersten  punischen  Krieges  um&sste  Roms 
Gebiet  etwa  22700  qkm  mit  292234  Bür- 
gern; damals  gehörte  zu  Rom  der  grOsste 
Teil  des  westlichen  ^ttelitaliens  von  Caere 
bis  Capua  sovie  das  Sabiner-  und  grössten- 
teils das  Ficenerland.  Infolge  des  Kriws 
ist  die  Burgerzahl  im  Jahre  234  auf  27U713 
zurückgegangen.  Aus  dieser  Zeit  (dem  Jahre 
225)  b^tzen  wir  nun  ein  vollständiges  Ver- 
zeichnis der  Wehrkräfte  Italiens.^)  das  uns 
einen  genaueren  Einblick  in  die  Bevölke- 
rungsverhältnisse und  die  Leistungsfähigkeit 
Italiens  gewährt.  Für  Kom  wiiS  die  Ge- 
samtzahl der  Bürger  gegeben,  für  die  Bim- 
desgeuossen  dagegen  nur  die  Angebote  der 
waffenfähigen  Alannschaften.  Danach  lässt 
sich  die  freie  Gesamtbevölkerung  wenigstens 
ungefähr  berechnen. 


Gebiet 

Rom   ....  ca   22  700  qkm 
Uebriges  Italien  „  106000  « 
[mit  Änsscblnss 
von  GaUia  cisal- 
pina  etc.] 


Gesamtaa^bot 


Bürgerzahl 


.   .   .                           273  000 
ca.  380000  socii*}           [gegen  600000] 
(einschliesslich  85000  Latini,  d.  h. 
der  Truppen  der  latinischen  Kolo- 
uieen,  die  aus  römischen  Bürgern 
hervoi^egaDgen  sindi  


freie  Geaamt- 
bevölkerung 
ca.  900000 
-  I  800000 


Summa  ca.  128700  qkm  gt^g^n  900000   ca.  2700000 

*)  Vielleicht  mit  Aasschlosg  der  anteritalischen  Griechenstädte  and  der  Bruttier. 


Dass  die  für  die  König»eit  und  die 
ersten  Jahrhunderte  der  Bepubhk  überlieferten 
Zahlen  keinen  historischen  Wert  haben,  bedarf 
wohl  keiner  Bemerkung  mehr. 

•)  Fabiua  Pictwr  sagt  vom  ältesten  Cenana 
des  Servius  Tollins,  die  Gesamtzahl  von  80000 
cives  sei  eonim  qni  arma  ferre  p  0  s  s  e  n  t  nume- 
rnm  (Livios  I,  44).  Das  bedeutet  nicht,  dass 
die  seniores  oder  die  nichtdienstpflichtigen  Armen 
ausgeschlossen  seien,  wie  man  die  Stelle  oft 
missverstanden  bat,  sondern,  dass  alle  censiert 
■eien,  die  im  waffenfähigen  Alter  Stenden. 
Aehnllche  Aenssernngen  finden  sich  mehrfach, 


namentlich  bei  Dionys.  Auch  die  seniores  gelten 
durchaus  als  kriegspflichttg,  sie  sind  die  B^rve- 
nnd  Besatzungsarmee  (Liv.  I,  43,  1). 

')  Derselben  Ansicht  ist  Beloch  {der  früher 
eine  andere  Auffassung  vertrat).  Von  dem  in 
den  Annalen  als  typisches  Vorbild  aller  späteren 
geschilderten  Census  des  Servins  TuUius  sa^t 
Livius  ausdrücklich,  dass  er  die  Oesamtzahl 
aller  Bürger,  also  auch  die  capite  censi  und  die 
seniores,  umfasst  habe  (I,  44,  1  omnes  cives). 

»)  Bei  Polyb.  II,  24.  In  der  Auffassung 
der  Sinzelheiten  stimme  ich  im  Gegensatz  su 
anderen  Forschem  mit  Beloch  Uberem. 
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Die  römische  Bfli^rschaft  bewohnt  also 
nahezu  den  sechsten  Teil  Italiens,  bildet 
dangen  den  dritten  Teil  seiner  Einwohner,') 
ein  Verhältnis,  dem  wir  auch  später  wieder 
begegnen  werden  tmd  das  dem  damaligen 
Kxüturzustande  Italiens  durchaus  entspricht. 
Daher  erklärt  es  sich,  dass  im  Zeitalter  der 
punischen  Kriege  in  den  römischen  Heeren 
die  Bfli^r  zii>  den  italischen  Bundesge- 
noBsen  sich  in  der  Regel  wie  3 : 3  veriial- 
ten ;  natürlich  musste  der  herrschende 
Staat  wesentlich  stärker  belastet  werden  als 
die  abhängigen  Gemeinden. 

Wir  können  jetzt  fibersehen,  welche  Än- 
Btrengungen  die  Kriege  um  die  "Weltherr- 
Bdhaft  Italien  auferlegt  haben.  Das  ge- 
wöhnliche jährliche  Auf^bot  Ton  4  Le- 
onen zu  ca.  5000  Mann  (hinzu  kommen  dann 
noch  die  Bundesgenossen)  Inldet  ungefähr 
2^/4^/0  der  frdeu  rOmischen  BeTGlkemng. 
Im  hannibalischen  Kriege  haben  ab^  jahre- 
lang über  20  Legionen,  d.  l  mindestens 
70000  Hann  ohne  die  Bunde^nossen,  unter 
Waffen  gestanden,  d.  i.  nahezu  30**/o  der 
erwachsenen  männlichen  und  fast  10**/oder 
gesamten  freien  BevlUkenrng^)  —  einel^eis- 
tung,  wie  sie  wohl  im  ganzen  Verlauf  der 
Geschichte  kein  anderes  Volk  aufzuweisen 
hat.  Die  Wirkimgen  des  Krieges  treten 
denn  auch  deutlich  darin  hervor,  dass  im 
Jahre  204  die  Censuszahl  auf  214000  ge- 
sunken istß) 

Nach  dem  hannibalisohen  Kriege  ist  die 
römische  BUi^rzahl  rasch  und  ständig 
gewachsen ;  ün  Jahre  164  erreichte  sie  den 
Höhepunkt  von  337  452  Bürgern.  Die  wirk- 
liche Vermehrung  ist  noch  beträchtlich 
stärker  gewesen,  da  in  dieser  Zeit  zahlreiche 
Büi^r  in  nengegrilndete  latinische  Kolo- 
nieen  deduziert  sind  und  damit  aus  dem 
Staatsverbande  ausschieden.  Seit  dem  Jahre 
164  tritt  Stillstand  und  Rückschritt  ein, 
obgleich  jahrzehntelang  {ausser  in  den 
Jahren  153 — 146)  grosse  Kriege  nicht  zu 
fahren  waren:  die  vemichtenae  RQckwir- 


^)  Wie  stark  für  diese  Zeit  die  Sklavenzahl 
anzusetzen  int,  läast  sich  nicht  abschätzen ;  aber 
jedenfalls  war  auch  sie  im  römischen  Gebiet 
bedeutend  grösser  als  im  bnndesgenilssischen. 

'*)  Es  kommt  hinzu,  dass  infolge  des  Krieges 
die  Bevölkerungszahl  beträchtlich  gesunken  und 
gerade  die  jüngeren  Jahrgänge  fant  dezimiert 
waren. 

•)  Dabei  ist  zn  beachten,  daas  damals 
offenbar  die  Campaner  nicht  mitgezählt  sind, 
die  zuerst  im  Jahre  189  wieder  zum  Censua  zu- 
gelassen wurden,  Liv.  38,  28.  36. 

*')  Die  Erweiterung  des  römischen  BUrger- 

febiets  infolge  des  hannuiali  sehen  Krieges  braucht 
ier  nicht  berücksichtigt  zu  werden,  da  sie 
wesentlich  in  Einziehung  von  Ländereien  für 
den  Staat  bestand,  die  nachher  entweder  zu 
Kolonialgrflndnngen  oder  als  Domänen  verwertet 
wurden. 


kung  der  Weltherrschaft  auf  das  herrschende 
Land,  die  früher  (s.  o.  S.  679)  kurz  angedeutete 
Umwandlung  beginnt  sich  bemerklich  zu 
machen.  In  den  Censuszahlen  können  wir 
sie  ziffermassig  belegen^);  im  Jahre  136 
ist  die  Bürgerzahl  auf  317933  Köpfe  ge- 
sunken. Dies  erschreckende  Ki^bnis  hat 
den  nächsten  Anstoss  zn  dem  Versuch  des 
Ti.  Oracchns  gegeben,  dem  drohenden  Unter- 
gang Italiens  durch  seine  Agtaxreform  ent- 
gegenzutreten. 

Durch  den  Bundesgenossenkrieg  wird  das 
römische  Bürgerrecht  auf  ganz  Italien  bis 
an  den  Fo  (ca.  160000  q^u)  ausgedehnt. 
Dies  Gebiet  hat  im  Censns  des  Jahres  69 
eine  Bflrgrarzahl  von  910000  wgeben.  Wie 
man  sieht,  ist  das  früher  ermittelte  Ver- 
hältnis zwischen  Büi^m  und  Bundesge- 
nossen wie  1 : 2  im  wesentlichen  bestreu 
geblieben,  und  ataxik  die  Torübei^hende 
starke  Zunahme  der  freien  BeTGlkerung  ist 
nicht  von  Hemer  gewesen.  Die  fräe  hflxger- 
liche  BevSlkerang  Italiens  (Ms  an  den  Po) 
hat  auch  zu  Ende  der  Republik  die  Zahl 
Ton  3  Millionen  nicht  erreicht  Dafür  ist 
allerdings  die  Sklavenzahl  —  und  somit  auch 
die  G«samtbev5lkerung  —  betrtchtlich  ge- 
wachsen. Doch  ist  schon  früher  vor  einer 
Ueberschätzung  derselben  gewarnt  worden. 
Wenn  auch  emzelne  Herren  Tausende  von 
Sklaven  besessen,  so  war  andererseits  das 
Proletariat  in  noch  weit  rapiderer  Weise  an- 
gewachsen als  der  Orossgnmdbesitz  und  das 
Grosskapital.  Das  Verschwinden  des  Mittel- 
standes ist  ja  der  Grundzug  der  furchtbaren 
Krisis,  die  Italien  diurchmacht,  und  auch 
für  unser  Problem  sind  die  vom  Tribunen 
L.  Philippus  im  Jahre  1Ü4  v.  Chr.  ge- 
sprochenen Worte,  es  gebe  im  römischen 
Staat  nicht  2000  Menschen,  die  ein  Vei^ 
mögen  besässen  (non  esse  in  civitate  duo 
miUa  hominum,  r^ui  rem  haberent,  Cicero 
de  offic.  H,  73),  von  grösster  Bedeutung.  Auf 
mehr  als  die  Hälfte  der  freien  Bevölkerungj 
rund  IV2  Millionen,  darunter  natürlich  bei 
weitem  die  Mehrzahl  erwachsene  Männer, 
wii-d  man  die  Sklavenzahl  Italiens  keinen- 
falls  ansetzen  dürfen.^) 


')  Kleinere  Schwankungen  erklären  sich 
durch  das  wechselnde  Verhalten  der  einzelnen 
Censaren  den  Latinem  nnd  Bundesgenossen 
gegenüber,  worauf  hier  nicht  w«ter  eingegangen 
werden  kann.  Ich  bemerke  noch,  dasH  ich  die 
sehr  umstrittene  Deutung  der  {vielleicht  cormpt 
überlieferten)  Censuszahlen  von  125  imd  115 
(394000)  hier  übergehe. 

*)  Mit  Hilfe  einer  Berechnimg  auf  Grund 
der  italischen  Bodenproduktion  sind  Beloch 
nnd  ähnlich  vor  ihm  Wallon  (bist,  de  Tesclavage 
II)  zu  diesem  Ansatz  gelangt.  —  Der  auf  dies» 
Weise  gewonnenen  GesamtbeTülkemng  von  47t 
Millionen  steht  gegenwärtig  atif  demselben  Oe* 
biete  eine  BevClkenuig  von  etwa  lö  Millionen 
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8.  Der  Bü^^rcensos  der  Kaiaerzeit 

Das  Lustrum  von  69  ist  das  letzte  unter 
der  Bepublik  gehaltene.  Die  unendlich  ver- 
mehrte Schvieriglieit  des  Geschäfts  und  die 
Wirren  der  Büi^ertriege  haben  die  folgen- 
den Censoren  nicht  dazu  kommen  la^n. 
£^t  Augustus  hat  bei  der  Reorganisation 
jdee  Stades  auch  den  Ceusus  wieder  aufge- 
nommen und  die  büi^rliche  Bevölkerung 
des  Beiches  dreimal  ermittelt  Dann  ist 
-onter  Claudius  und  zum  letzten  Mal  unter 
Yespasian  ein  aUgemeiner  Gensus  geholten 
vcffden.   Die  CensuszaUen  sind: 

Atumstmi  28  v.  Chr.  4063000  \  Nach  Aogiutiu 
ö  V.    „     4233000  >  ^  ImMonum. 
14  n.    „     4  937  000  )  aHcyrannm. 
'ClavdllU   48  n.    „     5  984  «TZ  (TacHas  ann.  11, ») 
Teiptsian  74  n.   „    nicht  erhalten. 

Das  Anwachsen  der  Bevölkerung  von 
einem  Census  zum  anderen  erklärt  sich  teils 
durch  die  natürliche  Vermehrung  in  einer 
Periode  tiefsten  Friedens,  teils  durch  die 
ständige  Erteilung  des  Büi^errechts  an 
Provinzialen ,  namentlich  an  die  aus  den 
Unterthauen  ausgehobenen  Auxiliartruppen, 
die  bei  der  Eotlassimg  regelmässig  das 
Bürgerrecht  erhalten.^)  Um  so  schwieriger 
ist  es,  das  Yerhältnis  der  4  Millionen  des 
Jahres  28  zu  den  910000  des  Jahres  69  zu 
erklären.  Durch  die  Erteilung  des  Büi^r- 
lechts  an  die  Transpadaner,  an  Gades,  Utica 
und  andere  Städte  Spaniens,  Galliens  und 
Afrikas  durch  Cäsar  und  durch  Eiuzelver- 
leihungen,  wie  sie  namentlich  unter  Cäsar 
massenhaft  erfolgten  —  während  Augustus 
damit  sehr  sparsam  war  (Sueton.  Aug.  ^) 
—  ist  die  Zahl  der  Büi^r  bedeutend  ver- 
mehrt worden.  Ferner  haben  teilweise 
sdion  Cäsar,  im  gi-Össten  Umfange  aber  die 
Triumvim  ihre  Soldaten  aus  den  Unterthauen 
ausgehoben  ^)  und  denselben  damit  das  Bür- 
gerrecht erteilt.  Endlich  sind  beim  Census 
derKaiserzeit  die  in  der  Provinz  ansässigen 
Bürger  mitgezählt  worden,  beim  ropublikar 

gegenüber.  Dagegen  hatte  dasselbe  Gebiet,  d.  b. 
Italien  bis  an  den  Po  mit  Ausschluss  der  Inseln, 
noch  im  16.  und  17.  Jahrhundert  kaum  mehr  ala 
6  UiUionen  Einwohner. 

')  Einstellung  von  Nichtbürgern  in  die 
Legionen  unter  gleichzeitiger  Verieihung  des 
BürgerrechtB  war  zwar  im  Bürgerkrieg  anter 
Cäsar  und  den  Triumvim  sehr  läufig  und  wird 
dann  wieder  im  zweiten  Jahrhundert  n.  Chr. 
die  Begel  (Aristides  I  352  Bind.),  kommt  da- 
gegen  unter  Au^stus  und  seinen  ersten  Nacb- 
mlgera  nur  in  Notfällen  vor,  9.  Seeck,  die  Zu- 
sammensetznag der  Kaiser legtouea,  im  Rhein. 
Hua.  48^  1893,  der  Mommsens  Aufstellungen  [die 
Eonsknptionaordnung  der  Kaiserzeit,  im  Hennea 
XIX  1884)  mehrfach  berichtigt  hat. 

*)  Daher  nennt  Vergil  £cL  1,  72  die  bei 
i&a.  Landesokhupationen  der  Triumvim  ange- 
siedelten Soldaten  Barbaren. 


nischen  Census  dagegen  nicht ;  ^)  und  die 
Auswanderung  von  Italikem  in  die  Provin- 
zen (namentlich  als  Eaufleute  sowie  im  Ge- 
folge der  Steuerpäditer)  sowie  die  Erteilung 
des  Bü^rrechts  an  angesehene  Provinzi- 
alen, die  natüi'lich  in  ihrem  Heimatsorte 
wohnen  blieben  (s.  z.  B.  Posidonius  fr.  41, 
Cicero  pro  Balbo  24),  hatten  schon  in  re- 
publikanischer Zeit  grosse  Dimensionen  an- 
genommen. Mag  auch  die  Angabe,  dass 
Mithridates  im  Jahre  88  in  Kleinasien  80000 
oder  150000  Italiker  habe  umbringen  lassen, 
nock  so  sehr  üb^itrieben  sein,  so  waren 
doch  zu  Ciceros  Zeit  in  Spanien  und  Süd- 
gallien, in  Sicüien  und  AJErika,  in  BCleinasidn 
und  auch  in  Maoedonien  und  Griechenland 
viele  Tausende  römischer  Büi^;er  ansfisug. 
Yor  allem  blieben  entlassene  Veteranen 
vielEach  in  den  Provinzen  wohnen,  in  denen 
sie  zur  Entlassung  gekommen  waren,  so 
dass  aus  ihnen  im  Bürgerkrieg  Legionen  ge- 
bildet werden  konnten  (C-äsar  bell.  civ.  III  4). 
—  Diesem  Zuwachs  an  Büi^em  gegenüber 
steht  ein  grosser  Ausfall  durch  die  Dezi- 
mierung der  italischen  Bevölkerung  teils 
direkt  durch  die  Büi^rkriege,  vor  allem 
aber  durch  die  furchtbare,  für  imsere  Be- 
griffe kaum  fassbare  Austreibung  eines 
grossen  Teiles  der  italischen  Bauernschaft, 
welche  die  Triumvirn  bei  den  Landan- 
weisungen an  ihre  Truppen  vorgenommen 
haben. 

So  wäre  in  der  in  Betracht  kommenden 
Zeit  eine  Vermehrung  der  Summe  der  er- 
wadisenen  Büi^r  um  eine  halbe  MüUon, 
ja  um  mehr,  wolil  begreifbar ;  aber  ein  An- 
wachsen von  über  drei  Millionen  ist  voll- 
ständig undenkbar.  Somit  ist  nur  eine  Fol- 
gerung möglich :  die  Zahlen  von  69  und  28 
sind  nicht  homogen,  wenn  jene  die  erwadi- 
senen  Männer  repriiaeutiert,  so  muss  diese 
sich  auf  die  büigerliche  Gesamtbevölkerung 
einschliesslich  der  Frauen  und  Kinder  be- 


^)  Diese  meist  Ubersebene  Thatsache  lehrt 
deutlicher  als  die  Angabe  Ciceros,  pro  Archia 
11,  die  UnmSglichkeit,  die  in  den  Frovinzial- 
städtenserstreuten  römischen  Bürger  vonBom  ans 
zu  censieren.  In  den  italiichen  Städten  gab  es 
Organe  des  Censns^  aber  in  der  Provinz  nicht. 
Zwar  in  der  Theorie  galten  die  in  den  Provin- 
zen angesiedelten  Bürger  für  verpflichtet,  zum 
Census  nach  Italien  zurückzukehren  (VeUejos 
2,  7  maiores  .  .  .  cives  Bomanos  ad  censendum 
ex  provincüs  in  Italiam  revocaverant) ,  aber 
praktisch  war  das  schon  zor  Zeit  des  jüngeren 
Scipio  nicht  mehr  durchführbar  (C^ellios  ö,  19), 
und  thatsächllch  war  in  Ciceros  Zeit  offeubur 
nur,  wer  in  Ibdien  ansässig  war,  verpflichtet, 
sich  censieren  zu  lassen,  wie  Ätticus  (Cic.  ad 
Att.  1,  18,  8).  Han  denke  an  die  Art,  wie  die 
Heranziehung  der  in  überseeischen  Ländern 
lebenden  Deutschen  zur  Diaistpflicht  gehand- 
habt  wird. 
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ziehen.')  Die  erwachsene  männliche  Btb^r^ 
bevölkerung  betrug  also  im  Jahre  28  v.  Chr. 
etwa  1400000.  Von  diesen  mCgen  etwas 
über  1  Million  auf  Italien  (einschliesslidh 
der  Transpadana.  aber  mit  AuBSchlusB  der 
meisten  Alpenthäler  sowie  Siciliens),  etwa 
300000  auf  die  westlichen  Provinzen  und 
gegen  50  (KK)  auf  den  griechischen  Orient 
zu  rechnen  sein.  Die  cives  sind  also  bei 
Auguetus  ebenso  zu  verstehen  wie  in  der 
Angabe  über  Apaznea  oben  S.  681,  wo  das 
Wort  gleich&lls  die  freie  OeBamtbevOlkening 
bedeutet 

Diese  Thatsache  verliert  süles  Auffolleode, 
sobald  man  die  vollständige  Umgestaltung 
in  Betracht  zi^t,  die  der  Census  ffl^ren 
hat  Seit  dem  WegÜEÜl  der  direkten  Abga- 
ben der  Büigersobaft  im  Jahre  167  hatte 
der  Gensus  fflr  die  Steuern,  seit  die  Re- 
krutierung der  Armee  aus  den  firmsten 
Schichten  der  Bevölkerung  durch  Marius 
eingeführt  war.  für  die  Aushebung,  seit  die 
Comitien  dtirch  den  Prinzipat  (oder  eigent- 
lich schon  durch  die  Ausdehnung  des  Bür- 
gerrechts auf  ganz  Italien)  politisch  bedeu- 
tungslos geworden  waren,  natte  auch  die 
Centurieneinteilung  alle  praktische  Bedeu- 
tung verloren.2)  Ein  Gesamtcensus  der 
ßüi^rschaft  hatte  daher  wesentlich  mir  ein 
theoretisches  Interesse ;  »ein  wie  schwieriges 
Geschäft  der  Census  ist«,  sagt  Kaiser  Clau- 
dius als  Censor  im  Jahre  48  in  seiner  Rede 
Ober  das  ius  hononun  der  Gallier  (Bronze- 
tafel von  Lyon),  ^erfahren  wir  gerade  jetzt, 
obwohl  wir  weiter  nichts  erstreben,  als  dass 
unsere  Machtmittel  dem  Staate  be- 
kannt werden  (quam  ut  publice  notae 
sint  facultates  nostrae);  die  Aufgabe  ist  zu 


^)  Ich  habe  mich  lange  gegen  diese  von 
Beloch  gegebene  Lösung  gesträubt,  doch  iat  sie 
durch  alle  ZeugnisBe  geboten.  Da  Augnatas 
sagt  dvinm  Bomanomm  censa  sunt  capita,  ist 
ea  unmöglich,  an  die  Latiner  zu  denken.  Dass 
Tadtns  ann.  11,  25  den  Censns  zu  einer  rheto- 
rischen Phrase  benutzt,  statt  uns  Uber  ihn 
etwas  Genaueres  zu  sa^en,  wird  jeder  schmerz- 
lich empfinden.  —  Eine  weitere  Beatätigrung 
bietet,  daas  Plioius  nat.  bist.  33,  16  die  aus  der 
Zeit  der  Einnahme  Koma  durch  die  Gallier  Über- 
lieferte Censnazahl  als  Zahl  aller  Freien  (capita 
libera)  auffasst,  nicht  als  Zahl  der  erwachsenen 
Männer.  Auch  ist  zu  beachten,  dass  Phlegon 
in  dem  aus  der  Censusliste  entnommenen  ver- 
zächnia  der  Hundertjährigen  Männer  und  Frauen 
nebeneinander  aufführt.  Letztere  waren  zwar 
kweifellos  Witwen,  aber  nrnnSglich  alle  ver- 
mögend; nach  republikanischer  Ordnung  wären 
aie  daher  nicht  heranzuziehen  gewesen.  —  Im 
übrigen  vgl.  meinen  Aufsatz:  Die  Zahl  der 
römischen  Bürger  unter  Äugustns,  Jahrb.  für 
Nat.  u.  Stat-,  3.  Folge  Bd.  15,  S,  61  ff. 

')  Die  Bunstigen  Geschäfte  des  Cenaors,  die 
Verpachtungen  etc.,  ebenso  die  FeststeUnng  der 
Senatoren-  und  Ritterliste,  können  hier  natür- 
hch  nicht  berücksichtigt  werden. 


gross  (uimis  magno  experimento).«  Die 
alte  Art  der  Erhebung  in  Rom  war  unm<^- 
lich,  seit  Rom  ganz  Italien  um&s^.^)  Es 
wmrde  also  jetzt  die  Feststellung  der  Listen 
den  Munidpalbeamten  übertragen  und  von 
diesen  das  Eigebnis  nach  Rom  eingeschickt 
HierfOr  ist,  wenn  nicht  frOher,  so  durch. 
C&sars  Municipalgesetz  (45  t.  Chr.)  festge- 
stellt worden,  dass  die  Beamten  »von  alTen 
römischen  BdiKern  ihres  Stadtbezirks  die 
Namen  und  Vornamen,  den  Vater  odsx 
FtUxon,  die  Tribns,  das  Ck^omen,  das 
Lebensalter  eines  jeden  und  daa 
Vermögen«  feststellen  sollten.  In  dieser 
Weise  ist  der  Census  unter  den  Kiaiseni 
gehandhabt;  jedes  Munidpium  veranstaltet 
seine  Erhebungen  —  daher  erfahren  wir 
z.  B.,  dass  es  m  Oades  und  in  Fktavitun  je 
500  zCmische  Ritter  gab')  — ,  die  Ergeb- 
nisse wurden  filr  Italien  regionenweise  zu- 
sammengestellt und  statistisch  verarbeitet 
—  60  werden  z.  B.  Zusammenstellungen 
nach  den  Altersstufen  vorgenommen,  von 
denen  uns  fflr  die  achte  Region  Italiens  aus 
dem  Census  Vespasians  die  Liste  der  mehr 
als  90  Jahre  alten  Leute  erhalten  ist^)  — , 
schliesslich  das  ganze  Material  (die  vasaria) 
nach  Rom  eingeschickt.  Dass  bei  einer  d^ 
artigen  Erhebung  die  Zählung  auf  ^uen 
und  Kinder  ausgedehnt  wurae ,  ist  fast 
selbstverständlich,  um  so  mehr,  da  das  bei 
dem  Provinzialcensus,  wie  wir  gleich  sehen 
werden,  regelmässig  geschehen  ist  Ebenso 
natürlich  aber  ist  es,  dass  man  sich  in  der 
Regel  mit  der  Munidpalschätzung,  die  ja 
allein  eine  unmittelbare  praktische  Bedeu- 
tung hatte,  begnügte  —  dieselbe  ist  in  der 
Kaiserzeit  r^elmässig  alle  fünf  Jahre  durch 
eigene  Muniapalbeamte,  die  Quinquennalen, 
veranstaltet  worden  — ,  einen  al^emeinen 
Census  der  gesamten  BQrg^rschaft  aber,  von 
dessen  Schwierigkeiten  Kaiser  Claudius  mit 
so  bezeichnenden  Worten  redet,  nur  aus- 
nahmsweise und  nach  Vespasian  überhaupt 
nicht  wieder  vornahm. 

9.  Der  Provinzialcensus.  Auch  in  den 
Provinzen  hat  bereits  unter  der  Republik 
ein  regelmässiger  Census  stattgefunden,  in 
Sidlien  z.  B.  alle  fünf  Jahre.  Die  Erhe- 
bungen vnirden  auch  hier  von  den  Beamten 
der  einzelnen  Gemeinden  vorgenommen,  cUe 


Vorher  ist  von  den  bnndesgenössiachen 
G^emeinden  regdmäasig  ein  Census  nach  Art 
des  rCmiwdien  gehalten  worden. 

«)  Strabo  Öl  5,  3;  V  I.  7. 

■)  PUnias  nathist.  7, 162  f.  Phlegon,  Macrohii. 
Die  Liste  zeigt,  dasa  äie  Erhebung  stadtweise 
vorgenommen  iat.  Die  Kesnltate  sind  merk- 
würdigerweise nach  den  Anfangsbuchstaben  der 
Vornamen  zusammengestellt.  Im  übrigen  lehrt 
die  Liate  deutlich,  dass  die  Alterserhebong  eine 
sehr  wenig  exakte  geweaen  ist,  was  ja  natür- 
lich genug  ist  (vgl.  oben). 
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Abgaben  nach  den  Ei^bnissen  festgesetzt 
(Cicero  Verr.  2,  131  ff.).  Aehnliche  Ein- 
richtungen bestanden  wabrscheiitlidi  in  den 
übrigen  Provinzen.  Die  Kaiser  haben  die 
Eriiebung  des  Provinzialcensus  an  sich  ge- 
nommen und  durch  besonders  dazu  ernannte 
Beamte  leiten  lassen.  Besonders  vichtig 
-war  der  bei  der  Ordnung  oder  Neueinrich- 
tong  äneae  Ftovinz  'TOrgenommene  Census, 
z.  B.  in  Oallien  im  Jahre  12  t.  Chr.  durch 
BruBus,  in  Syrien  und  I^üflstica  im  Jahre 
6  n.  Chr.  durch  den  Legaten  tou  Syrien 
F.  Sulpicius  Quirinius.^)  Bekanntlich  hat 
das  Lukasevan^lium  (2,  1)  daraus  einen 
allgemeinen  Beiehscensus  gemacht,  der  zur 
Zeit  der  Geburt  Christi  statteefunden  habe.^) 
Ein  derartiger  allgemeiner  Census  hat  aber 
weder  unter  Augustus  noch  sonst  jemals 
stattgefunden  ausser  wie  es  scheint  unter 
Yespasian  im  Jahre  74  in  Verbindung  mit 
dem  von  ihm  vorgenommenen  BOrgercen- 
sus;^)  wenn  diese  Termutung  richtig  ist, 
wfirde  sich  der  Irrtom  des  LukaB  um  so 
leichter  erklären. 

Der  Provinzialcensus  war  ganz  ähnlich 
oiganisiert  vrie  der  municipale.  Auch  hier 
werden  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Ge- 
meinden nach  den  Verwaltungsbezirken  von 
besonderen  Beamten  (censitor,  adiutor  ad 
census)  zusammengestellt  und  dem  vom 
Kaiser  für  die  Provinz  ernannten  Schätzungs- 
beamten (legatus  Augusti  pro  praetore  ad 
census  accipiendos  u.  ä.)  übergeben.  Die 
Erhebung,  welche  re^lmfissig  wahrschein- 
lich alle  5  Jahre  wiederholt  wird,  bildet  die 
Grundlage  aller  Abgaben.  Durchweg  er^ 
streckt  sich  die  Bevölkemngsaufnahme  nicht 
nur  auf  die  erwachsenen  Männer,  sondern  auf 
die  gesamte  freie  Bevölkerung:  so  In  Apa- 
mea  beim  Census  des  Quirinius  (oben  S.  681), 
so  in  den  Liat«i  Phlegons  (Anm.  1),  so  in 
Spanien,  wo  uns  Plinius  die  Zahl  der  libera 
capita  der  drei  nordwestlichen  Gerichtsbe- 
zirke mittdlt,')  ebenso  in  Alexaadria  (8.O.). 


')  Joseph.  Antiflu.  17,  13,  5.   18,  1,  1.  18, 

2,  1. 

*)  S.  darüber  jetzt  vor  allem  Mommsen,  res 
gestae  Divi  Än^sti,  S.  175.  Die  Kealität  des 
aUgemeinen  Beichscensas  miter  Ängnstus  hat 
Huschke  (Ueber  den  zur  Zeit  der  Geburt  Christi 
gehaltenen  Census,  1840;  Census  und  Stener- 
verf.  der  früheren  röm.  Kaiserzeit,  1847)  nach- 
zuweisen gesucht;  jetzt  findet  sie  wohl  keinen 
Vertreter  mehr. 

*)  Darauf  können  (wie  anch  Hommsen, 
Staatsrecht  II'  412,2  vermutet)  die  bei  Fhlegon 
an  die  Hundertjährigen  aus  der  achten  Ke^on 
Italiens  angeschlossenen  Listen  ans  Hacedo&ien, 
Bithynien  und  Lusitanien  führen. 
*)  nat.  bist,  m  28: 
Conventns  von  Ästurica:  gegen       240  (XX) 
„         „   Lncus  Äugusti:  fast  166000 

„         „   Bracara:  285000 

zusammen  691 0(X) 


Ee  ist  also  ganz  korrekt,  wenn  bei  Lxikas 
auch  Maria  censiert  wird. 

10.  GeaamtbeTöikenuig  desifimischem 
Beichs.  Dass  die  Federung  die  El^h^ 
nisse  der  einzelnen  PMvinzialGmBus  zusam- 
menstellte und  so  über  die  BevOIkenmgs- 
zahl  des  Beichs  wie  über  das  Gesamtver^ 
mOgen  der  iänwohner  genau  orientiert  war, 
ist  wohl  wahrscheinlichl  Aber  ob  darüber 
etwas  verüffentlicht  wurde,  wissen  wir  nicht ; 
eriialtea  ist  uns  nirgends  eine  derartige 
Nachricht  Auch  über  die  OesamtberOl^ 
rang  der  einzelnen  Provinzen  haben  wir 
k^erlei  Kunde,  und  so  sind  wir  für  eine 
Ermittelung  der  G^amtbevölkerung  des 
römischen  Reichs  lediglich  auf  allg^eine 
Schätzungen  angewiesen.  Die  Zahlen  der 
bürgerlichen  Bevölkerung  nützen  uns  hier- 
für gar  nichts,  da  die  Bürger  und  die  Bür- 
gerstädte über  das  ganze  Beich  verteilt 
waren. 

Für  Spanien  bieten  die  bei  Plinius  be- 
wahrten Daten  (Anm.  2),  für  Gallien  die 
mit  Vorsicht  zu  benutzenden  Nachrichten 
bei  Cäsar  einigen  Anhalt.  Im  übrigen  be- 
darf es  kaum  der  Bemerkimg,  dass  im  Alter- 
tum die  westemropäischen  I^dschaften  weit 
schwächer  bevölkert  gewesen  sind  als  die 
des  Orients  und  dass  somit  gerade  das  um- 
gekehrte Verhältnis  stattgefunden  hat  als 
gegenwärtig,  der  Orient  weit  stärker,  der 
Occident  weit  schwächer  bevölkert  war  als 
jetzt. 

Da  eine  Einzeluntersuchung  hier  nicht 
angestellt  werden  kann,  begnüge  ich  mich, 
mit  einigen  Modifikationen  die  Ansätze 
zu  geben ,  welche  Beloch  für  die  Zedt 
des  Todes  des  Augustus  (14  n.  Chr.) 
aufgestellt  hat.  Er  rechnet  auf  Spanien  6 
Millionen,  auf  das  narbonensische  Gallien 
l^/s  Millionen,  auf  das  übrige  Gallien  bis 
an  den  Rhein  fast  S^i2  Millionen,  auf  die 
Donauländer  2  ]^lillionen,  auf  das  römische 
Afrika  (d.  L  das  altkartha^sche  Gebiet,  Nu- 
midien  und  Mauretanien)  6  Millionen.  Nehmen 
wir  Sidlien  mit  600  OOU  Einwohnern,  Sardi- 
nien und  Korsika  mit  500000  Eänwohnem 
hinzu,  so  ei^ben  sich  für  die  occidentali- 
schen,  der  Roman isierung  unterli^nden 
Provinzen  d^  römischen  Reichs  rund  20 
Millionen  Einwohner.  Dazu  käme  Italien 
(das  jetzt  bis  an  die  Alpen  reicht),  das  im 
Jahre  14  n.  Chr.  einschliesslich  der  Sklaven 
wohl  auf  6  Millionen  angesetzt  werden  darf. 
Das  den  Römern  unterthänige  Asien  haben 
wir  bereits  früher  auf  17 — 18  Millionen, 
Aegypten  mit  Alexandria  auf  8  MilHonen 


auf  ein  Gebiet  von  ungeftlhr  85000  qkm  (nach 
Beloch),  also  etwa  8  Freie  auf  den  qkm.  Die 
Zahl  der  Sklaven  kann  hier  nur  sehr  gering 
gewesen  sein. 
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angesetzt,^)  Dazu  kommt  Griechenland  (mit 
Macedonien  und  der  thrakischen  Küste)  mit 
ruod  3  Millionen,  Eyrenaika  mit  etwa  '  3 
Hillion,  so  dass  wir  für  die  hellenistische 
'Welt,  soweit  sie  Rom  unterthan  war.  etwa 
29  Millionen,  für  das  gesamte  rOmische 
Beich  55  Millionen  erhalten,  ein  Ansatz,  der 
natürlich  nach  oben  wie  nach  unten  um 
mehrere  Millionen  von  der  'Wirklichkeit  ab- 
weichen kann. 

Dass  die  zweihundertjährige  Friedenszeit, 
welche  das  Kaiserreich  brachte,  zunächst 
ein  Anwachsen  der  Bevölkerung  überall  da 
bewirkt  hat,  wo  nicht  wie  in  Italien,  Sicilien, 
Griechenland,  die  ökonomischen  und  soaalen 
Verhältnisse  hemmend  wirkten,  ja  ane  rück- 
läufige Sewing  herbeiführten,  ist  zweifel- 
los, und  in  Nordafrika,  in  Spanien  und 
Gbilien,  in  den  Donauländem,  In  Kleinsten 
und  Syrien  treten  uns  denn  auch  die  An- 
zeichen der  steigenden  Prosperität  auf 
Schritt  und  Tritt  entg^n.  Dann  aber  trat 
die  innere  Zersetzung  des  antiken  Lebens 
und  der  antiken  Kultur  nur  um  so  stärker 
hervor.  In  einer  Epoche  zweihundertjährigen 
Friedens,  unter  einer  sorcsamen  und  umsich- 
tigen Regierung,  ging  schliesshch  der  Wohl- 
stand und  die  BevOlkeruoe  und  in  noch  stärke- 
rem Masse  die  Leistungsfähigkeit  des  Reichs 
stetig  zurück.  Der  wirtschaftiiehe  Nieder- 
gang, der  Griechenlimd  und  Italien  verödet 
hatte,  ergriff  von  hier  aus  der  Reihe  nach 
die  Provinzen  Sicilien,  Spanien,  Afrika,  Gallien. 
Der  gewaltige  Kulturstaat  war  kaum  noch 
im  Stande,  die  Heere  aufzubringen,  um  bar- 
barische Völker  wie  die  Markomannen  im 
Zwange  zu  halten.  Die  Verheerung,  welclie 
die  Pest  unter  Kaiser  Marcus  (1(37  ff.)  in 
der  Bevölkerung  des  Reichs  anrichtete,  hat ! 
sich  niemals  wieder  ausgeglichen.  Einen 
ziffermSssigen  Ausdruck  für  diese  Entwicke- 
lung  zu  geben,  gestatten  freihch  imsere 
Quellen  nicht.  Die  furchtbaren  Kämpfe  des 
dritten  Jahrhunderts,  die  unimterbrochene 
Erhebung  der  Armeen  und  Provinzen  ge^n 
einander,  haben  den  Prozess  beschleunigt 
und  den  Untergang  des  antiken  Staates  voU- 
endet.  Der  neue  Staat,  den  Diocletian  und 
Constantin  errichteten,  hat  zwar  die  Trümmer 
der  antiken  Kultur  gerettet  und  dem  Osten 
neuen  Halt  geben  können,  aber  den  Westen 
gegen  die  zuerst  als  Soldaten  ins  Reich  ge- 
rufenen imd  dann  als  ungebetene  Gäste  ein- 
dringenden Barbaren  zu  behaupten,  hat  er 
nicht  vermocht  Hier  schreitet  daher  mit  der 
Verödung  und  dem  Rückgang  der  Kultur 
auch  der  Rückgang  der  Bevölkerung  ständig 
fort,  der  in  dem  Zusammenschrumpfen  oder 
völligen  Verschwinden  so  zahlreicher  ehe- 


Belochs  Ansätze  weichen  etwas  ab.  Auch 
wäre  Asien  jetzt  wohl  etwas  höher  aiunuetzen 
als  in  der  Zeit  des  Pompejua. 


mals  blühender  Städte  seinen  drastischen 
Auadruck  findet  Ihn  genauer  zu  bestimmen 
und  etwa  den  in  der  Bevölkerungsgesclüchte 
erreichten  Tiefpunkt  zahlenmässig  festzu- 
stellen, von  dem  dann  etwa  seit  der  £aro- 
lingerzeit  aiifs  neue  langsam  eine  aufeteigende 
Bewegung  beginnt,  fehlen  uns  allerdings  alle 
Mittel. 

11.   BevdlkeniBg   der  Stadt  Ron. 

Schliesslich  mag  die  vielumstrittene  Frage 
nach  der  Bevölkerung  Roms  noch  berührt 
werden.  In  unserem  Jahrhundert  hat  man 
sie  in  der  Regel  auf  1^  3 — 2  Millionen  an- 
gesetzt, während  neuerdings  Fohlnuum  H  sie 
für  unlösbar  erklärt  Dem  gc^penfiber  ist 
Beloch  löB  auf  800  (>00  herabg^sogen.  An- 
halt^unkte  für  die  Schätzung  bietet  zunächst 
die  Zahl  der  EmpfSiiger  der  r^lmäsaigen 
Getr^despenden,  die  sich  vor  Cäsar  auf 
3'JUOOO  belief  und  von  ihm  im  Jahre  46  t. 
Chr.  auf  150000  reduziert  wurde.  Unter 
Augustus  ist  die  Zahl  bei  einzelnm  Spmden 
wieder  auf  die  alte  Höhe  mwatAiBea,  dann 
aber  auf  einen  dem  c&sarischen  Satz  nahezu 
entsprechenden  Stand  herabgesetzt  worden. 
Jedenfalls  gab  es  zu  Augustus'  Zeit  ein 
städtisches  Proletariat  von  rund  8OOOOII 
M&mern  —  und  diese  Zahl  wird  uns  denn 
auch  als  Gesamtzahl  der  männlichen  Stadt- 
bevölkerung angegeben,  als  Octaviiui  die 
Legate  Cäsars  auszahlt;  dieser  hatte  >der 
städtischen  Bevölkerung  Mann  für  Mann  75 
Denare«  vermacht-)  Die  Verteilung  dra 
Getreides  war.  wie  es  scheint  regelxnässig, 
auch  auf  Knaben  vom  11.  Jahre  an  ausge- 
dehnt.^) Nun  wird  allgemein  berichtet,  dass 
unter  der  ärmeren  Bevölkerung  Roms  die 
Männer  durchaus  Überwogen :  sie  wurden 
durch  die  Getreideverteilung  angelockt  \md 
siedelten  in  Masse  vom  Lande  in  die  Stadt 
über.  Man  wird  daher  die  ärmere  Gesamt- 
bevölkemng  Roms  höchstens  auf  600  (.XM) 
rechnen  dürfen  und  zugleich  annehmen 
können,  daas  dieselbe  infolge  der  Herab- 
setzung der  Zahl  der  Getreideemp^ger 
sehr  beträchtlich  vermindert  worden  ist.  — 
Die  Zahl  der  Reiclien  kommt  der  Masse 
des  Stadtpöbels  gegenüber  kaum  in  Betracht, 
und  wenn  w  die  Sklavenzahl  auch  noch 
so  hoch  ansetzen  wollen,  so  muss  sie  doch 
immer  ganz  wesentlich  geringer  gewesen 
sein  als  die  Gesamtzalü  der  Freien  —  es 
ist  zu  beachten,  dass  Born  keine  Industrie- 


*)  Die  UebervOlkenmg  der  antiken  Gross- 
Städte  (Preisschriften  der  jablonowskiscben  Ge- 
sellschaft, Bd.  24}  1884. 

')  Appian  civ.  II  143.  III  17.  Belochs 
Meinung,  zur  Teilnahme  an  derartigen  Spenden 
sowie  an  der  Getreideverteilnng  seien  aoch  die 
Bewohner  der  Umgebung  Roms  berechtigt  ge- 
wesen, ist  unhaltbar.  Dementsprechend  ist  auch 
sein  Ansatz  der  Bevölkerung  zu  niedrig. 

')  Sueton  OcUv.  41.   Vgl.  Dio  51,  21. 
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Stadt  var ,  die  gehaltenen  Sklaven  also 
grösstenteils  Bediente  waren.  Bechnen  vir 
nun  noch  eine  ziemlich  beträchtliche  Anzahl 
ansSssi^er  Fremder  hinzu,  so  ergiebt  sich, 
dass  die  Bevölkerung  Borns  vielleicht  zeit- 
weilig bis  an  eine  MuUon  herangereicht  hat, 
im  allgemeinen  aber  nicht  unwesentlich 
niedriger  gewesen  ist  —  d.  h.  Bora  hat  in 
der  Kaiserzeit  ungefähr  dieselbe  Bevölte- 
run^zahl  gehabt  wie  Loadon  zu  Ende  des 
TOngen  Jahrhunderts. 

Dass  wir  nicht  hoher  gehen  dürfen,  lehrt 
auch  d^  Umlang  der  Stadt.  Die  aureliar- 
nische  Mauer  umfasst  einen  Flächenraum 
Ton  1230  ha,  und  es  ist  ein  Irrtum,  wenn 
man  glaubt,  die  Stadt  habe  sich  jemals 
weiter  ausgedehnt;  im  Gegenteil  wird  Aure- 
liaa in  seiner  Mauer  manche  wenig  oder 
gar  nicht  bewohnte  Distrikte  eingescKlossen 
haben.  Nun  ist  zwar  Born  unendlich  viel 
dichter  bevölkert  gewesen  als  unsere  mo- 
dernen Städte;  aber  über  ein  gewisses  Maxi- 
mum, wie  es  z.  B.  cÜe  engsten  Quartiere 
Neapels  (1470  Einwohner  auf  den  Hektar) 
bieten,  wird  man  nicht  hinausgehen  dflrfen. 
Wenn  dieser  Satz  fflr  die  bevOlkOTtsten  Teile 
der  römischen  Altstadt  und  fOr  die  Übrigen 
eine  entsjffechend  dünnere  angenommen 
wirdf  lasst  sich,  wie  Beloch  gezeigt  hat, 
über  ein  Maximum  von  700000  Einwohnern 
schwerlich  hinauskommen;  das  wären  im 
Durchschnitt  650  Einwohner  auf  den  Hektar. 

Llttermtnri  Hume,  Of  ^  RipnloameM  qf  an- 
eient  Nation*  (in  Meinen  Ettay»,  taertt  gedruckt 
17SX).  —  Slumpt,  Ueber  den  Stand  der  Bevöl- 
terung  und  Volktvermekrung  im  Altertum,  Abh. 
der  Berliner  Ak.  IS40.  —  Wietersheim,  Ge- 
tchichte  der  Völkerwanderung  I  169  ff',  der  ersten 
Avfiage.  —  Belo€h ,  Die  Bevölkerung  der 
griechiech-römiachen  Welt  (hittoriache  Beiträge 
2ur  BevöUcerungalekre,  I),  1S86,  -woselbat  auch 
die  »onatige  ikueratur.  /Von  den  Angr^en 
nenne  ich  hier  O.  Seeek,  Die  SteiHatit  in  der 
alten  Gteekichie,  Jahrb.  f.  NaU  u.  3.  Folge 
XIII,  und  dagegen  Belochs  Verteidigujtg :  zur 
Bevolkerungagetchichte  dea  Altertum»,  ebendaa. 
XIII  Sil  f.;  ferner  Komemann,  2>ic  röm. 
CenauaxaHen  alt  ttatiatiaehe»  Material,  ebendaa. 
XIV £91  ff.,  und  dagegen  mein  Aufsatz:  IHe  Zahl 
der  römischen  Bürger  unter  Auguatus,  ebendaa. 
XV  59 ff.}  —  Ueber  die  Bevölkerung  Athena  a. 
Boeckh,  Staatshattthalt  (dessen  Ansätze  nicht 
hallbar  eindj:  von  WUttmawU*,  Aristoteles 
und  Athen  Ii  S07ff.,  der  die  alten  I\uiHonen 
mSgWshM  au  halten  sucht,  ähnlieh  wie  ßir 
Sieilien  Holm,  Oeaehie^  SicUiena  im  AUer- 
tam  III  1898,  887 ff.  —  Veber  den  römischen 
Cenaua  a.  «.  a.  Momnuten,  Röm.  ,Slaatarecht 
II  347 ff.  (S.  Aufl.  S.  SS9ff.}:  MarquartU, 
Hörn.  Slaataverwaltung  II,  S04ff-  und  die  sona- 
tigen Sandbücher  der  römischen  Altertümer; 
über  die  Bevölkerung  der  Stadt  Rom  Fried- 
lAnder,  Darstellungen  aus  der  Sittengeschichte 
Sorna  I*  58  ff.  Anderes  ist  teinea  Orle«  an- 
geführt. 

Salle  a.  S.  Eduard  Meyer. 
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Bevölkerungsweclisel. 

I.  ÄUgemeine  Theorie  dea  Bevölkerang«- 
Wechsels  (S.  689).  II.  Organisatioa  und  Technik 
der  Statistik  der  Bevölkerungsbewegimg  (3.  696). 

I.  Allgemeine  Theorie 
des  BeTolkerungsweehsels. 

1.  üebersicht  der  Aufgabe.  2.  Planimetri- 
sche  Konstruktionen.  3.  Hanpt^samtheiten 
von  Lebeaden  und  Verstorbenen.  4.  Die  £le- 
mentargeaamtheiten.  Ö.  Andere  ZnstandBände- 
rongen. 

1.  Üebersicht  der  Aufgabe.  Die  Be- 

vOlkenmg  eines  Landes  bildet  eine  Gesamt- 
heit deren  Elemente  —  die  menBchlichen 
Individuen  —  durch  Tod  und  Geburt,  Aoa- 
wandemng  und  Einwanderung  einem  fort- 
währenden Wechsel  unterworfen  sind,  w^- 
rend  die  ganze  Volks  zahl  in  der  Begel  nur 
in  einem  langsamen  Fortadireiten  b^riffen 
ist  und  das  vethfiltnis  der  nach  Gescnlecht 
und  Altersklassen  gebildeten  Grup^n  zu 
der  Gtesamtzahl  und  somit  auch  zu  einander 
annähernd  konstant  bleibt  Betrachten  wir 
jedes  C^eschlecht  für  sich  imd  sehen  wir 
der  Einfachheit  wegen  vorläufig  von  den 
Wanderungen  ab,  so  können  wir  also  z.  B. 
die  männhche  Bevölkerung  in  einem  gege- 
benen Zeitpunkt  am  Tage  (streng  ge- 
nommen müsste  man  verlangen:  im  Au^n- 
blicke)  der  Volkszählung  nach  einjährigen 
Altersstufen  gleichsam  in  ein  Fachwerk  von 
Klassen  verteilen.  Im  Laufe  eines  Beobach- 
tungsjahres wird  nun  die  Besetzung  jeder 
Klasse  dadurch  vei-ändert,  dass  1,  fortwah- 
rend Individuen  die  obere  Altersgrenze  der 
Klasse  überschreiten  (da  die  einzelnen  im 
Anfang  sich  in  allen  möglichen  Abstäoden 
zwischen  0  und  1  Jahr  von  dieser  Grenze 
befanden) ,  2.  fortwährend  Individuen  aus 
der  unteren  Altersklasse  in  die  betrachtete 
einrücken ;  3.  Individuen  innerhalb  der  Alters- 
klasse während  des  Beobachtungsjahres  ster- 
ben. Bei  der  untersten  Altersklasse  (von 
0—1  Jahr)  erfolgt  das  neue  Einrücken  durch 
die  Geburten.  Am  Ende  des  Beobach- 
tungsjahres sind  die  Individuen  in  jeder 
Altersklasse  vollständig  durch  andere  ersetzt, 
und  zwar  stammen  nunmehr  die  Angehöri- 
gen jeder  Klasse  aus  einer  um  ein  Jahr 
vorgerückten  Geburtsjahresstrecke.  Betrach- 
tet man  ferner  die  innerhalb  des  Beobadi- 
tungsjahres  gestorbenen ,  nach  jährlichen 
Altersklassen  unterschieden,  für  sich,  so  be- 
merkt man,  dass  die  An^ehOrigeu  jeAer 
dieser  Klassen  aus  je  zwei  Geburtsjahren 
stammen. 

Um  die  Beziehungen  der  nach  Alters- 
jahr ,  Geburtsjahr  und  Beobac^tunge^ahr 
unterschiedenen  Gruppen  der  Lebenden  und 
Verstorbenen  untereinander  leicht  Übersehen 


Handwörterbach  der  SUAtawiB8eiwcb»ften.  Zweite  Auflage.  II. 
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zu  können,  vendet  man  am  besten  einfache 
^phische  Konstnibtionen  an.  £napp,  der 
jene  Beziehungen  zuerst  allgemein  lestge- 
Btellt  hat,  drQetcte  die  in  BetiAcht  kommen- 
den Gerämtheiten  durch  Intregale  aus. 
Zeuner  stellte  daan  die  Knappschea  Inte- 
CTale  durch  eine  einfache  stereometrische 
Konstruktion  dar,  und  sjoftter  führte  Perozzo 
auf  Veranlassung  der  Direktion  der  italieni- 
schen Statistik  nach  schwedischem  Material 
auch  ein  Modell  aus,  welches  annähernd 
und  mit  gewissen  Modifikationen  den  Zeuner- 
Bchen  Zeichnungen  entsprach.  Solche  »Stereo- 
gramme« oder  Modelle  mögen  für  manche 
Zwed^e  der  Veranschaulichuug  von  Nutzen 
sein,  zur  raschen  Orientierung  über  die  Be- 
ziehungen der  Gesamtheiten  und  zur  schnellen 
Bsantwortung  der  in  der  Praxis  sich  er- 
hebenden Fragen  sind  jedoch  planime- 
tri sehe  Konstruktionen  entschieden  vorzu- 
ziehen. Eine  solche  liat  schon  Knapp  in 
seinem  "Werke  über  »die  Sterblichkeit  in 
Sachsen«  angegeben,  nachdem  er  vorher 
einen  Versudii  anderer  Art  gemacht  hatte. 

2.  Planimetrische  Konstruktionen. 
Denken  "wir  uns  (Fig.  1 )  die  Zeit ,  von 
irgend  einem  Anfangi^puiikte  0  an  gerechnet, 
durch  die  unbegrenzt  lange  Linie  OX  aus- 


i  b      (■  tl      DBA  f  ';X 


Figur  1. 

gedrückt  Die  Zeitpunkte  der  Geburten, 
die  in  dem  betrachteten  Lande  stattfinden, 
sollen  durch  a,  b,  e,  d  etc.  bezeichnet  werden, 
finden  also  an  den  KaJendei-daten  Oa,  Ob, 
Oc  etc.  statt.  Mit  jedem  dieser  Geburts- 
punkte beginnt  eine  Lebenslinie  wie  aÄ, 
bB,  Cc,  Dd  etc.,  deren  Ende  durch  die 
Sterbepunkte  A,  B,  C,  D  .  .  .  .  bezeichnet 
wird.  Wenn  diese  Ijebenslinien,  wie  es  in 
der  Wirklichkeit  der  Fall  ist,  in  die  allge- 
meine Zeitlinie  hineinfallen,  so  bilden  ihre 
Anfangs-  und  Endpunkte  ein  Gewirr,  welches 
der  Anschaulichkeit  durcliaus  entbehrt  und 
einen  leichten  Einblick  in  die  Beziehungen 
dieser  Punkte  nicht  gestattet.  Nach  der 
Knappschen  Konstniktion  wird  nun  ein 
solcher  dadurch  möglich  gemacht,  dass  die 
Linien  parallel  mit  der  Grundlinie  empor- 
gehoben und  in  die  Lagen  von  a'  A',  b'  B', 
c  C,  d  D'  etc.  gebracht  werden,  und  zwar 
so ,  dass  diese  letzteren  Linien  sämtlich 
gleich  "weit  und  zwar  um  die  Strecke  aa' 


von  einander  abstehen.  Die  Änfongspunkte 
derselben  bilden  also  eine  gebrochene  Linie 
a'  b*  c  d'  ...  die  sich  um  so  mehr  der 
Form  einer  Kurve  nfihert,  je  kleiner  man 

den  gleichen  Abstand  der  Linien  annimmt. 
Wäre  die  Strecke  a  d  gleich  einem  Jahre 
und  zöge  man  von  d  aus  eine  gebrochene 
Linie  parallel  zu  aa'  b '  c'  d'  .  . .  so  würden 
dadurcn  auf  allen  empoi^hobenen  Lebens- 
linien Strecken,  und  zwar  Altersstrecken, 
von  einem  Jahre  abgeschnitten  und  durch 
ähnliche  gebrochene  Parallelen,  die  auf  der 
Grundlinie  von  d  a\is  weiter  in  Jahresab- 
stAnden  begönnen,  könnte  man  die  Lebens- 
linien bis  zu  der  höchsten  Altersstufe  in 
solche  einjährige  Absclinitte  teilen.  Bei  der 
weiteren  Benutzung  dieser  Konstruktion  er- 
weist sich  aber  die  Gebrochenheit  oder 
Krümmung  der  die  Alteregrenzen  bildenden 
Linien  als  störend.  Eine  von  Becker  ange- 
gebene Konstruktion  (Fig.  2)  vermeidet  die 
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Fignr  2. 

gebrochenen  Linien,  indem  die  Lebenslinien 
a  A,  b  B,  c  C  etc.  so  hoch  empoi-gehoben 
werden ,  dass  ilire  neuen  Anfangspunkte 
a',  b'.  c'  .  .  .  ebensoweit  von  der  horizon- 
talen Axe  OX  wie  von  der  senkrechten  OY 
abstehen.  Sie  liegen  dann  offenbar  sämt- 
lich auf  einer  geraden  Linie,  welche  gegen 
jede  der  beiden  Äxen  von  45  Grad  genei^ 
ist.  Jede  Parallele  zu  dieser  schrägen  Linie 
schneidet  von  allen  ljel)enslinien ,  welche 
sie  trifft,  gleiche  Stücke  ab,  bezeichnet  also 
für  alle  gleiche  Altersabstände  von  der  Ge- 
burt oder  einer  anderen  AltersgrenzHnie  ab. 
Die  Senkrechten  aa',  b  b*,  cc'  etc.  aber  be- 
zeichnen in  dieser  wie  auch  in  der  vorigen 
Figur  gleichzeitige  Punkte  in  allen  sie 
schneidenden  Iicbenslinien. 

Ich  habe  die  folgende  Konstniktion  vor- 
geschlagen (Fig.  3),  die  mir  namentlich  für 
weitere  Ausführungen  vorteilhafter  zu  sein 
scheint.  Die  Lebenslinien  werden  um  ihre 
Anfangspunkte  a,  b,  c  gedreht  und  senk- 
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recht  au^estellt,  -wie  aA',  bB',  cC'  eta 
Soentstehen  glächsehenkelige  rechtwinkelige 
Dreiecke,  vie  aA'A,  bB'B.  f^alleii  die  Punkte 
A  und  B  zusammen,  so  liegen  die  ihnen 
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Figur  3. 

entspechenden  Funkte  A'  und  B'  offenbar 
in  einer  schril^n  Linie  A'B'.«^  die  unter 
4ri  Grad  nach  bnks  gegen  die  beulen  Achsen 
OX  imd  OY  geneigt  ist.  Jede  andere  unter 
demselben  Winkel  geneigte  Linie,  wie  (Fig. 
4)  a,  ^,  oder  g,  bezeichnet  in  allen 
Lebensimien,  die  sie  schneidet,  den  gleichen 


Figur  4. 

absoluten  Zeitpunkt,  der  der  Kalenderzeit 
Og,  oder  Og,  entspricht;  denn  denkt  man 
sich  die  Lebenslinien  wieder  in  die  horizon- 
tale Achse  zurückgelegt ,  so  fallen  jene 
Schneidepunkte  samtlich  in  den  Punkt 
g,  bezw.  g,  zusammen.  Wir  bezeichnen  diese 


Linien  daher  als  isochronisdie.  Alle  Punkte 
in  der  Ebene,  die  zTischen  zwei  solchen 
Linien  liegen,  fallen  in  die  Beobachtungs- 
zeitstrecke ,  welche  durch  die  Schneide- 
punkte der  Axe  OX  mit  denselben  begrenzt 
wird.  Alle  zu  der  Grundlinie  parallelen 
Linien  wie  a,  n,  a,  v,  scheiden  die  Lebens- 
linien (von  denen  in  der  Figur  4  nur 
pq,  besonders  gezeichnet,  aus^rdem  aber 
eine  grosse  Zahl  durch  die  sie  abschliessen- 
den Sterbepunkte  dai^stellt  ist)  in  gleichen 
Altersabständen  von  den  Öebnrtspunkten, 
und  m^n  daher  Altersgrenzlinien  ge- 
nannt werden.  £ine  derselben,  SIX.'  kann 
man  so  weit  hinausgeschoben  denken,  dass 
sie  von  keiner  Lebenslinie  mehr  erreicht 
wird,  also  der  Figur  oben  einen  Abschluas 
giebt.  Durch  je  zwei  senkrechte  Linien 
endhch,  wie  g,  u„  g,  u,,  wird  eine  Gesamt- 
heit von  Lebenslinien  abg^renzt,  die  von 
derselben  Geburtszeitstredke  g,  g,  auslaufen 
imd  deren  Endpunkte  sämtliäi  in  den 
Streifffli  ^,  g,  u,  n,  faUen.  Solche  Linien 
nennenwirOeburtsgrenzlinien.  Denken 
wir  uns  eins  dieser  drei  Systeme  von  Be- 
grenzungslinien  in  der  Weise  gezogen,  dass 
die  Beobachtnngs-  und  die  Geburtszeitstrecfcen 
den  Kalenderjahren  entsprechen  imd  auch 
die  Altersgrenzlinien  Abstände  von  je  einem 
Jahre  aufweisen,  so  entsteht  ein  Netzwerk, 
wie  es  in  Fig.  4  teilweise  gezeichnet  ist, 
durch  welches  die  sämtlichen  Sterbepunkte, 
die  von  der  in  der  Zeitstrecke  OX  Gebore- 
nen herrühren  oder  in  der  Zukunft  hinter- 
lassen werden,  in  dreieckige  Umgrenzungen 
gebracht  werden.  IKe  so  entstehenden,  durch 
Zeit-  lind  Altersbestimmun^n  abgeteilten 
Gruppen  von  Sterbefillen  bilden  die  Ele- 
mentargesamtheiten, aus  denen  sich 
alle  in  Betracht  kommenden  Geauntheiten 
von  Verstorbenen  und  Lebenden  zusammen- 
setzen lassen.  Das  Charakteristische  einer 
solchen  Elementaigesamtheit  besteht  darin, 
dass  bei  derselben  jedes  der  drei  Bestim- 
mungsstücke —  Beobachtungsstrecke,  Ge- 
burtsstrecfce  und  Altersstrecke  —  in  der 
Grösse  eines  Jahres  auftritt.  In  der  Zeich- 
nung allerdings  erscheinen  die  schrÄgen 
Grenzlinien  grösser  als  die  beiden  anderen, 
imd  ich  habe  daher  darauf  hingewiesen 
dass  sich  diese  üngleichförmigkeit  vermeiden 
lasse,  wenn  man  die  Lebenshnien,  wie  es 
(Fig.  3)  mit  dd'  und  ee'  geschehen  ist,  nicht 
senkrecht  auf  die  Grundlinie  stellt,  sondern 
gegen  dieselbe  nur  um  60  Grad  dreht.  Die 
isochronischen  Linien  erscheinen  dann  eben- 
falls um  60  Grad  nach  links  gegen  die  Linie 
OX  geneigt,  und  die  Elementargesamtheiten 
werden  nunmehr  von  gleichsei^^n  Drei- 
ecken umgrenzt,  wie  es  der  Gleichheit  Qaer 


Vgl.  hierfür  nnd  für  die  folgenden  An- 
merknngen  die  Litterator  nnten  S.  696. 
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Bestimmungstflcke  gemfiss  ist  Lewin  hat 
spftter  diese  Konstruktioa  zu  wäteren  Aus- 
führungen benutzt ,  Im  ganzen  halte  ich 
aber  doch  die  senkrechte  Aufetellung  der 
Lebenslinien  f flr  zweckmässiger,  sowohl  weil 
sich  die  Betrachtang  m  e  h  r  f  a  0  h  e  r  Zustan<^ 
ftnderungen  leiditer  anschliesst  als  auch 
die  Bedeutung  des  Normalalters  (s.  d.)  uch 
dadorch  besser  veranschaulichen  Ifisst  Auch 
lassen  sich  die  LebetuUnien  auf  diese  Art 
einfach  durch  ihre  Endpunkte,  die  Sierbe- 
puokte,  andeuten,  indem  man  me  von  diesen 
aus  am  die  Ghrundlinien  geßülten  Lotiinien 
gar  nicht  zu  zeichnen  braucht  Im  allge- 
mdnen  werden  nie  zwei  Sterbepnnkte  genau 
auf  d^aelben  Senkrechten  liegen,  da  wohl 
niemals  zwei  Geburten  in  denselben  mathe- 
matischen Zmtpunkt  ^en.  In  einem  grossen 
Lande  aber  werden  sich  die  (^bortspunkte 
jeden^Is  sehr  enge  zusammendrän^n  und 
die  Sterbepunkte  sich  daher  mit  einer  ge- 
wissen Stetigkeit  und  einer  von  der  Alters- 
stufe und  der  Dichtigkeit  der  Geburten  ab- 
hängigen Dichtigkeit  (das  "Wort  in  dem 
weiteren  Sinne  von  Anhäufung  diskreter 
Punkte  genommen)  über  die  Ebene  ver- 
breiten. 

Es  ist  durchaus  unberechtigt,  wenn  Zeuner 
in  einer  neueren  Arbeit  2)  behauptet,  meine 
Konstruktion  sei  einfach  dem  Grundriss 
seiner  stereometrischen  Darstellung  ent- 
nommen. Ich  bin  von  einer  ganz  anderen 
Vorstellung  ausgegangen  als  Zeuner,  und 
wenn  dabei  dieselbe  Form  des  Netzwerks 
entstand,  so  ist  der  Inhalt  desselben  doch 
ganz  anders  gedacht  als  bei  der  Zeunerscheu 
Konstruktion.  Bei  der  meinigen  handelt  es 
sich  um  die  mit  verschiedener  Dichtigkeit 
in  der  Ebene  verbreiteten  Sterbepunkte, 
und  wenn  ich  durch  Einführung  einer 
dritten  Koordinate  ein  körperliches  Mo- 
dell herstellen  wollte,  wie  ich  schon  in 
einer  früheren  Arbeit  3)  erläutert  habe,  so 
würden  die  Senkrechten  auf  der  Grund- 
ebene die  Dichtigkeit  der  Verstor- 
benen darstellen.  In  der  stereometrischen 
Ijjonstruktion  Zeuners  dagegen  (in  der  Über- 
haupt keine  Sterbepunkte  vorkommen), 
drflc^n  die  Senkrechten  zur  Ghnmdebene 
die  Dichl^keit  der  Lebenden  aus  und 
daher  erscheinen  bä  ihm  die  Gesamtheiten 
der  Verstorbenen  gar  nicht  in  der  Grund- 
ebene,  sondern  in  der  auf  derselben  senk- 
rechten seitlichen  Koordinatenebene  links, 
was  zur  Folge  hat,  dass  die  wichtigen  Ele- 
mentargesamtheiten mit  teilweise  gekrümm- 
ten Begrenzungslinien  in  einer  unbequemen 
perspektivischen  Zeichnung  auftreten,  wäh- 
rend sie  in  meiner  Darstellung  in  der  Grund- 
ebene durch  geradlinige  Dreiecke  begrenzt 
sind.  Die  versclüedene  Dichtigkeit  der 
Sterbepunkte  in  diesen  Dreiecken  kann  man 
sich  natürlich  audi  durch  irgend  eine  ab- 


gestufte Mannigfaltigkeit  der  Schraffierung 
versinnbildlichen,  am  eiufachsten  aber  ist  es, 
dieselbe  nur  in  Gedanken  festzuhalten  und 
sich  mit  der  geradün^n  Zeidmung  zu  be- 
gnügen, ans  der  sich  ohne  weiteres  und 
ohne  Formeln  die  Beziehungen  der  ver- 
schiedenen in  Betiadit  kommenden  Gesamt- 
heiten von  Lebenden  und  Vetstorbenen  er- 
sehen lassen.  Dass  man  in  der  Funkten- 
ebene  auch  eine  beliebig  duidi  gerade 
od^  krunune  Linien  i^^eschloBsrae  Gesamt- 
heit von  Verstorbenen  ausscheiden  und 
«niges  allgemeine  darüber  —  insbesondere 
über  die  Altei'ssummen  —  anfetellen  kOnne, 
habe  ich  schon  in  meiner  ersten  Schrift  Über 
diesen  G^enstand  gezeigt'').  Von  wirk- 
lichem praktischen  Interesse  sind  jedoch 
ausser  den  Elementargesamtheiten  nur  die 
einfachsten,  mittelst  derselben  zusammen- 
setzbaren, von  Knapp  so  genannten  Hauptge- 
samtheiten von  Lebenden  und  Verstorbenen. 

3.  Hanptgesamtheiten  von  Lebenden 
nnd  Veratorbenen.  Eine  erste  Art  von 
Hauptgesamtheiten  von  Lebenden  besteht 
aus  solchen,  die  einer  gegebenen  Geburts- 
zeitstrecke wie  g,  g,  (Fig.  4)  entstammen 
und  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte,  z.  B. 
gt,  als  gleichzeitige  neben  einander 
existieren.  Ihre  Zahl  ist  gleich  der  Zahl 
der  Schneidepunkte  der  von  g,  g,  ausge- 
henden Lebenslinien  mit  der  Linie  s  z  und 
kann  durch  eine  Volkszählung  unmittelbar 
festgestellt  werden.  Statt  der  Schneide- 
punkte betrachten  wir  jedoch  bei  der  obigen 
Konstruktion  die  schon  vorhandenen  oder 
zukünftigen  Sterbepunkte  inneriialb  d^ 
Streifens  jenseits  der  Linie  sz  bis  zu  der 
äussersten  möglichen  Altersgrenze,  also  inner- 
halb des  Trapezes  u^  u,  z  s,  deren  Zahl  der- 
jenigen jener  Schneidepunkte  gleich  ist,  da 
jede  z  s  durchlaufende  Lebenslinie  (von  den 
Wanderungen  abgesehen)  irgendwo  in  jenem 
Trapez  einen  Sterbepunkt  liefern  muas.  Die 
Gesamtheit  aller  bei  einer  Volkszählung  im 
Zeitpunkte  g»  ermittelten  Lebenden  wird 
also  durch  den  (vorlumdenen  oder  zukünf- 
tigen) Punkteninhalt  des  grossen  Dreiecks 
gj  W  Ug  dargestellt.  Bei  unserer  Voraus- 
setzung durchw^  einjähriger  Abgrenzimgw 
setzt  Bich  die  dorch  die  Säineidepimkte  der 
Lebenslinie  mit  der  Linie  s  z  daivestellto 
Gesamtheit  von  Glekdizeitigen  aus  Individuen 
zusammen,  deren  Altersveisduedenheit  höch- 
stens ein  Jahr  betragen  kann. 

Eine  zweite  Hauptgesamtheit  von  Lebeu- 
den  wird  durch  Gleichheit  der  Geburts- 
strecken und  des  Alters  bestimmt  Eijie 
solche  wird  z.  B.  durch  die  Summe  der 
Sethneidepunkte  der  von  g,  g,  ausgehenden 
Lebenslinie  und  der  AltersgrenzHnie  rs  aus- 
gedrückt, kann  andererseits  aber  auch  nach 
derselben  Vorstellung  wie  oben  durch  den 
Punkteninhalt   des   rechteckigen  Streifens 
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TB  u,  u,  dargestellt  Texden.  Die  Angehörige 
einer  Bolchen  Oesamtheit  v<m  Glacfaalterigen 
erreidiea  das  betreffende  Alter  nach,  und 
nach  innerhalb  einer  Zeitsfarecke,  welcbe 
80  lang  ist,  vie  die  zi^eh&r^  Geburts- 
Btreöke,  in  unaeron  Bespiele  also  inneriialfo 
einer  Jahresstrec^  und  zwarin  der  Kalender- 
zeit  g,  Einen  Grenzfall  bilden  die  Oe- 
bcffenen  einer  S^itstrecke  im  Ansenblidc 
der  Geburt,  also  im  Alter  0,  oder  die  Ge- 
neration einer  bestimmten  Geburtsstrecke, 
wie  g,  g,,  die  der  Zahl  nach  auch  durch 
den  Punkteninhalt  des  ganzen  Streifens 
gt  g»  dargestellt  sind.  Handelt  es  sich 
um  die  Aufstellung  einer  Absterbeord- 
nung, so  wird  man,  da  es  eine  Vielheit 
von  gleichzeitig  Geborenen  nicht  giebt, 
von  der  Generation  einer  Zeitstrecke 
ausgehen  müssen  und  deren  Absterben  tritt 
dann  in  der  allmählichen  Yerringerung  der 
Gesamtheiten  von  Gleichalterigen  mit  den 
Altersgrenzen  a„  a,,  a,  etc.,  also  der  Pnnkten- 
inhalte  der  Streifen  o  m  u,  u,  rs  u,  u,  etc. 
zu  Tage.  Die  Zählung  dieser  Gesamtheiten 
ist  nicht  direkt  ausfülirbar,  wie  bei  der 
ersten  Hauptgesamtheit  von  Lebenden,  aber 
doch  leicht  zu  erreichen,  wenn  die  Pvmkten- 
inbalte  der  Elementardreiecke  bekannt 
sind.  So  ist  z.  B.  der  Punkteninhalt  von 
r  B  u,  u,  oder  die  Zahl  der  Sehneidepunkte 
von  rs  gleich  dem  durch  die  Volkszäh- 
lung festzustellenden  Punkteninhalt  von  z  s 
u,  u,  plus  dem  Funkteninbalt  des  Elemen- 
tardreiecks z  r  s,  von  dessen  Ermittelung 
unten  die  Rede  sein  wird. 

Als  eine  erste  Art  von  Hauptgesamt^ 
heiten  von  Verstorbenen,  deren  Er- 
hebung leicht  ist  und  zuerst  allgemeiner 
üblich  wurde,  bietet  sich  diejenige  dar,  welche 
durch  eine  Beobachtungszeitstrecke 
\mä.  einer  Altersstrecke  begrenzt  wird, 
wie  z.  B.  der  Ftmkteninhalt  des  Parallelo- 
gramms r  B  m  n,  der  herrflhrt  von  den  Yer- 
8tori)enen  der  Zlieitstrecke  g,  g^  im  Alter  von 
a^  bis  a,  Jahren.  Der  Ponkteninhalt  des 
ganzen  von  g«  g,  auslaufenden  und  bis  zur 
Aussersten  Altersgrenzlinie  verlängert  ge- 
dachten schrägen  Streifens  stellt  also  die 
GesamÜiMt  der  in  der  Zeitstrecke  g,  g^,  die 
wir  gleich  einem  Kalenderjahr  annehmen, 
in  allen  Alterstufen  Gestorbenen  dar.  Bei 
einer  zuoehmenden  Bevölkerung,  in  welcher 
also  die  jährliche  Zahl  der  Gebiu^en  die 
der  Sterbefälle  übei-steigt ,  ist  also  der 
Punkteninhalt  dieses  Streifens  kleiner  als 
der  des  senkrechten  Streifes  g,  g^  u,  u^  und 
zwar  wird  die  Differenz  der  Punktendichtig- 
keit zwischen  zwei  Altersgrenzlinien  in  den 
beiden  Streifen  um  so  grösser  sein,  je  höher 
die  betreffende  Altersstufe  angenommen  wird. 
Im  übrigen  ist  noch  hervorzuheben ,  dass 
die  nach  Sterbezeit  und  Alter  einjährig  be- 
grenzte Gesamtheit  in  rsmn  zwei  ver- 


schiedenen Geburtsjahren  angehört,  die  durch 
g,  g,  und  g,  g«  bezeichnet  werden,  und 
dass  sie  sich  demnach  aus  zvei  Mementar- 
^amth^ten  zusammensetzt,  die  durch  die 
Ihreiecke  r  s  m  und  s  m  n  b^renzt  werden. 

Eine  zweite  Hauptgesamuieit  von  Yeiv 
stOTbenen,  die  ebenmOs  ohne  Scbwierig- 
kedt  eihoben  werden  kann,  wird  durdi  eine 
Beobachtungs-  und  eine  Gebnrts- 
strecke  begrenzt,  wie  z.  B.  der  Punkten- 
inhalt des  Parallelogramms  z  b  r  m,  Aer  die 
Verstorbenen  darstellt,  die  in  der  Zeitstrecke 
(Jahr)  g,  g,  geboren  waren  und  im  Kalender- 
jahre g«  gj  gestorben  sind.  Die  Angehörigen 
einer  soldien  nach  Geburts-  und  Sterbezeit 
einjährig  begrenzten  Gesamtheit  sind  in 
einem  Altersspielraum  von  zwei  Jahren 
gestorben  und  setzen  sich  ebenfalls  aus 
zwei,  in  unserem  Beispiel  diux;h  die  Drei- 
ecke z  r  s  und  r  s  m  begrenzten  Elementar- 
gesamtheiten zusammen. 

Eine  dritte  Art  von  Hauptgesamtheiten 
von  Veretorbenen  endlich  ist  theoretisch  die 
wichtigste,  lässt  sich  aber  praktiscli  nicht 
unmittelbar  durch  statistische  Erhebungen 
feststellen.  Sie  wird  durch  Geburts- 
st recke  und  Altersstrecke  begrenzt 
So  bezeichnet  z.  B.  der  Punkteninhalt  des 
Quadrats  rsom,  dessen  Seite  eine  Jahres- 
strecke  darstellen  soll,  die  Gesamtheit  der- 
jenigen, diederGeneration  desJahres  g,  g,  an- 
gehörend im  Alter  von  1  bis  2  Jahren 
gestorben  sind.  Diese  Sterbefälle  haben 
aber  im  Ijaufe  von  zwei  Kalenderjahren 

g,  und  ^^  g»)  stattgefimden  und  darin 
hegt  eben  die  praktisdie  Schwierigkeit  der 
unmittelbaren  Bestimmimg  einer  solchen 
Gesamtheit.  Es  bietet  sidi  nur  der  Weg 
dar,  diese  Hauptgesamtheit  aus  den  beiden 
Mementargesaintheitenzusammenzusetzen,iD 
welche  se  durch  die  isochronische  Linie 
zwischen  den  beiden  Kalenderjahren  zerlegt 
wird,  die  also  in  unserem  Beispiele  duräi 
die  Dreiecke  rom  und  rsmbegrenzt werden. 
Bei  der  Berechnung  von  Sterbhchkeits- 
tabellen  können  theoretisch  nur  soldie 
Quadiatiscfa  begrenzte  Hauptgesamtheiien  von 
Verstorbenen  zur  Verwendung  kommen; 
denn  diese  allein  geben  an,  wie  viele  Per- 
sonen einer  Generation,  die  (zu  ver- 
schiedenen Zeiten)  eine  bestimmte  Altars- 
grenzlinie, wie  0  m,  überschreiten,  innerhalb 
der  nächsten  Ältersstrecke  von  1  Jahr  (im 
Laufe  von  zwei  Kalenderjahren)  sterben. 
Die  Zahl  dieser  Gestorbenen  dividiert  durch 
die  Zahl  jener  Gleichalterigen,  aus  denen 
sie  hervoi^egan^n,  bildet  ^e  richtige  Ster- 
benswahi-Bcheinhchkeit  in  dem  betreffenden 
Altersjahr. 

4.  Die  Elementargesamtheiten.  Zur 
Bestimmung  dieser  quadratisch  begrenzten 
Hauptgesamtheiten  von  Verstorbenen  sowohl 
wie  auch,  nach  dem  oben  Gesagten,  der 
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Hauplgesamtheiten  der  gleichalterigon  Leben- 
den ist  also  die  Kenntnis  der  Elementar^ 
samtheiten  erforderlich.  Die  direkte  £r- 
Iwbnng  derselben  ist  in  der  Weise  möglich, 
dasB  man  die  Gestorbenen  jedes  Kalender- 
jahres sowohl  nach  Altersklassen  als 
auch  nach  Gebiutsjahren  gruppiert;  also 
z.  B. 

Gestorbene  Im  Jahre  1888 
Altex  Gebnrtaiahr 

0- 1  Jahr  {  \f 

1- 2  „ 

2-  3  „ 

Diese  Art  der  Gruppierung  der  Sterbe- 
fiUle  hat  Becker  schon  1867  m  der  Olden- 
biu^schen  Statistik  der  BerOlkeningsbe- 
wegung  für  die  Jahre  1861 — 64  durchgefllhrt, 
und  auf  Knapps  Veranlassung  braclite  bald 
darauf  Lange  dasselbe  System  für  Anhalt 
zur  Anwendung.  In  der  Folge  wurde  es 
auch  in  der  niederländischen  und  in  der  nor- 
wegischen Statistik  (für  die  ersten  Lebens- 
jahre) angenommen.  In  Preussen  werden 
die  Elementai^esamtheiten  zwar  nicht  un- 
mittelbar festgestellt,  aber  die  Statistik  der 
Bevölkenm^bewegrmg  bietet  das  vollstän- 
dige Material  dar,  \mi  sie  wenigstens  für 
die  ersten  zwanzig  Lebensjalire  theoretisch 
richtig  zu  berechnen.  Ausser  der  Gruppie- 
rung der  jährlich  Gestorbenen  nach  den 
Geburtsjahren  (also  in  Hatipt^esamtheiten 
der  zweiten  Art)  wird  näralicn  in  einer  be- 
sonderen Tabelle  {also  nicht  nach  dem  obigen 
Schema  kombiniert)  auch  die  Gruppierung 
nach  einjährigen  Altersklassen  {aaai  dem 
zwanzigsten  Jahre  in  fünfjälirigen  Klassen) 
oder  in  Hauptgesamtheiten  der  ersten  Art 
mitgeteilt,  und  aus  dipsen  Angaben  lassen 
sich   die  Elementargesamlheiten  ableiten. 

das  Kalenderjahr  g«  g.  (Fig.  4)  sind 
also  g^ben  die  Verstorbenen,  die  in  eben 
diesem  Jahre  geboren  sind,  also  eine  wirk- 
liche Elementai^samtheit  bilden,  die  durch 
den  Punkteninlialt  des  Dreiecks  g«  g«  n,  für 
den  wir  das  Symbol  PJ  (g^  g,  n)  wählen, 
ausgedrückt  wird.  Ausserdem  aber  ist  auch 
die  Zahl  der  im  Alter  von  0—1  Jahr  Ge- 
storbnen bekannt,  also  FJ  (g,  g,  m  n),  und 
duroh  Abziehen  jener  Elementaigesamtheit 
von  dieser  Uauptgesamtheit  erhftlt  man  also 
die  Elementaigesamtheit  FJ  (m  n  g«).  Femer 
ist  unmittelbar  gegeben  die  Zalu  der  Ver- 
storbenen des  Kalendeijahres,  die  aus  dem  Ge- 
burtsjahr g,  g^  stammen,  £Üso  PJ  (m  g,  n  s), 
und  wenn  von  dieser  die  eben  gefundene 
Mementargesamtheit  PJ  (m  n  g')  abgezogen 
wird,  so  ergiebt  sich  die  Elementaigesamt- 
heit PJ  (8  ran);  wird  diese  dann  wieder 
von  der  gegebenen  Hauptgesamtheit  PJ 
(m  n  r  s)  abgezogen,  so  findet  man  die  Ele- 


mentaii^esamtheit  PJ  (rsm),  und  so  lassen 
sich  für  jedes  Sterbejahr  die  sämtlichen 
Eiementargesamtheiten  des  betreffenden 
schrägen  Streifens  bestimmen. 

Sind  die  Eiementargesamtheiten  auf  die 
eine  oder  andere  Art  ermittelt,  so  braucht 
man  nur  je  zwei  miteinander  zu  vereiuigen, 
die  derselben  Altersklasse  in  zwei  aufeinan- 
derfolgenden Sterbejahren  angehören,  um  die 
quadratisch  begrenzten  Hauptgesamtheiten 
von  Ver8t(»benen  zu  eriialten.  Zieht  nun 
von  üer  Gesamtheit  der  Geborenen  eines 
Jahres  die  qnadratisdie  Hauptgesamthät  der 
ersten  Altersklasse  der  VerstOTnenen,  von  dem 
Keste  die  entsprechende  Hauptceaamtheit  der 
zweiten  Alter^lasse  ab  und  fährt  so  fort  bis 
zur  höchsten  Altersgrenze,  so  eriifllt  man 
ohne  Zuhilfenahme  der  Volkszählung  die 
Absterbeordnun^  jener  Generation,  die  aber 
freilich,  wenn  diese  Beobachtungsreihe  wirk- 
lich ausgeführt  werden  sollte,  etwa  ein  Jahr- 
hundert von  der  Gegenwart  zurückliegen 
würde.  Jn  Wirklichkeit  berechnet  man  d^er 
auch  nm-  die  Absterbeordnung  einer  idealen 
Generation,  auf  weiche  man  diejenigen  Ster- 
benswahrscheinlichkeiten anwendet,  welche 
gegenwärtig  für  die  einzelnen  Altersklassen 
gelten  und  die  in  der  oben  angegebenen  Weise 
mit  Hilfe  der  Volkszählungsergebnisse  und 
der  Eiementargesamtheiten  des  der  Zählung 
vorangehenden  und  des  folgenden  Kalender^ 
jahres  berechnet  werden. 

Für  die  höheren  Altersklassen  genügt  es 
zu  einer  anähernden  Berechnung  der  Eie- 
mentargesamtheiten, dass  man  die  durch  Ka- 
lenderjahr und  Altersjahr  bestimmten  Haupt- 
gesamtheiteu  von  Verstorbenen  halbiert,  da 
hier  die  Punktendichtigkeit  zwischen  der  nur 
um  ein  Jahr  von  einander  entfernten  Alters- 
grenzlinien sich  nicht  merklich  ändert  und 
auch  die  Verschiedenheit  der  Gebiurtsjahre 
keinen  erheblichen  Unterschie<l  macht.  Im 
ersten  Altersjahre  jedoch  ist  eine  solche  ein- 
fache Teilung  einer  Hauptgesamtheit  nicht 
brauchbar,  und  auch  für  die  zweite  Alters- 
klasse können  die  Elementai^esamtheiten  auf 
diese  Art  nicht  mit  genfigender  Genauigk^t 
bestimmt  werden.  Da  nun  in  den  statistis^en 
Veröffentlidiungen  der  meisten  Staaten  die 
ElementargesamtlieiteD  selbst  für  die  unters- 
ten Altersklassen  weder  unmittelbar  nodi 
mittelbar  (nach  dem  preussisdien  Verfahren) 
angegeben  werden,  so  ist  man  zu  ihrer  Be- 
rechnung auf  NAherungsmethoden  angewie- 
sen, wenn  man  nicht  die  noch  un^nauere 
Hermaunische  Methode  der  Sterbhehkeita- 
berechnung  annehmen  will,  bei  wddier  für 
die  unbekannte  Hauptgesamtheit  der  dritten 
Art,  wie  PJ  (g,  g.  m  n)  einfach  eine  Hauptge- 
samtheit der  ersten  Art,  wie  PJ  (g,  g,  o  m) 
gesetzt  wird.  Eine  allerdings  ziemlich  rohe 
Nähenmgsbestimmung  der  Elementargesamt- 
heiten im  ersten  Alteisjalir  ist  schon  möglich, 
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wenn  die  Ältersgruppiening  der  Gestorbenen 
jedes  Kalendenahres  nach  Monaten  gege- 
ben ist.  Man  kennt  dann  also  (Fig.  5)  in  der 
Umgrenzung  g,  g,  o,  n,  den  Pitakteninhalt 
der  schmalen  horizontalen  Streifen ,  wie 
esn,  n,,  und  wenn  man  annimmt,  dass  die 
Sterbepunkte  in  jedem  derselben  gleichmfias^ 
verteilt  sind,  so  kann  man  leicht  berechnen, 


Fignr  5. 

wie  viele  derselben  anf  die  Elementardreiecke 
n,  n,  g,  imdg,  gj  n,  kommen.  Von  der  unters- 
ten dieser  Monatsgesamtheiten  fallen  offen- 
bar 23/24  in  das  Dreieck  g,  g,  n,  imd  ^  21  in 
n,  n,  gt ;  von  dem  der  zweiten  (entsprechend 
dem  Alter  von  1 — 2  Monaten)  fallen  21  in  das 
erste,  ^.  24  in  das  zweite  Dreieck,  von  der  des 
dritten  ^^la  in  das  erste,  ^la  in  das  zweite 
etc.  Durch  Addition  dieser  beiderseitigen  Be- 
standteile findet  man  dann,  dass  der  Punkten- 
inhalt des  Dreiecks  g,  g,  n,  ungefähr  doppelt 
so  gross  ist  als  der  des  Dreiecks  n,  n,  g,. 
Sind  für  die  zweite  HiUfte  des  ersten  Alters- 
jahres etwa  nur  die  Gruppen  der  Gestorbenen 
im  Alter  von  6 — 9  und  von  9 — 12  Monaten 
gegeben,  so  wird  die  Näherung  natürhch 
unvollkommener.  Für  das  zweite  Alters- 
jahr sind  häufig  nur  solche  Quartalsgruppen 
bekannt,  jedoch  ändert  sich  die  Dichtigkeit 
der  Sterbepnnkte  in  dieser  Stufe  schon  weit 
weniger  als  in  der  ersten,  und  der  Fehler 
einer  solchen  Näherungsrechnung  bleibt  da- 
her nur  mässig. 

AVeit  genauere  Resultate  kann  man  er- 
halten, wenn  für  die  erste  Altersklasse  nicht 
nur  die  Gmppen  der  Gestorbenen  nach  Alters- 
monaten gegeben,  sondern  dieselben  zugleich 
auch  nach  Sterbemonaten  unterschieden 
sind.  Die  Jahres^samtheit  in  der  Umgren- 
zung g,  n,  ist  dann  also  in  144  lueine 
Qerämäiülen  wiePJ  (osrn.)  zerlegt,  und 
man  weiss  von  133  dieser  letzteren  bestimmt, 
in  welches  der  beiden  Elementardreiecke 
n,  n,  und  g,  g,  n,  sie  fallen ;  nur  für  die 
Funktinhalte  der  12  kleinen  Parallelogramme, 
die  Ton  der  Linie  n,  g,  durchschnitten  wer- 
den, bleibt  eine  Näherungsrechnnng  nötig, 
indem  man  annimmt,  dass  die  Hälfte  der 
Sterbepunkte  eines  jeden  zu  der  einen  und 


zu  der  anderen  der  beiden  gesuchten  Ele- 
mentargeaamtheiten  zu  rechnen  sei. 

Eine  ähnliche  Näherungsrechnung  ist 
ausführbar ,  wenn ,  wie  seit  1867  in  der 
belgischen  Statistik,  für  das  erste  Ältersjahr 
die  Kombination  des  Sterbemonats  imd  des 
Geburt sraonats  der  Gestorbenen  gegeben 
ist.  Man  kennt  dann  also  den  Punkteninhalt 
der  kleinen  Parallel(^ramme,  wie  a  c  e  n,  und 
der  kleinen  Dreie43te  wie  die  auf  der 
Grundlinie  g,  g,  stehenden.  Der  Punkten- 
inhalt des  Mementardreiecks  n,  g,  g,  ist  auf 
diese  Art  genau  bestimmt,  der  des  nicht 
gezeidineten  links  daneben  liegenden  aber 
lässt  sich  nur  nfiherungsweise  nach  der 
Annahme  berechnen,  dass  die  Sterbepunkte 
der  kleinen  Parallelogramme,  welche  von 
der  Grenzlinie  des  ersten  Altersjahres 
dnrchsdhnitten  werden,  zm-  Hälfte  in  die 
erste  und  zur  Hälft»  in  die  zweite  Alters- 
jahresklasse fallen. 

6.  Andere  ZnstandsSndernngeii.  An- 
statt der  Todesfalle  kann  man  auch  andere 
bedeutsame  Ereignisse,  z.  B.  die  Eheschlies- 
sungen, auf  den  Lebenshnien  in  dem  ent- 
sprechenden Alter  durch  Punkte  andeuten 
und  auf  ähnliche  Art,  wie  das  Absterben, 
die  allmählich  fortschreitende  YereheUchung 
einer  Generation  darsteilen.  Auch  lassen 
sich  drei  Zustandsänderungen ,  wie  Geburt, 
VereheUchung  und  Tod  vereinigt,  in  ihren 
zeitlichen  absoluten  und  relativen  Bestim- 
mungen durch  eine  stereometrische  Kon- 
stniktion  darstellen,  indem  man  die  Lebens- 
hnien, die  zunächst  um  den  Geburtspunkt 
aus  der  allgemeinen  Zeitlinie  (Fig.  3)  in  die 
Grundebene  hinausgedreht  worden  sind, 
bei  dem  ersten  Yeränderungspunkte,  z.  B. 
bei  dem  Trauungspunkte.,  gleichsam  knickt 
und  in  den  Raum  emporhebt,  sie  senkrecht 
zur  (Jrundebeue  stellt  und  durch  den 
Sterbepunkt  absclüiesst.  Es  entstehen  auf 
solche  Art  eigentümliche  Elementai^gesamt- 
heiten  von  Sterbepunkten,  d.  h.  Gesamt- 
heiten, deren  Bestmimungsstücke  (Geburts- 
zeit, Trauungsalter,  Trauungszeit,  Ehedauer, 
Sterbealter  und  Sterbezeit)  sämtlich  eine 
Jahresstrecke  gross  sind,  und  zwar  sind  die- 
selben von  Tetraedern  umgrenzt,  von  denen 
je  sechs  einen  Kubus  bilden,  wie  ich  an 
einem  anderen  Orte  gezeigt  habe  Jedoch 
sind  diese  Betrachtungen,  die  sich  auf  noch 
weitere  Zustandsänderungen  ausdehnen  lassen 
und  dann  zu  einer  Art  Geometrie  von  vier 
und  mehr  Dimensionen  führen,  nur  von 
theoretischem  Interesse.  Uebrigens  ist  die 
erwähnte  stereometrische  Darstellung,  bei  der 
nur  geradlinig  begrenzte  Baumformen  mit 
hinzugedachtem  Punkteninhalt  vorkommen, 
durchaus  verschieden  von  derjenigen,  die 
später  Küttner  nach  Art  der  Zeunerscheu 
Sterblichkeitskonstruktionen  mit  gekrümmten 
Flächen  und  Kun'en  auf  die  Eheschliessungen 
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angewendet  hat.  —  Was  endlieh  die  "Wände- 1 
rungen  betrifft,  so  kann  man  ebenfaUe  eine  I 
besondere  Art  von  Punkten  zur  Veranschau- 
lichung  derselben  einführen.   Die  Lebens-  \ 
linien  der  Auswanderer  brechen  also,  statt 
mit   Sterfoepunkten ,   mit  Auswanderungs- 

S unkten  ab,  und  andererseits  treten  in  das 
fetzweric  der  Gesamtheiten  in  den  ver- 
schiedenen   Altersstufen  Einwanderungs- 

Sonkte  ein,  von  denen  Lebenslinien  auslaufen, 
ie  nicht  zu  der  ursprOnglich  betrachteten 
Generation  gehören. 

Eine  genaue  Behandlung  der  Wande- 
rungen, luunentUch  mit  Rfl<S6icht  auf  ihren 
EinfluBS  auf  die  Beredmung  der  Sterblich- 
keit wäre  nur  möglich,  w^n  die  Aus-  und 
SSuwanderungspuEUEte  ebenfalls  in  Eüemen- 
taixesamtheiten,  d.  h.  gruppiert  nach  Alter, 
Geburtszät  und  Wanderungszeit  in  einjäh- 
rigen Abgrenzungen,  g^ben  wären.  Da 
dies  aber  bisher  niigendTo  der  Fall  ist,  so 


Statist.  Soeiety,  Denmber  187 S  (eine  mit  der 
meinigen  im  ice»enüiehen  Ubereiiutimwund» 
KoTtstnJetion,  m  welcher  der  Vetjiueer  miafr- 
hängig  von  metner  —  früher  erackienenen  — 
Arbeit  gelangt  itt).  LtxiM. 


U.  Organiwtion  und  Technik  der 

Statistik  der  BeTolkerangsbewegnng. 

1.  Qnetlen  der  Statistik  der  Berfilkenuiffs- 
bewegnng.  2.  Organisation  der  Statistik  der 
BevöIkeniQgsbeweganff.  3.  Technik  der  Anf- 
bereitnng.   4.  Inhalt  der  IndividnalangabeD. 

1.  Quellen  der  Statistik  der  Bevfilke- 
nuigsbewegaiig.  Die  Quellen  der  Sta- 
tistik der  BevGlkerungsbew^ng  glied^ 
sich  an  den  Organismus  der  Verwaltung  des 
Bevr>IkeruDg6wesens  an  und  sind  OEÜier 
nach  den  einzelnen  Zweigen  desselben  ver- 


musB  man  sich  mit  Näherungsrechnungen  schieden.  Was  zunächst  die  sogenannte  na- 


begnü^n,  die  von  der  Annahme  ausgehen 
dass  die  Auswsmdemden  oder  Einwandernden 
(oder  vielmehr  der  Ueberschuss  der  ein^ 
Kategorie  über  die  andere)  sich  in  jeder 
Alterskla^  gleichmässig  verteilt  und  dass 
das  SterblicDiteitsverhältuis   bei  ihnen  in 


türliche  Bewegung  der  BevSkerung  (^1. 
den  Art  BeTOfkerungsstatiBtik  der 
neuesten  Zeitoben  S.  653  ff.)  anbelangt,  in 
weither  sich  der  zeitliche  Wedisel  der  Gene- 
rationen vollzieht,  so  li^  es  schon  in  ihrem 
W^n,  dass  dieselbe  am  vollkommensten 


jedem  Alter  dasselbe  sei  wie  bei  den  noch  durch  die  statistische  Verwertung  der  fort- 
laufenden Anschreibungen  OTbsst 
werden  kann,  welche  in  den  meistra  Kul- 
turstaaten in  der  Form  der  Standesre- 
^ister  (s.  den  Art)  über  die  Geburten, 


vorhandenen  Angehörigen  der  ursprünglichen 
Generation.  — 

Lttteratnr:  Becher,   Stalittieehe  Müeüungen 


Uber  da$  Grotthenogtum  Oldenburg,  IX,  JS67.  gterbefäile  und  Eheschliessungen,  zumeist 


—  X^erselbe,  Zur  Berechnung  von  Sterbetafeln 
an  die  BerSlkerunggsUxtielik  zu  Hellende  An- 
forderungen, Berlin  1874-  —  Knapp,  Ceber 
die  ErmiUelung  der  Sterbfichkeit  aiu  den  Avf- 
zeichnvngen  der  Bevölkervngattalietik,  Leipzig 
1868.  —  Jterselbe,  Die  Sterblichkeit  in  Sachsen, 
Leipzig  1869.  —  Derselbe,  Theorie  dea  Bervl- 
ktrungtwechaels,  Bntunechweig  1874-  —  Zeuner, 
Abhandlangen  tur  mathemiUiiaehen  Statietik, 
Leipzig  1869.  —  Perjelbe,  Zw  mathemaiieehen 
^aHttik,  Beilage  zur  Zeiteehr.  de»  hgU  »äehe. 
etat.  Bureatu,  XXXI,  J>re»den  1886*).  In  der- 
eetben  Beilage :  Küttner,  Die  Ehesehliretungen 
im  KSnigreich  Sackten.  —  Lescltt,  Einleitung 
in  die  Theorie  der  Bei  iilkeningsstatittik,  Strass- 
burg  1876.    V  S.  13,  Fig.  g.    *}  S.  22.    ")  S.  66. 

—  J>et*setbe,  La  representation  grapkique  de 
In  mortalite  au  moyen  de  point»  morUiaires. 
Annale»  de  demographie  inlemalionale,  IV, 
Atrfi  1880.  —  Bermlbe,  Bemerkungen  Über 
die  demographitehen  XowtntkUonen  mit  twei 
und  drei  Axen,  Jahrb.  f.  Jrof.  u.  ^t.,  A'.  F. 
I,  1880,  S.  175ff.*J  (ZueaU  tu  der  Vebertetenng 
der  PerozzoMchen  Abhandlung.)  —  Derselbe, 
tietamtübertieht  der  demographitcheH  Elemente. 
Bull,  de  l'lnstitute  internal,  de  Slatittigue,  T. 


aucli  über  die  Legitimationen  unehelicher  Kin- 
der geführt  werden.  Zur  Ergänzung  werden 
hierzu  die  Ausweise  der  Gerichte  über  Ehe- 
scheidungen und  Ehelösungen  sowie  über 
die  Todeserklänmgen  herangezogen.  In  den 
Staaten,  in  welchen  die  Institution  der  Stan- 
desregister  nicht  genügend  ausgebildet  ist, 
um  die  Grundlage  der  Statistik:  der  Bevöl- 
kerungsbewegung bilden  zu  können,  wie  in 
den  meisten  Staaten  der  amerikanischen  Union, 
müssen  an  die  Stelle  der  fortlaufenden  An- 
schreibungen mehr  oder  weniger  regelmässig 
wiederkehrende  periodische  Ei'hebungen  oder 
auch  Specialenqueten  treten.  Für  die  ers- 
teren  bietet  die  Erhebung  der  während  des 
Censusjahres  vorgefallenen  Sterbefälle  an- 
lässHch  der  Volkszählung  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ein  Beispiel,  für  die 
letzteren  die  in  der  Litteraturübersicht  er- 
wähnte Untersuchimg  über  Ehesehliessungen 
und  EhelÖBungen  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Was  die  Wanderbewegung  anbelangt, 
so  wird  dieselbe  entweder  direkt  erhoben 


VL  (Rome  189SJ  p.  40»».  —  Peroxxo,  Deila  1  q^^j.  Ergebnissen  der  Volkszäh- 

raj^entazione  graßca  di  una  «'«'•""  ^'«rf'  langen  berechnet  Die  direkten  Erhebungen 
t  Sä  -'Zt  -  ^*-effen  zumeist  nur  die  überseeische  Au^ 
»ra»ehe,  Beitrag  eur  Methode  der  Sterblich- 1  bezw-  Einwanderung,  m  einzelnen  Staaten, 
keitsbereehnung,  Wünbitrg  1870.  —  V€Twey,\^^  ^  ^-  Belgien,  auch  die  inneren 
iVinctpfe«  of  Vital  statittie»,  Joum.  of  the  <  Wanderungen.   Im  letzteren  Falle  besteht 
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znrEnd«izhahung  der  BerSlkerungsr^ister 
die  Meldepflicht  nicht  mir  hinBichÜi(£  der 
Abwanderungen,  sondern  auch  hinmcht^ 
höh  der  Zuzüge  und  werden  die  auf  Bolche 
Weise  gevonnenen  Daten  für  die  Au&tellung 
einer  Statistik  der  inneren  Wanderungen 
verwertet  Die  in  einzelnen  deutschen  Städten 
gemachten  Versuche,  die  polizeilichen  An- 
meldungen der  Zuzüge  und  Abzüge  statis- 
tisch auszubeuten ,  haben  bisher  nicht  zu 
befriedigenden  Ergebnissen  geführt.  Die 
Statistik  der  überseeischen  Aus-  und  Ein- 
wanderung beruht  entweder  auf  den  Kach- 
weisungen der  Heimatsgemeinden  der  Aus- 
wanderer, wie  in  Italien,  oder  auf  Nach- 
weisungen, welche  die  Auswanderungsagen- 
turen zu  liefern  veirflichtet  sind,  wie  in  der 
Schweiz,  oder  endlich  auf  Aufzeichnungen, 
welche  in  den  Ein-  bezw.  Ausschiffungsliäfen 
gemacht  werden,  wie  im  Deutschen  Reiche, 
in  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Durch  Volkszählungen  künnen 
in  doppelter  Weise  Aufschlüsse  über  die 
Wanderbew^ng  erlangt  werden.  Erstlich 
indem  man  die  durch  eine  Volkszählung  er- 
mittelte Bevölkerungszahl  mit  jener  ver- 
gleicht, zu  welcher  man  gelangt,  wenn  man 
zu  den  Ergebnissen  der  vorhergehenden 
Volkszählung  die  während  der  Zwischenzeit 
Geborenen  hinzurechnet  und  die  Gestorbenen 
abrechnet  Die  Differenz  zwischen  der  durdi 
Zählung  und  der  durchBerechnung  ermittelten 
Volkszahl  stellt  die  Bilanz  der  Wanderbe- 
wegung, also  der  Zuzüge  und  Wegzüg^ 
wirrend  des  Zeitraumes  zwischen  den  bei- 
den Volkszählungen  dai*.  Es  kann  also  nur 
das  Endergebnis,  nicht  auch  die  Stärke  der 
Wanderungen  daraus  entnommen  werden. 
Besseren  £anblick  hierein  gewähren  die  an- 
lässlich  der  Volkszählimgen  veranstalteten 
Erhebungen  über  die  Gebürtigkeit,  wohl 
auch  über  die  Heimatberechtigiiug  und  Staats- 
angehörigkeit der  ortsanwesenden  Bevölke- 
rung, indem  aus  der  Differenz  zwischen 
dein  Aufenthalts-  und  dem  Geburts-  bezw. 
Heimatsorte  auf  die  Wanderungen  der  gleich- 
zeitig Lebenden  zuriickgeschlossen  wird,  als 
deren  Ei^ebnis  sich  die  Örtliche  Verteilung 
der  Bevölkenmg  zur  Zeit  der  Volkszählung 
darstellt.  Internationale  Konventionen  über 
den  Austausch  der  Zähluogsergebnisse  hin- 
sichtÜch  der  auswärtigen  Staatsangehörigen, 
bezw,  der  im  Auslande  Geborenen  ermög- 
lichen es,  die  internationale  Wanderbewegung 
in  gleicher  Weise  zu  ei-fassen.  Vgl.  den 
Art.  Innere  Wanderungen. 

2.  Organisation  der  Statistik  der  Be- 
völkenuig8beweg:niig.  Die  statistisch- 
technische Aufbereitung  des  Materials  über 
die  Bew^fung  der  Bevölkerung  erfolgt 
entweder  centraUsiert  in  den  statistischen 
Aeratem  oder  decentralisiert  durc^  die 
B^sterfQluw,  deren  Ausweise,  von  den 


äusseren  zu  den  höheren  Ymiraltungs- 
beh&rden  aufsteagend^  stufenweise  koa- 
centriert  werden.  Die  centrale  Orguii- 
sation  beruht  auf  der  prindpiellen  Trennung 
der  Erhebung»-  von  den  Koncenttationsfor- 
mularen,  welche  die  Gmndbedingiuig  sowohl 
des  technischen  als  auch  des  materiellen 
Fortschrittes  auf  dem  Gebiete  der  Bevölke- 
rungsstatistik ist:  die  decentralisierte  Or- 
^nisation  aber  konfundiert  diese  beiden 
Funktionen  und  steht  dadurch  einer  fort- 
schritthchen  Entwickelung  hinderlich  im 
Wege.  Die  Hauptursachen  der  Ueberlegen- 
heit  der  centralisierten  OigMiisatiou  der 
Statistik  der  Bevölkerung  sind  die  folgenden : 

1.  Bei  centralisierter  Oi^anisation  haben 
die  Eegisterführer  bezw.  die  sonstigen  Er- 
hebungsoigane  Individualangaben  zu  liefern, 
welche  durch  Anführung  der  laufenden 
Nummern  der  Eegister  zu  diesen  letzteren 
selbst  in  Beziehung  gesetzt  werden.  Die 
ununterbrochene  Reihenfolge  dieser  Num- 
mern bietet  eine  Gewähr  der  Vollständig- 
keit der  Nachweisimgen,  welche  bei  dem 
entgegengesetzten  Oiganisationsprindpe  un- 
erreichbar ist 

2.  Die  Registerführer  und  äusseren  Be- 
hörden besitzen  nur  geringe  Eignung  zur 
Gruppierung  des  Materials  in  vielgliederigen 
Tabel]  len ,  w^elcher  gleichwohl  weder  die 
Verwaltungsstatistik  noch  die  Wissenschaft 
entiaten  kann.  Werden  dieselben  trotzdem, 
wie  es  die  decentralisierte  Organisation  mit 
sich  bringt,  mit  dieser  Au&abe  befosst,  so 
li^  die  Gefahr,  dass  die  Uebersichten  der 
erforderlichen  Verlftsslichkeit  entboten,  sehr 
nahe.  Die  schrittweise  Eoncentration  er^ 
öffnet  watere  Fehlerquellen  von  noch  süsse- 
rem Belange.  So  bringt  denn  die  Cen- 
tralisation  d^  Aufbereitnngsthätigkeit  nicht 
nur  eine  willkommene  Entlastung  der 
hierzu  nicht  geeigneten  Behörden  mit  sich, 
sondern  tr^  audi  viel  zur  Richtigkeit 
der  Ei^bnisse  bei. 

3.  Weitere  Vorteile  der  Centralisation 
der  Aufbereitimg  liegeu  darin,  dass  durch 
dieselbe  gleichmässiges  Interesse  an  der 
korrekten  Ausbeutung  des  Materials 
sowie  die  Einheitlichkeit  der  Behand- 
lung desselben  gewähi-leistet  wird  und  dass 
hierbei  die  bewährtesten  Methoden,  welche 
doch  nur  der  fachlichen  Thätigkeit  der  sta- 
tistischen Aemter  zugänglich  sind,  in  An- 
wendung gelangen  können, 

4.  In  wissenschaftUcher  Beziehung  noch 
schwerer  ins  Gewicht  fällt,  dass  nur  die 
Centraüsation  der  Aufbereitung  die  voll- 
ständige Ausbeutung  des  Materials 
nach  allen  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkten  ermöghcht ,  während  bei 
der  Decentralüation  der  analytischen  Bear- 
beitung jene  engen  Grenzen  gez<^n  sind, 
|die  sich  schon  aus  der  —  notwendigerweise 
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—  dflrftigeD  Eimichtimg  der  Primitivfi>r- 
mulorien  eiveben. 

Im  Hinblicke  auf  die  ganz  flberwie^n- 
den  Vorteile  der  Centralisation  der  Statistik 
der  Bevölkerungsbewegung  ist  dieselbe  von 
der  Mehrzahl  der  Staaten  mit  wohlgeordne- 
tem statistischen  Dienste  eingeführt  worden, 
Bo  in  Preussen,  Sachsen,  Bayern, 
Oldenburg,  Elsass-Lothringen,  fer- 
ner in  Oesterreich,  Ungarn,  Italien, 
der  Schweiz,  England,  Schottland 
und  Irland,  in  Schweden  und  Nor- 
wegen. 

S.  Technik  der  Anfbereltting.  Die 

eben  erwähnten  Vorzüge  sind  der  centrali- 
sierten  Aufbereitung  zu  eigen,  ohne  Unter- 
schied, ob  ihr  das  Material  in  der  Form  von 
Listen  oder  von  Individualzähl  karten  zur 
Verfügung  gestellt  wird.  Vom  Standpunkte 
rationeller  Technik  aus  verdienen  indessen 
diese  letzteren  entschieden  den  Vorzug. 
Denn  dieser  Behelf  gestattet  es,  die  eine 
Oruppienin^  des  Materials  aus  der  vorher- 
gehenden in  zweckmässiger  Weise  abzu- 
leiten und  die  Richtigkeit  der  Gruppierung 
durch  Revision  einzelner  Päckchen  jederzeit  zu 
kontrollieren.  £r  macht  die  Anwendung  von 
umfänghchen  und  unhandlichen  Kontierungs- 
formnlarien  entbehrlieh  und  führt  auch  viel 
rascher  zum  Ziele,  da  die  mit  der  Manipu- 
lation betrauten  Arbeiter  bald  eine  ganz 
«iBserordentliche  Fertigkeit  erlangen.  Dem- 
zufolge hat  auch  eine  Beihe  von  Staaten 
die  Zählkarten  in  den  Dienst  der  oentrali- 
siert  organisierten  Statistik  der  Bevölkerung 
gestellt.  Den  Anfang  machte  Preussen, 
welches,  von  der  Reform  seines  Stande»- 
registerwesens  aiisg^nd,  mit  dem  1.  Ok- 
tober 1874  Zahlkarten  für  Jeden  Standesfall 
ednfOhrte.  Dem  Beispiele  Freussens  fönten, 
um  von  den  deutschen  Bundesstaaten  nur 
die  grösseren  zu  nennen,  im  Jahre  1876 
Sachsen,  Bayern,  Oldenburg  imd  das 
Reichsland  Elsass-Lothringen.  Ita- 
lien, welches  schon  mit  dem  1.  Januar 
1881  die  Zählkarten  für  die  Nachweisung 
der  Todesursachen  in  den  Hauptorten  ein- 
geführt hatte,  dehnte  diesen  Modus  mit  dem 
1.  Januar  1883  auf  den  ganzen  Staat  und 
auf  die  Gesamtheit  der  Sterbefälle  und  Ehe- 
schliessungen aus.  Die  Schweiz  verwen- 
det schon  seit  dem  1.  Januar  1876  Zählkarten 
für  die  Statistik  der  Geburten,  Eheschües- 
sungen  und  Sterbefälle,  seit  dem  1.  Januar 
1887  auch  für  die  Überseeische  Auswande- 
rung. In  Ungarn  wurde  die  Statistik  der 
Bevölkerungsbewegung  im  Anschlüsse  an 
die  EinfOhi'ung  staatucher  Standesregister 
dmrch  den  Gesetzartikel  XXXIII  vom  Jahre 
1894  reformiert  und  centralisiert.  Seit  dem 
1.  Oktober  1895  senden  die  Standesbeamten 
monatlich  die  Zählblätter  Ober  die  regis- 
trierten StandesftUe  unmittelbar  an  das 


statistische  Landesamt  ein.  Femer  haben  die 
verfeinerten  Bedürfnisse  der  städtischen 
Statistik  dasn  gefflhrt,  dass  eine  Reihe  von 
grösseren  Städten  auch  in  solchen  Staaten, 
in  veldien  die  staatliche  Statistik  noch 
nicht  soweit  vorgeschritten  ist,  für  ihre 
Zwecke  sich  der  Zfthlkaiten  beim  Depouüle- 
ment  des  Materials  über  Bevölkerungsbewe- 
gimg bedient. 

Auch  in  Oesterreich  wurde  die  Sta- 
tistik der  Bevölkeruugsbewegung  im  Jahre 
1895  reoiganisiert.  Die  Matrikenführer 
haben  aber  die  Auszüge  aus  den  Standes- 
registern nicht  in  Forin  von  Zählkarten, 
sondern  in  Listeoform  quartalsweise  unter 
Vermittelung  der  politischen  Behörden  an 
die  k.  k.  statistische  Centraikommission  in 
Wien  einzusenden.  Der  lohalt  der  Nach- 
weisungen geht  in  mancher  Hinsicht  über 
jenen  der  Standesregister  hinaus.  Zum  Zwecke 
der  centralisierten  Bearbeitung  vermittelst 
elektrischer  Zählmaschinen  werden  die  Listen 
sodann  in  Individualzählkarten  umgelegt, 
auf  welchen  die  r^istrierten  Daten  durch 
Löcher  bezeichnet  sind,  worauf  die  maschi- 
nelle Auszählung  erfolgt.  Die  Consignatiouen, 
welche  die  Sendungen  begleiten ,  dienen 
nicht  nur  zur  Kontrolle  über  die  Vollständig* 
keit  der  Nach  Weisungen,  sondern  auch  zur 
Gewinnimg  vorläufiger  Ergebnisse.  Auch 
enthalten  sie  weitei^hendes  örtliches  Detail 
hinsichtlich  der  summarischen  Daten. 

4.  Inhalt  der  Individmüangabeii.  Der- 
selbe ist  wesentlich  bedingt  durch  den  In- 
halt der  Eintragungen  in  die  Standesregister, 
welche  ja  bei  der  Statistik  der  BevOlkerungs- 
bew^ung  an  die  Stelle  der  Erhebung  treten ; 
jedoch  ist  das  Verhältnis  des  der  Statistik 
zugeführten  Details  zu  jenem  der  R^tstrie- 
rung  in  den  einzelnen  Ländern  einliöchst 
verschiedenes.  In  den  Staaten  mit  decen- 
tndistertem  Deponillement  bleibt  das  erstere 
hinter  dem  letzteren  erheblich  zurück,  indem 
es  in  den  engen  und  unverriickbaren  Rahmen 
der  Koncentrationsformularien  eingeschränkt 
ist;  in  den  Staaten  mit  centralisiertem  De- 
pouillement  erstreckt  es  sich  hingegen  in 
der  Regel  auf  den  gesamten  Inhalt  der 
Registrierung  und  geht  mitunter,  vorzüglich 
im  Interesse  der  Städtestatistik  in  manchen 
Punkten  sogar  noch  über  denselben  hinaus. 
Jene  Momente,  welche  den  drei  Haupt- 
zweigen der  Statistik  der  Bevöl- 
kerungsbewegung, nämlich  jener  der 
Eheschliessungen ,  der  Geburten  und  der 
SterbefäDe  gemeinsam  sind ,  sind  die 
folgenden :  1)  die  Nummer  im  Standes- 
register; 2)  der  Name  der  betreffenden 
Personen ;  3)  der  Zeitpunkt  und  4)  der 
Ort  des  Eintrittes  des  Standesfalles;  5) 
Heimatsgemeinde  und  Staatsangehörigkeit, 
selten»  auch  der  Geburtsort ;  6)  Geschlecht ; 
7)  Alter  (bei  den  Gebulen  das  Alter  der 
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S3toii)j  8)  der  Faimlienstsod  (bei  Gebnrten 
oad  bei  SterbefUlen  loa  m  einer  gewissen 
Altersgrenze  auch  die  L^Hnrdtftt);  9)  das 
Olanbembekenntnis ;  10)  der  Beruf  bezw. 
die  soziale  SteUimg  (bei  Geborten  und 
SteibelBllen  bis  zu  einer  gewissen  Alters- 
grenze auch  der  Beruf  des  Vaters  oder  bei 
Vaterlosen  der  Mutter).  Bei  den  Nachwei- 
sungen  über  Ehescnliessungen  wird 
die  Frage  nach  dem  Familien  stände  in  ein- 
zelnen Staaten  noch  durch  die  weitere  Frage 
vervollstÄndigt ,  wie  viele  Ehen  der  eben 
abzuschliessenden  bei  jedem  der  Kontrahenten 
Torangegangen  seien;  femer  wird  zumeist 
erhoben,  ob  zwischen  den  Eheschliessenden 
Blutsverwandtschaft  bestehe ,  ob  dieselben 
die  Heiratsurkunde  mit  ihrem  Namen  zu 
unterzeichnen  vermochten  und  ob  durch  die 
Ebeschliessung  uneheliche  Kinder  legitimiert 
wurden. 

Bei  der  Geburtenstatistik  bilden 
den  Gegenstand  besonderer  Nachweisung: 
die  "Vitalität,  die  Kombinationen  der  Melu-- 
lingsgeburten,  die  Geburtenfolge  nach  der 
Sexiuilität  und  den  Intervallen  zwischen  den 
einzelnen  Geburten,  die  Altersverhältnisse 
der  Eltern,  endlich  die  Dauer  der  Ehe. 
Was  endlich  die  Sterbefftlle  anbelangt, 
80  bilden  hier  bei  weitem  das  wichtigste 
der  speciellen  Erhebungsmomente  die  Todes- 
ursachen, deren  Erhebung  und  statistische 
Verarbeitung  in  jenen  Staaten,  in  welchen 
die  Sanitätsverwaltung  mit  ihren  statistischen 
Bedürfnissen  der  Entwickelung  der  Bevölke- 
rungsstatistik vorausgeeilt  ist,  dieser  ersteren 
zufällt,  während  im  anderen  Falle  gerade 
die  Kombination  der  Todesursachen  und 
medizinischen  Momente  mit  den  popul^o- 
nistiBchen  und  soziaktatistischen  sich  als  in 
jeder  Beziehung  fruchtbar  und  nützlich  er^ 
wiesen  hat 

Im  übrigen  sind  die  von  den  wichtigsten 
enrqpBisdien  Staaten  erhobenen  Momente 
über  Ehescbliessungen,  Geburten  und  Sterbe- 
fiUe  aus  den  nachfolgendea  synoptischen 
Uebersichten  zu  entnehmen.  Es  emellt  daraus, 
dass  sich  die  in  diesen  Uebersichten  be- 
rücksichtigten Staaten  in  zwei  Gruppen 
scheiden  lassen,  von  denen  die  eine  reich- 
haltige Nachweisungen  über  die  Elemente 
der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  ein- 
fordert, während  die  andere  mit  vergleichs- 
weise dürftigen  Angaben  sich  begnügt.  Für 
die  Zugehörigkeit  zu  der  einen  und  der 
anderen  Gruppe  ist  die  Oi^nisation  und 
Technik  der  Statistik  der  Bevölkemngsbe- 
we^ng  massgebend.  Wo  Individualuach- 
weisungen  eingeführt  sind  und  central  be- 
arbeitet werden,  sind  die  Nachweisungen 
auch  inhaltlich  reicher  und  entsprechen  den 
wissenschaftlichen  Anforderungen;  wo  sich 
die  Statistik  auf  die  Zusammenziehun^  der 
von  der  äusseren  Behörde  in  tabellanscher 


Form  gelieferten  summarischen  üeberrächten 
besch^nk^  muas  auf  miuidie  Genchiijniiikfee 
von  grosser  wiasensG^afiücher  Txsjgweite  und 
auf  eine  weiteigehende  Kombination  der  ein- 
zelnen Eriiebungsmomente  verzichtet  werden. 
Innerhalb  dieser  beiden  Gruppen  besteht 
eine  gewisse  Gleichförmigkeit  der  Erhebungs- 
momente, welche  auch  zu  einheitlicher  Be- 
arbeitung der  Ergebnisse  oder  doch  zu  einer 
einheiüichen  Zusammenfassung  dieser  letz- 
teren benutzt  werden  könnte.  So  wünschens- 
wert dies  auch  wärej  so  verfolgen  doch  die 
einzelnen  Staaten  bei  der  Auf^reitung  der 
Materialien  ihre  eigenen  Gesichtspunkte,  so 
dass  die  Aufstellung  international  vergleichen- 
der Uebersichten  erhebüchen  Schwierig- 
keiten begegnet.-  Bei  dieser  Sachla^  sind 
die  von  der  italienischen  Generaldirektion 
der  Statistik  herausgegebenen  »Confronti 
intemationali«  über  die  Bevölkerungsbe- 
w^egung  während  längerer  Zeitabschnitte  ein 
äusserst  willkommener  Behelf.  Die  Her- 
stellung internationaler  Jahresberidite  Über 
die  Bewegung  der  Bevölkerung  und  die 
Schaffui^  einer  ständigen  Organisation  zu 
diesem  Zwecke  ist  von  dem  Internationalen 
statistischen  Institut  auf  seiner  5.  Versamm- 
lung in  Bern  1895  über  Antrag  von  Professor 
Georg  Y.  Mayr  beschlossen  worden. 

(S.  die  Tabellen  auf  den  folgenden  Seiten.) 

Litteratnr l  La  tsrt  Anniv  eraaire  de  la 
SocUU  de  Statütique  de  ParU  1869 — 1885,  FUris 
1886.  La  Statittique  oj^^lle  en  France  et  d 
l'itranger.  —  J".  BerttMo»,  L' Organisation  de 
la  Direetion  giniraU  de  StatUtigue  en  Italie, 
Paris  1888.  —  E.  Blenek,  Da»  kgl.  ttatiatische 
Bureau  in  Beriin  beim  Eintritte  in  gtin  «euntea 
Jahrtehnl,  BerUn  188S.  —  SieKard,  Boeekh, 
Di*  geaekieJtäiehe  IhUwiekelimg  der  anUUehm 
Suatttii  de*  preuM.  Staates,  Beriin  186$.  — 
Gwtav  Bokor,  Chsehichte  und  Organisation 
der  amtlichen  Statistik  in  Ungarn,  Budapest 
1896.  —  Das  statistische  Bureau  für  das 
KSnigreieh  Sachsen  in  den  ersten  50  Jahren 
seines  Bestehens,  Leipzig  1881.  —  V.  Fireka, 
BevölkeruTigslehre  u.  Bevölkerungspolitik,  Leipzig 
1898.  —  Emst  Haaae,  Die  Organisation  der 
amOtehett  Statistik,  Leipzig  1888.  —  Front 
V.  Juraaehekf  U^tartida  der  Wirttamieit  der 
österreiehilehen  »tatktitchen  Oeniralkommisaion 
seit  ihren  Beitande  1868—1887.  Statist.  Mo- 
naUschrift  XIV.  Jahrg.  1888,  S.  57ß.  —  Georg 
V.  Mayr,  Gutachten  über  die'  Centralisation 
und  Deeentralisation  der  statistisch-technischen 
Thätigkeit.  (Zeiischr.  des  kgl.  bayerischen  statisti- 
schen Bureaus  Jahrg.  1874).  —  DerMelhe, 
Statistik  und  Gesellschaftslehre,  Freiburg  i.  B. 
1895  und  1897.  —  Dereelhe,  Internationale 
JahresberiekU  iUter  Bevölkerungsbewegung,  Aüg. 
statistisches  Archiv,  4.  Jahrg.,  S.  4S6ff.  — 
JPr.  V.  MeinaAngen,  Die  Beorganitation  der 
BevSlierungAewefftmg  in  Oesterreieh,  Altgem. 
staüstisehes  Archiv ,  5.  Jahrg. ,  S.  64  ff-  — 
ITeinHcft  BAmcMterg,  Der  Stand  und  die 
neuesten  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Tech' 
nit  der  BeviSterungtatatitHk,  Aüg,  statisüsehes 
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ArrUt,  JoAry.  1S90,  S.  99g.  —  Ä  Report 
OH  marriage  and  divoree  in  the  United  Siaiet 
ltS7—USe  (Qtrrol  D.  Wright),  WaBhmgton  1889. 

Xeinrieih  KoMt^hmrg, 


ni. 

BfTÖlkernngslelire  und  Be- 
TÖlkerangspolitik. 

Vorbemerkung.  —  L  BeTÖlkernn^s- 
polttik  und  BevOikeran^  alehre  im 
Altertum.  1.  BerOlkermi^spoHtik  in  Oriecfaen- 
land.  2.  Bevölkeningspolitik  in  Rom.  3.  Die 
BeTölkeroDgs&age  in  den  Schriften  der  Alten, 
n.  BeTölkernngalehre  nnd  BeTülke- 
rnogspolitik  vom  16.  bis  Ende  des  18. 
Jalirhanderts.  4.  Die  Ansichten  über  Be- 
Tülkerangswesen  im  Zeitalter  der  Reformation. 
5.  Die  Bev&lkernng^politik  zur  Zeit  der  Herr- 
s.'baft  des  MerkantUsystems.  6.  Die  Ansichten 
•ier  Schriftsteller  des  17.  nnd  18.  Jahrhunderts 
über  Bevlflkenutgswesen.  in.  Die  Halthus- 
»rhe  BerOlkerungslehre.  7.  Die  Lehre 
TOB  Robert  Halthus.  8.  Die  Vorgänger  tou 
Kilthos.  IV.  Die  Anhänger  von  Halthus 
nsd  der  Einfluss  seiner  Lehre  auf  die 
Gesetzgebang  in  der  ersten  Half  te  des 
19.  Jahrhunderts.  9.  Die  Anhänger  von 
Malthns  in  der  Theorie.  10.  Die  Anhänger  von 
Malthns  in  der  Praxis.  V.  Die  Gegner  der 
M&lthnsschen  Lehre.  11.  Die  Sozialisten. 
12.  Die  Optimisten.  13.  Die  von  naturwissensch^- 
lifbea  GenclitsiniDkten  ausgehenden  Oegner. 
M.  Die  Anhänger  von  Halthni  in  der 
i.  Hälfte  des  1».  Jahrhunderts  U.  Die 
neueren  NationalQkonomen  und  Bobert  Nalthus. 
lä.  Der  Keo-Halthnsianismus.  VII.  Kritik 
•ler  MaUbns'schen  Lehre.  Iti.  Die  Be- 
Ti^Ikerungsbewegung  d«  jttnjgsten  Zeit.  17. 
I'ie  geometrische  und  arithmetische  Progression. 
—  Schlusswort. 

Vorbemerkniig. 

Die  Ei^enntnis,  dass  Staats*  und  'Wirt- 
schaftsleben in  erster  Linie  von  der  Ein- 
vohoerzahl  eines  Landes  abhängig  seien, 
hat  schon  frühzeitig  sowoh]  zu  Unter- 
suchungen über  die  Bewegung  der  Be- 
vAlkeruDg  geführt  als  auch  die  ge- 
setzgebenden Gewalten  veranlasst ,  durch 
mannigfac-he  Massregeln  den  Gang  der  Be- 
völkerung zu  beeinflussen.  Jene  Unter- 
siiohungen,  wie  die  auf  Grund  derselben 
auffrestellten  Theorieen  (Bevölkerungslehre), 
und  diese  praktischen  Massnahmen  (Be- 
Trilkerungspolitiklstehen  vielfach  miteinander 
ia  Beziehung.  Das  Vorgehen  der  Regie- 
rungen auf  diesem  Gebiete  gab  Veranlassung 
zu  tiefergehenden ,  auf  das  Werden  und 
Vergehen  der  Bevölkerung  bezüglichen  Be- 
trachtungen ;  diese  aber  mussten  wiederum 
ihrerseits  auf  die  Gesetzgebung  zurück- 
wirken. 

Wie  aber  beTÖlkenmgBÜieoretiBche  Unter* 


sucfaungen  erst  aufkommen  konnten,  als 
man  den  Staat  nnd  das  Sfaiatsleben  tlbernaupt 
wisfienschaftUcb  zu  erfcHrscheD  begann,  so 
wird  man  auch  erst  von  einer  BevOUronmg&- 
pditik  da  sprechen  können,  vo  die  Staaten 
zielbewusst  durch  Gesetze  und  Massregeln 
der  Bevölkening  eine  bestimmte  Richtung' 
zu  geben  bemüht  waren.  So  sind  die  vor 
allem  bei  Völkern  auf  niederer  Kultur- 
stufe verbreiteten  Unsitten  wie  Fruchtab- 
treibung, Aussetzung  der  Kinder,  schwere 
Ueberlastung  der  Frauen  an  und  für  sich 
nicht  hierher  zu  rechnen.  Sie  beeinflussen 
zwar  den  Gang  der  Bevölkerung  oft  erheb- 
lich, können  aber  nur  dann  als  Massnahmen 
der  Bevölkerungspolitik  angesehen  werden,, 
wenn  sie  seitens  des  Staates  empfohlea 
oder  doch  bewnsstgeduldet  werden. 

I.  BeTÖlkernngspoIitik  und 
BeTSIkerunffBlenre  im  Altertum. 

1.  Be  völkemngspolitik  in  Griechen- 
land. Bevölkeningäehre  und  Bevölkerungs- 

gDÜtik  der  Alten  wurzeln  in  der  antiken 
taatsidee.  Diese  aber  fand  ihren  reinsten 
Ausdruck  bei  den  Griechen  und  gipfelte  in 
dem  Satze,  dass  der  einzelne  Mensch  nur 
in  innigster  Verbindung  mit  dem  Gemein- 
wesen, nur  in  völliger  Unterordnung  unter 
dasselbe  seinen  Daseinszweck  erfülle,  seine 
Befriedigung  finde.  Der  einzelne  Bür^ 
war  nur  etwas  als  Glied  des  Staates;  seme 
ganze  Existenz  war  abhängig  vom  Staate; 
er  sollte  dem  AJlgemeinen,  das  keine  Be- 
sonderheiten duldete ,  nicht  sich  selbst 
leben,  —  er  ging  im  Staate  auf  und  unter. 

Und  auf  Grund  dieser  Staatsidee  von 
der  Allmacht  des  Staates  griff  denn  auch 
der  Staat  in  alle  sozialen  Verhältnisse  mit 
wuditiger  Hand  ein  imd  suchte  das  ganze 
Leben  seiner  Büi^er  bis  in  kleine  Keben- 
dinge  hinab  seinen  Anordnungen  zu  unter- 
weisen. Es  gab  im  Altertum  einen  poli- 
tischen Kommunismus,  der  besonders  aus* 
geprägt  uns  in  Sparta  ent^gentritt  und 
welcher  dort,  selbst  wenn  wir  eine  angeb- 
liche GOtergleichheit  in  den  Bereich  der 
Sage  verweisen  müssen,  dennoch  aus  roannig^ 
fachen  Einrichtungen  erkennbar  ist. 

Vor  allem:  es  fehlte  das  Familienleben, 
und  auch  die  Ehe  war  zu  einem  dem  Staats- 
zweck dienenden  Mittel  herabgesunken.  »Die 
Ehe«,  so  bemerkt  Nägelsbach ^)  zutreffend, 
»wenngleich  bei  der  Schliessung  religiös 
geheiligt,  ist  kein  religiöses  Institut,  noch 
weniger  ein  Institut  für  sittliche  Befriedi- 
gung des  Naturtriebes  oder  persönlicher 
Neigung,  sondern  sie  ist  ein  rechtlich-poli- 
tisc^es  Institut,  bestimmt,  dem  Staate  Bfii^per 
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sn  geben,  und  Haus  und  Vermögen  der  ein- 
iseloen  zu  ersten,  veil  der  Staat  eonsl  uq- 
möglich  bestehen  kann«.  Wohl  nirgends  ist 
die  Eindererzeujpuig  als  dgenüiohffl  Zveck 
der  Ehe  so  sehr  in  den  Yoider^rund  getreten 
(üs  in  Sparta.  Die  vielen  Kriege  hatten  die 
BevOlkerun gszahl  oft  erheblich  verringert; 
es  war  daher  zeitweise  äne  der  wichtigsten 
Aufgaben  des  Gemeinwesens,  für  hinreiäien- 
dea  Nachwuchs  aa  jungen  Bttrgem  zu  sor- 
gen. Und  das  suchte  man  durch  verschie- 
dene Mittel  zu  erreichen.  So  war  es  Gebot 
des  Staates,  dass  jeder  Spartiate  Bich  ver- 
heiratete. Es  gab  hier  eine  Klage  wegen 
Ehelosigkeit,  eine  y^nq)^  «ya(Liov.  Die  Hage- 
stolzen wurden  als  ungehorsam  gegen  die 
Gesetze  mannigfach  benachteiligt;  die  Ehr- 
fiirchtsbeweise ,  welche  die  Jüngeren  den 
Aelteren  schuldeten,  fielen  gegenüber  den 
Unverheirateten  fort  \  ja  nach  einer  Angabe 
des  Klearchus  ^)  sollen  die  Weiber  bei  einem 
gewissen  Feste  den  Hagestolzen  um  den 
Altar  geschleppt  und  geprügelt  haben. 

Allein  damit  nicht  genug !  Es  kam  nicht 
nur  darauf  an,  dass  sämtliche  Edelleute,  die 
im  Besitze  eines  Landloses  waren,  eine  Ehe 
eingingen,  sondern  vor  allem  aucii  —  was 
bei  dem  Charakter  der  spartanischen  Ehe 
begreifiich  ist  — ,  dass  die  Ehe  ihrem  poU- 
tischen  Zwecke  entsprach.  Daher  ging  das 
spartanische  Gesetz  noch  weiter,  indem  es 
nicht  nur  wegen  Ehelosigkeit  eine  Si%i^  ayafiiov, 
sondern  auch  w^en  spät  oder  nicht  in  ge- 
eigneter Weise  g^chlossener  Ehe  eine  d/xi? 
ofpiyaiiiov  und  xaxoya/if'ov  zuUess^).  Weder 
zu  früh  noch  zu  sj^t  sollte  der  Spartiate 
heiraten  und  dann  eine  gute  Ehe  eingehen, 
d.  h.  eine  Ehe,  welche  die  Erfüllung  des 
Zweckes  derselben:  die  Erzeugung  körper- 
lich und  geistig  gesunder  Kinder  erhoffen  liess. 

Di^  weitgehende  Einnuschung  des 
Staates  ist  wohl  mit  darauf  zurückzuführen, 


Plutarch,  Lyc.  15 :  ov  aUö  xal  ««- 
ftittv  Tivä  ni/oat&ijKE  roig  ayäftoiS'  Efyyovro 
yecf  iv  Tffts  yvftvQifatSitttq  Tiys  fUttf  tov  i\ 
XttfuBvoi  ol  c(^2o*^<S  avTOvs  ixilevov  h 
Nifxlai  yvfivovt  neifiifvai  TrjV  dyoffäv,  ol  it 
xtfüovTH  i]8ov  e/ff  avTovs  tfiSijv  ziva  xExoti]- 
fiimjv,  nie  Sixaia  udaxoitv,  ort  voTfi  vöfiois 
axet9ovai.  Ttfi^s  ^  *o*  ^■B(ftmtiast  viot  n(/te- 
ßvTtgois  nuQttzov,  iart^rjuTO,  "O^tv  nalto  VQOg 
jdtffnvliidctv  ^rj^Bv  ovitis  ififfiifaro,  xatnfQ 
svSöxtfiov  ovTa  OTffazTjyov,  'EninvTt  yag  avz^ 
z(Sv  vttattifcov  Tie  fäfcfg  ovx  vmi^tv  elnwv, 
„OvSh  yop  i/xoi  av  zöv  vnti^ovra  ytyivvnxas.^* 

*)  bei  Ath.  XIII,  2,  S.  666  C. 

*)  Polluini^48:  ijacw  S>  ital  äyußlov  dixat 
noHaxov ,  *ai  oifuyafiiov  xort  neixoyafiiov  iv 
AmtfSttifiont.  —  Ferner:  Pollux  VIU,  40;  vor 
allem  Plut  Lya.  30:  nv  yüp,  mq  iointv,  iv 
£xdQT'^  Mal  dyec/iiov  Sixij  xai  oi//tya/iiov  xai 
uttxoyttfiiov.  Tttvr^  9^  ix^yov  ftaltottt  toiig 
ttvrl  rnv  dya^äv  xal  t^lmv  rote  xXovffioi; 

XTlStVOVXUS. 


dass  tfaatsftddich  die  griechischen  Ehen  — 
aus  hier  nicht  weiter  zu  oMemden  Grün- 
den —  nicht  firochtfaar  waren;  wurden  doch 
schon  in  Sparta  Yftter,  welche  drä  oder 
vier  Söhne  hatten,  ÖfieDtlich  belohnt^).  Ja 
es  steht  hiermit  im  Zusammenhange,  wenn 
Plutarch  berichtet:  man  habe  nichts  An- 
stössiges  darin  gefunden,  wenn  ein  Siterer 
Mann,  der  eine  jnnge  BVau  gehabt,  einen 
jüngeren,  von  dem  er  erwarten  konnte,  dass 
er  gesunde  Kinder  erzeugen  würde,  bei 
seiner  Frau  eingeführt  hfitte;  auch  habe  es 
einem  rechtschaffenen  Manne  freigestanden, 
wenn  er  die  Frau  eines  anderen  w^n 
ihrer  Fruchtbarkeit  und  Tüchtigkeit  schätzte, 
den  Gatten  derselben  um  die  Ebrlaubnis  zu 
bitten,  dass  er  ihr  beiwohnen  dürfe;  — 
sei  man  doch  davon  ausg^^gen ,  dass  die 
Kinder  nicht  den  Vätern  eigen  wären,  son- 
dern dem  Staate  gemeinschaftlich  gehörten, 
deshalb  habe  man  die  Bürger  nur  von  den 
besten,  nicht  aber  von  j^em  ohne  Unter- 
schied erzeugen  lassen  wollen  3).  Auch 
brachte  die  Unteilbarkeit  der  Güter  es  hie 
und  da  mit  sich,  dass  mehrere  Brüder  mit 
einer  Frau  zu  leben  gezwungen  waren  3). 

Aehnlicbe  Zustände  wie  in  ^»rta  treffen 
wir  auf  Kreta  an. 

Anders  in  Athen.  Hier  war  mehr  als 
sonst  in  Griechenland  Raum  für  eine  un^ 
hemmte  Entwickelung  der  Kräfte  der  Ein- 
zelnen; hier  gab  es  keine  derartig  starke 
Bevormundung  der  Bürger  wie  in  Sparta, 
und  es  scheint,  dass  auch  bezüglich  der  Ehe 
weit  grössere  Freiheit  herrschte.  Ich  sage : 
es  scheint;  denn  Pollux  (VHI  40)  nennt 
allerdings  unter  den  attischen  Klagen  gleich- 
falls eine  y^afpi]  dyaftiov  mit  dem  Zusätze: 

napa    Sk    AeatBiut/ioviatB    nal    oynyauiov  xai 

xttHoyufiiov.  Dem  gegenüber  macht  jedoch 
Lip^us  und  gewiss  mit  Recht  geltend,  dass 
gegen  die  Existenz  einer  solchen  Bestimmung 
für  Atiien  ausser  der  inneren  Unwahrsdieia- 
lichkeit  der  Mangel  jeder  Spur  namentlich 
beiden  Rednern  spricht*).  Auch  andere,  so 
z.  E.  Becker^),  äussern  sich  in  demselben 
Sinne.  Allein  in  einem  bestimmten  Falle 
unterlag  auch  in  Athen  (wenigstens  nach 


n  Aristoteles,  Pol.  IL  9,  p.  1270a.  3». 

>  Plut.  Lyc.  15. 

')  Polyb,  Xn,  6  b,  8:  aatfa  piv  yöp  rotj 
AaitaiSatfioviote  Kui  ität(fiov  xni  avvr}9fs 
r^fXe  avStfag  Ix^iv  zi]v  yvvatxa  Ttal  zizraffai, 
jtozf  di  xal  xl$iovs  dSilipovs  avras,  xai  ra 
ztKva  Tovzam  ilvitt  xoivä,  xai  ysmfactvra  »niof 
ixttvovs  inäöaS'at  yvvtdxa  rtvt  nfv  ^Utop  xctldv 
xal  tvvij&te. 

*)  In  Heier  und  Scbömonn:  Der  Attische 
Prozess ;  neu  bearb.  von  J.  H.  LipsiaB  (Berlin 
1883-1887)  S.  352  (vgl.  auch  Nachtrag 
S.  1029). 

Cbarikles,  Bilder  sltgriech.  Sitte  ete^ 
neu  bearb.  v.  <m,  UV'  S.  342  Cf. 
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dem  älteren  Recht)  die  Erfüllung  der  ehe- 
lichen PfHcht  gesetzlicher  Anordnung,  näm- 
lich dann,  wenn  der  Fortbestand  eines 
Hauses  nur  noch  auf  Töchtern  nihte.  Ver- 
weigerten die  Ehemänner  der  Erbtöchter 
denselben  den  Beischlaf  oder  waren  sie 
impotent,  so  waren  die  Erbtöchter  gesetzlich 
berecht^,  die  Umarmungen  eines  anderen 
Verwandten  zu  begehren  Kam  doch  alles 
darauf  an,  dass  dem  verwaisten  Hause  ein 
Sohn  ^baren  wurde.  — 

Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  die  be- 
zOglichen  spartanischen  Bestrebungen  sind 
interessaiit  genug  und  geben  den  Beweis, 
dass  man  schon  jErühzeitig  dem  Staate  auf 
diesem  Gebiete  bestimmte  positive  Aufgaben 
Kusohiieb.  — 

Natu»emäss  wediselte  die  Bevölkerungs- 
politik.  In  Zeiten  ruhiger  Entwickelung,  in 
denen  ein  stärkeres  Anvadisen  der  Yolks- 
zahl  erfolgte,  traten  die  hier  erwähnten 
Massnahmen  in  den  Hindei^und.  Hatte 
sich  die  Bevölkerung  zu  rasch  vermehrt,  so 
bot  die  Begründung  von  Kolonieen  immer 
ein  vielfach  auch  zur  Anwendung  gelangtes 
Mittel ,  um  einer  Uebervölkerung  zu  be- 
gegnen 2).  — 

2.  BoTolkeningspolitik  in  Rom.  Von 
ähnlichen  Anschauungen  wie  in  Griechenland 
liess  man  sich  in  Rom  leiten.  Schon  früh- 
zeitig waren  die  Censoreu  bemüht,  die  Ehe- 
schliessung und  damit  die  Bevölkerungsver- 
mehrung  zu  befördern.  Teils  ermahnten  sie 
die  Unverheirateten ,  sich  der  Ehe  nicht 
zu  entziehen,  teils  wurde  den  bejahrten 
Hagestolzen  eine  höhere  Abgabe,  ein  aes 
uxorium,  auferlegt  3).  — 

Als  nun  nach  dem  Jahre  164,  wie  oben 
S.  684  von  Eduard  Meyer  bereits  her- 
vorgehoben, eine  Abnahme  in  der  Bevölke- 
xnngsziffer  sich  bemerkbar  machte  und 
dieser  Rückschritt  in  den  Geususzahlen  be- 
soi|;mseaTegend  hervortrat,  suchte  man  mit 
Zwangsmassregeln  die  Abneigimg  gegen  den 
Ehestand  zu  bekämpfen.  So  berichtet  Livius 
{Epit.  LIX),  dass  der  Censor  Q.  Metellus 

')  Plnt.  Solon.  20. 
")  cf.  oben  S.  682. 

*)  Vgl.  Festua  Pauü  p.  379  M.:  „Uxorium 
pependisse  dicitur,  qui  quod  uxorem  non  habuerit, 
res  populo  dedit"  (Mommsen,  Röm.  Staatsrecht, 
II,  1  p.  379«  setzt  für  .res'  —  ,aes').  Vgl. 
weitermn  Valerius  Max.  II,  9,  1:  „Camiilus  et 
Fostnmius  censores  aera  poenae  nomine  eos, 
qui  ad  senectntem  caelibes  pervenerant,  in  aera- 
riom  deferre  insserant."  Cicero  de  leg-g.  III, 
3  (caelibea  esse  prohibento). 

Es  sei  hier  bemerkt,  dass  das  aes  nxorinm 
als  eine  besondere  Hage-stolzenstener  nicht 
anzusehen  ist.  Es  hatten  aber  die  Censoren 
das  Recht,  die  Besteuerungssumme  ans  ver- 
schiedenen Gründen,  so  aucli  wegen  des  ehe- 
losen Standes  der  steuerpflichtigen  Person,  zu 
vervielfältigen. 

fiandwttrterbnoh  d«r  StutswiMeuchaften.  Zwdb 


i.  J.  130  verlangt  habe,  man  soUe  die  Bürger 
von  Staats  wegen  zur  Heirat  zwingen  (cen- 
suit,  ut  cogerentur  omnes  ducere  uxores 
liberorum  rareandorum  causa).  Gellius  er- 
wähnt eine  Ansprache  des  Censors  Q.  Metellus 
Numidicua  (oratio  quam  in  censura  dixit  ad 

Jopulum  de  ducendis  uxoribus)  aus  dem 
ahre  102*),  in  welcher  es  wörÜicÄ,  hösst: 
wäre  es  möglich,  ganz  ohne  Weiber  auszu- 
kommen, so  würden  wir  uns  von  diesem 
Uebel  auf  einmal  befreien;  da  aber  die 
Natur  es  so  ein^riehtet  hat,  dass  wir  weder 

Slüoklich  mit  ihnen  leben  noch  ohne  sie 
ie  Gattung  fortpflanzen  können,  so  müssen 
wir  auf  unsere  dauernde  Sicheriieit 

als  auf  eine  flüchtige  Befriedigung  unserer 
Sinne  Bedacht  nehmen^. 

Handelte  es  acAi  aber  hier  noch  vor^ 
wie^nd  um  Anr^ungeu  und  Ermahnuiwen, 
so  suditea  später  Cäsar  und  vor  allem 
Augnstus  der  muner  mehr  um  sich  grdfea- 
den  Ehelosigkeit  durdi  bestimmte  gesetz- 
geberische  Massnahmen  zu  begegnen.  Cäsar 
verordnete  durch  eine  lex  agraria  (de  agro 
Campano  dividendo),  dass  die  campanischen 
Domänen  nm  an  Bür:ger,  welche  drei  oder 
mehr  Kinder  hatten,  verteilt  werden  sollten  ^). 

In  noch  viel  entschiedenerer  Weise  ging 
Auffustus  vor ,  obgleich  er  mit  hetti^m 
Widerstände  unausgesetzt  zu  kämpfen  hatte. 
Um  das  Jahr  18  v.  Chr.  imterbreitete  er  dem 
Senat  einen  Gesetzesvorschlag,  welcher  u.  a. 
rechtliche  Nachteile  für  den  Caelebs,  Be- 
lohnungen für  die  Ehe,  für  die  Erzeugung 
und  Aufziehung  von  Kindern  festsetzte. 
Wohl  gelang  es  ihm,  einen  günstigen  Senats- 
beschiuss  herbeizuführen ,  das  Volk  aber 
verwarf  die  Rogation.  Indes  Augustus  Hess 
in  diesen  Bestrebungen  nicht  nach.  In  einer 
gegen  den  ersten  Entwurf  etwas  veränderten 
Form  setzte  er  im  Jahre  4  n.  Clu:.  die  lex 
Julia  de  maritandis  ordinibus  durch.  Allein 
es  dauerte  immer  noch  mehrere  Jahre,  bis 
das  Gesetz  in  Kraft  trat.  Es  wurde  zu- 
nächst eine  Frist  von  drei  Jahren,  als  diese 
abgelaufen  war,  von  2,  endlich  nochmals 
von  einem  Jahre  gewährt.  Indem  Augustus 
die  letzte  vacatio  im  Jahre  9  zugestand, 


•)  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  liegt  hier 
bei  G^Uins  eine  Verwechselung  mit  dem  älteren 
Metellus  vor. 

Geltias  I,  6,  2:  Si  sine  uxore  vivere 
possemos,  Quirites,  omni  ea  molestia  careremns ; 
sed  qnoniam  tta  natnra  txadidit,  nt  n«:  cnm 
Ulis  satis  commode,  nec  sine  mvs  nllo  modo 
vivi  possit,  saluti  perpetnae  polius  quam  brevi 
volnptati  consulendum  est. 

*)  Cf.  Sneton.  JuL  20.  Femer:  Dio  Gass. 
XLIII,  25:  iitEtÖT)  tt  Siivii  oliyavSi/cania  Stcc 
TO  Ttöv  änoXioi.öt(ov  nl^9^oe,  tde  Ix  te  ztSv 
ä^oyffatpeSv,  nai  yag  ixeivae  xa  rc  ukXa  tSaxef 
Tig  TifiT]T^^  inoirjat,  na't  oveois  uvt^s 

iqUyxszot  T]v,  itolvnatdiag  ä&ka  ixi&ijHiv. 

I  Aufläse.  II.  46 
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liess  er  gleichzeitig  ein  neues  Gesetz  der 
lex  Julia  ninzuifigeu :  die  lex  Papia  Foppaea, 
genannt  nach  den  cousules  suifecti  dieses 
Jahres  M.  Pai^ue  Mutilus  und  Q.  Poppaeus 
Secundus*).  jflr  beide  Gesetze,  welche  im 
praktischen  Leben  als  ein  Ganzes  behandelt 
wurden,  wurde  der  Gesamtoame  >lex  Julia 
et  Papia  Poppaea«  üblich. 

Die  wichtigsten  Bestinunungen  derselben 
smd  fol^nde: 

1.  Ijie  lex  Julia  und  die  lex  Papia  ge- 
boten beiden  Geschlechtem  die  Ehe  und 
Endererzeugung.  Die  lex  Papia  verlangte, 
dasB  bei  dem  männlichen  Geschlecht  mit 
dem  25.,  bei  dem  weiblichen  mit  dem  20. 
Tollendeten  Lebensjahre  die  im  einzelnen 
Falle  geforderte  Anzahl  von  Eindem  vor- 
handen  wäre^).  Auch  die  überlebenden 
od^  geschiedenen  Ehegatten  sollten  sich 
innerhalb  bestimmter  fristen  wieder  ver- 
heiraten. Den  "Verlobten  standen  die  iura 
madtorum  zu,  vorausg^etzt,  dass  die  Ver- 
heiratung nicht  über  zwei  Jahre  hinausge- 
ädioben  wurde. 

2.  Der  eisentUc^e  Sdiwerpunkt  der  Ge- 
setze lag  in  den  Strafen  und  Belöhnimgen, 
welche  vor  all^  im  Erbrecht  und  im  Staats- 
recht sich  geltend  machten. 

a)  Ei  b  r  e  c  h  t  Diejenigen,  welche  keine 
Ehe  secundum  legem  JnJiun  Papiamve 
Popnaeam  eingegangen,  waren  unfähig, 
durch  Testament  Erben  zu  werden  od^ 
Vermfichtni^  zu  erhalten;  nur  für  eine 
Reihe  von  Gognaten  und  Affinen  setzten 
beide  Gesetze  Ausnahmen  fest  Diejenigen, 
welche  keine  Kinder,  wie  solche  nach  dem 
Gesetz  gefordert  waren*"),  hatten,  gingen 
der  Hälfte  des  ihnen  zugefallenen  iS'bteils 
oder  Vermächtnisses  verlustig.  Eheleute, 
welche  kinderlos  waren,  konnten  nur  ein 
Zehnteil  ihres  Vermögens  einander  testieren; 
Dritten  gegenüber  ^t  aber  auch  der  über- 
lebende kinderlose  Ehegatte  als  caelebs. 

Die  lex  Julia  gewährte  dem  im  Testa- 
ment bedachten  Hagestolzen  eine  Frist  von 
100  Tagen,  um  ihm  Gelegenheit  zu  geben, 
noch  zu  heiraten;  war  eine  Verehelichung 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  erfolgt,  so 
wiirde  das  Hinterlassene  zum  Gaducom  und 
fiel  dem  Aerar  anheim. 

b)  Staatsrecht.  Besonderer  Vorrechte 
erfreuten  sich  die  Verheirateten  und  Kinder- 
reichen im  öffentlichen  Recht.  Bei  dem 
monatlichen  Wechsel  der  Fasces  hatte  der 
Verheiratete  vor  dem  Unverheirateten,  der, 
welcher  eine  grossere  Kinderzahl  aufweisen 
konnte,  vor  dem,  welcher  weniger  Kinder 


']  Cf.  die  eingehende  Sehilderang  bei  Dio 
Case.  LVI,  1-10. 

*)  Jörs  (b.  anter  Litteratnr)  S.  11. 

')  .  .  .  filius  (filia)  gecundnm  legem  Juliam 
Papiamve  qnaeutug  (qaaesita). 


hatte,  den  Vorrang i).  Bei  der  Bewerbung 
um  Aemter'),  bei  der  Verteilung  von  Pro- 
vinzen ')  eta  spielte  das  ins  liberorum  eine 
grosse  RoUe. 

c)  Aber  auch  nach  noch  anderen  Seiten 
hin  erstreckten  sich  die  betreffenden  Ver^ 
günstigungen.  So  gab  die  lex  Julia  ver- 
heirateten Frauen,  welche  mehrere  Kinder 
hatten,  das  Recht,  eine  besondere,  auszeich- 
nende Kleidung  zu  tragen*).  Von  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft  waren  die  Frauen 
durch  das  ius  liberorum  befreit^). 

ünd  da  dieses  Recht  so  mannigfache 
Vorzüge  gewährte,  wurde  es  audi  mehr- 
fach, vor  allem  in  späterer  Zeit,  als 
besonderes  Privil^  «ngCTäumt  Die  \  esta^ 
lischen  Jungfrauen  erfreuten  sich  des  ius 
trium  liberorum  wohl  von  Anfang  an*); 
unter  den  Nachfolgern  des  Augustus  ist  es 
dann  häufiger  bald  einzelnen  Personen,  bald 
bestimmten  Klassen  der  Bevölkerung  als 
Gnadengeschenk  verliehen^). 

Erst  durch  Constantin  sind  die  wichtig- 
sten Bestimmungen  dieser  beiden  Geset^ 
die,  wie  aus  dem  VodieigeheDden  ^hellt,  un- 
gemein tief  in  das  ganze  v  olkaleben  eingrifien, 
aushoben.  Gewiss  ist,  dass  durch  diese 
ffewaltsamen  Massnahmen  der  in  seinen 
Gmndfestm  wankende  Staat  nicht  mehr  ge- 
stützt weiden  konnte ;  —  ob  übrahaupt  der 
Zweck  der  Gresetzgebung  auch  nur  in  etwas 
erreicdit  worden  ist,  läset  sich  heute  schwer 
beurteilen.  — 

3.  Die  BeTfilkenmesfrage  in  dem 
Schriften  der  Alten.  Das  System  eines 
jeden  Rechts-  und  Staatsphilosophen  wächst 
notwendig  »aus  dem  Gedankenkreise  seines 
Zeitalters  heraus,  und  um  wieviel  höher  die 
Stufe  seiner  Erkenntnis  immer  sein  mag 
als  die  seiner  Zeitgenossen,  er  kann  wohl 
über,  aber  nicht  ausser  seiner  Zeit  stehen*  *). 
Dieser  innige  Zusammenhang  der  abstrakten 
GedankenaAeit  des  Forschers  mit  dem  kon- 
kreten Rechts-  und  Staatsleben  seiner  Zeit 
und  seines  Vaterlandes,  auf  den  Hildenbrand 
nachdrücklich  hingewiesen  hat,  zeigt  sich  be- 
sonders deutlich  auch  in  der  Staatsphilosophie 


')  Mommsen,  Mm.  Staatsr.,  I,  S.  39.  Gei- 
lina II,  Ib,  4. 

■)  Mommsen  a.  a.  0.,  I,  S.  617, 666;  cf.  auch 
die  Anm.  S.  517",  566^.  —  Tac.  Ann.  2,  61. 

>)  Mommsen  s.  a.  0.  II,  207  n.  242  (dort 
Quellenanfi^be). 

*)  Hübner,  Zu  Propertius,  in  Commentationea 
philologae  in  honorem  Th.  Mommseni  (Berlin 
1877)  S.  98  ff. 

Gai.  1,  145;  3,  44. 

')  Dio  Gass.  LVI,  10. 

')  Cf.  Madwig  (8.  unter  Litteratnr)  II,  S. 
214  und  JCrs  S.  äOff. 

*)  Karl  Hildenbrand,  Geechichte  und  System 
der  Bechts-  und  Staatsphilosophie.  I.  Bd.  (Lpsff. 
1860)  p.  11. 
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der  Alten.  'Was  in  ihr  vorgetragen  wird, 
mht  'wesentlich  auf  der  herrschenden  An- 
sicht von  Leben  und  Staat,  sowohl  im  all- 
gemeinen  wie  im  einzelnen.  Auch  in  dem, 
was  über  die  Aufgaben  des  Staates  hin- 
sichtlich Aer  Bevölkerung  gesa^  ^rd,  er- 
kennt man  jene  Auffassungen  wieder,  welche 
für  das  praktische  Leben  vielfach  mass- 
gebend waren. 

Wir  denken  an  Flato  und  Aristoteles. 

Flato  (s.  d.  Art.),  welcher  in  seinem 
Idealstaate  eine  vollendete  Harmonie  her- 
beiführen  und  alle  Selbstsucht  bekämpfen 
will,  gelangt  in  seinem  Streben  nach  Auf- 
hebung Edles  Besonderen  fflr  die  beiden 
ersten  Stände  seines  Staates,  für  den  Philo- 
sophen- und  Kriegerstand  ziu-  Beseitigung 
des  eigenen  Herdes  und  der  Familie,  zur 
Güter-  und  Frauengemeinschaft.  Die  Krieger 
und  Beamten  sollen  ^anz  nur  dem  Staate, 
nie  nnd  in  keiner  Beziehimg  sich  selbst  ge- 
hören. So  darf  auch  die  Ehe  nicht  Sache 
der  Neigung  sein :  sie  ist  lediglich  als  Mittel 
der  Fortpflanzung  gedacht. 

Nur  diejeni^n,  welche  im  besten  Alter 
stehen,  dürfen  Kinder  erzeugen :  die  Frauen 
vom  20, — 40,,  die  Männer  vom  24. — 55. 
Lebensjahre,  Die  Schliessung  der  Ehen  soll 
unter  Leitung  und  Aufsicht  der  Staatsgewalt 
erfolgen.  Die  Obrigkeit  bestimmt  sowohl 
die  Personen,  welche  miteinander  sich  paaren 
sollen,  wie  überhaupt  unter  Berücksichti- 
gong  des  zeitlichen  Bedürfnisses  die  Zahl 
der  auf  kurze  Zeit  abzuschliessenden  ehe- 
lichen Verbindungen,  damit  der  Staat  weder 
zu  bevölkert  noch  zu  menschenarm  werde  *), 
Alle  so  erzeugten  Kinder  müssen  sofort  nach 
ihrer  Geburt  auf  ihre  körperlidie  Beschaffen- 
heit untersucht  werden;  nur  die  gesunden 
und  kräftigen  Kinder  sollen  grossgezogen, 
die  schwächlichen  und  krOppelhaiten  an 
einem  geheimen ,  unzug&iglichen  Orte  aus- 
gesetzt werden.  Dies  letztere  Schicksal 
trifft  anch  den  aus  unberechtigten  oder  nicht 
innerhalb  der  fest^esebrten  Altersstufen  ein- 
gegangenen Yerbmdungen  entsprossenen 
Nachwuchs,  wenn  nicht  zuvor  Aotreibung 
erfolgt  ist^ 

Den  für  den  Idealstaat  in  der  Politeia 
entwickelten  Grundsätzen  stellt  Flato  in  den 
Nomoi  einen  den  pralrtischen  Zeit-  imd 
Lebensbedürfnissen  mehr  entsprechenden 
Entwarf  an  die  Seite,  Gemeinschaft  von 
Weibern  und  Kindern,  Hab  und  Gut  gilt 
ihm  auch  hier  als  das  vor  allem  erstrebens- 
werte, aber  als  nur  erreichbar  in  einem 
Staat  für  »Götter  und  GöttersÖhne«.  Der 
zweitbeste,  fflr  Menschen  mögliche  Staat 
muss  sich  mit  dem  Grundsätze  der  Gleich- 


')  Polit.  V,  8:  «ei  /trire  fityülrj  i^füv  r/ 
M6Xts  xorrä  rö  Swtnov  MnvE  tfiiMoa  yiyvnttti. 
•)  Polit  V,  7  ff. 


heit  innerhalb  ^ner  bestimmten  Ordnung 
begnügen.  In  ihm  sollen  Land  und  Häuser 
verlost  werden,  so  dass  jeder  von  den  5040 
Bürgern  einen  glrac^en  Anteil  erhält,  den 
er  nicht  vergrflssem  und  nicht  verringern 
darf,  sondern  unverändert  vererben  sofl.  ESn 
jeder  hat  änen  seiner  SChne,  dem,  weldien 
er  am  liebsten  hat,  sein  Besitztum  zu  hinter- 
lassen i  die  anderen  SShne  werden  freiwillig; 
oder  von  Staats  wegen  hei  solchen  Büi:geni,. 
welche  keine  Nacäikommenschaft  haben,, 
unte]^bra(dit  i). 

Die  Frauen  sollen  zwischen  dem  16.  und 
20,,  die  Männer  zwischen  dem  30.  und  35. 
Jahre  heiraten.  Die  Eheschliessung  inner- 
halb dieser  Zeit  ist  gesetzlich  bei  Strafe  ge- 
boten *). 

Die  oberste  Behörde  des  Staates  hat  die 
Bevölkerungsbewegung  genau  zu  verfolgen; 
sie  hat  in  Erwägung  zu  ziehen ,  was  die- 
jenigen thun  sollen ,  welche  entweder  zu 
viel  oder  zu  wenig  Kinder  haben,  und  — 
soweit  als  möglich  —  Kittel  ausfindig  zu 
machen,  damit  stets  nur  5040  Wohnungen 
bleiben.  Derartige  Mittel,  so  führt  Plato 
aus ,  gäbe  es  genug ,  sowohl  Hemmungs- 
mittel für  die,  bei  welchen  die  Zeugung 
zu  reichlich  vor  sich  gehe,  als  auch  Be- 
mühungen und  Anstrengungen  zurVermeh- 
ning  der  Nachkommenschaft.  Sollte  aber 
in  der  That  ein  Ueberschuss  von  Büi^m, 
eine  Uebervölkerung  eintreten^  so  stände 
immer  noch  das  altbewährte  Hilfsmittel  zu 
Gebote:  die  Entsendung  von  Kolonieen;  im 
entgegengesetzten  Falle:  die  Herbeiziehung 
von  Einwanderern^).  Um  aber  solchen  Tor- 
kommnissen nach  Möglichkeit  zu  begegnen, 
sollen  die  Neuvermählten  hinsichtlich  der 
Kinderzeugun^  Überwacht  werden.  Besou- 
dere  Aufseherinnen  sind  zu  bestellen,  welche 
in  die  Häuser  der  jungen  Leute  gehen 
müssen,  um  teils  dunUi  Ikmahnuneen.  teils 
durch  Drohungen  von  Fehlem  und  Unwis- 
senheit abzumn^n.  Eine  trotzdem  un- 
fruchtbare Ehe  ist  nach  zehn  Jahren  zu 
trennen  *). 

Gegenüber  diesen  Anschauungen  Piatos, 
nach  denen  der  Zweck  der  Ehe  ledigli<^ 
in  der  Fortpflanzung,  in  der  Erzielung  des 
Nachwuchses  beruht,  betont  Aristoteles 
(s.  den  Art.  oben  Bd.  L  S.  1043  ff.)  nachdrück- 
lich den  sittlichen  Wert  der  Ehe.  Bei  den 
Tieren,  so  führt  er  aus  %  beschränke  sidi  die 
Paarung  lediglich  auf  aen  geschlechtlichen 
Zweck,  bei  den  Menschen  aber  vereinigten 
sich  Mann  und  Weib  nicht  nur  um  Kinder  in 


')  Nom.  V,  740. 

«}  Nom.  IV,  721;  VI,  785. 

')  Nom.  V.  740/741. 

*  Nora.  VI,  784. 

Eth.  Nik.  Vm,  14,  p,  1162.  a.  19.  (Es 
ist  hier  stets  nach  der  Bekkerschen  Akademie- 
ausgabe citiert.) 

45* 
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die  Welt  zu  setzen,  sondern  um  ihr  ^nzes  I 
Leben  miteinander  zu  teilen.  Von  Hause 
aus  seien  die  Verrichtungen  der  Geschlechter 
vei^chiedene ,  andere  PfUchtea  lagen  dem 
Hanne,  andere  dem  Weibe  ob ;  so  eigfinzten 
sich  beide  gegenseitig,  indem  ein  jeder  zur 
gemeinsamen  mitzniessimg  gerade  das  und 
soviel  beitrage,  als  seine  besondren  Anlagen 
und  Kräfte  ihm  gestatteten. 

Aber  dennoch  geht  auch  Aristoteles  da- 
von aus,  dass  der  Oesetzgeber  das  eheliche 
Leben  zu  aberwachen  und  im  Hinblick  auf 
da^lbe  bestimmte  Vorschriften  zu  erlassen 
habe.  (Cf.  Art.  Aristoteles  oben  Bd.I  S. 
1051.)  Er  soll  verordnen,  wann  und  unter 
vdcherlei  Personen  die  Ehe  geschlossen 
-werden  darf.  Das  Alter  ist  gesetzlich  an- 
zugeben, damit  kein  zu  grosser  Unterschied 
im  Alter  vorhanden  und  vor  allem  damit 
die  KiÄEte  der  beiden  Ehegatten  im  wesent- 
lichen Übereinstimmen,  auf  dass  nicht  ein 
Mann ,  der  noch  imstande  ist,  Kinder  zu 
zeugen,  mit  einer  Frau,  welche  nicht  mehr 
gebären  kann,  zusammen  lebt  oder  umgekehrt 

Da  nun  hinsichtüch  der  Zeugung  im 
Durchsc^itte  für  den  Mann  das  70.  Lebens- 
jahr, für  die  Frau  aber  das  50.  als  äusserste 
Grenze  feststehe,  so  dürfe  die  Verheiratung 
nur  zwischen  solchen  erlaubt  sein,  welche 
von  diesem  Zeitpunkte  ungefähr  gleich  weit 
entfernt  wären.  Demnach  werde  es  passend 
sein,  dass  die  Mädchen  nicht  vor  dem  18., 
die  Männer  aber  gegen  das  37.  Lebensjahr 
die  Ehe  eingingen. 

Der  Gesetzgeber  müsse  aber  auch  weiter 
bestimmen,  wie  lange  die  Ehegatten  zum 
Zwecke  der  Kinderzeugung  einander  bei- 
wohnen dürfen,  da  sowohl  die  Kinder  der 
zu  sehr  bejahrten  wie  die  der  zu  jungen 
Leute  an  Leib  und  Seele  imvollkommen 
wären.  Geber  das  zur  Fortpflanzung  taug- 
liche Alter  hinaus  —  als  solches  bezeichnet 
Aristoteles  das  50.  Lebensjahr  —  soUe  die 
eheliche  Beiwohnung  nur  der  Gesundheit 
wegen  oder  einer  anderen  Ursache  willen 
geduldet  werden.  Die  geeignetste  Jahreszeit 
nlr  die  Eheschliessung  sei  der  Winter,  die 
Zeit  der  Nordwinde  sei  günstiger  als  die 
der  Südwinde. 

Für  missgestaltete  Neugeborene  rät  Aris- 
toteles unter  allen  Umstanden  die  Aus- 
setzung an.  W^n  zu  grosser  Kinderzahl 
solle  zu  diesem  jlittel  nur  dann  geschritten 
werden,  wenn  die  Aussetzung  nicht  ver- 
boten ist  Sei  das  aber  der  Fall,  dann 
mÜBsten  der  Zeugung  selbst  gew^e  Schran- 
ken gesetzt  'W^erden.  Werde  dessenunge- 
aöhtet  eine  IVau,  welche  bereits  die  gesetz- 
mässige  von  Kindern  habe,  schwanger, 
dann  müsse  die  Frucht,  bevor  sie  Empfindung 
und  Leben  erhalte,  abgetrieben  werden^). 

»)  PolitVII,  15  ff.,  p.  1334.  a.  ff. 


Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  Wie- 
dei^be  der  bezüglichen  Anschauungen  bei 
den  beiden  gn")ssten  Denkern  des  Altertums. 

Aehnlicheu  Ansichten  begegnen  wir  bei 
anderen  Schriftstellern. 

Immer  aber  tritt  dabei  —  mehr  oder 
minder  scharf  —  das  Grundprincip  der 
antiken  Staaten:  die  unbedingte  Macht  und 
Herrschaft  der  Gesamtheit  über  den  ein- 
zelnen und  die  FamiUe,  deutlich  hervor,  — 
jenes  Princip,  welches,  wie  wir  sahen,  in 
der  altdorischen  Gesetzgebung  mit  aller 
Schärfe  und  Konsequenz  durchgeführt  wor- 
den war.  — 

n.  Bevölkerangslehre  und 
BevölkeraDgHpoIitik  vom  16.  bis 
finde  des  18.  Jahrhunderts. 

4.  Die  Ansichten  Aber  Bevölkerungs- 
vesen  Im  Zeitalter  der  Reformattea. 

Im  16-,  17.  und  18.  Jahrhundert  wurde  die 
m^^chste  Steigerung  der  Volkszabl  fast 
allgemein  als  erstrebenswertes  Ziel  bezeich- 
net Schon  die  Reformatoren  und  vor  allem 
Luther  ermahnten  im  Hinblick  auf  die 
leicht  im  Gefolge  des  Cölibats  sich  ein- 
stellenden sittlichen  Uebelstände  zum  Ehe- 
stände, indem  sie  etwaige  Besorgnisse  we- 
gen der  Ernährung  der  Kinder  als  ein 
/eichen  geringen  Gottvertrauens,  somit  als 
unberechtigt,  zurüclnviesen. 

Besonders  charakteristisch  sind  die  hier- 
auf bezüglichen  Ausführungen  Luthers.  Er 
sagt  in  der  »Predigt  vom  ehehchen  Leben« 
(1522);  »Und  zwar  hat  Gott  gnug  beweiset, 
wie  er  für  uns  sorge,  da  er  alle  Dinge  ehe 
schuf  und  bereitete,  im  Himmel  und  Erden, 
mit  allen  Thieren  und  Gewächs,  ehe  er  den 
Menschen  schuf.  Damit  er  anzeiget,  wie  er 
uns  allzeit  Futter  und  Decke  genug  übrig 
im  Vorrat  bestellet  habe,  ehe  wir  ihn  darum 
bitten.  Es  ist  nur  zu  thun,  dass  wir  ai^ 
beiten,  und  nicht  müssig  gehen;  ernähret 
und  bekleidet  sind  wir  gewiss.  Aber  der 
leidige  Unglaube  lässet  es  nicht  zu;  .  . 
Deshalb  rät  Luther  entschieden  zur  Ehe- 
schliessung.  An  einer  anderen  Stelle  der 
hier  erwähnten  Predigt  heisst  es:  »Es  sind 
etliche  Verschnittene,  die  sind  aus  Mutter- 
leibe also  geboren.  Etliche  sind,  die  von 
Menschenh^den  verschnitten  sind:  etUdie 
aber,  die  sich  selbst  verschnitten  haben  ums 
Himmelreichs  willen.  Ueber  diese  dreyerlev 
vermesse  sich  k^n  Mensch,  ohne  ehelich 
Genuüü  zu  seyn.  Und  wer  sich  nü^  be- 
findet in  dieser  dreyer  Zahl,  der  denke  nur 
zum  ehelichen  Leben.  Denn  da  wird  nichts 
anders  aus,  du  bleibst  nicht  fromm,  das  ist 
unmöglich;  sondern  das  Wort  Gottes,  das 
dich  geschaffen  hat,  und  gesagt:  Wachse 


^)  Luthers  sämtliche  Schriften,  hgg.  vonJ. 
G.  Walch,  X.  Bd.  tHalle  1744)  S.  7^. 
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und  mehre  dich,  das  bleibt  und  regiert  in 
dir,  und  kannst  ilifw  dich  mit  nichten 
nelüien,  oder  virst  greuliche  Sünde  ohne 
Aufhören  thua  müssen«  *)....  »Darum  zu 
beschHessen :  wer  sich  nicht  findet  geschickt 
zur  Eeuschheit,  der  thue  beyzeiten  dazu, 
dass  er  etwas  schaffe  und  zu  arbeiten  habe, 
und  wage  es  darnach  in  Gottes  Namen  und 
greife  zur  Ehe.  Ein  Knabe,  aufs  längste, 
wenn  er  zwanzig;  ein  Htedlein,  wenns  lunf- 
zehen  oder  achtzehen  Ja£r  ist,  so  sind  sie 
nodi  gesund  und  geschickt,  und  lassen  Gott 
sollen,  wie  sie  mit  ihren  Kindern  ernähret 
werden.  Gott  macht  Kinder,  der  wird  sie 
auch  wohl  ernähren*.  2) 

Diese  Anschauungen  waren  zweifellos 
weit  verbreitet  und  den  Ermahnungen  zur 
Eheschliessung ,  wenn  auch  aus  anderen 
Beweggründen  wie  bei  Luther  herrührend, 
begegnen  wir  wieder  und  wieder.  Dennoch 
aber  ist  den  Tieferblickenden  die  unerschöpf- 
liche Produktionskraft  gerade  der  germani- 
schen ßasse  wohl  zu  keiuer  Zeit  entgangen. 
Schon  Paulus  Diaeonus,  von  dem  der  Aus- 
spruch herrührt,  dass  Germania  besser  Ger- 
minania  zu  nennen  sei,  beginnt  seine  Ge- 
schichte der  Langobarden  mit  dem  Hinweis 
auf  die  grosse  Völkermenge  im  Norden 
Europas,  die  dort  nicht  Nahrung  finden 
könne,  so  dass  viele  um  Geld  nach  dem 
Süden  verkauft,  viele  freiwillig  dahin  aus- 
gewandert seien.  Und  wie  der  hayeiiBche  Ge- 
schichtsschreiber Johannes  Thimnayr  (Aven- 
tinus)  deaf  grossen  Fruchtbarkeit  Deutsch- 
lands gedenkt,  wo  weit  mehr  Volk  als  in 
den  fmgrenzenden  Ländern  wohne,  wo  die 
Menschen  auf  den  Bäumen  wüch^  und 
wo  man  die  I^eute  schmiede,  so  macht  auch 
Sebastian  Franck  (s.  d.)  —  1500—1545  — 
um  dieselbe  Zeit  auf  starke  Yolksver- 
mebrung  und  auf  die  aus  ihr  sich  ei^bea- 
den  NotetAnde  aufmerksam.  Er  schreibt  in 
der  Vorrede  seiner  Chronik  Deutschlands: 
»German!  laut  als  vil  als  brüder,  die  an- 
deren sagen  es  werd  a  Gennino  Germania 
gnent,  von  der  ^chtbarkeit  dess  volcks, 
dann  Gramino  heisset  sich  meren  und 
sprossen.  Nun  ist  kein  Land  auff  erd  so 
fruchtpar  und  wol  besetzt,  sonderlich  da  es 
am  höchsten  ist,  als  in  Schwaben  und  Beyern. 
Die  lender  geben  aller  weit  volck  gnug, 
und  ist  dannoch  allzeit  mit  solchem  überOuss 
besetzt ,  das  dörffer  und  stett  zerrinnen 
wöUen,  und  die  gütter  und  herbei^  in  ein 
soUich  auffschlag  kommen,  das  kaum  höher 
mag,  das  ich  halte,  wo  nit  Gott  den  krieg 
sdieidet,  und  ein  sterbend  drein  kompt,  das 
wir  wider  einmal,  wie  vor  etwa  durchs 
loss  oder  auder  weg  aussgemustert,  wie  die 
Ziegeuner  andere  land  zusuchen  müssen  auss- 


n  a.  a.  0.  S.  708. 
«)  a.  a.  0.  S.  742. 


ziehen,  unnd  glaub  sicher  hundert  mal  tau- 
sent  man,  mit  sampt  jren  weib,  kind  und 
anhang,  wollen  wir  teutschen  wol  gerathen, 
unnd  gantz  Ungerland,  so  es  uns  Gott  gebe, 
mit  teutschem  voI(^  besetzen,  solts  dannoch 
Teutschland  kaum  ansehen.«') 

Allein  derartige  Stimmen  waren  verein- 
zelt und  verhallten  gegenüb«:  den  mehr 
und  mehr  aufkommenden  bevölkerungspoli- 
tischen Bestrebungen  der  Regierungen.  — 

ft.  Die  Bevölfeernngspolitik  z.  Z.  der 
Herrschaft  des  Merkautilsystems.  Das 
Merkantilsystem  (s.  d.),  das  erste  System 
einer  Wissenschaft  der  Wirtschaft,  wird  durch 
eine  ganz  bestimmte  Bevölkerungspolitik  ge- 
kennzeichnet. 

Die  lokale  und  landwirtschaftliche  Wirt- 
schaftspolitik wurde  durch  eine  staatliche 
und  nationale  ei-setzt;  an  Stelle  der  klei- 
nen waren  grosse  einheitliche  volkswirt- 
schaftliche Körper  getreten,  die  nun  im 
kommerziellen  Wettstreit  mit  anderen  ihre 
besonderen  wirtschaftlichen  und  handels- 
politischen Interessen  verfolgten  *).  Auf 
breiterer  Basis  als  bisher  erwuchs  die  wirt- 
schaftliche Arbeit,  welche  man  staatlicher* 
seits  zu  leiten  und  zu  fördern  eifiig  bestrebt 
war. 

Indem  man  davon  ausging,  dass  der 
Reichtum  eines  Landes  in  Gold  und  Silber 
beruhe,  war  man  in  allen  Staaten  bemüht, 
den  Vorrat  an  Edelmetallen  zu  vermehren. 
Konnte  num  dieselben  aus  eigenen  Beigwer- 
ken nicht  gewinnen,  so  glaubte  man  eine 
Handelspolitik  mit  »günstiger  Handelsbilanz« 
betreiben  zu  müssen,  d.  h,  eine  Politik, 
welche  mehr  feilige  Waren  aus-  als  elit- 
fflhrte  und  für  diesen  Ueberschuss  der  Aus- 
fuhr Geld  ins  Land  brachte.  Eine  solche 
Handelspolitik  erforderte  Ausfuhiulikel,  und 
diese  mussten  durch  die  gewerbliche  Arbedt 
gewonnen  werden.  Um  die  Gewerbe  zur 
Blüte  zu  bringen,  war  aber  eine  grosse  Zahl 
von  Menschen,  welche  in  den  Manufakturai 
thätig  waren,  notwendig. 

Je  grösser  die  Einwohnerzahl  eines  Lan- 
des war,  um  so  mehr  konnte  produziert 
werden ;  je  mehr  produziert  wurde,  um  so 
mehr  konnte  zur  Ausfuhr  gelangen- je  mehr 
ausgeführt  wurde,  um  so  mehr  Gold  und 
Silber  kam  ins  Land. 

Diese  Politik  war  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert die  herrsdieude  in  den  meisten 
europäischen  Staaten.  Und  da  der  wirt- 
schaftliche Fortschhtt  als  abhängig  von  den. 


')  Germaniae  Chronicon  (gedruckt  zu  Augs- 
burg, 1538)  Vorrede  (6.  Seitej. 

')  Vgl.  n.  a.  Schmoller,  Stadien  über  die 
wirtschaftliche  Politik  Friedrichs  des  Grossen 
(das  MerkantilBystem  in  seiner  historiachen  Be- 
deutung) im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Yerw.,  6.  Jahrg. 
(1884)  8.  15  ff. 
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Masanahmen  der  Regierung  angesehen  Turde, 
flo  betrachteten  die  Begierungen  es  auch  als 
ihre  Au^be,  die  Bev^eningsbewegung 
in  obüpraa  Sinne  zu  bednflussen.  £me 
ganze  Rme  ron  Bestinunun^n,  welche  uns 
zum  TeU  an  jene  im  B^iume  der  rOmi- 
Bdien  Kais&rzeit  getntffenen  erinnern,  wur- 
den erlassen,  die  sftmtlich  dahin  zielten : 
das  Anwachsen  der  Bevölkerung  zu  beför- 
dern. Vor  allem  war  man  bemüht,  die  Ge- 
biurtenziffer  zu  erhöhen,  die  Einwanderung 
nach  Möglichkeit  zu  erleichtem,  die  Aus- 
wanderung zu  verbieten  oder  zu  erschweren. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein, 
diese  bevölkerungspolitischen  Bestrebungen 
in  den  einzelnen  Staaten  der  Reihe  nach 
genau  zu  verfolgen.  Wir  müssen  uns  da- 
rauf beschränken,  die  betreffenden  Mass- 
regeln  im  allgemeinen  kiuz  zu  charakteri- 
sieren, um  so  die  Mittel  zu  kennzeichnen, 
welche  bald  hier  bald  dort  zur  Steigerung 
der  Bevölkerungszahl  als  geeignet  erachtet 
wurden. 

1.  Ein  Anwachsen  der  Geburten- 
zif  f  er  glaubte  mim  vor  allem  erreichen  zu 
können : 

a)  durch  Erschwerung  des  Cöli- 
bats.  Gewisse  Yorteüe  sdlten  denen, 
welche  ohne  zwingenden  Grund  den  Ehe- 
stand mieden,  entzogen  werden.  So  war 
es  in  einigen  Ländern  üblich,  dass  bestimmte 
öffentlicheAemterkeinem  Unverheirateten  an- 
vertraut wTurden;  auch  war  es  hie  und  da 
dem  Hagestolzen  verboten,  ein  Handwerk  zu 
betreiben,  es  sei  denn,  dass  er  gegen  Be- 
zahlung einer  Abgabe  die  landesherrliche 
Erlaubnis  dazu  erhielt^)  In  mehreren 
Staaten  bestand  das  apgenannte  »Hage- 
Btolzenrecht«,  d.  h.  es  galt  die  gesetzliäie 
Bestimmung,  dass  die  HiuterlaAsens<diaft 
desjenigen  Unverh^rateten,  welcher  weder 
Eltern  noch  BrQder  nodi  unv^iwiratete 
Schwestern  hatte,  dem  Fiskus  anheimfiel; 
so  z.  B.  in  Biaunsdiweig-Wolfenbattel  bis 
zum  18.  Kov^ber  173Ö,  in  Kur-Braun- 
schweig  bis  24  Juli  1732  etc.^)  Auch  findet  sich 
eine  Hagestolzenstenffl.  So  beschloss  noch 
im  Jahre  1758  die  Tersammlmig  von  Mary- 
land —  da  sich  die  Zahl  der  Findelkinder 
tagtäglich  vermehrte  — ,  »dass  die  ehelosen 
Mannspersonen,  die  über  25  Jahre  alt,  — 
sowie  ein  Witwer  von  diesem  Alter  und 
darüber,  der  ohne  Einder  ist,  und  hundert 
Pfund  Sterling  im  Vermögen  hat,  jährlich 


Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Aii- 
sehmig  der  Unterthanen,  Fereonen  und  Ver- 
mtfgau  ai'rankf.  n.  Lpzg.  1773)  S.  113.  v.  Berg, 
Handbnch  des  tentscnen  Polizeyrechts,  2.  Aull. 
3.  Bd.  (Hannover  1802}  S.  24  ff. 

')  Moser,  a.  a.  0.  S.  112.  v.  Berg, 
a.  a.  0.  VI.  TeU  (Hannov.  1806)  S.  65.  v.  Lu- 
de wig.  Gelehrte  Anzeigen  (Halle  1743}  L  S. 
138  ff.  n.  334  ff. 


fünf  Schillinge,  der  dreihund^  hat,  zwanzig 
Schillinge  und  so  fort  verhAltnisweise  zn 
diesem  nützlichen  Werke  beytragen  solle  ^).« 

b)Man  suchte  dieEhescnliessung 
zu  begünstigen.  Dies  gescdiah  vor 
allem  durch  Prämien,  Steuererleichterungen 
etc.,  welche  man  denjenigen  in  Ausauht 
stellte,  die  sich  frühzeitig  verheirateten.  Zu 
diesem  Mittel  griff  man  in  einem  spanischen 
Edikt  vom  Jahre  1623^)  und  in  dem  be- 
kannteren unter  Ludwig  XIV.  erlassenen 
Edikt  von  1666  »portänt  concession  de 
Privileges  et  exemptions  ä  ceux  qui  se 
marient  avant  ou  i>endant  leur  vingtieme 
annee,  iust^u'ä  25  ans,  et  aux  pt'res  de 
famille  ayant  dix  ä  douze  enfans«  Das 
spanische  Gesetz  verordnete,  dass  alle  die- 
jenigen, welche  zwischen  dem  18.  und  25. 
Lel^Dsjahre  heirateten,  fClr  ebendiese  Zeit 
von  allen  Steuern,  Abgaben  etc.  befreit  sein 
sollten;  in  Frankreich  wurde  gleichfalls 
allen  Taillepfhchtigen ,  welche  vor  dem  20. 
oder  welche  im  21.  Lebensjahre  zur  Ehe 
schritten ,  Abgabenfreiheit ,  jenen  auf  fünf, 
diesen  auf  vier  Jahre  bewilligt  —  "Weiter- 
hin war  man  bemüht,  durch  direkte  Geld- 
unterstütziing,  dann  durch  sog.  Braut-,  Aus- 
steuer-, Heiratskassen  die  Eheschliessung 
zu  erleichtem.  In  dem  spanischen  Gesetz 
heisst  es  ausdi'ücklicli,  dass  den  unvermö- 

§ enden  Personen  eine  bestimmte  Summe 
eldes  als  Mitgift  gegeben  werden  solle. 
Braut-  oder  Heii-atskassen  (ebenso  Witwen- 
kassen) ^)  wurden  vielfach  iu  äxea&r  Zeit 


'}  Cf.  J.  P.  Frank,  System  einer  voll- 
ständigen mediciniBchen  FoUzey.  L  Bd.  (Mann- 
heim 1804)  S.  191. 

')  Cf.  Conring,  Eumen  renun  pablicamm 
potiorgm  totiua  orbis  (I.  de  Hisponia);  in  Bd. 
IV  von  Conriug;'s  Werken  h^.  von  Goebel 
(Braunschweig  1730)  p.  71. 

')  Cf.  Isambert,  Decrnsj  et  Taillandier: 
Becueil  g^neral  dea  anciennea  lois  francaises, 
t.  XVIlf  (Paris  1829)  p.  90ff.  u.  p.  190.  — 
Dieses  Edikt  wurde  aufgehoben  am  I.  1683. 
cf.  Isambert  etc.  a.  a.  0.  t.  XIX,  p.  413. 

*)  Es  sei  hier  an  das  erinnert,  was  oben 
S.  671  von  Inama  in  Bezug  auf  Spanien  gesagt 
ist.  Es  hiesa  dort:  „Im  16.,  noch  mehr  aber 
im  17.  Jahrhundert  ist  die  Bevölkerung  ansser- 

ordentlich  zurückgegangen   Sevula  hatte 

1662  nur  noch  den  vierten  Teil  der  Beviflkerung, 
die  ea  hundert  Jahre  früher  besessen  hatte; 
Madrid  zählte  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
löOOOO  Einwohner  gegen  400000  Einwohner 
am  Anfange  dieses  Jahrhunderts''  etc.  Infolge 
dieser  starken  Bevölkerungsabnahme  wurde  das 
oben  erwähnte  Edikt  erlassen. 

')  Vgl.  Fredersdorf,  Ueber  BevOlke- 
mng  und  Brautkassen.   Bramischveig  1789. 

•)  So  wurde  z.  E.  die  i.  J.  1775  dtuuh 
Friedrich  n.  begründete  königliche  allgemeine 
Witwen-Verpflegnngsanstalt  zu  Berlin  (Patent 
und  Reglement  vom  28.  Dzbr.)  znm  Teil  ans 
populationistischen  Gründen  ins  Leben  gentfen. 
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ins  Leben  gerufen.  —  In  Preussen  waren 
derar^e  Bestimmungen  vie  in.  Spanien 
und  frankreii^  nicht  getroffen.  Aber  es 
verdient  eine  Notiz  Fr»dricb  Wilhelms  L 
hier  vermerkt  zu  werden,  welche  die  An- 
sichten d^  Köni^  in  diesem  Punkte  dar- 
l^;t  Bei  BeTimerung  der  projektierten 
kurmärkischen  Neuen  Holzordnimg  war  veiv 
fügt  worden,  »dass  das  von  denen  neuan- 
s^enden  Eheleuthen  bishero  entriditete 
l^lantzgeld  hiniüro  cessiren  solle.«  Als 
nun  die  kurmArkische  Amtskammer  bei  dem 
Könige  unterm  26.  März  1721  anfrug,  ob 
auch  in  den  übrigen  Provinzen,  vor  allem 
auch  an  den  Orten,  wo  der  Zuwachs  des 
jungen  Holzes  notwendig  befördert  werden 
müsse,  dieses  FflanzKeld  in  Zukunft  fort- 
iallen  solle,  versah  der  König  diese  An- 
frage mit  folgender  Kandbemerkung :  »in 
alle  Provinzien,  das  ich  will  lieber  ein 
Premium  setzen,  das  sie  heirathen  als  sie 
wdll  sie  heirathen  ^Idt  gehben  lassen  ^).«  — 

Ekidüch  hängt  die  Abkürzung  des  Trauer- 
jahres mit  diesen  Bestrebungen  eng  zu- 
sammen. So  verordnete  ^edridi  der 
Grosse  durdi  ein  R^lement  vom  26.  Juli 
1747,  dass  Witwen  nach  neim,  Witwer 
nach  drei  Monaten  sich  wieder  verheiraten 
dürfen*)»). 

c)  Weiterhin  suchte  man  durch  Beför- 
derung der  Fruchtbarkeit  der  Ehen 
ai^  die  v^mehrung  der  BevOlkeiimg  einzu- 
wirken. Hier  kommen  wieder  in  erster  Linie 
das  spanische  und  fnuizOosche  Edikt  in  Be- 
tracht Durch  etsteres  war  denen,  welche 
sechs  männliche  el^che  Kinder  am  Leben 
h^ten,  Steuerfreiheit  zugesichert.  Bas  fraa- 
zteische  Dekret  gestand  aUenTaUIepfUchtigen, 
welche  zehn  lebende  rechtmftsnge  Kinder 
hatten,  von  denen  keins  Priester,  Mönch  oder 
Nonne  geworden  war,  Abgaben&eiheit  zu; 
im  Kriege  gefallene  Söhne  sollten  als  lebend 
betrachtet  werden.  Edelleute  und  deren 
Frauen,  die  an  und  für  sich  von  der  Taüle 
befreit  waren,  und  welche  zehn  oder  zwölf 
eheliche  Kinder  hatten,  von  denen  keins  in 
den  geistlichen  Stand  gebetwi  war,  sollten 
eine  jährliche  Pension  von  1000  oder  2000 
Livres  und  die  nicht  der  Taille  unterworfe- 
nen Bürger  und  deren  Frauen  sollten  die 
Hälfte  dieser  Renten  erhalten.  —  Noch  im 


*)  Cf.  Stadelmann,  Friedrich  Wilhelm  I.  in 
seiner  Thätiffkeit  für  die  Laudeskoltor  Freaasens. 
(In  den  PnblikatioDen  ans  den  k.  preoaa.  Staats- 
archiven, U.  Bd.,  Lpzg.  1870.)   S.  243  ff. 

')  Cf.  Hyliufl,  Corpona  constittttionnia 
Uarchicarum  continnatioinfBarlinii.HaUel748) 
Nr.  XXn,  p.  179. 

*)  Allerdinfra  sind  in  ebendieser  Zeit  in 
Deutschland  auui  mehrfache  Verordnungen  er- 
lassen, welche  die  Ehe  besonders  des  armen 
Hannes  beachrftnkten.  Ich  werde  auf  diese  Gesetz- 
gebung weiter  uiten  sub  IV,  10  S.  736 ff.  eingehen.  I 


Jahre  1796  —  also  zwei  Jahre  vor  dem  Er- 
scheinen des  unten  (III,  7  S.  723)  eingehender 
zu  besprechenden  Malthus'schen  Werkes  — 
konnte  Htt  im  englischen  Fariamente  den 
Antrag  stellen,  dass  diejenigen  Väter,  welche 
eine  pössere  Anzahl  Kinder  hatten,  in  ihren 
Erziehungspflichten  vom  Staate  unterstützt 
werden  sollten. 

In  engem  Zusammenhange  hiermit  steht 
das  Streben:  unfruchtbare  Ehen  nach  Mög- 
lichkeit zu  verhindern;  vor  allem  deshalb 
wurde  die  Eheschliessung  zwischen  ganz 
jungen  oder  in  sehr  verschiedenem  Alter 
stehenden  Personen  \intersagt. 

d)  Endlich  ^t  hier  mai  der  milden 
Bestimmungen  gegen  ausserehe- 
liche  Schwängerung  zu  gedenken; 
ja  man  hat  s^ar  die  unehelichen  Oeburfeu 
in  gewisser  Weise  begünstigt,  wenn  man 
sich  von  ihnen  eine  Vennehrung  der  Bevöl- 
kerung versprach.  Als  im  vorigen  Jahrhun- 
dert Mand  dundi  Seuchen  und  Hungersnot 
stark  entvölkert  worden  war,  wurde  gesetz- 
lich bestimmt,  dass  es  einem  Mädchen  keine 
Schande  beraten  solle,  wenn  es  auch  sechs 
Kinder  ausser  der  Ehe  gebären  würde  ^). 
Wenn  Friedrich  der  Grosse,  welcher  die 
Bestrafung  geschlechtlicher  Veigehen  imd 
die  damit  verknüpfte  Schande  als  eine 
Hauptursache  der  Kindertötung  betrachtete, 
durch  Cirkular  vom  20.  Juni  1746«)  die 
öffentliche  Kirchenbusse  für  Geschwächte 
au&ob  und  durch  ein  weiteres  Edikt  vom 
&  Februar  1765')  bei  Strafe  verbot,  den  in 
Unehren  geschwächten  Personen  Vorwürfe 
zu  inachen,  so  dürften  hier  bevOikerungs- 

SDlitische  Bestrebungen  gleichfalls  von  Ma- 
uas gewesen  sein.  War  doch  gerade  Fried- 
lieh  der  Grosse  allzeit  auf  eine  vermehrte 
Volkszahl  bedacht  »Comme  cet  axiome  est 
certain«,  sagt  er^)  >que  le  nombre  des 
peuples  fait  la  richesse  des  Etats«;  und 
sehr  drastisch  schreibt  er  unterm  24.  August 


^)  Erwähnt  bei  Z  a  c  h  a  r  i  a  e.  Vierzig  Bttcher 
vom  Staate.  2.  Aull.  2.  Bd.  (Heidelberg  1839) 
S.  112,  Anm.  1. 

■)  Cf.  Novmn  corpus  constitntionum  Pma- 
aico-Braudenburgensium  praecipne  Uarchicarum, 
UI.  (Berlin  1766}  p.  1246. 

>)  Cf.  N.  c.  c.  etc.  UI,  p.  öSSff.  Es  heiast 
in  §  ö  dieses  Edikts :  „so  sollen,  um  ein  grösseres 
üebel  zu  verhüten,  von  nun  an  alle  Huren 
Strafen,  von  welcher  Gattung  und  Arth  sie  seyn 
mö^n,  völlig  abgeschaffet  seyn,  und  dergleichen 
Weibes-Leuthe  ihres  begangenen  Fehltritts 
halber  zu  keiner  Strafe  fem^  gezogen,  auch 
ihnen  nicht  der  geringste  Vorwurf  deshalb, 
oder  einige  Schande  gemacht  werden." 

*)  In  ^Histoire  de  la  gaerre  de  aept  ans", 
ch.  L  et  Oeuvres  de  FrMöric  le  G^and.  IV. 
p.  4.  Ganz  ähnlich  in  den  .M&noiies  de  17^ 

jnsqu'4  1776«  (t.  VI,  p.  82):  „  rartout 

consid^rant  que  le  nombre  des  haMtaata  fait  la 
richesae  des  soaveraina"  ete. 
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1741  an  Voltaire^):  »Je  les  (les  hommes) 
r^arde  comme  une  horde  de  cerfs  das  le 
parc  d'nn  ^rand  seigneur,  et  qui  n'ont 
d'autre  fonction  que  de  peupler  et  remplir 
Tmclos«.  —  Die  B^ründung  von  Findel- 
hfinsem  (s.  d.  Art.)  in  dieser  Zeit  steht 
hiennit  ebenfaUs  im  Zusammenhange ;  man 
wollte  das  Lehen  der  auss^  der  Ehe  Ge- 
borenen schützen,  aber  auch  durch  die  Auf- 
nahme von  ändern  armer  Leute  in  diese 
Anstalten  die  Bevölkerungsvramehrung  er- 
leichtern. — 

Als  ein  weiteres,  vielfach  angewendetes 
Mittel  zur  Steigerung  der  Yolkszahl  nann- 
ten wir  oben 

2.  die  Beförderung  der  Einwan- 
derung. So  sicherte  bereits  das  spanische 
Edikt  von  1623  allen  Fremden,  welche  sich 
in  Spanien  niederlassen  und  landwirtschaft- 
liche oder  gewerbliche  Arbeit  betreiben 
wollten,  Steuerfreiheit  zu.  Besonders  aber 
hat  man  diese  Politik  in  Deutschland 
verfolgt. 

In  den  preussischen  Staaten  ist,  wie 
schon  Lorenz  v.  Stein  ^)  nach  dem  Voigange 
von  Fischer^)  hervoi^ehoben  hat,  zu  schei- 
den zwischen  dem  eigentlichen  Kolonierecht 
fOr  förmliche  örthche  Kolonisation  und  dem 
allgemeinen  Einwanderunga^ht.  Ersteres, 
auf  die  Kolonisation  in  Gemeindeform  basiert, 
beginnt  mit  dem  bekannten  Patent  des 
Grossen  Kurfürsten  vom  29.  Oktober  1685, 
durch  welches  er  die  nach  Aufhebung  des 
Edikts  von  Nantes  aus  Frankreich  flflcnten- 
den  Protestanten  in  seinen  Landen  sich 
niederzulassen  einlud  In  ähnlicher  Weise 
wurden  durch  Patent  vom  15.  Mai  1688 
die  pfälzischen  Auswanderer,  ebenso  in  den 
Jahren  1721,  1726  und  1736  die  evange- 
lischen Unterthan«!  aus  dem  Erzstifte 
Salzburg  und  aus  Böhmen  in  Preussen  auf- 
glommen^). 

Nach  dem  allgemeinen  Einwanderungs- 
recht  fOr  einzelne,  welches  vor  allem  unter 
der  Regierung  Friedrichs  des  Grossen  ein- 
gehend imd  sehr  liberal  geregelt  wurde, 
sollten  die  anktmimeaden  Fremden  schon 
auf  der  Reise  durch  Beittjtge  zu  den  Trans- 
portkosten, durch  Vorspann  und  Zollfrdh^t 
untei^tQtzt  werden.  Die  Unterthanen  warm 
verpflichtet,  den  Einwanderern  freundlich 


')  Oeuvres,  t.  XXn,  p.  80. 
*)  L.  V.  Stein  (s.  unter  Litterator]  II, 
S.  180. 

')  F  i  BC  h  e  r ,  Lehrbegriff  sämtlicher  Kameral- 
und  Polizevreehte.  (Frankf.  a/O.  1785)  I,  S. 
370ff. 

*)  OL  Recneil  des  Edits,  Ordomiances,  Begle- 
ments  et  Kescripts  coatenant  ]ea  Privileges  et 
les  Droits  attribn^a  aux  Fran<;ois  refagies  dans 
les  £tats  da  Roi;  als  Anhang  in  Bd.  VI  des 
Corp.  const.  Harcli. 

»)  CL  Fischer,  a.  a.  0.  8.  372  ff. 


entgegen  zu  kommen  und  ihnen  zu  ihrem 
Unterkommen  behilflich  zu  sein.  Fremde 
Meister  sollten  in  den  Zünften  unentgeltlich 
aufgenommen  werden:  fremde  Kaufleute, 
Künstler,  Gewerbetreibende,  Rentner  genos- 
sen eine  dreijährige  Befreiung  von  allen 
öffentlichen  A^afoeu  und  Lasten ;  sie  lumn- 
ten  auch  Vozsdiüsse  und  andere  ihren  be- 
sonderen Zwecken  entsprechende  Unter- 
stützungen erhalten.  Denen,  welche  uch 
anbauen  wollten,  wurden  die  betreffenden 
Plätze  unentgeltUch  Uberlassen,  so  dass  sie 
nach  Verlaiif  von  15  oder  20  Freijahrea 
nur  einen  geringen  Erbzins  zu  entnchten 
hatten.  Vielfach  wurden  ihnen  auch  Bau- 
materialien oder  GeldvorschQsse  bewilligt. 
In  einigen  Provinzen  wurden  diese  Begüns- 
tigungen noch  erhöht  und  weitere  besondere 
Vorrechte  den  Einwanderern  eingeräumt^). 

In  äimlicher  Weise  verfuhr  man  in  vielen 
anderen  deutschen  Staaten ,  so  in  Kur- 
Braunschweig  %  Hessen-Hombuig,  Württem- 
berg etc. 

Auch  in  Oesterreich  suchte  man  die  Ein- 
wanderung zu  erleichtem.  Schon  Maria 
Theresia  hatte  aus  diesem  Grunde  verordnet, 
dass  den  Einwandemden  die  Wiederaus- 
wandemng  ohne  Abzugsgeld  gestattet  sein 
solle,  xmd  im  weiteren  verfügt,  dass  man 
guten  ausländischen  Künstlem  und  Profes- 
sionisten  zu  ihrem  Unterkommen  behilflich 
sein  und  ihnen  die  zur  Erlangung  des 
Meisterrechts  nötige  Dispensation  ohne 
Taxen  erteilen  solle.  Von  besonderer  Be- 
deutung aber  war  das  berühmte  Toleranz- 
patent V.  13.  Oktober  1781,  welches  spedell 
den  Einwanderern,  die  nicht  katholisch 
waren,  das  Recht  ziun  Häuser-  und  Güter- 
kaufe, zum  Bürger-  und  Meisterrecht,  auch 
zu  den  akademischen  Würden  und  Civü- 
bedienstungen  einräumte.  Wie  in  FreuBsen, 


')  Vgl.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in 
Polizeysachen  (Frkft.  u.  Lpzg.  1773)  S.  31  ff.  — 
Fischer,  a.  a.  0.  I,  8.  400ff.  —  v.  Berg, 
a.  a.  0.  n,  S.  97  ff.  —  Fttr  diese  oben  erwähnten 
Privilegien  etc.  kommen  vor  allem  die  nach- 
folgend verzeichneten  Edikte  etc.  in  Bebn^t: 
Patent  vom  15.  März  1718  (Corpos  conatitntifr- 
nnm  Marchicarum  V.  1.  p.  403),  Patent  vom 
16.  März  1719  fl.  c  V.  1.  p.  406),  Patent  vom 
29.  Oktober  1732  (1.  c.  V.  1.  p.  431),  Patent 
vom  3.  August  1734  {I.  c.  V.  1.  p.  433),  Patent 
vom  27.  Juli  1740  (Corp.  const.  M.  cont.  I.  p- 
366),  Patent  vom  1.  September  1747  (1.  c.  cont. 
III.  p.  182),  Patent  vom  3.  September  1749  0-  e. 
cont.  IV.  p.  186),  Ed.  v.  26.  August  1763  (No- 
vnm  corp.  const.  Pmssico-Brandenburgensinm 
praecipue  Marchicarum  III,  p.  284),  Ed.  v.  8. 
April  1764  (1.  c.  m.  p.  409),  Ed.  v.  5.  Mära 
1770  (1.  c  IV.  p.  6683),  Ed.  v.  26.  Oktober 
1770  (1.  c  IV.  p.  7402). 

")  Siehe  die  hier  erlassenen  Verordnung 
bei  V.  Berg,  VI.  TeU,  1.  Bd.  (HaimoTer  1606) 
S.  72  ff. 
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90  keimten  auch  in  Oesterreich  den  Ein- 
wanderern direkte  Oeldunterstützimgen  be- 
willigt werden,  hier  jedoch  mit  der  Bestim- 
mung, nidit  bares  Geld  den  Ansiedlern  in 
die  Hände  zn  geben,  sondern  ihnen  Woh- 
nungen zu  bauen  und  tJnterhalt  zu  verab- 
reichen.^) 

Es  ist  gewiss  und  zur  Genüge  bekannt, 
dass  durch  diese  Politik  nicht  nur  die 
TQlkenmg  in  den  betreffenden  liSnäern  ver- 
mehrt, sondern  dass  vielfach  auch  die  ge- 
werbliche Entwickelung  in  erfreulidier  Weise 
gefördert  worden  ist. 

Wie  man  nun  einerseits  den  Zuzug 
Fremder  nach  Möglichkeit  b^finstigte,  so 
suchte  xooB. 

3.  andererseits  die  Auswanderung 
zu  verhindern.  Auch  hier  ist  zunächst 
wieder  des  spanischen  Edikts  von  1623  zu 
gedenken,  welches  nach  Conring  die  Äus- 
w^derung  aus  dem  Königreiche  »cum 
müia  et  bonis«  verbot.  Ebenso  hat  man  in 
Frankreich  schon  frühzeitig  die  Auswande- 
rung bekämpft  Aber  da  die  früher  gege- 
benen allgemeinen  Auswandenmgsverbote 
besonders  in  der  Zeit  km^  vor  und  nach 
Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes  die  Re- 
formierten nicht  abgeschreckt  hatten,  ihr 
Vaterland  zu  verlassen,  so  wurden  1682  und 
1685  neue  Massregeln  zur  Verhinderung  der 
AuswandOTungen  getroffen.  In  dem  !^lass 
von  1685  wuiden  allen  Kaufleuten,  Schiffs- 
kapitänen und  anderen  Seeleuten  eine  Busse 
von  3000  Livres ,  im  Wiederholungsfalle 
körperliche  Strafe  angedroht,  wenn  sie  zum 
EnUiommen  der  Reformierten  mittelbar  oder 
unmittelbar  beitrügen;  bald  darauf  wurde 
sogar  Todesstrafe  auf  Begünstigung  der 
Flucht  derselben  gesetzt  und  den  Angebern 
der^,  welche  im  Begriffe  w^n  auszuwan- 
dern, wm^e  die  BiÜne  des  Vermögens  der- 
selben als  Belohnung  versprodien.^) 

In  Oesterreich  waren  teils  allgemeine, 
teils  besondere  Auswanderungsverbote  er- 
lassen. Die  letzteren  bezogen  sich  auf  Ar- 
beiter in  bestimmten  Industrieen,  nament- 
lich auf  die  bShmischen  Glasmacher  (seit 
1762),  Sensensohmiede  (seit  1781)  etc.  Unterm 
10.  August  1784  erscMen  dum  ein  allge- 
meines Auswandenmgspatent,  welche  ule 
besonderen  bis  dahin  gegebenen  Vorschrifteu 
zusammen&sste  und  den  Obrigkeiten  vor- 
schrieb, »geschickten  Künstlern  und  ^nd- 
werkem,  welche  bei  den  Provinzialiabriken 
besonders  notwendig  sind«,  nicht  leicht 
Pässe  ins  Ausland  zu  geben.  Die  unbe- 
willigte  Auswanderung  wurde  mit  Konfis- 
kation des  erreichbaren  Vermögens,  eventuell 


L.  V.  Stein(  a.  a.  0.  II,  S.  179. 
*)  £).  A.  Schmidt,  Geschichte  von  Frank- 
reich. IV.  (Hamborg  1848)  S.  447  u.  4öa 


mit  drei  Jahren  öffentlicher  Arbeit  be- 
straft. M 

Nicht  anders  lagen  die  Verhältnisse  in 
den  übrigen  deutschen  Staaten.  ^)  Durch 
ein  kaiserliches  Edikt  v.  7.  Juli  1768  8)  war 
allgemein  vor  der  Auswanderung  gewarnt 
imd  die  herumziehenden  »Anweroer,  Emia- 
saiien,  Verführer,  Unterhändler  und  deren 
Helffer«  waren  mit  Leib-  und  Lebensstrafen 
bedroht  Hiermit  stimmten  die  meüten 
Landesgesetze  überein,  so  z.  B.  die  kur- 
braunsch'weig^schen  Verordnungen  von  1763, 
1765,  1786*);  doch  ging  man  auch  in  eini- 
gen Territorien  noch  str^ger  g^en  die  Aus- 
wanderer vor.  In  Freussen  verbot  Friedrich 
Wilhelm  L  im  Jahre  1721  jede  Angwande- 
rung; die  Verleitung  eines  Bauern  zu  der- 
selben bedrohte  er  mit  Todesstrafe ;  auf  die 
Einfangung  eines  Emigranten  setzte  er  eine 
Belohnung  von  200  Thalem.^)  Ebenso  be- 
stand ein  unbedingtes  Auswanderungsverbot 
in  Kurbayem  (Patent  v.  28.  Februar  1784). 
Da  wo  man  die  Auswanderung  nicht  förm- 
lich untersagte,  sondern  sie  nm-  nach  Mög- 
lichkeit zu  erschweren  suchte,  bediente  man 
sich  zur  Verhindenmg  derselben  vor  allem 
der  Nachsteuer  (s.  d.  Art).  Je  höher  diese 
Abgabe  war,  um  so  mehr  musste  die  Aus- 
wanderung und  damit,  wie  es  in  dem  er- 
wähnten kaiserlichen  Patent  von  1768  hiess, 
das  »so  allgemein  schädliche  und  unersetz- 
liche Üebel  der  Entvölkenmg«  hintangehal- 
ten  werden. 

Zu  diesen  direkten  Mitteln  zinr  Beförde- 
rung der  Volksvermehrung  kamen  dann 
noch  mannigfache  Massnahmen,  von  denen 
man  hoffte,  dass  sie  indirekt  gleic^iialls  zu 
einer  Steigerung  der  Volksziüil  beitragen 
würden.  Hierher  sind  zu  rechnen  die  ver- 
schiedenart^ten  Bestrebungen  zur  Vermeh- 
rung und  Erleichterung  der  Erwerbsmittel 
aller  Volksklassen ,  Vorschriften  zur  Ver- 
besserung der  Gesundheitspolizei,  Verfügun- 
gen, betreffend  die  Bekämpfung  des  Luxus^ 
besonders  bei  Hochzeitsfeierlichkeite^  be- 
treffend die  strenge  Bestrafung  der  Unsitt- 
lichkeit  imd  der  regellosen  Bemedigimg  des 
Geschlechtstriebes^)  etc.  etc. 

Es  genüge,  diese  indirekten  Mittel  zu 
nennen ;  aui  dieselben  näher  einzugehen, 
würde  zu  weit  führen.  — 


»)  L.  V.  Stein,  a.  a.  0.  H,  197ff. 

')  Cf.  n.  a.  Seidensticker,  Commentatio 
de  inre  emigrandi.  Gottingae  1788. 

•)  V.  Berg,  a.  a.  OrVL  1,  S.  llSfL 

*)  V.  Berg,  a.  a.  0.  VI,  1,8.  124ff. 

')  Cf.  Roscher  (s.  unter  Litterator)  I,  § 
256,  C.  —  Fischer,  a.  a.  0.  S.  407,  g  587, 
Anm.  3. 

So  heisst  es  z.  E.  bereits  in  dem  mehr- 
fach erwähnten  spanischen  Edikt  von  1638: 
„Inpuiaria  publica  sint  prohibita." 
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6.  Die  Ansichten  der  SchriftateUer 
des  17.  und  18.  Jabrh.  über  Bevölke- 
mngsweBen.^)  Die  soeben  gekennzeichnete 
BeTölkerungBpoUtik  stützte  sich  auf  die 
herrschende  Bevölkeruogslehre  jener  Zeit. 

Im  17.  Jahrhundert  waren  es  vornehm- 
lich deutsche  und  englische  Gelehrte,  wel- 
che populationistische  Ansichten  verbaten. 

üntOT  den  Deutschen  nennen  wir  zu- 
nächst den  bekannten  Polyhistor  Hermann 
Conring  (s.  d.)  —  1606—1681  —  derver- 
Bchiedenuich,  vor  allem  aber  in  seinei  oben 
S,  710  Sp.  2  Anm.  2  genannten  Schrift,  in 
irelcher  er  über  die  Bevölkerungsfrage  am 
ausführiichsien  handelt,  für  die  grösstr 
mOglüilute  Dichtigkeit  der  BevGlkemng  ein- 
Iritt 

An  ihn  reiht  ^ch  Yeit  Ludwig  von 
Seckendorf f  (s.  d.)  —  1626— 1692  —  an, 
welcher  sowohl  in  seinem  staatswissen- 
Bchaftlichea  Hauptwerke,  in  dem  »Teut- 
Bchen  FürBtenstaat«  (1655),  wie  in  dem 
»Christenstaat«  (16S5)  über  die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  eingehender  handelt.  Eine 
gute  Obrigkeit  hat  vor  allem  auf  »die 
haltung  und  Vermehrung  der  Leute  und 
ihres  Vermögens«  Bedacht  zu  nehmen.  »Was 
die  Leute  betrifft,  welche  wir  allhier  nur 
ihrer  Anzahl  halben,  und  weil  durch  ihre 
Menge  alle  Nahrung  und  Vermögen  gesuchet 
imd  erlanget  wird,  betrachten,  gehet  der 
Zweck  der  Gesetze  dahin,  dass  der  Leute 
und  Unterthanen  viel,  und  dieselben  auch 
gesund,  xind  also  zu  ihrer  Verrichtung  taug- 
uch  und  geschickt  seyn  mögen«.')  In  den 
im  Jahre  1664  dem  fürstenstaate  beige- 
fügten »Additiones«  begründet  er  ausführ- 
licher den  Satz:  »dass  an  der  Menge  der 
Unterthanen  das  grösste  Glück  des  Begen- 
ten  gelegen,  und  dass  solche  der  rechte 
Schatz  der  Lande  sey«.*)  Aehnlich  äussert 
er  sich  in  seinem  »Christenstaat«.'') 

Auch  Johann  Joachim  Becher 
(1625  [1635}— 1685  [1682])  —  s.  o.  S.  533. 34 
—  hat  dem  Bevölkerungswesen  seine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  gewidmet.  Gleich 
im  Eingange  seines  »P(^tischen  Discurs« 
führt  er  aus:  »wann  ich  derohalben  eine 
Stadt  recht  definiren  solte,  wolte  ichs  nen- 
nen eine  volckreiche  nahrhaffte  Gemein ; 
und  zwar,  damit  ich  am  ersten  anfange,  so 
muss  eine  Stadt  sein  Yolckr^ich:  dann 
^eidi  wie  eine  Schwalbe  keinen  Sommer 
macht,  also  madit  anoii  ein  Mensch -teine 


Es  kdonen  hier  nur  die  wichtigsten  und 
einfluasreichsten  Schriftsteller  Berücksichtigung 
finden;  anf  eine  aJisolnte  Vollständigkeit  musa 
schon  ans  Hangel  an  Raum  verzichtet  werden. 

«)  Fürstenstaat,  II.  Teil,  Vm.  Kap.  §  7; 
in  der  5.  Aafl.  (Frankfurt  a.  M.  1678)  S.  203. 

•)  Additionea  zum  8.  Kap.  (§  41);  in  der 
Ausgabe  von  1678  S.  163;i64. 

*)  n.  Kap.  Xin,  §  1  Leipzig  1686,  S.  433. 


Gemein,  noch  ihrer  drey  oder  vier  Hauss- 
gesind  ein  Dorff  oder  Stadt:  je  rolckreicher 
also  eine  Stadt  ist,  je  mächtiger  ist  sie  auch ; 
derohalben  leichtlich  zu  erachten,  dass  die 
vornehmste  Staats-Regul,  oder  maxiAia  einer 
Stadt  oder  Lands  seyn  soll,  Volckreiche 
Nahrung;  angesehen,  weder  der  Laadsfürst, 
Städt  oder  lüHnder  considerabel  seyn,  wann 
sie  arm  von  Volck  seyn,  denn  sie  können 
sich  nicht  defendiren  auss  Mangel  der  Men- 
schen, werden  derohalben  zur  Beut  jedem 
der  da  komt,  und  sie  anfeindet :  es  ist  aber 
nicht  geun^  die  populirung  und  Volckreich- 
machung  einer  Stadt  oder  Lands,  wann  die 
Nahrung  nicht  darbey  ist;  dann  damit  eine 
volckreiche  Versamlung  bestehen  könne,  , 
muss  sie  zu  leben  haben,  ja  eben  diss  letz- 
tere, ist  ein  An&i^  dess  ersten:  die  Nah- 
rung Mg  ich,  ist  ein.  Angel,  oder  Hamen, 
wodtirch  mui  die  Leut  hözu  locket,  dann 
wann  sie  wissen,  wo  sie  zu  leben  haben, 
da  Uuifien  hin,  und  je  mehr  hinlauffen, 
je  mehr  können  auch  von  auiander  leben; 
und  das  ist  die  andere  fundamental  Staats- 
B^ul,  nemlich  umb  ein  Land  populös  zn- 
maäi^,  demselben  gute  Verdinst  und  Nah- 
rung zu  verschaffen.  Dann  ob  schon  ein 
Land  populös  wäre,  und  im  Fall  der  Noth 
keine  Lebens-Mittel,  Nahrung,  oder  Verdienst 
hätte,  so  wären  die  Leut  potius  oneri  quam 
usui«.^) 

Becher  wünschte  somit  ein  starkes  An- 
wachsen der  Volkszahl,  aber  er  betonte 
gleichzeitig,  dass  eine  solche  »Volckreich- 
machung«  eine  Steigerung  der  Produktion 
sowohl  zur  Voraussetzung  als  zur  Folge 
habe.  Der  Zusammenhang  zwischen  Unter- 
haltsmittel und  Bevölkerung  ist  ihm  keines- 
wegs entgangen.  Denn,  so  heisst  es  aa 
einer  anderen  Stelle 2)  des  »Discurs«:  »in 
einer  populosen  Stadt  ist  leichter,  als  in 
einem  deserten  Orth  sich  zu  emenreu,  in 
deme  ein  Mensch  von  dem  anderen  lebet 
wie  hierinnen  alle  grosse  Städt  ein  Exempel 

seyend,  durch  solche  popuUnmg 

wird  auch  jedem  ein  Mittel  g^ben,  si(£ 
besser  zu  emehren,  wo  dann  dieses  funda- 
ment  einmahl  hafftet,  da  laufft  weit  und  breit 
alles  zu,  und  verstärcket  sich  die  populirui^, 
durch  diese  die  leichte  Nahrung,  und  durdi 
solche  der  Zulau&E  der  Menschen,  hierdurch 
aberwiederumb  die  populirung  gleichaamb  in 
einem  ewigen  beständigen  Circul,  wie  sol- 
dies  an  Londen,  Pariss,  Amstordam  und 
dei^leichen  Orthüsn  mdir  zu  sehen,  die 
durch  dieses  Mittel  täglich  und  sichtlich  zu- 
nehmen.« ^) 

>)  Politischer  Discurs  etc»  3.  Aufl.  [Frank- 
furt 1688)  S.  2. 

•1  a.  a.  0.  S.  372. 

')  In  den  Becherschen  Schriften  finden  sich 
noch  manche  anf  unsere  Frage  bezöglichea  zum 
Teil  sehr  beachtenswerte  Ausfuhrungen;  es  ist 
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üngeföhr  die  gleichen  Ansichten  ver- 
traten Bechers  Schwager  Philipp  Wil- 
helm von  Hornigk(3.d.)— 1638— 1712  (?) 

—  in  seinem  Hauptwerk :  »Oesterreich  über 
Alles,  Wann  es  nur  will«i)  und  Leibniz 

—  1676—1716  — ,  der  auf  eine  dichte 
BerOlkenmg  nicht  minder  grossen  Wert  l^e 
und  Sludich  wie  seine  Zeitgenossen  sich  da- 
bin «isBpiach,  dass  »die  Nahrhaftigkeit  eines 
Landes  in  menge  der  leute  TomehmÜoh 
bestehe«.^  — 

Unter  den  Englftndem  nennen  wir  zu- 
nftcfast  Sir  William  Fetty  (s-d.)  — 1623 
bis  1687  — j  welcher  von  dem  Segen  einer 
dichten  Bevölkerung  durclulrungen  war.  Je 
grösser  die  Yolksziuü,  um  so  fruchtbringen- 
der die  wirtschaftliche  Arbeit.  Nur  eine 
starke  Bevölkerung  ermög^che  die  Arbeits- 
teilui^  in  den  Gewerben ,  schaffe  eine  leb- 
hafte Konkurrenz,  ftlhre  zu  einer  Yerbilligung 
der  Transport-  und  Reisekosten,  zu  einer 
Erniedrigung  der  Steuern.*)  Ebenso  urteilte 
John  Locke*)  (s.  d.)  —  1632—1704  — , 
vor  allem  aber  Sir  William  Temple 
<s.  d.)  —  1628—1700  —  in  seinen  »Obser- 
vations  upon  the  United  Pro^dnces  of  the 
Netherlands«.  Wir  lassen  seine  Ausführungen 
hier  wörtlich  folgen.  Er  bemerkt  in  dem 
€.  Kapitel,  welches  sich  auf  den  holländischen 
Handel  bezieht,  folgendes :  »Nor  has  Holland 
grown  lieh  by  any  Native  Commodities,  but 


hier  nicht  möglich,  dieselben  alle  heranzuziehen. 
Cf  Übrigens  weiter  unten  S.  716  8p.  2.  Es 
sei  aber  auf  die  hübsche  Unterinchnng  von 
Oskar  Joltes  (s.  unter  Litteratar),  in  welcher 
das  betreffende  Material  zuaammengetragen  und 
kritisch  gesichtet  ist,  auch  an  dieser  Stelle 
ausdrückhcfa  hingewiesen. 

Nach  ihm  ist  die  3.  landesökonomische 
5anptregel:  die  möglichst  starke  Vermehrimg 
der  Henscheo.  Er  sagt:  „Dannenhero  ist  auf 
Bevölkerung  eines  Landes,  so  viel  Menschen 
sich  nur  immer  darinnen  ernähren  können,  als 
dnes  wohlgeordneten  Staats  höchste,  aber 
le^er!  bey  vielen  wenig  geachtete  Angelegen- 
heit zn  schauen".  (In  dem  obengenannten 
Werk.  Aufl.  von  1764,  Frankfurt  und  Leipzig, 
S.  30.)  An  einer  anderen  Stelle  (S.  73)  heisst 
es:  „Und  dennoch  ist  die  Bevölkerung  der 
Länder  eine  der  höchsten  Staats-Angelegen- 
heiten." 

')  Cf.  Werke,  hgg.  von  Onno  Klopp,  1. 
Beihe:  historisch-politische  und  staatswissen- 
schaftliche  Schriften.  VI.  Bd.  (Hannover  1872) 
8.  231.  —  An  einer  anderen  Stelle  sagt  er: 
fiYatm  regpi  jratestaa  in  hominnm  numero  con- 
sistit;  ubi  enim  sunt  homines,  ibi  snbstantiae 
«t  vires,  (cf.  Bescher,  System  I  §  254,  Anm.  2.) 

Cf.  Several  essajs  in  political  arithmetick, 
4.  ed.,  London  1766,  S.  23ff.,  107ff.  Petty's 
Essays  waren  mir  nicht  zugänglich ;  ich  eitlere 
nach  Boschers  Angaben  in  „Zur  Geschichte  der 
englischen  Volkswirtschaftslehre Leipzig  1861, 
S/79,  80. 

*)  Cf.  Boscher,  a.  a.  0.  S.  106. 


by  force  of  Industry;  By  improvement  and 
manufecture  of  all  Forreign  growths;  By 
being  the  general  Magazine  of  £uröpe,  and 
furnishing  all  |»rts  with  whatever  the 
Market  wants  or  iuvites ;  And  by  their  Sea- 
men  being,  as  they  have  properly  been 
call'd  the  common  Carriers  of  the  World. 

Since  the  ground  of  Trade  cannot  be 
deduced  from  Bavens,  or  Native  Commo- 
dities (as  may  well  be  coududed  from  Üie 
survey  of  HoUand,  which  has  the  least  and 
the  worat;  and  of  Ireland,  which  has  the 
most  and  the  best,  of  bom);  it  were  not 
amiss  to  conolder,  from  what  other  sonrce 
it  mar  be  more  naturalb'  and  certainly 
deriveä :  For  if  we  talk  of  ludustiT,  we  are 
still  as  much  to  seek  what  it  is  tbat  makes 
people  industiious  in  one  Countrey,  and 
idle  in  another.  I  conceive  the  true 
original  and  ground  of  Trade,  to 
be  great  multitude  of  peoplecrow- 
ded  into  small  compass  of  Land, 
whereby  all  things  necessary  to  life  become 
deer,  and  all  men  who  have  possessions, 
are  induced  to  Parsimony;  but  those  who 
have  none,  are  forced  to  industry  and  labour, 
or  eise  to  want.  Bodies  that  are  vigorous, 
fall  to  labour ;  Sudi  as  are  not,  supply  that 
defect  by  some  soii;  of  Inventions  or  In- 
genuity.  These  Customs  arise  first  from 
Necessity,  but  encreaae  by  Imitation,  and 
grow  in  time  to  be  habitual  in  a  Countrey; 
And  wherever  Ihey  are  so,  If  it  lies  upon 
Sea,  they  natiu^ly  break  out  into  Trade, 
both  because  whatever  they  want  of  their 
own  that  is  necessaiy  to  so  many  mens 
lives,  must  be  supply'd  from  abroad;  and 
because  by  the  multitude  of  people,  and 
smallness  of  Countrey,  Land  grows  so  deer, 
that  the  improvement  of  money  that  way 
is  inconsiderable,  and  so  tums  to  Sea,  where 
the  greatness  of  the  Profit  makes  amends 
for  me  Venture.«  ^) 

Also  der  dichten  Bevölkerung  verdanken 
die  Niederlande  ihren  Handel  und  damit 
ihren  Wohlstand. 

Charles  Davenant»)  (s.  d.)  —  1656 
bis  1714  —  ging  von  derselben  Ansickt  aus. 
Er  wünscht  eine  starke  Yolksvermehrung, 
weil  er  in  ihr  das  wirksamste  Mittel  der 
Bereidierung  des  Volkes  erblickt  Deshalb 
empfiehlt  er  Aufnahme  von  Einwanderern, 
Belohnungen  fOr  zahlreiche  Kinder  etc. 

Aus  der  Zahl  der  französischen  Schrift- 

')  Obaervations  ete.  London  1673.  p.  186ff.; 
—  cf.  auch  p.  199/300  und  u^re  Stellen  in 
Cap.  VI.  Aehnlich  äusserte  er  sich  in  dem 
„Essay  upon  the  advancement  of  trade  in  Ire- 
land" (London  1673). 

*)  Cf.  The  political  and  commercial  works 
of  that  celebrated  writer,  Charles  D'Avenant 
(ed.  Charles  Whitworth)  London  1771.  Ct  vor 
aUem  I,  p.  73ff.;  II,  p.  3ff.,  I91£f. 
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steller  des  17.  Jahrhunderts  nennen  wir  hier 
nur  den  Marschall  de  Vauhan  {s.  d.)  — 
1633 — 1707  —  den  "Verfasser  der  in  mehr- 
facher Beziehung  interessanten  Schrift : 
»Proiet  d'une  dixme  royale.«  Auch  er  giebt 
die  herrschende  Ansicht  wieder,  wenn  er 
sagt:  »U  est  constant  que  la  grandeur  des 
Kols  se  meBure  par  le  nombre  de  leius 
Sujets;  c'est  en  quoy  oonsiste  leur  bien, 
leur  bonheur,  leurs  richesses,  leiu^  forces, 
leur  fortune,  et  toute  la  consideratäon  qu'ils 
ont  dans  le  monde.  On  ne  Sf^uroit  donc 
rien  faire  de  mieux  pour  leur  service  et 
pour  leur  gloire,  que  de  leur  remettre 
souvent  cette  Maxime  devant  les  yeiix:  car 

guiBque  c'est  en  cela  ^ue  consiste  tout  le 
Qnlieur,  Üb  ne  B(;'auroient  trop  se  donner 
de  Boin  pour  la  conservation  et  augmen- 
tation  de  ce  Feuple  qui  leur  doit  etre  si 
ciier.«  ^) 

Was  wir  oben  (S.  7u9ff.)  im  allgemeinen 
als  bestimmend  für  die  BeT61kerun^  p  o  1  i  t  i  k 
dieser  Zeit  kerrorgehoben  haben,  das  war, 
wie  wir  jetzt  sehen,  auch  entscheidend  fOr 
die  Bevölkerungstheorie.  Man  hatte  be- 
obachtet, dass  die  reichsten  Länder  sich  der 
dichtesten  Bevölkerung  erfreuten.  Diese 
Wahrnehmung  wurde  nun  verallgemeinert 
und  gleichsam  als  ein  allzeit  und  überall 
geltendes  Gesetz  verkündet :  die  Bevölkerung 
schafft  den  Wohlstand,  also  je  gi*össer  die 
Volkszahl,  um  so  reicher  und  glücklicher 
das  Land ! 

Aber  man  betrachte  und  beurteile  diese 
Lehre  unter  Berücksichtigung  der  Zeitver- 
hältnisse, unter  denen  sie  vertreten  wurde. 
Was  Hom^)  bei  Charakterisierung  Süss- 
milchs  (s.  unten  S.  719)  bemerkt:  man  solle 
nicht  verge^n,  daes  dieser  zu  einer  Zeit 
geschrieben  habe,  wo  die  Masse  des  Volkes 
geringer  als  eine  Viehherde  geachtet  worden 
sei,  wo  die  »Götter  der  Erde«  keinen  An- 
stand nahmen,  durch  unablässige  Kriege, 
Rdigionsverfolgimgen ,  Bedrückungen  und 
Erpressungen  das  Volk  in  seiner  Entwicke- 
hing  zu  hemmen,  während  sie  andererseits 
sich  nicht  im  geringsten  darum  kümmerten, 
wenn  Pest,  Hungersnot,  ansteckende  Krank- 
heiten und  andere  üebel  es  auch  ausserdem 
dezimierten  oder  gar  oft  halbierten,  —  das 
muBs  in  noch  höherem  Grade  bei  Beurteilung 
der  hier  genannten  Schriftsteller  Beachtung 
finden.  Gewi^  war  es  unter  solchen  Veiv 
hältnissen  ein  dankenswertes  Bemühen,  den 
Regenten  klar  zu  machen,  dass  sie  gegen 
ihr  eigenes  Interesse  handelten,  wenn  sie 
nicht  allzeit  auf  die  Bevölkerungserhaltung 
und  BevölkemngSTermehrung  Bedacht  nfih- 


Projet  d'une  dixme  royale,  Broxelles 
1708,  p.  18,  cf.  auch  y.  197/198. 

BevOikenrngswissenschaftliche  Studien  ans 
Belgien.   1.  (Lpzg.  1864)  S.  16. 


men,  da  ja  der  Wohlstand  ihres  Landes  und 
damit  ihre  eigene  Macht  steige  und  sinke 
mit  der  Zu-  bezw.  Abnahme  der  Volkszahl. 
Und  ebenso  begi-eiflich  war  jene  PoUtik, 
welche  die  Ergänzung  der  durch  Kriege 
und  Seuchen  zusammengest^unolzenen  Men- 
schenzafal  erstrebte. 

Vor  allem  aber:  die  Bevölkernngs* 
lehre  des  17.  Jahrhunderts  war 
keineswegs  eine  so  einseitige,  wie 
dieses  mehrfach  behauptet  worden 
i  s  t.  Um  dies  zu  zeigen,  haben  wir  die  auf  die 
Bevölkerungsfra^  bezüglichen  Darlegungen 
der  in  diesem  Zeiträume  m  Betracht  kommen- 
den Schriftsteller  zum  Teil  wörtlich  wieder- 
gegeben. Wir  haben  ^  noch  nicht  mit  jenen 
Bevölkemn^s&natikem  zu  thun,  denen  wir 
in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahihuaderts 
besonders  in  Deutschland  b^egnen  und 
welche  eine  Uebervölkeiung  als  ein  Ding 
der  Unm^Uc^eit  erklärten.  Gewiss,  eine 
möglichst  dichte  Bevölkerung  wurde  als  das 
erstrebenswerte  Ziel  hingestellt,  aber  doch 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
die  für  eine  grosse  Volkszahl  erforderlichen 
Unterhaltsmittel  unschwer  beschafft  werden 
könnten.  »Gleichwie  zu  einem  Schiff  Segel 
und  Ruder  gehören,*  so  sagt  Becher  in 
seinem  »Discurs«,  »also  muss  wie  bereits 
offt  erwehnt  zu  <Ier  populirung,  da  falls  sie 
soll  fortgehen,  auch  ein  Se^l  seyn,  nemlich 

Nahrung,  dann  viel  Leut  in  einem 

Land,  und  keine  Nahrung  darzu,  ist  dem- 
selben mehr  schädlich  als  nutzlich,  es  macht 
Müssiggänger ,  Dieb,  Mörder,  Rebellen, 
Bettler.«  i)  So  aber  urteilte  nicht  allein 
Becher,  —  dies  war  vielmehr  die  im  17.  Jahr- 
hundert herrschende  Ansicht.  — 

In  noch  höherem  Masse  wurde  im  18. 
Jahrhundert  die  Lehre  von  der  Volksver- 
mehrung  zum  Mittelpunkte  der  volkswirt- 
schaftlichen Systeme. 

Wenn  wir  die  Reihe  der  hier  zu  berück- 
sichtigenden Schriftsteller  mit  Montes- 
quieu (8.  d.)  —  1669 — 1755  —  beginnen, 
so  geschieht  es  nicht  nur,  weil  er  der  Zeit 
nadi  in  erster  Linie  zu  nennen  sein  würde, 
sondern  vor  allem,  weil  ihm  das  Verdienst 
gebührt,  die  Bevölkerungsfrage  zuerst  von 
einem  höheren  staatswissenschaftlichen  Ge- 
sichtspunkte aufgefasst  und  beurteilt  zu 
haben.  Das  23.  Buch  seines  »Esprit  des 
lois«,  welches  die  Ceberschrift  1z^:  »des 
lois,  dans  le  rapport  qn'elles  ont  avec  le 
nombre  des  habitans«,  ist  unserem  Gegen- 
stande gewidmet.  Da  Montesquieu  von  der 
Annahme  ausgingt),  dass  die  Bevölkerung 


')  Politischer  Discurs  S.  310. 

')  Espr.  d.  1.  XXIII,  c.  17—19,  ich  citiere 
im  folgenden  nach  der  in  Kopenhagen  und  Geni 
17Ö9  erschienenen  Ausgabe ;  ct.  auch  Lettres  Per* 
Sannes  No.  100. 


Digitized  by  Google 


BevOUcenmgswesen  (BerÖlkernngBlehre  und  BeTSlkemogspoUtik)  717 


in  der  klaasischen  Zeit  weit  über  die  seiner 
Zeit  hinau^^ang;eu  sei,  war  es  für  ihn 
selbstveretändUch,  dass  es  Aufgabe  der  Re- 
gierung sein  müsse,  durch  Gesetze  die  Fort- 

Eflanzung  nach  Möglichkeit  zu  fördern.^) 
las  hinderte  ihn  aber  nic^t,  anzuerkennen, 
dass  die  Vermehrung  der  Menschen  von 
den  vorhandenen  üaterlialtsmitteln  beein- 
fiusst  werde.  Kr  sagt  ausdrücklich :  »Partout 
Oll  il  se  trouve  une  place  oü  deux  personnes 
peuvent  vivre  commodöment,  il  se  fait  un 
mariage.  La  natura  y  porte  assez, 
lorsiju'elle  n'est  point  arretöe  par 
la  difficulte  de  la  subsistance.« 
Auch  in  dem  darauffolgenden  11.  Kapitel 
■wird  dieser  Gedanke,  dass  die  Schwierigkeit 
in  Beschaffung  der  Unterhaltsmittel  ein 
Bindemis  für  die  Shesobüessung  und  Kinder- 
erzeugung  bilde,  indirekt  durch  die  Be- 
merkung wieder  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  solche  Leute,  welche  schlechterdings 
mckis  weiter  als  das  blosse  Leben  hätten, 
wie  die  Bettler,  eäch.  in  der  Begel  einer 
srossen  Kinderzahl  erfreuten;  der  Grund 
fiierfflr,  so  hebt  Montesquieu  hervor,  läge 
dfoin,  aaes  es  dem  Vater  nichts  koste,  seine 
Kunst  seinen  Kindern  bräzubringen,  ja  diese 
kfimen  ihm  st^n  von  früh  an  als  Werk- 
zeuge bei  seinem  Berufe  zu  statten. 

Aber  wenn  er  für  seine  Zeit  ^ne  die 
BevClkerungsTermehnuig  b^ünst^^nde  Po- 
litik empfiehlt,  so  war  er  sich  doch  dessen 
bewusst,  dass  eine  solche  Politik  nicht  über- 
all am  Platze  sei.  »Les  rögleraens  sur 
le  nombre  des  citoyenst  ,  so  führt  er 
aus^),  »döpendent  beaucoup  des  cir- 
constances.  11  y  a  des  pays  oü  la 
nature  a  tout  fait;  le  legislateur 
n'y  a  donc  rien  ä  faire.  A  quoi  bon 
engager  par  des  bis  k  la  propagation,  lorstiue 
la  förondjtö  du  climat  donne  assez  de  peuple? 
Quelque-fois  le  climat  est  plus  favorable  que 
le  terrein;  le  peuple  s'y  mulüplie,  et  les 
famines  le  detniisent«. 

Nur  flüchtig  hat  J.  J.  Rousseau  (s.  d.) 
—  1712—1774  —  die  Bevölkerungsfr^re  im 
9.  Kapitel  des  3.  Buches  seines  ^Contrat 
social«  berührt.  Auch  er  erkennt  in  einer 
grossen  Volkszahl  das  Zeichen  glücklicher 
Zustände.  Was  iat  anders,  so  ruft  er  aus, 
der  Zweck  der  politischen  Vei^esellschaf- 
tung  als  die  Erhaltung  und  das  Wohlergehen 


^)  So  sagt  er  im  26-  Kapitel :  „De  tont  ceci 
U  faut  conclore,  que  TEurope  est  encore  an- 
joord'hni  dans  le  caa  d'avoir  besoin  de  lois  qni 
favorisent  la  propagation  de  Teap^ce  humaine: 
aassi  comme  les  poutiques  Grecs  noua  parlent 
toujours  de  ce  ^and  nombre  de  citoyena  qui 
travaillent  la  repabliqne,  les  poUtiquea  d'an- 

ä'onrd'hni  ne  nons  parlent  que  des  moyena  propres 
,  raugraenter." 
•)  Kap.  la 
')  Kap.  16. 


ihrer  Glieder?  Und  woran  nimmt  man  £un 
sichersten  wahr,  dass  sie  sich  erhalten  und 
dass  es  ihnen  wohlgeht?  An  ihrer  Anzahl, 
an  der  steigenden  Bevölkerung.  Man  wolle 
also  dies  vielbestrittene  Kennzeichen  nicht 
anderwärts  suchen.  Alles  übrige  gleich  ge- 
nommen ist  die  Regierung,  unter  welcher 
ohne  fremdartige  Mittel,  ohne  Einbü^&- 
rungen,  ohne  Kolonieen  die  Zahl  der  Bürger 
sich  beständig  vermehrt,  unfehlbar  die  beste, 
sowie  die,  unter  welcher  das  Volk  abnimmt 
und  hinschwindet,  die  schlechteste  ist^). 

Der  Satz,  dass  eine  grosse  Zahl  von 
Einwohnern  für  den  Staat  wünschenswert 
sei,  wurde  als  so  unzweifelhaft  richtig  be- 
traditet,  dass  man  sidi  mit  dem  Beweise 
desselben  immer  weniger  befasste.  Auch 
der  bekannte  Phvsiokitit,  der  Marquis  de 
Mirabeau  (s.  d.)  —  1715—1789  —  ging 
von  dieser  Voraussetzung  aus.  Wenn  nuu 
einmal,  so  hebt  das  2.  Kapitel  seines  Wertes 
»L'ami  des  hommes,  ou  trait^  de  la  popu- 
lation«  an,  die  Menge  des  Volkes  das  vor- 
nehmste Gut  der  Gesel^chaft  sei,  so  handle 
es  sich  nur  darum,  festzustellen,  durch 
welche  Mittel  man  diese  Art  von  Reichtum 
erwerbe  und  vermehre.  Es  sei  nicht  richtig, 
wenn  man  die  Abnahme  der  Volkszahl  in 
den  europ^schen  Staaten  auf  dm  ehelosen 
Stand  der  Mönche  und  Nonnen,  auf  die 
vielen  Kriege^  auf  die  grosse  Zahl  von  Sol- 
daten, auf  die  Auswanderung  in  die  neue 
Welt  u.  a.  zurückführe:  die  wahre  Ursache 
der  Verminderung  des  Volkes  sei  der  Ver- 
fall des  Ackerbaues.  Die  Menge  der  Ein- 
wohner richte  sich  nach  der  Menge  des 
Unterhalts.  —  Diese  Erkenntnis  dient  aber 
Mirabeau  lediglich  dazu,  um  die  Richt^- 
keit  des  physiokratischen  Systems  zu  er- 
weisen ,  um  mit  besonderem  Nachdruck 
die  Beförderung  des  Ackerbaues  zu  A»> 
dem.s) 

Derselbe  Gedanke  wird  nur  noch  schärfer 
von  einem  anderen  bedeutenden  französischen 
Phvsiokraten ,  von  Mercier  de  la  Rivi- 
ere  (s.  d.)  —  1720—1794  —  in  der  Schrift: 
»L'ordre  naturel  et  essentiel  des  soci^tös 
politiquesc  entwickelt.  Wir  geben  seine  die 
Bevölkerungsfra^  betreffendenAusf  ührungen 
hier  wörtlich  wieder,  da  sie  besondere  Be- 
achtung verdienen.  »Quand  un  gouverne- 
ment  est  oi^;anis6  de  maniere  que  m  culture 
des  terres  tend  perpetuellement  vers  son 
meüleur  etat  possible,  Tabondance  progres- 
sive des  productions  precede  toujours  l'ao- 
croissement  progressif  de  la  population :  tous 


')  Du  CoQtrat  social  oa  principes  da  droit 
politiqne  liv.  III,  ch.  9. 

«)  L'Ami  des  hommes  etc.  1756—1760; 
deutach  Hamburg  1795.  Das  2.  Kapitel  trägt 
die  Ueberschrift:  La  meaure  de  la  subBistauce 
est  Celle  de  la  population. 
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les  hommes  alors  ne  naissent  que  ponr  ^tre 
heureux;  et  par  la  raißon  que  le  demier 
degr6  possible  de  la  multiplication  des  pro- 
dnctions  nous  sera  tonjours  inconnti,  on  peut 
dire  que  le  demier  degre  possible  au(|uel 
l'ordre  peut  porter  la  pTospt-ritö  d\ine  nation, 
est  une  mesure  que  personne  ne  peut  conce- 
voir.  Mais,  dans  un  gouvemement  contraire 
ä  l'ordre,  dans  un  gotivemement  oü  la  cul- 
ture  est  dans  un  6tat  progressif  de  d^ra- 
dation,  il  doit  toujoiu^  et  nf-cessaire- 
ment  se  trouver  plus  d'hommes  cjue  de 
productions,  parcc  qne  c'est  la  diminution 
de  la  masse  des  productions  qm  pr^cMe  et 
entralne  Celle  de  la  population;  la  terre 
alors  doit  &tre  couverte  d'un  grand  nombre 
de  malheureux  destin^'s  h  tratner  partout  la 
mis^re  qni  doit  enfin  lee  dC'tniire,  et  qui 
jnsqu'ä  ce  moment  ne  peuvent  s'oÜrir  ä  vos 
yeux,  Sans  que  leurs  importuniti«  naturelles 
Tons  amtissent  que  c'est  dans  TappauTrisse- 
ment  g^n^ral  qu  on  doit  chercher  la  cause 
premi^re  de  leur  malheur  particulier«.^) 

Finden  wir  in  diesen  Worten,  -welche 
doch  die  Möglichkeit  einer  UeberrÖlkeruDg 
zugeben,  Anklänge  an  Malthns,  so  fehlt  ein 
derartiger  Hinweis  völlig  bei  dem  letzten 
hier  noch  zu  erwähnenden  französischen 
Schiiftstell^,  bei  dem  gewissenhaften  Histo- 
riker der  finuzOsigdien  Finanzen:  Fran- 
gois-Lonis  Y^ron  de  Forhonnais 
(s.  d.)  ~  1722—1800  — .  Die  von  Cdbert 
eingeschlagene  BerOlkenmgspolitik  (s.  oben 
S.  710  sub  b,  711  sub  c)  kann  er  nicht  ^ 
nug  loben.  Bezugnehmend  auf  das  Iklikt 
von  1666  sagt  er:  »Ce  ministre,  «ui  m^- 
toit  si  bien  de  l'humanit^*,  sembla,  poiu* 
alnsi  dire ,  chercher  a  ^tendre  la  matif-re  de 
ses  bienfaits;  il  encoiu-agea  la  population 
par  une  loi  que  l'on  peut  regarder  comme 
un  des  plus  oeaux  monuments  de  son  admi- 
nistration,  quoique  susceptible  de  recevoir 
quelque  perfection  dans  son  exixiution«.*)  — 

Auch  in  den  anderen  Ländern  be- 
gegnen -wir  ähnlichen  bevölkerungstheore- 
tischen Deduktionen.  So  in  England  bei 
William  Paley  —  1743—1805  — ,  Adam 
Smith  (s.  d.)  —  1723—1790  —  u.  a.  Pa- 
ley s  Auffcissung  erinnert  an  die  von  Mi- 
rabeau  und  Mercier  de  la  Riviöre. 
Ebenso  wie  diese  erkennt  er  an,  dass  durch 
die  Unterhaltsmittel  der  menschlichen  Fort- 
pflanzung Schranken  gezogen  seien ,  aber 
durch  Steigerung  der  Pnxluktion,  nament- 
lich durch  Verbesserung  des  Ackerbaues 
etc.,  könne  die  Volkszahl  noch  erheblich  an- 


Cf.  ch.  8  (33).  In  der  Ausgabe :  Physio- 
crates  (Quesnaj,  Bapont  de  Nemoure,  Merciei 
de  la  Biviire  etc.),  hgg.  t.  E.  Daire,  II.  t 
(Paris  1846)  p.  52a 

')  Cf.  RwhercheB  et  considörations  snr  lea 
finances  de  France.  I.  (Basle  1766)  p.  891  fi. 


wachsen^).  Adam  Smith,  welcher  un- 
serem Gegenstande  eine  eingehendere  Unter- 
suchung nicht  gewidmet  hat,  erkl&rt  aus- 
drücklich, dass  jede  Gattung  sich  natürlicher- 
weise im  Verhältnis  der  Unterhaltsmittel 
vermehre,  über  welche  sie  verfüge.  »But 
in  civilized  society«,  so  fährt  er  fort,  >it  is 
only  among  the  inferior  raoks  of  people 
that  the  scantiness  of  subsistence  can  set 
limitB  to  the  fm*ther  multiplication  of  the 
human  species;  and  it  can  do  so  in  no 
other  way  than  by  destrojing  a  great  part 
of  the  children  which  their  fruitful  marri- 
ages  produce.« ')  — 

Aus  Italien  sei  hier  nur^)  Gaetano  fllan- 
gieri  ^s.  d.)  —  1752 — 1788  —  genannt,  wel- 
cher in  seinem  Werke  »Scienza  della  legi»- 
lazione«  den  Satz  aufstellte:  »Alles  das, 
was  die  Unterhaltimg  der  Menschen  er- 
schwert, vermindert  die  Bevölkerung.«  Die 
bisherige  Politik  zur  Steigerung  der  Volks- 
zahl sei  falsch.  —  Man  habe  Belohnungen 
auf  die  Eheschliessung  und  Kindererzeugung 
gesetzt;  man  habe  den  Büi^m,  welche 
dem  Staate  eine  afi^Bsete  Anzahl  Kinder 
geschenkt  hätten,  Privilegien  erteilt;  man 
habe  die  Hagestolzen  gewisser  Vorrechte 
beraubt,  aber  jene  Hemmnisse  nicht  besei* 
tigt,  welche  den  grössten  Teil  dfl-  Mfainer 
zurückgehalten  hUten,  Weiber  zu  nehmen 
und  Kinder  zu  zeugen.  Das  sei  ebenso,  als 
wenn  man  den  Erdboden  begiesse,  ihn  aber 
nicht  besäen  wolle.  Es  hedUrfe  kduOT  be- 
sonderen Unterstfitzungen  fOr  den  Ehestand, 
es  käme  nur  darauf  an,  die  Hindemisse  aus 
dem  Wege  zu  räimien,  welche  eine  Steige- 
nmg  der  Volkszahl  erschwerten  *).  Als 
solche  Hindemisse   bezeichnet  Filangieri : 


M  Cf.  Paley,  Principles  of  moral  and  po- 
Htical  philosophy  hi  The  works  of  W.  Pal^ 
D.  D.  A  new  etution  (London  1849). 

*)  Smith,  An  inquiry  into  the  natoreand 
Ganses  of  the  wealth  of  oationB.  I.  Bach, 
8.  Kap.  In  der  Ausgabe  von  M'Cullocb  [new 
ed.  Edinburgh  1846)  p.  36. 

')  B.  von  Mohl  nennt  in  der  „Gesch.  und 
Litt,  der  Staatswissenschaften"  III.  S.  471  den 
Mailänder  Cervua,  welcher  eine  „angenehm- 
lebendige,  geistreich  und  freimütig  geschriebene, 
aber  aTlerdingB  einseitige  and  dadurch  ver- 
kehrte'' Abhfuidliui|g  über  BevOlkerongspoUtik 
u.  d.  T.  „Altre  sa  la  popolazione"  Für. 
1773  verfasst  habe.  Hir  war  diese  Schrift 
nicht  zugänglich.  Xach  Mohl  soll  dem  Ver- 
fasser die  möglichste  und  immer  steigende  Ver- 
mehrong  der  Bevttlkening  eine  wesenthche 
Aofgabe  für  die  Staatskunst  sein.  Ein  Haupt- 
hindernis dieser  Yermehrung  sah  Cerrna  teils 
in  der  erzwungenen,  teils  in  der  freiwilligen 
Ehelosigkeit  vieler,  und  seine  ganzen  Be- 
mtihimgen  giogen  auf  Beseitigang  der  Ur- 
sachen dieses  Zastandes.  (Cf.  darüber  Kohl, 
a.  a.  OO 

*}  Die  Scienza  della  legislazicme  erschien 
1780;  eme  deutsche  Ausgabe  n.  d.  T.  „System 
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1)  die  kleine  Anzahl  von  BesitzeDden  und 
die  unennessliche  Zahl  der  Besitzloseu  (2. 
Buch,  3.  u.  4.  Kap.) ;  2)  die  Obei^irosseD  und 
unTeräQSserlichen  Bächtümer  der  Geistlich- 
keit (2.  Buch,  5.  Kap.);  3)  die  ausserordent^ 
liehen  Auflagen,  die  unertrfiglichen  Al^aben 
und  die  geWitsame  Art,  sie  einzufordern 
(6.  Kap.);  i)  die  grosse  Zahl  der  Soldaten 
(7.  Kap.)j  endlich  5)  die  allgemeine  Sitten- 
verderbnis, welche  aber  wiederum  auf  die 
Erschwerung  der  Eheschliessung  zurQckzu- 
ftttiren  sei  (8.  Kapitel).  — 

Bidem  wir  uns  den  deutschen  Schrift* 
steUem  zuwenden,  welche  im  18.  Jahrhund^ 
der  Bevdkerungsfn^  ihre  Aufmerksamkeit 
gewidmet  haben,  gedenken  wir  billig  zu- 
nächst des  Mannes,  welcher  das  Bevölke- 
rungswesen  am  gründlichsten  und  am  um- 
bssendsten  behandelt  hat,  des  Oberkonsisto- 
lialntts  und  Probsts  zu  Cölln  in  Berlin: 
Johann  Feter  Sflssmilch  (s.  d.)  — 
1707—1767. 

Er  war  bestrebt,  an  der  Hand  mühsam 
gesammelten  zilfennfissi^n  Materials  eiaea 
jBSnbli<^  zu  gewinnen  m  die  natürlichen 
Oesetze  der  Bew^ung  der  Bertflkening,  und 
hat  durch  sein  grosses  und  vielgelesenes, 
Üiiedrich  dem  Grosse  gewidmetes  Werk: 
»Die  göttliche  Ordnung  in  den  Yeributerangen 
dee  menschlic^n  OesäUedits«  ^)  ^nen  nach- 
haltigen Einfluss  auf  seine  Zeitgenossen  aus- 
geübt AlsAnsgangspunktseiner  Darlegungen 
diente  ihm  der  biblische  Satz :  »Seid  xru^t^ 
bar  mid  mehret  euch,  nnd  erfüllet  die  Erde, 
und  machet  sie  eucn  unterthan  und  henv 
sehet«  ^).  Für  ihn  stand  fest,  »dass  in  der 
Menge  der  Einwohner,  die  ein  Land  zu 
fassen  und  zu  ernähren  vermögend  aei,  die 
Glückseligkeit  eines  Staates  bestehe;  dass 
sie,  wenn  sie  recht  gebraucht  werden,  der 
Grund  der  Macht  und  der  QueU  des  Bteich- 
tums  seiena  ^  Yen  diesem  Grundgedanken 
ausgehend,  davon  durchdrungen,  »dass  die 
Vorsoi^e  für  die  Bevölkerung  eines  Staates 
eine  notwendige  Pflicht  aller  ßegenten  sei«  *), 
erörtert  er  des  weiteren  die  Massnahmen, 
welche  zur  Stdgamng  der  Volkszahl  seines 


der  Gesetzgebung",  Anspach  1784.  Cf.  II.  Buch. 
Kap.  2  (Schluss). 

')  Per  genaue  Titel  des  Werkes  lautet: 
Die  gßttiiche  Ordnung  in  den  Yerfinderungen 
des  menseUichen  Gesciilechts,  ans  der  Geburt, 
dem  Tode  nnd  der  Fortpflanzung  desselben  er- 
wiesen. 1.  nnd  2.  Teil,  4.  verb.  Aneg.  (neue 
Aufl.)  von  Chr.  J.  Banmami  (Berlin  1788).  Der 

3.  Teil,  welcher  Änmerknnffen  nnd  Zusätze  etc. 
zu  den  beiden  ersten  Teifea  enthält  nnd  der 

4.  Ansg.  beigefügt  ist,  ist  von  Banmann  ans- 
eearbeitet  (Berlin  1776).  —  ich  eitlere  nach 
dieser  Ausgabe  bezw.  Auflage. 

")  L  Bd.  S.  4ff. 

■)  I.  Bd.  S.  Ibl:  cf.  auch  n,  602. 
*)  I.  Bd.  S.  407. 


Erachtens  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen. 
Es  sind  dies :  1)  Wegräumung  alles  dessen, 
was  die  Eheschliessung  verhindern  oder 
verzögern  könnte  (I,  S.  422—498);  2)  Be- 
seitigung aller  Hindemisse  der  ehelichen 
Fruchtbarkeit  (I,  S.  499—517);  3)  nützliche 
"Yorsoi^  für  Erhaltung  des  Ijebens  derUnter- 
thanen  (I,  S.  51&— 551);  4)  endlich  "Ver- 
hinderung der  Unterthanen  am  Auswandern 
und,  wenn  nOtig,  Befördenmg  der  Einwande- 
rung (S.  552—573).  »Ich  hoffe«,  so  sagt 
Süssmilch,  »unter  diesen  vier  Regeln  alles 
zusammenge&tsst  zu  haben,  was  zu  einem 
vernünftigen  Bemühen  gehöret,  wodurch 
ein  R^nt  sein  Land  volkreich,  glflckli<^ 
mächtig  und  reich,  unter  göttlidiem  Segen 
zu  maäien  vermögend  ist«  ^).  Bezüglich  der 
Batschlfige  im  einzelnen  müssen  wir  auf  das 
Werk  selbst  verweisen.  Die  verschiedenen 
bevölkemngspolizeilichen  Bestimmungen,vel- 
che  wir  oben  S.  709  ff.  kennen  gelernt  haben, 
w^en  als  heilsam  besprochen,  und  noch 
andeare  Massnahmen  w^en  empfohlen.  So 
u.  a. :  Die  Leute  eollen  nicht  zu  ^t  heiratra^ 
weil  Boimt  >dl8  meisten  zur  Zeugung  ge- 
schickten Jtdire  verfUessen,  und  statt  10 
und  mehr  Kinder  kommen  kaum  4—5  von 
solcher  Ehe«  500) ;  »die  ungleichen  Ehen 
zwischen  Jün^ngen  und  mehr  als  40  jährigen 
flauen,  wie  auch  zwischen  Jungfern  und 

alten  abgelebten  Männern  sind 

ganz  zu  Tobieten«  (501);  der  Staat  musa 
Eltern,  welche  viele  Kinder  haben,  unter- 
stützen (S.  501  ff.):  dem  langen  Säugen  der 
Kinder  soll  man  durch  Belohnungen  derer^ 
welche  eine  grössere  Zahl  von  Kindern 
haben,  entgegenzutreten  suchen  (S.  510  ff.)  etc. 

Obgleicb  nun  Süssmilch  in  sein^  Streben 
nach  einer  grossen  Yolkszahl  zu  teilweise 
höchst  wunderlichen  Vorschlägen  gelangt» 
so  sind  ihm  doch  die  inni^n  Beziehungen 
zwischen  Bevölkerung  und  Produktion  nicht 
entgangen.  »Diese  mögliche,  und«,  so  fügt 
er  ausdrücklich  hinzu,  »den  Nahrungs- 
mitteln proportionierte  Menge  Un- 
terthanen ist  der  Grund  der  Glückseligkeit, 
der  Macht  und  Sicherheit,  wie  auch  des 
Reichtums«  ^).  Und  an  einer  anderen  Stelle 
sagt  er:  »Derjenige  Staat  ist  auf  dem  Wege 
der  Bevölkerung  und  der  grössten  Glück- 
seligkeit, in  wächem  alle  die,  welche  zu 
mannbaren  Jahren  gekommen  sind,  hey- 
rathen  können,  wo  sich  gar  keine  ESnd^ 

nisse  und  Bedenklichkeiten  finden;  

wo  das  geschehen  soll,  da  muss  nicht  nur 
Freyheit,  sondern  auch  Brodt  und 
Unterhalt  genug  seyn«^.  Noch  Öfter 
äussert  er  sich  in  gleichem  Sinne*).  — 


')  I,  S.  418. 
'1  I,  S.  396. 
*  I,  S.  422/423. 

')  So  z.  £.  I,  S.  437,  wo  er  ans  der  Schrift: 


Digitized  by  Google 


720 


BeTölkerangsTesen  (BerOlkeningsl^ue  und  BerGlkeningspolitik) 


Gewiss,  niemals  ist  diese  Erkenntnis 

Sans  geschwunden,  aber  der  Hinweis  auf 
en  Zusammenhang  zwischen  BevOlkerui^ 
und  Uaterhaltemenge  trat  in  der  Litteratur 
mehr  und  mehr  zurfick,  und  das  Streben, 
mit  allen  nxiT  denkbaren  Mitteln  die  Volks- 
menge zu  strägem,  beherrschte  vonK'i^nd 
das  Sinnen  und  Sorgen  auch  der  Theo- 
retiker. 

»Wenn  man  das  Hauptaugenmerk  des 
echten  Cameraliaten « ,  so  sagt  Johann 
Heinrich  Gottlob  v.  Justi  (s.  d.)  — 
■f-  1771  —  »worauf  er  bei  allen  llassregeln 
und  Anstalten  zu  sehen  hat,  in  ein  Wort 
iassen  wollte ,  so  müsste  man  durchaus : 
Bevölkerung!  ausrufen*:  »Da  ein  Land  nie 
zu  viel  Einwohner  haben  kann«  -),  so  kommt 
«s  in  erster  Linie  darauf  an;  die  Volksver- 
mehrung nach  MCgUchkeit  zu  fOrdem.  »Die 
höchste  Bevölkerung,  wenn  sonst  alle  Um- 
stände des  Staats  damit  Obereinstinimen, 

gehöret  zur  höchsten  Gifickseligkeit  des 
taats;  die  eine  gute  Begiening  ^emal  zu 
erreichen  suchen  muss,  weil  ein  Staat  nie 
aa  viel  Glückseligkeit  haben  kann«  »Viel- 
leicht wird  mau  einwenden«,  so  heisst  es 
an  einer  anderen  Stelle »dass  endlich  vor 
«ine  80  gewaltige  Menge  Menscheu  das  Ge- 
treide und  die  Lebensmittel  fehlen  würden. 
Allein  dieser  Einwurf  macht  mir  rar  keinen 
Kummer.  Diejenigen  Länder  in  Europa,  so 
fleissig  sind,  und  sich  auf  den  Ackerbau 
legen,  schicken  die  Hälfte  ihres  erzeugten 
Getreides  nach  Spanien,  Portugal  und  in 
andre  Staaten,  wo  man  ans  laulheit  die 
frachtbaresten  Länder  unbebuit  liegen  Ifisst. 
Wir  verbrauchen  unnOthiger  Weise  viel  Ge- 
treide zu  Fuder,  staricen  Wassern,  Vieh- 
mastung  und  d^leicben  Dingen,  Unser 
Ackerbau  selbst  hat  noch  gar  nicht  seine 
VoUbnumeohät  erreicht,  und  wir  lassen 
viele  Plätze  und  Gegenden  wüste  li^n, 
die  wir  urbar  madien,  und  zum  Getreide- 
bau nutzen  könnten   Aus  diesen 

AUen  erhellet  mehr  als  deutlich,  dass  die 
Menge  des  Volkes  einem  wohl  eingerichteten 
Staate  niemals  zur  Last  ^e,  sondern  dass 


-IntÖT^ts  äe  la  France  mal  entendos"  (Ämsterd. 
1767,  2  Bde.)  die  Worte  anführt:  „dass  von 
dem  Grad  der  Unterhaltsmittel  jederzeit  die 
Menge  der  Menschen  abhänget". 

>)  Gesammelte  politische  nnd  Finanzschrif- 
ten.    1761.   m,  379. 

•)  Grundsätze  der  Polizey- Wissenschaft, 
2.  Aufl.,  Göttingen  1759.  S.  64  {§  85),  S.  71 
■(§  97)  n.  an  vielen  anderen  Orten. 

')  Der  Grondriss  einer  guten  Begienmg  in 
fünf  Büchern  (Frankfurt  u.  Leipzig  1769),  g  92 
(S.  86/87). 

*)  Staatswirthschaft  oder  Systematische  Ab- 
handlung aller  ökonomischen  und  Cameral- 
Wissenachaften,  I.  TeiL  2.  Aufl.  (Leipzig  17ö8), 
,%  186  u.  140  (S.  162  o.  IflS). 


sie  vielmehr  die  innerlichen  Kräfte  des 
Staats,  die  Nahrung  und  den  Umtrieb  des 
Geldes,  vennehre;  und  miüiin  zu  seinem 
w^iren  Vortheile  und  Aufnehmen  gereiche«. 
Die  oben  S.  705'6  erwähnten  römischen  Ge- 
setze werden  als  »vortrefflich«  bezeichnet; 
weit  minder  günstig  beurteilt  Justi  das  Edikt 
Ludwigs  XIV.  von  1666  (cf.  S.  710).  Wenn 
ein  (J^tzgeber  seine  Gesetze  auf  so  seltene 
Fälle  (10  bezw.  12  Kinder)  einrichte,  so  sei 
es  einleuchtend,  dass  er  nur  aus  Prahlerei 
handle  oder  dass  er  lediglich  den  Säiein 
eines  guten  Gesetzgebers  suche.  Wolle  der 
Staat  auf  diesem  Gebiete  emstlich  etwas 
thun,  so  seien  »sechs  lebende  Kinder  lästig 
genug  vor  den  Vater  und  zureichend  vor 
den  Staat,  um  Belohnungen  zu  erhalten«^). 
Die  Kindererzeugung  war  eben  na<di  Justi 
der  »einzige  Haupt-Zweck«  des  Ehestandes. 
»Die  Natiu-,  die  gesunde  Vernunft  und  die 
Absicht  der  Republiken  wegen  der  Bevölke- 
rung, können  auch  keinen  anderen  Haupt- 
Zweck  neben  demselben  zulassen«  Des- 
halb müssten  auch  die  Ehegesetze  diesem 
Endzwecke  entsprechen.  Im  Zusammen- 
hange hiermit  steht  Jiistis  Varteid^sung  der 
Findelhäuser;  in  ihnen,  so  meint  er,  müsse 
»jedes  Kind  als  ein  scliätzbares  Püanzreis 
der  künftigen  Bevölkerung  willkommen  sein ; 
man  sollte  denen,  welche  eins  bringen,  e^er 
eine  Belohnung  geben,  als  Geld  oder  An- 
zeige ihres  Namens  von  ihnen  fordern«*). 

Die  übrigen  preussischen  Volkswirte  zur 
Zeit  Friedrichs  des  Grossen  verizatai  die- 
selben Ansichten.  Wir  nennen  hier  nur 
JoaehimGeorgDarjes  — 1714— 1791 — ^ 
JakobFriedrichv.Bielfeld  1716—1770 
—  und  Johann  Friedrich  v.  Pfeifer 
1718—1787  — . 

»Die  Bevölkerung  eines  Staats«,  säirelbt 
Darjes*),  »ist  zwar  insgemein  das  lezte, 
sie  sollte  aber  billig  das  eiste  seyn,  worauf 
man  bey  einer  vollständigen  Folizey  zu 
sehen  hat  Sie  ist  be>'nahe  die  Seele  von 
dem  Reichtum  der  Inwohner  und  des  Staats. 
Viele  setzen  diese  Sorge  hej  Seite,  aus 
Furcht,  ein  Land  möchte  zu  viele  Menschen 
bekommen.  Ich  will  es  beweisen ,  dass 
diese  Furcht  ohne  Grmid  und  der  Polizey 
sehr  nachtheüig  sey.«  »Man  hat  keine  Ur- 
sache, über  die  Menge  der  Menschen  zu 
seufzen,  man  mache  nur  Ordnung,  und  zwar 


1)  Grundsätze  etc.,  S.  72  u.  73  (§§  99, 100) 
Vgl.  auch  die  „Abhandlung  von  denen  Ehen" 
in  „Historische  und  Juristische  Schriften", 
II.  Bd.  tFrankfart  nnd  Leipzig  1761),  §  19, 
S.  358  ff. 

*)  Cf.  die  -Abhandlung  von  denen  Ehen" 
a.  a.  O.  S.  356  ff.,  8.  409  ff. 

*)  Ges.  pol.  and  Finanzschr.  II,  121;  in, 
400,  407. 

*]  Erste  Gründe  der  Cameral-Wiasenschaf- 
ten,  Jena  1756,  S.  409. 
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diese  nach  den  Regeln  einer  wahren  Poli- 
ze^«  Selbst  ein  Bettler,  meint  Darjes, 
bringe  der  Kammer  durch  die  von  ihm  be- 
zahlte Accise  eta  jährlich  2  Thaler  ein  % 

Nicht  anders  urteilte  v.  Bielfeld  in 
seinem  »Lehrbegriff  der  Staatekunst«.  »Um 
die  Gesellschaft  wohl  zu  erhalten,  muss  die 
erste  Sorgfalt,  auf  die  Vermehrung  und  Er- 
haltung der  Anzahl  ihrer  Glieder  gehen. 
Die  wahre  Stärke  eines  Staates  besteht  in 
der  Menge  der  Einwohner;  und  die  Staats- 
kunst lehret,  durch  was  für  ein  Mittel  man 
diesen  Zweck  erlanget  Das  erste  und 
natürlichste  ist  die  Aufmunterung  zum  Heu- 
rathen« Die  Soi^,  dass  ein  Staat  zu 
volkreich  werden  könne,  ist  nach  ihm  »ein 
niederträchtiger  und  abgeschmackter  Schluss ; 
weil  er  unmensc^ch  und  unbegründet  ist. 
Der  Mensch  ist  hier  sehr  von  den  Bestien 
unterschieden.  Man  fülle  eine  unbewohnte 
Gegend  mit  wilden  Thieren,  so  werden  sie 
bald  alle  Weyde  und  Nahrung  verzehren. 
Man  erfülle  aber  ein  fast  wüstes  Land,  mit 
einer  Menge  von  Menschen;  so  wird  man 
im  Kurzen  einen  üeberfluss  aller  Nothdurft 
des  Lebens  daselbst  finden.  Es  ist  unglaub- 
lichj  wie  viel  Hülfe  ein  Mensch  vom  andern 
geniesst,  und  wie  sehr  sie  einander  in  ihren 
Arbeiten  beziehen.  Wüsten  LAndem  fehlet 
es  an  allem:  Länder  aber,  die  von  Ein- 
vohDem  wimmela,  haben  an  allem  Üeber- 
fluss«^). Aber  es  8^  nicht  genug  die  Ein- 
wohner zu  vermehren,  man  müsse  auch  auf 
deren  Erhaltung  bedacht  sein.  Deshalb,  aus 
poputationistischen  Gründen ,  hätten  alle 
G^tzgeber  strenge  Todesstrafen  gegen  Mör- 
der verordnet ;  deshalb  strafe  man  auch  nach 
dem  Tode  noch  den  Selbstmörder,  indem 
man  seinen  Namen  beschimpfe  oder  seinen 
Körper  auf  einem  Schindkarren  wegschleppen 
lasse 

Pfeifer  hat  sich  mit  der  Bevölkerungs- 
frage sehr  eingehend  befasst;  wir  können 
hier  nur  einiges  hervorheben.  Die  Ehever- 
bindungen, so  argumentiert  er,  sollten  ledig- 
lich als  büj^rhche  Kontrakte  behandelt  und 
nach  Gefallen  der  Kontrahenten  durch  die 
Obrigkeit  des  Ortes  auf  eine  zu  bestimmende 
Zeit  ausgefertigt  werden,  damit  nach  Ver- 
lauf dieser  Frist  die  Verbundenen  den  Ver- 
trag nach  Gefallen  erneuern,  aufheben,  auch 
die  Bedingungen  verändern  lassen  könnten. 
»Die  Kontrahenten  müssen  eine  Neigung 
und  Wohlgefallen  luieinander  haben,  folglich 
müssen  ihre  Verbtndmigen  auf  keine  £rem- 


')  a.  a.  0.  S.  410. 
«)  a.  a.  0.  S.  411. 

')  Lehrbegriff  der  Staatskunst.  Ans  dem 
Französischen,  2.  Aufl.,  1.  Teil  (Breslau  und 
Leipzig  1764)  S.  103. 

*)  a.  a.  0.  S.  118. 

»)  a.  a.  0.  S.  109. 

HuidwÜrterboch  d«r  StaatswlsBeiuchaften.  Zweite 


den  Absichten  gerichtet  seyn;  um  hierin 
desto  sicherer  zu  gehen,  auch  arme  aber 
fleissige  und  tugendhafte  Weibespersonen 
an  den  Mann  zu  bringen,  muss  die  Summe 
durch  die  Gesetze  bestimmt  werden,  welcher 
jeder  Stand  seinen  Töchtern  zum  Heirats- 
gut geben  darf;  diese  Summe  muss  zur 
Verhütung  aller  eigennützigen  Absichten 
unter  keinerlei  Vorwand  übOTSchritten,  und 
allenfalls  durch  die  nächsten  Verwandten 
oder  in  deren  Ermangelung  aus  dem  Staats- 
vermögen vollzählig  gemacht  werden,  wenn 
die  Eltern  entweder  gestorben,  oder  der- 
gleichen Summen  nicht  entbehren  können«.^) 
Die  gewöhnlichen  Mittel  zur  Steigerung  der 
Volkszahl  werden  auch  von  Pfeifer  vorge- 
tragen und  ais  zweckmässig  bezeichnet,  ja 
er  erörtert  eingehend  die  fYage,  ob  aus  be- 
völkerungspolitischen Gründen  die  Viel- 
weiberei zu  empfehlen  sei  oder  nicht  WIUl- 
rend  er  im  »Lehrbegriff«  sich  dahin  aus- 
spricht, dass  die  Vielweiberei  »der  Absicht 
der  Natur  nicht  recht  gemäss«  sei  2),  be- 
merkt er  in  den  »Berichtigungen« ,  und 
zwar  im  Hinblick  auf  die  Scnrift  von  Hess 
»Freimütige  Gedanken  über  Staatsaachen«, 
dass  diese  Institution  von  selten  der  Be- 
völkerung betrachtet  nach  allen  Bich- 
tungen hin  nützlich  sei;  denn  fürs  erste  sei 
es  gewiss,  dass  durch  die  f(»:tdauemden 
Kriege,  Auswanderungen  etc.  »das  Yeribält- 
nis  zwischen  mannbuen  Mädchen  und  zur 
Fortpflanzung  geediickten  Buben«  sich  wie 
6 : 1  verhalte ;  weiterhin  gewinne  die  Be- 
völkerung, wenn  während  der  Schwanger- 
schaft der  einen  Frau  eine  andere  be- 
fruchtet werde ;  endlich  mtlase  es  auch  dem 
Hauswesen ,  zumal  dem  des  Landmannee 
dienlich  sein,  »wenn  er  statt  einer  Frau 
und  drei  ihm  nötige  Mä«le,  vier  tüchtige 
Weiber  hätte,  die  den  Bauernhof  als  ihr 
Eigentum  betrachteten,  und  jede  in  ihrem 
Fache  das  Hauswesen  zu  verbessern,  und 
alle  Vorteile  in  Acht  zu  nehmen  bedacht 
wären«.  3)  — 

Der  österreichische  Volkswirt  Joseph 
V.  Sonnenfels  (s.  d.)  —  1733—1817  — , 
welcher  während  mehrerer  Jahrzehnte  die 
Anschauungen  und  staatliche  Politik  seines 
Vaterlandes  beherrschte,  ging  von  denselben 
bevölkerungspolitischen  Anschauungen  aus. 
»Die  Vei^rösserung  der  Gesellschaft  enthält 
alle  untergeordneten ,  einzelnen  Mittel  in 
sich,  welche  gesiunmelt,  die  allgemeine 


LehrbegTtff  sämtlicher  öconomiacher  und 
Cameral-Wissenschaften,  II  (Hannheim  1777), 
S  37 

^1  a.  a.  0.  S.  39ff. 

'}  Berichtigungen  berühmter  Staats-,  Fi- 
nanz-, Polizei-  etc.  und  Ökonomischer  Schriften 
dieses  Jahrhmiderts  I  (Frankfnrt  a.  M.)  1781, 
S.43öff. 

Anflage.  II.  46 
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Wohlfahrt  befördern.  Sobald  oIbo  demnach 
Ton  einer  Anstalt,  von  einem  Gesetze  er- 
wiesen ist,  dass  sie  der  TergrOeserung  der 
Gesellschaft  vorteilhaft  oder  derselben -wenig- 
stens nicht  entgegen  sind;  so  enthalt  dieser 
Beireis  zugleich  den  höheren  in  räch:  dass 
sie  die  allgemeiDe  Wohlf^rt  entweder  von 
Seite  der  Sicherheit,  oder  der  Bequemlich- 
keit befördern,  oder  wenigstens  nicht  be- 
schränken. Ich  nehme  demnach  die  Ver- 
gröesening  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
durch  Beförderung  der  Bevölkerung  zum 

femeinRChirftlichen  Hanptgnindsatze  der 
taatswissenschaft,  und  der  damnter  begrif- 
fenen Theile  an;  und  der  Prüfsatz  jeder 
Massregel,  welche  zur  Befördenmg  der  ge- 
meinen Wohlfahrt  ergriffen  wird,  heisst: 
Ist  sie  der  Bevölkerung  zuträgiichV  Ist  sie 
der  Bevölkerung  nachtheilig?  Jedenfalls 
musB  die  Regierung  bemüht  sein,  »die  Be- 
völkerung auf  das  höchste  zu  treiben,  auf 
das  höchste,  nälunlich,  als  durch  die  in  ihrer 
Gewalt  stehenden  Mittel  möglich  ist«  2). 
Denn  »je  grösser  die  Menge  des  Volkes, 
desto  grösser  ist  das  Mass  des  Widerstandes, 
worauf  die  äussere  Sicherheit  beruhet,  folg- 
]idi  der  Hauptgnmdsatz  der  Politik;  — 
je  grösser  die  Menge  des  Volkes  ist ,  auf 
dessen  bereiten  Beystand  man  bauen  darf, 
desto  weniger  hat  man  von  innen  zu  fürch- 
ten; folglich  der  Hauptgrundsatz  der  Po- 
Ii  z  ey ;  —  je  mehrere  Menschen ,  desto 
mehrere  Bedürfnisse,  desto  ver\-ielfältipter 
die  Nahrung8w^;e  von  innen ;  je  mehrere 
Hände,  desto  häufiger  die  Erzeugnisse  des 
Erdhaues  und  fleisses,  der  Stoff  zur  äus- 
sern Yertanschung,  folglich  der  Hauptgrund- 
satz der  Handlungswissenschaft;  — 
je  mehrere  Bfli^r,  desto  mehrere  die  zum 
Mfentlichen  Aufwände  beytragen;  desto 
kleine  der  Äntheil  eines  jeden  Mitsteuern- 
den insbesondere,  ohne  Verminderung  der 
Öffentlichen  Einkünfte  selbst,  folglich  der 
Hauptgrundsatz  der  Finanzwissen- 
schaf t<.-') 

Steigenmg  der  Yolkszahl,  —  das  vai 
die  Parole  auf  wirtschaftlichem  Gebiete!*) 


Qrandsätze  der  Follzej,  Eandlmig,  und 
Finanz.   8  Aufl.  1  Teil  (Wien  1819)  S.  Üti. 

^)  a.  a.  0.  S.  29. 
a.  a.  0.  S.  29—31. 

*J  Immer  wieder  begegnet  man  in  dieser 
Zeit  der  Behauptung,  dass  die  Volksmenge  nie 
zu  gross  werden  könne.  Nur  noch  einige  Be- 
legstellen mögen  hier  Platz  finden,  die  freilich 
unschwer  bedeutend  vermehrt  werden  könnten. 
So  sagt  F  W.  Wald  eck  in  der  Schrift  „über 
diei  Unzertrennlichkeit  der  deutschen  Baner- 
ffOter"  (1784)  S.  108:  „die  Bevölkerung  enthält 
den  Grund  von  allen  Arten  von  Glückseligkeit 
Theodor  Schmalz  bemerkt  in  seinem  „Hand- 
buch der  Staatswirthachaft"  (Berlin  1ÖÜ8J  §  218 
(S.  162):  „Es  ist  oft  die  Furcht  von  Schrift- 


Unter  den  verschiedenen  Mitteln  zur  Yolks- 
vermehniD^,  deren  Sonnenfels  gedenkt, 
nennen  wir  hier  nur  die  Erriohttmg  von 
EntbiDdangsldusem,  vor  allem,  um  den  ge- 
fallenen Mädchen  es  möglich  zu  machen, 
ohne  Schande  niederzukommen.  Ja,  er 
pfiehlt  sogar,  unter  Bezugnahme  auf  die 
gleichen  Wünsche ,  welche  Mirabeau  ge- 
äussert hatte einer  jeden  Mutter,  weläie 
das  Gebärhaus  verlässt,  weun  sie  bedürftig 
ist,  10  Rthlr.  mitzugeben  »für  das  Geschenk, 
das  sie  dem  Staate  gemacht  habe«.^)  — 

Diese  Anschauungen  über  das  Bevölke- 
rungswesen  waren  so  all^mein  verbreitet, 
dass  auch  einige  Aerzte  sich  mit  der  Frage 
eingehender  beschäftigten,  durch  welche 
Umstände  die  menschliche  Fruchtbarkeit 
gehemmt  werde  und  durch  welche  Mittel 
sie  am  besten  gefCirdert  werden  könne. 
Vor  allem  hat  Johann, Peter  Frank  in 
seinem  umfangreichen,  viel  gelesenen  -»Sys- 
tem einer  vollständigen  medizinischen  Po- 
lizeif  ^)  die  verschiedenen  Ehehindernisse, 
die  schädlichen  Ehen  etc.  behandelt  und 
andererseits  zu  zeigen  versucht ,  wie  die 
eheliche  Fruchtbarkeit  gesteigert  werden 
könne.  Man  gelangte  so  mehrfcich  —  ge- 
rade in  dieser  medizinischen  Litteratur  — 
zur  Empfehlung  höchst  wunderlicher  Mass- 
regeln. Und  da  man  dabei  auch  jener  Br- 
fahnmgen  gedachte,  welche  man  bei  Tieren 
gemacht  hatte ,  so  kennzeichnete  später 
Friedrich  Karl  v.  Moser  in  den  »Po- 
litischen Wahrheiten  diese  Bestrebungen 
als  Ergebnisse  einer  ^wahren  Gaulsphilo- 
sophie».*)  — 


steilem  (auch  noch  neulich^  geäussert  worden, 
dass  die  Volksmenge  in  einem  Lande  wohl  zn 
gross  werde,  dass  es  alsdann  nicht  alle  seine 
Einwohner  ernähren  könnte.  Aber  diese  Furcht 
ist  sehr  thöricht  und  leer,  weil  die  Natur  un- 
erschöpflich ist,  weil  gerade  die  Menge  der 
Menschen  desto  mehr  Verkehr  veranlasset,  weil 
eben  Menschen  von  Menschen  leben.  Je  volk- 
reicher ein  Land  wird,  desto  reicher  wird  es." 
Klagen  Uber  zu  grosse  Bevölkerung  sind  nach 
L.  H.  Jakob  (Grundsätze  der  Polizeigesetz- 
gebnng  und  der  Folizeianstalten,  2.  Aufl.  1837, 
§  103,  S.  101)  „immer  das  Zeichen  einer 
biOden  und  hSchst  fehlerhaften  R^emug", 
etc.  etc. 

*)  Mirabeau  sagt  in  ^L'ami  des  hommes" 
(nouv.  ed.  Avignon  1758).  II,  p.  242:  „Je  vou- 

drois  qu'un   quartier  du  bätiment  füt 

destine  ä  recevoir  tonte  personne  enceinte  qui 
voudroit  s'y  retirer;  qu'elle  y  fftt  Wen  traitee, 
Sans  honte  ni  reproches;  et  qu'en  sortant, 
Celles  qui  seroient  necessiteuses  re- 
gussent  dix  ecus  pour  prix  du  präsent 
qn'elles  ont  fait  k  l'Ftat". 

')  SonnenfeU,  Grundsätze  etc.  I,  S. 
246  ft. 

Cf.  vor  allem  l.  Bd.,  Mannheim  1804. 
*)  Cf.  Lueder,  Kritik  der  Statistik  und 
Politik  (Göttingen  1812),  S.  213. 
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III.  Die  Malthussche  Bev5lke- 
rnngslehre. 

7.  Die  Lehre  von  Robert  Malthos. 

Während  die  soeben  geschilderten  Anschau- 
nngen  über  die  Bevölkerung  in  Theorie  und 
Praxis  galten,  Leben  und  Wissenschaft  be- 
herrschten, veröffentlichte  Thomas  Robert 
MaUhus{s.d.)  —  1766— 1834  —  im  Jahre 
1798  sein  für  die  Bevölkerungswissenschaft 
grundlegendes  Werk:  Essay  on  the  prin- 
C'iple  of  popidation,  welches  1803  in  der 
zweiten  erheblich  erweiterten  und  1826  in 
der  sechsten,  der  letzten  von  dem  Verfasser 
selbst  besoi^ten.  Auflage  erschien.*) 

Der  Inhalt  dieses  Werkes,  kurz  zusam- 
mengefasst,  ist  folgender: 

lu  allem  animalischen  Leben ,  so  führt 
Malthus  aus,  ist  beständig  die  Tendenz  wirk- 
sam, sich  Über  die  vorhandenen  Nahrungs- 
mittel hinaus  zu  yermehi-en.  Was  Franklin 
behauptet,  dass  es  für  die  Fruchtbarkeit  der 
Pflanzen  oder  Tiere  keine  andere  Grenze 
gebe  als  die,  welche  durch  ihre  Vermehnmg 
und  durch  den  gegenseitigen  Wettstreit  um 
die  Unterhaltsmittel  gesteckt  sei,  ist  un- 
'viderleglicfa  wahr.  Mit  Terschwenderischer 
Hand  hat  die  Natur  die  Samenkörner  des 
Lebens  durch  das  Tier-  und  Ffanzenreich 
ausgestreut,  aber  Baum  und  notwendige 
Nahmng  sind  nur  knapp  bemessen.  Wenn 
die  Keime  der  Existenz  fr^i  sich  entwickeln 
kikmten,  würden  sie  im  Laufe  weniger 
tausend  Jahre  Millionen  AVelten  füllen.  Die 
3Jot  aber ,  jenes  gebieterische  alles  durch- 
dringende Gesetz  der  Natur  hält  sie  inner- 
halb der  vorgeschriebenen  Grenzen  zurück. 

Gewissermassen  einfach  ist  die  Sache  bei 
den  Pflanzen  und  unvernilnftigen  Tieren. 
Diese  alle  werden  durch  einen  mächtigen 
Instinkt  getrieben ,  ilire  Gattung  zu  ver- 
mehren, und  dieser  Instinkt  wird  diurch 
keinerlei  Fürsorge  für  ihre  Nachkommenschaft 
in  Schranken  gehalten.  Wo  daher  Freiheit 
herrscht,  da  kommt  die  Vermehrvmgsfähig- 
keit  voll  zur  Geltung  und  die  übermä-ssigen 
Wirkungen  werden  späterhin  durch  Üangel 
an  ßaiun  und  Nahrung  zurückgedrängt. 

Der  Mensch  ist  als  physisches  A\'esen 
von  einem  gleich  mächtigen  Instinkt  ge- 
trieben, aber  er  vermag  als  geistiges  Wesen 
die  Folgen  einer  zu  starken  Vermehnmg, 


')  Der  genaue  Titel  de»  Werkes  lantet; 
An  essay  ou  the  principle  of  popiilation  or  a 
view  of  its  past  aml  present  effeots  on  human 
happiness,  with  an  iniiuiry  into  our  prospects  ■ 
respecting  the  futnre  removal  or  mitigation  of  j 
the  evils  which  it  occasions.   Wir  citieren  im  I 
folgenden  nach  der  7.  Aull.  London  IH12.  — 
Das  Werk  ist  ins  Deutsche  Übersetzt  von  F. 
H.  Hegewisch:  Versuch  über  die  Bedingung 
und  die  Folgen  der  Volkavermehrung.   2  Teile. 
Altona  1807;  ebenso  von  F.  StÖpe'l:  Versuch 
Ober  das  BeTüIkernngsgesetz  etc.  Berlin  1879.  i 


die  Not  einer  Uebervölkerung  zu  erkennen. 
Thut  er  (^es  nicht,  fiberhört  er  die  warnende 
Stimme  der  Vernunft,  legt  ^r  sich  nicht 
immer  wieder  und  wieder  die  Frage  TOr: 
ob  er  auch  für  jene  Geschöpfe,  die  er  zur 
Welt  bringt,  die  Ünterhaltsmittel  beschaffen 
kann,  so  wird  die  Natur  auch  ihm  gegen- 
über ihre  zerstörenden  Kräfte  walten  lassen. 
Aber  da  die  Bevölkerung  in  Wirklichkeit 
niemals  über  das  niedrigste  Mass  von 
Lebensmittelvorräten ,  wodurch  sie  zu  er- 
halten ist,  hinauswachsen  kann,  so  muss  in 
der  Schwierigkeit,  Nahrung  zu  erlangen, 
eine  starke  Hemmung  der  Volksvermehrung 
in  beständi^r  Wirksamkeit  sein.  Diese 
Schwierigkeit  nuiss  irgendwo  erecheinen 
und  notw^endig  in  einer  oder  der  anderen 
der  veischiedenen  Gestalten  des  Elends  oder 
der  Furcht  vor  Elend  von  einem  grossen 
Teil  des  MenschengesdilechtB  hart  empfun- 
den werden. 

Die  Bevölkerung  hat  beständig 
die  Tendenz,  sich  über  die  Unter- 
haltsmittel hinaus  zu  vermehren. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
so  führt  Malthus  aus,  wo  die  Unterhalts- 
mittel bisher  reichlicher,  die  Sitten  reiner 
imd  die  Hemmnisse  frühzeitiger  Heiraten 
seltener  waren  als  in  ii^nd  einem  modernen 
Staate  Europas,  hat  man  beobachtet,  dass 
die  Bevölkei-ung  sich  länger  als  anderthalb 
Jahrhunderle  hindurch  in  weniger  als  je 
2ü  Jahren  verdoppelte.  Man  kann  daher 
mit  Sicherheit  annehmen,  dass  die  Bevölke- 
nmg,  wenn  sie  nicht  gehemmt  wird,  sich 
in  je  25  Jahren  verdoppelt  oder  in  geome- 
trischem Verhältnis  wächst. 

Das  Vrahältnis,  in  welc^iem  die  Boden- 
erzeugnisse zunehmen,  ist  nicht  so  leidit 
zu  bestimmen;  aber  davon,  meint  Malthus, 
kann  man  vollkommen  überzeugt  sein,  dass 
das  Verhältnis  ihrer  Zimahme  auf  einem 
beschränkten  Gebiete  von  ganz  anderer  Art 
sein  muss  als  das  Verhältnis  der  Bevölke- 
rungsvermehrung. Tausend  Millionen  Men- 
sclien  verdoppeln  sich  vermöge  der  Stärke 
des  Fortpflanzungstriebes  in  25  Jahren 
eben  so  leicht  wie  tausend  Menschen;  aber 
die  zum  Unterhalte  der  vermelirten  Bevölke- 
nmg  dienenden  Lebensnüttel  lassen  sich 
keineswegs  so  leicht  gewinnen.  Der  Mensch 
ist  notwendig  durch  den  Raum  beschränkt. 
Wenn  man  Acker  zu  Acker  fügt  und  wenn 
alles  tragbare  Land  seine  Besitzer  gefunden 
hat,  so  hängt  die  jährliclie  Zunahme  der 
licbensmittel  aliein  von  den  Verbesserungen 
des  überall  schon  im  Eigentum  sich  befin- 
denden Landes  ab.  Aber  diese  Quelle  muss, 
statt  reichlicher  zu  fliessen,  von  Jahr  zu  Jahr 
mehr  und  mehr  vei-siegen.  Die  Bevölkerung 
hingegen  würde,  w^enn  niur  ein  hinreichender 
VoiTat  von  Ijebensmitteln  da  wäre,  mit  un- 
erschöpfter Kraft  vorwärts  gehen,  und  die 
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Zunahme  einer  Periode  vürde  die  Mittel 
einer  grOBBeren  Zunahme  in  der  Dfidisten 
Üetem,  und  so  ohne  Ende. 

MaJthuB  sucht  zunächst  kurz  an  Gh»8s- 
britannien  zu  zeigen,  dass  die  Vemiehrang 
der  Unterhaitamittel  mit  der  Zunahme  der 
BerSlkerung  nicht  Sdiritt   halten  kOnne; 
dann  fährt  er  wörtlich  fort:  »Taking  the 
■whole  earth,  instead  of  this  island,  emigra- 
tion  would  of  course  be  exchided;  and. 
supposing  the  present  popidation  eijuai  to ' 
a  thousand  millions ,  uie  human   species , 
woidd  increase  as  tlie  numbera  1 ,  2 ,  4,  j 
8,  16,  32,  64,  128,  256;  and  subsistene  as ; 
1,  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8,  9.   In  two  centuries  | 
the  population  ■»'ould  be  to  the  means  of  i 
subsistence  as  256  to  9 ;  in  three  centuries  | 
as  4096  to  13,  and  in  two  thousaiid  years  | 
Üie  difference  wouhl  be  almost  incalculable«^).  I 

Bei  diesen  Voraussetzungen  sind  der 
Produktion  der  Ei-de  keinerlei  Grenzen 
gesteckt.  Die  Nahnrngsmittel  können  stetig 
anwachsen  und  grösser  sein  als  irgend  eine 
ausdrückbare  Menge.  Da  aber  dennoch 
die  Bevölkerung  in  jeder  Periode  sich 
immer  stärker  und  in  grösserem  Verhältnisse 
vermehren  wird,  so  kanu  die  Vermehrung 
des  Menschengeschlechts  nur  durch  die  be- 
ständige Wirksamkeit  des  harten  Gesetzes 
der  Not  auf  dem  Niveau  der  Unterhalts- 
mittel erhalten  werden. 

Als  letztes  Hindernis  der  Bevölkerung 
erscheint  also  der  Maugel  an  Lebensmitteln, 
der  notwendig  chmih  das  verschiedene  Ver- 
hältnis, in  welchem  sicli  BevfilkeruDg  und 
Ünterhaltsmittel  vermehren,  entstehen  rauss. 
Dieses  letzte  Hindernis  ist  aber,  abgesehen 
von  Fallen  eigentlicher  Himg^not,  niemals 
das  unmittelbare.  Dieses  besteht  vielmehr 
in  all  den  Uebelstäuden,  welche  aus  einem 
knapp  zugemessenen  Ijebensunterhalte  er- 
wachsen und  zur  Schwächung  und  Auflösung 
des  menschlichen  Körpers  beitragen.  Diese 
Hindemisse  nun,  welche  unaufhörlich,  bald 
mehr  bald  minder,  der  Volksvermehrung 
entgegenarbeiten ,  können  im  allgemeinen 
in  vorbeugende  und  zerstörende 
Hemmnisse  (the  preventive  and  the  positive 
checks)  eingeteilt  werden. 

Die  ersteren  sind,  soweit  sie  freiwillige 
sind,  dem  Menschen  eigentümlich.  Nm-  der 
Mensch  kann  die  Not  erkennen,  mit  welcher 
60  häufig  jene  zu  kämpfen  haben,  welche 
eine  zahlreiche  Familie  eraähren  müssen. 
Diese  Erkenntnis  fülirt  entweder  zur  Be- 
friedigung des  Geschlechtstriebs  in  unter- 
schiedslosem, ausserehelichem  Verkehrj  aus 
welchem  gar  keine  oder  nur  wenige  Kinder 
hervorgehen,  oder,  was  das  beste  ist,  zur 
sittlichen  Enthaltung  (moral  restraint).  Die 
zerstörenden  Hindemisse  der  Bevölkerung 

1)  a.  a.  0.  S.  6. 


sind  sehr  verschiedener  Natur  und  schUessen 
alle  aus  Laster  oder  Elend  entspringenden 
Umstände  ein,  weldie  in  irgend  einem  Grade 
dazu  beitragffli,  die  natOrJiche  Dauer  des 
menschlichen  Lebeos  zu  verkfir^n.  Hier- 
her sind  zu  rechnen  alle  uogesunden  Be- 
schäftigungen, schwere  Arbeit  und  ftusserste 
Armut ,  schlechte  Ernährung  der  Kinder, 
grosse  Städte,  Excesse  aller  Art,  die  ganze 
Schar  gewöhnlicher  Krankheiten  und  Epide- 
mieeo,  Kriege,  Pest  und  Hungersnot.  Prüft 
mau  diese  sämtlidien  Hindernisse  genauer, 
so  wird  man  finden,  dass  sie  sich  alle  in 
moralische  Zurückhaltung,  Laster 
und  Elend  auflösen  lassen.  Denn  unter 
den  zerstörenden  Hemmnissen  können  die- 
jenigen ,  welche  unvermeidlich  aus  den 
Naturgesetzen  hervorzugehen  scheinen,  aus- 
schliesslich Elend  genannt  werden ;  dagegen 
sind  jene,  welche  wir  allein  uns  selbst  zu- 
zusclireibeu  haben,  wie  Kriege,  Excesse  und 
viele  andere,  welche  zu  vermeiden  in  un- 
serer Macht  stünde ,  vermischter  Natur. 
Durch  das  Laster  werden  sie  über  uns  ver- 
hängt, ihre  Folgen  aber  sind  Elend  und  Not. 

Li  einem  jeden  Lande  sind  einige  dieser 
Hemmnisse  mit  grösserer  oder  geringerer 
Kraft  in  beständiger  Wirksamkeit  Dennoch 
aber  giebt  es  wenige  Länder,  in  welchen 
die  Bevölkerung  nicht  fortwährend  bemOht 
ist,  über  die  Unterhaltsmittel  hinaus  zu 
wachsen.  Dieses  beständige  Streben  nimmt 
ebenso  beständig  die  Riditung,  die  unteren 
Klassen  der  Gesellschaft  dem  Elend  preis- 
zugeben uud  jede  grosse  und  dauernde  Ver- 
böserung ihrer  Lage  zu  verhindern. 

Das  ist  im  wesentlichen  die  Malthus'sche 
Lehre,  wie  sie  in  den  beiden  ersten  Kapiteln 
seines  Werkes  niedergelegt  ist.  Die  vielen 
folgenden  Abschnitte  enthalten  nur  Belege 
und  Beweise  für  die  im  Eingange  ausge- 
sprochenen Behauptungen.  Das  MissverhÄlt- 
nis  zwischen  der  Tendenz  der  Bevölkerungs- 
zunahme und  der  möglichen  A'ermehrung  der 
ünterhaltsmittel,  dieses  im  einzelnen  nach- 
zuweisen war  der  Zweck  seiner  Ausführungen, 
welche  er  selbst  in  die  drei  Sätze  zu- 
sammenf asste : 

»1.  Population  is  necessarily  limited  by 
the  means  of  subsistence; 

2.  Population  invariably  increases  where 
the  means  of  subsistence  increase,  unless 
prevented  by  somc  veiy  powerful  and  ob- 
vious  checks; 

3.  These  diecks,  and  the  diecks  whidi 
repress  the  supeiior  power  of  population, 
and  keep  its  e^ects  on  a  level  with  the 
means  of  subsistence,  are  lül  resolvable  into 
moral  restraint,  vice,  and  miser}'«  ^). 

Im  Verlaufe  seines  Werkes  sucht  Malthus 
die  hier  aufgestellten  Grundsätze  durch  Axif- 


1)  a.  a.  0.  S.  12  nnd  S.  281. 
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zAhluD^  der  mao  ni^aclien  Hemmnisse,  welche 
Bich  bei  den  einzelnen  Stämmen  und  Völkern 
einer  stärkeren  Vermehrung  der  Bevölkerung 
entgegengestellt  haben  und  fortdauernd  wei- 
ter ent^genstellen,  zu  rechtfertigen.  Hier- 
an BChliessen  sich  dann  seine  zunächst  für 
England  berechneten  Vorschlag  zur  Besei- 
tigung oder  Erleichterung  jener  üebel, 
welche  aus  dem  Streben  der  Bevölkerung 
über  die  UnterhaltBmittel  hinaus  sich  zu 
vennehren  erwachsen  können. 

Hierauf  an  dieser  Stelle  spedeller  einzu- 
gehen, dürfte  kaum  erforderlich  sein.  — 

8.  Die  Vorganeer  von  Malthns.  »Wenn 
alles  Oescheidte  s^on  einmal  gedacht  wor- 
den ist«,  schreibt  Rümelin  in  seiner  Ab- 
handlung über  »die  BevOlkerungslehre«  % 
»mflsste  es  seltsam  sein,  wenn  auf  so  nahe 
liegende  Betrachtungen,  wie  dass  es  leichter 
sei,  Kinder  zu  erzeugen  als  zu  ernähren, 
<lass  eine  Vermehrung  der  !&[enschen  auch 
eine  entsprechende  Vermehrung  der  Nah- 
rungsmittel erfordere,  d^  aber  diese 
letztere  in  einem  gegel>enea  und  unaiis- 
dehnbaren  Areal  eine  Schranke  finde,  die 
für  die  erstere  nicht  bestehe,  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  Niemand  verfallen  wöre«.  Vnd 
wir  haben  oben  (S.  707)  bereits  gesehen, 
dass  den  griechischen  Pliilosophen  das 
Missverhältnis  zwischen  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  und  der  Vermehrung  der  Un- 
terhaltamittel  keineswegs  entgangen  ist. 
Aber  auch  in  den  späteren  Jahrhunderten 
haben  verschiedene  Gelehrte  auf  die  Ge- 
fahren einer  allzustarken  Bevölkerung,  wenn 
auch  mehr  gelegentlich  und  ohne  tiefer  die 
Bevölkenmgsfrage  zu  imtersuchen ,  hinge- 
wiesen und  zum  Teil  Ansichten  -vertreten, 
die  dann  später  von  Malthus  eingehender 
begründet  worflen  sind. 

Wir  gedenken  hier  zunächst  einiger 
Italiener  und  unter  ihnen  in  erster  Linie 
des  Giovanni  Botero  (s.  d.)  —  1540  bis 
1617  — ,  der  in  dem  3.  Buche  seines  Werkes 
»Delle  cause  della  grandezza  e  magnificenza 
delle  cittäß  (1598)  sehr  beachtenswerte  Be- 
obachtungen über  die  Entwickelung  der  Be- 
völkerung angestellt  hat.  Botero  geht  von 
der  Thatsache  aus,  dass  die  Bevölkerung, 
wenn  sie  eine  Zeit  lang  zugenommen  habe, 
dann  nicht  mehr  mit  derselben  Schnelligkeit 
wie  bisher  anwaclise,  vielmehr  stillstehe  oder 
gar  abnehme.  Es  sei  falsch,  diese  Erschei- 
nung allein  auf  Kriege,  Epidemieen,  Teue- 
rung etc.  zurückzuführen,  d&an  von  der- 
artigen Kalamitäten  sei  die  AVelt  immer 
heimgesucht  worden,  die  eigentliche  Uraache 
liege  tiefer  und  zuletet  lediglich  in  dem 
Mangel  an  Unterhaltsmitteln.  Der  virtus 
generativa  stehe  die  virtus  nutritiva  gegen- 


In  Schönberg  (a.  unter  Litteratur)  I,  3. 
Anfl.,  S.  766. 


über.  Erstere,  die  »erzeugende  Kraft«,  sei 
die  gleiche  wie  im  Anfang  der  "Welt;  zur 
Kindererzeugung  seien  die  Menschen  noch 
ebenso  tauglich  wie  zur  Zeit  Davids  oder 
Moses;  aber  die  »ernährende  Kraft«  reiche 
für  eine  unausgesetzt  anwachsende  Volks- 
zahl nicht  aus.  Die  Zimahme  der  Bevölke- 
rung würde  ohne  Ende  sein  und  ein  jeder 
Staat  würde  ohne  Ziel  und  Mass  vermehrt 
werden,  wenn  nicht  der  Slangel  an  ünter- 
haltsmitteln  dieser  imgeschwächten  Fort- 
pöanzun^ähigkeit  Schranken  zöge.  Von 
Mesopotfunien  seien  die  Menschen  ausge- 
gangen ;  von  dort  hätten  sie  sich  weiter 
imd  weiter  ausgebreitet  und  nachdem  sie 
das  Festland  Überall  erfüllt  und  besetzt, 
sieh  auch  auf  das  Meer  gewagt  und  ange- 
fangen, die  Inseln  zu  bewohnen  und  zu  be- 
bauen; jetzt  hätten  sie  sich  sogar  üb^  die 
sogenannte  Neue  Welt  verbreitet.  Aber  es 
sei  gewiss,  dass  um  nichts  auf  Erden  so 
viel  Streit,  Zank  und  grausames  Blutver- 
giessea  erfolge  als  um  Nahning  und  Woh- 
nimg. Der  Kannibalismus  der  Indianer,  der 
Sklavenhandel  Guineas,  das  Bäuberwesen 
der  Araber  und  Tartaren,  die  Völkerwande- 
rungen, die  blutigen  und  langwierigen  Kriege, 
die  e^vigell  RechtshUndel  im  Innern  etc.,  — 
all  das  sei  zunickzuführen  auf  die  Enge 
des  Nahi-ungsspielraumes.  Zu  diesen  Uebel- 
stünden  gesellten  sich  aber  noch  ander- 
weitige Hemmnisse  der  Volksvermehnmg : 
Unfruchtbarkeit  des  Bodens,  schädliche  Ein- 
flüsse des  Klimas ,  Krankheiten ,  Epide- 
mieen u.  a.  ^Wer  wollte  nun  nicht  zu- 
geben.« so  ruft  Botero  aus,  >das8  dieses 
genugsam  Ursachen  seien,  um  deren  willen 
das  menschliche  Gesclilecht  stille  stehet  und 
an  Zahl  nicht  mehr  so  zunehmen  kann,  wie 
vor  3000  Jahren?.^) 

Im  18.  Jahrhundert  gingen  in  Italien 
von  ähnlichen  Ansichten  aus:  der  Neapoli- 
taner Antonio  Genovesi  (s.  d.)  —  1712 
bis  1769  —  und  der  Venetianer  Giam- 
maria  Ortes  (s.  d.)  —  1713—1790 

Ersterer  behandelt  die  Bevölkerung 
im  5.  Kapitel  des  ersten  Teils  seiner  >J 
di  economia  civile<  .') 


frage 
izioni 


Diese  Gedanken  entwickelt  Botero  be- 
sonders im  2.  Kapitel  des  3.  Buches  der  oben- 
g-enannten  Schrift.  Von  derselben  liegt  auch 
eine  deutsche  Uebersetznng  vor  u.  d.  T.: 
Joannis  Boteri,  Gründlicher  Bericht  von  Anord- 
nung guter  Polize^-en  und  Begiments :  axuAk 
Fürsten  und  Herren  Stands.  Sampt  Gründ- 
licher Erclärung  der  Ursachen,  wo- 
durch Statt,  zu  Äuffnemmen  und 
Hochbeiten  kommen  mögen (Strassburg  1Ö96). 
lu  dieser  deutschen  Ausgabe  s.  vor  allem  S.  431  ff. 

*)  Cf.  Scrittori  clasaici  Italiani  di  economia 
politica.  Parte  moderna.  tomo  VIT— X  (Milano 
1803J.  Vn,  S.  23ff.  cf.  vor  allem  p.  122ff.  — 
Die  Lezioni  erschienen  zuerst  1769.  Eine 
deutsche  Uebersetzong  liegt  in  2  Bänden  vor : 
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Ein  jeder  Staat,  so  fOhrt  er  hier  aus, 
ist  ein  politischer  KOrper;  folglich  ist  es 
viehtig,  dass  er  so  stark  be\'ö]kert  sei,  als 
es  der  Umfang  seines  Gebietes,  die  Lage 
desselben  und  die  fibri^n  Umstände  ge- 
statten. Diese  Stärke  dient  nicht  allein  zu 
seiner  Erhaltung,  sondern  auch  zu  seinem 
Glück  und  seinem  Ruhm.  Den  ersten  Grund 
der  Stärke  eines  Staates  bildet  eine  grosse 
Anzahl  von  Familien,  eine  angemessene  Be- 
völkerung {giusta  popolazione).  Diese  ver- 
schafft ihm  die  Achtung  seiner  Nachbarn, 
ist  die  Ursache  seiner  Sicherheit.  Vor  allen 
Dingen,  sagt  Genovesi,  muss  daher  bestimmt 
weisen,  was  unter  einer  'angemessenen  Be- 
völkening«  zu  verstehen  ist.  Ein  I^and, 
welches  vermöge  seiner  Austlehnung,  ver- 
möge seines  Klimas  und  vonnöge  der  Frnclit- 
barkeit  seines  Grund  und  Bodens  fünf  Mil- 
lionen Menschen  ernähren  kann,  ist,  wenn 
es  deren  nur  2'  2  Millionen  emälirt,  um  die 
Hälfte  zu  wenig  bevölkert:  emährt  es  nur 
1  Million,  so  ist  es  um  zu  wenig  be- 
völkert und  um  -.  5  zu  wenig,  wenn  es  mir 
3  Müliouen  Menschen  enthält.  Es  wtiido 
aber  über  seine  Kräfte  bev51kert  sein,  wenn 
etwa  6  oder  7  Millionen  Menschen  in  dem 
Lande  lebten.  Eine  so  starke  Bevolkenrng 
wäre  ebenso  nachteilig  und  schädlich  wie  eine 
zu  dünne  Bevölkening.  »Wohl  schreien 
unsere  Staatsmänner  von  allen 
Seiten :  Bevölkerung!  Bevölkerung! 
aber  sie  kann  die  schrecklichste 
Ursache  der  Entvölkerung  werden, 
wenn  sie  niuht  nach  den  oben  an- 
gegebenen Grundsätzen  reguliert 
wird.  Denn  wenn  die  Natur  auf- 
hört, die  Menschen  ernähren  zu 
können,  so  fangen  sie  an, einander 
selbst  auf zureiben.r  ^) 

Eingehender  als  Genovesi  hat  Ortes 
das  Bevölkerangswesen  in  seiner  Schrift 
»Riflcssioni  suUa  poiwlazione  delle  nazioni 
per  rapporto  all'  eeonomia  nazionalet  be- 
handelt.  Er  geht  davon  aus,  dass  die  in 

Des  Abts  Anton  Geuovesi,  künigiiclien  Pro- 
fessors zu  Neapel,  Grundsätze  der  Dürgerlichen 
Oekonomie.  Nach  der  neuesten  und  verbesser- 
ten Aasgabe  aus  dem  Italienischen  llbersetzt 
von  Augnat  Witzmann.  2  Teile.  Leip- 
zig 1776. 

')  „Quel  gridare  che  si  fa  og^l  da  tiitti  i 
politici,  popolazione,  popolazione.  se  non 
regolato  dalla  presente  massima  puö  divenire 
la  piü  terribile  causa  spopolatnce.  Perche 
come  )a  natura  finisce  di  poter  cibare  gli 
uomitti,  couinciano  a  pascersi  gli  uni  degl' 
altri"  (a.  a.  0.  VII,  S.  123.  Anm.  1). 

')  Cf.  Scrittori  rlassici  Itoliani  di  eeonomia 

rliticR.  Parte  med.  t.  XXIV.  (Milano  1804). 
6  ff.  Die  Schrift  erschien  zuerst  zu  Venedig 
1790.  Siehe  weiter  auch:  „C'ontinuazione  delle 
riliesaioiii  sulla  popolazione"  in  Scrittori  clas- 
sici  etc.  t  XLIX.  (Milano  1816j.  S.  169  ff. 


I  einem  Lande  vorhandenen  Stoffe  (sostance) 
:  sich  infolge  des  Anwachsens  der  Bevölkerung 
'  vennehren  kfinneu  und  mfLssen.  Die  Yolks- 
I  zahl  aber  sei  beschränkt,  d.  h.  aUiftngig  von 
t  d^  Ertragsfikhigkeit  des  Bodens,  denn  die 
1  Ernährung  eines  Volkes  sei  nur  dann  wirk- 
I  lieh  frei  und  gesichert ,  wenn  sie  auf  den 
'  Erträgen  des  eigenen  Landes  beruhe  und 
I  nicht  angewiesen  sei  auf  die  Erzeugnisse 
I  fremder  Völker.  Den  auswärtigen  Handel 
j  betrachtete  Ortes  nur  als  eine  unzuverlässige 

Ergänzung  des  Binnenliandels. 
j      Die  Zunahme  der  Volkszahl  bezeichnet 

er,  ebenso  wie  Malthus,  als  eine  geometrische. 
I  Er  berechnet  im  1.  Kapitel  des  oben  er- 
I  wähnten  Buches,  dass  7  Personen  sich  in 
!  folgender  Weise  vermehren  könnten: 


nach  Jahren 

160 
300 
450 
ßOO 
750 
900 


Personen: 

7 

224 
7  168 
229  376 
7340032 
234  88 1  024 
7  516  192  768') 


I      Wie  ^ber  bei  den  Tieren,  welche  eine 

i gleiche  Fortpflanzungsfäbigkeit  hätten,  die 
Natur  durch  Gewalt  und  Zwang  (forza)^) 
die  Vermehrung  beschränke,  so  würde  die 

I  KinderzeuguDg  bei  den  Menschen  durch  die 
Vernunft  (ragione)^)  gehemmt   "Wenn  mm 

'  ein  Gebiet ,  auf  welchem  ursprünglich  7 

j  Menschen  lebten .  eine  Million  ernähren 
köinie,  so  müsse,  wenn  die  Bevölkerung  auf 

1917  504  angewachsen  sei,  die  weitere  Ver- 
mehrung aufhören.^)  Dann  müsse  man  zum 
Cölibat  die  Zuflucht  nehmen,  das  ebenso 
notwendig  und  nützlich  sei  wie  die  Elie. 
Freilich  würde  alsdann  nur  etwa  die  Hälfte 

I  der  Heirats&higen  sich  verehelidien  können, 
allein  eine  solche  Beschränkung  sei  erfordere 
lieh,  wolle  man  nicht  entweder  zur  äussersten 
Armut  gelangen  oder  den  bedenklichsten 
sittlichen  Uebclständen  Baum  geben. 

Der  Kera  der  Malthusschen  Lehren  findet 
sich  somit  schon  vollständig  in  dieser  Ab- 
liandlung.  — 

Vor  allem  aber  hat  man  in  England 
selbst  zu  den  verschiedenen  Zeiten  auf  die 
Muglicldteit  einer  Uebervülkerung  nachdrück- 
lichst hingewiesen.  Ans  dem  16.  und  17. 
Jahrhundert  nennen  wir  Sir  Walter 
Raleigh  {s.  d.)  —  15.")2— 1618  — ,  Sir 
Matthew  Haie  (1609—1676)  und  Sir 
Josiah  Child  (s.  d.)  —  1C30— 1696  — , 
welche  auf  die  Möglichkeit  einer  starken 


Kap.  1  der  obengenaunten  Schrift,  a.  a.  0. 

XXIV,  p.  26. 

-)  Kap.  2.  S.  37  ff. 
')  Kap.  3.  S.  32  ff. 
*}  Kap.  4.  3.  36  ff. 
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Volksvennehrimg  und  auf  die  mit  derselben 
verbundenen  Gefahren  aufmerksain  machten. 

Baleigh  meint,  die  Xei^  der  Men- 
schen sei  so  gross,  dass,  wenn  sie  nicht 
durch  Kriege  oder  Epidemieen  mitimter  zu 
Tausenden  hinwe^erafft  würden,  die  Erde 
mit  aller  menschlichen  Industrie  keinen 
Unterhalt  fOr  sie  bieten  könnte.  Spanien, 
ao  führt  er  aus,  werde  durch  seine  vielen 
Eolonieen  nichts  weoi^  als  entvölkert, 
sondern  behalte  nach  wie  vor  so  viele  Men- 
schen, als  in  dem  Lande  ernährt  werden 
könnten.  "Wenn  Eduard  IH.  sein  Ziel  er- 
reicht hätte,  Frankreich  zu  erobern,  so  würde 
dieses  Land  jetzt  voll  Engländer  sein,  Eng- 
land selbst  aber  deshalb  nicht  leerer  von 
Menschen.  In  den  gewOhlilichen  Zeiten 
werde  die  Bevdlkerung  durch  Hunger  und 
Seuchen,  Schwort  und  Stridc  vermindert 
Viele  aber  enthielten  sich  der  Eheschliessung 
aus  S(nge,  ihre  Kinder  mdbi  ernähren  zu 
können ;  andere  verheirateten  sich  mit  reichen, 
aber  alten  Frauen  od^  freuten  räch  infolge 
ihrer  Armut  über  die  Unfruchtbarkeit  ihrer 
Weiber.  Die  abei-  trotzdem  stets  starke 
Yermehrung  unseres  Oeschlechts  büde  un- 
ausgesetzt einen  Antrieb  zu  den  ewigen 
Kri^n,  welche  die  Erde  verwüsteten  und 
die  Bevölkerung  verminderten,  so  dass  man- 
cher Fürst,  der  bei  Ausbruch  eines  Krieges 
sich  mit  angeblicher  Notw^endigkeit  ent- 
schuldige, mehr  die  Wahrheit  spreche,  als 
er  sellret  wohl  glaube.  Die  gro^e  Zahl 
von  jüngeren  Söhnen  und  Brüdern,  von  un- 
beschäftigten Kaufieuten  etc.  könne  einen 
sonst  gesunden  Staat  wirklich  krank  machen. 
Selbst  w^enn  mehr  ITnterhaltsmittel  vorhanden 
wären,  als  eigentlich  gebraucht  würden,  so 
fehle  es  doch  an  Mitteln  und  Wegen ,  um 
eine  passende  Verteilimg  des  Gesamtvor- 
rates herbeizuführen.  In  solchen  Fällen  be- 
dürfe eben  ein  Land  der  Ausleerung  durch 
den  Krieg;  der  Krieg  wirke  hier  wie  ein 
Rhabarbertrank,  welcher  die  Galle  aus  dem 
Körper  abfülirt^) 

Der  unter  Karl  H.  zum  Lord-Oberrichter 
ernannte  britische  Rechtsgelehrte  Matthew 
Haie  hat  in  dem  Buche  »The  primitive 
origination  of  maokind«.^)  gleic^ifiills  der 

Raleigh  entwickelt  diese  Ansichten  in 
„History  of  the  world"  B.  I.  Ch.  8.  §  4  und  in 
„A.  diseoors  of  war  in  general"  in  Works 
fOxforder  Aoagabe  von  18291  Vni.  S.  257  ff. 
lUir  waren  diese  Schriften  leider  nicht  zngäni^- 
lich.  Ich  folge  in  obigem  zum  Teil  wörtlidi 
den  Angaben  Roschers  in  „Zur  Geschichte 
der  englischea  Volkswirtschaftslehre",  Leipzig 
1851,  S.  34/35. 

Erschienen  London  1677.  Das  englische 
Original  lag  mir  nicht  vor.  Ich  eitlere  nach 
einer  deutschen  Uebersetzung  u.  d.  T. :  „Der 
erste  Anfang,  oder  das  ursprüngliche  Herkom- 
men^  des  menschlichen  tiescblechts,  wie  das- 
selhige  aus  dem  Lichte  der  Natur  erforschet, 


Bevölkerungsfrage  gedacht  und  dabei  den 
Nachweis  zu  führen  gesucht ,  dass  das 
menschliche  Geschlecht  mfolge  der  grossen 
Fortpflanzungsfähigkeit  sich  in  »geometri- 
scher Proportion«  vermehre;  in  einem  Zeit- 
raum von  34  Jahren  könne  eine  Vervier- 
fachung vor  sich  gehen.  ^)  Deshalb  müss- 
ten,  da  die  Erde  eine  so  grosse  Zahl  von 
Menschen  nicht  tragen  könne,  bestimmte 
Hemmnisse  dieser  Volksvermehrung  ent- 
gegenwirken. Als  solche  bezeichnet  er: 
1.  Pesten  und  andere  Seuchen;  2.  Hungers- 
not ;  3.  Kriege ;  4,  Uebei-schwemmungen ; 
5.  Feuersbrünste.  2)  Es  sei  gewiss,  dass, 
wenn  auf  diese  Weise  die  Bevölkerung 
nicht  immer  wieder  und  wieder  vermindert 
worden  wäre ,  die  Erde  ihre  Bewohner 
nicht  mehr  würde  tragen  können.  vDess- 
halben  es  klar  und  offenbar  ist«,  so  heisst 
es  in  der  uns  vorliegenden  deutscheu  Ueber- 
setzimg  ans  dem  Jahre  1683,  ^dass  der 
allweise  und  herrliche  Gott  die  obenge- 
dachten Mittel  zu  einem  sehr  weisen  und 
vortreflidien  Zwecke  gelnauohet  hat  Es 
ist,  nemli<äi,  ein  Stücke  seiner  sonderbaren 
unendlichen  Weisaheit,  dass  die  Pesten,  die 
Kriege,  die  Erdbeben,  die  Süudfluthen, 
durch  seine  herrliche  Vorsehung  zu  solchem 
Ende  gerichtet  werden,  dass  sie  die  Sünden 
und  Uebertretungen  des  Menschlichen  Ge- 
schlechtes straffen,  und  zurfeich  die  Men- 
schen in  einer  so  billigen  Proportion  und 
Masse  halten  müssen,  dass  die  Welt  ihnen 
Raum  geben,  und  sie  in  sich  erhalten 
können«..  ^)  Allein  wie  zerstörend  auch 
immer  diese  Fjeignisse  eingewirkt  liaben 
mögen,  sie  haben  die  stetige  weitere  Ver- 
mehrung nicht  ^nz  zu  verhindern  ver- 
mocht, da  in  ruhigen  Zeiten  die  Geburten- 
ziffer die  Zahl  der  Todesfälle  stets  über- 
tiifft.  HaJe  gelaugt  nicht  zur  Empfehlung 
ii^end  welcher  Massnahmen  gegen  die 
Uebervölkerung,  ihm  dienen  diese  Betrach- 
tungen nur  zur  Begründung  seiner  Behaup- 
tung, dass  die  Menschen  nicht  von  Ewigkeit 
an  vorhanden  gewesen  sein  könnten,  weil 
die  Vermehrung  auch  nur  eines  einzigen 
Menschen  in  der  Zeit  von  einigen  Millio- 
nen  Jahren ,  einen  grösseren  Raum ,  als 
die  ganze  Erde  und  der  ganze  Himmel  in 
sich  begreife,  mit  Menschen  erfüllt  haben 
müsse.  ^) 

Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  schrieb  Jo- 
siah Child  in  seinem  Buche  »X  uew  dis- 


und  Vemunfft  gemäss  betrachtet  und  attsage- 
führet  von  Matthaeus  Haie  in  un- 
serer hochteutschen  Sprache  herausagegeben 
von  Heinrich  Schmettaweu."  (CSllna.  d. 
Spree  1683.) 

')  a.  a.  0.  S.  297. 

')  a.  a.  0.  S.  307. 

»)  %.  a.  0.  S.  380. 
a.  a.  0.  S.  348. 
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oourse  of  trade«  ^)  über  die  Yolksvenneh- 
rang.  Er  giog  davon  aus,  dass  Kultur  und 
Handel  eines  Yolkes  abhängig  seien  von 
einer  starken  Berölkeruiig ;  ^)  je  bevölkerter 
ein  Land  sei,  um  so  reicher  sei  dasselbe.^ 
Er  war  sich  aber  dessen  bewusst,  dass  audi 
die  YolkBvenuehrung  ihre  Grenzen  habe 
imd  dass  die  Auswanderung  in  fielen  ¥Bilen 
fOr  ein  dicht  bevölkertes  Land  willkommen, 
ja  notwendig  s6i.  Hierdurch  werden  seine 
ob^n  Satze  erheblidi  eingeschiftnkt.  Spe- 
dell  auf  England  Bezu^  nehmend  führt  er 
aus,  dass  durch  die  Ansiedelungen  in  Ame- 
rika Grossbritannien  nicht  geschw&cht  sei. 
Unter  jenen  Auswanderern  seien  viele,  die 
in  England  kein  Fortkommen  gefunden  ha- 
ben würden;  sie  wilrden  in  der  alten  Hei- 
mat zum  grossen  Teil  durch  Hunger  und 
Elend  zu  Gnmde  gegangen  sein.*)  j^Die 
Zahl  unseres  Volkes«,  so  sagt  Child  wört- 
lich, »wird  immer  im  Verhältnis  zur  Be- 
schäftigung, welche  wir  ihm  geben  können, 
stehen;  und  wenn  vnr  annehmen,  in  Eng- 
land für  100  Personen  Arbeit  und  Unter- 
halt zu  finden,  während  IfiO  grossgezogen 
werden,  so  müssen  50  auswandern  oder 
umkommen,  ganz  gleichgültig,  ob  wir  Kolo- 
nieen  haben  oder  nicht* .  ^)  Wäre  aber 
thatsächlich  die  Auswanderung  zu  stark  ge- 
wesen, so  würde  sich  die  so  entstandene 
Lücke  bald  ganz  von  selbst  wieder  füllen. 
Der  Mangel  an  Menschen  würde  eine  Stei- 
gerung des  Arbeitslohnes  verursachen,  der 
hohe  Lohn  aber  würde  nach  kurzem  zu 
einer  dichteren  Bevölkerung  führen.  — 

Im  18.  Jahrhundert  mehrte  sich  in  Eng- 
land die  Zahl  der  Schriftsteller,  welche  in 
ähnlichem  Sinne  wie  später  Jlalthiis  die 
Bevölkerungsfrage  behandelten  und  die  Mal- 
Ihus  selbst  als  seine  Vorgänger  bezeichnet 
hat.  Er  sagt  in  der  Vorrede  zur  2.  Auf- 
lage seines  Werkes,  dass  er  im  Verlaufe 
einer  erweiterten  Üntersuchimg  gefunden 
habe,  dass  über  das  von  ihm  behandelte 
Thema  schon  vid  mehr  geschrieben  sei,  als 
er  geglaubt  liabe.  Ja  englische  Schrift- 
steller, wie  Benjamin  Franklin  {s.  d.) 
—  1706—1790  — ,  Sir  James  Stewart 
(8.  d.)  —  1712—1780  —  Arthur  Young 
(s.  d.)  —  1741—1820  —  und  Joseph 
Townsend  (s.  d.)  hätten  den  Gegenstand 


')  Veröffentlicht  1690.  5.  Ausg.  Glasgow 
1751.  Auch  hier  musste  ich  mich  an  eine  fran- 
zösische Uebersetzung  „Trait^s  sur  le  commerce 
et  Bur  les  avantages  qni  resultent  de  1b  tMuc- 
tion  de  l'interest  de  l'argent"  (Amsterdam  et 
Berlin  1754)  halten,  nach  welcher  ich  eitlere. 

a.  a.  0.  S.  298 :  „il  est  Evident  que  plns 
nne  nation  acqn^rera  d'hommee,  plns  eile  fera 
de  progr^s  dans  la  culture  et  dans  le  commerce", 
a.  a.  O.  S,  370. 

*)  a.  a.  0.  S.  374. 

6)  a.  a.  0.  S.  379,380. 


bereits  in  einer  solchen  Weise  erörtert,  dass 
man  billig  darüber  erstaunen  müsse,  dass 
diese  Schriften  die  öffentliche  Aufmerksam- 
keit nicht  mehr  erregt  hätten. 

Um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  (1751) 
schrieb  Franklin  seinen  Aufsatz  »Obarav 
vations  conoeming  tiie  increase  of  mankind 
and  the  peopling  of  oountries«.^)  Er  führt 
in  demselben  aus,  dass  die  Vermehrung 
eines  Volkes  abhängig  sei  von  der  der 
Eheschliessungen,  dass  diese  aber  zunflhmen, 
wenn  es  leicht  und  bequem  sei,  eine  Fa- 
milie zu  ernähren.  Wie  in  den  Städten, 
wo  das  Vorwärtskommen  eradiwert  sei, 
weil  die  meisten  Enverbszweige  überfüllt 
wären,  viele  da.<i  Heiraten  «lange  lunaus- 
schöben,  bis  sie  glaubten,  die  Bürde  einer 
Familie  ti-agen  zu  können,  so  auch  in  den 
dichtbewohnten  Ländern.  Hier  fänden  sich 
Arbeiter  im  Uelterflnss,  der  Verdienst  sei 
demnach  gering,  und  bei  kleinem  Einkom- 
men falle  es  schwer,  Frau  und  Kinder  zu 
unterhalten.  Deutlich  zeige  sich  dies,  wenn 
man  die  Verhältnisse  in  Amerika  mit  denen 
der  alten  Welt  vergleiche.  Wenn  hier  auf 
100  Personen  jährlich  nur  eine  Heirat 
komme,  so  könnte  man  in  Amerika  zwei 
auf  hundert  rechnen ;  wenn  in  Europa  auf 
eine  Ehe  vier  Kinder  entfielen,  so  in  Ame- 
rika deren  acht.  Hier  sei  infolge  der  leich- 
ten Beschaffung  der  Subsistenzmittel  die 
Vermehrung  so  stark,  dass  man  annehmen 
könne,  die  Bevölkerung  Amerikas  werde 
sich  binnen  20  Jahren  verdoppeln.  »Tbere 
is,  in  Short,  no  bonnd  to  the  prolific  nature 
of  plants  or  animals,  but  what  ia  made  by 
their  crowding  and  interfering  with  each 
other's  means  of  subsistence.  Were  the 
face  of  the  earth  vacant  of  other  plants,  it 
might  be  gradually  sowed  and  overspread 
with  one  kiud  only,  as,  for  instance,  -väth. 
fennel  j  and  were  it  empty  of  other  inhabi- 
tants,  it  might  in  a  few  ages  be  replenished 
from  one  nation  oniy,  as,  for  instance,  with 
Englishmen.«^) 

Sechzehn  Jahre  später  veröffentlichte 
James  Stewart  sem  Werk;  »Inquiry 
into  the  ptinciples  of  political  economy«,^) 
in  welchem  er  auf  die  notwendigen  Grenzen 
der  Valksvermehrung  hinwies.   Er  kommt 


Cf.  The  complete  works  of  Benjamin 
Franklin.  Oompiled  and  edited  by  John  Bige- 
low.  vol.  II  (New-York  und  London  18ff7), 
S  223  ff 

•)  a.'  a.  0.  n,  S.  281/232. 

^)  Erschien  zuerst  in  2  Bdn.  London  1767. 
Ich  eitlere  im  folgenden  nach  der  deutschrai 
Uebersetzung :  ,,Sir  James  Stewart,  Baronetfl, 
Untersuchung  der  Gmnd-Säze  von  der  Staata- 
Wirthschaft  als  ein  Versuch  über  die  Wissen- 
schaft von  der  innerlichen  Politik  bei  freven 
Nationen  ans  dem  Englischen  ttbersest"  Ttt- 
bingen  1769—1770.   2  Bde. 
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immer  wieder  an  den  verschiedensten  Stel- 
len seines  Werkes  auf  die  Bevölkerungs- 
frage zu  sprechen,  deren  grosse  Bedeutung 
für  das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben 
ihm  völlig  klar  ist.  Der  Hauptgrund  zur 
Vermehrung  aller  Tiere  und  folglich  auch 
des  Menschen  sei  die  Zeugung ;  der  nächste 
nach  (Ueseia  die  Nahrung.  Die  Zeugung 
gebe  das  Dasein,  die  Nahrung  erhalte  sol- 
ches. Das  Termügen  zu  zeugen  gleiche 
einer  mit  einem  Gewichte  beschwerten 
Feder,  die  ihre  Kraft  allzeit  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Verminderung  des  Widerstandes 
äussere.  Wenn  die  Nahrung  eine  Zeit  lang 
ohne  VermehruDg  imd  Verminderung  ge- 
blieben sei,  so  werde  die  Zeugung  die  An- 
zahl 80  hoch  als  m^ich  bringen ;  geschehe 
es  dann,  dass  die  Nahrang  abn^me,  so 
werde  die  Feder  ftberwftitigt  und  ihre  Kraft 
werde  weniger  als  nichts.  Dann  würden 
die  Einwohner  zum  mindesten  nach  d^ 
Veihfiltnis  dieser  Ueb»ladung  abnehmen. 
Wenn  hingegen  auf  der  anderen  Seite  die 
Unterhaltsmittel  sich  vermehrten,  so  wflrde 
die  Feder  wieder  beginnen,  ihre  Kraft  in 
dem  nämlichen  Verhältnisse  zu  äussern,  in 
welchem  der  Widerstand  abnehme.  Die 
Leute  erhielten  reichlichere  Nahrung,  sie 
würden  sich  von  neuem  vermeliren,  aber 
mit  dem  Anwachsen  der  Zahl  der  Bewoh- 
ner würde  die  Nahnmg  ents]irechend  ge- 
ringer werden.^)  Somit  sei  es  einleuchtend, 
dass  die  Bevölkerung  sich  nach  den  Unter- 
haltsmitteln ricliten  müsse.  Es  sei  daher 
imgereimt,  neue  Einwohner  zu  wünschen, 
solange  man  noch  nicht  wisse,  was  man 
mit  den  alten  anfangen  solle.  Man  kenne 
die  wahren  Wirkungen  der  Bevölkerung 
sehr  schlecht,  wenn  man  glaube,  das  An- 
wachsen der  Bevölkerung  werde  unfehlbar 
all  den  Schaden  wieder  gut  machen,  der 
daher  entstanden  sei,  dass  man  die  bereits 
vorhandenen  Einwohner  nicht  gehörig  zu 
beschäftigen  wisse.  2)  »Mir  käme  es  gar 
nicht  verkehrt  vor«,  so  bemerkt  Stewart, 
»wenn  allen  Dorfpri^tem  verboten  würde, 
ein  Paar  Leute  zu  kopulieren,  die  nicht 
nachweisen  können,  dass  sie  dem  Staate 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  zur  Last 
fallen  werden.  Könnte  man  eine  solche 
Verordnung  wohl  mit  Vernunft  tadeln?  Die- 
jenigen, welche  von  anderen  umsonst  er- 
nährt werden  müssen,  sind  für  den  Staat 
kein  Gewinn,  sondern  eine  Last,  soluige  sie 
für  ihn  unbrauchbar  sind.  Nichts  ist  leichter, 
als  heiraten,  nichts  anch  natilrlicher,  be- 
sonders unter  armen  Leuten !  Allein,  gleich- 
wie es  um  ernten  zu  können,  nicht  genug 
ist,  dass  man  pflüge  und  säe,  so  ist  es  auch 
um  Kinder  zu  erziehen,  nicüit  genug,  dass 


1)  a.  a.  0.  I.  S.  23  u.  8.  25/26. 
^)  a.  ft.  0.  1.  S.  77. 


man  heirate.  Jedes  Tier,  das  eine  Bnit 
hervorbringt,  die  sich  selbst  nicht  helfen 
kann,  muss  ein  Nest  haben.  Ein  Haus  ist 
das  Nest  für  die  Kinder.  Aber  nicht  jeder, 
der  ein  Kind  zeugen  kann,  kann  auch  ein 
Haus  bauen  oder  die  Miete  dafür  zahlen.«  ^) 
Und  die^e  Erwägung  führte  Stewart  dann 
zu  dem  Vorschlage,  dass  es  zweckmässig 
sei,  die  Stärke  einer  jeden  Bevölkerungs- 
klasse  zu  ermitteln,  um  so  festzustellen,  wie 
viele  Ehen  jährlich  innerhalb  derselben  ge- 
schlossen werden  dürften. 

Auch  ArthurYoung  hat  den  Zusam- 
menhang zwischen  Bevölkervmg  und  ünter- 
haltsmitteln  scharf  betont.  »Wo  die  Be- 
schäftigung zunimmt«,  sagt  er  in  seiner 
Schrift  »Political  arithröetic«  ^,  »nimmt  die 
Bevölkerung  zu.«  Wohin  man  auch  blicke, 
überaU  finde  man  Beweise  für  die  Währ^ 
heit,  dass  die  Vennehnmg  oder  Venuinde- 
mng  des  Volkes  auf  die  Zu-  oder  Abnahme 
der  Beschäftigung  zurückzuführen  sei.  Die- 
jenigen, welche  sich  für  die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  so  sehr  ereiferten,  sollten 
bedenken,  dass  ein  Zuwachs  von  Vdk,  der 
durch  andere  Mittel  als  durch  den  allmäh- 
lichen Fortgang  der  Industrie,  der  Land- 
"«■irtschaft  etc.,  mit  einem  Worte :  nicht 
durch  die  weitere  Zunahme  des  Reichtums 
veranlasst  worden  sei,  dem  Staate  nur  zur 
Last  fallen  müsse,  da  eine  Ueberzahl  von 
Menschen  das  Land  einfach  nicht  ernähren 
könne.  ^) 

Endlich  führen  wir  hier  noch,  Malthus 
folgend,  Joseph  Townsend  an,  der  so- 
wohl in  seiner  Schrift  über  die  Armenge- 
setze (Dissertation  on  the  poor-laws)*),  wie 
in  seinem  Reisewerke  über  Spanien:  »A  jour- 
ney  through  Spain«  ^)  die  starke  Volksver- 
mehrung der  erheblich  langsameren  Zu- 
nahme der  verfügbaren  Lebensmittel  gegen- 
überstellte. Während  er  in  der  erstgenannten 
Abhandlung  auf  den  bei  den  unteren  Volks- 
klassen mit  besonderer  Macht  hei-vortreten- 
den  Trieb  der  üebervölkerung  und  auf  die 
Unmöglichkeit  aufmerksam  machte,  die  Ar- 
mut diurch  Unteistützung  zu  bekämpfen, 
forderte  er  in  seinem  Werke  über  Spanien, 
dass  man  genau  festsetzen  solle,  wie  viele 
Personen  heiraten  dürften,  da  es  keinen  an- 


a.  a.  0.  I,  S.  91  ff. 

Political  arithmetic,  containing  observa- 
tlons  on  the  preseut  state  of  Great-Britaiu, 
and  the  principles  of  policy  in  the  encourE^ge- 

ment  of  agriculture,  Londou  1774.  Ich  citiere 
nach  der  deutschen  Uebersetzung :  ,,Arthur 
Young's,  Esq.  etc.  Politische  Äritiinetik,  ent- 
haltend Bemerkungen  über  den  g:egenwfirtigen 

Zustand  Grossbritanniens  (KönigBwrg 

1777).  S.  68. 

•)  a.  a.  0.  S.  2Ö7  und  258. 

*)  London  1787. 

^)  London  1791.  I,  S.  383. 
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deren  Weg  gebe,  die  Bevölkerungszahl  zu 
beschränken.^)  — 

In  der  französischen  Litteratur  ist  die 
Bevölkerungsfrage  in  dem  Sinne,  wie  es 
später  von  Malthus  geschehen  ist,  nur  wenig 
behandelt  worden.  Als  Vertreter  dieser 
Richtung  nennen  wir  allein  den  Oberauf- 
seher der  Posten  von  Paris  nach  Bordeaux, 
CWaai.  Herbert  (1700—1758).  Er  sagt 
in  der  Schrift  »Essai  sur  la  police  generale 
des  grains«  ^)  u.  a. :  »Wir  wollen  nicht  un- 
tersuchen, wie  sich  eigentlich  das  Geschlecht 
der  Menschen  vervielfältigt;  es  ist  gewiss, 
dass  diese  Yermehrung  bis  ins  unendliche 
gehen  würde,  wenn  nicht  gewisse  physische, 
politische  und  sittliche  Hindernisse  dem 
entgegenstflnden ;  jetlenfalls  be- 
merkt man  bald,  dass  sich  die  Staaten  nicht 
nach  der  nattlrlichen  Zeugmigsprogression 
bevölkern,  sondern  nach  Massgabe  ihrer  In- 
dustrie und  der  Güte  ihrer  Institutionen.«  ^) 
Und  an  einer  späteren  Stelle  betont  er  von 
neuem,  dass  das  Anwachsen  der  Yolkszahl 
abhängig  sei  von  den  Pn)dukten  tles  Bodens 
und  den  Uü&mittelu,  welche  durdi  die  Ar- 
beit beschafft  wtlrden;  man  befürclite  und 
hindere  daher  die  weitere  Zunahme  der  Fa- 
milie, sobald  deren  Erhaltung  schwerfalle.  *]  — 

Wir  haben  oben  (S.  714/15  uud  S.  719 
ff.)  gezeigt,  da.««  die  deutschen  Volkswirte 
des  17.  und  18.  Jalu'hunderts  mehr  oder 
minder  unbedingte  Lobredner  der  Volksver- 
mehning  waren.  Nur  ganz  vereinzelt  wur- 
den Besoi^nisse  wegeu  Uebervölkerung  ge- 
äussert, so  von  Christian  AVilhelm  v. 
Dohm  (s.  d.)  —  1751—1820  —  besonders 
in  der  Einleitung  seines  Buches  -über  die 
bürgerliche  Verbesserung  der  Ju<ien«  \  dann 
von  Herrenschwand  (s.  d.)  —  1730  bis 
179(i  — ,  der  zwar  seine  Hauptwerke  zu 
London  in  französischer  Sprache  sclurieb, 
dennoch  aber  als  geborener  Murtener  den 
deutseben  Nationalökouomen  angereiht  wer- 
den muss.  Die  Vermehrung  des  Menschen- 
geschlechts hat  nach  ihm")  keine  Grenzen, 
^ein  die  Lebensmittel  sind  beschränkt. 
Solange  diese  das  weitere  Anwachsen  der 

')  a.  a.  0.  II,  S.  3f>4. 

")  Londres  17dl;  Berlin  1755.  (Die  1.  Ausg. 
enthält  kaum  die  Hälfte  des  Werkes.)  Ich 
eitlere  nach  der  mir  allein  vorliegenden  deut- 
schen Ucbersetzung :  „Versach  einer  allgemeinea 
Kompolizei,  nebat  zwoen  Abhandlungen,  über 
die  Preise  nud  den  Landban.  Ana  dem  Franzfiai- 
schen  des  Herrn  Herberts  übers,  v.  J.  S.  Kaller" 
(Berlin  1756). 

')  a.  a.  0.  S.  248. 

*)  a,  a.  0.  S.  249,250. 

**)  Berlin  und  Stettin  1781. 

°)  Vi.  De  l'economie  poUtique  moderne. 
DiBCOurs  fondamental  sur  la  popnlatlon.  Lon- 
don 1786. 


Volkszahl  gestatten,  kann  dasselbe  stattfin- 
den, über  jene  durch  die  Subsistenzmitte . 
gezogenen  Schranken  hinaus  aber  nicht.  Er 
sucht  dies  im  einzelnen  an  Jäger-,  Hirten- 
und  Kulturvölkeru  nachzuweisen. 

Vor  allem  aber  verdient  der  Mann  hier 
erwähnt  zu  werden,  den  Koscher  ^)  mit  Recht 
den  vigrössten  deutschen  Nationalökonomen 
des  18:  Jahrhunderts«  genannt  hat:  Justus 
Möser  (s.  d.)  —  172U— 1794.  —  An  den 
verschiedensten  Stellen  seiner  »Fatiiotischen 
Phantasleen«  -)  hat  er  der  Bevölkerungsbe- 
wegung gedacht  und  Ansichten  entwickelt, 
welche  von  den  herrschenden  Ansdiauungea 
seiner  Zeit  erheblich  abwichen.  C  n  te  r 
den  deutschen  Volkswirten  muss 
er  in  erster  Linie  als  Vorgänger 
von  Maltfaus  bezeichnet  werden. 

In  den  allerdings  ironisch  abgo&ssten 
>Klagen  eines  Edelmannes  im  Stifte  Osna- 
'brück<.  heisst  es:   -»Es  ist  überhaupt  jetzt 
I  eine  sehr  wunderliche  Welt  Die  grossen 
:Hen'en,  diese  Zerstörer  des  menatmlii^en 
!  Geschlechts,  denken  -auf  nichts  als  BovOlke- 
I  rung:  und  wir  werden  sicher  nächstens  ein 
j  philosophisches  System  erhalten,  worin  die 
;  möglichste  Vennehrung  der  Menschen  als 
!  die  grösste  Verherrlichung  Gottes  angepriesen 
l  wird,  blos  um  eine  Menge  menschliches  Vieh 
I  anzuziehen,  welclies  sie  auf  die  Scblacht- 
I  bank  liefern  können.  Allein  die  Bevölkermig 
I  will  es  walirlich   nicht  ausmachen.  Wir 
I  ziehen  Bettler  und  Diebe  damit  an;  das  ist 
es  Alles.f.  •')   Noch  weit  schärfer  wendet 
I  sich  Möser  in  dem  Schreibon  einer  jungen 
I  Matrone:    Also  sollte  man  die  Einimpfung 
\  der  Blattern  ganz  verbieten«  gegen  die 
I  starke  Volkszunahme.  Wir  geben  auch  hier 
I  die    betreffenden    Ausführungen  wörtlich 
i  wieder:  »Xun.  mein  liebes  Kind!  ich  \viR 
1  niciits  mehr  dagegen  sagen ;  lass  deinem 
Dutzend  Kinderchen  je  elier  je  lieber  die 
Blattern  geben ;  alle  meine  Wünsche  stehen 
dir  dabei  zu  Dienste,  und  zwar  von  ganzem 
Herzen.   Aber  siehe  auch  hernach  zu,  wie 
du  deine  acht  Mädchen  an  den  Mann  brin- 
gest.  Denn  das  vnH  ich  dir  wohl  im  Vor- 
aus sagen,  dass  kein  einziges  davon  sterben 
werde,  unsere  Aerzte  verstehen  das  Ding 
viel  zu  gut,  und  sind  viel  zu  glücklich,  am 
dir  auch  nur  eine  einzige  Aussteuer  zu  er- 
sparen. —  Wo  will  es  aber  endlich  hinaus, 
wenn  das  so  foi'tgehtV  wenn  die  Brut,  die 
jetzt  erhalten  ist,  sich  mit  gleichem  Eifer 
vermelurt,  uud  nichts  davon  abgeschlachtet 
wh-dy  Vordem  dankte  eine  gute  Mutter  dem 


')  Gesch.  der  Nat.  S.  501. 

')  Justus  Möser,  Patriotische  Phantasieen; 
herausgeg.  von  seiner  Tochter  J.  W.  J.  von 
Voigts,  geb.  Möser.  Neue  Ausgabe.  In  Mosers 
sämtlichen  Werken,  neu  geordnet  von  B.  R. 
Abeken,  Band  1—4  (Berlin  18581. 

>)  Patr.  Ph.  1,  33  (Werke,  I,  S.  292). 
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Mhea  Gott,  weuo  er  ehrlich  mit  ihr  theilte, 
und  auch  noch  wohl  ein  Schäfchen  mehr 
nahm;  man  erkannte  es  als  ein  sicheres 
Natiu-gesetz ,  dass  die  Hälfte  der  Kinder 
tinter  dem  zehnten  Jahre  dahin  sterben 
müsste,  mid  richtete  sich  danach  mit  den 
Wochenbetten.  Aber  künftig  wird  moR 
eeioe  Kinder  selbst  säugen,  und  also  alle 
iirei  Jahre  nur  ein  Wochenbette  halten 
dürien,  oder  mit  dem  zwanzigsten  Jalire  auf- 
h'lnea  mflssen  Kinder  zu  holen,  wo  die  Welt 
den  UeuBchenkindera  nicht  zu  enge  wer^ 
den  soll.  Und  doch  hat  die  weise  Yor- 
sehune  die  Blattern  gewiss  nicht  umsonst  in 
die  Welt  geschickt.  Sie  haben  sich,  nebst 
der  mit  mr  verwandteD  Seuche,  gerade  zu 
der  Zeit  eingefunden,  da  die  Völkerwande- 
rungen, weu  Alles  besetzt  war,  aufhören 
mnssten;  sie  eollen  also  wahracheinlich  da- 
zu dienen,  einer  Ueberladung  der  subluna- 
rischen  Wdt  vorzubeugen:  und  diesem 
grossen  Winke  sollte  man  folgen,  und  den 
Äerzten  ein  Handwerk  verbieten,  was  am 
Ende  zu  nichts  dienen  wird,  als  Hann  und 
Frau  von  Tisch  und  Bette  zu  scheiden.«  ^) 
Und  in  demselben  Aufsatz  heisst  es  an 
einer  späteren  Stelle;  »  so  ver- 
fahren auch  unsere  Aerzte ;  sie  erhalten  eine 
Menge  von  Leuten,  die  natürlicher  Weise, 
Teil  die  Welt  zu  voll  werden  wird,  ver- 
hungern müssen.  Kommen  folgeads  die 
iledicinalanstalten  zu  Stande,  womit  unser 
wohlthätiges  Jahrhundert  schwanger  geht, 
so  wird  man  überall  Eitern  mit  ihren  Kin- 
dern, Kindeskindern,  Enkelkindern  und  Ur- 
enkeifcindern  herum  wandern  sehen,  und 
zuletzt  Mord  \md  Todtschkg  begehen 
müssen,  um  sich  mit  Elu^n  einen  Platz  in 
der  Welt  zu  verachaf  fen.«  ^)  In  den  »kleineren, 
den  Patriotischen  Phantasieen  verwandten 
Stacken«  ^)  kommt  MOser  auf  die  Aussetzung 
der  aengeborenen  Kinder  in  China  zu 
sprechen  und  entwickelt  dabei  ähnliche  An- 
sichten. Er  betont,  dass  die  Notstände  der 
Uebervülkerang  die  Menschen  in  Pecking 
dahin  geführt  habe,  einmütig  den  grausamen 
Entschluss  zu  fassen:  aus  jeder  Ehe  nicht 
mehr  wie  einen  Sohn  und  eine '  Tochter 
leben  zu  lassen  und  alle  übrigen  Kinder 
auszuBefzen.  »Leider«,  heisst  es  hier,  »ver- 
standen die  Bewohner  zn  Pecking  die  Kunst 
nicht,  wie  die  Italiener,  der  Liebe  zn  pflegen, 
ohne  die  Oeburtea  zu  vermehren;  sie  be- 
sassen  auch  die  Enthaltsamkeit  unserer 
thüringischen  Bauern  nichtj  die  mit  ihren 
Weibern  in  einer  fünfjährigen  Ehe  sollen 
leben  können,  -ohne  des  Zweckes  derselben 
zu  gedenken«^.'*)  Diese  Worte  erinnern  nicht 


'}  Patr.  Ph.  IV.  15  (Werke,  IV,  S.  63/64). 
»1  a.  a.  0.  S.  66. 

^)  Bd.  V  der  sämtlichen  Werke  (Berlin  1843). 
*)  a.  a.  0.  V.  Bd.  S.  98. 


nur  an  Malthus,  sondern  auch  an  die  neue- 
i'en  sogenannten  neo-malthusianischen  Be- 
strebungen (s.  unten  VI,  15). 

Indes  Möser  machte  nicht  allein  auf  die 
grossen  aus  einer  Uebervölkerung  entstehen- 
den Notstände  aufmerksam,  sondern  wandte 
sich  auch  energisch  gegen  jede  die  altge- 
wohnte ,  gute  Lebenshaltung  beeinträchti- 
gende stärkere  Vermehrung ;  dies  vor  allem 
in  den  beiden  Aufsätzen:  »Grilnde,  warum 
sich  die  alten  Saclisen  der  Bevölkerung 
widersetzten«^)  und  »Von  dem  Einflüsse 
der  Bevölkerung  durch  Nebenwohner  auf 
die  Gesetzgebimg«  2).  Hier  hebt  er  hervor, 
dass  all  die  grossen  Vorteile  für  Tugend, 
Sitten  und  Pernze!  verloren  gingen,  sobald 
man  eine  zu  stu-ke  Bevölkerung  gestatte. 
Bezüglich  aller  Sinzelheilen  sei  atä  diese 
Artikel  selbst  verwi^n.  — 

Wir  sehen  somit,  dass  der  Oedanke, 
welcher  dem  Malthusschen  Werke  zu  Grunde 

liegt,  keineswegs  neu  war,  nicht  von  Mal- 
thus zuerst  ausgesprochen  worden  ist.  Allein 
er  hat  das  unbestreitbare  Verdienst,  die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  eindringlich  auf 
die  Bevölkerungsfrage  hingewiesen  zu  haben, 
die,  wenn  auch  vor  ihm  von  anderen  viel- 
fach berührt,  doch  erst  von  ihm  genügend 
gewürdigt  worden  ist.  Malthus  hat  zuerst 
auf  Grund  eines  i-eichcu  Materials  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  eingehend  unter- 
sucht, er  hat  die  an  dieselbe  sich  anknüpfen- 
den bedeutsamen  Fragen  zuerst  scharf  durch- 
dacht und  genau  formuliert,  so  dass  er  all- 
zeit als  der  eigentliche  Schöpfer  einer  Theo- 
rie der  Bevölkenmg  bezeichnet  werden  muss. 

Sein  Werk  versetzte  die  ganze  Welt  in 
Aufregung,  und  mit  seinem  Namen  ist  eine 
Sti-eitfrage  verknüpft,  welche  seitdem  Wissen- 
schaft und  Gesetzgebung  stets  aufs  neue 
beschäftigt  hat.  — 

IV.  Die  Anhänger  von  Malthus 
and  der  Einfluss  seiner  Lehre 
auf  die  Gesetzgebung  in  der  ers- 
ten Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 

9.  IHe  Anhän^r  von  Malthus  In  der 
Theorie.  Gross  ist  die  Zahl  derer,  welche 
den  Malthusschen  Ausführungen  unbedingt 
Beifall  zollten  und  für  die  Verbreitung 
seiner  Theorie  eifrig  bemüht  waren.  Frei- 
lich müssen  wir  uns  liier  darauf  beschränken, 
nui-  die  namhaftesten  Vortreter  seiner  Lehre 
anzufOlu^n;  auch  können  wir  auf  die  hier 
in  Betracht  kommendeu  Schriften  in  der 
Regel  nur  dann  näher  eingehen,  wenn  wir 
entw^eder  auf  von  Mdthus  abweichende  Be- 
griindungen  oder  auf  neue  Forderungen 
Stessen. 


>)  Patr.  Ph.  I,  42  (Werke  I,  S.  331  ff.). 
"  Patr.  Ph.  II,  1  (Werke  II,  S.  7  ff.). 
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Unter  den  ersten,  ■welche  sich  in  Eng- 
land an  Malthus  anscblossen ,  ist  John 
Bird  Sumner  (1780— 1862),  Bischof  von 
ehester,  später  Erzbischof  von  Canterbury, 
zu  nennen,  der  in  dem  Werke:  »A  treatise 
on  the  records  of  the  creation«  etc.^)  den 
Nachweis  zu  führen  suchte,  dass  die  Mal- 
thussche  Lehre  nicht  im  Widerspruch  zur 
göttlichen  Weltordnung  stünde.  Wenn  auch 
die  starke  Vermehning  grosse  Uebelstände 
im  Gefolge  habe,  so  belebe  sie  doch  auch  ande- 
rorBehs  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  und 
sporne  zu  neuen  Erfindungen  und  neuen 
Unternehmungen  an.  Auch  ThomasChal- 
mers  (s.  d.)  —  1780—1847  — ,  welcher 
sich  von  christlicher  Erziehung  in  erster 
Linie  Förderung  der  Wirtschaft  versiirach. 
bekennt  sich  als  imbedingter  Anhänger  von 
Malthus^);  er  empfiehlt,  die  Arbeiter  vor 
allem  deshalb  für  die  Lehren  des  Christen- 
tums zu  gewinnen,  damit  sie,  auch  ohne 
die  S^thi^che  Tlieorie  zu  verstehen,  mora- 
lische Enthaltsamkeit  bezüglich  des  Heiratens 
übten.  Jedwedes  System  der  gesetzlichen 
Armenpflege  wurde  von  ihm  nachdrücklichst 
bekämpft.  Ebenso  hat  David  Ricardo 
(8.  d.)  —  1772— iy2B  — ,  ohne  fi-eilieh  dem 
Bevölkerungswesen  eine  speeiellere  Beti-ach- 
tung  zu  widmen ,  Gelegenheit  genommen, 
seine  Üeberein  Stimmung  mit  Malthus  aus- 
zusprechen 

In  sehr  verständiger  Weise  hat  Willi- 
am Thomas  Thornton  (s.  d.)  in  seiner 
Schrift  »Over-population  and  its  remedy«  ') 

^)  Der  genaue  Titel  des  Werkes  lautet:  Ä 
treatise  on  the  records  of  the  creation,  and  on 
the  moral  attribufes  of  tlie  creator,  with  parti- 
cular  reference  to  the  Jewish  historj-  aiid  to 
the  consistency  of  the  principle  of  popidatioii 
with  the  wisdom  and  e;oodiies8  of  the  deity. 
2  vols.  1816  (7.  ed.  1850).  Me.  CuUoch  sagt 
über  dieses  Buch :  ,,An  exelleut  work.  The 
dortrines  iaid  down  by  Malthus  are  not,  perhaps, 
saMdently  niodifled;  bnt  the  main  object  in 
view  —  that  of  showing  that  the  theory  of  popu- 
lation  is  in  perfect  harmony  with  the  divme 
wisdom  and  goodness  —  is  fully  accomplished." 
(Mc.  C,  in  „The  literature  of  political  economy : 
a  classified  catalosrue  of  select  publications  etc." 
1845.  p.  261.) 

^)  ('f.  On  political  economy  in  connexion 
with  the  moraf  State  and  mond  prospects  of 
Society  (Glasgow  lfc32). 

•)  Er  sagt  in  den  „Prineiples  of  political 
economy  and  taxation"  (ich  eitlere  nach  der 
Ueberset;niog  von  Baumstark,  2.  Aufl.  Lpzg. 
1877,  S.  368):  „Ich  bin  so  gltteklich,  eine  Ge- 
legenheit zu  haben,  um  meine  Bewunderung 
über  Malthus'  Versuch  über  Bevölkerung  aus- 
zudrücken. Die  Angriffe  der  Gegner  dieses 
Werkes  haben  bloss  dazu  credieut,  seine  Tüch- 
tigkeit zu  beweisen:  und^  ich  bin  überzeugt, 
dass  sein  gerechter  Ruhm  mit  der  Ausbildung 
der  Wissenschaft  wachsen  wird,  für  welche  es 
eine  ausnehmende  Zierde  ist." 

*)  London  1846.  —  Das  Werk  war  mir 


die  Bevölkerungsfrage  behandelt.  Von  einem 
Widerspruch  gegen  die  Malthussche  Lehre 
könne  keine  Bede  sein.   Eine  Uebervölke- 
rung  sei  m<%lich  und   sei   zu  fürchten. 
Diese  trete  zwar  nicht  notwendig  da  ein, 
wo  ein  Land  nicht  alle  Lebensmittel  für 
seine  Einwohner  erzenge ,  auch  sei  eine 
dichte   Bevölkerung   nicht   identisch  mit 
Uebervölkerung ;  die  Notstände  einer  Ueber- 
völkemng  machten  sich  erst  da  geltend, 
wo  die  Zahl   der  von  Arbeit  Lebenden 
gi-össer  sei  als  die  Zahl  der  durch  Arbeit 
genügend  zu  Ernährenden.    Das  Malthus* 
sehe  Werk  habe  nur  einen  Fehler,  nämlidi 
j  den,  dass  es  seine  Hoffnimg  auf  die  Ent- 
[haltimg  von  unvorsichtigen  Heiraten  ledig- 
;  lieh  auf  die  Verstandeseinsicht  begründe. 
Diese  genüge  nicht.   Man  müsse  vielmelu* 
j  liei  den  unteren  Schichten  durch  Steigerung 
I  des  nllgemoinen  Wohlstandes,  durch  Hebung 
'des  stondwd  of  life  eine  unüberwiudliche 
Scheu  vor  dem  Herabsteigen  in  schlechtere 
Zustände  entwickeln. 

Zu  den  eifrigsten  Anhängern  von  Mal- 
thus gehCren  auch  die  beiden  51111,  Vater 
lund  Sohn:  James  Mill  (s.  d.)  —  1775  bis 
11836  ~  und  John  Stuart  Mill  (s;  d.)  — 
;  1S(KJ — 1873  — ,  Ersterer  kommt  auf  unseren 
'  (Gegenstand  sowohl  in  den  »Elements  of 
I  political  economy-. ')  wie  vor  allem  in  seinem 
I  Artikel  über  Kolonieen  in  dem  Supplement 
zur  »EncyclopaediaBritannica«  ^)  zu  sprechen. 
Hier  sagt  er  auf  das  Bevölkerungsgesetz  be- 
I  zugnehmend:   -Dies  ist  in  der  Tliat  das 
I  wiclitigste  praktische  Problem,  welchem  sich 
I  die  Weisheit  des  Politikers  oder  des  Mora- 
'  listen  zuwenden  kann.    Bisher  hat  man  das- 

!  selbe  vernacliJässigt   Und  dennoch 

[  liefise  sich,  wenn  man  den  Aberglauben  der 
Kinderstube  aufgübe  und  das  Nützlichkeits- 

Eincip  fest  ins  Auge  fasste,  mischwer  eine 
isung  finden,'^  Eingebender  sind  die  im- 
sei-en  Gegenstand  betreffenden  Ausführungen 
Johii  Stuart  Mills.  »Die  Fähigkeit  der  Ver- 
A-ielfältigtmg,  die  allein  organischen  Leben 
eigen  ist^-,  so  schreibt  er'*),  "kann  als  un- 


leider nicht  zugänglich;  ich  stütze  mich  in 
obigem  auf  die  Angaben  bei  Mohl,  Gesch.  u. 
Litt.  d.  St.  III,  S.  487,488. 

^)  London  1821.  —  Von  diesem  Werke  liegt 
eine  deutsche  Uebersetzung  vor  u.  d.  T. :  „Ele- 
mente der  Nationalökonomie  von  Jakob  Mill . . 
aus  dem  Engl,  übersetzt  von  Dr.  Ad.  L.  von 
Jakob.  Hit  Zusätzen  vom  Staatsrate  von 
Jakob."   Halle  1824. 

')  Cf.  Artikel  „Colony"  im  Supplement  zur 
ö.  Auflage  der  „Encyclopaedia  Britannica." 

')  Cf.  Principles  of  political  economy  with 
some  Ol'  their  applications  to  social  philosophy. 
5.  ed.  (in  2  Bdn.)  London  1862.  I,  p.  192  ff. 
Ich  eitlere  nach  der  deatschen  Ueberaetzung 
von  Ad.  Soetbeer.  2.  Ausg.,  Hamborg  1864, 
S.  123  ff. 
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endlich  angesehen  -werden   Die 

Menschengattung  bildet  hier  keine  Ausnahme. 
Ihre  Vermehrungabefähigung  ist  unbegrenzt 
und  ihre  wirkliche  Tervielfältigung  würde 
anseerordentlicli  rasch  vor  sich  gehen,  wenn 
diese  Befähigung  im  weitesten  Umfange  zur 
Anwendung  käme.«  Und  an  einer  späteren 
Stelle^)  heisst  es:  »Wie  die  meisten  sozialen 
Uebel,  so  besteht  auch  Armutj  weil  Menschen 
ohne  gehörige  Ueberlegung  ihren  tierischen 
Instinkten  folgen.  Die  menschliche  Gesell- 
schaft ist  eben  dadurch  möglich,  dass  der 
Mensch  nicht  notwendig  dies  zu  thun  braucht. 
Die  Civilisation  ist  in  jeder  ihrer  Beziehungen 
ein  Kampf  gegen  tierische  Instinkte.  Ueber 
einige  der  stärksten  derselben  hat  sie  sich 
fähig  gezeigt,  ganz  hinreichende  Herrschaft 
zu  ermngen  ....  UnterUegt  der  Instinkt 
der  Yolksvermehrung  noch  keiner  solchen 
Beschränkung,  als  notweadig  erscheint,  so 
ist  dabei  zu  beachten,  dass  dies  noch  nie  ernst- 
lich versucht  worden  ist.«  Die  Hauptsache 
sei,  offen  auf  die  aus  der  starken  Volksver^ 
mehruug  erwachsenden  Uebelstände  hinzu- 
weisen und  nachdrücklichst  die  jedem  ein- 
zelnen sich  selbst,  seiner  Familie  und  der 
Gesamtheit  g^nüber  obliegenden  Pflichten 
zu  betonen.  »Alle  ErCahrung  beweist  es, 
dass  der  grosse  Baufe  der  Menschen  für 
sich  selbst  niemals  Uber  moralische  Fragen 
urteüt,  nie  etwas  fClr  recht  oder  für  unrecht 
ansieht,  als  bis  er  es  häufig  gehört  hat; 
wer  aber  sagt  den  Leuten,  dasa  sie  in  der 
hier  in  Rede  stehenden  Beziehung  Pflichten 
haben,  so  lange  sie  sidi  in  den  Ch«nzen 
der  Ehe  halten?  Wer  er&hrt  die  mindeste 
Verurteilung,  und  vielmehr,  wer  findet  nicht 
Teilnahme  und  Wohlwollen  bei  noch  so  be- 
deutendem Uebel,  das  er  durch  diese  Art 
der  Unenthaltsamkeit  über  sich  selbst  und 
seine  Angehörigen  gebracht  hatV  Während 
ein  Mensch,  der  im  Trinken  nicht  enthalt- 
sam ist,  von  allen,  die  auf  Moralität  An- 
sprach machen,  getadelt  und  verachtet  wird, 
ist  es  dagegen  bei  Ansprüchen  auf  die  Wohl- 
tliätigkeit  einer  der  hauptsächlichsten  Gründe, 
dass  jemand  eine  grosse  Familie  habe,  aber 
nicht  im  stände  sei,  sie  zu  ernähren.  Man 
darf  sich  nicht  wimdern,  dass  Stillschweigen 
über  dies  wichtige  Gebiet  der  menschlichen 
Pflichten,  wenn  es  das  Vergessen  natür- 
licher Thatsachen  bewirkt,  das  Unbewusst- 
sein  moralischer  Verpflichtungen  zur  Folge 
hat.  Dass  es  mögüch  sei,  das  Heiraten  auf- 
zuschieben und,  während  man  unverheiratet 
ist,  enthaltsam  zu  leben,  wird  von  den 
meisten  zugestanden  werden ;  wenn  aber 
Personen  einmal  verheiratet  sind,  so  scheint, 
wenigstens  in  England ,  niemand  auf  den 
Gedanken  zu  kommen,  dass  es  überhaupt 


In  der  englischen  Ansgabe:  I,  S.  446  iL ; 
in  itt  deutschen  Uebersetzun^  S.  257 fL 


von  ihren  eigenen  Beschränkungen  abhän^a 
könne,  ob  sie  Familie  haben  oder  keine 
und  aus  welcher  Anzahl  dieselbe  bestehen 
soll.  Man  sollte  denken,  dass  Kinder  auf 
Ehepaare  direkt  vom  Himmel  herabregneten, 
ohne  dass  sie  selbst  ir^ad  etwas  dazu  gethan 
hätten  —  dass,  wie  man  gemeiniglich  sagt, 
es  Gottes  Wille  sei,  der  über  die  Zahl  ihrer 
Nachkommenschaft  entscheidet«.  ^) 

Endlich  sei  hier  noch  Mc.  CuUooh 
(8.  d.)  —  1789—1864  —  genannt,  welcher 
in  seinen  *Principles  of  political  econo- 
m^«^)  die  Malthusschen  Grundsätze  ver- 
teidigte.') — 

In  Frankreich  fand  die  von  England  aus- 
gehende Volkswirtschaftstheorie,  so  auch  die 
Bevölkerungslehre,  besondere  Verbreitung 
durch  Jean  Baptiste  Say  (s.  d.)  —  1767 
bis  1832  — .  In  gefälliger  und  lichtvoller 
DarsteDung*)  hebt  er  die  starke  Vermeh- 
rungsfähigkeit  des  menschlichen  Geschlechts 
hervor,  indem  er  gleichzeitig,  und  zwar  ein- 
übender, als  dies  von  Malthus  geschehen 
ist,  den  Hachweis  führt,  dass  die  Bevölke- 
rung nicht  nur  durch  die  notwendigen  Nah- 
rungsmittel beschränkt  w^erde,  sondern  auch 
durch  den  übrigen,  nicht  ins  Unendliche  zu 
vermehrenden  Vorrat  an  Lebensbedürfnissen, 
wie  Wohnung,  Kleidung  etc. 

Say  wurae  thatkräftig  von  dem  Grafen 
Pellegrino  Bossi  (s.  d.)  —  1787—1848 


In  der  engl.  Äusgabe :  I,  S.  448 ;  in  der 
deotschen  Ueberxetzang  S.  258.  —  Bezüglich 
dieser  von  MUl  entwickelten  Ansichten  s.  auch 
weiter  unten  sub  VI,  15:  „Der  Neo-Malthusia- 
nismus." 

*)  Principles  of  political  economy :  with  a 
Sketch  of  the  rise  and  progress  of  uie  science. 
Edinburgh  1825  (neueste  Aosg.  1885).  —  Eine 
deutsche  Uebersetznng  ist  von  Qr.  U.  t.  Weber 
herausi^ecreben  u.  d.  T.:  Qnmdaätze  der  politi- 
scheu  Öekonomie  nebst  kurzer  Darstellung  des 
Ursprungs  uud  Fortschrittes  dieser  Wissenschaft 
(Stuttgart  1831).  [Cf.  vor  allem  TeU  II,  Ab- 
schnitt 5.] 

')  Es  bedarf  kaum  einer  besonderen  Er- 
wähnung, dass  die  Eeihe  der  englischen  Schrift- 
steller, welche  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahr- 
honderts  Maltbussche  Anschauungen  vertraten, 
mit  den  obengenannten  nicht  abgeschlossen  ist. 
Wir  erinnern  hier  noch  an  Francis  Place: 
„lUustrations  and  proofs  of  the  ^rinciple  of 
Population  including  an  cxaminatioa  of  the 
proposed  remedtes  of  Mr.  Malthos"  (London 
1822),  an  Miss  Harriet  Martiueau  „lUu- 
strations of  political  economy."  Twenty-four 
tales  pub.  monthly,  1832—1834  (New  ed.  1849. 
8  vols)  uud  viele  andere. 

*)  Cf.  vor  allem:  Cours  complet  d'economie 
politique  pratiqne.  Paria  1828;1829.  (6  Bde.) 
2  Aufl.  1840.  Hrsg.  von  H.  Say.  (2  Bde.) 
[3.  Aufl.  185ij.]  In  diesem  Werke  wird  unser 
Gegenstand  im  6.  TeU  abgehandelt,  betitelt: 
„du  nombre  et  de  la  condition  des  hommes"; 
in  der  8.  Ausg.  II,  S.  121  ff. 
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— ,  seinem  Nachfolger  auf  dem  Lehrstuhle 
der  politischen  Oekonomie  am  Collt'ge  de 
France,  unterstützt,  weicher  sowohl  in  der 
»iDtrodiiclion  powr  lessai  sur  le  prineipe  de 
Population«  ^)  wie  in  seinem  »Coura  dV'Co- 
nomie  politique«  ^)  die  grosse  Bedeutung  der 
Bevölkeningsfrage  immer  aufs  neue  betont. 
Der  Staat,  die  Ffimiüe,  das  Individuum 
seien  hier  in  gleichem  Masse  interessiert. 
Als  wirksamstes  Mittel  zur  Beseitigung  der 
Uebervölkening  bezeichnet  Bossi  die  bessere 
Erziehung  und  Durchbildung  besondeis  der 
grossen  Masse.  »Los  progivs  de  la  civili- 
sation  ameneut  la  chute,  ou  du  moins  une 
modification  profondc,  des  gouvemements 
de  privilege;  et  c'est  alors,  et  alors  seule- 
ment,  qu'on  peut  espörer  de  voir  Teducation 
nationale  s'rlever  au  point  de  mettre  en 
lumiere,  pour  tout  le  monde,  los  vi-ais  prin- 
cipes  de  Vassoeiation  civile,  et  d'inspirer  ü 
toutes  Jes  classes  un  vif  sentiment  de  dig- 
mt6  personelle  et  la  saine  intelligence  des 
devoirs  du  ptTC  de  famille.  La  marche  de 
la  popnlation  ne  sera  plus  di**»  lors  le  re- 
sultat  imprt'vu  d'aveugles  instinets,  ni  la 
socir-tö  «n  troupeau  stupide,  n'ayant  aucuue 
conscience  de  ses  accroissements  et  de  ses 
pertes.«  ^) 

Es  sei  an  dieser  Stelle  auch  des  hervor- 
ragenden Genfer  Volkswirtes  Jean-Char- 
les Leonard  Simonde  de  Sismondis 
(8.  d.)  —  1773-lft42  —  gedacht,  welcher 
der  Bewegimg  der  Bevölkenuig  eine  ein- 
gehende Untersuchung  gewidmet  liat.^)  Mit 
MalthuB  erkennt  er  die  grossen  Notstände 
an .  die  auf  «las  starke  Auwachsen  der  Be- 
völkerung zurflckzufflhren  p<non,  l>estreitet 
aber,  dass  die  Bosehrftnkthüit  tles  Bodens 
und  der  auf  ihm  erzeugbai'ea  Unterhalts- 
mittel  gegenüber  der  unendlichen  Vermeh- 
nmgsfähigkeit  des  menschliclien  Geschlechts 
eine  feste  Grenze  t)ilde.  Dieser  Satz  sei 
nur  walir,  wenn  man  ihn  auf  die  ganze 
Erde  oder  aber  auf  ein  Land  anwende,  das 
nicht  in  der  I^age  sei,  einen  Teil  seiner 
Unter haltsmittel  von  aussen  her  zu  beziehen ; 
der  auswärtige  Handel  ändere  ihn.  Aber 
was  wichtiger  sty :  dieser  Satz  sei  nur  in 


der  Abstraktion  wahr  und  mir  in  einer  Art, 
welche  ihn  auf  die  Volkswirtsc^uift  als  un- 
anwendbar  erscheinen  lasse.   Niemals  habe 

die  Bevölkerung  die  Grenzen  der  möglidier- 
weise  zu  erzeugenden  Lebensmittel  erreicht 
und  werde  diese  wahrscheinlich  nie  er- 
reichen. Allein  es  hätten  nicht  alle  die- 
jenigen, welche  Unterhaltsmittel  bedürften, 
die  Mittel  oder  das  Recht,  sie  von  dem 
HcKlen  zu  verlangen ;  andererseits  hätten 
jene,  welchen  das  Monopol  der  Lftndereien 
zustehe,  keineswegs  immer  ein  Interesse 
daraTi ,  ihnen  alle  FrTichte  abzuverlangen, 
die  sie  erzeugen  konnten.  Lange  hevor  die 
Bevölkennig  durch  die  Unmöglichkeit,  wei- 
tere Xahntngsmittol  zu  gewinnen ,  aufge- 
halten wenlen  könne,  werde  sie  gehemmt 
durch  die  T^nmr^lichkeit,  die  Nahnuigsmittel 
zu  kaufen.  ^)  Sismondi  ist  wie  Malthus  der 
Ansicht,  dass  die  Bevölkerung  fähig  ist,  in 
!  rascher  Prt^ression  anzuwachsen ;  er  er- 
!  kennt  ebenfalls  die  Leiden  einer  Uebervöl- 
j  kenmg  an  *).  allein  die  T'rsachen  dies« 
Leiden  findet  er  nicht  in  einem  Mangel  an 
Snbsistenzmitteln ,  sondern  darin ,  d^s  es 
einem  Teile  der  Bevölkerung  an  den  Mitteln 
I  fehle ,  um  sich  den  erforderlichen  Leben&- 
nnteriialt  zu  vei-schaffen.  Nach  ihm  ist  das 
Einkommen  in  der  Hauptsache  der  R^u- 
lator  der  Volksvermehrung.  ^)  — 

Der  Altmeister  der  modernen  Statistik, 
Lambert  Adolphe  Jacques  Quetelet 
(s.  d.)  —  179f) — 1S74  —  png  ebenfalls  von 
Malthusschen  Gnmdsätzen  aus.  Das  grosse 
Hemmnis  der  Bevrilkemng  bestehe,  beme^t 
er  in  seinem  Werk  »Snr  l'homme  et  le  de- 
veloppement de  ses  facultt's«^)  in  dem 
Mangel  an  Nahnmpsmittelnj  welche  in  der 
in  verschiedenen  Verhältnissen  fortschrei- 
tenden Zunahme  der  Bevölkerung  imd  der 
Subsistenzniittel  s^^inen  Gnuid  habe.  Sei 
eine  Bevölkerung  liei  ihrer  Entwickehmg 


0  In  der  franzüsi  sehen  Uebersetzuug  des 
Malthusschen  Werkes  von  P.  u-  (i.  l'revost. 
Paria  l»45j  2  ed.  1852  [bildet  t.  7  der  „CoUec- 
tion  des  prmctpaux  erunontiätes"]. 

*)  Oeuvres  oompletea  de  P.  Rossi.  t.  1 — 4. 
[Conra  d'economie  politique.  4  ed.,  revue  et 
angmentöe  par  A.  Poree.l  Pari»  IWiö.  ()f.  vor 
allem:  t.  I,  S.  2.% ff.   t.  IV,  S.  42(iff. 

')  Oeuvres  compl.  I,  S.  307. 

*)  Sismondi,  Nonveanx  principes  d'eco- 
nomie politique  on  de  la  richesBe  dans  se» 
rapports  avec  la  populntion.  2  ed.  {Paris  1827) 
[livre  VII-l  II,  S.  260 ff.  Vgl.  auch  meine 
Abhandinng  über  Sismondi  m  dra  Jahrb.  f. 
Nat.  N.  F.  14.  Bd.  6.  321  ff.,  besonders  8.  345ff. 


M  a.  a.  0.  II,      269  ff. 

a.  a.  0.  II,  S.  252  ff.  Es  heisst  hier 
wJirtlich:  „Si  In  popnlation  s'accroit  lorsque  les 
moyens  de  la  maintenir  ne  a'accroissent  paa,  la 
nation  est  frappee  de  la  plns  cmelle  des  cala- 
mitüH.  La  terre  consume  alors  ceax  qa'elle  ne 
pent  nonrrir;  plus  lea  naissances  sont  nom- 
breuscs,  et  plus  la  mortalite  doit  exercer  de 
ravageapour  maintenir  tonjours  lemfme  niveau; 
et  cette  mortalite,  eff«t  de  la  misire  et  de  la 
sonffranee,  se  trouve  precedee  par  le  long  sap- 
plice,  nun-seulement  de  ceux  qui  perissent,  mais 
de  ceux  qui  oiit  Itttte  avec  eux  ponr  rexiatence." 
{t.  II,  p.  256.) 

a.  a.  0.  II,  S.  264  ff. 
*)  Sur  l'homme  et  le  developpement  de  aes 
facultes  ou  es-sai  de  phvsiqiie  flociaie.  2  tomes. 
Paris  1830.  (rhap.  VII)  I,  S.  272  ff.  [Deutsche 
Uebtrs.  von  V.  A.  Uiecke,  Stuttgart  1838-1 
I  Die  2.  Aufl.  erschien  18fi9  u.  d.  T. :  Physiqne 
I  sociale  ou  essai  sur  le  developpement  des  facul- 
!  tes  de  lliomme. 
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bis  zu  dem  Punkte  gekommen,  dass  sie  den 
Mitteln  des  Lebensunterhaltes  das  Gleich- 
gewicht halte,  so  müsse  sie  durch  mensch- 
liche Vorsicht  (par  la  prevoyonce  des  hom- 
mes)  auf  dieser  Stufe  gehalten  werden ; 
gehe  sie  aber  unglücklicherweise  darüber 
hinaus,  so  werde  sie  durch  eine  grössere 
Sterblichkeit  mit  Gewalt  wieder  auf  jenen 
Punkt  zurückgedrängt.  Malthus  habe  die 
Haupthenunnisse ,  auf  welche  die  Bevölke- 
rung bei  ihrem  "Wachstum  stosse .  mit 
Scharfsinn  auseinandergesetzt ;  allein  die  Art, 
wie.  oder  das  Gesetz,  nach  welchem  diese 
Hemmnisse  wirkten ,  sei  noch  nicht  be- 
stimmt Es  fehlen,  schreibt  Quetelet,  die 
Mittel,  die  Theorie  der  Bevölkerung  in  das 
Gebiet  der  mathematischen  Wissenschaften 
zn  ziehen,  wohin  sie  eigentlich  gehöre.  Er 
sncht  diese  Lücke  auszufüllen,  indem  er  bezüg- 
lich der  Bevölkerungstheorie  folgende  Grund- 
sätze aufstellt :  »La  population  tend  ä  crottre 
Selon  une  progression  gC-ometrique.  La  re- 
sistance,  oa  &  somme  des  obstacles  ä  son 
developpement ,  est ,  toutes  choses  (^'gales 
d'ailleurs,  comme  le  eair6  de  ia  vitesse  avec 
laqueUe  Ja  population  tend  ä  croltre«.') 
Wir  verzeichnen  diese  Formel,  für  welche 
Queteiet  den  Beweis  schiQdig  geblieben  ist, 
ohne  uns  nfther  auf  sie  einzulassen;  ii^nd 
welche  FGrderung  hat  die  Bevölkerungslehre 
durch  sie  nicht  erbüiren.  Auch  Queteiet 
weiss  keinen  anderen  Ausweg  als  mög- 
lichste Steigerung  der  Jjebensmittelmcnge 
und  kluge  Beschrflnkung  der  Eindererzeu- 
gung. — 

In  Deutschland  entstanden  der  Malthus- 
Bchen  Theorie  nicht  minder  begeisterte  An- 
hfinger.  Wenn  wir  von  dem  ersten  Ueber- 
Betzer  des  »Essay  on  Ihe  principle  of  popu- 
lation«, F.  H.  Hegewisch,  ansehen,  wel- 
cher in  der  Einleitung  seiner  Uebersetzung 
hervorhebt  2),  dass  er  sich  »längst  mit  den 
Hauptideoen  des  Malthusschen  Werkes  um- 
hei^eti-agen«  habe,  so  müssen  wir  hier  vor 
allem  Heinrich  Luden  (s.  d.)  —  1780 
bis  1847  —  nennen,  der,  wie  Mohl^)  be- 
merkt, in  Deutschland  hauptsächlich  die  Be- 
völkerungslehi-e  im  Jlaltliusschen  Sinne  unter 
dem  jüngeren  Geschlecht  verbreitete.  »Die 
Pflanze«,  so  schreibt  er.  'Schüttet  allen  ihren 
Samen  aus,  rings  mn  sich  her;  jedes  Samen- 
korn strebt  aufzugehen ;  aber  der  Roden 
bietet  nicht  Nahrung  genng  dar:  die  Folge 
ist,  dass  so  \iele  der  jungen  Pflanzen  zu 
gründe  gehen,  bis  das  Gleidigewieht  zwischen 
der  Zahl  der  Pflanzen  und  der  Nahrung  des 


a.  a.  0.  (1.  Aufl.)  I,  S.  277. 

=1  Versuch  über  die  Beclingnngen  nnd  Fol- 
gen der  Volksvermehrnng.  Altona  1807.  I. 
S.  V.  Anm.  b. 

")  Gearfaichte  und  Litteratnr  der  Staataw. 
III,  S.  484. 


Bodens  heimstellt  ist.  Auf  gleiche  Weise 
geht  es,  wenn  mehr  Thiere  erzeugt  werden 
als  ^Nahrungsmittel  da  sind ,  auf  gleiche 
Weise,  wenn  mehr  Menschen.  Dies  zeigt 
die  Geschichte.  Sollte  der  Mensch  aus 
dieser  Beobachtung  nun  nicht  den  einfachen 
Schluss  ziehen  können :  es  sey  Gesetz  der 
Natur,  Wille  der  Vorsehung,  dass  die  Nah- 
rungsuchenden und  die  Nahrungsmittel 
immer  im  Gleichmaasse  bleiben  müssen, 
wenn  nicht  Untergang  und  Verderben  er- 
folgen soll?  Und  sollte  er  mithin  daraus 
nicht  die  Lehre  ziehen  können :  es  sey 
Pflicht  für  Menschen,  dieses  Gesetz  der 
Natur  mit  Freiheit  zu  achten,  und  also  nicht 
mehr  Kinder  zu  zeugen,  als  Nahnmg  finden 
können  ?« ^)  Besonders  eingehend  behandelt 
Luden  die  Bevölkerun^lehre  in  seinem 
»Handbnch  der  Staatsweisheit  oder  Politik«. 
Er  fordert  hier  die  Mitwirkung  der  Regie- 
nmg,  um  einer  Uebervölkenmg  zu  begegnen. 
Die  tugendhafte  Enthaltsamkeit,  welche  Mal- 
thus den  einzelnen  predige,  werde  schwer- 
lich genügende  Beachtung  finden,  der  Staat 
müsse  eingreifen.  Zu  dem  Zwecke  em- 
pfiehlt er  drei  Mittel:  einmal  sei  es  not- 
wendig, dass  auf  die  Erzeugung  eines  un- 
ehelichen Kindes  nicht  nur  beat&idige  Ehe- 
losigkeit nnd  Ausschliessung  von  allen  bür- 
gerlichen Ehren  nnd  Freuden  gesetzt  würde, 
sondern  dass  auch  die  Eltern  gezwimgen 
würden,  das  Kind,  soweit  nur  ihre  Krute 
reichten,  ohne  Beihilfe  zu  arufihren.  Zwei- 
tens müsse  man  als  Gnmdsatz  feststellen, 
dass  keine  Ehe  geschlossen  werden  dürfe 
ohne  Erlaubnis  der  Regienmg.  imd  diese 
Erlaubnis  sei  nur  dann  zu  erteilen ,  wenn 
entwe<ler  anziuiehmen  wäre,  dass  die  Kin- 
der, welche  erzeugt  wei-den  möchten,  Unter- 
halt und  Beschäftigung  finden  könnten  oder 
wenn  die  Ehe  in  so  späten  Jahren  gesucht 
würde,  dass  gar  keine  Kinder  mehr  erwartet 
werden  könnten.  Endlich  solle  der  reiche 
Hagestolz  angehalten  werden ,  mit  einem 
Teile  seines  Vermögens  die  ärmeren,  heirats- 
lustigen Jünglinge  zu  unterstützen.-) 

Später  haben  besonders  Karl  Hein- 
rich Rau  (s.  d.)  —  1792—1870  —  und 
Robert  von  Mohl  (s.  d.)  —  1799— 1875  — , 
ersterer  durch  sein  >Lehrbuch  der  politi- 
tischen  Oekonomies.''),  letzterer  vor  allem 
durch  seine  »Polizei-Wissenschaft  nach  den 
Grundsätzen  des  Reditsstaates«^  '*)  die  3Ialthus- 


Ueber  Sinn  und  Inhalt  des  Handbnchs 

der  Staatsweisheit,  Jena  1811,  S.  5  Anm. 

")  Handbuch  der  Staatsweisheit  oder  der 
Politik.  1.  Abt.,  Jena  lÖll,  S.  397  ff.  Vgl.  vor 
allem  tj  166  S.  404  ff. 

'I  Vffl.  Band  1  u.  2.  (1.  Aufl.  1826.  Bd.  1, 
8.  Aufl.  1869;  Bd.  2.  5.  Aufl.  1862—63.)  Siehe 
vor  allem:  2.  Bd.  1.  Abt.  §  11  ff. 

*)  3  Bände.  Tübingen  1832—1834  :  3.  Aufl. 
1866.  Cf.  vor  allem :  1.  Band,  1.  Teü,  1.  Bach, 
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sehe  Theorie ,  deren  £em  sie  anerkaonten,  | 
in  besonnener  Weise  vertreten  und  ver- 
breitet. — 

Es  konnte  niclit  ausbleiben,  dass  aus 
Sorge  vor  einer  Uebervölkerung  auch  gar 
Tunderliche  Massnahmen  als  Heilmittel  gegen 
ein  zu  starkes  Anwachsen  der  Yolkszahl 
emplohlen  wurden.  Und  vie  so  oft,  haben 
auäi  in  diesem  Falle  die  SdiOler  wegen 
ihrer  weitgehenden  Forderungen  die  Theorie 
des  Meisters  in  M^skredit  gebracht.  Wir 
gedachten  soeben  schon  der  zum  Teil  ganz 
undurchführbaren  VorschlÄge  Ludens ;  allein 
andere  haben  die  Malthussche  Theorie  noch 
viel  mehr  ins  Ungeheuerliche  übertrieben. 

Zu  diesen  »unerwünschten  Anhängern« 
rechnen  wir  Fran<;ois  Emmanuel  Fo- 
d  e  r  6  und  ganz  besonders  die  beiden  Aerzte : 
Charles  Loudon  und  Karl  August 
Weinhold. 

F oder 6  schlägt  ein  freiwilliges  Cölibat 
vor^),  in  welches  aUe  diejenigen  eintreten 
sollen,  welche  weder  Handwerker  noch 
Künstler  noch  Kaufleute  noch  Aerzte  noch 
Advokaten  noch  Schiffer  etc.  sein  können; 
er  denkt  an  grosse  ehelose,  religiöse  Gesell- 
schaften, um  so  einer  Uebervölkerung  vor- 
zubeugen. Loudon  wünscht,*)  dass  von 
Seiten  des  Staates  jede  Mutter  verpflichtet 
werden  solle,  jedes  ihrer  Kinder  drei  Jahre 
Iwig  selbst  zu  stillen;  er  hoffte  so  neue 
Empfängnisse  zu  verzögern,  also  die  Zahl 
der  Kinder  aus  jeder  Ehe  zu  vermindern. 
Endlich  enipfiehlt  Weinhold,  die  ganze 
männliche  Bevölkerung  bis  zu  einem  ge- 
wissen Zeitpunkt  zu  infibuÜeren.  »Ich 
schlage  demnach,«  so  sagt  er,  »als  eine 
allgemeine  und  dringend  nothwendige  Mass- 
1^1,  eine  Art  von  unauflöslicher  Infibula- 
tion  mit  YerlGthung  und  metallischer  Ver- 
siegelung vor,  welche  nidit  anders  als  nur 
gewaltsmii  geöffnet  werden  kann,  ganz  ge- 
eignet, den  Zougun^sakt  bis  zum  Eintritt 
in  die  Ehe  zu  verhmdem.  Diese  Art  von 
unauflöslicher  Infibulation  hat  mir  schon  bei 
mehreren  Individuen,  welche  sich  durch 
Selbstb^eckung  in  eine  fast  unheilbare 
Nearreasctwäche  versetzt  hatten,  die  treff- 
lichsten Dienste  geleistet.  Sie  werde  vom 
14.  Lebensjahre  an ,  und  so  fort  bis  zum 
Eintritt  in  die  Ehe,  bei  solchen  Indi^-iduen 
angewendet,  welche  erweisbar  nicht  so^'ieI 
Vermögen  besitzen ,  um  die  ausserehelich 

1.  Kapitel :  „Sorge  des  Staates  fUr  die  gehörige 
VolkszahL" 

Foder^,  EbsoI  historiqne  et  moral  snr 
la  paavrete  des  nations,  la  popnlatioa,  la  men- 
dicit^,  les  höpitaux  et  les  emanta-tronv^s,  Paris 
1285,  S.  100 ff. 

Loudon,  Solution  du  probUme  de  la 
popumtion  et  de  la  sutaistance,  soumise  k  un 
mededn  daas  mie  särie  de  lettre».  Paris  1842. 


erzeugten  Wesen  bis  zur  gesetzmässigen 
Selbständigkeit  ernähren  und  erziehen  zu 
können.  Sie  verbleibe  bei  denen  zeitlebens, 
welche  niemals  in  die  Lage  kommen,  eine 
Familie  ernähren  und  erhalten  zu  können .... 
Die  Operation  selbst  ist  leicht  und  beinahe 
ganz  unschmrazhaft,  ebenso  die  Veriötung 

und  metallische  Versiegelung  Die 

Vorhaut  wird  n&nlich  voigezogen  und 
zwischen  ein  paar  durchlrxiberte  Metall- 
platten sanft  eingeklemmt,  damit  das  Durch- 
stechen ein^  hohlen  Nadel,  in  welcher  sich 
ein  vier  bis  fünf  Zoll  langer  Bleydiath  be- 
findet, kaum  gefühlt  werden  kann.  Ist  der 
Drath  durchgezogen,  so  wird  er  so  gebogen, 
dass  er  die  naheliegenden  Teile  nicht  drücken 
kann;  beide  Endspitzen  werden  vom  ein- 
ander genähert  und  mittelst  eines  kleinen 
Löthkolbens  zusammengeschmolzen.  Sobald 
nun  die  verlöthete  Stelle,  w^elehe  die  Grösse 
einer  Linse  bekömmt,  erkaltet  ist,  vrird 
unter  Gegenhaltuug  eines  festen  Körpers, 
ein  kleiner  MetalJstempel  aufgedrückt  und 
dieser  in  Verwahrung  genommen.  Es  wird 
hierdurch  ganz  unmöglich  die  Infibulation 
heimlich  zu  eröffnen  und  ohne  Stempel 
heimlich  wieder  zu  schliessen,  ohne  dass 
es  nicht  bei  der  nächsten  Untersudiang 
entdeckt  werden  sollte.* 

Wir  haben  diesen  Plan  so  ausführlich 
hier  wiedeigegebeu,  um  an  diesem  Beispiele 
zu  zeigen,  zu  welch  monströsen  Vorschlägen 
die  Uebervölkeruiufsfurcht  führte. 

10.  Die  AHhla^r  von  MalÜms  in 
der  Praxis.  Dass  die  Malüiussche  Thecnie, 
welche  die  Wissenschaft  so  eingehend  be- 
schäft^e,  auch  die  Gesetzgebung  nicht  un- 
berührt lassen  konnte,  liegt  nahe. 

•The  reformed  poor  law  of  1834,«  so 
heisst  es  in  dem  Artikel  über  Malthus  in 
der  neuesten  Aufl^  der  j»Encyclopaedia 
Britannica«,  :»waa  a  real  triumph  of  Malthns' 
teaching.«  Und  gewiss  ist,  dass  die  Be- 
völkerungslehre,  wie  er  sie  vo^etragen,  in 
der  Royal  Commisräon  zur  untersuchnng 
des  Armenwesens  (1832 — 1834)  eine  nicht 
unbedeutende  Bolle  gespielt  hat  Konnte 
doch  Lord  Brougham  bei  den  betreffen- 
den Verhandlungen  im  Oberhause,  indem 


W  e  i  n  h  0 1  d ,  Von  der  Uebervölkerung  in 
Mittel- Europa  und  deren  Folgen  auf  die  Staaten 
und  ihre  Civilisation,  HaUe  1827,  S.  32  ff.  — 
Ausser  dieser  Schrift  sei  noch  auf  folgende  Ar- 
belten Weinholda  verwiesen:  üeber  die  Popu- 
lation und  die  Industrie,  Lpzg.  1828.  —  Von 
der  Überwiegenden  Beproduktion  des  Uenschen- 
Kapitak  gegen  das  Betriebs-Kapital  und  die 
Arbeit.  Leipzig  1828.  —  Ueber  das  mensch- 
liche Elend,  welches  durch  den  Hissbrauch  der 
Zeugung  herbeigeführt  wird.  Leipzig  1828.  — 
Das  Gleichgewicht  der  Bevölkerung  etc.,  Leip- 
zig 1829.  —  Gegen  Weinhold  ct.  Fr.  Siemer- 
ling,  Gfegen  die  Infibulation  etc.,  Stral- 
sund 1827. 
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er  auf  Malthus'  Essay  Bezug  nalim,  sagen :  j 
»Myiords!  die  Verfasser  der  Verordnung  j 
der  Königin  Elisabeth  waren  keine  Kenner  i 
derVolkswirtschaftswissensdiaft:  sie  konnten 
nidit  vorhersehen,   dass  ein  Malthus  er- 
stehen werde ,   um  die  Menschheit  über 
jenen  wichtigen,  aber  bis  jetzt  so  wenig 
verstandenen  Zwe^  der  'Wissenschaft  auf- 
zuklären.« ^) 

Allein  noch  entschiedener  zeigt  sich  ein 
£influss  der  Malthusschen  Lehren  in  der 
Ehegesetzgebung  Deutsehlands. 

Wir  haben  oben  S.  709  U.  die  bevölke- 
rungspolitiBChen  Massnahmen  sekennzeichDet, 
welche  im  17.  und  18.  Jahrhundert  seitens 
der  R^eruDgen  durchgeführt  waren.  Die 
BevAllcerungsvermehrung  nach 
Möglichkeit  zu  fördern,  war  das 
Ziel,  welches  man  im  Interesse 
der  Volkswohlfahrt  erstrebte.  Dass 
man  eine  solche  durch  die  populationistische 
Lehre  der  früheren  Zeit  gestützte  Politik 
nxmmehr  fallen  liess,  ist  begreiflich.  Allein 
man  begnügte  sich  nicht,  jene  alten  auf 
Begünstigung  der  Bheschliessung  und  der 
Kindererzeugung  gerichteten  Bestimmungen 
einfach  aufzuheben,  sondern  man  fiel  melu'- 
fach  aus  dem  einen  Extrem  in  das  andere, 
d.  h.  man  ging  zu  Präventivmassregeln  über, 
um  die  Volksvermehrung  zu  hemmen,  indem 
man  das  Verehelichungsrecht  an  ein  höheres 
Alter,  an  den  Nachweis  eines  bestimmten 
VermÖ^ns,  eines  gesicherten  Einkommens 
oder  emer  festen  Erwerbsgelegenheit  etc. 
knüpfte.  Ein  solcher  Rückschlag  in  der 
Gesetzgebung  trat  vor  allem  in  mehreren 
Süd-  imd  mitteldeutschen  Staaten  seit  dem 
zweiten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  ein. 
Man  glaubte  dem  Besitzlosen  die  Heirat 
erschweren  zu  müssen,  um  so  der  Zunahme 
der  ärmeren  Bevölkerung  entgegenzuarbeiten. 
Aber  nicht  der  Staat  selbst  bekümmerte 
sich  direkt  um  die  Eheschliessung,  es  wurden 
vieiraehr  bestimmte  Ehekonsensrechte  kleine- 
ren GemeinschaftsKreisen ,  vor  allem  den 
Gemeinden  verliehen,  um  es  diesen  m<^lich 
zu  machen,  ihre  besonderen  Interessen  den 
Eheschliessenden  gegenüber  zur  Geltung  zu 
bringen. 

Derartige  besdiränkende  Vorschriften 
waren  nicht  neu.  Wir  haben  oben  (S.  711, 
1.  Sp.,  Änm.  3)  schon  darauf  aufmerlraam 
gemacht,  dass  hereits  im  17.  und  18.  Jahi> 
hundert,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Volks- 
vermehrung von  den  Begierungen  zumeist 
betrieben  wurde,  hie  imd  da  die  Begründung 
eines  Haushaltes  an  erschwerende  Bedin- 
gungen geknüpft  war.  Teils  geschah  dies 
im  Hinblick  auf  die  Rekrutierung,  teils  aus 


')  Citiert  bei  Stille,  Die  Bevölkerungs- 
frage in  alter  ond  neuer  Zeit,  Berlin  n.  Neu- 
wied 1889,  S.  41. 

HudwVrttrbadi  der  StMtowlMeaBcbaft«.  Zmltt 


Sorge,  die  Eheschliessenden  möchten  ver- 
armen und  dann  der  Gesamtheit  ziu*  Last 
fallen.  So  enthalten  die  im  Jahre  1616  ver- 
öffentlichten »Landrecht-,  Polizei-,  Gerichts-, 
^lalefiz-  und  andere  Ordnungen  der  Fürsten- 
tümer Ober^  und  Niederbayem«  streng  Be- 
stimmungen gegen  das  Heiraten  junger 
Dienstboten  und  beauftragen  ausdrücklich 
die  büi^rlichen  Behörden  der  Städte  und 
Märkte,  die  Eheschliessung  von  Personen, 
welche  ihre  Nahrung  ohne  Beschweode  der 
anderen  Büi^r  nicht  haben  IdJunen,  nicht 
zu  gestatten.  Durch  die  in  den  Jahren  1770 
xmd  1780  erlassenen  Bettelmandate  wurden 
diese  Bestimmungen  noch  verscldrft.  Ohne 
obrigkeitliche  Erlaubnis  kopulierte  Personen 
sollen  aus  dem  Laude  verwiesen  und  wie 
ausländische  Vuianten  behandelt  werden; 
gleichzeitig  wurden  gegen  zuwiderhandelnde 
Geistliche  und  Beamte  strenge  Strafen  fest- 
gesetzt.^) In  einer  Hessen-Darmatädtischen 
V.  V,  21.  April  1749  heisst  es:  »Keinem  soll 
in  Zukunft  das  Heurathen  erlaubt  werden, 
er  habe  dann  zuvor  imter  Unserer  Feld- 
Miliz  oder  Landbataülons  gedient« ;  der 
Bürgerrecess  für  die  ehemalige  Reichsstadt 
Rotweil  vom  Jahre  1782  bestimmt  in  Art.  28 : 
»Zweitens  hat  der  um  die  Heirataerlaubnis 
Anhaltende  nachzuweisen:  ob  und  wie  er 
sich  zu  ernähren  imstande  sei.«  Man  suchte 
aber  die  Eheschliessung  des  armen  Mannes 
indirekt  auch  dadurch  zu  hemmen,  dass 
man  das  Erbauen  neuer  Tagelöhnerhäuser 
untersagte.  Noch  im  Sahie  1751  wurde, 
um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  in  Bayern 
befohlen,  alle  »ohne  churffirstlich-gnädigsten 
Consens  aufgebauten  Tagewerckshäuser« 
niederzureissen.^  Besonders  ausgebildet  war 
diese  beschränkende  Gesetzgebungim  Herzog- 
tum Württemberg.  Hier  kommen  in  Be- 
tracht die  Reskripte  bezw.  VV.  v,  24.  Mai 
1663,  22.  Januar  1712,  17.  Mai  1727.  3. 
Februar  1729,  23.  Januar  und  17.  November 
1735,  endlich  v.  20.  Oktober  1741.  Es  würde 
zu  weit  führen ,  auf  diese  Vorschriften, 
welche  mit  jedem  Erlass  strenger  wurden, 
genauer  einzugehen.  Nur  im  allgem^nen 
sei  bemerkt,  dass,  wfihrend  die  Gteset^bung 
bis  1712  nur  die  Bestinmiung  enthielt^  dass 
die  armen  Leute  auf  dem  lande  ermahnt 
werden  sollten,  ihre  Kinder  von  unzeitigen 
Heiraten  abzuhalten,  und  dass  der  Ehe- 
schliessung unbfflnittelter  Personen  ledighch 
auf  indirektem  Wege  durch  Erschwerung 
des  Erbauens  »neuer  SöldenhAuser«  (Tag- 


Siehe  Kämpfe  in  dem  Art.  „Bevölke- 
rung" im  Staatslexikon.  Hrsg.  im  Auftrage 
der  Görres-GeseUschaft  zur  Pflege  der  Wissen- 
achaften  im  katholischen  DeutachUmd  durch 
Adolf  Bmder  (Freibnrg  1889),  1.  Bd^  S.  1025. 

^  F.  Thudichnm  (s.  unter  Litteratur) 
S.  16  ft 

AnflAce.  II.  47 


Digitized  by  Google 


738  BevölkerungsweseD  (BevülkeniugslehTe  und  BevGlkraiing^itoUtik) 


löhner-Häuser)  entgegenzutreten  sei,   von  i 
1712 — 1735  die  Heiratserlaubnis  zuerst  von  | 
dem  Nachweis  religiöser  Ausbildung  und  i 
der  Fähigkeit,  eine  Familie  zu  ernähren,  ab- 
hängig gemacht,  später  aber  ganz  allgemein 
an  die  Erreichnng  des  2ä.  Lebensjahres  ge- 
knüpft win^e.*) 

Im  An&Dge  des  19.  Jahrhunderts  wurde 
diese  Gesetzgebung  in  den  meisten  Staaten 
beseitigt ;  speciell  in  Württembei^  durch 
General-Beskript  v.  1.  Oktober  1807.  Nur 
in  Bayern  hielt  man  an  den  alten  Beschrän- 
kungen fest;  man  entschloss  sich  hier  aber 
vorübergehend  zu  einigen  Erleichterungen, 
welche  durch  die  V.  v.  12.  Juh  1808  her- 
beigefOhrt  wurden. 

Indes  diese  freiere  Auffassung  hielt  in 
mehreren  Staaten  nicht  lange  an.  Man  be- 
obachtete mit  Sorge  das  starke  Anwachsen 
der  Bevölkerung,  besonders  der  unteren 
Schichten,  Malthussche  Ideeen  fanden  auch 
bei  uns  mehr  und  mehr  Eingang,  die  revo- 
lutionären Bewegungen  liesseri  die  vorhan- 
denen Besorgnisse  noch  anwachsen,  so  dass 
der  Uioister  Fürst  von  Oettingen-WaUerstein 
in  der  zweiten  bayerischen  Kammer  aus- 
drüc^ch  erklärte,  es  sei  notwendig,  »dass 
man  äxach.  die  Ersdiwerung  des  Heiratens 
der  Besitzlosen  den  Wog  zur  Bevolution 
TerschliesBen  müsse«.') 

So  wurde  zuerst  in  Württemberg  die 
im  Jahre  1807  geschaffene  Verehelichungs- 
freiheit  durch  das  Bürgerrechtsgesetz  t.  15. 
April  1828  wieder  in  etwas  eingeschränkt. 
Dieses  Gesetz  bestimmte,  dass  einer  orts- 
fremden Braut  die  Aufnahme  zu  verweigern 
sei,  wenn  dieselbe  wegen  gewisser  Ver- 
brechen oder  Vergehen  bestraft  oder  als 
»schlechter  Haushälter«  bekannt  sei.  Weit 
strengere  Vorschriften  aber  enthielt  das 
»revidierte  Gesetz  über  das  Gemeinde-, 
Bürger-  und  Beisitzrecht*  v.  4.  Dezember 
1833.  In  diesem  wird  verlangt,  dass  jeder 
Gemeindebüi^r  oder  Beisitzer  sich  vor 
seiner  Verehelichung  gegen  die  Gemeinde- 
obrigkeit über  einen  ^genügenden  Nahrungs- 
stand« auszuweisen  habe.  Es  heisst  in  Art. 
43 :  »der  Mangel  eines  solchen  Nahnings- 
standes  wird  als  vorhanden  angesehen : 
1.  bei  jedem,  der  weder  zur  Ausübung  einer 
freien  kunst  oder  Wissenschaft,  noch  zum 
selbständigen  Betriebe  der  Handlung,  eines 
Handwerk,  der  Landwirtschaft  oder  eines 
andCTen  für  den  Unterhalt  einer  Familie 
hinreichenden  Erwerbszweiges  persünhch 
befähigt  ist,  noch  ein  für  den  selbständigeu 


»)Thudichuni  a.  a.  0.  S.  18ff.  — 
Schttz,  Ueber  daa  Verehelichungs-  mid  Ueber- 
giedelungsrecht  mit  besonderer  ßflcksicht  auf 
Württemberg,  in  Ztschr.  f.  Staatsw.,  ö.  Bd. 
(184^  S.  25E 

Thudicham  a.  a.  0.  S.  66  Anm.  2. 


Unterhalt  hinreichendes  (nach  den  persön- 
j  liehen  imd  örtlichen  Verhältnissen  zu  be- 
j  messendes)  Vermögen  besitzt,  und  2.  bei 
jedem,  der  zur  Zeit  der  beabsichtigten  Ver- 
ehehchung  wegen  Vagierens,  Asotie  (Ver- 
schwendung, habituellen  Müssiggangs,  noto- 
rischen Hangs  zum  Trunk),  wegen  wieder- 
holten Betruges,  wiederholten  Diebstohls, 
oder  gewerbsmässigen  Betteins  in  gericht- 
Hcher  oder  pohzeilicher  Untersuchung  steht, 
oder  in  den  nächst  vorangegangenen  zwei 
Jahren  deshalb  gestraft  worden  ist,  oder  im 
Laufe  der  vorangegangenen  drei  Jahre  (den 
Fall  eines  vorüber|;ehenden,  unverschuldeten 
Unglücks,  z.  B.  eine  Kranldieit,  ausgenom- 
men) aus  öffentlichen  Kassen  Beiträge  zu 
seinem  Unterhalte  empfangen  hat,  oder  zur 
Zeit  der  beabsichtigten  Verehelichung  em- 
pfängtv.^)  Allein  em  späteres  Q.  v.  5.  Mai 
1852,  betreffend  die  Abänderung  einiger 
Bestimmungen  des  Bürgerrechtsgesets^  übw 
die  Verehelichungs-  und  Vehersiedelungsbe- 
fugnisse  der  Staatsgenossen ,  ging  nodi 
weiter.  Es  sollte  hinfort  nicht  mehr  ge- 
nügen, die  persönliche  Befähigung  zu  einem 
bestimmten  Erweibszweige  dansuthuu,  viel- 
mehr sollte  von  jetzt  an  der  Heiratslustige 
den  Nachweis  führen,  dass  sein  Gewerbe 
»einen  zum  Unterhalte  einer  Familie  zu- 
reichenden Ertrag«  liefere.  Femer  sollten 
diejenigen,  w^elche  eine  Ehe  eingehen  woll- 
ten, beweisen,  dass  sie  »die  zur  häuslichen 
Einrichtung  notwendigen  Gegenstände«', 
auch  die  »zum  Betriebe  notwendigen  Werk- 
zeuge« besässen  oder  doch  sicher  erwerben 
könnten,  endlich,  dass  sie  über  ein  schulden- 
freies Vermögen  von  150  fl.  (in  Gemeinden 
erster  Klasse  von  200  fl.)  verfügten.  Auf 
Verlangen  ist  der  Behörde  auch  darzul^n, 
^dass  und  wie  das  Vermögen  eigentümlich 
erworben«  sei.  Ausserdem  kann  nach  die- 
sem Gesetze  die  Heiratserlaubnis  versagt 
werden,  wenn  das  Prädikat,  d.  h.  der  Leu- 
mund ,  eines  Gemeindebüi^rs  oder  Bei- 
sitzers in  der  Art  mangelhaft  ist,  dass  mit 
Grund  angenommen  werden  kann,  derselbe 
werde  von  seinem  Vormögen  oder  Erwerbs- 
zweig nicht  den  den  Unterhalt  einer  Familie 
sicheniden  Gebrauch  machen  oder  es  werde 
ihm  an  dem  hierzu  nötigen  Vertrauen  im 
Verkehr  mit  anderen  fehlen.  Insbesondere 
soll  dies  der  Fall  sein  bei  jedem,  der  offen- 
kundig als  schlechter  Haushälter  zu  be- 
trachten ist  oder  wegen  gewisser  Vergehen 
oder  Verbrechen  wenige  Jahre  zuvor  be- 
straft worden  ist  etc.  Diese  Bestimmungen 
dürfen  auch  bei  dem  Vorhandensein  der 
bezeichneten  Pradika,tsmängel  auf  selten 
der  Braut  dann  Anwendung  finden,  wenn 


1)  Cf.  Bitze r  (s.  unter  Litteratnr)  8. 236 ff. 
—  Schttz  a.  ft.  0.  S.  Slfl  —  Thadiehnm 
a.  a.  0.  S.  Tlff. 
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die  Annahme  berechtigt  erscheint,  dass  sie 
auf  den  zu  gründenden  Hausstand  eine 
die  Zidänglichkeit  eines  geordneten  Nah- 
nmgsstandes  ausschliessende  Wirkung  fiben 
werden.^) 

In  Bayern  "waren,  -wie  wir  oben  bereits 
bemerkten,  durch  das  G.  v.  12.  Juli  1808 
gegenüber  deji  früheren  Beschränkungen 
einige  Erleichtenmgen  gewährt.  Diu:ch 
eine  V.  v.  17.  Mai  1818  aber,  -welche  den 
Gemeindebehörden  u.  a.  auch  die  Polizei- 
verwaltung übertnig  und  damit  aJlen  Ge- 
meinden die  BeT^nlligxmg  oder  Zunickwei- 
sung der  Ansässigmachungs-  und  Verehe- 
lichungsgesuche  der  Ortseinwohner  zuge- 
stand, wurde  die  Yerehelichuug  luid  An- 
sässigmadiung  von  neuem  erschwert.  Als 
die  Folgen  hiervon  in  einer  Abnahme  der 
Eheschliessung  und  in  einer  Zunahme  der 
unehelichen  Geburten  immer  ftlhlbarer  v>iit- 
den  %  kam  ein  neues  Gesetz  zu  stände 
(11.  September  1825),  welches  durch  aber- 
malige Erleichterungen  den  Zweck  verfolgte, 
»die  sittliche  und  büi^rliche  Wohlfahrt  der 
Staatseinwohner  durch  erleichterte  Begrün- 
dung eines  eigenen  Familienstandes«  mehr 
zu  befördern.  Indes  schon  unterm  1.  Juli 
1834  erschien  das  revidierte  Gesetz  über 
Ansassi^machung  und  Verehelichnng,  wel- 
ches die  Bedingungen  des  Gesetzes  von 
1825  wiederum  erheblich  veränderte  und 
vei^chftrfte.  Nach  diesem  revidierten  Gesetz 
soll  keinem  Staatsan^hnrigen  die  Yerehe- 
lichungserlaubnis  erteilt  werden,  wenn  er 
nicht  in  irgend  einer  Gemeinde  die  gesetz- 
lichen BedinguDgeu  der  Ansässigmachung 
erfiUlen  kann.  Erfüllt  er  dieselben,  dann 
darf  die  Erlaubnis  nur  verweigert  wei"den, 
wenn  »privat-  oder  kircheni-echtliche  Hin- 
demisse oder  ausserordentliche  Polizeirflck- 
sichten  eintreten«.  Die  Ansässigmachung 
war  aber  u.  a.  an  folgende  Bedingungen  ge- 
knüpft: In  Landgemeinden  war  dazu  erfor- 
derlich ein  schuldenfreier  Gnindbesitz  mit 
einem  Steuersimplum  von  1  fl.  30  Kr.  = 
900  fl.  Steuerkapital,  in  Wirklichkeit  = 
1200  fl.,  in  Städten  Gnind-  und  Häuserbe- 
sitz mit  3  resp.  5  fl.  Steuersimplum  oder 
Besitz  eines  ein  genügendes  Einkommen 
sichernden  realen  oder  radizierten  Gewerbes 
oder  einer  persönlichen  Gewerbekonzession, 
endlich  die  definitive  Anstellung  als  Staats-, 
Kirchen-  oder  Gemeindediener.  Bei  den 
übrigen  Beschäftigungen,  namentlich  bei 
Tagäohnarbeiten,  wurae  der  Nachweis  ebes 


Thudichnm  a.  a.  0.  S.  77ff.  — 
Bitzer  a.  a.  0.  S.  239f£. 

Cf.  Rivet,  Ueber  die  auaserehelichen 
GebnrteDj  insbesondere  in  Bayern,  im  j.Archir 
der  politischen  Oekonomie  nnd  Polizeiwissen- 
Khait"  hi8fir.  von  Bau  nnd  Hanflsen;  N.  F. 
1.  Bd.  (18^)  S.  Iii. 


»vollständig  und  nachhaltig  gesicherten 
Nahnmgsstandes«  gefordert;  treuen  {15 jäh- 
rigen) Dienstboten  und  ausgedienten  Sol- 
daten soD  bei  Konkurrenz  der  Vorzug  ge- 
w^ährt  werden.  Im  allgemeinen  wurde  die 
Ansässigmachung  noch  von  einem  »guten 
Leumund*,  vorschriftsmässigem  Schulunter- 
richt, auch  von  genossenem  Religionsunter- 
richt während  der  Sonntagsschulpflichtigkeit 
abhängig  gemacht.^) 

Nicht  uninteressant  ist  die  Entwickelung 
dieser  Gesetzgebung  im  ehemaligen  König- 
reich Hannover.  Ein  Reskript  des  Kabi- 
nettsministeriums V.  27.  Jidi  1827  bestimmt 
zunächst,  es  solle  kein  Pfarrer  eine  Trauung 
solcher  Personen,  die  unter  Amts-,  Magis- 
trats-, Patrimonial-,  Gerichtsobrigkeit  stän- 
den, vornehmen,  bevor  nicht  eine  Bescheini- 
gung der  betreffenden  Behörde  ihm  unter- 
breitet sei,  aus  welcher  erhelle,  dass  die  zu 
Kopulierenden  in  der  Gemeinde,  wo  sie  sich 
niederzulassen  gedenken,  angenommen  wer- 
den sollen.  Durch  Ausschreiben  der  K. 
Landdrostei  Hildesheim  v.  21,  Septembffl- 
1835  wird  diese  Verordnung  von  neuem 
eingeschärft.  Ein  weiteres  Ausschreiben 
derselben  I^anddrostei  v.  5.  Oktober  1840 
stellt  die  näheren  Bedingungen  fest,  unter 
denen  jene  Erlaubnis  zur  Niederlassung  von 
den  Obrigkeiten  erteilt  werden  darf.  Es 
müsse,  so  heisst  es  liier,  als  Regel  ange- 
nommen werden,  dass  dei:gleichen  Leute 
fähig  seien,  sich  und  eine  Familie  zu  ernäh- 
ren, 1.  wenn  sie  gehörig  arbeitsfähig  seien, 
2.  wenn  das  Gewerbe,  wovon  sie  sich  und 
eine  Familie  erhalten  wollten,  in  dem  Orte 
ihrer  Niederlassung  nicht  schon  zu  sehr 
überfüllt  sei,  3.  wenn  sie  bisher  eine  spar- 
same Lebensweise  geführt  hätten,  4.  wenn 
sie  mit  demjenigen,  was  zur  ersten  häus- 
lichen Einrichtung  ihres  Standes  und  was 
zur  Betreibung  ihres  Gewerbes  gehöre,  ver- 
sehen seien  und  5.  wenn  sie  eine  Wohnimg 
gefunden  hätten.  Indem  diese  Grundsätze 
den  Obrigkeiten  zur  Beachtung  voi-gezeieh- 
net  wurden,  wurde  gleichzeitig  bemerkt, 
dass  das  Vorhandensein  besonderer  Um- 
stände ein  Abweichen  von  denselben  ge- 
statte. 2) 

Genug  der  Einzelheiten!  Es  würde  zu 
weit  führen,  wollten  wir  in  gleicher  Weise 
all  der  Staaten  gedenken,  welche  zu  einer 
derartig  beschränkenden  Gesetzgebung  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  gelangt  sind. 
Wir  bemerken  nur  kurz,  dass  mehr  oder 
minder  in  dieselben  Bahnen  die  Gesetz- 
gebungen des  Qrossherzogtums  Baden  (G. 
V.  31.  Dezember  1831),  des  Fürstentums 
Schwarzburg-Sondershausen  (G.  v. 


')  Thndichum  a.  a.  0.  S.  66ff.  — 
Bitzer  a.  a.  0.  S.  197ff. 

>)  Bitzer  a.  a.  0.  S.  223ff. 
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19.  Februar  1833),  des  Grossherzogtums 
Sacbsea-Weimar  (0.  t.  11.  Ajiril  1Ö33), 
des  Herzogtums  Sachsen-Altenfaurg 
(G.  T.  9.  August  1833),  des  Knrfflrstentums 
H  e  s  s  e  n  (G.  V.  23.  Oktober  1834),  des  Herzog- 
tums Sachsen-Coburg  (Q.  v.  12.  August 
1835)  und  des  Orossherzogtums  Hessen 
(G.  V.  6.  Juli  1847)  eingelenkt  sind.  Keine 
Beschränkungen  des  Vereheli- 
chungsrechts  bestandeu  in  Preus- 
sen,  in  der  bayerischen  Rheinpfalz, 
im  Königreich  Sachsen,  in  Schles- 
wig-Holstein etc. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  in  eine  Kritik 
dieser  aus  Furcht  vor  drohender  Ueben'ölke- 
rung  entstandenen  Gesetzgebung  einzutreten ; 
dass  dieselbe  in  etwas  ihren  Zveck  erreichte, 
kann  kaum  bestritten  werden.  Die  Zahl  der 
l^eschUessungen  war  in  den  Ländern  mit 
Ehebeschränkungen  eine  kleinere  als  in 
jenen  Staaten,  welche  sich  einer  freieren 
Gesetzgebung  erfreuten  Aber  andere 
schwerwiegende  Üebelstände  (Konkubinat, 
grosse  Zahl  unehelicher  Geburten)  traten  im 
Gefolge  jener  Beschränkungen  auf  mid 
mussten  allmählich  zu  einer  Beseitigung  der 
hemmenden  Bestimmungen  mit  zwmgender 
Notwendigkeit  führen. 

Freilidi  hat  diese  Reform  lange  auf  sich 
warten  lassen;  sie  ist  erst  allgemein  zum 
Durchbruch  gekommen  durch  das  Bundes- 
eesetz  vom  4.  Mal  1868,  betreffend  die  Auf- 
nebmig  der  polizeilidien  Beschränkungen 
der  Eheschliessung.  Der  §  1  dieses  Gesetzes 
lautet :  »BundesangehOrige  bedürfen  zur 
Eingehung  einer  Ehe  oder  zu  der  damit 
verbimdenen  Gründung  eines  eigenen  Haus- 
haltes weder  Ae&  Besitzes,  noch  des  Er- 
werbes ein«:  GemeindeangehOiigkeit  (Ge- 
meindemitgliedschaft) oder  des  Einwohner- 
rechts, noch  der  Genehmigung  der  Gemeinde 
(Gutsherrsohaft)  oder  des  Armenrerbandes, 
noch  einer  obrigkeitlidien  Erlaubnis.  Ins- 
besondere darf  die  Befugnis  zur  Verehe- 
lichune  nidit  beschränkt  werden  weg^n 
Mangels  eines  bestimmten,  die  Grossjälirig- 
keit  übersteigenden  Alters  oder  des  Nach- 
weises einer  Wohnung,  eines  hinreichenden 
Vermögens  oder  Erwerbes,  w^egen  erlittener 
Bestrafung,  bösen  Rufes,  vorhandener  oder 
zu  befürchtender  Verarmung,  bezogener 
Unterstützung  oder  aus  anderen  polizeilichen 
Gründen.  Auch  darf  von  der  ortsfremden 
Braut  ein  Zuzugsgeld  oder  eine  sonstige 
Abgabe  nicht  erhoben  werden.«  Die  für 
Beamte  imd  Militäipersoneu  bestehenden 
Beschränkungen  sind  jedoch  durch  diese 
Bestimmungen  nicht  berührt  worden.  Dieses 
für  den  Norddeutschen  Bund  gegebene  Gesetz 
gilt  nidit  in  Bayern  und  Elsass-Lothhogen. 


>)  Thndichnm  a.  a.  0.  S.  181/122. 


I  In  Elsass- Lothringen  und  der  Imyetischen 
!  Pfalz  besteht  aber  infolge  der  dort  gelten- 
j  den  franzGsisclwn  Gesetzgebung  gleichfalls 
|der  Grundsalz  der  Ver^eUchungs&eiheit. 
iFür  das  rechtsrheinische  Bayern  kommen 
I  die  Bestimmungen  des  Tit.  II  des  G.  v.  16. 
I  April  1868  über  Heimat,  Tereheli(^uDg  und 
I  Aufenthalt  und  die  zu  diesem  Gesetze  er^ 
[lassenen  Novellen  vom  20.  Februar  1872 
j  und  24.  April  1884  in  Betracht.  Nach  den 
!  hier  gegebenen  Vorschriften  darf  eine  Ver- 
I  ehelichung  nur  auf  Grund  eines  von  der 
.  Distriktsverwaltungsbehörde  ausgestellten 
j  Zeugnisses  stattfinden.  Vor  Ai^tellung  dieses 
j  Zeugnisses  kann  die  Heimatgemeinde  des 
!  Mannes  aus  gesetzlich  bestimmten  Gründen 
I  gegen  die  Eheschliessung  "Widerspruch  er- 
I  beben.  Dies  kann  insonderheit  dann  geschehen, 
j  wenn  der  künftige  Gatte  in  den  unmittel- 
I  bar  vorhergehenden  drei  Jahren  öffent- 
I  liehe  Armenunterstützung  begehrt  oder  er- 
'  halten  hat  und  wenn  imd  solange  der  Mann 
j  oder  die  Braut  sich  mit  den  ihnen  der  Ge- 
!  meindekasse  oder  Armenkasse  der  Heimats- 
gemeinde obhegenden  Leistungen  im  Rück- 
stände befinden  (Art.  36  des  G.  v.  16.  April 
1868).  Von  diesen  Beschränkungen  aber 
abgesehen,  herrscht  in  Deutschluid  nunmehr 
vollständig  Ehefreiheit.  — 

Auch  mOesterreich  bestand  zeitweise 
aus  den  gleichen  Gründen  wie  in  Deutsch- 
land der  pohtische  Ehekonsens.  In  den 
Jahren  1765  und  1766  wurden  zwar  die 
Ehebeschränkimgen,  welche  einige  Jahrzehnte 
zuvor  u.  a.  in  Oberösterreich  und  Nieder^ 
Österreich  eingeführt  waren,  aus  pm>u]atio- 
nistischeu  Gründen  (cf.  oben  S.  721/^;  J.  t. 
Sonnenfels!)  aufgehoben,  allein  später,  vom 
Jahre  1820  ab,  trat  jene  hemmende  Gesetz- 
gebung in  den  einzelnen  Ländern  vi^er 
mehr  und  mehr  in  Kraft  Im  Jahre  1868 
ei'folgte  dfuin,  ebenso  wie  in  Deutschland, 
die  ^zliche  Aufhebung  des  Ehekonsenses 
in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Ober^  imd 
NiederOsterreidi,  Steiermark  und  Kärnten, 
sowie  in  den  Übrigen  Kronländern,  in 
welchen  derselbe  eingeführt  war;  nur  in 
Tirol  und  Vorarlberg  besteht  derselbe  noch 
heute  zu  Recht.  ^)  — 

In  einigen  Kantonen  der  Schweiz  hat 
es  ebenfalls  und  zum  Teil  sehi*  weitgehende 
Ehebeschränkungen  gegeben ,  so  z.  B.  in 
Luzern  und  ünterwaluen  ob  dem  Wald. 
In  dem  letztgenannten  Kanton  wurden  so- 
gar die  Kinder  derer,  welche  jemals  Armen- 
unterstützung bezogen  hatten,  nicht  zum 
Heiraten  zugelassen,  es  sei  denn,  dass  diese 
den  Nachweis  fühi«n  konnten,   dass  sie 


*)  Siehe  Art.  jßeTölkenmg*'  im  Staats- 
lexikon,  hsg.  von  der  OarreB-Gesellschaft  etc.  I, 
S.  1026  äri027. 


Digitized  by  Google 


BeviUkenuigswesen  (Bevdlkerungslehre  imd  Bev&lkeruDgspolitik)  741 


noch  Eltern  und  Geschwister  ans  eigenem 
Tea^ienst  unterstützt  hatten.^)  — 

Alle  diese  Gesetze  sind  zurflekziifflhren 
auf  eine  UebervGlkemn^furcht ,  welche 
durch  das  Malthnasche  werk  weit  ver- 
breitet war.  Wie  man  äch  einst  bemnhte, 
die  YolksTermehrung  zu  befördern,  so  suchte 
man  sie  jetzt,  besonders  in  den  unteren 
Volksklassen,  zn  hemmen. 

V.  Die  Gegner  der  HalthnBBChen  I 
Lehre. 

^des  die  l^thussche  Theorie  blieb 
keineswegs  unwidersprochen.   Wie  sie  auf 
der  einen  Seite  begeisterte  Anhänger  fand, 
so  erwuchsen  ihr  auf  der  anderen  Seite 
entschiedene    Gegner,    welche    die  von 
Kalthus  aufgestellten  Behauptungen  bald 
aus  diesen,  bald  aus  jenen  Gründen  oft  mit 
Leidenschaft  bekämpfteu .  Wir  unterscheiden 
im  nachfolgenden  rirei  Grupi)en  von  Wider-  j 
sachero:  1.  die  Sozialisten  (sub  11),  2.  die' 
Optimisten  (sub  12),  3.  die  von  naturwissen-  [ 
scbaftlichen  Gesiciitspunkten  ausgehenden 
Gegner  (sub  13).  | 

11.  Die  Sozialisten.  ^  Da  die  Sozialisten  | 
davon   ausgehen ,   dass  das   vielgestaltige  I 
Elend  unserer  wie  der  früheren  Zeit  auf 
die  verkehrten,  schlechten  und  ungerechten 
£inriditungeu  der  Staats-  und  Gesellschafts- 
ordnung zurückzuführen  sei,  dass  aber  all 
die  maunigfaclien  Uebelstände  beseitigt  sein  j 
würdffl ,  sobald  nur  die  Gesellschaft  nach ' 
ihrem  Allen  glückverheissenden  Plane  or-  j 
ganisiert  werde,  konnten  sie  ein  Hindernis' 
des  menschU(dien  Glückes,  welches  in  der 
Menscfaennatur  selbst  liegt,  daher  immer 
und  überall  sich  geltend  machen  muss, 
nicht  anerkennen.')  »Durch  die  Malthussche 
Theorie«,  sagt  Friedrich  Engels,  »haben 
wir  die  tiefste  Erniedrigung  der  Mensch- 
heit, ihre  Abhängigkeit  vom  Konkurrenz- 
verhältnisse kennen  gelernt ;  sie  hat  uns 
gezeigt,  wie  in  letzter  Instanz  das  Privat- 
eigentum  den  Menschen   zu  einer  Ware 
gemacht  hat,  deren  Erzeugung  und  Vernich- 
tung auch  nur  von  der  Nachfrage  abhängt ;  wie  i 
das  System  der  Konkurrenz  dadurch  Mil- 
lionen von  Menschen  geschlachtet  hat  und 
täglich  schlachtet ;  das  alles  haben  wir  ge- 
tiehen  und  das  alles  treibt  uns  zur  Auf- 
hebung dieser  Erniedrigung  der  Menschheit 
durch  die  Aufhebung  des  Privateigentums, 
der  Konkurrenz  und  der  entgegengesetzten 
Interessen«.  *)     Im    sozialistischen   Staate  | 


^)  Thndichum  a.  a.  0.  S.  29  Anm.  1.  | 

*)  Ich  verweise  hier  ganz  speciell  auf  die 
hübsche,  Qbersicbtliche  L'ntersnchnng  H.  Soet-I 
beers  (s.  nnter  Litteratur). 

')  Cf.  Platter,  Karl  Marx  und  Malthus  I 
in  den  Jahrb.  f.  Nat  n.  Stat.  Bd.  29  (1877)  S.  323.  | 

*)  Fr.  Engels,  Umrisse  einer  Kritik  der  i 


giebt  es  keine  Bevölkerungsfrage,  das  Schreck- 
gespenst der  Uebervölkerung  findet  nur  eine 
Stätte  in  der  verkehrten  auf  den  Konkurrenz- 
kampf gegründeten  sozialen  Welt  So  we- 
nigstens clachte  und  denkt  die  grosse  Mehr- 
zahl der  Sozialisten.^)  — 

Bemüht  die  Ansichten  eines  Sozialisten 
William  Godwin  (s.  d.)  —  1756—1836 
—  zu  widerlegen,  sciirieb  Malthus  seinen 
»Versuch  über  die  Bevölkenmg«.  Godwin 
hatte  im  Jahre  1793  ein  Werk  veröffentlicht 
unter  dem  Titel  »An  enquiry  oonceming 
political  justice,  and  its  influence  on  generai 
virtue  and  happiness«  ^) ;  diese  Sch^^ft ,  vor 
allem  aber  Godwins  spätere  Untersuchimg 
»The  Enquirer«^)  veranlasste  Malthus,  die 
in  diesen  beiden  Werken  vertretenen  weit>- 
gehenden  optimistischen  Ansichten  zu  be- 
kämpfen. Godwin  hatte  behauptet,  dass  die 
eigentliche  Schuld  an  allen  Leiden  auf  die 
!  Mangelhaftigkeit  der  menschUchen  Einrich- 
tungen und  auf  die  Schlechtigkeit  der 
!  Regierungen  zurückzuführen  sei.  Indem  er 
die  von  ihm  erstrebte  gerechte  sozialistische 
Gesellschaft  schildert,  bemerkt  er,  dass  die 
Gefahr  einer  Uebervölkerung  hier  nicht  be- 
stände. Die  Bevölkenmg  könne  Myriaden 
von  Jahrhunderten  wachsen,  und  die  Erde 
werde  ihr  den  Unterhalt  nicht  verweigern. 
Gegen  diese  Auffassung  nun  wendet  sich 
Malthus.  Das  von  Godwin  geschilderte 
Gleichheitssystem  sei  auf  den  ersten  Blick 
das  schönste  und  anziehendste,  welches  je- 
mals ersonnen  worden  sei.  Die  Ersetzung 
der  Selbstsucht  durch  das  Wohlwollen  au 
Haupttriebfeder  und  bewegendes  Princip 
der  Gesellschaft  scheine  ein  Ziel,  das  man 
nur  aufs  innigste  wünschen  könne.  Kurz, 
es  sei  unmöglich,  dieses  schöne  Gemälde 
ohne  Freude  und  Bewunderung  und  ohne 
eine  brennende  Seimsucht  nach  der  Zeit, 
wo  es  sich  erfüllen  solle,  zu  betrachten. 
»But  alas!«,  so  fährt  Malthus  fort,  »that 
moment  can  never  arrive.  The  wnole  is 
little  better  tfaan  a  dream  —  a  fdiantom  o£ 
the  imagination.  These  »goi^eous  palaces« 
of  happiness  and  immortality,  these  »solemn 
temples«  of  truth  and  virtue,  will  dissolve 
»like  the  baseless  &bric  of  a  vision«  when 
we  awaken  to  real  life,  and  contemplate  the 
genuine  Situation  of  man  on  earth.'')«  Mal- 
thus betont  nun  seinerseits  die  Selbstver- 

Nationalökonomie  in  den  „Deutsch-französischen 
Jahrbüchern",  hsg.  von  Arnold  Bnge  und  Karl 
Man.  1.  n.  2.  Lfg.  (Paris  1844)  8.  110. 

^}  Einige  Sozialisten  erkennen  das  Malthui- 
Bche  BeTÖlkemngsgesetz  im  wesentlichen  an; 
bez.  dieser  s.  nnten  S.  745  ff. 

2  Tols.  3  ed.  London  1797. 
*)  Tbe  Enquirer:  reflections  on  edncation, 
maoners  and  litteratnre,  in  a  seriei  of  euays. 
London  1797. 

*}  Malthus  a.  a.  0.  S.  272. 


Digilized  by  Google 


742  BevOlkeniogsweseo  (Bovölkenmgsleiire  wnd  BeTr>lkenuigsi>olitik) 


antwortlichieit  des  einzelnen  und  entwickelt 
sein,  Bevölkerungsgesetz,  nach  welchem  sich 
Not  und  Elend,  ganz  unabhängig  von  den 
Formen  der  Regierung,  lediglich  infolge  des 
Missverhältnisses  zwischen  der  Zunahme 
der  Bevölkerung  und  Vermehnmg  der  Nali- 
rungsmittel  einstelle.  —  Godwin  sucht  dann 
in  einer  späteren  Schrift  »On  population«  ^) 
die  Malthusschen  Sätze  als  unrichtig  zu- 
rückzuweisen. Er  nimmt  dabei  das  damals 
zuverlässigste  statistische  Material  zu  Hilfe, 
welches  Schweden  liefei"te.  Er  behauptet, 
dass  die  gebärfähigen  Frauen  nur  deu  fünf- 
ten Teil  der  Beviilkening  ausmachten  und 
dass  durchschnittlich  auf  eine  Ehe  vier 
Kinder  entfielen.  Eine  Verdoppelung  der 
Bevölkerung  sei  hfichstens  unter  besonders 
günstigen  Umständen  in  100  Jaliren  mög- 
lich, für  eine  solclie  langsamere  Vermehi-ung 
sei  aber  der  erforderliche  Unterhalt  un- 
schwer zu  bescliaffen.  Allein  eine  bestün- 
dige Zunahme  auch  in  dieser  Art  sei  füi- 
die  Zukunft  ebensowenig  zu  erwarten.,  wie 
eine  solche  für  die  Vei^ngenbeit  nicht 
nachweisbu  sei.  —  Es  braucht  kaum  aus- 
drücklich vermerkt  zu  werden,  dass  von 
einer  wirklichen  Widerlegung  der  Malthus- 
schen Iishre  dui-ch  Godwin  nicht  gesprochen 
werden  kanu.^) 

Unter  den  franzTjiüächen  Sozialisten  haben 
vor  allem  Charles  Fourier  (s.  d.)  — 
1772—1839  —  und  Pierre  Joseph 
Proudhon  (s.  d.)  —  1809—1860  —  Jlal- 
thus  bekämpft. 

Ei-sterer  ist  der  Ansicht, dass  die 
Furcht  vor  Uebervolkening  sofort  schwin- 
den müsse,  wenn  sich  nur  erst  die  Men- 
schen zu  den  von  ihm  beschiiebenen  Wohn- 
und  Wirtscliaftsgemeinschaft«n  (Phalangen) 
vereinigt  hätten.  Auf  der  einen  Seite  wüi-de 
dann  die  I*roduktion  um  bedeutendes  an- 
wachsen, auf  der  anderen  Seite  würden  in 
der  societären  Geraeinschaft  vier  Hemmnisse 
einer  zu  starken  Vermehrung  von  selbst 
entgegenwirken.  Diese  seien:  1.  la  vigiieur 
des  femmes,  2.  le  regime  gastrosojibique, 
3.  les  moeure  plianerogames ,  4.  l'exerciee 
integral.  *)  Starke  und  gesunde  Frauen  seien 
minder   fruchtbar,   gute  Kahrung  wüj-de 


On  popiilati<»i ;  being  an  enqniry  coacer- 
ning  the  power  of  increafle  in  the  nnmbers  of 
mankind.  London  1820.  Mir  lag  nur  eine 
finnsCsische  Uebersetzung  vor  n.  d.  T.:  Recher- 
ches  Bur  la  population  et  sur  la  faculte  d'ac- 
CToiBsement  de  l'esp^ce  humaine  etc.,  traduit 
de  l'anglais  par  F.-S.  Constaacio.  2  vols. 
Paris  1821. 

_  ■)  Vgl.  auch  H.  See t beer  a.  a.  0.  S.  18 ff. 
*)  Ct.  Le  nouveau  inonde'  industriel.   2  v. 
Braxelles   1840 ,   vor   allem   den   Abschnitt : 
„L'^quilibre  de  population",  a.  a.  0.  II,  S. 
158  ff. 

*)  a.  a.  0.  n,  S.  161. 


ebenfalls  eine  Abnahme  der  Empfängnisse 
bewirken;  die  ^phanerogameu«  Sitten  wür- 
den nicht  minder  zu  einer  VeiTingening  der 
Geburtenziffer  beitragen.  Diese  Sitten  be- 
nihen  auf  der  freien  Liebe.  In  der  grossen, 
von  Fourier  geplanten  kasernierten  Produk- 
tivgenosseuscnaft  sind  alle  geschlechtlichen 
Verbindungen  auf  freie  Neigung  gegründet 
und  auf  die  leichteste  Weise  auuüsbar.  Eine 
jede  Frau  darf  gleichzeitig  einen  epoux, 
einen  geniteur,  emen  favori  und  beliebig 
viele  amants  besitzen;  und  —  *la  pliualite 
d'amans  est  evideminent  xm  obstacle  ä  la 
fecondite.'^  Endlich  würden  durch  eine 
gleichmässige  gj'mnastische  Ausbildung  des 
ganzen  Körpers  die  Geschleditsorgane  lang- 
samer und  somit  später  zur  Eotwickelung 
gelangen.  («Si  l'exerciee  corpore!  est  inte- 
gral, ötendu  a  toutes  les  jiarties  du  corps 
alteniativement  et  proportionnement,  les 
parties  gr>intales  sont  developpC'es  plus 
tard<^.)2)  — 

Proudhon  behandelt  die  Bevölkerungs- 
frage im  Kapitel  XIII  seines  Werkes :  »Sj-s- 
tc>me  des  contradictions  t^nomimies,  ou 
Philosophie  de  la  mist''Pe,<  Wohin,  so 
tragt  er,  sei  die  politische  üpkonomie  ge- 
kommen ?  Yermehningder  Bevölkerung  nach 
einer  geometrischen  Frogre^ion,  Zuwachs 
der  Xahrungsmittel  nach  einer  arithmeti- 
sclien  Frogi-esaiou :  dieser  Lehrsatz  stünde 
bei  deu  Oekonomen  so  fest  wie  ii^nd  einer 
in  der  Algebra.  :.D'un  mot,  IV-conomie  po- 
litiipie  a  pi-onoiici'-  l'an-Ot  de  mort  de  I'hu- 
mauiti!',  condanine  la  Piwidence,  di'montre 
Ferreur  de  la  necessit*'-,  flC'tri  la  iiature. 
Voilä  ce  i^ue  ina  raison  me  force  d'avouer, 
ce  gue  mes  seiis  rae  font  voir,  toucher, 
sentii-,  Tout  ce  t^non  essaie  de  me  dire 
pour  adoueir  ma  peine  ne  sert  qu'ä  la  rendre 
l>lus  poignante ;  et  ma  drsolation  i-enalt  plus 
profonde  de  toutes  les  raisons  imaginees 
pour  Ja  vaincre.  Ou  bien  Teconoraie  poU- 
tiijue  a  caJoranie;  et  coninent  lY'tablirV  oü 
trouver  des  argumeuts  qui  la  rofutent,  quand 
la  loi  des  nombres  la  justifie?  des  tömoigna- 
ges  qui  la  dC'menteiit,  quand  les  faits  sont 
pour  elleV«.  Und  dennoch  will  Proudhon 
eine  letzte  Analj'se  versuchen,  und  er  thut 
dies,  indem  er  zunächst  nachzuweisen  sucht, 
dass  das  Elend  im  Zustande  der  Civilisation 
ausschliesslich  aus  dem  Ökonomischen  Wider- 
streit entspringe,  vie  es  ehedem  auf  niede- 
ren Kulturstufen  von  der  Faulheit  des  Meu- 


')  ft.  a.  0.  II,  S.  162. 

^)  a.  a.  0.  II,  S.  163. 

'}  2  Bde.  Paris  1846.  Cf.  IL  Bd.  S.  397. 
Von  dieser  Sclirift  Hegt  eine  Uebersetzung  vor 
von  Karl  Griin,  Philosophie  der  Staatsllko- 
nomie  oder  Notwendigkeit  des  Elends.  2  Bde. 
Darmstadt  1847. 

*)  a.  a.  0.  II.  S.  414.410. 
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sehen  herrühre.  In  einer  »soci^t^  r^guli^re« 
sei  der  FftuperismuB  nicht  mehr  zu  filrchten ; 
die  einzig  Frage  sei  hier:  >Quelle  est  la 
loi  d'efiudibre  entre  la  population  et  le 
globe?* ')  Weil,  so  bemerkt  Proudhon,  das 
Problem  der  Bevölkerung  von  den  Oeko- 
nomen  als  Frage  des  VerMltnisses  zwisdien 
den  Menschen  und  den  Lebensmitteln  ge- 
stellt worden  war,  so  konnte  die  LOsuns 
nicht  zweifelhaft  sein:  sie  war  der  Tod. 
Was  sa^  aber  dagegen  i^e  soziale  Oekono- 
mie,  die  wahrh^e  Ökonomische  Wissen- 
schaft? I^ss  jeder  Organismus  sein  Gleich- 
gewicht in  sich  selbst  finden  muss  und 
nicht  niltig  haben  soll,  gegen  die  Anarchie 
seiner  Elemente  Yorkehrungen  oder  Mass- 
nahmen der  Untei-drQckung  zu  treffen. 
Ijöst  eure  Widersprüche,  ruft  sie  uns  zu, 
stellt  das  Yerhältnia  der  Werte  her,  sucht 
das  Gresetz  des  Tausches,  welches  die  Ge- 
rechtigkeit selbst  ist :  so  habt  ihr  sofort  den 
Wohlstand  und  infolge  dieses  Wohlstandes 
ein  höheres  Gesetz,  (üe  Harmonie  zwischen 
der  Erde  und  der  Menschheit.  —  In  dem 
Konflikte  zwischen  dem  Anwachsen  der  Be- 
völkerung und  den  Grenzen  der  Erde  er- 
kennt Proudhon  ein  Hemmnis,  welches  der 
zukünftigen  sozialen  Organisation  innewohnt 
und  frei  von  jedem  Zwange  aus  dem  vollen 
und  freien  Gebrauche  unserer  Fähigkeiten 
entspringt.  Dieses  Hindernis  beruht  in  der 
unaufhörlichen  Erschwenmg  der  Arbeit  und 
damit  gleichzeitig  in  der  Schwächung  der 
Zeugungskraft.  «La  chastete  est  compagne 
du  travail ;  la  molesse  est  l'attribut  de 
rinertie.  Les  hommes  de  m§ditation,  les 
penseurs  6nei^ques,  tous  ces  grands  tra- 
vailleurs,  sont  de  capa(»t6  mädiocre  au  Ser- 
vice de  l'amour  Or,  si  c'est  une  loi 

de  nöcessitö  que  nous  devenions  au  travail 
toujouis  meilleurs  que  nos  peres,  il  est 
d'uoe  n('cessit6  egale  qu  'aux  jeux  de  l'a- 
mour nous  ayons  toujoiurs  moins  de  vail- 
lance«.  ^)  Die  Vermehrung  und  Veredelung 
der  Arbeit  führt  zur  Veredelung  der  Liebe, 
zur  Abnahme  der  Zeugung,  und  —  die  Be- 
Tölkenmgsfrage  ist  gelöst.  — 

Unter  den  deutschen  Sozialisten  hat  zu- 
erst Friedrich  Engels  (s.  d.)  —  1820 
— 1895  —  zu  der  Malthusscnen  Theorie  in 
dem  ohea  S.741,  Sp.  1  Anm.  4  erwähnten  Auf- 
satze Stellung  genommen.  Er  bezeichnet 
die  Lehre  als  eine  »infame,  niederträchtige 
Doktrin«,  als  eine  »scheussliche  Blasphemie 
gegen  die  Natur  und  Menschheit«.  »Hier 
haben  wir  endlich«,  so  schreibt  er  wörtlich, 
>die  Unsittlichkeit  des  Oekonomen  auf  die 
höchste  Spitze  gebracht  Was  sind  alle 
Kriege  und  Scfirecken  des  Monopolsystems 


^)  a.  a.  0.  n,  S.  442. 
')  a.  a.  0.  II,  S.  443. 
')  a.  a.  0.  n,  S.  47Ö. 


gegen  diese  Theorie?  Und  gerade  sie  ist 
der  Schlussstein  des  liberalen  Systems  der 
Handelsfreiheit,  dessen  Sturz  den  des  ganzen 
Gebäudes  nach  sich  zieht.  Denn  ist  die 
Konkurrenz  hier  als  die  Ursache  des  Elends, 
der  Armut,  des  Verbrechens  nachgewiesen, 
wer  will  ihr  dann  noch  das  Wort  zu  reden 
wagen?«  ^)  Er  vemidite  den  Widerspruch, 
auf  den  Malthus  aufmerlraam  gemacht  habe, 
einfEich  dadurch,  dass  er  ihn  aufhebe.  Mit 
der  Veisdmi^uDg  der  jetzt  entg^nge- 
setzten  Interesse  verschwinde  der  Gegen- 
satz zwischen  Ueberrölkenmg  hier  und 
Ueberreichtum  dort,  verschwinde  das  wun- 
derbare Faktum,  dass  eine  Nation  vor  eitel 
Reichtum  und  Ueberfluss  Terhungem  müsse ; 
verschwinde  die  wahnsinnige  Behauptung, 
dass  die  Erde  nicht  die  Kraft  habe,  die 
Menschen  zu  ernähren.  ^)  Man  ändere  nur  die 
gegenwärtige  Wirtschafteordnung ;  das  allein 
sei  erforderlich.  Denn  die  Thateache  stünde 
fest,  dass  jeder  Erwachsene  mehr  produziere, 
als  er  selbst  verzehren  könne,  und  Kinder 
seien  wie  Bäume,  welche  die  auf  sie  ver- 
wandteArbeit  überreichlich  wieder  erstatteten. 

Karl  Marx  (s.  d.)  —  1818—1883  — 
berührte  das  Bevölkerungsproblem  verschie- 
dentlich in  seinem  Hauptwerk  »das 
Kapital«.  ^)*)  Die  Arbeiterbevölkei'ung,  so 
führt  er  aus,  produziere  mit  der  durch 
sie  selbst  produzierten  Akkumulation  des 
Kapitals  in  wachsendem  Umfange  die  Mittel 
ihrer  eigenen  relativen  Ueberzähligmachung. 
Dies  sei  ein  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise eigentümliches  Popula- 
tionsg[esetz,  wie  in  der  That  jede  besondere 
historische  Produktionsweise  ihre  besonde- 
ren, historisch  gültisfen  Populations^setze 
habe.  Ein  abstraktes  ropulations- 
gesetz  existiere  nur  für  Pflanze 
und  Tier,  soweit  der  Mensch  nicht 
geschichtlich  eingreife.^)  Marxgiebt 
wie  Malthus  eine  beständige  Uebervölkerung 
in  den  unteren  Klassen  und  das  durch  sie 
erzeugte  Elend  zu,  führt  aber  diese  Ueber- 
völkerung auf  die  gegenwärtige  Art  der 
Produktion  zurück.  SpecieU  gegen  Malthus 
gewendet,  bemerkt  er:  »Es  war  natürlich 
weit  bequemer  und  den  Interessen  der  herr- 
schenden Kla^n,  die  Malthus  echt  pfi^sch 
Uolatrisiert,  viel  entsprechender,  diese  »Ueher 
völkerung«  aus  den  ewigen  Gesetzen  der 


^]  In   dem   genannten   Aufsatz    in  den 
j.deutsch-französischen  Jahrbüchern"  S.  107. 
«)  a.  a.  0.  S.  109. 

^)  Das  Kapital.  Kritik  der  politischen 
Oekoaomie.  3  Bde.  Ich  citiere  den  1.  Bd.  nach 
der  3.  Aufl.  (Haraburff  1883) ;  2.  Bd.  hsg.  von 
Engels  (Hamburg  1885) ;  3.  Bd.  in  zwei  Teilen, 
hsg.  von  Engels  (Hambnrg  18941. 

*)  Vgl.  auch  die  oben  S.  741,  Sp.  1,  Anm.  3 
genannte  Arbeit  von  Platter. 
Marx  a.  a.  0.  I,  S.  648. 
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Natur  als  aus  den  nur  historischen  Natur- 
gesetzen der  kapitalistischen  Produktion  zu 
erklären.«  ^)  Marx  scheint  dabei  auch  der 
Ansiclit  gewesen  zu  sein,  welche  wir  oben 
bei  Fourier  bereits  kennen  gelernt  haben, 
dasB  mangelhafte  Nahrung  zu  einer  Steige- 
pungder  Fruchtbarkeit  führe.  Er  sagt:  »In 
der  That  steht  nicht  nur  die  Masse  der  Ue- 
burten  und  Todesfälle,  sondern  die  absolute 
Grösse  der  Familien  in  umgekehrtem  Ver- 
hältnis zur  Höhe  des  Arbeitslohns,  also  znr 
Masse  der  Lebensmittel,  worflber  die  ver- 
sdiiedenen  Arbeiterkate^rieen  verfrigen. 
Dies  Gesetz  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
klAn^  unsinnig  unter  Wilden  oder  selbst 
civilisierten  Kolonisten.  Es  erinnert  an  die 
massenhafte  Beprodnktion  individuell 
schwacher  und  \iel  gehetzter  Tierarten.«  -) 
So  kann  auch  nach  Marx  nur  die  Umge- 
staltung der  Oesellschaft  das  Elend  aus  der 
Welt  schaffen,  welches  aus  der  starken 
VolksTermehmng  entspringt. 

Wir  sehen  davon  ab,  die  Ansichten,  welche 
Ferdinand  Lassalle-'')  (s.  d.)  —  1825— 
1864  —  und  Karl  Rodbertus*)  (s.  d.)  — 
1805 — 1875  —  iUjer  unseren  Gegenstand 
entwickelt  haben,  hier  zu  besprechen;  auch 
die  zur  Zeit  lebenden  deutschen  Sozialisten 
mögen  unerwähnt  bleiben.  Weder  die  einen 
noch  die  anderen  haben  Anschauungen  vor- 
getragen, welche  eine  besondere  Berück- 
sichtigung erheischten.^) 

Wohl  aber  mag  füglich  an  dieser  Stelle 
Eugen  Dührings  (s.  d.)  —  geboren  1833 
—  gedacht  werden,  welcher  sich  mit  Mal- 
thus  eingehender  befasst  und  der  Bevölke- 
rungstheorie einen  grösseren  Raum  in  seinen 
Schriften  gewidmet  hat  Er  geht  in  den 
schfirfsten  Ausdrücken  ^)  gegen  Malthus  vor, 


Marx  a.  a.  0.  I,  S.  540  Anm.  15.  j 
*)  a.  a.  0.  I,  S.  661.  j 
')  Vgl.  8ain  „£hernes  Lohngesetz"  in  dem ; 
„Ofitenen  Antwortschreiben  an  das  Central-Co- 
mit^  zur  Berufung  eines  Allgemeinen  deutschen ' 
Arheiter-Kongreaaes  zu  Leipzig"  Tom  1.  III. ! 
1863.  Auch  sonst  mehrfach  in  seinen  anderen  I 
Reden  nnd  Schriften  abgedruckt.   Cf.  besonders  i 
auch  die  bez.  Ansftthningen  in  „Herr  Bastiat- 1 
Schulze  von  Delitzsch,  der  Ökonomische  Julian,  | 
oder  Kapital  und  Arbeit".  Ueber  Lassalles  be- 
TöUterungstheoretische    Ansichten    vgl.  noch 
Döhring,  Kritische  Geschichte  der  National- 
SkoBomie  und  des  Sozialisrnns.   3.  Anä.  (Leip- 
zig 1879).   S.  62^  ff. 

*)  Soziale  Briefe  an  t.  Kircbmann.  1.  Brief 
1860.  —  Zur  Belenchtung  der  soadalen  Frage 
I.  UnTerftnderter  Abdruck  meines  2.  und  3.  so- 
zialen Briefes  an  t.  Eirchmann.  1875.  2.  Aufl. 
1890. 

*)  Sowohl  Uber  Lassalle  und  Bodbertns  wie 
über  die  neneren  Sozialisten  s.  die  betr.  Ans- 
ftthmngen  bei  H.  Soetbeer  a.  a.  0.  S.  68 ff., 
S.  65ff  n.  S.  64. 

")  Kritische  Geschichte  der  Jsationalökono- 


von  dessen  Lehre  er  behauptet,  dasa  sie 
>praktisch  und  theoretisch  eine  Rückschritt»- 
theorie«  sei.  An  die  Spitze  seiner  Er&rte- 
Hingen  über  die  Bevölkenmg  stellt  er  den 
Satz:  »Die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
ist  eine  Steigerung  der  produktiven  Kräfte« .  ^ 
Eine  jede  Ökonomische  Verfasstmgsart  bringt, 
nach  Dühring,  eine  gewisse  Fassungskraft 
für  Bevölkerung  mit  sich,  jede  organiserte 
Volkswirtschaft  hat  ihre  besondere  Bevölke- 
nmgskaitazität.  Wenn  nun  die  verfügt»ren 
Xaturhijfsijuellen  anfingen,  für  die  herkönun- 
licbe  Bewirtschaftnngsart  derselben  ihr  1^ 
ximum  zu  liefern  nnd  in  den  alten  Bahnen 
eine  weitere  Steigerung  der  Eidstenzmittel 
nicht  gestatteten,  so  werde  es  von  den  Fort- 
schritten in  der  Anwendung  technischer 
Mittel  abhängen,  ob  sich  die  volkszahl  nodi 
weiter  vermehren  kflnne.  Der  technische 
Fortschritt  erhöhe  die  BevOllffirungskapazitftt 
einer  Wirtschaftsgrup^e,  indem  er  auch  bei 
unveränderten  NaturiulfsqucUen  eine  reicli- 
lichero  Beschaffung  von  Befriedigungsmitteln 
der  Bedürfnisse  verhülle.  Diese  besseren 
technischen  Mittel  seien  freilich  als  Kennt- 
nisse oft  vorhanden,  ohne  dass  man  prak- 
tisch zu  ihrer  Anwendung  gelangen  könne, 
weil  die  politischen  und  gesellschaftlichen 
Vorhältnisse  das  Beharren  l*i  der  bisherigen 
Wirtschaftsart  zur  Notwendigkeit  machten. 
Dann  müsse  eben  die  volkswirtschaftliche 
Verfassung  eine  Aendemng  erfahren,  bevor 
die  gesättigte  Kevrdkerungskapazität  des  ge- 
gel*nea  Zustandes  durch  einen  erweiterten 
Spielraum  und  neue  Forischritte  ersetzt 
werden  könne.')  Freilich  kOnne  man  sich 
auch  den  Fall  denken,  dass  sich  derartige 
Auswege  nicht  melu*  böten ;  alsdann  bliebe 
die  Ablenkung  der  Wirtschaftskräfte  nach 
aussen  das  einzige  Mittel,  um  eine  ökonomi- 
sche Machtsteigerung  auch  fernerhin  zu  be- 
wirken. Wolle  man  aber  die  Jahrtausende 
vorwegnehmen  und  die  Frage  für  den  ganzen 
Planeten  fingieren,  dann  werde  man  sich 
mit  der  Antwort  begnügen  müssen,  dass, 
wenn  das  Eintreten  eines  überall  verbrei- 
teten Mangels  an  Gelegenheit  zur  ausgiebi- 
geren Krftftebeteiligung  wirklich  im  iÄufe 
der  Menschheitsentwickelung  vorkommen 
solle,  man  sich  einfach  darauf  beschränken 
würtie,  die  bis  dahin  erprobten  Grenzen  der 
Lebensart  einzuhalten  und  den  Fortechritt 
nur  in  denjenigen  Richtungen  zu  betreiben, 
deren  Verfolgung  von  den  Naturmitteln  un- 
abhängig sei.^)    Dühring  giebt  also  die 


mie,  3.  Anfl.  S.  177  ff.  —  Knrsiu  der  National- 
nnd  Sozialökonomie  einschliesdich  der  Hau]»t- 
pniikte  der  Finanzpolitik.    2.  Aufl.  (Leipzig 

1876)  S.  112  ff, 

')  Kuraas  der  National-  u.  Soz.   3.  114. 
•)  a.  a.  0.  S.  95. 
")  a.  a.  0.  S.  99  ff. 
*)  a.  a.  0.  S.  117. 
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MÖgKchkeit  zu,  dass,  wenn  auch  erst  in 
Jalutausenden,  die  Bevölkerungsvermehrung 
nicht  schrankenlos  von  statten  gehen  könne, 
sondern  dass  ^in  Bücksicht  auf  Zalü  und 
Art  der  Bevölkerung  wirklich  regulierende 
und  das  Dasein  nicht  bloss  quantitativ,  son- 
dern auch  qualitativ  gestaltende  Grundsätze 
zu  befolgen«  ^)  seien.  Vorerst  aber  sei  von 
einem  Mangel  an  Unterhaltsmitteln  keine 
Rede,  es  handle  sich  nur  darum,  die  Grenzen 
der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Verfassung 
zu  sprengen,  — 

Wir  beschliessen  diese  Reihe  der  opti- 
mistisch urteilenden  Sozialisten,  mit  dem 
Amerikaner  Henry  George  (s.  d.)  —  1839 
bis  1897  — ,  welcher  in  seinem  Werke :  »Pro- 
gress  and  poverty,  an  inqniry  into  the  cause 
of  industrial  depressions,  and  of  increase 
of  want  with  increase  of  wealth«2)  der 
Malthusschen  Theorie  mit  aller  Entschieden- 
heit entgegengetreten  ist.  Nachdem  er 
dieselbe  zuletzt  noch  einmal  mit  J.  St. 
Mills  'Worten  dargelegt  hat,  iBhrt  er  fort: 
^Alles  dieses  leugne  ich!  Ich  behaupte, 
dass  gerade  das  Gegenteil  von  diesen  Sätzen 
richtig  igt  Ich  behaupte,  dass  in  jedem 
g^ebenen  Zustande  der  Ci\'ilisation  eine 
grössere  Anzahl  von  Menschen  als  Gesamt- 
heit besser  versorgt  werden  kann  als  eine 
kleinere.  Ich  behaupte,  dass  die  Ungerech- 
tigkeit der  Gesellschaft,  nicht  die  Kargheit 
der  Natur  die  Ursache  des  Mangels  und 
Elends  ist,  welche  die  herrschende  Theorie 
der  Ueben-ölkerung  zuschreibt.  Ich  be- 
haupte, dass  die  von  einer  zunehmenden 
Bevölkerung  ins  Dasein  gerufenen  neuen 
Münder  niäit  mehr  Nahrung  als  die  alten 
brauchen,  während  die  Hände,  welche  sie 
mit  sich  bringen,  im  natürlichen  Verlaufe 
der  Dinge  mehr  erzeugen.  Ich  behaupte, 
dass  je  grösser  die  Bevölkerung  wird,  unter 
sonst  gleichen  Verhältnissen  der  Wohlstand, 
den  eme  gerechte  Verteilung  der  Güter 
jedem  einzelnen  gewähren  würde ,  desto 
höher  sein  mtiss.  Ich  behaupte,  dass  in 
einem  Zustande  der  Gleichheit  die  natür- 
liche Bevölkerungszunahme  beständig  darauf 
hinwirken  würde,  jeden  einzelnen  reicher 
und  nicht  ärmer  zu  machen«.^)  Ton  allen 
lebenden  Wesen  sei  der  Mensch  das  einzige, 
welches  den  im  Vergleich  zu  ihm  wichti- 
geren Reproduktionskräften,  die  ihn  mit 
Nahrung  versoi^n,  freien  Spielraum  ver- 
schaffen könne.   Das  Säugetier,  das  Insekt, 

a.  a.  0.  S.  118. 

^1  Erschien  in  New- York  1880.  Mir  liegt 
nur  die  deutsche  Uebersetzung  von  Gütschow 
(in  2.  Aufi.  Berlin  1884)  vor  u.  d.  T.:  Fort- 
schritt und  Armut.  Eine  Untersuchung  tlber 
die  Ursache  der  iudnstrielleu  Krisen  nnd  der 
Znnahme  der  Armut  bei  znaehmendem  Reich- 
tum. Ich  eitlere  stets  nach  dieser  Uebersetznng. 

*)  a.  a.  0.  S.  124/126. 


der  Vogel,  der  Fisch  nähmen  nur,  was  sie 
fänden.  Ihre  Zunahme  gehe  auf  Kosten 
ihrer  Nahnmg,  und  wenn  sie  die  bestehen- 
den Ernährungsgrenzen  erreicht  hatten,  so 
müsse  erst  wieder  eine  Zunahme  eintreten, 
ehe  sie  sich  selbst  vermehren  könnten.  Aber 
ungleich  der  jedes  anderen  lebenden  Wesens 
sclüiesse  die  Vermehrung  des  Menschen  die 
Vermehnmg  seiner  Nahrungsmittel  ein.  Es 
sei  nicht  die  Zunahme  der  Lebensmittel 
welche  die  starke  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung venu-sacht  habe,  sondern  die  letztere 
habe  die  erstere  zuwege  gebracht.  Es  gebe 
mehr  Nahmngsniittel,  einfach  weil  es  mehr 
Menschen  gebe,  Allein  man  wei-de  dem- 
gegenüber, so  bemerkt  George  selbst,  auf 
die  zunehmende  Unproduktivität  des  Acker- 
baues hinweisen.  Dies  indes  mit  Unrecht 
Der  Mensch  könne  die  Naturkräfte  nicht  er- 
schöpfen ,  nicht  vermindern.  Absolut  ge- 
sprochen produziere  weder  der  Men^ 
noch  konsumiere  er.  Das  ganze  Menschen- 
geschlecht —  und  wenn  es  bis  in  alle 
Ewigkeit^  arbeiten  würde  —  könne  diese 
rollende  Engel  nicbt  um  ein  Atom  schwerer 
oder  leichter  machen,  und  die  Summe  der 
Kräfte,  deren  ewiges  Kreisen  alle  Bewegmig 
erzeuge  und  alles  Leben  erhalte,  nicht  um 
ein  Jota  vermehren  oder  Termindem.  Wie 
das  Wasser,  welches  wir  dem  Meere  ent- 
zögen, wieder  zum  Meere  zurü<Äkehreu 
müsse,  so  sei  die  Nahrung,  die  wir  aus 
den  Vorräten  der  Natur  schöpften,  von  dem 
Augenblick  an,  da  wir  sie  nähmen,  schon 
wieder  auf  dem  Rückwege  zu  jenen  Vor- 
räten begriffen.  Das  Leben  brauche  die 
Kräfte  nicht  auf,  welche  das  Leben  erhielten. 
»Wir  treten«,  so  sagt  George  wörtlich,  »in 
das  materielle  Weltall  mit  nichts  ein  und 
nehmen  beim  Scheiden  nichts  mit  fort 
Physikalisch  betrachtet  ist  der  Mensch  nur 
eine  vorübergehende  Form  des  Stoffes,  eine 
wechselnde  Art  der  Bewegung.  Der  Stoff 
bleibt  und  die  Kraft  dauert.  Nichts  wird 
vermindert,  Nichts  geschwächt  Und  hier- 
aus folgt,  dass  die  Bevölkeruogsgrenze  der 
Erde  ntir  die  Grenze  des  Raumes  sein  kann. 
Diese  Begrenzung  des  Raumes  jedoch  — 
diese  Gefahr,  dass  das  Menschengeschlecht 
über  die  Möglichkeit,  Spielraum  zu  finden, 
hinauswachsen  kann  —  ist  so  entfernt,  dass 
sie  für  uns  nicht  mehr  praktische  Bedeutung 
hat  als  die  Rtickkelir  der  Eisperiode  oder 
das  schliessliche  Erlöschen  der  Sonne.«*) 
—  Es  genüge  diese  Illusionen  zu  verzeich- 
nen; zurückzuweisen  ist  hier  nicht  der 
Ort  — 

Indes  nicht  alle  Sozialisten  ei^ben  sich 
einem  so  unbegrenzten  Optimismus.  Sobon 


>)  a.  a.  0.  8.  115. 
■)  a.  a.  0.  S.  118. 
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oben  S.  741,  Sp.  2,  Anm.  1  habeo  wir  bemerkt, 
dass  einige  unter  ihnen  den  Kern  der  Mal- 
thußschen  Theorie  als  richtig  anerkennen. 
Zu  diesen  suid  vor  allem  zu  rechnen  in 
England:  William  Thompson  (s.  d.)  — 
t  1833  — ,  in  Frankreich:  Louis  Blanc 
(8.  d.)  —  1813—1882  — ,  in  Deutschland: 
Karl  Mario  {s.  d.)  —  1810—1862  — ,  in 
Oesterreich:  Karl  Kautsky. 

Robert  Owens  Schüler  Thompson  hebt 
in  seiner  S(^ft  »Pnnciples  of  the  distri- 
bution  of  wealth  most  oonducive  to  human 
happiness«  etc.*)hervor,  das  die  Yennehrungsr- 
föhigkeit  des  menschlic^rai  Geschlechts  zu 
den  von  Malthna  gekennzei<^neten  Cebel- 
stfinden  führen  mflsse.  Selbstbeherrschung 
Bei  daher  notwendig.  Er  hoSt,  dass  diese 
durch  das  System  der  Kooperation  sehr  be- 
günstigt "werde,  dass,  wenn  dasselbe  ein- 
geführt sei,  die  Neigung  zur  Ehesclüiessung 
abnehme.  Freilich  dürfe  bei  der  von  ihm 
empfohlenen  Organisation  das  IndiWduura 
aucn  nicht  völlig  freie  Hand  haben.  Die 
Gesellschaft  müsse  die  Zahl  der  Ehen  fest- 
setzen und  auch  nur  eine  bestimmte  Zahl 
von  besonderen  Zimmern  für  Eheleute  ein- 
richten. So  würde  einer  IJeben'ölkerung 
unschwer  vorzubeugen  sein.  — 

Louis  Blanc  pflichtet  Malthus  gleich- 
falls bei. 2)  Allein  er  glaubt  nicht,  dass  auf 
dem  durch  Malthus  bezeichneten  Wege  der 
Uebervölkerung  und  ihren  Notständen  ent- 
gegengetreten werden  könne.  Die  Ijage  der 
Arbeiter  sei  eine  zu  traurige,  als  dass  man  von 
ihnen  noch  eine  besondere  Vorsicht  bei  der 
Eheschliessung  und  während  der  Ehe  er- 
warten könne.  Eine  Besserung  dieser  Zu- 
stände sei  erst  möglich,  wenn  die  von  ihm 
empfohlene  Organisation  der  Arbeit  durch- 
geführt sei.  Wenn  durch  Vernichtung  der 
freien  Konkurrenz  das  Elend  der  arbeitenden 
Bevölkerung  gehoben  wäre,  erst  dann  sei  zu 
hoffen,  dass  auch  in  den  unteren  Bevölke- 
rungsschichten vorsichtigere  Gewohnheiten 
Eingang  finden  würden.  — 

Karl  Marlo^)  (Pseudonym  für  Win- 
kelblech) trat  mit  aller  Entschiedenheit 
auf  die  Seite  von  Malthus.  »Er  wagte  es,«  so 
sdireibt  er,^)  »das  Menschengeschledit  über 
die  bitterste  aller  Wahrheiten,  den  Fluch 
seiner  Fruchtbarkeit,  zu  belehren,  wagte 
dies  mit  der  ganzen,  der  unerbittlichen 
Strenge,  welche  ilun  nötig  sdiien,  um  die 


0  London  1821. 

*)  Cf .  seine  Schriften :  Le  aocialiame.  Paris 
1848  und  Organisation  du  travail.  9,  id.,  re- 
fondue  et  angment^  de  chapitrea  uouveaux. 
Paris  18ö0  (1.  Ausg.  1839). 

*)  Untersuchungen  über  die  Organisation 
der  Arbeit  oder  Svstem  der  Wel Ökonomie, 
Tübingen  1850,  2.  Aufl.  1884—1886.  Ich  citiere 
nach  der  2.  Äutl. 

*)  a.  R.  0.  II.  S.  222. 


Welt  aus  dem  Taumel  des  Waluies  und  der 
Unwissenheit  aufzuschrecken,  worin  sie  sich 
leider  so  lange  gewiegt.«  Freilich  erhebt 
auch  ilarlo  mannigfache  Einwendungen 
gegenüber  den  Malthusschen  Ausführungen, 
&m  welche  wir  hier  jedoch  nicht  eingehen 
können.  Er  tritt  u.  a.  den  Mitteln  entgegen, 
mit  welchen  Malthus  die  Uebervölkerung 
bekämpfe,  und  bezeichnet  diese  als  »durch- 
aus ungenügend«.^)  Dieselben  beschränkten 
sich  auf  zwei:  die  mit  Belehrung  über  die 
Beschaffenheit  des  Bevölkerungsgesetzes  ver- 
bundene Ermahnung  zur  Erfüllimg  der  daraus 
fUessenden,  Pfliditen  und  die  Vermeidung 
jeder  Unterstützung  derer ,  welche  jenen 
Pflichten  zuwiderhandelten.  SpecieU  be- 
zugnehmend auf  das  erste  Mittel  bemerkt 
Mario,  es  Hesse  sich  von  ihm  nur  bei  der 
besitzenden,  nicht  bei  der  besitzlosen  Klasse 
Erfolg  erwarten,  da  letztere  in  der  liberalen 
Gesellschaft  sich  notgedrungen  in  einem 
hoffnungslosen,  fast  vertierten  Zustande  be- 
fände. Das  soziale  Cebel  der  Uebervölke- 
rung will  er  auf  dopjielte  Weise  heilen:-) 
durch  auf  zweckmässigerer  Benutzung  der 
vorhandenen  Produktivkräfte,  insbesondere 
auf  besserem  Betrieb  der  Landwirtschaft 
beruhende  Steigerung  der  Produktion  und 
durch  Verlangsamung  des  Ganges  der  Be- 
völkerung. Da  die  ausschliessliche  Anwen- 
dung des  ersten  Mittels  zur  Verm'ehnmg 
der  Volksmenge  reize,  so  sei  die  Anwendung 
des  zweiten  nicht  zu  entbehren.  Dazu  seien 
besondere  Massregeln  erforderlich,  welche 
er  in  ausserordentliche,  die  nur  ausnahms- 
weise ,  und  in  ordentliche ,  welche  fort- 
während anzuwenden  seien,  zerlegt.  Zu 
den  ausserordenthchen  rechnet  er:  a)  die 
Begünstigung  der  Auswanderung,  b)  die  Be- 
günstigung der  Kolonisation.  Die  ordent- 
lichen Maßregeln  zerfallen:  a)  in  Erschwe- 
rung der  Einwanderung,  b)  in  Zurückweisung 
von  Fremden,  c)  in  Verminderung  der  Ge- 
biui:en.  Gewiss,  so  hebt  er  hier  hervor, 
habe  der  Mensch  »ein  wohlbegründetes 
Becht  auf  Fortpflanzung,  aber  nicht  aiif  ab- 
norme, sondörn  auf  normale«.  Um  die  Ge- 
burten zu  vermindern,  empfiehlt  er  nun 
eine  Reihe  von  Mitteln,  welche  wir  hier 
nicht  aUe  aufzählen  können,  wir  verweisen, 
um  diese  kennen  zu  leinen,  auf  das  Werk 
selbst^)  Es  sei  nur  bemerict,  dass  er  u.  a. 
für  Festsetzung  eines  hohen  Heizatsalters 
und  für  Nachweisung  eines  Kindei^^tes 
eintiitt.  — 

In  neuerer  Zeit  hat  Karl  Kautsky, 
einer  der  b^btesten  jüngeren  SoziaUsten, 
die  Bevölkerun^frage  m  einer  besonderen 
Schrift  »Der  Emfluss  der  Volksvermehrung 


M  a.  a.  0.  II,  S.  241. 
«1  a.  a.  0.  IV,  S.  67ff. 
*)  a.  a.  0.  IV,  S.  75  ff. 
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auf  den  Fortschritt  der  Gesellschaft«  ^)  be- 
handelt. Er  erkennt  das  Malthussche  Be- 
völkerungsgesetz an.  Eine  anderweitige 
Oi^niRaüon  der  Volkswirtschaft,  der  Ueber- 

Sng  zu  einer  höheren  Produktionsweise 
nne  zwar,  wie  er  darzulegen  sucht,  die 
Lebensmittel  für  eine  gewisse  Epoche  nicht 
nur  ebenso  schnell,  sondern  sogar  schneller 
anwachsen  lassen  als  die  Bevölkening;  die 
Umwandlung  des  Privateigentums  an  Grund 
und  Boden  und  dessen  Bearbeitung  durch 
freie,  vernünftig  organisierte  AiHbeiter  er- 
möglichten einen  solchen  Ueb^^ng  zu 
einem  vollkommeneren  Betriebe.  Allein 
durch  diesen  tJebergang  k<bine  die  Gefahr 
einer  UeberrAlkenmg  ma  hinausge- 
schoben werden,  ja  diese  Gefahr 
■werde  um  so  drohender,  je  mehr 
Glfick  und  Wohlstand  man  zu  ver- 
breiten suche.')  Ohne  die  Bevölkerungs- 
frage zu  r^ln,  ist  nach  ihm  eine  be- 
friedigende Lösung  der  sozialen  Probleme 
überhaupt  nicht  möglich.^)  Und  als  Heil- 
mittel für  jene  empfiehlt  er  den  präventiven 
geschlechtlichen  Verkehr.  In  der  Natur  sei 
ebensowenig  alles  vollkommen  wie  in  der 
Gesellschaft;  oft  müssten  wir  ein  Üebel 
wählen  und  es  handle  sich  nur  darum, 
welches  das  kleinere  sei.  »Unleugbar,«  so 
fährt  er  fort,  »ist  bei  dem  jetzigen  Stande 
der  Wissenschaft  der  präventive  geschlecht- 
liche Verkehr  ein  \-iel  kleineres  Uebel  als 
die  anderen,  welche  die  Uebervölkerung  mit 
Notwendigkeit  erzeugt  und  welche  in  den 
verzweifiungsvollsten  Formen  des  Kampfes 
ums  Dasein  sich  zeigen:  den  präventiven 
geschlechtlichen  Verkehr  anzunehmen,  ist 
daher  ein  Gebot  der  Sittlichkeit,  denn  er 
ist  sittlicher  als  Hunger  und  Seuchen,  Krieg 
und  Mord,  Syphilis  und  Prostitution. — 
12.  Die  Optimisten.  Eine  grosse  Gruppe 
von  Bevölkerungs theoretikem  k  ön  n  en  wir 
schlechtweg  als  Optimisten  bezeichnen.  Sie 
erkennen  die  von  ilalthus  geäusserten  Be- 
fürchtungen als  berechtigt  nicht  an  und 
sehen,  ohne  eine  Aenderung  der  bestehen- 
den Staats-  und  Gesellschaftsordnung  zu 
fordern,  vertrauensvoll  der  ferneren  Gestal- 
tung der  Bevölkei-ungsverhältrasse  entgegen. 
Im  einzelnen  weichen  die  nachfolgend  ver- 
zeichneten Schriftsteller  vielfech  von  ein- 
ander ab,  sowohl  in  der  Art,  wie  sie  Malthus 
bekämpfen,  -wie  in  den  Theorieen,  -welche 
sie   bezüglich   der  Bevölkerungsbewegung 


■       "Wien  1880. 

Kantßky,  Der  Einfloss  der  Volksver- 
mehrun^o:  etc.  S.  165. 

a.  a.  0.  S.  183. 
*)  a.  a.  0.  S.  195. 

')  lieber  die  von  Kautskj  Tertretene  An- 
rieht cf.  weiter  unten  in  dem  Abschnitte  sub 
VI,  15. 


aufstellen.  Was  sie  verbindet,  ist  —  das 
Vertrauen  in  die  Zukunft. 

In  diese  Kategorie  rechnen  wir  zmiächst 
S.  Gray,  der  sidi  unter  den  Ersten  befand, 
welche  g^n  Malthus  auftraten.  Er  führt 
in  seiner  Schrift  »The  happiness  of  states«  ^) 
den  Gedanken  dtunh,  dass  die  Lebensmittel 
immer  in  der  erforderlichen  Menge  von  der 
Bevölkerung  erzeugt  würden.  Die  steigende 
Bevölkerung,  welche  die  Gnmdlage  sowohl 
des  Wolüstandes  der  Individuen  als  des 
Volksreichtums  sei,  liefere  stets  die  nötigen 
Arbeitskräfte,  so  dass  dem  Verlangen  nach 
Subsiatenzmitteln  fortwährend  eine  genü- 
gende Produktion  folge.^ 

Andere,  z.  B.  James  Graham,^) 
John  Wevland,*)  Nassau  William 
Senior^)  (s.  d.)  —  1790—1864  — ,  geben 
zwar  zu,  dass  die  Mensdien  sich  rascher 
als  die  Nahrangsmittel  vermehi>en  können, 
leugnen  aber  die  von  Malthus  aus  diesem 
Satze  gezogenen  Folgerungen.  Eine  schäd- 
liche Uebervöikeiiing  -werde  aus  natürlichen 
Ursachen  nicht  stattfinden.  Graham  glaubt, 
dass  die  Furcht  vor  einem  Hinuntersteigen 
in  eine  tiefere  Bevölkerungsschicht  der  zu 
starken  Vermehrung  eine  Schranke  ziehen 
würde;  von  derselben  Hoffnung  gelit  Senior 
aus,  während  Weyland  annimmt,  dass  mit 
steigender  Kultur  die  Bevölkerung  mehr 
und  mehr  den  Städten  zudrängen  würde,  in 
welchen  die  Sterblichkeit  eine  grössere  sei. 
So  würde  allzeit  die  Zahl  der  Menschen  in 
richtigem  Verhältnis  zu  den  Lebensmitteln 
bleiben.^) 

Zu  den  einflussreiclisten  Gegneni  von 


^)  S.  Gray,  The  happinesa  of  states;  or, 
an  inquiry  concerning  populatlou  etc.,  London 
1815;  ausserdem:  „All  clasees-productive  of 
national  wealths  (London  1817] ;  The  principles 
of  population  and  production  iuvestigates  (Lon- 
don 1818).    Mir  waren  diese  Werke  nicht  au- 

§änglich,  ich  folge  im  obigen  den  Angaben  bei 
Ohl.  Gesch.  und  Litt.  d.  Staatsw.  III,  S.  500. 
*)  Eine  ähnliche  Ansicht  vertrat  u.  a.  der 
Amerikaner  Alexander  Hill  Everett  (1792 
bis  1847)  in  der  Schrift:  „New  ideas  on  popu- 
lation, with  remarks  on  the  theories  of  Malthus 
and  Godwin"  (London  1823  ;  2.  Aufl.  Boston 
1826).  Er  sucht  darzulegen,  dass  sich  die  Nah- 
rungsmittel im  Verhältnis  zur  Bevölkerung 
mehren  oder  mindern;  jeder  neue  Mensch  sei 
auch  eine  neue  Arbeitskraft. 

■)  An  inquiry  into  the  principle  of  popola- 
tion  etc.,  Edinburgh  1816. 

*)  The  principe  of  population  and  produc- 
tion, as  they  are  affected  by  the  progresa  of 
Society,  London  1816. 

Two  lectnrea  on  population,  London  1831. 
Aehnhch  urteilte  der  bekannte  englische 
Historiker  Sir  Archibald  Alisou  in  der 
Schrift :  The  principles  of  population  and  their 
connection  with  human  happineae  (Edinb.  1840). 
Ueber  ihn  und  die  vorhergenanuten  cf.  Hohl 
a.  a.  0.  S.  ö02ff. 
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MalthuB  in  früherer  Zeit  gehört  sein  Lands- 
manti  Michael  Thomas  Sadler  (s.  d.) 
—  1780 — 1835  — ,  der  in  seinem  allerdings 
unvollendet  gebliebenen  Werke  »The  law 
of  Population:  a  treatise,  in  eix  books,  in 
disproof  of  the  superfecundity  o£  human 
beings,  and  developing  the  real  princi[)Ie  of 
their  incavase«*)  sich  eingehend  mit  der 
Widerlegang  der  von  Malthus  aufgestellten 
Sfttze  bebest  Er  ^be  gern  zu,  so  führt 
er  aus,  dass  das  richtige  Yerii&ltnis  zwischen 
der  Zahl  der  Bevölkerung  und  dem  Vorrate 
ihrer  Unterhaltsmittel  zuweilen  gestfirt  wer- 
den könne  und  auch  gestfirt  worden  sei 
und  dass  daraus  in  allen  Stadien  der  Ge- 
8e41schaft  Mangel  und  Leiden  hervorgegangen 
wären ;  aber  er  setze  dies  Zugeständnis  mit 
einer  anderen  Thatsache  in  Verbindung,  von 
welcher  es  nicht  getrennt  wenlen  könne, 
mit  der  Wahrnehmung  nämlich,  dass  solche 
Schwankungen  in  weit  empfindliclierem 
Masse  in  den  fnlheren  Perioden  sich  ein- 
gestellt hätten,  als  in  den  späteren,  dass 
also  der  Mangel  und  die  Leiden,  welclie  sie 
vei-anlassten ,  in  den  Zeiten  der  grfissten 
Bevölkening  jedes  Landes  der  &ide  am 
wenigsten  gefiihlt  worden  seien.  Der  An- 
teil jedes  einzelnen  an  Unterhaltsmitteln 
müsse  sich  daher  mit  der  Vermelimng  der 
Zahl  fortwährend  verstärken.  Dies  bestätige 
eich  in  jedem  I^ande,  welches  aus  dem  Zu- 
stande der  Barbarei  in  den  der  Civüisation 
übergehe.  Und  das  gelte  auch  für  die  Zu- 
kunft. Noch  gleiche  die  Oberfläche  der 
Erde  —  nach  Franklins  Aussprudle  ~  einer 
ausgedehnten  Wildnis;  hier  und  da  gäbe 
es  eine  Strecke  von  Meilen  mit  Kmtur, 
gleich  einer  Oase  in  der  Wüste.  Al>er  an- 
genommen, die  ganze  Erde  sei  ins  Eigen- 
tum übergegangen  \md  aus  der  Wüste  sei 
ein  Eden  geworden,  so  würde  diese  Periode, 
welche  man  als  einen  Bankerott  der  Natiur 
betrachte,  die  Periode  ihres  Triumphes  sein. 
Es  übersteige  fast  unsere  Kräfte,  die 
dukte  der  E^de  zu  berechnen,  wenn  sie  nur 
überall  so,  wie  es  jetzt  teilweise  der  Fall 
sei,  angebaut  sei.  Aber  selbst  diese  mäch- 
tige Masse  von  Erzeugnissen  wtlrde  zur 
Unbedeutendlieit  herateinken,  wenn  man  sie 
mit  dem  freilich  in  Zahlen  nicht  auszu- 
drückenden Betrage  des  möglichen  Erzeug- 
nisses vergleichen  wolle,  dessen  die  Erde 
fähig  sei,  dessen  Umfang  aber  unsere  Fassungs- 
kraft beschäme. 

Das  arithmetische  A'erhäJtnis  könne  die 
Zunahme  der  Natiu-erzengnisse  nicht  dar- 
stellen, solange  die  Erde  nicht  vollständig 
angebaut  wäre;  es  werde  dieses  aber  ebenso- 
wenig können,  wenn  dieser  Zeitpunkt  ein- 
getreten sei.  Die  ganze  Malthussche  Dar- 

2  Bde.,  London  1830.    Der  in  Ansaicht 
genommene  3.  Bd.  ist  nicht  erecbienen. 


I  Stellung  sei  von  Anfang  bis  zu  Ende  ein 
I  \mbegrflndeter  Tnigschluss.  Sadler  selbst 
I stellt  dann  folgende  Behauptung  auf: 

1)  Die  menschlichen  Unterhaltsmittel 
I  vermehren  sich  im  Pflanzen-  wie  im  Tier- 
j  reiche  in  einem  Veriiftltnis,  welches  in  jedem 
;  Falle,  in  einigen  sogar  unendlich  viel  grCs- 
j  ser  und  ebenso  auch  schneller  ist  als  das- 
jenige, welches  die  in  Frage  stehende  The- 

I  orie  für  die  Volksvermehnmg  aufstellL 

2)  Das  menschliche  Geschlecht  vermehrt 
i  sich  in  einem  sehr  venschiedenen  Verhtit- 
I  nisse,  welches  durch  die  Zahl  der  ^Utleb^ 
Iden  bestimmt  wird. 

I     3)  Das  geometrische  und  antbnietische 
I  Verhältnis  der  vorherrschenden  Theorie  über 
I  die  Bevölkming  ist,  im  einzelnen  betrachtet, 
I  eben  so  falsch  als  in  seiner  Verbindung  der 
I  Wahrheit  und  der  Erfahnmg  zuwider.  Wenn 
,  man  die  Zahlenreihen,  welche  die  nattlrliche 
I  Zunahme  der  Bevölkerung  darstellen ,  und 
diejenigen,  welche  die  Zunahme  ihrer  Untor- 
■  haltsmittel  zeigen  sollen,  verwechselt  oder, 
'  mit  anderen  Worten,  das  unterste  zu  obeist 
kehrt,  dann  erst  möchten  sie,  obwohl  immer 
'  noch  uni>assend,  die  Ueberfflile,  mit  welcher 
:  die  Vorsehung  das  menschliche  Geschlecht 
I  begabt  hat,  und  die  stets  zunehmenden  und 
I  nie   zu  erschöpfenden  Vorräte  darstellen, 
I  welche  für  alle  künftigen  Geschlechter  der 
I  Menschen  aufgehoben  sind.  ^) 
j      Sadler  sucht  diese  Behauptungen  dann 
'  im  einzelnen  zu  begründen.   Aber  er  he- 
I  gnügt  sich  niclit  damit,  nur  den  Nachweis 
zu  führen,  dass  die  Malthusschen  Sätze  un- 
richtig seien,  sondern  stellt  seine  eigene 
Theene  auf.   Diese  ist  in  dem  Grundsatze 
zusammenzufassen,  dass  die  Fnichtbai'keit  des 
menschlichen  Geschlechts  in  dem  Grade 
abnehme,  in  welchem  die  Menschenzahl  zu- 
nehme.   Er  glaubt  diese  Ansicht  damit 
stfitzen  zu  können,  dass  die  Fruchtbarkeit 
mit  dem  grfisseren  Wohlleben,  also  mit  stei- 
gender Kultur,  von  selbst  znrücJiginge.  — 
Zu  den  Optimisten  zählen  wir  weiterhin 
in  Frankreich:  FrC'deric  Bastiat  (s.  d.) 
— 1801—1850  — ,  in  Amerika:  Henry  C. 
Carey  (s.  d.)  —  1793—1879  —  und  in 
Deutschland:  Friedrich  List  (s.  d.)  — 
1789—1846  —  und  Ernst  Engel  (s.  d.)  — 
1821—1896.  — 

Um  der  Jugend  ein  Mittd  gegen  die 
Verlockungen  des  Sozialianus  zu  bieten, 
schrieb  Bastiat')  im  Sommer  1849  seine 


^)  Vgl.  über  Sadler:  Friedrich  Scliinidt, 
Untersucliaiigen  über  Bevölkerung,  ArbeitBlobn 
nnd  Pauperism  in  ihrem  gegenseitigen  Zosam- 
menhange.  (Leipzig  1836)  S.  38ff.,  vor  allem 
S.  61. 

')  OfluvreB  complfetes,  misee  en  ordre,  revues 
et  annot^es  d'apr^s  les  manascrits  de  l'antenr. 
1.  «d.  18ÖÖ,  6.       in  7  vol.,  Paris  1870.  Die 
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»Harmonies  öconomiques«.  Stehen  die  sich 
selbst  flberlassenen  ßiteressen  der  Menscli- 
heit  im  Einklänge  oder  im  Widerspruch? 
Das  ist  die  Gnmdfrage,  deren  Beantwortung 
seine  Untersuchung  galt.  Und  indem  er 
auf  die  Malthussche  Theorie  zu  sprechen 
kommt,  bemerkt  er:  wenn  in  der  That  die 
Menschheit  vom  Schicksal  dimjh  die  Gesetze 
der  Yolksvermehrung  zum  Elende  geführt 
wird,  dann  darf  man  doch  wahrhaftig  nicht 
behaupten,  Gott  habe  aus  der  sozialen  Welt 
ein  harmonisches  Ganze  gemacht  wie  aus 
der  materiellen,  dann  muss  man  zugestehen, 
dasa  die  erstere  auf  einem  empörenden  und 
unheilbaren  Zwiespalt  begründet  sei.  »Schüler 
von  Malthust,  ruft  er  ans,  »ihr  aufrichtigen 
und  verleumdeten  Menschenfreunde,  deren 
tinziges  Unrecht  es  ist,  die  Xenschheit  vor 
einem  eingebildeten  Verhängnis  bewahren 
zn  wollen,  ich  habe  euch  auf  ein  trost- 
reicheres Gesetz  hinzuweisen:  ,Unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  ist  die  wachsende 
Dichtigkeit  der  Bevßlkemng  gleichbedeutend 
mit  einer  zunehmenden  Leichtigkeit  der 
FtoduktionS  —  Ist  dem  so,  so  werdet  ihr 
euch  sicher  nicht  betrüben,  die  Domenkrone 
von  dem  Haupte  unserer  geliebten  Wissen- 
Bduft  fallen  zu  sehen.«;  ^)  u&c  unbegrenzten 
Ehitwif^elung  der  Bedür&iisse  stände  die  un- 
begrenzte Entwickelung  der  Befriedigung^ 
mittel  zur  Seite.  Freilich  wolle  er  damit  niäit 
behaupten,  dass  Verlangen  und  Mittel  gleich- 
mässig  fbrtachritten ;  das  Verlangen  laufe 
und  das  Mittel  hinke  nach.  (Le  d6fflr  oourt, 
et  le  moyen  suit  en  boitant.)  Die  schnelle 
und  abenteuerliche  Natur  des  Verlangens, 
verglichen  mit  der  Langsamkeit  unserer 
fUlugkeiten,  zeige  uns  an,  dass  auf  jeder 
Stufe  der  Civilisation,  auf  jeder  Sprosse  der 
Fortsehrittsleiter,  in  idle  Ewigkeit  das  Leiden 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  das  Erbteil 
des  Menschen  sein  werde.  Aber  dieses 
Leiden  habe  auch  einen  Beruf:  es  diene 
als  Sporn  unserer  Fähigkeiteu.^)  Bedürfnis,  l 
Anstrengung,  Genuss  —  das  sei  der  ganze 
Mensch  für  die  Volkswirtschaft.  In  der 
Abgeschlossenheit  überstiegen  unsere  Bedürf- 
nisse unsere  Kräfte,  im  gesellschaftlichen 
Zustande  aber  unsere  Kräfte  unsere  Bedürf- 
nisse. Die  weitere  Annäherung  der  Men- 
schen, die  Verdichtung  der  Bevölkerung  sei 
deichbedeutend  mit  einer  Verbesserung  des 
Tausches.  '»Dies  ist  wichtig^^  sagt  B^tiat, 
»hier  liegt  die  Lösung  der  Bevölkenmgs- 
ftiige ;  dies  ist  der  Faktor,  den  Malthus  ver- 
na^üfissigt  hat.    Dieser  Faktor  zeigt  uns 


KHannonieB  ^couomiques^  sind  abgedruckt  in 
t.  TL 

Harm.  6c.   Einleitung.   (A  la  jeunesse 
franeaiBe)  VI.  p.  17. 

^)  a.  a.  0.  ch.  m.  VI.  p.  62  ff.  p.  77. 


Einklang,  wo  Malthus  nichts  als  Zwiespalt 
sah«.  •)  -) 

lu  dem  letzten  Kapitel  der  1.  Auflage^) 
der  » Volkswirtschaftlichen  Harmonieen« 
schrieb  Bastiat:  vHarmonie!  Tel  est  le 
resultat  dt'-finitif  des  arrangements  provi- 
dentiels,  des  grandes  lois  de  la  nature, 
alors  qu'elles  r^gnent  saus  obstacles,  qiuind 
OQ  les  considäre  en  elles-memes  et  abstrac- 
tion  faite  du  trouble  rjue  font  subir  ä  leiir 
action  l'erreur  et  la  violance.  A  la  vue  de 
cette  Harmonie ,  T^conomiste  peut  bien 
s'öcrier,  comme  fait  raßtronome  au  spectacle 
des  mouvements  planetaires,  ou  le  physio- 
logiste  en  contemplant  Tordonnance  des  or- 

fines  humains:  Digitus  Dei  est  hic!«^) 
benso  Carey.^)  Nachdem  er  der  Mal- 
thusschen  Theorie  gedacht,  wirft  auch  er 
zweifelnd  die  Frage  auf):  »Können  solche 
Dinge  wirklich  eintreten?  Ist  es  mö^ich, 
dass  der  Schöpfer  so  sehr  mit  sich  selbst 
in  Widerspruch  geriet?  Ist  es  möglich^  dass 
er,  nachdem  er  in  der  ganzen  materiellen 
Welt  ein  System  eingeiiditet  hatte,  dessen 
Teile  in  der  Tollkommeosten  Harmonie  un- 
tereinander stehen,  dass  er  dann  den  Men- 
schen, den  Herrn  von  Allem,  Gesetzen  un- 
terwOTfen  hat^  die  eine  allgemeine  Dishar- 
monie erzeugen  müssen?  Ist  es  m^lich, 
dass,  nachdem  er  dem  Mei^hen  alle  ^en- 
schaften  verliehen  hat ,  die  zur  Ei^;reining 
der  Herrschaft  über  me  Natur  notwendig 
sind,  es  auch  in  seinem  Plane  gel^n  war, 
denselben  Menschen  Ctesetzen  zu  untere 
werfen,  kraft  deren  er  Sklave  der  Natur 
werden  muss?«  —  Indem  Carey  in  eine 
nähere  Prüfung  der  Bevölkerungsfrage  ein- 
tritt, bemerkt  er,  dasa  die  Naturwissen- 
schaften in  allen  Wissenszweigen  nach- 
weisen könnten,  dass  Ordnung,  Harmonie 
und  wechselseitige  Anbequemung  in  allen 
Elementen  und  in  allen  Bewegungen 
herrschten,  die  sie  bis  jetzt  erforscht  hätten. 
In  allen  Reichen  der  Natui^schichte  liefern 
die  Verbindung  der  Teile  und  die  Einheit 
des  Plans  den  logischen  Beweis,  dass  das 


'}  a.  a.  0.  ch.  IV.  VI.  p.  116. 

')  GL  auch  ch.  XVI.  (VI.  p.  497  ff.),  in 
welchem  Bastiat  der  HalthusBchen  Lehre  mehr 
zustimmt. 

*)  Die  1.  Äuflag^e  hatte  nur  zehn  Kapitel. 

*)  a.  a.  0.  VI.  p.  390. 

Ct.  vor  allem  :  Principlea  of  social  science. 
3  vol.  Philadelphia  1858—1860.  Die  Bevölke- 
rnng^frage  wird  erörtert  in  den  Kapiteln  XLVI 
— XLIX,  III,  S.  263  ff.  Siehe  auch :  H.  C.  Careys 
Lehrbuch  der  Volkswirtschaft  und  Sozialwiasen- 
schaft.  Vom  Verf.  autorisierte  deutsche  Äus- 
fi^be  von  Carl  Adler  (HUnchen  1866).  In 
dieser  „gedrängteren  Dantellnng"  kommen  die 
Kapitel  XKXVm—KLI  in  Betracht,  S.  587  ff. 

')  In  der  engl.  Ausg.  III,  p.  266.  Deatiche 
Ausg.  S.  590. 
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Universum  Eins  im  System,  Eins  in  der 
Aktion  und  Eins  im  Ziele  sei.  Dasselbe 
müsse  sich  auch  in  der  Geschichte  des 
Menschen  zeigen.  Und  er  findet  diesen  Be- 
ireis  in  dem ,  wie  er  behauptet ,  durch  die 
Thatsachen  der  ver^g^eichenden  Physiol(me 
bekräftigten  Gesetze  des  Gleichgewichts 
zwischen  der  nervöse  und  der  sexuellen 
Funktion.  Die  AmeisenkCnigin  der  afrika- 
nischen  Tramiten  lege  in  einem  einzigen 
Tage  80000  Eier  und  der  Heerwurm 
8000000.  Der  Kabeljau  produziere  über 
eine  Million  Eier  auf  einmai,  wfthrend  man 
bei  dem  starken  und  klugen  Haiüsch  nur 
wenige  finde.  Die  höheren  Arten  der  Bep- 
tilien  seien  noch  weniger  fruchtbar;  und 
unter  den  Säugetieren  produzierten  die- 
jenigen ,  welche  i-asch  die  Reife  erreichten, 
zahlreiche  Junge,  während  diejenigen,  welche 
ein  grösseres  Gehirn  beeässen,  jedes  Jfihr 
nur  ein  einziges  Junge  gebären.  Die  Reihe 
ende  mit  dem  Elefanten,  der  vermöge  seines 
edleren  Nervensystems  und  der  entsprechen- 
den Denkkräfte  von  allen  auch  am  wenig- 
sten fruchtbar  sei.  Dieses  allgemeine  Ge- 
setz des  Lebens  (The  general  law  of  life, 
throughout  all  the  classes,  Orders,  genera, 
Speeles,  and  individuals)  fasst  Carey  nun  in 
folgende  Sätze  zusammen: 

»The  nervous  System  yanes  directly  as 
the  power  to  raaintain  life : 

The  degree  of  fertility  varies  inversely 
as  the  development  of  the  neiTous  System 
—  animals  with  larger  brains  being  always 
the  least,  and  those  with  smaller  ones,  the 
most  prolific: 

The  power  to  maintain  life,  and  that  of 
procreation,  antagonize  each  other  —  that 
antagonism  tending  pej^jetually  towards  the 
establishmeut  of  an  eqiiilibrium«.^) 

Die  Reproduktivkraft  beim  Menschen  sei 
ebensowenig  eine  konstante  Quantität  wie 
jede  andere  seiner  Kräfte.  Sie  könne  zu 
übermässiger  Tliätigkeit  gereizt  werden 
durch  ein  Vei^ahren,  das  den  Menschen 
zum  Tiere  herabwürdige,  wodurch  sein 
Selbstgefühl  und  sein  Gefühl  der  Yerant- 
wortlidikeit  gegen  seinen  Schöpfer  und  seine 
Mitmenschen  vernichtet  werde.  Umgekehrt 
vermindere  sich  die  Reproduktivkraft,  wenn 
die  versdiiedenen  Fähigkeiten  und  Thäti^- 
keiten  des  Menschen  angespornt,  wenn  die 
Beschäftigungen  vervielfältigt  würden.  Im 
Ji^ndalter  der  Gesellschaft,  wo  die  Men- 
schen gering  an  Zahl  mid  arm  und  schwach 
seien,  seien  sie  wenig  fähig,  Fordenmgen 
an  die  Natiu-  zu  stellen,  welche  ihnen  des- 
halb auch  nur  geringere  und  unsichere 
Vorräte  von  Nahriuig  liefere.  Wenn  ihre 
Zahl  aber  wachse,  würden  sie  in  stand  ge- 
setzt, zusammen  zu  wirken  und  so  eine  be- 


a.  a.  0.  in,  p.  302. 


deutende  Zuniüime  an  Kraft  zu  gewinnen 
Je  vollkommener  sich  nun  die  Arbeit  ge- 
stalte, je  mehr  die  Arbeitsmitte]  sich  ver- 
besserten, nm  so  weniger  sei  die  Anstrengimg 
von  Muskelkraft  von  nöten,  desto  geringer 
sei  die  Vergeudung  von  menschlicher  Kraft, 
desto  geringer  audi  die  Kahrungsquantität, 
die  zur  Ei^tzung  der  verbran(^ten  Mate- 
rialien notwendig  sei.  Diese  Entwickelung 
führe  dann  weiter  zur  Produktion  »of  the 
real  man  —  capable  of  becoming  absolute 
master  over  natiue,  and  over  himself«.^) 
Die  Natur  wirke  zusammen  mit  dem  Men- 
schen ,  indem  die  Lebenskraft  mehr  und  mehr 
nach  der  Riditung  einer  weiteren  Verstär- 
kung des  Denkvermögens  und  weniger  in 
der  nichtimg  der  Zeugtmg  wachse. 

Folglich,  so  fasst  Carey  seine  Ansicht 
zusammen,  führt  jedes  Stadium  des  Fort- 
schritts ziu*  wahren  Civilisation  eine  Zu- 
nahme der  Kraft,  Nahrungsvorräte  zu  for- 
dern, im  Gefolge,  während  sich  zugleich  die 
Nachfrage  nach  Nahrung  im  Verhältnis  zur 
Zahl  der  zu  ernährenden  Individuen  ver- 
mindert und  die  Tendenz  zur  Vermehrung 
der  Zahl  langsam,  aber  sicher  sinkt.  » —  the 
ultimate  effect  exhibiting  itself  in  large  in- 
crease  in  tbe  proportion  bome  by  food  to 
Population«.^) 

Also  auch  hier  bekundet  sich  wieder  die 
völlige  Harmonie!  — 

Der  Volkswirtschaftslehre  Careys  in 
vielen  Punkten  ähnlich  ist  die  unseres  grossen 
Landsmannes  Friedrich  List,  welcher 
nach  einem  Ausspruch  Scimiollers ''j  an  den 
Pforten  zu  der  Epoche  der  streng  wissen- 
schaftlichen Oekouomie  »als  ein  Hüne  steht, 
der  mit  Riesenschlägen  das  Thor  zu  ihr 
gezimmert«.  Auch  List  beui-teilt  die  Be- 
völkerungsfi-age  optimistisch.'*)  Aber  die 
Gründe,  welclie  er  gegen  Malthus  ins  Feld 
führt,  sind  andere  als  jene,  welche  Carey 
geltend  gemactit  hat.  £s  sei  niclit  walir, 
so  fflhrt  er  aus,  dass  die  Bevölkerung  in 
einem  grösseren  Mas^tabe  zunehme  als  die 
Produktion  der  Subsisteuzmittel,  wenigstens 
sei  es  Thorheit,  ein  soldies  SUssverhälbiis 
anzunehmen  oder  durch  künstliche  Berech- 
nungen und  sophistische  Argumente  dies 


')  a.  a.  0.  III,  p.  326. 

')  a.  a.  0.  in  der  engl.  Ausg.  III.  p.  326, 
in  der  deutschen  Ausg.  S.  628. 

')  In  der  Anzeige  der  Ehebergschen  Aus- 
gabe des  Listachen  SvstemB  in  dem  Jahrb.  f. 
Geß.  u.  Verw.  N.  F.  VIII,  S.  288;  wieder  ab- 
gedruckt in  SchmoUer,  Zur  Litteraturgescliichte 
der  Staats-  und  SozialwissenKhaften,  (Leipzig 
1888)  S.  106. 

*)  Vgl.  List,  Das  nationale  System  der 
politischen  Oekonomie,  1.  Ausg.  1841.  (7.  Aufl. 
mit  einer  historischeu  und  kritischen  Einleitung 
von  K.  Th.  Eheberg,  Stuttgart  1883.J  Ich 
citiere  nach  einer  Ausgabe  von  1877. 
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nachweiseo  zu  -wolleo,  solange  noch  auf 
dem  Erdball  eine  3Iasse  von  Naturki-äften 
tot  lägen ,  ■wodurch  zehn-  und  vielleicht 
hundertmal  mehr  Mensehen,  als  jetzt  lebten, 
ernährt  verden  könnten.  Im  Mittelalter 
wäre  der  Weizenertrag  eines  Ackers  Landes 
in  England  das  Vierfache  gewesen,  heute 
Bei  er  das  Zehn-  und  Z vanzigfache ,  und 
dabei  sei  fünfmal  mehr  Land  zur  Kultur 
gebracht  worden.  Wer  möchte  ferner  den 
Entdeckungen,  Erfindungen  und  Yerbesse- 
nmgen  des  menschUchen  Geschlechts  Schran- 
ken setzen?  Noch  sei  die  Agrikulturchemie 
in  ihrer  Kindheit;  wer  aber  könne  dafür 
stehen,  dass  nicht  moi^n  durch  eine  neue 
&findung  oder  Entdeckung  die  Ertragsfähig- 
keit des  Grundes  und  Bodens  um  das  Fünf- 
und  Zehnfache  vermeiirt  werde?  »Erscheint 
uns  die  Alalthussche  Lelu^«,  so  führt  er  aus, 
jin  ihrer  Tendenz  als  eine  beschränkte,  so 
stellt  sie  sich  in  ihren  Mitteln  als  eine  natur-  j 
widrige,  als  eine  Moral  und  Kraft  tödtende, , 
als  eine  horrible  dar.  Sie  ■will  einen  Trieb 
tGdten,  dessen  die  Natur  sich  als  des  wirk- 1 
samsten  Mittels  bedient,  die  Menschen  zur 
AnstrengUDg  ihres  Körpers  und  Geistes  an- 
zuspornen und  ihre  edleren  Gefühle  zu  wecken 
und  zu  nähren  —  einen  Trieb,  welchem  das 
Geschlecht  den  grössten  Theil  seiner  Fort- 
schritte zu  danken  hat.  Sie  ^ill  den  herzloses- 
ten Egoismus  zum  Gesetz  erheben;  sie  ver- 
langt, dass  wir  unser  Herz  gegen  den  Ver- 
hungernden verschlieraen ,  veu,  wenn  vir 
ihm  Speise  und  Trank  reichen,  vielleicht 
in  dreissig  Jahren  ein  anderer  statt  seiner 
verhungern  müsate.  Sie  will  einen  Calcul 
an  die  Stelle  des  Mi^ffihls  setzen«, 
Wenn  in  einer  Nation  die  Bevölkerung  hülier 
steige  als  die  Produktion  an  Lebensmitteln, 
wenn  die  Kapitale  sich  am  Ende  so  auliäuf- 
ten,  dass  sie  in  der  Nation  kein  Unter- 
kommen mehr  fänden,  ■wenn  die  Mascliinen 
eine  Menge  Menschen  ausser  Thätigkeit 
setzten  und  Fabrikate  bis  zum  Uebermass 
sich  aufhäuften,  so  sei  dies  niu:  ein  Be-weis 
dafür,  dass  die  Natm:  nicht  haben  wolle, 
dass  Industrie,  Ci\'ihBation ,  Reichtum  und 
Macht  einer  einzigen  Nation  ausschliesslich 
zu  teil  würden,  dass  ein  grosser  Teil  der 
kulturfähigen  Erde  nur  von  Tieren  bewohnt 
sei  und  dass  der  grösste  Teil  des  mensch- 
lichen Geseldechts  in  Roheit,  Unwissenheit 
und  Armut  versunken  bleibe. 

Er  sucht  nun  seinerseits  darzulegen,  dass 
jeder  Wirtschaftszustand  eine  bestimmte 
Fassungskraft  für  Bevölkerung  habe.  Bilde 
sich  eine  höhere  Wirtschaftsform,  so  werde 
die  Fassongskraft  steigert.  Der  allmähliche 
Uebei^ang  von  emer  Wirtschaftsstufe  zur 
anderen  ■vermehre  die  Versorgunmmi^ich- 
keit  der  Gesamtheit,  steigere  die  Eutwicke- 


lungsbedingungen  des  einzelnen.  An  den 
Zustand  der  lursprünglielien  Wildheit  habe  sich 
der  Hirtenstana,  an  diesen  der  Agrikultur- 
stand, an  diesen  der  Agrikulturmanufaktur- 
stand, an  diesen  endlich  der  Agrikiüturmanu- 
fakturliandelsstand  angeschlossen,  bezw.  diese 
Bntwickelung  liabe  sich  weiter  zu  vollziehen. 
Mit  dieser  Entwickelung  aber  sei  eine  stetige 
Vermehrung  der  Bevölkerung  verbunden ; 
mit  anderen  Worten :  die  beharrliche  Stei- 
gerung der  Bevölkeningskapazität  lasse  die 
Bevölkerung  und  ihren  Wohlstand  anwach- 
sen. Es  sei  also  nicht  richtig,  wie  Malthus 
es  gethan  habe,  die  VermehrungsmögUchkeit 
allein  von  dem  von  Natur  Vorhandenen  ab- 
hängig sein  zu  lassen ;  diese  Vermehrungs- 
möglichkeit ginge  vielmehr  Hand  in  Hand  mit 
der  jedesmaligen  Oi^nisation  der  produk- 
tiven Mittel ;  die  fortwährende  Verböserung 
dieser  müsse  aber  die  Uebervölkerongsfurcht 
beseitigen.  1)  — 

Schliesslich  sei  hier  noch  kurz  auf  Ernst 
Engel  verwiesen,  der  sich  im  Jahre  1855 
als  Vorsteher  des  kömglich  sächsischen 
statistischen  Biu'eaus  im  Hinblick  auf  die 
bevorstehende  Volkszählung  über  das  Be- 
vöikerungsproblem  geäussert  hat.^)  Die 
Malthusschen  Beliauptungen  und  Folgerungen 
stehen  seiner  Ansicht  mich  gfinzlid^  in  der 
Luft,  »weil  in  direktem  Widerspruch  mit 
den  übrigen  Schöphingsgesetzen  und  der 
ErfEdmmg  selbst«.  Mensch  unterliege 
wie  aUe  auimalisdien  Geschöpfe  dem  grossen 
Geseke  der  Fruchtbarkeit,  welches  die  Fort- 
pflanzung jeder  einzelnen  Gattung  regele. 
Aber  diese  Fruditbarkeit  sei  ansserordent^ 
lieh  verschieden;  sie  sei  die  kleinste  bei 
dem  höchsten  Produkte  der  Schöpfung,  die 
grösste  bei  dem  niedrigsten;  sie  sei  gleich- 
falls nach  der  Dauer  und  dem  Zerstörungs- 
trieb der  Gattung  verschieden  und  darum 
um  so  geringer,  je  langlebiger  und  zei*- 
störender  dieselbe  sei.  In  der  höchsten 
Tierklasse  herrsche  beinahe  Unfruchtbarkeit. 
Sicher  werde  niemand  glauben,  dass  eine 
solche  Abstufung  ein  Spiel  des  Zufalls  sei; 
sie  müsse  im  Einklänge  mit  den  Zwecken 
der  Schöpfung  stehen,  und  da  die  Leben 
;  der  einen  Gattung  dazu  dienen,  um  die  der 
anderen  zu  fristen,  so  müsse  auch  die 
grösste  Regelmässigkeit  herrschen ,  denn 
jede  Abweichung  wäi-e  von  den  erhebhch- 


a.  a.  0.  S.  6/7. 


Vgl.  auch  Dühring,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  3.  Aufl.  (Leipzig  1879)  S.  353  ff. 

*)  .,Ueher  die  Bedeutung  der  Bevitlkenm^ 
Statistik  mit  besonderer  Beziehung  anf  die  diee- 
jährige  Volkszählnng  und  Produktions-  nnd 
Eonsumtionsstatistik  im  EOnineich  Sachsen", 
m  der  ^Zeitschrift  des  stat.  Bureaus  des  k. 
sächs.  MuÜBterinms  des  Innern"  1.  Jahrg.  (1865) 
S.  141,  (cf.  vor  allem:  3.  das  BevtUkerangsgeaets 
S.  146  ff.}. 
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Bten  StOningeo,  ja  gerodezn  vou  dein  Unter- 
gange alles  on?anischen  Lebens  begleitet. 
Aber  auch  die  Folgennigen,  welche  Malthiis 
zflge,  mdersprftchen  den  Erfaliningen.  Je 
dichter  ein  Ijand  bevölkert  sei,  um  so  wohl- 
habender sei  es.  Nur  bei  einer  grossen 
Zahl  von  Personen  seien  die  Teilung  der 
Arbeit  und  die  Kombinationen  der  An- 
strengung möglich  und  ein  Jlarkt  zum  Aus- 
tausch denkbar.  Je  mehr  aber  der  Tausche 
und  der  Tauschmittel,  desto  mehr  sei  Ge- 
legenheit vorhanden,  die  Subsistenz  zu  be- 
streiten. So  dränge  sich  a\ich  auf  diesem 
Gebiete  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  der 
Hinweis  auf  eine  schöne  Konsequenz  dos 
wahren  Gesetzes  der  Bevölkerung  auf,  d.  h. 
des  Gesetzes:  »Die  Bevölkerung  ist 
tiberall  im  Gleichgewicht  mit  den 
Subsistenz  mittel  n.(.^) 

13.  Die  von  natnrwisttenachaftlichen 
Gesichtapankten  aas^ehenden  Gegner. 
Sowohl  von  den  >  Sozialisten (sub  11)  wie 
von  den  »Optimisten«  (sub  12)  sind  ver- 
schiedentlich physiolc^sche  Momente  mit 
geltend  gemacht,  welche  zu  einer  Abnahme 
der  menschlichen  Fruchtbarkeit  gleichsam 
Ton  selbst  führen  würden.  Unter  jenen 
haben  Fourier,  Proudhon,  Marx,  Geoi^e, 
unter  diesen  besonders  Carey  und  Engel 
auf  solche  hingewiesen.  Aber  das  eigent- 
lich Charaktenstische  bei  den  bis  dahin 
berQcksichtigten  Schriftstellern  war  doch  in 
dem  einen  lalle,  dass  man  eine  Lösung  der 
Bevölkerungsfra^  nur  Ton  einer  ander- 
weitigen Oivanisation  der  Volkswirtschaft 
glaubte  «'h(»fea  zu  können,  und  in  dem 
anderen  Falle,  dass  man  eine  allseitige 
Harmonie  im  Weltall  voraussetzte,  und 
um  nun  diese  Harmonie  auch  auf  unserem 
Gtebiete  nachweisen  zu  können,  u.  a.  auf 
jene  Er&hnmgen  mit  zurOckgriff,  welche 
durch  die  Naturwissenschaften  festgestellt 
sein  sollten. 

Anders  eine  dritte  und  letzte  Gruppe 
von  Malthussclien  Geg;nem ,  welche  sich 
lediglich  von  naturwissensoliaftlichen  Ge- 
sichtspunkten leiten  Hessen  und  allein  auf 
diesem  Wege  zu  einer  Ablehnung  der  Mal- 
thusschen  Theorie  gelangten. 

Als  Vertreter  dieser  Richtung  nennen 
wir  vor  allem  Thomas  Doubleday, 
Herbert  Spencer  und  Alfred  Nossig. 

Ueberall  in  der  Natur,  im  Pflanzen-  und 
Tierreiche,  so  führt  Doubleday  aus,-) 
mache  eine  jede  Gattung,  sobald  sie  in  Ge- 


1  fahr  komme,  ausserordentliche  Anstrengun- 
{gen  zu  ihrer  Erhalttmg.  Das  zeige  sidi 
:  u.  a.  in  einer  gesteigerten  Fruchtbariceit, 
I  wenn  es  ui  genflgender  Nahrung  fehle. 
lAuch  die  menschli(me  Fruchtbarkeit  stünde 
I  in  umgekehrtem  Verliältnis  zur  Nahrung. 
I  >Nahrung<- .  sagt  er,  'hält  die  Vermehrung 
lauf,  während  andererseits  eine  beschränkte 
'oder  mangelhafte  Nalirung  anregt.'.^)  Wel- 
j  ches  auch  immer  der  Umfang  der  natür- 
;  liehen  Kraft  in  einer  Gattung  sei,  der  voll- 
I  blOtige  Zustand  schränke  sie  ein  und  der 
1  entgegengesetzte  Fall  bringe  sie  zur  Ent- 
I  Wickelung.  Wie  Pflanzen  in  überfettem 
j  Boden  keuie  Früchte  trügen  \md  gemästete 
Tiere  keine  Jungen  hervorbrächten,  so  näh- 
I  men  auch  die  bestfjeiiährten  Volksklassen 
j  an  Zahl  ab ,  ja  stürben  ans ,  während  die 
!  mittleren,  also  nicht  schlecht  genährten, 
■  aber  doch  ai'beitenden  Klassen  stille  stün- 
Iden,  die  ungenügend  genährten  sich  rasch 
I  vermehrten.  Das  Bevmkerungsgesetz ,  wel- 
I  ches  er  somit  a\ifstellt,  ist  folgendes : 
I  1)  Bei  den  schlechtest  ernährten  Nationen 
ist  die  Fruchtbarkeit  die  grr'isste,  die  Fort- 
pflanzung die  intensivste. 

2)  Bei  reichen,  in  Luxus  und  Ueppigfceit 
lebenden  Nationen  ist  die  Fortpflanzung  eine 
geringere  und  die  Abnahme  der  Bevölt^rung 
eine  notwendig  Folge  davon. 

3)  Bei  Natiimen,  deren  Ernährung  mitten 
inne  steht,  d.  h.  eine  ziu*eicliende  ist,  eiiiAlt 
sich  die  Bevölkerung  stationär.  — 

Die  grösste  Beachtung  hat  die  natur- 
wissensdiaftliche  Bevölkenmgstheorie  Her- 
bert Spencers  gefunden.-)  Er  leugnet 
nicht  die  Mög^lichkeit  einer  Ueberv(}lkenmg 
in  unserer  Zeit  aber  er  bestreitet  die  Fort- 
dauer einer  solchen  für  die  Zukunft  Nach 
ilun  findet  zwischen  der  EntwioJcelnng  des 
Individuums,  zwischen  der  Individuatiou 
und  der  Vermehrung,  der  Genese,  ein  An- 
tagonismus statt  'Fassen  wir< ,  so  schreibt 
Spencer,  'Unter  der  Bezeichnung  Indivi- 
duation  alle  Prozesse  ZTisammen,  in  wel- 
chen das  individuelle  Leben  vervollkommnet 
und  erweitert  wird,  und  erweitem  "wir  an- 
dererseits die  Bedeutimg  des  Wortes  Fort- 
pfanznng  so,  dasa  es  alle  Pi-ozesse  in  sich 
schliesst,  welche  ziu-  Bildung  imd  Förderung 
neuer  Individuen  beitragen,  so  erkennen  ^vir 
sofort,  dass  die  beiden  Prozesse  ganz  funda- 
mental einander  entgegengesetzt  sind.  So- 


D  a.  a.  0.  S.  148- 

*]  The  true  law  of  popnlation,  shewn  to  be 
connected  with  the  food  of  the  people.  London 
1840.  3.  ed.  1853.  -  BGr  h«  die  Sduift  nicht 
vor;  ich  folge  den  Angaben  bei  Hohl  a.  a.  0. 
S.  497,  Kautskj  a.  a.  0.  S.  108  und  Engel 
a.  a.  0.  S.  146  Anm. 


1)  Nach  Kautsky  a.  a.  0.  S.  108. 

*)  Cf.  Theory  of  popnlation,  dedncted  from 
the  general  law  of  animal  fertilit^r,  Londwi  1852. 
(Erschien  zuerst  in  der  „Westminster  Review" 
1%2,  I,  p.  468 ff.)  —  Vgl.  weiter:  A  System  of 
philosophy:  II.  Frinciplea  of  biology.  2  ed. 
London  1867.  (Deutsche  Uebersetxung  a.  d.  T. : 
System  der  synthetischen  Philosophie.  H.  Die 
Irincipien  der  Biol<wie:  übers,  v.  B.  Vetter. 
2  Bde.,  Stuttgart  1876  77.) 
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fern  wir  annehmen,  dass  die  übrigen  Dinge 
dieselben  bleiben,  dass  also  die  umgebenden 
Bedingungen,  wie  Klima,  Nahnmg,  Feinde 
ete.  unverändert  fortbestehen,  —  dann  be- 
dingt notwendigerweise  jeder  höhere  Grad 
individueller  Entwickelung  einen  niedrigeren 
Grad  der  Artvermehrung,  und  umgekehrt: 
Fortschritte  in  der  Grösse,  in  der  Kompli- 
ziertheit des  Baues  oder  in  der  Selbstbe- 
wegiichkeit  involvieren  einen  Rückschritt  in 
der  Fruchtbarkeit,  und  Forlschritt  in  der 
Fruchtbarkeit  involviert  Rückschritte  in  der 
Grösse,  Kompliziertheit  des  Baues  oder 
Selbstbeweglichkeit.  <:  ^)  Das  für  die  Indivi- 
duation  gebrauchte  Material  kann  nach  ihm 
nicht  zur  Zeugung  verwendet  werden,  wäh- 
rend  anderersäts  die  Beproduktionsthätig- 
keit  jenes  Material  verringert,  welches  zur 
Individnation  gebraucht  w^en  kann.  Dieser 
Antagoniamus  ei^be  die  nachstehenden 
Folgerungen: 

1)  »Je  kleiner  der  Oigamaoaus  ist  (d.  h. 
je  weniger  Material  für  die  Individnation 
aufgewendet  trird),  desto  stftrker  ist  seine 
Beproduktion ; 

2)  Je  weniger  kompliziert  und  differen- 
ziert der  Organismus  ist,  desto  grösser  ist 
seine  Fruchtbarkeit; 

3)  Je  weniger  beweglich  und  thätig  ein 
Tier  ist,  desto  grösser  ist  seine  Fruchtbar- 
keit ,  denn  desto  weniger  Material  wird 
durch  die  Bewegung  aiif gebraucht.«  ^ 

Aus  dem  Gegensatz  zwischen  Individuar 
tion  und  Vermehrung  ergebe  sich  zunächst 
die  Folgerung,  dass  in  dem  Masse,  wie  die 
Ünterhaltsmittel  wachsen  oder  abnehmen, 
die  Fruchtbarkeit  steige  und  falle. 

Aus  diesen  für  die  tierischen  Organismen 
geltenden  Gesetzen  der  Vermehrung  werden 
nun  von  Spencer  die  die  Vermehrung  des 
Menschengeschlechts  bestimmenden  Gesetze 
abgeleitet.  Die  höhere  Civilisation  könne 
mehr  Menschen  ernähren  als  die  niedrige, 
da  sie  sowohl  über  grössea«  Mittel  gegen 
äussere  Gefahren  wie  ühw  mehr  Unterhalts- 
mittel verfüge.  Allein  je  mehr  die  Bevöl- 
kerung anw^se,  um  so  mehr  bedinge  der 
Kamfu  maa  Dasein  geistige  Anstrengung. 
Die  Civilisation,  weldie  fiberall  eine  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  zur  Voraussetzung 
und  überall  eine  Abnahme  gewisser  Art- 
zerstörender Kr^e  zur  Folge  habe,  bedinge 
als  fernere  Folge  eine  Zunahme  gewisser 
anderer  Art-zerstörender  Kräfte.  Todesge- 
&hr  von  Seiten  grösserer  Baubtiere  ver- 


Spencer,  Principien  der  Biologie.  Deutsche 
Ansg.  II.  S.  450. 

")  Vgl.  die  knappe  und  Übersichtliche  Dar- 
stellung Dei  N  0  8  8  i  g :  „Ueber  die  Bevölkerung" 
in  ..Kosmos,  Zeitacnrift  für  die  gesamte  Ent- 
wickelungslehre",  hsg.  von  Vetter,  Jahrg.  1886. 
n.  Bd.,  S.  123  ff. 

HaadvSrterbndi  ctor  StaatowlBautHluiflen.  Zwelta 


mindere  sich,  je  zahlreicher  die  Menschen 
würden.  Wenn  auch  die  Menschen  dann, 
je  weiter  sie  sich  über  die  Erde  verbreiteten 
und  sich  in  zahlreiche  Stämme  sjalteten, 
selbst  gegen  einander  zu  wilden  Tieren 
würden,  so  vermindere  sich  doch  auch  die 
Todesgefahr  von  dieser  Seite  her,  je  mehr 
sich  die  Stämme  zu  Nationen  vereinten. 
Diejenige  Todesgefahr  aber,  welche  vorerst 
nicht  abnehme,  sei  die,  welche  durch  Ver^ 
mehrung  der  Individuenzahl  selbst  erwachse, 

—  die  Gefohr  eines  Mangels  an  Nahrung. 
Dieser  bestfindige  Zuwachs  der  Bevölkerung 
über  die  Mittel  des  Lebensunterhaltes  hin- 
aus verursache  aber  ein  nie  schweigendes 
Bedürfnis  nach  Gtoaclücklichkeit,  InteUigenz 
und  Selbstkontrolle,  bedinge  somit  eine  un- 
aufhörliche üebung  dieser  F^nsobaften 
und  eine  allmfihlic^e  Steigerung  derselben. 
Jede  industrielle  Verbesserung  sei  zu  gleiche 
Zeit  einerseits  das  Produkt  einer  höheren 
Form  der  Menschlichkeit  imd  setze  a&lhst 
wieder  andererseits  diese  höhere  Form  der 
Menschüdikeit  voraus,  um  sie  in  die  Praxis 
einzuführen.  Die  Anwendung  der  Wissen- 
schaften auf  die  Künste  sei  nichts  anderes 
als  ein  Aufwand  grösserer  Intelligenz  zu 
dem  Zwecke,  unseren  Bedürfnissen  zu  ge- 
nügen, und  bedinge  selbst  wieder  andauernde 
Fortscliritte  dieser  Intelligenz.  ^)  Es  sei 
nicht  anzunehmen,  meint  Spencer,  dass  in 
Zukunft  die  Muskelkraft  der  Menschen  wach- 
sen werde,  der  Fortschritt  werde  sich  viel- 
mehr in  einer  Steigerung  der  Geistesfähig- 
keiten zeigen,  was  eine  Hebung  der  Bildung 
und  Moralitat  im  Gefolge  haben  müsse.  Die 
natürliche  Zuchtwahl  werde  die  Eigenschaf- 
ten ausgezeichneterer  Individuen  auf  die 
Nachkommenschaft  übertragen.  So  werde 
rückwirkend  die  Entwickelung  der  Mensch- 
heit, welche  durch  die  Fruchtbarkeit  verur- 
sacht worden  sei,  eine  Verringerung  der- 
selben herbeiführen.   Denn  die  Gesittung 

—  wesentlich  hervorgerufen  oder  doch  ge- 
steigert durch  die  aus  der  Debervölkerung 
erwachsende  Not  —  führe  zur  Entwickelung 
des  Nerven-  und  Gehimsystems.  Schon 
jetzt  sei  daß  Gehirn  des  civilisierten  Men- 
schen nahezu  um  dreiasig  Prozent  grösser 
als  das  Gehirn  des  Wilden.  Schon  jetzt 
lasse  sich  daran  femo*  ^e  grössere  Un- 
gleichartigkeit  erkennen,  besonders  in  der 
Verteilung  seiner  oberflfichlichen  Windungen, 
üod  weitere  Verfind^mgen  von  ähnlicher 
Art,  wie  sie  bi^er  unter  der  Zucht  des 
civilisierten  Lebens  stat^eiunden  hätten, 
würden,  wie  man  wohl  schliessen  dürfe^  ge- 
wiss andi  in  Zukunft  fortdauern.  Hier- 
durch aber,  wie  durch  die  Ausgabe 
geistiger  Kräfte,  werde  die  Frucht- 
barkeit vermindert.   Ein  solcher  Fort- 


Spencer  a.  a.  0.  II,  S.  öölff. 
Aoflkg«.   II.  48 
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schritt,  meint  Spencer,  solle  so  lange  vor 
sich  gehen,  bis  die  Menschheit  zum  Gleich- 

fBvichte  gelangt  sei,  also  bis  zu  jenem 
tande,  in  welchem  jedes  Paar  zwei  Kinder 
erzeugen  werde.  Ganz  werde  ein  solches 
Gleichgewicht  freilich  nie  eintreten,  da  ea 
durch  geologische  und  astronomiaclte  Ein- 
flösse gestört  werde.  Wahrsdieinlich  aber 
sei,  dass  die  Zahl  zwischen  zwei  und  drei 
liegen  werde ;  damit  sei  die  ITebervölkerang 
mit  ihren  Notständen  beseitigt.  Der  not- 
wendige Gegensatz  zwischen  Individuation 
und  Fortpflanzung  entspreche  also  nicht  nur 
dem  a  priori  erschlossenen  Gesetze  von  der 
Erholung  der  Arten,  von  der  Mouade  an 
bis  herauf  zum  Menschen,  sondern  sichere 
zugleich  die  schliessliche  Erreichung  der 
höchsten  Form  dieser  Erhaltung  —  einer 
Form,  in  welcher  eben  die  Simime  des  Le- 
bens so  gross  als  möglich  und  die  Menge 
der  Geburten  und  Todesfälle  so  gering  als 
möglich  sein  werde.  ^) 

Neuerdings  hat  Alfred  Nossig^)  aber- 
mals eine  Lösung  der  Bevölkerungsfrage 
versucht.  Er  ist  der  Ansicht,  dass  die  Ke- 
prodxiktionskraft  einer  Bevölkerung  eine  un- 
gleichmässige,  aber  sich  stetig  vermin- 
dernde Kraft  sei.  Die  Völker  werden 
hinsichüich  ihrer  Populationsverhältnisse  als 
im  Zustande  eines  Auf-  und  Niederwogens 
befindlich  dargestellt.  Das  Leben  der  Mensch- 
heit vollziehe  sich  in  gewissen  »Gesamtver- 
jEassungen«,  in  gewissen  volkswirtschaftlichen 
Zuständen,  sozialen  Organisationen.  Am  Ende 
einer  jeden  derartigen  Entwickehmgsperiode 
träten  die  fortschnttüchen  Kräfte  mit  den 
im  Yölkerleben  wirkenden  konservativen  in 
Kampf,  dann  zeige  tich  Uebervölkerung, 
welche  durch  Ueberwindung  der  konserva- 
tiven Kräfte  gehoben  werde.  In  vielen 
Beziehungen  mit  Spencer  überein- 
'Btimmend  kommt  er  zu  folgendem 
Ergebnis: 

»Die  in  der  Volkswirtschaftslehre  Ueber- 
völkerung genannte  Erscheinung  ist  aus  dem 
StandpumEte  der  soculogischen  (sodo-dynar 

^)  Aehnliche  Ansichten  vertrat  auch  früher 
schon  JarroM  in  der  Schrift:  Dissertation  on 
man,  in  answer  to  Haltfaos  on  populatioDf  Lon- 
don 180G.  —  Die  Arbeit  von  R.  Trall,  Eine 
neue  Bevölkerungstheorie,  hergeleitet  ans 
Gesetzen  der  tierischen  Fruchtbarkeit  (Leipzig 
1877)  ist,  wie  Vetter  1877  in  der  „Allgemeinen 
Zeitung"  nachgewiesen  hat,  eine  Uebersetzung 
der  oben  erwähnten  Spencerschen  Abhandlung: 
Theorv  of  popnlation. 

Die  Schnft  von  E.  Bei  eh,  „Die  Fort- 
pflanzung und  Vermehrung  des  Menschen  ans 
dem  Gesichtspunkte  der  Physiologie  und  BevOl- 
kemngslehre  betrachtet"  (Jena  1880),  bringt 
nichts  Nenes  zu  unserer  Frage.  Der  Verfasser 
entwickelt  Ansichten,  die  teils  von  Carey,  teils 
von  Spencer  vorgetragen  sind. 

•)  a.  a.  0.  S.  278C  ■ 


mischen)  Gesetze  eine  Kundgebung,  welche 
zu  Ende  einer  jeden  Entwickehingsperiode 
der  Bevölkerung  eintritt,  —  an  jener  Stelle 
ihrer  Entwickelungsbahn,  wo  infolge  des 
mächtigen  Einflusses  der  im  Brennpunkt 
thätigen  konservativen  Kraft  die  Wirksam- 
keit der  fortschrittlichen  Kraft  am  stärksten 
gehemmt  wird.« 

Unschwer  dönte  man  sich,  so  memt 
Nossi^,  den  Augenblick  vorstellen  können, 
wo  die  weitere  Entwickeinng  der  Bev^ke- 
nmg,  welche  die  Erweiterung  der  Bevölke- 
rungsgrenzen verursache,  nnmr»lich  werde. 
Die  natOrUchen  Ertragsqueillen  könnten  ihre 
Froiluktivitftt  nicht  mehr  steigern,  die  mensch- 
liehe  Organisation  hingegen  sei  ebenfalls  an 
dem  höchsten  Punkte  ihrer  Vervollkomm- 
nung angelangt ;  wenn  das  Verhältnis  und 
die  Energie  der  beiden  auf  die  Entwicke- 
lung  der  Menschheit  einfliessenden  Kräfte 
stets  dieselben  wären ,  dann  w^flrde  von 
jenem  Augenblicke  an  eine  konstante  Ueber- 
völkerung eintreten,  deren  vernichtende  F0I7 
gen  leicht  verstellbar  seien.  Doch  ein  sol- 
cher Augenblick  könne  nicht  eintreten,  sei 
niemals  eingetreten  und  werde  niemals  ein- 
treten. Denn  die  Reproduktionskraft  dat 
Bevölkerung  wirke  ja  nicht  stets  mit  der- 
selben unveränderten  Energie.  Da  sie  sich 
stetig  vermindere,  so  könne  die  Entwicke- 
lungsbahn, welche  sich  aus  dem  Wirken 
der  fortschrittlichen  und  konservativen  Kraft 
ergebe ,  nicht  stets  denselben  Raum  ein- 
nehmen, sondern  müsse  sich  ebenfalls  stetig 
vermindern.  So  komme  endlich  dar  Augen- 
blick, wo  die  Entwickelungsbahn  unendlich 
klein  werde,  und  dies  um  dio  Zeit,  wo  die 
Reproduktionskr^  es  geworden  seL  Die 
EntWickelung  der  Bevölkerung  sei  also  zeit- 
lich begrenzt. 

Wir  werden  weiter  unten  sehen,  ob  und 
wieweit  diese  naturwissenschaftlichen  Theo- 
rieen  eine  Lösung  des  in  Bede  stehenden 
Problems  erhoffen  lassen.  — 


VI.  Die  Anhfinger  tod  Halthus 
in  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jalirbnaderts. 

14.  Die  neueren  Natiimal^ononen 
nnd  Robert  Malthns.  In  unseren  Tagen 
wird  die  Malthussche  L^ire  von  den  meis- 
ten Volkswirten  als  im  wesentlichen  richäg 
anerkannt  Nicht^  dass  diese  die  einzelnea 
Sätze,  so  z.  B.  die  arithmetische  und  geo- 
metrisdie  Progression  billigten,  wohl  aber 
so,  dass  sie  den  eigentlichen  Kern  der  Theo- 
rie, dass  nämlich  die  Bevölkerung  die  Ten- 
denz habe,  sich  schneller  zu  vermehren,  als 
die  Untcrbaltsmittel  anwachsen  könuen,  zu- 


*)  a.  a.  0.  S.  287. 
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geben.  Da  die  von  den  neueren  National- 
ökonomen vertretenen  Anschauungen  im 
grossen  Ganzen  bekannt  sind  und  da  die- 
selben sich  auch  vielfach  decken  mit  dem, 
was  wir  unten  sub  VII  (Kritik  der  Malthus- 
sdhea  Lehre)  hervorzuheben  haben,  so  dür- 
fen wir  uns  hier  kürzer  fassen.  Selbstver- 
ständlicli  können  wir  im  folgenden  auch  nur 
auf  diejenigen  hinweisen,  welche  sich  mit 
der  Bevölkerungsfrage  eingehender  beschäf- 
tigt und  zu  derselben  direkt  Stellung  ge- 
nommen haben. 


Indem  wir  in  erster  Linie  der  deutschen 
Volkswirte  gedenken,  heben  wir  unsere 
Betrachhmg  mit  den  drei  Männern  an, 
welche  seit  kurzem  unserer  Wissenschaft 
durch  den  Tod  entrissen  sind,  mit  Gustav 
KümeÜD  (s.  d.),  Lorenz  von  Stein 
(s.  d.)  und  Wilhelm  Roscher  (s.  d.). 
R  ü  m  e  1  i  n  vor  aUem  hat  sich  mit  der 
Bevölkerungslehre  eingehend  befasst  und 
sich  um  dieselbe  besondere  Verdienste 
ervi^orben.')  Wie  er  die  Malthussche  Lehre 
beurteilt,  geht  am  besten  aus  den  nachfol- 
genden Worten  hervor,  welche  wir  seinem 
Aufsatze  über  »die  Bevölkerungslehre«  im 
Schönbergschen  Handbuche  entnehmen.  Er 
sagt  dort: 2)  »Die  Argiunente  von  Malthus 
lassen  sich  im  einzelnen  in  manchen  Punk- 
ten berichtigen,  ergänzen,  verstärken,  ja  sie 
erfordern  tedweise  eine  eigentliche  Um-  und 
Fortbildung.«  Rümelin  bringt  nunmehr 
einige  Einwendungen  vor  und  fährt  dann 
fort:  >AIle  diese  Bemerkungen  sind  jedoch 
so  weit  entfernt,  Malthus  zu  widerlegen, 
dass  sie  vielmehr  nur  das  Gewicht  und  die 
Trae:weite  seiner  Sätze  erweitern  und  ver- 
starRen.  Man  sollte  denken,  dass  es  über- 
haupt nicht  vieler  Worte  bedürfte,  um  so 
einleuchtende  Dinge  zu  beweisen.  Dass  der 
meusc^che  Venuehrungsdrang,  der  in  den 
stärksten  Naturtrieben  wurzelt,  als  ein  we- 
sentlidies  Gattungsmerkmal  mit  tmge- 
schwächter  Kraft  von  einem  Geschlecht  zum 
anderen  fortwirkt  und  dm-ch  die  wachsende 
Volksz£dil  um  nichts  vermindert  wird,  dass 
dagegen  auf  unverändertem  Flächenraum 
die  Natui^ben ,  deren  der  Mensch  zur 
FristuDg  seiner  physischen  Existenz  bedarf, 
sich  nicht  ebenso  ins  Unbegrenzte  steigern 
lassen,  sondern  deren  jährliche  Vermeh- 
rungsquoten mit  wachsender  Intensität  des 


Vgl.  „Ueber  die  Malthuaachen  Lehren" 
m  Bfimeling  „Reden  und  AuEsätzen"  (Freiburg 
i.  B.  and  Töbingen}  1875,  S.  305 ff.;  ..Zur  Ueber- 
völkernngsfrage"  m  „Reden  und  Aufaätze"  N. 
F.  (Freiburg  u.  Tbgn.)  1881,  S.  668ff.  —  „Die 
BevSlkenmgstehre"  in  Schönberg,  I  (3.  Aofl. 
1890),  S.  723ff. 

*)  a.  a.  0.  S.  770  u.  9.  771/772. 


Anbaues  immer  kleiner  werden,  dass  iUso 
der  wachsenden  Volkszahl  sich  ein  wach- 
sender Drudt  von  Hemmnissen  gegenüber- 
stellt, dass  diese  Volkszahl  stets  auf  dem 
Niveau  der  Üuteriialtsmittel  zurückgehalten 
wird  und  diese  Zurückhaltimg.  falls  sie  nicht 
durch  veruttuftige  Auakunftsmittel  der  Men- 
schen erfolgt,  auf  anderen  Wegen  und 
schliesslich  durch  die  Katur^ewalten  herbei- 
geführt werden  muss,  endlich,  dass  es  die 
unabweisbarste  Menschen-  imd  Büi^p- 
pflicht  ist,  nicht  mehr  Kinder  zu  erzeugen, 
als  man  zu  ernähren  und  grosszuziehen  im 
Stande  ist,  d^  sind  Wahrheiten,  für  welche 
die  ganze  Geschichte  der  Menschheit  ebenso 
lautes  Zeugnis  ablegt,  als  die  einfadiste 
Ueberlegung.«^)  — 

Lorenz  von  Stein  erkennt  die  Mög- 
lichkeit einer  üebervölterung  nicht  minder 
an.  Er  sagt  in  seinem  »System  der  Staats- 
wissenschaft« :  »Das  Bevölkerungsgesetz 
entsteht,  indem  das  vorhandene  Mass  der 
natürlichen  Lebensbedingungen  das  Mass  der 
Verwirklichung  des  Gesetzes  der  persön- 
lichen Fortpflanzung  bestimmt.  Indem  nun 
dies  letztere  eine  beständige  Zunahme  der 
Zahl  der  Pei'soDen  enthält,  die  als  an  sidi 
unbegrenzte  stets  über  die  an  sidi  be- 
grenzten Bedingungen  der  Fortpflanzung 
hinausgeht,  so  wird  jenes  Bestimmtwerden 


'}  In  der  4.  Aufl.  des  Schönbergschen  Hand- 
bachs ist  der  Aufsatz  „Bevöikernngslehre"  von 
V.  Scheel  durchgesehen.  Dieser  hat  zn  den  Ans- 
führungen  Rtlmelins  Uber  die  Malthussche  The- 
orie folgenden  Znsatz  gmacht:  .BQmelln  hat 
versäumt,  hier  einen  Orandfehler  der  Dedaktion 
von  Ualthns  hervorzuheben.  iHeser  bräteht 
darin,  dass  Malthus  die  Menschheit  unvermittelt 
den  „Nahmnffsraitteln"  [Pflanzen-  und  Tier- 
reich) gegenüberstellt  und  die  Vorstellung  er- 
weckt, als  ob  diese,  mit  verschiedenen  Ver- 
mehrungstendenzen,  sich  nnabhängig  von  ein- 
ander entwickelo,  und  dass  er  dabei  den  ver- 
mittelnden nndbesttnimenden  Faktor:  die  Eigen- 
tumsordnong  ausser  Acht  lässt.  Für  die  unter 
bestimmten  £igentnmBformen  lebende  mensch- 
liche Gesellschut  kommt  nicht  in  erster  länie 
die  Fra?e  in  Betracht,  ob  die  Natnr  genügende 
Unterhaltsmittel  zu  liefern  im  stände  sei,  son- 
dern wie  weit  anter  der  herrschenden  Ordnanf 
dem  einzelnen  die  Möglichkeit  geboten  sei,  si(£ 
Unterhaltamittel  (Einkommen)  zn  verschafl'en. 
Die  unvermittelte  Gegenüberstellung  von  Meosch- 
heit  nnd  Nahrungsmitteln  und  die  hierauf  ge- 

fründete  Idee  der  „Uebervölkening"  ist  wegen 
er  Vernachlässigung  jenes  Mittelgliedes  halt- 
and  zwecklos."  —  Dabei  bleibe,  so  fügt  von 
Scheel  hinzu,  natQrlich  bestehen,  dass  rSr  die 
einzelne  Familie  und  schUesslich  für  eine  mehr 
oder  weniger  grosse  Summe  von  Familien  eine 
„UebervQlkernng"  oder  eine  „Tendenz  zn  über- 
mässiger Vermehmng"  eintreten  klinne  und 
nur  za  oft  eintrete  (a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  876). 

*)  System  der  Staatswisaenschaft,  1.  Bd. 
(Stuttgart  nnd  Tübingen  1852)  S.  lld. 
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der  Fortpflanzung  durch  ihre  natOrlichen 
Bedingungen  entBalten  sein  in  dem  blasse, 
in  weichem  die  Zunahme  der  natürlichen 
liebensbedingungen  der  Zunahme  der  Per- 
sonen zu  folgen  vermag.«  Dies  sei,  so  fügt 
Stein  ansdra^idi  hinzu,  der  Grundgedauke 
der  Malthusschen  Lehre,  nur  in  wissen- 
schaftlicher Qe^t  — 

Wilhelm  Roecher^)  hat  das  Be- 
T^eningswesen  in  seinem  »System«  in 
besonders  gründlicher  Weise  abgehandelt ; 
in  den  ersten  vier  Auflagen  dieses  Werkes 
hatte  er  die  betreffenden  Äusführuogen  als 
»Malthusisches  Gesetz  der  Volkavermenrung« 
ausdrücklich  bezeichnet ;  später  liess  er 
diese  Ueberschiifl  fort,  um,  wie  es  in  der 
Vorrede  zur  fünften  Auflage  des  ersten 
Bandes*)  heisst,  flüchtige  Leser  vor  dem 
Wahne  zu  schützen,  als  ob  etwa  das  ge- 
lehrt würde,  was  der  grosse  Haufe  mit  dem 
Worte  »Malthusianismus«  bezeichne,  worauf 
dieselben  vielleicht  den  ganzen  Abschnitt 
überschlagen  möchten  (?).  Er  fügt  jedoch 
sofort  hinzu,  dass  er  nicht  daran  zweifle : 
die  fernere  Zukunft  werde  auch  Malthus  in 
seine  volle  Ehre  als  nationalükonomischen 
Forscher  und  Entdecker  vom  allerersten 
Bange  wieder  einsetzen.  In  dem  Abschnitt 
über  die  »Bevölkerung <>  bemerkt  dann 
Roscher^),  dass  wenn  man  §^meint  habe, 
die  menschlichen  Unterfaaltsnuttel  bestfinden 
schliesslich  in  Pflanzen  und  Tieren,  imd 
diese  vennelirten  sidi  gerade  ebenso  gut 
wie  die  Menschen  in  geometrischer  I^o- 
gression,  ja  gewöhnlich  sogar  mit  einem 
viel  grösseren  Multiplikator:  so  übersehe 
man  dabei  auffällig  genug,  wie  deren  natür- 
licher Zuwachs  schon  durch  den  mensch- 
lichen. Konsum,  welchen  man  darauf  an- 
weise, unterbrochen  werde.  Dag^n  sei  es 
wahr,  dass  selbst  die  Rohprodukte  vermit- 
telst einer  geschickteren  Technik  und  die 
Yeredelimgswerte  jederzeit  in  stärkerem 
YoMItttisse  zunehmen  ktanten  als  in 
jenem  der  bloss  arithmetischen  Progression. 
Allein  dass  auf  die  Dauw  der  Zuwachs  der 
ünterhaltsmittel  mit  dem  äusseisten  sinn- 
lichen Mögen  und  physiologischen  Können 
der  Yolksvermehrung  gleichen  Schritt  hal- 
ten werde,  sei  doch  vollkommen  unglaub- 
lich. Die  letztere  Tendenz  werde  deshalb 
von  anderweitigen  beschränkt.  Roscher  be- 
hauptet dann  an  einer  anderen  Stelle,*)  dass 
die  Grundanschauungen  von  Malthus  als 
»festes  Eigentum  derWissen- 
schaft«,  als  xn'fut  h  Mi  gelten  könnten. 


Roseber,  System  der  Volkswirtschaft. 
Ein  Hand-  und  Lesebuch  etc.  I.  Bd.  6.  Buch. 
(1.  Aufl.   Stuttgart  1864,  20.  Aufl.  1893.) 

5.  Autl.   1863.   S.  IX. 
•  §  242. 

*)  Am  Schluss  der  Amn.  16  zu  §  242. 


lu  gleicher  Weise,  nur  noch  energischer, 
tritt  Albert  £.  Fr.  Schftffle  (s.  d.)  für 
Malthus  ein.  Er  schreibt  in  seinem  »Bau 
uud Leben«'):  »Nur  insoweit  durch prodi^- 
tive  Anpasriung  für  die  vermehrten  Existen- 
zen weitere  Spielrftume  eröffnet  oder  un- 
nötige Bedürfnisse  beseitigt  oder  Ungleich- 
heiten atifgehobm  oder  technische  Fort- 
schritte gemacht  oder  geringere  Natiurwider- 
stände  aufgefunden  werden  können,  darf  in 
der  Volksvermehrung  ungestraft  weiter  ^ 
gangen  werden.  Darüber  hinaus  stellt  sich 
der  Zerstöruugskampf  unter  überzähligen 
Existenzen  ein,  die  durch  Niederlage  in 
offenen  und  verdeckten  Vernichtungskämpfen 
zum  Todeskontingent  ausgemustert  wenlen. 
Es  giebt  kein  Mittel,  dem  Missverhältuis 
zwischen  dem  Vermehrungstriebe  einerseits 
und  der  endlichen  Abnahme  des  Bodener- 
trages andererseits  zu  entgehen,  als  indem 
das  GleichgeTÄdclit  durch  Einschränkung  des 
Vermehrungstriebes  auf  die  mögliche  Aus- 
dehnung der  Produktionsmittel  bewahrt  wird. 
Entweiler  Verhütung  Überzähliger  Existenzen 
aus  l!\ircht  vor  den  Vernichtungsfolgen  der 
Debervölkerung,  d.  h.  —  »Vorbeugung«,  oder 
wirkliche  Vernichtung,  Repression  der  Üeber- 
zähligen  —  es  giebt  kein  Drittes.  Kein 
Dispens  von  diesem  Malthusschen  Dilemma 
lässt  sich  finden.  Niu>  auf  Gefahr  chroni- 
schen Mas-ienelends  und  ewig  wiederholten 
Vernichtungskrieges  kann  sich  der  Mensch 
der  Proliferation  im  Masse  der  Anhäufung 
der  Zeugungsstoffe  hingeben.  Vermehrt  er 
sich  vrie  das  Tier,  so  leidet  er  audi  den 
Vemichtim^skrieg,  den  der  tierische  Ver- 
mehnmgstneb  herbeiführt.«  »Täglich  und 
stündlich«,  heisst  es  an  einer  späteren  Stelle 
des  genannten  Weites*),  »können  wir  das 
Gesetz  beolrachten,  dass  je  weniger  die 
vorbeugenden  Tendenzen  wiiken,  desto 
stärker  die  vernichtenden  zur  Ortung  kom- 
men und  dass  von  den  einzelnen  Formen 
der  beiderlei  G^ntendenzen  jede  um  so 
stärker  wirken  muss,  je  schwächer  alle 
üteigen  wirken,  und  um  so  mfissiger,  je 
mehr  idle  übrigen  gleichmäss^  mitwincen. 
Alle  diese  Gegentendenzen  sind  Formen  ge- 
setzlicher Gleichgewichtswiederherstellun- 
gen,« Indem  Schäffle  alsdann  die  verschie- 
denen Hemmnisse  genauer  prüft,  bemerkt 
er  ^1  u.  a. :  »Die  enorme  Sterblichkeit  der 
ehelichen  und  unehelichen  Kinder  des  Pro- 
letariats bedeutet  die  nutzlose  Vergeudung 
grosser  Erzielningskapitale  und  umschliesst 
Massen  namenlosen  Schmerzes;  und  doch 
ist  sie  die  notwendige  Folge  der  durch  die 
Armut  herbeigeführten  Gleichgiltigkeit  and 


^)  Bau  und  Leben  des  sozialen  KSrpern 
U.  Bd.  2.  Ausg.  (Tübingen  1881)  S.  245. 
a.  a.  0.  II,  S.  2tö. 
*  a.  a.  0.  n,  S.  289/260. 
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UDterhaltsunfähigkeit ;  auch  in  der  christ- 
Kchen  Gesellschaft,  die  auf  die  altgriechische 
und  neuchinesische  Gegentendenz  der  Kinder- 
aussetzung verzichtet  hat,  wütet  diese  Folge 
der  Proliferation.  Bei  näherer  Betrachtung 
ist  das  Elend  von  Kindern,  die  von  den 
Eltern  und  von  der  FintlUngspflege  ver- 
nachlässigt werden,  ^-ielfach  ein  nodi  grau- 
sameres Sterbenlassen  als  die  Kinderaus- 
setzung und  der  Kindermord  der  Wilden. 
Wenn  man  aber  auch  unsagUches  Leiden 
der  unschuldigen  Progenitur  aussereheücher 
Verbindungen  vereessen  wollte ,  so  kann 
doch  niemand  verkennen ,  dass  durch  die 
glücklich  üeberlebenden,  die  wohlhabenden 
Familien  ihren  Kindersegen  diu-ch  einen 
Daseinskampf  erkaitfen,  der  im  Grunde  doch 
nur  den  Famüienegoismus  züchtet.«  i)  — 

Adolf  Wagner  (s.  d.)  ist  gleichfalls 
von  der  Richtigkeil  der  Malthusschen  Lehre 
Überzeugt.  Er  betont  das  »unveräusserliche 
Recht  der  Gesellschaft eventuell  Beschrän- 
kimgen  der  Eheschhessung  und  damit  in- 
direkt dorBevÖlkerungsvermehrung  durch  die 
(itesetzgebuDg  in  einem  solchen  Zustande 
der  'Vdkswmschaft  eintreten  zu  lassen,  in 
welchem  Uiatsfichlich  die  Zunahme  der  Bo- 
vOlkenmg  die  Zuname  der  ünterhaltsmittel 
überholt  and  die  tod  den  letzteren  auf  den 
einzelnen  oder  auf  die  Familie  feilende  Quote 
nicht  etwa  bloss  durch  eine  ungleiche  Ver- 
teilung des  Volkseinkommens  und  Volksver- 
mögens  in  einer  für  die  notdürftige  Bedürf- 
nisbefriedigung unzulässigen  Weise  verkürzt 
sei.  Hier  läge  eine  praktische  Konsequenz 
der  Maltiiusschen  Bevölkemngslehre  vor.  der 
sich  der  extreme  Indi\idualismus  und  Sozialis- 
mus in  gleich  unrichtiger  Weise  entzogen 
hätten.^)  Indem  dann  Wagner  an  einer 
späteren  Stelle  seines  ^Lehrbuchs«  ^)  auf  die 
mannigfachen  Bedenken  gegenüber  unserem 
lieutigen  Eherecht  hinweist,  glaubt  er*),  dass 
von  einzelnen  direkten  Massregeln  noch 
am  meisten  eine  allgemeine  Erliöhung  des 
gesetzlichen  Heiratsalters  besonders  bei  dem 
männlichen  Geschlecht  in  Erwägung  zu  ziehen 
sei.  Vor  allem  aber  hebt  er  hervor,  dass 
durcli  eine  melir  gemeinwirtschaftliche  Or- 
ganisation und  durch  Schaffung  neuer  Oi^- 
nisationen  im  Gewerbe  (Innungen  etc.)  in- 
direkt auf  eine  faktische  Beschränkung  der 
EheschliessuDg  hingewirkt  wei'den  müsse.  ^) 

Eingehender  hat  dann  Wagner  neuer- 


*)  Cf.  auch  Scfaäffle,  Kapitalisnma  nnd 
Sozialismna  (Tübingen  1870),  S.  173  ff. 

')  Wagner,  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomie,  I.  Band  (Allgemeine  oder  theore- 
tische Volkswirtschaftslehre)  1.  Teil  (2.  AuH. 
Leipzig  und  Heidelberg  1Ö79)  S.  145. 

•1  a.  a.  0.  I,  S.  442  ff. 

*)  a.  a,  0.  I,  S.  44d/446. 

'^)  Es  sei  auch  an  ueser  Stelle  auf  die  tm- 
seren  Gegenstand  beröhrenden  Artikel  Wagners 


din^  in  der  3.  Auflage  seiner  »Gnmdlegimg« 
(L  TeU,  2.  HaJbband,  S.  445  ff.)  die  Bevöl- 
kerimgslehre  behandelt  und  hier  eine  aus- 
gezeichnete Darstellung  der  volkswirtschaft- 
lichen Seite  des  Bevölkerungsproblems  mit 
Beibringung  reichen  statistischen  Materials 
gegeben.  »Die  Bevölkenmg,«  so  führt  er 
aus,  »hat  imter  dem  Einfluss  des  geschlecht- 
lichen Trieblebens,  auch  des  Sinnes  für  Fa- 
milienleben unter  normalen  Verhältnissen 
regelmässig  eine  deutliche  starke  Tendenz 
7.ur  Erhaltung  ihres  Standes  mittelst  Wieder- 
erzeugimg  des  natürlichen  Abgangs,  welchen 
sie  durch  die  Todesfälle  erleidet,  durch  Ge- 
burten imd  gewöhnlich  auch  eine  ebenfalls 
deutliche  starke  Tendenz,  diuxh  Geburten- 
überschuss  ihren  Stand  zu  vermehren. 
Diese  Tendenz  ist  in  jedem  Volke  zu  ge- 
gebener Zeit,  auch  während  längerer  Perio-' 
den,  eine  einigermassen  f^tstehende  ge- 
gebene Grösse ,  welche  als  Produkt  der 
physisch-psychischen,  ethischen  Konstitution 
und  Eigenschaften  des  Volkes  erscheint 
Jene  Tendenz  wird  aber  jeweilig  teils  direkt 
und  mittelst  Zurüukdrängiing  ihrer  Gegen- 
tendenzen auch  indirekt  gefördert,  teils  in 
ihrer  Wirksamkeit  gesteigert  durch  wirk- 
liche Lebcnserleichterung  und  günstigere 
Lebensauffassung  in  der  Gegenwart  mid  für 
die  Znkuirft  in  Zeiten,  in  welchen  die  Be- 
völkerung in  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Beziehung  günsidger  lebt  imd  zu  leben  hofft 
als  für  gewöhnlich :  hier  wirken  die  psycho- 
Ic^isch  präventiven  Tendenzen  schwächer  oder 
verwandeln  sich  in  ihr  Gegenteil  und  wirken 
die  physiologisch  repressiven  Tendenzen  eben- 
falls schwächer;  es  vermehren  sich  die  Ehen, 
die  Geburten,  während  unter  solchen  Ver- 
hältnissen gleichzeitig  die  Zahl  der  Sterbe- 
fälle abzunehmen  pflegt.  Jene  Vermehrun^- 
tendenz  wird  aber  auch  umgekehrt  teils 
direkt  und  dvux;h  Stärkung  ihrer  Gegenten- 
denzen indirekt  geschwächt,  teils  in  ihrer 
Wirksamkeit  gehemmt  durch  wirklich  er- 
schwerte Lebenslage  und  Furcht  davor  in 
Gegenwart  und  Zukunft  in  Zeiten,  wo  die 
Bevölkerung  in  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Beziehung  ungünstiger  lebt  und  zu  leben 
fiux^htet  als  für  gewöhnlich;  hier  zeigen 
sicli  die  psychologisch  präventiven  und  die 
physiologisch  repressiven  Tendenzen  stärker ; 
es  vermindern  sich  die  Ehen,  die  Geburten, 
während  unter  solchen  Verhältnissen  gleich- 
zeitig die  Zahl  der  Sterbefälle  zuzunehmen 
pflegt.  —  Die  wirkliche  natürliche  Volksbe- 
wegimg, die  für  sie  massgebenden  Verhält- 
nisse der  Ehesehliessungen,  Zeugungen  und 
Geburten  und  Todesfälle,  demnach  weiter 


über  „Volkavermehrun^  nnd  Answanderung"  in 
der  „Allgemeinen  Zeitung",  Jahrgang  1880, 
Nr.  160,  162,  163,  164,  168  und  170  auf- 
merksam gemacht. 


Digilized  by  Google 


758  Be\'5lkeniDgswesen  (BevOlkertingslehre  und  BeTOlkerungq)oI)tik) 


der  Stand  der  Berfilkerang  hängen  daher 
einmal  von  einer  mehr  oder  weniger,  we- 
nigstens für  gewisse  Zeiträume,  gegebenen 
ziemlich  konstanten  Grösse,  der  in 
einer  Bevölkerung  einmal  bestehenden  Ver- 
mehnmgstendeuz  und  daraus  folgenden  that- 
sächliclien  Vermehrung,  sodann  aber  von 
einer  wechselnden  Grösse  ab,  derjenigen 
der  Wirksamkeit,  welche  die  gegebene  Ver- 
mehrungstendenz imter  dem  Einfluss  ver- 
änderlicher konkreter  psychischer  und  phy- 
sischer Förderungs-  imd  Hemmungsmittel 
in  bestimmter  Zeit  und  an  bestimmtem  Orte 
thatsächlich  erlangt.  In  letzterer  Hinsicht 
zeigt  sich  dann  die  Leichtigkeit  oder  Schwie- 
rigkeit, eine  Familie  zu  begi"Ünden  und  fiir 
mehr  Menschen  Unterhalt  zu  beschaffen,  so- 
wie die  hierüber  herrschende  Ansicht,  oder, 
kurz  gesagt,  der  wii-kliche  und  der  ange- 
nommene Dnterhaltsspielraum  von  entschei- 
dender Bedeutung.  Indem  aber  eine  be- 
stimmte Ansicht  (Iber  das,  was  in  Bezug 
auf  den  Unterhalt  einerseits  ausreichend, 
andererseits  notwendig  sei,  in  einer  Klasse, 
einem  Volke,  einem  Zeilalter  zur  herrschen- 
den wird,  kann  diese  Ansicht  dann  auch  zu 
einem  Faktor  werden,  welcher  hier  dauernd 
auf  die  Heirats-  und  Geburtsfrequenz  ein- 
wirkt, damit  deren  Du  rchschnittsgrösse 
und  so  auch  jene  als  gegebene  Grösse  an- 
zunehmende nationale  Vermehningstendenz 
mit  hestimmt  bezw.  ändert,  sie  best^üeu- 
nigt,  sie  verlangsamt  So  erklären  sich  die 
dauemdenVermehrungsverhaitoisse  und  Ver- 
änderungen, welche  darin  erfolgen,  bei  der 
Bevölkerung  Oberhaupt  und  beiversdiiedenen 
Völkern  und  in  verschiedenen  Zeitaltem  bei 
demselben  Volke').«  —  Im  Anschluss  an  diese 
Ausführungen  hebt  AVagner  aber  ausdrück- 
lich hervor,  dass  er  in  diesen  Sätzen  mu* 
eine  Erw^eiterung  der  Malthusschen 
Leliren  von  der  starken  Vermehningstendenz 
der  Bevölkerung  und  von  den  Checks  da- 
gegen, niclit  eine  eigentliche  Umänderung, 
daher  auch  mehr  nur  eine  Modifikation  ihrer 
Fassung  als  ihres  Inhaltes  erblicke.  Und  so 
bemerkt  er  auch  am  Sclüuss  seiner  Abhand- 
lung über  die  volkswirtschaftliche  Bevülke- 
rungslehre,  dass,  wenn  die  Gefahr  der  re- 
lativen UebervÖlkerung,  welche  unter  allen 
wirtschaftlichen  Rechtsordnungen  und  Or- 
ganisationen eintrete,  beseitigt  und  anderer- 
seits die  trani-ige  Eventualität  einer  Niedrig- 
haltung der  Lebensftthnnig,  der  Kulturcnt- 
Wickelung  oder  eines  Hervortretens  der  re- 
pressiven Tendenzen  der  Volksvermelirung 
verhütet  W'eiden  solle,  sei  femer  die  unter 
solclien  Verhältnissen  erwünschte  Auswan- 
derung uiclit  im  erforderlichen  Masse  in 
Gang  zu  bringen  und  darin  zu  erhalten  und 


^)  Onmdlegang  der  polit.  Oekonomie.  3. 
Aufl.  liBlpzig  1893.  I.  Teil  S.  029/530. 


versage  die  Hilfe  des  technischen  Fortschritts 
in  der  Produktion,  ziunal  im  Landbaii,  und 
die  Hilfe  der  Absatzerweitenmg  wie  des 
hinlänglich  lohnenden  Absatzes  heimischer 
Produkte  und  Leistungen  auf  fremden 
Märkten,  der  Bezugserweitenmg  und  des 
lohnenden  Bezugs  fremder  Produkte  und 
Leistungen  aus  diesen  Märkten  —  so  gäbe 
es  überhaupt  mu"  ein  durchschlagen- 
des Hilfsmittel  auf  die  Dauer:  die 
genügende  Wirksamkeit  der  prä- 
ventiven Tendenzen  der  Volksver- 
mehrung, auch,  ja  gei-ade  auch  in  der 
liochentwickelten  Volkswirtschaft  der  »Agri- 
kultur-. Mannfaktur-  und  Welthandelsphase< 
mit  grosser  Volksdichtigkeit ;  niclit  minder 
aber  auch  in  einer  sozialistisch  eingerich- 
teten und  in  jetler  sieh  einer  solchen  Ein- 
richtung nähernden  Volkswirtschaft.  i>Ro- 
bert  Malthus«,  so  schliesst  Wagner  seine 
Darlegimgen,  »'behält  somit  in  allem 
wesentlichen  Recht!«*) 

An  den  verschiedensten  Stellen  seiner 
Schritten  hat  auch  Gustav  Sclimolier 
(s.  d.)  sich  zur  Malthusschen  Theorie  be- 
kannt. Wir  heben  hier  nur  einiges  hervor. 
»Die  Ueberlegenheit  des  Besitzes»,  so  be- 
merkt er  u.  a.  in  seinem  S<>ndschreiben  an 
Treitschke ,  »ist  dadurcli  abzuschwächen, 
dass  der  Arbeiterstand  und  die  unteren 
Klassen  überiianpt  lernen,  in  der  Ehesclilies- 
sung,  in  der  Kindererzeugimg  und  in  der 
Zuweisung  der  Kinder  zu  einem  Beruf  nicht 
bloss  mehr  Natm^rieben  und  Zufälligkeiten 
zu  folgen,  sondern  einer  Uebcrlegimg,  einer 
Voraussicht,  einer  Selbstbeherrschung,  vie 
sie  in  dem  Mittelstande  und  in  den  höheren 
Klassen  heute  schon  vielfach  vorkommen 
und  hier  allein  den  Standard  of  life  erhal* 
ten.<:  ^)  Aehnlich,  nur  noch  schäi'fer,  äussert, 
er  sicli  in  seinem  Aufsatze  über  »Einige 
Bemerkungen  über  die  zunehmende  Ver- 
scludduQg  des  deutschen  Grundbesitzes  und 
die  Mögliclikeit  ihr  entgegenzuwirken.»') 
Hier  heisst  es:  »Was  die  Kinderzahl  betrifft, 
so  will  ich  nicht  dem  französischen  Zwei- 
kindersystem das  Wort  reden;  aber  eben- 
sowenig halte  ich  es  für  günstig,  dass  wir 
noch  so  blind  an  dem  alten  Dogma  vom 
Segen  des  grösstmöglichen  Kinderreichturas 
festhalten  ;  es  ist  ein  Dogma,  das  der  Ei)Oche 
halbcivilisierter  Kultur  angehört.  Eine  etwas 
kleinei-e  Einderzalil  etwas  besser  erziehen 


'}  A.  a.  0  S.  666. 

'}  Schmoller,  Offenes  Sendachreibea  an 
Herrn  Professor  Dr.  Heinrich  von  Treitachke 
über  einige  Grandfragen  des  Recht»  and  der 
Volkswhtschaft,  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat- 
23.  Bd  (Jena  1874)  S.  321. 

')  In  den  „Landwirtachaftlicheit  Jahr- 
büchern", Zeitschrift  fflrwlBaenschaftlidie  Land- 
Wütschaft  etc.  Hsg.  v.  Thiel.  XL  Bd.  (Berlin 
1882)  S.  61Sff.,  cf.  vor  allem  S.  622. 
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und  ausBtatten,  ist  vor  Gott  und  vor  den 
Mensdien  das  wohlgefälligere,  das  schwie- 
rigen', das  höherstehende  "Werk ;  schon  wenn 
wir  das  Schandmal  der  deutschen  Nation, 
die  grösste  Kindersterbliclikeit  der  Welt  zu 
haben,  die  nur  die  Folge  unserer  zu  grossen 
Geburtenzahl  ist,  damit  abwaschen,  ist  viel 
gewonnen ;  aber  auch  für  alle  anderen  Kultiir- 
verhältnisse  gewinnen  wir,  wenn  wir  nicht 
mehr  allein  auf  die  Zahl,  sondern  auch  auf 
die  Qualität  der  heranwachsenden  Generation 
unser  Augenmerk  richten.«  — 

Auch  G  u  B  t  a  V  C  0  h  n  (s.  d.)  hat  in  mehreren 
seiner  kleineren  Abhandlungen  i),  zuletzt  noch 
in  seinem  »System«  von  Malthus  behauptet, 
dass  ihm  unbedingt  das  Verdienst  zukomme, 
bei  aller  ÜDgenaiiigkeit  der  Methode  und 
der  Formulierung  seines  Princips  der  Be- 
TÖlkemngszimalime ,  gewisse  unwandelbare 
Wahrheiten  über  die  natürlichen  und  die 
sittlichen  Grundlagen  der  Gesellschaft  auf- 
gestellt zu  haben,  welche  seitdem  nur  durch 
MisBverständnis  oder  Unwissenheit  hätten 
Qbersehen  werden  können;  Wahrheiten,  auf 
welchen  die  ^Irkenntnis  entscheidender 
Gründe  des  sozialen  Wohlbefindens  ruhe. 
Cohn  nennt  das  Malthussclie  Gesetz  der 
Bevölkerung  »das  unerschütterlichste  imd 
wichtigste  Natu]::gesetz  der  ganzen  bisherigen 
Nationalökonomie.«  ^)  Die  Katur  dringe  auf 
die  Quantität  der  Bevölkerung  und  gerahrde 
damit  beständig  die  Qualität  der  Existenz, 
die  Kultur  habe  die  Qualität  im  Auge  imd 
wolle  die  Vermehrung  nur  unter  dieser  Be- 
din^ng.  Die  ganze  Bedeutung  der  Gre- 
Bchichte  beruhe  auf  der  Quidität  des  Lebens 
und  zwar  auf  der  fortsdireitenden  Qualität 
des  Lebens  —  während  das  naive  Wort 
»Seid  fruchtbar  und  mehret  Euch«  den 
Naturzustand  bezeichne.  MfM^hten  jene  dämo- 
nischen Naturgewalten  sich  in  einem  Zeit^ 
alter  bemerkbar ,  welches  ein  specifisch 
historisches,  d.  h.  fortschreitendes  sein  wolle, 
welches  die  Qualität  des  Lebens,  die  *men- 
schenwüi-dige  Existenz«  zum  Schlagwort  des 
Tages  erhoben  habe  —  dann  entstehe  ein 
verschärftes  Bewnsstsein  des  Widerspruchs 
der  beiden  Elemente.  — 

Endlich  seien  hier  noch  Johannes 
Conrad  und  E.  von  Philippovich  (s.  d.) 
genauut.  Beide^)  erkennen  das  Malthussdie 


Ys},  die  Abhandinngen  „Arbeit  nnd  Är- 
jnut"  und  „Internationale  1  abrikgesetzgebung" 
in  Cohns  „Volkswirtschaftliche  Aufsätze" 
(Stuttgart  1882) ;  erstere  S.  365  ff.,  letztere  S.  439  ff. 

System  der  Nationalökonomie.  Ein  Lehr- 
buch für  Studierende.  I3d.  (Stuttgart  1885),  S.116. 

*)  In  den  „Volkswirtschaftlichen  AnfsätsEeB" 
S.  630;  vgl.  auch  die  vorhergehenden  Seiten. 

*)  J.  Conrad,  Ornndriss  znm  Stndinm  der 
politischen  Oekonranie.  2.  Teil  (Volkswirtschafts- 
politik)  2.  Aufl.  {Jena  1898}  S.  98  ff.,  vor  allem 
S.  lOOff, 


Oesetz  als  im  wesentHc^en  richtig  an. 
Philippovich  formuliert  das  Bevölkenmg^e- 
setz  folgendermassen :  »Soweit  unsere  Er- 
fahrung reicht ,  liat  die  Bevölkerung  die 
Tendenz,  sich  üljer  die  Grenze  der  durch 
die  gegebene  wirtschaftliche  und  gesell- 
Kchaftliche  Organisation  du^botenen  Üntei*- 
haltsmittel  hi^us  zu  vermehren.«  ^) 

Auch  unter  den  französischen  Na* 
tionalökonomen  in  der  zweiten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  hat  Malthus  Anhänger  und 
Verteidiger  gefunden.  Freilich  ist  die  Mal- 
thuBsche  Theorie  im  grossen  Ganzen  nicht 
sehr  beliebt  aus  Grttnden,  welche  mit  den 
Thatsachen  im  Zusammenhange  stehen,  deren 
wir  weiter  unten  (aub  16)  gedenken  werden. 
vLes  auteuis  allemands  et  ceux'  d'antre 
pays«,  schrieb  Maurice  Block  im  Jahre  1883, 
»reconnaissent  sans  la  moindre  difficulte 
qu'U  y  a  un  rapport  ngccssaire  entre  la  po- 
pulation  et  les  subsistances.  En  France 
on  ne  veut  pas  le  reconnattre,  ou 
plutöt  on  ne  veut  pas  I'avouer  de 
crainte  d'Ptre  qualifiö  de  malthu- 
sien.«^)  Die  vorurteilslos  Denkenden  haben 
sich  jedoch  hierdimih  nicht  beeinflussen  lassen. 

So  hat  Joseph  Clement  Garnier 
(s.  d.l  —  1813— 18R1  —  in  seiner  Schrift 
»Du  principe  de  population«  ^)  die  Malthus- 
sche  Bevölierungslehre  in  klarer  und  ge- 
fälliger Darstellung  entwickelt  und  verteidigt. 
Die  zweite,  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
im  Jahre  1885  erschienene  Auflage  dieses 
Werkes  hat  Gustave  de  Molinari  (s.  d.) 
mit  einer  Studie  über  Malthus  eingeleitet*), 
in  welcher  er,  wie  schon  früher  an  anderer 
Stelle^),  die  grossen  Verdienste  von  Malth\is 
nachdrücklich  betont. 

Maurice  Block  (s.  d.)  be^ichnet  in 
dem  bereits  erwähnten  Artikel  »Etat  actuel 
de  l'^noraie  politiijue  en  Allemagne«,  in- 
dem er  die  Rümehnsche  Abhandlung  im 
Schönbei^;8chen  Handbuch  bespricht ,  die 
Aufstellung  der  geometrischen  und  arithme- 
tischen Progression  als  einen  Geniestreich, 
welcher  seinen  Urheber  unsterblich  machen 
werde.  »II  y  a  r^ussi,  en  mettant  en  regard 
les  deux  progressions:  la  pn^ression  g6o- 
metrique  et  la  progression  arithmf-tique? 

V.  Philippovich,  Ornndriss  der 
politischen  Oekonomie.  I.  Bd.  2.  Anfl.  (Fr^- 
bnrg  i.  Br.  und  Leipzig  1897)  S.  56. 

')  M.  Block,  Etat  actuel  de  r^conoiqie  po- 
litique  en  Allemagne  in  „Journal  des  £cono- 
mistes",  4e  aerie,  6e  ann£e,  t.  23  (Paris  1883), 
S.  3Ö0. 

")  Paris  1857. 

*)  Diese  ßtudie  ist  auch  abjg:ednickt  im 
„Journal  des  Economistes**,  4e  sene,  7e  annäe, 
t.  28  (Paria  1884),  S.  5ff. 

Cf.  Molinari,  Conn  d'dconomie  poli- 
tiiine.  Paris  1855;  2.  Anfl.  1863. 
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G*6fait  un  ti-ait  de  g^nie  qiii  liü  assurera 
r  immortalLtö.«  — 

Freilich  ist  auch  die  entgegengesetzte 
Anschaunog  gerade  neuratUngs  in  Frank- 
reich wieder  mehrfach  vertreten  worden. 
"Wir  erinnern  hier  nur  an  Paul  Leroy- 
Beaulieu  (s.  d.),  welcher  in  einem  Auf- 
satze des  »Journal  des  D6bats< aus- 
führte, dasß  die  Gehmlenziffer  überall 
zurückgehe,  und  dies  umsomehr,  je  demo- 
kratischer eine  Nation  werde,  je  mehr  das 
Individuum  v<m  den  aUen  OlaubeDsanschau- 
uugen  und  Ideeen  sich  lossage,  je  mehr  der 
eiozelue  von  der  Gleichheit  der  Lebenshe- 
dinguDgen  ergriffen  sei.  Er  schreibt  wört- 
lich: »Malthus  parait  douc  s'etre  trompt*  et 
n^avoir  pas  assez  compte  avec  lV<go!sme  des 
hommes.  Plus  une  nation  se  dC-mocratise, 
plus  l'individu  8'emanci]ie  des  vieilles  croy- 
ances  et  des  vieilles  idees,  plus  il  est  C-pris 
de  l'egalite  des  conditione,  c'est-ä-dire  plus 
il  coDsidere  son  ascension  vere  ia  richesse 
et  les  honneurs  comme  le  but  principal  de 
la  vie,  plus  la  natalitO^  diminue.«  — 

Wir  haben  oben  S.  732  ff.  gesehen,  dase 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  die 
Bevölkerungsfrage  in  England  eingehend 
erörtert  woi'den  ist  und  dass  viele  sich  un- 
bedingt auf  die  Seite  von  Malthua  gestellt 
haben.  Ist  doch  die  englische  Litteratur  an 
Schriften  über  das  Bevölkerungspi'oblem  vor 
allem  reich.  Aber  in  neuerer  Zeit  ist  der 
Gegenstand,  wenn  ich  von  den  weiter  un- 
ten besonders  zu  behandelnden  neo-malthu- 
sianischen  Bestrebungen  absehe,  weniger 
erschöpfend  bearbeitet  und  unseres  Wissens 
nach  keiner  Seite  nennenswert  gefordert  wor- 
den. Wir  beschränken  uns  daher  darauf, 
hier  nur  das  Wei^  von  Bonar,  welches 
wirimLitteraturverzeichnis  angeführt  haben, 
besond^  hervorzoheben. — 

15.  Der  Neo-Halthoslaaismna.  Bald 
nach  der  YerOffentlichung  des  Malthusschen 
Werkes  wurde  von  mehreren  Seiten  auf  die 
Unzulänglichkeit  dar  von  ihm^npfoh- 
lenen  Heilmittel  aufmei^am  gemacht.  Vor 


Block  a.  a.  0.  im  „Journal  des  Econo- 
mistea",  23  (1883)  S.  366.  cf.  auch  Blocks  Auf- 
sah: Une  crise  latente  in  der  ,^t.  d.  deux 
mottdea",  Okt.  1882. 

')  In  der  Nnmmer  Tom  20.  Angnst  1890. 

*}  Ans  der  neaeren  italienischen  Littera- 
tur sei  hier  nur  kurz  auf  folgende  Schriften  ver- 
wiesen: E.  Coppi,  La  teoria  di  Malthus  e  ii 
progreaso.  Rassegna  di  science  social!  e  poü- 
tiche.  Eoma  18ttö.  —  T.  Martello,  II  prin- 
dpio  della  popolazione  tre  secoli  dopo  che  fu 
invenatato  Kassegna  di  science  social!  e  poli- 
tiche.  Roma  18Ö6.  —  V.  Lebrecht,  II  mal- 
thnaiamo  e  i  problemi  aociali:  saggi  critici. 
Toriao  1893.  — 


allem  sei  von  der  »moral  restraint«,  so  hob 
man  verschiedentlich  hervor,  nicht  viel  zu 
erwarten.  Bereits  im  Jahre  1822  -mes 
Francis  Place^)  auf  gewisse  in  Fraak- 
rech  zur  Anwendung  gelangende  physische 
Beschrftnkungsmittel  der  Familien  hin,  wo- 
durch seioes  Etachtens  einzig  und  allein 
eine  langsamere  Volksvermehiung  bewirkt 
werden  könne.  Es  heisst,  daw  F^ds 
Place  den  bekannten  englischen  Philanthro- 
pen und  Sozialisten  Rooert  Owen  (s.d.) 
für  seine  Ideeen  gewonnen  und  dase  dieser 
die  Mitglieds  seiner  Arbeiterb>loDie  in'New- 
Lanark  zur  Befolgung  der  ehelichen  Klug* 
heit  bestimmt  habe.  Gewiss  ist,  dass  sein 
Sohn,  Robert  Dale  Owen  diese  Lebren 
als  berechtig  anerkannt  und  dieselben  in 
seiner  Schnft  »Moral  Physiology«  vertre- 
ten hat.  Wir  wollen  hier  jedoch  davon  ab- 
sehen, im  weiteren  derer  zu  gedenken,  wel- 
che in  früheren  Jahren  die  Notwendagkeit 
der  Verhütung  der  Konception  betont  haben. 
Dass  auch  John  Stuart  Mill  diesen 
Männern  beizuzählen  ist,  haben  wir  oben 
(S.  732,'33)  schon  bemerkt. 


In  den  siebziger  Jahren  nahm  diese  so- 
genannte neo  -  malthusianische  Bewegung 
grösseren  Umfang  an.  Am  17.  Juli  1877 
wurde  in  London  die  »Malthusian  League« 
begründet,  welche  seit  dem  1.  Februar  1879 
eine  monatlich  erscheinende  Zeitschrift  »The 
Malthusian«  herausgiebt  Das  Motto  dieses 
Blattes  lautet:  »Finem  vernünftigen  Wesen 
müssen  die  vorbeugenden  Hemmnisse  ebenso 
natürlich  erscheinen  wie  die  Henunnisse 
aus  Armut  und  frühzeitigem  Tod.«  (Malthus.) 
Ausserdem  sucht  diese  Gesellschaft  durch 
Flugschriften,  Broschüren  etc.  ihre  I^ehre 
nach  Möglichkeit  zu  verbreiten.  Wir  teilen 
im  nachfolgenden  Zwecke  und  Grundsätze 
der  Liga  mit. 

Die  Zwecke  der  Liga  sind: 

I.  für  die  Abschaffung  aUer  Strafen  auf 
öffentliche  Diskussion  der  Bevölkerungsfrage 
zu  agitieren,  um  solche  gesetzliche  Bestim- 
mungen zu  erlangen,  dass  es  in  Zukunft 
unmöglich  sein  wird,  derMtige  öffentliche 
Besprechungen  unter  den  Begriff  eines  Ver- 
gehens nadi  dem  gemeinen  Recht  zu 
bringen ; 

II.  durch  alle  praktischen  Mittel  die 
Kenntnis  des  Bevölkerungsgesetzes,  seiner 
Konsequenzen  und  seines  Einflusses  auf 
Sitte  und  Moral  unter  dem  Volke  zu  ver^ 
breiten. 


Francis  Place,  IlluBtrationa  and  proof 
of  the  principle  of  population  includiug  an  exa- 
mination  of  the  proposed  remedies  of  Hr.  Mal- 
thus.  London  1822. 
«)  London  1832. 
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Ibre  Grundsätze  sind: 

1.  die  Bevölkerung  hat  die  stete  Tendenz, 
sich  Über  die  UnterhaltBmittel  hinaus  zu  ver- 
mehren ^ 

2.  die  Hemmnisse,  die  dieser  Tendenz 
entgegenwirken,  sind  teils  positive,  d.  h. 
lebenzerstörende,  teils  vorbeugende,  d.  h.  ge- 
burtenbeschränkende ; 

3.  die  positiven  HemmnisBe  umfEtssen 
Eindersterblichkeit,  Hunger,  Krieg  und  Ein- 
dermord; 

4.  die  vorbeugenden  bestehen  in  der  Be- 
schr&ikan^  der  Nachkommenschaft  durch 
Ehelosigkeit  oder  durch  kluge  Vorsicht  nach 
der  Heirat; 

5.  uidauemdes  CGlibat,  wie  es  Molthus 
fordert,  venu-sacht  viele  gesdilechtliche  Las- 
ter, viel  Krankheiten;  frühes  Heiraten  da- 
gegen hat  die  Tendenz,  Keuschheit,  häus- 
lichen Komfort,  soziales  OlUck  und  indivi- 
duelle Gesundheit  zu  befördern :  aber  es  ist 
ein  schweres  gesellschaftlicheg  Vei^ehen 
fOr  Männer  und  Weiber,  mehr  Kinder  in 
die  Welt  zu  bringen,  als  sie  ernähren,  klei- 
den, erziehen  und  beherbergen  können ; 

6.  UebervOlkerung  ist  die  stärkste  Quelle 
von  Pauperismiu,  Unwissenheit,  Verbrechen 
und  Krankheit; 

7.  die  offene  und  eingehende  Diskussion 
der  Bevölkerungsfrage  ist  eine  Angelegen- 
heit von  vitaler  Bedeutung  für  die  Gesell- 
schaft, imd  solche  Besprechungen  müssen  vor 
jeder  strafrechtlichen  Varfdgung  geschützt 
sein. 

Von  England  aus  verpflanzte  sich  die 
Bewegung  nach  Holland,  wo  im  Jalue  1882 
der  »Nieuw-Malthusiaansche  Bond«  begrün- 
det wurde.  Auch  in  den  anderen  Ländern, 
in  denen  eine  förmliche  Organisation  nicht 
besteht,  haben  die  von  der  Liga  vertretenen 
Grundsätze  Anhänger  und  Verteidiger  ge- 
funden. — 


Dieser  Neo-Malthusianismus  bildet  aber 
wieder,  wie  das  schon  Ichenhäuser^)  richtig 
bemerkt  hat,  verschiedene  Gruppen.  Wir 
können  mit  ihm  die  extremen,  die  ge- 
mässigteren  sozialistischen  und  die 
gemässigten  Neo- Malthusianer  unter- 
sdieiden.  Alle  drei  Richtungen  gehen  da- 
von aus,  dass  das  Malthussche  Bevölkerungs- 
gesetz anzuerkennen  sei,  d.  h.  dass  die  Be- 
völkerung die  Tendenz  habe,  rasclier  anzu- 
'wachsen  als  die  UnterhaltBmittel,  und  dass 
aus  diesem  Konflikt  Not  und  Elend  er- 
wfichsen;  sie  stimmen  feiner  darin  über- 
ein,  dass  die  von'Malthus  empfc^ene  »mo- 
ralische Enthaltsamkeit«  so  gut  wie  nichts 
nütze,  ja,  dass  sie  nur  immer  nodk  grössere 


')  In  der  unter  litteratnr  ver^chneten 
Schrift 


Uebel  im  Gefolge  habe,  dass  allein  durch 
den  präventiven  geschlechtlichen 
Verkehr  der  Uebervölkerung  und  ihren 
Notständen  begegnet  werden  könne.  In  den 
Einzelheiten,  vor  allem  im  Hinblick  auf  das, 
was  von  der  Verallgemeinerung  des  präven- 
tiven Verkehrs  zu  erwarten  sei,  weichen  aber 
diese  drei  Gruppen  von  einuider  ab. 


Dieextremen  Neo-Malthusianer^), 
zu  denen  die  meisten  englischen  Vertreter, 
vor  allem  der  Präsident  der  Liga  Charles 
R.  Drysdale,  und  unter  den  deutschen 
Schriftstellern  Stille,  Otto  etc.  zuzählen 
sind,  führen  alle  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Notstände  ausschliesslich  auf  die  zu 
grosse  Bevölkerungszahl  zurück.  Die  Ur- 
sache des  niedrigen  Arbeitslohnes  bezw.  die 
Ursache  der  Armut  sei,  wie  3£alt^us  und 
nach  ihm  Mill  und  viele  ando«  Übfflzeu- 
gend  nachgewiesen  hätten,  die  Uebervölke- 


Hier  sind  zu  nennen:  Charles  R. 
Dryadale,  The  population  question  according 
to  tfalthus  and  Mill,  London  1873  and  später. 
—  Annie  Besant,  The  law  of  population, 
London  1878.  Dieselhe,  Phvsiology  of  home, 
London  1883.  Dieselbe,  Marriage,  London 
1884.  Von  der  erstgenannten  Schrift  A.  Sesants 
liegt  eine  deutsche  Uebersetzung  vor  n  d-  T.: 
Das  Gesetz  der  BevSlkemng  von  Annie  Beaant. 
Ina  Deutsche  übertragen  von  G.  Stille,  Ber- 
lin 1881.  —  Oxoniensis,  Early  marriage  and 
late  parentage,  London  1883.  —  H.  Ä.  All butt, 
The  wife's  handbook,  London  1886.  —  Arthur 
Mos 8,  Health,  wealth  and  happiness,  London 
1882.  Derselbe,  The  bitter  cry  of  outcast 
London,  London  1883.  Derselbe,  State  mea- 
aurea  for  the  direct  prevention  of  poverty,  war 
and  ^estüence,  London  188Ö.  —  Vor  allem  aber 
ist  hier  zn  verweisen  auf  daa  Werk :  The  de- 
ment« of  social  science  or  physical,  sexnal  and 
natnral  religion.  By  a  doctor  of  medicine,  Lon- 
don 1854  und  später.  Hiervon  existiert  anch 
eine  deutsche  Uebersetzung  u.  d.  T. :  „Die 
Grundzüge  der  Gesellschaftewissenachaft  oder 
physische,  geschlechtliche  und  natürliche  Beli- 
gion.  Von  einem  Doktor  der  Medizin".  Ich 
eitlere  oben  nach  der  6.  deutschen  Auflage  (19. 
Aufl.  des  Originals],  Berlin  1881. 

Von  den  Vertretern  dieser  Bichtung  in 
Deutschland  seien  genannt: 

G.  Stille,  Die  BevOlkemngsfrage  in  ihrer 
Beziehung  zu  den  sozialen  Verhältnissen.  Ber- 
lin 1879.  Derselbe,  Der  Neo-Ualthusianismus, 
das  Heilmittel  des  Faaperismns,  Berlin  1880. 
Derselbe,  Die  Bevölkerungsfrage  in  alter  und 
neuer  Zeit,  Berlin  und  Neuwied  1889.  —  Otto, 
Künstliche  Unfruchtbarkeit,  5.  Aufl.  Berlin  und 
Leipzig  1S92.  Diese  neo-malthusianische  Litte- 
ratnr  ist  in  neuerer  Zeit  wie  im  Auslände  so 
anch  in  Deutschland  sehr  angewachsen;  sie 
bringt  aber  nichts  Neues  und  ist  wissensdiaft- 
lich  .meist  ganz  wertlos,  wrahalb  von  einer 
Anfzählnng  neuerer  Schriften  hier  abgesehen 
werden  kuin. 
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TUDg,  d.  h.  das  VtvhandenseiD  zu  vielei 
Henschen  im  Yergleich  zu  den  voriiandeneo 
Nahrungsmitteln,  zu  vieler  Arbeiter  im  Ver- 
hiUtnis  zum  Kapital^  ein  Zustand,  der  hei^ 
Toigebrac^t  und  beständig  erhalten  verde 
durch  die  flbermassige  Cebung  derZeugimgs- 
kräfte.  Es  sei  von  der  höchsten  BedeutuD^, 
dass  die  Ätifmerksamkeit  aller,  welche  die 
Armut  zu  beseitigen  wünschten .  nie  von 
dieser  grossen  Wahrheit  abgelenkt  werde. 
Das  SlissverhIÜtnis  zwischen  der  Zahl  des 
Volkes  und  der  Masse  der  Subsistenzmittel 
sei  die  einzige  wahre  Ursache  der  sozialen 
Armut.  Einzelne  Fälle  der  Annut  könnten 
durch  persönüche  Sclnild,  durch  Trunksucht, 
Trägheit,  Unwissenheit  oder  Krankheit  be- 
wirkt werden;  aber  diese  und  alle  anderen 
Einflüsse  müssteu  ganz  beiseite  gelassen 
werden,  wenn  mau  die  dauernde  Ursache 
erwäge  und  nach  Verhütung  derselben 
strebe.  Bis  dahin  seien  alle  Versuche,  die 
Armut  zu  lindern,  völlig  vei^eblich  gewesen. 
Es  gäbe  nur  ein  Mittel,  um  diese  mannig- 
fat^^hen  üel»el  zu  überwinden,  um  einem 
jeden  den  ihm  gebührenden  Anteil  an  Nah- 
rung, Liehe  und  Müsse  zu  siehern,  um  Tu- 
gend mid  Forts(^liritt  der  Menschheit  zu  er- 
möglichen, und  dieses  sei  <ler  präventive 
geschlechtliche  Verkehr,  d.  h.  ein  ge- 
schlechtlicher V^erkehr,  bei  dem  Yorsichts- 
masaregehx  angewandt  würden,  die  Emp- 
Ängnis  zu  verhindern^).  »Ohne  dies  primäre 
Und  ra<likale  SlitteK,  sagte  Drysdalo  auf  dem 
internationalen  medizinischen  Kongress  in 
Amsterdam  1879,  «sind  alle  anderen  wert- 
los ;  Jedes  andere  Mittel,  ohne  dieses  ange- 
wandt, muss  den  Sexualgenusa  opfern,  und 
dies  wäre  iUusoriseh.  Präventiver  VeAehr 
allein  genügt  vollkommen,  die  Armut  zu  be- 
seitigen, olme  jedes  Hilfsmittel').«  — 

Die  sozialistische  Schule  des 
Neo-Malthusianismus  haben  wir  oben 
S.  746/47  (Karl  Kautsky)  bereits  kennen 
gelernt  Die  Anhänger  derselben^)  fordern 
zunächst  eine  Umgestaltung  der  Gesellschaft, 
aber  sie  fügen  hinzu,  dass  eine  Regelung 
der  Bevölkerungsbewegung,  wie  sie  »am 
sittlichBten  höchst  wahrscheinlich  durch  den 


')  Vgl.  die  Grnndzöge  der  Gesell  «hafts- 
wisseuBchaft,  S.  350  flf,  insbesondere  S.  361  ff. 

*)  Drysdale  in  seinem  Vortrag  über  das 
Verhältnis  der  Sterblichkeit  Reicher  nnd  Armer. 
Citiert  nach  der  Angabe  in  der  Zeitschrift  „The 
Malthusian"  (Oktober  1879)  in  Ichenhäuser 
a.  a.  0.  S.  63.  lieber  die  betr.  Verhandlungen 
auf  dem  internationalea  medizinischen  Kongress 
cf.  Stille,  Der  Meo-UalthuBianigmas  8.  o6ff. 

')  Anaser  der  oben  genannten  Schrift  von 
Kautsky  pind  hier  zu  nennen  zwei  Abhand- 
lungen im  „Jahrbuch  fflr  SozialwissenschKEt  and 
-pohtik")  heranag.  von  Richter;  die  eine  von 
C.  A.  S.  (a.  a.  0.  1.  Jahrg.  1.  Hälfte,  S.  167  ff.) 


präventiven  ^schlechtlichen  Verkehr«.  ^)  ge- 
schehe, allem  vet^ndem  könne,  dass  die 
in  der  heutigen  Steata-  und  Wirtscfaafts- 
ordnuDg  hervortretenden  Uebel  niciit  wieder^ 
kehrten.  — 

Die  gemässigte  Richtung  giebt  einer 
ruhigeren  Beurteilung  Raum.  Zu  ihr  sind 
vor  allem  in  England  John  Stuart  Mill*), 
in  Italien  Paolo  Mantegazza^)  in 
Deutschland  Otto  Zacharias*)  zu  zählen. 
Sie  glauben  nicht,  wie  die  Extremen,  dass 
alle  Uebel  durch  den  präventiven  Verkehr 
geheilt  wer^len,  sie  wünschen  ebensowenig 
eine  diirchgreifende  Aendening  unserer 
Wirtsehaftsonlnung,  aber  sie  erblicken  in 
der  .fakultativen  Sterilität«  ein  Mittel,  um 
gewisse  soziale  Schäden ,  welche  auf  die 
Ueber^  ölkernng  indirekt  zurückzuführen  sind, 
zu  mildern. 

Einige  Autoren  behandeln  den  Gegen- 
stand lediglich  oder  dooJi  vorwiegend  vom 
rein  medizinischen  Standpimkte,  so  CM  a  b  s  e^) 
(Pseudonym  für  Monsinga),  Hans  Ferdy^ 
(Pseudonym),  Bertilloa^)  u.a.  Abersuch 
diese  haben  die  Frage  durch  ihre  Unter- 
suchungen in  immerhin  beachtenswerter 
Weise  geklärt. 

£g  kann  nicht  unsere  Aufrabe  sein,  die 
weiteren  Ausfühnmgen  der  Neo-Malthusi- 
aner  hinsichtlich  der  Ehe  und  des  geschlecht- 
lichen Lebens  an  dieser  Stelle  zur  Spradie 
zu  bringen;  wir  verweisen  bezüglich  dieser 


Zürich  1879,  die  andere  von  K.  H.  fa.  a.  0. 
1.  Jahrg.  2.  Hälfte,  S.  85  ff.)  Zürich  1880.  — 
Auch  das  Märchen  von  Michael  Flttr- 
geheim,  Die  Galoschen  des  GlUcks  oder 
Deutschland  in  100  Jahfen,  1886,  dürfte  hier 
anzuführen  sein. 

')  Kautsky  a.  a.  0.  S.  192. 

')  Siehe  oben  S.  732. 

*)  Elenienti  deU'igriene  (3.  Aufl.,  Mailand 
1878).  Igiene  dell'  amore.  In  deutscher  üeber- 
setzung  erschienen  folgende  unseren  Gegenstand 
betreffende  Werke  Mantegazzas :  Physiologie 
der  Liebe,  2.  Aufl.,  Jena  1885.  —  Studien  über 
die  Geschlechtsverhältniase,  Jena  1886.  —  Hy- 
giene der  Liebe,  Jena  1887.  —  Die  Kunst  glück- 
lich zu  sein,  Jena  1887. 

*)  Die  Gefährdung  der  sozuüen  Wohlfahrt 
durch  die  zu  frühen  Eheschliessnngen  der  Be- 
sitzlosen. Hirschberg  i.  Schi.  1880.  —  Die  Be- 
Ttilkerangsfrage  in  ihrer  Beziehung  zu  den 
sozialen  Nutständen  der  Gegenwart.  4.  Auf- 
lage, Jena  1883. 

')  Heber  fakultative  Sterilität.  Berlin  1885; 
hierzu  Supplement  Berlin  1885 ;  jetzt  bereits  in 
6.  Aufl.,  Berlin  und  Neuwied  1892. 

*)  Der  Malthusianismus  in  sittlicher  Be- 
ziehung, Berlin  1886  —  Die  Mittel  zur  Ver- 
hütung der  Konzeption.  7.  Anfl.  Leipzig  1899. 
Die  künstliche  BeschrSnknng  der  Kinderzahl  als 
sittliche  Pflicht,  ö.  Aufl.,  Beriia  n.  Neuwied  1897. 

')  Im  „Dictionnaire  encycl.  des  sciences 
midicales".   V  (1873). 
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England  mit  Wales    .  . 
Gibraltar,  Malta  etc.  .  . 

Niederlande  

Island  nnd  Faröer  .   .  . 
Norwegen  

Zasammen 

Westenropa. 
DeutschcB  Reich  .... 

Schweiz  

Frankreich  

Monako,  Andorra  ■) .   .  . 
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Funkte  auf  die  in  den  Anmerkungen  ver- 
zeic^ete  litteratur.  — 


VII.  Kritik  der  Halthnsschen 
Lehre. 

16.  Die  ßerSlkernngsbewe^ang  der 
jüngsten  Zeit  Bevor  wir  in  dem  letzten 
Abschnitt  (sub  17)  in  eine  Prüfung  der  von 
Malthus  aufgestellten  Behauptungen  und  der 
diesen  gegenüber  hervorgehobenen  Einwen- 
dungen kurz  eintreten,  woUen  wir  zunächst 
an  der  Hand  des  vorliegenden  statistischen 
Materials  einen  Blick  auf  die  Bevölkerungs- 
bewegung werfen.  Wir  bringen  zu  dem 
Zweck  zunächst  eine  Tabelle  (Tab.  I),  die 
wir  dem  Fircksschen  Werke  »Bevölkeruogs- 
lehre  und  Bevölkerungspolitik«  (S.  197)  eut- 
nehmen,  zum  Abdruck,  welche  die  Bevölke- 
rungszunahme in  den  einzelnen  europftischen 
Ländern  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ver* 
anschaulicht. 

Die  Tabelle  scheidet  Europa  in  ein  west- 
lidies  und  in  ein  Östliches  Europa.  Ersteres 
ilmhisst  die  germanischen  und  romanischen 
Völker,  letzter»  die  slawischen,  einschliess- 
lich der  Mageren  und  Türken.  Finliuid, 
das  Deutsche  Reich  und  Oesterreidi,  mit 
Ausnahme  von  Gküizien  und  der  Bukowina 
änd  zum  westlichen,  üngsm,  Griechenland, 
die  Balkanstaaten  und  Russland  zum  öst- 
lichen Europa  gezählt 

Aus  dieser  statistischen  üebersicht  er- 
giebt  sich  nun  zimächst,  dass  die  Bevölke- 
rung in  allen  Staaten,  Irland  allein  ausge- 
nommen, im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zu- 
genommen hat.  In  Westeuropa  aber  ist  die 
Volkszahl  l^gsamer  angewachsen  als  in 
Osteuropa.  Dieser  Unterschied  ist  zu  einem 
Teil  auf  die  Bevölkerungsabnahme  in  Irland 
und  die  geringe  Zunahme  in  Frankreich, 
zu  einem  grösseren  Teil  aber  wohl  darauf 
zurückzuführen,  dass  Westeuropa  eine  ge- 
ringere natürliche  Bevölkeningsvermehrung 
und  eine  stärkere  Auswanderung  aufweist 
Die  jährliche  Volkszunahme  betrag: 


im  in 
Jahrzente  Europa 
auf 

1801/1810  5,8 

1811/1820  7,o 

1821/1830  9,5 

1831/1840  7,o 

1841/1850  6,4 

1851/1860  6,1 

1861/1870  8,o 

1871/1880  8,4 

1881/1890  8,9 

1891/1895  7,o 


in 

Ül 

Westenroi 

n  Osteuropa 

1000  der  B 

BvQlkenmg- 

5.0 

7,3 

5.9 

8,8 

9,5 

9,6 

7,3 

6,6 

5,8 

7,4 

5.5 

7,1 

6,2 

11,1 

7,1 

io,4 

6,8 

7,4 

6,5 

Die  diu*chschnitt]iche  jährliche  Zunahme 
auf  lüOO  Einwohner  vom  Schlüsse  des  Jahres 


1800  bis  zum  Ende  des  Jahres  1895  ist  für 
einen  jeden  hier  berücksichtigte  d  Staat  in 
Rubrik  13  der  Tabelle  I  ausgeben.  Da- 
nadi  nahmen  am  stärksten  die  slawischen 
Völker  zu;  dann  folgen  die  germanischen, 
welche  trotz  der  erheblichen  Auswanderung 
rascher  als  die  romanischen  anwuchsen;  die 
südeiiropäischen  bUeben  hinter  den  nörd- 
lichen :  zurück.  Wie  schon  erwähnt,  weist 
nur  L-land  eine  Abnahme  auf  und  zwar  in 
dem  ganzen  beobachteten  Zeitraum  jährlich 
um  1,96.  Geht  man  jedoch  von  den  vierzi- 
ger Jahren  dieses  Jahrhunderts  aus  (bis  1845 
war  die  Bevölkerung  Irlands  auf  8295000 
gestiegen ;  erst  von  diesem  Zeitpunkte  be- 
ginnt die  stetige  Abnahme),  so  nat  die  Be* 
völkeruug  jährlich  um  14,8  vom  Tausend 
abgenommen. 

(S.  Tab.  I  auf  S.  763/764.) 

Einen  nicht  uninteressanten  Einblick  in 
die  Bevölkerungsbewegung  der  wichtigsten 
Eulturstfiaten  der  jüngsten  Zeit  bietet  Tabelle 
n,  welche  die  Eheschliessungen,  die  (Jeburten. 
die  Sterbefälle  und  den  Geburtenflberschuss 
an  der  Hand  der  vom  kaiserlichen  statistisdien 
Amt  veröffentlichten  Daten  veranschaulicht.^) 
Die  Relativzahlen  iai^sen  die  grossen  Ver- 
schiedenheiten besonders  deutlich  her- 
vortreten. Beachtenswert  ist  hier  vor  allem 
der  neuerdings  oft  schon  hervorgehobene 
Unterschied  in  der  Bevölkerungsbewegung 
Deutschlands  und  Frankreichs.  Während 
wir  uns  bekanntüch  einer  starken  Volksver- 
mehrung erfreuen,  ist  die  Geburtenziffer  in 
Frankreich  eine  so  geriüge,  dass  in  mehreren 
Jahren  die  Zahl  der  Gteatorbenen  grösser  als 
die  der  Geborenen  war  (cf.  1890,  1891, 1892, 
1895 !).  In  Frankreich  ist  die  Gebiulenziffer 
vom  Anfang  dieses  Jahrhunderts  an  sowohl 
absolut  wie  relativ  stetig  und  zwar  nicht 
nnerhebUch  zurückgegangen.  Von  1801 — 1810 
gab  es  32,3  Geburten  auf  1000  Einwohner, 
von  1811  bis  1820  31,6,  von  1821—1830 
30,8.  Von  diesem  Zeitpunkte  ab  vollzog  sich 
die  Abnahme  noch  i-ascher;  von  1831 — 1840 
war  die  Gebiuienziffer  29,  von  1841 — 1850 
27,4,  Ton  1851  Ins  1860  26,3,  auf  welcher 
Zahl  sie  bis  1870  stehen  blieb.  Von  da  ab 
ging  es  wieder  rasdier  abm^rts :  von  1870 — 
1880  betrug  sie  25,4,  von  1881—1885  24^6, 
von  1886—1890  23,2,  von  1891—1895  22,3. 
Mit  anderen  Worten:  seit  Beginn  dieses 
Jahrhunderts  ist  die  Pi^oduktionskraft  der 
französischen  Nation  von  32,3  auf  22,3,  d.  h. 
xun  mehr  als  ein  Viertel  gefallen! 

Ganz  anders  in  Deutschland !  Hier  ist  es 
die  Übermässig  starke  Zunahme,  mit  der  un- 


>)  Cf.  die  betreffenden  jedes  Jahr  wieder- 
kehrenden Artikel  über  EbeschliesauDgen, 
harten  and  Sterbef&Ue  in  den  „Vierteljahrs- 
heften  cur  Statistik  des  Deutschen  Reidis*'.  — 
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Tabelle  III. 

Bewegung  der  BeTülkeraug  in  Dentschland  1673—1897. 


Ge- 

Ge- 

Ehe- 
Bchliessnngen 

borene 

storbene 

U  cberscboss 

J&hr 

inkl.  Tot^ 

j^borene 

Totgeborene 

d.  Geborenen 
üb.d.Oefltorb. 

1. 

2. 

3. 

4. 

6. 

6. 

loTa 

423  900 

I  092  227 

I  260922 

00  190 

431  305 

lö7o 

416  049 

I  715283 

1  241  459 

07  160 

473  834 

lO  Ii 

400  282 

I  752  976 

I  191  932 

09536 

561  044 

18  fÖ 

3ÖO  740 

I  798  591 

1,246  572 

74  179 

552019 

iö(b 

366 

1  834  605 

I  200  Oll 

73  559 

020  594 

lo(  ( 

347  792 

1  815  792 

I  223  156 

71  133 

592  636 

10*7(1 

340016 

I  705 

1  22o  007 

70  647 

556  473 

lö/y 

335  113 

1  806  74 1 

1  214643 

70  870 

592098 

lööU 

337  34* 

I  764  096 

1  241  126 

67  921 

522  970 

lool 

338909 

I  740 

1  222  928 

66  537 

525  758 

10Q0 

350  457 

I  769  5°i 

1  244006 

67  153 

525  495 

Ioo9 

35*999 

1  749  874 

1  256  177 

06  175 

493  697 

362  590 

I  793  942 

1  371  859 

08359 

533083 

looO 

308  019 

1  798  637 

1  268453 

OB  710 

530  185 

1886 

I 

68366 

1887 

370659 

1  S25  561 

I  330406 

68483 

605 155 

1888 

376654 

I  828  379 

I  209  798 

66  972 

618  581 

1889 

389339 

1  838  439 

I  218956 

65S69 

619483 

1890 

395  356 

1  820  264 

I  260017 

61  011 

560  247 

1891 

399  398 

1  903  160 

I  227  103 

62  988 

675  751 

1892 

398  775 

1  856999 

I  272  430 

61  028 

584  569 

1893 

401  334 

1  928  270 

1  310756 

63555 

617514 

1894 

408066 

1  904297 

1  207  423 

63  092 

696874 

1895 

414218 

I  941  644 

I  315854 

64366 

725  790 

1896 

432  107 

I  979  747 

I  163964 

64998 

815783 

1897 

447770 

I  991  126 

1  306493 

64436 

784634 

sere  erschreckend  hoho  Kindei-storbliehkeit 
(s.  diesen  Art.)  in  engem  Zusammenhange 
steht,  -welche  nicht  minder  ernste  Besoi^j- 
nisse  hervorrufen  kann.  Freilich  sind  die 
relativen  Zahlen ,  wenn  wir  die  Geburten 
auf  1000  Einwohner  berechnen,  gleichfalls 
um  etwas  zurückgegangen.  (Vergl.  die  be- 
treffenden Zahlen  m  Tab.  II  S.  766  und 
767.)  Aber  was  will  das  besagen  gegenüber 
der  bedeutenden  Ztmahme,  welche  die  abso- 
luten Ziffern  aufweisen  I 

(S.  oben  Tab.  IH.) 

Die  staike  Produktionskraft  der  germani- 
schen Rasse,  von  der  Sebastian  Frauck  schon 
in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
schrieb  (cf.  oben  S.  709),  ist,  wie  wir  sehen, 
auch  heute  noch  ungcschwScht  wii^sam. 

Nur  in  2  Jahren  (1872  und  1873)  hatten 
wir  in  dem  beobachteten  Zeiträume  (cf.  Tab. 
ni)  einen  Oeburtenüberschuss  von  unter  einer 
halben  Million  jährlich,  sonst  wurde  diese 
Zahl  stets  und  zwar  meist  um  betiftclitlic^es 
übertroffen ;  die  Ziffern  für  die  letzten  Jahre 
sind 696874,  725790,  815783,  784634.(1) 

Diese  starke  Vermehrung  ist  nur  mög- 


I  lieh  gewesen  infolge  der  grossen  industriellen 
I  Entwickelung  und  des  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs Deutschlands.   Eine  Bevölkerung 
i  von  über  53  Millionen  hätte  Deutschland  tot 
etwa  50  Jalu-en  schwerlich  ertragen  kSnnen. 
j  Aber  durch  die  gewaltigen  Veränderungen 
I  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  ist  die  Fassung 
t  kraft  f(ir  Bevölkerung  eine  andere ,  d.  h.  eine 
I  grössere  geworden.    Und  so  hat  die  starke 
Volkszunahrae  vielfach  —  auch  in  politischer 
Beziehung !  —  ihr  Gutes  gehabt.  Freilich 
sind  andrerseits  auch  mannigfache  bedenk- 
liche soziale  Ersclieinongen  vorwiegend  anf 
diese  grosse  Fruchtbarkeit  unseres  Volkes 
zurückzuführen.  Wenn  wir  nim  auch  gegen- 
w^ärtig  über  das  starke  Anwadisen  der  Bevöl- 
kerung Deutschlands  nicht  in  Sorge  zu  sein 
brauchen,  so  werden  wir  doch  zugestehen  müs- 
sen, dass  es  so  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten 
auf  die  Dauer  nicht  weiter  gehen  kann.  — 
17.  Die  geometrische  nnd  arithme- 
tische Progression.  Das  ^^nwärtig  vor* 
liegende  statistische  Matenal  beweist  die 
j  Eicäitigkeit  der  Malthusschen  Lehre,  zeigt, 
,  dass  lue  Bevölkerung  die  Tendenz  hat,  sich 
Übermässig  rasch  zu  vermehren  und  dass, 
I  wenn  dieser  l^ieb  zur  Foitpfknzung  nicht 
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auf  diese  oder  jene  Weise  in  Schranken  ge- 
halten "wird,  notgedrungen  die  schlimmsten 
■sozialen  Uebel  entstehen  müssen.  Den  der 
Malthusschen  Theorie  zu  Grunde 
liegenden  Gedanken,  den  eigent- 
lichen Kern  der  Lehre,  wird  man 
ohne  Einschränkung  anerkennen 
müssen;  nicht  so  seine  Ausführung  im  ein- 
zelnen, nicht  seine  Behauptung  hinsichtlich 
der  arithmetischen  und  geometrischen  Pro- 
gression.  (Vgl.  oben  S.  723,  724). 

Bezüghch  der  Vermehnmg  der  Unter- 
haltsmittel  lassen  sich,  zuverlässige  Angaben 
überhaupt  noch  nicht  beibringen.  Wir  ken- 
nen noch,  nicht  einmal  den  höchstmöglichen 
Grad  der  Intensität  des  Ackerbaues.  Aiuser- 
dem  sind  grosse  Gebiete  der  Erdoberflfiche 
noch  unberaut.  Von  einem  objektiven 
Mängel  an  Kahrungsmitteln  wird 
man  in  absehbarer  Zeit  kaum  spre- 
chen können. 

Wenn  trotzdem  sich  hier  und  da  eine 
Üebervölkening  ze^  welche  keineswegs  mit 
besonders  dichter  Bevölkerung  zusammenzu- 
fallen braucht  wenn  wir  wahrnehmen,  dass 
viele  Personen  Mangel  leiden  und  zu  Grunde 
gehen,  weU  ihnen  die  erforderlichen  Unter- 
haltsmittel nicht  zu  Gebote  stehen,  so  hängt 
dies  zunächst  mit  der  bestehenden  Produk- 
üonsordnung  zusammen.  Es  ist  richtig, 
dass,  wie  Karl  Man  hervoi^hobeu  hat, 
jede  besondere  historische  Produk- 
tionsweise ihre  besonderen  his- 
torisch gültigen  Popiilationsge- 
setze  (S.  743),  oder  um  mich  der 
Worte  Lists  zu  bedienen,  dass  jeder 
Wirtschaftszustand  einebestimmte 
Fassungskraft  für  die  Bevölkerung 
h  a t ;  es  kann  somit  Uebervölkerung  vorliegen, 
ohne  dass  ein  absoluter  Mangel  an  Unter- 
haltsmitteln besteht  Aenderungen  in  der 
Wirtschaftsordnung  —  und  solche  Aende- 
rungen werden  in  der  Zukunft  ebenso  sich 
vollziehen,  wie  sie  in  der  Vergangenheit 
sich  voUzogen  haben  —  werden  auch  im 
Hinblick  auf  den  Spielraum,  welchen  die 
Bevölkerung  hat,  Wandlungen  hervorrufen. 
Man  hat  niemals,  wenn  das  Elend  einer 
Uebervölkerung  sich  geltend  machte ,  die 
Bewohner  des  Landes  gleich  den  Einwohnern 
einer  belagerten  Festung  oder  der  Besatzung 
eines  gestrandeten  Schjffes  auf  halbe  Por- 
tionen gesetzt  Eist  wenn  das  eingetreten 
wäre,  würde  man  berechtigt  sein,  zu  sagen, 
dass  die  für  den  Unteriialt  der  SievOlXerang 
erforderlichen  Nahmngsmittel  thatsächli{^ 
nicht  vorhanden  seien. 

Wollte  man  aber  misere  heutige  Rechts- 


')  Es  ist  wohl  zu  unterscheiden  zwiechen 
absoluter  und  relativer  Uebervölkerung  I  Cf.  die 
bez.  Ausfübrungen  bei  Wagner,  Gnmdlegutg. 
3.  Aufl.  I.  Teü  S.  6ö6ff. 

Handwörtarbnch  der  StutBWifsenBchsften.  Zweite 


und  Wirtschaftsordnung  durch  eine  sozialis- 
tische ersetzen  und  dm^ch  sie  eine  gleich- 
mässigere  Vermögens-  und  Einkommens- 
verteilung herbeiführen,  so  würde  zunächst 
eine  vielleicht  vorliandene  Uebervölkerung 
verschwinden.  Die  neue  Produktionsordnung 
würde  einer  grösseren  Volkszahl  Raum  geben. 
Allein  nur  für  kurze  Zeit  dürfte  die  Bevölke- 
mn^frage  in  den  Hintergnmd  treten.  Wie 
einsichtigere  Sozialisten  stets  zugaben 
haben,  würde  im  sozialistischen  Staate  die 
Gefahr  einer  Uebervölkerung  nur  hiuauE«e- 
schoben  werden,  ja  es  würde  diese  Gefahr, 
wie  Kautsky  bemerkt,  nur  um  sc  drohen- 
der werden,  ie  mehr  man  Glfick  und  Wohl- 
stand zu  verbreiten  suche.  Wenn  niemand 
mehr  sich  zu  sorgen  biancht,  wie  er  seine 
Kinder  ernähren  und  gross  ziehen  soll,  so 
wird  die  jetzt  schon  zu  starke  Vermehrung 
noch  bedeutend  anwachsen.  (S.  o.  S.  746/470 

Dass  die  menschlidie  frnchtbu-keit  von 
selbst  abndtmen  werde,  ist  durch  nichts  er- 
wiesen.  Wir  sind  nicht  herechtigt,  uns 
einem  blinden  Optim^mus  hinzugeben  und 
zu  hoffen,  dass  alles  sich  von  selbst  befrie- 
digend gestalten  müsse.  Es  ist  die  Pflicht 
des  Menschen ,  sich  seiner  geistigen  und 
sittlichen  Kräfte  zu  bedienen ;  er  dai-f  nicht 
seine  Augen  verschliessen  gegenüber  drohen- 
den Gefahren.  Freilich  ist  nicht  daran  zu 
zweifeln,  dass  unsere  Arbeit  sich  immer 
noch  vollkommener  gestaltet,  dass  unsere 
Arbeitsmittel  sich  noch  mehr  und  mehr  ver- 
bessern und  dass  wir  in  stets  noch  höherem 
Masse  Herr  der  uns  umgebenden  Natur 
werden  dürften,  —  allein,  wie  glän- 
zend auch  die  Fortschritte  sein 
mögen,  welche  uns  die  Zukunft 
bringt,  der  Volksvermehrung  wird 
allezeit  eine  Schranke  gezogen 
sein  und  das  Vermehrungsvermö- 
gen wird  nimmermehr  ungehemmt 
sich  entfalten  dürfen. 

Auch  die  naturwissenschaftlichen  Ein- 
wendungen sind  zum  Teil  unrichtig,  zum 
Teil  verleben  sie  (wenn  sie  überhaupt  zu- 
treffend smd)  die  Lösung  des  Bevölkerungs- 
problems in  eine  so  späte  Zeit,  dass  sie  fOr 
die  Gegenwart  und  die  näcnste  Zukunft 
nicht  in  Betracht  kommen  können.  Wenn 
Doubleday  hervorhebt  (cf.  oben  S.  752), 
dass  gemästete  Tiere  keine  Jungen  hervor^ 
bringen,  Pflanzen  in  überfettem  Boden 
keine  Früchte  tragen,  so  ist  dies  gar  kein 
Beweis  dafOr,  dass  die  bösere  Ernährung 
zu  einer  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  führt 
In  den  Doubledaysdien  Beispielen  handelt 
es  sich  um  krankhafte  ZusUbide.  Gerade 
das  Gegenteil  von  dem,  was  er,  Fouriw 
u.  a.  behaupten,  ist  wahr:  ^te  und  er- 
giebige Nahrung  steigert  die  Fruchtbarkeit 

»Der  Mensch« ,  so  bemerkt  Darwin, 
'kann  in  vielen  Beziehungen  mit  denjenigen 
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Tieren  v<TglicheD  werden ,  welche  schon 
seit  langer  Zeit  domestiziert  wonlen  siod. 
und  eine  frrosse  Menpe  von  Belegen  kann 
vorgebracht  werden,  dass  die  Domestikation 
die  Unfnichtbarkeit  zu  eliminieren  sucht."') 
Darwin  selljst  bringt  in  seiner  öchrijft : 
»Variation  of  animals  and  plants  nniler  do- 
mestication»  (1808)  nele  Beweise  dafür,  da;« 
gerade  die  mühelos  erworbene,  reichliclio 
Nahrung  der  FortjiOanzung  förderlich  ist. 

Man  kann  dem  gegenüber  nicht  einwen- 
den, daKs  in  rlen  untersten  Bevölkerungs- 
schichten eine  grossere  Geburtenziffer  nach- 
weisbar sei  als  in  den  höheren  Gesell- 
schaftsklassen. Die  Thatsache  ist  richtig, 
aber  die  Ursache  derselben  ruht  nicht  auf 
phyßiolf^scliem  Gebiete.  In  den  wohl- 
habeoderen  BevOlkerungskla&sen  kommen 
die  einzelnen  erst  später  zu  einer  festen 
Berufsstellung  und  sind  in  der  Regel  erst 
in  höherem  Alter  in  der  Lage,  sich  zu  ver- 
heiraten ;  hier  regelt  dann  zumeist  der 
Wille  die  Yolksvennehrung.  Man  wünscht 
die  bessere  Lebenshaltung  tortzusetzen,  man 
will  diese  nicht  einer  grösseren  Kinderzaiil 
opfern.  Psychologische  Motive  bewirken 
eine  Eioschrftukun^  der  möglichen  mensch- 
lichen Fnichtbaiiteit.  Anders  in  den  niede- 
ren Kreisen.  Die  Cnsicherheit  der 
Existenz  und  die  AussichlBlosig- 
keit,  hierin  Wandel  zu  schaffen, 
führen  zu  einer  starken  Vermeh- 
rung, auf  die  unterste  Stufe  der 
Lebenshaltung  gesunkene  Arbeiter  kann 
irgend  welche  höheren  Bedürfnisse  nicht 
befriedigen,  er  kennt  solche  kaum.  Brannt- 
wein und  Beischlaf  sind  die  einzigen  Ge- 
nüsse, denen  er  fröhnt.  Er  weiss,  dass  er 
nicht  tiefer  zu  sinken  vermag,  er  sieht  aber 
auch  keinen  "Weg,  der  ihn  zu  besseren  Ver- 
hältnissen führt.  Die  regelnde  Vernunft 
findet  bei  diesen  Leuten,  welche  nichts 
lieben,  nichts  achten  und  nichts  zu  ver- 
teidigen haben  als  ihr  Elend,  keine  Stätte-). 

Dass  die  eheliche  Fnichtburkeit  sich  in 
dem  Masse  verändert,  wie  die  Wohlhaben- 
heit zunimmt,  lässt  sich  aus  der  kleinen 
hier  folgenden  Tabelle  erkennen,  welche 
Tallquist^j  mitteilt,  um  die  Wediselwir- 
kimg  der  Verm^enslage  und  der  Frucht- 
bai'keit  zu  kennzeichnen.  Die  Ziffern  be- 
ziehen sich  auf  Frankreich  für  1881. 

Ueberau  können  wir  dieselben  Erfahrun- 
gen machen. 

^)  Darwin,  Die  Abstammmifi:  des  Men* 
sehen  n.  d.  geschlechtliche  Znchtwahl.  Deutsch 
von  Carns,  I  (Stnttg:art  1871),  195;196. 

')  Cf.  Sismondi  i.  d.  Aufa.  ,.De  larichesse 
territoriale",  i.  d.  „Revne  mensuelle  d'economie 
politiqne"  pabliäe  par  Th.  Fix,  II,  p.  138. 

')  J.  V.  Tallqnist,  Recherches  atfttisti- 
qnes  anr  la  tendance  k  nne  moindre  f^jcmdite, 
Hekingfon  1886,  p.  88. 


Tabelle  IV. 


£  OB 

Ii 


lo 

9 
]  1 
8 
9 

IQ 

lO 

9 
lo 

USeine 


Auf  den  Kopf  der  Be- 
völkemneentfallender 
Betrag  der  Mobiliar- 
stcaer  and  derjenigen 
aof  Fenster  and  Thoren 
in  Francs 


Anzahl  der  ehe- 
lichen Gebarten, 
die  auf  lOU 
ehelichte  Fran« 
entfallen 


0.75—1,21 
1,29— Ml 
1,46—1,59 
1,65-1,73 
1,80—1,93 
1,98  -3,06 
2,13—3,42 
2,52 — 2,82 
Z.98— 4,34 
6,73 


23,63 
21,88 
18,06 
16,66 
15,84 
16,33 
15.94 
17,77 
14,73 
13,*4 


I  Allein  es  ist  gewiss,  dass  die  grOssoe 
'oder  kleinere  Geburtenziffer  mit  den  £r- 
I  nährungsverhältnissen  so  gut  wie  in 
I  gar  keinem  Zusammenhange  steht ,  sondern 
'  lediglich  oder  doch  fast  ausschliesslich  auf 
die  zuletzt  erwähnten  Ursachen  zurückzu- 
führen ist  — 

Leroy-Beaidieu  kommt  in  dem  oben  ge- 
nannten Aufsatz  in  einer  Beziehung  zu  ein«n 
ähnlichen  Ergebnk.  Indem  er  über  die 
Entvölkerung  Frankreichs  handelt,  erwähnt 
er  drei  ürsachen,  auf  welche  dieselbe  zurück- 
geführt werden  mtlsse.  Nach  drei  Richtun- 
gen hätten  seit  Anhng  dieses  Jahrhunderta 
die  Lebensbedingungen  der  französischen 
Berdkerung  sich  geändert:  1.  der  Wohlstand 
sei  fmgememer  geworden;  2.  d^  Geistes- 
zustand des  Volkes  habe  durch  den  Unt«' 
rieht  eine  Wandlung  erfahren,  durch  einen 
Unterricht,  welcher  weniger  die  religiösen 
Anschauungen  pflege,  mehr  dahin  arbeite 
rendre  Thomme  plus  ambitieux,  moins 
resigne,  ä  lui  faire  davantage  rechercher 
conime  but  exclusif  de  la  vie,  les  honneiurs, 
la  richessc« ;  3.  hätten  sich  die  sozialen 
Lasten,  insbesondere  die  militärischen,  gegen 
früher  erheblich  vermehrt.  Das  seien  die 
Gründe,  weshalb  die  französische  Bevölke- 
rung eine  so  gelinge  Zunahme  aufweise. 

Wir  zweifeln  nicht  daran,  dass  die  unter 
1  und  2  er*'ähnten  Ursachen  vou  Einfluss 
auf  die  Bevölkerungsbewegimg  gewesen  sind 
und  noch  sind.  Diese  mögen  daiin  in  Frank- 
reich der  gerade  dort  vielfach  üblichen  Sitte 
des  präventiven  Verkehrs  zur  weiteren  Ver^ 
breitung  verholten  haben.  Wenn  aber  die 
von  den  Nef)-Malthusianem  empfohlene  Pr&- 
ventionspolitit  in  der  That  zu  solchen  Er- 
gebnissen führt,  wenn  sogar  aus  selbstsüch- 
tigen Gründen  die  Geburtenziffer  unter  die 
Sterblichkeitsziffer  sinken  sollte,  so  würde 
dieses  allein  genügen,  um  die  von  dieser 
Schule  empfohleneu  Mittel  mit  aller  Ent- 
schiedenheit zurückzuweisen.  Aber  dazu 
kommen  noch  anderweitige  Bedenken.  Wir 
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wollen  die  sittlidien  EnA^giingen  hier  nn- 
boilhrt  lassen  und  nur  beraerkeu,  dass  von 
medizinischer  Seite  darauf  hingewiesen  ist, 
dass  die  Pifiveation  auch  pathologische  Er- 
scheinungeniäelfach  im  Gefolge  haben  kann, 
vor  allem  aber  die  Frage  aufwerfen;  wie 
soll  es  mißlich  werden,  diese  Politik  zu  ver- 
wirklichen ?  Die  Wege,  welche  jene  Schule 
zur  Zeit  in  England  geht,  dürften  bei  uns 
nicht  zu  beschreiten  sein.  — 

Allein  diese  mehrfach  herangezogenen 
Erfahningen  in  Frankreich  können  die  Mal- 
thussche  Theorie  nicht  ersi-hüttera.  Hier 
haben  sich  die  von  Malthus  gekennzeichneten 
vorbeugenden  Hemmnisse  wirksam  erwiesen, 
wie  so  vielfach  anderwärts  die  zei-störeuden. 
Der  Satz,  dass  die  Bevölkerung  die  Tendenz 
hat,  rascher  anzuwachsen  als  die  Unterhalts- 
mittel, bleibt  hiervon  unberührt  und  wirtl 
seine  Geltung  allzeit  behalten. 

Wenn  wir  nun  fragen,  welche  Aui^ben 
der  itegierung  auf  diesem  Gebiete  orwadisen, 
wie  die  BerOlkerungspolitik  beschaffen  sein 
muss,  so  wild  man  für  jene  beschrankenden, 
oben  S.  737  ff.  geschilderten  Massnahmen 
nicht  mehr  eintreten  kOnnen,  wenn  man  auch 
noch  so  Sdlu'  die  Ge&hren  einer  Uebervölke- 
rung  fürchtet.  An  unserem  heutigen  freien 
Eherechte,  welches  in  innigem  Zusammen- 
hange mit  unserer  Übrigen  freiheitlichen  Ge- 
setzgebung steht,  kann  nichts  Wesentliches 
geändert  werden.  Dass  man  die  Eheschlies- 
sung abhängig  machen  wollte  von  dem  Nach- 
weise eines  Vermögens  oder  eines  gesicher- 
ten Nahruagsstandes,  ist  als  allein  gegen  die 
unteren  Bevölkerungsklassen  gerichtet  heute 
imausführbar.  Das  einzige,  was  hier  in  Er- 
wägimg gezogen  werden  könnte,  wäre  eine 
allgemeine,  also  alle  Klassen  betreffende  Er- 
höhung des  Heiratsalters,  besonders  bei  dem 
männüchen  Geschlechte,  wofür  u.  a.  Adolf 
Wagner^)  eingetreten  ist.  Viel  wird  man 
sich  aber  auch  von  diesem  Mittel  nicht  ver- 
sprechen dürfen. 

Wollen  wir  den  Notständen  einer  Ueber- 
völkerung  beg^nen,  so  wird  das  nur  mög- 
lich sein,  wenn  wir  die  Ursachen  beseitigen, 
welche  in  gewissen  BevOlkerungsklassen  zu 
einer  flbergrossen  Geburtenziffer  führen. 
Diese  Uraachen  beruhen,  wie  vir  hervor- 
hoben, in  erster  Linie  in  den  zum  Teil 
traurigen  sozialen  Zuständen,  in  der  tiefen 
liebenshaltang  eines  grossen  Önichteiles  des 
Volkes.  Durch  Verbesserung  der  sozialen 
Verhältnisse,  durch  eine  werkthfitige  und 
vielseitige  Sozialref oi'm ,  durch  Hebung  des 
Standard  of  life  in  den  unteren  Bevölkerungs- 
schichten wird  man  allein,  wenn  überhaimt, 
zu  einer  befriedigenden  Gestaltung  der  Be- 


^}  Lehrbuch  der  politischen  (^onomie  I  (2. 
Aufl.)  S.  446. 


völkenrngsbewegiin^  gdangen.^)  Freilich 
wird  man  gleichzeitig  auch  auf  die  Öffent- 
liche Meinung  aufklärend  einwirken  und  auf 
jene  Gefahren  aufmto-ksam  machen  müssen, 
welche  aus  einer  unbeschränkten  Volksver^ 
mehrung  nicht  allein  der  Gesamtheit,  sondern 
auch  jedem  einzelnen  erwachsen.  — 


Fassen  wir  das  Gesagte  noch  einmal 
knrz  zusammen: 

Wenn  wir  ganz  allgemein  die  Bevöl- 
kerung den  Unterhaltsmitteln  gegenüber^ 
stellen  und  nach  der  Vermehrungsiähigkeit 
beider  fragen ,  so  wird  man  antworten 
müssen,  dass  die  Vermehrungstendenz  der 
Bevölkming  grOsser  als  die  der  Ünterhalts- 
mittel  ^t,  da  letztere  diuc^  den  gegebenen 
Baum  und  diuch  die  Ertragsfähigkeit  des 
Bodens  beschränkt  sind.  Ganz  allgemein 
betrachtet  wird  man  daher  hier  mit  Malthus 
anerkennen  müssen,  dass  die  Bevölkerung 
sich  rascher  zu  vermehren  vermag,  als  die 
Nahrungsmittel  anwachsen  können.  In  dieser 
abstrakten  Fassung  hat  jedoch  jener  Satz 
keine  praktische  Bedeutung. 

Betrachten  wir  andererseits  die  Bevöl- 
kerungsbewegiing  eines  geschlossenen  Be- 
völkeningskreises,  eines  bestimmten  Staates, 
so  werden  wir  erkennen,  dass  die  Wirt- 
schaftsordnung zunächst  die  Bevölkerungs- 
zahl beeinflusst.  (S.  oben  S.  768/69).  Unter 
der  gegenwärtigen  Rechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung mit  Privatkapital  und  Privat- 
imternelimungen  wird  im  weiteren  der  Be- 
völkeningszuwachs  vor  allem  von  den  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  abhängen.  Sind 
diese  günstig,  so  wird  die  Bevölkerung  mehr 
oder  minder  rasch  anwachsen ,  wie  dies 
deutlich  bei  der  Entwiekelung  eines  Agri- 
kultiirstaates  zum  Industrie-  und  Handels- 
staate erkennbar  ist.  PhiUppovich ')  macht 
mit  Recht,  um  den  Einfluss  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  auf  die  Bevölkerungsvermehrung 
zu  kennzeiclmen,  auf  die  beispiellose  Ent- 
wiekelung der  Bevölkerung  Grossbritanniens 
in  diesem  Jahrhundert  aufmerksam,  weldie 
Hand  in  Hand  ging  mit  der  Entwiekelung' 
der  ]jidustrie,  des  Handels  und  des  in  Eng- 
land koncentiierten  internationalen  Geld- 
verkehrs, wodurch  diesem  Lande  das  Ueber^ 
gewicht  auf  diesen  Gebieten  gegenüber  allen 
kontinentalen  Völkern  und  damit  ein  stets 
wachsender  Nationalreichtum  verschafft 
wurde.  Die  BevOlkernng  von  England  und 
Wales  betnig  1800  9  250  000  Einwohner  und 
stieg  bis  1895  auf  30  725000;  jene  von 
Sehottland  wuchs  in  diesem  Zeitraum  von 
1  675  000  auf  4  180  OOÜ  Einwohner  an.  Es 
ist  das  einzige  europäische  Land,  dessen  Be- 

')  Cf.  auch  Kaiemann,  Christentum  und 
ItCalthasiantsmas.   GGttlngen  1897. 
•)  a.  a.  0.  S.  57. 
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völkening  in  so  km*zer  Zeit  sich  verdrei- 
facht hat.  (S.  o.  Tab.  I,  S.  763/64.)  Hier  ist 
—  ähnlich  wie  in  Deutschland  —  der  Nah- 
ningsspielraiim  grösser  geworden,  und  in- 
folgedessen hat  auch  die  Bevölkerung  so  er- 
heblich zunehmen  können.  Auch  in  kürzeren 
Zeiträumen,  so  z.  B.  beim  Wiederaufnehmen 
der  wirtschaftlichen  Arbeit  nach  Kriegen, 
kann  man  die  gleiche  Beobachtung  machen. 

Tritt  andererseits  ein  Stillstand  im  Wirt- 
sohaflsleben  oder  gar  ein  Rückschlag  ein, 
BO  wild  die  Bevölkerungszunahme,  wenn 
nicht  durch  Auswanderung  Abhülfe  ge- 
schaffen werden  kann,  gehemmt.  Es  treten 
die  von  Malthus  gekennzeichneten  repre^iven 
und  praeventiveu  Gegentendenzen  hen-or, 
wobei  freilich  der  gleichzeitig  in  aller  Schärfe 
eich  geltend  machende  Konkiurenzkampf 
auch  -wiederum  zu  wirtschaftlichen  Fort- 
schritten führen  kann.  In  der  Hegel  alicr 
Verden  ungünstige  Wirtschaftszustände,  Er- 
verbsfordenrngen  etc.  sowohl  zu  einer  Ab- 
mi^me  der  Eheschlicseungen  und  der  Ge- 
biutenzißer  wie  zu  einer  Venuehning  der 
Todesfälle  und  damit  zu  einer  Yerlang- 
samung  der  BerÖlkernn^zunahme  fflhren. 
Wenn  wir  audereraeits  hei  einer  auf  tiefster 
Stufe  stehende  Berfilkerungsschicht  eine 
starke  Qeburtsfrequenz  konstatieren  k5nnen, 
so  haben  wir  oben  (S.  770)  schon  gesehen, 
dass  diese  Thatsache  auf  soziale  Verhältnisse 
ziu^ckzuführen  ist.  Diese  erweisen  sich 
auch  in  anderer  Beziehung  oft  mächtiger 
als  wirtschaftliche  Einflüsse.  Wenn  in 
Frankreich  der  Geburtenüberschuss  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderte  sich  stetig  verringert 
hat,  wenn  dort  sogar  in  einigen  Jahren  die 
Zahl  der  Sterbefälle  die  der  Geburten  über- 
stieg, 80  ist  dies,  wie  schon  erwähnt  (s. 
S.  765  und  770),  ausschliesslich  auf  soziale 
Ursachen  zurückzuführen.  Und  so  müssen 
wir  auch  für  einen  geschlossenen  Bevölke- 
run^kreis  die  Malthussche  Lehre  in  ihrem 
Kern  als  richtig  anerkennen. 

Durch  die  Gesetzgebung  und  Politik  der 
Regierungen  kann  auf  diesem  Gebiete  direkt 
nur  wenig,  wenn  überhaupt  etwas  erreicht 
werden;  wohl  aber  ist  durch  die  Hebung 
der  Lebenshaltimg  der  imteren  Klassen, 
durch  eme  Steigerung  des  Kultmniveaus  zu 
erh(^en,  dass  einer  (relativen)  Uebervölke- 
rung  mit  ihren  Notständen  mehr  und  mehr 
begegnet  wertlen  kann.  Die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  imd  die  Vermehrung  der 
Nahrungsmittel  bilden,  wie  Kulemann  zu- 
treffend bemerkt*),  zwei  Linien,  die  bisher 
fconvergierend  verliefen  und  sich  deshalb 
notwendig  einmal  treffen  mussten.  Aber 
dieses  Ereignis  wird  aiis^schlossen,  wenn 
die  beiden  Linien  so  weit  aus  ihrer  bis- 
herigen Richtung  abgelenkt  worden,  dass 


')  a.  a.  0.  S.  33. 


sie  künftig  nicht  melir  kouvei^eren,  sondern 
parallel  verlaufen.  Dies  kann  geschehen 
durch  Ablenkung  sowohl  der  einen  wie  der 
anderen  Linie  oder  beider.  Die  Nahrungs- 
mittelünie  wird  beeinflusst  durch  die  tech- 
nische Entwickelung,  also  durch  Kultur- 
ateigerun^.  Finden  wir  nun,  dass  diese 
Kidtursteigerung  zugleich  die  andere,  die 
Bevölkeruugslinie  im  Sinne  des  ParaUelismtis 
verschiebt,  so  wirkt  also  die  KiUtur  im 
doppelten  Sinne  ausgleichend.  Zu  einer 
Zeit,  wo  die  Bevölkerung  rascher  stieg  als 
die  UnterhaltBinittel,  war  die  absolute  Grösse 
noch  gering  imd  stand  noch  der  unabseh- 
bare Ueberfluss  der  Erde  zur  Verfügung. 
Je  mehr  dieser  Ueberfluss  aufzehrt  vira, 
um  so  notwendiger,  aber  auch  um  so  wirk- 
samer wird  der  Einfluss  des  ausgleichenden 
Fakters  der  Kultur,  so  dass  zu  hoffen  ist, 
dass  das  sehr  dehnl)are Vermehrungs  vermögen 
mehr  und  mehr  dem  Vermehningsbedürfnis 
,  Rechnung  tragen  wird. 


Schliuswort 

In  der  Vorbemerkung  zu  dieBeinArtikel(s.  o. 
S.  703)  ist  darauf  hingewiesen,  dass  Wohl&dut 
und  Macht  der  Staaten  in  erster  Linie  dnrch  die 
BevAlkemn^  bedingt  seien.  Die  Bevölkerung 
bilde  den  Mittelpunkt  der  V(^ Wirtschaft; 
die  sozialen  Zustilnde,  ^tte  und  Kultur  seien 
von  ihr  abhängig.  Ist  das  der  Fall,  dann 
wu^  es  allzeit  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben sein,  die  Bevölkerungsbewegung,  das 
Werden  und  Vergehen,  genau  zu  vemlgen. 
Jedes  Jahr  wird  neues  statistisches  Matmal 
bringen,  und  so  wird  auch  jedes  Jahr  uns 
der  Beantwortung  der  verschiedenen  Fragen 
näher  führen. 

Wenn  es  aber  wahr  ist,  was  wir  oben 
auszuführen  versucht  haben,  dass  die  Un- 
sicherheit der  Existenz  und  die  Aussichts- 
losigkeit, hierin  Wandel  zu  schaffen,  in  erster 
Linie  jene  übermässig  starke  Vermehnmg 
bewirken,  dann  werden  wir  der  Hoffnung 
Raum  geben  dürfen,  dass  die  mannigfachen 
sozialen  Reformen  unserer  Zeit,  indem  sie 
eine  Verbessening  der  Lebenshaltung  der 
unteren  Volksschichten  erstreben,  auch  zur 
Lösung  des  Bevölkerungsproblems  beitragen, 
dass  wir  auch  der  Zeit  uns  nähern,  wo  die 
Qualität  des  Lebens  die  Quantität  der  Be- 
völkerung TerdrftDgt  — 

Lltteratnr :  (Abget.  von  den  im  Text  angeführten 
SehHfien  u.  Quellen.)  Ueber  die  Bev  Slke  - 
rungt/rage  im  allgemeinen:  Mohl, 
Gesch.  und  LiU.  der  StacUtw.  In  Monograpkieeit 
dargesUUl,  III  (Erlangen  1858)  S.  411  ff.  —  I>er- 
Helbe,  Die  PoHzeiwittenachaJt  nach  den  Orumi^ 
tätzen  des  Üechteetaate»,  S.  Auß.,  I.  fTVÜ.  1866) 
S.  93  ff.  —  RoBclier,  Systevi  I,  §  SS8ff.  — 
S.'ümelin,  nDie  Bevölkerungalehre«.  in  üchön- 
berg  I,  3,  Ai^.  (TOb.  1890)  8.  7XSff.,  4.  Avfi, 
(Tiib.  1896).  S.  SS7  f.  (der  RümeHnaebe  ArtiM  in 
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dieter  Aufl.  von  V.  Scheel  durehgea).  —  V. 
Fireha,  BeriilkerungtUhre  ttnd  BevSlktrungg. 
Politik,  Leipzig  1898,  —  A.  Woffner,  Ürund- 
Ugung  der  polit.  Oek.,  S.  Aufl.  (Leipzig  189S), 
4'  Buch  (Bevölkerung  und  Voliatcirttchafl),  S. 
44^  ff-  ^  J.  Conrad,  Grundria»  zum  Stiid.  d. 
polit.  Oek.  IL  ;  VolktwirUehaftapolitik,  2.  Avfl. 
(Jena  1898}  S.  »8 ff.  —  £  von  PMUppovieh, 
Orundr.  d.  polit.  Oeionomfe,  /.,  £.  Aufl.  (Frei- 
burg i.  Br.  u.  Leipxtg  1897)  S.  49ff.  —  Art.  »Be- 
vötkerungn  (von  v.  Mangotdt)  «n»  St.W.B.  von 
Bluntechli  und  Brater. 

(Vgl.  ausserdem  die  Abschnütt  über  Berijlbe- 
rung  in  den  gebräuchlichen  volkmtirlichc^fÜichen 
Lehr-  und  Handbüchern.)  — 

Zu  1,  ad  1.  Mose  Dttncleer,  Geschichte 
des  Altertum«,  VI.  (S.  bis  5.  Aufl.,  Leipzig  188S), 
bea,  S.  S8Sß.  —  K.  F.  Hermanns  J^hHmeh 
der  grieeh.  Antiquitäten  ;  neu  hrtg.  v.  Blümner 
H.  DUUhberner,  4  Bde.,  a.  hier  vor  oUn»; 
Bd.  I,  1 :  Lehrbuch  der  griteh.  l^aataalUrtSmer, 
6.  Aufl.  bearb.  von  ThuMwer  (Freiburg  1889); 
Bd.  II,  1:  Lehrbuch  der  grieeh.  RechtsaÜertümer, 
S.  Aufl.  bearb.  r.  Thalhetm  (Freiburg  u.  Tilb. 
1884);  Bd.  IV:  Lehrb.  der  grieeh.  Privatalter- 
tümer,  8.  Avfl.  bearb.  v.  BlUmner  (treiburg  und 
Tab.  1S8S).  —  Hier  finden  sieh  reichhaltige 
Quellen-  und  lAUeraiurangaben.  -  -  0»ann,  De 
eoeiibum  apud  veteres  populoa  eonditione,  eom- 
mentalio  I  (Oiaaae  18S7),  com.  II  (Giasae  I84OJ. 

—  ad  X.  Madwig,  Die  Verf.  wid  Verw.  d. 
rfha,  iitaatea,  2  Bde.,  Leipzig  183i;8S.  —  Th. 
Momvnaen,  ROm.  Staatarecht,  t  Bde.,  i.  Aufl., 
Leipzig  1876177.  —  G.  F.  Pvchta,  Kursus  der 
Inatitutionen ;  8.  Aufl.,  besorgt  von  J*.  Krüger 
(Leipzig  1875)  L,  §  107,  S.  £96  f.  —  Faul  JOra, 
Öfter  das  Verhältnis  der  Lex  lulia  de  tnari- 
tandis  ordinibua  zur  Lex  Papia  Poppaea,  Bonn 
188S.  —  ad  8.  CJ".  die  vortrefflichen  Einleitungen 
von  Karl  Steinhart  in  Piatons  sämtl.  Werke 
iÜtera.  von  Hieronymus  Jläller,  u.  zicnr  die  Eint. 
Mum  it&aattt  im  5.  Bde.  (Leipzig  1855)  S.  8 ff. 
und  zu  den  vGeaetzenv  im  7.  Bde.  (Leipzig  18S9) 
S.  77 ff.  —  W,  Onclecfi,  Die  StaataUhre  dea 
Aristoteles  in  hiat.-polit.  Umrissen,  f  Hälften, 
Leipzig  1870j75.  —  Kapp,  AristoteUs'  Slaats- 
piidagogik,  ata  Erziehungslehre  für  den  Staat  und 
die  Einzelnen,  Hamm  1887.  — 

Zu  II,  ad  4.  Oskar  tlollea,  Die  Ansichten 
der  deutschen  nationalök.  Schriftsteller  d.  16. 
u.  17.  Jahrh.  über  Bei'olkerungaveseu ;  in  den 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  SUU.,  iV.  F.,  13.  (1886)  S.  198 ff. 

—  ad  6.  Lorenz  v.  Stein,  Die  Verwalttings- 
Ithre,  II.:  Lehre  v.  d.  inneren  Verw.,  I  (Stuttg. 
1866);  bea.  ü.  14Sff.,  174ff>  194ff-  —  ad  6. 
Oskar  JoUe»  a.  a.  0.  (s.  oben  ad  4).  — 

Zu  III,  ad  7.  Bonar,  Malthus  and  his  work, 
London  1885.  —  Vgl.  auch  den  Art.  Malthus 
im  II.  d.  St.  und  die  lAtteraUtr  daaeUtat,  1.  Aufl., 
Bd.  IV  S.  n06ff. 

Zu  IV,  ad  10.  Fr.  Bitter,  Das  Recht  auf 
Armenunleratützung  und  die  Freizügigkeit,  ein 
Beitr.  zu  d.  Frage  d.  allgemeinen  deutschen  Hei- 
matareehta, Stuttg.  Oehnngen,  1868.  —  Fr. 
Thudiehumj  Ueber  untulätHge  Beaekränkuitgen 
des  Rechts  der  Verehdichung,  Thingen  1866.  — 

Zu  V,  ad  11.  H.  Soetbeer,  Die  Stellung 
der  Sozialisten  «iir  Malthuascbcn  Beviilkerungs- 
lehre,  Berlin  1886.  —  Schippet,  Das  moderne 
Elend  und  die  moderne  VeberrSlkerang.  Zur 
Erkenntnis  unserer  sozialen  Entw.  iläuttg.  1888 


—  Cojc,  Sozialismus  und  BevSlkerungsfragt 
(Vortragj,  Neuwied  1895. 

Zu  VI,  ad  15.  tT.  IchenhAuser,  Beitrag 
zur  UebenSlkertingsfrage,  Berlin  und  A'euwied 
1888.  —  Janhe,  UebervSlkerung  und  ihre  Ab- 
icehr.  Leipzig  1893.  —  Kötzschke,  Die  Ge- 
fahren des  Xeumalthusianismua ,  Leipzig  1895. 

iMdwtg  Elster. 


BewftaBenug  und  BeväBsenuiBft- 

reoht. 

I.  Einleitnnc;.  1.  Beirässeraug.  2.  Be- 
wässernujTsrecht.  U.  Greschichtliche  Ent- 
wickelnngf  des  Bewäsaernngsreclits. 
3.  Deutsches  Recht  des  Mittelalters.  4.  Dan 
römische  Wasserrecht  und  seine  Aufnahme  in 
Deutschland,  d.  YorbUdüche  Entwickelong  des 
Bewftssermigsrechta  in  Italien.  III.  Neuere 
dentsche  Oesetzgebnngen.  6.  PreuBsen. 
7.  B^ern.  8.  Kfinigreich  SacbMU.  9.  Baden 
und  £lsasa-Lothringen.  XO.  Hessen.  IV.  Be- 
wSssernngsrech t  in  Frankreich  und 
Oeaterreich-Ungarn.  11.  Frankrdch.  12, 
Oesterreich.   13.  Ungarn. 

I.  Einleitung. 
1.  Bewässerung.  Wirtschaft  und  Recht 
des  Wassers  zeigen  eüs  G^samterscheinungeu 
wie  im  einzelnen  die  Doppelnatur  ihres  Ob- 
jekts :  das  flüssig  Element  ist  des  Menschen 
Freund  und  Femd,  ein  Gut  zugleich  und 
eine  Gefahr  für  audere  Güter.  Daraus  er- 
wachsen der  auf  das  Wasser  bezüglichen 
Zweckt hätigkeit, der  Wasserwirtschaft, 
von  vornherein  zwei  Reihen  von  Aufgaben: 
Abwehr  und  Fortschaffung  des  schfidtichen, 
Beschaffung  und  "Verwendung  des  nüt^ 
liehen  Wassers.  Die  Gesamtheit  der  ersteren 
Aufgaben  faast  man  im  B^rlffe  des 
Wasserschutzes  zusammen  (Uferschutz- 
bauten,  Deichwesen,  Entwässerung),  die 
andere  Funktion  der  Wasserwirtschaft  heisst 
Wasserbenutzun^.  Den  Terschieden* 
artigsten  Zwecken  wird  das  Wasser  dienst- 
bar gemacht  ZurOrderst  der  N&hrzwec^: 
der  Genuss  des  Wassers  als  unentbehrliches 
Nahrungsmittel.  Sodann  die  verschiedenen 
hauswirtschaftliclien  Zwecke  (Kochen, 
Waschen,  Aufnahme  und  Ableitung  von  Un- 
rat und  Abfällen);  weiterhin  die  Benutzung 
des  fliessenden  Wassei-s  und  seines  oatür- 
lichen  Gefälles  als  Transportkraft  (Schiff- 
fahrt, Flösserei)  und  als  Triebkraft 
(Mühlen).  Während  diese  und  manche 
andere  Wasserbenutzungsarten  in  der  Ent- 
wickelungsgeschichte  des  Wirtschaftslebens 
gemeinhin  schon  frühzeitig  auftreten,  fällt 
die  Entdeckung  und  Ausnutzung  der 
landwirtschaftlichen  Produktiv- 
kräfte des  Wassers,  das  Bewässe- 
rungswesen, fast  allenthalben,  nament- 
lich aber  in  Deutschland,  erst  in  spätere 
und  höherstehende  Kulturepochen.  Unter 
Bewässerung  versteht  man  die  planmäs- 
sige  Benutzung  der  dem  Wasser  innewoh- 
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nenden  PfJanzennährkraft  (Dungkraft),  die 
VerwenduDg  der  natürlichen  Wasservorräte 
zur  Verbesserung  des  Pflanzen wuchses  auf 
ImdwirtachaftUch  benutzten  Grundstücken. 

Ueber  die  Technik  dee  BewäBneninge- 
wesens,  insbesondere  der  Bewässerungsanlagen 
ist  hier  nicht  zu  reden,  ebensowenig  über  das 
Wesen  und  die  zweckentsprechende  Ansbeutan^ 
der  Fflanzennährkraft  des  Wassers;  es  sind 
dies  Fraffen  der  Landwirtschaftslehre  und  Knl- 
tnrtechnik.  Eine  gnt  und  rasch  orientierende 
Uebersicht  über  diese  Dinge  giebt  Frhr.  v.  d. 
Goltz  in  Elsters  Wörterb.  d.  Volkswirtach.  I 
(1898)  S.  372  fr.,  dessen  Ansfühningen  als  Er- 
gebnis d^  neueren  fachwissenachaftlichen  For- 
schungen zu  eutiiehmen  ist,  wie  die  Kultnr- 
pflanzen  nur  in  Wasser  gelöste  Nährstoffe  auf- 
nehmen künneu  und  wie  infolgedessen  ein 
Boden,  der  noch  so  reich  an  Pflnnzennähratoffen 
ist,  aber  nicht  die  zu  ihrer  Lösung  erforder- 
liche WassenneQge  enthält,  für  die  Landwirt- 
schaft fast  oder  gar  keinen  Wert  hat.  „T>aa 
Wasser  ist  aber  auch  von  grosser  Wichtigkeit 
fttr  die  physikalische  Beschaffenheit  des  Bodens. 
Ein  stark  lehmhaltiger,  schwerer  Boden  wird 
bei  geringem  Wassergehalt  so  hart,  dass  er 
nicht  bearbeitet  werden  kann  und  dass  er  dem 
Eindringen  und  der  Verbreitung  der  Pflanzen- 
wurzeln grosse  Schwierigkeiten  entgegensetzt ; 
nnter  denselben  Verhältnissen  wird  ein  sehr 
leichter,  sandiger  Boden  so  locker,  dass  er  fort- 
geweht wird,  oder  dass  die  Pflanzen  verdorren 
oder  bei  strenger  Kälte  erfrieren."  (Vgl.  auch 
die  Litteraturangaben  a.  a.  0.  S.  375.) 

2.  Bewässernngsrecht.  Das  Bewässe- 
rungsrecht, der  Inbegriff  der  auf  die  Be- 
■wässenmg  bezüglichen  Reclitssätze,  gehört, 
■wie  das  Wasserrecht  überlmupt,  teils  dem 
Privat-,  teils  dem  öffentlichen  Recht  ^Ver- 
waltungsrecht)  an.  Privat-  und  öffentliches 
Recht  liegen  im  Wasserrecht  naiie  bei 
einander,  oft  sind  sie  so  eng  verschlungen, 
dass  ihre  präcise  dogmatische  Trennung 
schon  Kühe  macht  und  es  als  die  schwie- 
rige, aber  audi  lohnende  Aufgabe  derSpecial- 
jEorschnng  erscheint,  den  Grenzziig  zwischen 
privatrech  Üicher  und  publizistiselier  Regulie- 
rung der  Waßserverliältnisse  oder,  was  bei 
dermaliger  Gestaltung  des  Kompetenzrechts 
dasselbe  besagt,  die  Grenze  zwischen  gericht- 
licher und  administrativer  Kompetenz,  zwi- 
schen Rechts-  undVerwaltungsweg  in  Wasser- 
Sachen  im  einzelnen  aufzuweisen.  (Frazak, 
Wasserrechtliche  Kompetenzfragen,  1892.) 

Das  Bew&sserungsrecht  findet  den  Grund 
seines  Daseins  in  den  Gevässem  und  ihrer 
Benutzung  für  menschliche  Zvecke.  Ver- 
steht man  nun  —  wie  hier  und  im  feien- 
den überall  —  unter  Gewässern  nicht 
die  Wasservorr&te  der  Atmosphäre  und  des 
Erdinnem,  sondern  ausschliesslich  das  auf 
der  Erdoberfläche  fliessende  und 
stehende  Wasser,  so  erhebt  sich,  allem 
zuvor,  die  Frage  nach  dem  natürlichen 
Platze  der  Gewässer  im  Reehtssystem. 
Hierauf  ist  zu  antworten,  dass  die  Wai^serbe- 


deckung  eines  Grundstücks  zunächst  ein 
rechtlich  unerhebliches  Moment  ist:  auch 
die  wasserbedeckteo  Grundstücke,  die  Ge- 
wässer sind  Grundstücke  im  ^nne  BeditHis; 
sie  unterliegen  principiell  den  für 
Gnmdstücke  geltenden  Vorschriften  des 
Privatrechts ,  dem  Immobiliarsachenrec^t. 
In  beiEaUswürdi^m  Streben  nach  legisla- 
torischer Klarheit  und  Präcision  stellt  der 
neueste  Entwurf  eines  preussischen 
Wassergesetzes  (1894)  dies  Princip  an  die 
Spitze  seiner  lan^n  Paragraphenreihe:  >Die 
Gewässer  unterhegen  den  für  Gnmdstü(^e 
geltenden  Yorscbriftea  des  allgemeinen 
bürgerlic^n  Becht»,  soweit  nicht  dieses 
Gesetz  ein  anderes  bestimmt.«  Dieses 
»andere«,  die  Gesamtheit  aller  Normen, 
welche  (im  geltenden  wie  im  pn^ektierteu 
Recht)  Ausnahmen  auf  Ausnahmen  ron  jener 
Re|;el  statuieren  und  deren  praktische  Trag- 
weite sehr  stark  einschränken,  —  es  ist  das 
»Wasserrecht«.  Es  gehört,  wie  erwähnt,  zu 
einem  Teile  dem  Privatrecht,  zum  anderen 
dem  öffentlichen  Recht  an.  Es  ist  teils  ein 
Speciairecht  auf  dem  Gebiete  des  privaten 
Sachenrechts,  teils  ein  Zweig  des  Verwal- 
tungprechts.  Die  specifische  Verschiedenheit 
der  beiden  Normenkomplexe  ist  keine  andere 
als  die  zwischen  Privat-  und  Verwaltungs- 
recht überhaupt:  dort  Abgrenzung  piivater 
Interessen  kreise  unter  einander  durcii  dispo- 
sitive, im  Streitfalle  vom  Civilrichter  zu 
konkretisierende  Normen,  —  hier  Aufstellung 
von  Pflichten  und  Rechten  des  einzelnen 
gegenüber  der  öffentlichen  Gewalt 
durch  Vorschriften,  deren  Handhabung  und 
Dureiifüiining  den  Verwaltungsoi^anen  über- 
tragen ist.  Die  Kompetenzregulierung  ist 
liier  wie  stets  Sache  legislativen  Ermessens : 
der  Gesetzgeber  hat  es  in  der  Hand,  ein 
Privatinteresse  der  M''asserwirt8chaft  dadurch 
zu  einem  öffenthchen,  einem  Gemeininteresse 
zti  stempeln,  dass  er  es  der  in  das  Belieben 
des  einzelneu  gestellten  Geltendmachung 
im  Prozesswege  entzielit  und  der  pflicht- 
mässigen  Handhabung  durch  die  Verwal- 
tungsbehörde zuweist.  Im  übrigen  lässt 
sich  die  Frage,  wo  das  private  Wasserrecht 
aufliört  und  d^  Verwaltungsrecht  anfängt, 
natürlich  nicht  allgemein,  sondern  nur  für 
jedes  jMsitive  Recht  einzeln  beantworten. 

Die  Wassergesetzgebung  der  meisten 
liänder  zeigt  in  neuerer  und  neuester  Zeit 
ein  immer  stärkeres  Vorwie^n  der  öffent- 
lichrechtliohea  Gedanken  und  Cies^chts- 
punkte  g^;enüber  den  privati^chtUchen. 
Immer  mehr  bricht  sich  die  Anschauung 
Bahn,  dass,  wennschon  nicht  alle,  so  docm 
mindestens  die  im  natürlichen  Bett  flies- 
senden Gewässer  (und  zwar  nicht  nur 
die  grösseren,  die  schiffbaren  Flüsse,  sondern 
auch  alle  anderen  Wasserläufe)  als  Ge- 
meingut zu  gelten  haben ,  dessen  Be- 
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QutzuDg  von  der  Öffentlichen  Gewalt  zuge- 
messen und  gere^lt  wird.  In  der  That 
ist,  wenn  irgendwo  im  wirtschaftlichen  Leben, 
so  in  der  Wasserwirtschaft  das  ordnende, 
re^fulierende  Eingreifen  des  Staates  von  nöten : 
Privateigentum  und  Yertragsfreiheit  bedürfea 
in  ihrer  Anwendung  auf  die  Rechtsverhält- 
nisse am  fiiessenden  Wasser  sehr  starker 
Modifikationen  und  Einschiänkungen.  Man 
verge^nwärtige  sidi  nur  die  vielfachen 
natOrhchen  Interesseng^nsätze  unter  den 
UfereigentOmem  ^nes  Wasserlanfs!  Schon 
das  Interesse  jedes  Oberliegers  steht  mit 
dem  jedes  Unterli^ers  in  Widerstreit  und 
umgekehrt,  denn  die  Verft^n^  über  das 
Wasser  durch  Abl^tung,  Zuleituog,  Auf- 
stauung wirkt  fort  auf  das  höher,  das  tiefer, 
das  gegenüber  U^nde  Ufergrundstück,  viel- 
leidit  auch  noch  auf  andere  Grundstücke. 
Indem  der  Ufeitiesitzer  A  das  Wasser  staut, 
um  das  Niveau  über  die  Sohle  des  von  ihm 
angelegten  Bewässerungskanals  zu  heben 
und  letzteren  zu  speisen,  hemmt  er  die 
Schiffahrt,  führt  er  durch  »Rückstau«  dem 
Oberheger  B  Wasser  zu,  welches  dieser  nicht 
nur  nicht  haben  will,  welches  ihm  sogar  Scha- 
den verursacht,  enl zieht  er  andererseits  dem 
gegeDÜberliegenden  Grundstück  des  C  und 
dem  Unterhöger  D  Wasser,  welches  diese  für 
ihre  Bewässerungsanlage,  ihre  Mühle  nicht 
entbehren  können.  Der  Wasserlauf  ist  also 
sein  Gut,  auf  welche  viele  Anspruch  er- 
heben ;  von  diesen  Ansprüchen  verdient  ein 
jeder  Anerkennung  und  Schutz  durch  die 
Staatsgewalt  in  dem  Masse,  als  das  Unter- 
nehmen ,  in  dessen  Interesse  er  erhoben 
wird,  gemeinwirtschaftlich  betrachtet,  von 
Wert  und  Wichtigkeit  ist.  Sache  des  öffent- 
Kchen  Rechts,  der  Wassergesetzgebung  in 
diesem  Sinne,  ist  es,  die  Benutzung  des 
Wassers  dementsprechend  zu  bestimmen 
und  zu  b^rrenzen.  Vollständig  wird  den 
Anforderungen,  welche  im  öffentlichen  In- 
teresse, namentlich  im  Interesse  möglichst 
vollständiger  und  allseitiger  Ausnutzung 
der  Wasserschätze  an  die  Gestaltung  des 
Wasserrechts  zu  erheben  sind,  nur  dadurdi 
^n^  werden  können,  daas  die  AiisfOhning 

J'edes  iigend  wie  erheblichen  wasserwirts<diaft- 
ichea  Unternehmens  abhängig  gemacht  wird 
von  Toi^ängiger  Prüfung  und  Genehmigung 
durch  die  Staatsbehörde.  Eine  weitere  legis- 
lative Frage  (deren  praktische  Bedeutsam- 
keit indes  nicht  allzuhoch  anzuschlagen  ist) 
ist  dann,  ob  diese  Genehmigung  poli- 
aeiliche  Ertaulmis  zur  Ausübung  eines  vor- 
weg anerkannten  Privatrechts  am  Wasser 
zu  konstruieren  (Konzessionssystem) 
oder  ob  von  der  Negation  jedes  Privat- 
rechts am  Wasser,  zu  mindest  am  fiiessen- 
den Wasser,  auszugehen  ist  imd  das  Wasser- 
benutzuogsrecht  im  Einzelfalle  erst  durch 
rechtsbe^nindenden    Verwaltungsakt  zur 


privat-  und  öffentlichrechtlichen  Entstehung 
kommt  {Verleihungssystem).  In  allen 
Fällen  muss  die  Gesetzgebung  dafür  Sorge 
tragen,  dass  die  gesetzliche,  konzessionierte 
oder  verliehene  Wassernutzung  auch  be- 
stimmungsgemäss  und  mit  wirtschaft- 
lichem Vorteil  aus^übt  werden  kann:  es 
muss  vorgesehen  sein,  dass  Dritte  auf  Grnnd 
ihrer  Rrivatrechte  am  Wasser  oder  am 
Grund  und  Boden  der  Ausführung  eines 
wasserwirtschaftlichen  Untemehmeus  jeden- 
falls  dann  nicht  widersprechen  dürfen,  wenn 
der  Nachteil  des  Widersprechenden  hinter 
dem  Vorteil,  welöher  aus  dem  UDtemehmea 
zu  erwarten  ist,  erheblich  zurückbleibt  Daraus 
folgt  de  1^  ferenda  die  Notwendigkeit  von 
Rechtsinslituten  wie  die  administrative  Be- 
sdiränkung  oder  völlige  Enteignung  beste- 
hender Wassemutzungsrechte  (Preuss.  Pri- 
vatflusB-G.  V.  2a  Februar  1843,  §  25,  öster- 
reichisches und  ungarisches  Recht, 
vgl.  unten  S.  781  fi  und  789  ff.),  die  Aufhebung 
prirater  Untersagungsrechte  z.  B.  gegen  den 
Anschluss  eines  Stauwerks  am  fremden  Ufer 
(Preuss.  Priv.Fl.G.  a.  a.  0.),  die  Zidässigkeit 
der  Anlage  von  Wasserleitungen  auf  dem 
Grundstück  eines  Dritten  ohne  und  wider 
dessen  Willen,  —  eine  Dienstbarkeit,  welche 
manche  Gesetzgebungen  nach  Art  einer 
Legalservitut  im  koiikreten(Streit-)Falle  diirch 
gerichtliches  Urteil  reaüsieren,  andere  durch 
Verwaltungsakt  entstehen  lassen.  (Vgl  für 
die  erstere  Alternative  das  französische  und 
italienische,  für  die  andere  das  preussische 
Recht,  Priv.Fl.G.  §§  25,  42.)  Diese  und 
verwandte  Rechtsgedanken  sind  in  allen  mo- 
dernen Wassei^esetzgebungen  (am  frühesten 
in  Itahen,  viel  später  in  Deutschland  und 
Frankreich)  zum  Ausdruck  gelangt ;  nament- 
lich sind  expropriative  Verwaltungs- 
akt e  zu  Gunsten  wasserwirtschaftlicher 
(Bewäaserungs-  und  anderer)  Unterneh- 
mungen fast  allerorten,  wenngleich  in  sehr 
verschiedenem  Masse ,  rechtlicli  statthaft 
Wie  bei  der  Expropriation  i.  e.  S.,  so  ist 
auch  hier  das  Prmdp  der  vollen  und  vot- 
gängigen  Entsohfidignng  des  Expropriatea 
Überall  angenommen.  Von  sonstigen  Punkten, 
in  denen  unter  den  heutigen  Wassergesetz- 
^bungen  einige  Uebereinstimmung  herrscht-, 
ist  hier  nur  noch  einer  zu  erwähnen:  die 
rechliche  Natur  und  Behandlung  der 
stehenden  (geschlossenen)  Ge- 
wässer. Während  nämUch  die  Redits- 
und  insbesondere  die  Eigentumsverhältaiisse 
an  den  Wasserläufen  in  den  verschie- 
denen Staaten  sehr  verschiedenartig  geordnet 
sind,  gelten  die  stehenden  Gewässer 
(kleinere  Seeen,  Teiche,  Sümpfe,  Bnmnen) 
durchweg  als  portio  fundi,  als  recht- 
licher Bestandteil  des  Bodens,  der  sie  um- 
schliesst  Sie  gehören  dem  Eigentümer  des 
letzteren,  welcher  in  seiner  Verfügungsge- 
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walt  Aber  diese  Wasservorräte  specifi- 
achen,  d.  h.  von  den  privat-  und  öffent- 
lichrechtlichen (z.  B.  polizeilichen)  Vor- 
sdiriften,  velche  alles  und  jedes  Eigentum 
treffen,  abweichenden  Beschi^okuagen  nicht 
unterworfen  ist  Der  Eigentümer  z.  B.  eines 
Teiches  darf  das  Wasser  also  zu  jedem  be- 
liebigen Zwecke,  insbesondere  auch  zur  Be- 
wässenmg,  gebrauchen  und  verbrauchen, 
er  kami  ferner  darüber  durch  Reclitsge- 
ßchÄfte  frei  verfügen,  z.  B.  das  Wasser  an 
andere  zur  Bewässerung  ihrer  Grundstücke 
verkaufen.  Wasserrechtliche  Normen 
stehen  dieser  freien  Verfügung  über  die 
»portio  fundi«  nicht  entgegen ;  überhaupt 
unterliegen  die  stehenden  Gewässer  nur  in 
ganz  vereinzelten  Beziehungen  den  Vor- 
schriften des  Wasserrechts,  welches  im 
wesentlichen  doch  ein  Specialrecht  der 
fliessenden  Gewässer  darstellt;  —  die 
»strenge  Eigentumstheorie«  ist  hier,  bei  dem 
stehenden  Wasser,  positivrechtlich  fast  ohne 
Ausnahmen  und  Vorbehalte  durchgeführt. 

IL  Geschichtliche  Entwickelnng 
des  Bewftssernngsrechts. 
8.  Deutsche«  Recht  des  Mittelalters. 

Zwei  Momente  vornehmlich  sind  es,  die 
dem  mittelalterliehen  Wasserrecht  sein  Ge- 
präge geben:  Genossenschaftsrecht 
und  Regalität  An  der  Schwelle  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  steht  nicht  ein 
vrie  immer  gestaltetes  Privateigentum, 
d.  h.  Einzeieigentum ,  an  den  Gewässern, 
sondern  das  Gesamt  recht  jener  ältesten 
kommunalen  Vereinigung  der  Grundgtücks- 
nachbam ,  der  Mark^nossenschaft.  Zum 
Verständnis  dieser  Dinge  muss  man  sich 
dessen  erinnern,  dass  die  Landwirtschaft, 
zu  der  ja  das  Bewäaserungswesen  im  Ver- 
hältnis einer  HilfsthStigkeit  steht,  nicht  nur 
in  der  ältesten  Zeit,  sondern  auch  noch  im 
Mittelalter  diutjhaus  nicht  Privatwirtschaft, 
sondern  ganz  wesentlich  Gemeinwiitschaft 
war.  Feldgemeinschaft  und  Fhirzwang,  nicht 
Privateigentum  und  Vertragsfreiheit  sind  die 
Kennzeichen  dieser  Wirtschaftsverfassun^. 
Dementsprechend  waren  denn  auch  die 
wasserrechtliohen  Verhältnisse  gestaltet  Die 
Gewässer,  die  fliessenden  sowohl  wie  die 
stehenden,  insbesondere  aber  die  landwirt- 
schaftlich wichtigen  kleineren  Wasserläufe, 
die  Bäche,  standen  nicht  im  Sondereigen, 
sondern  im  Oesamtrecht,  bildeten  einen  Be- 
standteil der  »gemeinen  Mark« ,  an  welcher  den 
einzelnen  Markgenossen  kraft  ihres  Genossen- 
schafts  (Gemeindemitgliedschafts-)  rechts  die 
Nutzung  zustand.  Der  Markgenosse,  und 
niu:  er,  denn  für  Fremde  war  ja  die  gemeine 
Mark  nicht  da,  durfte  den  der  Gesamtheit 
gehörigen  Wasserlauf  zu  seinem  Vorteile  be- 
nutzen, insbesondere  zur  Bewässerung  oder 
zur  Schiffahrt  oder  zum  Mühlentetrieb, 


benutzen  freilich  nur  nach  Maasgabe  der 
Gemeindebeschlüsse :  der  Genossenschafta- 
wille  setzt  Art  und  Mass  der  Marknutzuog, 
also  auch  der  Nutzung  des  gemeinen  Wassers, 
durch  individuelle  oder  auch  allgemeine 
Anordnungen  fest:  es  sind  die  Keime  einer 
zunächst  markgenossenschaftlichen  (dann 
grundherrlichen ,  schliesslich  staatlichen) 
Wasserhoheit  und  Wasserpolizei  (Belege  bei 
Öierke,  Genossenschaftsrecht,  I  S.  66  ff., 
II  S.  234).  —  Es  darf  hier  dahingestellt 
bleiben ,  ob  diese  genossenschaftliche  Be- 
herrschung und  Bewirtschaftung  der  Gewässer 
sich  ui-spriinglich  auf  alle  Wasserlftufe,  auch 
auf  die  grossen  Flüsse  und  Ströme  erstreckte 
oder  ob  nicht  die  letzteren  als  herrenlos 
galten  und  dem  freien  Gemeingebrauch  aller 
offen  standen;  sicher  ist,  dass  die  Recht»- 
Verhältnisse  an  den  schiffbaren  Flüssm 
schon  frühzeitig  weder  von  dem  einen  noch 
von  dem  anderen  Princip,  sondern  von 
einem  dritten  beherrscht  waren:  der  Re- 
galität. Das  bekannte  roukalist^e  Gesetz 
Frieilriofas  I.  von  llfiS  (II  feud.  56)  kodifi- 
ziert das  Institut  des  Wasserregals  mit  den 
Worten :  regalia  sunt  .  .  .  flumina  navigar« 
bilia  et  ex  quibus  fiunt  navigabilia.  Damit 
war,  mit  Gesetzeskraft  zxmfichst  fflr  die 
Lombardei,  in  der  Folge  aber  auch  für  ganz 
Deutschland  ein  R^i^alrecht  des  Königs  an 
den  schiffbaren  Flüssen,  einschliesslich  ihrer 
nicht  schiffbaren  Oberläufe ,  anerkannt^), 
welches,  nach  der  Art  dieser  »nutzbaren 
Hoheitsrechte«  des  Mittelalters,  privatrecht- 
iiche  und  öffenthehrechtliche  Momente  in 
sich  vereinigte ,  dominium  und  imperium 
zugleich  war,  —  jedenfalls  aber,  und  auf 
diese  Thatsache  kommt  es  hier  allein  an, 
die  Benutzung  des  Flusses,  sei  es  zum 
Zwecke  des  Mühlenbetriebes,  sei  es  zur 
Schiffahrt  oder  zur  Bewässerung,  jedem 
versperrte,  dem  nicht  der  Regalherr  das 
Recht  hierzu  durch  besonderen  Hoheitsakt 
verliehen  hatte.  Die  finanzpolitische  Seite 
der  Regalität  kam  darin  zum  Ausdruck, 
dass  die  Flussnutzungen  stets  nur  gegen 
Entölt  (Zins,  Wasserzell,  Rekognitionsgeld) 
verliehen  bezw.  gestattet  ■wairden.  —  In  der 
zweiten  HSJfte  des  Mittelalters  geben  all- 
gemeine Veränderungen  und  Verschiebungen 
des  öffentlichen  Rechts  den  Rechtsverhält- 
nissen am  Wasser  vielfach  eine  neue  Gestalt 
Wie  im  allgemeinen  die  Landeshoheit  auf 
Kosten  der  königlichen  Gewalt  erstarkt  und 
andererseits  die  Freiheit  und  Selbständigkeit 
der  ländlichen  Genossenschaften  durch  die 
Grundherrschaft  absorbiert  wird,  so  geht  im 
besonderen  mit  anderen  wichtigen  Regalien 

')  —  uicht  eigentlich  begründet,  denn  das 
Stromregal  der  deutschen  Könige  ist  filter  als 
das  im  Texte  citierte  Gesetz :  die  Regalität  der 
schiffbaren  Wassoiänfe  wurde  wohl  schon  von 
den  FrankenkOnigen  in  Anspruch  gencaameB. 
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auch  das  Wasserregal  vom  König  auf  die 
Landesherren  Aber,  wShrend  an  vielen 
nicht  regalen,  d.  h.  nicht  schiffbaren  Flössen 
die  Grrnndherren  ein  YerfQ^ingsrecht  in 
Anspruch  nehmen ,  welches  em  Ke^  im 
kleinen  genannt  werden  darf,  insofern  ee 
aHeweseutlichenWassei-nutzungen  der  grund- 
herrlichen Erlaubnis  oder  Verleihung  vor- 
behfit  Freilich  vollzog  sich  diese  Ent- 
viciffilung  nicht  überall  gleichmfissig,  sie 
führte  vielmehr  zu  den  verschiedenartigsten 
partikidaren  imd  lokalen  Bechtsbtldungen, 
zu  einer  unübersehbaren  Bechtszersplitterang 
auf  dem  Clebiete  des  Wasserbeuutznngs- 
rechts.  Das  Ergebnis  war  eine  ^oRechts- 
wdnunge,  deren  wenige  Regeln  von  zahllosen 
Ausnahmen,  Privilegien,  Sonderrechten  aUer 
Art  durchsetzt  und  Oberwuchert  waren ;  fast 
für  jeden  Fluss  und  Bach  waren  die  Ver^ 
hftltnisse  auf  Omnd  des  H^ommens  und 
der  willkürlichen  Handhabung  des  landes- 
(bezw.  grund-)herrlichen  Konzessionsrechts 
verschiwien  gestaltet.  Nur  das  eine  ver- 
dient aus  dieser  Erscheinungen  Flucht  hier 
hervoigehoben  zu  werden :  Nicht  überall 
wurde  der  alte  Grundsatz  des  Genossen- 
schaftseigentums an  den  nicht  schiffbaren 
Wasserläufen  durch  die  gnuidherrliche  Ge- 
walt verdrängt ;  wo  er  sich  aber,  neben  oder 
unter  der  Grundherrschaft,  erhält,  erscheint 
im  späteren  Mittelalter  meist  nicht  mehr, 
wie  ehedem,  die  Gesamtheit  aller  bäuer- 
lichen Wirte  der  Dorffeldmark,  sondern  ein 
engerer  Kreis  von  Interessenten:  die  An- 
lieger des  Baches  als  Träger  des  Gesamt- 
rechts. Dieses  Princip,  wonach,  unbeschadet 
aller  besonderen  Rechtstitel  und  des  regal- 
artigen Obereigentums  der  Grundherrschaft, 
der  nicht  schinbare  Fluss  den  Uferanliegem 
gehört,  ist,  ohne  eigentlich  die  Bedeutung 
eines  gememen  Gewohnheitsrechts  bean- 
spnichen  zu  können,  in  der  Rechtsübung 
doch  \'ieifach  zur  Anerkenmmg  gelangt 
(Beseler,  Deutsches  Privatr.  S.  907,  910). 

Speciell  auf  das  Bewässerungswesen  be- 
zügliche Rechtssätze  haben  sicäi  im  deut- 
schen Mittelalter  nur  vereinzelt  ausbildet. 
Die  landwirtschaftliche  Prodnktivkiaft  des 
Wassers  findet  in  Deutschland,  im  G(^n- 
satz  zu  Italien,  erst  Beachtung,  nachdem  die 
Wassertriebkiaft  schon  Jalmumderte  lang 
bekannt  und  durch  Mühlraw^ke  au^enutzt 
worden  war.  Jeden&Us  waren,  als  man  im  13. 
Jahrhundert,  zuerst  wohl  in  Sfldwestdeutsch- 
land  (Belege  bei  Baumert,  Unzulftnglich- 
kat  d.  Waseerges.  S.  16,  17),  an  die  plan- 
mfissige  Bewässerung  von  Wiesenkulturen 
dachte,  die  fUessenden  Gewässer  allenthalben 
mit  Mühlen  besetzt,  deren  Eigentümer  auf 
Grund  ihres  verliehenen  oder  anderweit 
erworbenen  Wassemutzungsrechts  jeder 
Schmälenmg  der  Wassermasse  diu«h  Be- 
wässerungsanlagen widersprachen.  Hie  und 


da  kam  es  jedoch  zur  Entwickelung  gewohn- 
heitsrechtlicher  Normen  über  eine  bill^ 
Verteilung  der  W^asserbenutzimg  zwischen 
Landwirtschaft  und  Müllerei;  so  war  in 
mandien  Gegenden  eine  Wasserverteilung 
nach  Zeiten  üblich,  der  Art,  dass  etwa 
während  des  sonn-  und  feiertäghchen  Still- 
Btandes  der  Triebwerke  jeder  Anlieger  des 
Mühlbaches  nach  Belieben  Wasser  zur  Be- 
rieselung seiner  Aecker  und  W^iesen  ablöten 
diufte  (Grimm,  Weist.  H,  86;  HL  892), 
ein  Verteilungsmodus ,  der  dann  mehriacn 
in  die  neueren  Gesetzgebun^n  übei^egangen 
ist  (vgl.  z.  B.  FreuBS.  Wiesenordnung  1  d. 
Kreis  Siegen  von  1846,  unten  S.  783). 

4.  Das  rdmisdie  Wasserrecht  und 
seine  Anfoiüiine  ia  Deatschland.  In  diese 
vielgestaltige  und  unklare  Welt  des  mittel- 
alterlich-deutschen Wasserrechts  trat  nun 
das  Römische  Recht  ein  mit  seiner  von  den 
deutschrechtlichen  Grundsätzen  sehr  ver^ 
schiedenen,  weil  unter  anderen  klimatisdien, 
hydrographischen,  wirtschaftlichen,  politi- 
sehen  Verhältnissen  erwachsenen  Ordnung 
der  Wasserverhältnisse.  Die  Grundzü^  dea 
römischen  Wasserrecbts  sind,  soweit  sie 
hier  interessieren,  in  gebotener  Kürze  diese : 
Den  Ausgangspunkt  bildet  die  Zweiteilung 
der  Gewässer  in  flumina  publica  und  privata. 
Flumina  publica  sind  alle  grösseren  Wasser- 
läufe, welche  das  ganze  Jahr  (d.  h.  auch 
den  heissen  und  trockenen  itaUenischen 
Sommer)  hindurch  in  natürlichen  Rinnen 
fliessen ;  alle  anderen  fliessenden  und  stehen- 
den Gewässer  sind  flumina  privata. 

Das  entscheidende  Kriteriam  der  Publizität 
eines  Gewässers  ist  freilich  in  Wissenschaft 
und  Praxis  äusserst  bestritten;  vgl.  Wind- 
scheid, Pandekten  I  §  146  nebst  Litteratar- 
nacbweisen,  dazu  neuestens  OsBig,  Röm. 
Wasserrecht  (Leipz^  1898).  Ansser  der  hier 
vertretenen  findet  usbesondere  die  Meinung, 
welche  alle  beständig  fliessenden  Gewässer, 
ohne  Unterschied  der  Grösse,  zu  den  öffent- 
lichen rechnet,  zahlreiche  und  angesehene  Ver- 
treter. Mit  Secht  hat  übrigens  schon  Ende- 
mann, Ländl.  Waaserr.  S.  2,  3,  davor  gewarnt, 
die  abstrakten  Sätze  des  Corpus  iuris  Uber  den 
Unterschied  zwischen  flumina  publica  and  flumina 
privata  zu  sehr  zu  pressen,  die  römische  Wissen- 
schaft und  Praxis  habe  sich  hier  durchaus  „auf 
das  gesunde  konkrete  Urteil  im  einzelnen 
Streitfalle"  verlassen.  Mit  anderen  Worteu,  es 
herrschte  eine  weitgehende  Ermessensfreibeit  des 
Bichtera,  ob  er  &m  ilnmen  perenne,  dessen 
Nutzung:  nnter  Streit  staiid,  die  Publizität  und 
damit  den  Interdiktenschutz  der  flumina  publica 
zusprechen  oder  absprechen  wollte.  Inwieweit 
dabei,  neben  der  Ansicht  des  Bichters  Uber  die 
magnitudo  des  Wasserlaufes,  noch  die  fest- 
gestellte „existimatiocircumcolentium" 
(l.  1  §  1  D.  43j  12)  massgebend  war,  muss  hier 
unerörtert  bleiben  (vgl.  hierüber  nenestena 
Ossig  a.  a.  0.  S.  6ff.). 

Die  Privatgewässer  stehen  im  Privat- 
eigentum und  im  Frivatrechtsrerkehr,  die 
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»strenge  Eigen  himstheorie«  wird  auf  sie 
ohne  wesentliche  Modifikatiooen  angewandt, 
»nihil  differt  a  ceteris  locis  privatis  flumen 
privatum«  (1.  1  §  4  D.  cit.);  das  Privat- 
wasser unterliegt  der  Nutzung  seines  Eigen- 
tümers oder  desjenigen,  dem  der  Eigen- 
tümer ein  Recht  daran  eingeräumt  oder  der 
ein  solches  Recht  durch  Ersitziing  erworben 
hat.  Fhimina  privata,  welche  ale  Zubehör  der 
Ufei^indstflcke  gelten,  stehen  im  condomi- 
nium  der  Uferbesitzer,  die  Wasserbenutzung 
regelte  sich  nach  deu  Vereinbarungen  der 
Gondomini,  eventuell  nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  Über  das  Miteigentum ;  im 
StreitfaDe  musste  der  Richter  tlber  die  Ver^ 
teilung  der  Wasserbenutzung  zwischen  den 
streitenden  Flussanliegem  er.  »arbitrioreD«, 
die  Wasserverteüuug  konnte  in  solchem  Falle 
sowohl  nach  dem  Quantum  wie  nach  Zeiten 
(mensuris  vel  temporibus,  vgl.  1.  19  §  4  D.  10, 
3 ;  1.  5  D,  43,  20)  bewirkt  werden. 

Die  Öffentlichen  Gewässer  sind  dem 
privaten  Rechtsverkehr  vöUig  entzogen  und 
stehen  im  Gemeingebranch.  Zu  den 
im  Altertum  üblichen  Wassernutzimgen  auf 
Grund  des  Gemeingebrauchs  geliörte,  ab- 
gesehen von  der  Verwendung  des  Wassers 
zu  hallswirtschaftlichen  und  ähnlichen 
Zwecken,  die  Schiffahrt  imd  —  weitver- 
breitet und  technisch  hochentwickelt  —  die 
Wasserableitung  zu  Bewässerungs- 
zwecken, wogegen  die  Triebkraft  des 
Wassers  so  gut  wie  unbekannt  war,  jeden- 
falls aber  unausgenutzt  blieb.  Die  Benutzung 
des  flumen  publicum  konnte  andererseits  auch 
nnr  auf  Gnmd  des  Gemeiugebrauchs  in 
Anspnich  genommen  werden,  denn  Privat- 
rechte (z.  B.  Servituten)  an  den  res  publicoe 
sind  nach  römischer  Anscliauung  unmög- 
lich. Der  Gemeingebrauch  gilt  als  Reciit  des 
Volksgenossen ,  des  civis ;  seiner  Struktur 
nach  ein  Verhältnis  des  öffentlichen  Rechts, 
findet  er  gleichwohl  seinen  Schutz  durch 
Rechtsmittel  des  Privatrechts,  die  Popularin- 
terdikte  der  Digestentitel  43,  12  und  13. 
Mit  diesen  Kl^en  mag  jeder  (»quilibet  ex 
populo«)  das  Einschreiten  des  Richters  an- 
rufen gegen  unbefugte  Beeinträchtigung  des 
Gemeingebrauchs,  insbesondere  gegen  Stö- 
rung der  Schiffahrt  (D.  43,  12),  aber  auch 
weitergehend  (43,  13)  gegen  jede  Anlage, 
welche  Bett,  Waasermasse  oder  Geschwindig- 
keit des  flnsses  gegenüber  dem  als  Status 
quo  geltenden  Normalzustand  des  voiher- 
gehenden  Sommers  zum  Schaden  anderer 
verändert.  Doch  ist  —  1.  1  §  3  D.  43,  13 
: —  die  blosse  Verriugenmg  der  Wassermasse 
noch  kein  Elaggnind,  denn  die  Wasserent- 
nahme zur  Bewässenmg  gehört  ja  ihrerseits 
zum  rechtlich  geschützten  Gemeingebrauch ; 
freilich  darf  durdi  die  Bewässenmgsaolageu 
an  schiffbaren  Flüssen  keine  so  starke 
Niveausenkung  herbeigeführt  werden,  dass 


:  darunter  die  Schiffahrt  leidet.  ■ —  Nur  wider 
unbefugte  Stönmg  des  Gemeingebmuchs 
durch  Privatpersonen  gehen  die  Inter- 
dikte, nicht  aber  gegen  den  Staat  und  seine 
Organe  und  nicht  gegen  Veranstaltungen 
im  öffentlichen  Flusse,  welche  mit  staatlicher 
Autorisation  und  Genehmigimg  geschehen 
(1.  2  pr.  D.  43,  S).  In  der  Zulässi^keit 
solcher  Genehmigungsakfe ,  die  übrigens 
nach  Möglichkeit  >sine  iniuria  cuiusquam« 
(1.  2  §  10  D.  cit.)  vorgenommen  werden 
sollen,  zeigen  sich  bemerkenswerte  Ansätze 
für  Entwickelung  eines  öffentlichen 
Wasserrechts  im  modernen  Sinne,  d.  h.  von 
RechtsB&lzen,  welche  Verwaltungfd^ompeten- 
zen  normieren ;  hierher  gehOren  ferner  die 
mie  1.  2  D.  43,  12  (obrigkeitliches  Verbot 
der  Wasserableitung  aus  einem  flffentlidiai 
FluBS,  wahrscheinlich  im  Interesse  Öffent- 
licher Wasserleitungen)  und  1.  17  D.  8,  3 
(administrative  Wasserverteilung  per  re- 
scriptum  unter  die  Bewässerungsanlagen  der 
Uferbesitzer  an  einem  öffenthclien  Fiuss). 
Im  übrigen  aber  und  im  allgemtnnen  war 
das  römische  Wasserrecht  durcrhaua  privat- 
rechtlich gestaltet,  es  begnügte  sich  mit 
der  Festsetzung  von  dispositiveo  Rechts- 
verhältnissen unter  Privatpersonen,  die  öffent- 
liche Gewalt,  die  Verwaltung  in  unserem 
Sinne,  blieb  grundsätzlich  aus  dem  Spiel. 

Alles  in  allem  erscheint  als  Kernpunkt 
des  römischen  Bewässerungsrechts  die  sehr 
liberale  Bemessung  und  Zulassung  des  Ge- 
meingebrauchs an  den  öffentlichen  Ge- 
wässern, dessen  Ausübung  zu  Zwecken  der 
landwirtschaftlichen  Bodenverbessenmg  an 
obrigkeitliche  Erlaubnis  nicht  gebunden  und 
faktisch  nur  durch  die  Interessen  der  Schiff- 
fahrt beschränkt  war.  —  Die  Frage  nun, 
inwieweit  das  römische  Wasserrecht  über- 
liaupt,  das  Bewässenmgsrecht  insbesondere, 
in  Deutsuliland  Aufnahme  ge^mden  und 
gemdnrcK^tliche  Geltung  behauptet  hat,  ist 
im  ganzen  wie  in  allen  Einzelheiten  äusserst 
bestritten,  sie  kann  hier  nicht  ziuo  Austrag 
gebracht  werden.  Keinesfalls  kann  von 
einer  vollständigen  Verdi-änguug  der  deutsch- 
rechtlichen durch  die  römischen  Sätze  und 
Institute  die  Rede  sein,  im  Gegenteil  darf 
behauptet  werden,  dass  das  heimische  Recht 
namentlich  der  fliessenden  Gewässer  in 
seinen  Grundprincipien  durch  die  Ret^eplion 
nicht  wesentlicli  erschüttert  wurde.  Die 
römische  Untersdieidung  zwischen  Öffent- 
lichen und  Frivatflüssen  ist  mehr  dem 
Namen  als  der  Sache  nadi  recipiert  wor- 
den. Der  Standp\mkt  des  usus  moder- 
nus war  doch  im  wesentlichen  der,  deutsch- 
rechtliche  Regalität  und  lOmische  Pu- 
blizität der  FItisse  miteinander  zu  ver^ 
schmelzen,  wobei  dann  weder  das  erstere 
noch,  und  am  wenigsten,  das  andere  Rechts- 
institut  unverändert  bleiben  konnte.  Das 
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Bchliessliche  Ergebnis  var  nicht,  dass  die  Re- 
galität in  der  überlieferten  Oestalt  auf  jedes 
nach  den  Sätzen  der  Quellen  als  flumeu  publi- 
cum zu  behandelnde  Oewfisser,  mit  anderen 
'Worten  auf  jeden  ständig  fliessenden  Wasser- 
lauf,  mit  Ausnahme  etwa  der  allerkleinsten 
Bftohe,  aufwandt  und  ausgedehnt  mirde, 
Bondem  die  Regalität  blieb  auf  den  Si&s 
der  schiffbaren  Flflaae  beschränkt  ünd 
nur  auf  die  letzteren  wurden  denn  auch  die 
römischen  Sätze  über  den  Gemeingebrauch 
am  flumen  publicum  angewendet,  jedoch 
mit  den  beiden,  fast  g^ndstfirzenden  Aen- 
derungen,  dass  1.  jede  Benutzung  des  öffent- 
lichen Flusses  vermittelst  dauernder  An- 
lagen \md  MnrichtuDgen  (Bewässerungs- 
anlagen mit  Stauwerken,  Schleusen,  (^ben) 
der  Konzession  des  Regalherrn  bedurfte  und 
dass  2.  die  Popularklagen  der  Quellen  nicht 
mehr  »cuilibet  ex  popiilo«,  sondern  niu*  dem 
durch  Beeinträchtigung  seiner  Privatrechte 
am  Wasser  zur  Sache  Legitimierten  gegeben 
wurden,  wogegen  Schutz  und  ßegulienmg 
des  Gemeingebrauchs  zum  AmtsaiStrag  der 
seit  dem  17.  Jahrhundert  sich  kräftig  ent- 
wickelnden Polizeigewalt  wurde.  Und 
diese  Polizeigewalt  der  deutschen  I^andes- 
herren  griff  dann  auch  nicht  selten  in  die 
Benutzung  der  nichtschiffbaren  "Wasser- 
läufe,  der  »Privatflüsse«,  ordnend  imd  re- 
gulierend ein ;  im  übrigen  blieben  die  ßechts- 
verhältoisse  an  diesen  Gewässern  so,  wie 
sie  im  Mittelalter  geworden  waren  (s.  oben 
Nr.  3):  ein  unklares  Gesamtrecht  der  üfer- 
anlieger,  weilgehende  Rechte  der  Grund- 
herrschaft, besondere  Titel  verscliiedenster 
Art  und  verschiedensten  Inhalts.  Ein  prak- 
tisch bedeutsamer  Einfluss  des  römischen 
Rechts,  namentlich  im  Sinne  der  Verein- 
fachung der  Rechtsverhältnisse,  ist  hier  noch 
weniger  bemerkbar  als  bei  den  öffentlichen 
Hflssen,  wogegen  dann  wieder  die  stehen- 
den (geschlossenen)  Gewässer  schlechtweg 
unter  das  Sachenrecht,  insbesondere  die 
strenge  Eigentumstheorie  des  römischen 
Rechts  gestellt  wurden. 

In  neuerer  Zeit  hat  sich  nun  iu  den 
Grundlagen  der  gemeinrechtlichen  Ordnung 
der  Wasserbenutzung  vieles  geändert:  der 
Begriff  der  Regalität  kann  in  seinem  alten 
Sinne  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden, 
die  gnindherrlichen  Rechte  sind  durch  die 
moderne  Gesetzgebung  beseitigt  worden. 
Aber  weder  das  eine  noch  das  andere  Mo- 
ment bedeutet  eine  Verdrängung  der  ein- 
heimischen Bestandteile  des  gemeinenWasser- 
rechts  durch  die  röraisclieu:  an  Stelle  des 
Regals  ist  ein  stark  betontes  Eigentums- 
reclit  des  Staates  an  dem  öffentlichen  Flusse 
getreten,  verbunden  mit  einer  weitgehenden 
hoheitlichen  Disposition  über  den  Fluss; 
beides  bedingt  (nach  Gemeinem  Recht, 
abgesehen  von  fuleu  neueren  Partikularge- 


setzen), dass  Bewässerungsanlagen  an  Qffent^ 
liehen  Flössen  nur  mit  Genehmigimg  der 
Staatsbehörde  errichtet  und  nur  im  Rahmen 
der  Genehmigungsbedingungeo  sovde  der 
allgemeinen  strompolizeuichen  Vorschriften 
benutzt  werden  dürfen.  Was  die  Benutzung 
der  Privat  flOsse ,  insbesondere  die  Be- 
wässerung aus  ihnen,  betrifft,  so  wird  man 
der  ^ten  deutschen  Anliegei^nossenschaft 
(s.  oben  sub  3)  gemeinrechtliche  Existenz 
ni^t  mehr  zusprechen  dürfen:  sie  ist  ver- 
schwunden. Ihr  Geist  aber:  die  Interessen- 
gemeinschaft der  Anlieger,  ist  geblieben. 
Das  Wasserbenutzungsrecht  des  einzelnen 
Uferbesitzers  darf  nicht  rückaiditslos  egois- 
tisch, sondern  immer  nur  so  ausübt  wer- 
den, dass  die  gleichen  Rechte  der  anderen 
und  aller  mit  einander  bestehen  können. 
Die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung  der 
deutschen  Staaten  (s.  unten  sub  6  ff.)  hat 
es  sich  angelegen  sein  lassen,  diesen  Reehts- 
gedanken  im  einzelnen  auszugestalten.  Das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich  lässt  diese  wie  alle  anderen  wasser- 
rechtlichen Normen  der  Landesgesetze  un- 
berührt (Einf.G.  zum  B.G.B.,  Art.  65) ;  in  der 
Regelung  des  Wasserrechts,  des  öffentlichen 
wie  des  privaten  behält  die  Gesetzgebung  der 
Binzelstaaten  auch  fernerhin  freie  Hand.  — 
5.  Torblldliohe  Entwiekelung  des  Be- 
wägsemngsrechts  In  Italien.  In  der  plan- 
mässigen  Beförderung  de3  Bewässerangswesens 
durch  ilrlasB  von  bpecialgesetzen  civilrwht- 
lichen  wie  verwaltnogsrechtlichen  Inhalts  eilt 
Italien,  namentlich  die  Lombardei ,  allen 
europäischen  Ländern ']  um  Jahrhanderte  vor- 
ana.  Kenntnis  und  Ausnutznog  der  dem 
Wasser  innewohnenden  Dangkraft  war  hier 
wohl  seit  dem  Altertum  nie  in  Vergessenheit 
geraten;  ein  neuer  Aufschwang  des  Bewässe- 
rungswesens beginnt  im  Mittelalter.  Die  be- 
reit^ erwähnte  Beefallsierung  der  schiffbaren 
Flüsse  durch  die  Konstitution  von  11B8  (oben 
S.  776)  scheint  alsbald  den  Anstoss  gegeben  zu 
haben  zu  einer  regen  Verw&ltungsthätigkeit 
anf  dem  Gebiete  der  Wasaerbenutsning;  noch 
im  12.,  dann  aber  besonders  im  13.  nnd  14. 
Jahrhundert  werden  zahlreiche  Kanäle  angelegt, 
welche  das  Wasser  ans  den  Regalflüssen  wei- 
ten Länderstreckeu  zur  Verbesserung  ihrer 
landwirtschaftlichen  Ertragsfähigkeit  zuströmen 
lassen  (Dionisotti,  delle  servitü  delle  acque, 
Torino  ISftS,  S.  4).')  Andererseits  mehrten 
sich  die  MUhlen,  welche  mit  obrigkeitlicher 


1)  —  vielleicht  mit  Ausnahme  Sp  aniens, 
wo.  wie  es  scheint,  Technik  und  Hecht  der 
Bewässerungsknltur  schon  in  den  früheren 
Zeiten  maurischer  Herrschaft  eine  verhältnia* 
mässig  hohe  Entwickelnngsstnfe  erreicht  hatten. 
Vgl.  Jaubert  de  Passa,  Voyages  d'Espagne 
dans  les  annees  1816, 1817,  1819 . . .  (Paris  1823). 

')  In  der  Gegenwart,  von  welcher  dieser 
Schriftsteller  spricht  —  1868  —  wurden  den 
Flüssen  der  Lombardei  durchschnittlich  360000 
cbm  Wasser  in  der  Sekunde  za  Bewässe* 
.mngszwecken  entnommen. 


Digilized  by  Google 


780 


Bewässerung  und  Be^^riteserangsrecht 


Konzession  in  den  Öffentlichen  Flüssen  errichtet 
worden,  so  dass  eine  gesetzliche  Anagleichnn^ 
der  Interessen  von  Landwirtschaft  and  MUllerei, 
eine  Verteilung:  des  Wassers  zwischen  beiden 
Parteien  erforderlich  wurde.  Schon  die  Mai- 
länder Stataten  von  1216  (Berlan,  le  dae 
edixiooi  delle  Consaetndini  ai  Hilano  dell'anno 
1216,  Veneria  1872;  Dionisotti  a.  a.  0.  S. 
154)  enthalten  hieraof  bezüf^liche  Vorschriften : 
Wasserrerteilnn^  nach  BenutzunsTszeiten  (vgl. 
oben  S.  777).  Dieselben  Statuten  fahren  sodann 
ein  Eechtsinstitut,  wie  es  scheint,  zuerst  ein, 
welches  weder  dem  römischen  noch  dem  älte- 
ren deutschen  Kecht  bekannt  ist,  hente  aber, 
bei  wechselnder  GestAltung  im  einzelnen^  in 
fast  allen  Wassergesetz^ebnngen  erscheint : 
das  ZwangBwasserleitnngsrecht,  In- 
halts dessen  derjenige,  welchen  (kraft  Oe- 
setzes  oder  anf  Grand  obrigkeitlicher  Verlei- 
hung) die  VerfügHBgsg:ewalt  über  ein  Gewässer 
zusteht,  damit  zneleich  das  Becht  hat,  das 
Wasser  zu  wirtschaftlichen  (insbesondere  Be- 
wässerungs-)  Zwecken  durch  fremde  Grund- 
stücke zu  leiten,  —  wobei  Bedingung  ist,  dass 
die  Leitungsgräben  oder  -röhren  auf  eine  dem 
dienenden  Grundstücke  mindest  nachteilige 
Weise  angelegt  werden  müssen  und  der  Eigen- 
tümer des  Orundstücks  für  die  Hergabe  von  Grund 
nnd  Boden  sowie  für  jeden  sonstigen  Nachteil 
Ton  dem  Ser\itatberechtigten  roll  zu  entschädi- 
gen ist.  Diese  gesetzliche  ..senritjl  d'acqnedotto" 
wurde  im  späteren  Mittelalter  von  den  meisten 
italienischen  Statutarrechten  aufgenommen  nnd 
im  einzelnen  immer  weiter  und  feiner  ausge- 
bildet; letzteres  geschab  besonders  in  dem  Ür- 
sprungslande  des  Iiistituts,  im  Herzogtum  Mai- 
land, wo  fast  alle  auf  einander  folgenden  Lan- 
desberrscbaften  dieser  Materie,  wie  dem  Be- 
wässerungsrecht  überhaupt ,  gesetzgeberische 
Fürsorge  gewidmet  haben.  Zu  erwähnen:  die 
Statuten  Giui  Galeazzo  Visconti'B  (1386),  das 
Gesetz  Ton  1446,  welches  die  Begalität  nnd 
damit  das  Konzessionssystem  auf  alle  Wasser- 
länfe  ausdehnte,  die  Verordnungen  Ijudwigs  XII. 
(von  Frankreich)  von  1502  und  Karls  v.  von 
1541.  Nicht  minder  thätig  war  die  Gesetz- 
gebung der  savoyischen  Herzöge  und  nachma- 
ligen Könige  von  Sardinien  auf  dem  Gebiete 
des  Bewässerungswesens  (V.  v.  1584,  1678, 
bes.  von  1729  und  1770,  das  Nähere  s.  bei 
Dionisotti  a.  a.  0.  S.  33,  154,  lö5);  auch 
hier  galt  inshesondo«  das  Zwangsleitnngsrecht 
und  (seit  V.  v.  1678)  das  Prindp  der  Begalität 
alles  fliessenden  Wassers;  auch  die  nicbtschiff- 
baren  Wasserläufe  waren  Staatseigentum. 

Es  folgt  die  napoleonische  Herrschaft,  die 
Einführung  des  code  civil  in  Italien,  dessen 
wasserrechtliche  Normen'  aber  für  die  Bedürf- 
nisse der  oberitalienischen  Landwirtschaft  un- 
zureichend erschienen  und  nach  dieser  Richtung 
hin  durch  Specialgesetze  v.  20.  April  1804  und 
20.  Mai  1806,  in  denen  die  bewährtesten  Grund- 
sätze des  tuteren  italienischen  Bewässerungs* 
rechtes  neuerdings  kodifiziert  waren,  ergänzt 
wurden.  (Vgl.  Romagnosi,  Wasserleitungs- 
recht, deutsch  V.  Niebuhr,  S.  26  Anm.  2. 
BD  Anm.  1,  157  Anm.  2.)  Diese  Gesetze  sta- 
tuieren insbesondere  ein  weitreichendes  Ent- 
eignungsrecht  zu  Gunsten  wasserwirtschaft- 
licher Unternehmungen,  „die  einen  Zweck  von 
öffentlichem  Nntzen  haben"  und  gewähren  (vgl. 


G.  V.  20.  April  1804,  art  52)  das  Zwangs- 
leitungsrecht nicht  nur  der  landwirtschaftlichen, 
sondern  auch  der  industriellen  Wasserhenntznng. 
Die  Gesetze  von  1804  und  1806  blieben  in 
Lombardo-Venetien  auch  anter  der  Österreichi- 
schen Herrschaft  neben  dem  üster.  allg.  bürv. 
Geaetzbach  von  1811  in  Geltung.  Ihr  Inhalt 
ist  sodann,  unter  weiterer  Au8gestaltan|r  nnd 
FortbildQn?  im  einzelnen,  in  das  sardmische 
Civilgesetzbnch  von  1637  und  von  da  in  die 
heute  geltende  CivUrechtskodifikation  des  KOntg^ 
reichs  Italien,  dem  codice  civile  vom  25.  Juni 
1865  übergegangen,  dessen  wasserrechtliche  Vor- 
schriften (mehr  als  60  Artikel,  art.  427,  597  ff., 
ßl9ff.)  durch  mehrere  Gesetze  verwaltnngsrecht- 
Itchen  Inhalts,  namentlich  durch  das  Gesetz  über 
die  öffentlichen  Arbeiten  vom  20.  März  1865^ 
art.  132  ff.  ergänzt  werden.  Die  Hanptgrnnd- 
sätze  des  geltenden  italienischen  Bewäsaerungs- 
rechts  lassen  sieh  in  aller  Kürze  dabin  zusammen- 
fassen: Zu  den  öffentlichen  Gewässern  gehören 
alle  Wasserläufe,  einerlei  ob  gross  oder  klein, 
schiffbar  oder  nicht,  sowie  alle  Seeen.  Die  öffent- 
lichen Gewässer  bilden  einen  Bestandteil  des  zu 
allgemeiner  Benutzung  bestimmten  Staatsguts 
(demanio  pubblico) ;  niemand  darf  in  ihnen  An- 
lageu  errichten  oder  aus  ihnen  Wasser  ableiten, 
oluie  dass  ihm  das  Recht  hierzu  durch  Staat* 
liehe  Koniession  (kgl.  Dekret)  Terliehm  worden 
ist.  IHe  anderen  Gewässer  stehen  im  Privat- 
eigentum. Wer  kraft  Eigentums  oder  staat- 
licher Konzession  zur  Wasserableitung  befugt 
ist,  darf  das  Wasser  auch,  gegen  volle  Bchadlos- 
haltung  des  Eigentümers,  über  fremde  Grund- 
stücke leiten,  vorausgesetzt,  dass  der  Zweck 
des  Unternehmens  diese  Servitut  erfordert  und 
die  Verwendung  des  Wassers  entweder  zur  Be- 
friedigung dringender  Lebensbedürfnisse  oder 
zu  industri^en  oder  zn  landwirtschaft- 
lichen Bewässemngszwecken  erfolgen  soll  (art. 
ö98ff.  cod.  civ.).  — 

Die  hohe  technisclfb  nnd  rechtliche  Ent- 
wickelnng,  welche  das  Bewässernngswesen  in 
Italien  schon  während  des  späteren  Mittelalters 
erreicht  hatte,  blieb  in  den  nördlicheren  Län- 
dern, namentlich  in  Deutschland,  Oesterreich 
und  Frankreich  lange  Zeit  unbeachtet;  hier 
beginnt  sich  die  Gesetzgebung  erst  im  19.  Jahr- 
hundert zn  Gunsten  der  Ben-i^serung  zu  regen. 
Die  drei  grossen  Civilrechtskodifikationen,  das 
FreuBS.  Allg.  Landrecht  von  1794,  der  code 
civil  von  1804,  das  Österr.  allg.  bür^rl.  Gesetz- 
buch von  1611  bescbiänken  sich  im  wesent- 
lichen darauf,  die  HechtsverbältniBse  an  den 
Gewässern  ganz  im  allgemeinen  zu  ordnen.  Die 
herkömmliche  Regalität  der  schiffbaren  Flüsse 
wird  beibehalten,  aber  in  modernisierter  Form: 
die  bisher  regalen  Flüsse  werden  zu  „Staats- 
eigentum" (A.L.R. :  „Gemeines  Eigentum  des 
Staates",  c.  civ.:  „dependaiice  du  domaine  pu- 
blic", Oesterr.  B.G.B. :  „öffentliches  Guf)  erklärt, 
welches  in  gewissem  Umfange  dem  Gemeinge- 
brauch freigegeben,  dessen  weitergehende  Be- 
nutzung aber,  insbeeondere  dundi  Wassorab- 
leitung,  von  staatlicher  Konzession  abhängig 
bleibt.  Spedelle  Nonnen  zum  Schntz  nnd  zur 
Förderung  des  Bewässerungsinteresses  enthält 
keines  der  drei  Gesetzbücher.  —  In  den  zwan- 
ziger und  dreissiger  Jahren  begann  man  dann, 
belehrt  durch  die  Schilderungenlandwirtschafts- 
nnd  rechtskundiger  Italiennuirer,  auf  die  glän- 
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senden  B«snltate  der  oberitulieniscben  Bewftsse- 
rangsknltar  aofmerksam  za  werden,  es  kam 
namentlich  in  Deutschland  nnd  Frankreich 
eine  starke  Bewegung  in  Flnss,  gerichtet  auf 
Förderung  des  Bewässernngswesens  durch,  ge- 
setzgeberische Hassregeln,  wobei  allgemein  das 
italienische  Wasserrecht  als  nachahmenswertes 
Vorbild  hinstellt  wurde.  Mehrere  Re^emngen 
(ao  die  französische,  Tgl.  Bionisotti  a.  a.  O. 
S.  5  Änm.  2)  liesaen  das  tombardische  Bewässe- 
rangswesen  durch  Sachrentändige  an  Ort  und 
SteUe  studieren,  im  Auftrage  der  nrenssischen 
Begierung  übersetzte  Niehnhr  die  dazumal 
hochgeschätzten  wasserrechtlichen  Schriften 
Bomagnosis  (delle  condotta  delle  acque,  della 
ragioue  civile  delle  acqne)  ins  Deutsche  (1840)- 
„mau  glaubte,  wie  es  scheint,  ganz  Deutschland 
in  eine  Berieselnngsfläche  nnd  damit  zu  fast 
ebmso  grosser  Frnchtbarkeit  wie  die  lombar- 
dische Ebene  umwandeln  zu  können".  (Bau- 
mert, UnsoULngUchkeit  d.  Wasserges.,  S.  32.) 
Das  positive  Ergebnis  dieser  Bewegung  war 
der  Erlaas  von  Specialgesetzen  über  die  Wasser- 
benutzuug  in  vielen  deutschen  Staaten  und  in 
Frankreich;  erwähnt  seien  hier  nnr  das  prena- 
aiache  Gesetz  über  die  Benutzung  der  Ihivat- 
flüsse  vom  28.  Februar  1843,  die  französischen 
Gesetze  vom  29.  April  1845  nnd  11.  Juli  1847, 
das  bayerische  Gesetz,  die  Benutzung  des 
Wassen  betreffend,  vom  28.  Mai  1862.  Der 
anf  die  Bewässerung  bezügliche  Inhalt  dieser, 
der  anderen  dentswen  und  der  (feteiTeichiach- 
nngarischen  Wassergesetze  ist  unten  snb  6  ff. 
dargestellt.  Man  würde  zu  weit  gehen^  wollte 
man  diese  deutsch-franzÖsisch-Csterreichische 
Gesetzgebung  als  eine  Beception  des  italie- 
nischen Bewässemngsrechts  im  ^nzen  be- 
zeichnen. Wohl  aber  sind  viele  einzelne,  in 
Italien  seit  Jahrhunderten  bewährte  Sätze  nnd 
Institute  des  italienischen  Bechts  angenommen 
worden,  so  namentlich  das  Zwangswasser- 
leitungsrecht, welches,  wie  bereits  erwähnt, 
in  wechselnden  Formen  ttber^t,  sowie  das 
Konzessionsprincip  in  Bezng  anf  Be- 
wässerungsanlagen an  (sfimtlichen)  Wasser- 
Iftnfen,  welches  in  den  meisten  Staaten  [nicht 
aber  z.  B.  in  Frenssen)  reiopiert  ist. 

IIL  Neuere  dentsche  Gesetx- 
Sebnngen. 

6.  Prenssen.')  Das  Wasserrecht  aller 
drei  ^reussischen  Kechtsgebiete  (Landrecht, 
Gemeines  Recht,  Rheinisch -französisches 
Recht)  beruht  mf  der  Dreiteiliing  der  Qe- 

Im  Text  ist  nur  das  altUndische 
Becht  (östliche  Provinzen,  Westfalen,  Rhein- 

ärovinz]  behandelt;  anf  die  Darstellung  der  in 
en  neuen  Provinzen  (Hannover,  Schleswig-Hol- 
stein, Hessen-Xassau)  geltenden  Gesetze,  die 
grösstenteils  noch  ans  der  Zeit  vor  1866  her- 
rühren, musste  Banmmangels  halber  verzichtet 
werden,  lieber  das  Bewässemngsrecht  dieser 
LandesteilevgLNieberding-Frank,  Wasser- 
recht  lud  Wasserpolisei,  S.  288  ff.,  sowie  die 
Specialarbeiten  über  Knrhessiscfaes  Wesser- 
lecht  von  Endemann  (Das  ländliche  Wasser- 
recht, 1862)  und  über  Hannöversches  Hecht 
von  Ubbelohde  (lieber  das  im  £gr.  Hannover 
geltende  Entwissenmga-  und  BewBssemnffs- 
recht,  1862). 


Wässer  in  1.  öffentliche  Oewfisser,  2.  Privat- 
flflase  und  3.  eigentlidie  Privatgewftsser. 
Oeffentliche  Oewfisser  sind  die  schiff- 
baren Gewässer  (fUtese  nnd  Seeen),  soweit 
ihre  Schiffbarkeit  reicht  (A.L.R.  II,  15  §  38; 
w^n  des  Gemeinen  Rechts  s.  oben  S.  777  ff. ; 
v^.  foner  a  wr.  art  538,  unten  S.  788). 
Die  im  natürlichen  Bette  flieasenden, 
nicht  Bchiffbarca  Wasserlfiufe  heissen  Fri- 
vatflflsse.  AJlle  anderen,  zu  keiner  dieser 
beiden  Kategorieen  gehörenden  Gewässer, 
z.  B.  künstliche  Wasserläufe,  Teiche,  Brunnen 
und  sonstige  stehende  Gewässer,  sind  Privat- 

fBwässer  im  eigentlichen  oder  engeren 
inne ;  d.  h.  sie  unterliegen  der  vollen  Ver- 
fügungsfreiheit  ihres  Eigentflmers,  der  sie 
nach  Belieben  gebrauchen  und  verbrauchen 
darf  (vgl.  das  oben  S.  775  allgemein  Be- 
merkte). Im  Gegensatze  zu  diesen  Privat- 
gewässem  im  eigentlichen  Sinne  bilden  die 
Öffentlichen  Gewässer  einen  unveräusser- 
Udien  Bestandteil  des  Staatseigentums.  Der 
an  ihnen  zugelassene  Gemeingebrauch  (vgl. 
Ä.L.R.  n,  15  §§  44,  47)  umfasst  weder  nach 
Landreoht  noch  nach  dem  c  civ.  noch 
nach  Gemeinem  Recht  die  Befugnis  zur  Er- 
richtung von  Bewässerungsanlagen ;  »Wasser- 
leitungen dürfen  aus  Öffentlidien  Strömen 
ohne  besondere  Erlaubnis  des  Staa- 
tes nicht  geführt  werden« 

(Ä.L.R.  U,  15  §  46).  Zuständig  zur  Ertei- 
lung dieser  »Eä-laubnis«  ist  die  Stromvep- 
waltungsbehörde  (besondere  Strombanver- 
waltungen  für  die  grossen  Ströme,  im  übrigen 
der  Regierungsi>rasident).  Die  Wirkung  der 
Erlaubnis  ist  eine  doppelte,  sie  b^^ndet 
ein  Privatrecht  an  dem  Flusse  und  giebt 
gleichzeitig  die  zu  seiner  Ausübung  erforde> 
uche  obrigkeitliche  (strompolizeiliGhe)  Ge- 
nehmigung. Flivatrechte  Ihitter  am  Wasser 
oder  am  Grund  und  Boden  werden  durch 
die  Erlaubnis  nidit  berührt.  Insbesondere 
begreift  das  Becht  at^  Wasserentnahme  aus 
dem  öffentliche  Fiuss  nicht  das  R^^t  der 
Wasserleitung  Über  fremde  Grundstücke  in 
sidEi;  ein  Zwan^eitungsrecht  ist  nur  für 
Bewässerungen  aus  Privat flüssen  aaest- 
kannt,  wie  denn  die  gesetzliche  Regelung 
der  Privatf  lussnutzung  —  Gesetz  über  die  Be- 
nutzung der  Privatflüsse  v.  28.  Februar 
1843 1)  —  überhaupt  vorteilhaft  absticlit  von 
den  lückenhaften  und  teilweise  veralteten 
Normen  über  die  öffentlichen  Gewässer. 

Das  Pr.Fi.G. ,  welches,  nachdem  es 
durch  V.  V.  9.  Januar  1845  auch  in  dem 
Gebiete  des  vormaligen  Appellationsgerichts- 
hofes zu  Köln  (d.  h.  den  französischrecht- 
lichen Landesteilen)  eingeführt  worden  ist, 
im  ganzen  damaligen  S^te  gilt,  stellt  den 
Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  (vorbehaltlich 
besonderer  Rechtstitel)   jeder  üferbe- 


1)  Im  folgenden  abgekürzt:  PrJ1.G. 
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sitz  er  das  Recht  hat,  das  an  seinem  Grund- 
stock vorflberfliessende  Wasser  des  Privat- 
flusses »zu  seinem  besonderen  Vorteile  zu 
benutzen«.  Dass  der  Fluss  (Bett  und  Wasser) 
im  Eigentum  der  Adjazenten  steht,  ist 
nicht  gesagt,  muss  aber  wohl  als  Sinn  und 
Absicht  des  Gesetzes  angenommen  werden. 
So:  Dernburg,  Freuss.  Priv.-R.  I  § 
253  und  dos  Reichsgericht,  EntsdL  in 
Civils.  23,  293  und  in  Gruchots  Beitr. 
29,  283;  dagegen:  Nieberding-Frank, 
'^^assenecht  S.  67  und  das  Pi-euss.  Obei^ 
verwaltiugsgericht ,  Entseh.  18,  2ti6.  Wie 
dem  auch  sei,  jedenfalls  hat  der  Cferan- 
lieger  kraft  Gesetzes  eiii  dem  Privatredit 
angehüriges ,  eigentumsgleiches  Nut- 
zimgsrecht  an  dem  Flusse;  er  darf  über 
dessen  Wasser  verfügen  wie  ein  Eigentümer, 
sofern  das  Gesetz  (v^l.  z.  B.  Pr.Fl.G.  §§  2 
bis  6,  8  ff.,  13  ff.)  diese  Verfügungsgewalt 
nicht  beschränkt.  Er  darf  insbesondere 
Wasser  aus  dem  Flusse  zur  Bewässerung 
seiner  Grundstücke  ableiten,  er  darf  diese 
Ableitung  auch  durch  besondere  dauernde 
Anlagen  und  Einrichtungen  (Stauwerke, 
Schleusen,  Schöpfmaschinen)  bewirken ;  eine 
obrigkeitliche  (iwlizeiliche)  Erlaubnis  ist  zu 
alledem  ebensowenig  erforderlich  wie  zu 
der  Benutzung  des  Privatflusses  überhaupt 
(Pr.Fl.G.  §  19,  eine  von  Rauda,  Oesterr. 
Wasserr.  S.  52  Anm.  12,  und  Baumert, 
a.  a.  0.  S.  19,  mit  Recht  als  allzu  liberal 
geladelte  Bestimmung).  Die  filr  das  Be- 
wässenmgswesen  wichtigsten  gesetzlichen 
Beschränkimgen  dieses  Anliegerrechts  sind 
ausgesprochen  durch  §  13  Pr.Fl.G.,  wonach 
durch  die  Wasserbenutzung  1.  »kein  Rück- 
stau über  die  Grenzen  des  eigenen  Gnmd- 
Stücks  hinaus  und  keine  Ueberschwemmung 
oder  Versumpfung  fremder  Grundstücke 
venuBacht  werden  darf  und  2.  das  abge- 
leitete Wasser  in  das  ursprüngliche  Bett 
des  Flusses  zurückgeleitct  wei'den  muss, 
bevor  dieser  das  Ufer  eines  fremden  Grund- 
stücks berührt.«  Mit  der  Bestimmung  zu 
2.  Boi]  nicht  gesagt  sein,  dass  das  Waaser 
in  derselben  Quantität  und  Qualität,  wie  es 
dem  Flusse  entnommen,  in  ihn  wieder  zu- 
rttckgeleitet  werden  müsse,  sondran  nur, 
dass  das  Wasser,  und  zwar  innerhalb  der 
Ufergrenzen  des  Nutzenden,  dem  Flusse 
zurückzugeben  ist,  soweit  es  nicht  ver- 
braucht ist:  weder  Verringerung  noch 
Verunreinigung  des  Wassers  ist  absolut 
untersagt  (vgl.  jedoch  §  3).  Die  Beschrän- 
kungen des  §  13  Pr.Fl.G.  sind  privat- 
rechtlicher  Natur ,  sie  kiinnen  durch 
Rechtsgeschäft  oder  Verjährung  abgeändert 
werden  und  sind  im  ordentlichen  Rechts- 
wege geltend  zu  macheu.  Desgleichen  ge- 
hören dem  Privatrecht  an  die  Widerspruchs- 
rechte der  Trieb  Werksbesitzer  (§§  16,  17) 
ge^en  Bewässerungsanlagen ,  welche  ihre 


Interessen  beeinträchtigen.  Her\'orzuhebCT 
ist,  dass  Besitzer  von  Triebwerken,  die  erst 
nach  Inkrafttreten  des  Privatflussgesetzesohne 
ein  ausdrücklich  verliehenes  Recht  angelegt 
oder  erweitert  sind,  die  Beseitigung  einer 
Itewässerungsanlage  niemals,  die  Besitzer 
älterer  Triebwerke  solches  nur  insoweit  ver- 
langen dürfen,  als  durch  die  Bewässerungs- 
anlage ein  Ulf  spedellerem  Bechtstitel  be- 
ruhendes Recht  auf  Benutzung  des  ganzen 
Wassers  oder  eines  bestimmten  Teiles  des- 
selben (^  4,  *''8  «.  s.  w.)  beeinträchtigt  oder 
das  zum  Betriebe  in  dem  bisherigen  Um- 
fange notwendige  Wasser  entzogen  wird.*) 
Fischereiberechtigte  haben  nie  ein  Wider- 
spnichsrecht  gegen  Bewässei-ung ,  sondern 
nur  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  (§  18). 
—  Neben  diese  privatrechtlichen  Wider- 
spruchsrechte und  Entschädigimgsansprüche 
tritt  die  gewichtige  öffentlich-recht- 
liche Beschränkung  (§  15),  dass  gegen 
Bewässerungsanlagen,  welche  ein  öffentliches 
Interesse  wie  das  der  Schiffahrt  gefährden 
oder  den  unterhalb  liegenden  Einwohnern 
den  notwendigen  Bedarf  an  Wasser  auf 
eine  Weise  entziehen,  dass  daraus  ein  Not- 
stand für  ihre  AVirtschaft  zu  besorgen  ist, 
die  Verwaltungsbehörde  (der  Bezirksaus- 
schuss)  einzuschreiten  hat,  und  zwar  durch 
Verbot  der  Wasserableitimg  über  ein  fest- 
zusetzendes Mass  hinaus. 

Ein  Thätigwerden  der  Verwaltimgsbe- 
hörden  zu  Gunsten  von  Bewässerungsan- 
lagen ist  durch  das  Privatflussgesetz  in 
zweifacher  Art  vorgesehen :  a)  Präklusion 
privater  Widerspruchsrechte  gegen  die  Be- 
wässerungsanlage (§§  2U~23)  und  b)  expro- 
priative  Beschränkung  fremder  Rechte 
am  Wasser  oder  am  Grund  und  Boden  (§§ 
24  ff.).  Beides  kann  nach  näherer  Masf^abe 
des  Gesetzes  auf  Antragdes  Unternehmers 
der  Bewässerungsanlage  geschehen  durch 
Beschluss  bezw.  Urteil  des  Kreisausschusses 
(in  Stadtkreisen  des  Stadtausschusses;  be- 
treffs der  Zuständigkeit  vgl.  Zuständ.-G.  v. 
1.  August  1883,  §§  73  f&).  a)  WiU  sich  der 
Unternehmer  darüber  Sicherheit  verschaffen, 
welche  Widerspruc^isrechte  oder  Entschädi- 
gungsansprüche in  Beziehung  auf  die  An- 
la^  bestehen,  so  ist  er  befugt,  die  Ver- 
mittelung  des  Kreis-(Stadt-)Ausschn89e8  in 
Anspnich  zu  nehmen,  welcher  nach  Einleitung 
eines  Aufgebotsverfahrens  (§§  20,  21)  einen 
Bescheid  erteilt,  in  weldiem' denen,  die  sidi 
gemeldet  haben,  ihre  Rechte  vorbehalten, 
alle  anderen  aber  mit  ihren  Rechten  präklu- 
diert werden  (§  22).  Gegen  die  Pri&lusion 
kann  innerhalb  zwei  Wochen  bei  dem  Kreis- 
(Stadt-)Ausschuss  ein  Restitutionsgesuch  an- 


')  Eine  scharfe  Kritik  dieser  BestimmoDgen 
(im  Interesse  der  Triebwerkabesiteir)  bei  Bau- 
mert a.  a.  0.  S.  42ff. 
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gebracht  werden,  über  das  im  VerwaJtungs- 
streit  verfahren  entschieden  wird,  b)  Eäne 
administrative  Beschränkung  der  AV^asser- 
natzungs-  und  Grundeigentumsrechte  Dritter, 
insbesondere  eine  Durchbrechung  der  im 
Präklusionsverfahren  vorbehaltenen  Wider^ 
spmchsrechte  gegen  eine  Bewässerungsan- 
lage ist,  gegen  alifällige  Entschädigung,  nur 
für  solche  Anlagen  zugelassen,  fQr  deren 
Ausführung  ein  Überwiegendes  Lan- 
deskulturinteresse  spndit  Im  Inte- 
resse solcher  Anlagen  kennen  frmden 
Orundstüdiea  Wasserieitnu^serritnten  auf- 
erlegt, es  kann  femer  die  Benutzung  des 
jenseitigen,  einem  anderen  gefaCrigen  FIuss- 
ufeis  zum  Anschlüsse  eines  Stauwerks  ge< 
stattet,  von  dem  Verbote  des  Rückstaus  (s. 
oben)  dispensiert  und  das  Wasserbenutzungs- 
recht der  Triebwerksbesitzer  beschränkt  wer- 
den (§  25).  Das  Verfahren  ruht  auch  hier,  wie 
bei  der  Präklusion,  in  der  Hand  des  Ereis- 
(Stadt-)Äusschus8e8,  es  zeigt  eine  dem  Ent- 
eignungsverfahren (Enteign.-Gr.  v.  11. 
Juni  1874)  analoge  Gliederung,  insofern  es 
in  folgende  Stadien  zerfällt:  1.  Beschluss- 
fassung über  die  Vorfrage,  ob  ein  über- 
wiegendes Landeskulturinteresse  vorwalte 
(§  32  und  Znständ.-G.  v.  1.  August  1883, 
§  76 ;  analog  der  Verleihung  des  Enteignungs- 
rechtes durch  königl.  Verordnung) ;  2.  kom- 
missarische Feststellung  der  für  die  Be- 
wässerungsanlage erforderlichen  Eigentums- 
und sonstigen  Rechtsbeschränkuugen,  Be- 
schlussfassung über  letztere  durch  den 
Kreisausschuss  {§  77  Zuständ.-G.).  Gegen 
diese  »Planfeststellung«  (vgl.  Enteign.-G.  § 
21)  findet  binnen  2  Wochen  der  Antrag  auf 
mündliche  Verhandlung  im  Verwaltungs- 
streitverfahren statt;  3.  Verfahren  behufs 
Feststellung  der  Entschädigung  (Pr.Fl.G. 
§  45  ff-,  Zuständ.-G.  §  78):  Sehätzung  durch 
»Taxatoren«,  Feststellung  der  Entschädigung 
durch  Crteil  des  Kreisausschusses,  welches 
für  den  Unternehmer  inappellabel  ist,  von. 
dem  Expropriaten  jedoch  durch  Berufung 
an  das  Oberlandeskultui^ericht  angefochten 
werden  kann.  4.  Gestaltung  der  Ä^Jührung 
der  Bewässerungsanlage  nach  Zahlung  oder 
Deposition  der  Entschädigungssumme,  aus- 
nahmsweise auch  schon  vor  rechtskräftiger 
Feststellung  der  Entschädigung,  gegen  Kau- 
tion (§  52).  —  Auf  die  voi-stehend  zu  a 
und  b  geschilderten  Verwaltungsmassregeln 
hat  niu-  der  Anlieger  des  PriTatflusses 
Anspruch;  wie  er  ulein  ein  gesetzlidies 
Eigentums-  (oder  auch  Nutzung)  Kecht  am 
Flusse  hat,  so  ist  auch  lediglich  er,  nicht 
der  Besitzer  des  vom  Flusse  durch  das 
Ufei^rundstflck  getrennten  Hinterlandes,  be- 
fugt, die  » Vermitteln  Qg«  (Pr.Fl.G.  §  19  Satz 
1)  der  Verwaltungsbehörden  in  Anspruch 
zu  nehmen,  z.  B.  die  Verleihung  des  Zwangs- 
leitungsrechtes zu  verlangen. 


lieber  den  Zwang  zur  Beteiligung  an 
Bewässerungsgenossenschaften 
und  deren  Unternehmungen  vgl.  den  Art, 
»  Wassei^nossenschaf tenc . 

Tonerhalb  des  GeltungabereichB  des  Pr.Fl.G. 
ist  im  Kreise  Siegeu  (prenssisch  Mit  1815,  vor- 
dem zu  den  Nassau-oranischen  Erblanden  ge- 
böriff)  das  Bewässemngsrecht  besonders  geordnet 
durch  die  Wiesenordnung  vom  28.  Oktober  1846, 
nach  welcher  das  Pr.Fl.G.  dort  nur  insoweit 
zar  Anwendang  gelangt,  als  es  sich  nicht  um 
Benutzung  des  Wassers  der  Privatflüsae  für 
Bewässerung  von  Grundstücken  zum  Zwecke 
der.  Wieaenkultur  handelt.  Letzterer  Zweig 
der  Land-  und  Wasserwirtschaft  ist  im  Siegener 
Land,  welches  hierin  in  Deutschland  fast  emzig 
dasteht,  seit  alters  her  gepflegt  worden  nnd 
hat  denn  auch  schon  frühzeitig  eine  besondere 
rechtliche  Gestaltung  empfangen  {vgl.  Bau- 
mert a.  a.  0.  S.  16;  Xieberding-Frank 
a.  a.  0  S.  18.  19);  in  vorprenssischer  Zeit  zu- 
letzt durch  die  revid.  Wieseuordnnng  v.  18.  De- 
zember 1790  (Weistum  d.  Nassauischen  Ges.  III, 
lÖO),  an  deren  Stelle  die  Wiesenordnung-  v.  28. 
Oktober  1846  getreten  ist.  Die  Siegener  Wieaen- 
ordnnng  weicht  von  dem  Pr.Fl.G.  zunächst  darin 
ab,  dasa  nicht  der  Uferbesitz  für  das  Becht  der 
Wasserbenutznng  entscheidend  ist,  sondern  alle 
Besitzer,  für  deren  Wiesen  sich  das 
Wasser  verwenden  lässt,  befugt  sind,  an 
der  Nutzung  teilzunehmen  und  zwar  nach  Ver- 
hältnis des  durch  die  Bodenbeschaffenheit,  Lage 
nnd  Kulturart  ihrer  Wiesen  bedingten  Wasser- 
bedarfs, im  Zweifelsfalle  nach  der  Grösse  der 
Wieseufläcbe.  Im  übrigen  schlies&en  sich  die 
,  Bestimmungen  der  Wieseuordnung  dem  Pr.Fl.G. 
an,  soweit  nicht  durch  die  örtlichen  Verhältnisse 
Abweichungen  bedingt  sind.  Von  den  letzteren 
mögen  hier  erwähnt  sein :  die  besondere  Orsfani- 
sation  des  Bewässernngswesens  in  den  Ehren- 
ämtern der  Wiesenvorsteher,  Wiesenschcffen  und 
Kreissachverstftndigen  (W.O.  §§  54ff.),  die  Vor- 
schriften über  gemeinschaftliche  Bewässerungs- 
anlagen mehrerer  Eigentümer,  die  eingehende 
Eegeluug  des  Verhältnisses  zwischen  Trieb- 
werken und  Bewässerungsanlagen.  In  letzterer 
Beziehung  ist  u.  a.  ein  im  Siegener  Land  wie 
auch  anderwärts  (vgl.  oben  S.  777,  778,  780) 
schon  seit  Jahrhunderten  üblicher  Verteilnngs- 
modos  nach  Zeiten  angenommen,  wonach 
während  des  sonntäglichen  Stillstandes  dar 
Mühlen  (Sonnabend  Aund  7  bis  Sonntag  Abräd 
6  Uhr)  der  Wasserlanf  ansschliesslich  dem  Be- 
wässerungsinteresse znrVerfQgnng  steht  (W.O. 
§  12  VI  2,  b,  c). 

Eine  einheitliche  und  umfassende  Neuord- 
nung des  Wasserrechtes  für  das  gesamte  preus- 
sische  Staatsgebiet  (in  welchem,  ausser  den 
wasserrechtlichen  Nonnen  des  Gemeinen  Bechtg, 
des  Alig.L.-K.  und  des  c.  civ.  dermalen  nicht 
weniger  als  54  verschiedene  Specialgesetze 
wasserrechtlichen  Inhalts  gelten)  ist  geplant- 
Der  —  bereits  oben  S.  774  erwähnte  —  „Ent- 
wurf eines  Preussischen  Wassergesetzes"  ist  im 
Jahre  1894  veröffentlicht  worden,  er  zählt  313 
Paragraphen  und  ist  von  einer  eingehenden, 
de  lege  ferenda  wie  de  lege  lata  lehrreichen 
Begründung  begleitet.  Unter  Berücksichtigung 
des  umfangreichen,  hierzu  eingegangenen  Mate- 
rials an  Gutachten  und  Vorschlägen  wird  der 
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Geaetzentwurf  jetzt  —  1899  —  anderweit  be- 1 
arbeitet  (Hermes  in  v,  Stengels  Wörterb.  j 
d.  Deatsch.  Verwaltun^ar.,  Ergänznnf^sband  III  i 
S.  296).    Bei  diesem  Stande  der  Aa^^legenheit 
mnss  Ton  einer  Darstellang  des  auf  das  Be- 
urftuernn^wegen  bezflglichen  InbaitB  des  Ent- 
wurfcfl  hier  abgesehen  werden. 

7.  Bayern.  Das  AVasserrecht  ist  in 
Bayern  neu  und  kodiSkatorisch  geordnet 
VOTden  durch  die  drei  Gesetze^  die  Be- 
nutzung des  Wassel«  betreffend  (im  folgen- 
den abgekürzt:  die  Bewässe- 
rungs-  und  Bitwaßserungsuntemehmungen 
zum  Zwecke  der  Bodenkultur  und  über  den 
Uferschutz  und  den  Schutz  gegen  üeber- 
schwemmungen,  alle  drei  vom  28.  Mai  1852. 
Die  oben  zu  Beginn  der  Darstellung  des 

Ereussischen  Bewässerungsrechts  erwähnte 
'reiteilung:  öffentliche  Flflsse,  Privatflüsse, 
Privatgewässer  in  engerem  Sinne  liegt  auch 
dieser  Gesetzgebung  zu  Grunde  (vgl.  W.B.G. 
Art  33,  39).  Die  Benutzung  der  öffent- 
lichen, d.  h.  schiff-  oder  üossbaren,  Flüsse, 
die  ein  zur  allgemeinen  Benutzung  be- 
stimmtes Staatsgiit  bilden  (W.B.G.  Art.  1,  2), 
unterliegt  der  Regelung  und  Leitung  der 
Staatsregierung,  Es  dürfen  daher  ohne  Er- 
laubnis der  Verwaltungsbehöi-den  an  oder 
in  einem  öffentlichen  Flusse  keine  Anlagen 
errichtet  werden^  welche  auf  den  Lauf  des 
Wassers  oder  die  Höhe  des  Wasserstandes 
BinfluBS  haben  können  oder  zur  Ableitung 
des  Wassers  dienen.  Die  Verwaltungsbe- 
hörde (d.  h.  die  Distriktsverwaltimgsbehörde) 
bestimmt  bei  Erteilung  der  Erlaubnis  das 
Mass  und  die  Art  der  Benutzung  und  über- 
wacht die  Ei-füllung  dieser  Bestimmungen. 
Eine  einmal  erteilte  Erlaubnis  darf  nur  im 
Wege  der  Zwangsabtretung  (G.  v.  17.  No- 
Tember  1837)  zurückgenommen  oder  einge- 
schränkt werden,  sofern  dieselbe  nicht  unter 
Vorbehalt  des  Widemifs  erteilt  war  (Artt. 
10 — 14).  —  Zu  den  PrivatgewÄssern 
im  engeren  Sinne  gehören:  alles  ge- 
schlossene Wasser  (Teiche,  Cisternen,  Brun- 
nen), die  Quellen,  das  Begenwasser  und  die 
künstlich  angelegten  Wasserlftufe  (Kanäle, 
Wasserleitungen).  Ueber  diese  Wasservor- 
Tftte  steht  dem  Eigentümer  des  Grundes 
und  Bodens,  in  welchem  sie  nch  befinden, 
die  ausschliessliche  Verfügung  zu,  mit  der 
einzigen  Einschränkung,  dass  er  beim  Ab- 
flnss  auf  ein  fremdes  Gnmdstück  dem 
Wasser  keine  das  Nachbai^undstück  be- 
lästigende, von  dem  natürlichen  Laufe  ab- 
weichende Richtung  geben  darf  (Artt.  33 
bis  38).  —  Privatflüsse,  d.  h.  nicht 
schiff-  oder  flossbare  natürliche  Wasser- 
läufe  sind  Zubehör  der  Grundstücke,  zwi- 
schen denen  sie  hindurchfhessen ,  nach 
Massgabe  der  Uferlänge  eines  jeden  Grund- 
stücks (Art.  39).  Doch  darf  das  Wasser 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  gleichen  Rechte 
der  übrigen  Ufereigentümer  benutzt  wer^ 


den;  ferner  wird  die  Zugehörigkeit  nur  in- 
soweit angenommen,  als  nicht  vor  Erlass 
des  Gesetzes  der  Staat  oder  dritte  Personen 
das  Eigentum  an  dem  Privatfluss  erworben 
haben,  wobei  es  sein  Bewenden  behält 
(Artt.  39,  40).  Im  einzelnen  ist  die  Wasser^ 
benutzung  durch  die  Anlieger  ebenso  ge- 
regelt wie  im  Preussischen  Privatönssgesetz 
(§§  13  ff.  desselben,  oben  S.  782);  insbescm- 
dere  gilt  das  Verbot  des  Rückstwis,  die 
Verpflichtung  zur  ZurOckleitune  des  ab^ 
leiteten  Wassers  in  den  Fluss,  die  adminis- 
trative  Beschränkung  Aer  Wasserablntnng 
od«-  sonstigen  Wassemutzung  im  Üffent- 
liehen  Interesse  (Artt  52—61).  Ist  das 
Wasser  durch  Ortsverordnung,  Herirammen 
oder  besondere  Rechtstitel  unter  mehrere 
Nutzungsberechtigte  verteilt,  so  darf  eine 
solche  Verteilung  in  der  R^gei  nicht  abge- 
ändert werden,  wenn  nicht  alle  Beteiligten 
zustimmen  (Art.  59);  reicht  aber  das  Was- 
ser infolge  Verminderung  des  Wasserstan- 
des für  die  Bedürfnisse  alier  Berechtigten 
nicht  mehr  aus,  so  hat  die  Verwaltungsbe- 
hörde die  Verteilung  mit  möghchster  Be- 
rücksichtigung der  besonderen  Rechte  zu 
vermitteln  und  darüber  Anordnungen  zu  er- 
lassen (Art.  60).  —  Wird  das  Wasser  des 
Privatflusses  von  dem  Berechtigten  nicht 
gebrauclit ,  so  kann  dasselbe  auch  für 
Grundstücke  in  Anspruch  genommen  wer- 
den, welche  nicht  an  dem  Flusse  hegen. 
Die  Zuweisung  geschieht  durch  Beschluss 
der  Kreisregierung ;  sie  setzt  voraus  (Art.  62) : 
1.  dass  der  bezweckte  Gebrauch  des  W^as- 
sers  einen  bedeutenden  Nutzen  für  Land- 
wirtschaft oder  Industrie  darbietet,  2.  dass 
der  Berechtigte  nicht  binnen  Jahresfrist  das 
Wasser  selbst  nutzbar  verwendet,  3.  dass 
demselben  voller  Ersatz  geleistet  wird, 
4.  dass  die  erforderlichen  Anlagen  in  der 
durch  die  Kreisregierui^  vorgeschriebenen 
Form  und  Frist  ausgeführt  werden.  Wenn 
durch  zeitweise  oder  teilweise  Benutzung 
des  einem  Triebwerksbesitzer  zugehörigen 
Wassers  benachbarten  Grundstücken  em 
bedeutender  Vorteil  verschafft  werden  kann, 
hat  die  Kreisregierung  die  Zeiten  und  die 
Mengen  für  die  Benutzung  festzusetzen,  so- 
weit dies  ohne  erheblichen  Nachteil  für  den 
Gewerbebetrieb  möglich  ist  und  von  dem 
Gnmdeigentümer  verlangt  wird  (Art  63). 
Die  Möglicdikeit  der  Erzielung  eines  grosse- 
ren Wasserüberachusses  durdi  Abänderung 
der  bisherigen  Benutznngsweise  und  der 
dazu  dienenden  ^Einrichtungen  begründet 
für  einen  Dritten  keinen  Anspruch  auf 
Ueberlassung  eines  solchen  Ueborschusses ; 
die  Besitzer  von  Triebwerken  und  StttuTor* 
richtungen  sind  aber  verpflichtet,  jede  nutz- 
lose Verschwendung  zu  vermeiden,  und 
dieserhalb  der  Aufsicht  der  Verwaltungsbe- 
hörden unterworfen. 


Digilized  by  Google 


Bewässerung  und  Bewftsserungsrecht 


785 


Zwangsrechte  zur  Beförderung  der 
WaBBerbeautzung  sind  durch  das  W.B.G. 
(Artt.  86—90)  in  ganz  ähnlichem  Umfange 
gewährt  wie  durch  das  Preussische 
Privatflussgesetz  §  25  (oben  S.  783) ;  insbe- 
sondere stimmen  das  bayerische  und  das 
preussische  Recht  darin  überein,  dass  sie 
die  Vorteile  der  Zwangsrechte  nur  der 
landwirtschaftlicheD,  nicht  axuäx  der 
industriellen  Wasserbenutzung  sn- 
wenden. 

Im  einzelnen  ist  nach  bajerlBchem  Recht  zu- 
a)  der  Zwang  für  Anschlnss  eines 
Stauwerkes  an  das  gegenttberiiegeude Flnse- 
nfer  (Ärtt.  86—88:  HitoenntzuDgsrecht  des  an- 
deren gegen  ßeteiligan^  an  den  Kosten).  Dieses 
Recht  ist  als  Legalservitut  konstruiert,  d.  h.  es 
beruht  unmittelbar  auf  dem  Gesetz  (Art.  88!). 
Dagegen  entsteht  b)  das  Zwangsleitnngs- 
recht  (Artt.  8dif.)  im  Einzelfalle  erst  durch 
konstitutiven  Verwaltnngsakt.  Ueber  Voraus- 
setzungen und  Inhalt  dieses  Zwangswesens  be- 
stimmt WS.G.  Art.  89:  Behufs  der  Bewässe- 
rung und  Entwftssentng  zum  Zwecke  der  Boden- 
kultor  kann  der  Eigentümer  eines  fremden 
Gnmdstflckes  geswungen  werden,  die  Zuleitung 
oder  Ableitung  des  Wassers  Uber  dasselbe  zu 
gestatten,  wenn:  1.  die  Anlage  einen  wesent- 
Bchen  landwirtschaftlichen  Nutzen  gewährt, 
2.  dieselbe  nicht  auf  andere,  im  Verhältnisse 
zur  Grösse  und  zum  Nutzen  der  Unternehmung 
stehende,  einem  Dritten  keine  oder  geringe  Be- 
lästigung zufügende  Weise  ausgeäbt  werden 
kann,  3.  dem  Besitzer  des  in  Anspruch  ge- 
nommenen Grundstückes  ein  wesentlicher  Nach- 
teil bezüglich  der  besonderen  Benutzung  des- 
selben ttterhaupt  nidit  zugeht,  4.  die  Zuleitung 
oder  Ableitung  des  Wassers  nicht  durch  Ge- 
bSnde  oder  einen  Gebaadekomplex  oder  durch 
zum  Umfange  derselben  gehörige  Hofraiten 
oder  Garten  gerichtet  werden  will,  5.  für  die 
Belastnng  vorausgehende  Entschädigung  ge- 
leistet wird. 

Ueber  den  auch  nach  bayerischem  Recht 
zulässigen  Zwang  zur  Beteiligung  an  Bewässe- 
rungsunternehmungen  s.  d.  Art  Wasserge- 
nossenschaften. 

8.  KSnlgreleh  Saehsen.  Das  Wasserrecht 
ist  hier  nicht  wie  in  Bayern  kodifiziert  Das 
Gesetz  betr.  die  Berichtigung  von  Wasserläufen 
und  die  Amfülming  vonEnt-  und  Bewässe- 
rungsanlagen T.  16.  Aagnst  1855  enthält  keine 
allgemeinen  Bestimmnngen  über  die  Rechtsver- 
hältnisse an  den  Gewässern^  insoweit  galt  das 
Gemeine  Recht  fort,  und  dieser  Rechtszustand 
wurde  im  wesentlichen  aufrechterhalten  dnrch 
die  Kodifikation  des  Civilrechtes  im  Jahre  1863. 
Die  Einführongs-V.  zum  s&chs.  B.G.B.  t.  2. 
Januar  1863,  §  8  Ziff.  ö,  d  bestimmt  nämlich, 
dass  das  Wasserrecht,  d.  h.  das  Ganeine  Recht 
und  die  wenigen  Torhandenen  Specialgesetze 
wasserrechtlicheu  Inhaltes,  voran  das  erwähnte 
G.  v.  15.  August  1865  neben  dem  B.G.B,  in 
Kraft  bleiben  sollen,  soweit  letzteres  nicht  aus- 
drückliche Vorschriften  enthält  (B.G.B.  §g  281 
—283,  354—356).  —  Der  wesentliche  Inhalt  des 
G.  T.  15.  August  1856  bezieht  sich  auf  die 
Zwangsrechte  zu  Gunsten  von  Ent-  und 
Bew&BBemngsuüagen.   Jeder  Grundeigentümer 
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ist  danach  verpflichtet,  sich  zur  Äusflihmng 
solcher  Anlagen  die  notwendigen  Vorrichtungen, 
eioBchliesHlich  der  zum  Stauen  und  Ableiten 
erforderlichen  (eine  nähere  Bezeichnung  der  zu* 
lassigen  Zwangsservituten  wie  im  preussisdien 
und  bayerisdien  Recht  ist  nicht  erfo&t),  gefallen 
zu  lassen,  wenn  ohne  Benutzung  fremden  Qnmdes 
und  Bodens  die  Anlage  gar  nicht  oder  doch 
nur  mit  einem  nnverhättniBmässigen  Aufwände 
auszuführen  sein  würde  und  die  Verwaltungs- 
behörde mit  Rücksicht  hierauf  und  falls  poli- 
zeiliche  Bedenken  gegen  die  Anlage  nicht  ob- 
walten, den  Plan  der  Anlage  genehmigt. 
Doch  ist  diese  Genehmigung  nur  eine  Genehmi- 
gung des  Planes,  nicht  eine  Verleihung  des 
erforderlichen  Wasserbenutzungprechts.  Erfolgt 
ein  Widerspruch  gegen  die  Wasserbenutzung, 
so  hat  der  Unternehmer  seine  Berechtigung 
hierzu  (d.  h.  auf  Grund  des  Gemeinen  Rechtes; 
z.  B.  Konzession  zur  Wamerableitung  aus  mnan 
öffentlichen  Fluss,  Adjacentenrecht  am  Privat* 
fluss,  PriTateigentum  am  geschlossenen  Gewässer) 
nachzuweisen  und  eventuell  im  Rechtsw^  zu 
erstreiten.  Bis  ihm  das  beanspruchte  Recht 
rechtskräftig  zugesprochen,  muss  die  Ausführung 
unterbleiben.  Dagegen  sind  andere  Streitig- 
keiten, welche  bei  Ausführung  einer  genehmigten 
Bewässerungsanlage  entstehen,  einsctiliesslich 
der  Ausmittelnng  der  zu  leistenden  Entschädi- 
gungen, im  Verwaltungsw^e  durchzuführen. 
Dem  zur  Emp&nguahme  &r  Entschädigung 
Berechtigten  steht  jedoch  binnen  drei  Jahren, 
vom  Tage  der  Bekanntmachung  des  Betrages, 
frei,  eine  höhere  Forderung  im  Rechtswege  zu 
beanspruchen,  ohne  dass  hierdurch  die  Ausfüh- 
rung des  Unternehmens  aufgehalten  wird.  Ferner 
ist  jeder  Besitzer  von  Bewässerungsanlagen 
verpflichtet,  die  Mitbenutzang  und,  soweit  er- 
forderlich, die  Erweiterung  denen  zu  gestatten, 
welche  sich  derselben  Zuleitung  zur  Bewässe- 
rung ihrer  Grundstücke  bedienen  können,  ohne 
den  ursprünglichen  Zweck  der  Anlage  zu  beein- 
trächtigen. Die  Regelung  solcher  Verhältnisse 
OTfolgt  im  Verwaltungswege,  das  Verfahren  ist 
genau  vorgeschrieben.  Endlich  stehen  alle  Be- 
wässerungsanlagen unter  staatlichem  Schutze, 
indem  unberechtigte  Abänderungen  oder  Be- 
schädigungen derselben  mit  Geföngnis  oder 
Geldstrafe  bedroht  werden.  (Forststrafgesetz 
V.  30.  April  1873  Art.  12.) 

9.  Baden  und  Elsass-Lothringen.  a) 
Baden.  —  Das  badische  Gesetz,  die  Be- 
nutzung und  Instandhaltung  der  Gewässer 
betreffend,  vom  25.  August  1876  will,  und 
zwar  vorwiegend  in  der  Eegulieningsweise 
und  mit  den  Kitteln  des  öffentlichen 
Rechts,  die  Aufgabe  ^fOlloi,  das  Wasser 
»möglidist  für  den  ganzen  Bereich  der 
Fläche  nutzbar  werden  zu  lassen,  fOr  welche 
es  der  Ortlichen  Lage  nach  menlich  und 
bei  allseitig  latLoneller  Verwendung  noch 
quantitativ  ausreichend  ist«  (Motive).  Die 
allgemeinen  Hechts-  und  Eif^ntumsverhfilt- 
nisse  an  den  Gewässern,  wie  üe  auf  dem 
—  iu  Baden  als  »Landrecht«  eingefflhrten  — 
Code  civil  beruhen  (vgl.  unten  sub  11  »Frank- 
reich«), bleiben  unberührt.  Danach  sind  die 
schiff-  oder  auch  nur  flössbaren  Gewässer 
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(öffentliche  Flüsse)  jedem,  dem  Privatrecht 
angehöri^n  Nutzungsrecht  schledithin  ent- 
zogen ;  sie  bilden  »jiugehörden  des  Staats- 
eigentums« ;  die  anderen  Wasserläufe  stehen 
twar  auch  nicht  in  irgend  jemandes  Privat- 
eigentum, werden  aber  Kraft  gesetzlichen  ding- 
lichen Privatrechts  von  den  Üferanliegem  ge- 
nutzt (den  Ausdruck  »Privatüuss«  kennt 
weder  das  französische  noch  das  badische 
Recht).  ^Endlich  sind  die  geschlossenen 
Gewässer  dem  vollen  Privateigentum  imter- 
worfen.  —  Die  öffentlichen  Gewisser 
sind  der  Leitung  und  Aufsicht  der  Yerwal- 
tongsbebOrden  unterstellt;  ihre  Benutzung 
vermittelst  besonderer  Anlagen  darf  nur  mit 
Genehmigung  der  Behörde  erfolgen.  Diese 
Genehmigung  ist  kraft  Gesetzes  an  den 
Yort>ehalt  gebunden ,  dass  dieselbe  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Interesses  jeder- 
zeit iridennfän  oder  beechiflnkt  werd^ 
kann ,  doch  ist  das  Uinisterium  ermftchtigt, 
den  Ersatz  der  nachweislich  auf  eine  An- 
lage verwendeten  Kostea  zuzusichern  (Artt 
1,  2  des  a.  T.  25.  August  1876).  —  Für  die 
weder  schiff-  noch  flössbaren  (in 
Preussen,  Bayern  und  andmrftrts  »Prirat- 
flüsse«  ^nannten)  "Wasserlftufe  ist  es  be- 
züglich ihrer  rechtlichen  Natur  und  Be- 
nutzung bei  den  Vorschriften  des  badischen 
Landrechts  (Satz  556—563  und  644)  ver- 
blieben. Hiernach  steht  den  Eigentümern 
der  Ufergrundstücke  ein  privatrechtlicher 
Ansprudi  auf  Benutzung  des  das  Grund- 
stück berührenden  Wasserlaufs,  insbeson- 
dere zur  Bewässerung,  zu ;  fraglich  ist  aber 
(ttei  dem  Schweigen  des  Landrechts  und  des 
G.  V.  25.  August  1876  über  diesen  Punkt), 
ob  sich  dieses  Recht  als  ein  Ausfluss  des 
Eigentums  an  Bett  und  Wasser  darstellt 
oder  ob  es  lediglich  als  ein  mit  dem  Eigen- 
tumsrecht am  UfergrundstücJie  kraft  Ge- 
setzes verbundenes  dingliches  Nutzungsrecht 
an  einer  dem  Verkelir  entzogenen  Sache  auf- 
zufassen ist.^)  Jedenfalls  aber,  mag  man 
es  als  Funktion  des  Eigentums  oder  als 
dingliches  Recht  eigener  Art  konstruieren, 
ist  dieses  Nutzungsrecht  der  Anlieger  an 
dem  nichtschiffbaren  Wasserlauf  weitgehen- 
den privat-  und  ÖffentlichrechtUchen  Be- 
schi&ikungen  unterworfen.  Um  mit  den 
öffentlichrechtlichen  Beschränkungen  zu  be- 
ginnen, so  ist  das  für  die  Benutzung  der 


^)  Wiaaenscbaft  mid  Rechtsprechung  in 
Baden  neigen  sich  überwiegend  der  zweiten 
Alternative  zu;  vgl.  Schenkel,  Bad.  Wasser- 
recht S.  9,  10;  ebenso  die  herrschende  Meinung 
über  den  Sinn  von  Art.  644  C.  civ.  in  Frank- 
reich; vgl.  Huber,  Wassergesetze  EIsass-Loth- 
ringens  (2.  Anfl.,  1892)  S.  54  ff.,  nebst  Litteratur- 
angaben.  _  Umgekehrt  ist  in  Preussen  die  com- 
mmiis  oinnio  noch  immer  für  die  Annahme  eines 
wahren  Eigentumsrechtes  der  Anlieger  an  dem 
Privatflusse  (oben  S.  782). 


öffentlichen  Flüsse  charakteristische  Eod- 
zessionssystem  in  weitem  Um&mge  auch 
für  die  nidit  öffentlichen  Flüsse  angeführt: 
Zur  Errichtung  und  wesentlidien  Y^&nde- 
rung  von  Be-  (oder  Ent-)wSsserungSBnlageii, 
durch  welche  der  LAuf  des  Wassers  mit 
Wirkung  für  drüte  Grundeigentümer  oder 
Nutzungsberechtigte  gcdiemm^  besdüeonigt 
oder  abgeleitet  wird,  ist  die  Oenehmigimg 
der  Venraltungsbehörde  {des  Bezirksamts) 
erforderlich  (G.  v.  25.  August  1876,  Arft  23 
bis  27).  Im  öffentlichen  Interesse  kann 
jede  WasserbenutzuDg  durch  die  B^^ 
untersagt  werden;  ferner  können  für  alle 
fliessenden  Gewässer,  welche  von  eina 
grösseren   Anzahl   Beteiligter,  namentht^ 

gleichzeitig  von  Wiesen-  und  Werlrabesitzno 
enutzt  werden,  bezirits-  oder  ortspolizei- 
liche Yinschiiftai  über  die  Verteilung  und 
Benutzung  des  Wassers  sowie  Qba  die 
Pflichten  der  Nutzungsberechtiglen  eriasea 
werden,  wobei  jedoch  den  Berechtigten  vat- 
behalten  bleibt,  ihre  auf  besonderen  Tit^ 
des  Privatrechts  beruhenden  An^tritelu  im 
ordentlichen  Rechtswege  geltend  zu  machen 
(Artt.  29,  30).  —  Die  privatrechtlidie  Be- 
grenzung des  Anlic^rrechts  ist  im  wesent- 
lichen dieselbe  wie  im  preussischen  und 
bayerischen  Recht  (oben  S.  782,  784);  bo 
gilt  insbesondere  der  Grundsatz,  dass,  wenn 
gegenüberliegende  Uferstrecken  verschiede- 
nen Eigentümern  gehören,  die  Benutzung 
des  Flusswassers  jedem  zur  Hälfte  gebührt 
(Art.  8),  das  Verbot  des  Rückstans  und  der 
UeberschwemmTmg  fremder  Grundstücke 
(Art.  9  Abs.  1,  2),  die  Verpflichtung,  Be- 
wässerungs-  und  andere  Anlagen  so  zu  er- 
richten und  zu  gebrauchen,  dass  ein  nutz- 
loser Verbrauch  oder  eine  nutzlose  Auf- 
stauung des  Wassers  zum  Na^^teil  andei^ 
eintritt  (Art.  9  Abs.  3). 

Eriieolich  weitergehend  als  die  anal<^ 
Vorschriften  des  Preuss.  PrJFl.G.  und  des 
Bayer.  W.B.G.  (oben  S.  783,  785)  sind  die 
Bestimmungen  des  G.  v.  25.  August  1876 
über  Zwangs  rechte  zu  Gunsten 
Wasserbenutzung  (Artt  lOfL);  insbesondere 
verdient  hervorgehoben  za  werden,  dass 
diese  Zwangsrechte  nicht  nur  der  land- 
wirtschaftlichen, sondan  aiudi  der 
gewerblichen  Benutzung  des  Waseeis 
gewährt  sind. 

Im  einzelnen  gilt:  Besitxer  Tim  BewisM- 
mngs-  oder  Wasserwerksuüaeen  kSanai  fSr 
verbindlidk  erkl&rt  werden,  sich  einer  Zeitbe- 
stimmung für  die  Wasaerbenntzung  ru  anter- 
werfen  oder  ihre  Anlagen  verbessern  za  lassen, 
wenn  dadurch,  ohne  nachhaltige  Beeintrtehä- 
gung  des  Betriebes  der  Anlage,  ein  Wsaser- 
überschuss  erlangt  wird,  der  für  ein  anderes 
Unternehmen  mit  Vorteil  verwendet  werden 
kann  (Artt  13—16},  das  einem  überwiegenden 
tnteresse  der  Xianaeskoltur  oder  der  Indnatrie 
dient.    Unta  derseU>en  Voraossetanag  kann 
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TOB  jedem  Besitzer  tod  im  Wuserbereich  be- 
legenn  OnmdBtttckeo  die  Benntnmg  des  WasserB 
bMBspmcht  werden,  wenn  der  znnacbst  Be- 
rechtigte die  NatKnngr  nicht  ansttbt  Die  TJeber- 
laaaon^  dnes  WauerüberschoBaes  oder  des 
Wassers  QberhaQpt  erfoljit  jedoch  nur  auf  An- 
trag des  Unternehmers,  dem  der  Benntzun&;s- 
berechtigte  widersprechen  kann,  wenn  er  das 
in  Aiupmch  genommene  Wasser  selbst  zar  Er- 
Mäimig  der  LeiatQDgsfthigkeit  seiner  Anlage 
odsr  nur  Errichtn&g  tines  neuen  Untamehmens 
Tenrenden  will,  ta  allen  Hilten  hat  der  Un- 
tcmelmier  angememene  Eatschttdiirang  zu  ge- 
wahren. Das  Verfahren  leitet  die  verwaltungs- 
behQrde,  die  auch  in  GnnanKelong  einer  güt- 
lichen Üebereinknnft  nnter  den  Beteiligten  zu 
entscheiden  hat  (Artt.  14 — 18)  nnd  hierbei,  wenn 
die  Benatznng  von  mehreren  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  demjenigen  den  Vorzug  zn  ge^n 
hat,  dessen  Unternehmen  nach  Lage  der  beson- 
deren Verhältnisse  die  grössere  wirtschaftliche 
Bedeutung  zukommt,  im  Zweifel  einem  Be* 
wfissemngsuntemebmen  vor  einer  gewerblichen 
Anlage  nnd  sodann  demjenigen,  wächer  zuerst 
Hen  Antrag  gestellt  hat  (Art.  20).  Abgesehen 
bierron  geht  das  Oesetz  davon  ans,  dasa  an 
sich  keinem  Berechtigten  wegen  der  Art  der 
Benutzung  ein  Torzüglicher  Anspruch  zustehe; 
Werkbeeitzer  und  Wiesenbesitzer,  Industrie  und 
Landwirtschaft  haben  an  sich  den  gleichen  An- 
ipmch  atif  Schutz  ihrer  Nutzungsrechte  nnd 
unterliegen  den  gleichen,  durch  das  Zusammen- 
treffen mehrerer  Beteiligter  bedingten  Ver- 
pflichtungen; es  haben  sidi  daher,  wo  die 
Torhandene  Wassermasse  oder  das  gegebene 
GefiUe  zur  Befriedigung  aller  Anforderungen 
nicht  reicht,  sfimtlicbe  Beteiligte  nach  freiem 
Ermessen  zu  einigen.  Erat  wenn  dies  nicht 
geschieht,  kann  die  Behörde  durch  Erlass  einer 
Anordnung  Ober  die  Wasserrerteilung  (s.  oben) 
eingreifen. 

b)  Elsass-Lothringen.  Für  dasBeichs- 
land  Elsass-Lothringen  ist  anter  dem  2.  Juli 
1891  des  Gesetz  betreffend  Wasserbenutzung 
nnd  Wanascbutc  erlassen  worden,  welches  dem 
badiscben  Q.  r.  25.  August  1876  in  den  leiten- 
den Gmndgediuikett  nuie  verwandt  nnd  auch 
in  den  Einzelheiten  vielfach  nachgebildet  ist. 
Wie  das  badische,  so  ist  auch  das  elsass-loth- 
ringtsche  Gesetz  ganz  vorwiegend  Verwal- 
tungsgesetz;  es  giebt  (unter  Aufhebung  der 
meisten  noch  aus  französischer  Zeit  herrühren- 
den Specialgesetze  wasaerrechtlichen  Inhalts, 
z.  B.  der  GG.  v.  184B  und  1847,  vgl.  unten  S.  789) 
die  notwendigen  Sffentlichrechtlichen  Ergän- 
zungen SU  den  privatrechtlichen  Waaserrecnts- 
normen  des  C.  cdv.  (Artt  538,  öö6ff.,  640£F.), 
welche  letzteren  mithin  noch  heute  die  gemein- 
■«ame  Grundlage  sowohl  des  badischen  wie  des 
reichslSndischen  Wasserrechtes  bilden.  Aus  dem 
Inhalte  des  G.  v.  2.  Juli  1891  ist  hervorzu- 
heben: An  Wasserläufen  jeder  Art  (also  an 
öffentlichen  wie  an  nicht  öffentlichen  Flüssen) 
bedürfen  diejenigen  Veranstaltungen ,  welche 
gveignet  sind,  den  Lauf  des  Waasers  zu  ver- 
ändern, zn  stauen,  zu  hemmen  oder  zu  be- 
schleunigen ,  insbesondere  alle  Stauanlagen, 
Wasseraoleitangen  und  Wasserentnahmen  jeder 
Art,  sowie  die  Wiederbeaeitigang  und  Abände- 
rung: solcher  Anlagen,  der  Genehmigung  (des 
Bezu^spiisidenten),  welche  unter  Vorbehalt  der 
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Rechte  Dritter  erteilt  wird  und  kraft  Gesetzes 
an  den  Vorbehalt  gebunden  ist,  dass  sie  im 
öffentlichen  Interesse  jederzeit  widerrufen  oder 
beschränkt  werden  kann  (§§  1,  5).  Noch  weiter- 
gebend erklärt  §  2  des  Gesetzes  für  kouzeasions- 
pflicbtig  an  Öffentlichen  (schiff-  oder  flOss- 
baren)  Flüssen  jede  Benatznng  des  Wassers 
oder  Bettes,  mit  welchen  eine  „besondere  Vor- 
richtung" verbunden  ist.  Ausser  dieser  weiter- 
reichenden  KonBessionspflicht  besteht  ein  Unter- 
schied in  der  verwaltuni^grechtliehen  Behuid- 
lung  der  Öffentlichen  und  nichtöffentlidken  Flüsse 
nur  noch  darin,  dass  für  die  Erteilung  der  Ge- 
nebmigung  zu  einer  Anlage  im  StKutliefaeu 
Wasser  eine  Abgrabe  erhoben  werden  kann,  im 
nichtöffentlichen  Wasser  dagegen  nicht  (§  4) 
and  dass  im  Falle  des  Vnderrtifs  oder  der 
Wiedereinschränkung  der  Genehmigung  im 
öffentlichen  Interesse  i«diglich  bei  nicTitMfent- 
lichen  Wasserläufen  eine  Entschädigung  des 
Unternehmers  angeordnet  ist  (§  5).  Die  Ver- 
teilung des  Wassers  zwischen  ntehreren  Berech- 
tigten bezw.  Interessenten  regelt  sieh  zunächst 
nach  den  best^enden  „Ort^biftnehen  oder 
Verordnungen",  anderenfalls  erfolgt  die  im  öffent- 
lichen Interesse  notwendige  Wasserverteilong 
(nach  Mengen  oder  Benntznngszeiten)  durch 
Verordnung  des  Statthalters  (§  9).  Die  für  Be- 
wässerungsanlagen zugelassenen  Zwangsdienst- 
barkeiten  sind  die  typischen:  Zwangsfeitungs- 
recht  nnd  Anschlusszwang  fSr  Stauwerke.  Das 
Zwangaleitungsrecht  am  ^mden  Grundstück 
steht,  nach  näherer  Hass^be  des  Gesetzes 
(§§  11  £f.)  jed^  SU,  der  seinem  Grundstfiok 
zum  Zwecke  der  Bewässerung  Wasser  zuführen 
will,  über  welches  er  zu  verfügen  befugt  oder 
ermächtigt  ist  (art.  588,  641,  644  C.  civ. ;  g  1 
des  G.);  vorausgesetzt,  dasa  die  Anlage  einen 
wesentiichen  landwirtschaftlichen  Nutzen  ge- 
währt und  dass  die  übrigen  im  §  11  des  Ge- 
setzes angeführten  Voraussetzungen  zutreffen. 
Weigert  sich  der  Eigentümer  des  mit  dem 
Zwangarecbt  gesetzlich  belasteten  Grandstücks, 
die  Ausübung  des  Bechts  zu  gestatten,  so  ent- 
scheidet die  Vertraltungsbehörde  Uber  das  Ob 
und  Wie  des  Zwanges ;  Uber  die  Entschädiguugs- 
frage  findet  der  Rechtsweg  stett  (g  15). 

10.  Hesse«.  Für  das  Grossherzogttun 
Hessen  ist  das  Wasserrecht  neu  und  umfassend 
(d.  h.  nach  der  privat-  wie  nach  der  öffent- 
lichrechtlichen Seite  hin)  geregelt  worden  durch 
das  Gesetz  Uber  die  Bäche  nnd  die  nicht  stän- 
dig fliessenden  Gewässer  vom  30.  Juli  1887 
und  das  Gesetz  betr.  das  Dammbauwesen  und 
das  Wasserrecht  in  den  Gebieten  des  Bhein, 
Hain,  Neckar  und  der  Lahn  (d.  h.  der  schiff- 
baren Flüsse  des  Landes)  vom  14.  Juni  1887. 
Das  Bedeutsame  dieser  Gesetzgebung,  insbe- 
sondere des  G.  V.  SO.  Juli  1687  ist  die  Ana- 
dehnung des  Kreises  der  Öffentlichen  Gewässer 
auf  alle  Wasserläufe.  Nicht  nur  die  schiff- 
nnd  äössbaren  Flüsse  (G.  v.  14.  Joni  1887), 
sondern  anch  alle  freifliessenden  nicht  schiff- 
baren und  flössbaren  Flüsse  und  Bäche  sowie 
die  zu  allgemeinen  Zwecken  künstlich  ange- 
legten, nicht  schiffbaren  Wasserläufe  und  Kanäle 
sind  öffentliche  Gewässer  (G.  v.  30.  Juli 
1887,  g  1),  die.  dem  Privateigentum  entzogen 
und,  ohne  Privilegierung  der  Anlieger,  dem 
Gemeingebrauch  unter  Anfsiclit  und  L^tnug 
des  Staates  sur  YeifUgung  gestellt  sind.  Das 
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hesuBche  G.  t.  30.  Joli  1887  ist  das  erste  deut- 
sche Gesetz,  welches  den  in  Italien  seit  langem 
anerkannten  (ohen  S.  780)  und  von  dort  zuerst 
in  das  österreichische,  hesonders  aber  das 
ungarische  Becht  (unten  S.  790,  791)  Über- 
nommenen GrandsatE  der  Publizität  (oder 
^Beffalität"  im  modernen  Sinne)  alles  flies- 
senaen  Wassers  ohne  Rtiduicht  auf  Stfindig- 
keit,  Grosse  nnd  Schiffbarlieit  der  Waaserläute 
ausdrücklich  anerkannt  nnd  hieraus  dann 
namentlich  die  Konsequenz  gezogen  hat,  dass 
alle  wesentlichen  Anlagen  und  Vorrichtungen 
zur  Benutzung  der  Wasserläufe  der  staatlichen 
Genehmigung  bedürfen.  —  Es  muss  jedoch  zu- 
gegeben werden,  dass  der  hiermit  erzielte  Fort- 
sdiritt  gegenüber  Wassergesetzen  wie  dem 
oben  erörterten  badischen  G.  v.  25.  August  1876 
und  dem  elsass-lothringischen  G.  t.  2.  Juli  1891 
ein  wesentlich  formeller,  wenn  man  will, 
ein  theoretischer  ist,  insofern  letst»e  beiden 
Gesetze  doch  bereits  unausgesprochen 
auf  dem  Gedanken  der  Publizität  auch  der 
nichtschiffbaren  Wasserläufe  beruhen;  —  ein 
Privateigentum  oder  doch  ein  dem  Prirat- 
rechte  angehüriges  gesetzliches  Nutzungsrecht 
der  Anlieger  des  nichtöffentlichen  Wasserlaufs 
ist  zwar  anerkannt,  »eine  Ausübung  jedoch  an 
so  eingreifende  öffentlich-rechtliche  Beschrän- 
kungen ^ebundeu,  dass  im  praktischen  Ergebnis 
anch  hier,  in  Baden  nnd  Elsass-Lothmgen 
alles  fliessende  Wasser  „regalisiert",  in  den 
Kreis  der  öffentlichen  Sachen  einbezogen  ist. 

In  ihren  einzelnen  Bestimmungen  lehnt  sich 
die  hessische  Gesetzgebung  von  1887  eug  an 
das  badische  G.  t.  2ö.  August  1876  an,  sodass 
es  nicht  erforderlich  erscheint,  den  Inhalt  dieser 
Bestimmungen  hier  wiederzugeben.  Hervorge- 
hoben sei  nur,  dass  auch  in  Hessen  Landwirt- 
schaft und  Industrie  in  ihren  Ansprüchen  auf 
die  Benutzung  der  Wasserläufe  als  grundsätz- 
lich gleichbeiichtigt  anerkannt  sind.  In  der 
Bemessung  des  Umfangs  der  Zwangsrechte 
zu  Gunsten  wasserwirtsdu^ticher  Unterneh- 
mungen stimmt  das  hessische  mit  dem  badischen 
Becht  gleichfalls  Überein. 

IV. Bewäs Sern Dgsr echt  in  Frank- 
reich und  Oesterreich-Ungarn. 

11.  Frankreich.  Die  mittelalterliche 
Entwickelungsstufe  des  franzüsiaclien  Wasser- 
rechts zeigt,  zum  Unterst^ede  toq  den 
gleichzeitigen  YerhfiltniBsen  Deutschlands 
und  Italiens,  ein  sehr  starkes  Vorwiegen 
der  Feudalitftt  g^nüber  der  Regali- 
tät; die  Gewässer  scheinen  hier  in  viel 
weiterem  ümEange  unter  die  patrimoniale 
Herrschaft  der  Grundherrn  (seigneurs) 
gekommen  zu  sein  als  in  den  genannten 
lAndem.  Im  16.  Jahrhundert  erhebt  sich 
die  kOniglidie  Gewalt  kräftig  auch  gegen 
diesen  Funkt  des  Feudalsystems:  die  Or- 
donnanzen von  1515  und  1566  (Edikt  von 
Houlins)  nehmen  die  schiffbaren  flösse 
als  unveräusserliches  und  unverjährbares 
Kroneigentum  in  Anspruch.  Das  gleiche 
dekretiert  dann  die  Ordonnance  des  eaiix 
et  forGts  Ton  1669  (titr.  27  art.  41):  que 
les  fleuves  et  rivi^res  portant  bäteaux  . . . 


font  partie  du  domüne  de  la  counmne. 
War  hiermit  und  nach  der  streng  üSteat- 
lichrechtlichen  Au^estaltmig  dieses  PriocipG 
im  einzelnen  die  souveräne  Disposition  da* 
Staatsgewalt  Über  die  WasserwiitBch^  da 
schiffbaren  Flfisse  proklamiert,  so  blieb  es 
bezüglich  der  anderen  Wasserlänfe  bdm 
alten,  d.  h.  bei  dem  dominium  und  imperiam  j 
der  Gruttdherren.  Die  Gesetzgebai^  nm 
1789  und  1790  hebt,  wie  alle  übrigen,  so  : 
auch  die  an  den  Gewässern  bestehenden  I 
Feudalrechte  auf  und  setzt,  in  AlAnderusg 
mehr  des  Ausdrucks  als  der  Sache^  an 
Stelle  des  Kroneig^tums  das  Staatseigen-  j 
tum  (domaine  public).  Alle  Gewässer  aba, 
ohne  Rücksicht  auf  Schif fbazkeit  und  Grösse  j 
wurdeu  der  besonderen  Aufsicht  des  Staates  [ 
unterstellt;  den  Verwaltungsbehürden  wird  | 
die  Befugnis  eingerämnt ,  die  Benutzung 
auch  der  nicht  schiffbaren  Wasserläiite  iu 
einer  den  allgemeinen  volkswirtschaftlichei; 
Interessen  entsprechenden  Weise  zu  regeln 
(GG.  V.  22.  Dezember  1789,  6.  Januar  ITiH»  I 
und  vom  12./20.  August  1790).  Ueber  die 
Frage,  wem  nun,  nach  Fortfall  der  Grund- 
hen'hchkeit,  das  Eigentum  an  den  nicht 
schiffbaren  Wasserläufen  zustehe,  schwei^n 
die  Gesetze  von  1789/90,  und  auch  die 
spätere  französische  Gesetzgebung  enthält 
hierüber  ausdrückliche  Bestimmungen  nicht.  .. 
Insbesondere  nicht  der  Code  civü,  dessen 
wasserrechtliche  Normen  oben  bereits  mehr^ 
fach  erwähnt  wiu*den.  Die  napoleoni- 
sche  Kodifikation  erhält  die  Eigenschaft 
der  schiff-  und  flössbfu^n  Wasseraufe  als 
^döpendanoes  du  domaine  public«  ausdrück- 
lich aufrecht  (art.  538),  unterwirft  die 
Quellen  und  geschlossenen  Gewässer  schlecht- 
hin dem  Privateigentum  und  Privatrwhts-  ! 
verkehr  (art.  641)  und  bestimmt  über  die  (in 
Preussen  und  Bayern  »PrivatQüsse;  ge- 
nannten) nicht  schiff-  und  flössbaren  natür- 
lichen Waaserläufe  ina  wesentücheu  nur, 
dass  die  Uferaniieger  das  Becht  haben,  das 
längs  ihrer  üferstrecke  fliessende  Wasser 
zu  ihrem  Vorteile,  insbesondere  zur  Be- 
'wässerung  ihrer  Grondstflcke,  zu  benutzen 
(art  644).  Ob  diese  Natznngsbefngius  ils 
Ausfluss  eines  Eigentumoi^chtes  der  Anli^ 
an  dem  Flusse  zu  denken  sei,  ist  nicht  ge- 
sagt und  in  Tlworie  und  Prüds  lange  Zat 
streitig  gewesen,  bis  ach  (seit  1846)  die 
h(k^sten  Instanzen  der  Rechtsanwendung, 
Kassationshof  und  Staatsrat,  in  bonstant«- 
Praxis  dahin  einigten,  dass  die  Subetaai 
(Wasser  und  Bett)  der  nicht  schiffbaren 
Wasserläufe  jedem  Privateigentum  entw^n.  | 
das  Anliegen-echt  des  art  644  C.  civ.  also 
ein  dem  Privatrecht  angehöriges  gesetzliches 
Nutzungsrecht  an  einer  herrenlosen  Sache 
sei.  Wie  nach  den  deutschen  Gesetzen, 
so  ist  auch  in  Frankreich  die  Ausübung 
dieses  Nutzungsrechts  teils  im  Interesse 
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der  Nachbun  durch  privatrechtiiche  (art. 
645  C.  civ.),  teils  im  Gemeininteresae  durch 
üffenthcüirechtliche  Yorschriften  beschränkt. 
Letztere  sind  auch  heute  noch  hauptsächlich 
in  den  oben  bezeichneten  Gesetzen  von 
1789  und  1790  sowie  in  dem  G.  v.  28. 
November,  6.  Oktober  1791  zu  suchen, 
welche  die  Benutzung  der  nicht  schiffbaren 
WasserlAufe  «ner  im  wesentlichen  diskre- 
tionSrenAuMchts-  und  Folizeigewalt  derYer- 
waltuDgsörgane  {ursprünglich  des  Staats- 
oberhauptes, seit  den  Decentr^sations- 
dekreten  vom  25.  März  1852  und  13.  April 
1861  der  Präfekten)  unterstellen.  Auf 
Grund  dieser  Vollmachten  nimmt  die 
französische  Verwaltung  in  feststehender, 
unangefochtener  Flaxis  znnftchst  das  Becht 
in  Ansxnnch,  die  Benutzung  der  nicht 
schiffbaren  Wa^erJfiufe  durch  Polizeiver- 
(«rduungeD  (r^emeuts)  zu  regeln  und  im 
gleichen  Wege  insbesondere  auch  Be- 
stimmungen über  die  Verteilung  des 
Wassers  an  verschiedene  Inter^senten  eines 
'Wasserlanfs  zu  erlassen.  Ferner  ist  aner- 
kannt, dass  die  Ausübung  des  Anlieger- 
rechtes  an  dem  "Wasserlauf  mittelst  dauern- 
der Anlagen  (Stauwerke,  Wasserableitungen) 
nur  erfolgen  darf  auf  Grand  uud  nach 
3Iassgabe  der  bei  der  Yerwaltungsbeliörde 
iPräfekt)  nachzusucherden  Genehmigung 
(autorisation).  Danach  ist,  wie  nach  den 
neueren  süddeutschen Wassergesetzen  (Baden, 
Hessen,  Elsass-Lothringen),  so  auch  in 
Frankreich  die  vei-waltungsreehtliche  Stellung 
'1er  nicht  schiffbaren  derjenigen  der  schiff- 
baren (fjffentlichen)  Flüsse  praktisch  so  sehr 
angenähert,  dass  eigentlich  nur  noch  ein 
Unterschied  des  Namens,  niclit  der  Sache 
übrig  bleibt:  die  "Wasserableitung  aus  öffent- 
lichen Flüssen,  wie  jede  andere  mittelst 
dauernder  Einrichtungen  erfolgender  Be- 
nutzung derselben  ist  an  die  »concession« 
(des  Staatsoberhauptes,  in  Fällen  untergeord- 
neter Bedeutung  des  Präfekten)  gebunden, 
die  gleichartige  Benutzung  des  schiffbaren 
Wasserlanfs  darf  nur  erfolgen  mit  »autori- 
sation« (des  Frfifekten).  W^ie  die  concession 
ffir  Errichtung  einer  Bewässerungsanlage 
am  Öffentlichen  Fluss  jederzeit  ohne  Ent- 
sdiAdigung  zurückgenommen  werden  kann 
(Block,  dict,  s.  V.  Irrigations,  n.  16),  so 
steht  es  auch  bei  nicht  öffentlichen  Wasser- 
läufen  der  Behörde  zu,  die  autorisierte 
Wasserableitung  im  öffentlidun  Interesse 
wiederum  zu  beschränken  (Üuber,  Wasser- 
gesetze Elsass-Lothrin^ns,  S.  69). 

Zwangsdienstbarkeiten  zu  Gimsten  der 
BewSsserung  sind  in  Frankreich  wie  in 
Dentschland  erst  durch  neuei-e  Special- 
gesetze  einführt  worden,  wobei  hier  wie 
dort  die  italienische  Gesetzgebung  das  Yorbüd 
abgab  (oben  S.  780).  —  Zunächst  wurde 
durch  G.  r.  29.  April  1845  dos  Zwangs- 


leitungsrecht in  folgender  Gestalt  reci- 
piert:  Derjeuige,  welcher  über  fliessendes 
oder  stehendes  Wasser  kraft  Gesetzes  oder 
besonderen  Titels^)  zu  verfügen  berechtigt 
ist,  darf  dasselbe  über  die  zwischen  dem 
Wasserbehälter  (Fluss,  Bach,  Teich)  und 
den  zu  bewässernden  Flächen  liegenden 
fremden  Chaindstücke  leiten  und  es,  soweit 
es  nicht  verbraucht  ist,  durch  andere  Grund- 
stücke auch  wieder  ableiten,  —  beides  g^en 
voi^gängige  Entschädigung  und  mit  der 
Massgabe,  dass  Häuser,  Höfe,  Gärten  und 
Parkanlagen  dem  Zwangsleitungsrecht  nicht 
unterworfen  sind.  Ihirch  G.  v.  11.  Juli 
1847  ist  sodann  der  aus  den  deutschen  Ge- 
setzen bekannte  Anschlusszwang  für 
Stauwerke  eingeführt  worden  (MitbenutzungSr 
recht  des  belasteten  ^Sgentfimers  gegen  ent- 
sprechende Beteiligung  an  den  Kosten  der 
Anlage).  Beide  Zwangsrechte,  Leitungsrec^t 
und  AnschluBszwan^,  sind  durchaus  als  le- 
^servituteu  desFrivatrechtsauf^efosst:  die 
Civilgerichte  haben  (im  summuischen  Ver^ 
fahren)  nicht  nur  über  die  Entschädigungs- 
frage, sondern  auch  Über  die  Einräumung 
und  Ausübung  des  Zwangsrecbts  selbst  in 
quali  et  quanto  zu  entscheiden ,  falls  sich 
Berechtigter  und  Belasteter  nicht  einigen 
und  der  erstere  auf  seinen  AnsprO<^en  De- 
steht. 

Ueber  genossenschafthehe  Bewässerungen 
nach  französischem  Recht  vgl.  den  Art. 
Wassergenossenschaften. 

12.  Oesterreich.  Nach  langjährigem 
erfolglosen  Bemühen  (vgl.  dan\ber  Rauda, 
österreichisches  Wasserrecht,  wo  auch  die 
frühere  Rechtsentwickelung  eingehend  dar^ 
gestellt  ist)  ist  es  in  Oesterreich  gelungen, 
eine  die  privatrechtüche  wie  die  pubhzis- 
tische  Seite  der  Materie  umfassende  Kodi- 
fikation des  Wasserrechts  zu  stände  zu 
bringen  in  Gestalt  des  Reichsgesetzes 
vom  30.  Mai  1869  (dazu  zwei  Novellen  vom 
30.  Juni  1884),  welches  durch  17  inhaltlich 
und  in  grossen  Partieen  auch  wörtlich  über- 
einstimmende Landesgesetze  Über  Be- 
nutzung, Leitung  und  Abwehr  der  Gewässer 
ergänzt  wird.  Die  Verteilung  des  Gesamt- 
Stoffes  dieser  Gesetzgebung  unter  die 
Reichs-  und  Jjandesl^slative  hatte  nach 
Massgabe  des  Staatsgmndgesetzes  vom  21. 


')  d.  h.  unmittelbar  oder  mittelW  auf 
Grund  des  bestehenden  Rechts.  Neue  Eigen- 
tuDB-  oder  Nutzungsrechte  am  Wasser  haben 
die  GG.  von  1845  und  1847  nicht  geschaffen. 

Nämlich  die  Gesetze  für:  BUhmen,  Görz 
and  Ciradisca,  Istrien,  Kärnten,  Mähren,  Oester- 
reich ob  der  Enns,  Oesterreich  ii.  d.  E.,  Salz- 
burg, Schlesien,  Tirol,  Triest,  Vorarlberg,  — 
diese  sämtlich  v.  28.  August  1870;  —  Steier- 
mark (18.  Jannar  1872),  Krain  [lö.  Mai  1872), 
Bukowina  (6.  März  1873),  Dalmatien  (9.  März 
1873)  und  Galizien  (14.  März  1873). 
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Dezember  1867  zu  erfolgen,  -wonach  die 
allgemeine  Civilgesetzgebung  Reichsange- 
legenheit, die  Landeskulturgesetzgebimg  da- 
gegen vorzugsweise  Landesangelegenheit  ist. 
Demzufolge  enüiält  das  Reichswasaergesetz 
vom  30.  Mai  1869  im  wesentlichen  nur  all- 
gemeine Norman  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Gewässer,  namentlich  über  ilire  Ein- 
teilung und  ihre  Benutzung ,  sowie  die 
Hauptgrundsätze  über  die  Zwangsrechte. 
Die  weitere  Ausgestaltung  aller  dieser 
Grundsätze  durch  Vorschriften  des  Privat- 
und  flffenthchen  Rechts  im  Sinne  einer 
allseitigen  Fr)rdenmg  der  volksiÄTrtschaft- 
lichen  Interessen  und  insbesondere  des 
Landeskulturinteresses  ist  der  Landesgesetz- 
gebung vorbehalten.  —  Das  R.G.  v.  30. 
Mai  1869  stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze, 
dass  alle  Gewässer,  f  Hersende  und 
stehende,  flff entliches  Gut  sind,  soweit 
sie  nicht  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  oder 
besonderer  I*rivatrecht8titel  jemandem  (d.  h. 
einer  Privatperson)  zugehOren.  Also  Publi- 
zität (>R^;alität&)  aller  natürlichen  Wasser^ 
Vorräte,  sofern  sie  das  Gesetz  nicht  dem 
Sondereigen  überweist.  Die  wichtigste 
»üeberweisung«  tlieser  Art  bezieht  sich 
auf  die  Frivatgewässer  im  eigentlichen  Sinne 
(geschlossene  Gewässer),  d.  u.  auf  lUe  unter 
dem  Grundstück  enthaltenen  und  aus  dem- 
Kelben  zu  Tage  quellenden,  femer  die  auf 
dem  Grrundstück  aus  atmf>si>härischeD  Niedei^ 
Schlägen  sich  sammelnden  und  die  In 
Brunnen,  Teichen,  Cisternen,  Behältern  oder 
zu  Piivatzwocken  anpfclegten  Gräben  und 
Röhren  enthaltenen  Wässer  nebst  ihren  Ab- 
flüssen bis  zum  Erguss  iu  ein  fremdes 
Privat-  oder  ein  öffentliches  Gewässer.  Alle 
diese  AVa.s.servorräte  sind,  wie  anderwärts,  so 
auch  in  Oesterreich  »portio  fundi«,  sie  gehören 
dem  Onindoigentüraer.  PUessende  Frivatge- 
wässer (z.  B.  künstliche  Gräben )  gelten,  soweit 
nichts  anderes  nachgewiesen  ist,  als  Zubehör 
derjenigen  Gnuidstücke,  zwischen  welchen  sie 
fliessen  und  zwar  nach  Sfassgabe  der  Ufer- 
länge eines  jeden  Gnmdstückes.  Der,  dem 
hiernach  ein  Privatgewässer  gehört,  kann 
dasselbe,  unbeschadet  der  durch  besondere 
Rechtstitel  begründeten  Ausnahmen ,  für 
sich  und  andere  nach  Belieben  gebrauchen 
und  verbrauchen ;  bei  flicssenden  Gewässern 
unter  den  durch  die  Rechte  der  übrigen 
Nutzungsberechtigten  sowie  durch  die  aus 
dem  Zusammenhange  und  der  Uneutbehr- 
lichkeit  des  Wassere  bedingten  Beschrän- 
kungen. Der  A'ei-fügung  i  m  Ye  r  w  al  t  u  n  g  s- 
wege  wii-d  vorbeluUteu ,  dass  bei  fliessen- 
den Privatgewässern  derjenige,  der  das  ilmi 
gehörige  Wasser  nicht  selbst  nutzt,  dasselbe 
anderen ,  die  es  nutzbringend  verwenden 
können,  ^egeu  Entschädigung  überlässt  und 
dass  Besitzer  von  Liegenschaften  die  Be- 
gründung von  Dienstbükeiten  gegen  Ent- 


schädigimg zu  dem  Zwecke  gestatten,  dass 
anderen  gehöriges  Wasser  von  einer  G^nd 
nach  einer  anderen  über  ihren  Grund  und 
Boden  geleitet  und  daselbst  die  zu  dieser 
Leitung  erforderlichen  Anlagen  errichtet 
werden,  wenn  sie  nicht  die  Abtretung  des 
zu  belastenden  Grundstückes  an  den  Ünter- 
uehmer  vorziehen,  in  welchem  Falle  dieser 
zum  Ankauf  verpHichtet  ist. 

Die  LandeBgesetze  schreiben  nberein- 
stimmend  vor,  duu  jede  Benntznng  der  Gffent- 
liehen  Gewässer  mittelst  besonderer  Torrich- 
tnogen  and  Anlagen  sowie  ttberliaupt  die  Er- 
richtung Ton  Anilin,  welche  auf  die  QaaliUt. 
die  Quantität,  das  Niveau  oder  den  Lauf  <lea 
Wassers  Einfluss  nehmen  oder  die  Ufer  verän- 
dem  können,  der  Bewilligung  der  Ver- 
waltungsbehörden (d.  h.  der  Bezirkshaapt- 
mannschaft,  bei  schiffbaren  Flüssen  der  politi- 
schen LandesbehOrde)  bedarf.  In  der  Bewilll- 
gungsurkhnde  sind  der  Ort,  das  Mass  nnd  di^ 
Art  der  Wasserbenntzung,  bei  Stanwerken  such 
der  erlaubte  hSchste  nnd  niedrigste  Wasser 
stand  zu  bestimmen.  Das  von  der  Behörde  zn 
bestimmende  Mass  der  Wasserbenatzang  ricbut 
sich  einerseits  nach  dem  Bedarfe  des  Bewerbers, 
andererseits  nach  dem  (über  das  bisherige  Be- 
dürfnis der  Wasserherechtigt^n)  Torhanrtenen 
Wasseriiherschnsse.  Bei  Erteilung  einer  nenpn 
Bewilligung  sind  zunächst  die  rechtmässig«: 
Ansprüche  m  Bezug  auf  schon  bestehende  An- 
lagen aicherzuatellen  und  erst  dann  die  neaeii 
Anspräche  nach  Thnnlicbkeit  zu  befriedigea 
Kommen  neue  Unternehmungen  mit  alten  oder 
bestehende  Unternehmungen  unter  sich  jtga 
eines  Wasserüberschnssea  in  Widerstreit ,  so 
gebührt  derjenigen  Unternehmung  der  Vorza?. 
welche  von  Überwiegender  Wichtigkeit  fBr  die 
Volkswirtschaft  ist  (ob  das  Unternehmen  ein 
landwirtschaftliches  oder  industrielles  ist,  marlii 
keinen  Unterschied).  Im  Zweitelsfalle.  d.  h. 
beim  Zweifel  darüber,  welcher  Untemehmnnf 
die  überwiegende  volkswirtschaftliche  Bedeatong 
znkommt,  ist  das  Wasser  nach  Billigkeit, 
namentlich  durch  Festsetzung  von  Benatznngs- 
zciten,  zu  verteilen.  —  In  denselben  Formen 
und  demselben  Verfahren  wie  die  BewUliifiuis 
zur  Benutzung  ö^entlicher  Gewässer  erfolgt 
auch  die  reichsgesetzlich  (s.  oben)  vorgesehene 
Verleihuue  des  dem  Eigentümer  entbehrlichen 
und  von  ihm  nicht  benutzten  PrivatwuMers  an 
einen  anderen.  Auch  die  allgemeinen  BestiiB- 
mungen  des  Keichsgesetzes  über  Zwangs* 
rechte  sind  durch  die  Landesgesetze  näner 
aus^fUhrt  worden.  Nach  den  üMreinstimmen- 
den  Vorschriften  der  letzteren  stehen  dieZvangi- 
rechte  jedem  Bewfiaspmn^ntAmelunen  m. 
dessen  Errichtong  äberwiegende  Vwteile  ftlr 
die  Volkswirtschait  erwarten  lässt.  Die  Zwings- 
rechte sind  nicht  einzeln  bezeichnet,  Tielnehr 
ganz  allgemein  gesagt,  dass  die  für  die  zweck- 
mässige Ausführung  des  Unternehmens  erfopler- 
liehen  Dienstharkeiten  zur  Zu-  und  Ableitung 
des  Wassers  sowie  zar  Errichtuuff  von  Anlagen 
(Stauwerke,  Schleusen  u.  dgl.)  auKrlegt  wemeü 
können  Vorgän^ge  Entschädigung  ist  Be- 
dingung; behaute  Flächen,  HofirSnme  und  Oirten 
sind  von  den  Servituten  gesetzlich  befrdt.  Dis 
Auferlegung  der  Servituten  erfolgrt,  nach  der 
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mchflgesetzUcheu  Yonchrift,  durch  Y erwal- 
tnnf^eakt. 

Ein  weitreichendes  Entei^Dun?srecht 
zu  Gunsten  wasserwirtschaftlicher  Untemeh- 
uangen  (BewSsseningen,  Entwässerungen  u.  a.) 
iat  gewährt  durch  4as  Reichsgeaetz  betretTend 
die  Förder^^  der  Landeskultur  auf  dem  Ge- 
biete des  'Wasserbaues  TO{tt  30.  Juni  1884. 
Datin  ist  u.  a.  bestimmt,  dass,  wenn  eine  Be- 
wSssening  von  Gmodstficken  ohne  ffBnzliche 
oder  teilweise  Entziehung  eines  zu  anderen 
Zwecken  rechtmässig  benatzten  öffentlichen 
Gewässers  nicht  oder  nur  mit  unverhältnis- 
mässigem  Aufwände  erzielt  werden  könnte,  uud 
dem  Unternehmen  eine  nachweislich  anzweifel- 
baft  höhere  wirtechaftliche  Bedeutung  als  der 
zu  entziehenden  anderweitigen  Wasserbenutzung 
zukommt,  diese  Entziehung  im  Verwaltungs- 
wege verfügt  werden  kann,  soweit  sie  zur 
zweckmassigen  Ausführung  der  Bewässerung 
erforderlich  ist.  Einzelnen  Besitzern  kann  die 
Entziehung  jedoch  nur  unter  der  Yoraussetznng 
zugestanden  werden,  wenn  durch  eine  auf 
Kosten  der  Unternehmer  auszuführende  Aende- 
rang  der  bisherige  Nutzeffekt  ungeschmälert 
erhalten  und  für  den  mit  dieser  Aenderung 
etwa  verbundenen  Mehraufwand  Entschädigung 
geleistet  wird.  Zu  Gunsten  einer  Wasserge- 
nossenschaft dagegen  (s.  d.  Art.  Wasserge- 
nossenschaften kann  sowohl  die  teilweise 
Entziehung  ohne  diese  Einschränkung  als  auch 
die  ^nzliche  Entziehung  des  Wassers  gegen 
Entschädigung^  stattAnden. 

13.  rngnrn.  Die  geltende  Kodifikation 
des  nnguischen  Wasserrechts  —  Gesetzartikel 
SXUI  r.  14.  Juni  1886  —  beruht  im  ganzen  auf 
denselben  GnmdaBschannn^pen  wie  das  Reichs- 
und  Landesrecht  Cisleithaniens.  Auch  in  Ungarn 
stehen  nur  geschlossene  Gewässer  („Grewässer, 
welche  ans  Quellen,  Grandwässern  und  Nieder- 
schlägen entstehen")  sowie  künstliche  Wasser- 
leitungen im  Eigentum  und  Yerfilgungsreeht 
des  Grundbesitzers.  Bei  allen  anderen,  nament- 
lich also  bei  den  fliessenden  Gewässern,  ist  zn 
unterscheiden  zwischen  Bett  und  Wasser.  Das 
Bett  des  Wasaerlanfs  steht  im  Privateigentam 
der  Anlieger  (und  zwar  als  untrennbarer  Be- 
standteil der  UfeivrundstUcke),  Uber  das  Wasser 
aber  verfOft  die  Behörde  (§S  6, 10, 18  des 
Gesetzes).  Dieses  Frincip  ist  dann  in  der  Weise 
ausgestaltet,  dass  die  Nutzung  des  Flnssbetts 
durch  den  Eigentümer  nur  unbeschadet  der 
Wasserbenatzung  sowie  unter  Einhaltung  der 

Solizeilicfaen  Vorschriften  erfolgen  darf  und 
ass  für  die  Benutzung  des  Wassers  selbst  die 
Torgängige  BewUIiguoff  der  Verwaltungsbehörde 
erforderlich  ist.  In  der  Handhabung  dieses 
ihres  Yerfügungsrechts  Über  alles  fliesseade 
Wasser  sind  die  Verwaltungsbehörden  sehr  frei 
gestellt;  das  Gesetz  giebt  im  wesentlichen  nur 
folgende  IHiektiven :  Bei  BewUHgnng  von 
Wassematzungen  soll  das  in  volkswirtschaft- 
licher Hinsicht  wichtigere  Interesse  massgebend 
sein.  Die  Landwirtschaft  geuieast  im  allge- 
meinen keinen  gesetzlichen  Vorzug  vor  der  In- 
dustrie. Bei  Unternehmungen  von  gleicher 
wirtschaftlicher  Bedeutung  hat  der  Uferbe- 
aitzer  das  Vorrecht,  nach  ihm  kommt  der  zur 
Vnterhaltung  des  Wasserlaufs  beitragende  Be- 
sitzer und  erst  nach  diesem  folgen  andere  Grund- 


eigentümer. Ceteris  paribus  hat  der  Eigen- 
tümer des  höher  liegenden  Grundstückes  den 
Vorrang  vor  dem  Unterlieger.  Das  Wasser- 
reguliemngs-  und  Entwässeningsinteresse  ist 
dem  BewässernngBinteresse  vorangestellt:  für 
Unternehmungen,  welche  den  ersteren  Interessen 
dienen,  kann  die  Bewillignng  erteilt  werden, 
selbst  wenn  durch  die  bewüligten  Unterneh- 
mungen bestehende  Bewässenmgs-  (und  andere 
Wasserbenutzungs-)anlagen  eingeschränkt  oder 
eingestellt  werden  müssen  (§  29;  Entschädi- 
gungsanspruch !).  Für  Bewässerungen  kann 
das  einem  industriellen  Unternehmer  zur  Nutzung 
verliehene  Wasser  unentgeltlich  in  Anspruch 
genommen  werden  allwöchentlich  von  Sonnabend 
abends  9  bis  Kontag  frtth  3  Uhr,  wobei  Be- 
dingung ist,  dass  die  Wass^vntnahme  mittelst 
Ordnung  smt^siger,  daneruder  Yorrichtun^n  er- 
folgt und  dass  die  Oeffnung  und  Schliessung 
der  Schleusen  und  Stauanlagen  einem  beson- 
deren Aufseher  übertragen  vnrd.  Weitergehende 
Beschränkungen  industrieller  Wassemutzungen 
zu  Gunsten  neuer  Bewässerungsanlagen  können 
nur  auf  mindestens  30  Jahre  ge^en  Entschädi- 
gung des  Benachteiligten  bewilligt  wei-den. 
Kann  durch  Umgestaltung  bestehender  Wasser- 
benutzungsanlagen ohne  Gefährdung  des  nr- 
sprflnglichen  Unternehmens  ein  WasserOberschnss 
erzielt  werden,  so  kann  die  Bewilligung  zur 
Benutzung  dieses  Ueberschnsses  erteilt  werden, 
wenn  der  Antragsteller  die  Umgestaltung  auf 
eigene  Kosten  zu  bewerkstelligen  und  den  Be- 
sitzer der  ursprünglichen  Unternehmung  für  alle 
Nachteile  zu  entschädigen  sich  bereit  erklärt 
(§§  30—32).  Bewilliguugen  zu  Wasserbe- 
nutzungen künnea  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit 
nnd  höchstens  auf  50  Jahre  oder  bis  auf  belie- 
bigen Widerruf  erteilt  werden.  Im  Falle  der 
Erneuerung  abgelaufener  Konzessionen  haben, 
wenn  nicht  widiti^ere  volksTiirtachaftiiche  In- 
teressen die  Bewilligung  zu  anderen  Zwecken 
fordern,  die  bereits  bestehenden  Anlagen  das 
Vorrecht.  Im  Falle  eintretenden  Wassermangels 
hat  unter  den  zur  Wassemutzung  Berechtigten 
der  Inhaber  des  älteren  Rechts  den  Vorzug, 
und  unter  gleichen  Verhältnissen  rauss  der  zu- 
rücktreten, dem  das  Wasser  nach  dessen  natür- 
lichen Abflussverhältnissen  zuletzt'  zufliessen 
würde  (§§  33,  34).  Das  Wasserbenutznngsrecht 
ist  in  der  Regel  dinglich,  kann  aber  auch  einer 
bestimmten  Person  eingeräumt  werden.  Das- 
selbe erlischt  mit  dem  Ablauf  der  Frist,  für  die 
es  erteilt  worden,  oder,  bei  widerruflich  be- 
willigten Rechten,  mit  dem  Widerruf;  ferner 
wenn  die  Anlagen  in  der  bestimmten  Zeit  nicht 
fertig  werden,  oder  wenn  das  Unternehmen 
während  dreier  Jahre  ruht  (§§  3ö,  36).  —  In 
Bezug  auf  Z wangadienstbarkeiten  [Lei- 
tungsrecht, Anachlusszwang  für  Stauwerke  u.  s  w.) 
zu  Gunsten  wasserwirtschaftlicher  Untemeh- 
mnngen  gelten  fthnliche  Beatimmnn^n  wie  im 
Osterreichischen  Rpcht  doch  sind  die  einscUS- 
gigen  Vollmachten  der  Verwaltungsbehörden 
noch  etwas  weiter  und  allgemeiner  ^efasat  als 
in  Oesterreich ;  namentlich  ist  die  administrative 
Verleihung  der  Zwangsrechte  nicht  wie  dort 
(und  nach  den  meisten  deutschen  Gesetzen)  an 
den  Nachweis  des  „Uberwiegenden  volkswirt- 
schaftlichen Interesses"  gebunden.  Auch  in  der 
Zulassung  der  Expropriation  bestehender 
Wasserbenutznngsrechte    zu    Gunsten  neuer 
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Unternehmniigeii  iet  den  Behörden  ein  sehr 
freies  Ennessen  gewährt. 


Uttentnr:  Jfonographüche  Arbfil^n  ffhlen,  das 
BewäaamiHgwrtrkt  itt  ahfr  in  /tut  allen  Dar- 
Heilungen  dea  Wattrrreehta  beraekaicktigt.  Zu 
vgl.  tunächH  die  vaMerrrchtliehen  AbaehnitU 
der  Lehr-  und  Handbücher  des  VennUtungi- 
reehU  (lA>mtng ,  Lehrb.  d.  deuUchen  Ver- 
v<üiungtTechU,  1884,  S.  S7Sß:,  G.  Meyer. 
Lehrb.  d.  deutschen  VencaltungBreekl»,  S.  Aufi 
189S,  I,  S.  SlSff.)  und  det  DeuUcken  Prirat- 
reehU  (Stobbe,  Beaelev,  v.  Rothf.  —  Frrtter 
die  Am.  nBewätterungv  in  v.  Stengels  WSrter- 
huek  d.  deuttchen  Venrallitngsrechlt  fHermem} 
nnd  vBewStaerungaanUtgeni  toicie  nWauerbe- 
nttltunga  in  HolUendorffm  Reckitlexikon 
(Sehenkelf.  —  Ton  aUgtuieiner  Bedeutung 
auch  Baumert,  Die  Umulän^iehkeit  dw  be- 
tUkenden   WoMergesetie  in  DeuUchUtnd,  1876. 

Zu  den  einzelnen  Abtcknilten  der  obigen  Dar- 
»tellung  itt  autter  den  im  Text  citierten  Sehrt/- 
len  zu  vgl.:  Zu  S  und  4:  Endemann,  Da* 
ländliche  Wasterrechl,  Kufsel  1862.  —  Zu  5: 
IHoniaotti,  delle  territü  delte  acque,  Torino 
1868.  —  Pactfl^l-Mazx<mif  itliiuzioni  di  Di- 
Tttto  eiväe  Jialiano,  II,  f^rense  1867,  Nr.  172 ff. 

—  BomagnoH,  AbhantUung  ronWtuseHeitungt- 
rechi,  deuttek  von  M.  Xtebuhr,  Balle  I840.  — 
Glaas,  Wat»errechtliehe  (ietebgämng,  AUenburg 
1856,  S.  S9ff.  —  Zu  6:  Lette  u.  v.  Boenne, 
Landetkulturgetettgcbung,  IF*  S.  ■576ff.  —  Xte~ 
herdlng-Frank,  Wneserrecht  und  Watterpolizei 
im  preutsisc/ien  .Staate,  S.  Auß.,  Bretlau  Ifigg. 

—  Entwurf  einet  pretttti^rhen  Watnergenelzet 
tarnt  Begründung,  Berlin  18'J4.  —  Zu  7:  von 
Poezlf  Die  bayerischen  Wattergetelie  von  1832, 
t.  Ai^.,  Elbingen  1880.  —  Zu  8:  BUsmann. 
Dai  Waaierrecht  imch  Gem.  «.  Kgl.  gächi.  Jtecbt, 
Dresden  187S.  —  Zti  Sehenkel,  Da*  badi- 
sehe  Waetcrreckt,  KarUruhe  1877.  —  Jaeob 
und  Fecht,  Das  elsatt-tothr.  Getetz  Ubtr  Wauer- 
benul2ung  und  Wasserschutz  etc.  —  Huber, 
Die  Wassergeietze  Elsats-Lolhringent,  S.  Aufl., 
1892.  —  Zu  10:  Zeller,  Dat  hessische  Wasser- 
recht.  —  Zu  11 :  David,  Truite  de  t<t  legislation 
et  de  la  pratique  des  cottrt  d'eati,  S*  ed.,  IS45. 
—  Block,  dictionimire  de  l'adminittration  fran- 
{aüe,  4*  edit.,  1898,  »«  ncourt  d'eau«,  nlrrign- 
lionu.  —  Zu  12  und  IS:  Randa,  Österreichi- 
tehet  WoMserreeht.  Q.  Anaehütz. 


der  Schriftsteller  italienieeber  Natiounlittt  be* 
kondet,  woimu  Ungereimtheiten  der  Art  sich 
ergeben,  dass  t.  B.  Beccaiü  nnd  Verri  ais 
Gründer  des  Indnatriesyatems  bezeichnet  werden, 
welches  Adam  Smith  von  ihnen  tibemommen 
haben  soll.  Das  Wertvollste  im  zweiten  (the<H 
retiBchen)  Teile  ist  Bianrhinis  rein  didaktische 
Behandlung  wirtschaftlicher  Grnndbegriffe  als 
Prodoktion,  Arbeü,  Eigentnm,  Kapital,  Wert, 
Reichtum  etc.  etc.,  das  besonders  Charakteris- 
üsche  in  dem  zweiten  Teile  sind  diejenigen 
Stellen,  in  denen  der  spätere  Minister  schon 
den  vollendeten  Staatsmann  zeigt,  der  sein 
Lrtell  Torsichtig  abwägt,  um  die  Harmonie 
zwischen  den  Wirtschaftsgesetten  nnd  den 
Forderungen  and  Aufgaben  der  inneren  Politik 
nicht  zo  gefährden ,  in  denen  er  mit  Hilfe  des 
Relativitätsprincips  es  geschickt  vermeidet,  Uber 
Mono-  oder  Bimetallismus,  über  das  Bevölkemngs- 

Sroblem,  über  die  Agrarfrage  und  die  verscSe- 
enen  Giitersysteme  etc.  seiner  aubiektivea  Mei- 
nong  einen  klaren  Ausdruck  zu  geben,  was  ihm 
bei  Behandlung  wirtschaftlicher  Tagesfragen 
nur  einmal,  wo  er  fUr  freie  Bewegung  des  Ge- 
treidehandeJs  eintritt,  nachzorühmen  ut. 

Bianchini  verOfTentlichte  von  hervorragenden 
staatswissenschaftlicfaen  Werken  in  Bn^förm* 
Principj  del  credit©  pabblico  (Palermo)  1831.  — 
Scienza  del  bene  vivere  sociale  e  della  economia 
deffli  Stati,  Palermo  1836;  dasselbe  in  nener 
bedeutend  erweiterter  Bearbeitung  in  2  Teilen 
(„storica  e  preliminare  dottrinale"  und  „principj 
della  scienza"),  Palermo  und  Neapel  1845—1855; 
dasselbe  in  französischer  L'ebersetzung  fNeapel 
und  Paris)  1867.  —  Storia  delle  fiuauze  di 
Napoli,  3  Bde.,  Neapel  1834—36.  —  Storia  eco- 
nomica-civile  di  SicUia,  2  Bde.,  Neapel  1841.  — 
Sutle  riforme  dogani^  della  Gran  Bretagna 
(1843)  [nach  Cobdens  Urteil  die  beste  Arbeit 
über  diesen  GeffenstandJ. 

Vgl.  über  Bianchini :  Romagnosi,  opere,  vol. 
VI,  p.  1,  Mailand  1845.  —  Boccardo  im  „DizicK 
nario  dell'  economia  politica".  —  Montanari, 
Contributo  alla  storia  della  teoria  del  ralore 
negli  scrittori  Italiani,  Mailand  1889  (darin  u.  a. 
eine  Besprechong  der  Werttiieorie  Bianchinis). 

lAppefU 
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Bianchini,  LadoTlco, 

geb.  11.  VIII.  isas  zu  Neapel,  gest.  ebendaselbst 
am  10.  VI.  1871.  Im  Juni  des  Jahres  1859  Über- 
nahm er  das  Portefeuille  des  Ministers  des 
Innern  und  der  Polizei  im  Königreich  beider 
Sicilien  nnd  einige  Monate  später  die  Professur 
der  politischen  Oekonomie  au  der  Universität 
Neapel. 

Sein  bedeutendstes  Werk  .Sdeuza  del  bene 
vivere  sociale"  etc.  enthält  in  seinem  ersten 
(geschichtlichen)  Teile  eine  intemation^e  Litte- 
rärgeschichte  der  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie, welche  eine  strenge  Kritik  iu  der 
Auswahl  der  aufgeführten  Autoren  vermissen 
Iftsst  und  welche  femer  eine  die  Wahrheit 
trübende  Voreingenommenheit  für  die  Verdienste 


1.  Allgemeines.  Einteilung  der  B.   2.  Stand 
I  der  öffentlichen  B.  in  Deutschland  und  anderen 
Kulturländern.   3.  Beziehungen  des  Staates  zu 

den  B- 

1.  Allgemeines.    EinteOnng^  der  B. 

Unter  Bibliotiieken  versteht  man  nach  der 
Herleitimg  des  Wortes  Niederlagen,  d.  h. 
Sammlungen  von  Büchern.  Da  es  sich  hier- 
bei natürlich  nicht  um  zufällig  zusammen- 
gebrachte Bücher  handeln  kann,  sondern  ein 
Zweck  des  Saramelos  vorausgesetzt  werden 
muss,  so  ergiebt  sich  Erhaltimg  und  ii:gend 
eine  Bestimmung  der  Bücher  von  vornherein 
als  mit  dem  Begriff  einer  Bibliothdc  ver- 
bunden. —  Eine  Gruppierung  der  ver- 
schiedenen Bibliotheken  ergiebt  sich,  am 
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natürlichsten  auf  Grund  der  verschiedenen 
BeeitzverhAltnisse,  von  denen  ja  regelmSssie 
auch  ihre  verschiedene  Bestimmung  nnd 
Aui^abe  abhängt  Danach  zerfallen  sie 
zunächst  in  Privat-  und  Öffentliche 
Bibliotheken.  Unter  ersteren  sind  auf 
der  einen  Seite  die  reinen  Privat-  (etwa 
Personal-)  und  die  Familieubiblio- 
theken,  auf  der  anderen  die  Qeschfifts- 
bibliotheken,  welche  zum  Verleihen,  aber 
auch  zum  verkauf  von  BGchem  bestimmt 
sind  und  wie  unsere  Leihbibliotheken 
oder  z.  B.  Hudie's  Select  Library  in 
London  den  Namen  BihüothekEoi  fOhren,  zu 
unterscheiden.  Die  Familienbibliotheken, 
häufig Majoratsbibliotheken,  befinden 
sich  meist  im  Besitz  adelig  Geschlechter; 
England  und  Oesterreich  sind,  entsprechend 
den  grossen  dort  im  Besitz  einzelner  Fa- 
milien befindlichen  Vermögen ,  vor  allem 
reich  an  bedeutenden  Büchersammlungen 
dieser  Art  In  letzter  Zeit  sind  solclie 
übrigens  im  Rückgang  begriffen.  Höchst 
■wertvolle  Bibliotheken,  vi-ie  die  des  Lord 
Ashbumham,  des  Lord  Hamilton,  des  Earl 
of  Sunderland,  Earl  of  Crawford  «nd  Earl 
of  Jersey,  die  Syston  Park  Library,  die  des 
Mr.  Mich.  Wodhull,  des  Grafen  de  Lignerolles 
(Paris),  des  Freih.  v.  Nostiz  auf  Lobris 
(Schlesien)  und  des  Grafen  Paar  (Wien)  sind 
während  der  letzten  Dezennien  verauktioniert, 
andere  wie  die  fürstlich  Starhembei^sche  aus 
Efferding  (in  Oesterreich)  im  ganzen  ver- 
kauft worden;  die  grösste  Handschriften- 
sammhmg.  die  ein  Privatmann  vielleicht  je 
zusammengebracht  hat,  die  des  Sir  PhiUipps 
zu  Cheltenham  in  England,  ist  gegenwärtig 
—  in  der  zweiten  Generation  —  bereits  in 
der  Auflösung  begriffen.  Die  günstige  Ent- 
wickelung  der  ööentlichen  Bibliotheken  macht 
zur  Zeit  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Privatbibliotheken  universalen  Charakters, 
deren  Hauptblüte  ins  18.  Jahrhundert  fällt, 
entbehrlich;  vor  allem  aber  konkurrieren 
jene  zu  stark  beim  Ankauf  ■wert\-oller  Druck- 
und  Handschriften,  wodurch  die  Liebhaberei 
büchersammelnder  Privatpersonen  zu  sehr 
verteuert  wird.  —  Die  Gliederung  der 
tiffentlichen  Bibliotheken  ist  zum  Teil 
in  verschiedenen  Ländern  verschieden,  inso- 
fern manche  Behörden  und  Körperschaften, 
die  in  einem  Lande  von  grosse  Bedeutung 
sind,  in  einem  anderen  gar  keine  Rolle 
spielen.  Von  solchen  besonderen  Verhalt- 
nissen abgesehen,  sind  zunächst  zu  unter- 
scheiden :  a)  Nach  der  politischen  Einteilung 
Landes-,  Provinzial-  (bezw.  ständische)  und 
Stadtbibliotheken.  Zu  letzteren  zählen  auch 
die  Gemeinde-  und  VolksbibUotheken  sowie 
neuerdings  die  Lesehallen  oder  Büi^er- 
bibliotheken,  eine  2^achbildung  der  englischen 
und  amerikanischen  Public  Libraries, 
b)  Nach  wissenschafüidien  Centren  bezw. 


!^duDgsviBtalten  Akademie-,  Universitäis- 
und  Schulbibliotheken  verschiedener  Art 
In  diese  Abteilung  gehören  als  Reste  aus 
einer  früheren  Zeit,  in  der  andere  Anstalten 
für  die  Sammlung  und  Erhaltung  von 
Büchern  sorgten,  die  Kloster-,  Stifte-  und 
KirchentHbliotheken.  c)  Nach  Körpersdbaften 
anderer  Art  (Behörden  u.  dei^L)  entsprechende 
Fachbibliotheken,  wie  die  der  I^uiamente, 
Gerichte,  Statistischen  Bureaus  etc. 

8.Sta]idder5ffentlicheBB.inDeiitBO]i- 
laad  und  anderen  Knltnri&ndern.  A. 
Deutschland.  DiraesBeic^  hat  wohl  die 
grCeste  Zahl  ansehnlicher,  vom  Staate  untere 
haltener  Bibliotheken.  Die  grosse  Zahl  selb- 
ständiger Staaten  begünstigte  in  hohem  Masse 
die  Begründung  und  Entwickelung  von  Hof- 
und  Landesbibliotheken,  die  auch  nach  der 
Beschr&ikung  in  der  Zahl  jener  unter  ver- 
schiedenen Namen  und  in  verschiedenem 
Verhältnis  zu  Staat  oder  Provinz  fortgeführt 
werden.  Es  giebt  etwa  30  Könighche  bezw. 
Hof-,  Staats-  oder  Landesbibhotheken,  ausser^ 
dem  15  Universitätsbibliotheken ,  weldie 
vielen  der  erstbezeichnelen  Art  an  Umfang 
und  Bedeutung  mindestens  gleichkommen. 
Von  städtischen  und  anderen  Korporations- 
bibliotheken haben  sich  nur  diejenigen 
grosser  Städte  weiter  entwickelt  Daneben 
giebt  es  an  zahlreichen  Orten  wertvolle  und 
zum  Teil  umfangreiche  Bestände  aus  älterer 
Zeit,  die  aus  Mangel  an  Mitteln  imd  einer 
oi^anisatorischen  Fürsorge  zurückgeblieben 
sind,  in  neuerer  Zeit  übrigens  immer  mehr 
verkauft  oder  mit  grösseren  Sammlungen 
verschmolzen  werden.  Sie  alle  dienen  meist 
gelehrten  Zwecken  oder  doch  der  wissen- 
schaftüchen  Praxis.  In  gleicher  Richtung 
für  die  einzelnen  Disciplinen  wirken  die 
fast  mit  jedem  Institut  und  jedem  Sitze 
einer  Behörde  oder  eines  Vereins  verbundenen, 
mehr  oder  weniger  umfangr^chrai  Fach- 
bibliotheken. Geringerer  Pflege  erfreuen 
sich  in  Deutschland  noch  immer  von  selten 
des  Staates  oder  anderer  Öffentlicher  Organe 
populär- wissenschaftliche,  allgemein  Zugänge 
licJbe,  zur  Belehrung  und  Unterhaltung  der 
grossen  Zahl  der  Bürger  bestimmte  Biblio- 
Dieken.  Bis  vor  wenigen  Jahren  hatten  nur 
KTÖBsere  Städte  in  ihren  YolksbibliotheJcen 
Einrichtungen  dieser  Art,  welche  em^ 
weiteren  fditwickelung  indes  sehr  bedürftig 
wären;  konfessionelle  Vereine  waren  am 
eifrigsten  in  Begründung  solcher.  Privaten 
Leihbibhotheken  imd  Lesezirkeln  ist  sonst 
dieses  für  die  intellektuelle  imd  gemütliche, 
die  politische  und  technische  Fortbildung 
des  Volkes  wichtige  Fördeningsmittel  allzu- 
sehr überlassen.  Demeiitspi-echend  ist  in 
Deutschland  das  allgemeine  Interesse,  das 
den  Bibhotheken  gewidmet  wird  und  das 
z.  B.  in  Vermächtnissen  und  grösseren 
Schenkimgen  sich  kundgiebt,  weit  geringer 
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als  in  England  und  Amerika  (s.  uuten  sub 
E  und  F).  Vereinzelte  Ausnahmen  sind 
z.  B.  die  Bibliothek  der  Gehe-Stiftung  in 
Dresden  imd  die  Freiherrlich  Karl  v.  Roth- 
schildsche  fiffentliche  Bibliothek  in  Frank- 
furt a.  M.  (seit  1887;  neue  Ben.-Ordn.  v. 
14.  Juni  1803).  Erst  seit  einigea  Jahren 
regt  auch  hier  sich,  nachdem  H.  Preusker 
schon  1839  ff.  vergeblich  darauf  die  Aufmerk- 
samkeit gelenkt  hatte,  das  Interesse  der 
Gemeinden,  Gesellschaften  (ComeniuB-Ges.. 
Gtea.  f.  ethische  Kultxir  u.  a.)  und  Privaten 
ftlr  BegrOndung  solcher  BibUotheken.  Eine 
Agitation  dafflr  vurde  von  Professor  Ed. 
Beyer  in  Wien  begonnen  nnd  wird  von 
Bibliothekfu:  C.  Kirrenberg  u.  a  seit  1893 
erfolgreich  unterhalten :  die  Städte  Pforz- 
heim, Freiburg  i.  Br.,  Berlin,  Mainz,  Schweid- 
nitz, DüS3eld<n'f,  Jena  ii.  a.  sind  znnftchst 
mit  der  Gründung  solcher  Anstalten  anter 
verschiedenem  Namen  vorangegan^n.  — 
Deutschland  hat  wenigstens  9  Bibliotheken 
mit  mehr  als  400000  Bänden  (Buchbinderbd.) : 
Berlin  (Kön.  B.),  München  (Hof-  u.  Staatsb.), 
Strassburg  (Univ.-  u.  Landesb.),  Göttingen 
(Üniv.-B.) ,  Leipzig  (Uoiv.-B.) ,  Hamburg 
(Stadtb.).  Dresden  (Kön.  Oeff.  B.),  München 
(Üniv.-B.),  Heidelberg  (Univ.-B.),  ausserdem 
noch  etwa  18  Bibliotheken .  die  mehr  als 
200  000  Bände  zählen.  Im  ganzen  verzeich- 
net Schwenke  im  Jahre  1893  1609  wissen- 
schaftliche Staats-,  Korporations-  nnd  Fami- 
lienbibliotheken Deutschlands  mit  27  092288 
Bänden.  Allerdings  beruhen  die  von  ihm 
einbezogenen  Angaben  zum  grossen  Teil  auf 
unsicheren  Schätzungen und  selbst  die 
Grundlage  der  Schätziuigen  und  Zählungen 
pflegt  veiBchieden  zu  sein,  indem  die  einen 
Buclibinderbände .  welche  ja  verschiedenen 
Umfang  haben  können,  andere  biblio- 
graphische Bände  (jetle  Schrift  oder 
]eden  selbständigen  Teil  einer  solchen  mit 
eigenem  vollständigen  Titelblatt  und  eigener 
Paginierung)  zählen.  Kleine  Schriften  wei-den 
teils  einzeln,  teils  partieenweise  nach  (wirk- 
lichen oder  angenommenen)  Buchbinder- 
bänden in  Rechiuing  gebracht.  Für  eine 
zuverlässige  vergleichende  Statistik  empfiehlt 
es  sich  am  meisten  ,  <iie  biblic^raphischen 
Bände  zu  zählen,  mit  einer  besonderen  Ab- 


^)  Daher  kommt  es,  dass  z.  B.  die  Kgl.  öff. 
Bibliothek  in  Dresden  in  Petzholdts  Ädressb.  d. 
Blbl.  Dtschl.  X.  Ausg.  (1875)  8. 108  „mindestens 
auf  600000  Druck-  nud  Uber  4000  Handschriften, 
sowie  400000  Dissertationen  nnd  30000  Karten" 
geschätzt  wird,  während  bei  Schwenke  (fttr 
1891/92)  von  410000  Druck-  und  6000  Hand- 
schriften die  Rede  ist.  —  Im  März  1890  wurde 
auf  Anordnung  des  preuss.  Unterrichtsministe- 
riums in  den  demselben  unterstellten  15  grösseren 
Bibliotheken  die  Zahl  der  Buchbinderbände  fest- 
gestellt. Das  Centr.  f.  Bibl.  VII,  S.  318  be- 
richtet ttber  das  Ergebnis  der  Zählung. 


teilimg  für  die  kleinen  Schriften  (bis  zu 
einer  gleichmässig  festgesetzten  Seitenzahl, 
etwa  100)  imd  für  einzelne  Blätter.  Bei 
<)er  grossen  Schwierigkeit  einer  solchen 
Zählung  ist  für  Verwaltungszwecke  auch 
die  Kenntnis  der  leichter  zu  ermittelnden 
Zahl  der  Bucfabinderbände  von  grossem 
Wert ,  wobei  von  ungebundenen  kleinen 
Schriften  etwa  je  15  als  ein  Band  zu  rechnen 
sind.  Im  ganzen  wird  man  bei  einem 
grossen  und  vielseitigen  Bücherbestand, 
wenn  man  von  den  kleinen  Schriften  ab- 
sieht, das  Verhältnis  der  Werke,  Buch- 
bindei^  und  bibliographischen  B&nde  etwa 
wie  2:3:4  ansetzen  dürfen.  —  Auch  an 
Ausgaben  fOr  staatlich  unterhaltene 
Bibliotheken  steht  Deutschland  mit  in  vor- 
derster Reihe ;  mehrere  grosse  Stfldte,  unter 
denen  ich  Brodau  nnd  Frankfurt  a.  M.  be- 
sonders hervorhebe  —  die  Hambur^r  Stadt- 
bibliothek zählt  ja  zu  den  staaüichen  — , 
eifern  den  Staatsanstalten  nach.  Im  Jahre 
1891  92  betrugen  nach  Schwenke  an  den 
35  grössten  Bibliotheken  Deutschlands  die 
sachlichen  regelmässigen  Ausgaben  1 068  420 
Mark,  die  i^isönlichen  940  287  Mark.  Ijctztere 
sind  seitdem  in  Preussen  sowie  auch  sonst 
wesentlich  erhöht  worden,  so  dass  das  unter 
gewöhnlichen  Umständen  normale  Verhält- 
nis annälicrnd  gleicher  Höhe  der  beiden 
(Quoten  mehr  Platz  greift  Für  Preussen 
allein  überwiegen  jetzt  die  (»ersönlichen  Aus- 
gaben :  im  Etat  von  1898  99  sind  für  die 
Universitätsbibliotheken  im  Ordinarium  nind 
r>4ü380  Mark  ausgeworfen,  davon  2885.'>6 
Mark  (und  ca.  23000  Mark  Wohnungsgeld- 
zuschüsse) für  j)ers(inüche  Ausgaben;  für 
die  Königliche  Bibliothek  in  Berlin  ebenso 
488294  Mark  bezw.  282970  Mark.  Eine 
vielseitige  statistische  Verwertxmg  des  ge- 
sammelten Materials  giebt  Schwenke  im 
Statistischen  Anhang  seines  Adressbnchs 
S.  384  ff.  —  Eine  besonders  rege  Thätigkeit 
hat  in  Deutschland  während  der  letzten 
zwei  und  drei  Dezennien  auf  dem  Gebiete 
der  Bibhotheksbauten  geherrscht,  und  zwar 
sowohl  von  Seiten  des  Staates  wie  der  Städte. 

Die  öffentlichen  Bibliotheken  Deutsch- 
lands sind  mit  wenigen  Ausnahmen  in  erster 
Linie  Ausleihbibliotheken.  Daneben  verd^i 
sie  auch  an  Ort  und  Stelle  benutzt,  und  be- 
sonders an  Universitätsbibliotbekrä  haben 
fast  überall  die  Dozent  freien  Eintritt  in 
die  BUcherräimie.  Erst  in  jüngerer  Zeit  hat 
man  aogcfan^n,  besonders  in  den  beiden 
grossen  Berlmer  BibUotheken,  nach  dem 
Mieter  des  Auslandes  durch  Anlage  ge- 
räumiger Lesesale  und  Verl&agerang  der 
Oeffnungszeiten  die  allgemeine  Benutzung 
innerhalb  der  Bibliotheken  zu  begünstken. 
Hierin  und  in  Bezug  auf  die  Zugänglichkeit 
der  Kataloge  sowie  auf  schnefles  Herbei- 
holen  der  Bücher  haben  Übrigens  nicht 
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wenige  deutsche  Bibliotheken  noch  viel 
nachzuholen.  Weitgehend  ist  die  Liberalität, 
mit  der  in  Deutschland  auch  an  Auswärtige 
ausserhalb  des  Ortes  und  selbst  nach  ausser- 
deutschea  Bibliotheken  ohne  jede  Schwierig- 
keit Druck-  und  HandschritteD  (an  Privat- 
personen meist  DIU-  Druokschriften}  versandt 
werdai.  Nur  einzelne  kleinstaatliche  Biblio- 
theken madien  darin  eine  Ausnahme. 
Freussen  (divch  Min.-Erl.  t.  8.  Januar  1890} 
und  gleidizeitig  Bayern  gewfihren  im  Falle 
dar  Gegensdt^'keit  für  eine  direkte  Ver^ 
Sendung  von  Druck-  und  Handschriften  an 
andere  staatliche  Bibliotheken  alle  nur 
wünschenswerte  Fieiheit.  —  Vorbereitet 
wird  durch  das  Preussische  Ministerium  ein 
(zunächst  handschriftlicher)  alphabetischer 
Generalkatalog  der  grösseren  staatlichen 
Bibliotheken  Preussens ,  welcher  deren 
Bücherbestand  schneE  übersehbar  und  zu- 
gftnglich  machen  soll. 

Vgl.  K.  Preasker,  üeb.  öffentl.,  Vereins- 
und  Privatbibl.  Heft  1,  2,  Leipzig  1839 f.;  P. 
Schwenke,  Adressb.  d.  dtsch.  Blbl.,  Leipzig 
1893.  (=  10.  Beitr.  z.  Centr.  f.  Eibl.);  K. 
Dziatzko,  Entwickel.  n.  gegenwärt.  Stand  d. 
wiss.  Bibl.  Deutachlands,  Leipzig  1893  (=  Samml. 
bibl.  wiss.  Arb-,  5.  Heft);  C.  Nörrenberg, 
D.  Bücher-  Lesehalle,  e.  BUdnngsanstalt  d. 
Zukunft.    Köln  1896. 

B.  Oesterreich.  Hier  sind  die  öffent- 
lichen Bibliotheken  mit  Einschluss  der  Uni- 
versitätsbibliotheken geringer  an  Zahl  und 
Umfaiig  als  in  Deutschland;  dagegen  giebt 
es  viele  Bibliotheken  religiöser  Körpei-- 
schafteii  und  alter  Adelsfamilien  mit  an- 
sehnlichen, zum  Teil  sogar  sehr  wichtigen 
alten  Beständen.  In  der  Encycl.  Brit.  unt. 
Libr.  S.  547  sind  nur  4  Bibliotheken  mit 
mehr  als  200000  Bänden  aufgezählt:  die 
k.  k.  Hofbibliothek  und  die  Universitäts- 
bibliothek in  Wien,  die  Universitätsbibliothek 
in  Krakau  und  die  Landesbibliotliek  in  Buda- 
pest ;  dazu  kommt  jetzt  eicher  die  Universi- 
tätsbibliothek dieser  Stadt  Von  den  in  der 
nämliclien  Tabelle  angeführten  bedeutenderen 
Bibliotheken  Deutsch-Oesterreictm  (46)  ge- 
hüffen  nicht  weniger  als  17  zu  Klöstern  und 
Stiftern ;  8  sind  iWiÜenbibliotheken.  Ueber 
den  »Stand  der  Biblioth^en  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  mid  Länd^  zu 
Ende  des  Jahres  187U«  ^iebt  es  eine  um- 
fassende statistische  Arbeit  von  JoB.Pizzala 
(Mitt  a.  d.  Geb.  d.  Stat.,  20.  Jahrg.,  Wien 
3873,  Heft  II  u.  VI).  Danach  hesass  damals 
die  Wiener  Hofbibliothek  410000  Bände, 
die  6  Universitätsbibliotheken  und  6  Öffent- 
liclien  Studienbibliotheken  zusammen  912  351 
Bände  (ausser  47  267  kleinen  Schriften  unter 
10  Dnickbogen  und  einzelnen  Blättern),  die 
140  Bibliotheken  der  132  Mittelschulen 
384716  Bände  und  109712  kleine  Schriften, 
während  151  Bibliotheken  aus  der  Zahl  der 
463  geistliclien  Korporationen  1 508  694  Stück 


Druckschriften  aufzuweisen  hatten.  —  Für 
Nutzbarmachung  der  Staatsbibliotheken  und 
Hebung  des  Bibliothekspersonals  ist  seit 
2—3  Dezennien  viel  geschehen  und  infol^ 
dessen  besonders  an  den  Universitätsbiblio- 
theken, neuerdings  auch  an  der  Hofbibliothek 
eine  erfreuliche  rege  Thätigkeit  bemerkbar. 
Eine  gute  Uebersioit  über  die  Organisation 
aller  Arten  Öffentlicher  Bibliotheken  in  Oester- 
reich und  eine  Sammlung  der  österreichi- 
schen Gesetze  etc.,  die  auf  BiUiotheken 
Bezug  liaben,  giebt  Ferd.  Grassauer  in 
seinem  Handbuch  für  österreichische  Uni- 
versitäts-  und  StudienlnblioÜieken  (Wien 
1883).  Mit  massTollei'  Centralisierung  sudit 
der  Staat  aucli  dort  die  Bücliersch&tze  seiner 
Bibliotheken  durch  nmfossende  Biblio- 
graphieen  al^mein  nutzbar  zu  machen; 
so  durch  einen  Generalkatalog  der  laufenden 
periodischen  Druckschriften  der  grösseren 
österreichischen  Staatsbibliotheken  (zum  Teil 
auch  der  Hofbibliothek),  herausgegeben  von 
Ferd.  Grassauer  (Wien  1898).  Ein  Ende 
1895  gegründeter  Oesterreichisclier  Verein  für 
Bibliothekswesen  hat  den  Zweck,  die  I.eis- 
tungen  der  Bibliotlieken  und  die  wissen- 
schaftliche sowie  praktische  Tüchtigkeit  der 
Beamten  zu  fördern.  Seit  1897  giebt  er 
Mitteilungen  des  Vereins  heraus.  —  Für 
1886  hatte  nach  Centr.  f.  B.  II,  S.  512  der 
Staat  für  die  19  grösseren  Bibliotheken  (an 
7  Universitäten,  6  technischen  Hochschulen 
u.  dergl. ,  6  Studienanstalten)  zusammen 
199035  Gulden  ausgeworfen,  wozu  an  den 
7  Universitäten  noch  gegen  14  (XK)  Gulden 
Matrikelgelder  als  Zuschuss  ziu*  Büclier- 
dotation  traten. 

C.  Frankreich.  Frankreich,  im  frühen 
>Iittelalter  Sammel-  und  Ausgangspunkt 
geistiger  Bildung,  ist  auch,  wenn  wir  von 
Italien  absehen,  das  Land  der  frühesten, 
bis  in  die  Zeit  der  Merowin^r  und  Karo- 
linger ,  ja  selbst  darüber  hmaus  zurück- 
reichenden Kathedral-  und  Klosterbiblio- 
theken. Damals  sdion  wurde  der  Grund 
gel^  zu  der  Bedeutung,  welche  viele 
Bibliotheken  Frankreichs  durch  wichtige 
alte  Bestände  besitzen  oder  dotüi  noch  nach 
dem  Mittelalter  faesassen.  Allerdings  ist  die 
dauernde  Centralisierung  des  geistigen  Lebens 
in  Paris  einer  ^leichmässigen  Entwickelnng 
der  Provinzialbibliotheken  nicht  günstig  ge- 
wesen ;  dafür  hat  sie  d^  Pariser  National- 
bibliothek  die  dominiei-ende  Stellung  ver- 
schafft, welc^  ihr  unter  allen  ähnlichen 
Sammlungen  an  Zahl  und  Wert  der  Druck- 
und  Handschriften  keine  andere  Bibliothek 
streitig  macht.  Die  jetzige  Organisation  der 
öffentlichen  Bibliotheken  Frankreichs  ist  im 
wesentlichen  eine  Schöpfung  der  Revolution. 
Durch  Dekret  v.  2.  November  1789  (kön. 
Sankt,  v.  4.  November)  stellte  die  National- 
{  Versammlung  die  Kirchengüter  zur  Verfügung 
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der  Nation,  ebeneo  durch  Dekrete  v.  9.  (12.) 
Febmar  1792  die  Bibliotheken  der  verur- 
teilten oder  flüchtigen  Adeligen ;  durch  eine 
Keihe  anderer,  schnell  aufeinander  folgender 
Dekrete  (v.  14.  November  1789  etc.)  wurden 
Anordnungen  über  die  Inventarisierung  der 
Druck-  und  Handschriften  getroffen.  In  die 
Nationalbibliothek,  die  aus  der  alten  Biblio- 
thek du  Boy  (Boyale)  hervorgegangen  war 
und  'wiedernolt  je  nach  der  I^gieningsform 
ihren  Namen  gewechselt  hat,  flössen  aus 
den  dßpöts  litt§raires  die  wertvollsten 
der  gedruckten  und  namentUch  auch  der 
handschriftlichen  Schätze.  Die  Durchführung 
der  Massregeln  zog  sich  in  Paris  bis  über 
das  Jahr  1805  hin;  ihnen  verdankle  eine 
Beihe  neuer  Bibliotheken  ihr  Entstehen, 
alte  Bibliotheken  ihre  betrftditliche  Veiv 
mehmng  (die  Biblioth^que  Nationale  gleich 
im  Anfang  um  300000  BSnde;  Anfang 
1897  ^te  sie  2048893  Werke).  In 
der  Provinz  ging  das  Werk  viel  weniger 
glatt  von  statten.  Zuerst  dachte  man  an 
Öffentliche  Distriktsbibliotheken  (Dekret  v. 
27.  Januar  [12.  Februar]  1794);  1795  (25. 
Oktober)  wurde  jedoch  bestimmt^  dass  jedes 
Departement  eine  Centralsch\ile  und  zu- 
gleich eine  Öffentliche  Bibliotliek  erhalte 
{aus  den  Bücherdepots  der  Bepublik).  Bald 
darauf  wurde  dim^  CirkuJar  v.  Hl.  November 
1798  für  die  Bibliothek  der  Boeles  cen- 
trales die  EinfiÜirung  von  c o u r s  de 
bibliographi e  angeregt,  wohl  der  erste 
Versuch  eines  öffentlichen  Unterrichts  biblio- 
thekarischen Inhalts.  Der  Erfolg  des  Vor- 
gehens für  die  Departementsbibliotheken  war 
je  nach  Örtlichen  Verhältnissen  sehr  ver- 
schieden; immerhin  gaben  sie  einen  wert- 
vollen Grundstock  ab  für  die  Kommunal- 
bibliotheken .  welche  aus  jenen  sich  ent- 
wickelten. Im  Jahre  18()2  (Dekret  v.  16. 
Oktober)  wiu-den  die  staatlichen  noch  nicht 
organisierten  Bibliotheken  der  Centralschulen 
aufgehoben  und  am  28.  Januar  1803  »ä  la 
disposition  et  sous  la  surveillance  de  la 
municipalite«  gestellt,  doch  hatten  die  Kom- 
munen dafür  die  Unterhaltung  der  Biblio- 
theken zu  übernehmen.  Ob  damit  auch  die 
Bücherbestände  in  das  Eigentum  der  Ge- 
meinden übergingen,  gilt  als  eine  staats- 
rechtlich nicht  gelöste  Streitfrage.  Für  ihre 
Verwaltimg  sind  massgebend  die  Ordonn. 
V.  22.  Februar  und  23.  Mfirz  1839  über 
bibliotheques  publiques.  Geleitet 
■werden  sie  je  durch  Fadibibliothekare  unter 
einem  »Comit6  d'inspection  et  d'achats  de 
livres«)  der  Staat  führt  eine  Oberaufsicht 
über  sie  durch  sachverständige  Inspecteurs 
gönöraux  (zur  Zeit  3),  welche  durchschnitt- 
lich jedes  zweite  oder  dritte  Jahr  die  Ver- 
waltung jeder  jener  Bibliotheken  einer  Mus- 
terung unterziehen.  Ihre  tägliche  Oeffnungs- 
zeit  beti-figt  wenigstens  5  Stunden.  Im 


ganzen  haben  diese  Bibliotheken  zur  Be- 
lebung wissenschafüichen  Sinnes  got  ge- 
wirkt, doch  zeigen  sie  sich  nicht  in  dem 
Grade  entwickelnngsfähig  wie  die  Public 
Libraries  in  England  und  Amerika,  iäne 
rege  Thätigkeit  entfaltete  in  Frankreich  Bett 
langer  Zeit  der  Staat  in  Bezug  auf  den 
Druck  von  Katal<^n.  Seit  1849  wurde  da 
Druck  eines  Gesamtkatalogs  aller  Hand- 
schriften d^  Departements  in  Angriff  ^ 
nommen;  19  Bände  (in  4**)  and  (bis  l>i-s5} 
erschienen.  Seit  1886  wird  er  durch  ein 
knapperes  Repertorium  ersetzt  (bis  jetzt  c. 
30  vol.  in  8<*).  Von  einem  Catal^e  güi. 
des  incunables  des  bibl.  pubL  de  Franoe  p. 
H.  Pellechet  ist  1897  der  1.  Bond  ei^ 
schienen  (Paris).  Die  Bibliotii^ue  Nationale 
geht  mit  dem  Druck  von  Eamk^en  ihrer 
B^tände  für  sich  vor.  Abgee^en  von  den 
Handschriftenkatal(»;en  wurde  der  Dnid 
systematischer  Katalc^  (des  imprim<^s), 
von  denen  die  Bist  de  la  France  (lltom. 
[1855—79]  und  1  t.  table  alph.  d.  aut  im 
und  M^dec.  (3  tom.  1857 — 89)  erschienen 
sind,  aufgegeben  und  dafür  der  Druck  eines 
alphabetischen  Katalogs  vorbereitet  und  189" 
begonnen  (vgl.  zur  Geschichte  der  Katalogi- 
sierung dieser  Bibliotheken  die  »Intro- 
duction«  dieses  Bandes  von  L.  Delislel. 

—  Einen  Öffentlichen  Charakter  haben  ferner 
die  Bibliotheques  scolaires.  Auf  Ad- 
regimg  des  Unterrichtsministers  Rouland  wiir- 
rden  sie  durch  Erlass  v.  1.  Juni  1862  begrün- 
det und  entwickelten  sich  seitdem  zu  eigent- 
lichen Volksbibliotheken,  d.h.  Leihbibliothek«! 
für  alle  Bewohner  der  Gemeiude.  Es  besteht 
eine  ständige  staatliche  Kommission  zu  ihr» 
weiteren  Organisation  und  Ueberwachiint!. 
Die  Fonds  dieser  Bibliotheken  setzen  sich 
zusammen  aus  Geschenken  des  llinisterinins. 
Krediten  der  Gemeinden,  Subskriptionen  und 
Legaten  von  Privatpersonen  sowie  fra- 
wiUigen  Steuern  der  Familien.  Im  Jahre 
1887  waren  34 193  solcher  Bibliotheken  im 
Besitz  von  4198008  Bänden.  Die  Fürsoree 
des  Staates  richtet  sich  besonders  auch  auf 
die  Ausw^  der  Bücher;  die  Verfahr  ge- 
eigneter Schriften  werden  d\irch  Staatspreise 
belohnt  und  an^zogen.  Weniger  zu  bewähren 
scheinen  sich  m  Paris  die  BioHotheqnes 
pödagogiques  (Lehrerbibliotheken),  mit 
deren  Gründung  seit  1876  vorgegangen  wurde. 

—  Im  franzOsisdien  Budget  gt'n.  für  1^7 
sind  ausgeworfen  :Bib].nationale42Si1iK> 
Francs  (persönl.),  269000  Francs  (Sachl-K 
75000  mncs  (Kataloge);  b.  publiques 
213600  Francs;  cataL  d.  man.  et  incnn. 
20U00  Francs;  serv.  g§n.  des  b.  39ft«) 
Francs.  Dazu  kommen  bedeutende  Aus- 
gaben, die  in  anderen  Posten  ste<^en,  x.  E 
180  000 Francs  für  So  uBcripti  OD  sscient 
et  littör.  —  Bibl.  munieip.  et  popuL 

—  Echanges  internat.  u.  a. 
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Vgl.  Becneil  de  loia,  döcrets  etc.  c.  1.  biblioth. 
pnbliqties  p.  ^.  Ulysae  Kobert  ^aris  1883); 
BnUetin  des  bibl.  et  des  arch.  (Pans)  seit  1884 ; 
Annaaire  des  bibl.  et  des  arch.  (Paris)  seit  1886 ; 
StatiBtique  de  renseign.  sap^r.  .  .  .  en  187if 
g^arifl  1878)  und  .  .  .  en  1886  (Faru  18881. 
Gabr.  Bichon,  Tratte  de  radministr.  des  bibl. 
pnbl.  (Paris  1886);  Jnl.  Loiselettr,  Lea  bibl. 
oommnnales;  Eist  de  lern-  formation  etc.  (Or- 
leans 1891);  L.  Valläe,  La  B.  Nationale 
(Paris  1894). 

D.  Italien.  Das  hohe  Alter  geistiger 
Kultur  in  diesem  Idnde  verschaffte  auch 
ihm  den  Besitz  altbegrflndetOT  Bibliothekea 
am  Sitze  von  Kirchen  und  KlOstem;  na- 
mentlich bewies  eine  Beihe  rtoiiachßr  Piftpste 
grossen  ESfer  in  der  Sammlung  von  Hand- 
schriften ,  -welche  jetzt  der  vatikanischen 
Bibliothek  (in  ihrem  jetzigen  Bestände  durch 
Nikolaus  V.  1447  gegründet)  ihre  hohe 
Bedeutung  verleihen.  Die  Zersplitterung 
Italiens  b%flnstigte  ähnlich  wie  die  Deutsch- 
lands trotz  aller  politischen  "Wirren  und 
verheerenden  Kämpfe  die  Gründung  zahl- 
reiciier  Bibliotheken,  war  aber  ein  Hinder- 
nis für  das  Entstehen  einer  centralen  Samm- 
lung ersten  Kanges.  Nach  der  Einigung 
Italiens  begann  auch  bald  die  Fürsorge  des 
Staates  sich  auf  die  Regelung  der  öffent- 
lichen Bibliotheken  zu  erstrecken.  Noch 
bevor  die  Lombardei  und  der  Kirchenstaat 
italienisch  geworden  waren ,  veranstaltete 
der  Unterrichtaminister  Natoli  1863  eine 
statistische  Aufnahme  der  Bibliotheken  und 
veröffentlichte  1865  das  Ergebnis  derselben 
in  einem  Bande  der  Statistica  del  regno 
d'Italia  (Firenze).  210  Bibliotheken  (mit 
Einschluss  der  Kirchen-  und  Klosterbiblio- 
theken) werden  darin  behandelt;  164  davon 
waren  öffentUch.  Man  zählte  in  ihnen 
414928]  vol.  £äne  Vergleichung  dieser 
Zahl  mit  der  B&ndezahl  der  Bibliotheken 
anderer  Länder,  wie  sie  a.  a.  0.  S.  125  ge- 
geben wird,  ist  indes,  solange  nicht  die 
Kategorieen  der  BibUotheken  gleichmässig . 
abgegrenzt  und  die  sonstigen  Chrundlagen 
der  Zählung  (ohne  Schätzung)  festgestellt 
sind  —  für  Deutschland,  England  und  andere 
Länder  haben  wir  noch  gar  keine  amtliche 
BiUiotheksstatistik  — ,  zwecklos  und  irre- 
führend. —  Eingehende  Bestimmungen  über 
die  öffentiich«i  Bibliotheken  Italiens  und 
ihren  Verkehr  unter  sinh  wurden  unter  dem 
Unterrichtmninister  Bon^  erlassen  (Rego- 
lamento  p.  L  Bihliot.  Pnbbl.  Gbvem.  appr. 
c  reg.  Decr.  d.  28.  Octobre  1885;  vgl.  dazu 
B.  Munzel  im  Ceutr.  f.  B.,  VII,  S.  223—245). 
Manches  dann  wxmle  von  anderen  Ländern 
zum  Muster  genommen.  Es  werden  dort  7 
Bibl.  Nazionali  (2  davon  Bibl.  Nazion.  Cen- 
trali),  9  andere  selbständige  Öffentliche  Biblio- 
theken und  12  Universitätsbibliotheken,  femer 
solche  von  Akademieen  und  anderen  In- 
stituten untersddeden.    Auch  enthält  es 


genaue  Bestimmungen  über  die  Stellung 
der  Bibliotheksbeamten  und  die  Verwaltung 
der  BibUotheken.  Für  den  Eintritt  in  die 
Bibliothek^ufbahn  sind  Prüfungen  vorge- 
schrieben und  zugleich  Kurse  für  ihre  tech- 
nische und  wissenschaftliche  Vorbildung  er- 
öffnet. Auf  bibliographischem  Felde  ist  die 
Thätigkeit  der  Bibliothekare  Italiens  jeden- 
falls sehr  re^.  —  Die  Dotation  für  sach- 
lidie  Au^ben  betrug  für  die  28  Staats- 
bibliotheken im  Jahre  1892  582130  Lire 
und  801 838  Lire  für  persönliche  A^aben. 
—  Die  Einziehung  der  (ca.  1700)  BJoster- 
btbliotheken  im  Jahre  1875  vermehrte  die 
öffentlidien  Bibliotheken  betrfichüich.  Aucih 
zahlreiche  Kommunalbibliothekoi  wurden 
mit  Hilfe  dieser  Bücherschfttze  neu  ai^el^ 
oder  stark  vergrOssert.  Uebcr  200000  Bände 
haben  zur  Zeit  etwa  8  Bibliotheken;  die 
umfangreichste  ist  die  Bibl.  Naz.  Centr.  in 
Florenz,  mit  der  ein  Archivio  lette- 
rar io,  als  Staatsanstalt  das  erste  dieser 
Art,  verbunden  ist.  —  Vgl.  K.  Dziatzko 
in  Samml.  bibl  Arb.  6.  Heft  (1894)  S.  96  ff. 

E.  England.  Neben  zahlreichen,  mit 
Kirchen,  Colleges  und  anderen  Korporationen 
verbundenen  ^ten  BibUotheken,  unter 
welchen  nur  einzelne,  besonders  die  mit 
Universitäten  verbundenen  (in  Oxford  dio 
Bodleiana,  in  Cambridge  die  Universitäts- 
bibUothek ,  in  DubUn  die  Trinity  College 
Libr.)  oder  die  sonst  in  wichtigen  Städten 
befindUchen,  wie  die  Ad  vocates' Library 
in  Edinbui^h,  Bedeutung  erlangten,  hat  sich 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Bibliothek  des  British  Museum  in  London, 
die  einzige  öffentUche  StaatsbibUothek  Eng- 
lands, imgemein  schnell  zu  der  dem  Um- 
fange nach  zweitgrössten  BibUothek  des 
ErdbaUs  entwickelt,  die  in  Bezug  auf  Nutz- 
barkeit lange  Zeit  aUe  überragte.  Im  Jahre 
1753  beschloss  das  Parlament  (A.  26  öeoi^ 
II.  c.  22),  das  Museum  des  Sir  Hans  Sloane 
für  20000  £  und  die  Harlejanische  Hand- 
schriftensammlung für  100(XJ  £  anzukaufen, 
sie  mit  der  von  Sir  John  Cotton  1700  der 
englische  Nation  gesdienkten  BibUothek  zu 
vereinigen  und  fOr  diese  Sanunlungen  eine 
CentralsteUe  (Qeneral  Bepcsitory)  zu  gründen. 
Hieraus  entstuid  das  British  Museum  mit 
seinen  13  Departments  (die  Zahl  wech- 
selte), v<m  denen  die  Abteilungen  der  Prin- 
ted  Books  und  der  Manuscripts  zu- 
sammen soziuagen  die  BibUothek  des  Museums 
bilden.  Sie  sind  der  Mittelpunkt  des  Museums, 
so  (laaa  auch  der  oberste  Leiter  des  ^zen 
Instituts  den  Namen  Principal  Libra- 
rian  führt.  Die  BibUothek  zählt  gegen- 
wärtig gegen  1800000  Bände  und  etwa 
60000  Handschriften  (ohne  die  Urkunden); 
sie  können  nur  in  den  Räumen  des  British 
Museum  selbst  benutzt  werden.  Der  Rea- 
ding  Room,  der  458  Plätze  enthält,  steht 
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tSglich  von  9  Uhr  morgens  ^lis  8  ITir  abends  wird  eifrig  gepfl^  iind  dxirch  diese  Biblio- 
offen  und  vurde  im  Jahre  1895  Ton  194924  theken  sehr  gefördert  In  Deutschland  ist 
(tSglich  643)  Lesern  besucht  {im  Jahre  1894  die  1886  87  zu  Frankfurt  a.  M.  gegründete 
von  2<j2973  Lesern).  Der  Etat  des  British  '  Freih.T.RothschUdscheFreibibliothek(s.oben) 
Museum  im  ganzen  (ausser  dem  Nat  Hist  eine  bewusste  Nachahmung  von  gleicher  Art 
Museum  in  South  Kensington)  betrug  im  —  Eine  weitere  Speeialität  Englands  (und 
Jahre  1897  98  124362  £'  (darunter  fflr  An-  Amerikas)  sind  die  Subscription  oder 
kaufe  von  Büchern  und  Handschriften  22(HH>  Proprietary  L.,  welche  den  einen  be- 
£,  fOr  Bindelöhne  und  ähnliches  10967  £')■  stimmten  Beitrag  zahlenden  Mitgliedern  ge- 
Ausser  dem  British  Museum  zÜilt  Eng-  i  hören  und  eine  Ergftnzimg  der  zumeist  nicht 
land  noch  4  Bibliotheken  mit  mehr  als  [  ins  Hans  verleihenden .  auch  nicht  fOr  alle 
200000  Knden  (s.  oben),  dieselben,  welche  '  BedOrfnisse  des  Publikums  ausreichenden 
nebeni  dem  British  Museum  ein  fäkal-  Öffentlichen  Bibliotheken  bilden.  Ihre  An- 
tatives  Recht  auf  Pflichtexemplare  »on  ftnge  ^leu  in  die  zweite  HSlfte  des  18. 
demand«  haben.  —  Als  eine  besondn«  Jafa^underts;  Liverpool  scheint  1758  voraoB- 
Art  TOD  Stadt-  oder  Gemeindebibliotheken  gegangen  zn  sein.  In  London  gehört  die 
haben  sich  in  En^bnd  die  Public  Libra-  London  Librarv  dazu,  1841  fOr  Gelehrte 
riea  entwickelt,  gewShnlich  Free  P.  Ij.  ge-,  gegrllndet:  MAnnc»-  wie  Lewis,  Gladstrae, 
nannt  Sie  sind  von  ^nnser.  noch  immer '  Carlyle  interesräertra  sich  fflr  ihr  Zustande- 
wachsender Widit^eit  Angeregt  durch  kommen.  Die  Subscribers  bekommen 
den  AnfBchwone,  welchen  die  Bibliothek '  Bücher  ins  Hans  und  haben  Einfloss  auf 
des  Brituchen  Museums  unter  der  genialen  ihre  Ansdtaffirag. 

Leitung  Antonio  FUuzzis  nahm,  suchte  man '  Vgl.  £dw.  Edwards,  lires  of  the  fona- 
andi  die  Orttndun^  anderer  AffentUcher  ders  of  tbe  Brit.  KoBeiUB,  2  vol.  iljoiid<m  1870); 
Bibliotheken  in  möglichst  zahlr^hen  Stftdten  Rob.  Cowton,  memoirs  of  the  BritMiis.  (eb. 
Englands  m  befördern.  Ein  von  Mr.  Will.  1872) ;  L.  Fagan,  tife  of  Aath.  Paniaii,  2  vd. 
Ewart  durchgesetzter  Pkriamentsbescfaluss  "«*'  J^'=/-  H.i^'fc 
v.l4August'S(i.  l3  4  14Yictoriae  S^^^^i 
c.  65:  Act  for  enabling  Town  Coun-  ' 
cils  to  establish  Public  Libraries  F.  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
and  Museums)  bestimmte,  dass  die  Büi^r '  a m e r i k a.  Bei  weitem  das  schnellste 
der  Stadtgemeinden  von  mehr  als  lUlXKi  Wachstum  zeigen  seit  mehreren  Dezennien 
Einwohnern  einen  Steuerzuschlag  von  ^  s  die  Bibliotheken  dieses  Teiles  der  neuen 
Penny  auf  jedes  Phmd  der  Gemeindesteuer ;  Welt  Mit  den  Staats-  und  Stadtbehördeo 
bescluiessen  dürften,  der  zur  Anlage  der '  wetteifern  Privatpersonen  durch  reiche  (5e- 
bezeichneten  Anstalten  verwendet  werden  schenke  und  Legate  bei  Begründung  oder 
sollte.  Ein  fniheres  Gesetz  ( M  u  s  e  u  m  s  i  Ausstattung  von  Bibliotheken.  Vor  allem 
Act  von  1845)  hatte  bereits  die  Errichtung  >  handelt  es  sich  um  die  (Free)  Public 
von  Bibliotheken  in  Verbindung  mit  Museen  Library  (auch  Town  L.  xu  Shnl.).  Fast 
enni^licht.  Später  wurde  die  Wirkung  des  gleichzeitig  wie  in  Engtand  gingen  die  ameri- 
Gesetzes  auf  einen  viel  grösseren  Kreis  von  kanischen  StAdte  mit  deren  Gründung  vor. 
Gemeinden  ausgedehnt  und  die  fakultative  Wahrend  im  Jahre  18(X)  eret  62  öffentliche 
Erhöhung  des  Zuschlags  von  '  i  auf  1  Penny  Bibliotheken  mit  etwa  115000  Banden  be- 
zugestanden. Bis  ISÜl  hatten  ca.  195  Ge-  ' standen,  wurden  nach  dem  vom  Bureau 
meinden  (und  32  Einzelgemeinden  Londons)  of  Education  in  Washington  1876  heraiis- 
von  dem  Rechte  Gebrauch  gemacht,  die  gegebenen  Special  Report  on  Public 
meisten  davon  in  England.  Die  ersten  Libraries  (2  parts)  deren  3647  (mit  300 
Stftdte  mit  einer  Puhl.  lI  nach  dem  Gesetze  ■  vol.  und  mehr ,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
von  1850  waren  Manchester  und  Liverpool,  i  Kommunal-  und  DiRtriktsschulbibliotheken) 
Die  ^gründeten  Bibliotheken,  welche  grund-  gezahlt  mit  12276964  vol.  und  im  Jahre 
sfttzlich  einen  m^lichst  geräumigen  Lese-  1891  3S<-i4  öffentliche  BibÜothekra  mit  je 
saal,  oft  ^nen  besonderen  Zeitungsraum '  1000  und  mehr  Bftnd^  im  ganzen  mehr  als 
haben,  meist  auch  des  Abends  genffnet  sind. '  31  Millionen  Bftnde  imd  kleinere  Schriften, 
vielfach  sogar,  was  sonst  in  England  nicht  Die  öffentlichen  Bibliotheken  werden  dwt  ab 
die  K^el  ist ,  Bücher  ins  Haus  verleihen,  ein  wichtiger  Teil  da-  Erziehungs-  und  Untere 
gedeihen  in  hohem  Grade  und  sind  ein  richtseinrichtnngen  angesehen.  Die  griJeste 
sehr  wesentliches  BildnngsmitteL  Dir  Char  Bftndezahl  haben  die  Bibliothek«!  im  Staate 
rakter  ist  popnlSr-wissensdiaftlich;  die  schöne  Massachusetts  (rund  5450000  BSnde);  es 
littraatur  (iiction  Hter.)  nimmt  bei  ihrer  folgen  Kew-Yoi^  (b^  *  Millionen)  und  Poin- 
Benutzung  keinen  geringen  Pktz  ein,  da-  sylvanien  (3  Millionen).  Die  grösste  Biblio- 
neben  aber  anch  die  auf  Industrie  und  .thek  ist  die  von  Boston  (631961  Khide); 
Technik  bezügliche,  namentlich  in  den  dochwinidieNew-YorkPubl.Library, 
grösseren   Städten;   muk  Lokalgeschichte  sobald  die  im  Jahre  1895  beschlossene  Yer- 
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nnigiuig  der  Astor  und  der  Lenox  L. 
mit  The  Tilden  Foundation  vollzt^n 
ist,  rund  900000  Bände  in  eisern  Oebäude 
vereinigen.  Einen  Umfang  von  mehr  als 
500000  Bänden  haben  bisher  nur  3  Biblio- 
theken erreidit  In  Bezu^  auf  wertvolle 
alte  Bestände  werden  diese  jungen  Institute 
trotz  des  raschen  Wachstums  vielen  ihrer 
ätteien  Schwestern  in  Europa  voraussichtlich 
nie  gleichkommen.  Dafür  verdienen  sie 
dorch  die  grosse  Rührigkdt  der  Verwaltung 
sowie  ihre  paktischen  SSnriditnngen  volle 
Bea^tnn^;  auch  geht  die  Bew^ung  auf 
ilem  Qelnete  der  (SfCentlichen  Bibliotheken 
dort  nicht  bloss  in  die  Breite,  sondern  an 
geei^eten  Orten  auc^  in  die  Tiefe.  Eigen- 
tQmlidi  ist  vieJen  von  ihnen  die  Yo'bindung 
des  ali^i^tisdien  und  des  Sachkatalc^  in 
«Dem  einheitlidien  Alphabet  (Dictionary 
Catal.),  wodurch  besondere  Sachkataloge 
überflüssig  werden  sollen.  QroBse  Aner^ 
kennung  verdient  das  rasche,  entschlossene 
Vorgehen  mit  dem  Druck  ihrer  Kataloge. 
Im  ganzen  zeigt  die  Richtung  und  Organi- 
sation der  Bibliotheken  in  Nordamerika 
grosse  Aehnlichkeit  mit  der  in  Engluid,  sie 
bieten  indes  den  Vorteil,  nicht  nur  Präsenz-, 
sondern  meist '  auch  nebenbei  Ausleihebiblio- 
theken zu  sein.  Nur  die  sogenannten  Re- 
ference  Libr.,  Specialsammlungen  auf 
einem  einzelnen  (rebiete,  pflegen  diese  Aus- 
nahme nicht  zuzulassen.  —  Die  Proprie- 
tary  oder  Subscription  Libraries, 
welche  hier  auf  eine  Anregung  Benj.  Frank- 
lins im  Jahre  1731  sich  zurü(^erfolgen 
lassen,  spielen  wie  in  England  in  den  grossen 
Städten  eine  grosse  Rolle. 

Vgl.  Charles  C.  Jewett,  Bep.  on  the 
Pnbl.  Libr.  (Append.  to  the  Rep.  of  .  .  .  Smiths. 
Instit.,  Washington  1860);  Will.  J.  Ehees, 
Manaal  of  Puhl.  Libr.  ...  in  the  U.  St.,  Phila- 
delphia 1859;  der  bereits  erwähnte  Spec.  Re- 
port m.  d.  T  :  Public  Libr.  in  the  U.  St. 
of  America;  their  hiatory,  condition  and  mana- 
^ntent,  2  pts.,  Waahin^n  1876.  eine  Fund- 
Bmbe  vielseitiger  Belehmng;  West.  Flint, 
Statisdca  of  PnbL  Libr.  (Washington  1B9S); 
Will.  J.  Fletcher,  PnM.  Libr.  in  America 
iBoston  1894). 

G.  Andere  Länder.  Nur  kurze  Er- 
wähnung mtoen  hier  aus  Sussland  die  Kais. 
r>effentliche  Bibliothek  zu  St  Petersburg, 
wohl  die  dritterösste  Europas,  und  die  des 
OeSentlichen  Huseums  zu  Moskau,  femer 
Belgien  und  Holland  finden,  wo  ähnlich  wie 
in  Deutschland  verhältnismässig  viele  Biblio- 
theken mittler»'  Grösse  und  wertvollen  In- 
halts bestehen.  In  den  nordischen  König- 
reidien  und  ebenso  in  denen  der  iberischen 
Halbinsel  sind  es  wie  anderwärts  die  Haupt- 
wnd  Universitätsstädte,  welche  Mittelpunkte 
ansehnlicher  Büchersammlungen  wurden.  In 
'ier  Schweiz,  die  in  St.  Gallen,  Bern,  Ein- 
^edela,  Basel  u.  s.  w.  sehr  wertvolle  alte 


Bestände  birgt,  steht  die  Kantonalverfassung 
dem  Aufkommen  einzelner  sehr  grosser 
Bibliotheken  nati^lich  entg^n,  dag^n 
begünstigt  sie  die  Wirksamkeit  zahlreicher 
kleinerer ,  für  Verbreitting  einer  gleich- 
massigen  Volksbildung  wichtiger  Kantons- 
und  sonstiger  Bibliotheken.  lieber  »die 
Öffentlichen  Bibliotheken  der  Schweiz  im 
Jahre  1868«  giebt  es  ein  von  Emst  Haitz 
bearbeitetes  und  von  der  Schweizer  Statis- 
tia^ien  Gesellschaft  herausg^ebenes  Buch 
(Basel  1872).  Im  .Jahre  1^5  wurde  in 
Bern  vom  Bund  eine  Sdiweizerische  Landes- 
täbliothek  g^ründet  als  Sammelstätte  der 
modernen,  die  Schweiz  irgendwie  betxefEen- 
d«i  Littfflatur. 

8.  Beziehm^H  des  Staates  zu  den 
B.  Das  Interesse  des  Staates  an  der  Ent- 
wickelung  des  Bibliothekswesens  beruht 
teils  auf  der  Thatsache  der  Verwendung 
öffentlicher  Geldmittel,  Gebäude  und  Ein- 
richtungen bezw.  seinem  Anteil  an  dem 
Bücherbestande  mancher  Bibliotheken  (z.  B. 
infolge  der  Säkularisation  von  Kirchen-  und 
Klosterbibliothekeo ,  der  Pflichtexemplare 
u.  ähnL),  teils  auf  seinem  allgemeinen  Auf- 
sichtsredit  über  alle  Einrichtun^n,  die  den 
Kulturaufgaben  des  Staates  dienen ,  und 
über  die  Erhaltung  von  Kunstdenkmälera 
und  Altertümern,  zu  denen  manche  Staaten, 
wie  ItaUen,  alte  BibHotheken  ausdrücklich 
hinziu-echnen.  In  neuerer  Zeit  tritt  die 
Gemeinnützigkeit  der  BibHotheken  als 
Sammlungen  der  htterarischen  Geistespro- 
dukte und  der  Geschichte  menschlicher 
Kultur  und  als  wichtiges  Bildungsmittel 
immer  stärker  hervor,  damit  aber  auch  das 
Bestreben  des  Staates  auf  ihre  Entwickehmg 
einzuwirken,  die  Plan-  und  Zweckmässig- 
keit der  Vermehrung,  ihre  Zugänglichkeit 
für  nah  und  fem  sowie  ihre  gegenseitigen 
Beziehungen  zu  regeln.  Mit  dem  stärkeren 
Eingreifen  des  Staates  oder  der  Gemeinde 
geht  die  Tendenz  zur  weitesten  Zugänglich- 
keit (auch  durch  umfassende  Katalogisierungs- 
arbeiten) Hand  in  Hand.  Die  Gesetzgebung 
berührt  direkt  das  Bibliothekswesen  noch 
wenig  (vgl.  indes  oben  sub  E.  England,  C. 
Frankreich,  F.  Ver.  Staaten);  die  Verwaltungs- 
behörden sind  zumeist  <Ue  Oi|^ne  der  Für- 
sorge und  Au&icht  des  Staate  Ober  die 
Bibliotheken.  Wünschenswert  wäre  wohl  in 
manchen  principiellen  Fragen  ihre  gesetz- 
liche Regelung;  so  die  des  staatlichen  Auf- 
sichtsrecnts  übra-  Bibliotheken,  die  nidit  von 
ihm  direkt  oder  indirekt  abhängen,  der 
(Gründung  von  ßüreerbibliotheken,  des  Be- 
nutzungsrechts öffentlichen  Bibliotheken 
gegenüber,  der  Versicherung  der  Biblio- 
theken gegen  Feuersgefahr  und  ähnliches. 
Auch  das  internationale  Recht  wird  durch 
die  Frage  der  kriegsrechtlichen  Entführung 
von  öffentlichen  Bibäotheken  oder  von  Teilen 
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solcher,  die  ja  ia  der  Geschichte  mancher 
dieser  Sammlungen  schon  eine  bedeutende 
Holle  gespielt  hat,  wesentlich  berührt  so- 
wie durch  die  Frage  eines  internationalen 
Leihverkehrs  zwischen  Bibliotheken,  eines 
Austausches  gewisser  Teile  ihrer  Bestände 
und  gemeinsamer  Katalogisierungsarbeiten 
(vgl.  K.  Dziatzko  in  Centr.  f.  Eibl.  X 
[1893]  S.  457  ff.).  Fast  in  aUen  Staaten  hat 
sich  die  Oesetzgebimg  bereits  mit  der  Ab- 
gabe vonPflichteiemplaren  der  Druck- 
werke befasst,  welche  oft  erßrtert,  für  den 
gesamten  Budihandel  von  Interesse  ist  und 
die  Vermehrung  einzelner  Öffentlicher  Biblio- 
theken stark  beeinflusst.  In  den  meisten 
Staaten  besteht  für  eine  oder  mehrere  öffent- 
liche Bibliotheken  des  Liandes  das  gesetz- 
]iche  Recht  auf  ein  Freiexemplar  aller  für 
den  Handel  bestimmten  Dnickerzeugnisse. 
Es  hat  sich  zum  Teil  aus  der  alten,  bis  in 
den  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  zurück- 
gehenden fcinrichtirag  der  Censurexemplare, 
zum  Teil  aus  der  Abgabe  von  Exemplaien, 
welche  für  Privilegien  oder  Konzessioneo  zu 
entrichten  war,  entwickelt,  ist  aber  auch 
nach  Aufhebung  der  Censur  —  diese  be- 
steht nur  noch  in  Russland,  der  Türicei, 
Egypten  und  Japan  — ,  nach  EinfOhrnng 
der  Gewerbefreiheit  und  Anezkennung  des 
geistigen  Eigentums  teils  zum  Sdiutze  des 
Urheberrechts,  teils  zur  Ueberwachnng  von 
Fressdelikten,  teils  nur  aus  litterarischen 
Gründen  beibehalten  worden.  Letzteres,  ohne 
den  Yersuch  einer  anderen  Motivierung,  gilt 
von  Altpreussen  {Kabinettsordre  v.  28.  De- 
zember 1S24)  und  den  neupreusüischen 
Provinzen  Hessen-Nassau^),  Hannover  (G.  v. 
19.  März  1828)  und  Schleswig-Holstein  (Verf. 
V.  10.  Januar  1781);  ferner  von  Bavera  (G. 
V.  28.  Juni  1865),  Württemberg  (G*.  v.  30. 
Januar  1817),  Grossh.  Hessen  (Verf.  v.  5. 
Oktober  1836),  Anhalt-Dessau-Köthen  (G.  v. 
26.  Dezember  1850)  und  -Bernbui^  {G.  v. 
1.  Juli  1864),  Schwarzburg -Sondershausen 
<G.  V.  8.  August  1852),  Hamburg  (Rez.  v. 
15.  Oktober  1712)  und  Lübeck  (G.  v.  22. 
September  1869).  Ebenso  in  Oesterreich, 
Ungarn,  Schweden,  Dänemark,  Kanton  Genf, 
Griechenland ,  Rumänien ,  Serbien ,  Mexico 
(und  zum  Teil  in  Italien).  In  Uriu^ay  kann 
der  Preis  für  das  Pflichtexemplar  der  Biblio- 
thek in  Rechnung  gestellt  werden;  auch  in 
Oesterreich  (deutscher  Teil)  findet  bei  kost- 
baren Werken  eine  teilweise  Vergütung  statt. 
Pflichtexemplare  zur  Ueberwachnng  giebt 
es  von  penodischen  Blättern  und  kleiner 
Litteratur  in  nelen  Staaten,  den  öffentlitien 
Bibliotheken  kommen  diese  aber  meiflt  nicht 
zu  gute.   Eine  Ausnahme  macht  Frankreich 


Für  Hessen  s.  Ansschr.  t.  26.  Juni  1829; 
im  ehemaligen  Herzofftom  Nassau  sind  es  Ueber- 
waehmtgsexemplare  (Ed.  t.  4./Ö.  Mai  1814). 


(und  Elsass-Lothringen  innerhalb  Deutsch- 
lands) ;  Italien  und  Oesterreich  haben  Pflicht^ 
ezemplare  sowohl  für  polizeiliche  wie  für 
Studienz^'ecke.  In  den  deutschen  Staaten 
wird  von  Buchhfindlerkreisen  aus  der  FQicbt- 
exemplarzwang  stark  angefeindet,  und  manche 
Staaten,  vor  allem  Sachsen  (mit  Leipzig, 
dem  Hauptsitz  des  deutschen  Buchhandels), 
haben  ihn  deshalb  ganz  aufgehoben.  Als 
Ersatz  für  den  besonderen  Schutz,  welchen 
das  gedmckte  geistige  Eigentum  gegen 
Nachdruck  geniesst,  und  als  Mittel  zu  dessen 
Gewährung  erscheint  er  in  denjenigen  (zahl- 
reichen) Staaten,  die  jenen  Schutz  von  der 
Abgabe  der  Pflichtexemplare  abhängig 
machen.  Dabei  vrird  aber  —  und  darin 
äussert  sich  der  Einfluss  der  nebenher- 
gehenden litterarischen  Zwecke  —  die  Ab- 
gabe nicht  nur  von  solchen  Druckwerken 
verlangt,  für  welche  Drucker  oder  Verleger 
den  Schutz  gerade  in  Anspruch  nehroeD, 
sondern  für  die  Möglichkeit,  jedes  seiner 
Erzeugnisse  schützen  zu  lassen ,  ist  der 
Buchhandel  im  ganzen  für  alle  diese  abgabe- 
pflichtig. Nicht  zu  leugnen  ist,  dass  die  Ab- 
gabe die  Verleger  je  nach  der  Art  ihres  Ver- 
lages ungleich  trifft  Auch  ist  die  Zahl  der 
Exemplare,  eben  des  Nebenzweckes  wegen, 
zum  Teil  höher,  als  der  Schutz  allein  er- 
fordern würde.  Dies  gilt  von  England, 
Holland,  Spanien,  Portugal,  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  und  anderen  ausser^ 
eurofkäischen  Staaten;  ebenso  in  Norwegen, 
wo  jedoch  der  10  Kronen  Übersteigende 
Betrag  vergütet  wird.  In  Britisch-Indien 
ersetzt  die  Regierung  den  Betrag  für  die 
Pflichtexem[)larc  ganz.  Im  einzelnen  weichen 
in  den  verschiedenen  Ländern  die  Bestim- 
mungen über  diese  Abgabe  sehr  von  ein- 
ander ab :  hier  ist  der  Verleger,  dort  der 
Drucker  abgabepflichtig ;  es  wechselt  die 
Zahl  der  Exemplare,  die  Höhe  der  Strafe  im 
UnterlassungsfEüle  etc.  Alles  Nähere  findet 
man  in  dem  Buche  von  Joh.  Franke, 
Die  Abgabe  der  Pflichtexemplare  von  Druck- 
erzeuguissen  mit  besonderer  Berücksichtigung 
Preussens  nnd  des  Deutschen  Bdches  (Berlin 
1889). 

Uttoratar :  Sehen  wir  ab  von  den  übrigem*  nicM 
sehr  MoUreichen  Büchern  über  die  TecMmit  der 
Verwütung,  so  betreffen  die  Schr^fttn  über  die 
GeiehiekU,  den  Beatand  und  die  Wirkaamkett 
der  Bibliotheken  vorxugtweiee  einxelne  Biblio- 
theken oder  solche  einzelner  Länder,  von  denen 
bereits  die  Bede  war.  Allgemeineren  Charakter* 
oder  doch  weitere  Gebiete  uv\fiMend  »ind :  X. 
Gustav  Vogel,  Litteratur  früherer  imd  noch 
begehender  europäischer  öffentlicher  und  Korpo- 
rations-Bibliolheken  (Leipzig  I84OJ,  ein  wegen 
der  reichen  Nachrichten  tur  Geschichte  der  Bi- 
bUotheken noch  ümer  gebrauchtet  Buch.  — 
Sdw.  Bdwairda,  A  ttaUaL  view  qf  th«  prine. 
pnti.  libr-  im  Europe  cmd  the  U.  SL  N.  Ani. 
(in  Joum.  itf  tkt  StaL  Soe.  XJ^  Londo»  IS48, 
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S.  X50 — £81).  —  Iterselbe,  Mamoin  of  libra- 
riet,  £  vol.  (London  u.  Leiptig  1859).  —  Wert' 
voU,  betonders  auch  wegen  der  »ühbles  of  the 
prineipal  librarie»  throughout  the  vrorid»,  itt 
der  Art.  nLibrarietv  (von  H.  R.  Tedder  und 
JB.  C  Thomas)  in  der  Mneyelopttedia  Britan- 
nica,  9.  ed.,  ved.  XIV  (EdtJibwrgh  188g).  — 
LSkrary  Serie*  ed.  JBiflh.  HameUf  Lmdon 
1897 f.  —  Von  Zeüeelaifim  kommt  in  Be- 
tracht: Jftuer  Anseiger  f.  Bibliogr.  u.  BiH. 
TFÖ*.  (Dretden)  1856—  86,  Forttetxwng  de»  An- 
Magere  «.  a.  w.  (aeit  IS4O);  Centralbl.  f.  BiMio- 
thekneeeen  (Leipxig)  seit  1884,'  Bevue  dea 
Biblieth.  (Paris)  seit  1891;  Le  Bibliographe  mo- 
derne; Courrier  intemat,  des  arckives  et  des 
bibliothegue»  (Paris)  seit  1897.  Rivista  d.  bibtio- 
teche  (lArenze)  seit  1888;  Library  (London)  seit 
1889,  vorher  Libr.  Chronide  I884 — 88  und 
Monthljf  Jfotea  seü  1880;  The  Library  WoHd 
(London)  seit  1898.  Library  Journal  (Sew-York) 
seit  1877.  X..  DHatäko. 


Biel,  Gmltriel, 

geb.  1430  in  Speier,  gest.  1496  als "  Professor 
der  PhiloBOpMe  und  Theologie  (seit  1484J  an  der 
Universität  Tübingen,  deren  Mitstifter  er  (1477) 
gewesen.  Biel  scnliesst  die  Reihe  der  Scho- 
lastiker and  hervorragenden  Nominalisten.  In 
seinem  Hauptwerke  „Collectoriam  sive  epitome 
in  magistri  sententiamm  libri  IV"  (Tübingen 
1501  und  Neudruck,  Basel  1612)  finden  sich 
ü.  a.  Erörterungen  über  Geld  und  MUnzwesen, 
welche  Ton  NicoUns  Oresmiua  inspiriert  er- 
scheinen, dem  Tei^ser  des  „tractatns  de  ori- 
gine  et  mntatione  monetarum",  dieser  klassi- 
schen Quelle  der  spätmittelalterlichen,  in  ihren 
Grundzügen  aber  heute  noch  zutreffenden  Geld- 
lehre. Wie  aus  den  Ausführungen  Biels  über 
Darlehnsgeschäfte  hervorgeht,  Bat  er  bereits 
eine  dunkle  Vorstellung  von  der  Produktivität 
des  Kapitals.  Als  Preistheoretiker  erklärt  er 
die  Steigerungstendenz  der  Preise  mit  der  Zu- 
nahme des  Bedürfnisses  bezw.  der  Nachfrage 
nach  Oebranchsga^enständen,  and  die  Schwan- 
kungen dü  Arbeitslohnes  vollziehen  sich  hei 
ihm  aus  denselben  Ursachen  wie  bei  der  Preis- 
bewf^ng. 

Vgl.  über  Biel:  Boscher,  Gesch.  d.  Xat. 
Derselbe,  Die  Blüte  deutscher  Nationaiöko- 
nomik  im  Zeitalter  der  Beformation.  (Verhand- 
lungen der  K.  sächs.  Gesellschaft  der  Wissen- 
schaften zu  Leipzig  j  philoL-histor.  Klasse), 
13.  Bd.  Leipzig  1861.  Lippert. 


Bielfeld,  Jakob  Friedrieb,  Freiberr 

geb.  am  31.  IIL  1717  in  Hamburg,  folgte  1739 
einer  Berufung  nach  Bhelnsberg,  der  Resi- 
denz des  damaligen  Kronprinzen,  späteren 
Königs  von  Preussen,  Triedrich  des  Grossen, 
wurde  1747  Kurator  sämtlicher  preussi^cher 
Universitäten  und  starb,  als  Ehrenmitglied  der 
preussiachen  Akademie  der  Wissenschaften  (seit 
1743),  in  Altenhurg  am  5.  VL  1770. 

Als  Bevölkerongstheoretiker  steht  er  auf 

HandwÖrterbnoh  d«r  StaatawlBsenschaften.  Zweite 


dem  merkantilistiscben  Standpunkte  seines  Mo- 
narchen, tritt  zwecks  Vermehrung  der  Volks- 
zahl für  Begünstigung  der  Heiraten  ein  und 
verwirft  die  Annahme  der  Möglichkeit  einer 
UebervSlkerung  als  abgeschmackt. 

Im  übrigen  offenbart  er  nicht  ungesunde 
volkswirtschutliche  Anschauungen,  wenn  er  den 
Natitmalreichtum  nkht  mit  gnMsem  Gold-  und 
SUberbesitG  des  Staatssdiatzes  identifiziert,  die 
Monopole  verwirft  und  Gewerbefreiheit  zur  Auf- 
hilie  des  Handwerks  fordert.  Als  Steuertheore- 
tiker empfiehlt  er  Gleichheit  im  Steuerveran- 
lagnngsverfahren,  kleinmtfglichste  Belästigung 
der  Steuerzahler  und  zu  deren  Gunsten  bequeme 
Steuerhebungszeit. 

Von  seinen  Schriften  gehört  nur  hierher; 
Institutions  politiques,  2  Bde.,  1760,  2.  Aufl. 
1767.  (Nach  seinem  Tode  erschien  1772  ein  3. 
Band.)  Dieses  Werk  wurde  ins  Italienische, 
Bussische  und  Deutsche  flbersetzt.  Die  deutsche 
Ausgabe  führt  den  Titel :  Des  Freih.  v.  Biele- 
feld Lehrbegriff  der  Staatskonst,  2  Bde.  (übers, 
von  J.  C.  Gottsched  und  J.  J.  Schwabe),  Bres- 
lau und  Leipzig  1761,  2.  Auf.  1764,  3.  Aufl. 
1768  (3.  Teil  1773). 

Vgl.  Über  Bielfeld:  Roscher,  Gesch.  d. 
Nat  Derselbe,  Die  volkswirtschaftlichen  An- 
sichten Friedrichs  d.  Gr.  (Verhandlgn.  der  K. 
sächs.  Gesellschaft  der  Wissensch,  zu  Leipzig; 
philol(w.-histpr.  Klasse,  18.  Bd.)  Leipzur  18m. 
S.  50m  —  Eloge  de  Bielfeld,  in  Nout.  Memoires 
de  l'Acad£mie  royale  des  sciences  etc.,  annöe 
1770,  Berlin  1772.  lAppert 


Bier,Bierbranerein.Bi6rbe8teneni]ig. 

I.  Das  Bier  und  die  BierbrauereL 
(Begriff  des  Biers.  —  Entstehung  des  Bier- 
brauens. —  Das  Bier  im  Altertum  und  bei  den 
Germanen.  —  Früherer  Stand  und  Entwickelung 
des  Brauwesens.  —  Verbreitung  und  Bedeutung 
des  Bierkonsums  in  der  Gegenwart.  —  Verglei- 
chende statistische  Darstellung  der  Entwickelung 
und  des  Standes  der  Brauerei  und  des  Bierver- 
kehrs aller  in  Betracht  kommenden  Länder  am 
Ausgange  des  XIX.  Jahrhimderts.  —  Die  Ge- 
setzgebung und  das  Braugewerbe).  -~  II.  Die 
Bierbestenerung.  A. Allgemeines.  (Zur 
Geschichte  und  Entstehung  der  Bierbesteuerung 
in  der  Neuzeit.  —  Histonsche  Rechtfertigung 
der  Bierbesteueniag.  —  Probleme  der  Bierbe- 
steuerung). —  B.  Die  einzelnen  Systeme 
der  Bierbesteuerung.  1.  Die  Rohmaterial- 
steuern. 2.  Die  Halbfabrikatsteuem.  3.  Die 
Fabrikatstenern.  —  C.  Die  Bierbesteue- 
rung und  Bierbrauerei  in  den  einzel- 
nenStaaten:  1.  Deutschland,  a)  Reichs-  oder 
Norddeutsches  Brausteuergebiet,  b)  Bayern,  c) 
Württemberg,  d)  Baden,  e)  Elsass-Lothringen, 
f)  StatistUi  der  Bierbrauerei  seit  1872;  2.  Ös- 
terreich-Ungarn  ;  3.  Grossbritannien  und  Irland ; 
4,  Frankreich ;  5.  Russland j  6.  Belgien ;  7.  Hol- 
land ;  8.  Skandinavien  A)  Dänemark,  B)  Schwe- 
den, C)  Norwegen;  9.  Andere  Länder  Europas; 
10.  Balkanländer;  11.  Vereinigte  Staaten  von 
Nordamerika.  C.  Vergleichende  tabellarische 
Darstellung  der  Biersteuem. 

Anflaee.  It.  51 
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I.DasBier  und  die  Bierbrauerei. ! 

Unter  Bier  wird  in  dem  durch  die  mo- 
derne Entwickelung  der  Bierbrauerei  be- 
stimmten und  danach  auch  von  der  ein- 
scÜägigea  deutschen  Reichsgesetzgebung 
angenommenen  Sinne  ein  aus  Getreide  oder 
anderen  stärkehaltigen  Rohstoffen,  Hopfen 
und  Wasser  hergestelltes,  mittelst  Hefe  teil- 
weise vergohrenes  Getränk  verstanden.  Das 
Charakteristische  am  Bier  besteht  besonders 
darin,  dass  es  dem  Bedürfnis  nach  einem 
mAss^D  Gentiss  von  Alkohol  und  anderen 
anregend  wirkenden  Gärungsprodukten  in 
einer  sdimackhaften  und  zuträglichen  Form 
Genüge  leistet,  welche  einestefls  durch  die 
Extnuttstoffe  (Dextrin,  Zucker  u.  s.  w.), 
anderenteils  durch  die  Hopfenbestandteile 
und  den  Gehalt  an  durch  Gärung  ent- 
standener, wahrscheinlich  in  einer  bestimmten 
Art  der  Bindung  vorhandener  Kohlensäure 
bedingt  ist. 

Hinsichtlich  der  die  Grandlage  des  Biers 
bildenden  Bohstoffe  bat  der  Begriff  Bier  in  dem 
für  seine  Bereitung  and  Verbreitung  in  der 
Neuzeit  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen- 
den Lande,  in  Bayern,  schon  seit  über  400 
Jahren  die  gesetzgeberische  Einschränkung  er- 
fahren, dass  als  Kohstofif  nur  Malz  und  zwar 
far  das  sogenannte  „braune"  Bier  (untergähriges, 
Lagerbier)  nur  Gerstenmalz  und  für  das  so- 
genannte „weisse"  (oberefthrige)  Bier  Weizen- 
malz  verwendet  werden  darf.  Diesem  Vorgänge 
folgend,  haben  in  neuerer  Zeit  innerhalb  Deutsch- 
lands das  Grossherzogtum  Baden  und  im  Aus- 
lände Finiand  ihre  bezügliche  Gesetzgebung 
geändert..  Es  steht  allem  Anscheine  nach  zu 
erwarten,  dass  diese  Beschränkung  des  Begriffs 
Bier  in  den  übrigen  Ländern  Deutschlands  wie 
vielfach  auch  im  Auslände  die  allgemein  gültige 
werden  wird  und  demgemäss  Aeuderungen  in 
der  bezilgUchen  Gesetzgebung  der  betretenden 
Länder  erfolgen  werden.') 

Gegenuber  dieser,  wesentlich  unter  dem 
kolonisatorischem  Einflüsse  des  deutschen  bezw. 
des  süddeutschen  Brauwesens  im  Zuge  befind- 
lichen Beschränkung  des  Begriffs  Biers  ist  im 
Hinblick  auf  die  Geschichte  und  geogra- 
phische Verbreitung  des  Biers  darunter 
jedes  aus  stärkehaltigen  Rohprodukten  ge- 
wonnene, mehr  oder  weniger  vergorene  Ge- 
tränk zu  verstehen.  Besonders  der  für  den  in 
unserem  Kultnrkreise  gültigen  Begriff  Bier  not- 
wendige Hopfen  sowie  auch  die  ala  regelmässige 
Zuthat  eigens  gezüchtete  Hefe  gehCren  nicht 
KU  den  für  den  ethnologischen  Begriff  Bier 
wesentlichen  Bestandteilen.     Der  Hopfen  ist 


')  In  Württemberg  bat  die  Regierung 
im  Frühjahr  1899  der  Landesvertretnng  den 
Entwurf  eines  Snrrogatverbots  bei  der  Bierbe- 
reitnng unterbreitet.  Für  Norddeutschland 
sprach  sich  der  Reichstag  wiederholt,  zuletzt 
im  März  1899  zu  Gunsten  eines  solchen  Verbots 
aus.  Gleiche  Bestrebungen  sind  in  Oesterreich- , 
Ungarn  und  der  Schweiz,  sowie  in  Grossbritan- 
nien  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika zum  Teil  seit  längerer  Zeit  rege. 


erst  verhältnismässig  spät  als  Branstoff  in  all- 
gemeine Aufnahme  gekommen  und  die  Hefe,  als 
besonders  betriebamftsstg  bereitetes  und  „ge- 
züchtetes" Ferment  ist  ebenfalls  das  wenn  andi 
schon  frühe  Ergebnis  einer  langen  technischen 
Etttwiekelung. 

In  dieser  gewisse  rmassen  „primitiven'' 
Fassung  verstanden,  zählt  das  Bier  zweifelsohne 
zu  den  allerältesten  und  weitverbreitetsten  Ge- 
nnssmitteln  im  Hanshalte  der  Menschheit  Nach 
ethnologischer  Annahme  geht  die  Bereitung  des 
Biers  in  höhere  Zeiträume  hinauf  als  die  Ge- 
winnung des  Weins  und  kann  bereits  auf  die 
weit  vor  allem  Ackerbau  befindlichen  Knltur- 
Btnfen  der  Menschen  angenommen  werden.  Schon 
auf  der  als  die  erste  anzusehenden  Stofe  der 
reinen  ,,Saii)melwirtschaft"  findet  sich  bei  den 
noch  heute  auf  derselben  verharrenden  Völkern 
in  der  den  Frauen  obliegenden  Beichafftang  der 
vegetabilischen  Nahnmg  (gegaiftber  der  doi 
Männern  zukommenden  Versorgung  mit  anima- 
lischer Nahrung  durch  Jagd  und  Fischfang}  als 
ein  wichtiger  Zweig  das  Einsammeln  gewisser 
Wildgrassamen,  welche  geröstet,  gemahlen  und 
zu  einem  süssen  Brei  verkocht  werden,  welcher 
oft  schon  nach  einigen  Stunden  durch  die  frei 
vorkommende  „wilde"  Hefe  (Flughefe)  in  Gä- 
rung versetzt  und  teils  als  Nahrungs-,  teils  als 
Berauschungsmittel  genossen  wird  und  dessen 
Genoss  daher  in  der  Begel  ein  Vorrecht  der 
erwachsenen  Männer  ist.  Voraussetanng  für 
das  jeweilige  Aufkommen  der  Kunst  der  Bier- 
bereitung, mit  welcher  die  des  Brotbackens  in 
zum  Teil  engem  Zusammenhange  steht,  war  die 
Fähigkeit  kochen  zu  können.  Bei  den  Austra- 
liern und  einigen  anderen  besonders  tiefstehen- 
den Völkergrappen,  wo  diese  Fähigkeit  noch 
nicht  erreicht  und  man  erst  bis  zu  der  des 
Röstens  oder  Bratens  gediehen  war,  konnte 
wohl  aus  den  durch  Sammlung  oder  einen  pri- 
mitiven Hackbau  gewonnenen  Wüdgrassamen 
Brot  gebacken,  aber  kein  Bier  gebraut  werden. 
Als  eine,  wohl  allgemeine  Vorstufe  des  Kochens 
ist  die  Erhitzung  der  Flüssigkeit  mit  beissen 
Steinen,  das  sogenannte  „Steinkochen"  zu 
betrachten.  Noch  gegenwärtig  fUhrt  die  Öster- 
reichische Biersteuerstatistik  in  Kämthen  5 
„Steinbierbrauereien"  auf,  wo  nach  uralter  Sitte 
die  Maische  mittelst  hineingeworfener  glühend 
gemachter  Steine  gekocht  wird,  ein  Verfahren, 
dass  für  das  Kochen  grösserer  Mengen  Flüssig- 
keiten (Bier,  Milch]  ursprünglich  nüher  lag,  da 
einmal  Thon-,  Bronze-  oder  Eisenkessel  Ton  en^ 
sprechender  Grösse  zu  kostspidig  und  schwer 
in  der  nötigen  Haltbarkeit  herzustellen  gewesm 
wären,  während  beim  Steinkochen  steinerne 
oder  hölzerne  Kufen  oder  auch  Gruben  genügten. 
—  In  Afrika,  das  „ohne  L'ebertreibung  ein 
durchaus  biertrinkender  Kontinent  genannt  wer- 
den kann",  finden  sich  die  ältesten  Hinweise 
auf  die  Bierbereitung.  Wie  dann  im  alten 
Aegypten  auch  die  Bierbereitung  zu  einer  hohen 
Bedeutung  gelangte  (insbesondere  auch  hin- 
sichtlich der  Handhabung  einer  regulären  Malz- 
bereitnng),  die  in  ihren  Beziehungen  zam  öffent- 
lichen Leben  daselbst  teilweise  überraschrade, 
modern  anmutende  Züge  aufwies,  ist  bekannte 
Als  sich  in  viel  späteren  Zeiten  das  griechisch- 
römische  Kulturgebiet  herausbildete,  wurde  — 
wohl  unter  Mitwirkung  religiöser  Motive  —  das 
Bier  (wie  auch  die  Butter)  als  das  ältere,  ge- 
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wisflermassen  rohere  Genassmittel  durch  den 
edleren  Wein  (bezw.  die  Butter  durch  das  Oel) 
fS.  Viktor  Hehn,  „Enitarpflanzen  und  Haus- 
tiere auf  ihrem  L'ebergange  aus  Asien  nach 
Griechenland  and  Italien"  1893,  6.  A,),  „das 
Geschenk  der  Götter"  in  den  Hintergrund  ge- 
drängt und  zu  eisern  Attribut  der  „Barbaren" 
gestempelt.  Mit  der  Ablösung  der  antiken 
Knlturwelt  dnrch  die  Germanen  und  der  Be- 
grUndon^  der  abendlftsdischen  Weltmacht  und 
Kultur  anf  germanischem  Boden  gewann  dann 
auch  das  Bier  und  die  Brauerei  wieder  an  Be- 
deutung. Die  Germanen  haben  das  Bier  ver- 
mutlich schon  aus  ihrer  arischen  Heimat  mit- 
gebracht, dafür  spricht  hesunders  auch  die 
zum  mindesten  urspröngliche  Verbreitung  des 
Biers  bei  den  Übrigen  aus  der  gemeinsamen 
Heimat  hervorgegangenen  Völker  sowie  etby- 
mologische  Gründe.  Ueber  die  Ethymologie 
des  Wortes  „B^^''"  die  Meinungen  zwar 

noch  streitig,  indem  auf  der  einen  Seite  die 
ältere,  besonders  von  J.  Grimm  vertretene  An- 
nahme sich  auch  hente  noch  behauptet,  wonach 
dies  Wort,  ahd.  pior  (mhd.  bior)  auf  die  sanskri- 
tische Wurzel  =  trinken  (lat.  bibere)  zurückgeht, 
während  anf  der  anderen  Seite  die  Bezeichnung 
von  dem  Namen  des  ältesten  Braustoffes,  der 
Gerste  (altgerm.  brewo,  angelsächsisch  bere, 
in  Sehottland  noch  heute  die  sechszeilige  Brau- 
gerste =  bear)  abgeleitet  wird.  Letzteres 
wUrde  ein  Analogon  in  der  keltischen  Bezeichnung 
för  Bier  finden,  wo  von  dem  keltischen  zerwe  = 
Getreide  (später  latinisiert  ceria  bezw.  celia, 
caelia  filr  Gerste)  die  romanischen  Bezeich- 
nungen cerevisia,  cerreza,  cervogia  stammen. 
Im  Ostgermaniscben  hat  sich  die  alte  Bezeich- 
nung 0i  für  Bier  (für  welche  ebenfalls  Be- 
ziehungen zur  Bezeichnung  des  Rohstoffs  be- 
hauptet werden)  bis  zur  Gegenwart  in  Skandi- 
navien erhalten;  in  England  ist  Ale  die  Be- 
zeichnung für  das  alte,  wohl  durch  die  norman- 
nische Invasion  mitgebrachte  Bier,  wogegen 
„beer"  auf  die  angelsächsische  Besiedeluiig  zn- 
rSckgehen  dürfte.  ('S.  hierüber :  J.  u.  W.  G  r  i  m  m , 
„Deutsches  Wörterbuch",  Leipzig  1864,  Bd.  I, 
H.  1821/22.  —  F.  Kluge,  „Ethymologisches 
Wörterbuch  der  deutschen  Sprache",  4.  Aufl., 
Strassburg  1889,  S.  29.  —  Adelung,  „Gram- 
matisch-kritisches Wörterbuch  der  hochdeutschen 
Mondart",  Wien  1811,  Bd.  I,  S.  100S,9j. 

Sowohl  die  ältesten,  durch  die  Römer  über- 
mittelten Nachrichten  vom  Bier  bei  den  Ger- 
manen als  auch  die  eigenen  germanischen  bezw. 
nordischen  Litteratnrdenkmäler,  unter  diesen 
besonders  die  Edda,  erwähnen  nichts  von  der 
Verwendung  des  Hopfens.  Odin  zechte  in 
Walhall  mit  seinen  Getreuen  neben  dem  uralten 
Meth  süsses  Bier.  Wohl  aus  Gründen  der 
Haltbarlieit  und  des  Geschmacks  setzte  man  in 
der  Folge  dem  Bier  verschiedentliche  Bitter- 
und Würzestoffe  zu,  wovon  sich  Reste  wie 
„Wachholderbier",  „Sprossenbier"  (Tannenspros- 
sen) u.  a.  m.  bis  zur  Gei^enwart  erhalten  haben. 
Der  schliesslich  alle  diese  Nebeningredienzen 
allgemein  verdrängende  Hopfen,  mit  welchem 
das  Bier  in  der  Hauptsache  seinen  heutigen . 
Charakter  erhielt,  ist  mi  Deutschland  nicht  vor 
Fi^n  dem  Kurzen  und  Karl  dem  Grossen  nach-  I 
weisbar,  wo  zum  ersten  Mal  „Hopfengärten" 
(so  in  Freising  in  Bayern,  nahezu  gleichzeitig 
auch  in  Böhmen  in  der  Nähe  des  heutigen  Sau^ 


erwähnt  werden.  Die  Verwendung  des  Hopfens 
zum  Bierbrauen  wird  jedoch  zum  ersten  Mal  nr- 
hundlich  erst  1079  erwähnt.  Die  Verpflanzung 
des  Hopfens  anf  germanischen  Boden  und  seine 
Verwendung  beim  Bierbrauen  ist  auch  heute 
noch  nicht  auf  ihren  Ursprung  hin  klargestellt- 
Nach  neueren  Untersuchungen  scheint  die  Ver- 
wendung des  Hopfens  zum  Bierbraaen  und  da- 
mit andi  die  Kultnr  der  Hopfenpflanze  bei 
einzelnen  ans  dem  grossen  VOlkerbeeken  Asiens 
hergekommenen  yoikem  sehr  alt  zn  sein  und 
schon  in  der  gemeinsamen  Heimat  bei  Völker- 

fmppen  aufgekommen  zu  sein,  aus  denen  sich  in 
en  folgenden  Jahrhunderten  der  Wanderungen 
die  heute  teils  im  Kaukasus  zurückgebliebenen 
Völker  der  Osseten,  Chewsuren  u.  a.,  teils  die 
bis  zum  äussersten  Nordwesten  vorgedrängten 
Letten,  Finnen  u.  a.  abgezweigt  hal^n. 

Mit  der  allgemeinen  Verwendung  des 
Hopfens  beim  Bierbrauen  ist  für  das  Gebiet  der 
germanischen  Länder  (mit  Ausnahme  Englands, 
wo  der  Hopfen  lange  Zeit  sogar  verpönt  nnd 
sehr  spät,  im  16.  Jahrhundert,  allgemein  zor 
Bierbereitung  zugelassen  wurde)  die  Gnindlage 
geschaffen,  auf  der  sich  in  der  Folge  das  Brau- 
wesen derselben  bis  zur  Gegenwart  zn  einem 
selbständigen  Gewerbe  entwickelte. 

Dem  alten  Tolkstfimlichen  Charakter  des 
Bierbrauens  als  Bestandteil  der  eigenen 
Hauswirtschaft  entsprechend,  zieht  sich 
durch  das  ganze  Mittelalter  der  Zug  des 
Widerstreits  des  ursprünglich  fflr  jedermann 
freien  Keclits  zu  brauen  mit  der  Ausgestal- 
tung desselben  zu  einem  besonderen,  recht- 
Kch  gebundeneu  Gewerbebetriebe. 

Schon  frühzeitig  machten  sich  auf  der  einen 
,  Seite  Bestrebungen  zur  Beschränkung  des  all- 
gemeinen Braurechts  wie  auf  der  anderen  Seite 
zur  Verteidigung  desselben  geltend.  So  erfolgten 
schon  unter  Ludwig  dem  Frommen  gewisse 
Beschränkungen  zu  Gunsten  der  Klöster  nnd 
geistlichen  Stifter,  vrie  denn  fiberhaupt  die 
Handhabnng  des  Braurechts  durch  die  jeweilige 
höchste  Gewalt  ein  beliebtes  Mittel  war,  ent- 
weder die  Interessen  gewisser  Stände  durch  Ver- 
leihung von  Privilegien  u.  dgl.  oder  durch  Be- 
schränkung der  Rechte  Dritter  an  sich  zn 
fesseln  oder  finanzielle  Vorteile  daraus  zu  ziehen, 
woraus  sich  auch  das  allgemein  frühe  Auftreten 
der  Besteuerung  des  Bieres  bezw.  der  Bier- 
brauerei mit  erklärt.  Von  entscheidender  Be- 
deutung wurde  auch  für  das  Brauwesen  das 
Aufkommen  und  die  Ausbildung  der  Stadt- 
wirtschaft. Unter  den  Faktoren  fttr  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  der  Städte,  ins- 
besondere für  ihren  Handel,  ist  das  Bier  viel- 
fach von  grundlegender  Bedeutung  gewesen. 
Es  lag  in  der  natürlichen  Entwickelung  der 
Verhältnisse  begründet,  dass  bei  dem  Aufkommen 
eines  allmählich  weitere  Kreise  ziehenden  Han- 
delsverkehrs in  die  ursprüngliche  Hausbrauerei 
bald  eiu  gewerblicher  Zug  eindrang,  der  zur 
Herausbildung  von  „Handelsbranem"  führte, 
deren  Vertreter,  ohnehin  zu  den  einflnssreicheren 
Elementen  ihrer  Gemeinwesen  zählend,  die  Fort- 
bildung des  Brauwesens  zu  einem  selbständigen 
Gewerbebetriebe  auf  Kosten  der  gemeinen  Haus- 
brauerei  erstrebten.  Vor  allem  geschah  diesdurdi 
die  schon  sehr  früh  auftretende  Beschränkung, 
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die  „Kadicierunfi:"^  des  jns  brazandi  auf  die  als  ut- 
sprilnglich  berecutigten  Familien,  die^Biereigner" 
oder  f,Brauerben",  oder  auf  die  Hausstellen,  d.  h. 
dnrch  den  AnsachlnsB  der  BegrUndang  neiier.Bna- 
rechte  dnrch  nene  Zazttgler  oder  Nebenerben 
oder  durch  Errichtung  neuer  Fenerstellen.  Da- 
durch  musste  sich  naturgemäss  im  Laufe  der 
Zeit  ein  beschränkter  Kreis  „brauberechtieter" 
Bärger  herausbilden,  der  seiner  Entstehung 
nach  ein  aristokratisch-patricisches  Gepräge 
trag  und  dies  auch  äusserlich  durch  exklasiven 
Zusammenschlnss  in  der  Toraehmen  „Brauer- 
gilde  oder  -zunft"  bekundete.  Je  nach  dem 
Grad  der  Stärke  und  dem  Qefüge  der  Stadtge- 
walt vollzog  sich  diese  Wandlung  der  alten 
freien  Haasbranerei  zur  Handelsbranerei  in  einer 
mehr  oder  weniger  durch  die  Interessen  der 
Gemeinwirtschaft  bestimmten  Richtung,  wobei 
im  ersteren  Fall  es  dann  vielfach  bis  zur  direkten 
Ablösung  tind  L'ebernahme  des  Brauwesens 
durch  die  Stadt  und  Schaffung  eines  städtischen 
Brauamtes  kam  oder  wenigstens  —  meist  aus 
angeblich  feuerpolizeilichen  Gründen  —  zur  Er- 
richtung eines  Btädtischen  Brauhauses,  mit  dem 
Zwange  für  die  Branberechtigtenj  nur  dort  der 
„Beine"  nach  zu  brauen,  womit  zugleich  er- 
wUiuchte  Handhaben  für  die  Besteaerong  des 
Biers  (Ffaaneozins  u.  dgl.)  gegeben  waren.  Auch 
unabhängig  hiervon  führte  die  Eucwickelung 
vielfach  dazu,  das  Brauwesen  durch  Verpachtung 
oder  Ablösung  des  Healrechts  zu  brauen  an 
Dritte  auf  eine  beschränkte  Zahl  von  Betrieben 
zu  koncentrieren.  Des  ferneren  trugen  auch 
die  jeweiligen  Wandlungen  im  Wirtschaftsleben 
wesentlich  daza  hei,  je  nach  dem  Aufblühen 
oder  Niedergange  des  heimischen  Gemeinwesens 
den  Brauereihetrieb  rege  zu  erhalten  oder  all- 
mftblich  eingehen  zu  lassen.  In  Bayern  war 
unter  dem  ^uammenwirken  eigentümlicher  Um- 
stände das  Braurecht  landesherrliches 
Eegal  geworden  und  wurde  entweder  nur  von 
Fall  zu  Fall  „gnadenweise"  als  Lehen  vergeben 
unter  Befolgung  des  Satzes  „Kunst  erbt  nicht" 
oder  es  wurde  wie  das  Brauen  von  „weissem 
Weizenbier"  ausschliesslich  in  eigener  landes- 
fürstlicher Regie  betrieben.  Die  \  erleihung  des 
Braurechts  von  Landes  wegen  in  Bayern  wurde 
in  Wirklichkeit  allerdings  nur  den  „bürger- 
lichen" Ständen  gegenüber  gehandbabt,  nach- 
dem es  der  Bitterschaft  und  den  geistlichen 
Stiftern  und  Klöstern  als  den  „privilegierten" 
Ständen  dauernd  als  beneficinm  überlassen 
war.  Auch  in  der  das  Brauwesen  sonst  in 
mannigfacher  Weise  begreifenden  landesvolizei- 
lichen  Reglementierung,  in  der  in  Bayern  wie 
Überall  sehr  ausgedehnten  und  vielgestaltigen 
sogenannten  „Bierpolizei"  galten  die  beiden  privi- 
legierten Stände  vielfach  als  „eximiert".  Diese  Be- 
vorzugung vor  den  „bürgerlichen  brauenden  Stän- 
den" hat  aber  wie  kaum  etwas  anderes  dazu  bei- 
getragen, den  Branereibetrieb  in  Bajem  bei  diesen 
m  einem  ständigen,  regen  Wettbewerb  zu  er- 
halten und  damit  den  Grund  zu  seiner  kräftigen 
Fortentwickelnng  zn  legen,  wie  umgekehrt  in 
anderen  Gebieten,  so  vornehmlich  in  Norddeutsch- 
land, die  zum  Teil  weitgehende  Autonomie  der 
Branerzünfte  bezw.  die  Kirchturmpolitik  der 
zahlreichen  selbständigen  Stadtwirtschaften  es 
verschuldet  hat,  dass  zur  Zeit  des  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Niederganges  das  ehedem  blü- 
hende Brauwesen  am  ersten  in  Mitleidenschaft 


gezogen  wurde  und  vielerorten  gänzlich  in  Ver- 
fall geriet. 

Ein  dankbares  Feld,  die  aus  dem  Braurecht 
folgenden  Verhältnisse  nach  den  jeweils  mass- 
gebenden Reichs-,  Landes-  oder  Stadtinteresseu 

entsprechend  zu  verwerten,  bot  die  Handhabnuf 
des  Bierschankrechts.  Die  Verleihung  und 
Gestaltung  desselben  bildet  einen  der  markan- 
testen Züge  für  die  das  ganze  Hittelalter  be- 
herrscheudeu  Wirtschaftspolitik.  Immer  musste 
es  als  Gegenleistung  für  die  Uebemahme  oft 
gänzlich  heterogener  Verpflichtungen  erworben 
und  oft  genug  langwierig  erkämpft  werden.  Be- 
sondersdie  Uebemahme  landesherrlicher  Schulden, 
Gewährung  von  Darlehen,  Verpfändung  bestimm- 
ter Einnahmen  spielten  eine  Hauptrolle  dabei. 
Als  wertvolles  Attribut  schloss  das  verliehene 
Recht  dafür  die  sogenannten  Bann-  und  Zwangs- 
rechte ein,  d.  h.  das  Recht  des  gänzlichen  Aus- 
schlusses oder  der  nur  gegen  hohe  Abgaben  und 
unter  sonstigen  Beschränkungen  gestatteten  Zu- 
lassung alles  fremden  Biers  in  einem  gewissen 
Umkreise  der  Stadt  (die  Bannmeile)  und  des 
Zwanges,  nur  von  den  berechtigten  Brauereien 
dag  Bier  zu  beziehen.  Hierzu  gesellten  sich  die 
mannigfaltigen  Bestimmungen  Uber  das  Ver- 
hältnis der  Brauer  zu  den  Wirten,  ftber  das 
Institut  der  Not-  und  Freiwirte  und  vor  allem 
eine  Fülle  von  gewerbe-  und  gesnndheitspolizei- 
lichea  Vorschriften,  die  insgesamt  das  Gebiet 
der  eigentlichen  „Bierpolizei"  ausmachen.  Hier- 
her gehören  vor  allem  die  Bestimmungen  über 
Art  und  Menge  der  jeweils  zum  Bierbrauen  zu 
verwendenden  Rohstoffe  (die  sogenannte  .,Guss- 
führung"  u.  dgl.j,  über  die  für  das  Mälzen  und 
Branen  innezuhaltenden  Termine  (Verbot  des 
Sommermftlzens  und  -brauens),  über  die  hierzu 
erforderlichen  Kontrolorgaue  (das  Institut  der 
sogenannten  „Bierkieser"  behufe  Feststellung 
der  „Pfennigvergiltigkeit"  des  Biers]  und  die 
weitschichtigen,  oft  wechselnden  Bestimmungen 
über  den  Preis  des  Biers  bei  den  Brauern  wie 
bei  den  Wirten,  —  alle  natürlich  von  einer 
bunten  Vielgeataltigkeit,  oft  aber  auch  wieder 
von  einer  merkwüMigen  Uebereinstimmnng  in 
räumlich  und  national  einander  gänzlich  fem 
liegenden  Gebieten. 

Die  Ausbildung  des  auf  der  alten  freien 
Hausbrauerei  sich  gründenden,  dasselbe  in  der 
Folge  freilich  vielfach  bis  zum  Ge^nteil  um- 
gestaltenden Bechtäinstitutsderst&dtiBcli-büi%er- 
lichen  Bierbrauerei  zu  einem  gewerblichen  Be- 
triebe mit  oft  weit  verzweigtem  Absatz  erreichte 
im  15.  und  16.  Jahrhundert  ihren  Höhepunkt. 
Ilire  eigentliche  Stätte  waren  die  zahlreichen 
Handeid-  und  verkehrsreichen  Städte  Nord-  und 
Mitteldeutschlands  sowie  der  benachbarten 
Niederlande  und  Belgiens  als  auch  Skandi- 
naviens. Besonders  die  Seestädte  hatten  das 
Brauwesen  und  den  Bierhandel  zu  hoher  Blüte 
entwickelt  und  versorgten  alle  im  Bereiche  des 
Hanaahandels  Heyden  Länder  mit  ihrem  Er- 
zeugnis. Auch  im  Binnenlande  hatten  zahl- 
reiche Städte  die  Brauerei  zu  einer  berühmten 
Specialität  ihres  Gewerbefleisses  gemacht.  Viel- 
fache Nachklänge  hieran  (Einbeck,  Hannover, 
Zerbst,  Wittenberg,  Leipzig,  Göttingen,  Brauu- 
achweig,  Goslar,  Gotha,  Freiberg,  Breslau, 
Schweidnitz,  Bernau  und  zahlreiche  andere 
Städte  der  Mark  etc.)  haben  sich  bis  in  die 
Erinnerung  der  Gegenwart  erhalten. 
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Hit  dem  17.  Jahrhandert  netzte  in  Nord- 
dentschland  wie  in  fast  allen  anderen  Ländern 
der  Niede^ng  des  his  dahin  blähenden  Bran- 
wesens  ein.  Nur  in  England  fand  die 
Branerei,  besonders  nachdem  der  Hopfen  allge* 
mein  als  Braumaterial  freigegeben  war,  an  dem 
sich  rasch  entfaltenden  Welthandel  eine  wert- 
volle Stütze  and  konnte  sich  hier,  nachdem 
noch  darch  die  Erfindung  des  Porter  (17^ 
durch  Howard)  eine  allgemein  gescbfttcte  Bier- 
art geschaffen  war,  im  Lanfe  des  18.  Jahrhun- 
derts zQ  einer  blühenden  bereits  modern  ge- 
arteten Grossindnstrie  entwickeln. 

„Wenn  au  sieh  schon  die  damaligen  Zeit- 
verhältnisae  —  insbesondere  der  dreissigjäbrige 
Erier  mit  seinen  Folgen  für  die  Finanzlage 
der  Staaten  und  der  hierdurch  wiederholt  yer- 
anlassten  Hßherung  der  Steuern,  namentlich 
auch  BierBtenern,  nnd  nicht  minder  die,  wenn 
auch  fttr  einzelne  vorteilhaften,  im  ganzen  aber 
doch  nur  nachteilig  wirkenden,  sich  fort  and 
fort  ausbreitenden  Biermeilenrechte  —  nicht 
geeignet  waren,  die  Biererzengang  zu  fördun, 
so  gesellte  sich  hierza  nunmehr  aadi  noch  der 
immer  stärker  hervortretende  Einfluss  franz6- 
Htscher  Sitte,  Mode  nnd  Lebensweise:  An  Stelle 
des  Biers,  das  bis  dahin  auf  keiner  Tafel  der 
Grossen  und  Reichen  gefehlt  hatte  und  in  allen 
Klassen  der  Bevölkerung  in  reichlichstem  Masse 
genossen  wurde,  traten  Wein,  Kaffee,  Chokolade 
und  später  auch  Thee  sowie  bei  den  ärmeren 
Volksklassen  vor  allem  Branntwein"  (v.  Hay). 

—  Die  mit  der  Ausbreitung  des  Protestan- 
tisrnns  in  den  norddeutschen  Ländern  Hand 
in  Hand  gehende  Aufhebung  der  Klüster  trug 
besonders  auf  tecbniticheiii  Gebiet  bei  dem 
rein  empirisch-haudwerksmässigen  Brauereibe- 
triebe  jener  Zeit  wesentlich  zur  Beschleunigung 
des  Niederganges  bei ;  überall  waren  die  ohne- 
hin manni^ach  günstiger  gestellten  geistlichen 
Guts-  und  Klosterbrauereien  die  anerkannten  Be- 
wahrer und  Weiterbildner  der  Brautecbnik  ge- 
wesen. Durch  die  teilweise  gänzlich  zerstörten 
Verkehrsverhältnisse  waren  vornehmlich  die 
schon  einen  gewissen  Grossbetrieb  darstellenden 
Handelsbrauereien  betroffen,  deren  Inhaber,  zu- 
gleich durch  die  in  der  allgemeinen  Bedrängnis 
immer  rigoroser  und  engherziger  werdende 
Zunftwirtschaft  am  meisten  belästigt,  sich  dann 
meist  gänzlich  vom  Gewerbe  zurückzogen, 
womit  dasselbe  mehr  und  mehr  der  Versumpfung 
preisgegeben  war.  Der  immer  allgemeiner 
werdende  Notbehelf  des  Eeihebrauens  führte 
vollends  dazu,  das  Brauwesen  entarten  zu  lassen 
and  zu  einem  „liOtterbett  für  Faulheit  und  In- 
dolenz zu  machen"  (Schmoller).  Das  ganze  18. 
Jahrhundert  ist  erfüllt  mit  Klagen  Uber  den 
unaufhaltsamen  Verfall  der  ehedem  „goldenen 
Braunahrung",  und  allerorten  mühte  man  sich 

—  meist  auf  zwar  begreifliche,  aber  denkbar 
verkehrte  Art  tmd  Weise  —  vergeblich  ab,  hier 
Wandel  zu  scbafiFen.  Selbst  die  energische  Re- 
formpolitik der  HohenzoUem  vermochte  in  ihren 
Landen  nur  den  äussersten  MisHStänden  abzu- 
helfen, aber  unter  den  obwaltenden  gebundenen 
und  unsäglich  komplizierten  Rechtsverhältnissen 
nicht  dem  nahezu  erstorbenen  tiewerbe  neues 
Leben  einzullössen.  Zur  selben  Zeit  war  in 
Bayern  hingegen  das  Braugewerbe  zum 
„eigentlichen  Haupt-  und  Nationalgewerbe"  er- 
blüht, das  Bier  das  „fünfte  Element"  gewonl^. 


War  diese  verhältnismässig  schnelle  Anfwärts- 
entwickelung  der  Branerei  auch  zu  einem  guten 
Teil  dadurch  verdankt,  dass  die  in  Norddentsch- 
land  zum  Niedergang  führenden  Verhältnisse, 
insbesondere  die  allgemeine  Verödung  des  Volks- 
wohlstandes und  das  Aufkommen  fremder  Sitten 
und  Oennssmittel  hier  bei  weitem  nicht  in  dem 
Hasse  Platz  gegriffen  hatten,  so  gebührt  doch 
das  Hauptveraienst  hieran  der  bezüglich  der 
Branerei  in  ihrer  Art  einzig  dastehenden  ziel- 
bewussteu  centraliatischen  uewerbepolitik  der 
bayerischen  Herzöge  nnd  KurfSrst«!,  welche, 
selbst  im  Besitz  vieler  Domanialbrauereien,  8i<di 
mit  besonderem  Eifer  das  Brauwesen  angelegen 
sein  Hessen.  Vornehmlich  die  Eutwickelung  der 
bayerischen  „Bierpolizei"  stellt  eine  seit  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  ununterbrochene  Kette  bis 
zur  Gegenwart  fortwirkender  Faktoren  für  das 
Gedeihen  des  Brauwesens  dar.  Schon  1516 
wurde  mit  der  Vorschrift,  „dass  füran  allent- 
halben in  unsere  Stette,  Märkte  und  auf  dem 
Lande  zu  keinem  Pier  merer  Stukh,  dann  allein 
Gersten,  Hopfen  und  Waaser  genommen  und 
gebrandit  stille  werden",  eine  Bestimmung  er- 
lassen, welche  nahezu  unverändert  noch  heute 
in  Kraft  ist  (Art.  7  des  bayerischen  Halzauf- 
schlaggesetzes)  und  der  in  erster  Linie  das 
bayerische  Bier  nachmals  seinen  Weltruf  und 
seine  kolonisatorische  Bedeutung  für  das  Auf- 
kommen des  modernen  Brauwesens  überhaupt 
verdankt. 

Als  mit  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts 
Bayern  den  Anfang  machte,  mit  dem  zum  Teil 
noch  mittelalterlichen  die  Entwickelung  hem- 
menden Bann-  und  Zwangsinstitutionen  aufzu- 
räumen und  damit  das  Gewerbe  auf  den  Boden 
des  erwachsenden  neuzeitlichen  Verkehrs  zu 
verpflanzen,  konnte  nunmehr  von  hier  aus  auch 
die  Wiederbelebung  der  fast  erstorbenen  Brauerei 
Norddeutschlands  in  die  Wege  geleitet  werden, 
zumal  nachdem  auch  hier  die  Aera  Stein-Harden- 
berg endlich  Wandel  geschaffen  hatte.  Hand  in 
Hand  mit  der  modernen  Umgestaltung  der  Tech- 
nik nnd  defi  Verkehrs  nnd  der  von  Preussen  schon 
ävich  die  Gesetzgebung  von  1818  und  nachmalB 
durch  die  Gründung  des  Deutschen  Zollvereins 
angebahnten  Vereinheitlichung  des  deutschen 
Verkehrsgebiets  vollzog  sich  im  Laufe  des  Jahr« 
hnnderts  dann  auch  für  die  Bierbrauerei  zum 
Teil  in  überraschend  schneller  und  äusserlich 
glänzender  Weige  der  Uebergang  von  einem 
verelendeten  Handwerk  zu  einer  bedeutenden 
Industrie.  Neben  Bayern  waren  es  dabei  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  besonders 
Oesterreich  und  England,  deren  fortgeschrittenes 
Brauwesen  wesentlich  zu  der  technischen  Um- 
wälzung und  Ausbildung  der  Brauerei  beitrugen. 
Besonders  seit  der  Gründung  des  Deutschen 
Reichs  und  dem  ihm  folgenden  Aufschwang  des 
Wirtschaftslebens  haben  alle,  die  moderne.  Über 
die  Länder  des  Erdballs  sich  erstreckende  Aus- 
breitung der  Bierbrauerei  bedingenden  Faktoren 
ihre  Wirkung  gewissermassen  potenziert.  Von 
nachhaltigster  Bedeutung  ist  dabei  besonders 
die  technisch  - wissen  schaftliche  Durch- 
dringung des  Brauwesens  geworden.  Im  Hin- 
blick auf  die  der  Brauerei  als  Zweig  der  Gä- 
nu^industrie  gewidmete  wissenschutlidie  Be- 
thätignng  und  die  hierfür  in  allen  in  Betracht 
kommencien  Ländern  zur  Verfügung  stehenden 
Hilfsmittel  (Versuchsstationen  nnd  -brauereien, 
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Akademipen,yerein8  Wesen,  Zeitschriften  u-dg-l-ra.) 
iteht  sie  unter  den  modernen  chemischen  In- 
dustrieen  mit  in  erster  Reihe. ')  Ein  bemeikens- 
werter  Zag  bezBglirh  der  internationalen  Aqb- 
breitnng*  der  Brauerei  ist  es,  dass  durchweg 
dafl  deutsche  Bier  koloniiiatorisch  f!:ewirkt  hRt 
und  noch  wirkt.  Seihst  in  £n(>-land  gewinnt 
die  Brauerei  nach  deutscher  Art  an  Boden,  am 
Weltmarkt  führt  es  sich  ebenfalls  immer  allge- 
meiner ein.  In  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas hat  sich  in  überaus  kurzer  Zeit  die 
Brauerei  zu  einer  Industrie  ersten  Hanges  ent- 
faltet und  zwar  fast  durchweg  auf  deutsch- 
amerikanischer  Gruudiag:?.  Alle  Neugräudun^en 
TOD  Brauereien  im  hohen  Norden  (Skandinavien, 
BuHsIand)  wie  in  den  Tropenlfindem  erfolgen 
nach  dentschem  Muster  unter  Zuziehung  deut- 
scher Architekten  und  Masehinenbauaiistalten 
sowie  deutscher  Betriebaheamter  und  Hilfsper- 
sonen, vielfach  selbst  unter  Verwendung  von 
ans  Deutschland  bezw.  Oesterreich  bezogener 
Gerste  oder  Malz  und  Hopfen. 

DasBier  ist  heute  ein  in  allen  Ländern 
verbreitetes  Geniissmittei  gowonleii,  bei  uns 
speciell  das  allgemeinste  Ertjniekunfismittel 
und  »GeseUschaftsgetränk«  (Baer,  »AJkohö- 
lisninsc  1877).  »I'nsei-e  Zeit< ,  heisst  es  hei 
L.  v.  Stein  (Fin.W.  2.  Bd.),  hüb  auf  allen 
Punkten  die  geistigen  Krilfte  iin  Verhältnis 
zu  den  physischen  mehr  anstrengt,  bedai-f 


Unter  den  teils  durch  die  Branindustrie 
selbst  unterluüteneu,  teils  staatlich  subventio- 
nierten Brauereiversuchsstationen  sind  namhaft 
zu  machen  als  die  älteste  die  München  er 
Station,  ferner  das  einen  Teil  der  Landwirt- 
schaftlichen Hochschule  in  Berlin  bildende 
Institut  für  G  ä r u n g s g e w e r b e , 
dessen  Versuchs-  und  Lehranalalt  für  Brau- 
erei nebst  ihren  Adnexen  (Verauchsbrauerei, 
Schulen,  Zeitschrift,  deutsche  Gersten-  und 
Hopfenkulturstation)  von  dem  Verein  ^fleichen 
Namens,  des  grössten  Brauerei  Vereins  der 
Welt,  mit  unterlialten  wird,  ferner  die  baye- 
rischen, staatlich  subventionierten,  besonders 
der  F&nlerung  der  kleineren  und  mittleren 
Brauereien  gewidmeten  Versuchsstationen  in 
Weihenstephan  und  Nürnberg,  die  Versuchs- 
stationen zu  "Wien,  Kopenhagen,  Warschau, 
Petersburg  (in  der  Gründung  beirriffeni,  die 
federated  Institutes  o£  brewiug  in  London,  die 
Station  in  Chicago  u.  a.  —  Braiierakademieen 
bezw.  Schulen  bestehen  in  München  (hier  wurde 
schon  1836  unter  Leitung  von  Professor  Kaiser 
eine  Brauerschulc  gegründet,  die  1Ö4Ö  der  Ver- 
suchsbrauerei  in  Sdileissheim  angegliedert  und 
1852  nach  Weihenstephan  verlegt  wurde).  Aus 
ihr  sind  zahlreiche  Vertreter  der  Brauinilustrie 
lüler  Länder  hervorgegangen.  Zur  Zeit  bestehen 
in  München  noch  zwei  private  Brauereilehran- 
stalten), ausserdem  sind  bekannt  die  Lehran- 
stalten in  Weihenstephan  (s.  vorstehend),  Berlin 
(seit  1888),  Worms.  Augsburg.  Prag,  Wien 
(Mödling),  Löwen,  Chicago,  Petersburg  und 
Warschau  (in  der  Grilndung  begriffen);  ausser- 
dem werden  auch  an  allen  vorgenannten  Ver- 
suchsstationen verschiedene  kürzere  Fortbil- 
dungskurse abgehalten. 


'  eines  Gleichgewichts  gegen  diese  Aufreginig, 
I  und  Bier  un<l  Tabak  ei-fiUlen  daher  jetzt 
j  schon  eine  Bestimmung,  welche  weit  über 
'  die  Emähnmg,  ja  ni>er  den  Genuss  hinaus- 
Igeht*    Ein  (lie  au-sseroi-dentliche  Verbrei- 
tung des  Biei-geniisses  in  den  letzten  De- 
cennien  durchgängig  l)eg]eitender  Zug  ist  ein- 
mal die  Zurilckdrllngiing  <ler  ehedem  be- 
sonders in  Nonidentsclüand  weitaus  ilber^ 
wiegenden    obei^ärigen    Biere  durch  die 
(lualitütareiohereu  untergärigen  Lagerbiere, 
;  für  welche  besonders  Bayern  das  Prototyp 
j  geliefert  hat.    Doch  hat  sieh  gerade  auch 
in  Xorddontschland  in  der  Folge  ein  eigener 
I  Typus  eines  hellen   Lagerbiers  herauage- 
i  büdet,  der  l)ei  uie<lrigem  Vei^änmgsgrad, 
also  hohem  Extraktgohalt  sich  durch  einen 
reicldichen  Geluüt  au  Kohlensäure,  dagegen 
mfisfugen  Alkoholgehalt  (3— B,.')*'^)  charakte- 
risiert. 

Von  den  im  Rückgänge  begriffenen  ober- 
gärigen  Bieren  sind  allerdings  Specialitäten 
'  wie  da»  Berliner  Weissbier  oder  das  GrStzer 
I  Bier,  femer  deutscher  Porter,  Zerbster  Bitter- 
I  hier,  Lübbener  Kr^tbier,  Brauuschweiger 
I  Mumme  u.  a.  sogenannte  „Malzbiere"  anszu- 
■  nehmen,  die  teils  als  sommerliche  Erquickungs- 
geträuke.  teils  wegen  ihres  —  bei  normaler 
Herstellung  —  sehr  hohen  Extraktgebalts  für 
Wöchnerinnen,  Ammen  u.  a.  ereschätizt  werden, 
auszunehmen.  Allerdings  hat  gerade  bei  vielen 
diesen  Bieren  in  den  letzten  Jahren  eine  in  der 
Hauptsache  auf  der  Verwendung  von  Saccharin 
und  verwandten  Süssstoffen  fnssende  minder- 
wertige und  unlautere  Produkt  iDugrichtung 
dem  bisherigen  Renommee  derselben  erfaehUcu 
Eintrag  gethan,  was  nach  dem  nunmehr  (1.  Ok- 
tober lÖlWi  erfolgti'U  Inkrafttreten  des  reichs- 
gesetzlicheu  Saccharinverbota  aber  sein  Ende 
erreicht  haben  dürfte.  Ein  weiterer  für  die 
Propagierung  des  Biergeuussea  wichtiger  Um- 
stand ist  der  rasch  in  Aufuahme  gekommene 
Vertrieb  des  Biers  in  Flaschen  und  sonstigen, 
den  Konsum  in  der  eigenen  Häuslichkeit  bezw. 
auf  der  Arbeitsstätte  gegenüber  der  Frequenz 
der  Schankstätte  begünstigenden  Gefässen  (auch 
Kanuen,  Syjihons  n.  dgl.  zählen  zum  TeU  hier- 
ber).  Infolgedessen  bat  der  neuerding^s  in 
steigendem  Masse  von  den  Brauereien  in  eigene 
Regie  übernommene  Flaschenbier  vertrieb  wohl 
am  wirksamsten  den  besonders  in  den  breiten 
Schichten  der  Arbeiterbe völkemng  bislang  vieler^ 
orten  noch  überwiegenden  Branntweinkonsum 
zurückiredrängt.  In  Berlin  wird  gegenwärtig 
vielleicht  mehr  als  ein  Drittel  alles  daselbst  ge- 
trunkenen Biers  bereits  als  Flaschenbier  konsu- 
miert. 

Nachstehende  Tabelle  bietet  eine  ver- 
gleichende Uebersieht  über  den  Konsum 
von  Bier  und  sein  Verhältnis  zu  dem  der 
anderen  alkoholischen  Getränke  (Wein  und 
Bmnntwein)  in  den  in  Betracht  kommen- 
den Ij&udem  und  daraus  abgeleitet,  den 
absoluten  Alkoholkonsum  in  denselben  auf 
die  einzelnen  Getränke  verteilt  wie  im 
ganzen. 
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EoDBum  pro  Kopf  der  BeTÖlkernn^  von 


in 


Belgien  .  .  . 
Frankreich  .  . 
Dänemark .  .  . 
Deutschland  .  . 
Grossbritannlen . 
Schweiz  .  .  . 
Oesterr.-Ungarn 
Italien.'.  .  .  . 
Holland  .  .  . 
Bussland  .  .  . 
Norwegen .  .  . 
Verein.  Staaten. 
Sdiweden  .  .  . 


Bier 

Wdn 

Brannt- 
wein 

Bier 

Wem 

Brannt- 
wein 

Alkohol- 

Liter 

Liter 

Liter 

Liter 

Liter 

Liter 

Liter 

169,2 

3,7 

M,i 

6,76 

0,22 

4,7 

ti,68 

22,4 

103,0 

12,42 

0,90 

6,i8 

4.04 

11,12 

33,3 

1,0 

26,7 

1,33 

0,07 

8,9 

10,30 

106,8 

5,7 

13,2 

4,27 

0,34 

4,4 

9,01 

145,0 

1,7 

8,4 

5,80 

0,13 

2,8 

8,73 

37,5 

55,0 

9,3 

1,50 

3,30 

3,1 

7,90 

35,0 

22,1 

12,45 

1,40 

1,54 

4,15 

7,09 

0,9 

95,» 

2,01 

0,04 

5,71 

0,67 

6,42 

29,0 

2,6 

14,1 

1,16 

0,18 

4,7 

6,14 

4,7 

3,3 

»4,1 

0,19 

0,26 

4,7 

5,15 

15,3 

12,0 

0,61 

0,07 

4,0 

4,68 

47,0 

1,8 

7,74 
4,8 

1,88 

0,14 

a.58 

4,60 

11,0 

0,4 

0,44 

0,03 

1,6 

3,07 

Die  auf  den  amtlichen  statistischen  Nach- 
weiaungen  beruhenden  Zahlen  stellen  meist  den 
mittleren  Konsnm  für  3 — Ö  Jahre  aus  dem  letzten 
Jahrfünft  bis  1896  dar.  Bei  der  Tlmrechnung 
des  Wein-  und  Bierkonsums  in  den  reinen 
(100  "/o)  Älkoholkonsnm  ist  der  durchschnittliche 
Qehalt  an  Volumenprozente  Alkohol  auf  Grund 
der  in  den  maasKebendin  technischen  Werken 
Uber  Wein  nnd  Bier  enthaltenen  zahlreichen 
Analysen  festgestellt  und  zwar  für  Bier  mit 
durchweg  vier  Volumenprozente  Alkohol  nnd 
für  den  Wein  in  Frankreich,  DeutBchland,  Italien 
und  Belgien  mit  durchschnittlich  6,  in  Oester- 
reich-Ungarn ,  Holland,  Dänemark ,  Schweden 
und  Norwegen  mit  7  nnd  in  Grosabritaiinien, 
Bnssland  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  mit  8  Volumenprozente  Alkohol. 
Der  Alkoholgehalt  des  für  den  Konsum  in  Be- 
tracht kommenden  Branntweins  ist  auf  Grund 
saclikundiger  Informationen  allgemein  mässig 
mit  38,3  volumraprozente  angesetzt. 

Für  einl^  Länder,  so  bräonders  Bassland 
und  die  Vereinigten  Staaten,  liefern  die  obi^n 
Zahlen  anscheinend  kein  aasreicliendes  Bild, 
was  teils  an  der  Unrollständigkeit  der  Statistik 
(Kusaland),  teils  an  der  inneren  Verschiedenheit 
der  den  Alkoholkonaum  bedingenden  Verhält- 
nisse (die  Temperenzlerstaaten  Nordamerikas) 
liegt.  Weitergehende  Schlüase  können  aus 
obiger  Zusammenstellung  wie  ans  allen  der- 
artigen Uberhaupt  nur  mit  erheblichem  Vorbe- 
halt gezogen  w^en. 

BeiFrankreichjOeateTreich-Ungarn 
nnd  Italien  endlich  ist  bezüglich  des  Alkohol- 
konsums specieü  des  Branntweins  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  dass  in  den  betreffenden  Ziffern 
nnausscheidbar  auch  der  zum  W  e  i  n  v  e  r  - 
schnitt  enthaltene  Alkohol  enthalten  ist,  in- 
folgedessen sich  der  Gesamtkonsum  dieser  Länder 
immerhin  merklich  niedriger  stellen  dürfte  als 
nach  obigen  Zahlen. 

Den  Wert  des  Getränkeverbrauchs  in 
Dentachland  veranschlagt  von  Zeller  auf  im 
ganzen  1911  Hillionen  Hark  nnd  pro  £opf 
der  Bev&lkerang  auf  37,21  M.  und  zwar  auf 
22,16  H.  für  Bier,  13,20  M.  für  Branntwein 
und  2,86  H.  für  Wein,  eine  Ausgabe,  die  nidit 
viel  hinta  dem  Wert  der  deutschen  Oetreide- 


'  ernte  zoräckbleibt  (nach  von  Jaraschecka  üeber- 
sichten  der  Weltwirtschaft  1886/89  =  2172— 

!  2316  Millionen  Mark  Wert). 

j  Aus  dem  in  den  einzelnen  Ländern  sowohl 
im  ganzen  wie  in  Bezug:  auf  die  einzelnen  Ge- 
tränksgattungen verschiedenen  Konsum  alkoho- 
lischer Getränke  ergiebt  sich  als  theoretisches 
Mittel  für  denselben  fttr  Bier  ein  Qoantnm  von 
50,55  1,  für  Wein  von  22,8  1  nnd  für  Brannt- 
wein von  11,6 1,  was  insg^mt  einem  mittleren 
Alkoholkonsum  von  7,3  fzu  100%)  1  entsprechen 
würde.  Danach  würden  als  vorwiegend  dem 
Alkoholkonsum  im  ganzen,  d.  h.  über  dem  all- 
gemein Durchschnitt  desselben  huldigende  Län- 
der zn  bezeichnen  aein  Belgien  und  zwar 
hinsichtlich  des  Biers  und  Branntweins,  Frank- 
reich hinsichtlich  Wein  und  Branntwein, 
Dänemark  hinsichtlich  Branntwein,  D  e  u  1 9  ch  - 
1  a  n  d  hinsichtlich  Bier  nnd  Branntwein,  Gross- 
britannien  hinsichtlich  Bier  nnd  die S c h  w e i z 
hinsichtlich  des  Weins.  Ausserdem  sind  mit 
einem  dm  allgemeinen  Durchschnitt  hinsicht- 
lich der  einzelnen  Getränke  übersteigenden 
Konsnm  Italien  für  den  Wein  und  Oester- 

I  reich-Ungaru,  Holland  und  Norwegen 

j  für  den  Branntwein  als  hervorragendere  Kon- 
sumgebiete zu  nennen,  so  daaa,  da  die  Ver- 

■  einigten  Staaten  ein  für  die  Darstellung  zu 

'  ungleichförmiges  Gebiet  sind ,  als  sozusagen 
„mSssiges"  Alkoholgebiet  nur  Schweden  übrig 
bleiben  würde.  Von  dem  im  Durchschnitt  aller 
Länder  sich  auf  im  ganzen  7,3  1  uro  Kofi 
stellenden  Konsum  von  absolutem  Alkohol  (zu 
100  ",'0)  werden  nach  dieser  Zusammenstellung 
über  die  Hälfte,  nämlich  3,87  1  in  Form  von 
Branntwein,  2,01  1  in  Form  von  Bier  und 
1,40  1  in  Form  von  Wein  genossen.  Es  bleibt 
hiemach  besonders  dem  Bier  für  die  Zukunft 
noch  ein  weites  Feld  zur  Okkupation  offen, 
welches  derzeitig  noch  vom  Branntwein  be- 
herrscht ist,  da  die  Ausdehnung  des  Weinkon- 
sums in  der  Hauptsache  an  die  für  den  Wein- 
bau bestehenden  Schranken  gebunden  ist. 

Wie  die  derzeitige,  im  Verhältnia  som 
Branntweinkonsum  zwar  noch  nicht  auf  der 
Höhe  angelangte  internationale  Ausbreitung  des 
Bierkonsums  den  ausserordentlich  raschen  neu- 
zeitlichen Aufschwung  der  Bierbrauerei  dokn- 
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mmtiert,  isvom  geboi  nadistebend«  Znsaminen- 
stellnnffen  ein  S»d : 

1.  Eb  betrog  (nach  Mnlhall,  Dictionary  of 


StatiflticB,  London 
in  1000  hl: 


die  Bierersengang 


1840 

1860 

1660 

1870 

1880 

1887 

England  

29529 

33  "55 

34981 

44521 

46339 

47247 

22715 

27  258 

31  801 

36  344 

41  568 

42  250 

Oesterreich-Ungarn  .  .  . 

7268 

8177 

9086 

9995 

10903 

"3  175 

Belgien  

4  543 

5  45» 

6360 

695» 

90S6 

9268 

Frankreich  

4  180 

4816 

6360 

6815 

8177 

8450 

Vereinigte  Staaten  .   .  . 

1045 

1636 

4  543 

9268 

18763 

27803 

Im  ganzen: 

69280 

79  594 

93131 

113894 

134836 

148193 

2.  In  dem  „Bierlande"  Bavern  (recht»  des 
Bheins)  betrag:  zu  Anfang  des  Jahrhunderts 
bei  einem  Bierkousum  von  130  1  pro  Kopf 
(gegen  235  1  gegenwärtig)  die  Gesamtbierer- 
zeugnng  ca.  3  Millionen  Hektoliter,  in  welches 
Quantum  sich  4Ö00  Brauereien  teilten.  Gegen- 
wärtig stellen  allein  die  29  MUncbener  Braue- 
reien dieses  Quantum  her.  Die  Gesamtbierproduk- 
tion Bayerns  betrug  1897  16973700  hl  nnd 
verteilte  sich  auf  o76Ü  Brauereien  (worunter 
1507  Weissbier  b  ran  er,  deren  Zahl  gleich  der 
der  Weissbierbrauereien  gesetzt  ist).  Die 
Durchschnittsprodnktion  einer  bayeh- 
riscben  Brauerei  hat  sich  somit  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  von  ca.  700  hl  auf  2950  hl ,  d.  i. 
mehr  als  das  Vierfache,  gesteigert.  j 

3.  In  Oesterreich,  dessen  Bierbrauerei 
um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  sowohl  nach ! 
Umfang  der  Bierproduktion  wie  nach  der  Aus- 
dehnung ihres  fremdländischen  Absatzes   die  > 
bedeutendste  des  £ontinenta  war,  steigerte  sich 
die  Bierprodnktion  von  5,6  Millionen  Hektoliter  1 
Bier  im  Jahre  1851  bis  1896/97  anf  19,2  MilUonen.  I 
Die        der  Brauereien  ging  im  gleichen  Zeit-  '■ 
räum  zurück  von  2957  Brauereien  auf  1598;  1 
es  ist  sonach  die  Zahl  der  Betriebe  in  den  letz- 


ten 45  Jahren  anf  ca.  die  Hfilfte  ^nnlcen, 
während  die  Prodaktion  derselben  sich  mehr 
als  verdreifacht  hat. 

4.  Im  Norddeutschen  Brausteuer- 
gebiet  (9.  unten)  endlich,  wo  gegenüber  den 
beiden  vorgenannten  Ländern  erst  in  neuerer 
Zeit  —  angeregt  durch  die  bayerischen  und 
(tsterreichischen  Bierimporte  —  ein  reges  Brau- 
wesen entstand,  stieg  die  Biererzeugnng  von 
ca.  4,2  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1853  auf 
ca.  42  Hillionen  im  £tatf|iahre  1897/98  an,  hat 
sich  also  in  den  letzten  44  Jahren  genau  ver- 
zehnfacht, wobei,  wegen  des  frfther  nier  allge- 
meinen kleineu  Handwerksbetrieb  der  Braue- 
rei die  Zahl  der  Betriebe  ausserordentlich  ab- 

fenommen  hat.  Auch  gegenwärtig  noch  weist 
orddentschland  trotz  des  hier  am  stärksten 
in  Eracbeinun^  getretenen  Aufschwunges  des 
Brauwesens  mit  einer  meist  aus  Bayern  und 
Oesterreich  stammenden  Einfuhr  von  über 
2  Millionen  Hektoliter  Bier  die  erheblichste 
Biereinfuhr  von  allen  Ländern  anf. 

5.  Den  gegenwärtigen  Stand  der 
Bierbrauerei*)  verauBchanlicht  nachstehende 
Tabelle : 


Länder 

bezw. 
Stenergebiete 

Zahl  der 

betriebenen 
Brauereien 

Menge  des  erzeugten  Biers 

Jahre 

im  ganzen 
hl 

auf  den  Kopf 
der 

Bevölkerung 
1 

Norddeutsches  Brausteuergebiet 
inkl.  Luxemburg  .... 

1896.'97 
1896 

1896,'97 
l./XII.  95  bis 
Sl./Xn.  96 
1896/97 

7695 
5832 
6  190 

I  576») 
140 

38  482  876 
16  198  126 
3  794  757 

2  192456 

937  439 

95 
i»3 

136 
65 

Deutsches  Beich 

1896;97 

21  433 

61  605  654 

116 

Orossbritannien  nnd  Irland   .  . 

1895/96 

8728 

56  224  193 

137 

Die  im  Beichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  .  . 
Ungarn  m.  Kroatien  u.  Slavonien 
Bosnien  und  die  Herzegowina  . 

1894/95 
1894,95 
1894/95 

1598 
108 

7 

17  275  348 
t  415  956 
44782 

70 

7 
2 

*)  Uebernommen  aus  des  Verf.  statistischen  Beiträgen  zu  Thausing  Handbuch 
Theorie  und  Praxis  der  Malzbereitung  und  Bierfabrikation".   6.  Aufl.,  Leipzig  1698. 
BrangefftsBe. 
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Länder 
bezw. 
Steaergebiete 


Jahre 


Zahl  der 
betriebenen 
Brauereien 


Menge  des  erzengten  Biers 


im  ganzen 
hl 


aaf  den  Kopf 

der 
Bevölkerong 


Oesterreich-ITngarische  Monarchie 

Belgien  

Frankreidi  

Bnssland  mit  Finnland  .... 

Die  Niederlande  

DSnemark  

Schweden  und  Norwegen  .   .  . 

Die  Schweiz  

Italien  nnd  Spanien  

Griechenland,  Bnmänien,  Serbien 
nnd  Bnlgarien  


18M/96 

1886 
1896 
18% 
1891 
1895/96 
1894,'95 
1896 
1896 

1894/95 


ca. 


I  713 

3977 
3568 
1318') 

451 

384 

576 

293 
138 

70 


18  736  086 

ca.  13  500  000*) 
8  991  273 
4  500000 
1417235 

2  173  653 
ca.  2  070  000 

»  702  559 
180447 

ca.     327  000 


42 

190 
«5 
5 
30 
90 
30 


3—3 


Europa  j- 

Verein.  Staaten  Ton  Kordamerika 
Canada,  Japtm,  Australien,  Ost-  \ 
Indien,  Sttdamerika  n.  a.  m.f 


imDurchachn. 
Ton  1894—97 
1896,'97 

1894^97 


ca.  40  649 
„  2300 
200 


ca.  171  328090 
„  40  666  130 
„     1 663000 


46 

57 
? 


Im  ganzen 


1894;97 


ca.  43  149      I  ca.  213657000 


Geschatst  ans  einem  Teil  Halzverachrotang  nnd  einem  Teil  deklarierten  Maischbottichraum. 
*)  Ohne  die  Uethranereien. 

ner  Hopfen  im  Werte  Ton  ca.  186  Millionrai 
Mark  dar.   Der  Materialwert  der  Oesamtbier- 

erzeuguDg  der  Welt  beträgt  sonach  ca.  860 
Millionen  Mark,  welche  die  Gerste-  und  Hopfen 
bauenden  Landwirtschaft  zuzüglich  der  eben- 
falls auf  mehrere  Hunderte  von  Millionen  Mark 
Wert  zu  veranachtaffenden  Neben-  nnd  Abfiül- 
stoffe  (Malzkeime ,  Trebw  n.  dgl.)  ans  der 
Brauerei  erlöst. 

6.Die  Beteilignng  der  verschiede- 
nen Länder  am  Welthandel  mit  Bier 
ergiebt  sich  ans  nachfolgender  Zusammen- 
stellung : 


In  dem  Art  n^i^r  imd  Bierbestenemng" 
Ton  L.  T.  May  in  der  ersten  Aufläge  dieses 
Handwörterbuchs  war  die  Gesamtbiererzeugung 
alter  Länder  für  die  Jahre  1887/89  auf  ca.  169 
Millionen  Hektoliter  angegeben.  Danach  würde 
die  Biererzeugung  in  der  Welt  inzwischen  sich 
um  45  Millionen  oder  um  30  ^'/o  vermehrt  haben ; 
die  jährliche  Steigerung  derselben  beläuft  sich 
durchschnittlich  auf  4,5  Millionen  Hektoliter.  — 
Die  derzeitige  Bierproduktion  aller  Länder 
stellt  einen  Verbrauch  von  ca.  52  Millionen 
Doppelceutner  Gerate  im  Werte  Ton  ca.  723 
Milkonett  Mark  und  von  ca.  1,5  Millionen  Cent- 


L&nder  hezw.  Stenergebiete 


Jahre 


Bieransfnhr 
1000  hl 


Btereinfnhr 
1000  hl 


Norddeutsches  Bransteuergebiet  

Bayern  

Württemberg  

Baden  

Elsass-Lothringen  

Deutsches  Zollgebiet  inkl.  Luxemburg    .    .  . 

Grossbritannien  und  Irland  

Die  im  BeichBrate  vertretenen  Königreiche  und 

Länder  

üngam  mit  Kroatien  und  Slavomen  .... 

Oesterreich-Ungarisches  Zollgebiet  

Belgien  

Frankreich  

Die  Niederlande  

Dänemark  

Die  Schweiz  

Italien  und  Spanien  

Griechenland,  Kumänien,  Serbien  und  Bulgarien 

Vereinigte  Staaten  

Cuiada,  Japan,  Australien,   Ostindien,  Sftd- 
amerika  u.  a.  m  


1896/97 
1896 

1896,97 
1896 

1896j'97 


350 
2543 

67 
317 

34 


2404 
61 

lOI 

311 
319 


1896,97 
1896 

1894/95 
1894% 


664 

759 

496 
7,4 


561 
27 

128 

5 


1894/95 
1896 
1896 
1896 
1894 
18% 
1895 
1895/96 
18Ü4;95 

1894/'96 


503 
4 

187 
69 
22 


35 


ca. 


132 

97 
366 

27 
1,5 

75 

59 
350 

36 


ca.  7o(^ 


^)  Entnommen  v.  a.  0. 
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Dem  neuzeitlichen  Aufschwimge  tler  | 
Bierbrauerei  ist  auch  die  moderne  Gesetz-  j 

febung  in  den  hauptsäclüich  in  Betracht  | 
ommeiiden  LAndern  im  aUpemeinpn  ge- ! 
recht  geworden,  indem  sie  dieeeUie  sich  als  i 
ein  freies  Gewerbe  entfalten  Hess.  AIh 
gesehen  von  den  aus  der  Besteuening  tles , 
Biers  sich  für  das  Braugewerbe  ergebenden  | 
Beschränkungen   untersteht   das-sellie   nur  i 
solchen,  die  dui-ch  seine  Zugehörigkeit  zu  I 
den  Na!inmgsmittelgewerl)en  bedingt  wer- 
den.   Auf  gewerbei-echtlichem  Gebiete  gel- 
ten in  Deutechland  für  die  Brauerei  inslie- 
sondere: 

G.O.  für  das  norddeutsche  Bier  t.  21.  Jani 
1869  1,  7,  10  nnd  29  im  Bandesgesetzblatt 
1869  S.  245 ff.,  dann  die  R.  GG.  v.  lü.  November 
1871  und  12.  Juni  1872  im  R.G.Bl.  t.  1871 
S.  392  und  1872  S.  170,  welche  die  G.O.  auch 
in  den  süddeutschen  Staaten,  und  E.G.  t.  27. 
Febraar  1888  im  R.G.B1. 1888  S.  57,58,  welches 
dieselbe  in  Elsass-Lothringen  zur  EinfUhmng 
brachte,  dann  die  neue  Redaktion  der  G.O.  auf 
Grand  des  Art.  16  des  R.G.  t.  1.  Juli  1883  im 
B.6.B1.  1883  S.  177ff. ;  femer  das  R  6.  betref- 1 
fend  den  Verkehr  mit  Nahrangsmitteln,  Ge- 
nnssmitteln  und  Gebranchsgegensttlnden  v.  14. 
Mai  1879  im  R.G.B1.  1879  S.  145  ff.  (t.  May 
a.a.  0.)  und  das  R.G.  betreffend  den  Verkehr 
mit  künstlichen  Süssstoffen  t.  6.  Juli  1898  im 
R.GBl.  1898  Nr.  31.  In  näherem  Zusammen- 
hang mit  der  Branerei  stehen  ferner  noch  die 
das  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe  be- 
treffenden §^  33  nnd  33  a  der  G.G.,  wobei  das 
ftkr  die  bayerischen  Brauereien  bestehende  Sonder- 
recht deit  Elgenansschanks  auf  dem  Lagerkeller 
hervorzuheben  ist-  Desfleiehen  aof  privatrecht- 
lichem  Gebiet  die  nach  den  g§  7  und  8  des 
bayerischen  Ausfiihrungageaetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  erfolgte  Aufrechterhaltiing 
der  bisherigen  besonderen  land  rechtlichen  Be- 
stimmungen über  die  Verpflichtung  der  Wirte 
bezüglich  der  Bierliefernngsverträge  mit  den 
Brauern. 

Einen  weiten  Rahmen  nimmt  dagegen 
die  mit  dem  Aufschwünge  der  Bierbrauerei 
im  19.  Jahrhundert  Hand  in  Hand  gegan- 
gene Entwickelung  der  die  Besteuerung 
des  Bieres  betreffenden  Gesetzgebung  iu 
Anspmch. 

IL  Die  Bierbeateuerung. 

A.  AUgemeines. 

Die  Besteuenmg  des  Bieres  als  eine 
Kategorie  der  Aufwandabesteuenmg  und 
2war  der  indirekt  veranlagten  und  erhobe- 
nen Besteuerung  des  sogenannten  inneren 
Verbrauchs  ist  alten  Datums. 

Mit  der  Ausbildung  der  Stadtwirtschaft 
und  der  gleichzeitigen  gewerblichen  Ausgestal- 
tung der  Branerei  gewinnen  auch  die  auf  Grand 
landesherrlicher  Bewilligung  bezw.  bei  den 
Beichsst&dten  kaiserlichen  PriTileginms  unter 
den  verschiedensten  Namen  nnd  Formen  ein^ 
fHhrten  Bierstenem  —  Ungelt,  Umgeld,  Cise, 
Ziese,  Accise,  Accis,  Trankstener,  Zehnt,  Zapfen- 


zins, Taz,  Biergeld.  Bierpfennig,  Aufschlag, 
Thorstener.  Octrot  a.  a.  m.  —  an  Bedentnnp.  'j 

Die  EinfUhrang  territorialer  Bier- 
stenem fällt  dagegen  —  voritbergehende  frü- 
here Fälle  fUr  einzelne  Landesteile  abgerechnet 
—  in  Deutschland  erst  in  das  15.  and  16. 
Jahrhundert,  in  Frankreich  und  £  n  g  - 
land  sogar  erst  in  das  17.  Jahrhundert  i  v. 
May  a.  a.  0.).  Mit  dieser  territorialen  Konsti- 
tuierung der  Bierbesteuerung  entwickelte  sich 
auch  ihre  organische  Einordnung  in  das  staat- 
liche Finanz-  und  Steuersystem  sowie  die  Ans- 
bildung  ihrer  verwaltungstechnischen  Principien 
iu  ihren  im  wesentlichen  noch  fftr  die  Neuzeit 
massgebenden  GrandiUgen.  Die  Entwickelang 
der  Technik  und  des  Verkehrs  haben  allerdiiuirs 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in  allen  L&idem 
auch  die  Bierateaergesetxgebung  anf  einen  nao- 
demen  Boden  gestellt;  doch  hetraf  dies  vor- 
wiegend die  Erhebungsform  der  Steuer 
und  deren  Handhabung. 

Angesichts  der  alten  und  heute  naliezu 
auf  alle  biertrink  enden  Länder  sich  er- 
streckend en  Ausdehnung  der  Bierbesteuerung 
sclieint  <lie  Frage  nach  der  inneren  Berech- 
tigung derselben  eigentlich  von  geringem 
Belang.  Ihrer  Zugehörigkeit  zu  den  Auf- 
wandsteuern nach  bezweckend,  die  Steuer^ 
fähigkeit  der  Einzelwirtschaften  von  der 
Ausgabeseitc  her  zu  erfassen .  kann  die 
Bierbesteiienmg  für  ihre  Rechtfertigung  sich 
vor  allem  diu^uf  stützen ,  dass  der  Bier- 
genuss  in  der  That  einen  regelmässigen  und 
in  den  eigentlichen  biertrinkenden  Ündem 
eriieblichen  Faktor  im  Ausgabebudget  der 
Einzelwirtschaft  und  zwar  besonders  in  dem 
der  erwerbsthätigen  Individuen  ausmacht 
den  der  Staat  daher  fflr  seiae  durch  Steuern 
zu  büfricdigeaden  Zvecke  unter  Befolgung 
des  Grundsatzes  der  Schonung  der  Steuer- 


')  Die  schon  in  vorkarolingiscber  Zeit  auf- 
tauchenden regelmässigen  in  Naturalien  wie 
aber  auch  später  in  (Jeld  zn  leistenden  Zins- 
leistungen von  Bier,  Wein,  Brot  und  Getreide 
an  die  Kirche  (nach  dem  alemannischen  Volks- 
rechte hatte  der  aervns  u.  a.  auch  15  sielen 
Bier  als  regelmässige  Abgabe  zu  entrichten) 
tragen  nicht  den  Charakter  eigentlicher  Steuern 
an  sich,  sondern  sind  vielmehr  Abgaben  an  die 
Gotteshäuser  und  Klöster  bezw.  Guts-  und  Ge- 
richtsherren und  fassen  fast  ausschliesslich  nur 
auf  dem  grund-  und  gatsherrlichen  Verbände. 
Vffl.  hierzu  v.  Inama-Sternegg  „Deatsche 
Vn  irtschaftsgeschichte  bis  zum  Scmnsse  der  Ka- 
rolingerperiodeLeipzig  1879.  Anton,  Ge- 
schichte der  Teutschen  Landwirtschaft  etc., 
Gürliz  1795—1802  I  105  ff.,  407  ff.  und  II  282  IT., 
auch  V.  May,  Bayer.  Gesetz  Uber  den  Hals- 
aufschlag  erläutert,  II.  Auflage,  Erlangen  1883, 
S.  15  Anm.  35  (v.  May  a.  a.  0.)  —  Wie  die 
Besteuerung  des  Bieres  auch  in  femliegenden 
Kulturkreisen  bekannt  gewesen  ist,  zeigt  Ja- 
pan mit  seiner  Sakesteuer.  Vgl.  darüber  B. 
Bathgen,  Japans  Volkswirtschaft.  Auch  im 
alten  Aegypten  scheint  unter  den  PtolenüLem 
eine  Bestenemog  des  Bieres  stattgefunden  in 
haben. 
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kraft  entsprechend  auszunutzen,  vollauf  be- 
reditigt  ist.  Die  historisch  gefestigte 
Ergiebigkeit  der  Biersteuer  bildete  auch 
ftlr  sie  den  zutreffendsten  Massstab  filr  ihre 

SrincipieUe  Berechtigung.  Demgemäss  liat 
eno  auch  die  Bierbesteuerung  seit  dem 
neuzeitlichen  Aufschwünge  des  Brauwesens 
und  der  allgemeinen  Ausdehnung  des  Bier- 
konsums entsprechend  an  Ergiebigkeit  und 
damit  an  Bedeutung  gewonnen.  Innerhalb 
der  staatlichen  Steuereinkünfte  spielen  die 
aus  der  Biersteuer  in  vielen  Ländern  eine 
erhebliche  und  wachsende  Rolle.  In  Bayern, 
dem  Bierlande  ]>ar  excellence,  gründet  sich 
die  gesamte  Staatsschuldenverwaltung  auf 
den  Ertrag  der  Bierbesteuerung;  derselbe 
übersteigt  von  jeher  regehnfisBig  die  soge- 
nannten direkten  Steuern.^)  Allerdings  ist 
hier  auch  der  Bierkonsum  b^annÜich  ausser- 
gewöhnlich  hoch.  Wenn  trotzdem  die  Bier- 
besteuerung in  so  vielen  Beziehungen  einen 
Gegenstand  der  Kontroversen  bildet,  so  liegt 
dies  —  abgesehen  von  den  gerade  hier  noch 
so  häufig  ob'vraltendea  irrtümlichen  An- 
schauungen *)  —  vor  allem  an  der  Kompli- 
ziertheit der  ihre  praktische  Handhabung 
und  Wirksamkeit  bedingenden  Verhältnisse. 


In  der  ersten  Auflage  di^es  Handwörter- 
buchs giebt  V.  May  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  621) 
in  seiner  grossen  Ueoersichtstabelle  den  £rtrag 
der  Bierstener  im  Prozent  der  GeaaiuCstaats- 
einnahmeu  für  die  einzelnen  Länder  an,  welche 
Terh&lbiiszablen  auch  zur  Zeit  noch  im  ^Ige- 
meinen  zutreffen  dürften.  Danach  st^te  sich 
beispielsweise  das  Verhältnis  des  Bierstener- 
erträges  zu  den  Gesamtetaatseiunahmen 
in  Bayern  auf  14,00% 

„  Württemberg  „  12,53 

„  Baden  „  10,14  „ 

„  Elsass-Lothriugen  „   3,72  „ 

„  Oesterreich- t'ng'arn  „  2.71  „ 
„  Grossbritannien  u.  Irland  „  9,45  „ 
„  Frankreich  „   0,62  ,, 

„  Holland  „   0,73  „ 

»  Belgien  „   4,39  „ 

„  Norwegen  „   4,62  „ 

.,  den  Vereinigten  Staaten  „  6.21  „ 
*)  Dies  gilt  vornehmlich  von  den  Argu- 
menten über  den  Biergennss  als  den  eines 
alkoholischen  Getränkes.  Vor  allem  ist  es 
die  sich  auf  das  rein  Physiologische  beschrän- 
kende Anschauung,  welche  das  eminent 
soziale  Bedürfnis  nach  Bier  und  ähnlichen 
Gennssmitteln  übersieht  und  nichts  weiss  von 
der  nicht  nur  ethnologisch,  sondern  auch  volks- 
wirtschaftlich ungemeinen  Bedeutung,  welche 
unsere  Massengenussmittel  für  das  elementare 
Wohlbetinden  des  Volkes  und  seiner  mate- 
riellen Freude  am  Dasein  Über  das  nackte 
„Hebe  Leben"  hinaus  haben,  zumal  in  unserer 
Zeit  des  offenkundigsten,  raffinierten  Luxus  auf 
der  einen  Seite  und  der  krassen  Entblössung 
der  Armut  au£  der  anderen.  Diese  Anschauung 
hat  sich  für  die  theoretische  Begründung  der 
Bierbesteuerung  nur  als  abtrSghch  erwiesen 
und  reizt  in  der  politischen  ErSrterong  leicht 


Eines  der  Biersteuerprobleme  besteht  zu- 
nächst in  der  Frage  nach  der  Hübe  der  Steuer- 
belastnng  des  Bieres,  —  abgesehen  von  den  im 
Kähmen  der  übrigen  Stenern  und  des  Gesanit- 
gefUges  der  Volkswirtschaft  liegenden  hierfür 
massgebenden  Voraussetzungen.  Die  Biersteuer 
nimmt  unter  den  Getränkestenern  insofern  eine 
Sonderstellung  ein,  als  für  sie  nicht  wie  bei 
der  Weinsteuer  die  steuerliche  Belastung  des 
Luxus  oder  wie  bei  der  Branntweinsteuer  die 
Erschwerung  und  damit  Eindämmung  des  ver- 
derblichen Alkoholkonsums  die  ausschlaggeben- 
den Momente  sind.  Es  handelt  sich  bei  ihr 
vielmehr  darum,  auf  der  einen  Seite  einen 
stenerkräftigen  Massenanfwand  von  Bier  zu 
Gunsten  der  Staatszwecke  möglichst  nutzbar 
zu  machen,  auf  der  anderen  Seite  zugleich  aber 
zu  verhüten,  dass  durch  die  Besteuerung  des 
Bierkonsuma  diesem  die  Möglichkeit  benommen 
wird  zu  seiner  für  die  ZurUckdräugung  des 
Branntweinkonsums  notorisch  ungemein  wirk- 
samen und  daher  jeweils  wünschenswerten  Aus- 
breitung. Dieser  auch  in  anderen,  speciell  so- 
zialen Beziehnngen  die  Frage  nach  der  je- 
weiligen Höhe  der  Besteuerung  d.es  Bieres 
komplizierende  DnaUzmns,  der  für  die  ^itiache 
Kontroverse  über  die  Bierstener  stets  eine  FUIle 
von  Stoff .  bietet,  hat  oft  zu  einem  Zwiespalt 
geführt,  und  die  Ueberbrfickung  desselben  ist 
eine  verantwortungsvolle  und  schwierige  Auf- 
gabe der  praktischen  Steuerpolitik. 

Ein  weiteres  Problem  der  Bierbesteuerung 
bildet  die  ihrem  Wesen  und  Zweck  als  einer 
mittelbar  oder  indirekt  erhobenen 
Produktionssteaer  za  Grunde  liegende  Voraus- 
setzung ihrer  Ueberwälzung  seitens  des 
Subjekts  oder  Steuerzahlers  auf  den  Destinatar 
oder  Steuerträger,  m.  a.  W.  von  dem  Produ- 
zenten auf  den  scbliessUchen  Konaumenten 
des  Bieres.  Für  die  in  den  meisten  Ländern 
seit  Alters  her  bestehenden  Biersteuem  er- 
übrigt sich  allerdings  die  Frage  nach  ihrer 
Ueberwälzbarkeit  ohnehin,  da  es  schlechthin 
unmöglich  ist,  ans  dem  Komplex  der  historisch 
entwickelten,  die  Preisgestaltung  des  Bieres 
bedingenden  Verhältnisse  diejenigen  Elemente 
nach  Bedeutung  und  Mass  auszuscheiden,  welche 
als  das  Ergebnis  des  durch  die  Besteuerung 
veranlassten  Preiskampfes  auf  Conto  der  Steuer- 
überwälzung zu  setzen  »nd.  Es  bandelt  sieh 
hier  am  gefestigte  Thatsachen,  an  denen  jeder 
Versndi,  dorcli  Abstraktion  eine  VorsteUung 
ihrer  ev.  anders  gearteten  Konfiguration  zu  ge- 
winnen, von  vornherein  scheitern  muss.  Die 
Frage  nach  dem  Ueben^-älzungsproblem  der 
Biersteuer  kann  immer  nur  an  der  Hand  eines 
Xovums  in  der  Besteuerung,  einer  Erhöhung 
oder  Neueinführung  der  Steuer  gestellt  und 
auch  dann  nur  auf  Grund  ausreichender  Mate- 
rialien in  dem  einen  oder  anderen  Sinn  ent- 


zu  einem  die  Grenzen  der  Sachlichkeit  über- 
schreitenden Widerspruch.  Die  volkswürtschaft- 
liche  Bedeutung  des  Bieres  sowie  der  anderen 
Genussmittel  ist  noch  nicht  in  grundlegender 
Weise  dargestellt.  Das  umfassendste,  wenn 
auch  heute  vielfach  veraltete  und  volkswirt- 
schaftlich keineswegs  ausreichende  Werk  dieser 
Art  ist  immer  noch  das  Bach  von  Baer  „Der 
Alkobolismus",  1877. 
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schieden  werden.  Der  Hansrel  ui  solchen  za- 
verlässigen  Kriterien  aber  hat  es  meist  ver- 
schulde^ dass,  wo  die  Frage  nach  der  Veber- 
MTälzong  aknte  Bedentniiff  erlangte,  der  Wider- 
streit der  Meinungen  so  lebhaft  wurde,  dass  eine 
objektive  Wflrdigang  dadnrch  nngemem,  ja  nahe- 
zu völlig  erschwert  wnrde.  Das  einzige,  aller- 
dings gewichtige  Beispiel,  das  zu  einer  gmnd- 
l^enden  ErRrterung  der  Frage  verwertet  wer- 
den konnte,  war  die  bekannte  Erhöhung  des 
Malzanfschlages*  in  Bavem  im  Jahre  IHÖO  nm 
50  o/o,  von  4  Mark  an'f  6  Hark  pro  Hektoliter 
Malz,  und  die  Einführung  von  Eommunalzu- 
schlägen  daselbst.  Die  hieran  anknüpfende, 
eindringende  Untersnchnng  des  l'eberwfil- 
Kungsproblems  der  Bieratener  nnd  aller  weiteren 
daran  anschliesfienden  Fra^  von  G.  Schans') 
bildet  dermalen  den  eiuzigen  exakten  Yersacb 
ihrer  L^nng. 

Diese  Untersuchung  gipfelt  in  dem  Er^eb- 
nis:  „Die  thatsächliche  Bewegung  der  Preise 
ist  somit  nichts  weniger  als  homogen  gewesen. 
Wenn  man  es  nicht  wüsste,  dass  am  1.  November 
1879  eine  Steuererböhnng  eingetreten  ist,  ans 
den  Freisen  allein  würde  wohl  niemand  zu 
scbliessen  wagen,  dass  eine  solche  stattgefunden 
hat.  Die  Steuererhebung  tritt  keineswegs  in 
den  Preisen  durchschlagend  hervor  ....  nnd 
eelang  auch  nicht  entfernt  in  der  entsprechen- 
den Höhe.  Alles  in  allem  kann  sonach  von 
einem  einfachen,  glatten  Prozess  bei  der  l'eber- 
wälzung  der  Bierstener  absolut  nicht  die  Hede 
sein  ....  Es  kann  anch  im  allgemeinen  nicht 
behauptet  werden,  dass  die  Ueberwälzung  der 
.Steuer  im  Preise  auch  nur  die  Mehrheit  der 
Fälle  bildete;  wo  dies  der  Fall,  da  wird  es 
meistens  von  aeiten  der  Zwischenhändler  ge- 
schehen, ohne  dass  hieran  der  Produzent  im 
gleichen  Masse  teilhaftig  wird,  so  dass  für 
diesen  die  Minderung  des  GeschRftsertrags,  so- 
weit sie  durch  die  hteuer  bedingt  wird,  duroh- 
sehnittlich  grösser  und  häufiger  ist  als  für  den 
Zwischenhändler,  den  Gastwirt."  —  Kann  dies 
Ergebnis  der  Natur  der  Sache  nach  auf  eine 
dogmatische  Allgülti^keit  zwar  keinen  Anspruch 
erheben,  so  ist  es  doch ,  zumal  es  sich  auf  ein 
für  den  Bierkonsum  ausgedehntes  und  gewisser- 
massen  klassisches  Gebiet  bezieht,  von  nicht 
zu  unterschätzender  allgemeiner  Bedentung. 
Die  mit  der  Bierbesten»ang  sich  verknüpfende 
allgemeine  Vorstellnng  hat  sich  anch  diesem 
Thatbestande  längst  gefügt  und  sich  damit  ab- 


^)  „Zur  Frage  der  Ueberwälzbarkeit  in- 
direkter Verbraucliasteuem  auf  Grund  des  bay- 
erischen Malzanfschlages."  Schmollers  Jahrbuch 
der  Gesetzgebung  etc.  X.  F.  VI,  18«2,  S.  169 
bis  a09.  —  Die  hier  für  die  Jahre  1880  nnd 
1881  bewirkte  Untersuchung  wnrde  für  das 
Jahr  1883  von  Schanz  fortgeführt  in  einem 
Aufsatz  „Zur  Frage  des  Malzaufschlages"  in 
der  Handelsbeilage  zur  Münchener  Allgemeinen 
Zeitung  1883,  No.  331  und  332  und  von  da  bis 
zum  Jahre  1889  weiter  geführt  vom  Verfasser 
dieses  in  dem  Anfsatz:  „Der  bayerische  Malz- 
anfschlag:  und  die  Bierpreise  in  Bayern"  in  der 
Wochenschrift  für  Brauerei,  Berlin  1889,  No. 
43.  S.  auch  des  Verf.  „Entwickelung  des  bay- 
erischen Braugewerbes  im  XIX.  Jal^hnndert", 
1893,  Kap.  9,  S.  208-230. 


irefnnden,  dass  der  Ueberwftlzangsprozess  bei 

der  Bierstener,  wenn  anch  nicht  in  der  ^ge- 
woU  ten"  geraden  Richtung  auf  den  Bierpreis,*) 
80  doch  in  ii^end  einer  an  nnd  fttr  ridigleiui- 
ffültigen  Weise  sich  vollzieht,  wie  die  er- 
fahrungsgemäsee  Ei^ebigkeit  der  Steuer  und 
die  anch  trotz  ihrer  fortdauernde  Ausdehnung 
der  Produktion  and  des  Konsams  des  Biers 
beweise.  Diese  anch  in  der  Wissenschaft  viel- 
fach als  Notbehelf  acceptierte  Anschaunng,  die 
man  schliesslich  als  die  Norm  zu  betrachten 
sich  gewöhnt  hat,  ist  jedoch  theoretisch  wie 
praktisch  nicht  unbedenklich  und  bedeutet  jeden- 
falls eine  Schwäche  in  der  Ausbildung  der  die 
Frage  des  Stenerrecfats  beherrschenden  An- 
schannngen.  Es  wird  hierbei  leicht  ttbereehen, 
dass,  wenn  auch  die  Bück-  oder  WeiterwUzang 
der  Bierstener  durch  den  Produzenten  aiu 
mannigfache  Weise  anderweitig  erfolgen  kann, 
dies  doch  in  Wirklichkeit  mit  ungemein  ver- 
schiedenem Erfolge  stattfindet.  Daraus  aber 
können  sich  bedenkliche  rngleichmässigheiten 
ergeben.  Sie  sind  besonders  sozialpolitisch  am 
so  bedenklicher,  als  erfahmngsgemäss  die  wirt- 
schaftlich schwächeren,  die  lueineren  Produ- 
zenten in  der  Ueberwälzung  der  Steuer  viel 
gebundener  sind  und  der  gegenseitige  Kon- 
kurrenzkampf, der  durch  dies  nach  allen  Seiten 
hin  expandierende  Stenerfortwalzangsbedürfiiis 
entfesselt  und  verschärft  wird,  mit  doppelter 
Wucht  gerade  auf  diese  breiteren  Sk>bicfaten  des 
Gewerbes  fällt.  Durch  diese  Verspermng  des 
naturEreroäss  auf  den  Konsum  hinzurichtenden 
AbwäTznngsweges  werden  auch  über  den  Kreis 
der  eigentlichen  Produzenten  binausgreifende 
Konflikte  aller  Art  zwischen  den  mit  dem  Brau- 
gewerbe in  Konnex  stehenden  Wirtschaftskreisen 
grossgezogen.  Dadnrch  wird  nicht  nur  deren 
friedlicher  Interessen  verkehr  mannigku:h  in 
Mitleidenschaft  gezogen,  sondern  vor  allem  nach 
der  materiellen  Seite  hin  der  Möglichkeit  vor- 
gearbeitet, dass  die  Stenerbelastung:  schliesslich 
auf  ganz  anderen,  oft  beschränkten  Erwerbs- 
und Wirtschaftskreisen  (Landwirtschaft ,  Ma- 
sch inen  Industrie  etc.)  haften  bleibt,  anstatt  sich 
über  die  Allgemeinheit  der  Konsumenten  aus- 
zubreiten und  zu  verteilen.  Wenn  diese  in  der 
Bierbesteuerung  beschlossen  liegenden  Konse- 
unenzeu  sich  für  gewöhnlich  nicht  in  dem 
Masse  bemerkbar  machen,  wie  man  nach  vor- 
stehendem vermuten  konnte,  so  ist  auch  dies 
dem  Moment  der  Gewöhnung  zu  verdanken, 
indem  im  Laufe  der  Jahrzehnte  solche  an  sich 
den  Grundsätzen  der  steuerlichen  Gerechtigkeit 
zuwiderlaufenden  Thatsachen  als  von  jeher  vor- 
handen in  Kauf  genommen  werden.  Die  durch 
den  regelwidrigen  oder  gänzlich  unterbundenen 
Abwälzungsprozess  erlittene  jährliche  Gewinn- 
einbussen  der  Betriebe  haben  sich,  wie  es 
A.  W^agner  erklärt,  im  Laufe  der  Zeit  ge- 
Wissermassen  zn  festen,  dem  Betrage  der  kapi- 
talisierten Steuer  entsprechenden  Wertverminde- 
rnngen  ihres  stehenden  Kapitals  konstituiert. 


')  Bier  und  andere  Artikel  des  regulären 
Massenkonsums  sind  bekanntlich  Überhaupt  wenig 
zu  Preisschwankungen  (reeignet:  ein  stabiler, 
wenn  auch  höherer  Preis  wird  hier  lieber  er- 
tragen als  ein  unberechenbares  Auf-  nnd  Niedei^ 
gehen. 
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welches  nun  nur  noch  mit  diesem  so  redu- 
zierten Werte  der  Berechnung  zu  Omnde  ge- 
legt wird.') 

Angesichts  dieser  der  Bierbesteiierung 
anerkanntenuassen  anhaftenden  Mängel,  die 
ihre  steuertheoretische  Berechti^ng  in 
wesentlichen  Punkten  zu  modifizieren  ge- 
eignet and,  gewinnt  die  Frage  nach  dem 
besten  Sjstem  und  der  rationellen 
Handhabung  der  Bierbesteuerung  eine 
erhöhte  Bedeutung.  Gezwungenermaßen 
mehr  wie  andere  Steuern  für  den  Nach- 
weis ihrer  Berechtigung  in  erster  Linie  auf 
die  Thatsache  ihrer  notorischen  Ergieb^keit 
angewiesen,  liegt  —  fflr  die  allgemeine  Wür^ 
digung  der  Bierbesteuerung  —  das  Schwer- 
gewicht in  der  Terwaltnngstech- 
nischen  Praxis.  Aber  auch  fOr  die 
hierauf  gerichtete  Frage  ^It  bei  der  eigea- 
tnmlichen  Stellung  der  Bierbrateuerung  das 
Princip  der  Relativität: 

T.  Uay  sagt  an  dieser  Stelle  in  der  ersten 
Äoüage  (II  S.  622)  hierüber:  „Die  obersten 
Steuerpriucipien  gelten  im  atlgemeiueu  natür- 
lich auch  flir  die  Biersteuer  und  deren  £r- 
hebungsform;  immer  aber  wird  hierbei  auf  die 
in  dem  betreffenden  Lande,  ja  öfter  selbst  in 
den  einzelnen  Landesteilen  bestehenden  allge- 
meinen Lebens-,  insbesondere  Wirtachafts-  und 
Kulturrerhältniase  —  „als  einen  immer  mit- 
sprechenden, mitunter  entscheidenden  Faktor" 
(s.  Wagner  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  301)  —  Rück- 
sicht zu  nehmen  sein :  £in  vor  dem  Doktrinaris- 
mus nicht  bestebbares  System  kann  dabei  in 
der  Praxis,  in  Berücksichtigung  des  langen 
Bestandes,  der  Gewohnheit  der  Stenerpflichtigen 
hieran,  der  besonders  obwaltenden  technischen 
Verhältnisse  etc.,  wohl  befriedigen  wie  umge- 
kehrt ein  streng  auf  den  Grundsätzen  der 
Finanzwissenscbfift  aufgebautes  System  prak- 
tisch als  unausführbar  sich  zeigen.  Die  Frage, 
welche  Biersteuererbebungsform  ist  die  beste, 
lässt  sich  demgemäss  auch  nicht  absolut  beant- 
worten. Auch  giebt  es  unter  den  gegenwärtig 
bestehenden  bezüglichen  Svstemea  in  der  That 
keines,  welches  ohne  Mängel  wftre ;  diese  M&ngel 
werden  aber  aas  den  schon  bezeichneten  Gründen 
dort  weniger  beachtet  und  gefühlt,  während 
sie  in  einem  anderen  Lande  bei  einer  Syatem- 
ändernng  vielleicht  sofort  im  hohen  Grade 
störend  und  nachteilig  wirkend  sich  geltend 
machen  wilrdeu.  Eines  schickt  sich  eben  nicht 
für  alle,"  — 

Im  allgemeinen  muss  aber  zugestanden 
werden,  dass  die  Terwaltungstechnik  der 
BierbesteueiTing,  begünstigt  auch  durch  Um- 
wälzungen der  Brauerei  technik ,  sich  im 
Laufe  des  Jahrhimderts  ausserordentlich  ge- 
hoben hat.    Immerhin  ist  eine  den  zeit- 


Die  am  eigenen  Leibe  gespürte  Erkennt- 
nis dieser  Thatsache  ist  es  denn  auch  vor  allem, 
die  bei  drohenden  Erhöhungen  der  Biersteuer 
stets  den  lebhaftesten  Widerspruch  der  Brau- 
interessenten erweckt,  znmal  gerade  die  Brauerei 
aUgemein  zu  den  Industrieen  mit  relativ  hohem 
Anlagekapital  zählt. 


gemessen  technischen  und  Verkehrsverhält- 
nissen entsprechende  Anpassung  der  Bier- 
besteuerung in  manchen  Ländern  ein  dringen- 
des Bedürfnis  und  mehrfach  auch  nur  noch 
eioe  Frage  der  Zeit  Die  gewöhnliche  Ein- 
teilung der  staatlichen  Biersteuem  ist  nach 
dem  derzeitigen  Stande  der  Gesetzgebung 
folgende :  Allgemein  knüpft  die  BeeteueruQg 
an  die  Biererzeugung  an.  IneiDzelnea 
Länd^  bestehende,  auäi  das  Bier  betref- 
fende Umlaufs-,  KieiiiTerkau&-  und  Aus- 
schankssteuera  sowie  Ijizenzen^)  fallen  nidit 
in  den  Rahmen  der  eigentlic^n  Bierbe- 
steuerung und  kommen,  sofon  es  sich  nicht 
um  direkte  Ertragssteuem  bei  ihnen  handelt, 
nur  subsidiär  bezw.  zur  &Ieichtening  der 
steuerlichen  Kontrolle  in  Betracht. 

a)  Nach  dem  Steuerobjekt  unter- 
scheiden sich  die  Biersteuem  in  Rohmaterial-, 
(Gerste,  bezw.  Malz,  Hopfen),  Halbfabrikats- 
(Würze)  und  Fabrikats-  (Fass)  steuern. 

b)  Nach  der  Steuerveranlagung, 
welche  sich  entweder  auf  eine  Mass-  oder 
Gewichtseinheit  gründet ,  ist  zu  unter- 
scheiden die  direkte,  unmittelbar  nadi 
dem  Mass  oder  Gewicht  des  steuerpflich- 
tigen Objekts,  und  die  indirekte,  wo 
der  Steuerbetrag  mittelbar  nach  der  für 
die  Menge  des  steuerpflichtigen  Objekts 
als  massgebend  angenommene  Kapazität 
und  zwar  nach  dem  amtlich  geaichten 
Bauminhalte  bestimmter  für  die  Fabrikation 
wesentlicher  Braugerätschaften  bezw. 
des  Inhalts  der  zur  Abfüllung  für  den  Ver- 
kauf bestimmter  Gtebinde  (Weidistock, 
Maiscli-  oder  Läuterbottich,  Sudkessel,  Ver- 
kaufsgebinde) festgestellt  wird.  Hierbei 
kann  aber  zwischen  beiden  noch  insofern 


*)  In  Ungarn  seit  1881  eine  Konsumsteuer 
von  2  Kronen  pro  hl  Bier,  zu  der  durch  die 
Kleinverkaufs-  (Verkauf  unter  25  1)  and  Aus- 
schaaksteuer  vom  28.  Dez.  1888  noch  eine  je 
nach  der  Grflase  des  Orts  verschieden  bemessene 
Steuer  von  4—6  Kronen  kam,  welche  beiden 
Besteuerungen  im  Jahre  1892  zu  einer  einheit- 
lichen „Biergetränkesteuer"  in  den  sogenannten 
geschlossenen  Städten  (Wien,  Prag,  Brünn, 
Graz,  Linz,  Laibach,  Lemberg  und  Krakau) 
mit  unterschiedlichen  Steuersätzen  verschmolzen 
wurden.  In  E 1  sas s-Lo th ringen  die  aus 
der  französischen  Gesetzgebung  entwickelte 
Lizenzgebühr  für  den  Kleinverkauf  von  geis- 
tigen Getränken  (G.  v.  5.  März  1880,  23.  März 
1882  nnd  23.  Märe  1888)  nach  der  GrCsse 
der  Gemeinden  berechnet.  In  Frankreich 
die  Lizenzen  der  Braner  mit  75 — -125  Francs. 
In  Grossbritannieu  and  Irland  die 
Lizenzen  der  Handelsbrauer  mit  1  £  und  der 
beiden  ersten  Haasbrauer  kl  assen  mit  9  und 
4  sh.  lu  den  Vereinigten  Staaten  !Nord- 
amerikas  die  „special  taxes"  mit  jährlich 
ÖO  Dollars  für  Brauereien  bis  zu  500  Barrels 
Bierproduktion  und  100  Dollars  für  die  mehr 
als  ÖQD  Barrels  erzeugenden  Brauereien. 
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eine  Kombination  hei^estellt  werden,  imiem 
zu  der  Stenerveranlaffimg  auf  indii-ektem 
Wege  eine  direkte  Xachvermessnng  des 
Steiierobjekte  an  entsprechender  Stelle  ziir 
Erhöhung  der  Ei-tragssicherheit  der  Steuer 
tritt  (80  die  Kesselsteuer  mit  nachfolgender 
Wtlrzkontrolle  b.  unten).  Bei  der  direkten 
Steuerveranlagung  ist  ferner  zu  unterscliei- 
dea  erstens  die  mittelst  Messung  otlor  Wä- 
gimg des  Steuerobjekts  durch  die  amtlichen 
Organe  der  Steuerverwaltung  mit  Hilfe  ge- 
setzlich vorgeschriebener  Ilohlmasse  o<ier 
Wa^n  und  Gewichte  und  bei  ev.  gleich- 
zeitiger Berücksichtigimg  der  Qualität  unter 
Verwendung  besonderer  Instrumente  i.  sp. 
des  Saccharometers;  und  zweitens  mittelst 
automatischer  Messung  oder  Wägimg 
durch  geeignete,  amtlich  zugelassene,  selbst- 
registnerende  Apparate.  Beide  Veranla^mgs- 
arten  kommen  gegenwärtig  in  den  m  Be- 
tracht kommenden  I^ändern  noch  nebenein- 
ander vor. 

c)  Der  Steuerfuss  oder  Steuer- 
satz ist  entweder  ein  einheitlicher  oder 
abgestuft  je  nach  der  Qualität  des  Be- 
steuern ngsobjekts,  der  Grösse  der  Produk- 
tion,i)  dem  Charakter  des  Betriebs  bezw. 
der  Bestimmung  des  Erzeugnisses  (Ilandels- 
und  Hausbrauereien).  Ist  der  Steuerfuss 
bezflglich  des  Steuerobjekts,  wie  bei  der 
Halbtabrikatssteuer  bezttglicli  der  Würze 
filr  eine  bestimmte  Qualitätsoinheit  des- 
selben (Grädigkeit  [pro  Saceharometergrail  | 
oder  speoifisches  Gewicht)  festgesetzt,  so 
differenziert  sich  der  filr  das  jeweilige  steiier- 
pfUchtige  Quantim»  desselben  entfallende 
Steuerheti-ag  elienfallB  je  nach  ihrer  Zu- 
sammensetzung. 

d)  Die  Steuerberechnung  bezw., 
auch  -erliebung  oder  -entrichtung  erfolgt 
entweder  auf  Grund  der  von  Fall  z\i  Fall 
bewirkten  Ermittelung  des  steuerijfliehtigen 
Betrages  oder  auf  Grund  bestimmter  ßo- 
rechnungsmomente  als  Pauschale  (Fixum, 
Abfindung  für  eine  bestimmte  Zeitperiode, 
ev.  unter  Vorbehalt  nachträgliclier  exakter 
Feststellung  des  steuerpflichtigen  Betrages 
behufs  Sicherung  der  jTaclientrichtung  des 
ev.  Ueberschusses  (die  sogenannte  Nach- 
versteuenmgsklauselj). 

B.  Die  einzelnen  Systeme  der  Bier- 
besteuerunic. 
1.  Die  Bohmateiialsteuem.  Für  diese 
kommt  in  der  Gegenwart  nur  die  Besteue- 

^)  Bei  der  kommunalen  Bierbesteuemng 
findet  sich  mitunter  —  so  in  Kommunen  im 
Königreich  Sachsen  —  eine  Abstufung  dea 
Steuersatzes  nach  dem  Bierpreige.  In  frü- 
heren Zeiten  bildete  der  jeweilige  Sorten-  oder 
QiialitätB-  (auch  Provenienz-)  Preis  des  Bieres 
häuiig  einen  Hassstab  für  Binereuzierongen  des 
Steuersatzes. 


ning  der  Gerste  und  des  Malzes  sowie  der 
etwaigen  Malzsurrogate  in  Betracht.M 

a)  Die  Gerstensteuer  ist  nur  von 
untergeordneter  Bedeutung  und  besteht  ge- 
genwärtig allein  in  Norwegen.  In  Eng- 
land hat  sie  allerdings  von  1(597 — 188M  be- 
standen. Da  ihre  Itesteuening  mit  dem 
Eintritt  der  Verarbeitung  der  Gerste  zu 
Malz,  nämlich  beim  Einweichen  in  den 
(^iiellstock.  stattfindet,  wimle  bezw.  wird  sie 
auch  schlechtweg  nur  als  Malz-  bezw.  Malz- 
zubereitung^steuer  (Norwegen)  bezeichnet. 
Die  nach  dem  Gewicht  der  Gerste  {bezw. 
in  England  seiner  Zeit  nach  dem  Volumen 
unter  Abrechnung  eines  bestimmten  durch 
das  Aufquellen  vemntachtcn  Melirmasses) 


I  Die  Besteuerung  des  Hopfens  als  einer 

I  mit  der  Bierproduhtiun  TerknUpften  Haterial- 
I  Steuer  hat  wegen  ihrer  auf  der  Hand  liegenden 
Unzweckmässigkeit  niemals  atattcebabt.  In 
Anbetracht  iler  jedesmal  relativ  nur  sehr  ge- 
ringen und  an  nrh  sehr  sehwankenden  Hopfen- 
gabe beim  Bierbrauen  würde  die  Kontrolle  an£ 
aoUbersteigliche  Hindernisse  gestossen  sein,  ev. 
auch  der  gerade  hier  bedeuklirheu  Verwendung 
von  Surrogaten  für  den  Hopfen  Vorschub  ge- 
leistet haben  (wie  solches  filr  die  Rltere  Zeit  in 
England  unter  der  bis  1862  bestandenen  Hopfen- 
steuer in  teueren  Jahren  auch  behauptet  wor- 
den ist,  zamal  solche  Surrogate  dort  auch  nicht 
verboten  waren,  sodass  jede  andere  Material- 
steiier,  ev.  die  der  Maische  oder  Würze  näher 
s:elegen  faSttej.  Dagegen  istt  der  Hopfon  als 
i  landwirtschaftliches  Produkt  lanB:e 
!Zeit  in  England  bestonert  gewesen;  von  1711 
'  tmter  der  Kegierung  der  KCnieiQ  Anna  bis 
18t)ä  anfangs  mit  1  Dollar  per  Pfund  Hopfen 
veranlagt,  wurde  die  Hopfensteuer  (duty  bezw. 
excise  ou  hoiw}  1778,  17H0,  17Hvt  jedesmal  um 
5"'„  erhöht,  1786  wieder  auf  1  d  herabgesetzt, 
lKb2  auf  2,5  d  erhöht,  1S27  auf  2  d  ermassigt. 
1840  um  b°o  erhöht  und  IBüO  wieder  auf  l,ö  d 
her  abgesetzt,  bis  sie  18()2  ganz  aufgehoben 
wurde.  Die  Hopfenpflanzer  musäten  Zahl  und 
Lage  ihrer  Gärten,  Trockenböden  und  Aufbe- 
wahrungsort jährlich  genau  deklarieren,  woraitf 
nach  der  Ernte  unter  stenemmtlicher  K(mtroIl« 
das  Einsacken  des  Hopfens  in  mit  Namen  und 
Wohnort  der  Eigner  oezeicbueten  Siickeu  und 
die  steueramtlicbe  Verwagnng  und  Steuerfest- 
setzung erfolgte.  Da  die  Steuer  in  der  Regel 
überbmipt  nicht  auf  den  Brauer  und  damit  ev. 
auf  den  Bierkousumenten  ttberwälzt  werden 
konnte,  ferner  ausserordentlich  in  ihren  Er- 
trügen schwankte  (oft  über  öüO''/o  von  einem 
Jahr  zum  andern)  und  überhaupt  als  eine 
ständige  Bedrückung  der  ohnehin  den  wechseln- 
den Marktkonjunkturen  sehr  exponierten  Hopfen- 
bauer empfunden  wurde,  so  erfolgte  schliesslich 
ihre  Auüiebiing.  Die  dadurch  entstandene 
Einbusse  der  Staatskasse  um  durchschnittlich 
aOOOOÜ  £  wurde  nahezu  wieder  eingebracht 
durch  die  gleichzeitig  mit  ihrer  Aufhebung  er- 
folgte Erhöhung  der  Lizenzsteuer.  Es  besteht 
derzeitig  in  Canada  noch  eine  Hopfensteaer, 
vermutlich  nach  Maasgabe  der  ehemaligen  eng- 
lischen Steuer. 
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erfaobeae  Oerstenein'weichsteuer  soll  zweu*, 
wie  kalkulatorisch  nachgewiesen  werden  kann, 
theoretisdi  den  Vorzug  vor  der  eigentlichen 
Malzbesteuerung  haben,  dass  sie  dem  die 
Qualität  des  Malzes  im  allgemeinen  bediu- 
genden  lAusbeuteverhaltnis«  der  Gerste 
besser  Rechnung  tra^.  In  Ländern  mit 
entwickelter  gewerbhcher  Malzfabrikation 
imd  zahlreichen  Biau«%ien  ist  sie  jedoch 
wenig  geeignet,  da  sie  die  Glieder  in  der 
Steuetflberwälzungskette  noch  um  eines 
—  die  MalzfabrLKanten  imd  -hfindler  — 
Toimehrt  und  auf  die  einheimbdie  Gerste 
bauende  Landwirtecdi^  drückt  Mannig- 
fache lästige,  die  Bezi^verhältniBse  er- 
schwerende Beschränkungen  des  Verkehrs 
mit  G^te  und  Malz  (Einfuhrverbote),  be- 
sonders auch  die  erforderlichen  Kontrollen, 
um  ein  betrügerisches  Einbringen  von  Gerste 
oder  Malz  in  die  Brauereien  zu  verhüten, 
und  die  damit  verbundene  Verpflichtung 
derselben  zur  Fflhnmg  umständlicher  An- 
Schreibungen  sowie  die  notwendige,  fast 
ständige  Anwesenheit  eines  Steuerbeamten 
in  der  Brauerei,  heben  den  Vorteil,  dass 
der  Brauer  nach  bewirkter  Mäizung  in  der 
Handhabimg  seines  Betriebes  nicht  weiter 
gebunden  ist,  reichlich  auf.  Sie  kommt 
tlaher  niu"  ausnahmsweise  in  Betracht. 

b)  Die  Malzsteuer  kann  statthaben 
als  Vermähl ungs-  bezw.  Verschrotungs- 
steuer  (Malzschrotsteuer)  oder  als  E  i  n  - 
mai schungssteuer  (Steuer  auf  Brauan- 
zeige) imd  zwar  nach  dem  Mass  otler  nach 
dem  Gewicht  des  Malzes.  Im  allgemeinen 
ist  man  vom  sleuertheoretischen  Standpunkt 
ihr  nicht  sonderhch  zugeneigt,  aber,  wie 
ein  üeberblick  über  die  bestehenden  Systeme 
der  Bierbesteuerung  zeigt,  ist  gerade  sie 
typisch  dafür,  wie  sehr  für  ihre  Würdigimg 
der  Komplex  der  für  die  Praxis  jeweils 
massgebenden  Verhältnisse  ausschlaggebend 
ist,  wie  sehr  hier  das  oben  erörterte  Prin- 
cip  der  Relativität  gilt.  Wie  allen  Rohstoff- 
steiiem  haftet  auch  ihr  in  gewissem  Masse 
der  Mangel  an,  dass  sie  das  als  eigentr 
liches  Steuerobjekt  designierte  fertige  Fa- 
brikat ungleichmässig  trifft,  da  sie  die  durch 
die  qualitative  Verschiedenheit  des  jeweils 
zur  Verarbeitung  gelangenden  Malzes  und 
durch  die  mehr  oder  weniger  rationelle  be- 
triebsmässige  Ausuütztmg  desselben  für  die 
Fabrikation  bedingte  Unterschiedlichkeit  in 
dem  Werte  bezw.  der  Menge  des  Fabi-ikats 
an  sich  nicht  genügend  berücksichtigt. 
Allerdin^  modifiziert  sich  dieser  Mangel 
insofern,  als  die  Versteuerung  des  Malzes 
nach  Mass  wler  Gewicht  erfolgt,  wodurch 
gewisse  Wertunterschiede  mitgeti-offen  wer- 
den. 

Immerhin  hat  dabei  die  Befürchtung  sich 
geltend  gemacht,  dass  die  Versteuerung  nach 
dem  Robatoff  eine  Prämie  auf  die  Verwendung 


möglichst  hochwertigen  Malzes  iu  sich  schliesse, 
somit  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Produk- 
tionsverhältnisse zur  Verwendung  ausländischer 
Gersten  und  Malze  zu  Ungnnsten  der  heimi- 
schen Landwirtschaft  anreize  und  damit  zu- 
gleich den  grösseren  kapitalkräftigeren  Braue- 
reien auch  auf  dem  Gebiete  der  Steuerleistuog 
einen  weiteren  Vorteil  vor  den  übrigen,  m  der 
Hauptsache  auf  die  zwar  billigeren,  aber  desto 
minderwertigeren  heimischen  Gersten  und  Malze 
(^währe.  In  dieser  scheniatischen  Generalisa- 
tioD  trifft  jedoch  diese  Befilrchtnug  jiicht  zu. 
Wenn  auch  sehr  erhebliche  Mengen  ausländi- 
scher Gersten  und  Malze  in  deutschen  Braue- 
reien und  zwar  besonders  auch  in  den  grösseren 
Verwendung  finden,  so  hat  dies  doch  seinen 
Grund  durchans  nicht  in  Erwägungen  zwecks 
Steuererspamn^en,  sondern  in  der  qnalitatir 
und  auch  quantitatiT  hinter  der  Steigenmg  dea 
deutsch«!  BraubedarfB  vielfach  zurückgebliebe- 
nen Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Gersten- 

firoduktion,  weshalb  auch  ohne  diesen  steuer- 
ichen  ^Anreiz"  der  ansläadiache  Bezug  den- 
selben Umfang  haben  würde.  Wie  zudem  sich 
neuerdings  mehr  und  mehr  zeigt,  haben  die 
rege  betnebenen  Bestrebungen  zur  Hebnng  der 
deutschen  Gerstenprodnktion  auch  wirtschaft- 
lich trotz  der  Malzbesteuerung  schon  den  er- 
sichtlichen Erfolg  gehabt,  die  Beziehungen  zum 
deutschen  Braubedarf  zu  verbessern.  Ein 
namhafter  Teil  des  aoslttndiachen  Gerstenimports 
für  den  Bedarf  der  deutschen  Brauereien  be- 
steht femer  zur  >^eit  aas  nissischen  Provenien- 
zen, welche  keineswegs  qualitätsreicher  als  die 
heimischen  Brauwaren,  aber  dafür  erheblich 
billiger  als  diese  sind.  Es  liegt  hier  überhaupt 
eine  grosse  Ueberschätzung  bezüglich  der  Wir- 
kung der  Malzbesteuerung  vor,  denn  die  durch 
das  Gewicht  bezw.  die  Masseinheit  des  Malzes 
angeblich  bedingten  Qualitätsunterschiede  hin- 
sichtlich seines  Ansbeatevethältnisses  sind  in 
diesem  Umfange  nicht  vorhanden,  ja  die  neue- 
ren, rege  gefönlerten  technischen  Lntersuohim- 
gen  haben  die  hierOber  bisher  bestandenen  An- 
schanungen  so  von  Gmnd  aus  umgestaltet,  und 
vor  allem  haben  die  mit  Hilfe  der  Wissenschaft 
betriebenen  technischen  Verbesserungen  und  ein- 
geführten zweckentsprechenden  Modifikationen  in 
uer  Handhabung  des  Mälzerei-  uud  Brauereibetrie- ' 
bes  gerade  den  Brauwert  bisher  als  geringwertig 
erachteter  Laiidgerste  sowie  die  Steigerung  der 
allgemeinen  Ausbeute  Verhältnisse  im  Betriebe 
auch  unter  weniger  gUuatigeu  Voraussetzungen 
speciell  im  Kleinbetriebe  so  erspriesslich  geför- 
dert, dass  im  Grande  genommen  alle  derartigen 
gegen  die  Besteaerung  des  KohetofTs  in  der 
Branerei  bisher  geäusserten  theoretischen  Be- 
denken als  positiv  überwunden  zu  erachten 
sind.  Vollends  trifft  dieses  zu,  seitdem  iu  fast 
allen  Ländern  mit  Malzverstenerung  (in  Bayern 
1889,  ^u  Württemberg  1893,  in  Baden  1896) 
ein  weiteres  Korrektiv  in  der  den  betriebstech- 
nischen Verschiedenheiten  der  Ausbeuteverhält- 
nisse augeglicheueu  Differenzierung  des 
Steuer  fasses  erfolgt  ist  Die  jeweilige  prak- 
tische Handhabung  <ueses  Princips  kann  zwar 
nur  schematisch  erfolgen,  wobei  die  Möglich- 
keit nicht  ausgeschlossen  erscheint,  dass  dabei 
Gesichtspunkte  zur  Anwendung  gelangen, 
welche  mit  dem  Wesen  der  Biersteuer  als  einer 
nor  indirekt  beim  Produzenten  erhobenen  inne- 
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ren  Besteaenin^  des  Bierverbranclia  nicht  rer- 
trS^lich  eiBchemeD,  Tielmehr  geeignet  sind, 
diese  Steaer  als  Handhabe  für  aiuserhalb  ihres 
Rahmens  liegende  sozial-  und  gewerbepolitiscbe 
Tendenzen  ZQ  benatzen. 

von  Hay  fa.  a.  0.  3.  624)  sagt  in  Bezug 
hierauf:  „Allerdings  darf  bei  der  Malzstener 
der  Steaersats  kein  za  hoher  sein,  indem  sonst 
die  im  allgemeinen  sehr  wohl  hierbei  znm 
Ausdruck  j^angende  Rtickaichtnahme  anf  die 
Qualität  des  Biers  Terschwindet.  Die  Ab- 
stufung des  Steuersatzes  je  nach  dem  grösse- 
ren oder  geringeren  BUlzrerbranche  hat  Übri- 
gens auch  nicht  sowohl  in  diesem  Umstände 
als  vielmehr  in  der  zum  Nachteile  des  gewerb- 
lichen Mittel-  und  Kleinbetriebes  immer  weiter 
um  sich  greifenden  und  auch  anderorts  als  in 
Bayern  sich  geltend  machenden  Ausdehnung 
des  Grossbetriebes  und  in  der  Tbatsache  ihren 
Grand,  dass  insbesondere  die  Erzengungskosten 
des  letzteren  infolge  der  Massenproduktion  und 
der  derselben  sustehenden  Vorteile  beim  Ein- 
kauf der  Materialien  u.  dgl.  naturgemftss  ge- 
ringer sind  als  die  des  erateren  und  hierdurch 
die  Konkurrenz  dieser  eine  immer  erschwertere, 
teilweise  unmögliche  wird.  In  Norddeutschland, 
woselbst  die  Brausteuer  um  dreimal  niederer 
als  der  bayerische  Malzaufschtag  ist,  sind  deshalb 
auch  die  Klagen  des  Mittel-  und  Kleinbetriebes 
die  gleichen  wie  in  Ba^'em  und  wird  ebenfalls 
Abhilfe  angestrebt,  l^ie  Frage,  ob  solche  Ab- 
hilfe anf  dem  Gebiete  der  direkten  und  indirek- 
ten Besteuerung  —  sofern  die  Steuer  llberbaupt 
hierbei  in  Betracht  kommt  —  zu  gewähren, 
wird  vom  änanz wissenschaftlichen  Standpunkte 
nur  für  die  Einschlagung  des  ersteren  Weges 
sich  beantworten,  allein  auch  hier  muss  eben 
den  bestehenden  Lebens-.  Wirtschafts-  und 
Kechtsverhältiiissen  des  betreffenden  Landes 
Rechnung  getragen  werden." 

Auf  jäen  Fall  ist  die  praktische  Fest- 
setzung der  Steuerabfttofuog  speciell  bei  dieser 
Yerbrsuchssteaer  mit  einem  eniehlichen  Risico 
verknüpft.  Auf  der  einen  Seite  wird  der  im 
Interesse  der  Steuergerechtigkeit  und  auch  so- 
zialpolitisch wünschenswerte  Erfolg  stets  nur 
beschränkt  und  mitunter  zweifelhaft  sein,  auf 
der  anderen  Seite  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass 
auf  Seiten  der  in  erster  Reihe  zu  schützenden 
Gewerbetreibenden  übertriebene  Illusionen  er- 
regt und  sie  in  eine  trügerische  und  damit  be- 
denkliche Sicherheit  versetzt  werden.  Zudem 
wird  durch  solche  Steuerstaifelungen  leicht 
zwischen  den  verschiedenen  Kategorieen  des 
Ctewerbes  eine  noch  wirtschaftlicb  nicht  unbe- 
denkliche Spannung  erzengt,  welche  auf  der 
einen  Seite  mitunter  zu  immer  masaloseren 
Forderungen  behufs  ZarQckdrilngun^  des  Gross- 
betriebes und  auf  der  anderen  Seite  zn  ver- 
schärfter Anwendung  aller  zur  Verfügung 
stehenden  Konkurrenzmitte!  Veranlassung  giebt, 
zumal  wenn  sich  hierzu  die  Ueberzeugung  ge- 
sellt, dass  die  Steuerdifferenzieruug  zu  einem 
ungerechten ,  die  im  Grossbetrieb  wirksamen 
Faktoren  des  technischen  Fortschritts  und  der 
Intdiigenz  gewaltsam  unterdrückenden  Zwangs- 
mittel überspannt  werden  soll. 

Ein  anderer  ^gen  die  llalzsteuer  er- 
hobener Einwand  ist  auch  der,  dass  sie  für 
den  Brauer  einen  UDgerechten  Ziiisverlust 


mit  gidi  bringe,  indem  derselbe  meistens 
erst  nach  Monaten  dazu  komme,  das  aus 
dem  Tersteuerten  )[alz  beistellte  Bier  zu 
verkaufen  bezw.  den  Erlös  dafür  und  da- 
mit die  BQckerstattung  der  aeaner  Zeit  ver- 
auslagten  Steuer  zu  erhalten.  Dem  ist  je- 
doch wenigstens  einigcrmassen  durch  die 
in  der  R(^l  bestehende  Steuerkredi- 
t  i  e  r  u  n  g  b^^net,  deren  Handhabung  aller- 
dings mitunter  zu  wünschen  Übrig  Ifisst, 
zumal  auch  hierbei  der  kapitalkiftftigwe 
Qrossbetrieb  leichter  det  Vorteile  des  Steuer- 
kredits teilhaftig  zu  -werden  pflegt  als  der 
dessen  meist  noch  eher  bedürftige  aber 
nicht  so  ^t  garantierende  Kleinbetrieb. 
Doch  ist  dies  eine  Sache  der  praktischen 
Verwaltung,  die  mit  der  Bolunaterialsteuer 
an  sich  nichts  gemein  hat. 

Berechtigter  erscheint  dagegen  der  Ein- 
wand, dass  unter  der  Besteuerung  des  Roh- 
materials die  Bemessung  der  Rückver- 
gütung der  Steuer  schwierig  ist.  Auf 
der  einen  Seite  besteht  die  Gefahr,  dass 
die  Bemessung  zu  reichlich  ausfällt  und 
damit  eine  Exportprämie  für  das  Bier  ge- 
schaffen winl,  auf  der  anderen  Seite  — 
und  dies  ist  in  Wirklichkeit  allerdings  ein 
ziemlicli  häufiger  Fall  —  erfolgt  die  Fest- 
setzung der  Kückvei^fltung  in  ungenügen- 
der Weise,  was,  da  es  dem  Charakter  der 
Bierbesteuenmg  als  einer  inneren  Ver- 
brauchssteuer zuwiderläuft,  für  die  Export- 
fähigkeit des  Biers  eine  ungerechte,  direkte 
steuerliche  Sonderbelastun^  bedeutet  und 
fiskalisch  auf  eine  unzulässige  Phismacherei 
hinausläuft.  Xher  auch  diese  allerdings  im 
System  der  Rohstoffbesteuerung  begründete 
Schwierigkeit  kann  bei  gutem  AVillen  im 
grossen  und  ^uzen  sehr  wohl  behoben 
werden.  Die  Handhabung  der  Steuerrück- 
vergütung (bezw.  der  Steuererstattung  bei 
Venierb  des  Produkts  und  dergleichen) 
giebt  immer  einen  treuen  Matisstab  für  die 
Kritik  des  die  Besteuerung  überhaupt  be- 
lierrschenden  Geistes  imd  der  jeweiligen 
technischen  Ausbildung  derSteuen-erwaltun^. 

Auf  der  anderen  Seite  luit  dagegen  die 
>Ialzsteuer  d^  Vorzug,  dass  wegen  ihrer 
Erhebung  beim  Eintritt  des  Malzes  in  den 
brautechnisdien  Verbrauch  der  Betrieb  für 
die  Folge  von  weiteren  steuerlichen  EontroU- 
akten  meist  ziemlich  fi-ei  und  damit  unbe- 
hindert ist,  was  auch  für  die  Steuerver- 
waltung materiell  nicht  olme  Belang  ist. 
Im  einzelnen  modifiziert  sich  dieser  Vorteil 
allerdings  erheblich,  je  nachdem  die  Steuer 
beim  Verschroten  des  Malzes  oder 
beim  Einmaischen  erhoben  wird.  Beide 
Erhel)ungsarten  ergeben  überhaupt  für  die 
kritische  WOi-digung  der  Besteuerung  des 
Malzes  zum  Teil  weitgehende  Unterschiede. 

a)  Die  Malz  Vermahlungssteuer  ist 
die  bei  weitem  gebräuchlichere  Form  und  weist 
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zahlreiche  Vorzttge  auf.  Eine  wesentliche  Be- 
dingnnff  för  dieselbe  ist  allerding:»,  dass  da- 
nelwn  aie  Verwendung  von  Surrogaten  in 
iet  Brauerei  aus^esehknea  ist,  denn  da  die*e 

entweder  gleichzeitig'  mit  dem  Malz  eingemaischt 
oder  —  b^onders  Zuckerconlenr  —  im  Qär-  oder 
Lagerkeller  hinzugefügt  zn  werden  pflegen,  so 
würde  die  Stenerkontrdle  sich  dementaprecheod 
komplizieren  und  Uber  den  ganzen  Brauereibetrieb 
ausdehnen  müssen  nnd  damit  die  Malzrermah- 
lnnfi:9steuer  den  ihr  eigentümlichen  Hanptvorzng 
einbüssen.  Bei  ihr  bat  sich  die  Stenerkontrolle 
lediglich  darauf  zu  beschränken,  zu  verbttten, 
dass  kein  unversteuertes  verschrotenes  Malz  in 
die  Brauerei  gelangt.  Zu  diesem  Zweck  hat 
sich  das  Angeumerk  der  Steuerverwaltung  auf 
die  Veberwachung  bezw.  Kegnlierung  der  ge- 
samten Halzverschrotung  und  damit  der  Thätig- 
keit  nnd  des  Verkehrs  der  Mühlen  zu  koncen- 
trieren.  Hat  dies  auch  notwendigerweise  ge- 
wisse, zam  Teil  weitgehende  Kontrollmassregeln 
nnd  Verkehrsbeschränkungen  im  Gefolge  (so 
ev.  das  Verbot  des  Handels  mit  Halzschrot),  so 
wird  der  Brauereibetrieb  als  solcher  hiervon 

ä'edoch  nicht  betroffen,  und  die  Dnrchftthnuig 
[er  hier  einschlftgigen  Massnahmen  Iftsst  sich 
erf^hmngsgem&SB  sehr  wohl  ohne  drückend 
empfondene  Belästigungen  bewirken.  Haupt- 
sftchliche  Voraussetzung  für  diese  Form  der 
Malzbesteuernng  ist,  daea  die  Zahl  der  für  die 
Malzverschrotung  in  Betracht  kommenden 
Mühlen,  besonders  der  sogenannten  -{iffentlichen' 
Mühlen  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  im  Besitz 
der  Brauereien  befindlichen  PrivatmOhlen  nicht 
zu  gross  ist  und  dass  ancb  die  Zahl  der  Braa- 
ereien  selbst  nicht  allzu  umfangreich  ist.  Wenn 
beispidsweise  in  Bayern  im  Steuerj^  1697 
im  ganzen  9906  „Olrentliche"  Mühlen  (wovon 
nur  1169  eigentliche  „Halzmtthlen")  —  ohne 
die  ohnehin  nur  kleinen  Grttnmalzquetschma- 
schinen  nnd  Fntterschrot-  und  Hausmühien  — 
vorhanden  waren  bei  einem  gleichzeitigen  Be- 
stände von  insgesamt  5760  Braustätten  (bei 
den  Weissbierbrauern  ist  nur  die  Zahl  der 
„Brauer"  nachgewiesen  und  unter  Abzug  der 
gleichzeitig  Braunbier  bereitenden  Betriebe  ein- 
gerechnet) —  oder  wenn  in  Württemberg') 
l894,'9ö  1689  Öffentliche  Mühlen  geeenüber  ins^ 
gesamt  5846  Brauern  (wovon  1^4  ^werb- 
liche) vorhanden  slnd^,  dagegen  aber  im  N  o  r  d  - 
deutseben  Brausteuergebiet  Mitte  der  80er 
Jahre  ca.  43000  Mühlen^  gegenüber  10365 
Braoereien  bestanden,  —  so  begreift  es  sich, 
dass  in  Süddeiitschland  die  Halzvermablnnga- 
steuer  die  herrschende  ist,  in  Norddeutscbland 
dagegen  die  Einmaischungssteaer  die  Regel  ist, 
neben  welcher  die  Vermablnngssteuer  nur  als 
Ausnahme  zugelassen  ist.*)    Im  £ahmen  der 


■)  V.  Zeller,  a.  a.  0.  III,  S.  529. 
Für  Baden  fehlen  z.  Z.  noch  die  ent- 
sprechenden Nachweise. 

3)  Kindervater,  F.  A.  IV,  S.  679. 

*)  Dazu  kommt,  dass  in  Anbetracht  der 
dichteren  Besiedelung  sowohl  in  Bayern  wie 
in  Württemberg  die  Brauereien  im  allgemeinen 
dichter  bei  einander  und  übersichtlicher  liegen, 
was  besonders  in  Bayern  auch  durch  die  soge- 
nannten „Eommtmalhrauereien"  (1897  55  von 
6443  Brauern  benutzt)  erleichtert  wird.  In 

Handwörterbacb  der  StaatawlsBenacbaftea.  Zweit 


für  die  erfolgreiche  Handhabung  der  Malzver- 
mahlungssteuer  notwendigen  Bestimmungen 
nnd  Kontndlnassnahmen  liegen  insbesondere:*) 
a)  Zulassung  der  Halzvermtuilung  nur  auf  den 

aoBschliesslich  zn  diesem  Zweck  für  eigene 
Sechnnng  benutzten  Privatmühlen  der  Brauer 
nnd  auf  Öffentlichen,  nicht  transportabeln 
Mühlen,  die  einer  besonderen  Steueranfsicht 
unterstellt  sind  und  deren  Inhabern  (so  in 
Bayern)  gewisse,  ihre  Verantwortlichkeit  er- 
höhende beamtenähnliche  KontroU-  und  Anzeige- 
funktionen übertragen  sind.  Desgleichen  Stener- 
kontrolle aller  den  Schrotmühlen  ähulichen, 
transportabeln  Maschinen  ^ntterschrot-  und 
Orflnmalzqaetschmaschinen).*)  b)  Steneramtliche 
Ueberwachung  der  Malztransporte  mittelst  An- 
meldeverpflichtuttg  für  jeden  Versand  von  Malz 
gegen  Erteilung  der  Mahlerlaubnisscheine  (Po- 
lette.  Begleitschein),  ohne  welche  kein  Malz  auf 
den  Mühten  zur  Verschrotung  angenommen 
werden  darf  sowie  Anzeige  jedes  Malzempfangs 
nebst  der  Führung  von  Versand-  und  Empfangs- 
registern seitens  der  Brauer  und  Müller  wie 
auch  seitens  der  StenerbehOrden  auf  Gmnd  der 
an  sie  gelangten  Anmeldungen.  Zur  weiterai 
Sicherung  dient  die  Beschiftnkung  des  Malz- 
transports auf  die  eigentlichen  Tagesstunden*], 
sowie,  um  Durcbsteckereien  zn  verhüten,  Be- 
schränkung der  Transportbegleitscheine  auf  ein 
bestimmtes  Datum. 

Die  Feststellung  des  steuerpflich- 
tigen Halzschrots  nach  Mass  oder  Ge- 
wicht erfolgt  auf  den  Öffentlichen  Mühlen 
durch  den,  wie  oben  bemerkt,  mit  gewissen 
Vertrauensfunktionen    ausgestatteten  Müller 

gCalzbrecher) ,  auf  den  Privatmalzmflhlen  der 
raaer  entweder  im  Beisein  des  Steuerbeamten 
oder  mittelst  selbstthätigen  Mass-  oder 
Wägeapparats.  Dnrch  die  neuerdings  fast 
allgemein  zur  Begel  gewordene  Anwendung 


Württemberg  drängen  sich  (nach  v.  Zeller  a.  a. 
0.  III,  S.  m)  die  1894/95  vorhandenen  3911 
„Privatbraaereien"  auf  19  von  insgesamt  64 
Bezirken  zusammen^  wovon  in  7  deraelben  nur 
eine  sehr  geringe,  in  6  eine  annähernd  ebeuso 
grosse  Zahl  wie  die  der  gewerblichen  Brauer 
und  in  nur  6  (mit  zusammen  2883  qkni)  eine 
erheblich  grössere  Zahl  von  Privatbrauem 
(3o27]  vorkommt.  Auch  sind  infolge  der 
grösseren  Volksdichtigkeit  und  der  bestehenden 
BebOrdenorganisation  die  unteren  Steuerbehörden 
zahlreicher  und  gleichmässiger  bestellt  (v.  Zeller 
a.  a.  0.) 

*)  Zum  Teil  nach  v.  Zeller  a.  a.  0.  III, 
S.  52«. 

*)  Da  geschrotenes  Malz  auch  ausser  zur 
Bierbereitung  zur  Essigfabrikation  verwendet 
wird,  haben  manche  Länder  (Bayern,  die  nord- 
deutsche Brausteuergemeinschaft  und  die  Nie- 
derlande) auch  das  hierfür  bestimmte  Halz  für 
steuerpHichtig  erklärt,  während  andere  Länder 
es  durch  eine  Art  steueramtlicb  überwachte 
Denaturierung  (Vermischung  mit  für  die  Bier- 
bereitung ontauglicben  Stoffen)  steuerfrei  lassen 
(v.  Zeller  a.  a.  0.). 

')  In  Bayern  ist  jeder  Transport  von  „ge- 
brochenem", also  bereits  versteuertem  Malz 
ausser  von  der  Mühle  vom  MflUfflr  zum  Brauer 
verboten. 

Auflage  II.  62 
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dieser  antomatiscli  funktioniereDden  Apparate  >i 
ist  die  praktische  Haodhabnnf?  der  Malzver- 
mahlaii^stener  narh  allen  KiclitnniBrea  der- 
massen  erleichtert,  die  GefätlBsicberbeit  30  völlig 
festgestellt  und  das  ganze  Verfahren  so  ver- 
einfacht und  Terbilligt  worden,  dass  schon  au» 
diesem  Grunde  diese  Steuerreform  al«  die  prak- ; 
tisch  geei^etste  erscheint.   Die  BemessuDg  der 
Rohmaterial-  nnd  ev.  auch  der  WQrzetiteuer  | 
mittelst  antomatlHch  wirkender  Apparate  ver- 
spricht  überhaupt  ftlr  die  Zuknnft  die  allein  | 
übliche  zu  werden.^) 


In  Bayern  miUsen  alle  I^ivatmüWen,  1 
desgleichen  diejenigen  öffentlichen  Mühlen, 
welche  mit  CyiindtTwalzen  betrieben  werden, 
mit  einem  von  der  Staatsregiemng  genehmigten 
automatischen  IWessapparate  verseben 
sein;  andere  öffentliche  Mühlen  können  damit 
versehen  sein.  Es  gab  in  Bayern  1897  354  öffent- 
liche und  2198  Frivatmalzmuhlen  mit  automa- 
tischem Meesapparat  und  nnr  885  öfFentlicbe 
ohne  solchen.  Von  inagesamt  7433 121  hl 
Braumalz  wurden  7182786  hl,  also  fast  alles 
auf  Mühlen  mit  automatischem  Messapparat  ge- 
brochen (davon  nur  656473  hl  auf  Öffentlicheu 
und  6526313  hl  auf  PrivatmalzmUhlen).  —  lu 
Württemberg  waren  (nach  t.  Zeller  a.a.O.) 
1894|'95  nur  ö55  Privatschrotmtihlen  vor- 
handen, weiche  54949  Tonnen  Malz  67,7% 
des  Gesamtmalzverbrauchs.  1885,86  nur  32.:-J 
desselben)  verschroteten.  Unter  diesen  waren 
39  mit  automatischer  Wägevorrichtnn^  ver- 
sehen und  verarbeiteten  zusammen  13033  Tonnen 
Malz.  —  l'eber  Baden,  wo  die  bayerische  Ge- 
setzgebung mit  der  Massgabe,  dass  die  Ver- 
steuerung nach  dem  Gewichte  des  Malzes  er- 
folgt (s.  n.),  übernommen  ist,  liegen  keine  be- 
züglichen I>aten  vor.  Im  Norddentschen 
Brausteuergebiet  war  in  den  auf  Ver- 
mahlung steuernden  Brauereien  automatische 
Wägeapparate  bisher  nur  vereinzelt  zugelassen, 
doch  sind  neuerdings  Erleichterungen  für  eine 
allgemeinere  Aufnahme  derselben  getroffen  (s.  n.) 
—  In  Finland  wird  nach  v.  May  (a.  a.  0.) 
schon  seit  Iftngerer  Zeit  die  Malzgewichtssteuer 
unter  Zuhilfenahme  automatischer  Wägeappa- 
rate erhoben.  —  Auch  in  Oesterreich-Un- 
garn ist  in  dem  zur  Zeit  vorliegenden  Würze- 
stenerreformentwnrf  ein  automatisch  funktio- 
nierendes Mes^efftsf)  vorgesehen. 

Die  selbstthätigen  Mest.-  oder  Wäge- 
apparate, deren  es  zur  Zeit  schon  eine  Anzahl 
verschiedener  Systeme  giebt  (in  Bayern  sind 
allein  deren  8  steueraratlich  zugelassen,  von 
denen  jedoch  die  von  Kiedinger-Augsburg,  welcher 
auch  zuerst  auf  Anregung  des  bayerischen  Ge- 
neralsteuerdirektora  v.  May  solche  Apparate  ge- 
baut hat,  weitaus  die  gebräuchlichsten  sind), 
werden  nnter  steueramtlichem  Verschluss  so  an 
der  Mühle  angebracht,  dasa  kein  Malz  zwischen 
fUe  Walzen  gelangen  kann,  ohne  vorher  durch 
den  Apparat  gegangen  und  von  ihm  gemessen 
«der  pewogen  und  auf  der  Regiütratur  ver- 
zeichnet zu  sein.  Jüde  etwaige  ätürung  des 
Apparate.1  schlies-st  auch  softirt  die  weitere  Be- 
nutzung der  ^(-hrotmühle  solange  aus,  bis  die  j 
Störung  b<;st'itigt  ist;  auch  kann  der  Apparat 
ohne  Lösung  dfs  Steuerverschlusaes  nicht  abge- 
nommen oder  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 


Weitere  in  den  betreffenden  Steuergesetzen 
vorgesehene  KontroUbefngnisse  der  Steuerver- 
waltung, wie  die  ,.Bierzug?kün trolle"  n.  dgl. 
haben  nur  subsidiäre  Bedeutung  für  besondere 
Vorkommnisse  bezw.  dienen  wie  in  Würt- 
temberg gleichzeitiir  dazu,  einen  Anhalt  für 
die  jeweilige  Bemcctiung  der  Steuerrückver- 
gütung bei  der  Bierausfuhr  nach  Massgabe  des 

Ero  Hektoliter  Biet  entfallenden  Malzverbrauchs 
ezw.  Steneranfkommens  zu  gewinnen. 

1)  Die  Malzeinmaischsteuer  als  zweite 
Form  der  Malzbesteuernng  besteht  zur  Zeit 
allein  im  norddeutschen  Hrausteuergebiet,  wo 
sie  die  wenigstens  nominell  massgebliche  Form 
der  Bierbesteuerung  bildet.  Da  ihre  Bemessung 
an  den  Akt  des  Einmaischens  anknüpft, 
indem  die  steuerpflichtigen  Materialien  (Malz 
und  eventuell  die  Surrogate)  vor  demselben 
amtlich  verwogen  werden,  wird  die  KntroUe 
gegenüber  der  Malzvennahlnnjpsteuer  mehr  in 
den  ei^ntUcheu  Brauereibetrieb  verlegt  und 
Uber  die  einzelnen  Phasen  des  Braup^ozes^e8 
ausgedehnt.  Die  für  den  Brauereiinbaber  sich 
daraus  ergebenden  VerpHichtungen  und  Be- 
schränkungen in  der  Betriebsführung  sind  zum 
Teil  sehr  weitgehend  und  störend  und  auf  der 
anderen  Seite  auch  für  die  Steuerverwaltung 
umständlich  und  vor  allem  kostspielig.  Im 
einzelnen  sind  die  aus  dieser  Steuerform  sich 
ergebenden  Anforderungen:  Aufbewahnmg  der 
steuerpflichtigen  Braumaterialien  in  besonderen, 
vorgeschriebenen  Bäumen,  zu  welchem  Zweck 
bei  ErüAiung  des  Betriebes  einer  Brauerei  eine 
detaillierte  Beschreibung  aller  Bäume  derselben 
bei  der  Steuerbehörde  zn  deponieren  ist,  der 
auch  etwaige  bauliche  etc.  Veränderungen 
hierin  stets  unverzüglich  anzuzeigen  sind ;  ter- 
ner  genaue  Buchfünrung  über  den  Zu-  und 
Abgang  der  steuerpflichtigen  Materialien.  So- 
dann vorherige  Anzeige  jeder  Eiumaischung 
nebst  Angabe  der  Zeit,  der  Art  und  Menge 
der  dabei  zur  Verwendung  gelangenden  Mate- 
rialien (wobei  im  Falle  von  Snrrogatverwen- 
dung  noch  eine  besondere  „Generaldeklaration** 
einzureichen  ist)  sowie  der  Menge  des  daraus 
zu  ziehenden  Biers.  Für  das  Einmaiseben 
und  das  voranfgehende  Verwiegen  der  Materia- 
lien ist  die  Anwesenheit  des  Steuerbeamten 
abzuwarten  (bis  eine  Stunde  lang  nach  der  an- 
gezeigten Zfit).  Der  Maisch-  und  Sudhetrieb 
ist  nur  am  Tage  zulässig.  Xachmaischungen 
sind  in  der  Kegel  verboten.  Ferner  steueramt- 
tiche  Beaufsichtigung  des  fninzen  Brauprozesses 
bis  zum  Ausschlagen  der  Würze  aus  dem  Sud- 
kessel ;  amtlicher  Verschluss  der  Maischzugänge 
nach  beendeter  Einmaischung  sowie  ergänzende 
Kontrollen  des  Bierznges.  welche  sich  bis  in 
die  Lagerkeller  erstrecken  können  sowie  jeder- 
zeitige lievisionsbefugnis  aller  BrauereirBume. 
Bei  etwaiger  Verwendung  von  Surrogaten  ist 
zwar  die  Kontrolle  darüber  gegenüber  der  Ver- 
mahlungssteuer etwas  erleichtert,  etwaige  spä- 
tere Zusiitze  zum  Bier  im  Gär-  oder  Lager- 
ketler  können  jedoch  nur  unzureichend  über- 
wacht werden.   Das  gesamte  Kontrollverfahren 


Ein  steueramtlicher  Verschluss  der  Schrotmühle 
erübrigt  sich  infolgedessen.  Xach  den  bisher 
vorliegenden  Erfahrungen  arbeiten  diese  Apiia- 
rate  sämtlich  mit  unbedingter  Sicherheit. 
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ist  hiernach  lUcht  als  zeitgernnss  zn  erachten 
und  hei  der  grossen  räumlichen  Zersplitterunff 
der  Brauereien  so  kostspielig,  das^<  bei  sehr 
vielen  Branereien  das  Steuersystem  überhaupt 
versagt.  Die  Mehrzahl  der  zur  norddeutschen 
Branstenergemeinschaft  gehöri&:en  Brauereien 
versteuert  <^ber  auch  nicht  raitte&t  der  eigentlich 
als  Regel  beatimmten  Steuer  auf  Brauanzeige, 
Kondem  auf  dem  steaetrechtHch  und  auch  prak- 
tisch gleich  unzulänglichen  Wege  der  Fixation 
(8.  unten). 

2.  Die  Halbfabrikatsteuern.  Bei  dieser 
Besteuerungsform  ist  die  Art  ihrer  Veranlagung 
von  wesentlicher  Bedeutung,  je  nachdem  die- 
selbe auf  direktem  oder  indirektem  Wege  er- 
fulgt.  Generell  haftet  ihr  in  noch  erhöhtem 
Masse  als  der  Malzeinmaischsteuer  das  Erfor- 
dernis einer  den  ganzen  Brauereibetrieb  be- 
greifenden und  bescbrfinkenden,  kostspieligen 
steuenuntlichen  Kontrolle  an.  Während  aber 
hei  der  direkten  Veranlagung,  wie  sie  sich  in 
der  Form  der  Wörzebesteuerung  {in  Oester- 
reich-Ungarn, Grossbritannien  und  Irland  und 
Ittüien)  darbietet,  dafür  wenigstens  die  Er< 
tragssicherheit  der  Steuer  sich  im  ganzen  eini- 
germassen  befriedigend  gestaltet  und  eine  dem 
l'rindp  der  Steuergerechtigkeit  Rechnung  tra- 
gende Berücksichtigung  der  Qualität  theo- 
retisch wenigstens  ermöglicht  wird,  fallen  bei 
der  indirekten  Veranlagungi  wie  sie  sich  in 
der  Form  der  Maischhotticn-  oder  Kessel- 
steuer —  auch  Apparatsteuer  genannt  —  (in 
den  Niederlanden,  Belgien,  Bussland,  Frankreich, 
£lsass-Lothringen  und  Griechenland)  darbietet, 
auch  diese  ihre  Schattenseiten  einigermassen 
mildernden  Eigenschaften  so  gut  wie  gänzlich 
weg.  Ein  Uebermass  von  unzeitgemässen  Kon- 
irollen  Hand  in  Hand  mit  gänzlich  unzuläng- 
licher Ertragssicherheit  nnd  oft  willkürlicher 
t'ngleichmässigkeit  in  der  Steuerbelastung  ist 
die  gemeinsame  Signatur  für  diesen  von  der 
Steaert^eorie  und  -praxia  einmütig  verworfenen 
Modus  der  Bierbesteaemng. 

a)  Auf  der  Annahme  fussend,  dass  einem 
bestimmten  Maischhottich-  oder  Kessel- 
rauminhalt auchimmereine  bestimmte  Menge 
Bier  entspreche,  stellt  sich  die  indirekte  Steuer- 
erhebuugsform  als  ein  Ueberblabsel  Überholter 
Zeiten  und  Zustände  dar.  Nur  durch  die  Macht 
langjähriger  Gewohnheit  und  der  sekundären 
Bedeutung  der  Brauerei  in  den  betreffenden 
Ländern  (in  den  Niederlanden  wurde  schon  seit 
1867  und'  in  Belgien  seit  1885  daneben  die 
Malzschrotsteuer  zugelassen)  ist  es  erklärlich, 
dass  diese  technisch  wie  fiskalisch  gleich  nnzu- 
länglicbe  Steuerfonn  überhaupt  noch  besteht, 
welche  Grosftls  (L'impOt  Sur  la  bifere,  Brüssel 
1880)  schlechtweg  ein  „syst&me  deplorable" 
nennt.  Pas  zur  ErtragssichersteHung  ange- 
wendete komplizierte  Kontrollsystem  bedingt : 
genaue  Reglementierung  des  Brauprozessea, 
Bindung  der  einzelnen  Abschnitte  desselben  au 
bestimmte  Tagesstunden,  umständliche  Bekla- 
rationsverpöichtungen  und  Kontrollumrechnun- 
geu,  ständige  Beanfsichtigimg  des  Betriebes, 
steueramtlicner  Yerschltiss  aHer  wesentlichen 
Braugeräte  fauch  der  Feuerüffnungeu)  nach 
Beendigung  des  Sudprozesses,  verschied  cutliche 
Ergänzung»kontrollcn  (so  die  in  Frankreich 
bestehende ,  sich  der  direkten  Veranlagungs- 
methode nähernde  Nachvermessung  der  Würze  i 


auf  dem  Kühlschiff,  durch  welche  allerdings 
nach  anderen  Richtungen  hin  Kontrollerleichte- 
rungen geboten  sind)  unter  Umständen  bis  in 
die  Ausschankräurae  der  Wirte.  Für  die  unter 
der  zum  Teil  rigorosen  Handhabung  der 
Steuertechnik  und  der  durchgängig  übermässi- 
gen Höhe  der  Steuer  leidenden  Brauer  ergab 
sich  von  jeher  das  Streben,  ant  alle  Weise,  oft 
unter  Hintenansetzung  aller  rationellen  techni- 
schen Gesichtspunkte,  an  der  Steuer  zu  sparen 
und  zwar  insbesondere  durch  Erzielung  mög- 
lichst alkoholreicher,  aber  extraktarmer  Biere. 
„Damit  der  Brauer  an  Steuer  erspart",  sagt 
Holzner,  „werden  die  Auf  satzkränze  auf  den 
Kesseln  möglichst  weit  gemacht  oder  die 
Maischvorricntuugen  recht  massiv  konstruiert. 
Hierdurch  entstehen  Verluste  an  Brennmaterial 
und  unnötige  Ausgaben  für  Maschinen  und  für 
Arbeitskräfte,  die  kleinere  Brauer  sich  nicht 
anschaffen  können.  Das  Malz  wird  —  wegen 
des  übertrieben  dicken  Einmaischena,  nm  mög- 
lichst viel  ans  dem  Bottich  oder  Kessel  zn  er- 
bringen —  'nicht  vollständig  ausgenutzt,  das 
Bier  wird  nachträglich  mit  Wasser  ver- 
dünnt etc."  —  Bei  allen  diesen  mehr  oder  we- 
niger gesetzlich  zulässigen  Manipulationen  der 
Brauer,  an  der  Steuer  zu  sparen,  ist  es  dabei 
eine  merkwürdige  Thatsache,  dass  die  Menge 
des  erzeugten  Biers  infolge  des  stets  unver- 
meidlichen Abganges  LSchwond")  schliesslich 
dennoch  hinter  der  auf  Grund  des  amtlich  fest- 
gestellten Bottich-  oder  Kesselinhalts  zu  ver- 
steuernden Menge  zurückbleibt.  Die  b  a  d  i  s  c  h  e 
Regierung  gab  seiner  Zeit  diese  Differenz  selbst 
auf  25%  an,  und  in  Frankreich  bezw.Elsass- 
Lothringen  werden  daher  aus  diesem 
Grunde  "SO^  des  Kesselrauminhalts  als  Ersatz 
für  die  Verluste  der  Fabrikation,  des  UmflUlens, 
Auslaufens ,  Verdunstens  und  anderer  Zufälle 
vom  Steuerbetrag  in  Abrechnung  gebracht.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  welche  Verscniedenheiten, 
natürlich  stets  zu  Gunsten  der  ratitmeller  ge- 
handhabtoi  Grossbetriebe,  sich  hieraus  für  die 
jeweilige  Stenerhelastung  der  Branereien  er- 
geben. 

b)  Die  auf  direktem  Wege  veranlagte  Halb- 
fabrikatssteuer,  die  Würzesteuer,  kann 
allerdings  die  grundsätzliche  Anerkennung  für 
sich  in  Anspruch  nehmen,  dass  sie  gewisser- 
massen  auf  „technisch- wissenschaftlichen"  Gnind- 
lagen  ruht  —  in  ihrer  praktischen  Anwendung 
aber  genügt  anch  sie  keineswegs  den  berechtig- 
ten Ansprüchen.  Indem  die  Veranlagung  nach 
Massgabe  der  auf  dem  Kühlschiff  gemessenen 
Menge  und  der  die  jewdlige  Bierqualität  in 
der  Hauptsache  involvierenden  Extrakthaltig- 
keit  (Koncentration)  der  Würze  erfolgt,  trägt 
zwar  die  Würzesteuer  den  Schein  des  „Ideals" 
einer  gerechten  Steuer  an  sich,  ihre  praktische 
Durchführung  bedingt  aber  ein  so  kompliziertes 
Erhebungs-  und  Kontrollsystera,  wie  kaum  eine 
andere  Stenerart.  Sie  ist  denn  auch  in  dem 
für  sie  besonders  in  Betracht  kommenden  Lande, 
in  Oesterreich  - Ungarn,  seit  Jahrzehnten 
Gegenstand  der  allgemeinen  Unzufriedenheit 
und  vielfältiger  Reformerwägungen.  Wenn 
sie  in  Grossbritannien  und  Irland 
anscheinend  besser  funktioniert  und  beliebter 
ist,  30  erklärt  sich  dies  teils  aus  gewissen 
nicht  unerheblichen  praktischen  Vereinfachun- 
gen in  der  Erhebungs-  und  Kontrollmethode, 
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teils  anch  dnrdi  tlen  Umstand,  dass  sie  an  die '  stimmten  Temperatur  der  za  messenden  Würze 
Stelle  einer  Malzateuer  (eisrentlich  (ierstenein- 1(14*  Ri.  die  NichtberQckflichtigraiu;:  der  jeweils 
weichsteaer)  trat,  deren  HShe,  Erhebani^veise ;  sehr  Tersrhiedenen  Verdonstnng.  die  fflr  Infek- 
and  KontrollsTstem  Qberans  drQckend  empfon*  i  tionen  der  BierwQrze  geflhriiche.  «eil  sehr  zeit- 
den  wurde.  In  Italien  endlich,  dem  dritten  ranbende  Vermessung  anf  dem  EQhlschiff,  wel- 
Lande  mit  WQrz  es  teuer,  spielt  die  Brauerei  i  ches  ohnehin  als  ein  nicht  mehr  zeitgemftsses 
ohnehin  nnr  eine  antergeordnete  Rolle  und  l  Branerei^rät  erachtet  wird,  sind  kaum  zn  be- 
sind die  Ansprüche  an  die  Steuertechnik  an- '  seitii^nde  Hftngel  des  tjrstems.  ^Beschrftukt 
scheinend  überhaupt  noch  sehr  bescheiden.  |  die  Steuer  zwar  nicht  den  Brauer  in  der  Wahl 
Eine  Schwierigkeit  fSr  die  obj^tive  Wftr-  j  der  in  verwendenden  Materialien"  (ttbrigens 
dignne  des  Systems  der  Wfirzebeatenemng  lie-jdoch  ein  nnr  zweifelhafter  Vorzog!),  so  hemmt 
fert  fulerdiogs  der  Umstand^  dass  es  schwer! sie  ihn  doch  wegen  des  nmstftnoliehen  Kon- 
hllt,  jeweils  zu  entschdden,  »wieweit  die  mit  trollapparats  wesentlich  in  der  freien  Be- 
wegung im  Betriebe. 

I  Im  Interesse  der  Gefällssicherheit  muss 
'  Tor  allem  darauf  geachtet  werden ,  dass  weder 
von  der  Braupfanne  (durch  Nachaude)  noch 
durch  sonstige  NachgUsse  das  steueramtlich 
quantitativ  und  qualitativ  festgestellte  WOrze- 
qaantnm  anf  dem  Kahlschiff  oder  im  Gftrkeller 
Termehrt  oder  verdünnt  wird.  Es  muss  dem- 
nach der  ganze  Betrieb  vom  UnterzUnden  der 
Bran^anse  bezw.  vom  Einströmen  der  D&mpfe 
(bei  Dampfkochnug}  bis  zur  Verbringnng  des 
Biers  in  die  Gärkeller  steueramtlich  überwacht 
werden.  Die  Braupfannen  müssen  jeweils  nnter 
amtlichem  Verschfnss  gehalten  werden,  die 
Nachkontrolle  bis  in  die  Lager-  und  Abfftll- 
keller  aasgedehnt  werden.')  Die  „Gussführung** 
ist,  um  me  Durchführung  der  Kontrolle  nicht 
illosoriach  zu  machen,  strengstens  inneznlialten, 
was,  wegen  der  auch  bei  Icleinen  sich  in  der 
Folge  vorfindenden  Differenzen  notgedrungen 
hohen  Uebertretungsstrafen .  eine  besonoers 
schwer  empf^dene,  technisch  ungerechtfertigte 
Betriebsbelästigung  darstellt.  Jede  technisäie 
Neuerung,  selbst  die  wirtschaftlich  wünschens- 
werte und  verbreitete  intensivere  Ansnntsong 
des  Betriebes  durch  Vornahme  eines  zweiten 
Aufgusses ,  die  Gemnuung  von  Olattwasser 
und  anderes  mehr  ist  ungemein  erschwert, 
an  Genehmigungen  von  Fall  zn  Fall  und  be- 
sondere Kontrollmassnahmen  gebunden.  Es 
liegt  auf  der  Hand ,  dass  durch  all  diese  Kon- 
trotlerfordemisse  die  WQrzestener  auch  verwal- 
tungstechnisch  zu  einer  der  kostspieligsten  Er- 
hebungaformen  der  Bierbestenemng  zählt. 

3.  Die  FabrtlMtssteaerii.  Die  hierfür 
in  Betracht  kommende  Fass-  oder  Oebinde- 
»teuer  zeichnet  sich  ätuserlich  durch  einen 
sehr  einfachen  Bemes^sungs-  und  Erhebungs- 
modua  am.  Versteuernngsobjekt  i&t  das  fer- 
tige, auf  Trauflportgebinde  gefüllte  Bier,  für 
dessen  Menge  der  —  amtlich  durch  Eichung 
festgestellte  —  Rauminhalt  der  Gebinde  mass- 
männischer  Darstellung-}  eine  ungerechtfertigte  I  gebend  ist.  Die  Entrichtung  der  Steuer  ge- 
Begttnstigang  der  stärker  eingebranten  Würze,  schiebt  entweder  mittelst  Steuermarke,  welche 
d.  n.  in  der  Hauptsache  der  grosseren  Braue- 1  auf  das  Spundloch  geklebt  nnd  beim  Anstechen 
reien  zur  Folge.    Auch  die  allerdings  nnver- 1  

meidliche  schematische  Festsetzung  einer  be- '  >)  In  Oesterreich-Ungarn  sind  immer  miu- 
  I  desteus  zwei  Beamte  während  des  Branens  im 

*)  Die  Vnvollkommenheit  bezw.  Einseitig- '  Betriebe  anwesend,  die  —  die  sogenannte  „Fi- 
keit  dieses  kombinierten  Verfahrens  wird  aller- 1  nanzwache"  —  daseibat  förmlich  einquartiert 
dings  in  England  ziemlich  eingeschränkt  durch  [sind;  der  Oberaufseher,  der  seinen  Posten  im 
die  als  dritte  Komponente  hinzutretende  Nor-  j  Sudhauae  hat,  und  ein  Aufseher,  der  im  Kühl- 
mierung  eines  bestimmten  Ausbeuteverhältnisses.  hause  oder  neben  dem  Znsanimengussboltiche 
Auch  geschieht  die  Würzemessnng  hier  im  patrouilliert.  Sie  haben  solange  im  Betriebe 
Gärkeller  (s.  unten).  zu  verweilen,  „bis  die  vollkommene  Beruhi- 

')  Dr.  R.  Urban,  „Denkschrift  Über  eine  ^ung  über  die  stattgofnndene  Gebahmng  er- 
Befwm  der  Bierbesteuerung  in  Oesterreicb-Un- 1  langt  worden  ist'',  idsdann  —  „können''  sie 
gam",  Prag  1894.  'gehen  (von  May,  Kommentar  a.  a,  O.J. 


ihr  zu  Tage  tretenden  UnzntrSglicbkeiten  dem 
Sprstem  als  solchem  anhaften  oder  auf  das  Conto 
einer  ungenügend  ausgebildeten  bezw.  entarte- 
ten Verwf^tungspraxis  zu  schreiben  sind.  Nach 
allen  Uber  die  Würzesteuer  in  dem  für  sie 
klassischen  Lande  Oesterreich  -  Ungarn  vor- 
liegenden Erfahmngen  und  Thatsachen  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  dass  das  „System" 
keineswegs  für  alle  Mängel  seiner  Ausführung 
Terantwortlich  gemacht  werden  kann,  denn  die 
nnerqnickÜche  (reschichte  der  Osterreichischrai 
Bierbiesteuerung  ist  zu  einem  guten  Teil  durch 
anderweitige  Verhältnisse  verschuldet  (die 
staatsrechtlichen  Schwierigkeiten  bezüglich  Un- 
garns, mangelhaft  gebildete  nnd  besoldete 
untere  Verwätungsorgane,  die  speciflsch  ßster- 
reichische  Kompliziertheit  der  Behßrdenorgani- 
sation,  des  Boreankratismna  und  anderes  mehr). 
—  Der  lang  gehegte  Glaube  der  Theorie  an 
die  Vollkommenheit  der  österreichischen  Würze- 
stener  schreibt  sich  ans  jener  Zeit  her,  als  sie 
(18ö2)  an  Stelle  der  „Fabnkatstener  mit  doppel- 
ter Vorkontrolle  des  Halbfabrikats"  trat,  gegen 
die  sie  zweifellos  einen  Fortachritt  bedeutete. 
Schon  ihr  geistiEfer  Urheber,  der  um  die  tech- 
nisch-wissenschaftliche Begründung  des  Brau* 
Wesens  verdiente  Prager  Chemieprofessor  K.  J. 
N,  Balling  hatte  aber  die  Bemessung  der 
WUrzemenge  auf  dem  Kilhlachiff  als  ungenau 
und  unpraktisch  bezeichnet,  ohne  dass  es  jedoch 
seitdem  (1853)  gelungen  ist,  eine  geeignetere 
Grundlage  für  die  quantitative  Steuerveran- 
lagung ausfindig  zn  machen.  Aber  auch  die 
vielgerühmte  qualitative  Wttrzemessung 
kann  keineswegs  als  einwandsfrei  betrachtet 
werden,  nicht  sowolü  wegen  der  für  die  sub- 
alternen Organe  der  Steuerverwaltuug  oft 
schwierigen  Handhabung  des  Saccharometers 
als  besonders  wegen  der  Art  der  Kombiuierung 
des  Extraktgewichts  mit  der  Würzemenge 
bezw.  in  England  des  speciftschen  Gewichts 
mit  der  Würzemenge, ')    Dies  hat  nach  fach- 
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des  Fasses  dnrchfltossen  und  damit  kassiert 
wird  (yereiiüg:te  Staaten  Nordamerikas^  Canada, 
Dbiemark  und  \äa  1884  audi  Serbien)  oder 
mittelst  „Panierschnns*'  (RumKoien)  beim 
Ueber^HT  des  Biers  ans  der  Brauerei  in  den 
inneren  Verkehr.  Vom  Standpunkt  der  Steuer- 
gerechtigkeit ist  gegen  diese  Steuer  hauptsftch- 
lieh  einzuwenden,  dass  sie  keinerlei  Rücksicht 
auf  die  jeweilige  Qualität  und  den  dadurch  be- 
dingten Konsumtionswert  des  Biers  nimmt. 
Daneben  hegflnstigt  sie  die  Produktion  müg- 
lichst  hochvergorener,  alkoholreicher  Biere.^) 
Es  ist  daher  Iwzeichnend,  dass  diese  Stenerform 
gerade  in  solch«i  Uadem  acc^tiert  wurde,  wo 
die  Brauereien  sich  im  wesent^ehen  aus  Gross- 
betrieben ')  mit  gleicher  industrieller  Grundlage 
und  gleichartiger  Uassenprodnktion  zusammen- 
setzen (die  noraamerikanischen  und  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auch  die  dänischen  Brauereien) 
oder  wo  die  Bierbrauerei  nnr  in  wenigen  ludustrie- 
etablissements  vertreten  und  keine  eigentliche 
Landesindustrie  darstellt  (Serbien,  Rum&nien). 
Unter  solchen  Verhältnissen  mag  sieh  dieser 
Mangel  des  nach  unseren  Begriffen  so  gänzlich 
«nnwissettflchaftlichai''  Systems  (von  Hock, 
Oeffentliehe  Abgaben  1863,  S.  166j  nicht  weiter 
fOhlbar  machen  und  auch  sonst  die  Einfachheit 
der  Steuererhebung  für  den  ßrauereibetrieb 
manches  Annehmliche  besitzen:  Der  technische 
Brauereibetrieb  als  solcher  wird  durch  die 
Steuer  Uberhanpt  nicht  berührt,  der  Brauer 
kann  brauen,  wann,  wie  und  —  woraus  es  ihm 
beliebt,  die  Steuerleistung  tritt  erst  im  Momente 
der  Inverkehrbringung  des  Erzeugnisses  ein, 
der  Hanstrunk  bleibt  steuerfrei,  die  Eegniiemng 
der  SteuerrQckrergUtang  ist  denkbar  einfach. 
Aber  dafür  bestehen  eine  Reihe  von  „indirekten" 
Kontrollmitteln,  welche  zum  Teil  sehr  lästige 
Ve^iflichtungen  in  sich  sehliessen  und  wohl 
geeignet  siiM,  die  sonstigen  „Vorzüge"  dieses 
Systems  wett  zu  machen.  Ueber  den  ganzen 
Betrieb  mnss  eine  zum  Teil  minutiöse  Buch- 
führung besteben,  allmonatlich  sind  Auszüge 
über  den  Zugang  der  Rohmaterialien,  deren  Be- 
stände und  Verbrauch,  Uber  die  expedierten 
Biermengen  und  die  jeweiligen  Lagerbestände 
eingereicht  werden  (daneben  in  ^Tordamerika 
eine  allmonatliche  eidliche  Bekräfti^ng  [affir- 
mation]  der  lüchtigkeit  der  betr^Kuden  Aus- 
züge). Da  aber  trotzdem  die  „Stenersicherheit" 
nur  uuTollkommen  ist«  erfordert  die  Fabrikats- 
steuer ein  zum  Teil  drakonisches  Strafsjstem 
mit  einer  für  unsere  BegrifTe  oft  unerhörten 
Ausdehnuug  des  stratrecfitlichen  Begriffs  der 
„De^ude"  und  muss  sich  mehr  als  gut  ist 
auf  ein  oft  geradezu  durch  sie  grossgezogenes 
Dennnziantentnm  stützen. 


Einen  besonders  sozialpolitisch  schätz- 
baren Vorzug  weist  allerdings  die  dänische 

Fassbiersteuer  auf  durch  Freilassung  der  leichten 
obergärigen  Biere  einerseits  und  Festsetzung 
einer  Maximalgrenze  fUr  den  Alkoholgehalt  des 
Biers  (s.  unten). 

Während  beispielsweise  in  Deutsch- 
land im  Jahre  1896/97  die  auf  eine  Brauerei 
entfallende  Durchschnittsproduktion  sich  auf 
2874  hl  belief,  betrug  sie  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  17631  hl,  also  mehr 
als  das  Sechsfache. 


C.    Die    Bierbestenerniig  nnd 
Bierbrauerei  in  den  einzelnen 
Staaten.  ^) 

1.  Sentschland.  Nach  Artikel  35  Absatz  1 
der  deutschen  Reicbsverfassung  vom  16.  AmÜ 
1871  (Reichs-  bezw.  Bundesgesetzblatt  1871 
Nr.  16)  hat  bekanntlich  das  Reich  ausschliess- 
lich die  Gesetzgebung  Uber  das  gesamte  Zoll- 
und  Verbrauchssteaerwesen.  Doch  erleidet  dies 
bezilglich  des  im  Bundesgebiet  bereiteten  Biers 
inBORm  eine  Beschränkung,  als  nach  Absatz  8 
desselben  Artikels  in  Bayern,  Wftrttem* 
berg  und  Baden  die  Besteuerung  deraelben 
(bis  1887  auch  noch  die  des  Branntweins)  der 
Landesgesetzgebnng  vorbehalten  bleibt. 
„Die Bnndesstaaten werden  jedoch",  heisst  es  a.a.O. 
weiter,  „ihr  Bestreben  darauf  richten,  eine 
Uebereinstimmnng  der  Gesetzgebung  über  die 
Besteuerung  dieser  Gegenstände  herbeizuführen", 
was  bezüglich  des  Branntweins,  wie  be- 
merkt, durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1887 
auch  geschehen  ist,*)  Ausser  diesem  Bestene- 
rungsreserratrecht  der  drei  süddeutschen  Bun- 
desstaate ist  auch  für  ElsasB-Lothringen 
die  Bierbesteuerang  bis  auf  weiteres  der  inneren 
Geset^bung  vorbehalten  (Beichsgesetz  vom 
25.  Juni  1873  betreffend  die  Einführung  der 
Verfasanng  des  deutseben  Reichs  in  Elsass- 
Lothringeii  §  4  Absatz  1,  R.G.Bl.  v.  1873 
S.  161/62,  G.Bl.  f.  Elsass-Lothringen  1873  S.  131), 
natürlich  jedoch  mit  der  Maasgabe,  dass  die 
Uebemahme  der  Bierstenergesetzgebung  durch 
das  Reich  jeder  Zeit  ohne  weiteres  durch  Reichs- 
gesetz erfolgen  kann, ')  während  für  die  vor- 
genannten drei  Bundesstaaten  dies  Reservat- 
recht  nur  mit  ihrer  ausdrücklichen  Genehmi- 
gung aufgehoben  werden  kann  (Art  76  der 
Reichsver»ssung). 

Die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Reichs- 
brauBtener  ist  wie  die  der  Zölle  und  Verbranchs- 
steuem  überhaupt  jedem  beteiligten  Bundes- 
staate innerhalb  seines  Gebietes  überlassen,  so- 
weit derselbe  sie  bisher  ausgeübt  hat.  (Art  36 
der  B.V.)  An  dem  gemlaa  Art  38  der  R.V.  in 


^)  Es  ist  nach  Möglichkeit  die  Stoffcintei- 
Inng  und  Form  der  Darstellung  in  der  ersten 
Anflftge  beibehalten  worden.  Auch  inhaltlich 
lehnt  sich  die  Darstellung  vielfach  eng  an  die 

Arbeit  von  L.  v.  May. 

Bereits  im  ersten  deutschen  Zollvereins- 
vertrag  vom  22.  März  1833  findet  sich  in  Art  11 
dieselbe  Absicht  fast  im  selben  Wortlaut  aus- 
gesprochen. Trotz  aller  seit  Gründung  des 
neuen  Deutschen  Reichs  geplanten  Aenderungen 
bezw.  Erhöhungen  des  sogenannten  Reicbsbrau- 
stenergesetzes  ist  jedoch  ein<e  Beseitigung  des 
bestehenden  süddeutschen  Reservats  in  d«  Bier- 
beBtenemng  noch  niemals  in  Erwärung  gezogen 
und  steht  auch  in  absehbarer  Zeit  Kaum  zu 
erwarten.  Ueber  die  nicht  nur  staatsrechtlich 
sondern  ancfa  stenertechniscb  und  volkswirt- 
schaftlich ausserordentlichen  Schwierigkeiten, 
die  einer  Vereinheitlichnng  der  Bierbesteuernng 
für  das  ganze  Reich  im  Wege  stehen,  cf.  F. 
Boccius:  „Bemerkungen  über  eine  allgemeine 
Reichsbiersteuer".  Births  Annalen  1897  Nr.  2 
p.  108—146. 

*j  In  dem  Reichsbransteuergesetzentworf 
vom  Desember  1893  war  dies  auch  TOrgesehen, 
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die  KeichAktuiso  fliesM>n(len  Ertraire 'i  der 
SeichabrauKteuer.  za  dem  ttavh  der  der  Uelier- 
gaiursabiTslien  is.  unten;  ireliört.  liaWn  die  drei 
sUddeatüchen  Bandesstaatfu  und  KUass-Loth- 
riniren  keinen  Anteil.  (Art.  38  AI»«.  2  der  R,V. 
und  K.G.  vom  25.  Juni  1H73  S  4  Abs.  2.i  Da- 
für verbleibt  ihnen  der  Ertraa:  aiw  ihrer  Bier- 
be:»teneniu?  (einschliesclich  der  von  ihnen  er- 
hobenen Ueberffanir>aht;abe)  voll,  und  sie  hnben 
statt  dessen  an  du«  Keii-h  besondere  Beitrüse 
(die  POffenanntvn  Matrikularbeiträjje  ffeniass 
Art.  70  der  R.V.l  zu  leisten,  deren  Höhe  auf 
Grund  der  dem  Beich  aus  dem  sugenannten  j 
Eeichsbraii  steil  ertrebiet  zufliessenden 
Braiistenereinnahnien  im  Verliältnirt  zu  ihrer 
jeweili<:en  Bevülkeniufirfiziffer  bemessen  und  in 
den  jiihrlichen  KelcIn^hanahaltBetats  feslurestellt 
wird. 

Die  SclbständiLfkeit  der  hiemach  im  Keiche 
bestehenden  fünf  Biersteuerirebiete  —  das  Kord- ' 
deutsche,  sogenannte  Heichsstenerj^ehiet,  Bayern. 
Württemberg,  Baden  und  die  Keiehnlande  Eisii!>s- 
Lothrinfren  —  ist  nur  in  nachstehenden  Punkten 
beschrfinkt,  welche   auf  Vereiubamneren  von 
früher  her  bestandener  Staats-  bezw.  üimvereins- 
verträtre,  zuletzt  auf  den  vom  H.  Juli  löt>7 
Art.  ö  zurückgeheud,  durch  Art.  40  der  R.V. . 
für  das  g:anze  deutsche  ZoUffebiet  in  Geltung- 
geblieben  sind.    Nämlich:'']  1)  Das  aus  dem' 
Auslande  eingeführte,  einen  EingaiifjszoU  (von , 
zur  Zeit  4  Mark  für  WO  kg-l  unterliegende  Bier  > 
darf  in  den  sämtlichen  Bunde.=iStaaten  mit  keiner  ' 
weiteren  Abgabe  für  deren  Landeskasse  belegt  i 
werden.')    2)  Der  StenersatB  darf  den  Betrag , 
von  4'/8  M.  für  „die  ohne  zu  120  Qnart  preus- 
aisch"  =  137,3  Liter,  sonach  Ton  3,28  M.  für , 
den  Hektoliter  Bier  imd  bei  der  Annahme,  dasa  ' 
ans  50  kg  bezw.  1  hl  Malz  2  hl  Bier  erzengt  I 
werden,  von  6.56  M.  für  50  kg  bezw.  1  hl  Malz  ' 
nicht  übersteigen.    3)  Für  Bier,  welches  aus  I 
einem  Öteuergebiet  in  ein  anderes  eincreftlhrt  i 
wird,  darf  in  letzterem  zwar  der  volle  Betrag  I 
der  betreffenden  Ötaatssteuer  —  als  sogenannte  | 
Uehergangsabgabe  — .  uicht  aber  ein  höherer  i 
erhoben  werden.    4}  Bei  der  Ausfahr  von  Bier  I 
darf  nur  der  wirklich  bezahlte  Stenerbetrag  i 
rftckTergütet  werden.   5)  Die  für  Rechnung  von  1 
Kommunen  oder  Korporationen  zur  Erhebung ' 
gelangenden  Abgaben  vom  Bier  dürfen  20°,,: 
des  für  die  Staatsstener  bestimmten  Maximal- ! 
Satzes  (s.  vorstehende  Ziffer  2)  nicht  übersteigen.*)  j 


lAuf  £lj>us>t- Lothringen  findet  dieite  Bestimmnng- 
j^einüss  dem  oben  H-hou  anjreftihrten  R.(t.  vom 
2ß.  Mai  1873  liezüirlii  h  der  dortselbst  bestehen- 
den Vorschriften  über  das  O'-troi  „bis  auf 
weiteres"  kt'iue  Anwendnner  ans  Rücksichten 
filr  den  (renieindehan'thalt.  ähnlich  wie  auch 
die  vorläufiirc  Belassung  der  besonderen  Bier- 
stenerirt-setziri'bung  dortselbst  nnr  aus  Rück- 
sicht für  den  Staiitshanshalr  iresrhah.)  Endlich 
iii  darf  eine  ganze  oder  teilweise  Rückvergütung 
der  fiir  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korpo- 
rationen erholH>nen  Abgaben  vom  Biere  beim 
Cebergange  deiMellten  in  ein  anderes  der  be- 
zeichneten Biersteuergebiete  nnr  erfolgen,  «i- 
weif  eine  solche  Rückvergütung  auch  bei  dem 
reberganire  den  bestenerteu  Rters  nach  anderen 
Orten  des.-'elben  Landes  l»ezw.  Steuergebiete« 
statt  tindet. 

n)  R«iehH-  oder  Xorddentsches  Brau- 
steneirfcebiet. 

(icMchicht  liehe  Vorbemerkung.  M 
Das  Stammlaud  der  für  daa  Reichs-  oder  Nord- 
deutsche Steuerirebiet  giltigen  Reicfasbrausteuer 
ist  l'reussen;  die  durch  das  Gesetz  vom  2. 
Februar  1819  G.S.  .s.  97—117)  einffeführte 
[ireussisrhe  Braumalzsteuer  bildet  die 
(inindlage  für  die  gegenwärtige  Reichabrau- 
stener.  In  Preussen  selbst  war  mit  der  Brau- 
nialzsteuer  ulie  tortah  nicht  mehr  nach  dem 
Mass  wie  bisher,  sondern  nach  dem  Ge  wicht 
erfolg^)  der  ursiirüngHeh  bereits  in  den  Edikten 
vom  27.  bezw.  28.  Oktober  ausgesprochene 
(^mndsatz  der  (ileichmässigkeit  der  Steuer  fUr 
das  ganze  Staatstrebiet  znm  ersten  Mal  verwirk- 
licht. Mit  der  Üebemahme  der  znm  Teil  bis 
dahin  ständischen  Bierziesen  gegen  Eutschädi- 
gnnc  aus  der  Staatskasse  durch  den  Staat,  mit 
der  gewerberechtlichen  und  stt'uerlichen  Gteich- 
setzuug  von  .Stadt  und  Land,  insbesondere  auch 
der  Beseitiguna:  der  Zwanps-  und  Bannrechte 
war  damit  der  Boden  für  die  moderne  indirekte 
Besteuerung  auch  des  Biers  gewonnen  und  end- 
gültig mit  dem  noch  vom  alten  Territorialstaat 
überkommenen  Steuerregime  und  den  landatän- 
dischen  Komplikationen  desselbeu  gebrochen,  die 
in  ihrer  Art  bezüglich  der  Bierbestenenin^  bis 
ins  15.  Jahrhundert  zurückreichten,      Die  in 


Unter  Abzug  der  auf  dem  Steuergesetz 
und  dessen  Ausfiihmngsbestimmnngeu  beruheu- 
den  Rückvergütungen,  der  Steuererstattungen 
für  unrichtige  Erhebungen  und  der  Erhebun^a- 
und  Verwaltungsnnkosten  und  zwar  diese  im 
Betrage  von  15  "/o  der  in  den  betreffenden 
Bundesstaaten  aufkommenden  Einnahmen  aus 
der  Braustener. 

■)  Wörtlich  nach  von  Maj*s  Darstellung 
in  der  I.  Auflage  b.  1.  entnommen. 

']  Das  in  gleicher  Weise  für  Kommunen 
und  Korporationen  bestandene  Verbot  ist  durch 
das  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1885  betreffend 
die  Abänderung  des  Zollvereinsvertrags  vom  8. 
Jnli  1867  —  R.G.Bl.  1885  8.  109  —  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  worden. 

*}  Ausnahmen  hiervon  sind,  abgesehen  von 
Elaass-Lothringen  (s.  o.)  nur  insoweit  zulässig, 
als  einzelne  Kommunen  oder  Korporationen 


schon  seit  früher  (d.  h.  vor  dem  8.  Juli  1867) 
eine  höhere  Abgabe  erheben.  Zollvereinsvertrag 
vom  8.  Juli  1867  Art.  5  §  7  Abs.  ö.  Bundes- 
gesetzblatt für  1867  S.  90. 

^)  Nacbdem  in  der  I.  Auflage  h.  1.  in  dem  Art. 
Bier  nndBierbeateuerung  von  L.  v.  May 
die  Geschichte  der  letzteren  eine  durchaus  er- 
schöpfende Darstellung  gefunden  hatte,  Uber 
welche  weder  hinausgegangen  werden  konnte 
—  noch  an  welcher  Aendemngen  za  treffen 
wären,  emp&hl  es  sich,  hier  von  einer  Rekapi- 
tuUerung  dieser  historischeu  Darstellungen  ab- 
zusehen und  unter  Verweis  auf  dieselben  nur 
einige  der  wichtigsten  Notizen  jeweils  voraozu- 
schicken.   D.  Verf. 

*)  1488  gelang  es  dem  Kurfürsten  Johann 
Cicero  von  Brandenburg,  nach  einem  schon  von 
seinem  Vorgänger  Alhrecht  Achilles  1472  ver- 
geblichnnternommenen  Versuch  von  den  Ständen 
zunächst  auf  7  Jahre  eine  Abgabe  von  12  Pfen- 
nigen Ton  der  Tonne  Bier  (die  sogenannte 
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den  Jahrzehnten  von  1830  tis  1870  vor  sich 
gehende  Ausgestaltung  des  preussischen  Brau- 
stenergebiets  znm  Boichs-  bezw.  Norddeutsehen, 
heute  schlechtweg  „Bransteuergebiet"  genannt, 
erfolgt«  zunfichst  ziemlich  analog  den  Phasen 
des  deutschen  Zollvereins,  —  bis  im  Jahre  1H67 
das  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  mit 
nur  wenigen  Modifikationen  auch  die  Grundlage 
der  Bierbesteuening  bildete.  —  Nachdem  18ü8 
bereits  Anhalt-KOthen  und  Dessaa  sowie  1831 
Anhalt-Bemburg  nuä  Waldeck  und  Pyrmont 
sich  bezüglich  der  Bier-  bezw.  Branmalzbe- 
stenernng  Preussen  angeschlossen  hatten,  traten 
unter  dem  30.  März  l'aS3  (mit  Geltang  vom  1. 
Januar  1834  ab]  die  Königreiche  Sachsen  und 
Preussen  zn  einem  Brausteuergehiet  zusammen 
(zunächst  bis  1842),  desgleichen  unterm  11.  Mai 
18.S3  die  Thüringischen  Staaten  j  1841  folgten 
sodann  Lippe  und  BraunRchweig  sowie  1642 
das  Grosjihcrzogtum  Luxemburg,  jedoch  nur 
bezüglich  der  Stenergesetzgebung  und  nicht  be- 
züglich des  Ertrages,  nur  die  Uebergangsab- 
gahen  wurden  gemeinschaftlich  geteilt ,  da 
gegenseitig  freier  Verkehr  bestand,  an  welchem 
Modus  auch  zur  Zeit  noch  festgehalten  wird. 
1856  worde  femer  in  den  1849  an  Preussen 
gekommenen  beiden  HohenzoUeruschen  Landen 
an  Stelle  der  wiirttemhergischen  die  preussische 
Braumalzsteuer  eingeführt.  Durch  die  Einver- 
leibungen von  1864  und  1866  erweiterte  sich 
dann  das  bisherige  Steuergebiet  bedeutend 
(Schleswig-Holstein,  Hannover,  Kurfürstentum 
Hes-sen,  Hessen-Nassau  und  Freie  Stadt  Frank- 
furt a.  M.,  sowie  roäter  das  Jadegebiet  and 
dnrch  besonderen  vertrag  Oldenburg,  wo 
bisher  noch  keine  Biersteuer  bestanden  hatte. 
Endlich  wurden  gleichzeitig  damit  einige  baye- 
rische und  hessische  Gebietsteile  angeschlossen). 
—  Auf  Grund  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  vom  26.  Juli  1867  ward  die  Braumalz- 
steuer auf  das  innerhalb  der  ZolUinie  liegende 
Bandesgebiet  erstreckt  und  die  Steuer  selbst 
Bundesstener ;  1868  (durch  Bundesgesetz  vom 
4,  Juli)  wurden  infolgedessen  auch  die  beiden 
Mecklenburg.  Laaenbnrg  tmd  Stadt  und  Gebiet 
Lübeck  einbezogen.  Der  Erlass  eines  besonderen 


„Ziese")  bewilligt  zu  erhalten.  Von  1Ö14  ab 
wurde  diese  bis  dahin  anscheinend  unterbrochene 
Abgabe  ständig  und  wurde  von  1Ö49  ab  unter 
der  Bezeichnung  „das  alte  Biergeld"  neben  dem 
in  diesem  Jahre  eingeführten  „neuen  Biei^elde" 
erhoben.  Letzteres,  zunächst  auf  8  Jahre  be- 
willigt, wurde  mit  8  märkischen  C^twchen  Ton 
jeder  Tonne  Bier  bezw.  von  jedem  auf  26 
Scheffel  Malz  festgesetzten  Gebräu  ein^hoben. 
Li  der  Folge  weiterbewilligt,  wurde  diese  Ab- 
gabe anscheinend  als  Materialsteuer  (neben 
der  alten  Tonnenziese)  von  dem  zur  Mühle  ge- 
brachten Malz  erhoben.  Im  Laufe  der  nächsten 
Jahrhunderte  komplizierte  und  differeozierte 
sich  die  Bier-  bezw.  Malzbesteuemng  in  den 
alten  und  neuen  Gebietsteilen  Pretusens  mehr 
und  mehr,  was  auch  durch  die  verschiedenen 
Sefonnversuche  (der  Accisetarif  von  1769  nnd 
1787)  nicht  wesentlich  geändert  wurde.  Mit 
dem  Edikt  von  1810  setzte  endlich  die  Beaktion 
gegen  die  bis  dahin  allherrschende  „allgemeine 
Accise"  ein  und  schuf  eine  neue  Epoche  für  die 
Besteuemng. 


allgemeingültigen  Bundesgesetzes  betreffend  die 
Bierbestenerung  kam  jedoch  einstweilen  (natih 
einem  vergeblichen  Versuch  im  Jahre  1869 
wegen  gleichzeitig  geplanter  Erhöhung  der 
Steuer)  nicht  zu  stände,  wie  denn  auch  noch 
verschiedentliche  kleine  Ahweichunofen  in  der 
I  bezüglichen  Gesetzgebung  der  beteiligten  Bun- 
I  (lesstaaten  bestanden  —  so  höhere  Erhebungs- 
sätze in  einigen  thüringischen  Staaten ,  Be- 
{ Steuerung  der  Malzsnrrogate  im  Grossherzogtum 
I  Sachsen,  verschiedene  steuerliche  Huidhabung 
der  Haustmukbereitung  und  Bierausfuhr  bezw. 
StenerrUckvergUtnng.  —  Erst  nach  der  Grün- 
dung des  Deutschen  Reichs  wurde  das  Ziel  mit 
dem  Erlass  des  ßeichsgesetzes  vom  31. 
Mai  1872  wegeu  Erhebung  der  Brau- 
steuer (R.G.Bl.  1872  S.  löZff.  nebst  den  ge- 
mäss §  43  des  Gesetzes  unter  dem  18.  November 
1872  erlassenen  Ausfühmngsbestimmungen  des 
Bundesrats  —  Preuss.  Centraiblatt  für  Abgaben 
1872  S.  364) '),  welches  am  1.  Januar  1873  in 
Kraft  trat,  erreicht. 

Es  bilden  hiernach  das  Oeltiingsbereich  der 
Reichsbtntisteuer  die  Staaten:  Preussen  mit 
■\Valdeck-Pynnont,  Schaumburg-Lippe  und  zur 
Lippe,  Sachsen,  Hessen,  Aleckl enb urg- 
Schwerin  und  -Strelitz,  die  thüringi- 
schen Staaten^)'  (mit  Ausnahme  des  gross- 
herzoglich sächsischen  Vordergerichts  Ostheiiu 
ausser  der  Ortschaft  Melpers  und  des  herzoglich 
Sächsisch-Coburg-Gotbaischeu  Amtes  Königs- 
berg, Avelche  wegen  ihrer  Liige  dem  bayerischen 
Brauraalzsteuergebiet  einverleibt  wurde.n), 
Oldenbnrg,  Brannschweig,  Anhalt, 
Lübeck  nnd  seit  dem  1.  Oktober  1888  infolge 
ihres  Zollanschlusses  Bremen  nnd  Hamburg 
sowie  endlich  das  GrossherEogtuni  Luxem- 
burg (s.  o). 

Der  Gesamtumfang  des  eigentlichen 
Brausteuergebiets  (ohne  Luxemburg)  beträgt 
415680  qkm  mit  einer  fortgeschriebenen  Be- 
völkerung von  41542000  im  Betriebsjahre 
1896/97. 

Die  wlehtlgsten  Text-  nnd  Ansfahrungs- 
bestlmmDB^reii  des  Gesetzes.  1)  Steuer- 
objekt  und  Steuersatz.  Der  Steuer  unter- 
worfen ist  alles  zur  Bierbereitung  verwendete 
Getreide  und  alle  an  Stelle  von  Malz  ver- 
wendeten, alkoholbildenden  Stoffe")  (Surrogate) 


^)  Unter  dem  18.  Juli  1888  erschien  eine 
nene  Znsammeustellnng  der  Aosführungsbe- 
stimmnngeu  cum  Brausteuergesets  nebst  den  seit 
1873  erlassenen  weiteren  bezüglichen.  Bundes- 
ratsbeschlüssen  mit  Wirkung  vom  1.  Oktober 
1888  ab  (Centralblatt  fUr  das  Deutsche  Beich 
1888  9.  677  ff.). 

')  Dieselben  nel»it  Schmalkalden,  dem  Stadt- 
und  Landkreis  Erfurt  und  den  Kreisen  Scbleu- 
singen  und  Ziegenrück  bilden  bäkanntlich  den 
„Thüringischen  Zoll-  und  Steuerverein"  mit  dem 
Verwaltungssitz  Erfurt. 

')  Dies  erst  seit  1872;  die  bis  dahin  be- 
standene Steueifreihdt  der  SurrogatreTwenduncr 
in  der  norddeutschen  Brauerei  kat  nicht  nur 
die  naturgemässe  Entwickelnng  des  Steuerer- 
trages ansserordentlich  ungünstig  beeinflusst, 
sondern  ebenso  sehr  auch  die  rationelle  tech- 
nische EntWickelung  des  norddeutschen  Brau- 
wesens hitttenangehalten;  die  Folgen  hiervon 
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nach  Massgabe  ihres  malzenietzenden  Branwerti. 
Die  Steuer  bet^t  für  100  kg')  von  Getreide 
aller  Art  (Malz,  eventuell  aach  Halzkeime, 
Schrot  etc.,  auch  Mais),  Reis  (gemahlen  oder 
UDgemahlen  etc.)*)  and  tod  grQuer  Stärke 
(d.  h.  TOD  solcher  mit  noch  mindestens  30  "o 
Wassergehalt)  4  Mark;  von  Stftrke,  Stärke- 
mehl (einschliessUch  Kartoffelmehl),  Stftrke- 
gammi  (Dextrin)  und  Syrnp  aller  Art  6  Hark; 
endlich  von  Zucker  aller  Art  (St&rke-, 
Trauben-  a.  b.  w.  Zucker)  sowie  von  Zucker- 
auflfisnngen  nnd  allen  anderen  Malz- 
surrogaten') 8  Mark.  Gemische  verschieden 
versteuerter  Stoffe  unterliegen  bei  ihrer  Ver- 
wendung dem  Steuersatz  des  darin  enüialtenen 
höchstb^teuerten  Stoffs.  Sämtliche  vorgenannten 
Stoffe  nnterlie^n  ebenfalls  der  Versteuerung, 
wenn  sie  in  eigens  dun  bestimmten  Anlagen 
znr  Bereitung  von  Essig  zum  Verkauf  Mer 
zn  gewerblichen  Zwecken  verwendet  werden. 

2.  Subjektive  Stenerpf licht.  Die- 
selbe erstreckt  sich  auf  alle  gewerblichen  und 
nichtgewerblichen  Brauer.  Steuerfrei  ist  nur 
nach  Massgabe  eines  auf  die  Anmeldung  hin 
erteilten  steueramtlichen  Anmeldeacbeins  die 
Bereitung  von  Bier  lediglich  znm  eigenen  Be- 
darf^) ohne  besondere  eigens  zum  Brauen 
techiüsch  eingerichtete  BAnme  nnd  Behälter 
in  Haushalten  von  nicht  mehr  als  zehn  Per- 
sonen Uber  14  Jahren,  won  auch  vorUber* 
gehend  in  Kost  nnd  Wobnnng  aufgenommene 
Arbeitskräfte  gezählt  werden. 

3.  Stenererhebung.  Es  sind  drei  For- 
men derselben  zulassen :  I.  Die  Veratenemng 
auf  Brauauzei^e  (anch  „Einmaischstener* 
genannt),  welche  die  Begel  bilden  soll,  U.  die 
ukaltative  Verstenemng  auf  Vermahlung 


sind  in  manchen  Teilen  selbst  hente  nach  nicht 
ganz  Terschwunden. 

*)  Das  Gesetz  hat  noch  den  Centner  zn 
60  kg  zu  Grunde  gelegt. 

'}  Mit  BQcksiäit  darauf,  dass  der  Reis  be- 
reits einem  Einfuhrzoll  von  3  M.  pro  100  kg 
unterliegt,  ist  fUr  ihn  ein  niedrigerer  Steuersatz 
normiert  worden,  als  seinem  durchschnittlichen 
Extrakttfehalt  im  Vergleich  znm  Malz  entspricht. 

*)  Hierher  gehSren  Bier-  nnd  Zuckercoulenr, 
Rühen,  Olnt,  Honig,  dieser  aber  nur,  wenn  zur 
Bierbereitnng  verwendet;  lediglich  zur  Met- 
bereitang  verwendet,  ist  er  steuerfrei  (Verf.  des 
K.Pr.FinJlin.  v.  24.  September  1874  Cenlxalhl. 
S.  .2ii).  Nicht  steuerpflichtig,  aber  eventnell 
straftnr  anf  Grund  des  ReicMnahmngsmittel- 

fesetzes  ist  die  Verwendung  von  nicht  alkohol- 
ildenden  Substanzen  wie  Oljcerin,  Süssholz 
und  Silasholzextrakt.  Die  Verwendung  von 
Saccharin  zur  gewerblichen  Bierbereitung  ist 
durch  besonderes  Reichsgesetz  vom  29.  Jali  1^8 
nstersagt  worden.  Die  Verwendung  sogenannter 
Färbebiere,  d.  h.  bei  ihrer  Herstdlung  be- 
reits verstenerter  nnd  danach  unter  hesonderen 
steuerliehen  Kantelen  in  Verkehr  gebrachter 
Malz-  bezw.  Bierextrakte  zum  Färben  der  Bier- 
würzen ist  nicht  mehr  steuerpflichtig. 

*)  Solches  Bier  darf  also  nicht  gegen  Ent- 
gelt abge^ben  werden.  An  Bierverkäufer  wird 
die  Erläolmis  Uberhaupt  nicht  erteilt.  Die  Er- 
laubnis zur  Bereitung  des  steuerfreien  Haus- 
tmnks  wird  gewöhnlich  anf  ein  J^r  erteilt 


(die  sogenannte  „ Vermähl nnesstener*'  )  und  III. 
die  fakultative  mittelbare  Erhebung  der  Steuer 
auf  Grund  eines  Fixations Vertrages  (die 
..Stenerfixatiott"). 

Die  Form  der  „Vermahlnnffssteuer'*  ist 
ebenso  wie  die  Besteuerung  der  Halzsurrogate 
eine  Xenemnff  der  Gesetzgebung  von  1872 
(alterdine«  war  schon  durch  eine  Kabinettsordre 
von  1831  diese  Steuerform  fakultativ  zuge- 
lassen, jedoch  nur  „im  Anschlnss  an  eine  Ört- 
liche, bestehende  Mahlsteuer"  und  „für  die 
Dauer  der  Mahlsteuerverfassung",  a-eh-he  je- 
doch durch  das  preassiscbe  G.  t.  25.  Mai  lm3 
mit  dem  Jahre  1875  aufgehoben  wurde).  Die 
Versteuerung  auf  Fixation  stammte  dagegen 
bereits  von  1819  her. 

Ad  1.  Da  bei  dieser  Erhebnngsfom  daa 
zum  Einmaischen  gelangende  Branmaterial 
Gegenstand  der  Besteuerung  ist,  moss  jeder 
Einmaischakt  der  Steuerhebestelle  vorher  ange- 
zeigt werden  und  zwar  Gattung  nnd  Menjre 
der  zu  jedem  Gebräude  zu  verwendenden  Stoffe, 
Tag  nnd  Stunde  der  Einmaischung  und  Menge 
des  beabsichtigten  Bierzuges.  Steueranzetge 
und  -entrichtuQg  kann  für  mehrere  Ein- 
maischungen  zusammen  im  voraus  oder  fUr  jede 
einzeln  bewirkt  werden.  Bei  Verwendung  von 
Malzsurrogaten  ist  ausser  Afa  Brananaeige  noch 
eine  sogenannte  „Generaldeklaraüon"  Uber  die 
Art  nnd  Weise  von  deren  Verwendung,  insbe- 
sondere bei  welchem  Abschnitte  der  Bierberei- 
tung  statthabend  sowie  Uber  deren  Aufbewah- 
rungsort einzureichen.  Das  Verwie^n  der  de- 
klarierten Braustoffe  sowie  das  Einmaischen 
derselben  darf  nnr  in  Gegenwart  des  Steuer- 
beamten  geschehen,  der  Uberhaupt  solange  dem 
Maisch-  und  Brauprozesse  anzuwohnen  hat,  bis 
ein  gesetzwidriges  Znsetzen  nicht  versteuerter 
Materialien  ausgeschlossen  erscheint.  Es  mnss 
daher  eventnell  bis  eine  Stunde  nach  der  uige- 
meldetoa  Zeit  mit  dem  Beginn  des  Maischens 
gewartet  werden:  erst  dann  darf,  wenn  "ha 
dahin  der  Steuerbeamte  nicht  erschienen  ist, 
unter  Zuziehung  eines  einwandfreien  Zeugen 
(wenn  mtiglich  einer  Amtsperson)  der  amtliche 
Verschluss  von  der  Znmaischöffnnng  gelöst  und 
mit  dem  Maischen  begonnen  weraen,  wobei 
über  den  ganzen  Hergang  ein  entsprechender 
Schriftsatz  ins  Steuerouch  der  Brauerei  zn 
machen  ist.  Der  Vorrat  an  geschrotenem 
Malz  darf  nach  Erstattung  der  Brauanzeige  die 
fUr  den  folgenden  Tag  benOtigte  Menge  meht 
Übersteigen.  Bei  Mitverwendnng  Ton  Surro- 
gaten dürfen  auch  die  HiUzsehrotrorräte  nnr 
an  bestimmten  unter  Aufsicht  der  Stenei^ 
bebfirde  stehenden  Orten  aufbewahrt  werden. 
Ein  bei  der  steueramtlichen  Verwiegung  auf  der 
vorschriftsmässig  geeichten  Brauereiwage  der 
deklarierten  Braustoffe  festgestellter  Minderbe* 
fnnd  hat  keinen  Stenemachrass  znr  Folge;  ein 
Mehrbefund  von  über  5  Pfennige  Steuerwert 
ist  nacbznverstenem ;  ein  mehr  iJs  10**..  gegen 
die  deklariOTte  Menge  festgestellter  Benind  ist 
als  Defrande  strafbar.  Leteteres  gilt  auch  von 
dersogenannten^Bierzugskontrolle''  und  zwar  bei 
einem  Mehr-  oder  Minderbefund  von  mehr  als 
10  wobei  jedoch  von  vornherein  10  "/q  für 
Verdampfunji?  abgezogen  werden,  wenn  die 
Würze  unmittelbar  nach  dem  Ausschlagen  aus 
dem  Braukessel,  also  heiss  gemessen  wird.  Im 
Hinblick  anf  die  £rml}glichung  dieser  Kontrolle 
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dm  Bienngs  hat  jede  Brauerei  acht  Tage  vor 
der  Er&fittnng  des  Betriebes  sowie  bei  verän- 
douBgen  dnselben  der  Stenerhebestelle  eine 
nach  TOTgeschiiebeneni  Hnster  angefertigte 
Nachweisnng  einzureichen,  über  die  zur  Äuf- 
stellnng  der  Gerate  und  zam  Betriebe  der 
Brauerei  bestimntten  B&ume  einschliesslich  der 
Gärräome  sowie  über  die  Maisch- ,  Koch-, 
Kühl-  und  Gfirgefässe  nnd  dem  in  Litern  ans- 
gedrflckteii  Banminhalt  jedes  einzelnen  dieser 
Gefiteae.  Die  dermaasen  angemeldeten  Geftose 
werden  nach  Bestünmimg  der  Stenerbehörde 
numeriert  und  bierron  jene,  welche  zur  Er- 
mittelung des  Bieranges  dienen,  amtlich  ver- 
messen; doch  kann  auch  für  alle  übrigen 
Branereigefässe  diese  amtliche  NachTermessong 
verfügt  werden.  Die  Einmaischungen  dürfen 
—  Ausnahmen  zugelassen  —  in  der  Kegel  nur 
Alltag  und  zwar  in  der  Zeit  von  Mitte  Okto- 
ber bis  Ende  März  von  6  Uhr  morgens  bis  10 
Uhr  abends,  sonst  von  4  Uhr  morgens  bis  10 
Uhr  abends  statthaben.  Nachmaischungen  dür- 
fen nur  auf  Gmnd  ein  fOr  alle  mal  erfolgter 
genauer  Deklaration  der  Art  und  Weise  ihrer 
Handhabung  gegen  besondere  Genehmigung 
und  zwar  warn  ein  Bedüröiia  für  deren  regel- 
mässige Vornahme  nachgewiesen  wird,  statt- 
finden. 

Ad  II.  Bei  der  Venuahlungssteuer  sind 
die  Tor  der  Einmaischung  vennahleneQ  Stoffe 
Giegenstand  der  Besteuerung.  Sie  wird  nach 
dem  Nettogewicht  der  zur  Vermahlung  auf  der 
Mtthle  bestimmten  nnvermahlenen  Stoffe  er- 
hoben. Diese  Ertaebungsform,  welche  wesent- 
liche Erleichterungen  bietet,  indem  nur  der 
Akt  des  Verschrotens  amtlich  Überwacht  wird, 
wird  unter  Innehaltung  besonderer  Bedingun- 
gen nur  steuerlich  vertrauenswürdigen  Brauern 
anf  deren  Antrag  zugebilligt,  deren  jährlicher 
Malzverbraucb  mindestens  50000  kg  beträgt 
und  welche  insbesondere  über  Art  und  Menge 
der  verbrauchten  Braustoffe  genaue  kaufmänni- 
sche Bücher  bezw.  besonders  vorgeschriebene 
Contonaehweiie  fObren. 

Wie  der  Einmaiscbakt  bei  der  erstgenann- 
ten Stenerform,  so  muss  hier  die  jedesmalige 
Versohrotong  der  in  Betracht  kommenden  Brau- 
stoffe schrifUich  entsprechend  angemeldet  wer- 
den. Die  Bteueramtliche  Verwiegung  derselben 
darf  nur  auf  besonders  genenmigta] ,  dem 
Brauer  allein  gehörigen  und  in  oder  iu  räum- 
licher Verbindung  mit  seiner  Brauerei  befind- 
lichen Mühlen  stattfinden'),  welche  unter  amt- 
lichem Verschluss  stehen.  Neuerdings  dürfen 
auch  sogenannte  selbstthfttige  und  -anzeigende 
WSgeai^nrate ,  welche  mit  der  Hühk  in 
steneraiutlich  gesidierter  Verbindung  stehen, 
unter  bestimmten  Bedingungen  zum  Verwiegen 
benutzt  werden.*)    Die  ^Stimmungen  über 


^)  Ausnahmsweise  sind  unter  besonderen 
Kautelen  Genossenschaftsroühlen ,  auf  denen 
lediglich  das  von  der  Braugenossenschaft  ver- 
brauchte Malz  geschroten  werden  darf,  zuge- 
lassen. Für  den  Transport  des  daselbst  ge- 
schrotenen  Malzes  zur  Brauerei  gilt  der  Manl- 
eriaubnissehein  zugleich  als  steueramtlicher  Be- 
gleitschein. 

*)  Durch  eine  Cirkularrerfllgun^  deaprens- 
sischräi  Finuurainisters  t.  17.  Juni  1896  sind 
die  Benntmngsbedingungen  für  solche  WBge- 


den  steueramtlidien  Verwiegnngsbefund  der 
angemeldeten  Braustoffe  und  über  das  Erwar- 
ten des  Steuerbeamten  sind  analog  denen  der 
Einmaischsteuer.  Auf  Gmnd  der  verwiegung 
wird  der  „Mahlerlaubnisschein"  ausgeliefert,  iet 
zugleich  als  Quittung  über  die  entrichtete 
Steuer  gilt.  In  Brauereien  mit  Vermahlungs- 
steuem  dürfen  anderweitige  Vorräte  an  Muz- 
Bchrot  nicht  gehatteu  werden  [auch  nicht  in 
den  Wohnräumen)  und  keine  anderen  zum 
Verschrotoi  geeigneten  Hfihlen  vorhanden  sein. 

Ad  UI.  Die  mittelbare  Erhebung  der 
Brausteuer  auf  Grand  eines  zwischen  dem 
Steuerpflichtigen  und  der  Steuerbehörde  ge- 
troffenen Uebereinkommens  durch  Entrichtiutg 
einer  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  (längstens 
ein  Jahr)  fes^eeetzten  in  Monatsraten  im  vor- 
aus zu  leistenden  Abfindungssumme  soll  beson- 
ders den  kleineren  Brauereien  zu  gute  kom- 
men, für  welche  die  Steuer  anf  Brauanzeige 
ebenso  sehr  umständlich  als  sie  für  die  Steuer- 
verwaltung im  VerhältDis  zum  Steuerertra^ 
zu  kostspielig  sein  würde.  An  Stelle  der  in 
der  Regel  für  den  betreffenden  Zeitraum  un- 
veränderlich festzusetzenden  Steuersumme  tritt 
iu  Fällen,  wo  es  an  ausreichenden  sicheren  An- 
haltspunkten mangelt,  eine  Mindestfestsetzung 
derselben  nebst  der  Verpflichtung  der  Nach- 
versteuerung  einer  ans  den  Büchern  der 
Brauerei  sich  am  Ende  des  Jahres  etwa  er- 
gebenden Mehrproduktion  bezw.  Mehrverwen- 
dung von  Hatenalien.  Neu  erOfinete  oder  nach 
Iftn^rer  Einstellnng  wieder  in  Betrieb  gesetzte 
Brauereien  werden  dahw  für  die  ersten  drei 
Betriebsjabre  nur  gegen  die  Verpflichtung  zur 
Nachverateuerung  zur  Fixation  zugelassen. 
Diese  Fixation  mit  Nachversteuerung  soll  zwar 
im  Sinne  des  Stenergesetzes  nur  die  Aus- 
nahme sein,  kommt  aber  doch  fast  so  häufig 
vor  wie  die  Fixation  ohne  Nachversteuenmg. 
Nach  Eindervater,  „Die  Beform  der  Bier- 
besteuernng  im  Deutschen  Eeiche"  (Schauzs 
Finanz- Anäiiv  1887  Bd.  II  S.  629}  versteuerten: 

1877/78 

3682  =  57«/«  fixierte  Brauereien  ohne\Nachver- 
2813  =  48        „  „  mit/Steuerung 

1878/79 

3148  s=  ö2*/*  Brauereien  ohne  \  Nachver- 
2909  —  48  „  mit  /  Steuerung 

1879;K) 

3568  =  67     Brauereien  ohne  \  Nachver- 
2724  =  43  „        „       mit  /  Steuerung 
Kenere  Zahlen  stdien  leider  nicht  zu  Oeb^. 

Bd  Nichterreichnng  des  Fixationsquantums 
wird  ein  Nachlass  bezw.  eine  Rttekmtattuiig 

der  überschreitenden  Pixationssumme  nur  aus 
Billigkeitsgründen  gewährt.  Für  die  Kontrolle 
und  Revision  der  fixierten  Brauereien  und  deren 
Betriebsführung  bestehen  sehr  ausführliche  und 
strikte  Bestimmungen. ')    Nur  för  nicht  ge- 


apparate  erheblich  erleichtert  worden,  sie  kom- 
men daher  neuerdings  ziemlich  rasch  in  Auf- 
nahme. 

')  Der  Fixat  hat  n.  a.  ein  Brauregister 
nach  vorgeschriebenem  Formular  zu  fSiren, 
welches  binnen  drei  Tagen  nach  Ab^nf  des 
(^nartala  von  ihm  untenchrieb«i  der  Hebestelle 
einzureichai  ist.  In  dasselbe  ist  spätestens 
eine  Stunde  vor  Beginn  der  jedesnuLligaa  Bran- 
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werbliche,  al)pr  stenerpflirhtipe  Brauer  siud  in 
Bezoff  hierauf  mehrfache  Erleichtemniren  für 
die  Haudhabung  der  Steuerfixatiou  getroffen. 

4.  Ausser  den  dni-ch  die  jeweilifre  £r- 
hebnufTsform  der  Braustoner  ifeWeneu  Kon- 
trollbeBtimninntren  hnt  das  Gesetz  noeh  eme 
Reihe  all^enieiiier  derarti&:er  Bestimmungen 
zur  Sicherstellnnff  des  «Stcuerertraires  vorere- 
sehen,  so  beziifi;licn  der  Anfbewahrime  der  Vor- 
räte an  Malzsrhrot  und  -snrrof^iiten.  der  Buch- 
führung über  die  etwaigen  zur  Bierbereituug 
bestimmten  zuckerhaltigen  Surrogatstoffe.  des 
Einbringens  der  zuckerhaltiyen  Stoffe  in  die 
Brauerei  sowie  des  HandelK  mit  Braupfannen 
nnd  anderes  mehr. 

5.  Wenn  Braustoffe  durch  Zufall  irgend- 
wie so  beschädigt  o<ier  vernichtet  werden 
oder  sonstige  uuvorherget<ehene  unabwendliche 
Hindemisse  einrrctpu,  das?  dadurch  die  dekla- 
rierte und  versteuerte  Bierberettung  nicht 
stattfinden  kann,  m  kann  Erstattung  des 
dafür  entfallenden  Steuerbetragea  beansprucht 
werden.  Für  sonstige  erlittene  Einbiisscn.  ins- 
bosondere  bei  der  Vermahlungsatener.  kann 
solche  nur  au«  ..Überwiegenden  (»ründen  der 
Billigkeit*'  von  der  obersten  Landf»iDnanz- 
behOrde  nnd  nur  unter  ansdrücklicher  Zustim- 
mung des  betreifenden  Keichsbevolhnäclitigten 
gewährt  werden. 

6.  Bei  der  Ausfuhr  von  Bier  wird 
eine  Rückvergütung  der  entfallenden  Steuer 
nur  zuverlässigen,  in  steuerlicher  Beziehung 
unbescholtenen  Brauern  für  das  von  ihnen 
selbst  hergestellte  und  zur  Ausfuhr  angemel- 
dete Bier  auf  deren  Antrag  unter  besonderen 
Bedingungen  (jeweilige  Mindcstausfnhrmenge 
2  hl)  gezahlt.  Dieiielbe  beträgt  a)  1  Mark  vom 
Hektouter  für  solches  Bier,  zn  dessen  Bereitung 
nachweislich  mindestens  25  kg  Getreideschrot, 
Beis  oder  grüne  Stärke  und  im  Falle  der  Mit- 
verwendnng  von  höher  als  4  Mark  pro  100  kg 
besteuerter  Malzsnrrogate  mindestens  eine  dem 
Stenerwert  von  1  Mark  entsprechende  Menge 
von  Braustoffen  auf  jedes  Hektoliter  erzeugten 
Biers  verbraucht  worden  sind  und  b)  80  Pfen- 


einmaischung  die  fortlaufende  Nummer  der  Ge- 
bräade,  Tag  und  Stunde  der  Eintragung,  das 
Gewicht  der  zu  dem  Gebräude  zu  verwenden- 
den Braustoffe,  die  Menge  und  Art  des  daraus 
zu  ziehenden  Biers,  die  etwaige  Abweichung  von 
der  in  der  „Generaldeklaration"  angegebenen 
Art  nnd  Weise  der  Verwendung  der  Malzsurro- 
gate und  endlich  der  Name  des  Eintragenden 
einsnschreiben.  Nachträgliche  Aenderungen 
hieran  sind  nicht  gestattet.  Besgleichen  sind 
über  den  Zu-  und  Abgang  st«uerptlichtiger 
EraustolTe  genaue  Bücher  zu  führen.  Bier  von 
anderen  Brauereien  im  Bedarfsfalle  zu  erwer- 
ben, bedarf  der  Genehmigung.  An  nicht  fixierte 
Braner  Bier  abzulassen,  ist  unbedingt  verboten. 


I  nigp  vom  Hektoliter  Bier,  zn  dessen  Bereitung 
mindestens  20  kg  Getreidesrhrot ,  Reis  oder 
}  grfin«  Stärke  und  im  Falle  der  Miuderverwendung 
!  von  hoher  als  4  Mark  pro  100  kg  besteuerter 
I  Malzsnrrogate  mindestens  eine  dem  Stenerwerte 
'  von  80  Pfennigen  entsprechende  Menge  Ton 
I  Branstoffen  ani  jedes  Hektoliter  erzengten 
I  Biers  verwendet  worden  sind.  Brauereien. 
:  welche  beide  Arten  von  Bier  ausführen,  wird 
I  die  Ausfuhrvergtitung  nur  nach  dem  niedrige- 
I  reu  Srttze  von  80  Pfennigen  eewährt. 

7.  Die  bei  der  Einfuhr  von  Bier  aus 
1  den  anderen  Brausteuergebieten  Deutschlands 
I  erhobene  ITebergangsabgabe  betr^  2Mark 
I  vom  Hektoliter  Bier. 

1      8.  Die  Straf bestimmnugen  doi  Bnn- 
steuergesetzes  sind  im  wesentficheit  den  im 
I  VereinszoUgesetz  t.  1.  Jnli  1869  niedergelegten 

1  Grundsätzen  angepasst. 

I        Zn    dieser   Besteuerung    des    Biers  von 
1  Reichswegen  gesellt  sich  m  sämtlichen  znr 
I  Brausteuergemeinschaft  gehörigen  Bundesstaaten 
ein   System  von  Landes   wegen  zugelassener 
'  kommunaler  Abgaben,  die  entweder  in  Form 
I  von  Zuschlägen  zur  Reichsbransteuer  oder  selb« 
!  ständig  vom  Fabrikat  erhoben  werden.   In  cn- 
nehmendem  Masse  neuerdings  zwar  dem  Vor- 
I  bilde  der  in  Preussen  nach  Massgabe  des  Kom- 
I  mnnalal^abengesetzes  t.  14.  Jnli  1893  und  der 
dazu  erlassenen  Ausfühmngsbestimmnngen  (v. 
10.  Mai  Üblichen  Best^nerungsform  sich 

anschliessend,  herrscht  auf  diesem  Gebiete  je- 
doch zur  Zeit  noch  eine  grosse  Mannigfaltig- 
keit, welche  besonders  der  Entwickelung  des 
freien  Verkehrs  mit  Bier  nicht  nur  von  Bun- 
desstaat zn  Buudesstat,  sondern  auch  innerhalb 
derselben  von  Ort  zn  Ort  aehr  abträglich  ist. 
Die  auf  Vereinheitlichang  dieser  kommunalen 
BierlKstenenuur  in  den  znr  Steuergemeinschaft 
!  gehörigen  Bundesstaaten  analog  der  für  diesel- 
ben gültigen  Reichsbransteuer  abzielende  Be- 
wegung der  von  den  obwaltenden  Zuständen 
zunächst  betroffenen  Brangewerbetreibenden  ist 
zwar  bei  den  beteiligten  Landesregierungen 
wie  auch  bei  der  Eeichsregierupg  günstig  auf- 
genommen worden,  doch  ist  ein  Erfolg  dieser 
Bestrebungen  znr  Zeit  noch  nicht  abzusehen. 

Die  Reichsbransteuer  genügt,  kri- 
tisch betrachtet,  den  nach  dem  derzeitigen 
Stande  der  Steuertechnik  imd  der  Bierenen- 
gung  an  sie  zu  stellenden  Anforderungen  nur 
unvollkommen. 

Ihr  Hauptmangel  ist  die  Statnierungron 
drei  Erhebungsfornien  nebeneinander.  Wäh- 
rend im  Sinne  des  Gesetzes  die  Steuer  auf 
Brauanzeige  die  Regel  bilden  soll,  Uberwiegt 
in  Wirklichkeit  die  stenertheoretisch  und 
-praktisch  erheblichen  Bedenken  unterliegende 
Fixation«  Versteuerung.  Es  versteuerten  im 
Rechnungsjahr  lä97,U8  im  Bransteuergebiet: 


auf  Brauanzeigeu  2798  Brauereien,  darunter  nicht  gewerbliche  76,  =  37,1  */o 
„   Vermahlung     524        „  f.        ,.  ^        —  =  6,g% 


Fixation 


4222 


648,  =  56 


Durch  dies  Nebeneinander  der  drei  Er- 
hebungsformen  wird  besonders  die  einzige 
Btenertechnisch  an  sich  Iwfriedigende  Form  der 
Bohfltoffbest«nerung ,    die  Vermahlungs- 


steuer, wesentlich  in  ihrer  Wirksamkeit  be- 
engt, iudem  sie  nur  einer  Minderheit  besonders 
gllnstig  sitnierter  Brauer  zu^i^lich  ist.  Für 
eine  etwaige  Neuordnung  des  Reichsbransteuer- 
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iresens  kann  nur  sie  als  äie  einzige  Erhebungs- 1 
form  der  Znknnft  iu  Betracht  gezt^n  werden, 
wie  dies  denn  anch  in  den  seit  Anfang  der  [ 
80  er  Jahre  bekannt    s*ej?ebenen    bezügTichen  ■ 
Gesetzentwürfen  vorg'esehen  war.   Bei  der  trotz  | 
des  starken  anhaltenden  Rückg:aages  im  Brau- 1 
Rteuergebiet  noch  ansserord entlich  grossen,  in 
Deutschland  einzig  dastehenden  Zahl  von  so- 
genannten Zwerghrauereieu ,   meist  landwirt- ' 
schaftlichen  Nebenbetriebeu ,  dürfte  allerdings! 
auf  den  Notbehelf  der  Steuerfixation  bis  auf ' 
weiteres  nicht  wohl  verzichtet  werden  können. , 
Tnerläsidich  fdr  eine  etwaige  zukünftige  ans- 
flchtiesslicbe  Stataientng|  der  Veriuablunesstener  | 
würde  ferner  die  Freigabe  der  Mühlen-. 
Benutzung  naeh  bayerischem  Vorgange,  je- 
doch unter  möglichst  allgemeiner  Einfüh- 
rung mechanischer  Wägeapparate  so- 
wie der  Erlass  des  völligen  Surrogat  Ver- 
bots nach  süddeutschem  Muster  sein.  Letzteres  ' 
ist  ein  zur  Zeit  allgemeines  Postulat  sowohl  des 
biertrinkenden  Publikums  wie  der  Braugewerb-  ; 
treibenden  nnd  neuerdings  auch  der  gersteu- 1 
brauenden  heimischen  Landwirtschaft.   Es  be- 
stehen anscheinend  günstige  Aussichten  auf  die  ' 
endliche  Willfalirung  dieses  im  Interesse  der 
Bierbesteuerang  auch  in  ihrer  derzeitigen  Form 
dringend  em-Üuschten  Postulats.  | 

Ein  weiteres  (Jravamen  bildet  sodann  die 
steuerpolitisch  ungerechtfertigte  Zulassung  des 
sogenannten  steuerfreien  Haustrunks,  j 
Bei  34  764  mit  diesem  Recht  ausgestatteten  Haus- 1 
halten  im  Rechnungsjahr  1897,98  bedeutet  dies, 
wenn  man  für  jeden  desselben  10  Personen 
über  14  Jahren  fdie  jüngeren  Angehörigen  un- 
gerechnet) als  zugehörig  betrachtet.  fQrä47640 
Personen  steuerfreien  Biergenuss.  Die  Zahl 
dieser  Haushalte  ist  nnr  in  sehr  allmählichem 
Rückgänge  begriffen. 

lerner  verschuldet  die  unvollkommene  und 
umständliche  Art  der  Steuerrückvergütung 
bei  der  Bierausfubr,  dass  dieselbe  grösstenteils 
unter  Verzicht  auf  dieselbe  vor  sich  geht.  Auch 
hierfür  dürfte  die  in  Bayern  herrschende  Praxis 
als  unbestrittenes  Muster  aufzustellen  sein. 


Endlich  ist  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Voransbezahinng  der  Brausteuer, 
wenn  anch  venvaltnn^technipch  bequem,  so 
doch  steuerjiolitisrh  bei  der  Natur  der  Bierbe- 
steuerung nicht  als  gerechtfertigt  zn  erachten 
und  in  den  fortgeschritteneren  Systemen  der 
Bierbesteuerung  nicht  üblich.  Wenn  der  Man- 
gel einer  rationell  eingerichteten  Steuerkredi- 
tierung für  die  norddeutsche  Bierbesteuerung 
praktisch  nicht  sonderlich  ins  (rewicbt  filllt,  so 
hat  dies  seinen  Grund  in  der  relativ  geringen 
Hohe  der  Steuer.  Aus  gleichem  (irunde  tritt 
anch  der  Mangel  einer  die  Biererzeugaog  je  nach 
dem  Betriebsunifange  entsprechend  berücksirh- 
tigenden  Differenzierung  des  Steuer- 
satzes nicht  so  fühlbar  in  die  Erscheimmg. 
Bei  einer  etwaigen  Erhöhung  der  Brausteuer 
wäre  die  Einführung  einer  solcher  Steuerstafi'e- 
lang  jedenfalls  unumgänglich  notwendig.  Ob 
sie  jedoi-'h  gegenüber  dem  derzeitigen  Zustande 
für  die  Lage  der  an  solcher  Staffelung  zunächst 
interessierten  kleinen  und  mittleren  Brauereien 
einen  genügenden  Ausgleich  gegenüber  den  aus 
der  Stenererhöhung  für  die  Folge  zu  gewärti- 
genden Wirkungen  bieten  'nilrde.  ist  eine  offene 
Frage. 

Statistik  der  Brauerei  und  Bierbesteue- 
rung  im  Brausteuergebiet.  ^) 

Für  die  ältere  Zeit,  vor  Erlass  des  der- 
zeitigen Brausteiiergesetzes ,  sind  die  bezüg- 
lichen Xaehweisungen  wegen  der  verschiedenen 
Gebleteverändemngen  mit  denen  der  letzten 
Jahrzehnte  nicht  wohl  vergleichbar.  Nach- 
stehende auf  das  Königreich  Preussen  Iie- 
zügliche  Zahlen  mögen  eine  ungeföhre  An- 
schauung über  den  Zustand  der  Brauerei  aus 
jener  Zeit  bieten,  wo  die  nachmals  in  elemen- 
tarer Weise  wirksam  gewordenen  Entwicke- 
lungsfaktoreu  (die  kolonisatorisch  wirkenden 
Biereinfuhren  aus  Bayern,  die  Entwicklung  des 
Verkehrs  und  die  moderne  Brautechnik)  erst  im 
Keime  vorhanden  waren. 


Tabelle  I. 

Die  Brauereien  Im  Königreich  Preussen  von  1842 — 1871. 


Gewerbliche  Brauereien 


Ge- 
samt- 
zahl 


Davon  sind 


un- 
fixiert 


fixiert 


Zahl  der  Brauereien,  welche 
Malz  versteuert  haben 


über 
2000 
Centn. 


über 

1000  b. 
2000 
Centn. 


über 
100  b. 

1000 
Centn. 


100 

Centn, 
u.  we- 
niger 


N  ichtgewerbliche 
Brauereien 


Ge- 
samt- 
zahl 


Davon  sind 


un- 
fixiert 


fixiert 


Zahl 
der 
Haus- 
halte 
mit 
steuer- 
freiem 
Haus- 
trunk 


Be- 
trag 

der 
Brau- 
mal2- 
stener 

lOOOM. 


10068 
8221 

7525 
7017 
6902 
7838 
7598 


3336 
3  474 
2748 
2657 
3219 
3602 


4885 

4051 
4269 

4245 
4619 

3996 


86 
80 
145 

2Z8 

339 
373 


196 

2798 

5  141 

163 

2  5;ii 

4771 

234 

2813 

3825 

393 

3  135 

3  146 

448 

3670 

3381 

506 

3530 

3189 

7963 

2  521 

2374 
2924 

2565 
2  840 
2727 


514 
388 
441 
197 

175 
191 


2  007 
1  986 
2483 
2368 
2665 
2536 


18577 
16553 

12  508 
II  672 
21  517 
18932 


3800 
3405 

3051 
4  001 
5842 
7704 
8646 


')  Für  die  einzelnen  norddeutschen  Staaten,  insbesondere  für  Preussen  findet  sich  ein  wenig- 
stens einigermassen  zusammenhängendes  und  unter  sich  vergleichbares  statistisches  Material 
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Tabelle 

Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  im  Nord 


Ka- 
lender- 
bezw. 

Rech- 
nungs- 
Jah- 
■  re') 


Gesamtzahl  der  am 
SchlnsB  deH  Jahres 
vorhandenen 
Bierbrauereien. 


Im 
gan- 
zen 


davon 


in 
den 
Städ- 
ten 


auf 
dem 
Lande 


Im  Laofe  des 
Jahrea  sind  im 
Betriebe 
gewesen 


Im 
gan- 
zen 


davon 


werb- 
licbe 
Brane- 
reien 


nicht 

werb- 
liche 
Braue- 
reien 


Ton  den  im 
Betriebe 
gewesenen 
Braoereien 
haben  be- 
reitet 


vor-  1  vor- 
wie-  I  wie- 
gend gend 
unter-  j  ober- 

SUr.  gär. 
ier  I  Bier 


Zahl 
der 
Hans- 
halte, 

in 
denen 
steuer- 
freier 
Hans- 
tmnk 
be- 
reitet 
wur- 
de') 


Yrnrendung  an  Steuer- 
Pflichtigen  Braustoffen 


Getreide 


da 


Malz- 
surro- 
gate 

dz 


da- 
runter 
Reis 


dz 


1873 
1876 

1878179 
18SII82 
1RU|» 
1887188 
1888189*) 
18P9|90 
1B90|91 
1891198 
IHSStSS 

im|H 

1SH|B6 

lessss 

1896197 
1W7|96 


14388 
13376 
12742 
12  160 

II  537 
10285 
10  II  I 
9833 
9585 
9269 
9028 
8818 
8633 
8456 
8267 

8055 


4943 
4837 
4717 
4586 

4442 
4345 
431 1 
4242 

4154 
4103 
4032 

3939 
3877 
3827 
3744 
3674 


9445 
8539 
8025 

7574 
7095 
5940 
5S00 

5591 
5431 
5166 
4996 
4879 
4756 
4639 
4523 
4381 


13561 

1253s 
11  867 
II  266 
10  520 
9639 
9556 
9275 
8969 
8672 
8460 
8243 
8  029 

7847 
7682 

7542 


10  927 

10399 
10  117' 
100681 
94611 
8605 

8540 

83521 
8054 

77851 
7571 
74051 
7  2251 
70681 
69381 
6S18; 
I 


2634 
2136 

1750 
1198 

1059 
1034 
ioi6 
923 
915 
887 
889 
838 
804 
779 
744 
724 


3391 
3341 
3338 
3261 

3093 
3129 
3179 
3163 
3139 
3122 
3072 
3071 
3081 
3026 
2969 
2957 


10  170 
9  194 
8529 
8005 
7437 
6  510 
6377 
6  112 
5830 

5550 
5  388r 

5  173 
4948 
4821 

4713 
4585 


36  397 

39  379 

37  537 

37  470 
38492 
41  163 
41  066 

40  588 

39  953 
39  676 

38  157 
34  439 
34996 
33  924 
33  588 
34764 


4070964 
4238864 

4  156896 
4300  995 
4932808 

5  503  903 

5  733  498 

6  326  405 
6  306  344 
6307514 
6  330  765 
6  533  787 

6  435  636 

7  029  267 
7  118439 
7  590880 


31478 
33  133 
21  702 
33  823 
28439 

43312 
49528 
71  L70 
93  653 
87  538 
87  164 

9»  535 
109  090 
1 19  382 
121  055 
143  067 


9  130 
7823 

3035 
3080 
6224 
9684 

12735 
30648 

32  592 
43  053 
50  767 
51074 
67805 

7578a 

75957 
93669 


^)  Von  1877/76  ist  das  Rechnnngsjahr  vom  1.  April  bis  zum  31.  MBrz  laufend,  zu  Grunde 
Die  mit  dem  Recht,  steuerfreies  Bier  fOr  den  Eigenbedarf  herzustelleu,  ausgestatteten 
vou  im  ganzen  34  764  solcher  Haushalte  im  Jahre  1897^  entfielen  auf  diese  Gebiete  allein 
Provinz  Sachsen  nnd  die  HohenzoUemscben  Lande  nennenswert  in  Betracht. 

')  Am  1.  Oktober  1888  erfolgte  der  Eintritt  von  Hamburg  nnd  Bremen  in  das  deutsche 
Bier  wurde  daher  auch  seitdem  kerne  Steuerrllekver^tnng  mehr  gezahlt. 

*)  Die  von  den  3  bremischen  Exportbrauereien  versteuerte  Biermenge  (lediglich  unter- 


Der  die  Entwickelung  des  norddeutschen 
Brauwesens  beherrschende  Zug  zum  Industrie- 
betrieb leuchtet  aus  der  vorstehenden  Tabelle 
deutlich  hervor.  Der  aufilLllige  RBckgang  in 
der  Zahl  der  Landbraoereien  sowie  der  ober- 
gärigen und  nicht  gewerblichen  Betriebe  ist 
biermr  besonders  typisch.  Diese  Betriebskon- 
centration ist  jedoch  keineswegs  gleichbedeu- 
tend mit  der  Alleinherrschaft  des  Grossbetriebes 
in  der  Branerei,  wie  dies  lediflicb  ans  dem 
Rückgang  der  absolut^i  Zahlen  leicht  gefolgert 
wird,  sondern  ist  vor  allem  der  Ausdruck  fUr 
den  auch  zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossenen 


Umw&lzungsprozesB  eines  vor  80  Jahren  noch 
überwiegend  im  Rahmen  des  Handwerkes  und 
des  landwirtschaftlichen  Nebenbetriebes  gehand- 
habten Nahrungszweigea  zum  selbstKndigen,  auf 
industrieller  Grundlage  betriebenen  Gewerbe, 
in  welchem  trotz  des  unverkennbaren  Aufkom- 
mens teilweise  sehr  bedeutender  Grossbetriebs- 
tonnen auch  der  kleine  und  .mittlere*'  Betrieb 
—  immer  freilich  nar  auf  industrieller  Grund- 
lage —  noch  auf  absehbare  Zeit  ausreichende 
E^Btenzchancen  besitzt  Einen  guten  Anhalt 
fOr  vorstehendes  bietet  die  Zusammenstellnng 
auf  Seite  831. 


erst  von  1831  ab  und  zwar  von  1831—1852  in  den  „StatistiBchen  Uebersichten  des  Verkehrs 
und  Verbrauchs  im  Zollverein"  (Mitteilungen  des  Statistischen  Bureaus  in  Berlin)  von  Dr. 
F.  W.  C.  Dieterici,  Berlin  1888  und  Fortsetzung  I— V,  1842-1857;  dann  für  die  Zeit, 
vom  Jahre  1853—1871  im  preussischen  Centraiblatt  für  Abgaben",  vom  Jahre  1865-^1872 
nnd  fär  die  Jahre  1872  bis  zur  Gegenwart  in  der  „Statistik  des  Deutschen  Reichs",  Viertel- 
jahrs-, jetzt  Monatshefte.  Kürzere  Ziisanunenstellungen  finden  sich  ferner  anch  in  den  Jahr- 
gftngen  des  seit  1880  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  herausgegebenen  „Statistisdien  Jahr- 
buch für  das  Deutsche  Beicb". 

>)  Es  betrag  die  auf  eine  Brauerei  entfallende  Durehschnittabiererzengung  im  Jdure 
1873  1449  hl;  im  Jahre  1897/98  d520  hl. 
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n. 

deutBchen  Braustenergebiet  von  1873  bis  1897/98. 


Menge  des  g^ewonuenen  Bierei 


Im 
ganzen 


hl 


davon 


nnter- 
gftrigee 

h! 


ober- 
gftrigea 

hl 


Bnitto- 
einnahine 
an  Brau- 

steuer 


Hk. 


Hierzu  txeten  an 


Ueber- 
gangs- 


Tom 
Bier 

Hk. 


Ein- 
gangszoll 
vom  Bier 


Hk. 


Ande- 
rerseits 
gehen 
ab  an 
Steuer- 
rUck- 
ver- 
gtttnn- 
gen  t&r 
ausge- 
ftthrtes 
Bier 

Hk. 


Gesamt- 
ertrag 

der 
Bierab- 
gaben 


Hk. 


3 
-»1 

Uk. 


19654903 

20  873  379 

20371925 

21  315  982 
24  613  427 

27  475  846 

28  655  675 
32  180  215*) 
32  270  252*) 

32  619  637*} 

33  «63  758*) 

34  377  306*) 
33  967  353*) 

37  735615*) 

38  348341*) 
41  631  17a* 


12  232  796 
12346  987 
12331  206 

13  502  165 
16  229242 
18971927 
20  259  009 
23  190  944* 
23  943  050* 
34  7^  333^ 

«5498919* 
26  854999* 
26  856  048* 
29841  501* 
30  803  61 1* 
33  856086*) 


8  422  107 
8  526  392 
8040  719 
7813817 
8384185 
8503919 
8396666 
8  989  27 1 
8327  202 
7841405 

7664839 

7  522  307 

7  III  305 
7  884  114 

7  544  730 
7775086 


16  102  191 
17767725 

17  015  960 
1758z  382 
20012  690 

22  455  84a 

23  407  472 

25  838  079 
040029 
873  959 

.  341 

26  765  296 

474  183 
28  662  207 
29300  109 
31  149060 


63 
64 
62 
62 
70 
76 
77 

85  . 
84126 

84*5 
84  25906, 
86 

84I26 
92 

95 
100 


863  196 
913961 
956  237 
I  279682 

1  821  217 
2500  509 

2  840  732 

3  163  261 
3  350  105 
3411919 
3  S90  350 
3  678  432 
3  625  048 

3751  258 
3806074 
3906374 


340  023 
628  956 
507  667 
472  797 
504  143 
619003 
687  325 
819960 
985  322 
I  150207 
I  481  200 
I  S08562 

1  989  043 

2  338  869 
2  385  109 
2448019 


111  981 
241  238 
279  61 1 
411  619 
494  266 
447061 
290018 
172  395 
135  731 
112935 
107  648 
118872 
109  614 
118  921 
114885 
110789 


429  0^ 


404  0. 


17  193 
19069 

18  200  253 
18923  242 

21  843  784 

25  128  393 
26645  511 

29  648  905 

30  239  725 
30392  150 

30  870  243 
32  133 

31  978 

34  633 

35  376  497 
37  392 


418  0! 
660  0, 

413  O: 


564  0: 


.55 
,59 
0,55 
0.55 
□,62 
0,69 
0,72 
0,78 
0,79 
0,78 

6,78 
81 

1,79 

Ms 
,89 


gelegt 

Hanshalte  befinden  sich  zum  grSssten  Teil  in  Schleswig-Hoiatein  und  den  beiden  Hecklenburg; 
26606.    Daneben  kommen  nur  noch  Ostprenssen,  Pommern,  Hannover,  Westfalen,  Thüringen, 

Zollgebiet  und  damit  auch  in  das  Steuergebiet;  fttr  das  nach  diesen  beiden  StSdten  gesandte 


gäriges  Bier)  iat  hierunter  nicht  enthalten. 

Von  5879*)  bezw.  6877  im  ganzen  seit  187S 
eingegangenen  Brauereien  sind  hiemach  nicht 
weniger  als  5660  oder  96**/^  sogenannte  Zwerg- 
brauereien, d.  h.  meist  landwirtschaftliche  Neben- 
betriebe mit  einer  StenerleistnDg  bis  zu  600  H. 
gewesen,  welchezum  eigentlichen,  selbständig  be« 
triebenen  Braugewerbe  nicht  zuzählen  sind, 
vielmehr  für  die  Entwickelang  desselben  speciell 
in  seinen  breiteren  Schichten,  ähnlich  wie  die 
in  einigen  Gebieten  sehr  zahlreichen  steuerfreies 
Bier  bereitenden  Haunhaltongen,  meist  nur  ein 

Da  unter  den  Brauereien,  welche  1896,97 
Bransteuer  entrichtet  haben,  sich  zwei  be&nden, 
welche  nicht  im  Betriebe  waren,  so  ist  die 
aus  den  steuerzahlenden  Brauereien  sich  erge- 
bende Differenz  um  zwei  geringer,  nfimlich  ö877. 

Hernnragende  Braustftdte  yorddentscblands  sind  Berlin,  Bremen,  Breslau,  Dortmund, 
Dresden,  Frankfurt  a.  H.,  Hamburg,  Hannover,  Leipzig. 

Tabelle  III  s.  S.  831. 

Tabelle  IV.    Der  Aussenhandel  des  Brausteuergebiets  mit  Bier. 
Es  betrag  in  den  Rechnnugsiahren 

1882  83   1883,'84   18&1/85   1885/86   1886/87   1887/88  X888/89  1889190 

die  Biereinfuhr  1000  hl     815        905        1014      1102        1252       1381  1568  1759 

die  Bieraasfahr  1000  hl    714       767        879       914        721        784  683  458 


Hindernis  bedeuten.  luuerhidb  des  eigentlichen, 
selbständig  betriebenen  Brauereigewerbes  be- 
trägt danach  der  absolute  KQckmng  der  Be- 
triebe nnr  227  in  den  letzten  25  Jahren.  Das 
lediglich  nach  den  grossen  Zahlen  beurteilte 
Bild  der  Brauereientwickelnng  erscheint  hier- 
nach im  Hinblick  auf  die  daraus  vielfach  deda- 
zierte  „Vernichtung  aller  Klein-  und  Hittel- 
betriebe zu  Gunsten  einer  Hinderheit  von  Gross- 
l>etrieben"  jedenfalls  wesentlich  modifiziert, 
wenngleich  ein  vollauf  zureichendes  Bild  der 
Entwickelung  des  norddeutschen  Braugewerbes 
sich  aus  den  zur  Verfügung  stehenden  Zahlen 
nicht  in  dem  Hasse  gewinnen  lässt,  wie  dies 
bezüglich  der  Brauereien  in  Baj^em  nach  Hass- 
gabe der  dortigen  Steuerstatistik  (s.  u.)  mög- 
rich  ist. 
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1890;91   1891  it2   189293   189394   1894  95   18951*6  1896,1*7 
die  Biereinfuhr  lUOO  hl    i868      1941        3097      2218       2226       2362  2404 
die  Bieraußfuhr  1000  hl     378       336         325      ^319         284        375  350 


1897,98 
2476 
454 


"Wie  a.  a.  0.  bemerkt,  weist  Norddeotst'h- 
land  die  crösste  Biereinfuhr  aller  Lander  auf; 
dieselbe  betrftjft  nicht  weniger  ala  6"»  der 
Eigenprodaktion.  Die  Ausfahr  int  demi^egen- 
ttber  von  geriof^rcr  Bedeutnofif ;  der  sehr  weit 
verzweigte  und  lebhafte  Bierexport  der  drei 
bremischen  Exportbrauereien  ist  übrigens  in 
Torstehenden  Zahlen  nicht  inbegriffen.  Der 
Hauptteil  der  Bierausfuhr  Norddeutschlands  ging 
früher  noch  Frankreich,  hat  aber  stark  aDge- 
nommen. 

b)  Bayern. 

Oese  hieb  tliche  Vorbemerkung.  ^) 
Von  einigen  bis  ins  14.  Jahrhundert  zurück- 
reichenden, auf  dem  Boden  der  Stadtwirtschaft 
erwachsenen  „Lokalumgeldern"  auf  dunkles 
(BrannjBier  abgesehen,  findet  sich  die  erste  von 
Landes  we^n  eingeführte  Bierbestenerung  in 
Bayern  gleichzeiti'^  wie  in  Brandenbarg  zu 
Ende  des  lö.  Jahrhunderts,  wie  dort  so  auch 
hier  erst  eine  mühBanie  Errungenschaft  des 
LanderfUrsten  über  den  Widerstand  der  „Land- 
schaft" ;  es  war  dos  sogenannte  zunächst 
auf  Zeit  bewilligte  „IJmgelt",  eine  Schank- 
steuer.  Die  erste  eit^eniliche  Brausteuer, 
ala  Aufschlag  von  der  heimischen  Biererzeu- 

gang  der  brauenden  BUrgersrhaft  (Adel  und 
eistlichkeit  blieben  bis  1577  befreit),  erfolgte 
erst  1573  (1  Schilliag  Pfennige  schwarzer  Münze 
oder  8"/,j  Kr.  vom  Eimer  fertiges  Bier  beim 
Brauer  erhoben),  nachdem  vorher  bereits  (1543) ' 
ein  solcher  vom  ein-  und  ausgeführten  Bier  ein- 
geführt war.  In  der  Folge  wurden  mehrfache ' 
Erhöhungen  in  Form  von  Kumulationen  (I,  II, , 
III,  rV  Bierpfennig)  eingeführt,  auch  Steuer- ' 
pauschalienmgen  (die  sogenannte  Komposition) 
sowie  zweimeui  vorübergehend  (1612  sowie  1751)  i 
fakultativ  eine  Besteuerung  des  Malzes  (nach , 
dem  Masse)  statt  des  fertigen  Biers.  Die  be- 
zügliche Gesetzgebung  kam  ~  wie  auch  ander- 
wärts —  nie  zur  Ruhe,  ohne  jedoch  angenicbti* 
der  noch  roh  entwickelten  .Steuertechnik  zn 
zweckentsprecheudeu  Zuständen  zu  gelangen;, 
vielmehr  sanken,  nachdem  seit  der  Slitte  dea ' 
18.  Jahrhunderts  die  Komposition  der  verschie- . 
denen  Bierpfennige  allgemein  in  Aufnahme  ge- 
kommen war,  die  Steuererträge  trotz  steigender 
Biererzeugung  andauerad  und  schliesslich  in  so  ' 
unerhörter  Weise,  dass  den  gänzlich  ausgearteten  I 
Zuständen  nur  durch  eine  radikale  Kefonn  des  \ 
gesamten  Braustenerwesens  ein  Ende  gemacht ' 
werden  konnte.  Dies  geschah  durch  das„Mandat"  I 
von  1806,  welches  mit  Ausdehnung  auf  das , 
ganze  Königreich  (exklusive  Hheinpfalz]  die 
Malzmaaseteuer  einführte  und  für  die  zur  Zeit . 
gültige  Malzaufschlaggesetzgebung  grundlegend  1 
geworden  ist.'"'}    Jiacb  zweimaliger  Erhöhung 


'  des  Steuersatzes  (1807  und  1811,  pro  bayerische 
Scheffel  Mals  ö  Gulden  Steuer;  nach  Eiuhihrung 
■  der  Verfassung  —  1818  —  wurde  die  Steuer 
:  als  dauernde  Verbrauchsabgabe  erklärt  und  ihr 
Reinertrag  seit  1819  cur  Tilgnng  der  Staats- 
,  scbuldeu  verwendet)  wurden  durch  das  Cresets 
vom  16.  Mai  1868  einige  wesentliche  für  die 
'  Gegenwart  massgebende  Verändemngen  bezw. 
Ergänzungen  eingeführt.  Unter  anderem  (Bege- 
lung  der  Steuerrückvergütung  bei  der  Bieraus- 
ausfnhr,  steuerliche  Gleichstellung  von  einge- 
sprengtem und  trockenem  Malz)  wurden  das 
sächsisch-weiraarische  Vordergericht  Ostheim 
l ausschliesslich  des  Ortes  Melpers),  das  coburg- 
gothaische  Amt  KSnigaberg  und  die  Csteiv 
.  reicfaische  zur  Grafschaft  Tirol  gehörige  Ge- 
'  meinde  Jungholz  durch  entsprecneude  Staats- 
verträge dem  bayerischen  Miuzanfschlage  ein- 
verleibt.   Nach  verschiedenen  kleineren  Neue- 
rungen (Einführung  des  metrischen  Masses  und 
'  der  Keiehsmünze,  infolge  deren  sich  die  Steuer 
auf  4  M.  vom  Hektoliter  trockenen  oder  einge- 
sprengten Malzes  normierte  etc.)  erfolgte  durch 
Gesetz  vom  31.  Oktober  1879  eine  Erhöhung 
der  Steuer  von  4  auf  6  M.,  zunächst  wiederholt 
auf  2  Jahre  eingeführt,  bis  sie  schliesslich  durch 
die  Novelle  vom  8.  Dezember  1889  verewigt 
wurde,  gleichzeitig  damit  aber  wurden  gewisse 
Steuerstaffelungen  eingeführt.    Mit  dem 
Gesetz  vom  Jahre  1879  war  auch  die  bayerische 
Hheinpfalz,  welche  bisher  vom  Malzaufschlag 
'  befreit  war  (wofür  sie  seit  1868  ein  Aversnm 
.  von  10000  Gnlden  „Steuerbeiwhlag  zn  den 
I  direkten  Stenern"  zu  leisten  hatte),  in  denselben 
einbezogen. 

i  Die  nach  der  neuen  Textierung  des  Gesetzes 
vom  10.  Dezember  1889  (Bayer.  Ges.  n.  Verord- 
;  nungsblatt  von  1889  S.  600ff.,*Vollzng8ordnU]igen 
dazu  ibid.  S.  640  ff.)  wichtigsten  Bestimmungen 
des  bayerischen  Matzauf schJages  sind  folgende: 
1.  Gegenstand  der  Besteuerung  ist 
alle»  „künstlich  zum  Keimen  gebrachte  Ge- 
treide'', welches  zum  Bierbrauen  oder  zur  Essig- 
beri'ituug  für  gewerbliche  Zwecke  oder  filr  den 
Eigenbedarf  (gleichgültig  ob  in  privaten  oder 
staatlichen  bezw.  königlichen  Brauereien)  ver- 
wendet wird.  ^)  Nach  Artikel  7  des  Gesetzes 
sind  alle  anderen  Stoffe,  welche  ala  Znsatz  oder 
Ersatz  für  solches  künstlich  gekeimtes  Getreide, 
d.  h.  Malz,  zur  Bierbereitung  verwendet  wer- 
den können,  verboten.")    Zur  Bereitung  von 


')  S.  von  May  a.  a.  0.  S.  567ff. 

^)  Gleichzeitig  hiermit  bezw.  kurz  zuvor 
waren  auch  alle  früheren  Beschränkungen,  wie 
die  Bann-  und  Zwangsrecht«  u.  a.  m.,  gefallen; 
als  Ersatz  bezw.  behufs  Vcrraittelung  des  Ueber- 
ganges  in  die  gewerbliche  Freiheit  wurde  den 
Brauern  das  Bei-ht  des  Eigenau»scliauks  auf 


dem  Lagcrkeller  (der  „Minutoversehleiss"  18031 
verliehen  sowie  das  Bieriaxwescn  zeitgemäss 
und  einheitlich  umgestaltet.  Letzteres  ^stand 
bis  1865,  nachdem  es  1861  bereits  provisorisch 
ausser  (ieltnng  gesetzt  war. 

')  Altes  zu  anderen  Zwecken  verwendete 
Malz  ist  steuerfrei,  nnterliegt  aber  gewissen 
Kontrollen,  ebenso  wie  der  Verkehr  mit  Malz 
im  Inlande  und  die  Einfuhr  von  Malz ;  der  Ver- 
kelir  mit  gebrochenem  Malz  ist  überhaupt  ver- 
boten. Die  Verwendung  von  GrÜnmaJz  zur 
Essig-  und  Hefebereitung  ist  steuerfrei. 

Diese  Bestimmung  stammt  sinngemäss 
bereits  aus  dem  IG.  Jahrhundert  (Landes-  imd 
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nntergärigeni  Bier  (sogenaiiDtem  „Bi'&nnbier") 
darf  nur  Gerstenmalz  verwendet  werden. 

2.  Der  Steuersatz  beträgt  nonualiter 
6  H.  vom  Hektoliter  unigeBchrotenen  („nnge- 
brochenen*')  Malzes,  ohne  Uuterschied,  ob  dasselbe 
in  trockenem  oder  eingesprenj^rtem  Znstande 
vermessen  wird.  Im  einzelnen  sind  jedoch 
folgende  Differenzierungen  des  Steuer- 
satzes vorgesehen:  a)  Brauereien,  tveldie  be- 
reits vor  dem  1.  Oktober  1889  vorhanden  waren, 
gleichviel  ob  unter  demselben  Besitzer  oder 
nicht,  nud  im  Kalenderjahr  1888  nicht  mehr 
als  6000  hl  Malz  versteuerten,  haben,  solange 
ihr  jährlicher  Malzverbranch  die  Höhe  von  7000  hl 
nicht  überschreitet,  von  den  ersten  2000  hl 
verbrauten  Malzes  nur  ö  M.  Steuer  vom  Hekto- 
liter zu  entrichten,  b)  Brauereien  dagegen, 
deren  jährlicher  Malzverbranch  den  Betrag  von 
10000  hl  überschreitet,  haben  für  die  darauf- 
folgenden 30000  hl  einen  Steuerzuschlag  von  25 
Pfg.  pro  Hektoliter  and  für  den  einen  Betrag  von 
40000  hl  Übersteiffenden  Malzverbrauch  ööHg. 
Zuschlag  vom  Hektoliter  Malz  zu  zahlen.  Ben 
Normalsatz  von  6  M.  pro  Hektoliter  zahlen  da- 
her in  Bayern  1)  die  „nicht  gesperrten"  Braue- 
reien sowie  alle  sonstigen  Brauereien,  deren 
Malzverbrauch  jährlich  zwischen  7000  ond 
10000  hl  sich  bewe^  —  Ueber  die  Bestim- 
mungen betreffend  die  Stenerkontrolle,  das  Ver-, 
messen  und  Verschroten  des  Malzes,  sowie  die 
Benutzung  und  den  Betrieb  der  Malzmühlen 
und  den  Verkehr  mit  Malz  g.  o.  allgemeine  Dar- 
stellung der  Malzvermf^ungssteuer.  Ein  bei 
der  Steuervennessung  vorgefundener  Mehrbe- 
stand von  8  1  auf  das  Hektoliter  Malz  gegen- 
über der  Deklaration  ist  strafbar. 

3.  Entsprechend  dieser  Differenzierung  des 
Steuersatzes  ist  auch  die  Rückvergütung 
der  Steuer  bei  der. Bierausfuhr  geregelt  und 
zwar  beträgt  der  normale  BückvergUtungssatz 
bei  einem  Mindestexportquantum  von  60  1  für 
das  Hektoliter  „Brannbier"  (untergärig)  2,60  H. 
und  für  das  Hektoliter  „Weissbier"  (obergärig) 
1  M..  gleichgültig  ob  die  Ausfuhr  in  Erügen, 
Flaschen  oder  Greoinden,  ob  durch  den  Brauer 
selbst  oder  durch  einen  Zwischenhändler  erfolgt. 
Sofern  aber  zum  Esport  angemeldetes  Braun- 
bier aus  einer  der  vorstehend  {2j  unter  a)  be- 
zeichneten Brauereien  stammt,  ermässigt  sich 
der  Bückvergütungssdtz  für  die  ersten  innerhalb 
eines  Jahres  ans  der  betrefTenden  Brauerei  ex- 
portierten 2400  Hektoliter  um  60  Pf.  pro  Hekto- 
liter, beträgt  also  nur  2,10  M.  Stammt  aber 
umgekehrt  das  Bier  ans  einer  der  vorstehend 
unter  b)  angeführten,  dem  Steuerzuschlage 
unterliegenden  Brauereien,  so  erhöht  sich  auch 
der  Kückvergütuugssatz  und  zwar,  sofern  inner- 
halb eines  Jahres  mehr  als  12  000  bl  Braunbier 
ausf,'i>fülirt  sind,  für  die  dieser  Menge  folgenden 
48UX)  hl  um  lö  Pf.  pro  Hektoliter  und  für 
das  die  Menge  von  im  ganzen  60000  hl  über- 
steigende Export<juantum  um  25  Pf.  pro  Hekto- 
liter; die  Steuerrückvergütung  beträ^rt  also  im 
ersten  Falle  2,75  M.  und  im  zweiten  Falle 


i  Polizeiverorduung  von  löl6  s.  o.).  Hopfen- 
Hurrogate  sind  sowohl  landrechtlich  durch 
I  besonderes  Gesetz  von  1861  als  auch  reichs- 

fesetzlich  durch  das  Xahrungsmittelgeaetz  vom 
i.  Mai  187ä  verboten. 
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2^  M.  vom  Hektoliter  der  betreffeDden  Export- 
mengen. 

4.  Für  die  aus  den  tHirigen  dentschen 
Bundesstaaten  stammende  Biereinfnhr  wird 
eine  Uebereangsal^be  tod  3  M.  26  Pf.  vom 
Hektoliter  ohne  üntenchied  der  Bierart  erboben. 

6.  Fflr  seiner  iteuerpftichtigen  Verwendung 
durch  einen  Zufall  entzogenes  Halz  oder  bei 
Verlasten  von  Würze  oder  Bier  durch  unver- 
flchuldetes  Verderben  etc.  bei  der  Bereitung 
sowie  auch  bei  Verderb  von  Bier  in  den  Kellern 
wird  auf  Antreig  ein  entsprechender  Stener- 
Bschlass  gewKhrt. 

6.  Die  Elinbebung  des  Änfschlages 
erfolgt  in  der  Regel  nicht  bei  der  Einholnng 
des  Mahlerlaubuisscbeins  („Polette"),  sondern 
auartaliter  und  zwar  fttr  das  vom  Oktober 
ms  einseUieBBUeh  Dezember  zur  Braunbier- 
bereitnng  verwendete  Malz  zur  einen  Hälfte  in 
der  Zeit  vom  1.— lÖ.  .Tannar,  für  das  vom  Januar 
biz  inklusive  März  verwendete  Halz  zur  einen 
Hftlfte  in  der  Zeit  vom  1. — Ib.  April ;  die  andere 
Hftlfte  des  fUr  das  in  den  Monaten  Oktober- 
Dezember  bezw.  Jannar-Härz  verwendete  steuer- 
pflichtige Braunbiermalz  billigen  Aufschlages 
(die  sc^enannte  „Nachborge")  wird  erst  in  der 
Zeit  vom  l.— 16.  Juli  bezw.  1.— 15.  Oktober 
fUlig.  Dagegen  ,  ist  fflr  das  in  den  Monaten 
AprU— Jnni  und  Jiili— September  zur  Brannbier- 
bcffdtnng  verwendete  Halz  sowie  für  das  in 
efaiem  d»  vier  Ealendervierteljahre  zur  Weiss- 
bier-  oder  Eßsigbereitnng  verwendete 
Malz  die  Steuer  im  ganzen  Betrage  je  in 
der  ersten  Hälfte  des  anf  das  betreffende 
Vierteljahr  folgenden  Monats  zu  bezahlen.  Diese 
fUr  den  Femstehenden  etwas  komplizierte  diffe- 
rentielle  Kegelnng  der  „StenemachboNre"  hat 
sozialpolitiSbh  ihren  guten  Q^nind.  Da  der 
Braaer  in  den  Monaten  Oktober  bis  Dezember 
liezw.  bis  März  gemeinhin  bedeutende  Auslagen 
für  seinen  im  lurbat  zu  bescliaffenden  Jahres- 
bedarf  an  Bobsioffen  hat  und  da  femer  beson- 
d«r8  das  Gros  der  kleineren  und  mittleren 
Brauereien  in  den  Wintermonaten  das  fdr  den 
Sommerabsatz  bestimmte  Bier  (das  sogenannte 
„Sommerbier")  zu  brauen  genötigt  ist,  dessen 
Herstellung  sich  ohnedies  wegen  des  erforder- 
lichen stärkeren  Einbrauens  und  der  längeren 
Lagerung  teurer  stellt  (wofür  auch  sein  Preis 
ein  höherer  als  der  des  „Winterbiera"  ist)  und 
fUr  welches  er  seine  Auslagen  erst  in  den 
S<nnmermonaten  snrttckerliält,  so  ist  ihm  auch 
fOr  das  zu  diesem  Biere  (Braunbier!)  ver- 
wendete Malz  der  darauf  entfallende  Aufschlag 
in  den  oben  angegebenen  zwei  Stundungsrateu 
entsprechend  kreditiert.  In  besonderen  erfor- 
derlichen Fällen  kann  diese  Steuemachborge 
an  eine  entsprechende  Sicherstelluug  geknüpft 
werden ;  des  ferneren  sind  bezüglich  der  etwaigen 
zwangsweisen  Beitreibung  der  Steuer 
und  im  Falle  des  Konkurses  des  Steuerschuldners 
^»esondere  gesetzliche  Bestimmuagen  vorgesehen. 

7.  Das  Strafverfahren  ist  in  der  Haupt- 
zache dasselbe  wie  fUr  Zotlstraf sacben ;  für  die 
Strafbemessung  sind,  von  Einzelheiten  abge- 
sehen, die  Vorschriften  des  allgemeinen  Straf- 
gesetzbuchs fUr  das  Deutsche  Beich  massgebend,  i 

8.  Der  neben  dem  staatlichen  Malzaufschlag 
in  den  meisten  Kommunen  als  Zuschlag  zu 
demselben  mit  75  Pf.  bis  1,95  M.  vom  Hekto- 
liter  erhobene   Lokalmalzanfschlag  ist 


durch  ein  besonderes  Gesetz  fUr  das  ganze  Land 
geregelt.  Derselbe  bringt  in  Bayern  rechts  des 
Bheins  ca.  6  Millionen  Hark  ein  und  in  Han- 
eben ca.  1,5  Millionen  Mark. 

Kritisch  twtrachtet,  dOrfte  kaum  eins 
der  in  Oeltong  beflndtichen  Bieritesteuemngs- 
systeme  in  so  hohem  Masse  die  an  ihm  be- 
teiligten nun  Teil  abweichenden  Interessen  in 
Einklang  halten  und  befriedigen,  wie  das 
rische.  Auch  theoretisch  venlient  diese  Steaer- 
form  nach  Maasgabe  aller  in  Betracht  kommen- 
den Momente  bei  weitem  der  Vorzug.  Frag- 
lich könnte  nnr  aein,  ob  die  Höhe  der  Steuer, 
die  allerdings  flnanziell  ein  glänzendes  Elreebnis 
bietet,  nicht  auf  die  Daner  als  zu  beträcntlich 
sich  erweist  und  speciell  fßr  die  breiteren 
Schichten  des  Gewerbes  die  Vorteile  der  Steuer- 
Staffelung  illnsorijich  zu  machen  droht. 
(S.  Tabelle  I  auf  folgender  Seite.) 

Der  Rückgang  in  der  Zahl  der  Branereien 
ist  auch  hier  trotz  der  erheblich  gllnatigeren 
Existenzbedingungen  des  Braoereikleinbetnebea 
[das  Recht  auf  Eigenanschank  n.  a.  m.)  unver- 
kennbar, wenngleich  nicht  in  dem  Ifosse  aus- 
geprägt wie  in  Norddeutachland  mit  seiner  erst 
aus  neuerer  Zeit  datierenden  gewerblichen  Ent- 
wickelung  des  BranweseDs.  AuflSllig  ist 
dabei  besonders  der  verstärkte  Rückgang  der 
Betriebe  in  der  Zeit  nach  1889,  d.  h.  nach 
Einführung  der  Steuerstaf f elnng,  bezüg- 
lich deren  man  eher  das  Gegenteil  vermuten 
sollte.  Es  betrug  der  Rückgang  der  Braun- 
bierbranereien  (ohne  Kommonbranereien)*) 
von  1880  (Einfahnugsjahr  der  ErhShang  des 
Msdzaufschlages  um  oO*'.  von  4  M.  am  6  V. 
pro  Hektoliter)  bis  1689  199  Betriebe,  von  1889 
(Einführung  der  Staifelsätze  von  5  M.  bis  6,50  M. 
pro  HektoUterlbis  1897  664  Betriebe.  Ueber 
die  an  dem  Rückgänge  beteiligten  Betriebs- 
kategorieen  giebt  nachstehende  Zusammenstel- 
lung, welche  allerdings  die  Gesamtzahl  der 
Brauer  nmfasst,  näheren  Anfschlusa: 

Tabelle  II. 

Zahl  der  Brauer  bezw.  Brauereiea. 
welche  Malz  verbraucht  haben 
in  den  Jahren 

1882       1889  1897 

bis  100  hl        7100       7941  6478 

100—   300  „        3188       2118  1791 
300—   500  „          801        678  583 
500—  lOÜO  „          793        778  696 
1000—  ÖOOO  „          993        953  987 
6000—10000  „           84         91  109 
10000—20000  „           20         43  5? 
über  20000  „           21          30  50 


']  AVie  V.  Geiger  „Die  bayerische  Malz- 
aufschlagsnovelle von  1889  und  ihre  Wirkungen" 
(Schanz,  Fiuanzarchiv  1897  p.  285— 300)  betont, 
betrug  der  Rückgang  der  Zahl  der  Brauereien 
von  18(^1894  in  Bayern  437  =  6,2  im  Brau- 
Bteuergebiet  2336  =  22,5  in  Oesterreich- 
Ungarn  275  =  13,6  ».'0,  in  England  5393  =  36,8" 

'I  Die  Kommnn-  wie  die  Weissbierbraue- 
reien haben  von  dem  Gros  der  eigentlichen  ge- 
werblichen bezw.  industriellen  Brauereien  zu 
abweichende  Wirtschaftsbedingungen  und  schei- 
den hier  daher  besser  aus ;  die  Zahl  der  erateren 
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TabfcUe  I. 

Statistik  der  Bierbrauerei  uud  Bierbesteuerung  in  Bayern.*) 


Jahre 


Zahl  der  betrie-j 
benen  Brauereien 


Braunbier- 
branereien 


-3  S 


Malzver- 


Bierer- 


brauch  |  zeagang') 


Iii 


hl 


o 

e  S  1 


Ertrag  des  Malz- 
auuchlageB 


1 


f5 


SS 


3  « 


>5 


hierzu 
treten 


Gesamte]  n- 
nalime  vom 

Bier«) 


W  I 


1879 
1880 
1885 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


5544 
5524 
5369 
5186 
5130 
5081 

5055 
5017 
4960 
4918 
4857 


354 
355 
512 
541 
564 

570 
563 
557 
564 
5S6 
551 


1572 
1606 
1618 
1563 
'556 
1565 
1567 
1533 
1542 
1510 
1507 


245  41 2 
140  693 
567  184 
478  770 

490  132 

797  180 
730  112 
765  428 
101  271 

152  565 
433089 


12  148  313 

11  821  915 

12  660  105 

14419895 

14  482  703 

15  096  702 
15019297 

15  179  860 

16  034  092 
16  198  126 
16973  700 


232  I 

224  I 

234  1 
258  J' 

258  , 

267 ,: 
264 1 
265 

277  Ii 

276  !, 
280 


22441 

30555 
33  562 
36514 
36544 
38  372 
38  029 
38292 
40316 
40690 
4241a 


1065 
1890 
3611 

5794 
5953 
6213 
6449 

6535 
6730 

6895 
6998 


21  376 

28  665 

29  951 

30  720 

30  591 

32  159 

31  580 

31757 
33585 

33  795 
35414 


81 
1 12 
126 
161 

»5» 
153 
"54 
152 
]6i 
165 
177 


18 

21  475 

12 

28  789 

4,80 

5 

30  082 

5,56 

13 

30894 

5,54 

1 1 

30753 

5,47 

14 

32326 

5.72 

21 

31  755 

5,57. 

30 

31  939 

5,55 

48 

33  794 

48 

34008 

5,81 

')  Die  jährlichen  Ergebnisse  des  bayerischen  Matzaufschlages  sind  seit  1874  regelmässig 
im  Ämtsblatt  der  bayerischen  Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  (vom  Jahrgang 
1875  ab)  veröffentlicht.  Für  die  frühere  Zeit  (bis  1818/19  zurück^hend)  waren  zosammen- 
hBngenae  ^achweisungen  dem  Au&chlag9gesetzentwnrf  Ton  1868  beigegeben.  S.  bei  t.  Ma]^, 
Gesetz  über  den  Malzaufschlaff,  II.  Aufl.,  S.  79ff.,  woselbst  ancb  noch  weitere  statistische  Mit- 
teilungen aus  früherer  Zeit.  Kurze,  summarische  Uebersichten  bieten  anch  die  Vierteljahrshefte 
zur  Statistik  des  Deutschen  Beiches  sowie  auch  das  Statistische  Jahrbuch  des  Deutschen  Reiches. 

=)  Die  Erzeugung  von  Weissbier  ist  nur  geringfügig  und  betrug  1897  18Ö942  hl. 

*l  Für  die  ältere  Zeit  sind  folgende  Zahlen  für  die  Entwickelnng  der  staatswirtsohaf^ 
liehen  Bedeutung  des  bayerischen  Braugewerbes  von  Interesse.  Es  betrugen  die  Gesamtein- 
nahmen von  Bier  in  Hävern : 

1818/19  7,31  Millionen  Mark  1840/41  9,95  Millionen  Mark  1864/65  17,15  Millionen  Mark 
1820/21  8,29      „  ,,         18Ö0;51  11,71      „  „  187Ö  16,07 

1830/31  8,88      „  „         1860/61  11,74      „  „  1875    19,43  „ 


Bechnet  man  die  Brauereien  bezw.  Brauer 
mit  mehr  als  300  hl  jährlichem  Malzverbrauch 
als  selbständige  Brauereigewerbebetriebe  bezw. 
Gewerbetreibende,  so  ergiebt  sich  für  diese  seit 
1882  ein  fiückgang  von  232  Betrieben  und  seit 
1889  von  93.  Es  sind  darnach  auch  hier  in 
der  Hauptsache  die  kleinen  landwirtschaftlichen 
Nebenbetriebe,  welche  den  gewerblichen  Braue- 
reien allmählich  weichen  müssen. 

Bezeichnend  ist  auch  der  bei  weitem  stärkere 
Rückgang  der  Branereien  in  Bayern  links 
des  Rheins  (die  Rheiupfalz),  welches  vorwiegend 
ein  Weinland  ist  (1879  282,  1897  96  Brauereien) 
gegenüber  den  in  dem  rechtsrheinischen  Alt- 
hayem,  dem  eigentlichen  Bierlande. 

Die  Zahl  der  Lager-  bezw.  Braunbier- 
brauereien Münchens  ist  von  1891/92  bis 
1896/97  von  36  auf  25  zurückgegangen,  die 
Produktion  hat  sich  von  2  902669  hl  gehoben 
auf  3118922  hl.  Die  mit  der  Stenererhöhung 
von  1879  bewirkte  grosse  Belastung  der  Braue- 
reien führte  besonders  hier  zu  forcierten  Ver- 
gi^sernngsbestrebungen  vieler  Branereien  und 


hat  sich,  speciell  seit  1889,  nur  wenig  verftndwt, 
die  der  letzteren  nur  wenig  abgenommen. 


!  damit  zu  einer  lebhaften  Ümgrüuduug  von 
,  solchen  zu  Aktiengesellschaften,  die  jedoch  nur 
zum  geringen  Teil  von  Erfolg  begleitet  waren. 
Dagegen  bot,  besonders  für  die  alten  Gross- 
brauereieu,  die  starke  Verlegnng  anf  den  Ex- 
portabsatz  einen  meist  erfdgreichen  Ana- 
gleich gegenüber  der  stenerlichen  Hehrbelastang. 

Tabelle  in. 


Bayerns  Bieraus 
rflckve 

1880  745  333  M 

1881  887946  „ 

1882  985831  „ 

1883  I  103  869  „ 

1884  I  242  855  „ 

1885  1378873  „ 

1886  I  571  989  „ 

1887  1676753  „ 

1888  1857867  „ 


fuhr  gegen  Steuer- 
i-gütung. 

1889  301*325  h 

1890  2146905  „ 

1891  2  197055  „ 

1892  2299889  „ 

1893  2385555  „ 

1894  2384736  „ 

1895  2469753  „ 

1896  2  540495  „ 

1897  2580394  „ 


Handwörterbuch  der  Staatswiasenwliaftfln.  Zweite  Auflage.  II. 


Die  bayerische  Bierausfohr  hat  sich  seit 
1880  um  fast  2  Millionen  Hektoliter  gehoben, 
die  gesamte  Biererzen^nng  in  derselben  Zeit 
um  etwas  über  4  MUlionen  Hektoliter;  sie 
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wurde  also  fast  zur  Hälfte  ihrer  Steigerung  |  ticm  auimachte,  betrug  sie  1897  über  Wf^der- 
nur  durch  eine  entsprechende  Verstärkung  des  selben. 

AoBsenabsatzbs  ermöglicht.  Während  Krner  Im  einzelnen  Terteilte  sidi  der  Avsaeohandel 
tUSO'  dte  Menrorfuto  es.  6*'«  der  Eigenprodnk- 1  B^en»  mt  Bia>  in  -JtSm  18tf7  wie  ■ 


I  907  26J  hl,  darunter   1  849 
345293  »       „  3175 

3*7563    »  r,  »7656 


hl  in  Flaschen  in  das  Gebiet  der  BrauatenerffemeinKbaft, 
„   „       „      nach  Württemberg,  Baden,  Ebass-Lothriagen, 
.    .        „       fai  du  ZoUamland. 


Ueber  40%  des  bayerischen  Bterexports 
Btaaunteii  allein  ftns  dem  HauptAillamtBbezkk 
Xttnch«n 

c)  Wtrttenibei^. 

Gescbicbtltche'Vorbenierkang.  Die 
Anftnge  der  Bterbesteuening  snFd  als  Bestand- 
teil der  aus  dem  14.  Jahrhundert  stammenden 
Schankateoem  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert 
nachweisbar.  Erst  im  folgenden  Jahrhundert 
erlangte  jedoch  das  Brauwesen  in  Württemberg 
einige  Bedeutung.  Nach  den  auch  hier  ver- 
schiedenartigsten Wandlungen  der  Gesetzgebung 
wurde  im  Jahre  1827  nach  mehreren  verb- 
uchen Ansätzen  mit  den  Überkommenen  Zn- 
Btänden  gebrochen  und  durch  die  EinfOhrung 
der  Hafcbestenernng  nach  bayerischem 
Vorbilde  (durch  das  Wirtu^aftsabgaben^esetz 
vom  9.  Juli  1827)  der  Grund'  zur  derzeitigen 
BierbesteueroQ^onn  gelegt.  Im  Jahre  1856 
wurde  dana  die  Haleeteuer  ana  dem  sie  bisher 
uitb^reifenden  Wirtschaftsabgabengesetz  als 
ein  besonderes  Gesetz  (vom  8.  April  1856)  aus- 
geschieden, dessen  Fas^nns:  in  wesentlichen 
Puiikten  rnicdem  unveiän&rt  geblieben  ist, 
wenngleich  es  in  d«r  Folge  (1871.  1875,  1879, 
1^)  noch  mehrfach  Aenderungen  beaw.  Er- 
BllnEongen  erfohr,  deren  wichtigste  eine  die 
-Eii^kbrut^  tou  Staffelsätzen  durch  die 
Novelle  vom  8.  Juü  1893  bezw.  5.  Juli  1895  war. 

Die  Stfiuer  ist  eine  Malzvermahlungs- 
Bteuer  und  wird  von  dem  Gewicht  (seit 
1871,  bis  dahin  vom  Mass  —  Simri  — )  des  zur 
Bierbereitung  ^)  bestimmten,  aus  Getreide  aUer 
Art  hergesteUten,  trockenen  oder  eingesprengten 
Kfalzes  und  von  den  ebenfalls  zugelassenen 
Surrogaten  erhoben. 

Der  Stenersats  wird  darch  Finanz- 
gesetz für  je  eine  Bndgetperiode  (zwei  Jahre) 
festgestellt  und  beträgt  seit  1881  unverändert 
10  M.  von  100  kg  Malz.  Für  die  Surrogate 
erfolgt  die  Stenerberechnnng  von  Fall  zu  Fall 
unter  Ermittelung  ihres  auf  Malz  reduzierten 
Steuerwerts  auf  Grund  Vemehmang  von  Sach- 
verständigen, soweit  nicht  für  einzelne  Surro- 
gate allgemeine  Umrechnungsaätze  vorgesehen 
sind,  wie  fftr  den  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Bels,  von  welchem  87  hg  gleich 
100  kg  Utüz  gerechnet  werden. 

aißh  der  mit  dem  1.  April  1896  in  Kraft 
getretenen  Steuerdifferenzierung  ist  zunächst 
den  segenanntenPrivatbrauer  n,^.b.  solchen 
Personen,  welche  nur  für  den  eigenen  Haushalt 
brauen  (daher  auch  kein  Bier  gegen  Entgelt 
abgeben  dürfen)  und  hierzu  nicht  mehr  als  ö 
Doppeloentner  Hslz  in  einem  Etatsjahre  ver- 

>)  Für  die  Ver^kung;  des  Malzes  wird 
elae  gleichmässig  mit  2*^/^  bemessene  Taxe  in 
Abzug  gebracht.    Die  Verwendung  von 
Bor  ässigbereitung  ist  steuerfrei. 


wenden,  eine  Stenerermlsdginig  von  Tb'/o  m~ 
gebilligt  (d.  h.  also  für  rie  eine  Steuer  von  2,50  H. 

Sro  100  kg).  Sodann  ist  (und  zwar  bereits  seit 
em  1.  April  1893)  den  Brauereien,  welche  im 
r«aufe  des  Etatsjahres  nicht  mehr  als  1000 
Doppelcentner  Malz  verwendet  habdn,  für  die 
erstfiu  500  Doppelcentner  ein  Naehlaaa  von  10  *7« 
vom  Normalstenersatz  zugebilligt.  Dagegen 
haben  (seit  dem  1.  April  18%)  diejenigeQ  Braae- 
reien,  welche  im  Laufe  des  Etatsjures  mehr 
als  5000  Donpelcentner  vowendet  haben,  für 
die  diesen  Betrag  überateigenden  näehitaL 
15000  Doppelcentner  einen  Sraschlag  von  57« 
und  für  den  den  Betrag  von  insgesamt  20000 
Doppelcentner  übersteigenden  Malzverbrauch 
pro  Doppelcentner  lO^/o  Zuschlag  znitt  Konnal- 
^uersatz  zu  leisten.  Neuerdings  ist  jedoch 
eine  weitere  Spannung  dieser  Differenzierung 
in  Aassicht  genommen.  Nach  dem  ant«r  dem 
20.  Februar  1899  von  der  wUrttembergischen 
Regierung  verölFentiichten  Gesetzentwurf,  wel- 
cher möglichst  mit  dem  1.  Oktober  1899  als 
Gesetz  in  Kraft  treten  soll,  ist  für  iea.  Verbraudi 
der  ersten  600  Doppelcentner  Malz  durchwar 
eine  Ermässigung  des  Nonnalsatzes  von  10  M. 

Sro  Doppelcentner  um  20%  vorgesehen,  für  die 
en  Betrag  von  1500  Doppelcentner  Übersteigen- 
den nächsten  6000  Doppelcentner  dagegen  ein 
Zuschlag  von  lO"/»  imd  für.  die  den  Gesamtbe- 
trae von  8000  Doppelcentner  übersteigende 
Malzverbrattchsmenge  ein  solcher  von  20  "/o 
pro  Doppelcentner  vorgesehen.  Des  ferneren 
soll  die  Verwendung  von  Surrogaten 
zur  B  ier  bereit  an  g  nach  dem^Yor  gange 
Bayerns  und  Badens  gänzlich  unter- 
sag t  w  e  r  d  e  n. ')  Im  Zuaammenhange  damit  sind 
sodann  dnige  Aeitderangen  bezw.  ErWcht«- 
ron^en  der  Steverkontrdlen  sowie  der  Vor- 
sohnftes  Über  Nachlass  nnd  RückveigBtuig  iet 
Steuer  vorgesehen. 

Für  die  Erhebung  der  Steuer  ist  seit 
einiger  Zeit  ein  wesentlicher  Fortschritt  4urch 
die  Zulassung  automatischer  Wäge- 
apparate erzielt  worden-),  indem  dadurch  die 
Eiemlich  weitläufigen  Kontrc^bestimmvngen 
über  den  jeweiligen  Stenerverschlnss  der  Htmle, 
über  die  Funktionen  der  Malzaufseher  nnd  die 
Verwägnng  in  Gegenwart  des  Ortssteueibeamtec 
durch  den  die  Funktion  des  fiffeatUchen  Müllers 
ausübenden,  vom  Brauer  aiuvatelli«ideu  Mals- 
brechers »ich  erübrigen. 

Im  übrigen  bestehen  für  die  Sich^ng  des 
Steuerertrages  die  aus  dem  System  der  Malz- 
vermahlungBSteuer  sich  sinngemäss  ergebenden 
Bestimmungen  (s.  oben)  betr.  die  Benutzung 


Zuwiderhandinngen  dagegen  sind  mit 
Geldstrafen  von  30  bis  10000  M.  bedroht. 

^)  Zugelassen  sind  die  Systeme  Biedinger, 
Modell  1893,  Reuther  und  Beisert,  ModeU  1883. 
(v.  Zeller  a.  a.  0.) 
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äff«iitlkher  Mühlen,  Am  Einhohiiig^  eines  Vahl- 
erlanbnÜBcheines  sowie  eines  Be^eitsdieiiies  fttr 
jede  „M^post",  über  Zeit  und  Dauer  der  Ver- 
mahlnii^  und  des  Jialztimiisports,  aber  den  Ver- 
kehr mit  Mala  und  dlB  Aofbewahnuig  deeselbcn, 
über  dM  Halten  vn»  Faticradirotmlihlen  a.  a.  m. 
Eine  benterkenswerte  Kontrolbnusregel  ist 
«■SBordem  die  «Maeramtlkhe  Bewirkim^  un- 
Ttrant«tier  Sudanfnahmea,  bn  denen  die 
Menge  ud  mittelst  des  SaecbarometerB  die  Stärke 
(der  Extraktgelult)  der  Würze  genau  bestimmt 
wird,  die-  zug^deh  aach  für  die  Benesanng 
der  Stenerrfi-ckvergütung  bei  der  Bier- 
ansEohr  die  nötigen  Unterlagen  al^eben  sollen. 
(Krlaas  des  Stenerkollegiams  vom  16.  Juni  188i, 
als  Manuskript'  gedruckt.)  Sie  haben  sich  ais 
ein  wertvolles  rtirdenrngsmittiel  der  Brauerei 
selbst  erwiesen,  ind^  sie  die  Brauer  auf  haos- 
httlteriseh«  -i-iunntsung  des  Hatiwials-  limge- 
wiesca  baben.^) 

Die  Steuerrückvergütung,  weldie, 
■wiß  bemeriLt,  auf  Orund  der  wirklich  festge- 
Bteötea  Ausbeute  Bscb  gewissen  Normen  fest- 
gestellt wird  und  dem  vollen  Betrage  der  ent- 
eilenden Ualzatener  entsprechen  soll,  wird  nicht 
nur  bei' der  Ausfuhr  vouBier,  sondern  auch  \m  der 
von  Malz  in  entsprechender  Weise  gewfthrt. 
Desgleichen  tritt  Erlass  der  Steuer  ein 
beim  unverschuldetoi  Verderben  von  Ker  und 
JlalB,.aiieh  weu  das  in  Frace  kommende  Bier 
■bemr.     betnffendeHalB  aii(£  trotzdem  es  Ebs^ 


1)  v.  Zeller  a.  a.  0. 


verarbeitet  ■wird.  Die  Uebergang sabgabe 
für  ans  den  anderen  deutschen  Steuergebieten 
eingeführtes  Bier  beträgt  für  den  Hektoliter 
Braunbier  (Lagerbier)  3  M.,  für  den  Hektoliter 
Weissbier  1,66  M.  und  für  1  Doppelcentner  ge- 
In^henes  Malz  10  M. 

Die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  Sim- 
lich  irie  in  Bayern  für  das  im  abgemnfBneu 
Quartal  gebrochene  Braumalz  zu  Anfang  des 
nächsten  Quartals,  wobei  jedoch  auf  Antrag  des 
Steuerschuldners  die  Stcrner  ftir  das  in  den 
Winterquartalen  zur  Braunbierfabrikation 
verwendete  Malzschrot  zur  Hälfte  je  erat  noch 
weitere  drei  Monate  gestiindet  ■werden  kann. 

Die  auch  in  Württembeig  erhobenen  Oe- 
meindeabgaben  vom  Bier  werden  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  83.  Juli  1877  bezw.  8.  März 
1861  als  Znschl&ge  zur  Staatsstener  bis  zn 
2  M.  Tom  Doppelcentner  Malz  erhoben  bezW. 
als  Einfnhrsteaeni  vom  Bier  im  Hlfchstbetri^ 
von  65  Pf.  pro  H^toliter  erhoben. 

Alles  in  allem  gilt  von  der  württemher- 

f lachen  MaJzvermahlnngssteuer,  zumal  im  Hin- 
lick  auf  die  nahe  '  bevorstehenden  Neuerungen 
(ßurrogatverbot  etc.)  dasselbe  wie  von  der  baye- 
rischen, der  sie  auch  in  der  Höhe  des  Stenet- 
satzes  gleichkommt.  Die  im  Unterschied  von 
der  bayerischen  Masshesteuening  in  Württeuj- 
berg  nach  dem  Gewicht  des  zu  verschroten- 
den ISaixibt  erfolgende  Besteuerung  stellt  nach 
Meinung  mancher  Sachverstfindi^r  dnen  ge- 
wissen Vorspning  gegen  jene  dar,  ist  aber  jeden- 
falls nicht  von  grossem  Belang. 


Statistik  der  Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  in  Württemberg. 

TabeUe  I. 


Etat.-*- 

(Tora 
t  Apr. 
bis  31. 

März), 

Zahl  der 
Braue  reien 

Biererzpngnng- 

Er  II  tro- 
ertrag 

d.  Brau- 
malz- 
Eiteuer 

ICOü  M. 

dazu  treten 

a  3  t- 

V.  3  5s 

S  g  = 
0  a  3 

imt  M. 

derBe- 
vülke- 
rung 

M, 

tm 
gaajseO. 

.  U 

'Ei"  « 

Ueber-  ii 
abgab, 

HHNfM.  II««"  M 

So  V 
i- 

.J.  s 

_.  ,      1  Älala- 
1  «niTO- 

d«      1    . dz 

mim 

457* 

8S9«7  4*33P 

,3  1535^1 
4^1»  393 

756 
'9° 

7  759,5 

7865,5!  3,8» 

Tabelle  IL 

Es  waren  vorhanden  gewerhsnmsaige  Braunbicrbrauer: 


a 

mit  einer  Malzver'wendung  von 

im 
Jahr 

l> 

bis  gOO 
Doppelcentner 

500-1000 
Doppelcentner 

1000— öOOO 
Doppelcentner 

ÖOOO— 20000 
Doppdcentner 

Über  20000 
Doppelcentner 

B 

1  in  C 
t  1"  IQ 

i  iu  »/, 

1  in  7o 

1897/98 

1675 

1288  1  76,90 

183  1  40,93 

181    1  10,80 

32      1  1,31 

I     1  0,06 

TabeUe  la 

Es  veratfiuerten  im  RechnTingsjahre  1897/98  Braumalz  und  Surrogate 

4570 Brauer,  m.  bis  5  dz  Malzverbr., zus.   4321  dz z. Satz  v.M.  2,50  (Frivathraaereien) 

1794     „      „  ^      5—  1000  ,        „  „  370827  „   9,00  für  die  ersten  ÖOO  dz 

193      „„  „  1000—  5000  „        ,  „  515037  „  n    r    »  n  10,00  (Normalateuersatz) 

,22       „       .    «  5000—20000  „  r  1  270827  „  „    „     „  „  lo,5Of.d.Verbr.v.iib.50güdz 

1      „      „     Über     20000  „         „  „    27  190  „  „    „     „  „  il,oof.d.Verbr.  üb.aoooodz 

53* 
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d)  Baden.  | 

Die  Geschichte  der  badisrhen  Bierhesteae-  j 
jung  ist  durch  das  interessante  Faktnm  aus- 1 
gezeichnet,  dass  sie  von  der  Haterialstener  ans- ! 
gehend,  schliesslich  wieder  zq  dieser  znrück-] 
gekehrt  ist.  Durch  die  Accia-  und  Ohmgeld- 1 
Ordnung  von  1812  wurde  zum  ersten  Mal  eine 
Landessteuer  auf  Bier  und  zwar  als  Xalzmass- 
steuer  ( 1  Guldea  Accis  und  1  Gulden  Ohmgeld  vom 
Halter  Malz)  eingeführt,  deren  technische  Orgaui- 
satiou  jedoch  so  wenig  befriedigte,  d-AAn  1825 
bereits  diese  Steucrfomi  verlassen  und  dafür 
die  Besteuerung  der  Bierwürze  nach  dem 
Bamninhalte  des  Braukessels  (die  sogenannte 
Kesselsteuer,  damals  die  „Bieraceise"  ge- 
nannt, der  Steuersatz  betrug:  5  Kreuzer  von 
der  Stütze  Kesselraum  =  14,3  Pfg.  von  15  1) 
eingeführt  wurde,  die  in  der  im  Jahr  lS4ö  be- 
wirkten Fassung  sich  fast  bis  zur  Gegenwart 
erhielt,  obwohl  sie  von  Anfang  an  eigentlich 
»ach  keiner  Seite  hin  recht  befriedigte.  Im 
.Jahre  1880  erfolgte  wie  in  Bayern  und  Würt- 
temberg auch  in  Baden  eine  Erhöhung  der 
Steuer  um  50%,  wodurch  mitangeregt  eine 
lebhafte  Bewegung  auf  eine  systematiacfae 
Aoidenmg  der  Besteuerungsform  entstand, 
welche,  nach  einem  vergcblic^hen  Versuch  im 
.Jahre  1883,  endlich  zu  dem  G.  v.  80.  Juni  1896 
führte,  auf  Omnd  dessen  mit  dem  1.  Januar 
1897  die  derzeitige  Braumalzsteuer  unter 
.Ansschluss  aller  Malzsnrrogate  bei  der  Bierbe- 
reitun^  in  Kraft  trat. 

Dieselbe,  nach  bayerischem  und  württem- 
bergischen Muster  gebildet,  wird  vom  Ge- 
wichte des  zu  vermählenden  Brau- 
malz  es  erhoben.  Als  Malz  gilt  alles  „kttnat- 
lich"  zum  Keimen  gebrachte  Getreide,  worunter 
auch  Hais,  jedocb  nicht  Reis,  inbegriffen  ist. 
Malzsnrrogate*]  zur  Bierbereitung  sind 
untersagt. 

Zur  Bierbereitung  darf  nur  Dörr-  oder 
Luftmalz  und  zum  untergärigen  Bier  nur 
Gerstenmalz  veiwendet  werden. 

Der  gewerbliche  Verkehr  mit  „gebrochenem" 
Malz  ist  untersagt.  Die  Verwendung  von  Malz 
zur  Essigfabrikation  oder  anderen  Zwecken 
(als  Viehnitter)  ist  steuerfrei,  aber  nur  nach 
erfolgter  Denaturierung  desselben  (mit  Essig 
oder  Roggen). 

Die  Steuer  beträgt:  1.  fUr  Brauereien  mit 
weniger  als  1500  Doppelcentner  jährlichen 
Malzverbrauch  für  die  ersten  250  Doppelceutner 
8  M.  für  den  Doppelcentner  —  und  für  die 
nächsten  12ÖÜ  Doppelcentuer  10  M.; 

2.  für  Brauereien  mit  einem  jährlichen 
Malzverbrauclie  von  1500—5000  Doppelcentner 
11  M.  pro  Doppelcentner  und 

3.  für  Brauereien  mit  mehr  als  5000  Doppel- 
centner Malzverbraucli  jährlich  12  M.  für  den 
Dopnelcentner. 

Die  nur  zum  eigenen  Bedarf  obergäriges 
Bier  („Weissbier")  brauenden  pPrivatbranereien", 
welche  jährlich  nicht  mehr  als  5  Doppelcentner 


Stoffe,  die  möglicherweise  als  Malzersatz- 
mittcl  gebrancht  werden  könnten,  aber  zu 
anderen  Zwecken  verwendet  werden,  wie  Glyee- 
rin  als  Schmieröl,  dürfen  nur  unter  Kontrolle 
der  Steuerbehörde  und  nur  in  denaturiertem 
Zustande  in  Brauereien  gehalten  werden. 


Matz  dazu  verbranchen,  haben  für  den  Doppel- 
rentner desselben  nur  2  M.  zu  verstenem. 

Die  steuerliche  Verwiegung  des  Malzes 
geschieht  entweder  auf  öffentlichen  Mühlen 
oder  auf  Privatmühlen  der  Brauer,  wobei  in 
gleicher  Weise  wie  in  Württemberg  automa- 
tische Wägeapparate  zugelassen  sind,  wie  auch 
die  KoDtruUbestimmungen  Ub^  die  Benutzung 
der  Mühlen  und  anderes  mehr  sich  an  die 
zUglichen  Bestimmungen  der  wttrttembergiMhcfU 
Malzsteuer  anlehnen.  Aehnliches  gilt  in  der 
Hauptsache  auch  von  deu  Bestimmungen  Uber 
die  Kreditierung  und  den  Erlass  der  Steuer. 
Die  im  Verwaltungswege  festgesetzte  Steuer- 
rückvergütung bei  der  Bierausfnhr 
beträgt  a)  für  Braunbier  (untergäriges  Bier'), 
wenn  dasselbe  aus  Brauereien  mit  einem  jüir- 
lichen  Malzverbrauche  bU  zu  1500  Doppel- 
centnem  stammt,  2,30  M.  pro  Hektoliter,  wenn 
es  ans  Brauereien  mit  1500 — 5000  Etoppelcentuem 
jährlichem  Malzverbrauch  stammt,  2,60  M.  pro 
Hektoliter,  und  wenn  es  aus  Brauereien  mit 
mehr  als  bOüO  Doppelcentnem  jährlichem  Malz- 
verbrauche  stammt  2,7ö  M.  pro  Hektoliter, 
b)  Für  ausgeführtes  Weissbier  beträgt  die 
Steuerrückvergütung  1  M.  pro  Hektoliter,  je- 
doch nur,  wenn  es  aus  gewerbsmässig  be- 
triebenen Brauereien  stammt. 

DieUebergangsabgabefÜr  aus  anderen 
deutschen  Stenergebieten  eingeführtes  Bier  ist 
ebenfalls  im  Verwaltungswege  ohne  Ünterschied 
der  Biergattnng  auf  3,20  M.  vom  Hektoliter 
festgesetzt. 

Statistik  der  Bierbrauerei  und  Bier- 
beBteoerang  in  Baden. 

Infolge  der  seit  1897  in  Kraft  getretenen 
Steueränderung  ist  die  Vergleichbarkeit  der 
bezüglichen  Nachweise  vor  und  nach  dieser 
Zeit  sehr  erschwert,  ja  bezüglich  des  Umfanges 
der  Biererzeuguug  infolge  der  nunmehr  zu 
ihrer  Feststellung  statthabenden  direkten  Sud- 
aufnahmen gegenüber  den  früheren,  nicht  ge- 
nau festtstellbaren ,  jedenfalls  sehr  unvollkom- 
menen Ermittelnngen  fast  «nmöglich. 
(Siehe  die  Tabellen  I  bis  III  auf  Seite  837.) 

e)  Elsass  -  Lothringen. 

Die  seit  der  Einverleibung  Elsass-Lothringens 
dortselbst  einstweilen  beibehaltene  alte  fran- 
zösische Biersteuergesetzgebung  (b.  u.)  hat  keine 
wesentlichen  Aenderungen  bisher  erCaliren.  Die 
bezüglichen  Bestimmungen  sind  zusammenge- 
fasst  in  den  „Dienstvorschriften  zur  Ausführung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Bier- 
steuer" vom  10.  März  1875  (Amtsblatt  der  Gene- 
raldirektion der  Zolle  und  indirekten  Steuern 
in  Elsass-Lothringen  1875  S.  65  ff.). 

Die  Steuer  ist  die  an  anderen  Orten  ge- 
nugsam gekennzeichnete  sogenannte  Kessel- 
s teuer  und  wird  nach  dem  vollen  Kauminhalt 
des  amtlich  geeichten  Braukessels  für  jeden 
Branakt  erhoben ,  auch  bei  nicht  völliger  Be- 
schickung desselben  ohne  Unterschied  der  Quali- 
tät bezw.  Gradhältigkeit  der  Bierwürze  vom 

fewerbsmäasigen  Brauer  wie  von  den  für  den 
igenbedarf  brauenden  Privatpersonen.  Der 
Steuersatz  beträgt  beim  Brauen  sogenannten 
„starken"  Biers  für  den  Hektoliter  2,30  M.  und 
bei   der  Bereitung  sogenannten  „Dünnbiers" 
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Tabelle  I. 


Zahl 

der 

£.s 

Braoge- 

1^ 

fäSBC') 

1887 
1896>) 

1949 
1576 

Bier- 
erzeugung*) 


Im    ,  -ai 

I    o  ^ 

ganzen ;  i4  b 


1000  hl 


Bier- 
ein- 
fnlir 


hl 


Dazu  treten 


Bier- 
ans- 
fuhr 


Ertrag 

der 
Steuer 


Ueber- 
gangs- 
abgaben| 


Ein- 
gangs-; 
zoll  i 


Davon  ,  „ 

I  Gesamt- 

Aus-  .einnähme 

fuhr-  I  Tom 

i'er-    I  Bier 
gütung 


hl    1000  H.  lOOOH.  IIOOOM  '  lOOOM.  1000  M. 


pro 
Kopf 
der 

BCTÖl- 

ke- 
rung 


1485 
2192 


92 
126 


133 
214 


114  i  4750.31  421,7 


217 


634,3 


5,6 
62,4 


286,6 
,  541.9 


4891.0 
7i7o> 


3,03 
4,13 


7015,9 

']  Wegen  der  Einführung  der  Malzstener  am  1.  Januar  1897  ist  der  Dezember  1896  noch 
dem  Toraofgehenden  Stenerjahr  (1896)  beigezählt,  dasselbe  begreift  demnach  13  Monate,  Ton 
1K97  ist  das  Kalenderjahr  als  Steuerjahr  eingeführt. 

*)  lieber  die  hinter  der  Zahl  der  Brangefäaae  znm  Teil  erheblich  zurückstehende  Zahl 
der  Brauereien  sind  folgende  Angaben  gemacht.  Zahl  der  Brauereien :  1876  1558,  18^  1483, 
1882  1162,  1883  1119,  1894  1079. 

']  Ueber  die  Entwickelung  der  badischen  Bierproduktion  bieten  folgende  Angaben  ein 
ild.  Si« 


Bild,  die  betrug:  1872  927000  hl,  1876  1  061000  hl,  1882  1167  000  hl,  1886  1  302 0( 
17U000  hl,  18»!  2192000  hl.  Sie  hat  sich  demnach  seit  1872  mehr  als  verdoppelt. 


000  hl,  1892 


Tabelle  II. 

Es  bestanden 

1892 

im  Jahre 
1893 

1894 

I  162 

t  1 19 

I  079 

mit  einem  Gesamtmalzverbrauche  von     .    .  . 

1 02S  140  Ctr. 

I  026  023  Ctr. 

1 036  542  Ctr. 

ifavon  mit  einem  KalzverlmiiKh  von  1— 500  Ctr. 

Brauereien   

905 

868 

835 

ileren  Gesamtmalzverbrauch  

124960 

119619  Ctr. 

113183  Ctr. 

Braaereien  mit  einem  Malzverbrauch  von  öOl  bis 

3000  Ctr.  

196 

187 

181 

davon  Gesamtmalzverbranch  

229  760  Ctr. 

an  117  Ctr. 

208  246  Ctr. 

Brauereien  mit  einem  Malzvra'branch  von  Uber 

aooo  Ctr.  

61 

64 

63 

673  420  Ctr. 

695  286  Ctr. 

715  113  Ctr. 

TabeUe  III. 

Die  basische  Bierbrauerei  und 
Braumalzstener  im  Kalenderjahr 

1897. 

Zahl  der  betriebenen  Brauereien, 

insgesamt   946 

davon  Brannhierbrauereien  .   .   .  864 

Weiflflbierbraaereien   82 

Biererzengnag  2  741  202  hl 

davon  Brannbier  a  739  806  hl 

Weissbier   1 396  hl 

((esamtmalzverbraoch  673  524  dz 

davon  zur  Bereitnng  v.  Braunbier    673323  dz 
„      „        „       „  Weissbier        201  dz 
Zu  1  hl  Braiuibier  vorae  Malz  ver- 
wendet   24,5  kg 

Zn  l  hl  Weissbier  wurde  Malz  ver- 
wendet   14,4  kg 

Biereinfahr^  3o9cxx>  hl 


')  Im  Verhältnis  zur  Einzelpro- 
daktion  ist  die  Zufnhr  fremder  Biere  im 
Gros^ercogtam  Baden  danach  noch  erheblich 
hTiber,  als  dies  im  Norddentschen  Braostener- 
«elriet  der  Fall  ist.    Daittr  ist  aber  in  Baden 


Bieransfuhr   

Mutmasslicher  Bierverbrauch  .  . 
Derselbe  pro  Kopf  d.  Bevölkemng 
Ertrag  der  Branmalzsteuer  .  .  . 

„       „  TJebergaugsal^aben  . 

„  des  Einfahrzolls  .  .  .  . 
Gezahlte  Stenerröckverglltang  bei 

der  Bieransfuhr  

Gesamteinnahme  vom  Bier  .  .  . 
Dieselben  pro  Kopf  d.  Bevülkemng 


226000  hl 
2  724  000  hl 

154,8  I 
6430486  M. 
633635  M. 
56  161  M. 

587  368  M. 
6  521  914  M. 
3,71  M. 

58  Pfg.  für  den  Hektoliter.  Als  letzteres  wird 
aber  nur  angesehen,  wenn  es  sich  Lediglich  um 
einen  erneuten  AtÜFgnss  anf  solches  Malz  handelt, 
das  bereits  zur  Bereitung  von  „starkem  Biere** 
verwendet  war  nnd  hierzu  bereits  mindestens 
zwei  Aufgüsse  erfolgt  waren;  auch  darf  zu 
diesem  zweiten  Gebräu  von  der  zuerst  aua  dem 
betreffenden  Malz  hergestellten  Würze  nichts 
dazu  gefüllt  werden  noch  ein  Zusatz  oder 
Vertausch  von  Malz  stattfinden  und  das  Würze- 
quantum die  Menge  des  ersten  („starken")  Ge- 
bräus nicht  übersteigen;  mit  Ausnahme  von 
frischem  Hopfen  ist  überhaupt  jede  HinzufOgung 


die  Bieransfuhr  sehr  gestiegen  nnd  bat  seit 
i  189Ö  die  Biereinfohr  ttherflügelt. 
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ir;^nd  eioes  Braiutoffii  zur  DttuDbierbereitun^ 
untersag:!,  ansomt  der  fUr  „atarkeB."  Bier  glUtiKe 
Steuersatz  zur  Aiirechunag  s^elanfft.  AJb  Ersatz 
für  in  der  Folge  eintretende  Schwund-  und 
andere  Verluste  werden  von  dem  zu  versteuern- 
dea  Kesselinhalt  von  vornherein  '20^!f,  in  Ab- 
reehaung  gebracht.  „Bei  Aswendong  neuerer 
Brauoiethoden  können  besoadera  Erleichteniogen 
hinsichtlich  der  Befüllung  Abu  mit  einem  Auf- 
8atze  versehenen  Brauhessels  gewährt  werden, 
indem  in  den  letzteren  eine  den  Bruttogehalt 
desselben  um  höchstens  35  übersteigende 
Menge  Würze  gebracht  werden  darf;  jedoch 
unter  der  Bedingung,  dasa  der  Ueherschnss  an 
Würze  stets  nach  Beendigung  des  Anfkochens 
absorbiert  wird.*) 

Ueber  jeden  Brauakt  muss  entsprechende 
^eit  vor  dem  ünterzönden  des  Kessels')  in 
duplo  in  genau  specifizierter  Weise  ^)  eine  An- 
meldung eingereicht  werden;  nach  Biickerhalt 
eines  Exemplars  desselben  als  „Brauscliein" 
kann  mit  dem  Brauakt  hegouuen  werden.  Er- 
giebt  die  eventuell  auf  Künlschiff,  Gärbottiche 
und  Lagerfitsser  za  erstreckende  KontroU«  eines 
Sades  ein  den  Bruttoinhalt  des  Braukessels 
Überschreiteudes  Sudqnantum,  so  wird  dies 
Hehr  beschlagnahmt,  und  es  tritt,  sofern  es 
10%  desselben  übersteigt,  neben  Steuemach- 
forderung  Strafverfolgung  ein.  Ueberateigt  das 
hei  der  Kontrolle  vorgefundene  Sudquantum 
dagegen  nur  den  steuerpflichtigen  Kessel- 
inhalt um  10%,  so  ist  dieser  Ueberschnn  ledig- 
lich nachzuversteuwn. 

Ein  Erl  aas  der  Steuer  kann  für  Yerluste 
durch  nDverschuldetes  MissUngen  des  Brau- 
aktes auf  Antrag  gewährt  werden,  jedoch  nicht 
für  später  erfolgte  Verluste.  Desgleichen  auch 
nicht  für  das  zu  Essig  verarbeitete  Bier. 

Die  Bückvefgütong  der  Steuer  be- 
trägt 2  M.  30  Pfg.  für  den  Hektoliter  ausge- 
führtes starkes  und  5»  Pfg.  für  den  Hektoliter 
ausgeführtes  schwaches  Bier,  wird  jedoch  nur 
dem  exportierenden  Brauer  flir  selbstgehrautes 
Bier  gewährt. 

Die  Uebergangsahgabe  bei  der  Bier- 
einfahr  aus  anderem  dentsehen  Stcmergebieten 
betittgt  3  M.  besw.  58  Pfg.  Abr  den  Hektoliter 
starkes  bezw.  scbwaobes  '&tir.*) 

*)  F.  Winkler:  „Die  Bierbesteuerung  im 
Deutschen  Beich"  im  Brauer-  und  Mälzerkalender 
für  1898/99  II.  Teil  S.  153,  dessen  mit  reich- 
licbea  statistischen  Daten  versehene  Darstel- 
hing  hier  mehrfach  zu  Grande  gelegt  ist. 

*)  In  den  Städten  mindestens  4  Stunden 
vodior,  vat  dem  Lande  19  Standen  vta-her. 

■)  Uäter  anderem  Zeit  der  Heiznng,  Nummer 
.und  lahüt  der  Braukessel,  Zahl  und  Art  der 
Gebi^ne,  die  Zeit,  waati  jedes  Gebräu  auf 
Fässer  gezogen  wird,  (was  nur  bei  Tage  ge- 
«ehdien  darf),  die  Zeit  des  Wasserao^usses 
auf  die  Treber  zur  Dünnbierhereitnng  und  der 
Fortachaffung  des  Dünnbiers  aus  der  Brauerei. 

Bis  1895  bBbmg  die  Uebergangsahgabe 
für  starkes  Bier  nur  2,30  M.  pro  Hektoliter. 
In  dieser  niedrigen  früheren  Bemessung  dei^ 
wibeft  gUubfe  man  vielfBoh  «nen  Grand  filr 
dM  anaserordentliobfl  Höhe  der  für  das  zeiehfl- 
ländische  Braugewerbe  eine  sehr  fühlbare  Kon- 
korrenz  bedeutenden  Bierimporte  sehen  zu 
sollen  (s.  auch  unten). 


Die  Steuer  wird  am  SchlusK  eines  jeden 
Mooatä  fällig .  wubei  jedoch  aufs  Jabi  sin 
Kabatt  voii3*'a  in  Abrechnung  gebracht  wird: 
in  einzelnen  Fällen  kann  gegen  volle  Sicherheits- 
leistung ein  ämonatlir-her  Steuerkredit  bewifligt 
werden.  In  Städten  mit  über  30000  Etnwohneni 
ist  die  Steuerbehörde  auch  berechtigt,  mit  den 
daselbst  ansässigen  Brauers  ein  „allgetueines 
Steaerabkomniea  in  Hjihe  des  voraussiclitnch  fällig 
werdenden  Kesselateuerbetrages"  einzugeben. 

Unabhängig  von  der  Kesselsteuer  hat  auf 
Gnind  der  erhaltenen  französischen  Gesetzgebaiur 
jeder  gewerbliche  Brauer '1  .aUjährlicli 
eine  sogenannte  ..Lizenzgebttbr"  zu  entrich- 
ten, welche  im  Unterelsass  48  M.  nnd  im  OberdsoM 
und  Lothringen  28.80  M.  beträgt. 

Endlich  bestehen,  ebenfalls  auf  der  in 
Geltung  gebliebeneu  franzCtisctien  Octroi-Ge- 
sctzgebung  beruhend,  noch  in  vielen  Gemeinden 
örtliche  Biarabgaben,  deren  Höhe  nicht 
an  die  Beätimiuung  des  Züllvereinsvertraereii 
vom  8.  Juli  1868  gebunden  uud  daher  zum  Xeil 
sehr  bedeutend  ist,  so  z.  B.  in  Strassborg  i.  E. 

Was  die  Kritik  der  reichsländischen  Biar- 
besteurrung  betrifft .  so  kann  auf  die  an  ande- 
ren Orten  erfolgte  Be3()re<:hiing  der  einzelnen 
Biersteueraysteme  verwiesen  werden,  die  be- 
züglich dieser  Kesselsteuer  in  einem  völligen 
Verdikt  derselben  gipfelte.  Die  aus  nach- 
stehenden statistischen  Jiachweisungen  zu  er- 
sehende ,  nahezu  stagnierende  Entwickelung 
des  reichsländischen  Brauwesens  im  Gegi^satz 
zur  Aufwärt£bewegung  der  Braaerel  in  dan 
anderen  deutschen  StenerMbtetcs  ist  iweifcls* 
ohne  zn  einem  guten  Teil  der  tecknieeh  gänz- 
lich veralteten  nnd  daneben  druckend  hohen 
Kssseisteuer  nuaiehreibeii.') 

(Siehe  TaheUen  I  und  II  auf  Seite  839.,i 

f)  Statistik  der  Bierbrauerei  Deutsch- 
lands seit  1872. 

Die  Gesamtbiererzeugung  im  Deutschen 
Reiche  hat  sich  hiernach  in  den  letzten  2I> 
Jahren  nahezu  verdoppelt.  Diese  Prodnktions- 
steigerung  entstammt  zum  grlissten  Teile  der 
Ausgestaltung  der  norddeutschen  Brauin- 
dustrie: Von  der  SSaSSOOO  hl  betragenden  Ge- 
samtEunahme  der  deutschen  Bierbrauerei  seit 
dem  Jahre  1872  entfaUen  allein  25634000  hl 
auf  Norddeutschland. 

Wasden  AussenhandelDeutschlands  mit 
Bier  betrifft,  so  sind  die  vorstehenAen  Zahlen- 

*]  Oeffentliche  Anstalten,  Kranlienhänser  imd 
Privatbrauer  ausgenommen. 

*)  Allerdings  bedeutete  für  die  elsäfipiscb^n 
Brauereien  der  Anachlnss  an  Deutschland  ohne- 
hin eine  ungilnstige  Wendung  ihrer  Wirtschafts- 
lage, als  die  zwischen  ihnen  und  ihrem  bis- 
herigen Hauptabsatzgebiete  (besonders  Paris) 
nunmehr  aufgerichtete  Zollschranke  ihnen  die 
fernere  Beherrschung  desselben  zum  grossen 
Teil  unmöglich  machte.  Mehrere  grössere 
Brauereien  verlegten  denn  auch  in  ^er  Folge 
ihren  Sitz  nach  Frankreich,  dazu  kam  auf  der 
anderen  Seite  eine  überaus  scharfe  KonknrreiUE 
besonders  der  bsyeriadien  Bifire  {tus  der  Bhein- 
pfalz  ^>eciell)  sovohl  in  ärem  biriierigeii  Snar 
zUsisohen  Abiuitzigefakite  als  im  eigenen  Lande, 
hier  nodi  begüiutigt  durch  die  anfangs  rdattr 
za  niedrige  Bemessung  der  Ueberg^gaabgaben. 
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TabeUe  I. 

Statistik^)  derBierbrauerel  und  Bierbesteueruiig  In  Elsass-Lothriugcu. 


Znhl  der  im  Betrieb 
gewesenen  Brauerejen 

Bierer- 
zeugnng 

Dazu  treten 

'  ■      1  « 

Rück- 
vergü- 
tungen 

1000  M. 

Qesamtetn- 
nahus  t.  Bier 

K 

s 

a 

*ä 

e  <o 

1 

Bier- 
einfqhr 

1000  hl 

Bier- 
atu- 
fuhr 

lOOOW 

Ertrag 
der 

Steuer 

1000  M. 

II 
1000  M. 

1 

S 

IDiioM. 

« 

a 

N 

iimoM. 

a 

a 

H 

lOOOM. 

■«-1  £ 

|l 
M. 

1873 

318 

988 

64 

63,2 

215,8 

2176.4 

I45>4 

6^ 

12.1 

496,4 

1843,9 

1,19 

1880/81 

322 

983 

63 

133 

275 

2171,7 

304-1 

4,0 

8,4 

632,6  . 

1855,6 

i.iS 

169 

759 

48 

229 

III 

1670,1 

^22,0 

10,6 

6.4 

256.0 

I953r> 

1,24 

1897/98 

gl 

964 

58 

330») 

27 

2183^ 

957,8 

64,2 

3,1 

63,1 

3I4S.3 

lß9 

^  Als  Quellen  kommen  in  Betracht  die  a.  a.  0.  erwähnten  Amtsblätter  und  die  Viertel- 
jahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs. 

*)  Bis  1876  lialenderjalire,  von  da  ab  Reichsetatajahre. 

^  Davon  319300  hl  aus  den  Qbrig^  debtschen  Steuergebieten  gegen  229000  hl  im  Jahre 
18SE^'ä9. 

TabeUe  II.     '  ■ 


Jahre 


Menge  des  eraeugtea  Biers  1  iSS «  » 

Dünn-  I    Im     1  b£i 
biet  ' 


Starkw 

Bier 
hl 


hl 


ganzen'  1  z-=== 


hl 


Davon  entrichteten'  an  Stener 


M. 


M. 


1873 
1880  Sl 
1888 »89 
180?;^ 


936  S94 
947  497 
727  606 

963  445 


50S58 
35  162 
I  652 


987  752 
982  659 

759  258 


193*)  ;  963638 


3'8 
222 

169 

Si 


19 

6 
S 
2 


17  :  23 

7  i  12 

8  ,  14 
I  ,  8 


85  i  54 
44  50 
30  j  33 

3  l  n 


52 

35 

23 
9 


IHe  Bereitung  -ma  „Ditambier"  ist  hiemaoh  in  den  letzten  Jahren  im  ErlGscben  begriffen. 

*)  Dieser  Rückgang  in  der  Erzeugung  von  niedriger  yearsteuertem  Dünnbier  erfolgte 
ganz  plötzlich  toö  18ÜÖ,'91  (16364  hl)  auf  1891 '92  (558  iil). 


Statistik  dec  Bierbranei-ei  Deutschlands 
seit  18T2. 


Jalii«!) 


1873 
1873 
1874= 
1875 
1876 
lffJ7/78 
1878,'#9 
1879/80 


JakTV') 


33  545 
37  6S4 
.38  888 
39  605 
39  508 
389»! 

3B  81 L 

37  843 
3«  57« 


.  54 
71 
99 
119 
132 

113 
103 

«7 
94 


296. 
391 
322 
388 

573 
660 
676 
680 


33  303 
37464 
38665 

39  336 
39  067 
38376 
38238 
36650 
37  811 


81,4 
90,6 
92,6 

93,3 
81,7 
88,8 
87,5 
83.9 
84,& 


'}  Die  am.An&Dg  und  behtuBoe  eine»  jeden 
Jtiaep  vorhandenen  Bier  Vorräte  und  nicht 
emiittelt.  ofid.  deshalb  .bei  der  Berechnung  des 
untnasdioben  ^  Bierverbrauches  nictit  beiUck- 
sicbtigt. 


1881/88 
1882/88 
188364 
1884/65 
1885/86 
188ft87 
1887,88 
1868/ÖÖ 
1889*90 
189091 
1691/92 

imim 

1898/94 
1894/96 
1895/96 
1896/97 
1897/98 


5t 


fuhr 


Iwhr 


Biervcrbrauch 


]*!<)tJliHi)l)IJtil  lIMlUi 


im 
ganzen 
lOOOhl 


proKopf 
d.Bevül- 
herung 


39  109 
39  324 
40873 

42  374| 
41  857 
45068 
47  100 
47  696 
524*0 
52830 

53  201; 

54  7801 

55  623^ 
55  369 
60695 
61  621 
66  578 


96 

lOO 

108 

U2 
III 

142 

166 
307 
£29 

:28s 

353 
42B 

465 

547 
561 

576 


984 

995 
1080 
l«oo 
1249 
107  i 
1064 

947 
716 
6a6 
612 

577 
<9o 
576 
647 
664 
763 


38221 
38429 
39  901 
41  286 

40719 
44  »32 
46  178 
46915 
5'  911 
52  433 
52876 

54  556 
55461 

55  258 
60595 
61  (;t8 
66391 


85,0 

85,0 
97,8 
80,0 
98,0 
94,6 
98,0 

9T,9 
106,3 

105,9 
105,5 
107,8 
io8,<; 
to6.8 
"5,8 
ri6,o 

123,1 


Siehe  nebeu«teUen4e  Anmerkung. 
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reihen  nicht  ohne  weiteres  unter  sich  vergleich- ! 
bar ,  da  die  am  lö.  Oktober  1888  erfolgte  £in- 1 
beciehnng  der  ehemalifren  ZollaasschlÜsse  Bremen 
und  Hamburg  gerade  das  Bild  des  Bierrerkebrs 
sehr  verschoben  hat.  Im  allgemeinen  besteht 
aber  eine  sehr  erhebliche  Zunahme  der  Bierein- 
fuhr,  welche  wohl  aasschliesslich  anf  das  Conto 
der  österreichischen  bezw.  bühmiachen  Biere  zu 
setzen  ist.  Gegenüber  der  Zunahme  der  Bier- 
einfuhr ist  die  Abnahme  der  Bierausfuhr 
bemerkenswert.  Sie  ist  besonders  auf  den 
Rückgang  des  Exports  nach  Frankreich, 
ehedun  der  Hauptabnehmer  dentscher  Biere, 
znrttckznfUhren.  Die  allmShlicfae  Znnahme  des 
gesunkenen  Exports  seit  1894, Dö  ist  teils  dem 
sich  Steigemden  Bierrerbranch  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  sowie  der  allmählichen  Zurlick- 
diftngung  des  englischen  Biers  in  den  Tropen 
mzuschreiben.  Von  dem  763000  bl  betragen- 
den Bierexport  Deutschlands  im  Jahre  1897  98 
stammten  allein  327563  hl  ans  Bayern. 

Unter  dem  Znsammenwirken  der  Entwicke- 
lung  der  Eigenproduktion  nnd  der  Einfuhr  hat 
sich  auch  der  Bierkonsum  in  Deutschland 
Ton  81,4  1  anf  123,1 1  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
seit  1872  gehoben,  d.  h.  also  um  öl**«-  Das 
Jahr  1897/98  bezeichnet  zogleich  den  HUchst- 
stand  der  bisherigen  EntwioEelnng  sowohl  der 
Biererzeugung  wie  der  Einfuhr  und  des  Bierkon- 
snms  in  Deutschland. 

2.  Oesteireich'Ungarn. 

GeschichtlicheVorbemerkuDg.  Nach- 
dem in  den  hente  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  die  Besteuerung  des 
Biers  jahrhundertelang  als  Landessache  ^e- 
polten  hatte  und  in  unterschiedlichster  Weise 
in  denselben  gehandhabt  war'),  gelang  es  end- 

')  Ueber  die  Bierbesteuerung  in  den  ein- 
zelnen Kronländem  hat  t.  May  a.  a.  0.  eine 
ausführliche  Darstellung  gegeben.  In  N  i  e  d  e  r- 
öBterreich,  dessen  Bieroestenerun^  in  der 
Folge  gewissermassen  den  Kristallisationsponkt 
filr  die  Angliedernng  der  Übrigen  Bientener- 

febiete  bildete,  ging  dieselbe  bis  ins  14.  J^r- 
nndert  zurück,  wo  (1395)  zum  ersten  Male  den 
Ständen  an  Steile  der  denselben  abgenommenen 
Ausübung  des  Mftnzrechts  die  Steuererhebungs- 
befngnis  anf  Bier  nnd  andere  Getränke  einge- 
räumt wurde.  Im  übrigen  war  die  Braugerecht- 
same bis  in  das  19.  Jahrhundert  mannigfachen, 
zum  Teil  weitgehenden  Beschränkungen  unter- 
worfen. Das  ausser  den  Städten  und  in  diesen 
nur  noch  den  „Herren-  und  Landständen"  zu- 
stehende Brau- und  Ansschankrecht  nahm  infolge 
ständig  werdender  Verpachtungen  vielfach  den 
Charakter  einer  erblichen  Rentennntznng  an, 
deren  AblSsnng  hinsichtlich  der  Schuikrechte  (die 
sogenannten  „Propinationsrechte")  zum  Teil  erst 
in  neuester  Zeit  vor  sich  geht.  Lange  Zeit  wurde 
auch  die  den  Städten  nnd  Ständen  Überlassene 
Bierbesteuemng  im  Wege  der  Verpachtung 
als  Nutzungsrecht  gehandhabt.  Im  Jahre  1697 
wurde  neben  den  verschiedenen  Bierschank- 
steuem  noch  eine  Brausteuer  eingeführt  in 
Form  eines  vom  Brauer  vor  dem  Unterzünden 
des  Kessels  zn  entrichtenden  „Bieraufschla- 
ges" mit  30  Kreuzern  vom  Eimer,  also  eine 
wttrze-  bezw.  Eesaelsteaer 


:  lieh,  im  Jahre  1^  dieselbe  zn  einer  gemein- 
I  samen  Reichsstener  nrozuwandeln  und  im 
grossen  nnd  ganzen  die  erforderliche  Einheit- 
lichkeit herzustellen.  Das  G.  v.  25.  Hai  18^ 
bildet  zugleich  die  Grundlage  für  die  derzeitige 
allgemeine  österreichische  „  Verzehrungssteuer", 
unter  die  auch  die  Besteuerimg  des  Biers  fftllt 
Ihre  gegenwärtige  Form  erhielt  die  Bierbe- 
steuemng allerdings  im  wesentlichen  erst  durch 
das  (i.  V.  lö.  Dez.  18ö2,  suf  (trnnd  dessen  die 
bis  dahin  vom  Bier  erhobene  Steuer  nunmehr 
direkt  vom  Halbfabrikat,  der  Würze  er- 
hoben wurde^),  unter  entsprechender  Berück- 
sichtigung ihrer  fOr  die  qualitative  Bewer- 
tung des  Biers  massgebenden  Grädigkeit, 
d.  n.  ihres  Extraktgehalts.  Die  Vorbedin- 
gung für  die  Ermöglicbung  dieses  die  Qua- 
lität des  Steuerobjekts  erfassenden  steuer- 
lichen Princips  war  das  Saccharometer, 
um  dessen  Vervollkommnung  und  praktische 
Einfuhrung  und  damit  um  die  Schaffung  der 
darauf  begründeten  Würzesteuer  überhaupt  sich 
der  bekannte  österreichische  Technologe  Prof. 
Ball  in  g  ein  wesentliches  Verdienst  erwarb. 
Im  Jahre  1867  (durch  das  Ausgleichsgesetz  v. 
21.  Dez.  bezw.  später  durch  die  GG.  v.  1878 
nnd  1887)  vertragsmässig  anch  in  Ungarn 
in  gleicher  Weise  eingenthrt ,  hat  die  öster- 
reichische Biersteuergesetzgebung  seit  18ö2 
zwar  eine  Reihe  von  Aenderangen  und  Ergän- 
zungen erfahren  (so  besonders  durch  die  GG. 
V.  1857  bezw.  v.  25.  April  1869  betreffend  den 
'zulä.'iRigen  Minimalsaccbarometergrad .  v.  18. 
Mai  1875  betreffend  die  EinfUhrang  des  Meter- 
masses,  v.  1888  betreffend  die  Einführang  von 
Normalsaccharometem,  v.  1890  betreffend  die 
Aenderang  der  Wiener  Linienverzehrnngssteaer 
(s.  unten)  nnd  v.  1894  betreffend  Aenderang 
der  SteuerrÜckvergiitung  bei  der  Bieransfnhr}, 
die  jedoch  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung 
waren. 

Steuerobjekt  ist  die  aus  beliebigen  zur 
Bierbereitung  geeigneten  Stoffen  bereitete 
zuckerhaltige  Würze,  gleichgiltig  ob  dieselbe 
zu  gewerblichen  Zwecken  oder  für  den  eigenen 
Bierbedarf  hergestellt  wird. 

DieSteuereinheit  ist  der  Saccharometer- 
grad  nnd  das  Hektoliter,  der  Stenerfnss  für 
dieselbe  beträgt  33,4  Heller  (=  16,7  Erenxer). 
Die  Zahl  der  vorgefundenen  Saccharometergrade 
mit  dem  Stenertusse  multipliziert  ergiebt  den 
jeweiligen  Steuersatz,  dieser  mit  der  Zahl 
der  vorgefundenen  Hektoliter  Bierwürze  multi- 
pliziert den  fälligen  Steuerbetrag. 

Die  Steuerbemessung  geschieht  anf 
direktem  Wege  auf  den  Kühlstöcken,  wenn  die 
Würze  sich  anf  die  sogenannte  Nonnaltempe- 


Allerdings  war  anch  schon  für  die  im 

Jahre  1829  eingeführte  Bierstener  die  Würze 
steuertechniach  insofern  von  Bedeutung,  als 
die  Erhebung  der  Würzemenge  auf  den  Kühl- 
stöcken und  beim  Zusammengussstock  bezw.  in 
den  Gärbottichen  eine  der  massgebenden 
steuerlichen  Kontrollhandlungen  bildete;  die 
Steuer  war  somit  eine  „Fabrikatsteuer  mit  dop- 
pelter Vorkontrolle  des  Halbfabrikats".  (Denk- 
schrift über  eine  Reform  der  Bierbestenerong 
in  Oesterreich-Ungam  von  Dr.  Karl  Drban, 
Prag  1894  S.  \Uf). 
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ratnr  von  14°  R  abgekühlt  hat.  Die  steuer- 
amtliche ErmittelnnK  dea  WürzeqaantDms  and 
der  Grüdigkeit  der  wUrze  erfolgt  oomittelbar 
hinter  einander.  Erstere  findet  nach  Xsssgabe 
der  durch  die  Hammen  angezeigten  amtlichen 
Aheichungen  statt,  welrhe  stets  auf  ganze  Hek- 
toliter lauten  müssen.  Bei  einem  Mehrhefunde 
der  angemeldeten  Wttrzemenge  bis  zu  5%  ist  das 
Plus  lediglich  uacfaxaTersteuem ;  Uberschreitet 
der  Mehrbefnnd  aber  5%  und  darüber,  so  lie^t 
eine  „schwere  GefäUsübertretnng"  vor,  welche  rait 
dem  4-  bis  8-fachen  Betrage  der  verkürzten  bezw. 
der  Gefahr  der  Verkürzung  ausgesetzten  Steuer  be- 
straft wird.  Behofs  Versteuerung  ist  jedes  ,,Ge- 
brftnde"  mittelst  Torgeschriebenem  Formulare 
schriftlich  mindestens  24  Stunden  tot  dem 
Vnterzünden  der  Pfanne  bezw.  dem  Beginn  des 
Eittströmens  der  entwickelten  Dämpfe  bei 
Dampfkochung  anzumelden  und  hierbei  u.  Ä. 
die  Menge  der  zu  erzeugenden  Bierwürze  nach 
Hektolitern  und  deren  Extraktgehalt  nach 
ganzen  Saccbarometergraden  anzuzeigen.  Hier- 
auf erfolgt  die  Erteilung  der  Brauerlaubnis 
(„Polette";,  nijd  das  „steuerbare"  Verfahren 
kann  zur  angesetzten  Zeit  beginnen.  Gleich- 
zeitig hat  sich  die  „Finanzirache"  im  Brau- 
hanse  einsnflnden,  die  amtliche  Versiegelung 
der  BraupEanne  abzunehmen  und  den  gesamten 
Branpnsess  zu  Überwachen  sowie  Erhebung 
der  Würze  nach  Menge  und  Grädigheit  anf 
dem  KUhlßtock  zu  bewirken.  Vor  dem  Weg- 
ga.nge  der  Finanzwache  ist  die  „Pfaiiuenheize" 
Ton  ihr  wieder  unter  S^iegelverschluss  zu  legen. 

Die  Feststellung  der  Grädigkeit  der 
Würze  geschieht  mittelst  des  ..Normalsaccharo- 
meters"  nach  bestimmten  detaillierten  In- 
struktionen. Ein  Mehrbefnnd  bis  zu  0,6  (Vs)» 
ist  steuerfrei,  ein  solcher  von  0,6 — 1"  ist  straf- 
frei, mnss  aber  nachversteuert  werden,  ein  dar- 
über hinausgehender  Mehrbefnnd  gilt  als 
„schwere  Gefällsübertretung".  M  i  n  d  e  r  b  e  - 
funde,  sowohl  bezüglich  der  angemeldeten 
Menge  wie  der  Grädigkeit  der  Würze,  berech- 
tigen nicht  zu  einer  Rflckerstattung  oder  Ab- 
scnreibung  der  bezahlten  oder  gestundeten 
Steuer.  Eine  Verdünnung  der  angemeldeten 
und  versteuerten  Bierwürze  ist  nicht  zulässig. 
Ein  nochmaliger  Aufguss  von  heissem  Wasser 
auf  die  Treber  sowie  die  Gewinnung  von 
„Olattvasser"  (kalter  Treberaufgnss)  ist  nur 
von  Fall  zu  Fall  unter  bestimmten  Bedingungen 
nach  Torgängiger  Anmeldnng  und  nur  zur 
Verwendung  für  den  nächsten  Sud  gestattet. 
Eine  weitere  dem  Brauer  auferlegte  Steuer- 
kontrolle besteht  in  der  VerpflidituDg  zur 
Filhmn^  von  genauen  „Erzeugungs-  und  Aus- 
stossreeistem",  in  welchen  die  Menge  und 
Grädigkeit  der  erzeugten  Bierwürze  unter  An- 
gabe des  Datums,  der  Menge  sowie  des  Namens 
und  Wohnortes  des  Abnehmers,  femer  wieviel 
im  Brauhanse  selbst  zum  Au!>schanbe  oder  zum 
Hftustmnke  gelangt  ist,  endlidi  der  „durch  das 
Kttfalgel^r  und  durch  Schwendung"  entste- 
hende Abfall  des  einzelnen  Gebrändes  einge- 
tragen werden  muss.   (v.  May  a.  a.  0.) 

Eine  Erstattung  der  Steuer  kann  für 
die  „Hemmung  oder  das  Misslingen  eines  Ge- 
bräudes",  sofern  die  Vollendung  desselben  noch 
nicht  erfolgt  ist,  gewährt  werden. 

Die  Rückvergütung  der  Rtener'bei 
der  Bieransfnhr   (aus  den  geschlossenen 


Städten  —  s.  unteu  —  und  aus  dem  Inlande) 
erfolgt  seit  1894'^  in  der  Weise,  dass  bei  der 
Ausfuhr  von  mindestens  1  hl  Bier,  welches 
ratkohlensKuert  noch  mindestens  2  "  Saccharo- 
meter  anfweist,  unter  Anrechnung  von  4%  für 
Schwund  dem  Restitutionsansocher  an  Vergü- 
tung gewährt  wird,  entweder  1)  ein  Einheits- 
satz von  3  Kronen  per  Hektoliter,  oder  2)  nach 
dem  früheren  Verfahren  unter  Zugrundelegung 
des  niedrigsten  Extraktgehalts  der  in  den 
letzten  6  Monaten  erzeugten  BierwUrze  der 
Betrag  von  33,4  Heller  pro  Saccharometergrad 
und  Hektoliter,  oder  3)  nach  dem  mittelst  amt- 
licher Untersuchung  vorgefundenen,  wirklich 
versteuerten  Extraktgehalt  des  zu  exportieren- 
den Bieres  der  Betrag  von  33,4  HeUer  pro 
Saccharometer^ad  und  Hektoliter,  oder  endlich 
4)  nach  dem  Durchschnitt  der  in  den  letsten 
6  Monaten  erzeugten  BierwUrze  der  Betrag  von 
33,4  Heller  pro  Saccharometergrad  und  Hekto* 
liter,  sofern  die  Koncentration  der  Stammwürze 
des  ausgeführten  Biers  diesem  als  Durchschnitt 
ermittelten  Extraktgehalt  gleichkommt. 

Die  Entrichtung  der  Steuer  geschieht 
entweder  gleidizeitig  mit  der  Anmeldnng  eines 
steuerlichen  Brauvenahrens,  in  welchem  Falle 
dem  Brauer  ein  Diskont  von  47o  P-  ^  gutge- 
rechnet  wird,  oder  sie  wird  auf  Grund  der 
Steuerhorgnng  für  zur  Lagerbierbereitung  ge^ 
braute  Würze  binnen  4—6  Monaten  und  bei 
.sonstiger  Würze  (für  Schank-  und  Abzugsbiere) 
binnen  2 — 3  Monaten  fällig;  doch  walten  in  Bezug 
hierauf  in  den  einzelnen  Erouländern  zum  TeU 
weitgehende  Unterschiede  ob.')  Auch  bei  üb- 
licher Barzahlung  der  Steuer  ist  eine  Sicher- 
stellung  der  Steuer  durch  Hinterlegung 
einer  Kaution  erforderlich. 

Aus  dem  Auslande  eingeführtes  Bier  hat 
einen  Zoll  von  6  Kronen  für  ^00  kg  Bier  in 
Gebinden  und  16  Kronen  für  solches  in  Tlaschen, 
Kannen  oder  Krügen*)  zu  zahlen,  in  welchem 
die  allgemeine  Verzehningasteuer  inbegriffen  ist. 

Neben  der  staatlichen  Verzehmngssteuer 
besteht  noch  ein  System  von  mannigfachen  Zu- 
schlägen (Landes-  und  Gemeindeumlagen),  unter 
deren  Zusammentreten  sich  die  steuerliche  Ge- 
samtbelastnng  des  Bieres  in  Oesterreich-Ungarn 
höher  stellt  als  in  einem  andern  Bierlande.  In 
erster  Linie  kommen  hierfür  die  sogenanten 
..geschlossenen  Städte"  in  Betracht,  in 
denen  analog  der  daselbst  vom  eingeführten 


Bis  dahin  erfolgte  die  Steuerrückver- 
gütung für  dag  exportierte  Bier  unter  Zu- 
grundelegung der  niedrigsten  Saccharometer- 
grade,  die  in  den  der  angemeldeten  Bieraosfuhr 
voraufgehenden  6  Monaten  versteuert  waren, 
bezw.  ohne  Berücksichtigung  derselben  mit 
1.Ö0  Gulden  pro  Hektoliter  Bier,  wodurch,  da 
zum  Export  meist  gehaltreicher  gebrautes  Bier 
gelangt,  die  Exportbrauereien  eine  anf  fast  eine 
halbe  Millionen  Kronen  bezifferte  jährliche  Ein- 
bnsse  an  zu  wenig  erhaltener  Stenerrestitution 
erlitten  und  womit  ausserdem  eine  einfleiti^ 
Begünstigung  der  schwächer  eingebrauten,  im 
speciellen  der  böhmischen  Biere  gegeben  war. 
")  S.  Dr.  Urban  a.  a.  0.  S.  XVIIL 
^)  Für  Bier  in  Kisten  wird  dabei  eine  Tara 
von  24*"(„  für  solches  in'KBrben  von  16»'o  ab- 
gerechnet. 
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Bier   erhobenen   LiniensteBer    eine  Zn- 
flchlaggstener  vom  ortsheimlMben  Bier  er- 
hoben wird,  welehe  wie  die  Linieasteaer  snr 
HUfte  äre«  firtngea  dem  LandesSrar,  am 
Hälfte  dco-  KommiiDe  sdf&Ut.   In  Wien  (de»* 
deichen  ancb  in  Triest  fttr  ortsbeimiscbes  Bier) 
beträgt  diese  Zuschlagssteuer  (Ane  Unterschied 
der  Grädifi^keit  3,81)  Kronen  toiu  Hektoliter 
Bier  =  4  Kronen  WMiiger  5  "/o  raid  zwar  je ' 
1,90  Kronen  i=  yä  Krenzer)  filr  den  Staat  und  | 
die  Gemeinde  und  die  Xiniensteaer  4  Kronen.  | 
In  den  übrigen  ^eecblossemen  StSdten  (Prag, : 
Brünn.   Graz,   I^nz.   Laibacb.  Lemberg  nnd 
Krakao)  wird  von  Landes  wegen  ein  Zuschlag  | 
TOB  14  Heller  pn  Hektotiter  nnd  Saoeharo- 1 
meter^rad  dolrtMlbat  eixengter  Bi«rw1brsen  00- ' 
wie  eine  Linirastener  Ton  1.5ä  Kronen  -f-  SO**,,,  1 
Zuschlag  =c  2,66  Kronen  pro  Liter  eingefdhrten  ' 
Biers  erkoben,  wsza  noch  die  unter  sich  sehr  1 
venchiedcDen  GemeindezuBchlitge')  treten.  < 

In  Ungarn  wurde  (wohl  im  IiitereHse  den' 
Weinbaus;  zu  der  aeit  1868  eingeführten  aJlge-  1 
meinen  Veraehmngastäner  auf  Bier  im  Jahre 
1881  noch  eine  besondere  „Konsum 8 teuer" 
TOD  2  Kronen  vom  Hektt^ter  und  im  Jahre 
18S8  noeh  eine  je  luoh  tkae  Grtaie  de»  Ortes 
vetschieden  bemessene  ..Schankstener''  von 
4—6  Kronen  pro  Liter  eingeführt.  18l>2  wur- 
den diese  beiden  Nebeastenem  zu  einer  einheit- 
lichen ..BiergetrSnke^itcnier'*  Ton  10  Krön»  pro 
Hektoliter  Terschmolzen.  sodass  zur  Zeit  1  hl 
lägrtkliges  Bier  ~  von  sonstigen  etwaigen 
Banat-  nnd  KcMnmanal  Zuschlägen  abgesehen  — 
in  Ungarn  allein  von  Staats  wegen  mit  im 
ganzen  14,34  Kronen  nnd  in  Ofeu-Pest  sogar 
mit  1S,14  Kronen  belastet  ist.  —  Durch  be- 
sonders hohe  Zuschläge  seichnet  sich  endlieh 
Tri  est  am.  Neben  der  aUgeudnen  Ver- 
sehrangaitiener  .haben  die  dortseläit  eingeführten 
Biere,  sofern  sie  ans  der  Honnrchie  stummen, 
nooh  16,40  Kronen  pro  Hektoliter,  nnd  sofern 
de  aus  dem  Auslände  importiert  aind,  30.82 
Kronen  pro  Hektoliter  zu  entrichten. 

Die  grossen  Schattenseiten,  welche  der 
Osterreichisehen  BieHKsteuening  anhaften,  sind 
teils  im  System  selbst  begründet,  trotz  seines 
gewissenDaaven  ..wissenschaftlichen"  tSiarakters. 
teils  in  ihrer  übermässigen  Höhe.')   Nach  wie 

')  Diese  betragen  wq  Hektoliter  Btar  in 
Prag  1.48  Kronen,  in  Brünn  1.16  Kronen,  in 
Graz  1,B5  Kronen,  in  Linz  1  Krone,  in  Lai- 
bach 1,24  Kronen,  in  Lemberg  pro  Hekto- 
liter und  Saccharometergrad  der  am  Ort  ge- 
hrantes  Würze  31  Heller  und  3,tiO  Kronen  vom 
Hektoliter  eingeführten  Biers  und  in  Krakau 
£ttr  „starkes  und  eoglischea  Bier''  5,57  Kronen 
m-o  Hektoliter  und  fUr  gewj»hnlichea  Bier  62 
Heller  pro  Liter.  Anch  alle  .  einigermassen 
grSsseren  sowie  zahlreiche  kleineren  Ortschaften 
erheben  noch  unterpchiedüclie  Kommunalzu- 
adbtläge  t<hb  ßier. 

Ueber  dieselbe  sprach  sicli  pchoii  vor 
Jahreehnten  kein  Gerin^rer  als  dei-  damfjige 
OaterreichiscJie  Fin,auzminister  Sch»ffle  und 
besonders  im  Hinblick  auf  die  im  Vergleich 
daau  viel  zu  niedrige  Bnuuitweinbesteuerung 
sehr  scharf  aus-  S.  Urbans  Denkschrift  (Ein- 
leitung)- Xiie  Brai^itwieinbeateuerang  ist  auch 
jetzt  noch  im  Vergleich  mit  der  Bierbestcvenmg 
relativ  niedriger. 


vor  setzt  jedodi  die  SstoreicMsche  Begfienug 
dem  seit  JahrE^teu  geäusserten  allgemditeB 
Wnasehe  des  Brangewerbes  anf  HlnfEUirug  der 
Malnbestenernng  naeh  bayerisonem 
Hnster  (ait  Einftthrnng  dts  Sarngatntfbots) 
Widerstand  entgegen.^)  Die  mit  der  Wünestenei- 
verknüpftfflitrota  ihres  erdrückenden  Uebermasses 
unzulänglichen  nnd  z«d«m  über  Gebühr  Icost- 
gpietigen  KontroUeinrichtnagan  haben  dag^n 
seit  längerer  Zeit  zu  Versuchen  geführt,  die- 
selbMi  ztt  reduzieren  darcb  eine  völlige  tech- 
nische Aenderung  des  Steuerbemesanngsver^ 
fahrens  mittelst  Konstruktion  eines  automatisoh 
fun^erenden  W^iirxemessapparates.  Zn  Ende 
Apnl  1898  waren  diese  Bestiebmgen  soweit 
gediehen,  daaa  die  Begiemng  in  dem  dem  BstBr- 
rekhisßheo  BcAchsrat'  und  dem  nngarisefaen 
R«ch9tage  vorgelegten  Ansgleicbient- 
w  u  r  f  anch  einen  auf  der  Einführ«Bg  eines 
solchen  Massapparats')  basierenden  Stenerreform- 
entwurf  veröffentlichen  zu  können  elaahte. 
Da  jedoch  in  diesem  Entwurf  noben  KinnUraag 
gewinser  StaffelsitEe  die  Steuer  und  Beedtignag 
aller  von  Landes  wegen  erhobener  Steuerau- 
»chl&ge  zugleich  eine  bedentende  Erhö- 
hung der  Steuer  ttberiuapt  vorgesehen  war. 
infolge  derer  der  danach  zu  erwartende  Mehr- 
ertrag der  Bierbestenerung  selbst  von  der  Re- 
gierung anf  15  Millionen  Gulden  geschfttat 
wurde,  scheiterte  dieser  Reformversndi.  abgfr< 
s^ien  davon,  dass  auch  der  ,.Ausgleich"  nicht 
zu  Stande  kam,  sehr  bald  an  dem  vereinten 
Widerstand  fast  aller  im  Beichstag  vertretenen 
Parteien.  Der  Entwurf  wurde  vtm  der  Regie- 
rang selbst  zurückgezogen  bezw.  fallen  gelassen 
und  eine  Steuerrorlage  in  Aussicht  gestellt, 
welche  ach  beaUglich  der  HSha  der  Beatonamog 
lediglieh  mit  eiuer  Ertiöhdag  des  Satees  v«m 
^,4  Heller  anf  34  Heller  pro  Hekteüter  nad 
Soccharometer  b^^Ugen  und  in  ttttrigen  die 
Einfflhruiig  des  automatischen  Würze-,  Mesi- 
nnd  Wägeäpparats  and  damit  den  Wegfall  zahl- 
reicher UnzntJ^gliehkeiten  bezwecken  soll. 

Sollte  dieses  von  Erfolg  begleitet  sein,  so 
ist  es  allerdings  nicht  anagesälossea.  ,4ese 
dann  wohl  das  ..Ideal"  crreiebt,  die  beste  Be- 
steuemagaforBi  gefunden  sei\  (vi  May  a.  a.  0.) 
„AUein",  f^nt  r.  Hay  fort,  „die  l^edmisehen" 


Wesentlich  unterstützt  wird  die  Regie- 
rung hierbei  durch  ihre  Rücksichtnahme  auf 

fewisse  Hefürchtungen,  welche  mau  bezüglich 
ur  etwaigen  Einführung  der  Malzbesteueruug: 
besonders  in  den  politisch  massgebenden  agrari- 
schen Kreisen  GaJizLens  hegt,  indem  man  für 
diesen  Fall  die  Verdr&nguug  der  leichteren  ga- 
lizischen.  Gersten  durch  die  geihaltreicheren 
böhmischen  Creacenaen  fürchtet.  ,  Ob  diese  Be- 
fürchtung in  solchem  Umfange  .berechtigt  ist, 
wird  Ton  sachverständiger  Sette'  bestritten,  je- 
denfalls erscheint  sie  aber-  einer  at^ats-  und 
volkswirtschaftlich  so  notwendigen  ^fonu.  der 
Bierbe^iteuerung  gegenüber  kaon^  herechtigt. 

Bereits  l8S)fa  wurde  ei»  Kontrollmaas- 
apparat  in  einer  Prager  Brauerei  und  1S97  in 
der  Versuch^auerei  in  Wien  proi>e.weise  in 
BienEit  gestellt,  aber  nicM  als  tauglich  zur  Konr 
trolle  befunden.  In  der  Folge  wurden  die  Tov 
suche  mit  dem  verbesserten.  Apparat  durch  die 
Begiening.  in  der  Kleia-j^hweckater  Bi»uerei 
foitgesetat.  .... 
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JaJire 

Zahl  der  in  Betrieb 
gest.  Brauereien 
in  Oesterreich 

Z&hl  der  in  Betrieb 
gwL  Braua^eien 
in  Ungarn 

;   Davon  mit 
S  ■!  einer  Prodnk- 
g  1     tion  von 

1 

Davon  mit 
einer  Produk- 
tion von 

_  1  unter  1  Uber 
^    10000  Iii. 101)00  hl 

unter  !  ülwr 
Wo.>i>liljii)i)«)  hl 

1879/80 
1889,90 
189Ü96 

20731  J86'  1  212 
1761!  1478  '  283 

1579;   I3I0  1  369 

98 
107 

90  8 
So   1  27 

Schwierigkeiten  für  eiiipn  äMc\i':ii  AiijinraT  ^iirl 
derart  grosHe.  dass  eit  f  .Ui'-'i-  lit  mt  Vr/r^'-irk- 
iichung  dieses  Gedan^i^■ll^  "^vulil  k^nini  In  ^rl:■JllT■^ 
—  Aber  auch  abge!?'  li''ii  lii"rri>]i,  Meten  Hi" 
nach  wie  xov  herTKc!jf  ii'ii.ii  Winui'i'i.j  in  d-T 
Aasgleichsfrage  eiiist^^-'ü-iu  mx'li  ki^inprlei  Aus- 
sicht auf  YeraarklichuniT  fies  !0  img^i  pratrebtett 
Ziels.  Auch  wird  es  selbst  lei  einer  etw(t!(fÄp 
Realisierung  der  BefotttL  noc'h  iwEitelbaJt  hl&ipetii; 
ob  sie,  im  Falle  die  holie  Stoaör«^ 

Iftstung  des  Biers  bcr  ■  l  -r  Brniwrcifin  fortbe- 
stehen bleibt  —  und  u  ■  :-r  mir  zu  n-uhnicbeio- 
lich!  —  von  durcbgrfii'  n  li  'ir  KilHlgf  bi^^^leitet 
sein  wird.  Es  kann  Ic  i-ii  11.  /!'.^^  ^r'^■l  unUfrliegea 
und  wird  auch  dnrcli  ilii-  Ji;ii  litulir'?inb'ii  >tiitia' 
tischen  Daten  erhärtet  ihisi;  ich  fipu  in  Himpt- 
teil  der  überaus  hoh(  [i  Sci  iii>rlH']a^ti]ii;j  ^i-buld 
zu  geben  ist.  wenn  tj-iciHll  in  Oe?«THrrpicli  an- 
gesichts der  dcnkbai  ^ninttigstijji  nntiirlidien 
Bedingungen,  bei  eim-iu  scäudtgen  UeberEtttl 
in  der  Erzeugung  dfi-  eddstcn^^ßraji^ofFe  das 
Braii^werbe.  von  eiiii!.''''!!  wcme^.'^il  littf 
dem  Export  basierteu  ^Kiuifeiid^  awanfttlMm 
abgesehen,  keineswegs  riii^  ('nrsprecbende  Ent- 
wickelung  aufweist  und  nfjini  diT  Bii'rtoDBUin 
hier  bei  weitem  noch  ri'-1il  "lir  R'db^  ansiOöbcn 
imstande  ist,  die  ihm  W\  ilfin  trilwi'i^r>  no^'h 
dominierenden  BranntMeinkonstim  Ast  Bevölke- 
rung wohl  zn  wünschen  wäre. 

3.  GrossbritanaieB  und  Irland. 

Wie  aaf  so  vielen  Gebieten  hatte  Eogl&nd 
auch  auf  dem  der  Bierbrauerei  schon  frühzeitig 
die  kontinentalen  Verhältniane  QberftÜgelt  und 
^  besonders  nachdem  seit  Howards  Erfindnn^def 
Forters  (1738)  neben  dem  uralten  Nationalbiere, 
dem  Ale,  eine  auch  för  den  Femverkehr  sehr  ge- 
eignete Bierart  anfgekommen  war  — -  schon  im 
vorigen  Jahrbtuidert  ein  auf  weStrereweigtem 
Exportabsats  gegründetes  groAsindutrielles 
Brauwesen  Mtwickelt,  waches  zu  Ende  des 
vorigen  und  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19. 
Jahrhunderts  auch  für  die  moderne  Um-  nnd 
Ausgestaltung  der  damals  überwiegend  im 
Bahmen  eines  Handwerks  betriebcAitin  Brauerei 
auf  dem  Kontinent  als  Lebrmeisterin  von  Ein» 
du68  gewesen  ist.  Diese  ftOhe  Entwiekelnug 
des '  engUsüAen  Brauwesena  dokamentiert  nen 
tMtAi  in  seiner  Besteuerung,  welch«  schon  nm 
die  Wende  des  18.  Jahrhondartfi  die  Bedeutung 
der  Bierbrauerei  auch  nach  der  fiskaUsehen  Seite 
Kor  Geltung  brachte. 

Den  Anfang  machte  die  1643  unter  dem 
„laugen   Purlamant-'    Oromwells  eingeführte 
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Accise  f_exci9e  on  heer"\  ihrem  Wesen  nach 
mehr  eine  direkt«  Besteuerung;  des  gewerb- 
lichen Bierverkanfs,  erhohen  in  zwei  den  Bier- 
preisen angemessenen  Sätzen. 

Ihr  folgte  1697  die  Malzi^teuer  („tax 
bezw.  dnty  on  maltsi,  anßnglirh  nur  Ton  dem 
zu  gewerblichem  Zwecke,  seit  17Ü1  dann  anoh 
fQr  den  hftnslirhen  Bierbedarf  bereiteten  Hals 
bezw.  der  dazn  verwendeten  (rerste  erhoben 
und  nachmals  Terschiedentlirh  erhöht  und  wieder 
erniedrigt  sowie  in  den  drei  KSnigreiehen  diffe- 
renziert. M 

1711  folgt  dann  die  Honfenstener  (dnty 
bezw.  excise  on  hopsi.  über  deren  Veranlagung 
und  Geschichte  bereita  ol>en  berichtet  worden 
iHt.  178Ö  endlich  (in  Irland  1795  bezw.  18ÜÜ) 
folgten  endlich  noch  die  Brauer-  und  Mäl- 
zer-Lizenzsteuern (the  licenceB)"),  reiue 
Gewerbesteuern,  narh  dem  Umfange  der  Malz- 
bezw.  Bicrbereitimg  bemessen. 

Von  diesen  vier  .Steuern  verschwanden  im 
Laufe  des  19.  Jahrhundert.««  183()  zuerst  die 
Bieraccise,  da  die  durch  sie  allein  bewirkte 
Steuer  hei  antung  eine  nnbillige  BegUnstigung 
der  Ton  ihr  befreiten  Hansbrauerei  zur  Folge 
hatte,  deren  starke  Ausbreitung  auch  die  Kon- 
trolle der  anderen  Steuern  immer  mehr  er- 
schwerte und  die  Zahl  der  Defrauden  ungc- 
messen  steigerte.  1862  wurde  ferner  die 
Hopfensteuer  endlich  aus  dem  schon  an 
anderen  Orten  erörterten  (Ininde  aufgehoben. 
Als  eigentliche  Bier  beateoHiing'  bestan«!  danach 
nur  die  Slalzstever  fort,  welche  noch  rer- 
sr.hiedentliche  Aendemogen  passierte,  bis  auch 
sie  im  Jahre  18HU  der  derzeitig  in  Kraft  be- 
findlichen AVürzesteuer  weicheu  musste. 

In  der  Regel  von  der  Menge  (seit  186n 
auch  fakultativ  nach  dem  Gewichte)  der  zum 
Zwecke  der  Mälzung  eingeweichten  Gerste  vom 
Mälzer  erhoben*;,  jedoch  unter  Abrechnung 
eines  bextimmten.  durch  das  Anfquellen  verur- 
sachten Mehrmasses  (um  so  die  Versteuerung 
der  Qualität  anzupassen),  bedingte  die  Halz- 
steuer  weitgehende  Beschränkungen  des  Ver- 


')  Für  das  in  Schottland  und  nur  für  die 
Verwendung  daselbst  au»  Wintergerste  be- 
reitete Malz  (.bigg  malt)  wurde  seit  1H09  3  sh 
VI4  d  Tom  Busnel  Steuer  erhoben,  von  dem 
ebendaselbst  aus  zweizeiliger  Sommer- 
gerste bereiteten  Malz  dagegen  3  sh  S'/a  d 
vom  Bushel.  In  Irland  und  England  galten 
wieder  andere  Steuersätze. 

')  ^Verschieden  und  unabhängig  davon 
waren  die  schon  im  16.  Jahrhundert  Üblichen 
Lizenzgebühren  für  den  Verschleiss  und  Aus- 
schank von  Getränken  —  Gebühren  für  die  er- 
teilten polizeilichen  Wirtschaftskonzessioneu."  v. 
May  a.  a.  0.  S.  ö97. 

*)  Halzsnrmgate  waren  ursprünglich  all- 
gemein nutenagt,  doch  wurde  1847  die  —  ab- 
gesehen TOn  einer  Jahreslizenz  von  1  £  — 
steuerfreie  Verwendung  von  Zucker  (der  aller- 
dings, weil  ausschliesslich  importiert,  bereits 
mit  dem  Zoll  belastet  wari  gestattet,  jedoch 
wurde  bei  den  nachfolgenden  Ermässigungen 
des  Zuckerzolla  die  Zuckerverwendung  ebenfalls 
entsprechend  besteuert.  Die  Malzeinfuhr 
war  bis  IÖ6O  überhaupt  verboten.  Bei  der 
Malzaust'ubr  wurde  die  Steuer  rückvergütet. 


I  kehrs  mit  Malz.  Pie  hiermit  verbundenen  l'n- 
I  zuträglichkeiten  und  andere  zahlreiche  pein- 
I  liebste  Kontrollen  fdr  die  gewerbliche  Malz- 
!  fabrikation  und  die  wegen  der  beträchtlichen 
i  Höhe  der  Steuer  behufs  Erünarung  an  derselben 
I  gezeitigte  Bevorzugung  der  feineren ,  meist 
anslänuischen  Gerstensorten  nnd  Yemachlässi- 

Sing  der  heimischen  Landgersten,  waren  fftr 
e  srbliesslicbe  Beseitigung  dieser  Steueifonn 
aussicblaggebend. 

Die  durch  das  G.  v.  12.  August  18H0  ein- 
geführte Würzesteuer  unterscheidet  sich 
von  der  österreichischen  Steuerart  vor  allem 
dadnrch,  daes  bei  ihr  nicht  die  Gradhaltigkeit, 
sondern  das  specifische  Gewicht  der 
Würze  der  für  die  Steuerbemessung  bestimmende 
Faktor  ist. 

Der  Steuersatz  beträgt  seit  dem  Jahre 
1894  6  sh.  9  d  für  den  Barrel  von  einem 
Handelsbrauer  (^brewer  for  sale")  erzeugter 
Bierwürze  von  einem  speciflschen  Gewicht  von 
l,l)6ö.  *)  Die  Steuerfestsetzung  nach  Monge 
nnd  specifischem  Gewicht  der  WUrze  erfolgt 
aber  —  und  das  ist  das  eigentlich  cbaraktens- 
tische  an  der  englischen  Bierbesteuerung  — 
nicht  lediglich  nach  den  direkt  gewonnenen 
Slessuugsergebnissen .  sondern  reguliert  sich 
gleichzeitig  nach  dem  tliatAächlichen  Aus- 
beuteverhäUnis  des  Malz-  oder  t>onstigen 
Materialverbrauchs  der  betreffenden  BranereL 
Als  Nonn  dient  die  Annahme,  dass  ans  2  Bnsbel 
Malz  i&  36.431)  36  Gallonen  Würze  1  Barel 
=  163,57  Liter)  von  1,055  specifischem  Gewicht 
erzeugt  werden.  Dabei  werden  42  Pfund  Ge- 
wicht Malz  oder  Getreide  irgend  welcher  Art 
oder  28  Rimd  ^Zucker"  (d.i.  nicht  nur  jeder 
Zuckerstoff,  zuckerartige  Extrakt  oder  S\Tnp, 
;  sondern  auch  jedes  andere  älaterial,  das  geeignet 
ist,  Malz  oder  Getreide  beim  Brauen  zu  er- 
setzenl  ^  1  Bushel  Malz  gerechnet.  Ergieht 
nnn  die  mitteint  geeichtem  Saccharometer  nnd 
einer  dem  Gesetz  beigegebenen  Umrechnnitfs- 
tabelle  bewirkte  Messung  der  Wfirxe  gegenflber 
dem  nach  der  geltenden  Norm  auB  dem  Hate- 
rialvertranch  berechneten  Betrag  und  Gewicht 
der  Würze  mehr  als  4 derselben,  so  hat 
sich  hiemach  auch  die  Besteuerung  zu  richten. 

Die  WürzeraessuDg  ist  nebst  genauer  regel- 
mässiger Verbuchung  aller  für  die  Kontrolle 
derselben  massgebenden  Momente  Pflicht  des 
Brauers.  Mindestens  24  Stunden  vor  Beginn 
des  Maischens  (oder  der  Zuckeranflösung)  mnss 
die  genaue  Zeit  des  nächsten  Sudes  verbucht 
sein  (und  eventuell  schon  46  Stunden  Euvor 
muBS  anf  Erfordern  der  Steuerbehörde  eine  dies- 
bezügliche Deklaration  eingereicht  werden)  und 
mindestens  2  Stunden  vor  aemselben  die  Menge 
und  Art  der  dazn  zu  verwendenden  Materialien 
sowie  die  Zeit  des  Abläutems  der  Maische  von 
den  Trebern,  des  ferneren  zu  bestimmter  Stande 
die  Menge  und  Stärke  (das  specifische  Gewicht) 


')  Von  1880—1889  betrug  der  Steuersate 

6  sh.  3  d  bei  Zugrundelegung  eines  speciflschen 
Gewichts  von  1,057;  von  1889  ab  wurde  fUr 
dasselbe  der  Ko(?ffizient  von  1,055  als  Norm  an- 
genommen, wodurch  sieh  die  Steuer  effektiv 
um  ca.  3,600/n  erhöhte.  Für  100  Barrels  Bier 
beträgt  die  Steuer  32  £  10  sh.  (<=  4.05  Uk. 
pro  1  fal). 
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der  ^zo^nen  Wörze  eines  jeden  Oebräaes  und 
die  Bezeichnung  der  zur  Aufbewahrung  der- 
selben dienenden  Bottiche:  alles  unter  genaner 
Angabe  der  Zeit  der  betreffenden  Verbucbung. 
Die  Maische  muss  eine  Stunde  Uber  die  fitr 
das  Abziehen  der  Würze  verbuchte  Zeit  un- 
berührt stehen  bleiben,  sofern  nicht  inzwischen 
bräeits  eine  steueramtliche  Vermessnng  der 
Würze  Btattgefmtdea  hat.  Femer  ist  das  Auf- 
lassen der  Würze  auf  die  Gärbottiche  binnen 
12  Stunden  zu  bewirken  and  darf  aus  diesen  nicht 
Tor  erfolgter  steueramtlicber  Vermessung  bezw. 
nicht  vor  Ablauf  von  12  Standen  entfernt 
werden.  Jedes  einzelne  Gesamtsudquantum  ist 
mindestens  24  Standen  laug  von  dem  eines  ande- 
ren Sudes  gesondert  aufzubewahren,  sofern  nicht 
schon  vorher  die  steueramtliche  Ueberwachung 
des  ersten  Sudes  stattgefnnden  hat  Sud- 
mischnngen  sind  nur  auf  den  Lagerässem  und 
auch  nur  anf  Omnd  besonderer  schriftlicher 
genauer  Deklaration  Eulässig.  Ueber  alle  von 
uim  zu  bewirkenden  Bncnnngen  kann  der 
Brauer  eidlich  vernommen  werden.  Die  Be- 
rechnung und  Entrichtung  der  Steuer  geschieht 
entweder  auf  Grund  der  Bncheintragungeu  des 
Brauers  oder  der  steueramtlich  vorgenommenen 
Messung,  wobei  jedoch  immer  das  für  die  Staats- 
kasse günstigere  Ergebnis  für  die  Entrichtung 
der  Steuer  ausscbla^g^ebend  ist ;  allerdings  wird 
dem  Brauer  ein  Nachlass  von  47»  Differenz 
zwischen  seiner  Buobeintragung  und  dem  amt- 
lichen Uessungsergebnis  zu  Qunsteu  gdassen. 
Sine  tJeberschreitung  des  specifischen  Gewichts 
der  Würze  um  5"  gegenüber  dem  Bucbeintrag 
wird  als  das  Erzeugnis  eines  neuen  Sudes  be- 
handelt. Unter  den  vorgesehenen  Strafen  ist  die 
Konfiskation  nicht  nur  der  defraudierten  Würze- 
oder Biermengen,  sondern  auch  der  dieselben 
enthaltenden  Gefässe  bemerkenswert.  Die  Steuer 
wird  in  der  Kegel  sofort  nach  der  Feststellung 
des  Betrages  durch  den  Steuerbeamten  füllig, 
doch  kann  Handelsbrauem  die  Steuer  für  alle 
im  Laufe  eines  Monats  eraeugte  Würze  bis 
zum  Ende  des  betreffenden  Monats  bezw.  bis 
zum  15.  des  nächsten  Monats  gestundet  werden. 

Für  unvemchnldetes  Sudmisslingen  oder 
Verlusten  an  Würze  und  Bier,  solange  sie  sieb 
noch  in  den  Bäumen  des  Brauereibetriebes  be- 
finden, kann  die  erlegte  Steuer  erstattet  werden. 

Bei  der  Bierausfuhr  wird  die  Steuer 
(and  zwar  schon  seit  Jahrhunderten)  voll  rück- 
vergütet. Gewisse  amtliche  KontroÜbefugnisee 
zur  Feststellung  des  ursprünglichen  specifischen 
Gevrichts  der  würze  des  zn  exportierenden 
Bieres  sind  vorgesehen. 

Die  Biereinfuhr  ist  zollpflichtig  und  zwar 
bewegt  sieh  der  Zoll  je  nach  der  Qualität 
und  Art  des  Biers  und  den  daraufhin  vorge- 
sehenen verschiedenen  Normen  der  Erhebung, 
von  1  sh.  6  d  bis  10  sh.  6  d  pro  Barrel. 

Kommunal-Biersteuern  werden  in 
England  nicht  erhoben,  doch  werden  vom  Er- 
trage der  Biersteuer  3  d  pro  Barrel  sowie  der 
Ertrag  der  Lizenzen  den  Lokalverwal- 
tungen überwiesen. 

^eben  dieser  Würzesteuer  besteht  für  eine 
bestimmte  Kategorie  von  „Haasbrauern" 
noch  die  Malzbesteuerang  fort. 

Diese  nämlich,  die  von  jeher  eine  eigen- 
tümliche Stellung  in  England  einnehmen,  wer- 
den seit  1886/86  in  drei  Klassen  nnterschieden, 


welche  nach  Uassgabe  des  Mietswerts  des 
Hauses,  in  welchem  sie  die  Brauerei  zum  eigenen 
Bedarf  ausüben,  gebildet  sind. 

Die  znr  ersten  Klasse  gehüri^en  Haus- 
braaer,  d.  h.  solche  in  Häusern  mit  weniger 
als  8  £  Jahresmietswert,  sind  als  die  kleinsten 
sowohl  von  der  eigentlichen  Biersteuer  als  auch 
vcm  den  Lizenzgebähren  befreit.  Die  zur 
zweiten  Klasse  gehörigen  Hausbrauer,  d.  h.  die- 
jenigen in  Häusern  mit  einem  Jahmmietswert  von 
8— 10£,  sind  zwar  noch  von  der  Biersteuer  be- 
freit, haben  aber  eine  jährliche  Lizenzgebühr 
von  4  sh.  zu  entrichten.  Die  zur  dritten  Klasse 
zählenden  Hausbrauer ,  d.  h.  diejenigen  in 
Häusern  mit  einem  Jahresmietswert  von  10  bis 
15  £  haben  neben  einer  jährlichen  Lizenzgebühr 
von  9  sh.  eine  Malzsteuer  von  6'/i  sh.  für  je 
2  Bashel  Malz  (bezw.  für  die  dieser  Men^  des- 
selben entspraihenden  Surrogate)  zu  entnehten. 

Die  Handelsbraner  nahen  gleichmfluig 
eine  Lizenzgebühr  von  1  £  jährlich  zu  zahlen. 

Unter  den  englischen  Kolonieen  ist  bezüg- 
lich der  Biersteuer  Canada  hervorzuheben, 
woselbst  seit  1883  die  Fabrikatssteuer  nach 
dem  Muster  der  Vereinigten  Staaten  (s.  unten) 
im  Betrage  von  4  cents  pro  Gallone  eingeführt 
ist,  daneben  wird  noch  eine  Lizenz  von  jährlich 
50  Dollars  und  für  jede  Niederlage  eine  weitere 
von  20  Dollars  erhoben.  Ausserdem  besteht 
daselbst  noch  eine  Hopfenstener  is.  oben). 
In  Britisch-Ostindien  ist  die  Steuer  auf 
daselbst  erzeugtes  Bier  dem  Einftahrzoll  von 
Bier  gleich  (1  sh.  3  d  pro  Gallone). 

Die  englische  Würzesteuer  unterscheidet 
sidb  von  der  Österreichischen  verwaltungstech- 
nisch besonders  durch  die  wesentlich  einfachere 
Gestaltung  des  KontroUsjstems  und  teilweisen 
Ersatz  der  ständigen  amtlichen  KontroU- 
Hberwachungen  der  Brauereien  durch  die  pflicht- 
gemässe  Kegisterführung  durch  die  Brauer.*) 
Auch  wird  die  Besteuerung  nach  dem  sp«nfi- 
schen  Gewicht  derWürze  für  zweckentsprechender 
erachtet.  Immerhin  ist  auch  sie  für  heimische 
Begriffe  überaus  kompliziert.  Wenn  seitens 
der  englischen  Brauer  über  dieselbe  anscheinend 
nicht  geklagt  wird,  so  liegt  dies  daran,  dass 
die  voraafgegangene  Malzbesteuerung  auch  nicht 
weniger  als  einfach  beschaffen  war,  auch  zum 
Teil  eine  höhere  Steuerbelastung  für  die  Braue- 
reien im  Gefolge  hatte  als  die  gegenwärtige. 
Immerhin  ist  der  auffallend  starke  Bäckgang 
besonders  der  kleineren  Brauereien  Hanä  in 
Hand  mit  der  monopolistischen  Ausdehnung 
der  dortigen  Qrossbranereien  bezeichnend  für 
die  auch  für  englische  VerhBltnisse  sehr  hohe 
Besteuerung. ')   Auch  haben  sich  die  auf  diese 


')  Die  österreichische  Würzesteuer,  sagte 
Gladstone  im  Parlament  (10.  Juni  1880),  „is 
carried  into  effect  with  a  much  greater  amount 
□f  iuterference,  that  can  be  necessary  in  this 
country".  Cit.  nach  Urbans  Denkschrift  p.  XXI. 

Im  Verhältnis  zur  Branntweinsteuer, 
welche  ca.  700%  des  Branatweiupreises  aus- 
macht, ist  die  englische  Bierhesteuemng  im 
Betrage  von  ca.  34%  des  Bierpreises  allerain^ 
mässig.  (Aus  Harconrts  Bede  vom  2.  Mai  1895 
Cit.  nach  Ad.  Wagner,  Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaften,  3.  T.  p.  35.)  —  Allerdings  sind 
auch  die  Bierpreise  in  England  im  Veihftltnis 
zu  anderen  Bierlftudem  im  allgemeinen  s^  hoch. 
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Bier.  iKerbnuierei  und  KeAeBtAnerong 


Steaer  im  Interesse  der  mglischen  Gerrten 
beaenden  Landwirtschaft  geMtzten  Hofünmgen 
bisher  anBcbeineftd  nicht  T«rwirblieht.  \1^>hi 
hü  Zasamuenhange  hiermit,  wie  auch  mit  dem 
im  Lande  selbst  erfolgreichen  Vordrängen  des 
Inrntineotalen  Biertynus  (qwoidl  des  dentschoi 
nui  b0hmi«^eB)  enuttren  nbb  die  seit  Jahnn 
bestehenden  nnd  allm&hlioh  allgemein  werdenden 
Bestrebsn^n  auf  Ausschlnss  der  Surrogate 
Ton  der  Bierberdtnnff .  Doch  stehen  aagesichts 
des  «ehr  omfangreiaien  ZnokerrerbranchB  der 
engliachen  Branereien  der  LMong  der  „vvbb 
beer-^Frage  zu  gewichtige  anderweitwe  Lite- 
ressen  im  Wege.  Ein  zu  Ende  189B  erschienener 
nmfangrdcher  Bericht  einer  seit  lingerer  Zeit 
mit  der  Beratong  der  „Reabierfirage"  betranten 
pariamentarisdi«!  SommiiBioo  lutat  ia  Besag 
Ueranf  wenig  anssiehtsToU,  bietet  aber  nigleidL 
ein  techniseh  wenig  anziehendes  Bild  too  der 
nrnfimgreichen  nnd  vielfältigen  Verwendnng 
von  Halzsarrogaten'  in  ei^Uschen  Brauereien. 

Statistik  der  Bierbrauerei  und 
BierbeBteuernng  in  OrosB- 
britannien  und  Irl; 


land.i) 


TabeUe  1.2) 


Betriebs- 
jahre 


1880/81 
1890/91 
1896/97 


1^  «  ficB 


17  1  ro 
II  233 
8153 


Gesamt- 
ateuer- 
ertrag  der 
gewerbl. 
Brauer 
£ 


S     ;  Gesamt- 

"Sl  Wer- 
£  d  erzeogunfi 


8498044 
10  039  217 
11745  S6J 


1881 
1891 
1897 
1898 


Dier- 
erzeogung 

Barrels 


27469267 
32  236  969 

35  313  035 
35624  166 

und  umfassende 


Für  eine  vergleichende 
Darstellung  ist  der  Umstand  hinderlich,  dass 
für  die  in  Betracht  kommenden  Baten  teils  das 
Kalenderjahr,  teils  das  Betrieb^ahr,  teils  das 
Fiskaljahr  za  Grunde  gelegt  ist.  Auch  sind 
die  versteuerten  Biermengen  teilweise  als 
„Bierkonsnni"  (also  unter  entsprechender  £in- 
rechnang  des  Bieraosseohandels),  teils  als  reine 
Produktion  voi^tragen.  Die  versteuerten  und 
ansgeführten  Biermengen  sind  doppelt  —  nach 
dem  Fiskal-  wie  nach  den  Kalenderjahren  — 
vorgetrageQ. 

Der  Böckgan^  in  der  Zahl  der  gewerhs- 
mässigeu  Brauer  ist  angesidita  der  Mnon  seit 

')  HauptqueUeii  dieser  Statistik  sind  die 
„Statistical  Abstracts  for  the  United  kingdom". 

')  Für  die  ältere  Zeit  teilt  M.  G.  Mull- 
hall (The  Dietionary  o£  Statistice,  London  1892) 
folgende  Zahlen  mit: 
1.  England  and  Wales,  Blerkonsom  In 
MillionenOulloiiB. 

Total       pro  Kopf  Gfdlons 
1600—1700  255  44 

1701—1750  21:;  35 

1751—1800  252  32 

1801—1830  335  30 

1831—1860  560  33 

1881—1880  835  36 

11.  Englands  Biorproduhrioti  in 
Mi  1 1  i  0  nen  0  all  g  na. 
1840   650  1860   770  1880  1020 

1850   7io  1870   980  1887  1040 


einem  Jahrhundert  dstnrenden  isdastriellen 
Ausgestaltung  des  engtisdun  Srutwewu  »f- 
fallmd  groM,  er  ist  reJacrr  «tärkH-  als  in  irgend 
eäaem  anderen  Lande  mit  eotwicMter  Bier- 
industrie.  Amsa:  diesen  geweibodssig«! 
Brauern  (oomnum  brewors)  gab  et  niebtgewerb- 
Uehe  Bmor  (ptivate  brviran); 

1894/96  3932  mit  £2943  Bnshd  Kall-  vti 
2S5  Cwt  Zuc^erverbmuch  nnd  Sjmp,  189696 
3406  mit  73  98S  Bnahel  Mak-  and  265  Cwt 
Zockerverbranch  und  8yrttp,  1^^97  3304  nit 
69  345  BaAd  Halz-  nnd  259  Cwt.  Znekerm- 
hrauch  und  Symp. 

Ihre  GeiuttiteneiknBtang  (Bier^  nnd  Li- 
senistener)  betrug  laä&OT  I1SI8  £  ud  188596 
13604  £. 

Amurdem  gab  m  noch  nidht  stmrpiliift- 
tige  Privathnncr  ■ 
1894^  IS  Bai 

1^96/96  12  20B  isit  35^  £  lisoiBBteneratn; 
1896/97  II 619  „    3407  Ä 

Insgesant  betrog  der  Stenerertng  der  hri- 
titchea-  gewerUichen  nnd  nicM  geweiblidlieii 
Branereiett 

1898/94  10341  513  £ 
1894/95  10965466  £ 
1895/96  11614.719  £, 

woTtm  13  064  £  ftr  läteian, 
1896/97  ii76oSi6£ 

wovon  13  353  £  rar  IdseBzen. 
(Sieh«  TabeHe  n  anf  Seh»  847.) 
IHe  englische  Biereinfnhr,  grSmentdls 
ans  Dentseuand  stammend,  ist  Teralltnisniiss^ 
nicht  bedeutend.  Sie  betrag  1881/88  13900 
Barrels,  1885,^86  33700  Ban^  1889^  33090 
Barrels,  1898  46874  Barrels. 

(Siehe  Tabelle  IH  auf  Seite  847.) 

Wie  aw  dieser  CBiedwoBg  des  HatcanJ- 
verbranclia  der  uigUaäien  Braosreiffli  h<tw- 
geht,  Tuwenden  die  eigentliehen  G  rossbran«- 
reien,  d.h.  die  mit  Uber  100000 Barrels Sier- 
prodnktim,  verhältnismässig  woiiga 
Znckä  nnd  S^mp  als  die  übrigen  Kategonet« 
(3"/(,  des  Malz-  etc.  Verbrauchs  gegen  b*^  bei 
diesen);  eine  bemerkenswerte  und  nicht  nn- 
gSnstige  Thateache  im  Hinhliek  auf  eine  fSi 
die  Zuunft  etwa  z»  erwartende  B^chränkontr 
der  Uateriaiverwendung  der  engliachen  Brue- 
reien  auf  MaU  nnd  Bohfrucht. 

4.  Frankreich. 

Die  franzüsiache  Bierbesteuerong  ist  jnnger 
als  die  des  Weins  und  geht  urspränglidi  am 
eine  1625  eingeführte  ^ntroUgobnhr  (von 
sous  von  der  Tonne  fertigem  Bier)  zur  Unter- 
haltung der  auch  in  aaderen  Ländern  seiuei 
Zeit  bestandenen  amtlichen  Organe  znr  Vt^i- 
wachung  der  Bierbreitnng  und  Hjnalität  ^Teri- 
ficateurs  de  la  fotoication  des  bieresl,  welchf 
nach  Wegfall  dieses  Xiutitata  weiterernoben  und 
1635  der  allgemeinen  Getr&nke^ner  einver- 
leibt wurde.  Nach  mehrfachen  Steoererhöb- 
ungen  und  Nebenbestenerungen  des  Biers  wurden 
1791  in  der  Bevolutionszeit  sämtliche  Getränke 
steuern  beseitigt,  um  jedodi  schon  von  18»^  ^1' 
wieder  eingeführt  zu  werden.  1808  fand  eine 
VereinheitUcbnng  der  auf  dem  Bier  mbendea 
verschiedeneu  Abgaben  statt,  1814  bezw.  1SI6 
erfolgte  ^e  hie  zur  Zeit  geltend  gebliebene 
Differenzierung  der  S^uer  auf  starkes  (foru 
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Tabelle  II.  ■ 

Im  einzelnen  verteilte  sich  die  Biererzeuguag  GroBsbritaaaieus  und  Irlands^) 


Es  wurden  erzeugt 


Im  ganzen 


m 

Engbad 
lud 
Wales 
BkmlB 


in 
Schott- 
land 

Bureb 


in 

Irlanfl 

Barrela 


in  Oma- 
britannien 
vnd 
Irland 

Barrels 


Davon  waren  eur  Ausfuhr 
bestimmt") 


inEne- 
Una 
und 

WaleB 

Barrela 


in 
Schott- 
land 
Barrels 


in 

Irland 

Brrle. 


I.oross- 
brltan- 
sisn  n. 
TrUnd 

Barrels 


Es  verblieben  danach  zum  inI1tndiw^hen 
Verbrauch 


m 

England 

und 
Wales 

Barrels 


in 
Schott- 
land 

Barrels 


in.  , 

Irland 

Barreiß 


in  Gnws- 
britannien 
und 
Irlimd 

Barrels 


1896  z8  142  809 
1896|29  556  763 

463  aas 
30807493 


1893  30 
1898 


1 865  765 
2024417 
2037086 
1 91 1  863 


2  727  716 
2  810  848 
2812  724 
2904810 


32  736  a90 

3439a  2fi8 

35  313  035 
35  624  166 


258  388 
278  279 

297  359 
329 


399  ai6 


232  673 
230  791 
240881 
3«7 


19486 
1825S 
18890 
14676 


510547 
527328 

557130 
560402 


27  884421 

29  278  684 

30  165  866 
30478094 


I  633  091 
I  793  626 
1  796  205 
I  695  536 


2  70&230 
2  792  590 
2  793  834 
2  890  I34|35 


32  225  743 

33  864900 
34755905 

063764 


0  In  dentaolien  Hassen  stdlt  sich  die 
Blererzenfifong  Grossbritanniens  nnd  Ir- 
lands ttfe  KMgt  dar: 

davon  zur 
Produktion  Ausfuhr 
bestimmt 
hl 


Inland. 
Yerbrancb 


1896 
1896 
1897 
1838 


hl 

53  523833 
56231393 

5773681a 
583455" 


834  744 
862  181 
910907 
916357 


hl 

52689089 
55369113 
56825905 
57  339  354 


^  Der  wirkliche  Aussenhandel  Qross- 
britanniena  mit  Bier  nach  den  englisdien  Ko- 
lonieen  und  dem  Audande  war  geringe  und 
betrog 


1895  432  74a  Bands, 
1897  470827  „ 


1888  440867  Barrels, 
1896  462  960  „ 
1888476588  „ 

Davon  gebt '  ca.  V«  Q3ch  Australien  und 
naheEU  ^'g  nach  dem  Auslände.  Fttr  die  Utere 
Zeit  süid  folgende  (nach  v.  GEtlich  mitgeteilte) 
Zahlen  ttber  Englands  Bierausfnhr  interessant. 
Sie  betmg  1830  2843  Barrels,  1851  511237 
Bairels,  1864  1080208  Barrels.  Die  Zahlen 
sind  bezeichnend  fOr  den  aosserordentUeheu 
EinfluBS  des  in  den  Js^irzehnten  1880^1860 
sich  entwicbtindot  DamjifBcbiCbseererkehln  auf 
d«B  Aussenhandel.  Der  in  der  Folgezeit  wieder 
eingetretene  Itttck^:ang  der  i^edem  dominieren- 
den englischen  Bieransfohr  ist  verursacbt  be- 
sonders dnr^  das  Auftontmen  des  deatsdien 
Anssenhuidels  mit  Bier. 


Tabelle  m. 

Der  KaterialTerbrauch  der  britischen  Brauereien: 


Halz-  und  Bohfmcht 

Zucker  und  Synip 

in  England 
u.  Wales 

in  Schott- 
land 

in  Iriand 

im 
ganzen 

in  Irland 
n.  Wales 

in  Schott- 
land 

In  Irland 

im 
ganten 

Bnshels 

Bnshels 

BuidMla 

Busbela 

Cirts.«) 

Cwts. 

Cwts. 

Cwts. 

1896/97 

48401 131 

3876309 

5  133985 

57  320425 

2480260 

68  888 

20309- 

3569457 

TabeUe  IV. 

Von  den  britischen  gewerblichen  Brauern  im  Betriebsjahre  1896/97  erzengten 


Im  ganzen 
Dagegen  1895/96 

>)  1  Boshel  = 


Barrels 
(z.  ip;  Gew.  T.  1,065} 

6  510  unter  1  000 

I  600  1  001 — 100  000 

37  100001 — 500D00 

6  Ubar  500000 


verbrauchten 
Malz,  Keis  u.    Zucker  und 


entricht.  Steuer 
(Bier-  u.  Lizenz- 


8153 
8728 

8937 

36,34  Liter. 


Bohfrucht 

Symp 

Steuern) 

Busheis 

Cwts. 

£ 

3028915 

42  056 

521  190 

30  886518 

I  622  107 

6  482  384 

13345818 

715  566 

2827485 

10059174 

189  728 

I  914  502 

57  320  425 

2  569  457 

1 1  745  561 

58033  175') 

2  440  986 

1 1  598  547 

55  389  095 ') 

2  274  148 

10322  893 

')  1  Cwt.  =  50,8  kg.      Oboe  Heia  and  Maisverbrauch. 
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bifere)  nnd  scliwaclies  {petite  bi^re).  Gleichzeitig 
schied  die  Biersteuer  aua  dem  System  der  übrigen 
Getränkesteuem  aiis  und  erhielt  im  wesentlichen 
ihre  dermalige  Fassung  (durch  das  Gesetz  vom 
28.  April  1816).  Nach  verschiedeuen  kleineren 
Aendernngen  erfolgt«,  veranlaBBt  durch  den  Tor- 
aufgegangenen  franzifsisch-deatachen  Krieg.  1M71 
eine  äteuererbuhnng,  auf  Gmnd  deren  zur 
Zeit  die  Steuer  3  Francs  für  „Btarkea"  und  1 
Franc  för  Dünnbier  beträgt,  wozu  noch  der 
schon  seit  1816  bestehende  nnd  seitdem  mehr- 
fach erhöhte  „Zuschlag"  („Decimen")  von  2  Va 
Zehntel  mit  75  bezw.  25  Centimes  pro  Hekto- 
liter kommt.  Die  steuertecfanische  Deflnition 
des  „petite  bi^re"  ist  die  oben  bei  EUass-Loth- 
ringen  angegebene. 

Aach  das  Brauen  zum  eigenen  Bedarf  ist 
steuerpflichtig. 

Die  Berechnung  der  Stener  von  SO",,  des 
Kesselraumes,  Handhabung  der  Erhebung  der 
als  Kesselstener  mit  Würzekontrolle  zu  charak- 
terisierenden Steuer  mit  den  bezüglichen  Kon- 
troU-  und  Strafvorschriften  sind  analüg  den  oben 
bei  Elsass-Lothringeu  erwähnten.  Zultlssige 
Maximalgrösse  eines  Braukessels  ist  ein  Fassungs- 
raum  von  6  hl.  Die  Kontrolle  umfaast  den  ge- 
samten Brauereibetrieb  und  verfügt  über  sehr 
weitg^ende  Befugnisse.  (Die  Revision  kann 
sich  auf  alle  dem  Brauer  gehOrij!:en  Räume  er- 
strecken ,  das  Nachmessen  des  Biers  kann  noch 
beim  EinfOUen  in  die  Versandfässer  erfolgen.) 
Zur  Herstelinng  dürfen  alle  „nicht  gesundheits- 
schädlichen" Stoffe  verwendet  werden. ') 

Die  Fälligkeit  der  Steuer  tritt  normaliter 
am  Ende  eines  jeden  Monats  ein,  doch  können 
den  Brauern  gewisse  verzinsliche  (incl.  einer 
Proviaion  an  den  Steuererheber)  erleichternde 
Verteilangen  der  Steuerschuld  zugebilligt  wer- 
den. In  Städten  mit  über  300ÜÖ  Einwohnern 
kann  die  Steuerverwaltung  statt  der  Eiuzelver- 
anlagnng  der  Steuer  in  jeder  Brauerei  mit  der 
Gesamtheit  derselben  auf  deren  Antrag  und 
unter  solidarischer  Haftbarkeit  in  Hübe  des  vor- 
aussichtlich fölllgeii  Fabrikatioussteuerbetragcs 
derselben  ein  sogenanntes  allgemeines  „Abonne- 
ment" abschliessen,  d.  h.  eine  ilxation  der  Steuer. 
Ein  solches  Abonnement  besteht  zur  Zeit  nur 
in  Paris  (v.  May  a.  a.  0.  S.  605). 

Die  Steuerrückvergütung  bei  der 
Bieransfuhr  entspricht  mit  3,75  bezw.  1,25  Francs 
pro  Hektoliter  starkes  oder  schwaches  Bier  der 
erhobenen  Steuer.  Der  EingangszoU  beträgt 
7,TO  FrancK  pro  Hektoliter  Bier  ohne  Unter- 
schied der  Sorte,  wobei  jedoch  die  innere  Steuer 
bereits  inbegrifTen  ist. 

Ausser  der  Fabrikationssteuer  haben  die  g  e- 
werblichen  Brauernoch  jährlich  eine  Lizenz- 
gebühr zu  zahlen,  welche  seit  1870  in  11  De- 
partements 125  Francs  und  in  den  übrigen  75 
Francs  beträgt  und  au  deren  vorherige  Erlegung 
die  Befugnis  zum  Betrieb  des  Gewerbes  ge- 
knüpft ist. ") 


I       Neben  der  staatlichen  Bierbesteuemng  hat 
I  noch  die  gemeindliche  Besteuerung  des 
I  Biers  und  Bierverkehrs  in  Form  des  „Octroi" 
eine   seit  Jahrhunderten   groase  Verbreitung 
und  Ausgestaltung  erfahren,  durch  welche  die 
steuerliche  Gesamtbelastnng  des  Biers  in  Frank- 
'  reich  meist  eine  sehr  hohe  ist. 
;       Allerdinga  ist  hezUglicb  der  ErmSssignag 
j  und  Vereinheitlichung  der  Octrois  durch  da« 
Gesetz  vom  29.  Dezember  1897  ein  anscheinend 
erfolgreicher  Schritt  zur  Reform  gemacht,  indem 
die  Gemeinden  durch  dieses  Gesetz  ermächtigt 
wurden,  alle  Octroiabgaben  anf  die  sogenannten 
„hygienischen  Getränke",  worunter  auch  Bier, 
vom  31.  Dezember  1898  ah  aufzuheben.  Wo 
hiervon  kein  Gebrauch  gemacht  würde,  sollten 
die  Gemeinden  verpflichtet  sein,  die  bestehenden 
Abgaben  nach  bestimmten  Sätzen  zu  ermftssigen. 
In  den  für  die  Biererzeugung  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  Departements  (Aisne,  Ar- 
dennes,  Nord.  Pus  de  Calais  nnd  Somroe)  darf 
dieser  Satz  fortab  nicht  mehr  als  1.50  Francs 
pro  Hektoliter  Bier  betragen,  in  den  übrigen 
nicht  mehr  als  5  Francs. 

Hauptsächlich  bestimmt  durch  die  in  dem 
veralteten  Erhebungssystem  liegenden  Mängel 
sowie  durch  die  mit  den  Erhebungrikosten  nicht 
recht  im  Einklang  stehenden  Steuerertri^,  die 
bei  dem  überwiegenden  Weinkousnm  nnd  der 
fast  stationären  BevSlkemng  ohnehin  nicht  sehr 
l>edentend  nnd  entwickelnngsfähig  sind,  sind 
schon  seit  den  70er  Jahren  Reform bestrebnn^en  im 
Gange,  ohne  dass  jedoch  zur  Zeit  bereits  irjgend 
etwas  am  Status  quo  geändert  ist.  Allerdings 
wird  eine  selbstÄudige  Reform  der  Bierbesteue- 
rung in  Frankreich  besonders  dadurch  sehr  er- 
schwert, ala  dieselbe  ein  organischer  Bestand- 
teil der  „taxes  sur  les  boissous"  ist,  die  im  Bud- 
get ala  Ganzes  unter  den  „contributions  indirecta" 
rangieren.  Verschiedentlich  ist  daher  auch  schon 
der  llan  einer  völligen  Beseitigung  der  ganzen 
GetrSnkesteuem  anfgetaucht.  Das  zur  Zeit 
neueste  Projekt  einer  Bierstenerreform  ist  der 
unter  dem  14.  Mai  1895  von  Ribot  vorgelegte 
Entwurf,  wonach  eine  direkt  nach  Menge  und 
Grädigkeit  der  Würze  zu  erhebende  Steuer  ge- 
schaffen werden  sollte.  Der  Steuersatz  sollte 
30  Centimes  pro  Hektolitergrad  bei  einer  Mes- 
sungstemperatur der  Würze  von  15 '  betragen. 
Der  Ertrag  wurde  auf  12  Millionen  Francs  ver- 
anschlagt, und  zwar  sollte,  weun  er  nicht  er- 
reicht würde,  der  Steuersatz  entsprechend  erhOht 
werden,  nnd  wenn  er  überschritten  würde,  der 
Steuersatz  ermässigt  werden,  jedoch  nicht  unter 
5  Centimes  pro  Uehtolitergrad.  Die  zulässige 
Maximalgrösse  der  Braukessel  sollte  auf  8  Hekto- 
liter erhöht  werden  dürfen ,  femer  sollten  die 
Koutroll-  etc.  Bestimmungen  erheblich  geändert 
und  vereinfacht  werden.  Bis  zum  Frühjahr  1899 
war  auch  über  dies  Projekt  noch  nichts  ent- 
schieden. 


^)  Salicylsäure  gilt  als  gesundheitsschädlich 
nnd  es  ist  daher  auch  die  Einfuhr  von  Bier  mit 
Salicylzusatz  verboten. 

')  „Unter  „licence" ,  welche  schon  im  17. 
Jahrhundert  unter  dem  Namen  „annuel"  vor- 
kommt, wird  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  ge- 
wisser Gewerbe,  welche  in  irgend  einer  Be- 


ziehung durch  die  indirekte  Besteuerung  ge- 
troffen werden,  verstanden.  Die  Lizenzgebühr 
hat  dalier  auch  in  erster  Linie  den  Zweck,  eine 
Kontrolle  hinsichtlich  der  .Ausübung  solcher  Ge- 
werbe zu  erlangen  und  ist  hiernach  nicht  gleich 
mit  der  zu  den  direkten  Steuern  zählenden 
Patentabgabe,  „contribution  des  patentes"  = 
Gewerbesteuer."    v.  May  a.  a.  0.  S.  603. 
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Statistik  der  Bierbrauerei  und  Bierbestenerang  Frankreichs. 
Das  ziemlich  langsame  Fortschreiten  der  Brauer«  in  Frankreiah  erhellt  ans  folgenden 
Angaben.   Es  betrug*)  die  Biererzengang  Frankreichs: 

1869  6096761hl       1870   6764194  hl       1885   8009922hl    1895  8867322hl 
1869   7350000  „        1875   7355513  „       1890   8490511«    1896  8  99ia73« 
>)  Znm  Teil  ans  P.  Leroy  Beanlieu :  „Quelques  partienlaritis  de  rendement  des  Impftts  in- 
dizvets"  L'£c(Hiomi8te  fran^ais.  1896  Nr.  41. 

Tabelle  I. 


Zahl  der 

Bier- 

Bier- 
einfuhr 

Bier- 

Bier- 

Bier- 

Ertrag 

ttber- 
wachten 
Braue- 
reien 

der  Fabri- 
kfltions- 
stener 

Jahre 

er- 
zengnng 

aus- 
fnhr 

ver- 
braucb 

verbrauch 
pro  Kopf 

des 
Zolls 

der 
Octrois 

1000  hl 

1000  hl 

1000hl 

1000  hl 

1 

Mill.  Frs. 

MUl.Frs. 

mU.  Frs. 

1869 

2861 

7523 

97,2 

37,0 

7563 

20 

16,84 

0,35 

1875 

2790 

7350 

281,1 

31,2 

7600 

21 

20,79 

? 

9 

1880 

2659 

8227 

378.8 

29,3 

8676 

23 

22,62 

2,84 

14,23 

1885 

2722 

8010 

333,4 

27,4 

8316 

22 

21,76 

2,57 

14,53 

1890 

2867 

8491 

174,4 

35,9 
58,4 

8630 

22,5 

22,75 

1895 

3568 

8867 

124,8 

8933 

23 

23,56 

■f 

1896 

? 

8991 

125,0 

62,3 

9054 

23') 

23,76«) 

? 

? 

1897 

»4,37 

Bemerkenswert  ist  jedoch,  dus  beispielsweise  in  Roabalz  nnd  Lille  (Norddeparte- 
ment] der  Bierrerlwaitcli  pro  Kopf  der  BerlHkermig  mit  298  buw.  89S  Liter  grosser  ist  als  der 
in  Bayern.  In  St.  Quentm,  Toorcoing  und  Dnncerque  betrSgt  der  Konsum  ebenfalls  801 — ^248 
Liter;  in  Paris  dagegen  nur  11  Liter  pro  Kopf.  *)  Davon  entflelm  1896  auf  das  Departement 

Francs  Früics 

da  Nord  11  245  499        Meurthe  et  Hoselle  1  046  561 

FaB  de  Calais  3  192  199       Aisne   990  240 

Ardennes  i  217  104       Übrige  Departements  6  064  876 


Tabelle  IL 


y<Hi  dem  «engten  Biere 
waren 

1693 
hl 

1896 

hl 

starkes  Bier  (zu  3,7öFrancs 
pro  hl  Steuer  .... 

Dünnbier  (zu  1,25  Francs 
pro  hl  Steuer  .... 

steuerfreies  Bier  in  den 

5  120000 
3805000 
13000 

5  005  473 
3  973  245 
12555 

6.  Russland. 

Die  Bierbefiteuerung  bildet  in  Bussland 
einen  Teil  des  aus  dem  Jahre  1867  stammenden 
allgemeinen  „Getränkesteuer  -  Ustaws".  Nach 
einer  Neuregelung  desselben  im  Jahre  1876  er- 
fahr speciell  die  Bierbesteuerung  in  der  Folge 
noch  mehrfache  Aendenmgen,  weldie  schliess- 
lich in  dem  G.  t.  15.  Januar  1885  zu  der  noch 
gegenwärtig  massgebenden  Fassung  führten. 

Die  Besteuerung  gliedert  sich  a)  in  die 
„Accise",  welche  schon  seit  langer  Zeit  in 
Form  der  Maischbottichsteuer  erhoben 
wird,  und  b)  in  die  Pateutsteuer. 

a)  Die  Bier-  and  Methaccise  beträgt 
seit  dem  1.  Dezember  1892  für  jeden  Wedro 
^=  12.3  1)  Rauminhalt  des  Maischbottichs  für 
jede  Eiumaischung  30  Kopeken. ')  Ausser  dem 
JlaisGhbottich,  der  dann  nicht  mit  einer  Ab- 


läutervorrichtung  Tersehen  sein  darf,  darf  nur 
noch  ein  Läuterbottich,  dessen  Bauminhalt  mit 
dem  des  Ablassbottichs  zusammen  den  des  era- 
teren  am  nicht  mehr  als  10*^/«  übersteigen  darf, 
(seit  1887)  sowie  ein  kleiner  Ablassbottich  von 
hOchateuB  10  Wedro  Rauminhalt  in  der  Braue- 
rei zur  Aufbewahrung  der  Maische  benutzt 
werden.  Desgleichen  ist  das  BaumTerhftltnls 
zwischen  dem  Maisch-  bezw.  Würze-Kochkessel 
znm  Maischbottich  genau  bestimmt,  um  den 
einzelnen  Maischakt  nach  seinem  Quantum 
steuerlich  sicherzustellen.  Alle  diese  Gefässe 
sind  ateueramtlich  vermesaeu  und  befinden  sich 
nur  während  der  lant  Brauachein  angemeldeten 
Zeit  des  Einmaischens  nnd  WUrzekochens  (je- 
doch bezüglich  des  Maischbottichs  nur  bis  zu 
5  Stunden  nach  dem  Einmaischen)  ohne  Steuer- 
verscblusB.  Ausser  durch  genaue  Führung  von 
BetriebskontroUhüchem  hat  die  Kontrolle  durch 
einen  als  „Wächter"  auf  bestimmte  Zeit  fest  in 
der  Brauerei  einquartierten  Steuerbeamten  zu 
erfolgen;  ausserdem  darf  die  Brauerei  zu  jeder 
Zeit  in  allen  Teilen  steneramtUch  revidiert 
werden. 

Als  Braumaterial  dürfen  seit  1885*) 


nur 


>)  Bis  1879  12  Kopeken,  dann  bis  1692  20 
Kopeken. 

HandwSrteibaoh  der  SUattwlnenMibaftea.  ZwalU  Anllag«.  II. 


*)  Bis  dahin  waren  „ausser  Malz  auch  alle 
anderen  Materialien,  welche  der  Geanndheit 
nicht  srMdlich  aind",  zugelassen.  Ferner  ist 
es,  insbesondere  bei  den  Bierhändlern  und  Wir- 
ten untersagt,  „Bier  mit  Wasser  zu  verdünnen, 
demselben  Stoffe,  wenn  auch  nicht  der  Gesund- 
heit schädliche,  beizumengen  sowie  auch  das 
Bier  rersdiiedener  Brauereien  untereinander  zu 
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,.6etreideart«ii,  Hefe,  Hopfm  und  Wasser"  ntr 
Vairendnog  gelan^n. 

Die  Steuer  kann  unter  gewissen  Bedingun- 
gen bestandet  werden. 

Bei  nnverschuldeter  StJJmng  des  Branerei- 
betriebes  erfolg  BUckerstattang  der  Acciae. 

Die  Rückvergütung:  bei  der  Bierana- 
fahr  betr^  15  Kopeken  pro  Wedro  Bier. 

Der  Einfuhrzoll  betrftgt  für  Fassbier 
L60  Rubel  Gold  pro  Fud  16^  kg)  und  für 
Flaschenbier  80  Kopeken  pro  Flasche. 

b)  Die  Patentstener,  welche  der  Lizens- 
^bülur  in  anderen  li&ndem  entspridit,  wird 
Jährlich  entrichtet  und  zwar  1.  von  Braaereieo 
mit  einem  Maischbottich  von  100  und  mehr 
Wedro  Rauminhalt  a)  in  den  Residenzen 
und  Warschan  mit  löO  Rubel  für  100  Wedro 
und  einem  Zuschlag  von  1  Rubel  für  jedes 
über  100  Wedro  hinausgehende  Wedro  Raum- 
inhalt und  b)  in  den  Übrigen  St&dten  mit 
GO  Bttbel  für  100  Wedro  und  einem  Zuschlag 
von  60  Kopeken  für  Jedes  Uber  100  Wedro  hin- 
ausgehende Wedro  Raaminhalt;  2.  von  Braue- 
reien mit  einem  Maischbottich  von  weniger  als 
100  Wedro  Raaminhalt  a)  in  den  Residen- 
zen  und  Warschau  mit  66  Rubel  für  die 
ersten  35  Wedro  und  einem  Zuschlag  von  1,60 
Rubel  für  jedes  darüber  hinausgehende  Wedro 
Rauminhalt  und  b)  in  den  übrigen  Städten 
sowie  auf  dem  Lande  mit  20  Rubel  für  die 
ersten  86  Wedro  und  einem  Zuschlag  von  öO 
Kopeken  für  jedes  darüber  hinausgebende 
Wedro  Banminlült  des  Maischbottichs. 

Die  russische  Bierbesteuerung  (d.  h.  die 
Aeclse)  ist  auch  Im  Hinblick  auf  ue  Entwiche- 
luBg  der  russischen  Brauerei  als  schon  lange 
veraltet  zu  bezeichnen.  Ihre  fiskalisch  [beson- 
ders auch  in  Bezug  auf  das  Surro^atverbot] 
wie  betriebstechnisch  für  die  Brauereien  unlieb- 
sam empfundene  Unzulänglichkeit  hat  schon 
mehrfach  zu  Reformerwäguugen  YeranlaBsnog 
gegeben.  Nach  den  neuesten  bekannt  gewor- 
denen Plänen  scheint  man  an  Stelle  der  ^ttich- 
steuer  eine  „Wttrzesteuer  mit  Mdzverbrauchs- 
kontrolle"  in  der  Weise  einführen  zu  wollen, 
dass  man  zugleich  damit  ein  Urteil  darüber 
gewinnen  kann,  ob  in  Zuknnft  entweder  nur 
die  Halzversteuerung  (nach  bayerischem  Muster] 
oder  die  Würzeversteuerung  (nach  österreichisch- 
englischem Muster^  Platz  greifen  soll.  Doch 
sucht  man  einstweilen  noch  weitere  bezügliche 
Erfahrungen  des  Auslandes  abwarten  zu  wollen, 
besonders  im  Hinblick  auf  die  in  der  Schwebe 
befindlichen  Reform  versuche  in  Oesterreich. 
Statistik  der  russischen  Bier- 
brauerei und  Bierbesteuerung: 

Es  betrug 

in  den  Jahren   *^\2ahl  der    die  M«we  des 
»A.     Bierbrauereien  eneugten  Biers 

1873  ao73  1  747  337 

1880  i8o3  4224681 

1886  1541  3437235 

1888  I  323  3  763  554 

1894  1318  3776223 

1886  1 047  5  362  800 

vennigchen".  Doch  wird  die  Nichtbeaditung 
dieser  Bestimmungen  wie  auch  der  betreffend 
die  Surrontverwendung  in  der  Brauerei  nur 
als  polizeiJiche  Kontravention  geahndet 


Ungeföhr  '/■  der  Bieretzengnng  entfUlt  nS 

das  europäische  Russland  und  fast  der  G^ 
Samtproduktion  Russlands  aoi  die  Gonrente- 
ments  des  Weichselgebiets.  Hauptcentren 
Brauerei  sind  Petersburg,  Riga,  Moskao.  Wa^ 
schau,  Samara.  Von  der  zum  Teil  hoch  ge- 
diehenen industriellen  Entwickelung  der  meist 
von  deutschen  bezw.  Osterreichischen  Fachleaten 
geführten  rassischen  Brauereien  zeugt  es,  da» 
allein  36  der  1896  bestandeneu  1047  Brauereien 
46,6%  der  Gesamtbierproduktion  Busslands  tnf 
sich  vereinigten.  Die  in  Petersburg  bestdia- 
den  &  Aktienbranereien  stellen  allem  16%  der 
Gesamtproduktion.  Neben  der  eigentlichen  Bio^ 
branerei  ist  noch  die  in  mannen  Gwvmie- 
ments  sehr  verbreitete  Methbranerei  (1888 
50  Methbrauereien  nach  v.  Mav  a.  a.  0.  S.  GÜS) 
und  die  grösstenteils  im  Nebengewerbe  oder 
zum  Hausbedarf  betriebene  alte  natioDAle 
Kwassbrauerei  zn  unterscheiden. 

Der  Acciseertrag  von  Bier  und  Hetb  betmg^ 
im  Durchschnitt  der  Jahre:  ISIZfib  3,7; 
1876/78  3,6;  1879/83  6,6;  1881/90  5,2;  1891  M 
Millionwi  Rubel. 

6.  Belgien. 

Die  Bierhesteueruug  geht  in  Bdgien  nach 
auf  die  Zeit  vor  der  gewaltsamen  LMneissimz 
von  Holland  (1830/31),  auf  das  alte  niederliM- 
sche  Bier,Accise"Ge8etz  v.  2.  August  1822  n- 
rttck  und  unterscheidet  sich  nur  in  venieoi 
Punkten  von  der  in  Holland  gültigen  Biem- 
steuerung.  Ursprünglich  nur  nach  dem  SjstcD 
der  „Haischhotticbstener"  erhoben,  folgu 
man  endlich  dem  holländischen  Beiipiel  nm 
1867,  indem  durch  das  G.  v.  Sa  August  1883 
auch  die  „Halzgewichtsstener"  danebni 
fakultativ  zogelassen  wurde. 

a)  Die  „indirekt"  nach  dem  amtlieh  gt- 
eichten  Rauminhalt  des  Maischbottichs  erhobene 
Steuer  betragt  normal  4  Francs  pro  Hektoliter 
desselben,  wobei  als  geringster  Rauminhalt 
eines  Bottichs  10  hl  zugelassen  sind.  Wenn 
der  Netto-Acciseertrag  (von  Bier  und  Essig  zu- 
sammen, nach  Abzug  der  SteuenÜckvergDtna- 
gen)  ie  2  Jahre  nacheinander  16,  16,  17  oder 
18  Hillionen  Francs  erreicht,  so  kann  der 
Steuersatz  dem  entsprechend  um  b,  10,  U  oder 
20  7o  ermässigt  werden.  Bei  DicknuuaeheB  iit 
ausser  dieser  Steuer  noch  eine  E^fänznngs- 
steuer  („suppl£ment  de  l'accise")  zu  entncfaten, 
und  zwar  wird,  wenn  der  Kessel,  in  welchem 
das  Getreide  oder  M&lzschrot  gdcocht  wird,  den 
Inhalt  des  Maischbottichs  um  weniger  als  10^, 
übersteigt  (bezw.  kleiner  oder  ebenso  gioM  als 
dieser  ist)  ein  Zuschlag  von  ^Udea  Steuersatzes 
erhoben;  wenn  aber  der  Kenelinlialt  den 
MaischboUdcli  um  10%  oder  mehr  Qbenidgt, 
30  wird  eine  Enr&ncungsBteuer  von  4  Fnüi 
für  jeden  Hektouter  des  halben  EessehaniBs 
erhoben.  Werden  zwei  Kessel  benutzt,  deren 
Inhalt  zusammen  den  dopp^ten  Inhalt  des 
Maischbottichs  um  10%  Überschreitet,  so  wird 
die  Ergäuzungssteuer  nach  dem  H&Utinhalt  der 
zwei  Kessel  berechnet,  wenn  aber  der  Inhalt 
der  beiden  Kessel  weniger  als  10\  Über  den 
doppelten  Maischbottichranm  ausmadit  [bezw. 
kleiner  oder  ebenso  gross  da  dieser  iit),  so  wird 
die  Ergäuzungssteuer  nur  nach  dem  Dritleb- 
inhalt  der  beiden  Kessd  berechnet. 

Unter  iet  Voraanetcung  der  fiitridtmig' 
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der  nach  vorstebendem  sich  berechnenden  Er- 
gänznngssteuer  dürfen  anf  den  Braakessein 
AufaatuiräQze  bis  zur  HChe  von  10  cm  verwen- 
det werden. 

Die  Kontrolle  diwr  Art  der  Steuererhebung 
ist  dieselbe  wie  in  Holland  and  eine  sehr  weit- 
gebende ond  bedingt  amständliche  Anmeldan- 
gen  nnd  Listenftthrangen.  Die  zolässige  Dauer 
des  Maiscbprozessea  und  Würzekochens  ist 
genau  vorgeschrieben  und  je  iiach  der  GrOsse 
des  Maischbottichs  verschieden;  bei  Dampf- 
betrieb vermindert  Bich  die  zulässige  Zeitdauer 
nm  je  ein  Drittel.  Das  Einmaischen  darf  anch 
nicht  abteUungawelBe  geschehen,  aach  nicht  im 
weiteren  Verlauf  das  uaischTenahren  geändert 
werden. 

b)  Die  Steuer  nach  dem  Gewicht  des 
deklarierten  Malcscbrots  bezw.  der  zur 
Verwendung  gelangenden  Materialien  ^)  betragt 
10  Centimes  pro  Kil  logramm,  was  im  Vergleich 
zu  dem  vorstehenden  Verstenerungsmodus  der 
Annahme  eines  Verhältnisses  von  100  kg  Malz- 
schrot =  2'/«  hl  MaiBchbottichranni,  bezw. 
40  kg  Schrot  =  1  hl  Bottichraum  entspricht. 
Es  dürfen  jedoch  nicht  gleichzeitig,  d.  h. 
an  ein  und  demselben  Tage  in  einer  Brauerei 
mehrere  Sude  nach  verschiedenem  Besteue- 
rungsmodus  veiBteuert  werden. 

Auch  bei  dieser  Stenererhebungurt  sind, 
nach  holländischem  Huster,  sehr  weitgehende 
Eon  troll  bestimm  ungen,  besonders  auch  über  die 
Aufbewahrong  der  Rohstoffe,  der  Aufstellung 
nnd  Benutzung  der  Hühlen  in  Kraft. 

Die  Fälligkeit  der- nach  a)  oder  b]  er- 
hobenen Stener  tritt  normaliter  Ende  jeden 
Honats  ein,  doch  kann  die  Steuerschuld  bei  Ueber- 
schreitang  gewisser  Summen  (424,  1060,  2120, 
4240  Francs)  auf  gewisse  denselben  entspre- 
chend ausgedehnte  Termine  verteilt  werden 
(^—3  Termine,  der  letzte  bis  zum  80.  Tage 
des  fttnftoäehaten  Monats.  Bei  einer  Steuer- 
schuld von  Ober  4240  F^cs  mnss  Sicherheit 
gestellt  werden). 

Bei  unverschuldetem  Misslingen  der  Pro- 
duktion kann  Steuererstattung  bewilligt 
werden.  —  Bei  der  Bierausfnhr  wird  eine 
SteuerrQckvergütung  von  2,50  Francs 
pro  Hektoliter  Bier  gewährt  Der  Zoll  für 
eingeführtes  Bier  beträgt  für  Fass-  und  Fla- 
schenbier gleichmasflig  ö  Franca  (frtther  6  Francs 

Ero  Hektouter  Faas-  und  7  Francs  pro  Eekto- 
ter  Flaschenbier). 

Vom  Gesamtertrage  der  Biersteuer 
und  des  Bierzolls  werden  35 "/o  den  Gemein- 
den überwiesen  als  Entschädigung  für  die  seit 
1860  in  Wegfall  gekommenen  Octrois. 

Die  belgische  Bierbesteuerang  —  und  das- 
selbe gilt  von  der  holländiflchen  —  leidet  abge- 
sehen von  der  Unzulänglichkeit  der  völlig  ver- 
alteten Maischbottichsteuer  und  der  noch  un- 
TollkoDunen  entwickelten,  Halzgewichtsstener 
vor  allem  an  dem  durch  des  Nebeneinander- 
bestehen dieser  beiden  Steuererhebnngsarten 
bedingten  Dualismus,  durch  den  die  steuer- 


Gequetschter  Reis  und  Malzsurrogate 
sind  zugelassen  und  werden  nach  derjenigen 
Gewichtsmenge  verateaert,  welche  die  gleiche 
(Qualität  und  Quantität  Wflrze  bezw.  Bier  zu 
liefern  im  stände  ist  wie  ein  Kilogramm  Halz. 


liehe  Verwaltung  und  Kontrolle  über  Gebühr 
erschwert  und  verteuert  wird,  ohne  dass  die 
Sicherheit  der  StenerertrS^  dem  entspräche. 
Bei  der  auch  in  Belgien  wahrnehmbaren 
raschen  allgemeiner  werdenden  Bevorzugung 
der  Malzgewichtssteuer  —  seit  188ö,  wo 
diese  Steuererhebung  zagelaRsnn  wurde,  hat  sich 
die  Zahl  der  versteuerten  Hektoliter  Haisch- 
bottich-Bftuminhalte  am  fast  */]o  verringert  und 
betrug  nach  der  in  Belgien  üblichen  Umrech- 
nung 1898  nur  1,7%  des  versteuerten  Malz- 
schrota  —  dürfte  dieser  für  den  Fiskus  wie  für 
die  Brauereien  gleich  unerwünschte  Zustand 
allerdings  kaum  noch  von  längerer  Dauer  sein. 
Freilich  ist  in  Belgien  mit  einer  verhältiu»- 
mässig  grossen  und  infolge  der  noch  immer 
fortschreitenden  industriellen  Koncentration  der 
BevOlkerong  in  der  Zunahme  begriffenen  Zahl 
kleinerer  Brauereien  zu  rechnen,  die  fUr  die 
Weiterentwickelung  der  Bierbesteuerung  ein 
znm  Teil  erheblich  verzö^mdes  Moment  dar- 
stellen. Immerhin  ist  der  industrielle  XJmwand- 
lungsprozess  des  Brauwesens  gerade  in  Belgien 
in  sehr  energischem  Tempo  begriffen.  Noch 
vor  einigen  W  Jahren  zeigte  Belgien,  ohnehin 
eins  der  ältesten  europäischen  Bierläuder  in 
fast  unverwiscbter  Reinheit  das  wohlkonser- 
vierte Bild  des  Brauwesens  früherer  Jahrhun- 
derte mit  ihren  durchweg  obergärigen  im  ein- 
zelnen  aber  sehr  specialisierten  Biertypen 
(„lambic"  starkes  Bier,  „faro"  mittelstarkes, 
„mars"  schwaches  Bier,  „löwen"  nnd  anderes 
mehr),  die  gegenwärtig  meist  im  Verschwinden 
begriffen  sind  gegenüber  den  neu  aufgekom- 
menen, in  grossen  industriell  betriebenen  Eta- 
blissements erzeugten  Lagerbieren  nach  deut- 
schem Huster.  Mit  einem  jährlichen  Bierkon- 
sum von  fast  2  hl  pro  Kopf  der  Bevfilkerung 
wird  Belgien  auch  heute  nur  noch  von  B  ayern 
als  „Bieriand"  ttbertroffen. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  862.) 

7.  Holland  (exklusive  Laxembui:g). 

An  die  Stelle  der  seit  mehreren  Jahrhunderten 
bestehenden  Fabrikatsbestenerung  trat  schon  im 
18.  Jahrhundert  die  Maischbottichsteuer,  zuletzt 
geregelt  durch  das  G.  v.  2.  August  1822.  Im 
Jahre  1867  (G.  v.  7.  Juli)  wurde  ds  fakultativer 
Stenererhebungsmodns  daneben  die  Besteuerung 
nach  dem  Gewicht  der  verbrauchten  Materialien 
zugelassen.  Das  G.  v.  25.  Juli  1871  vereinigte 
beide  bis  dahin  durch  besondere  Gesetze  ge- 
regelte Besteuerun^arten  in  einem  Gesetz  „ent- 
haltend die  Bestimmungen  über  die  Accise 
(„accyns")  auf  Bier  und  Sssig",  das  im  Jahre 
1876  (G.  V.  27.  Joni)  sodann  noch  verschiedene 


1)  Von  hier  ans  nahm  auch  die  angeblich 
auf  den  im  13.  Jahrhundert  lebenden  aeaog 
Jan  Primus  von  Flandern  und  Brabant  znrflck- 
zufUbrende  Sage  vom  Künig  „Gambrinus"  ihren 
Ausgang.  Als  ein  Teil  jenes  alten  Eultur- 
emporiums,  das  im  14.  und  15.  Jahrhundert  zu 
dem  grossen  Herzogtum  Burgund  vereinigt 
war  (Artoisj  Flandern,  Brabant,  Hennegau, 
Lothringen)  ist  hier  ein  Hochsitz  für  das  nach- 
mals blühende,  über  ganz  Norddeutschland  bis 
nach  Skandinavien  hinauf  sich  erstreckende 
Branweeen  des  ausgehenden  Hittelalters  und 
der  BenaisBaucezdt  zu  suchen. 
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Statistik  der  belgischen  Brauerei  und  Bierbesteuerung: 


jähre 

Zahl  derbe- 

tri  p\\a  n  PT1 
Irl  IC  VC  11  dl 

Brauereien 


Deklarierte 
Kauminhalte 
der  Haiech- 
bottiche 
hl 

Menge  des 
Schrots 
kg 

Bier- 
(£:eschäts^ 

hl 

Bier-  und 
Esiigeiiifnhr 

hl 

Bier-  und 
ausfiuir 
U 

Ertrag 

At>T  TliAr- 

ateuer 
1000  Fks. 

1881 
1888 
1893 
1898 

»575 

2  759 
2875 

3  143 

346  636,80 
142  503,68 
80613,20 

130483  468 
1 50  702  663 
183  200  353 

9317508 
10 165  582 

1 1 383  340 
13509  046 

120  165 
105  813 

135  381 

9138 
4909 

2850 

14336 

14497 
ca.  16232 
„    19  264 

Aus  Terschiedenen  Jahrettngeu  des  „Dentacben  HandelsarchiT"  entnommen  nach  amt- 
lichen belgischen  Quellen.  Fttr  die  Uten  Zeit  riebt  t.  Hay  (a.  a.  0.  S.  618)  folgende  Zahlen: 

1831/40        1841/50        1861/60        1861/70  1671/80 
Zahl  der  Branereien :  —  3  894  a  763  3  598  a  546 

Biereneugung  hl:  5043119      594^333      7181333  9077990 

Ertrag  der  Biersteuer  1000  Fres. :        7  361  6  473  6  943         13  630         14  973 


Terwaltungstechniscbe  Änderungen  erfuhr.  Das 
Grossherzogtum  Luxemburg  ist  in  der  holländi- 
scben  Bierbesteneniug  nicht  einbegriffen,  sondern 
der  deutschen  Gesetigebnng  in  entsprechender 
Weise  angegliedert  (s.  0.). 

a)  Die  Steuer  nach  dem  Banminhalt  des 
Maischbottichs  beträgt  pro  Hektoliter  des- 
selben 1  Gnlden-  Die  Erhebungs-  nnd  Kontroll- 
bestimmungen  sind  die  gleichen  wie  in  Belgien 
(8.  o.y 

b)  Die  Steuer  nach  dem  Gewicht  der 

verwendeten  Materialien  beträgt  pro 
Kilogramm  Getreide  oder  Malz  Z%  Cents  = 
3'/s  Gulden  pro  100  kg  nnd  von  den  übrigen 
etwa  verwendeten  Stoffen  S'/s  Cents  für  die- 
jenige Gewicbtsmenge  derselben,  welche  die 
f^leiche  Qualität  und  Quantität  Bier  zu  liefern 
im  Stande  ist  wie  1  kg  Malz. 

Es  liegt  sonach  den  Steuersätzen  der  beiden 
Stenererhebongsarten  die  Annahme  des  Yer- 
hiltnisBC»  von  1 :  SV«  zu  Grunde,  d.  h.  dass  cur 
Tennaischung  von  100  kg  Malz  V,  hl  Maisch- 
bottichraum  erforderlich  sind  (in  Belgien  2  V«  bl)- 
Die  Versteuerung  mehrerer  am  selben  Tage  de- 
klarierter Sude  einer  Brauerei  nach  beiden  Er- 
hebungsarten ist  unzulässig.  Im  übrigen  sind 
die  Beatimmungen  über  die  Materialgewichte- 
steuer analog  denen  in  Belgien.  Bei  einer 
Mindestansfubr  von  10  hl  Bier  wird  eine  Steuer- 
rückvergütung von  1  Gulden  pro  Hektoliter 
schweres  und  62,ö  Cents  pro  Hektoliter  anderes 
Bier  gewährt;  als  schweres  Bi«-  gilt  solches  von 
mehr  als  13*'  Ball.  Stammwfirzeeztraktgehalt  j 
(„welches  vor  der  Weingärung  mehr  als  13  kg  Ei- 1 
trakt  enthält").  j 

Der  Einfuhrzoll  beträgt  3  Gulden  vom  I 
Hektoliter  Pass-  oder  Flascheubier.  , 

Statistik.   Trotz  des  hohen  Atters  der 
Bierbrauerei  in  Holland  ist  dasselbe  kein  eigent-  \ 
liches  Bierland  wegen  des  auch  gegenwärtig ' 
noch  überwiegenden  Branntweinkonsums  (der 
„Jenever" !).    Doch  hat  von  Amsterdam  aus- 1 
gehend  und  gest&tzt  auf  einen  rege  entwickel- 1 
ten  Exportverkehr  nach  den  Kolonieen  in  den  1 
letzten  beiden  Decennien  neben  der  alten  obä> 
gärigen  Brauerei  mit  ihrem  porterähnlichen 
Erzeugnis  die  moderne  Lagerbierbrauerei  auch 
hier  Fuss  gefasst  und  ist  durch  mehrere  gross- 
industrielle  technisch  hervorragende  Braustätten 
vertreten.  I 


Die  Zahl  der  betriebenen  Braue- 
reien, welche  1875  540  betrug,  stellte  sich  1896 
auf  451.  Die  Produktion  ist  im  gleichen  Zeit- 
raum von  1286710  hl  nur  auf  1417226  hl  ge- 
stiegen (1868  hatte  sie  bereits  1621498  hl  be- 
tragen). Die  Biereinfuhr,  fast  ganz  aus 
Deutschland  stammend,  betrug  1876  12000  hl 
nnd  1897  27010  hl;  die  Bierausfuhr  stieg 
im  gleichen  Zeitraum  von  15333  hl  auf  734M 
hl.  Der„Aceise''-Ertrag  betrog  1876  760000 
Gulden  und  1896  1810900  Gulden. 

8.  Skandiaavien. 

A)  Dinem&rk.  Abgesehen  von  einer  im 
17.  Jahrhundert  bestandenen  Besteuerung  des 
Malzes  hatte  sich  das  Bier  in  Dänemark  bis  in 
die  neueste  Zeit  völliger  Steuerfreiheit  zn  er- 
freuen. Erst  der  auch  hier  bedeutende  in- 
dustrielle Aufschwung  des  Brauwesens  unter 
Vorantritt  der  bekannten  von  J.  C.  Jacobson 
1847  gegründeten  Brauerei  Alt-Karlsberg')  (zu 
der  Itov  die  Brauer«  Neu-Karlsberg  kam),  und 
das  Bedürfnis,  für  die  Inan^riemng  einer  all- 
gemein erstrebten  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
(Arbeiter-Unfall-  und  Invaliditäte- Versicherung 
die  erforderlichen  Mittel  zu  gewinnen,  führten 
nach  verschiedenen  Ansätzen  zu  einer  Besteue- 
rung des  Biers  (durch  das  G.  v.  1.  April  1B91), 
welche  am  l.  Oktober  1891  in  Kraft  trat. 

Die  Steuer  trifft  als  Fabrikatssteuer 
das  fertige  Bier  ohne  Unterscheidung  der  Quali- 
tät, doch  ist,  um  den  ohnehin  daselbst  domi- 
nierenden Branntweinkonsum  und  die  Trunk- 
sucht im  allgemeinen  nicht  sn  begünstigen,  die 
Steuer  nur  auf  Bier  mit  mehr  als  2,6  "/n  Alko- 
holgehalt id.  h.  die  sogenannten  „Lagerbiere"  = 
„baier  0I")  beschränkt,  womit  für  die  leichten 
Oberlängen  Biere,  die  besonders  auf  dem  Lande 
von  ^eher  verbreitet  waren,  die  Steuerfreiheit 
gewahrt  blieb.  Im  gleichen  Sinne  wurde  die 
Herstellung  oder  das  Feilbieten  von  Bier  mit 

')  Dieselbe  wurde  nachmals  von  ihrem  Be- 
sitzer der  dänischen  Akademie  der  Wissen- 
schaften vermacht  mit  der  Massgabe,  dass  ans 
den  Erträgnissen  der  Brauerei  ein  Fonds  ange- 
saramelt  werden  solle,  der,  nachdem  er  die  Höne 
von  60  Millionen  Kronen  erreicht,  ausschliesslich 
für  wLBsensctiaftliche,  speciell  naturwissenschaft- 
liche Zwecke  verwendet  werden  solle. 
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mebr  als  S^/o  Alkoholgehalt  nntersagt,  des- 
gleichen auch  das  gewerbsmässig  Mischen 
stenerpflichtigen  und  stenerfreien  Biers  nnd  das 
Znsetzen  von  Spiritus  zum  Bier.  Endlich  wurde, 
ebenfalls  nm  den  Branntwein  und  dessen  Kon- 
sum  nicht  einseitig  zu  begünstigen,  die  anf  10 
Kronen  (=  11,24  Mark)  pro  Tonne  (=  131,39 
Liter)  festgesetzte  Steuer  einstweilen  nur  mit  7 
Kronen  erooben.  Erst  nach  der  inzwischen 
erfolgten  Erhebung  der  im  Jahre  1887  ein- 
geÄbrten  Branntweinsteuer  wurde  dieser  er- 
mäsrigte  Steuersatz  vom  1.  Mai  1897  verlassen 
und  dersdbe,  um  den  Brauern  den  üebergang  zu 
erleichtem  und  die  durch  die  Beatenernng  des 
Biers  erfolgte  Begflnsti^nng  des  Branntwein- 
konsnms  aufzuhalten,  einstweilen  {hia  zum  31. 
März  1902)  für  die  ersten  zum  inländischen 
Verbrauch  bestimmten  1600  Tonnen  Bier  einer 
Brauerei  auf  6  Kronen ,  fQr  die  nächsten  1500 
Tonnen  auf  8  V4  Kronen,  fUr  die  darauf  folgen- 
den 1600  Tonnen  anf  8^'i  Kronen,  f&r  die  wei- 
teren 1500  Tonnen  anf  8*/«  Kronen  nnd  für  das 
darBber  hinausgehende  Quantum  anf  9  Kronen 
bemessen. 

Nach  dem  81.  Hftrz  1902  soll  dann  allge- 
mein der  Sats  von  10  Kronen  pro  Tonne  in 
Kraft  treten. 

Für  das  exportierte  Bier  wird  der  betreffende 
Stenerbetrag  vom  Debet  des  Brauereiverkanfs- 
bnchs  abgeschrieben. 

Von  dem  Ertrage  aus  der  Bier-  und 
Branntweinsteuer  fällt  dem  Staat  vorweg  ein 
bestimmt«'  Betrag  zu,  der  Überwiegende  Teil 
desselben  wird  zwischen  der  Staatskasse  nnd 
den  Oemeinden  entsprechend  ihrer  Kopfzahl 
geteilt. 

Die  Steuerkontrolle  stützt  sich  vor- 
nehmlich auf  die  Verpflichtung  der  Brauer  zn 
sehr  specialisierter  Buch-  und  Registerfühmng 
unter  Zuhilfenahme  von  amtlichen  Bierbe- 
standsrevisionen und  Bieranalysen.  Der  Zoll 
beträgt  6  Öre  vom  Pfund  brutto  Fassbier  und 
15  Öre  vom  Pott  Flaschenbier  (6  Pott  =  4,8306 
Literl. 

Abgesehen  toh  der  Hfihe  des  Steuersatzes, 
durch  welchen  die  erstrebte  Znrttckdrängung 
des  Branntweinkonsums  nicht  nur  verhindert, 
sondern  dieser  eher  begünstig  worden  ist,  hat 
die  dänische  Biersteuer  sich  im  allgemeinen  für 
die  dortigen  Brauereiverhältnisse  wohl  bewährt. 
Wie  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
(s.  n.)  ist  auch  in  Dänemark  das  steuerpflichtige 
Bier  vorwiegend  das  ziemlich  gleichartige  Er- 
zeugnis einer  verhältnismässig  beschränkten 
Zahl  grosserer  industrieller  Braustätten,  und  es 
wird  daher  die  im  Systeme  der  Steuer  liegende 
Ansserachtlaasnng  der  Qualität  des  Stener- 
objekts  in  der  Praxis  anscheinend  nicht  weiter 
als  ein  Mangel  empfunden.  Jedenfalls  durfte 
er  durch  die  im  übrigen  von  der  Steuer  unbe- 
rflbrte  Freiheit  des  Brauers  in  der  Ausübung 
seines  Betriebes  viillig  aufgewogen  sein. 

(Siehe  die  nebenstehende  Tabelle.) 

Die  Erzeu^ng  des  stenerpflichtigen  Biers 
verteilte  sich  im  Stenerjahre  1^5/96  anf  41 
Brauereien ,  die  des  steuerfreien  Biers  anf  343 
Brauereien.  —  Die  Bierausfuhr  Dänemarks 
stellte  sich  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre 
anf  22000—26000  hl  und  ist  weitverzweigt; 


Es  betrug  in  Dänemark: 


Steuer- 
jahre') 

vom  steuerpflich- 
tigen Bier 

vom  steuerfreien 
Bier 

die  Erzeu- 
Tonnen 

der  Ver^ 
braach 
Tannen 

die  Eizea- 
_pnnfr 
Tonnen 

der  Ver- 
brsach 
Tonnen 

1891/92 
1892/93 
1893/B4 
1894:% 

542  399 
549  113 
583909 
613279 
675506 

477  976 
515423 
535  780 
553386 
605081 

891974 
918533 
941  536 
95«  75» 
990524 

884  478 
910903 
932  894 
94S  100 
983771 

die  Biereinfnhr  nach  Dänemark  ist  nur  un- 
bedeutend. 

Der  Stenerertrag  belief  sich  im  Jahre 
1885/96  auf  4235565  Kronen  gegen  3873704 
Kronen  im  Jahre  1894/95. 

B)  Sekweden.  Nachdem  seit  1658  das  Bier 
Gegenstand  verschiedener  Stenerformen  mit 
wechselnden  Stenersätzen  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert gewesen  war,  ist  es  seit  1811  bis  zur 
G^egenwart  steuerfrei  geblieben,  obwohl  schon 
wiederholt  die  Wiedereinführung  der  Steuer  ge- 
plant wurde.  Im  Jahre  1878  wurde  eine  Kommis- 
sion mit  der  Ausarbeitung  geeigneter  diesbe- 
züglicher Vorschläge  beauftrMrt,  welche  1881 
in  einem  ausführlichen  Outachten  das  Projekt 
einer  Halzstener  vorlegte.  Dieselbe  sollte 
4  Öre  pro  1  kg  Malz  betragen,  wobei  ange- 
nommen war,  dass  ans  1  kg  Malz  3,33  I  Porter 
oder  4 1  Lagerbier  („01")  oder  13,33 1  Dünnbier 
(,.svagdrikka")  gewonnen  würde,  die  Steuer 
demnach  1,20  bezw.  1  bezw.  0,30  Krone  für 
1  hl  des  jeweiligen  Fabrikats  betragen  würde. 
Das  Projekt  kam  jedoch  nicht  zur  Annahme 
und  wurde  erst  1898  wieder  aufgenommen,  nach- 
dem verschiedene,  inzwischen  erfolgte  Erwä- 
gungen über  eine  anderweitige  Besteneruug 
des  Biers  zn  keinem  Ergebnis  geführt  hatten. 
Als  Steuersatz  sind  nunmehr  aber  10  öre  pro 
Kilogramm  Malz  festgesetzt.  Die  Annahme  der 
Steuer  ist  inzwischen  erfolgt,  und  die  Einfüh- 
rung derselben  soll  im  Laufe  des  Jahres  1899 
erfolgen. 

Der  Zoll  auf  Bier  („Malzgetränke")  beträgt 
seit  1898  8  Oere  pro  1  kg  br.  Fassbier  und  16 
Öre  pro  1  kg  br.  Flaschen-  u.  a.  Bier. 

Die  schwedische  Brauerei  befindet  sich 
in  aufstrebender  Eutwickelung ,  was  zum  Teil 
durch  die  erfolgreich  betriebenen  Mttasigkeits- 
bestrebungen ,  durch  welche  der  Branntwein- 
konsnm  eriieblich  zurückgedrängt  ist,  mitbewirkt 
worden  ist.  Die  Zahl  der  Brauereien  be- 
trug 1880  :  374,  1890  :  364  nnd  1895  :  631,  wo- 
von die  grössere  Hälfte  auf  dem  Lande  befind- 
lich. Es  giebt  unter  ihnen  bereits  eine  be- 
merkenswerte Zahl  technisch  auf  der  Höhe 
stehender  Lagerbierbrauereien.  Auch  der  Bier- 
export  scheint  sich  zu  entwickeln.  Der  Malz- 
verbrauch der  Brauereien  wird  fUr  1880 
auf  464028  hl  angegeben  und  für  1890  auf 
670605  hl.  Die  Biererzengung  soll  betragen 
haben  1880:  1116726  hl,  1890  :  982680  hl  (?) 
nnd  1896:  1486270  hl,  wozu  noch  ungefähr 
ebensoviel  leichtes  Hansbier  (sogen,  „dncka") 
kommt. 

C)  Norwegen.    In  Norwegen,  dessen 


>)  Vom  1.  Oktober  bis  30.  September. 
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Brauwesen  nor  Ton  geringem  Umfange  ist,  ^eht 
die  Bestenemng  des  Biers  iu  der  gegenwärtigen 
Form  schon  auf  das  Jahr  1827  zurück.  I)ie 
Steuer  ist  eine  „Halzbereitungssteuer",  Gegen- 
stand der  Besteuerung  ist  die  zur  Bereitung  des 
Halxes  bestimmte  Gerste.  Nach  den  butlg- 
lichen  Bestimmungen  (des  Q.  t.  12.  Oktober 
18&7  und  den  dazu  erlassenen  Norellen  vom  21. 
März  imO,  SO.  April  1872  und  14.  Jnni  1879) 
betr&gt  die  Steuer  17  Öre  (=  19,26  Pfennige) 
von  jedem  Kilogramm  Kom,  das  zum  Zwecke 
der  Malzbereitnng  iu  die  unter  steneranitlichem 
Verschluss  befindlicheu  Weichen  gebracht  wird. 
Die  Yerwiegung  geschieht  durch  die  Steuerbe- 
amten. Die  Kontrolle  bedingt  einerseits  genaue 
Begisterführuug  des  Brauers  Uber  den  Zu-  und 
Abgang  der  zum  Brauen  benötigten  Materialien 
and  andererseits  eine  scharfe  and  fast  stAndige 
steaerliche  Bewaehnng  des  gancen  Betriebe, 
offl  die  Einftthmn^  onverateaerten  Halses  oder 
sonstiger  Materialien  in  die  Brauerei  zu  Ter- 
hilten. 

Die  BetriebsfQhmng  der  Brauerei  wird 
durch  die  Massnahmen  der  steuertichen  Kon- 
trollen nicht  weiter  berührt.  Die  in  der  Begel 
nach  der  jedesmaligen  amtlichen  Yerwiegung 
des  steuerpflichtigen  Getreides  fällig  werdende 
Steuer  kann  bei  Sicherheitsstellang  bis  xu  drei 
Monaten  gestandet  werden. 

Die  Stenerrückvergtttang  bei  der 
Binaasfohr  betrSgt  6,6  Gere  pro  Liter  Bier  bei 
einer  Mindestaasfuhr  von  4  Hektoliter. 

Der  Zoll  auf  eingeführtes  Bier  beträgt 
22  Gere  pro  1  kg  Fassbier  und  pro  Liter 
Flaschenbier  nach  dem  Minimaltarif  27  Gere. 

Die  Zahl  der  Brauereien  in  Norwegen 
wird  fflr  1895  auf  45  angegeben,  1893  auf  46, 
1693  auf  47,  1891  auf  61  und  1888  auf  47.  Die 
Bierproduktion  ist,  nach  den  Einfuhren  von 
Gerste  und  Malz  zu  schliessen,  im  langsamen 
Aalsteigea  begriifeii*  und  wird  fttr  1^  anf 


586 160  hl  angegeben,  während  sie  m  Ende  der 
aOer  Jahre  ca.  479000  hl  betrug.  Die  Bier- 
ausfuhr,  die  seitens  einiger  Orossbranereien 
bis  nach  Südamerika  ausgedehnt  wird,  ist  je- 
doch im  Rückgänge  begriffen  (1888  13400  U. 
1891  8044  hl.  1893  43üä  hl)  and  wird  bereite 
von  der  Biereinfnbr  abertroffen. 

Der  Steaerertrag  belief  sich  zu  Ende 
der  80er  Jahre  auf  1911M)0  Kronen  und  1894/95 
auf  2470000  Knnen. 

9.  Andere  Länder  Boropas. 

1.  Die  Sehweli.  In  der  freien  Schweiz  ist 
auch  das  dort  gebraute  Bier  steaerfrei.  Die 
früher  bestandenen  kantonalen  Abgaben  von 
Bier  (die  sogenannten  „Ohmgelder"),  welche  ver- 
fassongsgemäss  spätestens  Ende  It^  erloschen 
sollten,  worden  bereits  nach  EinffUmuig  das 
Alkobotmont^ls  1887  ausser  Hebang  gesetzt. 
Seit  einiger  Zeit  machm  sich  jedoco  speciell 
Ton  Seiten  der  agrarischen  InteresseoTertretungen 
Bestrebungen  auf  Einfühmng  einer  bnndesstsAt- 
lichen  Bierbesteueruug  geltend,  um  damit  ge- 
wisse steuerliche  Entlastungen  für  die  landwirt- 
schafüichen  BevOlkerungskreise  herbeiznfQhren. 
Doch  sind  präcise  Vorschläge  bis  Ende  Mai  1899 
noch  nicht  bekannt  geworaen. 

Der  Zoll  fttr  eingeführtes  Bier  beträgt  pro 
100  kg  Faasbier  nacü  dem  allgemeinen  Tarif 
6  Francs  and  nach  dem  auch  mt  Deatschland 
gültigen  Yertragstarif  4  Francs,  oto  100  kg 
Flaschenbier  dagegen  allgemein  10  Francs. 

Die  Zahl  der  Brauereien  war  1883 
423.  1891  340  und  1896  293.  >)  Dieser  Koncen- 
tration der  Betriebe  steht  eine  Znnahme  der 
Biererzengang  gegenüber,  welche,  1840  nur 
60000  hl  betragend,  1870  bereits  sich  auf 
356000  hl  und  189&  auf  ca.  1700000  hl  belief 
(ffenau  1702669  hl).  Nach  Mitteüongen  des 
i^entMhen  HuidebatchiTs"  betrog: 


1893 

die  Bieroxeagaag  i  6oo  ooo 

die  Biereinfbhr   54  i47 

die  Bieraosfohr   8666 


bl 


1894 
1  45000a 
61  41a 
6945 


hl 


1896 
I  630000 
62936 
8320 


1897 


W  — 


74  939  hl    79391  hl 


Z^  erfolgreicheren  Abwehr  des  aaslftn- 
disdien,  speciell  süddeutschen  Wettbewerbs 
wird  seitens  der  schweizer  Brauereien  lebhaft 
der  gesetzliche  Erlass  des  Verbots  von  Surrogat- 
Terwendnng  bei  der  Bierbereitung  befürwortet. 

2.  Italien.  Hier  wurde  au  Stelle  einer 
seit  1864  bestandenen  indirekt  erhobeneu  Bottich- 
and  Kesselstener  1874  durch  G.  T.  3.  Jani  die 
Wttrzesteuer  nach  Österreichischem  Master 
eingeführt.  1879  (O.  v.  31.  Juli)  erf^r  sie 
einige  Aenderungen  und  1891  woroe  sie  (durch 
EgL  Verordnung  vom  28.  November)  verdoppelt 
und  beträgt  seitdem  1  Lire*)  20  Ceutesimi  pro 
HektoliterCTad  Würze. 

Die  Messung  der  Würze  erfolgt  auf  dem 
Kühlschiff,  wenn  sie  auf  17,6'^C.  abgekühlt  ist. 
Für  „Verlust  an  Würze"  (Schwand  etc.)  werden 
seit  1879  12  7«  (bis  dahin  nur  6<'/o)  abgerechnet. 
Bier  unter  8^  Stammwürze  (bis  1879  unter  10") 
darf  nicht  hergestellt  werden  bezw.  wird  nach 
Massgabe  dieses  Extraktgehalts  versteuert;  die 

■)  1  Lire     0,80  Mark. 


zulässige  Maximalgrädigkeh  der  Wflrse  ist  16*. 

Von  einigen  Erleichterunc^n  der  Kontrolle, 
speciell  im  Gärkeller  (auch  kann  der  Snd  be- 
liebig eingeteilt  werden)  abgesehen,  sind  die 
steuerlichen  Bestimmungen  im  wesentiichen  den 
Osterreichischen  nachgebildet.  Die  Steuer- 
rückvergütung bei  der  Bierausfuhr  beträgt 
12  Lire  pro  Hektoliter.  Der  Einfahrzoll 
beträgt  nach  dem  Generalt-artf  12  Lire  pro 
1  Hektoliter  Fassbier  nnd  80  Lire  pro  100 
Flaschen,  nach  dem  Handelsvertrage  mit  Oester- 
reich and  Deatschland  von  188&  aber  für  die 
von  dort  stammende  Biereinfnbr  (eine  andere 
kommt  auch  kaum  in  Betracht)  jedoch  nur 
3  Lire  pro  Hektoliter  bezw.  100  Flaschen  Bier. 
Zu  diesem  Zoll  wird  aber  noch  ein  fester  Zu- 
schlag („üebersteuer,"  sopratassa)  von  19,20  Lire 


'■)  Die  grOsBten  Brauereien  befinden  sich  im 
Kanton  ZUrich  (1896  28  Betriebe  mit  zu- 
sammen S70300hl  Produktion)  nnd  in  Basel- 
Stadt  (189Ö  8  Betriebe  mit  236444  hl  Pro- 
duktion). 
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pro  Hektoliter  als  Aequivalent  für  die  inl&Ddische 
Steuer  erhoben,  da  das  aosländische  Bier  abi 
IdCTttdig^  anfifenommen  wird;  doch  ermSasigt 
Bich  diese  Uebersteuer  entsprechend  dem  je- 
veiligen  Ergebnis  der  Unteranchung  des  Biers, 
wenn  der  Importenr  eine  solche  beantragt. 

Neben  der  staatlichen  Bierstener  ist  seit  1874 
noch  ein  Gemeindesusdilag  (.dazio  consnino*')  bis 
m  8  Lire  pro  Hektoliter  EmSssig. 

Statistik  der  Bier  brau  ereiundBier- 
besteuerung  Italiens.^) 


Rech- 
nnngs- 
Jahfe 

Bierer- 
zengmg 

Bier- 
einfuhr 
hl 

Bierver- 
branch 
hl 

Stener- 
Ertrag 
Lire 

1890/91 
189il/94 
1896/97 

156  224 

93  856 
106  939 

94286 
54  534 
45  584 

350  510 
148390 
152  523 

I  042  000 
t  400  000 
I  553000 

Die  Zahl  der  Brauereien  schwankte  in 
denselben  Jahren  zwischen  140  nnd  125.  Be- 
trieben. Die  Bierausfnhr  ist  mit  ca.  1000 
Hektoliter  unerheblich.  Der  Bierverbranch  pro 
Kopf  der  BevOlkenrng  betrag  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1891/96  0^  Liter. 

t,  Spftnl».  Im  Weinlande  Spanien  besteht 
swar  eine  Eesselitener  von  der  Würzebe- 
reitung anscheinend  nach  französischem  Haster, 
welche  fUr  10  1  Kesselraum  pro  Jahr  40  Pese- 
tas (1  Peseta  =  1  Franc)  beträgt.  Der  Ein- 
fahrzoll betr&gt  15  Pesetas  für  1  hl.  Die 
Zahl  der  Brauereien  wird  fOr  1897  auf  40 
(1890  auf  60)  angegeben  und  ihre  Bierproduktion 
auf  96127  hlTl^  auf  ca.  120000  hl). 

4.PertHgai.  EinestaatlicheBierbestene- 
rnng  besteht  daselbst  nicht,  derEinfuhrzoU 
betrflgt  840  Bels  (lOOO  Belis  =  4.63  M.)  pro 
10 1.  Es  gab  1896  im  ganzen  nur  7  Brauereien 
(wovon  nur  3  tos  nennenswerter  Bedeutung) 
mit  einer  Gesamtproduktion  Ton  ca.  30000  hl. 
Die  Biereinfuhr,  fOr  die  fast  nur  Deutsch- 
land in  Betracht  kommt,  betrag  1880  noch 
2888  U,  1896  dagegen  nur  noch  U80  hl. 

10.  Die  BalkanlSnder  Insbesondere. 

ft)  Serbien.  Die  staatliche  Verzehnings- 
stener  vom  Bier  („Tröfifiriua")  geht  auf  dos 
Jahr  18^  znrfick  and  ist  zur  Zeit  nach  dem 
G.  T.  21^24.  Jnni  189S  in  (Geltung.  Sie  ist 
eine  Fabrikatastener  nnd  der  nmrdamerikuÜMhen 
Fassbierstener  (s.  unten)  nachgebildet  und  be- 
tTÄgt  für  Belgrad  20  Dinar  Gold  (1  Dinar 
=  1  Fran^  pro  Doppelcentner  Bier  und  ande- 
rer Orten  ö  Dinar  pro  Doppelcentner  nnd  wird 
durch  den  Kauf  von  Steuerstempelmarken  ent- 
richtet, welche  der  Brauer  vor  der  Inverkehr- 
bringung  des  Biers  auf  die  Ffisser  klebt  Bei 
der  Bieransfuhr  wird  die  Steuer  entweder 
T<m  vornherein  nicht  entriohtet  (d.  h.  die  Ge- 
binde becw.  Flasdien  gelangen  ohne  Stempel- 
marke aber  nnter  ateueramtÜeher  Eontrolle 
■um  Exportvo^and),  oder  sie  wird  nachträglich 
Toll  rttckvergfttet  Die  Strafen  auf  Defrauden 
änd  wie  anch  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr 
hoch  (in  minimo  1000  Dinar  bi«  am  TdUigen 

»)  Nach  dem  Bericht  „Eigebnis  der  Fabri- 
kationssteuern and  Erzeugnis  der  versteuerten 
Fabrikate  in  Italien  in  den  Jahren  1895/96  und 
1896/97".  DentschesHandelsarchiT,  1898.  Jnniheft. 


Betriebsschliessung),  doch  dürfte  diese  kaum  znr 
Anwendung  gelangen,  da  der  Bierverkehr  bei 
der  geringen  Zahl  der  Brauereien  ohnehin  leicht 
ttberwacht  werden  kann.  Der  Einfuhrzoll 
beträft  3  Dinar  pro  Doppelcentner  Bier,  ausser- 
dem liat  das  eingeführte  Bier  aber  noch  die 
Steuer  durch  Aufkleben  der  entsprechenden 
Marken  zu  entrichten. 

Die  derzeitig  erhobene  Stener,  zu  der  noch 
hohe  Gemeindeabgaben  kommen ,  ist  gegen 
frtther  (1882  und  1891  12  Dinar  pro  1  hl  Bier) 
ermässigt,  da  ihre  Höhe  sich  der  Entwicke- 
Inng  der  Branereien  als  hinderlich  erwiesen 
hatte.  Ton  ausschlaggebender  Bedeutung  für 
die  jeweilige  Biererzeugung  bezw.  den  Bier- 
konsum eines  Jalirea  ist  der  Ausfall  der  Wein- 
und  der  Pftaumenemte  (diese  wegen  der  Slivo- 
vitzfabrikation).  £s  bestanden  in  Serbien  1897 
10  Brauereien,  davon  die  beiden  grOssten 
durchaas  modern  eingeriditeten  nnd  betriebenen 
in  Belgrad,  deren  ^le,  1868  ge^TUndet,  auch 
die  Uteate  im  Lande  ist.  Die  Produktion 
aller  Brauereien  wird  auf  ca.  52000  hl  ange- 

feben.  Die  Biereinfnhr  betrug  1891  noch 
186  Doppelcentner  und  1896  nur  1398  Doppel- 
centner, geht  also  zurück,  wfibrend  die  Inlands- 
erzeugong  in  der  Zunahme  begriffen  sein  aoU. 

D)  Bnm&nlen.  Die  Bierbestenerang  daselbst 
ist  ebenfalls  der  amerikanischen  Fassbierstener 
nachgebildet  und  beruht  auf  den  GO.  v.  14. 
Februar  1882,  30.  März  1886,  28.  Marz  1889 
nnd  28.  April  1896.  Gegen  früher  anf  die 
HKlfte  herabgesetzt,  beträgt  der  Steuersatz  der 
„Fiskaltaxen"  zur  Zeit  1  Lei  50  Banni  (1  Lei 
=  100  Banni  ==  1  Franc)  fUr  10  1  Bier.  Die 
Entrichtung  der  Steuer  .gescMeht  mittelst  LSsung 
eines  „Passierscheines"  ftir  den  Ausgang  des 
Biers  aus  der  Brauerei.   Eine  besondere  Ver- 

Jflichtnng  der  Brauereien  besteht  in  der  von 
0  zu  10  Tagen  einzureichenden  Deklaration 
über  die  während  der  letzten  10  Tage  erzeugten 
Biermengen,  Zahl  und  Fassungsraum  der  damit 
gefüllten  Gebinde,  Aufbewahrungsort  derselben 
und  specialisierte  Nachweisung  derfDr  den  inlän- 
dischen nnd  ausländischen  Aroatz  entnommenen 
Gebinde.  Zugleich  ist  eine  s^pecialisierte  Dekla- 
ration über  den  voraussichtlichen  Betrieb  wäh- 
rend der  nächsten  10  Tage  einzureichen.  Der 
BierkouBum  innerhalb  der  Brauerei  (der  soge- 
nannte „Haustrunk")  Ist  steuerfrei.  Von  dem 
zur  Ausfuhr  bestimmten  Bier  wird  keine  Steuer 
erhoben.    Der  Einfuhrzoll  beträgt  30  Lei 

Sro  100  kg  Fassbier  und  50  Lei  pro  100  kg 
laacdienbier. 

Die  Biererzeugung  betrag  im  Finanz- 
jahr (vom  1.  April  bis  31.  März): 

1889091  nur  29951  bl 
1894/te  „  41548  „ 
1896/98  „  43960  „ 
1896/97        „      64760  „ 

Die  Zahl  der  betriebenen  Brauereien  betrug 
1886,97  nur  17.  Davon  stellten  3  in  Bukarest 
befindliche  Branereien  allein  68000  hl  her. 

Die  Biereinfuhr  ist  unerheblich  (1896 
90  Doppelcentner,  1895  151  Doppelcentner). 

DerErtragder  Fiakaltaxenscbwankte 
in  den  letzten  Jahren  von  800000-1260000  Lei. 

0)  Bulgarien.  Neuerdings  besteht  in  Bul- 
garien eine  staatliche  Fabrikatsstener  („Accise") 
Ton  6  Francs  nnd  daneben  ein  „Octtoi"  von 
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4  Francs  pro  Hektoliter  Bier.  Die  EDtrichtaag 
der  Steuer  geschieht  darch  Lösung  eines  Yer- 
sandbegleitscheins.  Ansserdem  rnnss  erklBrt 
werden,  dass  das  Bier  mindestens  2  Monate  in 
der  Brauerei  gela£:ert  hat,  ehe  es  in  den  Ver- 
kehr gegeben  wurde.  Der  Zoll  beträgt  14  <>  „ 
vom  Werte  des  eingeführten  BierB.  —  Die  Zam 
der  Brauereien  wird  für  18%  anf  29  angegeben, 
die  Biererzengung  im  selben  Jahre  auf  32  ^9  hl. 
Für  1889  wnrde  dagegen  die  Zahl  der  Brau- 
ereien nur  auf  13  und  die  Bierersengnng  auf 
ca.  2Ö00U  hl  angegeben. 

4)  Orieehenluil.  Die  daselbst  vom  Spiritus 
und  Bier  auf  Qrund  des  6.  t.  6.  April  1883 
gleichmässig  erhobene  Steuer  ist  eine  eigen- 
tümlich geartete  Kesselsteuer.  Sie  beträgt 
für  1  Oka  (=  1,28  kgi  jedes  Suds  30  Lepta 
(=  30  Centimes).  Die  Berechnung  der  Steuer 
erfolgte  frUher  allgemein  in  Gestalt  einer  Fixa- 
tion, indem  auf  Grund  der  vom  Brauer  zu  er- 
stattenden detaillierten  Produktions-  und  Be- 
triebsangaben durch  eine  Steoerkommission  das 
anf  das  folgende  Jahr  voraussichtlich  entfallende 
Steueraufkommen  festgesetzt  und  in  Monats- 
raten erhoben  wurde.  Gegen  die  Hohe  und 
Art  der  Steuerfestsetzung  stand  dem  Brauer 
Berufung  beim  Finanzminister  zu.  Das  zur 
Ausfuhr  bestimmte  Bier  wird  bei  der,  neuer- 
dings in  der  Regel  von  Fall  zu  Fall  berech- 
neten Steuer  in  Abzug  gebracht.  Der  Zoll 
beträgt  für  die  Oka  Fassbier  3ö  Lepta  und  für 
die  Oka  Flascheubier  60  Lepta.  Die  Einfuhr 
von  Halz  und  Hopfen  ist  im  Interesse  der  in- 
ländischen Brauerei  zollfrei.  Im  ganzen  sollen 
(1896]  9  Brauereien  (meist  am  PiiSus  bezw.  in 
der  Nähe  Athens)  bestehen  mit  einer  Produktion 
von  im  ganzen  72 160  hl.  Die  Biereinfuhr  be- 
trug 18w  48000  Oka,  wovon  das  meiste  aus 
Deutschland. 

11.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Die  staatliche  Bierbesteuerang  geht  in  den 
Vereinigten  Staaten  anf  das  0.  v.  1.  Juli  1862 
betreffend  die  inneren  Verbrauchsabgaben  zn- 
rDck.  Das  eigentliche  amerikanische  Biorstener- 
gesetz,  welches  den  18^  festgesetzten  Steuer- 
satz unveiilndert  beibehielt,  datiert  jedoch  vom 
13.  Juli  1866.  Sie  erfolgt  in  Gestalf  der  reinen 
Fabrikatssteuer  und  betrug  bis  1898  unver- 
ändert 1  Dollar  pro  31  Gallonen  bezw.  1  Barrel 
(=  117,6  l).  Durch  das  anlässlich  des  spanisch- 
amerikanischen Krieges  erlassene  „Kriegssteuer- 
gesetz" vom  13.  Juni  1898  wurde  sie  verdoppelt 
und  hat  sich  einstweilen  trotz  der  Bemühungen 
der  Brauereiinteressenten,  sie  nach  Schluas  des 
Krieges  wieder  anf  den  früheren  Stand  zu 
briiu:en,  auf  diesor  Hohe  von  2  Dollars  pro 
31  Gallonen  erhalten. 

Die  Steueren  trieb  tun  g  erfolgt  mittelst 
Steuermarken,  welche  in  grösseren  Mengen 
gegen  Gewährung  eines  gewissen  Rabatts  be- 
zogen werden  können.  Die  Marke  wird  vor 
dem  Ausgange  des  Biers  ans  der  Brauerei  auf 
das  SpundlocD  (,,spigot  hole  in  the  head)  im 
Boden  geklebt  und  gleichzeitig  durch  lieber- 
Schreibung  des  Datums  und  des  Namens  des 
Brauers  kassiert.  Die  Fässer  dflrfsi  nur  xwei 
ZapfKicher  (eines  an  der  Seite  und  eines  am 
Boden)  habra,  sodass  beim  Anstecken  die  Steimr- 
marke  entweder  durch  den  Bierzapfhahn  oder 


einen  gleich  grossen  Lnftliahn  durchbohrt  wird. 
Die  Fässer  müssen  ferner  ausser  dem  Namen 
des  Brauers  auch  den  Ort  ihrer  Fabrikation 
eingebrannt  tragen.  Die  StenerkontroUe  iBsst 
zwar  dem  Brauer  in  der  Führung  seines  Be- 
triebes völlige  Freiheit,  erfordert  aher  eine  sehr 
anagedehnte  Buch-  und  Registerfühmng.  Alle 
zehn  Tage  bezw.  alle  Monate  müssen  detaillierte 
Bücheranszüge  über  die  Menge  der  täglich  ver- 
wendeten Materialien,  Herstellung  und  Absatz 
des  Biers  der  Steuerbehörde  in  duplo  mitgeteilt 
werden  und  deren  richtiger  Inhalt  durch  Eil 
oder  AfArmation  bekräftigt  werden  (y.  May  a.  a.0.1 
Der  Transport  von  Bier  aus  der  Brauerei  naen 
dem  Lagerkeller  und  umgekehrt  erfolgt  unter 
steueramtlicher  Ueberwarhung.  Zur  Sicherstel- 
lung der  monatlich  Wlig  werdenden  Steuer 
dienen  noch  entsprechende  Kantionshinter- 
legnngen.  Das  Strafensysteni  ist  sehr  ausge- 
dehnt und  streng:  von  Geldstrafen  bis  zu  1000 
Dollars  und  bis  zu  mehrjährigen  Qefftngnisstrafen 
und  Schliessung  des  Brauereibetriebes.  Zur 
Ausfuhr  bestimmtes  Bier  ist  steuerfreL 

Ausser  der  Fabrikatsstener  ist  seitens  der 
Brauereien  noch  eine  jAhriiche  Lizenzgebfthr 
zu  entrichten,  welche  für  Brauereien  bis  zu  MO 
Barrels  Produktion  60  Dollars  und  fSr  Braue- 
reien mit  einer  Jahresproduktion  Ober  fiOOBarrela 
100  Dollars  beträgt. 

Zur  Beurteilung  der  amerikanischen  Fabri- 
katssteuer ist  oben  bereits  das  nOtige  erörtert 
Immerhin  ist  aber  bei  ihr  zu  berücksichtigen, 
dass  infolge  des  sehr  gleichmässigen  Charakters 
des  meist  ans  grösseren  Betrieben  stammenden 
amerikanischen  Biers  die  ihr  anhaftende  theo- 
retische Ungerechtigkeit  in  der  Erlassnng  des 
Steuerot^ekts  praktisch  nicht  weiter  ins  Gewicht 
fUlt.  Auch  haben  sich  die  Brauereien  in  der 
Union  unzweifelhaft  an  diese  Besteuerangsfbrm 
gewöhnt;  auch  sind  Wünsche  auf  eine  Aende* 
rung  des  Systems  in  grösserem  Umfange  in 
den  letzten  Jahrzehnten  nicht  laut  geworden. 
Vielmehr  erscheint  es  bemerkenswert ,  dass 
diese  Besteueningsform  in  neuerer  Zeit  vielfach 
als  Vorbild  gedient  hat  und  zwar  immer  in 
Ländern,  wo  aas  Brauwesen  —  vielfach  ohnehin 
daselbst  nur  von  sekundärer  Bedentung  —  infolge 
der  modernen  Anwestaltnng  Tim  Technik  und 
Verkehr  neu  eingeführt  wurde  und  zwar  gleich 
auf  industrieller  Basis.  So  in  den  oben  ei^ 
örterten  enropftiscben  Balkanstaaten,  so  auch 
in  den  meisten  mittel-  und  südamenkaniscfaen 
Staaten. 

Statistik  Aer  Brauerei-  und  Bier- 
besteuerung  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 
Ursprünglich  nur  für  den  Hausbedarf  be- 
stimmt, wurden,  wie  L.  v.  May  (a.  a.  0.)  be- 
richtet, im  Jahre  1810  erst  186613  Barrels 
(k  117,0  1)  in  129  Brauereien  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  erzengt.  Im  Jahre  1860 
betrug  die  Zahl  der  Brauereien  bereits  431  mit 
einer  Gesamtbiererzeugnng  von  750000  Barrels 
und  bis  zum  Jahre  1876  hatte  die  Zahl  der 
Brauereien  mit  fast  2600  Betrieben  ihr  Maximum 
erreicht  und  die  Produktion  war  anf  8384000 
Barrels  gestiegen.  In  der  Folge  hat  sieh  die 
Zahl  der  Brauereien  aUmShlieh  wieder  verrin- 
gert und  beträgt  neoodings  etwa  8300. 
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Die  Bierprodnktiott  aber  ist  anhaltend  ge- 
stiegen, wie  ans  nachstehenden  ZaÜen  ersicnt- 
lich  ist. 

TabeUe  I. 
Fiskal-  Fiskal- 
jahre jähre 
(1.  Juli  bis  (1.  Juli  bis 

30.  .Toni)  SO.  Juni) 

1886/87  27167793  hl  3892,9340644635  hl 
18K7;88  28999257  „  1893/94  39101924  „ 
188889  29515827  „  1894/95  39326852  „ 
1889'90   32  385  284  „     1895/96  42  095  659  „ 

i890;yi  35834220,,  1896,9740447135» 

1891.92   37431535  „     1897;98  44242101  „ 

Der  ffrösste  Anteil  der  Biererzeugung  ent- 
fillt  auf  die  Staaten  New- York  (1896/97  allein 
Sber  11  Millionen  Hektoliter),  Pennaylvanien 
(Philadelphia),  Illinois  (Chicago,  unter  ande- 
ren dort  die  grosse  Peter  Schönhofensche 
and  die  S e i p p sehe  Brauerei),  Wiskonsin 
[Milvankee  die  Brauereien  von  F  a  b  s  t , 
Schlitz  &  Blatz  daselbst,  Ohio  (Columbus), 
Kissonri  (St.  Louis  mit  der  Anheuser- 
md  Bnsch-Branerei),  New- Jersey  (Newark) 
nnd  Vassacbnsetts  (Boston). 

Tabelle  II.>) 

Pro-      pro  - 

.Srr^"^"""  Kopf  \ccis>'^^'-  Sa 
reien   ^,1,        ^    Accise  ^^^^^^  &a. 

Barrels  Barrels     Millionen  Dollar 
1874(75   2524     8,38  0,215    8,88  0,25  9,13 
1881 82   2474    16,62  0,333  13,34  0,19  13,43 
18K)9Ü   2144   26,82  0,488  23,23   0,18  23,41 
1894,95      ?      33,46  0,482  31,04   o,i6  31,20 

Im  Aossenbandel  der  Vereinigten  Staa- 
ten mit  Bier  überwiegt  die  Einfuhr  die  Aus- 
fuhr noch  um  mehr  als  das  doppelte.  Erstere 
berechnet  sich  für  dag  Fiskaljahr  1894/95  auf 
112  927  hl,  wovon  das  meiste  englisches  Bier 
ist;  doch  spielt  auch  süddeutsches  Bier  in  eini- 
gen Städten  der  L'nioB  eine  Rolle.  Die  Bier- 
ausfnhr  betrog  im  Jahre  1894j'95  42  263  hl 
und  ging  meist  nach  Kexxco,  den  mittelameri- 
kanlscben  Staaten,  nach  Hawaii  und  rerschie- 
denen  englischen  Inseln  im  StUIen  Oeean. 

Lltterfttnr :  V  o  r  b  e  n^  e  r  k  u  n  g.  Ein  sehr  aus- 
föhriichc  Litteratur- Verzeichnis,  besonder«  auek 
für  die  Gtarhiehte  der  Biergleuem  in  den  ver- 
»e/tied^nen  Ländern,  hat  L.  v,  May  in  der 
crtten  Außage  diese»  Handwörterbuch»  gebracht, 
auf  tcelehe»  hiermit  verwiesen  wird.  Da»  nach- 
»U-hmde  Veneichnis  beschränkt  sich  nur  auj 
di«  kaupU&eklicktten  Litteraiumachweise. 

A.  Bier  und  Brauerei,  aj  Lehr- 
b  athtr:  >J.  E.  IhoMaingf  Die  Theorie  und 
Praxis  der  MÜxbereitung  und  Bierbereitung,  5. 
Ai^loffe,  Leipzig  1898.  —  C.  .T.  Lintner, 
Grundriss  der  Bierbrauerei,  S.  Auflage,  Berlin 
mSS.  —  E.  Ehrich,  Handbuch  der  Bierbrauerei, 
5.  Auflage,  Halle  a.  S.  1890.  —  Moritz  und 
Jtforria ,  Handbuch  der  Brauereiicissenschaß, 
aus  dem  Englischen  überseUt  von  W.  }yindi»ch, 
BerUn  189S.  —  W.  Windisch,  ßas  chemische 
Lttbonitoririm  des  Brauer»,  4.  Auflage,  Berlin 


Uebernommen  ans  t.  Zeller  a.  a.  0. 


2S9S.  —  C.  J.  lAntner,  Handbuch  der  land- 
wirtschaftlichen  Gewerbe,  Berlin  189S.  —  C. 
Miehelf  Lehriuch  der  Bierbrauerei,  Augsburg 
ms.  —  V.  Petit,  La  Bihe  et  l'Industrie  de 
la  Bi^re,  Paris  2896.  —  E.  Chr.  Hannen, 
Untersuchungen  aus  der  Prcud»  der  Gährungs- 
indmtrie,  München  1888 — 95.  —  E.  Prior, 
Chemie  und  Physiologie  des  Malzes  und  des 
Bieres,  Leipzig  1896.  —  b)  Fachzeit- 
schr  ift  en:  nAllgemeine  Brauer-  und  Hop/en' 
Zeitung«,  mmbe^.  —  nWochensc/triß  für 
Brauerei«,  BeHin.  —  »ZeiUehrffl  für  das  ge- 
samte Brauwesenu,  München.  —  e)  Zur  Ge- 
schichte de  s  Bier  e  s  und  der  Brau- 
erei: B.  Kohert,  Zur  Geschichte  de»  Bieres, 
Halle  a.  S.  1896.  —  Ed.  Hahn,  Ein  Beitrag 
zur  Urgeschichte  des  Bieres,  Wochenschrift  für 
Brauerei,  Berlin  1898,  Ä'.  4.iSß'.  —  H.  v.  d. 
Planitz,  Bas  Bier  und  »eine  Bereitung  einst 
und  jetzt,  München  1879.  —  GrOsse,  Bier- 
Studien,  Ih-e»deit  1872.  —  C.  Amthor,  Ueber 
die  £ntwi€kelung  der  Bierbrtmerei  bi»  zur  MiUe 
dieses  Jahrkunderts,  Sonderabdruek  aus  den 
Monatsheften  der  GetdUchaft  zur  Forderung  der 
Wissenschaften,  des  Aekerbaites  und  der  JUlnste 
im  Unterelnas»,  Strassbnrg  i.  E.  1S97.  —  L.  v. 
May,  Das  bayerische  Malzaufschlagsgeset»  vom 
16.  Mai  1868  bis  zu  seinen  Aendemngen  1883, 
Einleitung.  Erlangen  I884.  —  E.  Struve,  Die 
Etawickelung  des  b<iyerischen  Braugewerbes  tw* 
19.  Jahrhundert.  —  Schinollers  Forschungen, 
13.  Band,  I.Heft,  Leipzig  189S.  —  Statement 
»ihowing  tbe  Production  and  Consumption  of 
Aleoholie  Beeeragea  (Wine,  Beer,  and  SpiriU) 
in  the  various  Countries  Europe,  in  the  Uni- 
ted  :^ates,  and  in  the  prineipal  Brititsh  Oobmies/ 
together  with  Statistical  Table»  relating  thereto, 
in  eaeh  Year  from  1885  to  1897,  as  far  as  the 
particulars  can  be  stated  (in  continuation  of 
Pürliamentary  Paper,  A'r.  4O8,  of  Session  1897)«. 

B.  Bierbesteuerung.  a)  Allge- 
meines: A.  Wagner,  Lehrbuch  der  Finanz- 
Wissenschaft,  Teil  III,  Leipzig  18S5lS9,  S.  55, 
109,  llSff.  und  Ergänzungehfft,  Leipzig  1896, 
S.  iSff.  98,  107.  —  L.  V.  St^n,  Lehrbuch  der 
Fiwmzwissensehaft,  ß.  Auflage,  Leipzig  1885186, 
g.  Bd.  S.  S46,  S.  Bd.  S.  SS7,  £51,  3S6ff.  — 
Eheberg,  Finanz  Wissenschaft,  4.  Auflage,  Leipzig 
189S,  S.  XGOff.  —  H.  V.  Zeller  in  Seh&nbergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  4.  Auflage, 
Tübingen  1897,  Band  S.  öOJff.  und  5S4ff.  — 
i'.  Mayr,  Art.  »Bier»teuer7i«  in  v,  Stengels 
Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungereehts, 
Band  1,  S.  240  und  Band  S,  S.  71.  —  Schdffle, 
Art.  aSteuerna  in  Frankmsleins  Hand-  und 
Lehrbuch  der  Staatswissenschaften,  i.  Band,  S. 
291—293.  —  Biematxki,  Art.  «Bier »teuer« 
im  5sterr.'ungar.  StaatewSrlerb.,  Bd.  1  l5Sff. 
—  Rouaseav,  Art.  »Biere«  im  Biet,  de»  Fi- 
nance»,  1889,  Band  1,  S.  889 ff.  —  W.  Voeke, 
Die  Grundlagen  der  Finanzwis»en»chaft,  Leipzig 
1894,  S.  71—74.  —  Leroy  BeauUeu,  Trait^ 
de  la  Sciettce  de»  Finance»,  Paris  1891,  1.  Band 
S.  661ff.  —  G.  Holxner,  Ueber  die  verschiedenen 
Methoden  der  Bierbesteuerung,  Zeit»chr.  für  das 
gesamte  Brauwesen,  München  1880,  S.  886ff.  — 
E.  Siruve,  Bier  und  Bierbesteucrung  in  Thausing» 
HandiHieh  a.a.O.  —  Winkler,  Bierbesteuerung, 
Deutseher  Brauerkalender  1898.  —  b)  Einzelne 
Länder  (Xorddeuisches  SUuergebiet)  :  Bertha, 
Das  deuüehe  Reirhsgesftx  wegen  Erhdtung  der 
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Brauatetter  vom  Sl.  Mai  lS7i,  Berlin  und  Leipzig 
1885.  —  Appell,  Die  Brauate^ter-Reiehsgcaelz- 
gebung.  2.  Ai^age,  Balle  n.  S.  188S.  —  F. 
Boecium,  Bemerkungen  über  eine  aligemein» 
Seieh^ierHeuer,  Birtk»  Änneäen  de»  DenUehen 
Reicht  1897,  Nr.  S  8. 108-14«.  —  &  Strtive, 
läatittiaehe  Beitrüge  *ur  Entwickelung  der 
Brauerei  in  Norddeutaeklafid,  Wbeheneekr^  für 
Brauerei,  Berlin  189S,  8.  196 ff.  —  Bayern: 
L.  V.  May  a.  a.  0.  —  A.  Biaenrelch,  Getetx 
Uber  den  MaUai^aehlag  nach  der  Neuredaktion 
vom  10.  Dezember  1889  und  det  Gesetze»  vom 
S4.  Mai  1896,  Würzhurg  1896.  —  K.  Struve, 
Bayeiiethea  Braugewerbe  a.a.O.  —  r.  Geiger^ 
Die  bayeriaehe  MaltattfaehlagageteUgebitng  von 
1889  vnd  ihre  Wirkuiig,  Seharu  F.  A.  1897,  8. 
gas —300.  —  B.  HarOterger,  Di»  EntWieke- 
lung  und  Gliederung  de»  haytriaeken  Brauge- 
vrrbea  am  Atagange  des  19.  JahrhunderU, 
Allgemeine  Brauer-  und  Hopfenzeitung,  Nürn- 
berg 1899,  Nr.  100,  107  u.  115.  —  Württem- 
berg: V.  Zeller  a.  a.  O.  —  O.  Schubert, 
Fragen  zur  Bier-  und  Weinbeateuerung  in 
WürUemberg,  Schanz  Fin.  Arck.  XIII,  1896, 
S.  Band.  —  Baden:  Daa  badiache  Geietz  die 
Biertteuer  betreffend  vom  SO.  Dezetitber  1896  und 
AttafilhniTtgaheatiminungen,  Sehant  Fin.  Archiv 
NJII,  1896,  Band  —  Slmbautti,  Bemer- 
kungen zu  dem  badiaehen  GeaetxeiUwurf  betreffend 
die  Braumalzateuer,  Karlaruhe  1884.  —  Elaaaa- 
J.iilhringen:  L.  Kiraeh ,  Die  indirekten 
Steuern  und  ZiiUe  in  Elaaas-Loth ringen,  Schanz 
Fin.  Archiv  1S8S.  —  AmUbUui  der  Oeneral- 
direktion  der  Zölle  nnd  indirekten  Sieticm  in 
Klman- Lothringen.  —  Oesterreich  -  Un  - 
garn:  J.  Wolf,  Die  Bierbeate iiening  in  Oes- 
terreich-Ungarn, Allg.  Brauer-  u.  Hop/enztg., 
Niirttbfrg  1882.  —  Holznet^  a.  a.  O.  —  v. 
May,  Commentar  a.  a.  O.  —  JT.  l'l'banf 
Denkachrifi  o.  a.  0.  —  Groaabritannien 
und  Irland:  A.  Wagner  a.  a.  O.,  Tetl 
III,  8.  178,  187—190,  -278—385  und  S>9—SS8, 
• —  Vocke,  Geaehiehte  der  Steuern  dea  brititcken 
Reichs,  Leipzig  1866,  8.  388,  487—441-  —  -^l^' 
gemeine  Brauer-  und  Hopfenzeitung,  Nürnberg 
1880,  Nr.  157 ff.  enthaltend  die  Ueberselzung  de» 
WortUiutea  des  engliachen  Biersteuergesettes  voni 
12.  August  18S0.  —  Reports  of  tke.  Com- 
missioners  of  II.  M.  Inland  Rerenues, 
London,  40.  Bericht  f.  189GI97.  —  StatistictU 
Abstracta  a.  a.  O.  —  Statement,  ahowing  the 
production  and  eonsuaiption  of  Ateokolie  Beve- 
ragea  a.  a.  O. —  Frankreich:  jtf.  OUbo, 
Code  de  eontribiUi/>n»  indireeta  et  des  octroie, 
8  Bände,  5.  Auflage,  Lyon  1879  I,  S.  569  ff., 
587 ff.,  II,  8.  277 ff.  —  A.  Wagner  a.  a.  O. 
—  Derselbe,  Ergänzungsband  a.  a.  0.  -  A. 
de  Fovllle,  Im  France  ecottcmique,  Paris  1889, 
8.  löOff.,  S82ff.  —  Annunire  slatistiquc  de  la 
France,  Nancy.  —  Bulletin  de  Statiatigue  et  de 
Ifgialation  comparie ,  Miniaiire  dea  Finanees, 
Paria  ab  1877.  ^Buaatand:  H.  Feget  de 
Corval,  Ualaip  über  die  Getränkealener,  Mitan 
1878.  —  BerieUe  dea  Departemente  der  indi- 
iriten  Steuern,  kerauagegeben  im  rusaiaeken  Fi^ 
nanzminiaierium,  Petersburg  ab  1881,  in  ruaaischer 
Sprache,  Auszüge  hieraus  in  reraehiedenen  Jahr- 
giingen  der  Allgem.  Brauer-  und  Ifopfenzeitung, 
Nürnberg.  —  A.  VeMelowntey .  .Annuuire  des 
Financea  Ruaaea,  8t.  Petersburg  ab  187-1.  — 
Anauaire  atatiaiique  ponr  la  Fintand,  ab  1878 


Digilized  by 


(in  ruMÜeher  und  framiititeher  Sprache).  — 
Deutschet  Handeüarckir,  Brrlia,  »ahlreirfir  uta- 
Hatitehe  Daten.  —  Befgien:  P.  Kivo^lB, 
a.  a.  O.  —  Ferrter,  Commentur  dea  toia  belfjrx 
aiir  ta  bra»»fric,  Bruxellea  ISSo.  —  I>e  Gveef, 
Lea  impCu  de  Conjunnmation.  L'un-he  atir  !u 
Biire,  BruxeUea  ISX4.  —  Holl  und:  F.  X. 
Stckenger.  (ietchiedenia  der  KvilerUindfche  be- 
laatingen,  »edert  hrt  jaar  IHIO,  ^  Teilt,  l'hvcht 
188S.  —  B.  Troelsta,  tt'el  rtin  den  -^-l.  Juli 
1S71,  hmtdtnde  btpulingen  omlrrnt  den  acryns  op 
hier  en  azyn  ete.  (Gesetz  betr.  die  Birr-  und 
Eangateuer),  LetttKaarden  —  Hotxnei'  ti. 

a.  O.  —  r.  Map,  f'wMiw.  a.  a.  (>.  —  Dütie- 
m  ark:  Lm-  om  nlakat  r.  1.  Okt.  J.SU1,  Kitpe»- 
hageti  Ifi'Jl.  —  J>  a  n  e  m  a  i-  k  a  ü  t  a  t  i  a  I  i  k 
(Jahrbuch),  Kopenhagen  ab  IS77.  —  Xnricf- 
gen:  Luc  'in  Tilrirkning  af  Malt,  {'bnntiiiniit 
IJ.  Okt.  liSö7,  ebendorl  die  Ueaelie  fum  l.  M'liz 
1860  und  40.  Mut  IHTJ.  —  /^iftitiatisk  Aai-btuf  Jtir 
kongerige  Xorge  (Annuaire  »UUixtiqne  de  In 
Norrhje),  Chnatiania  (in  »onreg.  und  j'inuxüa. 
Spnirhrj.  —  Itiilien:  Legge,  decietn,  regidn- 
mentu  fd  iatnnioni  autle  Uiaae  di  fiibricttrionr 
deV  alciol  c  delln  bin-a,  Firem<-  lS7ii,  S.  8  bin 
15,  s-i — 45,  r.a—M,  US — um,  ins,  ict.  — 

r.  May.  0>mm.  u.  a.  O.  —  iietilachi'»  Himdeh- 
archii;  Jiciiiii,  xaldreiclic  alaliatixchc  Jtatfii.  — 
l' e  b  r  i  g  •'  L  ü  »der  E u  r  v  p  a  s  :  v.  Hay, 
h.  I.  1.  A.  —  Deul»cke»  Naiidfhurcfiir.  —  Allg. 
Brauer-  u.  Ilop/emcitnng,  yUrnberg.  —  K'ocAfrt- 
achrift  J'iir  Brauerei,  Berlin.  —  SSeittrhriji  ßir 
daa  geaamte  BrUHwraen,  MUnchm,  in  allen  Jahr- 
gängen dir.  Xidixen  etc.  —  Vereinigte 
Staaten  nt  n  Nu  r  d  »  m  e  rika  :  Fr.  v. 
Hock,  I>ie  Finanzen  und  Finanigeschichte  der 
Vereinigten  Stmiten  vtm  Amerika,  atutlgart  lf<'i7, 
S.  JH7,  n>4,  4-i.i  J-i4  u.  7r>Sff.  —  i.  Schade, 
The  breircr*  Hundbimk ,  Waxhingtun  187*';  S. 
älff.,  Text  dea  (lencltea.  Demelbe  nvch  in  jran- 
zii*i«cber  Vi'bersetznng  witgcteilt  ron  OfQ^la 
a.  n.  O.,  iS.  117ß'.  und  hiernach  in  deutacher 
Ueberaetiung  mitgeteilt  rou  Ilohuer  u.  it.  O.  — 
V,  May,  Vomm.  a.  a,  O,  —  a.  a.  O.  er- 
wShnten  Fachaeitaekriftien  aowfe  reraehiedene 
am^ritaniaehe  Farhteitaehriflen  (The  Bmrer  and 
MalaUtr,  Chicago,  Her  amerikaniarhe  Bierbrauer, 
ebendort,  The  n'eatern  Brewer  u.  a.  m.). 

E.  Stntve. 


Blermer,  Magnus, 

geb.  am  22.  XI.  1861  in  Bern  (Schweiz),  als 
Sohn  deutscher  Eltern.  Nach  Absolvierung  de» 
Johannisgj'mnasiums  in  Breslau  studierte  er  an 
den  Universitäten  München,  Berlin,  Breslau  und 
Oöttingen  Jus  nnd  Xationalökonomie.  Er  ist  Dr. 
jur.  et  pbil.,  1887—1891  war  er  Mitglied  der  königl. 
staatswissenschaftliclien  Seminare  in  Berlin  nnd 
Bonn,  widmete  der  dortigen  Erweiterung  seiner 
Studien,  die  besonders  Erwin  Nasse  in  Bonn 
förderte,  acht  Semester  und  erhielt  im  Frühjahr 
1891  den  ministeriellen  Auftrag,  an  der  tech- 
niBchen  HochBchute  zu  Aachen  vorleBungen  zn 
halten.  Nach  Aufgabe  der  Dozentenkarriere, 
am  Schlnsse  des  ersten  Semesters  seiner  dorti- 
gen Lehrthfitigkeit,  folgte  er,  bebufs  ihm  wün- 
schenswert erscheinender  Ausbildung  in  der 
Praxis,  einem  Kufe  als  Syndikus  der  Handels- 
kammer für  den  Begierungsbesirk  Mttnster,  in 


welcher  Stellung  er  1892—1894  thStig  war 
worauf  seine  Ernennung  zum  ansserordentitchen 
etatsmässigen  I^ofessor  an  der  Akademie  zn 
Münster  1.  AV.  erfolgte.  Im  Frühjahr  1*^98 
lehnte  er  tou  drei  verschiedenen  Bemfungen 
die  an  die  technische  Hochschule  zu  Dannsl&iit 
und  an  die  Universitüt  Königsberg  ab  und 
nahm  die  nach  Greifswald  an.  Während  des 
Sommersemesters  versah  er  das  dortige,  dnrch 
Berufung  des  Professoi»  Stieda  nach  Leipzig' 
frei  gewordene  Ordinariat  vertretui^sweise, 
welches  ihm  im  Herbst  1898  definitiT  über- 
tragen worden  ist. 

Professor  Biermer  veröffentlichte  von  Staats* 
wissenschaftlichen  Schriften  in  BDcbform: 
Organisation  und  Aufgaben  der  HandelB- 
kammeru,  Bonn  1880.  —  Die  preussische  Slaats- 
und  Gemeindesteuerreform,  Münster  1892.  — 
Die  Abzahlungsgeschäfte  und  ihre  gesetzliche 
fiegelung,  Münster  1893.  —  Leitsätze  zur  Be- 
nrt'eilangder  gegenwärtigen  WähnmgBsitnation, 
Berlin  1896;  dasselbe,  2.  stark  erweiterte  Ansg. 
ebenda  1896.  —  Die  Goldwährung,  Munster 
1896.  —  Die  neueste  Entwickelang  der  briti- 
schen Arbeiterbewegung,  Münster  18^.  —  Die 
deutsche  Handelspolitik  des  XIX.  Jahrhundens, 
Greifswald  1899.  2.  Aufl.  ebendas.  —  Fflr:^ 
Bismarck  als  Volkswirt,  Greifswald  1.  n.  2. 
Aufl.  1899. 

Er  veröffentlicht  femer  in  den  Sammel- 
werken :  Haudwürterbuch  der  Staatswissen- 
schaften.  Bd.  IV  (Jena  189ä)  und  dessen  beiden 
Suppl.-Bdn.  (Jena  1895  nnd  1897)  sowie  im 
Würterb.  der  Volkswirtschaft,  2  Bde.  (Jena 
1898),  insgesamt  51  Artikel,  die  insbesondere 
Geschichte  und  Statistik  der  Streiks,  Gewerk- 
vereinsbewegung ,  .■Vrbeitslobn  und  Arböts- 
zeit ,  Arbeiterschutz  und  Gewerbepoütik  be- 
handeln. 

Er  veröffentlichte  von  staatawissenschift- 
lichen  Aufsätzen  in  Zeitschriften ;  a)  in  Jahrb. 
f.  Ges.  und  Verw.,  Bd.  XXI,  Leipzig 
Eine  neue  britische  Stimme  über  das  Lohn-  und 
Oewerkvereinsproblem,  — '  b)  in  Jahrb.  f.  >'at  o. 
Stat.,  III.  F.  Bd.  13,  Jena  1897:  Die  Arbdtsein- 
atellnn^en  in  Freussen  in  den  letzten  Jahren, 
—  c)  in  Jahrb.  d.  intern.  Vereinig,  t 
Kechtsw.  u.  Volkswirtscbaftsl.  IV.  Jahrg.,  Ber- 
lin 1898:  Die  britische  Arbeiterbe we-gnng. 
I  Besprechungen  staatswissenschaftl.  Werke 
(insgesamt  14)  finden  sich  femer  aus  seiner 
Feder  in  den  Jahrb.  f.  Xat,  III.  F.  Bd.  12. 13, 
,  lö  u.  16  (Jena  1896  -  98)  und  je  eine  im  Arth, 
f.  ßff.  R.  (Freiburg  i.  B.  1898)  u.  in  der  Zeit- 
sschr.  f.  Sozialw.,  Bd.  I  (Berlin  1898). 

Lipptrt 
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8.  Doppelwährung. 


BinuNMchiffalirt. 

(Wirtschaftliche  Bedentnng  tl  Statistik). 

1.  Yolkswirtschaftliche  Bedeatnug.  2.  Arten. 
3.  WasserBCrassen — Biimeiueeen,  Flüsse,  kanali- 
sierte  FlQsse,  Kauäle,  Äussen-Tiefe  und  Fahr- 
wasser, Haffe  — ^nutzbarkeit,  Länge.  4.  Schifb- 
gdßh»;  Kotor;  Betrieb.  5.  Letotnng. 

L  VolkswirtBohafdiche  Bedentmiir. 

IHe  Btnuensclüfhhrt  macht  die  natOrlichraif 
die  künstlich  verbessorten  und  die  kün^lich 
hexgestellten  SchiffahrtsstraBSen  der  Produk- 
tion einer-,  dem  Konsum  andererseits  durch 
bülige  VerkehrsTennitteliuig  dienstbar.  Da 
die  von  Natur  schiffbaren  Wasserstrasson 
der  Hauptsache  nach  auf  das  Tiefland  be- 
schränkt, in  diesem  aber  nach  Zahl,  Länge 
und  Benutzbarkeit  ungleich  verteilt  sind, 
da  ferner  künstlidie  Wasserstrassen  ohne 
unverhältnismässig  hohe  Kosten  nicht  über^ 
all  geschaffen  werden  können  und  da  end- 
lich in  den  meisten  Ländern  durch  Wasser- 
mangel oder  -überfluss  (Hochwasser)  und 
dun^  Eisbildung  alle  Wasserstrassen  oder 
eini^  von  ihnen  der  Benutzung  durch  die 
Schiffahrt  zeitweise  entzogen  sind,  so  steht 
in  dieser  Beziehung  ihr  Wert  für  die  Volks- 
wirtschaft hinter  dem  der  ziemlich  aller- 
wärts  anzulegenden  und  nur  auf  Stunden 
oder  Tage  der  Benutzung  entzogenen  Lacd- 
strassen  und  Eisenbahnen  (Voll-,  Neben- 
und  Kleinbahnen)  zurück.  Im  Vergleich, 
nicbt  mit  Landstrassen  und  Eisenbahnen, 
sondern  nur  mit  Eisenbahnen,  haftet  der 
Binnenschifbhrt  noc^  der  Nachteil  an,  dass 
sie  eine  ganz  vorzugsweise  rasche 
Beförderung  von  Gütern  nicht  zu  bewirken 
vermag.  Dafür  kann  sie  Güter,  die  zu  be- 
fördern für  den  Eiseubahndienst  unbequem 
oder  gefährlich  ist,  z.  B.  gewisse  Fette, 
Säuren,  durch  Stoss,  Schlag,  Erschütterung 
zur  Explosion  nagende  Stoffe,  mit  getii^rer 
UnbequemUchkeit  und  vor  allem  geringerer 
Gefahr  beffirdern.  Jenen  drei  oben  ange- 
gebenen, den  Binnenschi££ahrt8stra88en  und 
der  Bionenschiffisihrt  selbst  eüpenden  Haupt- 
mängeln stehen  femer  ah  Vorzüge  gegen- 
über die  grössere  Leistungsfähigkeit  und 
Eiligkeit  der  Binnenschiffahrt 

Beide  beruhen  auf  Vohältnissen,  die  der 
Hauptsache  nach  unabänderlich  sind. 

weder  auf  Landstrassen  noch  auf  Eisen- 
bahnen können,  der  Natur  des  Betriebes 
nach,  die  Fahrzeuge  ein  gewisses  Mass  an 
Länge  und  Breite  {sowie  auch  an  Höhe) 
überschreiten ;  sei  dieses  Mass  auch  so  ^ss 
wie  irgend  zulässig,  so  bleibt  es  doch  hmter 
demjenigen  eines  Lastschiffs  sehr  weit  zu- 
rück.  Auch  ist  das  Land-  und  Eisenbahn- 


fahrzeug stärkeren  Erschütterungen  ange- 
setzt und  muss  daher  verhältnismässig  stärker 
gebaut  sein;  endlich  vermehrt  das  ganze 
Untergestell  des  Lastwagens ,  AjLen  und 
Bäder,'  das  Gewicht  der  die  Last  direkt 
tragenden  oder  sie  umschliessenden  Wagen- 
teile  ungemein.  Aus  diesen  Gründen  haben 
Laad-  und  Eisenbohnhthrzeuge  em  sehr 
hohes  Eigengewicht  0,40  bis  0,70  des  Ge- 
wichts der  lAst  Schiffe  dag^en  können 
vielfach  erheblich  breiter,  imm»*  ab^  sehr 
viel  länger  (4~-8mal  so  lang  und  mehr) 
sein,  dabei  verhältnismässig  säiwache  Kon- 
struktionen haben,  und  sie  brauchen  kein 
Untergestell  oder  dem  Aehnliches  (Maschinen, 
Bäder,  Schrauben,  ebenso  wie  Ruder,  Schub- 
stangen, Takelung  dimen  nicht  zum  Tragen, 
sondern  zum  Fortbewegen  der  Last),  viel- 
mehr  schwimmt  der  Schiffshoden,  der  die 
Last  trägt,  von  Ausnahmefällen,  wie  dem 
Betriebe  auf  geneigten  Ebenen  abgesehen, 
direkt  auf  dem  Wasser.  Das  Eigengewicht 
des  Schiffs  beträgt  daher  nur  0,26  bis  0,33 
der  Last 

Mit  Vorstehendem  hängt  zusammen,  dass 
ein  Schiff  von  100  Tonnen  Ladefähigkeit 
etwa  0,25  d^  Anschaffungskosteu  von  10 
Msenbaimwa^en  zu  10  Tonnen  kostet,  und 
dies  Verhältnis  wird  für  das  Schiff  in  ge- 
wissen Grenzen  um  so  günstiger,  je  grösser 
es  ist  Ein  grosser ,  modemer ,  eiserner 
Rheinschleppkahn  von  2000  Tonnen  Lade- 
fähigkeit kostete  1897/98  etwa  90—95000 
Mark,  die  Ausrüstung  inbegriffen  -  die  Tonne 
Laderaum  kostete  daher  45 — 48  Mark.  Da- 
gegen kostete  ein  Güterwagen  von  10  Tonnen 
Tn^fähigkeit  zur  selben  Zeit  etwa  2400 
Manc,  die  Tonne  Laderaum  daher  2^  Mark. 

Das  den  Ausschlag  gebende  Moment 
aber  ist  die  verhältnismässig  überaus  geringe 
Zugkraft,  die  zur  Fortbewegung  eines  Last- 
schiffs erfordert  wird.  Mit  1  m  Geschwindig- 
keit in  der  Sekunde  zieht  ein  Pferd  auf 
horizontaler  Chaussee  1,6,  auf  den  Schienen- 
strängen einer  horizontalen  Eisenbahnstrecke 
15,0,  auf  horizontaler  Wasserfläche  aber 
60,0  bis  100,0  Tonnen.  Was  für  Motoren 
nun  auch  verwendet  werden  mö^ien,  immer 
braufdit  man  zur  Fortbewegung  emes  Sdiiffe 
weit  weniger  Kraft,  also  auch  weit  weniger 
Kosten  als  zu  d^  eines  !ESaenbahnwagens 
oder  gar  Landfuhrwerks. 

Und  hierin  sowie  nach  obigem  ausserdem 
in  der  grossen  FassimgsfähigKeit  des  Schiffs 
bei  geringem.  Eigengewicht  und  geringen 
Anscbaffungskosten  ist  die  Leistungsfähig- 
keit und  Billigkeit  des  Binnensciuifahrts- 
betriebes,  und  damit  dessen  hohe  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung,  begründet. 

Einigermassen  vermehrt,  wenn  man  will : 
künstlich  vermehrt ,  wird  diese  Billigkeit 
des  Binuenschiffstransportes  in  denjenigen 
Staaten,  in  denen  die  eriiobenen  Schiffalurts- 
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ab^ben  und  sonstigen  -Gefälle  weniger  auf- 
bringen, als  die  Unterhaltung  und  Verbesse- 
rung der  Schiffahrtsstrassen  und  die  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Neubaues  von 
solchen  kostet.  So  werden  in  Preusseii  — 
vgl.  Zeitschrift  für  Binnenschiffahrt  vom 
15.  Mai  1898  —  dann,  wenn  der  Kanal 
Dortmund-Emshäfen  im  Betrieb  sein  wird, 
also  vom  Herbst  1899  an,  gegen  20  Millionen 
Mark  an  personellen  und  materiellen,  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Ansgabeo  so- 
wie an  Zins-  und  AmoilisatioDsquoten  jfthr^ 
lieh  mehr  erfordert^  als  die  SchiHahrt  an 
Alwnbea  u.  s.  w.  einbringt  (etwas  lU>er  4 
Millionea  Hai^).  Wollte  man  (und  kOnate 
man!  —  denn  znnftchst  stehen  dem  die 
Reichagesetzgebui^,  vor  allem  aber  für  die 
Hauptmassen  der  Transporte,  diejen^n  auf 
Elbe  und  Rhein,  die  intenutionalen  Ver- 
träge entgegen  — )  jene  20  MiUioaen  gleich- 
m&Bsig  durdi  die  Schiffahrt  aufbringen  lassen, 
80  würde  das  deren  Leistung,  auf  jedes  von 
1  Tonne  zurückgelegte  Kilometer,  bei  über- 
schläglich 6000  Millionen  solcher  auf  preussi- 
Bdien.  Wasserstrassen  jährlich  zurückgelegter 
»Tonnenkilometer«  (To  km),  nur  um  0,33  Ffge. 
verteuern ;  die  Frachtkosten  würden  immer 
noch  den  Bahnen  und  gar  den  Landfuhr- 
werken gegenüber  (die  übrigens  ihrerseits 
auch  viemich  keine  Chausseegebühren  zahlen) 
verhältnismässig  gering  sein.  An  und 
für  sich  allerdings  würden  sie  für  einen 
Teil  der  jetzt  durch  die  Binnensdiiffahrt 
beförderten  Güter  zu  hoch  werden.  Ge- 
wisse Nebenprodidtte  der  Beiwerke,  Hütten, 
Salinen  und  chemischen  Industrieen  können 
allein  durch  die  enorme  Billigkeit  der  Wasser- 
fracht Absatz,  sogar  überseeischen,  finden. 
Der  dabei  erzielte  Nutzen  beträgt  freilich 
mitunter  nur  eine  oder  einige  Mark  für  die 
Tonne ;  aber  dieser  Nutzen  wüide  fest  verloren 
gehen  und  damit  die  Möglichkeit  zur  Ver- 
wertung jener  Nebenprodukte  schwinden, 
wenn  das  Kilometer  des  langen  Transport- 
weges —  Mannheim-Rotterdam  z.  B.  566  km 
—  mit  auch  nur  jenem  y»  Pfennig  belastet 
wäre.  Dementsprechend  würden  die  auf 
den  Hauptprodukten  nihenden  allgemeinen 
Kosten  grösser  und  die  Hauptprodukte  selbst 
teurer  werden,  womit  sowonl  ihr  Absatz  im 
Inlande  als  ihre  Konkuxrenz&higk^t  im 
Auslande  ge&hrdet  wäre.  —  Ebenso  bedarf 
der  Yeredelnngsverkehr  —  dies  Wort  in 
weitem  Sinne  genommen  —  und  auch  die 
Landwirtschaft  gewisser  Rohstoffe,  die  durch 
eine,  wenn  auch  an  sich  geringe  Verteue- 
rung entweder  von  der  Beförderung  ausge- 
Bchlossen  wSjen  oder  wiederum  die  mit 
ihrer  Hilfe  zu  gewinnenden  »edleren«  Pro- 
dukte, dadurch,  dass  jene  selbst  teuerer  ge- 
worden, verteuern  würden.  Diese  Produkte 
des  Veredelun^verkehrs  bilden  indessen 
auch  wieder  Gegenstände  der  Bahnbeförde- 


rung, und  auch  die  Bahnen  würden  daher 
am  letzten  Ende  betrftditliche  Frachten  ^n- 
büssen,  wollte  man  jenen  V^^elungsverl^ir 
durch  obige  Massregel  einschränken.  — 
Diesen  Betrachtungen  muss  noch  die  ange- 
reiht werden,  dass  jede  Einschränkimg  der 
Produktion  auch  eine  Einschränkung  der 
Arbeitsgelegenheiten  und  der  SteueärÄfte 
bedeutet  Cebrigens  wählen  selbst  landwirt- 
schaftliche Frodiikte  von  an  und  für  sich  hohem 
Preise  nicht  immer  die  Bahnen.  Rohzucker 
z.  B.  vom  Nordosten  nach  dem  Südwesten 
Deutschluids  geht  im  Flussschiff  Oder-ab- 
wfirts,  per  Seeschiff  von  Stettin  nach  Rotter- 
dam und  per  Ftasssdiiff  von  dort  ua/dk 
Maonhäm.  Der  ganze  Transport  wird  in  16 
Tagm  vollzogen ;  Bi^tiansiKtrt  würde  etwa 
10--12  Tage  erfordern.  Und,  um  auch 
gleich  betreffe  der  oben  bezeichneten  Neben- 
produkte und  Rohstoffe  einige  Thatsachen 
mitzuteilen :  1895  und  1896  zusammen  gingen 
von  Hambu)^  nach  See  netto  465360  Tonnen 
AbraumsaJze,  von  denen  auf  der  Elbe  ge- 
kommen waren  457  441  Tonnen.  Auf  dem 
Rhein  gingen  von  Deutschland  nach  Holland 
und  weiter:  1896  allein  netto  11627  Tonnen 
Soda,  59196  Tonnen  Cement,  Trass,  Kalk, 
Erde,  Lehm,  Sand,  Kies,  Kreide.  Dagegen 

fingen  rheinaufwärts,  von  See  durch  Holland 
ommend,  1896  netto  1 577  765  Tonnen  Eisen- 
Erz  und  51 217  Tonnen  Dün^mittel.  Wenn 
sonach  zum  grössten  Teile  m  der  Billigkeit 
der  von  ihr  geleisteten  Tran^rte  der  volks- 
wirtschaftliche Nutzen  der  Binnenschiffahrt 
zu  erblicken  ist,  so  dient  sie  nebenbei  audi 
als  Regulator  der  Frachtsätze  ihres  jüngeren 
Konkurrenten,  der  Eisenbahn,  Diese  würde 
gewiss  vielfach  höhere  Frachten  nehmen 
und  damit  dem  Verkehr  und  dem  Erwerbs- 
leben höhere  Steueni  auflegen,  könnte  man 
die  Güter  nicht  auch  durch  die  Binnen- 
schiffahrt transportieren  lassen,  die  munent- 
lich.  seit  allgemeinerer  Anwendimg  des 
Dampfes  für  die  Anforderungen,  die  betreffs 
aller  Arten  von  Gütern  der  gewöhnliche 
Frachtdienst  stellt ,  die  Konkurrenz  der 
Bahnen  in  Bezug  auf  Schnelligkeit,  so  z.  B. 
auf  mehreren  holländischen  Kanälen,  ferner 
auf  der  Elbe  und  namentlich  dem  Rhran, 
nicht  mehr  zn  scheuen  braucht  und  ihnen 
in  der  Bewältigung  von  Massentransporten 
überlegen  ist. 

Die  Erkenntnis  dieser  Dinge  war  in 
Deutschland  eine  Zeit  lang  verloren  gegangen ; 
man  hielt  die  Binnenadii^alut  rar  durch 
die  Ebenbahnen  entbehrlich  geworden.  Das 
Verdienst,  diese  Ansdiauung  wieder  zurück- 
gedrängt zn  haben,  gebührt  zum  grossen 
Teil  dem  von  Friedr.  Harkort  und  anderen 
1869  in  Berlin  gegründeten  »Centraiverein 
für  Hebung  der  deutschen  Fluss-  und  Kan^- 
schiffahrt«,  dem  1898  angehörten  16  Zweig-, 
13  andere  Kanal-  und  Schiffervereine,  56 
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Magistrate,  83  Schiffahrts-  und  Induslrie- 
gesellschaften ,  50  Handelskammern  und 
kaufmännische  Körperechaften  und  über 
10800  Mitglieder. 

2.  Arten.  Als  Motoren  gebraucht  die 
Binnenschiffahrt  Wind,  Menschenkraft  — 
ausgeübt  mit  Kudem  oder  Schubstangen 
oder  audi  im  »Treidelzuge«  — ,  Pferdekraft 
—  ebenblls  auageül^t  un  Treidelzuge  — 
und  endlich  Mascninen,  die  durch  Dampf-, 
Benzin- ,  Petroleum-  oder  Elektromotoren 
getrieben  Terden ;  die  Maschinen  übertragen 
mre  Bewegungen  auf  Schrauben,  oder  auf 
BMer,  die  an  beiden  Seiten  oder  hinten 
(am  Hede)  angebracht  sind.  Die  gebräuchlichen 
der  hieraus  abzuleitenden  Bezeichnun^n 
Bind:  Seanl->  Buder-,  Treidel-,  Dampfschiff- 
fohrt,  bei  letzterer  —  und  ebenso  bei  der  Fahrt 
mit  anderen  mastdiinellen  Motoren  —  je 
nachdem :  mit  Sdiiaubea-  oder  Srätenräder- 
oder  Heckradschiffen.  Hat  das  8(diiff  keinen 
eigenen  Motto-,  sondern  fiüut  es  im  Schlepp- 
aahange,  so  werden  in  dieser  »St^epp- 
schiffiahrt«  untencbieden  die  Bemorqueu]>- 
Schiffahrt,  bei  da:  das  schleppende  Schiff 
Schrauben-  oder  Ruderschiff  ist,  und  Tanerei- 
bez.  Kettenschleppschiffahrt,  bei  der  es  äx^ 
und  seinen  Schleppanhang  diux;h  Aufwickeln 
eines  auf  der  Flusssohle  liegenden  Draht- 
taues (oder  einer  Eette)  um  eine  Trommel 
vorwärts  bewegt.  Nach  der  Wasser- 
strasse,  auf  der  gefahren  wird,  könnte 
man  Fluss-  und  Kanalschiffe  von  einander 
unterscheiden  j  indessen  werden  beide  im 
ganzen  ziemhch  übereinstimmend  gebaut, 
weil  sie  beide  Arten  Wasserstrassen  zu 
befahren  pflegen.  Eine  besondere  Bauart 
haben  allerdings  die  Schiffe,  die  zumeist 
auf  grossen  Binnenseeen,  Haffen  und  in 
»Aussentiefen«  aowie  in  den  »Aussenfahr- 
wassern«  der  in  die  See  mündenden  Flüsse 
ftihren;  sie  sind  Wind  und  Wellenschlag 
ausgesetzt,  gebrauchen  grössere  Bordhöhen 
und  feste  Decks  und  nähern  sich  in  ihrer 
Bauweise  dem  Seeschiff.  Nach  der  Fahr- 
richtung unterachädet  man  Berg-,  Thal- 
und  Trajdct-  oder  Querfohrt 

8.  Wasserstnusen  —  Binnenseeen,  Flüsse, 
kanallBlerte  Flltsse,  KanUe,  Aassen-Tlefe 
nnd  -Fahrwasser,  Haffe  — ,  Benntibarkeit, 
lilnge.  Binnenseeen.  Sie  haben  meiateoa 
einen  ziemlich  hohen  Grad  natürlicher  Schiff- 
barkeit. Die  Anlagen  fUr  die  Schiffahrt  be- 
schränken sich  zameiat  auf  die  (durch  Baaken, 
Tonnen  und  Bojen  sowie  Lenchttfirme  eu  be- 
wirkende) Bezeichnimg  der  tiefen,  erentnell 
kQnatlich  vertieften  Fahrrinnen  sowie  anf  deren 
Schutz  gegen  Yerschlicknng  nnd  gegen  Wellen- 
schlag, ferner  auf  die  Herstellnng  von  Treidel- 
stegen oder  -Dämmen  and  von  Leit-Ffahl- 
reihen  an  den  HafenmQndongen,  nnd  endlich 
anf  die  von  Häfen,  Anlegeplätzen  und  LSsch- 
nnd  Ladeeinrichtungen. 

Dnrch  ihr  Setentionsvermtfgen  speichern 
die  Binnenseeen  zn  Hochwasserzeiten  grosse 


Wassermen^en  anf  und  fahren  sie  erst  nach 
und  nach  ab,  erhöhen  also  in  solchen  Zeiten  die 
Schiffl>arkeit  der  ans  ihnen  ^hendui  FlUsse. 

Im  Deutschen  Seich  werden  von  der  Schiff- 
fahrt benutzt  die  grossen  Seeen  in  Hasnren,  in  der 
Gegend  BttdSstiich  Flbing,  im  Mecklenburgischen, 
die  drei  grösseren  bayerischen  Seeen,  Chiem-, 
Starnberger-  nnd  Ammersee  ^diese  der  Hanpt- 
sache  nach  zur  Peraonenscbiffahrt)  nnd  der 
Bodensee,  letzterer  gemeinsam  mit  der  Schweiz. 

In  der  Schweiz  bilden  die  Seeen,  ausser 
dem  Boden-  noch  der  Genfer-,  Vierwaldstätter-, 
Thnner-  und  Briensersee,  fast  die  einsigen 
Schiffahrtstrassea. 

In  Italien  hat  die  BiBnensebifEahrt  anf  den 
vier  grossen  oberitalienischen  Seeen  (Garda-, 
Como-,  Lugano-  und  Maggiore-)  Bedentnng. 

In  Frfuikreich  werden  von  der  Binnenschifi- 
fahrt  benutzt  4er  Lac  de  Grand-Lien  im  Gebiet 
der  Loire,  der  Etang  de  Thau  am  Canal  du  Midi, 
der  Genfer  See  (gemeinsam  mit  der  Schweiz) 
sowie  der  Lac  d'Annecy  und  der  Lac  du  Boorget 
im  Bhdnegebiet. 

Die  öBterreichischen  Gebirgsseeen  dienen 
fast  anaschliesslich  der  Personen-,  der  Platten- 
see (Balaton)  in  Ungarn  hingegen  auch  der 
Güterschittüut. 

In  Schweden  (nicht  so  in  Norwegen)  sind 
viele  Hunderte  schinbarer  Binnenseeen,  zn  deren 
grasten  der  Wener-  und  der  Wettemsee  ge- 
hören. Die  grosse  Verschiedenheit  ihrer  Höhen- 
lage bewirkt,  daas  die  Verbindung  zwischen 
ihnen  —  und  das  gleiche  gilt  von  derjenigen 
mit  den  tief  in  das  Land  eingeschnittenen  Heer- 
fjorden —  meist  kflnstlich  durch  Kanäle  mit 
zahlreichen  Schleusen  hergestellt  werden  muss. 
Diese  Kanftle  und  die  wenigen  schiffbare  Flftsse 
spielen  eigoitlich  nur  die  Bolle  des  Verkehrs* 
Vermittlers  awischen  den  Seeen  unterdnander 
und  mit  dem  Meere. 

RuBsluid  hat  die  zwei  grOssten  Seeen  Eu- 
ropas, den  Ladoga-  nnd  den  Onegasee,  femer 
den  Peipus-,  Ilmen-,  Weissen-,  Somuo-,  Hstino- 
see  und  zahlreiche  andere  der  Schiffahrt  dienende 
grössere  und  kleinere  Binnenseeen. 

Die  grOssten  schiffbareu  Binnenseeen  Asiens, 
Aral-,  Bächasch-  und  Baikalsee,  liegen  gleich- 
falls anf  russischem  Gebiet.  Der  letztgenannte 
See  ist  gegenwärtig  weitaus  der  wichtigste  von 
ihnen.  Er  hat  DampfBchiffrerbindnng  awischen 
den  am  östlichen  Ufer  bdegenen  Ortschaften 
und  Listwiuitschnoje,  und  von  hier  in  den  FInss 
Angara;  er  erhält  Verbindung  mit  dem  Jenissei 
und  dem  Ob-Jenisseischen  Kanalsystem;  nach 
Myssowskaja,  Station  der  Sibirischen  Bahn,  wird 
eine  grossartige  Trajektverbindung  hergestellt, 
die  Lokomotiven  und  Wagen  aufnehmen  kann. 

Von  den  ^össeren  afrikanischen  Seeen  sind 
schifflwr  der  Victoria-,  der  Albert-,  der  Tanga- 
nika- sowie  der  Nyassasee. 

Die  grossen  Seeen  NordamerikaSj  der  Obere-, 
Michigan-,  Huron-,  Erie-  und  Ontanosee,  bilden 
in  ihren  Längenausdehnungen  von  660,  650, 
297,  395  und  318  km  die  wichtigsten  Binnen- 
verkehrsstrassen des  ganzen  Erdteils  und  wohl 
der  ganzen  Welt.  Obgleich  auf  diesen  stQrmi- 
schen  Seeen  die  Schiiiahrt  nur  8 — 9  Monate 
währt,  bewältigt  sie  ausserordentlich  grosse 
Gütermassen ;  so  betrug  die  Ladung  deijenigen 
SchifFe,  die  1896  nach  nnd  vom  Oberen  See 
fuhren,  16239064  Tonnen. 
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Fl  ÜB  8  6.  Auf  den  von  Natur  schiffbaren 
Flüssen  ist  zu  allen  Zeiten  Schiffahrt  getrieben 
worden.  Je  mehr  mit  fortschreitender  Kultur 
das  VerkehrabedürfDis  sich  gelteai  machte, 
desto  mehr  wurde  die  Schiffahrt  erleichtert  and 
nngefthrlidieT  gemadit.  indem  Torhandene  Schiff- 
fa&tshindmiaie  —  Slippen,  SteinbAnke, 
snnkene  oder  treibende  Baumstämme,  Stauan- 
lagen, Untiefen  —  beseitigt  und  die  Fahrrinnen 
Tertieft,  verbreitert  and  b^eradigt  wurden.  Die 
Bp&tereQ  gystematischen  FlassregnlieruDgen  be- 
zweckten Sicherung  der  Flussthäler  vor  Ueber- 
ichwemmung  und  der  Ufer  vor  Abbruch  sowie 
geregelte,  d.  h.  weder  zu  rasche  noch  in  nach- 
teiliger Weise  verzögerte  Abführung  des  Was- 
sers. Die  hierfür  im  liandeskolturinteresse  er- 
forderlichen Hassnahmen  —  Ban  von  Dfimraen 
und  Deichen,  Btfeatignngen  und  teilweise  Er- 
höhungen der  Ufer,  Beseitigung  zn  scharfer 
Krümmungen,  Znsammenfassnug  des  abfliessen- 
den  Wassers  in  Hanptfahrrinnen  dnrch  Conpie- 
mng  verwilderter  Arme,  durch  Parallelwerke 
und  Buhnen  (die  gleichzeitig  die  sich  bildenden 
Strömungen  von  den  Ufern  nach  der  Mitte  zu 
wiesen),  Beseitigung  von  Terkrautangen,  Um- 
bau von  Brücken  mit  zu  eng  gestellten  (und 
daher  auch  zu  Eisstopfnngen  Anlass  gebenden) 
PfeUem  —  kamen  der  Schiffahrt  wesentlidi 
mit  EU  Onte.  Die  entgegen^^esetzte  Anaicht, 
die  Bauten  seien  im  Schitfahrtginteresse  erfolgt, 
schadeten  aber  dem  landwirtschaftlichen,  ist  nlr 
Deatschland  durch  die  Untersuchungen  über 
den  Rhein  and  die  Oder  gründlich  widerleg. 

Die  systematische  Verbesserung  der  Schiff- 
fahrtswege  in  denjenigen  Flussstrecken,  in 
denen  die  tfiglich  zweimal  ein-  nnd  auslaufenden 
Strömnngen  der  Meeresgezeiten  wirksam  sind, 
dient  dangen  der  Hauptsache  nach  den  Zwecken 
der  Schifnhrt.  Sie  erfolgt  wiedemm  durch 
Zusammenfassung  des  Stromes  in  einen  Haupt- 
stromschlauch,  der  so  ausgestaltet  wird,  dass 
von  dem  Punkt  an,  bis  zu  dem  anfwftrts  die 
Einwirkung  der  Gezeiten,  des  Flut-  oder  Ebbe- 
stromes, reicht,  ein  möglichst  honcentriertes  und 
kiftftigea  Aas-  nnd  Einströmen  des  Wassers  er- 
folgt, wobfii  der  Ebbestrom  die  SpQlkraft  des 
ahiliessenden  Wassers  vermehrt. 

In  der  Unterweser  ist  durch  eine  solche  — 
von  Fruizins  projektierte  nnd  geleitete  —  Be- 

rdiemag  das  Hinaufkommen  von  Schiffen  von 
m  Tie^^^  bis  in  den  Freihafen  der  Stadt 
Bremen  erreicht  worden;  anch  am  Clyde  sind 
sehr  günstige  Resultate  erzielt  worden. 

Aber  auch  die  sonstigen  Regulierungen  der 
letzten  50,  ganz  besonders  indes  der  letzten  20 
Jahre,  haben  sehr  gute  Erfolge  aufzuweisen. 
So  bei  den  deutschen,  namentlich  aber  Öster- 
reichigchen  und  ungarischen  Strecken  der  Donau, 
beim  Rhone,  bei  der  Memel,  der  deutsohen 
Strecke  der  Weichsel,  der  Oder,  der  Elbe  und 
besonders  beim  Rhein  sowie  bei  einem  Teil  ihrer 
Nebenflüsse.  Charakteristisch  in  dieser  Beziehung 
ist,  dass  Moltke  nodi  tot  etwa  60—70  Jahren 
eesehen  bat,  wie  sich  die  Schiffer  in  der  Oder 
das  Fahrwasser  für  ihre  kleinen  60-Tonnenkähne 
mit  dem  Spat«n  haben  graben  müssen,  an  den- 
selben Stellen,  wo  jetzt,  von  ausnahmsweise 
niedrigen  Wasserständen  abgesehen,  400-Tonnen- 
fahrzeuge  schwimmen.  Nach  Regensburg  hinauf 
ist  im  Juni  1898  ein  660-Tonnenfahrzeug  ge- 
kommen, auf  der  Elbe  verkehren  jetzt  Fahr- 


zeuge von  1100  Tonnen,  auf  der  UDterspree 
und  -Havel  von  500  Tonnen,  anf  dem  Baein 
von  über  2100  Tonnen. 

Kanalisierte  Flüsse.  Gestattet  die 
geringe  Wassermenge  eines  Flusses  nicht  das 
Grreiäien  dar  geforderten  Schiffbark^t  dnrdi 
Regulierung,  so  muss  man,  wenn  anden  äu 
Uferhöhen  und  die  sonstige  Beschaffenheit  des 
Flusses  dessen  steeckenweise  Anstauung  ge- 
statten, zur  Kanalisiemng  schreiten.  Sie  erfolgt 
im  wesentlichen  durch  den  in  gewissen  Ab- 
ständen erfolgenden  Einbau  von  Stauanlagen, 
die  in  den  so  kaskadenförmig  gestalteten  Fluss- 
strecken  „Haltungen"  von  genügender  Tiefe 
(und  Breite)  herstellen.  Solche  Stauanlagen 
worden  früher  in  einigen  kleineren  französischen 
Flossen  (anf  dem  hollftndischen  FlDssehen  Berkel 
qner  durch  das  ganze  Flnssüial)  und  woden 
noch  jetzt  in  den  holländischen  sogenannten 
Zompvaarten  durch  die  Schiffer  selbst  proTi- 
Borisch  für  die  Fahrt  nur  eines  oder  einiger 
anf  einmal  zn  befördernder  Schiffe  hei^tdlt. 
Indes  ist  die  Erfindung  der  Stauschleussen  — 
es  sind  das  Staudämme,  die  Schiffsdurcblässe 
haben,  deren  Thore  fUr  gewöhnlich  das  Wasser 
mit  anfotanen  helfen,  geöffnet  aber  dem  ange- 
stauten Wasser  nnd  den  Schiffen  zugleich  den 
Weg  in  die  untere  KHaltnng"  bereiten  —  seh« 
sehr  alt;  denn  schon  im  Kanal  vcm  Bnbastis 
sind  unter  Ptolemäus  II.  (286—247  t.  Chr.J 
Stauschleussen  erbaut  worden.  Die  Oeffhnug 
der  Stauschlenssentbore  Iftsst  aber  das  gesamte 
Stanwasser  verloren  gehen,  und  die  Bergfahrt 
ist  nur  mit  dem  leeren  Schiff  und  durch  Zug- 
kräfte za  ermöglichen.  Dienen  Uebelstand  tw- 
seitigte  die  —  angeblich  in  Italien  im  16.  Jahr- 
hundert erfundene,  in  den  französischen  FlüisMi 
Lot  und  Yilaine  aber  1&27— 1638  wohl  cnerst 
nachweislich  angewendete  —  KammerscUensse, 
die  eine  ganz  kurze,  oben  und  nuten  dun^ 
Thore  geschlossene  Haltung  darstellt,  deren 
Anfüllung  und  (teilweise)  Leerung  eben  ihrer 
Kürze  wegen  nur  einen  ganz  geringen  Wasser- 
verluBt  bewirkt. 

Die  den  ganzen  FIuss  durchsetzenden  Ein- 
bauten der  festen  Stauwehre,  der  Stauschleussen 
und  der  Kammergchleussen  verlangsamen  unter 
Umständen  den  Abflnss  des  Hochwassers,  be- 
günstigen die  Eisbildung,  vermehren  also  die 
Hochwasser-  und  Eisgenihr  nnd  heben,  zum 
Nachteil  der  Anlieger^  mehr  und  mehr  den 
Orundwasserstand.  Diese  Nachteile  lägst  die 
1638  durch  den  französischen  Ingenienr  Poirte 
gemachte  Erflndungdes  beweglichen  sogenannten 
Nadelwehrs  vermeiden.  Ein  solches  erlaubt 
dnrch  Niederl^en  einzelner  oder  schliesslich 
aller  „Nadeln"  dem  Wasser  je  nach  Bedarf  freien 
Abzn^  und,  während  es  geschlossen  igt,  durch 
die  mit  ihm  in  Verbindung  hergestellte  Kammer- 
schleusse  den  Schiffen  die  Durchfahrt. 

Erst  der  Bau  solcher  und  ähnlicher  beweg- 
licher Wehre  mit  Kammerschleusen  hat  es  mOglidi 
gemacht,  bedeutende  Flüsse  in  rationeller  Weise 
zn  kanalisieren,  so  im  Deutschen  Reich  die  Oder 
von  Cosel  bis  zur  Einmündung  der  Glatzer  Neisse, 
den  Unterlauf  der  Spree,  die  Ems  von  Meppen 
bis  Oldersum,  den  Main  von  Offenhach  bis  zum 
Rhein,  femer  zahlreiche  Flüsse  In  Frankreich. 

Im  Gegensatz  zu  den  Regulierungen  dienen 
Kanalisierungen  in  erster  Linie  Schiffahrts- 
zwecken,  wenngleich  Meliorationszwecke,  wie 


Digilized  by  Google 


Binnenschif&ihrt  (WirtBctuftUohe  Bedeutung  und  Statistik) 


865 


zum  Beispiel  beim  Kanal  Dortmnnd-Emsliäfen, 
damit  verbunden  werden  können.  Manche 
kanalisierte  Flüsse  werden  einen  Teil  der  auf 
ihre  Kanalisierimg  vervendeteD  Kosten  dadurch 
yerzinsen,  daas  in  den  Webren  die  Wasserkräfte 
an^espeichOTt  und  in  Elektricit&l  umgesetzt 
werden.  Dies  hofft  man  z.  B.  von  der  projek- 
tierten Kanaliaierung  der  Weaer  von  Hameln  bis 
Bremen. 

Kanäle.  Wo  in  Flüssen  grosse  Mvean- 
differenzen  auf  kurze  Strecken  vorkommen,  hier 
und  da  auch,  wo  Ent-  oder  Bewässeranganlagen 
aich  besser  mit  einem  Kanal  als  mit  dem  Flusse 
in  Verbindung  brin^n  lassen,  legt  man  Schiff- 
fahrtskanäle zur  Seite  des  Flusses,  den  sie  also 
für  die  Schiffahrt  gewissermassen  ersetzen. 
Auch  parallel  den  fÖr  die  Schiffahrt  gefähr- 
Uchm  Haffen  hat  man  Kanäle  angelegt,  so  im 
Deutschen  Beich   den  KOnig: -Wilhelm -Kanal 

Sarallel  dem  Karischen  Haff  Weit  häufig 
ienen  Schiffahrtskanäle  zur  Verbindung  zweier 
schiffbarer  Gewässer  über  deren  Wasserscheide 
hinweg.  Niveaudifferenzen  Uberwinden  auch 
die  Kanäle  durch  Kammerschleussen,  hier  natör- 
lich  ohne  Verbindung  mit  Nadelwehren. 

Als  ältester  Schiffahrtskanal  ausserhalb 
Europas  wird  ein  anter  Sothos  I.  und  Banues  II. 

Sun  1400  T.  Chr.)  vom  Nü  bis  mr  Osterense 
es  Aeopterreiehes  und  wahrKheinlieh  bb  znm 
Boten  Meer  geführter  Kanal  zu  reiten  haben, 
der  bald  verfallen  zu  sein  scheint.  Aach 
China  besitzt  seit  elters  her  Kanäle,  unter 
denen  der  über  1000  km  lan^e  Crosse  oder 
Kaiser-Kanal  der  berühmteste  ist.  In  Europa 
werden  die  Kanalbauten  Oberitaliens  —  teil- 
weise ans  dem  11.  Jahrhundert  stammend  — 
die  ältesten  sein.  Der  älteste  niederländische 
Kanal  ist  der  1251  erbaute  Kfuial  von  Ypetn 
nach  Nienpoort.  In  Spanien  begann  schon 
Karl  V.  den  Canal  imperial,  einen  Seitenkanal 
des  Ebro.  Der  Kanal  von  Briare  in  Frankreich 
ist  1604  angelegt  Der  erste  englische  Kanal 
ist  der  1758^-1761  erbaute  Kanal  von  Bridge- 
water  nach  Manchester.  Die  ersten  Kanalbauten 
Rasslands  fallen  in  das  18.,  diejenigen  Schwedens 
in  das  16.,  die  Norwegens  erst  in  das  19.  Jahr- 
hnndert.  Um  die  Wende  des  19.  Jahrhunderts 
ist  in  Oesterreich -Ungarn  der  Bacser-  oder 
Franzens -Kanal  erbaut  worden.  Verhältnis- 
mtedg  früh  ist  man  anch  in  Deutschland 
mit  Kanalbaatra  vorgegangen.  Der  jetzt  als 
Elbe-Trave-Kanal  nrngeoante  Stecknitz-Kanal 
i8t  1390—139»,  der  Kraffohl-Kanal  zwischen 
Nogat  und  Elbing-FInsB  149&  abgelegt;  zahl- 
reiche andere  Kanäle  sind  im  17.  und  18.  Jahr^ 
hundert  gebaut 

Die  Vereinigten  Staaten  begannen  ihre 
Kanalbauten ,  darunter  den  berühmten  Erie- 
Kanat,  im  ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts. 

Eine  besondere  Art  von  Kanälen  bilden, 
insofern  sie  nicht  zu  Schiffahrtszwecken  an- 
gelegt sind,  sondern  nur  ihren  Hauptzweck,  Ge- 
winnung von  Torf  nnd  Urbarmachung  des 
Moors  oder  Moornntergrandes,  mittelst  der 
Schiffalirt  erreichen  wollen,  die  holländischen 
und  deutschen  Veen-  (Fehn-)  und  Hochmoor- 
kanäle. Da  sie  indes  schliesslich  der  Schiff- 
fahrt (freilich  mit  der  Küsten-  und  in  be- 
schränktem Masse  aach  der  Seeschiffahrt)  dienen, 
so  kennen  sie  füglich  unter  die  Binnenst^iüf- 
fahrtsstrasaen  gerechnet  werden. 

HandwöitBrbacA  dn  Staatiwlneuehaftaa.  Zweite 


Die  aussendeichs  liegenden  sogenannten 
„Ä  u  8  8  e  n  t  i  e  f  e"  der  Entwässerungsgräben  und 
sonstigen  Waseerzüge,  die  „Aussenfahr- 
Wasser"  der  in  die  See  mündenden  Flüsse  und 
die  Haffe  werden  sogar  mehr  von  Küsten- 
nnd  Seefahrern  als  von  BinnenschüEfen  befiahren. 
Der  durch  Baggerung  und  durch  Herstellang 
von  Schatzdämmen  im  Frischen  Haff  neuge- 
schaffene „Kfinigsbei^er  Seekanal",  eine  42.6  km 
lan^e,  6,5  m  tiefe  and  in  der  Sohle  30  m 
breite  geschützte  Fahrt,  dient  z.  B.  fast  nur 
der  Seeschiffahrt.  Derartige  Wasserstrassen 
müssten  daher  von  den  Statistiken  besonders 
nachgewiesen  werden,  was  aber  nicht  durchweg 
geschieht. 

Hieran  seien  noch  nachstehende  Bemerkungen 
geknüpft. 

Die  statisüaehffli  iMuboagen  besiehen  sieh 
zumeist  nur  auf  solche  Wassentrassen,  die 
amtlich  als  schiffbar  angesehen  werden.  Es 
giebt  aber  Wasserstrassen,  die  sehr  wohl  noch 
schiffbar  sind  (wie  z.  B.  in  der  Mark  Branden- 
buiv  der  Fehrbelliner  Kanal  und  der  Schwarze 
Graben],  aber  nicht  mehr  in  den  amtlichen 
listen  geführt  werden.  Begeradi^:angen  der 
Flussläufe,  meist  eine  Verbesserung  ihrer  Schiff- 
barkeit mit  sich  bringend,  verringern  die  Längen 

Eimselne  Staaten  („K^^eiche"  nnd  ,,L^£^ 
von  Cisleithanien)  zählen  ihre  Grenzflüsse  bei 

i'edem  der  betreffenden  Staaten  mit  der  ganzen 
«änge.  Die  meisten  Statistiken  nnterscne^en 
die  fiSssbaren  Wasserstrassen  einerseits  von  den 
verschiedenen  Arten  der  schiffbaren  anderer- 
seits, die  ungarische  Statistik  unterscheidet 
„flössbare  und  für  Buderschiffe  benutzbare" 
Wasserstrassen  einerseits  und  „für  Itaunp&chiffe 
benatzbare"  andererseits. 

Benntzbarkeit  Es  werden  zwar,  so 
z.  B.  in  Holland,  OstbieBland,  im  Bremischen, 
in  Ost-  und  Weatprenssen  und  in  Brandenburg, 
mtmche  ganz  kleine  Gewässer  zur  Fortschaffnng 
von  Lasten,  z.  B.  Obst,  Gemüse,  Heu,  Steine, 
benatzt;  im  gewöhnlichen  Sinne  sind  solche 
Gewässer,  so  unentbehrlich  sie  —  wie  in  moorigen, 
wegelosen  Gebenden  —  auch  für  den  Verk(dir 
sein  mögen,  nicht  als  schiffbar  anzusehen.  AU 
schiffbare  Wasserstrassen  sind  vielmehr  nur 
solche  zu  rechnen,  auf  denen  während  der  frost- 
freien Zeit  Schiffe  von  mindestens  10  Tonnen 
(za  1000  kg)  Laderaum  beladen  fahren  können. 
Dazu  sind  nötig:  eine  Hindesttiflfe  von  0,5  m, 
eine  Sohlbreite  Ton  etwa  4  m  nnd  Krümmangs- 
radioi  des  inneren  Ufers  von  etwa  30  m.  Tu 
allen  fliessenden  Gewässern  wird,  wenn  man 
sie  nicht  kanalisieren  will  oder  kann,  Tiefe  und 
Breite  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Flusses 
und  namentlich  seiner  Sohle  sowie  der  Gestaltung 
der  AbflossTorgänge  in  den  verschiedenen  Nieder- 
schlagsperioden und  Flussstrecken  in  einem  ge- 
wissen, nicht  wohl  abzuändernden  gegenseitigen 
Verhältnis  bleiben  müssen.  In  Deutschland 
mtrebt  man,  und  hat  grösstenteils  erreicht,  in 
der  Memd  IM).  Weichsel  1,37,  freien  Oder 
1,60,  Elbe  0,94  (vertragsmässig  soll  vorhanden 
sein  oberhalb  Leitmeritz  0,75,  unterhalb  0,836). 
Weser  IjOO,  Ehein  (von  Strassburg  ab  wachsend) 
1,50  bis  3,00  m  Mindesttiefe.  Auf  der  deutschen 
schiffbaren  Donaustrecke  wird  man  sich  mit  1  bis 
1,70  m  Mindesttiefe  begnügen  müssen,  wüirend 
auf  der  Österreichischen  und  ungarischen  Strecke 
Aaflsff«.  II.  66 
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Hindesttiefen  Ton  2 — 3  m  erreichbar  sind.  Die 
Fahrwasserbreiten  der  deutschen  FlUsse  über- 
schreiten fast  überall  die  für  die  Schiffahrt  not- 
woidigai  Masse.  Ebenso  —  von  wenigen  Äns- 
naliinen  al^eaehen  —  die  KrUmmiuigsradten 
der  Ufer.  Dagegen  sind  die  Brückenpfeiler 
It&nflg  zn  eng  gesollt  und  die  Darcbfahrtshöhen 
zu  gering^.  Für  kanalisierte  Flüsse  tmd  Kanäle 
hat  man  in  Frankreich  feste  Normen  in  Bezag 
auf  die  vorerwähnten  Masse.  Allgemein  sind 
solche  Nonnen  namentlich  von  den  verschiedenen 
Schiffahrtskongressen,  die  1885  a.  1898  in  Brüssel, 
1886  in  Wien,  1888  in  Frankfurt,  1890  in  Man- 
chester, 1892  in  Paris,  1894  im  Haag  stattge- 
fnnden  haben,  verlangt  worden.  In  PreoMen 
erhalten  nenerdingB  grössere  kttostUche  Wasser- 
Strassen  die  dort  verluigten  Hasse.  Die  nach- 
folgende Tabelle  e^ebt  einiges  Nfthere. 


Von  den 

In  Frank- 

Schiffahrts- 

reich 

congressen 

normale 

bezeichnete 

Abmessungen  für  erst- 
klassige Wasserstrassen 


Meter 


Wenn  danach  die  Forderangen  der  Kongresse, 
die  sich  übrigens  der  Hauptsache  nach  anf  das 

Deutsche  Keich  and  OeBterreich-Ungam  beziehen, 
weit  Uber  das  in  Frankreich  normierte  Maass 
hinausgehen,  so  ist  doch  za  bedenken,  dass  die 
deutschen  StrUme  (und  die  Donau)  weit  grössere 
Breiten  und  Längen  der  Schiffe  erlauben  als  die 
französischen,  dass  also  immer  noch  viele 
Schiffe,  die  die  freien  ijtröme  Deutschlands  be- 
fahren können,  von  der  Fahrt  auf  dessen  künst- 
lichen Wasserstrassen  ausgeschlossen  bleiben. 

Niedrige  Wasserstände,  üm-  oder  Neubauten 
and  endlicn  Eisbildnng  erschweren  oder  ver- 
hindern die  Schiffahrt  Die  Einwirkung  des 
Frostes  wird  meist  überschätzt.  Selbst  im  (euro- 
päischen) Rusatand  zählt  man  im  Jahr  156  bis 
246  Binneuftcbiffahrtstage,  in  Schweden  196  bis 
225,  im  Deutschen  B^ich,  und  ähnlich  in  Frank- 
reich und  Oesterreich -Ungarn,  210—330  und 
mehr.  Zudem  fällt,  im  DeutschenReich  wenigstens, 
der  stärkste  Verkehr  in  die  Spätsommer-  und 
Herbstzeit,  wo  noch  nirgends  Eisbildung  auf- 
tritt. 

Entschddend  für  die  Beurteilung  der  Benntz- 
barkeit  ist,  während  welcher  Zeiten  im  Jahres- 
dorchschnitt  eine  Schiffahrtsstrasse  mit  votier. 


dreiviertel  und  halber  Ladung  sowie  mit  ganz 
leerem  Schiff  (grosse  Fahrzeuge  erfordern  viel 
Darchfahrtsböbe]  befahren  werden  kann  and 
wie  gross  die  volle  Ladung  eines  aaf  ihr  ver- 
kehrenden Schiffes  sein  darf. 

Länge-  a)  Deutsches  Reich.  Das  statis- 
tische Jahrbach  für  das  Deutsche  Reich  fOr  1896 
giebt  die  auf  der  nächsten  Seite  folgoide  Zn- 
sammenst^lung.  (Siehe  Seite  868  und  86B.) 

In  nachfolgender Zusammenstellongdagegem 
sind  berücksichtigt  die  lR9ö  beendigte  Korrektor 
der  unteren  Hunte,  die  am  1.  Juli  1898  neu  er- 
öffnete Elbinger  Weichsel,  der  September  1897 
eröffnete  Breslaner  Orossschiffahrtsweg,  die 
nenen  Kanäle  bei  Stettin,  der  1895  eröfhete 
Kanal  Oüstrow-Bützow;  als  vollendet  sind  ge- 
rechnet der  —  wesentlich  Übrigens  fertige  — 
Köuigsberger  See-Eaual  und  der  Kanal  Dort- 
mond-Emshäfen,  femer  der  Elbe-Trave-Ean^, 
die  kleinen  Kanäle  im  Emsgebiet  (nach  Hoo- 
geveen,  und  vom  Kanal  Dortmund -Emshäfen 
zum  Ems-Jade-Kanal),  der  Karlsruher  Rhein- 
Kanal  und  der  —  vorläufig  zurückgestellte  — 
Umbau  des  Ems-Jade-Kanals. 

Danach  hat  das  Deutsche  Reich  etwa  1900 
an  Binnenschiffahrtsstrassen,  die  einen  Verkehr 
von  Schiffen  Uber  lÖOTonnen  zulassen,  8527,00  km, 
and  zieht  man  von  diesen  laut  Anmerkungs- 
zahlen 1^  3,  4,  10,  17,  25,  30,  37,  6,  2,  7,  12,  5, 
undlldie  Aussenfabrwässera  s  w.,  den  Kaiser- 
Wilhelm-Kanal  u.  s.  w.,  mit  1340,90  km  ab,  ob- 
gleich immerbin  die  betrrffenden  Wasserw^ 
teilweise  noch  dra  nunenschiffahrt  dienen,  so 
verbleiben  immernoch  7186,10  km  recht  leistnngs- 
müg«r  Wasserstrassen.  Die  Ertliche  Verteilang 
der  einzelnen  Gattungen  dieser  sowie  der  übrigen 
Wasserstrassen  nach  Benutzbarkeit  und  Ent- 
stehung durch  Natur  oder  Kunst  lässt  die  Ta- 
belle ohne  weiteres  ersehen.  Nur  ist  noch  zu 
bemerken,  dass  deren  Rubrik  9  nur  zum  kleinen 
Teil  wirklich  „kaualisierte"  FlUsse  enthält; 
unter  die  oifeaea  freien  FlUsse  liessen  sich  aber 
Wasserstrassen  wie  z.  B.  die  Saale  mit  ihiea 
17  Schleusen  nicht  rechnen. 

b)  Andere  Länder.  Die  nachfolgende  Ta- 
belle (S.  87Ü)  giebt  die  Längen  der  säüffbaren 
und,  namentlich  wegen  der  obenerwähnten  Eigen- 
tümlichkeit der  ungarischen  Statistik,  anöh  der 
flössbaren  Gewässer  der  wichtigeren  enn^äischen 
Länder.  Sie  ist  aber  lediglich  fUr  die  Kenntnis 
des  absoluten  Wasserstrassenbesitzes  der  ein- 
zelnen Länder  von  Interesse;  Vergleiche  dieser 
unter  einander  hingegen  sind  wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  geographischen  Verhältnisse 
ohne  rechten  Wert.  Allenfalls  lässt  sie  folgende 
Betrachtangen  za:  Trotz  seines  gebirgigen 
Charakters  hat  Frankreich  verhältnismässig  sehr 
viele  künstliche  Wasserstrassen  (15U0  +  4620 
=  6120  km;  das  Deutsche  Reich  8136  -|-  2658 
=  5694  km).  Die  Notwendigkeit  von  Ent- 
wässerungen einerseits  und  der  bequeme  Ver- 
kehr mit  der  See  andererseits  hat  in  Holland 
die  Entstehung  künstlicher  Wasserstrassen  be- 
günstigt. In  Holland  werden  denn  auch  (vgl. 
Anmerkung  35  der  Tabelle)  von  der  ^ 
nahezu  10  "/^  und  von  der  Küstenschiffahrt  82''/o 
aller  Binnen  wasserstrassen  mit  benutzt,  was 
wirtschaftlich  von  grossem  Vorteil  für  das  Land 
ist.  Von  den  Wasserstrassen  des  Deutschen 
Reichs  (vgl.  Anmerkungen  11  bis  14)  dienen 


Sohlbreite  

i6,o — i8,o 

10,0 

Wasserspiegelbreite 
Wasserti^  auf  freier 

36,0 — 27,0 

? 

3,o-  2,5 

3,0 

Nutzbare   Länge  der 

Schleusen  .... 

57,5-67,0 

38,5 

Weite   der  Schleusen- 

thore   

7,0-  8,6 

5,2 

Geringst  Wassertief-aaf 

d.  Schleusendrempeln 

*,5—  3,0 

2,0 

Brücken  -  Durchfahrts- 

weite   

8,6 

? 

Brücken  -  Durchfahrts- 

höhe   

3,75— 4,0 

3,7 
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Beseiduittiig'  der 
Schiffahrtsstfusen 

Gesamt- 
tänge  der 

BCUff- 

baren 
Strecke 

Davon  kOnnen  befahren  werden  durch  Schifle 
mit  einem  Tie^ange  von 

1,76  m 

1,60  m 

1,00  m 

0,76  m 

unter 
0,76  m 

Kilometer 

Freie  Flnsslänfe  

Eanalifiierte  FIoBslSnfe  .... 

Kauer-WUhelm-Kanal  .... 

9  383,23 
2  306,05 

a  237,64 
98,65 

I  586,55 
7  t, 55 
144,65 
98,65 

2404,23 
334,32 
274,40 

3996,68 
I  582,78 
t  577,97 

383,58 
168,16 
47,66 

I  012,19 
49,24 

192,96 

ZasammeQ 

13925,57 

1901^ 

30",95  1  7157,43 

599,40 

l  «54,39 

nahexn  8%  der  See-  nnd  Aber  80%  der  Ktksten- 
icbittalirt.  Aach  dies  VeriiUtnis  ist  im  Ver- 
gleich zu  Frankreich,  wo  die  betreffenden  Pro- 
centzahlen —  T^.  Anmerkung  29  —  etwas 
Aber  8  nnd  kaum  8  betragen,  g^tig.  Weitere 
Vergleiche  mBssten  auch  auf  <ue  Eisenbahn-  und 
Landstrasseiü&ngen,  Flacheninhalte  nnd  Be- 
wohnersablen  der  betreffenden  Länder  sich  er- 
strecken, was  den  Gegenstand  einer  eigenen 
Untersuchung  bilden  T^rde. 

Ebenso  würde  ea  zu  weit  fUbien,  die  be- 
dentendsten  FlUssse  und  Kanäle  in  nnd  ftoiser- 
halb  Europa,  wie  bezüglich  der  Binnenseeen 
geschehen,  hier  anzufahren.  Eine  Ausnahme 
sei  nur  zu  Gunsten  der  Flflsse  gemacht,  die 
dem  deutseben  Kolonialbesitz  angehören.  Es 
sind  das  im  Kaiser  Wilhelmslana  namentlich 
der  Kaiserin- Augusta-Flnss,  in  Deutsch-Ostafrika 
der  Fangani  aiu  40  km  bis  Tscbogwe,  Strecken 
*des  Wami_,  der  Kingaui  bis  Dunda,  der  Enfiji 
vom  See  bis  zu  den  Fangani-FäUen  nnd  von  den 
Schngnli-Fällen  bis  znr  Mttndnng  des  Ulanga 
hinau,  der  Ulanga,  Njera,  Buim  und  Bihansi, 
in  Kamerun  der  ODO-lanf  des  BennS  bis  Tepe 
(nnr  Juli,  August  und  September),  der  Mono 
im  Togogebiet  auf  „wmige  Monate". 

4.  8ehiff8geaB8;a[otor;  Betrieb.  Wohl 
von  der  Form  des  ausgehöhlten  Baumstammes 
anstehend,  hat  der  Flussschiffabau  mit  kleinen 
Äacngehenden  Booten  begonnen  und  ist,  sehr 
langsam  zum  Bau  grösserer  Fahrzeuge  über- 
gebend, bei  den  heutigen,  an  LadevermSgen  die 
meisten  Seeschiffe  übertreffenden  grossen  Fahr- 
sengen  angekommen. 

Die  Absicht,  den  Laderaum  innerhalb  ge- 
gebener äusserer  Masse  für  Länge,  Breite,  Tief- 
gang, BordhtOie  mtSglichat  gross  zu  machen,  hat 
zum  Ban  parallelopipediscb  gestalteter  Fahr- 
zenge  geführt.  Da  solche  (wie  z.  B.  der  fran- 
zösische Binneuschiffstjpus  der  peniche)  im 
Wasser  grossen  Widerstand  finden,  legen  sie 
ihre  Fahrten  unter  sonst  gleichen  Yerbältnissen 
nnd  bei  Aufwendung  der  gleichen  Zugkräfte, 
also  auch  Kosten,  langsamer  zurück,  als  Fahr- 
zeuge, deren  Form  sich  einigermaasen  der  des 
Seeschiffs  nähert,  die  also  vom  einen  spitzen 
anfgebogenen  Bug^  hinten  ein  rundes,  nnter 
Wasser  etwas  y.eiagezogeaea'*  Heck  haben. 
Diese  Fahrzeoge  können  die  Schiffahrtsperioden 
besser  ausnutzen  und,  durch  eine  einzige  Mehr- 
reise, dreifach  das  einbringen,  was  sie  auf  der 
Einzelrei^e  durch  Frachtminderraum  eingebüsst 
haben.  Glatt  gebaute  and  in  gutem  ^glatten" 
Anstrich  gehaltene  Fahrzeuge  sind  ihrerseits 
wieder  solchen  sehr  überlegen,  die  durch  „Ueber- 


klinkung"  der  Bordbretter  oder  Anstrich  Ton 
rauher  Oberfläche  den  Widerstand  des  Wassers 

gegen  ihre  Fortbewegung  vermehren.  Günstig 
ist  femer  ein  geringes  Eigengewicht  des  Schiffs, 
weil  es  dann  bei  gleicher  Zugkraft  mehr  Last 
befördern  kann;  in  dieser  Beziehung  ist  Eisen 
um  etwa  30%  dem  Holz,  St^l  aber  wegen 
der  Ersparnis  an  Materialst&rken,  wieder  am 
etwa  20%  dem  Eisen  Uberlegen.  Zugleich  er- 
möglicht die  Anwendung  von  Eisen  und  Stahl 
den  Bau  grösserer  Schine,  und  diese  haben  an 
sich  schon,  wie  unter  1)  bereits  angeführt,  dm 
Vorteil  verhUtnismäBS^  geringerer  Bavkosten 
und  zugleich  den  des  im  vergleich  cor  Ladung 

geringeren  Eigengewichts,  endlich  in  gewissen 
renzen  auch  den  Vorteil  des  verhältnismäs- 
sigen Minderbedarfs  an  Personal  fttr  gleiche 
liadungsmen^n.  Auf  der  Elbe  (und  ähnlich 
auf  dem  Rhein)  lanfen  jetzt  Schlepper  (Schlepp- 
dampfer) von  6S  m  Länge^  17,6  m  Breite  über 
die  Radkasten  und  Maschinen  von  7Ö0  Pferde- 
kräften, die  2400—2500  Tonnen  ziehen;  die  ge- 
schleppten Kähne  aidbst  erreiche  anf  der  Elbe 
über  1100,  anf  dem  Rhein  Über  2100  Tonnen 
bei  etwa  90  m  Länge,  12  m  Breite,  2.9  m  Höhe; 
ein  Schleppkahn  von  110  m  Länge^  20  m  Breite 
und  3,80  m  Höhe  ist  in  Duisburg  im  Bau.  Die 
Stahlschraubendampfer  der  caiudischen  Seeen 
haben  etwa  126  m  Länge  und  14,6  m  Brate 
nnd  schleppen  dort  4Ö00  Tonnen  (auf  dem  Ocean 
nur  2600  Tonnen);  die  grössten  dortigen  ge- 
schleppten Kähne  haben  jeder  6000  Tonnen 
Tragfähigkeit  Von  grosser  Bedeutung  für  die 
Binnenschiffahrt  ist,  dus  jetzt  in  Dentschland 
und  in  Dänemark,  wie  schon  früher  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  seetüchtige  Leichterschiffe  und 
seetüchtige  (anf  den  Binnengewässern  wie  anf 
See)  von  Dampfschiffen  remorqnierte  PrShme 
gebaut  werden,  die  ein  Umladen  vom  Binnen- 
schiff ins  Seeschiff  vermeiden  lassen. 

Der  billigste,  wennschon  nur  unter  beson- 
deren Umständen  der  vorteilhafteste  Motor  des 
Binnenschiffs  ist  der  Wind.  Denn  die  An- 
schaffuDgskosten  für  die  Takelung  sind  in  we- 
nigen J^ren  „verdient"  und  die  Unterhaltungs- 
kosten ziemlich  gering.  Da  zudem  sich  mit 
dem  „stehenden  nnd  laufenden  Gut"  der  Take- 
lung die  Verrichtnn^n  des  „Ladens  nnd  Löschens 
mit  eigenem  Geschirr"  bewirken  lassen,  bleiben 
zu  Lasten  der  Fortbewegung  des  Schi^, 
eigentlich  nur  die  Segel  selbst  zu  bezahlen  und 
zu  unterhalten.  In  breiten  Gewässern,  die  ein 
Kreuzen  erlauben,  bei  günstiger  Windrichtung 
aber  auch  in  schmalen  Flüssen  und  Kanälen 
von  Terbältnismäsaig  geradem  Laufe,  sind  Segel 
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Lage  der 
SchittahrtMtrasaen 


Benutsbar  fUr  Schiffe  TOn 


tlber 
400  To. 


Ton  300 

bis 
400  To. 


Ton  150  I  TOE  100  1 


bis 
300  To. 


bis 
IfiO  To. 


nnter 
100  To. 


Darunter 
(vergL  die  AnmerkangB- 
zahlen) 


Moor- 
KanKle 


Anssen- 
lUinrasser, 
AoHOt-Tiefe, 
Haffe 


LInge  in  Kilometern 


Kanäle,  ■ 
Durch-  I 

Stiche,  ' 
AqoB-  j 
dnkt«.  ' 
Tunnels  ' 


Oestlicb  der  Weichsel  nnd 
im  Prej^lgebiet,  aas- 
gcbliesslich  der  Wasser- 
Btrassen  des  Ftischen 
Haffs  

Zum  Wdchsel^biet  ge- 
hörig, einschliesslich  der 
Haft-  Wasserstrassen 
Ewischen    Pregel  nnd 
Weichsel  

Zwischen  Weichsel-  nnd 
Odej^biet  

Zum  Odei^biet  gehörig  . 

Zwischen  Oder'  und  Elbe- 
gebiet   

Zorn  Elbegebiet  gehCrig  . 

Zwischen  Elbe-  nnd  Weser- 
gebiet   

Zum  Wesergdbiet  gehörig 

Zwischen  Weser-  nnd  Ems- 
gebiet  

Znm  Emsgebiet  gehörig  . 

Zum  Bheingebiet  gehörig 

Zwischen  Rhdn-  n.  Donau- 
gebiet   

Zum  Dimangebiet  gehörig 


insgesamt 


18,90») 

a68,«)») 
643,05*) 

354,18») 

965,30") 

190,40») 

59,6c"») 
443,60»') 

624,10 


»69,54') 

86,60 
404,20 

378,90 

73,00") 
3,00») 


438,90") 

3a5i90 
679,000 

116,90*') 
285,40 

55.00") 


1565,33 


178,00 


3567,33  1393,24 


33,50 


»4.70 

16,30 
471,36») 


»5.50 
514,41 

147,90 

87,00««) 
25,00») 

147,10 

136,40 
303,70 


3566,43  1922,87 
15  199,30 


358,83 


267,10 

5,13 
639,00») 


»55,40»") 

1130,70") 


93,»o"*)u.") 
285,10«') 


I75,24«»)u.»*) 

790,43") 
495,80 

353,60 
4749,43 


>)  7,ao 
•)  9a,8o 


*)  202,20 


*)  l»3,90 

•)  "6,50  . 

'}  146,00 
•)  6,00 

•)  231,40 


.0) 

96,00 

") 

52,60 

'*) 

21,00 

»)  74,40 

") 

78,50 

")  46,90 

") 

42,00 

") 

IQ2,00 

«*)  2,00 

•0  7»,90 

") 

59,60 

")  73,00 

'») 

87,00 

")  44,34 

•*) 

114,10 

")  2,30") 

") 

158,00 

»J  3,00 

«, 

25,00 

♦^5348,18 

") 

13,00 

666.02 


1764,80 


»34,43 


5».»7 

»6,43 
130,5a 


221,40^*( 

48o,8o"j 


5»,  10") 
54,9o'*) 


669,28»-. 

470,66 

136,40 
15,90 

»557,90 
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Längen  in  Kilometern  der 


Kanali- 
sierten 
Flüsse 
und 
Flfisse 
mit 
Schleosen 


Flosse 
ohne 
ScUeusen 


10 


Binnen- 
see- 
Strecken, 
die  zn 
künst- 
lichen 
Schiff- 
fahrts- 
atrassen 
gehören 

11 


N  , 

.£3 

III 

ist, 

^1^ 


ES 


18 


Auasen- 
Fahr- 
waaser, 

Änssen- 
Tiefe, 

Haffe 
13 


Von  den  Schiffahrtsstraasen  der  Knbriken  8 — 12 


sind 
Hoor- 
Kanäle 


dienen  der  Grosaaeeachiffahrt  gleichzeitig  mit 
Ton  den  Knbriken 


8 


9 


10 


11 


im 
gansen 


Kilometer 


14 


15 


16 


17 


18 


19 


Be- 
merknnften 


81,90 


55,00 


337,83 


194,53 


943, 


15,93") 


1 18,70*3) 


«3,00 


J3,90 


436,85 


447,73 

5,00 
1565,50 


194,00 
1406,31») 

567,00 

3,30 
178,05 
«34,67 


89,45     ,  7,50 


119,80    '  — 


30,30    I  24,00 

I 


36,15") 


398,40") 


12,90 


92,90 


100,00 

203,20 

613,80 

169,60 
78,50 


43,00 
102.00 


260,70 

196,00 


7,00 


6,95') 


26,60 


—  88,10") 


••)  66,40 

")  2,00 

W)  6,00 

")  46,90 

")  52,10 

»)  21,80 


•^114,91 
")  «,43 


1,40 


2,80 


11,70 


11,20 


26,80 


89,90 


166,90 


85,60 


10,55") 


11,70 


44,So 


33,75 


188,55 


168,30 


88,40 


*)  348,48  I 
•)    5,00  I 


2,30«) 


2,70  '301,30 


3,50 


177,40*») 


5,80 
177,40 


705,50         —      I  81,00 


»)  Davon  6,00 
km  .Eaiser- 
fahrt"zwisch. 
Stettiner  Haff 
nnd  Ostsee. 

")  Kanal-  bz. 
Seestreckend. 
Kaiser  -  Wil- 
helm-Kanals. 

")  Ohne  die 
Unter  -  Eider 
zwiscb.  Pahl- 
hode  n.  Tön- 
ning. 

Darunter 
88,10  km  des 
Kaiser  -  WU- 
helm-Ksiula. 

**)  Damnter 
10,66  km  das 
Kaiser  -  Wil- 
helm-Kaaals. 

")  Papenbur- 
ger Stadtkan. 
(angelegt  als 
Moor- od.I!nt- 
wässerungs- 
kanal). 

«>)DerBhein 
zw.  Rotter- 
dam n.  Köln; 
die  Seeschiffe 
gdien  jedoch 
beigOnst^em 
Wasserstand 
noch  80  km 
weiter  anf- 
värts,bisNen- 
wied.  1896 
Terkehrtenbis 
Köln  27  See- 
schiffe mit 
rund  100000 
To.  I«dnng. 


(6,39     6743,91      576,80  1419,60 


1764,80 


666,02 


15  »9ft30 


108,55  a6,6o 
rd.  109    rd.  37 


573,00 


10,55 


rund  584 


718,70 
mnd 
720,00 
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L&nder 


Flau-  und  Binneiuee- 
Streeken 


Schiffbare 


ohne 
ScbleuBen 


mit 
Schleusen 


Ksnälp.  ! 

DnrGb«ticlM>,;  Binnen- 

Aquidukte,  jcnBunmen  gewiw« 

Tnnnelii  ' 


Nnr  flösfl- 

bare 
Binnen- 


schiff- und 
flOssbwe 
Waaser- 
strassen 

flberiiaa|it 


Ki  lometer 


Deutsches  Beich')  und  ') 

Schweden'),  *)  und  ')  .  . 

Norwegen')  und  ')  .   .  . 

RosBland,  Europ&isches*)  . 

Rnmlbiim*)  

OesterTeich^)\ohne  Bomien 

Ungarn')      in.  Herzegow. 

Itälen*)  

Frankretch*)  nnd  *) .   .  . 

Spanien*)  

woBsbritannien  nnd  Ir- 
land»), *)  und  ■)   .   .  . 

Niederlande")  .... 

Belgien*)  

Vereinigte  Staaten  von 
Amerika*)  

Britisch  Nord-Amerika*)  . 


9505 
6269 
3156") 
47044") 

9So") 
2749 
2979 
etw.  1000 
7884«^ 
179 


4358" 
1385" 
487 
24587 

etw.  4800 


3136") 

194 
1044 


400 
1500 


1035 

558 
17*5 


2558") 
471'') 
2 

804 

72 

56 

»075 
46m«») 

321 

3847 
3351-) 

961 
3688 

400 


15 199'*) 

6740") 

3353 
48892 
950 

28a  i") 

3035 

»475 
14004»^ 
500 

9240 
4736« 
2006") 
30000 

5200 


21601 
6740 
3352 

74457 
950 
6389 
4913 

«475 
1694s 
500 

9240 
4736 
2205 
30000 

5300 


*)  Nach  Kurs  „Tabellarische  Nachrichten  Uber  die  flössbaren  und  die  schiffbaren  Wasser- 
strassen des  Deutschen  Reichs".  «)  Nach  weiteren  Aufzeichnungen  des  Verfassers.  ■)  Nach  H. 
M.  T.  Weber -Die  Wasserstrasaen  Nord-Buropas".  Leipzig  1881.  *)  Nach  Eger  „Die  Binnoi- 
Bchiffahrt  in  Europa  und  Nordamerika",  Berlin  1899.  *)  Nach  Lieferung  6,  Jahrgang  1889  der 
Mitteilungen  des  Ceutr. -Vereins  fUr  Hebung  der  deutschen  Fluss-  nnd  Eanalschifnihrt.  *)  Nach 
dem  Bericht  des  Oesterr.-Uugar.  General-Konsulats  in  St.  Petersburg  für  1896^  verfiffentlicht  im 
rHandelsmuseum"  und  im  „Schiff"  (Berlin)  No.  913.  ')  Nach  No.  24  der  Schriften  des  Deutsch- 
Oesterr.-Ungar.  Verbandes  für  Binnenschiffahrt,  Berlin  1897.  ■)  Nach  -Hivatalos  Statistikai 
ESzlem^uyek:  Magjarorszäg  Vizeinek  Statistikäja",  Budapest  1891.  ')  Nach  Heft  1,  Jahrgang 
III  der  Zeitschrift  fOr  Binnenschiffahrt  (Berlin).  ^'*)  Nach  der  „Overzi^  der  scheepTaartakanalen 
in  Nederland"  und  der  „Statistiqoe  der  scheepTaartbeweging  op  de  nvieren  en  kanalen  in  Ne- 
derland"  (s'Gravenhage  1896L  "}  Darunter  Anssenfahrwasser,  -Tiefe  nnd  Haff e :  1765  km;  unter 
diesen  der  Seescbifuhrt  mit  dienend:  472  km;  von  dem  Rest  (9005—1766 ^  7740  km)  dienen 
der  Seeschif&hrt  mit  584  km.  "J  Darunter  der  Seeschiffahrt  mit  dienend  27  km.  "0  iMrnnter 
der  Seeschiffahrt  mit  dienend  109  km.  ^*)  Darunter  der  Seeschiffahrt  mit  dienend  11^  km,  der 
Küstenschiffahrt  mit  dienend  8078  km;  für  Schiffe  von  Uber  160  Tonnen  benutzbar  8627  km. 

Darunter  Flttsskanäle  69,3  km,  Binnenseestrecken  22,7  km,  nicht  cum  Flössen  benutit 
961,5  km.  **)  Einschliesslich  der  Fjorde,  die  an  die  Binnenwasserstrassen  anschliessen.  Unter 
den  6269  km  sind  4257  km  solche  Binnenseestrecken,  die  nicht  in  der  Richtung  der  Etaupt- 
wasserw^e  liegen.  Darunter  künstlich  ^bearbeitet"  nur  200  km.  ")  Statistische  Nach- 
richten über  die  sehr  zahlreichen  Gewässer,  in  denen  (hauptsächlich  Trifte)  Flösserei  betrieben 
wird,  liegen  nicht  vor.  *")  Darunter  rund  2000  km  Fjorde,  die  der  Hauptsache  nach  der  See- 
nnd  Küstenschiffahrt  dienen.  Darunter  für  Dampfschiffe  benutzbar,  ohne  Mitzählung  der 
Fjorde,  1212  km.  ")  Darunter  für  Dampfschiffe  benutzbar:  23  469  km.  **)  Donau;  die  Durch- 
stiche sind  hier  mit  eingerechnet.  Die  mit  Serbien  und  Bulgarien  gemeinsamen  Grenzstrecken 
—  690  km  —  sind  in  ganzer  JAage  aim  nunSnisch  gerechnet.  **)  Statistische  Naehriditen  hier- 
über liegen  nicht  vor.  **)  Darunter  der  Küstenschiffahrt  mit  dienend  174  km,  nidit  benutzt 
60  km,  nur  zuweilen  benutzt  166  km,  von  Dampfechiffen  benutxt  1254  km.  "')  Darunter  nicht 
benutzt  103  km.    ")  In  der  Statistik  als  „für  Euderschiffe  und  Flösse"  benutzbar  geführt. 

Darunter  nicht  mehr  benutzt  1202  km.  *')  Darunter  nicht  mehr  benutzt  33  km.  Da- 
runter nicht  mehr  benutzt  1235  km ;  der  Seeschiffahrt  mit  dienend  340  km,  der  Kftstenschiff- 
fahrt  mit  dienend  1080  km,  für  Schiffe  von  Über  160  Tonnen  benutzbar  etwa  6500  hm.  **')  Da^ 
runter  nicht  mehr  benutzt  1847  km.  •')  Die  Längen  der  Flüsse  sind  einschliöislich  der  ihrer 
der  See-  und  Küstenschiffahrt  mit  dienenden  Aestuarien  gerechnet.  **)  Von  den  eigratlichen 
Binnenwasserstrassen  sind  nach  Eger  (vgl.  Bern.  *)  etwa  1200  km  nicht  in  Betrieb.  ")  Ein- 
schliesslich der  dieps.  **)  Einschliesslich  der  kanalisierten  Flüsse  und  der  ZompTaarten 
(s.  S.  864),  letztere  von  ^  km  Gesamtlhige.  **)  Darunter  dw  Seeschiffahrt  mit  dimead 
470  km,  der  Küstenschiffahrt  mit  dienend  3860  km.  *^  Darunter  der  SeeschiflEahrt  mit 
dienend  120  km,  der  Küstenschiffahrt  mit  dienend  610  km. 


daher  durchaus  Torteilhaft,  so  dass  auf  der 
Slbe  z.  B.  die  Schleppsehiffahrtsgesellschaften 
sogar  die  EinzehHdüffer  kontraktlich  zum  Hit- 


gebrauch von  deren  Segeln  Terpflichtm,  wie 
denn,  sobald  überhaupt  Segel  zu  setzra  sind, 
der  Einzdschiffer  sie  audi  dann  anwendet,  waiu 
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»ein  Schiff  durch  Menschen-  oder  Zugtierkraft 
fortbewegt  wird. 

Menschenkraft  muss  da,  wo  keine  Mög- 
lichkeit vorliegt,  im  „Treidelzuge"  das  Schiff 
zu  ziehen,  mit  Schubstangen  (Staken)  oder  — 
wenn  der  Grnnd  zu  tief  liegt  oder  sehr  sumpfig 
oder  steinig  ist  —  mit  Rudern  ausgeübt  wer- 
den. Mehrais  1,36— 2,00  km  raneFafargeschwin- 
digkeit  pro  Snmde  lassen  sieb  mit  Henschen- 
kmt,  wenn  sie  nicht  zu  teuer  werden  soll, 
nicht  erzielen. 

Tierische  Zngkrsit  (dnich  Pferde  oder  Maul- 
tiere —  wie  in  fVankreicb  —  ansgeübt)  endelt 
2,34—3,60  km  pro  Stunde. 

Die  Unre^lmässigkeit  des  Einsetzens  von 
gftnstigem  Wmd  und  die  geringen  durch  Men- 
schen- oder  Tierkräfte  erzielten  Geschwindig- 
keiten bieten  für  pünktliches  und  rasches  Zu- 
rftckleg^  der  Schinsreisen  keine  Garantie.  Doch 
darf  man  die  Bedeutung  hiervon  nicht  ftber- 
schtltxen. 

Erstens  nftnüich  müssen  die  Qnerschnitte 
der  Wasserstraasen  etwa  sechsfach  ao  gross  sein 
wie  die  des  Schiffis,  am  ohne  Besch&di^ng  von 
Sohle  und  Böschungen  eine  grtSsserc  reme  Fahr- 
geschwindigkeit als  5  km  pro  Stande  überhaupt 
zu  gestatten.  Zweitens  nehmen  An-  und  Ab- 
meldungen bei  Zoll-  und  Hafenhehörden,  Aus- 
setzen der  Fahrt  zur  Kachtzeit,  Warten  vor 
den  Schleussen  und  die  Durchschleusungen 
selbst  relatiT  sehr  lange  Zeit  in  Anspruch. 
lÜne  einsige  Dniduchlensong  z.  B.  errordert 
in  der  Segel  —  und  dabei  thut  die  Rasch- 
heit des  Füllens  oder  Leerens  der  Schleusen- 
kammern wenig  zur  Sache  —  eine  halbe  Stunde. 
Es  kommt  also  aof  die  reine  Fahrgeschwindig- 
keit meist  nicht  sehr  an.  Ana  diesem  Grunde 
ist  es  auch  für  ein  einzelnes  Schiff  meist  nur 
dann,  wenn  es  hohe  Frachten  erhält,  lohnend, 
anter  eigenem  Dampf  zu  fahren.  Der  Dampf, 
der  die  grössten  erlaubten  Fahrgeschwindig- 
keiten z.  B.  auf  einigen  holl&ndischen  Kanälen 
bis  zu  15  km  pro  Stunde,  erreii^en  Iftast,  ist 
daher  als  Motor  fDr  das  Einzelschlff  nur 
auf  SchifTahrtsstrassen  von  grossem  Profil  und 
mit  wenig  oder  kdnen  Scblensen  vorteilhaft, 
ganz  besonders  dann,  wenn  die  Fahrten  relativ 
lang,  also  ohne  viele  „  Unterwegsstationen "  sind. 
Die  Fortbewegung  des  Schiffs  durch  die  Dampf- 
kraft vermitteln  am  besten  ß&der  in  verhält- 
niamässig  breiten  und  flachen  Gewässern, 
jjchrauben  in  schmäleren  und  tieferen. 

In  der  Schleppschiffahrt  dienen  das 
Bäder-  und  das  Sonranbenschiff  ala  Bemor- 
queura  Mr  die  von  ihnen  gezogenen  Schlepp- 
kähne oder  Anhänge. 

In  Flüsaen  von  nicht  grosser  Fahrtiefe  und 
starker  Strömung  findet  die  unter  2)  erwähnte 
Tauerei-  oder  Kettenachleppschiffahrt  vorteilhaft 
Anwendung  in  der  Beigfahrt,  da  ihr  Nutzeffekt 
dann  —  so  z.  B.  auf  Saale,  Main  und  Neckar 
—  den  der  fiemorqueurs  Übertrifft.  —  De  Bovet 
machte  durch  eine  auf  dem  Schiff  befindliche 
Dynunomaschine  das  Kettenrad  magnetisch,  so 
daas  dieses  von  der  Kette  nicht  einmal  mit  gan- 
ser  Umdrehung  unischlungen  zu  werden  brauchte, 
um  Fortbewe^ng  des  Schiffs  7.u  erzielen.  Diese 
Einrichtung  ist  seit  1893  auf  der  Seine  in  der 
Bergfahrt  im  Gebranch.  —  BUsaer  (Köpenik) 
hatte  1891  vorgeschlagen ,  Einzelachiffe  und 
Schleppifige  mit  Elektromotoren  auazuatatten 


nnd  mittelst  Uferleitungen,  die  von  einer  Kraft- 
centrale  ihren  Strom  erhalten,  in  ähnlicher 
Weise  fortzubewegen,  wie  dies  bei  den  mit 
Elektromotoren  betriebenen  Wagen  der  elek- 
trischen Strassenbahnen  mit  oberirdischer  Strom- 
zuführung geschieht.  De  Bovet  hat  diese  Er- 
findung, die  er  in  etwas  anderer  Art  gleich- 
zeitig gemacht  hatte,  auf  dem  canal  St.  Denis 
eingefOort  und  sehr  gute  Erfolg  erzielt  B^ 
sonders  vorteilhaft  ist  der  elektrische  Schiffszug, 
wenn  grössere  Wasserkräft«,  z.  B.  Schleosen- 
Ge^e  disponibel  sind;  ao  werden  nach  dem 
Torschlage  Galliots  die  Wasserkräfte  t<hi  Pou- 
illy  and  Escommea  elektromotorisch  verwendet, 
um  die  Schiffe  in  der  6  km  langen  Scheitel- 
strecke des  canal  de  Bonrgogne  za  ziehen.  Auch 
auf  dem  Erieseekanat  und  in  Japan  auf  dem 
Kanal  vom  Biwasee  nach  der  Ht^nstadt  Kioto 
wird  die  Schiffahrt  elekteiseh  beüieben.  Fttr 
einige  elsass-lothriiu:l8che  Kanäle  ist  der  elek- 
trisdie  Betrieb  ebennlls  in  Aussicht  genommen. 
Die  bUherigen  Erfahrungen  lassen  diesen  Be- 
trieb unter  vielen  VertdUtnissen  billiger  er* 
scheinen  als  den  mit  Dampf.') 

Während  Petroleum-  und  Benzinmotoren 
für  Personenhoote  md  andere  kleinere  Fahr- 
zeuge schon  lange  im  Gebranch  sind,  ist  nach 
den  Angaben  des  Baurats  Wemebarg  in  St.  Jo- 
huin  ein  Benzinmotorschiff  hergestellt,  das  mit 
170  Tonnen  Ladung  (und  mehr)  seit  dem  Fe- 
bruar 1898  (bei  der  ersten  Beise  musste  es  auf 
16  km  eine  1,6 — 2  cm  starke  Eisdecke  durch- 
schneiden) die  elsass-lotbringischen  Kanäle  be- 
fährt 

Ueber  Zahl,  Art  und  Tonnen^halt  der 
Binnenschiffe  liegen  nur  folgende  sichere  An- 
gaben vor. 

In  BuBsland  zählte  man  1898  2635  Dampf-, 
19700  Segelschiffe;   von   letzteren  verkehren 

f egen  12000  auf  der  Wolga.  In  Ungarn  war 
896  „angemeldet"  ein  B^tand  von  55  Rad-, 
62  Schraubendampfern  und  1336  Schleppschiffen 
mit  291741  Tonnen.  Frankreich  hatte  1891 
ausser  836  Schlepp-  und  74  Tauereidampfem 
113  Güterdampfer  und  16925  Segler  mit  80ÜOOOO 
Tonnen.  Im  Deutschen  Beicn  wurden  1897 
am  31.  Dez.  laut  Band  100  der  ReichsstatiBtik 
gezählt  816  Personen-,  876  Schlepp- ,  42  Tauerei- 
(Ketten-)  Dampfer,  28  Dampffähren,  191  Güter- 
dampfer,  20611  Segelschiffe.  Von  diesen  Schiffen, 
zusammen  22  ö64,  ist  für  21 945  die  Tragfähigkeit 
nachgewiesen,  nnd  zwar  mit  3  370447  Tonnen. 
Die  deutsche  Seehandelsflotte  hielt,  ebenfalls  am 
81.  Dez.  1897,  2189608  Begister-Tonnen  brutto 
=  etwa  3284262  Tonnen  cn  1000  kg.  Auf 
dem  Kbein  aliein  fahren  1898  im  April  659 
deutsche  Dam^er  und  2667  deutsche  Kähne 
von  1027722  Tonnen  gegen  377  bezw.  2311. 
von  726704  Tonnen  Ende  1892.  Die  vor- 
stehenden Zahlen  beweisen  zugleich  das  Zu- 
nehmen des  Baumgehalts  des  einzelnen  Schiffs. 
Der  Einzelschiffer  (Kleinschiffer)  sucht  sich 


')  Wirtschaftlich  unvorteilhaft  iat  das  Trei- 
deln mit  Lokomotiven,  deren  Geleise  auf  dem 
Leinpfad  angehradit  werden.  Dagegen  hat 
sich  auf  mehrer»)  fransOsischai  I&nälen  das 
auf  dem  Leinpfad  selbst  fahrende  „elektrische 
Pferd",  ein  von  Galliot  vorgeschlagener  Elek- 
tromotor, gut  bewährt  (vgl.  Heft  21,  Jahrgang 
1898,  der  Zeitschrift  fUr  Binnenachiffahrt). 
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selbst  oder,  wie  zanteist,  durch  Agenten  die 
Ladong  und  vereinbart  Frachtbedingungen  nnd 
-preis  (TOD  welchem  letzteren  er  anch  den 
Schlepp-  nud  Treidellofan  entrichten  mnss)  von 
Fall  zn  Fall,  kann  also  günstige  Konjunktaren 
annintxen  und  leidet  unter  ungünstigen.  Die 
GrosBscliiffahrt,  betrieben  teils  von  Schifnrhedem, 
teils  Scbiffabrts-  und  Rhedereigesellschaften,  hat 
meist  eigene  Schleppkähne,  schleppt  aber  auch 
fremde;  sie  stdlt  nVerfrachtungsbedinguuffen", 
die  für  längere  Juire  ^Iten,  auf  nnd  sduiesst 
h&nfig  auf  gewisse  Perioden  nnd  mit  gewissen 
Yerfrachtem  feste  Frachtkontrakte.  Derartige 
Grossschiffahrt  wird  z.  B.  auf  der  Donau,  der 
Oder,  der  Elbe  nnd  dem  Rhein,  betrieben.  Die 
EX  nr.  Donandampfschiffabrtsgesellschaft  be- 
sasB  1893:  208  Rad-,  40  Scbranbeu-,  8  Ketten- 
dampfer, 706  Gfitertranaportschiffe,  die  Elb- 
schifiahrtsgesellschaft  „Kette"  Ende  1898  81 
Kettenschffie,  10  Rad-,  6  Hafen-,  4  kleine  In- 
spektioDsdampfer,  9  Eilgutdampfer,  6  Material- 
und  Lagerscluffe,  85  eiserne,  7  nülzeroe  Fracht- 
schiffe, 53  Leichterfahrzenge,  1  Kahnscbiff,  349 
km  Kette  auf  der  Elbe,  IvJ  km  auf  der  Saale. 
Sie  fnbr  1898  zu  Berg  689062  Tonnen,  zu  Thal 
253129  Tonnen;  dabei  werden  die  662  km 
zwischen  Hamburg  und  Dresden  zn  Berg  in 
140,  zu  Thal  in  53  Stunden  reiner  Fahrzeit  zu- 
rOckgelegt.  Die  Mannheimer  Dampfschlepp- 
sehifiakrtageseUsehaft  ffthrt  der  Hauptmcbe  nach 
im  direkten  Verkehr  Hotterdam-Uannheim ;  ihre 
SchleppzUge  legen  die  566  km  betragende  Ent- 
fernung zwischen  beiden  Orten  zu  Berg  in  102, 
zn  Thal  in  33  Stunden  reiner  Fahrzeit  zurttdc ; 
einschliesslich  der  Aufenthalte  gebrauchen  sie 
zn  Berg  5—6,  zu  Thal  3  Tage. 

ft.  Leistniig.  Die  absolut  ^rOsste  Leis- 
tung der  BioneDschiffahrt  scheint  auf  dem 
Detroitflusse  im  nordamerikanischen  Seeen- 
gebiet stattzufinden,  wo  1891  zu  Berv  oder 
zu  Thal  zusammen.  40  Millionea  Tonnen 
transportiert  worden  sein  sollen.  In  Russland 
wurden  1895  in  und  auf  flOssen  9  444  462,  in 
Schiffen  14401 329  Tonnen  transportiert; 
wahtflcheiiiHch  auf  zum  Teil  recht  bedeutende 
Entfernung,  so  dass  die  tunnenkilometrische 
Leistung  sehr  beträchtlich  gewesen  sein 
wird.  In  Frankreich  wurden  1895  in  und 
auf  Schiffen  und  Flössen  zusammen  be- 
fördert 100873031  Tonnen,  aber  auf  durch- 
schnittlich nur  etwa  37  km ;  denn  die  ge&h- 
renen  Tonnenkilometer  betrugen  3766  0^  2^. 
In  Oesterreich  wurden  1895  auf  Wasser- 
Btrassea  3261800  Tonnen,  in  Uneam  1896 
3842756  Tonnen,  auf  waiiTscheinliidi  auch 
ziemlich  bedeutende  EntfOTnungen  befördert 
Im  Deutschen  Reich  wird  eine  fOr  die  Be- 
urteilung der  Verkehrsleistung  unmittelbar 
brauchbu^  Statistik  nur  im  Beichsland  ge- 
führt. Dort  wurden  1895  auf  etwa  460  km 
"Waaserstraesen  (der  Bhein  ist  dabei  nicht 
mit  gezählt)  160590160  Tonnenkilometer 
gefahren.  Die  Statistik  für  das  gesamte 
Deutsche  Reich  notiert  den  Verkehr  nur  an 
den  Qrenzorten  und  an  einigen  besonders 
wichtigen  Handels-  oder  Durcngangsplätzen. 
Ihr  ziuolge  passierten  1897  deu  Rhein  bei 


Emmerich  10,4,  die  Elbe  bei  Hamburg  5,1 
Millionen  Tonnen.  Den  Verkehr  des  Jahres 
1895  (derjenige  ron  1894 ,  1896  und 
1897  war  starker)  schätzt  Sympher  (s.  Lit- 
teratur)  för  die  10000  km  frequenterer 
eigentlicher  Binnenschiffahrtsstrassen  auf 
7500  Millionen  Tokm.  gegenüber  26D00 
Millionen  Tokm  auf  den  44800  km  der 
deutschen  Eisenbahnen.  Dem  entspiflche 
für  das  Kilometer  Wasserstrasse  ein  Ver^ 
kehr  toh  750000  Tonnen,  fOr  das  Kilo- 
meter Bahn  ein  soldier  von  nur  590000 
Tonnen.  Solche  gewaltigen  Verkehrsmassen 
bewältigt  die  BinnenschiSE^irt  zu  sehr 
grossem  Teile,  n&nlich  in  der  2reien 
Stromfahrt,  zu  Frachten  von  0,8  Ins 
unter  0,6  Ffmnig  pro  Tonnenkilometer,  nnd 
in  Fahrton,  deren  Strecken  zum  grossen 
Teil  aus  abgabenbelasteten  Kanälen  bestehen, 
immer  noc£  zu  0,9  bis  2,1  Pfennige  für 
Massen-  und  2,5  bis  3  Pfennige  für  Stück- 
güter. Diese  Billigkeit  der  Frachten,  kommt, 
wie  unter  1  ausgeführt,  nicht  nur  den  Ver- 
frachtern und  den  Empfängern,  sondern 
weiten  Kreisen  der  produzierenden  und  Iron 
sumierenden  BevOlkenmg  zu  gute. 

Bemerkt  mag  schliesslich  hier  werden, 
dass  auch  die  Personendampfechiffahrt, 
namentlich  auf  Rhein,  Elbe  und  unterer 
Donau,  grosse  Leistungen  aufzuweisen  hat 
Die  S&^hsisch- Böhmische  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft hat  1896  3  216292  Personen, 
die  Köln-Düsseldorfer  in  den  bis  jetzt  besten 
Geschäftsjahren  1890  und  1891  neben  65000 
Tonnen  Gfiter  1300000  Fersonen  befiSrdert. 


Litteratur:  Beratungen  und!  Verhandlunyen  der 
Internationalen  Sehiffahria-Songre*»«  (vgl.  o6en 
Seite  866)  und  de»  Centralvereint  för  Hebung 
der  deuUehen  Fluta-  und  Kanaltehiffahrt,  Berlin 
1869—1899.  —  Bellingroth,  Bau-  und  Be- 
trifbaweise  eine»  deuttehen  ÄanalneUe»,  Bertin 
1879.  —  Der  Bheinalrom  und  »ein»  wielUig»ten 
Nebenßüue,  KarUruhe  18S8.  —  Der  Oderttrom, 
»ein  Stromgebiet  und  »eine  foiehUgeten  Neben' 
flüeae,  Berlin  1896.  -~  J.  SeMlehUng,  Die 
Binttengewäaaer,  ün  Handbuch  der  Ingenieur- 
wistenschaß^n  von  Fhinziu»  und  Sonw.  Leiprig. 

—  Die  Waaaerttraaae  durch  die  Canadiadtien 
Seeen  und  ihr  Verkehr.  Von  Th.  Rehbock, 
Berlin  1894.  —  L.  Franrius,  SckijffT>armachung 
der  Flueimiederungen,  Frankfurt  a.  M.  1881.  — 
Victor  Kurs,  Kanäle,  Supplementband  1  der 
I.  Ätifl.  de»  Hand-wörUrbuch»  der  iSUxaUwitten- 
»chafien  S.  49fffi.  —  Die  in  Tabell»  S.  870 
namhaft  gemachten  Quellen.  — Engel*, 
ModeUvereuehe  Ober  den  Eit^uaa  der  Form  de» 
KanalprofU»  atrf  den  Seh^ffheideretand  in  der 
Zeittchrifl  för  Binnentchiffahrt  vom  16.  Februar 
1898,  Berlin.  —  <J.  Schliehting,  Ketten-  und 
Seilachiffahrt,  Verhandlungen  de»  Centraiverein» 
u.  a.  ID.,  Berlin  1882.  —  Schromm,  Organi' 
»iemng  de»  Binnenachiffahrttbetriebea,  Wien  1386, 

—  Svmpher,  Die  wirUchafÜiche  Bedeutung 
de»  Bhein-Elbe-KanaU,  Berlin  1899.  —  FCotor 
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Kur»,  Sehiffahritatrauen  im  DetUtchen  Reich  ete. 
in  d.  Jahrbüchern  ßir  National-Oebonomie  und 
Statitttk,  dritte  Folge,  Bd.  X. 

VMar  Kurt. 


Biuenscliilfalirt. 

(Verwaltongsrecht) 

1.  Die  Binnensduffabrt  im  System  des 
deatflchen  Verkehrsrechts.  2.  Die  Befonnbe- 
strebnngen  bis  zur  Becbtssatznn^  seitens  des 
Iteiches.  3.  Allgemeine  Charaktenstik  des  B.O. 
T.  15.  Jnni  1^6  betr.  die  privatrecbtlichen 
YerbSltnisse  der  Binnenschinabrt.  4.  Diu 
ränrnlicbe  Qeltnn^gebiet  des  Binnenscbiffabrts- 
gesetzes.  5.  Die  Öffentlichrechtlicben  Grand- 
lagen  des  dentscben  Binnenschiffabrtsrecbts. 
A.  Die  BecbtSTerbältnisse  des  Schiffes.  B.  Die 
Bechtgrerhältniege  der  Schifbbesatiang.  C.  Die 
rechtliche  Kontrolle  ttber  den  ordnan^uoSsaigen 
Terlanf  der  Fahrt.  6.  Die  weitere  syate- 
matische  Ans^staltung  des  deutschen  Blnnen- 
schiffahrtsrecbts. 

1.  Die  BinneDschiffahrt  im  System 
des  deutschen  Yerkehrarechts.  Das  ge- 
samte Wirtschaftsleben  eines  Staates  ist  be- 
dingt durch  den  Entvickelungsgrad  der 
Beförderungsmittel  eines  lebhaften  Verkehrs 
der  P^sonen  und  der  Güter.  Die  Schaffung 
und  rechtliche  Beaufsichti^ng  geeigneter 
Kommunikationsmittel  steht  in  unseren  Tagen 
im  Vordergrund  staatlicher  Wirksamkeit,  die 
sich  um  so  lebhafter  in  Gesetzgebung  und 
Amtsorganisation  gestaltet,  je  jünger  das 
in  Betracht  kommende  Eommunikationsmittel 
selbst  ist.  Während  die  auf  die  Verwertung 
der  Elektridtät  und  der  Dampfkraft  gerich- 
teten Verkehrseinrichtungen:  Telephon,  Te- 
Ic^^ph  und  Eisenbahn  ihre  umhtssende 
einheitliche  legislative  Ordnung  gefun- 
den haben,  hat  es  die  Zeitökonomie,  die 
auch  den  Gan^  der  staatlichen  Gesetzge- 
bung und  damit  unsere  gesamte  Becht^e- 
schichte  beherrscht,  bisher  unmöglich  ge- 
macht, auch  die  alteren  Verkehr^nittel,  die 
ihre  lieistungsfähigkeit  in  brateren  Zeit- 
iftumen  erprobt  haben,  eiaer  den  Forderun- 
gen der  neuen  Zeit  und  ihres  Terftoderteu 
Verkehrs  angemessenen  gesetzlichen  I^eu- 
oidnung  SU  unterziehen. 

Väschen  mit  dem  rechtlichen  Aiubau 
des  Eisenbahnvesens  hat  das  Verkehrsrecht 
der  Wasserstiasse  nidit  die  annähernd  gleiche 
Beachtung  und  BerOcksitditigang  in  Reich 
und  Staat  gefunden.  Dem  Reichseisenbahn- 
amt  entspricht  im  Amtsorguiismus  noch 
kran  Reichsschiffahrtsamt  Einem 
solchen  wfire  wohl  aber  durch  die  Reiohs- 
verfassung  schon  jetzt  ein  reiches  Wirkungs- 
faid zugewiesen. 

Innerbalb  der  durch  örtliche  Momente 
gegebenen  Gliederung  des  Schiffsverkehrs- 
rechtß  in  Seeschiffahrt,  KOstenschif&hrt  und 


Binnenschiffahrt  hat  das  an  erster  Stelle  be- 
zeichnete Gebiet  seitens  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  in  zahl- 
reichen Einzelgesetzen  sowie  in  der  Ko- 
difikation des  Seehandelsrechts  immerhin 
noch  die  weitestgehende  Berücksichtigung 
g^ndeo ;  gleiches  gilt  auch  von  der  recht- 
ut^en  Ordnung  der  Küstenschiffahrt.  Die 
Binnenschiffahrt  dagegen  hatte  bisher  weder 
reichs-  noch  landesrechtUch  ihre  zusammen- 
fassende R^lung  erhalten.  Sie  blieb  in- 
mitten einer  oft  profus,  alle  Gebiete  dte 
Verkehrsrechts  formierenden  und  reformie- 
renden, bewegten  Zdt  das  Stiefkind  der  Ge- 
setzgebung Deutschlands. 

&.  Die  Reformbeatrebnngeii  bis  xor 
Reditasatmn^  miteas  des  Reiches.  Die 
Gründe  für  die  alleeitige  Stagnation  der 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Binnen- 
schiffahrt lassen  sich  ans  einer  näheren 
Betrachtung  des  Verwaltungssystems  im 
allgemeinen  und  aus  dem  rechtshistorischen 
Gang  unserer  deutschen  Gesetzgebung  im 
besonderen  leicht  ermitteln. 

Nicht  zum  kleinsten  Teile  dürfte  darauf 
der  Umstand  eingewirkt  haben,  dass  die 
noch  zur  Stunde  bestehende  mangel- 
hafte Organisation  der  Behörden 
für  Wasserangelegenheiten  selbst 
im  grössten  deutschen  Bundesstaat  dem  in 
Gesetzgebungsfragen  ausschlaggebenden  bu- 
reaukratischen  Apparate  die  erforderliche 
üebersicht  Über  den  Stand  und  den  in- 
neren Zusammenhang  der  auf  diesem  Ge- 
biete laut  gewordenen  Bedürfnisse  zu  bieten 
nicht  vermocht  hat.  Wiederholt  ist  der 
Wunsdi  nach  einer  verwaltungsrechtHchen 
Oiganisation  jener  Behörden  laut  geworden, 
welche  die  einheitliche  Behandlimg  aller 
Wasseratrassenangelegenheiten  für  ganze 
Stromgebiete  und  die  gleichmässige  recht- 
liche Regelung  der  in  Frage  kommendea 
Angel^nheiten  sichern  sollte.  Die  For- 
derung nach  einheithcher  Ordnung  aller 
Verkehrsrechtsfragen,  soweit  die  Wasser- 
Strasse  dabei  in  Betracht  kommt,  beruht  auf 
der  Erwägung,  dass  jede  grössere  Wasser- 
strasse im  Binnenlande,  jedes  Strom^biet 
mit  seineu  Neben-  und  Zuflüssen  bis  in  die 
Quellgel^ete  hinein,  sowie  virtsdiaftUch, 
auch  verwaltnngsieohtlidh  ein  Ganzes  bildet, 
deasoi  Teile  sich  g|^nBeitig  bedingen  und 
beeinflnssen  und  duier  nidit  ohne  empfind- 
li^  Schäden  in  Bestandstüd»  zerlegt 
oder  verschiedai«!,  nicht  unter  einaniter 
zusammffltfaängenden  Yerw^tongsinstanzeu 
unterstellt  wwden  können. 

Ein  zweiter  entscheidender  Grund  für 
den  völligen  Stillstand  der  Gesetzgebung  in 
Sachen  des  Binnenschif&hrtsrechts  liegt  in 
der  oft  erprobten  Er&hrung ,  dass  jede 
stückweise  Gesetzgebung,  —  mag  sie  an 
sich  noch  so  erfolgreich  das  in  Angriff  ge- 
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Dommene  Gebiet  mit  sachgem&Bsen  Normen 
umspannen,  sein  Bedürfnis  nach  l^^ativer 
Neiiordnimg  aller  in  Betracht  kommenden 
Fragen  erschöpfen  —  für  die  auseerhalb 
der  durchgeführten  Kodifikation  liegenden 
Grenzmaterien  regelmässig  langjährigen  Still- 
stand und  mangelnde  Berücksichtigung  zur 
Folge  hat.  Das  Recht  der  Binnenschinahrt 
hat  das  rechtsgeschichtlich  nicht  über- 
raschende Schicksal  gehabt,  nach  rechts  und 
nach  links  mitten  zwischen  zwei  grosse  Ge- 
setzgebungsaktionen zu  geraten,  die  es 
an  vielen  Fimkten  streiften ,  die  jenes 
Hecht  aber  nur  deshalb  um  so  bestimmter 
isolierten.  Die  durcli  Staatsvertrfige  und 
Landesgesetzgebung  in  der  ersten  H&lfte 
unseres  Jah^nnderts  erfolg  um&ssende 
Ordnung  der  RechtsTerhaltnisBe  der  Schiff- 
fahrt auf  den  mehistaatliclien,  sogenannten 
kouTentionellen  Flüssen  griff  einen 
vorwiegend  öffentlichrechtlichen 
Tdl  aas  dem  Fragenkreise  der  Binnenschiff- 
ahrt heraus,  w&lüend  auf  der  anderen  Seite 
die  grcKsartige  Aktion,  die  zur  mittel- 
etiropÄischen  Kodifikation  der  handelsrecht- 
lichen und  seerechtlichen  Yerkehrsgnmd- 
sfttze  in  den  sechziger  Jahren  führte,  auch 
wieder  nur  Greuzfragen  unserer  Materie 
streifte,  sie  aber  natui^mflss  nicht  zur  all- 
seitigen Klarstellung  führen  konnte.  Ebenso 
ist  auch  bei  der  jüngsten  im  Änschluss  an  das 
B.G.B.  vorgenommenen  Beform  des  Handels- 
und Seegesetzbuchs  diese  grundsätzlicheTren- 
nung  trotz  einer  nicht  unbedeutenden  be- 
nifsgenossenschaftlichen  und  litterarischen 
Bewegung,  welche  die  sachliche  Verbindung 
forderte,  aufi-echt  erhalten  worden.  (S.  hier- 
zu Mittelstein:  Das  Binnenschiffahrts- 
gesetz und  der  Entwurf  eines  Handelsge- 
setzbuches. Goldechmidts  Z.  B.  45,  S. 
541  ff.) 

Der  endliche  erfolgreiche  Abschluss  der 
Bewegung  muss  in  erster  Linie  den  Be- 
ruf svertretungen  und  führenden  Kräf- 
ten des  Handels-  und  Schifferstandes  als 
Verdienst  angerechnet  werden.  Die  inner- 
halb des  deutschen  Bechtsbildungsprozesses 
bisher  nur  in  seltenen  E^len  wirksame 
Initiative  der  Interessentenkreise  hat  an 
den  Vorarbeiten  für  den  Entwurf  des  Bin- 
nenschiffahrtsgesetzes das  Mass  ihrer  hoben 
Leistnngsf&higkeit  erprobt.  —  üeber  den 
Gang  der  Verhandlungen  orientiert  ein 
BUcK  auf  die  wichtigsten  Vorarbeiten  und 
eingehenden  Entwürfe,  welche  dem  Gesetze 
als  Grundlage  dienten.  (S.  Rieser  »Znr 
Revision  des  Handelsgesetzbuchs«  Beilage- 
hefte zu  Bd.  33  und  35  der  Goldschmidt^ 
sehen  Zeitschrift  üeber  den  Einfluss  der 
neueren  bran&stftndischen  Vertretungen  auf 
den  Gang  der  Gesetzgebung,  s.  Stoerk, 
Das  B.G.B.  und  der  Gesetzgebun^pparat 
des  D.  Reiches.   (Festgabe  der  Greifswalder 


Juristenfakidtät  für  E.  I.  Bekker,  Greifswald 
1899.  S.  107  ff.) 

Der  im  Reichsjustizamt  ausgearbeitete 
Gesetzentwurf  wurde  unter  dem  Titel 
»Gnmdzüge  eines  Gesetzes,  betreffend  die 
privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt« im  Jahre  1803  einer  Kommission 
zur  Begutachtung  voi^legt.  Auf  Grund 
der  Ei^ebnisse  der  Beratungen  dieser  Kom- 
mission und  entsprechend  ihrem  Wunsche, 
auch  die  Flösserei  bei  der  in  Aussicht 
genommenen  Gesetzgebung  zu  berücksich- 
tigen, wurde  im  JuU  1893  vom  Reichsjustiz- 
amt ein  neuer  »Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  privatrecditlichen  Verhältnisse 
der  Binnenschif&hrt  und  der  Flfisserei«  im 
»Beichsanzdger«  veröffentlicht  imd  im  De- 
zember desselben  Jahres  nach  einer  auf 
Grund  der  gutachtlichen  Aeussenmgen  des 
Centraivereins  f^  Hebung  der  deatsdien 
FluBS-  und  Kanalschiffohrt  voi^nommenen 
Ueberarbeitung  vom  Rrächskuizler  dem  Bun- 
desrate voi^legt.  Der  Bundesrat  trennte 
den  Rechtsstoff  wieder  in  zwei  Gesetz- 
entwürfe —  »Entwmi  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Binnenschiffahrt«  und  »Entwtu^  eines 
Gesetzes,  betreffend  die  privatrechtlichen 
Verhältnisse  der  Flösserei«.  —  welche  im 
Dezember  1894  dem  Reichstage  mitgeteilt 
wurden.  Beide  Entwürfe  wurden  bei  der 
am  25.  und  26.  Januar  1895  erfolgten  ersten 
Lesung  einer  Kommission  überwiesen  und 
mit  den  von  dieser  vollgeschlagenen  Aende- 
rungen  am  25.  April  1895  in  zweiter  Lesung 
vom  Plenum  des  Reichstags  angenommen. 
Bei  der  dritten  Lesung  am  4.  Mai  1895 
wurden  niu*  in  den  §§  38  und  53  des  Ent- 
wurfes zum  Binnenschiffahrtsgesetze  zw^ 
weitere  Aenderungen  vorgenommen.  Nach- 
dem die  Gesetzentwürfe  die  Zustimmung 
des  Bundesrats  erhalten  hatten,  erfolgte 
imterm  15.  Juli  1895  die  Ausfertigung  durch 
den  Kaiser  und  in  Nr.  23  des  Beichsgesetz- 
blattes  für  1895  ihre  Verkündigung. 

3.  Allgemeine  Charakteristik  des 
R.G.  vom  15.  Jnni  1895  betreffend  die 
privatrechtUchen  VerhiUnisse  der  Bin- 
nenschiffahrt. Für  die  Redaktion  des  fiinr 
nenschiffahrtsgesetzeB  war  die  Vorfrage 
massgebend,  ob  es  richtig  ist,  8eerechtli(£e 
Grundsittze  und  !Eänzelbestimmnngen  des 
Handelsgesetzbuches  auf  die  Binnenschiff- 
fahrt  zu  übertrageuj  wenn  ihre  Beib^al- 
timg  bei  einer  künftigen  Reviöon  des  Han- 
delsgesetzbuches zweifelhaft  sein  kann. 
Auf  der  einen  Seite  konnte  man  sagen,  daes 
wenn  einmal  die  für  die  Seeschiraihrt  glei- 
tenden Bestimmungen  auf  die  Binnensduff- 
fahrl  übertragen  werden  sollten,  dies  nur 
die  nadi  dem  Handelsgesetzbudi  massge- 
benden Bestimmungen  sein  könnten^  vrfth- 
rend  man  auf  der  and^n  Seite  die  Befürcb- 
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tungen  ai^prechen  hörte,  dass  die  er- 
wtluscfate  AenderiiDg  von  Sätzen  des  Han> 
ddsgesetzbuches  dadurch  erschwert  werden 
könnte,  dass  sie  im  Biuneoschiffahrtsgesetz 
von  neuem  sanktioniert  würden.  Da  in- 
dessen das  Binnenschiffahrtsgesetz  eine 
TOUig  selbständige  Ordnung  der  Verhält- 
nisse der  BinnenBchiffofart  bezweckte,  so 
wäre  es  nicht  ratsam  gewesen,  den  Gesetz- 
geber in  seiner  freien  Bewegung  zu  hindern 
durch  Rücksichtnahme  auf  aas  geltende 
Seerecht  oder  anf  eine  spätere,  einstweilen 
noch  nicht  in  Frwe  stehende  Aenderung 
des  seeroditlichen  des  Handelsgesetz- 
bmdieB.  Man  konnte  sich  deshalb  beim  Auf- 
bau des  Binnenschiffohrtsgraetzes  aussdüiess- 
lich  von  den  Bedürfnissen  des  Binnenschiff- 
fohrtsverkefars  leiten  lassen. 

Nach  der  Ansicht  des  Gesetzgebers  wird 
der  allgemeine  Charakter  des  Binnenschiff- 
fahrt^setzes  einerseits  durch  den  auf  das 
Gebiet  des  Privatrechts  beschränkten  Zweck 
der  Aufgabe,  andererseits  durch  die  von  der 
Natur  der  Sache  gebotene  Anlehnung  an 
die  Bestimmungen  d^  .Seerechts  gekenn- 
zeichnet. Die  Verhältnisse  der  Seeschiff- 
fahrt und  der  Binnenschiffahrt  sind  aller- 
dings in  mannigfacher  Hinsicht  verwandt, 
imd  die  Fragen,  welche  dort  der  gesetz- 
lichen Begelung  bedürfen,  kommen  zum 
grossen  Teil  auch  hier  in  Betracht.  Alle 
Vorarbeiten  für  ein  Binnenschiffahrtsgesetz 
haben  sich  daher  für  den  Anschluss  an  die 
Bestimmungen  des  Seereehts  entschieden, 
imd  ebenso  ist  von  denjenigen  ausländisclien 
Gesetzgebungen,  welche  die  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  einer  besonderen  Regelung 
unterzogen  haben,  verfahren.  Auf  der  an- 
deren Seite  sind  die  Verhältnisse  beim  See- 
nnd  Binnenschiffahrtsverkehr  trotz  der  all- 
gemeinen Verwandtschaft  doch  im  einzel- 
nen viel&ich  verschieden,  und  diesem  Um- 
stände ist  bei  der  gesetzlichen  Regelung 
überall  gebührende  Rechnung  getragen  wor- 
den. Nur  in  denjenigen  FäUen  erschien 
eine  abweichende  Behandlung  angezeigt, 
wo  es  sich  um  die  unveränderte  Herüber- 
nahme umfangreicher  und  zugleich  in  sich 
abgeschlossener  Bestimmungenhandelt,  deren 
unverkürzte  Wiederholung  im  Reichsgesetz 
zu  einer  überflüssigen  Weitläufigkeit  geführt 
haben  würde.  Von  einer  Einfügung  des 
BinnenschiffahrtsreohtB  in  das  Handelsge- 
setzbuch ist  abgesehen  worden.  Gleidi- 
wohl  lehrt  schon  der  ente  Bhck  auf  das 
Binnenschiffahrtsgesetz,  dass  es  sein  Vor- 
bild im  5.  jetzt  I.  Buch  des  Bandel^setz- 
bnches,  dem  deutscheu  Seehandelsrecht,  hat 
In  der  durch  den  gegenwärtigen  Stand  des 
deutschen  Rechts,  durch  das  B.G.B.,  das 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897 ,  das 
Zwangsvollstreckungsgesetz  etc.  notwendig 
gewordenen  Neuredaktion  des  B.S.G.  vom 


20.  Mai  1898,  R.G3.  S.  868ff.  sind  die  11 
Abschnitte  des  Gesetzes  überschrieben: 
Schiffseigner  {§§  1—6);  Schiffer  (§§  7—20); 
Schiffsmannschaft  (§§  21—25);  Frachtge- 
schäft (§§  26—77);  Haverei  {§§  78  bis  91k 
Ziisammenstoss  von  Schiffen,  Bergung  und 
Hilfeleistung  (§§  92—101);  Schiffsgläubiger 
(§§  103-116);  Verjährung  (§§  117,  118); 
Sdüffsregister  (§§  119—129);  Schlnssbe- 
stimmungen  (§§  130—133). 

Der  im  älteren  Text  enthaltene  10.  Ab- 
schnitt über  Verpflbidung  und  Zwangsvoll- 
streckung ist  bei  der  neuen  Redaktion  am- 
^[eschieden  worden.  Die  Materie  hat  seither 
im  bürgerlichen  Recht  ihre  gesetzlidie  Re- 
gelung gefimden,  es  konnten  daher  die  be- 
treffenden §g  131  ff.,  für  die  von  vornherein 
im  B.  V.  15.  Juli  1895  nur  eine  vorüb^ 
gehende  Geltung  in  Aussicht  genommen 
war,  aus  dem  Rahmen  des  Gesetzes  aus- 
scheiden. 

Die  im  4,  Buche  des  Handelsgesetzbuches 
noch  weiter  behandelten  Gegenstände,  näm- 
lich die  Bodmerei ,  die  Befördenmg  von 
Reisenden  imd  die  Versichenmg  ge^n 
Schiffsgefahren  sind  in  das  Binnenschiff- 
fahrtsgesetz  nicht  aufgenommen  worden. 

Die  Bodmerei  ist  ein  ausschliesslich  in 
den  Verhältnissen  der  Seeschiff  ahrt  be- 
gründetes Rechtsinstitut,  es  konnte  daher 
eine  Anwendung  desselben  im  Binnenschiff- 
fahrtsverkehr  nicht  in  Frage  kommen. 

Hinsichtlich  des  Personentransports  schie- 
nen besondere  Vorschriften  nicht  erforder- 
lich, da  sich  erfahrungsgemäss  das  privat- 
rechtliche Rechtsverhältnis  zwischen  den 
beförderten  Personen  und  dem  Schiffahrts- 
unternehmer ohne  Schwierigkeiten  abwickelt, 
und  daher  zur  Regelung  desselben  die  all- 
gemeinen Grtindsätze  des  bflrgerli<dien 
Rechts  genü^n;  die  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr und  seiner  Sicherstellung  zuge^iraiidte 
Seite  dieser  Fra^  hat  jedoch  aus  einem 
anderen,  bei  Aufnchtong  des  Gesetzes  mass- 
gebenden Grunde  ihre  legislative  Ordnung 
nicht  erhalten  können. 

Trotz  der  im  Titel  gegebenen  Beschrän- 
kung und  der  in  den  Motiven  wiederholt 
betonten  Be^;renzung  der  legislativen  Reform 
auf  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Binnensäiiffahrt  konnte  axAi  doch  das 
R.0.  T.  15.  Juni  1895  der  den  ganzen 
Schiffsverkehr  b^errschenden  Thot- 
sache  nicht  entziehen,  dass  alle  hier  in 
Betracht  kommenden  Erscheinungen  juristisch 
relevanter  Natur ,  soweit  sie  nicht  aus- 
schliesslich vermögensrechtlicher  und 
rechtsgeschäftlicher  Natur  sind,  zu 
einem  grossen  Teil  ihres  Normen- 
bestandes  dem  öffentlichen  Recht 
angehören;  sie  bilden  einen  wichtigen 
Bestandteil  des  gesamten  Verkehrsrechts. 

Dementsprechend  enthält  auch  das  R.G. 
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V.  15.  Jtiiii  1895  neben  den  ßechtavorschrif- 
ten  für  die  Individualwirtschaftsverhältnisse, 
die  sich  der  BinoeDsduf&ihrt  bedienen  oder 
sich  aus  dieser  ergeben,  zahlreiche  Vor- 
schriften zwingenden  öffentlichen 
Bechts.  Sie  stellen  die  enge  Verbindung  her 
zwischen  der  eigenartigen  Rechtsmaterie 
des  Binnen&chiffabrtsverkehis  und  dem 
System  der  staatlichen  Aufsicht  im  Ge- 
werbebetriebe nach  Ortlicher,  persSnlidier 
und  sachlicher  Hinsicht,  sie  ergftozen  dieses 
durch  sidherheitspolizeUicl»  Vorschiiften 
zur  Eontrolle  von  Schiff,  Mannschaft  und 
ordnim^mfissigem  Verlauf  der  Fahrt.  (Zu 
eng  &8st  den  Anfgabenkreis  des  B-Ges.  0. 
Hayer  im  Art  »Binnenschiffahrt*  HI.  'Er- 
gftnzungsband  zu  von  Stengels  "Wörterbuch 
des  deutschen  Verwaltnngn^ts  S.  31.) 

Wtlhrend  daher  die  Irivatrechtsverhftlt- 
nisse  der  Binnenschiffohrt  und  die  ihr 
eigentümlichen  Rechtsgeschtöe ,  sei  es  in 
Uebereinstimmung,  sei  es  in  eigentümlicher 
Abweichung  vom  Landhandels-  und  Bechts- 
geschäft  bei  Darstellung  der  betreffenden 
Rechtsinstitute  ihre  dogmatische  Erörterung 
finden,  giebt  die  nachfolgende  Darstellung 
die  systematische  Gliederung  der 
V e r k e h rs r ec h 1 1 i che n  Institute 
des  deutschen  Binnenschiffahrts- 
rechts, unter  Ausscheidung  derjemgen 
Teile,  die  sich  als  Anschlussgebiete  des  Han- 
dels- und  PrivatvermOgensrechts  darstellen. 

4.  Das  räumliche  Geltungsgebiet 
des  BinneDschlffahrtsgesetzes.  Da  plan- 
mässig  von  vornherein  nur  die  gesetzliche 
Regelung  der  in  Betracht  kommenden  ^ri- 
vatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnenschiff- 
fahrt in  Aussicht  genommen  worden  war, 
blieb  die  wichtige  Vorfrage  nach  der  Ert- 
lichen Begrenzung  der  Gültigkeit  und  An- 
wendbarkeit der  reichsrechtüchen  Normen 
ungelöst.  Das  Reidu^setz  nimmt  eine  be- 
stimmte Form  des  Schiff^irtsbetriebes  als 
wirtschaftliche  und  juristische  Thatsache 
Tcarweg  und  stellt  dafür  einheitliche,  durch 
das  ganze  Reich  gehende  Rechtsvorschriften 
auf.  Soweit  Schiffahrt  im  Reiche  betrieben 
wird,  fiült  sie  unter  die  vom  Reiche 
mit  der  Absicht  erschöpfender  Behand- 
lung der  Materie  aufstellten  Nonnen  füx 
die  Binnensohifhihrt;  die  Voraussetzungen 
der  Schiffahrt  jedoch,  die  Ghimdlagen  i^er 
Bechtsordnung ,  die  rechtliche  Quuifilation 
der  Wasserfl&^e  als  VeAehrsstrasse  sind 
durch  das  Beiohsgesetz  nicht  geregelt  und 
konnten  auch  durch  dieses  nicht  geregelt 
werden.  Hier  geben,  nach  wie  vor,  die 
Staats- und  V  erw  al  tu  ngs  rechtlichen 
Grundsätze,  welche  nach  Landes- 
recht und  Reichsrecht  in  Geltung 
stehen,  den  Ausschlag.  Durch  dieses 
Ineinandergreifen  der  Landes-  und  der 
Reichskompetenz  ist  eine  £omplizierung  des  { 


Rechtszustandes  eingetreten ,  welche  sich 
bisher  nur  duiim  noch  nidit  nachteilig 
fühlbar  gemacht  hat,  weil,  wie  schon  oben 
erwähnt,  das  Verkehrsrecht  der  Wasser- 
strasse überhaupt  noch  nicht  die  sein^ 
inneren  Bedeutung  angemessene  Berück- 
sichtigung in  der  Wirtschaftsgesetzgebung 
und  -politik  unserer  Zeit  gefunden  tut. 

Welche  Wasserfläche  demnach  als  Ort- 
liche Basis  für  den  Betrieb  der  Knnen- 
Schiffahrt  zu  dienen  geeignet  und  rechtlich 
bestimmt  ist,  darüber  entscheidet  nach  wie 
vor  das  bisbraige  Recht,  wie  denn  auch 
Art  65  des  Einführungsgesetzes  zum  B.G3. 
die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  welche 
dem  'Wasserrecht  angeboren,  vOllig  un- 
berührt vom  grossen  Eodifikationswei^ 
lässt  Es  tritt  aabsT  das  Bedürfnis  dn.  die 
bisherigen  Grundlagen  des  Binnensdiif&uirts- 
rechts,  die  in  den  deutschen  Einzelstaaten 
—  bei  grosser  Zersplitterung  der  Gesetz- 
gebung doch  im  ganzen  nach  überein- 
stimmenden, gemeinrechtlichen  Ideeen  — 
befestigten  Rechtsinstitute  und  deren  ge- 
sdiichtlichen  Entwickelimgagang  in  den 
Hauptzügen  erkennbar  zu  machen. 

Die  Verwertung  der  Tragkraft  der  Ge- 
wässer für  die  Zwecke  eines  lunfassenden 
Transportes  von  Personen  und  Gütern  bildet 
die  technische ,  das  rechtliche  Mass  der 
Zulässigkeit  jener  Verwertung  und  ihrer 
Bedingun^n  die  jiuistische  Grundlage  des 
Binnenschiffahrlswesens.  Die  Prüfimg  der 
mit  den  Fragen  des  Eigentums  am  Üfer, 
am  Fliissbette,  an  der  Wassersubstanz,  am 
Wasserinhalte  etc.  zusammenhängenden  Ver- 
hältnisse scheidet  jener  systematischen  Tei- 
lung entsprechend  aus  einer  Untersudiung 
ans,  welche  lediglich  die  juristische  Sub- 
stanz der  Verkehrsstrasse  und  die 
rechtliche  Ordnung  dieser  Beschaffenheit 
eines  Gewässers  ins  Auge  fassen  soll. 

Bei  allen  tiefgreifenden  wirtschaftlichen 
Unterschieden,  welche  die  Entwickelung  der 
wasserrechtlichen  Verhältnisse  beherrschen, 
zeigt  sich  doch,  dass  zu  allen  Zeiten  die 
dem  Gemeingebrauche  wertvolle  imd  zn- 
^ngliche  Wassermenge  nicht  als  ausschliess- 
ucfaes  Eigentum  einzelner,  sondern  als  (Ge- 
meingut angesehen  und  darnach  rechtlich 
behandelt  worden  ist.  Eine  empfindliche 
Abweichung  der  Qrundanschaunngen  über 
das  Wasser  als  Naturgabe,  als  gemeinsames 
Arbeitsbetriebamittel  bestand  im  wesentlichen 
zwisdien  dem  römischen  und  dem  deutschen 
Rechte  nicht.  Nach  rOmischem  Rechte 
war  jeder  Fluss,  welcher  das  ganze  Jahr 
hindurch  läuft  (flumen  perenne)  ein  Öffent- 
licher in  dem  Sinne,  dass  das  Eigentum 
daran  dem  Staate,  der  Gebrauch  jedoch 
jedermann,  welcher  zu  ihm  Zugang  hatte, 
freistand.  Das  einfache  Princip  der  Wasser- 
nutzung,  dass  alles  im  Fliessen.  b^;ri£f»e 
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zur  gleichberechtigten  Verwendung  zustand, 
wonach  also  nur  die  aus  dem  Eigentum  an 
dem  angrenzenden  Lande  folgende  Befugnis, 
Fremden  das  Betreten  dieses  Landes  zu 
nntersagen,  Einzelnen  die  Nutzung  an  be- 
stimmten Stellen  unmöglich  machen 
konnte,  dieses  einfache  Princip  war  also 
auch  schon  im  römischen  Rechte  zur  Zeit 
höherer  Verkehrsentwiekelung  durchbrochen. 
Auch  dort  sehen  wir,  dass  nur  die  »Öffent- 
lichen« Flüsse  als  res  publicae,  res  omnium 
oammnnes  aus  dem  Privatverkehre  (conuner- 
cium)  genommen  waren,  kleinere  Gewässer 
aber  und  zeitweilig  eintretende  Gewässer 
(flumina  torrentia)  dem  Oemeingebrauche 
durdiaus  entzogen  werden  konnten.  In 
gleicher  Sichtung  bewegt  sich  auch  die 
deutst^e  Kechtsentwickelmig  bis  zu  dem 
oft  citierten  Satze  des  Saehsenspiegels  (II, 
28,  %  4):  »Swüch  wazzer  srämes  vlflzet, 
daz  ist  gemeine  zu  Tarende  und  zu  vigchende 
ione.«  Wird  hier  der  Gemeingebrauch  der 
Wasserwelle  seiner  reohfUohen  Seite  nach 
abhSngig  gemacht  von  dem  praktischen 
Nutzimgswerte,  so  wäre  dadurch  aUeia  räne 
Toni  römischen  Hechte  abwddiende  Gestal- 
tung des  Wasserrechtes  im  Gebiete  des 
deutschen  YolksIebenB  nicht  ezreicht  wor- 
den. Wenn  fliese  dennoch  sich  bidd  ein- 
stellte, so  lag  der  Grund  hierfür  zunftchst 
in  der  das  ganze  deutsche  Wirtschaftsleben 
nachhaltig  bestimmenden  Ausbildung  des 
fiegaJiensystems ,  das,  wie  viele  andere 
Dinge,  auch  die  Wassemutzung  hier  dem 
Schutze  und  der  nutzbaren  Verfügung  der 
Staatsgewalt  unterstellte.  Lange  Zeit  hat 
das  Wasseirecht  in  Deutschland,  zu  schwerem 
Schaden  für  die  wirtschaftliche  Verwertung 
der  wichtigen  Wasserkräfte,  gelitten  unter 
den  masslosen  Ansprüchen  der  Landes- 
herren auf  Regalität  aller  Gewösserj  der 
Schiffahrt,  Flösserei ,  des  Mühlenbetnebes, 
des  Triftrechts,  der  Fischerei,  der  Wasser- 
iagd,  kurz  jeder  denkbaren  Verwertung  der 
Wasserkräfte  in  allen  Wasseradern  des 
deutschen  Landesgebietes.  Die  Wasser- 
r^alität  wurde  zuerst  in  der  Lombardei 
von  den  deutschen  Königen  beanspnicht 
im  Zusammenhang  mit  Geleitsrecht  und 
Zoll  auf  den  Wasseratrassen ;  dann  aber 
auch  in  Deutschland.  Namentlich  den  Ge- 
meinden wurde  der  freie  Gebrauch  ihrer 
bis  daMn  zur  Allmende  gehörigen  Seeen, 
BSdie,  FlOBse,  Flüsschen  und  Weiher  weg- 
genommen. Aus  der  kaiserlichen  MachtfUlle 
entsprungen,  ward  so  das  Privileg  über  die 
»fluminana  vigabilia  et  ex  qiübua  fiunt  navi- 
gaHlia«  (II,  Feud.  56)  bald  zu  einem  wich- 
tigen Attribute  der  landesherrlichen  Gewalt. 
Verbunden  mit  der  Zollgereditsame  ver- 
dichtet üch  die  Hoheit  üb^  alles  fUesseude 
Wasser  in  der  Folge  zu  öner  vichtigen 


zur  Ausübung  ihrer  Befugnisse  der  Rechts- 
einrichtungen der  Zwangslandungen ,  der 
Durchgangszölle ,  der  Vorkaufsrechte ,  des 
Stapelzwangs  eta  bedienten.  Erst  die  vor- 
geschrittene Monopolisierung  der  Verkehrs- 
wege für  die  Zwecke  des  fiskalischen  Er- 
trages facht  den  Streit  an  zwischen  den 
Verfechtern  der  Regalitätstheorie  und  den 
Romanisten,  die  eine  solche  Verwaltungs- 
maxime als  unvereinbar  mit  den  Grund- 
sätzen des  römischen  —  zweifellos  aber 
auch  des  älteren  germanischen  —  Rechts 
bekämpften.  Weiterem  Vordringen  dieser 
verkehrshindemden  Tendenz  stellten  sich  erst 
nur  mit  schwachem  Erfolge  jene  Anschau- 
ungen entgegen,  welche  beim  westfälischen 
Friedensschlüsse  zum  Worte  gelangten.  Im 
Vertrage  zu  Münster  vom  30.  Januar  1648 
§  85  heisst  es,  dass  es  auf  dem  Rheine 
weder  auf  dem  einen  noch  auf  dem  anderen 
Ufer  hinfür  gestattet  sein  solle,  die  vorbei- 
fahrenden Schiffe  aufzuhalten ,  noch  von 
denselben  Abgaben  zu  erheben,  ausser 
Bcüc^,  die  schon  vor  dem  Kriege  bezahlt 
wurden ;  und  im  §  9  des  Osnabrücker  Ver* 
träges  vom  24.  Oktober  1648  war  festge- 
setEt  worden :  »fluminibus  ^uibuscunque  sua 
pristina  securitas  jnrisdictio  et  usus  prout 
ante  hos  motns  bellicos  a  jduribuB  retro 
annis  fnit,  restituantur  et  inviolabiliter  oon- 
serventur.«  Bei  der  Zenissenhdt  des 
Re<üit8zu8tfmdes  innezhalb  der  önzelnen 
deutschen  Staaten  war  zu  Belchszeiten  an 
eine  über  die  Staatsgrenzen  hinausgehende 
rechtliche  Ausgleichung  der  der  Flussschiff- 
fahrt entgegenstehenden  Hemmnisse  nicht 
zu  denken. 

Repressiv  stellte  sich  jedoch  in  der 
Folge  dem  kurzsichtigen  Fartikularismus 
der  Uferstaaten  die  Rücksichtnahme  entgegen, 
welche  der  seiner  Mittel  und  Au^ben 
allm^ilich  bewusst  werdende  Staat  der  ab- 
soluten Monarchie  seit  dem  Anbruche  der 
neueren  Zeit  dem  Verkehr,  der  Ortsverände- 
rung für  Personen  und  Sachgüter, 'entgegen- 
brachte. Dass  der  Bildungsprozess  der 
Grossstaaten  nur  durch  diese  Begünstigung 
der  Ortsveranderung ,  vielfach  sogar  auf 
Kosten  der  lokalen  Entwickelungsbedin- 
gungen  der  vom  Verkehr  nur  gestreiften 
Punkte  sich  vollzog  und  sich  bis  heute  er- 
hält, ist  eine  rechtsgeschichtlich  erweisliche 
BeotMUJhtung ,  die  uns  hier  nur  in  ihrem 
ersten  Resultate  beschäftigen  soll.  Das 
deutsche  Binnenschif&hrtsrecht  zeigt  uns 
denn  audi  in  seiner  Geschichte  bis  zum 
Anfange  unseres  Jahrhunderts  eine  in  den 
Linien  vielfach  schwankende  Vermitlelung 
zwischen  den  Rechtsgrundsätzen  a)  der 
deutschrechtlichen  Ansicht  von  der  uatfir- 
liehen  Bestimmung  der  Gewässer  zu  ge- 
meinsamer Benutzung;  b)  einer  zum  £a- 
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kaiischen  Vorteile  gehandhabten  Ausbeutung 
des  Verkehreregals ;  beide  Gmppen  wieder 
beherrscht  und  modifiziert  endUch  c)  durch 
die  teils  das  private,  teils  das  Interesse  der 
landesherrlichen  Kammer  überwindende  Be- 
rücksichtigung des  allgemeinen  Verkehres 
imd  seiner  unab  weislichen  Fordenmgen. 
Im  Wechselspiel  dieser  Verwaltiingsmaximen 
tritt  die  letztgenannte  um  so  schärfer  her- 
vor, je  mehr  die  zweite  im  entwickelten 
System  der  Staatsfinanzen  an  Bedeutung 
verlor,  und  im  gleichen  Masse  schiebt  8i<£ 
auch  das  Moment  der  Tragkraft  für  die 
rechtliche  Beurteilung  der  Wasserstrecken 
in  den  Vordergrund.  Der  Nutzungswert 
für  dea  Trwsport,  für  die  Ortsverände- 
rung  von  Personen  und  Gütern  giebt  fort- 
an den  Ausschlag  für  die  Zulässig- 
keit  des  Gemeingebranches  unter 
staatlicher  Ve r w alt ungskoo trolle. 

Der  durch  das  Industriesjstem  bewirkte 
Umschwung  der  Ideeen ,  die  Neigimg  zur 
Hinw^rftumuDg  aller  der  Bethätigung  wirt- 
Bchafthoher  ErSite  abtiflglichen  Hinriditiugen 
verdichteten  noh  unter  der  Einwirkung  der 
weltbürgerlichen  Propaganda  der  iraazO- 
Bisöhen  Revolution  zu  einem  vOllig  neuen 
System  von  BechtBnormen,  auf  deren  (Grund- 
lage daa  Sohifbhrtsrecht  de«  19.  Jalu-hun- 
däeto  iftumliche  Ausdehnung  und  iahaltUche 
EatwickeLung  gefunden  hat.  Im  Mittelpunkte 
dieses  Rechtssystems  steht  der  Begnff  d^ 
OeifentlichKeit  der  Wasserstrasse. 
Es  ist  rein  rechtsgeschichtlich  zu  erklären, 
dass  der  moderne  Staat  den  Nutzungswert 
der  Gewösser  für  die  staathche  Verwaltung 
lediglich  oder  doch  voi-wiegend  nach  den 
Bedürfnissen  der  Ortsveränderung,  des  Güter- 
und Personenverkehrs  bemisst.  Die  Ver- 
staatlichung der  Wasserläufe  im  Hinblicke 
auf  jene  technische  Beschaffenheit  hat  so 
den  juristisch  relevanten  Unterschied  zwischen 
schiffbaren  und  nicht  schiffbaren 
Gewässera  befestigt,  üb  aber  damit  ein 
wesentlich  vom  System  des  römischen  Rech- 
tes abweichendes  ofler  gar  besseres  Ord- 
nungsprincip  geschaffen  worden  ist,  erscheint 
sehr  zweifelhaft,  besonders  da,  wo  auch 
die  Flössbarkeit  des  A\'^asserlaufes  ausreicht, 
um  diesem  den  Charakter  der  Oeffentlich- 
keit  zu  übertragen.  Es  haben  sich  denn 
auch  ^wichtige  Stimmen  dafür  erhoben, 
von  jener  einseitigen  Betonung  des  Nutzungs- 
wertes der  Wasserläufe ,  —  dem  andere 
gleichwertige  zur  Seite  gestellt  werden 
Könnten,  —  wie:  die  Bedeutung  für  den 
Maschinenbetrieb ,  für  industrielle  Zwecke 
aller  Art:  elektrische  Leitungen,  die  Rück- 
sicht auf  den  Fischi-eichtuni ,  auf  die  Inun- 
dationsverhältnisse  der  Uferf^elände  etc.,  — 
völlig  abzugehen  und  lediglich  zur  einfachen 
Gliederung  des  älteren  Rechtes  zurüdczu- 
kehren,    das  alle    bestandig  fliessenden 


Wasser  als  öffentliche  ansieht.  Der  dagegen 
von  V.  Gerber  erhobene  Einwand ,  es 
handle  sich  niu*  um  einen  Wechsel  der 
Terminologie,  trifft  daher  nicht  völlig  zu. 
Dadurch,  dass  der  heutige  Sprachgebrauch 
aus  den  perennierenden  lllüssen  desrömisdien 
Rechtssystems  die  der  Ortsverftoderung 
dienenden  Wasserstrassen ,  also  die  grossen 
schiff-  und  flössbaren  Wasserläufe  heraua- 
^«ift  und  ihnen  wegen  der  dem  deutschen 
Rechte  eigentümlichen  staatlichen  Einwir- 
kung und  der  hieraus  für  sie  sich  ergeben- 
den besonderen  Grundsätze  vorzugsweise 
den  Namen  »öffentliche«  giebt ,  bat  der 
B^riff  der  »Oeffentlif^eit«  der  Gewässw 
eine  ElnengungerfahreOf  deren  rechtliche 
Konsequenzen  wieder  im  geDOSsenschafüchen 
Geiste  imd  zu  Gunsten  des  weitest«!  Ge- 
meingebrauohes auszugleichen,  nach  unver- 
kennbaren Anzeichen  eine  der  wichtigsten 
legislatorischen  Aufgaben  der  nädisten  Zu- 
kunft bilden  wird.  (Vgl.  hierzu  die  Denk- 
schrift Über  ein  System  der  Oekonomie  des 
Wassels  oder  rationellen  Wasserwiitediaft 
für  das  Deutsche  Reich  von  KRothschild. 
Vom  Centndverein  für  Hebung  der  deutschen 
Fluss-  und  KanaiscJiifhhrt  lüuutzt  als  An- 
hang zum  stenographisdieD  Bericht  in  be- 
treff des  Projekts  des  Rhein -Weser -Etbe- 
Kanals.) 

Als  Ergebnis  der  vorausgehenden  Aus- 
führung kann  angenommen  werden,  dass 
alle  schiff-  und  flössbaren  Gewässer  als 
öffentliches,  d.  i.  dem  Gemeingebiauch 
dienstbares  Gut  anzusehen  sind;  dass  dies 
aber  von  nicht  schiffbaren  Gewässern  nur 
insoweit  ^t ,  als  die  Ueberwindung  des 
streng-individualistischen  Eigentumsprincips 
auf  dem  Rechtetitel  besonderer  gesetzlicher 
Vorschriften ,  verwaltungsrechtiicher  Ver- 
fügungen oder  sonstiger  gewohnheitsrecht- 
lioher  Uebung  begründet  ist.  Nach  preuss. 
L.R.  §  21,  II,  14,  dem  bayer.  W.G.  v.  1852 
(a  1,  2.)  und  dem  franz.  Cod.  civ.  Ai-t.  538 
sind  nur  schiffbare  Flüsse  als  ÖffentUche 
anzusehen,  während  das  ital.  O.B.  Art.  427 
alle  Flüsse  (i  fiumi  e  torrenti)  als  öffent- 
liches Gut  {oomanio  pubblico)  bezeichnet; 
auch  ilas  Züricher  G.B.  §  657  erklärt  alle 
Flüsse  und  Bäche  als  Gemeingut,  soweit  sich 
nicht  ein  »liei^brachtes  Privatrecht»  nach- 
weisen lässt. 

Wesentlich  auf  dem  gleichen  Standpunkte 
stehen  das  (erste)  österr.  Reichswasseigesetz 
vom  30.  Mai  3869  RG.  B1.-Z.  93  und  die 
auf  Grund  desselben  in  den  einzelnen  Län- 
dern erlassenen  Durchführungsgesetze  (I^ui- 
des  Wassergesetze.) 

Wie  mau  siebt,  ruht  die  Reditsordnung 
des  Geraeingebrauches  der  Wassermenge  für 
die  Zwecke  der  Scliiffahrt  —  von  den 
grossen  Wasserflächen,  (Seeen),  abgraehen, 
j  bezüglich  deren  ein  Zweifel  von  vomeher 
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ausgeschlossen  ist,  —  auf  dem  Zirkelschluss, 
dass  eine  bestimmte  Fläche  sich  zur  Binnen- 
schiffahrt darbietet,  weil  sie  öffentlichem 
Gebrauche  zugänglich  ist,  und  sie  steht  im 
Öemeingebrauche ,  d.  h.  sie  ist  Öffentlich, 
weil  sie  schiffbar  ist. 

Es  fehlt  nicht  an  Versuchen  praktischer 
und  theoretischer  Natur,  das  Grundproblem 
Ton  dieser  unsicheren  Drehscheibe  abzuheben 
mid  auf  festere  Grundlagen  zu  stellen.  Die 
um  die  Ausgestaltung  unserer  Wasserrechts- 
Terhältoisse  hochverdiente  Deutsche  Land- 
wirtschaftsgeseDschaft  geht  in  den  Vor- 
sdüägen  rar  Verbesserung  den  deutschen 
WasBerrech ts ,  a  i  tf gLi  h teil  t  vom  S  an  derai  is- 
schiiss  für  Wassevi-üsiht  (Jahrbncli  der 
D.  LÄndw.-GesellschaEt,  Bd.  6,  2.  T.,  Berlin 
1891)  vnri  dem  Grnndsatsie  aus,  daae  die 
l^toadbe  zwiöi.:hoH  uffentlicheu  und  privaten 
IGniQpnilen  Gewässern  in  versctuedenen 
Antocheo  Becht»gebieten  vei'&ctüeden  ge- 
zogen ist^  ohne  jedoch  irgendwo  so  bestiinmt 
zu  sein,  dass  im  einzeloen  praktischen  Falle 
bestiiDJct  zu  B4geQ  vf^,  zu  welcher  Kate- 
gorie ein  ofthe  an  dar  gesel^chea.  Grenze 
niBCbea  {JffeDtlidteD  wi.  ppTaten  steheti- 
«Bp  O0J>jmtr  zu  letduiäa  wL 

tfSe  J^faßH^SfUl^  bat  daher  äift  Unter^ 
Koäiäätuf  JE^äiäHn  pÄToteu  i^.  ttSuW 

Dur  an  der  kwätibut  «Gbäffamifk'  lim  sidct 
schiffbaren  £efi1{;elislten.,  die  für  eine  N^ea- 
gestalttiftg  dee  Waeserrechta  T^Illig  aus^ 
rrache. 

Bei  der  herrschenden  Dngicherbeif  des 
Krilcriiima  der  thatsäc blichen  Natur  eines 
Gewässers  mit  EdcksiLht  auf  die  Eignung 
zur  Scliiflahit  entstanden  (letin  auch  Li 
PrfMi&sen  z-ihlriMr^iie  Koiitixivt^rKen  zwLschen 
der  Verwaltntig&pi^axis  und  der  Justiz, 

Diesen  machte'  das  G.  v.  30.  August 
18^:>  iiiii'i'  die  Kochte  vUt  Stronibauverwal- 
tuüL'  teilweise  ein  Entb'  duj-eli  seine  Ab- 
grenzung des  öEfentliuliou  StitnidiiufL?s  vom 
pri\"ateti.  DofUf utsi'i'i'dicnil  ^^  ■r■lk'n  Trivat- 
flüsse,  Kfiilpiiiirnie  u\v\  iiudci'"  _\i>li'  iii.'w\VLis.s(.-'i- 
im  Li[Hln".'chllLi:iiPii  ^vie  im  flt:^  pe- 

iTieition  und  rheiiiLsi;l:!!ii  jlii.'.htis  stets 

U!U"  soweit,  ii]^  dei'  kunstlit'lie  Schiffavuj'- 
ki^lir  iv^ii'ht.  /.u  ''ffi-ntlicheii  üe\VLis?;iTii  .yo- 
i^'('iiin4  { KülM  lieidiuic:  des  <  rtiiliuiials 
v-.ii]  ]h-y.'  \i\^>''Y  lx.|9.  nd.  1^,  t-;.  :>)»f). 
Abt-r  auth  dürt  wii-kt  die  l  obtM'tr.ig-uii^^  df;s 
fiffentlicben  Oliarakters  keineswegs  zerstr>. 
rend  ein  auf  alle  früheren,  privaten  Bechts- 
TQstAltm&se ;  vitdtuehr  bleiben  alle  frQhenn. 
privaten  BerechtigangBU  insoweit  unver- 
ändert^ aJa  aie  nut  der  neuen  Benutzung 
dea  Flusses  Tereinbar  sind  (A.L.R  II,  In. 
SS  41,  46  ,  49,  äO).  "Wird  ein  Privatflnss 
dagegeu  durch  Natui^walt  bis  zur  Schiff- 
barteit  erweitert,  so  ist  er  vollstfiodig  ein 
OffeatUobfic  Strom  gewardeo.  Bajcegen  vec- 


lieren  nach  bayerischem  Recht  (G.  v.  28. 
Mai  1852)  Fliisse ,  welche  aufhören,  zur 
Schiff-  und  Flossschiffahrt  zu  dienen,  da- 
durch die  Eigenschaft  öffentUcher  Gewässer 
nicht. 

Die  öffentlichrechtlich  wie  privatrecht- 
lich nunmehr  besonders  wichtige  räumUche 
Abgrenzung  der  Binnenschiffahrt  von  der 
Küsten-  und  Seeschiffahrt  erfolgt  durch 
landespolizeiliche  Feststellung  der  Schiff- 
fahrtsreviere der  Hafen-  und  Binnengewässer 
im  Ktlstengebiet  und  im  Wassei^biet  der 
grösseren  Stromläufe.  Eme  beschränkte 
reichsreohtliche  GnioHlagB  fflr  die  hier  in 
Hede  stellende  .\bi;n;ni'.urg  der  Gewässer 
ist  gegeben  durch  §  1  der  Vorschriften  des 
Bundesrates  über  die  Re^strierung  der 
Kauffahrteischiffe  vom  13.  Noretuber  1B73 
{H.G.B1.  S.  3G7). 

A.  Die  i^ffentlichrechtlicheu  Gmitd- 
la^n  des  deut^^chen  BhmenBeliiffahrts- 
rechts.    Innerlialb  der   im  vorstellenden 

gegebenen  ärtlielieii  Bagrenznug  ist  die 
(nnenschiffahrt  allen  Personen  frei  zugflüg^ 
lieh  nach  ]!£ass|^be  der  durcb  das  K.Ö..Y. 
15,  Juni  1895  m  '^&Modme  mit  and^ien 
r^ohs-  und  iandefla:4QK^t|!ä9&  T(n«äuiftäiL 
geathsHaaen  YoransSe^EttQ«!!.  Logen  irir 
oBsoter  DusteUuns  der  .^i^  l^leee  und 


deren  MLle  von  !^nzelheit»n  die  nabsmuäit 
erschwert,  ein  hier  nnentbetu'lidhes  System 
zu  Grunde,  so  iSast  eich  der  Resamte  itechts- 
Btoff  unter  Au^heidung  der  daa  private 
VermOgenarecht  betreffenden  Punkte  nach 
folgenden,  Gesetzfirebung  und  Praxis  leiten- 
den Ocfiiehtspuiiikicii  .L;rLii:>pieren.  Die  von 
RrcIi  ndfr  St;"i;it  ii;u:h  reit--hsverf:iRWUögs- 
niiisHi*;^^'!  K(iiti|"'t.'iiz;dj;frOiixiiiig  üusgohendc 
i-eehtbL'lic  Kinwirkmif;  bitttff!  fintwedtir: 

A,  die  lit^ülit^^latjo  n  !i  d  H  fj't: b t sver- 
bältniäse  des  zur  Biuueuschiff- 
f;ih«t  J^«««(niiqL|««  gQHftf  e.f 

Oller 

B.  die    Recbtsverhältniftg«  4är 

S  i;h  i  f  f  sli  r  sat 2  u  II 
fidor  endlif.-h 

die  rechtliche  £.optroIle  des 

Kiilirt. 

Rin^rs  um  jeden  dieser  drei  Begriffe :  Schiff, 
Schiffer  und  Fahrt  — -  zu  decen  bei  Bc- 
traehtung  der  privatrechtlichen  Seile  der 
Materie  noch  die  aus  dem  Eigentum  am 
Schiff  und  der  Fracht,  Bolastmig,  Uebeiv 
gang,  üatergang»  VersicherntiL'-  <-l<\  lii^rvor- 
gehenden  RecMsverhSItn  iss'.-  1 1 1 1 1  / 1  j  i  reten, 
—  hat  sich  im  RaiuncTi  iV-s  tmdernfn 
Binnensühiffahrtsrccht&,  pr'nan  wie  im 
System  des  SeesohlfE^utsverkehrs  (s.  mai^e 
Darstellung  der  Hateiie  im  3.  Beöii^ 
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von  T,  Holtzendorff.  S.  519  ff.),  eioe  reiche 
Zahl  selbständiger  Rechtscedanken  und 
Recbtsinstitute  ausgebildet.  Ihre  ausgepräg- 
testen Erscheinungen  soll  die  folgende  Dar- 
steUung  fflr  die  deutsche  Binnenschiffahrt 
in  einer  systematischen  Uebersicht  zur  kurzen 
Darstellung  brlDgen. 

A.  Die  BeohtsTerhältnisae  des 
SohifTes.  Die  behördliche  Aufsicht  über 
die  Schiffe,  welche  zum  Bethebe  der  Binnen- 
BchifÜirt  gebraucht  werden  sollen^  erstreckt 

in  der  Hauptsache  auf  Eigentumsver- 
hAltnisse,  Besdiaffenheit,  Heimat,  Kegis- 
trierung  und  urkundliche  Legitimierung  im 
Verkehr. 

In  zwei  wesentlichen.  Punkten,  die  aus 
der  Verschiedenheit  aller  in  Betiadit  kom- 
menden Verhältnisse  sidi  ergeben,  weicht, 
soweit  das  Schiff  in  Betracht  b>mmt,  das 
in  Geltung  stehende  deutsche  Seerecht  von 
dem  nunmehr  in  Kraft  getretenen  Binnen- 
Bchiffahrtsrechte  ab :  in  Bezug  auf  die  wirt- 
schaftliche Bestimmung  des  Schiffes  und  in 
Bezug  auf  die  Betonung  der  Staatsangehörig- 
keit des  Eigentümers. 

Während  das  Seerecht  den  ganzen 
Eomplex  seiner  relevanten  Normen  lediglich 
für  die  zum  Erwerb  durch  die  Seeoihrt 
bestimmten  Sdiiffe  der  Bundesstaaten  in 
Anwendung  bringen  lässt,  ist  die  Ein- 
schränkung auf  »zum  Erwerb«  bestimmte 
Schiffe  im  BJ3t.  r.  15.  Juni  1895  weg- 
gefallen. 

Als  Schiffe  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
sind  alle  Fahrzeuge  anzusehen,  welche  zur 
Schiffahrt  verwendet  und  nach  dem  allge- 
meinen Sprachgebrauch  als  Schiffe  bezeich- 
net zu  werden  pflegen.  Gewöhnliche  Boote, 
Nachen,  Gondeln  und  ähnliche  kleine  Fahr- 
zeuge, welche  zu  Lust&hrten  oder  zum 
Uebersetzen  von  Personen  benutzt  zu  wer- 
den pflegen,  fallen  daher  nicht  unter  das 
Gesetz.  £äne  Abgrenzung  nach  der  Trag- 
fähigkeit ist  nur  in  Bezug  auf  die  Ein- 
tragung der  Schiffe  in  das  Schiffsregister 
vorgesehen  (§§  119  ff.);  im  fibiigen  gelten 
die  Bestimmungen,  soweit  nicht  in  einzelnen 
Beziehungen,  wie  hinsichtlich  der  Verp&n- 
dung  und  det  Zwangsvcdlstreckung,  etwas 
anderes  angeordnet  ist,  für  Schise  jeder 
Art,  insbesondere  auch  für  die  nicht  in  das 
Schiffsregister  eingetragenen  Sdiiffe.  Als 
bezeichnend  für  die  tonische  Entwiokelnng 
der  deutschen  Binnensdiiffahrt  dürfte  der 
Umstand  Erwähnung  verdienen,  dass  ältere 
Entwürfe  als  all^meine  Bezeichnung  fflr  alle 
zm-  Fluss-  und  Binnenschiffahrt  bestimmten 
Fahrzeuge  das  Wort  »Kahn«  gebrauchen 
und  im  Anschlnss  an  diese  Äusdnicksweise 
vom  Kahnregister,  Kahnschiffer,  Kahngläu- 
biger etc.  spreclien.  (S.  hierzu  Labands 
Studie  über  den  Singelmannschen Ent- 
wurf eines  Gesetzes  zur  R^;elnng  der  Ver^ 


hfiltuisse  der  Fluss-  und  Binnenschif&thrt, 
Goldschmidts  Zeitschrift,  Bd.  15.) 

Der  Begriff  des  Schiffseigners  nach 
§  1  als  des  hauptsächlichen  Trägers  der 
durcli  den  Schiftahrtsbetrieb  begründeten 
Rechte  und  Pflichten  entspricht  im  wesent- 
lichen demjenigen  des  fieeilers  im  Seerecht. 
Er  ist  jedoch  etwas  weiter  gefosst  als  dort. 
Im  früheren  Art  450  des  Handelsgeeets- 
buches,  jetzt  %  484,  wird  als  Reeder  nur  der 
Eigentümer  eines  ihm  zum  Erwerbe  durch 
die  Seefahrt  dienenden  Sdiiffes  bMei<dmet 
Im  Reichsgesetz  ist  dagegen  von  dem. 
Erwerbszweoke  abgesehen;  als  Schifb- 
ei^er  soll  vielmehr  jeder  Eigentümo-  eines 
Bmnenschiäea  gelten,  welcher  es  zur  Schiff- 
fahrt  verwendet,  auch  wenn  die  Verwen- 
dung zu  anderen  als  Erwerbszwecken  er- 
folgt Die  beschränktere  Bedeutung  des 
seerechtlichen  Begriffes  erklärt  sich  vor- 
nehmlich daraus,  dass  im  Rahmen  des 
Handelsgesetzbuches  die  Schiffahrt  zunächst 
nur  insoweit,  als  sie  den  Zwecken  des 
Handels  dient,  in  Betracht  zu  ziehen  war. 
Diese  Rücksicht  kommt  für  das  Binnen- 
schiffeihrt^esetz  nicht  i  n  Betracht ,  und 
sachliche  Gründe,  welche  es  rechtfertigen 
könnten,  den  auf  den  Schiffseigner  bezüg- 
lichen Bestimmungen  nur  die  gewerblidien 
Schiffahrtsuntemehmer  zu  unterweisen,  sind 
nicht  vorhanden.  Unter  den  Begriff  des 
Schiffseigners  fallen  deshalb  nicht  bloss  die 
Eigentümer  der  zur  Güter-  oder  Personen- 
beförderung sowie  ziu*  Sdüeppschif&hrt 
und  Fischerei  bestimmten  Schiffe,  sondern 
auch  die  Eigentümer  von  Lustlachten,  von 
Hafenpolizeidampfem  und  ähnlichen  im 
amtlichen  Dienste  benutzten  Fahr- 
zeugen. 

Ob  der  Eigentümer  eine  physische  Per- 
son oder  irgend  eine  Gesellschaft  oder 
juristische  Person  ist,  macht  für  den  Be- 
griff des  Schiffseigners  keinen  Unterschied 
(vgl.  §  123  Abs.  2,  §  124  Nr.  5).  Ebenso 
ist  es  prindpiell  gleich,  welcher  Nationa- 
lität der  Schiffseigner  ist  »Was  die  An- 
wendung des  Gesetzes  auf  ausl&ndist^e 
Sdiiffe  betrifft,  so  raitecheiden  in  dieser 
Beziehung  die  wundsätze  des  internationalen 
Privatredits«  (Motive). 

Indem  das  R.G.  v.  15.  Juni  1895  in 
Ansehung  des  Binnenachiffahrtsbetriebes  eine 
rechtlicheUnterscheidun^zwüdien  Deutsdien 
und  Reichafremden  hmsicbtlich  der  Zu- 
lassung zum  Betriebe  nicht  aufstellt,  hat 
sich  die  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer 
zwar  nicht  in  der  Praxis,  wohl  aber  im 
Bestände  der  reichsrechtlichen  und  Vertrags- 
normen wesentlich  verbessert.  Diejenigen 
Gründe,  welche  dafür  massgebend  sind,  ein 
deutsches  Schiff  unter  dem  Schutze  ies 
Deutschen  Reiches  nur  dann  der  deutschen 
Handelsmuine  eing^edem  zu  lassen,  wenn 
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das  Scniff  ganz  im  Jidgentum  soicner  rer- 
aoaeo  oder  Gesellschanen  steht ,  die  der 
mchsrechüicheii   Einwirkung  kraft 
&ade  der  Staatsan^höri^eit  oder 
Somkils  nntersteUt  sind,  wurzeln  in 
bestimmungsgemftBSen  Entfernnng 
^nffohrteisdtiffes  ans  dem  Bereiche 
deutschea  Staatsgewalt  Bei  dem  ziir  Per- 
sonen- oder  Qttterbefördemng  ausschliess- 
lich imierhalb  der  Staatsgebietsgrenzen  ^ 
widmeten  Fahrzeug  der  Mnnenschiffahrt  ist 
die  H^Iichkeit  rötlicher  Einwirkung  der 
temtonalen  Staat^walt  jedoch  ununter^ 
brochen  gesichert :  die  Herrschaft  des  Teni- 
toriaÄitfitspriDcipB  Hess  daher  den  Eintritt 
fremder    Staatsangehöri^r    und  fremder 
Kapitalen  in  den  Betneb  der  deutschen 
Binnenschiffahrt  rechtlich  unbedenklich  er- 
scheinen.   Bas  in  den  Kulturstaaten  heute 
allseitig  als  geboten  angesehene  Princip  der 
gleichen  BechtsfShigkeit  des  Ausländers  in 
priTatrechtlicher  Beziehung  hat  damit  inner- 
halb des  deutschen  Rechtslebens  ein  neues 
durch  die  Gesetzgebung  gesichertes 
Anwendungsgebiet  gefunden.  Dadurch,  dass 
im  Beichsgesetz  von  der  Aufstellung  be- 
sonderer Bedingimgen  für  die  Zulassung 
der  Fremden  zu  dem  Betriebe  der  Binnen- 
schiffahrt abgesehen  worden,  hat  sich  die 
Reichsgesetzgebung  der  in  der  Theorie  des 
internationalen   Rechts   von  fachkundiger 
Seite  längst  festgehaltenen  Anschauung  an- 
geschlossen, dass  es  ftlr  den  internationalen 
Verkehr  meist  mit  empfindlichen  Ersdiwe- 
rungen  und  Nachteilen  verbunden  ist^  wenn 
die  Rechts&higkeit  der  Ansiander  in  ein- 
zelnen Beziehungen  von  der  im  Heimats- 
staate des  Fremden  (der  Gesellschaft  etc.) 
zu  beobachtenden  ReciprocitSt  abhängig 
gemacht  wird.    Dieses  verkehrshinderliche 
System  des  Code  civil  (Art.  11)  konnte  um 
so  leichter  vennieden  werden,  als  bei  nach- 
weislicher  Zurücksetzung   der  deutschen 
Reichsangehörigen  durch  die  Gesetzgebung 
oder  die  Behörden  eines  auswärtigen  Staates 
für  die  Anwendnng  der  Retorsion  fortan 
im  deutschen  Recht  durch  gesetzliche 
Bestimmungen  Vorsorge  getroffen  ist.  Im 
Art  31  bestimmt  das  EinfOhmngsgesetz 
zum  B.GJB.  Aber  das  »Yei^ltungsrecht« : 
»Unter  Znstammnng  des  Bundesrates  kann 
durch  Anordnung  des  Reidiskanzlera  be- 
sitimmt  werden,  dass  gegen  einen  auslftn- 
dischen  Staat  sowie  dessen  Angehörige  und 
ihre  Rechtsnachfolger  ein  Vergeltungsrecht 
zur  Anwendung  gebracht  wird.«  (VgL  dazu 
auch  Art.  10  E.G.). 

Die  Vorschriften  des  Seerechts  über  die 
Reederei  (H.G.B.  §§  484—510)  sind,  ^sne  be- 
reits erwÄhnt,  absichtlich  nicht  übernommen, 
da  das  geltende  Recht  ausreichende  Ge- 
sellschaftsformen darbietet.  Ueber  das 
Verhältnis  der  Miteigentümer  eines  Binnen- 
BandwiMarbnoh  der  8Uftt«wltMiueb»ften. 


scniites  entscneiaet  aaner  aas  burgerücne 
Recht. 

Eine  Neuerung  von  umfassender  Offent- 
lichrechtlicher  Tragweite  enthält  §  6  durch 
die  Feststellung  eines  besonderen  Schiffs- 
domizils für  die  Binnensclüffafart  »Das 
Gericht  des  Ortes,  von  dem  aus  die  Sdiiff- 
fahit  mit  dem  Schiffe  betrieben  wird  (Ed- 
matsort),  ist  fOr  alle  gegen  den  Schiffeeigner 
als  Bolcnen  zu  eihebäiden  Klagen  zuständig, 
ohne  Unterschied,  ob  er  persönlich  oder  nur 
mit  Schiff  oder  Fracht  haftet 

Unter  mehreren  hiemach  in  Betracht 
bmunenden  Orten  gilt  als  Heimatsort  der 
Ort,  wo  die  Geschäftsniederlassung,  bei 
mehreren  Niederlassungen  die  Hauptnieder- 
lassung und  in  Ermangelung  einer  Creschäfta- 
niederlassung  der  Wohnsitz  des  Schiffs- 
eigners sich  befindet. 

Ist  ein  Heimatsort  nicht  festzustellen,  so 
^t  als  solcher  der  Ort,  wo  der  Schiffs- 
eigner zur  Gewerbesteuer  oder  Einkommen- 
steuer veranlagt  wird.« 

Die  Anerkennung  eines  besonderenSchiffs- 
domizils  ist  auch  bei  der  Binnenschiffahi't 
nicht  zu  entbehren.  Sowohl  für  den  Ge- 
richtsstand (§  6  Abs.  1)  als  auch  in  anderen 
Beziehungen,  namentlich  für  die  Eintragung 
des  Schiffes  in  das  Schiffsregister  (§  122) 
und  für  den  Umfang  der  geset^chen 
Vertretungsbefugnis  des  Schiffers  (§§  15, 
16)  ist  der  Heimatsort  des  Schiffes  von 
Bedeutung. 

Offenbar  wird  aber  auch  von  eben  diesem 
Orte  aus  die  übrige  nach  der  Gliederung  der 
teiritorialen  Amtsoiganisation  sich  gestal- 
tende Einwirkimg  der  öffentlichrechtlichen 
Behörden  stattfinden.  Für  die  Zwecke  der 
gewerblichen  Aufsicht,  der  Kontrolle,  der  Be- 
steuerung, der  Versidierung,  des  Zählungs- 
wesens und  der  Statistik,  der  Beurkundung 
des  Personenstandes  etc.  ist  das  Schiffs- 
domizil  fortan  sicherlich  nicht  minder  be- 
deutungsvoll als  in  Vermögens-  und  prozesa- 
rechtlicher  Beziehung. 

Trotz  der  im  g  6  getroffenen  Vcffschrif- 
ten  werden  noch  YUle  flbr^  bleiben,  in 
welchen  die  Bestimmung  des  Heimatsortes 
Schwierigkeiten  bittet  Namentlich  weist 
die  Begründung  des  Entwurfls  auf  die  recht- 
lich und  wirtschafüich  bemerkenswerte 
Thatsache  hin,  dass  es  auf  den  Strömen  im 
Osten  des  Reichs  Schiffer  giebt,  welche 
weder  einen  festen  Wohnsitz  noch  eine 
Niederlassung  am  Lande  haben ,  sondern 
ganz  auf  ihi-em  Fahrzeug  leben  und  sich 
mit  diesem  auch  im  Winter  da  aufhalten, 
wo  ihr  Gewerbebetrieb  sie  gerade  hinge- 
führt hat.  Man  wird  darauf  verzichten 
müssen ,  für  solche  Fälle  ein  objektives 
Merkmal  des  Heimatsortes  aufzustellen. 
Verhältnisse  der  bezeichneten  Art  kommen 
immerhin  nicht  als  Regel  vor,  und  auch 
Zweite  Auflage.  II.  66 
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hier  vird  es  doch  möglich  sein ,  eiaen  be- 
stimmten Ort  zu  bezeichnen,  an  welchem 
Schiffer  und  Sdiiff  als  »zu  Bausen  befind- 
lich angesehen  werden.  Der  Umstand, 
dass  der  Schiffer  an  dem  betreffenden  Orte 
zur  Steuer  yeranlagt  oder  zur  Entrichtung 
der  Beiträ^  zur  ünfallversicherung  heran- 

fezogen  wird,  "wird  hierbei  als  ein  wesent- 
ches  Merkmal  in  Betracht  gezogen  werden 
3[Önnen. 

In  Bezug  auf  den  Gerichtsstand  des 
Heimatsortes  ist  im  Absatz  1  des  §  6  be- 
stimmt, dass  daselbst  alle  gegen  den  Schiffs- 
eigner als  solchen  gerichteten  Klagen  ohne 
Unterschied,  ob  der  Schiffseigner  beschränkt 
oder  unbeschrankt  für  den  Anspruch  haftet, 
eihoben  werden  können.  Die  Vorschrift  ent- 
8pri<äitdem  §488  bezw.  §480  desHandel^e- 
setzbuchs  und  ist  auch  gegenüber  den  Be- 
stimmungen der  Civilprozessordnung  Über  die 
l^Üidie  Zuständigkeit  nicht  überflüssig-,  denn 
der  Sdhiffseigner  wird  am  Heimatsorte  nicht 
immer  seinen  'Wohnsitz  und  auch  nicht 
immer  eine  Niederlassung  mit  denjenigen 
Uerkmalen  besitzen,  welche  nach  der  Redit- 
Bpredinng  zur  Anwendung  des  §  21  der 
CiTÜprozesBOTdnung  erforderlich  und.  Der 
Oeriäitsstand  des  §  6  ist  selbstrerstäncUich 
kein  ausschliesalicher.  Hit  demselben  kon- 
kurrieren die  sonst  nach  der  Civilprozess- 
ordnun^  begründeten  G«richtssttode ;  auch 
wird  die  Zuständigkeit  der  RheiDSchiffohrta- 
und  Elbzollgerichte  durch  das  R.-Ge8etz 
mdtit  berührt.  Zu  weit  geht  der  von  ein- 
zelnen Seiten  gemachte  Vorschlag,  für  die 
Klagen  gegen  den  Scliiffseigner  jedes  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  sich  das  Schiff  je- 
weilig befindet,  für  zuständig  zu  erklären. 
Hierfür  besteht  kein  Bedürfnis,  und  eine 
solche  Einrichtung  würde  zu  einer  erheb- 
lichen Erschwenmg  des  Schiffahrtsbetriebes 
führen.  In  Bezug  auf  ausländische  Schiffe, 
für  welche  es  sowohl  an  einem  Gerichts- 
stände des  Heimatsort€s  als  auch  an  einem 
allgemeinen  Gerichtsstande  des  Schiffseigners 
im  Inlande  fehlt,  genügt  die  Bestimmung 
des  §  23  der  Civilprozessordnung  über  den 
Gerichtsstand  des  Vermögensbesitzes. 

Die  rechtliche  Indifferenz  des  Bionen- 
Bchiffahrtsverkehrs  gegenüber  der  Staatsan- 
gehörigkeit des  Schiffes  —  eine  Indifferenz, 
die  sich  ausreichend,  wie  oben  näher  aus- 
geführt worden  ist ,  aus  der  dauernden 
Unterwerfung  des  Binnenschiffes  unter  die 
territoriale  Jurisdiktion  des  Aufenthaltsstaates 
erklärt  —  verschiebt  auch  die  Bedeutung 
des  ßechtfiinstitutes  der  Registrierung 
und  des  Schiffsregisters  selbst.  Im 
Seeverkehr  vermittelt  die  Eintragung  des 
Schiffes  in  ihren  Rechtsfolgen  den  staats- 
und  völkerrechtlidi  wichtigen  Zusammen- 
hang des  Schiffes  mit  dem  Heimatsstaat. 
Zu  diesem  Essentäale  gesellt  ^cb  eine  Fülle 


privatrechtlich  bedeutungsvoller  und  ver- 
wertbarer Reflexwirkungen,  die  freilich  nicht 
im  Vordei^runde  der  gesetzgeberischen  Ab- 
sicht bei  Aufrichtung  des  Instituts  standen. 
Ganz  anders  hegt  die  Sache  im  System  des 
Binnenschiffahrterechts. 

Die  Einführung  von  R^istem,  in  welche 
alle  Fahrzeuge  von  einer  bestimmten  Grösse 
einzutragen  sind,  ist  bei  der  Binneusch^- 
fahrt  nicht  minder  ein  Bedürfnis  behörd- 
licher Aufsicht  als  bei  der  Seeschiffahrt 
"Wenngleich  der  Zweck,  welchem  das  Schiffs- 
register für  Seeschiffe  in  erster  Linie  dient, 
nämlich  die  Feststellung  der  Voraussetzungen 
für  das  Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge 
und  die  Anerkennung  dieses  Rechts  durch 
Erteilung  eines  Certifikats  der  Re^terbe> 
hörde,  bei  der  Binnenschiffahrt  zunädist 
nicht  in  Betracht  kommt,  so  hat  die  Re- 
gistrierung der  Schiffe  doch  auch  liier  den 
wesentlichen  Vorzug,  für  die  Beteiligten 
ein  zuverlässiges  und  allgemein  zugängliches 
Mittel  zur  Auskunft  über  die  thatsäcmichen 
und  rechtlichen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Schiffe  zu  schaffen.  Die  Kenntnis  der  be- 
zeichneten Veriiältnisse  ist  sowohl  für  die 
Personen,  welche  Frachtr  oder  Versicherungs- 
verträge absdiliessenf  als  audi  fttr  diejenigen, 
welche  Ansprüche  als  SchiffsKläubigö-  gegen 
den  Eigentümer  des  Schiffes  geltend  zu 
machen  haben,  yon  erheblichster  Bedeutung. 
Hinsichtlich  einzelner  Stromgebiete  haben 
bisher  die  Beteiligten  aus  Interessenten- 
kreisen selbst,  insbesondere  Versicherungs- 
gesellschaften, sich  bemüht,  für  eine  Zu- 
sammenstellung der  betreffenden  Angaben 
Sorge  zu  tragen;  dadurch  konnte  aber  ein 
öffentliches,  auf  gesetzlicher  Grundlage 
beruhendes  Schiffsregister  nicht  ersetzt  wer- 
den. In  Hambui^  und  Bremen  hat  deshalb 
die  Landesgesetzgebung  eingegriffen  und  die 
Anlegung  von  Registern  für  Binnenschiffe 
angeoi-dnet.  (Gesetz,  betreffend  Register  für 
Hamburgische  Flussfahrzeuge  v.  27.  April 
1885,  Hamb.  Gesetz-Samml.  S.  50;  Bremi- 
sches Gesetz,  betreffend  das  Register  für 
Flussscliiffe,  v.  15.  Juli  1887,  Bremisches 
Gesetzblatt  S.  147.)  Dem  von  den  Betei- 
ligten allseitig  geäusserten  W^unsche  ent^ 
sprechend  erfolgte  nunmehr  die  Einrichtung 
von  Binnenschiffsregistem  für  das  ganze 
Reichsgebiet. 

In  Bezug  auf  den  Inhalt  und  die  Führung 
des  Registers  konnten  im  allgemeinen  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  und  die 
Befugnis  zur  Führung  der  Bundesflagge, 
vom  25.  Oktober  1867  als  Muster  dienen. 
Dem  früher  laut  gewordenen  VorscWw^, 
die  Bedeutung  des  Schiffcegisters  hinsicht- 
lich der  Rechtsverhältnisse  am  Schiffe  uach. 
Art  ein^  Grundbuches  zu  erweiteni,  also 
ausser  der  Verp&ndung  auch  die  Eigen- 
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tumBÜbertr»:aag^  von  der  Mntnigung  iu  das 
IR^ster  al^neig  zu  machen  und  zugleich 
dem  Inhalte  desB^isterB  MfeDtlichenG-lauben 
zu  Gunsten  der  ^nrerber  von  Rechten  an 
dem  Schiffe  beiziü^eu,  ist  nicht  stattge- 

Seben,  Für  eine  solche  mit  den  erheb- 
chsten  "Weiterungen  und  Umständlichkeiten 
verbundene  Einrichtung  fehlt  es  nach  An- 
sicht der  Eeichsregierung  an  einem  "wirt- 
lichen Bedürfnisse.  Auch  die  Rflf^icht 
auf  die  Hebung  des  Scliiffstredites,  welche 
dem  Vorschlage  zu  Grunde  liegt,  war  nicht 
geeignet,  eine  Regelung  in  dem  bezeichneten 
Sinne  zu  rechtfertigen.  Von  einer  dem 
eigentlichen  Realkredit  vergleichbaren  Aus- 
nutzung kann  bei  Schiffen  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein ,  und  zwar  schon  deshalb 
nicht,  weil  dmxih  die  Möglichkeit  des  Vor- 
handenseins gesetzlicher  Pfandrechte,  die 
aus  dem  Schiffsregister  nicht  zu  ersehen 
sind,  einer  derartigen  Verwertung  des  Schiffes 
engere  Grenzen  gezogen  sind.  Das  Reichs- 
gesetz hat  deshalb  davon  abgesehen,  die 
Schiffe  in  dieser  Hinsicht  wie  unbewegliche 
Sachen  zu  behandeln,  und  sich  bezüglich 
der  Eintragung  des  Eigentumsübei^nges 
auf  das  dem  G.  v.  25.  Oktober  18ti7  zu 
Gnmde  liegende  System  beschränkt,  wo- 
nach die  Anmeldung  der  betreffenden  That- 
sachen  durch  Strafandrohung  gesichert  wird. 

Die  auf  die  Einlragung  der  Schiffe  in 
das  Schiffsregister  imd  auf  die  Ausstellung 
der  Schiffscertifikate  bezüglichen  Artt.  432 
bis  438  des  H.G.B.  von  1861  sind  in  der 
jüngsten  Redaktion  gestrichen,  w^eü  sie  durch 
die  Reichsgesetze,  betreffend  die  Nationalität 
der  Eauf&hrteischiffe  und  ihre  Befugnis 
ziu>  Fahrung  der  Bundesflagge,  vom  28.  Ok- 
tober 1867,  28.  Juni  1873  und  23.  Dezember 
1888  ersetzt  sind.  Die  Bestimmun^n  über 
das  Schiffsregister  sind  in  dem  vorliegenden 
Gesetze  den  vorausgehenden  acht  Abschnitten 
nachgestellt,  um  keinen  Zweifel  dartiber  zu- 
zulassen, dass  diese  Abschnitte  ohne  Rück- 
sich  auf  die  Registrieniugsfähigkeit  der 
Schiffe  zur  Anwendung  kommen. 

Die  verkehrsrechtlich  hier  besonders  in 
Betracht  kommenden  Vorscliriften  des  Reichs- 
gesetzes sind  in  den  §§  119 — 129  enthaltea. 

Das  gemeine  Recht  für  den  gesamten 
deutschen  Binnenschiffahrtsverkehr,  welches 
durch  diese  Neuordnung  geschaffen  wird, 
weicht  in  wesentlichen  Punkten  und  vorteil- 
haft von  dem  bisheri^n  dürftigen  System 
partikiüarrechtlicher  Kontrolle  der  Binnen- 
sclüffahrt  ab,  wie  solches  beispielsweise  für 
die  sieben  östlichen  Pro\-inzen  Preussens  in 
den  Vorschriften  über  polizeiliche  Bezeich- 
nung der  Hussfahrzeuge  gegeben  war.  (5Ii- 
nisterielles  Reglement  v.  21.  Mai  1842,  In- 
struktionen der  Pro  vinzial-Steuer-Direktionen, 
Erlass  der  Minister  für  Handel  und  Ge- 
verbe  und  öffentliche  Arbeiten  v.  29.  Juni 


1872  etc.  S.  NaBsiÜB^  Die  stioin-,  schiff- 
fahrts-  und  hafenpolizeiUchen  Verordnungen 
etc.  Stettin  1893,  S.  176  ff.) 

Im  einzelnen  waren  für  den  Gang  der 
neueren  Gesetzgebung  die  folgenden  E^upt- 
gesichtspnnkte  massgebend. 

Die  Grenze  für  die  Registerpflichtigkeit 
soll  sich  nach  der  Tragfähigkeit  des 
des  Schiffes  bestimmen,  während  das  Gesetz, 
betreffend  die  Registrierung  und  Bezeich- 
nung der  Kauffalirteischiffe,  vom  28.  Juni 

1873  (R.G.Bl.  S.  184)  für  Seeschiffe  den 
Brutto-Raumin halt  entscheiden  lässt.  Nur 
Schiffe  von  mehr  als  50  cbm  Raumgehalt 
bedürfen  nach  letzterem  Gesetze  der  Ein- 
tragung in  das  Schiffsre^ter.  Die  abwei-  ^ 
chende  Regelung  im  Binnenschiffahrtsgesetz 
beruht  darauf,  dass  bei  der  Vermessung 
der  Binnenschiffe  im  allgemeinen  nicht  der 
Rauminhalt  bestimmt  wird,  sondern  unmittel- 
bar die  Tragfähigkeit,  und  zwar  nach  dem 
Gewichte,  welches  das  Schiff  von  der  unteren 
bis  zu  der  oberen  Schwimmebene  sinken 
lässt  Die  letztere  Vermessungsmethode 
führt  bei  den  Fluss&thrzeugen  infolge  der 
grösseren  Gleichmässigkeit  der  Schiffetypen 
zu  einem  hinreichend  zuverlässigen  Ergeb- 
nisse und  wird  auch  aus  dem  Grunde  be- 
vorzugt, weil  dieses  Ergebnis  für  die  Bedürf- 
nisse des  Verkehrs,  insbesondere  für  die 
Festsetzung  der  Gebühren  und  Abgaben,  die 
Berechnung  der  Liegegelder  und  Versiche- 
rungsprämien und  ähnliche  Zwecke  unmittel- 
bai'  verwendbar  ist. 

Die  Tragfähigkeit  von  15  Tonnen  bei 
Dampfschiffen  und  anderen  Schiffen  mit 
eigener  Triebkraft  imd  von  20  Tonnen  bei 
sonstigen  Schiffen  entspricht  annähernd,  wenn 
auch  nicht  genau,  einem  durchschnituichen 
Bnittoranminhalte  von  50  cbm.  Nach  8  3 
der  vom  Bundesrat  erlassenen  Yorsduinen 
Über  die  Registrienmg  und  Bezeichnung  der 
Eauffahrteiscliiffe  vom  13.  November  1873 
(R.G.B1.  S.  367)  sollen  50  cbm  Bnittoraum- 
inhalt  bei  Segelschiffen  gleich  22  Tonnen, 
bei  Dampfschiffen  gleich  15  Tonneu  ange- 
sehen werden.  Die  über  den  Entwurf  ge- 
hörten Sachverständigen  haben  bestätigt,  dass 
die  im  §  119  gezogene  Grenze  genügt, 
um  diejenigen  F^rzeuge,  bei  welchen  die 
Registrierung  als  ein  allgemeines  Bedürfnis 
anzuerkennen  ist,  zu  treffen. 

Dass  die  Eintragung  in  das  Schiffsregister 
nicht,  wie  in  dem  G.  v.  25.  Oktober  1867, 
nur  für  die  zum  Erwerb  durch  die  Schiff- 
falirt  bestimmten  Schiffe,  sondern  für  Schiffe 
jeder  Art  vorgeschrieben  wird,  ist  eine  not- 
wendige Folgerung  aus  dem  Begriffe  des 
Schiffseigners,  wie  er  durch  §  1  des  RG. 
festgestellt  ist.  Uebrigens  ist  auch  für  See- 
sclüffe  dmrh  das  R.G.  v.  15.  April  1885 
(R.G.Bl.  S.  89)  die  Registrierung  bereits 
über  den  Kreis  der  in  dem  G.  v.  25.  Oktober 
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1867  bezeichaeten  Schiffe  hinaus  eistreckt 
worden. 

Die  Führung  des  Schiffsregisters 
ist  in  erster  Linie  den  zur  Führung  des 
Handelsregisters  zustAndigen  Gerichten  über- 
tragen, was  äch  mit  BflcEsicht  auf  die  Ver- 
wandtschaft beider  Obliegenheiten  recht- 
fertigt und  auch  der  ESnricntung  entspricht, 
welche  in  betasff  des  Registers  für  See- 
schiffe in  ^em  Tale  der  Bondeskflsten- 
staaten  besteht 

(S.  die  TOn  den  Bundesstaaten  OTlassenen 
Aumühmngsvorschiiften  über  die  zur  Führung 
der  Schiffsregister  berufenen  Gerichte  und 
Landesbehörden  bei  Hittelstein  a.  a.  0.) 

Der  Inhalt  der  Anmeldung  (§  124  Abs.  1) 
und  der  Eintragung  (§  125  Abs.  1,  2)  ist 
im  wesentlichen  derselbe  wie  bei  dem 
Register  für  Seeschiffe  (G.  t.  25.  Oktober 
1867  §  6),  jedoch  unter  Ausscheidung  der 
nur  fOr  die  Frage  der  Fla^nfühning  er- 
heblichen ümslAnde.  Die  Eintragung  des 
Namens  des  Schiffes  ist  nur  für  den  Fall 
TOigeschrieben,  dass  das  Schiff  überhaupt 
einen  solchen  führt,  was  bei  Flussschiffen 
nicht  überall  gebtftuchlich  ist.  In  Ermange- 
lung eines  Namens  genügt  die  Angabe  der 
sonstigen  zur  Feststellimg  der  Identitfit  des 
Schiffes  dienenden  Merkzeichen.  Was  die 
Eintragung  des  Eigentümers  betrifft,  so  ver- 
steht 88  sich,  dass,  wenn  das  Schiff  einer 
Aktiengesellschaft,  einer  eingetragenen  Ge- 
nossenschaft oder  einer  sonstigen  Gesell- 
schaft mit  juristischer  Persönlichkeit  gehört, 
die  zur  Kennzeichnung  der  Gesellschatt  not- 
wendigen Angaben  (Sitz  und  Finna)  aufzu- 
nehmen sind.  Aber  auch  bei  offenen  Handels- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften 
darf  diese  Art  der  Eintragung  als  ausreichend 
gelten.  Die  Aufführung  aller  einzelnen  Ge- 
sellachafter, wie  sie  der  §  6  Nr.  5  des  G.  v. 
25.  Oktober  1867  in  der  Fassung  des  G.  v. 
23.  Dezember  1888  {RÖ.B1.  S.  300)  vor- 
schreibt, führt  zu  erheblichen  ümsiandlich- 
keiten  und  kann  bei  der  Re^trierung  der 
Binn«i8chi£fe,  für  welche  die  Person  und 
Nationalität  der  einzelnen  Gesellschafter  in 
knner  Weise,  wie  für  Seeschiffe,  von  Er- 
lichkeit  is^  entbehrt  werden. 

Dass  die  für  die  Anmeldung  Torgeschrie- 
benen  Angaben  glaubhaft  gemacht  werden 
(§  124  Ate.  2),  ist  nicht  zn  entbehren,  wenn 
das  Schifferegister  seinem  Zweck  gemäss 
den  Beteiligten  zuverlässige  Auskunft  Über 
die  eingeiK^nen  Schifte  gewähren  soll. 
Bei  der  ersten  Änmeldimg  eines  neu  ge- 
bauten Schiffes  wird  in  der  Regel  die  "Vor- 
legimg  des  Messbriefes  genügen,  in 
anderen  Fällen  winl  es  auch  der  Beibringung 
der  Erwerbsurkunden  oder  in  ErmangeluDg 
solcher  einer  Bescheinigung  der  Ortsbehörde 
über  das  Eigentum  am  Schiffe  bedürfen. 

Ueber  die  Frage  der  Begisterfähigkat 


der  Auslftndern  gehörigen  Binnenschiffe 
dürfte  nach  dem  Wortlaute  des  Reichsge- 
setaes  kaum  ein  Zweifel  sein.  Zutreffend 
weist  zu  dieso',  und  zwar  nicht  bloss  für 
die  TermflgensrechÜlche  S^te,  wichtigen 
Frafge  Kittels tein  auf  den  Umstand 
hin  (Kommentar  S.  277),  dass  im  S  122  des 
RG,  ganz  allgemein  die  Anmeldung  eines 
jeden  registerpflichtigen  (§§  119,  128)  Bin- 
nenschims  bei  der  B^^erttelLOrde  seines 
Heimatsortes  Terlangt  vvcd ;  einen  Heimats- 
ort (§  6)  in  Dentsdiland  iaaa  i^ber  auch  das 
Schiff  eines  Aiuländers  hi^fi.  Es  werden  dfr> 
her  die  §g  119  ff.  ohne  Unterschied  der  Na- 
tionalität der  Schiffeeigner  anzuwenden  sein 
(ebenso  Förtsch,  Note  2  zu  §123,  und  bar 
dische  Yerordnimg,  die  Führung  der  Schiffe- 
register betreffend,  v.  23.  Dezember  1895, 
§  9),  jedoch  mit  der  Ausnahme,  dass  Binnen- 
schiffe, welche  etwa  schon  im  Auslande 
registriert  sind,  nicht  nochmals  in  Deutsch- 
land einzutragen  sind.  Wenn  es  noch  in 
der  Begründung  S.  138  heisst:  »indem  die 
Anwendbarkeit  des  §  136  (der  älteren  Tex- 
tierung)  sich  auf  r^iiistrierte  Schiffe  be- 
schränkt, ist  sie  femer  auch  für  alle  aus- 
ländischen Schiffe  ausgeschlossen«,  so  kann 
daraus  kein  Gegenai^ument  entnommen 
werden,  denn  die  in  ein  deutsches  Binnen- 
Bchiffsregister  eingetragenen  Schiffe  sind 
keine  »ausländischen«  Schiffe,  auch  wenn 
sie  Ausländem  gehören. 

In  dem  Gesetze,  betreffend  die  Natio- 
nalität der  Kauffahrteischiffe,  vom  25.  Ok- 
tober 1867.  sind  insoweit,  als  es  sich  um 
die  erste  Eintragung  eines  Schiffes  handelt, 
Strafbestimmnn^n  zur  unmittelbaren  Er- 
zwingung der  Eintragung  nicht  vorgesehen. 
Bei  Seeschiffen  bedarf  es  dessen  auäi  nicht, 
weil  von  der  vorgängigen  Eintragung  des 
Schiffes  in  das  Schiffsr^iater  die  Ausflbimg 
des  Rechts  ziur  Fühning  der  ReichsQagge 
bedingt,  damit  aber  von  selbst  eine  aus- 
reichende Gewähr  für  die  Bewirkimg  der 
Anmeldung  gegeben  ist  Andererseits  tritt 
nach  dem  erwähnten  Gesetz,  wenn  die  An- 
meldung einer  Veränderang  der  im  Scbiffe- 
register  eingetragenen  Thatsachen  unteiv 
bleibt,  nicht,  wie  in  dem  Verfahrrai  bezüg- 
lich der  Anmeldungen  zum  Handelsr^fister, 
eine  blosse  Ordnungsstrafe  ein;  son- 
dern die  Unterlassung  einer  solchen  An- 
meldung ist  mit  Öffentlicher  Strafe 
bedroht,  weil  ein  erhebliches  öffent- 
liches Interesse  daran  besteht,  dass 
derartige  Veränderungen,  die  unter  Umstän- 
den auf  das  Recht  zur  Führung  der  Reichs- 
tlagge  von  Einfluss  sein  können,  ohne  Ver- 
zug zur  Eintragung  gebracht  werden  (G.  v. 
25.  Oktober  1H67,  £  15).  Diese  Gesichts- 
punkte treffen  für  Binnenschiffe  weder  in 
der  einen  noch  in  der  anderen  Richtung  zu. 
|Das   Gesetz   sieht   de^ialb    behufe  Er- 
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Ewingang  der  Anmelduneen  nur  ein 
Ordnungssbrafrerfehiea  nach  Massgabe  der 
fOr  die  Anmeldungen  zum.  Hand&lstegister 
geltenden  Bestimmungen  Tor. 

Das  Beichs^eeetz  hat  entgegen  den  see- 
rechtlichen  Bestimmungen  auch  alle  fOr  die 
Frage  der  Flaggenf ahrung  erheblidien 
Umistflnde  aus  dem  Ber^ciie  seiner  Normen 
ansgeBchieden. 

Die  Flagge,  als  das  Tölkerrechtlich 
-widitigste  QuaufilEationszeichen  d^  Seever- 
kehrs, hat  aus  den  viederhdt  erwähnten 
GrOnden  fOr  die  Binn^ischifhhrt  keiner- 
lei rechtliche  Bedeutung,  ihr  Gebrauch 
ist  res  merae  facoltatis  und  vird  zumeüst 
nur  dekoratxTen  Zwecke  nach  mtsttblidran 
G«la»UGhe  dienen. 

Aeltere.  VcHschlfige,  wonach  Bestimmun- 
gen über  die  Flag^nfÜhrung  der  Binnen- 
schiffe dimAi  kaisOTlic^e  Verordnung  mit 
Zustimmung  des  Bundesrates  getroffen  wer- 
den können,  haben  im  Reichsgesetz  als  ent- 
behrlich keine  Berücksichtigung  gefunden. 
Es  bleibt  daher  nach  wie  vor  für  die  Mar 
terie  das  Landesrecht  massgebend.  Eine 
irgendwie  zulängliche  Sammlung  des  ein- 
Bchlä^gen  Queüenmaterials  fehlt  bisher 
^ftnzhcä.  Soweit  dessen  Entwlckelimg  par- 
tikularrechtlich verfolgt  werden  kann,  fehlt 
auch  auf  allen  Seiten,  wie  es  scheint,  die 
Annahme,  dass  hier  ein  Bedürfnis  nach 
RechtsvorsehrifteD  zwingender  Natur  vor- 
handen sei.  Für  Freussen  wenigstens 
kann  den  Anordnungen  (Kabinettsordres 
V.  22.  Mai  1818  und  12.  März  1823,  Mi- 
nisterialerlass  v.  14.  November  1834  bei 
Nassius  a.a.  0.  S.  182),  welche,  von  der 
hördlidien  Wahrnehmung  au^hend,  »dass 
die  preussischen  Schiffer  auf  den  StriSmen 
fortgefehren  haben,  Flaggen  nach  eigenem 
Belieben  zu  führen« ,  diese  verwarnten, 
»das  Gebot,  wonach  sie  nur  die  ordeotliche 
preussische  Luides-  oder  Handelsflagge 
rühren  dürfen,  zu  übertreten«  —  nur  nodi 
bedingt  wirksame  Eraft  zuerkannt  werden. 
Durch  Art.  56  der  Beichsver&ssong  ist  an 
die  Stelle  der  partikularrechtlidien  Handels- 
fla^^  die  schwarz-weiss-rote  Flag^  der 
deutschen  Handelsmarine  getreten,  und  es 
miuss  daher  der  Gebrauch  dieser  Farben 
auch  seitens  der  Binnen-  und  Stromschiffer 
als  gesetzlich  zugelassen  angesehen  w^en. 
Die  Führung  der  Landesfla^e  «nes  ande- 
ren deut8(£ra  Bundesstaates  wird  aber 
auch  preussischen  Schiffern,  die  ein  in 
einem  anderen  Bundesstaate  ins  Schifb- 
register  eiDgetr^Keaes  Schiff  führen,  nadi 
den  für  das  Bundemndigenat  geltenden 
OrundsStzen  fortan  nicht  mehr  auf  Gnmd 
jener  obsolet  gewordenen  Bedrtsvorschriften 
mit  Strafe  belegt  werden  dürfen.  AUer- 
din^  -viid  aber  das  in  einem  deutechen 
Schif&register    eingetragene  ^^nenschiff, 


auch  wenn  es  im  Eigentum  fremder  Staats- 
angehörige, Gesellschaften  etc.  steht,  zur 
dauernden  Führung  fremder  Limdesfarben 
nicht  berechtigt  sein. 

DerSchluss  wird  auch  e  contrario  aus  den 
Vorschriften  zu  ziehen  sein,  welche  für  die 
internationale  Flussschif fahrt  auf 
Grund  der  bestehenden  Schifbhrtsakte  be- 
stehen und  auf  den  konventionellen  Flüssen 
den  ständigen  Gebrauch  der  fremden  Flagge 
fremden  Schiffen  naturgemfisa  freistelten. 
Als  typisch  mag  hierfür  citiert  werden  die 
Torsdirift  der  reividierten  Rheinschiffohzte- 
akte  T.  17.  Oktober  1868: 

Art.  2.  Die  zur  Bheinschiffahrt  gehörigen 
Schiffe  und  die  vom  Rheine  herkommenden  Holz- 
flfisse  können  aaf  jedem  ihnen  beliebigen  Wege 
durch  das  niederländische  Gebiet,  vom  Eheine 
in  das  offene  Meer  oder  nach  Belgien  und  um- 
gekehrt fahren. 

Sollte  durch  Naturereignisse  oder  Kunst- 
anlagen  einer  der  Wasserwege,  welche  die  Ver- 
bindong  des  Kheines  mit  dem  oKenen  Meere 
tlb«r  Irardrecht,  Botterdam,  EeUevoestlnü  nnd 
Brielle  vermitteln,  in  der  Folge  für  die  Schiff- 
fahrt unbrandibar  werden,  so  soll  die  zu  dessen 
Ersatz  der  niederländischen  Schiffahrt  anee- 
wiesene  Wasserstrasse  auch  der  Schi^hrt  der 
Übrigen  Uferstaaten  offen  stehen- 

Als  zur  RbeinBchiffahrt  gehörig  soll  jedes 
Schiff  betrachtet  werden,  welches  zur  Ftlhrang 
der  Flagge  eines  der  Rheinuferstaaten  berech- 
tigt ist  und  sich  hierüber  durch  eine  von  der 
betreffenden  Behörde  anagesteUte  Urkunde  aas* 
zuweisen  vermag. 

Die  urkundliche  Legitimierung 
des  Schiffes  im  Binnenverkehr  bedarf  nicht 
der  umfassenden  Kantelen ,  welche  das 
Fla^enrecht  im  ausläadischen  Betriebe  not^ 
wenmg  fordert.  Von  den  Schiffspapie- 
ren, welche,  von  der  zuständigen  Heimats- 
behörde ausgefertigt,  öffentlichen  Glauben 

fjniessend,  jedem  Dritten  gegenüber  den 
achweis  der  Thatsachen  erbringen,  die 
in  ihnen  zur  Verzeichnung  gelangt  »nd, 
kommt  hier  nur  der  Schiff  sbrief  in  Be- 
tracht In  dem  nach  der  Eintrajgung  des 
Schiffes  zu  OTteüendeu  Schiffsbriefe  wird 
unter  dem  Siegel  des  Amts-  bezw.  Land- 
^richts  etc.  und  der  Unterschrift  des 
Richters  durch  die  unterzeichnete  Behörde 
bezeugt,  »dass  in  das  von  derselben  nach 
dem  Gesetee,  betreffend  die  privatrecht- 
lidien  Verhältniste  der  Binnenschiffahrt,  v. 
15.  Juni  1895  geführte  Schiffsregister  das 
nachbenannte  Schiff  unter  Nr. . . .  auf  Grund 

glaubhafter  Nachweianngea  am  . . .  ten  

eingetragen  ist,  wie  ftdgt« : . . . . 

Dieser  Scdiiffsbri^,  welcher  nach  ^  125 
Abs.  3  Aem  Eigentümer  seitens  der  Register^ 
behörde  zu  erteilen  ist,  soll  den  Schiffs- 
eigner oder  Schiffer  in  die  Lage  setzen, 
sich  dritten  Beteiligten  und  den  Behörden 
gegenüber  jederzeit  über  die  in  das  Bester 
eingetragenen  Thatsadien  und  VwhSltnisse 
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auszuweisen,  weshalb  alle  Aendeningen  da- 
rin einzutragen  sind  (§  12(J  Abs.  3)  sowie 
insbesondere  auch  die  auf  Pfandrechte  und 
Pfändungen  bezflglichen  Vermerke  (s.  im 
ursprünglichen  Text  des  R.O.  die  jetzt  weg- 
gefallenen §  ISl  Abs.  4,  §  132  Abs.  3, 
§  136  Nr.  1). 

Die  nach  den  geltenden  Verordnvmg^n 
oder  den  Schiffahrtsverträgen  von  den  ^  er- 
waltungsbehörden  aiiszustidlenden  sonstigen 
Sduffspapiere  (llessbriefe ,  Schiffsnatente, 
Schiffsatteste  und  den?leichen)  belialten  da- 
neben ihre  rechtliche  Bedeutung. 

Die  Fühning  des  Schiffsbriefes  an  Bord 
ist  durch  das  Reichsgesetz  jedoch  nicht 
obligatorisch  gemacM ;  die  Motive  gelten  der 
Ansieht  des  Oesetzgebers  dahin  Ausdniek, 
dass  "Vorschriften  über  die  Pflicht  des 
Schiffers,  den  Schiffsbiief  stets  auf  dem 
Schiffe  mitzufahren,  nicht  in  das  Gesetz 
^hAren,  sie  konnten  nötigenfalls  im  Wege 
Bchif&thrtsiwlizeilicher  Anoiänungen  getroffen 
■werden. 

In  Ermangelung  solcher  ist  der  Schiffer 
trotz  §  8  des  R.G.  nicht  verj)fliditet,  den 
Scliiffsbrief  als  Teil  der  Schiffspaj)iore  an 
Bord  zu  bringen.  In  diesem  Fidle  ti-itt 
auch  nicht  eine  öffentlichrechtliche  Beurkun- 
dung der  ludentität  des  Schiffes  ein,  son- 
dern die  nach  dem  System  der  sicherheits- 
polizeilichen Vorschriften  des  Aufenthalts- 
staates gebotenen  i)ersr)nlichen  Legiti- 
mationsmittel  des  Schiffers  reichen  auch 
zur  urkundhchen  Legitimation  des  von  ihm 
geführten  Schiffes  hin.  —  Hier  überwiegen 
im  Reichsgesetz  offensichtlich  die  privat- 
reclitliclien  Gesichtspunkte;  die  Sicherheit 
des  Verkehrs  zumal  auf  den  Wasserstrassen, 
welche  mehrere  deutsche  Staatsgebiete 
durchziehen ,  hätten  die  Fordenmg  begriin- 
det,  dass  zum  mindesten  Schiffe  mit  gf  lsse- 
rem  Raumgehalt  zur  Führung  des  Schiffs- 
briefes reichsrechtlich  augehalten  würden. 
Für  den  Scliiffahrtsverkehr  auf  den  kon- 
ventionellen Wassorstrassen  ist  die  Führung 
des  Schiffsattestes  an  Berti  obligatorisch 
gemacht.  Es  ist  den  Hafen-  \iml  Polizei- 
behörden auf  Erfordern  jederzeit  vorzu- 
zeigen (s.  Rheinschiffahrlsakte  Art.  22). 

Das  Schiff  ist  ein  befriedetes  Besitz- 
tum. Es  wird  ihm  daher  der  gleiche  Schutz 
gegen  gewaltsame  Eingriffe  zu  Teil  wie 
dem  Besitztum  überhaupt  {R.St.  G.B.  §  342 
in  Verbindung  mit  §§  123,  124),  doch  be- 
steht in  Betreff  der  Schiffe  ein  Durch- 
siichimgsrecht  der  Zoll-  und  Stouerbeamteu, 
der  Hafen-  und  Rerierbeamten  nach  Mass- 
gabe der  einschlägigen  Speoiatuormen. 

Eine  Arrestfreiheit  segelfertiger  Bin- 
nenschiffe ist  im  geltenden  Rechte  nicht 
begrfindet  (s.  darüber  Mittelstein  in 
Böhms  Zeitschrift  für  internationales 
Recht,  Bd.  II,  S.  372—273).   Von  der  Auf- 


nahme des  §  482  Abs.  1  des  H.G.B.,  welcher 
die  An-estfreiheit  segelfertiger  Seeschiffe 
zulässt,  ist  absichtlich  Abstand  genommen 
worden. 

B.  DieReohtflverhftltxiitse  der  Sohiffs- 
besstzung.  Die  personenrechtlichen  Vor- 
schriften des  Reichsgesetzes,  welche  die 
den  eigentümlichen  Formen  mid  Lebens- 
verhältnissen des  Binnenschiffeihrtsbetriebes 
angemessenen  staatlichen  KontroUeinrichtun- 
gen  sicherstellen  sollen,  sind  enthalten  in  den 
§§  3,  21—25.  Sie  ergänzen  bezw.  verän- 
dern ältere  hier  einzielende  Vorschriften  des 
deutscheu  Handelsrechts,  der  Seemannsord- 
nung und  der  Oeweiiteordming,  die 
eine  Anlehnung  ermöglichen  oder  eine 
grundsätzliche  Ablelmnug  entsprechend  der 
l)e8onderen  Eigenart  des  BinnenschiKBlirts- 
betriel)OS  fonlerten. 

Wie  das  Seorecht  oj)eriert  in  dem  be- 
zeichneten Qnellenmatenal  audi  das  Binnen- 
schiffahrtsgi^tz  mit  den  beiden  Begriffen 
der  Schiffsbesatzung  und  der  Schiffs  • 
mannschaft;  sie  rind  von  verschiedener 
Jjängo  und  verschiedener  technischer  Be- 
deuttmg.  Unter  Schiffs)>esatzung  ist  die  Ge- 
samtheit der  Personen  zu  verstehen,  welche 
auf  einem  Schiffe  ein  Amt  oder  einen 
Dienst  hal)eu.  Es  gehören  dazu  der  Schiffer, 
die  Schiffsinaunschaft  und  alle  übrigen  auf 
dem  Schiff-  angt-stellteu  Personen  (DJI.G.B. 
g  481).  Die  zidetzt  genannten  Personen 
köiuieu  höhere  Dienste  zu  versehen  haben, 
wie  die  Acrzte ,  Zahlmeister,  Proviant- 
meister ,  die  auf  gn'isseren  Passagier- 
schiffen vorkommen,  die  Maseliinisten  der 
Dampfschiffe,  oder  auch  niedere,  wie  die 
Aufwärter,  K<k;he  (auf  den  gn"«sereQ  Passa- 
giei-schiffeii),  Heizer.  Sie  sind  in  betreff 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffsmann- 
schaft durch  das  Ijesetz  gleichgeiteUt,  ohne 
Untei-schied,  ob  sie  vom  Schiffer  oder  Rt-eder 
anf^enommen  sind  (Seemannsordnung  §  3); 
sie  haben  daher  auch  den  Auordnungen  des 
Schiffers  in  Ansehung  des  Schiffsdienstes 
imweigerliüh  Folge  zu  leisten. 

Die  Schiffsmannschaft  dagegen  umfasst 
den  Pei"soiietikreis  derjeni^n,  welche  berafs- 
milssig  zur  Bedienung  emes  Schiffes  da 
sind,  sie  bilden  die  Bemaimmig  zum  Schiff- 
fahrtsdienst.  Die  Schiff smannscliaft  steht 
unter  den  Anordnungen,  unter  der  Bofehla- 
gewalt  <les  Schiffers:  der  Schiffer  selbst 
gehört  also  nicht  zu  jenem  Personenkreis, 
wohl  aber  sind  hierhin  namentlich  auch  die 
Maschinisten  tmd  Heizer  gerechnet ,  was 
nach  der  Seemannsoi-dnung  §  3  nicht  der 
Fall  ist.  Sonstige  Mitglieder  der  Schiffsbe- 
satzung, welche  nichts  mit  dem  eigentlichen 
Schiffalirtsdienst  zu  thun  haben^  wie  nameot- 
lich  Aufwärter,  Klkke  (falls  eie  nuht,  wie 
oft,  gleichzeitig  Matrosen  sind),  Kas^erer  etc, 
gehören  nicht  zurSchiffsnuuuschaft,  weshalb 
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für  sie  nach  wie  vor  das  bOigerliche  Becht 
giJt,  nicht  aber  die  §§  21 — 25  des  Binnen- 
schiffahrtsgesetzes. 

Die  die  Schiffsmannschaft  begründende 
Dienstmiete  bringt  den  Schiffsmann  nicht  in 
eine  Art  von  Dienstbotenverhältnis  zum 
Schiffseigna:-;  ohne  Rücksicht  auf  die  Be- 
Bchaffenhieit  des  durch  die  Ereignisse  und 
momentanen  Bedürfnisse  des  Schiffahrtbe- 
triebes geforderten  Dienstes  und  der  Leistung 
steht  die  Schiffsmannschaft  unter  den  ver- 
■waltungsreditlichen  Normen  der  Gewerbe- 
ordnung V.  21.  Juni  1869.  (Fassimg  vom 
Jahre  1891.)  Dass  die  Schiffsmannschaft, 
soweit  nicht  die  §§  22 — 25  Abweichendes 
bestimmen,  der  Gewerbeordnung  unterliegt, 
ist  von  besonderer  Bedeutung  fOr  die  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  in  Bezug  auf  Strei- 
.  tigkeiten  zwischen  Schiffseigner  resp. 
S(fctfernPdderSchiffemann8chaft.  Daherfin- 
det  auch  hier  das  G.  t.  29.  Jiili  1890,  betr.  die 
Gewerbegerichte,  Anwendung.  Für  Streitige 
keiten  übrar  den  Antritt,  die  Portsetzung 
oder  die  Auflösung  des  Arbeitsverhfiltnisses, 
über  die  Aushändigung  oder  den  Inhalt 
eines  Arbeitsbudis  oder  Zeugnisses  sowie 
über  die  Leistungen  und  Entschädigungs- 
ansprüche aus  dem  Arbeitsverhältnisse  und 
dergleichen  (s.  den  §  3)  sind  unter  Aus- 
BChTuss  der  ordentlichen  Gerichte  die  Ge- 
werbegerichte ohne  Rücksicht  auf  den  Wert 
des  Streitgegenstandes  zuständig,  soweit 
nicht  nach  den  internationalen  Schiffahrts- 
verträgen die  Zuständigkeit  besonderer  Ge- 
richte begründet  ist  {AaditionaJakte  zur  Elb- 
schiffahrtsakte v.  13.  April  1844  §  47  und 
preuBsisches  Gesetz,  betr.  die  ElbzoUgerichte, 
V.  9.  Juli  1879  §  4).  In  Ermangelung  eines 
zuständigen  Gewerbegerichts  greifen  femer 
die  Bestimmungen  über  die  auf  Anrufen 
eines  jeden  Teils  zugelassene  vorläufige  Ent- 
scheidung des  Gemeindevorstehers  Platz 
(§§  71  ff.  des  Gesetzes  über  die  Gewerbege- 
richte). Dem  bei  Streitigkeiten  zwischen 
den  in  der  Binnenschiffahrt  beschäftigten 
Personen  vorhandenen  Bedürfnisse  nach 
einem  von  den  Förmlichkeiten  des  ordent- 
lichen Rechtsgangs  befreiten  Verfahren  ist 
hiermit  genügt  Auch  in  Bezug  auf  die 
örtliche  Zuständigkeit  blieb  es  bei  den  gel- 
tenden Vorschriften  bewenden  (Gesetz  über 
die  Gewerbegerichte  §§  25,  71).  (Begr. 
S.  57.)  Von  den  erwähnten  besonderen  Ge- 
richten (vgl.  Gerichtsverfassungsgesetz  §  14) 
kommen  hier  nur  die  ElbzoUgerichte  in  Be- 
tracht Nach  der  Additionalakte  §  47  unter 
2  c  ist  ein  solches  zuständig  für  »die  Unter- 
suchung und  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten zwischen  den  Eignem  und  l^hrem, 
den  Dienstleuten  imd  Zugknechten  der 
Stromfahrzeuge  Über  ihre  Dienst-  und  Lohn- 
veihältnisse«,  und  zwar  nach  §  48  dann 
»wenn  die  streitenden  Parteien  in  seinem 


Gerichtsbezirke  anwesend  sind  und  wenig- 
stens eine  derselben  seine  Amtsthätigkeit 
wegen  derartiger  Ansprüche  anruft«. 

Der  Abschluss  des  Dienstvertrages  ist  an 
keine  Formalitäten  gebunden  (ebenso  nicht 
der  Heuervertrag  des  Seemanns) ;  vgl.  Gew.O. 
(Fassung  des  G.  v.  1.  Juni  1891)  §§  105, 
107.  Abgeschlossen  wird  der  Vertrag  von 
dem  Schiffseigoer.  Hat  der  Schiffer  hierzu 
keine  Vollmadit,  so  ist  er  hierzu  nur  be- 
rechtigt ausserhalb  der  Orte  des  §  15  und 
soweit  die  Ausführung  der  Beise  die  An- 
stellung erforderlich  macht 

Im  übrigen  beschränkt  sich  das  Reichs- 
gesetz darauf,  unter  Feststellung  des  Be- 
griffes der  Schiftemannschaft  (§  31)  Be- 
stimmimgen  Über  den  Dienstanbitt  und 
die  Folgen  einer  Terzögemng  (§  22),  Über 
die  allgemeinen  Dienstobliegeoheitea  des 
Schiffsmannes  (§  23),  über  die  IjOhnungs- 
termine  (g  24)  sowie  über  die  Kündigung 
und  Über  die  AnüÖsimg  des  Dienstvemält- 
nisses  durch  Bntlassimg  oder  Austritt  J^§  25) 
zu  treffen.  Wird  das  Dienstverhältnis  vor 
der  Ankunft  des  Schiffes  am  Bestimmungs- 
ort während  der  Reise  aufgehoben,  so  hat  der 
Schiffsmann  Anspruch  auf  die  Kosten  der 
Rückreise  nach  dem  OrtCj  an  welchem  er 
in  Dienst  getreten  ist.  Diese  Bestimm\ing 
findet  keine  Anwendung,  wenn  der  Schiffs- 
mann sich  einer  Handlung  schuldig  gemacht 
hat,  welche  geeignet  ist,  seine  sofortige  Ent- 
lassung zu  rechtfertigen.  Ist  ein  die  so- 
fortige Entlassung  rechtfertigender  Grund 
nicht  vorhanden,  so  kann  der  Schiffsmann  zwar 
jederzeit  seines  Dienstes  enthoben  werden, 
jedoch  unbeschadet  seiner  Entschädigungs- 
ansprüche für  die  Zeit  bis  zum  Ende  der 
vertragsmässigen  Dauer  des  Dienstverhält- 
nisses oder  bis  zum  Ablaufe  der  Kündigungs- 
frist. Diese  Vorschriften  lehnen  sich  vielfach 
an  die  Vorschriften  der  Seemannsordnung 
an,  halten  sich  aber  in  einem  wesentlich 
enteren  Rahmen,  Die  zahlreichen,  teils 
polizeüichen,  teils  disciplinären  oder  straf- 
rechtlichen Bestimmungen  der  Seemanns- 
ordnimg hängen  meistens  mit  den  besonderen 
Verhältnissen  der  Seeschiffahrt  zusammen. 
Die  Binnenschiffahrt  kann  mit  Rücksicht 
auf  die  geringere  Gefährlichkeit  des  Be- 
triebes und  auf  die  leichtere  Möglichkeit 
des  Ersatzes  imgeeigneter  Personen  durch 
andere  den  grOssten  Teil  jener  Vorschriften 
entbehren. 

Eingehende  Bestimmungen  Über  Befähi- 
gungsnachweis und  Arbeit^ontrolle  wurden 
aus  den  gleichen  Gründen  ins  Gesetz  nicht 
aufgenommen,  ausgenommen  da,  wo  es  sich 
um  technisch,  oder  vermöge  der  Gliederung 
des  Dienstes  an  Bord,  persönlich  qualifizierte 
Dienstleistungen  hanöfelt  Nach  §  132  ist 
der  Bundesrat  befugt,  Bestimmun^n  über 
den  Befjüügungsnachweia  der  Sduffer  und 
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Maschinisten  für  Binnenschiffe  zu  treffen. 
Bezüglich  der  Schiffahrt  auf  Seeen,  welche 
keine  fahrbare  Verhindung  mit  einer  anderen 
Wassers trasse  haben,  steht  die  Befugnis  der 
Landesregierung  zu. 

Sozialpolitisäi  bedeutungsvolle  Ifeinungft- 
Terschiedraheiten  traten  besonders  hervor 
bei  Festsetzung  der  rechtlichen  St^nng  der 
Schiffsmannschaft  g^nfiber  dem  Schiffer. 
Bei  der  parlamentarischen  Behandlung  lag 
zu  §  23  der  Antrag  vor,  an  Stelle  des  Abs. 
2  zu  sagen: 

>Ohne  Erlaubnis  des  Schiffers  darf  der 
Schiffsmann  das  Schiff  nidit  verlassen,  doch 
darf  ihm  ausser  der  Arbeitszeit,  wenn  nicht 
triftige  Gründe  vorliegen,  diese  Erlaubnis 
nicht  verweigert  werden.  Auch  ist  ihm  der 
Zeitpunkt  der  Rückkehr  stets  anzugeben. 
Ist  dies  unterblieben,  so  reicht  der  Urlaub 
bis  zu  dem  Zeitpunkt,  mit  welchem  am 
anderen  Tage  die  Arbeit  beginnt.« 

Die  Antragsteller  begründeten  den  An- 
trag mit  dem  Hinweis  auf  das  jetzt  be- 
stehende Abhängigkeitsverhältnis  des  Boots- 
manns von  dem  ^^hiffer.  In  der  Arbeits- 
zeit, wurde  geltend  gemacht .  müsse  der 
Bootsmann  selbstverständlich  seine  Schul- 
digkeit thun  und  auf  dem  Schiffe  verbleiben, 
aber  ausserhalb  derselben  dürfe  man  ihn 
nicht  lediglich  von  ^er  Gnade  des  Schiffers 
abhängig  machen.  Dem  wurde  von  mehreren 
Seiten  entgegengehalten,  dass  durch  die  An- 
nahme des  Antrages  die  Disciplin  auf  dem 
Schiffe  in  bedei^Iichster  Weise  gefährdet 
werde.  Was  habe  man  denn  unter  »triftigen 
Gründen«  zu  verstehen,  wer  solle  Ober  das 
"Vorhandensein  solcher  »triftigen  Gründe« 
urteilen  ?  Die  soziale  Stellung  zwischen 
Schiffer  und  Bootsmann  sei  gar  nicht  so 
untei-schiedlich,  dass  diese  Leute  sich  nicht 
wie  bisher  in  friedlicher  Weise  Über  ihre 
Au^hezeit  einigen  sollten. 

Der  Inhalt  des  Alitrages  rufe  nur  bisher 
ungekannte  Streitigkeiten  hervor  und  er  sei 
daher  vOllig  entbärrlich.  Nach  Ablehnung 
des  Antrai^  mit  allen  g^en  3  Stimmen 
erfolgte  mit  ebensolcher  Mehrheit  die  An- 
nahme  des  Paragraghen  nach  der  Regierungs- 
vorlage. 

Von  denselben  Antragstellern  wurde  be- 
antragt, als  §  23a  einzufügen: 

»Nfich  Antritt  der  I^acht  haben  alle 
Schiffe  mit  Ausnahme  der  Dampfschiffe 
ohne  Anhang  an  der  nächsten  ziun.  Halten 
geeigneten  Stelle  ihre  Fahrten  eüizustellen. 
An  Sonn-  und  Feiertagen  ist  die  Arbeit  an 
Bord  der.  Frachtschiffe  nur  in  F&llen  der 
Not  gestattet« 

In  der  Begründung  des  Antrages  wxu^e 
auf  die  Ueberanstrengung  der  Bootsleute 
und  namentlich  des  Heizerpersonals  hinge- 
wiesen. Das  Fahren  bei  Nacht  müsse  not- 
gedrungen die  Zahl  der  Havarien  vermehren, 


während  der  Mangel  an  Sonntagsruhe  die 
Kräfte  des  Schif&perBonals  nicht  zur  rich- 
tigen Erholung  kommen  lasse.  Diesen  Aua- 
fOnnuigea  entgMrea  wurde  von  mehreren 
Seiten  auf  die  Eigentümlichkeit  äeo  SchiK- 
fahrt^werbes  verwiesen,  das  zunSdist  im. 
Winter  dne  lange  Zeit  der  Ruhe  habe, 
lILnger,  als  dem  SdiiKsmum  lieb  seL  Dann 
aber  ermangele  es  audi  wftbrend  der  Be- 
triebszeit nicht  an  Rulwtagen,  schon  infolge 
der  Lade-  imd  LCechzeit ;  wie  oft  aber  werde 
ausserdem  auf  die  Gelegenheit  Ladung  zu 
finden,  unthfttig  gewartet  Von  der  gesamten 
Betriebszeit  verbringe  ein  Frachtschiff  noch 
nicht  ein  Dritteil  auf  der  Fahrt,  die  übrüe 
Zeit  entfalle  auf  den  Aufenthfdt  an  La(te- 
und  Löschplätzen. 

In  der  Kommission  sowohl  wie  bei  den 
Plenarberatungeu  im  Reichstage  wurden 
diese  über  den  Rahmen  der  Regierungsvor- 
lage hinausgehenden  Anträge  ms  den  indi- 
viduellen Arbeitsverhältnissen  des  Sohiff- 
fahrtsbetriebes  widersprechend  abgelehnt 
Die  die  Beschränkung  der  Nachtarbeit,  der 
Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  betreffenden 
Yorschriften  der  Gew.O.  v.  21.  Juni  1869 
(in  ihrer  Gestaltung  bis  zimi  R.G.  v.  1.  Juni 
1891  §  105a  bis  105  i)  haben  daher  für  den 
Binnenscbiffahrtäbebieb  z.  Zt  keine  Geltung. 
Dagegen  ist  nach  §  42  R.G.  der  Fracht- 
führer zui'  Uebernahme  der  Güter  an  Sonn- 
tagen und  allgemeinen  Feiertagen  nicht  ver- 

Sfliclitet,  es  sei  denn,  dass  ein  Notfall  vor- 
ege.  Zu  der  im  Gesetze  somit  ungereeelten 
sozialpolitiach  und  gewerberechtlich  wichtigen 
Frage  lie^n  jedoch  zahlreiche  Beschwerden 
vor,  die  eme  positive  Regehing  umbweislich 
erscheinen  lassen.  Auäi  der  grosse  Aiis- 
schuBs  des  Centraivereins  für  Hebung  der 
deutschen  Fluss-  und  Kanalschif fahrt  hat  axk 
im  Jahre  189S  mit  der  gesetzlichen  Rege- 
lung der  Nachtruhe  im  Schiffelgewerbe 
besfMftigt;  er  nahm  jedodi  nach  einem 
Referat  des  Syndikus  Dr.  Landgraf  folgende 
Resolution  an :  »Der  Cenixalverein  hält  dne 
Festlegung  der  Nachtruhe  im  BionenBchiff- 
fohrt^werbe  für  nicht  notwendig,  muss  aber 
jedenlolls  eine  inseitige  Regelung  derselb«i 
ablehnen.  Eine  Untersudhun^  da*  Arbeitav 
Verhältnisse  im  Bümensehi&hrtsbetriebe 
muss  gleichzeitig  auf  die  Angestellten  und 
Bediensteten  im  Eisenbahnbeüiebe  aui^^ 
dehnt  werden.« 

Auch  die  aus  Berufskreisen  heraus  ge- 
forderte Einführung  obligatorischer  Dienst- 
bücher (vgl,  die  Ausführungen  des  Reichs- 
tagsabgeordneten Bassermann,  stenogr.  Be- 
richte, DC.  Legislatui-periode,  HI.  Session, 
1894/95,  Bd.  I  S.  535  ff.)  wurde  mit  dem 
Hinweise  abgelehnt,  dass  diese  Frage  als 
eine  gewerberechtliche  ihre  Ordnung  nicht 
in  diesem  Gesetze  finden  könne  und  dass 
im  übrigen  in  Ansehung  der  ^ossea  Wasser- 
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Strassen  durch  die  Vorschriften  der  Sdiiff- 
fahrtsakte  und  Vertrtee  ausreichend  FOr- 
sorge  getroffen  sei.  Demnach  ^ten  noch 
immer  die  landes-  und  ortspolizeilich  auf 
die  DienstTerhältnisse  der  Scfaiffsleute  be- 
züglichen Verordnungen,  so  in  Preusseu  die 
Min.V.  V.  8.  August  1856  betreffend  die 
Einführung  von  Dienstbüchern  für  Schiffs- 
leute der  Binnenschiffahrt.  Diese  ordnet 
auf  Grund  des  §  6  litt  b.  des  Gesetzes  über 
die  PolizeiverwaltuQp  v.  11.  Blärz  1850  zui- 
besseren  Beaufsichtigung  der  Schiff&Ieufe 
auf  preussischen  riussscaiffen  und  zur  He- 
bung der  DiscipHu  an,  dass  jeder  Dienst- 
mann auf  einem  preussischen  Flussschiffe 
oder  Flosse  —  Lehrling,  Junge,  Schiffs- 
knecht, Zugknecht,  Heizer,  Geselle,  Matrose, 
Bootsmann,  Steuermann  —  mit  einem  Dienst- 
buche versehen  sein  und  dasselbe  auf  jeder 
Reise  bei  sich  führen  muss.  Da  dieses 
Dienstbuch  ein  vorgeschriebenes  Mittel  poli- 
zeilicher Legitimation  ist,  hat  die  Heraus- 
nahme der  Schiffsmannschaft  aus  dem  Dienst- 
bolenverhältnisse  und  die  Cnterstellung  unter 
die  Vorschriften  der  Beichsgewerbeordnung 
sicherlich  nicht  die  Aufhebung  jener  Vei^ 
pflichtun^  zur  Folge. 

Die  im  Betriebe  der  Biunenschiffahrt 
stehenden  Personen  sind  in  den  Bereich  der 
durch  die  Beichsversicherungagesetze  be- 
günstigten Kreise  aufgenommen.  Die  Ver- 
sicherung derselben  hat  bei  derjenigen  Ver- 
sicherungsanstalt zxL  geschehen,  in  deren 
Bezirk  der  Sitz  de&  Betriebes,  in  welchem 
der  zu  Versidiemde  beschäftigt  ist,  gelegen 
ist  Vgl  preussische  AusfÜhrungsanveisung 
T.  21.  August  1885  zur  Unfalls-  und  Eranken- 
versidienuig :  Als  Beschäftigungsort  der  in 
der  Binnenschiffahrt  und  FlOsserei  beschäf- 
tigten Personen  gilt  derjenige  Ort,  von  -wel- 
chem aus  das  Gewerbe  betriebe  wird.  Als 
solcher  ist  im  Zweifelsfalle  der  "Wohnort 
des  Betriebsunternehmers  oder  in  dessen  Er- 
mangelung derienige  Ort  anzunehmen,  an 
weldiem  derselbe  zur  Gewerbesteuer  von 
dem  in  Frage  kommenden  Betriebe  veran- 
lagt ist« 

C.  Die  reohtUohe  Kontrolle  über 
den  ordxtungsmässigen  Verlauf  der 
Fahrt.  Die  Sicherheit  des  Schiffahrtsver- 
kehrs ist  vor  allem  von  dem  Umstand  ab- 
hängig gemacht,  dass  das  wichtigste  Trans- 
portmittel dieses  Verkehrs,  das  Schiff,  auch 
thatsächlich  den  Anforderungen  genüge, 
welche  gestellt  werden  müssen,  um  den 
gewünschten  technischen  Zweck  zu  er- 
reichen. Zu  diesem  Behufe  erfassen  be- 
sondere aus  der  Eigenart  seines  Gewerbes 
hervoi^egangene  standesrechüiche  Normen 
den  Schiffer  als  zeitigen  verantworthchen 
Vertreter  wichtiger  privatwirtschaftlieher 
und  staatUdier  Interessen,  sie  legen  ihm 
eine  Reihe  von  Verbindlichkeiten  auf,  die 


äck  teils  auf  sein  privatvermC^nsrecht- 

lir-hes  Verhältnis  zu  Schiffs-  und  Ladungs- 
interessenten, teils  auf  sein  Verhältnis  zum 
Gesamtrechts-  und  Verwaltungssystem  des- 
jenigen Staates  beziehen,  in  dessen  Gebiet 
sich  das  von  ihm  geführte  Schiff  befindet 
Innerhalb  dieser  mannigfaltigen  Rechtsbe- 
ziehungen sollen  uns  im  nachstehenden 
lediglidi  die  aus  dem  genossenschaftlichen 
Bedürfnis  hervoigegaugenen,  auf  den  Ver- 
lauf der  Fahrt  abzielenden  Einrichtungen 
des  öffentlichen  Rechtes  beschäftigen. 

a)  Fahrtüchtigkeit  des  Schiffes. 
Nach  §  8  des  Reichsgesetzes  hat  der  Schiffer 
vor  Antritt  der  Reise  darauf  zu  sehen,  dass 
das  Schiff  in  fahrtüchtigem  Zustande,  gehörig 
eingerichtet  und  ausgerüstet  sowie  hin- 
reichend bemannt  ist  und  dass  die  Schiffs- 
papiere und  Landungsverzeichnisse  an  Bord 
sind.   (Vgl.  H.G.B.  §  513.) 

Er  hat  für  die  Tüchtigkeit  der  Gerät- 
schaften zum  Laden  und  Löschen,  für  die 
gehörige  Stauung  der  Ladung  sowie  dafür 
zu  sorgen,  dass  das  Schiff  nicht  schwerer 
beladen  wird,  als  seine  Tragfähigkdt  und  die 
jeweiligen  Wasserstandsverhältnisse  es  ge- 
statten.  (Vgl.  H.G.B.  §  514.) 

Wenn  der  Schiffer  im  Auslände  die  da- 
selbst geltenden  Vorschriften,  insbesondere 
die  Polizei-,  Steuer  und  Zollgesetze  nicht 
beachtet,  so  hat  er  den  daraus  entstehenden 
Schaden  zu  ersetzen.    (Vgl  H.G.B.  §  515.) 

Für  die  I^Jirtüchtigkeit  des  Schiffes  bei 
Antritt  der  Reise  haftet  den  im  §  7  Abs.  2 
bezeichneten  Personen  auch  der  Schiffseigner 
persönlich,  nicht  nur  mit  S(duH  und  Fracht 
Nähern  sich  diese  Anordnungen  dem  System 
d^  Handelsgesetzbuchs,  dessen  Wortlaut  sie 
an  DeutUc^eit  übertr^en,  so  muss  do^ 
andererseits  anerkannt  werden,  dass  die  in 
den  seeamtlichen  Sprüdien  immer  mehr  zur 
Geltung  gelangende  Ansicht,  dass  bei  der 
heute  immer  weiter  vorschreitenden  kom- 
plizierten Technik  des  Schiffbaues  das  Ur- 
teil des  Schiffers  über  die  Fahrtüchtigkeit 
des  Schiffes  in  allen  Fällen  nur  auf  eine 
sehr  beschränkte  Sicherheit  Anspruch  er- 
heben könne,  —  für  den  Binneuschiffahrts- 
verkehr  in  noch  weit  höherem  Masse  zu- 
trifft, als  dies  im  Seeverkehr  mit  seinem 
durchaus  technisch  gebildeten  Personal  der 
Fall  ist.  (V gl.  hierzu  das  interessante  Judi- 
katernnaterial  bei  Ritter:  Die  öffentlich- 
rechtlichen  Pflichten  des  Schiffers  vor  An- 
tritt der  Reise,  1894).  Die  Fahruntüchtig- 
keit kann,  wenn  sie  nicht  eine  absolute  ist, 
nach  der  jeweiligen  ZweckbestimmuDg  des 
Schiffes  gegebenen  Falles  nur  den  Umfang 
bezw.  die  Ausdehnung  des  Fahrbetriebes, 
Beschaffenheit  und  Umfang  der  zuläs- 
sigen Ladung  modiGzieren.  Für  Fahrtüch- 
tigkeit der  Reise  haftet  nach  Abs.  1  der 
Sdiiffer  persönlich  falls  er  die  ihm  nadi 
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§  7  obliegende  Sorgfalt  verletzt.  Während 
aber  der  Schiffseigner  in  den  S^len  der 
Abs.  1 — 3  des  §  8  dann,  wenn  der  Schiffer 
haftet,  gemäss  §  4  regelmässig  auch  haftet, 
aber  nur  mit  Scliiff  und  Fracht,  gilt  nach 
Abs.  4  die  Besonderheit,  dasa  dem  Schiffs- 
eigner als  solchem  gleichfalls  die  unmittel- 
haie  Verantwortlichkeit  für  den  Zustand  des 
Schiffes  bei  Antritt  der  Reise  auferlegt  ist, 
und  zwar  den  Ladungsbeteiligten,  den  Passa- 
gieren und  der  Schiffsbesatzung  gegenüber 
(8.  §  7  Abs.  2). 

Insoweit  es  sich  um  Personenbeförderung 
handelt,  bestehen  für  die  Fahrtüchtigkeit 
des  Binnenschiffes  noch  zahlreiche  weiter- 
gehende obrigkeitliche  Vorschriften,  die,  aus 
der  landes-  oder  ortspolizeilichen  FOrsorge- 
pfUcht  entsprungen,  namentlich  den  öffent- 
lichen Verkehr  d  urch  Dampfschiffe 
einer  genaueren  Regelung  und  Aufsicht 
unterziehen.  Ueber  die  Bestrebungen,  die 
sogenannte  Ladelinie,  Lademarke,  auf  ge- 
setzlichem Wege  sicherzustellen  und  deren 
Einhaltimg  durch  behördliche  Organe  zu 
kontrollieren,  siehe  die  Verhandlungen  des 
Nautischen  Vereins  zu  Berlin  im  Februar 
1891.  Dasa  diese  Bestrebungen  zur  Siche- 
rung der  Fahitüchtigkeit  des  SchÜfes  im 
wichtigeren  Seeverkehr  noch  zu  keinen  Er- 
gebnissen gelangt  ist,  hat  natürlich  auch 
das  Fehlen  solcher  Vorschriften  im  Binnen- 
schi^verkehr  zur  Folge.  (Vgl.  hierzu  die 
kenntnisreiche  Schrift  von  6.  Wislicenus, 
Schutz  für  unsere  Seeleute!  Leipzig  1894.) 

b)  Unfallsmeldung.  Nach  den  §§ 
522 — 525  des  Handelsgesetzbuches  bat  der 
Seeschiffer  über  alle  Unfälle,  welche  sich 
während  der  Reise  ereignen,  im  Bestim- 
mungshafen, unter  Umständen  auch  schon  in 
einem  Zwischenhafen,  vor  einer  Gerichts- 
oder Konsularbehörde  unter  Mitwirkung  der 
Schiffsmannschaft  eine  Verklarung  abzu- 
legen. Auch  für  die  Binnenschiffahrt  be- 
steht ein  allseitig  anerkanntes  Bedürfnis, 
bei  Unfällen  eine  schleunige  Feststellung 
des  Thatbestandes  und  des  Umfanges  des 
Scliadens  herbeizuführen ,  um  auf  diese 
Weise  späteren  Verdunkelungen  des  Sach- 
verhaltes und  Streitigkeiten  thunlichst  vor- 
zubeugen. Durch  die  Uebertragung  des 
Bechtsinstituts  der  grossen  Haverei  auf  das 
Gebiet  der  Binnenschiffahrt  wuitie  eine 
solche  Feststellung  als  Grundlage  der  Have- 
reirechnung  ohnehin  unerlässlich.  (S.  hierzu 
Fh.  Heck,  das  Recht  der  grossen  Haverei, 
Berlin  1889.) 

Die  bestehende  Gesetzgebung  gewährte 
keine  genügenden  Gnmdlagen  für  ein  dem 
Zwecke  entsprechendes  Verfcüiren. 

Die  seerechtliche  Verklarung  auf  die 
Binnenschiffalui;  einfach  zu  übertragen,  war 
nicht  angängig.  Die  Verklarung  ist  eine 
aus  alten  Seegebrftuchen  entwickelte  Ein- 


richtung, bei  der  es  sich  zunächst  nicht  um 
eine  eigentliche  Bew^eiserhebung,  sondern 
um  eine  auf  den  Angaben  des  Schiffs- 
journals') bei  uhende ,  von  den  übrigen 
Personen  der  Schiffsbesatzung  mitbeschwo- 
rene eidliche  Sachdarstellung  des  Schiffers 
handelt.  Eine  solche  Einrichtung  liess  sich 
nicht  künstlich  auf  ein  anderes  Gebiet  ver- 
pfknzen.  Es  fehlt  dafür  bei  der  Binnen- 
schiffahrt auch  an  den  sonstigen  persön- 
lichen und  saclxlichen  Voraussetzungen.  Die 
Führung  eines  Tagebuches  liess  sich  hier 
nicht  voi-schreiben ;  sie  würde  tliatsächlich 
nicht  durcliführbar,  au<  h  vielfach  überflüssig 
und  mit  Rücksicht  auf  den  Bildungsetand 
eines  grossen  Teiles  der  Binnenscliiffer  ohne 
praktischen  Wert  sein.  Andererseits  fehlt 
es  bei  der  Binnenschiffahrt  an  der  auf 
Seeschiffen  regelmässig  vorhandenen  Kon- 
trolle der  Angaben  des  Schiffers  durch  die 
anderen  Schiffeoffiziere  und  durch  die  meis- 
tens in  grosserer  Zahl  vorhandene,  technisch 
geschulte  Schiffsmannschaft  —  Das  Gesetz 
schreibt  statt  dessen  ein  gerichtliches  B&- 
w^eisaufnahmeverfahren  vor,  das  aber  erheb- 
lich freier  als  die  Sicherung  des  Beweises 
in  der  Civilprozessoiduung  gestaltet  ist 
(R.G.  §  11). 

Eine  besondere  Einrichtimg  zur  behörd- 
lichen Meldung  eines  jeden  im  Binnen- 
schiffohrtsverkehr eingetretenen  Unfalles  zum 
Zwecke  amtlicher  Kognition,  etwa  im  Sinne 
der  durch  das  R,G.  v.  27.  Juli  1877  betref- 
fend die  Untersuchung  von  Seeunfillen  ge- 
sdiaffenen  Einrichtung  verwaltungsrecnt* 
licher  Natur  —  hat  sich  nicht  als  legisla- 
torisch wünschenswert  herausgestellt;  offen- 
bar aus  dem  Gnmdo,  weil  die  der  Unfalls- 
stelle benachljarte  Ortsbehörde  auch  vordem 
jede  solche  lokale  Störung  des  Schiffahrts- 
betriebes zum  Anlass  amtlicher  Untersuchung 
und  zweckentsprechender  Remedur  zu 
machen  schon  im  bisherigen  Rechtssystem 
ausreichende  Handhaben  besass. 

c)  Rechtsverhältnisse  in  Not- 
fällen. In  sämtlichen  Vorent würfen  zum 
Reichsgesetz  beti"effend  die  Binnenschiffahrt 
wurde  die  Forderung  vertreten,  dass  die 
für  die  Seeschiffahrt  geltenden  Grundsätze 
über  Kollision,  Bei^ng  und  Hilfeleistung  in 
Notfällen  zweckmässigerweise  auch  auf  die 
analogen  Verhältnisse  der  Schiffe  auf  Flüssen, 
Kanälen  und  sonstigen  Binnengewässern  zu 
übertragen  seien.  Es  wurde  mit  Recht  gel- 
tend gemacht,  dass  diese  sich  bei  der  See- 
schiffahrt bestens  bewährt  haben,  und  ob- 
schon  angenommen  wurde,  dass  sie  sdion 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  auch  ohne 
gesetzliche  Festlegung  in  den  Verhältnissen 
der  Stromschiffahrt  redpiert  worden  seien, 


M  „Tagebuch"  nach  dem  Sprachgebraach 
des  H,O.B.  V.  10.  Uai  1897,  a.  g  619£ 
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so  sei  deonoch  eine  ausdi-ücldiche  Ee^limg 
wflDschenswert.  Gemeint  waren  damit  aber 
lediglich  die  auf  die  Schadensreguiie- 
r  u  n  g  bezüglichen  vermögensrechtlichen 
Vorschi-iften  der  §§  734—739  des  H.G.B. 
Für  das  Strasse nrecht  in  den  Binnen- 
gewässern ist  zwar  die  Kaiserliehe  Verord- 
nung zur  Verhütung  des  Zusaramenstossens 
der  Schiffe  auf  See  vom  7.  Januar  1880, 
die  Not-  und  Lootsensignalordnung  vom  14. 
August  1876  —  jetzt  ersetzt  durch  die 
Kaiserliche  Verordnung  zur  Verhütung  des 
Zusammenstossens  der  Schiffe  auf  See,  vom 
9.  Jlai  1897,  und  Veronlnung  betreffend 
die  Lichteiv  und  Signalführung  der  Fischer- 
fahrzeuge vom  10.  Mai  1897  (R.G.B.  Nr.  22) 
—  und  die  ICaiserfiche  Verorrinting,  betref- 
fend das  Voriialtni  ites  li^ohiffet-s  nach  dem 
Zusamnii-iistüst^  von  Sühiffi.;n  auf  See,  vniri 
15.  August  187Ü  nioht  direict  geltendes 
Becfat,  allein  die  ia  ihnen  niedergele^en 
Gnmdsfitze  sind  zumeist  auf  dem  Wege 
Ton  prOTiDziellen  oder  Btivitii'fidiifEahrteoi:^- 
niingen  aooh  ins  Verwaltungsrecfat  der 
Binnenfl^^i^iklirt  Qbergeleitöt  woidfiii.  So 
in  Preusaen  auf  Grund  der  S§  ?  7B 

der  PriMnualordiim^  vom  29.  Juni  1875, 
des  §  f^U,  44fi  3m^ri(^gkeitBg^etzi^  v. 
1.  AtigQt^  .liei^-  liiifi^  §§  6,  12,  15  des 
FolizeiVQn^teäR«set2fis  v.  11.  Märs  1850. 

idefc  ui  der  angedeuteten 

Schutz  dtö  B&ä&ödkDhungBn  des  RStO. 
Abschn.  27  gegen  gemeing^hrliche  Ver- 
brechen und.  Yei^ehen.  etpmell  in  den  §§ 
321—323. 

Der  6.  Ahachnitt  des  TJeichsg'esetzea  be- 
handelt ziiijliirh  iULcli  rli^>  W.'.  lilrtvprhlUtniss« 
der  Bep^iiiii;  nii  i  llilfcki&tviii;;  in  den  §§ 
92—101." 

Die  IViUe,  in  \\'elc-iäen  liie  Lu^e  eincK 
Schiffes  di^rui't  tiofiLlinl^t  ist.  dadM  i^s  zur  ' 
Rettung   '\m  HeLstiimics   riritter  rV'i"s=anon 
bedarf,  sind  im  liririi.b'^  der  BiLinen- ■ 

schiffahi-I  niclif  ndlcn.  iJi«:^  p::]t  nk-M  nur 
für  die  niitr-ti'^ti.  iU'r^^oi'  liiin.-U  ltsr  L^i  in-i^eneu 
StrorateiJe,  ö'-nnleri]  aucli  für  ilit-  weiter  auf- 
wärts g  lfgHiicn  Strecken,  Wirrt  eine  soloiiG 
Gefahr  in  «.Icr  Tli.it  duitli  das  Kingreifen 
dritter  r*;i"swi<_'n,  iiiHliosniidi^re  Orr  Hes:it?.iiri)r 
anderer  Falll7.eli^^^.■',  l>ef;eiüjrt.  .'^«i  lit'f^t  cfi  in 
der  Büligkr-it.  (Jen  hiT-lfL'H!]!  n  J'ersnnen 
eine  ihr^n  [jeistiingen  ejitE[.i't'L-hpnde  \cr- 
götung  7-11  teil  win.1.  Die  i-eelUiiche  Ajier- 
kennung  und  Sicheruitg  die-ses  VergOtungs- 
anspruchee  ist  zTi^leich  geeignet,  die  Bereit- 
villiglcait  zui-  H'']K{iuidK!LHtinig  in  Gefaliren 
zu  fördoTO.  Jk\y^  <\]v  Veri^ritung  auch  daun, 
wenn  Qie  nicht  vorher  besondei-ä  bedungen 
ist,  geleistet  werden  niuss.  entspricht  der 
Bcnon  gegenwärtig  im  Binm-nschiffahrtsver- 
kehr  herrschenden  Auffassung,  Bereits  die 
Elbschiffahrtwürtfl     2B.  Jmü  1831  -setstt  im^ 


Art.  26  den  Anspruch  auf  Berge-  und  Hilfs- 
lohn als  rechtsbegründete  Forderung  voraus. 
Im  geltenden  Rechte  fehlt  es  jedoch,  soweit 
sich  nicht  aUenfalla  die  Bildung  eines  Ge- 
wohnheitsrechtes nachweisen  lässt,  an  be- 
sonderen Vorschriften,  und  die  Bestimmungen 
des  bürgerhchen  Rechts  über  nützliche  Ver- 
wendung und  über  den  Fundlohn  waren 
nicht  geeignet,  diese  Lücke  auszufüllen. 

Bei  der  geringeren  Bedeutung  dieser 
Materie  für  den  Schiffsverkelir  auf  Binnen- 
strassenwasser  ist  das  Reichsgesetz  be- 
strebt gewesen,  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  zu  verein- 
fachen und  den  abweichenden  Lebensverhält- 
nissen des  neuen  Anwendungsgebietes  mög- 
lichst anzupassen. 

Der  §  DJJ  Unterscheidet  in  Uobereitt- 
stimmung  mit  dem  Seei*echt  zwischen  Ber- 
gung und  Hiifelei&tunfj,  Die  Bergung 
iimfasst  außscli  Hess  lieh  die  Fälle,  in  welchen 
der  gerettete  (Ti'iTi.nistnnd  dr-r  tliatria^^ldichen 
VerragUügegevail  der  Scbiff^^bt-Siit/Jing  ent- 
zijgen  war  und  von  dem  Hnriror  ^t?ltet  in 
Uesitz  genommen  und  in  SicUt-rlif-it  ji^bnoht 
ist  Unter  den  Begriff  derHilfeieistung 
fallea  die  eoost^en  Arten  der  BeUt«a^|g»- 
wähiimg  sui  Ret^ujg  iRUL  od«  LthdUQg* 
Die  UntOTtMEtB^  ^  k  ddi^  Mür  ^ 
Sache  heerOnctet,  ^md  das  BeiobegeBetE  be^ 
halt  sie  daher  mit  der  3CwNg4be  hä,  daes 
es  die  Fälle,  in  weloheo  ^i^t|f|^04^ 
wegen  Bergung  beansprD^i^'  ireidän.  »UUi, 
engper  b^renzt,  als  ee  im  Beerec^it  ge-^ 
schehea  Ist.  Der  g  93  erkeuELt  duiach  in 
Abweichong  van  dem  veitergeheaden  § 
740  des  H.G-B.  einen  Anapnich  auf  Berge- 
iohn  nur  an,  wenn  eiitwoili^r  das  ;j;i-f;ihni*'t'' 
Schiff  selbst  oder  t\och  ans  ikm,^i.'ll"cn  die 
Ladung  oder  ein  Toil  iUt  Ladung  geborgen 
ist  und  wenn  in  j-pnoin  wk-  in  difsem  Fall 
z'igleich  daj^  Si'hjff  von  cier  ]V^:?iilxiLii.L.'  ver- 
■■■iss'-ii,  im  Kwi'ih-u  l'^nil  iilier  .inssonlviii  vom 
l'iitL'i-friint:  uiiriiiMH|li,]r  lu-ilrnht  war.  .-Uiijo- 
Hi'ijcn  viMi  (liiA-iTi  Kiilli  iä  wiri]  ein  N'-^j^-iÜiinL-ti- 
anspnii.-)i  nni' für  IlillV'li'i^iiirii;,  il.  Ii,  für  oinr'ii 
tU'i'  n^'SSUxi 1 1] L'  'il-;-  ^1  'fiilirdi^te[j  Srhifl^'S  t;L'l'-i^- 
tefi'ii  l!i  ist;ind.  ;:'-\v.l!ii  I.  Vidi  i;ru^^erTfiii:\^""'i1ii 
audi  für  oinKiijifiide  Fiagfii  de^  ulli udi'-Jif'n 
V»  rkidirt:ri'c}iliv  sind  die  Vm-schi-ini^ii  des 
lUi.  ^ij  LU— 96,  die  mit  deu  verwandten 
Normen  dea  l^Wi  S)^  M£  vät^ 

gleirhen  sind. 

Die  Ärift?fhtliarkeit  äi«. '^artrn.ii.-  iiin^r 
Bergung  ntül  1  Iii  fei  eist  nng  wqgeu.  erlinli- 
Hchon  Uf^5"-nti,-L^tts  df-r  ?.ngesicberten  Ver- 
gütung 741  H,(r.H.)  ifit  gewiss  mit  Reckt 
beseitigt.  \vi?il  es  kanni  vrirkonirapn  wird, 
dasB  auf  Binneiigewäfjsem  der  Schiffer  ia 
einer  solchen  Zwangslage  sich  befindet,  ia 
welcher  die  •i'^setz^r^bung  ihn  ^gen  Aua- 
beutung  diu-eh  ilritte  HüleleiBteDde  zu 
sfdLQtzea  hfttte.  Düa  f efitufatattsr  4h  -Beuge- 
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oder  HilfBlohna  ist  guiz  in  das  billige  Ei^ 
messen  des  Gerichts  gestellt,  welchem  als 
Anhaltspunkte  fflr  die  Ausfibung  desselben 
nur  die  in  §§  743,  744  H.O.E  »ch  finden- 
den Bestimmun^n  g^ben  sind.  Die 
Klage  kann  hiosichtlidi  des  Schiffes  und 
der  noch  nicht  ausgelieferten  Ladung  auch 
gegen  den  Schiffer  gerichtet  werden.  Zu- 
ständig ist  alsdann  das  Amtsgericht,  in 
dessen  Bezirk  die  Bergung  oder  iiilfe- 
leistung  stattgefunden  hat.  Damit  lehnt 
sich  der  Entwurf  an  den  §  39  der  Stran- 
dungsordnung an.  Auf  Zweckmässigkeits- 
gründen, deren  Qewicht  sich  nicht  ver- 
kennen lässt,  beruht  die  Bestimmung  im 
§  101,  wonach  für  Ctebiete  von  Binnenge- 
wässern, welche  der  See  zunächst  gelegen  sind, 
landesgesetzhch  gewisse  auf  Bergung  und 
Hilfeleistung  bezüglich  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuchs  und  der  Strand  ungsord- 
nung  für  anwendbar  erklärt  werden  können. 
Dem  Vorgange  des  G.V.G.  §  101  Nr.  3  g, 
wonach  vor  die  Kammern  für  Handels- 
sachen die  Anbrüche  aus  den  Rechtsver- 
hältnissen des  Seerechta  gehören,  ist  auch 
§  138  des  Beichsgesetzes  gefolgt.  Die  In- 
stanz gilt  insbesondere  für  Klagen  aus 
Rechtsverhältnissen,  welche  auf  die  Hechte 
Tmd  Pfhchten  des  Schiffeeigners,  auf  die 
Haverei,  auf  den  Sdiadensersatz  im  Falle 
des  Zusammenatossens  von  Schiffen,  auf  die 
Bei^Dg  und  Hilfeleistung  und  auf  die  An- 
sprüche der  Schiffsgläubiger  sich  beziehen. 

In  diesen  Bechtsstreiti^keiten  wird  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  letzter  In- 
Btimz  im  Smne  des  §  8  des  Mnfflhrungs- 
gesetzes  zum  O^äitsverfossun^gesetze 
dem  Reichsgerichte  zu^wieeen.  D^t  ist 
dem  Bedürmu  nach  Beichseinheit  in  dieser 
Rechtsmoterie  angemessene  Befriedigung  ge- 
sichert 

Im  angedeuteten  Rahmen  hat  das  Reich 
das  an  wirtschaftlii^er  Bedeutung  und 
juristischen  Beziehungen  reiche  Gebiet  des 
Binnenschiffahrtsverkehrs ,  das  bisher  von 
der  Landeagesetzgebung  der  grösseren 
Staaten  teils  unberückaichtigt  geblieben, 
teils  niu-  in  zusammenliangsloser  provin- 
zieller Regelung  der  inneren  Einheit,  der 
äusseren  Lebersichtlichkeit  völh^  entbehrte, 
im  grossen  und  ganzen  zu  gedeihlicher  Ko- 
difi&tion  gebraäit.  Ein  grosses  Stück 
deutscher  Rechtseinheit  ist  damit  unter 
Dach  gebracht,  vorwiegend  auf  Grund  sach- 
kundiger Initiative  aus  den  Kreisen  der  In- 
teressenten imd  der  zur  "Wahrung  ihrer 
rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
eingesetzten  Beru&vertretungen. 

6.  Die  weitere  systematische  Aus- 
gestaltnng  des  deutschen  Binnenschiff- 
uhrtsrechts.  Einen  Ausblick  in  die  künf- 
tige dogmatische  und  wirtschaftliche  Gestal- 
tung des  Rechts  auf  diesem  (Gebiete,  das 


durch  den  mächtig  anwachsenden  Veik^ 
in  steigendem  Masse  die  Ffl^  der  geseti- 
gebenden  fUtcoen  in  Anspruch  nehmen 
wird,  eröffnen  die  der  panamenlaiischen 
Behandlung  des  Gesetzentwurfes  Über  die 
BinnenschÜfahrt  angeschlossenen  fünf  Reso- 
lutionen. Sie  markieren  zahlreiche  Mängel 
im  GesetzgebungEwerke  selbst  und  empfind- 
liche Lücken  in  seinem  Zusammenhange  mit 
dem  übrigen  System  des  deutsdien  0£Eent- 
Uchen  Rechts. 

Es  wurde  beschlossen : 

I.  Den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  durch 
die  Kommission  für  Arbeiterstatistik  auch 
Erhebungen  über  die  Sonntagsarbeit  im 
Binnensduffahrts-  und  FlOssermetriebe  an- 
stellen zu  lassen; 

II.  die  verbündeten  Regierun^n  zu  er- 
suchen, bei  Einführung  von  Bestunmungen 
über  den  Befähigungsnachweis  die  Schifier- 
schulen  nach  Thunlicnkeit  zu  berücksichtigen 
und  den  in  Schifferschulen  voi^bildeten 
Schiffern  bei  Erteilung  der  Befähigung  be- 
sondere B^nstigungen  zu  teil  werden  zu 
lassen; 

in.  den  Reidiskanzler  zu  ersuclien^  bei 
den  verbündeten  Regierungen  dahin  zu  wir^ 
ken,  dass  die  Gewerbeinspektion  in  den 
Binnenschiffahrta-  und  Flössereibetrieben 
wirksam  durch^führt  wird; 

IV.  den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  da- 
hin zu  wirken,  dass  bei  der  Festsetzung 
imd  Erhebung  der  Schifbhrtsabgaben  aiu 
den  mehreren  Bundesstaaten  gemeinsam«! 
Waasrastrassen  im  Int^esse  der  Binnen- 
schif&dut  nachstehenden  Grundsätzen  Rech- 
nung geteagen  werde: 

1.  Die  Festsetzung  und  Erhebung  der 
Gebühren  hat  nicht,  wie  bisher,  naim  der 
Trag^igkeit  der  Sdiiffe,  sondern  noch  der 
wirklifämn  Ladung  zu  eesi^iehen,  und 
zwar  höchstens  in  zvrrä  Tarifklassen,  so- 
wohl hinsichtlich  des  Gewidits  wie  der 
Gattung; 

2.  die  Erhebung  des  Satzes  der  höheren 
Tarifklasse  für  die  ganze  Ladung,  wenn  zu 
Gütern  der  niederen  Klasse  solche  der 
höheren  Klasse  beigeladen  werden,  ist  un- 
zulässig; 

3.  für  leergehende  Fahrzeuge  ist  eine 
nach  deren  Grösse  zu  bemessende  feste  Ge- 
bühr anzusetzen; 

4.  neue  Tarife  und  Tarif  änderungen  sollen 
nicht  früher  als  sechs  Monate  nach  ihrer 
Veröffentlichung  und  möglichst  nur  mit 
dem  Beginn  eines  Kalenderjahres  in  Kraft 
treten; 

5.  bei  der  Erhebung  ist  für  thunlichste 
Vereinfachung  des  Verfahrens  Sorge  zu 

tragen. 

Die  Resulution  entspricht  einem  Be- 
sdilusse  des  Centraivereins  für  Binnen- 
schiffahrt. 
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V.  Den  BätJtökanzler  zu  ersuchen,  da- 
hin zu  wirken,  dass  die  deutsche  Küsten- 
frachtschiftahrt  ^gea  die  erdrückende  Kon- 
hnrenz  der  niederländischen,  dänischen, 
schwedischen  und  norwegischen  Fla^e 
miJ^chst  geschützt  werde. 

Unverkennbar  wird  sich  in  der  Folge 
im  Ansdilusse  an  die  hier  zumeist  aus  den 
Srra&en  der  Interessenten  und  der  Berufs- 
Tertretungpi  geltend  gemachten  Bedürfnisse 
die  Fortbildung  und  systematisdie  Ausge- 
staltung dieses  wichtigen  Zweiges  des  deut- 
sehen  verkehisrechts  vollziehen. 

Lttteratar;  XarHn,  U^r  den  £!nttrwf  de$ 
R.G.  Um  Archiv  ^fnUHehm  Seeht,  Bd.  9. 
8.  4SCß'.  —  Lotx,  fr..  Die  Aiifyahe  tief  AdifteK'^ 
muaertiriu»en  im  Zeiiaflpr  dtr  ICüenbahnen. 
BtOage  air  AUg.  Ztg.  ISaS,  ^'r.  Jfl»  I&t.  —  W. 
B — tTif  Ifiv  dvüt$cfi9  ^iniieiisehißhlirl  'ivd  ihre 
Verkehrüoege.  Beüage.  zur  Allt/.  Ztg.  SS'JS,  .Vf.  16, 17. 

—  V.  Bar,  The^e  tmd  J^^tj-iV  dcf  Iiiternatio- 
naien  IVitatrefftijt.  —  //t/ow-Cneit  et  Jte-iiattit, 
TVaitf  lif  dniit  V'imrrieri'if!},  T.  V,  VI,  Paria 
1894  —  Makoicer^  KoBimmt. ,  Tixbiuagabg 
Nr,  SS  ■  der  glftntHgfBte»  Sammimg,  JSiftin 
1898.  <w  l^'Mlf,  üäm-  ^MiUekA  wi&  iV^HOt 
gewdäur  (  VermUuitfftanhlv  Bd.  IJ.  —~  ZkMKfnff, 
VtrwiOimfmefa,  &  STSff.  —  JVHMkner  in 
dm  Annita  det  Dmlnehnt.  Rsidhtta,  lETT»  S. 
Sff.  —  Baumert,  Die  Uiaulän^UeMne  der 
betUhf'ri'  U  W'irrfr^tnetic ,  Berfin  1876,  — 
JVetl6""<''\  X'ifiimiue!i«lfliafvj  lieg  in  Deutsch, 
land  pifl/i:ric/eii  l^'a^tgr.n■elrIti/l,  ISSL  —  V.  J'Äil, 
JHe  bt^erisrh*!*  .   :1.   Auß.,  iSßO. 

t.  Außn  ÄviQ  mjt^  ^  WlWU  jilnij  WoMar- 
recht  *aak  ffmtitüm  Wtä  ÄgL  ifleJU.  SaeM, 
t.  —  «.  <Stnv«to  W^rierbw^  dt*  dfut- 

sehen  Vmvmlltmgtreehti ;  t,  0,  Ha  yer  Htm- 
»Bimteniehiffnhrlnt  r,  St  a  uditifft  r  nF'ijirhe- 
rti  mtii  Fij'ffiFreipnlitfin,  ITeriR^t  ührr  if*«- 
terhalin'xf  'i^''  f{irit*fnii''ii  (jfif/imi^T'i  mitJ  11  H  I"- 
tergeT"''"f"*i'liii!'lrn"  >  —  Lette,  Hi  trinjfijung 
über         rS-'iniS:\i\ns  t!rr  PrivnUSiiKi'r,   Ilrrlin  l.^filf. 

—  OtitMi.  IHf  K'fisFfrff  cht! '<'}••'  '.refft  :'j':l""<g 
atf^  de'm  ^'tundpunlite  lief  i.ieijvnifart,  Alfetilttiri/ 
1866.  —  Kaifp^er,  StdOAngriff  de» 
WanarUu^,  Zbidi  1867.  —  aager,  U^ivr 
die  Aflj^täkm*  dm  iFoMerrtehb  in  das  bUrger- 
liche  WMUhHlft'jWir  da»  Dvutaehe  Reith,  Beriin 
1890.  —  Xieberding,  Was*fvrfcht  u.  Wasffr- 
poHsei  III'  ^iri'\nuii»i-hrn  !<(inti^,  'J.  ,1  iij^.  rim  K. 
Frank,  Ilrmiini  hSS9,  n.  th^zu  mn  U  .  I  iilmtur : 
Pretwi/^  /f  ti'ifli^  !i!j':r  ll'.r...,,  r;-»  j(.  W'-j.'^rr- 
polizei,  HrijtliM!  JSi-Jtl.  —  mfri- 
TuUiov"!''  '[[li'itti'fhr  SrriTCliI  '!fi'  fiti'jrnif'irt, 
Berlin  IS8S.  —  Voigt,  Die  Bcchis-  und  Eigtu- 
ixmnffkKtnine  der  üftrbaüter  an  GewÜHdr», 
Poud0iL  1878.  —  &  fgueh  Vi^rtektSge 
Verbaaervng  dei  dmiUehm  ITautmwiAUi  au/ge- 
tteUt  COM  Sond&ntiiMehuit  jSr  WamrrecM  der 
Devtvhen  /^ndipirfKfaißfge'tUtchf'ß,  ni  lirreii 
Jahrb.  BtL  S,  —  Stoefk  f'n  »•.  HnliiaKlurf» 
Handbuch  the  Vrilkrrrei-Iitn,  T!<!.  ±  r*-'v- 
aelbe,'  .Irlih!  '.■>yl,,y;i,r-f- .  >.  r.-lj!'.  n»  III. 
Ergiiii:int^4lfand  tu  v.  Stengei*  Würtc-I  'irh  Jrw 
D.    VcnraimtSKttÜS».  <M»*IS«P»fe*ft»  L.flrr:,!„r- 


BliiBSudlle. 

1.  AltgemeineB  und  Theoretisches.  2.  Qrond- 
zQge  der  geschichÜiehen  Entwickelnng. 

1.  Allgemeines  und  Theoretisches. 

Es  ist  nicht  leicht,  eine  überall  zutreffende 
objektiv  richtige  Definition  des  Begriffs 
»Binnenzoll«  zu  geben.  Will  man  das  ent- 
scheidende Gewicht  bei  der  Begriffsbestim- 
mung darauf  legen,  dass  der  Binnenzoll 
innerhalb  der  Grenzen  eines  Landes  erhoben 
wird,  so  wird  es  beispielsweise  kaum  ee- 
liogen,  für  das  deutsche  Mittelalter  den 
Kernpunkt  dieser  Formulierung  festzuhalten. 
Soll  hier  als  Landesgrenze  eine  poUtische^ 
wirtschaftliche  oder  gar  eine  Sprachgrosuw 
ffelteDf  deren  keine  &Li.-h  mit  (ler  andälGta 
aecfct,  oder  soll  io  dem  bunten  "Wirrwair 
von  kirchlichen  Bezirken  und  staatlicäien 
und  gtädtiachen  Gebieten  nur  die  inmittea 
dffl  Bmameile  eines  jeden  einzelnen  V^' 
dieeom  ariiobteA  Abgabe  dem  B^$ii££  Biniie&- 
Koll  snbaniidart  werden?  Sdl  man  Qbw- 
baupt  dnea  sdcheo  BegntF  aal^eb6iL  und 
nor  von  »I^iaitAbgabeB«  UAd  »Harktab- 
gaben«  (Ekuet  J^yer)')  reden  oder  den 
er&teu  Ausdrook  mit  Adolf  Wa^er^)  durch 
»X^a^ierxSUe«  eraetzen?  Sann  etwa  ein 
Ztdl,  den  die  Eanfleute  dnee  anderen 
Staates  an  dem  Markt  des  Kaohbarataatea 
entrichten,  uicht  als  ÄnnenKill  gelten,  nad 
wenn  an  der  Orenee  zweie?  Tenitofien  in 
nächster  Kähe  eine  Zollstätte  für  Warenein- 
gänge  und  ein  MurkipIiUz  nut  seinen  Ab- 
gaben sich  fiii'l^^-t,  in  wokher  "Weise  wird 
inan  hI.iiui  dir-si""  vürschiwlennrü^D  Zölle 
imtLM'scheiiloii  iimi  wt-iclieni  von  ihnen  den 
Binnetjzi'lk'liünikl'-i  /-iiorkfiirii'n  niilssi-'n ? 

Die  aiif;iHl'>utcteii  Si  liwi^_'n^kH'i1>'ii  laaBeii 
sich  dann  wolQ  am  eliostpn  nm>:'-'li>'ii,  wenn 
man  zujffk'iL'h  lokal  nml  'lualiliitiv  den 
Unti?i^ehiefl  zwipt'tiMi  ijT\}ivi.vjA\  iiiiil  BiiiiiL-n- 
ÄoU  fvMli.L't.  Dei  Zoll,  'Ilt  tpfstliiimt  ist, 
f^iii  I.aTi'l(S!,fpliiet  wii-tsrliiifllirli  \i>n  ^\v\\i 
^^^^.'lll^^u■.::^'lli^.■1  fuler  dctn  Aiisl;iiiii  .ib/,ii- 
Bchlirssi'ii ,  \A  f:ii!  )]r»iizy."ll;  der  Zoll,  der 
innerliiilij  dts  bi!nlH'ss''l'i''l''S  e.rhülitin  wii-d, 
lim  L;niilH'SEä.ii^igiili''[i  [iir  Vi.Tliehi'^i.Tleidite- 
nitiKen  zu  dechen,  ist  tin  BiniiL'tiztill.  Kiu 
aolcher  Gren  zao  1 1  kurin  iiiiii  oiitwnlcr  (^in 
Fiiianzzoll  oder  ein  Schiitazoll  ^f\u .  ejit- 
weder  ledifjlicli  wne  staatliihe  Eitiiiiilinit:- 
qiielleoder  eine  Stütze  einzelner  Produkiiona- 
zweige  bilden  und  ist  je  naL-hdem  volks- 
wUchaftlich  berechtigt  oder  unberecditigt, 
und  ein  solobärBiDn  enzoll  wird  danneeine 


']  Emst  Maver,  Zoll,  KaiiEmantLöchaft  tmd 
Harht  zwiijcben':BJuäii  spä  liOire.  3-  Sa^ 
Sohm,  Die  Eiit«Mtm#  4tf  MMfiw  Slfdt«- 

-I  Fhi,n./.u-Lvi.'(i-.riiiirt  m,  3(k-  y^tj^ 

lowB  ßeceiu^ioa  Uber  Häver  i  d.lMtti  Qwll)Hi. 
Abt.  188&IInB&aS7Av$« 
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Berechtigung  Volieren,  wenn  die  Obrigleit 
seine  Ertragnisse  nicht  lediglich  als  Decktings- 
bedarf  für  ihre  Aiifwendungen  zu  Gunsten 
des  VerkehrsTcesens  benutzt.  Die  Gestal- 
tung der  Tarifienmg  wird  nach  alledem 
die  buntesten  Spielarten  aufweisen,  und  der 
Standpunkt  des  Politikers  und  des  Volks- 
wirts in  der  Berechtigun^frage  muss  von 
der  Beschaffenheit  eines  jeden  Einzelfalles 
abhftngig  bleiben. 

2.  Grandzfige  der  geechichtlichen 
Entwickelnng.  im  Staat^ushalt  AÄens 
n)ielen  die  BinnenzClle  keine  hervorragende 
RoUe.  Die  Hafenzölle,  wie  jener  Zwanzigste 
des  Jahres  413  v.  Chr.  (Thuc.  7, 28, 4)  oder 
der  im  Jahre  411  bei  Byzanz  enichtete 
SchiffszoU  fflr  die  nicht  athenischen  Pontus- 
schiffe  (Xen.  Hell.  I,  1,  22)  sind  Gr^nzzöUe, 
teilweise  bestimmt,  den  Ausfall  bundesge- 
nOssisoher  Abgaben  auszugleichen,  unter 
allen  UmstAnden  aber  rein  fiskalische  Fiaanz- 
miellen.  Im  Gegensatz  hierzu  kann  das 
Marktgeld,  das  Metßken  und  Fremde  den 
Agoranomen  entrichten  musaten,  als  Binnen- 
zoll gelten,  der  als  Entgeh!  fflr  die  Ordnung 
und  Beaufsichtigung  des  Marktverkehrs  un(i 
die  Ceberwacfaung  von  Mass  und  Gewicht 
gezahlt  wurde. 

Axich  im  römischen  Rriche  giebt  es 
keine  eigentlichen  Binnenzölle.  Die  Hafen- 
zölle (portoria),  in  älteren  Zeiten  als  r>%  vom 
"Werte  der  Handelswaren  erhoben,  in  der 
Kaiserzeit  dann  schwankend  zwischen  2  "/o 
und  12  "/o  der  Handelsware,  sind  durchweg 
Eingangs-  und  Grenzz/ille.^)  Nie  liaben  diese 
portoria  etwa  gar  den  Zweck  gehabt ,  in- 
ländische Verkehi^usgaben  zu  beseitigen 
und  auszugleichen  und  also  den  Eigen- 
schaften wahrer  Binnenzölle  gerecht  zu 
werden.  Der  Senat  gab  ausdrücklich  im 
Jahre  58  n.  Chr.  den  Freihandelsgelüsten 
Neros  gegenüber  der  Befürchtung  Ausdruck, 
dass  eine  Minderung  der  Zölle  als  der 
Hauptstütze  des  Staates  zu  einer  Auflösung 
des  Staatshaushaltes  führen  werde''),  und 
betonte  so  genügend  deutlich  und  unver- 
blümt den  nackt  fiskalischen  Charakter  des 
römischen  Zollwesens.  In  gleicher  "Weise 
dient  die  von  Augustns  veronlnete,  dann 
wieder  herabgesetzte  imd  ante  neue  erhöhte 
Abgabe  von  allen  den  Waren,  die  in  Italien 
und  der  Hauptstadt  feilgeboten  wurden 
(ceu  tesima  remm  venalium — eine  Art  Accise), 
dem  ausgesprochenen  Zweck,  zur  Deckung 
der  Müitärkosten  beizutragen  3),  und  steht 


')  Vgl.  Marquardt,  Röm.  Staatsverwaltung 
II,  262  f.  Wo  werden  in  der  älteren  Kaiserzeit 
bereits  im  Binnenland  portoria  erhoben?  (E. 
Mayer  a.  a.  0.  S.  382.) 

')  Tacitus,  Ab  excessu  divi  Augusti  XIII,  50 
^)  Tacitus  a.  a.  0.  I,  78.    Suet.  Oct.  49. 
S.  dazn:  ßatbgen,  Entstehung  der  Märkte  in 


also  in  keiner  Beziehung  auf  gleicher  Stufe 
mit  der  Marktabgabe  der  PenOken  Athens^ 
die  vom  Verkehr  erhoben  wurde,  um  dem 
Verkehr  sich  nutzbar  zu  erweisen.  Immerhin 
könnte  diese  centesima  remm  venalium  noch 
am  meisten  als  Beweis  für  den  Bestand  von 
Binnenzöllen  im  römischen  Reich  angeführt 
werden.  Denn  was  wir  am  dem  Beginne 
des  5.  Jahrhunderts  von  den  Zöllen  der 
civitates  wissen,  ist  zu  wenig,  um  eingehen- 
dere Schlussfolgerungen  hervorzurufen'),  und 
ausserdem  erscheint  die  Thatsache,  dasa 
sich  der  Staat  '/s  der  Steuer  aneignet*), 
nicht  gerade  als  Illustratioa  für  einen  Yer- 
kehrssteuercharakter  dieser  Zölle. 

Da  muBB  es  uns  denn  sehr  Wunder 
Dörnen,  wenn  im  Ftankenreich  des  7.  Ji^i^ 
htinderts  plötzlich  ein  ausgedehntes  und  ziem- 
lich ausgebildetes  Binnen  zoll  wescn  uns  ent- 
gegentritt:  eine  Unmenge  Abgaben,  deren  Be- 
deutung nicht  Überall  mehr  geklärt  werden 
kann.  Die  hauptsächlichsten  von  ihnen  sind: 
das  rotaticum  {Hädergeld :  Abgabe  vom  Trans- 
port durch  Wagen),  das  saumaticum  (Abgabe 
vom  Transport  durch  Saumtier),  das  traba- 
ticum  (Abgatx;  für  schwere  an  der  Stange 
getragene  Waren),  das  mutaticum  (Abgabe 
für  Pferdeumspann).  das  temonaticnm  (Deich- 
selgehl ,  Abgaoe  fflr  W^arenabladung) ,  das 
coenaticum  und  mestatieum  (Abgn^n  für 
Verpflegung  von  Mensch  imd  Tier),  das 
pulveraticum  (Strassengeld),  das  pedagixira 
(Fussgängerzoll)^),  das  barragium  (Thoi^ld). 
Dass  neben  diesen  Zöllen  noch  andere  anders 
benannte  existierten  oder  vielmehr  fort- 
während eingerichtet  wurden,  sieht  man  aus 
dem  Capitulare  vom  Jahre  805,  das  in  art 
13  verordnet:*)  »de  teloneis  placet  nobis, 
ut  antiqua  et  iusta  telonea  a  negotiatoribus 
exigantur,  tarn  de  pontibus  quam  et  de 
navigiis  seu  mercatis*. 

Diese  Bestimmung  enthält  zugleich  eine 
Kla.qsifikation  der  Zollarten  im  fränkischen 
Reich :  Brücken  Zölle,  SohiffszöUe  imd  Waren- 
zöllo,  also  Abgaben  vom  Verkehrsmittel,  vom 
Transportmittel  und  vom  Transport  selber. 
Ob  imtor  deu  letzteren  Marktzölle  zu  ver- 
stehen sind,  lässt  sich  nicht  entscheiden, 
ebensowenig  wie  Ernst  Mayers  Gleichstellimg 
von  hausa  (Ilandelsabgabc)  mit  dem  Geleits- 
geld  (Conductus)   bereits   gesichert  ist.^) 


Deutiichland  1881  S.  5  und  gegen  ihn  E.  Majer 
a.  a.  0.  S.  3%. 

')  C.  J.  IV,  61,  10, 

")  C.  J.  IV,  61,  13. 

•)  Die  späte  Stelle  bei  Do  Gange,  die  ^- 
dagium  als  FIusbzoU  aafEassen  lehrt,  beweist 
fUr  die  arepriiDgliche  Bedeutung  dieser  Zollart 

nichts. 

*)  Mon.  Germ.  L.L.  I,  134. 

')  Vgl  v.  Belows  Recenston  in  den  G.G.A. 
1895  Nr.  3  S.  223  f.  und  Sommerlad,  RheiuzOlle 
im  Mittelalter  S.  21. 
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Wenn  ■wirklich  in  diesen  frühesten  Zeiten 
Geleitsgeld  und  Geleitsrecht  schon  nach- 
weisbar sein  sollten,  was  ich  zunächst  stark 
bezweiße ,  so  ■  hebt  sich  doch  keineswegs 
»der  Conductus  deutlich  von  den  übrigen 
Strassenabgaben  weg«  (Mayer).  Denn  bei 
dem  oonductus  ebenso  wie  bei  den  anderen 
Arten  mittelalterlicher  Binnenzölle  lässt  sich 
von  Tomherein  der  Gebührencharakter  unter- 
scheiden, dass  das  Becht  der  Zollerhebung 
eine  Gegenleistung  in  Gestalt  einer  Beseiti- 
gung der  Yerkehrshemmnisse  erforderlich 
mache. 

Mit  diesem  GebOhrenprincip  ist  zugleidi 
die  wesentliche  Verschiedenheit  der  recht- 
lichen Anschauungskreise  festgelegt,  ans 
denen  das  antike  und  das  mittelalterliche 
Zollwesen  erwachsen  sind.  Der  überzeugende 
Nachweis  von  den  Zusammenhäugea  ^ider 
ist  bis  jetzt  nicht  gelungen,  auch  Mayer 
nicht,  der  höchstens,  wenn  er  vom  römischen 
Recht  spricht,  mit  den  Gebräuchen  spät- 
rCmisdier  Zeit  wie  dem  Cod.  Theod.  ope- 
riert. Es  ist  richtig,  schon  das  Gap.  von 
805  bestimmt,  dass  Zoll  nur  als  Abgabe  von 
Handelswaren  gezahlt  werden  soll  und  nicht 
von  dem,  was  als  Kigent\im  in  das  Eigen 
verführt  wird  —  aber  die  beiden  damit 
ähnlich  lautenden  Stellen  der  Justinianischen 
Kompilation  beziehen  sich  nur  auf  die  Ge- 
sandten fremder  Nationen  und  auf  die  Pro- 
vinzialen.  Es  ist  eine  Bestimmung  so  recht 
aus  dem  Herzen  einer  naturalwirtschaftlichen 
Zeit  heraus,  die  das  ganze  Mittelalter  hin- 
durch anhält  und  noch  in  den  ZoUbefreiimgen 
des  ausgehenden  Mittelalters  ihr  Recht  be- 
hauptet, wenn  sie  auf  Geistlichkeit  und 
Ritterechaft  ausgedehnt  wird.  Selbst  wenn 
es  gelingen  sollte,  mittelalterliclie  Zollbe- 
zeichnimgen  bereits  im  spätrömischen  Recht 
nachzuweisen  (es  ist  Mayer  nicht  geglückt, 
und  wo  es  den  Anschein  hat,  da  iiat  sich 
die  Bedeutung  der  M'orte  gewandelt),  so 
zeigt  das  eben  doch  mu-,  dass  Worte,  die 
aus  der  Yerkehrsgeschichte  des  Altertums 
übernommen  sind,  angewandt  wurden  im 
Rahmen  einer  wirtschaftlicli  anders  gearteten 
Zeit  und  ohne  Erkenntnis  und  Verständnis 
des  rechtlichen  Anschainingskreises  der  an- 
tiken Volkswirtschaft.*)  Die  Wortbezeich- 
niuig  bleibt,  ihr  Sinn  ist  unverständlich  ge- 
worden, das  Fleisch  ist  gleichsam  verwest 
und  nur  das  Gerippe  dauert. 

Die  Entwickelung  des  Binnenzollwescns 
im  mittelalterlichen  Deutschland  verläuft 
eigentlich  letzlich  in  einem  beständigen  Zu- 
rückdrängen des  Gebührenprincips,  in  einem 
siegreichen  Kampf,  den  auch  auf  diesem 


Vgl.  dazu  Eolenbarg,  Ztschr.  t.  Sozlal- 
und  Wlrtschaftsgeach.  II,  140.  Wie  wechselt 
8chon  im  Mittelalter  die  Bedeutung  eines  und 
desselben  Wortes  lokal  und  zeitlich! 


Gebiet  die  Privatwirtschaft  des  Feudalismus 
über  die  Volkswirtschaft  davongetragen  hat. 

Die  besondere  Geltung  des  Gebührei>- 
prittcips  beim  Zollwesen  des  frühmittelalter- 
lichen Deutschland  emebt  sich  vornehmlich 
aus  den  Zolltarifen.  Weitaus  in  den  meisten 
Fällen  erscheint  in  diesen  als  Grundlage  der 
Tarifierung  das  Transportmittel^  eine  Ab- 
stufung der  Abgaben  erwächst  einmal  durch 
die  nähere  oder  weitere  Herkunft  der  Han- 
del treibeuden ,  dann  dmch  die  Eriiittiung 
der  Abgaben  in  verkehrsreichen  Zeiten.  Der 
Zoll  ist  höher,  je  län^r  die  Verkehrsw^e 
benutzt  wurden  und  je  mehr  die  Inhaber 
der  Zölle  fOr  die  Erleichterung  des  Vei> 
kehrs  Soige  XTaaea  müssen.  Im  dreizehnten 
Jahrhundert  bildete  äxAi  dann  häufig,  nar 
mentücli  im  westlichen  Deutschland,  eine 
andere  Tarifierung  auf  Grund  der  Wertver^ 
anla^ng  des  Fuders  Wein  herau&  weil  die 
Stabilität  der  Weinroeise  die  MOglic^eit 
eines  konstanten  Wertmasses  wenigstens 
einigermassen  verbürgte.  Freilich,  genug 
Unzutrt^lichkeiten  erwuchsen  aus  der  Ver^ 
schiedenartigkeit  der  Abgaben,  die  alle 
Schwankungen  des  mittelalterlichen  Wirt- 
schaftslebens zwischen  Natural-  und  Geld- 
verkehr widerspiegeln,  und  nicht  immer  ist 
ein  Wachstum  der  Bevölkenmg  und  eine 
Steigerung  der  Lebensmittelpreise  in  einer 
RütSbildung  der  Geldabgaben  zu  Natural- 
abgaben zu  Tage  getreten,  wie  das  im  Rhein- 
verkehr des  dreizehnten  Jahrhunderts  der 
Fall  war.  Dass  auch  die  Ausnahmestellung, 
die  Geistlichkeit  und  Judenschaft  im  mittel- 
alterlichen Wirtschaftsleben  einnalimen,  in 
den  Zolltarifen  nachklingt,  liegt  auf  der 
Hand.  Damit  hängen  auf  der  einen  Seite 
übermässige  Privilegienmgen,  auf  der  anderen 
absonderliche  erschwerende  Bestimmungen 
zusammen,  wie  1209  zu  Coblenz,  dass  die 
schwangere  Judenfrau  für  ihre  Leibesfnicht 
besonders  zollen  muss.^)  Alle  derartigen 
Eigentümlichkeiten  der  Tarifienmg  machen 
natürlich  das  Bild,  das  wir  von  den  Zoll- 
verhältnissen jener  Epoche  gewinnen,  nicht 
gerade  heller  und  verständlicher. 

Ganz  besonders  störend  erweist  sich  bei 
alledem,  dass  wir  so  wenig  Klarheit  haben 
voQ  der  mittelalterlichen  Zollnomenklatur. 
Da  werden  einmal  die  verschiedenartigsten 
Abgaben  als  »Zoll«  l>ezeichnet  (gelegentlich 
sogar  das  Standgeld  auf  der  Messe-)),  und 
weiter  suchen  wir  in  den  Zollrollen  ver- 
gebens nach  einer  strengen  Scheidung  der 
Exportartikel  von  den  Importartikeln.  Meis- 
tens enthalten  diese  mittelalterlichen  Zoll- 
taiife  in  Deutschland  in  bunter  Mischm^ 


*)  M.R.  U.B.  n,  242:  Jndea  vero,  si  porta- 
verit  pnerum  in  ventre,  Bolvet  pro  eo  theloneum. 

")  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben 
II,  270. 


Digilized  by  Google 


896 


Binnenztäle 


MaAt-Ausfuhr-  und  Durchfnlirzölle.  Wer 
kann  bei  dem  Coblenzer  ZolUwif  von  1104 
der  Vierteilung  unbedingt  zustimmen,  die 
T.  Inama-Stemegg  ^)  daraus  entnommen  hat, 
■wer  will  entscheiden ,  ob  sich  etwa  die 
Strassbureer  ZoUordnung  von  1463*)  nur 
auf  den  Thorzoll  bezieht?  Auf  dem  Markt 
zu  Coblenz  beispielsweise werden  Abgaben 
von  den  Transportmitteln  der  Waren  oder 
von  den  Waren  selber  oder  von  den  zu 
ihrer  Aufbewahrung  dienenden  Stfloden  und 
BehSltnissen  erhoben,  so  dass  in  diesem 
Falle  der  Marktzoll  in  drei  Arten  zerfftllt: 
1)  Standgeld,  2)  Quantitfitsab^be,  3)  Markt- 
abgabe reiner  Natur.  Aber  in  irgend  einem 
anderen  Falle  trifft  diese  Klassifikation 
sicherlich  keineswegs  zu,  nnd  für  die  Er- 
kenntnis mittelalterlicher  Binnenzölle  können 
wir  selbst  ans  der  Spedalisierung  des  Co- 
blenzer Matktzolltarifes  nichts  Erhebliches 
entnehmen. 

Noch  verschwommener  wird  daa  Bild, 
aätdem  die  deutschen  Könige  faktisch  von 
ihrem  OberzoUrecht  keinen  Gebrauch  mehr 
xnachea  konnten,  ihre  eigenen  ZollBtfttten 
verpfibideten  und  die  Yerof&ndnngen  aller 
übngen  nicht  hinderten.  Die  Formlosigkeit 
und  Verworrenheit  der  Zollinatitutionen 
steige  sich  seitdem  ins  Unendliche.  Wenn 
in  Kaiserswerth  während  des  viinzehiiten 
Jahrhunderts  zu  gleicher  Zeit  der  Kaiser, 
Kurpfalz,  Jülich,  Nassau,  Marie  am  Zolle  teil 
hatten,  so  wird  kaum  entschieden  werden 
können,  für  welchen  der  Pfondgläubiger  der 
Zoll  den  Binnencharakter  besass  und  für 
weichen  nicht.  Von  dem  G^bührenprincip, 
das  oben  als  das  eigentliche  Merkmal  aller 
Binnenzölle  bezeichnet  wurde,  war  seit  der 
überhand  nehmeoden  Neuanlage  und  Ver- 
pfändung von  Zoilstätten  natürlich  nichts 
mehr  zu  verspüren.  Wenn  Zollfreiheiten 
in  grcKsem  Umfange  aber  zumeist  nxu:  für 
die  Waren,  die  zu  eigenem  Bedarf  ver- 
frachtet wurden,  erteilt  wurden,  wenn  die 
einzelnen  Zollanteile  in  höchst  summarischem 
Verfahren  erhoben  wurden,  wenn  jeder  Zoll- 
herr seine  Zölle  nur  als  Bereicherungsmittel 
für  seine  Tasche  ansah,  so  darf  man  von 
einem  den  Verkehr  fördernden  Binnenzoll- 
w^esen  im  Deutschland  des  späteren  Mittel- 
alters Überhaupt  nicht  mehr  sprechen.  Ge- 
wiss erscheint  die  Handlungsweise  des 
Schöffenkollegiums  zu  Oberlahnstein  typisch, 
das  sich  im  fünfzehnten  Jahrhundert  aUjähr- 
lich  zu  Pfingsten  von  dem  Zollschreiber 
eine  kostspielige  Mahlzeit  ausrichten  liess, 
die  aus  den  Emnahmen  des  dortigen  Rhein- 


*)  Deatsche  Wirtschaftsgeschichte  H,  494. 
■)  Bmcker,  Strassburger  Zunft-  und  Polizei- 
Tnwdnimgen  1889.  S.  586. 

■)  Goera,  Mittelrhein.  Begesten  II,  1077. 


zoUea  bestritten  wurde'),  aber  auch  der 
obrigkeitliche  Hinweis,  dass  diese  Speisung 
nach  altem  Brauch  erfolge,  enthielt  keine 
Beminiscenz  an  die  einstige  gesunde  Grund- 
lage des  Binnenzollwesens  in  jener  G^nd. 
Die  gleiche  Wahrnehmung  gilt  in  den  Zeiten 
der  erstarkenden  TemtonaBtÄt  von  allen  64 
Rheinzöllen  ebenso  wie  von  den  35  Elb- 
zöllen, den  77  Donauzöllen  ünterösterreicha 
oder  den  13  Zoilstätten,  die  am  unteren 
Main  von  Wertheim  bis  Mainz  bestanden, 
von  den  zahllosen  Landzollstfitten  völlig  zu 
geachweigen.')  Immer  unmöglicher  erscheint 
eSj  in  dem  deutschen  Zollw^esen  des  späteren 
Mittelalters  etwas  von  den  charakteristischen 
Eigentümlichkeiten  des  BinnenzoUwesraa 
voi-zufinden,  und  auch  alle  Faktoren  des 
öffentlichen  Lebens,  die  sich  vei^blich 
in  die  Neuzeit  hinein  um  eine  Besserung 
der  Verhältnisse  abmtlhten,  vermochten 
nicht,  diese  charakteristischen  I^gentümlich- 
keiten  neu  zu  begründen. 

Die  Reformversuche  der  deutschen  Könige 
scheiterten  an  der  Machtlc«igkeit  ihrer  Ifr- 
heber  gegenflba*  der  erstaikenden  Macht 
der  Kurf&sten  und  an  der  fessellosen  Ent- 
wickelung  der  Zollinstitutionen.  Die  Eüi- 
griffe  der  Kirche  blieben  erfolf^los,  weil  hier 
auch  die  welüiche  Politik  die  Masrae^feln 
im  einzelnen  diktierte  und  damit  zu  emer 
im  Wirtschaftsleben  so  Oberaus  gefihrlichen 
Inkonsequenz  Veranlassung  bot  I^e  I^nd- 
friedensbestrebungen  städtischer  Einuii^n 
machten  die  Verhältnisse  eher  noch  schlim- 
mer ;  denn  die  zur  Bestreitung  der  gemein- 
samen Kosten  neu  errichteten  Landmedens- 
zölle  vermehrten  die  schon  vorhandenen 
Zoilstätten  und  boten  eine  neue  Grundlage 
für  das  alte  Privilegiemngs-  und  Verpfän- 
dungsspiel, für  alle  ränkevdlen  Ktoipfe  um 
das  absolute  Eigentumsrecht  der  iännahme- 
quelle. 

Dabei  war  im  Volke  eine  allgemeine 
Sehnsucht  nach  einer  Aufhebung  allerBinnen- 
zöUe  verbreitet.  In  der  sogenannten  Refor- 
mation Kaiser  Friedrichs  lÜ.,  bei  der  Agi- 
tation des  Pfeifera  von  Niklashausen  im 
fünfzehnten  Jahrhundert,  unter  den  zwölf 
Artikeln  der  Bauern  im  sechzehnten,  in 
dem  Simplicius  Simplicissimus  von  Grimmels- 
hausen im  siebzehnten  Jahrhundert:  überall 
lassen  sich  Bestrebun^u  nach  einer  Besse- 
rung der  Zollverhältnisse  verfolgen,  die  sich 
sogar  in  dem  letztgenannten  Roman  zu  der 
Weissagung  erheben,  dass  einst  ein  Held 
kommen  werde,  der  alle  »Zölle,  Acdsen 
und  Ungelten  durch  ganz  Deutschland«  be- 
seitigen werde.  Nur  eine  ganz  aussei^ 
wöhnliche  Energie  und  Thatkraft  ecBcfaien 


Picka  Monataachrift  VI,  298. 
*)  Vgl.  Uber  die  SaalezOlle  Hertsbeiff,  Ge- 
schichte der  Stadt  HaUe  U,  366. 
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nadi  der  Monung  des  Volkes  noch  geeignet, 
die  unreclititiSsBi^  Gestalt  des  Wirtschafts- 
lebeng  zu  bessern  iind  seine  Auswüchse  zu 
bMchneiden. 

Sass  das  BinnenzoUwesen  der  übrigen 
KfHitinentalstaaten  des  Bfittelalters  eine  gün- 
stigere Wendung  genommen  b&tte  als  in 
Deutschland,  ISsstsitdi  keinesw^s  behaupten. 
Bie  Binnenzölle  in  Frankreich  sina  seit 
dem  vierzehnlen  Jahrhundert  ebenso  wie 
die  deutschen  zugleich  0renzz5lle  hinsicht- 
lich der  einzelnen  Provinzen.  Die  südlichen 
Provinzen  und  später  auraer  ihnen  noch  die 
Bretagne,  die  franche-Comt^,  Artois  und 
Flandern  waren  infolge  besonderer  si&a.- 
discher  Entwicielung  sowohl  gegeneinander 
als  gegen  die  nördlichen  Provinzen  durch 
Steuer-  und  Zolllinien  abgesperrt,  die  Tren- 
nung der  »provinces  reputöes  ötrangeres«  von 
den  »pays  d'^lections«  blieb  bis  zur  Revo- 
lution bestehen.  Eine  dritte  Klasse  von 
Provinzen,  zu  der  die  drei  lothringischen 
Bistümer,  Msass  und  Lothringen  und  seit 
1768  die  Landschaft  Qex  .  gehörten ,  lag 
vrieder  ganz  ausserhalb  der  allgemeinen 
GrenzzolBinien  des  Königreichs.  So  er- 
schienen die  Zustände  in  Frankreich  zu  Be- 
ginn der  Neuzeit  nicht  viel  besser  als  die 
verwickelteD  imd  verworrenen  TerhAltuiBse 
in  Deutsdiland.  Wenn  wir  hören,  dass  auf 
Rhone  und  &one  die  Schiffe  von  Arles  bis 
Gray  dreissigmal  Abgaben  zahlen  mussten, 
die  etwa  25—30  "^/o  des  Wertes  der  Waren 
betrugen,  so  ist  das  freilich  doch  noch  etwas 
weniger  als  die  54 — 66  "/o  des  verzollten 
Wertes,  die  der  Rheinzoll  zwischen  Bingen 
und  Coblenz  um  die  Mitte  des  vierzehnten 
Jiüirhunderts  betrug,  ünd  noch  die  Ver- 
suche Colberts  und  Tur^ots,  weni^tens  die 
nördlichen  Provinzen  in  ein  einheitliches 
Zollgebiet  mit  freiem  Binnenveikehr  zu  ver- 
wandeln, sind  nidit  viel  erfolgreicher  ver- 
laufen als  die  Refonnbestrebungea  in  Deutsch- 
land. 

Es  ist  mei^firdig,  dass  in  England 
die  Slaatswirtschaft  des  Hittelalters  Knanz* 
lEöUe,  aber  ohne  protektioniBtischen  Charakter 
kannte.     Demzufol^  war  es  den  Himseii 

möglich,  Wolle  billiger  als  die  Engländer 
zu  exportieren.  ^)  Aber  es  ist  doch  bezeich- 
nend für  die  aus  der  insularen  Lage  Eng- 
lands resultiereude  eigenartige  wirtschaft- 
liche Entwickehmg,  dass  eine  Mitte  des 
sechzehnten  Jahrhunderts  von  dem  Sekretär 
der  cDglischen  Staatskasse,  John  Haies,  ver- 
fasste  Schrift  sehr  wohl  zwischen  Finanz- 
zÖUen  und  Schutzzöllen  zu  unterscheiden 
weiss.       Eine  Wendung  zum  Grenzzoll 


nahm  die  englische  Wirtschaf^wlitlk  erat 
durch  die  IfavigationBakte  Oliver  Cromwells. 
Der  Ausfuhrzoll  betrug  im  siebzehnten  Jahr- 
hundert für  InlAnder  beim  Sack  Wolle  33Vs 
Schilling,  für  Ausländer  66^/8  SchilW,  \m 
der  Last  I^eder  je  66^/8  und  73^8  Schilling.^) 

Die  französische  Revolution  war 
es,  die  in  Frankreich  mit  einem  Schlage  die 
Binnenzölle  beseitigt  hat  Freilich,  die  Ein- 
führung der  Getränkesteuem  von  1804  untei^ 
brach  auch  wieder  diese  Entwickelung, 
»Einen  binnenzollartigen  Charakter  besitzt 
das  droit  d'entree,  das  für  Rechmmg  des 
Staates  von  allen  Getränken  mit  Ausnahme 
von  Bier  in  den  Städten  von  4000  und  mehr 
Einwohnern  erhoben  wird ,  die  in  vielen 
Städten  bestehende  taxe  unique,  welche  das 
droit  d'entr^e  und  die  sonst  von  den  Ver- 
käufern erhobene  Detailsteuer  zu  einer  ein- 
zigen Eingangsabgabe  zusammenfasst,  und 
die  Pariser  Ersatzsteuer  für  die  sonst 
erhobenen  Arten  von  Getränkesteuem. 
Ausserdem  werden  nicht  nur  von  Nahrungs- 
mitteln und  Getiäiiken,  sondern  auch  von 
mehreren  anderen  Klassen  von  Bedarfsgegen« 
ständen  städtische  Eingangsabgaben  (octrois) 
erhoben,  an  denen  auch  der  Staat  Antdl 
erhält,  wenn  die  Stadt  die  uuteraten  Stufen 
der  staatlichen  Mobiliai>  oder  Mietssteuer 
auf  das  Octroi  übernimmt.  Die  noch  übrig- 
gebUebeoen  staatlichen  Brückengelder  sind 
1880  aufgehoben  worden,  und  ea  darf  auch 
der  Bau  von  Brücken  mit  der  Berechtigung 
zur  Erhebung  von  Brü(^ei^Id  fernerhin 
nicht  mehr  an  Unternehmer  übertragen 
werden.«  (Lexis.) 

Seit  der  französischen  Revolution  und 
dem  Siegeszug  ihrer  Ideeen  und  Folgeereig- 
nisse  sind  faet  allenthalben  in  Europa  die 
Binnenzölle  gefctllen,  so  in  den  ehenuüigea 
östeneichisdien  Niederlanden,  in  Belgien, 
und  in  Italien,  wo  die  französisdie  Er- 
oberung durch.  Aufhebung  der  BmnraizöUe 
den  Verkehr  im  Inlande  gehob«m  hi^^ 
Auch  in  Spanien  erstrebte  die  gewaltige 
Wirtschaftffl-eform,  die  Napoleon  der  Erste 
im  Anschluss  an  sein  Kontinentalsystem 
plante:  Beseitigung  aller  Binnenzölle  und 
völlige  Freiheit  der  Industrie  wie  der  Land- 
wirtscliaft.  Einer  langsameren  Weiterbildung 
bedurfte  es  in  der  Schweiz,  wo  erst  seit 
den  vierziger  Jahren  die  Zollstätten,  deren 
es  noch  im  Anfang  des  Jahrhunderts  400 
gab,  an  die  Kantonsgrenzen  verlegt  worden 
sind,  so  da.ss  damit  das  erreicht  wurde,  was 
in  Deutschland  der  Zollverein  durchsetzte. 

Es  ist  der  Inhalt  der  neuesten  d  e  u  t  s  c  h  e  n 


  'J  Dowell,  History  of  taxation  1883.  1, 146. 

'1  Scbani,  Englische  Handelspolitik  I,  668.  *}  Vgl.  Htifken,  Belgien  in  seinen  VerhiUt- 
')  William  Staffords  drei  Gespräche  über  niasen  zu  Frankreich  und  Deutschland.  1846. 

die  in  der  Bevölkenmg  verbreiteten  Klagen,  Coppi,  Annali  d'Italis  dal  17Ö0— 1861.  Fireaze 

herausgegeben  von  EmannelLeser.  1896.  S.66— 69.  IBiSn. 

HandvSxterlmoli  du  StMtnrtMensehaftUL  Zweite  Anflmse.  II.  67 
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ZoIlG;e8chichte,  dass  ein  grosser  Staat  all-- 
mAhlich  die  übrigen  kleineren  Staaten  znm 
AnschlnsB  an  sein  reformiertes  Zollgebiet 
gebradit  hat  auch  er  —  unter  dem  nach- 
wirkenden Mnfluss  der  Gedankengange  der 
banzöBischen  Revolution.  Preusaen  stand 
zuTOrdrast  vor  der  Äxifgabe,  sein  eigenes 
Zallwesen  zu  bessern.  Es  kannte  zunfichst 
scheinen,  als  ob  das  Steuersystem  der  Ao- 
cise  in  IVeussenBinnenzollch^rakter  aufwiese. 
Indessen  ist  meines  Erachtens  gerade  die 
sogenannte  Ei^nzungsaccise,  -^^-onach  Waren, 
die  in  anderen  Städten  bereits  veraccist 
waren,  einen  Nachschnss  an  den  Thoren 
neu  betretener  StÄdte  zahlen  mnssten,  genug 
Beweis  dafür,  dass  der  lokale  Charakter  des 
mittelalterlichen  ZoUwesens  noch  in  Geltung 
war,  dass  im  Konkurrenzkampf  der  einzelnen 
Stfidte  Schutzzölle  zu  Eecht  bestanden. 
Neben  der  für  die  Stadtbezirke  gültigen  Ac- 
cise  und  der  Kontribution  des  platten  Landes 
existierte  in  Preussen  ein  höchst  verwickeltes 
BinnenzoUsystem,  das  zum  Teil  den  Ge- 
bührencharakter zeigte  und  in  seinen  Er- 
tr&gnissen  den  Domftnekassen  ztifloss.  Aber 
auch  hier  wird  das  System  durch  Privat- 
zölle imd  durch  die  grosse  Zahl  der  Zoll- 
tarife unterbrochen.  Die  Reformabsichten 
Friedrich  Wilhelms  III.  bezweckten  zunächst, 
wenigstens  in  den  einzelnen  Provinzen  die 
Zölle  abzuschaffen  und  beim  Ein-  und  Aus- 
gang aus  einer  Provinz  zur  anderen  eine 
Luidzollabgabe  beizubehalten,  und  die  Unter- 
nehmungen der  Jahre  1805  und  1806  be- 
tonten stets,  dass  das  BinnenzoUsystem  feilen 
und  ein  Grenzzollsystem  durchgeführt  wer- 
den solle.  Indessen  trifft  diese  Betonung 
eigentlich  nicht  den  Kernpunkt  des  er- 
ströbten  Princips.  Denn  das  preussische 
Zollgesetz  t.  26.  Mai  1818,  das  in  §  16 
sagte:  der  Verkehr  im  Inneren  soll  frei  sein, 
versicherte  in  §  20  ausdrücklich :  »alle  wohl* 
begründeten  Erhebungen  imd  Leistungen, 
welche  zur  ünteriialtnng  der  Stromschifmhrt 
und  FlOSBerei,  der  Kanäle,Schleu8sen,Brflcken, 
fuhren,  EuuBtstrassen,  Woge,  Häfen,  Leucht- 
türme, Seezeidien,  Krahne,  Wagen,  Nieder- 
lagen und  anderer  Anstalten  für  die 
Erleichterung  des  Verkehrs  be- 
stimmt sind,  bleiben  für  jetzt  ausdrück- 
lich vorbehalten«.  Man  sollte  also,  wenn 
man  von  der  preussiachen  Zollreform  im 
Anfang  des  19.  Jahrhunderte  spricht, 
nicht  sagen,  dass  sie  die  Ersetzung  der 
Binnenzölle  durch  Grenzzölie  veranlasst 
habe,  sondern  vielraehrj  dass  sie  die  Grenz- 
zölle und  namentlich  die  Privat-  und  Kom- 
munalzölle im  Inneren  des  preuasischen 
Staates  beseitigt  und  für  die  Binnenzölle 
ausdrücklich  den  Gebührencha- 
rakter festgelegt  habe. 

Dot  deutsche  Zollverein  (s.  d.  Art.)  be- 
deutete die  Aufhebung  nahezu  aller  Grenz- 


zölie in  dem  handelspolitisch  geeinigten 
Staatenbund.  Einige  Grenzzölle  und  auch 
einige  Binnenzölle  fdme  GebOhrenchar^rter 
blieben  freilidi  bestehen.  In  seinem  Artikel 
über  BinnenzöUe  in  der  ersten  Aufhge 
dieses  Handwörterbuchs  fasste  Lexis  diese 
Ausnahmebestimmungen  dahin  zusammen: 
»Nach  dem  (noch  geltenden)  ZoÜvereina- 
vertra^  v.  8.  Juli  1867  ist  die  Berechtigung 
der  Einzelstaaten,  innere  Verbraudissteuem 
zu  ^eben,  auf  Branntwein,  Bier,  Essig, 
Malz,  Wein,  Most,  Obstwein,  Mehl  und  Back- 
waren, Fleisch,  Fleischwaren  und  Fett  be- 
schränkt, und  für  Wmn  nnd  Bier  (ursprüng- 
lich auch  für  Branntwein)  sind  Maxinuu- 
betrSge  der  Besteuerung  festgesetzt  Für 
Rechnung  der  Gemeinden  und  Korporationen 
können  Bier,  Essig,  Malz,  ObstweLa, 
mahl-  und  schlachtsteuetpflichtige  G^en- 
st&nde,  Brennmaterialien ,  Marlrtviktoalien 
und  Fourage,  sofern  es  sich  nur  um  Befrie- 
digung des  örtlichen  Bedarfs  handelt,  mit 
einer  kommunalen  Verbrauchssteuer  belegt 
werden;  für  Wein  ist  dies  mu*  in  den 
eigentlichen  Weinl&idem  zulässig,  fürBranntr 
wein  nur  mit  Beschränkimgen,  und  auch  in 
Bezug  auf  die  Höhe  der  Belastung  von  Wein, 
Branntwein  und  Bier  sind  be^ränkende 
VoTSchriften  in  den  Vertrag  aufgenommen, 
deren  Beseitigung  indes  zweckmässig  sein 
dürfte.  Ehirch  das  G.  v.  27.  Mai  1885  ist 
bereits  die  Bestimmung  des  Zollvereinsver- 
trages, nach  welcher  ausländische  Er- 
zeugnisse, die  mehr  als  3  M.  für  100  kg 
Eingangszoll  zu  entrichten  haben,  keiner 
inneren  Abgabe  unterworfen  werden  dürfen, 
für  Mehl,  Backwaren,  Fleisch,  Fteischwaim 
und  Fett  und,  sofem  es  sich  um  eine  Be- 
steuerung für  Kommunen  und  Korporationen 
handelt,  für  Bier  und  Branntwem  aufge- 
hoben worden.  In  Preusaen  ist  die  von 
StafUswegen  in  den  grüBseren  Städten  statt 
der  Klassensteuer  eihobene  Mahl-  und 
Schladitsteuer  seit  1873  aufgehoben,  in 
mehreren  Gemeinden  ist  jedoch  me  ScUacht- 
steuer  als  Kommunalalwabe  beibehalten 
worden.  Auch  kommen,  oesonders  in  den 
neuen  Provinzen,  noch  stfidtiBche  ^gangs* 
abgaben  von  anderrai  Verzehrongsg^nen- 
Btänden  vor.« 

Daneben  aber  ist  für  die  eigentlichen 
Binnenzölle  des  neuen  Deutschen  Reiches 
das  alte  Gebührenprincip  ausdrücklich  an- 
erkannt. Die  Keichsverfassung  betonte  in 
Art.  54  mit  klaren  Worten,  dass  die  von 
den  Einzelstaaten  in  den  Seehäfen,  den 
natürlichen  und  künstlichen  Wassersü-assen 
zu  erhebenden  Schiffahrtsgebühren  die  zur 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  betreffen- 
den Anstalten  notwendigen  Kosten  nicht 
übersteigen  dürfen.  Was  die  Landkommu- 
nikationsabgaben betrifft,  so  wurden  die 
nach  einer  V.  t.  1.  Juni  1838  auf  den 
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chaussierten  Tom  Minister  der  Finanzen  und 
des  Handels  bezeichneten  Strassen  neben 
dem  Cliausseegelde  bestehenden  Pflaster-, 
Wege-  UDd  Thorspen^lder  aufgehoben, 
während  der  Staat  die  Unterhaltui^skostea 
dieser  Strassenstrecken  übernahm.  Die 
bleibenden  Abgaben  sollten  nnr 
die  Kosten  der  Unterhaltung  und 
Wiederherstellung  der  Strassen 
decken.  Durch  das  G.  v.  27.  Mai  1874 
wurde  dann  auch  das  Chausseegeld  auf  den 
Staatsstrassen  aushoben.  Wenn  auf  Korn.- 
munalstraasen  noch  solche  Binnenz^e  er- 
hoben werden,  so  ist  aber  doch  immer  das 
Oebflhrenpiincip  ihre  unreo^usserliche  Grund- 
lage geworden. 

Zweifellos  wird  die  weitere  Entwicke- 
lung  des  Binnenzollwesens  dahin  zielen, 
dass  der  Staat  aus  seinen  durch  direkte 
Steuern  vergrösserten  Mitteln  die  Unterhal- 
tungskosten der  Yerkehrsanstalten  bestreitet. 
Erst  dann  sind  die  Binnenzolle  überhaupt 
beseitigt,  denen  vordem  allein,  wenn  sie  auf 
dem  Gebührenprindp  aufgebaut  waren, 
Bwechligung  im  Yerkehraleben  zukam. 

Litteratlir«  SSa^hat^ae  v.  Lingenthal,  Zur 

Kenntnü  des  rSmücken  Stenerwetent  in  der 
Kaiterzeit  (Mfmoire»  de  l'a-eademie  impfriaU 
de«  teienfc«  de  St.  Petrrgbourg,  VII,  €).  — 
Savigny,  Utber  die  römische  Steuerrerfasating 
(Vermischte  Schriften  II,  1X8).  —  Marquutrdt, 
Römische  ^atUtreTwaÜung  II,  S61ff.  —  von 
XHmetutein,  Pragmatische  Geschichte  der  Zölle 
in  CevUcMand,  1790.  —  HBMmann,  Deatache 
FtnantgetekiekU  des  MUtelnltxn,  18X5.  —  Böh- 
mer, Das  ZoUieesen  in  Deutschland,  geschicht- 
lich beleuchtet,  188£.  —  Falk*,  Geschichte  des 
dexUtchen  ZoUwesens,  1869.  —  Zeumer,  Die 
deutschen  Städtesteuem  (HehmoUers  Staats-  nnd 
Sozialwissensch.  Forsehungeu  I,  2).  —  Mum/mel, 
Die  MaimölU  von  WeHheim  bis  Mainz,  Trier 
1892.  — .  Biedermannf  Das  devtwhe  Zollvesen 
im  Mittelalter  (Vierteljahrsschrift  für  Volks- 
wirtschaft, 18SS,  II,  28).  —  Sommerlad,,  Die 
Rheinzöüe  im  Mittelalter,  1894.  —  Mayer, 
Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt  twisehen  Bhein 
und  Loire  bis  in  das  IS.  Jahrhundert,  1893.  —- 
Wetxel,  Das  ZoUrecht  der  detitachen  JSmige 
(Gierkes  Untersuchungen,  Heft  4^).  — Mam- 
rothf  Geschichte  der  preussischen  Staatsbe. 
steuertittg  1806 — 1816.  IS'JO.  —  Sommerlad, 
Art.  nZollvereina,  H.  d.  St.  Bd.  6  S.  859ff. 
(I.  Auflage).  —  Lexls,  Art.  »ßiitnenzoUe»,  H. 
d.  St.  Bd.  1  S.  639f.  (I.  Auß(ige).  —  H. 
FreymMrk,  Die  ütiform  der  preussischen  Han- 
dth-  und  Zolipolftik  ro»  1800—1821  (Conrad, 
Sammktng  natimalökonomiaeher  und  atatiatiacher 
AbhiUgn.  Bd.  XVIIj.  —  A,  Baidauf,  Bei- 
träg« tur  Handels-  und  ZMpolitik  Oesterreieha 
in  der  zweiten  HSlfte  des  18.  Jahrhundert*. 
Halliache  Ditaertation  1898.  —  von  Below, 
Art.  «ZoUvereina,  IVörlerbuch  der  Volksicirtschaft 
Bd.  II  S.  959 ff.  —  Karl  Koehne.  Studien 
zur  sogenannten  Reformation  Kaiser  Sigismunds 
(Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte 
VI,  869— 430).  —  A.  Nlggl,  Der  Zoll  im  alten 


deutaehen  Recht  und  nach  modernem  Reichs- 
neht.   Erlang.  Diaaertation  1893. 

Theo  Sommerlad. 


Bismarck. 


(Charakteristik    seiner  Verfas- 
sungs-,  Wirtschafts-   und  Sozial- 
politik im  Zusammenhange  seiner 
nationalen  Politik.)' 

1.  Bis  1847.  3.  1847—1800.  3.  1861— 
1858.  4.  1859—1862.  6.  1668-1866.  6.  1866 
—1876.   7.  1876-1890. 

1.  Bis  1847. 

Als  »Torsindflutlicher«  Junker,  als  fana- 
tischer AbsolutiBt,  als  Stockpreusse  —  hxrz 
als  derTypus  des  Reaktionb^  ein  Fremdling  in 
seiner  Zeit  und  deshalb  ein  Feind  des  Zeit- 
geistes, wurde  Otto  von  Bismarck-Schön- 
hausen  Ende  der  40  er  Jahre  seitens  seiner 
Ge^er  gekennzeichnet. 

Wider  solche  Charakteristik  hat  er  oft 
genug  —  damals  schon  wie  spater  —  Pro- 
test erhoben.  Zwar  war  er  einem  adligen 
GeschlecÄit  entsprossen,  das  länger  als  die 
Hohenzollern  in  den  Marken  sass,  hatte  die 
Kinderzeit  auf  dem  Rittergut  verbracht  und 
wahrend  der  Jahre  des  Lebens,  die  dem 
Manu  das  Geprfige  geben,  ausschliesslich  im 
Kreise  pommerscher  und  niedersächsischer 
Standesgenossen  sieh  bewegt.  Aber,  dank 
dem  Einflüsse  der  Eltern  —  seine  Mutter  war 
die  Tochter  eines  »stark  liberalen«  Beamten, 
sein  Vater  frei  von  aristokratischen  Vorur- 
teilen —  war  er  vor  der  Gefahr  des  Ver- 
junkems  bewahrt  geblieben. 

Nicht  das  Dogma  vom  Alleinrecht  des 
Fürsten,  sondern  die  skeptische  Frage,  wes- 
halb denn  »Millionen  von  Menschen  einem 
dauernd  gehorchen«  sollten,  war  das  erste 
Ergebnis  seines  Denkens  über  politische 
Dinge  gewesen. 

Preussische  G^innung  war  dem  Sohne 
der  Mai-k  —  wie  er  sdireibt  —  angeboren ; 
aber  mit  dieser  stand  von  vornherein  in 
Konkurrenz  das  »teutonische«  Bewusstsein. 
Als  er  die  Universität  bezog,  gedachte  er 
der  Burschenschaft  beizutreten,  da  diese 
»die  Htege  des  nationalen  Gefühls  als  ihren 
Zweck  bezeicÄmete«.  Wenn  er  schliesslich 
das  Corps  wählte,  so  geschah  es  deshalb, 
weil  ihn  önerseits  das  burschenschAftliche 
Studententum  abstiesS;  in  dessen  Trräben 
der  Mangel  an  Formen  der  guten  Gesell- 
schaft bei  vielen  ihrer  Mitglieder  hervor- 
trat —  andererseits  die  Art  und  Weise,  wie 
sieh  die  burschenachaftlichen  Politiker  die 
Verwirklichung  des  nationalen  Zieles  dachten, 
das  er  mit  ihnen  teilte:  das  Programm  des 
schwarz-rot-goldenen  Radikalismus,  der,  »zu- 

57* 


Digitized  by 


Google 


900 


Bismarck 


folge  Mangels  an  Kenntnis  der  vorhandenen, 
historisch  e«wordenen  Lebensverhältnisse«, 
an  die  Mü^liehkeit  einer  Revolution  glaubte, 
die  mit  einem  Schlage,  aus  der  Tiefe  her, 
den  Deutschen  »Freiheit,  Ehi"e,  Yaterland« 
bringen  sollte. 

In  seiner  Gegnerschaft  zu  den  konkreten 
Trägem  der  liberalen  und  nationalen  Idee 
musste  die  Universitfitslehre  ihn  bestärken. 
In  Güttingen  blflhte  damals  die  »historisL-he 
Sdiule  der  Politik c;  in  Berlin,  wo  der 
Studiosus  von  Bismarck  die  letzten  Semester 
v«-brachte,  lehrte  der  vOTnehmste  "Vertreter 
der  »historischen  Reditsschule«,  von  Savigny. 

Ob  der  flotte  Corpsbursche  die  OoUegia 
mehr  oder  weniger  besucht  habe,  ist  noch 
strittig^  -wenn  er  aber  juristischen  oder 
staatsvissenschaftlichen  wer  bistorisclien 
Vwlesun^  beiwohnte,  so  war  es,  in  Göt- 
tingen wie  in  Berlin,  die  gleiche  Grundan- 
schaunng  politischer  Methodik,  die  sich  ihm 
darbot 

Hier  wie  dort  wurde  das  Princip  der 
»Eontinuitätc  und  w^eiter  das  der 
»Relativität«  der  staatlichen  und  gesell- 
schaftlichen Formen  aus  der  geschichtlichen 
Ei-fahrung  begründet,  mit  anderen  Worten: 
eine  Staatskunst  vertreten,  die  nicht  nach- 
strebe einem  konstruierten,  abstrakten  Ideale, 
das  jederzeit  und  jedenorts  gelte,  —  die  viel- 
mehr Schritt  für  Schritt  auf  dem  festen 
Boden  der  Wirklichkeit,  in  exakter  Wertung 
der  realen  Mächte  und  Interessen,  die  Bahn 
zu  einer  vollkommeneren  Zukunft  suchen 
und  im  Weg  wie  im  Ziel  dem  Unterschied 
der  »Volksindividualität«,  der  Eigenart  der 
politischen,  sozialen,  wirtschaftlichen  Kultur 
sorgsam  Rechnung  tragen  sollte.  Die  Männer, 
die  so  lehrten,  waren  —  grösstenteils  — 
keineswegs  Widersacher  des  Fortschrittes 
im  liberalen  und  nationalenSinne ;  nur  die 
Taktik,  kraft  deren  das  »junge  Deutschland« 
ihn  durchsetzen  zu  sollen  und  zu  kOnnen 
^ubte,  war  ihnen  ein  Aergemis.  Wie 
gesagt  —  es  steht  dahin,  ob  Qberliaupt 
und  wie  weit  der  Studiosus  von  Bismarck 
aus  der  geistigen  Atmosphäre  der  Hörsäle 
eine  Einwirkung  erfahren  habe.  Vielleicht 
hat  er  die  Principieu  der  Kontinuität  und 
Relativität,  diese  Kernstttze  der  historischen 
Schule,  die  er  später  ais  Abgeordneter  mit 
Feuereifer  verfocht,  erst  aus  dem  r^gen 
Bücherstudium,  das  er  wtiurend  seiner 
»Stromtid«  betrieb,  ^eschOpft. 

Wie  dem  andi  sei  —  wenn  er  auc^  dem 
Txanm  der  dentsdien  länheit  nidit  entsagte, 
so  verliess  er  doch,  erzürnt  über  die  revo- 
lutionären Strefoung^  der  Demokratie,  die 
am  lautesten  für  die  nationale  Idee  lärmte, 
die  Univeraität  »mit  weniger  liberaler  Ge- 
sinnunge^,  als  er  sie  bezogen. 

Als  er  aber  sich  einige  Zeit  in  den 
Hallra  der  »Autorität«  umgesehen,  das  Staats- 


wesen, das  die  Freiheiteschwärmer  gründlich 
imibaueu  wollten .  selbst  genauer  kennen 
gelernt  hatte ,  TOrflüchtigte  sich  wieder 
dieser  konservative  Hauch;  Nicht  nur,  dass 
die  Mehrzahl  der  Fers6nUchkeiten  ihm  stark 
missfiel,  die  er  als  Organe  des  absolutis- 
tischen Königtums  thätig  sah.  Wie  an  den 
Geheimräten ,  so  fand  er  auch  vieles  an 
dem  System  zu  tadeln,  dem  sie  dienten. 
Ihm  widerstrebte  die  vunter  dem  dama- 
ligen väterlichen  Regimente«  vorhandene 
Neigung  »zu  befremdenden  Eingriffen  in 
die  verschiedensten  Lebensverh&ltmsse«  — 
das  bureaukratische  Schabkmisieren  der 
Herren  von  »Zopf  und  PerrQcke«,  die  durch 
Reskripte  vom  grünen  Tisch  die  bunte  Fülle 
der  Interessen  des  Volkes  zu  befriedigen, 
dessen  Kräfte  zu  leiten  nch  vermassen. 
Dem  Abscheu  gegen  soldies  Begieren  »über 
das  Bedürfnis  der  Regierten  hinaus^,  das 
im  Volk  den  Trieb  zur  SelbstÜdtigkeit  er- 
stickt das  Bewusstsein  der  Selbstverant- 
wortUchkeit  nicht  aufkommen  lässt  —  aus 
ihm  eine  «Unteroffiziersnation«  macht,  in 
der  »jeder  im  öffentlichen  Leben  Stehende 
nur  das  Mass  von  Selbstgefühl  hat,  das 
seiner  staatlichen  Abstempelung  .  .  .  ent- 
spricht«, —  dieser  Empfindung  hat  er,  von 
jener  Zeit  ab  bis  in  seine  letzten  Jahre, 
zahllose  Male  schärfsten,  schroffsten  Aus- 
druck verliehen. 

Vollendung  des  Programms  der  Selbst- 
verwaltung, das  einst  der  fVeiherr  von 
Stein  eingeleitet,  —  dies  wurde  das  erste 
innerpolitische  Ziel,  das  Bismarck  sich  setzte. 
Als  er,  des  Staatsdienstes  müde,  Landwirt 
geworden  war,  bot  sich  ihm  bald  Qelegra- 
heit.  in  dieser  Richtung  zu  wirken. 

Die  Kegienmg  wollte  die  Wahl  der 
Landräte  abschaffen;  Bismarck  trat  dem 
entgegen.  Und  wie  er  hier  einem  drohenden 
Eingriff  in  das  der  Selbstverwaltimg  noch 
belassene  Gebiet  wehrte,  so  suchte  er  an 
einem  anderen  Punkte  der  Gefahr  vorzu- 
beugen. In  den  Händen  der  Ritterschaft  ruhte 
damals  noch  die  Patrimonialgerichtsbarkeit. 
Die  Art,  wie  sie  gehandhabt  wurde,  gab 
Anlass  zu  vielen  Klagen.  Hier  befürwortete 
er  eine  Umgestaltung,  die  diesen  Klagen 
den  Boden  nehmen  sollte. 

Wemi  der  Gutsherr  von  Schönhausen 
gegen  das  Uebergreifen  der  »den  Realitäten 
banden  Ceutralbureaukratie«  auf  das  platte 
Land  energisch  sidi  auflehnte,  so  wusste 
er  sich  frei  von  allen  »StondeSTorutteilen«.. 
Gewiss  —  die  ritterschaftliche  Selbstver- 
waltung war  wie  bei  den  Bauern,  so  bei 
der  libäalen  Bourgeoisie  mit  Recht  in  Miss- 
kredit geraten.  Wer  aber  wie  ^marck 
sie  im  Prinoip  bewahrm,  in  da:  Form, 
bessern  wollte,  wirkte  nicht  im  Golste  der 
Junker,  sondern  im  Geiste  jener  grossen 
Reformatoren,  die  dem  preusraschen  Staate, 
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als  er  nach  der  Schlacht  von  Jena  todes- 
wund am  Boden  lag,  den  Aether  der  Frei- 
heit Terschrieben  hatten. 

2.  1847—1850. 

Gereizt  dnrch  manche  Konflikte,  die  er 
al8  Gutsherr,  Kreisdeputierter,  Deichhaupt- 
mann mit  dem  herrschenden  Regime  gehabt 
hatte^  »zur  Kritik  geneigt«  trat  Bismarck 
in  die  Ritterkurie  des  Erstra  Vra^nu^eQ 
Landtags  als  Abgeordneter  fflr  den  Kreis 
Jerichow  ein  (Mai  1847). 

Das  Programm,  das  ihm  vorschwebte, 
war  im  Ziele  »st&ndisdi-libeial«^  der  Methode 
nach  aus  dem  Geiste  der  Mstonschen  Schule 
konäpiert. 

Die  Macht  der  Krone  sollte  beschränkt 
werden  durch  eine  »ständische  oder  berufs- 
genossenschaftliche« Landesvertretung,  der- 
art, daas  künftig  weder  jene  noch  diese 
^den  bestehenden  Rechtszustaud  einseitig 
ändern  kannten«,  und  alle  staaUlchen  Yor- 
gSnge  in  der  Oexfentlichkeit  sich  verziehen 
unter  freier  Kontrolle  und  Kritik  der  Re- 
gierung durch  Parlament  und  Presse. 

Aber  das  Mass  ihrer  Beschr&ifcang  durch 
die  Landesrerti^etung  sollte  die  bisher  nm- 
lunschiAnkte  Gewalt  des  Königs  selber  sich 
bestimmen«  —  »ohne  UeberstOrzuDg^v ,  in 
allmählicher  Fortbildung  der  geschichtlich 
überkommenen  Ordnung  durch  den  bisher 
alleinberechtigten  Interpreten  des  preussi- 
sehen  Staatswillens  uncf  Staatsinteresses. 

Aus  dieser  liberaUsierenden  Stimmung 
wurde  er  aber ,  wie  er  sich  ausdrückt, 
wieder  »entgleist«  —  durch  die  Liberalen. 

War  ihm  an  den  Ostpreussen  der  Hang 
zur  »Ueberstürzung«  widerwäi-tig ,  so  an 
den  Rheinländern  die  »importierte  Phrasen- 
ßchablone«  —  die  Neigung,  die  künftige 
preussische  Konstitution  naca  französischem 
oder  belgischem  Muster  bilden  zu  wollen, 
ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Eigenart  des 
preuBsischen  Staatswesens ,  auf  die  hier 
durch  glorreiche  Thaten  verdiente,  vorragende 
Stellung  der  Monarchie.  Einst  hatte  die 
revolutionär-utopische  Taktik  der  Biu-sdien- 
schaft  ihn  ziun  Eintritt  in  das  Ccrpa  be- 
wogen. Jetzt  trieb  ihn  der  radikale,  un- 
histori-sche  Sinn,  der  sich  bei  der  Mehrheit 
der  liberalen  Abgeordneten  kundgab,  dem 
Lager  der  Gegner  zu.  Eine  Verrassimg 
wollte  er  wie  jene  auch ;  aber  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  gemäss  dem  Princip  der 
Kontinuität  entstehe  und  gemäss  dem  der 
Relativität  gestaltet  werde. 

Der  weitere  Verlauf  der  Ereignisse  — 
die  Anarchie,  die  die  Märzrevolution  über  die 
Hauptstadt  heraufbeschwor,  die  Demüügimg 
des  Köni^  vor  den  Barrikadenkämpfern,  die 
Ausschreitungen  der  Nationalversammlung, 
die  sich  gerierte  wie  ein  souverSnor  Konvent 
—  die,  obwdhl  es  ihr  an  realer  Macht,  ihre 


Dekrete  gegen  den  Willen  der  Regierung 
durchzusetzen,  bald  gebrach,  Beschlüsse 
fasste,  von  denen  zweifellos  war,  dass  der 
König  sie  nie  genehmigen  würde,  die  viel- 
mehr nur  die  Wirkung  haben  konnten,  das 
Verhältnis  zwischen  ihm  und  ihr  tötlich 
zu  vergiften,  —  dieser  Verlauf  der  Ereignisse 
machte  aus  dem  geniässi^  liberalen  Land- 
edelmann das  «zornige«  Mitglied  der  konser- 
vativen Fraktion,  den  »Mann  von  Jericho«, 
den  lauten,  trotzigen  Herold  der  monarchi- 
schen Autorität,  der  bald  mit  heissem  Pathos, 
bald  mit  beissendem  Spotte  allen  politischen 
Kreaturen  des  «tollen  Jahres«  Fehde  an- 
sagte, bereit  und  bestrebt,  mit  allen  »März- 
emingenschaften«  tabula  rasa  zu  machen. 

Binnen  kurzem  stand  er  in  erster  Reihe 
der  Jimkerpartei  —  ihr  D^n  neben  den 
»Köpfen«  Stahl  und  von  Gerlacb. 

In  ihm  —  der  eiferte  gegen  die  Glei<di- 
bOTechtigung  der  Juden  (da  sei  »der  enge 
mittelalterliche  Geist  leibhaftig  ersdiienen«, 
rief  H.  V.  BeckMutb)  —  gegen  die  Adresse, 
die  dem  König  den  Dank  des  Volkes  für 
die  unter  dem  Druck  der  Revolution  be- 
willigten liberalen  Zugeständnisse  unter- 
breiten sollte  —  gegen  die  »konstituierte 
Anarchie«  der  Frankfurter  Paulskirche, 
glaubte  die  öffentliche  Meinung  die  fleisch- 
gewortlene  Reaktion  zu  erblicken. 

In  Wahrheit  war  er  weder  »reaktionär« 
noch  »konservativ*  im  Sinne  der  Fraktion. 
Was  ihn  zu  deren  Streitgenossen  gemacht 
hatte,  war  nur  die  Uebereinstimmung  be- 
züglich der  nächsten  Schritte. 

Während  die  Fraktion  die  Erbitterung 
des  Königs  über  die  Ereignisse  des  »tollen 
Jahres«  benutzen  wollte,  um  ihn  endgiltig 
von  weiteren  konstitutionellen  Experimenten 
zu  kurieren,  während  sie  danach  strebte, 
nicht  nur  die  oktroyierte  Dezemberverfassung, 
weil  viel  zu  liberal,  wieder  riickwärts  zu 
reWdieren ,  sondern  als  letztes  Ziel  die 
Wiedererrichtung  des  »alten  Systems«  ins 
Auge  fasste  —  lulmählig  sollten  die  Provin- 
ziaÜandta^  zu  einer  den  gesamtstaaüidien 
Landtag  niederdrückenden  Bedeutung  empor- 
geschraubt werden  — ,  so  betonte  der  Abge- 
ordnete von  Bismarck  mehrfach,  dass  er  im 
»alten  System«  keineswegs  sein  Ideal,  keinea- 
we^  das  »letzte  Wort«  der  Verfassungs- 
pohtik  erkenne.  Ihm  war  die  Restauration, 
bei  der  er  als  Regisseur  stark  beteiligt  war 
—  die  Auflösung  der  Berliner  Nationalver- 
sammlung im  November  1848,  die  Unter- 
drückung  der  oppositionellen  Blätter  und 
Vereine  —  nur  ein  Interim,  ein  Stadium 
auf  der  Bahn  zu  einem  neuen  System. 

Verteidigte  er  auch  gegea  die  Demo- 
kratie die  nach  seiner  Ueberzeugung  »staats- 
rechtlich vorhandene  souveräne  Autorität« 
der  Krone,  so  war  ihm  diese  doch  kein  fflr 
immer  sein  sollendes,  sondern  nur  ein  zur 
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Zeit  noch  notwendiges  Schitx>leth  gegen 
die  Dämonen  des  Umsturzes.  Für  die 
natürliche  politische  Oi-dnung  erkläite 
er  die,  in  der  der  Monarch,  beschränkt 
dmch  das  Prineip  des  consensus  ordimim, 
seines  Amtes  waltet  —  nicht  den  »durch 
den  Hauptliebel  des  Sclüesspulvera  etablierten 
souveränen  rocher  de  bronze*. 

Den  Absolutismus  verurteilte  er  mit  schnei- 
dender S<:-härfe: 

Die  Haltlosigkeit  der  inneren  ZustAnde 
sämtlicher  Staaten  deti  Kontinents  lasse  sieh  in 
ihrem  Keime  zurückführen  auf  die  Zeit',  da  es 
den  Fürsten  gelang,  sich  von  den  Ständen  zu 
emanripieren.  Nur  England ,  das  ^keinen 
Richelieu  hatte  ...  sei  einen  glficUicheren  Weg 
gegangen". 

Wenn  er  den  xKonstitntionalismus«  an- 
griff, so  hatte  er  dabei  immer  die  Spiel- 
art desselben  im  Auge,  ii'elche  er  den  'par- 
lamentarischen Absolutismus«: 
nannte,  d.  h.  die  Yerfassungsform,  gemäss 
der  die  souveräne  Leitung  des  Staates  in 
der  Hand  der  jeweiligen  Mclirheit  des 
Unterhauses  und  der  ans  ihr  entnommenen 
Minister  liegt,  wähi-end  ein  Ol)erhaus  felilt 
oder  cinflusslos  ist  und  der  König  nur  ein 
»Ornament«  des  yfaatsgel;&udes. 

Die  Mängel  und  Gefahren  dieses  „aufrich- 
tigen Konstitutionaliamns"  hat  er  mit  erbar- 
mungsloser Kritik,  nicht  selten  allerdings 
unter  krassen  Uebertreibuagen  blossgelegt. 

Diesem  fraiizösiseh-belgischeu  System  palt 
es,  wenn  er  demountrierte,  dass  die  Kammer, 
die  sich  als  den  Ausdruck  des  Volkswilleus  be- 
trachtet wissen  wolle,  „nur  die  Mehrheit  einer 
Mehrheit,  vielleicht  etwas  über  ein  Viertel  der 
'Wähler"  darstellen  mOge :  dass  keine  Gewähr  da 
sei,  dass  die  Gesetze,  .die  nnter  solcher  Kon- 
stitution zu  Stande  kämen,  dem  Staatsiuteresse 
entsprächen.  Denn  nicht  die  höhere  Vernunft 
siege  hier  ob,  sondern  die  grössere  Zahl.  Ueber 
jede  Vorlage  werde  zunächst  per  majora  be- 
schlossen durch  das  Conseil,  „bestehend  aus  8 
Mitgliedern,  von  welchen  jedesmal  7  dem  Fach, 
in  welches  das  Oesetz  einschlägtr,  fremd  sind". 
Im  Parlamente  hänge  dann  „die  Entscheidung 
unserer  Lebensfrage  davon  ab,  ob  von  iü3  Men- 
schen, die  aus  dem  Znfall  der  Wahlen  bervor- 

fegaugen  sind,  einer  an  einem  beatimmten 
.  'age  am  Bheuma  leidet  oder  einen  Tenniu  ab- 
halten muss"  —  hänge  ab  vom  blinden  Un- 
gefähr des  Augenblicks. 

Die  Kammermehrheit  kenne  nur  ihr  Frak- 
tionsinteresse. Car  tel  est  notre  plaisir,  sagt 
sie — nicht  minder  absolntistisch  vrie  LonisXIV  ; 
befiehlt  nach  ihrer  Willkür  „ohne  Rücksicht 
'auf  entgegenstehende  Gründe". 

Für  Zwecke  des  Moments  werde  das  Ka- 

Jital,  das  künftigen  Generationen  zu  erhalten 
'flicht  wäre,  verschleudert  —  werden  „die  letz- 
ten Notpfennige  zusammengerafft  auf  die  Ge- 
iahr,  den  späteren  die  leeren  Kassen  zu  hinter- 
lassen'". „Je  konstitutioneller  die  Form,  desto 
teurer"  —  im  klas.sischen  Laude  des  Konstitu- 
tionalismus, in  Frankreich,  sei  binnen  20  Jahren 
das  Budget  von  800  auf  2(100  Millionen  Francs 
«ngeschwoUen. 


Nicht  für  das  absolutistisclie  Regime  zog 
er  zu  yeldo,  sondern  für  eine  Konstitution, 
die  eine  Mehrzahl  gleichljei-echtigter  Faktoren 
anerkenne,  die  Krone  wie  das  Oberhaus, 
das  nüudestons  zum  Teil  aus  erblichen  Mit- 
gliedern zu  bilden  sei,  mit  hinreichender 
Macht  ausstatte,  um  dem  Unterhause  Schach 
bieten  zu  kOimeu.  Krone  und  Oberhaus 
müssten  das  dauernde  Interesse  des  Volkes 
vei*treten  und  schirmen  gegen  den  oft  so 
kurzsicliti^en  Egoismus  der  jeweiligen 
Parlamentsniehrheit.  Sonst  werde  regiert 
wenleu  nach  dem  ^konstitutionellen  Spi^<^- 
wort'  :  nach  uns  die  Sindflut. 

Das  Oberhaus  dürfe  —  dies  hat  Bismarck 
später  mit  grossem  Nachdruck  öfters  betont  — 
durchaus  keine  „Doublüre-  der  Regiernugs- 
ffewalt  sein,  kein  ,.alter  ego"  des  Königs,  wie 
das  preuKsische  Herrenhaus  von  1854  es  wurde. 

Das  Unterhaus  hatte  er  sich  ursprünglich 
als  „ständisch  oder  beruf sgeuossenscbaftlicb'' 
gebildet  gedacht.  Später  kam  er  davon  znrUck 
und  erkannte  die  Notwendigkeit  eines  Parla- 
ments „im  modernen  Sinne'*  (s.  unten  S.  910). 
Wann  dieser  L'mschwnng  der  Anschauung  sich 
in  ihm  vollzogen  hatte,  ist  aus  dem  bis  Iiente 
vorliegenden  Material  nicht  zu  erkennen- 

Dass  er  bereits  Anfang  der  fünfziger  Jahre 
in  diesem  Punkte  mit  den  Führern  der  konser- 
vativen Fraktion,  die  is.  oben)  das  „ständische'' 
Wesen  wieder  beleben  wollten,  auseinanderging, 
ergiebt  der  Briefwechsel  mit  L.  von  Gerlach. 

Nicht  weil  sie  dem  absolutistischen  Re- 
gime ein  Ende  bei-eiten,  sondern  weil  sie 
das  andere  Extrem  heraufbeschwören 
wollte,  weiter  at)er  auch,  weil  sie  —  wie 
er  in  sciuer  pessimistischen  Auffassung 
meinte  —  aus  niederen  Motiven  ihre  Politik 
betriel)e,  i^urde  die  Demokratie  von  ihm 
mit  einer  Flut  grimmiger  Worte  überschüttet 

Die  Führer  zeichnete  er  als  klägliche,  klein- 
liche Egoisten,  in  denen  „nichts  grosses  ist  als 
persünliche  Ehrsucht,  nichts  grosses  als  Partei- 
hass".  Wenn  sie  för  die  Grandrechte  des 
Volkes  eintreten,  so  wollen  sie  durch  solche 
Deklamationen  nur  „ein  Fiedestal  für  die 
eigene  politische  Betleutnng  aufbauen". 

VoAi  Prineip  der  salns  publica  vrissen  sie 
nichts.  „Der  Patriotismus  pflegt  bei  den 
Individuen  in  dem  Grade  abzunehmeo,  in  dem 
der  Liberalismus  wächst.'* 

Aus  dem  Zusammenhang  gerissen,  klingen 
solche  Sätze,  als  ob  der  ßwluer  den  Libe- 
lalisnuis  sclilechthin  verdamme.  Aber  der- 
selbe Redner  sprach  —  wenn  er  auch  davor 
warnte ,  dass  man  englische  Verfassungs- 
normen auf  die  so  ganz  anders  gearteten 
preussischeu  Zustände  anwende  —  mit  Be- 
wundenmg  von  den  liberalen  Institutionen 
des  Insel  Volks,  pries  die  Freiheitsidee,  die 
in  ihm  lebe. 

Die  englische  Freiheit  sei  „getragen  durch 
das  männliche  Selbstbewusstsein,  welches  seinen 
eigenen  Wert  stolz  genug  fOhlt,  um  eine 
höhe»  Stellune  Über  siidi  aulden  zu  können*'. 
Die  französische  dagegen,  „die  Tochter  de» 
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Neides  und  der  Habsucht",  ein  Bchlimmes  Irr- 
licht, dem  die  anglUckliche  Nation  „seit  60 
Jahren  durch  Blut  und  Aberwitz  nachjagt, 
ohne  sie  erreichen  zu  können". 

Uebrigens  ist,  will  man  Bismarcks  Stellimg 
zur  Demokratie  von  damals  richtig  begreifen, 
nicht  zu  vergessen,  dass  diese  nicht  nur  die 

{lolitische  Ordnung  in  eine  Bahn  zu 
enken  suchte,  an  deren  Ende,  nach  Bis- 
marcks P^nose,  entweder  die  Cliarj-bdis 
der  Bevolution  oder  die  Scylla  eines  »wohl- 
thueoden  Säbelregiments«  drohe,  sondern 
audi  die  soziale  Ordnung  und  den  Frieden 
der  gesellschaftlichen  Klassen  zu  unter- 
graben: indem  ihre  Agitatoren  den  länd- 
lichen Tagelöhnern  die  Aufteilung  der  Ritter- 
güter und  Bauernhöfe  vorspiegelten,  der 
breiten  Masse  »Neid  und  Habsucht«  nach 
ftuizOsischeD  Yorbildem  einimpften. 

^icht  imtilibaal,  wie  Stahl  und  Gerlach, 
war  der  Mann,  der  als  »der  Dritte  im 
Bande«  zu  ihnen  sich  gesellte.  Er  war  nur 
ein  Gegner  des  den  extremen  LiberaleQ 
als  Ide^  geltenden  »pai^mwtaiisclien  Ab- 
solutismus« und  der  von  ihnen  entfachten 
kommunistischen  Utopieen. 

Um  diese  Bestrebungen  mit  Stumpf  und 
Stiel  auszurotten,  jedenfalls  sie  für  künftig 
durch  »Territion«  in  Zaum  zu  halten,  ver- 
focht der  Abgeordnete  v.  Bismarck  damals, 
im  Bunde  mit  den  konservativen  Ultras, 
eine  Taktik  ftnsserster,  rflcksichtslosester 
Kepression. 

Er  widersprach  der  Amnestie  der  Jlärz- 
rebellen  —  mit  dem  »Staatsrecht  der  Barri- 
kade« dürfe  auch  nachträglich  nicht  paktiert 
werden.  Er  forderte  die  Beseitigung  des 
Vereinsrechts,  der  »gefährlichsten  Waffe  der 
Geister,  die  verneinen,  ^egen  jegliche  Autori- 
tät« —  warum  sollte  die  Obngkeit  sie  nicht 
zerbrechen,  sobald  sie  die  Macht  dazu  hat? 
Er  bekannte  sich  bezüglich  der  Presse,  um 
die  Mitbürger  vor  »moralischer  Brunnenver- 
riftung«  zu  schützen,  zu  Chalif-Omarachen 
Gelüsten  —  »nicht  nur  zur  Zerstörung  der 
Bücher  ausser  dem  christlichen  ^Koran', 
sondern  auch  zur  Vernichtung  der  Mittel, 
neue  zu  erzeugen ;  die  Buchdruckerkun&t  ist 
des  Äntichrists  auserlesenes  Rüstzeug«.  — 
Aber  wenn  er  auch  die  Repression  mit 
allen  Mitteln  predigte  —  der  Abgeordnete 
T.  Bismarck  war  damals  ebensowenig  »reak- 
tionär«, wie  es  der  Kanzler  war,  der  dreissig 
Jahre  später  das  drakonische  Sozialisten- 
gesetz einbradite.  Denn  1848  wie  1878 
wollte  er  die  Hepression  nicht  deshalb,  um 
den  Status  quo  antea  wiederherzustellen, 
sondern  um  dem  Fortschritt  der  Zukunft 
die  Bahn  freizumachen. 

,  J)er  Monarch  —  heisst  es  in  den  „Gedanken 
und  Erinnerongen"  ~  bedart  der  Kritik,  an 
deren  Stacheln  er  sich  zurecbt  findet,  wenn  er 
den  Weg  in  verlieren  Gefahr  läuft.  Die  Kritik 


kann  nur  geUbt  werden  durch  eine  freie  Presse 
und  durch  Parlamente  im  modernen  Sinne." 

„Beide  Korrektive  kOnnoi  ihre  Wirkung 
durch  Missbrauch  abstumpfen  und 
schliesslich  verlieren.  Dies  zu  verhüten, 
ist  eine  der  Aufgaben  erhaltender  Politik,  die 
sich  ohne  Bekämpfung  von  Parlament  und 
Presse  nicht  lösen  lässt." 

„Das  AbmeBseu  der  Schranken,  die  in  die- 
sem Kampf  innegehalten  werden  müssen,  um 
die  dem  Land  unentbehrliche  Kontrolle  der  Re- 
gierung weder  zu  hindern,  noch  zur  Herrschaft 
werden  zu  lassen,  ist  eine  Sache  des  politischen 
Taktes  und  Angenmasses." 

Damals  schien  ihm,  dass  die  korrektiven 
Potenzen  ihre  Wiikniig  durch  Missbrauch 
vöUig  eingebOsst  hätten  —  dass  sie  zur 
Herrschaft  strebt«i,  während  sie  nur  dienende, 
neben  der  Krone  dienende  Organe  des  Staats- 
zwe(^  sein  sollten.  DesEalb  drang  er 
darauf,  ihnen  die  Schruiken  d^at  au& 
engsta  abzumessen. 

Nachdem  aber  die  Regierung  das  Steuer 
des  Staatsschiffes  wieder  mit  fest^  Hand 
ei^ffen  haben  würde,  soUte  der  konsti- 
tutionelle Kxvca  wieder  au^nommen  werden. 

Und  ebensowenig  wie  als  Verfassungs- 
politiker war  er  »reaktionär«  alsnationaler 
Politiker.  Die  Fraktion  dachte  »stock- 
prenssisch«  —  ihm  dagegen  war  die  deutsche 
Slission  des  Staates  der  Hohenzollem  ein 
oberster  Glaubensartikel  seiner  politischen 
Konfession. 

"Wenn  er  damals  dafür  eintrat,  dass  die 
Opposition  um  jeden  Preis  niedergeworfen 
werde,  so  leitete  ihn  dabei  vor  ^em  das 
nationale  Motiv. 

Es  müsse,  meinte  er,  den  deutschen 
Regierungen  und  dem  Auslande  die  Macht 
der  Krone  Preussen,  die  auf  die  unerschütter- 
liche Treue  und  überwältigende  Wucht  ihres 
Heeres  sich  gründe,  so  deutlich  wie  möglich 
demonstriert  werden. 

Nur  wenn  der  König  von  Preussen  der 
Weit  zei^,  dass  er  die  Kraft  habe,  der 
Demokratie  zuzurufen :  »Besen ,  seid  ge- 
wesen«, könne  er  den  Freunden  der  deutschen 
Einheit  Vertrauen,  den  Feinden  Furcht  ein- 
flössen —  könne  er  die  »souveränitäta- 
schwlndligen«  Klein-  und  Mittelstaaten  be- 
wegen, O^ler  tai  ihrer  Selbständigkeit  zu 
Gunsten  emes  neu  zu  errichtenden,  weit 
straffer  und  fester  als  der  »Bund«  geformten 
deutschen  Gesamtstaates  zu  bringen,  und 
die  fremden  Widersacher  im  Zaume  halten. 

Wie  dem  »Absolutisten«  die  Reaktion  in 
Preussen  als  die  conditio  sine  qua  non  der 
Errichtung  einer  der  Eigenart  des  preus- 
sischen  Volkstums  entsprechenden  Eonstita- 
tion, 80  erschien  sie  dem  »Stockpreussen« 
aJs  die  coni^tio  sine  qua  non  der  Sxrichtung 
des  deutschen  Reiches  mit  preussischer 
Sptze. 

Schon  für  jene  Zelt  gilt  sein  Wort 
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(24.  Februar  1881),  dass  er  »das  nationale  [ 
Ziel  niemals  aus  dem  Auge  verloreu  hal)e4.  \ 
Nur  über  den  Weg  zu  ihm  dachte  er  anders  t 
und  zwar  nüchterner  und  daher  richtiger 
als  die,  welche  ihn  »Deutschlands  verlornen 
Sohn-  nannten. 

Seine  viel  verschrieenen  «Respektwidng- 
keiten«  gef^n  die  deutsche  Frage'  richteten 
sich  gar  mcht  gegen  die  Idee  der  nationalen 
Wiedergebiul ,  sondern  nur  gegen  die. 
welche  sie  verwirklichen  wollten  mittelst 
einer  Verfassung  und  unter  Zeitumständen, 
in  deren  Folge  nur  ein  'Schattenreiche  ent- 
stehen konnte. 

Dasß  der  Abgeordnete  v.  ßismarck  von 
Beginn  der  1848  er  Bewegimg  ab  bis  zu 
deren  tra^schem  Ende,  den  (ilmützer  Ver^ 
handluDgen,  f^hofft  hat,  der  König  möge 
die  Gelegenheit  za  einer  schneidigen  deut- 
schen Pf^tik,  die  mehrfach  sich  dubot,  mit 
kräftiger  Faust  (tacken,  ist  in  den  »Gedanken 
nnd  Erinneningen«  dargelegt 

Niur  seiner  Stellung  zur  Unionsjwlitik 
soll  hier  mit  kurzen  Worten  gedacht  werden, 
da  diese  für  seine  weitere  staatsmännische 
Laufbahn  entscheidend  geworden  ist. 

Bismarck  war  durchaus  kein  Gegner  des 
kleindeutschen  Bundes  unter  preussissher 
Hegemonie.  Er  misstrante  allerdings  dem 
konkreten  Träger  dieses  Programms,  dem 
Herrn  v.  Radowitz,  und  dem  Könige  traute 
er  die  Folgerichtigkeit  des  Wollens  und  den 
Wagemut,  ohne  die  dieses  Programm,  das 
auf  heftigen  Widerstand  Oesterreichs  stiess, 
Schiffbnich  leiden  musste ,  nicht  zu.  Und 
die  Verfassung,  die  für  die  Union  geplant 
war,  erschien  ihm  als  unannehmbar  —  eine 
Verfassung,  die,  indem  sie  die  monarchisch- 
militärische Gewalt  der  Centrale  in  viel  zu 
enge  Schranken  bannen  wollte,  sicher  nicht 
geeignet  war,  das  junge  Gemeinwesen  vor 
Stflnnen  im  Innern  und  von  aussen  zu 
uchem.  Nicht  gegen  die  ünionspolitik, 
sondern  gegen  diese  Unionsvertassung 
zielten  die  Angriffe  des  Abgeordneten  v.  Bis- 
marck. 

Seit  Mai  1850  war  aber  die  Verfassungs- 
frage in  den  Hintergrund  getreten.  Zu- 
uääist  handelte  es  sich  nur  danim,  ob 
Proussen  entschlossen  und  stuk  genug  sein 
werde,  die  Idee  des  kleindeutschen  Bundes 
gegen  Oesterreich  durchzukämpfen.  Das 
Kabinett  Sc^warzenbei^  operierte,  nachdem 
ihm  bereits  gelungen  war ,  Sachsen  und 
Haunover  zum  Abrall  zn  bewegen ,  immer 
rücksichteloser  im  Sinne  des  Zieles,  die 
frflherc ,  vor  1848  bestandene  Ordnung 
Deutschlands  wieder  erstehen  zu  lassen  — 
den  Bundestag  unter  seinem  Präsidium, 
ohne  eine  Vertretung  des  deutschen  Volkes. 

Herr  v.  Radowitz  drängte  zum  Kriege; 
nachdem  aber  Russland  die  Partei  Oester- 
reichs  ergriffen ,   riet  die   Mehrheit  der 


I  Minister  zum  Nachgeben.  In  den  Vezliand- 
!  lungen  von  Olmütz  (Ende  November  1850) 
I  —  denen  eine  definitive  Konferens  in 
Dresden  folgen  sollte  —  emuag  Oesterreidi 
einen  glänzenden  diplomatischen  Sieg;  fast 
bedingungslos  entsagte  I*reussen  der  Unions- 
politik. Der  Nachfolger  des  Herrn  T.  Radowitz 
vertrat  das  Programm :  »Verbrnderung  und 
Bündnis  mit  Oeslerreich«. 

Am  3.  Dezember  1850  verteidigte  der 
Abgeordnete  v.  Bismarck  den  »Gang  nach 
Olmfttz«  —  es  war  die  Rede,  die  ihm  und 
der  Fraktion,  in  deren  Namen  er  spradi, 
den  Titel  der  »Wiener  in  Berlin«  eintrug 
Mit  etwas  theatralischen  Phrasen  —  die 
sonderbu"  klanj^n  aus  dem  Munde  eines 
Mannes,  der  einst  der  »w^nerlic^en  Senti- 
mentalität« unser»  Jahrfaundots  gespottet 
hatte,  der  vorausgesagt,  der  »Gott  der 
Schlachten  werde  die  eisernen  WOiM  der 
Entscheidung«  Über  die  groesen  Fragen  der 
Zeit  werfen  mflssen  —  malte  er  die  Subrecken 
des  Feldzuges  g^en  Oesteireich, 

Jetzt  erst  wissen  wir,  dass  Bismarck 
sich  damals,  wie  so  oft  später,  in  einer 
Zwangslage  befand,  die  ihn  hinderte,  das 
zu  sagen,  was  er  dachte  und  trachtete. 

So  geschickt  er  auch  die  Schmach,  die 
Preussen  ■»-iderfahren ,  hinweginterpretierte 

—  er  fühlte  sie  nicht  minder  tief  vie  die 
Gegner.  So  eifrig  er  sich  auch  mühte,  als 
die  im  Gnmde  einzige  Ursache  der  kritischen 
Lage  den  hessischen  Yerfassungskonflikt 
hervorzustellen ,  in  dem  die  Demokratie 
Preussen  »den  Don  Quixote  für  gekränkte 
Karomercelebritäten«  spielen  lassen  wolle 

—  er  wusste,  dass  hier  das  Interesse  der 
Demokratie  mit  dem  Interesse  des  Staates 
zusammenfiel.  Mochte  er  die  Friedens- 
Rchalmei  nach  Wien  hinüberblasen,  mit 
Tönen,  die  überaus  freundlich  und  ehr- 
fürchtig klangen  —  er  wollte  den  Krieg. 

Und  er  hatte  für  den  Kri^  mit  Oester 
reich  gewirkt,  ~  für  das  Zerhauen  des 
gordisdien  Knotens,  in  den  das  naticmale 
Problem  verfitzt  bleiben  musste,  wenn  das 
Donaureich,  auch  künftig  Sitz  imd  Stimme 
im  Rate  Deutschlands  führte. 

Er  hatte  dafür  gewirkt,  bis  ein  Gespräch 
mit  dem  Kriegsminister  ihm  die  tnuirige 
Gewis^eit  gegeben,  dass  die  preuasiache 
Armee  nicht  schlagfertig  sei,  ihre  Stämme 
verzettelt,  fem  von  ihren  Ersatzbezirken  in 
Zeughänaern,  zum  grossen  Teil  im  Stid- 
westen  Dentsdüands.  Wenn  wir  schlag«! 
woUen,  halte  v.  Stockfaausen  ihm  gese^ 
müssen  wir  Zeit  gewinnen;  die  Verhand- 
lungen im  At^eoranetenhanse  dflrfen  den 
Bruch  nicht  jetzt  schon  bringen. 

Diese  Mitteilungen  geben  den  Schlüssel 
zu  jener  vielbefehdeten,  weil  stets  raissver- 
standenen  Hede  BianuLrcks  vom  3.  Dezember 
18öt).    £s  kam  dem  Heiasspom,  der  hier 
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einmal  zum  Rückzug  mahnte^  nur  darauf  an, 
Zeit  zu  gewinnen.  Und  er  Hess  seine 
wahre  Ansicht  und  Absicht  auch  dimihhören 
nur  in  einer  Form,  die  bloss  scharfen,  ihm 
^-ertraiienden  Ohren  verBtftndlich  war. 

Er  sagte: 

,J)ie  Hauptfrage,  die  Krieg  und  Frieden 
birgt,  die  Gestaltung  Deutschlands,  die  Bege- 
loBg  der  VerhBltnisse  zwischen  Prenssen  und 
Oesterreich  .  .  .  und  zwischen  diesem  und  den 
kleineren  Staaten,  soll  in  wenigen  Tagen  der 
Gegenstand  freier  Konferenzen  (a.  oben)  wer- 
den .  .  .  Wer  den  Krieg  durchaus  will,  den 
vertröste  ich  darauf,  dass  er  in  den  freien 
Konferenzen  jederzeit  zu  finden  ist:  in  Tier 
oder  sechs  Wochen^  wenn  man  ihn  haben  will  .  . 

Und  der  Eegiernng  riet  er:  „nicht  eher 
zu  entwaffnen t  als  bis  die  freien  Konferen- 
zen an  vositiTes  Resultat  ergeben  haben. 
Dann  bleibt  es  noch  immer  Zeit,  einen 
Krie^  zu  ftthren,  wenn  wir  ihn  .  .  .  nicht 
rermeiden  kßunen  .  .  .  oder  wollen". 

Die  Gegner  fassten  die  letzten  Sätze  so 
auf,  als  ob  sie  nur  leere  Redensarten  seien, 
gesprochen  zur  BeschiA'ichtigung  des  Un- 
willens, mit  dem  die  OffenUiche  Meinimg 
Preusaens  den  Gang  nach  Olmütz  aufge- 
nommen —  wertlose  Wechsel  auf  eine  Zu- 
kunft, an  die  der  Redner  selbst  weder 
geübte  noch  sie  erstrebte.  In  Wahrheit 
enthieltea  und  enthüllten  sie  den  der 
Bisuwckschen  Auffassung  der  Situation. 

Der  Ministw  hatte  gemeint,  in  sechs 
Wochen  werde  das  Heer  schlagfertig  sein. 
Bismarck  hoffte,  dass  es  der  Diplomatie 
gelingen  werde,  den  Aufschub  zu  erreichen 
—  den  Krieg  erst  dann  ausbrechen  zu  lassen 
oder  wenigstens,  gestützt  auf  die  Kriegs- 
bereitschaft, eine  enei^sche  Pression  auf 
Oesterreich  zu  üben,  nachdem  die  Rüstungen 
vollendet. 

Aber  die  Dresdenerverhandlungen  wurden 
> nicht  benutzt,  um  im  preussischen  Sinne 
entweder  ein  höheres  Resultat  oder  einen 
berechtigt  erscheinenden  Anlass  zum  Krie^ 
zu  gewinnen«.  Die  preussische  Diplomatie 
zeigte  >eine  auffällige  Beschränkimg  der 
Ziäe«. 

Der  Grundirrtum  der  damaligen  Politik 
war  —  heisst  es  in  den  »G.  und  E.«  — 
dass  »man  glaubte,  Erfolge,  die  nur  durch 
Kampf  oder  durch  Bereitschaft  da- 
z  u  gewonnen  werden  konnten,  würden  sich 
durdi  publizistische,  parlamentarische  imd 
diplomatische  Heucheleien  .  .  ,  erreichen 
lassen«. 

Während  die  »kleine,  aber  mächtige 
Partei«  die  Wiederbeseitigung,  mindestens 
eine  weitgehende  »Revision«  der  Dezember- 
verfossnn^  im  Schilde  führte,  hielt  die  Re- 
gierung m  der  offiziösen  Fresse  wie  im 
Landtage  den  Sdiein  des  Liberalismus  auf- 
recht —  weil  der  König  dadurch  :»mor^ische 


Eroberungen«  im  deutschen  Volke  machen 
zu  können  meinte. 

Und  das  Dasein  eines  unversöhnlichen 
Interessengegensatzes  zwischen  den  beiden 
Prätendenten  des  deutschen  Primats  suchte 
die  Regierung  zu  übertünchen,  indem  Oester- 
reich gegenüber  die  dynastische  Sympathie 
des  Königs  und  die  Gleichheit  des  legi- 
timistischen  Empfindens  der  beiden  Herrscher 
bei  jeder  Gelegenheit  betont  wtmie.  Wie 
der  Monarch,  so  waren  die  Führer  der 
koDsen-ativea  Fraktion  bemüht,  den  Aus- 
bnich  des  Konfliktes  zu  dilatieren  mittelst 
einer  verschwommenen  »Gefühlspolitik«,  die 
dem  Mann,  der  später  das  Wort  von  »Blut 
und  Eisen«  sprach,  schon  damals  eine  Thor^ 
heit  dünkte.  — 

Wenn  so  betreffs  des  konstitutionellen 
wie  des  nationalen  Problems  die  Auffassung 
des  Abgeordneten  von  Bismarck  mit  der 
seiner  Fraktion  keineswegs  sich  deckte  — 
als  Wirtschaf  tspolitiker  bebnd  er  sich  in 
nahezu  völliger  Uebermnstimmung  mit  ihr. 

Auch  ihm  war  es  da  Dogma,  dass  das 
preusrasche  Volk  auf  der  Stufe  des  Agrar^ 
Staates  festzuhalten  sei.  Denn  das  Indus- 
triesystem, das  jetzt  »seine  Hand  nach  der 
Herrschaft  im  Staate  ausstrecke«,  würde 
ihn  verderben:  es  bedrohe  die  Eontinuitftt 
der  EntwickeluQg,  trage  in  sich  den  Keim 
der  Revolution:  »die  Fabriken  bereichem 
den  Einzelnen ,  erziehen  uns  aber  eine 
Masse  von  schlecht  ^nährten,  durch  die 
Unsicherheit  ihrer  Existenz  dem  Staate  ge- 
fährlichen Proletariern«. 

Indem  das  (Jrossgewerbe  Teile  der  bis- 
her agrikolen  Arbeiterschaft  den  industri- 
ellen Centren  zutreibe  und  weiter  durch 
seine  Konkurrenz  das  Kleinmeistertum  zu- 
rückdränge, mindere  sich  die  Zahl  dw 
konservativen  Elemente  im  Volk  —  der 
Gutstagelöhner,  die  durch  Fleiss  und  Spar- 
samkeit zum  Eiwerb  eines  Bauerngutes  und 
damit  zu  wirtschaftlicher  Selbständigkeit 
gelangen  könnten ,  während  den  Fabriks- 
arbeitern solche  Möglichkeit  verschlossen 
sei;  der  Handwerker,  die  den  Kern  des 
Mittelstandes  bilden, 

„dessen  Bestehen  für  ein  gesnades  Staatswesen 
so  notwendig  ist  —  dessen  Erhaltung  mir 
ebenso  notwendig  erscheint,  wie  die  Schöpfung 
eines  freien  Bauernstandes  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts,  der  zu  Liebe  man  sidi  nicht 
scheute,  tiefe  Eingriffe  in  Recht  und  Eigentum 
zu  machen*'. 

Daher  sprach  er  ge^n  jede  Massregel 
zur  Förderung  der  Grossindustrie  ^  während 
er,  mit  glänzender  Rhetorik,  für  die  Wieder- 
einführung des  Zunf tz wanges  plaidierte, 
überzeugt,  dass  dadurch  der  «befriedigte 
konservative  Huidwerkstand«  gekritftigt  und 
dem  revolutionierenden  IndustriaUsmus  eine 
Schranke  in  den  Weg  gestellt  werden  könne. 
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Als  Agrarier  rerteidigte  er  das  "für  die 
ackerbauende  Bevölkerung  so  cOtige'  System 
des  Freihandels,  verwarf  das  Schutzzoll- 
system, weil  ^zu  OuDsten  von  Fabrikation 

und  Gewerbe*. 

Dass  er  zarBecbtfertignngäesHandwerker- 
whutzea  anf  dea  Fabrikantenscbutz  in  Gestalt 
von  zollen  als  Aaalogon  hinwieii  —  ^wenn  es 
recht  ist,  dass  wir  das  wohlfeile  englische  Eisen 
teurer  bezahlen,  nm  den  schlesischen  Bergmann 
cn  erhalten,  ...  so  erscheint  es  ebenso  billig, 
dass  wir  zum  Schutze  des  Handwerks  Mass- 
regeln ergreifen ,  seibat  wenn  diese  für  den 
Einzelnen  beschränkend,  drückend  oder  mit 
Kosten  verbunden  sein  sollten"  —  war  nur  ein 
taktischer  Zug. 

In  den  Städten,  die  mit  weiterer  grose- 
gewerblicher  Eiitwickelung  an  Ziffer  und 
Macht  zunehmen  müssten,  hasste  er  ''die 
Brutstätten  aller  bisherigen  Revolutionen' 
—  sollten  sie  wieder  sich  erheben,  so  werde 
man  sie  zum  Gehorsam  zu  bringen  w^isscn. 
»und  sollte  man  sie  vom  Erdboden  vertilgen--. 

In  wirtschafts  politischer  Hinsicht, 
nur  in  dieser,  war  er  konsen'ativ ,  ja  reak- 
tionftr.  "Er  begriff  nicht,  dass  ein  Volk,  in 
welches  der  >Industriali8mu8o,  die  Wirkung 
des  produktioüs-  und  transporttechnischen 
Fortschritts ,  keinen  Eingang  fände ,  auf 
einer  niederen  volkswirtschafUchen  Staffel 
verbleiben,  hinter  anderen  Xationeu  znrdck- 
bleiben  wOrde. 

Dass  er  aber  ei  ne  <]  u  n  k  e  r  1  i  c  h  e  < 
Politik  betrieben  habe  —  zu  diesem  Vor- 
wurf bietet  sein  parlamentarisches  Wirken 
keine  Handhabe. 

"Von  jeher  —  schreibt  er  in  den  »G. 
und  E.«  —  sei  er  nicht  für  das  Grund- 
besitzinteressc  als  Interesse  besitzen- 
der Standesgenossen,  sondern  für 
das  Interesse  der  Gtrundbesitzer 
eingetreten,  weü  er  in  dem  Verftille  der 
Laadwirtsdiait  »eine  der  grOesten  Gehren 
für  unseren  staatlichen  Bestand«  erblickt  habe. 

Wenn  er  damals  verlangte ,  dass  die 
zwangsweise  Ablösung  der  bäuerlichen 
Beallasten  sowie  die  Heranziehung  bisher 
freier  oder  zu  schwach  belegter  Ländereien 
zur  Grundsteuer  gegen  Entschädigung  er- 
folge —  oder  dass,  falls  die  Grundsteuer- 
reform ohne  Entschädigung  vor  sich  gehe, 
als  Korrelat  der  allgemeinen  Grundsteuer 
eine  allgemeine  Kapitalsteuer  eingeführt 
werde,  so  waren  diese  Forderungen,  wenn 
sie  auch  damals  als  »junkerliche^  ver- 
schrieen wurden  und  ihre  Erfüllung  vor 
allem  im  Interesse  der  grösseren  Grund- 
herrn, d.  h.  des  Adels,  1^,  doch  darum 
nicht  minder  gerechte.  Sie  verneinen 
hiess  frühere  Fehler  der  preussiscben 
Agrar-  und  Steuerpolitik  durch  Fehler  in 
umgekehrter  Richtung  wieder  gut  machen 
zu  wollen. 

Kicht  um  dieser  Forderungen  willen, 


sondern  wegen  ihrer  anti-iDdustriellen  Ten- 
denz ist  die  WirtscfaaftS])oUtik  des  Abge- 
i  ordneten  von  Bismarck  als  eine  reaktionäre 
zu  charakterisieren. 

Mit  einer  Ausnahme:  sein  finanziel- 
les  Programm  trug  ein  durchaus  fortschritt- 
liches Gepräge.  Im  Gegensatz  zu  vielen 
seiner  Standesgenossen  brach  er  eine  Lanze 
für  die  allgemeine  Einkommensteuer,  ^die 
dem  Princip  nach  gerechteste  \md  ver- 
nünftigste von  allen  Steuern,  welche  Mängel 
auch  verm<ige  menschlicher  Unvollkommen- 
heiten  ihrer  Ausführung  ankleben  mögen.« 
Und  schon  damals  vertrat  er  jene  Reform 
des  Besitzsteuersysteras ,  die  durchzusetzen 
erst  vor  wenigen  Jahren  gelang  —  die  höhere 
Belaslung  des  Einkommens,  das  -aus  Eigen- 
tiunsrechten  Qiesst< ,  wie  desjenigen,  das 
-auf  persönliche  Leistungen  sich  gründet« 

Mit  diesen  Voten  zu  einem  ^sozialen< 
Steuei-wesen  wich  er  ab  von  dem  Gnmd- 
satz,  den  er  damals  so  oft  aussprach:  dass 
der  »revolutionären  Begehrlichkeit'  der 
unteren  Masse  keinerlei  Zugeständnisse  ge- 
macht werden  dürften,  dass  Konzessionen 
an  sie  -eine  Speise  seien ,  die  nur  den 
Appetit  reizt,  ohne  ihn  zu  befriedigen.« 

Im  Keime  regt  sich  hier  die  positive 
Sozialpolitik,  die  er  später  als  notwendige 
Ergänzung  der  repressiven  voll  anerkannte 
und  in  grossem  Btüe  zu  führen  sich  be- 
strebte. — 

8.  1851—1859. 

Im  Sommer  1851  wurde  der  Abgeordnete 
von  BismMt;k  zum  Legationsrate  bei  dem 
am  20.  Mai  d.  J.  wiederhergestellten  Bundes- 
tage ernannt:  am  18.  August  succedierte  er 
dem  Herrn  von  Bochow  als  Gesandter. 

In  einem.  Brief,  mit  dem  Friedrich  Wil- 
helm IV.  Herrn  von  Bismarck  bei  dem 
Hoflager  in  Wien  zu  »introduzierenc  beliebte 
(1852),  schilderte  er  den  Mann  seiaes  Ver- 
tiauens  als  beseelt  »von  der  gleichen  liebe 
zu  Oesterreich«  und  gewillt,  die  Differenzen 
zwischen  den  beiden  Grossmächten,  auf  die 
'-die  rheinbundachwangeren  >Iittelstaaten  mit 
Entzücken  blicken«,  zu  beseitigen  auf  Grund 
der  Ueberzeugung.  dass  nur  »unsere  gläubige 
und  thatkräftige  Eintracht  .  .  .  das  unartige 
und  doch  so  geliebte  Deutsche  Vaterland 
aus  der  jetzigen  Krise  retten  könne». 

»Liebet:  zu  Oesterreich  hegte  aber  der 
Ueberbringer  dieses  königlichen  Schreibens 
mit  nichten.  Nur  deshalbj  weil  sich  gezeigt 
hatte,  dass  zu  einer  fridncianischen  Politik 
Preussens  sowohl  die  militärische  Kraft  wie 
das  diplomatische  Geschick  fehle,  war  er 
mit  der  Taktik  des  zeitweiligen  Hand  in 
Handgehens  mit  dem  Rivalen  einverstanden. 

Nur  weil  die  Situation  so  lag,  dass  die 
deutsche  Frage  nicht  gegen  Oesterreich  ent- 
schieden werden  konnte,  acoeptierte  er  das 
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Programm  der  »entente  eordiale«.  um  das- 
jenige Ziel,  das  er  bedingungslos  billigte, 
das  er  um  jeden  Preis  anstreben  zu  sollen 
meinte,  zu  erreichen  —  die  Erziehung  des 
^unartigen  Deutschen  Vaterlandes«  durch 
die  doppelte  Rute  der  beiden  Grossmächte. 

Mit  Eifer  ging  er  an  diese  Aufgabe 
heran.  Neben  den  Fragen  der  auswärtigen 
Politik  —  zuerst  der  schleswig-holsteinischen, 
dann  der  orientalischen  —  war,  während 
der  ersten  fünfziger  Jahre,  sein  Interesse 
vor  allem  gebunden  durch  die  Probleme, 
die  der  sogenannte  »politische  Äusschuss«: 
des  Bundestages  —  »Reaktionsaussch\i8S« 
hatte  ihn  der  Witz  der  »Bundegphfiaken« 
getauft  —  zu  lösen  hatte. 

Der  Gesandte  von  Bismarck  setzte  fort, 
was  der  Abgeordnete  begonnen.  Den  Brand, 
den  das  »tolle  Jahr«  entfacht  hatte,  mit 
dem  »kalten  Eisen  der  fieaktion  zu  löschen«,  i 
war  ihm  zunächst  der  Tomehmste  Inhalt 
der  Staatskunst. 

Nachdem  er  aber  —  bald  genug  —  die 
Gewissheit  gewonnen  hatte,  dass  das  Wiener 
Kabinett  noch  immer  an  dem  Plane  des 
»avilir  la  Prusse  et  puis  la  d§molir«  fest^ 
halte,  kamen  ihm  Bedenken  gegen  die 
Unterstützung  dieser  buijdestfiglichen » Schutz- 
mannsK-Fohtik. 

Der  »Beaktlonsaussdiuss«  sollte  die 
Koirektur  der  mit  den  Bundesgrundgesetzen 
nicht  in  Einklang  stehenden  —  d.  h.  zu 
liberalen  —  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten  bewirken. 

Die  Bchliesdiche  Folge  solcher  Eingriffe 
der  Frankfurter  Centnugewalt  könne  — 
diese  Besorgnis  drängte  sich  dem  Vertreter 
Preossens  zunächst  auf  —  die  »gänzliche 
Absorbierung  der  landesherrlichen  Souve- 
ränität« durch  den  Bundestag  sein.  Da  aber 
dessen  Mehrheit  wie  eine  Marionette  amDrahte 
Oesterreichs  hing,  so  bedeutele  eine  Steige- 
rung der  Macht  des  Bundestags  nichts  anderes 
als  eine  Verstärkung  des  Einflusses  Oester- 1 
reichs,  die  seitens  dieses  gegen  Preussen 
ausgenutzt  werden  würde. 

Daher  begann  er,  bald  mit  dieser,  bald 
mit  jeuer  Begründung,  das  für  seine  Frak- 
tion sgenossen  am  Hofe  von  Sanssouci  sclilecht- 
hin  gültige  »Princip  des  Kampfes  mit  der 
Revolution«  zu  durchbrechen  —  es  nur 
noch  zu  vertreten  von  Fall  zu  Fall,  nur  in- 
soweit, als  das  Interesse  Preussens  es  er- 
lieifichte. 

Handelte  es  sich  z.  B.  um  Braunscbweig, 
das  bei  Preossen  etwas  aof  dem  Kerbholz  hatte, 
so  plaidierte  er  dafür,  daes  Preussen  am  Bundes- 
tage die  Intervention  betreibe  and  so  den  wider- 
haarigen, in  der  natürlichen  Uachtspbäre 
Preussens  belegenen  Staat  strafe,  ihm  fUr  kOnf- 
tige  Fälle  heilsame  Furcht  einjage. 

Wo  das  prenasische  Interesse  nicht  direkt 
beteiligt  war,  blieb  er  „kühl  bis  ans  Herz 
hinan**.  Wenn  die  bayerische  Begiemng  klagte, 


dass  die  Krone  der  Hilfe  des  Bundestags,  gegen 
das  Parlament  bedflrfe,  so  rührte  ihn  dieser 
Jammer  nicht. 

Eine  Beschwerde  der  Frankfurter  konser- 
vativen Partei  ge§;en  das  herrschende  demo- 
kratisch-republikanische "Wesen  zu  unterstützen, 
widerriet,  er,  indem  er  das  Princip  der  Relativi- 
tät der  Staataformen  »re^en  das  „Princip  des 
Kampfes  mit  der  BevoIuUon"  ins  Feld  führte. 
Ein  Grossstaat,  wie  Preussen,  brauche  ein  ein- 
heitliches und  starkes  Regiment;  aber  für 
kleinere  staatliche  Gebilde  seien  andere  Ver- 
fasaungsformen  „indiziert",  weil  „ihnen  das  Be- 
dürfnis einer  europäischen  MachtsteUnng  nicht 
beiwohnt". 

Später  wurde  "ein*anderes  Motivjmehr 
und  mehr  massgebend  für  seine  Stellung 
zu  den  Fragen  der  inneren  Politik  des 
Bundes  —  das  Motiv,  das  nationale 
Prestige  Preussens  zu  wahren. 

Man  möge  —  schrieb  er  —  die  Regie- 
rungen der  kleineren  Staaten  »den  Bruch 
mit  der  Revolution  auf  eigene  Rechnung 
vollziehen  und  sich  der  Revolution  gegen- 
über ernsthaft  kompromittieren  lassen«. 
KdnesfallB  dürfe  sicn  Freussen  ihnen  zu 
diesem  Zweck  aufdrängen,  soudem  nur  auf 
deren  ausdrückliches  Anhalten  sich  ein- 
mischen. Denn  sonst  werde  es  als  der 
»Unterdrücker  öffentlicher  Frei- 
heit«  versc^een  werden. 

Sollte  der  Staat  der  Hohenzollem  Deutsch- 
land unter  seiner  Führung  einigen,  so  mussie 
er  diesen  Makel  von  sich,  fernhalten,  der 
ihm  das  liberale  Bürgertum,  das  wie  Mher 
so  jetzt  der  Träger  der  nationalen  Idee  war, 
entfremdet  hätte. 

Ferner  aber  durfte  die  preussische  Politik 
nicht  den  Eindruck  der  Schwäche  machen. 
Auch  zufolge  dieser  Erwägung  wurde  nun 
die  Position  des  preussischen  Gesandten  zu 
der  »Schutzmann8«-Politik  eine  andere. 

Als  (1853)  nach  mehrjährigem  Diskutieren 
der  Referent  des  »Reaktionsausschusses« 
einen  Gesetzentwurf  behufs  Unterdrückung 
der  revolutionären  Vereine  einbrachte, 
bewog  Bismarck,  obwolil  der  Zweck  an 
sich  ihm  ja  durchaus  genehm  war,  seine 
Regierung,  ihn  im  ablehnenden  Sinne  zu 
instruieren. 

Darauf  klagten  die  kleineren  Staaten, 
dass  Preussen  einen  Bundesbeschluss  ver- 
hindere, der  ihnen  ermöglicht  hätte,  den 
Widerstand  der  Stände  zu  brechen,  und 
ihnen  so  »den  einzigen  Weg  absclmeide, 
auf  welchem  sie  die  Ueberreste  der  revolu- 
tionäi-en  Bewegung  zu  tilgen  vermöchten». 

Bismarck  Melt  aber  an  seinem  Stand- 
punkt fest.  Wenn  es  auch  von  Nachteil 
sei,  dass  die  preussische  Politik  bei  den 
kleineren  Staaten  den  Schein  erwecke,  als 
ob  sie  im  partikularistischen  Interesse  der 
Kräftigung  der  staatlich  •  monarchischen 
Gewalt  in  anderen  Ländern  entgegenarbeite, 
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Bo  dfirfe  doch  die  preiisaische  Gesetzgebung 
nicht  ron  Bundesb^dilÜssen  durchbrochen 
»und  so  der  Eindruck  gemacht  verdm,  als 
eireichteu  'wir  durch  eigene  Kraft  keinen 
unserem  Bedürfnis  entsprechenden  XHolgr. 

Der  dritte  Hauptpunkt  des  reaktionären 
Bundestagsprogramms  var  die  Knebelung 
der  revoIutioDÄren  Presse. 

Das  Zustandekommen  eines  dahin  zielen- 
den Bnndesbeschlusses  (1854)  hatte  Bismarck 
vergeblich  zu  vereiteln  gesucht;  nun  aber 
trat  er,  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  seines 
Kabinetts,  dafür  ein,  dass  jener  BescUuss  in 
Preußsen  publiziert  werde.  Und  zwar  vor 
allem  deshalb,  weil  Oesterreich,  dem  die 
Bestimmungen  lange  nicht  weit  genug 
gingen,  noch  mit  der  Publikation  zögere. 
Wenn  —  argiunentiei-t  er  —  l*reussen  da- 
mit vorangehe ,  ohne  die  Entschliessung 
der  "Wiener  Regierung  abzuwarten,  so  würde 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  Verschieden- 
heit der  «isterreichischen  Zustände  von 
denen  des  Übrigen  Deutschlands  zum  Aus- 
druck gelangen. 

Man  müsse  jede  Gelegenheit  ergreifen, 
um  der  Öffentlichen  ^Ikleinung  einzuschärfen, 
dass  HÜejenigen  allgemeinen  Bestimmungen, 
die  dem  übrigen  Deutschland  ein 
Bedürfnis  sind,  für  Oesterreich 
nach  seinemBegieruDgssystem  und 
derEntwickelungsstufe  seiner  Be- 
völkerung sich  als  unanwendbar 
erweisen«. 

In  jener  Rede  vom  Dezember  1850,  die 
den  vorzeitigen  Ausbruch  des  Krieges  ver- 
meiden sollte,  hatte  er  lebhaft  protestiert 
gegen  die  Bezeichnung  Oraterreichs  als 
»Aualuid«.  Jetzt  vertrat  er  selbst  eine 
Taktik,  die  dem  deutschen  Tolke  den  Donau- 
staat zum  ^Auslände«  stempeln  —  und  da- 
mit auf  die  P&iate  »los  von  Oesterreich« 
vorboeiten  sollte. 

«Jeder  Preusae,  der  meine  jetzige  Stellung 
eine  Zeit  lang  innegehabt,  gewühnt  sich, 
alle  politischen  Fragen  einigennassen  durch 
die  Brille  preussisch-österreichi- 
scher  Rivalität  zu  betrachten«  —  wie 
jene  hochpolitischen  Fragen,  so  betrachtete 
der  Gesandte  von  Bismarck  bald  auch  die 
wirtschafts politischen  aussdbUeaslich 
durch  diese  Brille. 

Das  ei-ste  Problem ,  an  dessen  I^ösxmg 
er  mitzuwirken  hatte,  war  das  der  Emeue- 
pung  der  Zollvereinaverträge,  die  Ende  1853 
abliefen.  Oesterreich  wollte  die  Gelegen- 
heit benutzen,  um  sich  den  Eintritt  zu  er- 
zwingen. Einige  Vereinsstaaten  hatte  es 
auf  seine  Seite  gezogen,  andere  schwankten. 

Die  so  entstandene  kritische  Situation 
beurteilte  Bismarck  zuerst  aus  dem  konser- 
vativen Gesichtspunkt.  Die  Gefahr  (s.  u.), 
dass  der  Zollverein  einen  Verlust  au  süd- 
deutschen Bestandteilen  erleide  —  mit  ande- 


ren Worten,  dass  Preussen  den  Einfluas, 
den  es  bisher  als  YOTmacht  des  Zollvereins 
nach  der  volkswirtBchaftlich«!  und  der 
finanziellen  Seite  hin  auf  Bayern  u.  a.  w. 
geübt  hatte,  einbfissen  könne,  kümmerte  ihn 
weniger,  als  ihn  die  Hoffnung,  Hannover 
zum  Anschluss  zu  bew^n,  freute: 

»denn  die  Konsolidierung  der  gesunden 
norddeutschen  Elemente  durch  das  Band 
der  materiellen  Interessen  würde  für  die 
Richtung  unserer  innern  Politik  nicht 
ohne  konservative  Rückwirkung  sein.« 

Binnea  kurzem  aber  entnahm  er  die 
Richtschnur  seines  Verhaltens  in  dieser 
langwierigen  diplomatischen  Fehde  aus- 
gcliliessliiii  der  Erwägung,  dass  sowohl 
im  Falle  der  Ix^ösung  süddeutscher  Be- 
standteile wie  im  lalle  der  Zulassung 
Oesterreichs  die  Machtstellnng  Preussens 
geschmälert  werden  werde. 

Trete  Oesterreich  bei,  so  verpflanze  mau 
den  ^Dualismus«  in  den  Zollverein,  dann 
werde  auch  hier  den  kleineren  Staaten  das 
ihnen  so  bequeme  ^  Schaukeis vstem«  mög- 
lich —  das  Zusammengehen  bald  mit  Preus- 
sen, bald  mit  Oesterreich,  je  nachdem  dieses 
oder  jenes  ihnen  mehr  Gunst  verhiess  oder 
mehr  Schrecken  einflösste. 

Eben  dieser  Chance  halber  zei^n  sich 
besonders  die  süddeutm-hen  Regierungen 
dem  "Wiener  Beehren  geneigt. 

Diese  dem  Interesse  I'reussens  feind- 
lichen Bestrebimgen  suchte  der  Gesandte  von 
Bismuxik  nun  dadiu*ch  zu  vereiteln,  dass  er, 
um  den  Widerstand  der  Regierun^n  zu 
iHcchen ,  sich  Hilfstruppen  warb  in  den 
süddeutschen  Zeitungen,  in  den  Abgeord- 
neten, gleichviel  ob  liberaler,  ja  selbst  demo- 
kratischer Farbe  —  wenn  sie  nur  Q^ner 
des  Eintrittes  Oesterreichs,  b«äglich  des  Pro- 
jektes des  sflddeutsohen  Zollvereins  mit 
östeireichischer  Spitze  waren. 

Dies  »Acheronta  movere«  war  eine  Sünde 
gegen  das  l^timistisdie  Pxindp  seines 
Kabinetts  und  seiner  Fraktion.  Da  das 
Spiel  aber  um  Preussens  Einfluss  in  Deutsch- 
land ging,  so  scheute  sich  der  »diplomatische 
Säugung«  des  fiemi  von  Gerlach  nidit, 
»die  Völker  gegen  die  Fürsten«  zu  führen. 

Das  Unternehmen  gelang.  Im  Frühjahr 
1853  kam  der  neue  ZoUvereinsvertrag  — 
unter  Anschluss  Hannovers,  ohne  Orätw- 
reich  zu  stände.  — 

Einige  Zeit  später  trat  das  Problem  der 
»Verschmelzung  der  materiellen  Interessen 
Deutschlands«  m  anderer  Form  an  den  Ge- 
sandten heran. 

In  einem  seiner  ersten  Biiefe  aus  Frank- 
furt hatte  Bismarck  geschrieben :  es  scheine 
ihm  notwendig,  dass  der  Bundestag  auf 
dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  sich  be- 
thätige. 

Zwar  schlage  er  „eine  Gleichheit  von 
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Mass,  Gewicht,  Wechaelrecht  nnd 
andere  dergleichen  SchmuTpfeifereien'*  nicht 
hoch  an  und  halte  sie  fOr  Bchwer  ausfahrbar  — 
aber  diejenige  Stelle,  die  die  loitiatiTe  er- 
greife, sei  es  der  Bnndestag,  der  Zollverein  oder 
Prenssen  allein,  werde  „einen  grossen  Vorsprang 
in  den  Sympathieen  der  Beteiligten  haben"". 
Man  solle  den  guten  Willen  zeigen  und  „zn  Ehren 
ies  HandwerKB  etwas  damit  klappern,  d.  h. 
mehr  von  preussischer  als  von  bundes- 
t&glicher  Seite". 

Zunächst  aber  bildete,  nachdem  die  Zoll- 
vereinskrisia  überwundea,  die  Beseitigung 
der  »anarchiBtischen  Yerfassungszustände« 
das  fast  ausschliessliche  Objekt  der  inneren 
Politik  des  Bundestags. 

Erst  1855  brachte  eine  Cirkulamote 
Bayerns  die  Frage  der  Vereinheitlichung 
des  Handels-  und  Heimatsrechts,  des  Münz- 
und  AuswanderungsTvesens  u.  s.  vr.  auf  die 
Tagesordnung. 

Wenn  Herr  von  Bismarck  einige  Jahre 
vorher  solche  Forderungen,  -wie  diese  »ge- 
meinnützigen Vorschlag«  BayerM  sie  ent- 
hielten, als  »Schnuirpfeiferräen«  bezeichnete, 
so  hatte  er  seitdem  einsehen  gelernt  und 
öfters  und  mit  Nachdruck  ausgesprodien, 
dass  Deutschland  »einer  Anzahl  gemein- 
samer Institutäonen  bedOrfej  um  die  materi- 
ellen Intereasen  gegen  die  Nachteile  zu 
schützen,  die  aus  der  unnatOrlichen  Kon- 
figuration der  inneren  Landesgrenzen  er- 
irachsen«. 

Aber  mit  aller  Enei^e  warf  er  sich 
dem  Plane,  solche  Insütntionen  durch 
denBundzu  schaffen,  entgegen  ^wiederum 
deshalb,  weil  eine  Erweiterung  der  Kompetenz 
des  Bundes  eine  Steigerang  der  Sfadit 
Oesterreich  bedeute. 

Bisher  lieg«  wenigstens  in  volksvrirt- 
BchaCtlicher  mnsicht  der  »Schwerpunkt« 
Deutschlands  bei  Preusaen;  wenn  aber 
seitens  der  Frankfurter  Centralgewalt  die 
Unifikation  des  nationalen  'Wirtsdiaftsrechts 
u.  s.  w,  erfolge,  so  werde  er  »aus  dem 
preussischen  Zolivereinsprimat  in  die 
Bundesversammlung  und  deren  Präsidium 
verlegt«. 

»Keine  Kräftigung  des  Bundes,  so  lange 
dessen  Oi^anisation  Oesterreich  und  einer 
Majorität  souverftoitätsschwindliger  Begie- 
rungen  das  Uebergewicht  über  Prenssen 
verleiht.« 

Natürlich  gehe  es  nicht  an,  den  von  den 
Sympathieen  weitester  Kreise  getrt^enen 
Plan  Bayerns  offen  zu  bekämpfen.  Denn 
dann  würde  Oesterreich  nicht  verfehlen, 
solche  undeutsche  Politik  seines  Konkurrenten 
in  ^llstes  Licht  zu  rücken,  würde  es 
Kapital  schlagen  aus  der  Thatsache,  dass 
»au  dem  separatistischen  Sinne  Preussens 
die  Verwirklichung  anerkannt  gemeinnütziger 
Wünsche  des  deutschen  Volkes  und  der 
Begierungen  scheitere«. 


Aber  Erfolg  dürfe  der  Plan  um  keinen 
Preis  haben.  Nur  »ausserhalb  des 
Bundes«,  durch  ein  System  freier 
Verträge  mit  anderen  Staaten ,  dürfe 
Prenssen  die  Verkehrsinteressen  Deutschlands 
zu  fördern  suchen. 

Wenn  es  »sich  im  Bunde  auf  dergleichen 
unter  keinen  Umständen  einlässt«,  wenn  es 
vorzieht ,  »die  Unbequemlichkeiten  seiner 
zerrissenen  Lage  zu  ertragen«  statt  sich 
»das  Gesetz  für  sein  eigenes  Verhalten 
geben  zu  lassen«  durch  den  Bund ,  so 
wtbilen,  über  kurz  oder  lang  die  kleineren 
deutschen  Staaten  —  zunächst  die  benach- 
barten —  aus  eigenem  Antrieb  solche  Ver- 
träge mit  Prenssen  abzuschliessen  suchen. 

Wenn  Preussen  diese  Politik  —  d.  h. 
eine  ünionspolitik  mit  begrenztereu  Zielen 
wie  die  von  1849/50  —  treibe,  so  stehe 
»ihm  das  ganze  Gewicht  seiner  Grösse,  seine 
EigenschtSt  als  rein  deutscher  Staat,  die 
Gleichartigkeit  smer  Bedürfnisse  und  seines 
Entwickelungsßinges  mit  denen  der  Übrigen 
dentschen  BevCOWung«  —  ausser  der  öster- 
reichischen —  »unvermindert  zur  Seite«. 

Vor  aUem  —  schrieb  er  einige  Jahre 
s^ter  —  sei  mit  Hannover,  das  vermöge 
seiner  geographischen  Position  unabhängiger 
dastehe,  em  engeres  Verhältnis  herzustellen 
—  »als  SchlusBstein  flh:  das  Gebäude  einer 
selbstAndigen  preussisch-deut- 
schen  Politik«.  Aber  wenn  auch  die  Ge- 
winnung dieses  mächtigsten  norddentschen 
Staates  nicht  gelinge,  so  habe  doch  Preussen 
«von  der  selbständigen  Benutzung 
der  eigenen  Kraft  immer  noch  mehr 
zu  hoffen  als  von  der  längeren 
Duldung  der  Bundespolitik  seiner 
Gegner«. 

Hatte,  um  das  »nationale  Ziel«^  den 
deutschen  Gesamtstaat  mit  preussi^er 
Spitze  zu  erreichen,  der  Gesandte  von  Bis- 
marck bis  in  die  zweite  Hälfte  der  fünf- 
ziger Jahre  eine  mehr  defensive  Taktik  be- 
folgt —  hatte  er  bis  dahin  in  der  Haupt- 
sache nur  zu  verhüten  gesucht,  dass  Oester- 
reichs Einfluss  dimih  das  Medium  des 
Bundes  sich  erhöhe,  so  ging  er  nunmehr 
zur  Offensive  über. 

Je  länger  er  in  der  »Bundestagsmisere« 
weilte,  desto  mehr  trat  jener  innerpolitische 
Zweck,  um  dessentwillen  er  nach  Frank- 
furt gegangen  war  —  der  »Bruch  mit  der 
Revolution«  im  Kartell  mit  Oesterreich  — 
zurück,  desto  ausschliesslicher  ^b  er  sidi 
wieder  der  nationalen  Idee  zu  eigen,  die  er 
nie  »aus  dem  Auge  verloren«. 

Er  hatte  eingesehen,  dass  im  Zeichen 
des  Bundes  das  deutsche  Volk  zu  völliger 
Stagnation  verdammt  sei.  So  lange  der 
»Dualismus«  fortdauere,  könne  der  Bund 
nur  die  »negative  Bedeutung  eines  blossen 
Sdiutzvereins  der  B^erungen  g^n  Krieg 
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und  Bevolutton  haben' .  Denn,  um  seiner 
selbst  wie  um  Deutschlands  willen,  mflsse 
Prenssen  sich  jedem  Fortschritte  auf  dem 
Gebiete  naticmiuer  Wohlfahrt  'dun>h  den 
Bund  und  am  Bunde*,  versagen,  kfinatea  die 
wirtschaftlichen  imd  anderen  Lebensfrwen 
des  deutschen  Volkes  keinerlei  positive  FOr- 
denmg  erfahren.  Und  wegen  des  Wider- 
streites der .  inteniationalen  Interessen  der 
beiden  Grossmächte  würde  das  deutsche 
Volk  nie  zu  der  ihm  gebührenden,  seiner 
Ziffer  und  seiner  Kidtur  entsprechenden 
Bolle  im  Kreise  der  europäischen  Völker  sich 
emporringen. 

Wollte  er  das  nationale  Ziel  durchsetzen 
—  die  Indolenz  des  preussischen  Kabineta  und 
der  deutschen  Regierungen  wie  die  Gegner- 
schaft Oesterreiclä  überwinden,  so  musste 
er  seine  Helfer  in  den  politischen  Potenzen 
suchen,  die  er  einst  befehdet  hatte  —  in 
der  Presse  und  im  Parlament 

Ende  1854  hatte  er  geschrieben ,  man 
solle  doch  der  Presse  in  betreff  der  inneren 
Fragen  etwas  mehr  Spielraum  lassen  (wenn 
dagegen  eine  Zeitung  auch  nur  »mit  einem 
Komma«  wider  die  auswfirtige  Politik  der 
R^ening  sich  wende,  so  sei  sie  »ohne 
Federlesen  zu  unterdrQckoi«).  Einige  Jahre 
darauf  riet  er: 

„der  Presse  zn  gestatten  und  den  Kam- 
mern Gelegenheit  zu  geben,  sich  Uber  dentsche 
Politik  nnd  Preossens  Stellung  dnsu  freier 
auszusprechen,  möchten  auch  der  Regiernng 
nicht  alle  Tonarten  gefallen."  . . .  „Wenn  wir  die 
Unbequemlichkeiten  des  Landtags  fUr  das  Innere 
tragen,  so  sollten  wir  ihn  auch  gelt^^entlich  für 
unsere  auswftrtige  Stellung  nut«n^  um  uns 
namentlich  den  antipreussischen  Machwationen 
am  Bunde  gegeuttber  ein  Relief  damit  zu  geben". 

Die  Mahnung  kehrt  wieder  in  dem 
»Prachtbericht«  vom  März  1858,  der  die 
Notwendigkeit,  den  Bund  zu  sprengen,  mit 
schneidender  Schärfe  erOrtert.  Preiissens 
deutsche  Politik  kOnne  durch  Publizität  nur 
gewinnen.  Denn:  »die  preussischen  Inte- 
ressen follen  mit  denen  der  meisten  Bundes- 
länder,  ausser  Oesterreich,  vollständig  zu- 
sammen, aber  nicht  mit  denen  der  Bun- 
desregierungen, und  es  giebt  nichts 
dentscneres,  ate  gerade  die  Entwickelimg 
richtig  vorhandener  preussischer  Partikular- 
interessen.« Der  preussischen  Presse 
müsse  »zur  Besprechung  der  gesam- 
ten Bundesverhältnisse  das  volle 
Material  und  der  höchst  mögliche 
Grad  von  Freiheit  gewährt  werden«. 

Früher  war  er  der  Meinung  gewesen, 
dass  für  die  Grossmacht  Preussens  eine 
liberale  Konstitution  weit  grössere  Gefahren 
in  Bich  schliesse  als  für  kleinere  Staaten, 
wo  eine  solche  durchaus  »indiciert«  sein 
könne.  Jetzt ,  da  der  deutsche  Gedanke 
wieder  seine  ganze  Seele  erfüllte,  vertrat 
er  die  Anschautmg,  dass  das  Mass  der  Zu- 


geständnisse an  den  Liberalismus,  welches 
unbeschadet  der  Autorität  der  Krone  zuge- 
lassen werden  dürfe,  hier,  in  Flüssen, 
»ein  viel  höheres  sei  als  im  übrigen 
Deutschland' . 

Wie  durch  die  Presse,  so  müsse  die 
Regierung  »diirdi  eine  belebtere  Thätig- 
keit  der  Landesvertretuog . . .  sich  sehr  wiik- 
same  Mittel  der  Aktion  auf  die  deutschen 
Verhältnisse  schaffen« .  Lasse  sie  ihre 
deutsche  Politik  offen  diskiitieren,  »so  würden 
vielleicht  wenige  Sitzungen  des  preussischen 
Parlaments  hinreichen,  um  den  Anmassimgen 
der  Majoritätsherrsehaft  am  Bunde  ein  Ende 
zu  machen.«  Stelle  man  dem  preussischen 
Volk  klar  vor  Augen,  dass  sein  Staat  »von 
Oesterreich  überflügelt  werde,  dass  bayerische 
u.  8.  w.  Majoritäten  irgend  welchen  be- 
stimmenden Einfluss  auf  Preussen  wider 
dessen  Willen  mit  Erfolg  beanspnichen 
könnten« ,  so  wäre  dies  »selbst  in  dieser 
Zeit  der  materiellen  Interessen  für  das 
preussische  Volk  ein  schärferer  Stachel  zu 
gereizter  Verstimmung,  ein  wirk- 
sameres Mittel  zur  Erregung  von  Un- 
zufriedenheit als  die  Mehrzahl  wirk- 
licher oder  vermutlicher  Üebelstände  im 
Innern* . 

Wie  einst  1852/53  zur  Lösung  der  ZoU- 
vereinskrisis,  so  gedadite  er  auch  jetzt 
wieder ,  zur  Sprengung  des  Bimdes,  das 
deutsche  Volk  aufzubieten,  die  ÖffentUche 
Meinung  mobil  zu  machen,  damit  sie  den 
Widei-stand  der  Fürsten  und  Kabinette 
breche. 

Uit  der  Losung  »nieder  mit  der  Revo- 
lution« war  der  Gesandte  von  Bismait^ 
nach  Frankfurt  g»angett.  Mit  der  Parole 
»los  von  Oesterreich«  verliess  er  es. 

Im  DiraiBte  dieser  Parole  wcUte  er  die 
Träger  der  nationalen  und  liberalen  Idee 
sich  verbinden  —  Sturmfluten  des  Zornes 
aus  6ei  Volksseele  emrorsimideln  lassen, 
auf  dass  sie  das  »baiuällige  Haus«  des 
Bundes  hinwegschwenunten ,  auf  dessen 
Trilmmem  der  Palast  des  Reichs  erstehen 
sollte. 

4.  18fi9— 62. 

Acht  Jahre  hatte  Bismarck  —  wie  er 
später  an  Graf  Bemstorff  schrieb  —  »unter 
dem  ungünstigsten  Gegendnick«  des  eigenen 
Monarchen  und  des  leitenden  Ministers  »den 
mühsamen  und  undankbaren  Kampf  für 
Preussens  und  Deutschlands  wahre  Inte- 
ressen gegen  das  grosse  österreichische 
Lügennetz  gekämpft«. 

Als  der  Prinz  von  Preussen,  der  die 
Schmach  von  Olmütz  nicht  vergessen  hatte, 
zur  Regentschaft  gelangte ,  schienen  die 
Aspekten  sich  günstiger  zu  gestalten:  den 
neuen  Herrscher  zu  einer  fridericianischen 
Politik  zu  bestimmen,  war  eher  denkbar, 
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als  seinen  ki3nigliclien  Bruder.  Jetzt  aber 
musste  der  Bundestagsgesandte  Frankfurt 
verlassen.  Im  Januar  traf  ihn  die  Kach- 
richt,  dass  seine  Versetzung  nach  St.  Feters- 
borg  im  "Werke  sei.  Er  stellte  dem  Ee- 
gentea  tot,  dass  der  Personenwechsel  einen 
ungünstigen  Einfluss  auf  die  deutsche  Frage 
üben  werde;  aber  vo^bUdi. 

Einige  Zeit  schwankte  er,  ob  er  nidit 
lieber  »unter  die  Eanouea  von  Schtahausen« 
eäxh  zurflckzieh«!  und  ohne  dienstUcbe 
Fessel  —  »in  politischen  Schwimmhoeen«  ~ 
den  Männern  der  »neuen  Aera«  Opposition 
machen  solle.  Schliesslioh  wfihlte  er  doch 
die  »EaltsteUung«  au  der  Newa. 

So  schwer  er  sich  von  dem  »Wassel^ 
fas8  der  Danaiden«  in  der  Eschenheimer 
Gasse  trennte  —  der  Botschafterposten  zog 
ihn  an  um  der  Aussicht  willen,  die  traditio- 
nelle, während  des  Elrimkrieges  leichtfertig 
aufs  Spiel  gesetzte  Freundsdiaft  zwischen 
Preussen  und  Ruesland  zu  pflegen  und  an 
letzterem  Kückendeckung  zu  gewinnen  für 
den  kommenden  Konflikt  mit  Oesterreich. 

Für  einige  Zeit  ward  er  »der  heimischen 
Politik  ganz  entrückt«.  Aber  so  oft  sich 
(Jele^enheit  bot,  »Zeugnis  eines  Sachver- 
ständigen g^^n  den  Bund«  abzulegen,  er- 
griff er  sie.  Der  Bimd  sei  —  schrieb  er 
an  V.  Schleinitz  —  »ein  Gebrechen  Preussens, 
weldies  wir  ferro  et  igni  werden  heilen 
müssen,  wenn  wir  nicht  in  günstiger  Jahres- 
zeit eine  Kur  dagegen  vornehmen«  (Mai 
1859). 

Damals,  angesichts  des  itaUenisch-öster- 
r^chisohen  Krieges,  hielt  er  die  Jahreszeit 
für  günstig.  Er  frohlockte  über  die  M^- 
iichkeit,  dass  der  Bundestag  einen  Beschluss 
fossen  k6nne,  in  dem  Preussen  einen  Bruch 
der  Bundesverträge  zu  finden  vermöge. 
»Je  unzweideuti^r  die  Verletzung,  desto 
besser.«    Aber  die  Hoffnxmg  trog. 

Im  Sommer  1861  wurde  Bismarck  auf- 
gefordert, sein  deutsches  Programm  dem 
Könige  vorzulegen.  In  der  oetreffenden 
Denkschrift  führte  et  aus,  dass  ganz  Deutsch- 
land mit  steig^der  Erbittenmg  sehe,  wie 
»eine  grosse  und  kräftige  Nation  durtm  die 
Mängdf  Uuer  Gesamtverfassung  rerurteilt 
sei  .  .  .  in  steter  Soise  vor  dem  An- 
griffe dw  Nachbarn  zu  leben«.  Tor  allem 
aber  sei  das  preussische  Volk  ^  müde, 
mit  seinen  IB  .Millionen  „unt«'  bfiduter  Än- 
spannnnff  aller  Kräfte  fUr  die  Verteidigung 
eines  Gebietea  von  mehr  als  40  Millionen  ein- 
stehen zn  Bollen  xaxd  trotzdem  kein  stärkeres 
ßecht  am  Bnnde  zn  haben,  als  die  kleinen 
Staaten^,  die  es  schütze,  durch  die  es  aber  „im 
Frieden  seine  materielle  Entwickelung 
beschränkt,  seinen  Verkehr  eingeengt  sieht, 
—  TOD  denen  es  aber  im  Kriege,  sobald  er  nn- 
gjttcklich  verliefe^,  verlassen  werden  würde". 

Diese  Verstimmung  müsse  schliesslich 
ihre  Spitze  gegen  die  Gesamtheit  der  deut- 


schen Re^eruögen  kehren.  Von  diesen 
erwarte  die  Nation,  dass  sie  »mit  mehr 
praktisdiem  Erfolge  als  bisher  dem  Ziele 
der  engeren  Einigung  Deutschlands  sich  zu- 
wenden« —  eine  Erwartung,  die  »auch  bei 
konservativster  Auffassung«  nicht  unberedi- 
tigt  erscheine.  Deutschlands  Wehrkraft 
müsse  »einheitlicher  und  straffer  zusammen- 
gefasst«,  »im  Gtebiete  aller  materiellen  Inte- 
ressen« und . . .  »der  allgemeinen  Wohlfi^rt 
diejenige  freie  Bewegung  gesichert 
werden,  welclie  für  Handel  und  Veikehr 
durdi  den  Zollverein  augebahnt  ist«. 

ünter  der  jetzigen  Bundesverfassung 
diese  Zwecke  zu  erreidien,  sei  unmöglich. 
Vielleicht  nur  in  einem  nationalen  Parla- 
mente am  Bunde  lasse  das  »einzige 
Bindemittel«  sich  schaffen,  das  den  wider- 
streitenden,iedenFort8chrittauf  militärischem' 
wie  ■wirtschaftlichem  Gebiete  vereitehaden 
Strebungen  fürstlicher  Sonderpolitik  einen 
au^eid^ndea  Qegendrack  zu  läeten  vet^ 
möge. 

Da  jedoch  Oesterreich  solcher  radikalen 
Umgesüdtung  dej^  Bundesver&tssung  aus 
freien  Stücken  me  zustimmen  werde,  die 
momentane  Konjunktur  aber  dem  Bruch  mit 
dem  Donaustaate  nicht  günstig  liege,  so 
riet  Bismiurck:  bei  Erneuerung  der  Zoll- 
vereinsverträge  ein  Parlament  am  Zoll- 
verein zu  konstituieren:  ein  solches  könne, 
bei  geschickter  Taktik,  das  Organ  werden, 
um  auch  auf  anderen  Gebieten  freie  Ver- 
einbarungen mit  den  deutschen  Staaten  an- 
zubahnen —  zunächst  vielleicht  auf  wirt- 
schaftlichem, dann  auf  militärischem  Gebiete. 

Vorläufig  solle  man  nur  »oäeu  und 
amtlich«  erklären,  dass  die  Bundesva&ssung 
sich  nicht  bewährt  habe,  einer  Reform 
schlechterdings  bedürfe  —dass  die  preussische 
Regierung  dem  Plane  eines  nationalen  Par- 
laments zunei^  —  über  diese  Frage  mit  den 
übrigen  ^^lerungen  verhandeln  werde, 
um  deren  Emverständnis  auf  Grund  freier 
Entschliessuu^  zu  erzielen,  bis  dahin  aber 
versuchen,  »m  freiwiUigea  lud  kündbaren 
Vereinigungen  neben  dem  Bunde  Surro- 
gate ft&  me  fehlenden  Bundesinstitutionen 
zu  schaffen«. 

Eine  solche  Erklärung  würde  einmal 
tiefen  Eindruck  in  Deutsi^and  machen  — 
sie  würde  aber  ferner  auch  der  prenssischen 
Regierung  ihre  Aufgabe  im  Innern,  der 
Kammer  ge^nüber  wesentlich  erleichtern. 

Den  Kömg  hatte  dies  Programm  sympar 
thisch  berührt.  Die  Idee  der  »freien  Ver- 
träge« —  von  Bismarck  schon  in  seiner 
Fnuikfurter  Zeit  vertreten  —  musste  ihm, 
dem  vor  allem  die  Reform  der  Bundeskriegs- 
verfassung am  Herzen  lag,  zusagen :  viel- 
leicht konnte  dies  Ziel  auf  dem  Umwege 
der  MiUlärkonventionen  durchgesetzt  werden. 

DasB  er  eine  Reform  des  Zc^verdns  für 
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notwendig  erachte,  hatte  er  schon  als  Ke- 
gent  in  seiner  ersten  Ansprache  an  die 
Minister  erklflrt.  Ob  er  allcnlings  mit  dem 
Projekte  des  Zoll-  bezOglich  des  Bundes- 
parlanients  einverstanden  war,  steht  dahin. 

Vielleicht  jreschah  es,  am  letcteren  Plan 
dem  KOnige  genehmer  zn  machen,  dara  Bismarck 
damals  Torschlng',  die  Abgeordneten  sollten 
nicht  dnrch  dös  deutsche  Volk,  sondern  durch 
die  Einzellandtage  gewählt  werden :  diefler  Modus 
gewähre  „einige  Bürgschaft  für  die  Intelligenz 
und  die  konserrative  Haitang  einer  solchen 
Vertretung".  Als  ,,au  und  für  sich  revolutionär" 
könne  —  wie  er  hinzuzufügen  fUr  nötig  hielt  — , 
da  doch  eine  YolksTertretnng  in  jedem  deutschen 
Staate  bestehe,  eine  analoge  Einrichtung  für  die 
Gesamtheit  „unmöglich  angesehen  werden". 

Auch  die  Ansieht,  das»  Preussen  danach 
streben  milsse ,  »moralische  Eroberungen« 
in  Deutschland  zu  machen,  hatte  KOnig 
Wilhelm  selbst  früher  kundgegeben. 

Zweifellos  war  nun,  dass  eine  Erkl&ning 
wie  die,  zu  der  Bismarck  drängte,  solche 
»moralische  Eroberungen«,  erbringen  —  nicht 
minder,  dass  sie  dazu  dienen  würde,  den 
Zwiespalt  zwischen  Regierung  und  Volk, 
der  in  Preussen  aus  der  Frage  der  Ärmee- 
reorganisation  herauszuwachsen  drohte,  wenn 
aoch  nicht  zu  beseitigen,  so  doch  zu  mildern. — 

Schon  lange  galt  der  Urheber  dieses 
Programms  den  wissenden  als  der  »kom- 
mende Mann«.  Aber  der  König  schwankte, 
ob  er  dem  Kriegsminister  v.  Roon  nach- 

feben  solle,  der  den  Eintritt  Bismarcks  in 
as  Kabinett  mit  Eifer  betrieb,  oder  den 
liberalen  Kollegen,  die  ihn  zu  hindern  suchten. 

Vor  einem  Jahrzehnt  hatte  er  dem 
»Landwehrieutnant«,  als  dieser  plötzlich 
zum  Bundesti^^Buidten  avancierte,  «einige 
graue  Haare  mehr«  gewünscht  Auch  jetzt 
noch  fürchtete  er,  dass  dieser  Feuergeist 
»die  Dinge  auf  den  Kopf  stellen«  —  das 
Staatsschiff  mit  Sturmeseile  auf  einem 
»nenen  Kurse«  vorwärts  treiben  werde. 

Statt  ins  Berliner  Kabinett  wurde  Bis- 
marck im  Sommer  1862  als  Botschafter 
nach  Paris  versetzt  —  »um  noch  etwas 
reifer  zu  werden«,  wie  er  spottete.  Aber 
wenige  Monate  darauf  {September  1862)  rief 
ihn  ein  Telegramm  Boons  zurück;  am 
23.  November  erfolgte  seine  Ernennung  zum 
Hioisterpräsideuten  und  Minister  des  Aus- 
wärtigen. 

fi.  1868—66. 

Nicht  damit  er  sein  deutsches  Programm 
durchführe,  sondern  um  die  Fehde ,  die 
über  die  Frage  der  Heeresreform  »zwischen 
dem  Hause  der  HohenzoUem  und  dem 
Hause  der  Abgeordneten«  entstanden  war, 
zu  Gunsten  des  Monarchen  auszufechten, 
war  Bismarck  an  die  Spitze  des  Staates 
gestellt  worden. 

Seit  Jahrzehnten  hatte  Bi<^  der  Prinz 


von  Preussen  mit  dem  Plane  der  Reorgani- 
sation der  Armee  getra^n;  zur  Regierung 
gelangt,  ging  er  mit  jugendlichem  Feuer 
ans  Werk.  Doch  die  zweite  Kammer  wollte 
die  beträchtliche  Erhfihnng  der  Präsenz- 
stärke der  Linie ,  die  Umgestaltung  der 
I^ndwehr  u.  s.  w.  nur  ^gen  Herabeetzmig 
der  Dienstzeit  auf  zwei  Jahre  zugestehen. 

Dies  Zugeständnis  glaubte  der  König, 
aus  militärtechnischen  urQnden,  mit  keinen 
Fall  machen  2u  dürfen.  Das  Henenhans 
war  auf  seiner  Seite.  Die  Afioister  rieten 
zu  einem  Kompromiss.  Nur  Roon  sah  in 
dem  VertuUten  der  liberalen  Mehrheit  ein 
grundbOses  Streben  nach  »Machterweiterung«, 
das  mit  allen  Mitteln  niederzuzwingen  seL 

Als  im  Herbst  ldG2,  dmt:h  Fenler  von 
beiden  Seiten,  das  Verhältnis  zwischen  Re- 
gierung und  Volksvertretung  so  gründlich 
verfahren  war,  dass  der  König  bereits  er- 
wogen hatte,  ob  nicht  seine  Abdankung  der 
einzige  Ausweg  aus  dem  Konflikte  sei,  be- 
schloss  er.  auf  Roons  Drängen,  noch  einen 
letzten  Versuch  durch  Benuung  Biamaroks 
zu  wagen. 

In  der  Unterredung  vom  22.  September 
1862  versprach  Bismarck  dem  Könige,  dass 
er  auch  »gegen  die  Majorität  des  Landtags 
und  deren  Beschlüsse«  die  Armeereorgani- 
sation vollbringen,  dass  er  in  diesem  Kampfe, 
wo  es  sicli  »um  königliches  Regiment 
oder  Parlaments herrschaft«  himdle, 
letztere  um  jeden  Preis  abwenden  werde 

—  >auch  dnrch  eine  Periode  der  Diktatur«:. 
Sicher  ist,  dass  Bismarck  damals  an  die 

Notwendigkeit  einer  «Diktaturi:  nicht  glaubte, 
geschweige  denn  sie  herbeiwünschte  — 
musste  doch  ein  absolutistisches  Reg^e  in 
Preussen  dessen  nationales  Prestige  schä- 
digen !  Aus  seineu  Briefen  von  60  62  er- 
hellt, dass  er  auf  em  schliessliches  Nach- 
geben der  zweiten  Kammer  hoffte,  und  ge- 
rade dann  hoffte,  wenn  er  berufen  würde. 
Ihm  w^erde,  meinte  er,  seine  »alte  Repu- 
tation von  leichtfertiger  Qewaltthätigkeit«  zu 
gute  k<»nmen.  »Man  denkt:  nanu  gehts 
los;  danii  sind  alle  Centralen  und  Halben 
zum  Unterhandeln  geneigt« 

Nicht  mit  Staats8trei(£^lÜBtenf  sondern 

—  wie  ihm  später  sogar  ein^  seiner  er- 
bittertsten Gegner  attestierte  —  mit  »libe- 
ralen Velleitäten«  trat  er  sein  Amt  an. 

Kdneswegs  gewillt,  die  zweite  Kammer 
zu  brüskieren,  gedachte  er  vielmehr  der 
Opposition  die  goldene  Brücke  zum  Rück- 
züge aus  der  verzwickten  Situation,  die  ihm 
weit  fataler  war  wie  ihr,  zu  bauen. 

Der  Konflikt  werde  zu  »tragische  ge- 
nommen; die  Regierung  wolle,  falls  es  mit 
Ehren  geschehen  könne,  die  Streitaxt  be- 
graben, erklärte  er  in  der  ersten  Sitzung 
der  Budgetkommission. 

Darüber  allerdings  liess  er  keinen  Zweifel, 
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dass   an   den  Hauptpunkten  des  Militär- 
programms  nicht  gerüttelt  werden  dürfe. 
Denn : 

tJIicht  anfPrettssens  Liberalismns 
flieht  DentBchland,  sondern  auf  seine 
Macht!  ...  Frenasen  mosB  seine  Macht  xn- 
aammenhalten  anf  den  günstigen  Augenblick, 
der  schon  einige  Mal  verpasst  ist  . . .  Nicht 
dnrch  Beden  und  HajoritätabesohlDsse  werden 
die  grossen  Fragen  der  Zeit  entschieden,  son- 
dern dnrch  Eisen  und  Eint." 

Aber  die  liberale  Mehrheit  behairte  bei 
ihrem  runden  Nein. 

Vor  die  Wahl  geBtellt,  entweder  wider 
die  Verfassung  zu  regieren  und  so  der 
preussischen  Regierung  arge  »moralische 
Niederlj^n«  in  der  öffentlichen  Meinung 
zu  bereiten. 

oder  auf  die  Heeresreform  zu  verzichten 
uad  so  dem  preuss^chen  Staate  die  realen 
Machtmittel  vorzuentitialten , '  ohne  die  eine 
erfolgreiche  deutsche  Politik  auch  weiterhin 
unmöglich  blieb,  wAhlte  Bismarck  die  erstere 
Alternative. 

Da  aUe  bisherigen  Versuche,  die  Eii^s- 
verfassuDg  des  Bundes  umzagestalteD,  ge- 
scheitert waren  —  da  auch  der  Plan  der 
MilitAikonventionenbisher  nur  einen  winzigen 
Erfolg  zu  verzeichnea  hatte,  so  musste 
Freussen  sich  mit  dem  Masse  miütariacher 
Energie  ausrüsten,  das  ihm  gestattete,  aus 
eigener  Kraft  die  Schlachten  zu  schlagen, 
die,  aller  Voraussicht  nach,  den  Preis  der 
nationalen  Einheit  bilden  würden. 

Die  Durchführung  der  Heeresreform  war 
die  Vorbedingung  der  Erfüllung  des  deut- 
schen Einheitstraura  s.  Wie  aber  damals  die 
innerpolitische  Lage  in  Preussen  stand, 
musste  jenes  Unternehmen  den  Minister- 
präsidenten verfeinden  mit  dem  National- 
verein, mit  der  nationalen  Presse  —  mit 
allen  denen,  die  gleich  ihm  vom  »teutonischen 
Teufel«  ergriffen  waren. 

Wie  einst  der  deutsch  und  liberal  ge- 
sinnte Abgeordnete  in  das  Lager  der  »spe- 
cifisch  preussisclxeQf  Reaktionäre  gedrängt 
worden  war,  weil  er  die,  deren  Ideale  er 
teilte,  auf  Irrv,'egen  wandeln  sah,  so  wurde 
jetzt  der  Ministerpräsident  gezwungen,  seine 
Helfer  in  der  konservativen  Partei  zu  suchen, 
die,  indem  sie  für  die  Heeresreform  stritt, 
durchaus  andere  Zwecke  verfolgte  wie  ihr 
»alter  Herr«. 

Den  Konflikt  begrüsste  sie  als  eine  gute 
Chance,  den  König  ganz  in  ihr  Fahrwasser 
hinüberzuziehen,  für  künftii;  der  Wieder^ 
kehr  des  »liberalen  Schwindels«,  mit  dem 
seine  Regierung  begonnen ,  vorzubeugen. 
Das  Militärprogramm  wollte  sie,  wenn  über- 
haupt, so  doch  nicht  in  erster  Linie  um  der 
nationalen  Sache  willen,  sondern  deshalb, 
weil,  nach  Einschmelzung  der  »demokra- 
tisdien«  Landwehr  in  die  Linie,  das  Heer 
ein  gefügigeres ,  zuverlässigeres  Werkzeug 
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in  der  Hand  des  Geuvemements  sein  würde 
—  das  von  ihr  regiert  wäre.  »Gegen  Demo- 
kraten helfen  nur  Soldaten«  —  seit  1848 
hatte  die  Junker-  und  Militärpartei  nichts 
gelernt  und  nichts  vergessen. 

Wenn  aber  der  Kladderadatsch  (1862) 
mit  den  Versen: 

„Die  neue  Aera  ganz  zu  ecrasieren, 
und  was  in  der  Verfassung  ims  fatal 
gilt  es,  erst  gänzlich  fortsnrevidieren" 
auch  auf  Bismarck  zielte  —  und  damit  aus- 
sprach, was  dem  ganzen  liberalen  Deutsch- 
land als  der  innerste  Kern  der  Politik  des 
Premiere  galt  —  so  irrte  er  gewaltig. 

Man  wusste  nicht,  dass  Bismarck,  als, 
Ende  1857,  der  Prinz  von  Preussen  ihn  be- 
fragt, ob  er  die  Verfasstmg  annehmen  oder 
zuvor  eine  Revision  fordern  solle,  dringend 
geraten  hatte,  nicht  au  dem  Bestehenden 
zu  rühren: 

„Preussens  Ansehen  in  Deutschland  würde 
durch  einen  Zwist  zwischen  Krone  and  Landtag 
gemindert  werden,  die  Parteinahme  gegen  den 
beabsichtigten  Schritt  in  dem  liberalen  Deutsch- 
land eine  allgemeine  sein";  die  „innere  C^e- 
Bchlossenheit"  müsse  erhalten  bleiben. 

Man  wusste  nicht,  dass,  als  1863  die 
Möglichkeit  eines  russisch-preussischen  Bünd- 
nisses zum  Zyeck  gemeinsamen  Krieges 
gegen  Oesterreich  und  damit  die  Möglich- 
keit ,  gestützt  auf  äussere  Erfolge ,  der 
»Ueberhebung  der  Landtagsmajorität  ein  ge- 
waltsames Ende  zu  machen«,  sich  darge- 
boten hatte,  Bismarck  aus  dem  nationalen 
Gesichtspunkt  den  König  bestimmt  hatte, 
diese  Versuchung  von  sich  zu  weisen. 

Auch  1866  wieder,  als  Abgeordnete  der 
Bechten,  kurz  nach  dem  Siege  von  Eöuiggrätz, 
in  Prajg  eintrafen,  um  den  König  zu  drängen, 
den  Stimmangswechsel  im  Lande,  die  gewaltige 
Yeratärkong  der  konservativen  Fraktion  dnrch 
die  Landtagswahlen  vom  3.  Juli  im  rei^onftren 
Sinne  aaszuhenten  —  die  Verfassung  zu  suspen- 
dieren and  zu  revidieren,  jedenfalls  die  „Aon- 
fliktmajorität"  aus  den  Angeln  zu  heben  — 
widersetzte  sich  Bismarck  der  „Demütigung"  der 
liberalen  Opposition,  zu  der  der  König  ursprüng- 
lich neigte,  deshalb,  weil  damit  ,,der  natio' 
nalen  Politik  Fnussens  die  Sehnen  dnrdi- 
Echnitten  ...  die  Bahn  dentscher  Politik  ver- 
schüttet worden  wftre". 

Die  preussische  Verfassung,  schreibt  er, 
bei  Erwähnimg  dieser  Vorgänge  m  den  „G.  n.  E.", 
enthalte  eine  ganz  gerechte  Verteilung  der  ge- 
setzgebenden Gewalt;  sie  sei  „in  ihrem  Hanpt- 
princip",  des  Gleichgewichts  der  drei  Faktoren 
„ganz  vernünftig"  . . .  „Wir  hatten  nicht  nOtig, 
an  ihr  Erhebliches  zn  bessern." 

Auf  grösserer  Bühne  und  in  längerer 
Scene  kehrte,  während  der  ersten  sechziger 
Jahre,  fiir  Bismarck  die  Situation  wieder, 
in  der  er  sich  im  Dezember  1850  befunden 
hatte.  Da  er  seine  wahren  Zide  nicht 
deutlich  offenbaren  konnte,  musste  er  es 
hinnehmen,  dass  man  ihn  verkannte  und 
schmähte  wie  damals  —  ihn,  der  das  konsti- 
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tntionelle  "Wesen  schitmte  vor  den  Umtrieben 
der  Reaktionäre  vie  vor  den  absolutistischen 
Anvandlungen  des  Monarchen,  brandmarkte 
als  den  »servilen  Landjtmker' ,  der  das  Volk 
verderbe,  lun  einem  irrenden  Jflrsten  zu  Ge- 
fallen zu  Hein. 

Und  allerdings  —  "wie  es  seine  stolze 
Art  war,  that  Bismarck,  nachdem  er  den 
Oelzweig  von  A^ignon  "wieder  in  sein  Taschen- 
buch gelegt  hatte,  wenig  oder  nichts,  um 
den  mischen  Schein  zu  zerstören.  Aufs 
ftusserste  gereizt  dm'ch  die  ungerechte  Be- 
urteilung, die  er  bei  den  Liberalen  fand, 
wurde  seine  Sprache  ihnen  gegenfiber  schrof- 
fer und  schroffer  —  gegenüber  dieser  Oppo- 
sition, die  das  Bndgetrecht  der  zweiten 
Kammer  dahin  missbraiichen  wolle,  »jedes 
Jahr  die  Existenz  der  preussischen  Armee  in 
Frage  zu  stellen«  und  so  die  in  der  Verfas- 
sung verbriefte  monarchische  Präro^tive  der 
Entscheidung  Über  Krieg  und  Fneden  zu 
beseitigen  —  die  sich  »als  Hofkriegsrat 
einsetze,  von  dessen  Zustimmung  die  Aktion 
der  Krone  abhängt«;  gegenüber  diesen  »un- 
zünftigen«  Politikern,  die  »vom  Kriegführen 
bis  zum  Hundeflöhen  alles  besser  verstehen 
als  sämtliche  gelernte  Fachmänner« ;  die 
trotz  ihrer  klägüchen  Impotenz,  das  ver- 
wickelte Schachspiel  der  Staaten  zu  be- 
greifen ,  sich  vermessen ,  die  auswärtige 
Politik  der  preussischen  Grossmacht  durch 
die  Handhabung  der  Bndgetschraube  zu 
diiigiereu.  — 

vereint  »mit  dem  rechten  und  einzigen 
Alliierten  Preussens,  dem  deutschen  Volk*., 
mit  dem  Landtage,  der  eine  Macht  in 
Deutsdiland  werden,  die  Gnmdlage  -»unserer 
hegemonischen  Bestrebtmgcn«  bilden  sollte, 
mit  der  Presse,  dem  »mächtigsten  Hilfs- 
mittel unserer  auswärtigen  Poutik»,  hatte 
der  Gesandte  von  Bismarck  den  Dualismus 
beseitigen  und  den  neuen  Bund  mit  preus- 
sischer  Spitze  errichten  wollen.  Wenn  er 
der  höchsten  Stelle  im  Staate  begehrte,  so 
um  dieser  Perspektive  willen. 

Jetzt  stand  das  Volk,  die  zw^te  Kammer, 
die  »pnblizistisdie  Meinung«  mit  leiden- 
schaftfichem  Hasse  wider  ihn. 

"Wohl  hatte  er  zu  An&ng  seiner  Be- 
gienmg  Schritte  zu  Gunsten  eines  2iOll- 
pu-laments  gethwi,  und  ein  Jahr  darauf 
{Herbst  1863)  dem  österreichischen  Coup 
des  IVankfurter  Fürstentages  ein  Programm 
entgegengestellt,  das  über  jenes  von  1861 
hinausging,  indem  es  ein  Bundesparla- 
ment, gewählt  auf  Grund  des  a  1 1  g  e  - 
meinendirektenWahlrechtSjforderte. 

Aber,  wurde  er  auch  um  solcher  »revo- 
lutionären« Tendenzen  willen  von  seinen 
Gegnern  bei  Hofe  dem  Könige  als  »ver- 
kappter Demokrat«  demmziert  —  der  Libe- 
raUsmus  vermochte  in  dem  Mann,  der  das 
Budgetrecht  gebrochen  —  der  während  des 


I  Polenaufstandes  dem  Zaren  Hilfe  leistete 
—  der  in  der  schleswig-liolsteinischen  Fn^ 
gegen  die  populäre  Kandidatur  des  Aii^steu- 
burgers  operierte  und  das  Bündnis  mit 
Oesterreich  einging,  nur  einen  »Hßiktio- 
när«  von  reinstem  Wasser  zu  erblicken. 

Selbst  Herr  t.  Uomh,  der  nach  der  Ans- 
spracbe,  die  er  1860  mit  dem  Petersbiuger  Ge- 
sandten gehabt,  gemeint  hatte,  dieser  wfirde 
ihm  als  auswärtiger  Hinister  lieber  sein  wie 
der  liberaliaierende  H.  v.  Schleinitz,  konnte  jetzt 
den  Schlüssel  znm  Verständnis  der  Bismarckseben 
Politik  nur  in  dem  Plane  der  NeabetrrilDduag 
der  „heiligen  Allianz"  finden:  —  „die  absoln- 
tistiscben  oder  absolutistisch  gesinnten  Kegie- 
nuigen'*  zuaamnienznscharen,  nm  „jeder  ge- 
rechten und  billigen,  so^ar  jeder  verfassunn- 
mässigen  Forderung  des  Volkes  mit  den  Waffen 
entgegenzutreten  nnd  sich  dabei  g^enseitig  zu 
unterstfitzen*'. 

Und  so  blieb  die  parlamentarische  Mehr- 
heit dabei,  »diesem  Ministerium  auch  nicht 
einen  Thiiler  zu  bewilligen«. 

Erst  im  Lichte  der  Sonne  von  Kfinig- 
grätz  fand  die  liberale  Opposition  den 
Schlüssel  zu  der  PoUtik  von  »Blut  und 
Eisen«  —  die  das  preussische  Schwert  nicht 
für  die  Reaktion,  Bond«rn  für  die  Erfflllung 
des  deutschen  Einheitstraums  —  nicht  für 
eine  zweite  heilige  Allianz,  sondern  gegen 
<^esterreich  geschärft  hatte,  und  die  »entente« 
mit  Russland  nur  gesucht,  um  dessen  Neu- 
tralität zu  sichern. 

Hatte  man  dem  Ministerpräsidenten 
früher  den  Vorwurf  gemacht,  dass  er  »die 
auswärtige  Politik  n\ir  als  Mittel  für  die 
innere'^,  zum  Zweck  des  Sieges  der  Krone 
über  das  Parlament,  betreibe,  so  wurde 
jetzt  klar,  dass  umgekehrt  seine  innere 
Politik  wälirend  dorKonüiktsjahre  im  Dienste 
der  auswärtigen  gestanden  hatte ,  in 
letzter  Linie  aus  dem  Motive,  die  Lösung 
der  deutschen  Frage  zu  bewirken,  orientiert 
gewesen  war. 

1866—76. 

Ehe  er  als  Frucht  der  Si^e  diejenige 

Solitische  Situation  einbringen  diirfte,  die 
as  nationale  Interesse  erheischte ,  musste 
Bismarck  nach  dem  böhmischen  Feldzuge 
noch  harte  K^pfe  durchfechten  —  Kämpe 
mit  dem  Könige,  den  Prinzen,  den  Gene- 
ralen, in  denen  der  preussische  Partikularis- 
mus begehrlich  sich  regte ;  mit  den  Reaktio- 
nären, die  den  Herrscher,  dessen  dynastisches 
Gefühl  durch  die  Haltimg  der  »Konflikts- 
raajorität«  auf  das  schwerste  gekränkt  war, 
zur  Rache  an  der  Opportion  aufstachelten. 

Schliessüch  aber  gelang  ihm  doch,  dem 
Frieden  von  Nikolsburg  eine  Form  zu  geben^ 
die  hoffen  üess ,  dass  dereinst  die  Süd- 
deutschen Staaten  ohne  Groll  im  Herzen 
dem  Norddeutschen  Bunde  sich  ansdüiessen 
würden,  und  den  König  zu  überzeugen, 
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<Ias8  es  notwendig  sei,  'den  pariamenta- 
riSchen  Oegnem  eine  goldene  Brücke  zu 
bauen  —  den  inneren  Frieden  Freiissens  her- 
zustellen, um  von  dieser  festen  Baais  aus 
die  deutsche  Politik  fortzusetzen«. 

Als  der  MinisterpTäsident  den  Gesetz- 
entwurf betreffend  die  Erteilung  der  In- 
demnität einbrachte  (September  18(iG),  sprach 
er  die  Zuversicht  aus,  nunmehr  gemeinsam 
mit  der  zweiten  Kammer  an  der  Vervoll- 
kommnung der  innerea  Vnhältuisse  arbeiten 
zu  können. 

„Wir  wollen  den  Grad  von  Freiheitsent- 
wickelnng,  der  mit  der  Sicherheit  des  Ganzen 
nur  irp:end  verträglich  ist."  Dabin  zu  streben, 
Bei  „die  Pflicht  j^er  ebrlicbeu  Regierung'". 

Das  war,  in  kurzem  Satze,  das  Programm 
der  Nationalliberalen.  Und  bald  klagte  die 
konservative  Partei,  dass  der  Minislerpräsi- 
dent den  »Gesinnungsgenossen,  mit  denen 
er  nach  Gottes  Ordnung  zusammengehen 
müsse«,  nicht  einmal  ^ein  freundlich  'W'^ort 
gönne« ,  konnte  und  wollte  es  nicht  fassen, 
dass  er  jetzt  »im  breiten  Strome  des  Libe- 
raUsmuB«  schwamm. 

Aber  —  schon  in  den  fOnfzieer  Jahren 
war  Bismarck  der  Fraktion  Stahl  innerlich 
immer  fremder  geworden,  wenn  er  sich 
auch  noch  zu  ihr  zählte.  Oft  ^enug  hatte 
seine  das  Jjegitimitätsprincip  ignorierende 
auswärtige  Politik  —  besondeis  betreffs 
des  Verhältnisses  zu  Napoleon  III.  —  und 
nicht  minder  seine  »revolutionäre«,  deutsche 
P(^tik  scharfen  Tadel  seitens  '»der  Ketzer- 
richter im  eigenen  Lager«  erfahren.  Der 
Mann,  der,  wenn  es  nicht  anders  ging, 
1866  die  ungarischen,  1870  71  die  itidie- 
nischen  Demokraten  mobil  gemacht  hätte 
zu  Gunsten  der  nationalen  Sache  —  der 
von  jeher  das  » sperafische  Prenssentum « 
nur  ins  Feld  geführt,  wenn  Gefahr  drohte, 
dass  Preussens  Macht  zu  Schaden  Deutsch- 
lands geschmälert  werde  —  der,  nachdem 
der  norddeutsche  Bund  begriindet,  sich  nicht 
scheute,  den  »prenssischen  Pai-tikulai'ismuS" 
als  seinen  schlimmsten  Feind  zu  kenn- 
zeichnen —  er  war  weit  entfernt,  ein  *  Ge- 
sinnungsgenosse« seiner  Standesgenossen 
zu  sein. 

Das  ^zornige  Fraktionsmitglied hatte  sich 
in  den  kfihl  rechnenden  »Mann  des  StaatS'- 
gewandelt,  dem  jede  Fraktion  gleich  wert 
war,  sofern  sie  die  Balm  wandelte,  die  dem 
jnationalen  Ziele«  zufilhrte.  De.'shalb  war 
er  in  der  Konfliktszeit  der  Verbündete  der 
Konservativen  gewesen ;  deshalb  nahm  er 
jetzt  immer  engere  Fühimig  mit  der  liberalen 
Mittelpartei. 

Die  konservative  Fraktion  vermochte 
sich  nicht  in  die  neue  politische  Konjunktur 
hereinzufinden.  Sie  begriff  nicht  —  wie 
auch  Koon  rügte  —  dass 
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wesentlich  andere  sein  müssen  als  zur  Zeit  des 
Konflikts"  ,das3  sie  eine  Partei  des  kon- 
servativen FortsoLritta  werden  müsse,  und  die 
Kelle  des  Heiniuschuhs  aufgeben,  so  wesentlich 
und  notwendig  auch  solche  zur  Zeit  der  Ueber- 
raacht  des  demokratischen  Fortschritts  und  der 
damit  angedrohten  demagogischen  Ueberstür- 
zung  sein  mochte." 

Zunächst  schmollte  sie  nur.  Als  aber 
im  Februar  1868  die  Vorlage  betreffend 
Ceberweisung  von  Beständen  des  ehemaligen 
Domanialfonds  an  die  Provinz  Hannover 
beraten  ward,  kam  es  zwischen  Bismarck 
und  den  Konsen'ativen ,  die  die  Ueberwei- 
siing  als  eine  Ungerechtigkeit  g^n  die 
alten  Provinzen  ansahen,  zum  eisten  scharfen 
Zusammen  stoss. 

Aufgebracht  durch  den  Widerspruch 
einer  Partei,  äderen  Basis  vorzugsweise  das 
Vertrauen  zu  der  jetzigen  Eegienmg  ge- 
wesen«, die  auf  das  Programm  des  Kabinetts 
gewählt  worden  sei,  hielt  er  der  Rechten 
eine  eindringliche  Vorlesung  über  ihre 
Pflicht,  ihn  in  jeder  wichtigen  ]>olitischen 
Frage  zu  unterstützen.  »Verweigern  Sie 
uns  Ihre  Stimmen,  so  mfissen  wir  uns  eine 
andere  Majorität  suchen»;. 

Handelte  es  sich  für  Bismarck  bei  jener 
Vorlage  einmal  danim,  in  Hannover  für 
das  neue  Regime  Stimmung  zu  machen, 
so  weiter  um  eiuen  bedeutsamen  Schritt  zur 
Decenti-alisation  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
waltung —  einen  Schritt  im  Geüte  der 
Steinschen  Gesetzgebung,  deren  Weiter- 
führung  das  erste  grosse  Ziel  der  inneren 
Politik  Bismarcks  gewesen  war. 

„Ein  Zustand  muss  so  bald  als  mSglich 
anihtiren,  in  welchem  äber  jeden  2^un,  Uber 
jede  Brilckenbohle  durch  fünf  Instanzen  ge- 

gangen  wird,  in  dem  schliesslich  die  beiden 
äussersten  Pole,  die  Bezirksgendarmen  und  die 
Geheimräte  des  Ministeriums,  die  eigentlich 
Entscheidenden  in  jeder  specieUen  Sache 
sind."  Es  sei  die  Absicht  des  Kabinetts, 
„sämtlichen  Provinzen  einen  TeU  des  Bud- 
gets zur  Verwaltung  zu  überweisen",  ihnen  alle 
die  Angelegenheiten  zu  Überlaasen,  die  „besser 
vom  provinziellen  als  vom  centralisierten  Stand- 
punkte gestaltet  werden  können". 

Gegen  die  zunächst  nur  Hannover  zu- 
gedachte Gunst  hatte  das  Altpreussentum 
der  Konser^•ativen  sich  aufgelehnt;  gegen 
die  Kreisordnung,  deren  Vorspiel  jene 
war,  empörte  sich  das  Junkertum.  Diese 
Kreisordnung,  obgleich  sie  dem  Gi-ossgrund- 
besitzerinteresse  weit  entgegen  kam,  dünkte 
den  Feudalen  viel  zu  liberal;  nur  durdi 
eine  sministerieUe  Vergewaltigung«,  wie  sie 
es  nannten ,  durch  einen  Pairsschub  im 
Herrenhause ,  konnte  die  Regierung  sie 
durchsetzen. 

Den  Konservativen  wurde  jetzt  das 
gleiclie  Schicksal  zu  teil,  wie  in  der  Kon- 
fliktszeit deu  Liberalen  —  der  Ministerprft- 
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sident  bewies  ihuen ,  dass  man  -^auch  ohne  I 
sie  Tc^eren<.  kr>Dne. 

Hit  den  Vorlagen  des  Schulaufsichts- 
nnd  des  CivUchc^setzes  sticss  er  wider 
das  »christliche'.  Fiincip  derer  um  Kleist- 
Betzow  und  Blanckenburg.  Die  Rechte  wollte 
die  Loka]iDsi>ektion  fil>er  die  Volksschule 
gesetzlich  den  <.)rtsgei8tlichen  zusprechen 

—  auch  in  Polen  —  während  der  Regie- 
niDgsentwnirf  den  Beh/^rden  freie  Hand  in 
der  Wahl  dos  Schidinspektors  Hess. 

Nachdem  die  > konservative  Partei  evan- 
gelischer Konfession"  die  Frage  dahin  auf- 
geblälit  hatte,  als  »wollten  wir  den  evan- 
gelischen Stiat  auf  den  Kopf  stellen , 
replizierte  Bismarek  als  der  Vertreter  der  ■ 
nationalen  Konfeission :  fiir  ihn  sei  der  Haupt- 
punkt des  Gesetzes,  dass  «unsere  bisher 
nicht  deutschsprecheiiden  Landsleute  Deutsch 
lernen«. 

Auch  dies  Oesetz,  das  endlich  den  Ar- 
tikel 24  der  i)reussischen  Verfassung  zur  i 
Ausführung  brachte,  kam  erst  zu  Stande, 
nachdem  Bismark,  unbeirrt  d\wch  die  seitens 
der  Kreuzzeitungsmänner  inscenierte  Massen- 
petition —  man  wolle  die  Schule  ^zur 
Pflegstätte  des  Atheismus,  der  Revolution, 
Sozialdemokratie  und  Un Sittlichkeit  machen« 

—  dem  Herrenhause  gedroht  hatte,  dass 
die  Regierung,  um  es  dun-hzust-tzcn,  vor 
keinem  konstitutionellen  Mittel  ziirfick- 
schrecken  wordc.  Sie  wolle  nicht,  wie 
man  ihr  vorwerfe,  mit  den  Konservativen 
brechen,  diese  aber  hätten  alles  gethan,  um 
die  Begienmg  dalün  zu  bringen,  «ihre  An- 
leitung mehr  nach  links  zu  suchen«. 

Gegen  die  obligatorische  Civilehe  liatte 
Bismark  selbst  zuerst  "Widerspruch  erhoben 

—  nicht  zwar  aus  cliristlichen  Bedenken 
wie  die  Konservativen,  denn  er  hielt  ^mit 
Luther  die  Eheschliessiing  für  eine  bürger- 
liche Angelegenheit«:  —  sondern  aus  der 
Achtimg  -»TOr  der  bestehenden  Sitte  und 
der  Ueberzeuguug  der  Massen«..  liess 
aber  den  AVidersprudi  fallen  auf  Grtmd  der 
Erwügung,  dass  durch  diese  Einrichtimg 
die  Macht  des  Staates  eine  Steigerung  er- 
fahren werde. 

Auf  den  engen  Eauaalkonnex  zwischen 
diesen  beiden  Oesetzen  und  dem  „Kulturkampf" 
kann  hier  nicht  eingegfangen  werden.  Die 
Kirchenpolitik  bildet  ein  Thema  tUr  sich ;  es 
würde,  bei  einer  anch  nur  flflehtigen  Skizze,  zu 
viel  Raum  beanspruchen. 

Kreisordnung,  Schulaufsieht-,  Civilehe- 
gesetz  wurden  von  dem  Jlinisterpräsideuten 
Schulter  an  Schulter  mit  der  Linken  durch- 
gekämpft gegen  die  heftige  Gegnerschaft 
der  Konservativen,  die  scliliesshch  bis  zu 
blinder  Wut  —  in  den  Äera-Artikeln  der 
Kreuzzeitung  und  dem  Fehdebriefe  der 
■■Dekleranten<.  bis  zu  einem  Siedegrade  des 
Hasses  sich  steigerte,  wie  ihn,  selbst  in  den 


I  heissestea  Tagen  der  Eonfiiktszeit,  die  Fort- 
schrittspartei nicht  g^Ohlt  hatte. 

Seiner  pessimisdsdien  Aufbusui^  gemSss 
hat  Bismaixik  den  Brudi  der  Konser^tiven 
mit  ihm  —  wie  er  es  nannte  —  aus  per- 
sönlichen Motiven  eridftren  wollen:  er  sei 
den  Standesgenossen  zu  hoch  gestiegen. 
In  Wahrheit  war  es  nicht  der  Keid  der 
Barone  gegen  den  Ffiraten ,  sondern  die 
Differenz  der  politischen  Grunaanschauungen, 
die  die  borussisch-feudal-hochkirchlichePÜtei 
von  dem  Staatsmann  trennte,  der  nur  dem 
Kom|tass  der  nationalen  Idee  folgte.  — 

Auch  in  der  Reich spoiitik  trat  diese 
Differenz  hervor;  auch  hier  währte  für  ein 
'  Jahrzehnt  die   <  Mesalliance    des  Kfmzlers 
mit  den  Liberalen. 

Verfassungspolitik.  Dem  »mehr 
preussiscben  wie  deutschen  Nationalgefühl' 
der  Konservativen  war  das  kaiserliche 
Deutschland  eine  fragwürdige  Emmgen- 
I  Schaft.  Den  »kopflosen  Eintritte  von 
Hessen,  Württembe:^,  Baden  in  den  Bund 
beklagten  sie,  weil  damit  die  Mehrheit 
des  deutschen  Parlaments  notwendig  »ver- 
lästern' müsse.  Damit  nicht  —  wie  aus 
ihren  Reihen  wolU  prophezeit  wurde  — 
schliesslich  die  Republik,  der  Verfall  der 
Armee ,  die  Zerstöning  der  Kirche  und 
Atlieisienmg  der  Schule  die  Folge  soldier 
politischen  Konstellation  sei,  forderten  sie  — 
zuerst  für  die  norddeutsche  Verfassung, 
dann  für  die  des  Reichs  —  die  Einführung 
einer  Pairskammer,  eines  Organs  der  Stetig- 
keit ,  eines  Bollwerks  zum  Schutz  von 
Monarchie,  Heer  und  Christentum. 

Dangen  wurde  seitens  der  Demokratie 
der  Stil  des  neuen  Gemeinwesens  als  »re- 
aktionärer, wie  er  gar  nicht  gedacht  werden 
kann«: ,  ^kennzeichnet  —  als  »ein  ScÄiein- 
konstitutionalismuB  in  rohster  Form,  der 
nackte  CacsarismuBc  (Bebel).  Deshalb  nämlich, 
weil  der  Bundesrat  dem  iWlament  gleich- 
berechtigt sein,  die  Macht  haben  sollte,  im 
Widerspruch  mit  dem  -'Volkswillent.  den 
Status  <]U0  zu  konservieren. 

Gegen  die  Konservativen  setzte  Bismarck 
durch,  dass  die  Errichtnng  einer  als  »Hemm- 
schuh'  gedachten  Pairskammer  unterblieb. 
Gegen  die  Radikalen  verteidigte  er  den 
Bundesrat.  »Diese  Art  von  Oberhaus,  in  der 
der  König  von  Preussen  Primus  inter  pares 
ist«,  sei  durch  den  förderativen  Cha- 
rakter des  Reichs  unbedingt  geboten,  und 
stehe  dm-chaus  im  Einklänge  mit  den  libe- 
ralen Verfassungsprincipien. 

Denn  die  Voten  dea  Bundesrats  seien  das 
Erjrebnia  der  Entschliessnn^fen  „von  lauter 
(Staaten,  die  sich  einer  freien  parlamentari- 
schen Verfassung  erfreuen. "  In  dem  Votum 
jedes  einzelnen  Bundesstaates  sei  „die  Diago- 
nale aller  der  hier  thätigen  KrÜTte  enthalten 
. . .  das  Yotuni  der  Krone,  modifiziert  durch  die 
Einflüsse  der  Landesvertretnng,  vor  welcher 
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dos  Knisterinm  flb*  die  Art,  wie  es  im  Bim- 
dflsrat  abstimmen  IftBit,  Terontwortlich  ist". 

Und  "wenn  die  Fflhrer  der  NationaUibe- 
TÜeD  die  »diktatorische«  SteUnng,  die  die 
Verfassung  dem  Kanzler  einräome«  be- 
mfikelten  und  auf  Rochsministmen  diftng- 
ten,  Bo  %ies  er  darauf  hin,  dass  doch  der 
erste  Beamte  des  klassischen  Landes  des 
Konstitutionalismus  sidi  gleicher  MachtfOUe 
erfreue. 

Im  Punkte  des  Wahlsystems  zeigte  sich 
der  Kanzler  liberaler  als  selbst  der  fortge- 
scluittene  Liberalismus.  Einst  hatte  er  das 
Frankfurter  Reichswahlgesetz  v,  12.  April 
1849  mit  schneidender  Schärfe  Tmui;eLlt  — 
eine  Mehrheit ,  die  hervorgehe  aus  dem 
iLottospiel«  des  allgemeinen  "Wahlrechts, 
biete  nicht  die  mindeste  Garantie  »der  Ur- 
teilsfähigkeit oder  auch  nur  des  guten 
Willenst..  Jetzt  liess  er  auf  Grund  der  — 
nur  wenig  modifizierten  —  Bestimmungen 
jenes  Gesetzes  die  Abgeordneten  des  ersten 
norddeutschen  Reichstags  einberufen  und 
vertrat,  dass  dessen  Principien  in  die  Ver- 
fassung Aufnahme  fänden :  denn  das  allge- 
meine Wahlrecht  sei  ^ein  Erbteil  der  Ent- 
Wickelung  der  deutsdien  Einheitsbestre- 
bungen«; auch  kenne  er  vkein  besseres«, 
ziehe  es  dem  ganz  'elenden«  preussischen 
Dreiklassenwahlrecht  bei  weitem  vor.  Seine 
lursprüngliche  Forderung  der  Oeffentlichkeit 
der  Stimmabgabe  liess  er  bald  fallen  und 
hielt  nur,  mit  Ei-folg,  seinen  Widei-spnich 
gegen  die  Gewährung  von  Diäten  aufrecht. 

Dass  der  « Erzreaktionär''  von  1R48. 50 
jetzt  die  »stärkste  aller  freiheitlichen  Künste« 
zur  Anwendung  brachte  —  solche  sdiroffe 
Wandlung  des  politischen  Credo  erregte 
bei  vielem  Missttanen. 

In  diesem  das  Proletariat  mit  gleichem 
Rechte  wie  die  Besitzenden  imd  Gebildeten 
ausstattenden  Wahlsystem  witterten  sie  ein 
Duiaei^schenk  des  macchiavellistischen 
Staatsmannes,  gegeben,  um  das  liberale 
Bürgertum  im  Schach  zu  halten  —  »ein 
tief  an^lcgtes  Komplott  gegen  die  Boui^ 
geoisie  m  Verbindimg  mit  den  Massen«. 

Iq  Wahrheit  war  —  wie  Bismarck 
bei  dieser  Gelegenheit  versicherte  — 
seine  Verfassungspolitifc  frei  von  solchen 
»Hintergedanken«.  Sie  entsprang  aus  der 
Veberzeugung :  die  s  fortschreitende  Einigung 
Deutschlands  erfordere ,  dass  "ftTT  immer 
liberaler  werden  müssen«. 

Die  Konservativen ,  die  1867  gehofft 
hatten,  dass  »der  grosse  Sarastro  die  libe- 
rale Flöte  nm-  wegen  des  Zollparlaments« 
spiele«,  d.  h.  nur  mit  Rücksicht  auf  die  süd- 
deutschen Kammern,  die  er  zunächst  kirre 
machen  wolle,  täuschten  sich  —  der  Kanz- 
ler wollte  ein  dauerndes  Bündnis  mit  dem 
nationalen  Liberalismus,  weil  er  in  ihm  das 
wirksamste  Werkzeug  sah,  sein  Programm 


der  »YerdeutschnDg  ä  tout  prix«  (Boon) 
durchzufühlen.  — 

Wirtschaftspolitik.  HattederBon- 
destags^esandte  jede  legislative  Aktion  auf 
ökonomischem  Gebiet,  sofern  sie  sich  »am 
Bunde  und  durch  den  Bund«  vollziehen 
sollte,  zu  hintertreiben  gesucht,  so  erklärte 
der  Kanzler  sofort  nadi  Errichtung  des  Zoll- 
parlaments, dass  dieses  vor  die  Aufgabe  gestellt 
werden  werde,  nicht  nur  die  Gesetzgebung 
über  Zollsachen,  sondern 

,.die  meisten  der  übrigen  Titel  der  mate- 
riellen Wohlfahrt  sowie  mancher  der  formalen 
Gesetzgebung,  über  Prozesswesen  n.  b.  w.,  all- 
mählich  sich  anzueignen  und  darüber  gemein- 
same Bestimmungen  für  ganz  Deutschland  her- 
beizuführen". 

Bisher  nur  nach  aussen  —  als  Zoll- 
verein —  ein  Ganzes,  sollte  jetzt  die  deutsche 
Volkswirtschaft  auch  im  Innern  enger  und 
enger  verwachsen  kraft  eines  einheit- 
lichen Wirtschaftsrechts,  begründet  auf  das 
Principder  »freien Bewegung«  (s.obenS.911). 
Musste  sclxon  die  Gleicldieit  des  Rechts 
einen  guten  Kitt  für  den  Reichsbau  ab- 
geben —  wenn  alle  Fesseln,  die  bisher, 
hier  mit  schwererem,  dort  mit  leichterem 
Druck,  auf  dem  Erwerbstieiben  gelastet 
hatten,  fielen,  wenn  Arbeitskräfte  und  Kapi- 
talien in  voller  Freiheit  von  Staat  zu  Staat, 
hinüber  und  herüber,  sich  bewegen  dinften, 
so  musste  der  Kitt  noch  fester  werden. 

Nahezu  der  ganze  Inhalt  jener  «gemein- 
nützigen  Vorsclüäge«  der  bayerischen  Re- 
giening  von  1853  wurde  jetzt  unter  Bis- 
marcks Äuspicien  im  i-aschesten  Tempo  .ver- 
wirklicht —  wie  Mass-  und  Gewichtswesen 
(1868),  Geld-  und  Bankwesen  (1873,  1875), 
Post-  und  Telegraphen wesen  (1871),  so  auch 
das  Urheberrecht  au  Sclu'ifti^'erken  u.  s.  w. 
(1870),  das  Marken-,  Muster-  und  Modellrecht 
{1874j  1875)  u.  s.  w.  einheitlich  geordnet 

Die  Krönung  des  Werkes  durch  das 
deutsche  büi^erliche  Gesetzbuch  gelang  aller- 
dings  nicht  Aber  es  war  doch  ein  gewal- 
tiger Fortschritt,  dass  wenigstens  bezüglich 
Strafrecht,  ferner  Gerichtsverfossung  und 
Prozessrecht  (1876)  die  Unifikation  erfolgte 
imd  kurz  darauf  (1877)  in  dem  Reichsgericht 
ein  »neuer  Mittelpunkt  des  gemeinsamen 
nationalen  Geistes«  geschaffen  wutl. 

Der  Antrag  Lasker  (1871),  der  volle  Ein- 
heit in  Kecht  und  Geriebt  verlangte,  stiess  auf 
entschiedene  Abneigung  bei  den  Südstaaten  und 
Sachsen.  Erst  nadt  mehrfachem  persönlichem 
Eingreifen  Bismarcks  in  die  betreffenden  Bun- 
desratsverhandlungen —  besonders  Ende  1872 
und  1876  —  wurde  diese  grundsätzliche  Qes;- 
nerschaft  entwaffnet  nnd  die  vielfachen  Streit- 
punkte, die  Uber  Einzelfrages  der  Reichsjustiz- 

fesetze  zwischen  den  Regierungen  und  dem 
arlamcnt  bestanden,  durch  Kompromisse  ge- 
schlichtet. 

Agrarier,  Feind  der  grossen  Städte  und 
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des  Gi-ossgewcrlves,  Vorkänipfoi-  des  Ziiuft- 
Zwanges  war  der  Äbgcoi'dD<>to  rün'Bisinarck 
gewesen. 

Jetzt  wirkte  (le-r  Kanzler  mit  am  Zn- 
Btaiidekomineri  des  Fi^izü^iirkeitsf^esetzes 
(1867),  der  Akticnnovelle  (IfSTO),  die  die 
Aklicnffesellschafton  von  dem  Zwang  staat- 
licher Genchmigting  und  Au&iiüht  entband, 
der  GewerbeonÜHing  (lH6i*).  in  der  das 
Priucip  der  freien  Konkurrenz  zit  nahezu 
aiisnalinisla^ter  Geltung  gelangte.  D<>r  eiiist 
den  jüdist^lten  Wucher  gescholten,  trat  jetzt 
ein  ifir  das  Gesetz  Ijptreffend  dio  vertrat^s- 
mii^igen  Zinsen  (1S07),  für  die  Aiifhf>))uiig 
aller  B(!schrflnknngt>u  dos  Ziuskontraktos. 

Sdiou  wälirend  der  Konfliktszeit  Iiatte 
er  die  Handolsvertmfrspolitik  kn'iftif;  iiuler- 
stützt.  in  deren  Fol^e  allmiUilich  aus  dem 
Protektion isti seilen  Taiif  des  Zollveivins  der 
gemässigt  fi-cihiludlerisi-he  Tarif  des  Deut- 
seliou  üeifhes  hervonvnchs:  im  Frankfurter 
Fiioiien  (l''>71)  setzte  er  wenigstens  die 
Meistliegünstigiingsklausolals  ein  xrijuct  t/g  "fi 
gegi^nülier  dem  Widei-stiebeii  Frankreichs 
dnreh;  ]873  lies.^  er  die  Tai'ifnovelle  ein- 
bringen, die  die  Aufhebung  der  Eisenzülle 
für  den  1.  Januar  auss])nxoh. 

Yiclleieht  war  sein  Freihändlertum  auch 
jetzt  ntieh  <bireh  das  agrarische  Inteiesse 
beheiTScht  —  im  Ergebnis  deckte  sieh  wii> 
seine  innere,  so  seine  auswilrtige  AVirfscliafts- 
TK>litik  mit  dem  Programm  der  lii)ei'aleu 
Mehrheit  des  Keiehstags. 

Während  eines  Jaliraehnts  wnrde  die 
deutsche  Volkswirtschaft  dem  liberalen  Ideale 
des  vollen  »laisser  faire  et  laisser  passer' 
näher  und  nüher  gebi-acht. 

Die  Verantwortlichkeit  für  diese  „liberale 
Aera"  hat  Bi^iniarck  später  abgelehnt. 

Voll  in  Anspruch  genommen  durch  die 
drängenden  Probleme  der  auswärtigen  Politik 
habe  er  keine  Zeit  gehabt,  sich  eingehender 
mit  den  inneren,  besonders  den  volkswirtschaft- 
lichen Dingen  zu  befassen,  sich  ein  selbständi- 
ges Urteil  über  sie  zu  bilden. 

Wenn  auch  bisweilen  abweicheuder  Meinung 
habe  er  sich  damals  grundsätzlich  .,der  volks- 
wirtschaftlichen Autorität",  der  ..t«chniRchen 
Ueberlegenheit"  Delbrücks  (1804  Direktur 
im  preusHischen  Handelsministerium,  1867  Präsi- 
dent des  Bundeskanzleramts)  unterworfen. 

Dieser  Protest  kann  sich  nur  auf  Einzel- 
fragen beziehen.  Dass  Bismarck  im  grossen 
und  ganzen  mit  dieser  vereinheitlichenden  und 
befreienden  Wirtschaftspolitik  voll  einverstan- 
den gewesen,  wird  man  schon  daraus  sohliessen 
ditrfen,  Aas»  ihre  Grundlinien  mit  denen  des 
Programms  von  1861  (s.  oben)  znsammenfallen 
—  das  nicht  von  Delbrftck  inspiriert  sein  kann. 

Und  gleichfalls  erscheint  es  —  obgleich  der 
Kanzler  später  (nach  1878),  in  Abwehr  der  An- 
griffe wejjen  „lukonseqnenz",  die  ihn  nach 
seinem  TJebergang  ins  protektion istische  Lager 
trafen,  die  „Mitschuld"  an  der  Freihandels- 
politik mit  besonderem  Nachdruck  verneinte  — 
als  gewiss,  dass  er,  der  bis  in  die  zweite  Hälfte 


I  der  siebziger  Jahre  für  die  Maxime  des  „laisser- 
I  passer"  eintrat,  dies  that  nicht  „auf  des  Meisters 
I  Worte"  hin,  sondern  auf  Gmnd  eigener,  viel- 
i  leicht  durch  Delbrücks  Einflnss  noch  g^ekräfttg- 
'  ter  l'eberzeugung. 

Als  Agrarier,  der  er  blieb,  anrh  nachdem 
',  er  der  „Mann  des  Staats"  geworden,  war  er, 
t  solange  Dentnchland  noch  agrarische  Frodokte 
,  exportierte,  ebenno  freihandlerisch  gesinnt  wie 
'  die  konservative  Partei :  ebenso  »ie  König  Wil- 
!  heim,  der  (1;^.  Marz  18(iO)  in  einem  Brief  an 
',  Prinz  Albert  schrieb,  er  hoffe,  dass  der  Zoll- 
I  verein  endlich  zu  bewegen  sein  werde  „zn  den 
von  PreusBcn  immer,  aber  vergeblich  angestreb- 
I  tt'»  freien  Handel sprincipien"". 
I  Finanzi'olitik.  Mit  seiner Wirtscliafts- 
'  ptilitik  fand  der  Kauzler  willige,  thatkräftige 
!  Uutei-stiitzung  seitens  iler  Liberalen;  nic^t 
I  so  mit  seiner  Finanzpolitik. 
'      Seit  Ende  der  G<ler  Jahre  ging  sein 

■  Streben  dahin,  dem  Reiche  ein  zur  Bt'strei- 
tuDg  der  ilim  obliegfudon  Ausgaben  voll- 
genügendes, eigenes  Einkommen  zu  sichern. 

Damals  befand    sich   der  preussischo 
Staatshaushalt  in  misslicher  Lage.   Ein  bc- 
.  ti-iichtliches  Deficit  hatte  sich  eingestellt. 
Die  fatale  Notwendigkeit,  dies  DeHcil  dnrch 
,  Emporschrauben  de.s  Satzes  der  prcuE^ischen 
I  KkisstMi-  inid  Einkommensteuer  zu  decken 
,  —  um  r»(i"o,  wie  der  Fiuauzministcr  meinte 
I  —  entfiel ,  wenn  fflr  Preusseu  eine  Ent- 
lastung an  <lcn  dem  Dunde  zn  entriehten- 
1  den  Mati-ikularbciträgen  si(^i  bewii-keu  Hess. 
'  d.  Ii.  wenn   dem  Bunde   hOlierc  eigene 

■  Einnahmen,  aus  Zollen  oder  Accisen,  eriiffnet 
'  wurden. 

Dahin  zielte  die  Finanzvorlage,  die  Bis- 
i  maick  im  Frühjahr  18G9  im  Bundesrate  ein- 
:  brachte.  Der  Zoll  auf  Petroleum,  die  Brannt- 
wein- und  Biorsteuer  sollten  erhöht,  eine 
I  Büi-sensteuer  eingeführt  werden  und  anderes 
mehr.    Bei  dieser  Gelegenlieit  entwickelte 
der  Kanzler  das  Programm ,  an  dem  er 
dann    während   eines   Jahrzehnts  festge- 
lialten  hat. 

Das  dem  Bunde  und  den  Eiuzelstaateu 
ei'forderliclio  Eiimahmetotale  sei  unter  Au- 
wendung »möglichst  geringen  Druckes^:  zu  be- 
schaffen. Diesem  Princij)  wenle  dadurch 
entsprochen,  da.ss  die  direkte  Besteuerung, 
die  auf  der  unteren  Schicht  mit  ausscr- 
oitlent lieber  Schwere,  mit  einer  »gewissen 
eckigen  Brutalität*,  laste,  eingeschränkt  imd 
d  io  Hauptmasse  des  Staatsbedarfs  durch 
indirekte  Besteuermig  gedeckt  werde. 
Vor  allem  sei  die  VerbrauchsbesteueruDg 
j  zu  pflogen. 

Diese  habe  natürlich  nicht  ,jerBte  Le- 
bensbedürfnisse" wie  Brot,  Fleisch  n.8.  w. 
I  zu  treffen,  sondern  solche  Gennssmittel,  die 
I  .,sich  einer  augenblicklich  einmal  Ver- 
ls a  g  e  u  kann,  wenn  ihm  seine  Kassenfonds  die- 
selben nicht  zugänglich  machen",  wie  Brannt- 
I  wein.  Bier,  Wein,  Tabak  u.  s.  w.  Solche  Dinge,  die 
I  „massenhaft   genug  verbrandit  werden ,  um 
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einen  finanziellen  Ertrag  zu  geben ,  der  sich  < 
über  den  der  reinen  Luxnssteuprn  erhebt,  die  : 
kanm  die  Anfsichtskosten  lohnen",  seien  die 
.(gegebenen  Grandlagen"  der  Besteuerung  „im 
heutigen  civilisierteu  Staate". 

im  den  Verbrauchssteuera  auf  wenige 
gros.se  Artikel  des  »freiwilligen  Konsums'^ 
seien  zu  kombinieren  Erwerbs  steuern, 
z.  B.Börsen- und  Quittungssteuern, durch  die 

„das  Kapital  da,  wo  es  zu  einer  papier- 
nen  Erscheinung  kommt,  wo  ea  an  die  Ober- 
fläche tritt,  in  einer  wirksameren  und  zugleich 
in  einer  erträglicheren  Weise  zu  treffen  sei,  als 
es  dtu-ch  die  Einkommensteuer  .  .  .  geschehen 
könnte". 

Die  direkte  Besteuerung,  »ein  harter 
und  pliunper  Ifotbehelf«,  müsse  ein- 
schrumpfen in  eine  nur  die  »wirklich 
reichen  Leute«  pickende,  etwa  nur  die 
Etnkommea  über  2000  Thlr.  belastende  Ab- 
gabe —  ^ne  blosse  >Anstands-<  oder 
»Ehrensteuer«'. 

Durchaus  im  Einklang  mit  diesem  finanz- 
politischen Programm  wie  mit  seiner  frei- 
händleriscliea  Gesinnung  stand  das  »Ideal 
reiner  Finaozzölle«,  zu  dem  er  sich,  als  die 
Frage  des  FetroleumzoJIes  debattiert  •vraiÜ. 
(18(i9),  bekannte. 

Wir  müssen  „ans  freimachen  von  der 
zu  grossen  Masse  zollpflichtiger  Ge- 
gen stände  ...  alle  diejcDigen  Artikel,  die... 
nicht  hinreichenden  Ertrag  haben,  über  Bord 
werfen  —  die  zehn  oder  fünfzehn  aber, 
welche  die  grOsste  Einnahme  gewäh- 
ren, 80  viel  abgeben  lassen,  wie  wir  überhaupt 
aus  den  Zollquellen  für  unsere  Finanzen  ueh- 
men  wollen".  Als  solche  Artikel  sehe  er  die 
an,  „deren  man  sich,  ohne  das  Leben  zu  schä- 
digen, wenigstens  in  gewissem  Masse  zu  ent- 
halten vermag  und  wo  man  den  Kegulator 
seiner  eigenen  Beiträge  zum  öffent- 
lichen Stenersäckel  in  der  Hand  hat", 
z.  B.  Petroleum,  Tabak  u.  s.  w. 

Von  solcher  Ordnung  des  Finanzwesens 
hoffte  er  nach  zwei  Säten  hin  »eiue  Be- 
f^tigung,  eine  Konsolidierung  des  Reiclies«. 

Das  Plus  aus  »Artikeln  freiwilligen 
Konsums«  könnte  dazu  dienen^  die  Abgaben 
auf  unentbehrliche  Dinge  (Reichssalzsteuer, 
preussische  Mahl-  und  Schlachtsteuer)  und 
drückende  direkte  Steuern  (preussische 
Klassensteuer)  zu  beseitigen  oder  wenigstens 
wesentlich  herabzusetzen.  Indem  der  arme 
Mann  von  der  Qual  und  der  Unbill  solcher 
Belastungsformen  erlöst  werde ,  schliesse 
sich  eine  der  Quellen  der  Unzufriedenheit 
mit  dem  Bestehenden  —  werde  das  Reich, 
dem  sie  diese  Wohlthat  dankten,  unter  den 
breiten  Massen  sich  Anhänger  werben. 

Nachdrücklicher  aber  pflegte  er  jenen 
Effekt  zu  betonen,  um  dessentwillen  das 
reiche  »Steuerbouquet«  von  1869  zunächst 
geflochten  worden  war :  das  Plus  im  eigenen 
Beutel  des  Reiches  werde  die  Möglichkeit 
ei^ben,  die  Einzelstaaten  mehr  und  mehr 
mitMatrikularbeiträgen  zu  verschonen. 


Niemand  bestreite ,  dass  diese  wegen 
ihrer  Uuberechenbarkeit  überaus  lästig  seien 
und  wegen  der  Art  ihrer  Umlage  —  nach 
der  Kopf  Ziffer,  ohne  Berücksichtigung  der 
Verschiedenheit  des  Durchschnittseinkom- 
mens —  in  hohem  Grade  unglcichmAssig 
träfen.  Solange  das  fieich  den  Einzel- 
staaten als  »lästiger  Kost^nger«  erscheine, 
sei  dessen  Fortbestand  g^rahrdet,  denn: 

„das  Gefühl,  zu  ungerechten  Leis- 
tungen herangezogen  zu  werden,  ent- 
wickelt das  Bestreben,  einer  aolchen 
Ungerechtigkeit  aich  zn  entziehen, 
und  verstimmt." 

„Bei  allen  den  Knochenbnichen ,  denen 
Dentschland  im  Laufe  der  Jahrhunderte  ausge- 
setzt gewesen  ist  und  deren  Heilung  jetzt  ver- 
sucht wird,  da  ist  der  callus  noch  nicht  wieder  so 
fest  verwachsen,  dass  nicht  Verstimmung  oder 
ein  starker  Druck  parlamentarischer  Macht- 
probe u.  dgl.  das  Beich  empfindlicher  treffen 
sollte  als  den  Partikularstaat"  .  .  . 

Aus  einem  Reiche,  dem  ,4a8  grosse  Binde- 
mittel einer  starkeu  gemeinsamen  Finanzein- 
ricbtnng  fehlt",  das  m  der  Hauptsache  auf 
Matrikularbeiträ^  begründet  ist,  werde  „die 
Freizügigkeit  ausserordentlich  er- 
leichtert. Man  würde  seine  Sachen  beim 
Auszuge  sehr  bald  mitnehmen  können"  .  .  . 

^^enn  die  „centrif ugalen"  Elemente 
dem  Reiche  eigene  Einnahmen  nicht  gewähren 
wollten,  so  vermöge  er  sich  diese  Taktik  „sehr 
leicht  zu  erklären"'. 

W^enn  das  Reich  duröh  Mehnmg  seiner 
eigenen  Einnahmen  in  den  Stand  komme,  auf 
Erhebung  von  Matrikularbeiträgen  zu  ver- 
zichten —  wenn  es,  statt  Zuschüsse  zu 
lieischen,  Ueberschüsse  an  die  Einzelstaaten 
herauszahlen  J^Cmie,  ilir  »freigebiger  Ver- 
sorger« werde ,  so  werde  die  Neijgung  der 
Eiuzelstaaten,  trotz  etwaiger  künft^r  Kon- 
flikte, fedt  und  treu  zum  Reidie  zu  stehen, 
eine  wesentlidie  Verstärbmig  erfahren. 

Unermüdlich,  bald  auf  diesem,  bald  auf 
jenem  Wege^  strebte  der  Kanter  der  Lüsut^ 
dieser  »Aufgabe  wohlerwogener  Reichs- 
politik« zu.  Aber  der  Erfolg  war,  wie  1869, 
so  dann  wieder  1872  und  1875  gleich  Null. 
Zwar  hoben  sich  die  Intraden  des  Reichs 
—  die  Veiiirauchssteuem  und  auch  die 
Zölle  erbrachten,  trotz  Herabsetzung  zahl- 
reicher Tarifpositionen,  allmählich  steigende 
Einnahmen ;  jedoch  schlugen  nahezu  alle 
Versuche  des  Emporschraubens  vorhandener 
wie  der  Einführung  neuer  Abgabeformen  fehl. 

Die  mässige  Erhöhung  der  Brausteuer 
(1872),  die  Einführung  des  Wechselstempels, 
waren  nur  Tropfen  auf  den  heissen  Stein 
des  Bismarckschen  Finanzprogramms. 

Die  »centrif  ugalen«  Elemente  des  Reichs- 
tags waren  dem  Plane  grundsätzlich  feind. 
Die  Liberalen  billigten  den  Zweck ,  ver- 
warfen aber  die  Mittel. 

Bald  machten  sie  ihren  Konsens  von  der 
Bewilligung  politischer  Begehren  —  »kon- 
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stitutioaeUer  Garaotieen«.-  —  abhangig,  die 
mit  dem  Steuerprojekt  nichts  zu  thun  hatten 
—  wollten  ihn  eich,  wie  Bismarck  sagte, 
»abkaufen«  lassen.  Bald  hiess  es :  dem 
Reiche  dürften  neue  Einnahmen  nur  zuge- 
standen werden,  falls  Sicherheit  dafilr  ge- 
boten werde,  dass  in  den  Eiozelstaaten  eine 
entsprechende  »Abbürdung*  erfolge  —  eine 
Sichertieit,  die  der  Kanzler  gern  gewährt 
hatte,  aber  nicht  gewähren  konnte. 

„Das  zu  erreichen,  sind  nicht  dem  Reiche, 
flondem  den  einzelnen  Landtagen  die  Mittel 
gegeben."  Wenn  wir  ihnen  die  Matrikularbei- 
träge  erleichtem,  ist  es  deren  Aufgabe  „Bresche- 
batterieen  gegen  ihre  Ministerien  anfznfUhren. 
damit  diese^  entsprechend  der  Erleichterung, 
nun  auch  die  drückendsten  Steuern  im  einzel- 
nen Lande  erleichtern". 

„Es  gewissermusen  Zug  um  Zug  zu 
machen  —  ich  sehe  die  Form  nicht,  in  der  es 
geschehen  kfinntej  ich  würde  mich  sonst  sehr 
gern  dazu  erbieten.*' 

Obwohl  den  Liberalen,  wenigstens  ihrer 
ireihaadlerischen  ^Tehrheit,  der  eine  Haupt- 

EunJrt  des  Bismarckschen  Programms,  näm- 
ch  die  Begründung  eines  reinen ,  nur 
wenige  Artikel  des  »freiwilligea  Konsums«, 
belastenden  Finanzzollsystems  nach  eng- 
lischem Muster,  «ein  Ziel  aufs  innigste  zu 
wünschen«  sein  musste  und  die  ausschlag- 
gebende ilittolpartei  das  Ziel  der  wirtschaft- 
uchen  Vei-selbständigung  des  Keiches  im 
Princip  voll  anerkannte,  leisteten  sie  keine 
Beihilfe,  sondern  gefielen  sich  in  der  Rolle 
des  kritisch  überlegenen  Geistes,  der  »stets 
verneint«,  stimmten  die  kanzlerischen  Vor- 
lagen nieder,  ohne  selbst  mit  positiven  Gegen- 
vorschlägen hervorzutreten. 

Finanzpolitisch  stand  die  konservative 
Partei  dem  Kanzler  näher  als  die  liberale. 
Zwar  war  Jene  «ne  heftige  Gegnerin  der  Er- 
höhung der  Branntweinsteuer  —  als  Bismarck 
dies  Jßojekt  zur  Diskussion  stellte,  wnrde  ihm 
vorgeworfen,  er  wende  sich  an  seine  Freunde, 
„weil  diese  sich  eher  rupfen  lasseu,  ohne  so 
laut  zu  schreien"  wie  die  anderen. 

Aber  für  die  kräftige  Mehrbelastung  des 
Tabaks  wäre  sie  zu  gewinnen  gewesen.  Ihr 
Führer,  v.  Blanckenburg,  hatte  (November  1870) 
das  Tabaksmonopol  „als  conditio  in  den  neuen 
Bund"  bringen  wollen  —  nm  aus  dessen 
reichem,  wachsenden  Erträgnis  die  Mittel  zur 
Erweitemng  des  Militäretats  zu  gewinnen,  an 
dem  zu  sparen  daa  Streben  der  Linken  immer 
bleiben  werde.  — 

So  rasch  die  Volkswirtschaft  auf  der 
Linie  der  £änheit  tmd  Fr^eit  vorwärts 
gebradit  wurde  —  die  Reichswirtschaft 
stand  im  Zeichen  der  Stagnation.  Die  TSäaml- 
staaten  mussten  sich  weiter  plagen  in  dem 
^ausgebauten  Bergwerk  der  direkten  Steuern« . 

Eisenbahnpolitik.  Mehr  Chancen 
schien  zunächst  das  eisenbahnpolitische 
Programm  des  Kanzlers  zu  haben.  Im 
Sommer  1873  wurde  das  Reichseisenbahn- 
amt errichtet  —  unter  lebhaftem  Protest 


aller  der  ParteieUj  die  der  damit  bezweckten 
Steigerung  der  Reichsgewalt  entgegen  waren. 

In  erster  Linie  stand  für  Bismarck  dieser 
Gesichtspunkt  —  er  wolHe  eine  neue  „gemein- 
same Reichseinrichtung",  ein  neoes  „Binde- 
mittel" schaffen.  „Wer  die  deutschen  Eisen- 
bahnen beherrscht,  dessen  fland  reicht  in  jeden 
Winkel  des  Landes"  (Brief  Wehrmanns  an 
Scheele  v.  2.  März  73). 

In  zweiter  wirkten  aber  wirtschaftspolitische 
Erwägungen  mit.  „Es  bestehen  in  Deut^bland 
63  verschiedene  Eisenbahnprovinzen  und  Terri- 
torien ;  jedes  besteuert  den  Verkehr  nach  Will- 
kür zu  Gunsten  seines  Privatsäckels:  die  Di- 
rektionen treiben  den  Kampf  unter  einander  als 
Sport;  das  alte  Stapel-,  Zoll-,  Geleits-,  ^a  das 
Fehderecht  des  Mittelalters  lebt  durch  sie  neu 
auf."  Die  Privatbahnen  beuten  ihr  ihnen  vom 
Staate  verliehenes  Monopol  fllr  Privatinteressen 
und  Privatrevenuen  formal  rechtmässig  aus. 
Zersplitterung,  Wirrwarr  und  Ungerechtigkeit 
seien  die  Folgen  des  bisherigen  Zustandes. 

Darüber,  ob  und  inwieweit  auch  finanzielle 
Rücksichten  ihn  zu  dem,  seit  1873  concipierten 
Verstaatlichungsprojekt  bestimmt  haben,  hat 
Bismarck  sich  nie  ganz  klar  ansgesprochen. 
Bald  hat  er  die  Möglichkeit,  dem  Staate  ge- 
waltige Einnahmen  zuzuführen,  stark  unter- 
strichen, bald  mit  Nachdruck  betont,  dass  der 
Staat  die  Eisenbahnverwaltung  nur  ans  dem 
Verkehrsinteresse  fuhren  dürfe. 

Binnen  kurzem  aber  zeigte  sich ,  dass 
diese  BehiSnle,  die,  nach  Bismarcks  Absicht, 
das  deutsche  Eisenbahnwesen  im  Sinne  der 
Vereinheitlichung  und  Ven'ollkommnung  der 
Betriebs-  und  TariEverbältnisse  einsclineidend 
beeinflussen  sollte,  völlig  in  der  Luft  schwebte. 
Statt  als  » Eisen bahnköuig  von  Deutschlanda 
zu  walten,  spielte  der  Präsident  dieses  neuen 
Reichsamts  eine  zierahch  traurige  Rolle  — 
machtlos  gegenüber  den  Verkehrsministerien 
der  Kinzelstaaten,  machtlos  gegenüber  den 
Direktorien  der  grossen  Compaguieen. 

Wie  ein  hoher  preussischer  Beamter  es 
voraussagt : 

Man  hätte  „die  Verwaltimg  des  preussi- 
schen  (Staats-jllisenbahuweseus  mit  an  die 
ReichsbehQrde  in  Accord  geben  müssen :  ähnlich 
wie  es  mit  den  auswärtigen  .Angelegenheiten 
und  dem  auswärtigen  Amte  des  Reiches  ge- 
schehen. Wenn  die  preussische  Regierung  ihre 
Bahnen  behalten  und  doch  unter  Beichzanfsicht 
stehen  soll,  so  giAt  das  entweder  ein  Gaukel- 
spiel oder  Konnte". 

Die  Vorlage  eines  Beicbseisenbahngesetzes 
(1874)  scheitert».  Auch  Haybacli,  der  jetzt, 
au  Stelle  Scheelra,  Pi^sident  des  Reichs- 
eisenbahnamts  wtirde,  venno(dite  sie  nicht 
diudizusetzen.  Die  Bundesregiermigen  woll- 
tea  sidi  ihre  Eisenbahnhoheit  nicht  ver> 
kümmern  lassen. 

Einige  Jahre  später  (1876)  versuchte 
Bismarck  auf  einem  anderen  Wege  zum 
Ziele  zu  kommen  —  durch  Verkauf  der 
preussischen  Staatsbahnen  und  Uebertragung 
des  staatlichen  Aufsichtsrechts  über  die 
preussischen  Privatbahnen  an  das  fieich.  Im 
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raeuBmsdhen  I^dtage  war  das  belzeffende 
Gesetz  angeaommen  wofden. 

Aber  one  Vorlage  an  den  Bundesrat 
linterblieb,  da  Bismarck  sich  Uberzeiigt  hatte, 
(laas  die  Mittelstaaten  sie  mit  aller  £nt- 
prhiedenheit  bekftmj^fen  würden.  Ein  Teil 
der  Linken  war,  wie  jfOr  das  Reichseiseii- 
l^hnamt,  so  auch  ffir  diesen  Plan  einge- 
treten; aber  aus  partikularistischen  Motiven 
standen  ihm  viele  süddeutsche  Liberale, 
ans  hochjiolitischen  und  wirtschaftlichen  Be- 
denken manche  führende  Nationalliberale 
und  die  Fortschrittspartei  feindlich  gegen- 
fiber. 

"Wenngleich  Bismarck  einen  Dnick  auf 
die  Mittelstaaten,  soweit  irgend  thunlich, 
vermeiden  zu  müssen  glaubte,  so  hätte  er 
doch  vielleicht  hier,  wo  es  sicli  für  ihn  um 
eine  der  Kernfragen  handelte,  »eine  Qewalt- 
that  an  den  Sabinern^^  begangen. 

Aber  —  auch  im  preussischen  Kabinett 
hatte  er  mit  diesem  Projekt  keinen  festen 
Boden.  Der  neben  Roon  einflnssreichste 
)Iaim ,  der  Finanzminister  Campliausen, 
war  -'nicht  von  Hause  ans*  für  die  'Ent- 
sagung' Preussens  zu  Gunsten  des  Reiches 
pewesen.  Allerdings  hatte  er  dann  ^im 
I*rincip«  zugestimmt  —  aber  für  tUe  preus- 
tischen  Staatsbahnen  einen  Verkanispreis 
berechnet,  den  Bismarck  »wegen  seiner  Un- 
geheuerlichkeit« als  keinen  emstlichen  an- 
sehen konnte  —  dessen  H6he,  aller  Wsihr- 
(idieinUchkeit  nac^  die  Faktoren  der  Reichs- 
gesetzgebung bewegen  musste,  die  Offerte 
mit  einem  -»Korbe«,  zu  beantworten.  Auch 
bei  dem  Handelsminister  Achenbach  fand 
Bismarck  nur  laue  Sympathie.  'Obschon 
Ministerprfisident ,  habe  ich  mich  alisolut 
unfShig  finden  mflssen,  die  Sache  auch  nur 
um  einen  Sdiritt  weiter  zu  bringen.« 

Im  Parlamente  machte  der  preussische 
Partikularismus,  nach  der  schweren  Niedeiv 
läge  der  konservativen  Partei  in  den  Wahlen 
von  1873,  dem  Kanzler  nicht  mehr  zu 
schaffen ;  wohl  aber  im  Kreise  der  >Cre- 
spielen«^.  Scheiterte  das  Finanzjin^Tunm  vor 
allem  an  dem  Widerspruch  der  liberalen 
Reichstag^ehrheit ,  so  das  Eisenbahnpro- 
gramm au  dem  der  Kabinette.  — 

Sozialpolitik.  Yen  einem  sozialpoliti- 
tfchen  Prc^ramm  Bismarcks  kann  während 
dieser  Periode  noch  nicht  gesprochen  werden. 
Wenn  auch  seit  1862  die  Arbeiterfrage  für 
ihn  einen  Gegenstand  regen  Interesses  bildete, 
S"  fehlte  doch  sowohl  die  Müsse  wie  der 
zwingende  Anläse,  sich  eingehend  und 
tlauemd  mit  ihr  zu  befassen. 

Einst  hatte  der  *rote  Reaktionär«  all 
<1as  revolutionäre  Unkraut ,  das  auf  dem 
Buden  der  sozialistisch-kommunistischen  Be-  • 
wegung  aufwucherte,  mit  der  Wurzel  a\is- 
rotten  wollen. 

Der  Ministerpräsident  wurde  aus  einem 


Saulus  der  Repression  ein  Paulus  der  RefonOf 
der  die  Emancipation  des  vierten  Standes 
sowohl  auf  dem  Wege  dec  Selbst-  wie  dffln 
der  Staatshilfe  zu  bewirken  ]>lante. 

Kurs  nach  seinem  Eintritt  in  das  Kabinett 
(November  1862)  regte  er  das  Projekt  der  In- 
validitätsversicheruDg  der  Arbeiter  — 
auf  kommunaler  Basis  —  an. 

War  er  auf  das  Arbeiterversicherungs- 
wesen in  Frankreich  aufmerkRam  geworden, 
so  hatte  ihn  der  £influs»  Laasalles,  mit  dem  er 
mehrere  Unterredungen  gepflogen,  wie  .auch 
Erfahrungen,  die  er  bei  einem  Aufenthalt  in 
England  (1862)  gemacht,  wo  er  manche  Pro- 
diiktiv^enossen Schäften  „in  blähenden 
Verh&ltnissen"  ^efoaden  hatte,  zu  Gunsten 
dieser  Form  aocietärer  Selbsthilfe  gestimmt 

Auf  Bismarcks  Rat  bewilligte  der  König 
Waldenbur^er  Webern  ans  seiner  Privatkasse 
Geld  zur  Errichtung  einer  Produktivgenoasen- 
scbaft. 

Dies  Eingreifen  der  Krone  in  den  Kampf 
zTt-iacben  Kapital  und  Arbeit  erfuhr  —  als  1865 
der  Antrag  betreiFend  Koalitionsfreiheit  im 
Landtage  verbandelt  wnrde  —  von  liberaler 
Seite  heftigen  Tadel  als  ein  „politischer  Puff" 
der  Begierung  gegen  die  oppositionelle  Bonr^ 
geoisie. 

Es  war  bei  ZnrQckwrisung  dieses  Angriffs, 
dass  Bismarck  sich  zuerst  öffentlich  ftlr  eine 
positive  Sozialptditik  aussprach. 

Die  HohenzoUem  seien  „niemals  Künige 
der  Reichen  vorzugsweise  gewesen",  Friedrich 
der  Grosse  habe  erklärt^  dass  er  ein  „mi  des 
gueux"  sein  wolle.  Wie  früher  unter  ihren 
Auspicien  die  Emancipation  der  Leibeigenen 
sich  vollzogen  habe,  so  sei  jetzt  „das  ernste. 
Bestreben  vorhanden ,  zur  Verbessemng  der 
Lage  der  Arbeiter  etwas  beizutragen"  . . .  „eine 
Anl^be,  die  der  Mflhe  lohnt,  dass  die  Geseta- 
gdiung  ihr  näher  trete". 

Tielleidit  war  —  wenn  BismaidE  es 
auch  nicht  Wort  haben  woUte  —  die  Ab- 
sieht mit  im  Spiele,  durdi  ein  ai'bäter^ 
freimdUches  Veriudten  Bundesgenossen  gegen 
die  ForiBclirittspariei  zu  werben  ~  den 
Teufel  durch  Beelzebub  zu  schrecken.  Aber 
die  Bismucksehe  Sozialpolitik  von  damals 
ausschliesslich  aus  dieser  Absicht  zu  er- 
klären —  sie  bloss  als  »politischen  Puff« 
zu  betrachten,  ist  sicher  verkehrt 

Dass  er,  sofort  nachdem  er  Minister  ge- 
worden, der  Arbeiterfrage  sich  snwandte  und 
den  Irrtum  von  einst,  als  ob  das  Gespenst  der 
soziales  Frage  durch  „Polizei  und  Kanonen" 
(Rodbertus)  zu  bannen  sei,  ablegte,  war  eine 
notwendige  Folge  der  Episode  Lassalle  —  eine 
Folge,  die  sicher  auch  eingetreten  wäre,  wenn 
damals  zwischen  Regierung  und  Kammer 
schönste  Eintracht  bestanden  nätte. 

Kein  weitblickender  Politiker  konnte,  an- 
gesichts dieses,  die  Arbeiterklasse  so  heftig 
schüttelnden  wenn  auch  rasch  verbrämenden 
Fiebers  sich  darüber  tAuschen ,  dass  eine 
schwere  organische  Krankheit  den  sozialen 
Körper  ergriffen  habe,  die  durch  Gewaltmass- 
regeln wohl  zurückzutreiben,  nicht  aber  xu 
heilen  sei.  Er  musste  daraus  den  Impuls  em- 
pfangen, „das  Gute  ans  den  sozialutischen 
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Ideeen  zu  nehmen,  um  es  der  Revolution  zu  1  sehen  Staataanzei^r  die  tinanz-  nnd  handels- 
entziehen  und  in  die  rejtrelmäBsiire  OrdnQD?  der  |  politische  KorrespoädeDz  zu  besorffen  (1865). 
Oesellscbaft  eiazantcren"  rSt.  Beuve  Uber  die  Im  Frühjahr  IHßB  wurde  DUhrinfc  ersucht. 
Sozialpolitik  Napoleons  III.i.  1  baldijrst  eine  aoziale  Denksi-hrift  eiuznreirhen. 

Die  Mehrheit  'le?  Kabinett«  war  ^vosent-  I  Miws-refreln  zu  Gunsten  der  Arbeiter  ener- 
lich  anderer  Meinung  al.  Ilisman-k.  '        J>ft™'«n  ^«»^^^^ 

sontler^^  dem  Handelsminister  von  Itzenplltzi,    A\ähn?ncl  der  Tersuoh.  die  Fahrer  der 

—  iKii  dem  Bismarck  gleicherweise  mit  InternatKinale  zu  pewinnen.^  fohl  schlug, 
seiner  Nei^rimg.  dem  Staate  stärkeivn  Ein- , Solang  ihm  (Ligepen,  mit  der  Tartei 
fluss  auf  das  Ei.<enbiihnw,>sen  zu  ^reh^nj  J-a^^'e*  —  T^'t^Kstens  noch  für  mehreix- 
auf  Widerstand  sfiess  —  waren  die  abeu-  Jahre  nach  dem  Tode  de»  Affitatoi-s  —  in 
teilerlichen  staatswozialistisdicn  Gelüste  des ;  ziemlich  gutem  tmvemehmeu  zii  bleiben. 
Premiers  ein  Aergernis.    ^  Die  Keffiorunp,  ,      }^  Febriiar  1S6j)    schneh  behveitzer 

—  Hess  er  durch  seine  Presse  verkünden  — '  —  mi  -Sozialdemokrat-  —  seme  Bismarck- 
»■vvünle  eine  schwere  Schuld  auf  sieh  la<len.  I  Artikel,  die  m  eine  AiJOthcose  des  Staates 
wenn  sie  den  Arl)eiterstand  durch  ihr  Vor-  d,^r  Hohenzollern  und  .les  Mannes  der  Pobük 
gellen  zu  unl>egrnndeten  lloffnungeu  ver- ,  ^^.'"^  anshef.-u.  Als  es 
leitete'  ;  der  Staat  könne,  dQrfe  hier  nichts !  d^!'- )  >"  E  l>erfeld-BarnuMi  zur  Stichwahl 

I  zwischen    dem    M.inister|)i'asuieuten  und 
bass  der  Staat  viel  thun  kr.nne  „»^  |  ^''V'"*:^''"'^''^'^  ^am.  stimmten  die  Ijwsalleanci- 
thun  dürfe,  glaubte  gewiss  auch  IJisinarr-k  jenen 

nicht.')  Nur  das  Uogma  <it's  gruiul-;  -niclit  zwar,  wie  es  in  Schweitzers  Au- 
ßätzlichen  >non-intei-fei-ence-.  d.>s  Staates  !  an  die  Arbeiter  hiess,  fUr  den  Kandi- 

lic^.  er  nicht  gelten  hielt      .>ei  aller  Auti-  I  KltÄ^'  Ä 
pathie  gegen   sclmblonenhafti'S .   legislativ-  volk«recht  ..las  allcerofine  Wahlrecht!  Euch 
bureaukratidches   Keguliei.'n    -  -    zur  hr-  i  zuröckgcgclH-n.  welches  die  liberale  Opposition 
reichung  gewisser  Zwecke  ein  Mitwirken  für  Euch'  zu  fordern  so  hartnäckig  vergessen 
des  Staates  au  der  iVtsung  des  »»zialeu  |  hatte." 

Problems  für  erspriesslich ,  ja  untwendig. ,  Diesm*  ArlH?iteri«utei,  deivn  ^Haupt- 
Besonders  behufs  Ausbreitung  des  Arln^iter- '  kern  die  elirlichen  und  verständigen  Be- 
versiclienmgswesens  —  wenn  <lies(?m  der  strebungen'  für  Kesserung  der  l.<age  der 
sozialpolitiwjhe  -Kpiritus  reotor«  derLiljeralen.  I  Arlteiter  bildeten,  die  nationalem  Empfinden 
Schulze-Delitzsch  feindlich  gegen tlbcivtand,  zugilnglich  war. brachte  Bismai-ck -»ein warmes 
weil  es  d»  Spargroschen  für  siuli  nehme  Hera  und  ein  offenes  Ohr«  entgegen, 
und  damit  die  Arbeiter  hindere,  zur  gcschilft-  ]  In  ernstem,  aber  versöhnlichem  Tone 
liehen  Selbständigkeit  zu  gelangen,  bd]  mahnte  er  die  Führer,  utopisehen  Ideeen 
mochte  ihn  solche ,  nur  auf  eine  Volks-  zu  entsagen .  tumultiiarische  Retten  nnd 
virtaeliaft  mit  dominierendem  Kleinbetrieb  Seenen  zu  vermeiden  —  vielmehr  »hier 
zutreffende  Begründimg  sonderbar  weit-  inmitten  dieser  Temmmlung'-  die  bei-ech- 
flüchtig  anmuten.  ■  tigti?u  Beschweiden  des  vierten  Standes  z« 

Der  Wege,  die  er  wählen  müsse,  noch  I  vertreten, 
nicht  sicher,  suchte  sich  der  Ministenirfisi- i  Ei-st  als  aus  den  Reihen  der  deutschen 
dent,  als  Gegengewicht  gegen  H.  v,  Itznn- i  Sozialdemokratie  —  die  inzwischen  in  das 
phtz  und  seine  Geheimi-Hte.  einen  Stab  inai-xistisehe  Fahrwasser  gekommen  war  — 
sozialpolitischer  Adjutanten  zu  schaffen  —  ^das  Evangelium  der  Mörder  und  Mord- 
Männer  jeder  Observanz ,  vom  Sozialaristo-  |  hreuner«  der  Pariser  Kommuno  begeisterte 
kraten  bis  zum  Sozialdemokraten  evolutio-  Apostel  fand,  begann  er  in  ihr  einen  Feind 
närer  wie  revolutionärer  Farbe.  zu  erblicken,  mit  dem  der  Friede  nie  seiu 

MitH.  Wagener,  dem  Sozialpolitiker  der  i  werde,  gegen  den  Staat  und  GeseÜsciiaft 
Bechteu,  behielt  er  enge  Fühlung.   Den  Inti- 1  sich  im  Stande  der  Notwehr  befänden, 
rnns  LauaaUes,  L.  Bücher,  zog  er  ins  aus- j      ^i,er  die  Repression  sollte  nur  die  revo- 
wartige  Amt    Durch  diesen  wieder  knüpfte  er  i  ^^^^nären  Aktionen  treffen,  nicht  dagegen  die 
mit  dem  extremen  Staatssozialisten  Rodber-i    i  i-  i  j  i-       ti  *_i 

■ehrlichen  und  verständigen  Bestrebungen^ . 

Die  Gründeräi-a  zeitigte  eine  grosso  Zahl 
von  Arbeiterausständen.  Die  Folge  war,  dass 


tus  an,  der  in  seinem  Auftrag  das  Bnch  Über 
die  Kreditnot  des  Grundbesitzes  (1868)  schrieb. 
Liebknecht  soll  er  als  Eedakteur  der  Nord- 
deutschen Allgemeinen  Zeitung  ins  Ange  ge- 
fasst,  Marx  angeboten  haben,  fQr  den  prenssi- 

Die  Thatsachen ,  die  S  c  h  m  o  11  e  r  in 
seinen  Bismarck-Artikeln  (Soziale  Praxis.  1898, 
S.  1299 — 1300)  beibringt,  beweisen,  meiner  An- 
sicht nach,  nicht,  dass  Bismarck  vor  1878  dem 
Staatssozialismus  grl^ere  Zugeständnisse  ge- 
macht habe  als  später. 


seitens  des  rntemelimertums  die  erat  vor 
kurzem  (18(i9)  gewährte  Koalitionsferaheit 
aufs  heftigste  angegriffen  ward.  Aber,  ganz 
im  Sinne  einer  Aenssernng  Bismarcks  im 
Parlament,  entschied  sich  das  preussische 
Kabinett  {Herbst  1872)  dahin,  dass  zwar 
jeder  ^setzwidrigen  Ausschreitung  mit  aller 
Entschieilenheit  ent^geuzutreten ,  das  Ar- 
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beiterrereinswesen  aber,  als  die  wirksamste 
Form  der  Selbsthilfe,  nicht  zn  be- 
schräolien  sei. 

Dass  er  allerdings  auch  eine  gewisse 
Dosis  von  Staatshilfe  für  erforderlich  er- 
achtete, bekundete  der  Kanzler  durch  die 
Entsendung  seines  Vertranten,  des  Oeheimrats 
Wagner,  zu  dem  Eisenacher  Kongress  der 
>£athedersozialisten<  (Oktober  1872). 

Die  Pflicht  des  Seiches,  positive  Sozial- 
politik zu  treiben,  wurde  in  der  offiziösen 
Presse  voll  anerkannt. 

Es  solle  —  so  hatte  Bismarck  im  Ko- 
vember  1871  an  Herrn*  von  Itzeoplitz  ^ 
schrieben  —  realisiert  werden,  was  in  den 
sozialistischen  Forderungen  als  be- 
gründet und  im  Rahmen  der  bestehenden 
Ordnung  durchführbar  erscheine ;  die 
sozialistischen  Theorieen  und  Postulate  könne 
man  niclit  mehr  ignorieren,  sie  seien  »so  laut 
xmd  öffentlich  als  müglicli  zii  erörtern«,  da- 
mit die  durch  die  Demagogen  irre  geleiteten 
Masi^en  »aus  dem  Für  und  Wider  lernen*^ 

Welche  Fordenmgea  der  Kanzler  da- 
mals als  »begründete'^  ansah  und  wie  er 
sie  'durchzuführen«  dachte,  erhellt  jedoch 
nicht.  Das  Programm  erwartete  er  von  den 
»Fachieutenfi.  Aber  weder  Itzenplitz  noch 
Delbrück  kamen  dem  Wunsche  entgegen. 

Beide  waren  und  blieben  gnuidsätzlich 
der  Staatsinter\ention  abgeneigt;  und,  wie 
die  VorhiÜtnisse  Anfang  der  70  er  Jahre 
lagen,  war  solche  Inten-ention  kein  dringendes 
Bedürfnis. 

Von  1867  bis  zum  Frühling  1873  etwa 
hatte  die  I^age  des  Arbeiterstandes  im  grossen 
und  ganzen  —  abgesehen  von  der  Wohnungs- 
notj  von  den  traurigen  Folgen  einiger  frivoler 
Stnkes  —  sich  stetig  gebessert. 

Durch  den  ^  1Ö2  der  Gewerbeordnung 

—  Gewährung  der  Koalitionsfreiheit  —  und 
das  Freizügigkeitsgcsetz  war  ihm  die 
Möglichkeit,  die  Gunst  der  Konjunktur  voll 
auszunutzen,  erschlossen  worden ;  das  Haft- 
pflichtgosetz  von  1871  schützte  ihn  zwar 
noch  keineswegs  ausreichend ,  aber  doch 
wirksamer  wie  bisher  gegen  die  Go&ihr  der 
Un&llsinval  iditflt. 

Im  Ijanfe  des  Jahres  187B  aber  schlug 
die  Konjtmktur  um;  der  Hochflut  folgte 
die  Ebbe.  Liefen,  nach  dem  bekannten 
Worte,  bis  dahin  zwei  Arbeitgeber  einem 
Arbeiter  nach,  so  jezt  zwei  ArWter  einem 
Arbeitgeber  —  das  Lohnniveau  gin^  herab, 
Arbeitslosigkeit  griff  um  sich.  Associationen 
mit  wohJgefüllten  Kassen  waren  nur  erst 
ganz  wenige  vorhanden. 

»Der  Hunger  ist  der  beste  Revolutionär« 

—  die  Sozialdemokratie,  die  schon  in  den 
»fetten  Jaliren«  die  marxistische  Doktrin 
gepredigt  hatte,  dass  alle  Selbsthilfe  schliess- 
lich doch  nichts  fnichten  und  auch  vom 
»Staate  der  Reaktion«  keine  zureichende 


I  Hilfe  kommen  werde,  warb  jetzt  scharen- 
I  weise  Rekruten.  Immer  lauter  und  leiden- 
!  schaftlicher  zog  sie  gegen  die  bestehende 
Ordnung  zu  Fohle. 

Sowohl  die  Frage  der  Repression  des 
Sozialrevolutionären  Treibens  wie  die  Frage, 
ob  durch  staatliche  Gesetze  und  Organisa- 
tionen die  Not  der  Masse  gemildert  werden 
könne,  wurde  jetzt  akut. 

Aber  als  einziges  Ergebnis  positiver 
Sozialpolitik  kam  nur  das  Hilfska^ngesetz 
von  1876  zu  stimde. 

Dies  Gesetz,  das  die  Forderung  des 
Kranken-  und  Bcgräbnisversicherungswosens 
bezweckte,  machte  dem  Princip  der  Selbst- 
hilfe grössere  ^Zugeständnisse,  als  der  I^uizler 
lusprünglich  beabsicht^  hatte.  Dass  dieser 
aber  damals  den  behördlichen  Zwang  viel 
weiter  spielen  lassen  wollte,  als  hier  ge- 
schali  —  dass  er  die  Staatsinten-ention 
noch  für  andere  Gebiete  der  Arbeiterver- 
sicherung oder  behufs  des  Arbeiterschutzes 
plante,  ist  kaum  wahrscheinlich. 

„Ich  würde  —  sagte  er  (1878)  ~  selbst  vor 
dem  Gedanken  der  Staatahilfe  nicht 
zurflckschrecken,  am  den  Leuten  zn  hel- 
fen, die  sich  selbst  helfen."  Leider  sei 
nur  den  deutschen  Arbeitern  „das  Mass  von 
Vertrauen  zu  einander  und  zu  HShergestellten 
und  von  Wohlwollen  untereinander  nicht  eigen, 
wie  wir  es  in  den  englischen  Associatio- 
nen kennen". 

Der  Vei-such,  den  Staat  mit  wirksameren 
Waffen  ^gen  vdas  Anwachsen  der  sozial- 
demokratischen Gefahr,  die  Vermehrung 
der  Räuberbande,  mit  der  wir  gemeinsam 
unsere  Städte  bewohnen« ,  auszurüsten, 
schlug  fehl.  Der  Reichstag  lehnte  die  «Kaut- 
schukparagraphen« (Lasker)  der  Strafgesetz- 
novelle von  1875,  die  imter  anderem  auf 
strenge  Bestrafimg  '■öffentlicher  Angriffe 
gegen  die  Institutionen  der  Ehe,  der  Familie 
und  des  Eigentums«  zielten,  trotz  heftigen 
Protestes  des  Kanzlera  ab. 

Mit  Erwähnung  dieser  ersten  Vork^ 
eines  »Sozialisten^jsetzeS'--  ist  unsere  Dax- 
stellung zu  dem  Punkte  gelangt,  von  dem 
aus,  im  Jalire  187H,  die  »(Jmtehr*.  der 
inneren  Politik  des  Kanzlers  beginnen  soUte. 

6.  1876—90. 

Rücktritt  Delbrücks.  ImAprill876 
nahm  Delbrück  seine  Entlassung ;  Präsident 
des  Reichskanzleramts  wturde  der  bisherige 
hessische  Staatsminister  Hoffmann. 

Die  Öffentliche  Meinung  suchte  den  6nmd 
det  BQcktritts  Delbrücks  teds  darin,  dass  er  mit 
dem  Reicbsbahn^rojekt.  das  damals  im  Mittel- 
punkt des  poUtuchen  Lebens  stand,  nicht  ein- 
verstanden gewesen  sei,  teUs  darin,  dass  er  die 
neue,  vom  Kanzler  geplante  Zollpolitik  (s.  u.) 
nicht  habe  mitmachen  wollen. 

Bismarck  leugnete,  dass  irgendwelche  Hei- 
nungsverschiedenheiten zwischen  ihm  nnd  seinem 
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langjährigen  Hitarbeiter  vorgelegen  hätten. 
SpAter  äusserte  er  einmal: 

Delbrück  sei  „blasa  geworden",  als  immer 
ungünstigere  Nachrichten  aus  den  Industriehe- 
zirken  —  Ausblasen  der  Hochöfen  u.  s.  w.  — 
eintrafen;  mit  anderen  Worten:  sein  innerer] 
„Gneisenau"  habe  den  Dienst  quittiert,  weil! 
er  die  Fehler  seines  „manchesterlichen"  Hegi- ! 
ments  erkannte.  1 

Da  Delbrück  seibot  bisher  sieh  Uber  den 
Grund  seines  BUcktritts  nicht  erklärt  hat,  so  i 
liegt  die  Frage  noch  im  Dunkel.  Die  gleichfalls  . 
laut  gewordene  Annahme,  dass  DelbrQck  das  ' 
Finanzprogramm  des  Kanzlers  missbilligt  habe, ' 
hat  am  wenigsten  für  sich.  j 

Der  Personenwechsel  schien  zunächst 
keinen  Systemwechael  einleiten  za  sollen :  | 
im  grossen  und  ganzen  blieb  die  innere 
Politik  der  Reichsregiening  im  alten  Geleise. 

Wenn  Bismarck  jetzt  die  Steigening 
einzelner  Zollsätze  aus  handelspolitischen 
Motiven  betrieb,  so  war  dies  allei-dings  ein 
Novum:  da  er  sie  aber  wie  ein  »notwendiges 
Uebel*  behandelte,  heraufbeschworen  durch 
die  protektiouistischeii  Sünden  anderer  Staaten 
—  Russland,  Frankreich  und  anderer  — ,  so 
lag  zunächst  noch  kein  Grund  zu  der  An- 
nuime,  dass  er  dem  Princip  des  «laisser- 
passer«  absagen  wolle,  vor. 

Zu  Retorsionsmassregeln  drängten  vor 
allem  die  Vertreter  der  Eäseuindustrie.  Wie 
so  viele  andere  Zwei^  deutscher  Arbeit, 
litt  damals  die  Eisenindustrie  unter  der 
wirtschaftlichen  Stagnation,  die  der  Treib- 
hausblüte der  ^GrÜnderjahre«  gefolgt  war. 
Für  sie  aber  wurde  —  allerdings  lange  nicht 
um  so  viel,  wie  die  Interessenten  glauben 
machen  wollten  —  der  Druck  verechärft 
durch  das  den  Import  französischen  Eisens 
künstlich  befördernde  System  der  titres 
d'acquit-ä-caution. 

Am  1.  Januar  1877  sollte  die  Aufhebung 
der  Eisenzölle  erfolgen,  nach  dem  Gesetz 
von  1873  (s.  oben).  Für  diesen  Fall  prophe- 
zeiten die  Eisenindusti-iellen  das  »gänzliche 
Aufhören«  ihres  Gewerbes  tmd  verlangten 
deshalb,  dass  jenes  Gesetz  i"ückgängig  ge- 
macht werde. 

Bismarck  —  wie  Hoffmann  und  Achen- 
bach —  waren  geneigt,  dieser  Forderung 
nachzugeben ;  da  aber  Caniphausen  drohte, 
sein  Portefeuille  niederzulegen,  so  wurde 
sie  schliesslich  einstimmig  abgelehnt  (23. 
Oktober  1876).  Auch  der  Keichstag  ver- 
warf einen  Antrag  Windhorst,  den  Tennin 
der  Beseitigung  der  Eisenzölle  zu  verschieben, 
mit  Zweidrittelmehrheit. 

Ein  »Umiall«  der  preussischen  Regierung 
in  der  Frage  der  Eisenzölle  hätte  einen 
Bruch  mit  dem  seit  mehr  denn  einem  Jahr- 
zehnt befolgten  Freihandelsregime  bedeutet, 
während  Retorsionsmassregeln ,  bestimmt, 
andere  I^dex-  zur  Politik  der  «offenen 
Thür«  zurückzuzwingen,  ihm  dienten. 


Schon  im  März  1876  hatte  Bismarck 
dem  Pariser  Kabinett  mitgeteilt,  dass,  falls 
Frankreich  weiter  bei  dem  System  der 
titres-d'acquit-ä-caution  beharre  imd  da- 
mit Exportprämien  gewähre ,  Deutsdüand 
sich  veranlasst  sehen  werde,  »Ausgleitdis- 
abgaben «  in  Höhe  des  Betrages  dieser 
Prämien  zu  erheben.  Mit  solchem  Toi^hen 
gegenüber  Frankreich  war  Delbrück  emver^ 
standen  gewesen ;  auch  Camphausen  stand 
auf  der  Seite  des  Kanzlers,  als  dieser  Ende 
1876  eine  entsprechende  Vorlage  einbrachte 
und  zugleich  mittelst  einer  durchaus  freihänd- 
lerischen Argumentation  für  KanipfzOlle 
gegen  Riissland  pUüdierte.  Aber  die  Reidi&- 
tagsmehrhcit  versagte  ihre  Zustimmung. 

Blanche  Liberale  witterten  schon  damals 
„wirtschaftliche  Reaktlonspläne",  sahen  in  diesen 
Betorsionsmassregeln  die  Vorboten  des  Protektio- 
nismns. 

Mir  geheint  dagegen  gewiss,  dass  Bismarck 
zu  dieser  Zeit  an  einen  Uehergang  in  das  scbntz- 
zöllnerische  Lager  noch  nicht  dachte  —  dass  er 
nur,  wie  es  in  der  Thronrede  vom  30.  Oktober 
1876  hiess,  dahin  strebte,  „von  der  heimischen 
Industrie  Benachteiligungen  abzuhalten,  welche 
ihr  durch  die  Zoll-  nud  äteuereinrichtungeu 
anderer  Staaten  bereitet  werden". 

Wenn  er,  £nde  1876,  erklärte,  dass  er  ron 
der  Notwendigkeit  grosser  Kefonnen  ttbencengt 
sei,  —  „der  i>teuerge8etzgebung  in  Prenssen, 
der  Zoll  gesetzgebuug  des  Reichs,  des  Eisen- 
bahnwesens, Beseitigung  der  UebelstÄnde  . .  . 
der  Freizügigkeit",  so  meinte  er  mit  den  grossen 
Reformen  der  „ZoUgeaetzgebnn^"  vermutlich 
nichts  anderen  als  die  Verwirklichung  seines 
Finanzzollideals  und  die  Errichtung  kräftiger 
Kampfzolle  gegen  solche  Länder,  deren  Zoll- 
politik den  deutschen  Export  bedrohte. 

Ebensowenig  kann  die  Behanptiiii^,  dass 
er  schon  damals  achntzzöUnerisch  gesinnt  ge- 
wesen sei,  gestützt  werden  darauf,  dasa  er  die 
gegen  Rusiuand  geplanten  ZcUerhOhnngen  nur 
als  eine  „Abschlagfszahlniig"  bezeichnete. 

Wiederaufnahme  der  Finanz- 
reforra  1877.  Im  Sommer  1876  hatte  der 
Kanzler  ein  ausführliches  Exposi^  über  die 
Zoll-  und  Steuerverhältnisse  Englands  ein- 
gefordert, um  die  dort  gemachten  Erfah- 
rungen zu  Gunsten  seines  Ideals  des  "reinen, 
einfachen«  Finanzzollsystems  —  wie  Glad- 
stone  es  begründet  hatte  —  zu  verwerten. 

Da  aber  keine  Aussicht  vorhanden  war, 
eine  umfassendere,  eine  ganze  Beihe  »ent- 
behrlicher Artikel«  ergreSende  Reform  der 
indirekten  Abgaben  durchzusetzen,  so  er- 
klärte er,  in  der  Budgetdebatte  v.  10.  März 
1877,  dass  er  vorziehe,  den  Mehrbedarf  des 
Reichs  zunächst  durch  Erhöhung  der  3Catri- 
kularbeiträgc  decken  zu  lassen. 

Auf  eine  Tabakssteuervorlage,  die  im 
Kabinett  angeregt  war,  habe  er  verzichtet, 
weil  er  es  für  einen  taktischen  Fehler  halte, 
«dass  man  einen  der  besten  und  eintrfig^ 
lidisten  Artikel,  von  dessen  Schwimmkzaft 
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ich  erwarte,  dass  er  die  anderen  mittragen 
■werde,  Torwegnimmt«. 

Tiefe  (Jereiztheit ,  heftiger  Groll  über 
alle  die  schwere,  nutzlose  Mühe  um  die 
finanzieUe  Konsolidierung  des  Reiches  klaog 
durch  bliese  Rede. 

Dem  Führer  der  Fortschrittspartei,  der 
geraten  hatte,  auf  das  KapitalTermÖgen  des 
Reichs,  in  erster  Linie  auf  den  Invaliden- 
fonds,  zurückzugreifen,  erwiderte  er  mit 
schneidender  Ironie:  man  könne  ja  noch 
viel  weiter  gehen;  die  Reichseiseobahnen 
unter  den  l£immer  bringen,  den  Staaten 
anheimstellen,  ihre  DomSnen,  ihre  Forsten 
zu  versilbem,  ihre  Betriebsfonds,  kurz  »das 
ganze  NationalTermfieen  aufzubrauchen,  wie 
ein  Verschwender,  der  vom  Kapital  lebt«. 

Der  ÜnterBteUung,  als  wolle  er  einen 
Uebeis^uss  fOr  die  Beidhskasse  erwirt- 
sc^ften  und  damit  die  auf  dem  Einnahme- 
beviriUigangra«cht  basierende  Macht  des 
Reichstags  für  künftig  geföhrden,  trat  er 
weit  schärfer  als  früher  entgegen. 

Man  mOge  doch  „beranskommen  aus  dem 
gegenseitigen  Vezschanznngskampf  und  Bineen 
nach  HacEt  im  Innern",  über  dem  man  aer 
Lebensfragen  des  Beicbs  und  des  Volks  vei^esse. 

Die  parUmentariBche  Macht  bleibe  einer  ver- 
fassungstreuen itegierung  ge^nllber  durch  das 
AnsgäbebewUligniigsrecbt  gesichert  j  einer  „nicht 
treuen  Regiemng  gegenüber  sind  ebensowenig 
Bürgschaften  zu  finden",  wie  gegenüber  einem 
Reichstag,  der  „sich  an  denPortbestand 
des  Reichs  nicht  weiter  kehren  wollte, 
sondern  darauf  los  beschliessen,  bis  es  zu  Grunde 
ginge". 

Nicht  minder  rückhaltlos  liess  er  seinem 
Zorne  über  die  »Friktionen«  mit  den  Einzel- 
regierungen,  besonders  mit  dem  preussischen 
Kabinett,  die  Zügel  schiessen. 

,,Mit  allem  Zerren  nnd  Schieben"  vermöge 
er  ,,aie  iners  moles  derer,  die  uns  helfen  sollten^ 
nicht  in  Bewegung  zu  bringen".  £s  sei 
ein  Irrtum,  wenn  man  meine,  dass  nach  Er- 
richtung von  Reichsministerien  die  finanzielle 
Entwickelnng  rascher  vor  sich  geben  werde. 
Solchen  Ministern  gegenüber,  die  allein  auf 
die  Reichsgewalt  angewiesen,  in  den  Einzel- 
staaten „wurzellos"  wären,  —  „ohne  materielle 
Macht,  ohne  Verwaltung  hinter  sich"  —  würde 
sich  „der  Ring  des  Partikularismus  ganz  fest 
schliessen",  Preussen  an  der  Spitze.  „Der  erste 
und  mächtigste  Widersacher  des  Reichsfinanz- 
ministera",  den  die  Liberalen  forderten,  würde 
der  prenssische  Finanzmiaiater  sein. 

Das  preussische  Kabinett,  dieser  „Haupt- 
partikularist",  sei  nur  dadurch  für  das  Beicb 
zu  gewinnen,  dasa  Reichsbeamten  das  aktive 
Recht  des  Mitbeschliessens  in  ihm  gewährt 
würde  —  nur  wenn  man  so  „in  diesem  Feindes- 
lande die  Reichsfahne  aufpfianzt".  Sonst  über- 
wuchere das  Ressortinteresse,  „wenn  es  hoch- 
kommt, das  preussische  Staatsinteresse",  den 
Beicbsgedanken. 

Dies  habe  er  „in  der  eigenen  Familie"  nur 
allzu  oft  erfahren;  beiden  „weiteren  Vettern", 
den  anderen  Regierangen,  sei  es  nicht  anders. 


»Die  Reichsflut  ist  rückläufig ;  wir  gehen 
einer  Ebbe  darin  entgegen« ,  sagte  er ,  die 
Summa  ziehend,  gegen  Eude  dieser  ge- 
w^altigen  Philippika. 

Wenige  Wochen  darauf  reichte  der  Kanz- 
ler sein  Entlasssungsgesuch  ein.  Es  war 
eine  Quittung  unter  die  »Obstruktionspolitik« 
der  Reichstagsmehrheit,  der  Regierungen, 
der  Ministerkollegen  und  Staatssekretäre  — 
der  guten  »Fachleute« ,  aber  politisch  ^un- 
produktiven  Naturen«  —  in  der  Finanz- 
und  der  Eisenbahnfrage. 

So  ist  zweifellos  das  vomehnwte  Motiv  des 
Untlassungsgesuchs  zn  bestimmen,  mag  auch 
die  Erbitterung  ttber  hQflsche  Intrignen,  die 
ihm  den  Si^  m  dem  langwierigen  politischen 
Duell  mit  Harry  Arnim  so  erschwert  hatten, 
und  über  den  „Verleumdnngfifeldrag"  der  Kon- 
servativen (3.  o.)  mitgewirkt  haben. 

Dass  Bismarck  deshalb  habe  zurücktreten 
wollen,  weil  er  schon  damals  eine  „Umkehr"  der 
Handelspolitik  beabsichtigt,  diese  aber  nicht 
habe  durchsetzen  können,  ist  auf  Grund  des  bis 
jetzt  vorliegenden  Materials  nicht  zu  erweisen. 

Wenn  er,  in  der  Mmisterialsitznng  vom  29. 
März  1877,  betonte,  es  werde  künftig  „auf  die 
bestehenden  praktischen  Verhältnisse 
mehr  als  bisher  Rücksicht  zn  nehmen"  sein,  so 
sollte  dies  vermutlich  nur  heissen,  dass  man 
nicht  dem  Freihandelsprincip  zu  Liebe  eine 
temporäre  Retorsionstaktik  unterlassen  dürfe. 

Dass  die  zahlreichen  Stimmen,  die  den  be- 
vorstehenden Uebergang  zum  Schutzzollsystem 
teils  mit  Klage-,  teils  mit  Jubellauten  ankün- 
digten, nichts  als  „baUons  d'essai"  waren,  er- 
giebt  sich  n.  a.  ans  dem  Schreiben  Bismarcks 
vom  15.  Dezember  1877,  in  welchem  als  die 
Fragen,  von  deren  LOsung  er  seinen  Wieder- 
eintritt in  die  Oeschäfte  abhängig  mache,  nnr 
die  Finanz-  and  die  Eisenbabnreform  erwähnt 
werden.  Der  „kritische  Punkt"  war  und  blieb 
zunächst  das  Einnahmeprogramm  (Schreiben  vom 
21.  Dezember  1877). 

Statt  des  Abschiedes  wurde  dem  Kanz- 
ler ein  längerer  Urlaub  bewUligt.  Nahezii 
ein  ganzes  Jahr  weilte  er  feru  von  Berlin. 

Gegen  Ende  1877  trat  er  in  Unterhand- 
lungen mit  Herrn  von  Bennigsen  behufs 
dessen  Eintritts  in  das  preussische  Kabinett  — 
als  Minister  des  Innern  oder  als  Finanz- 
minister. 

Der  nationalliberalen  Partei  —  sacte  er 
ihm  —  würde  so  „eine  nüU^tige  Handhabe  der 
Verstärkung  und  £rweitenmg  ihres  Einflusses" 
sich  darbieten. 

Ihm  sei  die  Fraktionsfarbe  ja  an  sich  „ganz 
gleichgültig" ;  ihm  komme  es  nur  darauf  an,  da» 
zur  Erreicnnng  seines  obersten,  dringlichsten 
Zieles ,  der  Befestigung  unserer  nationalen 
Sicherneit,  wirksamste  Werkzeug  zn  gewinnen. 
Die  konservative  Partei  habe  die  geographische 
Ansdebnnng,  deren  sie  in  der  heutigen  Bevtil- 
kemng  fähig,  erreicht ;  ihr  „natnrges^iicbtliches 
Vorkommen"  sei  in  der  Hauptsache  auf  Alt- 
prensaen  beschränkt ;  sie  trage  nicht  das  Wachs- 
tum in  sich,  um  zu  einer  nationalen  Majo- 
rität zn  werden.  Einstweilen  sehe  er  datier 
in  der  nationalliberalen  „die  beste  Unterlage 
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von  allen  denen,  anf  welcheo  das  Reich  Wurzel 
Mhlag-ea  künae". 

Da  Bennigsen  nicht  ohne  Forkenbeck 
und  Stauffeubei^  einti-eten  wollte ,  der 
Kaiser  aber  sciion  in  jenes  Kandidatur  die 
'Zumutungf.  fand,  dass  er  aufhüre]i  solle, 
koDsenativ  zu  i-egieren,  so  zerschlug  sich 
der  Plan. 

Statt  die  iiationalliberale  Partei  dadurch, 
dastf  ilir  Führer  in  den  Alitbesitz  dos  Regi- 
ments gelangte,  sich  fester  wie  bisher  zu 
verbinden,  hatte  der  Kanüler,  indem  er  die 
Hand,  die  er  ihr  gelwten,  wieder  zurückzog 

—  gegen  seinen  Willen  zurückziehen  musste 

—  sie  in  eine  gereizte  Stimmung  versetzt, 
die  im  Februar  1878,  als  Camphausen 
die  neiie  Finanzvorlage  einbrachte,  sich  Luft 
machte. 

Nochmaliger  Versuch  der  Fi- 
nanzreform 1878.  Rücktritt  Camp- 
hau.«ens.  Es  war  wieder,  wie  1869,  ein 
ziemlich  reiches  wSteuerbouquet',  ans  ver- 
brauch»- lind  Erwerbssteuem  zueammen^e- 
stelJt.  Aber  nur  der  Spielkartenstempel  ging  j 
durch. 

YieUeicht  hätte  auch  die  Erhöhung  der  i 
Tabaksteuer  erreicht  werden  können.   Da  I 
aber  Bismarck  erkläiie,  dass  er,  in  l'eber-i 
einstimmung    mit   Camphauseu ,    in  der 
Steuererhöhung   ntir   einen  »Durchgaii^- 

Sunkt«  sehe,  das  Monopol  ansti-ebe ,  so  fiel 
ies  finanziell  wichtigste  Projekt ;  und  eben- 
so der  Entwurf  betreffend  Belastung  der 
Börsengeschäfte  und  Lotterieloose. 

Einzugehen  auf  die  Bedingung  der  Liberalen 

—  Gewähr  „konstitutioneller  Garantieen"'  durch 
Bildung  eines  koUegialiscben  Beichsministeriums 

—  war  der  Kanzler  jetzt,  da  er  ein  „Komplott"' 
zwischen  den  Liberalen  und  einigen  seiner 
preassischen  Kollegen,  einen  „Geaamtandrang" 
auf  seine  Stellung,  ein  Streben  „nach  der 
Alleinherrschaft  an  seiner  Stelle",  argwöhnte, 
weniger  geneigt  denn  je. 

Jetzt  gab  Camphausen,  der  in  den 
Finaozdebatten  recht  unglimpflich  behandelt 
worden  war,  seine  Demission  (März  1878). 

Den  Nachfolger,  Hobrecht,  entnahm  Bis- 
marck aus  der  nationalliberalen  Partei  und 
bekundete  damit,  dass  er,  trotz  des  Miss- 
erfolges der  Verhandlungen  mit  Bennigsen, 
den  Plan,  sich  auf  diese  Partei  zu  stützen, 
nicht  aufgegeben  habe. 

Im  Reichstag  war  die  Finanzreform  ge- 
scheitert; dem  neuen  Finanzminister  gelang 
es  aber,  in  den  Heidelberger  Konferenzen 
(August  1878)  die  grundsätzliche  Zustim- 
mung der  deutschen  Regiei-ungen  zu  den 
Steuerplänen  des  Kanzlers  zu  gewinnen  — 
aUerdings  ohne  das  Tabaksmonopol. 

Und  im  Herbste  1878  fand  der  Kanzler 
auch  die  parlamentarische  Mehrheit,  die  er  j 
so  lange  vergeblich  gesucht  hatte ;  nur  war 
es  nicht  die  »nationiQe  M^otität«. 

Die  Bcichstagswanlca  von  1878. 


Nach  dem  Hödelsclien  Attentate  hatte  Bis- 
mm'ck  von  neuem  (s.  olx"!!)  ein  Sozialisten- 
gesetz vorlegen  lassen :  abor  wiederum  ver- 
geblich. Nachdem  bald  darauf  das  zweite, 
N'obiiingsche  Attentat  erfolgt  war.  wurde 
der  Reichstag  aufgelöst.  Das  Ergebnis  der 
Neuwahlen  war ,  dass  wtatt  17  6  ntir  1 35 
Lil>erale  zurückkehrten,  dagegen  116  Kou- 
ser\-alive  statt  78,  das  Centrum  in  gleicher 
Stärke. 

Diese  Sclilappe  der  linken  kam  dem 
Kanzler  —  wenn  er  auch  bestritten  hat, 
dass  die  Redensart  von  dem  :*an  die  Wand 
drücken  der  Nationalliberalen ,  bis  sie 
quietschen«,  jemals  'in  seinem  Denken,  ge- 
schweige denn  auf  seiner  Lipjie  Platz  ge- 
funden habe«  —  sicher  recht  gelegen. 
Meinte  er  doch  (s.  oben),  dass  dit*  Nationailibe- 
ralen  ihn  an  die  Wand  drücken  wollten. 
Schwächer  geworden  mussto  die  Parträ,  der 
allzu  sehr  der  Kamm  geschwollen  var, 
gefügiger  werden. 

Nicht  minder  freudig  aber  bf^rOsste  er 
die  Thatsache,  dass  in  dem  neuen  Reichs- 
tag die  SchutzzQllner  in  fiproSBer  Zahl  vei^ 
treten  waren. 

Nachdem,  unter  dem  Drucke  der  noch 
immer  andauernden  miüslichen  Le^  der 
ErwerbsverhSltni&se ,  die  protektionistische 
Agitation  immer  grössere  Erfolge  erzielt 
hatte,  war  in  die  Wahlprogramme  der  kon- 
servativen Fraktionen  wie  tles  Centrums  die 
Forderung  eiugostellt  worden,  dass  das  bis- 
herige System  »einseitiger'  Freiluindels- 
politik  aufzuheben  und  der  Zolltarif  zu 
regeln  sei  »nach  dem  Masse  der  zunehmen- 
den Kräftigimg  der  deutschen  Gewerbs- 
thätigkeit  und  des  vertragsmässigen  Entgegen- 
kommens der  Nachbaj^taatcn«  (Wjüilpro- 
gramra  des  Centrums  vom  Juni  1878). 

Cnd  am  17.  Oktober  1878  hatten  204 
Abgeordnete  —  nahezu  sämtliche  Mitglieder 
des  Centrums,  die  gros.se  Mehrzahl  der 
Konser^-ativen ,  nicht  wenige  Liberale  — 
sich  zu  der  a volkswirtschaftlichen  Vereini- 
gung" zusammengeschlossen ,  die  mehr  als 
die  Hälfte  aller  Reichsboten  umfasste, 

Ihr  Pronuuciamento  zu  Gunsten  einer 
Tarifrevision  lautete  allerdings  ziemlich  ti^: 

„die  schwierigen  Fragen  der  deutschen  Han- 
delspolitik können  nicht  lediglich  nach  den 
Schlagwörtern  von  Freihandel  und 
Schutzzoll  gelöst  werden :  es  kommt  vielmehr 
entscheidend  darauf  an,  die  wirklichen  und  ver- 
meintlichen Gegensätze  der  Interessen  mit 
Sachkenntnis,  Umsicht  und  Vaterlandsliebe  aus- 
zugleichen." 

Aber  es  "war  kein  Zweifel,  dass,  sollte 
der  Kanzler  sich  das  »Schlagwort  Schutz- 
zoll« zu  eigen  machen,  die  Vereinigung  ihm 
folgen  werde. 

Die  drei  grossen  Siege  von  1878/79. 
Dank  dieser  Verschiebung  der  parlamen- 
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tfunschen  Konjunktur  bescheerte  das  Jahr 
1878/79  dem  Kanzler  diei  grosse  Siege. 

Zuerst  kam,  im  Herbst  1878,  das  Gesetz 
gegen  die  Sozialdemokiatie  —  allerdings  in 
einer  wesentlich  linderen  Fassung,  als  Bis- 
marck sie  wünschte  —  zu  stände. 

Dann,  im  Sommer  1879,  der  neue,  pro- 
tektionistische  Zolltarif.  Hatte  sein  früheres 
Mnanzzollprogramm  durchaus  liberalen  Ge- 
präges bei  den  Liberalen  »keine  Gegen- 
liebe« gefunden,  so  erstrebte  und  erreichte 
er  nun  das  grosse  politische  Ziel,  das  seit 
einem  Jahrzehnt  ihn  in  seinem  Bann  hielt 

—  das  Ziel ,  diu-ch  die  ökonomische  Ver- 
selbständigung  des  Keiches  »den  letzten, 
festen  Kitt  in  die  Fugen  der  deutscheu 
Staatsgemeinsdiaft  zu  legen«  (Prov.  Korr.) 

—  indem  er  das  Schutzzollprogramm  der 
»Vereinigung«  sich  zu  eigen  machte.  Unter 
dieser  neuen  Flagge  —  die  er  nicht  auf- 
gezogen hatte ,  aber  desto  achtungsvoller  i 
salutierte,  eine  je  ^üssere  Schar  sich  um 
sie  sammelte  —  »glitt  das  oft  gestrandete 
Boot  der  indirekten  Steuern  mit  Schnellig- 
keit und  Eleganz  über  die  Barre «{Xationalztg.). 

Hätte  die  liberale  Mittelpartei  jdues  Pinanz- 
zoUprogramm  unterstützt,  so  würde  für  Bis- 
marck, dem  bis  Frühjahr  1879,  d.  h.  bis  zu  der 
Zeit,  da  er  die  Einschränkong  des  Komimports 
ins  Auge  fasste,  der  Schntzeifekt  der  Tarif- 
reviaioQ  nnr  sekmidärer,  der  Einnahmeeffekt 
durchaus  primärer  Zweck  war,  kein  zwingender 
Grand  vorgelegen  haben,  den  Stützpunkt  statt 
in  der  „nationalen  Majorität'',  der  liberalen 
Mittelpartei,  in  dem  Konglomerat  von  Konser- 
Tativen,CentrumsleiiteD,  protektiouistischen  Libe- 
ralen zu  suchen  —  in  einer  Majorität,  die  weit 
entfernt,  mit  ihm  nnd  unter  sich  durch  gleiche 
Auffassung  des  Reichsintereases  verbunden  zu 
sein,  nur  zusammengehalten  warde  durch  die 
Gemeinsamkeit  von  Privatinteressen  und  dem 
Kanzler  zunächst  nur  deshalb  willkommen  war, 
weil  die  Einfuhrdtlmme,  die  sie  errichten  wollte, 
dem  Beicfae  Einnahmequellen  bedeuteten.  Nicht — 
wie  Treitschke  in  den  viel  citierten  Sätzen  gesagt 
hat  —  die  Ablehnung  des  Sozialistengeaetzent- 
wurfes  vom  Frühjahr  1878  war  der  „poHtische 
Irrtum"  der  Nationalliberalen,  dem  „die  Strafe 
so  rasch  auf  dem  Fnsse  folgte";  ihre  wirkliche 
Schuld  war,  dass  sie  in  der  Hauptfrage  der 
Keichspolitik ,  der  Finanzfrage,  die  nationale 
Idee  der  liberalen  untergeordnet  hatten.  Die 
Strafe  folgte  nicht  rasch  —  sie  Hess  lange  auf 
sich  warten,  aber  dann  um  so  schwerer 
und  Ustete  um  so  länger. 

Der  dritte  Sieg  lag  auf  dem  Gebiet  der 
Eisen Ijahnreform.    Während  er  sein  Ideal 

—  die  Uebertragung  aller  wichtigen  deut- 
schen Linien  auf  das  Reich  —  angesichts 
des  Sträubens  der  ilittelstaaten  nicht  ver- 
wirklichen konnte,  so  glückte,  mit  dem 
preussischen  Gesetze  vom  Herbst  1879,  der 
erate,  entscheidende  Schritt  zur  BegrCindung 
des  Staatseisenbahnsystems  in  l*reussen. 

Dem  Kanzler  war  die  Eisenbahnverstaat-  i 
lif^ung  einmal  ein  notwendiges  Korrelat  der  | 


Revigion  des  Zolltarifs :  die  Möglichkeit,  dass 
die  Frivatbatinen  durch  Hei-absetzung  der  Im- 
porttarife ^GegenzöUe*  ge^en  die  Zölle  des 
Reiches,  vor  allem  gegen  die  Agrarzölle,  ein- 
setzten, wollte  er  beseitigen. 

Femer  aber  durfte  er  hoffen,  den  Erfolg, 
um  dessentwillen  er  das  Reichsbahnprojekt 
I  betrieben  hatte  —  die  Steigerung  des  Ein- 
flusses des  Reiches  auf  das  deutsche  Eisen- 
bahnwesen — ,  auch  auf  diesem  Wege  zu 
erreichen.  Im  Besitz  der  Schienenstrasseu 
und  der  Vollgewalt  über  die  Betriebs-  \md 
Tarifverhältnisse  erhielt  der  preussische 
Staat  die  Macht,  einen  wirksamen  Druck 
auf  die  übrigen  Eisenbahnvei-waltungen  aus- 
zuüben; diese  Macht  konnte  er  nützen,  um 
sie  auf  der  Bahn  der  VereinlieiÜichung  und 
Vervollkommnung  vorwärts  zu  treibt  — 
auch  ohne  Buudesratsbeschlüsse. 

Die  preussische  Eisenbahnpolitik  gemäss 
dem  Reichsinteresse  zu  gestalten,  musste 
aber  dem  Kanzler  jetzt  weit  leichter  werden 
als  früher.  Camphausen  imd  Achenbach 
waren  1878  ge^ngen ;  im  Sommer  1879 
folgten  ihnen  Friedeuthal,  Falk,  Leoohardt 
Nachdem  nun  Maybach  das  Eisenbahn- 
rainisterium,  Scholz  (1880)  das  der  Finanzen, 
der  Ministerpräsident  —  nach  dem  Rück- 
tritt Hoffmanua  —  das  des  Handels  (1880) 
ttbernonmien,  hatte  Bismarck,  umgeben  von 
willigen  und  rührigen  »Handlangern«,  sich 
eine  souveräne  Position  im  preussischen 
Kabinett  geschaffen^  brauchte  Friktionen  mit 
diesem  »Hauptpartikulatisten«  nicht  mehr 
zu  fürchten.  — 

Stagnation  der  Finanzreform  bis 
1887.  Dem  Jahr  der  Siege  folgte  allere 
dings  bald  wieder  eine  Zeit  schwerer,  zu- 
näcl]st  wenig  glücklicher  parlfunentarischer 
Kämpfe. 

Im  preussischen  Abgeordnetenhause  ver- 
fügte der  Ministerpräsident  in  der  aus- 
schlaj^benden  Jconservativen  Partei  —  die, 
naclidem  er  das  agrarische  Panier  entfaltet 

hatte,  wieder  gut  bismaitkisch  gewonlen 
war  —  über  eme  zahlreiche  und  willige 
Gefolgschaft. 

Nicht  so  im  Reichstage.  Hier  hatte  (1881) 
die  grosse  liberale  Mittelpartei  sich  gespalten ; 
die  aSecession«  des  linken  Flügels  zog  (1884) 
die  Fusion  desselben  mit  der  Fortschritts- 
partei nach  sich ;  die  neue  linksliberale 
Gruppe  stand  dem  Kanzler  in  schroffer 
Feindschaft  gegenüber. 

Statt  auf  eine  kompakte  politische 
Majorität ,  die  »nationale  Majorität«  unter 
Bennigsens  Führung,  sich  stützen  zu  können, 
musste  der  Kanzler  von  1881 — 1887  (s.  u.) 
die  parlamentarischen  Truppen,  deren  Hilfe 
er  brauchte,  von  Fall  zu  Fall  zusammen- 
werben. Aber  mit  seinen  LiebUngswüuschen 
stiess  er  auf  den  Widerspruch  der  Majorität 
»  Windthorst-Richter^rillenberger« . 
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Die  Beichafinanzreform  kam  bis  1887 
Dicht  weiter. 

Allerdings  nmssten  einzelne  der  1879 
bewilligten  Schutzzölle  —  besonders  die 
Agrarzölle  —  und  die  Finanzzölle  auf  Tabak, 
Kaffee,  u.  «.  w.  —  ein  betrachtliches,  ail- 
mühlich  steigendes  Einnahmeplus  bringen. 

Hätte  der  Kanzler  nichts  erstrebt  als 
glatte  De<^ng  des  Reichsbedarfs  durch 
ei^ne  Revenuen  des  Reiches,  so  h&tte  er 
mit  dem  Kassenerfolge  der  TariErevision  von ; 
1879  sich  zufrieden  geben  kOnnen.  Aber 
—  das  Reich  sollte  ja  UebeischOs^  erzielen, 
sollte  den  Goldstrom,  der  ihm  zuschwölle, ' 
zu  einem  guten  Teile  überleiten  auf  die 
Felder  der  Einzelstoaten  und  damit  diesen 
die  radikale  Heilung  aller  Schaden  ihres 
Steuersystems  ermöglichen.  Zu  solchen 
Dotationen  reichten  aber  die  Mehreinnahmen 
des  Reiches  nur  in  wenigen  Jahren  aus;  das 
Ausgabeplus  im  Militäretat  nahm  eine  grosse, 
wachsende  Quote  derselben  fOr  sich  in  An- 
spnich. 

Während  Bismarck  so  gewaltige  Summen 
flüssig  machen  wollte,  dass  Preussen  in  die 
Lage  käme,  einmal  die  Klasson&teuer,  wo- 
möglich auch  die  untersten  Stufen  der  Ein- 
kommensteuer, und  gewisse,  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkerung  bednlckende  Stem- 
pelabgaben aufzuheben;  femer  die  halbe, 
womögÜch  die  ganze  Grund-  imd  Gebäuiie- 
steuer  den  Kommunen  zu  überweisen,  schliess- 
lich die  kommunalen  Schul-,  Armen-,  Polizei- 
lasten auf  die  Staatskasse  zu  ülieniehmen, 
so  konnte  er  nichts  weiter  durchsetzen  als 
die  Aufhebung  der  untersten  Stufen  der 
Klassensteuer  (1881)  und  die  Herabsetzung 
des  Iinmobiliarumsatz-  und  Pachtstempets 
<1884). 

Nur  soweit  der  Kanzler  auf  pwtektio- 
nistischen  Wegen  wandelte,  soweit  er  eine 
Erhöhung  der  Einnahme  (lmx;h  Erhöhung 
des  Schutzes  zu  bewirken  sich  anschickte, 
hatte  er  jene  wirtschaftliche  Majorität 
des  Reichstag,  die  Vereinigung  der  204, 
hinter  sich,  wenn  er  aber  vei-suchte,  die 
Quelle  der  Accisen  —  auf  Bier,  Branntwein, 
Zucker,  Tabak  —  oder  der  Erwerbgsteuern 
stärker  anzuzapfen,  versagte  sie  und  schloss 
sich  der  der  Konsolidierung  der  Reichs- 
gewalt  feindliche  lUng  aus  Centrum,  Frei- 
sinn, Sozialdemokratie. 

Die  Einführung  der  Börsensteuer  (1881) 
war  zwar,  vom  principiellen  Standpunkt  aus 
gesehen,  eine  bedeutsame  Emm^nschaft, 
da  danut  das  Programm,  der  bisherigen 
»FrSgraviei-ung':  des  immobilen  Kapitals 
durch  eine  schärfere  Besteuerung  des  mobilen 
ein  Ende  zu  machen,  zu  einem  ersten  Siege 
gelangte  —  dies  Programm,  welches,  zu- 
sammen mit  dem  des  Ägrarschutzes ,  die 
feste  Gi-undJage  des  Bündnisses  zwischen 
dem  Kanzler  und  den  Konservativen  büdetc. 


Aber  diese  ^Reichsstempelat^bea,  die  in 
den  nächsten  Jahren  nicht  mehr  als  ein 
Dutzend  Millionen  abwarf,  traf  das  mobile 
Kapital  <loch  nur  schwach  und  nur  an 
wenigen  Punkten,  Die  allgemeine  Eainta]* 
rentensteuer,  die  Bismarck  in  Preussen 
plante  als  gerechterweise  notwendiges 
Supplement  des  nur  die  Grund-  und  Ge- 
l)äHderenten  und  die  Gewertiegewinste 
heranziehenden  Ertragsstenersystems,  wurde 
im  Landtage  abgelehnt. 

Bis  1887  ruhte,  mit  der  einen  Ausnahme 
des  zweiten  Börnensteueigesetzes  von  1885, 
die  Finanzreform  im  Reiche.  Erst  der 
'Kartelli«icli8tag«  gewährte  —  in  den 
Fabrikatsteuem  auf  Branntw  ein  und  Zucker 

—  beträchtliche,  künftiger  Steigerung  sichere 
Mehreinnahmen. 

Weder  das  Projekt  des  Tabakmonopols 
noch  die  so  oft  und  so  nachdrfidÜich  ge- 
fonlcrte  Erhöhung  der  Brausteuer  hatte  der 
Kanzler  durchsetzen  können.  Aber  er  durfte 
doch  am  Feierabend  mit  Stolz  zurückblicken 
auf  sein  finanzi^litisches  Wirken. 

Zwar  war  das  Reich  kein  »freigebiger 
Versoi-gerc  der  Einzelstaaten  gewonien  — 
es  verbrauchte  leider  selbst  zu  viel;  aber 
es  war  doch  auf  eigene  Füsse  gestellt,  hatte 
das  Odiuin  des  »lästigen  Kostgän^rs«  von 
sich  absti-eifen  können,  bedurfte  mcht  mehr 
der  '>milden  Beiträge*. 

In  den  siebziger  Jahren  hatte  die  Netto- 
einuahrae  aus  den  Zöllen  ungefähr  100 
Millionen  Mark  betragen :  Mitte  der  achtziger 
Jahre  2)H),         90  350^ 

Aus  Züllen  und  Verbrauchssteuern  (ein- 
schliesslich der  Aversa)  waren  der  Reichs- 
ka«se  zugeflossen  im  Jahre  1874  246,  80'81 
2SÜ,  89  9U  587  Millionen  Mark:  aus  Stempel- 
steuern im  Jahre  1874  6  ,  89/90 
Millionen  Mark. 

Niemals  hat  ein  Staatswesen  binnen  so 
kurzer  Frist  eine  so  gewaltige  Vermehrung 
seines  dauemdeii  Einkommens  erlebt,  wie 
sie,  seit  1879,  der  i^grosse  Zauberer«  dem 
Reiche  gewann,  das  er  begründet. 

Allerdings  war  dieses  glänzende  finanz- 
politische Ei-gebnis  und  dessen,  wenn  auch 
bescheidenere,  sozialpolitische  Nebenwirknng 
(Krl&ss  der  untersten  Stufen  der  preussisdien 
Ktassensteuer,  stärkere  Belastung  des  Gross- 
kapitals durch  die  BOrsensteuer)  auf  einem 
Wege  erreicht  worden,  der  wesentlich  ab- 
wich von  jenem,  den  der  Kanzler  ursiJrüng- 
lich  einsclüagen  wollte,  —  imter  Preis- 
gabe der  Principien ,  die  er  einst  vertreten 
hatte. 

Von  1869  bis  Frühjahr  1879  —  auch  noch 

in  dem  ^>  Weihnachtsbnef «  vom  Dezember  1878 

—  hatte  er  den  Grundsatz  vertreten,  dass 
der  Reichsbedarf  ausschliesslich  durch  Ab- 
gaben auf  entbehrliche  Güter  gedeckt 
wei-de.  Dann  aber  Hess  er  nicht  nur  zu, 
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sondern  focht  s(^ar  mit  rücksichtaloeer,  kein 
agitatoiisches  Hittel  verschmähender  Enei^e 
für  Eüifahrung  von  Zöllen,  zuerst  geringer, 
dann  weit  höherer,  auf  Kom,  Vieh  u.  B.  w. 
—  ^erdiogs  unter  der.  nur  leider  nicht 
haltbaren,  Annahme,  das»  der  Preis  von 
Brot  und  Fle^di  nicht  steigen  werde,  indem 
»das  Ausland  den  ZoU  trage«. 

Handels-  und  Transportpolitik. 
Das  Geld,  das  »viele  Qeld«  hatte  er 
herbeigeschafft.  Aber  eine  grosse  Quote 
des  Plus  lieferten  die  AgrarzÖUe,  d.  h,  Ab- 
gaben auf  unentbehrliche  Dinge.  Die 
Art  von  Abgaben,  die  er  einst  a  limine  ab- 
gewiesen, wurden  ihm,  seit  der  »Umkehr», 
deren  Beginn  der  Brief  an  den  Herrn  von 
Thüngen  vom  Friihjahr  1879  markiert,  ein 
oberstes  Ziel  —  uotwendig  sowohl  imi  des 
Schutzes  der  Landwirtschaft  willen,  die 
sonst  dem  Ruin  zutreibe,  wie  um  der  grossen 
Summen  willen,  die  der  Reichsfiskus  aus 
ihnen  ziehen  würde.  Nicht  in  allen,  aber 
in  recht  vielen  seiner  Kundgebungen  zu 
Gunsten  der  Agrarzölle  erscheinen  beide 
Motive  als  völlig  gleichwertig  gepaart. 

Es  ist  heate  eine  müssige  Frafi^e,  ob  Bismarck 
ein  so  schroffer  AgrarschatzzOuner  geworden 
wäre,  wenn  der  Beichstag  ihm  das  Tabaks- 
monopol  oder  die  BraasteaererhOhnng  nige- 
standen  hätte.  Ich  mOchte  sie  vernünen. 

Wahrend  der  Industiiesohutz ,  dessen 
Interessenten  die  intellektuellen  Uriieber 
der  neuen  Zollpolitik  gewesen  waren,  in 
den  80  er  Jahren  keine  nennenswerten  Fort- 
schritte mehr  machte  —  zum  Teil  sicher 
deshalb,  weU  hohe  industrielle  Zölle,  deren 
finanzieller  Effekt  nur  gering  sein  konnte, 
die  vielleicht  ein  Minus  statt  eines  Plus 
brachten,  das  Jinanzinteresse  des  Kanzlers 
nicht  anreizten  —  so  wurde  unter  seiner 
tliatkräftigen  Initiative  der  Agnvschutz  weiter 
und  weiter  getrieben. 

Schon  im  Jahre  1861  wurde  der  Zoll  anf 
Mahlenfabrikate  um  50%  erhobt  der  Tranben- 
coU  eingeftthrt,  der  ZoU  anf  tarn  1885  anf 
das  dreifache,  1887  auf  das  fOnffache  des  Satzes 
von  1879  emporgeachranbt. 

Zu  dem  wachsenden  Totale  der  Zollein- 
nahme trug  das  Eivebnis  der  Zolle  auf 
Getreide,  Hfilsenfrüchte ,  Malz  mit  rasch 
ste^ndem  Prozentsata  bei  —  1885  erst 
mit  12,5      1889.'90  bereits  mit  27—28  »/o. 

Aber  auch  nachdem  1887  der  Zollsatz 
anf  Brotkorn  den  Betrag  von  5  Mark  pro 
100  Kilo  erreicht  hatte,  eiferte  der  Kanzler 
gegen  die  »Ae:itationslüge<;,  dass  eine  ent- 
sprechende Verteuening  des  Brotes  die 
Folge  sein  müsse  —  w^ollte  nicht  zugeben, 
dass  dieser  extreme  Agrarschutz  nicht  nur 
mit  seinem  früheren  finanzpolitischen,  sondern 
auch  mit  seinem  sozialpolitischen  Programm 
(a.  unten)  in  schneidendem  Kontrast  stand. 

Die  Prophezeiung  des  Freiherrn  von 
öchorlemer,  dass  dereinst  Fürst  Bismarck 
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»nüt  eisenbeschlagenem  Stocke  an  der  Spitze 
der  Agrarier  marschieren«  werde,  ist  in  Er- 
füllung gegangen.  Aber  die  Behauptung, 
dass  damit  der  Greis  wieder  zu  seinen  An- 
fibigen  ziuückgekehrt  —  wieder  der  Nidit»« 
als-Agrarier  geworden  sei,   der  er  als 

i'ugendlicher  Heissspom  an  der  Spitze  der 
unkerpartei  gewesen,  trifft  nicht  zu. 

Denn  während  er  önst  durch  Hemmung 
der  Industrie  das  ürnd  auf  der  Stufe  des 
Agrarstaates  festhalten  wollte,  so  lag  ihm 
jetzt  die  Blüte  Aea  Gewerbes  nicht  minder 
am  Herzen  wie       der  Landwirtschaft. 

Sollte  die  Jjand  Wirtschaft  durch  Hemmung 
des  Imports  agrikoler  Produkte  auf  dem  Status 
quo  erhalten  werden,  so  musste  der  Industrie 
durch  Förderung  des  Exports  zu  rascherem 
Wachstum  verhelfen  werden.  "Weit  entfernt, 
die  »Nationalisierung«  der  Volkswirtschaft 
anzustreben  —  die  heute  in  so  manchen 
Köpfen  spukt  —  gedachte  er,  Deutschland 
zu  einem  England  ebenbürtigen  Rivalen  auf 
dem  Weltmarkt  der  Fabrikiäe  zu  machen. 

Dabei  leitete  ihn  u.  a.  auch  das  Motiv,  die 
Answanderung  zu  mindern.  Während  und  wegen 
der  bösen  Freihandelsära  seien  die  Arbeiter  nach 
dem  „blühenden  Scbntzzolllaade"  Nordamerika 
gegangen;  wenn  die  Indostrie  durch  Mehrong 
des  Exports  sich  weiter  ausdehnte,  so  wQrdoi 
sie  im  Xande  bleiben. 

Dass  ein  extremer  Agrarschutz  diesem 
Ziele  feindlich  sei  —  da  die  Russen,  Oester- 
reicher,  Rumänier,  Amerikaner  u.  s.  w. 
deutsche  Fabrikate  nur  zu  kaufen  vermögen, 
wenn  sie  sie  mit  a^rikolen  Produkten  bezah- 
len können  —  die  Widersinnigkeit  einer 
Handelspolitik ,  die  gleichzeitig  Hemmung 
des  Imports  und  Förderung  des  Exporte 
erreichen  möchte,  wurde  von  ihm,  so  scheint 
es  wenigstens,  niemals  erkannt. 

Den  wirksamsten  Hebel  zur  Sichemi^ 
und  Mehrung  der  Fabrikatenausfuhr  konnte 
der  Ver&sser  der  »Bauembriefe«  nidit  an- 
setzen —  Handelsverträge  mit  Agrarstaaten, 
in  denen  diese  Zollherabsetzungen  bezw. 
-bindun^en  betreffe  des  Imports  deutsdier 
Industneartikel  zugestanden,  liessen  räch  ja 
nur  meichen,  wenn  der  Kanzler  gewiUt 
gewesen  wftre,  Gegenkonzessionen  betreffe 
des  Exporte  iluer  Nahrungsmittel  und  Roh- 
stoffe nach  Deutschland  zu  machen.  So 
wiu:de  —  mit  geringfügigen  Ausnahmen  — 
die  Meistbegünstignngsklausel  der  einzige 
Paragraph  unserer  seit  1879  abgeschlossenen 
Handelsverlrage. 

Die  übrigen  exportpolitischen  Massnahmen 
des  Kanzlers  —  so  besonders  der  Kongo- 
vertrag von  1885,  durch  den  die  Gefahr 
einer  Benachteiligung  des  deutschen  Han- 
dels in  Centralafrika  abgewandt  wurde;  die 
Subventioniemng  einiger  Dampferlinien  sei- 
tens des  Reiches  behufs  Belebung  unse- 
res Verkehrs  nach  Uebersee;  die  Erwer- 
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bung  einiger  Kolonieen  —  diese,  zum  Teil 
erst  nach  heftigem  Ringen  durchgesetz- 
ten Massnahmen  mögen  vielleicht  künftig 
einmal  grosse  Bedeutung  erlangen  —  bis 
heute  haben  sich  die  Erwartungen,  die  der 
Kanzler  an  sie  knflpfte,  nur  in  recht  be- 
scheidenem Umfange  verwirklicht 

Gleichwohl  durfte  er  am  Ende  seiner 
Laufbahn  von  sich  rOhmen,  dass,  wie  eine 
Bereicherung  des  Reiches,  so  eine  Uehrung 
des  deutschen  Volksreichtums  unter  seinen 
Auspicien  sich  vollzogen  habe.  Nur  war 
der  Aufschwung  des  WirtsohaftslebeDs  wäh- 
rend der  achtziger  Jahre  nicht  das  Ei^b- 
nis  des  SchutzzoUregimes ,  wie  er  meinte; 
aiach  ohne  den  neuen  Zolltarif  hatten  sich, 
nachdem  die  Krisis  ausgetobt,  die  Erwerbs- 
verbältoisBe  wieder  gebessert 

Wenn  der  kanzlerüchen  Politik  ein  Ver- 
dienst an  diesem  Aidsdiwung  zuzi»chreibffli 
ist,  so  lie^  es  in  der  Eisenbahaverstaatlichung, 
zufolge  deren  das  Tarifimtem  einheitlicher 
gestaltet,  die  Häie  der  iWfs&tze  gemindert 
und  das  Schienennetz  —  was  am  meisten 
wohl  ins  Gewicht  Mit  —  weiter  and  weiter 
ausgespuint  wurde,  wodurch  die  virtschaft- 
lidie  Entwickelung  bisher  verkehrsarmer 
Gebiete,  die  das  baldiger,  zureichender  Rente 
bedürftige  Privatkapital  ignoriert  haben 
würde,  einen  kräftigen  Impids  erhielt. 

Hätte  der  Kanzler  gleiche  Energie,  wie 
er  sie  für  den  Fortecnritt  des  Eisenbahn- 
wesens einsetzte,  auch  dem  des  Kanal- 
wesens gewidmet,  so  würde  er  für  die 
deutsche  Volkswirtschaft  Grosses  getlum 
haben. 

Sozialpolitik.  Die  Finanzreform  sollte 
eine  gerechtere  Verteilung  der  Öffentlichen 
Lasten  zu  Gunsten  der  kleinen  Leute  be- 
wirken ;  der  Agrarschutz  sollte  nicht  der  be- 
sitzenden Minderheit,  sondern  den  Millionen 
agrikoler  Arbeiter  zu  gute  kommen,  die 
sonst  ihr  Brot  verlieren  oder  wenigstens 
niedere  Löhne  erhalten  würden.  Dort  wie 
hier  stand  für  den  Kanzler  das  sozial- 
politische Motiv  nüt  in  erster  Linie,  —  dort 
wie  hier  täuschte  er  sieh  allei'dings  bezüg- 
lich des  Effekts. 

Was  nun  seine  Sozialpolitik  im  engeren 
Sinne  l)etrifft,  so  bezielte  sie  dreierlei. 

1.  Einmal  die  Lebenshaltung  der  niederen 
Schichten  zu  bessern  durch  eine  zwar  nicht 
ausschliesslich ,  aber  doch  zumeist  ihnen 
frommende ,  umfassende  Qualitätsgesetz- 
gebung und  strenge  QualitätskoDtrolle  hin- 
sichtlich der  wichtigsten  Nahrungsmittel 
u.  8.  w. 

2.  Das  Kleinnnternehmertum  zu 
unterstützen  in  seinem  Kampfe  mit  dem 
Grossgewerbe. 

Einst  (1849)  hatte  der  Abgeordnete  von 
Bismarck  daraus,  dass  den  Fabiikanten 
Schntz  gewährt  werde  gegen  die  au^ändi- 


sche  Eonkurrenz,  die  Foigening  gezogen,  dass 
der  Staat  gleicherweise  den  Handwerks- 
meistern des  Inlands  beispringen  müsse, 
um  sie  gegen  den  Wettbewerb  der  durch 
IntelUgenz  und  Kapital  so  weit  stärkeren 
grossen  Unternehmer  zu  schirmen. 

Jetzt  ging  der  Kander  daran,  diese 
Deduktion  in  That  umzusetzen.  Bald  nach 
seinem  Bruche  mit  dem  Freihandel  liess  er 
verkünden,  dass  auch  das  Princip  der  Qe- 
werbefreiheit  keine  unbedingte  Geltung  be- 
anspruchen könne  (Cirkular  des  preussischeu 
Handelsministers  vom  4.  Januar  1879)  — 
unter  rauschendem  Beifall  der  Konservativen 
und  des  Centrums,  die  seit  einigen  Jahren 
ihrem  Programm  die  Forderung  einverleibt 
hatten,  dass  der  bisherigen,  angeblich  »gross- 
kapitaUstischen«  Wirtschaftspolitik  der  libe- 
ralen Aera  ein  Ende  bereitet  und  eine 
'»Mittelstandspolitikc,  wie  heute  das  Schlag- 
wort lantet,  in  die  Wcse  geleitet  werde. 

Während  aber  von  innen  der  Wunsch- 
zettel der  Handwerkerpartei,  auf  dem  Zonftr 
zwang  und  Belfthi^ngsnachweis  obenan 
standen,  voU  aodepüert  wurde,  so  wollte 
der  Kanzler  daa  Kleimmteroehmertum  in 
der  Hauptsache  auf  korporative  Selbst- 
hilfe Tmreisen.  Der  Staat  sollte  die  Ent- 
wickelung des  Innungswesens  nur  dadurch 
fördern,  dass  er  die  bloss  »fakultativen« 
Genossenschaften  des  Gesetzes  von  1881 
mit  einzelnen,  immer  nur  unter  bestimmten 
Bedingungen,  auf  Grund  behördlichen  Er^ 
messens  zu  gewährenden  Privilegien  aus- 
statte —  so  mit  dem  Lehrlingsmonopol  der 
Innungsmeister,  dem  Recht  der  Innungen, 
aiich  Handwerker,  die  sich  ihnen  nicht  an- 
schlössen, zur  Deckung  gewisser  Innungs- 
ausgaben mitheranzuziehen  —  um  dadurch 
den  Trieb  zur  Association  zu  verstärken, 
eine  »douce  violence«  auf  die  widerstreben- 
den Elemente  auszuüben. 

Von  seiner  einstigen  Schwärmerei  för  Zunft- 
zwang war  Bismarck  in  der  Frankfurter  Zeit 
zurückgekommen.  Nach  seiner  Entlassung  hat 
er  eich  entschieden  gegen  dessen  Wiederein- 
fttbrang  ansgesprochen. 

Anfang  der  achtziger  Jahre,  als  es  ealt^ 
die  Handwerkerpartei  fär  die  kanzlerische  Poutik 
zn  gewinnen,  machte  er  allerdings  der  Idee  der 
Zwang^korporatioD  hier  nnd  da  gewisse  Zuge- 
ständnisse, ohne  sich  ausdrücklich  auf  sie  zn 
verpflichten.  „Ich  hoffe  —  sagte  er  z.  B.  ein- 
mal (1882)  —  dass  der  Gedanke  obligato- 
rischer Genossenschaften  schon  ...  In 
Bezug  auf  die  Unfallversicherung  zur  Anerken- 
nung gebracht  . . .  nnd  damit  eine  Grundlage 
gewonnen  wird,  um  denselben  auch  bebn& 
weiterer  sozialer  nnd  wirtschaftlicher  Kefonnen 
nutzbar  zn  machen." 

Für  die  Weiterentwickelung  derjenigen 
Form  der  Association  der  wirtschafwch 
Schwachen,  die  ohne  »des  Medicäers  Güte« 
empoi^kommen  war  —  der  Schultze- 
DeUtzschen  »Innimg  der  Zukunft«  —  zeigte 
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der  Kanzler  lange  Zeit  hindurch  kein  In- 
teresse. 

Yielleicht  -war  sie  ihm  als  »liberale 
ÖrOndnng*  missliehig?  Erst  1888  ging 
dem  Beichstag  ein  Gesetzentwurf  zu,  der 
den  Erwerbs-  und  "Wirtschaftsgenossen- 
schaften  freistellte,  zwischen  unbeschrankter 
und  beschränkter  Haftpflicht  zu  wählen, 
und  ihnen  damit  die  Chance  weiterer  und 
rascherer  Ausbreitung  eröffnete. 

In  der  Thronrede  von  1887,  die  diesen  Ent- 
Tmrf  ankündigte,  war  mit  keinem  Worte  von 
ißt  Bedentnnfif  solcher  Genossenschaften  fär  die 
liOsuDg  der  Handwerkerfrage  die  Bede.  In  den 
Motiven  wurde  ein  besonderer  Accent  darauf  ge- 
l^:t,  dass  man  hgfFen  dttrfe,  es  werde  mit  Znlas- 
snng  der  beschränkten  Haftpflicht  „der  Hebung 
des  landwirtschaftlichen  Kredits"  ge- 
dient werden. 

Mit  Ausnahme  jener  InnungspriTilc^ien 
sind  die  Beschränkungen  derGewerbefreifieit, 
die  während  dieser  Periode  platzgriffen,  von 
nur  geringer  Bedeutung. 

me  der  Kanzler  der  agrarischen  Be- 
wegung da,  iro  sie  ihm  dem  nationalen  Inte- 
resse zuwider  zu  liuifen  schien,  Bi<^  ent- 
gegenstemmte —  z.  B.  in  der  Frage  des 
WoUzolIs  so  auch  der  Handwerker- 
bewegung. Als  aus  ihien  Kreisea  heftige 
Proteste  g^en  die  Altos-  und  InTaliditftte- 
veraichenuig  laut  wurden,  erMSrte  er  dem 
konserrativen  AbgeOTdneten,  der  sich  zu 
deren  Sprachrohr  gemacht  hatte,  dass  es 
absolut  nicht  angehe,  »die  BfflchE^esetz- 
gefoung  nach  dem  kleinen  Handwerk  einzu- 
richten«. — 

3.  Der  Arbeiterklasse  zur  Erfüllung 
gewisser  berechtigter,  nur  durch  staatliches 
Eingreifen  zu  verwirklichender  Forderungen 
zu  verlielien. 

Bis  Ende  der  siebziger  Jahre  war  der 
Kanzler  der  Ueberzeugung  treu  geblieben, 
dass  die  Lage  des  vierten  Standes  in  der 
Hauptsache  nur  im  "Wege  der  Selbsthilfe 
gehoben  werden  könne  und  solle.  Noch 
im  Herbst  1878  hatte  er  eine  Lanze  für 
die  Produktivgenossenschaften  ge- 
brochen :  »wir  stellen  im  landwirtschaftlichen 
Ministerium  Versuche  an  über  landwirtschaft- 
liche Systeme ;  wäre  es  nicht  möglich,  auch 
in  dem  Bestreben,  die  soziale  Frage  zu 
lösen,  desgleichen  zu  thun?«  Kiu^  darauf 
hatte  er  mit  Nachdruck  erklärt,  dass  er 
»den  Vereinen,  die  den  Arbeitern  einen 
höheren  Anteil  an  den  Erträgnissen  der  In- 
dustrie und  eine  kürzere  Arbeitszeit  zu  ge- 
winnen bezwecken«,  durchaus  sympathisch 
gegenüber  stehe. 

Nunmehr  aber  erfuhr  seine  Stellung  zur 
Arbeiterfrage  insofern  eine  "Wandlung,  als 
er  jetzt  die  Notwendigkeit,  dass  der 
Staat  mit  Hand  anlege,  auf  das  entsdiie- 
denste  vertrat 
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rasche  und  gewichtige  Fortschritte  erzielt 
werden  würden,  war,  angesichts  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse,  leider  überaus  wenig 
wahi-scheinlich. 

In  Deutschland  wie  überall  hatte  die 
produktivgenossenschaftliche  Bewegung  so 
gut  wie  gar  keine  Erfolge  zu  verzeichnen. 
Gewerfcvereine  im  engflisdien  Stile  —  wie 
der  Kanzler  sie  im  Smne  hatte  —  waren 
nur  verhältnismässig  wenige,  mit  ^ringer 
Mit^liederziffer,  erstanden.  Die  sozialdemo- 
kratischen »Gewerkschaften«  zeigten  ein 
schnelleres  'Wachstum,  eine  grössere  Zug- 
kraft; aber  statt  wie  viele  der  grossen  bri- 
tischen Irades-unioDS  die  Versicherung  für 
den  Fall  der  ErwerbaLosi^eit  und  andere 
»Hilfszwecke«  zu  ihren  Hauptau^ben  zu 
rechnen,  war  ihre  Politik  fast  ausschliess- 
lich auf  den  »Kampfzweck«  gerichtet  und 
auf  Bekrutenfang  und  Drül  für  die  Partei; 
statt  den  »ehrlichen,  verständigen  Bestre- 
bungen« zu  huldigen,  die  der  Kanzler  rück- 
haltlos  billigte  und  für  deren  Durchsetzung 
ihm  auch  Strikes  als  legitime  Mittel  er- 
schienen, gingen  die  Leiter  viehnehr  duauf 
aus,  das  Literesse  für  solche  Brätrebimgen 
in  den  Mitgliedon  zu  ersticken,  predigten 
ihnen  das  pessimistische  Dogma,  dass  untor 
der  hentigäi  Gesellschaftsordnung  dem  Ar- 
beiterstanue  nicht  2u  helfen  seL  Im  General- 
stabe der  Sozialdemokratie  fürchtete  man, 
ganz  mit  Recht,  dass  andernfalls  die  Massen 
von  dem  Ideale  des  »Zukunftsstaates«  ab- 
gelenkt werden,  die  Arbeiterbewegung  »vei> 
sumpfen«  würde. 

Dass  der  Kanzler  nicht  auf  kräftige,  er- 
reichbare Ziele  auf  legalen  Wegen  ver- 
folgende Faktoren  der  SdbsthÜfe  aufetützeu 
konnte,  erklärt  zu  einem  Teile,  weshalb  er 
jetzt  zum  Vorkämpfer  der  Staatsintervention 
—  wenigstens  na<3i  einer  Richtung  hin  — 
wurde. 

Zum  andern  Teile  war  dieser  Stellimgs- 
wechsel  die  Folge  des  Sozialistengesetzes. 
So'  unbedingt  erforderlich  ihm  ein  drako- 
nisches Vorgehen  gegen  die  Sozialdemo- 
kratie dünkte,  so  klar  erkannte  er,  dass  da- 
mit allein  keine  Heüuug,  sondern  nur  eine 
B  Unterdi-ückung  der  äusseren  Symptome«  der 
sozialen  Krankheit  zu  erreichen  sei  —  »wir 
liaJten  sie  nur  auf  und  treiben  sie  nach  mnen«. 

Solle  das  Uebel  an  der  Wurzel  gepackt 
werden,  so  müssten  den  »Gesetzen  der  Re- 
pressive« solche  der  »Präventive«  thunlichst 
auf  dem  Fusse  folgen  —  müsse  der  Staat 
jetzt,  nachdem  er  die  Macht,  die  »negativen« 
Tendenzen  der  Sozialdemokratie  zu  vereiteln, 
gewonnen,  den  »positiven«  Begehren  der 
Arbeiterklasse,  soweit  er  es  vermöge,  Be- 
friedigung schaffen,  um  dadurch  den  Frieden 
unter  den  Becülkeningsklassen  zu  sichern. 
Die  sozialdemokratisohen  Phantasmen  hätten 
hauptsäch]i(di  deshalb  immer  weitere  Volks- 
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kreise  berückt,  veü  der  Staat  -an  der 
Stelle,  da  er  thäti^  sein  sollte,  ein  Va- 
cuum  gelassen' ,  das  nun  »von  den  Ägitatoi-en, 
die  ihm  ins  Handwerk  iifiischen*  ,  ausge- 
füllt sei.  Solange  dies  Vacuum  bestehe, 
laufe  der  Arbeiter  natürlich  zum  «-sozialis-  | 
tischen  Wunderdoktor« .  | 
Dieser  verabreiche  aber  ja  ganz  wert- 
lose Reeepte,  leere  VertrTjstnngen  auf  einen 
nie  kommenden  Tag  des  Heils.  Dem  Staate 
sei  es  ein  Leichtes,  ihn  zu  übertrumpfen  — 
wenn  er  die  »üi-sachen  des  Sozialismus, 
soweit  ihnen  Bei-echtigung  innewohnt",  be- 
seitige, so  wüi-den  damit  »die  Vorwände, 
die  zur  Aufi-egimg  der  Massen  benutzt  wer- 
den ,  die  sie  gelehrig  machen«  ftlr  die 
Stimme  des  Demagogen,  entkiftftet  werden. 
Und  sollte  der  Versuch  vergeblich  sein, 
sollte  es  trotzdem  zum  Kampfe  zwischen 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  und  dem  Pro- 
letariat kommen  ■ —  der  Versuch  müsse  ge- 
macht werden.  »Wir  wollen  nach  Mfelich- 
keit  Zufriedenheit  schaffen«  und  damit 
»unser  Gewissen  für  den  FiUl  bemhi^n, 
dass  wir  fechten  mfi8.seo«:. 

Solc^OT  trüben  Stimmung  gab  aber  der 
Kanzler  etat  Ausdruck,  nudidem  er  ein 
Jahrzehnt  um  die  Liebe  der  Arbeiterklasse 
geworbeib  ohne  der  Sozialdemokrat»  Ab- 
brach zu  thnn.  Damals,  als  er  sein  arbeitet^ 
politisches  Programm  entwarf,  glaubte  er 
sicher  za  sein,  den  roten  Schaken  durch 
soziale  Reformen  zu  bann«i. 

Zu  den  berechtigten  und  nur  durcb  Ein- 
greifen des  Staates  zu  verwirklichenden 
Fordenmgen  der  Arbeiterklasse  zfthlte  Bis- 
marck vor  allen  anderen  das  Begehren,  gegen 
die  Gefahr  der  Erwerbslosigkeit  wirksamer 
und  in  würdigerer  Form  geschützt  zu  wer- 
den als  bisher. 

Schon  als  er  im  Jahre  1849  zum  ersten 
Male  die  soziale  Frage  streifte,  hatte  er  die 
»Unsicherheit  der  Existenz«  des  Löhnertums 
scharf  unterstrichen.  Jetzt  erklftrte  er  sie 
als  den  »eigentlichen  Beschwerdepunkt«,  als 
weit  schwerer  empfunden  und  getragen  wie 
die  Niedrigkeit  des  Lohnes. 

)>  Geben  Sie  dem  Arbeiter  das  Rec-ht  auf 
Arbeit  .  .  .  geben  Sie  ihm  Arbeit,  solange 
er  gesund  ist  .  .  .  sichern  Sie  ihm  Pflege, 
wenn  er  krank,  Versorgung,  wenn  er  alt  ist, 
.  .  .  dann,  glaube  ich,  werden  die  Herren 
vom  Wydener  Programm  ihre  Lockpfeife 
vereebeiis  blasen.* 

Der  qualvoUe  Zweifel,  ob  er  immer  Ar- 
beit finden  und  immer  im  stände  sein 
werde,  zu  arbeiten  —  die  niederdrückende 
Gewissheit,  im  Falle  längerer  Erwerbslosig- 
keit der  »ordinären  Armenpflege«  zu  ver- 
fallen :  dies  seien  die  kräftigsten  Nährstoffe 
des  leidenschaftlichen  Hasses  gegen  die 
Gesellschaft,  der  in  der  Seele  des  Prole- 
tariers Wurzel  geschlagen. 


Könne  der  Staat  ihm  die  frohe  Sicher- 
heit gewälu^n,  auc-h  in  den  Tagen  der 
Kriais,  der  Krankheit,  des  Alters  auskömm- 
lichen Unterhalt  zu  erlangen  —  und  zwar 
nicht  als  Almosen  Dritter,  sondern  kraft 
eigenen  Rechtes  —  so  werde  damit  zwar 
die  soziale  Frage  nicht  gelöst,  aber  doch 
-mildernd  auf  <.üe  Besorgnis  imd  die  Ver- 
stimmung' gewirkt,  ^ein  höheres  Mass  von 
Zufriedenheit'  erzielt ,  die  Gefahr  der  so- 
zialen Revolution  gemindert  werden. 

Der  Kanzler  übersah  nicht,  dass  der  tiefste, 
letzte  Grund  der  sozialen  Frage  unserer  Zeit 
in  dem  Nicht-empor-kConen  breiter  Volks- 
schichten von  der  Dienstbarkeit  znr  Selbständia^- 
keit  liege.  Wahrend  er  aber  früher  (1845| 
betont  hatte ,  dass  dem  läudlirben  Tage- 
Ijfhner  die  Chance,  sn  Besitz  za  gelaoj^a, 
winke,  dem  Fabrikproletarier  nicht,  so  jetzt 
umgekehrt,  dass  fttr  jenen  die  Möglichkeit,  sich 
Innerhalb  einer  Generation  „um  eme  Stufe  vor- 
wärts, zu  einem  kleinen  St&ck  Landes  zn 
bringen",  nahezu  ausgeschlossen  sei  —  der  in- 
dostrielle  Arbeiter  dagegen  „den  HarschaUsstab 
im  Tornister  trage",  wie  die  Beispiele  der 
Krapp,  Diergardt,  Borsig  bewiesen;  „die  Hoff- 
nung, derer  der  Mensch  bedarf,  dass  in  dem 
ewigen  Einerlei  des  Arbeiterlebens  .  .  .  etwas 
besser  werden  kOnne,  verlttsst  ihn  nicht".  Da- 
her meinte  er,  dass  der  indastrielle  Arbeiter 
vor  allem  dorch  Beseitigung  der  „Unsicherheit 
der  Existoiz''  zufriedener  gestimmt  werden 
müsse,  der  agrikole  dorch  Vermehrung  der 
kleinen  LandateUen. 

Unter  dem  »Recht  auf  Arbeit«^,  das  der 
Kanzler  in  der  ßede  vom  9.  Mai  1884, 
unter  Bei'ufung  auf  das  Allgemeine  Land- 
recht,  mit  grossem  Nachdruck  pi-oidamierte 

—  "ich  stehe  dafür  ein,  solange  ich  auf 
diesem  Platz  sein  werde«  —  verstand  er 
die  Pflicht  des  Staates,  bei  Notständen  fflr 
Beschäftigung  zu  soi^o,  Uatemehmungen 
auszuführen,  die  »sonst  aus  finanziellen  Be- 
denklichkeiten vielleicht  nicht  ausgeführt 
werden  würden,  grosse  Kanalbauten  u.  s.  w.«. 
Die  Frage  der  »Kiisenversicheioing«  schmnt 
er  nicht  in  Erwägung  gezogen  zu  haben. 

Wechselten  auch  in  der  Zeit  von  1879 
bis  1890  fette  und  magere  Jahre,  so  machte 
sich  doch  Arbeitslosigkeit  grössei-er  Massen 
nicht  l)emerkbar.  Ein  zwmgender  Anlass. 
dem  Problem  des  »Rochts  auf  Arbeit': 
näher  zu  treten,  fehlte. 

Der  Kanzler  konnte  daher  seine  ranze 
Kraft  der  Aufgabe,  den  Kranken  Pflege, 
den  Alten  Versoi^ung  zu  gewährleisten, 
widmen.  Darüber,  wie  diese  Aufgabe  zu 
l<isen,  hatte  er  in  verschiedenen  Perioden 
vei-schieden  gedacht. 

Das  Ziel  dei-  Altersversorgung  —  das 
ihm  schon  seit  zwei  Jahrzehnten  vorschwebte 

—  hatte  er  zuerst  (1862)  kraft  behördlicher, 
und  zwar  kommunaler  Oi^nisation  erreichen 
wollen.  G^n  Ende  der  siebzig  Jahre 
(1877)  hatte  er  die  Möglichkeit  lus  Auge 
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gefesst,  von  der  Basis  des  Haftpflichtgesetzes  I 
aus  weiter  zu  operieren;  Verschärfung  der 
Haftpflicht  für  Unfälle  und  Ausdehnung  der- 
selben »auf  die  InvaUdität,  die  aus  Er- 
schöpfung diux'h  Arbeit  oder  Krankheit  im 
Dienste  hervorgeht«. 

Nach  Erlass  des  Soziahstengesetzes  aber 
gab  er  die  Absicht,  das  Yersicherungspro- 
gramm  auf  civilrechtlichem  Wege  diu-chzu- 
fflhren,  auf.  Jetzt  wiu^e  es  üim  zum  Prin- 
cip,  dasß  hier  der  Staat  eingreifen,  einen 
'tjiatkräftigen  Beweis«  seines  Wohlwollens 
für  die  dienenden  Millionen  erbringen  müsse, 
um  so  ihre  Herzen  sieh  zu  gewinnen  — 
um  in  ihnen  *die  Ueberzeugung  allmählich 
einzubürgern,  dass  der  Staat  sich  ihrer  nicht 
bloss  erinnert,  wenn  es  gilt,  Rekruten  zu 
stellen  oder  Steuern  zu  zahlen,  sondern  auch 
an  sie  denkt,  wenn  es  gilt,  sie  zu  schützen 
und  zu  stützen,  damit  sie  mit  ihren  schwachen 
Kräften  auf  der  grossen  Heerstrasse  des 
Lebens  Dicht  übergerannt  und  niedei^treten 
werden«. 

Dass  der  Staat  sich  in  höherem 
Masse  als  bisher  seiner  hilfsbedürftigen 
Mitglieder  annehme,  dies  sei  nicht  bloss 
„eine  Pflicht  der  Humanität  nnd  des 
Christentnms,  sondern  auch  eine  Aufgabe 
fitaatserhaltender  Politik,  welche  das 
Ziel  zu  verfolgen  hat,  anch  in  den  besitzlosen 
Klassen  der  Bevölkernng,  welche  zugleich  die 
zahlreichsten  nnd  wenigst  unterrichteten  sind, 
die  Anschannng  zu  p^gen ,  dass  der  Staat 
nicht  bloss  eine  notwendige,  sondern 
anch  eine  wohlthtttig^e  Einrichtung 
8^". . , .  „Zn  dem  Ende  mfissen  sie  durch  er- 
kennbare direkte  Torteile,  welche  ihnen 
durch  gesetzgeberische  Massregeln  zu 
teil  werden,  dahingeführt  werden,  den  Staat 
nicht  als  eine  lediglich  zum  Schutze  der  besser 
situierten  Klassen  der  Gesellschaft  erfundene, 
sondern  als  eine  auch  ihren  Bedürfnissen  und 
Interessen  dienende  Institution  aufzufassen". 
iMotive  zum  UnfaUversicherungsgesetz.) 

Welche  Zw^eige  die  Ärbeiterversicherung 
umfassen ,  auf  \>ie  grosse  Bevölkenmgs- 
gruppen  sie  ausgedehnt  werden  müsse  — 
dies  waren  ihm  zunächst  sekundäre  Fragen. 
Zwar  griff  er  von  vornherein  das  Programm 
so  weit  als  nur  denkbar  —  »jeder  deutsche 
Arbeiter«  sollte  gegen  die  Gefahr  der  Un- 
falls- wie  der  Krankheits-  vie  der  Alters- 
invalidität  gesichert  und  gleicherweise  Für- 
sorge für  die  Witwen  xmd  Waisen  getroffen 
werden.  Aber  er  verkannte  die  ungehem-en 
Schwierigkeiten  nicht ,  die  der  Verwirk- 
lichung des  grandiosen  Planes  entgegen- 
standen —  lange  Zeit,  vielleicht  ein  Jahr- 
zehnt, vielleicht  ein  Menschenalter  werde 
vei^ehen ,  ehe  diese  Untemehmungeu  in 
»terra  iocognita«,  diese  »ganz  neuen  Ein- 
richtungen« ohneVorbilderiW^eder  in  Deutsch- 
land noch  in  anderen  Staaten,  vollendet  sein 
würden. 

Die  Hauptsache  war  ihm  zunächst,  dass 


baldigst  ein  Schritt  vorwärts  gethan  werde 
und  dass  mit  diesem  Schritte  der  Staat  in 
möglichst  w^irksamer  Weise  sein  Interesse 
an  der  Emancipation  des  ^'ie^ten  Standes 
markiere. 

Dies  Bestreben  trat  mit  aller  Deutlich- 
keit an  dem  ersten  Entwurf  d^  Unfall- 
versicherungsgesetzes zu  Tage,  der  1881 
dem  Reichstage  voi^legt  ward,  nachdem 
verschiedene  andere  viel  weiter  gehende  Pro- 
jekte vom  Kanzler  erwogen  —  noch  im 
Oktober  1880  hatte  er  ein  Gutachten  betr. 
reichsgesetzhche  Eegelung  der  Alters-  und 
Reliktenversorgung  eingefordert —  aber  bald 
wieder  zurückgestellt  worden  waren. 

Nach  diesem  Entwurf  sollte  die  für 
gewisse  Arbeiterkreise  obl^torisch  er- 
klärte Versidierung  gegen  Belriebsunffille 
nicht  bloss  oi^nisiert  werden  durdi  eine 
Reichsanstalt,  sondern  das  Reich  audi  einen 
Zuschuss  zu  deren  Kosten  leisten. 

Den  meisten  Liberalen  war  der  Zwang 
ein  Äei^rernis;  den  »centrifugalen«  Ele- 
menten, wie  dem  am  Yersichenmg^eschflft 
interessierten  Kapital ,  die  Reichainstalt ; 
nahezu  allen  Parteien  der  Zuschuss. 

Aber  gerade  auf  die  Durchsetzung  des 
letzteren  legte  der  Kanzler  das  grösste  Ge- 
wicht 

Die  Reichsanstalt  gebe  er  preü,  er- 
klärte er,  nachdem  die  Kommission  zufolge 
eines  Kompromisses  zwischen  Konservativen 
und  Centrum  sich  zu  Gunsten  von  Landen- 
anstalten  entschieden  hatte.  Im  Punkte  der 
Organisation  kam  es  ihm  vor  aUem  auf  den 
Ausschluss  der  Privatversichemng  an.  »Keine 
Dividende  vom  Elend« :  ünftUe  vermiß  er 
nicht  »als  eine  geeignete  Operation sbasis 
zur  Gewinnung  hoher  Profite«  anzuerkenueo- 
Die  Versichenmg  gegen  Unfälle,  wie  gegen 
die  übrigen  die  Erwerbsfähigkeit  der  Ai^ 
heiter  bedrohenden  Gefahren,  sei  so  wohl- 
feil als  möglich  zu  beschaffen  —  im  In- 
teresse der  Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber, 
der  Industrie  wie  des  ganzen  Volkes.  Das 
Reich  würde  den  Preis  der  Versicherung 
wohl  am  billigsten  stellen  können ;  aber  auch 
die  Einzelstaaten  immerhin  weit  bühger  als 
Aktieugesellscliaften.  Ob  Reich  oder  Einzel- 
staaten —  das  Princip,  dass  die  Fürsoi^e 
für  die  Bedürftigen  eine  Staatspflicht  sei, 
und  »dann  muss  sie  auch  der  Staat  in  die 
Hand  nehmen«,  gelangte  in  beiden  Fällen 
zum  Ausdruck. 

Auch  für  jene  Forderung  des  Zuschusses 
ftihrte  er  eine  Erwägung  volkswirtschaft- 
licher Art  ins  Feld ;  die  Unternehmer  würden, 
»mit  Ausnahme  des  Königs  Stumm«,  die 
Beiträge  allein  nicht  aufbringen  können; 
ohne  den  Zuschuss  habe  er  nicht  den  Mut, 
für  die  Folgen  dieses  Gesetzes  gegenüber 
der  Industrie  einzustehen. 

Aber  in  ^ter  Linie  stand  ihm  der  Qe- 
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mchtspuokt,  dass  eine  b^rfichtliche  Auf-' 
ireadung  des  Reldis  zu  Gunsten  des  Yeiv ' 
ächerungBzveckes  —  dass  ein  stdcher  kraft 
einer  »gesetzgeberischen  Massnahme«  ihnen 
zuQiessender,  handgreiflicher  «direkter  Vor- 
tdl«  gewaltigeu  Eindruck  auf  die  Arbeiter! 
machen  müsse. 

Der  Grundsatz  obligatorischer  Versiche- 
niDg  war  von  der  Mehrheit  der  Kommisaion 
acceptiert  worden.  Im  Pmikte  der  Oi-gaui- 
sation  hatte  der  Kanzler  dem  Begehren  der 
Partikularisten  nachgegeben.  Der  erste  Eut- 
•vnvci  scheiterte  hauptsächlich  an  der  Fonle- 
ruDg  des  Zuschusses ;  sie  kehrte  aber  gleich- 
wohl in  dem  zweiten  Entwurf  (Heriwt  1881) 
wieder. 

Die  Chance,  mit  diesem  Lieblüigswuusch 
—  und  mit  dem  Versicheniiigsprogramm 
überhaupt  —  durchzudringen,  vei-scldechterte 
sich  wesentlich  dm"ch  den  Ausfall  der  Neu- 
wahlen vom  Herbst  ISHl ,  die  denjenigen 
Parteien ,  die  allen  »staatssozialistischen  ■ 
Exi)erimenten  princiiiiell  entgegen  waren, 
einen  beträchtlichen  Stimmenzuwachs  brach- 
ten (s.  0.). 

Aber  weit  entfernt,  durch  diese  Ungunst 
der  Situation  entmutigt  zu  werden,  ergriff 
der  Kanzler  die  Gelegenheit,  bei  Eröffnung 
der  neuen  Legislatunjeriode  in  der  feier- 
lidien  Form  einer  Allerhöchsten  Botschaft 
(17.  November  1881)  zu  verkünden,  dass  der 
E^tiser  es  als  seine  FfUcht  betracute,  dem 
Reic^tage  die  Aufgabe  der  positiven  Förde- 
rung des  Wdiles  der  Arbeiter  von  neuem 
ans  Hers  zu  legen. 

Er  werde  mit  um  so  grosserer  Befriedigung 
auf  idle  Erfolge  seiner  Begiernng  cnrUckblicken, 
wenn  es  ihm  gelänge,  „dereinst  das  Be- 
wusstsein  mitznnehmeD,  dem  Yaterlande  neue 
und  dauernde  Bürgschaften  seines  inneren 
Friedens  und  den  Hilfsbedürftigen  grössere 
Sidierhelt  und  Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf 
den  sie  Anspruch  haben,  zn  hinterlassen." 

Dem  Unfall  versichertmgsgesetzentwurf 
solle  ei^änzend  eine  Vorlage  zur  Seite  treten, 
welche  sich  „eine  gleichmäasige  Organisation  des 
gewerblichen  Krankenkassenwesens  znr  Auf- 
gabe stellt.  Aber  aach  diejenigen,  welche  durch 
Alter  nnd  Invalidität  erwerbsunfähig  wer- 
den, haben  der  Gesamtheit  gegenüber  einen  be- 
grOndeten  Anspruch  auf  ein  höheres  Mass 
staatlicher  Fttrsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zn 
teil  werden  können.** 

Hätte  sich  der  Kanzler  auch  fernerhin 
darauf  versteift,  dass  behufs  der  Unfallver- 
sicherung das  Reich  nicht  nur  zwinge,  son- 
dern auch  mitzahle,  so  wäre  vermutlich 
schon  dieser  erste  Schritt  erfolglos  geblieben. 

Aber  um  den  Zweck  zu  erreichen,  ver- 
zichtete er  nach  einander  auf  alle  die  Mittel, 
die  er  so  gern  in  Anwendung  gebracht 
hatte,  damit  »der  Beichagedanke  dabei  ge- 
winne« (Schmoller).' 

Hatte  er  den  Partikularisten  die  Reichs- 
anstalt  geopf^,  so  gab  er  später  auch  die 


Landesanstalten  daran  —  Hess  sich  durch 
das  Gewicht  der  Einwände,  die  gegen  salcbe 
staatlich-bureaukratiBche  Oi:gaiu8ation  er- 
hoben wurden,  umstimmen  zu  Gunsten  des 
Planes,  die  Un&ülversidierung  auf  genossen- 
schaftliche Gnmdlage  zu  stellen. 

Und  eine  zweite  AUerhrwhste  Botscliafl 
V.  14.  ÄpriJ  1883  erklärte  die  Ber«it*'ilJig- 
keit  der  Reichsregierung,  sowoli)  bezüglich 
des  Unfallveraichenmgs-  als  des  inzwischen 
eingebrachten  Krankenversichenmgsgesetz- 
entwnirfs  »zu  jeder  möglichen  Erleichterung-- 
die  Hand  zu  bieten,  um  die  Sanktion  des 
Reichstags  in  Bälde  zu  erlangen  mxd  dann 
in  der  nächsten  Tagung  die  Alters-  und 
Invaliditätsversicherung  in  Angriff  nehmen 
zu  können. 

„Die  Zeit  ist  eine  lange  für  die  Empfindnng, 
mit  der  Wir  in  Unserem  Lebensalter  auf  die 
Erfttllnng  der  Angaben  blicken,  welche  zu 
lösen  sind,  ehe  die  in  der  Botschaft  (v.  17.  Nov. 
1881)  ansgesprocbenen  Gedanken  ihre  praktische 
Bethatigung  soweit  erhalten,  dass  sie  voUes 
Yerstänanis  and  volles  Vertrauen  finden." 

„Unsere  Kaiserlichen  Pflichten  aber  forden 
Uns  auf,  kein  Mittel  zn  versäumen,  um  ffir  die 
Besserung  der  Lage  der  Arbeiter  nnd  für  die 
ErhaltQDg  des  Friedens  unter  den  Klassen  Abt 
Bevölkerung,  solange  Gott  Uns  Frist  giebt,  zn 
wirken." 

Nachdem  die  Unfallversicherungsvorlage 
einer  nochmaligen  Umarbeitung  unterzc^n 
war  —  aus  den  Gefahi-en-  und  (loki&ü) 
Betriebsgenossenschaften  des  Entwurfs  von 

1882  waren  die  Berufs^nosseaschaften,  aus 
dem  ReichszuschuBs  die  subsidiäre  Reichs- 
garantie  für  die  Verpflichtungen  der  Be- 
rufsgenossenschafteii  geworden  —  ^wann 
sie  endlich,  nach  dreijähriger  Diskussion,  die 
Zustimmung  der  grossen  Mehrheit  des 
Reichstages. 

Viel  weniger  Zeit  und  M!ühe  kostete  es, 
die  au  zweiter  Stelle  in  Aussicht  genommene 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  ins 
Leben  zu  rufen. 

Der  Schritt  von  der  dvilreciitlidien 
HaftpQidit  für  UnäUe  zu  Eaasenzwang  und 
Zwangskassen  war  ein  weit  schwererer  als 
der  Schritt  vom  bedingten  Kassen  zwange, 
den  bereits  das  Hilfskassen^esetz  von  1876 
statuiei-t  hatte,  zum  unbedingten,  wie  ihn 
der  Krankenversicherungsgesetzentwmi  von 

1883  ausspiach. 

Die  »freien  Hilfskassen«  sollten  bestehen 
bleiben  und  sich  weiter  entwickeln  dürfen; 
nur  denjenigen  Arbeitern,  welche  sich  diesen 
nicht  anschlössen,  die  Verpflichtung,  ge- 
wissen nach  gosotzlichen  Vorschriften  zu 
organisierenden  Zwangskassen  beizutreten, 
auferlegt  werden.  Da  aber  diese  Zwangs- 
kasseu,  abgesehen  von  den  subsidiären  Ge- 
meindekrankenkassen, berufs-  bezfi^ch  be- 
triebsigenos.'<enschaftliche,  von  den  Beteiligte 
selbstverwaltete  Kassen  waren   so  konnten 
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die  Liberalen  —  da  keine  Steigerung  der 
Bcichsgewalt  mit  dieser  Oi^anisation  ver- 
knüpft war,  80  konnten  die  Partitularisten 

—  da  die  ganze  Krantenvei-sic-herunffslast 
durch  Beitrage  der  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer, ohne  Beiehszaschuss,  aufgebracht 
Verden  sollte,  so  konnte  selbst  die  ent- 
schiedensten Gegner  aller  »staatssozialisti- 
schon«^  Experimente  ihre  Zustimmaog  ^beo. 
Alle  die  Steine  deti^  Anstosses,  an  die  die 
ersten  Unfallv^sieherungsgraetzentwürfe  an- 
gerannt varen,  fehlten  hier. 

Obgleich  sfüter  vorgelegt,  kam  das 
Krankenversicheningsgesetz  &üher  (15.  Juli 
1833}  zu  Stande  als  das  dem  Kanzler  »prin- 
cipiell  wichtigere«  Unfallversicherungsgesetz 
(6.  Juli  1884). 

Die  Versicherung  gegen  Krankheit  und 
Unf^l  erstreckte  sidi  allerdings  damit  noch 
keineswegs  auf  »jeden  deutschen  Arbeiter«. 
Der  Kreis  der  Versicherungspfhchtigen  war 
vorerst  noch  ziemlich  eng  gezogen  —  damit 
die  Gesetze  »desto  leichter  durch  die  enge 
Pforte  Ihrer  Zustimmung  schlüpfen.«  Aber 
in  den  folgenden  Jahren  gelang  es,  ihn 
weiter  und  weiter  zu  ziehen.  Dass  »nur 
der  ei-ste  Schritt  kostet«,  bewahrheitete  sich 
auch  hier. 

Das  Projekt  der  Alters-  und  Invali- 
dität sversichenmg  —  dessen  »Gi-undzüge< 
am  17.  November  1887,  dem  Jahrestage  der 
Kaiserlichen  Botschaft,  veröffentücht  wurden 

—  stiesK  allerdings  zunächst  wieder  auf  eine 
heftige  Opposition.  Die  Verabschiedung  des 
Gesetzes  (22.  Juni  1889)  gelang  erst,  nach- 
dem der  Kanzlet'  seinen  ursprünglichen  Phm 
in  manchen  wesentlichen  Punkten  modifiziert 
hatte. 

Einmal  im  Punkte  der  Oi^nisation. 
Dank  der  Weiterverführung  der  Unfallver- 
.  Sicherung  (Ausdehnung  derselben  auf  Land- 
und  Forstwirtschaft  u.  s.  w.)  —  hiess  es  in 
der  Kede  zur  lEi'öffnung  des  Reichstages  vom 
24.  November  1887  —  seien  die  Vorbedin- 
gungen für  die  Inan^ffnahme  der  Alters- 
und  Invaliditätsversicherung  geschaffen : 
letztere  sollte  nämliohf  nach  den  »Grund- 
zfl^Q«,  in  der  Hauptsache  die  Berufs- 
genossenschaften und  nur  subsidiär,  für  die 
der  Unfollversicherang  nicht  —  bezw.  noch 
nicht  —  nnterliegendea  Personen,  weitere 
Eommunalverbände  oder  Bundesstaaten  zu 
ihren  Trflgem  haben. 

Nachdem  der  Kanzler  sich  zn  der  Ansicht 
bekehrt  hatte,  dass  für  die  UnfaUversfchernng 
korporative  urg^nisatioa  rationeller  sei  ä& 
BtAatUche,  war  ihm  der  Gedenke  gekommen, 
die  BernfsgenoBsenscbaftea  als  „gnmdlegende" 
Elemente  für  allgemeine  ngenossenschaftliclie 
Gliederung  des  Erwerbslebens"  zn  verwerten  — 
nicht  nuroehofB  weiteren  Aushaus  der  Arbeiter- 
Tersichemng,  sondern  auch  des  Arbeiteracfautzes 
(s.  nnten). 

Da  aber  gegen  solche  Mehrbelastung  der 


Benifsgenossenschaften  mit  einer  weitereu, 
überaus  schwierigen  Aufgabe  energische  Pro- 
teste aus  ^rossindustriellen  Kreisen  laut 
wurden,  so  hess  der  Kanzler  den  Plan  fallen ; 
wider  seine  Absicht  wurde  die  Oi-ganisaticm 
dieses  Versicherungszweiges  »einseitig  teni- 
torialistisch,  ja  pi^kularistisch«  (SdaäfOe). 

ünd  gleicherweise  musste  er  seincon 
'^K'^imsche,  dass  die  Arbeiter  nicht  mitbei- 
tragen sollten  —  weil  mu*  durch  »Gratis- 
versorgung»:  die  von  ihm  erstrebte  «politi- 
sche Wirkung;:  zu  erreichen  sei  —  enteagen. 

Gegenüber  dem  Geiilchto,  als  ob  wegen 
dieser  und  sonstiger,  teüs  vom  Reichstage, 
teils  vom  Bundesrate  geforderter  Verände- 
nmgen  das  Gesetz  für  ihn  keinen  Wert 
melir  habe,  erklärte  er  mit  Nachdnick,  dass 
er  sich  in  Fragen,  in  denen  er  nicht  Fach- 
mann sei,  der  bessereu  Einsicht  anderer 
unterwerfe  —  »keine  vorgefasste  Meinung 
über  Details  habe,  die  den  Gesamtzweck 
unberührt  und  unbeschädigt  lassen^. 

Den  Konservativen,  von  denen  viele  der 
Vorlage  feindhch  gegenüberstanden,  da  sie 
'  den  westlichen  Pro\'inzen  mehr  Vorteil 
bringen  werde  als  den  östhchen  und  den 
Grundbesitzern  zu  hohe  Beiti-äge  aufhalse, 
verwies  er  schaif  ihre  kleinlichen  »Apothe- 
kerrechnungen< . 

»Wer  sagt  Ihnen  denn  —  rief  er  — 
dass  wii-  in  der  Lage  sein  werden,  uns  mit 
dieser  Frage,  zu  der  uns  Gott  im  Augen- 
blicke noc^i  die  Müsse  gegeben  hat,  über 
ein  Jalir  noch  zu  beschäftigen?«; 

Wenn  er  sich  auch  nach  seinem  Rück- 
tritt mehrlach  stark  abfilllig  Über  dies 
»Klebegesetz«  geäussert  bat  —  er  wird  es 
doch  insofern  als  seinen  grSssten  Erfolg 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialpohtik  betraditElt 
haben,  als  vor  allem  durch  dies  Gesetz  »der 
Reichsgedanke  gewinnen«  musste. 

Den  »thatkräftigen  Beweise  des  Wohl- 
wollens des  Reiches  für  die  Arbeiter  hatte 
er  hier,  in  dem  Reichszuschuss ,  durchge- 
setzt. Die  Zahl  der  Empfänger  von  laufen- 
den Veisicherungsi-enten  war  für  künftig 
um  Hunderttausende  gemehrt  worden ;  da- 
mit werde,  wie  er  selbst  ausführte,  die  An- 
hänglichkeit der  unteren  Masse  an  das  Reich 
gewährleistet. 

„Die  Leute  sagen  Bich;  wenn  der  Staat  zu 
Grunde  peht,  so  verliere  ich  meine  Rentfi"  .  .  . 
Sie  gewinnen  „Interesse  für  den  Staat  .... 
Wenn  wir  700000  kleine  Rentner,  die  vom  Reiche 
ihre  Kenten  beziehen,  haben  -~  gerade  in 
den  Ehmen,  die  sonst  nicht  viel  zn  verlieren 
habcm"  und  intttmÜch  glauben,  dass  sie  bei  einer 
Revolution  nur  gewinn«!  könnten,  so  halte  er 
dies  für  einen  ausserordentlichen  Vorteil.  „Wenn 
Sie  ans  diese  Wohlthat  von  mehr  als  einer 
halben  Million  kleiner  Rentner  im  Reiche 
schaffen  kOnnen,  so  werden  Sie  den  gemänen 
Mann  das  Reich  als  eine  wohlthfttige  Institntaon 
anzusehen  lehren"  —  
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Auf  dpn  —  zeitweise  berechtigten  — 
Vorwurf,  dass  er  das  Versicherungsprogramm 
in  zu  hastigem  Tempo  zu  Ende  bringen 
wolle ,  hat  der  Kanzler  repliziert :  es  tun 
Pflicht  des  leitenden  Ministers  :>wie  ein 
Lokomotivheizer  immer  für  riehtige  Heizimg 
zu  Borgen ,  dass  die  Maschine  ordentlich 
weitergeht* ;  ohne  sein  stetes  Drängen  und 
Treiben  -wären  die  zahllosen  Hemmnisse,  die 
die  sObstniktionspolitiJi«  der  Gt^er  auf  das 
Geleise  warf,  nicht  beseitigt  worden. 

Gegenüber  den  auf  ^'eiterbüdung  des 
staatlichen  Arbeiters chutzos  gerichteten 
Bestrebungen  glaubte  er  als  Bremser  virken 
zu  müssen. 

Schon  die  flbtrous  zahme  Novelle  zur 
Gewerbeordnung  vom  13.  Juli  1878  hatte 
mit  manchen  ihrer  Bestimmung« 'U  sein 
Missfallen  erregt.  Ueber  das  Fabrik- 
inspektorat,  auf  dessen  A'erallgi>meinening 
sie  zielte,  urteilte  er:  mit  gleichem  Rechte 
könne  man  »Hausins^tektoren  anstellen,  die 
sii^h  überzeugen,  ob  geladene  Gewehre  u.  s.  w. 
mit  hinreiehender  »trgfalt  aufbewahrt  wer- 
den«. IK>m  Bundesrat  die  Befv^is  zu  er- 
teilen, für  gewisse,  mit  besonderer  Ge£ahr 
fte  Gesundheit  und  Sittlichkeit  verbundene 
Fabrikationszweige  die  Frauen-  und  Eindeiv 
arbeit  einzusefar&iken,  schien  ihm  bedenk- 
lieh in  einer  Zeit,  wo  Arbeitsmangel  herrsc-he 
und  das  Lohnniveau  tietstehe  —  *jede 
weitere  Hemmung  und  künstlic;he  Beschrän- 
kung im  Fabrikbetriebe  vermindert  die 
Fähigkeit  des  Arbeitgebers  zur 
Lohnzahlung«. 

Das  in  diesem  letzten  Satz  enthaltene 
Argument  blieb  von  da  ab  bis  zuletzt  ent- 
scheidend für  seine  Stellung  zu  den  Fragen 
des  Arbeiterschutzes. 

Man  müsse  sich  hüten ,  die  Henne  zu 
schlachten,  die  die  goldenen  Eier  lege.  Der 
Staat  sei  ausser  stände,  die  in  den  einzelnen 
Zweigen  so  verschiedene  »Tragfähigkeit«  der 
Industrie  zu  beurteilen.  Legislatives  Ein- 
greifen in  die  Betriebsbedingungen  könne 
zu  beträchtlicher  Steigemng  der  Produktions- 
kosten führen,  die  in  Form  der  Lohnherab- 
sotzung  auf  die  Arbeiter  abgewälzt  und, 
wenn  sie  ein  gewisses  Mass  überschreite, 
Betriebseinschräikung ,  Entiassung  von  Ar- 
beitern zur  Folge  haben  werde.  »Plectuntur 
Achivi!« 

Am  sehäiisten  unterstrich  er  dabei  die 
Möglichkeit  der  Schädigung  der  Export- 
industrie. Der  Konkurrenz  im  Inlande 
könnten  durch  staatliche  Bestimmungen 
Grenzen  gezogen  werden:  »aber  die  Spitze 
unücrer  Industtie  ist  die  Exportindustrie; 
Ifisst  man  diese  konkurrenzunrahig  werden 
mit  dem  Auslande,  so  wird  unsere  ganze 
Industrie  darunter  leiden«  —  Arbeitgeber 
wie  Arbeiter. 

Wurde  er  auf  die  ArbeitenchatzgeBetc- 


gebone  Eo^Unds  hingewiesen,  dessen  Konkur- 
renz doch  m  erster  Linie  in  Betracht  komme, 
HO  erwiderte  er,  dass  England  vor  uns  einen 
Kulturvorspmng  von  mehreren  Jahrhunderten 
habe,  die  enrlisohe  Industrie,  da  dort  Eisen  und 
Kohle  dicht  beieinander  Iftgen,  sidi  im  Dnnth- 
Hchnitt  weit  niedrigerer  ProdnktitHidcosten  er- 
freue als  die  dentscoe. 

Wenn  man  aus  Rücksicht  auf  das  Ge- 
meinwohl »von  einem  Teil  der  Staatsbürger 
verlangt»,  dafs  er  über  das  hinau-sgehe,  wat* 
sein  GewerlK«  an  sich  von  ihm  fordert  — 
nämlich  den  Arbi*iter  zu  nutzen,  so  lange 
er  Nutzen  davon  hat,  ihn  laufen  zu  lassen, 
sobald  er  keinen  hat«  —  wenn  man  den  A> 
beitgebern  Verpfli<'ht»mgM»  auferlege,  die  für 
sie  Mehrausgat)en  bedeuteten,  so  müsse  man 
auch  die  Konset^uenz  ziehen:  dass  die  In- 
dustrie, damit  sie  nicht  zu  Gninde  gehe, 
durch  Zuschüsse  aus  der  Gemeinkasse  zu 
halten  sei.  Er  schrecke  davor  nicht  zurück 

—  aber  gerade  die  parlamentarischen  Parteien, 
die  ein  höhei-es  Mass  von  Arbeiterschutz 
forderten,  seien  ja  grundsätzlich  solchen  Zu- 
schüssen, wie  er  sie  auch,  und  zwar  aus 
gleichem  Gnmde  {s.  o.),  behufs  Verwirk- 
li<-liung  des  Vei-sichcningsprogramms  für 
nötig  erklärt  hatte,  feind. 

Solange  er  nicht  der  Beivitwilligkeit  des 
Reichstags,  solche  Zuschüsse  zu  bewilligen, 
gewiss  sei ,  bezw.  nicht  seitens  der  Ar- 
hoiU^r  die  Erklärung  erhalte,  da.'is  sie  die 
Folgen  auf  sii-h  nehmen  wollten ,  müsse  er 
Projekte  wie  das  Verbot  der  Sonntagmihe, 
das  den  Arbeitern  gewisser  Betriebszweige 
^sieben  Sonntage  in  der  ")J^oche«  bedeuten 
könne,  die  Fests«nziing  eines  kurzbemessenen 
Maximalarbeitstages  mit  dem  notwendigen 
Effekt  der  Lohnminderung,  die  Einschränkung 
der  Frauen-  und  KinderarUiitj  die  eingreife 
in  das  Recht  des  pater  famUias  und  das 
Familienbudget  schmälere,  mit  aller  Ent- 
schiedenheit bekämpfen. 

Auf  den  Satz  eines  Kommissionsberiehts 

—  es  könnten  dot;h  möglicherweise  ein- 
tretende materielle  Verluste  nicht  ins  Ge- 
wicht kommen,  wenn  es  sich  um  die  höc-hsten 
Güter  eines  Volkes,  seine  geistigo  und  körper- 
liche Gesundheit  handle  —  entgegnete  er: 
was  dem  Volke  die  höchsten  Güter  hülfen, 
»wenn  es  Hunger  leiden  müsse?« 

»Ich  kann  den  Arbeiter  nachher  nicht 
zufriedenstellen  —  wenn  er  hungert,  ihn 
nicht  damit  satt  machen,  dass  ich  ihm  die 
elo(iuenten  Reden  vorlese,  die  hier  zu  seinen 
Gunsten  gehalten  sind.« 

Die  Furcht,  die  nationale  Industrie  zu 
lähmen,  sie  ungünstiger  zu  stellen  wie  die 
des  Auslandes,  war  das  eine,  die  Furcht,  es 
könne  die  »-politische  Wirkung«,  die  er  von 
der  Arbeiterversicherung  mit  Sicherheit  er- 
hoffte, durch  Fchlschritte  auf  dem  schlüpf- 
rigen Gebiete  des  Arbeiterschutzes  wieder 
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verscheizt  Verden,  war  dae  andere  Haupt- 
motiv seiner  schroff  ablehnenden  Haltung. 

Zeitweise  wi^te  wohl  auch  die  Ver- 
Rtimmung  über  die  frostige  Aufnahme  mit, 
die  das  Yersieherungspn^nunm  zunächst 
bei  den  unteren  Schichten  &nd.  -»Die  An- 
erbietungen einer  enuincipierenden  Gesetz- 
gebung« seien  in  den  grossen  Centren  der 
Industrie  mit  venigerVertrauen  aufgenommen 
worden  als  »die  Anerbietungen  der  Herren, 
die  sagen:  helft  euch  selbst,  ihr  seid 
stark  genug,  vom  Staate  habt  ihr  nichts  zu 
erwarten*. 

Femer  auch  die  Besorgnis,  dass  dies 
Versichenmgsprogramm ,  dessen  Durch- 
fnhrung  ihm  die  dringlichste  sozialpolitische 
Aufgabe  war,  bei  gleichzeitiger  Inangriff- 
nahme der  schwierigen  und  manni^^tigen 
Fragen  des  Arbeiterschutzes  auf  die  lange 
Bank  geschoben  werden  möge. 

Dem  Antrage  Hirsch  (1882/83),  dass  der 
Bundesrat  baldigst  die  Vorschriften  zur  Siche- 
rang der  Arbeiter  gegen  Gefahr  f&r  Leben  und 
Gesundheit  erlasse,  zu  welchen  er  nach  §  120  a 
der  0.0.  befngt  sei,  wurde  seitens  der  Beichs- 
regienmg  enteegen^halten,  dass  in  dem  schwe- 
benden UnfallTersicbenuigsffesetzentwnif  die 
Erlassan^  von  SchntEvorsdoriften  durch  die 
korporativen  Verbände  vorgesehen  sei  —  vor 
Verabschiedung  dieses  Entwurfs  werde  der 
Bundesrat  der  Amführung  jenes  Arbeiterschatz- 
paragraphen nicht  näher  treten. 

Aber  wetler  jene  Vei-stimmung  noch  diese 
Besorgnis  würden  den  Kanzler  auf  die 
Dauer  abgehalten  haben,  eine  »emanäpierende 
Gesetzgebung«  auch  behufs  des  Arbeiter- 
Schutzes  anzubcdmen. 

Dass  CT  dies  nicht  that,  vidmehr  mit 
aller  Zähigkeit  jedem  Vorgehen  in  dieser 
Bichtung  wehrte,  war  das  Ergebnis  der 
üeberzeugung,  dass,  wenn  sie  Segen  stiften 
solle  filr  die  Nation  wie  für  die  Arbeiter, 
die  Regelung  der  Betriebsbedingungen 
eine  nach  Ort  und  Zeit,  vor  allem  aber 
nach  Berufsgruppeu  durchaus  verschiedene 
sein  müsse  —  eine  Aufgabe,  die  der  Staat 
mit  seinen  »roheü ,  gewalttliätigen ,  ohne 
sorgfältige  Prüfung«  der  konkreten  Fälle  vei^ 
hängten  Reglements  auch  nicht  annähernd 
zu  lösen  vermöge. 

Sein  Widerstreben  gegen  legislatives  Schab- 
ionisieren erstreckte  sich  selbst  auf  Vorschriften, 
von  denen  er  eine  Mehrung  der  Produktions- 
kosten nicht  wohl  befürchten  konnte;  so  be- 
kämpfte er  die  Idee  d«r  obligatorischen  Ein- 
ftihrung  der  ArbeiterauBschüase.  Dagegen  wies 
er  andererseits  keineswegs  alle  die  Maaanahmen, 
die  man  unter  dem  Worte  nArbeiterschntz"  zu- 
sammenzufassen pflegt,  zurück.  Das  Eingreifen 
des  Staates  zum  Zweck  der  BeschafFDii>|f  ge- 
sunder und  gefahrloser  Arbeitsränme  wurde  von 
ihm  gebilligt  and  gleicherweise  die  Teilnahme 
der  Behörden  an  der  Organisation  des  Arbeits- 
nachweisweaens. 

»Nur  auf  der  Basis  korporativer  Asso- 


ciationen« Uessen  sich  die  meisten  der  Ziele, 
die  die  Vorkämpfer  der  Arbeiterschut^e- 
setzgebung  ansti^bten,  der  Verwirklichung 
näher  bringen.  Nur  durch  Verhandeln  des 
Staates  mit  jeder  einzelnen  der  korporativ 
organisierten  Beruf^ruppen  sei  festzustellen, 
wie  weit  jede  »in  Konzessionen  den  Staats- 
zwecken gegenüber  gehen  kOnne,  ohne  Zu- 
schüsse. 

Mit  den  »Associationen«  hatte  er  die  Be- 
rufsgenossenschaften im  Auge:  diese,  zu- 
nächst nur  für  gewisse  Erwerbszweig^  ins 
Leben  gexufen,  sollten  allmählich  auf  deren 
Gesamtheit  sich  erstrecken  und  zu  Selbst- 
verwaltimgskörpern  grossen  Stils  emporwach- 
sen ,  die  alle  wirtschaftliehen  Interessen 
der  ihnen  angehörigen  Unternehmer  wie 
Arbeiter  in  rationeller  Form  befriedigen 
würtlen. 

Zunächst  nm-  Organe  der  Unfallversiche- 
rung, sollten  sie  auch  die  Alters-  und  In- 
validitätsversichening  zugewiesen  erhalten 
(s.  0.)  und  wie  die  Arbeiterversicherung  so 
den  Ärbeitcrschutz  pflegen,  da  sie  in  der 
Lage  seien,  die  betreffenden  Bestimmungen 
gemäss  den  besonderen  Bedürfnissen  und 
Kräften  der  einzelnen  Berufsgruppen  zu 
differenzieren  und  gemäss  der  jeweiligen 
Konjunküu"  zu  variieren. 

Der  Kanzler  meinte,  dass  die  Berufsge- 
nossenschaften  aas  eigenem  Antrieb  dazu  kom- 
men würden,  Schntzvorschriften  zu  erlassen. 

„Die  Solidarität  der  Interessen,  die  wir  in 
den  Korporationen  erstreben,  kann  dahin  wirken, 
dass  die  Kräfte,  die  der  Arbeitgeber  zu  ver- 
wenden hat,  mehr  als  bisher  gestmont  werden.** 
„Namentlich  wenn  wir  .  .  .  znr  Altersversor- 
gung kommen,  liegt  es  im  Interesse  der  ge- 
samten Korporationen,  die  Bebandlang  des  Ar- 
beiters .  .  .  bei  allen  Mitgliedern  der  Korporation 
so  eingerichtet  zu  sehen,  dass  das  BedUmiis  der 
Alteraversorgnng  nicht  zu  früh  emtritt"  (9.  Ja- 
naar 1882). 

VieUeicht  würde,  trotz  seiner  entschie- 
denen Neigung,  die  Fragen  des  Arbeiter- 
schutzes im  Wege  der  korporativen  Selbst- 
verwaltung eriedigt  zu  sehen,  der  Kanzler 
das,  wie  er  meinte,  grosse  Risico  staatlicher 
Gesetzgebung  auf  sich  genommen  haben, 
falls  ihm  Sicherheit  dafür  geboten  -worden 
wäre,  dass  die  übrigen  mit  Deutschland  auf 
dem  Weltmarkt  konkurrierenden  Völker 
ihre  Industrie  gleich  schweren  imd  gleich 
rigoros  durchgeführten  Beschränkungen  un- 
terwerfen würden.  Aber  diese  Bedingung 
hielt  er  für  unerfüllbar. 

Staatliche  Begnlierang  der  HazimalarbeltB- 
zeit  z.  B.  sei  für  DeatschUnd  dann  diskutabel, 
wenn  wir  —  analog  dem  Well^tverein  — 
„einen  Weltarbeitstagsvereiu  herstellen  kSnnten, 
zugleich  mit  einem  WeltlohnsatzvereLne,  der 
Amerika,  England,  und  alle  Länder  umfasste, 
die  Industrie  haben" ,  und  femer  auch  „die 
Gewähr  gegeben  würde,  dass  (kein  Staat)  sich 
unterstände  ...  im  Interesse  der  Konkurrenz 
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von  diesem  Satze  im  mindesten  abzuweichen. 
Daw  dies  nicht  möglich  ist  in  der  Welt,  in 
der  wir  leben,  das  werden  Sie  mir  zugeben." 

ür  ^laab«  nicht,  dass,  wenn  Deutschland 
allein  sicD  auf  diese  Bahn  begebe,  auch  nur  ein 
einziger  unserer  Kachbam  nachfolgen  würde. 
Und  —  selbst  wenn  dies  der  Fall  wäre  —  nicht 
ttberall  werde  „das  Befolgen  der  Gesetze  so 
genau  Qberwaeht  wie  bei  wob"  and  werde  da- 
mit die  deutsche  Industrie  in  ihrer  Xonkunenz- 
fKhigkeit  bedroht  werden. 

DieKaisorlichenArbeiterschutz- 
erlasse;  Fall  des  Sozialistenge- 
setzes; Entlassung  des  Kanzlers. 

Ende  Jaouar  1890  gab  der  Kanzler  das 
Handelsmitti.'iterium  ab ,  welc-hes  er  zehn 
Jahre  vorher  fibornoinmen  hatte,  um  nicht 
wieder,  wie  zur  Zeit  Itzoiiplitz'  (s.  o.)  durch 
den  Widerspruch  des  in^'ussisclien  R»'ss(irl- 
chefs  in  der  Verfolgung  seiner  s*)zialpoliti- 
pchen  Pläne  gehemmt  zu  worden. 

Dass  er  jetzt  von  diesem  Posten  zurflck- 
ti-at,  geschah  wohl  einmal  deshalb,  weil  er, 
nachdem  das  Alters-  und  Invaliditütsver- 
sieiierungsgesetz  zur  Verabsc  hiedung  gelangt 
war,  das  durch  die  Kaiserliche  Botfsch^ 
vom  17.  November  1881  der  Sozialreform 
gesteckte  Ziel  erreicht  sah. 

Zweitens  aber  deshalb,  weil  im  Schosse 
der  S^erung  3Ieinungsver«chiedenheiten 
betreffs  des  Ajbeiterw^hutzes  hervoi^treten 
waren.  Während  er  an  der  Ueberzeugung 
festhielt  f  dass  dies  Problem  seine  LOsung 
durch  »die  freie  Initiative  do"  BetoiLgten'' 
finden  müsse  und  finden  werde,  so  drängte 
der  junge  Kaiser  auf  eneigisches  staatliches 
Eingreifcn.  Der  Kanzler  war  aber  weder 
gesonnen,  diesen  neuen  Kurs  zu  steuern, 
noch  hielt  er  zunächst  die  Differenz  für 
wichtig  genug ,  um  ihretwillen  aus  der 
Stellung  des  leitenden  Staatsmannes  zu 
scheiden. 

In  der  Pres.'^e  wurde  die  Veränderung  im 
Handelsministerium  viplfa<^li  dahin  gedeutet, 
dass  »in  den  Arbeiterschutzfragen  die  preus- 
sische  Stimme  im  Bundesrat  künftig  im  Sinne 
einer  aktiveren  Politik  abgegeben  werden 
solle«.  Wenige  Tage  darauf,  am  4.  Febr.  1890. 
erhielt  diese  Prognose  ihre  Bestätigung  diux;h 
zwei  Kaiserliche  Kundgebungen.  In  einem  an 
den  Reichskanzler  geric^hteten  Erlass  hiess  es, 
dass  den  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  deutschen  Arbeiter  Grenzen  gezogen 
seien  „durch  die  Notwendigkeit,  die  deutsche 
Industrie  auf  dem  Weltma»t  konkurrenzfähig 
cn  erhalten" ;  die  hierin  begrändeten  Schwierig- 
keiten lieasen  sich  „wenn  nicht  flberwinden,  so 
doch  abMshwftehen'*  nur  durch  internationale 
Yerstkndigung. 

Es  seien  daher  die  Regierungen  der 
fibiigen  Industriestaaten  zu  einer  Konferenz 
aufzufordern  „behufs  internationaler  Verstän- 
digung über  die  Möglichkeit,  denjenigen  Be- 
dürfnissen und  Wünschen  der  Arbeiter  ent- 
gegenzukommen, welche  in  den  Ausständen  der 


I  letzten  Jahre  und  anderweit  zu  Tage  ge- 
!  treten  sind**. 

]  Stand  schon  der  Inhalt  dieses  Etlas.«tes 
I  mit  den  Anst^hauungen  des  Kanzlers  nicht 
I  in  vollem  Einklang,  so  nm-h  weniger  der 
i  Inhalt  des  zweiten,  an  den  Handelsminister 
i  und  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
I  gerichteten. 

Hier  wnrde  es  als  „ Aufgabe  der  Staats- 
[ gewalt"  bezeichnet,  „die  Zeit,  die  Dauer  and 
I  die  Art  der  Arbeit  so  zu  regeln,  dass  die 
I  Erhaltung  der  Gesundheit,  die  Gebote  der  Sitt- 
lichkeit, die  wirtschaftlichen  Bedürfhisse  der 
'  Arbeiter   und   ihr  Anspruch  anf  gesetzliche 
I  Gleichberechti&fung  gewahrt  bleiben** :  femer 
I  sden   „gesetzliche  Bestimmungen   Aber  die 
I  Formen  m  Aiusicht  zu  nehmen,  in  denen  die 
;  Arbeiter  durch  Vertret«r,  welche  ihr  Vertrauen 
besitzen,  an  der  B«gelung  gemeinsamer  Ange- 
legenheiten beteiligt  und  zur  Wahrnehmung 
ihrer  Interessen  bei  Verhandlungen  mit  den 
Arbeitgebern  und  mit  den  Organen  ihrer  Re- 
giernng  bettihigt  werden." 

Die  Erlasse  waren  ohne  Gegenzeichnung 
des  Kanzlers  ergangen.  Bismarck  hatte  es 
lür  gefährlich  gelialten,  »kurz  vor  den 
Wahlen  diesen  Zündstoff  in  die  Oeffeutlich- 
keit  zu  geben*.,  hatte  voraui^esehen,  dass 
diese  Kundgebungen  der  sozialdem<dErati- 
schen  Agitation  zu  gute  kommen  würden, 
die  sie  »als  eine  Niederlage  des  Kanzlei-st, 
der  der  Arbeiterschutz^setz^bung  stetes 
widerstrebt  hatte,  vals  einen  Sieg  der  Sozial- 
demokratiec  feiern  wilrde.  Bei  der  dunaligen 
innerpolitisclien  Konjunktur  konnten,  nach 
seiner  Meinung,  die  Erlasse  nur  verwirrend 
wirken,  miissten,  unter  dem  frischen  Ein- 
druck der  grossen  Strikes  von  1889,  »als 
ein  Paktieren  mit  der  Häßlichkeit  der 
Arbeiter«  erscheinen,  durch  welches  »nidit 
zur  Sicherung  des  sozialcD  Friedens  zu  ge- 
langen sei«. 

Und,  was  den  Plan  der  internationalen 
Konferenz  anlangt,  so  war  seine  Ansicht 
nadi  wie  vor  die,  dass  staatiiche  Arbeiter- 
Schutzgesetze  nur  unter  der  Bedingung  intov 
nationalor  Verständigung  diskutabel  sden, 
diese  aber  eine  »Biusion«,  da  »jeder  Staat 
doch  schliesslich  fttr  die  Interessen  seiner 
Industrie  stehe*,  kein  Staat  sich  zu  bind^i- 
don  Abmachungen  herbeilassen  werde. 

Wenn  der  Kanzler,  obgleich  er  die  Ver- 
öffentlichimg der  Erlas.se  filr  einen  schweren 
politischen  Fehler  erachtete,  ol^leich  er, 
mit  Recht,  von  der  völligen  Ergebnislosig- 
keit der  Konferenz  überzeugt  war,  dem 
Willen  des  Herrschers  ^-ich  und  nur  eine 
von  der  ursprünghchen  Fassung  ab- 
weichende, »gemilderte«  Redaktion  der  Ei^ 
lasse  durchsetzte,  so  hatte  dies  seinen  Grund 
darin,  dasa  er  hoffte,  es  wtirden  die  Be- 
ratungen des  Staatsrats  —  der  unter  dem 
Vorsitz  des  Kaisers  zur  Vorbesprechung  der 
der  Konferenz  zu  unterbreitenden  Vorschläge 
zusammentreten  sollte  —  wie  der  Konferenz 
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»eine  gewisse  Hemmung  des  humanen,  ar- 
beiteorfreundliehen  Elans  Steines  Herrn*  zur 
Folge  haben,  »AVaswer  in  den  AVein«  ^iessen. 

Er  wollte,  nachdem  ihm  selbst  mcht  ge- 
Imigen  war,  den  Monarchen  von  der  Be- 
denMiehkeit  der  geplanten  Massregeln  zu 
überzeugen,  den  Versuch  machen,  ^durch 
andere  Personen  uüd  Instanzen*  —  die  das 
Vertrauen  des  Monai\;hen  in  der  fraglichen 
Angelegenheit  mehr  besässen  als  er,  der 
»infolge  Reiner  Antecedentien  oder  aus 
Torgefasstcr  Meinung  als  parteiisch«  ange- 
sehen werde  —  seine  abweichende  Meinung 
der  Krone  gegenüber  verti-eten  zu  lassen. 

Die  Benuun^  dieser  Beratuiigsinstanzen 
entsprach  aUerdings  dem  Zwecke  nicht  Der 
Staatsrat  billigte  die  Erlasse.  Die  »ganze 
Konferenz«  hat  der  Kanzler  später  als  »eine 
einzige  Phraseologie«  gekennzeichnet;  »nie- 
mand hatte  den  Mut  zu  widersprechen  und 
auf  die  Gefaliren  aufmerksam  zu  machen«. 

Ende  März  1890  erschien  ein  Artikel  im 
>Reichsanzeigeiv.,  in  dem  gesagt  T»'urde,  dass 
auch  die  Lohn  frage  geregelt  werden  solle 
—  allerdings  werde  »vornehmlich«  von  den 
Arbeitgebern  »das  Mögliche  und  Ei-forder- 
liche« geschehen  müssen.  »Die  Gesell- 
schaft—  so  lantete  derSchluss  —  gleicht 
einer  Wage  in  der  Hand  des  Mo- 
narehen j  er  muss  bald  hier,  bald  doH  ein 
Gewicht  hinzufügen  odei"  entfernen,  um  die 
Sohvaxikungen  zu  beseitigen  und  so  die 
Harmonie ,  wenn  sie  einmal  gestört  ist, 
wiederherzustellen«. 

Es  ist  kaum  zu  bezweifeln,  dass  diese 
Ausführungen  des  offiziösen  Blattes  die 
sozialpditiBühe  Doktrin  des  Kaisers  wieder- 
gaben: bezüglich  einer  der  wichtigsten 
l^ra^D  der  inneren  Politik  waltete  eine  tief- 
greifende Meimmgsverschiedenheit  zwischen 
Dim  und  dem  Kanzler,  der  von  dem  Können 
imd  Sollen  der  staathchen  Gew£d.t  in  sozialen 
Dingen  so  viel  geringer  dachte. 

Zufolge  dieser  Differenz  —  zu  der  aller- 
dings, worauf  hier  nicht  eingegangen  werden 
kann,  noch  andere  hinzuteaten  —  wurde 
die  Trennung  von  Kaiser  und  Kanzler  eine 
traurige  Notwendigkeit  (März  1890). 

Inwiefern  die  Frage  des  Sozialistengesetzes 
dazn  beigetraeen  hat,  die  Elaft  zu  erweiteret, 
«ntzieht  sich  Beate  noch  der  Beortellimg. 

Nachdem  der  Entwurf  Tom  Oktober  1889, 
welcher  auf  eine  Verschftrfnng  der  bisheiigen 
Bestimmongen  abzielte,  durch  die  Eommissions- 
beachlQsBe  beträchtlich  abgeschwächt  worden 
war  nnd  noch  weitere  Korrektaren  in  gleicher 
BichtoDg  seitens  der  Reichstagsmehrheit  er- 
fahren hatte,  verlautete,  dass  der  Kaiser  glaube, 
der  „Krtlcke"  dieses  Gesetzes  für  künftig 
nicht  mehr  zu  bedtlrfen,  die  Waffen,  die  das 
gemeine  Strafrecht  zur  Bekämpfung  der  sozial- 
revolutionären  Agitation  biete,  für  ausreichend 
halte:  der  Kanzler  dag^;en  sei  nicht  gewillt, 
auf  das  Oesetz  zu  verzichten;  sondern  habe 
«mpfohlen,  duselbe  trots  der  milderen  Fassung 


zu  acceptieren,  selbst  ohne  den  Ausweis ungs- 

paragraphen. 

Da  dieser  Paragraph  auch  in  der  dritteai 
Lesnng  abgelehnt  Avurae,  stimmten  aber  die 
Konservativen  gegen  die  Vorlage  und  brachten 
sie  damit  zu  Fall. 

Seitens  der  „Hamburger  Nachrichten"  wur- 
den sie  später  für  diesen  Ausgang  verantwort- 
lich gemacht;  jedoch  hatte  der  Kanzler  damals, 
obwohl  er  von  dem  Führer  der  Partei  um 
eine  Direktive  ersucht  worden  war,  nichts  ge- 
than,  deren  verneinende  Abstimmung  zu  ver- 
hindern —  hatte  so  operiert,  als  ob  er,  wie  der 
Kaiser,  meinte,  die  „Krücke"  sei  Qberßttssig. 

Sollte  er  hier  eine  ähnliche  TaktÄ  be»lgt 
haben  -wie  in  der  Fra^  der  Erlasse,  d.  h.  der 
Auffassung  des  Kaisers  im  Moment  nachzugeben, 
um  ihn  binnen  kurzem  von  deren  Fehlerhaftig- 
keit zu  überzeugen  —  dadurch  nämlich,  dass, 
gemäss  seiner  Voraussicht,  „die  Aufhebung  des 
Gesetzes  rasch  zu  einer  revolutionären  Erhebung 
der  Sozialdemokratie  führen  werde"  (Schmoller)? 
Sollte  er  die  Umatimmung[  des  Monarchen,  wie 
dort  durch  die  „Beratungsinstanzen**,  hier  durch 
die  Thatsachen  haben  erwirken  wollen? 

Dies  ist  behauptet  worden,  aber,  wie  ich 
glaube ,  auf  Grund  nnzulänglichen  Beweis- 
materials, mit  Unrecht. 

Ende  1898  hat  H.  v.  Helldorf,  der  1890  der 
Führer  der  Konservativen  war,  ea  für  eine 
Unwahrheit  erklärt ,  dass  er  der  Fraktion 
gesagt  habe:  der  Kanzler  „wünsche  die  Ab- 
lehnung der  Vorlage,  wenn  die  Ausweisunga- 
befngnu  teile":  nnd  fBr  eine  „willkürliche 
Kombination'',  dass  er  selbst  „m  der  Spekulation 
auf  StrassenkampC,  mindestens  auf  ganz  radikale 
Beichstagswahlen  eine  Politik  des  Pessimismus 
empfohlen"  habe,  d.  h.  empfohlen  habe,  die 
Vorlage  scheitern  zu  lassen  auf  Grund  jener  auch 
dem  Kanzler  imputierten  „ Spekulation". 

Der  Kanzler  wünschte  die  Annahme.  Dass 
er  davon  abstand,  die  Fraktion  in  diesem  Sinne 
zu  beeinflussen,  erklärt  sich,  m.  A.  n.,  einfach 
daraus,  dass  er,  wenn  ihm  auch  die  Aufrecht- 
erhaltung des  Sozialistengesetzes,  »elbst  ohne 
Ausweisnngsbefugnis,  richtiger  dünkte  aU  die 
Beseitigung,  doch  auf  das  Znstand^ommen  der 
derart  abgeschirtlchten  Yorlage  nicht  so  vidi 
Gewicht  legte,  um  dem  Kaiser  auch  in  dieser 
Frage  entgegenzutreten,  die  Zahl  der  contro- 
versen  Punkte  zu  vermehren. 

Litteratnr :  Jf.  v.  PoscMnger,  Fünt  Sismarck 
alt  Vtakswirt,  S  Sändt,  1889—91.  —  Devtt^Ae, 
Pnuswn  im  Bwiuhttage  18S1—1859,  4  Bände, 
188S—1884.  —  Dergelbe,  Aktenstücke  *ur 
WirtiehajüpolUik  des  Fürsten  Bismarh,  t  Bde. 
—  Mteraelbe,  Biamarck-Porte/euüle,  3  Bde.  — 
H.  Kohl,  PolitUche  Reden  dta  Fürsten  Sit- 
marek,  IS  Bde.  —  H.  Bhtm,  Bas  deutsche 
Reich  zur  Zeit  Btstnarcks,  189S.  —  tf.  Pen*l«r, 
Fürst  Biemarek  nach  seiner  EnÜasmng,  5  Bde., 
1898.  —  H.  V.  Kalekstein,  Das  System  Bis- 
marck (Vierteljahrstchr^ft  f.  Volkswirtschaft,  PoU- 
Hk  H.  Kuüurgeschichte,  Jahrg.  XXVII.).  —  O. 
SehmoUer,  Briefe  über  Bismarcks  volksvtirt- 
schafiUdu  und  sotit^tolitisehe  SteUung  v»d  Sa- 
dmUtmy  (Sosiaie  Firaxis,  Jahrg.  1898).  —  M. 
Biermer,  F^rst  Bismarck  ais  Votiaüirt,  1899. 
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Blanc,  Jean  Joseph  Louis, 

geb.  am  28.  X.  1813  in  Madrid,  gest.  am  16.  XII. 
382  in  Cannes.  Nach  Vollendung  seiner  Studien 
nahm  Blanc  1832  eine  Hauslehrerstelle  bei 
einem  Fabrikanten  in  Amts  an ;  1834  liedelte 
er  nach  Fans  über,  wo  er  1839  die  Monalschrift  ■ 
„Revue  de  progr^s  politi^ue,  social  et  litteraire"  | 
als  Organ  fttr  die  in  ihren  Forderungen  am  j 
weitesten  Torgescbrittenen  Demokraten  gründete. 
Seine  berühmte  Schrift :  „Organisation  du  tra- 
vail"  (s.  nuten),  welche  zuerst  in  diesem  Blatte  ! 
Teröffentlicht  wurde,  sowie  seine  publizistische  i 
und  oratorische  'lliäti^eit  fUr  die  Emancipa- 
tion  der  arbeitenden  Klassen  verHchaffte  ihm 
eine  Popularität ,  der  er  nach  Ausbruch  der 
Febmarrevolntion  von  1848  seine  Wahl  zum 
Hitglied  der  proTisorischen  Regierung  ver- 
dankt«. Statt  ihn  aber  an  die  Spitxe  eines  aiu 
28.  II.  Ton  den  Pariser  Arbeitern  stürmisch 
begehrten  „Ministire  du  traTaü"  zu  setzen, 
übertrug  man  Bluic  die  Präsidentschaft  einer 
StndieDKommissiott,  die  in  Luxembourg  tagte, 
der  aber  weder  administrative  Vollmachten 
noch  ein  Budget  zur  Verfügung  standen,  den 
nach  Blancs  Vorschlägen  furmnlierten  Entwurf 
zur  Organisation  der  öffentlichen  Arbeiten  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Die  „Ateliers  natio* 
nanx'*  (vgl.  Art.  „Nationalwerkstätten"  im 
Handwörterb.  der  Staatsw.,  I.  Aufl.,  Bd.  V, 
S.  9  ff.),  für  deren  -rerpfnschte  Anlage  nnd  ver- 
schwenderische, 7,2  Millionen  vergeudende  Ver- 
waltung Blanc  verantwortlich  gemacht  wurde, 
waren  Veranstaltungen  seiner  Feinde  Marie 
und  Marrast,  welche  Blancs  Arbeiterapasteltum 
und  den  Sozialismus  diskreditieren  wollten  [vgl. 
hierüber  Blanc,  Pages  d'histoire  de  la  Revolu- 
tion de  f^vrier  1848  (Paris  1850)  die  Kap.  4—9 
und  14—16,  ferner  Thomas,  Histoire  des  ate- 
liers  nationaux  iFaris  1848)].  Am  2ö.  VIII. 
1848  floh  Blanc  vor  einer  ihm  drohenden  Uoter- 
snchung  wegen  seiner  fnnerwiesen  gebliebenen) 
Beteiligung  an  dem  Elabbistenanfstand  v.  15.  V. 
1848  Dach  Belgien,  liess  sich  gegen  1854  in  Lon- 
don nieder  und  kehrte  1870  nach  Paris  zurilch, 
wo  er  der  Commune  gegenüber,  deren  anar- 
chistischer Charakter  ihn  zurückstiesa.  eine  voll- 
kommene Neutralität  beobachtete.  Blanc  war 
ein  radikaler  Sozialist,  aber  kein  Anhänger  des 
Kommunismus. 

Die  Quintessenz  von  Blancs  sozialdemokra- 
tischen Beformprojekten  bildet  die  dem  sozia- 
listischen  Zuknnftsstaat  imputierte  Mission,  als 
Selbstproduzent  jede  andere  private  Konkurrenz 
lahm  zu  legen.  Auf  Grundlage  dieser  Utopie 
soll  ein  Netz  zukunftsstaatlicher  Produktiv- 
associationen  sich  über  das  Land  verbreiten, 
welche  die  von  Privaten  geleiteten  industriellen 
Kooperativgesellschaften ,  weil  konkurrenzun- 
fähig, der  sozialistischen  Oberleitung  zuführen 
sollen.  Die  Sozialisierung  des  Industriesystems 
hat  das  von  der  Oberleitung  verbürgte  Recht 
auf  Arbeit  nnd  deren  Fürsorge  für  stete  Ar- 
beitsgelegenheit zur  Voraussetzung.  Blanc  ist 
ein  Verteidiger  des  Rechts  auf  Existenz  nnd 
ein  Gegner  des  arbeitslosen  Einkommens,  insbe- 
sondere des  Kapitalzinses,  dessen  Beseitigung 
er  der  Machtvollkommenheit  des  sozialistischen 
Genossenschaftswesens  überlässt.  Blanc  be- 
handelt den  Arbeiter  als  kommunistischen 
Kollektivbegriff,  wenn  er  durch  Proklamiernng 


der  „^uivalence  des  fonctions'*  anordnet,  daas 
die  Arbeitserzeugnisse  gleicher  Zeitdauer  jedem 
Arbeiter  den  glichen  Lohn  eintragen  sollen; 
andererseits  durchbricht  er,  im  w<uilthuenden 
Gegensatze  zu  allen  sozialistisch-kommunisti- 
schen VerfasBungssystemen  seit  Piatos  Zeiten, 
die  jede  individuelle  Selbständigkeit  vernich- 
tende NiveUierangstyrannä  durch  die  Bestiiik- 
mnng,  dass  jedem  Arbeiter  än  freie  Recht  der 
Vermgnng  Über  den  Ertrag  seiner  Arbeit  sn- 
stefaen  Wil. 

Das  ganze  II.  Buch  der  ^Organisation  der 
Arbeit**  ist  der  Landwirtschaft  ^^widmet,  deren 
Prosperität  Blanc  für  Frankreich  nur  bei  An- 
wendung des  genossenschaftlichen  Grossbetriebes 
garantiert,  der  die  individualistischen  Eigen- 
tumsverhältnisse auflöst  und  an  ihre  Stelle  das 
Koltektiveigentnm  setzt.  Als  Bevölkerun^- 
theoretiker  zählt  Blanc  zu  den  wenigen  Sozia- 
listen, die  mit  dem  Kern  der  Mäthuslehre 
übereinstimmen. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  ge- 
nannt: Organisation  dn  travail,  1839;  dasselbe 
9.  M.,  18Ö0;  dasselbe,  deutsch.  Nordfaausen 
1847 ;  dasselbe,  dentsch  von  Rob.  Prager,  Berlin 
1899.  —  Hiatoire  des  dix  ans,  1830—1840: 
5  Bde..  1841-1844;  dasselbe,  14.  M.,  2  Bde., 
1879—1881;  da-sselbe,  deutsch  von  Buhl,  6  Bde., 
Berlin  1844,  nnd  von  Fink,  5  Bde..  2  Aufl., 
Leipzig  1847.  (Verdient  von  seinen  zeitge- 
schichuichen  Werken  die  grSsste  Beachtung, 
da  in  der  Schilderung  der  sozialen  Zustände 
der  damaligen  Zeit  der  Schlüssel  zu  der  Er- 
bitterung gegeben  ist,  mit  welcher  sich  im 
Sturmjahre  1848  die  Erhebung  des  vierten 
Standes,  insbesondere  in  den  Arbeiteranfständea 
vom  Mai  und  Jnni  in  Paris,  voltzog.)  —  Le 
socialisme.  Droit  au  travail.  E^ponse  ä  M. 
Thiers,  1848;  dasselbe,  deutsch,  Breslau  1849; 
dasselbe,  englisch,  London  1848.  —  La  Revolu- 
tion du  fövrier  au  Luxembourg,  1848.  —  His- 
toire  de  la  Revolution  francaise,  12  Bde.,  1847 
bis  1862;  dasselbe,  2.  ed.,  1864—1870.  —  Pages 
d'histoire  de  la  Revolution  de  f^vrier  1848, 
1850;  dasselbe,  deutsch,  Quedlinburg  1850.  — 
Appel  auz  honnftes  gens.  Quelques  pages 
d'histoire  contemporaine,  1849.  —  R^veiations 
historiqnes,  on  reponse  an  ÜTre  de  Lord 
Norm&uby,  iatituie:  A  vear  of  revolution  in 
Paris,  8  Bde.,  Brüssel  1869.  —  L'Etot  et 
la  commune,  1865.  —  Histoire  de  la  Revo- 
lution de  1848,  2  Bde.,  1870.  —  Dix  ans 
de  l'histoire  d' Angleterre ,  10  Bde.,  1879 
Mb  1881.  —  Discours  politiques  (1847  ä  1881) 
1882.  —  Histoire  de  la  Constitution  du  25 
fevrier  1875,  1883. 

Vgl.  Uber  Blanc:  L.  Faucher,  Du  Systeme 
de  Louis  Blanc  ou  le  travail,  Tassociation  et 
l'impöt,  1848.  —  Clement,  Des  nouvelles  idees 
de  reforme  industrielle  et  en  particulier  du 
projet  d  Organisation  dn  travail  de  Louis  Blanc, 
1848.  —  Louis  Blanc,  in  der  -Gegaiwart'*, 
IV.  Bd.,  Leipzig  1850.  ~  Ch.  Botoi,  Louis 
Blanc,  sa  vie  et  ses  ceuvres,  Poris  1851.  —  D. 
Stern,  Histoire  de  la  Revolution  de  1848,  3  Bde., 
1851—1853.  —  E.  de  Mirecourt,  Louis  Blanc, 
1858.  —  Hipp.  CastiUe,  Louis  Blanc,  18ö9.  — 
Ludwig  Elster,  Jean  Joseph  Louis  Blanc  im 
Handw.  d.  Staatew.,  L  Aufl.  IL  Bd.  S.  643  ff., 
Jena  1891.  —  0.  Warschauer,  Geschichte  des 
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Sozialümiu  nnd  Kommtuüsmos  im  19.  Jahr- 
hundert, Abt.  ni:  Lonis  Blsnc,  Berlin  1896. 

Llppert 


Blanqui,  Adolphe  J^röme, 

ffeb.  am  21.  XI.  1798  zu  Nizza,  war  1833  Pro- 
fessor der  politischen  Oekonomie  am  Conserratoire 
des  arte  etc.  in  Paris  tind  starb  daselbst,  als 
lütglied  der  Acad^mie  des  sciences  (seit  1838) 
am  1. 1854.  £r  stand  dem  Saint-Simoniamns 
nahe  nnd  war  Mitarbeiter  am  ,,Prodnctear". 

Seine  Eistoire  de  l'^conomie  politione  etc. 
(s.  u.)  bat  als  Erstlingswerk  auf  diesem  Gebiete 
seine  onbestreitbaren  Verdienste.  Die  Darstel- 
lung: beginnt  mit  der  Torchristlichen  Zeit  und 
nmnuat  in  grossen  ZOgen  die  Wirtschaftsge- 
schichte der  alten  Völker  und  diejenige  Enropas 
bis  za  Ende  des  16.  Jahrhunderts.  Die  national- 
ökonomische Entwickelnng  der  neueren  Zeit  be- 
schränkt sich  bei  Blanqui  auf  Frankreich,  Eng- 
land und  Italien.  Ein  tieferes  Eingehen  auf 
diejenigen  Lehren  der  grossen  Nationalökonomen, 
welche  für  die  Entwickelang  der  Wissenschaft 
bedeutungsvoll  geworden  sind,  sucht  man  frei- 
lich bei  ilun  vencebeiis.  Im  Auftrage  der  Pariser 
Akademie  der  WisBenschaften  hereiste  Blanoni 
zur  Erforschung  der  sozialen  Zost&nde  der 
1818er  Axbeiterbevölkernng  Frankreichs  dessen 
industriereichste  Provinzen  und  beantwortet  nun 
auf  Seite  197  ff.  seiner  „Classea  ouvriferes  en 
France"  (s.  u.)  die  von  der  Akademie  aufge- 
stellten sieben  Fragen.  Diese  „räponses"  ent- 
halten wenig  Erfreuliches,  sie  bestätigen  nur 
das  Elend  der  ArbeiterbeTOlkerung,  die  mangel- 
hafte Erziehung  der  Arbeiterkinder  und  das 
Bekehren  der  Arbeiter  nach  Abhilfe  der  Arbeits- 
losigkeit nnd  nach  Altersversorgung,  was  sie 
beides  durch  Staataintervention  zu  erreichen 
hoffen. 

Ans  dem  zustandsschildemden  Teile  des 
Boches  gewinnt  man  die  Ueberzengung ,  dass 
die  Zeit  —  mitten  im  Bevolation^äre  —  znr 
Veranstaltung  einer  solchen  Enquete  nicht  un- 

fUnstiger  gewählt  sein  konnte.  Da  die  In- 
ustrie  schwer  damiederlag,  kranken  auch 
Blanquis  Berichte  über  die  Industrieatätten 
und  -betriebe  an  grosser  Dürftigkeit,  so  ver- 
öffentlicht er  z.  B.  nur  ein  einziges  Aibeiter- 
bndget,  nämlich  das  einer  verheirateten  Spitzen- 
mwmenn  in  Lille.  Ziüetzt,  kurz  vor  Beginn 
seiner  „r^ponses",  entpuppt  sich  Blanqui  als 
Freihändler,  schiebt  alle  Schuld  an  dem  Elend 
der  Zeit  auf  das  Bestriktionssystem,  plädiert  für 
Beseitigung  der  Zollschranken  und  Monopole. 

Von  seinen  volkswirt^baftlichen  Schriften 
genügt  es,  nur  die  zwei  oben  erwähnten  hier 
aufzuführen:  Eistoire  de  l'economie  politique 
en  Europe,  depuia  les  anciens  jusqu'ä  nos  loura, 
suivie  d'nne  bibliographie  raisonnee  etc.,  Paris 
(1838);  dasselbe,  4.  Aufl.  2  Bde.  1860;  dasselbe, 
6.  Aufl.  2  Bde.  1679;  damelbe,  deutsch  von  F. 
J.  Bnss,  2  Bde.,  Earlsmhe  1840—41;  dasselbe, 
englisch  von  E.  J.  Leonard,  New- York  1880.  — 
Les  classes  ouvri^res  en  France  pendant  l'ann^ 
1848.  2  Bändcben  (mit  durchgehender  Paginie- 
rung),  Paris  1849. 

Vgl.  über  Blanqui :  Coquelin  et  Quitlaumin, 
Dictionnaire  d'^nomie  politique,  Bd.  I,  Paria 


1854,  S.  181  f.  —  Kautz,  Geachicbtliche  Ent- 
wickelung  der  Nationalökonomik ,  Wien  1860, 
S.  573.  —  Say  et  Chailley,  Dictionnaire  d'6co- 
nomie  polit,  Bd.  I,  Paris  1891,  S.  197.  — 
L.  Elster,  A.  J.  Blanqui,  H.  d.  St  1.  Aufl.  Bd. 
n,  S.  ßUj4b.  LipperL 


Blanqui,  Louis  Auguste, 

Bruder  des  vorigen,  geb.  am  7.  II.  1806  zu 
Puget-Th^niera  (Seealpen),  gest.  zu  Puis  am 

2. T  1881. 

Seit  seiner  ersten  Verhaftung  als  Revolu- 
tionär der  That  (am  12.  V.  1839)  bu  1879  brachte 
Blanqui  27  Jahre  seines  Lehens  im  Kerker  zu, 
wegen  VoschwOmng  gegen  die  Staatsgewalt 
und  wegen  aktiver  Betälifiinff  «n  verschie- 
denen Emeuten,  zuletzt  ISn  als  (1879  smnes- 
tiertes)  Mitglied  der  Commune.  Dieser  fuia- 
tlsche  französische  Kommunist  wurde  GMnder 
der  nach  ihm  genannten  jakobinischen  Gruppe 
der  Blanquisten,  welche  u.  a.  zweimal,  in  der 
Londoner  Konferenz  der  Internationale  vom 
27.  IX.  1871  nnd  auf  dem  Eaager  Kongress  von 
1872  den  vergeblichen  Versuch  machte,  nnter- 
stützt  von  den  Gruppen  dar  Autonomisten  und 
Baknnisten,  die  Diktatur  des  von  Marz  be- 
herrschten Generalratea  der  Internationale  zu 
sprengen. 

Er  schrieb:  L*arm6e  esclave  et  opprim^. 
Snppression  de  la  conscription,  enseignement 
miutaire  de  la  jeunesse,  armäe  nationale  B6den- 
taire,  Paris  1880.  und  das  poatbume  Werk: 
Critique  sociale,  2  Bde.,  Paris  1885  (I.  Capital 
et  travail.   II.  Fragments  et  notes). 

Er  gründete  und  redigierte  das  radikale 
Blatt:  „La  patrie  en  danger",  Paris  1S71. 


Blasenstener,  Blasen^s 

s.  Branntweinstener. 


Blei 

».Bergbau,  &poe>III.Bergbaustatistik 
oben  Bd.  H  S.  561  ff. 


Blenck,  K.  J.  Emil, 

geb.  am  22.  XII.  1832  in  Magdeburg,  wurde 
im  Jahre  1857  zum  Auskultator  beim  Berliner 
Stadtgericht,  1859  zum  Kammergerichtarefe- 
rendar  ernannt  und  1864—1867  als  Regierungs- 
assessor  dem  kgl.  prenss.  Statist  Bureau  ttbei- 
wiesen.  Nachdem  er  kurze  Zeit  bü  dem  Ober- 
präsidium und  der  Regierung  zu  Potsdam  beschät- 
tigt  gewesen  war,  trat  er  im  Jahre  1869  abennala 
in  das  genannte  Bureau,  nnd  zwar  jetzt  ala 
etatamässiger  Hilfsarbeiter,  ein.  Später  zum 
Mitglied  des  statistischen  Bureaus,  zum  Ver- 
treter des  Direktors  und  zum  Mitglied  der 
Statist.  Centralkommiasion  ernannt,  wurde  ihm 
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Dich  EroBt  EnjipeU  (s.  d.)  Kücktritt  im  Jahre 
liBSS  die  Leitung:  des  BnreauB,  znnftchst  rvt- 
tretan^ weise,  und  seit  April  1883  defisitiT 
Ubertr^u.  In  dieser  Stellung  wnrde  er  1868 
zun  (Neimen  Überregierungsrat  befördert 
Aach  ist  Blenck  Mitglied  des  Ceatraldirekto- 
rinms  der  Vermessongen. 

Seit  1865  un  den  Arbeiten  des  Statist 
BnreauB  beteiligt,  ist  er  seit  1882  Heransgeber 
sämtlicher  VeröfTentlichungen  des  letzteren. 
Von  Eahlreichen  Bücherbeaprechnngen,  Nekro- 
hu^  herrorrageuder  Volkswirte  and  Statis- 
tiker etc.  abgesehen,  hat  er  alljfthrlich  die 
,,Kalendeniiaterialien",  deren  ßefonn  nach  Auf- 
hebung der  Kalenderstempelsteuer  er  dnrch- 
fÜirte  und  deren  populäre  Hitteilnngen  er 
durch  statistiBche  Beiträge  bereichert,  bearbeitet ; 
in  der  „Ztschr.  den  kgl.  preoss.  statist.  Boreaui" 
sind  von  ihm  folgende  grössere  Abhandlungen 
TerOffentUcht : 

Jahrganjg  1665:  Die  Pariser  Weltindustrie- 
anuteUung  im  Jahre  1867;  1870:  Das  preussi- 
sehe  Kalenderwesen  und  die  neueste  Umge* 
Bt^tuDg  des  amtlichen  Kalendennaterials;  eben> 
da:  Die  Finanzlage  der  französischen  Gemeinden 
unter  dem  Kaiserreich  in  den  Jahren  1862  und 
1668;  1871:  Beiträge  cor  prenssischen  Staats- 
und  KommnnalfinanzBtatistik ;  ebenda:  Die 
städtischen  und  ländlichen  Kommunaleinheiten 
des  prenssischen  Staates  and  ihre  Gmppieran^ 
nach  der  Einwohnerzahl;  1877:  Die  Thätigkeit 
der  BtatistiBchen  Gentraikommission  in  den 
Jahren  1874—1877;  1880:  Die  GehaltBTerhäl^ 
ttisse  der  höheren  Gemeindebeamten  in  den 
prenssischen  Stadtgemeinden  mit  mehr  als 
10000  Einwohnern,  —  ein  Beitrag  zur  Statistik 
des  Preises  der  Arbeit  im  preussischen  Ge- 
■eindedienste;  1888:  Die  Ergebnisse  derVolks- 
Bählung  Tom  1.  XII.  1880;  1883:  Die  Entwicke- 
Inag  der  Eisenbahnen  im  Deutschen  Keiche 
una  in  Deutsch-Oesterreich ;  188ö:  Das  kgl. 
preuss.  Statist.  Bureau  beim  Eintritt  in  sein 
neuntes  Jahrzehnt;  1886:  Die  sogenannten 
transportablen  schmalspurigen  Industrie-  und 
Feldeisenbahnen  in  Preussen;  1887:  Die  ge- 
schichtliche Entwickelang ,  die  gegenwärtige 
Lage  and  die  Zukunft  der  Stenographie :  1888 : 
Die  Volkszählung  vom  1.  XII.  1885  und  deren 
endgültige  Ergebnisse:  1897:  Das  kgl.  statis- 
tische Bureau  während  der  Jahre  1885— 1896. 

Die  188Ö  auch  in  Buchform  erschienene 
Schrift:  „Das  kgl.  preuss.  statist.  Bureau  beim 
Eintritt  in  sein  neuntes  Jahrzehnt'',  in  das 
Französische  übersetzt  von  Leon  Caubert  (Genf 
und  Paris  1887)  kleidet  sich  in  das  bescheidene 
Aeussere  einer  Jubiläumsschrift,  ist  in  der  That  I 
aber  ein  höchst  wertvolles  theoretisch-praktisches 
Lehrbuch  der  Statistik.  Ueber  die  ebenfalls  in 
Buchform  erschienene,  die  Jahre  188ü— 1896 
behandelnde  Schrift,  worin  Am  Bestreben  des 
Verfassers  ein  erschöpfendes  Bild  der  M'eiter- 
entwickelung  der  preossischen  Centralstelle, 
innerhalb  des  bezeichneten  Zeitraums  zu  geben, 
„in  vorzüglicher  Weise  erreicht  ist",  urteilt 
G.  T.  Majr  weiter,  „dass  sie  für  alle,  dm  in  der 
amtlichen  Statistik  thätig  sind,  waren  oder  sein 
werden,  einen  hohen  Wert  habe". 

Ltppert. 


BlUAe  ud  BUidAHaittaltai. 

L  Rechtliche  Verhältnisse  IS.  942).  IL  Sta^ 
tistiaehes  (S.  946). 

I.  Rechtliche  Verhaitaian. 

1.  Bechtliche  Stellung  der  Blinden.  2.  Ver- 
soi|:ungBanstalten  fttr  Blinde.  3.  Erdehungs- 
und  Unterrichtsanstalten  f&r  Blinde. 

1.  Rechtliche  SteUnng  der  BUnden. 

Nach  dem  Becfate  des  Mittdalters  waren  die 
Blinden,  insbesondere  die  Blindgeborenen, 
vielfach  in  ihrer  RechtsfiUiigfceit  g^nindert, 
wie  denn  nach  altfriesisch^  Rechte  der 
Blinde  sogar  bei  lebendigem  Leibe  be«ht 
ward  und  nur  auf  Lebensunterhalt  einen 
Anspruch  gegen  seine  Verwandten  hatte. 
Nach  deutschem  Lehnrecht  (Sachsenspiegel 
I,  4)  konnte  ein  Blindgeborener  nicht  erben, 
und  wenn  auch  dieser  Gnmdaalz  später  in 
Deutschland  durch  das  eindiingende  lom- 
baidisühe  Lehnrecht  verdrftngt  ward,  so  er* 
hielt  er  sich  doch  bei  Beichslehen,  und  für 
die  KiirfOrstentÜmer  ward  durdi  die  Goldme 
Bidle  von  1356  (c.  25  §  3)  bestiinmt,  daas 
alle  Personen,  welche  an  einem  lunosus  et 
notabilis  defectiis  leiden,  also  andi  Blinde 
von  der  Succra^on  ausgeschloBsen  seien. 
Infolgedessen  konnten  zur  Zeit  des  alten 
Deutschen  Reichs  unheilbar  Blinde  als  re- 
gieningsunfihig  nicht  zur  Thronfolge  ge- 
langen. Nach  den  meisten  neueren  Tw- 
faE^BUDgen  bildet  im  Gegensatz  hierro  BUnd- 
heit,  wie  geistiges  oder  körperliches  Ge- 
brechen Überhaupt,  keiuen  Gnind  der  Aus- 
schliessung von  der  Thronfolge  (Preussen, 
Verfassung  Art  56,  Bayern,  Tit.  II  §  9  u.  ff., 
Württemberg,  §  71,  Sachsen,  §  9,  Hessen- 
Darmstadt,  §  ö  etc.).  Blindheit  allein  wird 
auch  nicht  als  Gnrad  znr  Anordnung  einer 
Regentschaft  zu  betrachten  sein,  wie  denn 
auch  1851  der  unheilbar  blinde  König  Georg  V. 
von  Hannover  die  Regierung  übernommen 
hat.  —  Mit  der  Reception  des  römischen 
Rechts  sind  aUe  privat-  und  Öffentlichrechtr 
liehen  Beschränkimgen  der  Rechtsfähigkeit 
der  BUnden  beseitigt  worden.  Auch  die 
Sätze  des  römischen  Rechts,  dass  Blinde 
!  keine  (iffentlichen  Aemter  erhalten  und  nicht 
als  Stellvertreter  im  gerichtlichen  Verfahren 
auftreten  können  (L.  1  §  5  D.  8,  1),  haben 
im  heutigen  Rechte  keine  Geltung  mehr. 
Blinde ,  sofern  sie  nicht  unter  Vormund- 
schaft stehen,  erleiden  nach  heutigem  Recht 
weder  in  privati-echt  liehen  noch  in  öffent- 
liclirechtlichen  Verhältnissen  eine  Minderung 
der  Rechtsfähigkeit.  Dagegen  ist  nach 
katholischem  Kirclienrecht  Blindheit  (nach 
einer  verbreiteten  Ansicht  sogar  schon  Bünd- 
heit  auf  dem  linken,  dem  sogenannten  kano- 
nischen Auge)  ein  Hindernis  für  den  Kmpfang 
wie  für  die  Ausübung  der  geistlichen  Weihen 
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(sogenaonte  Inr^;ularitas  ex  de&K^  coz^ 

poria). 

Zum  Schutze  der  Blinden  gegen  Betrug 
und  Uebervorteiliing  hat  das  römische  Recht 
die  Yorsdirift  gegeben,  dass  beim  Testa- 
ment eines  Blinden  nicht   bloss  sieben 
Zeugen,  "wie  bei  den  Testamenten  im  all- 
gemeinen,  sondern   ausserdem   noch  ein 
Notar,  und  venn  ein  solcher  nicht  zu  er- 
langen istj^  noch  ein  achter  Zeuge  zugezogen, 
und  dass  Zeugen  imd  Notar  mit  dem  Lmalt 
des  letzten  Willens  bekannt  gemacht  werden 
müssen  (vgL  Windscheid,  Pandekten  III 
§  543).    Auch  die  neueren  Gesetzbücher 
geben  für  die  Emditung  von  Testamenten 
durch  Blinde  besondere  Vorschriften,  um 
jeden  Hiasbmuoh  und  Betrug  auszuschliessen 
(PreuEsen,  Allg.  Landrecht  I,  12,  §  113  u.  ff. ; 
Oesterreich,  Bürgerl.  Gesetzb.  §  580,  Sachsen, 
Bürgerl.  Gesetzb.  §  2071,  Code  civil  Art  977). 
JHam   dem  Freussischen  Allgemeinen 
Landrecht  bedm^en  sogar  alle  von  Blinden 
abgeschlossenen  sdudfthchen  Verträge  zu 
ihrer  Geltung  der  gerichtlichen  Aufnahme 
(I,  5,  §  171),  und  nach  der  Allgemeinen  Ge- 
richtsordnung von  1794  (II,  3,  §  8)  bedurfte 
jeder  Blinde  zam  Abschluss  emes  gericht- 
lichen oder  notariellen  Yertrags  eines  Bei- 
standM,  der  ilim  zur  Seite  stehen  und  ihn 
unterstatzen  sollte,  wenn  er  auch  an  dessen 
Genehmigung  nicht  gebunden  war. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat 
dag^en  die  Vorschrift  für  ausreichend  er- 
achtet, dass  Personen,  die  G^eschriebenes 
nicht  zu  lesen  vermögen,  Testamente  nur 
durch  mündliche  Erklärung  errichten  können. 
Die  Errichtung  erfolgt  dann  vor  einem  Richter 
<^er  ^otafj  doch  muss  der  Richter  den  Ge- 
richtsßchreiber  oder  zwei  Zeugen,  der  Notar 
einen   zweiten  Notar  oder   zwei  Zeugen 
hinzuziehen.  Im  Protokoll  muss  festgestellt 
werden,  dass  der  Erblasser  erklärt  hat,  nicht 
pchreibeu  zu  können  (§  2233,  §  2238  Abs.  2, 
Ü    2242  Abs.  2).    Dieselben  Vorschriften 
LTi^lten  für  den  Abschluss  eines  Erbvertrags 
( .tf  2276)  sowie  für  die  gerichtliche  und 
uotaxielie  Beurkundung  eines  jeden  Rechts- 
geschäftes sowohl  unter  Lebenden  als  auch 
von  Todeswegen  (Reichsgesetz  über  die  frei- 
willige   Gerichtsbarkeit  v.  17.  Mai  1898 
?  UiS,  §  177). 

Kin  Blinder  bedarf  wegen  seines  Ge- 
»rechens  allein  keines  Vormundes,  da  er, 
oweit  dies  erforderlich  erscheint ,  selbst 
inen  Stellvertreter  sich  bestellen  kann.  So 
-t  auch  die  Blindheit  nach  römischem  und 
t-meinem  Recht  füi-  Anordnung  einer  Vor- 
iiinclschaft  kein  genügender  Grund.  Ebenso 
ach,  französischem  Recht  (Code  civil  Art. 
s9)  Tind  dem  österreichischen  büi^erhchen 
c'sotzbuch  (§  275).  Andere  Gesetze  haben 
i^c^Qn  die  Bestellung  einer  Vormundschaft 
tr  i^linde  für  zulässig  erklärt,  wenn  diese 


durch  ihr  Gebrechen  an  der  Besorgung  ihrer 
Rechtsangelegenheiten  gehindert  sind  und 
die  Vormimdschaftsbehörde  deshalb  die  An- 
ordnung einer  Vormundschaft  für  notwendig 
erachtet  (Preiissen,  Vormundschaftsordnung 
V.  5.  Juli  1875,  §  81,  Sachsen,  G.  v.  20. 
Februar  1882,  §  4).  Während  nach  den 
Preussischen  und  Sächsischen  Gesetzen  dem 
Blinden  auch  gegen  seinen  Willen  ein  Vor- 
mund gegeben  werden  konnte,  bestimmt  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch,  dass  einem 
Blinden,  wenn  er  infolge  seines  Gebrechens 
seine  Angelegenheiten  nicht  zu  besorgen  ver- 
mag, ein  Pf  leger  bestellt  werden  kann,  aber 
nur  mit  seiner  Einwilligung.  Auch  kann  die 
Pflegschaft  nur  für  einzehie  seiner  Ange- 
legenheiten oder  einen  bestimmten  Kreis 
seiner  Angelegenheiten,  insbesondere  seine 
Vermögensangelegenheiten  bestellt  werden 
(§  1910).  Vgl  den  Art.  Vormundschaft 
und  Pflegschaft. 

2.  Yeraonpuigsaastalten  für  Bünde. 
Durch  alle  (uese  Rechtssätze  sollen  die 
Blinden  nur  gegen  Nachteile  im  VermCjB^ens- 
verkehr  geschützt  werden.  Ebenso  wichtig^ 
ist  es  aber,  dass  die  armen  Blinden  versorg 
und  dass  die  jugendlichen  Blinden  eraogen 
und  unterrichtet  werden.  Die  Blinden,  die  der 
Armut  verfallen  sind,  müssen  von  der  Öffent- 
lichen Armenpflege  üb^nommen  werden  (s. 
Art  Armenwesen).  Besondere  Veraor^ 
gungsanstalten  für  erwachsene  Blinde 
giebt  es  nur  in  geringer  Anzahl.  Im  Mittel- 
alter fanden  sie,  wenn  ihnen  das  Glück 
wohlwoUte,  in  den  Spitälern  Aufnahme,  wie 
denn  in  vielen  Spitalordnungen  ihrer  ganz 
besonders  Erwähnung  geschieht.  Nur  in 
Paris  war  schon  im  12.  Jahrhundert  eine 
besondere  Versorgungsanstalt  für  Blinde  ge- 
stiftet worden ,  welche  Ludwig  IX.  (der 
Heilige)  mit  einer  Jahresrente  von  20  Pariser 
Pfund  ausstattete.  Daraus  ist  die  noch  heute 
immer  wiederholte  Legende  entstanden,  dass 
Ludwig  der  Heilige  ein  Blindenspital  für 
300  Ritter  gegründet  habe,  welche  ihn  auf 
seinem  ersten  Kreuzzug  begleitet  hätten  und 
im  Orient  der  Augen  beraubt  worden  seien. 
In  dem  Spital  fanden  3U0  Blinde  Aufnahme, 
daher  der  noch  heute  bestehende  Name 
Hospice  des  Quinze-Vingts.  Im  Jahre  1790 
wurde  die  Anstalt  vom  Staate  übernommen. 
Dagegen  war  das  1331  gegründete  Elsing- 
Spitai  zu  London,  das  nach  einer  ebenfalls 
immer  wiederholten  Legende  ein  Blinden- 
spital gewesen  sein  soll,  nur  ein  Spital,  in 
dem  Blinde  neben  anderen  Kranken  und 
Elenden  Aufnahme  fanden  (Stiftungsurkunde 
in  Alonast.  Anglicon  1601  II,  462  sqq.J.  In 
einzelnen  grösseren  Städten ,  wie  r  rank- 
furt  a.  M.,  bildeten  die  armen  Blinden^ 
deren  Zahl  eine  sehr  grosse  gewesen  zu 
sein  scheint,  mit  den  Lahmen  eine  Brüder- 
sdiaft  (vgl.  Bücher,  Bevölkerung  von  Prank- 


944 


Blittdo  und  Blindenanstalten  (Beohtliehe  Verhaltnisse) 


furt  a.  M.  im  14.  uad  15.  Jahrhundert 
S.  209 ff.;  Kriegk,  BOrgertum  im  Mittel- 
alter S.  132).  Auch  gegenwärtig  giebt  es 
nur  wenige  Versorgungsanstalten,  die  aus- 
schliesslich ziu"  Aumahme  von  erwachsenen 
Blinden  bestimmt  sind.  In  der  That  ist  ein 
Bedürfnis  zur  Errichtung  besonderer  An- 
stalten für  erwachsene  Blinde  nicht  vor- 
handen.  Für  die  Blinden  selbst  ist  es  besser, 
in  Verso^ngsanstalten  mit  Sehenden  zu- 
sammen zu  leben,  sofern  sie  nicht  in  ihrer 
IVunilie  verpflegt  werden  tönnen.  Es  ist 
Au^be  der  Anstaltsverwaltung,  durch,  eine 
humane  und  barmh^ige  Beh^dlung  ihnen 
das  doppelt  schwere  Schicksal  der  Blind- 
heit una  Aimut  zu  mildem. 

In  Preussen  sind  die  Landarmenver- 
bftnde  verpflichtet,  für  Bewahrung,  Kur  und 
Pflege  der  hüfsbedürftigen  Blinden,  soweit 
sie  der  Anstaltspflege  bedürfen,  in  geeigneten 
Anstalten  Fürsorge  zu  treffen.  Die  allge- 
meinen Verwaltungskosten  der  Anstalt  und 
die  Kosten  der  Beerdigung  hat  der  Land- 
armenverband allein  zu  tragen.  Dagegen 
ist  er  berechtigt,  Ersatz  der  sonstigen  Kosten 
für  die  Verpflegung  der  ortsarraen  Blinden 
von  dem  Ortsarmenverband  zu  verlangen, 
dem  indessen  der  Kreis,  dem  der  Ortsarmen- 
verband angehört,  mindestens  zwei  Drittel 
dieser  Kosten  als  Beihilfe  zu  gewähren  hat 
(G.  V.  11.  Juli  1891.  Vgl.  Art.  Arraen- 
gesetzgebung  in  Deutschland  oben 
Bd.  I  S.  1086).  In  Oldenburg  liegt  den 
Landesverbänden  als  den  Landarmenver- 
bänden  die  Fürsorge  für  die  Blinden  ob 
(Gemeindeordnung  v.  15.  April  1873  Art. 
85),  und  im  Herzogtum  Anhalt  hat  der 
Landarmenrerband  eine  BUndeuerziehungs- 
anstalt  zu  unterhalten  {G.  v.  29.  Juni  1871 
§  23).  In  Württemberg  (G.  v.  17.  April 
1873  Art.  21)  und  Hessen  (G.  v.  14.  JuH 
1871  Art  5)  sind  die  Landarmenverbände 
befugt,  die  Kosten  der  öffentlichen  Armen- 
pflege, welche  die  Fürsorge  für  Blinde  ver- 
ursacht, unmittelbar  zu  übernehmen. 

8.  Erziehnngs-  und  Unterrichtsan- 
staltenför  Blinde.  Besonderer  Fürsorge  und 
besonderer  Anstalten  bedürfen  die  heran- 
wachsenden Blinden.  Wie  der  Abbö  de 
PEp^  der  Begründer  des  Taubstummen- 
unterrichts ist,  so  ist  der  Schreiblehrer 
Valentin  Haüj-  der  Begründer  des  Blinden- 
untemdits  und  der  Wohlthäter  der  Blinden. 
Jat  Jahre  1778  gründete  er  mit  Privatunter- 
stützung  in  Pans  eine  kleme  Anstalt,  die 
dann  1784  vom  Staate  übernommen  imd 
erweitert  wurde.  Sie  besteht  heute  Doch. 
Im  Jalu«  1806  ward  Haüy  von  Kaiser 
Alezander  I.  von  Bussland  nach  Petersburg 
bemfen  und  auf  der  Durchreise  daxch  Berlin 
veranlasste  er  König  Friedrich  Wilhelm  IH., 
eine  Blindenerziehungsanstalt  zu  ^ünden. 
Di^  königliche  Blindenanstalt,  die  im  Jahre 


1879  nach  Steglitz  bei  Berlin  verl^  wurde, 
ist  zu  einer  Ittusteranstalt  für  Preussen,  ja 
für  ganz  Deutschland  geworden.  Die  meisten 
anderen  Blindenanstalten  Preussens  sind  von 
Privaten  und  Vereinen  gegründet  worden 
tmd  haben  dann  aus  Öffentlichen  Mitteln 
Unterstützung  ertialten.  Sie  sind  jetzt  zum 
grössten  Teil  von  den  Provinzialverbänden 
übernommen  wordea.  Auch  sind  die  Pro- 
Wazialverbände  berechtigt,  Provinzülblinden- 
anstaiten  zu  errichten  imd  zu  verwalten. 
(Dotationsgesetz  v.  8.  Juli  1875  §  4  ZifL4; 
Provinzialordnnng  §  120  Ziff.  2.)  Privat- 
stiftimgen  sind  nur  die  Blindenanstalten  iu 
Breslau  und  Frankfurt  a.  M.  geblieben.  Alle 
diese  Anstalten  sind  IntemiUe,  in  welchen 
die  Zöglinge  Wohnung  und  Verpfle^nng, 
Unterricht  und  Erziehung  erhalten.  Die 
Wohlhabenden  müssen  ein  Jahreseeld  be- 
zahlen, die  Armen  eriialten  Freisteüen  oder 
das  Jahresgeld  muss  von  dem  unterstützungs- 

Eöichtigen  Armenverbande  bezahlt  werden, 
loch  ist  die  Zahl  der  iBlindenanstalten  für 
das  Bedürfnis  nicht  ausreichend  (s.  den 
fol^nden  Artikel).  Blinde  Kinder  in  schul- 
pflichtigem Alter,  die  in  einer  Blindenan- 
stalt nicht  Aufnahme  gefunden  haben,  müssen 
die  allgemeinen  Schufen  besuchen  oder  häus- 
lichen Unterricht  erhalten.  Sie  sind  von 
der  Schulpflicht  nicht  ausgenommen  (Re- 
skript des  Ministers  für  geistliche  und  Unter- 
richtsangelegenheiten V.  14  Januar  1861). 
Die  Stadt  Berhn  hat  deshalb  im  Jahre  1879 
für  solche  blinde  Kinder,  die  nicht  in  einer 
Anstalt  untergebracht  sind,  eine  Blinden- 
schule gegründet  und  damit  1883  eine 
Blindenfortbüdungsschule  verbundeo.  Die 
staatliche  Schulaufsicht  über  die  öffentlichen 
Blindenanstalten  so^ie  Über  die  Privat- 
anstalten, bei  denen  dies  der  Minister  für 
zweckmässig  erachtet,  ist  durch  königlichen 
Erlass  v.  27.  Juli  1885  den  Provinziiuschul- 
kollegien  übertragen  worden.  —  In  den 
anderen  deutschen  Staaten  sind  die  Blinden- 
erziehungsanstalten  meist  Staatsanstalten,  so 
die  in  München,  Dresden,  Ilvesheim  (Baden), 
Friedberg  (Hessen),  Neukloster  (Mecklenbui^- 
Schwerin),  Weimar.  Kreisanstalt  ist  die  zu 
Würzburg,  stadtisch  die  zu  Leipzig.  In 
wenig  empfehlenswerter  Weise  ist  in  Weimar 
die  Blindenamrtsdt  mit  der  Taubstummen- 
anstalt vereinigt  Dagegen  ist  die  Erweite- 
rung der  Blindenanstalten  durch  Errichtung 
von  Fortbildungs-  und  Beschäftigungsschulen 
für  Blinde,  die  das  schulpflichtige  Alter 
vollendet  haben,  eine  ausserordentlich  em- 
pfehlenswerte Einrichtung.  Schon  jetzt  be- 
stehen solche  Schulen  in  Steglitz,  Berlin, 
Bromberg,  Frankfurt  a.  M.,  München,  Dresden, 
Leipzig,  Ilvesheim.  In  ihnen  erlernen  die 
Blinden  die  für  sie  geeigneten  Handarbeiten 
(Strohüechterei,  Verfertigen  von  Sieb-  und 
Korbwaren,  Teppichen  eto.),  um  dadurch  die 
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Fähigkeit  zu  erwerben,  durch  ihrer  Hände 
Arbeit  wenigstens  einen  Teil  ihres  Lebens- 
unterhaltes sidi  zu  verschaffen. 

Edgar  Loentng. 


II.  Statistisches. 

1.  Statistik  der  Blinden.  2.  Statistik  der 
Blindenanstalten. 

1.  Statistik  der  Blinden.  Blindheit  be- 
zeichnet den  ToUkommenen  Mangel  des  Seh- 
Termögens.  Als  Blinde  werden  nur  solche 
Personen  gezählt,  welche  auf  beiden  Auger. 
der  Sehkraft  beraubt  sind ;  mitunter  sind  je- 
doch auch  solche,  welche  zwai-  Gegenstände 
■wahrzunehmen,  diese  aber  nicht  zu  unter- 
scheidenvermögen, als  Blinde  gezählt  worden. 
BUndheit  kommt  bei  männlichen  Personen 
häufiger  als  bei  weiblichen,  im  hohen  Norden 
sowie  in  den  Tropen  und  subtropisdien  Län- 
dern häufiger  als  in  Mittel-  und  Sfldeuropa  so- 
wie anderen  LAndern  der  gemässigten  Zone 
vor.  Die  B^fi^eit  des  Vorkommens  dieses 
G«bredien8  steigt  nach  englischen  Beobach- 
tungen mit  zunehmendem  Alter  in  der^ 
selben  Weise  wie  die  Sterblichkeit  Nach 
franzGsischen  Beobachtungen  ist  die  Zahl 
der  Einäugigen  doppelt  so  gross  als  die  der 
Blinden.  Blindheit  kann  angeboren  sein, 
ist  jedoch  in  den  w^taus  meisten  "FSRen 
erst  nach,  der  Geburt,  namentlich  in  den 
ersten  Tagen  nach  derselben,  erworben;  sie 
ist  heübar,  wenn  die  ihr  zu  Grunde  liegende 
anatomische  Störung  beseitigt  werden  kann, 
wie  dies  z.  B.  beim  grauen  Star  in  neuerer 
Zeit  häufig  gelingt.  Angeborene  Blindheit 
beruht  in  der  Regel  auf  BÜdungshemmung 
des  Auges  und  seiner  Häute-  doch  treffen 
diese  Hemmungen  selten  beide  Augen.  Da- 
gegen erblinden  viele  Kinder  bald  nach  der 
Geburt  auf  beiden  Augen  infolge  der  Augen- 
entzündung  der  Neugeborenen,  durch  welche 
oft  das  Sehvermögen  völlig  zerstört  wird. 
Blindheit  aus  cerebraler  Ursache  ist  in  der 
Regel  unheilbar.  Unter  Handwerkern,  welche 
sich  schnellen  und  starken  Einwirkungen 
des  Lichtes  aussetzen ,  z.  B.  in  Schmelz- 
hütten, oder  bei  künstlicher  Beleuchtung 
arbeiten,  kommen  Blinde  häufig  vor.  In 
neuerer  Zeit  ist  das  Gebrechen  der  Blind- 
heit weniger  verbreitet  als  ehedem,  und 
namentlich  A.  v.  Gräfes  bahnbrechende  Thätig- 
keit  auf  dem  Gebiete  der  Augenheilkunde 
und  die  durch  üm  veranlasste  Errichtung 
besonderer  Lehrstühle  für  Augenheilkunde 
haben  hierin  in  den  Kulturländern  Wandel 
geschaffen. 

Die  Abnahme  trifft  beide  Geschlechter 
und  namentlich  die  jüngeren  Altersklassen; 
sie  wird  dadurch  veranlasst,  dass  infolge 
der  Fortschritte  der  Augenheilkunde  viel 
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weniger  Fälle  von  Erblindung  durch  Blen- 
norrhoea  neonatorum  vorkommen  als  in 
früherer  Zeit.  Nach  Prof.  Magnus,  welcher 
3204  in  64  Blinden-Unterrichtsanstalten  be- 
findliche Blinde  untersuchte  ^  entstand  bei 
Personen  im  Alter  von  1 — 20  Jahren  die 
Blindheit:  bei  17,19 «/o  vor  der  Geburt,  bei 
23,50^/0  infolge  von  Blennorrhoea  neona- 
torum, bei  9,58%  sonst  durch  idiopathische 
Erkrankung  der  Augen,  bei  8,15 '/o  durch 
äussere  Verletzungen ,  bei  33,17  "/o  durch 
Allgemeinerkrankxmgen,  bei  8,40 ''/o  aus  im- 
bekannter Ursache.  Wahrscheinlich  entÖllt 
auf  Bleunoirhoea  neonatorum  mehr  als  h't 
aller  Blinden.  In  früherer  Zeit  erblindeten 
in  Preussen  auch  mehr  Kinder  infolge  von 
Pocken  als  gegenwärtig.  Nach  Katz,  welcher 
810  Blinde  im  Regierungsbezirke  Düsseldorf 
untersuchte,  war  bei  20  die  Blindheit  an- 
geboren, bei  41  durch  Blennorrhoea  neona- 
torum, bei  171  durch  ägyptische  Augen- 
krankheit oder  Blennorrhoea,  bei  122  durch 
Entzündimg  der  Hornhaut,  bei  125  durch 
Entzündung  der  Ader^  und  B^nbogenhaut, 
bei  89  durch  ^uen  Star,  bei  35  duroh 
grünen  Star,  bei  126  durch  sc^wurzen  Stsu*, 
bei  81  durch  Verletzungen  entstanden.  Nach 
Cohn  in  Breslau  war  die  Ursache  der  "Er- 
blindung  in  19,4  <Vo  durch  unheütKure  Erank- 
heitsprozesse,  in  25,5  "/o  durch  VoKftnge, 
bei  denen  sie  vielleicht,  und  in  55,1  ^oder 
Fälle  durch  Ursachen^  bei  welchen  sie  mit 
Gewisshfflt  bei  rechtzeitigem  Eingreifen  hätte 
vermieden  werden  können,  veranlasst  In 
vielen  fallen  wird  Blindheit  durch  Kurz- 
sichtigkeit herbeigeführt,  und  diese  steigt 
bei  den  Schülern  von  Klasse  zu  Klasse, 
auch  ist  sie  in  den  höheren  Lehranstalten 
weit  häufiger  als  in  den  niederen.  Cohn  unter- 
suchte die  Augen  von  etwa  10  000  Schülern 
Schlesiens  und  fand  in  5  Dorfschulen  5,2%, 
in  20  Elementarschulen  14,7  ^/o,  in  2  Mittel- 
schulen 19,2  "/o,  in  2  höheren  Töchterschulen 
21,9%,  in  2  Realgymnasien  24,1%  und  in 
2  Gymnasien  31,7%  Kurzsichtige  vor.  Die 
Verteilung  der  Blinden  nach  dem  Alter 
lässt  sich  für  Preussen  der  folgenden  Ta- 
belle entnehmen.   Es  waren  blind: 

i-m  AU»  von  ie  100000  anwesend.  Person, 

vin  Ä  »■  l-^»-  1880  a.  2.  Dez.  1895 

m.  w.  m.  w. 

0— ö  13          12  9  7 

5—10  so         17  15  II 

10—15  32         30  26  20 

15—30  41         31  36  25 

20—30  45         35  39  30 

30-40  69         54  55  41 

40—50  106         87  94  61 

50—60  178  157  162  118 

60 — 70  301  292  266  219 

Uber  70  765  830  625  630 

In  allen  Altersstufen  und  bei  beiden  Ge- 
schlechtem ist  hiernach  die  Blindheit  in 
neuester  Zeit  seltener  geworden. 

Auflage.  II  60 
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Nach  den  preussischen  Beobaclitungen 
fi;elangen  in  neuerer  Zeit  mehr  Blinde  als 
mUicrhin  znr  Ehesciüiessung.  Von  je  1 000 
Blinden  jedes  Geschlechts  waren 

za  Ende   verheiratet  verwitwet  geschieden 

des  Jahres    m.     w.  m.     w.      m.  w. 

1871      366    319  163   315      5  6 

1880      399     198  1 68   351       4  3 

1895      413    »93  165   349      4  4 

Bei  den  Juden  kommt  Blindheit  häufiger 
vor  als  bei  der  evangelisdien  und  katho- 
lischen Bevölkerung,  wie  auch  in  anderen 
Ländern  mehrfach  heobaditet  worden  ist; 
aber  der  Untersclüed  ist  weitaus  geringer 
als  hei  den  Gebrechen  der  Taubstummheit 
und  Gasteskrankheit.  In  Preussen  waren 
Ton  je  100  UOO  männlichen  bezw.  weiblidjen 
Personen  der  genannten  Bekenntnisgrupf^a 
blind 

am  1.  Dez.  1880  am  3.  Dez.  1895 
m.        w.         m.  w. 
Evangelische    83       81  73  63 

Kathdiken       86       83  70  63 

Juden  134       96  100  66 

Bei  der  farbigen  Bevölkenmg  kommt 
Blindheit  erheblich  häufiger  vor  als  bei  der 
weissen.  Der  Census  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ergab,  dass  von  je  100000 
Personen  blind  waren 

im  bei  der  weissen  bei  der  farbigen 

Jahre  Bevölkerung  Bevölkerung 

1830  37,7  63,1 

1850  40,8  49,9 

1870  50,5  67,5 

1880  95,1  113,3 

18yU  78,8  94,5 

Auch  hier  zeigt  die  neueste  Zeit  eine  Ab- 
nahme der  Blindenziffer,  die  vorher  stark  zu- 
genommen hatte  und  auch  jetzt  noch  hoch  ist. 

Die  geographische  Verbreitung  der  Blind- 
heit zeigt  folgende  Tabelle.  Ton  je  100000 
Personen  waren  blind 


Staat 


Jahr  bei  der 
der  Gesamt- 

Auf-  bevöl- 
j                          nähme  kerang 

:  Italien  1861  95 

1871  105 

I        „  1881  76 

I  Schweiz   1870  76 

I  Frankreich    .   ,  .  1666  84 

I       «  1872  84 

1876  77 

Spanien     ....  1860  113 

i      „  1877  148 

Portugal   ....  1878  200 

England  nnd  Wales  1871  94 

„      n        »     1881  88 

-      „        „1891  81 

Schottland     .   .   ,  1871  90 

,  1881  85 

_   „  1891  69 

Irland  1871  117 

»  1881  118 

1891  114 

Belgien    ....  1856  Si 

Niederlande   .   .    .  1869  45 

Dänemark     .  .   .  1870  70 

„    «  1890  53 

Faröer   1870  3i;o 

„  1890  286 

Island   1870  260 

1890  385 

Norwegen  ....  1866  136 

1875  137 

Schweden  ....  1870  81 

„  1880  83 

1890  83 

Flnland     ....  1870  211 

„  1890  156 

Enrop.  Ruflsland    .  1886  195 

Brit.  Nordamerika    1871  62 
Vereinigte  Staaten 

von  Amerika  .   .  1860  40 

1870  53 

1880  98 

1890  81 

Argenüna     .   .   .  1869  202 


Staat 


Preussen  .   .  . 


Jahr  hei  der 
der  Gesamt- 
Auf-  bevöl- 
nahme  kerung 
.  1867*  59 


1871 
1880 

„  1895 

Bayern  1871 

Sachsen  ....  1871 
Wörttemberg    .   .  1861* 

Baden  1871 

Elsass-Lothringen  .  1871 

Hessen  1867 

Oesterreich    .   .   .  1869 
1880 

„  18Ü0 
Ungarn     ....  1870 
„  1880 

im 

Serbien  1890 


93 
83 
67 

82 

80 
70 
52 
89 
73 
56 
91 
81 
120 

133 
106 
129 


von 
männl. 
Per- 
sonen 
60 
91 
85 
72 
82 
84 
77 
59 
104 


98 
86 
128 

133 
107 
142 


von 
weibl. 
Per- 
sonen 
57 
95 

82 

63 
82 

76 
62 
46 
74 


84 

75 
1 12 

133 
104 

115 


von 
männl. 
Per- 
sonen 

108 
118 
85 

93 

85 
134 

»75 
210 
102 

95 
87 
93 
86 

73 
"4 
114 
III 

98 

50 
66 

53 
410 

354 
350 
475 
131 
135 

77 

78 

81 
163 
113 
190 


45 

ss 

105 
88 
213 


von 
weibl. 
Per- 
sonen 

82 

91 

67 

74 

73 

70 
101 
122 
191 

88 

81 

75 

87 

83 

66 
120 
133 
116 

64 

39 

74 

53 
393 
233 
177 

303 
141 

138 
84 

f5 
S4 

359 
196 

300 


35 
47 
90 

74 

191 


*)  Unvollständige  Aufnahme. 


In  Preussen  kommt  Blindheit  am  häu- 
figsten vor  in  den  Prodnzen  Ostpreussen, 
Westpreussen,  Pommern  und  Posen,  am 
seltensten  in  Westfalen  und  Hohenzollem, 
in  Italien  am  häufi^ten  auf  Aei  Insel  Sar- 
dinien und  in  Siemen,  am  seltensten  im 
Pothale  und  im  Alpeolande,  in  Russland  am 
häufigsten  im  nördlichsten  TeUe  des  Guber- 
niums  Archangel  und  in  den  Öubemien 
Kasan,  Mohüew,  Ssimbirsk,  Wjatka,  Ufa, 
Ssmolensk,  Ssamara,  Pskow,  Kostroma  und 
Nischegorodj  in  den  Yereinigten  Staaten  von 
Amerika  bei  der  weissen  Bevölkerung  am 
häufigsten  in  New-Mexico,  Vermont,  Ten- 
nessee imd  Korth-Carolina,  bei  der  taf  bigen 
Bevölkerung  in  New-Hexico,  Kew-Ham|)- 
shiip,  Utah  und  Minnesota. 

Zuweilen  sind  Blinde  noch  mit  anderen 
Gebrechen  behaftet  Die  Ermittelung  in 
Preussen  hierüber  zeigt  die  folgende 
Tabelle. 
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am  1.  Dez.  1871    am  1.  Dez.  1880   am  2.  Dez.  189ö 


m. 

Blinde  ohne  andere  Gebrechen  .  .  .  10804 
„  zugleich  tanbstnmm  ....  92 
n  „     geisteskrank  ....  127 

„  „     taubstumm  n.gei3te8kr.  43 


w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

II  590 

II  079 

II  087 

10989 

9969 

109 

53 

54 

71 

57 

169 

179 

158 

155 

156 

44 

32 

35 

23 

22 

zusammen    1 1 066      1 1  912    1 1  343      1 1  334    1 1  238      10  204 


2.  Statistik  der  BUndenustalten.  Alan 

unterscheidet  B 1  i  n  d  e  n  T  e  r  B  0  r  g  n  n  g  s  -  und 
Blindenunterrichts-Anstalten;  ers- 
tere  bestehen  schon  seit  mehr  als  600  Jahren, 
letztere  d^gen  erst  seit  dem  Ende  des 
18.  Jahrhunderts,  wo  in  der  öffentlichen 
Fürsorge  für  nidit  vollsinnige  Personen  ein 
völliger  Umschwung  eingetreten  ist.  Die 
Erziehung  blinder  Kinder  ist  gegenwärtig 
darauf  gerichtet,  dieselben  erwerbsfähig  zu 
machen  und  dadurch  vor  Not  und  Eleud  zu 
bewahren,  während  in  früherer  Zeit  die 
Blinden  lediglich  auf  die  private  Mildthätig- 
keit  und  öffentUehe  Unterstützungen  ange- 
wiesen waren.  Die  ei-ste  Blindenanstalt 
wiutle  im  12.  Jahrlumdert  zu  Paris  er- 
richtet und  erhielt  den  Namen  »Quinze 
Vingts«.  Aehnliche  Anstalten  geringeren 
Umfengs  sind  nach  der  Beendigung  der 
Befreiungskriege  auch  in  Preussen  für  er- 
blindete Krieger  zu  Königsberg,  Marien- 
werder, Berlin,  Breslau  und  Münster  aus 
milden  Beiträgen  eingerichtet  und  geraume 
Zeit  erhalten  worden ,  ebenso  in  Gross- 
britannien  und  Holland.  Die  Blinden  werden 
in  diesen  Anstalten  mit  Handarbeiten  ver- 
schiedener Art  beschäftigt,  in  einigen  auch 
in  der  Musik  unterrichtet.  Im  Jalire  1887 
bestanden  folgende  Blindenanstalten 
zur  Versorgung  bezw.  Pflege  von 
Blinden.  Deutschland :  Berlin  mit  10 
Blinden,  Königswartha  in  Sachsen  mit  12, 
Hambiu-g  mit  19,  Heiligenbronn,  Kiel,  Apen- 
rade, Mderstedt,  Leipzig  mit  3  Blinden, 
"VVürzburg.  —  Oesterreich-Ungarn :  Linz  mit 
8  und  Wien  mit  9  Blinden.  —  Scüweiz : 
Lausanne  mit  13  Blinden.  —  Dänemark: 
Kopenhagen  mit  57  Blinden.  —  Norwegen : 
Knstiania  mit  16  Blinden.  —  Schweden: 
Vexiö  mit  24  Blinden.  —  RussUmd :  Peters- 
buig  mit  54,  Kijew  mit  11,  Kamenjetz- 
Podolsk  mit  11,  Moskau  mit  170  und 
Warschau  mit  53  Blinden.  —  Niederlande: 
Amsterdam  mit  68,  S'Gravenhage  mit  13, 
Middelburg  mit  12,  Utrecht  mit  46,  Rotter- 
dam mit  56  Blinden.  —  Belgien:  Ghlin- 
Mons  mit  73  Blinden.  —  Gi-ossbritannien 
mit  Irland:  Aberdeen  mit  52,  Armagh  mit 
16,  Bath  mit  12,  Belfast  mit  61,  Boltow 
mit  33,  Bradford  mit  60,  Cardiff  mit  24, 
Carhsle  mit  15,  Cheltenham  mit  27,  Cork 
mit  75,  Dublin  mit  321,  Edinbui-gh  mit  17H, 
Glasgow  mit  104,  Hull  mit  13,  Leeds  mit 
33,  Leicaster  mit  25,  Limerick  mit  10, 


'Liverpool  mit  192,  London  mit  183,  Man- 
chester mit  20,  Newcastle  on  Tyne  mit  6, 
Freston  mit  17,  Sheffield  mit  48,  Stockport 
mit  18,  Sunderland  mit  38,  Swansea  mit 
16  and  IVolverhampton  mit  15  Blinden.  — 
fVankreich:  Marseille  mit  32  und  Paris  mit 
2520  Blinden.  —  Italien:  Mailand  mit  40 
und  Neapel  mit  200  Blinden.  —  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika:  Baltimore  mit  22, 
St  Louis  mit  5,  New-York  mit  HI,  Phila- 
delphia mit  62  Blinden.  —  Australien: 
Sidney  mit  17  und  Adelaide  mit  18  Blinden. 
In  einigen  der  genannten  Städte  befinden 
sich  mehrere  derartige  Asyle,  "Werkstätten, 
Heime  odei-  sonstige  Blindenversoigungs- 
Anstalten,  und  zwar  zu  KopenhaMn  2,  zu 
Petersbiug  3,  zu  Moskau  3,  zu  Dublin  4, 
zu  Liverpool  3,  zu  London  7,  zu  Paris  2, 
zu  New-York  2,  zu  Philadelphia  2  und  zu 
Sidney  2.  Ausserdem  sind  mit  einigen 
Blindenunterrichtsanstalten  Werkstätten  zur 
Beschäftigung  entlassener  Zö^inge  oder 
sonstiger  erwachsener  Blinder  verbunden. 

Die  ei-ste  Blindenunterrichts- An- 
stalt ist  1784  zu  Paris  von  Valentin  Haüy 
gegründet  worden,  dann  folgten  1806  Steg- 
litz bei  Berlin,  1807  Petersburg,  1808  Amster- 
dam, Wien  und  Stockholm,  1809  Dresden 
imd  Zürich,  1811  Kopenhagen,  1812  Aber^ 
deen  und  1818  Breslau.  Im  Jahre  1887  be- 
standen folgende  Anstalten  dieser  Art,  denen 
die  Zahl  der  Zöglinge,  welche  fast  sämüidi 
im  Internate  lebten,  beigefügt  ist :  Preussen : 
Barby  a.  Elbe  85,  Berlin  (städtisch)  66, 
Breslau  116,  Bromberg  57,  Düren  153,  Frank- 
furt a.  M.  41,  Hannover  mit  2  Zweiganstalten 
162,  Kiel  72,  Königsberg  i.  Pr.  65,  Königs- 
thal bei  Langfuhr  29,  Neu  Toniev  bei  Stettin 
81,  Paderborn  44,  Soest  51,  'Steglitz  bei 
Berlin  (königl.,  mit  einer  Vorschule,  zur 
Ausbildung  von  Blindenlehrern  bestimmte 
MuBteruiBtalt)  114  nnd  Wiesbaden  27.  — 
Ueluiges  Deutschland:  Braunschweig  13, 
Dresden  mit  der  Hilfeonst^t  und  Vorschule 
zu  Moritzburg  318,  Freibuig  i.  B.  20,  Fried- 
berg i.  H.  26,  Gmünd  i.  W.  61,  Hambiu^ 
31,  Heiligenbronn  16,  Illzach  b.  Mülhausen 
42,  Hlvosheim  b.  Mannheim  50,  Leipzig  17, 
München  mit  Vorschide  99,  Neuldoster  i. 
Meckl.  mit  Vorschule  39 .  Nürnberg  22, 
Stuttgart  39,  Weimar  21  und  Würzbuig  19. 
—  O^sterreich-Ungani :  Brünn  75,  Budapest 
85,  Graz  43,  Hohe  Warte  bei  Wien  38, 
Lemberg  33,  Ijnz  43,  Neulerchenfeld  b.Wien 

eo* 
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19,  Pi-ag  IfH  i,  Pui-kei-alorf  h.  Wien  öl),  Unter- 
Döbling  b.  Wien  9,  Wien  68.  —  Scliweiz : 
Bern  35.  Lausanne  'JH  und  Zürich  13.  — ■ 
Dänemark:  Kojwiüiagen  Ii »4.  —  Norwegen:, 
Kristiania  54  und  Drontheim  TjO.  Im  Jahre 
18S1  erging  ein  Gesetz,  nach  -welchem  alle  ] 
blinden  Kinder  vom  9.  Jahre  ab  in  Biindeu-  , 
nnterrichts-Anstalten  ei-zogen   werden.  —  I 
Schweden:    Stockholm   (t  Staats-  und  1 
Privatanstalt)  75,  L'liristinehamn  17,  Upsala 
12.  —  Russland:  Petersbm^  {3  Anstalten) 
107,  Kijew  25,  Charkow,  Keval  15.  Kasan 
15,  Kostroma  10,  Odessa,  Riga  23,  Moskau 
24,        Warschau  45,  Woronesch,  Helsing- 
fors  15  und  Kuopio  30.  —  Niederlande: 
Amsterdam  (mit  Vorschule)  79,  Grave  30. 
~  Belgien :  Brttssel  (3  Anstalten)  73,  Brügge 
48,  Lüttich  4  und  Maeseyck.  —  Gross- 
britaanieQ  und  Irland:  Aberdeen  15,  Bath 

14,  Belfast  24,  Birmingham  71,  Brighton  41, 
Bristol  (mit  Tagesschule)  71,  Cork  5,  Devon- 
port 20,  Dundee  63,  Edinburgh  42,  Exeter 
52,  Glasgow  (mit  Tfuesschule)  1773,  Inver- 
ness  lOj  Ijeods  (mit  Tagesschule)  3U,  Livei^ 
pool  (mit  Tagesschule)  114,  London  (4  An- 
stalten) 413,  Manchester  120,  Newcastle  on 
Tyne  43,  Norwich  32,  Nottingham  82,  Ply- 
mouth  46,  Sheffield  45,  Southsea  21,  Swan- 
sea  20,  Worcester  19  und  York  71.  ~ 
Frankreich:  Alem^on  7,  Arras  52,  Bordeaux 
(2  Anstalten)  26,  Clerroont-Ferrand  25,  Laon 

15,  Lamay  b.  Poitiers  26,  Lilie  (2  Anstalten) 
51,  Lyon  20,  Marseille  50,  Montpellier  15, 
Nancy  62,  Paris  (4  Anstalten)  286,  St.  Medard 
les  Sois.sous  25,  Saintes  14  und  Toulouse 
86.  —  Italien :  Mailand  90,  Turin  40,  Genua 
30,  Padua  20,  Florenz  24,  Rom  (2  Anstalten) 
50,  Neapel  (2  Anstalten)  84,  Bologna,  Reggio 
d'Emilia,  Palermo,  Como,  I^am  und  Assisi. 
—  Spanien:  Madrid  (2  Anstalten),  Barcelona 
(2  Anstalten),  Bm-gos,  Cordova,  Santiago. 
Salamanca,  Sevilla,  Taragona,  Alicante  und 
Saragossa.  —  Griechenland :  Korfu  1.  — 
Syrien:  Mehrere  Blindenschulen  sind  mit 
wüsenhäusern  verbunden.  ■ —  Aegypten : 
Kairo  50.  —  "Vereinigte  Staaten  von  Amerika : 
Alabama  15,  Little  Rock  in  Arkansas  29, 
Berkeley  in  California  26,  Col.  Springs  in 
Colorado,  Macon  in  Georgia  47,  Jacksonville 
in  Illinois  116,  Indianc^lis  in  Indiana  110, 
Vinton  in  Jowa  87 ,  Wyandotte  in  Kansas 
46,  LouisviUe  in  Kentucky  60,  Baton  Rouge 
in  Louisiana  26,  Baltimore  in  Maryland  66, 
Boston  in  Massachusetts  96,  Lannsing  in 
Michigan  66,  Faribold  in  Minnesota  27,  Jadc- 
son  in  Mississippi  33,  St  Louis  in  Missouri 
99,  Nebraska  City  22,  Batavia  in  New- York 
155,  New- York  218,  Raleigh  in  Nortli-Caro- 
lina  (mit  Zweiganstalt  für  Fiu^bi^e)  65,  Co- 
Inmbus  in  Ohio  167,  Philadelphia  in  Fenn- 
Sjylvania  172,  Cedar  Springs  in  South-Caro- 
luia  16,  Naflhville  in  Tennessee  (mit  Zweig- 
anstalt  für  Farbige)  36,  Austin  in  Texas  75, 


Staunton  in  Yii-ginia  34.  Ronney  in  West- 
Virginia  19  und  Janesville  in  Wisconsin  64. 
Die  Blind  enunterrichts- Anstalten  zu  Alabama, 
Berkeley,  Faribold,  Baltimore.  Raleigh,  Cedar 
Springs ,  Staunton  und  Ronney  sind  mit 
l^ubstummenanstalten  verbimden ,  und  in 
Col.  Springs  wei-den  auch  Stumme  aufge- 
nommen. Die  vorstehend  mitgeteilten  Zahlen 
bezeichnen  die  Zahl  der  i)Unden  Z(lglinge 
der  genannten  Anstalten.  Die  Mehrzalil  der 
nordamerikanischen  Blindenunterrichts-An- 
stalten  wertlen  vom  Staate  unterhalten.  —  Bri- 
tisch-Nordamerika ;  Monti«al  in  Lower  Ca- 
nada  44,  Halifax  in  Nova  Skotia.  Brantfort 
in  Ontario  120.  —  Mexico:  Mexico  80.  — 
Brasilien :  Rio  de  Janeiro  57.  —  Australien : 
Melbourne  104,  Sidney  (mit  einer  Blinden- 
schule) 219,  Addaide  (mit  eiuer  Taub- 
stummenanstalt verbunden),  Brisbane  300 
und  Mackay. 

Die  geographisdie  Verteilung  der  1887 
vorhandenen  Blindenversor^ngfr'  und  Blin- 
denunterrichta-Anstalten  zeigt  folgende  Ta- 
beUe: 


Staat 


Deutsch.  Reich 

Luxemburg  . 

Oesterreich .  . 

Ungars  .   .  . 

GriedienUmd  . 

Italien  .  .  . 

Schweiz .  .  . 

Frankreich  .  . 

Spanien  .   .  . 

Belsen  .    .  . 
Niederlande 
Grossbrttan- 
nienn.  Irland 


1 

<  -■ 
46  2033 
I  26 
12  sSa 

I  I 
12  578 

4  89 

33  331a 

12 

6  19S 
8  304 

70  4869 


Staat 


Dänemark  . 
Norwegen  . 
Schweden  . 
Finland  .  . 
RuMland 
Asiat  Türkei 
Aegypten  .  . 
Verein.  Staaten 
von  Amerika 
Mexico  .  .  . 
Brasilien  .  . 
Anstralian  .  . 


a 

3t 

I 

3 
3 
5 
2 


i6[ 
120 
128 
45 
19  563 

3  ■ 
I  50 

39  2667 
1  80 
I  57 
9  558 


Am  2.  Dezember  1895  befanden  sich  in 
den  preussischen  Blindenanstalten  701  mftnn- 
liche  und  431  weibliche  Blinde. 

Utteratnr:  Organ  der  ThubHumtnfn-  und  Nüt- 

dfnayutaUen,  Frankfurt,  seit  I85S.  CentralblaU 
für  daa  getarnte  Unterrickttweaen  in  iVtfUMfn, 
ISSl.  —  Outtstadt,  Verbreitung  der  Blinde« 
und  Taubetiimtiien,  ZeUackr.  d.  kgl.  preutt.  »tatist. 
Bureatu,  18SS,  —  Preiiaaische  Slatiatik  (atnil. 
QueUenir<trk),  Bd.  V,  X,  XVI,  XXX,  LXVl, 
LXV.  LXIX,  XC.  Clund  CXXXXVIII.  —  Statist. 
Jahrbuch  bezw.  Jfandbuehf,  d.preuaa.  Staat,  Ibis 
VII.  —  Otatislisehe  Korreapondens,  Berlin  1875, 
1877.  1884,  iS97.  —  OtUMoat,  Knnkeiäunu- 
lexikon  JUr  das  KBnigreieh  Preusten,  Teii  II, 
Berlin  1886.  Freust.  SanitätsUA^,  seü  ISii, 
—  IT.  MerUf  Das  Biinden-,  Idioten-  u.  Taub- 
atummenbUdungaieeaen,  Norden  1887.  —  Censi- 
menio  della  popolazione  del  Regno  d'Itaiia,  1881, 
Vol.  I,  Parte  II  u.  Relazione  generale,  1883  u. 

1885.  —  CTaTHCTÜKa  FocciücKok  Hunepiü,  Jl. 
CTATÜCTURa  cjenuxi.  hi,  PocciK  no  nepenvcu. 

1886,  PeUrabttrg  1888.  Report  on  the  d^ective, 
dependetU  and  deliTtguent  clasats  o/  the  poptiia- 
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1  ecouomie  pohtique  et  de  la  statistiqne  (seit 
1866). 

Volkswirtschaftliche  Abhandinngen  finden 
sich  von  ihm  in  den  Zeitschriften :  Compte  rendo 
de  l'Acad^mie  des  sciences  moral.  et  polit.,  Revue 
des  Dem  Mondes,  Jonroal  des  Eeonomistes,  für 
welches  er  n.  a.  seit  1862  vierteljährliche  Berichte 
über  die  volkswirtschaftUche  Litteratur  des 
Aushudes  liefert,  rEconomist«  fnm^s,  Joom^ 
des  IHbats.  Revne  politiqne  et  parlementaire,  etc. 

Ltppert, 


BoGcardo,  Gerolamo, 

feb.  am  16.  m.  1829  in  Genna,  hatte  längere 
eit  an  der  Universität  seiner  Vaterstadt  den 
Iiehrstuhl  der  Nationalökonomie  inue  und  lebt 
seit  1.  1.  1888  als  Staatsrat  in  Rom.  Während 
die  deutsche  historische  Schale  das  Vorhanden- 
sein ökonomischer  Gesetze  bestreitet,  empfiehlt 
Boccardo  mittelst  der  induktiven  Methode  die 
soziologischen  Phänomene  zu  beobachten,  um 
durch  deren  Verständnis  zur  Erforscbnng  der 
Skonomiscben  Gesetze  zu  gelangen. 

VoQ  seinen  staatswissenscbafüicben,  in 
Buchform  veröffentlichten  Schriften  seien  hier 
genannt:  Trattato  teorico-pratico  di  economia 
politica,  3  Bde.,  Turin  18^,  2.  Aufl.  1859,  3. 
Aufl.  1863-65  4.  Aufl.  1879,  7.  Aufl.  1885.  — 
Dizionario  della  economia  politica  e  del  com- 
mercio,  3  Bde.,  Turin  1857—63;  dasselbe,  2. 
Aufl.,  2  Bde.,  Mailand  1875—77.  —  II  negozi- 
ante  italiano,  Genua  1863.  —  Note  e  memorie 
di  un  economista,  Genua  1873.  —  Dell'  appli- 
cazione  dei  metodi  quantitativi  alle  scienze 
economiche,  Genna  1876.  ~  Le  banche  ed  il 
corso  forzato,  Rom  1879.  —  La  socidogia  nella 
storia,  nella  scienza,  nella  religione  e  nel  cosmo, 
Turin  1880.  —  L^animale  e  l'nomo.  Foada- 
menti  dottrinali  e  metodici  della  moderna  socio- 
logia  uelle  sae  relazioni  con  le  scienze  biolo- 

fichcj  economiche  e  statistiche,  Turin  1881.  — 
ol  riordinamento  delle  banche  in  Italia,  Turin 
1881.  —  I  principii  della  scienza  e  dell'  arte 
deUe  finanze,  Tnnn  1887. 

Femer  besorgte  er  die  6.  Aufl.  der  Nuova 
Gnciclopedia  Itahana  (25  Bde.)  nnd  Serie  III 
der  -Biblioteca  dell'  Economista"  (14  Bde.). 
Die  Zusanuaenstelltmg  seiner  Vorreden  zu  den. 
einzelneu  Bänden  letzteren  "Werkes  fahrt  den. 
Titel:  L'ecoQomia  politica  moderna  o  la  socio- 
logia,  Turin  1883  (vgl.  über  seine  Skon.-soziol. 
Methode  S.  XXIV ff.:  „Del  metodo  a  dei  Umiti 
ddl'  econ.  polit.")  Wertvolle  Aufsätze  von  ihm 
befinden  sich  n.  a.  im  „Archivio  di  statistica". 

Lippert.- 


(ton  of  the  l'niUd  Staate»  of  America,  n*  retnr- 
ned  to  the  lenth.  Cetisue  (June  1,  1880}  Inf  Fre- 
derick Howard  Winet,  special  agent.,  Washing- 
ton 18SS.  —  Beitriitjc  zur  Htutiftik  des  Grote- 
herzogt.  Hes»e7i,  lieft  3,  Bd.  ^'rf.  —  Rösner, 
Unterricht  der  Jilinden  (in  Diestertcega  Weg- 
icneer),  Essen  1877.  —  i*oftIasefc,  Die  Blin- 
devanstalten,  deren  Bau  etc.,  W^en  1875.  — 
St.  Marie,  Der  Blinde  vnd  »eine  Bildung, 
Leiptig  1808.  —  Zeune,  Blinde  und  Blinden- 
arutalten,  Berlin  1817.  —  Haüy,  Essai  tur 
l'edncalion  des  avengles,  Paris  1786.  —  Zeunt, 
Unterricht  der  Blinden,  4.  Äufi.,  Berlin  18SA. 
—  Katz,  Beitrag  zur  Btindenstalistik,  1874, 
Bericht  über  die  Blinde»  der  Regierungsbezirks 
Potsdam  und  Frankfurt,  1S77,  Berlin.  — 
Sierm.  Cohn,  Geogr.  der  Augenkrankheiten, 
Jena  1874 ;  Studien  über  angeborene  Farben- 
blindheit, Breslau  1879;  Untertuchutig  der  Augen 
von  10060  tschulkindem,  Leipzig  -1867. 

Frhr.  von  Flreka. 


Block,  Xanrlce, 

geb.  am  18.  II.  1816  in  Berlin,  siedelte  1818 
mit  seinen  Eltern  nach  Paris  über,  wo  er  seine 
Studien  begann,  die  er  später  in  Deutschland 
fortsetzte.  Nach  Paris  surBcbgekehrt,  Hess  er 
sich  naturalisieren  und  leitete  seit  1843  die  Her- 
ausgabe eines  Teils  der  von  der  amtlichen  Sta- 
tistik veröffentlichten  Arbeiten.  1862  trat  er  in 
den  Ruhestand,  wurde  später  Mitglied  des 
C'onseil  sup^riear  de  statistiqne  und  ist  seit 
1880  Mitglied  der  Academie  des  sciences  morales 
et  politiques,  seit  13.  XI.  1886  Ehrenmitglied 
des  Institut  international  de  statistiqne. 

Von  seinen  Schriften,  die  sämtlich  in  Paris 
erschienen,  seien  genannt :  Des  charges  de  Tagri- 
cnltnre  dans  les  divers  pays,  1861.  —  L'Espagne 
eu  18&0  (1851).  —  Statutiqne  de  la  France, 
comparde  avec  les  antres  Etats  de  rEnnpe,  2 
Bde.,  1860  und  2.  Aufl.,  1874.  —  L'Europe  poli- 
tiqne et  sociale,  1869;  dasselbe,  2.  Aufl.,  1893. 

—  Les  th^oriciens  du  socialisme  en  Allemagne, 
1873.  —  Petit  manuel  d'ficonomie  politiqne,  1873, 
dasselbe,  8.  Aufl.,  1880  (mit  dem  Montyon-Preise 
gekrönte,  in  13  Sprachen  übersetzte  Arbeit); 
dasselbe,  deutsch  von  v.  Kaven.  —  Les  com- 
munes  et  la  libert^,  etude  d'administration  com- 
paree,  Paris  1877.  —  Traite  theorique  et  pra- 
tique  de  la  statistiqne,  1878;  dasselbe,  3.  Aufl., 
1886;  dasselbe,  deutsch  von  H.  v.  Scheel,  1879. 

—  Les  progr^s  de  la  science  ^conomique  depnis 
Adam  Smitti,  2  Bde.,  1890;  dasselbe,  2.  Aufl. 
1897.  —  Le  socialisme  moderne,  1891.  —  Les 
assnrances  ouvriöres  en  Allemagne,  1895  (Ab- 
druck aus  dem  Compte  rendu  de  TAcadämie  des 
sciences  mor.  et  polit.).  —  Petit  ^ctionnaire 
politiqne  et  social,  Paris  1896.  — 

Block  giebt  heraus:  Dictionnaire  de  l'ad- 
ministration  fran^aise.  Avec  la  collaboration 
de  membres  du  Conseil  d*Etat,  de  la  Cour  des 
comptes,  des  chefs  de  Service  de  divers  minis- 
teres,  Paris  1855—56,  1881—83,  1891—92,  etc. 

—  Dictionnaire  gön^ral  de  la  politiqne.  Avec  la 
collaboration  d'hommes  d'Etat,  de  pnblicistes  et 
d'^crivains  de  tous  les  pays,  2  Bde.,  Paris  1862 
bis  64  j  1872—74;  1884,  etc.  —  Annuaire  de 


Boechi,  Romeo, 

Geburts-  und  Todesjahr  (er  stammte  aas  Bo- 
logna und  lebte  im  17.  Jahrhundert)  sind  un- 
bekannt 1609  wurde  sein  Bat  über  eine  ge- 
plante Münzregnlierang  eingeholt.  Ein  1611 
von  ihm  im  Manuskript  vollendetes  Werk,  das 
er  1621  in  Venedig  veröffentlichte  und  Papst 
Gregor  XV.  dedizierte,  führt  den  Titel  „Deila. 
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giusta  universale  luisura  e  huo  typo"  und  Bclieidet 
flieh  in  2  Teile,  deren  erster  „Anima  della  mo- 
neta",  deren  rweiter  ^Cnrpo  della  moneta"  be- 
titelt ist.  Jeder  dieser  2  Teile  zerfällt  wieder 
in  4  UnterabteiluDgeD.  Das  Werk  beginnt  mit 
der  Erklflmng  des  Unterschiedea  zvischen 
Wert,  Frei»,  Geld,  Münze  etc.,  und  von  den  be- 
zttglidien  praktischen  und  theoretischen  Ans- 
fGhmngen  stOtzen  eirh  die  letzteren  auf  die 
Autorität  des  Aristoteles.  Die  MUnzfrage  ist 
am  aniifulirlichijten  Ton  ihm  behandelt,  da  in- 
folge der  MUnzTerRclilechtemD^M)peratiouen  in 
den  damaligen  Herzogtümern,  Bepubtikeu  und 
Fürstentümern  in  Ober-,  Mittel-  und  Unter- 
italien ein  besonderes  legierungstech nisclies  Ge- 
schick dazn  gehfirte,  bei  dem  Geldhandel  der 
Staaten  mit  finander  Verlust  und  Gewinn  zu 
balanzieren.  Ausserdem  verbreitet  sich  Bocchi 
in  seinem  Werke  über  Geldvalnta  (vgl.  den 
Schlnss  des  I.  Bandes  i.  Geldausfuhr  und  Geld- 
mangel, ferner  über  Bankwesen  C^gl.  Teil  II, 
Abteilung  I)  und  Kreditwesen,  inabesondere 
Organisation  des  Gnindkredita  (vgl.  Teil  I, 
Abt.  1,  S.  öOff.). 

Vgl.  über  Boccbi:  Fanturzi,  Notizle  degli 
scrittori  Bolognesi,  Bologna  1740.  —  Gobbi, 
L'Economia  politica  negli  scrittori  italiani  del 
seculo  XVI— XVII.  Mailand  im,  p.  164  ff.  — 
A.  Hontanari,  Contributo  alla  storia  della  teoria 
del  Talore  negli  scrittori  italiani,  Mailand  1889. 
—  A.  Montanari.  Romeo  Bocchi,  Handw.  d. 
Staatsw.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  658,  Jena  1881. 


BodeBbeiitireform. 

Vorbemerkung.  A.  Darstellung  der 
Bodenbesitzreformbewegnng  in  den 
einzelnen  Lftndern.  1.  Amerika.  2.  Eng- 
land. S.Deutschland.  Bodenbesitzreform 
und  Sozialismus.  C.  Kritik  der  Boden- 
besitzreform. 

Torbenierknng.  An  dieser  Stelle  sollen 
nicht  alle  auf  eine  ßeform  des  geltenden 
Bodenbesitzrechts  abzielenden  Bestrebtmgen 
besprochen  werden,  sondern  nur  die  Boden- 
besitzrefonn  im  engeren  Sinne,  d.  b.  die 
Seformbevegung ,  die  eine  TerstaatUchung 
des  FriTateigentumB  an  Grund  und  Boden, 
bezw.  die  staatlidie  Konfination  der  privaten 
Grundrente  anstrebt  Bei  der  Betrachtung 
dieses  Agrareozialismus  sollen  auch  diejenigen 
Riclitungeu  ausser  Betratet  gelassen  werden, 
die  neben  der  Bodenvers taaüichung  auch  die 
EollektiTienmg  der  übri^n  Froduktions- 
mittel  fordern  (cf.  Sozialismus),  sondern 
nur  diejenigen,  welche  die  Verstaathchung 
allein  des  Bodeneigeutums  fordern.  Es 
ist  sogar  eine  Eigentümliditeit  der  meisten 
dieser  sog.  Landrefornier,  dass  sie  das 
Privateigentum  am  mobüen  Kapital  beibe- 
halten ■wissen  wollen,  wie  sie  auch  meist 
Anhänger  der  freien  Konturrenz  und  der 
Gewerbefreiheit  sind.  Mit  Vorliebe  be- 
tonen die  Landreformer  ihre  individualis- 
tische Richtung  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 


wirtsohaftS})olitik ,    nur   die   private  Aus- 
nutziuig    (les   Bcleiieigentnms    gilt  ihnen 
1  als  verkelirt  und  als  die  (Quelle  alles  sozi- 
alen Elends. 


A.  DarstellniiK  der  BodenbesitKrefonu- 
bewefping  in  den  einzelnen  Länden. 

1.  Amerika.  Hier  ist  es  namentlich  der 
rastlosen,  energischen  Agitation  Ht'niyGeoi^es 
zu  danken,  diiss  die  Bodenbesitzreform  so 
zahlreiche  Anhängerschaft  gefunden  und  s*) 
grosses  Aufsehen  hevdrgerufen  hat.  Henry 
Gwr^e  ist  am  2.  Scjttember  lK3il  in  Phüa- 
delpliia  von  amerikanischen  Eltern  geboren. 
Jlit  Jß  Jahi-en  wurde  er  Schiffsjunge  und 
führte  dann  eini.Lce  Jahre  ein  AVamlerleben 
ohne  feste  Ikwhiiftiguug.  1S58  begab  er 
sich  nach  Californien,  wo  er  in  den  näch.-^ten 
3  Jahren  auf  den  Goldfeldern  erfolglos  ar- 
beitete. Schliesslich  lioss  er  sich  1861  in 
San  Francisco  nieder,  wo  er  eine  joiinialis- 
tischc  Thätigkeit  ausübte,  anfänglich  alt» 
Sfluiftsetzer.  schliesslich  als  Kedaktour. 

Seit  1S69  hatte  er  sich  eingehend  mit 
der  Bodenfrage  beschäftigt  und  1871  eine 
Broschüre  verüffentlicht  ><Jiu:  land  and  land 
Policye.  Biese  Veriiffentlichung  machte 
wenig  Aufsehen ;  erst  durch  die  Publikation 
seines  gi-Csseren  und  wichtigsten  Werkes 
i'Pi'ogress  and  Povertv«  (1870)  wurde  der 
Autor  in  den  weitesten  Kreisen  bekannt 
Auch  in  Ei^land  und  Irland  machte  Geoi^ 
für  seine  Ideeen  Propaganda.  1884  bereiste 
Gcoi^  England  und  hielt  auf  Vennlaasung 
der  Land  Reforme  Union  eine  Reihe  von 
Vorträgen.  Eine  grosse  Versammlung  imd 
am  9.  Januar  18S4  in  St.  James  Hall  zu 
London  unter  dem  Vorsitze  von  Labouchere 
statt  Am  29.  Oktolxir  1897  starb  Henry 
Geoi^,  der  in  dieser  Zeit  zur  BQigermeister- 
■wahl  in  New- York  kandidierte.  Der  Haupt- 
inhalt seiner  Lehre  lässt  sic^  kurz  so 
angeben: 

George  will  das  Problem  nntersnchen,  wo- 
her es  koDune,  dass  trotz  zonehmenden  Beich- 
tams  nnd  immer  neuer  technischer  Fortschritte 

doch  die  Annot  immer  grösser  werde,  oder 
anders  ausgedrückt,  woher  es  komme,  dass  der 
Arbeitslohn,  trotz  der  Vermehrung  der  Produk- 
tivkraft,  nach  einem  Minimum  strebe,  das  nur 
den  kargen  Lebensbedarf  eestatte.  Gegenüber 
der  Lobnfondstbeorie  der  klassischen  National- 
ökonomie, wonach  der  Lohn  durch  das  Verhältnis 
zwischen  der  Arbeiterzabl  uad  dem  Kapital,  das 
der  Beschäftigung  der  Arbeiter  gewidmet  ist 
bestimmt  werde,  behauptet  George,  dass  der 
Arbeitslohn  nicht  dem  Kapital  entaiommen  werde, 
soDdem  in  Wahrheit  ein  Ergebnis  der  durch 
ihn  bezahlten  Arbeit  sei.  —  Der  Arbeiter  erhält 
nach  George  im  Lohne  die  mit  seiner  Arbeit 

feschaffenen  Güter  zurück.  Wenn  jeder  Ar- 
eiter  dorch  Verrichtung  der  Arbeit  wirklich 
die  Fonds  schafft,  aus  denen  sein  Lohn  ent- 
nommen wü^,  dann  kann  der  Lohn  durch  Ver- 


Digilized  by  Google 


Bodenbesitzreform 


951 


mehning  der  Arbeiter  nicht  vermindert  werden : 
im  Gegenteil,  da  die  Leistungsfähigkeit  der 
Arbeit  offenbar  mit  der  Vermehrung  der  Ar- 
beiterzahl zunimmt,  so  mass,  wenn  sonst  gleiche 
Verhältnisse  vorhanden  sind,  der  Lohn  sich  er- 
höhen. Dieser  notwendige  Vorbehalt,  „wenn 
sonst  gleiche  Verhältnisse  vorhanden  sind", 
bringt  George  auf  die  Frage:  „Haben  die  pro- 
duktiven Kräfte  der  Natur  die  Neigung,  sich 
mit  den  wachsenden  Ansprüchen  zu  vennindem, 
die  dnrch  Vermehrung  der  Bevölkerung  an  sie 
gestellt  werden  V"  So  gelangt  George  zu  einer 
Untersuchung  der  Malthusschen  Bevölkerungs- 
theorie, die  er  für  irrig  erklärt:  gerade  das 
Gegenteil  der  Malthusschen  Behauptungen  sei 
wahr.  In  jedem  gegebenen  Zustand  der  Civili- 
sation  könne  eine  grössere  Anzahl  Menschen 
als  Gesamtheit  besser  versorgt  werden  als  eine 
kleinere.  Die  Ungerechtigkeit  der  Gesellschaft 
und  nicht  die  Kargheit  der  Natnr  sei  die  Ur- 
BEche  jenes  Mangels  nnd  Elends,  das  die  herr- 
schende Lehre  der  Uebervölkemng  zuschreibe. 

—  Die  Verteilung  der  Güter  sei  falsch  geregelt, 
nnd  George  sucht  dies  durch  seine  Theorie  der 
Verteilung  nachzuweisen.  Er  untersucht  zuerst 
die  Bodenrente  und  schliesst  sich  hier  an  Ri- 
cardos Theorie  an,  dass  die  Bodenrente  be- 
stimmt werde  durch  den  Ueberschuss  des  Boden- 
ertrags Uber  den  Ertrag,  der  bei  gleicher  An- 
wendung von  Arbeit  nnd  Kapital  vom  schlech- 
testen Boden  zn  erzielen  sei.  —  Geoi^e  giebt 
dieser  Lehre  die  Fassung:  Der  Besitz  eines 
natürlichen  Mittels  der  Produktion  giebt  die 
Macht,  sich  so  viel  Güter  anzueignen,  produziert 
dnrch  die  Thätigkeit  der  Arbeit  und  des  Kapi- 
tals auf  dem  Boden,  als  den  Ertrag  übersteigt, 
den  derselbe  Aufwand  von  Arbeit  und  Kapital 
in  den  am  wenigsten  einträglichen  Beschäfti- 
gungen, denen  sie  sich  zuwenden,  erzielen  kann. 

—  Aus  der  Existenz  der  Bodenrente  zieht 
George  wichtige  Schlüsse  für  die  Höhe  von  Lohn 
und  Zins.  Da  nämlich  Lohn  und  Zins  nicht 
vom  Produkt  der  Arbeit  nnd  des  Kapitals  ab- 
hängig seien,  sondern  von  dem,  was  nach  Ent- 
nahme der  Bodenrente  Ührig  bleibe,  so  folge, 
dass,  wie  gross  auch  die  Vermehrung  der  pro- 
duktiven Kraft  sei,  weder  Lohn  noch  Zins  sich 
vermehren  könnten,  wenn  die  Vennehrung  der 
Bodenrente  gleichen  Schritt  halte. 

Der  Zins  ist  nach  George  ein  gerechter 
Einkommenszweig,  denn  er  entspringe  aus  der 
Vermehrungsfähigkeit ,  die  die  reproduktiven 
Naturkräfte  dem  Kapital  verleihen-  Viele 
Kapitalgegenst&ide,  z.  B.  Wein,  Herden  n.  s.  w. 
erführen  durch  den  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeit  verroCge  des  Waltens  der  Natnrkraft  eine 
Verbesserung  oder  Vermehrung.  Dieser  Um- 
stand wirke  dann  auch  auf  die  übrigen  Kapital- 
ge^enstände  zurück,  welche  wie  Werkzeuge 
keiner  inneren  Vermehrung  und  Verbesserung 
fähi^  sind,  weil  diese,  wenn  nicht  auch  sie 
Kapitalzins  abwürfen,  überhaupt  nicht  zum 
Zweck  des  Austausches  verfertigt  werden  wür- 
den. So  entspringt  —  nach  George  —  der 
Kapitalzina  aus  der  Vermehmngsfähigkeit, 
welche  einzelnen  Kapitalgegenständen  iäolge 
der  reproduktiven  Naturkräfte  innewohnt,  femer 
aus  der  Fähigkeit  der  übrigen  Kapitalgegen- 
Btände,  gegen  jene  ausgetauscht  zu  werden. 
Die  Höhe  des  Zinses  reguliert  sich  durch  An- 
gehot und  Nachfrage,  dow  ohne  grossen  Schwan- 


kungen unterworfen  zu  sein,  tveil  jedes  Steigen 
desselben  durch  Begünstigung,  jedes  Fallen  des- 
selben durch  Hinderung  der  Kapitalbildung  ein 
rasch  wirkendes  Gegenmittel  in  sich  selbst  trägt. 
Der  Lohn  wird  bestimmt  dnrch  die  Grosse  des 
Produkts,  welches  die  Arbeit  auf  dem  besten, 
ihr  ohne  Zahlung  von  Grundrente  zugäng- 
lichen Boden  erzielen  kann,  abzüglich  des  Be- 
trages, der  nötig  ist,  um  etwa  aufgewendetes 
Kapital  zu  ersetzen  und  zu  verzinsen.  Nun 
aber  kann  die  Arbeit,  wiewohl  die  Konkorreuz 
sie  treibt,  sich  mit  dem  gerin^^ten  wirklichen 
Lohnsatze  zu  begnügen,  bei  einem  geringeren 
Lohnsatze  als  dem,  der  zur  Fristung  des  dürf- 
tigsten Lebensunterhaltes  hinreicht,  nicht  be- 
stehen. Deshalb  ist  das  geringste  Land,  das  in 
Knltnr  genommen  werden  kann,  dasjenige, 
welches  neben  der  Reproduktion  des  etwa  auf- 
gewendeten Kapitals  und  dem  Zins  desselben 
gerade  noch  den  Betrag  des  notdüiftigsten 
Lebensunterhaltes  als  Lohn  für  die  Arbeit  trägt. 
Und  da  nach  dem  Beutengesetz  alles,  was  den 
Ertrag  des  geringsten  Bodens  übersteigt,  Grund- 
rente ist  nnd  der  Kapitalzins  in  allen  Fällen 
wenigstens  annähernd  auf  dem  gleichen  Niveau 
steht,  so  kann  für  die  Arbeit  auch  auf  dem  besten 
Boden  nicht  mehr  als  der  Betrag  des  dürftigsten 
Lebensunterhaltes  übrig  bleiben.  George  kommt 
znm  Schlüsse,  dass  die  Bodenrente  die  Quelle 
alles  sozialen  Elends  sei:  da  der  Bodenwert 
ganz  abhängig  sei  von  der  durch  seinen  Besitz 
gewährten  Macht,  sich  die  von  der  Arbeit  ge- 
schaffenen Früchte  anzueignen,  so  erfolge  eine 
Steigerung  des  Bodenwertes  stets  auf  Kosten 
des  Wertes  der  Arbeit.  Wenn  die  zunehmende 
Froduktionskraft  den  Lohn  nicht  erhöhe,  so 
unterbliebe  das  nur,  weil  sie  den  Wert  des 
Bodens  steig-ert.  Die  Bodenrente  sauge  den 
ganzen  Gewmn  auf  und  der  Pauperismus  be- 

f leite  den  Fortschritt.  Ueberall  könne  die 
hatsache  beobachtet  werden,  dass  mit  znueh- 
mendem  Bodenwerte  auch  der  Unterschied 
zwischen  Beichtum  und  Armut  sichtbar  werde. 
Wo  der  Bodenwert  am  grfissten  sei,  zeige  die 
CivilisBtion  neben  dem  grttesten  Luxus  auch  die 
grösste  Armut. 

Auch  die  Handels-  und  Absatzkrisen  haben 
nach  der  Ansicht  Henry  Georges  ihre  letzte 
Ursache  in  der  Bodenrente;  denn  tausend  und 
abertausend  Menschen,  die  jetzt  in  der  Industrie 
keine  Arbeit  finden,  könnten  Beschäftigung  er- 
halten nnd  alle  Waren,  die  in  Zeiten  der  Krise 
unverkauft  liegen  bleiben,  könnten  Absatz  fin- 
den, wenn  die  Ausnutzung  des  Bodens  nicht 
durch  die  Rente  so  sehr  erschwert  wäre.  Als 
Heilmittel  iUr  alle  soziale  Not  betrachtet  daher 
George  die  Beseitigung  des  privaten  Bezugs 
der  Grundrente.  Die  Besitzergreifung  des 
Grund  und  Bodens  durch  einzelne  sei  eine  Un- 
gerechtigkeit;  denn  im  Gegensatz  zn  allen 
anderen  Gütern  sei  der  Boden  nicht  vermehrbar 
und  verleihe  daher  seinen  Privateigentümern 
ein  Monopol  gegenüber  allen  anderen  Nichtbe- 
sitzem.  Auf  Grund  dieses  Monopols  erhöben 
jene  Bodenbesitzer  einen  ewigen  Tribut  von 
der  Arbeit  aller  anderen:  die  Grundrente,  welche 
eine  beständig  steigende  Tendenz  gemäss  der 
steigenden  Produktion,  Bevölkerung  und  Kultur 
habe.  Der  hierdurch  notwendig  gegebene  Zu- 
wachs der  Beute  sei  jedoch  von  den  Sigen- 
tümem  ökonomisch  nicht  verdient;  nicht  durch 
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8ie,  sondern  durch  die  g'esellschaftlichen  Zu- 
sammenhänge erzeugt,  d.  h.  durch  die  Gesamt- 
thätigkeit  der  Gemeinschaft,  Ton  deren  Gliedern 
die  wenigen  Gnmdherren  den  Tribut  der  Grund- 
rente erpressen. 

Als  rechtmSfisig^  Basis  des  Eigentumsrechts 
könne  nur  das  Itecht  des  2k[enflcheD  auf  die 
Früchte  seiner  Arbeit  angesehen  werden.  Der 
Boden  aber,  der  von  niemandem  erarbeitet,  son- 
dern ein  Geschenk  Gottes  sei,  dürfe  auch  nicht 
Ton  einzelnen  zu  ihrem  Privatvorteil  ausge- 
nutzt werden.  Das  gleiche  ßecht  aller  Menschen 
auf  den  Gebrauch  des  Landes  sei  so  klar  wie 
ihr  gleiches  Recht  zu  atmen.  —  George  em- 
pfiehlt jedoch  nicht  eine  Konfiskation  des  ge- 
samten FriTateigeiitiimfl  am  Grund  und  Boden 
zn  Gunsten  des  Staates,  sondern  verlangt  nur 
die  WegBteuerung  der  Grundrente.  Die  Gmnd- 
Btener  müsse  so  ausgesti^tet  werden,  dass  die 
ganze  Grundrente  absorbiert  werde ;  alle  übrigen 
Stenern  könnten  dann  abgeschafft  werden.  (Da- 
her der  Name  Single  tax  men  für  die  Anhänger 
Henry  Georges.)  Der  Form  nach  würde  das 
Grundbesitzrecht  unverändert  bleiben ;  aber  that- 
sächlich  wUrde  das  Privileg  des  Grundbesitzers, 
ein  Zxtraeinkommen  aus  seinem  Boden  zu  be- 
ziehen, fortfallen,  und  dieser  Gewinn  aus  dem 
Bodenbesitz  würde  der  Gesamtheit  zu  gute 
kommen.  Eine  Entschädigung  der  Grundbe- 
sitzer hält  George  nicht  für  notwendig,  sondern 
ebenso  wie  die  Sklavenhalter  bei  der  Sklaven- 
befreiung das  Eigentum  verloren  hätteu,  sollten 
die  Besitzer  entschädigungslos  die  Kente  ver- 
lieren. —  Nach  Beseitigung  der  privaten  Grund- 
rente kommen  die  beiden  bisher  verkümmerten 
Einkommenszweige  zu  ihrem  Kecbte.  Denn  wo 
dem  Arbeiter  jederzeit  freies  Land  zur  Be- 
nutzung offen  steht,  kann  der  Arbeitslohn  nur 
nnter  denjenigen  Betrag  sinken,  den  der  Ar- 
beiter als  selMtändiger  Benutzer  des  Bodens 
erzielen  kann.  TJnd  andererseits  streldtt  nun 
auch  der  Unternehmer  und  Kapitalist  seinen 
vollen  Gewinn  ein,  befreit  von  dem  ungerechten 
Tribnt  an  den  Landmonopolisten. ') 

Weist  der  Plan  Henry  Georges  eine  ge- 
wisse Aehnlichkeit  mit  der  physiokratischen 
Forderung  einer  einzigen  Steuer  (impöt  uni- 
qne)  auf  den  Reinertrag  des  Grund  und 
ßf)dens  auf,  so  ist  doch  das  Tvesentlich  Ver- 
schiedene beider  Richtungen  nicht  ausser 
acht  zu  lassen.  Die  Fhysiokraten  sind  nicht 
wie  die  Anh&Dger  der  BodenbeBitzreform 


')  Der  Vorschlag  zur  Erhebung  einer  aingle 
tax  im  Sinne  Georges  ist  schon  früher  gemacht 
worden.  Der  Schotte  William  Ogilvie  veröffent- 
lichte im  Jahre  1782  einen  „Essay  on  the  right 
of  ^operty  in  land,  with  res  pect  to  its  foun- 
dation  in  the  law  of  natnre  ,  in  welchem  er 
nicht  nur  Gedanken  entwickelte,  welche  sich 
mit  dem  Grundprincip  der  Bodenbesitzreform 
decken,  sondern  namentlich  auch  als  Heilmittel 
der  sozialen  Uebel  den  Vorschlag  machte,  eine 
Grundrentensteaer  als  einzige  Staatsateuer  ein- 
zuführen. D.  C.  Mac  Donald  veranstaltete  unter 
dem  Titel  „Birthright  in  Land"  1891  bei  R. 
Paul  in  London  eine  neue  Ausgabe  dieser  Schrift 
(cf.  Backhaus,  Allen  die  Erdel  Leipzig  1893, 
S.  168). 


1  dem  privaten  Gnindreiitenbezug  feindlich 
[gesinnt:  sie  gehen  nur  von  der  Ansicht  aus, 
class  die  Grundrente  das  einzige  Reinein- 
kommen sei  und  wollen  dies  allein  be- 
steuern, einmal  aus  Gerechtigkeits- 
gründen, damit  die  Sienerlast  nicht  auf  die 
wirtschaftlieh  schwächen-n  Pächter,  son- 
dern auf  die  leistungsfähigeren  Grundeigen- 
tümer gewälzt  wertle,  dann  aber  auch  aus 
Zweckmässigkoits  gründen,  weil  Steuern 
auf  Kapitalien,  auf  üandcl  und  Gewerbe 
doch  zuletzt  ^viede^  auf  das  Reineinkommen 
des  Grundl)e3itzers  fielen.  Die  PU\-siokraten 
wollen  durch  die  Alleinsteuer  nicht  das 
ganze  Gruudrenteneinkommen  dem  Staate 
zuführen;  dadurch  unterscheiden  sich  die 
Anhänger  des  imp<'it  uniijue  von  den  Single 
tax  men. 

^I^es  terres<  ,  sagt  Quesnay  einmal  in 
seinem  Artikel  :>Fermiers<-,  »ne  doivent  pas 
nourrir  seiüement  ceux  qui  les  cultivent, 
elles  doivent  foumir  ä  VOUit  la  plus  grande 
partio  des  subsides,  produire  des  dimes  au 
clerge,  des  reveniis  aux  propriftaires, 
des  Profits  aux  fermiers,  des  gains  ceux 
qu'ils  emploient  ä  la  culture.«  Häufig  kehrt 
bei  den  Fhysiokraten  der  Gedanke  wieder, 
dass  auch  die  Grundeigentümer  zu  den 
produzierenden  Klassen  gehören,  inso- 
fern sie  die  Verwaltung  und  Melioration 
ihrer  Güter  besoi^n.  Jedenfalls  soll  nur 
ein  Teil  der  Remeinnahmen  des  Grund- 
eigentümers zu  Staatszwecken  herangezogen 
werden.  Tiirgot  nennt  einmal  die  Grund- 
eigentümer la  classe  qui  puisse  ^tre  eraployt-e 
aux  besoins  gßneraux  de  la  societe,  comme 
la  guerre  et  ladministration  de  la  justice, 
seit  par  une  senice  personnel,  soit  par  le 
payement  d'uue  partie  de  ses  revenus. 

"  2.  EnglaDd.  In  England  trat  zuerst 
Thomas  Spence  für  Bodenbesitzreforni 
ein;  er  ist  wohl  der  erste  Bodenbesitz- 
reformer  überhaupt.  Spence,  1750  in 
Xewcastle-upon  Tyne  geboren,  hielt  im  Jahre 
1775  in  einer  philosophischen  Gesellsdiaft 
seiner  Vaterstadt  einen  Vortrag  »The  meri- 
dian  sun  of  liberty«,  der  schon  die  wich- 
tigsten Sätze  seiner  Lehre  enthält.  Nach 
Spence  haben  die  in  einem  Lande  Leben- 
den kraft  ihres  Rechts  auf  Existenz  ein 
gleiches  Recht  auf  den  Grund  und  Boden.  Die 
rechtswidrige  Aneignung  des  Bodens  durch 
die  Grundbesitzer  sei  die  Quelle  alles  ün- 

flücks  der  arbeitenden  Klassen,  indem  diese 
adurch  gezwungen  werden,  mr  die  mäch- 
tigen Grandeigentümer  zu  arbeiten  und 
andere  Opfer  zu  bringen.  Deshalb  soll  das 
Gnmdeigentum  atif  die  Gemeinde  oder  das 
Kirchspiel  (parish)  in  der  Weise  flbertiagen 
werden,  dass  alle  Bewohner  daran  ein 
gleiches  Recht  besitzen  und  dass  die  Ge- 
meinde ihren  Grundbesitz  niemals  verfins- 
sem  darf.  Doch  braucht  sie  ihre  L&ndereiea 
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nicht  selbst  zu  bewirtschaften,  vielmehr 
wird  vorausgesetzt,  dass  sie  dieselben  den 
Meistbietenden  ^gen  Zahlung  eines  Pacht- 
zinses auf  7  jährig  Pachtperioden  überlassen 
würde.  Von  den  eingehenden  Pachtgeldern 
sind  zunächst  die  Steuern  und  andere  ge- 
meinnützige Auslagen  zu  bestreiten,  der 
itest  aber  unter  die  Bewohner  in  gleichen 
Beträgen  zu  verteilen.  Spence  starb  im 
Jahre  1814 ;  er  hinterliess  eine  beträchtliche 
Anzahl  Anhänger,  die  nach  einer  Angabe 
von  Anton  Menger  im  Jahre  1817  in 
London  einen  Aufstand  zur  Durchführung 
der  Absichten  ihres  Meisters  versuchen 
wollten.  Der  bereits  erwähnte  Ogilvie, 
femer  Patrick  Edward  D  o  v  e  traten  in 
Broschüren  für  die  Bodenverstaatlichung  ein. 

Aach  Herbert  Sjtencer,  der  sonst 
so  energisch  für  die  freie  Erwerbsthätigkeit 
eintritt,  gab  in  der  ersten  1851  erschienenen 
Auflage  seiner  Schrift  Social  Statics  der  An- 
sicht Ausdruck ,  dass  das  Privateigentum  am 
Boden  verschwinden  müsse  wie  einst  das 
Menschenei^ntum,  denn  das  Grundeigentum 
sei  nidit  wie  das  Kapital  durch  Arbeit  ent- 
standen, sondern  beruhe  auf  Baub  und  Be- 
drückung. 

John  Stuart  Mill  hat  ebenfalls  der 
Bodenbesitzreform  seine  kräftige  Unter- 
stützung geliehen.  In  seinen  Orundsätzen 
der  polltischen  Oekonomie  gründet  er  das 
Privateigentum  auf  das  Becht  auf  den  vollen 
AiWtsertrag.  Das  Ei^ntum,  auf  seine 
wesentlichen  Beständige  zurückgeführt, 
bestände  in  der  Anerkennung  des  Bechts 
jeder  Person,  über  alle  Sachen  frei  zu  ver- 
fügen, welche  sie  durch  eigene  Arbeit  her- 
vorgebracht oder  durch  Erbschaft  oder  Ver- 
trag von  dem  Produzenten  empfangen  habe. 
Da  der  Grund  und  Boden,  wenn  man  von 
der  Verbesserung  abs^e ,  kein  Produkt 
menschlicher  Arbeit  sei ,  so  könne  jenes 
Princip  des  Eigentums  auf  den  Grundbesitz 
nicht  angewendet  werden  (Mill,  Principies 
of  political  economy  book  Ii,  ch.  2  §  5). 
Zwischen  diesem  und  dem  Eigentum  an 
den  eigentlichen  Arbeitsprodukten  bestände 
ein  tie^reifender  Gegensatz.  Deshalb  könne 
auch  der  Staat  mit  dem  Grundbesitz  frei 
schoten  und  denselben  sogar  vollständig 
enteignen,  vorausgesetzt  nur,  dass  die  Grund- 
eigentümer den  vollen  Geldwert  des  Bodens 
in  Kapital  oder  Rente  ersetzt  erhielten. 
Dagegen  ist  Mill  der  Ansicht,  dass  das 
Eigentum  an  den  Produkten  menschlicher 
Arbeit  ein  unbedingtes  sein  küune  und  solle. 
Die  Bodenbesitzreform  zog  zuerst  die  Auf- 
merksamkeit weiterer  Kreise  auf  sich,  als 
1870  die  Satzungen  der  ^Landbesitzreform- 
gesellschaft«  (Land  tenure  reform  association) 
auf  Antrieb  John  Stuart  Mills  festge- 
stellt wurden.  Der  4.  Artikel  im  Programm 
dieser  Gesellschaft  lautet:  »Der  Staat  soll 


durch  eine  Steuer  den  steigenden  Mehrwert 
des  Bodens,  soweit  man  ihn  feststellen  kann, 
oder  wenigstens  einen  grossen  Teil  dieses 
Mehrwerts  zurückfordern,  denn  dieser  folgt 
ganz  natürlich  aus  dem  Wachstum  der  Be- 
völkerung und  des  Reichtums,  ohne  dass 
der  Eigentümer  etwas  dazu  beiträgt;  doch 
bleibt  den  Eigentümern  das  Recht  vorbe- 
halten, ihre  Ländereien  dem  Staate  zu  über- 
lassen gegen  den  Marktpreis,  der  zu  der 
Zeit  gUt,  wo  dieser  Grundsatz  Gesetz  wird.« 

In  neuerer  Zeit  hat  namentüch  Alfred 
Rüssel  Wal  1  a  c  e  für  die  Bodenbesitz- 
reform Propaganda  gemacht.  "Wa  1 1  a  c  e 
veröffentlichte  1882  sein  Buch  »Land  Natio- 
nalisation ,  its  necessity  and  its  aims« ,  um 
zu  zeigen,  dass  ein  vernünftiges  System  der 
Besitzergreifung  xmtei  der  starken  Leitimg 
des  Staates  vollständig  die  üebel  heilen 
würde ,  die  mit  dem  bestehenden  System 
absoluten  Eigentums  verbunden  seien.  Er 
weist  auf  die  Schäden  hin,  welche  aus  dem 
stets  anwachsenden  Grossgnmdbesitz  in  Ir- 
land, England  und  Schottland  sich  ergeben 
haben,  und  schlägt  dann  folgenden  Reionn- 
plan  vor.  Der  Staat  soll  das  Oberei^ntum 
am  Grund  und  Boden  haben ;  aber  das  Eigen- 
tum des  Staates  soll  sich  nicht  auf  die 
Meliorationen,  sondern  nur  auf  den  ^ert 
des  Bodens  erstrecken,  so  weit  er  den  IT^^nii^ 
krftften  und  den  allgemeiuen  gesellschaft- 
lichen Verhältnissen  zu  verdanken  ist;  für 
den  letzteren  Wert  —  the  inherent  value 
of  land  —  zahlt  der  Päditer  die  quit-rent 
Der  andere  Teil  des  Wertes,  den  der 
Pächter  durch  eigene  Arbeit  und  Kapitalien 
geschaffen  hat.  die  Gebäude  und  alle  Melio- 
rationen, soUen  das  Eigentum  des  Pächters 
sein  —  das  sog.  tenant-right;  über  dieses 
darf  der  Pächter  frei  verfügen ;  er  darf  es 
auch  veräussem,  nui-  darf  er  es  nicht  ver- 
af terpachten ,  damit  nicht  die  Afterpächter 
wieder  abhängig  von  den  Staatspächtem 
würden ;  Hypotheken  dürfen  nur  bis  zu  be- 
stimmter Höne,  unter  bestimmten  Tilgungs- 
bedingungen und  unter  staatlicher  Geneh- 
migung aufgenommen  werden.  Wallace 
unterscheidet  sich  von  den  meisten  Boden- 
veretaatlichem  und  vor  allem  auch  von 
Henry  George  dadurch,  dass  er  dem 
Grundeigentümer  ein  Entschädigungsrecht 
zugesteht.  —  In  England  wird  namentlich 
auch  durch  Flugschriften  und  populäre 
Broschüren  (die  sog.  Land  Restoration  Tracts) 
eifrig  für  die  Bodenbesitzrefoiiu  Propaganda 
gemacht. 

Eine  Bodenverstaatlichungsge- 
isellschaft  (Land  Natioaalization  Sodety) 
'  hat  sich  1881  unter  dem  Vorsitz  von 
Wallace  gebildet ,  um  die  Ausführung 
seines  Planes  zu  eniroben.  Ihr  Organ  ist 
betitelt  »Land  and  Labour«.  Diese  GeseU- 
scbf^  hat  einige  ihrer  eifrigsten  Hitglieder 
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verloren,  die  mehr  den  Ansichten  von  Heory 
Geoi^e  zuneigen.  Die  Abtrünnigen  haben 
1883  die  Bodenreformvereinigung 
(Land  Reform  Union)  gogrilndct.  auf  deren 
Veranlassung  Henry  George  in  England 
Vorträge  hielt.  Diese  Gesellschaft,  die  den 
Namen  Landrestaurationsbund  (Land 
Restoration  league)  angenommen  hat,  steht 
im  wesentlichen  auf  dem  Standpunkte 
Henrj'  Georges:  daher  weisen  sie  auch  die 
Eatschüdigiingspf licht  des  Staates  ab.  >Es 
ist  imzulässig«,  sagen  sie,  dass  englische 
Biliar  verpflichtet  sein  sollten,  einen  lloden, 
der  ihnen  von  Rechts  wegen  gehürt,  wieder 
zu  kaufen,  oder  die.  welche  ihnen  den  Er- 
trag ihrer  Arbeit  wegnahmen ,  dafür  zu 
entschädigen,  dass  ihnen  das  Recht,  weiter 
zn  rauben,  genommen  "wird.'  In  Ueberoin- 
stimmung  mit  den  Gnmdsätzen  Geoi^es 
schlagen  äe  vor,  >dio  Gnindsteuer  soweit 
zu  eniOhen,  dass  alles  Einkommen  aus  dem 
Boden  in  die  Staatskassen  fUcsse<:.  Ein 
schottischer  Bund  für  die  Landzn- 
rflckerstattung  nach  denselben  Grund- 
sfitzcn  n^iu^e  1884  gegründet. 

Trotz  eifrigster  Bemühungen  ist  es  aber 
der  Agitation  der  enf^^chen  Bodenreformcr 
nicht  gelungen^  weitere  Kreise  des  Volks 
oder  politis^  einflussreiche  Mltnner  fOr  ihre 
Pläne  zu  interessieren.  Das  einzige,  was 
hier  erreiclit  ist,  ist  eine  kleine  Gruppe  von 
Politikern  unter  dem  Namen  The  Ijand  Values 
Taxation  Conüttee,  die  für  eine  starke  £r- 
hOhong  der  Grundsteuer  eintreten. 

Auch  in  den  australischen  Kolonieen 
Englands  haben  die  Bodenverstaatlichungs- 
ideeen  zahlreiche  Anhänger  geftindeu;  dort 
hat  man  auch  neuerdings  einige  gesetz- 
geberische Versuche  gemacht,  ilie,  ohne  die 
vollständige  Verwirklichung  der  Ideeen  von 
Henry  George  anzustreben,  doch  in  der 
Richtung  der  Ziele  der  Bodenbesitzreform 
liegen.  In  Neuseeland  und  in  Neusüdwales 
ist  der  Grundbesitz  mit  einer  stark  pro- 
gressiven Steuer  belegt  worden.  Als  msis 
der  Grundrentensteuer  gilt  der  Wert  des 
»unverbesscrten  Bodens<c  d.  h.  der  Gesamt- 
wert des  Bodens  mit  Ausnahme  des  Wertes 
an  Meliorationen,  Baulichkeiten,  Einrichtungen 
etc.  Von  diesem  Werte  des  Bodens  wird 
eine  progressive  Steuer  erhoben,  wobei  aber 
die  kleinereu  Besitzungen  steuerfrei  bleiben. 
Ausserdem  wurde  die  Regierung  ermächtigt, 
grosse  J^andgüter  zu  einem  durch  Sach- 
verständige bestimmten  Preise  zu  kaufen, 
auch  wenn  der  Eigentümer  dagegen  op- 
ponierte. 

8.  Deutschland.  In  Deutschland  ist 
zuerst  Hermann  Heinrich  Gossen  für 
Bodenbesitzreform  eingetreten  in  seiner  1853 
erschienenen  Schrift  »Entwickelung  der  Ge- 
setze des  menschlichen  Verkehrs  und  der 
daraus  fliessenden  Regeln  für  meuschliches 


Handeln^.  Er  empfiehlt  die  Methode  des 
Ankaufs  allen  Gnmd  und  Bodens  durch 
den  Staat  als  die  'einzig  richtige  Methode, 
welche  dem  Monsclien  mit  lu^prünglicher 
Sicherheit  die  Bahn  bezeichnet,  welche  er 
zu  wandeln  hat,  um  seinen  Lebenszweck  in 
vollkommeoster  Weise  zu  erreichen«.  Doch 
ist  Gossen  im  übrigen  individualistisch  ge- 
sinnt. Er  wiU  zwar,  dass  das  Eigentum  des 
Grund  und  Bodens  der  Gesamtheit  gehöre: 
aber,  um  dies  diu-chzuführen.  hält  er  es  füi" 
rätlicb .  dass  jeder  Fleck  demjenigen  zur 
Produktion  Überlassen  werde,  welcher  die 
höchste  Rente  zu  zahlen  sich  geeignet 
findet.  Gossen  glaubt .  dass  das  'freie 
AValten  wirtscliaftlicher  Kräfte^  nicht  gestiert 
werden  dürfe,  und  verteidigt  im  Gegensatz 
zu  den  Sozialisten,  die  rnverletzüchkeit  des 
Private!  genhmis.  —  Nüclist  Gossen  hat 
dann  bosonders  der  Ai-zt  Dr.  Theodor 
Stamm  für  die  Sache  der  Bodenbositz- 
reform  gewirkt.  Er  befürwortete  in  seinem 
1870  erschienenen  Buch  -Die  £rlüsung 
der  darbenden  Menschheit'-  die  Verstaat- 
lichung des  Bodeueigentums  oder  der  Grund- 
zinsen. Der  cinzelue  sei  nur  berechtigt, 
die  Erträge  seiner  auf  den  Erdboden  ver- 
wandten Arbeit  für  sich  als  unbeschifinkte 
Xutzniessung  zu  bean^ruchen,  aber  er  habe 
nicht  das  Kedit  auf  das  unbeschräDkte 
Eigentum  am  Erdboden,  weil  dieser  mit 
den  ihm  anhaftenden  Eiüften  nicht  die 
Menschenariieit ,  sondern  die  Natur  erzeugt 
habe,  und  ebensowenig  ein  Recht  auf  die- 
jenigen Wertsteigerungen  des  Privatgrund- 
eigentums,  welche  nicht  durch  die  Arbeit 
des  Eigentümers,  sondera  durch  die  Gesamt- 
arbeit der  Bevülkenmg  sich  er^ben.  —  In 
ähnlicher  Weise  wie  Gossen  und  Stamm 
vertreten  noch  mehrere  Schriftsteller  die 
Bodenbesitzrefomi,  so  z.B.  Samter,  Stöpel, 
V.  Helldorf f-Baumersroda. 

In  neuester  Zeit  hat  besonders  Flür- 
scheim  dmxih  seine  Schriften  sowie  durch 
den  1888  von  ihm  gegriindeten  »Bund  für 
Bodenbesitzreform';  und  seine  Zeitschrift, 
die  zuerst  unter  dem  Titel  »Deutschland«, 
dann  unter  dem  Titel  »Freiland«  erschienen 
ist,  für  die  Bodenbesitzreform  gewirkt.  — 
Fliirscheim  hat  zahlreiche  Anliänger  in 
Deutschland  gefunden ;  mehrere  Schriftsteller 
über  Bodenbesitzrefoi-m  haben  sich  seineu 
Anschauungen  eng  angeschlossen ,  u.  a. 
Seiling,  Schärz,  Harmening,  Back- 
haus, Drexler. 

Der  Deutsclie  Bund  für  Bodenbesitz- 
reform hat  neuerdings  (April  1898)  eine 
Aendemng  seines  Programms  vorgenommen. 
Unter  dem  Namen  »Bund  der  Deutschen 
Bodenreformert-  und  unter  dem  Vorsitze  von 
A.  Damaschke  wird  er  in  Zukunft,  ohne 
dass  seine  prindpielle  Stellungnahme  eine 
AenderuDg'  «-ähit.  mehr  den  etteichbaren 
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realpolitischen  Zielen  sich  zuwenden ;  in 
den  neuen  Satzungen  heisst  es:  »Der  Bund 
der  Deutschen  Bodenbesitzreformer  sieht 
in  der  Grund-  und  Bodenfrage  den  wesent- 
lichsten Teil  des  sozialen  Problems.  Er 
tritt  dafih-  ein ,  dass  der  Grund  und 
Boden,  diese  Grundlage  aller  nationalen 
Existenz,  unter  ein  Recht  gestellt  werde, 
das  seinen  Gebrauch  als  W^erk-  und  Wohn- 
Btätte  befOrdeit,  das  jeden  Missbrauch  mit 
ihm  ansschlioBst  Und  das  die  Werteteigemug, 
die  er  ohne  die  Arbeit  des  einzelnen  erhält, 
möglichst  dem  Volksganzea  nutzbar  macfat.«^ 
Das  Fublikationsorgan  des  Bundes  ist  die 
zweimal  monatlich  erscheinende  »Deutsche 
Volksstimme«-. 

Am  ausfUiirlichsten  hat  Flürscheim  seine 
Ideeen  in  dem  Werke  »Der  einzige  Eettun^- 
veg<-  auseinaudeigesetzt 

Wie  Flürscheim,  der  ehemalige  Be- 
sitzer der  Gaggenauer  Eisenwerke,  selbst  ein- 
mal berichtet,  war  das  erste  Buch,  das  er  las, 
als  er  sich  in  das  Privatleben  zurückgezogen 
hatte,  Henry  Georges  --Fortschritt  und 
Armut«.  Diese  Lektüre  veranlasste  ihn  ziu- 
Abfassung  seiner  ersten  Sclirift  »Auf  fried- 
lichem "Wege«,  die  1884  erschien  und  wo- 
rin er  im  wesentlichen  sich  an  George  an- 
scldoss.  Seitdem  hat  Flürscheim  die 
George  sehe  Theorie  in  vielen  Punkten 
für  irrig  befunden  und  demgemäss  seinen 
Standpunkt  wesentHch  modifiziert. 

Bekanntlich  bei-uht  der  Haupteinwand 
der  Sozialisten  gegen  die  Georgeschen  Be- 
strebungen auf  dem  Gedanken,  dass  durch 
dieselben  nur  die  Grundrente  beseitigt 
werde,  dass  aber  die  andere,  praktisch  weit 
wichtigere  Form  des  sogenannten  »arbeits- 
losen Einkommens«:,  nämlich  der  Kapital- 
zins,  noch  weiter  bestehen  bleibe  und  so- 
mit die  ganze  Reform  den  arbeitenden 
Klassen  gar  nicht  zu  gute  komme.  Hier 
ist  der  Funkt,  wo  FIflrscheim  einsetzt 
und  wo  er  seine  sich  wesentHch  von  der 
George  sehen  Theorie  unterscheidende 
Lehre  begründet  Die  von  den  Sozialisten 
gegen  Henry  George  erhobenen  Ein- 
wände scheinen  Flürscheim  völlig  be- 
rechtigt Wenn  die  Zuweisung  der  Grund- 
rente an  die  AUgemeinheit  wirklich  nur 
die  Wirkung  hätte,  welche  George  von 
ihr  erwartet,  dann  wäre  es  auch  für 
Flürscheim  kein^  Zweifel  unterlegen, 
dass  die  Ausbeutung  der  Arbeit  durch  das 
Kapital  ungestört  ihren  Fortgang  nähme  und 
dass  nur  volle  Verstaatlidiimg  aller  Produk- 
tionsmittel Besserung  schaffen  könne. 

Flürscheim  will  beweisen,  dass  die 
Bodenverstaatlichung  allein  in  ihren  Wir- 
kungen das  gleiche  erreicht,  als  wenn 
zugleich  die  übrigen  Produktionsmittel  ver- 
staatlicht worden  wären. 

Aehnlich  wie  Henry  George  geht  Fldr- 


8cheim  von  dem  Problem  aus,  woher  es  komme, 
dass  trotz  der  ungeheuer  g-esteigerten  tech- 
nischen Fortschritte  und  der  immer  wachsenden 
Gütermenee  doch  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  gleich  gedruckt  bliebe  und  andererseits 
die  Unternehmer  Über  Mangel  an  Absatz  klagen, 
mit  anderen  Worten,  FlQrscheim  sucht  das 
Wesen  des  Pauperismus  und  der  Handels- 
krisen zu  erklären. 

Warum  also  ist  der  KanfwilHs^e  nicht 
kauffähig  und  wie  ist  es  mOglich.  uass  anF 
allen  Gebieten  der  mensclilichen  Arbeit  fleissige 
arbeitswillige  Menschen  müssig  gehen,  während 
sie  so  gerne  im  Tausche  untereinander  ihre 
Arbeitserzeugnisse  auswechselten  ? 

Worin  besteht  das  Hindernis,  welches  zwi- 
schen die  Tanschwilligen  tritt?  Die  Autwort 
auf  diese  Frage  ist  nach  Flürscheim  die  Ant- 
wort auf  die  grosse  soziale  Frage. 

Die  Gnmdursache  für  alle  diese  sozialen 
Uebel  findet  Flürscheim  nicht  in  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise,  nicht  darin,  dass 
einzelne  Kapitalien  besitzen  und  dieselben  nach 
ihrem  Belieben  zur  Produktion  verwenden,  son- 
dern darin,  wie  die  Kapitalübersehüsse  oder 
wenigstens  ein  Teil  derselben  angelegt  wer- 
den. Dass  es  eine  wachsende  Zahl  von  Menschen 
giebt,  deren  Einkomnien  so  gross  ist^  dass  sie 
es  nicht  verbrauchen  können,  wenn  sie  anch 
noch  so  verschwenderisch  damit  hausen,  würde 
noch  kein  Hindernis  des  Güteraustausches  sein, 
wenn  dieser  Ueberschuss  wirklich  zu  neuer 
Produktion  verwandt  würde,  wenn  dafür  immer 
Prodnktionsmittel  beschafft  und  damit  immer 
neue  Güter  hergestellt  würden.  Dann  fänden 
die  vorhandenen  Arbeiter  Beschäftigung  und 
der  Konsum  könnte  steigen,  da  infolge  der 
neuen  Produktionswerkzeuge  die  Produkte 
immer  billiger  würden.  Auf  diese  Weise  würden 
aber  thatsächlich  nicht  die  Einkommensftber- 
schüsse  der  Grosskapitalisten  verwandt ,  sie 
würden  grösstenteils  nicht  in  „wirklichem" 
Kapital,  sondern  in  „falschem  Kapital"  ange- 
legt, in  einem  aus  kapitalisierten  Tributrechten 
bestehenden  Kapital.  Solche  Tribntrechte  seien 
namentUch  alle  mit  dem  Grund  und  Boden  zu- 
sammenhängenden Monopole;  diese  „imaginären" 
Werte  seien  heute  die  sichersten  Anisen  von 
Kapital. 

In  der  Möglichkeit,  die  der  Kapitalist  bat, 
sein  Kinkommen  in  dieser  sicheren  Weise  in 
Grund  und  Boden  anzulegen,  erblickt  Flür- 
scheim die  Ursache  der  Krisen:  sobald  diese 
Möglichkeit  nicht  mehr  vorhanden  sei,  werde 
sich  das  Kapital  auch  wieder  völlig  der  In- 
dustrie zuwenden,  das  Mehrprodukt  würde  Ab- 
satz finden,  die  Ueberprpduktion  verschwände 
tmd  damit  die  Absatzlosigkeit. 

Doch  wie  sollen  nach  Flürscheim  Zins  und 
Grundrente  und  damit  die  Krisen  verschwinden  ? 
Die  Antwort  auf  diese  Frage  hängt  eng  mit 
Flttracheims  Zinstheorie  znsamnicn,  die  erst  kurz 
dargelegt  werden  mnss. 

Wuier  stammt  nach  Flürscheim  die  Mög- 
Uchkeit,  fUr  ausgeliehenes  Kapital  Zins  zu 
erUngen?  Die  Grundursache  ist:  das  Privat- 
eigentum an  Grund  und  Boden;  ohne  das 
Privatrecht.  Land  zu  besitzen,  hätten  wir  anch 
nicht  das  Kapital  in  seiner  heute  häufigsten 
Bedeutung  als  zinstragenden  Wert.  Die  Grund- 
rente sei  die  Matter  des  Kapitalzinses,  dieser 
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SatK  sei  der  wichtigste  einer  wahren  National- 
Ökonomie.  Hier  liegt  auch  die  Hanptdifferenz 
zwischen  George  und  Flflrscheini.  iTraterer  er- 
blickt in  der  Grundrente  den  gemeinsamen 
Feind  der  Arbeit  und  des  Kapitals,  insofern  als 
durch  sie  Arbeitslohn  nnd  Kapitalzins  geschmä- 
lert würden:  FlUrscheim  dagegen  meint,  dasa 
der  Arbeitslohn  eine  doppelte  Schmälerung  er- 
fahre, Dümlich  durch  Kapitalzins  and  Grund- 
rente, daas  aber  die  letztere  die  Ursache  des 
ersteren  sei  und  dass  mit  der  Beseitigung  der 
Grundrente  auch  der  Zins  verschwände.  Und 
der  Unternehmergewinn?  Dieser  ist  nach  fl&r- 
scheim  nicht  ungerecht;  er  kUnne  nicht  zur 
Ausbeutung  der  Arbeiter  führen,  denn  er  decke 
in  der  Regel  nicht  einmal  den  berechtigten 
Lohn  der  Uutemehmerarbeit  und  im  Durch- 
schnitt leide  der  Unternehmer  unter  demselben 
Terhänguis  wie  der  Arbeiter.  Solange  man  mit 
Geld  Land  kaufen  könne,  solange  man  Kapi- 
tal in  Landeigentum  umwandeln  könne, 
solange  werde  man  auch  für  die  Verleihung 
von  Geld,  von  Kapital  mindestens  ebenso- 
viel Zins  beanspruchen  können,  als  man  mit 
dem  dafür  eingetauschten  Lande  Grundrente 
erzielen  kfinne.  Das  Gesetz  des  einfachen 
Tausches  bestimme,  dasa  ein  Gegenstand,  mit 
dem  man  einen  anderen  eintauschen  könne, 
dessen  Wert  besitze,  und  wenn  man  mit  Kapital 
Grnndzins  kaufen  könne,  so  habe  das  Kapital 
einen  neuen  Wert  erlangt,  der  unabhängig  von 
seinem  Gebrauchswert  sei.  einen  Wert,  der  aus 
der  Kapitalisiernng  des  Zinstribnts  entstände, 
den  man  damit  kaufen  k(>nne.  Mit  dem  Privat- 
eigentum an  Grund  nnd  Boden  verschwände 
auch  der  Zins  oder  er  kitnne  sich  wenigstens 
nur  auf  der  Höhe  einer  Riaicoprämie  für  die 
Verlnstgefahr  halten:  aber  diese  Risicoprämie 
müsse  unendlich  klein  werden,  da  mit  dem 
Schwinden  des  Zinses  auch  die  Erwerbskrisen 
schwänden.  Neben  dieser  Zinstheorie,  die  den 
Zins  aus  der  Möglichkeit  erklärt,  für  Kapital 
rentetragenden  Boden  kaufen  zu  können,  findet 
sich  bei  Flürscheim  noch  eine  zweite,  die  den 
Zins  erklärt  aus  dem  Verhältnis  von  Angebot 
und  Nachfrage.  Flttrscheim  meint  nämlich,  in- 
folge seiner  Reform  würden  massenhaft  Kapi- 
tänen frei  werden  und  viele  sich  neu  bilden, 
so  dass  das  An^bot  die  Nachfrage  übersteigen 
werde.  ^Wo  jeder"  —  meint  Flürscheim  — 
„der  arbeiten  will,  mit  Leichtigkeit  Kapital  er- 
zengen kann,  da  werden  bald  diejenigen,  welche 
eine  gewisse  Anzahl  Jabre  thätig  sind,  das 
Kapital,  dessen  sie  zu  ihrem  Betriebe  bedUrfen, 
erspart  und  von  da  ab  so^ar  Kapital  zur  Aus- 
leihung übrig  haben.  Die  Anfänger,  welche 
solches  bedUnen,  werden  natürlich  immer  die 
Minderzahl  bilden,  und  das  An^^bot  wird  die 
Nachfrage  um  so  mehr  übersteigen,  als  die 
Grosskapitalisten,  denen  der  Weg  der  falschen 
Kapitalanlage  abgeschnitten  ist,  auch  mit  ihrem 
grossen  Aufbot  im  Markt  erscheinen  müssen. 
l>er  Zins  wird  infolgedessen  auf  die  Höhe  der 
Gefahrprämie  sinken." 

Doch  welche  wunderbaren  Wirkungen  ver- 
spricht sich  Flürscheim  noch  ausser  dem  Ver- 
schwinden von  Zins  und  Grundrente  von  seiner 
Reform!  Die  Folge  der  Verstaatlichung  des 
Grundbesitzes  soll  vor  allem  unendlich  verviel- 
ßUtigte  Arbeitsgelegenheit  nnd  ständig  steigen- 
der Arbeitslohn  sein.   Mit  dem  Äi^ltren  des 


TribnUechts  werde  die  volle  Taoschfreiheit  für 
lalle,  die  Güter  produzieren,  «Ltstehen:  dieser 
'  vermehrten  Produktion  werde  stets  entsprechen- 
der Konsom  folgen ;  dem  hierdurch  riesig  steinen- 
den Konsum  entsprechende  neue  Produktion; 
auf  allen  Gebieten  der  Arbeit  werde  es  leicht 
werden,  lohnende  Arbeit  zu  hnden. 

Soweit  RüTscheims  Theorie.  Wie  soll 
sieh  nun  die  praktische  Durchführung 
pestalten  V  Wie  ßoll  die  Grundrente  und 
damit  Zins ,  Rente ,  Veberproduktion  und 
alle  soziale  Not  beseitigt  werden?  Um  dies 
zu  erreiehen,  ynü  Flnri^cheiin  nicht,  dass 
der  Staat  das  Eigentum  am  gesamten 
Grund  und  Boden  erhielte ,  die  gesamte 
landwirtschaftliche  Produktion  in  seine  Hand 
nähme  und  jeden  Bwleubebauer  etwa  mit 
fester  Besoldung  anstellte:  die  staatlich  or^ 
ganisierte  Bodenbewirtschaftim^  verwirft 
Flürscheim  durchaus,  weil  dies  eine  Art  von 
Kommunismus  sei.  Vielmehr  soll  die  Boden- 
bebauuDg  völlig  dem  Belieben  des  einzelnen 
anheimgestellt  werden :  der  Staat  soll  nicht 
den  gesamten  Ertrag  des  nationalen  Bodens 
für  sich  einziehen,  sondern  nur  die  reine 
Grundrente  eriialten,  d.  h.  den  Teil  des 
Bodenertrags,  der  nicht  auf  der  Arbeit 
des  Bodenbebauers  beniht,  sondern  der  den 
Natnrkrüften  zu  danken  ist,  soweit  sie  einem 
Grundstücke  einen  Vorteil  Ober  die  ande  ren 
Gnmdstücke  gewähren,  und  der  Gesell- 
schaftsentwickelung, mit  anderen  Worten, 
der  Staat  soll  die  Grundrente  im  Ricardo- 
V.  Thünenschen  Sinne  erhalten.  Der  Weg,  um 
zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  soll  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  ein  verschiedener  sein. 
In  England  und  Amerika  hält  Flürscheim 
die  Methode  für  am  einfachsten,  die  Grund- 
rente teils  »  wegznsteuern« ,  teils  abzukaufen,  so 
dass  also  der  Staat  den  einen  Teil  der  Grund- 
rente durch  eine  hohe  Grundrentenbesteue- 
rung, den  anderen  durch  Abkauf  seitens  der 
Grundbesitzer  an  sich  ziehen  sollte.  Anders 
in  Deutschland;  hier  soll  die  Grundrente 
nicht  »weggesteuert«,  sondern  »we^epach- 
tet«  werden. 

Zunächst  soll  der  Staat  eine  Abschätzung 
des  gesamten  Grund  und  Bodens  zum  heu- 
tigen Werte  vornehmen  und  ihm  das  ewige 
Vorkaufsrecht  zukommen,  bis  allmählich  aller 
Boden  im  Besitz  des  Staates  ist  Der  Staat 
soU  dann  den  Boden  so  verpachten,  dass 
dem  einzelnen  Pächter  nur  die  Vergütung 
für  seine  Arbeit  bleibt  (Arbeitslohn)  und 
die  Verfügung  über  die  vom  Boden  trenn- 
baren Objekte;  die  eigentliche  Grundrente- 
aber  soll  an  den  Staat  follen. 

Bei  der  Wertschätzung  des  Grund  und 
Bodens  sind  demnach  3  Teile  eu  unter- 
scheiden. lESnmal  ist  abzusdifttzen  der 
Wert  der  vom  Boden  trennbaren  Objekte, 
z.  B.  die  Häuser,  Einzätmungen ,  Rohrlei- 
tungen, Bäume  etc.,  diese  Objekte  dürfea 
nach  wie  vor  ein  Privateigentum  des  Boden- 
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bebauen  bleiben.  —  Vom  Übrigen  Wert 
des  Bodens  sind  noch  2  Teile  zn  unter- 
edeideD,  nSnUich  das,  was  auf  die  Arbeit 
des  Bodenbebauers  bezw.  sraner  Arbeiter 
zurfidkgefOhrt  werden  kann,  und  das,  was 
den  besonders  gfliutig  wirkenden  !Natur- 
b&ften  und  der  Yerkehrseutwic^ung  zu- 
zii8(dunben  ist 

Cm  den  ersten  Teil  kennen  zn  lernen, 
meint  Flürscheim,  sei  der  einfachste  Weg 
die  Verpachtung;  bei  der  Verpachtung 
werde  jeder  wissen,  wie  hoch  er  seine 
Arbeitsleistung  anzusohlen  habe,  und  das, 
was  der  PSchter  über  den  Pachtzins  erlöse, 
entspräche  dem  gerechten  Arbeitslohne,  der 
PachtziDS  selbst  aber,  die  Grundrente,  müsse 
an  den  Staat  f^en.   Ist  die  ganze  Wert- 
sch&tzung  voi^nommen,  so  soll  es  den  bis- 
herigen Besitzern  des  Bodens  freistehen,  den 
ToUen  geschätzten  Betrag  vom  Staate  als 
EntschSdigung  zu  fordern,   damit  >jeder 
Crrund  znr  Entspinnung  der  Diskussionen 
über  das,  was  heute  Grundrente  sei,  und 
aber  die  Berechtigung  des  Grundeigentums« 
wegfalle.    Also  die   bisher^  Grundrente 
wird  dem  bisherigen  Grundeigentümer  wei- 
ter bezahlt  —  nur  der  "Wertzuwachs,  der 
nicht  auf  Arbeit  zurückzuführen  ist  —  soll 
nicht   mehr    dem   Grundeigentümer  zu- 
kommen. Wollen  daher  die  bisneri^n  Grund- 
eigentümer ihr  Land  weiter  bewirtschaften, 
so  soll  ihnen  der  erste  Teil  —  die  vom 
Boden  trennbaren  Übj^te  —  als  Privat- 
eigentum weitet  gehören,  für  den  übrigen 
aheit  müssen  sie  sich  als  Pächter  mit- 
bewerben  unter  denselben  Bedin^n^jen  wie 
die  übrigen,  nachdem  sie  für  die  bisherige 
Grandrente  entschädigt  sind.  Ob  ein  Wert- 
zuwachs am  Grund  und  Boden  stattge- 
funden habe,  sei  leicht  an  den  in  jedem 
Jahre  sich  ergebenden  Fachtrenten  zu  er- 
sehen, nachdem  dOT  Teil  afogezcu^n  sei^  der 
auf  die  vom  Boden  trennbaren  Meliorationen 
entfallt 

B.  BodenbeBitireforai  nnd  SoxiaUsmus. 

Der  moderne  Sozialismus,  (fer  eme  Eol- 
lektiviercmg  aller  Produktionsmittel  und  ge- 
sellschaftliche Leitung  der  Produktion  an- 
strebt ,  veriiSit  sich  durchaus  ablehnend 
fregenüber  den  Bestrebungen  von  Henry 
George  und  Flürscheim. 

jSIachdem  bereits  früher  Hermann  Bahr 
ji  den  »Deutschen  »Worten«  die  Ziele  der 
[>andliga  vom  sozialistischen  Standpunkte 
Lus  beleuchtet  hatte  und  diese  Bewegung 
lIs  den  »Versuch  einer  Ausbeutung  der  so- 
;ialen  Ideeen  zu  Gunsten  des  beweglichen 
Capitals«  erklärt  hatte,  ist  neuerdings  noch 
aehrfach  die  Bodenverstaatlichungsbewegung 
on  sozialistischer  Seite  zum  Gegenstand  der 
'olemik  gemacht  worden. 

Der  Marxismus  muss  schon  von  seinem 
äcfatephUoBophischen  Standpunkte  aus  die 


ganze  Bewegung  perhorrescieren,  denn  diese 
erstrebt  eine  Beform  unserer  heutigen  Zu- 
stände nach  bestimmt  vorgezeidmetem  Plane ; 
der  moderne  Sozial^us  dagegen  j  soweit 
er  Marx  folgt,  glaubt  seiner  materialistischen 
GeschichtsauffEesung  gemäss  nicht,  dass  nach 
vorher  festeestellten  Refonnplänen  der  so- 
zialistiBche  Staat  geschaffen  w^den  könne, 
sondern  dass  wir  mit  naturgesetzlidier  Not- 
wendigkeit in  diesen  Staat  hineinwachsen. 
Der  Sozialismus  in  diesem  Sinne  konstatiert 
eine  Thatsaehe,  er  erfindet  keine  Pläne. 
Vor  allem  aber  wird  von  dieser  Seite  mit 
Recht  der  Einwand  erhoben,  dass  die  Ver- 
staatlichung der  Grundrente  allein  nicht  im 
Stande  sei,  die  verfaeiKene  Umwälzung  zu 
bewirken. 

Von  diesem  mandetischen  Standpunkte 
aus  betrachtet  Conrad  Schmidt  in  der 
Broschüre  »Soziale  Frage  und  Bodenver- 
staatUchung«  FlÜrscheims  Theorie  und 
kommt  zu  dem  Ergebnis^  dass  es  »utopisch« 
sei,  die  Lösung  der  sozialen  Frs^  von  der 
BodenverstaaÜichuDg  zu  erwarten. 

l^Iit  ähnlichen  Aigumenten  wie  Schmidt 
bekämpft  der  Marxist  Karl  Kautsky  die 
Flürscneimsche  Lehre  in  der  »Neuen  Zeit«. 
Dort  hatte  Flürscheim  in  einer  Abhandlung 
»Bodenbesitzreform  und  SomUsmus«  die 
Hauptideeen  seiner  Reform  kurz  zusanunen- 
gefasst;  gegen  diese  Ausführungen  wendet 
sich  Kautsky  in  einem  in  deräelben  Zat- 
Bchrift  unter  demselben  Titel  ersduenenen 
Artikel  (1890).  Kautsky  meint,  es  sei 
thöricht ,  »mit  Kanonen  nach  Spatzen  zu 
schiessen« ;  die  Sozialdemokraten  müssten 
sich  ablehnend  gegen  die  Vereinigung  mit 
den  Bodenbesitzreformem  verhalten,  einmal, 
wdl  diese  Vereinigung  der  beiden  Iffiine 
Vennehrang  ihrer  Kräfte  bedeute,  smdem 
jeA&x  Tdl  schwächen  würde,  und  zweitens, 
weil  blosse  VerstaatUchnne  des  Grund  und 
Bodens  einen  Kraftaufwand  OTfordem  würde, 
der  ausser  Verhältnis  zn  dem  Vortdle  stünde, 
der  dem  Proletariat  nnd  der  Reform  er- 
wachsen könnte. 

In  der  genannten  Zeitschrift  findet  si<^ 
femer  eine  Abhandlung,  worin  sich  Bebel 
gegen  die  Flürscheimsche  Reform  ausspricht, 
und  zwar  in  einer  Besprechung  der  Utopie 
»Das  Maschinenalter«,  die  für  die  Bodenoe- 
sitzreform  eingetreten  war. 

C.  Kritik  der  Bodenbesitzreform. 

Die  Kritik  der  Flürscheimschen  Lehre 
muss  sich  zunächst  mit  seiner  Krisentheorie 
abfinden.  Wenn  Flürscheim  den  Ursprung 
der  Krisen  in  der  Möglichkeit  erblickt, 
sein  Vermögen  im  Grund  und  Boden  anzu- 
legen, so  scheint  er  uns  damit  die  wahre 
Natur  der  Krisen  verkannt  zu  liaben.  Nicht 
die  sichere  Art  der  Tributerlangung  in  Form 
von  Zins  und  Rente  ist  die  Ursache  der 
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Krisen;  selbst  angenommen,  Zins  und  Rente 
seien  Wseitigt,  so  dass  alles  Einkommen  nur 
Arbeitslohn  bezvr.  Unteniehmergewinn  wäre, 
BD  "Wäre  auch  dann  die  Quelle  der  Krisen  nicht 
verstopft,  solange  die  ungeregelte,  planlose 
Piwiuktionsweise  beil«?haltt'n  wini ;  in  dieser 
hegt  die  Ursache  der  Krisen,  nicht  im  Zins 
und  nicht  in  der  Rente.  An  der  privatwirt- 
Bchaftlichen  Produktionsweise  soll  aber  nichts 
geändert  werden ;  die  soziale  Frage,  so  drückt 
es  Flürscheim  einmal  aus,  sei  eine  Frage  der 
Produktions  befrei  uug,  nicht  der  Pro- 
duktionbleitung.  Angebot  und  Nachfrage 
seien  Regulatoren  für  Gütererzeugung  und 
Verteilung,  deren  Feinfühligkeit  und  Unpar- 
teilichkeit nie  von  bezahlten  Arbeitern  er- 
reicht lÄÜrde.  Auch  die  Zinstheorie  Fltlr- 
Bcheims  ist  theoretisch  nicht  stichhaltig  be- 
gründet. Die  Möglichkeit,  dass  an  Natur- 
kiftften,  vennittelst  deren  jährlich  Früchte 
erzeugt  werden,  ein  Privateigentum  möglich 
sei,  soll  der  Grund  des  Zinses  sein:  es 
ist  der  alte  Fehler  der  sc^nannten  Frukti- 
fikationstheorie,  in  den  Flürschdm  hier  ver- 
fällt. Diese  (Ute  so  oft  schon  widerlegte  Lehre 
muss  der  Bodenverstaatlidiungsbewegung  als 
wichtigste  theoretische  Stütze  dienen !  Diese 
Theorie  umgeht  die  Schwierigkeit,  statt  sie 
ZQ  lösen:  es  soll  erklärt  werden,  wie  es 
komme,  dass  ausgelielieues  Kapital  jährlich 
Zinsen  bringt ;  statt  nun,  wie  es  der  gegebene 
Weg  ist,  vom  dargeliehenen  Kapital  auf  das 
ursprüngliche  Kapital  zurückzugehen 
imd  aus  dessen  wirtBchaftlichen  Funktionen 
den  Zinsbeziig  zu  erklären,  weist  diese  Theorie 
auf  eine  Art  der  Verwendung  des  Kapitals 
hin,  auf  die  zum  Bodenankauf  und  sagt :  "Wie 
der  Boden  jährlich  Früchte  bringt,  so  muss 
auch  das  Kapital  jälirlich  Zinsen  bringen.  — 
Die  Wirkung  der  Naturki-äfte  kanu  jedoch 
nicht  zur  Erklärung  des  Zinses  herange- 
zogen wenlen;  nidit  nur  im  Bodenanbau 
wirken  diese  Kräfte,  sondern  sie  sind  überall 
beteiligt,  auch  in  der  Industrie;  sie  wirken 
jedoch  nur  mit  bei  der  Produktion,  sie  sind 
nicht  allein  produktiv,  sie  müssen  \mter- 
stützt  werden  durch  Arbeitskräfte  und  Kapi- 
talien. Ein  Stück  Land,  wenn  es  auch  jähr- 
lich Friichte  trägt,  kann  trotz  dieser  Natur- 
kräfte keinen  Preis  erlangen ,  wenn  die 
Fruchtbarkeit  nicht  so  gross  ist,  dass  die  Arbeit 
mindestens  den  diux;h  schnittlichen  Lohn  ab- 
wirft. Wofür  alsp  be?iahlon  wir  einen  Preis, 
wenn  wir  ein  Stück  I^and  kaufen?  Nicht 
für  die  Natiurkräfte,  ausser  in  dem  Falle,  wo 
diese  besonders  intensiv  wirken,  sondern  für 
Arbeit  und  Kapitalien,  die  früher  bereits 
auf  den  Boden  verwandt  worden  sind;  im 
Preise  für  den  Boden  wird  also  eventuell 
Arbeitslohn ,  Kapitaizins  und  Grundrente 
vergütet. 

In  dem  B(Klenankauf  haben  wir  einen 
Specialen  der  Kapitalanlage  vor  uns,  nicht 


den ,  der  uns  überhaupt  erst  die  Zins- 
erscheinung erklärt ;  zur  Erklärung  des  Ka- 
pitalzinses muss  vielmehr  auf  das  Kapital 
selbst  imd  dessen  ^wirtschaftliche  Funktion 
zurückgegangen  werden,  d.  h.  der  Zins  ist 
zu  erklAren  aus  der  technischen  Produtctivität 


wo 


des  Kapitals.  Da  in  der  Regel  überall, 
Kapitahen  in  der  Produktion  Verwend 
finden,  ein  Mehr  an  Produkten  erzielt  wirä 
als  ohne  Kapital,  muss  derjenige,  der  Ka- 
pital entleiht,  für  diese  ihm  überlassenen  Vor- 
teile etwas  zahlen.  Immer  und  übei^,  so- 
lange Kapital  zu  produktiven  Zwecken  ver- 
wandt wu^,  wird  daher  auch  ein  Zins  in 
Anrechnung  kommen  müssen,  auch  wenn  die 
dargeliehenen  Kapitalsiunmeu  zu  anderen 
Zwecken  beautet  werden.  Der  Zins  würde 
auch  fortbestehen,  wenn  aller  Boden  umsonst 
zu  haben  wäre,  oder  wenn  er  im  Gemein- 
besitz, d.  h.  unverkäuflich  wäre.  —  Die  zweite 
Zinstheorie  Flürscheims  sdieint  uns  ebenf^ls 
irrig  zu  sein :  selbst  angenommen,  die  grosse 
Vermehrung  des  Kapitalangebots  würde  — 
wie  Flürscheim  meint  —  zu  einer  grossen 
Erniedrigung,  ja  selbst  Beseitigung  aea  Zm- 
ses  führen,  so  könnte  diese  Wirkung  docdt 
nur  eine  ganz  vorQbeigehende  sein,  denn  die 
mit  Hilfe  der  umsonst  dai^lieheneo  Kapi- 
talien erzielten  Gevi-inne  würden  eine 
Nachfrage  nach  Kapitahen,  eine  soldie 
Vermehrung  der  ^werblichen  ThAti^eit 
hervorrufen,  dass  binnen  kurzem  der  Zins- 
satz wieder  auf  das  Übliche  Niveau  geloacht 
sein  würde. 

Was  die  Wirkungen  der  Bodenbesitz- 
reform, vor  allem  die  »unendlich  verviel- 
fältigte Arbeitsgelegenheit«  anlangt,  so  über- 
schätzt Flürscheim  bei  weitem  die  Tragweite 
seiner  Massi-egel.  Zunächst  kann  die  Folge 
der  Flürscheimschen  Reform  —  einmal  an- 
genommen ,  sie  sei  durchführbar  —  nur 
die  sein,  dass  die  zukünftige  Grundrente  an 
den  Staat  fällt,  dass  also  der  Wertzuwachs 
des  Grund  und  Bodens  nicht  mehr  einzelnen, 
sondern  der  Gemeinscliaft  zu  gute  kommt 
Zugegeben  min,  diese  vermehrten  Einkünfte 
des  Staates  genügten,  alle  Steueru  zu  be- 
seitigen, woher  will  Flürscheim  wissen,  dass 
diese  Steuererleichterungen  gerade  den  Ar- 
beit e  r  n  zu  gute  kommen  und  nicht  etwa  de  n 
Unternehmern  durch  Erhöhung  des  Kapital- 
zinses oder,  da  Flürscheim  die  Beseitigung 
des  Zinses  annimmt,  des  Untemehmei^ 
Winnes  V  Wie  diese  Steuererleichterung  wir- 
ken wird,  hängt  von  den  Konjunkturen,  von 
den  Machtverhältnissen  der  Untemehmer- 
und  Arbeiterklasse  ab. 

Was  die  »unendlich  vervielfältigte«  Ar- 
beitsgelegenheit betrifft,  so  ist  der  landwirt- 
schaftlich benutzbare  Boflen  doch  nur  be- 

frenzt  vorhanden,  so  dass  hier  von  unend- 
cher  Vervielföltigimg  nicht  die  Bede  sein 
kann:  zudem  wird  durch  das  Anfh&en  des 
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Grundrenteneinkommens  viel  Kapital  aus  der 
Anlage  im  Grund  und  Boden  herausgenom- 
men und  ländliche  Arbeitskräfte  werden  über- 
flüssig. Aber  es  soll  ja  jedem  Arbeiter  nach 
Flürscheim  offen  stehen,  eine  Parzelle  Land  zu 
pachten;  gewiss:  nur  dass  ein  grosser  Teil 
des  Bodens  in  Beschlag  genommen  werden 
wird  TOD  solchen,  die  kapitalkräftig  sind 
und  ihrerseits  Arbeiter  gegen  festen  Lohn, 
der  kaum  gegen  früher  steigen  dürfte, 
beschäftigen. 

Für  die  gewerblichen  Arbeiter  wird 
möglicherweise  durch  die  der  Industrie  zu- 
strömenden Kapitalien  von  den  Arbeitern 
vorübergehend  eine  Lohnerhöhung  er- 
reicht weraen  kömi«i,  doch  wird  die  ent- 
stehende BevtHkernngsvermehrun^  den  Lohn 
wieder  bald  auf  das  durchschnitthche  Niveau 
zurückbringen.  Dazu  kommt  die  Mnwirkimg 
der  Krisen,  die  nidit^  wie  Jlürschäm  meint, 
infolge  seiner  Reform  verschwinden,  sondern 
im  Gegenteil  aller  Wahrsch^lichkeit  nach 
durch  die  gestei^rte  Reduktion  noch  zabl- 
reiclier  werden.  Kurz,  es  ist  in  keiner  Weise 
abzusehen,  wie  die  Flürscheimsche  Beform 
gerade  der  Arbeiterklasse  den  gepriesenen 
Segen  bringen  solle! 

Die  praktischen  Schwierigkeiten,  die  sich 
einer  Durchführung  der  Bodenbesitzreform 
nadi  Flflrscheims  Idealen  in  den  Weg  stallen, 
sind  nicht  geringer  als  die  theoretischen 
Mängel  in  der  Grundanschauung.  So  ein- 
leuchtend der  Plan  erscheinen  mag,  nur  das- 
jenige Grundeinkonunen  dem  einzelnen  zu 
überlassen,  welches  er  seinem  Fleisse,  seiner 
Geschicklichkeit  und  seinen  Kapitalaufwen- 
dungen zu  verdanken  hat,  dagegen  dasjenige, 
welches  die  Folge  besonders  günstiger  Na- 
turkrftfte  oder  von  Verkehrsverhültnissen  ist, 
der  Gesamtheit  zu  überweisen,  so  schwer,  ja 
unmöglich  ist  eine  solche  Trennung  prak- 
tisch durchzuführen.  51ag  man  immerhin  für 
die  theoretische  Betrat^'htung  den  Gesamter- 
lös des  Bodens  auf  die  3  Bestandteile:  Ar- 
beitslohn, Kapitalzins  imd  reine  Grundrente, 
zurückführen,  einen  sicheren  Anhalt  für  die 
Berechnung,  wieviel  auf  jeden  dieser 
Teile  kommt,  hat  man  nicht,  daher  es  auch 
nidit  möglich  ist,  die  reine  Grundrente  weg- 
zupachten,  ebenso  wie  eine  eigentliche  Grund- 
rentenbesteuerung unmöglich  ist.  An  letz- 
terer Schwierigkeit  müsste  auch  Henry 
Geo]^;es  Plan,  die  Grundrente  wegzusteuern, 
scheitern.  Schon  bei  der  Schätzung  des 
augenblicklich  vorhandenen  Bodenwertes  ist 
es  sehr  schwierig,  herausziu^chnen,  was  auf 
die  vom  Boden  trennbaren  Objekte,  was  auf 
die  Arbeit  und  was  auf  die  reine  Grund- 
rente entfallt 

Auch  der  neue  Versudi  Emeles^  eine 
Grandrentensteuer  zu  berechnen,  die  als 
einzige  Steuer  neben  einer  Einkommen- 
steu^   in  Baden  einzuführen  sei,  löst 


diese  Schwierigkeit  nicht ,  da  auch  hier 
nicht  die  :ireine  Grundrente«  im  national- 
Ökonomischeu  Sinne  besteuert  wird,  sondern 
in  ziemlich  roher  Weise  eine  Schätzung  des 
Bodenwertes  vorgenommen  und  dieser  be- 
besteuert wird. 

Flürscheim  meint,  das  Fachtangebot  werde 
einen  sidieren  Beweis  liefern,  da  ja  jeder 
genau  vrisse,  vrie  hodi  er  seine  Arbeit  zu 
veranschlagen  habe.  Ist  diese  Ansicht  wirk- 
lich gerechtfertigt?  Kann  der  Bieter  nicht 
sehr  leicht  den  Wert  dessen,  was  er  durch 
seine  Arbeit  leisten  kann,  unterschätzen  oder 
aber  überschätzen,  so  dass  er  eventuell  nadi 
Zahlung  des  Pachtzinses  noch  Verluste  hat 
oder  keine  Grundrente  einsteckt?  Doch 
hier  liegt  nicht  die  Hauptschwierigkeit; 
die  bisherigen  Grandeigentümer  können  ja^ 
wenn  sie  wollra,  mit  dem  ganzen  Terkaol»- 
werte  des  Grund  und  Bodens  entacbfidigt 
werden;  die  Sdiwierigkeit  liegt  besondeHTB 
in  der  Berechnung  des  Zuwachses  an 
Grundrente.  Ist  nämlich  einmal  der  ganze 
Boden  an  die  Staatspächter  vergeben,  so 
soU  von  da  ab  der  gfutze  Wertzuwachs  an 
reiner  Grundrente  an  den  Staat  fallen,  und 
Flürscheim  meint,  dass  man  am  Steigen  des 
Pachtgebots  deutlich  sehen  könne,  wieviel 
an  Grundrente  hinzugekommen  sei  In 
der  That  liefern  die  Pachtgebote  diesen 
Beweis  nicht;  wenn  ein  Stüde  Land  nach 
Ablauf  eines  Jahres  ein  höheres  Paditgebot 
erlangt,  kann  da  nicht  die  grössere  Ge- 
schickhchkeit  des  Pächters  diese  Werter- 
höhung verursacht  haben?  ^abgesehen  von 
den  hineingewandten  Kapitahen,  die  in  An- 
rechnung gebracht  werden).  Hier  zöge  also 
der  Staat  aus  der  Geschicklichkeit  des  Päch- 
ters für  sich  einen  Gewinn. 

Auch  in  diesem  Punkte  istFlüßcheim,  wie 
in  allen  seinen  Ausführungen,  von  wimdeiv 
barem  Optimismus  erfüllt;  er  meint,  es 
müsse  unbedingt  das  Pachtgebot  immer  den 
gerechten  Arbeitslohn  treffen.  Er  beschreibt 
einmal  in  seiner  Utopie  »Deutschland  in  100 
Jahren«  S.  63  ff.  die  Vorgänge  bei  einer 
Sitzung  des  alljährlich  stattfindenden  Land- 
verpachtungstages. Der  Vorsitzende ,  der 
Bügermeister ,  der  die  Verhandlungen  in 
Gegenwart  eines  Regierungsvertreters  und 
mehrerer  Schatzungsräte  leitet,  ermahnt  die 
Landbewerber  zu  vorsichtigen  Pachtgeboten 
mit  den  Worten:  Ich  bitte  die  Landbewei> 
her,  die  grösste  Vorsicht  bei  den  Geboten  zu 
beobachten,  sich  nicht  durch  den  Eifer  des 
Moments  hinreissen  zu  lassen,  höheren  Pacht- 
zins zu  bieten,  als  mit  einer  r6i<ädichen 
Belohnung  Huer  Mühe  und  Arbeit,  wie  sie 
solche  nut  Leichtigkeit  auf  jedem  anderen 
Gebiete  menschlicher  Thätigkeit  erhm^n 
können,  vereinbar  erscheint.  Auf  der  ande- 
ren Seite  mögen  sie  nicht  suchen,  einen 
unberechtigten  Vorteil  zum  Kaditeile  ihrer 
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MitbGi^er  zu  erlangen ,  indem  sie  ihre 
Gebote  unter  der  der  Allgemeinheit  recht- 
massig schuldigen  Abgabehöhe  halten.'  Wie 
kann  aber  Flürscheim  wissen,  ob  sich  stets 
Fachtlustige  genug  finden ,  so  dass  der 
Pachtzins  so  hoch  ist,  dass  der  Pächter  nur 
Vergütung  für  seine  Arbeit  erlangt,  und 
nicht  Grundrente,  und  ob  nicht  andererseits 
der  Andrang  so  gross  sein  kann,  dass  die 
Pachtgebote  so  hoch  getrieben  werden,  dass ' 
die  Pachter  nicht  einmal  Yergütimg  für 
ihre  Arbeit  zum  durchschnittlichen  Arbeits- 
lohne erhalten  V 

Das  Ziel  Flfirschnms  vie  6eoi^es.  die 
Be8eitig;ung  der  reinen  Grundrente,  liesse' 
ach  nur  auf  dem  Wege  der  vollen  Verstaat- 
lichung des  Gnmd  und  Bodens  erreichen. 
Nur  bei  Staatsbesitz  und  Staatsadministra- 
tioD  wäre  es  erreichbar,  dass  alle  Grundrente 
an  den  Staat  ^t.  So  wird  die  kritische 
Stellongnahme  zum  eigentliohea  Ziele  der 
BodenbeBitzref(Hrm  von  der  Fra^  abh&ngen, 
"wie  man  zu  dem  Privateigentum  am 
Grund  und  Boden  übertianpt  stellt  [cL  die 
eingeheade  Behandlung  dieser  Frage  in  dem 
Art  Grundbesitz  dieses  Handwörter- 
buchs Ton  Adolf  Wagner).  Was  den  lAnd- 
lichen  Boden  anla^,  so  scheint  uns  das 
Privateigentum  die  sozialpolitisch  zweck- 
mftsaigste  Besitzform  zu  seinj  wenn  aus 
dem  ursprünglichen  Gemeineigentum  am 
Boden  in  den  meisten  Ländern  sich  das 
Privateigentum  einzelner  herausgebildet  hat, 
80  ist  für  diese  Entwickelung  wesentlich 
massgebend  gewesen,  dass  das  Privateigen- 
tum die  für  einen  rationellen  und  mOgUdist 
ergiebigen  Landwirtschaftsbetrieb  geeignetste 
Besitzform  ist. 

In  Bezug  auf  das  städtische  Grund-  und 
Hauseigeutum  werden  die  Ideeen  der  Boden- 
besitzreformer  auch  von  vielen  geteilt,  die 
hinsichtlich  des  agrarischen  Bodens  am  Privat- 
eigentum festhalten.  Wegen  der  Wohnungs- 
not und  des  Wohnungswuchers  namentlich 
in  den  Grossstädten  wird  die  Kommunali- 
siening  des  städtischen  Bodens  und  Haus- 
ei^ntums  gefordert.  Wir  können  uns  auch 
mit  dieser  Forderung  derBodenbesitzrefonner 
nicht  einverstanden  erklären :  die  Uebemahme 
.  des  gesamten  Hausbesitzes  an  die  Kommune 
würde  dieser  unter  Umständen  sehrdrückende 
Lasten  auferlegen.  Sic  ganze  Hausspekula- 
tion würde  dann  kommunale  Angelegenheit 
und  ein  bedenklicher  Eommunalsoziaiismus 
die  Folge  sein.  Der  Gewinn  aus  den 
gestiegenen  Häuserwerten  würde  allerdings 
den  Kommunen  zufallen,  aber  ebenso  auch 
der  Verlust  aus  den  gesunkenen  Häuser- 
-werten.  Bei  günstigen  Konjunkturen,  bei 
aufstrebenden  Gemeinwesen  würde  die  Kom- 
mune Gewinne  erzielen,  denen  die  Verluste 
bei  ungünstigen  Konjunkturen,  bei  Gemein- 
wesen, die  im  Niedeigange  befindlich  sind, 


gegenül)er8tehen.  Je  nach  den  politischen, 
wirtschaftlichen  und  soiistigen  Umständen, 
die  auf  die  Entwickelung  der  Gemeinden 
von  Einfluss  sind,  würden  sich  stets  schwan- 
kende Erträge  aus  diesem  Besitz  ergeben, 
die  dem  kommunalen  Budget  einen  durch- 
aus unsicheren  Charakter  verleihen  könnten. 
Die  Beteiligung  der  Kommune  an  den  ge- 
steigerten Hausrenten  wird  zweckmässiger 
durch  entsprechende  Besteuerung  erfolgen, 
vor  aUem  durch  eine  eng  an  die  Wertände- 
rungen  sicAi  anpassende  GelAudesteuer,  ferner 
durch  die  Konjuktureobesteuerung  etc. 

Insoweit  die  Bestrebungen  der  Boden- 
besitzrefonn  auf  Steuermassr^ln  gerichtet 
sind,  die  eine  stärkere  Heranziehung  des 
sogenannten  uneamed  increment  bezwecken, 
sind  sie  durchaus  gutzuheissen  und  auch 
bereits  vielfach  in  der  mod^nen  Steuer- 
politik durch  die  Einführung  neuer  Steoffln, 
wie  z.  B.  der  Bauplatesteuer,  and  der  Yer- 
besserung  alter  Steuern,  z.  B.  der  Geblnde- 
steuw,  verwirklicht  Nicht  mincter  verdienen 
wdere  Programmponkte  der  Bodenb^tz- 
reform,  die  auf  einzehie  Veiflnderungen  der 
Bodenpolitik  abzielen,  Unterstützung,  z.  B. 
die  F^emng  der  Vetmehrung  städtischen 
Bodenbesitzes,  die  Forderung  der  Bauge- 
mssensehaften, Sicherung  der  Forderangen 
der  Bauhandwerker  u.  a. 

Aber  die  Grund-  und  Hauptforderung 
der  Bodenbesitzreform ;  Konfiskation  der 
Grundrente  muss  abgewiesen  werden.  — 

Eine  «Versöhnung  des  Individualismus 
mit  dem  Sozialismus«  nennt  Flürscheim 
seine  Reform.  Ein  solcher  Kompromiss 
zwischen  Individualismus  und  Sozialismus 
ist  aber  unmöglich:  das  Princip  des  Indi- 
vidualismus ist  nicht  festgehalten,  denn 
gerade  die  EigeotümUchkeit  des  Privateigen- 
tums am  Grund  und  Boden,  die  ihm  die  mäch- 
tigste Stütze  verleiht,  dass  dadurch  nämlich 
das  Streben  des  einzelnen  angereizt  und 
gefördert  wird,  möglichst  reiche  Früdite 
der  eigenen  Thätigkeit  zu  ernten,  ist  nicht 
gewahrt  in  dem  Staatspächtersystem,  bei 
dem  niemand  sicher  sein  kann,  ob  er  ein 
Stück  Land  Über  ein  Jahr  hinaus  bebauen 
darf  und  ob  er  wirklich  den  Lohn  für  seine 
Anstrengung  erntet.  Andererseits  kommt 
aber  auch  der  Sozialismus  nicht  zu 
seinem  Rechte;  denn  die  privatwirtschaft- 
liche Produktionsweise  ist  sonst  ganz  un- 
gehindert ,  Kapitalzius  und  üntemehmer- 
gewinu  bleiben  bestehen,  nicht  einmal  die 
Beseitigung  des  privaten  Grundrentenbezugs 
ist  gesichert. 

Wir  glauben,  dass  die  Bodenbesitzreform 
im  Sinne  Georges  oder  Flürscheims  mnen 
grossen  wirtschaftlichen  Rückschritt  bedeuten 
würde  und  zweifeln  auch,  ob  jemals  gerade 
bei  uns  in  Deutschland  eine  solche  Beform 
Aussicht  auf  Erfolg  haben  könnte.  Aber 
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wer  für  eine  solche  Reform  eintritt,  muss 
sie  auch  durch  eine  klare,  stichhaltige 
Theorie  begründen.  Dies  hat  F 1  ü  r  - 
scheim  iQ  kemer  Weise  geleistet;  in  seinen 
Ansichten  Über  Zins ,  Rente ,  Arbeitslohn, 
Untemehmergewinn  etc.  finden  sich  eine 
ganze  Fülle  von  Irrtümern  und  Inkonse- 
quenzen; seine  praktischen  Yorschläge 
stimmen  gar  nicht  überein  mit  den  theore- 
tischen Voraussetzungen,  von  denen  er  aus- 
geht. Dazu  kommt  ein  äusserlicher  Maugel : 
seine  Bücher  sind  schlecht  disponiert  und  in 
äusserst  sch  werfiUliger  Sprache  geschrieben,  so 
dass  die  Lektüre  sicn  zu  einer  sehr  unerquick- 
lichen gestaltet  —  In  all  diesen  Beziehungen 
steht  Henry  George  weit  höher;  auch  bei 
OeoTge  sind  theor^ische  Irrtümer  vorhanden ; 
besonders  seine  Erklärung  des  Zinses  durch 
die  Mitwirkung  vitaler  Naturkrftfte  bei  ge- 
wissen Eapitugütem  scheint  uns  verfenlt 
zu  Bein,  ebenso  seine  Erklftrung  dex  Absatz- 
krisen; auch  überschätzt  er  bedeutend  die 
"Wirkung  der  Grundrente,  aber  im  übr^en 
ist  das  Geoigesdie  Werk  die  geschlossene, 
konsequente  Durchlöldung  seiner  theoreti- 
schen Grundanschauungen ;  die  Darstellung 
ist  stellenweise  glänzend,  die  Disposition 
klar  und  logisch. 

Die  fernere  Diskussion  in  der  Bodenver- 
staatlichungsfrage wii-d  an  Heniy  Gteo^ 
anzuknüpfen  haben,  nicht  an  FlOrscheim, 
denn  dieser  ist  mit  seinen  Werken  weit 
hinter  seinem  amerikanischen  Vorbilde  zu- 
rüc^igebUeben. 

Iittteratnr:  IJ  Sekriften  der  Bodenbetitz- 
reformer:  Henry   George,    Prognu  and 

povtrt^;  an  inquiry  into  the  eaiue  of  induatrial 
depreinon,  and  the  inerease  of  want  wüh  in- 
erecue  of  wealth.  The  remedy.  New-York  1880. 
Deutsche  Aiugabe  u,  d.  T. :  FortachriU  und  Ar- 
mut. Eine  Untertuckung  über  die  Urtaehe  der 
industriellen  Krisen  und  die  Zunahme  der  Ar- 
mut bei  tunehmendem  Reichtum.  DeuUch  von 
C.  D.  «f.  GÜUchow,  Berlin  1881;  5.  Ai^flage 
1891!.  < —  Iferaelhe,  Social  ProbUmM,  Jxmdon 
1884.  Deutsche  Ausgabe:  Soziale  Probleme. 
Deutseh  von  J,  ^dp^,  Beriin  188S;  8.  At^. 
1890.  —  Iferaelbe,  The  eondition  of  labow. 
Deutsehe  Ausgabe:  Zur  Erlösung  aus  sorialer 
Hol.  Offener  Brief  an  Se.  Heiligkeit  Ripst 
Leo  XSII.  Deutsch  von  Eulenstein,  Berlin 
1893.  —  Thom.  Spence,  The  nationalizalion 
of  the  land  in  1775  and  1882.  Being  a  lecture 
delivered  at  New-Castle-On-Tyne  by  Spence 
1775.  Reprinted  and  edited  by  Hyndman,  Lon- 
don 188S.  —  William  Ogilvie,  An  Essay  on 
the  right  of  property  in  Land  (178B)  S  ed.  avee 
inirod.  et  biographie  par  D.  C  Mac  Donald, 
London  1891.  —  PtUriek  Eduard  Dnve, 
The  iheory  of  human  progression  and  natural 
probability  of  a  reign  of  Justice,  1850.  —  Alfr, 
Rüssel  Wallaee,  ffow  lo  nationalize  the 
land:  a  radieal  Solution  of  the  Irrsh  land  pro- 
blem  (The  Ckmtemporary  Review  ^ov.  ISSOJ.  — 
Derselbe,  Land  nationalitation,  iis  necessily 
and  its  aims,  London  138S.  —  Derselbe,  The 
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«wkytt  and  the  nhoteu  of  land  nationtüization, 
London  1383.  —  Boooek,  Tax  of  the  area;  a 
Solution  of  the  land  area,  Neic-York  1888.  — 
Dawaon,  TAe  uaeanud  ineretnent  or  retyring 
urithna  eowing,  London  1890.  —  Hermann 
Heinrich  Ooaaen,  EniwicMung  der  Oeaebe 
des  menschlichen  Verkehrsundder  daraus ftietsen- 
den  Regeln  fUr  menschliches  Handeln,  18BS ; 
neu  herausgegeben  von  R.  L.  Kroger,  Berlin 

1889.  —  A.  Th.  Stamm,  Die  Erlösung  der 
darbenden  Menschheit,  I.Auß.  1871;3.  Aufi.  Stutt- 
gart 1884.  —  Derselbe,  Die  soziaipolüische 
Bedeutung  der  Bodenrefoi-m,  Minden  1886.  — 
Adolf  Samter ,  Das  Eigentum  und  seine  so- 
ziale  Bedeutung,  Jena,  1819.  —  Derselbe,  Ge- 
aelischafUiehss  und  Privateigentum  als  Grund- 
lage der  SowiaJpolitik,  LeipHg  1877.  —  mranm 
Stßpel,  Die  fi-eie  Qe$eiüehafl.  Vemteh  einer 
Schlichtung  des  Streites  zwischen  Individualis- 
mus und  Sozialismus,  Chemnitz  1881.  —  Der- 
selbe, SotiaU  Reform.  Beiträge  zur  friedlichen 
Umgestaltung  der  Gesellschaft,  Leipzig  I884j8S. 
—  V.  HeUdarf~Baumersroda,  Das  Reckt 
der  Arbeit  uwrf  die  Landfrage,  Berlin  1886.  — 
Derselbe,  Verstaatlichung  des  Grund  und 
Bodens  oder  Schutzzölle  Jür  die  Landwirtschaft, 
BerUn  188S.  —  Michael  Flürseheim,  Das 
Staatsmonopol  des  GrundpfandreehiM  alt  Weg 
jur  Ä^orm  unterer  mrtscha;^iehen  Verhältnisse, 
Minden  1885.  —  Derselbe,  Auf  friedlichem 
Wege,  £.  Aufl.  Baden-Baden  I884.  —  Derselbe, 
Der  einzige  Rettungsveg,  Dresden  und  Leipzig 

1890.  —  Derselbe,  Deutsehland  in  100  Jahren 
oder  die  Galoschen  des  Glücks.  Ein  soziales 
Märchen,  Dresden  und  Leipzig  1890.  —  Der- 
selbe, Papst  und  Sozialreform.  Ein  AppM 
von  dem  falsch  unterrichteten  an  den  besser  mu 
unterrichtenden  Papst,  Däeseldoif  1891.  — 
Jferael^e,  Bausteine.  Beiträge  *ur  Sondir^yrai, 
Dresden  und  Leipxig  1898.  —  JK.  SelUng, 
Flürtcheims  Vortehlag  zur  Lösung  der  sozialen 
Frage,  Berlin-Giiben  1889.  —  Harnnenlng, 
Die  Lösung  der  sozialen  Frage  durch  Bodenbe- 
sitzreform,  Berlin  1891.  —  Wehberg,  Der  hu- 
manistische Sozialismus  im  Lichte  des  Freihan- 
dels, Berlin  1891.  —  W.  E.  Backhaus,  Allen 
die  Erde  I  Leipzig  189S.  —  Drexler,  Frei 
Land!  Ein  Menschenrechl,  Zürich  1894.  —  & 
Schärt,  Die  Bodenbesiizreform  oder:  Wie  -wird 
die  ffauptquelte  der  Armut  verstopft  und  das 
Volk  von  Steuern  und  Hypothekenschidde»  be- 
freit t  Bern  1890.  —  DamaseMoe,  Vom  Ge- 
meinde-Fiiunutwesen,  Berlin  1896.  —  MSmele, 
Ein  Beispiel  über  Einßihrung  und  Erträgnis 
der  Grundrentensteuer.    Karlsruhe  1898. 

g)  Zur  Kritik  der  Bodenbesiiz- 
reform: Aldrich,  Die  Arbeiterbewegung  in 
Australien  und  Neu-Seeland.  Conrads  Jahrb. 
in.  F.  15.  Bd.  S.  178^.  —  Buchenberger, 
Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  I.  Bd.,  S.  S£9 
bis  £60,  Leipzig  189i.  —  Cathreln,  The  Cham- 
pions of  agrtaian  socialism,  Buffalo  1889.  — 
Ctmrad,  Di«  iteueste  LiUeratur  Uber  Verstaat- 
lichung des  Grund  und  Bodens  in  Jahrb.  für 
Not.  y.  F.  XV.  Bd.,  1887,  S.  151—167.  — 
Harold  Cox,  Land  Nalionalization.  (Social 
Questimis  of  Tr.  Ray.)  London  1893.  —  Diehl, 
Zur  neuesten  LiUeratur  über  die  Verstaatlichung 
des  Grund  und  Bodens,  ebenda,  III.  Folge.  Bd. 
III,  S.  516—529.  —  VranM,  Die  Verstaat- 
lichung der  Grundrente,  Wien  1891.  —  Futd, 
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Die  Vtritaatliekung  dts  Grund  und  Bodtn», 
Jiatnbnrg  189S.  —  Herkner,  Die  Arbeiterfrage, 
n.  Auß.,  Berlin  1897,  Kapütl  IS:  Die  Boden- 
r^formbeveyuTtg,  —  iMvelie^ef  Der  Sotialitmu» 
der  Gegenwart,  HaUe  1895.  (XI.  Kap.:  Der 
KoilektivismiU  und  die  Vfrstaaltiehung  von 
Grund  und  Boden,  S.  S64—ä85.)  —  AnUm 
Menger,  Das  Recht  au/  den  rollen  Arbeiüer- 
trag,  S.  Aufl.,  Stuttgart  1891.  (S.  I4S—I54:  Die 
Vrrttaatlifhung  ron  Grund  und  Boden  in  Eng- 
land.) —  Ulbert  .Vättn,  Le  «ocialüme  en 
Angleterre.  Chap.  V:  la  natioTuilüation  du  toi, 
PariM  1897.  —  Platter,  Die  Ethik  de»  Land- 
betittes.  —  Derselbe,  Die  BodenrerHaatiiehung 
der  Freiländer  in  den  nDeuteehen  H'orfeiin  1891 
und  189t  (jetst  abgedruckt  in  den  nKritiwhen 
Beibrägen  xur  Erkenntnit  unterer  sotialen  Zu- 
stände  und  Theorieiiu,  Basel  1891 J.  —  Freust, 
Die  Bodenbetitxreform  aU  »otiaies  Beilmittel, 
Berlin  189S.  —  Rae,  Contemporary  Sorialitm. 
Chap.  XII:  The  agrarian  aocialism  0/  Henry 
George,  London  1891.  —  Ruhlanü,  Die  Agi- 
tation zur  Veretaatlichung  ron  Orund  u.  Boden 
in  Deuttehland,  TiÜnnger  ZeiUekrift  /.  die  gea. 
Staattwistenteh.,  Bd.  XXLIII,  1887,  S.  S91ff. 
—  SehäffU,  DeutMck»  Kern-  und  Zeilfragen, 
Berlin  1894.  ~~  Sehmolter,  Zur  litteraturge- 
»ehiekte  dn*  Staate-  und  tSoxialteiteentchaften, 
Leipng  1888  (Henry  George).  —  JP.  Fer- 
haegen,  Sodalite»  anglait.  Cland  et  Pürit  1898, 
(Leg  partiaant  de  ta  nationaUtatitm  du  $ol.)  — 
Adolf  Wagner,  Grundlegung  der  politischen 
Oekonomie,  S.  Aufl.,  II.  Teil,  S.  S47ff.,  Leipzig 
1894.  —  Wet*9f  Die  Lehre  Henry  Georges 
(Deutsche  Zeit-  inid  Streitfragen,  Heft  9S),  Ham- 
burg 1891.  —  Wooüs,  Englith  social  Move- 
meutB,  London  1895.  —  Wygodtlnalel,  Art. 
Bodenreformer  im  WSrterbuek  der  VtAkevtirl- 
»eiuifi  Bd.  I,  S.  395  f. 

Diehl. 


Bodenerschdpfong 
a.  Kaubbau  in  der  Land-wirtschaft. 


Bodenkreditiiistitiite. 

Bodenkreditinstitute  sind  diejenigea  Insti- 
tute ,  welche  dem  bankmässi^n  Betriebe 
des  Bodenkredils  sich  ■widmen.  Der  Betrieb 
des  Bodenkrodits  ist  ein  bankmässiger,  wenn 
diejenigen  Kapitalien  oder  wenigstens  ein 
Teil  der  Kapitalien,  welche  in  dem  Boden- 
kredit festgelegt  sind ,  jeweils  durch  die 
Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  (Obli- 
gationen) wieder  flüssig  gemacht  werden. 

Nicht  jedes  Institut,  weldies  seine  Kapi- 
talien, ^Dz  oder  teilweise,  mit  grösserer 
oder  geringerer  innerer  Berecht^ng,  fest- 
legt, ist  also  ein  Bodenkreditinstitut  im 
technischen  Sinne. 

£ÜDe  Stiftung,  welche  ihre  Yennögens- 
Terwaltung  durch  die  Anlage  d^  Stiftungs- 
kapitalien in  HypoÜieken  vollzieht,  gehört 


nicht  zu  den  Boden  kreditinstituten,  ebenso- 
wenig eine  Sparkasse. 

Ein  Bodenkreditinstitut  ist  berufsmässig, 
seinem  Entatehungszweck  und  seiner  Exis- 
tenzberechtigung nach,  damit  beschäftigt, 
Bodenkredit  zu  gewähren.  Eine  Stiftung 
oder  eine  Sparkasse  werden  ihrem  Zwecke 
nicht  unti«u,  verlieren  noch  weniger  ihre 
Existenzberechtigung,  wenn  sie  ilire  Kapi- 
talien gar  nicht  in  Hypotheken  anlegen. 
Weder  eine  Stiftung  noch  eine  Sparkasse 
mobilisieren  ihre  in  Hypotheken  festgelegten 
Gelder,  sie  befriedigen  die  Nachfre^  nach 
HypoÜieken  in  dem  Masse ,  in  welchem 
ihnen  die  Kapitalien  zur  Verfflgimg  stehen. 
Ein  Bodenkreditinstitut  mobilisiert  die  in 
Hypotheken  festgelegten  Kapitalien  und  je 
nach  dem  Umfange  der  an  dasselbe  heran- 
tretenden Nachfn^  nach  Bodenkredit  sutdit 
es  Kapitalien  an  sich  heranzuziehen,  nm 
sie  dem  ka^talbedflrftigen  Grundbesitze  zu- 
zuführen. IHe  Heranziehnne  von  Kapitalien 
geschieht  durch  die  Begebung  von  Obli- 
gationen. 

Das  Gesagte  schliefst  nicht  aus,  dass 
der  Betrieb  des  Bodenkreditgesohftftes  mit 
anderen  Geschäftszweigen  kombiniert  sei. 
Es  schliesst  auch  nicht  aus,  dass  ein  solches 
Institut,  welches  verschiedenen  Geschäfts- 
j  zweigen  benifsmässig  sich  widmet,  dem 
Bodenkredit  auch  noch  Kapitalien  zuführt, 
welche  nicht  aus  der  Ausgabe  von  hypo- 
thekarisch fundierten  Schuldverschreibungen 
ihm  zur  Verfügung  stehen. 

Zu  dem  Geschäftskreise  der  Bodenkredit- 
institute ist  vielfach ,  gleichsam  als  eine 
Pertinenz ,  hinzugetreten :  die  Gewährung 
von  Darlehen  £ui  Korporationen,  also  die 
Pflege  des  Korporationskredits.  Der  Begriff 
des  Korporationskredits  ist  nicht  überall 
gleichmässig  bestimmt.  Manche  Institute 
gewähren  den  Korporationskredit  nur  an 
solche  Korporationen  des  öffentlichen  Rechts, 
welchen  ein  gesetzliches  Umlagerecht  zu- 
steht, und  geben  auf  Grund  derartig  quali- 
fizierter Darlehen  »Kommunalobh^tionen« 
aus.  Die  Erweiterung  des  Begriffes  von 
Korporationskredit  und  die  Ausdehnung  des 
letzteren  selbst  kann  darin  bestehen  und 
besteht  thatsäclilich  in  verschiedenen  Varia- 
tionen darin,  dass  von  der  Qualifikation  als 
'  öffentlich-rechtlicher <-  Korporation  und  von 
der  Befugnis  eines  gesetzlichen  Umlage- 
redits  ab^seheo  wird.  Der  Korporations- 
kreiUt  wird  entweder  gegen  oder  <^ne 
hypothekarischen  Versatz  gegeben,  ih'kommt 
vorzugsweise  den  kleinen  ländlichen  Ge- 
meinen zu  gute. 

DemGoBch  äf  tskreis  der  Bodenkredit- 
institute steht  femer  die  Förderung  der 
Landesmelioration  und  I^destultur  nahe. 
Doch  giebt  es  in  einzelnen  Staaten  UrafOr 
besondere  Landesknltnrrenteuban- 
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ken.  Die  letzteren  gehören  als  solche  nicht 
zu  den  Bodeukreditinstituten ,  wenigstens 
nicht  im  engeren  Sinne,  noch  weniger  ge- 
hören hierher  die  Prorinzialhilfskasseo,  wenn 
dieselben  auch  vielfach  den  Zwecken  des 
Bodenkredits,  des  Korporationskredits  und 
der  Landeskultur  dienlich  sind.  Sobald  aber 
diese  letzteren  Zwecke  in  den  Mittelpunkt 
der  Thätigkeit  treten  \ind  auf  Grund  der  so 
festgelegten  Gelder  Schuldverschreibungen 
zur  Ausgabe  gelangen,  erlangen  die  bezüg- 
lichen Institute  die  Merkmale  und  die  Natur 
der  Bodenkreditinstitute,  treten  also  in  die 
Reihe  der  letzteren  ein:  so  die  in  Düssel- 
dorf jetzt  bestehende  Landesbank  der  Khein- 
provinz  und  die  Landesbank  der  Pwvinz 
Westfalen  in  Münster  (W.). 

Der  Bodenkredit  zerftllt  nach  den  Ob- 

C'  '  ■  BD  der  Beleihung  in  drei  Kategorieen : 
enkredit  für  den  kleineren  und  mitt- 
leren Grundbesitz,  für  den  Gross- 
grundbesitz und  für  den  städtischen 
Grundbesitz.  Die  Bodenkreditinstitute 
pflegen  programmmäsgig  alle  diese  Kate- 
gorieen gleicmnässig  oder  nur  einzelne  dieser 
Kat^neen. 

Ihrer  Organisation  nach  sind  die  Boden- 
kreditinstitute ebenfollB  in  drei  Kategorieen 
za  zerlegen:  die  erste  Kategorie  umfasst 
die  Bodenkreditinstitute  mit  staatlicher 
oder  provinzieller  Haftbarkeit  (hier- 
her gehören  auch  diejenigen  Institute,  für 
welche  nicht  eine  ^nze  Provinz,  sondern 
nur  Teile  einer  Provmz  haften).  Als  Stich- 
wort kann  für  dieselben  das  "Wort  Landes- 
kreditkasse  (s.  d.)  gelten.  Die  zweite 
Kategorie  begreift  die  genossenschaftlieh 
organisierten  Institute  (landschaftliche,  ritter- 
schaftliche, privatgenossenschafÜiche  Insti- 
tute [s.  Art.  Landschaften]).  Die  dritte 
Kategorie  imifasst  die  in  der  Form  der 
Aktiengesellschaft  gebildeten  Hypotheken- 
banken: Hypothekenbanken  (s.  d.  Art.). 

Die  Darlehen,  welche  von  den  Instituten 
gegeben  werden,  sind  entweder  amorti- 
sable  Darlehen  oder  nichtamortisable. 
Die  letzteren  sind  entweder  mit  vierteljähr- 
licher, halbjährlicher  oder  jährlicher  Künd- 
barkeit gegeben  oder  auf  eine  Reihe  von 
Jahren  fest  und  dann  in  einer  Summe  fällig 
oder  doch  einheitUch  kündbar  und  rückzahl- 
bar. Es  kann  aber  auch  die  Rückzahlung 
in  Raten  gestattet  sein. 

Die  Darlehen  wei-den  entweder  in  bar 
gegeben  (Bsu-darlehen)  ofler  in  Pfandbriefen 
{ Pfandbrief darlehen).  Für  die  Pfandbrief- 
darlehen charakteristisch  ist  insbesondere 
die  Verpflichtung  zur  Rückzahlimg  der 
Du'lehnsvaluta  in  Pfandbriefen. 

S.dieArtt.Hypothekenbanken,Lan- 
deskreditkassen,  Landschaften. 

Felix  Hecht, 


Bodenrente 

s.  Grundrente. 


Bodensee. 

1.  Staats-  und  völkerrechtliche  Verhältnisse. 

2.  Elgentumaverhältniase.  3.  Schiffahrts-  und 
Fischereipolizei. 

1.  Staats-  und  TÖlkerrechtliche  Ver- 
hältnisse. Unter  Bodensee  wird  in  der 
Eechtssprache  mangels  besonderer  Bestim- 
mung (z.  B.  bad.  Landesfischereiordnung  v. 

3.  Februar  1888,  %  45)  nur  der  Ober-  und 
der  üeberlingersee  im  Gegensatze  zum  Unter- 
see verstanden.  In' Staats-  und  völker- 
rechtlicher Hinsicht  besteht  zwischen 
Boden-  und  Untersee  auch  ein  erheblicher 
Unterschied.  Die  Gebietshoheit  über  den 
üntersee  steht  vertragsmässig  fest  —  nach 
Vertrj^  vom  Oktober  1854  wird  als  Ijandes- 
grenze  zwischen  Baden  und  Thurgau  über- 
all die  Mitte  des  Rheins  bezw,  des  Unter- 
sees an^nommen  — ,  die  Frage  der  Hoheits- 
verhfiltnisse  über  den  Bodrasee  entbelirt 
dagegen  einer  Regelung  durch  die  beteU^ten 
Staaten.  Sie  ist  daher  auf  wissenschaft- 
lichem Wege  zu  beantworten.  Störk,  aller- 
dings mit  Modifikation,  stellt  den  Bodensee 
dem  Meere  gleich,  somit  wäre  der  Boden- 
see staatsredatUch  herrenlose  Sache.  Dem 
steht  ent^gen,  dass  hier  im  Ge^nsatz  zum 
Meere  die  physische  Möglichkeit  thatsäch- 
licher  Beherrschung  der  ganzen  Wasser- 
fläche vorhanden  ist  und  die  Uferstaaten 
demgemäss  auch  mit  Aussclüuss  anderer 
Staaten  auf  dem  Bodensee  gebieten.  Dieser 
Ausschluss  anderer  Staaten  beruht  rechtlich 
aber  nicht  auf  einer  ungeteilten  Herrschafts- 
gemeinschaft ,  einem  Coimperium ,  einem 
staatsrechüichen  Kondominat  sämtlicher  Ufer- 
staaten (so  Seydel ,  Rettich ,  Caratheodory, 
im  Kerne  auch  v.  Sarwey),  so  dass  zur 
Ausübung  der  Staatsgewalt  jeder  Staat  über- 
all oder  nur  alle  Staaten  dxu-ch  gemeinsamen 
Willensakt  befugt  wären,  sondern  er  ist 
eine  rechtliche  Folge  des  Umstandes,  dass 
jeder  Uferstaat  für  einen  bestinmiten  Bezirk 
des  Sees  alle  anderen  Staaten,  auch  die 
Uferstaaten  von  der  Herrschaft  ausschliesst, 
den  letzteren  gegenüber  nxu-  durch  die  Ver- 
pflichtung beschränkt,  den  thatsächhch  ge- 
meinsamen Wasseriauf  nicht  in  einer  Weise 
zu  stören,  dass  hierdurch  auf  den  Wasser^ 
lauf  in  den  fremden  Seegebieten  nachteilig 
eingewirkt  wird.  Der  Bodensee  steht  unter 
geteilterHerrschaft  der  Staaten  Oester- 
reich, Bayern.  Württemberg,  Baden,  Thur- 
gau ,  St.  Gallen  (so  v.  Martitz ,  v.  Liszt, 
Rivier,  Ulbrich,  Ullraann,  die  schweizerische 
Staatsregierimg  und  im  G^nde  auch  Otto 
Mayer),  und  zwar  bestimmt  sich,  soweit 
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nicht  Herkommea  oder  Yerlrag  entgegen-  j 
stehen,  der  Gebietsteil  eines  jeden  Staates  I 
nach  dem  Verhältnis  seiner  t  ferlänge  und  I 
nach  der  Mittellinie  des  Seespiegels.  Beweis : 
1.  der  Völker- (nicht  privat-)  rechtliche  Satz,! 
dass  im  Zweifel  öffentliche  Grenzseeen  nach  ! 
dem  Rechte  der  ÖffentUchen  Grenzflüsse  j 
behandelt  werden  (der  Untersee,  der  Genfer-  | 
see  sind  nach  der  Seemitte  geteilt);  2.  diej 
Geschichte  der  Rechtsverhältnisse  des  Boden- 1 
sees  in  früheren  Jahrhunderten  (besondere  i 
Seegebiete  der  Stadt  Konstanz,  der  Fürsten  j 
yon  f  ürsteubei^,  der  Stadt  Lindau ;  Grenze 
gegen  die  Schweiz  die  Seemitte);  3.  der 
Inhalt  neuerer  Staatsverträge:  a)  die  üfer- 
staaten  haben  im  Jahre  1880  vereinbart, 
dass  die  standesamtüche  Behandlung  der 
auf  dem  Bodeusee  eintretenden  Geburta- 
uud  Sterbe^e,  welche  in  der  unmittelbaren 
Umgebtmg  des  Seeufers  sich  ereignen,  durch 
den  Standesbeamten  des  betreffenden  Ufer- 
bezirkes,  die  auf  der  Seefläche  ausserhalb 
dieser  unmittelbaren  Umgebung  sich  ereig- 
nenden durch  den  Staudesbeamten  des- 
jenigen Bezirkes  beurkundet  werden  sollen, 
in  welchem  das  Schiff  oder  Fahrzeug,  auf 
dem  sich  der  Fall  ereignet  oder  von  dem 
»US  eine  Leiche  aufgenommen  wird,  seinen 
regelmässigen  Standort  hat,  zugleich  aber 
bestimmt,  dass  durch  diese  Yerabredtmg 
»den  Hoheitsverhältnissen  auf  dem  Boden- 
see  nicht  präjudiziert  sein  sollt ;  b)  die  in 
Br^Dz  verembarte  »iatematioDale  Sohiff- 
fahrts-  und  Hafenordnong  für  den  Boden- 
22.  September  1867  bestimmt  in 
Axt  3:  »Die  Bodenseeuferstaaten  werden 
dafOr  Soive  tragen,  und  zwar  jeder  längs 
seiner  Uzerstredte  und  auf  dem  dazu 
gehörigen  Wassergebiete,  dass  nicht 
durch  künstliche  Anlagen,  durch  den  Betrieb 
von  Gewerben  oder  durch  sonstige  ünter- 
nehmungen  der  Schiffahrt  Hindemisse  be- 
reitet werden«,  und  in  Art.  25:  »Die  Nicht- 
befolgung  der  in  gegenwärtiger  Schiffahrts- 
und Hafenordnung  gegebenen  Vorschriften 
und  die  Uebertretung  der  darin  ausgespro- 
chenen Verbote  wiid  .  .  .  geahndet  .  .  . 
von  den  Behörden  und  nach  den  Gesetzen 
desjenigen  Landes,  auf  dessen  Gebiet 
die  strafbare  Handlung  begangen  ist«  (eben- 
so Art.  25:  ^Staatsgebiet  derLebertretung*'); 
c)  Art.  11  der  sogenannten  oberrheinischen 
(Tjuzerner)  Uebereinkunft  zwischen  Baden, 
Elsass-Lothringeu  und  der  Schweiz  v.  18.  Mai 
1887  über  die  Anwendung  gleichartiger  Be- 
stimmungen für  die  Fischerei  im  Rhein 
und  seinen  Zuflüssen  emschliesshch  des 
Bodensees  sagt:  »Jede  Regierung  der  be- 
teiligten üferstaaten  stellt  für  ihr  Gebiet 
einen  Bevollmächtigten  auf.  Diese  Bevoll- 
mächtigten werden  sich  die  von  ihren  Re- 
gierungen |;etroffeneu  Anordnun^n  über 
dasE^schereiwesenim  Bheingebiet  gegen- 


seit^  mitteilen  .  .  .a;  d)  durdi  Art  1  des 
laut  VereinbaruDff  mit  der  Schweiz  v.  24. 
Juni  1S79  auch  für  das  Deutsche  Reich  als 
rechtsgiltig  anerkannten  badisch-schweizeri- 
schen Vertrags  v.  28.  April  1878  wiuxle 
»die  Grenze  zwischen  beiden  Staaten  über 
den  Strandboden  und  das  Seegebiet*  im 
Bereiche  der  Eonstanzer  Bucht  diux^  eine 
genau  bestimmte  Linie  fixiert  und  verein- 
bart, dass  von  dem  Endpunkte  dieser  Linie 
ab  die  Mitte  der  Bucht  die  Grenze  bildet 
So  lässt  sich  die  Hoheitsgrenze  zwischen 
den  Staaten  dahin  bestimmen,  dass  sie  von 
der  Seemitte  der  Konstanzer  Bucht  in  der 
Mittellinie  des  Obersees  nach  Osten  läuft 
und  bei  der  Mündung  der  Leiblach  (Grenz- 
fluss  zwischen  Oesterreich  und  Bayern) 
endet  Die  nichtschweizerisohen  Seebe'zirke 
unterliegen  also  nicht  der  Neutrahtät;  das 
Seegebiet  von  Bayern,  Württembei^  und 
Baden  ist  Reichsinland  und  unterliegt  dem- 
gemäss  den  Bestimmungen  der  Beichaverf. 
Art  4  ZiÖ.  9  und  r4. 

2.  Ei^entomsTerhältnisse.  Da  der  Bo- 
densee nicht  Meer,  sondern  Binnengewässer 
ist,  steht  er  im  Eigentum.  Als  öffent- 
liches Gewässer  dient  er  dem  Gemein- 
gebrauch zum  Baden,  Waschen,  Tränken  etc. 
und  zur  Schiffatut  für  den  Kreis  der  Staats- 
angehörigen, ist  also  öffentliche  Sache,  darum 
öffentliches  Eigentum  und  zwar  im  Zweifel 
des  Staats,  nicht  Her  Gemeinden.  Dass  das 
Eigentum  unter  den  Staaten  geteilt  ist  und 
sitm  mang^B  besonderer  Bechtstitd  der 
territoriale  Umfang  des  staatlichen  Eigen- 
tumsrechts mit  der  rämalichen  Ausdehnung 
des  staaüidien  Herrschaftsrechts  über  den 
See  deckt,  beweist  das  Recht  der  Fischerei- 
nutzung. Der  badische  Domänenfiskus  nimmt, 
soweit  nicht  die  Civilliste,  Gemeinden  oder 
Private  berechtigt  sind,  das  Fischereirecht 
im  badischen  Seegebiete  in  Anspruch  und 
zwar  bis  zur  Seemitte.  Im  Östhchen  Teile 
des  ßodensees  dagegen  hat  die  Mangel- 
haftigkeit der  natürlichen  Grenze  zu  gegen- 
seitiger Duldung  imd  so  zu  einer  thatsäch- 
lichen  Fiscliereigemeinschaft  zwischen  öster- 
reichischen, bayerischen  und  schweizerischen 
Fischereiberechtigten  auf  der  »Schwebt  d.  h. 
auf  der  tiefen,  weiten  See  geführt  im  Gegen- 
sätze zu  der  Fischerei  auf  den  »Gründen 
und  Haldiuen*  d.  i.  in  den  seichteren  Teilen 
des  Sees  am  Ufer  (im  Lindauer  und  Vor- 
ariberger  Seebezirk  bis  Vi  Stunde  seeein- 
wärts).  Die  Schilf-  und  Seejagdnutzung 
übt  im  Zweifel  auch  der  Fiskus  als  Eigen- 
tümer. 

3.  Scliiffahrts-  nnd  Fischereipolizei. 

Besonders  geregelt  ist  Schiffahrts-  imd 
Fischereipolizei,  die  erstere  durdi  die  er- 
wähnte Schiffahrts-  und  Hafenordnung  t.  22. 
September  1867  und  ihren  zwar  auf  Ver- 
einbarung beruhendeu,  aber  als  landesredit- 


Digitized  by  Google 


Bodensee — Bodenzersplitterung 


965 


liehe  Sondervorschriften  erlassenen,  1.  Slärz 
1893  und  1.  Febniar  1895  in  Kraft  getretenen 
Abänderungen  und  Ei^nzungen  (bayer. 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  1893  S.  1, 
1895  S.  5).  Hiernach  ist  der  Bodensee  auch 
den  Schiffen  fremder  Nationen  geöffnet. 
Für  die  Seeschiffe  und  die  Berechtigung 
ziu"  Führung  eines  Segel-  oder  Dampfschiffes 
sind  besondere  Erfordernisse  aufgestellt,  der 
Transport  von  Personen  und  gefährlichen 
Waren  und  der  Schiffahrtsbetrieb  selbst 
sind  näherer  Begehing  unterworfen.  Nachen- 
fahrten unterliegen  keiner  polizeilichen  Be- 
schrfinkun^. 

Die  Fisohereipolizei  ist  durch  Über- 
einstimmende Sondervorschriften  der  einzel- 
nen Staaten  geordnet.  Früher  in  freiwilliger 
Ausfühnmg  der  Beschlüsse  der  Konferenzen 
ei^ngen,  welche  zwischen  Vertretern  der 
Uferstaaten  und  des  deutschen  Fischerei- 
vereins am  9./11.  Juni  1881  zu  Lindau  statt- 
fanden, beruhen  sie  jetzt  auf  der  bindenden, 
zu  Bregenz  am  5.  J\üi  1893  geschlossenen 
Fischereiübereinkunft  der  Uferstaaten,  welche 
am  22.  Dezember  1893  in  Kraft  trat  und  1897 
ea*ganzt  wurde  (Bayer.  Gesetz-  und  Verord- 
nungsblatt 1894  S.  132  und  1897  S.  359). 
Audi  am  12.  Juli  1898  fanden  in  Lindau 
neue  Verhandlungen  statt.  Dazu  gilt  zwi- 
schen Baden  tmd  der  Sdiweiz,  soweit  nicht 
der  Vertrag  v.  5.  Juli  1893  uideres  bestimmt 
hatj  noch  die  oben  erwShnte  oberrheinische 
Fischereiflbereinkunft.  Die  bf^ische  Landes- 
fischereiordnung  von  1888  hat  den  Inhalt 
dieser  Uebereinkunft  in  sich  verarbeitet 
(dazu  §  45  »besondere  Bestimmungen  für 
uen  Bodensee«),  und  Art.  24  des  schweize- 
rischen Bundesgesetzes  betreffend  die  l^che- 
rei  V.  21.  Dezember  1889  bestimmt,  dass 
in  Bezug  auf  den  Rhein,  von  Basel  an  bis 
und  mit  dem  Bodensee,  die  genannte  Fische- 
reiübereinkunft anzuwenden  sei. 

Litteratart    Caratheotiory    und    Störte  im 

Jfandirörf erblich  des  Völkerrechts  von  Fr.  von 
JloUxcndorff,  Bd.  II,  Hamburg  1887,  S.  SSO  u. 
617.  —  Blvmer-Morel,  iSchveiz.  Bundesstaats- 
recht,  ä.  Auß.,  Bd.  III,  Botel  1887,  S.  374.  — 
Oaupp,  Staatsrecht  des  Könfgreicks  Würltem- 
herg,  in  3farq\tordtent  Handbuch  des  fiffenU 
liehen  Rechtt,  Bd.  III,  I*,  Freiburg  i.  B.  ttnd 
Leipzig  I89S,  S.  I4.  —  von  Liazt,  Volketveckt, 
Berlin  1898,  S.  50.  —  vtm  Marttt»  in  Hirths 
Annalen,  1SS.5,  S.  278^.  —  Otto  Majfer  im 
WOrterbiich  de»  deutschen  Vcriraltungsrechts, 
hgg.  von  Freih,  Ton  Stengel,  Art.  Binnenge- 
wässer, Freiburg  i.  B.  1889.  —  Rettich,  Die 
Völker-  ttnd  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des 
Bodensee»,  Tübingen  JS84.  —  Rivier,  Prin- 
eipes  du  droit  des  gens,  Bd.  I,  Paris  1896,  S. 
145.  —  von  Sali«  f  Schtceixerisches  Bundes- 
recht,  Bd.  I,  Bern  1891,  Nr.  98.  —  von  Sar- 
wey, Das  Staatsrecht  des  JCSnigreich»  WÜrtiem- 
berg,  Bd.  I,  Ttlbingen  1883,  S.  S4  und  25.  — 
von  Seydel,  Bayrisches  Staatsrecht,  Bd.  I,  3. 
At^.,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1896,  S.  8S6, 


GSl.  —  Vthrieh  im  Oesterr.  &aatawSrterbuchf 
hgg-  von  Z^Vnich  und  JUischler.  Art.  Bodmsee, 
Bd.  I,  Wien  1895.  —  Vilmann,  VSlterreektf 
Freibürg  i.  B.  1898,  8.  I84. 

Hermann  Behm. 


Bodeniersplitternng. 

1.  Wesen  und  wirtschaftlicher  Einfloss. 
2.  Gesetzgebung.  3.  Statistik,  a)  Bel«en.  b) 
Frajikreidt.  c)Pas  britische  Reich,  d)  Deutsch- 
land. 

1.  Wesen  und  wirtschaftlicher  Ein- 
flnss.  Bodenzersplitterung  kann  in  drei- 
facher Weise  eintreten,  einmal  im  Grund- 
besitz durch  Verteilung  dee  Landes  unter 
eine  übermässige  Zahl  Ideiner  Grundbesitzer; 
zweitens  durch  die  Zerlegung  der  landwirt- 
schaftlich benutzten  Fläche  in  ganz  kleine 
Grundstücke,  die  selbständig  bewirtschaftet 
werden  (Exploitations),  ohne  dass  eine  gleiche 
Zerteüung  des  Eigentums  vorliegt.  In  beiden 
Fällen  findet  Zwergwirtschaft  statt.  Drittens 
durch  die  Zerstückelung  des  Ackers  in  eine 
Menge  kleiner  zerstreut  liegender  Parzellen, 
die  eventuell  in  der  Hand  einer  kleineren 
Zahl  E^ntümer  sich  befinden  und  zu  einer 
kleineren  Zahl  von  Wirtschaften  gehören. 
Jede  Alt  kann  unabhängig  von  der  anderen 
auftreten  und  hat  ihre  besonderen  volks- 
wirtsdiaftlidien  Eigentümlichkeiten.  Die 
erstere  Form  finden  wir  besonders  in  einigen 
Tillen  Thüringens,  Hessens,  Badens  und 
Württembergs.  Die  zweite  Art  trat  nament- 
lieh  in  den  40  er  Jahren  in  erschreckender 
Weise  in  Irland  auf,  wo  bei  koncentriertem 
(jmndbesitz  die  bewirtschafteten  Stücke  auf 
dem  Wege  der  Verpachtung  übermässig 
zerkleinert  an  ein  massenhaftes  Agrarprole- 
tariat  ausgegeben  waren ;  und  auch  jetzt 
sind  noch  daselbst  die  verpachteten  Grund- 
stücke verhältnismässig  klein  und  überwiegt 
die  Parzellenwirtschaft.  Die  dritte  Art  war 
in  Mitteleuropa  noch  im  Beginne  des  Jahr- 
hunderts allgemein  verbreitet  und  wurde 
erst  durch  die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke (s.  d.  Art.)  oder  die  Verkoppelung 
beseitigt.  Sie  ist  noch  jetzt  in  einzelnen 
Teilen  der  westlichen  Provinzen  Preussens, 
z.  B.  der  Eifel,  den  früher  hessen-homburgi- 
schen  Gebieten,  in  Baden,  Thüringen, 
Württemberg  und  Bayern  zu  finden,  dann 
in  Frankreich. 

Leider  ist  die  Statistik  in  dieser  Be- 
ziehung eine  sehr  unzulängliche,  so  dass 
man  nur  mit  annähernder  Richtigkeit  ein 
Bild  der  betreffenden  Verhältnisse  zu  liefern 
vermag  (s.  Art.  Agrarstatistikl,  S.128  ff.). 

Der  wirtschaftliche  Einflnss  der  Boden- 
zersplitterung wird  ein  vQllig  varschiedener 
sein,  je  nadidem  dieselbe  in  ^em  reinen 
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Agrarlande  oder  in  einem  Industnelaude  | 
vorliegt ;  je  nachdem  die  Ackerstücke  allein  , 
die  BeschäftiguDg  und  Ernährung  der  Be- 1 
völkerung  Abnehmen  oder  nur  eine  Neben- 1 
beschäftigung   gewähren  sollen.    Ist   «las  | 
erstere  der  Fall,  so  liegt  der  Nachteil  einer  j 
xuigenügenden  Verwertung  der  Arbeitskraft  j 
vor ,  wenn  die  Verkleinerung  der  Acker- ! 
stücke  so  weit  gediehen  ist ,  dasa  die  In- 1 
haber  derselben  nur  in  einem  Teile  des  | 
Jahres  dadurch  beschäftig  werden.  Es  tritt , 
die  Gefahr  hinzu,  dass  sie  nur  in  normalen  I 
Jahren  darauf  genOgeude  Ernährung  finden,  < 
die  BeTHlkening  durch  ausgedehnten ,  er- 
zwungenen ATüssiggang  demoralisiert  wird 
und  nach  ungünstigen  Eroten  sidi  eine  all- 
^meine  Hungersnot  entwickelt.   Das  war 
in  erschreckender  Wöse  iafolj^  der  Ver- 
breitung der  Eartoffelkrankheit  in  den  ner- 
ziger Jahren  in  Irland  der  Fall,  Anfetng  der 
fünfziger  Jahre  in  Baden,  WOrttembei^  und 
Hessen  (s.  Art.  Agrarkrisis  oben  Bd.  I,  S. 
110  ff.).  Die  untere  Grenze,  unter  welcher  die 
Zei-stückelxmg  der  Grundstücke  wirtschaft- 
lich schädlich  wirkt,  liegt  mithin  in  der 
Gi-üsse,  welche  angeme^ne  Beschäftigimg 
und  reichliche  Eriiäiirung  der  darauf  ange- 
wiesenen Familie  gewährt.  Je  nach  der  Boden- 
güte, ganz  besonders  je  nach  der  Intensität 
der  Bewirtschaftung,  welche  die  naturlichen 
und   wirtschaftlichen  Verhältnisse  ermög- 
lichen, wird  dieselbe  verschieden  sein.  So  ge- 
nügt in  Japan  bei  intensivster  Reiskultur  hier- 
für bereits      ha,  während  eine  Grösse  von 
2  ha  die  beste  Verwertung  gestatten  soll. 
Heitz  (Bäuerliche  Zustände)  bezeichnet  für 
Württembei^  3  ha  bei  halber  Verschuldung 
als  Existenzminimum.  Im  Eisenacher  Ober- 
lande rechnet  man  5  ha,  im  Unterwaldkreis 
(Begierungsbezirk  Wiesbaden)  4  ha,  im  Kreis 
Merzig  (Regienm^bezirk  Trier)  5 — 7*/s  ha 
als  ausreichend,  eine  Familie  angemessen  zu 
beschäftigen  und  zu  ernähi-en.   In  den  Öst- 
lichen Provinzen  Preussens  wird  man  viel- 
fach höher  hinauf  gi-eifeu  müssen,  und  auch 
in  diesen  Fällen  wird  eine  eigänzende  Be- 
schäftigung noch  meist  erwünscht  sein. 

In  Gegenden,  wo  die  ländliclie  Bevölke- 
rung noch  ausgedehnten  Nebenverdienst,  sei 
es  in  Fabriken,  sei  es  in  Hausindustrie  oder 
durch  Fnhrdieuste  zu  finden  vermag,  wird 
man  eine  solclie  Minimalgrenze,  unter 
welcher  die  Zerteilung  ohne  Schaden  nidit 
gehen  darf,  kaum  anzugeben  vermj^n. 
Geht  auch  bei  einer  sehr  stuken  Zer- 
splitterung viel  Land  durch  die  Ghceuz- 
furchen  verloren  und  ebenso  viel  Zeit  durch 
das  Hin-  und  Herwandem  des  Arbeiteis, 
der  auf  dem  Grundstück  nur  kurze  Zeit 
Beschäftigung  findet,  so  ist  dieses  doch  in 
vielen  Fällen  ohne  wirtschaftlichen  Schaden. 
Geht  der  Fabrikai'beiter  noch  des  Abends 
eine  Viertel-,  selbst  eine  halbe  Stunde  nach 


seinem  Kartoffelstück  oder  Gemüseland,  um 
etwas  Unkraut  auszujäten,  ebenso  die  Witwe 
mit  ein  jKiar  Kindern  zu  dem  gleichen 
Zwecke  an  Tagi?n ,  wo  sie  keine  ander- 
weitige Arbeit  findet,  so  ist  der  Gang  ins 
Freie  eine  Ei-holung  und  bedingt  keinen 
Verlust.  Bei  Spatenkultur  wird  auch  die 
grusste  Zei-stückelung  des  Landes  nur  g&- 
rin^en  Landverlust  brin^n.  Am  Rheine 
l«ginnt  der  Arbeiter  mitunter  mit  einer 
(Juadi-atnite  nackten  Fels,  wo  er  erst  lockere 
Ei-de  hinaufträgt,  um  die  ersten  Weinstöcke 
zu  pflanzen,  und  nach  einigen  Jahren  kann 
seine  Mühe  reichlich  belohnt  sein  und  die 
Ernte  eines  günstigen  Jahres  ihm  den  Zu- 
kauf  einer  oder  mehrerer  veitoi«r  ( juadrat- 
ruten  ermöglichen.  Schon  ^  i  Motten  Land 
oder  5—6  ar  genügen,  um  den  Bedarf  an 
Kartoffeln  für  eine  Familie  zu  decken,  schon 
die  Hälfte  wird  einen  erfreulichen  Zuschuss 
an  Kartoffeln,  Gemüse  etc.  zu  liefern 
mögen ;  und,  was  noch  von  gi-üsserem  "Werte 
ist,  das  kleinste  Ackerstückclien  kaim  durch 
angemessene  Ei^nzung  eineranderen  Thätig- 
keit  der  Familie  Erholung  und  Freude  ge- 
währen, durch  das  Bewusstsein,  am  Grund- 
besitz zu  imrticipieren ,  nähei-e  Beziehung 
zu  Staat  und  Gemeinde  knüpfen,  Gemein- 
geist und  Patriotismus  heben  und  Aus- 
wanderung verhindern.  Namentlich  für  die 
Umgebung  der  Städte  und  Fabrikorte  ist 
deshalb  die  En^•eitenmg  der  Bodenzer- 
Bi)littei'ung  keineswegs  als  ein  grosses  Uebel 
anzusehen ,  sondern  wird  im  Gegenteil  in 
wirtschaf  tliclier ,  sozialer  und  politischer 
Hinsicht  in  hohem  Masse  zu  wünschen  sein. 

Ist  es  nun,  wie  angedeutet,  in  gewisser 
Hinsicht  wünschenswert,  dass  die  kleinen 
Leute  die  Ackerstücke  auch  als  Eigentum 
gewinnen,  um  damit  die  Zalii  der  Gnmd- 
besitzer  zu  vermehi-en,  so  ist  es  zu  weit 
gegangen,  die  Parzellen pacht  dem  gegen- 
über ohne  weiteres  als  schädlich  zu  be- 
zeichnen, weil  die  übri^n  angeführten  Vor- 
teile einer  Bodenzerteilung  damit  immer 
noch  eiTeicht  werden  können.  Ja  es  giebt 
Verhältnisse,  in  denen  ParzeUenpacht  sogar 
vor  dem  Parzellenbesitz  besondere  Vorzüge 
hat.  Das  ist  der  Fall,  wo  die  Inhaber  der 
Grundstücke  an  Ort  und  Stelle  keine  Aus- 
wahl unter  den  Arbeitgebern  haben,  sondern 
auf  eäh  bestimmtes  Out,  eine  bestimmte 
Fabrik  allein  angewiesen  sind  und  d^er 
bei  einem  Wechsel  des  Arbeitgebers  auch, 
den  Wohnsitz  veiflndern  müssen.  Der  Besitz 
eines  Ackerstückes  schliesst  damit  eine  grosse 
Gebundenheit  an  die  Scholle  und  eine  Ver- 
mindemmg  der  Freizügigkeit  ein,  während 
Parzellenpacht  volle  Freiheit  der  Bewegung 
gestattet.  Wo  es  somit  an  kleinen  käuf- 
lichen Gnmdstückeu  fehlt ,  wird  es  ein 
Segen  sein,  wenn  wenigstens  Parzellen  zu 
pachten  sind,  und  die  Arbeitei'bevölkei'un^ 
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vird  sich  vielfach  besser  dabei  stehen,  «renn 
ihnen  namentUch  von  ihren  Arbei^bern 
Adcerstücke  in  Pacht  als  nur  zum  Kauf 
offeriert  werden. 

2.  Gesetzgebung.  Aus  dem  Gresagten 
geht  hervor,  dass  die  Gesetzgebimg  reine 
Agnur^genden  in  Bezug  auf  die  Boden- 
Zersplitterung  ganz  anders  zu  behandeln  hat 
als  Industriegegenden  und  es  auch  Agrar- 
gegenden  giebt,  z.  B.  wo  grössere  Güter 
eehr  verbreitet  sind,  welche  den  Industrie- 
gegenden gleich  zu  behwideln  wären.  Nur 
in  Gemeinden,  wo  es  ari  ei'gftnzender  Be- 
schäftigung fehlt,  wird  eine  Zerteilung  l^d- 
wirtechaftlich  benutzter  Grundstücke  der- 
artig schädlich  werden  kSanen,  dasa  ein 
Eingreifen  der  Gesetzgebung  wünschenswert 
sein  kann. 

Die  Bodenzersplitterung  wird  am  meisten 
herbeigeführt  durch  die  ^eiciie  Erbteilung. 
Wo  die  Sitte  ein  ausschliessliches  oder  auch 
nur  ein  bedingtes  Vorrecht  des  Ueber- 
nehmers  im  Erbfalle  voraussetzt,  ist  auch 
die  gesetzliche  freie  Teilbarkeit  ohne  nach- 
teiligen Einfluss,  ebenso  wo  die  Bevölkerung 
nicht  8^k  wächst  oder  doch  der  Nach- 
wnichs  sich  anderen  Gegenden  oder  anderer 
Beschäftigung  zuwendet.  Bei  reichlichem 
Kindersegen  und  gleicher  Erbteilung  liegt 
die  Naturalteilung  nahe,  welche  leicht  zu 
unrationeller  Behandlung  des  Landes  führt, 
weil  die  Söhne  geneigt  sind,  auf  der  ver- 
kleinei-ten  Scholle  noch  die  "Wirtschaftsweise 
des  Vatei-s  beizubelialten ,  namentlich  ein 
Gespann  zu  halten,  wo  es  nicht  mehr  volle 
Beschäftigung  findet.  Daher  ist  die  Boden- 
zersplitterung der  Landwirtschaft  oft  ver- 
hängnisvoll geworden.   Sie  wird  auch  be- 

rtigt  durch  ungünstige  Konjunkturen,  wo 
bedrängte  Bauer  Stücke  seines  Landes 
veräussert,  lun  Geld  zur  Wirtechaft  zu  er- 
halten oder  kontrahierte  Schulden  zu  decken ; 
dann  benutzen  Kapitalisten,  besonders  ge- 
werbsmässige Güterschlächter,  die  Verlegen- 
heit des  Grundbesitzers,  Land  zu  erwerben, 
um  es  zu  zerschlagen  und  in  Parzellen,  die 
verhältnismässig  stets  einen  höheren  Wert 
haben,  wieder  zu  verkaufen.  So  li^  die 
Ge&hr  einer  Bodenzersplitterung  allerdings 
TOT,  wo  freie  Teilbarkeit  besteht 

Einer  Bodenzersplitterung  werden  nun 
alle  Masaregeln  ent^gen  wirken,  welche  über- 
haupt zur  Befestigung  des  Grundbesitzes 
und  Erhaltung  des  Bauemstandes  beitragen, 
wie  das  Verbot  oder  Erschwerung  der  Güter- 
schlächterei ,  das  Anerbenrecht  etc.  Wir 
verweisen  deshalb  auf  die  betreffenden  Ar- 
tikel. Hier  ist  nur  zu  untersuchen,  ob  es 
zweckmässig  ist,  durch  Gesetz  eine  llinimal- 
grenze  für  die  Zerteilung  anzusetzen. 

In  Baden  wui-de  durch  das  Landrecht 
freie  Teilbarkeit  eingeführt  Schon  1808 
beschi-änkte  aber  das  Ho^üteredikt  dieselbe. 


Das  G.  V.  6.  April  18.t4,  die  gesetzliche 
Unteilbarkeit  von  Liegenschaften  betreffend, 
ist  hier  aber  von  besonderem  Interesse. 
Die  Hauptsätze  des  Gesetzes  lauten : 

Art.  I.  Die  Teilung  von  Wald,  Reutfeld 
und  Weiden  in  Stücke  unter  10  Morgen,  ferner 
die  Teilung  von  Ackerfeld  und  Wiesen  unter 
einem  Yiertelmorgen  badisches  Mbbs,  darf  weder 
zur  Anfhebung  einer  Gemeinschaft,  noch  im 
Wege  irgend  eines  anderen  Rechtsgeschäftes 
stattfinden,  sofern  nicht  dadurch  die  Vereini- 
gung der  abgeteilten  Liegenschaften  mit  einem 
angrenzenden  Grondstücke  des  Erwerbers  be- 
zweckt wird  und  hierbei  kein  StUck  unter  obi- 
gem Mass  Ubri;^  bleibt. 

Art.  II.  Die  Verwaltnngsbehürde  kann  a) 
auf  den  Antrag  des  Gemeinderates  (und  Bür- 
geransscbusses)  fUr  eine  bestimmte  Gemarkung 
das  Verbot  des  Art.  I  auf  ein  grösseres  Mass 
erweitern;  b)  in  gleicher  Weise  ein  bestimmtea 
Mass  als  Grenze  der  Teübarkeit  für  Garten- 
und  Beb^elände  festsetzen ;  c)  im  einzelnen 
Falle  Nachsicht  von  vorstehenden  Verboten  be- 
willigen. 

Art.  nr.  Tralnngen  von  Li^nscbaften 
gegen  die  Bestimmungen  der  Art.  I  und  II 
sind  kraft  Gesetzes  nichtig.  Sie  dUrfen  bei 
Vermeidnng  einer  Geldstrafe  bis  auf  200  Mark 
weder  in  Grnndbächa-  eingetragen,  noch  in 
Öffentlichen  Urkunden  ansgetertigt  werden. 

Sehr  ähnlich  ist  das  Wfirttembergische 
G.  V.  1.  Juli  1SÖ3,  welches  zunächst  be- 
stimmt, dass  alle  Kauf-  und  Pachtverträge 
an  Grund  und  Boden  schriftlich  gemacut 
werden  müssen  und  bä  Gritese  des  Objektes 
von  mehr  als  10  Morgen  die  Urkunde  vom 
Bezirksnotar,  Ortsvorsteher  oder  einem 
anderen  Terwaltungsbeamten  mit  untere 
sehrieben  werden  solle.  Femer,  dass  bei 
Versteigerungen  von  Grund  und  Boden  ein 
Notar  oder  Gemeindebeamter  oder  Gemeinde- 
rat dabei  fungieren  soll  und  jede  Bezahlung 
für  Beteiligung  an  der  Versteigerung.  Ver- 
abreichung von  Speisen  und  Getränken  in 
oder  in  der  Nähe  des  Lokals  der  Ver- 
steigeniDg  bei  Strafe  verboten  sei.  Dieselbe 
soll  nur  im  Bathause  oder  ähnlichem  Lokale 
stattfinden. 

In  §  11  heisst  es  dann: 

„Wer  ein  oder  mehrere  Grundstücke  im 
Flächengehalt  von  wenigstens  10  Moi^n  ans 
einer  Hand  durch  einen  Kauf-  oder  Tauschver- 
trag erwirbt,  darf,  ehe  er  diese  Liegenschaften 
nicht  wenigstens  3  Jahre  in  Besitz  gehabt 
hat,  entweder  dieselbe  nur  im  ganzen  oder 
nicht  mehr  als  den  vierten  Teü  davon  ver- 
kaufen." 

Ausnahmen  davon  sind  gestattet,  wenn  sie 
jemand  als  Gläubiger,  oder  bei  Verstetgernng 
erworben  hatte,  dann  zur  Deckung  seiner 
Forderungen,  oder  bei  Erbteilung,  oder  mit 
besonderer  Genehmigung  der  Kreisregierung. 

§  13:  „Wer  die  verbotene  stückweise  Ver- 
änssernng  von  Gutskomplexen  gewerbsmässig 
betreibt  oder  derselben  \  orschub  leistet,  soll  zn 
drei  Monaten  Geflbignis  und  600  fi.  bestraft 
werden." 
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Im  KOiugieich  Sachsen  ist  noch  jetzt 
das  Gesetz  über  die  Teilbarkeit  des  Gnmd- 
eigentums  Tom  8U.  November  1843  mass- 
gebend: 

1.  Die  Teilung  der  Eitt«rgüter  darf  Ober 
''i  der  Stenereinbeiten  weder  auf  einmal  noch 
nach  und  nach  hinaasg^hen.  2.  Nur  innerhalb 
der  ländlichen  Gemeindebezirke  gele^'-ene  und 
als  geschlossen  zu  betrachtende  Grundstücke 
sind  in  Bezog  auf  die  Abtrennung  einzelner 
Teile  desselben  einer  BeschrflnkiiDg  nnter- 
worfen. 

Dagegen  findet  solche  Beschränkung  nicht 
statt:  1.  bei  innerhalb  der  städtischen  Ge- 
meindebezirke gelegenen  Grnndstflcken;  2.  bei 
allen  unter  einem  geschlossenen  Komplex  nicht 
begriffenen  walzenden  GrundstDcken.  3.  Von 
geschlossenen  Grundstücken  dürfen  künftig  auf 
einmal  oder  nach  und  nach  nur  so  viel  abge- 
trennt werden,  dasa  'k  der  auf  deren  Grund 
und  Boden  ausschliesslich  der  Gebäude  bei  Er- 
lassung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  haftenden 
Steuereinheiten  bei  dem  Stammgnte  verbleiben. 
4.  Ansnahmen  finden  statt:  1.  bei  Weinbergs- 
gruttdstücken;  2.  im  Falle  des  Tausches,  wenn 
nicht  über  '/b  der  znaammengehörigen  Stener- 
einheiten  abgezweigt  werden  sollen;  3.  zum 
Zwecke  des  Betriews  der  Handelsgärtnerei:  4. 
bei  Abtrennung  zu  Cffentlicben  Zwecken ;  &■ — 6. 
für  Wobngebäude  und  Gewerbs-  und  Fabrik- 
etablissementa ,  7.  für  wirtschaftliche  Zwecke. 
Bei  3,  ö  und  7  dürfen  nicht  mehr  als  * »  der 
Steuereinheiten  abgetrennt  werden.   6.  Die  Re- 

f'erungsbehörden  künnen  in  Fällen  von  3  und 
weitere  Abtrennung  gestatten. 
In   Ausnabmeföllen    sind   für  Indnstrie- 
zwecke  weitere  Teilungen  der  sogenannten  ge- 
schlossenen Güter  nach  G.  v.  21.  April  lö73 
zulässig. 

Im  Grossherzogtum  Hes&en  kommt  das 
Gesetz  über  Ziisammenlegiing  der  Grund- 
stücke, Teilbarkeit  der  Parzellen  etc.  v.  15. 
Januar  1858  in  Betracht: 

Wo  Zusammenlegung  stattgefunden  hat, 
soll  von  der  Regierungsbehörde  nach  Anbiirnng 
des  Ortsvorstanaes  und  der  Feldgeschworenen 
Über  ein  Hinimnm  von  Gartenland  nicht  ge- 
gangen werden.  Dieses  Minimum  darf  nicht 
nietmger  ala  V«  Morgen  und  nicht  hSber,  als 
von  Ortsvorstand  und  Feldgeschworenen  bean- 
tragt war,  festgesetzt  werden.  —  Auch  wo 
keine  Zusammenlegung  stattgefunden  hat,  soll 
Land  (abgesehen  von  Garten-  und  Weinland) 
nicht  in  Parzellen  unter  Morgen  zerlegt 
werden  dürfen. 

In  Pieussen  {Ed.  v.  9.  Oktober  1807  und 
14.  September  1811)  und  den  anderen  in 
Betracht  kommenden  Staaten  besteht  freie 
Teilbarkeit. 

Nach  aller  Erfahning  muss  man  sagen, 
dass  dieselbe  allerdings  nachteilig  wirken 
kann  und  an  einzelnen  Stellen  nachteilig 
gewirkt  hat,  <las8  diese  Folge  aber  keines- 
wegs mit  Notwendigkeit  stattfinden  muss, 
sondern  sehr  allgemein  nicht  eintritt.  Es 
wird  deshalb  nur  ganz  ausnahmsweise,  wo 
die  Notwendigkeit  nachgewiesen  ist  und  die 
indirekten  Massregeln  erscfa&pft  sind,  eine 


I  Beschränkung  derselben  vorzunehmen  sein. 

Durch  Normienmg  eines  Minimums  wird 
i  nicht  viel  erreicht ,  denn  die  Schädlichkeit 
j  der  Teilung  richtet  sich ,  wie  oben  augge- 
I  führt,  nicht  einfach  nach  der  Grösse.  Schon 
I  ein  langer  Streifen   erreicht  dmch  Ver- 
I  kleinenmg  früher  seine  geeignete  Grenze 
lals  ein  mehr  f|uadratförmiges  Stück.  Wo 
1  die  Bevölkenmg  sich  daran  gewöhnt  hat, 
fortdauernd  zu  teilen ,  aber  auch  wieder 
I  nach  KrSften  zusammen  zu  kaufen,  erleich- 
j  tert  die  Zerteilnng  der  kleinen  Stücke  sogar 
!  die  Arrondiemog.  Die  Teilung  eines  Bauer- 
j  hofes  von  10  ha  kann  weit  schädlicher  sein 
als  die  eines  Gnmdstflckes  von  l  ha  und 
selbst  1  Morgen.    Die  Anwendung  einer 
I  Schablone  ist  deshalb  hier  mibedingt  schäd- 
I  lieh.   Jeder  Kidtiu-fortschritt  macht  wieder 
andere  Änfonierungen.    Es   bleibt  daher 
nichts  übrig,  als  dort,  wo  die  Bodenzer- 
splitterung  be<lenkliche   Dimensionen  an- 
j  nimmt,  einmal  deren  Ursachen  direkt  ent- 
!  gegenzutreten,  dann  Acceptiening  des  Kon- 
I  zessionsa,\'stems  mit  einem  sehr  hoch  ge- 
'  griffenen  Minimum   unter  Ausnahme  für 
)  Garten-,  Gemüse-  imd  Weinland  sowie  der 
Umgegend  von  Städten  und  Fabrikorten ; 
ausserdem  für  die  Kategorie  von  Baueru- 
gehfiften,  auf  deren  Erhaltung  besonderer 
Wert  gel^  wird,  die  Geschlossenheit  zu 
erklSren.    S.  auch  Art.  Bauerngut  und 
Bauernstand  oben  Rl.       S.  4S1Ü. 

8.  Statistik,  a)  Belgien  ist  das  Land, 
wo  man  zuerst  die  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe genauer  statistisch  beobachtet  hat,  so 
dass  man  lüer  einmal  in  der  Lage  ist,  die 
Entwickelung  der  Bodenzersplitterung  we- 
nigstens ffir  eine  Zeit  von  34  Jahren  genau 
zu  verfolgen,  da  die  Erhebun^n  gleich- 
mässig  zu  3  verschiedenen  Zeiten  dimA- 
geführt  sind. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  969.) 
Es  zeigt  sich  hiemach  in  Belgien  eine 
sehr  erhebliche  Bodenzersplittenmg  und 
ausserdem  eine  bedeutende  Zunahme  der 
Zahl  der  ganz  kleinen  Gnmdstflcke ;  in- 
dessen befindet  sich  danmter  ein  nicht  un- 
bedeutender Teil  von  einfachen  Hausgrund- 
stOcken  ohne  landwirtschaftlichen  Charakter, 
und  da  ausserdem  ein  sehr  grosser  Teil  in 
die  Hand  einfacher  Fabrikarbeiter  gelangt 
ist,  hauptsächlich  in  unmittelbarer  Nähe  der 
grossen  Zahl  Fabrikstädte  Belgiens,  so  ist 
eine  schädliche  Wirknng  dieser  Parzellie- 
rung dort  keineswegs  ohne  weiteres  «izu- 
nehmen. 

Leider  fehlt  eine  Uebersicht  darüber,  wie 
sich  die  nutzbare  Fläche  unter  die  verschie- 
denen GrGssenkategorieen  verteilt ,  welche 
sich  aus  den  vorhegenden  Angaben  nicht 
genau  berechnen  lässt. 

Von  Interesse  sind  noch  die  Angaben 
über  die  FaditveriiältniBse. 
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Betriebe 

1846 

1866 

1880 

Differenz  zwischen 

1866 

1880 

1846  und  1880 

1866  nnd  1880 

Plus  Min. 

Plus  i  Min. 

V.  ou  Br  Qi  unr> 
T.  51  OT  bis  1  ha 

T.   1  ha  bis  2  ha 

»47  554 
70413 

82550 

108094 
107531 

47*  474 
121  905 
116  187 

22i  020 
51492 
33637 

160  1S4 
138:1 
8656 

120,2  /o 

153,5% 

I30,37o 

190,97» 
173,27» 
140,8% 

2  ba  n.  danmter 

400517  1  527915 

709  566 

309049 

181  651 

131,8% 

177,270 

Ueber  2  ha 

172  033 

216092 

200  830 

28  797 

—      15  262 

i25,77o 

ii6,87o 

Snmina 

573  550 

744  007 

910,396 

337  846 

166  389 

i29,97o 

158,9% 

T.  oO  &r  n.  dar. 
T.  51  ar  bis  1  ha 
T.   1  faft  bis  8  ha 

43,27o 
14,4% 

41,9% 
l4,57o 
14,47« 

51,9/1, 

12,8«/; 

2  ba  n.  darunter 

7o,87o 

78,i7o 

Ueber  2  ha 

30,1% 

29,27« 

2i,97o 

Snmma 

IOO,Q% 

ioo,o7o 

ioo,o7o 

BesitzTerhältnis 

öO  arund 
darunter 

51  ar  bis  1  1  ha  bis 
1  ha        2  ha 

Summa 
2  ha  u. 
rlamnter 

2  ha  nnd 
darüber 

Snmma 

Grundbesitzer  ohne  Pacht   .  .  ■ 
Grondbes.  m.  Ten.  als  d.  HSlftePacht 

129  259 
12  251 

26  159 
II  607 

22  361 
16507 

177799 
40365 

39341 
36  039 

■ 

217  izo 
76404 

141  510 

37  766 

38868 

218  144 

75380 

293  524 

Pachter  ohne  Grundbesitz    .   .  . 
Pächt.  m.  wen.  alsd.HälfteOmndbeB. 

289  251 
41  710 

52  073 
32066 

39988 

37  331 

381  312 
III  107 

64216 
60237 

445  528 
171  344 

Fächter   

330961 

84  139 

77319 

492419 !  124453 

616872 

Summa 

472  471 

121  905 

116  187 

710563  i    199833  '  910396 

1  i 

In  Prozenten: 


Grundbesitzer  ohne  Pacht   .  .  . 
Grnndbes.  m.  wen.  als  d.HälFte  Pacht 

9i,37o 
8,7% 

69,2'"o 
30,8'',o 

57.5"'o 
42,57« 

81,5*0 
i8,57a 

47,87o 

73,97o 
26,  i7» 

Grandbraitzer  von  der  Summe.  . 

29,97* 

so.g^'o 

33,57o 

30,7'',o 

37,77(, 

32,37o 

Pächter  ohne  Grundbesitz    .  .  . 
Pächt.  m.  wen.  als  d.HfiIfteamttdbe8. 

87,4% 
12,60;, 

61,97, 
38,1% 

48,3% 

77,4% 
22.6% 

48,47o 

72,27o 
27,8% 

Pachter  Ton  der  Snmma  .  .  .  . 

70,1% 

69.1% 

66,5% 

69,3% 

69,3% 

67,77. 

b)  ücber  die  Verhaltnisse  in  Fnnk- 
reiolL  schwebte  bisher  ziemliches  Dunkel, 
so  dass  die  verscMedenartigsten  Urteile 
darüber  in  Umlauf  ■waren.  Erst  die  Enquete 
von  1882  hat  uns  genauere  Ziffern  gebracht, 
weil  sie  zuerst  auch  eine  zifferraäesige  Unter- 
suchung über  die  ganz  kleinen  Betriebe 
nnter  einem  Hektar  gegeben  hat.  Sowohl 
in  Frankreich  wie  in  Deutschland  haben 
eine  Menge  Autoren  (Funke,  Schneer,  Lette, 
Lavergne,  Hogey,  Lf-on  Faucher  u.  a.)  die 
Bodenzersplitterung  in  Frankreich  als  eine 
ganz  extreme,  kulturwidrige  und  das  Land 
zerrOttende  dargestellt,  die  namentlich  seit 


j  der  französischen  Bevolution  infolge  der 
I  freien  Teilbarkeit  Ubermtlssige  DimensioneD 
I  imgenommea  hätte.    £s  ist  das  Verdienst 

A.  de  Fovilles  in  seiner  hervorragenden 
Schrift  3  Le  Morcellement « ,  zuerst  durch 
j  umfassende  kritische  Untersuchung  des  sta- 
1  tistischea  und  historischen  Materials  das 
I  Urteil  auf  das  richtige  Mass  ztuflckgeführt 
zu  haben.    Doch  stand  ihm  das  Material 
der  Enquete  von  1882  noch  nicht  zu  Gebole, 
das   neuerdings  durch  die  Erhebimg  von 
1892  (Statist,  agricole  de  la  France,  publiöe 
^  I.  minist  de  Tagiic.  Paris  1897)  zur 
Vergleichung  hinzt^treten  ist 
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Durch  eine  Menpe  Belegstellen  hat 
Foville  dargetliau,  dass  schon  vor  der  Re- 
TolutiOD  die  Baienzersplitterung  in  Frank- 
reich eine  sehr  ]>edeutende  war.  so  dans 
herrorragende  StaatHmänner  der  Zeit  ^le 
schon  als  eine  Kalamität  bezeichneten.  Uii- 
zveifelhaft  ist  auch  während  dieses  Jahr- 
hunderts die  Zerteilung  noch  weiter  vor 
sich  g^angen,  tind  namentlich  sind  grössere 
Güter  zerschlagen,  wie  auch  Bauemgflter 
pulverisiert  Aljer  diese  Tdlung  hat  mih 
im  ganzen  in  diesem  Jahrhundert  doch  in 
maseigen  Grenzen  gehalten,  wOlirend  die 
Steigening  des  Grundwertes  wie  die  Intensi- 
tät des  Betriebes  ^nz  gewaltig  ^»stiegen 
sind  und  deshalb  die  nachteilig  Wirkung 
der  Zerstückelung  in  hohem  Masse  aus- 
geglichen haben.  AVir  sehen  dabei  natOrlich 
von  der  Aufteilung  der  Güter  der  toten 
Hand  wie  des  Allels  zur  Zeit  der  Revolution 
ganz  ab,  welche  zu  einer  Parzellierung,  wie 
wir  sie  hier  im  Auge  liaboii,  keinen  An- 
lass  bot. 

Bisher  bildeten  den  Ausgangspunkt  aller 
bezüglichen  Untersuchungen  die  'Cotes  fou- 
cieres«,  welche  1816  zuerst  gezählt  wimlen; 
das  sind  die  selbständig  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden zur  Grund  Steuerzahlung  in  die 
Steuerrolle  eingetragenen  Grundstücke.  Jene 
ei-ste  Zusammenstellung  ist  ausdrücklich  als 
»sehr  ungenau'  offiziell  bezeichnet  und  von 
dem  Finanzministeriiun  später  erheblich 
i-eduziert  Auch  diese  Zahl  Kann  als  korrekt 
nicht  angesehen  wenleu,  immerhin  aber  als 
ungefährer  Anhalt  dienen,  so  dass  man  an- 


nehmen louia,  dass  1815  etwa  10  Millionen 
»cotes  foneit'res'  bestanden  haben.  Eine 
etwas  genauere  Zälüung  fand  1826  statt, 
welche  ]ir29<)(MI  ei-gab,  so  dass  auf  je 
eine  3.94  Einwohner  kamen. 

1848  13059000.  anf  je  eine  2,9$  Einwfdmer 
1861  13658000.    „   „    „  2.74 
1874  14061000,    „   „    „  3.61 
1884  14321000,    „   „    ,   8,67  „ 

Diese  »mtcs  foncieresc  amfossen  aber 
auch  kleine  HaikigrundstOeke  nur  mit  Garten- 
land. Bei:gwerke  etc„  so  dass  sie  nicht  ein 
Bild  von  der  Zei-stflckelmig  der  landwirt- 
schaftlichen Gnuidstflcke  geben. 

Die  Zahl  der  ■'Cotes<.  mit  Ackerwirt- 
schaft reduziert  sich  um  mehr  als  2  Stil- 
lionen. Dieselben  geben  aber  wiederum 
kein  Bild  von  der  Zahl  der  Betriebe,  weil 
\-ielfach  mehrere  ■>cotes'  zu  einem  Hofe 
zusammengelegt  sind.  Ebensowenig  ^ben 
sie  ein  Bild  von  den  BesitzverhMtnissen, 
weil  jeder  Gutsl>esitzer  so  oft  gezählt  wurde, 
als  er  in  tfcsondereu  Gemeinden  Gnmd- 
stflcke  bosass.  Da  es  mm  häufig  vorkommt, 
dass  ein  Gnmdbesitzer  in  mehreren  Ge- 
meinden I^and  hat.  so  ist  die  Zahl  der- 
sell>eu  wesentlich  geringer,  als  es  die  Zahl 
der  ;'Cotes<:  vermuten  lässt.  Die  Zunahme 
dei-  >eotes'  ist  deslialb  wnlü  als  Symptom 
zu  beachten,  al)er  nicht  als  ausreichendes 
Bild  zu  acceptieren. 

Nach  der  Erliebung  von  18S2.  weiche 
nicht  umfasst  Paris  und  364  Gemwnden 
von  (Mrsica  und  Savoyen.  die  noch  nicht  ka- 
tastriert  sind, 


waren  von  

von  0,0—10  ar  Fläche  .  . 

„   1Ö-20   „      „      .  . 

„   20~Ö0   „      „      .  . 

„   50  ar  bis  1  ha  Fläche 

.   1  ha  bis  2  „ 


Cotes  fonciferes 

mit  nutzbarer 
Fläche 

%  der 
Zahl 

•  0  der 

Fläche 

14074S01 

49388304  ha 

2  670512 

108231  „ 

18,98 

0,22 

1444  951 

213  7S9 

10,28 

0,43 

34S2  380 

825784  „ 

»7,64 

1,66 

I  987480 

1426785  „ 

14,1a 

2,88 

1  841  045 

2636867  „ 

13,07 

5,34 

Die  Zahl  der  gegenwärtigen  Grundbesitzer  \ 
kennt  man  in  Frankreich  genau  noch  immer ' 
nicht ;  noch  weniger  die  der  alten  Zeit.  | 
Gleichwohl  hat  auch  de  Foville  naclider: 
Annahme,  dass  die  Grundbesitze  63  "/o  der| 
»cotes«  ausmache ,  eine  Aufstellung  über  i 
die  Entwickelung  derselben  g^l>en ,  wo- 
nach vor  der  Revdution  etwa  4  Millionen 
Grundb^tzer  anzunehmen  seien,  1825  6^'i 
Millionen,  187ü  etv&  8  Millionen,  während  | 
er  selbst  für  1862  die  Besitzer  ländlicher! 
Grundstücke  auf  3  799  759  angiebt   In  der  1 
Euq\rete  von  1882  sind  sie  mit  4835246 1 
angeführt  | 

Nach  dieser  Enquete  ist  nun  die  Zahl 
der  »cotes  foncieres*  mit  landwirtschaft- 
lichem Betriebe  auf  12115272  festgestellt, 
welche  in  125  Millionen  Parzellen  zer- 
stückelt sind. 


Nach  den  beiden  neuesten  Erhebungen 
sind  wir  nun  in  der  Laro,  die  Verteilung 
der  landwirtschaftlichen  Betriebe  allerdings 
etwas  näher  zu  untersuchen.  Leider  ist 
uns  von  der  letzten  Enquete  nur  ^e  Intro- 
duktion  zugänglich,  die  zwar  sehr  umfange 
i-eich  ist,  ab^  gerade  die  ^usellen  zu 
summarisch  behandelt  Im  Jahre  1882  um- 
fassten  die  Betnebe  unter  1  ha  1083800  ha, 
1892  13273<X>  ha,  d.  i.  eine  Zunahme  von 
243  500  ha,  der  Prozentsatz  von  der  ganzen 
Fläche  war  1882  2,190/0,  1892  2,68  "/o.  Die 
Durchschnittsgrösse  stieg  von  0,50  auf  0,^ha. 
Die  Zahl  der  Betriebe  betrug  1882  2 168000, 
1892  22354U5.  Die  Zunahme  beläuft  sich 
auf  67  400.  Der  Prozentsatz  aller  Betriebe 
stieg  von  38,2  auf  39,3  ",'0.  Weitere  Ab- 
stufungen der  kleinen  Grundstücke  fehlen 
leider,  so  dass  man  die  Zersplitterung  tiefer 
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nicht  verfolgen  kann.  Immertiin  ist  es  be- 
zeichnendj  wie  äch.  die  Gesamtzahl  der 
Selbstthfttigen  in  der  Landwirtschaft  ver- 
teilt. Ihre  Zahl  betrfigt  6913504  inkl. 
201583  in  der  Forstwirtschaft  Beschfifti^, 
davon  sind  3525342  Onindbesitzer  oder 
50.99 ''/o;  sicher  ein  ausserordentitidt  güaa- 
tiges  Verhältnis,  auch  veiin  man  in  Be^aclit 
zieht,  dass  darin  sicher  eine  grosse  Zahl 
einfacher  Arbeiter,  die  auch  mit  auf  dem 
Lande  beschäftigt  sind,  nicht  gezählt  sein 
mögen.  Von  den  Gnindbesitzern,  welche 
selbstthätig  Landwirtschaft  betreiben,  kulti- 
vieren 2150699  ihr  eigenes  Land,  647  272 
sind  Pächter,  727374  sind  zugleich  Tage- 
löhner oder  nur  20,63  ^'/o  der  Grundbesitzer. 
Das  sind  nur  33,2  "/o  der  Zalü  der  Betiiebe 
unter  1  ha,  so  dass  eine  sehr  bedeutende 
Zahl  dieser  kleinen  Stücke  sich  in  der  Hand 
von  Leuten  befinden  muss,  welche  nicht 
auf  der  niedrigsten  Stufe  wirtschaftlicher 
Thätigkeit  und  des  Besitzes  stehen.  Die 
Gesamtzahl  der  Besitzer  von  ländlichen 
Grundstücken  ist  ausserdem  auf  4835246 
angegeben  mit  der  Bemerkung,  dass  die 
Zahi  etwas  zu  gi-oss  sein  di'trfte ,  indem 
dabei  Dopiielzähluneeu  stattgefunden  haben 
werden,  so  dass  die  Zahl  wohl  auf  4^/3 
Millionen  zu  reduzieren  sein  wftrde,  wovon 
78*/o  ihr  Land  selbst  bewirtschaften,  nur 
23  "/o  dasselbe  in  Pacht  oder  Administration 
geben,  welches  unzweifelhaft  nicht  als  ein 
besonders  ungOnst^es  Verhältnis  anzusehen 
sein  wird. 

c)  Das  britische  Reich.  Ueber  die  Ver- 
hältnisse in  England  war  man  bisher 
völlig  im  Unklaren.  Erst  in  den  Agricultui-al 
Eetums  von  1886  und  1896  ist  erfreulicher- 
weise eine  ausführliche  Darstellung  derselben 
geboten,  der  wir  das  folgende  entnehmen. 

Die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  £artoffeI- 
land  zur  Benutzung  erhalten  haben^  beziffert 
sich  in  ganz  Grossbiitannien  auf  die  geringe 
Zahl  von  111 146;  dazu  kommen  noch  17302, 
welchen  Euhweide  gewährt  wird.  Davon 
fallen  mit  Kartoffelland  17838  ,  7836  mit 
Euhweide  auf  Schottland.  Dazu  kommen 
noch  272567  Gartengrundstacke  von  unter 
Vs  acre,  welche  au  ländliche  nnd  gewerb- 
liche Arbeiter  ausgegeben  sind,  wovon  nur 
9953  ohne  Fachtland.  Ziehen  wir  diese 
sämtlich  zusammen,  so  haben  nur  401015 
kleine  Leute  den  Genuss  der  Ackerbenutzuug 
neben  sonstiger  Lohnarl>eit 

Eine  besondere  Zusammenstellung  ist 
dann  erfolgt  für  die  »Holdings«  von  Vi  acre 
und  daniber,  welchen  die  eben  betrachteten 
»AUotments«  oder  ParzeUen  gegenüberzu- 
etellen  sind. 

Die  Zahl  der  ganz  kloinen  ParzeUen  ist 
fOr  Grossbritannien  wie  fo^  angegeben: 


Unter 
\!a  acre 

"34  933 

33  385 


zwischen  Vi 
und  ''4  acre 
117766 
4  160 


'/*-l 
acre 
105  097 
'  570 


1-4 
acres 
36722 

310 


168  317  121 926        106667  37032 

Das  sind  also  sämüidie  Parzellen  unter 
l^s  ha. 

Die  Einteilung  der  'Hbldingsc  dagegen 
ist  die  folgende: 

Zahl  der  landwirtschaftlichen  Betriebe 
in  jeder  Klaase: 

WftlPs  Schott-  Gross- 
land  "^'^^    land  brit. 
von  ^4-5  acres  12429S  12127  22823  159248 
„   o— 1000  ,.     290652  48063  57892  396607 


SuDima  414950  60  190  80715  555855 

Froportionszahl,  per  Cent  der  Betriebe  in  jeder 

Klasse : 

England   Wales   SchottL  Orossbrit. 

V.                 %  \         \  % 

acres      29,96  20,15     28,28  38,65 

von  Sberöbia 

lOOOacre»  70,004  79,85     71,72  71,35 

Flächeninhalt  der  Betriebe  in  jeder  Klasse: 

von 

acres      296  514      35062      69296  40o872ftcr. 

v.äh.h 

acres  24891539  2818547  4848166  32558252  „ 

Nach  den  Agricultural  Retmias  für  das 
Jahr  1896  gab  es  1895  Holdings 

unter  1  acre    von  1  acre 
in  Engrland    .    .   .     522163  34  459 

in  Wales  ....      12  179  1 095 

in  Schottland    .   .        7  648  1 598 

541990  37152 

Die  Zahlen  lassen  keine  Vergleichimg 
mit  den  früheren  Jahren  zu. 

Für  bland,  wo  die  Eodenzersplitterung 
zwar  nicht  im  Besitz,  aber  in  Form  von 
kleinen  Pftchtun^n,  in  den  vierziger  Jahren 
in  extremer  Weise  vorlag,  ist  sie  aUmlUüich 
erheblich  vermindert.  Leider  sind  die  ganz 
kleinen  Stflcke  nicht  gezählt,  auf  die  es 
natuigemäss  besonders  ankommt,  sondern 
nur  die  über  1  acre  grossen.  Von  1 — 5 
acres  umfassende  Onmdstücke  gab  es  1841 
noch  310436,  im  Jahre  1896  nur  noch  62221. 

(1)  In  ganz  Deutschland  gab  es  1882 
3061831,  1895  3  236  367  land wtschaftliche 
Betriebe  mit  weniger  als  2  ha  landwirt- 
scliaftlich  nutzbarer  Fläche  und  981407  mit 
2 — ö  ha  Fläche,  das  sind  rund  4  Slillionen 
Kleinbetriebe  von  5,27  Millionen  und  5,56 
Millionen  land wirtscliaftl icher  Betriebe  über- 
liauiit,  oder  58,1  und  58,2%.  Die  Zahl  ist 
in  dieser  Zeit  nicht  unbedeutend  gestiegen. 
Besonders  sind  es  die  ganz  kleinen  Grund- 
stücke, die  sich  erheblich  vermehrt  haben. 
Die  Zunahme  fällt  ausschliesslich  auf  die 
kleineren  Stücke ,  besonders  auf  die  von 
5—20  ar,  während  die  Zahl  der  Betriebe 
von  1 — 2  lia  sogar  abgenommen  hat  Diese 
Zahlen  können  in  der  Hauptsache  auch  als 
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Stuten 

und 
Landeflteile 


0  ar  bis  2  ar 

^  s  I  c 


=  s   c  5 


i     ^  I 

I  ha 


2  ar  bis  5  ar 


Sä 


'  cd  s 


ha 


5  ar  bis  30  ar 


5=3 


5- 


—  p. 


ha 


20  ar 


II 


EU 


Ostprenssen 

Westprenssen 

Brandenburg 
mit  Berlin 
PomDiem 

Posen 

Schlesien 

SachBen 

Schleswig- 
Holstein 
Hannorer 

Westfalen 

Hessen- 
Nassan 

Kheitiland 

Hoheuzollem 


1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 

1882 
1895 
1882 
1895 


2561  1.4 
2226  1,0' 
1003,0.7! 
4I04  1,3 
1744  0.61 
2156  0,81 
2783' 1,6; 

2208  I,2| 

640  0,3 1 
2076  0,6 

2296  0,6' 
1356  0.5 
1348  0,4. 

4250  3:l! 

3678  2,7, 

4527  0.8 
3141  0.9, 

3520  i,2' 

6593  i,9j 
1445  0.7 
2158  i,oi 

946412,0; 
I7'73  J.3' 
2i9ji,8[ 

950.81 


31  0,00 
24  0,00 
130^00 
27  0,00 
460,00 
590,00 

350,00 
38;  0,00 
94 1 0,00 
90,00 
41  0,00 
61  0,00 
61  0,00 
43  0,00 

135  0,00 
76,0,00 
59  0,00 
94  0,00 
8710,00 

221 '0,01 
24  0.00 
47,0,00 

2730,01 
345,0,02 
17  0,00 
80,01 


5754;  3,» 

460c  2,0 

378i 
4110 
832S 
9418 

7635 
6710 

1743 
2161 

7655 
7092 
5896 

5987 
14472  10,6 
13926  10,3 ' 

"O39  3,4; 

1*674  3,7. 

22312  7,31 

29434  8,6] 

4967  2.5 1 

5978,  2,8; 

39992!  8,2; 

44416  8,5, 

271,  2,2j 

i6ii  1.3' 


2,8' 
»,31 
3.5| 
3,31 
4,5! 
3,7. 

i.o, 

1,9 

2,1, 

1,9 


191  0,01 
1 58  0,00 
135  0,01 
142  0,01 
3550,01 
381  0,01 
287  0,01 
2470,01 
73  0,00 
900,00 
376  0,01 
3100,01 
303  0,01 
328  0,02 
651,0,03 
6030,04 
5240,02 
595  o,o2 
982  0,1 
12040,07 
203  0,02 
471,0,05 

I7i6'o,i 

2383,0,1 
18,0,01 
840,1 1 


19742  10,5! 
24246  10, 7, 
17909  13.4, 
20794  13.1' 
41084  15,6 
43716  15,4 
26056  15,4 
3273412,5 
18054  10,9 

32344  15-7 
32877  9.0 
38294  10.2 

43124  15.1 
^0501  16,4 
28588  20,9 
27564  20,3 
41330  12,6 
46692  13.5 
69615  22,8 
91730  26,7 
20829  10,5 
22769  10,7 

85888:17,7 
103652  20,0 

559'  4,6 
430;  3,5 


2319  0,1 
324110,1 
2209  0,1 
2600  0,1 
5409 1  0,3 
6468,  0,3 
3184;  o,[ 
2891!  0,1 
2339:0,1 
4505.  0,2 
4375,  0,1 
6849  0,2 
S901  0,3 
7637  0,4 
3903  0,2 
3756  0,2 
5793  0,3 
687S  0,2 
8409'  0,7 
I1078.  0,7 

2793'  0,3 
6650  0,7 

11740'  0,7 
15679  0,9 
114  0,1 
110  0,1 


53482128.4 
7808034,4 
4421633,0 

52853133.4 
82487314 
89016  31.3 
48787  23,8 
57329,31,6 
59104  35.6 
73452  35-6 
90426  24.6 
91207  24.3 
10351636.21 
116656  37.9 
17976  13,  M 
18433  13.6; 
86809  26,4! 
91192  26,4! 
72082 '23.6' 
74659!2i,8| 
56817  28.5' 

60614  28,5! 

I 

126219  26,0 
126059  24,3 
1811  14,8 

1640,13,5 


Preassen 
Bayern 
Sachsen 
Württemberg 
Baden 
Heesen 

Mecklenburg- 
Schwerin  u. 
Strelitz 

EUass- 
Lothringen 

Uebriges 
Dentschland 

Deatschea 
Beich 


1882  33491  i,l: 
189Ö  45816  1,4 
9686  1,4 
5924  0,9 
4706  2,4 
4248  2,2 
4421  M 
5122  1,7 
2471  1,1, 
2932,1, 2 1 
1201,0,9, 
1075  0,81 
1162  1,0; 


1882 
18951 
1882 
18951 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 
1895 
1882 


831 ,0.00 
1052  0,00 

609  0,00 

770  0,01 
97  0,01 

114  0,01 
91  0,00 

357  0,02 
820,00 
91  0,01 
26,0,00 
25  0,00 
21  0,00 


1895 
1882 
1895 
1882 
1895 


1420,1,2  270,00 

30731,3  540,00 

4507  1.9  1400,02 

59321,7  1490,01 

5842  1,6  6730,00 


1882  66143  1,3  19600,00 
1895l76886'i,4'3i48,o,oo 


133846 
I46672 
13688 
11342 
8890 
9262 

7304 
9064 
4229 
4706 
2132 

2937 

5798 

7124 
6230 
6948 
13181 
14276 

195298; 
2123311 


4,4 
4,4 

2,0 

1,7' 

4,6 

4,8 

2,4 

2,5 

1.8 

»,3' 
1,7. 

5,2, 

I 

6.2: 
2.7 
3,0 
3>8, 
3,9 


58140,02 
6996  0,02 
1635  o,oi 
111596  0,19 
417  0,03 
521  0,04 
1035  0,3 
41 16  0,3 
2620,02 
460  0,04 
108  0,02 
168  0.03 
237  0,02 

293  0,02 
302  0,02 
4150,05 
716  0,04 
1237  0,06 


445655  14,7 
525466  15,9 

35997  5-3 
33992  5,1 
25167  13,1 
27769  14,2 
24002  7,8 
24612  8,0 

16994  7,3 
18362  7,8 

12903' 10,0' 

14430  10,7; 
33700.20,5  i 

23501  20,4 
22958  9,8 
24<;28  10,6 

49817  14,3 
56003  15,2, 


58488,  0,2 
78343  0,2 

9917  0,1 
17134  0,3 

3364  0,3 
151  II  0,1 

3614  0,3 
10466  0,7 
2656  0,3 
5888'  0,6 
1843:04 
3046  6^ 
2811,0,2 

299  "5  0,2 
3395  0,4 
4345  0,5 
7417,  0,4 
9699  0,4 


3,7'  105260,02 
3,8  25801  0,06  74865 


656193  12,4  93504  0,2 
3  13,5  146027,  0,3 


843732  27,8i 
931180  2S.1; 
114685  16,8; 

105713  I5,9i 
56020  29,0 
5553528,71 
74359  24,1; 
68048  22^ 
56459  24.3I 
57485'2i.3 

37793294-! 
4061 1  30,3: 

4632541,8; 

I 

4733041,2 
66049.28,2' 
6268327,0 
1  [0260  3i,7j 
122677  33,*! 
j  I 
I405682'26,6! 
1491262:26,8^ 


')  Bayern:  Fläche  pro  1895  2—5  ar  kann  nicht  richtig  sein.    Regiertingsbeairke  Ober- 
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^  cd 
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2^ 
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ha 


B  « 

£1 


.5 


3 


-gl 


23  452  o,9 
38  186  1.2 
20  560 
25  270 

45  63» 
57  96oji,8 

25  580]''* 
29  6o8|i,i 

a6  7291,3 
35  235! M 
50090  1,8 

5*527  1,5 
54  722%9 
62  920  3,0 
9  84410,6 
10  478 '0,6 

53  323:2,6 
56  868|2,a 

47  303  3,5 

46  270  24 

33  204  4,1 
43  444  4,5 


12,1 
11.8 


19824  io,s 
204281  9,0 

143581 10,7 
15632  9,9 
31  714 
33  709 
21  944: 13,0 
23  4041 12,9 
14  9051  9,0 
17366  8,4 

55992  15.3 
50633113,5 
36  089:12,6 
36  062  11,1 
11  130!  8,1 
10562,  7,8 
53  342:16,2 

47  171110,8 
45  626  15,0 


43  234 


32  834  16,5 


78563  . 

85  853  4,7 
I  411 
1  204 


4,7 


32  361 

68  686 
66  843 
1  990 
I  574 


12.61 


"5,3 

14,2 

12,8 

16,3 

13.0 


30  940 1,1 

30  82111,0 

22  58511,2 

23  65511,1 

536911 1,8 
61  157  1,9 
32  590  1,5 
34  171!  1,3 

23  122.1,0 

a6  909  1,0 

8488413,0 

88  737!2,6 
54  I43|2,9 
58819  2,8 

19  383' 1,2 

20  128!  1,2 

96  303  4,4 
93  08213,2 
885196,1 
7991314,9 
51  119|6,5 
53  626,5,6 

122  924  7,3 
126  426  7,0 

3  343  5,0 
48806,6 


50681 
60037 
40  940 
46402I 
88  845! 
92  207! 

55  548I 
60518. 
58560 
58898! 
126  914' 

119487! 

105  659 
1 10  468. 

27  611' 
26  633; 
123  252] 

115  737 

106  922 
106030 

79  750 
79  874 

172  477 
170  066 
4097 
3307 


2,1 
2,4 

2,5 
2,8 

4,0 

4,1 
2,8 
3,0 

2,8 

4,9 
4,6 
6,1 

6,4 
2,0 

',8 
7,3 
6,6 

"0,4 
9,8 
10,9 
10,7 

12,8 
12,3 
6,9 
5,2 


9089:15,96 
io626'i4,7 
7  502 1 16,5 

9  494 1 18,4 
30  50529,0 
37  106  29,4 
13  635'22,1 
1477622,1 

7*82113,9 
13  599  20,4 
4631433,0 

46  39731,2 

47  923  41,6 
49376:38,1 

9  890,29,2 
1183533,8 
79  257150,8 

74  84547,5 
59  547141,0 
59  86343,2 
18411121,1 
19879119,1 

54  168  25,2 
53629  23 


1 1 1  930 
148  055 
84  884 
109848 
1 18  264 

"39  384 
III  588 
128  536 
94  127 
138  185 

171  545 
162052 
102  191 
126  475 

43  454 

50  206 
152  991 

174  923 
138  092 
166  520 
99  092 
103980 


621 
424 


,2 

12,7 

6,7 


243  352 
2+9713 
5408 
3621 


64  207 
87  309 
53311 
63  181 
97  968 
1 18  469 

67439 
79  686 
72  702 
79612 
97  463 
99586 
113398 
142  738 
40570 
48  162 
99242 

117  319 
99  106 

169  264 
52  804 
67417 

"38354 
201  927 
1  142 
1  159 


56  933 
72  430 
45  502 

51  694 

105  134 
126  025 
61  676 
66  955 

52  272 
66748 

139766 


89,02 
82,9 
89,97 
»9,8 

84.5 
73,2 
90,1 
90,5 
92,9 
88^ 
90,8 


148484  80,5 


115  130 
129  747 
33916 

3504" 
156  002 

"57517 
145  300 
138  686 

87  343 
104  238 

215  216 
230686 

4903 
6286 


91,7 
85,1 
81,4 
76,0 
79,0 
73,5 
73,6 
76,5 

9",3 
76,6 

80,1 

73,7 
83,6 
52,6 


470414  2, 
545  82211,. 
88  896  1,5 
105  987  1,8 
29  647  2,7 
51  o6ol3,8 
45  963,3,6 
47  451  3,2 
34  98ol4,3 
49667|4;9 

31  690,4,5 

32  505  3,3 
22  96811,8 


,040843413,4 

.9  398  979|"2,i 
88  287113,0 
79  604112,0 
21  464|ii,i 

19  585,10,1 
55049  17,9 
49  982]  16,3 
46  089  19,9 
44  4351  "8,8 

20  120115,7 
20  224:15,1 
12  2o6ji  1,0 


23  286|i,7 
39  3"5i4,6 
429174,8 
63  343' 3,2 
76  456'3,5 

817  216^,2 
965  152^2,2 


II  527  10,0 
44  27i'i8,9 

41  107] 17,7 

42  595' 12,2 
41  792jii,3 

7385"5|i4,o 
707  235,12,7 


683  546  2,7 
702  32412,5 
16301213,0 
157  028|2,6 
34  159,3,1 
45  701  3,4 
86  392'?," 
97  84616,5 
74  67319,1 

74  "13,7,3 
30  5  "9,6,7 
3"  389  5-5 
18  92 1|  1,5 

1767711,3 
69  "78|8,3 
67  6471 7,5 

75  752,3,8 
82061^3,8 

1  236  152^3,3 
I  275  786:2,9 


1  031  256 
1  049  664 
196  053 
177659 
60751 

57413 
123  650 
1 12  642 
loi  294 
98  564 
49  794 
5"  148 
41015 

40  349 
101  994 

95  74" 

I30  131 
135  264 

1  825  938j 
1  808444' 


4,9  384044:31,5 
4,9  401  849130,1 
4.6]  29058.11,0 
25  131I  8,6 
18  356j27,i 

18  609  16,5 

19  473i"4,2 
126361  7,9 
27  840125,7 
23  496,18,0 
12655  23,4 
11  545 '20,6 
21  435147 ,7 


4,1 

6,1 
5,7 
11,0 

9,7 
"3,7 
"3,2 
"1,6 
11,8 

3,9 


3,8 
13,3 
"2,5 
7,5 
7,7 


21  515148,6 
29  080  25,9 
24044  20,8 
56  356  38,2 
6002635,2 


5,7:598  297,27,7 
5.6|  598851124,8 


I  476  898 
I  701  502 
247  282 
233  833 
56  160 
54  864 
124  722 

113  233 
124818 

121 736 
56  698 
60346 

86  367 


I  005  790  I 
I  275  829  I 

85  975 
100344 

47575 
60318 
46022 
56044 
34  265 
49616 
27  267 
40891 
54918 


92  600  66  669 

128922  56658 

116489  6581S 

133532  106415 

154  752|  151  820 

24353991464885 
2  649  356  I  867  349 


219093 
334  537 
264  069 

292  515 
67  684 
112  507 

"37  095 
160  136 
1 12  653 
130  219 
54  185 
56  133 
44960 

4427S 
112  244 
"15464 
"47  375 
170  126 

2  159  358 
2415914 


84,9 
78.7 
74,2 

60,7 
89,8 

51,0 
90,2 

70,3 
89,9 
75,7 
91,9 
91,1 

91,2 

9",i 
90,9 
82,9 

73,6 

84,6 
74,9 
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massgebend  für  die  Zahl  der  selbständig 
landwirtschafttreibenden  Personen  angesehen 
werden.  Von  den  4  Millionen  Parzellen- 
viiten  betrieben  1H><2  2.05  Millionen  noch 
eine  o<ler  mehrere  Erwerbsthätigkeiten  als 
Haupt-  oder  Nebenberuf,  das  sind  74" o; 
von  den  3,<>6  Millionen  mit  weniger  als  2  ha 
lAnd  2,40  Millionen  gleich  81  ®o,  und  je 
kleiner  die  Fläche  wim,  um  so  kleiner  ist 
auch  die  Zahl  der  Personen,  welche  nicht 
noch  ein  Nebengewerbe  betreiben.  Das  ist 
TOÜig  begreiflich.  Wenn  aber  sogar  noch 
über  80U0  Landwirte  mit  weniger  als  2  ha 
Land  kein  anderes  Neben^werbe  betreiben, 
so  ist  anzunehmen,  dass  diese  dann  Itentiers, 
Beamte,  Witwen  sind,  bei  denen  der  land- 
wirtschaftliche Betrieb  Tellig  Nebensache 
ist.  Unter  den  4  Millionen  Zwei^irteo  sind 
natürlich  der  grösstc  Teil  einfache  Arbeiter, 
809139  lÄndliche  Tagelöhner  fallen  noch 
imter  die  Kategorie  der  Jjandwirte  mit 
weniger  als  2  ha  Land,  57  349  mit  2 — 5  ha. 
453000  Betriebe  haben  Deputatland,  sind 
also  in  den  Händen  des  landwirtschaftlichen 
Gesindes  im  weiteren  Sinne.  Dazu  kommen 
also  noch  561933  Gehilfen  und  Arbeiter  in 
der  Ind\istrie  und  96  832  sonstige  Tage- 
löhner mit  weniger  als  2  ha  Land  und 
68489  dieser  beiden  Kategorieen  mit  2—5  ha 
Land.  Also  fast  die  Hälfte  aller  jener  Land- 
wirte mit  weniger  als  2  ha  gehörten  der 
Arbeiterklasse  an,  51 132  oder  '  n  sind  kleine 
Handwerker  etc.,  dazu  kommen  60  406  Gast- 
oder Schankwirte,  13000  Fuhrleute,  11000 
Müller  etc.  Unter  den  nahezu  1  Million 
lunfassenden  Inhabern  von  2 — 5  ha  treibt 
nicht  ganz  die  Hälfte  ein  anderes  Gewerbe. 
Immerhin  befinden  sich  danmter  noch  gegen 
150000  Handwerker,  wo  sicher  Gewerbe- 
betrieb und  Landwirtschaft  in  schätlliche 
Kollision  gerät. 

Die  gesamte  Anbaufläche  (cf.  Tabelle) 
umfasst  1,8  Mülionen  ha  bei  Grössen  unter 
2  ha  und  3,28  Millionen  Besitzungen  von 
2 — 5  ha,  die  erste  Kategorie  5,6  "/o  der  Ge- 
samtfläche, die  zweite  allein  12  *'.'o.  In  den 
einzelnen  JLandesteilen  weicht  der  Prozent- 
satz erheblich  ab ;  schon  die  erste  Kat^orie 
okkupiert  in  Elsass-Lothringen  und  Baden  Über 
12,5%,  in  Rheinland  12,3  ",o,  in  Württem- 
berg 9,7 "/o,  in  Hessen  über  ll^.'o,  in  West- 
Men  und  Hessen-Nassau  gegen  10  "'o.  Die 
Zahlen  iiaben  allgemein  im  Westen  und 
Süden  ^gen  1882  etyias  abgenommen;  im 
Osten  sinä  sie  etwas  gestiegen,  doch  nicht 
so  erheblich ,  dass  man  cUrauf  besondere 
Schlüsse  stützen  könnte. 

In  ganz  Deutschland  sind  bei  der  Grössen- 
kategorie  unter  2  ha  jetzt  24,8  "/o  gegen 
27,7  "/o  im  Jaltre  18S2  des  Landes  I'acht- 
land,  welches  in  einzelnen  Gegenden  aller- 
dings einen  bedeutend  höheren  Prozentsatz 
einnimmt,  in  Hannover  47,5%  gegen  5<l,8**/o 


im  Jahre  1882,  in  Westfalen  43,2  »/o,  in  der 
Pronnz  Sachsen  38,1  "/o,  im  Stadtkreis  Berlin 
53.2''o,  dagegen  in  Bayern  jetzt  nur  8,6*.i», 
18S2  11  o'o,  Ostpreussen  14,7  "/o,  Posen  1882 
14®-o,  jetzt  2*(".o.  Nach  dem  oben  Aua- 
geführten sehen  wir  in  der  starken  Vw- 
pachtung  an  und  für  sich  noch  keineswegs 
ein  bedenkUches  Symptom.  Die  Verminde- 
rung derselben  tritt  aber  scharf  hervor.  Es 
dflztte  mehr  auf  eine  Abndgung  zu  rer- 
pachten  als  zu  pachten  zurfickzuführen  Sein. 

Gerade  die  kleinen  Betriebe  zogen  einen 
veihältnismässig  stauen  Vi^stand:  auf 
1000  ha  landwurtschafüich  benutzter  Fläche 
kamen  in  Betrieben  unter  2  ha  1882  1333 
Haupt  Orossvieh,  1895  1465,  bei  2—5  ha 
10s8  und  1155,  in  den  b&uerlidien  Wirt- 
schaften von  5—100  ha  Über  800,  jetzt  über 
9(K)  Haupt  Grossvieh,  in  Wirtschaften  über 
100  ha  473,  jetzt  4.S2.  Für  die  einzelnen 
Vieharten  ist  der  Unterschied  natürlich  ein 
grosser;  am  meisten  treten  in  den  Zwerg- 
wirtschaften naturgemäss  die  Pferde  zurÜcK, 
es  überwiegen  die  Schweine  und  Ziegen. 
Die  folgende  Tabelle  giebt  darüber  spedelle 
Ausktmft. 

In  ganz  Deutschland  kamen  1895  auf 
1000  ha  nutzbarer  Fläche  in  Betrieben 

von  von  über 

0— 2ha  1— 100ha  100ha 

Pferdfe  Inkl.  Fohlen       49  114 

Rindvieh  inkl.  Kälber   782  598  350 

Schafe  inkl.  Lämmer    314  »S6  787 

Schweine  inkl.  Ferkel  1916  40s  113 

Ziegen                   1374  «7  1,1 

Die  grOsste  Zahl  ganz  kleiner  Betriebe 
von  unter  2  ar  hat  die  Provinz  Rheinland 
und  Bayern,  während  aber  in  Rheinland 
die  Zahl  seit  1882  sich  von  9400  auf  17  (KX) 
im  Jahre  1895  gehoben  hat,  ist  sie  in  Bayern 
von  9600  auf  5900  zur(ickg^;an^n.  Da  auch 
die  folgenden  beiden  Kat^oneen  dieselbe 
Ersdieinung  zeigen,  so  wird  es  sich  nicht 
um  eine  Verschiebung  in  der  Erhebung, 
sondern  um  thatsächliche  Verftnderongen 
handeln.  Bei  auch  in  Westficden  die  kleinen 
Betriebe  sich  sehr  vermehrt  haben,  so  wird 
man  darin  die  Wirkung  der  verm^irten  Falnik- 
bevölkerung  erblicken  können.  Das  Edn^- 
reich  Sachsen  hat  4200,  nahezu  ebensoviel 
Schleswig-Holstein,  Württembeig  und  Klsa&s- 
Lothrin^n.  Zwischen  2  und  5  ar  finden  sich 
in  Rheinland  jetzt  gegen  44000  Hauptbe- 
triebe, das  sind  8,5 "  0  aller  Hauptbetriebe, 
in  Bayern  1 1 300,  das  sind  1,7  "/o,  iu  Schles- 
wig-Holstein 10,3  "/o.  Auch  zwischen  5  tmd 
20  ar  hat  Rheinland  die  bedeutendste  Zahl 
aufzuweisen,  über  103000,  2U,0<*'o,  in  West- 
falen aber  26,  in  Schleswig-Holstein  20,3  "/o. 
Die  Fläche  spielt  allerdings  erst  bei  der 
Gn'jssenkategorie  von  20  ar  bis  1  ha  eine 
Rolle,  in  Rheinland  4,7%,  Hessen-Nassau 
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4,5  *>/o,  fast  ebensovid  in  Baden,  Hessen  etc^ 
in  ganz  DeutschUmd  ds^gcn  im  Durdi- 
Bchnitt  nur  2,2<>;o,  aber  26,6  »/o  aller  Be- 
triebe, w&hiend  die  Betriebe  TOn  1 — 2  ha 
12,70/0  ausmachen  und  2,90/0  der  Fläche 
okkuperen.  Hier  überwiegt  Baden  und  Elsass- 
Lothringen,  demnächst  Württembei^  und 
lUieinlfmd,  HeBsen-Nasaau,  Westfiden. 

Neben  dieser  Zerstflcfcelung  des  Bodens 
in  kleine  Betriebe  spielt  nun  die  Zer- 
legung des  Landes  der  einzelnen  Be- 
triebe in  eine  grössere  Zahl  von  Parzellen 
noch  heutigen  Tages  in  einem  grossen  Teile 
Deutschlands  eine  nicht  unbedeutende  EoUe, 
wenn  sie  auch,  wie  erwähnt,  durch  die 
methodisch  organisierte  Zusammenlegung 
■wesentlich  vermindert  ist.  Wie  weit  früher 
auch  in  Norddeutschland  die  Zersplittenirg 
ging,  dafür  geben  wir  nur  ein  Beispiel  aus 
Meitzens  Werke  (Der  Boden  ete.  des  preus- 
sischen  Staates,  Berlin  1868,  I,  S.  354): 
Tor  der  Separation  war  in  der  Gemeinde 
Grosseugottem  in  der  Provinz  Sachsen  das 
6803  Moi^n  umfassende  Land  in  der  Hand 
von  1241  Besitzern  und  in  16 100  Parzellen 
zerstückelt,  welche  durch  die  Separation  auf 
1584  reduziert  wurden.  In  Altengottern  be- 
trug die  Fläche  6101  Molden,  in  welche 
sich  848  Besitzer  teilten  imd  in  18920 
Parzellen  zerstreut  lagen.  Dieselben  wurden 
auf  913  Parzellen  reduziert. 

Aber  noch  gegenwärtig  ist  in  einzehien 
Gegenden  die  Parzellierung  eine  sehr  erheb- 
liche und  daher  die  Zusammenlegung  sehr 
notwendig.  In  den  Schriften  des  Vereins 
für  Soziupolitik  über  die  bäuerlichen  Zu- 
stände (Bd.  1—3,  Leipzig  1883)  finden  sich 
eine  Menge  interessanter  Beispiele  hierfür, 
während  uns  die  Statistik  hierüber  im  Stiche 
lässt  Bd.  I,  S.  153  wird  von  der  Gemarkung 
Schmitten  im  Taunus  angegeben,  dass  die 
Plftche  von  407  ha  in  1943  Parzellen  zer- 
stückelt sei,  von  denen  die  Hälfte  unter 
5  ar  bleibt  Im  Eisenacher  Oberlande,  I,  S.  36, 
haben  230  Besitzer  der  Gemeinde  Wiesen- 
tfaal  945  ha  Land  in  13 197  Parzellen  li^n, 
in  der  Gemeinde  Frankenheim  120  Familien 
701  ha  mit  nur  387  ha  Acker^  und  Wiesen- 
land in  3023  Parzellen.  S.  198  wird  im 
Kreise  Merzig  die  Durchschnittagrösse  der 
Privatbesitzungen  auf  14,7  Morgen  ange- 
geben, die  aber  in  22  Parzellen  zerstückelt 
hegen.  Es  soll  nichts  Seltenes  sein ,  dass 
Besitzer  von  1 — 1,25  ha  16 — 22  Parzellen 
hfl  bell 

In  der  Pfalz,  I,  S.  249,  ist  gleichfalls  die 
Bodenzersi>litt€rung  eine  sehr  bedeutende. 
In  7  Gemeinden  der  Bürgermeisterei  Qiürn- 
bacli  gehören  die  2517  ha  mit  1024  ha 
Acker  und  Wiesen  706  Eigentümern  in 
16  850  Parzellen. 

Für  Baden  ist,  III,  S.  262,  angegeben, 
dass  in  der  Gemeinde  Unadingen  mit  115 


Haushaltungen  920  ha  Land  in  2420  Pai^ 
%llen  li^en.  In  Bischoffingen  sind  235  ha 
landwirtschaftlicher  Fläche  in  2500  Parzellen 
zerlegt. 

wir  selbst  haben  auf  dem  Eatasteramt 
in  Meisenheim,  Begierungsbezirk  Koblenz 
uns  ^egentUch  im  Jahre  1887  für  zwei 
G^^emden  folgende  Auszüge  gemacht: 

In  der  Gemdnde  Becherbatm  sind  711  ha 
Land  in  der  Hand  von  322  Gmndogen- 
tümem,  aber  in  8209  Parzellen.  In  Bären- 
bach  hatten  130  Grundeigentümer  429  ha 
in  5116  Parzellen.  Einer  derselben,  welcher 
8  ha  beaass,  hatte  sie  in  145  Parzellen,  ein 
anderer  hatte  23  ha  in  346  Parzellen  verstreut^ 
die  in  grosser  Entfernung  von  einander  lagen. 
Der  ganze  landrätliche  Kreis  Meiseuheim 
lunfasst  25  Gemeinden,  8219  Grundbesitzer, 
17  640  ha  Land  mit  16386  ha  landwirt- 
schaftlich nutzbarer  Fläche,  im  ganzen  in 
127  392  Parzellen,  letztere  in  119078  Par- 
zellen, das  sind  auf  1  Grundbesitzer  2,14  ha 
imd  15,5  Parzellen.  Die  durdischnittliche 
Grösse  einer  Parzelle  ist  16  ar,  bei  dem 
ei-steren  Besitzer  aber  nur  5  ar. 

Die  Schädhchkeit  einer  derartigen  Boden- 
zersplitterung liegt  auf  der  Hand.  Der  da- 
diurch  verursachte  Zeitverlust,  die  Behinde- 
rung jedes  selbständigen ,  intensiven  Be- 
triebes, sobald  nicht  Spatenkultur  vorliegt, 
sind  allgemein  anerkannt,  und  man  ist  des- 
halb bestrebt,  einer  immer  klemeren  Majori- 
tät die  Macht  einzuräumen,  die  Mndemeit 
zur  Zusammenlegung  zu  zwin^ien.  I^ 
Weitere  in  dieser  Hinsicht  siehe  m  den  be- 
züglichen Artikeln. 

Lltteratnr :  Bernhardt,  Vtrtueh  einer  Kritik 
der  Orände,  Kelche  für  groaeet  und  klnnes 
Grundeigentum   angrföhrt  werden,  l^stertbuTg 

1848.  —  Bäuerliche  Zuttände  in  Deuüehland, 
Berichte  des  Verein*  för  Sotialpolitik,  S  Bände 
(Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  ä-2.  SS,  S4J,  Leipzig  1883. 

—  A.  de  Fovill«,  Le  morrellement,  Paris  1885. 

—  Fxinfce.  Die  aus  der  unbeschränkten  Teil- 
barkeit des  Grundeigentums  hervorgehenden  Nuch- 
teile,  Hamburg  und  Gotha  1SS9.  —  Oaaparin, 
Des  pctits  proprictet,  18S1.  —  E.  Heinrich., 
L'cber  den  Einflast  der  netten  Gesetzgebung  auf 
die  tandtrirtaehafUichen  Verhältnisse  in  Schlesien, 
Berlin  IS^S.  —  Kosegarten,  Betrachtungen 
Uber  die  Verätisscrltehkcil  nnd  Teilbarheit  des 
Landbesitzes,  Bonn  lf<43.  —  E.  de  Laveleye, 
Syntews  of  Lundtenure.  —  M.  lAonce  de 
LavergnCf  Essay  stir  l'economie  rurale  de 
VAngletcrre  etc.,  Paris  1S5S.  —  liCtte,  Die 
Verteilung  des  Grundeigentums,  1S5G.  —  Rei- 
chenftperger.  Die  Agrarfrage,  Trier  1847-  — 
Schneer,  Die  Dismembrationsfmge,  Heidelberg 
I845.  —  Schütz,  l'eber  den  Einßtiss  der  Ver- 
teilnng  de»  Grundeigentums,  18S6. 

Weitere  LUteratur  s.  unter  »Bauerngut  und 
Baiiemttanda  oben  Bd.  II,  S.  457ff.  und 
tiAgrarilatistiktt  oben  Bd.  I,  S.  143. 

J,  Ctynrad. 
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Bodt%  Jean  (Bodinos,  Joannes), 

seb.  1530  za  Angers,  studierte  die  Rechte  zu 
Toulouse,  war  später  Advokat  am  Parlament, 
dem  damaligeu  obersten  Gerichtshof  Frankreichs, 
1576  Rat  am  Prftsidial  (Tribnnal)  zn  Laon,  wo- 
selbst er  1607  als  Procnreor  du  roi  starb.  Die 
Provinz  Vermandois  wählte  Bodin  als  Yertreter 
des  dritten  Standes  in  die  allgemeine  Stände- 
Teraammlong,  welche  im  Dezember  lö76  in 
Bloia  tagte.  Dort  verwandte  er  sich  zu  Gunsten 
der  Hugenotten  für  Gleichberechtigung  der  Eon- 
fessionen,  wtau,  Tier  Jahre  nach  der  Bartholo- 
mluBnacht,  ein  nicht  gewUinlieher  Mut  gehörte. 

Bodin  offenbart  (vgl.  Buch  VI  Kapitel 
2  seiner  bedeutendsten  Schrift:  De  Repnb- 
liea,  8.  n.)  einen  staatsmännischea  Scharf- 
blick für  die  Vorteile  and  Nachteile  eines  aus 
der  Entdeckung  Amerikas  resultierenden  Um- 
schwungs der  Geld-  und  Verkehrsverhältnisse, 
wie  sie  im  zweiten  Drittel  des  16.  Jahrhunderts 
in  Erscheinung  traten.  Namentlich  führt  er  die 
Steigerung  der  Warenpreise  auf  ihre  wahre  Ur- 
sache: die  Vermehrung  der  edlen  Metalle  und 
des  Geldes  und  die  MttnzverBchlechtemngen, 
cnrttck  (vgl.  andi  seine  nB^ponse  k  Malestroit", 
s.  tt.).  lieber  die  Eifordemuse  des  Staatshaus- 
halts, insbesondere  hinsichtlich  der  fiskalischen 
Einiühmen,  entwickelt  er  sf^  verständige  An- 
schannngen,  tind  seine  Steuerpolitik,  fUr  die  er 
genaue  statistische  UQterl{u:en  wUnscht,  ist  von 
strengem  Gerechtigkeitsgefühl  diktiert,  indem 
er  die  wirtschaftlich  Schwachen  geschont  sehen 
will.  Ueber  seine  Finanzpolitik  s.  Äosf  ührlicheres 
im  Art.  Finanzwissenscbaft  dieses 
Handwörterbuchs.  Er  verdammt  den  Zins- 
wucher, weil  er  hauptsitchlich  die  Landwirte 
schädigt,  und  wünscht  in  deren  Interesse  eine 
Reform  des  Hypothekenwesens.  Seine  Zollpolitik 
stempelt  ihn  zn  einem  Vorgänger  der  Merhan- 
tilisten.  denn  er  befürwortet,  auf  eingehende 
Manufakturwaren  einen  hoben  Schutzzoll,  auf 
Rohstofiimporte  dagegen  nur  minimale  Abgaben 
zn  legen.  £r  war  femer  einsichtig  genug,  den 
Ruin  des  Handels  in  dem  Verbot  der  Ausfuhr 
edler  Metalle  zu  erblicken.  Als  Theoretiker  des 
Souveränetätsbegrififes  vindiziert  Bodin  dem 
Forsten  die  oberste,  Uber  dem  Staatsrecht  ste- 
hende Hemchergewalt. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  hier 
nur  aufgeführt:  Eeponae  auz  paradoxes  de  N. 
de  Haiestroit  touchant  Tencherissement  de  toutes 
lea  chosea  et  des  monnayes,  Paris  1568;  a.  u. 
d.  T. :  Discours  Sur  le  rehaussement  et  diminu- 
tion  des  monnayes,  pour  reponse  aux  paradoxes 
du  Sieur  de  Malestroit,  1578;  dasselbe  ins  La- 
teinische Ubersetzt  von  Eenerius  Badelius  in 
dessen  Sammlang:  De  monetis  et  re  niunmaria, 
1591;  dasselbe  deutsch  u.  d.  T.:  Diskurs  .  .  .  . 
Von  den  Ursachen  der  Theumng,  wie  auch  dem 
AxcS-  und  Abschlag  der  Müntz,  und  wie  diesem 
allgemeinen  Uebel  abzuhelffen  sey . . .  Hamburg 
1624.  —  Les  sii  livres  de  la  repuhlique,  Paris 
1577 ;  dasselbe  in  der  lateinischen  Uebersetzung 
des  Verfassers  u.  d.  T. :  De  republica  libri  VI 
(1586),  davon  verschiedene  Neudrucke;  dasselbe 
in  deutÄcher  Uebersetzung  von  Job.  Oswaldt 
u.  d.  T. :  Res  publica.  Das  ist  Gründtliche  und 
rechte  Underweysang  oder  eigentlicher  Bericht, 
in  welchem  anlsführlich  vermeldet  wirdt;  wie 
nicht  allein  das  Regiment  wol  zu  bestellen, 


sonder  auch  in  alleriey  Zustandt  ....  zu  er- 
halten sey,  u.  s.  w.,  Mnmpelgart  1592  (noch 
mehrmals  aufgelegt).  —  Relation  joomali^re  de 
tout  ce  qui  s'est  negoci^  en  rusemblee  generale 
des  Etats  de  Blois  en  1576  prise  des  mimoires 
de  Jean  Bodin,  Tan  des  deput^,  Paris  (1578); 
dasselbe,  2.  Aufl.  1614.  —  Apologie,  au  ripoase 

S>ur  la  R^publique  de  Jean  Bodin,  par  Rene 
erpis  (das  Pseudonym  Bodins). 

Vgl.  über  Bodin :  P.  Leyser,  Selecta  de  vita 
et  scmitis  J.  Bodini,  Wittenberg  1715.  —  Wach- 
ler. Handbuch  der  Geschichte  der  Litteratur, 
3.  Aufl.,  Bd.  IV,  Leipzig  1833,  S.  237.  —  G.  E. 
Guhrauer.  Das  Heptapfomeres  des  Jean  Bodin, 
Berlin  1&41  (als  £inleitnn^  ein  Umriss  vom 
Leben  und  Charakter  Bodins).  —  Baudrillait, 
Jean  Bodin  et  am  temps.  Tablean  des  thteries 
poUtiques  et  des  id^  economiqnes  an  seiziime 
si«cle.  Paris  1^.  —  Bluntschli,  Geschichte 
des  allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik, 
München  1864,  S.  17fi'.  —  Molinier,  Apercus 
bistor.  et  critiques  sur  la  vie  et  les  travaux  de 
Jean  Bodin,  Montpellier  1867.  —  Roscher, 
Gesch.  d.  Nat,  München  1874,  S.  139ff.  — 
Bartbelemy,  Etüde  sur  Jean  Bodin,  Paris  1876. 

—  E.  Hancke,  Jean  Bodin.  Eine  Studie  über 
den  B^iff  der  Souveränetät,   Breslau  1890. 

—  L.  ^ter,  J.  Bodin,  H.  d.  St  1.  Anfl.  II, 
S.  667 f.  —  P.  Errera,  Un  pr^cnrseur  de  Hod- 
tesquieu :  Jean  Bodin ,  Bmxelles  1895.  —  E. 
Foumol,  Bodin,  predecesseur  de  Montesquieu. 
Etüde  sur  quelques  th^ories  politiques  de  la 
„R^pablique"  et  de  „l'Zsprit  des  lois",  Paris 
1896.  —  Dock,  Der  SouveränetAtsbegnff  etc., 
Strassbnrg  1897.  a^ert. 


Bodio,  Lnigi, 

wurde  am  12.  X.  1840  zu  Mailand  geboren.  Er 
studierte  zu  Pavia  und  Pisa,  w(»(ubst  er  1861 
promovierte,  um  dann  seine  Studien  in  Paris 
etc.  fortzusetzen.  Im  Jahre  1864  nach  Italien 
zurückgekehrt,  wurde  er  Professor  des  Handels- 
rechts und  der  Nationalökonomie  am  Istituto 
tecnico  in  Livomo.  Nach  kurzer  Lebrth&tigkeit 
am  technischen  Institut  in  Mailand  giug  er 
1868  als  ordentlicher  Professor  der  Handels- 

fe<^^phie  und  Statistik  nach  Venedig.  Im 
abjre  1872  erfolgte  Bodio«  Berufung  in  das 
Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
zunächst  als  Sekretär  des  statistischen  Bureaus, 
dessen  Leitung  ihm  jedoch  bald  darauf  definitiv 
übertragen  wurde.  In  dieser  Stellung  gelang 
es  ihm  in  wenigen  Jahren,  die  italienische 
Landesstatistik  zu  ihrer  heutigen  Bedeutung 
zu  erheben.  Sowohl  als  Direktor  der  italieni- 
schen Statistik  wie  als  Professor  der  Ingenienr- 
schnle  in  Rom  hat  sich  Bodio  vorzfigUdie  Ver- 
dienste erworben  und  auch  eine  grt^ere  Zahl 
von  tüchtigen  Mitarbeitern  herangebildet.  Die 
Bekundung  des  „Institut  international  de  Sta- 
tiatiqne",  dem  er  als  Generalsekretär  vorsteht, 
hat  er  in  erster  Linie  veranlasst;  die  von  ihm 
redigierten  Bulletins  dieses  Instituts  erscheinen 
in  Rom. 

Von  seiuen  zahlreichen  Schriften  seien  die 
folgenden  genannt: 

Stiggio  sul  commercio  estemo  terrestre  e 
marittimo  del  regno  d'Italia  negli  anni  1862  e 
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1863,  Florenz  186ö.  —  Sui  documenti  atatisticl  | 
del  re^o  d'Italia.    (.'enni  bibliografici  preaeu- ! 
tati  al  VI.  Congresso  intemaz.  di  statiatica, 
Florenz  1867.  —  Deila  statistica  nei  snoi  np- 1 
porti  coli'  ecoQomia  politica  e  coUe  idtre  scienze  | 
affini,  Mfülaad  1869.  —  Del  moTimento  della 
eriminalitä  in  Italia  1873—1884,  Parte  I,  Rom 
1885.  —  Di  alcuni  iodici  misaratori  del  movi- 
mento  economico  in  Italia,  Kom  1891. 

Seitdem  Bodio  an  der  Spitze  djer  italienisclien 
Statistik  steht,  ist  naturgemäss  seine  Haupt- 
thätigkeit  den  zahlreicheu  Veröffentlichungen  i 
der  offiziellen  statistischen  Erhebungen  ge- 
widmet. Früher  legte  er  dabei  besonderen  Wert 
auf  die  Vergleichuug  italienischer  VerhältDisse 
mit  denen  anderer  Länder  i  erinnert  sei  nur  an 
die  wertvollen  „confronti  intemanonali",  welche 
dem  Werke  PopolazitHie.  Hovimento  dello  Stato 
civile  aber  nur  bis  zum  Jahrg.  XII  (fUr  1883 
bezw.  18*16—83)  beigegeben  wurden,  temer  an 
die  geschätzte  internationale  Selbstmord-  und 
Tollesursachenstatistik,  die  mit  dem  Jahre  1886 
bezw.  1889/90  aufhörte.  Nur  die  „Statistica 
della  emigrazioue  italiana"  (welche  „confronti 
coli'  emigrazione  degli  altri  Stati  d'Europa" 
bringt}  erscheint  noch,  der  neueste  Band  be- 
handelt die  itaiienisehe  und  internationale  Aus- 
wanderung im  Jahre  18B7. 

Bodio  ist  der  Heransgeber  des  2.  und  3. 
italienischen  Censnswerkes :  Censimenti  del  regno 
d'Italia  1871  e  1881 :  femer  des  Annuario  sta- 
tistico  Italiano,  welches  bis  1896  alle  2  Jahre, 
seit  1897  aUjährlich  erscheint.  Bodio  veröffent- 
lichte an  staatswisaenachaftlichen  Abhandlungen 
in  Zeitschriften :  a)  Archivio  di  statistica  (^Turin), 
Jahrg.  1876:  Movimento  della  popolazione  in 
Italia  e  in  altri  Stati  d'Europa.  —  Appunti  di 
statistica  ferroviaria.  —  II  congresao  internazio- 
nale  di  statistica  in  Budapest,  1876.  —  Jahrg. 
1877:  Deir  emigrazione  Italiana  nel  1876.  — 
Jahi^.  1878:  SuUa  statistica  dei  matrimoni 
eivili  e  dei  religiosi.  —  Jahrg.  1880:  Di  una 
statistica  sommaria  delle  opere  pie  in  Italia 
alla  fine  del  1878.  —  Jahrg.  1882:  Prime  linee 
di  nna  statistica  delle  condizioni  di  vita  delle 
classi  operaie.  —  Bertillon  e  la  scienza  demo- 
grafica  secondo  la  t>cuola  francese.  —  b)  Bulletin 
de  rinstitut  intemat.  de  statistique  (Rom).  Es 
'seien  hieraus  nur  genannt:  Tome  VII,  1893: 
Snlle  discordanze  che  si  osservuio  fra  le  sta- 
tistiche  commerciali  dei  vari  Stati.  —  Tome 
VIII,  1895:  De  la  mSthode  ä  suivre  ponr 
dresser  nne  statistiqne  acientifique  et  uniforme 
k  la  recidive.  —  c)  Gioraale  d^li  Economisti, 
auno  1899,  Aprile :  II  qnarto  censimento  Italiano. 
(Der  Artikel  besteht  aus  zwei  Teilen,  deren 
erster  eine  Denkschrift  des  Prot.  G.  B.  Salvioni 
tiber  den  IV.  Census  des  Königreichs  Italien, 
welcher  seit  1891  auf  sich  warten  läast,  bringt 
lind  deren  zweiter  eine  Begutachtung  dieser 
Denkschrift  in  einem  Brief  Bodios  an  den 
Heranageber  des  „Giomale  d.  Ec."  enthält.  Hau 
er^rt  ans  diesem  Schreiben  u.  a.,  daas  be- 
sagter IV.  Censns  auf  den  31.  XII.  1900  an- 

Seaetzt  werden  wird  nnd  dass  der  General- 
irektor  der  italienischen  Statistik  sich  gegen 
die  Benutzung  der  Hollerithüchen  elektrischen 
Anszählungamaschine,  obgleich  dieselbe  bei  dem 
1890  er  amerikanischen  und  bei  dem  1890  er 
österreichischen  C'ensus  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist,  aossphcht)  Bodio  ist  femer  durch 

HsadwSrtertracb  der  StMtswiMeiisohaften.  Zweit« 


I  zahlreiche  Beiträge  in  dem  Sammelwerk  „Annali 
!  di  statistica"  vertreten;  er  lieferte  ferner  fär  die 
I.  u.  II.  Aull,  dea  Uandw.  der  Staataw.  den  Ar- 
Itikel:  „Die  Auswanderung  ans  Italien"  (Bd.  I 
|S.  1031  ff.  bezw.  Bd.  II  S.  98  ff.). 


Boeckh,  Richard, 

geb.  zu  Berlin  am  28.  III.  1824.  Nachdem  er 
längere  Zeit  im  königl.  prenssischen  statistiachen 
Bureau  thätig  gewesen  war,  wurde  er  1875  zum 
Direktor  des  statistischen  Amtes  der  Stadt 
Berlin  ernannt;  daneben  bekleidet  er  seit  1881 
eine  ausaerordentliche  Professur  der  Statistik 
au  der  Universität  und  ist  Mitdirektor  des 
staatswiasenscbaftlich-statistischen  Seminars. 
Boeckh  veröffentlichte  in  Buchform: 
Ortschaftsstatlatik  und  historisch-geogra- 
phiache  Ueberaicht  dea  Regierungsbezirks  Pota-< 
dam  mit  der  Stadt  Berlin,  Berlin  1861.  —  Die 
geschichtliche  Entwickelung  der  amtlichen  Sta- 
tistik dea  preuasischen  Staates,  Berlin  1863.  — 
Sprachkarte  vom  prenssischen  Staate,  Berlin 
1864.  —  Die  statistische  Bedeutung  der  Volks- 
sprache als  Kennzeichen  der  Nationalität,  Berlin 
1866.  —  Der  Deutschen  Volkszahl  und  Sprach- 
gebiet, Berlin  1869.  —  Historische  Karte  von 
ElsasB-Lotbringen,  Berlin  1870.  —  Sterblich- 
keitaüfel  für  den  preussiachen  Staat  im  Umfang 
von  1865,  Jena  1875.  —  Die  Bevölkerunga-, 
Gewerbe-  und  Wohnungsaafnahme  vom  1.  XU.. 
1875  in  der  Stadt  Berlin,  Berlin  1878—80.  — 
Die  gleichen  Aufnahmen  für  1880  und  1885 
(Berlin  1883-1888  und  1890—911;  für  1890 
(Berlin  1893—96).  —  Die  Bewegung  der  Be- 
völkerung der  Stadt  Berlin  in  den  Jahren 
1869—1878,  Berlin  1884.  —  Statistik  der  Ehe- 
scheidungen in  der  Stadt  Berlin  in  den  Jahren 
1885—94  (mit  einer  Uebersicht  der  Eheschei- 
dungen in  anderen  Grossstädten  und  Ländern), 
Berfin  1897. 

Seit  1877  giebt  Boeckh  ala  Direktor  des 
statistischen  Amtes  das  „statistische  Jahrbach 
der  Stadt  Berlin"  (Berlin  1877—97)  heraus ; 
femer  die  wöchentlich  erscheinende^-  „Ver- 
öffentlichungen des  statistischen  Amtes"  sowie 
die  Ergebnisse  der  Lohnermittelungen  in  Berlin, 
welche  bis  1897,  erschienen  1898,  reichen. 

Boeckh  veröffentlichte  staatswissenschaft- 
liche Artikel  in  Zeitschriften :  a)  Ztitschrift  für 
Erdkunde  (Berlin):  b)  Zeitschrift  dea  Centrai- 
vereins nir  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
(Berlin);  c)  Zeitschrift  des  k.  preuss.  statistischen 
I  Bureaus ;  d)  Bulletin  de  l'Institut  international 
de  statistique  (Rom),  Jahre.  II  (1887):  Tabellen 
betreffend  den  Einfluss  der  Emährungaweise 
auf  die  Kindersterblichkeit;  Jahrg.  V  (1890): 
Die  statistische  Messung  der  ehelichen  Fmcht- 
barkeit ;  Jahrg.  VII  (1893^ :  Halley  als  Statistiker ; 
e)  Preussische  Jahrbilcher  (Berlin),  Bd.  77  (1894) 
Heft  3:  Die  Verschiebung  der  Sprachverhält- 
nisse in  Posen  und  Weatpreuaaen  etc. 

JZed. 
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Boeder,  Johann  Heinrich, 

geb.  1611  zu  Grönheim  im  heutigen  ESrngreich 
Bavem,  Kreis  Uittelfranken,  gest.  1672  zu 
Strassburg.  Seine  Professur  der  Beredsamkeit 
an  der  Universität  Strassbnrg  opferte  er  1648 
einem  Rufe  an  die  Universititt  Upsala,  tob  wo 
er  als  schwedischer  Historiogiaph  and  Professor 
der  Geschichte  nach  Strassbnrg  cnrQckkdirte 
nnd  hier  infolge  der  fanmanisti8ui-elegant«n  Be- 
handlung seines  historischen  Lehrstoffes  als 
akademischer  Lehrer  sehr  gesucht  war  und  u.  a. 
anch  IVeit  von  Seckendorff  (s.  d.)  zu  seinen 
Schtiem  zählte. 

Boeder  verdient  besonders  seiner  populatio- 
nistischen  Ausführungen  wegen  Beachtung;  so 
empfiehlt  er  aus  Fortpflanzu^rsgränden  die  £in- 
ricßtong  fiskalischer  Aussteuerkasseu  fUr  Heirats- 
lustige ;  so  führt  er  anter  den  Ursachen  starker 
BeTSuemagsvennehran^  auch  das  OlQck  an, 
was  zu  Boeclers  Zräten  m  I^triderhfinsem  wie 
in  Banenihtttt«n  noch  zn  Banse  war,  während 
die  Blasiertheit  nnd  die  Unnifriedenheit  der 
Gegenwart  einen  GlUckszuBtand  Qberhanpt  nicht 
mehr  anerkennt.  Die  schriftstellerische  Thfttig- 
keit  Boeclers  hat  auf  staatswissenschaftlichem 
Gebiete  nur  folgende  Schriften  aufzuweisen: 
Institutiones  politicae,  access.  dissertationes  ad 
selecta  vetemm  historicorum  loca,  et  libellus 
memorialis  etfaicns,  Strassbnr^  1674.  —  Animad- 
versiones  in  Hippol^  a  Laptde  dissertationem 
de  ratione  statns  in  imperio  Bomano  (jermanico, 
StraBsbnrg  1674jUnd  das  nach  seinem  Tode  von 
WoUf  Dietrich  Wendel  heransgegebene  Werk: 
Boecieri  CoUegium  politicae  posthamum  oder 
politische  Discourse  (s.  1.  et  a].  Seine  Gesamt- 
werke:  JoannisHenrici Beeden  o^ra erschienen, 
herausgegeben  von  J.  A.  Fabricias,  in  4  Bdn., 
Strassburg  1712. 

Vgl.  über  Boeder:  J.  G.  MttUer.  Historia 
universalis  quatuor  seculorum  p.  Clir.  n.,  Rostock 
1695.  —  Roscher,  Gesch.  der  Nat.,  S.  262  f.  — 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  II,  Leipzig 
1876,  S.  792  f.  Rippert. 


Böhm  Ton  Bawerk,  Engen, 

geb.  am  12.  II.  1851  zu  Brünn  in  Mähren,  trat, 
nach  Beendignng  seiner  juristischen  und  staats- 
wissenschaftlichen  Studien  an  der  Universität 
Wien,  im  Jahre  1872  als  Praktikant  in  den 
Österreichischen  Finanzdienst,  in  welchem  er, 
zuletzt  als  Koncipist  im  FinanzminiAterium,  bis 
1880  verblieb.  In  der  Zwischenzeit  zunächst 
zum  Doktor  der  Aechte  in  Wien  promoviert 
(1875),  hatte  er  einen  zweijährigen  Urlaub  be- 
nutzt, um  in  den  Jahren  1875—1877  in  Heidel- 
berg, Leipzig  und  Jena  unter  Knies  (s.  d.),  Roscher 
(8.  d.)  und  Hildebrand  (9.  d.)  weitere  volkswirt- 
schaftliche Studien  zn  machen.  Im  Jahre  1880 
habilitierte  sich  Böhm  von  Bawerk  als  Privat- 
docent  der  politischen  Oekonomie  an  der  Uni- 
versität Wien,  wurde  jedoch  unmittelbar  nach 
seiner  Habilitation  an  die  Universität  Innsbruck 
berufen,  wo  er  den  Lehrstuhl  für  politische 
Oekonomie  von  1880—1881  als  Supplent,  von 
1881—1884  als  ausserordentlidieT,  von  1884  bis 


1889  als  ordentlicher  Professor  bekleidete.  Im 
Herbst  1889  gab  er  diese  Stelle  aof  nnd  folgte 
dnem  Rufe  nach  Wien  als  Hinistarialrat  im 

Österreichischen  Finanzministerium. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Werken  in  Buohfonn: 

Rechte  und  Yerhältnisse  vom  Standpunkte 
der  volkswirtschaftlichen  Güterlehre,  Innsbruck 
1881.  —  Kapital  nnd  Kapitalzins,  2  Bd&,  Inns- 
bruck 1884  u.  1889  (L  Bd.:  Geschichte  und 
Kritik  der  Ka^italzinstheorien,  1884.  II.  Bd.: 
Positive  Theorie  des  Kapitals,  1889);  dasselbe, 
englisch  von  W.  Smart,  2  Bde.,  London  1890: 

Er  rerOffentUchte  in  Zeitschriften:  a)  in 
dem  Jahrb.  f.  Nat.  (Jena)  N.  F.  Bd.  XIII,  Jahrg. 
1886,8.1— 82 u. 477—541:  GrundzügederTheone 
des  wirtschaftlichen  Güterwertes;  N.  F.  Bd.  XX, 
Jahrg.  1890,  S.  75  ff. :  Zur  Litteratorgeschichte 
der  Staats-  nnd  Sozialwisaenschaften;  N.  F.  Bd. 
XXI,  Jahrg.  1890,  S.  519 ff.:  Ein  Zwischenwort 
zur  Werttheorie.  —  b)  Zeitschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung  (Wien), 
Bd.  I  (1892):  Unsere  Aafgaben.  Einflihmngs- 
artikel  der  Zeitschr.  f.  VolKsw.,  Sozialpolitik  n. 
Verw.,  S.  hlO;  Bd.  lU  (1894):  Der  letzte  Mass- 
stab des  Güterwertes,  8.  18^230.  —  Znsati- 
bemerknng  zn  dem  Artikel:  yiDer  letzte  Has»- 
stab  des  Güterwertes  nnd  die  mathematische 
Methode",  von  Rud.  Ausnitz,  S.  51218;  Bd. 
VII  (1898) :  Zur  theoretischen  Nationalökonomie 
der  letzten  Jahre,  S.  400/432.  —  c)  Revue 
d'^cononiie  politique  (Paris),  Jahrg.  III  (lJß9): 
Une  nouvdle  th^orie  sur  le  capital,  S.  97  ff. ; 
Jahrg.  VIU  (1894) :  Essai  sor  la  valenr,  S.  ö03  53S. 

JTed. 


BShmert,  Karl  Tictor, 

geb.  23.  VUI.  1829  zu  Quesitz  bei  Leipzig, 
studierte  von  1848—52  in  Leipzig  Rechts-  und 
Staatswissenscbaften ,  arbeitete  als  praktischer 
Jurist  bis  1855  in  Meissen,  woselut  er  den. 
ersten  sächsischen  VorBchnss-  nnd  Kredit- 
verein  begründete,  grttudete  nach  Studium  der 
gewerblichen  Verhältnisse  auf  Reisen  in  die 
Rheinlande,  Westfalen,  nach  Frankreich  und* 
Belj^en  die  volkswirtschaftliche  Zeitschrift  „Ger- 
mania"  in  Heidelberg,  war  hierauf  von  1856 
bis  1860  als  Bedakteor  des  „Bremer  Handels- 
blatt", von  1860—1866  als  Syndikus  der  Haudds- 
kammer  in  Bremen  thätig,  wurde  1866  als 
Professor  fUr  Nationalökonomie  und  Statistik 
an  die  Universität  und  das  eidgen.  Poly  techniknm 
nach  Zürich  bemfen,  erhidt  1875  für  dieselben 
Fächer  einen  Ruf  als  Professor  an  die  tedi- 
nische  Hochschule  zu  Dresden,  als  welcher  er 
noch  wirkt,  itnd  fungierte  gleichzeitig  ab  Direktor 
des  Kgl.  Sächs.  statistiscnen  Bureaus  von  1875 
bis  1895. 

Böhmert,  der  sich  seiner  Zeit  lebhaft  an 
der  Begründung  des  volkswirtschaftlichen  Kon- 
gresses beteiligte,  nimmt  als  Nationalökonom 
eine  vermittelnde  Stellung  ein;  er  weist  die 
Staatshilfe  nicht  zurück,  oetont  aber  mit  be- 
sonderem Naehdnick  die  SdbstbUfe  nnd  Sdbst- 
erziehung  des  Individuums.  Er  hat  sich  be- 
sonders verdient  gemacht  durch  seine  Unter- 
snchungen  Über  Gewinnbeteiligmig  nnd  Armen- 
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wesen.  B^mert  redieierte  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Direktor  des  Kgl.  Sächs.  statistischen 
Bnreana  dessen  „Zeitschrift"  und  „Jahrbnch" 
von  1875—1895  und  ist  seit  1873  Herausgeber 
des  tr^rbeiterfreund"  sowie  seit  1877  der 
„Sozialkorrespondenz"  and  des  „Volkswohl", 
säniüich  Organe  des  „CentralTereins  für  das 
W<^  der  arbeitenden  Klaesen"- 

Von  seineo  selbständigen  VaSffraitUchinigen 
sden  die  nachfolgenden  genannt: 

Quatenus  vernni  sit,  qnod  tuI^  didtur: 
volenti  non  fleri  i^nriam.  (Diss^  Leipzig  1854.) 
—  Briefe  zweier  Handwerker.  Ein  Beitrag  zur 
L6sung  gewerblicher  und  sozialer  Fragen,  Dresden 
1854.  —  Urkundliche  Geschichte  der  bremischen 
Schusterzunft.  Leipzig  1862.  —  Freiheit  der 
Arbeit  Bremen  186».  —  Die  Stellang  der 
Hansestädte  in  Dentschland  in  den  letzten  drei 
Jahrzehnten,  Berlin  1863.  —  Baagewerbe  nnd 
Baupolizei,  Berlin  1865.  — -  Bas  VerhSltnis  tou 
Arbeiter  and  Arbeitgeber.  Zürich  1868.  —  Die 
Arbeiterunterstützungskassen,  Leipzig  1868.  — 
Untersuchung  und  Bericht  über  die  Lage  der 
Fabrikarbeiter,  Zürich  1868.  ~  Lotterien  nnd 
Prämienanleihen  nach  volkswirtschaftlichen 
Grundsätzen  nnd  Erfahmngen,  Berlin  1869.  — 
Die  Erändungspatente  nach  volkswirtschaft- 
lichen Grundsätzen  nnd  industriellen  Erfahrungen 
mit  besonderer  BQcksicht  auf  England  und  die 
Schweiz,  Berlin  1869.  —  Armenpflege  nnd 
Armengesetzgebung.  Berlin  1869.  —  Deatsch- 
lands  wirtschaftliche  Neugestaltung  seit  1866, 
Leipzig  1869.  —  Die  Verbreitung  der  Volks- 
wirtschaftslehre in  Schule  nnd  Leben,  Zürich 
1870.  —  Die  Goldausmtinzungsfrage  bei  der 
deutschen  Münzretorm,  Bremen  1871.  —  Die 
Unentgeltlichkeit  des  Volksschuluuterrichts  mit 
besonderer  Berttcksicbtignng  der  schweizerischen 
Schulgeldeinrichtnngen,  Bremen  1871.  —  Das 
Stndioren  der  Franen  mit  besonderer  Bücksicht 
anf  das  Stndinm  der  Uedizin,  Leipzig  1872.  — 
Der  Sozialismns  nnd  die  Arbeitemage,  Zürich 
1872.  —  Das  Stndinm  der  Wirtschaftswissen- 
Bchaften  an  den  technischen  Hochschulen,  Zürich 

1872.  —  Arbeiterverhältnisse  nnd  Fabrikein- 
richtangen  der  Schweiz,  2  Bde.,  Zürich  1873; 
Ergänzung  und  Fortsetzung  dieses  Berichts, 
Zürich  1874.  —  Der  Einfluss  der  Wiener  \Vel^ 
ausstellung  auf  die  Arbeit  des  Volkes,  Wien 

1873.  —  Der  Beruf  der  Kirche  in  der  sorialen 
Frage.  Vortrag.  Leipzig  1874.  —  Ueber  die 
Methoden  der  soziiUstatistischen  Untersnchnngen 
mit  besonderer  Bücksicht  anf  die  Statistik  aer 
Löhne  und  Preise,  Bern  1874.  —  Die  Anfgaben 
der  statistischen  Bureaus  nnd  Zeitschriften  in 
ihrer  Verbindung  mit  Hochschulen  und  Lehr- 
stühlen für  Nationalßkonomie  und  Statistik, 
Dresden  1875.  —  Die  Bedeutung  der  allge- 
meinen Wirtschaftslehre  und  Statistik  für  die 
Landwirtschaft,  Dresden  1875.  —  Enquete  über 
Gewinnbeteiligung  der  Arbeitnehmer  und  andere 
neue  Lohnzahlungsmethoden,  Zürich  1874.  —  Die 
Frage  der  Beichseisenbahnen  vor  dem  volhs* 
wirtschaftlichen  Kongresse,  Dresden  1876.  En- 
quete über  die  Seicnseisenbahnfrage,  3  Hefte, 
Leipzig  1876.  —  Bericht  der  kgl.  sächs.  Bezirks- 
kommission für  die  Tabakenqnete,  Dresden 
1878.  —  Die  Gewinnbeteiligung.  Untersuchungen 
Uber  Arbeitslohn  nnd  Unternehmergewinn,  2 
Bde.,  Leipzig  1879.  (Ins  Französische  übersetzt 
von  Trombert,  Paris  1880j  ins  Italienische 


von  Manfredi,  Milano  1880.)  —  Der  Arbeiter- 
fireund  Leclaire  nnd  sein  Lohnsystem  von  1838 
bis  1877,  Berlin  1878.  (Uebersetzt  ins  Franzö- 
sische, Paris  1878.)  —  Zur  Keform  der  Ärmen- 
pfl^e,  Dresden  1879.  —  Die  Organisation  und 
Verbindung  der  amtlichen  und  niditAratUchen 
Armenpflege  in  Dresden,  Berlin  1881.  —  Die 
Anfgaben  derVolkswirtschaftslehre  nnd  Statistik. 
Festrede,  Dresden  1880.  —  Urkundliche  Ge- 
schichte nnd  Statistik  der  Meissener  Porzellan- 
manufaktur  von  1710 — 1880  mit  besonderer 
Bücksicht  anf  die  Betriebs-,  Lohn-  und  Kassen* 
Verhältnisse,  Dresden  1880.  —  Anfgaben  und 
Ziele  der  Armenstatistik.  (Verhandlungen  des 
Armenpflegerkongresses  1681,  Nr.  1.)  (Audi  in  den 
späteren  Verhandlungen  des  Armenpflegerkon- 
gresses sind  viele  Beiträge  von  Böhmert  abge- 
druckt,  welche  hier  jedoch  nicht  alte  aufgeführt 
werden  kOnnen.)  Buder  aus  der  indiviaaellen 
Trinkerpflege,  Dresden  1886.  —  Die  Methoden 
der  Lohnstatistik,  Dresden  1886.  —  Das  Armen- 
wesen  in  77  deutscheu  Städten  und  einigen 
Landarmenverbänden,  2  Bde.  in  3  Teilen,  Dresden 
1886—1888.  —  Der  Branntwein  in  Fabriken. 
Leipzig  1889.  —  Die  Armenpflege  in  Zim- 
mers „Handbibliothek  der  prakt.  Theologie", 
Gotha  1890.  —  Untersuchungen  über  Arbeits- 
löhne, Heft  1.  Dresden  1893.  —  „Volkswohl- 
schriften", Leipzig  1888—1896,  dann  Dresden, 
darunter  Heft  17:  „Ein  Lehrbuch  über  den 
Volkswohlstand  aus  dem  Jahre  1723",  Leipzig 
1893.  —  Eine  deutsche  Stadt  (Bosswein)  in 
ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicke- 
lung  von  1834—1894,  Dresden  1895.  —  Der 
sächsische  Wahlgesetzentwurf  und  seine  Ge- 
fahren, Dresden  1896.  —  Das  deutsche  Hand- 
werk nnd  die  Zwangsinnuugen,  Dresden  1896. 
—  Handelsbochachulen,  Dresden  1898. 

In  Zeitschriften  veröffentlichte  Btfhmert 
ausser  den  zahlreidien  Abhandlungen  in  den 
von  ihm  herausgegebenen  Zeitschnften  unter 
anderen  in  der  „V.  f.  Volksw."  1882  II  „Wil- 
helm Boschers  wissoischaftliche  Stellnng",  in 
den  „PreuBs.  Jahrb.,"  Bd.  18,  1:  „Deutschlands 
wirtschaftliche  Neugestaltung",  Bd.  85,  1 :  „Die 
soziale  Frage  und  das  Wahlrecht"  sowie  in  dem 
vorliegenden  „Handwörterbuch"  die  Artt.  „Sta- 
tistik des  Arbeitslohns"  (Bd.  I,  S.  885ff.)  nnd 
Teile  des  Aufsatzes  „Arbeitszeit"  (Bd.  L  S. 
1008  ff.). 

Vgl.  über  Böhmert :  Bode,  Victor  Böhmert 
„Nordwest",  Mftrzheft  1893:  Böhmert,  Der 
Pfarrer  von  Bosswdn,  Gotha  1886  und  „Ein 
Abschiedswort"  in  „Zeitschr.  des  Kgl.  Sächs.  stat. 
Bureaus",  Dresden  18M. 

Dresden.  P.  SehmidL 


Bonhaae 

s.  Zünfte. 
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feltendea  Kechts.  B.  Geltendes 
entsches  Bürsenrecht.  1.  AUgeiueiue 
ErÜrteruD^en.  2.  Die  BörseDordnoiif^eQ.  3. 
Der  BtirseDTorataud.  4.  Das  Recht  zum  Be- 
suche der  Börse.  6.  Das  ehrentrerichtliche 
Verfahren.  6.  Bürsenschiedsgerirlite.  7.  Der  i 
Geschäftsverkehr  an  den  Börsen  im  alleemeiuen. 
Die  Zulaflsiinfrsstelle.  8.  Die  einzelnen  BSrsenge- 
scÜfte  (Kas8afi;e3cbäfte,  Zeitgeschäfte.  Prämien- 

richäfte,  ProlongatioDS-  nnd  Reportsreschäftei. 
IMe  Konmakler.  10.  Amtliche  Festsetzung ; 
der  Korse.  11.  Bürsenstrafrecht.  III.  Oester-' 
reich.  IV.  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h.  V.  H  o  11  a  u  d  i 
und  Belgien.  TL£ngland.  VII.Ver-1 
einigte  Staaten  Ton  Amerika.  VIII.' 
Schluss. 


I.  Einleitung. 

Gegenstand  der  nachfolgenden  Dar- 
stellung ist  das  Börsenrecht,  d.  h.  das  für 
die  Börsen  und  den  Geschäftsverkehr  an 
den  Börsen  geltende  Sonderrecht.  Hiernach  1 
sind  von  der  Darstelluug  jene  Rechtsinstitute 
ausgeschlossen ,  welclie ,  wenn  sie  auch 
gerade  für  den  Büi-senverkehr  von  hervor- 
ragender Betieutung  sind,  immerhin  nicht 
dem  speciellen  Börsenrecht  angehören.  Ein 
Kechtsinstitut  dieser  Art  ist  z.  B.  das  Kom- 
missionsrecht. Zwar  bildet  für  das  Deutsche 
Reich  bis  zum  Inkrafttreten  des  neuen 
Handelsgesetzbuchs  das  Börsengesetz  die 
■wichti^te  Eeciitstiuelle  für  das  Hecht  des 
Kommissionsliandels:  aber  abgesehen  davon, 
dass  vom  1.  Januar  1900  ab  die  vom  Kom- 
missionsgeschäft handelnden  §§  70 — 74  des 
Börsengesetzes  ausser  Kraft  treten,  bildet 
das  Recht  des  Kommissionshandels  auch  in 
der  Gestaltung,  die  es  durch  die  ange- 
führten Bestimmungen  des  Böreengesetzes 
erlangt  hat,  keinen  Bestandteil  des  Börsen- 
sonderrechts, sondern  des  allgemeinen  Han- 
delsrechts, und  kann  aus  diesem  Grunde 
hier  nicht  erörtert  vi-erden.  Auch  müssen 
im  nachfolgenden  Artikel  volkswirtsdiaft- 
liche  UntersuchuDgen  über  das  Bursenvesen 
gnmdstttzlich  unterbleiben.  Allein  die  Be- 
Bprechmig  elaer  Tolksvirtschaftlicheu  Frage 
kann  auch  hier  nicht  umgangen  w^en: 
die  Abgrenzung  des  darzustellenden  Rechts- 
gebietes erheischt  vor  allem  eine  Klarstellung 
d«»en,  was  überhaimt  imter  einer  »Börse« 
zu  verstehen  sei.  dem  Worte  »Börse« 
bezeichnet  man  —  von  singuläreu,  hier 
nidit  -weiter  interessierenden  Redewendun- 
gen abgesehen  —  einmal  die  Böi-senver- 
sammlungen,  sodann  den  Ort,  an  welchem, 
und  endlich  die  Zeit,  während  welcher  die 
Börsenversammlur^en  stattfinden.  Von  den 
verschiedenen  Defmitionen  des  Begriffes 
»Börse«  im  Sinne  von  »Börsenversamm- 
lungen« sind  meines  Erachtens  nach  allge- 
meinen logischen  Grundsätzen  vor  allem 
diejenigen  als  unrichtig  zu  erachten,  welche 
das  charakteristische  Merkmal  der  Börsen 


in  den  Folgeerscheinungen  des  hörsen- 
mässigen  Gescliäftsverkehrs,  z.  B,  in  der 
Einwirkung  der  an  den  Biirsen  festgesetzten 
Kurse  auf  die  Preisbildung  in  einem  weiteren 
Wirtscbrftsgebiel,  erblicken.  Andere  Defini- 
tiunen,  wie  z.  B.  die  von  Roseher  (  Börsen 
sind  regelmässige,  am  liebsten  täglich  und 
zwar  um  die  Mitte  des  Arbeitstages  statt- 
findende Versammlungen  der  Kaufleute  eines 
Ortes,  nm  diux:h  Koncentrieruiig  von  An- 
gebot und  Nachfrage  nicht  bloss  Zeit  zu 
ersparen,  sondern  auch  die  Lage  des  Jlarktes 
abersichtlicher  zu  machen- ),  siud  zu  allge- 
mein gehalten,  und  heben  die  Merkmale, 
durch  welche  sich  die  Börsen  von  den 
Märkten  und  Messen  begrifflich  mtex- 
scheiden,  nicht  scharf  ^enug  hervor.  Das 
eine  dieser  Merkmate  liegt  in  der  Berufs- 
stellung der  Börsenbesucher.  Die  gewöhn- 
lichen Märkte  dienen  dem  Verkehr  zwischen 
Pnxluzenteu ,  Kleinhändlern  mid  Konsu- 
menten ;  die  Messen  werden  vorzugsweise 
Orossfabrikanten   und  Grosshändlem 


von 

aul  der  einen  und  Kleinhändlern,  Det^- 
listeu  auf  der  anderen  Seite  besucht;  das 
Publikum,  das  an  den  Börsen  verkehrt, 
rekrutiert  sich  dagegen  fast  ausschliesshch 
aus  Grosshändlem  und  solchen  Personen, 
die  sich  mit  der  Vermittelung  von  Gross- 
liandelsgeschäften  oder  dem  Äbschluss  von 
Hilfsgescliäften  für  den  Grosshandel.  be- 
sonders Fracht-  und  Versicherungsverträgen 
befassen.    Ein   anderes  cliarakteristisches 
Merkmal  der  Börsen  ist  in  den  specifischen 
Geschäfteformen    des   Börsenverkehrs  zu 
suchen.   Zutreffend  bemerkt  Struck :  »Wäh- 
rend auf  den  anderen  Märkten  individuell- 
—  ich  setze  hinzu:   oder  doch  nacli  indivi- 
duellem Mustert  —  vbestimmte  Waren  den 
Gegenstand  des  Umsatzes  bilden,  werden 
auf  den  Börsen  die  Geschäfte  abji^esdilossen 
Über  bestimmte  Mengen  einer  bestimmten 
Gattung.   So  kauft  mau  auf  dem  Wochen- 
markte diese  bestimmten  Stücke  Fische, 
auf  dem  JiUirmarkte  dieses  bestimmte  Messer, 
auf  dem  Pferdemarkte  dieses  bestimmte  Reit- 
pferd, auf  der  Messe  diesen  bestimmten 
Ballen  Tuch.  Regelmfisäg  vird  hier  deshalb 
auch  die  Ware,  ^e  sie  gekauft  wird,  rom 
Käufer  besichtigt  und  geprüft   Anders  auf 
der  BOrse.    Hier  kauft  man  50  Stfldk  Aktien 
der  Laurahtltte,  nicht  diese  bestimmten  50 
Stücke;  hier  kauft  man  500 Sack  Rohzud»r 
erstes  Produkt  Basis  88 '/o  Rendement,  nicht 
diese  bestimmten  Säcke  Zucker.  Im  Börsen- 
verkehr werden  Waren  nnd  Wertpapiere 
ihres  individuellen  Charakters  vollständig 
entkleidet;  der  Börsenhandel  ist  Handel  in 
gcnei-ell    bestimmten    Wertp^ieren  und 
ty{>enmässig  bestimmten  Waren.')  Eine  Folge 


')  Doch  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen, 
dass  neben  den  specifiachen  fiörsengeacbiften 
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(U^r  Eigentümlichkeit  des  BOrsenhandels 
iet  die,  (lass  die  gehandelten  Waren  und 
Wertpapiere  regelmflssig  nicht  in  natura 
auf  die  Börse  gebracht  werden,  ja  gewOhn- 
licht  nicht  eimnal  Warenproben;  denn  da 
im  BCrsenhandel  die  Waren  typenmässig 
bestimmt  sind,  so  ist  die  individuelle  Prflfung 
der  den  Gegenstand  eines  einzelnen  Börsen- 
geechfifta  bildenden  Ware  und  demzufolge 
auch  deren  Verbringung  an  die  Börse  tiber- 
flnssig.  Mit  Rflcksiclit  hieranf  wollen  einige 
Schriftsteller,  denen  sich  auch  das  königliche 
Oberverwaltimgsgericht  in  Berlin  ange- 
sclilossen  hat,  das  wichtigste  Begriffamerk- 
mal  der  Börsenversammlungen  in  dem 
Handel  mit  nicht  zur  Stelle  gebrachten, 
vertretbaren  Waren  erblicken.  Allein  auch 
dieser  Definitionsversuch  operiert  mit  Folge- 
erscheinungen eines  wesentlichen  Begriffs- 
merkniales  der  Büi-sen  statt  mit  diesem 
Begriffsmerkmale  selbst  und  bringt  das 
eigentliche  Wesen  des  Börsenverkehrs  nicht 
klar  -  genug  znm  Äusdnick.  Solange  auf 
einem  Engrosmarkte  lediglich  Geschäfte  in 
anderwärts  lagernden  Waren  nach  Muster 
geschlossen  wenlen,  besteht  zwischen  ihm 
und  einem  Wochenmarkte  mehr  ein  quanti- 
tativer als  ein  begrifflicher  Unterschied. 
Ich  halte  daher  an  der  Definition  fest : 
»Börsen  sind  die  regelmässig,  meist  täglich, 
an  einem  bestimmten  Orte  zu  einer  be- 
stimmten Tageszeit  stattfindenden  Zusam- 
menkflnftevon  Grosskanileuten  eines  Handels- 
platzes und  Hilfspersonen  des  Gzosshandels 
ztun  Zwecke  des  Abschlusses  von  Handels- 
geschäften in  generell  bestimmten  Wert- 
papieren oder  typenmässig  bestimmten 
Waren.«  ^)  Kit  dem  fAr  die  Börsen  in  diesem 
Sinne  geltenden  Sonderrecht  beschäftigt  sich 
der  nachfolgende  Ar^el.  Hierbei  wurd  das 
deutsche  Recht  ausfilhrlich  du^stellt  wer- 
den, -während  wir  uns  bezüglich  des  Aus- 
landes auf  eine  kurze  Sdiildemng  der 
Organisation  des»  Börsenwesens  in  den 
wichtigsten  Ländern  beschränken  müssen. 

II.  Deutsches  Bdrsenrecht 

A.  Geschichtliehe  Vorbemerkangen. 
Quellen  des  geltenden  Rechte. 

Die  ersten  dentschen  Börsen  waren  ur- 
wüchsig aus  den  Bedürfnissen  des  Handels- 
verkehrs hervorgegangene  Veranstaltungen 
der  Kaufmannschaft.  An  einzelneu  süddeut- 
schen Börsen  bestanden  wohl  schon  im  14. 
Jahrhundert,  vielleicht  noch  frlUier,  öffent- 
lichrechtliche  Vorschriften  über  den  Betrieb 


auf  den  Börsen  versammlungeil  auch  andere  Ge- 
schäfte geschlossen  werden. 

Die  juristische  Form,  in  der  die  Börsen- 
beeucher  vereinigt  sind,  ist  nach  obiger  Defini- 
tion für  den  Begriff  Börse  ohne  Bedeutung. 


ides  Wechselbriefhandels  auf  den  öffent- 
!  liehen  Fläteen,  insbesondere  auch  über  die 
Höhe  der  Provisions-  und  Courtagesätze ; 
indessen  sind  diese  Uranfänge  eines  deut- 
sehen Bflrsensonderrechts  ffl^  die  spätere 
Blntwickelung  ohne  Bedeutimg  geblieben. 
Für  das  Börsenprivatrecht  wurden  seit  dem 

18.  Jahrhundert  die  teils  gewohnheitsrecht- 
üch,  teils  durch  die  Autonomie  der  kauf- 
männischen Korporationen  entstandenen, 
durch  die  Rechtsprechung  besonders  der 
hanseatischen  Handels^richte  beeinflussten 
Usancen  der  Börsen  m  den  Hansastädten 
und  den  Ostseehäfen  von  grosser  Wichtig- 
keit. In  Preussen  suchte  Friedrich  Wil- 
helm I.  durch  Errichtung  einer  Börse  zu 
Berlin  Handel  und  Staatskredit  zu  fördern; 
er  ilberliess  den  Berliner  Kaufieuten  ein 
der  Krone  gehöriges ,  dicht  beim  könig- 
liehen Schlosse  gelegenes  Haus  zur  Abhal- 
timg  regelmässiger  Börsenversammlungen. 
Doch  beweist  schon  der  '\\^ortlaut  der 
ersten  Berliner  »Beursenrdnung  von  1739«, 
dass  damals  die  volkswirtschaftliche  Vor- 
bedingungen für  eine  Börse  in  Berlin  nicht 
vorlianden  waren.  »Da  auff  einer  öffent- 
lichen Beurse  haubtsächlich  die  Wechsel- 
sachen  und  auswärtigen  Negotien  tractiret 
werden,  unter  denen  gegenwärtigen  Gülde- 
meistern  aber  sich  keiner  befindet,  so  der- 
gleichen N^tien  treibet ,  so  sollen  von 
]edem  Corps  bey  ihrer  Ottlde  4  zu  Beursen- 
Aelteslen  m  Vorschlag  gebracht  und  durch 
die  meisten  Stimmen  zwer  davcm  erwehlet 
und  bestätiget  werden.  Weil  auch  an  aJIen 
Orthen,  wo  öffentliche  ßenrsen  seyn  und 
frequentiret  werden,  gebrftuchlidi  ist,  dass 
die  Haupt- Zusammen -Eünfte  an  denen 
grossen  Posttagen  geschehen,  als  werden 
gleichfalls  die  beyden  hiesige  grossen  Post- 
tage, als  Dienstag  und  Sonnabend  dazu  er- 
wehlet und  festgesetzet,  dass  an  selbigen 
von  11 — 12  Uhr  mittags  und  nach  Befinden 
der  Umhstände  auch  noch  länger  die  hiesige 
Kauffmannschaft  sich  versammle,  weil  an 
diesen  beyden  Posttagen  in  Wechsel  und 
anderen  auswärtigen  Sachen  das  mehreste 
verkehrt  imd  abgethan  wird.«  Die  Börsen- 
rechtsbüdung  des  18.  Jahrhunderts  beschränkt 
sich  in  Deutschland  auf  die  Atisgestaltimg 
der  Usancen  und  die  Fortbildung  des  Mäkler- 
rechts.  In  den  30  er  und  40  er  Jahren  des 

19.  Jahrhunderts  begann  man  in  Nach- 
ahmung der  ausländischen,  besonders  der 
französischen  Gesetzgebung  auch  in  Preussen 
gegen  gewisse  Formen  des  BörsenMscliäfts- 
verkeluB  anzukämpfen.  Die  »bedeutenden 
Verluste,  mit  denen  ein  beträchtlicher  Teil 
unserer  ünterthanen  infolge  der  Reduktion 
der  spanischen  Staatsschuld  betroffen  wor- 
den«, veranlassten  die  königliche  V.  v.  19. 
Januar  1836,  weiche  bestimmte,  dass  Ver- 
träge über  spanische  Staatsschuldpapiero 
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irgend  einer  Art  nur  dann,  -wenn  sie  sofort 
Ton  beiden  Teilen  Zug  um  Zug  erfüllt ' 
werden,  rechtsgültig,  sonst  aber  ausnahms- 
los nichtig  sein  sollten,  den  Abschluss  von  | 
Zeitkauf  -   oder  LiefenrngsvertrSgen  über 
spanische  Staatsschuld  paptere  l)eiVermeidung  ! 
einer  dem  4.  Teil  des  bedungenen  Kauf- : 
preises  gleichlcommenden  Geldbusse  oder 
verhAltnismässigen   Gefängnisstrafe  imter- 
sagte  und  den  vereideten  Maklern  bei  Strafe  ' 
der  Amtsentsetzung  verbot,  ia  spanischen ' 
Staatspapieren  andere  als  sofort  Zug  um  • 
Zug  zu  erfüllende  Geschäfte  zu  vermitteln ' 
oder  abzuschliessen.   Durch  eine  V.  t.  13. 
3Iai  1840  wurden  diese  Bestimmungen  auf 
alle  ausländischen,  auf  den  Inhaber  lautenden ' 
Staats-  oder  Kommunalschuldpapiere  und  I 
alle  Papiere  auswärtiger  Gesellschaften  aus-  j 
gedehnt,  und  eine  weitere  V.  v.  24,  Mai 
1844   wendete   dieselben  Grundsätze  auf ' 
Akticnpromessen,  Interimsscheine,  Quittungs- 
bogen  oder  sonst^,  die  Beteiligung  bei 
einer  Eisenbahnunternehmung  bekundende,  j 
aber  Tor  Berichtigung  des  vollen,  auf  die 
Aktien  oder  Obligationen  einzuzahlenden! 
Betrages  ausg^bcne  Papiere  an.  Alle] 
drei   Verordnungen   haben   ihren   Zweck  | 
völlig  verfehlt ;  sie  wurden  auf  die  iDitiative . 
der  Kegienmg  selbst  im  Jahre  1860  wieder ' 
aufgehoben.  I^  allgemeine  deutsche  Handels- . 
gesetzbuch  brachte  kein  einheithches  BOrsen- 
recht;  die  Regelung  des  Börsenwesens  blieb' 
vielmehr  dem  einzelnen  Landesrechte  über-  I 
lassen.   Der  Regierungsentwurf  des  preusai-  I 
sehen  Einführungsgesetzes  zum  Handels- ; 
geeetzbuche  strebte  ein  schrankenloses  poli- 1 
zeiliohes  Regime  über  die  Börsen  unter 
völliger   Beseitigung   der  Autonomie  der 
kauhnännischen  Korporationen  an ;  infolge 
des  Widerstandes  der  beiden  Häuser  des  liand- 
tages  wurde  iedocli  die  Regierungsvorlage  in 
mehrfacher  Beziehung  erheblich  abgeändert. 
Art  3  des  preussischen  Einführungsgesetzes 
zum  Handelsgesetzbuch  v.  24.  Juui  1861 
lautete  dann  wörtlich:  »In  Bezug  auf  die 
Börsen  und  die  kaufmännischen  Korporationen 
wird  folgendes  bestimmt :  §  1.  »Die  Errich- 
tung einer  Börse  kann  nur  mit  Genehmigung 
des  Handelsministers  erfolgen.«  §  2.  »Neue 
Börsenordnungen  bedürfen  der  Genehmigung 
des  Handelsministers.   Diese  Genehmigung 
ist  auch  zur  Abändenmg  und  Ergänzung 
bestehender  Börsenordnungen  erforderlich 
und  genügend.    Die  Yorschriften  der  be- 
stehenden Börsenordnungen,  welche  privat- 
raditlichen  Inhalts  sind,  treten  ausser  Kraft. 
Privatrechtliche  Yoi^chriften  können  auch 
in  die  revidierten  und  in  die  neuen  Börsen- 
ordnungen nicht  aufgenommen  werden.«  §  3. 
»In  den  Börsenordnungen  ist  insbesondere 
auch  zu   bestimmen,   wie  die  laufenden 
Preise  und  Kurse  festzustellen,  wie  diese 
Feststellungen  zu  veröffentlichen  und  wie 


Zeugnisse  darüber  zu  erteilen  sind.«  §  4. 
>Die  privatrechtlichen  Vorschriften  der 
Statuten  der  zu  Berlin,  Stettin,  Magdeburg. 
Tilsit ,  Königsbei^ ,  Danzig ,  Memel  und 
Elbiug  bestehenden  kaufmännischen  Korpo- 
rationen treten  ausser  Kraft.  Dies  gilt 
namentlich  von  den  Vorschriften  dieser 
Statuten,  durch  welche  die  kaufmännischen 
Rechte  von  dem  Beitritt  zu  der  kaufmänni- 
schen Korporation  des  Ortes  abhängig  ge- 
macht sind.c  Der  angeführte  §  1  hatte 
wohl  nach  seiner  Entst^ungsgeschichte 
den  Charakter  eines  Verbotsgesetzes;  er 
wurde  indessen  vom  preussischen  Handels- 
ministerium bis  zum  Jahre  1883  Aaiän  aus- 
gelegt, dass  die  Bildung  und  der  Besudi 
nicht  genehmigter  Börsen  zwar  freistehe, 
dass  aber  nicht  genehmigte  Börsen  eben 
keine  Börsen  im  Sinne  des  §  1  seien,  mit 
anderen  Worten,  dass  zur  Verleihung  der 
Rechte  einer  staatlich  verkannten  Börse 
das  HÜulelsmiDisterium  zuständig  sei.  Fak- 
tisch hatten  jedoch  die  vom  Handelsminister 
genehmigten  Börsen  nicht  die  geringsten 
Vorrechte  vor  den  nicht  genehmigten  voraus. 
Seit  1883  legte  das  preussische  Handels- 
ministerium dem  §  1  die  Bedeutung  eines 
Verboti^:esetzes  b^  Die  Verfassung  der 
einzelnen  Börsen  wurde  durc^  die  Börsen- 
ordnungen näher  umschrieben.  Das  Redit 
zum  Börsenbesuche  war  allenthalben  ein  im 
Verwaltungsrechtswege  verfolgbares  Recht, 
das  nur  beim  Vorliegen  fest  bestimmter 
Thatbestände  vei-sagt  werden  konnte.  Die 
Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren 
zum  Börsenhandel  erfolgte  autonom  durdi 
die  Veifassungsoi^ne  der  Börsen,  ebenso 
die  Festsetzung  der  Geschäftsbedingungen; 
doch  wurden  seit  den  80  er  Jahren  die 
Selbstrerwaltungsrechte  der  Börsen  vom 
Handelsministerium  wiederholt  ignoriert  — 
In  Wtirttemberg  waren  nach  Art  12  des 
EinfUhmngsgesetzeszum  Handelsgesetzbuche 
nur  die  durch  landesherrliche  Entschliessung 
als  öffentliche  Börsen  anerkannten  kauf- 
männischen Vereinig^ungen  zur  Feststellung 
von  Börsenpreisen  befugt.  In  Bayern,  Sachsen 
und  Baden  wai*en  die  Börsen  dem  allge- 
meinen Vereins-  und  Veraammlungsrechte 
unterstellt ;  in  den  Hansastädten  blieben  sie 
nach  wie  vor  öffentliche  Märkte  unter  der 
Aufsicht  der  Handelskammern,  doch  bildeten 
sich  in  Hamburg  seit  Beginn  der  achtziger 
Jahre  für  den  börsenmässigen  Handel  in  den 
einzelnen  Waren  si>ontan.  ohne  jegliche  staat- 
liche Einwirkung  besondere,  ziemlich  ex- 
klusive Berufsvereine  nach  Art  der  eng- 
lischen Börsenvereine.  Ein  besonderes 
Börsenmaklerrecht  existierte  nicht;  die  für 
Vermittelung  von  Börsengescliäften  an  den 
deutschen  Börsen  (mit  Ausnahme  der 
hanseatischen)  bestellten  Vermittler  hatten 
die  nach  dem  Handelsgesetzbndie  den  ver- 
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etdigten  Haadelsmaklem  obli^enden  Pflich- 
ten. Die  beiden  das  Aktienrecht  betreffen- 
den Novellen  zum  Handel^setzbuche 
T.  11.  Juni  1870  und  18.  Juli  1884  waren 
zwar  für  den  Börsenverkehr  von  grosser 
Bedeutung,  schufen  jedoch  kein  eigentliches 
Börsensonderrecht ;  dagegen  enthalten  solches 
das  hier  nicht  veiter  zu  beachtende  Börsen- 
Steuergesetz  T.  1.  Juli  1881  und  dessen 
Novelle  V.  29.  Mai  1885. 

Den  äusseren  Anstels  zur  reichsgesetz- 
Üchen  Regelung  des  Börsenwesens  gaben 
die  von  den  Eeichsta^bgeordneten  Gamp, 
Ballestrem  und  Cuny  m  der  Session  1890/92 
an  die  verbündeten  ßegierungea  gerichteten 
Antr%e,  welche  angesichts  der  im  Jahre 

1891  au  den  deutscheu  Waren-  and  Effekten- 
börsen hervorgetretenen  Missstände  und 
spekulativen  Ausschreitungen  gesetzgebe- 
rische ^lassnahmen  gegen  den  börsenm&ssigen 
Terminhandel  mit  X^mmgsmitteln,  gegen 
den  Missbrauch  des  Zeitgeschäfts,  gegen 
Börsenspiel  und  Depotsveruntxeuungen  for- 
derten. In  AusfOhrung  eines  kmserlichen 
Erlasses  berief  der  Beichskanzler  am  6  J*ebruar 

1892  dieBOrsenenquetekommissiQazurUnter- 
-Buchung  der  zu  Tof^  getretenen  Missstände 
und  Ausarbedtiing  eines  BOrsenreformgesetz- 
entwurfes.  Die  Sitzungen  dies^  £ommia- 
sion  daaerten  vom  6.  April  1892  bis  11. 
KovembOT  1893.  Als  Ergebnis  der  auf 
Orund  ausgedehnter  Ermittelungen  und  um- 
fangreidier  Sachverst&ndigenvemehmungeu 

fjpflo^nen  Beratungen  überreichte  die 
omnussion  dem  Beichskanzler  einen  Bericht, 
in  welchem  sie  die  beschlossenen  Reform- 
A'orschläge  darlegte  und  eingehend  begrün- 
dete. Der  Reichstag,  dem  die  Ergebnisse 
der  Enquete  mitgeteilt  wurden,  beschloss 
am  19.  April  1894,  »die  verbündeten  Regie- 
rungen zu  ersuchen,  auf  Grund  der  Ei^b- 
nisse  der  Börsenenquete  ein  Bßrsengesetz 
thuulichst  bald  vorzulegen«.  Im  Herbst 
1894  wurden  von  den  Vertretern  der  be- 
teiligten Bundesstaaten  die  Grundzüge  für 
ein  deutsches  Reichsbörsengesetz  vereinbart 
und  nach  weiteren  Beratungen  in  den 
Reichsämtem  und  im  Bundesrat  dem  Reichs- 
tage am  3.  Dezember  1895  der  Entwurf 
eines  Börsengesetzes  vorgelegt,  der  in  vielen 
Beziehimgen  von  den  Beschlüssen  derBörsen- 
enquetekommission  abwich.  Im  Reichsti^ 
wurde  der  Entwind  nach  der  ersten  Beratui^ 
(9.— 11.  Januar  1896)  an  die  IX.  Kommis- 
sion zur  VorberatuDg  überwiesen,  die  in 
zwei  LesuQ^n  einschneidende  Aeuderungen 
an  der  Regierungsvorl^e  vornahm.  In  der 
von  der  IX  Eommission  beschlossenen 
Passung  machte  der  Entwurf  im  Plenum 
des  Reichstages  vom  28.  April  bis  1.  Kai 
1896  die  zweite  imd  am  5.  und  6.  Juni 
die  dritte  Lesung  dun^.  Die  Beschlüsse 
der  dritten  Lesung  erhielten  am  18.  Juni 


die  Zustimmung  des  Bundesrats,  am  22.  Juni 

1896  die  kaiserliche  Unterschrift.  Das  so 
zu  Staude  gekommene  Börsengesetz  v.  22. 
Juni  1896  wurde  am  24.  Juni  1896  im 
Reichsgesetzblatt  (1896,  Nr.  15  S.  157  ff.) 
veröffentlicht.  §  39  des  Gesetzes  trat  am 
1.  Juli  1896,  die  §§  54^65  am  1.  November 
1896,  die  übrigen  Bestimmungen  am  1.  Juiuar 

1897  in  Kraft 

Vom  formal-juristischen  Standpunkte  aus 
—  und  nur  dieser  kommt  für  diese  Dar- 
stellung in  Betracht  —  kann  das  Börsen- 
gesetz nicht  günstig  beurteilt  werden.  Sprach- 
lich vielfach  unklar  und  absonderlich  abge- 
fasst,  in  vielen  Beziehungen  lückenhaft, 
häufig  mit  vagen  B^riffen  ohne  eigent- 
lichen juristischen  Kern  operierend,  bereitet 
es  der  Ausl^^g  grosse  Schwierigkeiten. 
Von  den  Vorarbeiten  des  Gesetzes  smd  die 
für  die  Auslegung  besonders  wichtigen 
Motive  zum  Bundesratsentwurf  und  der 
Bericht  der  IX.  Reichstagskommission  mit 
grosser  Vorsicht  zu  benützen ;  sie  enthalten 
manche  AVidersprttche  und  stellenweise 
Verstösse  gegen  anerkannte  Bechtsgrund- 
sfttze.  Und  so  hat  denn  das  BSrsengesetz 
in  der  kurzen  Zeit  seines  Bestdiens  die 
weitestfeheuden  Meinungsverschiedenheiten 
ju  der  litteratur  zu  Tage  gef&dol;. 

Neben  dem  Börsengesetz  imd  den  auf 
Grund  des  BOrseogesetzes  eriasaenen  Aus- 
fOhrungsbestimmungen  sind  Eds  wichtige 
Quelle  des  Börsenrechts  die  Usancen  zu 
nennen.  Ihre  rechtliche  Natiur  ist  bestritten. 
Nach  Staub  sind  sie  im  ersten  Stadium 
ihrer  Entwickelung  blosse  Verkehrssitte, 
die  sich  nach  und  nach  zur  Rechtssitte  und 
schliesslich  zum  Gewohnheitsrecht  veidich- 
tet ;  C  o  8  a  c  k  erblickt  in  ihnen  autonomes 
Recht  dispositiver  Natur.  In  dieser  Allge- 
meinheit sind  wohl  beide  Anschauungen 
unrichtig;  die  Börsenusancen  können  sowohl 
blosse  Handelsübung  als  Gewohnheitsrecht 
und  autonomes  Recht  sein.  Für  die  meisten 
und  wichtigsten  Usancen  der  deutschen 
Börsen  dürfte  allerdings  die  Cosacksche 
Ansicht  den  Vorzug  verdienen. 

Hinsichtlich  des  Sprachgebrauches  des  Bör- 
sengesetzes und  der  nachfolgenden  Darstellung 
sei  bemerkt :  unter  »Börsenaufsiehtsbehörde« 
ist  zu  verstehen  das  mit  der  unmittelbaren 
Börsenaufsicht  betraute  Handelsor^n,  für 
Börsen,  deren  Beaufsichtigung  einem  Handels- 
organ nicht  übertragen  ist,  die  aufsicht- 
führende staatliche  Behörde ;  unter  »Börsen- 
o]^;ane«  der  Börsenvorstand  und  das  die 
Börse  beaufsichtigende  Handelsorgan. 

B.  Geltendes  deutsches  Börsenrecht 

1.  Allgemeine  Erdrtentiureii.  Hier  be- 
darf zunächst  das  sachliche  Geltun^g^biet 
des  Börsengesetzes  einer  Erörterung.  Grund- 
I^nd  für  diese  ist  die  Frage,  welche  Be- 
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detituDg  dem  Satze  io  §  1  des  Gesetzes  zu- 
homme:  »Die  Errichtung  einer  Börse  bedarf 
der  Genehmigung  der  Landesregierung.« 
Diese  frage  ist  gelegentlich  der  Selbstauf- ' 
lösun^  der  Berliner  Produktenbörse  und  der 
polizeilichen  Schliessung  der  Feenpalastver- 
sammlnngen  des  Vereins  Berliner  Getreide- 
und  Prod\ihtenhändler  lebhaft  diskutiert  wor- 
den. (Vgl.  Über  die  Anschauungen  der  rer- 
sclüedenen  Schriftsteller  meine  Abhandlung  i 
ia  Uoldheims  5Ionatsschrift,  1898,  S.  123  ff.) 
Hit  dem  preussisehen  Oberrerwaltimgsge- 
richt  ist  daran  festzuhalten,  dass  der  ange- 
führte Satz  ein  Verbotsgesetz  enthfilt.  Dem- 
nach dfirfen  kaufmännische  Zusammenkaufte, 
welche  als  Börsen  im  Tolkswirtschaftlichen ' 
Sinne  des  Wortes  zu  erachten  aind,  nur  mit 
Genehmigung  der  I^andesr^erung  statt- 
finden. Die  Teilnahme  an  nicht  genehmigten 
Börsenrersammlungen  ist  mangels  einer  aus- 
drücklichen öesetzealiestimmung  nicht  straf- 
bar ;  jedoch  sind  die  nach  den  I^ndesrechten 
zustandigen  Verwaltungsbehörden  berechtigt 
und  verpflichtet,  gegen  nicht  genehmigte 
Börsen  mit  den  ailpemeinen  polizeilichen 
Machtmitteln  einzuschreiten.  Andererseits 
findet  das  Bursengesetz  als  Specialgesetz  nur 
auf  die  Bürseo  Anwendung,  nicht  auch  auf 
sonstige  kanfmännische  Zusammenkünfte, 
z.  B.  Engrosmärkte ;  als  solcher  Markt  ist  zur 
Zeit  auch  die  sogenannte  Frühbörse  in  Berlin 
zu  erachten.  Eine  Ausnahme  hiervon  machen 
einzelne  Märkte,  welche  schon  unter  dem 
früheren  Kecht  als  Börsen  behandelt,  nach 
den  Motiven  anch  künftig  dem  Börsengesetz 
unterstellt  sind,  z.  B.  Gleiwitz,  Grimmen. 

Nicht  geregelt  sind  im  Börseogesetz  die 
Rechtsverhältnisse  der  Börsengebftude  und 
jener  Vereine  und  Gesellschaften,  welche 
sich  die  Erbauung  und  Unterhaltimg  eines 
zur  Abhaltung  von  Börsenversaminlungen 
geeigneten  Lokales  zur  Aufgabe  machen; 
diese  Rechtsverhältnisse  sind  sohin  nach 
allgemeinem  bürgerlichen  Recht  zn  beurteilen. 

Bei  Auslegung  des  Börsengesetzes  ist 
Ton  dem  Grundsätze  auszugehen,  daßs  die 
Selbstverwaltungsreohte  der  Börsenrersamm- 
lungen  nur  insoweit  beschränkt  sind,  als  die 
Torschriften  des  Reichsbörsengesetzes  und 
der  auf  Grund  specieller  reichwesetzlicher 
Ermächtigung  erlassenen  Ausiührungsbe- 
fitimmuugen  reichen.  Bei  Konflikten  zwischen 
den  dner  Börse  übergeordneten  Oi^;^en 
und  der  Börsenversammlung  bezw.  ihrer 
Vertretung  spricht  principiell  die  Vermutung 
für  das  Selbstverwaltungsrecht  der  Börsen. 
Nicht  die  Vertretung  einer  Börse  hat  ge- 
gebenen Falles  nachzuweisen,  dass  sie  zu 
dieser  oder  jener  llassregel  gesetzlich  befugt 
sei,  sondern  die  der  Börse  übergeordneten 
Oi^ne  haben  bei  jedem  einzelnen  Ein- 
schreiten gegen  die  Börse  den  Rechtstitel 
für  dieses  Einschreiten  nachzuweisen.  Mit 


Rücksidit  bi^uf  sind  die  Bestimmungen 
über  die  Zuständigkeit  in  Bötsenangelegen- 
heiten  von  grosser-  Wichtigkeit.  Diese  Zu- 
ständigkeit verteilt  sich  wie  folgt: 

A.  Dem  deutschen  Kaiser  steht 
nach  Art  17  der  Reichsverfassung  die  Ueber- 
wachung  der  Ausführung  Börscnige- 
setz^  zu. 

B.  Zuständigkeit  des  Bundesrats. 
1,  Dem  Bundesrat  liegt  die  Bescfahtss- 
^sung  über  Mbigel,  welche  bei  der  Aus- 
fOhning  des  Börsengesetzes  hervortreten,  ob. 

2.  Er  liat  Ober  die  zur  Ausführung  des 
Börsengesetzes  erforderlichen  allgeineinen 
Verwaitungsvorschriften  zu  beschliessen. 
Einen  Bescniuss  dieser  Art  entiUÜt  die  Bna- 
desratsbekanntmachnng  vom  9.  Oktol:>er  1S96, 
betreffend  die  Führung  der  Börsenr^ister 
und  die  Aufstellung  der  Gesamtliste. 

3.  Die  Zustimmung  des  Bundesrats  ist 
erforderlich,  wenn  für  eine  einzelne  Börse 
die  Thätigkeit  des  Staatskommissais  auf  die 
Mitwirkung  beim  ehrengerichtlichen  Ver- 
fahren beschränkt  oder  für  kleinere  Börsen 
von  der  Bestellung  eines  Staatskomimssars 
überhaupt  abgesehen  werden  solL 

4.  Der  Bundesrat  hat  den  Miudestbetrag 
des  Gnindkai>itals,  welcher  für  die  Zulas- 
sung von  Aktien  an  den  einzelnen  Börsen 
massgebend  sein  soll,  sowie  den  Mindest- 
betrag der  einzelnen  Stücke  der  zum  Handel 
an  der  Börse  zuzulassenden  Wertpapiere 
zu  bestimmen  und  ist  berechtigt,  die  reiehs- 
gesetzlichen  Vorscliriften  Über  die  Aufgaben 
der  Zulassimgsstelle  und  die  Voraussetzungen 
der  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  BTir- 
senhandel  zu  ergänzen.  Auf  diese  Zust&n- 
digkeitsnorm  stützt  sich  die  Bundesratsbe- 
kanntmachung vom  11.  Dezember  1896.  be- 
treffend die  Zulassung  von  Wertpapieren 
zum  Börsenhandel. 

5.  Der  Bundesrat  ist  befugt,  den  Börsen- 
terminhandel  von  Bedingungen  abhängig  zn 
machen  oder  in  bestinunten  Waren  oder 
Wertpapieren  zu  untersagen.  Auf  Grand 
dieser  Ermächtigung  ist  mit  Bundesntsbe- 
BchlusB  vom  Ai«ril  1899  der  B^sratamin- 
faand^  in  Kammzog  Tom  1.  Juni  1899  ab 
untersagt  worden. 

6.  Der  Bundesrat  ist  befugt,  für  bestimmte 
Geschäftszweige  die  Benutzung  der  Börsen- 
einrichtungen  zu  untersage  oÖex  von  Be- 
ding^ingen  abhängig  zu  nnachen. 

7.  Der  Bundesrat  ist  berechtigt:  a)  eine 
von  den  börsengesetzlichen  Vorschriften  ab- 
weichende amtliche  Feststellung  des  BOrsm- 
preises  von  Waren  oder  Wertpapieren  für 
einzelne  Börsen  zuzulassen ;  b)  eine  amtliche 
FeststeUung  des  Börsenpreises  bestimm  «er 
Waren  allgemein  oder  für  ^nzelue  Börsen 
vorzuschreiben;  c)  Bestimmungen  zu  er- 
lassen, um  eine  Einheitlichkeit  der  Grund- 
sätze über  die  den  Fests^lnngen  von  Waren* 
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preisen  zu  Oninde  zn  lefrenden  Mengen  und 
fiber  die  für  die  Feststellung  der  Preise  von 
Wertpapieren  massgebenden  Gebräuche  her- 
beizuführen. Hierher  ist  einschlug  die  Be- 
kanntmachung betreffend  die  ^^ststeJlung 
des  Börsenpreises  von  Wertpapieren  vom 
2d.  Juni  189& 

Zur  B^tachtni^  Uber  die  durch  das 
BGrsengesetz  der  Beschlussfassnng  des  Bun- 
desrats Überwiesenen  Angelegenheiten  ist 
dem  Bundesrat  rän  Sachverständigenorgan 
beig^eben,  der  sogenannte  BOrsenausschuss. 
Dies»  besteht  aus  mindestens  30  MitgUe- 
dem,  von  denen  die  eine  Hälfte  auf  Vor- 
schlag der  BSrsenoigane,  die  andere  Hälfte 
unter  angemessener  Berftcksichtigiing  von 
Landwirtschaft  und  Industi-ie  vom  Bundesrat 
gewählt  wird ;  die  Wahl  erfolgt  regelmässig 
auf  5  Jahre.  Der  Börsenaiisschuss  hat  keiner-  , 
lei  Exekutivbef ngnisse ;  er  hat  lediglich  das 
Recht,  Sachverständige  zu  vernehmen  und 
in  Börsenangelegenheiten  AntrSge  an  den 
Reichskanzler  zu  stellen. 

C.  Der  Reichskanzler  hat  dasRecht, 
vor  Zulassung  von  Waren  zum  Börsentemün- 
handel  Ermittelungen  anzuordnen. 

D.  Die  Landesregierungen  haben 
ein  veitgehendes  Yerordnungsrecht  in  Bör- 
senangelegenheiten und  einen  bestimmenden 
EänüuBS  auf  die  Ausgestaltung  der  Börsen- 
Organisation. 

1.  Die  Landesregierungen  haben  das 
Recht,  Börsenversammlungen  zu  genehmigen 
und  genehmigte  Börsen  aufzulösen,  und  zwar 
nach  freiem  Ermessen.  Soweit  daher  in 
einzelnen  Staaten  gegen  Verfügungen  der 
zustandigen  VerwaJtimgsbehörden ,  durch 
welche  die  Genehmigung  ziu-  Errichtung 
einer  Börse  verweigert  oder  die  Auflösung 
einer  Börse  angeordnet  wurde,  der  Rechts- 
weg eröffnet  ist,  unterli^  der  richterlichen 
Prödfung  lediglich  die  frage,  ob  die  Ver- 
waltungsbehörde an  sich  zum  Erlass  der 
Verfügung  berechtigt  war,  niemals  aber  die 
Frage,  ob  sie  von  ihrem  Ermessen  den  rich- 
tigen Gebrauch  gemacht  hat 

2.  Die  Landesregierungen  haben  die  Auf- 
sicht Über  die  Börsen  auszuüben.  Sie  sind 
berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  die  un- 
mittelbare Aufsicht  den  Handelfi<^anen 
{Haadelskamnum,  kaufmftnnisdien  Korpo- 
ratioaen)  zu  übertragen.  Au^chtsrecht  und 
Aufsichtspflicht  erstrecken  sich  auch  auf  die 
^auf  den  Bünenverkehr  bezüglidien  Ein- 
richtungen der  Eündigungsbiu«aus ,  Liqui- 
dationskassen,  Liq^uidationsvereine  und  ähn- , 
lieber  Anstalten.«  Als  mit  der  unmittel- 
baren Börsenaufsicht  betraute  staatüche  Or- 
gane sind  von  den  Landesregierungen  bei 
den  Börsen  Staatskommissare  zu  bestellen. 
Die  StaatskcHumissare  haben  »den  Geschäfts- 
verkehr an  der  Börse  sowie  die  Befolgung 


der  in  Bezug  auf  die  Börse  erlassenen  Ge- 
setze und  verwaltungsbe8timmung;en  much. 
näherer  Anweisung  der  Landesregierung  zu 
überwachen ;  sie  haben  ihrer  Landeere^erung 
»über  Mängel  und  über  die  Mittel  zu  ihrer 
Abstellung«  Bericht  zu  erstatten.  Sie  können, 
den  Beratungen  der  Börsenorgane  beiwohnen 
und  die  Börsenoigane  auf  hervorgetretene 
Missbräuche  aufmerksun  machen. 

Von  der  reichsrechtlic^  eingeräumten 
Befugnis,  die  unmittelbare  Börsenau&icht 
den  Handelsorganen  zu  übertragen,  ist  von 
den  Landesregierungen  für  alle  wichtigeren 
Börsen  Qel»auch  gemacht  worden.  In 
Preussen  wird  die  Oberaufsicht  über  die 
Börsen  in  erster  Instanz  von  den  R^emngs- 
präsidenteo,  für  Berlin  vom  Oberprfisidenten 
der  Proviaz  Brandenburg  und  der  Stadt 
Berlin,  in  zweiter  Instanz  vom  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  geführt.  Die  Staats- 
kommissare und  Handelsorgane  haben  Be- 
richte, Anträge  und  Vorstellungen  in  ßörsen- 
sachen  im  allgemeinen  an  die  erste  Instanz 
zu  richten ;  an  den  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe  nur  dann,  wenn  nach  den  gesetz- 
lichen oder  Verwaltungsvorschriften  ihm  die 
Entscheidung  obliegt  oder  bei  Angelegen- 
heiten von  grundsätzlicher  oder  über  den 
einzelnen  Börsenplatz  hinausgehender  Be- 
deutung. 

Hinsichtlich  des  Inhalts  des  staatlichen 
Aufsichtsrechts  über  die  Börsen  ist  davon 
auszugehen^  dass  das  Aufsichtsrecht  als 
solches  kernen  allgemeinen  Rechtstitel  zur 
:  Ergi-eifung  beliebiger  Massnahmen  bildet. 
Es  schliesBt  vielmehr  lediglich  das  Recht 
und  die  Pfhcht  in  sich,  zu  sehen,  dass  von 
den  zur  Leitung  und  Verwaltung  der  Börsen 
oder  zur  Wahrnehmung  specieller  Aufgaben 
berufenen  Organen  einmal  alle  jene  Pflichten 
erfüllt  werden,  die  ihnen  durch  das  Börsen- 
gesetz selbst  oder  durch  die  auf  Grund  des- 
selben ergangenen  Ausführungsbestimmungen 
auferlegt  sind,  sodann  keine  Befugnisse  an- 
gemasst  werden,  welche  ihnen  durch  die 
angeführten  Bestimmungen  ausdrücklich  ent- 
zogen sind.  Verfügungen  und  Beschlüsse 
der  genannten  Oi^ne,  welche  einen  Mangel 
nach  der  einen  oder  einen  Uebergriff  nach 
der  anderen  Richtung  bedeuten,  sind  von 
Aufsichtswegen  ausser  Wirksamkeit  zu 
setzen ;  Jedoch  haben  die  Aufsichtsbehörden 
l»inerlei  Zwangs-  oder  Strafbefugnisse,  durch 
welche  sie  die  Durchführung  ihr«r  Aufsichts- 
Verfügungen  sichern  könnten.  (VgL  hierüber 
meine  Ausführungen  in  Holdheuns  Monats- 
,  Schrift,  1899,  Nr.  6.) 

3.  Die  Landesregierungen  haben  für  jede 
Börse  eine  B&Ben(^nnng  zu  erlassen.  VgL 
xmten  Ziff.  2. 

4.  Die  Landesregierungen  haben  die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammen- 
setzung der  BörsKtöhrengerichte,  und  übet 
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Bestellung,  Entlassung  und  rechtliche  Stel- 
lung der  Eursnuüder  zu  erlassen. 

5.  Die  Landesregiemngen  können  die 
vom  Bundesrat  erlassenen  Yorschriftea,  welche 
unter  die  Ziffern  4  und  7  der  obigen  Zu- 
sammenstellung fallen,  ergänzen. 

6.  Die  I^desregieruagen  haben  ein  be- 
Bchrftoktes  Recht  zur  Befreiung  gewisser 
Wertpapiere  vom  Prospektzwange.  — Weitere 
weniger  bedeutende  Zuständigkeitsnormen 
werden  im  Laufe  der  DarsteUung  erwähnt 
•werden. 

E.  Die  Börsenaufsichtsbehörden. 

1.  Sie  sind  befugt,  Anordnungen  zurAuf- 
rechterhaltung  der  Ordnung  und  für  den 
Geschäftsverkehr  an  der  BOrse  zu  erlassen. 
Diese  Kompetenz  erstreckt  sich  lediglich 
auf  die  äussere  Ordnung  des  Börsenverkehra; 
es  kommt  daher  den  BörsenaufsichtsbehOrden 
kein  Ret^t  zu,  die  Bedingungen  für  die 
B^^ngeschftfte  festzusetzen. 

2.  Sie  entscheiden  aber  Beschwerden 
gegen  die  vom  BOrsenvorstande  wegen  Ord- 
nungsätOnmg  verhängten  Strafen.  — 

Soweit  nicht  durch  das  Böraengesetz 
selbst  oder  durch  die  auf  Grund  vorstehen- 
der Zuständigkeitsnormen  erlassenen  Vor- 
schriften die  Selbstverwaltungsrechte  der 
Börseoversammlungeu  eingeengt  sind,  imd 
nicht  allgemeine  Gesetze  entgegenstehen, 
steht  der  gesamte  Böi-senverkehr  unter  der 
Leitimg  des  Börsenvorstaiidiä ;  dieser  ist  zu- 
ständig zur  Regelung  des  Borsenwesens,  so- 
weit ihm  niclit  die  Zuständigkeit  durch  Ge- 
setz oder  in  gesetzlich  zulässiger  Weise  ent- 
zogen ist  Das  geltende  Recht  hat  aller- 
dings der  Autonomie  der  Börsen  nur  sehr 
■wenig  zur  Regelung  Überlassen. 

2.  Die  Börsenordnungen.  Die  Börsen- 
ordnung bildet  die  rechtliche  Grundlage, 
auf  der  sich  die  ganze  Verfassung  einer 
Börse  aufbaut.  Für  jede  Börse  muss  eine 
Börsenordnung  erlassen  werden;  um  rechts- 
verbindhch  zu  sein,  bedarf  die  Bßrsen- 
ordimng  der  Genehmigung  der  Landesregie- 
rung. Der  Inhalt  der  Börsenordnungen  ist 
teilweise  reichsgesetzlich  vorgeschrieben ; 
jede  Börsenordnung  iiat  Bestimmungen  zu 
treffen:  1.  über  die  Börsenleitung  und  ihre 
Organe;  2.  über  die  Geschäftszweige,  für 
welche  die  Börseneinriditungen  bestimmt 
sind;  3.  über  die  Voraussetzungen  der  Zu- 
lassung zum  Besuche  der  Börse;  4  dar 
rüber,  in  welcher  M'eise  die  Preise  und 
Kurse  zu  notieren  sind;  5.  über  das  Höchat- 
mass  der  Strafen,  welche  der  Börsenvorstand 
wegen  Ordnun^tstörung  gegen  Börsenbe- 
Bttcher  verhängen  kann;  6.  über  die  Frist 
zur  Ergreifung  der  Beschwerde  gegen  Straf- 
verfflgmigen  des  Börsenvorstands;  7.  für 
Effektenbörsen  Über  die  Zusammensetzung 
der  ZulassungssteÜe  und  die  Beschwerde 
fe^n  deren  Entscheidungen;  8.  darüber, 


wie  die  Börsenoi^?ane  über  die  ZulassuDg 
von  Waren  und  Wertpapieren  zum  Börsen- 
terminfaandel  zu  entsäieiden  haben.  —  Die 
Bestimmimgen  über  diese  Punkte  bilden 
den  obligatcffischen  Inhalt  einer  jeden  Bötsea- 
ordnxing.  Abgesehen  hiervon  kann  die 
Ijandesr^erung  »die  Aufnahme  bestimmter 
Vorschriften  in  die  Börsenordnung  anordoen- . 
Damit  ist  den  Landesr^erungen  die  M^- 
lichkeit  g^ben,  auf  den  Inhalt  der  Börsen- 
ordnung und  hierdurch  auf  die  Gestaltung 
der  B&%nverfas8ung  im  weitestgehenden 
]liasse  einzuwirken.  Allein  diese  Möglich- 
keit ist  keine  unbeschränkte.  Eimnal  ist 
zweifellos,  dass  die  Landesr%krungea  bei 
Erlass  der  Börsenordnungen  die  Beichage- 
setze  und  die  auf  Grund  derselbe  e^ugenen 
AusführungsTorschriften  des  Bund^rates  zu 
respektieren  haben;  es  kann  daher  z.  E 
keine  Börsenordnung  Frauen  den  Besuch 
einer  Börse  gestatten,  oder  Aufgaben,  welche 
nach  dem  Börsengesetz  dem  Vorstand  allan 
zukommen,  etwa  der  au^chtfOhrendea 
Handelskammer  übertragen  oder  die  Bechts- 
gültigkeit  der  vom  Börsenvorstande  in  Wahr- 
nehmung solcher  Aufgaben  erlasseiien  An- 
ordnungen an  die  Genehmigung  der  Han- 
delskammer knüpfeo.  Femer  bezieht  sich 
das  Recht  der  Landesregierungen,  den  In- 
halt der  Börsenordnungen  zu  bestimmeB, 
nicht  auf  das  gesamte  Gebiet  des  Börsen- 
rechts, sondern  ledigÜch  auf  die  Börseaver^ 
fassimg ;  es  kann  sohin  keine  Börsenordoung 
z.  B.  den  Terminhandel  in  WertMpieren 
untersagen.  Endlich  können  die  Landen 
regienmgen  auch  nicht  durch  Vorschriften 
der  Börsenordnung,  die  den  Bereich  der 
Börseuverfassung  betreffen,  die  nach  reichs- 
rechtlichen  Bestimmungen  ihnen  obli^nden 
Pflichten  und  Aufgaben  von  sich  abwälzen: 
sie  können  daher  nicht  etwa  in  der  B^ü^n- 
ordnung  bestimmen,  dass  die  Gehälter  der 
für  die  Börsen  ernannten  Staatskommissare 
durch  Beiträge  der  Börsenbesucher  aufBu- 
bringen  seien  oder  die  Kosten  des  ehren- 
geriditlichen  Verfahrens  von  den  Handels- 
kammern getragen  werden  müssen. 

Die  nachstehende  Darstellung  wird  die 
wesentlichsten  Bestimmungen  der  Börsen- 
ordnungen für  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und 
Hamburg  berilcksichtigen ;  die  auf  die  Pro- 
duktenbörse bezüglichen  Vorschriften  der 
Berliner  Börsenoranung  bleiben,  w^  non- 
mehr  g^;enstandslos,  unbeatditet. 

8.DerBörseitT0r8tand.  Jede  Börse  mnss 
ein  zur  ständigen  Leitung  der  Börsenver^ 
Sammlungen  bestimmtes  Organ  haben,  den 
BörsenTtostand.  Die  Bestimmupgea  über 
die  Zusammensetzimg  des  Börsenvorstande 
sind  in  den  Börsenoranungen  zu  treffen. 

Der  Vorstand  der  FondsbQrM  ra  Berlin  be- 
steht ans  20  Mitgliedern ;  hiervon  werden  5  jilir- 
Uch  im  Dezember  ^r  du  nächstfolgende  Kaleo- 
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derjahr  toh  den  Aelteaten  der  KBufmannscliaft 
von  Berlin  ans  ihrer  Kitte  gewählt  j  die  ührigen 
15  Ton  den  an  dem  Verkehr  der  Fondsbörse 
direkt  teilnehmenden  Mitgliedern  der  Eorpora- 
tiou  der  Eanfmannschaft  von  Berlin  aoH  deren 
Kreise  für  die  nächstfolgenden  3  Kalenderjahre. 
Von  den  so  gewählten  lö  Korporationsmitglie- 
dem  scheideii  im  Dezember  jeden  Jahres  5  Mit- 
glieder ans  und  werden  durch  Neuwahlen  auf 

ie  3  Jahre  ersetzt.  Nach  ToUzogener  Wahl 
[onstitniert  sich  der  Börsenvorstand  für  das 
folgende  Kalenderjahr,  indem  er  aas  seiner  Mitte 
einen  Vorsitzenden  nnd  zwei  Stellvertreter  wählt; 
der  Vorsitzende  nnd  der  erste  SteUvertreter 
müssen  Mitglieder  des  Aeltestenkolleginms  sein. 
Die  Einladung  zu  den  Sitzungen  eitolgt  durch 
den  Vorsitzenden  schriftlich  unter  Bekanntgabe 
der  Tagesordnu^.  Steht  ein  znr  Vertiandlnng 
Torgescnlagener  Gegenstand  nicht  auf  der  Tages- 
ordnung; so  entscheidet  die  Vorstandsrersamm- 
Inng  selbst  darüber,  ob  in  die  Beratung  und 
Beschlussfassung  eingetreten  werden  soll.  Die 
Verhandlungen  werden  vom  Vorsitzenden,  in 
dessen  Verhinderung  von  einem  Stellvertreter 
geleitet.  Die  Abstimmung  erfolgt  durch  Hand- 
anfheben,  oder,  wenn  dies  von  einem  Viertel  der 
anwesenden  Mit^ieder  beantragt  wird,  durch 
Stimmzettel.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
in  ersterem  Falle  die  Stimme  des  Vorsitzenden, 
in  letzterem  Falle  gilt  der  Antrag  als  abge- 
lehnt. Der  Vorstana  ist  beschlnssfuiig  bei  An- 
wesenheit Ton  11  Mitgliedern.  In  der  Regel 
wohnt  ein  Syndikus  der  Korporation  der  Eanf- 
mannschaft den  Sitzungen  als  juristischer  Bei- 
rat an:  die  zur  Protokollführung  und  sonstige 
formale  Geschäftsführung  nötigen  Beamten  wer- 
den von  dem  Aelteatenkollegium  überwiesen. 

In  Frankfurt  a.  M.  wird  der  aus  5—9  Per- 
sonen bestehende  Börsenvorstand  alljährlich  von 
der  Handelskammer  aus  dem  Kreise  ihrer  Mit- 
glieder oder  der  Börsenbesucher  gewählt.  £r 
erledut  die  ihm  übertragenen  Geschäfte  je  nach 
der  Sachlage  dnrch  schriftliche  Ahstimmang 
oder  durch  Beratung  nnd  Beschlossfassnng  in 
Sitzungen;  letztere  werden  zur  Erledigung  be- 
sonders wichtiger  Angelegenheiten  oder  sonst 
nach  Ermessen  des  Vorsitzenden  zusammenbe- 
mfen.  Znr  Fassuiig  von  Beschlüssen  ist  die 
Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte  der 
Mitglieder  nötig;  war  der  Vorstand  in  einer 
Sitzung  nicht  heschlussfähig ,  so  ist  in  der 
folgenden   Sitzung  Anwesenheit  von  3  Mit- 

f Uedem  znr  Beschlussfassung  genügend.  Bei 
bstimmnngen  entscheidet  Stimmenmehrheit 
der  Anwesenden,  bei  Stimmengleichheit  gibt  der 
Vorritzende  den  Ausschlag.  Znr  Fassung  von 
Beschlüssen  dnrch  sehrifthche  Abstimmung  ge- 
nügt Einverständnis  von  3  Mitgliedern.  Die 
formelle  GeschftttsfUhmng  wird  von  der  Handels- 
kammer besorgt. 

In  Hamburg  besteht  der  Börsenvorstand  aus 
41  Personen ;  er  zerfällt  in  folgende  Abteilungen : 
1.  Allgemeine  Abteilung:  Börsenkommtssion  mit 
5  Mitgliedern;  2.  Abteilung  für  Wertpapiere, 
Wechsel,  Geld  und  Edelmetall:  Vorstand  der 
WertrapierbOrse  mit  12  Mitgliedern,  von  denen 
9  am  Handel  in  Wertpapieren  nnd  3  am  Handel 
in  Wechseln,  Geld  und  Edelmetall  beteiligt  sein 
müssen;  3.  Abteilung  für  Spiritus:  Vorstand 
der  Spiritusbörse  mit  5,  4.  Abteilung  für  Kaffee : 
Vorstand  der  Kaffeebörse  mit  7.  o.  Abteilung 


für  Zucker:  Vorstand  der  Zuckerbörse  mit  7, 
6.  Abteilung  für  Baumwolle:  Vorstand  der 
Baumwollbörse  mit  5  Mitgliedern.  Zu  Mit- 
gliedern der  Börsenkommission  werden  Hit- 
fflieder  der  Handelskammer,  zu  Mitgliedern 
der  Qbrigen  Abteilungen  Angehörige  der  be- 
treffenden Geschäftszweige  zu  Anfang  jedes 
Jahres  durch  die  Haiäelskammer  ernannt. 
Jede  der  einzdnen  Abteilungen  wählt  einen 
Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter :  der  Vor- 
sitzende der  Börsenkommission  ist  zugleich  Vor- 
sitzender des  gesamten  Börsenvorstandea.  Der 
GesamtTOrstand  und  die  einzelnen  Abteilungen 
sind  beschlnssiUhig  bei  Anwesenheit  der  Hälft« 
der  Mitglieder.  Bei  Abstimmungen  entscheidet 
einfache  Mehrheit  der  Anwesenden :  hei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  für  Wahlen  das  Los, 
sonst  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Beichsgesetzlich  sind  dem  Börseavor- 
stande  folgende  Aufgaben  zugewiesen: 

a)  Die  Handhabung  der  Versammluogs- 
polizei  in  den  Bdrsenräumen  nach  Massgabe 
der  von  der  Böraenaufsichtsbehörde  zur  Auf- 
rechterhaltiing  der  äusseren  Ordnung  des 
Börsenverkehrs  erlassenen  Vorscliriften.  Der 
Börsenvorstand  kanu  Personen ,  die  an  der 
Börse  Zwecke  verfolgen,  vrelche  mit  dem 
Geschäftsverkehr  an  derselben  unvereinbar 
sind,  aus  den  Börseiiräumen  ausweisen;  er 
kann  Börsenbesucher,  welche  die  Ordnung 
des  Börsenverkehrs  durch  ungebührliches 
Benehmen  stören,  atis  dem  Börsenlokale  ent- 
fernen lassen  und  zu  Geldsti-ofe  tider  zeit^ 
weiliger  Ausschliessung  von  der  Börse  ver- 
urteilen. Das  Höchstmass  der  vom  Börsen- 
vorstande  zu  verhängenden  Ordnuagsstrafen 
wird  in  den  Börsenordnungen  festgesetzt. 
In  Berlin  ist  zulassig  Geldstrafe  von  50  bis 
1500  Mark  und  Ausschluss  auf  3  Tage  bis 
1  Jahr,  ia  Frankfurt  a.  M.  Oeldstiafe  bis  zu 
500  Mark  und  Ausschluss  bis  auf  30  Tage, 
iu  Hamburg  Verweis,  Geldstoife  bis  zu 
600  3Iark  und  Ausschluss  bis  auf  3  Monate ; 
in  Berlin  wird  als  ordnungsstörende  Hand- 
lung insbesondere  auch  erachtet:  die  Be- 
leidigung eines  anderen  Börseubesuchers 
oder  eines  Beamten  der  Korporation  und 
die  Nichtbefolgung  einer  nach  Ablauf  der 
Börsenzeit  erlassenen  Aufforderung  eines 
Börsendieners  zum  Verlassen  der  Börse. 
Gegen  die  vom  Börsenvorstande  wegen  Ord- 
nungsstörung verhäugten  Strafen  kann  binnen 
einer  in  der  Börsenordnung  festzusetzenden 
Frist  Beschwerde  au  die  Börsenaufsichts- 
behörde  ei^friffen  w^erden ;  diese  Frist  be- 
trägt in  Berlin  14  Tage,  in  Frankfurt  a.  M. 
und  Hamburg  3  Tage.  Die  Beschwerde  hat 
aufschiebende  Wirkung.  Die  Entscheidung 
der  Börsenaufsichtsbehörde  ist  unanfechtbar. 

b)  Die  amtliche  Feststellung  der  Preise 
und  Kurse  von  Waren  und  Wertpapieren. 

c)  Die  Festsetzung  der  Geschäftsbe- 
dingungen für  den  Börsenterminhandel. 

In  den  Börsenordnungen  sind  dem  Börsen- 
vorstand vielfach  noch  andere  Au^ben  aus- 
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drücklich  flbertnigreii  •wonlon.  In  Berlin 
2.  B.  entsclieidet  er  über  die  Änträfre  auf 
Zulassung  zum  Börsenbesuch,  über  die  Zu- 
lassung  von  AVertpapieren  zum  B*irsentermin- 
handel,  über  die  Kinfflhnmg  und  Aufliebung 
von  BürsenpeschaftshedinguDgen,  xm<l  fiin- 
gieil  als  Rörsenschiedsgericht. 

Die  Börsenordnungen  können  die  Bildung 
specieller  Kommissionen  neben  dem  Bflrsen- 
voi-stand  zur  Wahrnehmung  bestimmter  Auf- 
gaXyen  vorschreiben.  —  Ueber  die  Zulassungs- 
stelle s.  unten  suit  7. 

4.  Das  Hecht  zum  Besuche  der  Börse. 
Das  Recht  auf  Zutritt  zu  den  Börsenver- 
samnilungen  ist  ein  pubhzistisches  Recht, 
das  pniicipiell  allen  handlnngsfähigen  Per- 
sonen männlichen  Geschlechts  zukommt, 
beim  Vorhandensein  gewisser  Thatbest&nde 
jedoch  dauernd  oder  doch  auf  eine  gewisse 
Zeit  verloren  geht.  Nach  dem  Böi-sengesetz 
geht  das  Börsenbesuchsrecht  verloren; 

1.  Für  immer:  a)  durch  eine  rechts- 
kräftige Venuteilung  we^en  beti-ügeri sehen 
Bankerotts;  b)  durch  eiue  rechtski-fiftige. 
auf  dauernde  Ausschliessung  von  dem  Be- 
s\iche  einer  Börse  lautende  enrengeriditliche 
Entscheidung. 

2.  Für  eine  gewisse  Zeit:  a)  durch  ein 
die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkennendes 
Urteil  für  die  Dauer  der  AbcrkennuDg; 
b)  durch  eine  gerichtliclie  Anordnung,  durch 
welche  eine  Person  in  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen  beschränkt  wird,  für  die 
Dauer  dieser  Beschränkung;  c)  dimii  Ein- 
tritt des  Zustandes  der  Zalüungsunfähigkeit 
für  die  Dauer  dieses  Zustandes.  —  Gerät 
eine  Person  wiederholt  in  den  Zustand  der 
Zahlungsunfähigkeit  oder  in  Konkurs,  so 
verliert  sie  das  Börsenbesuchsrecht  bis  auf 
die  Dauer  von  einem  Jahre  nach  Beendigung 
des  Zustandes  der  Zahlungsunfähigkeit  bezw. 
des  Konkurses;  d)  durch  eine  Venirteilung 
wegen  einfachen  Bankerotts  bis  nach  Ablauf 
von  6  Monaten,  nachdem  die  wegen  dieses 
Deliktes  erkannte  Strafe  verbüsst,  verjährt 
oder  erlassen  ist ;  c)  durch  eine  auf  zeit- 
weilige Ausschliessung  von  dem  Besuche 
einer  Börse  erkennende  ehrengerichtliche 
Entscheidung  für  die  in  dieser  Entscheidimg 
festgesetzte  Zeit. 

Auf  Antrag  der  Börsenorgane  kann  die 
Landesregierung  in  gewissen  Fällen  Aus- 
nahmen von  diesen  Vorschriften  zulassen. 
Die  BörsenoKhumgen  können  weitere  That- 
bestände  aufstellen,  bei  deren  Vorhanden- 
sein das  Börsenbesuchsrecht  zeitweilig  oder 
für  immer  erlischt;  sie  können  die  reichs- 
gesetzlich Toi^eschriebene  Dauer  des  Ver- 
lustes verlängern  und  die  Ausübung  des 
Zutrittsrechts  zu  den  Börsenversamm hingen 
an  Bedingungen  knüpfen;  sie  können  be- 
stimmte Behörden  zur  Entscheidung  darüber 
berufen,  ob  jemand  das  Börsenbesuchsrecht 


verloren  oder  die  für  dessen  Ausübung  vor^ 
f^schriehenen  Bedingungen  erfüllt  hat.  Die 
einzelnen  Börsenordnungen  haben  von  dieser 
reichsgcsetzlichen  Ermächtigung  in  to 
schiedener  Weise  Gebrauch  gemacht. 

In  Berlin  ist  das  Zatritt»recht  zu  den 
BtiraenTersammlungen  nur  jenen  Personen  einge- 
räumt, welcbe  vom  BOrsenvorstand  eine  Ein- 
trittskarte erhalten  haben.   Die  Eintrittskarte 
ist  nnr  für  jene  Person  gültig,  auf  deren  Namen 
sie  lautet.   Ihre  Anshändignag  an  einen  Be- 
werber setzt  ein  besonderes  Znlassungaverfahraii 
voraus.   Der  Antrag  anf  Znlassnng  zum  Be- 
suche der  BüTBe  loass  schriftlich  beim  BOrseu- 
I  vorstand  eingereicht  werden;  er  rauss  von  min- 
I  destens  drei  Gewährsmännern,  welche  seit  miu- 
I  destens  2  Jahren  nnuaterbrochen  zum  Besuche 
I  der  Berliner  Börse  zugelassen  sind,  unterstützt 
j  sein.  Der  Vorstand  Uberweist  den  Antrag  einer 
:  besonderen  Yorstandsabteilnng,  der  sogeuannten 
I  Au&iahmekommission ,  znr  weiteren  geschäft- 
lichen Behandlung.  Ber  Autrag  auf  Zulassang 
wird  sodann  mit  Namhaftmacbnng  der  Ge- 
währsmänner dnrch  siebent^^gen  Anshaog  an 
I  der  BOrse  verOfTentlicht.   Die  Gewährsmänner 
I  werden  protokoUariacb  darüber  einvernommen, 
!  ob  sie  nach  sorgfältiger  Prüfung  den  Aufzn- 
'  nehmenden  für  einen  Mann  halten,  M-elcher  der 
J  Zulassung  znm  Besuche  der  Bürse  und  der 
1  Achtung   seiner  Berufsgenossen   würdig  isL 
{ Durch  Bejahung  dieser  Fragte  übernehmen  die 
Gewährsmänner  keinerlei  Bürgschaft  für  die 
finanzielle  Lage  oder  die  morelischen  Eigen- 
schaften des  Bewerbers;  wenn  jedoch  innen  lalb 
der  ersten  3  Jahre  nach  der  GewUirscbafts- 
leistong  gegen  den  Bewerber  durch  Strafbe- 
scheid des  Bürsenvorstandes  oder  ebiengericht- 
lirhes  Erkenntnis  auf  Ausschliessung  von  der 
Bürse  auf  die  Daaer  von  3  Monaten  oder  länger 
erkannt  wird,  so  ist  seitens  des  Börsenvorstandes 
zu  pri\fen,  ob  der  Gewährsmann  bei  der  Ge- 
währscbaftÄleiBtnng  Thatsachen  kannte  oder  bei 
emster  Pflichterfüll  ung  hätte  kennen  müssen, 
wegen  deren  der  Ausgeschlossene  der  Zulassung 
zum  Börsenbesnehe  und  der  Achtung  seiner 
Berufsgenossen   unwQrdig   war;   wenn  dies 
der  Fall  ist,  so  kann  gegen  den  Gewährsmann 
zeitweise  oder  dauernd  anf  Absprechung  des 
Bechts^  als  Gewährsmann  zu  fungieren,  erkannt 
und  dieses  Erkenntnis  durch  Aushang  an  der 
Börse  veröffentlicht  werden.  Bei  der  sachlichen 
Prüfung  des  Zulassnngsantrages  ist  der  Bürsen- 
vorstand  sehr  beschränkt ;  der  Antrag  darf  näm- 
lich nicht  abgelehnt  werden,  wenn  der  Bewerber 
entweder  a)  Mitglied  der  Korporation  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin  oder  b)  als  luhaber  eino- 
Handelsfirma,  als  Gesellschafter  einer  offenen 
Handelsgesellschaft,  als  Vorstandsmitglied  einer 
Aktiengesellschaft,  als  persönlich  haftender  Ge- 
sellschafter einer  Kommanditgesellschaft  oder 
Aktienkommanditgesellschaft,  als  Geschäftsführer 
einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung- 
oder   als  Prokurist   einer   der  Torgedachtea 
Firmen  oder  Gesellschaften  in  das  Handelsre- 
gister oder  als  Vorsteher  einer  eingetragenen 
üenoBsenschaft  in  das  Genossenschaftsregister 
Berlins  oder  eines  seiner  Vororte  eingetragen 
ist,  oder  c)  als  Handlungsgehilfe  bei  einer 
der  unter  a  und  b  bezeichneten  Pononen  oder 
Finnen  im  Dienste  steht  und  seine  Zulasanng- 


Digilized  by  Google 


Böi-senreclit 


989 


zum  BCrBenbesuche  durch  den  Prinzipal  bean- 
tragt wird,  oder  d)  vermine  seiner  Amts-  oder 
Dienstpflicht  die  Bürse  zu  besachea  hat.  Von 
diesen  Beschränkungen  abgesehen  entscheidet 
der  Börsenvorstand  nach  Anhörung  der  Auf- 
nahmekommission nach  freiem  Ermessen  über 
den  Znlasaungsantrag.  Ein  abgelehnter  Antrag 
darf  innerhalb  6  Monaten  nach  der  Ablehnung 
nicht  wiederholt  werden.  Wird  dem  Antrage 
»tatt^egeben,  so  üt  dem  Bewerber  eine  Bönen- 
eintnttekarte  su  erteilen.  Die  EintrittBkaite 
wird  kostenfrei  erteilt  an  die  Beamten  der  Kor- 
poration, sowie  an  alle  diejenigen  Personen, 
welche,  ohne  am  Börsen-  oder  Knrsmakle^e- 
schäfte  teilzunehmen,  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften vermöge  ihres  Amts  den  Börsenver- 
sammlnngen  beizuwohnen  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet sind.  Die  Höhe  der  i^iträge  der 
Übrigen  Börsenbesucher  wird  alljährlich  Ton  den 
Aeltesteu  festgesetzt.  Zu  diesem  Behufe  werden 
alle  „am  Berliner  Börsengesdiäft  unmittelbar 
oder  mittelbar  beteiligten"  Firmen  oder  Personen 
in  eine  der  zehn  Gebtthienklassen  eingeschfttzt; 
die  ,Höhe  der  in  den  einzelnen  Klassen  zu  ent- 
richtenden Normalgebühren  schwankt  zwischcD  30 
und  3000  Mark;  durch  den  Haushaltsplan  der 
Korporation  wird  sodann  bestimmt,  wie  viel 
Prozent  der  Normalgebübren  für  das  folgende 
Kalenderjahr  erhoben  wenlen.  Absolut  bestimmt 
sind  die  Gebühren  für  Handlungsgehilfen  (für 
den  ersten  36  Mark,  für  den  zweiten  72,  für 
jeden  folgenden  eine  um  72  Mark  steigende 
Jahresgebühr},  für  „Fremde"  (15  Mark  für  je 
4  Wochen),  fttr  Vertreter  der  Presse  (36  Ma^ 
pro  Jahr)  und  fOr  Boten  (für  den  ersten  und 
zweiten  je  36  Mark,  für  jeden  folgenden  60  Mark 
jfthrlidi).  —  Wer  einmal  zum  Böraenbesucb  zu- 
gelassen ist,  darf  im  allgemeinen  nur  dann 
wieder  ausgeschlossen  werden,  wenn  ein  Ornnd 
zur  Ausschliessung  gegen  ihn  vorliegt;  nur 
Berichterstattern  der  Presse,  solchen  Personen, 
die  ein  dem  Börsenhandel  dienendes  Hilfsge- 
werbe betreiben  und  den  oben  sub  a  und  b 
aufgeführten  Personen,  welche  nicht  in  Berlin 
odesT  seineu  Vororten  wohnen  (Fremden),  kauu 
der  BSrsenToratand  jederzeit  nadi  Belieben  die 
ausgehändigte  Eintrittakaite  und  damit  das 
Zutrittsrecht  zu  den  BönenTeraammlungen 
wieder  entziehen. 

In  Hamburg  geht  das  Bösenbesucbarecht 
verloren  für  Personen,  welche  die  Zahlung  einer 
ihnen  von  der  Börsenkommission  wegen  Ord- 
nungsstömng  oder  vom  Vorsitzenden  der  Börsen- 
kommissiou  als  Schiedsrichter  wegen  Beleidi- 
gung eines  Börsenbesnchers  zuerkannten  Geld- 
stnfe  unterlassen,  bis  zur  Zahlung  dieser 
Geldstrafe.  Im  Übrigen  ist  der  Zutritt  zu  den 
dem  allgemeinen  Geschäftsverkehr  dienenden 
BSrsenränmen  allen  anständigen  männlichen 
Personen  freigegeben;  der  Zutritt  zu  den  übri- 
gen Räumen,  in  denen  ein  Börsenverkehr  statt- 
nndet  (z.  B.  Versammlungssaal  der  Kaffee- 
bändler  im  Freihafengebiet),  kann  von  den 
Eigentümern  oder  Mietern  der  Bäume  von  be- 
sonderen Bedingungen,  z.  B.  Mitgliedschaft  bei 
einem  bestimmten  Verein  oder  Zahlung  eines 
Geldbetrags,  abhängig  gemacht  werden.  So 
steht  das  Zutrittsrecnt  zn  den  besondereu  Ver- 
sammlungslokalen der  Oetreidehäudler,  der 
Spiritusinteressenten ,  der  Interessenten  für 
KartofFelfabrikate,  der  Petroleumhftndler,  der  am 


Kaffeehandel,  am  Zuckerhandel  und  BanmwoU- 
handel  beteiligten  Firmen  nur  den  Mitgliedern 
der  betreffenden  Vereine  zu,  welche  in  ihren 
Vereinslokaleu  besondere  Börsenversammlungeu 
abhalten.  Diese  Vereine  haben  eine  ziemlich 
exklusive  Organisation  nach  Art  der  englischen 
Börsenvereine.  Als  typisch  sei  hier  die  Organi- 
sation des  Vereins  der  am  Kaffeehandel  be- 
teiligten Finnen  dargestellt.  Die  Mitgliedschaft 
dieses  Vereins  kann  erworben  werden  von  sol- 
chen im  Hamburger  Handelsregister  eingetra- 
genen Firmen,  deren  Inhaber  als  Raufleute, 
Mäkler  oder  Agenten  am  Kaffeegrossbandel  ht-. 
teüigt  sind.  Wer  Vereinsmitglied  werden  willj 
hat  ein  dahingehendes,  von  mindestens  zwei 
Vereinsmitgliedem  unterstütztes  Gesuch  an  den 
Vorstand  zu  richten.  Der  Vorstand  hat  die 
Namen  des  die  Aufnahme  Nachsuchenden  und 
der  ihn  Empfehlenden  sämtlichen  Vereinsmit- 
gliedern mitzuteilen ;  jedes  Mitglied  kann  inner- 
halb acht  Tagen  schriftlich  beim  Vorstande  Ein- 
wendungen gegen  die  Aufnahme  des  Bewerbers 
erheben.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  beschliesst 
der  Vorstand  Über  das  Gesuch;  zur  Aufnahme 
des  Gesacbstellers  in  den  Verein  ist  erforderlich, 
dass  mindestens  7  von  den  9  Mitgliedern  des  Vor- 
stands für  dasselbe  stimmen.  Jedes  neu  ein- 
tretende Mitglied  bat  ein  einmaliges  Eintritts- 
geld von  30ü  Mark  an  die  Vereinskasse  zu  ent- 
richten ;  der  Jahresbeitrag  eines  Vereinsmitglieds 
beträgt  löO  Mark.  Der  Anstritt  aus  dem  Ver- 
ein kann  nur  am  Schlüsse  eines  Kalenderjahres 
nach  vorheriger  dreimonatlicher  Kündigung  er- 
folgen. Die  Organe  des  Vereins  simf:  a)  der 
Vorstand.  Er  besteht  aus  6  am  Eaffeenoss- 
bandel  beteiligten  Kaufleuten  und  3  Mäklern, 
von  denen  einer  ein  Terminmakler  und  einer 
ein  EfFektivmakler  sein  muss.  Die  Mitglieder 
des  Vorstandes  werden  von  der  ordentlichen 
Generalversammlung  auf  3  Jahre,  ausserdem  4 
Ersatzmänner  derselben  auf  1  Jahr  gewählt; 
zu  Ersatzmännern  sind  2  Kanfleute,  1  Effektiv- 
makler und  ein  Terminmakler  zn  wählen.  Jedes 
Jahr  scheiden  die  3  dienstältesten  Mitglieder 
ans  dem  Vorstande  aus.  Wiederwahl  der  Aus- 
tretenden ist  gestattet.  Der  Vorstand  wählt 
alljährlich  aus  seiner  Mitte  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit einen  Vorsitzenden ,  einen  stellver- 
tretenden Vorsitzenden  und  einen  Kassenführer ; 
der  Vorsitzende  ist  aus  der  Zahl  der  Kaffee- 
grosshändler zu  entnehmen.  Der  Vorsitzende 
vertritt  Vorstand  und  Verein  nach  aussen.  Der 
Vorstand  bat  die  Beschlüsse  der  Generalver- 
sammlung zur  Ausführung  zu  bringen;  er  be- 
sorgt alle  laufenden  Angelegenheiten  des  Ver- 
eins, er  erstattet  die  vom  Verein  erforderten 
Gutachten,  wUilt  die  Vereinsschiedsrichter,  die 
Sachveratändi^n  zur  Begntachtung  des  zur 
Andiennng  im  Terminverkehr  bestimmten 
Kaffees :  er  ernennt  alljährlich  eine  Kommission 
von  7  Vereinsmitgliedem  zur  Feststellung  der 
für  das  Termingeschäft  erforderlichen  Typen; 
er  beschliesst  über  die  iiei  ihm  einzureichenden 
Bewerhungsgesuche  von  Vereinsmitgliedern  um 
Zulassung  a.h  Mäkler  bei  der  Warenhquidations- 
kasse;  endlich  hat  er  die  Generalversammlung 
zu  berufen  und  derselben  seine  Anträge  und 
die  Anträge  der  Vereinsmitglieder  vorznlegen. 
b)  Die  Generalversammlung.  Sie  findet  alljähr- 
lich mindestens  einmal  und  zwar  in  den  ersten 
3  Monaten  des  Jahres  statt,  ausserdem  wenn 
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der  Vorstand  es  für  erforderlich  erachtet  oder  i 
10  Mitg-liedpr  unter  FonnaliemBg  der  der  Gene- 1 
ralTersaininlaDg  vorzulegenden  Beratungspunkte 
deren  Benifnng  schriftlich  beim  Vorstande  bean- 
tragen. Sie  wird  vom  Vorstand  mittelst  einer  zu- 
gleich die  Tagesordnung  enthaltenden  Mitteilung 
hemfen,  welche  mindestens  8  Tage  vorher  den 
Mitgliedern  zuzustellen  und  durch  Anschlag  im 
Vereinssaal  zu  verüffenttichen  ist.  Der  Vorstand 
leitet  die  Versammlung.  Ber  in  den  ersten  3 
Monaten  eines  jeden  Jahres  abzuhaltenden  ordent- 
lichen Oener^versammlnng  ist  der  Jahresbericht  i 
abzustatten,  die  Jahresabrechnung  und  ein  Vor-  \ 
schlag  für  das  folgende  Jahr  vorzalegen.   Die  I 
Qeneralversammlnng  beschliesst  Uber  die  Ent- : 
lastung  des  Vorstandes,  ttber  die  vom  Vorstande  | 
oder  von  Mitgliedern  gestellten  Anträge,  welche  ; 
Vereinsangelegenheiten  oder  das  gemeinsame ' 
Interesse  der  Mitglieder  betreffen,   Uber  das 
Regulativ  fUr  das  Vereinsschiedsgericht.  Uber 
den  Ansfchlnss  Ton  Mitgliedern,  Uber  Aende- 
Tungen  des  Statuts  una  Uber  Auflösung  des 
Vereins.    Die  Abstimmung  Uber  Anträge  auf 
Ausschlnss  eines  Mitglieds  ist  geheim.  Die  Be- 
schlüsse  werden    regelmässig   mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  der  in  der  v  ersammlang  ver- 
tretenen Firmen  ^efaüst;  zu  BeschlQBsen  Uber 
Ausschinas  von  Mitgliedern,  Uber  Aenderungen 
des  Statuts  und  Auflösung  des  Vereins  ist  Zu- 
stimmung von  2  Dritteln  der  in  der  Versamm- 
lung vertretenäi   Mitglieder   erforderlich.  — ' 
e)  Das  Vereinsschiedsgericht  Siehe  unten  sub  6. 

Nach  der  Börsenordnung  fflr  Frankfurt  a;M. 
geht  das  Recht  anf  Zutritt  zu  den  Bürsenver- 
sammlnngen  verloren :  a)  fUr  immer  durch 
reditshräftige  Verurteilung  wegen  eines  Ver- 
brechens gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums 
oder  wegen  Meineids ;  b)  nach  jeweiliger  Ver- 
fttgnn^  des  Btirsen Vorstands  fUr  Personen,  welche 
ihre  'Verpflichtungen  aus  den  an  der  Bürse  ge- 
schlossenen Geschäften  nicht  erfüllen  oder  trotz 
erfolgter  Mahnung  ihren  Bttrseubeitrag  nicht 
entrichten  oder  sich  den  Entscheidungen  des 
Vorstandes  über  die  geltenden  Usancen  nicht ! 
unterwerfen.  —  Die  Gesuche  um  Zulassung  znm  ' 
Börsenbesnch  sind  unter  Xamhaftmachung  zweier 
in  Frankfnrt  wohnender  Anskanftspersonen  beim 
Vorstande  schriftlich  einzureichen,  l'eber  die 
Gesuche  entscheidet  regelmässig  der  Börsen- 
vorstand ;  Gesuche  um  Zulassung  von  Personen, 
welche  durch  Verurteilung  wegen  einfachen  '■ 
Banherotts  oder  durch  Zahlnngseinstellung 
des  Zntrittsrechts  verlustig  gingen,  werden  von 
der  Handelskammer  vorbeschieden.  Gegen  ab- 
weisende Entscheidungen  des  BOrsenvorstands 
kann  Beschwerde  zur  Handelskammer  ergriffen 
werden. 

5.  Das  ehrengerichtliche  Verfahren. 

»Das  Elirengerieht  zieht  zur  Verantwortung 
Börsenbesueher,  welclie  sich  im  Zusammen- 
hang mit  itu-er  Tliätigkeit  an  der  Börse  eine  j 
mit  der  Ehre  oder  dem  Anspnich  auf  kauf- 
männisches Vertrauen  nicht  zu  vereinbarende 
Handlung  haben  zu  schulden  kommen  lassen.« 
Durch  Einführung  der  Bursenehrengerichte 
sollte,  wie  die  Motive  bemerken,  den  Börsen 
eine  wirksame  Handhabe  zur  Ausscheidung 
unehrenhafter  Elemente  geboten  "werden. 
Die  Frage  nach  der  rechtlichen  Stellung  der 


Ehrengerichte  ist  bestritten.  Zweifellos  ist, 
dasB  sie  keine  juristisehen  Personen  des 
Privatrechts,  sondern  Institutionen  des  öffent- 
lichen Rec^tSf  Behörden  sind.  Streit  kann 
nur  darfiber  bestehen,  ob  sie  als  Behörden 
der  BOrse  oder  der  mit  der  unmittelbaren 
BTtrsenaulsicht  betrauten  Handelsoiguie  oder 
aber  des  Staates  erachtet  verden  müssen. 
Meines  £>achtens  sind  die  Börsenehren- 
gerichte Staatsbehörden.  An  die  Thatsache, 
(lass  jemand  eine  Börse  besucht,  knfipft  das 
Gesetz  für  den  Börsenbesucher  die  Pflicht, 
^e'm  i^esamtes  Verhalten,  soweit  es  mit  seiner 
Thätigkeit  an  der  Börse  im  Zusammenliange 
steht,  so  einzurichten,  wie  es  Ehre  und  An- 
spruch auf  kaufmännisches  Vertrauen  er- 
heischen. Diese  besondere  Benifspflicht  der 
Börsenbesucher  besteht  aber  nicnt  gegen- 
über der  Börsenversammlimg  bezw.  den 
Übrigen  Börsenbesuchern.  Zwar  haben  auch 
diese  ein  lebhaftes  Interesse  daran ,  dass 
unehrenhafte  Personen  vom  Börsenverkehr 
ferngehalten  werden :  allein  aus  diesem  In- 
teresse lässt  sich  das  Recht  auf  ehren- 
geriobtUcheB  Einschreiten  so  wenig  ableiten, 
wie  aus  dem  Interesse,  das  die  Staatsange- 
hörigen an  der  Auirechterhaltung  der  all- 
gemeinen Rechtsordnung  haben ,  gefolgert 
werden  kann,  dass  die  Gerichtabtu-keit  im 
Staate  der  Gesamtheit  der  Staatsangehörigen 
zukomme.  Auch  die  Bechtsvorscmift,  dass 
für  jede  Börse  ein  Ehrengericht  zu  bilden 
ist,  kann  hierfür  nicht  herangezogen  werden. 
Denn  diese  Vorschrift  enthält  neben  dem 
Befehle  an  die  Landesregieningen,  an  jeder 
Börse  ein  Ehrengericht  zu  bilden,  lediglich 
eine  Bestimmung  Über  die  Abgrenzung  der 
örtlichen  Zuständigkeit  der  einzelnen  Ehren- 
gerichte. Die  angegebene  besondere  Be- 
rufspflicht der  Börsenbesueher  besteht  aber 
auch  nicht  gegenüber  den  Handelsoi^neo. 
Denn  das  Recht,  über  unehrenhafte  Hand- 
lungen der  Börsenbesueher  zu  urteilen,  ist 
kein  Bestaadteil  und  noch  weniger  eia  Aus- 
fluss  des  Aufsichtsrechts  flber  die  BGrsen. 
Es  kann  lediglich  aus  der  richterlichen  Ge- 
walt des  Staatsoberiiauptes  abgeleitet  wer- 
den. Dem  steht  nicht  entgegen,  dass  that- 
sächlich  die  Ausübung  der  Ehrengerichts- 
barkeit  ausschliesslich  durch  die  Handel»- 
Organe  erfolgt.  Denn  die  Art,  wie  die 
staatlichen  Aufgaben  an  die  einzelnen  Be- 
hörden verteilt  sind,  ändert  nidits  an  dem 
inneren  Wesen  dieser  Aufgaben.  Die  von 
den  Börsenehrengerichten  ausgeübte  Ge- 
richtsbarkeit ist  und  bleibt  staatliche  Ge- 
richtsbarkeit ;  die  Börsenelirengerichte  sind 
staatlidie  Gerichte.  Sie  können  weder  im 
Namen  der  Börse  noch  im  Namen  der 
Börsenaufsichtsbeliörde ,  sondern  nur  im 
Namen  des  Staatsoberhauptes  Recht  sprechen. 
Aus  der  Auffassung  der  Ehrengerichte  als 
Staatsb^iürden  ergiebt  sich  die  praktische 
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Konsequenz,  dass  man^s  einer  ander- 
weit%en  gesetzlichen  Bestimmung,  die  durch 
das  eniengerichtUche  Yerfahren  entstandenen 
Kosten,  sovöt  sie  nicht  von  dnem  zaUungs- 
&higen  Yemrteiltea  getragen  w«den,  der 
Staatskasse  zur  Last  raUao. 

Das  im  ehrengerichtlichen  .  Verfahren 
geltend  gemachte  staatliche  Strafrecht  ist 
scharf  zu  scheiden  einmal  von  dem  Ord- 
nungsstrafrechte des  Börsenvorstandes  und 
sodann  vom  allgemeinen  Strafrechte.  Die 
Verletzung  der  den  Börsenbesuchern  auf- 
erlegten Pflicht,  im  Zusammenhange  mit 
ihrer  Thäti^eit  an  der  Börse  keine  un- 
ehrenhafte Handlung  zu  begehen,  ist  völlig 
unabhängig  scvohl  davon,  ob  sie  auch  eine 
Störung  der  Ordnung  des  Börsenverkehrs, 
als  auch  davon,  ob  sie  eine  Zuwideriiand- 
lung  gegen  eine  Norm  des  allgemeinen 
Strafrechts  enthält  Hieraus  folgt  einmal, 
dass  eine  und  dieselbe  Handlung  sowohl 
Gegenstand  der  Ahndung  durch  den  Börsen- 
vorstand wie  Gegenstand  ehrengerichtlicher 
und  strafrechtiicher  Verfolgung  sein  kann, 
femer  dass  die  Vorschriften  des  allgemeinen 
Strafrechts  über  die  Voraussetzungen  der 
Strafverfolgang  auf  das  ehrengeiichÜiche 
Verfahren  Keine  Anwendung  finden  können. 
Es  kann  sohin  eine  ehrengeriditliche  Straf- 
verfolgung insbesondere  auch  dum  eintreten, 
wenn  eine  Verfolgung  nach  allgemeinem 
Strafrecht  wegen  imnitteliegender  Verjährang 
oder  maDgelB  eines  Stra&ntrags  au^;e- 
sdüossen  ist 

Dem  Zwecke  des  ehrengerichtlichen  Ver- 
fahrens entsprechend  unterlässt  es  das 
BöTBengesetZj  durch  Aufteilung  von  Yer- 
brechensb^nffen  festzustellen,  w^elche  Hand- 
lui^en  der  Börsenbesucher  ehrengetic}i1> 
Hcher  Almdung  unterliegen  sollen,  in  den 
Materialien  des  Gesetzes  sind  zwar  ver^ 
Bchiedene  Handlungen  als  unehrenhaft  und 
ehrengerichtliches  Einschreiten  nach  räch 
ziehend  aufzählt,  z.  R  ai^listige  Beein- 
flussung der  Freise,  Anwendung  von  Oe- 
BchAftsbedingungen,  welche  gegen  den  kauf- 
männischen Anstand  Verstössen,  Abschluss 
von  Börsen  Bpekulationsgeschäften  mit  Per- 
sonen in  unselbständiger  oder  dürftiger  wirt- 
schaftlicher Lage  u.  s.  w.  Allein  diese  Auf- 
zählimgen  sind  weder  erschöpfend  noch  für 
das  erkennende  Ehrengericht  bindend  und 
teilweise  angesichts  der  von  den  Beschlüssen 
der  Börseneiiquetekommission  wesentlich  ab- 
weichenden Fassung  des  Gesetzes  geradezu 
unzutreffend.  Dieses  entscheidet  vielmehr 
nach  freiem  Ermessen  darüber ,  ob  eine 
Handlung  gegen  die  Ehre  und  den  Anspruch 
auf  kaufoiännisches  Vertrauen  verstösst  oder 
nicht,  wie  auch  darüber,  ob  dieselbe  mit  der 
Thatigkeit  des  angeschuldigten  Börsenbe- 
suchers an  d^  Börse  im  Zusammenhange 
steht 


!ESne  besondere  Betrachtimg  erheischt 
noch  die  Stellung  des  Staatskommissars  im 
ehrengerichtliGhen  Yerfohren.  Sie  ähnelt 
der  Stellung  der  Staatsanwaltschaft  im 
Frivatklageveifahren.  Der  Staatskommissar 
ist  öffentlicher  Ankläger  und  hat  als  Ver- 
treter des  öffentlichen  Int^esses  an^  der 
Beinhaltung  des  Börsenverkehrs  den  weitest- 
gehenden Einüuss  auf  die  Gestaltung  des 
ehrengerichtlichen  Verfahrens.  Seinen  An- 
trägen auf  Einleitung  eines  ehrengericht- 
lichen Verfahrens  imd  auf  Erhebung  von 
Beweisen  muss  das  Ehrengericht  stattgeben ; 
er  hat  das  Recht,  allen  Verhandlungen  des 
Ehrengerichts  beizuwohnen  und  Fragen  an 
den  Beschuldigten,  an  Zeugen  und  Sach- 
verständige zu  stellen.  Andererseits  ist  er 
nicht  verpflichtet,  auf  jede  Anzeige,  auch 
wenn  ihm  dieselbe  materiell  gerechtfertigt 
scheint,  einzugehen  oder  über  dieselbe  eine 
förmliche  Entschliessiing  zu  fassen,  oder 
sich  an  allen  Stadien  des  ehreogerichtlidien 
Verfahrens  zu  beteiligen. 

An  jeder  Börse  ist  ein  Ehrengericht  zu 
bilden.  Die  Soi^e  hiefür  liegt  den  Landes- 
regierungen ob.  Die  Zuständigkeit  des  Ehren- 
gerichts erstreckt  sich  auf  alle  Börsenbe- 
sucher, gleichviel  ob  sie  Kaufleute  sind  oder 
nicht,  ob  sie  die  Börse  st^dig  oder  nur 
gelegentlieh  besuchen,  also  insbesondere 
aucii  aat  Berichterstatter  der  Presse.  Wenn 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Börse 
einem  Handelsorgane  übertragen  ist,  muss 
es  gebildet  werden  aus  der  Gesamtheit  oder 
einem  Ausschuss  dieses  Handelsorgans ; 
andernfalls  aus  Mitgliedern,  welche  von  den 
Börsenorganea  gewählt  werden.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
der  Ehrengerichte  werden  von  den  Landes- 
re^emngen  erlassen.  Das  Ehrengericht  an 
der  Berlmer  Börse  besteht  aus  5  Mtgliedem 
des  Aeltestenkoll^ums,  wdche  von  diesem 
auf  3  Jahre  gewählt  und  im  Falle  dra  Aus- 
scheidens eines  Mitgliedes  für  diesen  Zeit- 
raum ergänzt  werden,  und  einem  Syndikus 
äet  Korporation  mit  beratender  Stimme.  An 
den  Böreen  von  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg 
und  München  bestehen  die  Ehrengerichte 
aus  5  Edljährlich  von  den  Handelslämmera 
aus  ihren  Mitgliedern  gewählten  Richtern. 
Vorschriften  über  Ausschliessung  und  Ab- 
lehnmig  von  Mitgliedern  des  Ehrengerichts 
sind  weder  im  Gesetz  noch  in  den  Aus- 
führungsbestimmungen —  ausgenommen  die 
Frankfurter  Börsenordnung  —  enthalten ; 
indessen  dürfte  es  keinem  Bedenken  unter- 
liegen ,  die  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Strafprozessordnung  auf  das  ehrengericht- 
liche Verfahren  analog  anzuwenden. 

Der  Antrag  auf  Einleitung  des  ehren- 
gerichtlichen Verfahrens  gegen  einen  Börsen- 
besucher kann  ausgehen  vom  Staatskommissar 
oder  von  einem  bdiebigen  Dritten,  insbe- 
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sondere  auch  von  derBfirsenanfsichtsbehöi-de; 
diese  hat  sogar  die  Püicht,  Handlungen  der ' 
Börsenbesucher,  weiche  zu  einem  ehren-' 
gerichtlichen  Verfahren  Anlass  geben,  dem ' 
Staatskommissar,  oder  wenn  ein  solcher  nicht  < 
bestellt  ist ,  dem  Ehrengericht  mitzuteilen. ; 
Dem  Antrag  des  Staatskommissars  muss 
stattgegeben  werden.  Geht  der  Antrag  von 
einem  IMtten  aus,  so  ist  der  Staatskommissar 
Ton  dem  Antrag  in  Kenntnis  zu  setzen; 
Bchliesat  sich  der  Staatskommissar  dem  ge- 
stellten Anü-age  an,  so  muss  das  Ehren- 
g^cht  das  Verfahren  einleiten;  andernfalls 
entscheidet  es  nach  freiem  Ermessen  darQber^ 
ob  dem  gestellten  Antrag  stattzugeben  sei 
oder  nicht.  Der  ablehnende  Beschluss  ist 
dem  Staatskommissar  mitzuteilen.  Bevor  das 
Ehrengericht  in  eine  FrOfimg  des  Antrages 
antritt,  kann  es  Beweise  über  die  den  Gegen- 
stand der  Anschuldigung  bildende  That  er- 
heben. Einem  diesbezüglichen  Antr^  des 
Staat^ommissais  muss  stattgegeben  wer- 
den. Auch  kann  das  Ehrengericht  zur  Auf- 
klärung des  Sachverhalts  einem  Mitgliede  die 
Führung  einer  Voruntersuchung  übertragen. 
In  derVoruntereuchung  wird  der  Beschuldigte 
unter  Mitteilung  der  Beschuldigiingspunkte 
vorgeladen  und,  wenn  er  erscheint,  mit  seinen 
Erklärungen  und  Anträgen  gehört.  Zeugen 
und  Sachverständige  dürfen  nur  unbeeidigt 
vernommen  werden.  Ceber  jede  Verneh- 
mung ist  dim;h  einen  vereideten  Protokoll- 
führer ein  Protokoll  aufzunehmen.  Um  die 
Vernehmung  auswärtiger  Zeugen  oder  Sach- 
verständiger ist  das  zuständige  Amtsgericht, 
d.  h.  das  Amtsgericht,  in  dessen  Gerichts- 
sprengel die  Vernehmung  erfolgen  soll,  zu 
ersuchen ;  diesem  Ersuchen  muss  das  Ämts- 
gericht entsprechen.  Weigert  sich  ein  Zeuge 
oder  Sachverständiger ,  in  der  Vonmter- 
suchung  vor  dem  Ehrengerichte  zu  er- 
scheinen, so  muss  gleichfaÜB  das  zuständige 
Amtsgericht  um  die  Vernehmung  angegangen 
werden.  !N^ach  Schluss  der  Voruntersuchung 
hat  das  Ehrengericht  darüber  zu  beschliessen, 
ob  das  Hauptverfahren  zu  eröffnen  oder  das 
Ver&hren  einzustellen  sei.  Der  gefasste 
Beschluss  ist  dem  Staatskommissar  mitzu- 
teilen; erhebt  der  Staatskommissar  gegen 
den  Beschluss  auf  Einstellung  des  Ver- 
fahrens keinen  Widerspruch,  so  ist  das  Ver- 
fahren definitiv  abgeschlossen.  In  allen 
übr^n  Fällen  hat  das  Ehrengericht  Termin 
für  die  Hauptverhandlung  anzuberaumen. 
Zu  diesem  Termine  sind  der  Angeschuldi^, 
der  Staatskommissar  sowie  alleofallsige 
Zeugen  und  SacfaTerständige  vorzuladen. 
Dar  Beschuldigte  kann  sich  des  Beistandes 
eines  Verteidigers  bedienen  oder  sich  durch 
einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen. 
Doch  findet  die  fbiuptverlumdluDg  auch 
statt,  wenn  der  Beschuldigte  weder  er- 
schienen noch  vertreten  ist.    Die  Haupt- 


Verhandlung  ist  nicht  Öffentlich.  Das  Eliren- 
gerieht  kann  die  Oeffentlielikeit  der  Ver- 
handlung anordnen :  diese  Anordnung  muss 
erfolgen,  falls  der  Staatskommissar  oder  der 
Beschuldigte  es  beantragt,  sofern  nicht  zu 
befürchten  ist,  dass  durcii  die  öffentliche 
Veriiandlun^  der  Sache  die  öffeutüche  Ord- 
nung oder  Sittlichkeit  gefährdet  würde. 
Zeugen  und  Sachverständige  können  in  der 
Hauptverhandlung  ädlich  vernommen  wer- 
den. Aussagen  von  Zeugen  und  Gutachten 
von  Sachverständigen ,  welche  der  ehren- 
gerichtlichen Vorladung  keine  Folge  leisten, 
können  nur  dadumh  für  die  Hauptverhand- 
lung nutzbar  gemacht  werden,  dass  das  zu- 
ständige Amtsgeridit  um  Vemehmung  an- 
gefangen und  von  diesem  au^nommene 
I^tokoll  in  der  Hauptverhandlung  verlesen 
wird.  Die  Vernehmungen  in  der  Haupt- 
verhandluDg  sind  durch  einen  beeidigten 
Protokollführer  zu  protokollieren.  Das  Mr- 
teil  kann  auf  Freispr^ung  oder  Verurteilung 
lauten.  Die  Strafen ,  welctie  das  Börsen- 
ehrengericht verhängen  kann,  änd  Verweis, 
zeitweilige  oder  dauernde  Ausschliessung 
von  der  Börse.  Ergiebt  die  Hauptverhand- 
lung, dass  die  den  Gegenstand  der  An- 
schuldigimg  bildende  That  sich  nicht  als 
eine  unehrenhafte  Handlung  charakterisiert, 
aber  immerhin  eine  Störung  der  Ordnung 
oder  des  Geschäftsverkehrs  an  der  Börse 
daratellt,  so  kann  das  Ehrengericht,  falls 
diese  Ordnungsstörung  vom  Börsenvorstande 
noch  nicht  bestraft  wurde,  au  Stelle  des 
Börsenvorstandes  eine  Ordnungsstrafe  ver- 
hängen. In  jeder  Entscheidung  kann  be- 
stimmt werden,  dass  und  auf  welche  Weise 
sie  öffentlicii  bekannt  zu  machen  ist.  Lautet 
das  Urteil  auf  Freisprechung,  so  muss  auf 
Antrag  des  Beschuldigten  die  Öffentliche 
Bekanntmachung  veranlasst  werden.  Ist  auf 
zeitweiligen  oder  dauernden  Ausschluss  von 
der  Börse  erkaimt,  so  kann  die  Entscheidung 
für  sofoi-t  wirksam  erklärt  werden ;  gesdiieht 
dies,  so  ist  der  Beschuldigte  schon  vor  Ein- 
tritt der  Rechtskraft  des  Urteils  vom  Be- 
suche der  Börse  ausgesciilossen. 

Gericlitskosten  werden  für  das  ehren- 
gerichtliche Verfahren  nicht  in  Ansatz  ge- 
bracht ;  die  für  Zeugengebühren,  Aktenver^ 
Sendung  u.  s.  w.  entstandenen  Barauslagen 
können  im  Falle  der  Verurteilung  dem  Be- 
schuldigten vollständig  oder  teilweise  über- 
bürdet werden;  lautet  das  Urteil  auf  Frei- 
sprechung, 80  fiülea  diese  Auslage  der 
Staatska;^  zur  Last.  Dio  Entscheidung 
wird  entweder  sofort  nach  Schluss  der  Ver^ 
handlui^  vmier  Angabe  der  Gründe  ver- 
kündet oder  inneriialb  2  Wochen  nach  Schluss 
der  Verhandlung  dem  Staatskommissar  und 
dem  Angeschuldigten  in  einer  mit  Gründen 
vei'sehenen  Ausfertigung  zugestellt  Ist  der 
Angeschuldigte  in  der  Hauptv^handlun^ 
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nicht  erschienen,  so  ist  ihm  eine  Aus- 
fert^un^  auch  dann  zuzustellen,  wenn  die 
ikitsdieidung  in  der  Hauptverhandlung  selbst 
gefiUlt  wurde.  Sowohl  d«:  Staatskommissar 
als  der  Beschuldig  kfinnen,  audh.  wenn  die 
Entscheidung  in  ihrer  Oe^nwart  verkflndet 
wurde ,  die  Zustellung  einer  mit  -Gründen 
Tersehenen  Ausfertigung  beanspruchen. 

Die  BOraenehrengerichte  bilden  die  erste 
Instanz  des  ehrengerichtlichen  Yerbhrens. 
Gegen  ihre  Entschddung  kann  sowohl  der 
Staatskommissar  als  der  Beschuldigte  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  einlegen.  Durch 
die  Mnlegung  der  Benifung  wird  die  Rechts- 
traft der  Entscheidung  gehemmt.  Ais  Be- 
nifungsgericht  fungiert  die  so^nannte  Be- 
nifungstammer,  welche  periodisch  gebildet 
wird.  Sie  ist  eine  Reicmbehörde  und  ent- 
scheidet in  einer  Besetzung  von  7  Mit* 
gliedern.  Der  Vorsitzende  und  sein  Stell- 
vertreter werden  vom  Bundesrat  ernannt, 
die  Beisitzer  und  deren  Stellvertreter  vom 
Börsenausschuss  aus  seinen  auf  Vorschlag 
der  Börsenorgane  gewählten  Mitgliedern  in 
der  Weise  bestimmt,  dass  höchstens  2  Bei- 
sitzer derselben  Börse  angehören  dürfen. 
In  einer  Spnichsitzung  dürfen  nicht  mehr 
als  2  Beisitzer  fungieren,  welche  derselben 
Börse  angehören.  Die  SYist  zur  Einlegung 
der  Berufung  betragt  eine  Woche.  Sie  be- 
ginnt ,  ^s  die  Entscheidung  verkündet 
worden  ist,  für  den  Staatskommissar  und 
den  in  der  Haui>h'erhaudlung  erschienenen 
Beschuldigten  mit  der  Verkündung,  in  den 
übrige  Fällen  mit  der  Zustellung  der  Ent- 
scheidung. Ist  die  Berufung  verspätet  ein- 
gelegt, so  hat  das  Ehrengmcht  das  Rechts- 
mittel als  unzulässig  zu  verwerfen^  der  Be- 
schwerdeführer kann  jedoch  gegen  diese 
Entscheidung  binnen  einer  Wo<me  nach  Zu- 
stellung aiu  die  Entscheidung  der  Be- 
rufungskammer  antiragen.  Wenn  die  Be- 
rufung schon  vor  Zustellung  einer  Aus- 
fertigung eingelegt  wurde,  so  muss  die 
Zustellung  der  Entscheidung  an  den  Staats- 
kommissar  und  den  Beschuldigten  nach- 
träglich bewirkt  werden.  Binnen  einer 
Woche  nach  Ablauf  der  Einlegungsfiist, 
bezw.  wenn  zur  Zeit  der  Einlegung  die 
Entscheidung  noch  nicht  zugestellt  ist,  nach 
deren  Zustellung  kann  die  Berufung  schrift- 
lich gerechtfertigt  werden.  Berufungsschrift 
imd  Rechtfertigungsschrift  des  Beschuldigten 
sind  dem  Staatskommissar,  Berufungsschiift 
und  Rechtfertigungssclirift  des  Staatskom- 
Tnissars  sind  dem  Beschuldigten  abschrift- 
lich mitzuteilen ;  innerhalb  einer  Woche  nach 
dieser  Mitteilung  kann  eine  schriftliche 
G^enerklärung  eingei-eicht  werden.  Auf 
Antrag  kann  das  Ehrengericht  die  Fristen 
zur  Rechtfertigung  und  zur  Beantwortung 
der  Berufung  verlängern.  Nach  Ablauf  der 
erwähnten  fristen  werden  die  Akten  vom 

Haadwörterbooh  dsr  StaatiwlBsnuMJbafteii.  Zweite 


Ehret^richt  an  die  Berufungskammer  ein- 
gesandt Diese  kann  zur  Aufklärung  des 
Sachverhalts  die  Erhebung  von  Beweisen 
durch  eia  Oeiichtsmltelied  oder  durch  das 
zuständige  Amtsgericmt  veianlassen:  dne 
förmliche  Voruntersuchung  ist  jedoch  aus- 
gesdilossen.  Zur  Hauptrerhandlung  ist 
der  B^huldigte  vorzuladen  und  der  Staats- 
kommissar zuzuziehen.  Das  Vei;£ahren  vor 
der  Berufungskammer  ist  wesentlich  das 

fleiche  wie  in  der  ersten  Instanz.  Für  die 
orra  der  Entscheidune-  in  der  Berufungs- 
instanz sind  die  Vorschriften  der  Reichs- 
strafprozessordnunganaloganzuwenden.  Dar- 
nach hat  die  Berufungskammer,  falls  die 
Bestimmungen  über  Einlegung  der  Berufung 
nicht  beobachtet  worden  sind,  das  Rechts- 
mittel als  unzulässig  zurückzuweisen;  er- 
achtet es  das  Rechtsmittel  für  unbegründet, 
so  hat  es  dasselbe  zu  verwerfen;  msoweit 
es  für  begründet  befunden  wird,  ist  unter 
Aufhebung  des  angefochtenen  Ehrengerichts- 
urteils in  der  Sache  selbst  zu  entsdieiden. 
Bei  der  Entscheidung  ist  die  Bemfungs- 
kammer  an  die  Anträge  des  Staatskommissars 
und  des  Beschuldigten  in  keiner  Weise  ge- 
bunden. Wenn  die  erstinstanzielle  Ent- 
scheidung lediglich  vom  Angeschuldi^n 
oder  zu  dessen  Gunsten  vom  Staatskommissar 
angefochten  worden  ist,  darf  sie  nicht  zum 
Nachteil  des  Angeschuldigten  abgeändert 
werden.  Die  durch  das  Verbihren  vor  der 
Berufungskammer  ei-wachsenen  Auslagen 
lallen,  soweit  sie  nicht  einem  zahluiws- 
fähigen  Verurteilten  zur  Last  gelegt  werden 
können,  dem  Rei<^sfisku8  zur  Last. 

Bestimmungen  bezüglich  der  Voll- 
streckung eines  auf  Ver«-eis  ^kennenden 
ehren^enchtlichen  Urteils  und  bezüglich  der 
Beitreibung  der  einem  Verurteilten  au^^ 
legten  Auslagen  sind  weder  im  Gesetze 
noch  in  den  AusfOhrungsvorachrifteni  ent- 
halten. Für  Vollstreckung  des  Verweises 
und  die  Vorschriften  des  a%emeinen  Straf- 
rechts  analog  anzuwenden;  die  Brätreihung 
von  AuetUgen  richtet  sich  nach  den  Voi^ 
schiiften  Ober  Beitreibung  von  Gciicht^ 
kosten  im  Strafverfahren. 

6.  Börsen  Schiedsgerichte.  Die  Er- 
richtung von  Börsen  Schiedsgerichten  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus  Börsen- 
geschäften ist  nicht  gesetzlich  vollschrieben, 
sondern  nur  zugelassen.  Ueber  die  Zuständig- 
keit lind  das  Verfahren  vor  den  Bdrsen- 
sdiiedsgerichten  gelten  im  allgemeinen  die 
Vorechnften  der  CivÜOTozessordnung  über 
das  schiedsrichterliche  Verfahren ;  nur  hin- 
sichtlich der  Rechtsbeständigkeit  einer  Ver- 
einbarung, dass  die  Entscheidung  einer 
Streitigkeit  aus  einem  Börsengeschäfte  durch 
das  Börsenschiedsgericht  erfolgen  solle,  ent- 
hält das  Börsengesetz  eine  besondere  Vor- 
schrift Eine  solche  Vereinbarung  ist  näm- 
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lieh  mir  daon  rechtsverbindlich,  wenn  ent- 
weder jeder  der  Beteiligten  Kaufmann  oder 
fflr  den  betreffenden  Geschäftszweig  in  das 
Böreenregister  eingetragen  ist  oder  wenn 
die  Unterwerfung  unter  das  Schiedseoicht 
nach  Entstehung  des  Streitfalles  erfo!^ 

In  Berlin  fungiert  als  Schiedsgericht  eine 
Eommisnoa  von  3  Mitgliedern  des  BGrsen- 
TontaDdefi,  die  sof^naante  Dreim&nner- 
kommisBion,  deren  Mitglieder  TOm  Vorstand 
für  je  einen  Monat  im  Torana  bestimmt 
werden.  Ihre  Zuständigkeit  ist  begründet 
wenn  die  'Wertpainere,  üba*  welche  Streit 
herrscht,  zum  Handel  an  der  Bediner  BSrse 
zugelassen  sind ;  sie  muss  angerufen  werden, 
ao^n  mcbt  dundi  Vertrag  etwas  and»«s 
bestimmt  ist,  in  denjen^n  Streitigkeiten, 
wdche  ihr  nach  den  jeweilig  geltenden,  vom 
Vorstand  der  FondabOrse  er)aaBeaen  Be- 
dingungen fflr  die  Geachfifte  an  der  Berliner 
FondabOrse  zugewiesen  sind ;  andere  Stxeitilg- 
keiten  kann  sie  auf  Antn^  der  Facteien 
entscheiden.  Schriftliche  Klagen  oder  Klage- 
beantwcntunsen  durch  andere  BevollmSoh- 
tigte  ala  Prokuristen  und  Handlunga^hilfoi 
sind  unzulässig.  Als  Beweiranittel  amd  nur 
Urkunden  oder  Zeugen,  welche  sofort  zur 
Stelle  sind,  statthaft ;  Eideszuschiebung  oder 
Vereidi^g  von  Zeugen  ist  nnzul&saig.  Die 
Entscheidung  wird  in  der  Regel  sofort  nach 
Schluss  der  VerhandhmK  nach  Stimmen- 
mehrheit geföUt.  Das  Yenbhren  ist  ge- 
bührenfrei. In  Hamburg  bestehen  fflr  den 
BOrsenhandel  in  den  einzelnen  Waren  be- 
sondere Schiedsgerichte  für  die  Mitglieder 
der  verschiedenen  Börsenvereine ;  als  Sdüeds- 
gericht  für  den  Effektenhandel  fungiert  die 
Sachverständigenkommission. 

7.  Der  GeschäftsTerkehr  an  den 
ßSrsen  im  allgemeinen.  Die  Zulassnngs- 
Btelle.  a)  Nach  dem  Bßrsengesetze  ist  streng 
zu  unterscheiden  zwischen  einem  offiziellen 
und  einem  nichtoffiziellen  Börsenverkehr. 
Der  letztere  ist  keineswegs  an  der  Börse 
verboten,  und  Geschäftsabschlüsse  im  nicht- 
offizieUen  Verkehr  sind  nicht  ungüt^.  Die 
angegebene  Unterscheidung  ist  vielmehr 
ledigHch  in  folgenden  Beziehungen  von  Be- 
deutung: 1.  Für  den  nichtoffiziellen  Börsen- 
verkehr darf  eine  amtliche  Preisfeststellung 
nicht  erfolgen  und  PreisÜsten  (Kurszettel) 
nicht  verÖffentUcht  oder  in  mechanisch  her- 
gestellter Vervielfältigung  verbreitet  werden. 
Die  Börsenordnung  kann  für  besondere  FSlle 
Ausnahmen  zulassen.  2.  Der  nichtoffizielle 
Börsenverkehr  ist  aus^esdilossen  von  der 
Benutzur^  der  Börsei^nrichtun^.  In  der 
Börsenordnung  können  auch  hiervon  Aus- 
nahmen bewilligt  werden;  doch  erwächst  in 
diesem  Falle  den  Beteü^ten  kein  Becht»- 
anspmch  auf  die  Benutzung.  3.  Die  Kure- 
roakler  dürfen  im  nichtoffiziellen  Ver^ir 
keine  Geschäfte    vermitteln.    Eine  vom 


offiziellen  Börsenverkehr  ausgesdiloeaeae 
G^häftsform  ist  z.  B.  der  sogenannte  Handel 
auf  Erscheinen. 

b)  Ueber  die  Zulaseung  von  Waren  zum 
Offizinen  Btteenhandel  haben  die  Landes- 
legierungen  in  den  B^^-seoordnungen  zu  ent- 
B(£eiden. 

Welche  Wedpiqföere  G^nstand  des 
offiziellen  Börsenverkehis  sön  afirim,  haben 
generell  gleichfalls  die  ludesr^jenmgm 
m  den  Börsenordnung^  zu  bestimmen;  sie 
können  einzelne  Gattungen  von  Wertpapioen, 
z.  R  Akti^  aualändis^e  Weitoapiere,  vom 
BörsenTsrkehr  auaBchliessen.  TJeber  die  Zu- 
lassung von  Wertpapieren  mner  in  der 
Börsenordnung  zugelaasttien  Gattung  zoni 
offiziellen  Bönedhandel  entscbodet  dageg» 
ein  Sdhetverwaltongaoigan  der  Börse,  die 
aogenannteZnlaasungsstelle.  Uäier die 
Znsamnmsetzung  dieses  Oigana  ist  reicha* 
gesetzlidi  bestimmt,  dass  mmdesteiu  die 
fflOfte  der  Mitglieder  ans  Penmen  bestehmi 
muss,  wel(^  nicht  in  das  Börsenzegista 
für  Wertp^>iere  eingetragen  sind.  Vcu  der 
Boatnng  und  Besdilussfassung  sind  im 
einzelnen  Falle  diejenigen  Mitglieder  aus- 
geschlossen, welche  an  der  Einnihmug  des 
Wertpapiers,  dessen  Zulassung  zum  Bön^n- 
handm  beantragt  ist,  »beteilige  sind.  Eine 
solche  Beteihgung  ist  beispielsweise  anza- 
nehmen  für  alle  Hiaupt-  und  Unterbeteiligtea 
des  Uebemahme-  und  des  Einführungs- 
syndikats,  für  die  Dirdctoren  und  Aufsichts- 
ratsmitglieder von  Gesellschaften,  deren 
Wertpapiere  zum  Börsenhandel  zugelassen 
werden  sollen  oder  welche  die  Zulassung 
des  Weitpapiers  zum  Börsenhandel  beantragt 
haben  u.  s.  w.  Die  w^n  einer  solchen 
Beteiligung  von  der  Besch]  ussfassung  aus- 
geschlossenen Mitglieder  and  durch  Stell- 
vertreter zu  ersetzen.  In  Berlin  werden 
die  22  Mit^eder  der  Zulassungsstelle  und 

8  Stellvertreter  auf  3  Jahre  durch  die 
Aeltesten  der  Kaufmannsdiaft  von  Berlin 
gewählt;  im  Monat  Dezember  jeden  Jahres 
wählen  die  Mitglieder  der  Zulassungsstelle 
aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  2 
Stellvertreter  desselben ;  der  Vorsitzeude  und 
der  erste  Stellvertreter  müssen  Mitglieder 
des  Aeltestenkollegiums  sein.  Die  Zulassungs- 
stelle ist  beschluss&hig,  wenn  mindestens 

9  Mitglieder,  von  denen  höchstens  4  ins 
BörsenregUter  für  Wertpapiere  eingetragen 
sein  düifra,  anwesend  sind.  Hat  ein  Mit- 
^ed  Bedenken,  ob  es  an  der  Beratung  über 
einen  Antrag  auf  Zulassung  bestimmter 
Wertpapiere  zum  BQrsenhanwl  wegen  Be- 
teiligung wi  der  Einfflhmng  dieser  "Wert- 
papiere  teilnehmen  darf,  oder  wird  ein 
solches  Bedenken  von  einem  anderen  Mit- 
gUede  anger^,  so  entsdieidet  die  Zu- 
lassungsstelle endgiltig,  ob  ein  Grund  zur 
Befongenheit  vorlügt    In  Annkfmt  &  M, 
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besteht  die  Znlassungsstelle  aus  6  wirk- 
lichen und  3  stellvertretenden  Mitgliedern; 
an  Stelle  der  verhinderten  und  der  wegen 
Verdachts  der  Befangenheit  ausgesdilossenen 
Mitglieder  fungieren  Stellvertreter  nach 
Reihenfolge  ihrer  Wahl  In  der  Regel  ent- 
schrädet  die  Zulassungestelle  in  einer  Be- 
B^zung  von  6  Mitgliedern;  in  Fftllen,  in 
äßoea  mehr  als  3  Mitglieder  oder  Stellvei^ 
treter  an  der  Entscheidung  mitzuwirken 
verhindert  sind,  ist  auch  eine  geringere  Be- 
setzung zulassig ;  doch  darf  dann  einem 
Zula^Dgsautrage  nur  stattgegeben  werden, 
wenn  mindestens  3  Mitglieder  für  denselben 
stimmen.  In  Hamburg  fungiert  als  Zn- 
lassungsstelle die  Sachverständigenkommis- 
sion fOr  den  Effektenhandel^  welche  aus  den 
9  am  Handel  in  Wertpapieren  betoli^eu 
Perotmen  des  Vorstandes  der  Weitp&jäet- 
börse  besteht;  fitUs  die  Zusammensetzung 
der  SacdiverstftndieenkommisBion  der  rochs- 
gesetelidien  V<Hr8chrift,  dass  mindestens  die 
Hälfte  der  llÜl^lieder  aus  Personal  besteht, 
welche  nicht  ms  Bt^rsenregister  ffir  Weii- 
papere  eingetragen  sind,  nicht  rats^vicht, 
treten  zu  den  Mitgliedern  der  Sachver- 
ständigenkommission 80  viele  andere,  nicht 
ins  BOrsenregister  für  Wertpapiere  einge- 
trf^ne  Personen  hinzu,  als  zur  Erfüllung 
der  angeführten  Vorschrift  erforderlich  sind. 
In  München  werden  im  Dezember  jeden 
Jahres  die  12  Mitglieder  der  Znlassungs- 
stelle und  6  Stellvertreter  durch  die  Vor- 
standsdiaft  des  Münchener  Handelsvereins 
gewählt ;  die  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung 
der  Handelskammer.  Die  Zulassungsstelle 
ist  beschluss&hig  bei  Anwesenheit  von  7 
Mitgliedern. 

c)  Das  Verfahren  bei  der  Zulassung  von 
Wertpapieren  zum  offiziellen  Börsenhandel 
gestaltet  sich  im  einzelneu  wie  folgt: 

Der  Zulassimgsantrag  muss  nach  der 
Praxis  der  ZulassungssteUen  von  einer  Firma 
ausgehen,  die  am  Sitze  der  betreffenden 
Börse  ihren  Geschäftssitz  oder  eine  Zweig- 
niederlassung hat.  Der  Antrag  ist  bei  der 
Zulassungsstelle  unter  genauer  Bezeichnung 
der  Einführungsfirma,  des  Betrages  und  der 
Art  der  einzuführenden  Wertpapiere  sdmft- 
lich  einzureichen;  dabei  ist  anzugeben,  ob 
der  Antrag  bereits  bei  einer  anderen  Börse 
eingereicht  wurde  oder  gleichzeitig  einge- 
reicht wird.  Sofern  es  sich  nicht  um 
deutsche  Reichs-  oder  Staatsanleihen  han- 
delt, müssen  dem  Antrage  beigefügt  werden : 

a)  ein  Prospekt.  Dieser  muss  die  zur 
Beurteilung  des  Wertes  der  einzuführenden 
Papiere  wesentlichen  Angaben  enthalten, 
und  zwar  insbesondere: 

I  in  allen  Fällen: 

1.  das  (Gemeinwesen,  die  Gesellschaft 
oder  Person,  für  deren  Werte  die  Zulassung 
erfolge  soll; 


2.  den  Rechtstitel  (Gesetz,  Privileg, 
GeseUschaftsvertrag ,  Gesellschaftsbeschluss 
u.  8.  w.),  auf  welchem  die  Berechtigung  zur 
Ausgabe  der  Wertj»piere  beruht; 

3.  den  für  den  EMrag  der  Emission  vor-* 
gesehenen  besonderen  Verwendun^zwet^ ; 

4.  den  Nennbetrag  der  Emission,  und 
zwar  sowohl  denjenigen  Betrag,  welcher  in 
den  Verkehr  gebracht,  als  auch  denjenigen 
Betrag,  welcher  vorläufig  vom  Verkenr  aus- 
geschlossen werden,  und  die  Zeit,  für  welche 
dieser  Ausschluss  erfolgen  soll; 

5.  die  Merkmale  (Betrag,  Reihen,  Num- 
mern) der  zu  emittierenden  Stücke,  und  ob 
diese  auf  den  Inhaber  oder  auf  Nunen 
lauten ; 

6.  die  Bestimmungen  über  £ündbarkeit 
oder  ünkündbarkmt  sowie  Ober  die  Tilgung 
der  Werte; 

7.  die  Art  der  Sicherstellung  für  Kapital-, 
Zins-  oder  Dividendenzahlungen  una  die 
Umstände,  welche  für  die  l^urteilung  der 
Sicherstellung  von  Bedeutung  sind; 

8.  die  'vorzi^sa:echte ,  welche  den  zu 
emittaerenden  Werten  vor  früher  ausge- 
gebenen Werten  oder  diesen  vor  jenen  zot 
stehen  (Primfätsschulden ,  Piiozitätsaktien 
u.  s.  w.); 

9.  die  bei  Zins-,  Dividenden-  oder  Kajatal* 
Zahlungen  erfolgenden  Abzüge  oder  Be* 
schräDKungen ; 

10.  die  Plätze  und  die  Termine,  an  denen 
die  Zinsen  oder  Dividenden  und  die  Kapital- 
beträge zahlbar  sind ;  den  Zinssatz ;  die 
Fristen  für  die  Veijährung  des  Anspruchs 
auf  Zinsen  oder  Dividenden  tmd  auf  die 
Kapitalbetrflge ; 

11.  falls  die  einzuführenden  Wertpapiere 
lediglich  auf  ausländische  Wahrung  lauten; 
den  von  der  Zulassungsstelle  für  die  Um- 
rechnung der  fremden  Währung  in  deutsche 
Währung  festgesetzten  Umrechnungskurs; 

Ausserdem  II.  bei  Anleihen  eines  aus- 
ländischen Staates,  einer  ausländischen  kom-" 
mimalen  Körperschaft  oder  kommunalen 
Kreditanstalt : 

1.  eine  Uebersidit  über  den  letzten 
(ordenthchen  und  ausserordentlichen)  Haus- 
haltsetat des  Gemeinwesens  oder  die  Angabe, 
dass  das  Gemeinwesen  einen  Haushalteetat 
nicht  veröffentlicht; 

2.  eine  Uebersicht  Über  die  wesentlichen 
Ergebnisse  der  drei  letzten  Jahreshaoshalts- 
abschlüsse  des  Gemeinwesens: 

3.  eine  Uebersicht  Über  den  Schulden- 
bestand des  Gemeinwesens; 

4.  sofern  die  Verbindlichkeiten,  welche 
das  Gemeinwesen  innerhalb  der  letzten  zehn 
Jahre  aus  Anleihen  nadi  Massgabe  der 
öffentlichen  Anl^hebedingungen  durt^  Zins- 
oder Kapitalzafalun^  zu  erfüllen  hatte^  Ins- 
her  unerledigt  geblieben  sind,  die  Mitteilung 
der  darauf  biezfiglichen  Umstände; 

68» 
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in.  bei  Anteilscheinen  oder  Schuldrer-] 
Schreibungen  eines  gewerblichen  Unter*  i 
nehmens :  -  | 

1.  eine  Bezeichnung  des  Zwecks  und 
des  Umfanges  des  Unternehmens:  i 

2.  An^ben  fiber  eine  dem  Unternehmen 
erteilte  Konzession  (Privileg),  deren  Dauer 
und  die  das  Unternehmen  besonders  be- 
lastenden Konzessionsbedingungen ; 

3.  Angaben  Über  die  Erwerbungsrechte, 
welche  einem  anderen  gegenüber  dem  Un- 
teraehmen  zustellen; 

4.  Angaben  über  die  innerhalb  der  letzten 
drei  Jahre  eingetretenen  Bau-  oder  Betriebs- 
störungen, durch  welche  die  Ertragsfahig- 
keit  des  Unternehmens  für  längere  Zeit 
wesentlich  beeinträchtigt  worden  ist; 

5.  Angaben  über  die  Befugnisse,  welche 
den  Inhabern  der  Schuldverschreibungen 
g^enüher  dem  Aussteller  eingeräumt  sind ; 

IV.  beiGrundki-editobligationen  und  Hy- 
pothekenpfandfariefen : 

1.  die  Angabe  der  wesentlichen  Grund- 
sätze, nach  denen  die  Ermittelung  des 
Wertes  und  die  Beleihung  der  Pfandgcgen- 
stflnde  erfolgt; 

2.  die  Angabe  des  Betrages,  bis  zu 
welchem  Schuldverschreibungen  und  Pfand- 
briefe im  Yeriiältnis  zum  Grundkapital  und 
KU  den  Hypotiteken  ausgegeben  werden 
dürfen; 

3.  Angabe  d»  Bestandes  an  Hypo- 
theken, Groudschuldeu  und  Darlehnsforde- 
rungen  sovne  der  Höhe  der  ausgegebenen, 
am  Sclilusse  des  letzten  Kalenderriertel- 
jahres  in  Umlauf  gewesenen  Sc'^Luldver- 
sehieibungen ; 

4.  die  Angabe  der  wesentlichen  Befug- 
nisse, welche  den  Inliabem  der  Schuldver- 
sc'hreibungen  gegenüber  den  Ausstellern 
eingeräumt  sind  (itestellung  eines  Pfand- 
halters, Faustpfandrechte  und  dergleichen); 

5.  die  Angabe  der  dein  Staate,  der  Ge- 
meinde u.  8.  w.  zustehenden  Aufsichtsbe- 
lugnisse; 

V.  bei  Aktien  oder  S<'huldTerschreibuD- 
gen  einer  Aktiengesellschaft  oder  Aktien- 
kommanditgesellBchaft  (sohin  auch  bei  Pfand- 
briefen einer  Hypothekenaktienbank)  ausser 
den  unter  I.,  lÜ.  und  IV.  aufgeführten  Er- 
fordernissen : 

1.  den  Gegenstand  des  Untemelunens ; 

2.  den  Tag  der  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister ; 

3.  die  Höhe  des  Grundkapitals ; 

4.  die  Art  der  Bestellung  und  Zusam- 
mensetzung des  Aufsichtsrats  und  des  Vor- 
standes sowie  die  Namen  der  gegenwärtigen 
Mitglieder ; 

5.  die  Art,  wie  die  Berufung  der  Gene- 
xalversammlung  der  Aktionäre  geschieht; 

6.  die  Art,  wie  die  von  der  Gssellsc^iiaft 
auagehenden  Bekanntmachungen  erfolgen; 


I      7.  das  Gescliäftsjahr  der  Gesellschaft; 

8.  die  Bestimmunj^n  über  die  Auf- 
'  Stellung  der  Bilanz,  die  Ansammlung  von 
j  Reservefonds,  die  Verteilung  des  Gewinns, 
I  das  Stimmrecht  und  die  Bezugsrechte  der 

Aktionäre.  Für  inländi3(^he  Gesellschaften 
genügt  der  Hinweis  auf  die  betreffenden 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs,  soweit 
diese  durch  den  Gesellschaftsvertrag  nicht 
abgeändert  sind; 

9.  die  zu  Gunsten  einzelner  Aktionäre 
bedungenen  besonderen  Vorteile,  soweit  sie 
in  foi'Üaufenden  Bezügen  oder  in  der  Rück- 
zahlung der  Aktien  bestehen: 

10.  sofern  nicht  bereits  zwei  volle  Jahre 
seil  FUntragung  der  Gesellschaft  in  das 
Handelsr^ster  verflossen  sind :  die  zu 
Gunsten  einzelner  Aktionäre  bedungenen, 
nicht  unter  Ziffer  9  fallenden  besonderen 
Vorteile;  die  von  der  Gesellschaft  über^ 
nommenen  voriiandenen  oder  herzustell^- 
den  Anlagen  oder  sonstigen  Vermögens- 
stücke;  die  von  den  Aktionären  auf  das 
Grundkapital  gemachten  Einlagen,  welche 
nicht  durch  Barzahlung  zu  leisten  sind ; 
der  Gesamtaufwand,  welcher  zu  Lasten  der 
Gesellschaft  an  Aktionäi-e  oder  Andere  als 
Entschädigung  oder  Belohnung  für  die 
GrOndung  oder  deren  Vorbereitung  ge- 
währt ist; 

11.  die  in  den  letzten  fünf  Jahren  ver- 
teilten Dividenden; 

12.  die  Bilanz  des  letzten  Geschäfts- 
jahres nebst  Gewinn-  und  VeriuBtrechnung 
oder  —  sofern  das  erste  Geschäftsjahr  der 
Gesellschaft  noch  nicht  abgelanfen  ist  — 
eine  Gegenüberstellung  der  Vermf^nsstOcke 
und  Verbindlichkeiten ; 

13.  die  Höhe  der  Hvpothekenschulden 
und  Anleihen,  deren  Fälligkeit  und  TÜ- 
gungsart; 

14.  die  Bezugsrechte  der  ersten  Zeichner 
und  anderer  Personen. 

Bei  Schuldverschreibungen  einer  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  finden  die 
vorstehenden  Bestimmungen  entsprechende 
Anwendung. 

b)  der  Nachweis  über  den  der  Emission 
zu  Grunde  liegenden  Rechtstitel  sowie  über 
das  Verhältnis  zu  früher  ausgegebenen 
Werten ; 

c)  dem  Antrage  auf  Zulassung  der  An- 
leihe eines  ausländischen  Staates,  einer  aus- 
ländischen kommunalen  Kürperschaft  oder 
kommunalen  Kreditanstalt :  der  Nachweis, 
dass  die  vorstehend  unter  HI.  1 — 3  ange- 
fahrten Uebersichten  auf  amtlichen  Fest- 
stellungen beruhen; 

d)  dem  Autrage  auf  Zulassung  der  Werte 
eines  auf  Konzession  beruhenden  Unt^ 
nehmens:  die  Konzessionsurkunde  oder 
wenigstens  ein  die  Dauer  der  Konzessiou 
und  die  das  Unternehmen  besonders  be- 
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lastendeti  Eonz^sionsbedingimgen  enthal- 
tender Auszug; 

e)  dem  Antrage  auf  Zulassung  von  Aktien 
oder  Schuldverschreibungen  einer  Aktien- 
geselhchaft  oder  Aitienkommanditgesell- 
schaft:  der  Nachweis  über  die  Eintragung 
in  das  Handelsregister,  der  Gresellschafts- 
vertnu^,  der  letzte  Geschäftsbericht,  femer 
bei  inländische  Aktiengesellschaften,  sofern 
nicht  bereits  zwei  volle  Jahre  seit  der  Ein- 
tn^ong  in  das  Handelsregister  TerQossen 
sind,  der  nach  Art.  209  h  (§  192  Abs.  II) 
des  Handelsgesetzbuchs)  von  besonderen 
Revisoren  erstattete  Bencht. 

Sämtliche  Beweisstücke  müssen  in  einer 
F(»m  vorgelejjt  werden,  welche  den  Inhalt 
glaubhaft  ei^ebt;  Beweisstücken,  die  in 
ein^  anderen  als  der  deutschen,  englischen 
odOT  franzOsiBchen  Sprache  abgefasst  sind, 
ist  eine  beglaubigte  Uebersetzung  beizu- 
fügen. 

Die  VerpfUchtong  znr  Eiiueidiimg  eines 
Prospektes  und  der  angeffUirten  Kachweise 
besteht  auch  bei  AntÄgen  auf  ZulasBung 
von  Wertpapieren,  welche  infolge  einer 
Eonversion  oder  einer  Eapitalserhöhung  aus- 
gegeben wiuden.  Dagegen  kann  die  Landes- 
regierung für  Schuldverschreibungen,  bezüg- 
lidi  deren  das  fieich  oder  ein  Bundesstaat 
die  volle  Garantie  übernommen  hat,  und 
für  Schuldverschreibimgen  kommunaler  Kör- 

Serschaften  und  kommunalständischer  Kre- 
itinstitute ötwie  der  imler  staatlicher  Auf- 
sicht stehenden  Pfandbriefanstalten  vom 
Prospektzwange  entbinden.  Bei  Bewilligung 
eines  solchen  Dispenses  entfftUt  auch  die 
Verpflichtung  zur  Vorlage  der  oben  ange- 
gebenen Nachweise;  doch  muss  der  Zu- 
lasBungsstelle  die  Dispensurkunde  vorgelegt 
Verden. 

Sofort  nach  Eingang  d^  Ziüassungsan- 
trages  verfügt  die  Zulassungsstelle  die  Ver- 
öffentlichung desselben.  Diese  Veröffent- 
lichung erfolgt  auf  Kosten  des  Antragstellers 
im  Reichsanzeiger  imd  iu  mindestens  zwei 
inländischen  Zeitungen,  welche  letztere  von 
der  Zulassungsstelle  bestimmt  Verden ;  eine 
derselben  muss  am  Börsenplatze,  und,  bei 
einem  Antrage  auf  Zulassung  von  Aldien 
oder  Schuldvetschreibungen  einer  inländi- 
schen Aktiengesellscbaft  oder  Aktienkom- 
manditgesellschaft ,  eine  in  dem  engeren 
Wirtschaftsgebiet  erscheinen,  dem  die  Ge- 
sellschaft angehört.  Ausserdem  ist  der  An- 
trag durch  Aushang  an  der  Börse  bekannt 
zu  machen. 

Nachdem  die  Veröffentlichung  des  Zu- 
laasungsantrages  verfügt  ist,  tritt  die  Zu- 
lassnngsstelle  in  mündlicher  Beratung  in 
eine  Prüfung  des  Antn^^.  Diese  Prüfung 
«streckt  sich: 

1.  auf  die  'Frage,  ob  die  Zulassung  der 
betreffenden  Wertp^iere  zum  B&rsenhandel 


überhaupt  statthaft  ist.  In  dieser  Beziehung 
kommen  fo^nde  Beschränkungen  in  Be- 
tracht: a)  Die  Gesamtsumme  der  Stückcj 
welche  auf  Grund  der  Zulassung  alsbald  in 
den  Verkehr  gebracht  werden  sollen,  muss 
ihrem  Nennwerte  nach  mindestens  betragen 
an  den  Börsen  von  Berlin,  Frankfurt  a.  iL 
und  Hamburg  1 000  000  M.,  an  den  übrigen 
Börsen  500000  M.  Diese  Beschränkung 
fällt  weg,  wenn  die  zuzulassenden  Wert* 
paniere  von  einem  Gemeinwesen,  einer  Ge- 
seUschaft  oder  Person  ausgestellt  sind,  von 
welchen  sonstige  Werte  bereits  an  der- 
selben Börse  zugelassen  sind.  In  einzelnen 
RÜlen  kann  für  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und 
Hamburg  die  Börsenaufsichtsbehörde  (Ael<> 
testenkoUegium  bezw.  Handelskammer)  die 
Zulassung  von  Werten  im  Mindestbetiage 
von  500(XX)  AL,  für  die  übrigen  BGrsen  die 
Landesregierung  die  Zulassung  von  Wert« 
papieren  im  Betrage  von  weniger  als  500  ODO 
gestatten,  falls  diese  Werte  nur  für  das 
engere  Wirtschaftsgebiet,  dem  die  betreffende 
Börse  angehört,  von  Bedeutung  sind. 

h)  die  Zulassung  ist  nur  Btotthaft,  wenn 
die  Wert^pere  am  deutsche  Währung  oder 
gleichzeitig  auf  diese  und  eine  andere 
Währung  lauten;  wenn  die  Zinsen  oder 
Dividenden  sowie  die  verlosten  und  gekün- 
digten Stücke  an  einem  deutschen  Börsen- 
plätze zahlbar  sind  und  die  Aushändigung 
neuer  Zinsbogen  daselbst  kostenfrei  erfolgt, 
femer  bei  Anteilsscheinen  von  Gesellschaften 
mit  Ausnahme  der  Aktien  und  Interims-- 
scheine  von  Versicherungsgesellschaften, 
wenn  sie  voll  eingezahlt  sind.  Von  diesen 
Beschränkungen  kann  die  Zulassungsstelle 
in  geeigneten  Fällen  absehen,  hat  jedoch 
hiervon  den  Staatskommissar  unter  Angabe 
der  GWinde  zu  verständigen.  Bei  Zulassung 
von  Wertpapieren,  welche  lediglich  am 
fremde  Währung  lauten,  ist  der  Kurs  für 
die  Umrechnung  der  fremden  Währung  in 
deutsche  Währung,  der  im  Börsenhandel 
zur  Anwendung  kommen  soU^  festzusetzen. 

c)  Die  Zulassung  von  Aktien  und  Inte- 
rimssdieinen  einer  ausländischen  Aktienge^ 
Bellschaft,  welche  auf  einen  geringeren  Be- 
trag als  1000  K.  lauten,  ist  nur  statthaft 
mit  Genehmigung  der  Landesregierung. 

d)  Unstatthaft  ist  die  Zulassung  von 
Aktien  eines  zur  Aktiengesellschaft  oder 
ÄktienkommanditgesellschÄ  xmigewandelten 
Unternehmens  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach 
Eintragung  der  Gesellschaft  iu  das  Hwdels- 
register  und  vor  YerOffentlichung  der  ersten 
Jahresbilanz  (d.  h.  der  ersten  BUanz  über 
ein  volles  Geschäftsjahr)  netet  Gewinn-  imd 
Verlustrechnung.  Von  dieser  Beschränkung 
kann  die  liUtaesr^ernng  in  besonderen 
Fällen  dispensieren. 

e)  Unstatthaft  ist  die  Zulassung  von  An- 
teilsscheinen  oder  staatlich  nicht  garantierten 
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OblifsitifAen  auJändLsdier  Enr^^s<;esen- 
K^iaiten,  wenn  sidi  nicht  die  Emittenten 
auf  die  Dauer  Ton  5  Jahren  rerpQichteiL 
die  Klaoz  nebät  Gewinn-  und  Verlustrecfa- 
nnng  jShrlich  nach  ihrer  Feststellung  in 
einer  oder  mehreren  vrm  der  ZnlaasiiDg»- 
stelle  zu  bestimmenden  deotscheo  Zeitongen 
za  TerCffentlichea. 

Die  Prüfung  der  ZnlassnnessteUe  hat 
ödi  ferner  zu  erstreckeD: 

2,  auf  die  Frage,  ob  die  Crirandeo.  welche 
»die  Grundlage  fOr  die  so  ermittiereDden 
Wertpapiere  mldea«.  in  dem  Znlassungsan- 
trage  oezw.  dem  Prospekt  und  sonstig»! 
Beilagen  mitteilt  sind.  IKe  ZulassimgH- 
Btelle  hat  die  Vorlage  dieser  ür^nnden  zo 
veriangen  und  sie  auf  ihre  Echtheit  und 
Oesetzmaasigkeit  zu  prüfen.  Es  kommen 
hier  ind>esoadere  solche  UAunden  in  Be- 
tracht, weldie  die  sub  s  L  1 — 3.  5 — 10. 
m.  1,  V.  aufgeführten  Angaben  ersichtlich 
mflfhftn. 

3.  Auf  die  Frage^  ob  das  PuUikum  durdi 
den  Inhalt  des  Zulassungaantrages  und  der 
mit  diesem  TOigelegten  Beilagen  Aber  alle 
zur  Beurteilung  der  zuzulassenden  Wert-, 
papiere  notwendigen    thafsSehlichen  und 
vachtlidien  Yertiftltnidse  sovdt  als  möglich 
informiert:  wird.    In  dieser  Beziehung  ist 
insbesondere  zu  prüfen,  ob  der  Prospekt  die 
oben  mitget^lten  Angaben  oithftlt.    Aua- 1 
nahmswelse  kann  die  Zulaseungsstelle  bei  | 
Anleihen    solcher    ausländischer   Staaten,  ] 
deren  FinanzTerhflltnisse  so  klar  und  so  all- 1 

femein  bekannt  sind,  dass  es  einer  weiteren , 
Dformation  des  Publikums  über  die  zur! 
Beurteilimg  des  Wertes  der  zuzulassenden  I 
Papiere  notwendigen  thatsächlichen  und 
reditlichen  Angaben  nicht  bedarf,  von  den 
oben  unter  II.  1 — 3  und  c  und  bei  Schuld- 
verschreibungen Toa  Gemeinwesen,  Gesell- 
schaften oder  Personen,  die  von  solchen 
Staaten  garantiert  sind,  von  den  unter  II. 
1—3,  III.  2—4,  V.  2,  4—10,  12  und  c— e 
iingegebenen  Erfordernissen  absehen;  eine 
solche  Ausnahme  ist  jedodi  unzulässig, 
wenn  Verbindlichkeiten,  die  der  betreffende 
Staat  innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  am 
Anleihen  nach  3Iassgabe  der  Öffentlichen 
Anleihebedingungen  durch  Zins-  oder  Ea- 
pitalzahlun^  zu  erfüllen  hatte,  unerledigt 
geblieben  sind.  Die  bewilligten  Ausnahmen 
sind  unter  Angabe  der  Gründe  dem  Staats- 
kommissar mitzuteilen.  Andererseits  kann 
die  Zulassungsstelle  die  Vorlage  anderer  als 
der  oben  aufgeführten  Urkunden  und  die 
Aufnahme  gewisser  weiterer  Angaben  that- 
sächlicher  und  rechtlicher  Art  in  den  Pro- 
spekt verlangen,  wenn  sie  der  Anschauung 
ist,  dass  diese  Urltunden  und  Angaben  für 
die  Be\irteilung  des  Wertes  der  zozulassen- 
den  Wertpapiere  von  wesentÜdiem  Belimg 
sind.   Kommt  der  Antragsteller  einer  Auf- 


forderung der  Zulassongsstelle .  Uifamdea 
vorzxdec^n  o<ier  den  Prospekt  zu  verdent- 
lichen  oder  zu  T«TQll5tftndigen,  nicht  amch^ 
so  ist  der  gestellte  Antrag  zurudütavasen. 

Der  Pnsp^  ist  von  dem  Antragsteller 
in  denselben  Zeitungen,  mit  Ausnahme  des 
Rächaanzeigen.  zu  rerQffentlicheo.  in  denen 
der  Antrag  auf  Zulassung  bekannt  gemacht 
wurde,  unä  zwar  in  der  von  der  Zolaasungs- 
stelle  genehmigten  Fassung.  Ist  der  FW- 
spekt  bereits  vor  der  Genehmigung,  jedodi 
nach  Einreichung  des  Zulassungsantnees 
veröffentlicht  woräen,  so  müssen  die  von  der 
Zulaiisuncsstelle  verfügten  Ergänzungen  des 
Pros^»ektes  nai-htriglich  publiziert  werden: 
ist  die  Verftffentlichung  des  Prosp^tes  w 
Einrachnng  des  Zulassungaantrages  erfolgt, 
so  ist  öne  neDeriiche  VerOHentlichung  nach 
Knreichnng  des  Zulassungsantrages  auch 
dann  notwendig,  wennseitensderZulassongs- 
steUe  Aenderungen  oder  Ergänzungen  dies 
Prospektes  nidit  angeordnet  wurden. 

4.  Auf  die  Frage,  ob  die  Zolassong  nidit 
EU  aner  Schädigung  erheblidier  all^meiner 
Interessen  cder  offenbar  zu  oner  Lebervor- 
teilung  des  Publikums  führt  Kommt  die 
Zahlungsstelle  zn  der  üeberzeugung,  dass 
dner  dieser  beiden  Fftlle  g^ben  sei,  so 
hat  sie  die  Zulassung  zn  vOTweigem,  auch 
wenn  der  Antragsteller  allen  formellett  Er- 
fordernissen genügt  hat 

Die  Ablehnung  des  Zulassun^santrages 
ist  unstatthaft  bei  deutsdien*  Reichs-  und 
Staatsanleihen  sowie  bei  jenen  Schuldver- 
schreibungen, für  welche  die  I^ndesr^e- 
rung  den  Antragsteller  von  der  Verpflich- 
tung zur  Einreichung  eines  Prospektes  ent- 
bunden hat;  denn  mit  der  Befreiung  vom 
Prospektzwange  ist  der  ZulassongssteUe  die 
Möglichkeit  und  das  Recht  benommen,  die 
zuzulassenden  Wertpapiere  nach  den  sonst 
reicht  gesetzlich  vorgeschriebenen  Richtungen 
zu  prüfen.  Abgesehen  hiervon  kann  die 
Zulassungsstelle  jeden  Zulassungsantrag  ohne 
Angabe  von  Gründen  ablehnen.  Der  ab- 
lehnende Bescheid  ist  den  Vorständen  der 
übrigen  deutschen  Börsen  für  Wertpapiere 
mit  dem  Bemerken  mitzuteilen,  ob  die  Ab- 
lehnung mit  Rücksicht  auf  Ortliche  Verhält- 
nisse oder  aus  anderen  Gründen  erfolgt  ist 

Ein  Beschluss,  durch  welchen  dem  Zu- 
lassungsantrage stattgegeben  wird,  darf 
frühestens  am  4.  Tage  nach  Veröffentlichung 
des  Antrages  in  der  am  Börsenplatze  er- 
scheinenden Zeitung  gefasst  werden.  In 
dem  Besehlusa  ist  der  Tag  zu  -bestimmen, 
von  welchem  ab  die  Einführung  der  Wert- 
papiere an  der  BOise  erfolgen  darf;  dieser 
Tag  darf  frühestens  der  siebente  nach 
Veröffentlichung,  des  Zulassungsantrages  und 
frühestens  der  vierte  nach  der  ersten  Yer- 
öffentlichung  des  Prospektes  und  nach  dem 
Tage  des  ZulassungsbeschltiBses  sön.  Der 
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ZulassungsbeschluBS  ist  durch  dreitägigen 
Aushang  an  der  Börse  zu  veröffentlichen ; 
von  der  Vei-Cffentlichung  des  Zulassungs- 
bescMusses  bis  zur  EinfOhrung  der  Wert- 
papiere ao  der  Börse  sind  die  mit  dem  An- 
trage vorgelegten  Beweisstücke  Öffentlich 
auBzulegen. 

üeber  das  Yerhültois  mehreter  Zolas- 
sungssteUen  zu  dnuider  ist  folgendes  be- 
stimnit ! 

Ist  das  Zulassungsgesuch  gleichzeitig  bei 
mehreren  Börsen  eingereicht  worden,  so 
soUeb  die  Wertpapiere  an  der  einen  Börse 
nur  mit  Zustimmung  der  Zulassungsstellen 
an  den  anderen  Börsen  zugelassen  werden. 
Liegt  zur  Zeit  der  Bescmussfaseung  der 
einen  Zulassangsstelle  bereits  ein  Zulassungs- 
beschlu^  einer  anderen  Zulassungsstäle 
vor,  so  ist  dieser  Bescheid  für  die  Ent- 
scheidung der  einen  Zulassungsstdle  nicht 
bindend.  Ebenso  ist  ein  ablehnender  Be* 
scheid  einer  Zulassungsstelle  für  die  andern 
Zulassungsstellen  nicht  bindend,  wenn  die 
Ablehnimg  mit  Bücksicht  auf  örtliche  "Ver- 
hältnisse erfolgte;  in  allen  übrigen  Fällen 
aber  darf  die  Zulassung  an  einer  anderen 
Börse  nur  mit  Zustimmung  deijenig^n  Zu- 
lassnngsstelle  gestattet  werden,  welche  fr&her 
die  Zulassung  al^elehnt  hat 

Die  Börsenordnungen  können  gegen  die 
EntscheidunRen  der  ZolassungssteUen  Be- 
sdiwerde  zausen  In  Berlin  kann  binnen 
14  Tagen  nach  Bekanntgabe  des  Beschlusses 
Beschwerde  an  das  AeLtestenkoU^röm  er^ 
griffen  werden,  in  Hamburg  an  die  HandeÖs- 
kammerj  die  frankfurter  Börsenordnung  ge- 
•wShrt  eine  an  eine  14tAgige  Frist  gebundene 
Beschwerde  lediglich  d^  Emittenten  gegen 
solche  Entscheidungen  der  Zulaasongssteile, 
durch  welche  ein  Zulassungsantrag  ablehnt 
oder  ein  bereits  eingeführtes  Wertpapier  von 
der  Notierung  ausgeschlossen  wird. 

Haftung  auf  Grund  des  Pro- 
spekts. Die  Vorschriften  über  das  Ver- 
ehren bei  Zulassung  von  Wertpapieren  zum 
Börsenhandel  gehören  dem  Öffentlichen 
Redite  an;  ihre  Nichtbeachtimg  seitens  der 
ZulassungsiBtellea  wie  der  Antragsteller  be- 
CTündet  an  sich  ledighch  öffenüichrechüiche 
Wirkungen.  Wenn  z.  B.  Aktien,  welche  auf 
Grund  eines  Beschlusses  der  Generalver- 
sammlung einer  Aktiengesellschaft,  das  bis- 
herige Grundkapital  von  10  auf  20  Millionen 
zu  erhöhen,  ausgegeben  wurden,  von  einer 
Zulassungsstelle  zum  Börsenhandel  zuge- 
lassen werden,  obwohl  seitens  der  die  Zu- 
lassung beantragenden  Firma  überhaupt  kein 
Prospekt  voi^egt  wurde,  so  kann  gegen 
die  Zulassung  dieser  Aktien  Beschwerde  an 
die  Aufsichtsbehörden  ergriffen  vrerden; 
aber  weder  Antragsteller  noch  Zulassungs- 
stelle sind  nach  dem  Börsengesetze  für  die 
Folgen  ihrer  Gesetzesverletzuog  dvilrecht- 


lich  haftbar.  Nur  aus  dem  Inhalt  des  Pro- 
spekts kann  unter  Umständen  eine  beson- 
dere civilrechtliche  Haftung  abgeleitet  werden. 

1.  Wer  haftet?  Es  haften  diejenigen, 
welche  den  Prospekt  erlassen  haben,  also 
die  Unterzeichner  des  Prospektes,  und  jene, 
»von  denen  der  Erlasa  des  Prospektes  aus- 
geht«, d.  h.  die  sich  der  Unterzeichner  als 
vorgeschobener  Personen  bedient  haben. 
Mehrere  Haftpflichtige  haften  sohdarisch. 

2.  Wem?  Jedem  Besitzer  von  Wert- 
papieren, welche  auf  Grund  des  Prospektes 
zTun  Börsenhandel  zugelassen  und  vom  Be- 
sitzer durch  einen  im  Inlande  abgeschlossenen 
entgelthchen  Vertrag  erworben  worden  sind ; 
also  regelmassig  nidit  demjenigen,  der  die 
Papiere  durch  Erbschaft ,  Vermächtnis, 
Schenkung  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
wegen  erworben  hat;  nicht  jenem,  der  Pa- 
piere gleich»  Gattung  besitzt,  die  aber 
nicht  am  Grund  des  ^nspektes  zugelassen 
sind. 

3.  Unter  welchen  Voraussetzungen?  a) 
Die  Haftiing  kann  nur  abgeleitet  werden 
aus  dem  Prospekte,  auf  Grund  dessen  die 
'Wertpapiere  zum  Börsenhandel  zugelassen 
wurden ;  nicht  aus  den  ausserdem  veröffent- 
lichten abgekürzten  Prospekten,  b)  Gehaftet 
wird,  wenn  in  diesem  Prospekte  thatsSch- 
liehe  oder  rechüiche  Verfiftitnisse,  welche 
für  die  Beurteilung  des  Wertes  des  zuge- 
lassenen Papieres  erheblich  sind,  entweder 
—  sei  es  aiglisti^,  sei  es  ans  grober  Fahr- 
lässigkeit —  unnditig  dargest^t  oder  bös- 
lich verschwie^n  oder  wegen  böslicher 
Unterlassung  oner  ausreichenden  Frfifang 
des  Prospektes  nicht  angegeben  sind.  Gleich- 
giltig  ist,  ob  die  Angaben  vom  Unterzeichner 
des  Prospektes  oder  von  Dritten  herrühren 
oder  in  dem  Prospekt  als  von  Dritten  stam- 
mend bezeichnet  werden,  c)  Femer  wird 
verausgesetzt,  dass  der  Besitzer  des  Papieres 
bei  dessen  Erwerb  die  Unrichtigkeit  oder 
UnvoUständigkeit  der  Angaben  des  Pro- 
spektes nicht  kannte  und  die  Unrichtigkeit 
der  Angaben,  wemi  sie  lediglich  auf  grober 
Fahrläs^gkeit  beruht,  auch  hei  Anwendung 
derjenigen  Sorgfalt,  welche  er  in  eigenen 
Angelegenheiten  beobachtet,  nicht  hätte  be- 
merken können.  »Böslichkeit«  ist  gleich- 
bedeutend mit  »Fahrlässigkeit  gröbster  Art«, 
ein  Mittelding  zwischen  Arglist  und  grober 
Fahrlässigkeit,  d)  Der  Haftpflichtige  muss 
dem  Besitzer  entweder  den  Schaden  ersetzen, 
der  ihm  »aus  der  von  den  gemachten  An- 
gaben abweichenden  Sachlage«,  d.  h.  durch 
die  Unrichtigkeit  oder  UnvoUständigkeit  des 
Prospektes  erwächst,  oder  ihm  die  betreffen- 
den Wertpapiere  ^gen  Erstattung  entweder 
des  von  dem  Besitzer  nachgewiesenen  Er- 
werbfipreises  oder  ihres  Kurswertes  zur  Zeit 
der  liinführung  in  den  Börsenhandel  ab- 
nehmen. Zwischen  diesen  drei  Verbindlich* 
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keiten  hat  er  die  Wahl,  e)  Die  Haftungs- 
ansprüche Terj&iirea  in  5  Jahren  seit  der 
ZnlassuDg  ^'ertpapiere. 

Vertrftge,  durch  welche  die  nach  a^e 
begründete  Haftung  enn&ssigt  oder  erlassen 
vml,  sind  unwirksam ;  dagegen  sind  weiter^ 
gehende  Ansprüche,  welche  nach  den  Yor^ 
Schriften  des  büi^rlichen  Hechte  anf  Grund 
TOQ  TertrSgen  erhoben  werden  können,  durch 
dieseVoTSchriften  nicht  berührt  Für  die  Ent- 
scheidung der  aus  den  angegebenen  Be- 
stimmuDgen  des  Börsengesetzes  abgeleiteten 
Ersatzansprüche  ist  ohne  BÜcksü-ht  auf  den 
Wert  des  Streitgegenstandes  das  Landgericht 
des  Ortes,  an  dessen  Börse  die  Einführung 
des  Wertpapieres  erfolgte,  ausschliesslich  zu- 
stAndig ;  besteht  an  diesem  Landgerichte 
eine  Kammer  für  Handelssachen,  so  gehört 
der  Rechtsstreit  vor  diese.  Die  Revision 
sowie  die  Beschwerde  gegen  Entscheidungen 
des  Oberlandesgeiichte  geht  an  das  Reichs- 
gericht. 

f)  An  einzelnen  Börsen  werden  für  die  Zu- 
lassung Ton  Wertpapieren  znm  BOrsenhandel 
besondere  Gebühren  erhoben.  In  Hamburg 
ist  pin  der  Regel"  für  die  Genehmigung  des 
Antrages  vom  Antragsteller  an  die  SactiTer- 
BtibidigenkommissioQ  tür  den  Effektenhandel 
.eine  Gebühr  zu  entrichten,  deren  HGhe  von  der 
Znlas8nnfi:88telle  von  Fall  za  Fall  festgesetzt 
wird,  jedoch  den  Betrag  von  600  Hark  nicht 
übersteigen  darf.  In  Frankfurt  a.  V.  setzt  die 
Zolassongsstelte  die  für  die  Zulassung  zu  ent- 
licht^de  Gebühr  iu  jedem  einzelnen  Falle  nach 
freiem  Ermessen  fest  In  Berlin  besteht  fol- 
gender Gebührentarif:  1.  bei  festverzinslichen 
inländischen  Wertpapieren  für  jede  angefan- 
gene Million  100  Mark,  bis  zum  Maximalbetrage 
von  2000  Mark.  Anleihen  kommunaler  Körper- 
schaften, wie  ProTinzial-,  Kreis-  nnd  Stadt- 
anleihen zahlen  nur  die  Hälfte  dieses  Satzes, 
mindestens  jedoch  100  Mark;  die  Zulassung 
deutscher  Reichs-  und  Staatsanleihen  erfolgt 
eebUhrenfrei;  2.  bei  festTerzinslichen  auslän- 
dischen Wertpapieren  fUr  jede  angefangene 
Million  Mark  200  Mark,  bis  znm  Maximube- 
trage  von  4000  Mark;  3.  bei  solchen  bereits 
zugelassenen  festverzinslichen  in-  oder  auslän- 
dischen Wertpapieren,  welche  durch  Abstempe- 
Inng  eine  Aendernng  des  Rechtsverhältnisses 
erfahren  haben,  ohne  dass  gleichzeitig  neue 
Wertpapiere  gleicher  Art  ausgegeben  sind  oder 
der  Nominalbettag  erhebt  worden  ist:  Die 
Hälfte  der  nach  Ziffer  1  bezw.  2  berechneten 
Gebühr,  mindestens  jedoch  100  Mark;  4.  bei 
Aktien  in*  oder  ausländischer  Unternehmungen : 
für  jede  angefangene  Million  Mark  300  Mark, 
bis  zum  Maximalbetrage  von  6000  Mark ;  bei 
Kapitalreduktioneu  von  Gesellschaften,  deren 
Aktien  bereits  zugelassen  sind,  erfolgt  die  Zu- 
lassung der  reduzierten  Aktien  gehtthrenfrei. 
In  München  betragen  die  Gebühren  je  nach  Art 
des  zuzulassenden  Wertpapieres  200—2000  M. 

Die  rechtliche  Znlässigkeit  dieser  Gebühren- 
erhebung scheint  mir  zweifelhaft. 

8.  Die  einzelnen  Börsengeschäfte, 
a)  Kassageschäfte.    Als  Kassagesch&fte 


gelten  im  B^hivenverkehr  neben  den  aus- 
drücklich »per  Eassa«  gescMosseneu  Ge- 
schäften auch  die  Qeschute  »per  moi^n« 
und  -»per  einige  Tage«.  Die  Redite  und 
Pflichten  der  Kontrahenten  bestimmen  sich 
bom  Fehlen  besonderer  Vereinbarungen 
nach  den  für  die  betreffende  Börse  jeweils 
geltenden  Usuioen.  Aus  den  für  d^  f ond&- 
geschäfte  an  ätx  Berliner  BOrse  geltenden 
Usancen  ist  folgendes  herrorzuheben.  Der 
Terkänfer  miiss  die  vetiauftcn  Werte  in 
das  Geschäftslokal  dra  Käufers  oder  an  die- 

Cige  Berliner  Firma  liefern,  welcher  der 
ufer  beim  Oeschäftsabschluss  oder  spätes- 
tens am  Tage  vor  der  Lieferung  aufgegeben 
hat  Fällt  bei  Geschäften  in  Prämienauleihen 
und  Lospapieren  der  ErfOllungstag  auf  den 
Ziehungstag,  so  muss  die  Lieferung  am 
näclistvorhei^henden  Bßrsentage  erfolgen. 
Wertpapiere  gelten  als  in  demjenigen  Zu- 
stande verschlossen,  in  welchem  sie  zur  Zeit 
des  Vertragsabschlusses  sich  befunden  haben ; 
Voi-teile  uud  Nachteile  aus  nach  dem  Tage 
des  Abschlusses  abzutreuneuden  Zins-  imd 
Dividendenscheinen  sowie  etwaige  Bezugs- 
rechte treffen  den  Käufer.  Geschäfte  in 
verlosbaren  oder  kündbaren  Effekten  sind, 
auch  wenn  der  Abschluss  erst  am  Tage  der 
Verlosung  bezw.  Kündigung  stattgefunden 
hat,  in  umlaufsfähigen,  d.  Ii.  in  unverlosten 
und  noch  nicht  gekündigten  Stücken  zu 
liefern ;  sind  gekündigte  bezw.  verloste  Stücke 
geliefert  worden,  so  ist  sowohl  der  Käufer 
wie  der  Yei^äufer  berechtigt,  dieselben 
innerhalb  6  Monaten  vom  Tage  der  Liefe- 
rung an  gegen  umlanfs^ige  Stücke  umzu- 
tauschen. Lieferfähig  sind  nur  Wert{tapieie, 
welche  in  ihren  wesentlichen  Bestandteilen 
gut  erhalten  sind^  dalier  nicht  stark  be- 
schmutzte, beschädigte,  zerrissene  oder  zer- 
schnittene Stücke.  Gerät  einer  der  beiden 
Kontrahenten  mit  der  Erfüllung  in  Verzug 
so  muss  ihn  der  andere  Teil  mündlich  oder 
schriftlich  bis  spätestens  innorh^b  8  Tagen 
nach  dem  Fälligkeitstage  zur  Erfüllung  auf- 
fordern. Falls  die  Aufforderung  das  Itecht 
zur  Zwangsiegulierung  oder  zum  Bücktritte 
begründen  soll,  muss  eine  Frist  von  1 — 2 
Tagen  zur  Nachholung  der  Erfüllung  ge- 
setzt und  gleichzeitig  die  Erklärung  id»e- 
geben  werden,  welches  tou  diesen  bdden 
Hechten  der  nichtsäumige  Teil  für  den  Fall 
der  Fruchtlosigkeit  seiner  Aufforderung 
wählt.  Nach  fruchtlosem  Ablauf  der  Nach- 
frist muss  der  nichtsäumige  Kontrahent  am 
nächsten  Bürsentage  zur  Zwangsregulieiuug 
sclireiten.  Diese  kann  Bowohl  durch  den 
vermittelst  eines  Kursmaklers  zu  bewirken- 
den An-  bezw.  Verkauf  der  veraclilossenen 
Werte  als  auch  unter  Zugrundelegung  des 
am  Tage  der  Zwangsregulierung  sich  er- 
gebenden Durchschnittskurses  als  auch  zum 
Teil  in  der  einen,  zum  Teil  in  der  anderen 
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Art  erfolgeo.  Die  Differenz  zwisclien  dem 
ZvangsreguIieruDgskurse  und  dem  Vertrags- 
preise ist  demjenigen  Teil,  zu  dessen  Gimsten 
sie  sich  herausstellt,  sofort  zu  vergüten.  Hat 
innerhalb  8  Tagen  nach  der  Fälligkeit  weder 
der  nichtsäumige  Teil  zur  Erfüllung  ange- 
fordert noch  der  säumige  die  Erfüllimg  tlut- 
sächhch  angeboten,  so  gilt  das  Oeschfift  als 
aufgehoben, 

b)  Zeitgeschäfte.  I.  Das  Börseng^e- 
setz  unterscheidet  folgende  Arten  von  Zeit- 
geschäften: 

1.  den  Börsenterminhandel,  im  Sprach- 

febrauche  des  Gesetzes  auch  b&rsenmäBsIger 
erminhandel,  Börsentermiogeschäft  genannt. 
Unter  Börsentenningeschäften  versteht  das 
Gesetz  solche  £auf-  oder  sonstü;e  Anschaf- 
fungsgeschäfte  in  Waren  oder  "Wertpapieren, 
bei  denen  fcdgende  Yoiaussetzungen  g^ben 
«nd: 

a)  sie  müssen  geschlossen  sein  auf  eine 
fest  bestimmte  lie&rungszdt  oder  mit  einer 
fest  bestimmten  Lief emngsfrist ;  nur  Fix- 
geschäfte im  Sinne  des  Art  357  (§  376) 
des  Handelsgesetzbuchs  kOnnen  daher  Bör^ 
sentermingeschäfte  sein. 

b)  sie  müssen  gesdüossen  sem  nach  Ge- 
schäftsbedingungen,  die  Ton  dem  BOrsen- 
TOrstande  für  den  Terminhandel  festgesetzt 
sind.  Damach  ist  zur  Festsetzung  der  Ge- 
schäftsbedingungen für  Börsentermingeschäfte 
ausschliesslich  der  BOrsenvorstand  zuständig ; 
er  bedarf  hierzu  keinerlei  Ermächtigung 
oder  Genehmigung  einer  Börseuaufsichts- 
behörde.  Die  Festsetzung  kann  sowohl  aus- 
drücklich als  durch  schlüssige  Akte  geschehen, 
insbesondere  auch  durch  Beibeh^tung  der 
früheren,  von  anderen  Oi^anen  festgesetzten 
Geschäftsbedingungen. 

c)  es  muss  für  die  an  der  betreffenden 
Börse  geschlossenen  Geschäfte  solcher  Art 
eine  amtUche  Feststellung  von  Terminpreisen 
erfol^n. 

Leber  die  Zulassung  von  Waren  und 
Wertpapieren  zum  Börsenterminhandel  ent- 
scheiden die  Börsenorgane  nach  näherer  Be- 
stimmung der  Börsenordnxmg.  Sie  sind  je- 
doch an  folgende  reichsrechtliche  Schixuiken 
gebunden:  «)  Verboten  und  daher  von  der 
Zulassung  ausgeschlossen  ist  der  Böisen- 
terminhandel  in  Anteilen  von  Ber^-erks- 
und  Fabrikuntemehmungeiij  in  Getreide  und 
Mühlenfabrikaten  und  in  ^^iammzug. 

/ä)  Der  Börsenterminhandel  in  Anteilen 
von  anderen  Erwerbsgesellschaften  (als  Berg- 
werks- imd  Fabrikuntemehmungen)  darf  nur 
-gestattet  werden,  wenn  das  »Kapital«  der 
betreffenden  Erwerbsgesellschaft  mindestens 
20  2£illionen  Mark  beträgt.  »Kapital«  ist 
hier  gleichbedeutend  mit  Gesamtbetrag  der 
-Anteue,  in  denen  der  BOrsoitermümEuidel 
stattfinden  soll. 

y]  Tor  der  Zulassung  von  Waren  zum 


Börsenterminhandel  sind  in  jedem  einzelnen 
Falle  Vertreter  der  beteiligten  Erwerbszweige 
gutachtlich  zu  hören;  das  Ergebnis  dieser 
gutachtlichen  Einvernehmungen  muss  dem 
Reichskanzler  mitgeteilt  werden.  Die  Zu- 
lassung des  Börsenterminhandels  in  den  be- 
treffenden Waren  darf  eret  erfolgen,  nach* 
dem  der  Beichskanzler  erklärt  hat,  dass  er 
zu  weitereu  Ermittelungen  keine  Veranlas- 
supg  finde. 

In  Berlin  entsdieidet  über  Antri^  auf 
Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsen- 
terminhandel der  Vorstand  der  Fondsbörse, 
in  Frankfurt  a.  M.  die  Handelskammer.  Der- 
artige Anträge  sind  meistens  14  Tage  vor 
der  Beschlussfeissung  durch  Aushang  an  der 
Börse  xaxd  Veröffentlichung  in  der  Fresse 
bekannt  zu  machen.  Die  Zulassung  setzt 
voraus,  dass  bereits  während  eines  längeren. 
Zeitraums  ein  regelmäs^ger  Handel  in  d^ 
Wertpapiere  stattgefunden  hat  und  dass 
dem  Int^i^sse  d^  BOrsenhandels  an  der 
Zulassung  nicht  andere  erhebliche  wirtschaft- 
liche Bedenken  entg^nstehen.  Vor  der 
Zulassung  ist  der  Vorstand  <tesjen^en  Unter- 
nehmens, Tun  dessen  Wertpapiere  es  sich 
handelt.  Über  den  Antrag  zu  hören.  Die  er- 
gehenden Beschlüsse  sind  dem  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  mitzuteilen.  Die  er- 
fo^e  Zulassung  des  Börsenterminhandels 
kann  aus  wichtigen  Grtinden  jederzeit  zurück- 
genommen werden.  —  In  Hamburg  ent- 
scheidet über  die  Zulassung  des  Börsen- 
terminhandels in  Waren  und  Wertpapieren 
die  Handelskammer. 

2.  Sonstige  Börsenzeitgesdiäfte.  Das  Ge- 
setz gebraucht  hiefür  die  Ausdrücke:  »ein 
von  der  Mitwirkung  der  Börsenorcane  unab- 
hängiger Terminhandel«,  »thatsäcElich  statt- 
findender Terminhandel«.  Diuamter  sind 
zu  verstehen  usancemÄss^  oder  sonstwie 
schablonenhaft  geregelte  Kaufgeschäfte  über 
generell  bestimmte  Wertpapiere  oder  typen- 
mässig  bestimmte  Waren  auf  eine  fefftbe- 
stimmte  Lieferungszeit  oder  mit  einer  fest- 
bestimmten Lieferungsfrist 

Der  Unterschied  zwischen  Börsentennin- 
geschäften und  sonstigen  Tenningeschäften 
ist  in  folgender  Beziehung  von  rechtlicher 
Bedeutung: 

a)  in  verwaltungsrechtlicher  Beziehung: 

Soweit  der  Börsenterminhandel  in  be- 
stimmten Waren  oder  Wertjapieren  durch 
das  Börsengesetz  selbst  oder  auf  Grund 
börsengesetzlicher  Ermächtigung  vom  Bun- 
desrat untersagt  oder  die  Zulassung  derselben 
von  den  Börsenoreanen  verweigert  ist,  bildet 
das  gewöhnliche  Termingeschäft  in  den  be- 
treffenden Waren  oder  Wert|>apieren  eine 
Gesdiäftsform  des  nicht  offiziellen  Bfirsen- 
verkehrs,  d.  h.  der  Abschlnss  solcher  ge- 
wöhnlicher Termingeschäfte  ist  nicht  ver- 
boten, ni^t  unerlaubt;  jedoch  sind  solohe 


Digilized  by  Google 


1002 


Böiseoiecht 


gewöhnliche  TenniDgeschftfte  von  der  Be- 
nfitzung  der  BCrseneiniichtuDgen  ausge- 
schlosseD,  und  dürfen  von  den  Kursmaklern 
nicht  vermittelt  werden;  auch  dürfen  für 
solche  Gesch&fte,  sofern  sie  im  Inlande  ab- 
geschloseen  sind,  Preislisten  (Kurszettel) 
nicht  veröffentlidit  oder  in  mechanisch  her^ 
gestellter  Vervielfältigung  verbreitet  werden. 

Wenn  der  BOrsenterminhandel  in  den 
betreffenden  Waren  oder  Wertpapieren  nipht 
untersagt,  dessen  Zulassung  von  den  Börsen- 
«rganen  auch  nicht  verweigert,  sondern 
überhaupt  nicht  nachgesucht  wmtle,  so  sind 
die  B^ksenaufsichtsbehOrden  berechtigt,  einen 
in  den  betreffenden  Waren  odei  Wertpapieren 
thatsftchlich  stattfindenden  Terminhuiuel  mit 
den  eben  aufgeführten  Folgen  zu  untersagen. 

fi)  in  privatrechtlicher  Beziehung. 

1.  Bei  dem  BörsenteimiDbandel  in  Waren 
serftt  der  Yetk&uler,  wenn  er  nach  erfolgter 
Kündigung  eine  uhk<Hitraktliche  Ware  liefert, 
in  iMflUungBverztig,  auch  wenn  die  liefe- 
Tungsfriflt  noch  nicht  ablaufen  war;  eine 
ent^^nstehende  Yereinbaning  ist  nichtig. 

2.  Bei  den  Börsentermingesdiaften  wird 
von  erheblicher  Bedeutung  die  Eintragung 
der  Kontrahenten  in  das  sogdnaoDte  Börsen- 
register. 

Börsenregister  für  Waren  und  für  Wert- 
papiere werden  bei  jedem  zur  Führung  des 
H^delsregisters  zuständigen  Gerichte  ge- 
führt ;  die  Führung  der  Register  kaim  je- 
■doch  von  der  Landesregierung  für  die  Be- 
zirke mehrerer  Gerichte  einem  von  diesen 
übertragen  -werden.  In  die  BOrsenregister 
werden  die  Personen,  die  sich  an  Börsen- 
termingeschäften  in  Waren  oder  Wertpapieren 
beteiligen  wollen,  nach  Namen,  Vornamen, 
Stand  und  Wohnort  eingetra^n,  Handels- 
gesellschaften oder  juristische  Personen  nach 
ihrer  Firma  und  dem  Geschäftssitz.  Die 
Eintragung  erfolgt  in  dem  Register  des  Be- 
zirkes, in  welchem  der  Einzutragende  seine 
^werbliche  Niederlassung  oder  seinen  Wohn- 
sitz hat.  Im  Falle  einer  Verlegung  der 
Kiederlassunj^  oder  des  Wohnsitzes  in  einen 
anderen  G^chtsbezirk  wird  die  Eintragung 
unter  Löschung  in  dem  Register  des  bis- 
herigen Bezirks  in  das  Register  des  nun- 
mehrigen  Bezirkes  gebührenfrei  übertragen. 
Den  Antrag  auf  Eintragung  hat  der  Einzu- 
tragende selbst,  oder  falls  er  sich  durch 
Verträge  nicht  verpflichten  kann,  sein  ge- 
setzlicher Vertreter  zu  stellen ;  Kinder  unter 
-väterlicher  Gewalt  bedürfen  der  Genehmi- 
gung des  Vaters,  Ehefrauen,  die  nicht  Han- 
delsffanea  mnd,  der  Genehmigung  des  Ehe- 
mannes, die  geset^chen  Vertsneter  der  imter 
VonnundBchaft  od^  Pflegschaft  stehenden 
-Peisonen  der  Genehmigung  der  Vormund- 
-sc^iaftsbehörde;  die  Genehmigung  muss  ge- 
richtlich oder  notariell  beurkundet  oder  be- 
glaubigt sein.    Der  Antrag  muss  bei  dem 


Registei^richt  entweder  mündlich  zu  Pro- 
tokoll gestellt  oder  in  gerichtlicher  oder 
notarieller  Urkunde  eingereicht  wmlen ;  An- 
träge imd  Erklärungen  Öffentlicher  Behörden 
bedürfen  der  gerichtlichen  oder  notariellen 
B^laubigung  nicht  In  dem  Antrage  muss 
zum  Ausdrucke  gebracht  werden,  ob  die 
Eintragung  in  dem  Börsenregister  für  Wert- 
papiere oder  in  dem  Börsenregister  für 
Waren  ertolgen  soll  Die  Eintragung  in 
das  Warenregister  ist  auf  Antrag  auf  be- 
stimmte Geschäftszweige  zu  beschränken ; 
in  diesem  Falle  kann  der  Ein^tragene  später 
Verlanen,  dass  gebührenfrei  die  Eintragung 
auf  weitere  Geschäftszweige  ausgedehnt  oder 
die  eingetragene  Beschränkung  gelOecht 
werde.  Die  Obliegenheiten  des  Richters  und 
des  Gerichtsschreibers  bei  Fühmog  der 
Börsenregister  und  den  auf  die  Eintrwuigen 
in  das  Register  bezüglichen  Verhandlungea 
bestimmen  sidi  nach  den  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  für  das  Bandelaregister  gd- 
tenden  Vorscluiftea.  Vor  der  Fäntragung 
in  ein  Börsenr^iater  ist  eine  ESntragungs- 
gebühr  von  15U  Mark  zu  entrichten.  Die 
erfolgte  Eintragung  ist  ihrem  ganzen  Inhalte 
nach  von  dem  Begistergerichte  ohne  Verzug 
auf  Kosten  des  Eingetragnen  im  Reichsan- 
zeiger und  in  den  für  die  Veröffentlichung 
der  Handelsregistereintragnngen  bestimmten 
Zeitungen  bekannt  zu  machen.  Die  Löschung 
von  Eintragungen  in  einem  Börsenregister  er- 
folgt gebührenfrei  auf  Antrag  des  Einge- 
tragenen oder  seines  gesetzlichen  Vertreters 
am  Schlüsse  des  Jahres,  in  dem  der  Löschui^B- 
antrag  gestellt  ist,  femer  von  Amtfiw^n, 
wenn  die  für  das  näclistfolgende  Jahr  zu 
entrichtende  Erhaltimgsgebühr  von  25  Mark 
nicht  bis  zum  Ende  des  vorletzten  Monats 
des  laufenden  Jahres  eingezahlt  ist,  und  eine 
Eintragung,  welche  trotz  Ungültigkeit  des 
gesteUten  Antrages  erfolgte,  wenn  der 
%Ian^l  nicht  auf  gerichtliche  Aufforderung 
beseitigt  wurde.  Die  einzelnen  R^isteige- 
lidite  nahen  zu  Beginn  des  Kalenderjahres 
eine  Liste  derjenigen  Personen  aufzustellen, 
deren  Eintragungen  am  1.  Januar  noch  in 
Kn^  bestanden,  und  diese  Listen  bis  zum 
31.  Januar  an  das  Registergericht  in  Berlin 
einzusenden.  Dieses  stellt  nach  Eingang  der 
Einzelnsten  eine  Gesamtliste  auf  und  macht 
sie  durch  den  Reichsanzeiger  bekannt 

Die  in  ein  Börsenregjster  eingetrageueo 
Personen  gelten  als  nicht  eingetragen, 
wenn  die  Eintragung  trotz  Ungültigkeit  des 
gestellten  Antrags  erfolgte,  und  dieser  Maiuel 
dem  anderen  VOTtragsteile  zur  Zeit  des  Ge- 
BChttftsabsdilusseB  bekannt  warj  andererseits 
werden  den  eingetragenen  gleich  bdiaadelt 
jene  Personen,  welche  im  Inlande  weder 
einen  Wohnütz  nodi  eine  gewerbliche  Nieder^ 
lassung  haben;  femer  die  trotz  erfolgter 
Löschung  im  Börsenregister  no(di  in  der 
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OesamtUste  Aofgeführten,  und  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Monats  seit  der  YerOffentliehung 
der  Qesamtliste  diejenigen  Personen,  welche 
za  dieser  liste  infol^  der  Löschung  nicht 
irieder  aufgeführt  sind,  vorausgesetzt,  dass 
zur  Zeit  des  GteschSftsalrächlusees  der  andere 
Vertra^ßteil  von  der  bewirkten  Lösdiung 
l^ne  Kenntnis  hatte. 

Durch  ein  BGrseutermingeschAft  in  einem 
Oesohftftazweige,  für  welchen  nicht  beide 
Parteien  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses 
als  in  einem  Börsenregister  eingetra^n  zu 
gelten  haben,  wird  ein  St^uldvercfiltnis  nidit 
begrQndet;  die  Unwirksamkeit  solcher  Oe- 
Bchäfte  erstreckt  sich  auch  auf  die  bestellten 
j^cherheiten  und  die  abgegebenen  Schuld- 
anerkenntnisse ;  dodi  kami  dasjenige,  was 
bei  oder  nach  völliger  Abwickelung  des  Oe- 
schftfts  zu  seiner  EMüllung  geleistet  worden 
ist,  nicht  zurückgefordert  werden.  Die  ün- 
gOltigkeit  erstreckt  a.ck  auf  den  gesamten 
'Yertiagsiiihalt,  also  auch  auf  etwaig  Yer- 
einbarung,  dass  allenfallsige  Streitigkeiten 
aus  dem  Geschäfte  unter  Ausschluss  des 
ordentlichen  Rechtswegs  durch  ein  Schieds- 
gericht entschieden  werden  sollen. 

Bei  Ansprüchen  aus  Börsenterminge- 
ßchäftea  —  sowohl  bei  Ansprüchen  auf  Er- 
fflllung  als  auf  Zahlung  einer  Kursdifferenz 
> —  in  einem  Geschäftszweige,  für  welche 
beide  Parteien  zur  Zeit  des  Geschäftsab- 
schlusses als  in  ein  Börsenregister  einge- 
tragen galten,  kann  ein  Einwand  nicht  da- 
rauf begründet  werden,  dass  die  Erfüllung 
durch  Lieferung  der  Waren  oder  Wert- 

niere  vertragemässig  ausgeschlossen  war, 
..  bei  solchen  Börsentermingeschäften  ist 
der  Einwand,  es  lie^  kein  wirkliches  Kauf- 
geschäft, sondern  em  als  Spiel  oder  Wette 
zu  behandelndes  Differenzgeschäft  vor,  un- 
zulässig; das  Gesohftft  ist  als  Kaufvertrag 
zu  beiu^ilen. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  gelten 
auch  für  die  Erteilung  und  die  Üebernahiue 
von  Aufträgen  und  für  die  Yereinigung  zum 
Abschlüsse  von  Börsentermingesdiäften. 

Dieses  Sonderorivatrecht  der  Börsen- 
termiogeschäfte  gut  lediglich  für  diese; 
nicht  auch  für  sonstige  Termingeschäfte, 
auch  dann  nicht,  wenn  sie  sich  in  den  für 
Börsentermingeschäfte  übÜchen  Formen  voll- 
ziehen. Für  diese  sonstigen  Termingeschäfte 
sind  vielmehr  die  durch  die  Rechtsprechung 
der  obersten  deutschen  Gerichte,  besonders 
des  Reichsgerichts,  aiis^bildeten  Orundsätze 
Uber  den  Differenzemwand  massgebend. 
Diese  Grundsätze  und  nunmehr  durch  §§  764, 
762  des  Büi^erlii^n  Gesetzbuchs  kodifiziert 
worden.  Damach  ist  ein  auf  Lieferung  von 
Waren  oder  Wertpapieren  lautender  Vertrag, 
wenn  er  in  der  Absicht  geschlossen  wird, 
dass  der  Unterschied  zwischen  dem  verein- 
barten Preise  und  dem  Börsen-  oder  Markt- 


reise der  Lieferungszeit  von  dem  verlieren- 
en  Teil  an  den  gewinnenden  gezahlt  werden 
soll,  als  Spiel  anzusdien,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  nur  die  Absicht  des  einen  Teiles 
auf  die  Zahlung  des  Unterschieds  gerichtet 
ist,  der  an<^?e  Tffll  aber  diese  Absicht  kennt 
oder  kennen  muss.  Durch  ein  Spiel  wird 
eine  klagbare  Verbindlichkeit  nicht  beendet, 
jedoch  Kaan  das  auf  Grund  des  Spiels  Ge- 
leistete nicht  zurückgefordert  werden;  dies 
gilt  auch  für  eine  Vereinbarung,  durch  die 
der  verlierende  Teil  zum  Zwecke  der  Er- 
füllung einer  Spielschuld  dem  gewinnenden 
Teile  gegenüber  eine  Verfoinimchkeit  ein- 
geht,  insbesondere  für  ein  Schuldanwkenntnis. 

Die  vorstehenden  über  das  Recht  der 
Zeitgeschäfte  voi^etxagenen  Anschauungen 
weicuen  in  vielen  Beziehungen  von  den  An- 
sichten mehrerer  Sduiftstdler  wie  auch  des 
Bei(^gerichts  ab ;  auf  die  Widerlegung  der 
letzteren  muss  jedoch  hier  verzichtet  wuden. 

H.  Die  Zeitgeschäfte  zerfallen  femer  in 
feste  Zei^eschäfte,  d.  h.  solche,  bei  denen 
beide  Kontrahenten  an  die  eingegangenen 
Verpflichtungen  so  gebunden  sind,  dass 
keiner  einseitig  dieselben  modifiziei'en  kann ; 
und  in  Prämienzeitgeschäfte,  bei  denen  der 
eine  Kontrahent  gegen  Zahlung  einer  Ver- 
gütung (Prämie)  das  Recht  erhält,  einseitig 
von  dem  Vortrag  zurückzutreten  oder  dessen 
Inhalt  ändern  zu  dürfen.  Die  wichtigste 
Arten  der  letzteren  sind: 

a)  das  einfache  Prämiengeschäft:  (Vor- 
oder Lieferungsprämiengeschäft,  wenn  der 
Käufer,  Rück-  oderEmpfangspi-ämiengeschäft, 
wenn  der  Verkäufer  das  Recht  des  einsei- 
tigen Rücktritts  vom  Vertrage  hat)  ist  ein 
von  einer  auflösenden  Potestativbedingung 
abhängig  gemachter  Kaufvertrag. 

b)  das  Zweiprämiengeschäft  ist  eine 
Kombination  eines  Vor-  und  eines  mit  einer 
anderen  Person  geschlossenen  Rückpräraien- 
geschäfts. 

c)  das  SteUgeschäft  (die  Stellage  oder 
Schluss  auf  Geben  und  Nehmen):  der  eine 
Kontrahent,  der  Wähler,  erhält  das  Recht, 
ob  er  zur  Erfüllungszeit  Bi<dL  oder  dem 
anderen  Kontrahenten,  dem  Steller,  die 
Rechte  und  Pflichten  des  Käufers  oder  des 
Verkäufers  zuweisen  wiUj  es  ist  eine  alter- 
native Kombination  zweier  potestativ  be- 
dingter Eaufvertrj^. 

d)  das  zweischneidige  Främiengeschäft, 
bestehend  aus  einem  Ste^eschäft  und  einem 
eingehen  Främiengeschäft. 

e)  Das  Nocl^^häft  und  das  Geschäft 
mit  Ankündigung  (bei  ersterem  darf  d€fr 
Käufer  die  mehmche  Lieferung  des  Kauf- 
ge^nstands  zum  gleichen  Preise  verlangen, 
bei  letzterem  der  Verkäufer  zum  gleichen 
Preise  das  verkaufte  Quantum  mehrfach 
liefern)  sind  Verbindungen  je  eines  festen 
mit  je  einem  von  einer  aufschiebenden  Potes- 
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tativbedingung  abhängig  gemachten  Kaui- 
vertrages. 

f)  Der  Schluss  auf  fest  und  offen  (der 
Käufer  darf  eine  lestinimte  Quote  weniger 
beziehen  oder  der  Verkäufer  eine  bestimmte 
Quote  weniger  liefern )  ist  ein  bezüglich 
eines  Teiles  des  Kaufsobjektes  Ton  einer 
auflösenden  Potestatirbedingimg  abfaAngiger 
Kaufvertrag. 

g)  Das  Wandel-  oder  Eskomptegesch&ft 
(auch  »Kauf  mit  Ankündigung  fix  imd  täg- 
lich, wenn  der  Verkäufer  zu  einem  früheren 
als  dem  vertragsmässig  festgesetzten  äusser- 
sten  Liefeningstemiin  liefern,  «ler  »Kauf 
auf  fixe  und  tägliche  Liefening«,  wenn  der 
Käufer  die  Lieferung  früher  als  zu  dem 
vertragsmässig  festgesetzten  jUissersten  Liefe- 
rungstermin  verlangen  darf)  ist  ein  unbe- 
dingter Kaufvertrag  mit  der  Nebenberedung, 
öaBS  der  eine  Kontrahent  die  festgesetzte 
Lieferungszeit  durch  einseitige  E^lärung 
abkflrzea  kann. 

Auch  bei  den  Fr&mieDgeschäften  wieder- 
holt äch  die  Unterscheidni^  zwischen  offi- 
ziellen imd  nichtoffiziellen  Oesc-häften  bezw. 
zwischen  B6rsentenningescliäften  auf  FrBmie 
und  sonstigen  Termingesch&Ren  auf  PrOmie 
mit  allen  unter  I  aufgeführten  Rechtsfolgen. 

ni.  Die  zur  Zeit  für  die  Börsentermin- 
geschäfte  in  Pro<lukten  und  Effekten  gelten- 
den öeschäftsbedin^mgen,  wie  die  Gesehäfts- 
bedin^n^n  für  die  neuerdings  als  Ersatz 
für  die  Börsentermingeschäfte  übhch  ge- 
wordenen »handelsrechtlichen  Lieferungs- 
geschäfte« und  ^Geschäfte  in  Wertpapieren 
mit  bestimmter  Liefenmgszeit«  sind  zu  \im- 
fangreich,  verschiedenartig  und  wechselnd, 
als  dass  sie  hier  eingehend  besi)rochen  wer- 
den könnten.  Wir  beschränken  uns  auf  die 
Hervorhebung  der  wichtigijten  Bestimmungen. 

1  .Für  die  BOrsentermingeschäf te  inEffekten 
an  der  Berliner  Börse. 

Sind  die  Kontrahenten  Jlitglieder  des 
Liquidationsvereins  für  Zeitgeschäfte  an  der 
Berliner  Fondsbörse  und  betrifft  das  Ge- 
schäft solche  Werte,  welclie  durch  diesen 
Verein  skontriert  wei-den,  so  hat  die  Regu- 
lierung des  Geschäfts  durch  Skontriernng 
nach  den  einschlägigen  statutarischen  Be- 
stimmnogen  des  llquidations Vereins  zu  er^ 
fol^n.  Bei  Effekten,  welche  vom  Liqui- 
daüonsverein  nur  in  bestimmten  Beträgen 
skontriert  werden,  findet  die  Kompensation 
der  Kauf-  mit  den  Verkaufgeschäften  ohne 
Rücksicht  auf  die  einzelnen  Geschäftsab- 
schlüsse statt ,  sofern  niclit  der  Käufer 
Sj^testens  48  Stunden  vor  Einreichung  des 
Skontros  den  Verkäufer  schriftlich  aufge- 
fordert hat,  die  nicht  skontrierbaren  Teil- 
beträge aus  den  einzelnen  auf  den  Ultimo 
des  betreffenden  Monats  abgeschlossenen 
Geschäften  direkt  zu  liefern.  Die  Liefenmg 
ist  zu  einem  bestimmten,  regelmässig  vom 


Börsenvorstande  festgesetzten  Liquidation»* 
kurs  zu  bewirken.  Engagements  in  einem 
Wertpapiere,  welches  zur  Rückzahlung  ge- 
kündigt ist,  werden  an  dem  Tage  ralng, 
an  welchem  die  Rückzahlung  beginnt,  audt 
wenn  dieselben  ursprünglich  auf  einen  spfir 
teren  Termin  geschlossen  wurden,  der  Ver- 
käufer hat  alsdann  die  Wahl,  das  Engage- 
ment durch  Lieferung  der  Stücke  oder  durch 
Verrechnung  zum  Einlösungswerte  zu  re- 
gulieren ;  der  letztere  ist  in  streitigen  Fällen 
vom  Börsenvorstande  festzusetzen.  Tritt 
für  die  verkauften  Werte  während  der  Dan^ 
des  Vertrages  die  Ausübung  eines  Bezugs- 
rechtes ein,  welches  nicht  durch  Festsetzung 
eines  Kursaufsehlages  oder  -abschlages  seine 
Erledigung  findet,  so  hat  der  Käufer,  wel* 
eher  das  Bezugsrecht  ausüben  will,  spätes- 
tens 24  Stunden  vor  Ablauf  der  zur  Aus- 
übung des  Bezngsrechtes  gestellten  Frist 
den  \  erkftufer  schriftlich  zur  Erhebung  der 
Bezugsstücke  aubufordeni;  der  Verkäufer 
muss  dieser  Aiiffordening  nacdikommen;  der 
Käufer  muss  nach  Wahl  des  Verkäufers 
die  neabezogenen  Stücke  entweder  binnen 
8  Tagen  nach  Ausgabe  der  neuen  Stücke 
oder  die  alten  und  neuen  Werte  zi^leich 
am  Erfüllungstage  des  ursprünglichen  Ge- 
schäfts gegen  Erstattung  aller  Auslagen 
nebst  Zinsen  abnehmen.  Aehnliche  Be- 
stimmungen gellen  für  den  Fall,  dass  die 
gebändelten  Papiere  während  der  Dauer 
des  Vertrages  konvertiert  werden.  Tritt 
bei  Prämien-,  Stellage-  und  Nachgesc^iäften 
während  der  Dauer  des  Vertrages  ein  Be- 
zugsrecht ein,  so  ist,  falls  die  Erfüllung 
durch  Lieferung  der  Stücke  erfolgt,  der 
Verkäufer  verpflichtet ,  die  Bezugsstücke 
gegen  Erstattung  der  dafür  geleisteten  Zah- 
lung nebst  Stückzinsen  mitzuliefern,  und 
der  Käufer  venpfhchtet,  sie  mit  abzunehmen. 
Auf  die  Höhe  der  Prämie  ist  ein  eintretendes 
Bezugsrecht  ohne  Einfluss.  Eingehende  Be- 
stimmungen regeln  die  Folgen  des  Verzugs, 
der  Zahlungsunfähigkeit,  des  KonkurBes  eines 
Kontrahenten. 

2.  Für  das  sogenannte  Kassakontokorrent- 
geschflft,  eingeführt  von  der  Berliner  Makler- 
bank, dem  Börsenhandelsverein  und  dem 
Berliner  Maklerverein  für  den  Handel  in 
Bergwerks-  und  Industriepapieren. 

Jaier  Schluss  in  Bergwerks-  und  la- 
dustriepapieren  unterliegt  den  für  die  Ab- 
wickelung und  Erfüllung  der  Kassageschäfte 
geltenden  allgemeinen  Börsenbedingungen. 
Auf  Wunsch  wird  dem  Käufer  solcher  Ef- 
fekten ein  VorschuBB  bis  zur  Höhe  des 
Kaufpreises  gewahrt  und  dem  Verkäufer 
der  Kaufpreis  verzinst.  Wird  die.  Kooto- 
korrentabteilung  einer  der  genannten  Firmen 
in  Anspruch  genommen,  so  sendet  diese  bis 
zum  nächsten  Tage  dem  Käufer  eine  Ab- 
rechnung, in  weläier  er  für  den  Kaufpreis 
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ziizfiglich  der  laufenden  Zinsen  belastet  und 
1^  die  Effekten  auf  Stücke-Konto  erkannt 
wird,  dem  Verkaufer  eine  Abrechnung,  in 
der  er  für  den  Kaufpreis  zuzüg-Iich  der 
laufenden  Zinaen  erkannt  und  für  die  Ef- 
fekten auf  Stücke-Konto  belastet  wird.  Der 
Zinsluss  wird  jeweils  besonders  vereinbart; 
regelmässig  wird  im  Debet  der  Bankzins- 
fusB,  im  Credit  1%  darunter  berechnet. 
Die  Vorlage  an  Geld  oder  Effekten  ist  bis 
snm  Ende  des  laufenden  Monats  für  beide 
Teile  unkündbar.  Spätestens  fünf  Werktage 
Tor  Ablauf  des  Monats  hat  die  Erklärung 
über  die  Kündigung  des  Vorschusses  bezw. 
des  Guthabens  oder  die  Verabredung  über 
den  Zinsfuss,  welcher  im  kommenden  Monat 
für  den  Saldo  ^ten  soll,  zu  erfo^n.  Er- 
folgt die  KQndiguDg,  so  geschieht  die  Ab- 
wiäelmig  des  laiifenden  Kontos  am  letzten 
Werktage  des  Mon^  dnrch  Auslieferung 
der  Stfloke  gegen  Begleichung  des  Geld- 
saldos. Ist  das  Stfickekonto  am  E^de  des 
Monats  glatt,  so  sind  beide  Farteiea  be- 
rechligt,  den  Ausgleich  des  Saldos  am  ersten 
WerkU^  des  nfichsten  Monats  zu  veriaagen. 
Alle  Vierteljahre  wird  jeder  Kontokorrent 
definitiv  abgerechnet.  Solange  ein  Konto- 
.korrent  läuft,  haftet  das  Stücke-Konto  für 
das  laufende  Konto  und  umgekehrt.  Auf 
Aufgabe  der  Nummern  der  Über  Stücke- 
konto gehenden  Effekten  wird  gegenseitig 
verzichtet  Die  Bestimmimgen  Über  die 
Folgen  des  Verzugs,  des  Konkurses  und  der 
Zamungsunföhigkeit  des  einen  Kontrahenten 
sind  den  für  die  Kassageschäfle  an  der 
Berliner  Börse  geltenden  Geschäftsbedin- 
gungen nachgebildet. 

Dieses  Kassakontokorrentgeschäft  ist 
meines  Eraehtens  keine  Verbmdung  eines 
Kassageschäfts  mit  einem  Darlehensvertrage, 
sondwn  ein  eigenartiges  Zeitgeschäft. 

3.  Für  das  handelsrechtliche  Liefenm^s- 
geschäft  im  Magdeburger  Zuckerhandel,  im 
Getreidehandel  und  im  Effektenhandel. 

Die  für  diese  Geschäftsform  üblichen 
SchlusBscheinbedingungen  enthalten  die 
Klausel,  dass  »nnter  Ausschluss  aller  Börsen- 

Sebräuche«  gehandelt  werde;  sie  sind  je- 
och  den  für  die  offiziellen  BOrsentermin- 
geschäfte  geltenden  Bestimmungen  ziemlich 
genao  nachgebildet,  wenn  sie  auch  im  ein- 
zelnen, mitunter  nicht  unerheblich  hiervon 
abweichen,  wie  z.  B.  bezüglich  der  Folgen 
des  Verzugs,  welche  sich  nach  den  ia*tt. 
343,  353—357  des  Handelsgesetzbuchs  be- 
messen. 

Vielfoch  herrscht  die  Anschauungf  es 
gebe  nur  eine  Form  des  bSrsenmSssigen 
Zei%eschäfts,  nämlich  das  Termingesc^iaft. 
Diese  Anschauung  ist  völlig  &lsch;  es  sind 
vielmehr  eine  ganze  Reihe  von  verschiedenen 
F<nTnen  des  oOrsenmSssigen  Zeitgeschäfts 
zu  unterscheiden,  die  zwar  gewisse  volks- 


■Ä-irtschaftliche  Eigentümlichkeiten  gemein- 
sam haben,  rechtlich  aber  durclutus  nicht 
gleichmässig  beurteilt  werden  dürfen. 

IV.  Die  Prolongation  s-  und  Reportge- 
schäfte, a)  Das  Prolongationsgeschäft  ist 
eine  Vereinbarung,  durch  welche  der  Er- 
füUungstermin  eines  schwebenden  Zeitge- 
schäfts hinausgeschoben,  also  das  bisherige 
Zeitgescliäft  durch  ein  neues  mit  späterem 
ErfÜllungstermin  ersetzt  wird. 

b)  Das  indirekte  Beportgeschäft  ist  eine 
Kombination  eines  Kasst^eschfiftes  mit  einem 
Zeitgeschäft  derart,  dass  jemand  auf  Grund 
eines  Entschlusses  die  Börsenware,  die  er 
an  einen  anderen  per  Kasse  verkauft  (oder 
von  einem  andern  per  Kassa  kauft),  zu 
gleiche  Zeit  auf  emen  sf^teren  Teimia 
von  einem  Dritten  kauft  (oder  an  emen 
Dritten  vei^uft). 

c)  Das  direkte  Be^rtgesohäft  ist  ein 
Vertrag,  durdi  weldien  jemand  ein  Quantum 
Börsenware  g^n  Zahlung  einer  Geldsumme 
an  mnen  anderen  verkauft  und  fibei^ebt 
mit  der  Verabredung,  dass  ihm  dieser  An- 
dere dasselbe  Quantum  gleicher  Börsenware 
an  einem  bestimmten  späteren  Zeitpunkt 
oder  binnen  einer  bestimmten  Frist  gegen 
Zahlung  einer  bestimmten  Summe  zurück- 
übereignet Ueber  die  juristische  Konstruk- 
tion dieses  Geschäfts  herrscht  grosse 
Meinungsverschiedenheit;  richtiger  Ansicht 
nach  ist  es  nicht  als  Kombination  zweier 
Kaufverträge  oder  eines  Kauf-  und  eines 
Darlehensvertrages,  äberliaupt  nicht  als  Ver- 
bindung mehrerer  Verträge,  sondern  als 
eigenartiges ,  einheitliches  Geschäft  aufzu- 
fassen. 

Auch  für  diese  Geschäftsformen  gilt  die 
Unterscheidung  zwischen  offiziellem  und 
nichtoffizieDem  Börsenhandel  mit  den  früher 
angegebenen  Rechtsfolgen. 

9.  Die  KursmaUer.  Die  Kursmakler 
haben  eine  zweifache  Rechtsstellung.  Sie 
sind  einmal  gewerbsmässige  Vermittler  von 
Börsengeschäften  in  Waren  oder  Wertpapieren, 
also  Handelamakler  und  als  solche  Kauf- 
leute im  Sinne  des  Handelsrechts ;  sie  unter- 
stehen daher  den  für  Kaufleute  Überhaupt 
und  für  Handelsmakler  im  besonderen  gelten- 
den Rechtssätzen.  Die  Kursmakler  sind 
ausserdem  Beamte  der  Landesregierungen. 
Als  solche  haben  sie  folgende  besondere 
Rechte  und  Pflichten :  1.  Sie  müssen,  so- 
Uinge  sie  ihre  Thätigkeit  als  Kursmakler 
ausüben,  die  Vermittelung  von  Börsenge- 
schäften in  den  betreffenden  Waren  oder 
Wertoapieren  gewerbsmässig  betreiben.  2. 
Sie  dürfen  ausser  der  Häkelei  kein  anderes 
Handelsgewerfoe  betreiben,  auch  nicht  an 
einem  solchen  als  EommanditiBt  oder  stiller 
QeseUscdiafter  beteiligt  sein,  auch  nicht  zu 
einem  Kaufmann  in  dem  Verhältnisse  eines 
IVokuristen,  Handlungsbevollndchtigten  oder 


Digilized  by  Google 


Btoienrecht 


HaDdJungBgehUfen  Btehen.  Die  Landesregie- 
rung kann  Ausn^unen  von  dieser  Vorschrift 
zul^sen.  3.  Während  die  Tereidigten  Han- 
delsmakler Oberhaupt  keine  &uidelsgef>chflfte 
für  «gone  Rechnung  schliesseu  und  sich 
für  die  Erfüllung  der  von  ihnen  vennittelt«i 
GeßchÄfte  nicht  verbindlich  machen  dniften, 
ist  den  Kursmaklem  erlaubt,  in  den  Oe- 
Bchftftszveigen,  für  welche  sie  bei  der  amt- 
lichen Feststellimg  des  BGrsnipreises  mit- 
wirken, insoweit  Handelsgeschäfte  für  eigene 
Rechnung  od^  in  eigenem  Namen  für 
fremde  Rechnin^  abzuBchliessen  oder  die  Er- 
füllung der  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte 
durch  Bürgschaftsübemahme,  F^dbestel- 
Inng  u.  s.  w.  zu  garantieren,  als  dies  zur  Aua- 
führung der  ihnen  erteilten  Auftrftee  nOtig 
ist;  dadurch  ist  ihnen  die  M^li<^eit  ge- 

feben,  in  Fällen,  in  denen  sie  für  einen 
'eil  eines  Auftrags  keinen  Gegenkontrahenten 
finden ,  diesen  Teil  —  die  sogenannten 
»Spitzen«  —  für  eigene  Rechnung  zu  Über- 
nehmen. 4.  Sie  haben  nach  Mass^be  der  für 
die  einzelnen  Börsen  erlasseneu  Vorschriften 
bei  der  amtlichen  Feststellung  der  Börsen- 
preise mitzuwirken.  5.  Sie  dürfen  nicht 
vermitteln :  Geschäfte  in  Wertpapieren,  welche 
zur  öffentlichen  Zeichnung  aufgelegt  werden, 
vor  beendeter  Zeichnung ;  Geschäfte  in  Wert- 
papieren, deren  Zulassung  zum  Börsenhandel 
verweigert  oder  nicht  nachgesucht  ist; 
B&rsentermingesehSfte  in  Waren  oder  Wert- 
papieren, in  denen  der  Börsenterminhandel 
untersagt  oder  die  Zulassung  dess^ben  von 
den  Börsenoi^nen  endgültig  verweigert  ist. 
Yerleteungen  dieser  Amtspflichten  sind  auf 
die  privatrechtliche  Gflltiriteit  der  ver- 
mittelten Geschäfte  ohne  Einfluss,  ziehen 
jedoch  disciplinäre  Ahndung  nach  sich. 

Die  Kursmakler  werden  von  der  Landes- 
regierung bestellt  und  entlassen;  vor  Antritt 
ihi^  Stellung  sind  sie  duauf  zu  beeidigen, 
dasB  sie  die  ihnen  obliegenden  Pflichten 
getreu  erfüllen  werden.  Ausserdem  ecdusibt 
das  Börseogesetz  vor,  dass  »bei  der  Be- 
stellung neuer  Euisinakler  und  bei  Yer- 
tdlung  der  Geschäfte  unter  die  einzelnen 
Makler  eine  Tertretung  der  Kursmakler 
(Maklerkammer)  gutachtlich  zu  hören  ist«. 
Aus  dieser  Bestimmung  folgt  einmal,  dass 
es  den  Kiirsmaklern  gestattet  ist,  sich  zu 
einer  Vereinigung  zusamraenzuthun,  welche 
ihre  gemeinsamen  Interessen  zu  vertreten 
hat;  ferner,  dass  da,  wo  mehrere  Jlakler 
an  einer  Börse  vorhanden  sind,  die  Ge- 
schäfte imter  sie  verteilt  werden  müssen, 
so  zwar,  dass  jeder  einzelne  Makler  niu* 
in  bestimmten  Geschäftszweigen  vermitteln 
darf;  drittens,  dass  die  Zahl  der  an  einer 
Börse  bestellten  Kursmakler  keine  geschlos- 
sene sein  darf,  sondern  dass  nach  Bedürfnis 
neue  Kursmaklerstellen  geschaffen  werden 
können ;  und  endlich,  dass  da,  wo  eine  Vei> 


tretung  der  Kursmakler  besteht,  diese  bei 
Vermehrung  der  Stellen  und  bei  Vertdlong 
der  Geschäfte  gutachtlich  zu  httoen  ist 
Wer  die  Verteilung  der  Oesdiift»  vomt- 
Dehmen  habe,  sagt  das  Gesetz  mdit  Da 
die  Umdesregiwnngen  die  Au&uhme  ben 
Btimmter  Vorschriften  in  die  Bltasenordnung 
aoOTdnen  ktenw,  so  kSnnen  de  in  der 
BtViseiuffdnung  auch  bestimmea,  wer  die 
G^ch&fte  ui  die  Kursmakler  zu  vertdlen 
habe ;  sie  kOonen  hiermit  andi  die  H^deto- 
organe  oder  den  Staatskommissar  betrauen, 
nur  die  Maklerkammer  nicht ;  denn  die  Be- 
stimmung, dass  die  Makierkanuner  bei  der 
Geschäftsverteilung  »gutachtlich  zu  hören« 
ist,  will  nicht  etwa  ein  Miniinnm  der  den 
Maklerkammern  einzuräumenden  Befugnisse 
festsetzen,  sondern  die  den  Maklerkammern 
bei  Vermehrung  der  Maklerstellen  und  bei 
der  Gesch&ftsverteilung  zukommenden  Rechte 
in  einer  für  die  Landesregierungen  binden- 
den Weise  erschöpfend  regeln.  Der  Zweck 
der  Bestinmiung  ist,  einerseits  den  Maklern 
einen  Einfluas  auf  die  Geschäftsverteilung 
zu  sichern,  andererseits  zu  verhüten,  dass 
sich  in  der  Gestaltung  des  Maklerwesens 
den  französüchen  Börsen  ähnliche  Zustände 
herausbilden.  Solange  nicht  in  der  Börsen-^ 
Ordnung  das  Recht  der  Verteüang  der  Ge-' 
Schäfte  an  die  Kursmakler  einem  anderen 
Organ  übertragen  ist,  steht  dieses  Recht 
demjenigen  Börsenverfassungaorgan  zu,  das 
in  allen  Börseoangelegenheiten  die  Ver^ 
muttmg  der  Zuständigkeit  für  rieh  hat, 
nämlich  dem  Börsenvorstand. 

Die  näheren  Bestimmungen  Über  die 
Bestellung  und  Entlassung  der  Kursmakler, 
Über  die  Oi^oisation  ihrer  Vertretung  so- 
wie über  mr  Verhältnis  zu  den  Staats- 
kommissaren und  den  Börsenoiganen  sind 
von  den  I^desregierongen  zu  treffen. 

In  Praussen  werden  die  Korsmakler  für 
die  BOrse  in  Berlin  durch  den  OberprSai- 
deuten  der  Provinz  Brandenburg  und  der 
Stadt  Berlin,  für  die  übrigen  Börsen  durch 
den  Regierungspräsidenten,  in  dessen  Ver- 
waltungsbezirE  die  BOrse  gelten  ist,  bestdlt 
und  in  seinem  Auftrage  vereidigt  Die  Ent- 
lassung eines  Eursmaklers  kum  erfo^en, 
wenn  er  sich  einer  groben  Verietznng  der 
ihm  obliegenden  Pflichten  schuldig  macht 
oder  sich  durch  Bein  Verhalten  in  oder 
ausser  dem  Amte  der  Achtung,  des  An- 
sehens und  des  Vertrauens,  die  sein  Benif 
erfordert,  unwürdig  zeigt  oder  zur  Erfüllung 
seinerAmtspflicht  dauernd  un&hig  wird.  Vor 
Bestellung  imd  Entlassung  sind  die  Makler- 
kammer und  die  mit  der  unmittelbaren 
Börsenaufsicht  betrauten  Handelsorgane  gut- 
achtlich zu  hören.  —  Die  Kursmakler  an 
der  Berliner  Börse  weKlen  durch  eine  aus 
11  Mitgliedern  best^ende  MakleriEammer 
vertreten.  Die  11  Mitglieder  und  5  Stell- 
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Vertreter  werden  von  den  Kursmaklem  aus 
ihrer  Mitte  ^wählt.  Schwebt  gegen  einen 
Eursmaklerem  ehrengerichtliches  oder  wegen 
einer  strafbaren  Handlung,  welche  die  Un- 
fähigkeit zur  Bekleidung  Öffentlicher  Aemter 
zur  Fol^  haben  kann,  ein  strafrechtliches 
Verfahren,  so  ruht  das  Wahlredit  wahrend 
der  Dauer  dieses  Yerfahrens.  Die  Wahlen 
etfolgen  auf  4  Jahre ;  nach  2  Jahren  scheiden 
6  lOtglieder  und  3  Stellvertreter,  nach 
weiteren  2  Jahren  die  Übrigen  5  Mitelieder 
und  2  Stellvertreter  aus ;  die  Ausscheidenden 
sind  wi&der  wählbai-;  regelmassig  wird  in 
gehedmer  Abstimmnug  durch  Stimmzettel 
gewählt;  zur  Wahl*  ist  absolute  Mehrheit 
der  abge^benen  Stimmen  erforderlich. 
Sdieidet  ein  Mi^ed  der  Maklerkammer 
früher  als  dr^  Monate  Tor  Ablauf  seiner 
Wahlperiode  aus,  so  ereSnzt  sich  die  Makleiv 
kammer  durch  Zuvanl  ans  der  Beihe  der 
StellTOiTeter.  Die  Maiklerkammer  hat  auf 
Ebrfcndem  des  Oberpr&sidenten  Gutachten 
über  die  Bestedlung  und  Entlassung  von 
Kursmaklem  abziehen,  auf  Anfordern  d^ 
staatlichen  BehtVrden  Gutachten,  insbesondere 
über  die  die  Interessen  der  KursmaUer  be- 
rührenden GesetzgebungB-  und  YerwaltungB- 
fragen  zu  erstatten,  die  Aufsicht  über  die 
ErfOlIung  der  den  Kursmaklem  als  solchen 
obliegenden  Pflichten  auszuüben  und  bei 
Pfli(£tverletzungen  Disciplinarstrafen  zu  ver- 
hängen, auf  Antrag  Streitigkeiten  unter  den 
Kursmaklem  und  zwischen  einem  Kure- 
makler  und  dessen  Auftra^ber  auf  Antrag 
des  letzteren  zu  schlichten.  Femer  ist  ihr 
—  was  nach  den  obigen  Ausführungen  un- 
zulässig ist  —  das  Recht  eingeräumt,  die 
Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  einzelnen 
Kursmakler  vorzunehmen ;  gegen  diese  Ver- 
teilung können  der  Staatäcommissar  und 
der  Börsenvorstand  Einsprach  beim  Aeltesten- 
kollegium  einlegen,  welches  dann  endgültig 
entscheidet.  —  Der  Vorstand  der  Makler- 
kammer besteht  aus  einem  Vorsitzenden, 
einem  stellvertretenden  Vorsitzenden,  einem 
Schriftführer,  einem  stellvertreteudea  Schrift- 
führer und  einem  Schatzmeister;  er  wird 
von  der  Maklerkammer  ans  ihrer  Mitte  ge- 
wählt Der  Vorstand  vertritt  die  Makler- 
kammer nadi  aussen,  besoi^  die  Vermögens- 
verwaltung, leitet  (iie  Sitzungen,  führt  die 
Beschlüsse  tmd  stellt  die  zur  Verwaltung 
nötigen  Beamten  an.  Rechtsverbindliche 
Erklärungen  der  Maklerkammer  müssen  mit 
der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  oder  seines 
Stellvertreters,  d^  Schriftführers  oder  seines 
Stellvertreters  und  eines  ferneren  Miteliedes 
versehen  sein.  Die  Berufung  der  Makler- 
kammer muss  »-folgen,  wenn  der  Staats- 
kommissar oder  das  Aeltestenkollegium  oder 
5  Mitglieder  der  Maklerkammer  oder  20 
Eursmakler  unter  Angabe  des  zu  behandeln- 
den Gegenstands  es  beantragen.  Der  Staata- 


kommissar  kann  den  Sitzungen  mit  beratender 
Stimme  anwohnen.  Maklerkammer  und  Vor- 
stand sind  beschluBsfähig,  wenn  mehr  ala 
die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  sind; 
bei  Beschlussfassungen  entscheidet  Stimmen- 
mehrheit, bei  Stimmengleichheit  die  Stimme 
des  Vorsitzenden.  —  Die  Kursmakler  müssen 
diejenigen  Handelsgeschäfte^  die  sie  für 
eigene  Rechnung  oder  in  eigenem  Kamen 
geschlossen  haben,  sowie  die  t<»i  ihnen  für 
vermittelte  Geschäfte  übernommenen  Bflif^ 
Schäften  in  ihren  Tagebüchern  täglich  über* 
sichtlich  zusammenstellen.  Auf  Verlangffli 
des  mit  der  Kursfestsetzung  betrauten  Vor- 
standsmitgliedes haben  sie  protokollarische' 
Erklärungen  Ober  ihre  Gesoiäfte  auf  ihren 
Amtseid  abzugeben  und  die  Einsicht  m 
ihre  Geschäftsbücher  zu  gestatten.  Sie  unter* 
stehen  der  besonderen  Au&idit  der  Makler* 
kammer  und  des  Staatskommissars,  welche 
berechtigt  sind,  jederzeit  in  die  Hand-  und 
Tagebü<mer  der  Kursmakler  Einodit  zu 
nehmen.  Verletzun^n  der  den  EursmaUem 
obliegenden  Amtspfhchten  ziehen  discipUnSre 
Ahndung  nacb  sich;  die  DisciplinarafarafeQ 
önd  Wamong,  Verweis,  Gelds&afe  Ins  za 
600  Mark,  Versagung  des  Zutritts  zu  den 
Börsenversammlun^en  bis  zur  Dauer  von 
drei  Monaten.  Disciplinargericht  ist  die 
Maklerkammer,  gegen  deren  Entscheidung- 
binnen  14  Tagen  Beschwerde  an  das  Aeltesten- 
kollegium  ergriffen  werden  kann.  Für  das 
Verfahren,  insbesondere  auch  für  die  Be- 
teihgun^  des  Staatskommissars  gelten  im 
wesenthchen  die  reichsgesetzlic^n  Vor- 
schriften über  das  ehrengerichtliche  Ver- 
fahren. 

Für  Frankfurt  a/M.  bestehen  im  wesent- 
lichen ähnliche  B^timmungen  wie  in  Berlin } 
nur  ist  dort  die  Verteilung  der  Geschäfte 
von  der  Handelskammer  vorzunehmen. 

In  Hamburg  g^ebt  es  keine  Kiuwnafcler; 
es  werden  ledighch  zur  Mitwirkung  bei  der 
Preisfeststellung  von  der  betreffenden  Ab- 
teilung des  Börsenvorstandes  Hülfspersonen 
bestellt  und  vom  Vorsitzenden  der  Abteilung 
durch  Handschlag  zur  Aufwendung  aller 
Sorgfalt  behufs  richtiger  Preisenmttehmg' 
verpflichtet.  Besondere  Rechte  und  Pflicht^ 
hskbea  diese  Hülfspersonen  nicht 

10.  Amtliche  Festsetzung  der  Kurse. 
Bei  Waren  und  Wertpapieren,  deren  Börsen- 

freis  amüich  festgestellt  wird,  erfolgt  diese 
eststellung  sowohl  für  Kassa-  wie  für  Zeit- 
geschäfte durch  den  Börsenvorstand.  Die 
Börsenordnungen  können  vorschreiben,  dass 
»Verteter  anderer  Berufezweige«  hierbei 
mitzuwirken  haben.  Bei  der  Feststellung 
darf  ausser  dem  Staatskommissar,  dem 


')  Die  Ermittelung  der  Kiurse  braucht  alsv 
nicht  in  dem  beschriebenen  geheimen  Verfahren 
zu  erfolgen. 
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Böreenvorstaude,  den  BörseosekretÄren,  deo 
Kursmaklern  und  den  Vertretern  der  be- 
teiligten Berufszweige,  deren  Mitwirkung 
die  Börsenordnung  Torschreibt,  niemand  zu- 
gegen sein.  Als  Börsenpreis  ist  deiienige 
Preis  festzusetzen,  welcher  der  wirklichen 
Geschäftslage  des  Verkehrs  an  der  Börse 
entspricht.  Ein  Anspruch  auf  Berücksich- 
tigung bei  der  amtlichen  Preisfeststellung 
kaikn  nur  bezüglich  der  durch  Vermittelung 
eines  Kursmakleis  abgeschlossenen  GeschAft« 
erhoben  werden;  der  Vorstand  ist  aber 
nicht  nur  berechtigt ,  sondern  auch  ver- 

SfUchtet,  andere  Gesctiäfte  zu  berücksichtigen ; 
enn  er  muss  ja  nicht  den  Preis,  zu  welchem 
die  Kursmakier  Gescliäfte  geschlossen 
haben',  festsetzen,  sondern  den  Preis,  der 
dem.  gesamten  Verkehr  an  der  BOrse  ent- 
spricht 

Für  die  Form  der  Notierungen  sind  folgende 
einheitliche  Verordnungsgrundsätze  massge- 
bend :  1.  Die  Pi'eise  werden  nach  Prozenten  des 
Kennwerts  fest^stellt.  2.  Bei  Wertpapieren, 
w^che  gjleichzeitig  auf  die  deutsche  und  auf 
eine  ausländische  Wälirung  lauten,  ist  der 
Preisfeststellung  die  deutsche  Währung  zu 
Grunde  zu  l^en.  3.  Für  die  Umrechnung 
von  Wertpapieren,  welche  auf  ausländische 
oder  ausser  Wirksamkeit  getretene  inländi- 
sche Währung  lauten,  in  die  deutsche 
Währung  gelten  folgende  Umredmungs- 
sfttze:  1  Pfund  Sterling  =  20,40  Mark; 
1  I^c,  Uia,  Peseta,  L3a  =  0,tiO  >Iark; 
1  Österreic^Bcher  Goldgulden  =  2,0U  Aüirk; 
1  Osterreichisdier  Gulden  Währung,  1  hol- 
ländischer Gulden  =  1,70  Mark;  1  Öster- 
reichisch-ungarische Krone  =  0,85  Mark; 
1  skandinavische  Krone  =  1,125  )fark;  1 
alter  Goldrubel  =  3,20  Mark;  1  Rubel, 
alter  Kreditrubel  =  2,16  3Iark;  1  Peso 
4,00  Mark;  1  Dollar  =  4,20  Mark;  7  Gulden 
süddeutscher  Währung  =  12,01.»  Mark;  1 
Mark  Banko  =  1,50  Mark.  4.  Die  Stück- 
Binsen  werden  bei  festverzinslichen  Wort- 
papieren nach  dem  Zinsfusse,  bei  dividen- 
aentragenden  Papieren  mit  4^/o  bero(;hnet 
Bei  Berechnimg  der  Stückzinsen  wird  in 
Kassageschäften  der  Kauftag ,  in  Zeitge- 
schäften der  ErfiUIungstag  mitgerechnet 
und  das  Jahr  zu  360,  ein  Monat  zu  30  Tagen 
angesetzt;  der  Monat  Februar  ist  mit  23,  in 
Schaltjahren  mit  29  Tagen  anzusetzen,  wenn 
der  Endpunkt  der  Zinsberechnung  in  den 
Febniar  fällt.  5)  Der  Dividendenschein  von 
inländischen  Aktien,  welche  nur  im  Kassa- 
geschäfte gehandelt  werden,  wird  am 
Schlüsse  des  Ges(^iäft8jahres  vom  Stücke 
getrennt;  bei  den  übrigen  inländischen  und 
bei  den  ausländischen  Aktienl  erst  dann, 
wenn  er  zur  Auszahlung  ^eangt.  6)  In 
allen  Fällen,  in  denen  der  Dividendenschein 
erst  nach  Abtauf  des  Geschäftsjahres  vom 
Stücke  getrennt  wird,  sind  die  Stückzinsen 


für  den  entsprechenden  Zeitraum  Über  ein 
Jahr  hinaus  zu  berechnen. 

Von  den  Voi-schriften  unter  1 — 3,  4  Satz 
1,  und  unter  5  sind  für  bestimmt  zu  be- 
zeichnende Wertpapiere  Ausnahmen  zuläss^, 
jedoch  nur  dann,  wenn  darüber  zwLschen 
den  Börsenorganen  sämtlicher  Börsen,  an 
denen  die  betreffenden  Wertpapiere  zum 
Handel  zugelassen  sind,  Einverständnis  er- 
zielt wird.  Die  vereinbarten  Ausnahmevor- 
schriften und  der  Zeitpunkt,  mit  dem  sie 
Geltung  erlangen  soUen,  sind  dem  Reichs- 
kanzler mitzuteilen;  sie  werden  von  diesem 
im  Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  und  er- 
langen damit  für  sämtliche  deutsche  Börsen 
Wirksamkeit  Von  diesen  Ausnahmen  ist 
zu  erwähnen,  dass  bei  einer  Reihe  zweit- 
klassiger Staatsanleihen  die  Stückzinsen  mit 
einem  geringeren  als  dem  Anleihezinsfuss 
berechnet,  unsichere  Exoten  aber  franko 
Zinsen  notiert  werden.  Im  Übrigen  gelten  für 
die  einzelnen  Börsen  bezüglich  der  Art  der 
Kursnotierung  verschiedene  Bestimmungen. 

An  der  Hambui^r  Börse  findet  eine 
amtliche  Kursfeststellung  statt  für  den  Handel 
in  Wertpapieren,  Wechseln,  Geld  und  Edel- 
metall und  für  den  Terminhandel  in  Spiritus, 
Kaffee,  Zucker  und  Baumwolle,  und  zwar 
an  allen  Böi^ntagen;  ob  sie  tl^Iich  einmal 
oder  öfters  und  zu  welcher  Zeit  sie  vorzu- 
nehnien  ist,  bestimmt  die  betreffende  Ab- 
teilung des  B<ä*senTorstandes.  Es  werden 
Preise  6>!4tgestellt,  zu  denen  an  der  Börse 
Geschflfte  abgeschlossen  sind  (>bz«=bezahlt) 
oder  an  der  Brase  Käufer  (*B«.=Brief)  oder 
Verkftufer('*G«=Geld)za  finden  waren.  Die 
Feststellung  erfolgt  durch  Mitglieder  der 
betreffenden  Abteilung  des  Bürsenvorstands ; 
die  festgestellten  Preise  werden  alsbald 
durch  Aiischlag  in  den  Börsenräumen  und 
durch  Ausgabe  gedruckter  Preislisten  oder 
Vei-öffentliehung  in  Zeitungen  bekannt  ge- 
macht Füi*  die  Feststellung  der  Kiu^  von 
Wertpapieren  gelten  noch  folgende  besondere 
Bestimmungen.  Zur  Berücksichtigung  bei 
der  Preisfeststellung  können  Kurse  ange- 
meldet werden  von  den  Firmen,  die  in  das 
von  der  Sachverständigenkommission  für  den 
Effektenhandel  geführte  Firmenregister  der 
Hamburger  Fondsbörse  eingetn^n  sind ; 
zur  Anmeldung  sind  die  von  der  Sachver- 
ständigenkommission festgesetzten  Anmelde- 
zettel  genauestens  auszufüllen  und  in  einen 
der  sieben  im  Börsengebäude  befindlichen 
Kästen  zu  legen,  von  denen  jeder  zur  Auf- 
nahme der  Anmeldungen  für  eine  bestimmte 
Gruppe  von  Wertpapieren  bestimmt  ist.  Die 
mit  der  Kursfestsetzung  betrauten  Mitglieder 
der  Sachverständigenkommission  oder  die 
zur  Mitwirkung  bestellten  Hilfspersonen  ent- 
nehmen nachmittags  2^/a  Uhr  den  Kästelt 
die  Anmeldezettel  und  begeben  sich  in 
das  Notiorungszimmer,  wo  auf  Grund  der 
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Anmeldungen,  der  von  den  mitwirkenden 
Maklern  vermittelten  Geschäfte  und  etwaiger 
sonstiger  Ermittelangen  die  Kurse  fes^e- 
stellt  werden. 

In  Beriin  werden  die  Korse  namens  des 
VontaiidB  der  Fondsbörse  dnrch  1  bis  hSchstens 
3  Mitglieder  desadben  feststellt,  und  zwar 
für  Wertpapiere  und  Gteldsorten  an  einem  jeden 
BÖrsentage,  für  Wechsel  aaf  ausländische  Plätze 
mindestens  dreimal  wöchentlich.  DieKursmakler, 
die  in  den  betreffenden  Wertpapieren  Geschäfte 
vermitteln,  haben  sich  an  denjenigen  Tagen, 
an  denen  rar  ihren  Geschäftszweig  Kurse  fest- 
zustellen sind,  um  2  ühr  in  den  zur  amtlichen 
Kotierung  bestimmten  Räumen  einzufinden  und 
dort  solwge  anwesend  zu  bleiben,  bis  sie  von 
den  amtierenden  Vorstandsmitgliedern  entlassen 
werden.  Die  Ißtglieder  des  Vorstandes  sind 
berechtigt,  von  den  Kursmaklern  wahrheitsge- 
treue, auf  Verlangen  ansdräcklich  auf  ihren 
Amtf^id  zu  nehmende  Auskunft  zu  fordern,  zn 
welchen  Kursen  in  Kassa-  und  in  Zei^eschäften 
Wertpapiere,  Geldsorten  und  Wechsel  gefordert 
und  angeboten  und  zu  welchen  Kursen  und 
aber  welche  Quantitäten  Geschäfte  abgeschlossen 
worden,  und  können  Einsicht  in  die  Bücher  der 
Makler  verlangen.  Die  Entscheidung  Uber  die 
festsnstellenden  Kurse  haben  lediglicn  die  Vor- 
standraiitfflieder.  Die  Protokolle  über  Fest- 
stellnng  der  Kurse  sind  von  BSrsensekretären 
KU  ffthren.  Sofort  nach  Beendigung  der  No- 
tiemng  wird  der  amtliche  Kurszettel  gedruckt 
und  ausgegeben.  Dem  amtlichen  Kurszettel 
kann  ein  mchtamtücher  Teil  hinzugefQgt  wer- 
den, in  dem  solche  Wertpapiere  Aufnahme  fin- 
den, welche  zwar  zum  Btirsenhandel  zugelassen 
sind,  bezüglich  deren  sich  aber  erst  aus  der 
Erfahrung  ergeben  mnss,  ob  sie  geeignet  er- 
scheinen, dem  amtlichen  Teil  dauernd  einver- 
leibt zu  werden. 

In  Frankfurt  a.  H.  erfolgt  die  amtliche 
Feststellung  und  Veröffentlichung  der  Kurse 
an  der  Hittags-  und  an  der  ÄbeodbSrse  „im 
Auftrage  der  Handelskammer  durch  die  Makler- 
kammerunter Oberanfsidit  der  Handelskammer 
Die  Börsenvorstandsmitglieder  können  bei  der 
Feststellang  anwesend  sein.  An  der  Mittags- 
hörse  findet  die  amtliche  Notierung  fUr  alle  per 
Kasse  gehandelten  Werte  über  l';*  Uhr  statt. 
Regelmässig  soll  für  jedes  Wertpapier  nur  ein 
einziger  Kurs  notiert  werden ;  für  einzelne  leb- 
haft gebändelte  Kassawerte  konnen  jedoch  mit 
Genehmigung  des  BOrsoivorstandes  mehrere 
Kurse  notiert  werden,  in  welchen  die  stattge- 
fundenen Preisschwankungen  zum  Ausdruck  zu 
bringen  sind;  doch  muss  dies  im  voraus  be- 
stimmt und  durch  Börsenanschlag  bekannt  ge- 
geben werden.  Die  nach  1'  4  Uhr  bis  zum 
Schiasse  der  Börse  in  solchen  Werten  stattge- 
fundenen Abschlüsse  sind  in  gleicher  Weise  in 
besonderen  späteren  Kurafeststellungen  zur  Notiz 
zu  bringen.  Für  die  auf  Termin  gebandelten 
Werte  findet  zunächst  die  Kurafeststellang  um 
IV4  Ubr  statt;  nach  Bedarf  können  mehrere 
Kurse  notiert  werden,  in  welchen  alle  bis  da- 
bin Btattgefundenen  Preisschwankungen  zum 
Ausdruck  gebracht  werden  müssen;  die  nach 
T/(  Uhr  stattgefundenen  Abschlüsse  sind  in 
gleicher  Weise  später  besonders  zu  notieren. 
An  dar  AbendbOrse  erfolgt  eine  allgemeine 


Kursfeststellnng  um  6V4  Uhr ;  die  hernach  voll- 
zogenen Abschlüsse  werden  um  6 j  Uhr  be- 
sonders notiert.  Zu  den  angegebenen  Zeit- 
punkten treten  die  Mitglieder  der  Makler- 
kammer in  den  Notierungsranm  zusammen  und 
stellen  dort  auf  Grund  der  eigenen  Wahrneh- 
mungen und  der  Mittdlnngen  der  Kursmakler 
die  Preise  fest,  und  zwar  nach  folgenden  Grund- 
sätzen: 1.  Fanden  alle  vorhandenen  Aufträge 
ihre  Erledigung,  so  sind  die  bezahlten  Kurse 
mit  der  Bezeichnung  „b"  oder  Jkz"  (bezahlt) 
zu  notieren.  2.  Bleiben,  nachdem  grössere  Posten 
gehandelt  wurden,  noch  Käufer  unbefriedigt, 
so  wird  dies  durch  den  Zusatz  „u.  G."  (und  Geld), 
und  dementsprechend,  wenn  Verkäufer  nicht 
vollständig  bedient  werden  konnten,  dnrch  den 
Zusatz  „u-B."  (und  Brief)  bezeichnet.  3.  Kommen 
nur  unbedeutende  Abschlüsse  zu  Stande ,  so 
wird  dies  durch  die  Znsätze :  ^etw.  b.  u.  B."  oder 
„etw.  b.  u.  G."  bezeichnet.  4.  Beharrten  die  Ver- 
käufer auf  einer  höheren  Forderung,  die  Käufer 
dagegen  auf  einem  niedrigeren  Gebot,  so  dass 
keine  Abschlüsse  zu  Stande  kamen,  so  bezeich- 
net der  Zusatz  „G"  denjenigen  Kurs,  zu  wel- 
chem jeder  Betrag  anzubringen  war.  5.  Waren 
nur  Käufer  da,  aber  keine  Verkäufer,  so  ist 
dM^enige  Kurs,  der  vergebens  geboten  wurde, 
mit  „G  oder  auch  mit  ,,G.  u.  f."  (Geld  und  feh- 
lend) zu  notieren ;  desgleichen,  wenn  keine  Käufer 
aufteaten,  der  vergebens  geforderte  Kurs  mit 
„B".  6.  Nur  wenn  weder  Käufer  noch  Ver- 
käufer zu  finden  waren,  ist  dies  durch  einen 
Strich  zu  bezeichnen.  —  Die  festgestellten  Kurse 
werden  im  Börsen-Kursblatt  veröffentlicht.  Be- 
schwerden über  Verstösse  bei  der  Feststellung 
oder  Verößentlichnng  der  Kurse  entscheidet 
die  Handelskammer. 

11.  Bdrsenstraf^eeht.  Bestraft  wird: 

1.  Wer  in  betrügerischer  Absicht  auf  Täu- 
schung berechnete  Mittel  anwendet,  am  auf  den 
Börsen-  oder  Marktpreis  von  Waren  oder  W*ert- 
papieren  einzuwirken:  Strafe:  Gefängnis,  von 
1  Tag  bis  &  Jahre  und  Geldstrafe  bis  zu  15000 
Mark;  auch  ist  Aberkennung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  zulässig ;  bei  mildernden  Umständen 
Gefängnis  oder  Geldstrafe. 

2.  Wer  in  betrügerischer  Absicht  wissent- 
lich unrichtige  Angaben  in-  Prospekten  oder  in 
öffentlichen  Kundgebungen  macht,  durch  welche 
die  Zeichnung  oder  der  Ankaof  oder  Verkauf 
von  Wertpapieren  herbeigeführt  werden  soll. 
Strafe  wie  bei  1. 

3.  Wer  für  Mitteilungen  in  der  Presse, 
durch  welche  auf  den  Börsenpreis  eingewirkt 
werden  soll,  oder  für  Unterlassung  solcher  Mit- 
teilungen Torteile  gewährt  oder  verspricht  oder 
sich  gewähren  oder  versprechen  lässt,  welche  in 
anfälligem  Missverhältniss  za  der  Leistung 
stehen.  Strafe :  Gefängnis,  von  1  Tage  bis  zu 
1  Jahre  und  Geldstrafe  bis  zu  5000  Mark:  bei 
mildernden  Umständen  Gefängnis  oder  Geld- 
strafe. Der  Versach  ist  strafbar.  Die  Gewäh- 
rung von  Vorteilen  fUr  Berichte  in  der  Presse, 
dnrch  welche  auf  den  Preis  von  Wertpapierm, 
die  nicht  an  den  Börsen  gehandelt  werdoi, 
eingewirkt  werden  soll,  ist  nach  dieser  Bestim- 
mung nicht  strafbar. 

4.  Wer  entgegen  den  Verboten  des  Börsen- 
gesetzes wissentlich  Preislisten  (Kurszettel)  ver- 
öffentlicht oder  in  mechanisch  hergestellter  Ver- 
vielfältigung verbreitet ;  Strafe :  Geldstrafe  bis 
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1000  Mark  oder  Haft  oder  GefAngnis  bii  za  6 
Monaten. 

5.  Wer  gewohnheitsmftssiff  in  gewimuüch- 
tdger  AlMdcht  andore  nnter  Awbeutiuur  ihrer 
Unerfahrenlieit  oder  ihres  Leichtnuifl  zu  BOmn- 
speknlationBgeschäften  verleitet,  welche  nicht 
tu  ihrem  (iewerbebetriebe  gehOren;  Strafe  wie 
bei  1,  doch  lind  milderst  Umatäiide  ausge- 
lehloMen. 

IIL  Oesterreich. 

Die  Entwickeluog  eines  Börsensonder- 
redits  in  Oesterreich  beginnt  —  von  einer 
nicht  zur  Durchführung  gelangten  Y.  r.  1761 
alMcesehen  —  mit  dem  Patent  vom  1.  Au^. 
1771,  durch  welches  in  Anlehnung  an  die 
gleichzeitige  französisdte  Oeseizgebong  in 
Wien  eine  Fondsbörse  errichtä  wurde. 
Nach  diesem  Batente  war  die  Wienegr  BOxse 
eine  aus  fiskalischen  BQcksichten  gegrQndete 
Staatsanstalt  Die  Sorge  für  Aufrechter- 
haltung  der  äussere  Ordnung  an  der  Bßrse 
-wurde  einem  Staatsbeamten,  dem  k.  BOr- 
senkommiSBftr  übertragen,  der  »genaue  Auf- 
sicht über  alle  daseltet  vorgehenden  Hand- 
lungen« führen  sollte;  die  BArsenbesuchw 
seltet  hatten  an  der  Leitung  des  Börsen- 
verkehrs gar  keinen  Anteil.  Der  Zutritt  zu 
den  Börsenversammlungen  war  allen  männ- 
lichen Personen  ohne  Üntersdiied  des  Stan- 
des gestattet,  welche  an  der  Börse  »Ge- 
schäfte haben  können«.  Charakteristisch  ist 
die  Bestimmung,  dass  Personen,  wek^he  »aus 
eigennützigen  Absichten,  um  den  Wert  der 
öffentlichen  Papiere  oder  "Wechsel  fallen  (!) 
zu  machen,  solchen  mit  lauter  Stimme  aus- 
rufen oder  diesen  Wert  anderen  durch 
Zeichen  zu  erkennen  geben«,  mit  einer  Geld- 
busse von  1000  fL  und  dauernder  Aus- 
schliessui^  von  der  Börse  bestraft  werden 
sollten.  Die  Bechtsgiltigkeit  eines  Börsen- 
geschäfts war  an  den  Abschluas  durch 
einen  vereidigten  Sensal  gebxmden  (also 
Vermittelungszwang  und  Vemiittelungs- 
monopol!),  die  Teilnahme  an  Winkelbörsen 
strenge  verboten.  Das  Hofkammerdekret 
vom  27.  November  1810  machte  das  Recht 
zum  Besuche  der  Börsejiversammlungen  von 
dem  Besitz  einer  Eintrittskarte  abhängig, 
welche  nur  an  )oerbländische  Fabrikanten 
und  zu  einem  ordentlichen  Gremium  ge- 
hörige Qrosshändler  und  Eaufleute«  ausge- 
geben werden  sollten ;  fremden  Kaufleuten 
sollten  Ehrenkarten  erteilt  werden,  die  zum 
Besuch  der  Börse,  aber  nicht  zum  Abschluss 
von  Geschäften  an  derselben  berechtigten. 
Das  Börsengesetz  vom  11.  Juli  1854  hob 
den  Yermittelunf^zwwg  für  Börsengeschäfte 
auf,  behielt  jedoäi  das  Vermittelungsmonopol 
der  beeidigten  Sensale  bei  und  begünstigi« 
ausserdem  die  von  beeidigten  Sensalen  ver- 
mittelten Geschäfte  dadim^h,  dass  es  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus  solchen 
ein  obligatorisches,  unter  Ausschluss  des  or- 


dentlichen Rechtsweges  erkennendes  Schieds- 
gericht einsetzte.  Das  Gesetz  traf  femer 
detaillierte  Bestimmungen  über  die  liqui- 
dationstennine,  und  dehnte  die  Staatsauf- 
sicht Über  den  Börsenverkehr  noch  weiter 
aus.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Börsen  zu 
Prag  und  Triest  wurden  durch  besondere 
Gesetze  geregelt.  Die  Bestimmungen  des 
allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbudies 
griffen  in  manchen  Beziehimgen  ändernd  in. 
die  bisherig  Börsengesetzgebung  ein,  ohne 
dass  die  Giltigkeitsgrenzen  beider  abgesteckt 
wurden,  so  dass  eine  den  Verkehr  belästi- 
gende Beehtsunsidierheit  über  ihr  g^n- 
seitiges  Verhältnis  entstand.  Der  Hauptan- 
lasB,  der  zu  einer  Neugestaltung  des  Blasen- 
rechts  führte,  war  die  Exisis  von  1873,  in 
der  die  Verkehrtheit  des  biaherigen  Systems 
der  Börsengesetz^bung,  insbesondere  die 
Unfähigkeit  d^  bisher  mit  der  Ldtung  der 
Wien«  Geldbörse  betranten  Staatsbd^^e, 
der  k.  k.  Börsenkammer,  in  kritischen  Zeiten 
die  äussere  Ordnung  des  Börsenverkehrs 
iu)tdflrffcig  aufrecht  zu  erhalten,  lebhaft  za 
Tage  trat.  Auf  diesem  Hintergründe  ent- 
stand das  heute  noch  massgebende  G.  v,  1. 
April  1875  betreffend  die  Organisierung  der 
Börsen,  das  den  Börsen  wenigstens  be- 
scheidene Selbstverwaltungs-  und  Selbst- 
gesetzgebungsrechte  verlieh.  Für  das  gel- 
tende österreichische  Böisenrecht  kommen 
außerdem  noch  in  Betracht:  die  auf  Grund 
des  G.  V.  1.  April  1875  für  die  einzelnen 
Börsen  erlassenen  Statuten,  das  Gesetz  be- 
treffend die  Handelsmäkler  oder  Sensale  vom 
4.  April  1875  und  die  Civilprozessgesetze 
vom  Jahre  1896. 

Die  Errichtung  einer  Börse  bedarf  der 
Genehmigung  des  Finanz-  und  des  Handels- 
ministers; diese  haben  vor  ihrer  Entschei- 
dung die  Handels-  und  Gewerbekammer, 
in  deren  Bezirk  die  Börse  errichtet  werden 
soll,  gutachtlich  zu  hören.  Die  Teilnahme 
an  einer  nicht  genehmigten  Börse  (Winkel- 
börse) wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  fl. 
oder  mit  Arrest  bis  zu  4  Wochen  bestraft. 
Für  jede  Börse  muss  ein  besonderes  Statut 
erlassen  werden,  dessen  Rechtsgiltigkeit  von 
der  Genehmigung  des  Finanz-  und  des 
Handelsministers  abhängt  Jedes  Statut 
muss  bestimmen :  1.  die  Geschäftszweige, 
auf  welche  sich  der  Börsenverkehr  zu  er^ 
strecken  hat;  2.  die  Bedingungen  für  die 
Mi^liedschaft  sowie  für  den  Besuch  der 
Börse;  3.  die  Rechte  und  Pflichten  äet 
Mitglieder  und  Besudier  der  Börse;  4.  die 
Art  der  Aufbringung  der  Mittel  zur  Er- 
haltung der  Börse;  5.  die  Börseleitung  und 
ihre  Organe,  die  Art  ihrer  Bestellung  und 
den  Umfang  ihrer  Rechte  und  Pflicnten; 
6.  die  Erforaemisse  zu  giltigen  Beschluss- 
fassungen,  Ausfertigungen  und  Bekannt- 
machungen der  Börsdeitung;  7.  die  Art  der 
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Schlichtung  und  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten, die  Bich  «uf  Börsengesimafte  beziehoi ; 
8.  die  TerwenduDg  des  Vermögens  im  Falle 
der  AnflöBung  derselben.  Jede  Börse  steht 
unter  einer  selbetfindigeii  Leitung  (Eftse- 
leitung)  tind  unter  stasmchfir  Ueberwachnng. 
Die  BGrseldtong  erlAsst  die  Nonnen  zur 
R^luDg  des  BGrsenTerik^irB,  besorgt  die 
OkonomiBchen  Angel^enhdten  der  BGrse; 
ihr  liegt  die  Soi^  für  Aufrechterhaltung  der 
Äusseren  Ordnung  des  Börsenverkehrs  ob; 
sie  ist  berechtigt,  die  hierzu  forderlichen 
polizdüchen  Massr^eln  zu  treffen.  Die 
staatliche  Oberau&icht  wird  an  jeder  Börse 
von  einem  »Börsenkonnnissär«  ausgeübt,  der 
vom  finanzminister  im  Einvem^imen  mit 
dem  Handelsminister  bestellt  wird.  Der 
Börsenkommissfir  hat  die  Ausführung  aller 
für  die  Börse  erlassenen  Yorschriften  zn 
Überwachen,  Missbräuche  zu  rügen,  und 
wenn  nicht  sogleich  Abhilfe  eirolgt^  die 
politische  Landesbehörde  zur  Einscm^timg 
zu  veranlassen ;  er  hat  allen  Beratungen  der 
Börseleitung  beizuwohnen;  er  kann  Be- 
schlüsse der  Börseleitung,  welche  seiner 
Ansicht  nach  gegen  gesetzliche  Vorschriften 
oder  gegen  das  Börsenstatut  Verstössen,  bis 
zur  Entscheidung  der  zuständigen  politischen 
lAodesbebörde  sistieren.  Die  Gründe,  aus 
welchen  P^oaen  vom  Börsenbesuche  aus- 
geschlossen sind,  ähneln  den  im  deutschen 
Börsengesetz  aufgestellten  Ausschliessungs- 

Cden ;  Hervorhebung  verdient,  dass  auch 
men,  welche  und  insolange  sie  den 
ihnen  aus  einem  Börsengeschäfte  obliegen- 
den Verbindlichkeiten  nicht  entsprochen 
haben,  das  Zutrittsrecht  zu  den  Börsenver- 
sammluDj^en  gesetzlich  versagt  ist  "Weldie 
Wertpapiere  an  den  Börsen  gehandelt  und 
amtlich  notiert  werden  dürfen,  bestimmt  der 
Finanzmioister  nach  Anhörung  der  betreffen- 
den Börseleilung.  Die  amtliche  Notierung 
der  Kurse  geschieht  durch  Hitglieder  der 
Börseleitung  unter  Au&icht  des  Bdrsenkom- 
missärs.  Wenn  die  B^ürseleitung  Verletzun- 
gen der  Gesetze  oder  der  Börsenstatuten 
oder  eine  beharrliche  Veniachlfissigung  ihrer 
Pflichten  sich  zu  Sdiuldeu  kommen  lä^ 
kann  äa  vom  Finanzminister  im  Einver* 
ndmien  mit  dem  Htmdelsmimster  ihrer 
Funktionen  enthoben,  und  an  ihre  Stelle 
zur  zeltweUigen  Leitung  der  Börse  Ver- 
trauensmänner berufen  werden;  audi  kann 
dar  Finanzminister  eine  Börse  zeitweilig 
oder  für  immer  schliessen.  —  Von  den 
privatrechtlicheu  Bestimmungen  des  Gesetzes 
ist  hervorzuheben,  dass  bei  Entscheidung 
von  Rechtssteeitigkeiten  aus  Börsegeschäften, 
d.  h.  solohen  Geschäften,  die  im  öffentlichen 
Börsenlokale  in  der  festgesetzten  Börsenzeit 
über  Verkehrsgegenstände  geschlossen  wor^ 
den  sind,  welche  an  der  betreffenden  Börse 
gehandelt  und  notiert  werden  dürfen,  die 


Einwendung,  dass  dem  Ansprüche  ein  als 
Wette  oder  Spiel  zu  beuiteüendes  Differenz- 
geschftft  zu  Grunde  liege,  unstatthaft  ist.  — 
Sehr  begünstigt  ist  in  der  österreichischen 
Gesetzgebung  die  Institution  der  Börsen- 
Bchiedsgeiicbte.  Durch  das  BOtsenstatut 
kann  bestimmt  werden,  dass  Streitigkeitea 
ans  Börsengeetdtftften,  wenn  die  Iweien 
nidits  anderes  schriftlxch  vereinbart  haben,, 
dnrdi  das  Scfaiedsgeridit  ausgetragen  wer^ 
den  mfissen:  unter  gewissen  Voraussetsun- 
gen  können  der  Zuständigkeit  der  S(^eds- 
gerichte  auch  Streitigkeiten  aus  Warenge- 
schäften, die  ausserhalb  der  Börse  ge- 
schlossen wurden ,  unterworfen  werden- 
Das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  ist 
in  den  auf  Grund  der  neuen  Civilprozess- 
gesetzgebun^  nen  redimierten  Börsenstatuten 
los  ins  kleinste  Detail  geregelt.  Die  Er- 
kenntnisse der  Börsenschied^erichte  können 
lediglich  unter  gewissen  Voraussetzungen 
mittelst  Nichtigkeitsbeschwerde  angefoditen 
werden.  Die  in  den  Erkenntnissen  aufer- 
l^e  Verbindlichkeit  zu  einer  Geldleistung 
ist  binnen  24  Stunden  zu  erfüllen;  fitr 
Leistungen  anderer  Art  kann  das  Scnieds- 
gericht  auch  eine  24  Stunden  Überschreitende 
Frist  festsetzen.  Die  ZwfmgsvoUstreckung 
aus  rechtskräftigen  schiedsgerichtlichen  Er- 
kenntnissen erfolgt  durch  die  ordentlichen 
Gerichte.  Praktisch  haben  sich  die  Börsen- 
schiedsgerichte in  Oesterreich  sehr  gut  be- 
wahrt 

IV.  Frankreich. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Börsenoiganisation  in  FrEudamch,  dem  klas- 
sischen Lande  der  Börsengesetzgebung  und 
der  interrentifmistischen  Bör&enpolitik,liIUigt 
enge  zusammen  mit  der  dgentflmlichen  Ge- 
staltung des  franzÖsiBdien  UftUerrechts; 
dessen  heutige  Ausbildung  auf  eine  s^ 
lange  Geschichte  zurückblickt.  Eine  Ordo- 
nanz  Philipps  des  Schönen  von  1312  eibob 
das  Maklergewerbe  zu  einem  privil^erten 
Staatsamt,  nicht  mit  Bflcksic^it  auf  me  Be- 
dürfnisse des  ^ndelsTerkehrs.  sondern  aus 
fiskaUfichen  Gründen.  Die  Mäkelei  durfte 
nur  -von  solchen  Personen  betrieben  worden, 
die  eine  der  von  der  Begierung  geschaffenen 
Maklerstellen  käuflidi  erworben  hatten.  In 
den  folgenden  Jahrhunderten  wurde  die  fis- 
kalische Maklergesetzgebimg  weiter  ausge- 
bildet. Von  Zeit  zu  Zeit  wurden  die  Mak- 
lerstellen vermehrt;  da  infolge  hiervon  die 
Verkäuflichkeit  der  Stellen  aicn  verminderte, 
suchte  die  Regierung  den  Preis  der  Makler- 
ämter dureh  Gewährung  von  Steuerbefrei- 
ungen und  sonstigen  Privilegien  zu  steigern, 
und  als  auch  diese  Mittel  die  gehofften 
Einnahmen  nicht  brachten,  wurden  1705  die 
bestehenden  Maklerstellen  aufgehoben  und 
116  neue  (20  für  Paris,  96  für  die  Provinz- 
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plStze)  errichtet.   Die  ProvinzstelleD  iandea 
indessen  wiederum  keinen  rechten  Absatz, 
und  BO  suchte  man  den  hierdurch  entstan- 
denen Ausfall  in  den  erwarteten  Einnahmen 
dadurch  auszubleichen,  dass  man  fttr  Paris 
1708  und  1714  je  20  weitere  Mafclerstellen 
schuf.    Neben  diesen  offiziellen  Maklern, 
die  seit  1639  den  Namen  a^nts  de  chan^ 
et  de  Courtage  führten,  blieben  nach  wie 
vor  zahlreiche  Pfuschmuder  (oourtiers  mar- 
roQs)  thätig.    Wie  in  den  vorheig^ienden 
Jahiiiunderten  an  verschiedenen  Provinz- 
»n,  ordnete  die  Regierung  1724  für  den  ^ 
del  mit  Wechselbriefen,  sonstüen  n^o- 1 
tiablen  Fixeren,  Waren  und  Effekten  die 
Errichtung  einer  offiziellen  Börse  in  Paris 
an  und  erliess   ffir  diese  ein  besonderes 
B^lement,  das  bis  in  die  neueste  Zeit  die 
Grundli^  für  die  Verfassung  der  Pariser 
Börse  büdete.   Den  60  amtlichen  ageots  de 
change  wurden  die  alten  Privilegien  be- 
stätigt; gleichzeitig  erhielten  sie  an  der 
Börse  für  ihre  Thätigkeit  einen  ab^grenzten 
Batuu,  das  sogenannte  parquet ;  die  Pfusch- 
makler handelten  an  einem  Orte  in  der 
Nähe  der  Börse,  und  hieraus  entstand  die 
moderne  »coulissec   In  dem  gleichen  Jahre 
wurde  der  Beigen  von  wirkungslosen  Ver- 
botsgesetzen gegen  die  Formen  des  Börsen- 
verkehrs  durch   einen  Staatsratsbeschluss 
vom  24.  September  1724  eröffnet,,  der  alle 
Zeitgeschäfte  in  fonds  untersagte  und  für 
nichtig  erklärte.    Erlasse  vom  7,  August  i 
1785,  2.  Oktober  1785,  22.  September  1786 
erklärten  Verkäufe  von  Fonds,  die  der  Ver- 
käufer nicht  effektiv  besass,  für  nichtig  und 
verboten  sie  bei  schwerer  Strafe.  Durch 
die   Revolutionsgesetzgebung   wurden  die 
Privilegien  der  agents  de  change  vorüber- 
gehend beseit^  jedoch  bald  wiederherge- 
stellt ;  gleichzeitig  wurden,  um  die  Baisse- 
spekulation in  Assignaten  zu  beschränken 
und  deren  Eiurs  zu  heben,  die  alten  Vor- 
bote der  Zeitgeschäfte  wiederholt  einge- 
scMrft.  Die  grossen  napoleonischen  Gtesctz- 
gebungswerke  brachten  Frankreich  ein  ein- 
heitliches Börsenrecht    Die  Bestimmungen 
des  Code  de  commerce  über  die  Organisation 
der  Börsen  sind  teilweise  heute  noch  in 
Geltung.   Art  421  des  Code  p6iial  erklärte 
die  Wetten  auf  das  Steigen  und  Fallen  der 
Staatspapiere  für  strafbar-  nach  Art  422 
sollten  als  solche  Wetten  ule  Verkäufe  von 
Staatspapieren  gelten,  welche  der  Verkäufer 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  zu 
seiner  Verfügung  hatte;  der  Art.  1965  des 
Code  civil  versagte  den  Spiel-  und  Wett- 
schulden   die    Klagbarkeit.     Die  Recht- 
sprechung, die  sich  im  Anschlüsse  an  diese 
Bestimmungen  herausbildete,  hielt  anfangs 
alle  Lieferungsgeschäfte  über  Waren  oder 
Wertpapiere  olme  Unterschied  für  klagbar. 
Von  1823  ab  nahmen  die  Gerichte  an,  dass 


der  Staatai-atsbeschluss  von  1724  und  die 
späteren  Verbot^fesetze  noch  in  Kraft  seien, 
und  wiesen  alle  Klagen  aus  Lieferangage- 
schäften  ab.  Ein  neuer  Umschwung  in  aar 
Rechtsprechung  trat  mit  dem  Jahre  1832 
ein ;  von  da  ab  wtirden  Lieferungsgeschäfte, 
bei  welchen  nicht  die  vei^uften  Effekt« 
zur  Zeit  des  YwkauEes  im  Be^tze  des  Ter- 
kSufers  waren,  ffir  nk^%  erklärt,  wihiend 
die  Toi^ftn^e  Deponierui^  des  Eaufprases 
seitens  des  Käufers  nicht  mehr  als  zur  Ofltig- 
keit  des  Geschäftes  erforderlidi  etacäitet 
wurde,  vorausgesetzt,  dass  der  Käufer  oadi- 
weialich  beabsichtigte,  sich  die  gekauften 
Wertpapiere  liefern  tu  lassen.    Von  ld4S 
ab  nahmen  sodann  die  Gerichte  an,  es  müsse 
jeweils  nach  Lage  des  Falles  mprOft  wan- 
den, ob  die  Parteien  ein  reelles  KaufgescMft 
(«Operation  serieuae«)  oder  ein  DÜferenz- 
geschäft  (»Operation  fictive«)  beabsichtigten 
imd  hiernach  das  Geschäft  giltig  oder  un- 
giltig  sei.    Diese  Unsicherheit  der  Recht- 
sprechung veranlasste  das  G.  v.  28.  März 
1885,  welches  die  Artt  421  und  422  des 
Code  penal  sowie  die  früheren  Verbotsge- 
setze gegen  das  Zeitgeschäft  beseitigte,  alle 
Zeitgeschäfte  für  giltig  und  klagbar  erklärte 
und  die  Erhebung  des  Differenzeinwandes 
als  unzuläss^  bezeichnete.    Die  Monopol- 
stellung der  agents  de  change  ist  im  Laufe 
dieses  Jalirhunderts   mehrfach  heftig  be- 
kämpft worden ;  andererseits  hat  das  >par- 
quet«  die  Konkurrenz  der  »couUsse«  wieder- 
holt zu  beseitigen  gesucht    Während  ic- 
dessen  das  Gewerbe  der  Warenmakler  durcli 
G.  V.  18.  Jiüi  1866  freigegeben  wurde,  bat 
das  »parquetf  seine  Privilegien  bis  heute 
behauptet,  aber  das  Fortbestehen  der  »eou- 
lisse«  nicht  zu  verhindern  vermocht  Die 
Rechtsveriiältnisse  der  agents  de  change 
sind  neu  geregelt  worden  durch  das  Dekret 
vom  7.  Oktober  1890,  das  durch  drei  De- 
krete vom  29.  Juni  1898  modifiziert  wurde: 
durch  eines  dieser  letzteren  Dekrete  wnrde 
die  Zahl  der  agents  de  duinge  an  der  Pa- 
riser Effektenbörse  um  10  vennehrt 

Das  Recht,  Barsen  zu  errichten,  kommt 
der  Re^erung  zu.  Die  Leitung  der  Börsen 
liegt  den  Handelakunmem  ob,  die  B<^a- 

SUzei  wird  in  Paris  durch  den  Seinepi^ 
Eten,  in  der  Provinz  teils  durch  die  Maues. 
teils  durc^  den  Vorstand  der  untlidi«! 
Makler  gehandhabt.  Der  Zutritt  zu  doi 
Börsen  steht  im  allgemeinen  jedermann  fir»; 
an  7  Barsen  (Raris,  Bordeaux,  lille,  Lvod, 
Marseille,  Nantes,  Toulouse)  ist  den  privile- 
gierten Effektenmaklem  (agents  de  change) 
ein  durch  Scliranken  abgesperrter  Raum  re- 
serviert, das  sogenannte  »parquetc  Effekten- 
makler kann  niu*  werden,  wer  mindesteiL^ 
25  Jahre  alt,  im  Besitz  der  bürgerhdien 
und  politisdien  Ehrenrechte  ist  und  seiner 
militärischen  Gestellungspflicht  genügt  hat 
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Die  EffektemnaUer  haben  das  Pecht,  einen 
Nachfol^  in  ihre  Stelle  Tonoschlagen ;  (kr- 
dmch  Bind  faktisch  die  Haklerstellen  käuf- 
lich geworden;  der  Kaufvertrag  muss  aber 
von  der  Syndikats^mmer  genehmst  sein 
und  unterli^  der  Best&tigune  des  Knanz- 
ministers.  Vor  Antritt  ihrer  Stellung  haben 
die  Makler  eine  Kaution  (für  Paris  seit  1862 
250000  Francs)  zu  leisten  und  werden  dann 
vom  Handelsgericht  darauf  vereidigt,  dass 
sie  ihre  Funktionen  ehrenhaft  und  ehrlich 
erfüllen  werden.  Die  Makler  an  einer  Börse 
Mlden  eine  G-enossenschaft;  bei  den  mit 
einem  »parquet«  versehenen  Börsen  wird 
alljähriich  eine  Syndikatskammer  (chambre 
syrdicale)  gewählt,  mit  einem  Syndikus  und 
2--8  Mitgliedern,  je  nach  der  Zahl  der  an 
den  betreffenden  Börsen  vorhandenen  M^er, 
Die  Syndikatskammer  fflhrt  die  Aufsicht 
über  die  Effektenmakler,  schlichtet  Streitig- 
keiten, an  welchen  Effektenmakler  beteiligt 
sind,  führt  die  Vermögensverwaltung  der 
Maklei^noBsenschaft  und  vertritt  diese  in 
allen  Angelf^nheiten  nach  aussen;  ihr 
liegt  auch  die  Entscheidung  über  die  Zu- 
lassung von  Wertpapieren  zum  Börsenhandel 
und  die  Aufnahme  derselben  in  den  offi- 
ziellen Kurszettel  ob  sowie  die  Sorge  für  die 
Abrechnung  der  zwischeo  den  einzelnen 
Maklern  geschlossenen  Geschäfte.  Der  Ef- 
fektenmakler kann  und  muss  für  seine  Ver- 
mittelungsthfttigkeit  eine  Courtage  fordern; 
die  Courtagentaxe  wird  für  jeden  Platz  durch 
die  Syndikatskammer  bezw.  durch  das  Han- 
delsgericht innerhalb  eines  gesetzlieh  fest- 
gele^n  Maximaltaiifes  bestimmt.  Dieser 
Maximaltarif  betrfigt  nadi  onem  Dekret  vom 
29.  Juni  1898  für  Paris  re^mSssig  Vio<Vo 
des  gehaadelten  Wertes,  "bei  Zeitg^cbäften 
and  Bepor^eschfiften  in  franzGsisäier  Rente 
12  Francs  50  cts.  für  je  1500  Erancs  3pro- 
zentige  oder  1750  Francs  S^/sprozentige 
Rente,  für  Reportgeschäfte  in  sonstigen 
Papieren  i/io*Vo  des  nadi  dem  Kompen- 
sationskors  ermittelten  Wertes  der  Papiere. 
Die  £ffekteimiakler  an  den  mit  ein^  »par- 
quet« versehenen  Börsen  können  zur  Hülfe- 
jeistung  bei  ihrer  C^e8chäftBfüh^ung  Hülfs- 
personen  in  beschränkter  Zahl  anstellen 
(commis  prtncipaux);  diese  Hülfspersonen 
stehen  unter  der  Aufsicht  und  der  Disci- 
plinargewalt  der  Syndikatskammer;  es  ist 
ihnen  insbesondere  verboten,  für  eigene 
Rechnung  Geschäfte  abzuschliessen.  Die 
von  den  Effektenmaklem  abgeschlossenen 
Geschäfte  dürfen  nur  generell  bestimmte, 
nicht  durch  Angabe  der  Nummern  oder 
sonstwie  specifizierte  Wertpapiere  zum  Ge- 
genstand haben.  Die  näheren  Beetimmungen 
über  die  Folgen  der  Lieferung  unkontrakt- 
licher, ausgeloster  Papiere,  über  die  Rechte 
bei  Verzug  des  einen  Kontrahenten  u.  s.  w. 
werden  durch  die  für  die  einzelnen  Börsen 


erlassenen  Reglements  bestimmt.  Hervor- 
hebung verdient  die  Yarsdirift  des  Dekrets 
vom  29.  Juni  1898,  wxmach  diejenigen  Par- 
qnete,  welche  mehr  als  40  Effisktenmakler 
zählen,  für  alle  Verpflichtungen  eines  Ef- 
fektenmaklers aus  Börsengeschäften  bis  zum 
Betrage  des  Wertes  aller  Maklerstellen,  des 
Vermögens  der  Maklerkompagnie  und  der 
gestellten  Kautionen  solidarisch  haften.  Wie 
die  amtUchen  Effektenmakler  allein  das 
Recht  haben,  Geschäfte  in  Wertpapieren  zu 
vermitteln,  so  sind  sie  auch  allein  berech- 
tigt, Kurse  über  die  Geschäfte  an  der  Böi^ 
festzustellen  und  zu  veröffentUchen.  Für 
die  Kursfeststellung  sind  die  in  den  einzelnen 
Börsenieglements  enthaltenen  Vorschriften 
massgebend ;  allgemein  ist  vorgeschrieben, 
dass  der  Kurszettel  für  die  gehandelten 
Wertpapiere  den  ersten  und  letzten  sowie 
den  höchsten  und  niedrigsten  Kursstand  an- 
geben mus& 

Das  Gewerbe  der  Produktenmakler  ist 
in  Frankreich,  wie  schon  erwähnt,  freigegeben 
Der  Geschäftsbetrieb  für  eigene  Rechnung 
ist  den  Produktenmaklem  gestattet.  Jeder 
courtier  des  marchandises  ist,  wenn  er  seine 
ünbesdiolteDheit  und  Befähigung  nachweist, 
auf  Antrag  g^n  Bezahlung  einer  Eintrar 
gungsgebühr  m  eine  vom  Handelsgericht 
geführte  Liste  einzutragen  und  zu  ver- 
eidigen. Diese  vereidigten  Produktenmakler 
(courtiers  assermentfe)  haben  allein  das 
Recht,  bei  der  amtlichen  Festetellung  der 
Produktenpreise  mitzuwirken  und  Verstei- 
gerungen abzuhalten;  sie  bilden,  wie  die 
amtlidien  Effektenmabler,  an  Aea  mzeln^ 
Börsen  Genossenschaften  und  unterstehen  der 
Au&d<^t  und  Disdplin  einer  Syndikats- 
kammer. —  Die  neueste  deatsohe  Börsen- 
gesett^buDg  hat  ihre  Schatten  auch  auf 
Frankreich  geworfen.  Im  März  1898  stellten 
die  Deputierten  Dron  und  Rajon  detaillierte 
Anträge  zur  R^lung  des  Börsentermin- 
handels,  des  Ibkleneäits  und  der  Bmteue- 
ruDg  der  Termingeschäfte ;  doch  haben  diese 
Anträge  zur  Zeit  keine  Aussicht,  zu  einem 
Gesetz  Veranlassung  zu  geben. 

y.  HollBBd  nnd  Belgien. 

Die  Niederlande  sind  die  Heimat  des 
modernen  Zeitgeschäfts  wie  auch  der  gegen 
dieses  gerichteten  gesetzlichen  Massnahmen. 
Schon  ein  Edikt  von  1610  verbot  den  Ver- 
kauf von  Aktien  der  ostindischen  Kompagnie, 
welche  der  Verkäufer  zur  Zeit  des  Vertrags- 
schlusses  nicht  besass,  bei  schwerer  Strafe 
und  erklärte  die  verbotwidrig  abgeschlossenen 
Geschäfte  für  nichtig.  1621  wurden  diese 
Bestimmungen  auf  den  Handel  mit  Aktien 
der  westindischen  Komrognie  ausgedehnt 
und  in  den  folgenden  Jahrzehnten  durch 
mehrere  in  kurzen  Zwischenräumen  er- 
gangene Edikte  wiederholt  eingesdiärft. 
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treUich  ohne  allen  Erfolg.  Die  Anschau- 
ungen der  Gerichtshöfe  Über  die  Bedeutung 
der  Edikte,  besonders  eines  unter  Prinz 
Stiedridi  Heinrich  von  Oranien  ergangenen, 
waren  Terschiedene,  und  so  entstand  schon 
damals  die  spBter  mit  jedem  Verbot  des 
Z^teeBchafts  auftretende,  schwankende 
Rechtsprechung  Uber  den  Di&renzeiuwand. 
—  Die  neo^  Rechtsentwickeliing  hat  in 
beiden  lAndem  die  Bestimmungen  der  Napo- 
leonischen Qesetzgebunff  vieder  beseitigt. 
In  beiden  Indern  ist  die  Errichtung  einer 
BOrse  den  InteresBenten  freigeetellt ;  die 
BOrsenpolizei  wird  von  der  Kommunalbefagrde 
ausgeübt ;  das  Maklergewerbe  ist  frewegeben. 
Soweit  die  Börsen  nicht  OffentlicheMänle  sind, 
leiten  sie  sich  durch  selbstgewShlte  Vereins- 
oif;ane.  An  den  belgischen  Börsen  erfolgt 
die  amtliche  Festsetzung  der  Kurse  für 
Effekten  und  Wechsel  durch  eine  besondere, 
von  der  Kommunalverwaltung  bestellte  Kom- 
mission von  6 — 15  Mitgliedern;  an  den  Pro- 
duktenbörsen werden  amtliche  Kiurse  über- 
haupt nicht  notiert.  Sonderrechtliche  Be- 
stimmungen Über  die  Börsen  und  den  Bör- 
senverkenr  giebt  es  in  beiden  Ijftndem  so 
gut  wie  gar  nicht. 

VI.  EDgland. 

Die  englischen  Börsen  sind  Vereine  oder 
Oesellschanen  des  bflrgertichen  Rechts  ohne 
jegliche  Staatsaufsicht.  So  ist  die  Londoner 
Enektenbörse,  die  Stock  Exchange  of  Lon- 
don, ein  autonomer,  sich  selbst  verwaltender 
Frivatverein,  dessen  Versammlungen  nach 
aussen  streng  abgeschossen  und  lediglidi 
Vereinsmil^liedem  zugänglich  sind.  Die 
oberste  Leitung  des  Vereins  ruht  in  den 
HAndra  des  Committee  for  general  purposes, 
einer  aus  30  Personen  bestehenden,  alljähr- 
lich aus  und  von  den  Vereinsmitghedem 
gewählten  Kommission.  Die  Bedingun^n 
für  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  smd 
ziemÜcli  streng,  und  sichern  dem  Verein 
eine  gewisse  zunftarti^e  At^eschJossenheit. 
Wer  um  Aufnahme  m  den  Verein  nach- 
sucht, musB  von  drei  Vereinsmitgliedem,  die 
mindestens  4  Jahre  lai^  dem  Verein  ange- 
hört tmd  stets  alle  ihre  Verpflichtungen  er- 
füllt haben,  empfohlen  sein :  die  Em^hlen- 
den  mtifisen  räch  bereit  arklfireo,  je  bis  za 
600  £  für  den  empfohlenen  Bewerber  zu 
bezahlen,  falls  dieser  innerhalb  der  nflchstoi 
4  Jahre  säue  Zahlungen  einstellen  adlte. 
•Personen,  welche  mindestens  4  Jahre  lang 
Börsengenilfen  (clerks)  eines  Vereinsmit- 
glieds waren,  bedürfen  nur  der  Empfehlung 
durch  2  Mitglieder  mit  je  einer  Büreschaft 
von  300  £.  Bewerber,  welche  früher  in 
Konkurs  geraten  oder  mit  ihren  Glaubigem 
Bich  vergücheu  haben,  müssen  den  Ol&u- 
bigera  wenigstens  ^/s  der  Forderungen  er- 
füllt haben ;  seit  Beendigung  des  Konkursee 


und  Erfüllung  des  Akkords  müssen  wenie- 
Btens  2  Jahre  verflossen  sein ;  wer  mehr  us 
einmal  Konkiu«  gemacht  -  oder  sich  mit 
seinen  Gläubigem  verglichen  hat,  kann  nur 
nach  völlig»  Befriedigung  seiner  Glflubigw 
zugelassen  werden.  Jeder  Antrag  auf  Zu- 
lassung ist  unter  Bezeichnung  der  Gewähr»' 
männer  mindestens  8  Tage  dordt  Anduuig 
an  der  Börse  bekannt  zu  machen.  ESnwen* 
düngen  gegen  den  Antrag  sind  unter  ge- 
nauer Angabe  der  Gründe  bei  der  Vorstands- 
koDunissic«  schriftUdi  «nzureichen.  Nach 
Ablauf  dieiter  Vnst  entscheidet  die  Vorstands- 
kommission nach  freiem  Ermessen,  ob  dem 
ZulassuDgsantrage  stattzugebra  sei  oder  nidit. 
Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so  kann  der- 
selbe frühestens  im  nächsten  Vereinsjahre 
»•ietler  erneuert  werden.  —  Die  Mitgheder 
der  Londoner  Effektenbörse  sind  hinsicht- 
lich ihrer  Geschäftsführung  durch  die  Vereins- 
statuten einer  Reihe  von  Beschränkungen 
unterworfen.  Es  ist  ihnen  verboten ,  in 
einem  Gesellschaftsverhältnis  zu  einer  Person 
zu  stehen,  die  nicht  Mitglied  des  Vereins 
ist;  jede  Associieiimg  von  Mitgliedern  ist 
durch  Aushang  an  der  Börse  zu  veröffent- 
lichen. Weder  ein  Mitglied  selbst  noch  die 
Frau  eines  Mitglie<ls  darf  in  einem  anderen 
Geschäftszweige  als  dem  Effektenhuidel  in 
selbständiger  Weise  oder  in  GehilfensteUung 
thätig  sein.  Kein  Mitglied  darf  zugleich 
broker  (Makler,  Kommissionär)  und  dealer 
oder  jobber  (Händler)  sein;  auch  dürfen 
sich  em  broker  und  ein  dealer  nicht  asso- 
ciieren.  Kein  Mitglied  darf  für  Rechnung 
von  Angestellten  öffentlicher  oder  privat» 
Unternehmungen  ohne  Wl<isen  ihrer  Voig©- 
setzten  Spekulationsgeschäfte  abschliessen. 
Wenn  ein  Mitglied  einem  anderen  ohne 
Deckung  auf  mehr  als  zwei  Tage  Geld  oder 
sonstige  Vermögenswerte  geliehen  hat,  so 
wird  es  im  Konkurse  des  Darlehensempfibigeis 
bei  der  Verteilung  der  Aktiva  nicht  berü(^- 
sichtigt.  Wenn  ein  Mitglied  seine  geschäft- 
lichen Verpflichtungen  nicht  erfüllt,  in  Kon- 
kurs fiillt  oder  seinen  QläubigerD  Vergleichs- 
Torschläge  macht,  so  wird  es  durch  die 
Börsenorgane  öffentlich  als  Bankerotteur 
(»defanlter«)  erklärt  und  geht  hierdurch  des 
Rechtes  zum  Besuche  Aet  BOrsraiTerBunm- 
lungen  verlustig  j  mit  einem  oder  für  einen 
solchen  ansgewiesenen  Bankerotteur  darf 
kein  Mit^ea  Geschäfte  abschliessen; Jedoch 
kann  die  Vorstandskommisnon  im  Mnvw- 
ständnis  mit  den  Gläubigem  des  Bankerot- 
teurs diesem,  wenn  er  ohne  seine  Schiüd 
fallit  geworden  ist,  die  Fortführung  seiner 
Geschtöe  an  der  Börse  durch  Vermittelung 
eines  Vereinsmitgliedes  gestatten.  Ein  Banke- 
rotteur darf  frühestens  nach  6  Monaten 
wieder  zum  Besuche  der  Börse  zugelassen 
werden  und  nur  dann,  wenn  er  ohne  Inan- 
spruchnahme der  für  ihn  gestellten  Bfiig- 
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Schäften  aus  eigenen  Mitteln  seine  Schulden 
wenigstens  zu  einem  Drittel  bezahlt  hat 
Die  Bankerotteure,  welche,  ohne  ihre  Schul- 
den Tollslfindig  al^tragen  zu  haben,  wieder 
zugelassen  wüden  sind,  werden  auf  Grund 
einer  durch  eine  besondere  Komm^on  ge- 
führten genauen  Untersuchung  einer  von  zwei 
Klassen  zugeteilt,  je  nachdem  sie  ohne  ihr 
Verschulden,  insb^ndere  ohne  Verletzung 
der  BQrsenstatuten  oder  durch  Ausseracht- 
lißsung  der  gebotenen  gescdi&ftUchea  Vorsicht 
zahlungsunrahig  ^worden  sind;  die  Zu- 
isilung  wird  Jeweils  durch  SOtSgigea  Aus- 
hang an  der  Börse  bekannt  gemaont. 

Die  Vorstandskommission  Übt  die  Dia- 
ciplinaivewalt  über  die  einzelnen  Vereins- 
mitglieder  aus.  Verfehlungen  g^n  die 
Satzungen  des  Veräns  und  unreelles  oder 
unanstiUidiges  Oeschäftsgebahren  irgend 
wacher  Art  kann  mit  zeitweiliger  oder 
dauernder  Ausschliessung  vom  Verein  be- 
straft werden.  Als  unreelle  Machenschaft 
ist  es  von  Alters  her  erachtet  worden,  wenn 
ein  Mitglied  Börsengeschäfte  mit  dem  Spiel- 
einwande  anfechten  wollte.  Da  femer  den 
Börsenmitgliedem  durch  statutarische  Be- 
stimmimg die  Geltendmachung  von  An- 
sprüchen aus  Börsengeschäften  vor  den  Ge- 
richten ausdrücklich  untersagt  und  das 
schiedsiichterliche  Verfahren  vor  dem  Vereins- 
schiedsgericht obHgatorisch  vorgeschrieben 
ist,  so  musste  für  den  Verkehr  an  der  Lon- 
doner Effektenbörse  die  gegen  die  Prämien- 
und  Differenzgeschäfte  gerichtete  Verbots- 
gesetzgebung von  1734,  die  sogenannte  Sir 
John  Bamards  Act,  von  vorneherein  wir- 
kungslos bleiben.  Dieses  Gesetz,  unter  dem 
Eindruck  der  Folgen  des  Südseeschwindels 
~  erlassen,  untersagte  alle  Fr&niengeschäfte  in 
Fonds  bei  schwerer  Strafe,  verbot  die  Regu- 
lierung ii^d  welcher  Fondsgeschfifte  durch 
blosse  Differenzzahlung  und  erldärte  jeden 
Verkauf  von  Fonds,  die  der  Verkäufer  zur 
Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  faktisch 
besitzen  sollte,  für  imgültig  und  strafbar; 
es  bestand  formell  bis  1860,  wurde  aber 

Praktisch  sehr  selten  angewendet.  Ein  im 
ahre  1845  erlassenes  Gesetz,  welches  alle 
Spiel-  und  'Wettverträge  für  null  imd  nichtig 
erklärte,  wurde  von  den  Gerichten  zeitwei% 
bei  Streitigkeiten  aus  Börsengeschäften 
zwischen  den  Kommüsionären  und  ihren 
der  Börse  nicht  angehörenden  Auftraggebern 
ju^wendet;  doch  ist  diese  Praxis  schon 
seit  lan^m  aufgegeben,  und  die  Klagbarkelt 
aller  Lieferunff^esohäfte  in  der  Judikatur 
allgemein  aneuannt. 

Wie  die  Londoner  Effektenbörse  auf  der 
Grundlage  des  Vereinsrechts  oi:gaaisi^  ist, 
80  beruht  die  Organisation  anderer  englischer 
Börsen  auf  der  Anwendung  der  Grundsätze 
des  Handelsgesellschaftsrechts.  So  ist  die 
Fondsbörse  zu  Liverpool  eine  Aktiengesell- 


schaft und  das  Becht  zum  Besuche  ihrer 
Versammlungen  an  den  dauernden  Besitz 
einer  Aktie  geknüpft;  in  den  Bestimmungen 
über  Zulassung  und  Ausschluss  von  Mit^ 
gliedern  weist  sie  indessen  die  gleiche  zunft- 
aiüge  Abgeschlossenheit  auf  wie  die  Lon- 
doner Stock  Exchange.  Ein  Teü  der  Pro- 
duktenbörsen hat  noch  den  Charakter  öffent- 
licher Märkte,  so  der  BiJtic  in  London ;  die 
meisten  sind  jedoch  Aktiengesellsdiaftea 
nach  Art  der  Liverpooler  Fondsbörse. 

Vn.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

In  den  Verdnigten  Staaten  von  Amenka 
sind  die  Effekteabötsen  autonome^  von  j^- 
licher  Staatseinjnisc^un^  freie  VereinigunKen. 
Ihre  Oi^anisation  ist  m  allen  we8entli<Mien 
Beziehun^^  meist  sogar  im  DetaU  derjenigen 
der  New-Toiker  Eff^tenbörse  nachgebildet 
Die  Leitung  der  New-Yorker  Effektenbörse 
liegt  in  den  Händen  eines  aus  einem  Präsi- 
denten, einem  Schatzmeister  und  40  Mit- 
gliedern bestehenden  Körnitz.  Präsident 
und  Schatzmeister  werden  jährhch  neu  ge- 
wählt; die  40  Mitglieder  sind  verteilt  in  4 
Klassen  von  je  10  Mitgliedern,  von  denen 
jedes  Jahr  eine  andere  Klasse  ausscheidet 
und  durch  Neuwahl  ersetzt  wird.  Das 
leitende  Körnitz  ernennt  und  beaufsichtig 
die  verschiedenen  Kommissionen,  wie  die 
Aufnahmekommission,  die  schiedsrichterliche 
Eonumssion.  Die  Mitgliederzahl  ist  eine 
geschlossene;  sie  beträ^  1100.  Das  Mit^ 
gliedschaftsrecht  (der  »Sitz«)  ist  verkäuflich ; 
für  die  üebertragung  ist  eine  Gebühr  von 
1000  Dollars  zu  entrichten.  Wer  Mitgüed 
werden  will,  mias  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten,  mindestens  21  Jahre  alt  und  im 
Besitze  eines  »Sitzes«  sein ;  die  Üebertragung 
eines  ^tzes  setzt  voraus,  dass  der  vorge- 
sdilagene  Erwerber  von  mindestens  zwei 
Dritteln  der  Mitglieder  der  Aufnahme^m- 
niission  gebilligt  wird.  Der  Preis  eines 
»Sitzes«  ist  je  nach  Geschäftslage  und  Nach- 
frage schwankend;  zur  Zeit  beträgt  er  un- 
gefähr 20  000  DoUars.  Ein  Mitglied,  welches 
zahlungsunfähig  wird  oder  seine  geschäft- 
lichen Verpflichtungen  nicht  erfüllt,  vrird 
zeitweilig  ausgeschlossen ;  bei  dem  Gesuche 
um  Wiederzulassung  muss  es  der  Aufnahme- 
kommisBion  deo  Nachweia  liefern,  dass  es 
sich  mit  seinen  Gläubigem  volktändi^  ge- 
einigt hat ;  falls  dieser  Nachweis  nicht  bumen 
einem  Jabie  nadi  Ausschliessung  erforaoht 
wird,  geht  das  Mitgliedschaftsrecht  dauen^ 
Terknen.  Die  durch  Todmfall  dnes  Mit- 
glieds oder  dauesnden  Ausschluas  frei  ge- 
wordenen Sitze  werden  von  der  Aufnahm»- 
kommisaon  veräussert;  von  dem  Erlöse 
werden  zunächst  diejenigen  Gläubiger  be- 
friedigt, welche  Mitglieder  der  Börse  sind, 
der  Best  wird  dem  ausgeschlossenen  Mit- 
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Slied  bezw.  den  Erben  des  verstorbenen 
[itglieds  ausgehAndigt. 
Alle  Streitigkeiten  zwischen  Uitgliedem 
werden  diuDh  schiedsrichterliches  Verfahren 
entschieden.  Das  Minimum  der  Provision, 
welche  die  Mitglieder  fflr  den  OeschAftsab- 
schluss  fordern  mOssen,  beträgt  von  allen 
Geschäften  fflr  Parteien,  welche  nicht  Mit- 

gUeder  der  Börse  and,  ^.  u  fttr  die  übrigen 
iesohflfte  y'n  **'0,  und  wenn  ein  Mitglied  im 
Auftrage  eines  anderen  Mitglieds  unter 
Nennung  des  Auftra^ebers  abschließt,  *.'m'*  'o. 

Mitglied,  das  niedrigere  ProvisionssIUze 
berechnet,  ksun  beim  ersten  Falle  zeitweilig, 
im  Wiederholongsfelle  dauernd  ausg^tossen 
werden.  Unter  den  Mitgliedern  gieht  es 
keine  verschiedenen  Klassen,  wie  etwa  in 
England  die  brokers  und  dealers;  vielmehr 
kann  jedes  Mitglied  Geech&fte  macheu,  wie 
es  will. 

Die  Produktenbörsen  haben  zum  grössten 
Teil  KorporatioDBrechte ;  ihre  innere  Ver- 
feissuDg  ist  im  wesentlichen  die  gleiche  wie 
die  der  Effektenbörsen.  Insbesondere  haben 
auch  sie  eine  geschlossene  Mitgliederzahl 
(so  die  New-Yorker  Prodtürtenbörse  3000) 
bei  Uebertra^barkeit  des  Mitgliedrechts; 
doch  sind  die  Preise  der  Mitgliedsrechte 
wie  die  Aufnahmegebühren  wesentlich  ge- 
ringer als  au  den  Effektenbörsen. 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  sind 
wiederholt  gesetzliche  Verbote  gewisser 
Formen  des  Börsenverkehrs  er^gen.  So 
verbot  ein  Gesetz  vom  17.  Jum  1864,  die 
sogenannte  Anti-Gold  Act,  alle  Käufe  und 
Verkäufe  von  gemünztem  oder  Barrengold 
auf  Lieferung  an  einem  dem  Tage  des  Ver- 
tragsschlnsses  folgenden  Tage ;  die  verbots- 
widrig abgeschlossenen  Geschäfte  sollten 
nichtig  sein  und  die  Konbtthenten  mit  Geld- 
busse oder  Geängnis  bestraft  werden.  Die 
Hoffnung,  die  man  an  dieses  G^esetz  knüpfte, 
es  würde  hierdurch  die  Entwertung  der 
Gieenbacks  auf^halten  imd  das  Goldagio 
beseitigt,  wurde  jedoch  völlig  enttäuscht,  und 
so  wurae  das  Gesetz  schon  am  2.  Juli  1864 
wieder  beseitigt.  In  venchiedenen  Terri- 
torien wurden  die  ZeitgeacMfte  sc^echthin 
oder  die  Differenz-  und  Frftmiengeschäfte 
vra-boten,  für  nichtig  erklSzt,  sogar  bei  0e- 
ßtognisstrafe  untersagt;  tölwrase  sind  diese 
Y^bote  noch  in  Kralt  In  den  Jahren  1891 
bis  1894  hatten  sich  die  gesetzgebenden 
K&perschaften  der  Vereinigten  Staaten 
wiederholt  mit  Anträgen  zu  beechftfti^n, 
welche  üch  gegen  die  Zeit-  und  Prämien- 
geschSfte  richteten  (Anti-option-Bewe- 
^on^  Die  Anträge  riefen  im  Senate  und 
im  Beprftsentantenhause  lebhafte  Debatten 
hervor,  fanden  jedoch  nicht  die  erforderliche 
Majorität. 


VIU.  Schlnss. 

In  der  vorstehenden  Darstellung  sind 
uns  im  wesentlichen  vier  typisdie  Formen 
der  Börsenorganisation  entgegengetreten : 
einmal  die  nach  Art  der  M^kte  allgemein 
zugänglichen  Börsenzusammenkünfte  (ein- 
zelne englische  und  französische  Produkten- 
börsen, die  hanseatischen  Börsen  vor  dem 
Börsengesetz),  dann  die  monopolistische  Or- 
ganisation der  französischen  Effektenbörsen, 
femer  die  bureaukratist-he,  von  polizeistaat- 
lichen Maximen  und  Beminiscenzen  be- 
herrschte Böreenverfassnng  (von  jeh^  in 
Oesterreich  und  Preussen,  seit  dem  Börsen- 
gesetz im  gesamten  deutschen  Reich)  und 
endlich  die  freien  Vereinsbildungen  (Eng- 
land, die  Vereinigten  Staaten  von  Amerilui, 
die  hambuwschen  Börsenvereine).  Die  erst- 
genannte Fonn  ist  geschichtlich  wohl  die 
älteste,  für  Gegenwart  und  Zukunft  aber 
von  nur  untergeordneter  Bedeutung.  Das 
unvermeidliche  Korrelat  der  monopoiistisdiai 
und  der  bnreaokratischen  Börsen  Verfassung 
ist  das  gesetzliche  Verbot  der  Winkelliörsen, 
dessen  praktische  Durchführung  jedoch  er- 
fahrongsgemäss  allenthallien  auf  unüber^ 
windliche  Schwierigktatai  stösst.  Die  bn- 
reaukratische  Börscnverfossung  setzt  femer 
voraus,  dass  principiell  der  Zutritt  zu  den 
Börsen  allgomein  freisteht  und  die  Gründe, 
aus  denen  jemand  vom  Besuch  der  Börsen- 
versammlungen ausgeschlossen  werden  kann, 
gesetzUch  oder  statutarisch  genau  festgel^ 
sind.  Nur  bei  dem  Systeme  der  freien 
Vereinsbildung  ist  eine  exklusive  Börsen- 
verfassung  ohne  Winkelbörsen  mißlich  und 
durc-hfühmir.  Wem  als  Ideal  eine  Börsen- 
verfaesung  vorschwebt,  bei  der  die  ehr- 
barsten und  respektabelsten  Kaufleute  die 
Börse  beherrschen,  wer  die  Heilimg  der  im 
Börsenverkehr  unzweifelhaft  vorhandenen 
Schäden  und  Gebrechen  mehr  von  der 
Selbstzudit  der  Börse  als  von  staatlicher 
Ueberwachung  und  Beaufsichtigung  oder 
gar  von  dem  nwven  Verbote  einzelner 
Börsengeschäftsfoi-men  erwartet,  wird  für 
die  Biirsen,  wenn  auch  nicht  die  unbe- 
schränkte Freiheit  der  englisch-amerikani- 
schen Börsenvereine,  so  doch  weitgehende 
Selbstveinraltungsrechte  fordern  müssen. 

Lltteratar:  Vgl.  die  gute  ZtuammentteUung  von 
Endemann  im  jurittiich^m  XiitteraturiitaUf  Bd 
VIII,  i>.  SSI  f.  —  Eine  guU  gedrOngla  Dar- 
tleUung  det  gelUnden  deuUeken  BGrtenredUM 
findet  neh  Am  Konrod  OMoeft^  LaMuck  de 
Handeltreckü,  4-  -A*^»  ^^98.  —  Texlamg^ten 
de«  BSraengetettet  mit  Anmerkungen  Hnd  er- 
ichienen  von  Apt,  Boffmann,  Kahn,  Kütt- 
ner,  Kunreuths,  Wermvth-Brendtl  und 
Bteniflein  (in  „die  Reithtgeaetxe  tum  SckuUe 
det  geitligen  und  gewerblichen  Eigentuns/'  t. 
Aufl.,  1898).  —  Zeittchrift  für   da*  ge- 
tarnte Handeltrecht,  Jakrgg.  ISSS — 1899 
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(reichhaiHge  Sammltatg  tfon  Börtenordnungen, 
Utaneen  ßtr  detUseke  und  atuländüehe  Böraen, 
zahlreiche  Ai^fiäUe).  —  Monattichrift  für 
Handeltreeht  und  Banhweaen,  heraus- 
gegeben von  Dr.  i^wi  Holdheim.  —  Deutsche 
Juritteratitung,  herausgegeben  von  Laband- 
SUngUin-Staui.  —  Korretpondent  der  AelUtten 
der  &t^fmmaueht^  von  Berlin.  —  Die  Handelt' 
teile  der  gröueren  Tageneitungen,  betondert  der 
n Frankfurter  Zeitung«  und  de»  »Berliner  Tage- 
btatt«.  —  Sandheim,  SaUng»  BSrtenpapiere, 
I.  Teä  1897.  —  W.  LoU,  Die  Börgenr^orm, 
Dresden  1897.  —  Weher,  Max,  Die  Ergeb- 
nisse der  deutschen  Börsenenquete,  in  der  Zeit- 
schrift für  das  ges.  Handelsrecht,  Bd.  jf.  — 
£.  Struck,  Die  Effektenbörse,  eine  VergUiehung 
deutscher  und  englischer  Zustände  (in  i^hmollera 
Staat»'  und  »osiaiwiasemchaftlichen  Forschungen, 
Bd.  III,  ff^  S,  Leipzig  1881).  —  Andr4  A 
Sayous,  Etüde  ieorwmique  et  juridigue  sur  Us 
bourses  aüemandes  de  valeurt  et  de  commerce, 
I\uris-Berlin  1898.  —  Pfleger  %md  Gachwindt, 
BSrsenreform  in  Deutschland  (15.,  16.,  3g.  Stück 
der  n Münchener  volkswirtscha/tlichen  Studienu, 
Stuttgart  1896197.  —  Henry  Crotby  Emery, 
Speculation  of  tke  stock  and  produce  exchanges 
of  the  United  States,  yew-Tork  1896.  —  G. 
Schanz,  Art.  » Börsenwesen  u  im  Wörterbuch  der 
Volkswirtsekc^ft,  herausgegeben  von  Elster.  — 
A.  Saffalovtehf  le  marchi  finaneier,  Jahrgg. 
1895—1898.  —■  A.  B.  Sayoua,  Die  Beorgani- 
eation  der  frantSeitehen  Droduiien^  wad  Waren- 
börsen,  in  den  Jahrb.  /.  NeO,  u.  S^U,  III.  F., 
16.  Bd.  —  Itertetbe,  Die  B^rm  der  framö- 
aitehen  j^ektenb&rsen,  in  SchmcUers  Jahrb.  /. 
Oesetzg.,  Verw.  u.  Volkswirtsch.,  1898.  —  Im 
übrigen  wird  auf  die  Litteraturübersichten  in 
der  Ztaekr.  /.  d.  gesanUe  HandeUreeht  Bezug 
genommen.  Pfleger. 


Börsensteuer. 

1.  B^riff  und  Segrttndnng  der  Bönen- 
stener.  2.  Die  DurchfühixiBe  der  Btirsensteaer. 
3.  Gesetzgebung.   4.  Statistik. 

1.  Begriff  und  Begründung  der  Bör- 
senstener.  Unter  Börsensteuer  versteht 
man  die  Bestenerong  der  an  der  Börse  ab- 
geBchloseenen  Oeschttfte.  Im  vetteren  Sinne 
urerden  duunter  fibeziunipt  Steuern  auf  den 
Umsatz  beweglicher  Werte  verstanden. 

Die  Börsensteuer  gehört  demgemSss  zu 
derjenigen  Steuergruppe ,  welche  den  ein- 
zelnen £rwerbsakt  besteuert  und  die  man 
gewöhnlich  als  Verkefarsstener  oder  auch 
nach  der  Üblichsten  Erhebungsfcnm  als 
Stempelsteuer  bezeichnet  Di^  Yerkehrs- 
besteuerong  hat  nach  A.  Wagner  eine  drei- 
fache Bedeutung.  Sie  hat  erstens  die  ihren 
Zweck  unvollkommen  erreichende  Ertrags- 
bestcuerung  zu  ergänzen.  Zweitens  soll  sie 
die  Besteuerung  derjenigen  Erträge  bewirken, 
welche  nicht  durdi  den  benifsmfissigen  Er- 
werb, sondern  durch  nur  vereinzelte  Ifwerbs- 
akte  erzielt  werden.    Drittens  endhch  hat 


sie  den  Erwerb  durch  An&ll  und  Wertzu- 
wachs, also  im  wesentUdien  die  Erbschaften 
und  die  Eonjunkturengewinne,  zu  treffen. 
Fragen  wir,  welche  von  diesen  drei  Begrün- 
dungen auf  die  Börsensteuer  Anwendung 
findet,  so  wird  die  Antwort  nicht  ^anz 
leicht  sein.  Alle  drei  Gesichtspunkte  spielen 
hierbei  eine  ^wisse  Bolle,  ohne  dass  jeder 
für  sich  allem  imstande  wäre,  eine  völlig 
erschöpfende  und  b^edigende  B^rQndung 
darzubieten.  Dass  der  Ertrag  o^ienigen 
Börseogesch&fte,  welche  Bankiers  und  Kauf- 
leute in  Effekten  oder  in  Waren  ffir  eigene 
Rechnung,  also  aus  Spekulation,  abschliessen, 
durch  die  gewöhnliche  Ertragsstener,  welche 
immer  eine  ^wisse  Stabüitit  des  Ertrages 
voraussetzt,  nicht  er&sst  werden  kann,  liegt 
auf  der  Hand.  Hier  würde  also  die  Börsen- 
Steuer  sich  rechtfertigen  als  Ergänzung  der 
ihr  Ziel  nicht  völlig  erreichenden  Gewerbe- 
steuer. Anders  liegt  die  Sache  bei  den- 
jenigen Geschäften,  bei  denen  die  Eontrap 
nenteu  nur  im  Auftrage  ihrer  Eunden  han- 
deln, auf  welche  letztere  die  Börsensteuer 
demgemäss  abgewälzt  wird.  Hier  würde, 
naraentlidi  beim  Umsatz  von  Wertpapieren 
^Effekten),  mehr  der  zweite  Gesichtspunkt 
in  Betracht  kommen ,  indem  diejenigen, 
welche  entweder  zum  Zweck  der  Speku- 
lation oder  zum  Zweck  der  Kapitalsanlage 
Effektengeschäfte  machen,  einen  vereinzelten 
Erwerbsakt  vornehmen,  der  ausserhalb  ihres 
berufsmässigen  Erwerbes  liegt.  Schliesslich 
wird  nicht  in  Abrede  zu  stellen  sein,  dass 
die  Gewinne,  welche  bei  dem  spekulativen 
Waren-  und  Effektenmusatz  erzielt  werden, 
Eonjunkturengewinne  im  eminentesten  ^nne 
des  Wortes  sind,  so  dass  im  gegebene  fUle 
auch  die  dritte  von  Wagner  aufgestellte  Be- 
gründung für  die  Börsensteuer  hertmgezogen 
werden  kann.  Dagegen  muss  vom  Stand- 
punkte der  Wissenschaft  gegen  eine  häufig 
zu  hörende  anderweite  Bemrwortung  der 
Börsensteuer  Verwahrung  eingelegt  werden, 
welche  ihr  Aigument  nicht  aus  finanzpoli- 
tischen, sondern  aus  allgemein  ethischen  Be- 
tracshtnngea  herleitet  Dwadi  soll  die  Bör^ 
aenstener  gewissermassen  eine  Stn^e  sein, 
welche  auf  das  ffir  nnprodnlctiv,  ja  sogar 
für  imsitüich  gehaltene  Börsensmel  gelegt 
wird,  ein  Gedanke,  den  Gustav  Cohn  in  dem 
unten  dtieften  Au&atze  in  zutreffender 
Weise  zurückgewiesen  hat  Zwöfelhaft 
kann  man  sein,  ob  audi  die  Bogaournte 
Emissionssteuer,  welche  bei  ersten  Aus- 
gabe von  Aktien  und  Obligationen  erhoben 
wird,  der  Börsensteuer  beizi;a8hlen  ist  In- 
sofern durch  die  Emission  Werte  in  Umlauf 
gesetzt  werden,  kann  auch  bei  ihr  die  Bör- 
sensteuer Anwendung  finden.  (Gewöhnlich 
ist  aber  die  Emission  einer  weit  höheren 
Steuer  unterworfen  als  der  sonstige  Effekten- 
umsatz, so  dass  die  Emissionssteuer  mehr 
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äae  besondere  Besteuerung  der  Ereditauf- 
nähme  darstellt 

2.  Di«  Durehfahnug  der  BSneK* 
fltener.  Nach  der  entwickelten  Begründung 
▼erden  die  Subjekte  der  BOrsensteuer,  d.  h. 
die  zur  Steuer  Verpflichteten,  die  beiden 
Kontrahenten  sein,  veldie  das  Geschftft  ab> 
fichliessen,  doch  ist  hierbei^  wie  bei  anderen 
Steuern,  sehr  vohl  mOglich,  dass  zunfichst 
andere  Personen,  z.  B.  Makler,  die  Steuer 
zu  entrichten  haben,  denen  dann  die  Ab- 
wälzung auf  die  eigenthchen  Träger  der 
Steuer  (tberlassen  bleibt  Das  Steuerobjekt 
ist  das  einzelne  Gesch&ft  oder  noch  richtiger 
sein  Ertrag.  Da  es  aber  schwierig,  ja  mst 
unmöglich  sein  würde,  denselben  in  jedem 
einzelnen  Falle  genau  zu  bestimmen,  so 
muss  man  sich  damit  begnügen,  die  Qrösse 
des  umgesetzten  Wertes  zu  ermitteln  und 
diesen  zum  Steuerobjekt  zu  machen.  Da- 
raus folgt  zugleich,  dass  der  Steuerfuss  nicht 
etwa  ein  fik  jedes  Geschäft  einheitlicher 
Satz  sein  darf,  sondern  eine  auf  die  Steuer- 
einheit sich  beziehende  Quote,  so  dass  der 
zu  zahlende  Steuerbetrag  mit  der  Grösse  des 
umgesetzten  Wertes  steigt  imd  fallt  (pro- 
zentuale BOrsensteuer).  Will  man  ftlr  die 
H^he  des  Stenerfusses  zu  einem  festen 
Frindp  gelangen,  so  könnte  man  dasselbe 
aus  der  Analogie  der  re^lÄren  Gewerbe- 
steuer oder  aus  der  ImmobüiaÄesitzwechsel- 
steuer  ableiten.  Allein  man  muss  bedenken, 
dass  die  Objekte  des  Börsenverkehrs  einem 
unendlich  viel  häufigeren  Umsätze  unter- 
li^n  und  dass  schon  drahalb  sowie  mit 
Bückaicht  auf  wirtschaftlich  notwendige  und 
nützliche  Arbitrage  (s.  d.)  der  Steuerfuss 
der  Börsensteuer  weit  niedriger  sein  muss 
als  bei  den  ohesa  genannten  Stenern. 

Der  Modus  der  Erhebung  der  Börsen- 
steuer unterli^  nicht  unerheuichen  Schwie- 
rigkeiten, da  sich  der  BörsenTerkehr  nur 
amu  leicht  der  Kontndle  entzieht  und  auch 
nicht  bloss  der  Steuer  w^n  in  seiner  freien 
Bewegung  behindert  werden  darf.  Die 
Steu^erhebung  kann  entweder  an  den  Ab- 
schluss  des  Geschäftes  anknüpfen  oder  sie 
kann  im  Momente  der  Tradition  der  umge- 
setzten Objekte  stattfinden.  Der  Geschäfts- 
abschluss  zunfichst  wird  an  unseren  Börsen 
meistens  durch  Ausstellung  von  Schluss- 
zetteln  dokumentiert.  Es  liegt  daher  nahe, 
dass  eine  Stempelung  der  Sdilusszettel  als 
Mittel  der  Steuererhebung  rorgeschrieben 
wild.  In  der  That  hat  auch  die  Pnuds  der 
Steuergesetzgebimg  diesen  Modus  fast  durch- 
gftn^g  angenommen.  Da  sich  jedoch  das 
Ausstellen  von  Schlusszetteln  {dlenfalls  ver- 
meiden lässt,  so  muss,  um  diese  Erhebuugs- 
weise  wirksam  zu  machen,  zugleich  ein 
direkter  oder  indirekter  Zwang  zur  Anwen- 
dung der  Schlussnoten  bei  jedem  einzelnen 
Geschäftsabschlüsse  geübt  w«dea.  Ein 


direkter  Zwang  wird  dadordi 
man  den  Nichtgebiauch  von  Schlussiettdn 
unter  Strafe  steUt  emen  iikUrekten  Zwan^ 
kann  man  dadundt  fibeCf  dass  nur  soldien 
Geschäften,  über  welche  Schlusszettel  aus- 
gestellt sindj  Klagbai^eit  verliehen  wird. 
£äne  andere  Eihebuugsart,  die  gleichfalls 
sich  an  den  Abschluss  des  Geschäftes  an- 
schliesst,  wäre  die  Einregistriemng.  Es 
müssten  demgemäss,  ähnlidi  wie  dies  beim 
französischen  enregistrement  für  die  ver- 
schiedensten steuerbaren  Akte  vorgeschrieben 
ist,  alle  GeschäftBRcblüsse  in  ein  Steuer- 
register eingetragen  werden,  wodurch  dann 
ihre  Eontrolle  und  Besteuerung  ermöglicht 
wird.  Dieses  Begister  könnte  entweder  von 
«iner  Steuerbehörde  geführt  werden,  bei  der 
die  Anmeldungen  anzubringen  sind.  Falls 
I  diese  Behörde  im  Börsengebäude  ihren  Sitz 
I  hat  und  die  Anmeldung  der  Geschäfte  ledig- 
I  lieh  in  der  Weise  geschieht,  dass  Duplikate 
.  der  Schlusezettel  oder  sonstigen  Dokumente 
eingereicht  werden,  dürfte  diese  Erhebungs- 
form nicht  so  unmöglich  und  unbequem 
sein,  als  dies  im  ersten  AugenbUcke  viel- 
leicht erscheint  Ein  zweiter  Weg  wäre 
der,  dass  der  einzelne  Geschäftsmann  zur 
Führung  eines  Registers  an^halten  ist  in 
welches  er  die  steuerpflichtigen  Geschäfte 
einzutragen  hat.  Ein  derartiger  Vorschlag 
ist  8.  Z.  im  deutschen  Reichstage  gemacht 
und  von  der  Reichsregierung  später  aufge- 
nommen worden.  Doch  hat  derselbe  seitens 
der  Interessentenkreise,  welche  mit  einem 
gewissen  Bechte  darin  ein  Eindringen  in 
mre  intimsten  Gesdiäftererhältnisse  er^ 
blickten,  eine  so  lebhafte  Opposition  gefun- 
den, dass  man  darauf  nicht  wied«  zurüdc- 
ge^nnmen  ist  INe  Erhebung  der  Steuw 
bei  der  Tradition  der  Objeläe  wäre  mög- 
lich, wenn  dieselbe  sich  in  gewissen  ftosseren 
Formen  vollzöge,  so  dass  eine  Eontrolle  er- 
m^icht  wird.  Das  ist  nun  der  Fall  wenige 
stens  bei  den  wichtigsten  Olqekten  des 
Börsenverkehrs,  den  Effekten.  Soweit  Zeit- 
geschäfte Ober  Effekten  abgeschlossen 
werden,  finden  sie  in  der  Mehrzahl  ihre 
Regulierung  durch  die  an  den  grössere 
Börsen  bestehenden  liquidationsvereine  für 
Zeitgeschäfte.  Falls  es  als  gesetzlidier 
Zwang  ausgesprochen  würde,  dass  alle  Zeit- 
geschäfte durch  den  Liquidationsverdn  r^- 
liert  werden  müssen,  üätte  man  eine  Eon- 
trolle über  dieselben  gewonnen  und  könnte 
den  Verein  selbst  mit  der  Einziehung  äet 
Steuer  betrauen.  Dasselbe  liesse  sich  für 
die  Umsätze  des  Eassageschäfte  da  errdchiui, 
wo  Effektenabrechnnngshftuser  beetdten. 
Der  Grundgedanke  dieser  in  Deutschland 
noch  wenig  entwickelten  Einriditung  ist 
folgender.  Ein  jeder  Bankier  hat  tagtäglich 
Käufe  resp.  Verkäufe  in  Effekten  ftbr  aüae 
Kunden  auszuführen,  so  dass  er  an  andere 
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Bankers  täglich  Effektenpoetea  zu  liefern 
resp.  zu  emp&ngen  hat.  Es  ergiebt  sich 
daraus  die  Notwendigkeit  z^üreicher  Botea- 
g&)ge  und  Einz^brechnungen,  die  sich  ver- 
meiden lassen,  wenn  eine  Centralstelle  vor- 
handen ist,  durch  welche  sämtliche  liefe- 
mt^n  und  Abnahmen  erfolgen.  Wenn  also 
jeder  Bankier  die  Gesamtheit  der  von  ihm 
an  die  anderen  Bankiers  zu  liefernden  Effekten 
der  Centraistelle  übergiebt  und  ihr  die  Re- 
partition  derselben  auf  die  eigentlichen  Em- 
pfänge sowie  die  ISnziehung  des  Kauf- 
preoses  von  d^iselben  übetlfisst,  so  entsteht 
eine  bedeutende  Vereinfachung  des  Qeecfaftfts- 
gimges.  Die  ganze  Masse  des  zu  empfangen- 
den und  zu  liefeniden  Abterials  wird  von 
jedem  Bankier  einheitlich  geliefert  und  em- 
pfangen, wodurch  die  Boten^nge  überdllBsig 
gemacht  und  der  ganze  Mechanismus  der 
liefeninf^  und  Abnahme  der  Effekten  wesent- 
lich veremfacht  wird.  Wo  also  dergleichen 
Effektenabrechnun^hfiuser  bestehen,  lassen 
sie  sich,  ganz  so  wie  die  Liquidationsvereine, 
"für  die  Erhebung  der  Börsensteuer  nutzbar 
machen.  Es  gehört  dazu  nur,  dass  die  Liefe- 
rung und  Abnahme  der  Effekten  durch  das 
Abrechnungshaus  obligatorisch  wird  und 
dass  dieses  selbst  die  Einziehung  der  Steuer 
Übernimmt. 

Welche  von  diesen  verschiedenen  Er- 
hebungsarten den  Vorzug  verdient,  ist  an 
der  Hand  praktischer  Emhrungen  nicht  zu 
entscheiden,  da  solche  nur  für  den  obliga- 
torischen Schlu^notenstempel  vorliegen. 
Letzterer  hat  sich  im  grossen  und  ganzen 
bewährt;  nur  die  eine  Klage  wird  häufig 
aus  Interessentenkreisen  gegen  ihn  laut,  dass 
er  die  oft  schwierige  und  verantworthche 
Entscheidung,  ob  Stempelpflichtigkeit  vor- 
hege oder  nicht,  in  erster  Linie  den  Steuer- 
zahlern anstatt  den  Steuerbehörden  aufbürde. 
Da  wo  die  Börsensteuer  nicht  nur  die  an 
der  Börse  al^scblossenen  Geschäfte,  son- 
dern auch  die  ausserhalb  derselben,  z.  B. 
zwischen  Kommissionär  und  Koromittenten 
kontrahierten,  treffen  sollj  wie  dies  in 
Deutschland  der  Fall  ist,  wird  der  obligato- 
rische Schlussnotenstempel  die  einzige  über- 
haupt mögliche  Eihebungsform  sein. 

8.  Geset^ebung.  In  Deutschland 
beginnt  die  Börsensteueigesetzgebung  mit 
dem  G.  v.  1.  Juli  1881.  Dasselbe  führte 
einen  dreifachea  Stempel  ein,  nämlich  1)  auf 
Aktien-,  Beuten-,  Schuldverschieibungen,  2) 
auf  Schlussnoten  und  Rechnungen,  3)  auf 
Lotterielose.  Der  erste  dieser  Stempelnder 
Emisuonsstempel,  ist  ein  sich  nach  der  Hohe 
des  Objekts  brnnessender,  indem  inländische 
TmA  auslflodisohe  Aktien  mit  fünf  •vom  Tau- 
send, inländisdie  und  ausländische  Renten  und 
SchnldTerachreibungen  mit  zwei  vom  Tausend, 
■inländische  Renten  und  Schuldverschrei- 
bungen, die  mit  staatlicher  Genehmigung  von 


Kommunalverbänden  etc.  ausgegeben  werden, 
mit  eins  vom  Tausend  besteuert  werden.  Eben- 
so zahlen  Lotterielose  einen  Stempel  von  fünf 
vom  Hundert.  Die  eigentlichen  B&%num- 
sätze  sowohl  von  Effekten  wie  von  Waren 
dagegen  werden  mir  von  einem  Fixstempel 
getroffen  und  zwar  nur  insofern,  als  Schluss- 
noten imd  Rechnungen  über  dieselben  aus- 
gestellt werden.  Schlussnoten  über  den  Ab- 
schluss  von  Kassegeschäften  zahlen  einen 
Fixstemi>el  von  20  Pf.,  sol<^e  über  Zeitge- 
schäfte einen  Stempel  von  einer  Mark.  Rech- 
nungen^KontokuTente  etc.  unterli^n  dmch- 
bdls  emem  Stempel  von  20  Ff.  llinen 
wesentlichen  Fortschritt  gegenüber  diesem 
Gesetze  bezeichnet  die  Noväle  vom  29.  Mai 
1885,  welche  die  Besteuerung  der  Böraen- 
geschäfte  (Tarifnummer  4)  total  umgestaltet 
und  dem  Ziele  der  Veikehrsbesteuemng 
näher  gebracht  hat  Danach  ist  räcAit  das 
Dokument,  sondern  der  Geschäf  tsabschlnss  als 
solcher  steuerpflichtig.  Die  Gegenstände  der 
steuerpflichtigen  G^häftsabschlüsse  zor- 
fallen  in  zwei  grosse  Gruppen,  nämlich  aus- 
ländische Banknoten,  ausländisches  Papier- 
geld, ausländische  Öeldsorten  und  Wert^ 
papiere  einerseits,  Mengen  von  Waren,  welche 
bOrsenmässig  gehandelt  werden,  andererseits. 
Doch  ist  in  letzterem  Falle  die  weitere  Vor- 
aussetzung erforderlich,  dass  der  Abschluss 
des  Geschäftes  unter  Zugnindelegung  von 
Usancen  einer  Börse  vor  sich  geht.  Dtis 
Mittel  zur  Evidenthaltung-  und  Kontrolle  der 
Abschlüsse  ist  der  Schlussnotenzwang.  Die 
Entrichtung  der  Steuer  geschieht  durch  Ver- 
wendung von  Stempelmarken.  Wird  das 
Geschäft  durch  einen  Vermittler  abge- 
schlossen, so  ist  dieser  zunächst  ziu*  Ent- 
richtung der  Steuer  verpflichtet,  bei  nicht 
durch  Vermittler  abgeschlossenen  Geschäften 
ist  die  Steuerpflicht  im  einzelnen  genau  ge- 
regelt. Doch  sind  nicht  nur  die  an  der 
Börse  selbst  abgeschlossenen  Geschäfte 
steuerpflichtig,  sondern  alle  derartigen  Ge- 
schäfte, insbesondere  auch  das  Abwickelungs- 
geschäft zwischen  dem  Kommissionär  und 
dem  Kommittenten.  Im  letzteren  Falle  ist 
zunächst  der  Kommissionär  für  die  Entrich- 
tung der  Steuer  verhaftet  Der  Steuerfuss 
ist  nicht  mehr  wie  in  dem  Gesetze  von  1881 
ein  fester  Satz,  sondern  ein  Wertstempel, 
der  sidi  nach  der  Grösse  dw  umgesetzten 
Objektes  bemisst  £är  beträgt  Vto  vom  Tau- 
send bei  Effektengeschäften,  >/io  vom  Tausend 
bei  Warenumsätzffli.  Indeesm  hat  auch  das 
Gesetz  von  1885  ane  wesentliche  Umge- 
staltung erfahren  durch  die  Novelle  vom 
27.  April  1894.  Unter  den  verschiedenen 
Stenervorlagen  der  R^chsr^erung  zur 
Kostendeckung  des  Militäigeaet^BS  von  1893 
befand  sich  auch  ein  Gesetzentwurf,  welcher 
die  Erhöhung  der  Börsensteuer  ins  Auge 
^ste.    Ihm  allein  von  allen  Steuervorlagen  . 
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war  es  bescMeden,  zur  Annahme  zu  ge- 
langen. Seinem  Zwecke  entsprechend  brachte 
er  eine  namhafte  Erhöhung  der  Steuersätze, 
indem  dieselben  zum  Teil  Terdoppelt,  zum 
Teil  auch  verdreifacht  wurden.  Der  £mis- 
sioDBstempel  von  inländischen  Aktien  wurde 
auf  l*^lo,  TOQ  ausländischen  auf  IVt^Io  fest- 
gesetzt Inländische  Beuten  und  Obligationen 
sind  einem  Stempel  von  4°.oo,  auslbidische 
einem  solchen  von  6^/00  unterworfen.  Die 
Umsatzsteuer  ist  verdoppelt  worden ;  sie  be- 
trägt für  Effekten  ^!io^:w,  für  Waren,  die 
bOrsenrnfissig  unter  Zugrundelegung  von 
Börsenusancen  abgesdil<e6en  werden.  Vio^/oo. 
Die  Abgabe  wird  nicht  erhoben,  falls  der 
Wert  des  Oegenstandes  des  Geschäftes  nicht 
mehr  als  600  M.  beträgt.  Die  Stempelab- 
gabe  wird  berechnet  nach  dem  Werte  des 
Gegenstandes  in  Abstufungen  von  20  bezw. 
40  Pf.  für  je  volle  1000  M.  oder  einen 
Bruchteil  dieses  Betrages.  Es  ist  dies  eben- 
falls Yerschäifnng  gegenüber  dem  Ge- 
setze Ton  1885,  welches  erheblich  grossere 
Abstufungen  uwandte.  Um  einer  Beein- 
trächtigung des  Arbitragegeschäftes  durch  die 
erhShtm  Sätze  Twznbeugen,  ist  unter  ge- 
wissen Kautelen  eine  Ennössigune  der  Sätze 
für  diese  Geschäfte  vorgesehen,  welche  Vm°.'oo 
für  jeden  Kontrahenten  beträgt,  mithin  die 
Ab^be  auf  die  Hälfte  des  sonstigen  Satzes 
enuedrigt  Eine  Erleichterung  des  BCrsen- 
geschäftes  bietet  das  Gesetz  insofern,  als 
fortan  Report-  und  Deportgeschäfte  als  ein- 
heitliche Geschäfte  au^fasst  und  demge- 
mäss  nur  einfach  besteuert  werden.  Der 
Lotteriestempel  hat  ebenfalls  eine  Verdoppe- 
lung erfahren,  er  beträgt  mithin  10'*/o  vom 
Preise  der  Lose.  Aber  audi  der  Kreis  der 
ihm  unterworfenen  Glücksspiele  ist  auege- 
dehnt worden,  indem  den  Spieleinlagen  nun- 
mehr die  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veran- 
stalteten Pferderennen  und  ähnlichen  öffent- 
lichen Veranstaltungen  gleichstehen.  Befreit 
sind  Lose  der  von  den  Behörden  geneh- 
migten Lotterieen,  sofern  der  Gesamtpreis 
der  Lose  einer  Ansspielung  die  Summe  von 
einhundert  Mark  und  bei  Ausspielungen  zu 
ausschliesslich  mildthätigen  Zwecken  die 
Summe  von  fünfundzwanzigtausend  Mark 
nicht  übersteigt.  In  Oesterreich  besteht 
eine  Emissionssteuer  für  inländische  und 
ausländische  Effekten.  Inländische  Aktien 
und  Kommanditaktien,  wenn  sie  auf  den 
Namen  lauten  oder  wenn  sie  nur  eine  Gel- 
tungsdauer Ins  zu  zehn  Jahren  haben^hlen 
eine  Emissionssteuer  nach  Skala  II  des 
StempeJgesetzes  vom  13.  September  18G2; 
wenn  sie  auf  den  Inhaber  lauten  und  länger 
als  zehn  Jahre  gelten  sollen,  unterliegen  sie 
der  Steuer  nad^  Skala  Ilt  des  genannten 
Gesetzes.  Inländische  Obligationen,  wenn 
sie  anf  den  Namen  lauten  oder  llbiger  als 
zehn  Jahre  gelten  sollen,  tragen  die  Emia- 


sionssteuer  nach  Skala  II,  sonst  nach  Skala 
ni  (GG.  V.  13.  Dezember  1862,  29.  Februar 
1864  und  10.  Juli  1865).  Die  Emissions- 
steuer  für  die  ausländischen  Werte  ist  dun^ 
G.  V.  18.  September  1892  neu  geregelt  wor- 
den. Danach  ist  von  den  in  das  Inland  ein- 
gebrachten ausländischen  Aktien,  Aktienan- 
teilsscheinen,  Renten  und  Teilschuldverschrei- 
bun^n  ausländischer  Staaten,  Korporationen, 
Aktiengesellschaften  oder  industrieller  Unter- 
nehmungen oder  von  Interimsscheinen  über 
solche  Wertpapiere  eine  Stempelal^be  zu 
entrichten,  w^enn  sie  im  Inlande  übertragen, 
veräussert,  zum  Verkaufe  ausgeboten,  ver- 
pfändet oder  wenn  darauf  Zahlungen  ge- 
leistet oder  auf  Grundlage  derselben  andere 
rechtsverbindliche  Handliu^^  vorgenommen 
werden  sollen.  Die  Abgabe  bemisst  sich 
nach  Skala  III.  Ausserdem  haben  auslän- 
dische Aktiengesellschaften  und  Kommandit^ 
gesellsehaften  auf  Aktien,  welche  zum  Ge- 
schäftsbetriebe im  Inlande  zugelassen  wer- 
den, für  jenen  Teil  ihres  Kapitals  in  Aktien 
und  Obligationen,  welche  sie  diesem  Ge- 
schäftsbetriebe zu  widmen  beabä<ditigen, 
eine  Stempelgebflhr  nach  Skala  II  zu  zahlen. 
Für  ausländische  Aktien,  Obligationen  eto, 
die  zur  Notierung  an  einer  inlftndistäien 
Börse  zugelassen  Wfflden  sollen,  ist  überdies 
eine  Stempelat^abe  nach  Skala  II  für  den- 

i'enigen  Betrag,  welcher  im  Inlande  in  Ver^ 
[ehr  gebracht  wird,  zu  entrichten.  Ton 
dieser  letzten  Abgabe  sind  indeesen  die  be- 
reits zum  Gesdiä^sbetrieb  im  Inlande  zuge- 
lassenen ausländischen  Aktiengesellschaften 
be&eit.  Die  mehrfach  erwähnten  Stem^- 
skalen  des  G.  v.  13.  September  1862  sind 
die  folgenden: 


Skala  n. 
bis  20  fl. 
20-40  „ 
40—60 
60-100  „ 
100—200 
200—300  „ 
300—400  fl.      _.   ^  __. 
u.  8.  w.  bifl  2400  fl.  von  je  400  fl.  i  fl.  25 
von  2400—8000  „   „   „   800  fl.  a  fl.  50 
über  8000  „  „  „  400  fl.  i  fl.  35 

Skala  HL 
bU  10   fl.  7 
von  10—20    ..  10 
,,  20-30 
30-50 
,,  50-100 
„  100—150 
von  150-200  fl. 
200—1200  von  je  200  fl.  i  fl.  35  Kr. 
1200-4000   „   „   400  fl.  3  fl.  50  „ 
Über  4000  „  „  200  fl.  1  fl.  35  „ 


7  Kr. 

r  13 
.  19 
,  32 
,  63 
,  94 

1  fl.  25  Kr. 


Kr. 


19 
33 
63 
94 

1  fl.  25  Er. 


Der  Berechnung  der  Steuer  wird  der 
Nominalwert  der  Effekten  zu  Ghninde  getagt 
Die  BCrsenstener  L  e.  8.  ist  in  OesteiTeich 
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durch  das  G.  t.  18.  September  1892  be- 
treffend die  Besteuerung  des  Umsatzes  von 
Effekten  eingefahit  Torden.  Es  unteiiiegen 
danach  der  Steuer  sovohl  die  an  der  Börse 
als  auch  die  ansseriialb  der  Börse  gesH^os- 
senen  ursprünglichen  und  Frolonrationsge- 
Schafte,    fäne  unterschiedliche  Behandlung 
von  Eassegeechäften,  Zeit^schfiften  aller 
Art  und  KeportgeschSften  findet  nicht  statt. 
Die  Effektenumsatesteuer  wird  in  festen 
S&tzen  fDr  je  einen  einfachen  Schluss  be- 
messen.  Als  einfacher  Schluss  gilt  bei  den 
in  Prozenten  gehandelten  Effekten  ein  No- 
minale von  5000  fl.,  bei  den  nach  Stück 
gehandelten  die  Zahl  von  25  Stücken.  Die 
Steuer  betr&gt  für  jeden  einfachen  Schluss 
10  Kr.,  bei  Geschäften  über  verzinsliche 
Staatssehuldverschreibungen  von  nicht  mehr 
als  5000  fl.  Nominale  5  Kr.    Bilden  aus- 
ländische Effekten  den  Gegenstand  des 
Geschäfts,  so  ist  die  Steuer  in  der  doppelten 
Höhe  zu  entrichten.  Die  Form  der  Erhebung 
ist  die  Stempelpflicht  auf  Grundlage  teils 
des  Schlussnoten-,  teils  des  R(^isterzwanges. 
Diese  Gesetzgebung  ist  indessen  auf  Grund 
der  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  einer 
Revision  unterz(^en  worden,  die  unter  Auf- 
hebung des  G.  von  1892  zu  einem  neuen 
Gesetz  betr.  die  Effektenumsatzsteuer  führte, 
welches  vom  9.  März  1897  datiert  ist.  Die 
hauptsächlichsten  Äenderungen  gegenüber 
dem  älteren  Gesetze  sind  folgende.  Während 
im  allgemeinen  der  Grundsatz  festgehalten 
wird,  dass  der  als  die  Erfüllung  des  Ge- 
schäftes   sich    darbietende    Umsatz  von 
Effekten  den  Gegenstand  der  Besteuerung 
bildet ,   soll  nunmehr  für  Prämienge- 
schäfte die  Steuerpflicht  bereits  durch  die 
Thatsache  des  Geschäftsabschlusses  begründet 
sein,  Geschäfte  mit  Kontrahenten  im  Aus- 
lande sollen  fortan  nur  danu  steuerpflichtig 
Sein,  wenn  der  zur  Entrichtung  der  Steuer 
zunächst  Verpfiichtete  »ch  im  Inlande  be- 
findet oder  eine  Handelsniederlassung  oder 
einen  ständigen  Bevollmftchtjgtien  im  InUmde 
hat,  durch  welche  das  Geschäft  gemacht 
wurde.     Bei  Kumulati\^eschaften,  d.  h. 
solchen  Geschäften,  bei  denen  Effekten  ver- 
schiedener Gattung  gleichzeitig  umgesetzt 
werden,  ist  der  einfache  Schluss  für  jede 
Effektengattung   besonders   zu  berechnen. 
Soweit  indessen  einzelne  Posten  die  Höhe 
eines  einfachen  Schlusses  nicht  erreichen, 
ist  der  Geldumsatz  der  Berechnung  der 
Steuer  zu  Gnmde  zu  legen  und  gilt  als  ein- 
facher Schluss  die  Summe  von  5000  fl.  Die 
Noi-mierung  des  Steuersatzes  bringt  eine 
wesentliche  Erhöhung  gegenüber  dem  bis- 
herigen Steuerhiss.    Er  beträgt  für  jeden 
einfachen  Schluss  bei  Geschäften  mit  Divi- 
dendenpapieren und  Prämieuschuldverschrei- 
bungen  mit  Ausnahme  der  Titres  der  Staats- 
prämienanlehen  50  Kr.,  bei  allen  übrigen 


20  Kr.  Die  unterschiedliche  Behandlung 
von  inländischen  und  ausländischen  Effekten 
ist  dabei  aufgegeben  worden.  Doch  wird 
die  Ermässigung  bei  Beträgen  von  nicht 
mehr  als  500  fl.  Nominal  auf  5  bezw.  10  Kr. 
nur  inländischen  Effekten  zu  teil  Die 
B^sterpflioht  endlich,  der  bisher  nur  pro- 
tokollierte Effektenhändler  und  zwar  nur 
hiasichtlich  ihrer  ausserbOrslichen  Geschäfte 
unterli^en,  wird  auch  auf  die  nicht  proto- 
kolliertra  Eff^tenhftndler  sowie  auf  jene 
Personen  ausgedehnt,  welche  an  der  Wiae 
Prämiengescmifte  absdiliessen.  Der  Brutto- 
ertrag der  Österreichischen  Effektenumsatz- 
steuer betrug: 

1893  58s  731  fl. 

1894  801  549  fl. 

1895  S26  184  fl. 

1896  332  718  fl. 

1897  387331  fl. 

England  besitzt  eine  Emissionssteuer 
auf  Inhaberpapiere  aller  Art,  falls  sie  in 
England  gehandelt  werden  sollen,  von  ^'3**/o 
des  Nominalbetrages  (G.  v.  6.  August  1885). 
Schlussnoten  unterlie^n  seit  1888  einem 
Stempel  von  6  d  bei  emem  Werte  von  100  £ 
und  mehr,  darunter  \^'ie  früher  von  1  d. 
Bei  Prolongationen  beträgt  der  Stempel  1  sh. 
In  allen  Fällen  wird  der  Stempel  für  jede 
einzelne  Effektengattung  getrennt  berechnet. 
Eine  weit  ausgebildetere  Besteuerung  des 
Kapitalumsatzes  findet  sich  inFrankreich. 
Hier  ist  zunächst  die  Emissionssteuer,  welcher 
Aktien  und  Obligationen  von  französischen 
Gesellschaften,  Departements ,  Kommunen, 
Öffentlichen  Anstalten,  ausländischen  Gesell- 
schaften, Korporationen  und  Kcgierungen 
unterworfen  sind,  zu  erwähnen.  Der  Stempel 
beträgt  für  die  inländischen  Wertpapiere  mit 
Zuschlagscentimeu  1,20  Frcs.  vom  Hundert 
des  Nominalwertes,  wird  aber  mdstens  im 
Abonnement  mit  0,06  *Vo  jährlich  bezahlt. 
(GG.  V.  5.  Juni  1850  und  23.  August  1871.) 
Die  ausländischen  Effekten  von  Gesellschaften 
und  Korporatiouen  waren  den  inländischen 
durch  GG.  v.  23.  Juni  1857  und  30.  Mörz 
1872  gleichgestellt  worden.  Da,  sich  indessen 
die«e  f^nen  der  Umsatzsteuer  (s.  u.)  und 
der  Bentensteuer  meistens  zu  entziehen 
wussten,  wurde  der  Stempel  für  äe  durch 
das  Kioanzgesetz  v.  29.  Dezember  1895  auf 
2  Frcs.  erhöht,  falls  die  Emittenten  sich 
nicht  zum  jährlichen  Stempelabonnement 
sowie  zur  Zalilimg  der  Umsatzsteuer  und 
der  Bentensteuer  verpflichten.  Die  Emis- 
sionssteuer für  ausländische  Staatspapiere 
wurde  durch  G.  v.  25.  Mai  1872  auf  75  Cts. 
bis  zum  500  Pres.  Nominalbetrag,  auf  1,50  Frs. 
für  Nominalbeträge  über  500  Pres,  für  jedes 
Tausend  oder  Bruchteile  davon  festgesetzt 
Doch  wurde  der  Satz  durch  das  G.  v.  29. 
Dezember  1895  auf  ^/s^/o  des  Nennwertes 
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erfaCht  Eüne  zweite  Besteuerung  des  Kapi- 
talumsatzes  bildet  das  droit  de  ttansmissioD. 
Demselben  unterliegen  Aktien  und  Obliga- 
tionen Ton  injftndischen  und  ausländischen 
GesellBchaften ,  tiemeinden ,  Demrtements^ 
Öffentlichen  Anstaltea  sowie  die  Pfandbriefe 
des  credit  foncier.  Staatspapiere  dagegen 
sind  ihm  nicht  unterworfen.  Die  Steuer 
wird  in  verschiedener  Weise  erhoben,  je 
nachdem  es  sich  um  Papiere  aof  den  ^unen 
oder  auf  den  Inhaber  handelt  Im  ersteren 
Falle  wird  die  Steuer  von  dem  Emittenten 
bei  jeder  einzelnen  Umschreibimg  eingezogen. 
Der  Steuersatz  betrSgt  Vs**/«  vom  Kurswerte. 
Bei  den  Inhabezpapieren  tritt  an  die  Stelle 
der  jedesmaligen  Umsatzsteuer  ein  Abonne- 
ment, welches  für  jedes  Jahr  >.&*^.o  vom 
durchschnittlichen  vorjährigen  Kurswerte  d^ 
emittierten  Kapitals  betifi^  und  von  dem 
Emittenten  zu  entrichten  ist  Für  die  aus- 
lAadischen  Paktiere  ist  die  Steuer  nicht  vom 
gesamten  emittierten  Kapitale  zu  zahlen, 
sondern  nur  von  dem  in  Frankreich  mut- 
masslich umlaufenden  Teile  desselben,  dessen 
Hdhe  vom  Elnaozminister  nach  Anhörung  ei- 
ner SachTerstftndigenkommission  schfttzungs^ 
weise  festgestellt  wird.  Auch  findet  bei 
den  auslftnoiatdien  Werten  eine  veischiedent- 
liche  Besteuerung  der  Nominal-  und  der 
Inhaberpainere  nicht  statt,  beide  zahlen  viel- 
mehr  den  jährlichen  Satz  von  ^  s**/«  (00.  t. 
23.  Juni  1852  und  t.  30.  MArz  1872).  Die 
dritte  Besteuerung  des  Kapitalumsatzes 
endlich  ist  eine  BSrsensteuer  l  e.  S.  Bis 
zum  Jahre  1893  bestand  sie  lediglich  in 
einem  Fixstempel  auf  Schlussscheine,  indem 
dieselben,  soweit  sie  von  Wechselagenten 
und  Maklern  ausgestellt  wurden,  einer  Steuer 
von  60  Cts.  bei  Betragen  bis  10000  Frcs., 
darüber  einer  solchen  von  1  Frcs.  80  Cts. 
unterlagen  (GG.  v.  2.  Juli  1842  und  23. 
August  1871).  Eine  eigentliclie  Börsensteuer 
wurde  indessen  erst  durch  G.  v.  28.  April 
1893  eingeführt.  Danach  muss  bei  jeder 
Börsenoperation,  die  den  Kauf  oder  Verkauf, 
gegen  bar  oder  auf  Termin,  von  Werten  aller 
Art  zum  Gegenstande  hat,  eine  Bechnung 
ausgestellt  werden,  die  einem  Stempel  von 
5  Cts.  auf  1000  Frcs.  oder  Bruchteile  von 
1000  Frcs.  des  Yerkaufspreises  unterliegt. 
Für  Beportgeschäfte  wird  nur  der  halbe  Satz 
gezahlt.  Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Geschäfte 
an  der  Börse  selbst  oder  ausserhalb  der- 
selben abgeschlossen  werden.  Dem  Gesetze 
unt^vorfen  sind  alle  Personen,  welche  ge- 
wohnheitsmässig  Börsengeschäfte  betreitnen. 
Dieselben  haben  der  EnregistrementsbehÖrde 
ihres  Wohnortes  Anzeige  von  ihrem  Ge- 
schäftsbetriebe zu  erstatten.  Sie  sind  ver- 
pflichtet, ein  Buch  zu  führen,  in  welches  sie 
ihre  Börsengeschäfte  für  jeden  Tag  und  in 
fortlaufender  Nummer  eintragen.  Zwischen 
dem  10.  und  15.  und  zwischen  dem  25.  und 


letzten  eines  jeden  Honats  sind  der  Steuer- 
behörde Auszüge  aus  diesem  Buch  unter 
Beifügung  der  Belege  für  die  Steoerent- 
ricbtung  einzureichen.  Doch  brauchen  die 
Auszüge  nur  die  laufende  Nummer,  das 
Datum  und  den  Betrag  der  Geschäfte  za 
enthalten.  Durch  G.  v.  29.  Dezember  1895 
ist  übrigens  der  Steuersatz  für  Geschäfte  in 
französischer  Rente  auf  der  sonstigen 
Höhe  ermässigt  worden.  In  Italien  ist 
der  Emissionsstempel  nur  unerheblich. 
Schuldtitel  des  Staates  zahlen  einen  Fix- 
stempel von  60  Cts.  für  jeden  Titel,  Schuld- 
titel  der  Gemeinden,  Provinzen  und  anderer 
Korporationen  unt^li^en  «nem  Wertstem^ 
von  1,20  L.  für  jedes  Tausend.  Femer  exis- 
tiert eine  Umsatzsteuer  gleich  dem  franzö- 
sischen Abonnement  Aktien,  ObUgatiooea 
und  andere  Titres  von  inländischen  und  aus- 
ländischen Gesellschaften  zahlen  1,20  L.  für 
jedes  10(H)  L.  des  emittierten  Kapitals^ 
weldies  letztere  nach  dem  durchschnittucben 
Kurswerte  des  vorangehenden  Jahres  zu  be- 
rechnen ist  Bei  ausländischen  Gesellschaften 
wird  nur  derjenige  Teil  des  Emissionskaiütala 
in  Ansatz  ^bracht,  der  für  Gesdiftfte  in 
Italien  bestimmt  ist  Femer  wird  eine  halb- 
jährige Steuer  von  1,20  pro  mille  von  den 
YorschuBsgeschftfteu  erhobt,  welche  von 
Sparkassen  und  ähnlichen  Instituten  abge- 
schlossen werden  (GG.  v.  21.  April  1862, 
19.  JuU  1868  und  11.  August  1870).  Nach 
dem  G.  v.  12.  Jidi  1888  erhöhen  mch  alle 
diese  Sätze  auf  1,80  pro  mille.  Neben  dieser 
Umlaufsteuer  besteht  noch  eine  besondere 
Börsensteuer  in  Form  des  SchlnasnotCT- 
stempels.  Das  G.  v.  14.  Juni  1874  verfolgte 
die  Tendenz,  den  Steuersatz  nach  der  Rme 
des  Umsatzes  abzustufen  und  zwar  bewegte 
sich  die  Skala  innerhalb  der  Sätze  von  1 
bis  15  L.  Schwierigkeiten,  die  sich  hieraus 
ergaben,  führten  zur  Abschaffung  dieses  Ge- 
setzes, welches  diut;h  ein  neues  vom  13. 
September  1876  datiertes  ersetzt  wurde. 
Danach  sind  die  Schlusszettel  über  Effekten 
sowie  an  der  Börse  abgeschlossene  Waren- 
umsätze je  einem  Stempel  von  50  Cts.  unter- 
worfen, soweit  es  sich  um  Kass^eschäfte 
handelt,  während  der  Stempel  bei  Zeitee- 
schäften  je  2  L.  beträgt  Durch  zwei  Zu- 
schla^centimen  erhöhen  sich  diese  Sätze  auf 
2,40  bezw.  0,60  L.  Die  gestempelten  For- 
mulare für  die  Schlussnoten  werden  von 
der  Finanzverwaltung  angefertigt  und  ver- 
kauft. Die  Anwendxmg  von  Sdilusszetteln 
beim  Abscbluss  der  Geschäfte  ist  dadurcli 
gesichert,  dass  den  in  dieser  Form  geschlos- 
senen Geschäften  das  Privü^  der  Klagbar- 
keit verliehen  ist,  selbst  wenn  sie  nur  die 
Zahlung  von  Differenzen  zum  Gegenstande 
haben. 
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4.  StotiBtik. 

Deutschland 
(Statistisches  J^buch  fOr  das  Deutsche 
Beich) 


Far 

Für 

Scblnu- 
noUn 

FDl' 

«hmahini 

Wert- 

Eiiiüf Tl. 

LutTP- 

Hilf  iicn 

papiere 

Hunstig  c 

Summe 

df.r  Uft- 

1000  Hark 

J  1  iT, 

9  520,6 

15  143:3 

9  336,1 

3-(  crfJO.o 

70 

7  6Si.o 

54 

4  ^^.i," 

1 1  02 1 , 1 

24  40?  ,J 

4'-> 

9  350.3 

9  09 1 ,6 

22  o62,Ä 

44 

1893^4 

4  166,2 

9  336,0 

3  I  067 ,0 

43 

9  038,0 

1640&.9  I43"5!6 

39 

77 

'S  5«,5 

191  SgS,6<  1^624,6 

55  ö3?,7 

105 

15  089,7 

133*6,3120034,7 

48  350.7 

9J 

Fiankreich 
(Bulletin  de  ßtatistique  et  de  lägislation 
oomparöe) 


Jahre 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


£mü> 
sions- 
Btener 

1000  Fre. 


Um- 
satz- 

atener 

1000  Fra. 


»2457,5 
23  874,4 

22  772,4 

21  291,5 

23  267,7 
23060,1 

»3  »78,4 
3»  755,6 


39071,7 
41  101,8 

41  929,1 

42  396,2 
42  385,6 
42  160,1 
43403,8 
42538^ 


Böraen- 
steaer 


Summe 


Anf den 

Kopf 
der 
Bevöl- 
kerang 

Vn. 


1,62 

>,71 
1,70 
1,67 
1,82 
1,97 

2,06 


Italien 

(mitg^eteüt  von  der  diiezione  generale  della 
Statistica  del  regno  dltalia) 


Jahre 


188Ö/86 


1886/87  4 
1887;~ 
1888,89 
1889iW|8 
189091 
1891 '92 
1892/93  7 
1893/94 
1894,-95 
189Ö/96 
18%,'97 


Cmlanfssteoer 
V.  Qesellschaften 

in  Lire 


a. 
inländ. 


b. 
aaslän. 


4097  45"j3i5225 
490  942228  850 
914606:269  938 
6510791388  759 
017  164433  243 
8  188  379I455073 
7  520201141 1  904 


013571 
7  168918 
6618628 

5  878  683 

6  714  81 1 


441  155 
458  826 

479  854 
531  604 

755551 


Steuer 

von 
BÖraen- 

kon- 
trakt«n 

in  Llr« 


135915 
193  685 
236  499 
215  165 
225  920 

193  723 
173003 

175295 
164  885 
123683 
139  776 
1 30  728 


Summe 


Lire 


4  548  592 

4913478 
5421 044 

7  114716 

8  676  329 

8837175 
8  105  109 
7  630  022 
7  792  630 
7  222  166 

6  550  064 

7  601  091 


Aaf 

den 
Kopf 
der  Be- 
völke- 
ronK 
Lire 


0,16 
0,17 
0,18 
0,24 
0,29 
0,29 
0,27 
0,35 
0,25 
0,23 
0,21 
0,24 


^  Borderanx  desconrtiers  etaffeats  de  change. 
Impdt  BOT  les  Operations  de  bonrse. 


Lltteratnr:  Cohn,  Ein  Wort  zur  BÖramsteuer, 

Jahrb.  f.  Not.  u.  Stal.,  N.  F.  X,  1,  S.  Uff.  — 
Wagner,  Ftn.  II,  §  tt^ff.  —  SehaU,  Ver- 
kehr«' und  Erbtehaftatteutr  in  Sehönberg  III, 

4.  Avfi.,  S.  70Sff.  —  W.  Hauamann,  Ver- 
kehratteuem,  Berlin  1894.  —  Friedberg,  Dia 
Börteniteuer,  Berlin  1875.  —  l>erselhe.  Vor- 
achläge  tur  Uehniaehen  Durchßihrung  einer  pro- 
aentualen  Böraenateuer,  Jena  188t.  —  JÖer- 
telbe,  Daa  Seiehsb&rteniteaergeaeU,  Jahrb.  für 
Not.  «.  Stat.,  N.  F.  XI,  1,  S.  SS  ff.  —  Grimm, 
Daa  BSraenateuergeaetz  in  Scham'  Finantarehiv 
II,  S.  1115 ff.  —  Hecht,  Die  GeaehäfiMateuer 
Grundlage  dea  Scfduaänotenxvangea ,  Stuttgart 
1885.  —  Perrot,  Die  Börae  und  die  B&raen- 
ateuer,  Eeidelherg  1880.  —  Scfteimpfiug,  Zur 
Reform  der  Stterreiehieehen  Böraenverkehraateuer, 
Wien  1881.  —  E.  Haneke,  Art.  BOrattutmur 
im  Suppttmenliand  I  dea  Handiii6rtmrbueh$  der 
iSKoaUwiHmfeA^ftm.  —  Sallnga  Börsenpapiere, 
Tea  I  (bearMtet  vm  Adolf  Sandheim),  J?erK» 
1897.  —  Dictionnaire  dea  ßnaneea  (piMii  aov 
la  direetion  de  M.  Uon  Say)  Art.  vaieura  mo- 
bUiirea.  —  Wagner,  Fin.  III  und  Ergätmingt- 
heft  (1896)  pasa.  —  Schanz'  Ftnantarckiv  X, 

5.  £86  f.  und  XV,  8.  7t4ff. 

B.  Wiedherg. 


Böraenwesen. 

Yorbemerknng.  I.  Wesen  nnd 
Arten  der  Börse.  1.  Wesen  der  B.  2. 
Arten  derB.  II.  Oeschichte  der  BOrse. 
1.  HittcMter  und  16.  Jahrhundert  2.  17.  und 
18.  Jahrhundert  3.  Das  19.  Jahrhnndert  HI. 
Organisation  der  BOree.  1.  Die  BOrse 
als  Cffentlicher  Markt  2.  Die  Börse  als  Körper- 
schaft. IV.  Börsengeschäfte.  1. Handel, 
Arbitrage,  Spekulation.  2.  Kassageschäfte,  Lie- 
fernngsgeschäfte,  Börsentermingescbäfte,  Prft- 
miengMchäfte.  V.  Börsenbesncher  nnd 
Publikum.  1.  Börsenbesncher.  2.  Publikum. 
VI.  Der  Geld  -  nnd  Wechsetverkehr. 
1.  Au^ändische  Getdsorten  und  Wechsel.  2. 
Inländische  Wechsel  und  kaufniännis(Ae  Leih- 
kapitalien. VII.  DerFondsTerkehr.  1. 
Die  Börsenpapiere  und  ihre  Emission.  2.  Die 
Geschäfte  in  Börsenpapieren.  3.  Die  Prolongation 
und  Abwickelung  der  Börsentermingeschärte  an 
der  Fondsbörse.  I.  Htüilerwesen,  Kursfeststellung 
und Kursaettel.  VIII.  Der  W  ar  en  v  er  k  ehr. 
1.  Gegenstände  und  Arten  des  Warenbörsenver- 
kehrs.   2.  Technik  des  Warentermingescbäfts. 

3.  Bedeutung  dea  Warentermingescbäfts.  IX. 
Versuche  staatlicher  Börseureform. 
1.  Uebersicht  ttber  die  HisastilDde  im  Börsen- 
wesen.  2.  Hassregeln  gegen  einzelne  Gesehftfta- 
arten.  S.  Orguiisation  nnd  Staatsflberwachnng. 

4.  Haklerwesen,  Kursfeatstellnng.  6.  Emissions- 
wesen, Aktienrecht  6.  Besteueruog.  7.  Schlnss- 
betrachtnng. 

Vorbemerkon^.  In  diesem  Artikel  boU 
nur  die  wirtschailhche  Bedeutung  des  Bör- 
seuwesens  dai^stellt  werden ;  das  juristische 
Gebiet  bleibt,  soweit  wie  mOglich,  unberQhrt 
Vgl  darüber  den  Art.  Bfirsenrecht 
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Börsen  wesen 


I.  Wesen  nnd  Arten  der  Bdrse. 

1,  Wesen  der  BGrse.  Die  Börse  ist 
ein  Mar^t  für  Tertretbare  Tauschgüter.  Da- 
mit ist  ihr  Wesen,  ihre  Eigenart  eekeon- 
zeichnet  und  zugleich  ausgedrückt,  dass  sie 
zur  Kategorie  der  Märkte  gehört.  Der  Vor- 
^Jig  der  Marktbildung  besteht  darin,  da^ 
im  Tauschverkebre  Angebot  und  Nachfrage 
örtlich  wie  zeitlieh  möglichst  stark  concen- 
triert  werden,  um  eine  möglichst  billige  und 
vollkommene  Befriedigung  der  menscMichen 
Bedürfnisse  zu  erreichen. 

Märkte  im  weiteren  Sinne  sind  Ver- 
anstaltungen aUer  Art  zum  Zwecke  zeit- 
licher und  örtlicher  Yerkehrskoncentration, 
Wir  teilen  sie  ein  in  Märkte  im  engeren 
Sinne  (AVochenmärkte,  Messen  u.  s.  v.)  und 
in  Börsen.  Jene  dienen  dem  Verketure  in 
nicht  vertretbaren,  diese  dem  Verkehre  in 
vertretbaren  Tauschgütern. 

Vertretbare  (fungible)  Tauschgflter 
sind  solche,  deren  Qualität  eine  so  gleich- 
artige und  als  solche  bekannte  ist,  dass 
jedes  Quantum  von  ihnen  durch  ein  gleich 
grosses  anderes  Quantum  vertreten  werden 
kann.  Nur  dadurch,  dass  die  Gleichartig- 
keit der  Qualität  lülgemein  bekannt  ist,  wird 
der  Zweck  der  Yertretbarkeit  erreicht, 
welcher  darin  besteht,  dass  keine  Prüfung 
der  Qualittt  vor  dem  Geschäftsabschlüsse 
stattzufinden  braucht,  dass  also  das  Tausch- 
et selbst  nicht  mehr,  wie  auf  den  stärkten 
im  engeren  Sinne,  beim  Gest-hüftsabschlusse 
anwesend  sein  muss. 

Hierdurch  erweitert  sich  ganz  ausser- 
ordentUch  der  Kreis  derjenigen  Güter,  welche 
TonderMarktbildungerfasstwerdeu.  Während 
auf  einem  Markte  im  engeren  Sinne  nur  die 
zu  Markte  gebrachten  Güter  konkurrieren, 
erfasst  die  Börse,  der  Markt  in  vertretbaren 
Gütern,  auch  solche,  die  weit  vom  Martt- 
orte  entfernt  sind,  ja  sogar  solche,  die  zur 
Zeit  des  Geschäftsabschlusses  überhaupt 
noch  nicht  existieren.  Die  Börse  ermög- 
licht mithin  eine  weit  stärkere  örtliche  und 
zeitliche  Yerkehrskoncentration  als  der  Miirkt 
im  engeren  Sinne  und  hierdurch  auch  eine 
weit  billigere  und  bessere  Befriedigung  der 
menschlichen  Bedürfnisse.  Sie  ist  ein  Er- 
zeugnis hoher  wirtschaftlicher  Kultur,  das 
freilich,  gleich  anderen  Erscheinungen  dieser 
Art,  seine  eigenen  schweren  Gefalii-en  und 
Mbisstände  erzeugt  hat;  mit  ihnen  wird 
sich  der  Schluss  des  Artikels  beschäftigen. 

Nur  durc&  das  Kriterium  der  Vertret- 
barkeit lasst  sich  das  Wesen  der  Börse 
scharf  kennzeichnen.  Aber  auf  keine  Weise 
ist  es  möglich,  zwischen  Börsen  und  anderen 
Märkten  eine  scharfe  Scheidelinie  zu  ziehen, 
die  fOr  die  Wirklichkeit  ohne  weiteres 
mechanisch  anwendbar  ist  Wie  bei  ^en 
nndOTen  Erscheinungen  des  Lebens  giebt  es 


auch  hier  üebergangsformen,  bei  denen  man 
zweifelhaft  sein  kann,  wohin  sie  gehören. 
So  giebt  es  insbesondere  niedere  und  käiere 
Gr^e  der  Vertretbaiieit  von  Tauschgütem. 
Denn  die  Entwickelung  der  Vötretbarkeit 
ist  ein  langer  Prozess.  Er  betont  mit  Bil- 
dung desB^riffes  der  »Marktware«  und 
end^  mit  der  absoluten  Vertretbai^eit,  wie 
sie  beim  Gelde,  bei  manchen  Geldsurrogaten, 
Börsenpapieren  u.  s.  w.  erreicht  ist  Das 
wicht^te  Zwischenglied  der  Entwickelung 
ist  der  Zustand,  bei  dem  eine  Ware  »nach 
Probe«  verkauft  wird;  hier  vertritt  die 
Probe  nur  die  einzelne  Warenpartie;  aber 
weil  diese  beim  Gesdiäftsabscnlusse  nicht 
anwesend  zu  sein  braucht,  ist  auch  solche 
unvollkommene  Vertretbarst  schon  wis- 
reichend,  um  einen  detart^n  VeAehr,  in 
I  Uebereinstinunung  mit  dem  Sraacfagebrandie, 
als  BOiseavei^ehr  zu  klassmzieren,  obwohl 
sdne  wirtschafUidie  Bedeutung  bd  weitem 
noch  nicht  eine  so  grosse  ist  wie  die  des 
Verkehrs  in  vdlkommen  vertretbaren  Tausdi- 
gütem. 

2.  Arten  der  Börse.  Man  pflegt  zu 
unterscheiden:  Fonds-  oder  Effekten- 
börse (Stock  Exchange,  bourse  en  valeui?) 
und  Warenbörse  (Produce  Exchange, 
bourse  en  marchandises).  Aber  diese  Ein- 
teilung ist  unvollständig  imd  irreführend; 
unvollständig  schon  deshalb,  weil  in  ihr  &o- 
^  der  Alteste  Teil  des  Börsenverkehrs,  der- 
jenige in  Geldsorten  und  Wechseln,  fehlt; 
irreführend,  weil  sie,  wie  jede  andere  En- 
teilung  solcher  Art,  den  Eindruck  erweckt 
als  ob  es  sich  um  Börsetuuten  handle,  die 
stets  Ortlich  getrennt  wären;  in  W^ahnieit 
sind  sie  vieläch  örtlich  vereinigt,  und  es 
sind  in  diesOT  Hinsicht  manche  Arten  von 
Kombinationen  anzutreffen,  von  Hamburg, 
dessen  Börsenverkehr  fast  ganz  in  einer 
Börse  vereinigt  ist,  bis  auf  London,  -wo  für 
die  meisten  Geschäftszweige  besondwe  Bi^ 
senränme  vorhanden  sind. 

Richtiger  ist  es,  nur  Arten  des  Börsen- 
V erk eh rs  zu  unterscheiden ,  und  zwar 
dürfte  historisch  wie  praktisch  folgende  Ein- 
teilung wohl  am  meisten  zu  empfehlen  sein : 

a)  Börsenverkehr  in  Zahlungsmitteln 
(Geldsorten,  Wechseln)  und  kaufmän- 
nischen Leihkapitalien  ('Täglichem 
Geldc;  u.  dgL), 

b)  Börsenverkehr  in  kanfmbinischen 
Hilfsleistungen  (Verfraditungen,  Ver- 
sicherungen), 

c)  Börsenverkehr  in  Fonds  oder  Effekten 
(Aktien  und  Obligationen). 

d)  Böisenverkehr  in  Wstea. 

Von  diesen  Geschäftszweigen  ist  der 
zweite  als  Teil  des  Börsenverkehrs  über- 
haupt noch  nicht  behandelt  worden,  und 
auch  hier  kann  er  nur  selten  erwähnt  werden. 
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Q.  Geschichte  der  B5rse. 

1.  Mittelalter  und  18.  Jahrhaadert 

Ueber  den  Verkehr,  der  im  alten  Rom  auf 
demjenigen  Teile  des  Forum  sieh  abhielte, 
vo  die  Argentarü.  die  römischen  Bankiers, 
ihre  Stfinde  hatten,  wissen  vir  nicht  genug, 
um  ihn,  mit  Mommsen,  als  die  »Römische 
Börse«  bezeichnen  zu  können.  Dagegen 
sind  wir  Über  die  Entwickelun^  des  mittel- 
a  It e  r  1  i c h e  n  Börsenverkehrs  jetzt  gen^end 
unterrichtet. 

Im  WarenhaDdel  kam  es  während  des 
^Mittelalters  noch  nicht  zur  Börsenbildung, 
weil  der  Verkehr  daftlr  nicht  ausreichte, 
weil  ferner  wegen  mangelhafter  Vertretbar- 
keit der  Waren  und  Entwickelung  des  Ver- 
trauens die  Besichtigung  der  Waren  vor 
dem  Geschäftsabschlüsse  erforderlich  war. 

Die  Börse  hat  im  Mittelalter  nur  existiert 
als  än  Mittel  zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs mit  Wechselbriefen  und  kauf- 
männischen Leihkapitalien,  und 
zwar  im  wesentlichen  auch  nur  zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  innerhalb  der 
einzelnen  Handelsstädte.  Erhebliche  inteiv 
lokale  Bedeutung  konnte  der  Börsenverkehr 
im  Mittelalter  nicht  erlangen  wegen  der 
schlechten  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, wegen  der  Unsicherheit  und  Kost- 
spieligkeit des  interlokalen  Vetkehxs  und 
wegen  dessen  Beschränkung  durch  Kirche 
(Wucherlehzel),  Fürsten,  Städte,  Gilden  und 
Zünfte.  Der  Koncentratiou  des  interlokalen 
Verkehrs  dienten  die  Wochen-  und  Jahi^ 
mftrkte  (AUesen),  der  Koncentration  des 
lokalen  Warenverkehrs  die  Kaufhäuser  und 
ähnlichen  Einrichtungen;  dort  wurden  die 
Waren  gespeichert,  besichtigt,  gewogen  und 
gemessen. 

Als  nun  aber  seit  den  Kreuzzügen  sich 
der  Handel  mit  Wechselbriefen  zu- 
nächst in  den  Mittelmeerländern  entwickelte, 
bedurfte  man  dafür  solcher  Oertlichkeiten 
nicht.  Wer  Geld  durch  Wechsel  an  einen 
fremden  Platz  übermitteln  wollte,  wandte 
sich  meist  an  einen  der  Wechsler,  deren 
Bänke  im  Mittelpunkte  der  Städte  unter 
freiem  Himmel  oder  in  den  angrenzenden 
Säulenhallen  standen;  dort  wurde  das  Ge- 
schäft besprochen,  abgeschlossen  und  als- 
dann bei  emem  der  Notare,  die  regelmässig 
am  gleichen  Orte  ihre  Stände  hatten,  beur- 
kundet. Daran  schloss  sich  bald  ein  Ver- 
kehr in  kaufmännischen  Leihkapitalien, 
wobei  die  Wechsler  ebenfalls  als  vermittler 
dienten ;  sie  nahmen  auch  Depositen  an  von 
befreundeten  Kaufleuten  und  leisteten  darauf- 
hin Zahlungen.  Kiu^,  die  Kaufleute  ge- 
wöhnten sich,  zum  Zwecke  der  Erledigung 
ihrer  Geld-  und  Wechselgeschäfte  sich  bei 
den  Baaken  der  Wechsler  zu  versanmeln, 
wo  Überdies  stets  die  neuesten  Nachrichten 
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aus  fernen  Ländern  zu  haben  waren;  früh- 
zeitig entwickelte  sich  auch  an  den  gleichen 
Plätzen  aus  dem  Seedarlehen  (cambium  mari- 
timum)  die  Seeversicherung.  So  ent- 
standen die  Börsenversammlungen  auf  dem 
Eialto  in  Venedig,  auf  dem  Mercato  nuovo 
in  Florenz,  auf  der  Piazza  de'  Banchi  in 
Genua  u.  s.  w.  In  den  grösseren  Handels- 
städten der  Provence  und  Kataloniens  ent- 
wickdte  sich  ein  ähnlicher  Verkehr  auf  den 
»Places  des  Changea« ,  den  »Plazas  de  los 
Cambiosc  Ueberall  koncentrierte  sich  in 
den  Mittelmeerstädten  der  Verkehr  bei  den 
Bänken  der  einheimischen  Wechsler.  Ausser- 
halb dieses  Gebiets  dagegen,  wo  das  ein- 
heimische Wechslergeschält  zu  schwach  ent- 
wickelt war,  spielt^  an  den  Hauptplätzen 
die  Consularhäuser  (Lo^en)  der  den  Geld- 
und  Wecdiselverkehr  ben^rschenden  Ita- 
liener die  gleiche  Rolle,  wovon  mandie 
Börse  den  Namen  »i(^ria«,  »löge«  erhalten 
hat.  Die  Bezeichnung  »Börse«  schreibt 
sich  daher,  dass  in  der  niederländischen 
Handelsmebopoie  Brügge  der  Platz,  wo  die 
Italiener  ihre  Consuuuhäuser  hatten  und 
der  deshalb  den  lokalen  Mittelpunkt  des 
grossen  Greld-  und  WechselverkehrB  Ton 
BrO^  bildete^  —  »de  burse«  hiess,  voa 
einem  dort  be&ndlichen  grossen  Hanse,  das 
der  angesehenen  Maklerfünüie  van  d^  Burse 
gehört  hatte.  Der  Name  vrurde  im  15.  Jahr- 
hundert nach  Antwerpen  üb^tragen  und 
verbreitete  sidi  seit  dem  16.  Jahriiundert  in 
fast  ganz  Europa.  Nur  in  London  erhielt 
die  {1566/70)  von  Thomas  Gresham  erriditete 
Börse  —  bis  dahin  hatte  der  Börsenverkehr 
in  »Lombard  Street«  stattgeftinden  —  aus 
nationalen  Gründen  den  Namen  »Royal  Ex- 
change«, wodiuch  sich  in  allen  Ländern 
engl^her  Zunge  die  Bezeichnung  »Ex- 
change« eingebürgert  hat. 

Erst  im  16.  Jahrhundert  erlangten  die 
Börsen  erhebliche  interlokale  und  inter- 
nationale Bedeutung  durch  gewaltige  Zu- 
nahme des  Femvedcehrs  und  seiner  Kon- 
centration infolge  der  Entdeckungen,  Wachsen 
der  umlaufenden  Geldmenge,  Hebung  des 
Kretlits ,  Entwickelung  des  Grossbetriebs, 
Besserung  der  Verkehrsmittel,  Beseitigung 
vieler  Verkehrsbeschränkungen .  besonders 
an  den  grossen  Ceutralplätzen  (»Weltbörsen«), 
wo  sich  der  Verkehr  bereits  völlig  frei  ent- 
wickeln konnte.  Die  nationalen  Sonderprivi- 
l^en  verloren  ihren  Wert;  es  bildete  sich 
an  jenen  Plätzen  eine  im  wesentlichen  gleich- 
berechtigte Kaufmannschaft :  durch  die  Ent- 
stehung desKomnüssionsgeschflftes  erweiterte 
sich  der  Kreis  der  am  Börsenverkehre  teil- 
nehmenden Kaufleute. 

Die  Zunahme  des  Verkehrs  ermöglichte 
die  Bildung  von  Durchschnittsquali- 
täten bei  manchen  Tauschgütern;  soweit 
diese  noch  nicht  wirklich  vertretbar  waren,  be- 
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trachtete  man  sie  dodi  als  in  der  Qtialitfit 
gleichartig  iinrl  wurde  hierdnrch  der  i^uali- 
tätsprOfUDg  im  Einzelfalle  Üborhobeu,  so 
dass  man  eich  ansschliesslich  mit  iler  Fest- 
steilung des  Preiftes  beBchflftigen  konnte. 
An  den  Weltbörsen  An  twerpen  un<l  Lvon 
striimten  ans  aller  Welt  Natthrichten  zu- 
sammen, welche  die  Bildung  einer  Börsen- 
m  e  i  n  u  n  g  über  die  Preise  derjenigen  Tausch- 
güter ermöglichten,  die  des  Börsenverkehrs 
teilhaft  wimien.  Für  diese  Tauschgiiter 
bildeten  sich  Börsenpreise,  die  auch 
mitteist  besonderer  Preiscoiirante  und 
Kurszettel  nach  auswärts  gemeldet 
wurden  und  dadurch  wieder  die  Preisbil- 
dnng  international  bestimmten. 

Damit  verknüpften  sich  die  ersten  An- 
sätze zur  Bildnng  einer  besonderen  berufs- 
mässigen Spekulation.  Bis  dahin 
waren  Handel  (Ausnutzung  örtlicher  Preis- 
unterschiede) und  Spekulation  (AuHiutziuig 
zeitlicher  PreisTerändemngen)  durch  Perso- 
nalnnioQ  eng  mit  einander  verknüpft;  jetzt 
begann  langsam  zwischen  ihnen  Ai))eits- 
teUung  Platz  zn  greifen.  Die  berufsmässige 
Spekmation  be<lurfte  für  ihre  Thätigkeit 
Tertretbarer  Güter,  einer  Fülle  täglicher 
Nachrichten  und  der  Bildung  einer  EKirsen- 
meinung.  Dies  wurde  ihnen  an  den  Welt- 
bOrsen  des  16.  Jahriiunderts  geboten. 

Im  Warenhandel  machten  sich  die 
Wirkungen  dieser  Fortschritte  bei  weitem 
nicht  so  rasch  mid  nicht  so  stark  geltend 
wie  im  Ifondel  mit  Weclisellniefen  nnd  Leih- 
kapitalien. Nur  für  einzelne  Waren  bildete 
Bich  eine  bmifsmässige  Spekulation,  dwen 
Unrfflfe  aber  schon  daraus  erhellt,  dass  sie 
stark  durchsetzt  war  mit  abei^läubischen 
(astrologischen)  Künsten. 

Dagegen  eriangto  der  Börsenverkehr  in 
Wechselbriefen  und  Leihkapitalien 
bereits  im  16.  Jahrhundert  eine  mächtige 
Entwickelung  und  weithinreichende  intei-^ 
nationale  Bedeutung  durch  Fungibilißiening 
grosser  Massen  von  Geldforderungen.  Im 
Gebiete  des  Privatkredits  (Wechselbriefe, 
kaufmännische  Leihkapitalien)  schuf  die 
Börsenmeinung  den  Begriff  der  »ditta  di 
borsa«.  der  guten,  solventen  Börsenfirma: 
die  Forderungen  an  alle  Geschäftsleute  dieser 
Kategorie  wurden  von  der  Bcirsenmeinimg 
als  gleichwertig  behandelt,  ohne  dass  Prflfung 
der  Qualität  im  Einzelfalle  stattzufinden 
brauchte ;  für  diese  Forderungen  bildeten 
sich,  ebenfalls  unter  dem  Einflüsse  der  Börsen- 
meinung, jeweilige  Börsenpreise:  Wechsel- 
knrse  und  Zinssätze  für  kaufmännische  Leih- 
kapitalien, die  durch  Kurszettel  nach  aus- 
wäi"ts  verbreitet  wurden. 

Auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Kredits  war  die  Entwickehing  ähnlich. 
Die  grossen  Kriege  und  sonstigen  politischen 
Aktionen  des  16.  Jahrhunderts  (Kaiserwahl 


Karls  Y.)  erforderten  gewaltige  Kapitalien, 
welche  die  Fürsten  sich  nur  auf  dem  W^e 
des  Kredits  verschaffen  konnton.    Auf  der 
anderen  Seite  wurden  die  HandelsvGlker 
des  Mittelaltei-s ,  Italiener  und  Deutsche, 
durch  die  grossen  Verschiebungen  im  Welt- 
handel genötigt,  sich  den  Geldgeschäften 
zuzuwenden,  was  durch  ihre  J^ederlassungen 
in  Antwerjien  und  Lyon  ganz  besonders  er- 
leichtert wimle.    Die  Fugger  waren  es, 
welche  zuerst  diese  Bahn  betraten.   In  der 
ganzen  ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts 
!  hatten  sie  ihren  Platz  am  grossen  Schwung- 
j  rade  der  Weltgeschichte.    Erst  in  weitem 
[  Abstände  folgten  ihnen  an  weltgeschicht- 
[  lieber  Bedeutung  andere  Geldmächte,  untei' 
j  denen  die  Genuesen  erst  später  die  leitende 
j  Rolle  übernahmen.  Diese  grossen  Vermittler 
I  zogen  von  allen  Seiten  Kapitalien  an  sieh 
!  und  liehen  sie  au  den  Weltbörsen  zu  hohen 
I  Zinsen  deo  Finanzagenten  der  Filrsten,  die 
I  nun  ebenfaUs  bereits  mit  grossem  (beschicke 
i  die   Technik   des   GeldgesdiSfts  vervoll- 
komraneten ,  um  auch  ihrerseits  möglichst 
j  grosso  Kapitalmassen   heranzuziehen.  So 
I  entstand  bereits  die  öffentliche  Subskriptions- 
!  anleihe.    Vor  allem  aber  trat  auch  beim 
öffentlichen  Kredite  eine  weitgehende  Fungi- 
bilisiening  ein :  früher  war  die  Qualität 
jeder  Foi^enmg  an  einen  Fürsten  lediglich 
bestimmt  worden  durch  die  Güte  der  ^ 
leisteten  Realücherheit,  die  in  jedem  em- 
zelnen  Falle  versdiieden  b^naffen  und 
ausserordentlich  schwer  zu  beurteilen  war. 
An  den  WeltbGrsen  des  16.  Jahrhunderts 
dag^n  verlor  die  Specialsichezheit  immer 
m^  an  Bedeutung  und  das  Schvergewidit 
fiel  immer  mehr  auf  die  Beurteilung  der 
allgemeinen  Kreditwürdig^at  der  ein- 
zelnen Fürsten.    Diese  Beurteilung  wurde 
von  der  Börsenmeinung  vorgenommen  auf 
Gnmd  des  sicli  an  der  Börse  konoentrieren- 
den  Nachrichtenverkehrs.   An  der  Hand  der 
Handelspapiere  jener  Zeit  lässt  sich  noch 
genau  vertolgen,  wie  sich  die  Spekulation 
dieser  Aufgabe  bemächtigte,  wie  zunächst 
dureh  die  fürstlichen  Finanzagentai  imd  die 
sonst  iateressierten  Handelshäuser  eine  güns- 
tige Stimmung,  eine  Hausseströmung, 
ftir  die  Anleihen  entfacht  wurde,  wie  sich 
allmählich  von  allen  Seiten,  bis  nach  der 
Türkei  und  bis  nach  Holstein,  die  Neigung 
zur  Beteiligimg  an  den  hochverzinslichen 
Anleihen  verbreitete,  wie  dann  Zweifel  an 
derZahlungsfähigkeitder  Fürsten  auftauchten, 
wie   sich   nun   eine  Baissestrßmung 
bildete,  wie  die  täglichen  Kursschwankungen 
l>egannen  u.  s,  w. 

Die  Börsenmeinung  war  hierbei  grossen 
Irrtümern  und  auch  absichtlicher  Irre- 
fühning  seitens  der  Finanzagenten  u.  s.  w. 
in  hohem  Masse  ausgesetzt.  Es  kam  zu 
einer  gewaltigen  Ueberapannung  des  Kredits, 
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zu  einer  Reihe  von  Staatsbankerotten,  zu 
schweren,  verheerenden  Kreditkrisen  (1557, 
1595  u.  s.  -w.),  die  eine  zeitweilig  Zerrfltr 
tung  des  ganzen  internationalen  Kapitalver- 
kelirs  herbeiführte.  Aber  die  Zunahme  des 
Kapitalbedai-fs  für  private  und  öffentliche 
Zwecke  nahni  ihren  Fortgang,  und  auf  der 
anderen  Seite  entwickelte  sidi  immer  mehr 
die  Technik  der  Heranziehung  von  Eapital- 
massen  für  jene  Zwecke. 

Im  16.  Jahrhundert  war  die  Börseu- 
te c  h  n  i  k  nach  heutigen  Begriffen  noch 
immer  recht  unvollkommen .  Das  Termin- 
geschäft war  zwar  nicht  mehr,  wie  im 
Mittelalter,  eine  imgewöhnliche  Geschäftsart ; 
aber  als  Haiiptwerkzeug  der  Si)ekulation 
wird  es  noch  nirgends  erwähnt.  Jedes 
einzelne  Geschäft  musste  in  der  Regel  noch 
effektiv  erfüllt  werden.  Die  Kompen- 
sationstechnik war  noch  wenig  ent- 
wickelt Zwar  Iiatten  schon  die  italienischen 
Bankiers  des  Mittelalters  oDgefangen,  sie 
für  den  Zahlungsverkehr  auszubilden,  und 
für  (Uesen  Zwe^  war  in  den  mittelalter- 
lichen Messen  sdhon  eine  primitive  Oi^gani- 
sation  entstanden,  die  in  Lyon  im  IG.  Jahr^ 
hundert  fcntentwiekelt  wurde.  Aber  eme 
hohe  Ausbildung  erhielt  diese  Technik  erst 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  auf  den 
tienueser  AVechselmesBen,  wohin  die 
nach  den  Krisen  Übrig  bleibende  Haupt- 
masse des  internationsden  Kwitalverkehrs 
sich  flüchtete.  Dort  wussten  (lie  Genuesen 
die  grössten  Kapitalumsätze  fast  ohne  Bar- 
geld, nur  durch  ein  äusserst  fein  entwickeltes 
lokales  und  interlokales  Kompeusationsver- 
fahren  auszufiihreu. 

Dieses  Verfahren  wurde  im  17.  Jahr- 
hundert nach  Amsterdam  übertragen,  an 
welchem  Platze  sich  nunmehr  geraume  Zeit 
hindurch  alle  weiteren  Fortschritte  der 
BfirsenbiJdung  vollzogen :  Amsterdam  war 
die  grosse  Weltbörse  des  17.  Jahrhunderts. 

2.  17.  und  18.  Jahrhiudert  Yor  allem 
wurtle  in  Amsterdam  als  wichtiges  neues 
Element  in  den  Börsenverkehr  die  Aktie 
eingeführt.  Schon  im  Mittelalter  waren 
zwar  die  Anteile  der  »Monti«  genannten 
italienischen  KapitalgesellschaftenGfegeostand 
eines  Handelsverkelu-s  gewesen;  aber  von 
diesen  mittelalterlichen  Kapitalgesellschaften, 
deren  Bedeutung  auf  Italien  besclu^lnkt  blieb, 
führt  keine  Brücke  zur  modernen  Aklien- 
gesellscliaft,  die  vielmehr  erst  im  16.  und 
17.  Jalirliundert  in  Englmd  und  Holland 
aus  einer  Kombination  der  alten  Rhederei- 
gcseUschaft  mit  anderen,  ebenfalls  schon 
milier  vorhandenen  Elementen,  entstanden 
ist,  imd  zwar  zunächst  nur  für  die  Ausfüli- 
ruQg  gntsser  Überseeischer  Handels- 
expeditionen. 

Aus  einer  Anzahl  solcher  Gesellschaften 
entstand  im  Jahre  1602  die  »Yereenigde 


Oostindische  Compagnie<^,  die  erste 
moderne  Aktiengesellschaft .  deren  Aktien 
regelmässig  an  der  Börse  gehandelt  wurden. 
Sie  unterschied  sich  wesentlich  von  ihren 
Vorgängerin  neu:  früher  hatte  es  nurPorde- 
rangen  an  einzelne  Hauptbeteiligte 
(Bewindhebbers)  einer  einzelnen  Com- 
pagnie  von  relativ  kleinem  Umfange  gegeben 
und  auch  nur  jedesmal  für  eine  einzelne 
Reise  nach  Ostindien.  Jetzt  di^egen  gab  es 
lediglich  Anteile  für  die  zunächst  auf  10 
Jahre  festgesetzte  Geschäftsdauer  der  gressen 
Ostindiachen  Compagnie;  mit  anderen  Worten : 
diese  Compagnie  »fungibilisierte«  die 
Auteile  der  Niederländer  am  Handel  mit 
Ostiudieu  uud  madite  sie  hierdurch  fähige 
Gegenstand  eines  r^^mftsdgeu  BGrsenver^ 
kehrs  zu  werden. 

Als  ein  Unternehmen  von  grösster  natior 
naler  Bedeutimg  errichtet,  bediuite  die 
Compagnie  eines  Kapitals  von  bisher  uner- 
hörtem Umfange,  das  durch,  öffentliche  Sub- 
skription aufgebracht  wiu^e.  Das  ihr  ver- 
liehene Handelsmonopol  stellte  eine  glän- 
zende EntwickeluDg  m  Aussicht  Alle  w  dt 
drängte  sich  zur  Beteiligoag,  und  da  die 
Subskription  bald  geschlossen  wurde,  so  ver- 
suchte man  an  der  Amsterdamer  Börse 
Aktien  zu  kauf«i;  dabei  musste  man  Auf- 
geld bezahlen,  und  der  Kurs  stieg  in  wenigen 
T^u  14— 16"/o  über  dem  Nennwerte. 
Diese  Hausseströmung  dauerte  eine  Reihe 
von  Jahren;  dann  trat  ein  Rückschlag  em, 
infolge  ungünstiger  Berichte,  Unein^keiten 
zwischen  den  Direktoren  u.  s.  w.  Es  bildete 
sich  eine  starke  Baissepartei  (»Contremine« 
genannt),  die  grosse  Mengen  Aktien  auf 
Lieferung  verkaufte,  ohne  sie  zu  besitzen: 
das  moderne  Zeitgeschäft  als  Haupt- 
instniment  der  Spekulation  war  entstan- 
den. Unmittelbar  dagegen  richtete  sich 
1610  das  erate  Einschreiten  der  Gesetz- 
gebung, ein  Verbot  jener  »Blankoverkäufe«, 
dem  1621,  1623,  1024,  1677  weitere  Älass- 
regeln  ähnlicher  Art  folgten,  sämtlich  ohne 
sichtbare  Wirkung. 

Noch  stärker  wurde  der  Kampf  zwischen 
Hausse  und  Baisse  1622  bei  B^ründimg 
der  Westindischen  Compagnie;  dieses 
Mal  war  es  die  dem  Unternelunen  von  An- 
fang an  feindliche  Baisseströmung,  die  dnroh 
starke  Blankoverkäufe  an  der  Börse  den 
Aktien  erst  einen  Markt  verschaffte  und  so 
das  Unternehmen  wider  Willen  beförderte: 
die  Baisse  rief  dann  die  Reaktion  der  Hausse 
hervor.  Die  Westindische  Compagnie  be- 
kam ihr  Kapital  nicht  etwa,  weil  man  wirk- 
lich au  die  Presperität  des  Unternehmens 

flaubte,  sondern  weil  es  viele  Leute  gah^ 
ie  beim  Kaufen  und  Verkaufen  voo  Aktien 
I  Geld  zu  verdienen  hofften. 
{      Diese  Wiikung  wurde  dadurch  enu^ 
I licht,  dass  die  Aktien  ein  vertretbares 
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Tauschgut  winden.    Bei  beiden  Oeseil- 1 
Behalten  bestand  indes  e  i  d  sehr  wesent- 
licher Unterschied  zwischen  den  Aktien  der 
Amsterdamer  Abteilung  (Kamer)  und  denen 
der  anderen  Abteilungen :  jene  waren  stets ' 
weit  höher  zu  verwerten,  weil  nur  sie  au  | 
der  Amsterdamer  Börse   r^lm&ssig  ge-^ 
handelt  wurden;  so  wirkte  die  Tbatsachel 
des  BörseuTerkehrs  bedeutsam  zurQck  auf  j 
die  Bewertung  der  Aktien.  | 

An  der  Amsterdamer  Börse  entwickelte ! 
sich  nun  für  diesen  Verkehr  bereits  im  17.  | 
Jahrhundert   die  volle   Technik   des ! 
modernen  Börsengeschäfts:  vor  allem 
das  börsenmftssige  Termingeschäft  mit  seinen 
festen  Liefenin^terminen,  mit  seinem  Eom- 
pensations-  und  Prolongationsverfahren.  Auch 
die  verschiedenen  Arten  des  Zeitgeschäfts 
entstanden  damals   bereits  in  Amsterdam. 
Der  ganze  Verkehr  rief  schon  die  gleichen 
UebelstRnde  hervor,  unter  denen  wir  jetzt 
leiden,  und  ebenso  auch  die  gleichen  — 
vergeblichen  —  Mittel  zu  ihrer  Beseitigimg. 
In  der  Tbat  ist  die  Entwickelung  des  Börsen- 
wesens  seit  dem  17.  Jahrhundert  zwar 
extensiv  eine  sehr  bedeutende,  intensiv  aber 
iunne  eiliebÜche  gewesen;  es  hat  sich  un- 
gemein aus^breitet,  aber  sein  Wesen  und ' 
Beine  Technik  nur  wenig  verändert 

Das  wichti^te  Resultat  der  Entwicke- 
lung  im  17.  Jahrhundert  war  die  völlige 
Au^üldung  einer  bernfsrnftssigen  Bör- 
senspekulation —  aack  der  Name  ist  damals 
entstanden  — ,  wie  sie  Don  Joseph  de 
la  ^ega  1688  in  seinen  Dial(^n  unter 
dem  Titel  »ConfuBion  de  oonfnsiones« 
meisteriiaft  geschildert  hat:  »Wer  einmal 
Aktien  handelt  —  so  heisst  es  dort  — ,  der 
thnt  es  oftmals.  Wo  diese  Leute  stehen 
und  gehen,  da  sind  die  Aktien  der  stete 
Gegenstand  ihres  Denkens  und  Sprechens. 
Wenn  sie  essen,  sind  die  Aktien  ihr  Tisch- 
gespräch, und  selbst  im  Schlafe  träumen  sie 
von  ihnen.« 

In  dieser  entwickelten  Gestalt  blieb  der 
Börsenverkehr  zunächst  im  wesentlichen  auf 
Amsterdam  bescliränkt  und  auch  hier  wahr- 
scheinlich geraume  Zeit  auf  den  Aktienver- 
kehr, Der  Verkehr  in  Staatspapieren 
weist  selbst  in  Amsterdam  noch  keine 
wesentüchen  Fortschritte  gegenüber  dem 
16.  Jahrhundert  auf ;  Amsteidam  entwickelte 
sich  erst  imlS.  Jahrhundert  zu  einer  inter- 
nationalen Fondsbörse  dadurch,  dass  die 
^Idbedürftigeu  ausländischen  Staaten  dort 
-  immer  mehr  Anleihen  aufnahmen,  die  dann 
an  der  Amsterdamer  Börse  gehandelt  wur- 
den. Was  endlich  den  Warenhandel  be- 
trifft, so  war  allerdings  der  Börsenverkehr 
»nach  Probe«  dort  bereits  friihzeitig  ent- 
wickelt, gab  es  doch  in  Amsterdam  sdion 
im  17.  ^wirhund^  eine  eigene  Gtoireide- 
bOrse.    Aber  wenn  man  von  dem  ganz 


singidfiren,  wirtschaftlich  unerheblichen  Tnl- 
penschwindel  der  Zeit  um  1630  abüeht, 
wird  ein  eigentlicher  Warentermin- 
handel  erst  um  1720  erwähnt  Dann  aller- 
dings erscheint  er  schon  in  durchaus  mo- 
derner Gestalt,  und  es  in  Amsterdam 
damals  fast  keine  Ware,  die  uicht  zeitweilig 
Gegenstand  des  Terminhandels  wimle,  wenn 
man  nur  —  so  sagt  Ricard  in  seinem 
Bufhe  »Le  N^;ooe  d' Amsterdam«  1722  aus- 
drücklich —  wenn  man  nur  für  sie  eine 
gewisse  Durchschnittsqualität  als 
Grundlage  des  Handels  festsetzen  konnte. 
Die  Entstehung  des  Warenterminhandels 
bedarf  indes  noch  gründhcher  Untersuchung. 

Der  Aktienhandel  wurde  mit  seiner 
ganzen  Technik  nach  der  englischen  Revo- 
lution von  1688  auch  in  London  einge- 
führt, imd  hier  kam  es  seit  1691  innerhalb 
weniger  Jahre  zur  Gründung  einer  grösseren 
Zahl  industrieller  Unternehmungen  auf 
Aktien  sowie  der  ersten  modernen  Aktien- 
bank, der  Bank  von  England.  Längst  war 
die  wirtschaftliche  Entwickelun^  Englands 
in  dieser  Richtung  gegangen;  sie  war  nur 
durch  die  schweren  politischen  Wirren  auf- 
gehalten worden.  Die  Selbstbefreiung  da- 
Nation  von  einer  verhassten  Herrschaft,  die 
Sicherheit  und  Ruhe,  mit  der  sie  sich  voll- 
zog, die  Begründung  eines  den  Volkswün- 
schen entsprechenden  R^iments  massvoller 
Freiheit,  das  den  erwerbsthfttigen  Mittd- 
klassen  ansehnlichen  Einfluss  gewährieiatete, 
—  dies  alles  belebte  den  Unternehmung 
geist  mächtig,  der  nun  explosionsartig  sich 
Bahn  bradu 

Das  18.  Jahrhundert  brachte  zunächst 
die  erste  grosse  Periode  der  üeberspeku- 
lation,  die  Periode  d^  »South  Sea  Bub- 
bles*  der  Jahre  17111720.  Auf  der  Re- 
gierung lastete  eine  schwebende  Schuld  von 
10  Millionen  £.  Um  sie  aus  der  Welt  zu 
schaffen ,  benutzte  der  Lord-Schatzmeister 
Earl  of  Oxford  die  weit  verbreitete  Neigimg 
des  englischen  Publikums  zur  Beteiligung 
an  gewinnversprechenden  Unternehmungen, 
besonders  an  solchen,  welche  abzielten  auf 
Verwertung  der  märchenhaften  Edelmetall- 
schätze Südamerikas ;  er  benutzte  ferner  die 
Volkstümlichkeit,  deren  sich  alle  maritimen 
Unternehmungen  erfreuten:  er  begründete 
die  »Südsee-Compaguie«,  die  ihr  ganzes 
Kapital  von  10  Millionen  £  dem  Staate  zur 
Fundierung  seiner  schwebenden  Schuld  leihen 
musste.  Die  Südsee-Compagnie  hat  un- 
zweifelhaft durch  bewusste  ZüchtuiK  mass- 
loser Fondsjobberei  unsägUchen  Schaden 
angerichtet  aber  zugleich  hat  sie  dem  Staate 
grosse  finanzielle  Dienste  geleistet  und  die 
ganze  berüchtigte  Zeit  der  »South  Sea  Bub- 
bles«  hat  die  Entwickelung  der  en^isch» 
Industrie  mächtig  gefördert 
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Alley«  -war  reich  an  Erscheinungen  Änsserster 
Verderbtheit,  so  dass  die  Regierung  sich 
zu  wiederholtem  Einschreiten  veranlasst  sah 
(1697  und  namentlich  1733),  ohne  damit 
irgend  welchen  Erfolg  zu  erzielen.  Durch 
Selbsthilfe  wurde  schliesslich  manches 

fsbessert,  insbesondere  dadurch,  daes  die 
ondsbörse  seit  1760  sich  korporativ  gestaltete 
und  die  allzu  ungeeigneten  Elemente  aus- 
schloss.  Aber  schwere  Uebelstände  blieben 
bestehen  und  mussten  in  den  Kauf  genommen 
wessen.  England  wäre  nicht  das  heutige 
Grossbritannien  geworden,  es  hatte  nicht 
die  halbe  Welt  erobert  ohne  die  900  Mil- 
lionen £  Staatsschulden,  die  es  in  dem  Zeit- 
räume 1693  bis  1815  aufnehmen  musste, 
und  es  v&re  nicht  das  reichste  Land  der 
Welt  geworden  ohne  die  30000  bis  40000 
Aktiengesellschaften  mit  mindestens  4  Milli- 
arden  £  K^tal,  die  bisher  in  Qrossbritan- 
nien  entstmden  sind.  Weder  jene  Staats- 
schulden noch  diese  Ajrtieng^llsciuiften 
wären  mCglich  gewesen  ohne  das  Voihan- 
densein  einer  starken  Fondsbörse,  und  diese 
endlich  war  undenkbar  ohne  ein  a-hebliches 
Mass  von  Erregung  der  Gewinnsucht,  die 
ime  Aiisschrrätimgen  unvermeidlich  herbd- 
fOhrte. 

Die  gleichzeitige Entwickelung des  fran- 
zösischen Börsenwesens  xmterscheidet  sich 
von  derjenieen  Englands  namentlich  da- 
durch, dass  die  spekulativen  Ausschreitungen 
zeitweilig  noch  schlimmere  waren,  dass  da- 
gegen die  in  England  erreichten  guten  Wir- 
kungen wenigstens  im  vorigen  Jahrhundert 
so  gut  wie  vollständig  ausUieben. 

In  Südfrankreich  hatte  es,  wie  wir  wissen, 
schon  im  Mittelalter  einige  Wechselbörsen 
gegeben;  dazu  kam  im  16.  Jahrhundert  die 
Weltbörse  Lyon  mit  ihrem  bedeutenden 
Fondsverkehre ,  der  aber  bald  wieder  zu 
Grunde  ging.  Die  französische  Regierung 
ordnete  sodann  im  16.  Jahrhundert  die  Er- 
richtung weiterer  Börsen  an,  so  in  Toulouse 
1549,  in  Rouen  1556,  in  Paris  1563  u.  s.  w. 
Aber  soweit  diese  Börsen  Leben  gewannen, 
blieben  sie  auf  den  Wechselverkehr  be- 
schränkt, und  auch  Paris  besass  im  17.  Jahr- 
himdert  noch  keine  eigentliche  Fondsbörse, 
sondern  nur  eine  Wechselbörse  mit  gelegent- 
licdien  Fonds^chäften.  Erst  seit  etwa  1702 
entwickelte  sich  eine  le^lmSssige  »Agiotage« 
in  Billeten  der  zu  fiskalischen  Zwecken 
(Spanischer  Erbfolgekrieg !)  begründeten 
»Caisse  des  Emprunts«  und  in  anderen 
Staatspapieren  (ausser  Staatsrenten),  in  der 
Rue  (Jumcampoix,  wo  die  meisten  Pariser 
Bankiers  ihre  Bureaus  hatten  (vgl  den  Art. 
John  Law).  Als  dann  der  geistreiche 
Ab^tenrer  J 0 h n  LawdenBegentenFhilipp 
Ton  Orleans  (seit  1716)  zu  überzeugen  wusste, 
dass  die  (Brandung  einer  Notenbank  mit 
möglichst  grossem  Lmlauf  genüge,  um  Frank- 


reich mit  einem  Schlage  reich  und  mächtig 
zu  machen,  als  Law  femer  (1717)  sein 
»System«  durch  Gründung  der  »Mississippi- 
Comp^nie«  weiter  ausbildete,  da  wurde  die 
Rue  Quincampois  der  Schauplatz  der  wil- 
desten Börsenspekulation,  deren  Technik 
nunmehr  auch  in  Paris  eingeführt  wurde. 

Nach  dem  Zusammenbniche  des  »Sys- 
tems« errichtete  die  Regierung  1724  in 
Paris  dne  offizielle  Wechsel-  und  Fonds- 
börse. Zugleich  erhielten  die  amtlichen  ver- 
eideten BÖTS^unakler,  die  »Agents  de 
change«,  eine  neue  Organisation,  deren 
Grundzüge  sich  im  wesentlichen  bis  Jetzt 
erhalten  haben.  In  der  ofOziellen  BÖrae 
wurde  ihnen  ein  abgegrenzter  Raum  für 
ihre  Geschfiltsthätigkeit  angewiesen,  das 
»Parquet«,  während  die  nicht  autorisierten 
Makler  imd  die  kleinen  Spekulanten  ihren 
GesohAftsverkehr  in  der  Nähe  der  Börse 
betrieben;  daraus  ist  die  heutige  Pariser 
»Coulisse«  entstanden. 

Weder  den  Staatsfinanzen  noch  der  Y<dk8- 
virtschaft  FrankreichB  hat  diese  Entwicke- 
lung des  Pariser  Fondsverkehrs  vor  der 
Revolution  exheblichen  Nutzen  gebracht; 
vielmehr  hat  sie  damals  nur  die  Verschwen- 
dung und  Grossmannssucht  des  franzö- 
sischen Hofes  befördert  und  eine  schma- 
rotzende £lasse  von  Finanzleuten  bereichert. 
Erst  im  19.  Jahrhundert  hat  sieh  das  auch 
in  Frankreich  gründlich  geändert. 

Der  deutsche  Börsenverkehr  weist  für 
das  17.  und  18.  Jahrhundert  nur  eine 
schwache  Entwickelung  auf.  Bereits  in  der 
ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  hatte  es 
Geld-  imd  Wechselbörsen  in  Au^burg  und 
Nürnberg  gegeben,  in  der  zweiten  Hälfte 
dieses  Jimrhunderts  jedenfalls  auch  in  Ham- 
burg und  vorObereehend  auch  in  Köln^  zu- 
erst erwähnt  werden  femer.  die  Börsen  von 
Lübeck  1605,  Königsberg  1613,  Bremen  1614, 
Frankfurt  a/'M.  1615,  Leipz^  1635  u.  s.  w. 
An  allen  diesen  Plätzen  bildeten  Wechsel 
den  Hauptgegenstand  des  Börsenverkehrs, 
der  ausserdem  noch  Geldsorteu  und  kauf- 
männische Leihkapitalien,  an  den  Seeplätzen 
frühzeitig  auch  schon  et^ras  Warenverkehr 
nach  Probe  sowie  Seeasseknranzen  und 
Schiffsfrachten  nmfasste. 

Im  18.  Jahrhundert  zeigten  sich  sodann 
die  ersten  Anfänge  eines  deutschen  Fonds- 
verkehrs,  zunächst  1720  durch  einen  Aus- 
läufer des  Law'schen  Schwindels  in  Ham- 
burg (Seeversichemnfi^Gesellschaften  auf 
Aktien),  der  aber  rasch  wieder  verschwand. 
Die  erste  wirkliche  Fondsbörse  Deutschlands 
entstand  in  Wien,  wo  die  Obligationen  des 
Staates  und  der  Wiener  Stadtbank  unter 
der  Hand  schon  mindestens  seit  1733  viel- 
fach gehandelt  wurden,  bis  1771  die  Regie- 
rang selbst  eine  Wetdisel-  und  Fondsb&so 
errichtete,  wobei  sie  sich  au  das  Vorbild 
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anscliloss,  das  die  franzusiRche  B«>^cruiig  | 
1724  filr  I^uis  geschaffen  hatte.  Das  Patent 
vom  1.  August  1771  untersagte  die  kleinen 
Winkelbt^rsen  and  setzte  einen  staatlichen 
Börsenkonamißsar  zur  ITelierwarlrang 
des  Börsenverkehrs  ein :  aber  irgendwelche 
Wiikungen  wurden  dadurch  nicht  ei-zielt. 
Der  Wiener  Kurszettel  enthielt  anfangs  IG 
Papiersoi-ten,  Obligationeu  Aea  Staates,  der 
Wiener  Stadtbank  und  der  einzelnen  Oster^ 
reichischen  Prcninzeu;  doch  wurden  von 
diesen  I^pieren  nur  wenige  regelmäsf'ig  ge- 
handelt; bis  1799  stieg  ihre  Zahl  auf  24. 

In  Berlin  bestand  eine  Börse  fOr  den 
'Weehselhandel  schon  in  den  ersten  Jaluv 
zehnten  des  IB.  Jahrhunderts;  sie  wurde 
aus  wirtscliaftspolitischen  Gründen  sowohl 
von  Friedrich  Wilhelm  I.  wie  von  Friedrich 
dem  Grossen  gefördert;  die  Berliner  Börse 
ist  wohl  die  einzige  in  Europa,  bei  der  die 
unmittelbare  iYirsorge  dos  lleiTScherhauses 
fflr  die  Wohlfalirt  des  Handels  schon  rein 
äiKserlich  in  der  Lage  des  ältesten  Börsen- 
gebäiides  dicht  beim  kr)niglichen  tScIilosse  { 
zum  Aii$di*uck  gekommen  ist. 

Die  Aktien  der  Fried  ericiani  scheu  Handels- 
gesellschaften, insbesondere  der  17üU  be- 
griindeten  Eindener  Heringsfang-Compagnie 
und  der  1772  begründeten  Seehandlungs- 
Socieföt  wurden  schon  bald  nach  ihrer  Ent- 
stehung an  der  Börse  gehandelt;  doch  ist 
es  selir  fi-aglicli,  ob  dies  regelmässig  gescliali ; 
Berliner  Börsenkurse  preussischer  Staats- 
papiere werden  sogar  erst  seit  18<)6  ge- 
meldet (aus  Amstemam  nad  Frankfurt  schon 
1704  96). 

Die  Ent Wickelung  des  Frankfurter 
Böreenwesens  bedarf  noch  weiterer  Unter- 
suchung; sicher  ist  bisher  mu-,  dass  bereits 
gegen  Endo  des  16.  Jahrhunderts  sich  dort 
ein  ansehnlicher  Veikehr  in  Wechseln  imd 
Leihkapitalien  entn'ickelte ;  doch  wurde  die 
Frankfiu1:er  Börse  jedenfalls  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  voUkommeu  Ton  derjenigen 
Amsterdams  überscliattet,  von  der  sie  sich 
seit  dem  Niedei^nge  Amsterdams  nach 
der  Eroberung  Hollands  durch  die  Fran- 
zosen emancipierte. 

Üeberbaupt  hat  der  deutsche  Börsenver- 
kehr sidi  erst  im  19.  Jahrhundert  stark  ent- 
wickelt, und  der  Börsenverkehr  der  ganzen 
Welt  verdankt  diesem  Jahrhundert  erst  seine 
eigentüdie  Blüte. 

B.  Das  Id.  Jahrhundert  Für  die  ^ 
waltige  Eutwickelung  des  Börsenwesens  im 
19.  Jahrhundert  kann  hier  nur  eine  ganz 
kurze  Uebersic^t  gegeben  werden. 

Die  Periode  1793  bis  1825  ist  in  der  Ge- 
schichte des  Börsenwesens  zu  bezeichnen 
als  »die  Periode  der  grossen  Staatsan- 
leihe-Emissionenc.  Zuerst  war  es 
namentlich  England,  das  für  Kriegszwecke 
solche  Anleihen  massenhaft  emittierte  (über 


1600  Millionen  £  von  1793  bis  1815):  nach 
den  Friedensschlüssen  von  1815  folgten  die 
anderen  europäischen  Staaten,  denen  sich 
jetzt  erst  die  Börsenjiforten  weit  i^ffneten, 
wobei  das  Haus  Rothschild  die  führende 
Rolle  spielte.  Als  dann  die  sfld-  und  niittel- 
amerikanischen  Eolonieen  Spaniens  sich  un- 
abhängig machten,  nahmen  sie  in  London 
grosse  Anleihen  von  zweifelhaftem  Charakt«- 
auf,  wfthrend  dort  zugleich  viele  südameri- 
kanische Bergwerksg^eUschaften  b^ründet 
wurden,  wd<die  Alsbald  sich  zu  <Jbjetten 
wilder  Spekulationen  entwidrelten.  In 
Deutschland  begann  die  Spekulation  ui 
Staatsjiapieren,  von  Frankfurt  aH.  aus- 
gehend, weite  Kreise  zu  interessi^en,  and 
die  eigentliche  Börsentechnik  \i'urde  jetzt 
erst  in  Deutschland  eingeführt:  doch  hatte 
die  erste  schwere  B5rsenkrisis  des  19.  Jahr- 
hundei-ts,  diejenige  von  1826,  iliren  Ursprung 
und  Mittelpunkt  in  London. 

In  den  Jahren  1834  36  begann  sodann 
wiedernm  in  London  eine  Periode  der 
{Bank-  und  Eisenbahngrflndungen 
(London-  und  W'estminsterbank,  die  zweite 
englischeAktienbank,  1834  begründet,  1 834  36 
70  Millionen  £  Eisen  bahnpajiiere  emittiert), 
woran  sich  1835.33  in  l  rankreich  eine 
Grund  üngsjjeriode  für  Industriegesellschaften 
(zumal  für  Asphallgniben"!  anschloss,  während 
das  Eisenbahufieber  in  Frankreich  erst  nach 
1838.  in  Deutschland  erst  nach  1810  um 
sich  griff.  Jetzt  trat  auch  die  Berliner 
Börse  alimählich  in  den  Vordei-gnuid,  er- 
lebte aber  zugleich  alle  jene  spekulativen 
Ausschreitungen,  die  in  Amsterdfun,  London 
und  Paris  schon  langst  bekaimt  gewesen 
waren. 

In  England  kam  es  1845  46  abermals 
zu  einer  grossen  Periode  der  --Railway 
Itania-^,  die  auch  in  den  anderen  Ländern 
jetzt  ihren  Höhemunkt  erreichte.  Ein  schwerer 
Rückschlag  folgte,  verschärft  durch  das 
politische  Krisenjahr  1848. 

Die  dritte  Spekulationsperiode  des  19. 
JahiiiundertB  ist  zu  charakterisieren  als  die 
Periode  der  grossenS^iekulationsbanken 
(Cr^ts  mobiliers);  sie  reicht  etwa  von  1S52 
bis  1^.  Napoleon  entfesselte  nadi  dem 
Staatsstreiche  den  iahrelai^  durch  die  Revo- 
lutionswirren  niedezgefaaltenen  Untemeb- 
mungsgeist,  wobei  ihm  der  Credit  Holnlier 
des  ehemaligen  St.  Sim<misten  Pereire,  eine 
ursprünglich  rein  sozialistisch  gedadite 
Schöpfung,  die  wertvollsten  Dienste  Idstete. 
Deutschland  folgte  1853*56  mit  der  BepriUi- 
dung  von  sechs  ähnlichen  Bauten  (Bank  für 
Handel  und  Industrie  in  Darmstadt,  Oest«T. 
Kreditanstalt  in  Wien  u.  s.  •«.},  denen  sidi 
eine  Reihe  weiterer  Banken  anschlössen. 
Sie  oi^anisierten  das  Gründungsgeschäft 
zum  ersten  Male  in  grossem  Miisse,  P'reujsen 
Hess  eigentliche  Gründongsbanken  auf  Akdea 
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nicht  zu ;  doch  entstanden  dort  einige  grössere 
Banken  als  Kommauditgesellscbaften  auf 
Aktien,  darunter  die  Direktion  der  Diskonto- 
gesellschaft und  die  Berliner  Handelsgesell- 
schaft Die  deutsche  Industrie  hat  in  dieser 
Periode  ihren  ersten  grossen  Auf6ch\\nmg 
genommen.  Aber  freUich  wurde  Deutsch- 
land dafOr  von  der  grossen  Handelskriais 
des  Jsixces  1857  besonder  schwer  betroffen. 

Im  An&nge  der  sechz^^er  Jahre  endlich 
begann,  die  Zät  der  Sias sengründun^en 
auf  allen  Gebieten,  überhaupt  das  eigentliche 
»papierene  Zeitalter«,  das  nach  dem  dentsch- 
franzCsischen  Kriege  von  1870>71  in  der 
»Gründerzelt«  zum  ersten  Male  kulminierte 
um  seitdem  sich  in  -wiederholtem  "Wechsel 
zwischen  flut  und  Ebbe  immer  gewaltiger 
zu  entfalten. 

Die  unerhörten  technischen  Fortschritte 
führten  zu  einem  entsprechenden  Auf- 
schwünge der  Industrie  sowie  zur  raschen 
Steigerung  der  staatlichen  Aufgaben  und 
Machtmittel  Aus  beiden  entwickelte  sich 
eine  unausgesetzte  Nachfrage  nach  Kapitalien, 
der  aber  eine  ebenso  rasche  K^itfubildung 
gegenübersteht  Das  grosse  Princip  der 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  half  mächtig, 
und  die  damit  zusammenhängenden  Erleich- 
terungen im  Aktienrechte  führten  zur 
schrankenlosen  Zunahme  der  Aktiengesell- 
schaften. Im  Guten  aber  wie  im  Schlimmen 
wurde  dies  alles  ermöglicht  diuMjh  das  Vor- 
handensein grosser  centraler  Kapitalmärkte. 

Der  "Warenterminhandel  hat  sich, 
at^esehen  von  Amsterdam  überhaupt  erst 
im  Laufe  unseres  Jahrhunderts,  vorzugsweise 
in  den  letzten  Jahrzehnten,  entwickelt.  Doch 
sind  wir  über  die  Einzelheiten  der  Ent- 
widnelnngnoch  recht  mangelhaft  unterrichtet 

IIL  Organisation  der  B5rse. 

1.  Die  Börse  als  öffentlicher  Markt 

Von  der  staatÜcben  »Ueberwachuug«  der 
Börse  wird  später  die  Bede  sein.  Sie  hat 
nicht  die  Bedeutung,  weldie  man  ihr  viel- 
fach be^ele^  hat  Nachhaltiger  dagegen 
ist  die  ikitwiokelung  des  BArsenwesens  oe- 
eänfhiBst  wenden  durch  den  Uebergang  man- 
cher Börsen  aus  .  der  Form  öffentlicher 
Märkte  in  diejenige  {geschlossener  Körper- 
schaften von  Verkduainteresaenten. 

Ursprünglich  wurdw  Alle  BöiBenver^ 
Bammlungen  unter  freiem  Himmel  oder  in 
offenen  Sftnleuhallen  abgehalten.  'Wer  an 
der  Börse  zu  thun  hatte,  fand  sich  dort  ein. 
Exceese,  Streitigsten,  sonstige  Störungen 
wurden  geahndet,  im  äussersten  Falle  durch 
Ausschluss  des  Thäters;  Falliten  wurden 
zuerst  gewohnheitsmässig  durch  die  Standes- 
ehre, dann  durch  Statut  ausgeschlossen;  im 
übrigen  gab  es  keine  Beschränkungen. 
Darin  änderte  sich  auch  nichts,  als  besondere 
Börsengebäude  errichtet  wurden.  Kochte 


dies  die  Stadtgemeinde,  die  Kaufmannschaft, 
der  Staat  oder  ein  reicher  Privatmann  thun, 
der  Besuch  der  Börse  blieb  aUgemeiu  ge- 
stattet Höchstens  machte  man  wohl  die 
Einschränkung,  dass  Auswärtige  nur  zu- 
gelassen weisen  sollten,  wenn  sie  einem 
ausässigen  Kaufmanne  bekannt  seien,  oder 
es  wurde  ein  Jahresbeitrag  ziu:  Erhaltung 
des  Gebäudes  von  den  regelmässigen  Be- 
suchern erhoben.  Aber  noch  jetzt  giebt  es 
grosse  Börsen,  bei  denen  keine  solche  Be- 
schränkung  b^teht  So  ist  besonders  der 
Zutritt  zur  Hamburger  Börse,  bei  weitem 
der  grOssten  des  eun^schen  Featiandes, 
selbst  nach  Erlass  des  neuen  deutschen 
Börsengesetzes  mit  seinen  vielen  Yerkehffi- 
beschr&ikungen,  noch  immer  grundsätzlich 
»allen  anständigen  männlichen  Personen« 
gestattet;  nicht  einmal  Gebühren  werden 
dort  für  den  blossen  Besuch  der  Börse  er- 
hoben, abgesehen  von  einem  geringen 
»SpeiTgelde«,  das  nur  das  rechtzeitige  Er- 
seneinen der  Börsenbesucber  fördern  soll 
Ausgeschlossen  sind  (ausser  allen  Personen 
weiblichen  Geschlechts)  nur  Personen,  die 
nicht  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder 
nicht  die  freie  Verfügung  Über  ilir  Vermögen 
besitzen,  Falliten  u.  s.  w.,  kurz,  nm*  solche 
Männer,  die  durch  irgend  einen  besonderen 
Umstand  das  aÜgememe  Recht  zum  Börsen- 
besudi  verloren  haben.  DadurcAi  wird  der 
Charakter  der  Hambui;ger  Börse  als  öffent- 
licher Markt  niclit  beemträchtigt ;  sie  wird 
thatsächlich  nicht  nur  von  Ka«fleuten  be- 
sucht, sondern  auch  von  Rechtsanwälten, 
Schiffern,  untergeordneten  Hilfspersonen  des 
Handels  u.  s.  w.  ebenso  von  fremden  Ge- 
sdiäftsleuten,  kurz,  von  allen  Leuten,  die 
mit  dem  Hsuidel  zu  thun  liaben.  Erst 
neuerdings  beginnen  einzelne  Geschäftszweige 
(Terminhandel  in  Kaffee  und  Zucker)  wenig- 
stens mit  einem  Teile  ihres  Verkehrs  in 
besondere  Räume  überzusiedeln,  zu  denen 
sie  Fremden  den  Zutritt  nicht  mehr  ge- 
statten, wodurch  diese  Specialbörsen  den 
Charakter  als  öffentliche  Märkte  verloren 
haben.  Bis  jetzt  aber  haben  diesen  Charakter 
noch  die  meisten  Bürsen  des  europäischen 
Festlandes  mehr  oder  weniger  bewahrt,  und 
das  gleiche  gilt  auch  noch  von  der  ältesten 
englis^n  Börse,  der  dem  Wecdiaelvrarkehre 
dienenden  »Royfd.  Excdiange«  in  Ijoudon. 

Hinsichtlich  der  Berliner  Fonds- 
börse kann  man  zweifelhaft  sein,  ob  sie 
seit  dem  neuen  deatschen  Börsengesetze 
noch  als  öffentlicher  Markt  zu  betrachten 
ist.  Grundsätzlich  ist  sie  nur  den  am  Fonds- 
verkehre  berufsmässig  interessierten  Ber- 
liner Geschäftsleuten  zugänglich,  zu  denen 
freilich  die  grössten  Banklers  wie  die  unbe- 
deutendsten Tagesspekulanteu  und  Makler 
gehören.  Aber  die  Zulassung  erfolgt  nur 
auf  Antrag,  der  durch  drei  protokolkrisch 
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über  die  Würdigkeit  zu  Temehmende  und 
drei  Jahre  lang  für  leichtfertige  Empfehlung 
discaplinaxisch  haftbare  GevfthramSnner  zu 
nnteretfltzen  ist ;  ohne  Eiutritttekarte  ist  der 
Zatritt  nicht  gestattet  j  auswärtigen  Kauf- 
leuten, Hil&gewerbetreibenden  und  Presse- 
Vertretern  kann  der  Zutritt  unter  der  Be- 
dingung, keine  GeschAfte  zu  schliessen,  ge- 
vSnrt  und  nadi  Enn^sen  -«-ieder  entzogen 
■werden. 

Die  Berliner  Produktenbörse  vollends 
ist  infolge  von  Vorgängen,  die  mit  dem 
neuen  Börsengesetze  zusammenhÄogen,  ein 
durchaus  geschl(fö8ener  Privatverein  gewor- 
den. Aber  der  bekannteste  und  beste  T>'pu6 
dieser  Art  gehört  England  an. 

2.  Die  Börse  als  Körperschaft  Schon 
vor  Jahrhunderten  hat  man  gelegentlich  be- 
merkt, dass  die  Börse  nicht  nur  ein  Markt, 
sondern  auch  eine  Gemeinschaft  ist. 
So  heisst  es  bereits  in  einem  Gutachten  der 
Pariser  Juristenfakullftt  aus  dem  Jahre  1530 
von  der  Antwerpener  Börse:  »Den  Preis, 
zu  dem  die  Kaufleute  handeln,  nennen  sie 
den  Börsenpreis ;  denn  niemand  schreibt 
sich  selbst  die  Festsetzung  des  Preises  zu, 
sondern  nur  der  Börsengemeinschaf t, 
d.  fa.  der  Gemeinschaft  des  Orts,  wo  die 
Kaufleute  sich  versammeln« .  In  der  That 
ist  die  Börse  nicht  nur  ein  Markt,  gondern 
aTich  eine  Vereinigung  von  Geschäftsleuten, 
welche  einen  gemeinsamen  Zweck  verfolgen, 
nämlich  den  Abschluss  von  Handelsgescnfif- 
ten  ge-ftisBer  Art,  und  die  infolgedessen  er- 
hebliche gemeinsame  Interessen  haben : 
flussCTe  ^cnerheit  und  ßuhe  vor  Stönmgen, 
Behütung  vor  Verlusten  divch  unsolide  und 
böswillige  Kontrahenten,  durch  Verbreiter 
falscher  Nachrichten  und  dergleichen,  das 
VOThandensein  frater  und  klarer  Gescfa&ft»> 
gebränche  n.  s.  w.  Damit  ist  die  Grundlage 
von  KorporationsbUdongen  gegeboo.  Doäi 
hat  sich  nicht  früher  als  vor  etwa  einem 
Jahrhundert  die  erste  wirkliche  Börsen- 
körperschaft gebildet,  die  Londoner  Stock 
Exchange. 

Wie  schon  erwähnt,  befand  sidi  der 
Londoner  Fondsverkehr  nach  seiner  Ent- 
stehung gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
geraume  Zeit  lang  in  faOchst  bedenklicher 
Verfassung.  In  »Change  Alley«  und  den 
dort  vom  Fondsverkehre  ti^lich  occupierten 
Kaffeehäusern  ging  es  wüst  und  unordentlich 
zu.  Alles  drängte  und  schrie  dxmdieinander ; 
selbst  Verbrechen  und  grobe  Unziemlich- 
keiten aller  Art  waren  an  der  Tagesordnung. 
Dies  Treiben  wurde  schliesslich  den  besseren 
Elementen  zu  ai^:  es  bildete  sich  ein  Aus- 
scbuss,  der  ein  ganzes  Kaffeehaus  für  den 
Fondsverkehr  dieses  engeren  Kreises  mietete 
und  den  Zutritt  nur  gegen  jährliche  Zahlung 
von  8  £  gestattete.  Auch  die  Londoner 
A  8  B  eku  r  an  z  b  ü  r  B  e(>Lloyd*s  Coffeehouse«) 


machte  um  dieselbe  Zeit  den  gleichm  üm- 
wandlungsprozess  durch :  nadi  mehxjShrigea 
Veihandlungen  wurde  1774  für  den  bOrsen- 
mässigen  Betrieb  dieses  Geschäfts  der  als 
»Lloyd's«  weltbekannte  Verein  begründet, 
und  zwar  war  ein  deutscher  Aasekuradeur 
und  Assekuranzmakler  Namens  Johann  Julias 
Angerstetn,  die  Haupttriebfeder  dieser  wich- 
tigen Reform  (Martin,  History  of  Lloyd's 
p.  145  ff.). 

Das  ^Stock  Exchange  Ckiffeehouse«  diente 
über  40  Jahre  lang  a&  Börse,  bis  1601  ein 
besonderes  Gebäude  errichtet  und  nunmehr 
auch  für  den  Fondsverkehr  ein  eigentlicher 
Verein  begründet  wurde,  dessen  Mitglied- 
schaft seitdem  das  ausschliessliche  Recht 
ziun  Besuche  der  Stock  Exchange  gewährt 

Die  Londoner  Fondsbörse  (deren 
Schilderung  hier  Struck  in  der  1.  Aufl. 
lies  H.W.B,  folgt)  ißt  somit  jetzt  ein  Privat- 
verein, und  seine  Statuten  sind  ftlr  den 
Geschäftsbetrieb  massgebend;  es  sind  die 
berühmten  »Rules  and  Regulations  for  the 
conduct  of  business  on  the  Stock  Ex- 
chan^«.  Durch  diese  Statuten  leitet  der 
Verein  die  Fondsbörse  mit  einer  Strenge, 
die  kein  Staat  der  Welt  ^egen  die  Börse 
anwenden  könnte.  Dies  zeigt  sich  zunächst 
an  den  Zulassungs-  und  Ausschliessung 
bedingungen  betreffe  der  Vereinszu^h^Hig- 
keit,  die  teils  gewisse  Garantieen  emes  be- 
sonnenen und  anständigen  Veriialtens  im 
geschäftlichen  Vwkehre  geben,  teib  den 
Verein  in  den  Stand  setzen  sollen,  das 
einzelne  Mitglied  in  der  Art  und  Weise 
seiner  gasdiäftUchen  Thätigkeit  möglichst 
Bcharf  zu  kontrollieren.  Jedw,  der  Auf- 
nahme in  den  Verrän  b^i^ut,  muss  von 
drei  Mitgliedern,  die  wenigstens  vier  Jahre 
dffln  Vereine  angehört  und  stets  alle  ihre 
Verpflichtungen  erfüllt  haben,  empfohlen 
sein.  Dieselben  müssen  sidi  zuglöcm  berät 
eriüären,  je  bis  zu  500  Pfd.  Steci  für  den 
von  ihnen  Empfohlen«!  ni  zahlen,  falls 
dieser  innerhalb  der  nädisten  vier  Jahre 
fallieren  sollte.  Leichtoe  Aufnahmebedin- 
gungen  b^tehen  jedoch  für  diejenigen, 
welche  vier  Jahre  und  länger  Gehilfen  emes 
Mitgliedes  gewesen  sind.  Sie  bedürfen  nur 
z-weier  Empfehlender  mit  Uebemahme  ein^ 
Bürgschaft  von  je  300  Pfd.  Sterl.  That- 
sächlich  hat  die  Mehrzahl  der  ^Mitglieder 
sich  längere  oder  kürzere  Frist  in  der  Ge- 
hilfenstdlung  befunden.  Besondere  Bedin- 
gungen betreffs  der  Aufnahme  sind  noch 
für  diejenigen  vollschrieben,  welche  früher 
in  KouKurs  geraten  oder  mit  ihren  Gläubi- 
gem einen  Akkord  eing^angen  waren.  Sie 
müssen  letzteren  wenigstens  ein  Drittel  der 
Forderungen  erfüllt  haben  und  seit  Schluss 
des  Konkurses  oder  der  Erfüllung  des  Ver- 
^eichs  müssen  zwei  Jahre  mindestens  ver*. 
flössen  sein,  ausser  wenn  volle  Befriedigung 
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der  Gl&nbig^  stati^funden  hat  Wer  aber 
mehr  als  einmal  m  Konkurs  geraten  ist 
oder  akkordiert  hat,  soll  Üherhsoipt  nor  nach 
vSlliger  Befriedignng  seiner  Gl&ub^r  wähl- 
bar sein.  Entsprechende  Folgen  ergeben 
sidi  für  denjenigen,  welcher  als  Mitglied 
zahlungsunfähig  geworden  ist.  Beraelbe 
wird  ans  dem  Vereine  ausgeschlossen  und 
verliert  das  Recht  zam  Eintritt  in  die  Börse ; 
auch  ißt  es  den  Migliedem  regelmässig  ver- 
boten, für  einen  ausgewiesenen  fiankerotteur 
imd  mit  einem  solchen  Geschäfte  einzu- 
gehen. Nur  dem  ohne  seine  Schuld  :^it 
gewordenen  pflegt  durch  specielle  Erlaubnis 
des  Vorstandes  und  der  Gläubiger  die  Fort- 
führung seiner  Geschäfte  auf  der  Börse 
durch  vermittelung  eines  Vei-einsangehörigen 
gestattet  zu  werden.  "Will  ein  fallit  ge- 
wordenes und  ausgeschlossenes  Mitglied 
später  wieder  auf^nommen  werden,  so 
muss  es  gleichfalls  vorher  mindestens  ein 
Drittel  seiner  Schulden  und  zwar  aus  eigenen 
Mitteln  getilgt  haben,  d.  h.  abgesehen  von 
den  für  dasselbe  etwa  noch  bestehenden 
Bürgschaftssummen.  Üeberdies  werden  die 
■wieder  aufgenommenen  Falliten,  soweit  sie 
nicht  vor  ihrem  Wiedereintritt  alle  ihre 
Sdiulden  al^etragen  haben,  nadi  einer 
sorgfältigen  Lntersuchung  in  eine  von  zwei 
Klassen  eingereiht  In  die  erste  kommen 
diejenigen,  welche  ohne  eigene  Schuld  fallit 
geworden  sind,  die  keine  Unredlichkeiten 
b^angen  und  den  Statuten  und  Usancen 
nicht  zuwider  gehandelt  haben.  In  die 
zweite  kommen  diejenigen,  die  es  an  der 
gebotenen  Varsicht  haben  fehlen  lassen. 
Die  Zuweisung  zu  der  einen  oder  anderen 
Klasse  wird  durch  SOtSgigen  Aushang  an 
der  Börse  bekannt  gemaimt,  so  dass  jedes 
Mit^ed  sich,  lelditer  seine  Meinung  über 
die  Vertrauenswürdigkeit  des  wieder  zuge- 
lassenen Falliten  bilden  kiuin. 

Hen'orhebung  verdient  femer  die  Be- 
stimmung, dass  niemand  als  Mitglied  zuge- 
lassen werden  soll,  der  oder  dessen  Frau 
an  einem  anderen  Geschäftszweige  als  dem 
Effektenhandel  in  selbständiger  Weise  oder 
in  Gehilfenstellung  beteiligt  ist  Ebenso  soll 
derjenige  ausgeschlossen  bleiben,  der  mit 
einer  Person  in  Association  steht,  die  nicht 
um  Aufnahme  in  den  Verein  eingekommen 
oder  die  ziuückgewiesen  ist  Tritt  das  eine 
oder  das  andere  Verhältnis  nach  Erlangung 
der  Mitghedschaft  ein,  so  ist  Entfernung 
aus  dem  Verein  die  Folge.  Der  Zweck 
dieser  Bestimmungen  ist,  eine  grössere 
Sicherheit  des  Verkehrs  zu  ermöglichen  und 
das  Urteil  Über  die  Kreditwürdigkeit  des 
einzelnen  zu  erleichtem,  da  die  Effekten- 
geschäfte desselben  an  der  Börse  leichter 
von  den  Verein^nossen  kontrolliert  wer- 
den können  als  Geschäfte  auf  anderen  Ge- 
läetai.    Diese  Vorschriften  heben  zugleich 


die  ]£tgUeder  der  Effektenbörse  aus  der 
Gtesamtaahl  der  Geschäftstreibenden  als  be- 
sondere Gruppe  heraus  und  nmschlii^n  sie 
mit  einem  festen  Bande  genossenschaltlicher 
Zusammengehörigkeit.  Denn  die  Zugehörig- 
keit zum  Verein  bildet  für  sie  die  Grund- 
lage ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  und  ein 
Ausschluss  aus  demselben  versetzt  sie  in 
die  Notwendigkeit,  sich  eine  neue  auf  an- 
derem Felde  herzustellen.  Das  giebt  aber 
dem  Vereins  willen  eine  grössere  Macht 
gegenüber  dem  Einzelwillen,  und  die  strikte 
Befolgung  aller  Vorschriften  ist  dabei  besser 
gesichert. 

Als  Vorschriften  über  das  geschäftliche 
Verhalten  der  Mitglieder  verdienen  femer 
folgende  zwei  besondere  Hervorhebung.  Wer 
einem  anderen  Mitgliede  Geld  oder  sonstige 
Vermögenswerte  ohne  Deckung  auf  mehr 
als  zwei  Tage  geliehen  hat,  soll  mit  seinen 
Forderungen,  wenn  letzteres  falliert,  bei  der 
Verteilung  der  Aktiva  desselben  nicht  be- 
rücksicht^  werden,  zur  Strafe  für  leicht- 
sinniges Kreditieren.  Untersagt  ist  es  den 
Mitghedern,  für  Angestellte  in  Öffentlichen 
und  privaten  Unternehmungen  ohne  Wissen 
ihrer  Prinzijmle  spekulative  Geschäfte  aus- 
zuführen, um  die  Veruntreuungen  und  Un- 
terschlagungen zu  verhüten ,  welche  so 
häufig  sind,  wenn  diese  Personen  bei  ihren 
Operationen  Unglück  gehabt  haben. 

Der  Vorstand  der  Londoner  Effekten- 
börse übt  auch  eine  schiedsrichterliche* 
Thätigkeit  aus,  welcher  sich  die  Mitglieder 
des  Vereins  zu  unterwerfen  haben.  Es  ist 
bestimmt,  dass  kein  aus  Börsengeschäften 
entspringender  Anspruch  ohne  Zustimmung 
der  anderen  Partd  oder  des  Vorstandes  vor 
die  ordenüichen  Gerichte  des  Landes  ge- 
bracht werden  darf.  Der  Vorstand  befust 
sich  indes  nicht  mit  jedem  Bechtestreite 
der  Mitglieder  aus  Bt^ngeschäften,  viä- 
mehr  ist  angeordnet,  dass  die  streitenden 
Parteien  aus  der  Zahl  der  VereinsmitgUeder 
sich  ein  Schiedsgericht  erwählen  sollen. 
Nur  wenn  zugleich  allgemeine  Interessen 
der  Effektenbörse  in  stehen  oder  ein 

Schiedsgericht  nicht  zusammengebracht  ist 
bezw.  ein  solches  nicht  zur  Entscheidung 
gelangen  kann,  nimmt  der  Vorstand  die 
Sache  selbst  in  die  Hand. 

Die  meisten  englischen  und  amerikani- 
schen Börsen  haben  eine  ähnliche  Verfassung 
wie  die  Londoner  Fondsbörse;  hinsichthch 
der  Fondsbörse  von  Hew-York  ist  noch 
ihr  plutokratischer  Charakter  hervorzuheben : 
ein  >Sitz«  in  »Wallstreet«  kostet  20000  bis 
30000  «. 

Wenn  die  Engländer  und  Amerikaner 
neuerdings  —  hauptsächlich  auf  Grund  ir- 
riger deutscher  Aeu^run^n  —  die  »Frei- 
heit« und  »Unabhäi^igkeit«  ihrer  Börsen 
gegenüber  der  angeblichen  strengen  »Staats 
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au&icht'  des  europäischen  Festlandes  her- 
Toriieben,  so  ist  das  eine  wunderbare 
Verschiebung  des  Sacliverhalts.    Wie  wir 

sehen  werden,  giebt  es  hei  uns  so  wenig 
wie  anderwärts  eine  wirksame  -Staatsauf- 
sicht<  über  die  Biirsen,  sondern  nur  —  bisher 
Oberwiegend  schädliche  —  'Staatsein griffe- . 
denen  sich  aber  die  B(irse  entziehen  kann, 
wenn  auch  nicht  ohne  Nachteil  für  ihre 
wirtschaftliche  Bedeutung.  Dagegen  giebt 
es  in  England  und  Amerika  mizweifelhaft 
eine  ■wirksame  Aufsicht  der  Böi-senkörper- 
schaften  über  den  Börsenverkehr,  und  jeder- 
mann, der  die  Verringerung  gewies^T  Äus- 
Bchi-eitungen  wOnst^ht,  die  mit  dem  Börsen- 
wesen verknüpft  sind,  sollte  die  Einführung 
jenes  Systems  des  -Selfgovemment<  auch  für 
unsere  FestlandsbOrsen  befordern.  In  letzter 
Instanz  muss  zwar  dem  Staate  die  Milgli<^h- 
keit  gewahrt  bleiben,  einen  Einfluss  auf  die 
Gestaltung  des  liörsenwesens  auszuüben ; 
aber  dessen  Leitung  kann  wirksam  nurdurc-h 
selbstregierende  Kr>ri>erschaften  erfolgen. 

Inwieweit  bei  dieser  Leitung  das  >Pub- 
likum*  d.  Ii.  die  Masse  der  ausserhalb  der 
B?ii-se  stehenden  Interessenten  beteiligt  wer- 
den kann,  darüber  sind  die  Akten  noch  nicht 
geirfchlossen. 

IV.  Börsengeschäfte. 
].  Handel,  Arbitrage.  Spekulation. 

Zwei  Hauptarten  von  Grescliflften  werden  an 
der  Bnrse  abgeschlossen,  Handels-  und  Spe- 
ktdationBgeschöfte.  Zvnachen  ihnen  steht 
eine  minder  bedeutsame  Kategorie,  die  zum 
Handel  gehört,  aber  sich  in  ihrem  Wesen 
der  Spekulation  nätiert,  die  AÄitrage. 

Handel  und  Sjiekulation  und  bes4>ndere 
Prodttktionsarten ,  glach  der  Urproduktion 
und  dem  stoffbearbeitendea  Gewerbe:  Der 
Htuidel  ist  diejenige  Produktionsart,  welche 
die  Aufgabe  hat,  die  örtliche  Knappheit 
der  Natur  an  wirtschaftlichen  Gütern  zu 
überwinden.  Die  Spekulation  dagegen  hat 
die  gleiche  Aufgabe  hinsichtlich  der  zeit- 
lichen Güterkoappheit.  Privatwirtsoliaft- 
lich  betrachtet,  nutzt  der  Handel  Örtliche, 
die  Spekulation  zeitliche  Preisunterschiede 
aus. 

Für  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkt  ist  der  Handel  wieder  einzu- 
teilen in  Bedarfshandel  und  Arbitra§;e.  Der 
Bedarfshandel  zielt  ab  auf  die  Befriedigung 
eines  besonderen  Bedarfs,  er  sucht  »Ab- 
satz« und  nutzt  die  .Preisunterschiede  aus, 
welche  durch  die  örtliche  Entfernung 
von  Kauf-  und  Verkaufsort  entstehen.  Die 
Arbitrage  dagegen  nutzt  die  zwischen 
Börsenplätzen  ohne  Rüclsicht  auf  ihre 
örtliche  L^ge  entstehenden  Preisunterschiede 
aus  und  zielt  nicht  ab  auf  Befriedigung 
eines  besonderen  Bedarfs. 

Insbesondere  durch  das  letzterwähnte 


Moment  nähert  sich  die  Arbitrage  der  Spe- 
kidation.  Bei  beiden  kommt  es  nicht  an 
auf  eine  besondere  (indi\-iduelle)  Qualität  der 
Wai-e.  sondern  im  Gegenteil  auf  eine  Qua- 
lität von  solcher  Gleich  mässigkeit,  dass  sie 
keiner  iHjsonderen  Prüfung  bedarf,  vielmehr 
die  ganze  Thätigkeit  sich  der  Prei^;estaltung 
zuwenden  kann.  Mit  anderen  Worten;  Ar- 
!  bitrage  \md  SiK>kulation  Ijedflrfen  möglichst 
vertretbarer  Güter,  wälirend  der  Be- 
darfshandel mit  nicht  oder  unvollkommen 
vei-tretbareu  Gütern  zu  thun  hat. 

Teber  die  Arbitrage  vgl.  oben  B<1.  1.  S. 
!  1039  ff.  Hier  nur  noch  einige  Worte  Ober  Han- 
I  del  und  Spekulation.  Diese  Produktionsarten 
1  sind  in  der  M'irklichkeit  noch  meist  diux^h 
I  Personalunion  mit  einander  verbunden,  wie 
'■  das  in  geringerem  Grade  auch  bei  den 
!  anderen  Produktionsarten  der  Fall  ist.  Aber 
I  wie  alle  T^-irtschaftlichen  Thätigkeiten  streben 
auch  Handel  und  Spekulation  nach  Ar- 
'  beitsteilnng  und  nach  Ausbildung  einer 
I  eigenen,    ihren   Sonderzwecken  möglichst 
'  euts)irechenden  Technik. 
1      Die  Technik  des  Handels  ist,  ihrem 
f  Wesen  nach,  eine  durchaus  andere  als  die- 
jenige der  Spekulation ,  womit  keineswegs 
ausgeschlossen  "wird,  dass  sie  sich  dennoch 
oft  der  gleichen  tochnischea  Mittel  bedienen. 
Aber  je  weiter  die  Axi)eit8teUung  zwischen 
ihnen  fortschreitet,  desto  mehr  schddet  sich 
auch  ihre  Technik.  Dies  tritt  hauptsächlidL 
I  darin  zu  Tage,  dass  der  Handel  das  Balten 
\  von  A'^orrftten  aufzugeben  beginnt  und  dass 
j  sein  unmittelbarer  iSinfliiss  auf  die  I^^s- 
bitdung  abnimmt,  während  die  Speknlation 
sich  nach  Möglichkeit  der  (WlitttsivQfnng 
und  Trans]H)rtierung  der  Waren  enthält 
Die  Mittel  nierfür  stellt  die  Börse  zur  Ver- 
fÜ^ng,  und  zwar  gilt  das  von  den  Verkehrs- 
cbjekten,  von  den  Geschitftsarten  und  von 
der  Art  der  Preisbildung. 

Von  den  Verkehrsobjekten  der 
Börse  war  schon  die  Rede:  es  sind  ver- 
tretbare Güter.  Je  mehr  sich  diese  ihre 
Verti-etbarkeit  entwickelt,  desto  besser  sind 
sie  für  die  Sjiekulation  geeignet  und  desto 
vollkommener  wird  die  Arbeitstralung  zwi- 
schen dieser  und  dem  Handel.  Nur  wenn 
durchaus  vertretbare  Güter  fehlen,  grdft 
die  Spekulatiou  auf  solche  ziurQck,  die  min- 
der vertretbar  sind. 

Von  den  einzelnen  Geschäftsarten, 
welche  die  Börse  charakterisiereo,  wird 
unten  sub  2  die  Bede  sein.  Die  höchst- 
entwickelte dieser  Geschäftsarten,  das  Börsen- 
termingescliäft,  dient  ganz  überwiegend  der 
Sj>ekulation,  während  die  älteren  Geechäfts- 
arten  je  länger  desto  mehr  dem  Handel 
überlassen  bleiben. 

Die  börsenmässige  Preisbildung  voll- 
zieht südi  dundi  unmittelbare  Konkunenx 
zahlreidier  VerkehraintCKesseaten,  vorans 
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eine  r)ffent]iche  Meinung  über  die  Pi-eiae, 
die  BÖrsenmeinung,  hervorgeht.  Diese 
bildet  sich,  indem  zwei  spekulative  Strö- 
mungen miteinander  ringen,  die  Hausse- 
Strömung,  welche  auf  das  Steigen,  und 
die  Baisseströmung,  welclie  auf  das 
Fallen  der  Preise  rechnet. 

Die  Börseumeinung  beeioöusst  die  Preise 
auf  Gnmd  von  Nachrichten  aller  Art, 
die  an  der  Börse  zusammensti-Omen,  wahren 
und  falschen  Nacluichten,  solchen  Über 
schon  erfolgte  und  aolchen  Aber  erst  er^ 
wartetete  Thatsachen.  Letztere  werden 
schon  im  voraus  von  der  Böreenmeinung 
auf  ihre  Tragweite  abgeschätzt  (-»eskomp- 
tierte).  "Wenn  sie  auf  solche  Weise  niedrige 
Preise  benutzt,  um  Vorräte  ftlr  die  Zukunft 
EU  schaffen,  hohe  Preise,  um  die  YerfOgimg 
über  künftige  Vorräte  wie  über  gegen- 
wärtig zu  ermöglichen,  so  wirkt  sie  pro- 
duktiv, uiderenfaUs  nicht. 

Nun  ist  die  BQrsenmeiniing  Irlich  bei 
ihrer  Thädgkeit  Irrtümern  und  auch  der 
Irreführung  sehr  ausgesetzt.  Die  jeweilig 
überwiegende  Richtung  wird  meist  aJIzu 
fitark  und  allzu  lange  verfolgt,  bis  ein  Rück- 
schlag erfolgt  der  dann  leicht  dem  gleichen 
Schicksale  unterliegt.  Dennoch  wird  die 
br.rsenmä^ige  Preisbildung  auf  die  Daner 
dem  Werte  des  Tanschgutes  noch  immer 
am  besten  und  je  länger  desto  besser  ge- 
recht werden,  weil  die  berufsmässige  Spe- 
bulationj  deren  Thätigkeit  ausschliesslich 
der  Preisbildung  gewidinet  ist,  sich  immer 
mehr  entwickelt,  weil  sie  immer  mehr  lernt, 
liie  preisbildenden  Faktoren  richtig  zu  be- 
urteilen vmd  weil  auch  ihr  Einiluss  auf 
die  sonstige  Masse  der  Vprkehrsinteressenten 
zwar  langsam,  doch  schliesslich  unfehlbar 
immer  mehr  zunehmen  muss. 

2.  Kassai^schäfte ,  liief ernngs^- 
sch&tte ,  Bdraentermingeschfifte ,  Prä- 
niiengeschäfte.  Alle  Geschäfte,  die  am 
Tage  des  Geschäftsabschlusses  oder  si)5- 
testens  einige  Tage  darauf  zu  erfölten 
sind ,  nennt  man  an  der  Fondsbi^rse 
»Kassa-  oder  Comptantgeschäf te«, 
an  der  Warenbörse  (oft  zusammen  mit  den 
einfachen  Lieferungsgeschäften).  »Locöge- 
schäfte« oder  »Effektivgesohäfte«  (»si^t- 
contracts,  cash-bargains,  marclu*^  au  comjv 
taiit<-).  Sie  kennen  sehr  wohl  der  Spekulation 
dienen,  was  an  den  nordaraenkanischen 
BTtrsen  im  grössten  Umfange  der  Fall  ist; 
zumal  an  der  New- Yorker  Fondsbörse  be- 
steht bei  weitem  die  Hauptmasse  des  Ge- 
schäfts aus  Abschlüssen,  die  am  folgenden 
Tage  zu  erfüllen  sind  (»regulär  wny«).  Aber 
die  Spekulation  kann  sich  bei  anderen  Ge- 
schäftsarten viel  freier  bewegen  luid  zieht 
diese  deshalb  meist  Tor,  indem  sie  ihre 
Nachtue  in  den  Kauf  nimmt,  besmders  die 
Gefahr  tusolider  Ceberspekulation. 


Die  einfachen  Lieferungsgeschäfte 
unterscheiden  sich  von  den  Kassagesehäften 
dadurch,  dass  sie  später  zu  erfüllen  sind, 
von  den  Börsentermingescliäftcn  durch  das 
Fehlen  der  für  diese  charakteristischen 
Technik,  von  der  sogleich  die  Rede  sein 
wird.  Für  die  Börse  bilden  die  einfachen 
Lieferungsgeschäfte  eine  Uebergangserschei- 
nung,  der  die  Neigtmg  innewohnt,  sich  zum 
Börsenterminhandel  zu  entwickeln.  An  der 
Fondsbörse  komnien  sie  überhaupt  kaum  vor, 
und  diai-akteristisch  sind  sie  für  die  Börse 
ebensowenig  wie  die  Kassageschßfte.  Mit 
diesen  zusammen  bilden  sie.  wie  schon  er- 
wähnt, an  der  Warenböi-se  die  Grup|>e  der 
»EffektiTgeschafte<  ,  die  sich  vom 
Börsentermiugeschäft  nicht  etwa,  wie  es 
den  Ans<-hein  hat,  dadurch  unterscheiden, 
dass  es  bei  ihnen  auf  wirkliche  Lieferung 
al^sehen  ist ;  das  ist  kein  diuvhschlagender 
Unterschied;  denn  wirkliche  Liefenmg  kann 
auch  fo^m  ^^rsentexmingeschäft  beat^chtigt 
sein,  beim  einfachen  Lieferungsgeschäft  da- 
gegen unter  Umständen  nicht  (vgl.  weiter 
unten  das  Über  die  sogenannten  «Differenz- 
geschäfte«  Gesagte).  Vielmehr  erblicke  ich 
den  entscheidenden  Unterschied  darin,  dass 
hier  die  Vertretbarkeit  der  Ware  nur 
unvollkommen,  beim  Böraentei-mingeschäft 
dagegen  in  h'ichRter  Vollendung  ausge- 
bildet ist. 

Beim  einfachen  Liefenmgageschäfto  hat 
die  Ware  noch  einen  konkreten  Charak- 
ter ;  es  wird  wirk  liehe  Ware  gehandelt. 
Beim  Börseiitemnngeschäfte  dagegen  handelt 
es  sich  nurum '-abstrakte  Ware<  (Gustav 
Cohn),  um  Papier,  das  die  Ware  vertritt. 
Das  Börsentermingesohäft  ist  die  charakte- 
ristische Geschäftsart  der  Börse,  ausseriulb 
deren  sie  überliaupt  nicht  vorkommt. 

Beim  Bßrsentermingeschfifte(Zeit- 
geschäft,  futures,  mai"ch*%  ä  terme)  sind 
wesentliche  Bestandteile  der  einzelnen  Ge- 
schäftsabschlüsse im  voraus  durch  das  Ge- 
wohnheitsrecht der  Büi-se  derart  bestimmt, 
dass  nur  die  Vereinbanmg  des  Quantums 
—  und  selbst  dieses  nur  in  beschränktem 
Masse  —  sowie  des  Preises  den  Parteien 
übrig  bleibt.  So  möchte  ich,  iu  wesentlicher 
Ueberehi Stimmung  mit  Wiedenfeld,  das 
BörsentermingeschUft  charakterisieren. 

Festgesetzt  ist  vor  allem  die  Qualität 
des  Tauschgutes,  soweit  das  noch  nötig  ist 
An  der  Fondsbörse  pebt  es  ja  überhaupt 
nur  vertretbare  Tausch^ter,  weshalb  es 
hinsichtlich  deren  (^lität  keiner  Verein- 
barung bedarf.  An  der  Wtuvnbörs*'  dagegen 
muBs  die  Liefenii^i^ualität  der  »Termin- 
wäre«  ausdrücklich  festgesetzt  werden,  wo- 
von nachher  die  Rede  sein  wird. 

Die  Vuanta  der  einzelnen  Geschäfts- 
abschlüsse können  natürlich  nicht  allgemein 
bestimmt  werden;  wohl  aber  euthalten  die 
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BOrsenusancen  Yorschriften  Ober  die  Miai- 
malmengeu,  die  im  BGrsentermingpsdiftft  ge- 
handelt vräden  k&Dnon,  also  z.  B.  50  Stück 
Oeeterreichüche  Krei^tfü^tien ,  500  Sack 
Kaffee.  Diee  fflnd  die  Einheittisfttze  £Qr  das 
BCifientenningeRcdiftft. 

Die  LieferangBtermine  sind  beim 
Bf^ntenningeschfift  der  Fondsbörse  stets 
allgemein  Toigeechrieben ;  r^lmässig  sind 
es  Mitte  (Medio)  und  Ende  (Ultimo)  jedes 
Monats ;  m  Deutschland  ist  es  fast  immer 
dei  Ultimo.  An  der  Warenbörse  hat  sich 
die  allgemeine  Festsetzung  solcher  Hefe- 
ruDgBtermine  nicht  in  gleichem  Masse  ein- 

fäbüiTgert;  vielmehr  ist  dem  Belieben  der 
arteieu  mehr  Si)ielraiun  gelassen.  Man 
unterscheidet  Geschäfte,  die  »  f  i  x « ,  und 
solche,  die  >f i x  und  t ägl i c h«  abge- 
schlossen sind;  erstere  müssen  an  einem 
bestimmten  Lieferungstage  erfüllt  werden ; 
bei  letzteren  hat  die  eine  Partei  —  regel- 
mässig der  Verkäufer  —  das  Recht,  inncD- 
halb  geTA'isser  Grenzen  schon  vor  dem  Lie- 
femng^termine  die  Erfüllung  zu  verlangen. 

Die  Entwickelung  geht  an  der  Bcfrse 
sichtlich  auf  immer  ireiteie  Ausbildimg 
dieser  Technik,  als  deren  neueste  wesent- 
liche Bestandteile  die  »Maklerbanken« 
der  FondBb<")rse  und  die  »Liquidations- 
kassen«  der  Warenbörse  anzusehen  sind. 
Sie  garantieren  die  Erfüllung  der  Geschäfte, 
d.  h.  sie  nehmen  den  einzelnen  Kontrahenten 
das  mit  dem  Bürsentermingescfaäft  verbundene 
Kreditrisico  ab. 

Wenn  diese  Entwickelung  ihr  Ziel  er- 
reicht hat,  bleibt  f  (ir  die  einzelnen  Geschäfts- 
abschlüsse nur  die  Festsetzung  des  Quan- 
tums und  des  Präses  Übrig;  alles  übrige 
vollzieht  sieh  automatisch  auf  Grund  der 
Bßrsenteehnik. 

Gleiche  Qualitäten  und  einheitliche  Mim- 
malquanta,  gleiche  Lieferungstennlne  und 
sonstige  Li^erungsbedingungcm,  schliesslich 
auch  G^enkontrahenten  von  gleicher  Zah- 
lungsfiüugkeit  —  das  sind  sämtlich  nur 
einzelne  Bestandteile  in  dem  grossen  Prozesse 
der  »Fungibilisierung«,die  es  der  Speku- 
lation ermöglicht,  ihre  ganze  Aufmerksamkeit 
auf  die  Preisbildung  zu  koncentrieren,  ihre 
Arbeitsteilung  gegenüber  dem  Handel  zu 
vollenden. 

Hier  ist  der  Ort,  der  sogenannten  »Diffe- 
renzgeschäfte« zu  gedenken,  einer  an- 
geblich besonderen  Geschäftsart,  deren  Wesen 
indes  verschiedenartig  und  oft  recht  unklar 
bestimmt  worden  ist.  Meist  heisst  es  ent- 
weder, dass  diejenigen  Börsengeschäfte, 
welche  nicht  durch  wirkliche  Lieferung, 
sondern  durch  blosse  Differenzzahlung  er- 
füllt werden,  als  »Differenzgeschäfte«  an- 
zusehen seien,  oder  es  wird  die  Absicht, 
das  Geschäft  so  erfüllen  zu  wollen^  als  ent- 
scheidendes Kennzeichen  hingestellt  Die 


j  »Differenzgeschäfte«  bilden  aber  in  Wiifc> 
,  Uchkeit  gar  keine  besondere  Geschftftsart; 
'  vielmehr  sind  es  stets  gew^Umliche  Börsen- 
I  temüngeschäfte,  die  in  Uebereinstimmung 
.  mit  ihrer  ganzen  Natur  durch  blosse  Düfe- 
I  r^izzahlung  erfüllt  werden  sollen  und  that- 
i  sächlich  auch  in  weiterem  UmfaDge  so  er- 
j  füllt  werden.  Die  Spekulation  will  ja  nicht 
I  liefern  und  bezahlen,  sondern  sie  will  die 
Preisentwickelung  beeinflussen,  worin  ihre 
;  Aufgabe  besteht.  IHidurch,  dass  die  B^^n- 
I  termingeschäfte  wenigstens  an  der  Fouds- 
!  börse  sämtlich  an  bestimmten  T^n  zu  er- 
I  füllen  sind,  wird  w  der  Spekulation  erm^- 
j  licht,  die  meisten  Lieferungen  und  Bezah- 
.  lungen  durch  Kompensation  zu  ersparen, 
|60  dass  nur  die  Dinerenzen  zwischen  Kauf- 
j  und  Verkaufsiireisen  zu  bezahlen  sind.  VgL 
I  unten  sub  VII.  3. 

.     Die  Börsentermingeschftfte  sind  önzn- 

I  teilen  in : 

I  1.  fest  abgeschlossene  Geschäfte,  nicht 
I  zu  verwechseln  mit  den  oben  erwähnten 

»fix«  abgeschlossenen  Geschäften,  und 
'      2.  bedingt  at^eschlossene  Geschäfte, 

unter  denen  die  Prämiengeschäfte  die  bei 

weitem  lA-ichtigste  Geschäitsart  bilden. 
Die  bedingt  al^eschlossenen  Geschäfte 

zerfallen  nämlich  wieder  in 

1.  Prämiengeschäfte;  und  zwar 
a)  Geschäfte  mit  Vcurprämie,  b)  Geschäfte 
mit  Rückpribnie,  c)  Stellagen  oder  Stellge- 
Bchäfte, 

2.  Nochgeschäfte  und  zwar  a)  Ge- 
schäfte mit  Noch  in  Käufers  Wahl,  b)  Ge- 
schäfte mit  Nodi  in  Verkäufers  WahL 

Die  Prämiengeschäfte  (opticus,  mar- 
ches  ä  prime)  sind  Bör8entermmges(äiäfte, 
bei  denen  es  dem  einen  Kontrahenten  bis 
zum  LieferUDgstermine  fr^steht,  g^n  Zah- 
lung eines  Reugeld«,  der  Prämie,  vom  Ge- 
schäfte zurückzutreten.  Man  kann  ab»  auch 
mngekehrt  sagen:  dnrdi  Zahlung  der  FMmie 
wird  das  Remt  erkauft,  die  Ausfühnmg  des 
Geschäfts  zu  verlangen;  denn  die  PÄmie 
muss  in  jedem  Falle  gezahlt  werden,  ent- 
weder allein  oder  im  Kaufpreise;  letzterer 
weicht  stets  um  den  Betrag  der  Prämie 
vom  Preise  eines  fest  abgeschlossenen  Ter- 
mingeschäfts ab;  das  Recht  der  Wahl  — 
ob  Erfflliimg  oder  nicht?  —  wird  erkauft 
durch  Zahlung  der  Prämie.  Bei  den  Ge- 
schäften mit  Vorprämie  hat  der  Käufer, 
bei  denen  mit  Rückprämie  der  Verkäufer 
das  Recht  zu  wählen,  ob  das  Geschäft  er- 
füllt werden  soll  oder  nicht,  bei  den  Stell- 
ge Schäften  endlich  erwirbt  einer  der 
Kontrahenten  das  Recht,  entweder  zu  liefern 
oder  geliefert  zu  erhalten.  Einige  Beispiele 
werden  dies  erläutern. 

a)  Gesetzt  den  Fall,  der  Tageskurs  einer 
Aktie  sei  60;  zu  diesem  Kurse  kann  man 
feste  Börsentermingeschfifte  abschlieGseD.  A 
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wiU  100  StÜ(^  kaufen,  aber  nicht  fest;  viel- 
mehr will  er  sich  das  Recht  Tortjehalten, 
am  Ultimo  zu  erkl&ren,  ob  er  die  Aktien 
beziehen  will  oder  nicht.  Der  Gegenkon- 
trahent B  räumt  ihm  dieses  Recht  ein,  aber 
natürlich  nicht  zu  60,  sondern  zu  62/dont  2, 
d.  h.  A  darf  am  Ultimo  erklären,  ob  er  zu 
62  beziehen  oder  2  bezahlen  will:  A  kauft 
eine  Yorprämie. 

b)  A  will  100  Stück  verkaufen,  aber 
nicht  fest,  der  Käufer  B  lässt  ihm  die 
Wahl,  am  Ultimo  zu  erklären,  ob  er  die 
Aktien  zu  58  liefern  oder  2  bezahlen  will: 
A  verkauft  eine  Rückprämie  zu  58/2. 

c)  A  will  weder  fest  kaufen  noch  fest 
verkaufen,  aber  sich  das  Reciit  vorbehaltfin, 
am  Ultimo  zu  erklären,  ob  er  100  Stück 
liefern  oder  beziehen  will.  Er  erwirbt  dieses 
Recht,  indem  er  eine  Stellage  zu  62/58 
kauft,  d.  h.  er  darf  zu  62  beziehen  oder  zu 
58  liefern ;  die  Stellage  ist  also  ein  doppeltes 
FiftmiengEschäft. 

Steigt  der  Kurs  bis  zum  Ultimo,  so 
wird  der  Vorprämienkäufer  die  Aktien  zu 
62  abnehmen,  dagegen  der  Verkäufer  der 
Rückprämie  diese  bezahlen,  endlich  der 
Käufer  der  Stellage  die  Aktien  zu  62  fordern. 
Fällt  der  Kurs,  so  wird  umgekehrt  der 
Torprämien  käuf er  2'*/o  bezahlen,  der  Rück- 
prSmienverkäufer  die  Aktien  zu  58  liefern 
und  der  Käufer  der  Stellage  ebenfalls  die 
Lieferung  zu  58  wählen. 

Bei  denNochge  seh  äftenhat  entweder 
der  Käufer  oder  der  Verkäufer  das  Recht, 
am  Ultimo  zu  verlangen,  dass  das  fest  ab- 
geschlossene Quantum  um  ein  bestimmtes 
weiteres  Quantum  vennehrt  werde:  doch 
kommen  diese  Geschäfte  nur  verhaltnis- 
mä^g  selten  vor:  daher  bedHrfen  sie  hier 
nicht  näherer  Erläuterung,  und  auch  die 
mannigfachen  Kombinationen  der  bespro- 
chenen Geschäfte  können  hier  nicht  unter- 
sucht werden. 

In  privatwirtschaftlicherHinsicht 
übernehmen  beide  Parteien  bei  den  fest 
abgeschlossenen  Geschäften,  soweit  sie  sj)e- 
kuTativer  Art  and,  ein  unbeschränktes  Risico, 
beim  Prämiengeschäft  dagegen  kann 
derjenige,  welcher  durch  die  Prämie  das 
"Wahlrecht  erwirbt,  nicht  mehr  verlieren  als 
den  Betrag  der  Prämie,  während  das  Risico 
des  anderen  Kontrahenten  ein  unbeschi-änktes 
bleibt.  Beim  Nochgeschäfte  endlich 
■übernimmt  der  nachfordernde  Teil  das  gleiche 
Risico  wie  bei  einem  fest  abgeschlossenen 
Geschäfte,  während  das  Risico  des  anderen 
Kontrahenten  um  das  dopjwlte  oder  mehr- 
fache steigt  Das  Nochgeschäft  ist  also  die 
gefährlichste,  das  Prämiengeschäft  die  un- 
go&hrlichste  Art  der  Börsentermingeschäfte. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung der  Börsentermingeschäfte  aller  Arten 
hängt  ab  von  den  Zwecken,  denen  sie  dienen. 


Yorzugswöee  d ienen  sie  der  Spekulation, 
und  soweit  diese  produktiv  ist,  sind  es 
natürlich  auch  ihre  Mittel,  unter  denen  die 
Börsentermingeschäfte  das  wichtigste  bilden. 
Sie  ermöglichen  der  Spekulation,  sich  aus- 
schliesßlich  ihrer  Aufgabe  zu  widmen,  die 
Arbeitsteilung  vom  Handel  immer  vollstän- 
diger durchzuführen.  Sie  dienen  femer 
ganz  wesentlich  der  Arbitrage,  der  sie 
es  ermöglichen,  die  Preise  der  verschiedenen 
Börsenplätze  auszugleichen,  ohne  dass  Waren- 
oder Qeldtransporte  stattfinden.  Endlich 
dienen  sie  auch  dem  Bedarfshandel, 
nicht  selten  auch  der  Industrie  und  der 
Urproduktion,  denen  sie  die  Möglich- 
keit gewähren,  sich  gegen  Verluste  durch 
PreieÄnderungen  zu  sichern,  das  mit  dem 
Halten  von  Vorräten  verbundene  Risico  auf 
die  Spekulation  alauwälzen. 

T.  Börsenbesacher  nnd 
Publikum. 
1.  BSrsenbeaacher.  Die  Börsenbildung 
ist  ein  Werk  des  Ifendels  und  der  Speku- 
lation. Ein  grosser  Teil  der  Böreenbesucher 
besteht  noch  jetzt  aus  Händlern  und 
Spekulanten.  Zu  ihnen  kommt  als  dritte 
Hauptgruppe  die  der  Makler,  welche  den 
Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Händlern 
und  Spekulanten  vermitteln.  Das  sind  die 
drei  Hauptgruppen  der  Börsenbesucher.  In- 
des lassen  sie  sich  in  der  Wirklichkeit  nicht 
scharf  von  einander  sondern,  und  ihr  0ha- 
rakter  ist  überhaupt  an  den  einzelnen  Börsen 
ein  verschiedener.  Die  Händler  arbeiten 
oft  als  Spekulanten,  die  Makler  vielftich  so- 
wohl als  Händler  wie  als  Spekulanten.  £in 
Londoner  »jobber«  ist  etwas  anderes  als 
ein  deutscher  Spekulant,  ein  englischer 
»broker«  etwas  ganz  ander»  als  ein  Pariser 
»agent  de  change«  oder  ein  deutscher  »Kurs- 
makler«. 

Sodann  giebt  es  neben  jenen  Haupt- 
gruppen an  manchen  Fondsbörsen  noch 
»Kapitalisten« ,  imd  manche  Warenbörsen 
werden  auch  von  Landwirten,  von  Indus- 
triellen besucht;  aber  das  sind  Ausnahmen, 
die  ihrem  Wesen  nach  zum  »Publikum«  ge- 
hören und  allmählich  aus  den  Börsen  selbst 
verschwinden.  Je  mehr  die  Arbeitsleistung 
fortschreitet ,  desto  mehr  muaa  sich  das 
Börsengeschäft  bei  berufsmässigen  Speku- 
lanten, Händlern  und  Maklern  koncentrieren, 
und  diejenigen  Interessenten,  welche  nur 
nebenbei  Börsengeschäfte  machen,  müssen 
sich  immer  ausschliesslicher  der  Vermitte- 
lung  von  Börsenbesuchern  bedienen.  Wahr- 
scheinlich findet  noch  eine  weitere  Enfc^ 
Wickelung  statt,  welche  darin  besteht,  dass 
unter  den  Börsenbesnchem  die  blossen  Ge- 
schäftsvennittler  je  länger  desto  mehr  über^ 
wiegen.  Wenigstens  scheint  sich  das  zu 
ergeben,  wenn  man  die  Verhältnisse  der 
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Londoner  Stock  Exchange  mit  denen  anderer 
Börsen  vei^loicht. 

Die  Händler  lietrt'iben  ihr  Geschäft  teils 
kommissionsweiBe,  teils  f(ir  eigene 
Kechniing,  sie  sind  ferner  teils  Bedarfs- 
liäudler,  teils  Arbitrageure,  und  liäiifig 
beschäftigen  sie  sich  vorzugsweise  mit 
einem  dieser  UntemehmungBZweige :  alter 
eine  reinliche  St-heidiing  ist  hier  noch  we- 
niger möglich  als  zwigihen  jenen  Uaujit- 
gnippen,  zumal  auf  dem  eiiropfiiechen  Fest- 
lanue.  wo  die  Arlieitsteilung  nicht  so  weit 
gedieiien  ist  wie  in  Englaad.  Die  wich- 
tigste l'rage  ist  ßberall,  welches  Element 
die  Verbindimg  zwischen  Börse  und  Publi- 
kum herstellt,  die  nächstwichtige,  wie 
sich  die  Vermittelung  zwischen  den  Börsen- 
besuchen!  vollzieht. 

An  den  deutschen  Fondsbörsen, 
ausser  Hambiu^,  das  den  englisi  hen  Ver- 
hältniesen sich  stark  nähert,  besteht  da'^ienige 
Element,  welches  die  Br)rse  mit  dem  l'ulili- 
kura  verbindet ,  vorzugsweise  aus  aBan- 
kiers'*, aus  Händlern  in  Börseniapieren 
aller  Art,  Geschäftsleuten,  welche  s<jlcbe 
Papiere  entwetler  für  Rechnung  von  Pi-o- 
viüzialbankiers  bezw,  Privatleuten  —  also 
kommissionsweise  —  kaufen  und  ver- 
kaufen, fxler  welche  die  vom  ^Publikum« 
gekauften  Papiere  für  eigene  Ret-hnimg 
an  der  Börse  wiederverkaufen  und  ebenso 
die  an  das  »Publikum',  verkauften  I'apiere 
an  der  Böi-se  für  eigene  Rechnung  wieder- 
einkaufen. Die  Makler  dage^n  vermitteln 
vorzugsweise  den  Verkehr  innerhalb  der 
deutschen  Jb'ondsböi-sen. 

An  der  Londoner  Fondsbörse  ist  das 
Verhältnis  gerade  umgekehrt :  Der  »broker* 
spielt  dort  die  Rolle  des  deutschen  »Ban- 
kiers«, der  «dealer«  oder  gob^Jer^  die  Rolle 
des  deutschen  Jlaklers.  Es  giebt  an  der 
Londoner  Fondsbörse  nur  diese  zwei  Arten 
von  Geschäftsleuten.  ^)  Der  »broker<^  em- 
pfängt die  Aufträge  vom  >PubliJnun<-,  wozu 
dort  auch  die  »baukerse  gehören  —  kein 
englischer  »banker«  besucht  die  Fondsbörse 
— ,  und  führt  sie  für  eine  prozentuell  nor> 
mierte  »commissicHi«  aus.  Ganz  das  näm- 
liche thut  der  als  KommissionAr  handelnde 
deutsche  »Bankie^4^.  Dieser  kann  das  Ge- 
schäft dann  an  der  Börse  entweder  direkt 
mit  einem  anderen  Händler  oder  Spekulan- 
ten abschliesssen  oder  er  kann  den  Auftrag 
einem  Makler  weitergeben,  der  eine  Gegen- 
partei -  suchen  muss,  oder  endlich  der 
Makler  »springt  vor» :  er  sclüiesst  das  Go- 
sdiäft  zunächst  fi'ir  eigene  Rechnung  ab 

^}  Ausserhalb  der  Bfirse  giel»t  es  noch  die 
„Ontside  brokers",  die  indes  thatsächlich  Fonds- 
händler  für  eigene  Rechnong  sind.  Vgl.  Andre 
E.  Sajons  in  d.  Monde  Econorniqne,  29.  April 
1899. 


und  sucht  es  gleich  wieder  zu  realisieren. 
Im  letzten  Falle  macht  der  Makler  ein  kurz- 
fristigem Spekulationsgeschäft,  und  ganz  das- 
selbe thut  auch  der  Londoner  ->dealer«:. 
Dieser  ist  stets  bereit,  für  eigene  Rechnung 
zu  kaufen  und  zu  verkaufen ;  er  kauft  aber  nur 
von  den  s  brokers«  und  verkauft  auch  nur 
an  solche:  jeiies  Gesi-häft  sucht  er  schien* 
n^-t  wieder  zu  realisieren;  er  ist  somit 
lediglich  ein  Vermittler  zwischen  bioker 
und  broker. 

Die  »dealers'  bilden  in  London  >Mfitkfe«' 
für  die  einzelnen  Kat^prieen  von  Börsen- 
iiapieren,  derait  dass  sich  Grui>pen  toq 
Händlern  nur  mit  gewissen  Papieren  be- 
schäftigen imd  d&ss  jeder  »broker«  weiss, 
wo  er  seinen  Auftrag  ausführen  kann.  Aehn- 
liches  hat  sich  auch  an  den  deutschen  Börsen 
herausgebildet ,  namentlich  im  Terminge- 
schäfte ;  nur  sind  lüer  neben  den  Spekulanten 
!  die  Makler  das  Hauptelement  diraer  Markt- 
bildung. 

Wenn  man  von  der  Verschiedenheit  der 
Benennungen  absieht,  so  besteht  der  Haupt- 
unterschied zwisi-heu  den  geschilderten 
deutschen  und  englischen  Verhältnistjen  da- 
rin, dass  an  der  Londoner  Fondsbörse,  neben 
den  >brokers' ,  die  nichts  sind  wie  Kommis- 
sionäre, im  wesentlichen  nur  ein  Teil  der 
S^>okulation  übrig  geblieben  ist  und  das.s 
dieser  Teil  die  (reschäftsvenuittehmg  inner- 
halb der  B<irse  übernommen  hat ;  es  ist  der- 
jenige Teil,  welchen  man  bei  uns  >Tages- 
spekulation*  nennt,  der  aber  bei  uns 
einen  weit  weniger  soliden  Charakter  trägt 
als  in  London.  Die  ■'Tagesspekulantene 
übernehmen  keine  langfristigen  spekulativen 
Engagements,  sondern  suchen  die  ihrigen 
spätestens  bis  zum  Schlüsse  des  Börsentages 
wieder  zu  realisieren.  Sic  sind  es  vorzugs- 
weise, welche  dazu  beitragen,  dass  ctossc 
heftige  Preisschwankungen  in  eine  Reihe 
kleinerer  verwandelt  werden  und  dass  die 
Spekulation  hierdiux-h  ihre  Aufgabe  zeitlicher 
^  erteUung  dei-  Tauschgütcr  l(ison  kann.  Die 
»Tagesspekulatiou«  besteht  in  Deutschland 
aus  Spekulanten  und  »Maklern«,  welche  in 
England  zu  der  einen  Elasse  der  .»dealersc 
oder  jjobbers*  vei-schmolzen  ist 

In  Hamburg  ist  die  Stellung  des  Mak- 
lers ähnlich  wie  me  des  englischen  »broker« ; 
aber  eine  Klasse  wie  oSe  der  >deal«rsc 
der  Stock  Exchange  Ton  London  hat  sich, 
nicht  herausgebildet,  ebenso  weni^  la 
Amerika,  wo  überhaupt  die  Arbeitsteilung 
an  der  Börse  noch  schwach  entwickelt  zu 
sein  .scheint. 

In  Paris  sind  diese  Verhältnisse  wieder 
audei^  beschaffen :  die  offizielle,  rechtlicli 
ausschliesslich  anerkannte  Börse,  das  >par- 
quet« ,  besteht  dort  aus  den  mit  einem 
gesetzlichen  Monopol  ausgestatteten  »agents 
de  diange«,  die  sowohl  den  Verkehr  mit 
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dem  Publikum  -wie  anch  denjenigen  inneiv 
halb  dw  Börse  vermittelii  Böllen.  Indes 
dient  ihnen  fflr  ersteren  Zweck  eine  besondere 
Klasse  vonO«schäftBleuten,die  der  »remisiors«, 
und  neben  dem  »parquet«  besteht  nodi  die 
aus  Spekulanten  und  nicht  autoidsierten 
Haklern  ziisammengesetsste  >ooulisBe«,  die 
trotz  ihrer  Ungesetzlichkeit  seit  langer  Zeit 
in  der  Börse  sähst  sich  versammelt  imd  oft 
meiir  Geschäfte  macht  als  das  »parquet«. 
Die  »coulissiers«  sind  meist  zugleich  3i^kler 
und  Tagesspekulanten. 

Kurz,  auf  diesem  Gebiete  ist  es  schwierig, 
bereits  zu  sagen,  vohin  die  Entwickelung 
geht,  zamal  das  System  der  Londoner 
Stock  Exchange,  das  in  Deutschland  bisher 
als  ein  höheres  Entwickelimgsstadium  an- 
gesehen worden  ist,  neuerdings  sowohl  in 
Amerika  wie  auch  in  England  selbst  mehr- 
fach als  unzweckmässig  kritisiert  wird. 
(Ver^.  Emery,  Speculatioa  on  the  Stock 
and  Produce  Exchange  of  the  United  States 
p.  95.)  Als  sieher  darf  nur  an^sehen 
werden,  dass  die  Beste  des  »Publikums«, 
die  noch  an  der  BOrse  vorhanden  sind, 
immer  mehr  von  dort  verechwinden, 

2.  Das  Pnbliktun.  Die  BOrse  ist  das 
Herz  des  modernen  Yerkehrslebens.  Damit 
ist  gesagt,  dass  alle  Welt  bei  den  Vorgängen, 
die  sich  dort  abspielen,  ireendwie  beteiligt 
ist.  Ein  schon  wesentlid^  engerer  Kreis 
wird  gebildet  durch  diejenigen,  deren  Wirt- 
schaft irgendwie  unmittelbar  von  der  Börse 
beeinflusst  wird,  so  z.  5.  Staaten,  Aktien- 
gesellschaften, Kapitalisten  von  der  Fonds- 
b^se,  liandwirte,  Müller,  Oetreidehändler 
von  der  Produktenbörse  u.  s.  w.  An  der 
BOrse  selbst,  zumal  an  der  Fondsbörse, 
begrenzt  man  den  B^riff  des  »Publikums«: 
noch  enger  —  sdierzhafterw^se  heisst  der 
übliche  Ausdruck  »Privatpublikum«  — ,  in- 
dem man  aus  dem  zweiten  Kreise  diejenigen 
heraushebt,  die  gelQgenÜidi  an  der  B^e 
GesdiSfte  machen  äasen,  ohne  dass  ihr 
Beruf  dies  mit  sich  bripgt  Endlich  kommt 
als  engster  Kreis  aiissentalb  der  Börse  in 
Betrad&t  die  immer  noch  sehr  grosse  Schar 
der  benifsmfiss^en  Händler  und  Spekulanten, 
welche  die  Börse  nicht  besuchen. 

An  den  Börsen,  welche  noch  öffentliche 
Märlite  sind,  kommt  es  vor,  da-ss  einzelne 
aus  dem  Publikum  die  Börse  besuchen ; 
aber  auch  daim  können  sie  dort  nur  Geschäfte 
machen  mit  HiÜfe  börsenkundiger  Vermittler ; 
denn  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  die 
Technik  der  Bijrse  in  der  Regel  nicht 
beherrschen,  geniessen  sie  auch  an  der  Börse 
entweder  selbst  keinen  Kredit  oder  sie  kennen 
doch  die  Kreditwürdigkeit  der  anderen 
Börsenbesucher  nicht;  sie  wissen  nicht,  an 
wen  sie  sich  im  gegebenen  Momente  zu 
wenden  haben,  um  Geschäfte  abzuscliliessen ; 
an  der  Börse  kommt  es  regelmässig  auf 


Benutzung  des  Augenblicks  an:  in  we- 
nigen Sekunden  kann  ^ch  die  Sitnatioa 
schon  wesentUdi  geändert  haben.  Die  blosse 
Anwesenheit  an  der  Börae  nutzt  dem  »Out- 
sider« gar  nichts;  im  Q^nteil:  er  wird 
ausserhalb  der  Börse  meist  bess^,  weil 
ruh^r  operieren  können  als  unter  dem 
Einflüsse  der  starken,  rasch  weehselndea 
BörsenströmuDgen. 

Das  Publikum  ist  somit  auf  die  Yer- 
mittelung  der  regelmässigen  Börsenbesucher 
angewiesen,  wenn  es  sich  der  Böi-se  bedienen 
wüL  Damit  wird  einer  verhältnismä.ssig 
kleinen  Zahl  von  Pei-sonen  viel  Vertrauen 
geschenkt  und  eine  recht  erhebliche  Macht 
übertragen,  deren  Missbraucli  weite  Volks- 
kreise schwer  schädigen  kann.  Diese  Macht 
geht  allerdings  lange  nicht  soweit,  wie  man 
vielfach  meint:  die  Börse  kann  nicht  willr 
.kürlich  »Hausse  und  Baisse  mac;hen«  u.dergl. 
Derartige  Versuche  kommen  zwar  vor, 
sind  alter  sehr  selten  und  schlagen  über- 
dies häufiger  zum  Nachteile  ihrer  Veran- 
stalter aus  als  zum  Schaden  des  Publikums. 
Immerhin  kann  die  Börse  die  ihr  obliegenden 
überaus  wichtigen  Funktionen  sehr  ver- 
schiedenartig ausführen,  und  das  grosse 
Int^sse  des  Publtk\uns  für  alles,  was  die 
Böi«e  betrifft,  ist  vollkommen  b^nmdet 

VI.  Der  Geld-  und  Wechsel- 
verkehr. 

1.  Ausländische  Geldsorten  und 
WechseL  Dieser  älteste  Bestandteil  des 
Börsenverkehrs  giebt  seit  Jahrhunderten 
wenig  Anlass  zu  öffentlichen  Angriffen  — 
im  16.  uml  noch  im  17.  Jahrhundert  war 
ditö  freilich  anders,  die  damaligen  Vorwürfe 
gegen  den  WechselveAehr  erinnern  oft 
lebhaft  an  die  heutigen  gegen  andere  Bör^ 
sengeschäfte  — ;  aber  daraas  darf  man  nicht 
scMiessen,  dass  dieser  Verkehr  weniger 
wichtig  sei ;  im  Gegenteil :  er  gehört  immer 
noch  zu  den  wichtigsten  Teilen  des  Börsen- 
rerkehres.  Seine  Bedeutung  ist  hauptsächlich 
darin  zu  finden,  dass  er  Märkte  bildet  für 
internationale  Zidilungsmittel  und  dass  die 
Kurse  der  letzteren  Aufsc^hluss  geben  über 
den  Stand  der  internationalen  Zahlungs- 
bilanzen, dass  sie  auch  unentbehrlich  sind 
für  die  Diskontopolitik  der  grossen  Centrai- 
banken. Vgl.  hier  die  Artt.  Arbitrage 
(oben  Bd.  I  S.  1039 ff.),  Banken  (ol>enBa.II 
S.  132ff.),  Wechsel. 

2.  Inländische  Wechsel  und  kauf- 
männische Leihkapitalien.  Die  Haupt- 
masse der  umlaufenden  inländischen 
Wechsel  kommt  nicht  an  die  Börse,  son- 
dern in  die  Bestände  der  Banken,  die  sie 
bei  Verfall  einkassieren.  Nur  die  verhältnis- 
mässig kleine  oberste  Schicht  dieser  Wechsel 
gelangt  an  die  Börse ;  es  sind  die  sogenannten 
»Primawechsel«,     »Primadi.skonten«  oder 
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kurzweg  »Diskonten«,  d.  h.  grossere  Wechsel 
erster  Bank*  oder  sonstiger  OesdiAfts- 
bflufter  von  hCohstem  Range;  sie  werden 
bei  einigemiassen  ClQssigem  Oeldstande  an 
der  BOi-se  zum  «Privatoiskont«  ^^landelt. 
d.  h.  zu  einem  Zinshisse,  der  sich  meist 
erheblich  unter  dem  offiziellen  Diskontsätze 
der  Centralbank  bew^.  Sie  werden  n&m- 
lich  gern  von  denen  genommen,  die  grössere 
Geldsummen  derart  anlegen  wollen,  dass  sie 
in  jedem  Augenblick  wieder  darüber  ver- 
fügen können,  ohne  Zins-  oder  Kursverluste 
zu  erleiden.  Besonders  die  grossen  Banken 
kaufen  oft  solche  »Diskonten«  in  den  an- 
sehnhchsten  Beträgen,  um  überflüssige  Öeld- 
bestände  vorübergehend  unterzJibringen.  Der 
Privatdißkont  verändert  sieh  wesentlich 
rascher  als  der  offizielle  Bankdiskont ;  er  ist 
ein  weit  empfindlicheres  Instrument  für  die 
Ermittelung  des  jeweiligen  »Geldstandes«. 
Daher  wird  er  von  allen  Bankiers  mit  beson- 
derer Aufmerksamkeit  verfolgt;  aber  in 
vielen  Kurszetteln  findet  man  ihn  nicht  ver- 
zeichnet, weil  das  grosse  Publikum  ftlr  ihn 
kein  direktes  Interesse  hat. 

Auch  kaufmännische  Leihkapita- 
lien einer  anderen  Art  werden  an  den 
grossen  Börsen  vielfach  ^handelt,  nämlich 
solche,  welche  der  Gläubiger  —  meist  eine 
Bank  —  täglich  ziu*Ockfoi:dem  kann ;  natür- 
lich kann  fili' solches  »tägliches  Geld<;  {money 
on  tall)  in  der  Regel  nur  ein  sehr  geringer 
Zinssatz  gezahlt  werden.  Die  im  vRejwrt- 
gescfaäft«.  (vgl.  imten)  angelegten  Kapitalien 
entstammen  oft  der  gleichen  Quelle,  bedingen 
aber,  dem  grosseren  Risioo  entsprechend, 
einen  wesenthch  hOh^n  Zinssatz. 

VIL  Der  FoDdaverkehr. 

1.  Die  Bfinen^aidere  nnd  ihre  Emle- 
sioiL  »Ponds«  htess  schon  im  Mittelalter 
zinstragfflde  Kapitalien,  »effetti«.  hiessen 
die  Anweisimgen  von  Bankiers,  dann  auch 
TOD  Fürsten  auf  bestimmte  Einkünfte.  Aus 
diesen  Ausdrücken  entstanden  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  die  Bezeichnungen  »fonds 
publias«,  »effets  royaux«.  für  die  Schuldver- 
schreibungen der  Fürsten.  »Stock«  hiess  in 
England  seit  alters  ein  Kapital ;  daraus  bil- 
deten sich  im  17.  Jahrhundert  die  Ausdrücke 
»pubUc  stock«,  »joint  stock«,  »stock-jobbing«., 
aber  zunächst  nur  für  die  Aktien,  während 
man  die  englischen  Staatspapiere  noch  lange 
Zeit  »funda«  nannte;  jetzt  fasst  man  beides 
als  »stock  exchange  securities«  zusammen. 
In  Deutschland  verwendet  man  die  Aus- 
drücke »Fonds«,  »Effekten«,  »Börsenpapiere« 
als  gleichbedeutend. 

Schmolle r  hat  in  den  Statatischen 
Anlagen  zu  dem  Berichte  der  deutschen 
Börsen-Enquete-Kommission  untersucht,  wie 
gross  der  in  Börsenpapieren  angele^  Teil 
des  Voiksvermögens  ist.  Für  Or(»sbritannien 


wurde  dieser  Teil  1885  von  Oiffen  auf 
3«  s  Milliarden  £  =  etwa  36<Vo  des  Volk»- 
venoOeens  geschätzt,  für  Freussen  schätzt 
Sc-hmoiler  ihn  auf  16—20  Milliarden  Mark 
oder  etwa  25  *>'•  des  YolksvfflrmSgens.  Der 
Genamtbestand  der  Koltnrwelt  an  BGraea- 

Eapieren  beziffert  8i<;h  sicheriicfa  auf  mehrere 
undert  Milliarden  Mark,  wovon  bei  weitem 
dor  grösste  Teil  erst  während  des  letzten 
halben  Jalirhundeits  entstanden  ist  Im 
Jahrzehnte  1883  92  wurden  durchschnittlich 
jährüch  über  5  Hilliarden  Mark  emittiert 
(nai'h  Laveleye),  wovon  nach  Christi- 
ans im  Anfange  der  Periode  etwa  '  am 
Schlüsse  dagegen  bat  die  EUÜfte  anf  Deutsch- 
land entfiel  (V). 

Man  unterscheidet  folgende  Hauptarten 
von  Börsenpapieren:  a)  Obligationen  (fest- 
verzinsliche) und  Aktien  (Dividendenpapiere), 
b)  Anlage-  und  Spekulationspapiere  (Objekte 
des  Handels  und  der  SpekufatioD),  c)  Inlän- 
ländische  und  ausländische  Papiere. 

Der  Kursstand  der  Obligationen  h&igt 
in  erster  Linie  ab  von  der  Höhe  ihrer  Ver- 
zinsung und  von  dem  Grade  ihrer  Sicher- 
heit ,  welches  letztere  Moment  bei  den 
Aktien  nicht  die  gleiche  Bedeutung  hat, 
während  dafür  bei  diesen .  neben  der 
Höhe  der  Dividende,  die  Erwartung  ^nes 
Steigens  oder  Sinkens  des  Kurses  eÖne 
grössere  Holle  spielt  als  bei  den  Obligatio- 
nen. Indes  giebt  es  Obligationen,  welche 
,  Speknlationspapiere  sind  (z.  6.  französische 
Rente),  und  andrerseits  Aktien,  die  den  Cha- 
rakter von  Anlagepapieren  haben  (z.  B. 
Deutsche  Reidisbauaateile).  Obligatioiim 
können  Spekulationspapiere  werden,  wenn 
ihre  Siciheiheit  entweder  eine  zweifelhafte 
ist  oder  wenn  ihr  Enrsstaad  von  schwer 
berechenbaren  Faktoren  (etwa  von  der  Po- 
litik) in  ungewöhnlichem  Masse  beeanflusst 
wird.  Bei  den  Aktien  ist  die  Ungewisdieit 
der  Yerzinsung  ein  die  Spekulation  wesent- 
lich förderndes  Element,  während  umge- 
kehrt eine  Aktienart,  die  lange  Zeit  hindunüi 
immer  nnge&hr  die  gleidien  Dividenden  ab- 
wirft, wenig  für  die  Spekulation  geeignet  ist. 
Ein  Spekulationspapier  bedarf  ferner  noch 
mehr  als  ein  Anlagepapier  eines  bedeu- 
tenden regelmässigen  Verkehrs. 
Einzelne  spekulative  Umsätze  können  sehr 
wohl  in  Papieren  stattfinden,  die  keinen 
ei^ntlichen  Markt  haben;  aber  ein  »Speku- 
lationspapier« wird  gerade  charakterisiert 
dadurcn,  dass  unausgesetzt  grosse  Mengen 
davon  angeboten  und  gefragt  werden.  Bei 
den  sogenannten  »Leitenden Spekulations- 
papieren«, also  etwa  in  Berlin  bei  Oester- 
reichischen  Kreditaktien,  Diskonto-Komman- 
ditanteilen  u.  s.  w.,  sind  die  Umsätze  stets 
am  grössten.  Sie  dienen  als  Barometer  der 
Börsenstimmung.  In  ihnen  pflegt  die  ganze 
Masse  derjenigen  zu  spekuberen,  die  nicht 
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für  ein  bestimmtes  Papier  »Meinung«  haben, 
sondern  die  der  Ansicht  sind,  dass  die  Ge- 
samtlage der  Hausse  oder  der  Baisse  güns- 
tig ist.  Bei  diesen  Papieren  sind  die  Um- 
sätze stets  viel  grösser  als  das  von  ümen 
vorhandene  Quantum.  Das  ist  imvermeid- 
lich;  denn  fflr  die  Spekulation  handelt  es 
sich  nicht  um  Befriedignmg  konkreten  Be- 
darfs durch  effektive  »Stücke«,  sondern  um 
Einwirkimg  auf  die  Kurse  durch  eine  Menge 
von  Geschäften;  um  diese  jederzeit  leicht 
ausführen  zu  können,  sind  möglichst  grosse 
Märkte  nötig;  solche  Märkte  erschweren  es 
aber  wiederum  den  einzelnen  Spekulanten, 
auf  die  Kurse  zu  wirken,  was  zur  weiteren 
Ausdehnung  der  Umsätze  anreizt  Die 
hierin  liegende  Gefahr  ist  nicht  so  gross, 
wie  sie  zu  sein  scheint,  weil  sie  ihr  Kor- 
i^kHiv  in  sich  selbst  trägt:  die  Spekulation 
zerstört  immer  wieder  einen  Teil  ihrer 
d^nen  'Wirkungen;  aber  die  durchgehende 
Linie  der  Entwickelung  immer  grösserer 
UÄrkte  ist  dem  Gemeinwohl  förderlich. 

'Was  die  Einteilung  der  Börsenpapiere 
in  in-  und  ausländische  betrifft,  so 
hat  die  Intemationalität  der  Fondsbörsen 
unzweifelhaft  ihre  eiiieblichen  Schattensei- 
ten: die  Qualität  ausländischer  Papiere  zu 
beurteüen,  ist  oft  selir  schwierig,  was  zu 
häufigen  folgenschweren  Irrtümern,  zu 
schwindelhaften  Emissionen  und  dergleichen 
Anlass  gegeben  hat.  Auch  das  deutsche 
Publikiun  hat  au  solchen  Emissionen  noch 
in  jüngster  Zeit  viele  Millionen  verloren. 
Indes  kann  man  glücklicherweise  jetzt  be- 
obachten, dass  diese  Verluste  nicht  ganz 
vergeblich  gewesen  sind :  das  Publikum, 
zumal  das  deutsche,  lernt  freilich  langsam, 
gute  und  schlechte  Papiere  zu  unterschei- 
den ;  aber  dass  es  nicht  nielir  so  leicht  wie 
noch  vor  kiu"zem  alle  möglichen  ausländischen 
Schwindelpapiere  aufnimmt,  ist  unverkennbar. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  für  ein  Volk 
der  Besitz  einer  Fondsbörse  von  internatio- 
naler Bedeutung  sehr  grosse  Vorteile.  Sie 
erleichtert  zunächst  die  Unterbringimg  imd 
schliesslich  auch  die  Beschaffung  flüssiger 
Geldkapitalien.  "Wenn  Deutschland  jetzt 
vielleicht  jährlich  eine  lialbe  Milliartle  Zinsen 
vom  Auslände  zu  bekommen  hat,  so  ist  das 
für  unsere  Zahlungsbilanz  von  gnjsster  Be- 
deutung. Unser  Export  wird  dadurch  un- 
mittelbar und  noch  mehr  mittelbar  gefördert. 
Insbesondere  die  danernde  Anlage  (leutscher 
Kapitalien  in  ausländischen  Eisenbahnen  und 
sonstigen  produktiven  Unternehmungen,  wie 
sie  neuerdings  namentlich  von  der  Deutschen 
Bank  in  die  Hand  genommen  worden  sind, 
kann  wichtige  Folgen  für  unsere  Industrie, 
für  unseren  Handel  haben.  Die  Engländer 
haben  uns  längst  diesen  Weg  gezeigt,  und 
wir  haben  erst  begonnen,  ihn  zu  besclireiten. 
Es  ist  von  grösster  Bedeutung,  ihn  weiter 
Huidwörterbnch  der  Staatawlnetuohaften.  Zn 


zu  verfolgen.  Andererseits  ist  für  unsere 
Kolonieen  die  Befruchtung  mit  ausländischem, 
zumal  mit  englischem  Kapital  noch  durch- 
aus erwünscht  und  politisch  ganz  ungefähr- 
lich; die  deutschen  Kolonieen  können  doch 
nicht,  wie  etwa  der  Suezkanal,  von  den 
Engländern  expropriiert  werden.  Die  Scheu 
vor  dem  internationalen  A'erkehre  ist  stets 
ein  Zeichen  geringen  Selbstvertrauens. 

Die  Emission  von  Börsenpapieren  bildet 
in  Deutschland  einen  Teil  des  »Bankge- 
schMts« ;  doch  giebt  es  keine  ^Gründun^ 
banken«  oder  »Emissionsbanken«  (Credita 
mobiliers),  die  sich  auf  dieses  Geschäft  be- 
schränken. In  England  ist  es  anderen  Ge- 
schäftszweigen zugefallen  (Investment-  oder 
Finance  Compauies  u.  dgl.),  die  indes  auch 
daneben  oft  noch  andere  Geschäfte  betreiben. 
Ein  weiterer  Unterschied  besteht  darin,  dass 
in  Deutschland  Vertreter  aller  Emissions- 
häuser die  Börse  besuchen,  während  sie  in 
England  mit  ihr  meist  nur  durch  Makler 
verkehren.  Aber  auch  in  England  ist  die 
Börse  für  das  Emissionsgescliäft  ganz  un- 
entbehrlich, als  wichti^tes  Mittel,  neue 
Börsenpapiere  unterzubnngen. 

Das  Emission^eschäft  ist  meist  sehr 
riskant  und  erfordert  regelmässig  ungewöhn- 
lich grosse  Kapitalien.  Deshalb  können  in 
der  iiegel  nur  bedeutende  Geschäftshäuser 
sich  mit  ihm  befassen^  und  zumal  die  Zahl 
der  »Leitenden  Emissionshäuser«  ist  natur- 
gemäss  nur  eine  kleine ;  in  Deutschland 
haben  kaum  ein  Dutzend  Firmen  auf  diesen 
Namen  Anspnich,  von  denen  die  meisten  in 
Berlin  ihren  Sitz  haben. 

Für  die  grösseren  Emissionsgeschäfte  ist 
es  meist  nötig,  dass  eine  Anzahl  Geschäfts- 
häuser ihre  Kräfte  ^'creinigen  durch  die 
Bildimg  von  »Konsortien^  oder  »Syn- 
dikaten«. Gewisse  Konsortien  operieren 
fortdauernd  gemeinsam ;  man  kennt  sie  als 
»RothschildgrnpiJO«,  »Gruppe  der  Deutschen 
Bank«  u.  s.  w.  Unter  einander  konkurrieren 
diese  Gnippen  vielfach,  was  nicht  ausschliesst, 
dass  sie  sich  für  gewisse  Unternehmungen 
vereinigen ;  es  kommt  auch  vor,  dass  ein- 
zelne Hänser  solcher  Gruppen  sich  loslösen, 
auf  eigene  Hand  voi^ehen  oder  sich  mit 
Angehörigen  anderer  Grupi)en  verbinden; 
doch  sind  das  Ausnahmen.  Die  Konsorlial- 
milglieder  haben  meist  »Unterbeteiligte«, 
kleinere  Geschäftshäuser,  die  von  vornherein 
am  Gewinn  imd  Verlust  beteiligt  sind. 

Es  giebt  Zeiten,  in  denen  alltäglich  soh^he 
Emissionen,  oft  in  griisserer  Zahl,  stattfin- 
den. Das  sind  die  Zeiten  des  wirtschaft- 
lichen Aufschwungs,  die  »Grflndnngs- 
zeiten«,  wie  1852—57, 187Ü— 73, 1888— 90. 
Auf  sie  folgt  regelmässig  der  Rückschlag 
(»Krach«),  so  1857,  1873,  1890,  und  dann 
eine  Zeit  der  Stagnation,  in  der  nichts  mehr 
zu  Stande  kommt   Die  wirtschaftliche  Ent- 

eite  Aaflage.  II.  66 
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wickelunff  vollzieht  sich,  wie  jede  andere, 
stets  in  Wellenlinien;  doch  ist  es  sehr  er- 
wünscht, dass  diese  Wellenlinipn  nicht  all- 
zusehr von  derGraden  abweichen.  Es  scheint, 
dass  neuerdings  sich  ein  Fortschritt  in  dieser 
Richtung  anbahnen  will.  Seit  1895  leben 
wir  in  einer  Zeit  des  Aufs<fhwungs,  die 
sich  bisher  von  den  schlimmsten  Teljor- 
troibiuigen  fi-flherer  Perioden  ähnlicher  Art 
relativ  frei  gehalten  hat. 

DasEraiBsionsgescliäft  zerfallt  nach  seinen 
Objekten  in  zwei  Arten :  1.  das  Anleihege- 
schäft,  mit  der  Abart  des  Konversionsge- 
schäfts,  und  2.  das  Grflndungsgeschäft,  mit 
der  Abart  der  Vergnfesening  bestehender 
Aktiengesellschaften. 

Das  Anleihegesch&f t  besteht  ans 
der  Uebemahine  von  Anleihen  nnd  aus  ihrer 
Wiederveräusserung,  der  eigentlichen  Emis- 
sion. Wenn  ein  Staat  (oder  eine  andere  öffent- 
liche Gemeinschaft)  eine  Anleihe  aufnehmen 
will,  80  tritt  er  in  der  Regel  mit  einer 
Gnippe  von  Bankhäusern  oder  auch  mit 
melu^ren  in  Verbindung.  Ist  der  KreiÜt  j 
des  betreffenden  Staates  ein  sehr  giiter,  so  | 
bedarf  er  vielleicht  nicht  der  Vermittelung 
von  Emissionshäusem ;  trotzdem  bedienen 
sich  scltet  solche  Staaten  in  der  Regel  gerne 
dieser  Vermittelung,  weil  jene  Geschäfts- 
leute, die  unau^;esetzt  mit  dem  Kapital-  ^ 
marUiQ  Fühlung  halteu,  es  meist  besser  als 
Staatsbeamte  verstehen,  die  richtigen  Mittel 
zur  vorteilhaften  Unterbringung  der  Anleihe 
anznwemlen.  Das  PublUtnm  ist  nicht  so 
leicht,  wie  man  oft  glaubt,  zu  behandeln; 
geringe  Fehler  können  sehr  üble  Folgen 
haben,  und  der  schwache  Erfolg  einer  Emis- 
sion kann,  zumal  wenn  diese  vom  Staate 
direkt  unternommen  wird ,  dessen  Kredit 
schwer  schildigen. 

Die  Verhandlungen  mit  den  Emissions- 
hänsern  können  oft  lange  dauern ;  sie  endigen 
in  der  Regel  damit,  das^s  eine  der  in  Bo- 
traclit  kommenden  Grujii^n  die  Anleihe  für 
eigene  Rechnung  fest  übernimmt;  kommis- 
sionsweise Uebernahme  gegen  Provision 
findet  nur  ausnalimsweise  statt. 

Jedes  der  am  Konsortium  beteiligten  Ge- 
schäftsliiluser  übernimmt  einen  iK-stimmten 
Betrag  und  zahlt  den  Betrag  dieser  Beteili- 
gimg  meist  bar  Im  dem  das  Konsortium ! 
leitenden  Hause  ein,  das  unter  allen  Um- 
ständen zunflchst  die  «Stücke-  d.  h.  die 
Partialobligationen  der  Anleihe  in  Voi-wah- 
nmg  behält,  um  sie  nach  den  mit  den 
anderen  Mitgliedern  vercinbai-ten  Gnmd- 
sätzcn  zw  emittieren.  Die  Emission  kann 
geschehen  entweder  durch  sfreiliändigen 
Verkaufs  an  der  Biiise  oder  durch  Auf- 
legung der  Anleihe  ziu-  f  e  n  1 1  i  ch  e  n  Zeich- 
nung (Subskription).  Bei  der  Subskription 
sucht  man  das  Papier  auf  einmal  und 
zwar  ausserhalb  der  Börse  unterzubringen, 


während  man  es  beim  freihändigen  Ver- 
kauf allmählich  an  der  Börse  veischleisat. 
Aber  auch  im  ersteren  Falle  ist  die  »Ein- 
führung' an  der  Börse  re^lmässU^  nötig 
denn  kein  Mensch  wird  sich  leicht  ent- 
schliessen  ,  auf  ein  Papier  zu  zeichnen,  das 
er  nicht  wieder  an  der  Börse  verkaufen 
kann;  auch  müssen  die  Emissionshäuser 
selbst  in  jedem  Falle  an  der  Börse  erheb- 
liche Umsätze  in  dem  neuen  Papiere  machen^ 
worauf  gleich  zurückzukommen  ist  Die 
Einfühnmg  an  der  Börse  ist  also  Vorbe- 
<lingung  so  ziemlich  jeder  Eraissionsthätig- 
keit.  Die  Ztdassung  von  Papieren  zum 
Börsenhandel  ist  seitens  der  Börsenleitungen 
vielfach  von  Bedingungen  abhängig  ge- 
macht^ die  indes  meist  nur  formaler  Natur 
sind ;  im  wesentlichen  bleibt  es  dem  Publi- 
kum überlassen,  sich  ein  Urteil  über  den 
Wert  des  neuen  Papiers  zu  bilden,  da  die 
Börsenbehörden  regelmässig  von  der  Ansicht 
ausgehen,  dass  es  für  sie  nicht  möglich  ist, 
ein  Urteil  über  den  Wert  eines  Börsen- 
jiapicrs  abzugeben.  Selbst  das  neue  deutsche 
l^ör^engesetz  hat  hieran  nichts  Wesentlichee 
ändern  können. 

Ist  die  Zulassung  zum  Börsenhandel  er- 
folgt, so  veröffentlicht  das  leitende  EmissioDs- 
haus  den  Prospekt,  der  auch  die  Auf- 
forderung ZIU"  Zeichnung  enÜiftlt,  wenn  eine 
solche  stattfindet  Der  Inhalt  des  Prospekts 
soll  dem  l'iibliknm  die  Möglichkeit  bieten, 
sidi  ein  Urteil  über  die  Güte  des  Pauiers 
zu  bilden,  und  zugleich  soll  er  das  Publikum 
anregen  zu  zeichnen.  Für  die  Emis&ions- 
liäuser  steht  nun  aber  der  letztere  Zwec^ 
in  erster  Linie,  was  den  Inhalt  des  Pro- 
spektes  nur  zu  leicht  stäi^er  beeinQusst, 
als  dies  im  Interesse  des  Publikums  er- 
wünscht ist. 

Die  Zeichnung  selbst  findet  in  der  R^;el 
erst  einige  Tage  nach  Veniffentüchung  des 
Pi'Osi)ektes  statt  oder  auch  noch  etwas  später. 
Zwischen  der  Zeichnung  und  der  »Zutei- 
lung« der  Stücke  an  die  Zeichner,  d.  h. 
der  Mitteilung,  wieviel  sie  auf  ihre  Zeich- 
nung erhalten,  verstreicht  ein  weiterer  Zeit- 
raum. Beide  Zeiträume  werden  von  den 
Emissionshäusem  benutzt,  um  für  die  Emission 
^Stimmung  zu  machen«.  Das  ist  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  bei  allen  mensch- 
lichen Unternehmungen  nötig,  und  man  wird 
daraus  den  Emissionshäusern  keinen  Vor- 
wurf machen  düHen ;  aber  leider  halten  sie 
sich  dabei  nicht  immer  in  den  Grenzen  des 
moralisch  Zulässigen:  Das  Bedenklichste  ist 
die  —  offene  oder  versteckte  —  Bestechung 
käuflicher  Journalisten;  zu  den  relativ  am 
hilufigsten  vorkommenden,  aber  auch  recht 
bedenklichen  Kunstgriffen  gehört  ferner  die 
Veranstaltung  fiktiver  Käufe,  um  den  Kurs 
eines  solchen  noch  gar  nicht  wiiklich  exis- 
tierenden Papiers  willkürlich  zn  steigern; 
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das  umgekehrte  Manier  -wird  nidit  selten 
von  C^^^em  der  iEmission  versucht 
Diese  Oeschfifte  »per  Erscheinen«,  (d.  h. 
vor  Ausgabe  der  Stßcke;  die  Eng^der 
sprechen  von  »dealing  before  allotment«, 
Handel  vor  der  Zuteilung)  haben  unzweifel- 
haft oft  einen  direkt  schwindelhaften  Cha- 
rakter; indes  ist  das  keineswegs  immer  der 
Fall.  Wenn  z.  B.  eine  »Ueberzeichnung« 
erwartet  wird,  d.  h.  die  Zeichnxmg  eines  die 
Emission  übersteigenden  Betrages,  so  wird 
schon  deshalb  regelmässig  meiir  gezeichnet, 
als  die  Subskribenten  zu  haben  wünschen, 
und  eben  hierdurch  kommt  gerade  die  den 
Emissionshäusem  sehr  willkommene  »Ueber- 
zeichnnng«  zu  stände.  Die  Zeichner  sind 
nun  verpflichtet,  den  vollen  gezeichneten 
Betrag  bei  Erfordern  abzunehmen,  also  viel- 
leicht 100000  Mark,  während  sie  thatsäch- 
lich  vielleicht  nm*  10000  Mark  haben  wollen. 
In  der  Regel  zeichnen  die  Emissionshäuser 
ihrerseits  ebenfalls  grosse  Beträge,  d.  h. 
wenn  sie  hoffen,  daran  tüchtig  zu  verdienen. 
Passiert  aber  vor  der  Zuteiliuig  etwas  Un- 
günstiges, so  können  sie  ihre  Zeichnungen 
einschränken,  und  in  solchem  Falle  kann  es 
jenen  privaten  Zeichnern  widerfahren,  dass 
ihnen  viel  mehr  zugeteilt  wird,  als  sie  zu 
haben  wünschen.  Cm  sich  gegen  solche 
Mr^lichkeiten  zu  sichern,  ziehen  gerade  be- 
sonders solide  Interossenten  oft  vor,  den 
Betrag,  den  sie  wirklich  haben  wollen, 
vielleicht  über  dem  Subskriptionskurse,  an 
der  Börse  »per  Erscheinen«  zu  kaufen. 
Umgekehrt  sind  epekulative  Zeichner,  die 
das  mit  jeder  Zeichnung  verbimdenc  Risico 
fl'jemehmeu  wollen,  oft  in  der  Lage,  soWel, 
wie  sie  sicher  bei  der  Zuteilung  zu  er- 
halten hoffen,  schon  vorher  »per  Erscheinen« 
wieder  zu  verkaufen.  Das  passt  al)er  natür- 
lich den  Emissionshäuseni  nicht,  die  sich 
deshalb  wohl  gegen  solche  »Koncertzeichner« 
zu  schützen  suchen,  indem  sie  den  Zeichnern 
die  Verpflichtung  auferlegen,  innerhalb  ge- 
wisser Zoit  nit'ht  zu  verkaufen.  Indes  ge- 
schieht das  trotzdem  in  erheblichem  Um- 
fange, und  auch  abgesehen  davon  müssen 
die  Emissionshäuser  in  der  Regel  noch 
küraere  oder  längere  Zeit  hindurch  an  der 
Böi-se  täglich  erheblicJie  Beträge  des  emit- 
tierton Fapiers  zurückkaufen  (^wieder  auf- 
nehmen«), imi  einen  Kursrückgang  zu  ver- 
hüten, der  ihnen  entweder  dh-ekten  Schaden 
zufügen  oder  doch  ihren  ^Emissionsbredit«, 
ihr  Ansehen  als  Emission  sliaus,  benachteiligen 
wüitle. 

Es  dauert  oft  lange  Zeit,  bis  die  ganze 
Emission  untergebracht  ist.  Erst  dann  er- 
stattet das  leitende  Haus  die  Sclüussabrech- 
nung  und  verteilt  den  Gewinn  oder  den 
Verlust  auf  die  51itglieder  des  Konsortiums. 
Bleiht  etwa,  was  auch  gar  nicht  selten  vor- 
kommt, ein  Teil  der  Anleihe  imverkauft, 


dum  muss  dieser  Teil  BchliessUch  in  natura 
an  die  Mitglieder  des  Konsortiums  und  von 
diesen  wieder  an  ihre  UntarbeteLtigten  re- 
partiert werden. 

Vom  Eonversionsgeschäft  kann 
hier  nicht  viel  gesagt  werden;  es  besieht 
aus  dem  Umtausch  der  Obligationen  einer 
alten  Anleihe  gegen  solche  einer  niedriger 
verzinslichen  neuen  Anleihe  gleicher  üt, 
meist  unter  Zusicherung  einer  Prämie  an 
die  zur  Konva^on  geneigten  Inhaber  alter 
Obligationen. 

Viel  mannigfaltiger  sind  die  verschiedenen 
Arten  des  Gründungsgeschaf tes  be- 
schaffen; doch  fehlt  auch  für  ihre  Schilde- 
rung der  Raum.  Das  Besondere  gegenüber 
dem  Anleihegeschäft  besteht  vorzugsweise 
darin,  dass  es  sich  bei  diesem  darum  handelt, 
den  Kredit  eines  Staates,  einer  Gemeinde 
u.  8.  w.,  beim  Gründungsgeschäfte  dagegen 
darum,  den  Wert  eines  Unternehmens 
zu  schätzen  und  zwar  entweder  eines  schon 
bestehenden  Unternehmens,  das  in  eine  Ak- 
tiengesellschaft verwandelt  werden  soll, 
oder  eines  erst  zu  begründenden  Unter- 
nehmens. Im  ersteren  Falle  ist  die  Schät- 
zung natürlich  eine  leichtere  als  im  letzteren  j 
aber  stets  sind  die  Schwierigkeiten  sehr 
grosse,  weil  der  wichtigste  Faktor,  die 
künftige  Rentabilität,  sich  meist  der  Vor- 
ausbereclinung  entzieht  und  zwar  regel- 
mässig in  noch  weit  höherem  Masse  als  die 
Kreditwürdigkeit  eines  Staates.  Sodann 
neigen  die  »GrQnder«  dazu,  den  Wert  des 
von  ihnen  begründeten  Unternehmens  zu 
hoch  zu  schätzen,  oft  vollkommen  in  gutem 
Glauben;  doch  spielt  ihr  eigenes  Interesse 
naturgemftss  eine  erhebliche  Rolle,  sei  es 
weil  sie  Vorbesitzer  des  Untemehmens  sind, 
sei  es  weü  durch  Erhöhung  des  Kapitals 
der  Gesellsdiaft  ihr  GrUndeigewinn  sich 
steifem  lägst,  ^un  ist  ihre  Tnäti^keit  un- 
zweifelhaft sehr  oft  ebenso  schwierig  wie 
nützlich,  letzteres  vorzugsweise,  wenn  es 
sich  um  ganz  neue  Unternehmungen  handelt, 
aber  auch  dann,  wenn  ein  tiestehendes  Unter- 
nehmen ohne  Umwandlung  in  eine  Aktien- 
gesellschaft aufgelöst  werden  müsste,  etwa 
weil  der  bisherige  Unternehmer  stirbt,  weil 
das  Kapital  im  Erbgange  verteilt  werden 
muss  u.  s.  w.  Indes  der  entgegengesetzte 
Fall  ist  auch  nicht  gerade  selten,  und  die 
ohnehin  schwierige  Bewertung  eines  Unter- 
nehmens wird  durch  diese  starke  Beteiligung 
des  Seihstinteresses  der  Griinder  noch  we- 
sentlich kompliziert.  Es  ist  Aufgabe  des 
Aktienrechts,  den  Gefahren  dieses  Zustandes 
nach  Möglichkeit  entgegenzuwirken,  ohne 
die  Entstehung  von  Aktiengesellschaften 
allzusehr  zu  erschw^eren.  Dass  diese  Auf- 
gabe schon  befriedigend  gelost  wäre,  kann 
kaum  gesagt  werden.  Vgl.  den  Art.  Ak- 
I  tiengesellschaften  oben  Bd.  I,  S.  143 ff. 

66* 
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2.  Die  Gesch&fte  In  B5nenpapieren. 

Im  allgemci  neo  ist  hier  auf  IV.  2  oben  S.  1035  ff. 
zu  verweisen.  Niur  einige  Besonderheiten  der 
Fondsbörse  he<1flrfen  noch  der  Besprechung. 
Die  Art,  dort  Geschäfte  zu  madien,  ist  eine  ver- 
schiedene bei  Kassa-  und  V>ei  Zcitgesclififtcu 
(dies  der  übliche  Ausdnicb  fflr  Börsentermin- 
geschäfte an  der  Fondsliörse),  sie  ist  aucii 
an  den  einzelnen  Börsen  nicht  die  gleiche. 

An  den  deutschen  B<)i-sen  wen-ien  in 
den  meisten  Papieren  nur  Kassagosciiilfte 
abgeschloRKPu ,  während  das  Zeitgeschäft 
von  jeher  auf  eine  relativ  kleine  Zalü  von 
Papieren  lM.'schränkt  geblieben  und  durch 
das  Börsengesetz  noch  mehr  eingeengt 
worden  ist.  Umgfkelu-t  bildet  an  der  Lon- 
doner Fondsbörse  das  Zeitgescliäft  die  Regel, 
das  Kassageschäft  die  Ausnahme.  Die  Prä- 
miengescliäfte  spielen  in  Berlin  noch  eine 
erhebliche,  in  London  nur  eine  untei^e- 
ordnete  Rolle.  An  der  New- Yorker  Fonds- 
börse iRiederum  ^ebt  es  fast  nur  Kassa- 
geschäfte. Kiu^,  m  dieser  Hinsicht  l>esteht 
eine  wahre  Musterkarte  der  verseliiedensten 
Systeme.  Das  gleiche  gilt  von  dem  eigent- 
liclien  Verfahren  bei  Abschluss  der  Ge- 
schäfte. 

Wer  an  der  Berliner  Börse  ein 
Kassageschäft  machen  will,  geht  in  der 
Regel  zu  einem  der  Makler,  die  bestimmungs- 
oder  gewohnheitsgemflss  sich  mit  der  Ver- 
mitteluug  von  solchen  Geschäften  in  dem 
betreffenden  Papiere  befassen,  giebt  ihm  den 
Auftrag  und  lässt  sicli  wälircnd  oder  nach 
der  Börse,  zunädist  wohl  meist  mündlich, 
die  Ausführung  des  Auftrages  berichten; 
der  Makler  sehreibt  dann  zwei  »Schluss- 
sdieinc«,  giebt  jeder  der  Parteien  ein  Exem- 
plar, worauf  die  Lief(!rung  gegen  Bezahlung 
des  Kaufpreises  erfolgt.  Anders  ist  das  Ver^ 
fahren  bei  den  Zeitgeschäften.  Wer  ein 
Zeitgeschäft  an  der  Berliner  Börse  abschliessen 
will,  bcgiebt  aic^  zu  der  Grup^tc  von  Mak- 
lern und  Spekulanten,  weldie  sich  mit  Zeit- 
geschäften in  der  betreffenden  Fondsart 
befassen ;  di)rt  werden  unausgesetzt  mit 
lanter  Stimme  Kaufs-  inid  Verkanf.soffei"ten 
gemacht :  ist  dem  Cieschäftsl listigen  eine 
dieser  Offerten  genehm,  so  sagt  er  zu  dem 
Offerenten  (falls  er  kaufen  will):  »fiü  Stfick 
von  Ihiicuf-  oder  dergleichen,  der  andere 
sagt:  »An  Sie^  unil  das  (leschäft  ist  ab- 
geschlossen, worauf  es  von  beiden  Parteien 
durch  eine  Zeile  in  ihr  Notizbuch  eingetragen 
und  nach  der  Börse  durch  Auswechselung 
von  Suhl nssschei neu  bestätigt  wird. 

An  der  Londoner  Fonilsbörse  sind  es, 
wie  wir  schon  wissen,  die  Makler  (bmkers), 
welche  Anfti-iige  von  Nichtmit gliedern  der 
Fondsbörse  erhalten.  Der  Makler,  der  einen 
solchen  Anftrag  liat,  geht  an  der  Bürse  in 
den  »Markt-,  wo  Papiere  der  betreffenden 
Art  gehandelt  werden.  Dort  fragt  er  einen 


oder  mehr«»«  Händler  nach  dem  IVeise, 
ohne  zu  sa^n,  ob  er  kaufen  oder  verbuin 
will;  die  Händler  «machen«  ihm  eben 
Preis  für  Käufe  und  einen  anderen  für  Ver- 
käufe,vielleicht.l5(>— l'iDVi«,  d.  h.  zu  150  wird 
gekauft,  zu  löO'.s  verkauft;  dies  ist  eine 
bindende  Offorte  für  gewisse  Maximalbeträge; 
wenn  dem  Makler  die  Offerte  genehm  ist, 
selüicsst  er  mündlich  ab,  ähnlich  wie  es 
bei  den  Berliner  Zeitgeschäften  geschieht, 
und  das  Geschäft  wird  wie  in  Berlin  kura 
notiert 

Derartige  formlose  Geschäftsabschlüsse 
geben  an  der  Börse  fast  nie  zu  Weite- 
rungen Aulass;  gleich  der  ganzen  übrigen 
Börsentechnik  dienen  sie  dem  Zwecke,  den 
(leschäftsgang  aufs  äusserste  zu  verein- 
fachen ,  jede  überflüssige  Bemühung  zu 
veiineiden.  Dabei  herrscht  unbedingtes 
gegenseitiges  Vertrauen,  dessen  so  ziemlich 
jeder  teilhaft  wird,  der  die  Börse  regel- 
mässig besucht  und  seine  Verpfhchtungen 
erfüllt.  Hört  dies  auf,  so  geht  allerdings 
das  Vertrauen  sofort  verloren,  kann  ak^ 
wenigstens  in  Berlin  nur  zu  leicht  wieder- 
gewonnen w^erden ,  wenn  ein  Abkommen 
mit  den  Gläubigem  zu  stände  kommt  An 
der  Londoner  Fondsbörse  sind  die  betref- 
fenden Bestimmungen  si^hr  viel  strenger. 

3.  Die  Prolongation  und  Abwicbelnng 
derBSrsentermingeschäfte  an  der  Fonds- 
börse. Im  folgenden  werden  einige  für 
die  Technik  der  Termingeschäfte  wesent- 
liche Punkte  etwas  eingehender  daigestdlt, 
und  zwar  auf  Gnuid  der  Verhältnisse  an 
der  Berliner  Fondsbörse ;  doch  sind  in  die^ier 
Hinsicht  an  den  meisten  anderen  Fonds- 
t>örsen  ähnliche  Eiiuiehtungen  vorhanden. 
Dabei  wird  yoa  der  für  die  Mehrzahl  der 
j  Fälle  zutreffenden  Voraussetzung  ausgegan- 

fen,  dann  die  Börsenb^rmingeschäfte  speku- 
ativer  Art  sind,  dass  also  gekauft  wird, 
um  höher  zu  verkaufen  (lünisse-Sp^kulatioD). 
oder  dass  vorkauft  wird,  um  billiger  einzn- 
kaufen  (Baisso-Six-kvüation).  In  beiden  Fällen 
rauss  das  Geschilft  vor  dem  Lieferungs- 
termine, dem  uaauoemässen  -Stichtage--, 
entweder  »realisiert-  oder  "prolongiert* 
wenien.  Letztei-es  geseliieht  mittelst  de? 
sogenannten  >R e  p or t g e s c h  a f t  s«. 

Km'z  vor  dem  Ultimo  stellt  sich  nämlich 
heraus,  ob  viele  Zeitgeschäfte  nocli  niclit 
realisiert  sind  und  ob  die  Mehrzahl  dieser 
Zeitgeschäfte  aus  Hausse-  oder  aus  BaL-^se- 
geschiiften  besteht.  Sind  überwiegend  Hansse- 
geschüfte  DOch  unn-alisiert,  so  müssen  die 
Haussiers  ein   Opfer  dafür  bringen,  d;i>s 
ihnen  die  Möghcnkeit  gii-geben  wird,  ihre 
Kngagementfti  bis  zum  nächsten  Ultimo  zu 
[  pixilongieren,  sie  müssen  »Report«  bezahlen: 
j  wenn  dagegen  die  Menge  der  nicht  reali- 
I  sierten  liaissegeschäfte  überwiegt,  so  müssen 
jdie  Baissiers   für  die  Prolongation  ihRT 
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Eoga^ments  eine  Gebühr,  »Deport»  genannt, 
entrichten. 

Die  Prolongation  vird  dadurch  bewirkt, 
das^  der  Haussespekulant  per  Ultimo  des 
lanfend«a  Honats  Terkanit  und  zugleich  vom 
Käufer  per  Ultimo  des  nächst^  Honats 
wieder  kauft,  wfthrend  der  Baissier  umge- 
kehrt per  Ultimo  des  laufenden  Monats 
kauft  und  sogleich  an  den  Verkäufer  per 
Ultimo  des  nfichsten  Monats  wieder  verkauft. 

Wenn  Hausse-Engagements  bedeutend 
sind  und  der  Report  demgemftss  hocii  ist, 
bietet  das  Reportgescliäft  Kapitalbesitzern 
Gelegenheit  zu  vorteilhafter  Anlage  ihrer 
Kapitalien ;  sind  umgekehrt  die  Baisse- 
Engi^ments  bedeutend,  so  können  Besitzer 
von  Börsenpapieren  unter  Umständen  eine 
erhebliche  Leüigobflhr  für  dieselben  erzielen. 

Oft  kommt  es  auch  vor,  dass  weder  Re- 
port noch  Deport  gezalüt,  sondern  »glatt 
])rolongiert«  wml ;  dann  hat  derjenige,  wel- 
cher das  Geld  dafiir  hergiebt,  nur  den  Ge- 
nuss  der  laufenden  Stiickzinsen. 

Soviel  von  der  Prolongation.  Nun  ist 
noch  die  Abwickelung  der  Zeitgeschäfte, 
die  »Ultimoliquidation<r,  zu  schildern, 
und  zwar  auf  Gnmd  der  Verhältnisse  der 
Berliner  Börse;  an  anderen  Böi-sen  vollzieht 
sich  die  Liquidation  ähnlich,  mit  geringen 
Abweichtmgen.  Nehmen  wir  an,  alle  8pe- 
kulaticmsgeschäfte  seien  entweder  realisiert 
oder  prolongiert,  ein  Zustand,  der  in  Berlin 
eigentlich  am  Abend  des  drittletzten  Tages 
vor  dem  Ultimo  eiTeicht  sein  sollte,  was 
aber  thatsächlich  nicht  immer  der  Fall  ist. 
An  diesem  Tage  bis  l'/a  Uhr  findet  in 
Berlin  nsancemässig  die  »Prämienerklä- 
riing«  statt  d.  h.  diejenigen  Personen,  die 
Vorprämien  gekauft,  KQclrprSmien  verkauft 
haben  und  dergleichen,  mflssen  bis  dahin 
erkl&ien,  ob  «e  die  Prämien  bezahlen  oder 
die  Ausffihrung  des  Geschäfts  verlangen 
wollen.  Daraus  eigiebt  sich  unter  Umstän- 
den noch  im  letzten  Momente  für  die  an- 
deren Parteien  die  Notwendigkeit  von  Re- 
alisationen oder  Prolongationen. 

Am  folgenden  Tage,  dem  zweitletzten 
vor  dem  ultimo,  weisen  die  Prämien  ge- 
zahlt und  die  «Liqnidationsknrse«  vom 
Börsenvorstand  festgesetzt.  Die  Ultimoliqui- 
dation besteht  nämüch  zum  grossen  Teile 
aus  einem  Korapensationsverfahren  zur  Aus- 
scheidung aller  tiberflüssigen  Liefeningen 
und  Zahlungen.  Bei  diesem  Kompensations- 
verfahren  muss  für  jede  Art  Börsenpapiere 
ein  einziger  Kurs  zu  Grunde  gelegt  und 
dieser  muss  durch  den  Börsen  vorstand  aus- 
drücklich festgesetzt  werden,  wobei  letzterer 
sich  an  den  zufälligen  augenblicklichen  Kurs- 
stand ungefähr  anschliesst  Die  Differenzen 
gegenüber  den  wirklichen  Kauf-  und  Ver- 
kaufspreisen werden  später  privatim  zwischen 
den  Parteien  reguliert. 


Nun  beginnt  am  Nachmittag  des  gleichen 
Tages  das  eigentüche  Liqmdanonsverfahren 
Avach  Einreiohxmg  der  sc^nannten  »Scontri« 
beim  »Liquidationsverein«.  Letzterer 
ist  errichtet  von  allen  Berliner  Börsenfirmen, 
die  r^lmässig  BGrsentenningeschftfte 
machen,  um  deren  Abwickelung  im  Ligui- 
dationsverfahren  zu  bewirken.  Er  bedient 
sich  dabei  der  -»Bank  des  Berliner  Kassen- 
vca^s«,  die  auch  für  das  Kassagescbäft 
der  Berliner  Börse  die  Liefemog  der  Stücke 
gegen  Einkassienrng  der  Kau^reise  über- 
nommen hat.  Beim  Bureau  dieser  Bank 
werden  die  Seontrobogen  oder  »Scontri« 
eingereicht ;  das  sind  grosse  Papierbo^n, 
auf  denen  die  Namen  aller  dem  Liqmda- 
tionsvereine  angehörigen  Börsenfirmen  vor- 
gedruckt sind.  Jedes  Mitglied  des  Vereins 
erhält  solche  Formulare,  und  zwar  giebt  es 
deren  besondere  für  jedes  Papier,  in  dem 
regelmässig  Zeitgeschäfte  gemacht  werden. 
Wer  an  dem  betreffenden  Ultimo  von  diesem 
Papiere  etwas  zn  liefern  oder  zu  empfangen 
hat,  bemerkt  in  dem  Formulare  hinter  dem 
'  Kamen  seines  Gegenkontrahenten  den  zu 
i  liefernden  bezw.  zu  empfangenden  Betrag, 
eventuell  (falls  mit  dem  gleichen  Gegen- 
kontrahenten Kauf-  und  Verkau^schäfte 
abgeschlossen  sind»  den  zu  liefernden  bezw. 
zu  empfangenden  Saldo. 

Der  Liquidationsverein  kompensiert  nun 
alle  schon  realisierten  oder  prolongierten 
Geschäfte  und  teüt  den  noch  übrigen,  ver- 
hältnismässig wenigen  Lieferanten  von 
Stücken,  die  weder  realisiert  noch  prolon- 
giert sind ,  die  Namen  derjenigen  mit, 
welche  diese  Stücke  zu  empfangen  haben. 
Zu  dem  Zwecke  werden  den  eisteren  be- 
sondere »Lieferscheine«-  aussteigt. 

Endlich  fmdet  am  Ulhmo  selbst  auf 
Grund  der  lieferscheine  die  Lieferung  und 
Bezahlung  dieser  Stücke  statt  und  am  Tage 
nach  demUItimo  die  Zahlung  der  Differenzen. 

4.  Maklerwesen,  Kursfestetellnng 
und  KnrszetteL  Wir  wissen  berdts,  welche 
bedeutsame  Rolle  die  Makler  im  Börsen- 
wesen spielen,  dass  aber  ihre  wirtsch^tHchen 
Fanktionen  an  den  einzelnen  Börsen  recht 
verschiedenartige  sind.  Hier  noch  wenige 
Worte  über  das  Maklerwesen  der  deutschen 
und  französischen  Fondsbörsen.  Es  untere 
scheidet  sich  von  dem  Maklerwesen  der 
völlig  modernen  englischen  und  amerikani- 
schen Fondslxirsen  durch  erhebliche  Ueber- 
bleibsel  der  Beamtenstellung,  welche  den 
Maklern  in  früheren  Zeiten  zugewiesen 
worden  war,  um  ihren  Missbräuchen  zu 
steuern.  Diese  Beamtenstellung  kommt 
haniitsächlicli  zum  Ausdruck  in  der  Ver- 
eidigung und  in  dem  Verbote,  für  eigene 
Bechnuag  Geschäfte  zu  machen,  andererseits 
in  gewissen  Privilegien  oder  sogar  in  einem 
Monojwle,  wie  es  sich  in  Paris  de  jure  noch 
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erhalten  hat.  An  einigeo  deutacheo  Börsen, 
in  den  HansestAdtea,  in  Maanheiin,  ist  dieser 
Häckstand  aus  alter  Zeit  länget  verschvun- 
.den,  und  auch  wo  er  noch  vorhanden  ist, 
hat  er  so  ziemlich  Jede  praktische  Bedeu- 
tung verloren;  ja,  die  Vorschriften,  welche 
entstanden  sind,  um  die  geschäftliche  Moral 
zu  heben,  sind  für  diese  umgekehrt  sehr 
nachteilig  geworden,  weil  sie  nicht  mehr 
beobachtet  werden  können,  vielmehr  unaus- 
gesetzt Übertreten  werden  müssen.  In  stei- 
gendem Masse  müssen  selbst  die  Tereidigten 
Makler ,  wenn  sie  exi.stipreii  wollen, 
Geschäfte  für  eigene  Bechnung  machen, 
und  dennoch  wird  ihre  Bedeutung  immer 
mehr  durch  die  nicht  vereidigten  »freien 
MaUer«  eingeengt  Nichtsdestoweniger  sind 
alle  Anj;riäe  auf  das  reclitUdie  Mono])ol 
der  Pariser  »a^ts  de  change«  bisher  ge- 
scheitert, und  in  Deutschland  hat  das  neue 
Börsengesetz  die  Beamteumakler  als  «Kurs- 
makler«  beibehalten. 

Die  Makler  der  Fondsbörsen  sind  unter 
allen  Umständen  in  erster  Linie  Oesohflfts- 
vermittler:  sie  haben  keineswegs  das 
Bestreben,  für  eigene  Redinuug  Geschäfte 
zu  machen ;  aber  sie  werden  oft  hierzu  ge- 
zwungen, weil  es  liäufig  schwierig  ist,  für 
die  Ausführung  eines  Auftrags  sofort  eine 
G^;enpartei  zu  finden;  sie  müssen  also  oft 
selbst  eintreten;  doch  enthält  ihre  Stellung 
im  Markte  unleugbar  auch  einen  Antrieb, 
für  kurze  Zeit  in  Spekulation  zu  treten. 
Gleichviel  nun,  ob  das  auf  Zwang  oder 
freiem  Willen  beruht,  jedenfalls  stehen  dem 
Makler,  der  zunächst  selbst  eintritt,  melirere 
Arten  des  Verhaltens  gegenüber  seinem 
Auftraggeber  frei,  vorausgesetzt,  dass  dieser 
überhaupt  damit  einverstanden  ist ;  entweder 
nennt  der  Makler  sich  em  für  allemal  als 
Selbstkontrahenten  oder  er  behält  sich  Nen- 
nung der  Gegenpartei  vor,  in  welchem  Falle 
er  emstweilen  au  deren  Stelle  die  Worte 
>an  Aufgabe«  in  den  Schlussschein  einfügt. 
Eine  dntte  Gruppe  von  Maklern  hat  mit 
einer  »Maklerbank«  das  Abkonunen  ge- 
troffen, dass  diese  ihm  gegen  Sicherstellung 
gestattet,  sie  als  'Aufgabe«  zu  benutzen, 
derart,  dass  die  Maklerbank  als  Selbstkon- 
trahent eintritt ;  doch  auch  in  letztcrem  Falle 
sucht  der  Makler  stets  so  rasch  wie  m5ghch 
eine  Gegenpartei  zu  finden,  der  er  wiederum 
die  Maklerbank  als  Kontrahenten  aufgtebt. 
Wie  schon  erwähnt,  gehen  cde  Klassen  der 
Tagesspekulanten  und  Makler  an  den 
deutschen  und  französischen  Börsen  in 
einander  üb«:,  während  sie  in  London  scharf 
von  einander  getrennt  sind  (»brokers«  und 
»dealers«) ;  aber  hier  wie  dort  dienen  beide 
Klassen  der  Geschftftsvermittelung. 

Hier  ist  der  Ort,  etwas  näher  einzu- 
gehen auf  die  wichtigen  Vorgänge  der 
»Kursfeststellung«.,  bei  der  den  Maklern 


vielfach  wesentliche  Funktionen  zugewiesen 
worden  sind.  Indes  sind  hierbei  mandie 
Dinge  auseinanderzuhalten,  die  bisher  meist 
mit  einander  vermischt  werden :  Kuisofferten 
bezw.  Gebote.  Kursbildung  und  Kursbekannt^ 
machung,  sodann  vor  allem  »freiere  Markt 
und  »oMzieller«  Marict. 

Die  Kurs-  oder  Preisbildung  selbst  kann 
den  Maklern  nur  im  »off iziellen«  Markte 
zu^wiesen  werden ,  d.  h.  in  demjenigen 
Teile  des  Börsenverkehrs,  bei  dem  die  freis- 
bildung  dem  freien,  unausgesetzten  Walten 
der  Börsenmeinung  entrückt  und  statt  dessen 
diux:h  einen  amüichen  Apparat  vollzogen 
wird,  cler  aber  dem  Wesen  der  Börse  vricfcr^ 
spricht 

Charakteristisoh  für  die  Börse  ist  die 
Preisbildung  durch  die  Spekulation, 
die  durch  den  freien  Wimdel  ihrer  Mönung 
in  jedem  Augenblidra  einen  neuen  Preis 
erzeugen  kann.  Diese  Art  der  Freisbildung 
ist  z.B.  an  der  Londoner  Fondsbörse,  der 
nössten  der  Welt,  bei  aUen  viel  Kefaandelten 
BÖiseopapieren  üblich.  Der  Makler  hat  hier 
mit  der  Kui-sbildun^  nichts  zu  thun;  viel- 
mehr wendet  er  sich,  wie  wir  wissen,  an 
die  »jobbers«,  d.h.  an  die  Tagesspekulanten, 
welche  unter  dem  unausgesetzten  duflusse 
der  Börsenmeinung  Kursofferten  und  Kuis- 
gebote  macheu,  auf  Grund  deren  die  Ge- 
schäfte zu  Stande  kommen,  die  Kursbüdung 
sich  vollzieht  Die  Bekanntmachung 
dieser  Kurse  können  daim  die  Makler  durch 
einfache  Mitteilung  an  den  von  der  Börseu- 
leitung  dafür  bestimmten  Beamten  veran- 
lassen; jeder  sofort  derart  mitgeteilte  Kurs 
wird  in  den  offiziellen  Kurszettel 
aufgenommen,  der  das  beteiligte,  ausserhalb 
der  Börse  stehende  Publikum  über  den  Ge- 
schäftsgang unterrichten  soll.  Der  offiziello 
Londoner  Kurszettel  bringt  also  für  alle 
stark  gehandelten  Papiere  ^lich  meist  eine 
ganze  Reihe  von  Kursnotierungen,  obwohl 
viele  Abschlüsse  gu:  nicht  an^meldet  und 
daher  auch  nicht  in  den  ofnziellen  Kurs- 
zettel aufgenommen  werden.  Aehnlich  ist 
der  Hergang  im  freien  Berliner  Ter- 
minmarkte hinsichtlich  der  stark  auf 
Zeit  gehandelten  Papiere. 

Den  äusserten  Gegensatz  dazu  bildet 
der  sogenannte  »Ginheitskurs«  im 
Kassenmarkte  der  Berliner  Börse.  Hier 
bleibt  die  Kursbildung  einem  Mechanismus 
überlassen,  der  durch  die  vereidigten  MaUer 
(seit  dem  neuen  Börss^eaetze  »Kursmakler« 
genannt)  gehandhabt  wird.  Sie  treten  ein- 
nud  täglioL  zu  bestimmter  Zeit  mit  ihren 
Notizbüchern  zuaammen  und  suchen  durch 
deren  Yergleichimg  festzustellen,  bäwelGhem 
Kurse  von  jedem  Papiere  die  mmsten  der 
ihnen  dariji  erteilten  Auftritee  ausgeführt 
werden  können,  derart,  dass  aÜe  ohne  limi- 
tum  (KuTsbeschränkung)  erteilten  Aufträge 
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Yorwe^  anszufOhien  sind.  Der  so  ermittelte 
Kurs  ist  der  einzige,  der  für  das  betreffende 
Papier  aa  diesem  Tage  zu  stände  kommt 
und  offiziell  notiert,  d.  h.  im  offiziellea  Kurs- 
zettel bekannt  gegeben  wird.  Man  hat 
diesen  Meohanismus  aetir  gerühmt ;  es  lässt 
äßb.  aber  nidit  verkennen,  daas  er  bei  stark 
gehandelten  und  häufigen  Eurssch'muikungen 
untKÜ^raiden  Papieren  nicht  mehr  an- 
wendbar ist,  daas  femer  bei  ihm,  statt  vieler 
kleine  Kurssdivuikangen,  seltenere,  aber 
um  so  grossere  Kursvetflnderungen  erfolgen 
müssen;  die  Yorsichtsmassregeln,  die  ge- 
troffen sind,  am  diese  und  andere  Nachteile 
des  Systems  zu  Terringem,  laufen  im  wesent- 
lidien  hinaus  auf  Milderung  des  darin  liegen- 
den starren  Schematismus  durch  die  freie 
Börsenmeinung;  daraus  geht  deutlich  her- 
vor, welches  die  Richtung  der  Eatwickelung 
ist:  der  »Einheitskurs«  wird  mit  der  Zeit 
ohne  Zweifel  immer  mehr  verschwinden. 

Zwischen  diesen  beiden  Systemen  der 
Kursbildung  und  Kursbekauntmachung  giebt 
es  deren  noch  eine  Reihe  anderer,  auf  die 
hier  nicht  eingegangen  werden  kann. 

Zum  Scbluss  noch  ein  Blick  auf  den 
»Kurszettel«.  In  ihm  findet  man  die 
Kurse  notiert  auf  Grund  der  für  die  ein- 
zelnen Börsen  bestehenden  Geschäftsge- 
bräuche (Usancen).  An  der  Berliner  Börse 
werden  die  meisten  Papiere  in  Prozenten 
des  »Nominalwertes«  notiert,  d.  h.  der  Kurs 
giebt  an,  wieviel  Mark  für  je  100  Mark, 
wieviel  Rubel  für  je  100  Rubel  gefordert 
(B.  =  Brief),  geboten  (G.  =  Geld)  oder  be- 
zahlt worden  sind;  ist  der  Kurswert 
ednes  Papieres  dem  Nominalwerte  gleich, 
so  sagt  man,  es  stehe  al  pari;  sonst  steht 
es  über  oder  unter  pari  (Agio  —  Disagio). 
Manche  Papiere  werden  indes  gar  nicht  in 
Prozenten  des  Nominalbetrages,  sondern 
»pro  Stück«  notiert,  eine  Notierungsweise, 
die  an  anderen  Börsen  üblicher  ist  als  in 
Berlin.  Die  laufenden  Zinsen  j^tflcknnsen) 
werden  in  Berlin  bis  zum  Geschflftstage 
dem  Verkäufer  besonders  vei^tet^  während 
sie  an  ein^n  anderen  Börsen  im  Kurse 
enthalten  sind,  derart,  dass  der  Kurs,  ganz 
abgesehen  von  seinen  Sdiwankungen,  täglich 
ma  den  Betrag  der  laufenden  Zinsen  steigt, 
und  z.  B.  ein  vierprozentiges  Papier  am  31. 
Dezember  um  2®/o  höher  stehen  muss  als 
am  1.  Juli.  An  den  Zinstenninen  wird  der 
-Coupon  »detachiert«  und  der  Kurs  um  dessen 
Betrag  ermässigt.  Bei  Aktien  wird  der 
Dividendenschein  mit  Schluss  des  Geschäfts- 
jahres abgetrennt,  die  Dividende  geschätzt 
und  der  Kurs  um  den  Betrag  dieser  ge- 
schätzten Dividende  ermässigt 

VIII.  Der  Warenverkehr. 
1.  Gegenstände  and  Arten  des  Wa- 
renbörsenverkehrs. Aus  dem  früher  Ge- 


sagten  ei^ebt  stdi,  dass  von  der  Menge  idler 
AVaren  nur  diejenigen  an  der  Börse  gehandelt 
werden  können,  welche  ein  gewisses  Mass 
von  Vertretbarkeit  erlangt  haben,  imd 
zwar  mindestens  ein  solches  Mass,  dass  der 
Verkauf  nach  Probe  möglich  ist  Dieses 
Mass  der  Vertretbaj^eit  wird  bei  Roh- 
erzeugnissen und  Halbfabrikaten  leichter 
errei(mt  als  bei  Ganz&bribUen,  weil  (Üese 
mehr  als  jene  besonderen  Bedürfnissen  an- 
gepesst,  mithin  in  höherem  Grade  indivi- 
dufüisiert  sein  müssen.  Allerdings  wird 
innerhalb  einer  und  derselben  Art  von 
Fabrikaten  durch  die  Maschinenarbeit 
immer  mehr  Vertretbarkeit  erreicht;  aber 
die  Masse  der  auf  solche  Weise  vertretbar 
gewordenen  Fabrikate  gleicher  Art  pflegt 
nur  ausnahmsweise  für  einen  regelmässigen 
Börsenverkehr  zu  genügen;  wo  auch  dieses 
Erfordernis  g^ben  ist,  da  wird  es  in  der 
That  zur  Entstehung  eines  Börsenverkehrs 
kommen.  An  den  grossen  Handelsplätzen 
der  Gegenwart,  wie  z.  B.  in  Hamburg, 
werden  so  zienüich  alle  Waren,  bei  denen 
jene  beiden  Erfordernisse  vorhanden  sindj 
börsenmässig  gehandelt ;  indes  reicht  bei 
den  meisten  dieser  Waren  die  Vertretbar- 
keit nur  aus  für  die  Entwickelung  eines 
Börsenverkehrs  nach  Probe  und  zwar 
entweder  als  Kassa-  oder  als  gewöhnliches 
Lieferungsgeschäft,  jedenfalls  also  als  »Ef- 
fektivgeschäft«, während  die  eigentlich 
charakteristische  Gestalt  des  Börsenverkehrs, 
der  Börsenterminhandel,  bisher  nur 
bei  einer  verhältnismässig  kleinen  Zahl  von 
Waren  sich  entwickelt  hat,  iu  Deutschland 
z.  B.  (vor  dem  Börsengesetze)  nur  bei  Wei- 
zen, Ro^en,  Mais,  Hafer,  Roggenmehl, 
Rohspiritus,  rohem  Rüböl,  raffiniertem  Petro- 
leum, Baumwolle,  Kaffee,  Rohzucker,  granu- 
liertem Zucker,  Kammzug.  Die  Entwi(^elung 
des  Böisentermingeschäfte  befindet  sich  no(m 
in  ihren  An&ngen.  Der  unmittelbare  Anlass 
seiner  Entstehung  kann  ein  sehr  verschieden- 
artiger sein;  scl^nbar  plötzli(äi  und  ohne 
auspichende  Ursache  kann  es  sich  zmiächst 
an  einem  einzelnen  Platze  entwickln,  oft 
wie  es  scheint  nur  infolge  spekulativer 
Neigungen  einer  kleinen  Grnppe  von  Ge- 
schäftsleuten; aber  wenn  ein  Platz  voran- 
geht, müssen  die  konkurri^nden  Hfttze,  um 
nicht  zurfickzubleiben,  bald  ebenfalls  das 
Börsentermingeschäft  einführen^  und  schon 
hieraus  geht  hervor,  dass  es  sich  um  eine 
notwendige  Entwickelung  handelt. 

Ein  warenterminmarkt  kann  sich  nur 
dort  bilden,  wo  sich  bereits  ein  grosser 
Effektivmarkt  befindet,  mag  dies  mm 
ein  Export-,  ein  Import-  oder  ein  Zwischen- 
markt sein,  auf  dem  sich  Export  und  Import 
treffen.  Wenn  sich  an  einem  solchen  Platze 
ein  Terminmarkt  bildet,  so  bedeutet  das 
nichts  anderes  als  den  B^^  der  Ar- 
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beitsteilnng  zwischen  Handel  und 
Spekulation  und  die  Entwickelnng  einer 
besonderen  Technik  der  letzteren  Prodnk- 
tionsart.  Dioao  Technik  ist  an  der  Waren- 
börec  nicht  durchweg  dio  gleiche  wie  an 
der  Fondsbörse. 

2.  Technik  de»  Warentermiiige- 
schfifto.  Im  folgeiKlen  sollen  nur  einige  be- 
sonders wichtige  Punkte  belmndelt  werden, 
hinsichtlich  deren  die  Technik  des  Waren- 
termingeschäfta  von  derjenigen  des  Zeitge- 
schäfts an  der  Fondsbörse  abweicht.  Zunächst 
besteht  schon  ein  wesentlieJier  Ünterschi«! 
zwischen  Börsenpapienm  »md  Waren  in  Be- 
zug auf  ihre  Vertretbarkeit.  BTirsen- 
papiere  einer  nnd  derselben  Art  sind  von 
Natur  ebenso  vollkommen  vertretbar 
wie  unser  h«ntiges  Geld.  Dagt^gon  giebt 
es  kaum  irgendwelche  Waren,  von  denen 

Sile  Men^'  einer  gleich  gross(>n  andeivn 
enge  in  ihrer  B«'schafft'nheit  wirklich  vf»ll- 
komnien  gleich  ist;  vielmehr  be<larf  es  bei 
den  Waren  künstlicher  Vollendung  der 
Vei-tretbai'keit.  Diese  kann  auf  verschit^lene 
W^eise  en-eidit  wenleti.  Meist  wii-d  (hircli  Bör- 
sen-l'sanee  festgesetzt,  welelie  Eigenschaf- 
ten die  Terminwait'  U'sitzen  muss;  zu  dem 
Zwecke  müssen  sogenannte  »StandanityjH'n'- 
aufgestellt  werden.  Das  geseliielit  entwefler 
datlnrch,  dass  man  ein  für  allemal  be- 
stimmt, welche  Eigenschaften  eine  Waren- 
pai-tie  haben  muss.  wenn  sie  im  Termin- 
Jiandel  lieferbai"  sein  soll ;  in  diesem  Falle 
heisst  es  also  z.  B.,  lieferlvirer  Terminweizen 
müsse  sein :  gut,  gesund,  tnickeii,  frei  von 
Darrgt^mch,  durclisehnittlieh  7Ö5  Gramm 
pro  Liter  wiegend  ii.  s.  w.  Oder  ab«'r,  es 
findet  periodische  Normienmg  der  Liefe- 
nmgs(iuaiitilt  statt.  In  Hamburg  z.  B.  heisst 
die  Kaffei'sorte,  die  auf  Termin  gejjandelt 
wird,  »goo<l  average  Santos^;  was  <)anmter 
zn  verstehen  ist,  hat  man  teils  ein  für  alle- 
mal festgesetzt,  teils  periodisch.  Kin  für 
allemal  ist  liestimmt,  dass  jedes  ^Los«. 
(?)00  Sack,  die  Einheit  im  HambniTE:er  Kaffee- 
temiinhandel)  dem  anderen  gleichwertig  imd 
dass  es  ferner  zu  ^/e  (mindestens  zu  V«)  ans 
»superior«,  zu  ^'r.  ans  »good*  und  zu  ^/e 
(hfkthstens  zu  ^  «)  aus  ^>l•egula^«  Santos-Kaffee 
bestellen  solle.  Was  als  »superior«,  »gorxl« 
nnd  »regulär«  zu  verstehen  ist,  wird  jälir- 
lich  nach-  dem  Ausfall  der  Kaffee-Ernte  feet- 
gesetzt,  indem  die  Leitung  der  Terminbörse 
Proben  zusammenstellt,  die  dann  als  Mass- 
stab für  die  Lieferbarkeit  von  Teiminkaf^ 
bis  zur  näehst(;n  Ernte  dienen. 

Es  gip'lrt  indes  eine  andei-e  Einriehttmg, 
b(ä  der  das  gleiche  Ziel  weit  einfaclwr  und 
vollkommener  erreicht  winl,  das  ist  das 
»Warrantsystem«  (vgl.  den  Art.  War- 
rants), wie  es  z.  B.  im  Roheisen-Termin  ge- 
schÄfte  von  Gla-*gow  eingeftlhrt  ist.  Dort 
sind  Warrants  über  Roheisenbarren  Gegen- 


stand des  Termingeschäfts.  Die  grossen 
LagerhauB-üntemehmimgen  raraatiereo  in 
den  von  ihnen  ausgegebenen  Warrants  etne 
bestimmte  Qualität  des  bei  ihnen  ^elagraiiea 
Eisens,  so  dass  die  Börse  mit  der  Lieferung 
qitalitfit  überhanpt  nichts  zu  thim  hat :  es  winl 
stets  »Papiereisen«  gehandelt  undgeüefert; 
die  Vertretbarkeit  ist  ebenso  vollkommen 
wie  an  der  Fondsbörse.  Aehnlieh  geschieht 
es  in  Nonlamerika,  znmal  in  Chicago,  mit 
Weizen,  der  in  grossen  Silospeichern  gela- 
gert mid  derart  klassifiziert  wird,  dass  die 
Siieieherverwaltungeo  die  Qualität  garan- 
tieren und  daramhin  Warrants  ausgebm 
können,  die  dann  als  O^enstand  des  Termin- 
gesehilfts  dienen. 

Weniger  entwickelt  als  an  der  Fonds- 
börse ist  femei'  im  Warentenningesciiift, 
wie  schon  frflher  erwähnt  meist  die  Fest- 
setzung des  Liefernngstermins.  In 
der  Regel  wird  nur  die  ^laximidfrist  bis 
zu  deren  Ablauf  geliefert  werden  muss, 
stipidiert.  Bis  dahin  kann  der  Verkäufer  die 
Liefenmg  jederzeit  dem  Käufer  ankün- 
digen. Auch  die  Art  der  Lieferung  kann 
oft  eine  verschiedene  sein  (Ijeferuog  vom 
Kahn,  vom  Boden  und  dergleichen).  End- 
lich ist  auch  die  Lionidationstechnik 
noch  meist  unentwickelt.  So  muss  insbe- 
sondere der  Tcmiinkäufer,  der  die  Ware  be- 
reits wieder  realisiert  hat,  selbst  dafür  sorgen, 
dass  er  sie  nicht  abzunehmen  braucht;  zn 
dem  Zw^eckc  giebt  er  den  Kündigungsschein 
an  seinen  Käufer  weiter,  und  so  kann  der 
Schein  durch  viele  Hände  wandern,  bis  er 
schliesslich  an  den  letzten  Käufer  kommt, 
der  noch  nicht  realisiert  hat.  Diese  Ijefe- 
nmg  durch  »Lieferungsscheine«  oder  »fi- 
lieres«  war  in  der  gleichen  Weise  im  Am- 
sterdamer Wareotermingeschäft  schon  vor 
200  Jahren  üblich ;  sie  giebt  leicht  zn  Ir- 
rungen nnd  Streitigkeiten  Anlass.  Alle  der- 
artigen Unvollkommenheiten  ze^n,  dass 
der  Warenterminhandel  noch  die  Eierschalen 
des  Effektivgeschäfts  mit  sich  hemmti^ 
dass  die  Spekulation  sich  erst  allmählich 
vom  Handel  loszulösen  und  ihre  eigene 
Technik  auszubilden  b^nnt. 

Aber  die  Warenbörse  besitzt  schon  eine 
Einrichtnng,  welche  durchaus  geeignet  ist, 
alle  diese  tjnvollkommenhräten  zn  beseitigen 
und  sogar  das  WarentermingeschSft  über 
den  jetzigen  Stand  der  Entwickeinng  des 
Zeitgeschäfts  an  der  Fondsbörse  hiDMsni- 
heben:  das  ist  die  Einrichtung  derWaren- 
Liquidationskassen.  will  man  diese 
Ea^u  mit  den  für  die  Fondsbörsen  be- 
stehenden Einrichtungen  verglachen,  so 
inuss  man  sagen,  dass  sie  die  Fonkticoen 
einer  Maklerbank  mit  denen  eines  liqnida- 
tionsvereins  vereinigen:  sie  paraütieren  als 
selbsthaftende  Kontrahenten  die  BrfOllunr 
aller  BörsentarmingescfaAfte  einer  bestimmten 


Digitized  by  Google 


BGrsenwesen 


1049 


Ware  und  besor^n  im  Lieferungstermine 
auch  deren  Abwickelung.  Ihr  Vorsprung 
gegenüber  den  EänricbtuDgen  der  Fonde- 
bürse  besteht  darin,  dass  sie  das  ganze 
Börsentermingeschäft  eines  Platzes  für  eine 
bestimmte  Ware  in  sich  vereinigen,  während 
die  Maklerbanken  der  Fondsbörse  nur  einen 
kleinen  Teil  des  Geschäfts  centralisieren. 
Wer  ein  Börsentermingeschäft  macht  in 
einem  Harkte,  für  den  eine  Liquidations- 
ka«e  besteht,  muss  nach  Abschlusa  des 
Gesdi&fts  bei  der  Kasse  einen  ^wissen 
BartMtiag  hinterlegen,  der  z,  B.  im  Ham- 
btuTKer  Kaffeeterminmarkte  3  Hark  für  den 
Sadc  Kaffee  betri^  Realisiert  er  einen 
Teil  seines  Engagements,  so  verringert  sich 
sein  Depositum  entsprechend;  erfolgt  eine 
I^reisänderung  zu  seinem  Naditeile,  die  eine 
bestimmte  Grenze  überschreitet,  so  musa  er 
auf  Verlangen  sein  Dejicsitum  verstärken. 
Letzteres  ermöglicht  der  Kasse,  ohne  Risico 
die  Erfüllung  des  Geschäfts  zu  garantieren, 
wodurch  die  Spekulanten  von  der  Sorge  um 
tiie  Leistungsfähigkeit  ihrer  Gegenkontra- 
henten befreit  werden.  —  Die  Abwicke- 
lung des  Börsentermingeschäfts  im  Liefe- 
rungstermin, soweit  ein  solcher  schon  ein- 
heitlich besteht,  erfolgt  in  der  Warenbörse 
durch  die  Liquidationskasse  auf  ähnliche 
Weise,  wie  wir  sie  fCu*  die  Fondsbörse  ge- 
schildert haben;  die  unvollkommene  Liqm- 
dation  durch  von  Hand  zu  Hand  gehende 
Lieferscheine  wird  ersetzt  durch  einen  genau 
und  selbstthätig  funktionierenden  Mechanis- 
mus, der  hier  vollkommen  am  Platze  ist. 

8.  Bedentang  des  Warentenninge- 
schSfts.  Hit  Recht  hat  man  gesagt:  ->Die 
Thatsachen,  welche  den  äusseren  Anstoss 
zur  !E^ührung  des  Termingeschäfts  in  den 
verschiedenen  Artikeln  an  den  einzelnen 
Plätzen  gegeben  haben,  sind  sehr  mannig- 
faltiger Art.  Aber  da,  wo  der  Terminhandel 
in  einem  Artikel  zuerst  und  originär  ent- 
steht, ist  der  innere  Grund  seines  £nt^ 
Stehens  überall  der  gleiche,  nämlidi 
das  Bedürfnis  der  beteiligten 
Kreise,  das  Kisico  der  Preis- 
sch'vankungen  auf  andere  Schul- 
tern abznwAlzen«  (Pfleger).  Soweit  ist 
man  in  der  Erkenntnis  gelangt ;  aber  dass 
hier  nur  ein  Vor^g  der  Arbeitstei- 
lung zu  Grunde  Hegt,  dass  es  die  Speku- 
lation ist,  welche  sich  aus  der  PeTSonaluDi<m 
mit  den  anderen  Produkticmsarten  löst,  — 
dies  hat  man  nicht  erkannt  Wer  sind 
denn  jene  »beteiligten  Kreise« ,  die  das 
Risico  der  Preisschwankungen  von  sich  ab- 
zuwälzen suchen  ?  Es  sind  zuerst  meist 
die  Händler,  ExjKirteure ,  Importeure, 
Zwischenhändler,  die  neben  dem  Risico, 
welche  ihre  eigentüche  Funktion,  die  ört- 
liche Gaterverteilung,  mit  sich  bringt,  nicht 
noch  das  weitere  Risico  auf  sidi  nehmen. 


wollen,  das  ihnen  dixrch  künftige  Freis- 
änderungen droht;  es  sind  bald  auch  In- 
dustrielle, Hrdler,  Zuckerfabrikanten, 
Kammgamspinner  u.  s.  w.,  die  in  ihrer  Be- 
rufsthätigkeit,  der  Stoffbearbeituog,  nicht 
beunruhigt  sein  wollen  durch  die  Sorge  um 
künftige  Preisänderungen  ihres  Rohmaterials 
\md  ihrer  fj^eugnisse;  es  sind  schhesshch 
auch  ürproduzenten,  Landwirte,  Berg- 
bau-Unternehmer, die  sich  gerne  damit  be- 
gnügen, der  Natur  ihre  Schätze  abzuringen^ 
und  denen  nicht  danach  gelüstet,  nebenbei 
noch  in  ihren  Produkten  zu  spekuHerea 
Welches  sind  nun  aber  jene  »anderen  Schul- 
tern« ,  denen  sie  das  Risico  der  Preisände- 
mngeu  zuschieben?  Offenbar  die  Speku- 
lanten und  zwar  in  weitem  Umfange  Be- 
ruf s  Spekulanten,  eigentlidie  Börsenspeku- 
lanten. Zwar  bringt  es  die  leichte  Ziigäng- 
lichkeit  der  Börsenspekulation  zunächst 
leider  mit  sich,  dass  Angehörige  der  ver- 
schiedensten Bemfsarten  nebenbei  an  der 
Börse  spekulieren,  und  diese  starke  Beteili- 
gimg  des  PubÜkums  auch  am  Warentermin- 
handel  ist  sogar  nJUig,  um  sogleich  den 
grossen  Markt  zu  schaffen,  deren  die  Speku- 
lation bedarf.  Aber  mit  der  Zeit  vollzieht 
sich  auch  hier  wiedenim  eine  Scheidung, 
indem  der  Kreis  des  spekidierenden  Publi- 
kums sich  allmählich  wieder  verengert  dmch 
Abstossung  ungeeigneter  Elemente,  während 
der  Kreis  der  Benifsspekidanten  sich  um- 
gekehrt erweitert  durch  Aufnahme  der 
tüchtigeren  Elemente  aus  dem  Publikxun. 
Katürlich  ist  dies  ein  langsamer  Prozess; 
doch  wer  etwa  die  enghschen  Yerhftltnisse 
mit  den  deutschen  vergleicht,  kann  nicht 
darüber  im  Zweifel  bleiben,  woliin  die  Ent- 
wickeliu^  geht;  insbesondere  bei  der  eng- 
lischen Fondsspekulation  tritt  das  klar  zu 
Tage ;  aber  aucli  die  englische  Warenspeku- 
lation lässt  deutlich  erkennen,  dass  sie  schon 
länger  besteht  als  diejenige  Deutschlands, 
und  wenigstens  die  englischen  Kaiificuto 
un<l  Industriellen  denken  nicht  mehr  daran, 
sich  über  sie  zu  beschweren. 

Jene  Arbeitsteilung  zwischen  der  Speku- 
lation imd  den  anderen  Produktionsarien, 
besonders  dem  Handel,  wird  aufs  wesent- 
lichste erleichtert  durch  die  erstaunliche 
Verbesserung  der  Verkehrsmittel, 
die  aus  der  ganzen  Welt,  sozusagen,  eine 
Stadt  gemacht  hat,  imd  zwar  ist  es  nidit, 
wie  man  meist  hört,  in  erster  Linie  die 
Dampfkraft,  sondern  die  Elektricität, 
der  wir  diese  Umwälzimg  danken.  Man 
muss  nämlich  imtersdieiden  zwischen  den 
Verfügungen  über  die  Wai-en  und  den 
Warentransporten.  Letztei-e  sind  durch 
die  Dampfkraft,  erstei-e  th^gen  dui-ch  die 
Elektricität  erleichtert  woitien,  und  hier 
handelt  es  sich  vorzugsweise  um  Erleichte- 
rung dei-  Verfügungen  thirch  Tel^fraphen 
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•  und  Telephone.  D  i  e  8  «  Yerkehrtunittel  sind 
es,  velcne  es  dem  Handel  eimOftliehcn, 
das  Risioo  des  Halti^ns  von  Vorräten  mehr 
und  mehr  auf  die  Si)ckulation  abzuwälzen, 
in  iodem  Augen  blickf;  sich  Ware  verschaffen 
uml  Ware  verkaufen  zu  kOnnen;  sie  nin<i 
es  femer,  welche  es  der  Spekulation 
ermöglichen,  in  jedem  pe«ew;nen  Augen- 
blicke über  beliebiKG  Menffen  »abstrakter 
Ware«  zu  verfüj^en,  ffloichviei,  wo  sich  tüese 
befindet  und  ob  sie  übtu'haupt  vorhanden 
ist:  Telep-aph  und  Teiej»bon  sind  die  mo- 
dernen Verkehrsmittel  «ler  Si>eknlation,  wie 
Eisenbahn  und  Dampfsehiff  diejeni^n  des 
Handels,  was  natilrfieh  nieht  aiwschliesst, 
dass  jene  auch  füi-  den  Handel  und  dies«^ 
au(^h  für  die  Spekulation  von  pi-osser  JJe- 
deutung  sein  können. 

Der  ganze  Prozess  ist  ei-st  im  Entj*tehen 
begi-iffen.  Weit  melu-  noch  als  jetzt  wird 
der  Handel  künftig  den  Cluu^tei-  des  Vor- 
rat lialtenden  Eip>nliaudels  abstn^ifen  und 
entweder  sich  in  blosst^s  Kommissions-, 
Agentur-,  Hakler-,  Trans]K)rt-  \md  Sp^^iitions- 

fL'scMft  verwandeln  o<ler  aber  sich  zur 
Iiekiilation  entwi<;keln  müssen.  Dass  dieser 
grosse  Ümwan4llungsprozess  einstweilen 
manche  Nachteile  mit  sich  bringt,  liegt  vor 
aller  Augen;  aber  aufhalten  wird  er  sich  so 
wenig  lassen  wie  ii^cnd  eine  andere  natiu-- 
geniässe  wirtschaftlii;he  Entwickelung. 

IX.  Versuche  staatlicher 
Börsenreforn. 

1.  Uebersicht  über  die  SUsssiftade  im 
Bfirsenwese«.  Alle  dem  Böi-senwesen  an- 
haftenden Missstämle  wurz(!ln  in  folgenden 
TfaatKaehen:  Die  Börse  ist  der  Mittelpunkt 
des  modernen  wirtschaftlichen  Lebens,  auf 
dessen  sämtliche  Teile  sie  mäc;htigen  Ein- 
flufüH  ausübt.  Dieser  Einfluss  winl  in  wei- 
tem Umfange  gehandhabt  durch  Hittelsi>er- 
sonen,  deren  Selbstinteresse  sie  treibt,  an 
der  Börse  zusammenzusti-ömen,  dort  unmittel- 
bar zu  konkunieren  und  zwar  als  Vertreter 
einer  grossen  Menge  ausserhalb  der  Böi-se 
stehender  Personen,  dei-en  in(Ui-ekte  Beteili- 
gimg  die  Konkun-enz  jener  Mittelsjiei-sonen 
aufs  höchste  steigert  und  auf  ilu-  Selbst- 
intei-esse  einen  ungewöhnlichen  Druck  aus- 
übt, wähi-end  zugleich  die  Macht,  welche  in 
den  Händen  dieser  Mittelspersonen  liegt, 
ihnen  die  Versuchung  nahe  bringt,  die  Un- 
ei*fahrenlieit  und  Leichtgläubigkeit  jener  der 
Börse  fernstehenden  Elemente  auszubeuten. 
Ein  gi-os.ser  Teil  der  Börseninteressenten  be- 
steht endlich  aua  Spekulanten,  deren  Auf- 
gabe darin  besteht,  den  künftigen  Preisgang 
im  voiaus  zu  beurteilen  und  auf  Grund 
dieser  Thätigkeit  Erwerbsgescliäfte  zu 
machen,  eine  ungemein  schwierige  Aufgabe, 
deren  Schwierigkeit  im  Widei'S]>ruche  steht 
mit  der  —  in  den  meisten  lAndem  noch 


vorhandenen  —  Leichtigkeit,  an  der  BOrse 
zu  spekiüiei'en ,  wozu  eine  grosse  Menge 
völlig  ungeei^eter  Elemwite  verleitet 
«nrd,  deren  Teilnahme  <loch,  wenigstens 
zeitweise,  nötig  ist  für  die  Bedeutm^ 
des  Marktes,  für  jene  allgemeine  Be<leutung, 
deren  die  Börse  btnlarf,  wenn  sie  ihre  Auf- 
gabe lösen  soll. 

Aus  diesen  Thatsachen  gehen  ztmächst 
alle  Ausschreitungen  hervor,  <lie  man  ge- 
wohnt ist  unter  der  Bezeichmmg  »Börsen- 
schwindeU  zusammenzufassen:  bewusste 
Verführung  des  Publikimis  ziu"  SpekiUation, 
Emission  unsolider  Papiere  und  Täuschung 
des  Publikums  über  den  Wert  dieser  Papiere, 
unter  Bestechimg  der  Presse  imd  Vornahme 
von  St^heingeschäften  an  der  Börse,  Veran- 
staltung künstUcber  Preisbewegimgeu  (»Cor- 
ners«, »Schwänzen«:  u.  s.  w.)  ohne  innere 
Berechtigtmg  mit  »Enlroasehmg«  der  nicht 
eingeweihten  SiK-kidanten ,  unreelle  Fest- 
stellung von  Börsenpreisen,  ebenso  imreelle 
Mitteilungen  bischer  Preise  für  die  Aus- 
fühiimg  voa  Börsenaufträgen  (»Schnitt«)  u. 
dergl. 

Ferner  haben  jene  Thatsachen  aber  auch 
andere  Missstände  ztu*  Folge,  bei  denen  nicht 
immer  bewusste  Täuschuog  und  Ausbeutimg 
im  Werke  ist,  so  die  Entarhmg  der  Speku- 
lation zum  »Spiele« ,  die  Verdrängung  ver- 
nünftiger Erwägungen  thutsh  den  unver^ 
nünftigen  »Zufall«  und  vor  allem  jene  ver- 
derblichen periodischen  Massenirrtftmer 
Über  den  Wert  von  Börsenpapieren  und 
Waren,  die  unrettbar  2u  schweren  Krisen 
fOhrän. 

Endlich  giebt  es  noch  eine  dritte  Klasse 
von  MissstAnden  im  Börsenvesen,  die  als 
Kinder-undUebergangskrankheiten 
zu  bezeichnen  sind :  Dahin  gehören  nament- 
lich alle  schädlichen  Wirkim^n  der  Aiteite- 
teihmg  zwischen  Spekulation  einerseits, 
Handel,  Industrie,  Urj)ro<hiktion  andererseite, 
solange  der  Verkehi-  sich  noch  nicht  an  die 
hienlurch  hei-voi^brachten  neuen  Zustände 
gewöhnt  hat :  Vei-suche  mitzuspekiüieren, 
statt  umgekehrt  die  Börse  zvr  Versicherung 
gegen  Preisändeningen  zu  benutzen  und  sich 
mit  dem  regelmässigen  Qeschäfts^winne  zu 
begnügen.  Dahin  gehört  auch  die  vorüber- 
gehende Teilnalmie  grosser  Massen  belie- 
biger Privatleute  an  der  Sptdndation, 
eine  Ei*scheiiumg,  die  noch  bedenklicher  ist 
als  die  Börsensjiekidationen  von  Urprodu- 
zenten.  Industriellen  und  Eaufleuten  in 
Waren  ihres  Geschäftsbereiches. 

Wenn  man  endlich  noch  berücksichtigt, 
dass  auch  der  Staat  selbst  oft  g^laiibt 
hat,  dnrc;h  (Ue  Börse  geschädigt  worden  zu 
sein,  besonders  durch  die  Baissespekulation 
an  seinem  Kredite,  —  so  ist  es  begreiflieh, 
dass  dieses  lan^  Sündenr^;i8ter  vieLfach  die 
Befbnnthitigkeit  des  Staates  herausfordern 
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jnusste.  Grosse  Wlrkiingen  sind  damit  aber 
bisher  nicht  erzielt  worden.  Hier  soll  niu* 
.ein  kurzer  Ueberblict  über  diese  Versuche 
gegeben  werden ;  über  die  Einzelheiten  der 
neuesten  deutsehen  »Böi-senreform«  vgl.  <len 
Art.  Börsenreeht  oben  Bd.  II  S.  979  ff . 

2.  Massreeeln  g^en  einzelne  Ge- 
Bchftftsorten.  Diese  am  häufigsten  ange- 
wandtoa  staatlichen  Mittel  gegen  die  Atis- 
sehreitungen  der  BOrse  sind  zugMch  die- 
jenigen, welche  die  geringsten  guten  ^  da^ 
gegen  das  Maximum  übler  Wirkungen  mit 
sich  gebracht  haben.  Die  Verbote  aller 
oder  doch  cinzelnei-  Arten  von  BSrsentermin- 
geschftften  beginnen  selion  mit  den  eisten  An- 
fangen dieses  Verkehrs  (1610  in  Holland) ;  ihre 
TOlIige  Erfolglosigkeit  hat  aber  die  deutsche 
Gesetzgebung  vom  Jahre  1896  nicht  gehin- 
dert, den  gleichen  Irrweg  zu  betreten.  Auch 
daSB  man  diese  Geschäfte  filv  rechtsun- 
gültig erklärte  oder  ihre  Gültigkeit  an  for- 
melle A  oiwissetzungen  knüpfte,  ist  schon  oft 
dagewesen.  Man  hat  damit  ebensowenig 
Nützliches  en-eieht  wie  mit  jenen  Verboten ; 
dennoch  hat  die  deutsche  Rec-htaprechung 
seit  etwa  1891  begonnen,  »Differeuzge- 
scbäfte« ,  auch  ohne  austlrfickliche  Abrede 
der  Differenzzahlung,  für  nicht  klagbar  zu 
erklären,  imd  das  deutsche  Bürsengesetz  von 
1896  hat  die  Rechtsgültigkeit  von  Böi-sen- 
termingeschäften  boschi-änkt  auf  die  Personen, 
welche  sich  in  das  sogenannte  >'Böi"sen- 
register«  eintragen  lassen  wünlen. 

Wie  solche  Massregeln  zu  beurteilen 
sind,  steht  schon  seit  geraumer  Zeit  fest.  Ihre 
AVirkungsl  osigkeit  ist  an  si(  ;h  nicht  das 
Schlimmste;  viel  äiger  ist  schon  die  fort- 
währende SchätUgimg  des  Rechtsgefühls  und 
der  Moral,  die  sie  notwendig  mit  sich  brin- 
gen; denn  die  Verbote  lassen  sich  leicht 
umgehen,  und  die  Re<-ht6ungültigkeit  wird 
nur  von  gewissenlosen  Sjtekulanten  be- 
nutzt, um  sich  durch  die  Einretle,  sie  hätten 
i-echtsungültige  Geschäfte  abg(?sc:hlosson,  \>ei 
MissUngen  der  Si>ekidatiou  ihi-en  Zahlungs- 
verpflic-htimgeu  zu  entziehen,  was  der  ehren- 
hafte Mann  niemals  thmi  w  iUtle.  Aber 
selbitt  das  ist  noch  nicht  das  Schlimmste; 
als  noch  bedenklicher  erscheint  die  schwere 
Schädigung  der  staatlichen  Anto- 
ritat  durch  das  Misslin^n  solcher  Ver- 
suche, zunkal  wenn  schon  jahrhundertelange 
Erfahinmgeu  gleicherArt  vorhergegangen  sind. 

8.  Organisation  nnd  Staatsäber- 
wachnng.  Auch  hierfür  liegen  lange  Er- 
fahningen  vor:  stark  eingreifende  staatliche 
Versncne,  die  Börse  zn  orwinisieren  und  zu 
überwachen,  haben  namentlich  in  FiBnkreich 
seit  1724  mid  in  Oesterreich  seit  1771  statt- 
gefimden :  in  Fi-ankreich  hat  man  eine  offi- 
zielle, von  der  Polizei  unmittelbar  über- 
wachte Börse  geschaffen  und  alle  anderen 
BOi'senversammlungeii  untei'sagt ;  trotzdem 


hat  die  ungesetzliche  »Coulisse«  grössere 
Bedeutung  erlangt  als  das  oEfizielk  »Par- 
quet«.  In  Oesterreich  hat  man  sc^ar  1771 
einen  eigenen  staatlichen  »Börsekommissaii*« 
bestellt,  der  aber,  soweit  bekannt,  niemals 
Bedeutung  erlangt  hat  Diesen  Erfahrimg^n 
zum  Trotz  hat  man  in  Deutschland  nicht 
mir  1^6  den  Staatskommissar  eingeführt, 
sondern  auch  dem  Staate  noch  sonstige  wrät- 
gehende  Befugnisse  gegeben,  die  freilidi  bis- 
her meist  auf  dem  Papiei-e  stehen  gebliebra 
sind.  Auf  der  anderen  Seite  Uesen  die  "Er- 
fohnmgen  der  englischen  Börsen  vor, 
die  sich  seit  1760  allmählich  in  feste,  selb- 
ständige Körperschf^n  verwandelt  und  eine 
heilsame  Thätigkeit  im  Inter^ise  der  Solidi- 
tät des  B^aengeschäfts  entfaltet  haben. 
Nach  dieser  Richtiuig  sind  bisher  in  Deutsch- 
land nur  schwache  Ansätze  einer  Entwicke* 
hmg  zu  bemerken. 

7.  Maklerwesen ,  Kursfeststellnng. 
Die  Erfahnmgen  hinsichtlich  des  Makler- 
wesen» sind  jetzt  bald  ein  Jahrtausend  alt. 
Sie  zei^n,  dass  die  den  Maklern  im  Mittel- 
alter beigelegte  Beamteneigenschaft  in  neuerer 
Zeit  je  länger  desto  weniger  aufrecht  zu  er- 
halten ist  und  ilass  ihre  Stellung  den  mit 
den  Verkehrsbedürfniasen  wechselnden,  rein 
kaufmännischen  Cliai-akter,  der  ihr  ursprüng- 
Hch  innegewohnt  hatte ,  wieder  erlangen 
musste.  Tix)tzdem  sind  die  »Kui-smakler«  des 
deutschen  Böi-sengesetzes  von  1896  Bearaten- 
makler  geblieben.  Auch  hinsichtlich  der 
Kursfeststellung,  der  »offiziellen 
Kurszettel«  und  ihi-er  Bedeutung  können 
die  Akten  wohl  als  geschlossen  angesehen 
wei"deu;  eiustlich  wa^  niemand,  staatliche 
Eingriffe  in  die  Km-sfeststellung  zu  verlangen, 
während  der  »offizielle  Kurszettel«  —  das 
haben  schliesslich  audi  tüe  neuesten  Experi- 
mente mit  criFfiziellen  Warennotiei-ungen  be- 
wiesen —  um  so  grösseren  Wert  hat,  je 
enger  er  sich  an  den  wirklichen  Marktgang 
«ischHesst.  In  diaser  Riclitnng  könnte  die 
Börse  selbst  z.  B.  in  Deutschland  noch 
manches  thun.  Dagegen  sollte  man  darauf 
verzichten,  Börsenpreise  unabhäug^  von  der 
Böi-se  vei-öffentlichen  zu  wollen. 

5.  Emissionswraen,  Aktienrecht  Hier 
wii-d  man  sich  die  reichen  Er&hrungen  der 
Aktiengesetzgebung  zu  nutze  machen  müssen. 
Das  Konzessionssystem  für  alle  Aktiengo- 
seilschaften hat  sich  längst  überlebt,  nur 
für  einzelne  Unteraehmungsarten  musa  es  bei- 
behalten wei-den,  bei  denen  eine  Beurteilung 
ihrer  Nützlichkeit  nnd  Solidität  im  öffent- 
lichen Interesse  nötig  nnd  zuglrädi  möglich 
ist  (Eisenbahnen,  Vei-aicherunf^sgesellschaften 
u.  s.  w.,  wohl  atich  Banken,  nit^t  mu^  Zettel- 
banken).  Diese  Erfahnmgen  sind  auf  das 
eigentliche  Emissions  wesen  anzuwenden.  Un- 
möglich kann  man  ii^end  einer  Amtsstelle  die 
Aufgabe  übertragen,  eine  materielle  Ent- 
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Scheidung  über  den  "Wert  neuer  Papiere 
aller  Art  abzugeben.  Selbst  wenn  das  sich 
durchführen  licsse,  väro  es  höchst  luier- 
■wünscht,  (las  Ptibliinim  von  der  Pflic  ht  zur 
Bildung  eine«  eigenen  Urteils  zu  befi-eien. 
Wohl  aber  miisu  darauf  bestanden  ■wenlen, 
dass  die  Eraissionshauser  dem  Publikum  die 
zur  Bildung  eines  solchen  Urteils  erforder- 
lichen Materialien  in  möglichst  ■weitem  Um- 
fange ziu"  Yerfflgung  st<'Uten.  In  dieser 
Richtung  könnte  <lie  Gesetzgebung  wohl 
noch  weittT  gehen,  als  es  das  neue  deutsche 
Böi-sengi'setz  p-tlian  hat. 

Zu  den  wichtigsten  Ei-fahningen  der 
AktiengesctzgebuDg  gehört  es  forner,  dass 
die  Haftung  der  Öi-flnder  ein  wirksames 
Mitte]  ist,  um  leichtsionige  und  schwindol- 
haft«!  Oründungcn  einzuschränken.  Freilich 
ent,>*t4'ht  leicht  die  Gefahr,  diu  Bngeu  zu 
flbersjiaDn«^>n ,  auch  solitlc  Grflndungi>n  zu 
verliinilern ;  aber  dui-ch  eine  verständige, 
individualisierende  Kt>chts{)rFH-hMUg  Ifisst  sich 
diese  Gefahr  vermeiden.  Auch  hier  l>efin(h>t 
sich  die  deutsche  Gesetzgebung  meines  Ei^ 
achtens  auf  dem  richtigen  Wege.  Nur  ist 
es  für  ihre  zweck ina.-^s ige  Handhabung  durch- 
aus nötig,  dass  unsere  Richter  niclir  wirt- 
Bcbaftliches  Voi-stäudiiis  erliuigen. 

Ueberhaupt  wü-d  der  Staat  auf  diesem 
ganzen  Gebiete  manche  Aussdm'itungeii  ver- 
hüten können,  ohne  scmstigen  Schatlcn  an- 
zurichti'u,  wenn  er  dafür  sorgt,  dass  seine 
Beamten  die  für  solche  Funktionen  nötige 
Ausbildung  erhalten.  Gescliieht  dies,  so 
wiitl  man  ihm  mit  geringei-er  Soi>,t  manche 
AufgalK^n  flljertragen  können,  deren  l/)sung 
für  ihn  jetzt  noc-li  ganz  uiunöglich  zu  sein 
scheint. 

6.  Begtenerong.  B^irsensteuern  gicbt 
es  jetzt  seit  mehr  als  zwei  Jahrhunderten 
(die  ei-ste  1689  in  Amsterdam  eingeführt; 
vgl.  auch  den  Art.  'Böi-senstcuer«  ol)en  Bd.  II 
S.  1017  ff.).  Sie  können  unter  L'niständen 
finanziell  wohl  angebi-acht  s<'iu;  aber  für  die 
EinschrÄnkung  th-r  l>ekannten  Ausschrei- 
tungen haben  sie  sich  als  völlig  ungeeignet 
emriesen ;  gerade  die  be<lenklichereii  Geschäfte 
können  sie  leicht  tragen ;  stets  sind  es  die 
Bolidesten  Teile  des  Verkehrs,  die  von  solchen 
Steuern  am  häi-testen  beti-offen  wenlen. 

7.  Schlnssbetrachtiing.  Die  Ei-fahrungeu 
haben  ergeben,  dass  in  erster  Linie  tlie 
Börse  selbst  im  stände  ist,  ihre  Aus- 
Bühreitnngen  wirksam  einzuschränken.  «Wird 
sie  gewillt  sein,  dies  zu  thun?«  so  fragte 
ich  vor  16  Jahren  (Fondss])ekulation  und 
Gesetzgebung  S.  221)  und  wie»  darauf  hin, 
»dass  die  Btirse  hier  eine  imabweisbai-e 
PfUdit  zu  ei-fttllen  hat,  eine  Pflidit  gegen 
die  gesamte  Volkswirtschaft,  mindestens 
ebenso  sehr  aber  auch  eine  Pflicht  gegen 
sich  selbst.«' 

»Dass  ein  solider  Geschfiftsverkehr«  — 


so  hihr  ich  fort  — «  der  Böi-se  zuträglicher 
ist  als  ein  unsolider,  wini  ohne  weiteres 
i'inleuebten ;  die  furchtbaren  Folgen  speku- 
lativer Ausschreitimgen  richten  sich  stets 
auch  in  ei-ster  Linie  gingen  die  Börse  selbst, 
wie  vielfache  Ei-fahnmg  gelehrt  hat  Aber 
noch  in  anderer  Hinsicht  wahrt  die  Börse 
ihre  eigensten  Interessen,  wenn  sie  Hand 
anlegt  an  eine  Reform  ihrer  Oi^nisation. 
Kommen  winl  und  niuss  dit^  Reform 
jedenfalls;  aber  wenn  die  Börse  sie  nicht 
selbst  in  die  Hand  nimmt,  so  wird  der 
Staat  es  thun.  trotz  der  Börse,  imd 
ob  dann  den  Interessen  der  Börse  ganz 
diesellK*  Wünligiuig  zu  teil  werden  wird, 
als  wenn  die  Reform  von  ilir  selbst  aiiK- 
geht,  das  ist^  anp'sichts  der  starken  und 
nie  ganz  auflir>reiiden  Untei-strömungon 
gegen  das  gesamte  Börsi'nwesen,  mindestens 
höchst  zweifelhaft.* 

Das  hier  Vorhergesagte  ist  eingetroffen ; 
di»'  !Xutzanwendung  ei-giebt  sieh  von  st'*Ibst^ 
I>f«h  wie  die  Böi-se,  s«  winl  auch  der  Staat 
:  leitien  müssen :  dii>  £rfahningi>n  (h*r  Jahr- 
humterte  dürfen  nicht  mehr,  wie  jüngst 
wii'<ler  geschehen,  in  den  Wind  geschlapm 
wenlen.  Der  Staat  muss  sich  der  Gi-enzen 
seiner  Macht  l>ewusst  bleitx'u;  innerhalb 
dieser  Gn-nzen  aU'r  nniss  er  dafür  sorgen, 
dass  ihm  sachkundige  Organe  ziu-  Verfflgimg 
stehen;  dann  wird  auch  der  Staat  anf  fliesem 
Gebiete  noch  manches  leisten  können. 

Littentlir;    Sir    Ut  «o  getraUiy  angevaehteftr 

da«a  hifr  nvr  eine  Aitfirahl  in  ehronologisrher 
Oriintinij  gegeben  werden  kann :  Iton  Joseph  de 
la  Vega ,  Confution  de  con/utionr*,  dialogo* 
nirioßot  entre  un  I'hHosopho  agudo,  un  Mer^adcr 
disereto  y  un  Aeetoni»la  erudito,  detmvendo  el 
iiegncio  de  km  Aerioitet,  tu  origen,  #u  elhimo- 
logia  etc.,  Amtierdam  16HS  (hüchtt  wiehtig,  leider 
fast  Mtiauj^ndhar,  newf  Autgabe  dringtnd  er- 
wümeht).  —  (du  Hautehampf,  Jlittoire  du 
üyiitFme  des  Fiaance»  «ou«  la  MiwtrUi  de  Lwit 
XV..  Pari*  17SU.  —  Jfitoire  du  Vita,  174S.  — 
Mortlmer,  Every  man  hit  oirn  broker,  Londom 
17G].  —  (de  Pinto),  TahUan  de  ce  qu'on 
appelle  te  commerce  cu  phitot  le  jeu  d'aciiont 
en  HoUande,  Amsterdam  1771  (mir  ni^ht  6e- 
kannt).  —  fd«  J*into>,  IVntftf  de*  Jonds  de 
commerce  ou  jeu  d'aetiont,  London  1772  (erste 
Ausgabe  w,  d.  T.:  Tratte  de  la  eirciäation  et 
du  credit,  Amsterdam  1771).  —  Mlmbeau, 
Anklage  gegen  die  Agiotage,  nach  dem  Original 
von  1787  übersetzt  r.  Frhm.  v.  Söst,  Berlin 
1871.  —  S.  O.  Jfelamer,  Die  SpektüaHon»- 
m'ssentehafl  für  denkende  GeteJtUfttmSnner  OM- 
tinandcrgeaeUt  vnd  dvrck  Beispi^  der 
Zeit  erläutert,  Berlin  1811  (mir  nicht  bekannt). 
—  Cibbini,  Untersuchung  iiber  die  BeslimmHng 
einer  Börse  und  ihren  nützlieften  oder  schäd- 
lichen Einß'Ms  auf  den  öffentlichen  Credit,  Wien 
1817.  —  Cofjlnitre»,  De  la  bourse  et  des  spe- 
culations  eur  Ics  effets  pnblics ,  I\iri*  1834 
(deutsche  Ausgabe  vom  gleichen  Jahre).  — 
Breaaon,  Des  fandt  public*  et  des  opiraticn* 
de  la  Bourte  de  Arit,  5.  fd.  18X5  (und  oft,  die 
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1.  Auß.  mir  nicht  behawM).  —  Bender,  Ueber 
den  Verkehr  mit  SlaaüpapiereH,  JSB5.  —  von 
Gönner,  Von  StaatSMcktäden,  deren  Tilgunffe- 
antlaUen  und  vom  Handel  mit  Staahpapieren, 
18S6  (v.  G.  haue  »ehon  1820  eine  ikhriß  unter 
dem  TUel  nIHe  ^ck-Jobbereyu  veröffentlicht). 
—  TMl,  Der  Verkehr  mit  Staatspapieren, 
ISSS.  —  JPrancts,  Chronicus  and  charac-tera  of 
the  Stock  Exchange,  1850.  —  f:Proudh4m}, 
Manuel  du  apeculateur  ä  ta  bourte  1854  (S. 
At^.  wetenU.  verändert  und  verschärft  in  d. 
Oeuvres  eomplite«  de  IV.  t.  XI.  1869).  -- 
A.  Courtots  fil»,  De»  opiration»  die  Bourse  ou 
manuel  des  fondt  pubtite,  Pari»  185S  (viele  spätere 
Aufl.).  —  JEvana,  SpecuUüive  note»  and  note» 
on  speciäation,  1864-  —  Michaeli»,  Die  wirt- 
achc^.  Solle  des  Spekulationshandels  (186S)  in 
Volkneirtseh.  Schriften  (187S)  Bd.  II.  — 
O.  Cohn,  Zeitgeschäfte  und  Differemgeschäfie 
(Jahrbücher  f.  Nat.  u.  Stat.,  Bd.  VII,  1866)  und 
weitere  Aufsätze,  susammengefasst  in  s.  Volks- 
wirUchafU.  Aufsätzen  (188S),  S.  669 ff.  --  JVeu- 
«cirCh,  Die  Spekulatioiukrisis  von  1873,  Leipzig 
1878174  (Bd.  II  »eines  Werkes :  Bank  und  Va- 
luta in  Oesterreich-  Ungarn).  —  Vrump,  The 
tbeorjf  tff  Stock  Exchange  »peeulation,  Leipzig 

1874.  —  Swpfno,  Le  operazion»  di  borta, 
1876.  —  Moser,  Die  Lehre  von  den  Zeit- 
geechäfteii  und  deren  Kombinationen,  1875.  — 
OuillarAf  Le»  opSratioJis  de  bourse,  1875.  — 
Oechelh&vser ,     Die    wirtschafiliche  Kriti», 

1875.  —  Oar^,  Die  Börse  und  die  (hün- 
dungen,  1874.  —  Giffen,  Stock  Exchange  Sem- 
rüie»,  an  ea»ay  on  Ihe  general  cause»  of  ßuc- 
twUionM  in  theirpriee,  London  1879.  —  Struck, 
Die  EßekteiMhve,  eine   Vergleiehung  deutscher 
und    englischer   ZtatHnde,    1881  (Schmoller» 
»taata-  und  »oxial'wiseenachafüiehe  Forschungen 
III,  S).  —  Szkolny,   Theorie  und  Praxis  des 
Prümiengetchäft» ,   1883.   —   R.  Ehrenberg, 
Die   Fondsspekulation    und   die  Gesetzgebung, 
1883.   —  Clews,  Twenty  eight  years  in  Wall 
Street,  1888.  —  Jacobson,   Terminhandel  in 
Waren  (holl.  Diss.),  deutsch  von  Stapff,  1889.  — 
Lötz,  Technik  des  deutschen  Emissionsgeschäfts, 
1890.  —  Fueh»,  Der  Warentenninhandel  (Sep. 
Abdr.  au»  SekmoUer»  Jahrb.  f.  Getetxgdtung  etc. 
XV,  1),  1891.  —  B.  KoKn,  Der  Getreideterminr 
handet,  1891.  —  Bat/erdürffer ,  Der  Kaffee- 
terminhandel  (Abdr.  a.  Conrads  Jahrbüchern  für 
yaiionalök.  u.  Stat.,  3.  Folge  1),  1S91.  —  O. 
Cohn,    Beiträge  zur   Deutschen,  Börsenreform 
(Aufs.  a.  d.  Jahren  1891—95),  1895.    -  Max 
Weber  in  der  Zeitschrift  f.  d.  gesamte  Handels- 
recht, Bd.  XLIII,  XLir,  1S95.  —  B.  Ehren- 
berg, Das  Zeitalter  der  Fiigger,  1896  (bes.  I, 
€9ff.  und  Bd.  II:  Die  Weltbörsen  und  Finanz- 
krisen des  I6.jahrh.).  —  Pfleger  u.  tiuchtvlndt, 
Bbrtenreform  in  Deutschland  ( Müncbcncr  volks- 
irirUchaftl.  Studien),  1896  97.  —  JSmery,  Spe- 
eulätion  on  Ihe  Stock  and  Produce  Exchanges 
in  the   Cnileä  States,  1896.  —  Ilofiehke,  Der 
Effektenterminhandel    und    die  Börsenreform, 
1896.  —  Bi'odhuvat,  The  law  and  practire  of 
the  Stock  Exchange,  1897.  —   Sayoug,  Etudc 
economique  et  juridique  »ur  les  Bourses  alle- 
mandes,  1898  (ausführlich  und  scharfsinnig). 
Wiedenfeld,  Die  Börse,  in  ihren  wirftchaftl. 
Funktionen  und  ihrer  rechtlichen  Gestaltung  vor 
und    unter    dem    Börsengeaetze ,   1898  (kurze, 
gute  Ztuammenfassung).  —   Weitere  lAUeratur 


und  Ge»amtdw»lettung  bei  G.  Cohn,  Ifational- 
Ökonomie  des  Sandä»  und  des  Verkehr»we»en» 
(8.  Sand  »eine»  Systems  der  yaHontdÖhmomie), 
1898.  —  Queltenwerke:  Report  from  the 
Select  Commiitee  on  Loans  to  Foreign  State», 
together  with  the  Proceeditigs  of  the  CkimmiUec, 
Minutes  of  Evidence  etc.,  1875.  —  London 
Stock  Exchange  Commission,  Report 
of  the  Commissioners,  Minute»  of  Etidence  etc., 
1878.  —  B  ör»encnquetc- Kommisaion, 
Stenogr.  Berichte,  Anlage»  u.  ».  v>.,  189£l93.  — 
Zeit»  ehriften:  Börsenhalle  (Hamburg), 
1808 ff.  —  The  Economist  (London)  18^8 ff.  — 
Der  AkUonär  (F<rankfurt  a.  U.).  1853 ff.  —  La 
Semaine  ßnancihe  (Paris),  1856ff.  —  De  Eco- 
nomist  (Ämeterdam),  186Sff.  —  Zeitsehrifi  für 
Kapital  und  Rente  (Stuttgart),  1864176.  —  The 
investor»  weekly  manual  (London),  1865ff,  — 
TheeommereieUandfinaneiat  ehronide  (Neto-York) 
1865 ff.  —  Le  Moniteur  ßnaneier  (Pari»),  1868 ff. 
■ —  L'Eeonomiste  franqai»  (Pari»,  P.  Leroy- 
Beaulieu),   18  73  ff.    —    BiH.  Böreenxeitang. 

—  Berl.  Börsen-Courier.  —  Berl.  Aktio- 
nair. —  Deutscher  Oekonotnist  (Betün, 
W.  Chri»tians),  —  BOraetütandMUh^t 
Auch  von  diesen  können  nur  einige  der  wichtig- 
sten genannt  werden:  Saling»  Börsenpapiere 
(Deulachland,  besonders  Berlin).  —  Frankfurter 
Börsenhandbuch  (5.  Aufl.,  herausg.  von  Hat- 
Bchek,  1897).  —  Hamburgieches  Börsenhandbueh 
herausg.  von  Jürgene.  —  Compas»  (Oesterr.- 
Ungam).  —  Burdette  Qfjicial  InteUigence  of 
British,  American  and  foreign  securUies  (grosse 
jährliche  Veröffentlichung  nunder  the  saneUon 
of  the  Committee  of  the  Stock  Exchange«).  — 
Fenn»  Compendium  of  the  Engltsh  and  foreign 
fand»  (das  älteste  Handbttch  di»»er  Ar0.  — 
Sktnners  Stock-Exchange  Ytar^book  (Englant^. 

—  Poors  Handbook  of  Investment  securities 
( Ver.  Stauten).  —  A.  Curtoia  fit«,  Manuel  des 
fand»  public»  et  de»  »oeietS»  paratiioiu  (Fhmk- 
reich).  mehard  Ehrei^erg. 


Boisguillebert,  sieur  de,  le  Pesant, 
Pierre, 

geh.  am  17.  II.  1646  za  Könen,  starb  dasellut 
als  Lieutenant  geu6ral  und  President  an  baillage 
et  si^ge  presideutial  de  Roaen,  welclie  Titel  er 
sich  für  8Ö04  livres  gekanfc  hatte,  am  10.  X. 
1714. 

BoisguUlebert  ist  nicht  nur  ein  Vorläufer 
der  Phj'siokrat^u,  er  ist  überhaupt  einer  der 
ersten  volkswirtschaftlichen  Schriftsteller  f^rank- 
reichs.  Aach  als  Staatsmann  und  Historiker 
ist  er  bedeutend,  wir  haben  es  hier  aber  nur 
mit  dein  NationalOkonomen  tu  thiin.  Das  utaats- 
wirtschattliche  Ideal  ByiHgfuilleberts  ist  der 
VolksbeglUcker  Heinrich  IV.  von  Frankreich. 
Die  (iesellschaftsordnung  auf  Grundlage  der 
Arbeit  proklamiert  er  als  Vorbedingung  der 
menschlichen  Gemeinschaften.  Seine  Auffassung 
von  der  Steuer,  wonach  jeder  Unterthan  nach 
Verhilltnis  seiner  Leistungsfähigkeit  zu  der- 
selben herangezogen  werden  soll,  unterscheidet 
sich  kaum  von  der  Steuerdefinition  Adam  Smiths 
in  Buch  V,  Kap.  2.  seines  Wealth  of  Natioiu. 
£r  ist  ein  Gegner  aller  indirekten  Alchen 
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und  befürwortet  die  RQckkefar  en  den  Na- 

turalsteaern.  Er  nimmt  zwei  BeichtnntB- 
quellen,  Ackerban  und  Indostrie,  in  der  Öüter- 
lehre  an,  während  die  Physiokraten  allerdings 
den  Ackerbau  allein  als  das  Erhaltaugs- 
elemeut  de»  g-anzen  Wirtschaftslebens  bezeich- 
nen, aber  in  seinen  Anffriffen  anf  Colbert,  in 
dem  Boisguillebert  wegen  seiner  Geringschätznng 
des  Ackerbaus  den  WohlHtandszerträmmerer 
sieht,  nähert  er  sich  wieder  der  Schale  l^nesnarti. 
Ton  den  merkantilist  iscben  Ansrhaanngen  seiner 
Zeit  bat  er  sieb  aaeb  in  der  Beziehnng  frei  ge- 
macht, dass  er  die  Scbntzz61le  verwirft  und  für 
den  Getreidehandel  nach  innen  and  nach  an<)sen 
die  schrankenloseste  Freiheit  fordert.  Bois- 
gnillebert  identifiziert  den  Handel  mit  dem 
Gütemmlaof  nnd  versteht  anter  Reichtum  nicht 
den  Besitz  von  Gold  nnd  Silber  dondem  von 
Cerealien  nnd  anderen  Rohprodukten  des  Bodens. 
Die  Notwendigkeit  des  (lefdes,  welches  er  durch 
Wiederherstellung  der  Naturalwirtschaft  üher- 
fltUug  machen  möchte,  erkennt  er  unr  in  dessen 
Eigreuficbaft  als  Umlanfsmittel  an.  Die  Be- 
wegung der  Preise  macht  er  von  den  Pro- 
duktionskosten and  dem  Umlanf  der  GDter  ab- 
hängig, das  Sinken  der  Preise  bedentet  bei  ihm 
lahmen  Geschäftsgang,  das  Steigen  der  Preise 
nnd  gar  Teuerung  wirtschaftliche,  das  Geld 
absorbierende  Prosperität. 

Von  seinen  Staats  wirtschaftlichen  Schriften 
seien  hier  nur  genannt:  Traite  de  Ja  nature, 
culture,  commerce  et  interf^t  des  grains  tant 
pwr  rajtport  an  public  qn'ä  toute»  les  conditions 
tt'an  Etat.  —  Cause»  de  la  rarete  de  l  argent 
et  telaircigsements  des  manvaia  raisonnements 
du  public  k  cet  egard.  —  Dissertation  snr  la 
natnre  des  richesses,  de  l'argent  et  des  tributs, 
OÄ  Ton  deconvre  la  fatisse  idee  ([ui  rfgne  dans 
le  monde  4  1  egard  de  ces  trois  arfidp!!.  ~  Le 
detail  de  la  France  snus  le  r^gne  present  ilfi9öl; 
dasselbe,  2.  Aiifi;.  KK)?;  Supplement  an  detail  i 
de  la  France,  17Ü7.  —  Fac  tum  de  la  France, : 
ou  moyena  tri's-faciles  de  retablir  los  tinance»  1 
de  l'Etat,  17Ü7.  —  (Wo  das  Erstcheinnnirsjfthr  i 
fehlt,  kann  es  nicht  mit  Bestimmtheit  ange- 
geben werden.) 

Vgl.  über  Boisgnillebert :  E.  Daire,  Notires 
hi8tori(iues  snr  la  vie  et  les  traranx  de  Bois- 
gnillebert (CoUection  des  principaiix  econo- 
mistes,  Bd.  I.  Paris  1843.  S.  157—171.  -  A. 
de  Boislille,  Biographie  de  Boisgnillebert.  Paris 
1866.  —  J.  E.  Horn,  L'Ocionoiiiie  politiipie  avant 
les  physiocrates,  i'arifi  lH(i7.  —  (i.  t'dhn.  Bnirt- 
guiltebert,  Zeitschrift  f.  .Staataw..  Hd.  XXV, 
Tübin^ren  18)1'.),  S.  miff.  —  F.  Cadct,  PiiTn- 
de  Boisgnillebert,  precnrseur  des  ecoinnnistes, 
Paris  1K70.  —  W.  v.  Skarzvnski.  Pierre  de 
Büisguillebert  nnd  seine  Beziehungen  zur  neueren 
Volkswirtschaftslehre,  Berlin  1873.  —  H.  d.  tSt 
1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  709. 

Llppert. 


Bontitz,  Jakob, 

Qebnrt«-  and  Todesjahr  anbekannt, 

aus  Torgau,  lebte  in  der  erst^  Hl  

17.  Jahrb.  als  Doctor  juris  and  kaiserl.  Bat  m 
Schlesien.  In  seiner  Geldlehre,  die  sich  teilweise 
auf  G.  Biel  stützt,  schätzt  er  das  Geld  als 
Wertmesser  menschlicher  Bedarfsgegenstände. 
Bomitc  verlangt  als  Bekämpfer  des  Geldvei- 
schlechtemngswesena.  dass  der  Wert  jeder  Häoze 
ein  ihrem  Metallinhalt  entsprechender  sei  und 
daf>s,  wegen  der  Einbnsse  beim  Geldhudel 
famissio  nummomm),  die  Geldtasfnbr  ginzUch 
zn  unterbleiben  habe.  Hinsichtlich  der  Monopole 
nnd  Regalien  beobachtet  er  in  seinen  Ans- 
lattsnngen  über  Domänen-,  Jagd-  nnd  Lotterie- 
weseu  eine  reservierte,  im  ganzen  aber  dem 
Fiskus  entgegenkommende  Haltung;  obwohl  er 
z.  B.  den  Aemterachacher  {»rincipiell  verdammt, 
gestattet  er  ihn,  wenn  er  sich  in  die  Form  einer 
Staatsanleihe  kleidet. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir  die  folgen- 
den: Disenrsnn  politicns  de  pmdentia  politica 
comparanda,  Wittenb.  1602,  2.  Ausg.  16M.  — 
De  nnmmis  in  republica  percntlendis  et  cos- 
servandis,  Hanau  1608.  —  De  majestate  politica 
et  snmmo  imperio  ejasgne  fiuctionibus,  Ldpzig 
1610.  —  De  praemiis  in  republica  decemendi?, 
Leipzig  1610.  —  Tractatus  politicus  de  aerario 
cacro.  civili,  militari,  commnni  et  sacratiori,  etc. 
Frankft.  1612.  —  Tractatus  politicus  de  renun 
pufticientia  in  republica  et  civitate  procuranda. 
Frankf.  1625. 

Vergl.  über  Bomitz :  Roscher,  Die  deutsche 
Nationalökonomik  an  der  Grenzscheide  des  16. 
und  17.  Jahrb.,  Leipzig  1882.  —  Derselbe,  Ge- 
schichte der  Nat.,  S.  183f. 

Lippert 


Boniffkation, 

S.  Aufif uhrprämien  und  Ausfulir- 
vergütungen  otjon  IW.  II  S.  :t4ff. 


De  BoNch-Kemper,  Jeronimo, 

geb.  zu  Amsterdam  am  23.  III.  1808,  gestorben 
daselbst  am  2U.  X.  1878.  Als  Redakteur  der 
Zeitschrift  „De  Tijdgenoot"  war  er  ein  erfolg- 
reicher Vorkämpfer  für  die  freisinnige  Revision 
der  holländischen  Verfassung.  Nach  Ablehnung 
des  Antrages.  1849,  Thorbeckes  Nachfolger  als 
Lehrer  der  Staatawissenschaften  an  der  Cni- 
versitüt  Leiden  zu  werden,  übernahm  er  1852 
die  Staat  swissensrhaf fliehe  Professur  vom  Athe- 
naenm  illustre  zu  Amj^terdam,  welchem  Lehr- 
amte er  bis  1862  vorstaud. 

Bosch -Kemper  veröffentlichte  von  staais- 
wissenschaftlichen  Schriften  in  Buchform :  Volks- 
wil  en  volkslielani;,  Amst.  lHt8.  —  Handleiding 
tot  de  kemiis  van  het  Nederl.  staatsregt  en 
stiiatubestuur.  Amst.  1850,  3.  Aull.  18^.  — 
(ieschied kundig  onderzoek  naar  de  armoede  in 
ons  vaderland,  Haarl.  1851,  2.  Aufl.  186(1.  — 
Johannes  Ludovicns  Vives  geschetst  als  Christel 
philantroop  der  16e  eeuw,  Amst.  1851,  2.  Aa&. 
18Ö3.  —  Handleiding  tot  de  keniiis  ran  de 
wetenschap  der  zameuleving.  Amsl.  lÖ6(Mi3. 
Er  war  Gründer  der  „Vereeuiging  voor  de  sta- 
tistiek  in  Nederland"  (1849)  und  ihrea  vm  ihm 
geleiteten  Vereinaorg^ns :  StaaÜnmdig  en  stMt- 
huiahoudkundig  jaarboelOe^  jaaig.  I— XXXVI: 
Amsterdam  18.ö0^t^ 
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Vgl.  über  BoBcl-Kemper:  G.  W.  Vreede, 
Jeronimo  de  Bosch-Kemper  als  Staatsbürger  en 
geleerde  herdacht,  Uüreäit  1877. 

Lippert. 


Botero,  OiOTaimly 

geb.  1640  an  Bana  im  dfunaligeo  Herzog- 
tum Piemont,  war  1584 — 8&  Gesandter  des 
Herzogs  von  Savojen  in  Paris,  wirkte  später 
an  dessen  Hofe  in  der  Residenzstadt  Chambery 
(Camberinm)  als  Erzieber  and  starb  am  27.  VI. 
1617  in  Tarin. 

Bot^  war  der  zweiterste  wirtachafts-poli- 
tische  Schriftsteller  Italiens,  der  sich  gegen  das 
Uerkantilsjstem  erklärte ;  seine  Ideeen  erinnern 
znweüen  an  Bodiu,  in  seiner  bochbedentenden 
Schrift :  „Delle  wase  della  grandezza  etc.  della 
cittä"  (8.  n.)  spricht  er  aber  ganz  selbständige, 
ihn  zn  einem  Vorgänger  Ton  Malthns  stempelnde 
Ansichten  ans  Uber  den  dem  Unheil  einer  Ueber- 
rSlkerang  durch  Schwächung  der  Fortpflanznngs- 
^higkeit  Torbeogenden ,  bereits  eingetretenen 
oder  noch  kommenden  Mangel  an  Nahrnngs- 
mitteln.  Seine  sonstigen  staatswirtschaftlichen 
Anschanangen  hat  er  hanptsächlicfa  in  der 
Schrift:  Delle  regione  di  Stato  (s.  u^  niederge- 
legt. Br  spricht  darin  n.  a.  dem  Fürsten  das 
Stenererbebnngsrecbt  mit  der  Einschränkong 
zu,  dass  nnr  liegende  Güter  mit  direkten  Steuern 
belastet  werden.  Den  merkantilistiscben  Irrtum 
Ton  dem  hohen  Bang  der  Edelminen  als  Reicb- 
tnmsqaelle  entkräftet  er  dnrch  den  Hinweü 
darauf,  dass  Frankreich  nnd  Italien  trotz  des 
Mangels  an  Gold-  and  Silbergruben  die  gold- 
reichsten Länder  Europas  seien.  Den  Äcker- 
bau schätzt  er  nicht  weniger  als  die  Industrie, 
and  wenn  er  bei  seinen  im  übrigen  freihänd- 
lerischen Ansiebten  die  Au^br  Ton  Bofastoffen 
bekämpft,  80  siebt  er  darin  nur  eine  Hassregel 
zum  Schate  der  nationalen  Industrie,  zu  deren 
Hebung  er  auch  für  die  Einwandenmgsbe- 
flirderung  ausländischer  Arbeiter  eintritt,  wäh- 
rend er  den  Nutzen  der  überseeischen  Koloni- 
sation bestreitet. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  sind  hier 
nur  zn  nennen :  Della  ragione  di  Stato  libri  X, 
Venedig  1589;  (in  mehrere  Sprachen,  n.  a. 
auch  von  Conring  ins  Lateinische  übersetzt, 
Helmsted  1666).  —  Delle  cause  della  grandezza 
e  ma^ficenza  delle  cittä,  Venedig  lo89;  das- 
selbe in  englischer  Üebersetznng  u.  d.  T.:  Tbe 
cause  of  tne  greatnesse  of  cities,  from  tbe 
Italian  of  Botero  by  Sir  T.  H.,  London  1635; 
eine  Gesamtansgabe  beider  Schriften  führt  den 
Titel:  Della  regione  di  Stato  libri  X,  con  tre 
libri  delle  canse  della  grandezza  delle  cittä, 
Venedig  s.  1.;  dasselbe,  neue  Ausgabe  ebenda 
1508:  dasselbe,  deutsch  u.  d.  T. ;  Gründlicher 
Bericht  von  Anordnung  guter  Polizeyen  und 
Regriments:  auch  Fürsten  und  Herren  Stands. 
Sampt  Gründlicher  Erclämng  der  Ursachen, 
wodurch  Stätt,  zu  Auffnemmen  und  Hochheiten 
kommen  mögen,  Strassburg  15%. 

Vgl.  über  Botero:  ApoUinare  de  Calderini, 
Discorsi  sopra  la  ragione  di  Stato  del  Sign.  G. 
Botero,  Mailand  1597.  —  Tiraboschi,  Letteratura 
Italiana,  vol.  VII,  1777.  —  Mc  CuUoch,  Litera- 


ture  of  political  ecoiwmy,  London  1846,  S.  253. 
—  P.  Orsi,  Saggio  bio«raflco  e  bibliografico  su 
G.  Boteroj  Mondovi  188@.  —  V.  Gobbi,  L'Econo- 
mia  politica  negli  scrittori  italiani  del  secolo 
XVI— XVn,  Mailand  1889.  —  Ugo  Eabbano, 
G.  Botero,  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  710.  — 
L.  Elster,  BeTölkeruiu;swesen  im  H.  d.  St.,  1. 
Aufl.  Bd.  II,  Jena  1^1,  S.  487.  lApperU 


Boxhorn,  Marcus  Snerlas, 

fb.  25.  IX.  1602  in  Bergen  op  Zoom,  gest.  am 
X.  1653.  Er  bekleidete  in  den  Jahren  1632 
bis  1650  die  Professuren  der  Beredsamkeit, 
Staatswissenschaften  und  Geschichte  an  der 
Universität  Leiden. 

Politisierender,  die  Unveräusserlicbkeit  der 
Menschenrechte  anerkennender  Humanist.  Als 
Anhänger  der  unbeschränkten  Handelsfreiheit 
vertei£gte  er  sogar  für  den  Kriejnfdl  die  Fort- 
dauer des  Exports  in  das  Feiiäesland,  unter 
der  Bedingung  einer  entsprechaiden  Zoller- 
htthung  bis  zum  Friedensschluss. 

An  BtaatswiaseDSchaftlichen  Schriften  hinter- 
liess  er:  Disquisitiones  politicae,  i.  e.  sexaginta 
casus  politici  ex  omni  historia  selecti,  Goslar 
1656.  —  Institutionum  politicarum  libri  II. 

Vgl.  über  Boxhom:  Jöcher,  Gelehrtenleii- 
kon,  Bd.  I,  Leipzig  1750,  S.  1314f.  (mit  einem 
Verzeichnis  seiner  sämtlichen  Schriften).  — 
Boscher,  Gesch.  d.  Nat.  —  Allgemeine  deutsehe 
Biographie,  Bd.  III,  Leipzig  1876. 

Ltppert. 


Boykott 
8.  Verrufserklärung. 


Brachem,  Hugo,  Franz,  Bitter  von, 

geb.  zu  Brünn  am  11.  II.  1834,  gest.  zu  Wien 
am  3.  X.  1892.  Er  wurde  1861  ausserordent- 
licher 'und  1863  ordentlicher  Professor  für  Sta- 
tistik, Verfassung«-  und  Verwaltuugsrecht  an 
der  technischen  Hochschule  in  Wien,  femer 
Mitglied  der  k.  k.  (tsterr.-statisrischen  Central- 
kommisaion  und  1872  Vorsteher  des  statistischen 
Departements  im  Osterr.  Hanäelsmbiisteriam. 

Die  schriftstelleriscbe  Thätigkeit  Bracheiiis 
bewegte  sich  ausschliesslich  auf  statistischem 
Gebiete,  umf  asste  auf  demselben  sämtliche  Kultnr- 
ataaten  und  wurde  zu  seinen  Lebzeiten,  nach 
Ausweis  der  zahlreichen  Auflagen  seiner  Schrif- 
ten, für  viele  Tansende  eine  unentbehrliche  und 
zuverlässige  Quelle  der  Belehrung.  Die  Vor- 
trefflichkeit  dieser  Arbeiten,  welche  sich  in 
der  l,  Aufl.  d.  H.  d.  St.  auf  S.  711  des  II. 
Bds.  specifiziert  finden ,  tritt  aber  zurQck  vor 
den  grossen  Verdiensten,  die  er  als  Vorsteher 
des  ^ndelsamts  sich  enrorben  durch  die  Re- 
form bezw.  Centralisation  der  Statistik  des 
auswärtigen  Handels  Oesterreichs. 

Bracnelli  war  der  Herausgeber  folgender 
Einzelstatistiken  nnd  Sammelwerke:  Anstria. 
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Archiv  für  Oesetzi^eboDg^  und  Statistik  auf  dem ' 
Gebiete  der  Gewerbe,  des  Handels  nnd  der 
Scbiffabrt,  Wien  1849  fr.  (stand  seit  1872  anter 
BrachelliB  Leitunfi:). —  Nacbrichten  Qber  Industrie, 
Handel  und  Verkehr,  Wien  1872  ff.  —  Statis- 
tique  internationale  des  cbemius  de  fer  1876,  | 
Wien  1880  (deutscher  nnd  französiacber  Text). 
—  Statistiscbe  Nacbricbten  über  die  Eisen- 
bahnen der  üsterr.-ungariBcben  Monarchie.  10 
Bde.  (amfassend  die  Jahre  I87i>-1888),  AVien 
und  B^sben  (unter  Mitleitun^  Keletis)  1882 
bis  1891  (dentscher  und  ungarischer  Text).  — 
Statistiqne  des  chemins  de  fer  de  l'Europe  pour 
1«8  ann^  1882  et  1883,  Wien  1885  (deutscher 
nnd  fraoziaischer  Text).  —  Statistilc  des  aus- 
wärtigen Handels  des  österrficbiscb-nngarischen 
Zollgebietes  in  den  Jahren  1891  ff.,  Wien  1892  ff. 
(Von  dieser  VeröffentlicbunfiTj  welche  zugleich 
der  centralisatorirtchen  Tbätigkeit  Bradieltis 
das  hervorragendste  Denkmal  setzt,  encheinea 
jährlich  3  Bände.) 

VgL  Uber  Bracheiii  die  Nekrologe  in  der 
ZeitB(£r.  d.  k^reuss.  statistiAchen  Bureana,  Jahrg. 
1894,  Ton  £.  Blenck  sowie  in  der  (Wiener) 
BtatiBtischen  MonataachrifL  Jahrg.  1892,  and  in 
tome  VII  des  Bulletin  de  rlustitat  international 
de  Btatistique  (Rom  1893j,  verfasst  von  t.  Inama- 

lAppert. 


Brandkastfen 

8.  Fexierversieherung. 


Branntweinbesteneriuig. 
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bottich-  und  Branntweinmaterialsteuer.  8.  Der 
Zuschlag  zur  Verbraucbsabgabe.  9.  Die  Breun- 
Bteaer.  10.  Zölle,  Steuerfreiheit  nnd  Ausfuhr- 
Tergtttongen,  Uebergangsabgaben.  11.  Die 
Steaerfeststellang  ana  Steaerentrichtnng.  12. 
Statistik  der  B.  in  Deatschland.  III.  Die 
Branntweinbesteuerung  in  Oester- 
reich-Üngarn.  1.  Die  geschichtliche  Ent- 
wickelung.  2.  Die  geltenden  Steueniormen. 
3.  Das  Propinationsrecbt.  4.  Ungarn.  IV.  D  i  e 
Branntweinbesteuerung  in  Frank- 
reich und  England.  1.  Frankreich.  Ge- 
schichtliches. 2.  Die  geltende  französische  Be- 
Btcaerung.  3.  Reformversnche  seit  1885.  4. 
England.  Geschichte  der  B.  ö.  Der  geltende 
Beditsfltand.  V.  Die  Branntweinbesteue- 
rung in  anderen  Ländern.  1.  Italien.  2. 
Bussland.  Geschichtliches.  3.  Die  Fabrikat- 
Steuer  and  das  Handelsmonopol  in  Bussland.  4. 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  5.  Belgien, 


Niederiuide.  Laxembarg.  6.  Spanien  and  Por- 
tugal. 7.  EHe  akandinariBcheu  Beiche.  8.  Du 
scDweicerüiche  AlkoholmonopoL 

I.  AUKemeiaeB. 

1.  Gegenstand,  Wesen  nnd  Charakter 

der  B.  Unter  Branutweiustener  verstehen 
wir  die  Auflagen  auf  den  durch  Destillation 
(Brenaen)  gewonueneo  Alkohol,  haiiptsäch- 
lich  auf  den  zum  Trinken  gereinigten  und 
zubereiteten.  Die  Braontweiosteuem  ge- 
hören zur  Gruppe  der  Auf  wandsteuern,  und 
zwar  zählen  sie  zu  den  inneren  Verbrauchs- 
abgaben und  zu  den  Getränkesteuern.  Sie 
wollen ,  wie  jede  Steuer  überhaupt ,  das 
Einkommen  der  Einzelwirtschaften  zur 
Steuerleistiing  heranziehen.  Ihre  Tendenz 
aber  ist  die  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
subjekte auf  dem  Umwege  der  Ausgabever- 
wendung des  Einkommens  zu  treffen,  indem 
sie  aus  der  Thatsache  des  Branntweinver- 
brauches  einen  Kflckseliluss  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Konsumenten  ziehen. 

Diese  Erwägungen  sind  es,  an  die  man 
bei  dem  Ausdrucke  »-besondere  Steuerfähig- 
keit«  des  Branntweins  denkt.  Denn  der 
Branntwein  an  sich  hat  keine  Steuerfähig- 
keit, sondern  nur  das  Einkommen  des  Sub- 
jektes, von  dem  dieses  Teile  dem  Brannt- 
weingenusso  widmet  Dem  Chuakter  der 
Aufwandbesteuerung  entspricht  es  daher, 
dass  die  meisten  Oesctzgebungea  mehr  und 
mehr  die  Steuerpflicht  anf  den  zum  mensch- 
lichen ÖemiKse  bestimmten  Branntwein,  auf 
den  Trinkbranntwein  besclirftnken,  den  zu 
technischen  Zwecken  aber  gebrauditen  von 
der  SteuOT  womöglich  vollständig-  be&eien. 
Vnter  dem  Gesichtswinkel  der  Luxuskonsum- 
tion haben  denn  auch  heute  alle  Staaten 
den  Branntwein  besteuert  Allein  hier 
spielen  neben  dem  erkennbaren  Momente 
der  individuellen  Aufw^andsentwickehuig,  der 
Leistiingsfälügkeit  und  den  allgemein  volks- 
wirtscliaftlichen  Motiven  gesundheits-  und 
sittenpoHzeiliche  Ziele  herein.  Der  gerei- 
nigte Trinkbraimtwein  kann  als  Arzenei 
und  Erregungsniittel  bei  grosser  Abspannung 
oder  bei  anzuregender  Herathätigkeit  in 
Krankheitsfällen  ein  äusserst  nützliches  Heil- 
mittel darstellen,  er  ist  in  minimalen  Quan- 
titäten genossen  dem  gesunden  Körper  kaum 
schädlich  und  für  die  ärmeren  Klassen, 
namentlich  in  kälteren  Gegenden,  ein  fast 
unentbehrlich  gewordenes  Genussmittel.  In- 
dessen nur  allzu  leicht  wird  diese  enge 
Schranke  nicht  beachtet  und  d\m?h  über- 
mässigen Branntweingenuss  die  körperliche 
und  geistige  Gesundheit  des  einzehien, 
ganzer  Volksklassen  und  Völker  st^hwer  ge- 
HcliiUligt.  Greift  in  solcher  Weise  das  Laster 
um  sich,  so  wird  es  zu  einer  pestartigen 
Krankheit  (»Branntweinpest«),  welche  die 
sittliche  Tüchtigkeit  uud  alle  Tugraden  des 
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Familienlebens  zerstört,  hOchst  nachteilig  auf 
die  körperliche  iind  geistig  Beschaffenheit 
der  Nachkommenschaft  wirkt  und  viel&ch 
den  wirtstdiaftlichen  Buin.  \md  die  grösste 
moralischeYeifeommenheitherboifflhrt.  Diese 
Ansartung  znm  Alkoholismus  prädestiniert 
den  Trunkenbold  notorisch  ziun  Verbrecher, 
da  die  Trunkenfälligen  thatsäcblich  mehr 
zu  kriniinelleQ  Hanmungeu  inklinieren  als 
andere  Meoschen. 

Die  Gesundheitspolizei  berücksichtigt  da- 
her vor  allem  den  Umstand,  dass  die  Fusel- 
öle im  Branntwein  dessen  toxische  Wü'kungen 
verschärfen.  Man  hatdaher  dieReinigung 
des  Branntweins  in  vielen  neueren  Gesetz- 
gebungen zu  einer  obligatorischen  Voraus- 
setzung gemacht  und  dai"an  die  Zulässigkeit 
des  Verkaufs  als  Trinkbranntwein  geknüpft. 
Es  wurde  eine  Obergrenze  des  Fuselgehalts 
festgestellt,  so  in  Itaüen  2,  in  der  Schweiz 
S^/o  etc.  Ändere  Staaten  (Spanien,  Schwe- 
den, Finland)  begnügen  sich  mit  der  allge- 
meinen Vorschrift,  dass  nur  wohl  rektifi- 
zierter  Alkohol  als  Trinkbranntwein  verab- 
reicht werden  dürfe.  In  Deutschland  hatten 
die  früheren  Branntweinsteuergesetze  gleich- 
falls den  Reinigungszwang  vorgesehen  und 
die  Fiiselgrenze  füi-  den  aus  meiilhaltigen 
Stoffen  gewonnenen  Branntwein  auf  3  "/o 
Maximum  festgesetzt.  Durch  die  technische 
Ven'oUkommnung  der  Brennerei  in  den 
letzten  Jahrzehnten  hat  die  Kartoffel-  und 
Getreidebrennerei  Branntwein  in  grösserer 
Reinheit  zum  Ausschank  gebracht  als  die 
Obst-  und  Tresterbrennereien.  Daher  konnte 
der  Reinigungszwang  durch  G.  v.  7.  April 
1S89  aufgehoben  w^eu. 

Nach  der  fiskalischen  Seite  hin  kann 
der  Branntwein ,  welclier  wegen  seines 
höheren  Alkoholgehalts  in  geringeren  Mengen 
konsumiert  wird  als  Bier  und  Wein  (in 
Frankreich  neuerdings  gegenüber  dem  Brannt- 
wein: «boissoDS  hygiöniques«  genannt),  in 
der  einzelnen  Mass-  und  Mengeneinheit  eine 
unvergleichlich  höhere  Belastung  durch  die 
Steuer  vertragen.  Aus  diesem  Gnmde 
bildete  der  Branntwein  in  neuerer  Zeit  einen 
beliebten  Steuergegenstand,  sobald  es  sich 
für  die  Finanzpolitik  um  die  Erschliessung 
ergiebiger  Einnahmequellen  handelt.  Mit 
dem  Steuereatze  kann  man  nach  JuUus 
Wolfs  Schrift  (s.  Litteratiu-)  fknapp  bis  an 
jenen  Punkt  herangehen,  von  welchem  an 
lede  Erhöhung  der  Steuer  nicht  mehr  eine 
Erhöhung  des  Steuerertrags,  sondern  eine 
Reaktion  der  Emiedrigimg  der  Einnahme 
hervorruft«.  Denn  es  liegt  ein  Objekt  vor, 
das  ohne  Schaden  gänzlich  aus  der  Konsum- 
tion verschwinden  könnte.  Mit  diesen  Er- 
wägungen hat  man  zur  Rechtfertigimg  der 
höheren  Besteuenmg  des  Branntweins  die 
vorerwähnten  hygienischen  und  sozialjKtliti- 
scheu  Motive,  oamentlich  die  Bekämpfung 


der  Trunksucht,  verbunden.  Eine  hohe 
Branntweinsleiier  vermag  allerdings  in  dieser 
Richtung  eine  günstige  Wirkung  hervorzu- 
bringen, da  na^  Cmstftnden  der  gesund^ 
heitsschädlic^e,  namentlich  stark  fiisemaltige 
Branntwein  zu  Ghinsten  des  weniger  sch&a- 
liehen  Biers  im  Konsum  der  grossen  Masse 
mehr  verdrängt  werden  kann.  Doch  ist 
dabei  sehr  fraglich,  ob  eine  zu  hohe  Steuer 
nicht  zugleich  aucli  den  massvollen  Genuas 
des  Trinkbranntwein s  der  ärmeren  Klassen, 
besonders  in  kälteren  Gegenden  empfindhch 
trifft.  Endlich  ist  bei  der  Brannt>iv-einsteuer 
zu  bedenken,  dass  der  Branntweinverbrauch 
nach  Gegenden  sehr  verschieden  ist,  also 
die  Konsumenten  und  damit  wesentlich  die 
unteren  Bevölkerungsschichten  durch  hohe 
Branntweinsteuern  selu:  ungleich  belastet 
werden. 

Für  die  Einrichtung  der  Branntweinbe- 
steuerung ist  auch  die  technische  Geartung 
des  Brennereibetriebes  von  grösster  Wiclitig- 
keit  und  füi-  die  Wahl  der  Steuerarten  und 
Steuerformen  entscheidend.  Es  kommen 
zunächst  die  verschiedensten  Rohstoffe  zur 
Verwendung.  In  den  einen  Gegendon  werden 
je  nach  den  natürlichen  Bedingungen  des 
Landes  vorwi^nd  mehlige  Stoffe  (Kartoffeln, 
Getreide,  Mais)  gebrannt,  in  anderen  liefert  der 
Obst-  und  Weinbau  die  verechiedenartigsten 
Früchte  und  Rückstände  (Trester,  Trübwein) 
zum  Abbrennen,  welche  in  der  Hauptsache 
in  kleinen  und  kleinsten  Betrieben  verar^ 
beitet  weixlen  und  die  daher  wegen 
ihrer  grossen  2^ahl  und  ihrer  mangelhanen 
Betriebseinrichtungen  der  Steueri^chnik  und 
Steueraufsicht  schwierige  Probleme  stellen. 
Hier  steht  die  Steuei^olitik  wenig^en  gn^sen, 
technisch  wohlorganisierten  Betrieben  (Eng- 
land), dort  einer  grossen  Anzahl  kleiner, 
unvollkommen  arbeitender,  über  weite  Landes- 
sti-ecken  verteilter  Brennereien  gegenüber, 
die  oft  dies  Gewerbe  nebenbei  betrdb^ 
Oder  boide  Kate^rieen  ränd  gleichzrätig 
vertreten  (Frankreich,  Deutschland).  Auch 
der  üebergang  vom  Produzenten  zum  Kon- 
sumenten vollzieht  sich  in  so  mannigfaltigen 
Formen  und  namentlich  auch  durch  Abgabe 
in  kleinen  Mengen  und  aus  kleinen  Betriebs- 
stätten, dass  die  Erreichimg  derselben  durch 
die  Steuer  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat.  Die  Gewinnung  und  der 
Uebei^ng  in  den  Konsum  erheischen  daher 
ein  ganzes  Heer  vnn  Vorschriften  und  KontroU- 
massregeln  für  die  Einrichtung  der  Brannt- 
w^einsteuer, 

2.  Die  volkswirtschaftliche  Bedentong 
der  BrennereL  Eine  aUseitige  Würdigung 
der  Branntweinsteuer  darf  die  Stellung  der 
Landwirtschaft  zum  Problem  nicht  un- 
beachtet lassen.  Denn  an  der  Branntwein- 
brennerei hat  jene  vielfach  ein  ganz  her- 
vorragendes Interesse.  Die  erhebliche  volka* 
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wirtschaftliche  Bedeutung,  zumal  in  Frank- 
reich und  Deutschland,  hängt  mit  der  Not- 
wendigkeit zusammen,  die  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  und  Rückstände,  insbe- 
sondere Getreide  und  Kartoffeln,  besser  aus- 
nutzen zu  kßnnen.  Denn  die  specifischen 
Verhältnisse  des  Bodens,  insooderheit  der 
leichtesandigc  und  ärmere,  stärkerer  Trockeu- 
heit  ausgesetzte  Höhenboden  Ifisst  mit  Nutzen 
nur  den  Anbau  der  Kartc^el  zu,  wenn  die- 
selbe durch  die  Brennereien  eine  erhöhte 
Verwertung  finden  kann.  Dies  ist  aber 
gerade  heutzutage  für  die  mittel*  und  westr 
europäischen  ikndwirtschaftsbetriebe  von 
grOsst«:  Wichtigkeit,  nachdem  die  Reota- 
büität  des£Groerbanes  durch  die  auswärtige, 
besonders  überseeische  Eonkurrenz  billiger 
produzierender  Länder  in  dauerndem  Rück- 
gang begriffen  ist.  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  dem  Rübenbau  und  mit  der  Melasse, 
welch*.*  als  letzter  Rückstand  der  Zucker- 
fabrikation  ntu-  noch  in  der  Brennerei  nutz- 
bringend ausgew^ertet  werden  kann.  Dazn 
kommt  dann  noch  die  Entfernung  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebsstätten  vom  Markte 
und  die  dadurch  bedingte  lüchtung  der 
Produktion  auf  ein  Erzeugnis,  das  mit  ge- 
ringem A'^olumen  einen  relativ  hohen  Wert 
verbindet  und  bei  welchem  sich  die  aufge- 
wendeten hftlicren  Transportkosten  im  Preise 
desErzengnissesersetzen.  Auch  hierscheinen 
die  Brenn  erey)rodukte  unier  den  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen  am  meisten  diesen 
Anforderungen  zu  entsprechen.  Wenn  auch 
die  fortschreitende  Ausbildung  der  Verkehre- 
mittel und  TranspfTtgclogenheiten  dieses 
Moment  mehr  in  den  Hintergrund  drängt, 
völlig  wird  es  keineswegs  aufgehoben. 
Xamentlich  wird  es  in  den  von  den  Ver- 
kehrscentreu  abseits  liegenden  Gegenden, 
welche  vor  allem  auf  extensive  Betriebssys- 
teme angewiesen  sind,  für  absehtiare  Zeiten 
wirksam  bleiben.  Aber  nicht  nur  die  extensiv 
arbeitende  Landwirtschaft  mit  unfnichtbarem 
Boden  ist  an  der  Brennerei  interessiert, 
sondern  auch  die  intensiven  Landwirtscliafts- 
betriebe  sind  es  inmitten  der  grossen  Ver- 
kehrsstrasscn  und  in  der  Nähe  aufnahme- 
fähiger Märkte,  die  mit  fruchtbarem  Acker- 
boden ausgestattet  sind. 

Ausser  diesen  Gesichtspunkten  der  agri- 
kolen  Pmdtiktion  imd  ihres  Absatzes  hat 
die  Branntweinbrennerei  für  die  Landwirt- 
schaft erhöhte  Bedeutungwegen  derNeben- 
erzeugnisse,  die  sie  liefert  Hier  ist  vor 
aUem  der  Schlempe  zu  gedenken,  welche 
billiges  Viehfntter  und  ein  treffliches  Dünge- 
mittel dai"stellt.  Die  Schlempebercitung  ist 
auch  in  der  That  niemals  vollständig  durch 
den  Futterbau  zu  ersetzen. 

Diese  ErwSgungen  haben  in  allen  Gesetz- 
gebungen zu  einer  mehr  oder  weniger  weit- 
gehenden Begünstigung  der  landwirtschaft- 


lichen Brennerei  in  verschiedener  Gestalt 
^Klhrt.  lieber  die  einzelnen  Massregebi 
ist  in  den  folgenden  Abschnitten  über  dea 
gegenwärtigen  Rechtsstand  in  den  rer- 
sciuedenen  Staaten  weiteres  berichtet  Mit- 
unter ist  man  im  Interesse  der  ganz  kleiaea, 
meist  landwirtschaftlichen  Brenna«ien,  wel- 

i  che  oft  die  Konsiunenten  ihrer  FroduktioQ 
sind  und  auss^em  besondere  stenertechnt- 
sche  Schvierigkäten  venmncfaen,  nodi  nnen 
Schritt  weitei|;^;aiigen  und  hat  sie  über- 
haupt bis  zu  einem  Maximum  an  Erzei^ng 
unt^  weiteren  EinschifiakuDgen  vcm  do- 
Steuer  ausgenommen,  so  in  den  nicbtslaTi- 
schen  Eronländem  Oestermchs  und  in  To- 
garn,  in  der  Schwm,  in  Spanien,  Portugal 
u.  s.  w.  In  Frankreich  hat  die  BerOdc- 
sicfatigung  dieser  Kategorie  von  Brenoeni, 

'  der  sogenannten  Bouilleurs  de  cru,  der  Steuw- 

I  gesetzgebung  mancherlei  Sorgen  bereitet. 

;  Nach  JuEus  Wolf  sind  4,55  ^'.o  der  ge- 
samten Ackerfläche  in  Deutschland  an  der 
Brennerei  beteil^  Der  Anteil  steigt  mit 
der  Grö^  der  Gutskomplexe :  von  den 
mittleren ,  bäuerlichen  Wirtschaften  mit 
0,50  »/o  zu  den  Rittergütern  mit  85  "  o.  Die 
sogenannten  ostelbischen  Betriebe  überhaupt 
liefern  der  gesamten  deutschen  Brannt- 
weinproduktion. 

8.  Die  Stenerarten  und  Steuerfonnen 
der  B.  Die  Branntweinsteuer  charakterisiert 
sich  vor  allem  als  eine  indirekte  Steuer, 
weil  der  erste  Steuerzahler  imd  der  letzte 
Steuerträger  regelmässig  zwei  oder  mehrere 
verschiedene  Personen  sind.  Steuerpflichtig 
und  damit  ziu-  Erlegung  der  Abgabe  ver- 
pflichtet pflegt  bei  den  meisten  Formen  der 
Branntweinsteuer  derjenige  zu  sein,  welchfjr 
den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält 
Es  ist  dann  Sache  desselben,  durch  UeWr- 
wälzung  auf  den  Konsiunenten,  der  schlieäs.- 
lich  von  der  Steuer  getroffen  werden  soll 
sich  den  ausgelegten  Betrag  wieder  ersetzen 
zu  lassen.  Alle  diese  Veriiältnisse  al»or 
setzen  einen  sehr  komplizierten  Mechanismus 
voraus.  Dazu  kommt  noch  die  ausserordent- 
lich maouigfaltige  Verwendung  des  Brannt- 
weins zu  technischen  und  gewerblichen 
Zwecken,  femer  die  Benutzung  durch  Wissen- 
schaft und  Medizin,  welche  Alkohol  nur  iu 
gereini^em  Zustande  gebrauchen  knnneo- 
Hier  smd  dann  besondere  Kontrollen  not- 
wendig, wie  auch  RQckveigütun^n  der 
Steuer,  zumal  wenn  dieselbe  hoch,  ist  ein- 
treten müssen. 

Die  Branntweinsteuer  wird  sich  nun  zur 
Erreichung  ihres  Zieles  eines  dreifachen 
Weges  bedienen.  Sie  knüpft  entweder  an 
den  Rohstoff  oder  an  ein  Zwischenprodukt 
an  (Rohstoff-,  Materialsteuem)  oder  sie  nimmt 
den  Akt  der  Verarbeitung,  die  dabei  ver- 
wendeten Werkvorrichtungen  oder  den  Vm- 
fang  der  Produktion  und  des  Betriebei^  ziun 
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ÄUBgangepuDtt  (Yerarbeitungs-,  Fabrikations- 
steuern)  oder  sie  besteuert  endlich  das  fertige 
Produkt  oder  Fabrikat  (Produkt-,  Fabrikat- 
Steuer,  Lager-,  Schanksteuer).  Auch  kann 
die  Abgabe  ganz  oder  teilweise  mittelbar 
durch  Abfindungen  oder  Lizenzen  einge- 
zogen werden.  Alle  diese  Steuerformen 
können  schliesslich  durch  die  Monopolisie- 
rung, durch  ein  Branntweinmonopol  abgelöst 
werden,  das  sich  nach  Umfang  und  Inhalt 
auf  Herstellung,  Raffinieruug  oder  Verkauf 
bezw.  auf  alle  drei  Vorgänge  erstrecken 
kann.  Von  einem  Monopol  pue^  man  sich 
besondere  finanzpolitiscne  vorteile  zu  ver- 
sprechen. 

L  Die  Bohstoff-  oder  Material- 
steuern. Dieselben  knüpfen  die  Steuer- 
belastung an  Menge  und  Gehalt  der  zur 
Verarbeitung  bestimmten  Rohmaterialien  an. 
Diese  können  nun  viererlei  Art  sein: 

1.  M  at  e  ri  a  1  s  t  e  u  e  r  im  engeren 
Kinne,  welche  nach  Raum  und  Gewicht 
der  verarbeiteten  Rohstoffe  oder  Materialien 
bemessen  wird; 

2.  Materialertragssteuer,  bei  wel- 
cher ein  mutmasslicher  Normalertrag  an 
Alkohol  zu  Grunde  gelegt  und  der  Steuer- 
satz im  einzelnen  dementsprechend  al^e- 
stuft  wird.  Sie  nähert  sich  daher  den 
Fabrikatsten^. 

3.  Würzesteuer,  wenn  die  Steuer- 
technik ^ch  an  ein  Zwischenprodukt,  die 
Würze,  halt  und  die  Abgabe  von  der  Würze 
YQT  der  Destillation  beim  Gärun^prozesse 
erhebt.  Dieselbe  schliesst  auf  das  Erzeugnis 
nach  dem  divch  die  Gänmg  in  Kohlensaure 
und  Alkohol  zerfäUten  Zuckergehalt  der 
WUrze. 

4.  Würzeertragssteuer,  wenn  der 
Verlust  der  Würze  an  Zuckergehalt  während 
der  Gärung  aus  der  Gewichtsdifferenz 
zwischen  der  frischen  und  der  reifen 
Maische  (Würze)  nach  dem  Saccharonieter 
ermittelt  und  lüeraus  der  Normalertrag  be- 
rechnet wird. 

Die  Rohstoffßteuern  vereinfachen  zwai- 
die  Aufsichtsmassregoln ,  verlangen  aber 
Kontrollen,  welche  den  ganzen  Betrieb  der 
Brennerei  umfassen  xmd  zwar  bis  zum  Ab- 
treiben der  Maische,  um  eine  mehrfache 
Uenutzung  der  Maisclipefü&so  innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraums,  ferner  die  Vergriisse- 
nmg  des  Raumes  durch  Aufsätze  (sogenannte 
*Kränze«)  an  Maisch-  und  Gärbottiche  oder 
die  Bereitung  des  Branntweins  aus  unange- 
meldeten Stoffen  und  in  unangemeldeten 
Säumen  zu  verhüten.  Die  Würzeertraga- 
bteuer,  welche  unter  den  RohBtoffsteueni 
der  Fabrikatsteuer  am  nächsten  kommt,  be- 
rücksichtigt am  besten  den  verschiedenen 
Alkoholgehalt  der  einzelnen  Verarbeitungs- 
Btoffe,  doch  setzt  sie  einen  technisch-ratio- 
nellen und  gleichmlissigen  itetrieb  voraus 


und  Übersieht  die  Verschiedenheit  der 
Aikoholausbeute  bei  unvollkommenen  Des- 
tülierapparateo.  Sie  verteuert  und  ver- 
wickelt den  Brennereibetrieb  dnrch  mancher- 
lei notwendige  Kontrolleinrichtungen.  Unter 
den  Rohstoff  steuern  ist  auch  die  Malz- 
steuer sehr  mangelhaft,  weil  sie  zur  Ver- 
wendung von  weniger  Malz  oder  zur  Brennerei 
ohne  Malz  anreizt  und  überdies  sehr  schwie- 
riger Kontrollvorschriften  bedarf. 

II.  Die  Verarbeitungs-  oder  Fa- 
brikationssteuern. Bei  ihnen  gelangt 
während  des  Produktionsprozesses  die  Steuer 
ziir  Veranlagung.  Sie  treten  in  zwei  Grund- 
formen auf. 

1.  Maischraum-  oder  Maischbfit- 
tensteuer  geht  aus  von  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Werkeinrichtungen,  indem  ent- 
weder diese  Leistungsfähigkeit  für  die  ein- 
malige Verrichtung  geschätzt  und  die  Zahl 
der  Verrichtungen  gezählt  wird.  Oder  man 
geht  dabei  aus  vom  Akte  der  Einmaischung 
und  der  darauffolgenden  Gärung  und  be- 
rechnet den  Raiuninhalt  der  Gefässe  und 
die  Anzahl  der  Füllungen.  Die  Ausbeute 
bleibt  dann  dem  Brenner  anheimgegeben. 

Wenn  man  aber  bei  der  Destillation  den 
EinflusB,  welchen  mehr  oder  weniger  voll- 
kommene Apparate  (Kessel,  Blasen  etc.)  auf 
die  Alkoholausbeute  ausüben^  weiter  berfl<^- 
sichtigt,  so  erhalt  man  cme  Fortbildung 
dieser  Stouorformen  in  der  Kesselsteuer 
und  dem  Blasenzins. 

2.  Fauschaliernugsstenern  ver- 
zichten auf  eine  individuelle  Feststellung 
der  Leistungsfähigkeit  überiiaupt  und  be- 
^ü^n  sich  mit  einer  Schätzung  der  vor^ 
ausBichÜichen  Leistungsfäliigkeit  der  Werk- 
vorrichtungen ohne  Rücksicht  darauf,  wie 
oft  diese  Apparate  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  in  lunktion  treten.  Die  .Steuer  wird 
somit  lediglich  nach  Massgabe  einer  Präsxun- 
tion  bemessen.  Sie  können  dann  wieder 
Maischraum- oderBrennraumijauschalienmgs- 
steuem  sein. 

Das  System  der  Pauschalienmg  macht 
zwai-  eine  Anzahl  von  Kontrollmassregeln 
überflüssig,  wirkt  indessen  selu:  ungleich- 
mässig,  weil  die  verbrauchten  Stoffe  ver- 
schieden ergiebig  und  dem  raschen  Ab- 
brennen verschieden  günstig  sind.  Sie 
führen  ausserdem  zu  Materi^vergeudungen 
und  sonstigen  technischen  Mängeln,  nament- 
lich zu  enier  Ueberhastung  des  Betriebes 
und  zu  einer  Erhöhung  der  Produktions- 
kosten, Endlich  aber  widerspricht  das  ^nze 
System  den  Gnmdsätzen  der  individuell 
ausgeglichenen  Bemessung  der  Ste\ierpflicht. 

III.  Die  Produkt-  oder  Fabrikat- 
steuern. Hier  wird  das  fertige  Produkt, 
das  Fabrikat,  zum  Gegenstand  der  Steuer 
gemacht.   Die  Falffikatstouer  kann  sein: 

I.Produkt-  oder  Lager  st  euer,  wenn 
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sie  vom  Fabrikanten  (Produzenten)  nach  der 
Menpe  des  Erzeupnif^ses.  häufig  nach  (lern 
durcli  be.stinimtp  Messai)parate  festgestellten 
Alkoholgelialt  pr}iol)en  winl. 

2.  Konsum-  oder  Verbrauchsab- 
gabe, ■wenn  sie  nach  den  Ilrauütwein- 
mengen  bemessen  wird ,  welclie  aus  der 
Fabrik  oder  aus  (steuei-fi^eion)  Niedorlagon 
in  den  freien  Verkehr  iUiei^elieu. 

Eine  Alwirt  der  Verbi-auchsabgube  bildet 
die  S  c  ha  n  k  -  und  Klein  verkaufs- 
steuer,  welclie  entweder  jene  einsetzt  oder 
teilweise  ergiinzt.  Sie  wird  meist  in  Pro- 
zenten vom  Preise  der  im  Kleiuverschleiss 
abgesetzten  Quantitäten  Branntwein  erhol)eu. 

Die  Fabnkatsteiier  kann  durch  die  bis 
ins  einzelne  gehenden  Kontrullen  für  den 
Brenneiviltetrieb  sw»hr  lästig  wenlen,  ja  zur 
Vemiclitung  der  kloinen,  mit  technisch  sehr 
unvollkommenen  Einrichtungen  arbeiteniien 
Brennereien  führen.  Vom  steuertechnischen 
vie  steueri>o)itischen  Standpunkte  hat  sie 
vor  den  übrigen  Erhebungsformen  mancher- 
lei Vorzüge.  Durch  dieselbe  winl  der  heim- 
lichen Ableitung  von  Alkoholdämpfen  aus 
den  Brennapparaten  vorgebeugt.  Durch 
mechanische  Mes.sapparate  zwischen  den 
Kühlcinrichtimgen  und  den  Vorratsgefilgscn 
kann  ein  Teil  der  lästigen  Beaufsiditigung 
erspart  wenlen.  Bei  starker  Dec^ntralisation 
der  Brennerei  in  WelCj  namentlich  kloine 
landwirtschaftliche  BetnelK!  wird  allerdings 
die  Aufstellung  solcher  Kontrollapiiai-ate 
nicht  durchzuführen  sein.    Man  ist  dann 

fQufitigt ,  mit  der  Verbrauclisabgabe  im 
teuersystem  noch  andere  Stenerformen 
(Rohstoff-  oder  Fabrikationsstcucm)  zu  kom- 
binieren. 

Die  Fonn  der  Kleinverkauf«-  und  Schank- 
stcuer  ist  als  Staatssteuer  wegen  der  grossen 
Anzahl  der  VersehJeiss-  luid  Ausschank- 
stätten wenig  zu  empfehlen.  Denn  eine 
wirksame  Kontrolle  der  Abfassung,  des 
Transports  und  der  Einlage  in  die  Keller 
ist  mit  sehr  betnlclitlichen  Kosten  verbunden 
und  in  vielen  Fällen  überhaupt  ausgeschlossen. 
Doch  lässt  sich  die  Scbankstener  nach  Um- 
ständen je  nach  den  lokalen  Verhältnissen 
als  Oenieindeabgabe  mit  Vorteil  an- 
wenden. 

Die  neueren  Steuergesetze  haben  die 
Fabrikatsteuer  und  zwar  in  der  Gestalt  der 
■Verbrauchsabgabe  mehr  und  mehr 
zur  Hauptsteuerform  zu  machen  ge- 
sucht. Dieselbe  ist  zu  entrichten ,  wenn 
der  unter  steueramtücher  Kontrolle  in  den 
Fabrik-  und  Lagerräumen  lagernde  Braimt- 
wein  diese  verlässt  und  in  den  freien 
Verkehr  übei-geht.  Steuersubjekt  ist  dann 
derjenige,  welcher  den  Brauntwem  zur  freien 
Verfügung  erhält.  Durch  eine  angemessene 
Abstufung  der  Steuersätze  hat  man  dann 
weitere  volkswirtschaftliche  Ziele  verfolgt. 


Namentlich  suchte  man  mittelbar  die  Ueber- 
pixxluktion  durch  die  Annahme  eines  nied- 
rigeren und  eines  bßhei-en  Steuersatzes  zu 
beschränken.  Derei*stere,  der  Vorzugs- (Mini- 
mal-) Steuersatz,  wii-d  nur  einer  beschränkten 
Menge  des  gesamten  und  unter  die  beste- 
henden Brennereien  auf  eine  bestimmte 
Zeitj)erio<ie  verteilten  Jahreserzeugnisses  zu- 
gestanden. Die  darül>er  hinausgehende  Pro- 
duktion ist  zu  dem  letzteren,  dem  Xormal- 
,  (Maximal-)  Steuersalz,  zu  versteuern.  Äaf 
diese  Weise  wurden  sogenannte  »Kontingente- 
aufgestellt  (Deutscliland,  (Oesterreich).  Die 
in  Deutschland  ein^führte  Brennsteuer 
(s.  unten  sub  II,  9)  ist  gleichfalls  eine  Fabri- 
katsleuer,  die  in  progressiven  Sätzen  von  der 
eine  bestimmte  Menge  öbersclireitenden 
Jahreserzeugung  erhoben  wird.  Sie  ist  in 
der  ausgesprocheneQ  Absicht  erlassen,  als 
Kegiilator  der  Branntweinfabrikation  zu 
dienen,  imd  soll  der  Ueberproduktion  ent- 
gegenwirken. 

I      IV.    Mittelbare  Erhebungsfor- 

!  men. 

\      1.  Allgemeine  Abfindungen,  vo 
j  in  Bausch  und  Bo^n  eine  bestimmte  Summe 
'  als  jährlich  zu  leistende  Steuerpflidit  zwi- 
schen Fiskus  und  Steuersubjekt  veränbart 
winl. 

3.  Ij  i  z  e  n  z  e  n.  V^  unten  die  Abschnitte 
II  bis  V  sowie  Art.  Lizenzen  dieses  Hand- 
wörterbuchs. 

4.  DaäBranBtveiBmoiiopoL  Die  Steuer 
technischen  Schwierigkeiten  der  Branntwein- 
steuer lassen  sich  in  mancher  Bichtung  ver- 
einfachen, wenn  der  Staat  selbst  die  Produk- 
tion, die  Zubereitung  oder  den  Verkauf  oder 
endlich  alle  drei  in  die  Hand  ninunt,  ein 
Branntweinmonopol  errichtet.  Denn  ein  sol- 
ches gestattet  am  leichtesten  eine  wünschens- 
werte Steigerung  der  Erträge  der  Brannt- 
weinsteuer sowie  eine  angemessene  Abstufung 
der  Steiiersätze  nach  dem  thatsächlicheii 
Werte  des  Fabrikats.  Die  Steuerform  des 
Monopols  kann  ferner  am  wirksamsten  mii 
den  Stcuerzwecken  sozialpolitische  Absichten 
verbinden,  namentlich  die  Beschränkung  de* 
Bi:annt Weinverbrauches  und  Ausschankes,  die 
Verlititung  der  Verabreichung  von  gesnnd- 
heitsschädlicheni  Trinkbranntwein  und  der- 
gleichen mehr. 

Der  erfolgreiche  Uebergang  zum  Brannt- 
weinmonopol, namentlich  in  der  Form  eines 
Verkaufsmonopols,  setzt  eine  koncentrierte 
Branntweinbrennerei  mit  Grossbetrieb  voraus. 
In  Ländern  mit  sehr  verschietleuen ,  zer- 
splitterten, zumal  landwirtschaftlichen  Bren- 
uereibetrieben  ist  ein  Verkaufsmonopoi  unter 
Aufrechterhaltimg  der  privaten  Erzeugung 
nicht  zu  empfehlen.  Denn  es  können  die 
Staatsfinanzen  durch  die  Interessenvertretung: 
sowie  dui'ch  die  Verquickung  wirtschaftlidier 
ftebleme  mit  der  vollzieheaden  Gewalt  (äme 
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zwingenden  Gnmrt  in  bedenklicher  "Weise 
beeinfliisst  werden.  Ein  Pi-odiittionsmono|iol 
kann  bei  einer  solchen  Lage  der  Branntwein- 
erzengung,  wo  diese  einen  unentbehrlichen 
Nebenbeh'ieb  der  Landwirtschaft  bildet,  über- 
haupt kaum  in  Frage  kommen.  Leiclit  wird 
auch  der  Vorteil  der  Preisabstufung  im  In- 
land durch  eine  Schädigimg  der  Ausfuhr 
aufgewogen,  der  Branntweinexport  vmter  Um- 
stÄndeu  geliemmt  und  ein  blühendes  Ge- 
werbe in  seiner  Entwickelung  gestört.  Die 
meisten  Vorteile,  welche  man  von  einem 
Branntweinmonopol  erhofft,  lassen  sich  min- 
destens ebenso  gnt  durch  eine  entspi-echende 
Verbrauchssteuer  erreichen,  zumal  durch  eine 
Fabrikatsteuer.  Die  Einfidu-ung  eines  llono- 
pols  möchte  niu*  da  zu  befürworten  sein,  wo 
ganz  besondere  Umstände,  insbesondere  ein 
siegreich  diirchgednui gener  Öpossbetrieb  der 
Breunereiindiistrie.  hierfür  eine  geeignete 
Gnmdlage  geschaffen  hat.  Andererseits  kann 
ein  solclies  auch  dann  am  Platze  sein,  wenn 
es  der  organisierten  Spiiitnsindnstrie  gelun- 
gen ist,  den  Branntweinhandel  durch  einen 
das  ganze  Land  umfassenden  Ring  zu  mono 
polisieren.  Die  autoritative  i'i'eisfestsetzung 
kann  der  Staat,  welcher  die  verseliiedenen 
Interessen  allseitig  -wilrdigen  kann,  besser 
lind  vorteilhafter  w^ahrnehiuen  als  eine  pii- 
vaic  Korporation. 

Die  Einrichtung  des  Branntweinmonopols 
kann  eine  sehr  verschiedene  sein.  Nel 
der  TTerstaatlichung  des  Brennereigewerbes 
überhaupt  kennen- auch  nur  einzelne  Heiten 
der  Produktion  monopolisiert  werden.  So 
hat  man  neben  dem  "\  oll-Produktions- 
m  0  n  0  p  ol  ein  R  o  h  s  p  i  r  i  t  u  s  -  und  ein 
Raffinationsmonopol.  Ebenso  kann  ein 
Handelsmonopol  teils  ein  Vollhandels- 
monopol, teils  ein  Grosshandels-, 
Zwischenhandels-  und  Kleinhan- 
delsmonopol, teils  ein  Ausschank- 
m  o  n  0 p  0 1  sein.  Nimmt  der  Staat  aUe 
diese  Vorgänge  von  der  Herstellung  bis 
zum  schliesslichen  Absatz  an  den  Konsumen- 
ten für  sich  in  Ansjinich,  so  haben  wir  es 
mit  einem  Branntweinmonoixil  im  weitesten 
Sinne  oder  schlechthin  {Universalmonopol) 
zu  thun.  Bei  der  Einführung  eines 
Branntweinmonopols  müssen  denjenigen  Per- 
sonen, welche  der  Enteignung  unterliegen, 
entsprechende  Entschädigungen  ge- 
währt werden.  Dieselben  haben  sich  zu  er- 
strecken auf  die  durch  Einführung  des  Mono- 
pols eintretenden  Wertmindenmgen  an  Ge- 
bäuden und  Geräten  infolge  der  Aufgabe 
und  Einschränkung  des  Geschäftsbetriebes 
lUid  dann  auf  den  Verlust  oder  die  Schmä- 
lerung der  durch  das  Monopol  geschä- 
digten En^'erbßthätigkeit.  Der  Personen- 
kreis, welcher  an  der  Entsdiädigimg  teil- 
nimmt, wird  ein  sehr  verschieden  weiter 
sein ,  je  nachdem  eben  der  monopolistische 


Wirkungskreis  enger  oder  veiter  gezogen 

-wird. 

5.  Steuerfreiheiten  und  Prämien.  Die 

Branntweinsteuer  zählt  zu  den  inneren  Ver- 
brauchssteuern. Sie  w^iU  daher  die  aus  dem 
inländischen  Branntweinkonsum  geschlossene 
Leistungsfähigkeit  treffen.  Daher  ist  es  eine 
richtige  Konsequenz,  wenn  der  zur  Ausfuhr 
bestimmte  Alkohol  von  der  Steuer  befreit 
wird,  sobald  er  das  Inland  verlässt.  Diese 
Steuerfreiheit  der  Branntweinausfuhr  wird 
dadurch  herbeigeführt,  dass  die  auf  dem 
Produkte  lastende  Inlandssteuer  beim  Export 
rückeretattet wird.  Diese  Rückvergütung 
ist  ein  notwendiger  Bestandteil  der  Brannt- 
weinbesteuerung. Denn  nur  dinx;h  die  steuer- 
freie Ausfuhr  ist  es  dem  inländischen  Pro- 
duzenten möglicli,  auf  dem  ausländischen 
Markte  als  ]\Iitbewerber  aufzutreten.  Da  er 
im  Auslande  neben  dem  <iortigen  Einfuhr- 
zoll noch  die  Irdandsstener  ausser  seinen  die 
Produktionskosten  erhöhenden  Transport-, 
Vorsicherungs-  und  ähnlichen  Spesen  zu 
tragen  hat,  so  wäre  er  absolut  niclit  konkur- 
renzfähig, wenn  seine  Ware  dazu  noch  mit 
der  Inland  ssteuer  belastet  wäre.  Demgemäss 
ist  das  Princip  der  Rflnk\-erg(Uimg  der  Stener 
bei  der  Aiisfiüir  ein  allgemeines  Erfordernis 
aller  Aufwandltesteuenmg  überhaupt. 

Die  Steuerabsicht  des  Gesetzgebers  ist 
vor  allem  auf  die  Ei-fasstmg  des  Trinkbrannt- 
weins gerichtet  und  hat  dalior  anderen  als  den 
Trinkzwecken  Steuerfreiheit  oder  doch  Steuei^ 
ermäsrägung  gewährt.  Ersteres  ist  der  Fall 
in  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  in  der 
Schweiz,  in  den  Niederlanden  etc.,  letzteres 
in  Frankreich.  Zu  den  steuerfreien  Ver- 
wendungsarten des  Alkohols  rechnen  dessen 
Benutzung  zu  gewerblichen  und  technischen 
Zwecken,  die  wissenschaftlichen  und  medi- 
zinischen Verwendungen.  Das  ganze  Zuge- 
ständnis hängt  eng  mit  den  im  Laufe  des 
letzten  Jahrzehnts  vorgenommenen  Erhöh- 
ungen der  Branntweinsteuer  zusammen, 
welche  eine  Begünstigung  dieser  Verwendung 
bedingten,  soDte  nicht  die  Entwickelung  von 
Industrie  und  Wissenschaft  dureh  Steuer- 
voi-schriften  gehemmt  werden.  Damit  aber 
andererseits  diese  Steuerbefreiung  nicht  zur 
Umgehung  der  Besteuerung  des  Trinkbrannt- 
weins benutzt  werde,  ist  der  von  der  Abgabe 
befreite  Spiritus  künstlich  für  den  mensch- 
lichen Genuss  unbrauchbar  zu  raachen.  Dieses 
Verfallren  nennt  man  dieDenaturierung. 
AlsDenaturieningsmittel  können  verschietlene 
Substanzen  dienen ;  z.  B.  in  Deutechlaud 
(1899)  ein  Gemisch  von  4  Teilen  Holzgeist 
und  1  Teil  Pyridinbasen,  welches  in  der 
Menge  von  2^-2  Liter  auf  100  Liter  reinen 
Alkohol  zugesetzt  wird.  In  England  wird 
9  Teilen  Spiritus  1  Teil  Holzgeist  beigemischt. 

Die  grosse  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Brennerei  in  vielen  Ländern,  namentlidi 
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ihre  Verbindung  mit  den  landwirtschaftlichen 
Betrieben,  hat  die  Gesetzgebung  veranlasst, 
A US f  uhrp räm i e n  zu  ^wfthren,  um  diesen 
Erwerbszweig  durch  die  Steuer  nicht  zu 
schädigen.  I)ie  Ausfuhri)rämie  hat  siuh  aus 
der  Bückvergütung  der  inlfindisc^en  Ver- 
biaudissteuem  beim  Hbciurt  entwickelt  Zu- 
erst betrug  aber  der  Satz  der  Rückerstattung 
höchstens  soviel  als  die  thatsächliche  Steuer^ 
ieistung,  wurde  aber  divch  eine  stärkere 
Ausbeute  des  Rohnmterials  als  die,  welche 
das  Gesetz  anjrenommen  hatte,  und  damit 
durch  die  sinkende  tliatsächliche  Steuerbe- 
lastung immer  griisser.  Gerade  aber  die 
Robstnffsteuern  halien  bei  fortsrln-eitender 
Technik  dieser  Tendenz  Vorschub  geleistet. 
Auf  die  Weise  überstieg  die  Rückvergütung, 
die  für  das  fertige  Proilukt  wirklieb  gezahlt 
wurde,  die  ausgelegte  Inlandssteuer,  und  da- 
durch entstanden  zunächst  die  indirekten 
oder  un beabsichtigen  Ausfuhrprä- 
mien, Solche  wenlen  z.  in  Deutsehland  bi;i 
der  Maisehbottichsteuer  bezahlt,  welche  1,^1 
!Mark  vom  Hektoliter  Kauminhalt  der  Maiseh- 
bottiche betnigt.  Die  thats;icldiehe  Stouei-- 
belastuiig  <los  Hektoliters  i-einen  Alkohojs, 
also  des  fertigen  Produkts,  schwankt  zwi- 
schen 9,95  und  13,(i3  Mark,  wahrend  die 
Steuen'evgiltung  16,01  Mark  vom  Hektoliter 
beträgt. 

Solche  Vei"gfl[istigungen  hatten  natürlich 
auf  die  Branntweinausfuhr  der  Prämien  ge- 
währenden Länder  einen  merklichen  Ein- 
fluss  und  räumten  ihren  Exi)(>rteuren  auf 
dem  Weltmarkte  eine  Ijevor/ugte  Stellung 
ein.  Diesem  Druck  suchten  nun  andere 
Volkswirtschaftsgebiete  dadurcli  zu  liegegnen, 
dass  sie  von  vornherein,  um  ihre  eigene 
Bianntweinindustrie  auf  dem  Weltnuu'kte 
konkurrcnzföhig  zu  erhalten,  direkte  oder 
beabsichtigte  Ausfuhrprämien  be- 
zfdüten.  Für  bestimmte,  zur  Ausfiilir  de- 
klari^e  Mengen  wnnle  ein  fester  Anshihr- 
zuschuss  gewäliit.  Durch  diese  künstlichen 
Mittel  zur  Steigerung  des  Exiiorts  ist  aber 
im  Laufe  der  Zeit  die  Branntweinerzeugiing 
beträchtlich  an  Umfang  gewachsen.  Die 
Folge  hiervon  war  eine  starke  Vermehrung 
des  Angebots  der  Braniitweinmengen  auf 
dem  Weltmarkte  bei  nicht  gleichzeitig  ent- 
sprechend anwachsender  Nachfrage.  Diese 
Erscheinung  wm-de  mehr  und  mehr  dauernd 
und  verdichtete  sich  zu  einer  chronischen 
Depression  der  Branntweinpreise  zum  Scha- 
den der  Branntweinproduzenten.  Bei  dieser 
Lage  der  Dinge  vermochte  aber  ein  einzelner 
Staat  nicht  selbständig  und  allein  zurückzu- 
gehen. Dies  würde  nur  im  "Wege  inter- 
nationaler Vereinbanmgen  möglich  Sehl,  die 
sich  aber  stets  als  imausfflhrbar  oder  doch 
als  unwirksam  erwiesen  haben. 

Diese  Uebelstände  hat  man  durch  mancher- 
lei Steuermassregeln  zu  bekämpfen  gesucht 


Man  ist  mehr  und  mehr  zum  System  der 
Fabrikatsteuer  übei^gangen  und  hat  die 
Rohstoffotenern ,  welche  die  Prftmienwirt- 
schaft  leicht  befördern,  auf  die  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  beschränkt.  (So  in 
Deutschland  unter  Ausdehnung  auch  auf  die 
Materifübrennereien.) 

Noch  veiter  ist  man  indessen  durch  die 
Konstituierung  von  InlandsprSmien 
gangcn.  Dieses  Ziel  hat  mim  liauptBächlich 
im  Rahmen  der  Fabrikatsteuer  erstrebt  Da- 
bei wurde  einmal  für  die  Bemessung  der- 
selben eine  bestimmte  Kormal  ausbeute  der 
Brennstoffe  als  steuerpflichtiges  Minimum 
fixiert  und  das  Mehrerzeugnis,  der  soge- 
nannte steuerfreie  »Ueberbraiul* ,  innerhalb 
gewisser  (Trenzen  steuerfrei  gelassen.  Mit 
anderen  Worten  man  hat  nur  einen  Teil  des 
Prodidttes  besteviert(Rnssland  s.  unten  subV,3). 
Sodann  al)er  hat  mau  andererseits  die  gleiche 
Wirkung  durch  eine  entsprechende  Ordnimg 
und  Abstufung  der  Fabi  ikatstener  erzielt, 
mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  dadurch 
die  Herstellung  der  Branntweinmengen 
wenigstens  indirekt  zu  i-egeln.  Der  Bau 
dieser  Bestrebungen  wurde  dann  durch  die 
Einführung  einer  Betriebssteuer  gekrönt, 
welche  als  ein  nach  dem  Betriebsumfang 
der  Jahrespro<iuktion  pingn^ssiv  bemessener 
ZuselUag  zur  Fabrikatsteuer  gei-ade  zu  dem 
ausgesprochenen  Zwecke  erhoben  wird,  die 
Produktion  zu  reiluzieren  und  namentlich 
den  Grossbetrieb  cinziisclirftnken  (Brenn- 
steuer). 

Die  letzteren  Methoden  si  nd  in  D  e  u  t  s  c  h  - 
land  zur  Anwen<limg  gekommen. 

II,  Die  Branntweinbesteaenug  in 
Deutschland. 

1.  PreuHHen  nnd  der  Norddeutsche 
Steuervereiii.  In  den  dentsclien  T(»Titarien 
erscheinen  die  ersten  Spuren  einer  Brannt- 
weinbesteuerung im  16.  Jahriiundort  Sie 

waren  regelmässig  dem  Aufschlagsysteme 
(Äccisc,  Ungeld,  Tmnfoiteuern)  eingefügt  und 
wm^en  teils  als  Kleinverkaufsabgaben  und 
teUs  als  lokale  Zölle  (Slauten)  bei  Verbringung 
des  Branntweins  in  geschlossene  Orte  ima 
Städte  erhoben.  Derartige  Auflagen  finden 
wir  seit  1.^23  in  Oesterreich,  seit  1&42  in 
Bayern,  seit  löTü  in  Brandenburg-Preussen, 
seit  lü95in  Kursachsen,  seit  1Ö98  in  Sonders- 
hausen u.  s.  w.  Im  17.  JidirhundCTt,  nament- 
lich nach  dem  dreissigjährigen  Kriege,  wei^ 
den  sie  allmählicli  zu  dauernden  Bestandteilen 
der  deutschen  Steuersysteme. 

In  Brandenburg-Prenssen  erwähnt  nach 
mehrfachen  Anläufen  im  16.  Jahrhundert  die 
Acciseoi-dnung  von  1641  den  Branntwein  als 
abgabepflichtig.  Seine  Erzeugung  wurde 
auf  die  Städte  beschränkt,  welche  daher 
auch  zunächst  von  dieser  Auflage  betroffen 
wurden.  Nachdem  aber  der  Branntweinver- 
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brauch  des  platten  Landes  auf  die  Erzei^- 
nisse  des  städtischen  Gewerbes  angewiesen 
war,  so  wurden  die  ländlichen  Konsumenten 
auf  dem  Umwege  der  Ueberwälzung  der 
Steuer  zur  Leistung  herangezogen.  Die 
Auflage  war  eine  Trank-  und  Schanksteuer. 
Die  späteren  Äcciseordnungen  von  1667, 
1680,  1684  und  1701  wiederholten  diese  Vor- 
schriften, wobei  die  Steuertechnik  zwischen 
der  Form  der  Verbrauchsabgabe  und  der 
Rohstoffbesteuerung  schwankt  Ende  des 
17.  Jahrhuoderts  ward  die  Befugnis  der 
Bnumtveinbrennerei  auch  auf  die  ßitter- 
gUter  ausgedehnt.  Doch  blieb  sie  hier  im 
Gegensätze  zu  den  Städten  steuerfrei.  An 
der  Grenzscheide  vom  17.  zum  18.  Jahr- 
hundert die  Yenuüagung  der  Steuer 
nach  dem  Maischraum  und  der  Zahl  der 
Füllungen  der  MaischgefSsse  die  herrachende. 
Später  hat  sich  das  »System  der  Regie« 
unter  Friedrich  dem  Grossen  mehr  den  fran- 
zösischen Steuemormen  genähert  Die  Brannt- 
weinsteuer wird  wiederma  als  Verbrauchs- 
abgabe erhoben,  die  Breunereien  werden 
streng  kontroUiert  und  die  Steuerei'hebung 
möglichst  knapp  vor  dem  Uebergang  des 
Branntweins  an  die  Konsumenten  vollzogen. 
Weitere  Abgaben  wiu"den  dann  endlich  beim 
Eingang  desselben  in  die  Städte  eingezogen. 
Unter  Friedrich  Wilhelm  II.  wird  die  »Regici^ 
beseitigt.  Die  Branntweinsteuer  wird  durch 
die  Verordnung  vom  28.  >Iärz  1787  neu  ge- 
ordnet Tmd  regelmässig  nach  dem  Brannt- 
weinschrot  erhoben.  Hierzu  gesellten  sich 
aber  eine  ganze  Reihe  weiterer  Abgaben. 

Im  19.  Jahrhundert  steigt  der  Konsum 
des  Branntweins  namentlich  durch  die  fran- 
zösischen Eroberungszüge  bedeutend.  Die 
landwirtschaftliche  Brennei-ei  wird  hierdurch 
zu  rascher  Blüte  gebracht,  ein  wichtiges 
Nebengewerbe  der  agrikolen  Betriebe  und 
eine  erfolgreiche  KonkuiTcntin  der  städtischen 
Produktion.  Gleichzeitig  werden  die  Be- 
dürfnisse der  Reformepoche  wirksam,  die 
Gleichstellimg  von  Stadt  und  Land  beseitigt 
das  wirtscliaftliche  Monopol  der  ersteren,  der 
Finanzbedarf  des  Staates  steigt  und  die  ein- 
heitliche Ordnung  der  Steuern  für  das  ganze 
Staatsgebiet  wird  durchgeführt.  In  diesem 
Geiste  erfloss  das  Edikt  vom  28.  Oktober 
1810.  Für  das  Bereich  der  ganzen  Monarchie 
wird  der  Branntweinzwang  oder  das  mit 
dem  Besitz  einer  Brennerei  oder  Brennerei- 
gerechtigkeit verbundene  Recht,  die  Konsu- 
menten zu. zwingen,  das  Getränk  ausschliess- 
lich vom  Berechtigten  zu  beziehen,  in  Stadt 
und  Land  aufgehoben.  Die  Form  der  Steuer- 
erhebung war  diejenige  ^ner  Blasen-Pau- 
schalierungssteuer, wdclie  durch  eine  nach 
den  verwendeten  Rohstoffen  abgestufte  Ma- 
terialsteuer kontrolliert  wurde.  Später  be- 
schränkte man  sich  in  der  Hauptsache  auf 
die  letztere  allein.   Mit  dem  Regulativ  vom 


1.  Dezember  1820  fand  dann  der  definitive 
Uebei^ng'zur  Maischraumsteuer  statt 
Dieselbe  wurde  auf  1  Groschen  für  je  20  Quart 
Maischraum  d.  h.  auf  52  Mark  von  je  100  hl 
festgraetzt ,  wobei  ein  Ausbeuteverhältnis 
von  2**/o  zu  Grunde  gelegt  worden  war. 
Nachdem  aber  diese  Annahme  sich  als  zu 
niedrig  erwies,  folgte  die  Kabinettsordre  vom 
10.  Januar  1824,  welche  verfügte,  dass  die 
Steuer  künftig  im  Ausmasae  von  1  Silber- 
groschen 6  Pfennigen  für  je  20  Quart  d.  h, 
auf  62  Mark  von  je  100  Iii  erhoben  werden 
solle.  Dies  bedeutet  die  Annahme  eines 
Ausbeuteverhältnisses  von  2,40 ''/o.  Gleich- 
zeitig wurde  den  weniger  leistungsfähi^n 
landwirtschaftlichen  Branntwönbrennereien 
eine  Herabsetzung  des  Steuersatzes  um  Vs 
zugebilligt,  f^ditbrennereien,  als  die  klein- 
sten Betriebe,  wurden  durch  eine  Material- 
besteuerung getroffen,  an  deren  Stelle  even- 
tuell auch  eine  Abfindung  treten  konnte. 

Dies  war  der  Rechtestand,  als  im  Jalure 
1833  die  Bildung  des  ZollvereiDS  b^^n. 
Für  die  Branntweinbesteuerung  war  die  Kon- 
stituierung des  Norddeutschen  Stouer- 
vereius  von  wesentlichem  Eüiflusse,  indem 
Preussen  bei  dem  Abscliluss  des  Zollvereins 
seiner  BranntVi-einsteuer  -  Gesetzgebung  er- 
weiterte Geltung  zu  sichern  suchte  Diesem 
Steuervereiue  traten  1833  Sachsen  und  der 
thüringische  Zoll-  und  Handelsverein,  1841 
Braunschweig  und  Lippe,  1851  Hannover 
und  1852  Oldenburg  bei.  Diese  Staaten  ver- 
pflichteten sich,  vom  1.  Januar  1834,  bezw. 
vom  Zeitpunkt  ihi-es  Beitritts  an,  die  Grund- 
sätze der  preussischen  Branntweinbesteue- 
rimg in  üiren  Gebieten  zur  Anwendung  zu 
bringen  und  eiue  Gemeinschaftlichkeit  des 
Ertrags  dieser  Steuer,  zugleich  aber  einen 
freien  Verkehr  mit  Branntwein  in  den  ge- 
nannten Ländern  einzuführen.  Seit  dem  19. 
Juni  1838  wurde  mit  einer  Ausbeute -An- 
nahme von  3,33^/0  die  Steuer  von  gewöhn- 
lichen Brennereien  im  Ausmass  von  2  Silber- 
groschen von  je  20  (^uart  Maischbottichraum 
d.  h.  72  Mark  für  je  100  hl  erhoben.  Den 
landwirtschaftlichen  Brennereien  wurde  eine 
Ermässigung  des  Steuersatzes  auf  1  Silber- 
Goschen  8  Pfennige  d.  h.  auf  ^/e  gewährt. 
Eine  weitere  Erhöhung  der  Branntweinsteuer 
erfolgte  durch  G.  v.  19.  April  1854,  nach- 
dem in  den  voransgehenden  Jahren  deren 
Ertrag  merklich  zurückg^angen  war  (1839 
7,024  Millionen  Thaler,  1854  5^494  MiUionen 
Thaler)  und  mehrfache  auf  eme  Erhöhung 
der  Steuersätze  gerichtete  Versuche  erfolg- 
los geblieben  waren.  Durch  Verordnung 
vom  11.  "^üä  1867  kamen  neben  Hannover 
noch  Hessen-Nassau,  Kurhessen  und  Schles- 
wig-Holstein durch  Annexion  in  den.  Nord- 
deutschen Steuerverein.  Mit  Grflndung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  mit  Wiedexauf- 
richtung  des  Deutschen  Reiches  ist  der  Er- 
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trag  der  Branntveinsteuer  ein  gemeinsamer 
geworden,  da  durch  G.  v.  16.  Mai  1H73  die 
Gesetzgebung  des  Norddeiitechen  Bundes 
auch  in  den  ßeichslanden  EHsass-Lothringen 
an  Stelle  der  französischen  trat.  Dag^n 
blieben  vorlfinfig  die  süddcutst^hen  Staaten 
Bayern,  "Wttrttpmberg  und  Baden  mit  selb- 
ständiger Gesetzgebung  ausserhalb  der . 
Branntweinsteuergemeinschaft. 

Bis  zum  Zustandekommen  eines  das  ge- ' 
samte  Reichsgebiet  umspannenden  Reichs- 
gt^tzes  vom  Jahre  1 887  war  f  ür  die  B  r  a  n  n  t  ~ 
weinsteuer- Gemeinschaft  derjenige 
Rechtsstand  massgebend ,  welchen  ziüetzt 
das  Bundesgesetz   vom  8.  Juli   lH(i8  ge- 
schaffen hatte.    Nach  demsell>en  soll  die 
Branntweinsteuer  von  dem  im  Inland  er- ' 
zeugten  Branntwein  fOr  1,14ü  I  zu  Gr. 
Tr.  1".  le  Silbergmschen  l)etmf^en  und  wird 
erhoben ;   1.  als  Maischhottichsteuer 
bei  der  Branntweinherstellung  aus  mehligen 
Stoffen,  Jlelasse  und  R(il)en  nach  dem  Raum- 
inhalte der  Einmaisehungs-  oder  Gänings- 
gefasse  zum  Satze  von  3(1  Pfennigen  für 
-'2,90  1  liottiehraura  und  jede  Füllung  und 
zum  Satze  von  2">  Pfennigen  für  die  land- ' 
wirtschaftlichen  Bronnereien  \mter  gleichen : 
Voraussetzungen;  2.  als  Materialsteuer j 
bei  je  6S,70  1  mit  40  Pfennigen  von  AVein- 1 
trebem,  Kernobst,  Trebern  von  Kernobst  I 
und  Beei-enfrttchten  etc.,  bei  08.70  1  mit  80  j 
Pfennigen  von  Traulien  oder  Obst\\'ein,  AVein-  I 
hcfe  und  Steinol>st  und  endlich  mit  15  Sil- 1 
bei^roschen    vom   Oxhoft    Zucherwasser ; ' 
3.alsBlasen-FauBchaIieriingssteuer 
bei  Verarbeitung  von  Honigwasser  mit  1  '.'2 
SUbergroschen  von  soviel  Quart  Blasenraum 
in  24  Stunden,  als  erforderlich  ist,  um  aus 
demselben  1  Quart  Branntwein  zu  uO  Gr.  zu  1 


I  gewinnen,  femer  im  Yerarbätung  von  Kar- 
toffelsirup mit  1  guten  G^rosdien  3  Pfennigen 
,  (a.  W.)  von  4  Quart  Blase  und  24  Stnnden 
I  und  endlieh  vom  Malzextrakt  (ohne  Angabe 
eines  Steuersatzes):  4.  als  Material-  oder 
Fabrikatstener  für  umges<^agenes  Bier 
mit  60  Pfennigen  für  68,70  1,  oder,  wenn  der 
,  Stenerpflichtige  es  ablehnt  mitl8*.  4pfennigen 
für  das  Quart  Branntwein  zu  50  Gr.  Tr.  Bei 
'  Ausfuhr  von  Branntwein  ins  Ausland  in 
Mengen  von  mindestens  68,6Ü  1  und  einer 
Stärke  von  wenigstens  35  Gr.  Tr.  wird  eine 
SteueiTückvergiltimg  von  8,58  Mark  oder 
2,86  Thaler  pro  Hektoliter  Branntwein  zu 
50  Gr.  Tr.  gewährt.    Bei  der  Verwendung 
,  von  Branntwein  zu  gewerblichen  Zwecken 
'  wir<l  nach  Reich^setz  vom  19.  Juli  1H79 
und  laut  Bcschluss  des  Bundesrats  vom  23. 
Dezember  1879  die  Steuer  in  demselbeo  Ä«^ 
ma.'se  wie  bei  der  Aushihr  von  Branntwein 
rückvergütet.      Ausführliche  Vorschriften 
regeln  schliesslich  die  Kontrolle  der  Brenne- 
reien und  die  Erhebimg  der  Branntwdn- 
steiier. 

Der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  belief 
sich  im  K orddeutschen  Steuerver- 
ein in  Millionen  Tluüem  auf: 


Brutto- 

Ausfnhr- 

ertrag 

TNlgatimgen 

ertrag 

1834 

5,861 

0,332 

5.535 

1838 

6,324 

0,223 

6,107 
6,564 

1842 

7,084 

0,519 

1852 

5,315 

0,310 

5.004 

1855 

7,407 

1.003 

6,404 

1860 

9,630 

1.578 

8.103 

1865 

11,553 

2,417 

1868 

13,238 

1,834 

11,749 
11,636 

1871 

14,232 

2,569 

In  der  Branntwein 
Mark)  folgende  Resultate: 


Steuergemeinschaft  (1871—76)  finden  sich  (in  SGlliooen 


1871—75 

Brutto- 
ertrag 

Ueber- 
gaugsab- 
gabe 

Ausglei- 
chuugs- 
abgabe 

ZoU 

Gesaint- 
hnitto- 
ertrag 

BQckTer- 
gütnngen 

5etto- 
ertrag 

49,788 

0071 

1,546 

51,407 

7,076 

44,330 

(Dnrdi  schnitt) 

1876 

53,408 

0,128 

0,003 

1,93» 

55,472 

6,402 
9,061 

49,069 

1877—78 

52,529 

0,110 

0,002 

1,621 

54^ 

45,»3 

1878—79 

>;4,6i6 

0,111 

0,002 

1,64a 

56,373 

8.963 

47.410 

1879-80 

53.398 

0,133 

0,002 

2,085 

55,620 

9,872 

45,474 

1880—81 

57,271 

0,12I 

0,003 

1,781 

59,176 

12,077 

47.098 

1881—82 

64,002 

0,120 

0,002 

1,917 

66,043 

17,533 

4S.510 

1882—83 

58,824 

0,1  19 

0,002 

1,974 

60,921 

14,955 

45,966 

1883—84 

61,176 

0,114 

0,002 

2,101 

63,395 

14,484 

48,911 

1884—85 

62,435 

0,129 

0,002 

4,824 

67,392 

MtSio 

53.082 

1885-86 

65.852 

0,105 

0,002 

1,987 

67,947 

17,855 

50,092 

1880—87 

57,188 

0,100 

0,002 

3.609 

60,900 

14-895 

46,005 

l.Ap^^.Okt. 

i8,S4i 

0,069 

0,003 

4,573 

23,187 

4,067 

19,120 

2.  Bayern.  Die  Abgaben  von  Brannt- !  (innere  Verbrauchssteuern),  teils  »Acdseu'- 
wein,  welche  sich  in  Bayern  seit  dem  16.  (Abgaben  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr).  Ein 
Jahrhundert  finden,  wai'en  teils  »Aufschlage«;  I  Antrag  auf  Erhebung  eines  Getrfiotouf- 
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Schlags  wurde  zuerst  1516  den  Ständen 

feraacht,  ohne  iedoch  Anklang  zu  finden, 
ine  allgemeine  Branntweinsteuer  wurde  in 
Form  eines  Aufschlags  von  Bier,  Met  und 
Branntwein  1572  bewilligt ,  welche  1588 
und  1593  erhöht  wurde.  Spätere  Mandate 
von  1604,  1616,  1639,  1644,  1669,  1680 
lind  1730  ■waren  sowohl  der  Ordnung  der 
Branntweinbrennerei  gewidmet  als  sie  Er- 
höhinigen  rnid  der  Steuersätze  brachten. 
Dagegen  bestanden  Accisen  bei  der  Einfuhr 
ausländischen  und  bei  der  Ausfuhi-  inlän- 
dischen Branntweins  seit  1542  und  wurden 
in  der  Folgezeit  mehr&ch  modifiziert.  Das 
Generahnandat  rem  16.  April  1749  hat  dann 
die  Getr&ikesteuem  neu  ^;eregelt  und  die 
bisherigen  Abgaben  beseitigt.  Fflr  den 
Eimer  n'einbranntwein  ist  5  Gulden  Steuer  zu 
entrichten ,  wälirend  der  Bierbranntwein 
gleichzeitig  mit  dem  Biere  der  Abgabe 
unterworfen  wird.  Ein  weiteres  General- 
maudat  vom  24.  Juli  1760  erhfihte  den 
Aufschlag  vom  Weinbranntwein  auf  6  Gulden 
pro  Eimer,  wozu  176H — 09  noch  eine  vCon- 
suniogebflhr«  von  5  Gulden  für  die  gleiche 
Menge  kam.  Diese  letztei'e  wurde  indeMsen 
schon  1769  im  Einverständnis  mit  der  I^and- 
sohaft  wieder  aufgehoben.  Die  Erhebung 
der  Fabrikatsteuer  wurde  meist  durch  Be- 
zettelung  jeder  Sendung  des  Brennei-s  mit 
der  Aufi?chlagsl:x)llette  bewirkt  Später,  in 
den  eisten  Jahren  des  19.  Jahrhunderts, 
wurde  die  Fabrikatsteuer  beseitigt  und  durch 
Abfindungen  ( »Komiwsitionen«)  der  einzelnen 
Brennereien  ersetzt.  Gleichzeitig  wurde  auch 
ein  Branntweinumgeld  erhoben.  Die  180G 
neu  erworbenen  Gebietsteile  hatten  unter 
verschiedenen  Benennungen  teils  Fabrika- 
tionssleuern,  teils  Schankabgaben,  teUs  Kon- 
zessionsgelder. 

Die  Aufsclila^ordnung  vom  24.  Sejitember 
1806  hob  fflr  Altbayern  zunächst  die  Fabri- 
katsteuem  und  Kompositionen  auf  und  setzte 
als  Aufschlagsatz  2  Gulden  24  Kreuzer  vom 
Scheffel  eingesprengten  Malzes  fest  Damit 
war  der  Uebergang  zur  Malzsteuer  oder 
zum  Malzaufschlag  voDzo^en.  Der 
günstige  Erfolg  dieser  Neuerung  veranlasste 
dieBegierung  im  folgenden  Jahre  ("V.  v.  2H. 
Juli  1807),  den  Malzaufschlag  im  ganzen 
Königreiche  unter  Beseitigung  der  bisherigen 
Tranksteuem  einzuführen  und  den  Steuer- 
satz auf  3  Gulden  45  Kreuzer  vom  Scheffel 
oder  auf  37  Vs  Kreuzer  vom  Metzen  zu  er- 
hüben. Eine  V.  v.  26.  Januar  1808  fügte 
dazu  noch  einen  Kesselaufschlag  von  dem 
nicht  aus  Malz  bereiteten  Branntwein,  der 
indessen  der  Kostspieligkeit  der  Er- 

hebung 1811  wieder  vei-sehwindet  Dagegen 
ward  mit  V.  t.  11.  Februar  1811  der  Malz- 
aufech]^  auf  50  Kreuzer  vom  Metzen  oder 
auf  5  Gulden  vom  Scheffel  Malz  erhöht 
Die  Branntweinsteuer  war  in  den  folgenden 


Decennien  mit  der  Bierbesteuerung  gleich- 
zeitig geregelt.  Nach  mehrfachen  Anläufen 
kam  endlich  nach  einem  halben  Jahrhundert 
das  G.  v.  16.  Mai  1868  zu  stände,  welches 
fiir  die  Branntweinsteuer  principielle  Neue- 
rungen niclit  brachte.  Der  Steuersatz  wurde 
auf  5  Gulden  12  Kreuzer  für  den  baye- 
rischen Scheffel  ungebrochenen  Malzes  oder 
des  zur  Grün  malz  bereitung  bestimmten  Ge- 
treides festgesetzt.  Ausgewachsenes  Getreide 
blieb  einem  längst  gehegten  "Wunsche  der 
Landwirtschaft  entsprechend  steuei*fi*ei ,  da 
der  Gesetzgeber  unter  Slalz  nur  das  ^»künet- 
licli  zum  Keimen  gebrachte  Getveide<:  rer^ 
steht.  Der  erwähnte  Steuersatz  von  4  Mark 
})ro  Hektoliter  Malz  nach  deutscher  Beiclia- 
wäUruug  wurde  durch  G.  v.  31.  Oktober 
1879  auf  6  Mark  erhöht.  Das  Frincip  des 
MaJzaufschlages  blieb  unverändert. 

Die  Verbindung  der  Branntweinsteuer 
mit  der  Bicrbcsteuemng  und  damit  die 
Beschränkung  der  Steuerpfliuht  auf  den 
aus  Getreide  beigestellten  Branntu-ein  hatte 
zur  Folge,  dass  der  aus  sonstigen  Stoffen 
gewoiuiene  steuerfrei  blieb.  Diesem  L'ebel- 
slande,  welcher  insbe^^ondere  auf  das  Brenne- 
reigewerbe ungünstige  Wirkungen  ausübte, 
suchte  man  durch  G.  v.  25.  tebruar  1880 
zu  begegnen.  Durch  dasselbe  wunle  die 
Einbeziehung  des  Branntweins  in  das  Malz- 
aufschlaggesetz beseitigt  und  seine  Besteue- 
rung selbständig  geregelt  Der  Branntwein, 
welcher  in  Bayern  erzeugt  oder  aus  dem 
freien  Verkehre  des  deutschen  Zollgebiets 
ohne  VerzoUungsnachweis  eingeführt  wird, 
ist  einer  Abgabe  von  l.S,10  Mark  vom  Hek- 
toliter Branntwein  zu  50  "/o  Alkohol  unter- 
worfen. Dagegen  wurde  das  ziu*  Erzeugung 
von  Branntwein  und  anderen  Si>irituosen 
sowie  von  Hefe  verwendete  Malz  und  das 
für  die  Grünmalzbereitung  verwendete  Ge- 
treide vom  Malzaufßchlage  befreit.  Die 
Hauptsteuerrefonn  bildete  die  Maiscliraum- 
steiier;  als  Nebenformen  für  gewisse  Arten 
des  Betriebes  waren  die  Material-  und  die 
Fabrikatsteuer  zugelassen.  Auch  war  eine 
Aufschlf^abfindung  vorgesehen.  Durch  G. 
V.  20.  November  1885  wurden  gewisse,  den 
landwirtschaftlichen  Brennereien  Übei^an^ 
weise  (diurh  G.  v.  25.  Februar  1880)  ein- 
geräumte Vergünstigungen  zu  bleibenden 
Einrichtungen  erhoben  und  die  bisherüe 
fakultative  Fabrikat  Steuer  für  gew^blicbe 
Brennereien  wurde  unter  ErhöhuDg  des 
!  Nachlasses  für  Schwindung  von  5  au!  10  ''/o 
I  obb'gatorisch  gemacht.  Durch  das  Reichs- 
Igesetz  T.  24.  Juni  1887  ist  die  bayerische 
Branntw^nsteuer  durch  die  Beichssteuer 
aufg^öst 

Finanzstatistische  Daten  vor  1880  sind 
aus  dem  Malzaufschlag  fflr  die  Bi-anntwein- 
steuer  nicht  auszuscheiden.  Dagegen  be- 
trugen die  Einnahmen  aus  derselben  1881 
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1,S32  MUlionea  Mark,  ^^12  2.121  MUlinnen 
Mark.  I^SS  2.2<Jä  Millionen  Mark,  1HH4 
2,484  Millionen  Mark,  issä  2,187  MiUionen 
Mark,  1hm6  2,14«  Millionen  Mark  und  l»s87 
:^,2fi7  MUlionen  Mark. 

8,  Württemberg.   Entle  des  17.  Jahr- 
hiindertf:  ■wimle  <ler  Branntwein  dem  >L'm- 
geld«  d.  h.  einer  Sehankalifral)e  unterworfen 
(GR-4(:.  V.  9.  Xovemlrf^r  HW.'n.  Da.'it^t'll« 
wurde  im  10.  Jahrhundert  durch  V.  v.  31. 
Juli  1MI7  auf  10  ",0  d(-s  Ausschankwertes 
festp(!S».-tzt.    wonelten   noch  Lizenzahpatien 
der  Wirte  b^'standen.   Diese  AuflapMi  wiir- 
den  lN21  in  KeportitionüahKal^n  rt'i-wanflelt. 
indem  ein  ausp3WorfeneH  St^'uerkontiiipt'ul 
auf  die  Schänker  nach  dem  Mass-staW*  ihrer 
Aii,«schankmeng«'n  verteilt  wunle.   l)ie  l'n- 
zufritxlcnhoit.  welche  diese  Neuerung  er- 
«'gte,  führte  zum  (i.  v.  it.  Juli  1h27,  nach 
welchem  nur  die  Branntweinerzeupmg  aus 
nicht  RpHist  gebaut<>D  Früchten  und  diejeni^ 
für  den  Handel  steueqiflichtig  war.  Sie 
war  teild  eine  Fubrikatious-  und  )falz.<teucr. 
teils  eine  I^zeuz-  und  Schnnknltgntte.   Doch ; 
führte  die  Mangellioftigkeit  (Ut  (i(^*t2(*s-  i 
betttimnnmp.'n  zu  so  umfa&senden  Unter-  i 
schlagimgen .   Asu^a   eine  ^'euordnung'  der 
Steuer  notwendig  wurde.   Kine  solche  er^ ' 
folgte  alKjr  erst  durch  G.  v.  19.  September! 
]8.'>2,  welche  den  Breiuier  durch  eine  (dem '. 
Is'onldeutschen   Steiien'erein  nachfffbildete) 
Maisch raum st t'tiei  und  den  Schänker  durch  ; 
eine  Ausscliank Steuer  mit  einem  Klassen- 1 
System  fester  Sätze  (2— KU»  (iulden)  traf.. 
Ein  weitei-es  im  IntercKse  der  Brenner  er-  i 
la-isenes  0.  v.  21.  August  l^^O.')  hielt  die 
Fabrik.itionssteuer  (wie  in  Bayeni)  nur  als  I 
Maizsteuer  aufrecht ,   machte  die  Frucht- 1 
brennerei  steuerfrei  und  Hess  die  Kleiuver-I 
kaufs;ibgabe  weiter  bestehen.  Endlich  suchte  1 
G.  V.  IH.  Mai  IHSf)  in  Anlehnung  an  die 
norddeutsche  und  bayerische  Gesetzgebung  [ 
sowohl  die  Inteii'ssen  des  finanziellen  Er-  j 
träges  als  auch   diejenigen  der  Brennerei  j 
zu  fördern.    Die  Abgal)e  vom  Ausst.-haiik 
und  Kleinverkauf  wurde  heil)*? halten.  Vom 
Hekt)Iiter  Branntwein  zu  r><)  Gr.  Tr.  wurde 
ein  Normalsteuerfiatz  von  13,10  Mark  er- 
hoben (Maisclu^um Steuer  1,3t   Mark  vom 
Hektohter  Maiscliraum ,  Materialsteuer,  Ab- 
findung).  Seit  18H7  gilt  auch  in  Wflrttem- 
bei^  das  Reichsbranntweinsteuergesetz.  Er- 
trag 1884/85  3()7<K)  Mark. 

4.  Baden.  Hier  hat  man  allezeit  an 
der  Brennraumpauschalierungssteuer  oder 
dem  Blasenzing  festgclialten,  welcher  durch 
die  Ohmgeldordnung  vom  Jahre  1812  und 
spater  durch  die  GG.  v.  22.  Juni  1^37  und 
V.  26.  Marz  18.'j2  geregelt  war.  Von  1812 
bis  1827  wurde  die  AiiQ^  nach  einzelnen 
Tagen  der  Brennbetriehsdauer  und  nach  dem 
Inhalt  der  Brenngefässe  (:»Accise  nnd  Ohm- 
geld< )  bemessen  und  seit  1828  diurch  Aversen 


(Pauschalen)  ersetzt  Die  hier  begründeten 
Vers<:hiedenheiten  der  Steuersätze  für  land- 
wirtschaftliche und  gewerbliche  Brennereien 
hat  man  1h37  iK'S'.'itigt  und  die  Versteuerong 
für  die  Minimalzeit  von  einem  Monat  zuge- 
las-sen.  Seit  lNr>2  und  nach  den  noch  fol- 
genden Novellen  vom  IS.  Dezember  1879 
und  vom  24.  April  1x^2  wurde  wieder  eine 
Ahstufimg  der  Steuersätze  unter  Abkürzung 
der  Steuer-  und  Betriebszeiten  durchgeführt, 
indem  von  je  1  1  des  Kesfielinhalts  für  eine 
(itflgige  Brennperiode  bei  einfachen  Kesseln 
ohne  Vor-  o<ler  Mais<  hwärmer  0.04  >Iark 
luid  l)ei  solchen  mit  Vor-  oder  Maisch- 
wärniem  0,0h  Mark  und  endlich  bei  D&mpf- 
brennapparaten  0.16  Mark  als  Steuer  erhoUen 
wurden.  Bei  einfat-hen  Kesseln  durfte  in 
einem  derseH»en  während  einer  3tägigen 
Perio<lp  steuerfrei  gebrannt  wenlen.  Seit 
lMH7  gfdiört  auch  Baden  der  Seichssteuer^ 
gemeinschaft  an. 

Endlich  hatten  die  Hohenzollern* 
sehen  Lande  hia  18s7  eine  pauschalierte 
Fabrikatsteuer. 

6.  Die  Entwicbelnng  der  Reichs- 
geKetzffebnng;.  Die  Anbahnung  einer  das 
gesamte  Keich.>4gebiet  umspannenden  ein- 
heitliclien  Branntweinsteuer-Gesetzgebung 
nimmt  Diren  Ausgangspunkt  teils  von  volks- 
wirt.'icliaft liehen  mid  teils  von  fiskalischen 
Wurzeln.  Die  nonld<Mitsche  Branntwein- 
brennerei sah  sich  im  Jahre  einer 
schweren  Krise  gt'«^enül>er,  die  sie  veran- 
lasste, sich  hilfesuciiend  an  die  preussische 
Regierung  zu  wenden.  Und  in  der  That 
stellte  die  Thronrede  vom  1").  Januar  ISSÖ 
eine  Hilfsaktion  in  Aussicht.  Sehr  bald 
aber  mischten  sich  mit  diesen  volkswirt- 
schaftlichen Erwägungen  finanzpolitische 
und  fiskalische  Ziele.  Deim  trotz  des  beträcht- 
lichen Branntwein  Verbrauches  in  Deutsch- 
land war  der  Ertrag  der  Branntweinsteuer 
vfllHg  ungenügend  und  blieb  w^eit  zurück 
hinter  der  Belastung  desselben  in  anderen 
Ijändern.  Die  deutsche  Reichsregierung 
suchte  diese  Zwecke  nach  beiden  Richtungen 
hin  im  Februar  1886  durch  das  Projekt 
ein^  Branntweinmonopols  zu  er- 
reichen. Nach  demselben  sollte  die  Her^ 
stelhing  des  i-ohen  Branntweins  der  Privat- 
industrie \md  den  privaten  Brennereien  vei^ 
bleiben,  während  die  weitere  Verarbeitung, 
die  Reinigimg  und  der  Verkauf  durch  das 
Reich  geschehen  sollte.  Der  Ertrag  des 
Monopols  sollte  in  der  Differenz  zwischen 
dem  staatlichen  Ankaufspreise ,  welcher 
30  bis  40  Mark  pro  Hektoliter  absoluten 
Alkohols  betragen  sollte,  zuzf^ch  der 
Kosten  der  Raffination  nnd  Verarbeitung 
einei^  und  dem  Kleinverkaufepreise  anderer- 
seits bestehen,  welcher  auf  200  bis  300 
Mark  für  den  Hektoliter  absoluten  Aitehol 
angenommen  wurde.    Den  Klein verachleiss 
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sollten  von  den  Landesregierungen  zu  be- 
stellende Kleinverschleisser  besoi^n.  Der 
Bruttoertrag  des  MonoiKils  wurde  auf  669 
Millionen  Mark  veranschlagt.  Die  Kosten 
der  Monopolverwaltung  einschliesslich  der 
EntschÄdigungen  und  ihrer  Tilgung  "waren 
mit  366  Millionen  Mark  eingesetzt,  so  dass 
als  Reinertrag  des  Branntweinmonopols  für 
die  Reichskasse  ein  Betrag  von  ^  Milli- 
onen Mark  oder  48  ^/o  aller  bisheiigea  or- 
dentlichen Keichseinnahmen  verblieb.  Der 
Eindruck  der  Regierungsvorlage  ward  an- 
fänglich von  der  öffentlichen  Meinung  güns- 
tig aufgenommen.  Doch  trat  sehr  bald  ein 
Ümschw^ung  ein.  Man  focht  die  Ertrags- 
berechnung an ,  mau  schätzte  die  zu  er- 
wartende Nettoeinnalime  ^>  beträchtlich  unter 
100  Millionen  Mark<. .  man  missgönnte  der 
Industrie  die  zu  gewährenden  hohen  Brannt- 
-weinpreise  imd  beanstandete  vor  allem  aus 
politischea  Gründen  jedes  Monopol,  das  eine 
grosse  Zahl  von  der  Regierung  abhängiger 
Volkselemente  schaffe.  Die  Gegner  des 
Branntweinmonopols  siegten  innenialb  und 
ausserhalb  des  Reichstags,  so  dass  die 
Regierungsvorlage  mit  erdrückender  Majori- 
tät vom  Reichstage  abgelehnt  wm-de. 

Indessen  hatte  die  Reichsregierung  be- 
reits einen  Ersatzentwurf  vorbereitet.  Der- 
selbe, welcher  nocli  im  Slai  1886  dem 
Reichstag  miterbreitet  wurde,  wollte  die 
Branntweinsteuer  als  eine  Verbindung  von 
Schank-  und  Maischranmsteuer  konstniieren. 
Ei-stere  sollte  1.20  Mark  vom  Hektoliter 
reinen  Alkohols  betragen,  letztere  dagegen 
in  um  lO"*/©  ermässigten  Sätzen  der  bis- 
herigen norddeutsclien  Jlaischbüttensteiier 
d.  h.  statt  mit  1,31  Mark  mit  1,20  Mark  pi-o 
Hektoliter  absoluten  Alkohols  erhoben  wer- 
den. Zugleich  wnirde  ein  »EventuaJentwiirf« 
dem  Reichstage  bekannt  gemacht,  welcher 
bereits  die  Verbrauchsabgabe  (Fabrikatsteuer) 
beim  Uebergang  des  Branntweins  in  den 
freien  Verkehr  neben  der  Maischi-aurasteuer 
enthielt.  Dei-selbe  wurde  zwar  in  einer 
Reichstagskommission  erörtei-t,  jedoch  der 
Beschlussfassimg  des  Reichstags  nicht  unter- 
stellt. Der  voi-erwähnte  Slaientwurf,  welcher 
zunächst  einen  Ertrag  von  123  Millionen 
Slark  und  später  eineu  solchen  von  223 
Millionen  Mark  in  Aussicht  nahm,  wurde 
im  Plenum  des  Reichstags  fast  einstimmig 
abgelehnt.  Die  Hauptschwierigkeiten,  die 
sich  einer  Reform  der  Branntweinsteuer 
hemmend  entgegenstellten,  lagen  vor  allem 
in  der  notwendigen  Berücksichtigung  der 
notleidenden  Landwirtschaft  in  Noradeutsch- 
laad  mit  ihren  vielen  kleinen  Brennereien. 
Andererseits  Mi-chtete  man  die  Abnahme 
des  Branntweinverbraucha  und  damit  einen 
Rückgang  der  Stetier,  zumal  Russland 
in  den  letzten  Jahren  sme  Kartoffel- 
brennerei erweitert  hatte  und  die  deutsche 


Produktion  mit  schwerer  Konkurrenz  be- 
drohte. 

Aus  all  diesen  Erwägungen  erwuchs  ein 
dritter  Gesetzentwurf  im  Jahre  1887,  wel- 
cher neben  der  Erhöhung  der  Erträge  aus 
der  Branntweinsteuer  eine  möglichste  Scho- 
nung der  kleineren,  namentlich  der  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  bezweckte. 
Dieser  wurde  dann  z\un  G.  v.  24.  Juni  1887 
erhoben ,  dessen  Bestimmungen  mit  dem 
1.  Oktober  1887  in  Kraft  traten.  Noch  im 
Jahre  1887  ti-aten  die  süddeutschen  Staaten 
der  norddeutschen  Branntweinsteuergemein- 
schaft bei,  so  dass  das  Reichsgesetz  v.  24. 
Juni  1887  im  ganzen  Reichsgebiet 
geltendes  Reclit  wurde.  Dagegen  entstan- 
den Klagen  über  die  hervortretende  Schädi- 
gung dei-  kleineren  landwirtschaftlichen,  be- 
sonders der  Obstbrennereien  in  Süddeutsch- 
land. Ihren  Ansprüchen  suchte  daher  die 
Novdle  V.  8.  Juni  1891  entgegen  zu  kommen. 
Allein  trotz  des  Rückgangs  der  Branntwein- 
bereitung seit  1887  wird  im  Deutschen  Reich 
noch  immer  ein  überschüssiger  Betrag  von 
mehreren  himderttausend  Hektolitern  Über 
den  Inlandsbedarf  heimstellt,  welcher  bei 
der  Konkiurenz  des  durch  starke  Export- 
prämien geschützten  russischen  und  ^ter- 
reichiscli-ungarischen  Branntweins  nur  zum 
Teil  auf  dem  Weltmärkte  abgesetzt  werden 
kann.  Diese  üeberschüsse  üben  daher  auf 
die  Inlandspreise  einen  fortwährenden  Druck 
aus,  und  imi  diesem  zu  begegnen,  hat  die 
Novelle  vom  16.  Juni  1895  durch  eine  Zu- 
satzsteuer, die  sogenannte  »Brennsteuer*., 
die  Produktion  noch  weiter  zu  beschränken 
gesucht.  Ausserdem  sucht  das  gleiche  Ge- 
setz die  Ausfuhr  dui'ch  eine  Exportprä- 
mie zu  heben.  Das  grandlegende  G.  v.  24. 
Juni  1887  hatte  einen  Vorzugssteuersatz 
nur  für  eine  bestimmte,  »kontingentierte« 
Gesamtjahresmenge  gewälu't.  Dieses  Kon- 
tingent war  mit  4,5  1  reinen  Alkohols  nach 
der  Kopfzahl  der  Bevölkerung,  welche  jedes- 
mal diUT^h  die  letzte  Volkszählung  für  das 
Gebiet  der  Branntweinsteueigemeinschaft 
ermittelt  worden  war,  von  5  zu  5  Jahren 
berechnet  worden.  Damit  musste  sich  aber 
mit  <ler  Zuuahrae  der  Volkszahl  ein  all- 
mähliches Anwachsen  des  Gesamtkontingents 
für  die  Branntweinsteuer  ergeben.  Die  Ei^ 
fahning  hat  aber  gezeigt,  dass  mit  dieser 
Vermehrung  des  Kontingents  die  Entwicke- 
lung  des  in  den  fi-eien  Verkehr  überge- 
gangenen und  daher  verbrauchssteuerpflich- 
tigen Braimtweios  für  den  Konsum  keines- 
w^  Schritt  gehalten  hat.  Denn  die  jähr* 
lidi  vert>rauchten  Branntweinmengen  zeigen 
zwar  eine  Steigening,  doch  ist  der  Konsum 
an  Trinkbrauntwein ,  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung berechnet,  im  grossen  Ganzen  zu- 
rückgegangen, und  auch  daßWacliatum  des  Ge- 
samtverbrauchs isX  mir  ein  allmähliches,  nicht 


Digitized  by  Google 


1068 


Branntirpinbesteiiening 


diirchaiis  gegen  Rückschläf^  ^esieliertes. 
Die  Statistik  erR-eist  nun,  dass  mehr  Kon- 
tingentsbranntwein  vorhanden  ist,  als  der 
steuerpflichtige  Verbrauch  aufzunehmen  ver- 
mag. Das  Gesamtkontingent  hat  somit  die 
Tendenz^  über  den  steuerpflichtigen  Ver- 
brauch hinauszuwadiseu.  Diesem  Xissvei^ 
hAltnis  sucht  nun  eine  weitere  XoTellc 
vom  4.  April  189U  abzuhelfen,  wonach  von 
je  5  zu  r>  Jahren  das  Gesamtkoutingent  nicht 
mehr  nach  der  Bevölkerungszahl,  sondern 
nach  dein  Durchschnitte  der  innerhalb  einer 
fünfjährigon  Frist  in  den  verbrauehsahf^abe- 
pflichtigen  Inlandsverbi-aiich  übei^cgangcnen 
Branntwoinmeiigt^n  fofitsosetzt  wird. 

6.  Der  geltende  Kecht^stand.  Die 
Verbranohsabgabe.  Die  deutsche  Brannt- 
weinsteuer ist  teils  Kühstoff-  und  Fabri- 
kation ssteuer,  teils  Fabrikatsteuer.  Diellaupt- 
Rteuerfonnen  Bind  die  Verl  »rauch  sahjfabe,  die 
Slai^chlKittieh-  und  Hi-annlweiiunatorialsteuer, 
der  Zusehlag  zur  Vorbraiiclipab^abe  und  die 
Bi-eiinsteuer.  Hierzu  kommt  noeli  der  Zoll 
für  den  aus  dem  Zollanslando  eingefiilu-teu 
Brannlwcin.  Der  Schwernuukt  des  Steuer- 
systems liegt  in  der  Verbrauebsabgalie  und 
im  Zuschlag  zu  dei-seiben .  welelie  srvid'^o 
des  ganzen  Ertrags  liefern,  wilhj-eud  die 
Maischbottich-  und  Branntweinraaterialsteuer 
zusammen  nur  mit  14,70  "o  bt-teUigt  sind. 
Die  Breunsteuer  ist  lediglich  ein  Rcgidator 
der  Branntweinerzeugung  und  kommt  finanz- 
politisch wenig  in  l^et^lcht 

Die  Verbrauchsabgabe  ist  eine  Pi'o- 
dukt-  oder  FabrikatstL'uer  und  wiril  dalier 
vom  fertigcTi  Erzeugnis  und  zwar  von  1  1 
reinen  Alkohols  erhoben.  Da  alx^r  die 
Branntweinsteuer  nicht  bloüs  ein  fiskalisches 
Institut  ist,  sondern  auch  indirekt  einen 
Einfluss  auf  Gang  und  Wechsel  der  Bmnnt- 
weinbereitnng  ausüben  soll,  so  hat  man  für 
das  Ausmass  der  Steuerjifliclit  zwei  Kate- 
gorieeu  von  Branntwein  aufgeslellt.  Die 
Verbrauchsaligalie  winl  daher  in  zwei  Sätzen 
erhoben,  in  einem  Vorzugs-  oder  Minimal- 
und  in  einem  Normal-  mter  Maximalsatze. 
Ersterer  beträgt  0,50  Mark  vom  Liter  reinen 
d.  h.  ItX)  grädigen  Alkohols  und  findet  nur 
auf  die  kontingentierte  Branntwein  menge 
Anwendung,  der  letztere  belSnft  sich  auf 
0,70  Mai'k  vom  Liter  reinen  Alkohols  und 
ist  von  allem  erzeugten,  d<a8  Gesamtkon- 
tingent übereteigenden  Uoberschuss  der 
Branntweinmenge  zu  entrichten.  Die  Ver- 
brauchsabgabe gebt  somit  von  der  Aufstellung 
eines  Kontingents,  d.  h.  von  der  Fest- 
setzung einer  Maximalgesaratmenge  Brannt- 
weins aus,  welche  nach  bestimmten  vom 
Gesetze  bezeichneten  Grundsätzen  auf  die 
Brennereien  verteilt  wird  und  zu  dem  Vor- 
zugs-(MinimaI-)Steuersatz  zu  0,50  Mark  vom 
Liter  reinen  Alkohol  zu  versteuern  ist. 
Ueber  das  zugewiesene  Kontingent  hinaus 


darf  jede  Brennerei  weitere  Mengen  Brannt- 
wein herstellen,  doch  ist  dieser  zum  Normal- 
(Maximal-)Satze  zu  0,70  Mark  vom  Liter 
reinen  Alkohols  der  Steuer  zu  unterw^en. 
Die  Kontingentiei'ung  ist  daher  eine  »in- 
direkte-. Das  Gesamtkontingent  wird  in 
jedem  5.  Jahre  für  die  folgenden  5  Betriebs- 
jahre —  die  sogenannte  «Kontingenlsperiode« 
—  nach  dem  Durchschnitte  derieoigen  Branat- 
weinmengen  festgesetzt,  weiche  innerhalb 
der  vorhergegangenen  5  Jahre  in  den  ver- 
brauchsabgabepfÜchtigen  Inlandsverbraach 
übergegangen  sind.  L'ebersteigt  in  einem 
Betriebsjalu-e  die  Menge  des  in  Anrechnung 
auf  das  Kontingent  zur  Abfertigung  gelangten 
Branntweins  die  Menge  des  gegen  Ent- 
richtung der  YerbraucbsabEibe  in  den  In- 
land sverbrauch  gelangten  Branntweins,  so 
kann  das  Gesamtkontingent  für  das  nächst- 
folgende Betricbsjahr  auf  die  zuletzt  be- 
zeichnete Bi-annt  weinmenge  herabgesetzt 
werden.  D;is  Kontingent  für  Bayern,  Würt- 
temberg, Baden  und  Hohenzollem  wird  in 
der  Weise  ermittelt,  dass  jedem  der  be- 
zeichneten Staaten  und  Landesteile  auf  den 
Kojif  seiner  nach  der  letzten  Volkszählung 
festgestellten  Bevölkening  zwei  Drittel  der- 
jenigen Liternienge  i-eineu  Alkohols  zuge- 
teilt werden,  weläie  sich  auf  den  Kopf  der 
Gesamtl)evÖlkenmg  der  ganzen  Brannt»'ein- 
stenei^emein Schaft  ergeben  würde.  Diese 
Massi"egel  trägt  dem  geringeren  Brannt- 
weiiiverbrauch  der  süddeutschen  Staaten 
Rechnung. 

Landwirtschaftlichen  und  ^laterialbrenne- 
reien ,  welche  in  einem  Betriebsjahr  nicht 
mehr  als  10  hl  reinen  Alkohols  erzeugen, 
kann  vom  Bundesrat  gestattet  werden,  ihr 
gesamtes  Erzeugnis  zum  Minimalsatze  von 
0,50  Mark  vom  Liter  zu  versteuern. 

Für  die  nächsten  Betriebsjahre  1897—98 
bis  1901 — 02  beziffert  sidi  das  Gesamtkon- 
tingent  auf  2221749  hl  reinen  Alkohols. 

Ffir  den  Yoi'ZUg&-(Miniraal-)Satz  findet 
alle  5  Jahre  eine  Bevision  statt. 

Von  der  Verbnni(^sabgabe  sind  befreit 
der  Branntwein,  welcher  ausgeführt  wird, 
sowie  derjenige,  welcher  zu  gewerbHchen 
und  wissenschaftlichen  Zwecken,  zur  Essige 
bereitung,  zur  Heizung  und  Beleuchtung, 
zum  Kochen,  Putzen  und  anderem  mehr 
venn'endet  wird.  Doch  muss  der  Rwint- 
weiu  der  letzteren  Kategorie  durch  soge- 
nannte Denaturierung  zum  Trinkva^ 
brauch  und  Genüsse  unbrauclib»  gemadit 
werden,  bevor  er  in  den  freien  veAehr 
gelangt.  Von  der  Denaturierung  kann  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  nur  der  zu 
wissenschaftlichen  und  Heilzwecken  benufcrte 
Branntwein  entbunden  werden. 

Als  durch  G.  v.  24.  Juni  1887  in  Deutsdi- 
land  die  Verbrauchsal^be  (Fabzikatsten«') 
auf  70  Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols 
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festgesetzt  wurde,  war  ein  erheblicher  Rück- 
^ng  des  Branntweiiiverbrauchs  zu  gewär- 
tigen, der  sich  bei  unveränderten  Produk- 
tionsverhältnissen in  einem  Preisdruck  flns- 
seru  mns£te.  Biese  Kinbasse  suchte  man 
ftlr  die  Brennereiindustrie  zu  mildern,  indem 
man  für  einen  Teil  des  inländischen  Be- 
darfes —  »Kontingent<;  —  nicht  die  volle 
Verbrauchsabgabe,  sondern  einen  ennässig- 
ten  Satz  von  50  Mark  für  das  Hektoliter 
erhob.  Da  die  Ermässigung  nicht  für  den 
ganzen  Inlandsbedarf  gewährt  wurde,  so 
nahm  man  an ,  dass  der  Inlandspreis  des 
Alkohols  sich  nach  den  Produktionskosten 
des  höher  (d.  h.  des  zu  70  Mark)  versteuer- 
ten Teiles  des  Inkndsverbrauches  richten 
werde.  Der  niedrigere  Abgabensatz  hat  so- 
mit den  Zwec^,  dem  Brenner  fiir  den  »kon- 
tingentierton«  Branntwein  eine  Inlands- 
prämie von  20  Mark  vom  Hektoliter 
zu  gewähren.  Dies  setzt  aber  voraus,  dass 
die  zu  50  Mark  Steuer  herstellbare  Brannt- 
weinmenge hinter  dem  steuerpflichtigen 
Inlandstrinkbedarf  zurückbleibt.  Wenn  nun 
der  Inlandstrinkbedarf  keinen  mit  dem 
höheren  Steuersatz  belasteten  Branntwein 
zur  Deckung  nötig  hat,  so  muss  der  Preis 
des  Branntweins  um  die  Differenz  zwischen 
den  beiden  Steuersätzen  sinken  und  die  In- 
landsprämie  verschwindet. 

Thatsächlich  ist  es  nun  gelungen,  dass 
der  mit  50  Mark  Yerbrauchsabgabe  belastete 
Branntwein,  welche  vom  Händler  zu  bezahlen 
ist,  im  Börsenpreis  ziemlich  genau  um  20 
Mark  höher  steht  als  der  mit  70  Mark  be- 
lastete. Scheinbar  empfangen  daher  die 
Brenner  nach  Massgabe  ihres  Kontingents 
einen  Zuschuss,  eine  »Liebesgabe«  von  20  Mark 
vom  Hektoliter  oder,  nachdem  das  Gesamtkon- 
tingent rund  2  Millionen  Hektoliter  beträgt, 
40  Millionen  Mark  (das  »Vierzigmillionen- 
geschenk«)  aus  dem  Steuersilckel  des  Volks. 
Allein  dabei  ist  zu  berück  sieht  igen,  dass  mit 
der  Steuerreform  gleichzeitig  ein  beträcht- 
licher Preisdruck  erfolgte.  Für  den  Brenner 
ist  daher  der  durchschnittliche  Ei-lös  für 
den  kontingentierten  und  nicht  kontingen- 
tierten Branntwein  nicht  höher  als  vor 
der  Steuererhebung.  Diese  ganze  ^Icthode 
hat  jedenfalls  soviel  »reicht,  dass  die  £r^ 
höhung  der  Branntweinsteuer  vorgenommen 
werden  konnte,  ohne  die  Brennereündustrie 
nachhaltig  zu  schädi^n. 

Die  Inlandsprämie  wird  dann  weiter 
dnrch  die  sogenannten  Berechtigungs- 
scheine (Bundraratsbeschlüsse  vom  3.  No- 
vember 1887,  12.  Jiüi  1888,  14.  März  1880, 
7.  Kovember  1889)  gesichert.  Auf  Antrag 
des  Brenners  kann  Kontingentsbranntwein 
statt  mit  50  Mark  mit  70  Mark  vom  Hekto- 
liter abgefertigt  wei-den.  Demselben  wird 
dann  darüber  ein  Berechtigungsschein  aus- 
gefertigt, welcher  auf  die  Differenz  zwischen 


dem  höheren  und  dem  niedrigen  Steuersatz 
lautet  und  zu  allen  Zahlungen  der  geschul- 
deten Branntweinsteuer  verrs'endet  werden 
kann.  Da  nun  insbesondere  Kartoffelsprit 
a\isschliesslich  unversteuert  gehandelt  wird, 
weil  die  Verbrauchsabgabe  von  demjenigen 
zu  zahlen  ist,  der  ihn  zur  freien  Verfügung 
erhält,  so  wird  der  (billigere)  »70er«  Sprit 
vornelunhch  zur  Ausfuhr  und  zu  steuerfreien 
Zwecken  imd  der  (teuerere)  »50  er«.  Brannt- 
wein zum  inländischen  Trinkverbrauch  ver^ 
wendet  Jener  hat  daher  einen  weiteren, 
dieser  einen  eng^n  Markt.  Durch  die 
Berechtigiingsschäne  wird  nun  eine  Ueber- 
fOhnmg  des  Marktes  mit  »60  er«  Sprit  und 
damit  die  Gefehr  eines  Preisdrucks  des- 
selben verhütet.  Denn  der  Brenner  kann 
hierdimsh  seinen  »50er«  in  einen  »70err 
umwandeln,  wenn  dieser  zur  Zeit  mehr 
gesucht  ist,  und  dafür  über  einen  auf  die 
Steuerkasse  lautenden  Gutschein  von  20  Mark 
füi'  jedes  Hektoliter  »umgewandelten«  Sprit 
\'erfügen. 

Zur  Sicherung  der  Verbrauchsabgabe  sind 
besondere  K ontrollmassregeln  ge- 
troffen. Diese  sind  dazu  bestimmt,  die  heim- 
liche Ableitung  von  alkoholhaltigen  Dämpfen, 
Lutter  und  Branntwein  zu  verhüten.  Unter 
ihnen  sind  vornehmlich  Vorschriften  über 
die  Aufstellung  der  mit  dem  Destillier- 
apparat in  fester  Verbindung  stehendeu 
Samraelgefässe  zu  erwähnen,  in  welche  der 
Branntwein  abgeleitet  wb-d.  Mitunter  ist 
auch  ein  unter  amtlichem  Verschluss  stehen- 
der Messappai-at  zugelassen,  oder  es  kann 
die  Aufstellung  eines  solchen  neben  den 
Sammelgefässen  amtlich  angeordnet  werden. 
Bei  stattgehabter  Verurteilung  zu  einer 
Defraudation sstrafe  kann  für  die  betreffende 
Brennerei  die  Mindestnienge  des  zu  ziehen- 
den reinen  Alkohols  im  voraus  bindend  fest- 
gestellt oder  dieselbe  unter  dauernde  Kontrolle 
gestellt  werden.  Die  Kosten  der  erstmaligen 
Anschaffung  der  Sammelgefässe,  Messappa- 
rate, Ueberrohre  und  Kunstscldösscr  trägt 
die  Steuergemeinscbaft.  Dazu  kommen 
Normen  über  die  Anzoigepflicht,  Betrieba- 
unterbrcclinngen  imd  Betnebseinstellungen, 
weitere  Massi-egeln  zur  Menge-  und  Stärko- 
feststelluug  des  Branntweins,  Aufnahme  des 
unter  SteuerkontroUe  stehenden  Braimtwcins 
in  Kiederlagon  imd  Ueberwachung  derselben 
u.  dgl.  m.  Für  kleine  Brennereien,  welche 
in  einem  Betriebsjahre  nicht  mehr  als 
1500  hl  Botticliraum  bemaischen  oder  Ab- 
fälle der  Biererzeugimg  verarbeiten,  können 
die  KontroU  Vorschriften  erleichtert  werden. 
In  solchen  Fällen  darf  auch  die  Steuer  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrich- 
tungen in  der  Form  von  Abfindungen  ent- 
richtet werden. 

Die  Verbrauch  sabgabe  wird  erhoben, 
wenn  der  Branntwein  aus  der  steuerlichen 


Digilized  by  Google 


1070 


Branntweinbesteuerung 


Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  über^ht. 
Steuersubjekt  bezw.  Steuerzahler  ist  der- 
ienige,  welcher  den  Branntwein  zu  freier 
VerfüguDg  erhält.  Für  Branntwein,  welcher 
im  freien  Verkehr  zum  Zwe<'k  des  Genusses 
weiter  bearbeitet  wird,  kann  die  Verbrauchß- 
abgabe  zu  5".'o  erlassen  werden. 

Die  Straf  bestimmungen  richten  sich 
teils  gegen  den  T'nterschleif ,  teils  gegen 
Ordnungswidrigkeiten ;  sie  treffen  zunächst 
den  Defraudanten  selbst  und  unabhängig 
davon  auch  den  Breun  erei  Besitzer  «nd 
Brennereileiter.  Ebenso  haften  tiewerbe- 
und  .Handeltreibende,  einscldiesslicli  der 
Brennereibesitzer  für  die  Defraudationen 
ihrer  Verwalter ,  Gewerbsgehilfen ,  Haus- 
geooBsen  u.  s.  w.  subsidiär  («Subsidiarische 
Vertretungsverbindlichkeiten«).  Die  ^Ver- 
brauehsabgabendefraudation«  ist  mit  Geld- 
strafen von  5000— 10000  Mark  bedroht.  Im 
ersten  Wiederholungsfalle  nach  vorherge- 
gangener Bestrafung  wird  die  Geldstrafe 
verdoppelt.  Jeder  fernere  Rückfall  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraft, 
doch  kann  nach  Umständen  schon  im  ersten 
Wiederholungsfälle  unl»eschadet  der  Geld- 
strafe auf  ^ft  oder  Ge^guis  erkannt 
werden.  Bei  unbefugter  Ableitung  von 
alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lütter  und  Brannt- 
wein oder  bei  doloscr  Störung  der  Mess- 
apparate ist  neben  der  Geldstrafe  zusätzlich 
eine  Gef^gnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  ver- 
wirkt. Die  Ordnungsstrafen  bewegen  sie!» 
zwischen  1  Mark  inid  300  Mark. 

7.  Die  Maischbottich-  und  Bnumt- 
weinmaterialstener.  Die  Maischbotticli- 
steuer  ist  eine  Verarlteitungs-  oder  Fabri- 
kationssteuer und  trifft  lediglich  die  land- 
wirtschaftlichen Brennereien.  Die  Brannt- 
weinmaterial Steuer  ist  eine  Rohstoff-  oder 
Materialsteuer,  welche  von  den  Materiid- 
brennereieu  erhoben  winl. 

Als  land wirtscliaf tliche  Brenne- 
reien gelten  diejenigen  während  des  ganzen 
Betrielisjahres  ausschliesslich  Getreide  oder 
Kartoffel  verarl>eitenden  Brennereien ,  bei 
deren  Betrieb  <iie  sämtiiclien  Rilckständo 
in  einer  oder  mehreren  den  Eigentümern 
oder  Besitzern  der  Brennerei  gehurenden 
oder  von  diesen  betriebenen  "Wirtschaften 
verfüttert  werden  und  der  erzeugte  Dünger 
vollständig  auf  dem  den  Eigentümern  oder 
Besitzern  der  Brennerei  gehörenden  oder 
von  diesen  betriebenen  Wirtschaften  ver- 
wendet wird.  Nach  nälierer  Bestimmung 
des  Bundesrats  kann  der  Brennereibetrieb 
als  landwirtßchaftliclier  behandelt  werden, 
wenn  vorübergehend  Schlempe  oder  Dünger 
veräussert  wird  oder  im  Zwischenbetriebe 
selbst  gewonnene,  niditmehlige  Stoffe  allein 
Tcrwendet  werden. 

Die  Materialbrennereien  sind  die- 
jenigen Brennereien,  welche  während  des 


fanzen    Betriebsjahres    nur  nichtmehlige 
toffe  —  mit  Ausnahme  von  Melasse,  R6bea 
und  Rübensaft,  verarbeiten. 

Die  Maischbottichsteuer  der  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  wird  erhoben  nach 
dem  Rauminhalt  der  Maischgefässe  (Maisch- 
bottiche, MaisclibÜlten)  und  beträgt  für  je 
1  hl  und  für  jede  Einmaischung  1,31  Mark. 
Bei  der  Stenerberechnung  bleibt  der  über- 
schiessende  Rauminhalt  bis  25  1  ausser  An- 
satz. Für  Brennereien,  welche  nur  vom 
16.  September  bis  15.  Juni  nicht  länger  als 
8'  2  Monate  betrieben  werden ,  wird  die 
Maischbottichsteuer  ermSssigl,  und  zwar  wird 
der  Steuersatz  von  1,31  Mark  erhoben: 

a)  zu  10 ,  wenn  die  tägliche  durch- 
schnittliche Bemaischuog  1050  1  Bottich- 
raum nicht  übersteigt; 

b)  zu  ''/lo,  wenn  die  tägliche  durch- 
schnittliche Bemaischung  Über  1050  1,  aber 
nicht  über  1500  1  Bottichraum  beträgt; 

c)  zu  "'10,  wenn  die  tägliche  durch- 
schnittliche Branaischung  mehr  als  1500  1, 
aber  nicht  über  3000  1  Bottichraum  beträgt. 

Die  Steuerermäsaigung  beträgt  daher  4<  ), 
20  imd  10  und  i^  ausgesmocheDermassen 
im  Interesse  der  kleinen  BrennereieD  ge- 
währt. Diese  bevorzugten  BrraneroeD  haben 
vorübergehend  den  entsprechend  hOherea 
Steuersatz  zu  entriditen,  wenn  sie  während 
eines  Kalendermonats  mit  ihrer  täglidira, 
durchsdmittlichen  Bemaist^ung  das  Maxi- 
mum von  je  lOöO,  1500  oder  3000  1  Über- 
schreiten. Dagegen  ist  der  volle  Maisch- 
buttichsteuersatz  für  die  ganze  Betriebsseit 
zu  entrichten,  wenn  die  Betriebsfrist  von 
8''2  Monaten  überschritten  wird. 

Die  Branntwein  materiaJsteuer  der  Ma- 
terialbrennercien  wird  von  je  1  hl  der  vei^ 
wendeten  Rohstoffe  erhoben.  Die  Steuer- 
sätze sind  nach  der  Art  der  Materialien 
abgestuft  und  betragen  bei  Trebem  von 
Kernobst  und  eingestampften  Weinlrebera 
0,25  Mark,  bei  Kernobst  0,35  Mark,  bei 
Beerenfrüchten  0,45  Mark,  bei  Branereiab- 
fällen,  Hefenbrühe,  gepresster  Weinbefe  und 
Winzeln  aller  Art  0,50  Mark  und  bei  Trauben- 
oder Obstwein,  bei  flüssiger  Weinhefe  und 
Steinobst  0,85  Mark  immer  je  pro  hl.  Die 
Branntweinmaterialsteuer  wird  vonden  jenigen 
Brennereien,  weiche  in  einem  Jahre  nicht 
mehr  als  50  1  reinen  Alkohols  erzeugen, 
nur  zu  ■* .10  und  von  solchen,  die  jährlich  über 
50  1  und  weniger  als  100  1  reinen  Alkohols 
produzieren,  nur  zu  **iio  erhoben.  Die  Steuer- 
ermässigung  beträgt  somit  je  60  und  20  ^.o. 

8.  Der  Zuschlag  zur  Verbrauchsab- 
gabe. Wie  die  Verbraudisabgabe  selbst,  so 
ist  auch  der  Zuschlag  zu  derselben  eine 
Produkt-  oder  Fabrikatateuer.  Derselbe  wird 
primär  von  den  gewerblichen  Brennereien 
und  subsidiär  auf  Antrag  auch  von  land- 
wirtschaftlichen und  Matoialbrenuereiai  an 
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Stelle  der  Maischbottich.-  und  Branntwein- 
materialsteuer  erhoben.  MaterialbreDoereien 
iana  die  Steuerbehörde  auch  ohne  Antrag 
dem  Zuschlag  zur  Yerbrauchsabgabe  statt 
der  Materialsteuer  unterwerfen. 

Gewerbliche  Brennereien  sind 
alle  Branntweinbrennereien,  die  weder  unter 
die  Kategorie  der  landwirtschaftlichen  noch 
unter  di^enjge  der  Materialbrennereien  ^en. 

Der  Zuschlag  zur  Yerbrauchsabgabe  wird 
von  tülen  gewerblichen  Brennereien  erhoben^ 
wogegen  bei  ihnen  die  Maischbottidi-  und 
die  Branntweinmaterialsteuer  in  W^&ll 
lu}mmen.  Der  von  diesen  hergestellte  ^Ksnnt- 
wein  wird,  soweit  er  der  Verbrauchssteuer 
nnterli^t,  mit  einem  Zuschlage  von  0,20  M. 
fOr  das  Later  reinen  Alkohols  belastet.  Für 

f werbliche  Brennereien,  welche  vor  dem 
April  1887  bestanden  und  nicht  mehr  als 
10000  1  oder  über  10000  1,  aber  unter 
20000  1  taglich  bemaischten,  tritt  eine  Er- 
mfiesigung  um  je  0,04  und  0,02  Mark  fflr 
diesen  Zuschlag  ein,  jedoch  nur  im  Umfang 
des  bisher  geübten  Betriebes.  Diese  Be- 
stimmung findet  aber  keine  Anwendung 
während  derjenigen  Monate ,  in  welchen 
Hefe  erzeugt  oder  Melasse-,  Rüben  oder 
Rübensaft  verarbeitet  "wird. 

An  Stelle  der  Maischbottichsteuer  land- 
wirtschafthcher  Brennereien  beträgt  der  Zu- 
schlag zur  Verbrauclisabgabe : 

1.  in  Brennereien  mit  einem  Gesamt- 
Jahreserzeugnis  bis  zu  lOÜ  hl  reinen  Alkohols 
in  den  Betriebsmonaten  ohne  Hefenerzeugung 
0,12  Mark  vom  Liter  und  in  denjenigen  mit 
Hefenerzeugimg  0.16  Mark; 

2.  in  Brennereien  mit  einem  Gesamt- 
Jahreserzeugnis  zwischen  100  und  150  hl 
reinen  Alkohols  in  den  Betriebsmonaten  ohne 
Hefenerzeugimg  0,14  Mark  und  denjenigen 
mit  Hefenerzeogung  0,18  Mark ; 

3.  in  Brennereien  mit  einem  Gesamt- 
Jahreserzeugnis  von  mehr  als  150  hl  reinen 
Alkohols  je  0,16,  0,18  und  0,20  Mark. 

An  Stelle  der  Branntweinmalerialsteuer 
der  Material  brennereien  beträgt  der  Zuschlag 
zur  Yerbrauchsabgabe  0,08  Mark  vom  Liter 
reinen  Alkohols,  wenn  diese  ni(^t  m^r  als 
50  Litei*  reinen  Alkdiols  in  einem  Jahre 
erzeugen,  0,16  Mark  bei  einem  Gesamt- 
Jahreserzeugnis  zwisdien  üO  und  100  1  und 
0,20  Mark  bei  einem  solchen  van  mehr  denn 
100  1  reinen  Alkohols. 

9,  Die  BrennHtetter.  Unter  dieser  haben 
wir  eine  Verarbeitungs-  oder  Fabrikations- 
steuer nach  dem  Umfange  der  Froditktion 
oder  des  Betriebes  zu  verstehen.  Sie  hat 
den  ausgesprochenen  Zweck,  der  dauernden 
Ansammlung  von  grösseren  Bi^anntwein- 
beständen  vorzubeugen,  für  w^elche  es  im 
Inlande  an  einer  Äbsatzm^lichkeit  fehlt, 
und  soll  durch  Hinwirken  auf  eine  Ein- 
schränkung der  Produktion  das  Gleichgewicht 


zwischen  den  Spirituspreisen  und  den  Her- 
stellungskosten herbeiführen  helfen.  Infolge- 
dessen wird  die  Brennsteuer  neben  den  be- 
stehenden sonstigen  Branntweinsteuern  von 
denjenigen  Brennereien  ^oben,  welche  über 
300  hl  reinen  Alkohol  erzeugen  und  zwar 
in  progressiven  Sätzen  von  der  diesen  Be- 
trag übersteigenden  Menge.  Dieselbe  bildet 
einen  Zusatz  zu  der  Yerbtautdisal^be,  jedoch 
als  selbständiges  Komplement  und  invdviert 
keine  blosse  Ersatzfunktion  (s.  unter  3). 
Die  Steuer  beträgt: 

1.  in  landwirtschaftlichen  Bren- 
nereien, welche  während  des  ganzen  Be- 
triebsjahres weder  Hefe  erzeugen  noch 
Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft  verarbeiten: 


für  die  £r- 


für  die  Er- 
zeugung von 
über 
hl 

2000-2200. 

2200—2400. 
2400—2600. 
2600—2800. 
2800—3000. 
3000 

pro  Hektoliter  reinen  Alkohols. 


zengimg  von 
über 
hl 

300—  600. 

600—  900. 

900—1200. 
1200—1600 . 
1600—1800. 
1800-2000. 


M. 
0,50 
1,00 

2,50 

3,00 


H. 

3,50 
4,00 
4,50 

5,00 
5,50 
6.00 


2.  in  sämtlichen  Brennereien, 
welche  im  Laufe  des  Betriebsjahres  Hefe 
erzeugen,  in  denjenigen  gewerblichen 
Brennereien,  welche  im  Laufe  des  Be* 
triebsjahres  Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft 
verarbeiten,  und  in  den  Materialbrenne- 
reien: 


fOr  die  Er- 

fOr  die  Er- 

zenguDg  von 
über; 

je 

zeugting  von 
über 

je 

hl 

M. 

hl 

M. 

300—  600  . 

500-  700  . 

700—  900  . 

ÜOO— 1000  . 
1000—1100  . 
1100—1200  . 

0,50 
i,oo 

>,So 
2,00 

2,50 

3.00 

1200—1300 
1300-1400 
1400—1500 
löOO— 1600 
1600—1700 
1700 

3.50 
4,00 

4,50 
5>«> 
5,50 
6,00 

vom  Hektoliter  reinen  Alkohols. 

3.  in  alleu  landwirtschaftlichen 
Brennereien  mit  Maischbottich- 
steuer wird  ausserdem  für  jedes  in  der 
Zeit  vom  16.  Juni  bis  15.  September  her- 
gestellte Hektoliter  reinen  Alkohols  folgende 
Brennsteuer  erhoben :  bei  einer  durchschnitt- 
lichen täglichen  Bemaischung  eines  Bottioh- 
raums 

von  mehr  als  1060—1600  1  je  i  M. 
„      „      „  1600-3000  „  „ 

nun    3000  n    n  3  n 

vom  Hektoliter  reinen  Alkohols.  Diese  Ab- 
^be  ist  zu  erheben,  soweit  der  Betrieb 
einer  derartigen  Brennerei  in  der  Zeit  vom 
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16.  Juni  bis  15.  September  8'.  s  Monate  Ober- 
schreitet 

4.  in  denjcnigoQ  am  Kontingent  be- 
teiligten gewerblichen  Breune- 
reien,  welche  Meinsso,  Rülwn  odor  Rüben- 
saft verarbeiten,  wird  die  Bronnsteiier  um 
15  Mark  für  jedes  weitere  Liter  reinen 
Alkohols  erhöht,  wenn  in  densel))en  eine 
Alkoholmenge  her^stellt  wird,  die  in  einem 
Betriel^ßjahre  das  Kontingent  tun  '  s  über^ 
steigt; 

r>.  in  den  nicht  am  Kontingent  be- 
teiligten Brennereien  tritt  eine  Er- 
höhung der  Brennsteuer  um  15  Mark  für 
jedes  weitere  Liter  reinen  Alkohols  inso- 
weit ein,  als  ihre  GeHamterzeugnng 
20000  hl  reinen  Alkohols  übersteigt.  Diese 
20000  hl  werden  auf  die  innerhalb  der 
3  letzten  Jahre  im  Betriebe  gestandenen 
Brennei-oieu  ilieser  Gattung  nach  Umfang 
ihrer  Erzeugtmg  verteilt.  Wenn  diese  Brenne- 
reien zur  Erzeugung  von  Hefe  übergehen, 
so  wirtl  von  dem  betreffenden  Betriebsiahre 
an  die  Alkoholmenge,  die  der  um  lö  Mark 
erhühteu  Brennsteuer  nicht  unterliegt,  um 
die  liälfte  gekürzt  Nenentstehende  Brenne- 
reien, welclie  Melasse,  Rüben  oticT  Rüben- 
saft  verarbeiten,  unterliegen  für  ihre  ge- 
samte Erzeugung  der  erh<5hten  Brennsteuer 
mit  der  Massgabe,  dass  auch  für  die  Her- 
stellimg  bis  8IX)  hl  je  15  Mai-k  vom  Hekto- 
liter reinen  Alkohols  erhoben  werden. 

6.  in  landwirtschaftlichen  Ge- 
nosseuKchaftsbronnereien,  die  als 
solche  am  1.  April  189")  bestanden  haben, 
wird  für  den  Umfang  des  bisherigen  Be- 
triebs die  Brennsteuer  nach  Xr.  2  nur  zu 
*/4  erhoben. 

Die  Brennsteuer,  deren  Erhebung  bis 
30.  September  liJOl  in  der  geschilderten 
"Weise  erfolgen  soll,  ist  zu  entrlclit*'n,  sobalti 
die  erzengte  Alkoholmeuge  in  der  Brennerei 
amtlich  festgestellt  ist  oder  die  Berechnung 
der  steuerpilichtigen  Alkoholnienge  durch 
Abfindung  stattgefunden  bat.  Steuersubjekt 
ist  der  Brennereibesitzer.  Eine  Stundung 
findet  nicht  statt  Vom  1.  Oktober  1898  an 
empfangen  die  Einzelstaaten  keine  si>ecLellen 
Entschädigimgeu  melir  für  die  Erhebung 
der  Brennsteucr. 

10.  Zölle,  Stenerfreiheit,  Rück- 
nnd  Anshthrver^tungen ,  Uebergangs- 
abgaben.  Fflr  den  aus  dem  Zollauslande 
eingehenden  Branntwein  ist  ein  Zoll  zu 
entrichten.  Derselbe  beträgt  für  je  100  kg 
Liköre  180  Mark,  für  je  100  kg  Branntwein 
in  Fässern  125  Stark  und  für  je  100  kg 
Branntwein  in  Flaschen,  Krügen  und  anderen 
Umschliessungen  180  Mark. 

Branntwein  sowie  Fabrikate,  bei  deren 
Herstellung  Branntwein  verwendet  w^orden 
ist,  sind  bei  der  Ausfiüu*  von  der  Steuer 
zu  befreien  (s.  oben  Bub  6).  Ebenso  ist 


Branntwein  im  Falle  der  Verwendimg  zu 
gewerblichen  Zweirken.  zur  Essigbereittmg. 
zu  Putz-,  Heizungs-,  Koch-  und  Beleuchtiings^ 
zwecken,  endlich  zu  lÄ-issenschaftlichen  oder 
Heilzwecken  steuerfrei  zu  lassen.  Dies  ge- 
■  schiebt  bei  der  Ausfuhr  nach  erfolgtem 
]  amtlichen  Ausfuhrnachweis  und  bei  der 
steuerfreien,  inländischen  Verwendung  in 
der  Kegel  nach  erfol^r  Denaturierung.  Die 
Methode  besteht  teils  im  Wegfall  der 
Steuererhebung,  teils  in  ^nerSteuer- 
vergütung  (RflcWeigfltung).  Bei  dorn 
noch  nnterSteuerkontrolle  stehenden 
Branntwein,  welcher  auE^;efahrt  nnd  zu 
einem  stenerfreien  Zwecke  r^wendet  wird, 
bleibt  die  Verbrauchsabgabe  und  der  Zu- 
schlag zu  derselben  unerhoben.  Dagegen 
wird  die  Maiseh bottich-  und  die  Brannt- 
weinmaterialsteuer  in  beiden  F^len  mit 
0,1601  Mark  und  die  Verbrauchsabgabe  bei 
der  Ausfuhr  von  Trinkbranntwein  und 
I  Branntweinfabrikaten  aus  dem  freien 
Verkehr  mit  0,70  Mark  vom  Liter  reinen 
Alkohols  vergütet 

Neben  dieser  Steuerbefreiung ,  welche 
bereits  bei  der  Maischbottichsteuer  —  die 
Steuerbelastimg  schwankt  zwischen  OjOSQri 
und  0,1363  Mark  —  eine  bedeutende  Au>- 
f uhrprämie  enthält,  isird  bei  der  Ausfuhr 
noch  eine   besondere  offene  Ausfuhr- 

&räraie  (Ausfuhrzuschuss)  von  6  Mark  vom 
ektoliter  reinen  Alkohols  gewährt.  Für 
denaturierten  Spiritus  wird  eine  Ansfiihr- 
fuhrprfimie  von  1,50  Mark  vom  Hektoliter 
und  bei  dem  zur  Essigbereitimg  kann  eine 
Vergütung  der  Brennsteuer  bis  6  Mark  für  je 
1  Hektoliter  zugebilligt  wenlen  imd  zwar  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  und  in  welchem  Masse 
der  Branntwein  der  Breimsteuer  unterlegen 
hatte.   Die  Vergfitungss&tze  unterliegen  all- 
jälirlich  einer  Revision  und  sind  vom  Biindes- 
rate  für  das  folgende  Rechnungsjahr  ent- 
sprechend herabzusetzen,  wenn  die  Gesamt- 
summe an  Vergütungen  oder  im  Falle  äner 
vorherigen  Kürzung  der  Äusfohrva^Otnog, 
welche  bei  Gewährung  der  vollen  Aus- 
fuhrvergütung-  gezahlt  sein  würde,  für  das 
abgelaufene  Jahr  einen  Betrag  ei^ebt,  der 
grttescr  ist  als  die  gleichzeitige  Einnahme 
aus  der  Brennsteuer.    Ueberstägt  in  einem 
Jahre  das  Aufkommen  an  Brennsteuer  die 
gezahlten  Vei^tungen,  so  können  aus  dem 
Ueberschiiss  auch  für  Branntwein,  der  zu 
anderen  steuerfreieü  Zwecken  als  ziir  Eis- 
bereitung verwendet  wird,  Veigütimgen  bis 
zu  6  Mark   vom   Hektoliter  zugeäandes 
werden.   Die  Bestimmungen  über  die  Äns- 
fuhrvergütungen  bleiben  zunächst  in  Kraft 
bis  30.  September  1901. 

Die  Uebergangsabgabe  betriigt  96 
Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols. 

11.  Die  SteaerfeststeUuiw  and  Steoei^ 
entrtditiuig.    Die  Verbranc^Babgabe,  do- 
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Zuschlag  zur  Terbrauchssteuer  und  die 
Brennsteuer  werden  grundsätzlich  nach  Er- 
mittelung der  thatsäcluich  gewonneneu  Menge 
und  Stärke  des  Alkohols  festgesetzt  Es 
sind  daher  Sammelgefasse  aufzustellen,  welche 
mit  dem  DestiEierapparat  in  fester  Ver- 
bindung stehen  und  die  gesamte  gewonnene 
Branntweinmenge  aufnehmen.  Destillier- 
apparat, Sammelgefässe  und  Rohrleitimgen 
sind  so  unter  amtlichen  Verschluss  zu 
nehmen,  dass  eine  heimliche  Ableitung  nur 
mit  Spuren  hinterlassender  Gewalt  geschehen 
kann.  Ausnahmsweise  kann  ein  Messapparat 
die  Sammelgefäese  ersetzen.  Deraelbe  ist 
mit  dem  Destillierapparat  in  ununterbrochene 
durch  Steuerverschluss  gesicherte  Verbindung 
zu  setzen.  Oder  endlich  an  Stelle  der 
Sammelgefässe  tritt  die  ständige  Aufsicht 
oder  die  Vorschreibuog  einer  Mindestmenge 
an  zu  ziehendem  AlkohoL  Der  gewonnene 
Alkohol  ist  aber  jedenfalls  alle  8  bis  10 
Tage  durch  Steuerbeamte  nach  Menge  und 
Sttoke  festzustellen  und  verbleibt  bis  zur 
Ausfuhr,  zur  steuerfreien  Abfertigung  oder 
zur  Zahlung  bezw.  Stundung  der  Verbrauchs- 
steuer unter  amtUeher  Kontrolle  (Aufnahme 
in  eine  amtlich  verschlossene  Niederlage). 
.Die  Steuer,  die  beim  üebei^ng  des  Brannt- 
weins iu  den  freien  Verkehr  und  zwfu:  von 
demjenigen,  welch»  ihn  zu  freier  Verfügung 
erhält,  erhoben  wird,  kann  gegen  Sicmer- 
heitsbestellung,  nach  UmstAnden  auch  ohne 
eine  solche,  bis  zu  3  Monaten  ^tundet 
werden.  Die  Brennsteuer  ist  ohne 
Stundung  sofort  nach  Feststcllungder  steiier- 
pflicht^n  Alkoholmenge  vom.  Bi-ennei'  zu 
entrichten.  Die  Maischbottich-  und 
Branntweinmaterialsteuerwenlenim 
Wege  der  Betriebsplankontrolle  festgestellt, 
wobei  der  Steuerpfüchtige  filr  je  eine  den 
Zeitraum  eines  Kalendermonats  nicht  über- 
schreitende Betriebsdauer  im  voraus  einen 
bindenden  Betriebsplan  bei  der  Steuerbehörde 
einreichen  muss.  Derselbe  hat  die  Menge 
der  täghchen  Bemaischungen  und  der  täg- 
hehen  Verwendung  von  nichtmehligeu  Stoffen 
in  einer  die  Bemessung  der  Steuer  zidassen- 
den  Form  zu  beschreiben.  Die  genaue  Ein- 
haltung des  Betriebsplanes  wird  durch 
häufige  steueramtliche  Nachschau  auf  Grund 
eingehender  Anmeldungen  etc.  kontrolliert 
Die  Steuer  ist  fäDig  mit  Siitteilung  des 
Steuersatzes  an  den  steuerpflichtigen  Brenner, 
doch  ist  auch  hier  eine  Stundung  zulässig. 

Zur  Vereinfachung  der  Erhebung  der 
Verbrauchsabgabe  und  der  Maischbottich- 
wie  Branntweinmaterialsteuer,  welche  ohne 
übermässige  Belästigung  des  Betriebs  nur 
in  den  grösseren  Brennereien  möglicli  ist, 
hat  das  Gesetz  ein  Abfindunggyer- 
fahren  für  kleinere  Betriebe,  für  solche, 
die  Abfälle  der  Bierbrauerei  verarbeiten  und 
für  Materialloennereiett  gestattet.  Hier  kann 
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I  dann  die  Steuer  berechnet  werden  entweder 
aus  derjenigen  Maisch-  oder  Materialmenge, 
welche  gemäss  der  (nach  einer  Mehrzahl 
von  Vorschriften  festzustellenden)  Leistungs- 
fähigkeit der  Brenuvorrichtung  innerhalb 
der  erklärten  Betriebszeit  in  Alkohol  um- 
gesetzt werden  kann ,  oder  nach  der  vom 
Brenner  erklärten  Stoffmenge.  Auf  Grund 
solcher  Angaben  wird  der  Abfindungs- 
plan vom  Brenner  aufgestellt  und  nach 
diesem  die  Steuer  durch  die  Steuerbehörde 
berechnet.  Die  Einhaltung  des  Planes  ist 
dann  durch  ein  vom  Brenner  über  den 
Brennereibetrieb  zu  führendes  Tagebuch, 
das  Brennereiregister,  zu  überwachen. 
Bei  ganz  kleinen  Brennereien  mit  einfacher 
Einrichtung  (einzige  Blase  mit  direkter 
Feuerung)  kann  sich  die  Steuerverwaltung 
mit  einer  Abfindungsanmeldung  be- 
scheiden, welche  sidi  auf  Anmeldung  der  Be- 
triebsdauer und  der  zu  verarbeitenden  Stoffe 
beschränkt.  Die  Steuer  wird  dann  lediglich 
nach  den  Eintragungen  ins  Brennereiregister 
statt  nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit 
der  Brennvorrichtungen  bereclmet.  Auf 
Brennereien,  welche  jährlich  höchstens  50 
liter  Alkohol  erzeugen,  kann  eine  Pau- 
schalierung der  Steuer  nach  der  ange- 
meldeten Stomnenge  und  der  daraus  zu 
berechnenden  Alkoholausbeute  (als  eine 
pauschalierte  Blasensteuffl*)  bemraaea  werden. 
Ausnahmsweise  kann  endlich  bei  der  Yer- 
ln«uchsabgabe  die  Abfmdung  statt  auf  die 
zu  entriditrade  Steuersumme  auf  die  Miu- 
destmenge  des  zu  ziehenden  Alko- 
hols gerichtet  sein,  welcher  sodann  der 
SteuerkontxoUe  unterstellt  wird.  Die  etwa 
in  diesem  Falle  zu  erhebende  Maischbottich- 
und  Branntweinraaterialsteuer  wird  dann 
mittelst  Betriebsplankontrolle  festgestellt. 

12.  Statistik  der  B.  in  Deutschland. 
Seit  dem  Jahre  1887  hat  sich  der  Ertrag 
der  Branntweinsteuer  folgendermassen  ent- 
wickelt (Millionen  Mark): 

(Siehe  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

ni.  Die  BranntweinbesteueroBg  !■ 

Oesterreich-Ungarn. 

1.  Die  geschichtliche  Kntwickelung. 

In  der  Österreichischen  Mautordnung  vom 
Jalure  1523  ist  zum  ersten  Mal  eine  Abgabe 
vom  Branntwein  erwäimt.  Eine  Inlands- 
steuer  dürfte  um  die  gleiche  Zeit  in  Oester- 
reich anzunehmen  sein.  15ö3  wird  eine 
Verkaufsstener  erwäimt  Die  übrigen  Erb- 
länder folgen  im  Lairfe  des  16.  Jahrhunderts 
mit  Branntweinabgaben  nach :  Schlesien  1529, 
Böhmen  1593,  Steiermark  1598  u.  s.  w.  In 
Niederösterreich  bestanden  seit  1556 
das  Cmgeld  und  der  «Taz<  oder  das  »doppelte 
Zapfenmass«,  eine  Verkaufssteuer  vom  Brannt- 
wem,  welche  1567  an  die  Stände  ent^tlidi 
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BianntweiDbesteiierui^; 


Betriebsjfthre 


MuKhbottidi-  und  Materia]- 
stener 


Bratto-  [RÜckver- 
ertrag  i^tungen 


Netto- 
ertrag 


Nettoer- 
trag der 

Ver- 
brauchs- 
abffabe  and 
des  Zu- 
schlags 


,   I  Ueber- 
!ganff8ab- 

^r^-  Luxem 
borg 


18H7^ 

1888—  89 

1889—  90 

1890—  91 

1891—  92 

1892—  83 

1893—  94 

1894—  95 

1895—  96 

1896—  97 
Im  Etat  sind 
angesetzt  für 
.die  Rech- 
nangsjahre 

1897—  98 
189»-99 


34,635 
29,214 
34,707 
32,516 
32,707 

3>,995 
3S>2oo 

31,429 
33.716 
31,665 


9,762 

5,905 
11,989 
10,061 
8,541 
9,732 
9,891 
9,462 
12,046 
10,53* 


24,873 
33,308 
22,718 
22,454 
24,165 
22,263 
25,309 
21,967 
31,670 

31,IJ2 


17,066 
16,527 


91,618 
115,828 
124.584 
123,269 
110,012 
119,165 
119,423 
"3,510 
119,040 
119,908 


98,717 
101,157 


1.754 
1,447 


0,006 
o  006 
0,006 
0,008 
0,006 
0,006 
0,006 
0,014 
0,005 
0.006 


2,1 14 

3,976 

5,557 
8,234 
5,462 
7,i8j 

6.659 
6.652 

6,645 
6,330 


Oberlassea  und  1j69  diesen  für  alle  Zeiten 
verkauft  wurde.  Die  Stände  galten  den 
Taz  wieder  an  I*rivate.  Auch  das  l'mgold 
wurde  zuerst  verpachtet  und  dann  an  die 
Dominien  veWlti&sert.  Daneben  kommen  noch 
zahlreiche  und  wechselnde  Abgaben  hinzu 
(1G24,  im,  1040,  l(i41,  im,  1647  etc.). 
Die  Erhebung  erfolgte  meist  als  Marken- 
steuer vom  Fabrikat  ('Zcttelgeld»).  Die 
ganze  Gesetzgebung  war  sehr  zersi)littert, 
verwickelt  und  ohne  innere  Einheit.  Durch 
das  Tmnksteueri latent  Maria  Tlieresias  vom 
1.  Mai  17HU  wurde  die  Branntweinsteuer 
"wesentlich  vereinfaclit.  Dieselbe  wurde  bei 
der  Erzeugung  in  je  nach  dem  vorwendeten 
Material  abgestuften  Sätzen  erholen,  wobei 
das  frtihere  Verbot  der  Bi-ennerei  aus  Korn- 
frOühten  wiederholt  wurde.  Doch  trat  bereits 
1783  wieder  der  Taz  an  die  Stelle  der  Trank- 
eteuer, was  1791  bestilfigt  wanl. 

In  Ober  Osterreich  befanden  sicli 
Taz  und  IJmgcld  meist  in  Händen  der  Privaten 
durcli  VoräusKerungcn  des  ITiskns.  Die  Auf- 
schläge von  Getränken  dagegen  hatten  die 
Stände  als  Entgelt  für  die  Uebemahme  von 
Schulden  erhalten  und  teils  durch  Abfin- 
dungen, teils  durch  Repartition  aufgebracht. 
In  Steiermark  wurde  der  Branntwein 
bei  der  Erzeugimg  mit  einer  mäf«sigen  Ab- 
gälte belastet,  deren  Ertrag  zu  Landeszwecken 
und  zur  Auibringimg  der  Kontribution  ver- 
vendot  wurde.  Kärnthen  hatte  eine  Maul 
an  den  Zwischen zolllinien  und  einen  Ge- 
tränkeaufschlag. Und  gleiche  Zustände 
herrschten  in  Tirol,  wobei  jedoch  der 
Süden  mannigfaltigere  Bildungen  zeigte  als 
der  Norden.  In  Böhmen  waren  die  Kon- 
sumtionsabgaben meist  in  die  Hände  von 


Privaten  gelangt,  waa  jedoch  die  Regiening 
I  nicht  abhielt,  in  Zeiten  der  fiskalischen  Not 
;  konkurrierende  Auflagen  auf  die  gleichen 
I  Artikel  zu  legen.  Die  allgemeine  Accise- 
I  Ordnung  vom  11.  Dezember  1708  suchte  den 
i  Kechtsstand  zu  reformieren  und  belegte  den 
i  lictroidebranntweiu  mit  einer  Material-  und 
:  Malzsleuer ,  den  flbrigen  Branntft'ein  mit 
'  einer  Fabrikatsteuer  und  die  ausländischen 
I  Fabrikate  noch  mit  einem  ZolL  Unter  Maria 
I  Thcn^sia  kehrte  man  zum  Branntveintaz, 
I  der  Eigentum  der  Stände  w^ar,  zurück  und 
jlioss  denselben  für  den  Fiskus  durch  die 
I  BankallK?hÖrden  einheben ,  wogegen  die 
I  Stände  ein  Entschädigungsäquivalent  von 
1 18  r)07  Gulden  empfingen.  Die  Neuordnung 
I  der  Getränkesteuern  durch  Patent  vom  28. 
üezoml»er  18(>4  nahm  die  »Extraordinari- 
Tranksteuer«  wieder  in  ärariahsche  Regie. 
In  Mühren  findet  sich  der  gleiche  &it- 
wickehmgsgang.  Die  Auflag  von  Bnumt- 
wein  Vriirue  bei  der  Bereitung  erhoben. 
Nach  der  Erwerbung  von  Oalizien  wurde 
hier  zunächst  eine  Verbrauchsabgabe  ange- 
ordnet, welclie  nur  die  Konsumenten  treffen, 
den  Handel  aber  freilassen  sollte.  Bald 
darauf  aber  ging  man  zu  einer  kontingen- 
tierteu  Auflag  über.  Man  stellte  eine  Auf- 
nahme der  im  Lande  sesshaften  Familiffli 
auf,  nahm  jede  derselben  zu  fünf  Köpfen  an, 
schätzte  ihren  Jahreskonsum  zu  15  Mass 
:  Branntwein  und  Hess  die  Steuer  durch  die 
Dominien  eiuheben. 

Diese  grossen  Verschiedenheiten  und  die 
Zersplitterung  des  ganzen  Staatsgebietes  in 
eine  Mehrzahl  von  Steuergebieten  führten 
zu  endlosen  CnzutrSglichkeiten.  Während 
der  Regierung  Maria  Theresias  imd  Josei^  IL 
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■wurden  mehrfache  Yersuche  angestellt,  die 
Äccisegesetzgebiing  zu  vereinfachen  und  neu 
zu  organisieren.  Sie  blieben  indes  veigeblich. 
Franz  II.  Hess  eine  Regelung  der  Trank- 
ßteuem  in  allen  deutschen  Erblanden  1812 
nach  gleichartigen  Grundsätzen  einleiten. 
Nach  einem  1826  herausgegebenen  Entwürfe 
sollte  in  den  »Orten  erster  Ordnung«  die 
Einfuhr  von  Branntwein  und  in  den  »Orten 
zweiter  Ordnung«  nur  der  Verkauf  desselben 
mit  einer  Abgabe  belegt  werden.  Diese 
Grundlagen,  deren  Durchfflhiung  auf  grosse 
Schwierigkeiten  zu  Stessen  schien,  wurden 
bald  wieder  aufgegeben.  An  ihre  Stelle 
trat  das  G.  v.  25.  Hai  1829,  welches  zum 
ersten  Male  die  verschiedenen  Steuerformen 
durch  eine  einheitliche  staatliche  Brannt- 
weinsteuer ersetzte.  Diese  stellte  sich  dar 
als  eine  Verbindung  einer  Schanksteuer  mit 
einer  sehr  unvollkommenen  Fabrikatsteuer, 
welche  teils  durch  Abfindung,  teils  durch 
Verpachtimg  erhoben  wui-de.  Die  grossen 
Hissstände,  welche  dieselbe  im  Gefolge 
liatte,  veranlassten  das  G.  v.  24  August  1835, 
welches  eine  Haischraum-  und  Material- 
steuer mit  einer  Fabrikatsteuer  kombinierte. 
Erstere  waren  je  nach  der  Art  d^  veraiv 
bräteten  Stoffe  in  verschiedenen  Sätzen  an- 
wendbar. Die  TJeberproduktiou  der  Brannt- 
weinbrennerei sowie  weitgehende  Steuer- 
defraudationen  und  endlich  die  dem  Krim- 
feldzug folgende  Krise  der  Branntwein- 
indushie  machten  eine  Reform  der  Brannte 
weinsteuer  notwendig.  Durch  G.  v.  9.  Juli 
1862  wurde  für  füle  grösseren  Brennereien 
eine  Fabrikatsteuer  nach  der  Menge  und 
Gradhaltigkeit  des  Erzeugnisses  unter  An- 
wendung eines  Messapparates  eingeführt. 
Die  kleineren  Brennereien  konnten  diese 
Steuerart  wählen  oder  mit  der  Steuerbehörde 
eine  Abfindung  vereinbaren,  oder  es  wurde 
ihre  Steuerpfhcht  nach  dem  Gärraum  be- 
messen. Durch  die  technische  Mangelhaftig- 
keit der  Kontrollmessapparate  sah  man  sich 
gezwungen,  bereits  drei  Jahre  später  dieses 
System  wieder  zu  verlassen.  Durch  G.  v. 
18.  Oktober  18C5  wurde  wieder  die  Pauscha- 
lierung zm"  einzigen  Steuerform  erklärt, 
Tuid  zwar  geschah  diese  bei  den  grösseren 
Brennereien  nach  dem  Rauminludte  der 
Gärgefässe  mit  Annalime  eines  bestimmten 
Ausbeuteverhältnisses  und  bei  den  kleineren 
nach  dem  Durchschnitte  ihrer  Steuerleistuug 
in  den  letzten  5  Jahren.  An  den  Steuer- 
sätzen wurde  nichts  geändert.  Die  nicht 
wesentlichen  Abänderungen  der  GG.  v.  28. 
März  und  8.  Juli  1868,  welche  für  kleinere 
Brennereien  die  Abfindung  zuliessen  und 
für  die  grösseren  ein  höheres  Ausbeutever- 
haltnis  und  eine  kürzere  Gärdauer  annahmen, 
waren  durch  technische  Fortschritte  bald 
Überholt,  welch  letztere  aber  anderer- 
seits zugleich  die  Wurzel  der  ungleich- 


mässigen  Belastung  der  einzelnen  Brenne- 
reien waren. 

Zur  Beseitigung  der  augenscheinlichen 
Mängel  sollte  das  G.  v.  27.  Juni  1878  dienen. 
Dasselbe  Hess  die  Wahl  zwischen  Fabrikat- 
steuer und  Pauschalierung ,  welche  teils 
nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maisch- 
raums, teils  nach  derjenigen  des  Brennraums 
angele^  wurde.  Für  kleinere,  namentlich 
landwirtschaftliche  Brennereien  blieb  es  bei 
der  Abfindung.  Die  Fabrikatsteuer  durften 
nur  solche  Brennereien  entrichten,  welche 
geeignete  Kontrollapparate  aufstellten  und 
sonstige  zur  Sicherung  der  Steuerzahlung 
auferlegte  Bedingungen  erfüllten.  Die  bisher 
feikuhative  Fabrikateteuer  wurde  alsdann 
durch  G.  V.  19.  Mai  1884  für  gewisse  Arten 
grösserer  Brennereien  unter  Anwendung 
eines  bestimmten  Eontrollapparats  zur  obli- 
gatorischen Steuerform  erhoben ,  während 
anderen  Brennereien  die  Walü  der  Steuer- 
form überlassen  blieb.  Bei  Brennereien, 
welche  Weinabfälle  verarbeiten  und  nicht  die 
PauBchahening  vorziehen,  wurde  die  Fabrikat- 
Steuer  ohne  KontrollmessTorridituDg  ange- 
wendet So  war  die  Fabzibttsteaer  zur 
Hauptform  der  Branntweinstenor  geworden, 
die  MaisdiraumpauBchalieruiig  aber  trat  zu- 
rück. Die  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  der  östeireiclüschen  Brannt- 
weinsteuer gehen  auf  das  G.  t.  20.  Juni  1888 
zurück.  Dasselbe  wiederholte  einzelne  Bestim- 
mungen des  G.  T.  19.  Mai  1884,  lehnte  äciL 
aber  auch  zum  Teil  an  das  neue  deulsche 
Reichsgesetz  v.  24.  Juni  1887  an,  indem  es 
einen  Maximal-  und  einen  Miuimalsteuersatz 
festhält  und  der  Ueberproduktion  durch  das 
Princip  der  indirekten  Kontingentierung  zu 
steuern  sucht. 

Die  Branntweinsteuer  zählt  in  Oeslerreich- 
Cngam,  neben  der  Zucker-,  Bier-  und 
Mineralölsteuer ,  zu  denjenigen  Konsum- 
Steuern,  welche  während  der  Dauer  des 
zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  bestehen- 
den Zoll-  und  Handelsbündnisses  in  beiden 
Reichshälfteu  nach  gleichen  Grundlagen  zu 
erheben  sind.  Nachdem  nun  dieses  Zoll- 
und  Handelsbündnis  1898  abgelaufen  ist,  so 
bildet  auch  die  Branntweinsteuer  einen 
Teil  des  Österreichisch-ungarischen 
Ausgleiches,  welcher  indes  zur  Zeit 
noch  nicht  zu  stände  gekommen  ist. 

2.  Die  geltenden  Stenernormen.  Der 
innerhalb  der  Zolüinie  bereitete  Branntwein 
wird  einesteils  durch  die  Konsumabgabe 
getroffen,  wenn  derselbe  aus  der  amtlichen 
Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  übergehl, 
und  andemteils  durch  die  Produktionssteuer 
bei  der  HersteUung  des  Erzeugnisses. 

1.  Die  Konsumabgabe  (Konsumsteuer) 
ist  eine  Fabrikat-  oder  Froduktsteuer  und 
zu  entrichten,  wenn  der  Branntwein  aua 
der  amtlichen  Kontrolle  oder  Freilagani  in 
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den  freien  Verkehr  übei^ht   Zur  Zahliinf?  J 

der  Steuer  ist  derjenige  verpflichtet,  M-eleher 
den  Branntwein  zur  freien  VerfOgun^  erhält. 
Die  Konsnmali^be  vird  erhol>en  in  zwei 
Sätzen ,  in  einem  Vorzugs-  oder  Minimal- ; 
und  iü  einem  Normal-  oder  5Iaximalsatze. ; 
Der  ersten?  wird  auf  die  kontingentierte 
Branntweinmeoge,  der  letztere  auf  die  diese  ' 
fibersteigende  Eraeugimg  angewendet  l>er 
Vorzugs-  (Minimal-)  Steuersatz  beträgt  3.")  I 
Kreuzer  und  der  Normal-  (Maximal-)  Steuer-  . 
satz  45  Kreuzer  fOr  jeiien  Hektolttei^d  j 
oder  Liter  reinen  Alkohols,  d.  h.  vom  Hekto- ! 
liter  und  Grad  des  lUOteUigen  Alkoholometers.  [ 
Die  kontingentierte  Branntwein  menge  oder  | 
das  »Kontingent'   ist  bis  £nde  iHitti  auf ' 
1878000  h]  festgesetzt,  wovon  997  458  hl, 
auf  Oesterreich,  872542  hl  auf  Ungarn  und 
8000  hl  auf  Bosnien  und  Herzegowina  ent- 
folleo.    Die   individuelle   Aufteilung   des ' 
EontiQ^nts  auf  die  einzelnen  Brennereien  ist  | 
derLfUidesgesetzgobung  anheim gestellt  Eine ! 
Mehrzahl  von  Vorschriften  hat  in  den  beiden 
Reichsfaälften  die  Materie  geregelt ,  wobei 
insbesondere  die  landwirtschaftlichen  Brenne-  i 
■  reien  bevorzugt  wurden.  Von  der  Konsum- 
ateuer   sind  befreit  der  Braontwein  aus 
selbst  erzeugten  Stoffen  zum  Hausbedarf 
sowie  der  zu  gewerbüchen  und  anderen 
Zwecken  benutzte,  nicht  als  Getrftnk  ver- 
vendete  Bnuintwdn.    Die  kleinen  land- 
-wirtschafüichen  Breunerräen  (d.  h.  solche, 
-wdc^e  mit  der  Landwirtschaft  verbunden, 
Stoffe  der  eigenen  Landwirtschaft  verwenden 
und  dieser  wiederum  die  gewonnene  Schlempe 
zufahren,  ferner  deren  tägliche  Erzeugung 
innerhalb  einer  höchstens  8  Monate  dauern- 
den Betriebsperiode  (vom  September,  Oktober 
oder  November  an  beginnend)  7  hl  nicht 
übersteigt  und  deren  Grundfläche  in  einem 
Verhältnis  zum  Betriebsumfang  der  Brenne- 
rei steht),  erhalten  Bonifikationen.  Die- 
selben betragen  3,  4  und  5  Gulden  vom 
Hektoliter  reinen  Alkohols  hinsichtlich  der 
zum  Steuersätze  von  35  Kreuzern  und  von 

{"e  1,  2,  3  Gulden  für  die  gleiche  Menge 
linsichtlich  der  zum  Steuei-satze  von  45 
Kreuzern  weggebrachton  Alkoholmenge.  Die 
Bemessung  der  Bonifikation  erfolgt  nacli 
dem  Massstabe ,  ob  die  durchschnittliehe 
tägliche  Erzeugung  über  4 — 7,  über  2  —4 
und  bis  2  hl  Alkohol  beträgt.  Zur  Siche- 
rung der  Konsurasteuer  sind  zahlreiche 
Kon  troll  Vorschriften  g'etroffen. 

Die  der  Verabschiedung  noch  harrenden 
Ausgleichsvorlagen  setzen  das  Kon- 
tingent auf  1868000  hl  fest,  von  welchem 
1017000  hl  auf  Oesterreich  und  851000  hl 
auf  die  übrigen  Ländergobiete  entfallen. 
Der  Vorzugsstellersatz  ist  mit  50  Kreuzern 
und  der  Normalsteuersatz  mit  ÖO  Kreuzern 
für  das  Liter  reinen  Alkohols  in  Aussicht 
genommen. 


2.  Die Produktionsabgabe (Prodnk- 

tion.«isteuer)  ist  eine  Verarbeituugs-  oder 
Fabrikationssteuer  und  trifft  allen  Brannt- 
wein, wek'her  innerhalb  der  Zolllinie  her- 
gi*stfllt  wini.  Diesellie  beträgt  für  jedes 
licktoiiter  und  je<len  Alkoholgrad  35  Kreuzer. 
Die  Alkoholmenge  ist  je  nach  der  Verschie- 
denheit der  Erzeuguiigsstoffe,  der  Brenne- 
reivorrichtungen oder  nach  der  Grösse  des 
Oärraums  zu  l>emessen  und  wird  festgesteUt 
entweder  im  Wege  der  Pauschalierung  der 
Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtungen 
oder  durch  Abfindung  oder  endlich  durch 
Anzeigen  eines  behönllich  voi^eachriebenen 
Kontrollapparats.  Die  Produktionsabgabe  hat 
der  Brenner  zu  entrichten,  während  die 
Konsumsteuer  vou  demjenigen  zu  zahlen 
ist ,  welcher  den  Branntwein  zur  freien 
Verfügung  erhält  Vou  der  Produktions- 
steuer  ist  befreit  die  Branntweinherstellung 
aus  selbsterzeugten  Stoffen  zum  Hausbedarf, 
wobei  jedoch  manchertei  Einschrfiiikungen 
wirksam  werden,  sowie  derjenige  steuer- 
pflichtige Branntwein,  welcher  behufs  Aus- 
nihr  abgabefrei  eingelagert  wird.  Zur  Siche- 
rung der  Abgabe  sind  Vorschriften  Aber 
Besclireibun^  der  Erzeiigun^tfttten  und 
eine  Uebeisicht  der  Werkvomchtui^^  und 
der  Aufbewahrun^gefässe  erflossen. 

Neben  diesen  betdeu  Steuerformea  be- 
stehen: 

3.  Die  Schanksteaer  (Branntwein- 
verschleissabgabe)  nach  Q.  t.  23.  Juli  1884, 
welche  den  GetränkeversclileiBs  von  ge- 
brannten Flüssigkeiten  und  zwar  den  Aus- 
schank unbedingt  und  den  Kleinverkauf  Ober 
die  Strasse  in  Mengen  von  mindestens  1 
trifft.  Dieselbe  ist  halbjährlich  im  Tornas 
zu  entrichten  und  beträgt  für  diesen  Zeit- 
raum für  den  Ausschank  5  Gulden  in  Ort- 
schaften mit  einer  Bevölkerung  bis  500  Ein- 
wohnern, 10  Gulden  in  solchen  mit  500  bis 
2000  Einwohnern,  20  Gulden  in  solchen 
mit  20(J0— 10000  Einwohnern,  30  Gulden 
in  solchen  mit  10000— 20(X)0  Gulden,  45 
Gulden  in  solchen  mit  20000— 100  (X)0  Ein- 
wohnern  und  50  Gulden  in  solchen  mit 

,  über  100000  Einwohnern.  Vom  Kleinver- 
j  schleiss  wei-den  für  jefle  Betriebsstätte  -  s 
'  der  vorstehenden  Sätze  und  vom  Handel  in 
I  gleicJier  Weise  V4  derselben  erhoben.  Für 
I  das  Gast^werbe  wird  die  Al^abe  auf  '/s 
der  bezeichneten  Sätze  reproduziert,  wenn 
der  Ausschank  nur  nebenbei  betrieben  wird. 

4.  Der  Zoll,  welcher  von  allem  Brannt- 
wein zu  entrichten  ist,  welcher  die  Grenze 
überschreitet.  Dieser  Eingangszoll  betri^ 
für  das  Gesam^biet  der  5sterTeichis<£- 
ungarischen  Monarchie  60  Gulden  für  je 
100  kg. 

Ausf uhrvergütungen  (Steuerbonifi- 
kationeu)  in  der  Höhe  von  5  Gulden  für 
jedes  UektoUter  und  jeden  H^toliteignid 
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Alkohol  ■werden  demjenigen  steuerpflichtigen 
Branntwein  gewährt,  welcher  gegen  Ab- 
schreibung in  Fässern  oder  anderen  geeichten 
Behältnissen  und  in  Mengen  von  mindestens 
50  1  ausgeführt  wird.  Bereits  versteuerter 
Branntwein,  auf  dem  die  Abgabe  nicht 
mehr  haftet,  wird  bei  der  Ausfuhr  in  Mengen 
von  mindestens  50  1  mit  einer  Ausfuhrver- 
gütung von  17,50  Gulden  pro  Hektoliter 
begünstigt.  Doch  darf  die  Gesaratsumme 
der  gezahlten  Bonifikationen  in  einem  Be- 
triebsjahre 1  Million  Gulden  nicht  Ober- 
schreiten. 

3.  Das  Propinationsrecht  Unter  Fro- 
pinationsrecht  versteht  man  in  GaUzien  und 
m  der  Bukowina  das  ansschhessliche  Redit, 
geistige  Getränke  zu  erzeugen  und  auszu- 
schenken. Die  Propination  war  ursprüngüch 
ein  w^ichtiges  Finanzregal  der  polnischen 
Krone  und  war  für  diese  durch  ständige 
Abgaben  der  Schankwirte  die  Quelle  er- 

fiebiger  Einkünfte.  Seit  dem  12.  Jahr- 
undert  finden  sich  in  einzelnen  Fällen 
Verleihungen  der  Propination  an  den  gnmd- 
besitzenden  Adel  und  an  die  Geistlichkeit. 
Der  Bedachte  hatte  enb^'eder  das  Recht, 
eine  Schankstätte  (braxatorium,  tabema)  zu 
errichten  und  dafür  dem  König  die  Abgabe 
zu  leisten,  konnte  sich  aber  durch  Verach- 
tung vom  Schankwirt  höhere  Leistungen 
ausbedingen,  oder  er  war  überhaupt  von 
jeder  Auflage  frei,  wenn  die  Verleihung 
eines  libenunabraxatorium  bezw.  einer  libera 
tabema  vorteg.  Seit  dem  14.  und  15.  Jahr^ 
hundert  werden  diese  Vergebungen  immer 
häufiger,  bis  das  Recht  der  Erzeugung  und 
des  Ausschanks  geistiger  Getränke  allge- 
mein eine  Dominikalgercchtsame  der  land- 
taflichen  Güter  wird.  Die  von  den  Grund- 
besitzern unabhängigen  Erzeugiings-  und 
Sehankstätteu  werden  immer  seltener  und 
sind  Ende  des  16.  Jahrhunderts  ganz  ver- 
schwunden. Die  Grundherren  missbrauchten 
aber  diese  Gerechtsame  bald  und  erweiterten 
sie  zum  Branntwein zw^ang,  indem  sie  ihre 
ünterthanen  zwangen ,  ihren  Branntwein- 
bedarf nur  vom  grundherrlichen  Schankwirt 
zu  beziehen.  Später  gingen  die  Gutsherren 
noch  weiter  und  drängten  den  Bauern  be- 
stimmte Quantitäten  Branntwein  auf,  obwohl 
beides  ungesetzlich  war.  Mit  dem  Ueber- 
gang  Polens  in  die  österreichische  Herr- 
schaft wurde  diesen  Gewaltakten  gesteuert 
lind  das  Propinationsrecht  auf  seinen  gesetz- 
lichen Umfang  reduziert.  Äehnhche  Rechte 
wie  die  Grundherren  hatten  für  ihr  Gebiet 
auch  die  Städte  und  die  wenigen  freien 
Landgemeinden  inne.  Von  den  geistigen 
Getränken  fielen  Bier,  Branntwein  und  Met 
unter  die  Propination.  Wein  und  versüsste 
alkoholhaltige  Getränke  waren  nicht  propi- 
nationspflichtig. 

Mit  dem  Jahre  1849  wurde  das  Propi- 


nationsrecht nicht  aufgehoben,  sondern  durch 
Miuisterialerlass  v.  10.  Juni  1849  beibehalten. 
Etst  durch  G.  v.  30.  Dezember  1875  ist 
dasselbe  landesgesetzUch  beseitigt  worden. 
Aus  bestimmten  Einnahmen  und  Abgaben 
wurde  ein  Propinationsfonds  gebildet,  dessen 
Zuflösse  während  26  Jahren  an  die  Propi- 
nationsberechtigten  verteilt  werden  sollten. 
Diese  Periode  sollte  nach  Durchführung  der 
Liqiiidation  beginnen,  die  sich  aber  soweit 
hinai^zog,  dass  dieselbe  erst  mit  1.  Januar 
1885  anfangen  konnte.  Da  aber  durch  die 
staathche  Branntweinsteuer  das  Einkommen 
des  Propinationsfonds  geschmälert  wurde, 
bestimmte  das  G.  v.  22.  Juni  1888,  dass 
aus  dem  Ertrage  der  Branntweinsteuer 
jährlich  eine  SuUion  Gulden  bis  1910 
den  Propinationsberechtigten  als  Entschä- 
digung zugewiesen  und  ihre  Verteilung 
der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  werden 
sollte. 

In  ähnlicher  Weise  ist  schon  in  den 
60er  Jahren  die  Propination  in  Böhmen 
und  Mähren  abgelöst  worden.  Die  Mittel 
hierzu  schöpfte  man  aus  Abgaben,  welche 
bei  Freigal^  des  Brenncreigewerbes  von 
jeder  neuen  Branntweinbrennerei  zu  ent- 
richten waren. 

4.  Ungarn.  Durch  Kaiserliches  Patent 
V.  29.  September  1850  wurde  das  G.  v.  24. 
August  1835  auch  auf  die  Ldnder  der  ungar 
risdien  Krone  angewendet ,  nachdem  die 
Zwischenzolllinie  zwischen  Ungarn  und  West- 
Österreich  aufgehoben  worden  war  (Kaiseri. 
Fat.  V.  7.  Juni  1850).  Seit  dem  Österreichisch- 
ungarischen  Ausgleich  vom  Jahre  1867  wird 
die  Branntweinsteuer  in  Ungarn  während 
der  Dauer  des  zwischen  beiden  Beichs- 
hälften  bestehenden  ZoU-  und  Handelsbflnd- 
nisses  nach  den  gleichen  Grundsätzen  er- 
hoben wie  in  Oesterreich.  Dasselbe  ist 
1898  abgelaufen,  ohne  dass  dessen  Erneue- 
rung bis  zur  Zeit  zu  stände  gekommen 
wäre.  Der  Ausschank  von  Branntwein  war 
in  früherer  Zeit  ein  kleineres  Regalrecht 
einzelner  Personen  und  Gemeinden,  wurde 
aber  durch  G.  v.  28.  Dezember  1888  be- 
seitigt imd  ge^n  Entschädigirag  abgelöst. 
Die  gegenwärtige  Branntweinaus- 
schanksteuer wird  nach  der  Ein- 
wohnerzahl des  Orts  abgestuft  und  nach 
der  ansgeschänkten  Branntweinmenge  be- 
messen. Sie  betrögt  bei  gewöhnlichem 
Branntwein  bis  zu  30"  Alkoholgehalt  4,50 
Giüden  vom  Hektoliter,  bei  solchem  von 
300—500  und  bei  Spirituosenspecialitäten 
bis  30°  7,50  Gulden  und  von  Branntwein 
und  Sprit  öber  50«  per  Hektolitergrad  0,15 
Gulden.  Bei  Liquenreo,  Punschessenzen, 
Arac,  Rum  und  Cognac  beträgt  die  Schank- 
steuer  12  Gulden  pro  Hektoliter,  wenn  die- 
selben nicht  bereits  einer  höheren  Steuer 
(nach  oben)  unterUegen. 
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Der  Ertrag  der  BranntwanRteuer  belief  { 
sich  anf 
1889  32,375  Mill.  fl. 
18!#1  3'. «00    f.  - 
18»3  30,800    «  „ 
1895   33,000    ^  „ 


20,000  Mill.  fl. 

23,070  f, 

34,500  „ 

40,094    n  « 

40,094    „  „ 


\m   33/>oo    „  „   

1897  33.300    „     „  39,500  „ 

1898  34,040    y,     n  40,200 


Der  Ertra»^  der  Schanksteuer  beziffert 
sich  in  Oesterreich  auf  l^l'lO  Miltionea 
Gulden.  Das  Em  [Kirsch  nelleii  der  Zalüen 
in  Ungarn  erklärt  sich  aus  der  erwähnten 
Aufhebung  und  Entschädigung  des  Schank- 
regals  und  seine  Ersetzung  durch  ein  staat- 
liches Gefäll  im  Jahi-e  1K90. 

IV.  Die  Branatweiabeiiteneniiig  in 
Frankreich  und  England. 

1.  Frankreich.   (leschichtlicheH.  Die 

fraozOsisciie  Steuergesetzgebiuig  liat  seit 
dem  17.  Jahrhundert  den  Branntwein  im 
Zusammenhange  mit  der  Getränkettesteue- 
rung einer  Auflage  unterworfen.  Nachdem 
schon  irir>9  und  l'jitü  vereinzelt  in  Havre 
und  Rouen  £ingaogsahga1)en  vom  Brannt- 
weiR  vorgekommen  waren ,  erscheint  die 
erste  allgemeine  Branntweinsteuer  Mr  das 
ganze  Gebiet  der  Aides  im  Jahre  162S.  Sie 
nimmt  in  der  Folgezeit  im  ganzen  die 
gleiche  Eiitwickelung  wie  die  übrigen  Ge- 
träukesteuerD  vom  Bier,  Wein,  Apfelwein 
und  dergleichen  mehr.  Urs[>rnnglicU  als 
Fal)rikatioussteuer  erhoben,  wurde  sie  l(i43 
in  eine  Einfuhrabgahe  verwandelt,  welche 
in  allen  Städten  und  Burgfleckea  des  Ge- 
biets der  Aides  erhoben  wurde.  Diese 
»Subvention«  genannte  Steuer  wurde  1648 
aufgehoben,  alier  1G.V2  wieder  eingeführt 
und  in  ihrem  Anwendungsbereiche  erwei- 
tert FDr  die  Stadt  Paris  bestanden  eigene 
Steuen'orschriften.  TJnter  Ludwig  jClV. 
wird  die  Branntweinsteuer  seit  1(>H0  stark 
zersplittert  und  differenziell  nach  Landes- 
teilen behandelt  und  ist  teils  Verkaufs- 
steuer und  Handelsabgabe,  teils  Eingangs- 
steuer. 1G87  wird  dann  auch  die  Steuer 
nadi  der  Stärke  des  Alkoholgehalts  abge- 
stuft und  eine  besondere  Organisation  für 
Erhebung  und  Kontrolle  der  Steuer  ge- 
schaffen. Im  Anfang  des  IH.  Jahrhunderts 
folgt  dann  die  scliarfe  Ausbildung  der  Steuer- 
kontrollvorschriften, während  die  Steuerge- 
setzgebung hier  bis  an  die  Schwelle  der 
Revolutionsepoche  unverändert  blieb.  Unter 
Ludwig  XVL  beseitigte  Necker  im  Jahre 
1780  die  seit  1604  übliche  Steuerpacht  und 
bestellte  28  Generalsteuereinnehmer  ziu-  Er- 
hebung der  Aides. 

Als  die  Generalstände  im  Jahre  1789 
zusammentraten,  wurde  die  völlige  Beseiti- 
gung aller  Getränkcsteuem  verlangt  Mit 


diesen  wurde  auch  die  Bnuintweinsteuer 
durch  das  Dekret  v.  2.  Mftrx  1R91  aufee- 
laasen.  Allein  die  steigenden  finanzidlen 
Bedftrfnisse  in  Staat  und  Gemeinde  zwan- 
gen bald  zu  einer  beträchtlichen  Vermeh- 
rung der  öffentlichen  Einkünfte.  Tnter  dem 
Dnicke  dieser  Verliältiiisse  lebte  die  Brannt- 
weinsteuer zuerst  wieder  im  städtischen 
Octroi  auf.  bis  sie  unter  Napoleon  l.  mit 
den  Getränkesteuern  durch  G.  v.  20.  Fe- 
bruar l!S<J4  als  staatliche  Auflage  wiederer- 
Bcheint,  Man  versuchte  es  zunächst  mit 
einer  Prodidttionssteuer  (Brennraum-Pau- 
schalierung), gin^  aber,  als  sich  diese  nicht 
bewährte,  nach  einigen  Sc-h wankungen  durch 
(K  V.  20.  April  1810  zur  Fabrikatsteuer 
nljer.  Diuxh  G.  v.  24.  April  1S06  ward 
der  Gross-  und  Kleinhandel  einer  Handels- 
steuer unterworfen ,  welche  für  den  Gross- 
handel  seit  G.  v.  2~h  Novemlier  1808  durch 
eine  Cirkulationsstener  ersetzt  wurde.  In 
der  Zeit  von  1814 — 1824  wurde  eine  Mehr- 
zahl schwankender  Verftndeningen  vor^ 
nommen,  bis  l.s24  die  verschiedenen  ein- 
zelnen Branntweinsteuern  (Produktions-. 
Klein  Verkaufs-  und  Cirkulationssteuem)  zu 
einer  einzigen,  allgemeinen  Konsimisteuer 
vereinigt  wnnleu,  nel>en  welcher  nur  noch 
eine  Eingan.gsabgal>e  erlialten  blieb.  Damit 
war  für  Jalirzelinte  die  Steuei^jesetzgebung 
im  wesi'ntliohen  abgeschlossen.  Alle  weite- 
ren Veränderungen  der  geltenden  Bestim- 
nningen  Iwzogen  sich  auf  einzelne  Modifi- 
kationen der  Steuersätze.  Die  RelormTer- 
suche,  fllrer  die  wir  im  folgenden  n&h^ 
MitteiJungeu  bringen  (s.  tuiten  Nr.  3),  sind 
noch  zu  keinem  gesetzgeberischen  Ab- 
schhisse  gediehen. 

2.  Die  geltende  franzfiiilaclie  Be- 
st«nerang.  Die  gegenwärtige  Branntwein- 
.stener  in  Frankreich  beruht  auf  dem  G.  v. 
24.  Juni  1^24  und  gliedert  sich  steuertech- 
nisch in  die  allgemeine  Konsumsteuer  und 
in  die  Eingangsgebflhr,  wozu  dann  noch 
Lizenzen  kommen.  Für  Paris  besteht  die 
ErsatzabgatH!  als  einzige  Abgabe  vom  Brannt- 
wein. 

1.  Die  allgemeine  Konsumsteuer 
(droit  gün^i-al  de  cousoramation)  ist  die 
Hauptform  der  Branntweinsteuer  im  ganzen 
Staatsgebiete  mit  Ausnalime  der  Stadt  Paris 
(s.  »inten).  Sie  stellt  sich  dar  als  eine  Fa- 
brikatsteuer, welche  nach  Menge  und 
Alkoholgelialt  bemessen  wird  und  deren 
Steuersatz  1  'Ai.2'}  Francs  vom  Hektoliter 
reinen  Alkohols  nach  Messung  des  Gay- 
Lussacschen  Centesimal-Alkoholometers  be- 
träjgt.  Die  Steuersätze  sind  im  Laufe  der 
Zeit  erheblich  gesteigert  worden :  1824 
.'»5,00,  1830  37,40,  IS.'if)  60,W,  18(>0  90,00, 
1871  150,00,  seit  1873  l.')(i,25  Francs.  Die 
Erhebung  der  Steuer  wird  gesichert  durch 
die  ständige  Uebcrwachung  und  Kontrolle 
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(Exercice)  der  gewerblichen  Brennereien 
und  DestÜlatioosanstaltea  seitens  der  Steuer- 
behörde und  im  übrigen  durch  Festsetzung 
einer  Minimalausheute.  Hierzu  kommt  noch 
bei  sämtlichen  Brennereien  die  allge- 
meine Tersendungs-  und  BezugskontroUe, 
und  endlich  unterstehen  Grosahändler, 
EntrepOts ,  Likörfabrikanten ,  Kleinver- 
Bchleisser  «.  s.  w.  der  Ueberwachung.  Die 
Steuer  wird  erhoben  bei  oder  nach  dem 
Austritt  aus  den  Niederlagen  des  Erzeugers, 
des  Gross-  oder  Kleinhändlers,  also  meat 
beim  Uebeigang  des  Branntweins  in  den 
Konsum.  Denaturierter  Branntwein  unter- 
liegt nur  einer  Denaturierungsgebühr  von 
30  IVancs  vom  Hektoliter,  von  der  Kon- 
sumsteuer sind  die  Bouilleurs  de  crü,  die 
auf  dem  Lande  lebenden  &?enner  von  Brannt- 
wein ans  sdbs^wonnenem  Wein,  Obst 
u.  B.  w.  hinsichtlich  ihres  persönlichen  Be- 
darfes ausgenommen.  Sie  waren  bereits 
früher  von  der  Steuerleistun^  ausgenommen, 
doch  wurden  1837  ihre  Pnvilegien  erheb- 
lich beschränkt  und  alle  Bfiben-,  Kartoffel- 
und  Getreidebrennereien ,  auch  wenn  sie 
noch  selbstgewonnene  Materialien  verat^ 
beiteten,  als  ^werbliche  Brennereien  be- 
hmdelt  Da  indessen  die  übri^n  steuer- 
befreiten  Bouilleurs  de  crt\  über  ihren  eige- 
nen Yerbraucb  Wein-  und  Obstbranntwein 
verkauften,  ohne  ihn  zn  versteuern,  so 
wurde  ihre  steuerfreie  Erzeugung  1872  auf 
40  und  1874  auf  20  1  maximiert.  Die 
Maximfdgrenze  hat  man  dann  1875  aus  po- 
litischeu  Gründen  wieder  beseitigt,  ohne 
das  angebliche  Mass  ihres  steuerfreien  Fa- 
milieabedarfs  näher  zu  bestimmen.  Ihre 
Zahl  beträgt  300000—450000. 

Desgleichen  ist  die  sogenannte  Vinage, 
der  den  Exportweinen  beigemischte  Alkohol, 
von  der  Konsumsteuer  befreit.  Der  Sprit, 
welcher  für  den  heimischen  Verbrauch  zur 
Weinaufbesserung  verwendet  wird,  ist  nur 
mit  37,50  Francs  vom  Hektoliter  reinen  Al- 
kohols steuerpflichtig,  wenn  die  Stärke  der 
Mischung  nicht  mehr  als  15"  beträgt,  und 
mit  75  Francs  für  die  gleiche  Menge  bei 
einer  Stärke  der  Mischimg  zwischen  15** 
und  21".  Wein  mit  einer  Grandhältigkeit 
von  über  21**  wird  wie  reiner  Alkohol  be- 
handelt 

2.  Die  Eingangsgebühr  (droit  d'en- 
tröe)  bildet  einen  Zuschlag  zur  Konsum- 
steuer und  wird  in  Orten  mit  4000  oder 
mehr  Einwohnern  (vibles  rödimöes)  beim 
Eingang  des  Branntweins  in  die  Städte  mit 
dieser  zugleich  erhoben.  Sie  ist  in  Städten 
mit  4000—6000  Einwohnern  fakultativ,  in 
solchen  mit  über  10000  Einwohnern  obli- 

fatorisch.  Mit  der  Konsumsteuer  vereinigt 
ildet  sie  dann  die  Taxe  unique.  Die  Ein- 
gangsgebOhr  ist  nach  Ortsklassen  abgestuft 
und  beträgt  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols: 


in  Orten  mit   4000—  6000  Einwohneni  7,59  Fr. 

"  "  "  ^-^^  "  "'^5  « 
„     „      „    lOOOO-löOOO        „        15,00  „ 

"  "   "  ISSSR-SSSS     -  « 

.     -      -   20000-  30000        -       33,50  . 

;  :  - ;  aoooo^soooo   :   z4s : 

„     „      n      über  50000        „       30,00  „ 

3.  Die  Lizenzen  (Licences.  Vgl.  Art 
Lizenzen)  werden  von  den  Branntwein- 
brennern, den  Grosshändlem  und  Kleinver- 
schleissem  erhoben.  Dieselben  betragen  für 
die  Brenner  25  und  für  die  Qrosshftndler 
125  Francs  Jahressteuer.  Die  Lizenzen  der 
Kleinverschleisser  sind  nach  8  Ortsklassen 
abgestuft  und  sind  festgesetzt 

in  Orten  mit  wen.  als  4000  Einw.  auf  jährl.  15  Fr. 

"  "   "  "    -    »  »  - 

„  „  „  6000-10000  „  ^  »  35  , 

„  „  „  lOOOO-löOOO  „  „  ,  30  „ 

„  „  „  iöOOO-20000  „  „  „  35  „ 

„  „  „  20000-30000  „  „  „  40  „ 

«  „  „  3O0O0-ÖOOO0  „  „  „  45  r 

„  „  „  ttberfiOOOO  „  „  «  5«  « 

Die  Stadt  Paris  ist  lizenz&ei,  weil  hier 
die  Ersatzabgabe  (Taxe  de  remplacement 
die  Lizenz  mitdeckt  Der  Charakter  der 
Lizenzen  schwankt  zwischen  einer  Ver- 
brauchsabgabe  und  einer  Art  Gewerbesteuer. 
Die  vorstehenden  Steuersätze  enthalten 
Principal  und  (25%)  Zuschlt^centimes. 

4.  Die  E  satzabgabe  (Taxe  de  rem- 
placement) besteht  nur  in  Paris  und  be- 
trägt 186,24  Francs  vom  Hektoliter  reinen 
Alkohols.  Sie  ist  die  einzige  Abgabe  vom 
Branntwein,  die  alle  übrigen  Steuerformen 
in  sich  schliesst.  Diese  einheitUche  Steuer 
vom  Alkohol  besitzt  Paris  schon  seit  1719. 
Doch  wiu-den  die  Steuersätze  in  der  Folge- 
zeit erheblich  gesteigert :  17 19  23,70  Francs, 
1824  97,80  Francs,  1830  84,40  Francs,  1855 
107,40  Francs,  1860  137,40  Francs.  1871 
197,40  und  249  Francs,  1872  258,60  Francs, 
1873  266,05  Francs,  1880  186,24  Francs 
vom  Hektoliter  reinen  AlkohoL 

Die  Gemeinden  dürfen  als  Octroi  nicht 
mehr  als  den  doppelten  Satz  der  Eingangs- 
steuer  erheben. 

5.  Der  Eingangszoll  beträgt  70 Francs 
vom  Hektoliter  reinen  Alkohols. 

Der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  belief 
sich  auf : 


1604  52  000  Livres 
1684    17  Mül. 


1841 
1846 
1850 
1860 
1870 


14,522  Mül.  Fr. 
21,191 
24,780 
z8,88o 
71,810 
91,320 


1779  30  MÜL  Livres 
1782  52 


1880  246,600  MUl.  Fi 

1889  351,000    „  „ 

1892  297,400  „ 

1896  259,960    „  „ 

1898  273,089  r„  „ 


8.  Reformversiiche  seit  1885.  Die 
verschiedenen  steuerpdlitischeii  und  stenec- 
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technischen  Mftngel  Aer  fnmzOsischen  Ge- 
träakesteuern  und  der  Älkoholbesteuerung 
inBonderheil  haben  seit  den  80er  Jahren 
mancherlei  Reformprojekte  veranlasst.  Bei 
der  Branntweinsteuer  kamen  dabei  vor 
allem  die  Steuerfreiheiten  und  Privilegien 
der  Eigenbrenner  (Bouüleurs  de  crfl),  die 
Steuerbehandlung  des  Alkoholzusatzes  zum 
Weine  (Vinage).  die  wachsende  Bedeutung 
der  gewerblichen  Brennereien  mit  ihrer 
verijesscrteQ  Technik  des  Brennereibetriebes, 
die  zunehmende  Verbreitung  der  Trunk- 
sucht und  die  Erkenntnis  der  gcsundheits- 
BchSdlichen  Ingnxlienzen  l>esonders  der  nicht 
oder  nicht  genügend  gereinigten  Branntweine 
in  Betracht.  Bekannt  ist  in  dieser  Richtung 
vor  allem   das  Branntweinmonopol- 

Jirojekt  des  Professor  Alglave  vom 
ahre  18Hr».  Die  Fabrikation  sollte  voll- 
ständig freibleiben  und  der  Staat  sich  zwi- 
schen Gross-  und  Kleinhandel  einschieben. 
Der  Staat  sollte  den  Spiritus  von  den  min- 
destfordemden  Gro.^shändlern  oder  Fabri- 
kuiten  kaufen,  denselben  in  Flaschen  füllen 
und  mit  einem  Steuerstempel  versehen.  In 
diesen  amtlichen  Flasclien  wird  der  Alkohol 
an  die  Kleinhändler  zu  einem  Preise  ver- 
kauft^ der  dem  Staate  den  erforderlichen 
Gewinn  als  ständiges  Einkmnmen  aus  dem 
Monopol  siclierte.  Dieser  Plan  kam  nicht 
zur  Ausführung. 

Die  verbesserte  Finanzlage  seit  1S><8 
äusserte  sich  in  der  Richtung  von  Erleiclite- 
rungen  der  Getränkesteuern.  Die  bedeu- 
tende Ermässigung  der  Tarife  erzeugte  zwar 
einen  wesentlichen  Rflckgang  des  Ei-trags, 
ohne  je<1och  wegen  der  Zersplitterung  des 
Eleinmuidels  den  Konsumenten  zu  gute  zu 
kommen.  Die  fortgesetzte  Agitation,  poli- 
tische Rücksichten  auf  einzelne  Volks- 
klaesen,  Erwägungen  sanitärpolitischer  Art 
und  eine  Mehrzahl  weiterer  Im  stände  führ- 
ten zum  Gesetzentwurf  v.  30.  Oktober  ISSiS 
des  Finanzmini  st  ei-s  Peytral.  Danach  soll- 
ten alle  Staatssteuern  von  KatiuTPeinen,  die- 
jenigen von  Kunst-  und  alkoholisierten 
"Weinen  bis  13^  Stärke,  ferner  diejenigen 
von  Obstweinen  und  Bier,  einschliesslich 
der  Expeditious-,  Begleitscheinstempel-  und 
Quittungsabgaben  sowie  die  Ueberwachung 
(Exercice)  der  Getränkeilebite  fortfallen. 
Der  dadurch  entstehende  Ausfall  von 
194,070  Millionen  Francs  sollte  durch  eine 
Erhöhung  der  Alkoholsteuer  auf  210  Francs 
vom  Hektoliter  reinen  Alkohols,  durch  eine 
Besteuerung  der  »Vinage«  und  durch  eine 
Erhöhung  und  anderweite  Regelung  der 
Lizenzen  ausgeglichen  werden.  Die  Fnvi- 
legien  der  Bouilleurs  de  crü,  die  nur  noch 
10  1  Alkohol  im  Jahre  steuerfrei  erzeugen 
durften,  wurden  wesentlich  gekürzt,  und 
ihre  gesamte,  den  vorerwähnten  Betrag 
überschreitende  Produktion  sollte  der  rollen , 


Alkoholsteuer  imterworfen  werden.  Dieser 
radikale  Reformplan  ist  nicht  zu  stände  ge- 
kommen. Nach  einem  anderen  1891  vorge- 
l^en  Projekte  war  beabsichtigt,  das  Exer- 
cice der  Gelränkedebitanten  aufzuheben  und 
dafür  die  Produktion  und  den  Transport 
der  Spirituosen  einer  schärferen  Eontrolle 
zu  unterstellen.  Für  die  Entlastung,  weldie 
der  Wein,  Obst\Tein  etc.  erfahren  sollte, 
war  eine  gleichförmige  Konsumabgabe  ge- 
plant, welche  für  das  Hektoliter  reinen  Al- 
kohols 225  Francs  betragen  sollte.  Hierzu 
kam  noch  eine  Eingangsabgabs  in  Orten 
mit  über  400<»  Einwohnern,  welche  vom 
i  Hektoüter  Alkohol  in  drei  Ortsklassen 
■(40(X)— 10000,  über  10000  Einwohner  und 
Stadt  Paris)  mit  je  10,  20  und  25  Francs 
Iwmessen  werden  sollte.  Die  Debitanten- 
I  lizenzcn  sollten  zur  Deckung  des  Ausfalls 
I  von  17  Millionen  Francs  entsprechend  er- 
höht wenien,  Das  steuerfreie  Quantiun  der 
Bouüleurs  de  crü  sollte  von  20  auf  10  1 
für  das  Jahr  reduziert  werden.  Auch  dieses 
Projekt  kam  zu  Fall. 

Ein  gleiches  Schicksal  liatte  ein  neuer 
Reformentwurf  vom  Jahre  1893.   Bei  den 
Getränkesteuem   sollten   Exercice,  Detail- 
!  und  Cirkulationsabgabe  einer  idlgemeinen 
'  Verbrauchsal^be  weichen,  welche  für  das 
Hektoliter  reinen  Alkohols  auf  190  Francs 
in  Aussicht  genommen  war.  Ausserdem 
trat  für  Branntwein  eine  nadi  der  Einwoh- 
nerzahl abgestufte  !Eänga^|sabgabe  in  alloi 
Orten  mit  mehr  als  4000  iänwohnem  hinzn. 
Für  den  wiederum  anf  10  i  beschränkten, 
jähriidien  Freikonsom  der  Bouilleurs  de 
crft  waren  schärfere  Kontrollen  geplant. 
Die  leitende  Tendenz  dieser  Reform  war 
die  Entlastxmg  von  Wein,  Obstwein,  Bier  etc., 
der  sogenannten  »hygienischen  Getränte« 
und  die  stärkere  Belastung  des  Branntweins 
teils  aus  fiskalischen,  teils  aus  volkswirt- 
sdiaftlich-sanitären    Gründen.     Im  Jahre 
1895  kam  der  Finanzminister  Poincar^  auf 
die  Grundzüge  dieses  Plans  zurück,  den  er 
modifizierte  und  durch  Stücke  aus  dem 
Reformplan  vom  Jahre  1891  erg^zte.  Die 
Branntweinsteuer   sollte   auf   200  Francs 
vom  Hektoliter  reinen  Alkohols  in  Form 
einer  allgemeinen  Verbranchsabgabe  fest^ 
setzt  werden,  wozu  dann  noch  die  Ein- 
gangsabgabe   mit  den    bisherigen  Sätzen 
kam.    Die  Privilegien  der  Bouilleurs  de 
crü   sollten   beschnitten   werden.  Allein 
auch  dieser  Reformplan  ist  Projekt  geblie- 
ben.  Noch  im  gleidien  Jahre  imterbreitete 
der  Finanzminister  Ritwt  der  Deputierteu- 
kammer einen  neuen  Plan,  welcher  eine 
starke  Entlastung  der  »hygienischen  Ge- 
tränke«  vorschlug  und  zum  Ersätze  eine 
schärfere  Besteuenmg  des  Alkohols  empfahl. 
Durch  dieselbe  soUte  ein  Mehr  von  8^*^ 
Millionen  Francs  endelt  werden,  so  dass 
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trotz  der  eiogeräumten  Ermässig^ingen  die 
StaatskaBse  den  bisherigen  Ertrag  der  vier 
Gtetr&nkesteuem,  448,820  Millionen  Francs, 
fortbezog.  Der  Branntwein  wurde  einer 
allgemeinen  Eonsumabgabe  von  175  Francs 
für  das  Hektoliter  reinen  Alkohols  unter- 
■worfen,  und  die  Eingangsabgaben  wurden 
mit  den  bisherigen  Tarifsätzen  beibehalten. 
Absinthe  und  Liköre  sollten  daneben 
noch  mit  einer  Fabrikationsabgabe  nach 
dem  Stärkegrad  belastet  werden,  welche 
vom  Hektoliter  bis  30"  Stärke  20  Francs, 
bei  30—49«  40  Francs  und  bei  allen  Grad- 
stBrken  von  50"  aufwärts  70  Francs  betra- 
gen sollte.  Die  Fabrikanten  dieser  Sorten 
hatten  eine  Jahreslizenz  von  25  Francs  zu 
lösen.  Die  Bouillenrs  de  crtl,  welche  grös- 
sere, mehr  als  5  Hektoliter  fassende  und 
ToUkommenere  Destillierapparate  benutzen, 
■werden  nach  dem  wirkhchen  Ergebnisse 
ihrer  Produktion,  die  übrigen,  die  kleiueren 
Eigenbrenner  nach  der  Zalü  der  Arbeits- 
t^e,  nach  der  Eapacit&t  und  Leistungs- 
fiUugkeit  der  Breunvorrichtungen,  nach  Art 
undl^nge  der  verarbeiteten  Stoffe  und  der- 
gleichen mehr  besteuert.  Umfassende  Eon- 
troll- und  Ausführungsbestimmungen  regeln 
die  Einzelheiten  der  Besteuerung,  nament- 
lich d&c  BouiUeuis  de  orft.  Allein  auch  in 
dieser  Form  ist  die  Iteform  der  Brannt- 
-weinsteuer  in  Frankreich  zu  keinem  gesetz- 
geberischen Abschlüsse  gekommen.  Andere 
politische  Fragen  und  finanzpolitische  Pro- 
bleme, insonderheit  die  geplante  Umgestal- 
tung der  direkten  Besteuerung  haben  die 
Reform  der  Branntweinsteuer  in  den  Hin- 
tergrund gedrängt.  So  beruhen  denn  auch 
heute  (1899)  noch  die  gültigen  Steuemormen 
auf  G.  V.  24.  Juni  1824,  wenigstens  in  der 
Hauptsache. 

4.  England.  Geschichte  der  B.  Die 
erste  Branntweinsteuer  erscheint  am  25. 
Dezember  1660,  nachdem  sich  schon  seit 
dem  14  Jahrhundert  die  Branntweinbe- 
reitung vorfindet  und  der  Branntweinge- 
nuss  seit  dem  16.  Jahrhundert  allgemein 
verbreitet  war.  Sie  wurde  zuerst  in  Eng- 
land und  Schottland  per  Gallone  auf  2,  3  und 
4  d.  je  nach  den  verarbeiteten  Materialien 
festgesetzt.    In  Irland  betrug  dieselbe  bis 

1715  pro  Gallone  4  d.  In  England  und 
Schottlaad  wurden  die  Steuersätze  1690  auf 
4  und  8  d.  per  Gallone  erhöht,  jedoch  1691 
im  Interesse  des  Brennereigewerbes  wieder 
auf  2  und  4  d.  herabgesetzt,  ein  Rechtsstand, 
welcher  bis  1708  bestehen  bheb.  1709  wur- 
den dann  die  Steuersätze  auf  3  und  6  d. 
gesteigert.  In  Irland  wurde  der  Steuersatz 

1716  auf  7  d.  und  1718  auf  8  d.  erhöht. 
Dies  galt  bis  1760.  In  die  zweite  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  (1746—1785)  Wlt  eine 
Epoche  fortwährender  Erhöhungen  der 
Branntwein&brikatsteuer,  welche  in  England 


8  mal  und  in  Schottland  9  mal  vorgenommen 
wurden.  Dort  betrug  sie  5  sh.  1  d.,  hier 
3  sh.  11  Vi  d.  per  Gallone  Spiritus.  Diese 
Steuererhöhungen  waren  teils  die  Folgen 
des  gesteigerten  Finanzbedarfes,  teils  ein 
Mittel,  die  grassierende  Branntweinpest  zu 
bekämpfen.  Unter  dem  jüngeren  Pitt  (1787) 
begann  eine  Aera  der  Finanzreformen ,  wo- 
bei die  Branntweinsteuer  zur  Verhütung  der 
Defraudationen  herabgesetzt  wurde.  Audi  die 
ErhebuDgsformen  der  Abgabe  sind  um  diese 
Zeit  verändert  worden.  In  Schottland  er- 
setzte man  1787  die  Fabrikatsteuer  durch 
den  Blasenzins.  Allein  die  Steuerermässi- 
gungen waren  nicht  von  Bestand.  Denn  die 
Ereignisse  der  napoleonischen  Eriegszeit  und 
nach  Beendigung  desselben  im  Jahre  1815 
die  Bedürfnisse  einer  ungeheuer  angewach- 
senen Staatsschuld  zwangen,  zu  ^höhten 
Sätzen  zurückzukehren,  welche  im  Jahre 
1820  11  sh.  8^/2  d.  eireichten. 

Die  Branntweinsteuer  wurde  1826  wieder- 
um auf  7  sh.  reduziert ,  worauf  in  den  fol- 
genden Jahren  geiingfügige  Steuererhöhungen 
folgten.  1861  wurde  dann  für  das  gesamte 
Vereinigte  Königreich  die  Steuer  auf  10  sh. 
per  Gallone  (zu  4,543  1)  festgesetzt  1885 
war  vom  Ministerium  Gladstone  eine  Er^ 
höhung  der  Steuer  auf  12  sh.  in  Ansucht 
genommen ,  welcher  aber  das  Parlament 
seine  Zustimmung  versagte.  1890  enthielt 
der  Göschensche  Plan  der  Ueberlassung  von 
Staatssteuern  an  die  Lokalverwaltung  einen 
Zuschlag  von  6  d.  per  Gallone,  und  189J^95 
wurde  gleichzeitig  mit  der  Biersteuer  auch 
die  Branntweinsteuer  um  6  d.  per  Gallone 
erhöht.  Dieser  Zuschlag,  welcher  indessen 
ohne  fühlbaren  Einfluss  auf  den  Eitrag  bheb, 
wurde  schon  im  folgenden  Jahre  wieder  be- 
seitigt. Die  Branntweinsteuer  wurde,  wie 
es  scheint,  von  Anfang  au  als  Fabrikatsteuer 
erhoben  und  nur  1784—1825  das  Halb- 
fabrikat, die  gegorene  Würze,  unter  An- 
n^me  bestimmter  Ausbeuten  zu  Grunde 
gelegt.  Seit  1825  kehrte  man  zur  Fabrikat- 
steuer zurück.  Der  dermalige  Rechtsstand 
beruht  in  der  Hauptsache  auf  den  GG.  von 
1825  (6  Geo.  IV.  c.  40),  1860  (24  Vict.  c. 
114)  und  1880  (43  <k  44  Vict.  c.  24). 

5.  Der  geltende  Rechtsstand.  Die 
englische  Branntweinsteuer  ist  einerseits 
Fabrikatsteuer  und  besteht  andererseits  in 
Lizenzabgaben. 

1.  Die  Fabrikatsteuer  ist  beim  Deber- 
gang  des  Branntweins  von  der  Brennerei 
oder  vom  Lagerhaus  in  den  freien  Verkehr 
zu  entrichten.  Sie  beträgt  10  sh.  für  die 
Gallone  Proof- Sprit  (2,61  1  absoluten  Alko- 
hols). Mit  Ausnalime  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftsbrennereien  in  Schott- 
land ist  die  englische  Branntweinbrennerei 
ein  städtisches  Grossgewerbe,  welches  weit- 
gehende Au&ichts-  und  KontTollmassregeln 
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unterworfen  ist  Die  Brennereien  müssen 
in  einem  Marktort  oder  höchstens  Meile 
davon  entfernt  errichtet  ■werden.  Filr  die 
Brennblasen  ist  ein  Minimalrauminhalt  vor- 
geschrieben, welcher  für  England  400  Gal- 
lonen (1817  1)  und  für  Schottland  und  Ir- 
land 40  Gallonen  ( 1 81,7  1)  beträgt.  In  den  Fa- 
briken darf  nicht  gleichzeitig  Brauerei.  Wein- 
handd,  Essig-,  Südwein-  und  Ciderfabrikation 
betrielwn  werden.  Kein  Fabrikant  darf 
gleichzeitig  füra  Inland  und  Ausland  produ- 
zieren. Der  ganze  Betrieb  steht  unter  der 
Aufsicht  und  dem  Verschluss  der  Steuer- 
beamten, bei  welchen  die  Einniaischiing,  die 
Anstellung  der  Würze  zur  GSrung,  die 
Destillation  und  Läuterung  vorgäiigig  anzu- 
melden ist  und  denen  die  Lr«ung  der  Steuer- 
Terschlflsse  obliegt  Unter  Steuerverschluas 
wird  der  Spiritus  in  den  Sammelgeffissen 
gesammelt  und  von  da  in  das  Magazin 
fcitet,  von  wo  aus  der  Branntwein  vor  Ein-  ] 
bringtmg  neuen  Erzeugnisses,  Sf)ätestenB  aber 
binnen  10  Tagen,  zum  inländischen  Ver- 
brauch zu  versteuern  oder  in  ein  unter  Steuer- 
verschluss  stehendes  Lagerhaus  bis  zur  Ver- 
steuenmg,  Denaturierung  oder  Ausfuhr  zu 
verbringen  ist.  Der  SteuerbeniPssimg  wird 
die  Menge  und  der  Stärkegrad  des  Erzeug- 
nisses im  Augenblicke  des  T'pbergangs  zur 
Versteuerung  nach  den  Ermittdungen  des 
Steuerbeamten  zu  Gninde  gelegt  Zur  Kon- 
trolle werden  vom  Steuerbeamten  in  allen 
Stadien  des  Prmluktionsprozesses  Menge  und 
Zuckergehalt  der  Wüize,  Menge  und  Ver- 
gärungsgrad der  gegorenen  Flüssigkeit  und 
Menge  und  Alkoholstärke  der  ersten  Destil- 
lation festgestellt  Der  heimstellte  Brannt- 
wein darf  nicht  unter  20  "'o  imter  Proof 
(46,10«  Tr.)  und  uicht  Ül>er  430,0  Proof 
(82^  Tr.)  sein  und  nur  in  gehörig  bezeich- 
neten, mindestens  9  Gallonen  aufnehmenden 
Fässern  weggebracht  werden.  Ebenso  unter- 
liegen die  Baffinerieen  und  der  Handelsver- 
kelu-  mit  versteuertem  und  tmversteuertem 
oder  mit  denaturiertem  Branntwein  fort- 
währenden Konti-ollen  bis  herunter  zum  Kleiu- 
verschleisser,  insbesondere  durch  amtliche 
Bezettelung  (Permits  oder  Certificates).  Auch 
im  Hinblick  auf  die  Denaturierung,  welche 
durch  Beimischung  von  1  Teil  Holzgeist  auf 

9  Teile  Spiritus  erfolgt,  sind  einlassliche 
Vorschriften  erflossen. 

2.  Die  Lizenzen  betragen  für  die 
Brenner  und  Baffineure  jährlich  je  10  £ 

10  sh.,  für  die  Spirituäiändler ,  welche 
Branntwein  in  Mengen  von  mindestens  2 
Gallonen  verkaufen,  10  £  und  für  Spiritus- 
hAndler  mit  Eleinverkaufsrecht  13  £  13  sh. 
Die  Branntwelnschänker  entrichten  lizenzen 
je  nach  dem  Mietwert  des  Hauses,  in  wel- 
chem sie  den  Aus^^nk  betreilrän.  Bei 
einem  Mietwert  (einsclUiessIich  Garten  imd 
Hof)  von  weniger  als  10  £  ist  die  Lizenz 


mit  jährlich  4  £  10  sh.  bemessen,  bei  einem 
solchen  von  10 — 1.5  £  mit  6  £,  bei  einem 
solchen  von  15—20  £  auf  8  £  und  steigt 
bis  00  £  bei  einem  Mietwert  von  700  £. 
SchÄnker.  welche  ihr  Ijokal  Sonntags  schlie»- 
sen  oder  an  Werktagen  früher  schliessen, 
haben  nur  ®  7.  und  wenn  sie  beides  thun, 
der  fälligen  Abgabe  zu  entrichten.  Die  Li- 
zenz der  Kleinverkäufer  mit  denaturiertem 
Spiritus  beträgt  2  £  2  sh. 

3.  Der  aus  dem  Ausland  eingeführte 
Branntwein  ist  einem  Eingangs  zoll  unter« 
werfen.  Derftelbe  beträgt  10  sh.  4  d.  per 
Gallone  Proof-Spiritus  and  14  sh.  per  Gal- 
lone LikOr. 

Die  Einnahmen  aus  den  Lizenzen  sind 
ganz,  diejenigen  ans  der  Fabrikatsteuo-  mit 
(>  d.  für  je  1  Gallone  den  Ijokalverwaltungen 
Ql>erwiesen.  IMe  Branntweinsten^.  soveit 
sie  der  Excise  angehört  (d.  h.  ohne  Zoll  und 
]  Lizenzen)  erbrachte 

1718   72000    Pfd.  St  1865  10,191  Mül.Pfd.St. 
1785  0,457  MiU.  „     „    1876  14,895 
1803  2.506   „     „    „    1885  13,180   „    „  „ 
im  ?,209    „     „     „    1895  16,449    „     „  „ 
1852  6,255   „  „    1898  '7,697    „     „  „ 

Unversetzter  Bohspiritus  geniesst  bei  der 
Ausfuhr  eine  Ausfuhrprämie  von  4  d. 
per  Gallone  als  Ersatz  für  die  dem  Brenner 
durch  die  Steuerkontrolle  zugefügten  Nach- 
teile (c.  13  sh.  vom  Hektoliter). 

V.  Die  Bruntweinbesteaemas  in 
anderen  L&ndeni. 

1.  Italien.  Hier  bestanden  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  meist  Monopole,  welche 
teils  verpachtet  waren,  teils  in  eigener  R^e 
betrieben  wimlen.  Nach  der  Vereinigimg 
des  Königreichs  seit  1870  wurde  eine  Fabri- 
kationssteuer (Maischraumsteuer)  nebst  der 
allgemeinen  Verzehrungssteuo'  eingefflhit. 
I  letztere ,  dazio  di  consnmo .  unterschied 
zwischen  »geschlossenen«  und  »offenen 
Orten«.  Ausserdem  hatten  die  Gemeinden 
das  Recht,  eine  gemeindliche  Verbraucha- 
abgabe  bis  zu  50  ^/o  der  Fabrikatsteuer  zu 
erheben.  Im  Ijaufe  der  Zeit  wurde  die 
Steuer  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  (1874, 
1879,  1883.  1888)  erhöht  so  dass  der  Steuer- 
satz vom  Hektoliter  von  20  Ure  im  Jahre 
1870  auf  180  Lire  im  Jahre  1887  gestiegen 
war,  wozu  seit  1888  eine  (vom  Brenner  er- 
hobene) Verscfaleissabgabe  von  60  Lire  kam. 
deren  Erhöhung  auf  75  lire  demnäfdist  be- 
absichtigt war.  Die  Folgen  dieaer  Steuer- 
politik äusserten  sich  bis  1886  in  steigenden 
Erträgen  (1872  3,20  Millionen  Lire,  1886 
37,80  Millionen  Lire).  Als  aber  1887  der 
Steuersatz  von  150  Lire  auf  180  empor^ 
schraubt  wtutle,  trat  der  Rückschlag  em; 
1889  ertrug  die  Steuer  nur  noch  14,40  Mil- 
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liooen  Lire.  Denn  der  Konsum  erwies  sich 
für  eine  solche  enorme  Steuerlast  unfähig 
und  die  folgen  des  RQckrangs  desselben 
nnd  eines  ausgebreiteten  S(£muggels  kamen 
deutlich  in  den  Budgetziffem  zum  Ausdruck. 
Man  sah  sich  daher  gezwungen,  die  Fabrikat- 
steuer auf  120  Lire  und  die  Verkaufssteuer 
auf  20  Lire  vom  Hektoliter  zu  ermassigen 
(G.  T.  11.  Juli  1889).  Die  erstere  ist  1891 
wieder  auf  140  Lire  vom  Hektoliter  erhöht 
worden. 

Die  heutige  Rechtslage  beruht  auf  G.  v. 
8.  August  1895,  Durch  dasselbe  wurde  die 
Yerkaufssteuer  beseitigt,  die  Fabrikat- 
Steuer  aber  auf  180  lire  vom  Hektoliter 
reinen  Alkohols  erhöht  Sie  wird  nach  den 
Angaben  eines  mechanischen  Messapparates 
oder  mittelst  unmittelbar»' Vennessung  durch 
ständig  anwesende  Steuerbeamte  berechnet. 
Von  Brennereien  nidttmehliger  Stoffe, 
welche  jährlich  nicht  mehr  als  10  hl  reinen 
Alkoholserzeugen,  wird  eine  Fabrikations- 
steuer  und  zwar  als  Blasenzins  nach  der 
tä^chen  Ijeistung  der  Brennblasen,  nach 
dem  mittleren  Inhalt  der  Blase,  nach  den 
abzubrennenden  Stoffen  und  nach  der  Art 
des  Abtriebs  erhoben.  Alle  Braimtwein- 
transporte  über  10  1  bedürfen  eines  Legiti- 
mationsscheines. Bei  der  Ausfuhr  werden 
90  "/o  des  Steuersatzes  und  bei  Verwendung 
zur  Essigbereitung  50  %  zurückerstattet. 
Bei  zumWeinverschnitt  verwendetem  Brannt- 
wein im  Falle  der  Ausfuhr  wird  die  volle 
Steuer  zurOckvergütet. 

Die  allgemeine  Verzehrungs- 
steuer beträ^  in  allen  Gemeinden  vom 
Branntwein  bis  59  *  8  Lire,  von  solchen  über 
59*  12  Lire  vom  Hektoliter  imd  von  Brannt- 
wein in  Flaschen  für  jede  Flasche  0,20  Lire. 

Der  aus  dem  Auslande  eingeführte 
Branntwein  unterliegt  der  Inlandsteuer 
von  180  Lire  per  Hektoliter,  wozu  noch  Zu- 
schläge von  102  Lire  bis  -420  Lire  von  je 
100  kg  kommen,  welche  nach  verschiedenen 
Gattungen  und  Erscheinungsweisen  abge- 
stuft sind. 

2.  Rnssland.  Geschichtliches.  Der 
Branntweingenuss  in  Russland  ist  sehr  alt; 
er  geht  bis  ins  10.  Jahrhundert  zurück.  Als 
Gegenstand  einer  Steuer  finden  wir  den 
Branntwein  zuerst  unter  der  Regierung 
Alexis'  Michailowitseh  (1645 — 1676),  welcher 
ein  AnsschankmonopoJ  einführte.  Die  Re- 
nemng  erwarb  den  Branntwein  von  den 
Erzeugern  und  Hess  ihn  an  die  Branntwein- 
Bch&oker  zu  bestimmten  Preisen  ab.  Für 
den  Kleinabsatz  hatten  sie  einen  gesetzlich 
n<»niierten  Nutzen.  Die  Kontrolle  und  das 
Einsammeln  der  Einnahmen  wurde  teils  tou 
h^nders  gewählten  Leuten,  teils  von  den 
Statthaltern  der  Städte,  teils  von  den  Be- 
zirksbeamten ausgeführt.  Diese  lieferten  die 
Abgaben  an  die  Goitralatelle  ab.  Unter 


Peter  dem  Grossen  wimie  die  Verwaltung 
des  Branntweinmonopols  in  den  Handels- 
und  Industriestädten  dem  Gemeinderate  mit 
mancherlei  Vorrecliten  Obertragen.  Ausser- 
dem sprach  Peter  der  Grosse  dem  Staate 
das  Recht  zum  Branntweinhrenuen  zu  und 
zwang  damit  die  Brenner,  wenn  sie  das 
Recht  zum  Branntweinbrennen  haben  wollten, 
ihre  Produkte  dem  Staate  zu  einem  be- 
stimmten Preise  abzuliefern.  Das  Privilegien 
unversteuerter  Branntweinerzeugimg  für  den 
häuslichen  Bedarf  stand  dauernd  den  Ade- 
ligen,  Bojaren,  den  »dienenden«  Leuten  und 
KlDstem  zu,  konnte  aber  gegen  Erleguug 
einer  Abgabe  auch  anderen  Personen  aus  be- 
sonderen Anlässen  (Festen,  Hochzäten, 
Taufen  etc.)  vorüber^hend  gewährt  werden. 
Da  die  finimziellen  Ei^bnisse  nicht  immer 
befriedigend  waren,  so  sehen  wir,  wenigstens 
in  Kriegszeiten,  das  Recht  des  Branntwein- 
ausschanks  mitunter  verpachtet  Seit  Mitte 
d^  18.  Jahrhunderts  unter  Elisabeth  und 
unter  Katharina  II.  versucht  man  es  häufiger 
mit  dem  Pachtaystem,  das  aber  die  Unzu- 
friedenheit im  Volke  erregt  und  wieder  be- 
seitigt wird. 

Im  Jahre  1795  wird  die  Verpachtung 
des  Monopols  definitiv.  Das  Privilegium 
der  steuerfreien  Brennerei  einzelner  Stände 
für  den  Hausbedarf  wird  auf  ein  Maximum 
der  Erzeugung  für  das  Jahr  (90  Wedro  = 
1,10  hl)  beschränkt  Der  Ertrag  des  Brannt- 
weinmonopols stieg  zw^ar  jetzt  um  20 — 2b°lo 
gegenüber  der  früheren  Staatsregie,  doch 
hatte  die  Verpachtung  schwere  Schäden  im 
Gefolge.  Denn  trotz  aller  angewendeten 
Strenge  nahm  die  Trunksucht  im  Volke  in 
erschreckendem  Masse  zu  und  der  Braunt- 
weinschrauggel  und  der  heimliche  Brannt- 
weinverkauf nahm  einen  gewaltigen  Umfang 
an,  gegen  welchen  alle  Massregeln  wirkungs- 
los waren.  Unter  Alexander  1.  verliess  man 
daher  das  Pachtsystera  wiederum  imd  kehrte 
zur  staatliehen  Regieverwaltung  zmück. 
1819  und  1820  erschien  auch  daB  Resultat 
ein  günstiges,  da  die  Monopolverwaltung  je 
19,0<)1  und  22,121  Jlillionen  Rubel  erbrachte. 
Bald  aber  wtuxlen  die  fiskalischen  Ergebnisse 
vermindert,  teils  infolge  von  Unterst:hlagun- 
gen  der  Beamten,  teils  durch  den  Rückgang 
der  Brennerei.  Xachdem  ein  Projekt  einer 
einfachen  Sclianksteuer  unter  Freigehung 
des  Branntweinschankes  verworfen  worden 
war,  nahm  man  1827  die  Verpachtung  wie- 
der auf,  die  sich  jetzt  36  Jahre  ununter^ 
brechen  erhielt    Das  Monopol  wurde  in 

ä'edem  Gouvernement  und  zwar  meist  auf  4 
fahre  im  den  Meistbietenden  versteigert. 
Die  Brenn«'desganzen  Gouvemements  hatten 
ihr  Erzeugnis  an  den  Pächter  abzuliefern« 
weldier  indessen  auch  selbst  brennen  durfte. 
Für  die  Preise  war  ein  gesetzlicher  Rahmen 
Torgescbrieben ,  innerhalb  dessen  Grenzen 
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die  Feetsetznog  der  Spekulation  des  FSchters  1 
aberlassen  war.    Das  Geltungsbereich  des! 
Monopols  erstreckte  sich  auf  Qrossrusslaad. ; 
In  Kleinrussland,  Polen,  in  den  Ostseepro- 
Tinzen  und  in  Finland  bestanden  eigene  Ab- 

Siben  von  Branntwein.  1849  wurde  das 
OQopol  auf  das  ganze  Reichsgebiet  mit 
Ausnahme  von  finland  ausgedehnt  Das 
Pachtsystem  war  indessen  mit  grossen  Schä- 
den verbunden,  welche  seinen  Bestand  unter- 
gruben. Mit  der  Thronbesteig\mg  Alexan- 
clers  II.  wurde  trotz  der  glänzendsten  An- 
erbietungen der  Pächter  das  Monopol  über- 
haupt beseitigt. 

An  die  Stelle  des  Monopols  trat  nun  seit 
1.  Januar  IH63  für  das  ganze  Keich  eiae 
einheitliche  Fabrikats  teuer  (Braaut>vein- 
accise),  welche  im  Laufe  der  Zeit  eine  Mehr- 
zahl von  Veräuderungen  erfuhr  (OG.  v.  22. 
Mai  18K4,  IH.  Mai  ISSÖ,  Ö.  Juni  18^7,  2. 
Juni  1888  und  i.  Juni  1800).  Die  Steuer- 
sätze wurden  pro  Wedrograd  von  4  Koj)eken 
im  Jahre  lHß3  auf  OV-i  Kopeken  im  Jahre 
1889  erhölit.  Daneben  besteht  eine  jährlich 
fällige  Patentsteuer  (Lizenzabgabc),  wel- 
che für  Brennei-eion  je  nach  dem  Betriebs- 
umfsuig  1  bis  30  Kübel,  für  Destillation s- 
und  Likörbereitungsanstalten  zwischen  1 
225  imd  6(X)  K\ibel,  für  den  Getränkegross-  j 
handel  100  bis  (KK>  Rubel,  für  den  Aus-! 
schank  und  Kieinverschleiss  9  bis  ööO  Rubel ; 
betrfigt.  Alkoholhaltige  Getränke ,  welche , 
aus  versteuertem  Branntwein  heimstellt 
sind,  unterliegen  ferner  einem  Äccisezu- 
schlag  von  1  Rubel  für  jedes  in  dem  Ge- 
tränke enthaltene  Wedro  Sniritus  von  40**, 
mindestens  1  Rubel  vom  Wedro  des  Ge- 
tränkes, der  durch  eine  auf  der  Flasc^he  auf- 
geklebte Stempelmarke  (Banderole  von  ^is 
Kopeken  bis  1  Rubel)  orhoben  wird  (G.  v. 
26.  Dezember  1878,  Reglement  v.  9.  De- 
zember 1885).  £ine  besondere  Press- 
hefensteuer von  10  Kopeken  von  je  1 
I^md  Handelspresshefe  wurde  durch  G.  v. 
3.  Juni  1885  eingeführt  An  Stelle  der 
Branntweinacciso  wunle  durch  G.  v.  6.  Juni 
1894 ein  Handel  sm  onopol  für  den  Gross- 
und Eleinverkauf  von  Branntwein  zunächst 
in  vier  Gouvernements  (Perm,  Ufa,  Oren- 
burg  und  Ssamara)  vom  1.  Januar  1895  ein- 
geführt. Dassellte  ist  mit  1.  Juli  1896  auf 
fl  weitere  Gouvernements  des  Südens  und 
Westens  ausgedehnt  worden.  Die  Anwen- 
dung auf  die  übrigen  Gouvernements  ist 
vorbehalten  worden.  Mit  1899  sollen  auch 
die  Ostsee  Provinzen  in  das  Monopolgebiet 
eingezogen  werden. 

3.  Die  Fabrihatsteaer  and  das  Han- 
delsmonopol in  RDBsland.  Der  dcnnalige 
Rechtsstand  der  Branutweinbesteuerung  be- 
ruht teils  auf  der  Pabrikatsteuer  oder 
Branntweinacciso,  teils  auf  einem  Voll- 
HandelsmonopoL   Hierzu  kommt  noch  ein 


AcoisezuBcblag,  eine  Patentsteuer 
und  eine  besondere  Fresshefenstener. 
üeber  diese  drei  Steu^ihnmen  ist  im  vor- 
ausgehenden bereits  das  EäosdilAgige  mit- 
geteilt worden.  Es  bleibt  daher  nur  noch 
übrig,  aber  fUnikatsteuer  und  Mod(^1 
weitere  Einzelheiten  zu  geben. 

l.Die  Fabrikatsteuer  oder  Brannt- 
weinaccise.  Bei  dem  Mang^  eines  sieber 
funktionierenden  ^{^sapparats  zur  Feststel- 
lung der  Menge  des  erzeugen  Alkohols  und 
einer  "Vorkehrung  gegen  heimliche  Ableitimg 
von  Spiritus  vor  dem  Eintritt  in  den  Ap- 
parat nat  man  für  die  verschiedenen  Brenn- 
stoffe gesetzliche  Normalausbeuten 
angenommen.  Der  Brenner  hat  daher  min- 
destens diejenige  Branntweinmenge  zu  ver- 
steuern, welche  nach  dem  Xormalausbeute- 
satz  aus  der  nach  dem  Gärraum  berechneten 
Menge  des  täglich  einzumaischenden  Mate- 
rials l>ci  einer  Gärungsdaner  von  höchstens 
drei  Tagen  gewonnen  werden  kann,  auch 
wenn  thatsächlich  weniger  Alkohol  erzeig 
worden  ist.  Der  Mehrertrag  oder  *L'eber- 
hrand«  dagegen  bleibt  bis  zu  einer  be- 
stimmten Grenze  steuerfrei.  Als  Xonnal- 
ausboute  ist  nach  Wahl  des  Brenners  ange- 
nommen für  1  Pud  Getreide  36  oder  H8 
Wedrograde  Alkohol  (1  Wedrograd  ~  Vu* 
Wedi-o  reinen  Alkohols  =  12,30  Literpro- 
zent), für  1  Pud  Grünmalz  24  oder  25^  3s 
für  1  Pud  Kartoffel  10  oder  12,  für  1  Piid 
Melasse  25.  Der  steuerfreie  Ueberbrand  ist 
seit  G.  V.  4.  Juni  1890  für  alle  Brennereien, 
mit  Ausnahme  der  Hefebrennereieu  nunmehr 
einhcitlich  auf  2%  für  eine  Erzeugung  bis 
1  Million  Wedrograde,  auf  IV»  "/o  bei  einer 
solchen  von  1 — 3  Millionen  Wedrograde  und 
auf  '.'i'o  bei  einer  solchen  von  3—12  Mil- 
Uonen  Wedrograde  festgesetzt  Den  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  wird  noch  an 
weiterer  steuerfreier  Ueberbrand  gevSlut 
und  zwar  für  eine  Erzeugung  bis  ^.s  Mil- 
lion Wedrograde  4  ^l<s ,  fOr  eine  solche  von 
Vs— 1  Million  Wedrograde  So.o.  für  eine 
solche  von  1 — 3  Millionen  Wedrograde  1  ^h^'^ 
und  endhch  für  eine  solche  von  3—6  Mil- 
lionen Wedrograde  '/z^/o.  Der  SommerbiafKl 
(Juni,  Jidi,  August)  ist  von  diesen  Tergünsti- 
gungen  ausgeschlossen.  Am  Anfang  und 
am  Schluss  der  Brenncam pagne ,  jedoch  in 
der  R^l  nicht  über  15  Tage,  kann  auf 
Antrag  des  Brenners  die  Berechnung  der 
Fabrikatsteuer  ausschliesslich  nach  den  An- 
gaben des  Messapparates  erfolgen,  so  dass 
er  weder  für  den  Minderbrand  zu  steuern 
braucht  noch  auch  die  Vorteile  des  steuer- 
freien Ueberbrands  geniesst.  Für  Leckage 
und  Yerdimstung  wird  d«in  1  "/o  des  nach 
den  Angaben  des  Messapparats  erzeugten 
Branntweins  accisefrei  abgeschrieben. 

Der  Steuersatz  beträgt  forden  Wedro- 
grad Alkohol  10  Kopeken  und  beim  Alkohol 
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aus  süssen  Früchten,  Beeren  etc.  7  Kopeken 
■(ük.  23.  November  1892).  Bei  der  Ausfuhr 
wird  die  Braontweinaccise  und  der  Accise- 

■  Zuschlag  rückvergütet.  Ausserdem  wird 
nach  G.  v.  2.  Mai  1894  noch  eine  Prämie 
'ia  der  Höhe  von  SVs^/o  der  Fabrikatsteuer 
'  gew&hrt,  welche  für  gereinigten  Spiritus  von 
nidit  unter  96"  um  weiteie  l^/s'Vo  erhöht 
-wird,  so  dass  hier  die  OesEuntprflmle  5°'o 

2.  Das  Handelsmonopol.  Innerhalb 
des  Rayons  des  Alkoholmonopols ,  welches 
1898  13  GouTemementB  (Perm,  Ufa,  Oren- 
bui^,  Ssamaza,  Bessarabieu,  Wolh3aiien,  Po- 
dolien,  J^teriuoslaw,  Kijew,  Poltawa, 
Taurien,  Cherson,  Tscheringow)  mit  0,500 
Millionen  (jkm  und  21  Millionen  Einwohnern 
umfasst,  18t  der  Y erkauf  von  Spiritus, 
Branntwein  und  Branntweinfabrikaten  ein 
ausscliliessliches  Recht  der  Krone.  Die  Her- 
stellung von  Branntwein  ist  unter  bestimmten 
EänschiÄnkungen  dem  Privatbetrieb  über- 
lassen. Den  Branntweinbrennern ,  welche 
bisher  die  Brennerei  ausgeübt  haben ,  ist 
dieselbe  bis  zum  Höchstbetrag  ihrer  Erzeu- 
gung in  einem  der  letzten  drei  Jahre  ge- 
stattet Die  Erzeugimg  über  diese  Menge, 
die  Neuerrichtung  von  Brennereien  oder  der 
Wiederbetrieb  ruhender  Brennereien  sind 
an  ministerielle  Genehmigung  gebimden. 
Was  der  Brenner  nicht  an  die  Krone  ver- 
kauft, muss  er  aus  dem  Monopolgebiet  aus- 
führen. Die  Reinigimg  des  Rohapiritus  und 
die  Herstellung  von  Branntweinfabrikaten 
erfolgt  in  Krön-  oder  in  Privatanstalten  nach 
■den  Weisungen  und  Vorschriften  der  Mono- 
polverwaltimg.  Die  privaten  Schuapsfabriken 
sind  für  den  Bezug  ihres  Alkohols  auf  die 
Monopolverwaltung  angewiesen.  Die  Ein- 
fuhr von  Alkohol  in  den  Monopolrayon  ist 
verboten.  Private  dürfen  nur  Brannt\i'ein 
bis  zu  Mengen  von  V»  Wedro  einführen. 
Die  Einfuhr  von  Spiritus  und  Branntwein- 
fabrikaten, auf  eigene  Rechnung  oder  in  Kom- 
mission, ist  Sache  der  Monopolverwaltung. 

S&mtliche  Verkaufsstellen  wei*deD  mit 
■Branntwein  ausschli^^ch  durch  die  Krön- 
niederlf^n  und  Kronfabriken  vei-soi^.  Da- 
her ist  die  Monopolverwaltimg  verpflichtet, 

■  */3  ihres  Jahresbedarfes  von  den  Brennereien 
innerhalb  des  Monopolgebiete  zu  einem  vom 
Finanzminister  nach  ürtlichen  Verhältnissen 
festzusetzenden  Preise  anzukaufen.  Die  ein- 
zelnen Brenner  werden  daran  je  nach  Mass- 
gabe ihrer  grössten  Jahreserzeugung  während 
der  letzten  drei  Jahre  beteiligt.  Der  Rest 
wird  diu"ch  öffentliches  Aufgebot  (Submission) 
erworben  oder  in  staatlicher  Re^e  her- 
gestellt. Die  Monopolverwaltung  ist  auch 
befugt,  Schnäpse  und  gereinigten  Branntwein 
aus  Fabriken,  welche  ausserhalb  des  Mono- 
polgftbiets  gelegen  sind,  oder  auch  von  sol- 
chen, die  sich  im  Monopolrayon  befindeu, 


in  Kommission  zu  verkaufen.  Dadurch  soll 
der  Absatz  feinerer  Marken  (»SpecialitÄten«) 
ermöghcht  werden.  Für  diesen  Kommissions- 
verkauf sind  besondere  Vorschriften  erflossen. 
Die  Gebühren,  welche  an  die  Honopolver- 
waltung  von  den  beantn^nden  Fabriken  zu 
entrichten  sind,  betragen  für  Trinkbrannt- 
wein,  der  im  Rayon  hergestellt  ist,  5  "lo  des 
Verkau&prfflses,  für  ausserhalb  des  Rayons 
erzeugten  oder  aus  Trauben  bereiteten  Brannt- 
wein (russischer  Cognac,  kizllarka)  10<'/o 
des  Verkau&preises  und  für  gewöhnlichen 
Spiritus,  der  ausserhalb  des  Monopolgebiets 
bereitet  ist,  15*/o  vom  Verkaufspreis.  Ebenso 
kann  der  Verkauf  von  Bier,  Porter  und 
Met  (in  Fhtöchen)  von  der  Monopolver- 
wattung  kommissionsweise  Übernommen 
werden. 

Der  Verkauf  der  Spirituosen  findet  in 
Kronanstalten  oder  im  kleinen  auch  in  Privat- 
anstalten statt,  die  von  der  Verwaltung  speciell 
hierzu  ermächtigt  sind.  Die  letzteren  haben 
eine  jährliche  Patentsteuer  von  1 — 100  Rubel 
zu  entrichten  und  im  Verkaufsraum  den 
Le^timationsschein  auszuhängen.  Der  Brannt- 
wein darf  nur  über  die  Strasse  und  zwar 
regelmässig  nur  in  den  vom  Kronlager  veiv 
siegelten  Gefässen  verkauft  werden ,  auf 
deren  Etiketten  Stärke^rade  und  Preis  be- 
zeichnet sind.  Nur  in  den  sogenannten 
»Traktieranstalten«  darf  Triukbranntwein 
auch  zum  Qenuss  auf  der  Stelle  abgegeben 
werden.  Der  Verkaufspreis  wird  innerhalb 
der  gesetzlidi  festgesetzten  Maximal-  und 
Minimalpreise  für  jede  einzelne  Ortschaft 
vom  Finanzminister  bestimmt  und  öffentlich 
bekannt  gemacht.  Die  Kron-Kleinverkaufe- 
läden  dürfen  —  gegen  Lösung  der  vorge- 
schriebenen Patente  —  Tabak&brikate  und 
Zündhölzchen  feilhalten. 

Im  Monopolgebiet  wird  die  Fabrikatsteuer 
nicht  erhoben.  Ausgenommen  und  daher 
accisepflichtig  ist  der  aus  dem  Rayon  aus- 
geführte Branntwein.  Dagegen  unterliegen 
die  Branutweinfabri^te  aucui  im  Monopol- 
gebiete  der  Zuschkgsaccise,  und  ebenso  bleibt 
die  Patentsteuer  mer  mit  teilweise  al^e- 
änderten  Sätzen  fortbestehen.  Die  den 
Brennern  nach  der  Fabrikatsteuer  zukom- 
menden, acdsefreien  Abzüge  (s.  o.)  werden 
diesen  bar  ausbezahlt. 

In  Finland  (V.  v.  16.  Juli  1886)  be- 
steht eine  Fabrikatsteuer  von  1.60  fin.  M. 
für  die  Kanne  (2,61  1.).  Ft\r  ausgeführten 
oder  zu  technischen  Zwecken  verwendeten 
Branntwein  wii"d  die  Steuer  zurückvergütet. 
Die  Einfuhr  von  Branntwein  ist  nur  in 
Flaschen  oder  Kruken  zulässig.  Die  Brennerei, 
welche  nur  während  8V2  Monaten  des  Jahres 
betrieben  werden  darf  und  deren  einzelne 
Betriebsstätte  jährlich  mindestens  7500  und 
höchstens  150000  Kannen  Branntwein  zu 
50%  Alkohol  Produkt  zu  liefern  hat,  die 
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Destillation  und  der  Branntwcinhandcl  ist 
nur  Finlftndern  gestattet. 

4.  Vereinige  Staaten  von  Amerika. 

Eine  Branntweinsteuer  in  den  Vereinigten 
Staaten  findet  sich  zuerst  nach  6.  v.  S.  Mai 
1792  als  Bundessteiler,  nachdem  ein  provi- 
sorisches G.  V,  3.  März  1791  voranp^aiigen 
war.  Die  Steuerform  war  diejenige  einer 
Fabrikation  ssteuer,  welclie  je  nach  der  Art 
der  verarbeiteten  Stoffe  und  ihrer  inländischen 
oder  ausländischen  Herkunft  abgestuft  war 
(7  u.  K»  bis  IM  u.  2ö  Cts.  pro  ftallone 
[3,785  I.].  Der  Widerstand  gegen  die  Brannt- 
weinsteuer war  ein  äusserst  heftiger  uud 
{fihrte  in  Penosylvanien  sogar  zu  einem 
Mutig  unterdrückten  Aufstände,  der  soge- 
nannte Whiskey-Insurrektion,  zu  deren 
Niederwerfung  15()0()  Mann  rnionsnüliz  auf- 
geboten wurde.  IHOl  wunle  diese  Abgalw 
wieder  beseitigt.  Nach  der  Kriegscikläning 
der  Uuiou  gegen  England  im  Jahre  iHl:^ 
erheischte  der  gestiegene  Geldbedarf  die 
Wiederherstellung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuern, mit  welchen  die  Branntweinsteuer 
(G.  V.  29.  Juli  1814)  wieder  ei-scheint.  Bald 
nach  dem  Kriege  wurde  sie  abermals  auf- 
gehoben (1H17).  E»  waren  dann  wieilerum  i 
Kriegsnöte  mit  steigewlem  Finanzbedarf  | 
im  Gefolge,  welche  die  erneute  Einführung , 
der  Branntweinsteuer  veranla.ssteti  und  zwar  j 
als  endgtUtige  Einrichtimg  des  Ste uorwosens. , 
Durch  G.  v.  1,  Jidi  1HÜ2  wurde  sie  als 
Fabrikatsteuer  mit  20  Cts.  für  die  Gallone 
Proofsprit  (SJS")  1.  zu  50  reinem  Alkohol) 
eingeführt.  reliottJies  wurden  Lizenzabgaben 
von  den  Brennern,  Iiaffineuren,dcn  Gros.^-und 
Kleinhändlern  (12';3  bis  .'»0  4)  erholien.  Im 
Jahre  1HG4  wunlen  in  kurzen  Zwischenräumen 
die  Steuei-sätze  auf  60  Cts.,  IV2  und  2  * 
per  Gallone  Proofsprit  erhöht,  aher  IXfu 
wieder  auf  50  Cts.  enuässigt.  Diese  Steuer- 
politik hatte  die  übelsten  Folgen  und  filhrte 
zu  inassloBcn  Defraudationen. 

Dimih  G.  V.  20.  Juli  iHti-S,  welches  in 
der  Hauptsache  dem  gehenden  Rechtsstande 
zu  Gnmde  liegt,  wurde  die  Fabrikatsteuer 
und  der  Steuersatz  von  50  Cts.  per  Gallone 
Proofsprit  angenommen.  Dieser  Steuersatz 
wurde  dann  1872  unter  Beseitigung  kleinerer 
Nebensteuem  auf  70  Cts.  und  1875  auf 
90  Cts.  festgesetzt.  Der  Ertrag  beläuft  eich 
auf  75  Mulionen  Dollar.  Während  des 
spanisch-amerikanischen  Krieges  im  Jahre 
iS98  wunlen  bescmdere  Kriegssteuem  er- 
hoben. Nach  den  JahresRätzen,  welche  pro 
rata  temporis  während  der  Kriegsdauer  zu 
entrichten  waren,  hatten  die  Grosshändlei 
mit  Spirituosen  25  8  und  die  Kleinhändler 
mit  Spirituosen  10  I  zu  leisten. 

5.  Belgien.  Niederlande.  Luxemburg. 
In  Belgien,  wo  man  früher  eine  Maisch- 
steuer hatte,  ist  man  dinrch  G.  v.  15.  April 
1896  und  G.  v.  17.  Juni  1896  zur  Fabrikat- 


steuer übergegangen.  Es  kann  jedoch 
Brennern,  deren  Betrieb  vor  dem  15.  Dezember 
1895  vorschriftemässig  angemeldet  worden 
iüt,  auf  Antrag  gestattet  werden,  die  Maisch- 
raumsteuer nach  den  Normen  des  früheren 
G.  V.  18.  Jtdi  1SH7  zu  entrichten.  Der 
Fabrikatsteuersatz  beträgt  100  Fr.  vom  Hekto- 
liter 50  ".'0  Lutters  (Rohspiritus)  oder  Alkohol 
mit  einem  Abzug  von  höchstens  4^<o  für 
Rektifikationsverlust.  Ijandwirischaftliche 
Breunereien  geniessen  eine  weitere  Ermässi- 
gimg  von  15  Fr.,  wenn  sie  ohne,  und  von 
10  Fr.,  wenn  sie  mit  Hefengewinnung 
arbeiten  oder  ihren  Kohs^aritus  selbst  reinigen. 
Für  ausgeführten  Spiritus  wird  eine  Rück- 
vergütung gewährt  Spiritus,  der  zu  be- 
stimmten gewerblichen  Zwecken  benutzt 
und  zuvor  der  Denaturierung  unterworfen 
wird,  erhält  eine  äteuerermässigun^  tou  61 FV. 
und  bei  Verwendung  zur  fssigbereitung 
beläuft  sich  der  Nachlaas  auf  B6  Fr.  Ausser- 
dem T*-ird  eine  Iiizenzabgabe  vom  Klein- 
verkauf  (Ausschank  oder  Verkauf  in  Mengen 
unter  2  l)  erhoben,  deren  Höhe  nach  fünf 
Ortsklassen  zw^isc:hen  60  imd  200  Fr.  abge- 
stuft ist.  Der  Eingangszoll  beti^gt 
150  Fr.  vom  Hektoliter  öOgrädigen  Brannt- 
weins mit  eiuem  Zuschlag  von  3  Fr.  für 
jeden  Grad  mehr.  Branntwein  in  Flasdaen 
uud  Liköre  ohne  weitere  Unterscheidung 
sind  mit  300  Fr.  pro  Hektohter  tind  andere 
alkoholartige  Flüssigkeiten  mit  2(K)  Fr.  zu 
verzollen.  Von  Konserven  mit  Alkohol  ist 
für  100  kg  ein  Eingangszoll  von  120  Er. 
zu  entrichten. 

Die  Maischraumsteuer  nach  G.  v. 
18.  J  lü  i  18S7  wirtl  bemessen  nach  dem 
Rauminhalt  der  in  bestimmter  Betriebsperiode 
zum  Einquelleu,  Einmaischen  und  Gären  der 
Rohstoffe  benutzten  Gefässe.  Als  Betriebs- 
periode gilt  bei  mehligen  Stoffen,  Rüben 
tmd  Mela.»*se  ein  Zeitraum  von  24  oder  4S 
Stunden,  woi>ei  der  Steuersatz  für  ersteren 
etwas  niedriger  als  für  letzteren  festj^esetzt 
ist.  Bei  nielüigen  Stoffen  worden  48  und 
bei  den  anderen  Stoffen  24  Stunden  als  Er-  - 
neuerungsfrist  der  Stoffe  angenommen. 
Schneller  arbeitende  Brenner  haben  hieniu 
einen  Zuschlag  zu  eutrichten.  Kern-  und 
Steinolist  worden  nur  nadi  der  Menge  der 
für  die  eingestampften  Früchte  benutzten 
Gefässe  besteuert.  Die  Steuersätze  sind 
nadi  (Gattung  der  Rohstoffe  und  bei  Ge- 
treiderohsto^cQ  auch  nach  Vollkcnnmenheit 
und  GrOsse  des  Betriebs  abgestuft  Sie 
werden  jährlich  nach  Stofibusbeuteverii&lt- 
nissen  diurch  kgL  Verordnung  (zuletzt  V.  v.  28. 
Jtdi  1897j  festgesetzt  Landwirtschaftlichen 
Brennereien  wird  eine  Steuerermässigung 
vou  15*^/0  gewährt,  die  aber  10  Cts.  vom 
Liter  des  steuerpfliclitigen  Kohspiritns  nicht 
übersteigendarf.  Die  Steuer  Vergütungen 
vom  gereinigten  und  zur  Ausfuhr  bestimmten 
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Spiritus  betragen  3  "/o  vom  Spiritus  zu  Bb^ 
und  mehr  imd  IVs  *'/o  von  demjenigen 
zwischen  4(F  und  85**.  Dodi  muss  die  Aus- 
fobrmenge  mindestens  2  HektoUter  betragen 
und  50«  messen  (V.  v.  2.  August  1898). 
Der  E  rtrag  der  Branntweinsteuer  iSUt  teils 
dem  Staate  und  teils  den  Gemeinden  zu, 
dodi  hat  der  Staat  sich  eine  Uindestein- 
nahme  von  25,20  Millionen  Francs  vorbe- 
halten (Gesamtertrag  1898  52,000  Millionen 
Francs,  Staatsanteil  38,759  Millionen  Francs, 
Anteil  der  Gemeinden  13,241  Millionen 
Francs). 

Jn  den  Niederlanden  (G.G.  v.  20. 
Juli  1884  and  27.  September  1892)  wird  eine 
Bianntweinaccise  in  der  Form  einer  Fabrikat- 
Steuer  Ton  63  fl.  holl.  ftlT  je  1  hl  Bnumt- 
wein  za  50**  Tr.  erhoben.  FIbenso  hoch  ist 
der  SpirituszoU.  Im  Bu<^et  fOr  1899  ist  eine 
Erhöhung  der  Bnmntweinsteuer  geplant,  die 
insbesoadBfe  zur  Deckung  des  Defidts  im 
Staatshaushalte  dienen  soll.  Birtrag  1898 
26,400  Millionen  Gulden. 

Durch  das  G.  v.  21.  MSrz  1896  ist  in 
Luxemburg  eine  Branntweinsteuer  einge- 
lölirt  worden,  die  sich  in  allen  Richtungen 
der  Steuertechnik  und  nach  Höhe  der  Steuer- 
sätze mit  der  deutschen  Gesetzgebung 
vollständig  deckt.  (Vgl.  Bulletin  de  Statis- 
tique  et  Legislation  compar6e  1896  vol.  I 
p.  620  und  744  sq.) 

6.  Spanien  und  Fortof^  Der  aus 
Weintrauben  und  Weintraubenrückständen 
hergestellte  Branntwein  wird  in  Spanien 
einer  Fabrikationsabgabe  in  Patentsteuerfonn 
unterworfen,  welclie  nach  Art  und  Umfang 
derBetriebseinrichtuDg  zwischen  0,18  und  1,35 
Pesetas  abgestuft  ist  und  durch  die  Losung 
Werteljährhcher  Betriebssclieine  (Patentes  de 
elaboraciön)  entrichtet  wird.  Der  aus  anderen 
Stoffen  bereitete  inländische  Branntwein 
(»Lidustriebranntweiu«,  Alcoholee  y  Agiiar- 
üientes  industriales)  ist  mit  einer  Fabrikat- 
Steuer  belegt,  welche  37 ,50  Pesetas  vom  Hekto- 
liter beträgt.    Die  Steuer  ist  beim  üebei^ 

fing  in  den  freien  Vei'kehr  fällig.  Die 
renuereien  stehen  unter  ständiger  Steuer- 
kontroUe,  und  die  steuerpfliclitige  Menge 
wird  durch  mechanische  Zählapparate  er- 
mittelt. Aussei-  der  gewöhnlichen  Gewerbe- 
steuer unterliegt  der  Kleinverkauf  von  Alkohol, 
Branntwein,Likören  und  spirituosenGetränken 
einer  Patentsteuer  von  5  bis  250  Pesetas,  und 
ebenso  wird  eine  Al^be  vom  persönlichen 
Verbrauch  von  Branntwein,  Likören  und 
sonstigen  Spirituosen  Getränken  erhoben,  zu 
welcher  noch  ZuschlBgo  bis  10  °io  zu  Gunsten 
der  Gemeinden  statthait  sind.  Diese  letztexe 
wird  durch  Verpachtung  oder  Pauschalierung 
(Elncabezamiento)  erhoben.  TAe  Pauschalie- 
rung iat  obl^torisch  für  alle  Orte  unter 
30000  Ein woHnem,  ausgenommen  dieProvin- 
zialliauptBtftdte  und  die  baskiechen  Pro^-inzen 


(Alava.  Guipüzcoa,  Biscaya).  Auch  kann 
eine  Debereinkunft  mit  den  Verkäufern  ge- 
troffen werden.  Der  Zoll  beträ^37 ,50 Pesetas 
vom  Hektoliter  Alkohol.  "Weine  mit  einem 
15  Centigrad  übersteigenden  Alkoho^halt 
sind  für  jeden  Alkoholgrad  mehr  im  Hekto- 
liter mit  0,375  Pesetas  besteuert. 

Der  in  Portugal  hergestellte  Brannt- 
wein unterliegt  einer  Fabrikatsteuer  von  70 
Reis  vom  Liter  nach  Feststellung  beim  Aua- 
tritt aus  der  Fabrik  (G.  v.  21.  Juli  1893). 
Bnumtwein  dagegen,  welcher  aus  Feigen, 
Mispeln,  Meerkirschen  und  anderen  Landes- 

Sxraukten  hergestellt  ist,  unter  22°  Cartier 
ehalt  misst  und  in  Blasen  ohne  Bektifi- 
zierungsapparat  gewonnen  wird,  ist  nur  einer 
jährlichen  Lizenzabgabe  unterwOTfen,  welche 
ie  nach  dem  Blasengehalt  2000—35000  Reis 
beträgt.  BrEuintwem  aus  Wein,  Weinhefe 
tuad  Trestem  und  der  auf  den  Inseln  des 
Archipels  von  Madeira  für  den  lokalen  Be- 
darf helgestellte  Branntwein,  der  jedoch  bei 
der  Ausnihr  nach  dem  Festland  oder  den 
Azoren  mit  einem  Ausfuhrzoll  von  70  Reis 
pro  Ijiter  belegt  sind,  bleiben  steuerfrei.  Das 
gleiche  gilt  m  Bezug  auf  den  nach  dem 
Ausland  ansgeführten  Sprit.  In  Lissabon 
und  Porto  wird  ausserdem  von  alkoholischen 
Getränken  eine  Verbrauchsabgabe  (Real 
d'agua)  von  je  270  und  230  Reis  vom  Liter 
erhoben.  Der  zur  Versetzung  mit  Wein 
ven^'endete  Sprit  ist  mit  einem  Ausfuhrzoll 
von  0,50  Reis  vom  Liter  des  über  Porto 
ausgeführten  Weins  belastet  Der  Einfulir- 
zoll  von  Branntwein  beträgt  1930  Reis  für 
das  Dekaüter,  ein  Satz,  welchen  die  Regie- 
rung zu  ermässigen  befugt  ist,  wenn  der 
einheimische  Sprit  den  R-eis  von  240  Reis 
pro  Liter  Qberschi-eitet,  imd  den  sie  erhöhen 
kann,  wenn  von  den  ausführenden  Ländern 
gewährte  Exportprämien  oder  andere  Um- 
stände die  Einfuhr  von  Sprit  zu  einem  nied- 
rigeren Preis  als  240  Reis  möglich  machen. 

7.  Die  skaDdinavischen  Reiche.  Die 
BranubA-einsteuer  wird  in  den  drei  skandi- 
navischen Ländern  in  der  Form  der  Fabrikat- 
steuer erhoben.  In  Dänemark  beträgt  der 
Steuersatz  18  Gere  vom  Pot  {=  0,97  1) 
Spiiitus  zu  100*.  Daneben  können  Brenne- 
reien, welche  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
jetzigen  Steuer  (G.  v.  1.  April  1887)  bereits 
bestanden  haben,  an  Stelle  der  Fabtikatr 
ateuer  wahlweise  auch  eine  Maischraum- 
steuer entrichten.  Dieselbe  ist  auf  2  Kronen 
5  Gere  fttr  je  1  Tonne  festgesetzt  Daneben 
findet  sidi  noch  eine  Schanksteuffl",  deren 
Ertrag  zwischen  Staat  und  Gemeindea  ge- 
teilt wird.  — Die  Fabrikatsteuer  in  Schwe- 
den belauft  sich  auf  50  Gere  vom  Liter 
Alkohol  zu  50*>,  und  in  Norwegen  beträgt 
der  Steuersatz  80  Gere  vom  Liter  Alkohol 
zu  50<*.  Hier  besteht  daneben  noch  öne 
Schank-  und  Verkauissteuer,  welche  durch 
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G.  T.  24  Juli  1894  neiigeordnet  imd  am  1. 
Januar  1896  iu  Kraft  getreten  ist 

8.  Das  fKÄweizMische  AlkoholmOBopoL 

£He  Beflteuenuig  des  Alkohols  var  in  der 
Schweiz  bis  zum  Jahre  1S87  der  kanto- 
nalen Steuergesetzgebung  anheimgestellt, 
läne  Anziüü  von  lüintonea  (6)  hatte  Fabii- 
kation^teuem,  während  sich  die  Mehrzahl 
mit  Sdianksteuero  verschiedener  Art  be- 
gnügte, teilweise  solche  von  fremden  und 
einheimischen  Qetränken  und  teilweise  nur 
von  letzteren  erhob.  Kur  die  Einfuhrzölle 
von  Alkohol  flössen  zur  Bundeskasse.  Dies 
wurde  anders,  als  sich  der  Bund  veranlasst 
sah,  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  und 
der  steigenden  Trunksucht  mit  seiner  Steuer- 
gesetzgebung einzugreifen.  Die  Motive  waren 
demgemäss  in  erster  Linie  gesundheitspoli- 
tische  und  richteten  sich  vor  allem  gegen 
die  zahlreichen  kleinen  Brannt«-einbrenne- 
reien,  welche  stark  fuselige  GetrÄnke  lieferten 
und  welchen  hauptsächlich  durch  den  direkten 
Absatz  an  die  Konsiunenten  die  Zunahme 
des  Breuntweinverbrauches  und  der  Trunk- 
sucht zuzuschreiben  war.  Man  wollte  nun 
durch  eine  einschneidende  Massregel  diesen 
Uebelstand  beseitigen  und  zugleich  die 
heimischen  Brennereien  wegen  des  hohen 
"Wertes  der  Schlempe  schfltzen.  Zu  diesem 
Behufe  wurde  eine  Verfassimgsändenmg  vor- 
genommen, die  Branntweinsteuer  der  Auto- 
nomie der  Kantone  entzogen  und  die  hie- 
rüber zu  erlassende  Gesetzgebung  dem  Bunde 
übertragen.  Diese  Aenderung  wurde  in  der 
Volksatetimmung  v.  25.  Oktober  1885  mit 
ca.  250000  gegen  157  000  Stimmen  gutge- 
heissen.  Die  Buudesre^erung  legte  alsdann 
den  gesetzgebenden  KOrperscluJten  Ende 
1886  ein  sorgfältig  ausgearbeitetes  Projekt 
vor,  welches  die  Einführung  eines  Alkohol- 
monopols für  das  ^nze  Bundesgebiet 
zum  Ziele  hatte.    Die  Vorlage  wurde  am 

22.  Dezember  1886  vom  Nationalrate,  am 

23.  Dezember  1886  vom  Stftnderate  nnd  am 
15.  Mai  1887  vom  Volke  mit  267 122  gegen 
138496  Stimmen  angenommen. 

Das  Schweizerische  Bundesgesetz  be- 
treffend ^brannte  Wasser  vom  33.  Dezember 
1886  spncht  das  Rocht  zur  Herstellung  und 
zur  Einhihr  gebrannter  Wasser  aus  Stoffen, 
deren  Brennen  der  Bundesgesetzgebnng  vor- 
behalten ist,  ausschliesslich  dem  Bunde  zu. 
Nicht  unter  die  Bundesgesefzgebung  fällt 
hinsichtlich  Fabrikation  und  Besteuerung  dos 
Brennen  von  Wein,  Obst  und  deren  AbfäUe, 
von  Enzian,  Wacholderbeeren  und  ähnlichen 
Stoffen.  Der  Ausdehnungskreis  des  Monopols 
erstreckt  sich  daher  auf  den  Alkohol,  welcher 
aus  Getreide,  Rüben,  Melasse,  Zucker  und 
Kartoffeln  gewonnen  wird.  Soweit  der  Be- 
darf durch  inländische  Erzeugung  gedeckt 
werden  soll,  und  dies  ist  für  etwa  ^li  des- 
selb«!  der  Eall,  übertragt  d&c  Bund  die  er- 


forderlichen Lieferungen  an  die  Privatin- 
dustrie. Der  Bundesrat  schzeibt  nach  Fest- 
stellung des  Pflichtenheftfi  in  Losen  voa 
mindestens  150  und  höchstens  1000  hl  ab- 
soluten A]kohol8  die  Lieferungen  zur  UeW- 
nahme  aus  und  veigiebt  sie  nach  den  für 
die  einzelnen  Ijobb  ein^reichten  Angeboten 
an  diejenigen  Brennereien,  welche  bei  hin- 
länglichen Qarantieen  die  günstigsten  Be- 
dingungen stellen.  Das  einheimische  Roh- 
material und  die  inländischen,  landvirt- 
schaftlichen  Genossenschaftsbrennereien  sind 
bei  der  Vei^bung  in  erster  Linie  za  be- 
rücksichtigen. Der  Spiritus  wird  vom  Bunde 
in  Mengen  von  mindestens  150  1  und  ivai 
nur  gegen  Barzahlungen  abg^eben.  Der 
Verkaufepreiß  wird  vom  Bundesrat  zeitweiliff 
festgesetzt  und  soll  für  das  Hektoliter  nicht 
unter  120  Fr.  betragen  und  150  Fr.  nicht 
übersteigen.  Die  Abgabe  für  Haushaltaags- 
und  technische  Zwecke  erfolgt  in  der 
nach  Denaturierung  zum  Selbstkostenpreise. 
Der  Grosshandel  mit  gebranntem  W^asser  in 
Mengen  von  wenigstens  40  1  ist  ein  freies 
Gewerbe.  Der  Ausschank  und  der  Klein- 
verkauf ist  an  eine  Konzession  der  kanto- 
nalen Behörden  gegen  Zahlimg  einer  kanto- 
nalen Abgabe  geknüpft,  welche  in  der  Fonn 
einer  Verkaufsklassensteuer  nach  dem  Cm- 
fange  des  Absatzes  zu  bememen  ist  Brenner, 
:  welche  jährlich  nicht  mehr  als  40  1  nidit 
bundessteuerpfliditi^n  Branntvrein  b»ätni, 
dürfen  ihr  Erzeugnis  in  Mengen  von  min- 
destens 5  1  frei  verkaufen.  Der  KwtoQ 
Basel-Stadt  hat  den  Kleinverkauf  und  Ans- 
schank  von  nicht  denaturi^tem  Fonsprit 
und  Trinkbranntwein  (ausgenommen  Qtiali- 
tätsbrfuintwein)  in  Mengen  unter  40  1  zom 
kantonalen  Monopol  eruSrt 

Bei  der  Ausfimr  von  Fabrikaten,  zu  deren 
Herstellung  steuerpflichtiger  Braimtwan  xet- 
wendet  wurde,  wird  die  entsprediende 
Monopolbelastung  (Monop(^ewinn)  zurück- 
vergütet Diese  wird  nam  ^^abe  des 
durchschnittlidien  Unterschieds  zwischen 
Verkaufs-  nnd  Anschaffungspreis  der  einge- 
führten gebrannten  Wasser  bereclmet  Die 
Einfuhr  von  ausländischem  Alkohol  ist  das 
Bunde  vorbehalten.  Ausgenommen  hi«^ 
sind  die  Qualitfitsspirituosen ,  welche  von 
Privaten  gegen  Zahlung  des  Zolles  imd  einer 
festen  Monopolgebflhr  von  80  Fr.  für  100  kg 
Bruttogewicht  ohne  Rücksicht  auf  den  Alko- 
holgehalt eingeführt  werden  können.  Gegen 
eine  ermässigte  Monopolgebühr  dürfen  auch 
Brennrohstoöe,  vrie  Trester,  eingestampfte 
Beeren  etc.,  sowie  mit  Alkohol  hergestellte 
Waren  (pharmazeutische  Präparate  etc.)  im- 
portiert werden. 

Der  Reinertrag  der  Monopolverwal- 
tung wird  unter  die  Kantone  nach  ihrer 
Bevölkerungszahl  verteilt,  und  diese  soU» 
mindestens  10*Va  des  ihnen  zufallraden  An- 


teüs  zur  üekäinptuDg  des  AJkoaoüsmus  ver- 
wendeo.  Die  Betriebskosten  bestehen  in 
den  laufenden  Ausgaben,  in  der  Abschrei- 
bung der  Niederl^en  und  ReiiüguDgsan- 
stahen  und  endlich  in  der  Tilgune  einer 
Anleihe  zu  Entschädigungen,  welcme  den 
EigentOm^Ti  der  am  25.  Oktober  1885  Torhan- 
denen  und  in  Betrieb  befindlichen  Brenne- 
reien für  die  fernere  Ausühong  des  Brennens 

rShrt  wurden.  Die  Entsdiädiguog  wurde 
den  Minderwert  geleistet,  den  die  zur 


üianntweiDlabrixation  verwendeten  uebaudo 
und  Einrichtungen  durch  die  Einführung 
des  Monopols  erlitten,  aber  aus8chliessh(£ 
des  bisher  durch  die  Brennerei  erzielten 
Gesdiäftsgewinns.  Zu  diesem  B^ufe  wurde 
eine  Anleihe  von  5,900  Killionen  Jrmos 
aufgenommen. 

Die  finanziellen  Ergebnisse  des 
schweizerischen  Al^holmonopols  Ton  1887 
bis  1896  waren  die  folgenden: 


Tilgong  der 

j.  iigung 

der 
Anleihe 

Ein- 

Ana- 

Rein- 

Eapituau»- 

nahmen 

gaben 

ertrag 

lagen  für 
Lagerhäuser 
Francs 

Francs 

Franca 

Francs 

Franca 

1887—1888 

10  764  1 14 

5790961 

4973  153 

15311 

1889 

10  611  295 

5  252  429 

5  358  866 

HO  301 

236000 

1890 

13  773  596 

6  778  270 

6  995  326 

334  192 

354  000 

1891 

14388778 

7  740  863 

6647915 

45  876 

590  ooo 

1892 

14  750  240 

8  379  423 

6379817 

II  248 

590000 

1893 

13826  675 

7  866  940 

5  659  735 

I  550 

590000 

1894 

12344  582 

6  839013 

5  505  569 

3081 

590000 

1896 

13  484  359 

7  081  983 

5402376 

3  0II 

59000a 

1896 

13314526 

6834  343 

6380  184 

166  514 

590000 

Verteilang 
an  Kantone 
nnd  Oetroi- 
gemeinden 

Francs 
5422317 

4  547  108 
6306  668 
6013335 

5  778  668 
5368001 

4913334 
4S10668 
5603668 
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tchqfien  2.  Abi.  Bd.  S),  S.  £98ff.  —  Eheberg, 
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leickelung  der  Brennerei  und  Branntweinbesteu- 
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«.  VoUuw.,  Bd.  9.  —  Herbetx,  Die  Brannt- 
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S8.  —  Paatehe,  Die  neueste  B^orm  der  Brannt' 
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«Stat,  III.  F.  Bd.  II.  —  Menger,  Die  Besteu- 
erung von  Branntwein  und  Presshefc  in  Oester- 
reieh-Ungam,  Schanz'  Fin.  Arch.,  ü.  Jahrg. 
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Besteuerungsform,  Jena  1897.  —  Htkbvr,  Art. 
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nBranntae^-monopoU  in  F^rrer,  Volkswirts^ 
Lexikon  der  Schweiz,  Bd.  III,  S.  ISt  und  IV, 
S.  305.  —  Wolf,  Art.  nBranMweintteuera  im 
Handw.  d.  Staattw.  (I.  Aufl.),  Bd.  II,  S.  714 
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S.  £57.  —  Hechel,  Art.  aBranntweinsUuer» 
im  W&rUrb.  d.  Volksw.,  Bd.  I,  S.  449—468.  — 
May  r,  A  rt.  nBranntweijtsteueru  in  Stengels 
W.  d.  D.  V.  R.,  Bd.  I  U7id  £rgSnzung^>anden. 
—  BerwUzky,  Art.  »Brannttteiiuteuera  im 
Oesterr.  StatUsw.,  Bd.  I.  —  Itouoou,  Art. 
»Boissonsit  in  Block,  Dietionnaire  de  l'Admimi- 
stratien  frant-ai«f  und  Stourm,  Art.  vAleooW 
und  aBoissonsu  in  L.  Say,  Dictionnaire  des 
Finances.  —  Ergiebige  Quellen  für  die  neuer« 
Gesetzgebung  und  Statistik  über  die  Branntwein' 
Steuer  in  den  einzebien  Staaten  sind  das  mDeutsche 
Handelsarcbiv«,  das  »Finanzarchivn  und  das 
Bulletin  de  Statistigue  et  de  Legislation  com- 
paree.  Max  von  HeckeL 


Branntweinhuidel, 

s.  SpiritushandeL 


Branntweiaprodaktion  nnd 
-Terbranch. 

1.  Alkohol  and  Branntwein.  2.  Verwendung 
des  Branntweina.  3.  Charakter  der  Brennereien 
in  den  einzelnen  LSndem.  4.  Branntweinpro- 
dnktion  und  -verbrauch  in  den  einzelnen  Landern. 

1.  Alkohol  und  Branntwein.  Als 

Branntwein  werden  im  wesentlichen  Mi- 
schungen von  Alkohol  und  Wasser  und 
zwar  m  einer  zum  Trinkkonsum  geei^ieten 
Aaflage.  II.  69 
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Branntwoinprodiiktinn  iind  -verbrauch 


StSrke  bezeichnet ;  im  weiteren  Sinne  gelten  j  Die  Verarbeitung  diefter  Robstoffe  ist  die 
auch  alkoholzeichere,  zum  unmittelbaren  Oe- '  nmstflodlichste ,  daher  sdiwierigste  und  in- 
nnBse  nicht  geeignete  AUtoholirassermi-  -  diistriell  zuletzt  ausgebildete,  hat  ndh  dana 
schungen  als  Branntwein;  so  ist  z.  B.  in  laber  in  technischer  und  vissenschaftlich- 
der  deutschen  Branntweinstcuergesetzgebung  dnrchgeaibeiteter  Hinucht  am  schneUsten 


Branntwein  der  Ausdruck  ftlr  alle  aus  ver- 
gorenen Flflssigkeiten  Avach  Abscheidnng 
mittelst  Erwfirmung  und  naehhcriger  Konden- 
sation (Destillation)   gewonnenen  Flössig- 


und  bedeutendsten  entwickelt  Das  in  den 
Bohmaterialien  voriuuidene  StSAemebl  musa, 
m^ens  unter  £iQ«-iikung  von  Ualz,  ver- 
einzelt auch  durch  Kochen  mit  SSuren,  «st 


keiten.  Im  Handel  werdpn  unter  Brannt- ;  in  eine  gftrungsf&hige  Zuckerart  übei^fQhrt 
wein  vorwiegend  die  zum  unmittelbaren  Ge- ;  werden ;  die  so  entstandene  »Maische«  wird 
nu88  dienenden ,  hierzu  besonders  hei^e-  j  zunfichst  in  Gärung  tiber^fOhrt,  imd  aus  der 
stellten,  unter  Zusatz  geeigneter  Geschmack-  j  vergorenen  Flüssigkeit  wird  dann  durch 
Stoffe  bereiteten  Getränke  verstanden ,  wäh-  ,  Destillation  der  Alkohol  gewonnen.  Zu  den 
rend  die  alkoholreichen,  in  den  Branntwein-  |  Rohstoffen  dieser  Gruppe  gehören  die 
brennereien  hei^gestellten  Alkoholwassermi- 1 Kartoffeln ,  alle  Getreidearten.  Mais,  Reis, 
schungen  schlechtm-eg  Spirittis  genannt  j  Topinambur  u.  s.  w.  Der  aus  diesen  Roh- 
werden. Im  einzelnen  hat  man  die  ver- 1  Stoffen  erzeugte  Branntwein  bildet  die  Haupt- 
Bchiedeuen  Branntwein-  oder  Spiritusarten ,  menge  der  gesamten  Erzeugung, 
zu  unterscheiden  nach  ihrem  Beinheitsgrade  Die  aus  den  verschie(.lenen  Rohstoffen 
und  nach  dem  Rohmaterial,  aus  dem  sie  ge-  i  gewonnenen  Brannt^'eine  sind  in  ihrem 
Wonnen  sind.  Die  für  die  Branntweinge- 1  Charakter  verschieden ,  indem  teils  be- 
winnung  geeigneten  Rohstoffe  sind  zu  stimmte  in  den  Rohstoffen  enttudtene  Be- 
trennen in  solche :  a)  in  denen  der  zur  l  standteile  mit  dem  Alkohol  bei  der  Destillat 
Branntweinbereitung  erforderliche  Alkohol  |  tion  in  den  Branntwein  mit  übei^hen,  teils 
bereits  fertig  gebildet  ist  imd  nur  der  Ab- !  sieh  aus  den  Rohmaterialien  während  der 
Scheidung  durch  die  Destillation  l)edarf ;  als ,  Bearbeitung  Stoffe  bilden ,  weldie  die 
Rohstoff  dieser  Gattung  kommt  eigentlich  (Qualität  der  Produkte  beeinflussen;  zum 
nur  der  "Wein  in  Betracht,  die  Branntwein- !  Teil  ist  attch  die  Beschaffenheit  des  ge- 
bereitung  aus  diesem  Rohmaterial  ist  die ,  wonnenen  Branntweins  von  dem  Grade  der 
Älteste,  weil  einfachste ;  auch  die  Bezeich- 1  Vollkommenheit  der  Arbeitsweise  abhängig, 
nung  fflr  das  gesamte  Gewerbe  und  das  i  Oft  bedingen  diese  den  eigentlichen  Alkt^oi 
Produkt  ist  diesem  Rohstoff  zu  danken.  |  im  Branntwein  begleitenden  Beimengungeu. 
(Gebrannter  Wein  —  Branntwein ;  der  j  welche  in  technischer  und  wissenscliaftlicher 
aus  dem  Wein  durch  Verdamiifen  gewonnene '  Beziehung  gewissermassen  als  Venmreini- 
flachtige  Bestandteil,  —  Geist  —  daher ;  gungen  anzusehen  sind,  gerade  den  Gebrauchs- 
Weingeist,  Spiritus  vini).  b)  In  solche,  in  wert  desselben.  £b  tnm  dies  zu  auf  die  aus 
denen  Alkohol  erst  durch  Gärung  aus  dem '  Gruppe  a)  der  Rolutoffe  hergestellten  Bnnnt- 
in  den  Rohmaterialien  enthaltenen  Trauben-  weine,  als  deren  Typus  der  Gognac  zu  be- 
zncker  geläldet  werden  muss.  Zu  diesen  I  zeichnen  ist ,  bei  den  aus  Gruppe  b)  der 
Rohmaterialien  geboten  die  Obstarten,  na- j Rohstoffe  heimstellten,  auf  die  ans  Obst 
mentlich  die  Pflaumen  und  Kirschen.  (Kirsch,  i  bereiteten  Branntweine  und  bei  den  aus 
Zwetsdigen'wasser,  Sliwowitz.)  Die  Her-  i  Grupj«  c)  der  Rohstoffe  hergestellten  auf 
Stellung  von  Branntwein  aus  diesen  Roh- ;  einen  Teil  der  deutsch«!  Kornbranntweine, 
materiuien  ist  an  bestimmte  Gegenden  gebun-  Man  pflegt  diese  Branntweine  mit  dem 
den  (SQddeiitschland,  namentlich  Baden,  |  Namen  QualitAtsbiunntwein  zu  belegen ; 
Elsass-Lothringen)  und  winl  im  allgemeinen  |  neuerdin^  ist  auch  ftlr  sie  der  Name  »Edel- 
nur  als  Kleinindustrie  betrieben.  Zu  dieser]  branntwem«  eingeführt  worden.  Die  Her- 
Gattung  von  Rohmaterialien  gehören  ferner  I  Stellung  dieser  Branntweine  ist  meistens 
die  Rüben  und  die  bei  der  Zuckergewinnung  örtlich  begrenzt  und  auch  ihr  Verkaufsgebiet 
aus  Rüben  übrig  Weidenden  RückstÄude,  die  i  ist  —  abgesehen  von  solchen  "Weltkoosum- 
Melassen.  Die  B^an^t^veinbe^eitung  aus  i  artikeln  -me  Cognac  —  ein  mehr  oder  weniger 
diesen  letzteren  Rohstoffen  wird  wesentlich  j  abgeschlossenes.  Diesen  Qualitätsbrannt- 
in Grossbetrieben  ausgeübt ,  die  Rüben-  weinen ,  welchen  auch  in  vielen  LAnderu 
brennerei  hauptsächlich  in  Frankreich  und  I  bei  der  Steuergesetzgebung  oft  eine  zum 
Oesterreich,  die  Melassebrennerei  in  Deutsch-  i  Nachteil  der  fiskalipchen  Interessen  benutzte 
land,  Frankreich,  Oesterreich,  Ungarn,  Eng- 1  Begünstigung  zu  teü  wird,  stehen  die  übrigen 
land.  Der  aus  Rohrzuekennelassen,  durch !  BranntiA'eine ,  die  auch  wohl  in  manchen 
natürliche  Gänmg  bereitete  Brann^ft-ein,  wie  j  Ländern,  wie  Frankreich,  Spanien,  Portugal, 
er  in  den  Kolonieen,  namentlich  Westindien  |  als  »Industriebranntweine«  bezeichnet  wer- 
hergeetellt  wird,  kommt  als  »Rimi'  in  den  ]  den,  gegenüber.  Diese  in  grossen  Massen 
Handel,  c)  In  solche,  in  denen  als  alkoholbil-  ]  dargestellten  Branntweine  bilden  auch  den 
dender  Bestandteil  Stärkemehl  enthalten  ist.  j  Gegenstand  des  eigentlichen  Branntwein- 
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oder  Spiritushandels.  Es  ist  dies  -wesent- 
lich der  Kartoffel-,  Getreide-,  Büben-  und 
Helassespiritus.  Seiner  Qualität  Dach  ist 
dieser  Branntwein  ebenfeUs  verschieden, 
und  zwar  nimmt  sein  Wert  ab  in  der  so- 
eben angeführten  Reihenfolge.  Wahrend  die 
Qualitätsbranntweine  meist  unmittelbar  von 
der  Erzeugungsstelle  dem  Konsum  zugeführt 
werden  und  mst  ausschliesslich  zu  Genuss- 
zwecken  verwandt  werden ,  werden  die 
anderen  Branntweine  zum  grossen  Teil  erst 
einer  Teredelung  unterworfen  und  gehen 
aaclt  nur  zum  Teil  in  den  Tiinikonsum 
über,  während  ein  anderer,  immer  mehr 
steigender  Anteil  zu  anderen  als  Trink- 
Ewecken  Verwendung  findet.  Diese  Brannt- 
weine werden  an  ihrer  Erzeugungsstelle  als 
Rohspiritus  gewonnen  und  dann  in 
Reimgungsanstalten  (RektifikiMionsanstalten, 
Raffinerieen,  Spritfabriken)  einer  weiteren 
VerarbdtuQg  unterworfen,  welche  im  wesent- 
lidien  in  edner  nochmaligen,  besond^  soi^- 
fSlüg  auBg^flhrten,  auf  Ab&cheidun^  allra 
Nehenbestandteile  hinzidenden  Destillation 
oderKeküfikation  beruht  Das  so  eriialtene  sehr 
hochprozentige  Erzeugnis  (95 — 96*^/0  reinen 
.^kohols)  heisst  »Sprit«.  Esei^ben  sich  also 
als  haudelsfiblich  folgende  Unterscheidungen : 
Spiit:  durch  nochmalige  Rektifikation  ge- 
reinigte, sehr  hodiprozentige  "Ware ;  Spiritus 
oder  Rohspiritus:  der  in  den  Brennereien 
gew^onnene  Branntwein  mit  einer  Stärke  von 
etwa  80—92  Volo/o;  und  endlich  Brannt- 
wein :  ausser  der  allgemeinen  Bedeutung 
des  Wortes  der  fiir  Trinkzwecke  verdünnte 
(^gestellte«)  oder  mit  Zusätzen  hierzu  ver- 
arbeitete Spiritus  oder  Sprit.  Vielfach  wird 
auch  noch  ein  Unterschied  zwischen  Brannt- 
wein und  Spirituosen  gemacht,  insofern,  als 
unter  ereterem  wesentlich  auf  Konsumstärke 
gestellter  Spiritus  ohne  besondere  Zusätze 
oder  Verarbeitung,  unter  letzteren  mit  Zu- 
sätzen, wie  Zucker,  Essenzen,  Pflanzenöle 
etc.  bereitete  Trinkbranntweine  (Liköre  etc.) 
veratanden  werden.  Im  Sprit  werden  ausser- 
dem noch  je  nach  seiner  Qualität  Unter- 
scheidungen gemacht,  die  in  fallender  Wert- 
ordnung etwa  sind:  Weinsprit,  Feinsprit, 
Primasprit ,  Sekundasprit ;  letzterer ,  eine 
hochprozentige,  die  Nachprodukte  der  Rekti- 
fikation (Fuselöl)  enthaltende  Ware  wird 
auch  in  Deutschland  schlechtweg  als  »Al- 
kohol« oder  »technischer  Sprit«  ^zeichnet. 

8.  Verweadnng  des  Branntweins.  IHe 
Hauptverweudung  des  Branntweins  findet 
zu  Trinkzwecken  statt,  namentlich  wenn 
man  berücksichtigt^  dass  erhebliche  Mengen 
desselben,  munenthch  des  Sprits,  ihre  Ver- 
wendung zum  Weinverschnitt  für  die  Kon- 
servierung von  Weinen  und  für  die  Her^ 
Stellung  der  alkoholreichen  sMlichen  Weine 
finden;  es  beruhte  ja  gerade  auf  dieser 
starken  Verwendung  des  Branntweins  zum 


Weinverschnitt  jahrelang  der  bedeutende 
Export  von  deutschem  und  später  nissischem 
Sprit  nach  Spanien.  Aber  neben  dieser  Be- 
nutzung zu  Genusszwecken  hat  der  Brannt- 
wein besondere  in  den  letzten  Jahren  eine 
ausgedehnte  Anwendung  zu  gewerblichen 
Zwecken  gefunden.  Namentlich  ist  dies  in 
Deutschland  der  Fall.  Hier  betrögt  z.  B. 
die  gesamte  Branntweinerzeugung  für  das 
Betriebsjahr  1898/99  382—383  Millionen 
Liter  reinen  Alkohols;  von  dieser  grossen 
Produktion,  der  st&rksten  seit  der  durch 
das  Branntweinsteuei^esetz  vom  24.  Juni 
1887  herbeigeführten  Produktionseinschrän- 
kujig,  werden  rund  100  Millionen  Liter,  also 
26%,  zu  technischen  Zwecken  verwandt. 
Die  Hauptverwendung  findet  der  Brannt- 
wein in  dieser  Richtung  zu  häuslidien 
Zwecken,  und  zwar  zum  Kochen,  da^  zu 
Putz-  und  Heizungszwecken,  sodann  zur 
Lack-  und  FoliturEabrikation ,  femer  zur 
Essigbereitun^  (ca.  16  Millionen  Ldter  in 
Deutschland  Jülich),  in  der  chemischen 
Industaie,  bea  der  Herstellung  des  rauc^- 
losen  Pulvers,  in  der  Celluloidfabrikation, 
für  FarfQmerieen  und  Seifen^briken,  endlich 
zu  wissenschaftlichen  und  medizinischen 
Zwecken.  Neuerdings  sind  es  zwei  Ver- 
wendungsgebiete  für  Spiritus,  deren  Anf- 
schliessung  mit  Aussicht  auf  Erfolg  in  An- 
griff genommen  ist,  die  Verwendung  zu 
Leuchtzwecken  und  als  Betriebsmittel  für 
Motoren  und  Automobilen.  Die  Verwendung 
des  Branntweins  zu  technischen  Zwecken 
in  Deutschland  hat  sich  durch  die  diesem 
Verbrauchsgebiet  durch  die  Gesetzgebung 
zu  teil  gewordene  Förderung  entwickelt,  in- 
dem hier  durch  das  Gesetz  über  die  Steuer- 
freiheit des  zu  gewerblichen  Zwecken  be- 
nutzten Branntweins  vom  Jahre  1878  zu- 
nächst bei  dem  für  gewerbliche  Zwecke, 
speciell  Essigbereitung  benutzten  Brannt- 
wein die  auf  ihm  ruhende  Maischraiunsteuer 
zurückvergütet  wurde:  durch  das  Geseta 
vom  Jahre  1887  wurde  auch  für  den  zu 
häuslichen  Zwecken  als  Brennspiritus  ver- 
wandten Branntwein  diese  Rückvei^tung  ge- 
währt, und  durch  das  G.  v.  16.  Juni  1895  wurde 
für  den  in  der  Essigiudusirie  verwandten  und 
für  den  mit  dem  allgemeinen  Benaturierungs- 
mittel  versetzten  Branntwein  noch  eine  be- 
sondere Bonifikation  von  6  Mark  bezw.  3,50 
Mark  pro  Hektoliter  gewährt  Zudem  kam, 
dass  die  deutschen  Gesetzesbestimmungen 
die  mißlichste  Freiheit  im  Verkehr  für  den 
steuerfreien  Branntwein  zulassen  und  dass 
auch  die  Kosten  der  Denaturierung  wesent- 
lich niedriger  sind  als  in  anderen  Ländern, 
z.  B.  in  En^and  imd  Frankreich,  wo  auch 
sonst  noch  eine  Reihe  den  Verkehr  hemmen- 
der  fiskalischer  Varschiiften  bestehen.  Die 
gesteigerte  Ausd^mung  des  gewerblichen 
verfanuchs  von  Branntwein  in  Deutsohluid 
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hat  es  ermilgliclit.  dass  trotz  des  dnnjii  die 
erhöhte  BesteiieninR  einpetretonen  Hück- 
gangi?s  di'S  Trinkverbrauehs  und  trotz  der 
starken  Knst'hrÄidtuuR  des  Exports  der 
regelmässig  steigeiidea  HnmiitweiaerKeug:iing 
der  deutseiieii  Brennereien  Absatz  geschaffen 
■werden  konnte. 

B.  Charakter  der  Brennereien  in  den 
einzelDen  Landern.  Die  Ent^^'ickehlng  der 
Brennereien  in  den  einzelnen  Landern  ge- 
staltete sich  je  nach  den  dort  zur  Verfü- 
gung stehenden  Bohmaterialien.  So  ging 
natui^mäss  audi  der  Brennereibetrieb  aus 
von  demjenigon  Rohmaterial,  in  velchem 
der  zu  gewinnende  Alkohol  bereits  vorge- 
bildet vorhanden  ist,  also  von  den  Weinen, 
und  es  ist  erklilrlich,  dass  die  Anfänge  des 
Branntweiuhandels  aus  Italien  stammen. 
Spftter  ging  man  über  zur  Branntweinberei- 
tung  aus  Korn  und  zwar  wurde,  da  man 
dai^B  dio  landwirtschaftliche  Bedeutung 
des  Brennereibetriebes  noch  nicht  erkannt 
hatte,  die  Branntweinbrennerei  gerade  viel- 
fach in  den  Stödten,  in  Gemeinschaft  mit 
Brauerei,  betrieben.  Immer  handelte  es  sich 
hierbei  um  Kleiiibetrielie,  welche  zur  Be- 
friedigung des  unmittelbaren  Konsums  be- 
stimmt waren.  Ein  Umschwung  in  diesen 
Verhältnissen  trat  ein,  als  einerseits  mit 
der  Entwickelung  der  VerkelusvcrliBltnissc 
Branntwein  ein  Orosshandelsortikel  wurde, 
welcher  auf  weite  Entfernungen  hin  zur 
Versendung  kam,  und  als  femer  namentlich 
in  DeutBchland  zum  Beginn  dieses  Jahr- 
himderts  Kartoffeln  als  Bohmaterial  für 
Brennereien  in  Benutzung  kamen.  Hierbei 
vollzog  sich  auch  in  Deutschland  der  Auszug 
der  Brennereien  aus  den  Städten  auf  das  Land 
und  hier  wiedenim  gerade  in  die  r)stlichen  Be- 
zirke der  preussisL'hen  Monarchie! '  'stpreussen, 
"Westpreussen,  Pommern.  Brandenburg.  Posen, 
Schlesien),  wo  jetzt  reiclüich  -  3  der  gesamten 
preussischen  Branntweinprotluktiou  ei-zeugt 
wird.  Reste  der  fi'Qheren  Getreidebreune- 
reien,  vielfach  mit  Hefefabrikation  verbun- 
den, sind  in  erheblichem  Masse  übrig  ge- 
blieben in  den  westlichen  Teilen  Deutsch- 
lands, namentlich  Rheinprovinz,  "Westfalen, 
Hannover,  in  welchen  noch  eine  sehi-  grosse 
Anzahl  kleinerer  Brennereien  besteht,  die 
unmittelbar  Konsumware  herstellen,  welche 
zum  grössten  Teil  in  den  Prodiiktionsbe- 
zirken  konsumiert  wird.  Die  Herstellung 
\on  Branntw^ein  aus  Übst,  Weintrebern, 
Wein  u.  s.  w.  ist  auf  Süddeutschland  und 
namentlicli  Elsass-Lothringen  koncentriert, 
in  welchen  Bezirken  allein  4ä— 50  0(M>  kleine 
Brennereien  vorhanden  sind,  die  aber  durch- 
aus nicht  regelmässig  arbeiten,  sondern  in 
den  einzelnen  Jahren,  je  nach  den  ihnen 
zur  Verfi^ung  stellenden  Materialien  uur  in 
Betrieb  kommen.  Der  vorwiegend  landwii't- 
sohaftliche  Charakter  der  deutschen  Brenne- 


reien, welcher  auch  durch  die  gesetzlichen 
Bestimmungon  insofern  festgelegt  ist.  als  nur 
I  dfiijenigon  Brennereien  bestimmte  Steuer- 
;  erleichienuigen  und  Vergflnstigimgen  zu  teil 
wei-den.  welche  mit  einer  Ijandwirtschaft 

■  verbnuden  sind  und  welche  alle  aus  der 
,  Brennerei    sich    ergebenden  Rückstände 

(Schlom|>e  und  Dünger)  in  der  eigenen  Wirt- 
seliaft  verwerten,  ei-giebt.  dass  die  Anzahl 
,  dieser  Brennereien  sehr  gross,  aber  die 
Produktion  der  einzelnen  nur  verliäitnis- 

■  mAssig  gering  ist.  So  sind  in  Preussen  vor- 
]  banden  gewesen  im  Jahre  1897/98  3049 
I  Kartoffelbrennereien,  von  denen  aber  nur 
1723  Über  Um  Hektoliter  und  niu-  62  über 
\'Hm  Hektoliter  hereteUten.     Die  grösste 

■  Kartoffelbrennerei  erzeugte  zwischen  4  und 
j  5lX>0  Hektoliter.  Dieser  grossen  Anzahl 
!  von  Kartoffelbrenuereien  stehen  1479  land- 
I  wirtscliafthche  Getreidebrennereien  g^n- 
I  Ober,  von  denen  aber  nnr  22  Aber  1000 

Hektoliter  erzeu^n,  wftlu^nd  alle  anderen 
fast  aussohlies^ch  Kleinbetrieb  haben.  Es 
erzeugten  z.  R  924  zwischen  10  nnd  KH) 
Hektoliter.  Von  gewerblichen  Brennereien, 
d.  h.  solchen,  welche  mit  Landwiztsdiaft 
I  nicht  verbimden  sind,  waren  738  Gtetreide- 
j  bronnereien  im  Betriebe,  von  denen  sind 
I  aber  auch  die  meisten  nur  ganz  klein  und 
für  die  Befriedigimg  des  Lokalbedarfes  be- 
stimmt. Gnissere  Getreitlebreimereien  über 
lOiK)  Hektoliter  Jahresprodiüition  waren  4(i 
im  Betriebe,  von  welchen  allerdings  die 
grösste  mehr  als  22i)(K)  Hektoliter  herstellte. 
Ausserdem  sind  an  gewerblichen  Brenne- 
reien noch  zu  nennen  in  Preussen  17  Me- 
lassebrennereion ,  die  mit  Ausnahme  von 
zwei  ganz  kleinen  schon  als  Grossbetrieb 
anzusehen  sind. 

In  Bayern  hat  sich  namentlich  in  dem 
letzten  Jahrzehnt  unter  dem  Einfluss  der 
Branntweinsteiiergesetzgebung  vom  Jahre 
1887,  welolie  für  Bayern  besonders  günstig 
war,  die  Kartoffelbrennerei  recht  bedeutend 
entwickelt,  während  die  gewerblichen  Be- 
triebe dort  ziendich  gering  sind. 

Im  Kölligreich  Sachsen  ist  hauptsächlich 
landwii-tscliaftüche  Kartoffelbrennerei  im 
Gange,  \vährend  in  Württemberg  und  Baden 
ausser  einigen  gewerblichen  sehr  bedeuten- 
den Getreidebrennereien  fast  nur  die  Olnt- 
und  Fruchtbrennereien  in  Betracht  k(munen. 
Im  gesamten  Kraontweinsteuei^biete  sind 
im  Jahre  1897  98  5500  Kartoffeibrennereien, 
6967  landwii-tschaftliche  Getreidebrennereien, 
1072  gewerbliche  Getreidebrennereien  und 
30  Melassebrennereien  in  Gang  gewesen. 

Die  Erzeugtmg  der  einzelnen  Brennereien 
ei^ebt  sich  aus  der  Tabelle  auf  S.  1093. 

In  Oesterreich  ist  nur  in  dnzelnen  Be- 
zirken, uameutiich  iu  Böhmen  die  land- 
wirtseliaftliche  Brennerei  vertreten,  währead 
;  sonst  liauptsächliehGroBsbetriebe  der  Melass&- 
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Er  betrug  die  Produktion  der 
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Millionen  Liter 


1887;88 

253,5 

32,7 

10,0 

7,5 

2,1 

20S,0 

41,1 

12,2 

7,7 

3,7 

1889,90 

253,1 

41,0 

10,0 

8,4 

1,9 

]890,'91 

233,3 

40,5 

10,7 

20,1 

2,4 

1891/92 

212,5 

37,9 

15,6 

26,0 

2,8 

1892,'93 

237,6 

39,8 

12,1 

10,6 

2.8 

1893^'94 

258,4 

40,2 

13,0 

9,6 

5-0 

1894/95 

217,2 

39,4 
38,75 

13,0 

21,9 

H 

1895,96 

265,5 

14,2 

12,2 

2,6 

189697 

239,8 

38,2 

"6,3 

12,8 

2,9 

1897)98 

255,10 

38,47 

19,25 

13,42 

2.53 

bi-ennereien  uud  in  Ungarn  der  Getreide-, 
s{)ec^ieU  Maisbrennereien  im  Gange  sind. 

In  Hussland,  wo  auch  durch  die  Gesetz- 
gebnn^  sowohl  wie  durch  die  landvirt- 
schafthchen  Yerhaltnisse  ein  Ueberwiegen 
der  landwirtschaftlichen  Betriebe  besteht, 
ist  in  einzelnen  Bezirken,  z.  B.  Königreich 
Polen,  eine  ausgedehnte  Kartoffelbrennerei 
vorhanden,  und  in  anderen  Bezirliea,  nament- 
lich.  in  den  Schwarzerde-Pi'ovinzen^  wird  in 
grossem  Massstabe  landwirtschaftliche  Kai> 
toffelbrennerei  mit  gleichzeitiger  Veiarbeitimg 
von  Roggen  betrieben. 

In  Jrankzeich  hat  ursprünglich  die 
Brennerei  aus  Wein  und  Pachten  voi^- 
herrscht,  doch  bat  sich  auch  da,  namentlich 
in  den  letzten  Zeiten,  die  Melasse-  und  Rüben- 
brennerei und  auch  die  Verarbeit\mg  von 
Stärkemehl  enthaltenden  Stoffen  erheblich 
entwickelt. 

Eine  speciell  gewerbliche  Richtung  nach 
der  Ausdehnung  der  Grossbetriebe  hat  der 
Brennereibetrieb  in  Grossbritaniiien  genom- 
men, woselbst  im  ganzen  nur  170  Brenne- 
reien vorhanden  sind,  von  denen  jede  durch- 
schnitthch  im  Jahre  1894  6900  Hektoliter 
und  im  Jahre  1S95  7600  Hektoliter  er- 
zeugten. Die  griissten  Brennereien  sind  in 
England  vorhanden.  Doi-f  erzeugten  die 
Brennereien  durchschnitthch  in  den  Jahi-en 
1894/95  23600  Hektoliter  resp.  21100  Hek- 
toliter. Die  Brennereien  in  Sehottland  sind 
wesentlich  kleiner,  aber  auch  dort  belief 
sich  die  Diu^hschnittsprotluktion  einerBrenne- 
rei  auf  4400  bis  4900  Hektoliter,  während 
in  Irland  die  Brennereien  dnrclischnitthch 
14400  und  13200  Hektoliter  jälirlich  er- 
zeugt haben. 

In  den  schottischen  und  irischen  Brenne- 
reien, welche  hauptsachlich  die  für  den  in- 
ländischen KonHum  und  die  für  die  Kolo- 
nieeu  bestimmte  Trinkware,  zum  Teil  unter 
Innehaltung    althergebrachter  Äi'beitsweise 


herstellen,  wird  hauptsächhch  Roggen  ver- 
arbeitet, während  in  einzelneu  englischen 
und  grösseren  schottischen  Brennereien 
neuerdings  auch  Jlais  und  viel  Melasse 
verarbeitet  wird. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
in  Rumänien  xmd  in  Argentinien,  wo  sich 
neuerdings  auch  eine  grössere  Brennerei- 
industrie zu  entwickeln  beginnt,  ist  dieselbe 
hauptsächlich  gewerblichen  Charakters  und 
auf  die  Verarbeitung  von  Mais  begründet. 

4.  Branntweinprodaktion  und  -ver- 
brauch in  den  einzelnen  lündem.  Die 
Statistik  über  die  Menge  des  in  den  ein- 
zelnen Ländern  erzeugten  und  verbrauchten 
Branntweins  hat  überall  erheblich  an  Zu- 
verlässigkeit gewonnen.  Es  benihen  daher 
die  nachfolgenden  Angaben  fast  s&mtlich  auf 
amtlichem  Material. 

Deutsohland.     Die  Branntweinerzen- 
gnng  betrug  in  reinem  Alkohol: 
1887,'88  305,8  Hill.  Ltr.  1893,'94  3*6,2  MiU.  Ltr. 
1888;89  372,7  „      „    1894;95  295,2  „  „ 
1889/yO  314,5   „      n    1895/96  333,4   «  n 
1890/91  296,9   „      „    1896  97  310,0   „  „ 
1891/92  294,8   „      „    1897,98  328,8   „  „ 
1892/93  302,9    „       „     1898,99  382,5  iReschatzt) 

Die  deutsche  Branntweinproduklion  in 
den  Jahren  vor  1887  wird  auf  etwa  400 
Mill.  Liter  geschätzt,  diuvh  die  im  Jahre 
1887  eingetretene  hohe  Besteuerung  war 
ein  erheblicher  Konsumrückgang  eiugetret^ 
und  es  musste  in  Folge  desseu  auch  eine 
i  Einsdirftnkung  der  Produktion  erfolgen,  erst 
in  den  letzten  Jahren  tiitt  wieder  eine 
stetige  Steigerung  der  Produktion  ein,  nach- 
dem sich  auch  eine  Steigerung  des  Absatz- 
gebiets gezeigt  hat. 

Zu  Trinkzwecken  wurden  von  In- 
ländischem Branntwein  verbraucht: 

1888/89  217,4  Hill.  Ltr.  1894/95  222,3  Mül.  Ltr. 
1890,91  226,0   „      „    1895/96  218,2   „  „ 
189i;92  215,0   „      „    1896/97  234,8   „  „ 

1892/93  215,9    „       „    1897,98  334.4   „  „ 
1893/94  221,2    „       „    1898,99  235,0  tgeMhätet) 

Zu  gewerblichen  Zwecken  wurden  Steuer^ 
frei  abgegeben. 

a)  vor  dem  Jahre  1887  im  Gebiet  der 
früheren  norddeutschen  Steuergemeinschtrft, 
also  mit  Ausschluss  von  Bavera,  Baden, 
Württemberg: 

1881/82  10,90  MiU.  Ltr.  1884/85  14,41  MUl.Ltr. 
1882;83  13,00     „    „     ltJ85'86  16.33     _  „ 
1883/84  15,83     „    „     1886,87  18:31     «  „ 

b)  nach  1887  (im  gesamten  ßeichssteuer^ 
gebiet) : 


1887/88  38,7  Mill.  Ltr. 
1888/89  43,13   „  „ 

1889.90  53,14   „  „ 

1890.91  51.91  „  „ 
18911)2  55,13  „  „ 
1892,^93  60.67  n 


1893,94  66.44  Min.  Ltr. 
1894  95  71,88   „  „ 
1895'96  80.83    n  n 

1896  97  86,75    r,  « 

1897  98  88.94  n  » 
1898/99    100  (fcrsch&ut] 


Von  besonderem  Interesse  sind  die  Zahlen 
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über  den  deutschen  Branntveinexport.  An 
Rohspiritus  und  Sprit  wurde  aus  Deutschland 
ausgeführt : 

1840/49  8,65  Hill.  Ltr.  durchsciinittl  im  Jahre 
1860;59  15,2»    „      „  „  „  „ 

1860/69  39,12    „      ,  „  „ 

*9,lo    „      „  „  „  „ 

1880,«4  74,18    „     „  „  „  „ 

1886    87,70    ,.  „ 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
189ä 
1883 
1894 
1885 
1896 
1897 
1888 


74,60 

53,20 
33,30 
24,40 
29,84 
15,00 

8,33 
9,66 

7,70 
16,76 
18,24 
2,82 
6,54 


Einer  bis  zum  Anfang  der  80  er  Jahre 

zu  beobachtenden  langsamen  Steigerung  der 
Exporte  folgte  dann  ein  plötzUches  Wachsen, 
welches  im  Jahre  1K«2  mit  92  Mill.  Liter 
seineu  Höhepunkt  erreichte.  Die  plötzliche 
Steigerung  hing  der  Hauptsache  nach  von 
den  dimm  den  Handelsverlragsabschluss 
mit  Spanien  geschaffenen  Einfiihrerleichte- 
mngen  ab ,  während  andererseits  auch 
Spanien  infolge  der  Verwüstungen,  welche 
die  Reblaus  in  den  französischen  Weinbergen 
angerichtet  hatte  und  welche  Frankreich  zum 
Bezüge  grosser  Mengen  spritreicher  Weine 
zum  Verschnitt  der  vermmderten  eigenen 
Produktion  nötigton,  eine  bedeutende  Wein- 
ausfuhr hatte.  Das  bald  bemerkbare  all- 
mähJiche  Nachlassen  des  Exportes  benihte 
auf  der  starken  russischen  Konkurrenz, 
welche  durch  hohe  Ausfuhrprämien  imter- 
stützt  war.  Das  fast  vollständige  Nachlassen 
von  1892  an  hängt  mit  dem  Ablauf  des 
deutsch  -  spanischen  Handelsvertrages  zu- 
sammen, zu  welchem  Zeitpunkte  gleichzeitig 
Frankreich  die  Einfuhr  von  gospriteten 
Weinen  hinderte,  der  deutsche  nach  Spanien 
eingeführte  Sprit  einer  hohen  Zollbelastung 
unterworfen  wurde  und  Spanien  selbst  an- 
fing, seine  eigene  Spritindustrie,  namentlich 
diejenige  aus  M'einen,  zu  unterstützen.  Die 
höheren  ZalUcn  im  Jahre  1895  und  1896 
sind  eine  Folge  des  Branntweinsteuei^setzes 
vom  Jfüure  189r),  durch  welches  eine  Ex)>ort- 
prftmie  von  6  Mark  pro  Hektoliter  reinen  Alko- 
hols eingefOhrt  wurde,  mittelst  deren  die  in 
Deutschland  angesammelten,  preisdrückenden 
Bestände  ab^stossen  werden  konnten.  Im 
allgemeinen  ist  dadurch,  dass  in  vielen  der 
früheren  Importländer  (Spanien ,  Portugal, 
Frankreich,  Ai^ntiuien,  neuerdings  Japan) 
zum  Schutze  der  eigenen  Industrieen  hohe 
Schutzzolle  eingeführt  sind,  auch  dort  die 
Industrieen  sich  selbst  günstig  entwickelt 


haben,  Branntwein  als  Exportartikel  auf  dem 
Weltmärkte  hOchst  unbedeutend  geworden, 
so  dass  man  jetzt  den  g^mten  Bedarf  des 
Weltmarktes  an  Sprit  auf  50—60  Mill.  Liter 
veranschlagen  kann,  in  welche  Menge  äch 
hauptsächUch  Deutschland,  Österreich  und 
Russland  teilen.  Allerdings  bezieht  sich 
dies  nur  auf  hochprozentigen,  gereini^ea 
Sprit  Daneben  stehtnoc^einBedaifanTnnk- 
bi-anntveinen  (Cognac,  OeDievre  etc.),  veldier 
besonders  durch  Frankreich,  GrossbritaDniea 
und  I&mbui^Fr^hafen  gedeckt  wird. 

Uel»er  Produktion  und  Verbrauch  von 
Branntwein  in  (Jesterreich-rngarn  gieht  <üe 
Tabelle  auf  S.  1095  An£schluss. 

XTeber  die  Hohe  des  russischen  Exports 
in  froheren  Jahren,  als  noch  Spaniea  ein  Anf- 
nahmeland  für  Sprit  war  und  als  RusBland 
mit  Deutschland  auf  diesem  Gebiet»  konkur- 
rierte, giebt  nachstehende  für  Ealenderjafare 
geordnete  Ziisammeostellung  Aufsdünss: 

Bioland  exportierte 

1881  10,12  MUl.  Liter     1890  51.90  HUL  Uxer 

1882  29,52    „      ,.        1891  4S.57    «  n 

1883  37.72    „      ,.        1892  „  „ 

1884  38,59  „  1893  25,6  „  „ 
188Ö  46,48    „  18W  »7,7     „  - 

1886  75,74  1^  »US  »  « 

1887  79,91  „      „  1896  20,33  » 

1888  65,60  „      „  1897  24,50  Tr  « 

1889  48,99  „ 

Diese  Zahlen  zeigen,  wie  Russland  in 
den  Jahren  1884—87  als  Deutschlands  Ex- 
port schon  zm-flckzugehen  begann ,  noch 
steigende  Ausfuhrzahlen  nachwies,  wie  « 
aber  von  1892,  als  die  Aufnahmefähigkeit 
Spaniens  ffir  ausländischen  Sprit  naehhess, 
ebenfalls  einen  plötzlichen  Verlust  auf  diesem 
Absatzgebiete  erlitt 

Frankreiofa.. 


1875 
1880 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Produktion  Einfuhr 
MUlioDen  Liter 


184,9 

158," 
lä6.4 
205,2 
300,5 
3 16,2 
224,6 
221.4 
220,8 
226,3 
247,6 
232.9 
316.5 
202,2 
220,8 


6,30 
26,00 

20,37 

23,53 
3i,o6 

14,61 

12.7S 
13,69 
13,14 
15,35 
14,27 
15,47 
13,71 

13.25 

:3,20') 


Ansfofar 

39,08 
3S.78 

26,92 
27,75 
26,46 
26.44 
28  j8 
31,65 
31,49 
25.96 

25,43 
26,09 
26.96 
37.21 
30,40'J 


Die  Zunahme  der  Produktion  beruht 
lediglich  auf  der  Steigerung  der  Erzengnng 
der  gewerblichen  Betriebe.  Diese  erzeugten: 
1875  148.2  Mill.  Ltr.  189ö  203,6  MiU.  Ltr. 
1885  179,5  „  „  1896  188.8  .. 
1894  311,4     „     „        1897  210,1     „  „ 

')  Einschliesalich  Liköre. 
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Oesterreich 
Ungarn 


103,34 
89,95 


Oestareloh-TTiigarn. 

Produktion. 

1890/91     1891,'92     1892,'93  1893/94 

BGUionen  Liter 
123,68      123,97       128,14  "5.23 
95,40      113,21       109,71  109,83 


1894/95  1895/96 


136,85 
94,25 


Oesterreich-Ungarn 


Oesterreich 
Ungarn 


194,29       219,08       237,18  237,85 

JnlaudstrinkTerb  rauch. 

Millionen  Liter 
88,20       90,30       89,50       97,80  94,90 
67,40        72,20       80,80       86,80  85,10 


94,20 
75,10 


Produktion 

Inlandsrerbranch 

Auafahr 


364,7 
333,74 
32 


353,7 
329,92 
22,48 


Hillionen  Liter 

373,1 
347,80 
19,17 


359,4 
328,30 
26.02 


»39,78 
98,43 


235,06       »31,10  238,21 


95,20 
82,70 


Oesterreich-Ungarn       156,60      162,50      170,30      184,60      180,00      169,30  177,90 

Abgabefrei  für  technische  Zwecke. 

Millionen  Liter 


Oesterreich 
Ungarn 

9,50 
5,30 

10,00 
5,60 

lo,io 
6,  IC 

10,90 
7,00 

t2.20 
7,30 

13,46 
7*25 

15,48 
6,98 

Oesterreich-Ungarn 

14,80 

15,60 

l6,20 

17,90 

19,50 

20,71 

23^6 

Oesterreich 
Ungarn 

13,90 
14,20 

21,80 
15,90 

Export. 

Millionen  Liter 
17,10  15,20 
15,70  11,90 

I2,O0 
11,60 

i8,6o 
5,50 

lS,20 
4,80 

Oesterreich-Ungarn 

28,10 

37,70 

32,80 
Biusland. 

27,10 

23,60 

24,10 

33,00 

1893/- 

94 

18d4'9ö 

1895.96 

1896  97 

1897/% 

344,5 
311,90 
18,74 


Orossbritannien. 

.  Das  Betriebsjahr  rechnet  vom  1.  April 
bis  31.  März. 


Pro- 
duktion 


Konsum 


Export  von 
hntiBchem 
^anntvein 


I  Deutschland  .  . 
I  Oesterr. -Ungarn . 
Schweiz.  .  .  . 
I  Italien  .... 
:  Franknich  .  . 
i  Belgien .... 


Millionen  Liter 


1859/60 

73,91 

63,75 

5,35 

1864/65 

72,53 

53,19 

8,So 

1869/70 

72,54 

57,37 
77,83 

4,33 

1874/75 

92,03 

2,87 

1879/80 

97,64 

71,23 

4,44 

1884/85 

107,04 

73,'3 

6,76 

1889/90 

106,93 

72,63 

8,80 

1890/91 

116,43 

77,86 

9,92 

1891/'92 

120,69 

83,14 

9,94 

1892,93 

115,91 

80,03 

io,io 

1893/94 

117,32 

79,47 
76,45 

9,26 

1894/95 

117,11 

10,05 

1895/96 

128,73 

81,14 

U,o9 

1896/97 

142,01 

83,54 

12,50 

1897/98 

158,30 

85,86 

11,97 

Der  Branntweinverbrauch  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  in  Litern  reinen  Alkohols 
stellt  sidi  für  die  Feiiode  1885/95  in  den 
eiuzelnea  lAndem  wie  folgt: 


4,40  Xiederiande ...  4,7 

3,80  England  ....  2,8 

3.06  Schwerin.  ...  3,1 
0,67  BuBsland.  ...  4,7 
4,32  Vereinigte  Staaten 

4.7  von  Amerika  .  2,6 

Italien. 


Produktion  Einfuhr 

Ausfuhr 

Hillionen  Liter 

1875 

6,62 

7,79 

0,38 

1880 

13,96 

12,85 

1,50 

1885 

28,41 

14,32 

1,49 

1890 

17,79 

4,72 

I.Ol 

1891 

20.22 

2,17 

0,63 

1892 

22,81 

1j43 

1893 

18,88 

1,05 

3,81 

1894 

19,43 

0,90 

1895 

15,62 

1,01 

1,36 

1896 

17,20 

1,20 

:,30 

1897 

18,90 

1,40 

1,40 

Braustener, 

N.  Bierbrauerei  und  Bierbosteue- 
rung  oben  Bd.  II  S.  801. 


Brann,  Karl 

geb.  den  20.  III.  (nicht  4.  ni.)  zu  Hadamar 
(Nassau),  gest.  am  14.  Vn.  1893  zu  Freibnrg 
1.  Br.  18&-1858  XitgUed  und  1859  Prisident 
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der  nassanüchen  II.  Kammer:  lUitirHed  des 
norddeutschen  Beichstacrefi,  preussüctaai  Land- 
tatfes  und  dentachen  Beiclutagefi .  dem  er  bis 
Iti»?.  a]fl  dentsrh-frf-iainDij^s  Parteif^lied,  ange- 
hörte. Seit  1867  Jnstizrat  und  Rechtsanwalt 
beim  Obertribnnat  in  Bertin.  Rühmend  ist 
von  Braun  herTorziiheben,  dass  seine  Svmpa- 
thieen  lHÜß .  beim  Kampfe  g¥(;en  die  ktein- 
ftaaten  anf  aeite  Preussens  waren  nnd  dass  er 
ein  Feind  der  {iffentlichen  Spielbanken  irewesen. 

Brauns  wirtfiohaftspolitiitche  und  soziale  Be- 
deutong:  lättst  sich  dabin  zusammenfassen,  dass 
er  ein  nnermttdlicher  Agitator  ffir  Freizügige 
keit,  Gewerbe-  nnd  Handelsfreiheit,  dass  er 
femer  ein  Kämpfer  ^epen  Feudalismas  nnd 
Sozialismus  war.  Er  tbat  sich  n.  a.  hervor  als 
Mithetrründer  dt-s  ^Kongresses  dent«rher  Volks- 
wirte" ilHöö,  dessen  lantrjilhriffer  Präsident  er 
war,  und  als  Mitlieeründer  der  „ Viertel jahr- 
schrift  für  Volkf Wirtschaft'"  des  Hauptorgans 
der  deutschen  Freihandelspartei  ilHfiSi. 

Braun  veröffentlichte  von  volkswirtschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  FUr  Gewerbe- 
freifaeit  nnd  Freisügigkeit  durch  ganz  Deutsch- 
land, Fraukf.  a.  H.  \m).  —  FUr  den  deutsch- 
franzüsisrben  Handelsvertrag  iHede\  Wiesbaden 
18fi2.  —  I>ie  wirtschaftlichen  Verhältninse  des 
Herzogtums  Nassau,  Wiesbaden  1H65.  —  Von 
Friedrich  dem  Grossen  bis  zum  Fürsten  Bismarck, 
öBücher  Parallelen  zurGesehichte  der  preussisch- 
dentschen  AVirtschaftspylitik,  Berlin  1882.  Er 
Teröffentlirhte  zusammen  mit  Max  Wirth:  Die 
Zinswuchergesetze,  vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft, der  Rechtswissesscbaf t  und  der  legis- 
lativen Politik  beleuchtet.  Uainz  IHöß. 

In  dem  von  der  Volkswirtschaftlichen  Ge- 
sellschaft in  Berlin  hrsg.  Sammelwerke :  „Volks- 
wirtschaftliche Zeitfrageu"  veröflentlichte  Braun 
1879,  Heft  2:  Der  Staat  nnd  die  Volkswirt- 
schaft; 1881.  Heft  20  21:  Die  Männer  des  Zoll- 
vereins; 1883.  Heft  36:  Die  Vagabnndenfrage ; 
1886,  Heft  ö8:  Die  Kolonisationsbestrebongen 
der  modernen  europäischen  Völker  und  Staaten. 
—  Brann  war  Herausgeber  des  II.  und  III, 
Bandes  der  gesammelten  Schriften  von  J.  Prince- 
Smith. 

Vgl.  Über  Brann  die  Nekrologe  von  Alex. 
Veyer  in  der  „Nation".  Jahrg.  X  [18U29:^i  S. 
665  ff.  u.  von  E.  Blenck  in  der  Zeitschrift  d.  k. 
Btatist.  Bureaus,  Jahrg.  1891. 


Brentano,  Lojo, 

Seb.  am  18.  XII.  1840  zu  Äschaffenburg.  stu- 
ierte  in  Dublin,  Heidelberg,  München,  Würz- 
burg und  Güttingen,  habilitierte  sich  1871  als 
Privatdozent  an  der  Universität  Berlin,  begab 
sich  1872  wieder  nach  England  und  ging  noch 
in  demselben  Jahre  aU  ausserordentlicher  Pro- 
fessor nach  Breslau,  wo  er  1873  ordentlicher 
Professiir  wurde.  Im  Jahre  1882  folgte  er 
einem  Rufe  nach  Strassburg,  wo  er  bis  Ostern 
1888  wirkte,  um  welche  Zeit  er  die  bis  dahin 
von  Lorenz  v.  Stein  's.  d.j  bekleidete  Pn)fe8sur 
an  der  Wiener  Hochschnle  übernahm,  um  diese 
Stelle  nach  Jahresfrist  mit  der  Professur  der 
Staatswisaenschaften  an  der  Universität  Leipzig 
zu  vertaaschen.   Ostern  1891  ging  er  darauf 


als  Professor  der  Nationalökonomie  naeliMQndien, 
wo  er  gegenwartig  als  Senior  der  staatswissen- 
schaftlicben  Fakultät  Vorlesungen  Uber  Natio- 
nalökonomie, Wirtacbaftsgeschichte  und  Finanz- 
wissenschaft bKit,  ausserdem  auch  dem  stasts- 
wirtscbaftlichen  Seminar  als  Direktor  vonteht 
Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  in  Bnchfonn:  Ueber  J.  H.  von 
ThUnens  naturgemäisen  Lohn-  und  Zinsfuss  im 
isolierten  Staate,  Göttingen  1867  (Doktordisser- 
tation ).  —  Das  Industrial-Partnenhipsystem, 
Augsburg  1868.  —  On  the  history  and  deve- 
lopment  of  gilda  and  the  origin  of  trades- 
uni<mH.  London  1870.  —  Die  Arbeit«igilden  der 
Gegenwart,  2  Bftnde,  Leipzig  1871—72  fFmcht 
einer  1868  mit  Emst  Engel  (s.  d.)  unternom- 
menen Studienreise  nach  England).  —  Ueber 
Einigunc-sämler.  Leipzig  1873.  —  Die  „wissen- 
schaftliche" Leistung  des  Herrn  Ludwig  Bam- 
berger. Leipzig  1873.  —  Ueber  das  Verhältnis 
von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeit««- 
leiHtnng,  Leipzig  1876;  dasselbe,  2.  AoH.,  ebda. 
1893.  —  Das  Arbeitsverhältnis  gemäss  dem 
hentigcn  Recht,  Leipzig  1877.  —  Die  Arbeiter« 
veraichemng  gemäss  der  heutigen  Wirtschafts- 
ordnung, Leipzig  1879.  —  Der  Arbeiterver- 
sicherunfTszwang.  seine  Viirau.tsetznngen  und 
seine  Folgen.  Berlin  1881.  —  Die  christlich- 
soziale  Bewegung  in  England,  Leipzig  1883.  — 
l'eber  einen  deutHch-Österreichischen  Zollverein, 
Rede.  Budapest  1886,  —  Die  klassische  Natio- 
naWikonomie.  Leipzig  1888.  —  Ueber  die  Ur- 
sachen der  heutigen  sozialen  Not,  Leipzig  1889. 
—  Die  Stellung  der  Gebildeten  zur  sozialen 
Frage,  Leipzig  1890.  —  Meine  I'olemik  mit  Karl 
Marx,  zugleich  ein  Beitrag  znr  Frage  des  Fort- 
schrittes der  Arbeiterklasse  nnd  seiner  Ursachen, 
Berlin  1890.  —  Uelwr  Anerbenrecht  nnd  Gmnd- 
eicrentum,  Berlin  1895.  —  Agrarpolitik.  Ein 
Lehrbuch,  1.  Teil,  theoretische  Einleitung  in 
die  Agrarpolitik,  Stuttgart  1897.  —  Die  Steiinng 
der  Studenten  zu  den  sozialpolitischen  Aufgaben 
der  Zeit.  Vortrag,  München  1897.  —  Die  Awar- 
reform  in  Prenssen,  Berlin  1898  (Volksw.  Zeit- 
fragen, Heft  148  u.  149).  —  Die  Entwicklung 
des  englischen  Erbrechts  in  das  Qnudeigentnm. 
Vortrag,  Berlin  1898  (Volksw.  Zeitfragen, 
Heft  lö6).  —  Der  Schutz  der  Arbeitswilligen. 
Vortrag,  Berlin  1899  (Volksw.  Zeitfragen,  Heft 
lö9).  —  Gesammelte  Aufsätze,  I.  Band:  Erb- 
rechtspolitik. Alte  und  neue  FeudalitBt,  Statt- 
gart 1899. 

Er  veröffentlichte  in  Sammelwerken:  1. 
Schönberg,  1.  Aufl.  I:  „Die  gewerbliche  Ar- 
beiterfrage, S.  905  ff. ;  dasselbe,  franz.  von  L. 
Caubert :  „La  question  ouvriire",  Paris  1885.  — 
2.  Schriften  d.  V.  f.  Sozialpol.  (Leipzig)  Band  VII: 
Die  Sicherung  des  Arbeitsvertrages  (1874).  —  Bd. 
X:  Ueber  Irfnrlingswesen  (187oi.  —  Bd.  XLV: 
Ueber  Arbeitseinstellungen  und  Fortbildung  des 
Arbeitsvertrages  (1890j.  —  Er  vertfffentlichte 
ferner  als  Bruchteil  des  II.  Bandes  des  Werkes : 
Zum  sozialen  Frieden,  von  v.  Schulze^Gaevernitz 
(Leipzig  1800):  Die  neue  Gewerkvereinsbewe« 
gung  in  England. 

Er  ist  Mitherausgeber  der  Sammelwerke: 
1.  Münchener  volkswirtschaftliche  Studien,  her- 
ausgeg.  V.  L.  Br.  und  Walter  Lötz  (Stuttgart), 
wovon  bis  1899  30  einzelne  Monographieen  er- 
schienen ;  2.  Sammlung  älterer  nnd  neuer  staats- 
wissenschaftlicher  Sc&iften  des  In-  nnd  Aus- 
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landes,  heraosf.  von  L.  Br.  und  Em.  Leser 
(Leipzig),  wovon  bis  1898  10  Bände  erechieDen- 
Er  war  beteiligt  au  der  Herausgabe  der  JsJirg. 
1877—1880  des  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  (Leipzig) 
und  (bis  zum  Jahr  1888)  an  den  von  G.  F. 
Knapp  weitergeführten  „Abhandlungeu  aus 
dem  ataatswiflseiuchafüicheii  Seminar  zn  Strass- 
bnrg". 

Brentano  Terttffentlichte  von  stRatswimen- 
schaftUchen  Artikeln  in  Zeitschriften:  1.  Con- 
cordia  (Mainz):  Wie  Karl  Marx  citiert;  Wie 
Karl  Marz  sich  verteidigt ;  Weiteres  zur  Charak- 
teristik von  Karl  Marx:  4  Aufsätze  im  Jahrg. 
1872.  —  Die  Konsolidierung  der  engliachen 
Fabrikgesetze;  4  Artikel  im  Jahrg.  1876.  — 
2.  Cosmopolis.  Jahrg.  1896:  Die  Meinungsver- 
Bchiedenheiteu  unter  den  Volkswirtschaftslehren. 

—  3.  Deutsches  Wochenblatt  (Berlin),  Jahrg. 
1890:  Ueber  internationale  Fabrikgesetzgebung. 

—  4.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Jahrg.  IV  (1875): 
l'eber  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und  Ar- 
beitszeit zur  Arbeitsleistung-  —  ö.  Jahrb.  f. 
Ges.  u.  Verw.,  N.  F.,  Bd.  H  (1878):  Die  Ar- 
beiter und  die  Produktionskrisen.  —  Bd.  VI 
{1882):  Geschichte  und  Wirken  eines  deutschen 
Gewer k Vereins.  —  Bd.  IX  (1886):  Ueber  eine 
zukünftige  Handelspolitik  des  Deutschen  Reichs. 

—  6.  Jahrb.  f.  Kat.  u.  St«t.,  Jena,  Bd.  XVI  ^871): 
Die  Lehre  von  den  Lohnsteigeruugen  mit  be- 
sonderer Bücksicht  auf  die  englischen  Wirt- 
schaftslehrer. —  Bd.  XIX  (1872):  Zur  Reform 
der  dentschen  Fabrikgesetzgebung.  —  N.  F. 
Bd.  XVI  (1888):  Die  beabsiditigte  Alters-  und 
Invalidenversicherung  fQr  Arbeiter  und  ihre 
Bedeutung.  —  7.  Mitteilungen  d.  Gesellschaft 
österr.  Volkswirte,  Jahrg.  I  (1888):  Ueber  Kar- 
telle. —  8.  North  British  Rev.  (London)  Okt. 
1870:  The  growtb  of  a  trades  -  union.  —  9. 
Preuss.  Jahrb.  (Berlin)  Bd.  XXIX  (1871):  Die 
Gewerkvereine  im  Verhältnis  zur  Arbeitsgesetz- 
gebung. —  Bd.  XXXIII  (1873):  Die  englische 
('hartistenbewegung.— Bd.XL  (1877) :  Die  liberale 
Partei  und  die  Arbeiter.  — 10.  Revue  d'economie 
polit,  (Paris)  Ille  ann^Cj  1889:  Une  lejon  sur 
r^nomie  politique  classique.  —  Des  demiires 
causes  de  notre  miadre  sociale.  —  IVo  annee, 
1890:  La  r^glementation  internationale  de  Tin- 
dnstrie.  —  Lue  nonvelle  phase  de  rorganisation 
des  ouvriers  en  Angleterre.  —  Une  polemique 
avee  Karl  Marx  (contribution  ä  la  question  du 
progres  de  la  classe  ouvriere  et  de  ses  causes. 

—  Vp  annee,  1891 :  La  question  des  huit  heures 
en  Angleterre  etc.  —  VII^  annee,  1893:  Les 
rapporte  entre  le  salaire,  la  dur^e  du  travail  et 
sa  productivitä.  —  Xle  ann^e,  1897:  Ponrqnoi 
il  n  y  a  pas  de  hoh«reaax  en  vieille  Bavi^re.  — 
11.  Soziale  Praxis  (Berlin),  J^rg.  1897 :  Atomisti- 
sdie  Reaktion  in  England  (zum  Maschinenbauer- 
streik).  —  12.  Zeitschr.  d.  k.  pr.  Statist.  Bur. 
fBerUn),  Jahrg.  VIII  (1868):  Der  Kongresa  der 
Trades  Unions  zu  Manchester  v.  3-6.  VI.  1868. 

—  Jahrg.  XI  (1871):  Abstrakte  imd  realistische 
Volkswirte.  —  13.  Zeitschr.  f.  Sozial-  u.  Wirt- 
schaftsgeschichte (Freiburg  i.  B.)  Bd.  I,  1893: 
Die  Vdkswirtschaft  und  ihre  konkreten  Grund- 
bedingungen (1.  Art.).  —  Ueber  den  grundherr- 
lichen Charakter  des  hansindustriellen  Leinen- 
gewerbes in  Schlesien.  —  Bd.  II,  1894:  Ueber 
den  Einfluss  der  Grundherrlichkeit  und  Friedrichs 
des  Grossen  anf  das  schlesisehe  Leinengewerbe. 
Eine  Antwort  an  meüie  Kollegen  Ortlnhagen 


und  Sombart  in  Breslau.  —  14.  Zeitschr.  f. 
Staatsw.  (Tübingen).  Bd.  XXXII 1876:  Die  Lehre 
von  den  Lohnsteigerungen.— Bd.  XXXIII,  1877: 
DieGewerhefreibeitim  Mittelalter. — Bd.  XXXIV, 
1878:  Noch  ein  Wort  über  die  wirtschaftliche 
Freiheit  im  Mittelalter.  —  In  politischen  Zei- 
tungen veröffentlichte  Brentano  u.  a. :  1.  Natio- 
nal-Zeitung,  Jahrg.  1887:  drei  Aufsätze  über 
Fabrikfeaduitftt  und  Fabrikutenadel.  —  2.  Bei- 
lage ZOT  All^.  Zeitmig  (München),  Jahrg.  1899, 
Nr.  91 :  Sosialpolitist^e  Klopffechterei  (richtet 
sich  gegen  die  Beriiner  Korrespondenz  in  Sachen 
der  Heimarbeiterinnen). 

In  der  ersten  Auflage  dieses  „Handwörter- 
buchs" hat  Brentano  die  Artikel;  Die  Gewerk- 
vereine im  allgemeinen  IV.,  S.  Iff.;  Die  Ge- 
werkvereine  in  England  XV.,  S.  7  ff. ;  Der  Char- 
tismus V.,  S.  741  if.  geschrieben.  Xed. 


Briefporto, 
St.  Porto. 


Briefpost 

s.  Post,  Po  st  Wesen. 


Bright,  John, 

feb.  am  16.  XI.  1811  zn  Greenbank  bei  Boch- 
ale,  war  1868—70  Handelsminister  (Präsident 
i  vom  Board  of  Trade)  im  Kabinett  GlaoBtone  und 
starb  am  27.  IH.  1889  zu  London. 
I  Bright  gehörte  nicht  zu  den  Gründern, 
wohl  aber  zu  den  eifrigsten  Mitgliedern  der 
Anti-Com-Law-League  und  war  mit  Cobden  dt» 
Haupt  der  sogenannten  Manchesterschule.  Seine 
Wirksamkeit  galt  nicht  nur  Akten  der  wirt- 
schaftlichen Freiheit,  sondern  auch  der  politi- 
schen, indem  er  n.  a.  auch  für  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht  agitierte.  Seine  arbeiter- 
treundlicbe  Gesinnung  hatte  einen  echt  man- 
cbesterlicben  Charakter,  denn  wenn  er  sie  ein- 
mal scheinbar  dadurch  bethätigte,  dass  er  gegen 
die  Kinderarbeit  eiferte,  erklärte  er  sieb  ein 
anderes  Miü  als  Gegner  der  Arbeitsbeschränkung 
der  Männer  und  Frauen  in  den  Fabriken  und 
stimmte  als  solcher  1847  gegen  die  Zehn- 
stundenbill. 

Die  Dokumente  über  seine  agitatorische 
Thätigkeit  in  und  ansser  dem  Parlamente  finden 
sich  in  den  von  ihm  veröffentlichten  Speeches 
on  questions  of  public  policy,  London  1867; 
femer  in  Speeches  on  the  pnbuc  affairs,  London 
1869  und  in  Public  letters  collected  and  ed.  by 
Leech,  London  1886. 

Vgl.  über  Bright:  Edinburgh  Review,  Ja- 
nuary  1879.  —  Smith,  Life  and  Speeches  of  J. 
Bright,  2  vols.  London  1881.  —  L.  Say,  N6cro- 
logie:  John  Bright  in  Jonmal  d.  Econ.,  April 
1to9.  —  Palgrave,  Dictionarv  ot  political  eco- 
nomy.  vol.  L  London  1894,  S."l78.  —  H.  d.  St 
1.  Aufl.,  Bd.  IL.  Jena  1891,  S.  736.  LipperL 
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Bro^a — Brotprewe 


Bro^a,  Carlo  Antonio, 

geh.  im  Jahn  1683  in  Neapel,  gest.  daiielbst 

als  angefieheiier,  als  Antorität  im  Geld*  nnd 
Hlinzwesen  geltender  Kaufmann,  im  Jahre  1767. 

Brog^ia  bat  in  ieinem  Werke:  „Trattato 
dei  tribati"  etc.,  mit  besonderer  Bezuf^nafame 
auf  das  KSnigreicb  Neapel,  die  erste  Steuer- 
metbodik  unter  den  italienischen  Natioualüko- 
nomen  geliefert,  aber  der  darin  von  ihm  em- 
pfohlenen Steuerpolitik  fehlt  das  Rückgrat,  mit 
anderen  Worten  die  notwendige  Fürsorge  für 
Decknng  der  Srfordtfnisse  des  Staatsbudgets. 
Indem  er  nftmlirh  das  bewegliche  Vermögen 
ganz  und  die  Industrie  mfiglichst  geschont  haben 
will,  indem  er  fpruer  alle  geld bringenden  Tle- 
nemngsmonopole  venirft,  bleiben  für  den 
Fiskus  nur  die  Ertragnisse  der  Grund-  und 
Boden-  sowie  der  Fabrikalsteuer,  femer  der 
Steuer  auf  zinstragende  Kapitalien  und  der 
Verbrauchssteuer  Üorig ,  wovon ,  einschliess- 
lich der  Einnahme  ans  Acrise  und  Binnenzöllen, 
ein  gut  fundiertes  Staatswenen  schon  bestehen 
kann,  aber  nicht  das  durch  häufige  kriegerische 
Unruhen  und  UQnzTerschlechterungen  finan- 
siell  erschöpfte  Königreich  Neapel,  welches 
noch  dazu  seit  1734,  wo  Neapel  und  Sicilien 
unter  einen  gemeinsamen  Herrscher,  den  Usur- 
pator und  spanischen  Prinzen  Don  Carlos,  ge- 
Kommen  waren,  einen  grossen  Teil  der  Ver- 
waltnngskosten  des  stets  notleidenden  Siciliens 
Ubernehmen  musste. 

Broggias  Ausspruch  in  der  zweiten,  das 
Geld-  und  Münzwesen  betreffenden  Hälfte  der 
oben  angezogenen  Schrift,  dass  die  Gewähr  für 
das  W^onlstaudsanwachsen  eines  Landes  in  dem 
Wohlergehen  seiner  Bauern  und  Kleinbürger 
liege,  ist  ebenso  richtig  als  der  in  der  näm- 
lichen Abteilung  erscheinende  Satz,  dass  die 
wirtschaftliche  Blüte  eines  Staates  weit  mehr 
von  der  Schnelligkeit  der  C'irkulation  der  Guter 
als  TOD  der  Bewegung  des  Geldes  atif  dem 
Geldmarkte  abhänge;  aabei  versteht  er  aber, 
als  strenger,  alle  ausländischen  Waren  vom 
Konkurrenzkampfe  ausschliessender  Merkantilist, 
unter  Gutem  nur  die  Erzeugnisse  des  heimischen 
Gewerbäeisses  und  Arkertwns. 

Seine  Schriften  führen  den  Titel:  Trattato 
dei  tributi,  delle  monete  e  del  goremo  della 
societä,  Neapel  1743.  —  Memoria  ad  oggetto  dt 
varie  politiche  ed  economiche  ragioni  e  temi  di 
utile  raccordo,  che  in  causa  del  monetaggio  di 
Napoli  si  espODgono  e  proimngouo,  Neapel  17öl. 
—  Risposta  alle  obiezioni  State  fatte  da  varii 
soggetti,  intorno  al  sistema  del  prezzo  corrente, 
etc.,  Neapel  176Ö. 

Vgl.  Uber  Broggia:  Pecchio,  Storia  della 
economia  pubblica  in  Italia,  Lugano  1Ö29  und 
Turin  186Ö.  —  Bicca  Salemo,  Storie  delle  dot- 
trine  finanziarie  in  Italia,  Rom  1881.  —  For- 
nari,  Delle  teorie  economiche  nelle  provincie 
neapolitane,  vol.  II.,  Mailand  1883.  —  Ugo 
Babbeno,  V.  A.  Broggia  im  H.  W.  B.  d.  St.  1. 
Aufl.  Bd.  I],  Jena  im,  S.  737.  Ltfiperi, 


Brotpreiw. 

1.  Faktoren  der  B.  2.  Ermittelung  der  B. 
3.  Statistische  Daten. 


1.  Faktoren  der  B.  Eine  Haus- 
haltung — •  2  Erwachsene  und  3  Kinder  — 
mit  lUUO  Mark  Jahreseinnahmen  und  -aus- 
gaben braucht  an  Brot  das  Jahr  über 
leicht  lOOÜ  Pfund;  das  Pfund  zu  12  Pf. 
nuicht  eine  Jahresausgabe  von  12<)  Mark  für 
Brot  —  12*0  der  Gesamtausgabe,  und  1  Pf. 
pro  Pfund  auf  oder  ab  drückt  oder  erleich- 
tert das  Jahresbudget  der  Fauiilie  um  10 
Mark  =  1 "  o.  —  Hierdurch  ist  die  Be- 
deutung der  Brotpreisfrage  für  den  Haus- 
halt der  «kleinen'  und  mittleren«.  Leute, 
also  des  bedeutendsten  Teiles  des  Volks, 
veranschaulicht;  denn  gegenwärtig  ist  es 
nicht  nur  in  den  Städten,  sondern  auch  auf 
dem  Lande  im  grussten  Teile  von  Deutsch- 
land Überwiegend  Sitte ,  das  Brot  beim 
Bäcker  zu  kaufen,  nicht  selbst  zu  backen. 
Bis  vor  ein  paar  Jahrzehnten  mochte  die 
Brotpreisfinge  hauptsächlich  für  die  Städter 
wichtig  sein,  jetzt  ist  sie  es  für  das  ganze 
Land. 

Faktoren  des  Brotpreises  sind  nun  fol- 
gende :  1.  der  Preis  der  dazu  gebraucht«! 
Menge  Mehl  —  beim  Ri^n^nbrot  ergeben 
1  Pfund  )[ehl  ungefähr  1  >  s  Pfund  Brot  in 
verkaufaf&higer,  nicht  mehr  warmer  Ware  — : 

2.  die  Kosten  dos  Backens:  Zuthaten  (Salz 
etc.) ,  Miete ,  Feuerung ,  Löhne ,  Abgaben ; 

3.  die  Küsten  des  Vertriebes:  Ladenmiete, 
Bedienung  der  Kunden,  wobei  auch  die 
Ansprüche  der  letzteren  an  Ausstattung  des 
Lokals  und  Betguenüichkeit  der  Bedienung 
in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Auf  die  Posten 
zu  2  und  3  ist  die  Grösse  des  Betriebes  und 
dessen  Einrichtung  von  bedeutendem  Ein- 
fluss.  Die  Posten  zu  1 — 3  zusammen  sind 
die  eigentlichen  Produktionsauslagen,  welche 
regelmässig,  als  Minimalverkaufspreis,  wieder 
erstattet  werden  müssen.  Dann  ist  4.  zu 
decken  der  Unternehmergewinn,  der 
sich  in  sehr  weiten  Grenzen  bewegt  Die 
Intelligenz  des  Leiters  und  der  Einfluss  der 
Grösse  des  Betriebes  auf  die  Herstellungs- 
kosten machen  sich  schon  bei  den  Betriebs- 
(Back-  und  Vertriel«i-)kosten  geltend  und 
bedingen  damit  linterschiede  im  Cnter- 
nehmergewiuD.  Aber  von  diesen  abgesehen 
und  die  Bedingungen  für  alle  Bäcker  des 
gegebenen  iJezirks  gleichgesetzt,  kommt  es 
an :  a)  auf  die  Betnebsdichtigkeit,  d.  h.  das 
Zahlenverhältnis  von  Brotpnxluzenten  und 
Koasumeuten.  Grosse  Dichtigkeit ,  d.  h. 
1  Bäcker  auf  schon  eine  kleine  Anzahl  von 
Verbrauchern  winl  verteuernd  wirken,  wird 
die  Zahlungswilli^keit  und  -fähigkeit  des 
Publikums  mehr  in  Anspruch  nehmen,  so- 
lange diese  aushält,  weil  viele  Produzenten 
von  wenigen  Konsumenten  leben  wollen 
und  ihre  lYcise  danach  einrichten  müssen: 
b)  auf  die  Konkurren/.  der  Bäcker,  d.  h.  die 
Stärke  ihrer  Neigung  und  ihres  KSnnens, 
die  Preise  im  gegenseitigen  Interesse  hoch 
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zu  halten  oder  sich  zu  unterbieten ;  c)  die 
Zahlungsfähigkeit  des  Kimdenkreises,  welche 
auf  die  Za^ungswilligkeit  Einfluss  hat, 
und  diese  letztere  wird  —  die  erstere  als 
bestimmt  Torausgesetzt  —  d)  durch  die  Ur- 
teilsfäliigteit  der  Käufer  Über  die  Preis- 
würdigkeit der  Ware  wesentlich  beeinflusst 
Diese  Urteilsfähigkeit  wird  mit  bedingt  durch 
die  Terkanfsweise  der  Ware.  Wenn  z.  B. 
das  Brot  nioht  so  verkauft  wird,  dass  die 
PreisverBnderoneen  durch  den  wechselnden 
dea  Pfundes  Brot  angezeigt  werden, 
sondern  durch  die  Yerändraungen  der  Brot- 
menge fflr  einen  gewohnheitsn^ssig  fest- 
stehenden Geldbetrag  —  z.  B.  ein  50-H.- 
Brot  bald  schwerer,  bald  leichter  verkauft 
■wild,  so  ßUlt  es  dem  Publikum  sehr  schwer, 
Aber  die  Preiswürdigkeit  des  Gekauften  an 
Urteil  zu  fällen. 

Koch  ist  für  die  Preisbildung  zu  berück- 
sichtigen, dass  die  Käufer  in  der  Auswahl 
ibrer  Bezugsquellen  für  ihr  tägliches  Brot 
gewöhnlich  recht  beschränkt  sind,  weil  ent- 
fernter gelegene  Läden  für  die  Eioholung 
eines  solchen  Bedarfsgegenstandes  doch  nicht 
regelmässig  aufgesucht  werden  können  und 
darum  immer  einige  wenige  Bäcker,  wenn 
nicht  einer,  eine  Art  von  Bannrecht  auf 
einen  gewissen  Kundenkreis  haben. 

Aus  dem  Vorgetragenen  ergiebt  sich,  dass 
der  zu  Nr.  1  genannte  Preisfaktor,  der  Mehl - 
preis,  wenn  auch  der  gewichtigste,  doch  nicht 
der  allein  entscheidende  für  den  Brotpreis 
und  dessen  Veränderungen  ist  und  dass  bei 
denselben  Mehlpreisen  für  dieselbe  Brotqua- 
lität  die  Preise  auch  örtlich  —  innerhalb 
desselben  Ortes  und  an  verschiedenen  Orten 
—  abweichen  können  und  müssen.  Noch 
weniger  kann  der  Preis  des  Brotgetreides 
auBSchliesslich  bestimmend  sein,  weil  die 
Mehlpreise  nicht  unmittelbar  von  ihnen  ab- 
hängen und  ihnen  nicht  ohne  weiteres  fol- 

fen ;  denn  auch  hier  haben  die  Preise  des 
abrikats  wegen  der  dazwischen  liegenden 
Manipulationen  und  der  Handelskonjunk- 
tnrea  keinen  denen  des  Bohprodukts  diirch- 
auB  parallelen  Qaxig. 

Al^sehen  davon,  dass  ausser  dem  Mehl- 
preise noch  die  Menge  der  anderen  wge- 
gebenen  Ffüdnren  auf  den  Brotpreis  wint, 
wird  die  unmittelbare  Verbindung  zwischen 
diesen  beiden  anch  dadurch  gestdit,  dass  — 
oder  wenigstens:  wenn  —  der  Bäcker  das 
benötigte  Mehl  für  einige  Zeit  im  Vorrat 
kauft;  und  dann  dadurch,  dass  das  Mehl 
im  grossen  gekauft  wird,  seine  Preise  also 
den  sich  schnell  vollziehenden  Bewegungen 
im  Grosstuuidel  folgen,  während  das  Brot 
Gegenstand  des  täglichen  Kleinversohleisses 
ist,  bei  welcheib  die  Preise  langsamer  herab- 
und  hinaufgehen  als  bei  jenem. 

2.  Ermittelung  der  B.  In  Anbe- 
tracht des  so  grossen  Anteiles  des  Brotes 


an  der  Ernährung  und  der  Wichtigkeit, 
welche  sein  Preis  für  den  allergröfisesten 
Teil  der  Haushaltungen  g^nwärtig  hat, 
sollte  man  annehmen,  dass  in  den  Kultur- 
staaten der  Ermittelung  des  Brot- 
preises hervoiragend  SorgfcUt  gewidmet 
würde,  um  dem  Publikum  und  der  Verwal- 
tung fortwährend  Rechenschaft  über  ihre 
Gestaltung  zu  geben  und  nÖtigen&Us  durch 
dem  Volkswohl  zweckdienliche  Massregeln 
in  die  Preisbildung  einzu^rafen.  IndeEnen 
ist  das  durchaus  nicht  derTall.  In  früheren 
Zeiten,  wo  der  Brotpreis  für  einen  viel 
kleineren  Teil  des  Volkes  die  Wicht^keit 
hatte  wie  gegenw&rtig,  hat  man  durdi  Brot- 
tassa  —  Über  das  Wesen  denelben  s.  d. 
Art  Preistaxen  —  die  Interessen  der  Kon- 
sumenten den  Produzenten  gegenüber  wahr^ 
zunehmen  gesucht.  Wenn  nmi  auch  dieses 
Mittel  den  neutigen  Anschauungen  und  den 
Verkehrsverhältnissen  nicht  melir  ent- 
sprechend ist,  so  bleibt  es  doch  tadelnswert, 
da^  der  grosse  Verwaltungsapparat  von 
Staat  und  Gemeinde  zur  Verfolgung  der 
Brotpreise  im  freien  Verkehr  so  mangelhaft 
benutzt  wird,  wie  es  iu  der  That  meist  auch 
da  der  Fall  ist,  wo  man  diese  Preise  amt- 
lich ermittelt. 

Wenn  man  die  Statistik  durchmustert, 
so  fehlt  es  allerdings  an  Angaben  über  Brot- 
preise nicht,  dieselben  entsprechen  aber  den 
Bedingungen  für  die  richtige  Ermittelung 
solcher  Preise  nicht  oder  nur  zum  Teil; 
diese  Bedingungen  sind:  1.  die  Ermittelung 
muss  sich  auf  eine  bestimmte  Brotsorte  be- 
ziehen, natürlich  die  am  betreffenden  Orte 
meist  verzehrte  und  voraussichtlich  ziemlich 
gleich  bleibende;  2.  sie  muss  das  Brot  in 
einem  bestimmten  Zustande  der  Trockenheit, 
einer  bestimmten  Zeit,  nachdem  ^  den  Ofen 
verlassen  hat,  betreffen;  3.  die  Ennittelung 
des  Preises  für  ein  bestimmtes  Gewicht 
muss  auf  wirklichen  Verwiegungen  beruhen ; 
4.  die  Umfrage  soll  nicht  bei  planlos  ge- 
griffenen Bäckereien,  sondern  bei  solchen 
geschehen,  die  einen  grossen  Kundenkreis 
haben,  aber  nicht  unter  besonders  günstigen 
oder  ungünstigen  Bedingungen  arbeiten. 
Ein  Durchschnitt  aus  ümfra^n  bei  allen 
Bäckereien  des  Gries  würde  mchts  Besseres 
bieten;  5.  die  Aufnahmen  müssen  monat- 
lich ein  paarmal  voi^^ommen  werden: 
zweimal  würde  genü^n.  Dass  hinreichend 
intelligente  und  gewissenhafte  Leute  dafür 
verwendet  werden  müssen,  ist  selbstver- 
ständlich. 

Zum  Zwecke  der  Beobachtung  des 
Preises  ist  vornehmlich  das  Hausbrot  (in 
den  meisten  Teilen  Deutschlands  aus  Boggen 
oder  vor^pnegend  aus  Roggen  hergestelltes 
Brot)  ins  Auge  zu  fassen.  Die  ortsübliche 
Qualität  desselben  ist  zwar  nicht  überall  die 
gleiche;  darauf  kommt  es  bei  den  Preiser- 
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initteliingen  auch  nicht  an ,  sondern  man 
braucht  imr  die  mittlere  Verbrauchssorte 
des  betreffenden  Ortes  zu  beobachten,  in- 
dem man  den  Aufwand,  den  eine  Familie 
filr  dieses  wichtisfste  Nahrun^mittel  zu 
machen  hat,  zur  Ziffer  zu  brin^n  sucht. 
Man  ist  damit  schon  in  der  Lage,  nicht  nur 
zeitliche,  sondern  auch  ortliche  Vereleiche 
anzustellen.  Preise  für  feineres  Gebäck  Können 
wetler  mit  genügender  Sicherheit  festgestellt 
werden,  noch  ist  das  Interesse  daran  so  l>e- 
deutend. 

3.  Statistische  Daten.  Die  Krotpreis- 
statistik  in  Deutschland  lässt  sehr 
viel  zu  wünschen  übrig:  für  Süddeutsch- 
land ist  das  Material  reichhaltiger  als  für 
den  Nonlen ,  aber  durchweg  unkritisch  ge- 
sammelt, und  dei  Brotpreis  erscheint  da- 
nach stabiler,  als  er  wirklich  ist.  Statt 
iülcr  allgemeineren  ErlirterungCD  wird  nach- 
stehend das  IJeste  gegelien,  das  der  Ver- 
fasser finden  konnte,  und  dazu  einiges  er- 
lAutemd  bemerkt.  >atflrlich  kann  hier  nur 
von  den  Freisen  wichtigem  Orte  die  Rede 
sein,  welche  schou  an  und  für  sich  fflr  eine 
grtissere  Bevölkerung  Bedeutung  haben  imd 
auch  die  Preisrerh&ltniase  eines  weit«<en 
Gebietes  einigermassen  widerspiegeln.  Preist* 
kleinerer  Orte  können  nur  wertvoll  sein, 
wenn  sie  ans  einer  gnisseren.  geographisch 
gut  gnii)pierten  Anzahl  von  solchen  in 
gleichmässigen  Ermittelungen  vorliegen.  Die 
Beobachtung  des  Preisganges  an  einzelnen 
wichtigen  Orten  dürfte  insbesondere  auch  dem 
Gebrauche  von  »Landesdurcbschnitten'  vor- 
zuziehen sein,  bei  denen,  wer  weiss  ■wie. 
ermittelte  Preise  der  verschiedenartigsten 
grossen  und  kleinen  Marktorte  in  wildern 
Dm-cheinander  zur  Ausrechnung  einer  Ziffer 
lienutzt  werden ,  die  eine  Unmasse  unkon- 
trollierbarer Fehler  bedeckt. 

Bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts 
zurückreichende  Brotpreise  sind  für  Berlin, 
Hamburg  und  Stuttgart  zur  Hand;  sie 
für  jedes  Jahr  zu  geben,  würde  hier  zu  viel 
Raum  einnehmen:  von  '>  zu  5  Jahren  wäre 
die  Preisgestaltung  folgende  gewesen.  £s 
kostete  1  kg  (2  Pfund)  Roggenbrot 
Pfennige  in: 
im  Jahre  Berlin  Hamburg  Stuttgart 
1851        i6,oo        1 5,oo  1 5,oo 

1855  26,00  19.6  s  23,33 
186X  19^7  i6,3S  23.00 
1865  17,50  12,12  18,67 
1871  22,83  17,60  27,00 
1875  22,29  16.82  2^,00 
1881  25,37  '8,66  28,67 
1885  17,98  14,10  24,00 
1891        25,03         18,90  25,00 

1895  14.87         12.85  19,00 

1896  13.97         12,86  20,00 

1897  15,43        13,56  22,00 

1898  —  —  24,00 
Diese  Angaben  sind  aber  keineswegs 


gleichwertig.  Die  Berliner  Preise  sind  keine 
solchen  im  freien  Verkehre,  sondern  die  für 
das  städtische  Arbeitshaus  berechneten  Selbst- 
kosten bei  der  eignen  Bäckerei;  diese  An- 
gaben sind  also  jeilenfalls  genauer  auf  die 
Mehleiiikauf.^ipreise  kalkuhert,  als  es  beim 
Verkaufsbäcker  der  Fall  ist,  und  mttoen  sich 
auch  auf  eine  etwas  gröbere  Qualit&t  be- 
ziehen als  die  des  üblichen  Brotes.  Die 
Hamburger  E^ise  sind  diejeni^n,  weldie 
von  der  Verwaltung  des  allgemeinen  Kran- 
kenhauses bei  den  Einkäufen  im  grossen 
bezahlt  sind.  Von  der  Armenhaus^Lckerei 
in  Hamburg  liegen  in  den  Jahresberichten 
der  dortigen  Verwaltungsbehörde  Selbst- 
kostenpreise seit  1H72  vor.  Die  Stuttgarter 
l'reise  sind  diejenigen  für  *Schwarzbrot<r 
nach  den  Ermittelungen  der  Marktpolizei. 

Teber  die  l'reise  des  Rt^genbrotes  in 
neuerer  Zeit  an  je  einem  wichtigen  nord-, 
mittel-  und  süddeutschen  Platze  folgendes. 
Es  kostete  1  kg  in  Pfennigen  in: 

im  Jabre  Berlin  Dresden  Hflnchen 

1886  21.3  21,2  30 

1886  30,8  30,3  30 

1887  20,6  30,0  30 
188K  31,2  31,1  34 
1W9  24.7  234  36 
18i)0  27.2  25.S  36 

1891  31-7  29,2  38 

1892  27.4  38 
18Ü.S  21,9  22.4  34 
1894  20.4  20.5  32 
189Ö  20,6  21,0  30 
18tH)  20,9  21,6  32 
1897  32,3  33,2  33 
18Ü8  25,2  24,5  36 

Diese  Angaben  sind  wenigstens  insofern 
gleichartig,  als  sie  für  Preise  im  freien 
Verkehre  gelten.   Für  Berlin  sind  es  die 
l*reise,  welche  im  stÄdtischen  statistischen 
Amte  auf  Grund  von  Verwiegungen  halb- 
monatlich bei  einer  Anzahl  von  Bäckern 
verschiedener   Stadtgegenden  eingekaufter 
Roggenbrote  berechnet  sind.  Fflr  Dresden 
sind   angegeben    die   Verkaufspreise  von 
-Plauenschem«  Roggenbrot  II.  Sorte,  her- 
gestellt aus  Mehl  Nr.  0/1,  nach  Ermitte- 
lungen  des  dortigen  städtischen  statisti- 
schen Amtes  bei  einer  bestimmten  grösseren 
Bäckerei.    Für  München   sind   es  die 
Preise,  zu  denen  die  Angaben  dadurch,  ge- 
sammelt werden ,  dass  die  Polizei  sie  von 
den  Tafeln  abliest,  auf  denen  die  ^cker 
das  Gewicht  des  Brotes,  das  sie  zu  eiaem 
bestimmten  Preise  verkaufen,  vorschrifts- 
mässig  an  ihren  Läden  vermerken ,  ohne 
dass  <liese  Angaben  auf  ihre  Richtigkeit  hin 
regelmässig  kontrolliert  werden.  Dieselben 
sollen  recht   unzuverlässig  und  zwar  die 
Gewichtsangaben  meist  zu  niedrig  sein,  -weil 
die  Bäcker  sich  beim  etwaigen  Nachwiegea 
vor  Strafe  acherstellen  wolleo. 

Ebenso  wie  in  Berlin  werden  seit  1891 
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in  Breslau  durch  das  Statistische  Amt 
der  Stadt  Preise  auf  Grund  regelmässiger 
(halbmoDatlicher)  Yerwiegung  von  Broten 
aus  verschiedeneu  Bäckereien  festgestellt ; 
das  Kilogramm  Ro^nbrot  kostete  danach 
1892  26,9:  1893  2ü,3:  1894  18,4;  1895 
18,9;  1896  18,9;  1897  20,1;  1898  22,2 
Pf.  Die  dortigen  Preise  wären  demnach 
um  ca.  2  Pf.  medriger  als  die  berliner  ge- 
wesen, falls  die  Qualität  dieselbe  war. 

R^elmässige  Veröffentlichungen  über 
Brotpreise  werfen  gemacht  in  Bayern  jähr- 
lich für  (zuletzt)  68  Orte  (Zeitschr.  d.  kgl. 
bayer.  Statist  Bm^aus) ;  in  Württemberg 
monatlich  für  16  Orte  (Mitteilungen  d.  kgl. 
Statist.  Landesamts)  und  jährlich  für  40 
Gemeinden  (Statist  Handbuch  für  das  Kgr. 
Wfirttemberg);  in  Baden  jfthrlich  für  (zu- 

1891  1892  1893  1894 
Wien  .  .  .  13,4  »4,1  i3A  »3.» 
Budapest  .  .   12,0      12,0      10,5  10,0 
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letzt)  68  Orte  (Statist  Mitteilungen  über 
das  Örossh.  Baden)  und  in  Hessen  monat- 
lich und  jähi'lich  für  16  Orte  (Mitteilungen 
des  Grossh.  Hessen,  Centralstelle  für  Landes- 
statistik).  Von  kleineren  Staaten  seien  noch 
die  jährlichen  Veröffentlichungen  von  Sach- 
sen-Weimar und  Sachseu-Meiningen  erwähnt. 

Im  übrigen  finden  sich  in  den  Ver- 
öffentlichungen von  statistischen  Stellen,  von 
Handelskammern  u.  s.  w.  natürlich  noch 
\'iele  Angaben  über  Brotpreise  einzelner 
Perioden  und  Jahre ;  von  regelmässigen, 
fortlaufenden  Angaben,  auf  die  es  doch  in 
erster  Linie  ankommt,  dürften  die  hier  an- 
geführten wohl  die  wichtigsten  sein. 

Von  Angaben  für  Plätze  des  Auslan- 
de s  ist  auf  folgende  aufmerksam  zu  machen : 


1896      1896  1897 

12,4  11,3  —  Kreuzer  (—  ij  Pf.J 
9.5         9,4      11,2         „       för  I  kg. 


Für  Wien  Sdivarzbrot  nach  den  >Sta- ; 
tistischen  Ausweisen  über  die  Appro- 
visionierung  Wiens«:  und  nach  Angaben  im 
»Statischen  Jahrbuch  der  Stadt  Wien«; 
dort  auch  Daten  für  Weissbrot  und  ge- 
mischtes Brot  (für  alle  3  Sorten  rüt^wärts 
bis  1874) ;  für  Budapest  Schwarzbrot  nach 
den  »Monatsberichten  des  kommunal-statis- 
tischen Bureaus  der  Stadt  Budapest«,  (bis 
1887  zurack). 

Paris.  Hier  wird,  in  Anknüpfung  an 
die  1863  au%ehobene  Brottaxe,  noch  eine 
faxe  officieuse  von  der  Prftfektur  beredinet 
(Meblpreis  und  Zusclilag  für  angemessene 
BackkcHten),  ausserdem  finden  sich  für  lange 
Zeit  zurück  im  Annuaire  Statistdque  de  la 
Tille  de  Paris  >prix  du  pain«.  des  Hötel- 
Dieu,  Hopital  du  val-de-grace,  Lycee  Louis- 
le-Grand  und  ausserdem  Slittelpreise  in  den 
Bäckereien  nach  Angabe  des  Bäckerayndikats. 
Letztere  waren  in  Centimes  für  1  kg  1891 
42,8,  1892  39,5,   1893  37,2,  1894  35.5, 

1895  34,7.  Für  die  Departements - 
hauptstädte  Frankreichs  werden  im 
»Bulletin  du  Ministere  de  lAgriculture« 
Jahresdurchschnittspreise  für  drei  Qualitäten 
von  Brot  mitgeteilt. 

Amsterdam.  Ro^enbrot  1  kg  in  Cents 
(=  1,7  Pf.)  1891  10,6,  1892  lü,5,  1H03 
10,2,  1894  9,6,  1895  9,4,  1896  9,3,  1897 
9,6.  Die  Preise  sind  auch  für  Weissbrot 
lind  füi"  die  Oi"te  Haag  imd  Leyden  zu  finden 
im  »Annuaire  Staüstique  des  Pays-Bas«  und 
in  »Maandcijfers  en  andere  periodieke  Op- 
gaven«,  herausgegeben  von  dem  Statistischen 
Centraibureau  im  Haag. 

Moskau.  Koggcubrot  Ja  1  pud  in  Ko- 
peken Papier  (=  ca.  2,16  Pf.)  1891  III, 
1892   128,  1893  97,   1894  95,  1895  82, 

1896  69,  1897    84,  1898  97,   auch  für 


i  andere  Brotsorten  im  »Bulletin  statistique 
de  la  viile  de  M.i. 

Füi-  Belgien  finden  sich  im  »Ännumre 
Statistique  de  la  Belgiques  fortlaufende  Ver- 
öffentlichungen über  Weizenbrotpreise  bei 
Armeeliefenmgen ;  für  1 1  a  1  i  e  n  im  » Annuario 
statistico  italiano^  Durchschnittspreise  von 
Weizenbrot  L  imd  H.  Qualität  Die  Monats- 
schrift :  »Mouvement  commerdal  de  la  B  u  1  - 
garie«.  bnngt  für  eine  grosse  Anzahl  von 
Orten  dieses  Landes  Bro^reise.  Für  Ser- 
bien enthält  die  1897  erschienene  »Statis- 
tique des  prix  d^  produits  agricoles  dans 
le  royaume  de  Serbie«  solche  Angaben  für 
1890  bis  1895,  die  wohl  fortgesetzt  werden 
sollen, 

Litteratnr:  Prhr.  xu   Weieha-Glon,  Die 

lirotfruge  und  ihr«  Zügung,  Leipzig  IS9S,  — 
Aug.  Schntder,  Statittitehe  VnUrtuchungf.n 
über  den  Ziitummenhatig  der  Preise  con  Ruggvn, 
Roggeumehl  und  BoggeiArot  in  4  deuUeh^a 
Städten  1881—1889.  ZeiUehtifl  de»  Konigl, 
prflts9i^tchet^  ttatistitchen  Buream,  Sl.  Jahrg. 
Berlin  1891.  —  J.  Jolouticx,  Gr.tre idepreis  u. 
Brotprei»  (Vortrag),  Po»en  1889.  —  G.  K, 
Meütler,  Stalittisehe  Untersuchungen  über  den 
Einfiwss  der  Gelre idepreise  auj  die  Brotpreitif 
(EÜtert  slaattwitseatehe^iehe  Studien  I,  Sj, 
Jena  1887.  —  E.  Htrsehberg,  Zur  läatistik 
der  Roggen-  and  Brotpreise  in  Deutschland, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  U  (1887) ;  Bei- 
trüge zur  StatistUi  der  Brolpreise  im  Deutsehen 
Reich,  Berlin  1803;  die  Brotpreise  in  Berlin, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  A'.  F.  Bd.  18  (1889)  und  ff. 
Jahrg.,  zuletzt:  III.  Folge,  Bd.  17  (1899).  — 
H.  von  Scheel,  Zur  Statistik  der  Brotpreise 
in  DentacUland,  Jahrb.  für  yat.  «.  Slat.,  N.  F.  B<i. 
15  ILS87).  JU.  r©H  Scheel. 
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Brnderbidea. 

K.  Knappschaftitkassen. 


BrnderMhaften. 

8.  Oesellen,  (Jestillenverbfinde. 


Brückengeld, 

s.  Wegegeld. 


Brnyn  Kops,  Jacob  Leonard  de» 

geb.  22.  XU.  1822  eh  Hoarlem,  gest.  1.  X.  1887 
im  Haag,  war  in  den  Jahren  1850—1860  im 
Finanxmiiiisterinm  als  Referendar  (d.  h.  in 
H(rfluid  als  vortragender  Bati,  tbätig  und  wurde 
Ende  186Ü  Mitglied  der  185'J  errichteten,  aber 
bereits  1861  wieder  aufgehobenen  statistischen 
Centralkommission  im  Haag.  AU  fhefredaktenr 
der  von  ihm  gegründeten  ^eachtetsten  national- 
ükonomisohen  Zettschrift  Hollands  „de  Econo- 
mist"  wirkte  er  seit  18öS  nad  bekleidete 
1864—1873  die  Professor  der  Nationalakonomie 
am  Polytechnikom  f u  Delft. 

Seine  volkswirtschaftlichen  Verdienste  be- 
stehen im  wesentlichen  in  einer  erfolfp^ichen 
Bekämpfnng  der  Zölle  and  der  kommunalen 
Verbranchsstenem,  deren  fernere  Erhebung  1856 
ein  BegieniDgsbeschluss  den  Gemeinden  nnter- 
BRgte. 

Er  verüfTentlichte  von  staatswisseaschaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform:  BeginseleD  van 
staatbuishoudkunde,  Amsterdam  18ö0,  dasselbe 
ö.  Aufl.  187Ö,  —  Körte  beschonwingen  over  het 
armwezen,  Amst.  18öl.  —  Over  indirecte  be- 
lasting  als  middel  van  plaatselijfce  inkomsten. 
Amst.  1851.  —  Handelcijfers ;  overzigt  van  de 
in-,  uit-  en  doorvoer  der  Nederlandsche  handels- 
artikelen  in  elk  der  jaren  184()  tot  en  met  1856 
Amst.  18ä7  (eine  selir  instmktive  Zusammen- 
stellung der  wesentlichsten  Ziflem  der  amt- 
lichen DoUändischen  Handels-  und  Scbiffahrts- 
statistik).  —  Beknopte  bandleiding  tot  de  kennis 
der  spoorwegen  etc.,  Amst.  186a.  —  Jaarcijfers, 
Jahrg.  1881 — 1883  (dieses  gegenwärtig,  in  zeit^ 
gemäsaer  Ausdehnung  noch  erscheinende  Jahr- 
buch behandelte  damals  hauptsächlich  nur  Be- 
TOlkenings-,  Agrar-,  Handels-  und  Unterrichts- 
Statistik). 

An  kleineren  Abhandlungen  hat  er  be- 
sonders für  seine  Zeitschrift  „de  Economist" 
nnd  das  von  de  Bosch  Kemper  (s,  d.)  gegrün- 
dete ^.Staatkundig  en  staathnishoudkundig 
jaarboekje"  Beiträge  geliefert. 

Vgl.  über  de  Bruyn  Kops:  de  Economist, 
jaarg.  1887,  p.  861  ff.  —  Blenck,  de  Bruyn  Kops 
(Nekrolwr)  in  Zeitschr.  d.  k.  preuss.  stast.  B., 
Jahrg.  XXTUl,  Berlin  1888.  —  Bulletin  de 
rinstitnt  Internat,  de  statistique,  annie  2U,  livr. 
1,  Kom  1888.  —  Verrijn  Stuart,  de  Brnrn  Kops, 
H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  740. 

Ltppert, 


I  Bnchdrackoreigewerbo. 

;  1.  Geschichtliche  Entwickelung.  2.  Neuere 
'  Betriebs-  und  Arbeitsverhältnisse. 

1.  GettchichtUche  Eatwickelug.  Die 

'  Biu-lidnu>kfi4ttinKt.  «las  Vorfaiiren.  mit  ein- 

zt'lnon.  ZI)  Wörtoni  zusammen !««^tzbaivn  Let- 
Xn-n  zu  linu-ken ,  "wimlf  bekanntlich  von 
i)t>m  Mainz<T  Johann  Qutenlierg  luu  das 
Jalir  li'jH  t  rfundon,  nachdem  der  mge- 
nannte  Holztafoldnick  schon  frAlier  in  Ce- 
himg  gewesen  var.  Gleichzeitig  führte 
I  Gutcnben?  den  Schriftgtiss  und  <lie  Dnu-ker- 

Ercssc  ein.   Ihirch  die  Mitarbeiter  Outen- 
L^i^rs  und  deren  Ot'lulfeii,  denen  die  «lama- 
lige  Pflt>ge  humanistischer  Studien  iwd  das 
,  allgemnne  WiiHlprauflebcn  der  Wisst'nst^haf- 
■ten  in  j*Mier  Zeit  fönlenul  entgt^nkun, 
wurde  die  neue  Kunst  st>hr  rasch  in  den 
mitteldeutschen  j  pnddentschen  iwd  5ster- 
rc'ichischen  Stedten  verbreitet.    Von  tlcn 
I  Kheinlanden  aus  fand  sie  in  Xonideutsi  h- 
land,  den  Nicilerliinden  und  England  Ein- 
'  gang.   Auch  in  Italien  und  Frankivich  isüt 
1  die  Kunst  frflh  heimisch  geworden.  Die 
universolle  Be<leutung  der  Ei-fiiulung  wurde 
j  von  den  p'bildeten  Kreisen  der  danialijrpn 
Zeit  sehr  bald  erkannt,  \md  allgemein  trat 
das  Bestreben  hervor ,  sich  ihre  Vorteile 
dienstbar  zu  machen.    Bereits  gegen  Emle 
;  'les   15.  Jalirhunderts  war  die  Kunst  in 
'  sfimtiichen  civilisierten  lAndern  mehr  oder 
!  weniger  verbreitet.  Ueberall  hatten  deutsche 
I  Jfluger  des  Faches  die  Einführung  vennit- 
teh.    Ix'i<ler  ging  genwle  in  dem  Heimat- 
lande der  Buchdnu-kerkunst  mit  dem  Nie- 
clei-gange  des  geistigen  Lel)ens  infolge  der 
j  verheei-enf  ien    Wirkimg»^n    des  30  jäliriewi 
Krieges  auch  das  neue  Gewei'be  sowohl  in 
technischer  als  in  wirtschaftlicher  Beziehui^ 
'  sehr  znrflck.   Eine  bessere  Pfl(^  fand  das- 
s."lbe  in  den  Nachbarstaaten.  Namentli<*h 
die  Nit^lerlaiide  lieferten  im  16.  und  17. 
Jalirhundert  vorzügliche  Drucke;  besonders 
berühmt  wai-en  die  Arbeiten  von  Christoph 
Plantin  {1514 — 1.589)  in  Antwerpen  sowie 
die  der  Familie  Elzeviei-  (1580—1696)  in 
I>>iden  un<l  Amsterdam.   Erst  als  um  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  neue 
geistigt»   und   litterarische   Bew^mg  in 
Deutschland  Boden  gewann,  kam  anch  fßr 
j  die  heimische  Buchdruckerkunst  wieder  eine 
,  Zdt  des  Aufschwungs  imd  erhöhter  ge- 
I  werblicher  Leistungsfähigkeit    (Ueber  die 
'  gescliichtli<'he   Entwickelung   des  Bnch- 
I  dnickes  und  seinen  Znsammenhang  mit 
I  dem  Buchhandel  s.  auch  diesen  Artikel) 
Zu  einer  grossartigen  Entfaltung-  ge- 
laugte das  B\u'hdmckereigewerbe  im  Laufe 
I  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts,  imterstfitzt 
einerseits  durc^h  tUe  Verallgemeinenmg  des 
Bildungsbedürfnisses,  den  regen  geistigen 
und  wirtschaftlichen  Verkehr,  und  anderer- 
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seits  cUireh  Trichtipe  Erfinfhingen  in  der 
Dnicktechnik.  Auf  dem  Gebiete  des  eigent- 
lichen Buchdruckes  steigerte  sieh  tüe  Pi-o- 
duktion  in  ungewöhnlicher  "Weise  (s.  die 
Angaben  in  dem  Art.  Buchhandel). 
Ebensolche  ausserordentlichen  Fortscliritte 
machte  das  Zeitungs-  und  Zeitschriften- 
wesen (s.  den  Art  Zeitungen),  namentlich 
seit  der  Mitte  dieses  Jahrhimderts,  als  das 
|xilitisc.he  Leben  in  die  breiten  Volksmassen 
eindrang  \md  die  Tagespresse  sich  zu  ihrer 
gegenwärtigen  Macht  zu  entfalten  begann. 
Daneben  hat  im  Laufe  der  letzten  tlahr- 
zehnte  der  sogenannte  Accidenzdnick  eüie 
immer  grössere  Be<leutimg  gewonnen,  in- 
dem sich  der  Bedarf  an  Geschäftepapieren 
aller  Art,  Preislisten,  Formularen,  Etiketten, 
Wertpapieren  etc.  ganz  gewaltig  steigt-rte; 
hierzu  treten  Programme,  Plakate,  Faimlien- 
anzeigen  und  dergleichen  mehr.  Wie  oft 
unter  ähnlichen  Verhältnissen,  so  standen 
auch  hierbei  die  Steigening  des  Bedarfes 
und  die  Fortschritte  der  Technik  in  Wech- 
selbeziehung. Mit  der  Erfindung  der  SchneU- 
preese.  ein  Verdienst  des  Deutschen  Fried- 
rich König  (t  1833),  wurde  die  alte  Hand- 
presse durch  eine  erheblich  leiätungsfähi- 
gere  Druckv(»TichtnDg  ersetzt.  Den  Bedtlrf- 
nissen  des  Zeitungsdruckes  kam  die  Erfin- 
dung der  BotationsmaschiDe  (1867)  entgegen, 
velche  übrigenB  auch  fflr  den  Werk-  und 
Accidenzthv^  Anwendung  findet.  Weitei'en 
Anforderungen  an  (he  I^ckarbeiteii  wurde 
dnrch  die  Ausbildimg  des  Stein-  und  Licht- 
druckes genfigt  Auch  in  der  Hemtellung 
des  Papiers  (s.  diesen  Art.)  und  in  der 
Buchbinderei  w^u^en  grosse  Fortschritte 
erzielt  Alle  diese  Umstände  vereinigten 
sich,  um  nicht  niu-  die  heutige  Massonpix)- 
duktion  von  Drucksachen  aller  Art  zu  er- 
mi^lichen,  sondern  auch  den  wäcliscnden 
Ansprüchen  des  Publikums  hiusichtüch  der 
Ausstattung  der  Werke  zu  entspreclien. 
Was  die  Arbeit  des  Setzens  anbetrifft,  so 
hat  hier  che  Technik  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte keine  wesentlichen  Veränderungen 
herbeigeführt.  Erst  in  jüngster  Zeit  wertlen 
Versuche  mit  einer  neuerfundenen  » Setz- 
maschine« angestellt,  deren  praktische  Be- 
deutung fiir  die  Zukraft  sich  indessen  nocli 
nicht  übersehen  lässt.  Es  waren  in  Deutach- 
land Ende  1898  in  53  Betrieben  insgesamt 
114  Setzmaschinen  vorhanden. 

2.  Neuere  Betriebs-  und  Arbeitsver- 
hältnisse. Nach  der  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählung V.  14.  Jnni  1895  waren  im  Deut- 
B eben  Reiche  in  den  polygraphischen 
Betrieben  .  (dieselben  umfassen  neben  den 
Buchdmckereien  die  Stein-  und  Zink-,  die 
Kupfer-  \m<\  Stahl- ,  die  Farbdi-uckereien 
und  die  photographischen  Anstalten)  119  291 
Erwerbsthätige  im  Hauptbcniie,  darunter 
13361  Gcschflftsleiter  und  106030  Ange- 


stellte thätig;  auf  die  Buchdmckereien  ent- 
fallen hier\-on  75494  bezw.  5686  und  69808 
Personen.  Die  Betriebsstatistik  ergab  h*lr 
die  Buchdruckereien  6022  Hauptbetriebe  mit 
80  924  beschäftigten  Personen,  gegenüber 
3413  bezw.  42113  nach  der  Zählung  v.  5. 
Juni  1882.  An  Betrieben  überhaupt  hatte 
das  Buchdruckereigewerbe  im  Jahre  1895 
6303  aufzuweisen,  danmter  6022  Hauptbe- 
triebe (w^io  oben)  imd  281  Nebenbetnebe ; 
die  Zahl  der  letzteren  ist  also  gering. 

Unter  den  69  808  in  den  Buclu'biicke- 
reien  beschäftigten  Personen  ist  das  weib- 
liche Element  (mit  8870)  cur  sehr  schwach 
vertreten ;  zimi  kleinsten  Teile  sind  dies 
Setzerinnen,  hauptsächlich  sind  esHandlange- 
rinjien  ohne  bemfliche  Vorbildtmg  (7191), 
welche  vomehmhch  in  den  Grossbetrieben, 
(zum  Auffangen,  Falzen  u.  s.  w.)  Verwen- 
dung finden.  Die  grosse  Mehrzahl  der  Au- 
gestellten ,  nämlich  53  343  sind  Gehilfen 
und  Lehrlinge,  so  dass  (las  Element  der 
gelernten  Arbeiter  dimihaus  Überwiegt. 
Was  insbesondere  die  Lehrlinge  anbetrifit, 
so  werden  dieselben  im  Interesse  der 
Kostenei-spamis  mit  Vorhebe  von  vielen 
kleineren  Dnickereien  beschäftigt,  denen 
man  nicht  mit  Uni-eeht  >I<(jiriin^züchterei& 
voi'wärft.  Es  waren  naeli  der  Betriebszfth- 
lung  von  1895  in  sämtlichen  Gehilfenbe* 
trieben  der  Buchdruckereien  67  944  Ange- 
stellte (Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter), 
darunter  14512  Lehrlinge  beschäftigt  mid 
zwar  in  den  Betrieben  ois  zu  5  Personen 
5243  Angestellte,  daiimter  2344  Lelirlinge, 
in  den  Betrieben  mit  6 — 20  Personen  19  658 
Angestellte,  danmter  6465  Lehrlinge  und 
in  den  Betrieben  mit  Ober  20  Personen 
43043  Angestellte,  danmter  5703  Lehrlinge. 
Augenscheinlich  ist  in  den  kleinei-en  Be- 
trieben im  Gegensatz  zu  den  grössei-en  die 
Zahl  der  Lelirünge  gegenüber  derjenigen 
der  Gehilfen  eine  zu  hohe. 

Das  Buehdruckereigewerbe  hat  aus  nahe- 
liegenden Gründen  von  jeher  die  Gegenden 
mit  fortgeschrittener  Kultur  aiifgosu*  lit ;  es 
ist  daher  in  Deutschland  mehr  in  dem  Ver- 
kehrs- und  industriereichen  Westen  als  iiu 
agraiisdien  Osten  vei'breitet  und  ist  vor- 
nehmlicli  in  den  Städten,  insbesondere  in 
den  grüssei-en,  koiicontriert.  Unter  (len  obi- 
gen 75  494  Erwerbsthätigen  im  Hauptberufe 
befanden  sich  35216  in  Gemeinden  von  Über 
100000  Einwohnern,  16162  in  solchen  zvd- 
schen  20  und  100000  Einwohnern,  14(Kj6 
in  solchen  zis-ischen  5  und  20000  Einwt)h- 
nern,  6867  in  solchen  zwischen  2  und  5000 
Einwohnern  imd  endlich  niu*  3153  in  sol- 
chen von  unter  2000  Einwohnern.  E-*  ent- 
fallen also  auf  die  Orte  von  über  20  0(K) 
Einwohnern  allein  68.0 '/o  aller  Erwerbsthäti- 
gen,  gegen  62.8  "/o  im  Jahi«  1882.  Die 
Buchdruckereien  bilden  hiemach  wesentlich 
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ein  prossstiiiitisfhes  Goworbe;  iiHuieiitlifh 
ist  (iasselbe  in  StüdtPix  wio  Iji'ijizi^.  Berlin 
uml  Stnttirart  stark  wi-trt'tcn.  wo  im  Zu- 
sammonliaiiff  mit  be<leiiteiiflen  Wrla^- 
p«^s( -hilft« 'ti  iliostT  Orte  hauptsächlich  der 
Werkdmck  B«'<Ieutunff  hat. 

Aus  «len  schon  nnter  1.  anffetleiiteten 
OrUnden  hat  ilas  HiK-h4lnic'kereif7(>werbt>  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  ansst^mnlent- 
lich  an  Ausilehnnng  Kf*Tniinen.  In  dem  Da  die  Bi'tiiebe  olme  Motorenverven- 
Zeitraume  von  1861 — 1*^82  wuchs  die  Buch- 1  dun^  und  *>l(.'he  mit  weniger  als  10  Hil£(- 
dniekerbevnikenui^r  in  Pnnisstm  um  149.5**'«. '  in^rsonen  von  dit^r  Statistik  nicht  berührt 
Im  KOnifmMch  Sachsen  gar  um  216**'o.  In  werden,  so  ist  die  obige  Zunahme  der  Biv 
den  Jahren  von  18.S2— 189.')  hat  sich  im  triebe  nnd  der  Arbeiter  zum  Teil  auf  Er- 
Dentschen  Reiche,  wie  die  oben  mitgeteilten  '  weitenmg  bestehender  GeschÄfte  bezw.  ver- 
Ziffem  ei^yebtn».  die  Zahl  der  Betriebe  wie ,  mehrte  Verwendung  yrm  meehaniiicher 
die  der  i^gestellten  last  vei-dopnelt.  ohne  Triebkraft  zurflckzuföliren.  JJamentlich  die 
«iasR  der  (luivhschnittliche  irmnuig  der  ■  Urucker*»ien  gerin^,'eren  Cmfanges  haben 
Betriebe  wt^Neiitlich  zu^'nommen  hat :  es  sich  in  der  letzten  Zeit  dank  der  Einfflh- 
entfielen  iiäinlich  1895  auf  1  Hau[itl>etrieb ;  rung  cier  Kleinkraftinasclünen  ilie  A'orzügi* 
];-1.4  Ileschaftigic,  gegen  12.3  im  Jahn' j  des  Gnissbetriebt^s  mehr  als  früher  zu  nutze 
18H2.  Wenn  auch  manche  b(\tteheiidcn  B**-  machen  können.  Immerhin  betnig  im  Jahre 
trieb*^  im  Ijinfe  der  Zeit  an  Ausdehnung '  1895  die  Zahl  der  nüt  Motoren  arbeitenden 
zugenonnnen  haben  uncl  neue  Ün>ssbetriebe  Huohdnu'keivien  ei-st  ilie  Hälfte  der  Ge- 
hinzugekonmieu  sind,  so  liabeti  sich  samtzahl  ülh-rhaupt,  nÄmlich  SfKSö.  darunter 
dfK'h  auch  «tie  Mittel-  und  Kleinbetriebe.  .546  mit  Üanijif.  2ii31  mit  Gas  und  509  mit 
u.  a.  die  Accidenzdruckereien,  selir  ver- '  amierer  Kraft  betriebene  Druckereien, 
mehrt.  LVberhanpt  wird  der  in  manchen  Im  Verfolg  eingehender  amtlicher  und 
andeivn  Gewerbszweigen  hervnrgetn^tene  1  privater  Erhebungen  ftl)t»r  clie  Arbeits-  und 
Kampf  zwischen  Klein-  luid  Gnwsbe-  Betriebsverhaltiiisse  in  den  Buchdruekeivien 
trieb  im  Buchdnickereigewerbt^  weniger  em-  mid  S«-hriftgiesst.M-eien  .  welche  teüweist» 
pfunden.  recht  ungünstige  gcsun'Uieitliche  Zustände 

Da  im  Buchdnickereige werbe  die  Hand- '  in  diesen  Gewerbt^n  und  das  Vorherrschen 
arbeit  gegenüber  der  Ma-scliinenthätigkeit  j  gewisser  Krankheiten,  insbesiwdere  solcher 
noch  eincTi  ausschlaggebenden  Faktor  bildet.  I  der  Ätmungsoi-gane.  ei-gaben,  ist  auf  Ver- 
so  liefert  hier  die  Zahl  der  l}*'schäftigten  !  anljissung  <ies  ReiclLskanzlers  im  Inteiwse 
}*ei"sonen  einen  richtigen  Massstab  für  die '  der  Besserung  der  Gesundheits Verhältnisse 
Einteilung  der  Betriebe  niu-h  ihivr  Grösse,  und  der  Reinlichkeit  in  den  Betrieben  lui- 
Nun  befinden  sich  unter  den  6022  Haupt- 1  tenn  Hl.  Jidi  1897  eine  Venmlnimg  dos 
betrieben  di-s  Jaln-es  1895  1256  mit  1  o<ler  Bundesrats  ei^jangiHi,  entlialtend  Vorschrif- 
2.  1588  mit  3—5.  1.S18  mit  6— K».  945  mit  i  teu  Üb«>r  die  Einrichhmg  xmd  den  Betrieb 
11 — 20.  627  mit  21— .50.  201  mit  51 — lOlt'der  Buchdnu-keivien  und  S<-lmftgiesseroient., 
nnd  87  mit  über  1"0  b^'scll^lftigten  Personen,  j  in  denen  nähere  Anonhiunp^n  über  Griisse 
woraus  sieh  ersehen  lässt.  dass  die  Zahl '  und  Beschaffenheit  der  Arbeitsiäiime,  «lie 
der  Kleinbetrielx».  besonders  aWr  auch  die '  Säubennig  der  Arbeitsgerätschaften,  die  Be- 
der  Mittelbetriebe  n(M'h  eine  verhältnismässig  '  liaiidlung  der  Kleichmgsstüeke  n.  s.  w. 
sehr  betn'ichtliche  ist.   Es  bescliäftigen  sich !  ti-offen  wenlen.  — 

die  Kleinbetriebe  vorwiegi^nd  mit  dem  Acci- 1  Die  Oi'ganisjitinn  der  Arbeitgeber  und 
denzdruck  und  dem  Zeitungsdi-nek.  wälirend  1  Arbeitnehuier  hat  im  deutdcheu  Budi- 
derWerkdmek  Ikü  ihnen  zni'ftektritt,  welcher  I  dmckei-eigewerbe  schon  früh  eine  herroi-i- 
mehr  den  mittleren  uml  gr&«seren  Drucke- 1  ragende  Üedeutun;;  gewonnen.  Die  letzt»^ 
reien  zufällt.  >  ren  gründeten  im  Jalu'c  1866  den  »Deiit- 

Zur  Beiirtcihing  der  seit  den  letzten  j  sehen  Buclwlnickerverbandc.  welcher  aeit 
Jahren  erfolgten  Anstlelunuig  des  deutschen  1 1878  den  Namen  »■Unterstfltznngsvereiu 
Biichdruckei-eigewerbes  Inetet  auch  die  Sta-  deutst-her  Buchdrucker'  geffihrt  hat  An- 
tistik  der  Berufsgt^uossenschi^teu  der  Uu-  j  fänglich  auf  die  Pflege  des  Eassenwesens 
fallversieherung  einen  Anhalt.  Darnach  be-  .  ziu*  Unterstützung  lülfsbedüi-ftiger  Mltglie- 
trug  in  der  Buchdruckereibenifsgenossen-  der  besclu-änkt.  nahm  der  Verband  sjjäter 
Schaft ,  welclie  die  Stein- .  Metall-  imd  [  auch  die  Ret;elmig  der  Arbeitsbedingungen 
Farbdrufkeivien  nicht  mit  umfasst,  die  in  sein  Pn)grannn  auf.  Ei"  gt^wann  unter 
Zald  der  |  der  Gehilfenschaft  eine  grosse,  tonangebende 

Bedeutung  und  zählte  bei  seiner  Auflösung 
(im  Jalii^>  1892  mehi-  als  18000  Mitglieder. 
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umfasste  also  den  weitaus  gri^üten 
der  Gehilfen.  Dieser  O^anisation  stellton 
die  Prinzipale  im  Jahre  1869  den  »Deut- 
schen Buehdrucken'erein«  gegenüber,  dessen 
Mitgliederzahl  neuei-dings  nahezu  2000  be- 
trägt. Der  von  Anfang  an  bestehende  la- 
tente Gegensatz  zwischen  beiden  Vei-eini- 
gnngen  führte,  vei-anlasat  durch  Sti-eitig- 
keiten  über  den  Lohntarif,  im  Jalu^  1873 
zu  einer  Arbeitseinstellung.  Dieselbe  en- 
digte mit  der  Änerkennmig  des  Gelulfen- 
verbandes  durch  die  Piinzijale;  es  kam  zu 
einer  Vereinbarung  über  den  Lohntaiif. 
welche  dim;h  die  allei-dings  zeitweise  imtcr- 
brochene  Thätigkeit  von  Schiedsämteni  \md 
spater  der  »Tarifkommission«  gesichert 
■wurde.  Dieses  gegenseitige  Verhältnis  hat 
18  Jahre  hindurch  bestanden,  bis  der  dui-ch 
die  Forderung  nach  Ai-beitsverkürzung  bezw. 
Lohnerhöhung  henoi^gerufene  grosse  Aus- 
stand von  1891/92  mit  einer  völligen  Nie- 
derlage der  Gehilfen  endigte  und  nicht  nur 
das  Aufhören  der  Tarif kommission,  sondern 
auch  die  Auflösung  des  Unterstützungsver- 
eins der  Gehilfen  herbeiführte.  An  dessen 
Stelle  trat  im  Jahre  1895  der  »Verband 
deutscher  Buchdincker«:.  mit  gegenwaiüg 
(Anfang  1899)  über  26000  Älitgüedem. 
welche  sich  auf  960  Dnickorte  verteilen. 
Eine  zu  Beginn  des  Jahres  1896  anhebende 
Lohnbewegimg  schloss  mit  einer  neuen 
Yereinbarung  zwischen  Prinzipalen  luid  Ge- 
hilfen axd  der  Gbimdlage  eines  Tarifs,  wel- 
dier  an  die  Stelle  des  nach  dem  Ausstände 
Ton  1891  von  etstereu  einseitig  festgesetz- 
ten trat  Zur  Ansfühnmg  der  Beschlüsse  | 
wurde  durch  gemeinsame  Uebeit^inkunft  ein 
Tarifausschnss  und  ein  Tarifamt  gebildet, 
welche  Einriditim^n  seitdem  in  einer 
beide  Teile  befriedigenden  Weise  wiritsam 
sind.  Allerdings  stehen  zahlreiche  Buch- 
druckereien dieser  Tarifgemeinschaft  noch 
fem ;  namenthch  besteht  für  Rheinland- 
Westfalen  ein  auf  Veranlassung  des  Vereins 
rheinisch-westfälischer  Buclidnickereibesitzer 
durch  den  dortigen  Tarifausschnss  verein- 
barter besonderer  Lohntarif.  Seit  dem  Jahre 
1898  haben  che  der  allgemeinen  deutschen 
Tarifgemeinschaft  angehörenden  Prinzipale 
und  Gehilfen  eine  Agitation  zu  Gimsten 
ihres  Tarifs  eingeleitet,  welche  schon  ein 
weiteres  Anwachsen  der  Zahl  der  den  Ta- 
rif anerkennenden  Firmen  zur  Folge  gehabt 
imd  auch  in  Rheinland-Westfalen  grössere 
Erfolge  erzielt  hat,  wo  indessen  die  meisten 
Druckereien  der  grösseren  Oi-te  an  dem  bis- 
herigen Tarife  nach  wie  vor  festhalteii. 
Bis  Januar  1899  war  die  Zahl  der  der 
Tarifgemeinscliaft  angehörenden  Buehdrucke- 
reifirmen  auf  2686  gestiegen,  (Vgl.  im 
übrigen  die  Artt.  Arbeitseinstellungen 
oben  Bd.  I  S.  730.  Gewerkvereine  und 
Unternehmerverbande.)  — 


Teil!  In  Oesterreich  sind  die  Arbeits-  und 
BetriebsverhÄltnisso  der  Buchdnickereien 
denen  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  im 
wesentliclien  gleich.  Nach  der  Volkszäli- 
lung  vom  31.  Dezember  1890  waren  in  den 
Buchdnickereien  imd  Schriftgiessereien 
14072  Pei-sonen  thätig,  danmter  802  Selb- 
ständige und  13  270  Hilfspei-sonen,  so  daaa 
auf  eine  der  ersteren  durchschnittlicli  16,5 
der  letzteren  entfallen.  Auch  in  Oester- 
reich sind  die  Buchdruckergehilfea  schon 
seit  längei-er  Zeit  zu  Gewerkvereinen  orea- 
nisiert.  wie  den  überhaupt  in  fast  allen 
Kultm-staaten  das  Buchdruckergewerbe  zu- 
erst imd  am  erfolgreichsten  Fachvereini- 
gungen zur  Vertretung  der  Benifsinteressen 
geschaffen  hat.  Für  Oesten-eich  ist  in 
erster  Linie  der  1842  gegründete  »Verein 
der  Buchdrucker  und  Sohnftgiesser  Nieder- 
Österreichs«  zu  nennen.  Gleiche  Vereine 
bestehen  in  den  anderen  Kronländern.  Der 
1894  geschaffene  Verband  dieser  Einzel- 
vereine mnfasst  mehr  als  6000  Mitglieder. 

Lttteratar:  C  A.  Sehaah,  Getehiekte  der  Br- 
andung der  BuehdrudcerhufHit,  8  Bde.,  9.  Aua- 
gäbe,  Maim  1855.  —  J.  WetUr,  KriUaehe  Oe- 

scMchte  der  Erfindutig  dtr  Buehdruekerkumt, 
Mainz  18S6.  —  K.  Falkenstein,  Getehiekte 
der  BuckdruekerhtvH,  2.  Autgabe,  Leipzig  1856. 

—  A.  von  der  lAnde,  Geschichte  der  Erfim- 
dung  der  Buchdruckerhunat,  S  Bde.,  Berlin  1886. 

—  Paulmannf  Die  Erfindung  der  Buchdritcker- 
kuntt,  Wien  1891.  —  A.  Oerstenberg,  Die 
neuere  Entviekelung  de*  deuUehm  Buehdrwkerei- 
geverbea  in  aUUiatUeher  und  aorialer  Bexiehung, 
Jena  J89S.  —  Zur  Arbeitervertiehe- 
rung,  Cteaekiehte  und  Wirten  dea  UnUr- 
itiUziingtvereint  deuttcher  Buchdrucker,  Leipzig 
1883.  —  Fi:  Zahn,  Die  Organitatton  der 
Prinzipale  und  Gehilfen  im  deuttchen  Buch- 
druckereigeicerbe  (Sehr.  d.  V.  /.  Sozialp.  45).  — 
F.  Tiedemanti,  Die  neuere  Entvickelung  der 
ArbeiUverhfiltnitte  und  der  ge%perkechafüickm 
Organisation  iw  Buchdruckergeverbe ,  tn  der 
Zeittchrifl  f.  Slaattw.,  Jahrg.  SS.  —  W.  Kvle- 
mann,  Die  inttmattonaU  Oryoniiatttm  der 
Buchdrucker,  im  Jahrbuch  für  Geeetagehung, 
1898,  8.  S74ff.  —  K.  KUmach,  AdretOueh  d. 
Buch-  und  Sleindruckereien  dei  Deuttchen  Seiche», 
Franl^urt  a.  M.  —  G.  Heimann,  IHe  Beruft- 
krankheiten der  Buchdrucker,  Jahrb. f.  Not.  u.  Stat., 
ULF.,  Bd.  10,  S.  Iff.  ^  Zeitschrift  für 
Deutschlands  Buchdrucker  (Organ 
de*  Deuttchen  Buchdmckervereins,  seit  1889).  — 
Co  r re tpo n de n t  für  Deutiehlands 
Buchdrucker  und  Sehr  ift  g-teater 
(Oehitfenorgan).  A.  Wtrtninghau». 


Bnchfflhrnng. 

1.  Begriff  und  Zweck  der  B.  8.  Entwicke- 
lung  und  Haoptarten  der  B.  3.  Beschreibung 
der  doppelten  B.  4.  Einige  besondere  Arten 
der  B.   ö.  Gesetzliche  BestinunungeQ  Uber  B. 

1.  Begriff  und  Zweck  derB.  Buch- 
führung oder  Buchhaltung  im  wei- 
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BuchfAhrung 


teren  Sinne  nennt  man  jede  einigennassen ; 
geordnete  Rechnungsführung  über  die  Ver- 
ftnderungen  des  Besitzstandes  einer  Einzel- 
wirtfichan  oäer  einzelner  Teile  desselben. 
So  kann  z.  B.  jeder  Privatmann  Ober 
■eine  Einnähen  und  Äu^beo,  jede 
Hausfrau  über  üire  Haushaltung  Rechnung 
fOhren,  also  eine  Art  von  Buchfflhrung 
anwwd^.  Im  engeren  Sinne  jedoch  ver- 
steht man  unter  BuchfOhmng  die  nach 
ranz  bestimmten  R^eln  in  bestimmten 
Bttchein  erfolgende  Au^ichnung  des  Yer- 
mfigensstandes  einer  Krwerbswirtsdiaft 
und  der  Yerftnderungen,  die  derselbe  durch 
den  Geschäftsbetrieb  erleidet,  dei^stalt, 
dass  man  zu  jeder  Zeit  in  der  Lage  ist,  die 
"W'irtschaftsbewegung  im  einzelnen  zu  er- 
kennen und  den  Erfolg  derselben  in  dem 
Verm^^nsstand  nachzuweisen.  Solche  Buch- 
führung nennt  man  auch  die  kaufmän- 
nische, weil  sich  die  Notwendigkeit  einer 
geordneten  schriftlichen  Darstellung  der  Ge- 
schflftsverhaltnisse  zuerst  in  den  grosseren, 
kaufmännisch  geführten  Betrieben  ergeben 
und  sich  dort  also  die  Buchfühning  im 
engeren  Sinne  ausgebildet  hat,  sodann  weil 
die  Handelsgesetzbücher  der  verschiedenen 
Staaten  den  Kaufleuten  eine  geordnete,  über- 
sichtliche Buchführung  ziu-  Pflicht  gemacht 
haben.  Wissenschaftlich  ist  die  Buch- 
führung dann,  wenn  zwischen  den  einzelnen 
Teilen  der  Hechnungsfühi-ung  ein  solcher 
Zusammenhang  b^teht,  dass  das  ganze 
Budiungswerk  als  eine  systematische  Ein- 
heit erscheint,  was  —  wie  weiter  unten 
gezeigt  wird  —  bei  der  Methode  der  so- 
genannten doppelten  Biichführung  und  ihren  \ 
Abarten  der  Fall  ist.  Zweck  der  Buch- 
fühning im  engeren  Sinne  ist  es  sonach, 
im  Anschluss  an  die  Feststellung  und  Auf- 
zeichnung der  Vermßgensbestandteile  die 
Geschäftsbewegung  in  Erwerb  und  Aufwand 
fortlaufend  in  den  Büchern  so  zu  verzeidi- 
nen,  dass  es  in  beliebigen  Zeitabschnitten 
mS^ich  ist,  die  eingeti:etene  Yeroiehrung 
oder  Yerminderung  des  ursprQnglidien  Ver^ 
m^ns  ziffenimfi^g  festzustellen  und  den 
oder  weniger  detaill^rten  Nachweis 
zu  liefern,  auf  welche  "Weise  die  Yeränderung 
des  YermOgens  entstanden  ist.  Es  ist  ein- 
leuchtend, dass  eine  derartige  Rechnungs- 
führung über  den  Besitzstand  der  Einzel- 
wirtschaften und  die  Yerändenmgen  des- 
selben von  allergrösstem  Werte  für  die 
Volkswirtschaft  ist;  denn  die  Anwendung 
der  Hauptgnmdsätze  der  Oekonomik,  der 
Planmässigkeit,  Ordnung  und  Sparsamkeit, 
ist  in  grösseren  Privatwirtschaften,  die  sich 
nicht  ohne  weiteres  übersehen  lassen,  nur 
denkbar,  wenn  dieselben  mit  einer  guten 
Buchführung  versehen  sind.  Es  ist  ganz 
natürlich,  dass  sich  mit  dem  Fortschreiten 
der  Wirtschaftekultur,  mit  der  Vermehrung 


und  Yei^rOsserung  der  Betriebe  in  Handel, 
Industrie  und  selbst  in  ^er  LAndwirtechaft 
die  kaufmännische  Budif ührung  immer  mehr 
eingebfligert  Itat,  ja  dass  selbä  das  einigem 
massen  entwickelte  Kleingewerbe  das  Be- 
dürfnis nach  einer  geordneten  Buchführung 
empfindet  Dazu  kommt,  dass  die  griteseren 
Aufwandswirtschaften  —  ganz  alw^hen  dar 
von,  dass  sie  häufig  zu  gleicher  Zeit  bedeu- 
tende EiTwerbswirtschaften  sind  —  wie  Staat, 
Provinz,  (Gemeinde,  Stiftungen,  Vereine  u.  s.  w. 
—  mit  der  Ymnehning  ihres  Budgets,  dem 
Wachstum  ihres  Kredits  und  der  grO^ren 
Komplikation  ihrer Wirtschaftefflhrung  immer 
mehr  zu  einem  der  kaufmännischen  und 
wissenschaftlichen  Buchführung  gleichen 
Verrechnungssystem  gelangen  müssen. 

2.  Entwickelung  nndHanptarteH  der 
B.  Die  Grundlage  einer  jeden  Buchfflhnmg 
ist  das  Inventarium  oder  Inventar, 
worunter  man  eine  genaue  Verzeic^nng: 
sämtlicher  Vermr^ensstücke  (Aktiva)  und 
sämthcher  Schuldenbestandteile  (Passiva) 
zur  Ermittelung  des  reinen  Geschäftsver- 
mögens (Kapitals)  versteht    Stellt  man 
das  Inventar  contenmässig  in  der  Form  auf, 
dass  die  eine  (linke)  Seite  das  Aktirrer- 
mögen,  die  andere  (rechte)  Seite  das  Pa^r- 
vermi^n  und  das  reine  Vermögen  enthält, 
so  dass  sich  die  Suramen  auf  beiden  Seiten 
ausgleichen ,  so  erhält  man  die  Bilan  z 
(vom  ital.  bilancia,  d.  i.  Wage).  WiedeAolt 
ein  Geschäftsmann  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
genaue  Feststellung  (Inventur,  Inven- 
tarisierung) seines  Vermi^ns,  so  kann 
er  aus  der  Vei^leichung  der  Ei^bni^ 
I  seiner  jetzigen  Aufnahme  mit  denjenigen  der 
früheren  Geschäftsperiode  die  Aenderongen 
in  seinen  Vermögens*  und  SchuldverMlt- 
nissen,  die  Vermehrung  oder  Yerminderung 
seines  reinen  Vermögens  feststellen.  Eine 
eigentliche  Buchführung  im  Sinne  äner 
fortlaufenden  Yerzeichnung  d^  Oesdiäftfi- 
bewegung  wird  er  hierzu  nur  insoweit 
brauchen,  als  es  ohne  diräelbe  nicht  mSg- 
lich  wäre,  die  Inventarisienii^  vcnzunehm«, 
fdso  z.  B.  zur  Ermittelung  der  Foxderuneea 
und  der  Guthaben  dritter  Fi»sonen.  Ohne 
Buchführung  würde  er  freilich  darauf  ver- 
zichten müssen,  während  einer  Geschäfts- 
periode  Überhaupt  etwas  über  den  Gang 
und  Erfolg  seiner  Unternehmung  zu  erbbreo. 
hätte  also  auch  keine  Kontrolle  darüber, 
aus  welchen   Gründen   die  Aendeniogen 
seiner  Vermögenslage  hervorgehen,  ob  sie 
Folgen  der  gesch&ftlichenBewegung  oder  eines 
unrechtmässigen  Ein^ffs  (Diebstahls  etc.) 
sind.   Der  Mai^l  einer  geordneten  Buch- 
fühning würde  aber  ganz  besonders  si(^  au 
der  Unordnung  und  Verwirrung  seioer  Ge- 
schäftsführung geltend  machen ,  da  er  und 
seine  Leute  nicht  im  stände  wären,  aUe 
Aufträge,  ausgeführten  Gesdififte,  Fwde- 
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rangen  \md  öchulden  etc.  im  Kopf  zw  oe- 
halten.  So  lückenhaft  auch  unsere  Kenntnis 
Ton  der  geBchichtlichen  Entw-iekelung  der 
Buchführung  ist,  so  I&sst  sich  doch  be- 
haupten, dafis  der  erste  Ziveck  der  Bnch- 
führang  kein  anderer  als  der  einer  Unter- 
stützung des  Gedfichtnisses  'war  und  dass 
dieselbe  zunftchst  in  nichts  anderem  als 
einer  cbronolcwischen  Erzählung  aller  vor- 
gefallenen GesäiSfte  bestand.  Dsrouf  veisen 
auch  alte  aufgefundene  Geschäftsbücher  hin, 
die  in  einem  und  demselben  Buche  unter- 
Bchiedlos  eine  Aufzählung  imd  eingehende 
Beschreibung  aller  vorgefallenen  Geschäfte 
der  Zeitfolge  nach  enthalten.  In  dem  Han- 
delsbuche des  Ticke  van  Gheldersen  in 
Hambuj^  aus  dem  Jahre  1367.  in  dem  Ge- 
ßcbÄftsbuch  des  berOhmten  Augsbiu^er 
Handelshauses  Fiigger,  geführt  1413 — 1427, 
und  ebenso  in  dem  eines  Ulmer  Handels- 
hauses Ott  Ruland  aus  dem  Jahre  1444  findet 
sich  noch  diese  Darstetlungsweise.^)  Den 
Zweck  des  Buches,  zur  Unterstützung  des 
Gedächtnisses  zu  dienen,  drilckte  auch  der 
Name  desselben,  Memorial,  aus:  ebenso 
der  Name  Journal,  weil  es  ein  Tagebuch 
war.  Andere  schon  früh  vorkommende 
NMnen,  wie  Prima-Nota  (erste  Notiz),  Älanual 
(Handbuch) ,  Brotiillou ,  Strazze ,  Kladde, 
Scharteke,  Squarza-Folio  etc.  denten  darauf 
hin,  dass  man  die  ersten  Geschäftf^entwürfe 
zunächst  flüchtig  in  ein  allen  Geschftfts- 
ge^lfen  zugängiges  Buch  eintrug,  von  wo 
ans  sie  erst,  sorgfältig  und  von  einer  Hand 
geschrieben ,  in  das  Memorial  oder  Journal 
überwogen ,  ein  Gebrauch ,  der  sich  aus 
praktischen  Gründen  bis  auf  den  heutigen  Tag 
namentlich  in  Uetailgeschäften  erhalten  hat. 
So  erklärt  es  sich  auch ,  dass  das  französische 
Handelsgesetzbuch  von  1807,  welches  zum 
Teil  auf  weit  älteren  Handelsordnungen  be- 
ruht, den  Kaufmann  zur  Fühmng  eines 
Tagebuches  verpfliditet,  in  welches  er  alle 
Geschäfte  imterschiedlos  tagtäglich  einzu- 
tragen hat,  eine  Bestimmung,  welche  nach 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Buchfühnmg 
als  ganz  veraltet  erscheint  und  auch  in 
Frankreich  nicht  mehr  budistfiblich  beob- 
achtet wird.  Denn  wenn  anch  heute  nodi 
die  vollständige  Geschäftserzfihlnng  zu  den ! 
wesentlichen  Erfordernissen  einer  geordneten 
Buchführung  gehört,  so  ist  es  docli  durchaus 
nicht  nötig,  dass  dieselbe  in  einem  und 
demselben  Buche  erfolgt.  Zu  diesem  Er- 
fordernis ist  aber  im  Laufe  der  Ent'W'ickelung 
der  Buchführung  noch  ein  anderes  gekommen, 
welches  ebenso  wichtig  ist  wie  das  erstere, 
nämlich  die  systematische  Darstellung 


^)  Das  älteste  Hamliargsche  Handlnngsbuch 
ans  dem  14.  Jahrhundert.   Von  C.  M.  Laurent 
(Hamburg  1841).  Bibliothek  des  Litterarischen  I 
Vereins  zu  Stattgart  I  (Stuttg.  1843J.  I 


der  Geschäfte  zu  dem  Zwecke,  auch  ohne 
Aufnahme  des  Inventars  ein  Bild  von  der 
Geschäftsbewegung  zu  erhalten.  Sdion  der 
Umstand,  dass  bei  grösserer  Ausdehnung 
eines  Unteniehmeas  cue  Zahl  der  ein^nea 
Geschäfte  ^ch  derart  vermehrt,  dass  die 
unterschiedlose  Aufzählung  derselben  in  dem 
gleichen  Buche  höchst  unpraktisöh  und  für 
die  Kenntnisnahme  iast  zwecklos  wird, 
musste  zu  einer  Teilung  des  Journals  führen. 
Andererseits  musBte  auch  der  Drang,  wenigs- 
tens die  tägliche  Geldbewegung,  die  baren 
Einnahmen  und  Ausgaben,  zu  kontrollieren, 
zu  dem  ersten  Ansatz  einer  systematischen 
Buchhaltung,  zur  Einrichtung  des  Kassen- 
buchs oder  Kassenjournals  führen. 
Anfänglich  hat  man  wohl  die  Posten  in 
beide  Bücher  geschrieben ;  später  hat  man, 
um  das  Journal  zu  entlasten,  die  Kassen- 
posten Überhauptaus  diesem  weggelassen.  Die 
Führung  des  Kassenbuchs  ist  entweder  in 
der  Form  möglidi,  dass  man  dazu,  wie  im 
Memoria],  nur  eine  Seite  benutzt  und  die 
Ausgaben  von  den  Einnahmen  direkt  ab- 
zieht, oder  in  der  Form  einer  doppelseitigen 
Rechnung,  eines  Conto,  dessen  hnke  Seite, 
mit  Soll,  Debet  oder  Einnahmen  flber- 
schrielien,  die  Einnahmen,  dessen  rechte 
Seite,  mit  Haben,  Credit  oder  Ausgaben 
überschrieben ,  die  Ausgalwn  aufnimmt, 
letztere  Form  ist  jetzt  die  tülgemeio  übliche. 
Eine  weitere  Entlastimg  des  Memorials  trat 
dadurch  ein,  dass  Warengeschäftshäuser  die 
Posten,  welche  sich  auf  Hnkauf  und  Ver- 
kauf von  Waren  beziehen,  aus  dem  Memorial 
weg  liessen  und  dafür  besondere  Einkaufs- 
oder Eingan  gsfaktnren-  und  Verkaufs-  oder 
Ausgangsfakturenbücher  einrichteten,  so  dass 
sich  heute  der  Inhalt  des  alten  Journals 
oder  Memorials  auf  mehrere  Bücher  verteilt, 
welche  —  weil  sie  die  Cirundlage  fOr  alle 
weiteren  Buchungen  enthalten  —  gewöhnlich 
als  die  Grundbücher  der  Bndifflhrang 
bezeichnet  werden.^)  Das  Bedürfnis,  ebenso 
wie  für  die  Kassenbewegung  auch  für  die 
geschäftlichen  Beziehungen  zu  dritten  Per- 
sonen eine  gesonderte  Itechnung  zu  führen, 
lun  über  den  Stand  der  persönlichen  Ter> 
biudungen  sich  ^»twährenaAufsdüuBs  geben 
zu  kOunen,  führte  zur  Einrichtung  des- 
Hauptbuches  (der  einfachen)  oder  rich- 
tiger Kontokorrentbuches  (der  doppel- 
ten Buchfühnmg).  In  diesem  Buche  erhält 
jeder  Geschäftsfreund,  zu  welchem  man  in 
dauernder  geschäftlicher  Beziehung  steht, 
ein  Conto,  dessen  linke  Seite  die  Schulden, 
dessen  rechte  die  Fordmmgen,  das  Guthaben 

')  Die  Trennunff  des  alten  Jonmali  in 

Kassenbuch,  Einkaoisbnch ,  Verkaa&bnch  und 
doppeltes  Contobnch  (Memorial)  findet  sich  für 
doppelte  Buchführung  n.  W.  zuerst  bei  J.  M. 
Leuchs,  Theorie  und  Praxis  des  italienischea 
und  Nürnberger  Bacbhaltens  (Xflmberg  1606). 
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des  Freundes  aufnimmt.  Der  Kopf  der 
RechDtmg  wird  mit  dem  Namen  und  Wohn- 
ort desselben  sowie  auf  der  linken  Seite 
mitSoll  oder  Debet  (Mehrz.  Solle  n  oder 
Debent),auf  der  rechten  mit  HabenModer 
Credit  (Mehrzahl  Credunt)  fiberschrieben. 
Man  debitiert  oder  belastet  ein  solches 
Conto  für  alle  Schulden  des  Geschäfts- 
freundes, man  creditiert  o<ler  erkennt 
dasselbe  für  alle  Zahlungen  oder  anderen 
Gathabeu  desselben.  Auf  solche  Weise  ist 
man  im  stände^  durch  Abscfaluss  der  Kech- 
nungen  und  Ermittehmg  des  Saldo  die 
Forderungen  und  Schulden  des  Oesch&fts 
für  das  Inventar  auf  leichte  Weise  zu  er- 
mitteln, ausserdem  auch  jederzeit  sich  über 
den  Stand  dieser  Verhältnisse  klar  zu  werden. 

Geht  man  noch  einen  Schritt  weiter,  so 
kommt  man  allmählich  auch  dazu,  für  den 
Eün-  und  Ansang  sachlicher  Gegenstämle 
eine  ähnliche  Kecmiung  zu  führen,  wie  sie 
im  vorgenannten  Buche  fiber  Forderungen 
und  Schulden  eingerichtet  ist.  Man  fdlirt 
dann  in  verschiedenen  Nebenbflchern 
(Scontri)  fiechnung  Über  die  ein-  und 
ausgegangenen  Waren  (Waren-  oder  L&ger- 
Bcontro),  Ober  die  Wechsel  (Wechselscontro). 
Effekten,  das  und  Staatsmpiere,  Aktien  etc. 
(Siffektenscontro)  u.  s.  w.  Ihese  Verg^eiehung 
kann  entweder  nur  den  Zweck  haben,  eine 
Kontrolle  Ober  die  ein-  und  ausgegangenen 
Mengen  (Gewichte,  Stückzahl,  Masse  etc.) 
herzustellen,  oder  sie  kann  zugleich  —  wenn 
in  diesen  Büchern  auch  Wertsnalteu  auf- 
genommen sind  —  die  Erfolgsberechnung 
ermöglichen.  Auf  solche  Weise  gelangt  man 
auch  in  der  einfachen  Buchführung,  die 
an  und  für  sich  nur  eine  Geschäftserzäh- 
lung  ist  imd  keinen  systematischen  Ztisam- 
menhang  der  Gnindbiichungen  kennt,  zu 
einer  ÄJrt  systematischer  Aufzeichnung  der 
Geschäfte ,  aus  der  sich  auf  allerdings 
recht  umständHchem  Wege  eine  teilweise 
Erklänmg  für  die  summarischen  Verände- 
rungen, wie  sie  sich  aus  der  Vei^leichung 
der  Inventare  ei^ben,  finden  läset.  Voll- 
ständig kann  diese  Erklbiing  aber  deshalb 
nicht  sein,  weil  nicht  alle  Kinflüsse  auf  den 
Erfolg  eines  Geschäftsbetriebs  sich  in  den 
.persönlichen  und  sachlichen  Rechnungen  des 
Kontokorrentbuchs  und  der  Scontri  aus- 
drücken und  weil  gewisse  Zu-  und  Ab- 
nahmen des  Vermögens,  wie  sie  durch  Be- 
rechnung von  Zins,  Hjutdlungsunkosten  u.  s.  w. 
entstehen,  in  der  einfachen  BuchfOhrung 

^)  Früher  schrieb  man  Soll  oder  Sollen 
Geben  und  Soll  oder  Sollen  Haben.  Dar- 
aus erklärt  sich,  das9  man  heute  noch  in  der 
kaufmännischen  BuchfUhning  den  Infinitiv 
Haben  (und  nicht  Hat)  anwendet.  Im  Italie- 
nischen hiess  es  früher  Deve  oder  Devouo 
Dare  and  Deve  oderDevono  Avere,  jetzt 
schreibt  man  fUr  Soll  Dare,  für  Haben  Avere. 


I  überhaupt  nicht  einzeln  nachgewiesen  werden. 
I  Indem  m  der  einfachen  Buchführung  von 
'  vornherein  als  Schuldner  imd  Gläubiger  des 
j  Geschäfts  nur  die  Personen  gelten,  die  mit 
I  demselben  in  Verbindung  stehen .  gelangt 
man  (ixireh  sie  rechnerisch  für  die  vielen 
'  geschäftlichen  Transaktionen ,  aus  weldien 
I  ein  Betrieb  doch  besteht,  zu  keinem  inneren 
I  Zusammenhang,  zu  keinem  systematisch  auf- 
,  gel«uten  Nachweis  des  reinen  Vermögens 
1  und  muss  sich  damit  begnügen ,  falls  mau 
j  Überiiaupt  Einzelnachweise  über  die  Ver- 
I  mOgensbestandteile  und  über  die  Geschäftf^ 
{ bewegnng  erhalten  will,  diese  in  einer  Reihe 
I  von  ganz  willkürtich  geführten  NebenbOchem 
j  mehr  oder  M-cniger  ausführlich  zu  geben. 
I  Selbst  die  £inzeli>osten  des  systematischen 
I  Kassenbuchs  der  einfachen  Buchführung  sind 
I  ziun  grossen  Teil  mir  Kassen  notizen,l[eine 
'  eigeutlichen  Posten,  weil  sie  sich  nicht 
j  immer  auf  Personen  beziehen  und  dann  in 
(keiner  anderen  Redinuiw  der  ein&dieD 
I  Buchführung  eine  Soll-  oder  Hi^nv^Ande- 
rung  hervorbringen.   In  den  meisten  Be- 
trieben, in  denen  die  einfache  Buchführung 
angewendet  wird,  verzichtet  man  grundsätz- 
lich auf  eine  vollständige  Berechnung  des 
Erfolgs  im  einzelnen  und  begnügt  sich  mit 
dem  Gesamteigebnie,  wie  es  aus  der  Ver- 
gleichung  der  Inventare  verschiedener  Ge- 
schäftsT>erioden  hervorgeht.  Dass  eine  solche 
Buchführung  nicht  den  höchsten  Anforde- 
nmgen,  ja  genau  genommen,  nicht  einmal 
den  gesetzÜch  notwendigen  Ansprüchen  ge- 
nfigt, liegt  auf  der  Hand.  Die  Buchführung 
namentlich  grosser  Betriebe  muss  syste- 
matisch sein,  d.  h.  es  muss  ein  imierer 
Zusammenhang   zwischen   sämtUchen  Bu- 
chungen bestehen,  und  das  Gesamtresultat 
der  Inventur  muss  sich  durch  das  Ver- 
buchungssystem   in  seinen  einzelnen  Be- 
standteilen, sowohl  nacit  den  Beständen  und 
Schuld  Verhältnissen  als  auch  nach  den  posi- 
tiven (Gewinn)  und  negativen  (Verlust)  Er- 
gebnissen nachweisen  lassen.    Zu  diesem 
Erfolge   gelangt   die   doppelte  Buch  - 
führung,  so  genannt,  weil  bei  ihr  die 
Posten  eine  doppelte  Veränderung  insofern 
hen'omifen,  als  jeder  Geschäftäall  einer 
Rechnung  belastet  und  einer  anderen  Rech- 
nung gutgeschrieben  wird.    Dies  ist  aber 
nur  möglieh,  wenn  Soll-  und  Habenände- 
Hingen  nicht  bloss  auf  Personen  oder  auf 
einzelne  Sachen  bezogen  werden,  sondern 
weun  von  voniherein  grundsätzlich  über 
alle  Teile  des  GeschäftsvermGgens  uud 
über  alle  Teile  der  geschäftlichen  Ecgeb- 
uisse  Einzelrechnungen  ^fOhrt  werden  und 
angenommen  MÖrd,  dass  sie  wie  die  Fersoneii- 
conten  Schuldner  und  Gläubiger  werden 
können.   Auf  diese  Weise  gelangt  man  zu 
einem  vollständigen  Rechnungssystem. 
in  dem   alle  Buchungen   unter  einander 
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in  anen  geschlossenea  Zusammenhang  kom- 
men und  durch  wdcheB  der  Nachweis  der 
Vermögens-  und  Schuldantöle  sowie  eine 
genaue  ErfoLraherechnung  im  onzelnen  er- 
zielt wird.  Diese  Art  der  Budiffihnmg  ist 
zuerst  von  einem  italienischen  Franzisksmer- 
mOnche  Fra  Luca  di  Borgo  oder  Lucas 
Pacciolo*)  in  seinem  1494  zu  Venedig  er- 
schienenen Werke :  »Surama  de  Arithmetica 
Geometria,  Proportioni  e  Proportionalita«  be- 
schrieben ■worden.  In  diesem  mathematisclien 
Lehrbuche  ist  der  11.  Abschnitt  der  doppelten 
Buchführung  gewidmet,  unter  dem  Titel: 
>Tractatns  particularis  de  Computis  et  Scrip- 
turis«.  Pacciolo  wendet  ausser  dem  Inventar 
dazu  3  Bücher  an,  nämlich  das  Memorial 
oderdieStrazze  zur  ersten  flüchtigen  Nie- 
derschritt der  Posten,  das  Journal,  in 
welches  dieselben  sorgfältig  zu  schreiben 
imd  in  dem  sie  mit  den  Präpositionen 
»per«  für  die  Schuldner  und  »an«  für  die 
Gläubiger  einzuleiten  sind ,  endlich  das 
Hauptbuch  (quademo  grande),  in  das 
die  Joximalposten,  systematisch  nach  Oonten 
geordnet,  eingetragen  werden.  Pacciolo 
spricht  öfters  von  der  »Venetianischen  Me- 
thode«, auch  von  der  Florentiner  Art,  Buch 
zu  führen,  woraus  hen'orgeht,  dass  er  die 
doppelte  Methode  nicht  selbst  erfunden, 
sondern  auf  den  Comptoiren  der  italienischen 
(irosskaufleute  kennen  gelernt  hat.  Er  hielt 
sich  bei  seiner  DarsteUung,  wie  er  selbst 
sagte,  an  die  venetianische  Art  und  Weise 
(al  modo  di  Vinegia).  In  fast  gleicher 
Weise  stellt  Domeuicus  Manzoni  1554 
in  seiner  Schrift  vQuademo  doppio  col  suo 
giomale  oomposto  e  ordinato  secondo  il  si- 
stema  veneziano«')  die  Bucl^altun^  dar. 
Es  muss  demnach  schon  damals  Terachiedene 
Arten  der  doppelten  BuchfOhnmg  gegeben 
haben.  Auch  m  Bechnungsbüchern  der  Ge- 


^)  Die  Schreibweise  iat  verschieden;  neben 
Pacciolo  kommt  Paciolo,  Pacioli,  Patiolas  vor. 
£r  selbst  unterschrieb  sich  am  Ende  seines 
Werkes:  Frater  Lucas  de  bnrgo  sancti  Sepolcbri 
Ordinis  minorum  Et  sacrae  theol(^e  humilis 
Professor.  Der  Traktat  II  ist  deatsch  heram- 
fegeben  von  dem  um  die  Geschichte  der  Bnch- 
fHhrang  sehr  verdienten  Professor  Dr.  E.  L. 
J  il  g  e  r :  Lucas  Pacciolo  und  Simon  Stevin  (Stuttg. 
1876).  Eine  neuere  italienische  Uebersetzung 
rührt  von  Professor  V.  Gitti  her:  Fra  Luca 
Pacciolo,  Trattato  de'  computi  e  delle  scritture 
(Turin  1878).  Die  1504  in  Venedig  erschienene 
Schrift:  La  scuola  perfetta  dei  mercanti  di  Fra 
Pacciolo  di  Borgo  ist  nach  der  Annahme  Jägers 
ein  Kachdmck  des  Pacdoloschen  Buchhaltnngs- 
traktats. 

■)  Spater  unter  verändertem  Titel  „Libro 
mercantile  u.  s.  w."  in  Venedig  1573  neu  heraus- 
fregeben.  Die  erste  Auflage  ist  von  Professor 
Jäger  in  seinen  „Beiträgen  zur  Geschichte  der 
Doppelbuchhaltong"  (Stuttgart  1874}  ebenfalls 
deutsch  abersetzt. 


meinde  Genua  aus  dem  Jahre  1348  und 
Florenz  aus  dem  Jahre  1432  soll  schon  die 
doppelte  Methode  der  Buchführung  ange- 
wendet sein.')  Jedenfalls  hat  diesEube  ihre 
ersten  Ans&tze  aus  dem  praktischen  Ver- 
kehrsleben der  mittelalterlichea  Handels- 
republiken  Italiens  heraus  erhalten  und  ist 
dann  zunäc^  durch  italienische  Schrift- 
steller beschrieben  »md  weiter  entwickelt 
worden.  Durch  zahlreiche  Uebersetzungen 
der  italienischen  Werke  und  mehr  oder 
weniger  selbständige  Arbeiten  über  doppelte 
Buchführung  ist  dieselbe  dann  rasen  im 
Auslände  bekannt  geworden  und  hat  auch 
dort  Verbreitung  und  vielfache  Verbesse- 
rungen gefunden.2)  Invrieweit  das  Bekannt- 
werden der  doppelten  Buchfühning  auf  die 
Weiterbildung  der  einfachen  von  Einfluss 
gewesen  ist,  lässt  sich  nicht  sicher  fest- 
stellen. Jäger  nimmt  an,  dass  die  »syste- 
matische einfache  Buchführung«  überhaupt 
erst  aus  der  doppelten  durch  Abkürzung 
entstanden  ist,  und  folgert  dies  namentlich 
aus  der  Uebernahme  gewisser  Formen  der 
doppelten  Buchfühning  in  die  einfache,  wie 
Einrichtung  des  Kontokorrentbuchs,  Gebrauch 
der  Wörter  Soll  und  Haben  etc.  Sicherlich 
hat  die  einfache  Buchführung  durch  die 
Entwickelung  der  doppelten  Methode  eben- 
falls an  Klanieit  imd  üebersichtHchkeit  ge- 
wonnen, insofern  man  sich  bestrebte,  durch 
sie  wenigstens  eiuigermassen  die  Ziele  der 


^)  Vgl.  G.  Pagni,  Sull'  amministrazione 
economica  del  Kegno  dltalia  (Florenz  1862)  und 
C.  Bellini,  La  Logismografia  (Beggio  dell' 
EmÜia  1883). 

Der  erste  ITebrasetzer  des  Bucfahaltongs- 
traktats  von  Pacciolo  war  Jan  Ympyn,  der 
längere  Zeit  in  Venedig  gelebt  hat  und  den 
Traktat  gleichzeitig  insVlämische  und  "Franzö- 
sische übersetzte.  Beide  Uebersetzungen  er- 
schienen im  Jahre  1Ö43,  die  letztere  i»t  aber 
nicht  von  ihm  selbst,  sondern  von  seiner  Witwe 
Anna  Swinters  gezeichnet.  —  Die  ältesten 
bekannten  deutschen  Arbeiten  Uber  Buchführung 
sind:  Henricus  Grammateus,  Bechenbüch- 
lein, künstlich,  bebend  und  gewiss  auf  alte 
Eauffmanschafft  geriebt  etc.  Bochhalten  dnreh 
Journal,  Kaps  und  Scholdbnch  (Wien  1618, 
später  Frankf.  a.  M.  1572).  —  Ein  teutsch  ver- 
ständig Buchhalten  für  Herren  oder  Gesell- 
schafter Inhalt  wellischem  Prozess,  dergleichen 
vorhin  nie  der  Jugent  ist  fürgetragen  worden 
noch  in  Druck  kummen  durch  Joann  Gotlieb 
begriffen  imd  gestellt.  1531  gedruckt  zu  Nurem- 
berg  durch  Friedrichen  Pejpns.  —  Wolff- 
gang  Schweicker,  Senior  in  Kuremberg, 
Zweirach  Bnchhalten  sammt  seine  Giomal,  des- 
selben Beschlus,  auch  Eechnnng  zn  thau  (1&49). 
—  Johann  T^endorffers  sdbOnes  und  allen 
Handelsleuten  nützliches  KnnststUdc  vom  Buch- 
halten (Augspurg  1585).  —  Passchier  Goes- 
sens  von  Brüssel,  Buchhalten,  fein  kurz  zn- 
samniengefasst  und  begriffen  etc.  (Hamborg 
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doppelten  Methode  zu  erreicheo.  Trotzdem 
Terdient  auch  heute  noch  die  eioiache  Buch- 
hihrung  unserer  Meinung  nach  den  Namen 
einer  systematischen  Buclifühning  nicht.  Tcie 
auch  die  Nachahmung  gewisser  Formen  der 
doppelten  Buchfülirung,  so  der  Gebrauch  der 
Worte  An  und  Per  im  Kassenbuche  oder 
im  Hauptbuclie  der  einfaoliea  BuchfflhruDg 
gar  keinen  Sinn  hat 

3.  Beschreibang  der  doppelten  B. 
Das  der  do))}>elten  itaJiemschen  Bitchfilhrung 
eigentümliche  Buch,  welches  den  Mittel- 
punkt der  ganzen  Buchungsarbeit  bildet,  ist 
das  Hauptbuch,  nicht  zu  verwechseln 
mit  dem  Hauptbuch  der  einfachen  Buch- 
führung, das  nur  Hechnungen  üt)er  per- 
sönliche Beziehungen  enthält  und  daher  mit 
dem  Kontokorrentbuche  der  doppelten 
Buchfühnmg  identisch  ist.  Das  Hauptbuch 
der  doppelten  Buchführung  stellt  aber  das 
Gesamtvermügen  und  alle  Verändennigen. 
die  dasseil«  durch  den  Geschäfts!  »etrieb  er- 
leidet —  also  auch  den  Geschäftserfotg 
—  durch  eine  givssere  oder  geringere  An- 
zahl voQ  Co  Uten  oder  EiozdrechnungeD 
Bysteraatisch  dar.  Die  Anzalil  der  Konten 
ist  insofern  wUlkOrlich,  als  sie  von  der  Art 
und  der  Grösse  des  GescliSltsbetriebs  sowie 
davon  abhAngt,  in  welchem  Grade  man  die 
Einzelheiten  des  Betriebs  und  des  geschäft- 
lidien  Erfolgs  durch  die  Buchführung  klar 
stellen  will.  Jedes  Conto  ist  zweiseitig: 
es  enthält  auf  der  linken  Seite  das  Soll 
oder  Debet,  auf  der  rechten  Seite  das 
Haben  oder  Credit  der  Rechnung.  Die 
Buchung  ist  insofern  do]ipelt,  als  jeder 
Buchungsposten  dieselbe  Summenänderuug 
zugleich  in  dem  Soll  eines  oder  melirerer 
Conten  xmd  in  dem  Hal)en  eines  oder 
mehrerer  anderer  Conten  hervorbringen 
muss,  so  dass  sich  stets  die  Soll-  und 
Habenbeträge  des  Hauptbuchs  ausgleichen 
müssen.  Die  Conten  zerfallen  ihrem  Wesen 
nach  in  zwei  Reihen:  die  Vermögens- 
bestand conte  n  und  die  Conten  des 
reinen  Vermögens,  oder  wie  sie  von 
italienischen  Scluiftstellera  bezeichnet  wur- 
den, in  die  statistischen  und  ökono- 
mischen Conten.  Die  Vermögensbestand- 
conten  enthalten  in  der  Sollspalte  die  Ver- 
mögensvermehrungen ,  in  der  Habenspalte 
die  Vermögensverminderungen ,  oder  sie 
werden  füi-  jeden  Vermö^enszuwachs  be- 
lastet (debitiert),  für  jeden  \ermügensabgang 
aber  erkannt  (creditiert).  Schulden  gelten 
als  nesitiTe  oder  passive  Vermögensbestand- 
teile.  Schulden  zunähme  ist  einer  Vermögens- 
minderung, Schiildenabnahme  einer  Ver- 
mi^ensmehrung  gleich.  Die  Conten  des 
reinen  Vermögens  dagegen  enthalten  in  der 
Sollspalte  die  Verminderungen ,  in  der 
Habenspalte  die  Vermehrungen  des  reinen 
Vermögens;  sie  werden  daher  für  die  Ab- 


I  gänge  V>elastet .  für  den  Zuwachs  erkannt. 
1  Die   Vermrigensl)estandconten   zerfallen  in 
I  Personen-  und  Sachconten ,  auch  lebende 
und  tote  Conten  genannt') 
'      BezügHch  der  Personen  conten  ist 
'  zu  bemerken ,  dasa  die  alten  itaUenischen 
Schriftsteller    den    Unterschied  zwischen 
Hauptbuch    imd    Kontokorrentbuch  nicht 
kannten  nnd  dass  sie  also  den  Geechäfta- 
j  freunden  (Korresi>ondeDten)  Einzelrechnungen 
I  im  Hauptbuche  erö^neten.   Dies  ist  gegen- 
'  wÄrtig  nur  selten  mehr  der  Fall ;  die  Einzel- 
'  rechnungen  der  GescliÄftsfreimde  werden  im 
I  KontokoiTentbuch  eröffnet,  wodurch  einer- 
seits das  Hauptbuch  entlastet,  andererseits 
[  eine  zweckentsprechende  Einrichtung  der 
i  PeiTSoncnconten  mit  Verfallzeit-  und  Zinsen- 
.  si>alte  ermiiglicht  wird.    }laa  führt  dann 
!  das  Kontokorrentbuch  gewissermassen  nur 
I  als  Nelieubuch  und  richtet  es  nach  einfacher 
.  Methode  ein ;  im  Hauptbnche  selbst  werden 
;  dann  nur  ein  oder  einige  Sammelconten 
'  (Kollektive •outen)  für   sämtliche  Personen 
{geführt.   Diese  Conten  benennt  nuui:  Kon- 
tokor reut  conto,    auch    Conto  der 
jLaufenden  Rechnungen,  oder  De- 
:bitoren-  und  Kreditorenconto.  Die 
I  Gesamtsummen  dieser  Conten  im  Haupt- 
I  buche  müssen  n^ürlich  mit  den  Oesamt- 
,  summen  aller  Rochnungen  im  Kontokorrent- 
buche üliereinstimmen ,  wovon  man  sich 
I  gewöhnlich  monatlich  durch  Addition  über^ 
zeugt.   —  Die  wichtigsten  sachlichen 
Conten  sind:  das  Kassenconto,  Reicbsbank- 
giroconto,  Warenoonto,  Wechselconto,  Effek- 
tenconto,  Handlungsinobilienconto ,  Tratten- 
oder Acceptconto,   in  Fabriken  Rohstoff- 
und  Fabrikation  sconto  etc.  Fast  jedes  dieser 
Conten  kann  wieder  in  mehrere  Rechnungen 
je  nach  Bedarf  geteilt  werden.    So  wird 
meistens  das  Wechselconto  in  eine  Rechnung 
für  inländische  (Mark-)  und  ausländische 
"Wechsel  (Devisen),  das  Effektenconto  in  ein 
Staatspapier-  und  ein  Aktienconto  zerl^ 
u.  s.  w.   Das  Trattencouto  gehört  insofern 
zu   den    sogenannten   transitori  scheu 
Conten,  als  die  Beträge,  sobald  ein  Gläubiger 
auf  das  Gescliäftahaus  trassiert,  ihm  belastet 
uiid  dem  Trattenconto  gutgeschrieben  wer- 
den, bis  die  Tratte  zur  Zahlung  gelangt; 
dann  wird  das  Trattenconto  durch  Belastung 
an  Kasse  oder  Reiclisbankgiro  etc.  wieder 
ausgeglichen. 

Die  Conten  des  reinen  Vermögens  sind : 
das  Kapitalconto  und  das  Verlust- 
und  Gewinnconto  mit  seinen  Unterab- 
teilungen. Zu  letzteren  gehören  beispiels- 
weise: das  Handlun ^Unkosten-,  das  Zinsen-, 
das  Provisions-,  Agioconto  u.  s.  w.  (Conten 
für  Lasten  und  Erträgnisse).  Auch 


^)  Diese  AosdrQcke  werden  schon  von 
Hanzoni  a.  a.  0.  Kap.  XIII  gebraucht 
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hier  ist  eine  beliebige  SpecialiBierung  zuge- 
lassen. Als  Unterconto  des  EapiliJcoDtos 
kann  das  Eontokorrent^  oder  Frivatconto 
des  Prinzipals  angesehen  werden ,  auf 
welches  alle  Beträge  kommen,  die  derselbe 
im  Laufe  des  Oeschäftsjalires  für  eigenen 
Gebrauch  eta  entnimmt  (linke  Seite)  oder 
die  ihm  für  Zinsen ,  Gewinn  oder  aus 
anderem  Grunde  gutzuschreiben  sind  (reohte 
Seite).  Da  nun  beim  Abschluss  der  Bücher 
alle  Conten  des  reinen  Yerm^ns  auf  dem 
Eapitalcoato  zusammenlaufen  und  in  dessen 
Saldo  ihre  Wirkung  äussern,  dieser  aber 
den  positiven  (aktiven)  Yermögensbestand- 
teilen  gegenüber  negative  Wirkung  hat,  so 
ergiebt  die  doppelte  Buchführung  in  ihrem 
Endergebnis  eine  Gleichung,  die,  in  Worten 
ausgedrückt,  lautet:  Positive  Vermögensbe- 
standteile oder  Aktiva  =  Negative  Yer- 
mögensbestandteüe  oder  Schulden  +  Saldo 
des  KiLpitalconto  oder  reines  Vermögen. 
Dies  ist  die  Bilanz  der  doppelten  Buch- 
führung, wie  sie  sich  stets  ans  dem  Ab- 
schlüsse der  einzelnen  Conten  des  Haupt- 
buchs er^ben  muss. 

Um  moht  aUe  Gesch&EtSTerhSItnisse,  ins- 
besondere die  Gi-ÖBse  des  GeschSftskapitals, 
den  peisfinlichen  Gebrauch,  den  Nettogewinn 
oder  beliebige  andere  Beziehungen  den 
Handlungsgehilfen  bekannt  werden  zu  lassen, 
werden  häufig  aus  dem  Hauptbuch  die  be- 
treffenden Conten  weggelassen  und  in  einem 
binderen  Geheimbuch  oder  geheimen 
Hauptbuch  geführt  Im  Hauptbuche 
selbst  werden  sie  dann  durch  ein  summa- 
lisches  Geheimbuehconto  vertreten ; 
wenn  nicht,  muss  der  Prinzipal  den  Bücher- 
abschluss  selbst  ei^änzeu. 

Selbstverständlich  werden  die  Posten 
nicht  direkt  in  das  Hauptbuch  eingetragen, 
sondern  die  erste,  ursprüngliche  Buchung 
findet,  wie  in  der  einfachen  Buchführung, 
zunächst  in  den  Grundbüchern  statt. 
Ursprüngüch  kannte  man  nur  das  Memorial 
oder  Journal  als  Grundbuch,  von  welchem 
sich  aber  später  das  Kassenbuch  und  noqh 
einige  andere  Grundbücher  (s.  oben  S.  1107) 
abgezw^eigt  haben.  Aus  diesen  Grundbüchern 
hat  man  die  Posten  direkt  in  das  Haupt- 
buch übertra^n.  Man  kann  diese  Metliode 
als  die  zweigliederige  bezeichnen.  Später 
hat  man  aber  die  doppelte  BudifÜhrung  zu 
einer  dreigliederigen  insofern  gemacht,  als 
man  die  Posten  nicht  unmittelbar  aus  den 
Grundbüchern  in  das  Hauptbuch  eintrug, 
sondern  in  einem  besonderen  Journal  sam- 
melte, um  sie  Ton  diesem  Buche  aus  erst  in 
das  Hauptbuch  zu  bringen.  Dieses  Vermitte- 
lungsbum  kann  man  am  passendsten  als 
Sammeljournal  bezeichnen  und  man  thut 
gut,  um  Verwechselungen  auszuschliessen, 
das  Tagebuch  als  Grundbuch  bei  dieser 
Methode  lediglich  Memorial  zu  nennen. 


Diese  dreiteilige  Methode  wird  im  Gegen- 
satz zur  italienischen  als  die  deutsche 
doppelte  Buchführung  bezeichnet,  weU  sie 
zuerst  bei  deutschen  Schriftstellern  aufge- 
treten ist  und  in  deutschen  Handelshäusern 
etwa  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
angewendet  worden  sein  soll.  ^) 

Zweck  des  Sammeljoumals  ist,  die  Pos- 
ten aus  den  in  der  Hauptsache  chronologisch 
geführten  Grundbüchern  für  das  Hauptbuch 
systematisch  zu  ordnen ,  die  Posten  mit 
gleichen  Schuldnern  oder  gleichen  Gläubigem 
zu  vereini^n,  um  dadurch  für  das  Haupt- 
buch die  Postenzahl  zu  Terringem  und  die 
Buchungsarbeit  zu  vereinfachen,  auch  um 
die  in  den  Gnindbüchem  etwa  gemachten 
Fehler  noch  vor  der  Eintragung  in  das  Haupt- 
buch zu  entdecken  und  zu  verbessern,  end- 
lich um  die  Bilanzziehung  für  jede  ge- 
wünschte Periode  zu  erleichtem.  In  dem 
Sammeljoumal ,  das  meistens  schlechtweg 
als  Journal  bezeichnet  wird,  ISsst  man 
bereits  die  Beschreibung  der  Geschäfte  — 
die  Geschäftserzählung  —  weg  und  giebt 
niu*  das  Datum  der  Posten,  die  Sehuldner- 
und  Gläubigerconten  und  den  Geldbetrag 
an,  verweist  aber  in  eüier  besonderen 
Kolumne  auf  die  Folien  der  Grundbücher. 
Die  Eintragung  der  Posten  in  das  Journal, 
die  Journalisierung,  erfolgt  am  häu- 
figsten monatlichj  sie  lünn  aber  auch  eben- 
sogut halbmonatlich  oder  wöchentlich  2)  ge- 
schehen. Vom  Journal  gelangen  dann  die 
Posten  in  das  Hauptbuch,  welches  mit  einer 
Spalte  für  die  Joumalseiten  versehen  ist, 
wie  umgekehrt  im  Journal  bei  der  Ueber- 
tragung  die  Hauptbuchfolien  angegeben  wer- 
den. Man  daxl  wohl  behaupten ,  dass 
wenigstens  in  Deutschland  diese  Art  der 
dreiteihgen  doppelten  Buchführung  die  am 
meisten  verbreitete  Methode  der  Buchfüh- 
rung ist.  Wenn  fi-eilich  die  Fühmng  des 
Memorials  —  wie  es  ja  bei  dem  Kassen- 
buche und  in  WarengescMften  bei  dem 
Einkaufs-  und  dem  Verkaufsbuche  schon 
allgemein  der  Fall  ist  —  derartig  systema- 
tisch erfolgt,  dass  ftlr  jede  Art  von  Geschäf- 
ten auch  besondere  Grundbücher  eingerichtet 
werden,  so  dass  bereits  in  den  Gnmdbüchem 
eine  systematische  Ordnung  der  Posten  nach 
gleichen  Schuldnern  oder  Gläubigem  statt- 
findet, dann  verliert  der  Hauptgrund,  der 


»)  Yergl.  JoL  Chr.  Wolf,  YoUständige  An- 
leitung zur  Kaufmännischen  Bnchführong  (Wien 
1774)  und  Sam.  Friedr.  Helwig,  Anweisung 
zur  leichten  nnd  gründlichen  Erlernung  der 
ItaUenischen  doppelten  Bnchhaltong  (Berlin  1774, 
2.  Anfl.  Stettin  1790). 

*)  Letzteres  ist  z.  B.  bei  den  deutschen 
Notenbanken  notwendig,  weil  sie  jede  Woche 
öffentliche  Aiuweise  \her  den  Stand  ihrer 
Aktiva  and .  Fasriva  im  Beicbsanzeiger  gthea. 
mOsBen. 
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die  Fahrun^  des  Sammeljoiu'Dals  nötig  oder  durch  Stornieren,  das  ist  Bildung  von 
wünschenswert  macht,  an  Bedeutung.  Dies !  6^:en{>osten.  Angenommen,  man  habe  das 
ist  konsequent  diux-hgeführt  ia  der  weiter  [  K^senconto  irrtOmlich  statt  vom  Handlungs- 
imten  zu  besi)rechcnd6n  amcrikanischon  |  unkostenconto  vom  Handlungsmobilienoonto 
Buchführung.  Aber  auch  grosse  Handels- ,  mit  üOii  Mark  kreditiert,  so  muss  man  im 
hftttser,  ^relclie  die  deutgehe  doppelte  1  Memorial  oder  Journal  einen  Q^eDposten 
Methode  anwenden,  insbesondere  grosse , bilden:  >Handlungsimko&ten  an  E^dJungs- 
Bankinstitnte  mit  bedeutender  Arbeitsteilung,  <  mnbilien,  für  Storno  500  Mark«.  Durch  den 
zerlegen  das  Memorial  nach  s\'stcmatischen  ,  Stomopoisten  gleicht  sich  Handlungsmobilien- 
Grundsätzen  in  Markwechsel-^n-  und  -Aus- ,  conto  aus,  und  Handlungsunkoetenoonto  ei> 
^ng,  Devisen-Ein-  imd  -Ausgang.  Effekten- '  seheint  als  Schuldner  für  5U0  Uark. 
Ein-  und  -Atisgang  etc.  Immerhin  bleiben  Bezflglich  der  Qrundbflcher  der  dop- 
anch  dann  noch  eine  Masse  Posten  übrig,  peltcn  ßuclifühmng  sei  noch  folgende  be- 
fOr  welche  ein  gemränsames  Memorial  ehro-  merkt :  Sie  zerfallen  in  ^-stematiBC^  und 
nolt^sch  zu  führen  ist ,  so  dass  m-hon '  in  chrondog^hc.  Im  ersten  Falle  nehmen 
aus  diesem  Grunde  <lie  Haltung  eines, tiie  nur  gleichartig  Posten  auf,  die  sich 
Sammeljoumals  doch  nicht  ganz  ühei-flü.«sig  also  in  emer  Beziehung  (als  Sdiuld  oder 
erscheint.  Sowohl  in  Frankreich  als  in ,  Guthaben)  auf  das  gleiche  Conto  beziehen, 
England  ist  flbrigens  die  Methode,  das  z.  B.  das  Kassenbuch,  das  "Wareneinkanfs- 
chronologische  Memorial  in  viele  Einzel- ,  buch  und  "Waren verkaufsbuch,  Wechselein- 
ioumale  in  systematischer  Weise  zu  zer-  gang  und  Wechselausgang  u.  s.  w.  Im 
legen,  viel  älter  als  bei  uns.  Während  aber ;  letzlt^i-en  Falte  werden  alle  Posten  ohne 
in  Frankreich,  schon  der  gesetzlichen  Bestim-  systematische  Oi"dnung  der  Zeitfolge  nach 
mungen  wegen  (s.  ol«?n  S.  IIU").  die  Fflhrunp  I  unter  einander  gebucht;  dies  ist  z.B.  im 
eines  Hauptjouroals,  welches  alle  Posten  der  Memorial  der  Fall.  In  den  systematisch 
Specialjouniale  in  sich  vereinigt,  nicht  ent-  ^  geführten  Gnindbflchern  braucht  man  nur 
behrt  wenlenkann'),  findet  in  der  sogenannten  die  Schuldner-  oder  niu*  die  Gläubigerconten 
englischen Buchfühnnig die  L'ebertragung  anzugeben ;  z.  B.  im  Kassenaoll  nur  die 
in  das  Hauptbuch  in  der  Regel  direkt  aus  Glänbiger,  im  Kassenhaben  nur  die  Schuld- 
den  Einzeljournalen  statt.  —  Ist  die  UelKT-inor;  im  Einkaufsbuch  nur  die  Gläubiger, 
tragiing  der  Journalposten  in  das  Haupt-  im  Verkaufsbuch  mir  die  Schuldner,  weil 
buch  geschehen,  so  überzeugt  man  sich  von ,  im  crsteren  Falle  Warenconto  Schiildner, 
der  Richtigkeit  durch  die  sojienannte  Probe-  im  zweiten  Gläubiger  ist  u.  s.  w.  In  chro- 
bilanz  oder  Monatabilanz  (weil  die  nologisch  geführten  Büchern  aber  muss 
Uebertragung  in  der  Regel  monatweise  man  jeden  Posten  mit  Angabe  des  schiU- 
geschieht).  Man  addiert  nämlich  die .  denden  und  des  guthabenden  Conto  ein- 
Soll- und  Habenbeträge  auf  sämtlichen  Con- ,  leiten.  Ausser  diesen  Angaben,  die  in  der 
ten ,  gewöhnlich  in  einem  besonderen  |  Regel  —  um  sie  hervorzuheben  —  mit 
B  i  1  a  n  z  b  u  c  h  e ;  die  Gesaratsumme  muss  |  kräftiger  lateinischer  Schrift  geschrieben, 
für  beide  Spalten  dieselbe  sein  (Ve  r  k  e  h  r  s  -  ;  zuweilen  auch  unterstrichen  werden,  hat 
bilanz).  Statt  der  Addition  der  Beträge,  ein  Gnmdposten  zu  enthalten;  das  Datum 
kann  man  auch  nur  die  Saldi  der  einzelnen  der  Buchung,  eine  knappe,  aber  raOglichst 
Conten  zusammenstellen;  die  Solldifferenzen  i  vollständige  Geschäftserzählung,  den  Geld- 
müssen den  Habend iff ereil zen  gleicli  sein  betrag  untl  dessen  Verfellzeit,  sofern  diese 
(Saldobilanz).  Diese  Proben  beweisen  i  nicht  mit  dem  Datum  der  Buchtmg  flber- 
rreiUch  nur,  dass  die  Posten  richtig  noch  einstimmt  Enthält  das  Hauptbuch  für  dritte 
doppelter  MIethotle  eingeschrieben  imd  die '  Personen  nur  ein  oder  einige  Sammeloonten, 
Joivnaladditionen  ohne  Fehler  aufgeführt '  so  giebt  mim  in  den  Grundbüchern  der 
sind,  nicht  aber,  dass  man  immer  die  rieh- 1  Klarheit  und  Yollständiekeit  vi^«n  doch 
tigen  Conten  gewählt  hat  odei*  dass  die  Be-  \  deren  Namen  als  Sdiuldnw  bezw.  Olftubir 
rechnungen  in  den  Grundbüchern  fehlerlos :  ger  an  und  vereinigt  sie  erst  zu  dem  Ed- 
sind.  Die  Gewissheit,  dass  alle  Posten  aus :  lektivconto  bei  demLebertraein  dasSammel- 
dem  Journal  in  das  Hauptbuch  richtig  über- 1  joumal  (s.  oben  S.  1111).  In  cnronologiaoh 
tragen  sind,  verachafft  man  sich  durch  Auf- 1  ftlhrten  Grundbüchern  unterscheidet  man  ein- 
ruf  und  Anstreichen,  das  sogenannte  Kella-  j  fache  und  zusammengesetzte  Posten,  je  nach- 
tionieren  und  Funktieren  der  Posten., dem  für  einen  GeschäftsfaU  nur  ein  S<^uld- 
Fehlerhafte  Eintragimgen  berichtigt  man  |  ner  und  nur  ein  Gläubiger,  oder  für  einen 
  '  Schuldner  mehrere  Gläubiger,   für  einen 

B.  Desarnaud,  Essav  sur  la  Compta- 1  S^"^'^*"  - 
biUt6  (Paris  1826)  hat  diese  Verbindnng  der  folgendem  geben  wir  zwei 

Specialjonrnale  (joumaux  apÄcianx)  mit  einem  |  Beispiele  emes  einfachen  und  eines  zusam- 
Hanptjoumal,  das  er  Journal  r^capitulatif  nennt, ,  mengesetzten  Memonalpostens,  wobei  für 
in  f^ankreich  wobl  zuerst  beschrieben.  das  erste  angenommen  ist,  dass  ein  6e- 
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G-ustav  Ebert,  Berlin 
an  Trattenconto 

avisierte  mit  Brief  Tom  16.  Ha.  Mts. 

H.  3600.—  p.  28.  Febr.   Order  6.  E  Ohl  er 


2  Scbnldner  an  W.  Böhme  &  Co.,  Planen 
Markwechselconto 

für  deren  Rimesse  mit  Brief  vom  24.  ds. 

No.  309  M.  2352.—  per  31.  da.  a/  Roth  &,  Co. 
Zinsenconto 

für  Diskont  von  M.  2400.—  &  2  %  


H.  3600 


H.  2352 

-  48 


M.  2400 


schäftsfreund  aiif  uns  einen  'Wechsel  Ton  i 
3600  Mark  gezogen  hat;  fflr  das  zweite! 
wird  der  angenommen,  dass  ein  Ge- 1 
schaftsfreund,  der  uns  2400  Mark  schuldete,  I 
einen  Wechsel  von  2352  Mark  eingeschickt 
und  48  Mark  =  2  **/o  Diskont  vom  Betrage 
gekttrzt  hat 

Bezieht  sich  ein  Posten  auf  eine  dritte 
Person,  deren  Schuld  oder  Forderung  ver^ 
mehrt  oder  vermindert  wird,  so  hat  man 
ihn  auch  in  das  Eontokorrentbucb  (in 
<')e8terreich  Saldo-Conto)  einzutragen,  in 
dem  jeder  Gcschftftsfreund,  wie  schon  früher 
erwUmt,  seine  besondere  Bedimmg  hat; 
ausgenommen  diejenigen  Personen,  zu  wel- 
chen die  gesdi&ftliche  Beziehung  nur  vor- 
übergehender Natur  ist  und  fflr  die  man 
ein  Sammeloonto  (Conto  pro  Di  versi)  ein- 
richtet. Das  Kontokorrentbuch  kann  in 
mehrere  Bücher  zerlegt  werden ;  es  wird 
häufig  nach  dem  Unterschied  von  Kunden 
imd  Lieferanten  in  Debitoren-  und  Kre- 
ditorenbuch, bei  ^Bser  Ausdehnung 
der  geschäftlichen  Beziehungen  aber  auch 
nach  Buchstaben,  z.  B.  A — F,  G — M  etc. 
geteilt.  Bezüglich  der  Zahl  imd  Einrich- 
tung der  Nebenbücher,  wie  Lager-  oder 
Warenscontro,  Wechselbücher  u.  s.  w.  ist 
man  in  der  doppelten  Buchführung  ebenso- 
wenig wie  in  der  einfachen  an  bestimmte 
Normen  gebundenj  man  richtet  sie  nach 
Bedürfnis  ei  n.  N  ur  dass  bei  doppelter 
Buchführung  es  durchaus  nicht  notwendig 
ist,  solche  Bücher  mit  Geldepalten  zu  ver- 
seilen, um  die  Grösse  und  den  Erfolg  der 
GeschäftsuittBätze  zu  berechnen.  Weil  sich 
dies  aus  den  betreff^den  Conten  des 
Hauptbudis  eigiebt 

Die  FeststeQung  des  geschäftlichen  Er- 
folges im  ganzen  und  nach  einzelneu  Kate- 
gorieen  erfolgt  durch  den  Äbschlnsa  der 
Bücher,  insbesondere  durch  den  Abschluss 
des  Hauptbuchs,  dem  eine  genaue  luven- 
tari^erung  des  Vermögens,  also  bezüglich 
der  Forderungen  und  Schulden  auch  der 
Abschluss  des  Kontokorrentbuchs  vorauszu- 
gehen hat.  Die  auf  den  Abschluss  bezüg- 


lichen Buchungen  werden  Abschluss- 
posten genannt  und  zunächst  im  Memo- 
ri£Ü,  oder  wenn  ein  Sammeljournal  geführt 
wird,  in  diesem  entworfen.  Sind  beim  Ab- 
schluss des  Kontokorrentbuchs  neue  Posten 
durch  Berechnung  von  Zinsen,  Provisionen, 
Kui^imterschieden  etc.  entstanden,  so  und 
diese  zuerst  im  Memorial  oder  Journal  zu 
bndien,  z.  B.  »Zinsen  an  Kontokonent- 
conto«^  oder  umgekehrt,  je  nachdem  den 
Geschäftsfreunden  Zinsen  gutzu8(^ireibea 
oder  zu  belasten  sind.  Sofern  eine  Zins- 
vei^fltung  oäer  eine  anderweite  Entschädi- 
gung an  einen  GeschSftmnhabOT  oder  Teil- 
haber zu  erfolgen  hat,  muBS  die  Buchung 
derselben  ebenulls  vor  Absdiluss  der  Conten 
grach^en.  Den  Abschluss  der  Rechnungen 
des  Hauptbuchs  vollzieht  man  am  besten 
zunächst  provisorisch  in  einem  besonderen 
Abschlussbuche.  Ueber  die  nach  dem 
Inventare  sich  ergebenden  positiven  und 
negativen  Vermögensteile  wird  ein  besonderes 
Conto,  das  Ausgangsbilanz-  oder  Ab- 
schlussbilanzconto  eröffnet.  Dasselbe 
wird  Schuldner  für  alle  positiven,  Gläubi^r 
für  alle  negativen  Vermögensfaestandteile. 
Bei  denjenigen  Conten,  deren  Summen  un- 
veränderliche Werte  darstellen,  oder  wenn 
die  Preise  im  Eingang  und  Ausgang  die 
gleichen  wai'en,  ergiebt  sich  die  Ausgleichung 
der  Rechnung  ledi§;lich  durch  Einstellung 
der  betreffenden  Bilanzsumme.  Sind  aber 
die  berechneten  Werte  im  Soll  und  Haben 
einer  Rechnung  verschieden,  so  kann  sie 
sich  nicht  durch  Bilanzeonto  ausgleichen, 
sondern  wird  einen  Gewinn  oder  einen 
Verlust  ei-geben,  je  nachdem  nach  Ein- 
stellimg  des  Bilanzbetrags  die  Haben-  oder 
die  Sollsumme  grösser  ist.  Gewion  und 
Verlust  werden  auf  Verlust-  und  Ge- 
winnconto^)  Übertragen  und  auf  diese 
Weise  der  Abschluss  der  betreffenden  Bedi- 


*}  Man  schreibt  richtiger  „Verlust-  und  Ge- 
winnconto"  statt  „Gewinn-  und  Verlnstconto", 
weil  in  diesem  Conto  der  Verlast  auf  der 
linken,  der  Gewinn  auf  der  rechten  Seite  steht. 


Digitized  by  Google 


1114 


BtirhfflhniDg 


Dung  bevirkt.  Contea,  die  nach  Ausweis 
des  Inventars  weder  positive  noch  negative 
YennOgensteile  durch  Biluizconto  aufzu- 
nehmen haben  und  sich  nicht  schon  vorher 
ausgleichen,  geben  ihren  Saldo  ebenfalls  an 
Yeniist-  und  Gewinnconto  ab.  Wenn  man 
z.  B.  auf  Speditionsconto  240  %irk  verein- 
nahmt und  nur  SO  Mark  verausgabt  hat,  so 
hat  das  Conto  an  Veriust-  und  Gewinnconto 
160  Mark  als  Gewinn  abzuliefeni.  Das 
Verlust-  und  Gewinnconto  selbst  giebt  seinen 
Saldo  als  Reingewinn  oder  Keinver- 
1  u  s  t ,  je  nachdem  die  Haben-  oder  die  Soll- 
summe desselben  griisser  ist.  an  das  Privat- 
conto  des  Geschäftsinhabers  —  bei  offenen 
Gesellschaften  und  gewöhnliehen  Kommandit- 
gesellschaften an  die  Privatcoaton  der  Ge- 
sellschafter —  ab.  Der  Saldo  des  Privatconto 
bildet  entwe<ler  eine  Eapitalvermehruiig, 
wenn  die  rechte  Seite  die  grössere  Summe 
enthält,  oder  eine  Kapitalvermindening,  wenn 
die  linke  Seite  den  grösseren  Betrag  auf- 
weist; im  ersteren  Falle  wird  für  den  Saldo 
Kapitalconto  (bezw.  die  Kapitalcouten) 
kreditiert,  im  letzteren  Falle  debitiert,  wo- 
durch das  Privatconto  ausgeglichen  wird . 
Das  Kapitalconto  selbst  giebt  seinen  Saldo, 
der  dem  Reinvermrjgeii ,  wie  es  sich  durch 
Inventuraufnahme  ergeben  hat,  entsprechen 
muBS ,  an  Bilanzconto  als  einen  passiven 
Vermögensteil  ab.  Nun  muss  das  Bilanz- 
conto auf  beiden  Seiten  die  gleichen  Summen 
und  die  früher  erwÄhnte  Gleichung  er- 
geben. Bei  Aktiengesellschaften  und 
allen  ähnlichen  ünternehmuiigsformon,  bei 
welchen  das  Geschäftskapital  stets  als  ein 
unvei-änderlicher  Posten  m  der  Bilanz  er- 
scheint und  bei  denen  es  Privatconten  der 
Teilhaber  in  der  ftegel  nicht  giebt,  winl 
der  Beingewinn  oder  der  Reinverlust  direkt 
auf  Bilanzconto  übertragen,  indem  ersterer 
als  ein  passiver,  letzterer  als  ein  aktiver 
Vermf^nsteii  dem  Bilanzconto  gutgeschrie- 
ben bezw.  belastet  wird.  WflMe  zur  Zeit 
de»  BQcherabschlnsses  die  Verwendung  des 
Reingewinns  als  Tantieme,  Dividende,  Anteil 
zum  Reservefonds  etc.  bereits  festgestellt 
sein,  was  in  der  Regel  nidit  der  Fall  ist, 
80  würde  der  verwendete  Gewinn  nicht 
dem  Bilanzconto,  sondern  dem  Tantiemen-, 
Dividenden-,  Resen-efondsconto  etc.  gutzu- 
schreiben und  auf  Bilanzconto  nur  der  Be- 
trag zu  verbuchen  sein ,  der  keine  Ver- 
wendung findet  und  auf  das  neue  Ge- 
schäftsjahr mit  übernommen  wird.  Soweit 
aber  die  zur  Verteilung  bestimmten  Beträge 
zur  Zeit  des  Bücherabschlusses  noch  nicht 
ausgezahlt  sind ,  erscheinen  sie  dann  auf 
den  Conten  der  Tantit'^men ,  Dividenden, 
Reservefonds  etc.  in  der  Bilanz  als  passive 
Vermögensteile. 

Eine  Öfters  vorkommende  Eigentümlich- 
keit in  der  BiichfOhrung  grosser  Unter- 


nehmungen ist  die  Führung  eines  soge- 
nannten C e n t ral haujtt b u chs  neben 
den  mehr  detaillierten  Nebenhauptbfichem. 
In  eisteres  werden  die  Unmdbuchungen. 
taglich  oder  wöchentlich  summarisch  auf 
verhältnismässig  wenig  Conten  ein^trueOf 
während  die  Detailbuchun^  in  den  einzewen 
Nebenhanptbüchem  erst  m  längeren  Zeit- 
räumen (monatlich)  fertiggestellt  wird.  Dieses 
Verfiahren  bezweckt  die  ErmOglichung  eines 
sununarischen  Abschlusses  oder  Ausweises 
auch  während  des  Geschäftsjahres,  ohne 
dass  in  den  Detailhauptbuchem  die  einzelneu 
Conten  abgeschlossen  werden  müssen.  Ausser- 
dem wird  dxux;h  die  Uebereinstimmung  der 
Gesaratsummen  im  Centraihauptbuche  mit 
denjenigen  der  Detailhauptbüeher  zugleich 
eine  Kontrolle  über  die  Richtigkeit  der 
Buchungen  erlangt. 

4.  Einige  besondere  Arten  der  B. 
1.  Die  amerikanische  oder  Tabellen- 
Buchführung.  Mit  diesem  Namen  be- 
zeichnet man  diejenige  Art  der  doppelten 
Buchführung,  in  weldier  die  Posten  gleich 
zu  Anfang  m  einem  tabellarisch  geführten 
Journal  (Bilanzjouriial)  auf  die 
einzelneu  Conten  verteilt  werden,  so  dass 
dieses  Buch  das  Hauptbuch  der  italie- 
nischen Buchführung  entweder  ganz  über- 
flüssig macht  oder  ihm  die  Posten,  conten- 
mässig  geordnet  in  Summe  überliefert.  Ein 
solches  Journal  muss  nach  der  Breite  niOg- 
liclist  ausgedehnt  sein,  damit  es  viele  Con- 
ten neben  einander  aufnehmen  kann.  Immer- 
hin ist  es  meistens  nur  möglich,  die  wich- 
tigsten Conten  einzeln  aufzuführen ;  die 
letzte  Spalte  enthält  dann  eine  Zusammen- 
fassung verschiedener  Conten,  in  der 
die  Summen  erschemen,  welche  auf  Separat- 
conten  nicht  untei^bracht  werden  kOnnen. 
Durunter  leidet  natürlich  für  grossere  Ge- 
schäfte der  wünst^nswerte  Detailnachweis^ 
weshalb  die  Tabellenbuchfühning  auch  nicht 
allgemein  empfehlenswert  ist  Tabellen- 
joumal  ist  in  der  Begel  so  eingerichtet, 
dass  es  Spalten  enthält  a)  für  das  Datum 
der  EiuBchreibungj  b)  für  die  Folien  ande- 
rer Bücher,  auf  die  verwiesen  werden  soll, 

c)  für  die  Beschreibung  des  Geschäfts  (diese 
Kolumne  muss  also  möglichst  breit  sein), 

d)  für  die  Kontrolle,  d.  i.  die  zu  ver- 
buchende Summe  (diese  Spalte  kann  auch 
wegbleiben),  e)  für  die  einzelnen  Conten, 
von  welchen  jedes  ein  Lineament  für  das 
Soll  und  eines  für  das  Haben  enthalten 
muss.  Bei  der  Addition  der  Soll-  und  der 
Habenspalten  müssen  sich  natürUch  wie  in 
dem  Hauptbuch  der  itahenischen  Buchfüh- 
rung die  Summen  ausgleichen,  so  dass  die 
Probebilanz  sich  von  selbst  aus  dem  Jour- 
nal erglebt.  Auch  der  vollständige  Bücher- 
abschluss  kann  auf  dem  Journal  vorgenom- 
men werden,  so  dass  das  Haupthndi  der 
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italienischen  Buchführung  ganz  entbehrlich 
wird.  Auf  jeden  Fall  aber  dürfte  es  sich 
empfehlen,  für  diejenigen  Conten,  welche 
des  Raumman^ls  wegen  alle  zusammen 
auf  einer  einzigen  Kolumne  des  Journals 
untergebracht  werden  müssen,  wenigstens 
noch  ein  Teilhauptbuch  zu  Mhren,  in  dem 
eie  in  der  Form  der  italienischen  Buehfüh- 
nmg  zur  Einzeldarstellung  kommen.  In 
dieses  Hauptbuch  werden  dann  auch  die 
Abschlussconten,  wie  Verlust-  und  Gewinn- 
conto  und  Bilanzconto,  aufgenommen.  An- 
derenfalls würde  die  amerikanische  Buch- 
führung wenig  der  Änforderung  entsprechen, 
dass  die  Buchführung  eine  genaue  Ueber- 
sicht  der  Geschftftsverhältnisse  geben  soll. 
Selbstverständlich  kann  auch  aus  gleichem 
Gninde  die  Führung  des  Inventai-ienbuches 
und  der  Nebenbücher,  insbesondere  des 
Kontokorrentbuchs  ziir  Klarlegung  der  ge- 
schäftlichen Beziehungen  zu  den  Geschäfts- 
freunden, nicht  entbehrt  werden.  In  Bez'ig 
auf  die  Kassenfülirung  giebt  es  in  der  ame- 
rikanischen Budifflhrung  zwei  Methoden: 
Entweder  iBsst  man  aus  dem  Bilanzjoumal 
alle  Kassenposten  überhaupt  weg  und  fühlt 
das  Kassenbuch  ebenfalls  in  Tabellenform, 
80  dfiss  Joumd  und  Kassenbuch  zusammen 
erst  den  Ctesamtlnhalt  der  Geschftftsumsätze 
enthalten^  oder  man  nimmt  die  Kassen- 
posten mit  in  das  Bilanzjoiumai  auf,  führt 
aber  zur  Tergleichung  der  Kassen-Ein-  und 
-Ausgänge  noch  ein  besonderes  Kassenbuch 
in  der  Form  der  einfachen  oder  der  italie- 
nischen Buchführung. 

Die  amerikanische  Buchfühnmg  ist  nicht, 
wie  man  aus  ihrem  Namen  schliessea  sollte, 
eine  amerikanische  Erfindung  und  auch 
nicht,  -wie  häufig  angenommen  wird,  neue- 
ren Datums.  Sie  ist  vielmehr  schon  1834 
in  einer  von  Martin  Battaille  verfassten,  in 
Brüssel  erschienenen  Schrift:  »Traite  de  la 
nouvelle  comptabilite  commerciale  et  finan- 
ciere«  und  von  M.  Tremery  in  seinem  »Ma- 
nuel du  teneur  des  livres«  (Paris  1840)  aus- 
führlich beschrieben  und  dargestellt  worden. 
Seitdem  hat  sie  öfters  Bearbeiter  gefunden, 
deren  meues  System«  in  der  Regel  bloss 
in  einer  etwas  veränderten  Anordnung, 
besseren  Unterscheidung  der  Soll-  und 
Habenposten  oder  der  Conten  durch  ver- 
schiedenfarbigen Dnick,  verbesserten  Form 
des  Abschlusses  u.  s.  w.  besteht.  Die  Füh- 
rung des  Bilanzjournals  erfordert  in  der 
That  die  grösste  Aufmerksamkeit,  weil  bei 
der  grossen  Anzahl  von  Spalten  auf  einem 
Blatte  es  sehr  leicht  vorkommt,  dass  eine 
Siunme  in  eine  falsche  Spalte  geschrieben 
wird  und  die  Auffindtmg  des  Fehlers 
schliesslich  eine  sehr  mühsame  Arbeit  sein 
kann.  Für  Geschäfte,  welche  mit  einer 
ringen  Anzahl  von  Conten  auskommen 
nnen,  bietet,  die  amerikanische  Buchfüh- 


rung allerdings  gegenüber  der  italienischen 
Methode  eine  grössere  Vereinfachung,  wes- 
halb sie  auch  neuerdings  vielfach  Anwen- 
dung findet, 

2.  Die  Logismographie  ist  eine  Ab- 
art der  doppelten  Buchführung,  gleicht  der 
amerikanischen  insofern,  als  sie  ein  syn- 
chronistisches Tabellenjoumal  liat,  weicht 
aber  wesentlich  von  ihr  dadurch  ab,  dass 
die  Posten  nicht  bloss  doppelt,  soodern  in 
mehreren  Reihen  gebucht  werden.  Sie  geht 
davon  aus,  dass  alle  Conten  als  persön- 
liche aufzufassen  sind  imd  dass  dem  Conto 
des  Eigentümers  das  der  Agenten 
oder  der  Korrespondenten  gegenüber- 
zutreten hat.  Unter  Agenten  werden  die 
Sachcouten,  unter  Korrespondenten  die 
Conten  der  persönlichen  Schnldner  und 
Gläubiger  verstanden.  Denkt  man  sich  zu- 
nächst die  Buchimg  der  Vermögens-  und 
der  Schiddenbestandteile,  so  werden  die 
Beziehungen  der  Rechnung  des  Eigen- 
tümers zu  derjenigen  der  Agenten  und 
Korrespondenten  in  der  'Weiso  konstant  sein, 
dass  den  Buchungen  im  Soll  des  Eigen- 
tümerconto  die  gleichen  Buchungen  im 
Haben  der  Ahnten  oder  Korrespondenten 
gegenübertreten  und  die  Summe  des  Eägen- 
tümerconto  der  Summen  im  Agenten-  und 
Korrespondentenconto  gleich  sein  muss. 
Dies  würde  aber  nur  eine  Rechnung  der 
Vermögens-  \vad  Schuldenbestandteile, 
nicht  die  des  reinen  Vermögens  er- 
geben. Zu  letzterem  Zwecke  enthält  jedes 
Conto  noch  eine  besondere  Zei^liedenings- 
reihe,  in  der  die  Aenderungen  des  reinen 
Vermögens  (Gewinne  und  Verluste)  gebucht 
werden.  Die  Conten  der  Vermögensbestände 
heissen  statistische,  die  des  reinen 
Vermögens  ökonomische  Conten.  Be- 
zeichnen wir  die  Bestandsconten  des  Eigen- 
tümers mit  A,  der  Agenten  mit  B,  der 
Korrespondenten  mit  C,  so  würden  wir 
demnadi  noch  drei  Conten  für  den  Erfolg 
oder  zum  Nachweis  des  reinen  Vermögens 
haben  müssen,  die  als  A  bis,  B  bis,  C  bis 
bezeichnet  werden.  Dieser  Doppelnachweis 
des  reinen  Vermögens  sowohl  im  Conto 
des  Eigentümers  als  auf  entgegengesetzter 
Seite  im  Conto  der  Agenten  und  Korres- 
pondenten ist  aber  thatsächlich  überflüssig 
und  wird  auch  meistens  we^elassen,  indem 
man  nur  drei,  ja  manchmal  nur  zwei  Con* 
tenreihen  ftthrt.  Im  letzteren  Falle  bucht 
man  in  den  Conten  der  Agenten  und  Korres- 
pondenten die  vollen  Bestände,  im  Conto 
des  Ei^ntÜmers  aber  nur  die  Aenderungen 
des  remen  Vermögens.  Im  logismographi- 
schen  Journal  findet  sich  noch  eine  Conten- 
reihe ,    die   mit   Permutationen  und 

{Kompensationen  überschrieben  ist.  Sie 
enthält  diejenigen  Posten,  welche  ihre  Dop- 

I  peläuderung  in  derselben  Contenreibe  her- 
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\T)rbringen  und  deshalb  den  Saldo  der  Joiir- 
nalposten  nicht  Ändern.  Wird  z.  B.  Ware 
gegen  bares  Geld  verkauft,  so  wirtl  dadurch 
das  Soll  und  das  Haben  des  Agenten- 
conto  um  den  gleichen  Betrag  verändert 
%-erdeu,  also  der  &ildo  unverftndert  bleiben ; 
deshalb  wird  die  betreffende  Summe  nur 
einmal  in  die  Permutationsspalte  gesetzt. 
Das  logismographisohe  Journal  allein  ergiebt 
aber  noch  keine  genügende  Detailkenntnis 
der  Gescbäftsverhaltnisse ;  man  bedenke, 
dass  alle  sachlichen  Gegenstände ,  wie 
Waren.  Wechsel,  Effekten,  Mobilien  u.  s.  w., 
auf  dem  Conto  der  Agenten  zusammenge- 
faest  sind,  dass  femer  auf  dem  Conto  des 
Eigentümers  zwar  alle  Aenderungen  des 
reinen  VermiSgens  verbucht  werden,  aber 
nicht  nach  ihrem  Vrspniog  als  Zinsen.  Pro- 
visionen, Geschäftskosten  u.  s.  w.  geschie- 
den sind.  Diese  Specialzerlegung  erfolgt  in 
der  Logismographie  in  einem  anderen  Buche, 
das  das  Hauptbuch  der  doppelten  Buch- 
haltung ersetzt  und  in  tabeluuische  Zer- 
pliederungstabellen  zerfallt,  die  ledig- 
lieh die  Beträge  ohne  Text  angeben.  Eine 
solche  Tabelle  enthält  in  der  Regel  zwei 
Teile:  der  erete  Teil  enthält  die  Soll-  und 
Habensummen  des  Generalconto,  wie  es  im 
Journal  steht,  der  zweite  Teil  enthält  die 
Zerlegung  in  beliebig  viel  Conten,  deren 
Gesamtsummen  im  Soll  und  Haben  mit  den 
Summen  des  ersten  Teils  übereinstimmen 
müssen.  Reicht  die  Zergliederung  auf  einer 
Tabelle  nicht  aus,  dann  werden  wieder  Cn- 
terabteihin^en  der  einzelnen  Conten  errich- 
tet imd  die  verschiedenen  Tabellen  1.,  2.. 
3.  Grades  u.  s.  w.  nach  Buchstaben  und 
Ziffern  unterscliieden  (A,  A  1,  A  2,  A  1  a, 
A  1  b,  A  bis  1,  A  bis  2,  A  bis  1  a,  A  bis  1  b 
u.  s.  w.).  Dies  führt  zu  einer  grossen  Kom- 
plikation des  Contensystems,  und  man 
würde  sich  in  die  Gliederung  desselben 
nur  schwer  hineinfinden,  wenn  nicht  von 
vornherein  ein  sogenanntes  Rechnungs- 
schema aufgestellt  würde,  in  welchem 
eine  systematische  Zusammenslellimg  der 
<;onten'  nach  Klassen,  Abteilungen  und  Un- 
terabteilungen in  Verbindung  mit  Angabe 
der  Bücher  und  ihrer  Spalten,  letztere  nach 
Nummern  geordnet,  stattfindet.  —  Auch 
der  erste  Buchungsentw\irf  —  die  Prima- 
nota —  ist  der  logismographischen  Buch- 
führung nicht  fremd.  Solche  Entwürfe 
heisst  man  hier  Minuten,  imd  sie  dienen 
als  Onmdlage  für  die  Buchungen  im  Jonr- 
nal  und  in  den  Zerl^ngstabellen.  —  Die 
Logismographie  ist  eine  italienische  Erfin- 
dung der  neueren  Zeit  und  ist  von  dem 
C'hef  der  Generalstaatsbnchhalt^ei  Italiens, 
Giuseppe  Cerboni,  ausbaut  und  auf  das 
Staatsrechnungswesen  Italiens  seit  1876  au- 
fwendet worden.  Seitdem  soll  sie  auch 
in  anderen  öffentlichen  Verwaltungen  \md  in 


einigen  kaufmännischen  Geschäften  dort  Ein- 
gang gefunden  haben.  Auch  die  Litteratur 
Über  dieselbe  ist  sehr  angewachsen.  Die  Lo- 
gismographie hat  mehr  Gegner  als  Freunde. 
Erstere  werfen  ihr  hauptsächlich  die  grössere 
Komplikation  gegenülter  der  alten  italieni- 
schen Buchhaltung  vor.  wenn  man  zu  einem, 
kaufmännisch  genügenden  Nachweis  der 
einzelnen  Gescliäftsverhältnisse  gelangen 
wolle,  ohne  dass  sie  zu  einer  wesentlichen 
Verbesserung  geführt  habe.  Dass  sie  auch 
ausserhalb  Italiens  zur  Anwendung  gelangt 
sei,  ist  uns  nicht  bekannt  geworden. 

H.  Kameralistische  Buchführung 
nennt  man  eine  Abart  der  ein^hen  Bnch- 
fühning,  die  hauptsächlich  im  Eechnungs- 
weson  des  Staates,  der  Kommunen  und 
ähnlicher  Verbände  eingeführt  und  den 
eigenartigen  Vorhältnissen  einer  solchen 
flnanzwirtschaft  aogepasst  ist.  Solehe  Eä- 
gentfimlichkeiten  gegenüber  einem  kauf- 
männtsclt  geführten  Betriebe  ränd  einmal 
der  l'mstand,  dass  es  sich  im  Staato«ch- 
nungswesen  etc  weniger  um  eine  Erfo^s- 
wirtschaft  als  um  eine  Bestaudswirtschaft 
handelt,  dass  also  die  Berechnung  von  Ge- 
winn und  Verlust  mehr  zurücktritt,  dass 
überhaupt  der  Schwerpunkt  der  ganzen  Ge- 
schaftRl>ewegung  in  den  Geldeinnahmen 
und  Geldausgal>en  liegt,  sodann  dass  ein 
fortlaufendes  Rechnungsverhältnis  mit  drit- 
ten Personen,  wie  es  im  Kontokorrentver- 
kehr der  Kaufleute  besteht,  entweder  gar 
nicht  oder  nur  hr)clist  selten  vorkommt, 
dass  insbesondere  die  Anordnung  und  die 
Vollziehung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  den  Händen  verschiedener  Verwaltungs- 
oi^oe  liegt  und  aus  diesem  Grunde  das 
Hauptgewicht  in  der  Darstellung  der  Rech- 
nung auf  das  Verhältnis  zwischen  den  an- 
geordneten und  den  vollzogenen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  gelegt  werden  muss. 
Aus  diesem  Grunde  werden  aucli  in  dem 
Hauptbuche  der  kameralistischen  Budi- 
führung  nicht  wie  in  dem  der  kaufmänni- 
schen die  Ausgaben  den  Einnahmen  con- 
tenmässig  gegenfibei-gestellt,  sondern  die 
Einnahmen  und  die  Ausgaben  bilden  zwei 
geson  derte  Rechnungen  (Rubriken)  für 
sich,  von  welchen  aoer  jede  in  zwei  Spal- 
ten zerfällt,  da  das  Soll  oder  die  Schul- 
digkeit (links)  dem  Ist  (Hat)  oder  der 
Abstattun^  (rechts)  gegenübergestellt 
wird.  Isteinnahmen  oder  IstauB- 
gaben  sind  sonach  die  in  einer  Rech- 
nungsperiode wirklich  stattgehabten  Ein- 
nahmen oder  Ausgaben,  im  O^nsatz  zu 
den  SoUetnnanmen  und  SoUaus- 
gaben,  welche  in  der  betreffenden  Rech- 
nungspmode  fällig  und  zur  ESnziehimg 
bezw.  Verausgabung  angeordnet  sind.  Die 
in  dieser  Periode  nicht  eing^aogenen  bezw. 
verausgabten  Betrage    buden    die  Ein- 
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nähme-  oder  Ausgabereste  und 
werden  auf  den  Conten  des  Hauptbuchs 
nachgewiesen.  Sonach  z^lSiUt  das  Haupt- 
buch der  kameralistischen  Buchführung  in 
zwei  Hauptrubriken,  in  die  ßubrik  der  £än- 
nahmen  und  in  die  der  Auggaben.  Je  nach 
der  Natur  dieser  Einnahmen  imd  Ausgaben 
lassen  sich  die  Rechnungen  des  Hauptbuchs 
aber  in  beliebif^  viele  Conten  oder  Rubriken 
zerlegen,  wobei  man  hauptsächlich  wirk- 
same und  unwirksame  Einnahmen  und 
Ausgaben  unterscheidet,  je  nachdem  durch 
sie  der  Gesamtbestand  des  Geldes  und  der 
Reste  (Rückstände)  in  seinem  Werte  verän- 
dert wird  oder  nicht.  Neben  dem  Haupt- 
buche werden  auch  Tagebücher  in  syste- 
matischer Ordnung  geführt,  in  welchen 
auf  zwei  Blattseiten  oder  wenigstens  in 
zwei  Spalten  die  Eingänge  und  Ausgänge 
verglichen  werden.  Bezieht  sich  diese  Ver- 
gleichung,  wie  es  meistens  der  Fall  ist,  nur 
auf  Geldeinnahmen  und  Geldausgaben,  so 
ist  das  Tagebuch  mit  dem  Kassenbuch 
der  einfachen  Buchführung  identisch;  be- 
zieht sie  sich  auf  andere  Vermöge  nsbestand- 
teile,  ßo  ist  das  (Sachen-)  Tageb\ich  der 
kameralistischen  Buchfühnmg  dem  La^r- 
buch  oder  anderen  Scontribüchem  gleich. 
Die  Istbuchung  (auch  Xontierun g)  im 
Hauptbuche  findet  aus  dem  Tagebuche 
statt,  indem  die  Posten  auf  die  bezüglichen 
Rubriken,  dem  Soll  gegenüber,  eingetragen 
werden,  wobei  in  einer  besonderen  Spalte : 
auf  die  Postennummer  des  Tagebuchs  ver- 
wiesen wird.  Die  Istsummen  in  den  Con- 
ten der  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Hauptbuchs  müssen  den  Additionssummen 
des  Tagebuchs  entsprechen^enn  die  Üeber- 
tragung  vollständig  ist  Wie  in  der  ein- 
fachen Buchführung  ist  auch  in  der  kame- 
ralistischen das  Inventar  die  ein zi^e 
vollständige  Yermögensaufzeichmmg.  Die 
Yennehrung  oder  Verminderung  des  Ver- 
mögensbestandes ei^ebt  sich  auch  hier  nur 
durch  Ver;^lei(üiung  des  Inventars  der  be- 
endigten mit  dem  der  früheren  Bechnimgs- 
periode;  denn  der  Abschlnss  der  Rechnun- 
gen im  ^uptbuche  kann  nur  die  Ein- 
nahme- und  AusgaberOckstände  der  einzel- 
nen Rubriken  und  im  ganzen  ergeben.  Die 
Rechnung  über  das  reine  Vermögen  und 
seine  Aenderungen,  wie  sie  in  der  doppel- 
ten Buchführung  besteht,  ist  in  der  kame- 
ralistischen  Buchführung  aufgegeben. 

Die  kameraHstische  Buchführung  ist  zu- 
erst im  Staatsrechnungswesen  Oesterreichs 
in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts zur  Einführung  gelangt.  Bei  der  Be- 
gründung einer  Hofrechenkammer  1760 
wurde  deren  Präsident  Graf  Zinzeudorf 
ausdrücklich  beauftragt,  eine  Verrechnungs- 
art  zu  suchen,  die  das  Staatsrechnungs- 
wesen »auf  den  kürzesten ,  leichtesten  und  j 


besten  Fussc  setzt  Man  hatte  kurz  vorher 
die  doppelte  BuchfOhrung  eingefühlt,  die  sich 
als  zu  umstfindlidi  erwies.  Dies  führte  dazu, 
dass  der  Hauptbuchhalter  der  Hofredwn- 
kammer  Mathias  Puechberg  eine  neue 
Art  von  Buchführung  ersann  und  in  seiner 
Schrift  »Einleitung  zu  ein^  verheerten 
Eameral-Rechnun^fusse  auf  die  Verwaltung 
einer  Eameralherrschaft  angewandt,  Wien 
1762«  zur  Dm^tellung  bratdite,  deren  Ein- 
führung bei  der  Staatsverwaltung  durcli 
k.  Handbillet  v.  24.  Dezember  1768  ange- 
ordnet wurde.  Später  hat  der  Heidelbei^er 
Professor  Dr.  Jung  in  seiner  Schrift  »An- 
leitung zur  Kamend-Rechnun^wissenschaft, 
Leipzig  1786«:  die  kamerahstische  Buch- 
führung ebenfalls  beschrieben  und  die  Prio- 
rität der  Erfindung  für  sich  in  Anspruch 
genommen. 

4.  Die  konstante  Buchführung  ist 
eine  Erfindung  des  Staatsbuchhalters  F. 
Hügli  in  Bern  (1870)  und  hat  den  Zweck, 
das  kameralistische  System  der  Gegenüber- 
stellung von  Schuldigkeiten  und  Abstattungen 
mit  dein  Inhalt  der  doppelten  Buchführung, 
nämlich  einer  vollständigen  contenmässigeu 
Vermögensrechnung,  z«  verbinden.  Den 
kameralistischen  Zwe(^  erreicht  sie  dadurdi, 
dass  sie  das  Journal  in  zwei  Teile  sdieidet: 
in  das  Geschäftsjournal,  in  welchem 
die  angeordneten  Geschäfte,  und  in  das 
Eassenjournal,  in  dem  die  vollzogenen 
Geschäfte  verbucht  w^en.  Beide  Bücher 
stehen  in  engem  Znsammeuhangj  und  die 
Vergleichun^  derselben  ergebt  die  Summe 
der  unerledigten  Posten.  Die  konstante 
Buchführung  ist  aber  nicht  wie  die  kame- 
ralistische bloss  eine  Rechnungsführung  übei' 
die  YermÖgensbestandteUe ,  sondern  auch 
eine  solche  über  die  YennGgensändernngen, 
über  das  reine  Vermögen.  Das  Oesc^ts- 
joumal  zer^t  deshalb  in  viele,  beliebige 
Teile,  z.  B.  in  das  Waren-,  Wechsel-,  Korres- 
pondenten-, Kaintaljouroal  u.  s.  w.,  wird 
aber  nicht  wie  in  der  italienischen  Buch- 
führung chronologisch,  sondern  systematisdi, 
oontenförmi^  geführt.  Denkt  man  sich  nun, 
dass  alle  in  das  Geschäftsioumal  einge- 
tragenen Posten  durch  die  Kasse  ihre  Er- 
ledigung fänden,  so  gäbe  es  nm-  zwei  in 
ihrer  Wirkung  einander  entgegengesetzte 
Contenreihen ,  nämlich  die  Conten  des  Ge- 
schäftsjournals, die  der  Verfasser  Verwal- 
tungsconten  nennt ,  und  das  Eassen- 
conto.  Da  aber  im  Laufe  einer  Reclinungs- 
periode  nicht  alle  Geschäfte  dmx;h  die  Kasse 
erledigt  werden  und  die  Beziehung  der  Conten 
zu  einander  konstant  bleiben  soll,  ist  noch 
eine  dritte  Gruppe  von  Conten  eingeschoben, 
die  aber  nur  beim  Absclüuss  der  Rechnung 
in  Erscheinung  tritt:  die  Gegenrech- 
nungsconten,  die  in  das  Conto  der 
1  Aktivreste  und  das  der  Passivreste 
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^teüt  sind.  Alle  Sollposten  des  Geschäfts- 
joumalB  sind  ziiglach  als  Hsbenposten  auf 
dem  Conto  der  FassiTreste,  alle  Haben- 
posten desselben  als  SoUposten  des  Conto 
der  Aktivreste  gedacht;  die  Sollposten  des 
Eassenjoiimals  sind  zugleich  Habenposteo 
des  Conto  der  Äkti^Teste,  die  Habenposteo 
desselben  aber  SoUposten  des  Conto  der 
PassixTeste.  Da  diese  Vermittehingscoaten 
aber  gar  niclit  im  Jonrnal  geführt  zu 
werden  brauchen,  so  ergiebt  sieh  hieraus, 
dass  die  Posten  nicJit  wie  in  der  doppelten 
Buchhaltung  zweimal,  sondern  iu  der  Regel 
nur  einmal  zu  verbuchen  sind.  Eine  Aus- 
nahme machen  nur  solche  Posten,  die  flber- 
haupt  Z1U- Kasse  keinen  Bezug  haben,  sondern 
auf  zwei  Rechnungen  des  Geschiftsjoumals 
Aendemngen  henorbringen ,  z.  B.  wenn 
Waren  auf  Kredit  verkauft  werden  und  der 
Käufer  eine  laufende  Rechnung  hat  oder 
wenn  dem  Conto  eines  Geschäftsfreundes 
ein  Betrag  von  dem  Conto  eines  anderen 
Freundes  vergütet  werden  soll.  Solche 
kompensative  Posten  müssen  auch  in  der 
konstanten  Buchführung  doppelt  verbucht 
werden.  Sonach  enthalt  das  Geschäftsjoumal 
dreierlei  Posten :  solche,  die  durch  Kassen- 
posten  ausgeglichen  wenlen ,  solche ,  die 
offen  bleiben  und  die  Aktiv-  bezw.  Passiv- 
reste  bilden,  und  solche,  die  gar  nicht  durch 
die  Kasse  laufen,  sondern  durch  Doppel- 
buchung im  Geschäfts]  oumal  selbst  ausge- 
glichen werden  (Kompensationen).  Letzteres 
enthalt  deshalb  neben  der  Geldspalte  noch 
dne  Kolumne  fflr  die  Kontrolle.  Sobald 
ein  Posten  per  Kasse  ai^geglichen  ist,  wird 
in  die  KontrolJspalte  das  Datum  des  Kasseii- 
postens ^setzt ;  bei  Posten  der  zweiten  Art 
bleibt  die  Kontrolle  frei,  bei  Posten  der 
dritten  Art  wird  der  Betrag  in  die  Kontroll- 
^Milte  gesetzt.  Bei  der  Addition  samtlicher 
Posten  eigiebt  sich  folgende  Oleiehnng: 
SoUsumme  des  Geschäft  sjoiunals  Haben- 
summe des  Knssenjournals  -|-  Sollsumme 
der  kompensierten  Beträge  -f-  Pai^sivreste ; 
Habensumme  des  Geschäftsjournals  —  SoU- 
simime  des  Kassenjoumals  -j-  Habensumme 
der  kompensierten  Beträge  -f-  Aktivreste. 
Ein  eigentliches  Hauptbuch  hat  die  kon- 
stante Buchführung  nicht,  weil  die  Journale 
schon  contenmässig  geordnet  sind;  dagegen 
braucht  sie  zum  Absclüuss  der  Conten  eine 
besondere  Bilanztabelle.  Der  Schluss- 
bilanz muss  aber  imbedingt  eine  Probe- 
bilanz vorausgehen,  durch  welche  die  für 
die  Herstellung  der  Schlussbüanz  notwendi- 
gen Conten  der  Äktivreste,  der  Passivreste 
und  der  Kompensationen  aufgebaut  werden 
müssen.  Der  Probebilanz  muss  wederum 
die  Ermittelung  und  Verbuchung  von  Ge- 
winn und  Verlust  auf  den  einzelnen  Conten 
der  Journale  vorausgehen.  In  der  eigent- 
lichen Bilanztabelle  ist  znnüchst  die  Rech- 


nung Ober  die  VermCeens-  und  Schulden- 
bestandteile Ton  der  l?echniiDg  Über  das 
reine  Vermögen  g^rennt.  Die  Tabelle  nimmt 
in  Doppelspalten  die  Soll-  und  Habensummen 
und  daneben  die  Soll-  und  Habenreste 
der  einzelnen  Conten  auf.  Der  Vermögens- 
bestand setzt  sich  zusammen  aus  den  Summen 
der  Journaloouten,  der  Aktiv-  und  Passiv- 
reste und  der  Kompensationen;  das  reine 
Vermögen  aus  den  Summen  der  Gewinn- 
und  \  erlusteonten  und  des  Kapitaleonto. 
Soll-  und  Habensummen  zusammen,  ebenso 
SoH-  und  Habensaldi  aller  Rechmmgen 
müssen  gleich  sein.  —  Die  BilanzaufateUung 
in  der  konstanten  BuchfOhnmg  ist  gegen- 
über derjenigen  der  doppelten  Buchhlhning 
viel  zu  kompliziert,  als  üass  für  kaufmänni- 
sche BetrieVx;,  wo  auss^erdem  die  Gegen- 
überstellung von  angeordneten  mid  voll- 
zogenen Geschäften  eine  nur  untergeordnete 
Bedeutung  hat,  diese  Art  von  Buchfflhnrag 
empfehlenswert  erscheint.  Nach  der  Mit- 
teilung des  Erfindere,  der  um  die  inTssen- 
schaftKche  Fortbildung  der  BuchfOhning 
entschiedene  Verdienste  hat,  ist  sie  seit 
1873  im  Rechnungswesen  der  Kantonalver- 
waltung  Bern  in  Gebrauch  imd  später  auch 
bei  einigen  Privat-  \md  Gemeiodean stalten 
eingeführt  worden. 

6.  GeHetzliche  BestiniinnDgeD  aber 
B.  Die  Handelsbücher  der  Kaufleute  liaben 
schon  im  Mittelalter  in  Handelsstrettigketten 
Beweiskraft  gehabt.  Dies  veranlasste  behörd- 
liche Bestimmungen  über  deren  ordnungs- 
massige Fühnmg.  Pacciolo  (a.a.O.Kap.  7) 
erwähnt  schon,  dass  man  an  vielen  Orten 
»wie  die  Consiün  der  Stadt  Perosu«  ein 
gewisses  Bureau  für  Kaufleute  habe,  auf 
welchem  sie  ihre  Bücher  vor  dem  Gebrauche 
vorlegen,  damit  die  Zahl  der  Blatter  jedes 
Buches,  die  Art  der  Münzsorte,  in  welcher 
es  geführet,  die  Handschrift  beglaubigt 
wercle.  Fflr  die  Strazze  (Scharteke)  werde 
ausdrücklich  Ijemerkt,  dass  alle  Hausleute 
liinein schreiben  können.  Das  alles  sei  von 
dem  Bureau  zu  beglaubigen  und  mit  Siegel 
zu  versehen,  »damit  die  Bücher  anerkannt 
werden,  falls  man  in  den  Fall  kommt,  sie 
vorzuweisen«.  Auch  Man  zoni  (a.  a.  0.  Kap. 
VII)  spricht  sich  in  gleicher  Weise  über 
die  Beglaubigung  der  zwei  wichtigsten 
Bücher  (Journal  und  Hauptbuch)  aus.  Doch 
scheint  die  Vorschrift  nicht  obligatorisch 
gewesen  zu  sein.  Eine  französische  Ordon- 
nanz vom  März  1073  (tit.  HI)  entliält  be- 
reits den  Hauptteil  der  Vorschriften,  die 
später  in  den  Code  de  Commerce  über- 
g^^gangen  sind ;  so  namentlich,  welche 
Bücher  zu  führen  sind,  wie  sie  ordnungs- 
mässig  geführt  werden,  dass  sie  pai-aphiert 
(mit  Handzeichen  versehen)  und  visiert 
werden  müssen,  dass  in  Handelsstreitigkeiten 
Auszüge  aus  den  Büchern  gemacht  werden 
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dürfen .  und  dass  mir  in  gewissen  Hllen  die 
Bücher  zur  TollBtftndigen  Einsicht  vorgelegt 
-werden müssen.  SaTary(I«parfaitn^godant 
etc.  1675,  7.  Aufl.  Fsois  172^  spricht  femer 
davon,  dass  auf  betrügerischen  Bankerott  die 
hSrteeten  Strafen  gesetzt  Taren.  Dazugehörte 
auch  der  Fall,  dass  die  Bücher  (Begister  und 
Journal)  nicht  von  der  zuständigen  Behörde 
paraphiert  vraren.  Seitdem  das  Handels- 
recht kodifiziert  ist,  bilden  die  Vorschriften 
über  die  Führung  der  Handelsbücher  einen 
■wichtigen  Teil  der  Handelsgesetzgebung. 
Insbesondere  sind  die  Vorschriften  des  Code 
de  Commerce  (seit  dem  1.  Januar  1808  in 
Frankreich  in  Kraft)  für  viele  andere  Länder 
massgebend  geworden  (Art.  8 — 17).  Hier- 
nach muss  jeder  Kaufmann  ein  Journal 
(livre  joumal)  halten,  in  welches  Tag  für 
Tag  die  vorfaDehden  Geschäfte  eingetragen 
werden.^)  Die  empfangenen  Briefe  müssen 
in  Mappe  (en  Hasse)  aufbewahrt,  die  aus- 
gehenden in  ein  Kopierbuch  (registre) 
kopiert  werden.  Alle  Jahre  muss  der  Ka\if- 
mann  ein  Inventar  seinesYerm^ns  und  seiner 
Schulden  mit  persönhcher  Unterschrift  (sous 
seing  prive)  anfertigen  und  in  ein  besonderes 
In ventarienbuch  eintragen.  Das  Jour- 
nsd  und  das  Inventarienbuch  müssen  einmal 
im  Jahre  paraphiert  und  visiert  werden.  Alle 
Bücher  müssen  nach  Ordnung  des  Datums 
ohne  leere  Zwischenräume  und  ohne  Band- 
bemerkungen geführt  sein.  Die  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Bücher  müssen  (vor  dem 
(Jewauche)  durch  einen  Handelsrichter, 
Maire  oder  dessen  Adjunkten  kostenlos  mit 
Seitenzahlen  versehen,  paraphiert  imd  visiert 
werden.  Die  Handelsbücher  sind  zehn 
Jahre  lang  aufzubewahren.  Ordnungsmässig 

geführte  Bücher  werden  in  Handelsstreitig- 
eiten  unter  Kaufleuten  als  Beweismittel 
zugelassen.  Der  Richter  kann  die  Vor- 
l^uDg  auch  von  Amtswegen  anordnen.  Die 
volle  Einsicht  ist  nur  gestattet  bei  Falli- 
menten, Erbschaften,  Gfitergemeinschafts- 
angelegenheiten  und  Gesellsd^ftst^luagen. 
Im  FaUe  sic^  die  Bücher  an  einem  anderen 
Ort  befinden,  kann  die  Einsicht  dort  folgen 


^)  Demnach  steht  der  Code  de  Commerce 
wie  die  Verordnung  von  1673  noch  auf  dem 
veralteten  Standpunkt,  dass  alle  Geschäfte  zu- 
nächst in  ein  und  dasselbe  Buch  eingetragen 
werden.  Dies  ist  aber  auch  in  Frankreich  nur 
selten  noch  der  Fall.  Auch  dort  wird  das 
Gmndbach  in  mehrere  BUcher  (Joumaux  sp^- 
ciaux)  zerlegt,  und  an  Stelle  des  Livre-Jonrnal 
tritt  in  der  doppelten  Buchhaltung  als  Sammel- 
buch das  Joumal  ponr  le  Granu  Livre.  Des- 
halb hat  der  Kongress  der  „Comptables  fran- 
Cais"  im  Dez.  1880  den  Wunsch  ausgesprochen, 
dass  der  Art.  8  dea  Code  de  Commerce  zeitge- 
mäss  umgestaltet  werde,  wie  man  überhaupt 
eine  Abttnderung  der  veralteten  Vorschrifteu 
über  BnehfBhrung  verlangt. 


I  und  ein  amtlicher  Auszug  an  das  zustftndige 

;  (Jericht  eingeschickt  werden. 

Die  Füfarimg  bestimmter  .Bücher,  zum 
Teil  derselben  wie  in  Frankreich,  ist  vorge- 
schrieben in  Holland,  Belsen,  Italien,  Russ- 
land, Spanien,  Portu^  Dänemark,  Schwe- 
den und  Norwe^n.  Holland,  Italien,  Por- 
tugal und  S^ien  verlangen  auch  die  Auf- 
nahme der  Bilanz  in  das  InTentarienbuch. 
Sie  verlangen  ausserdem  (ohne  Holland)  das 
Kopieren  bezw.  die  Aufbewahrung  der  Tele- 
grainme  sowie  die  amtliche  Beglaubigung 
der  Zahl  der  Blätter.  Letzteres  wird  au^ 
in  Belgien  gefordert,  ebenso  das  Kopieren 
der  abgesandten  Telegramme.  In  Spanien 
müssen  sc^;ar  alle  Bücher  h^laubigt  werden. 
Nach  wel<mer  Methode  die  Bücher  zu  führen 
sind,  wird  be^ifUcherweise  in  keinem 
Staate  vorgeschneben. 

Das  Allgemeine  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch von  1861  (Artt.  28--40) 
stellte  sich  schon  auf  den  richtigen  Stand- 
punkt, dass  die  Forderung  bestimmter  Bücher 
bei  der  grossen  Verschiedenartigkeit  der  kauf- 
männischen Betriebe  nicht  zweckmassig  sei 
und  dass  eine  allgemeine  Vorschrift  des  Sinnes, 
der  Kaufmann  habe  Bücher  zu  führen,  aus 
welchen  seine  Handelsgeschäfte  und  die 
Lage  seines  Vermögens  zu  ersehen  sind, 
vollständig  ausreiche.  Dagegen  hat  es  die 
Führung  eines  Briefkopierbuches  voi^ 
schrieben.  Es  verlaugt  femer  die  jährliche 
Aufmachung  eines  Inventars  imd  einer 
Bilanz,  die  in  ein  besonderes  Inventarien- 
buch eingeschrieben  oder  in  zusammen- 
hängender Reihe  geordnet  aufbewahrt' werden 
können.  Inventar  und  Bilanz  sind  von  dem 
Kaufmann  bezw.  allen  persönhch  haftenden 
Gesellschaftern  zu  unt^eidmen.  Die  Inven- 
tarisierung des  Warenlagers  darf  unter  Cm- 
ständen  spätestens  alle  zwei  Jahre  erfolgen. 
Entg^n  dem  Code  de  Commerce  enthält 
es  auch  Bestimmimgea  über  die  Art  der 
Aufnahme:  so  dürfen  sämtliche Vomüsens- 
stflcke  und  Fcnderungen  nur  nach  ihrem 
wirklichen  Werte  znr  Zeit  der  Aufnahme, 
zweifelhafte  Forderungen  nur  nach  ihmn 
wahrscheinlichen  Werte  angesetzt  werden. 
Für  die  Bilanzen  der  Aktieng^ellschaften 
und  Aktienkommandi^sellschaften  wurden 
im  Aktiengesetz  von  1884  ausserdem  noch 
besondere  Bestimmungen  getroffen;  insbe- 
sondere dürfen  Wertpapiere  und  Waren, 
welche  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben, 
höchstens  zu  dem  Preise  zur  Zeit  der 
Büanzaufstellung,  sofeni  dieser  aber  den 
Anschaffungs-  oder  HersteUungswert  über- 
steigt,  höchstens  zu  letzterem  eingestellt 

!  werden :  andere  Vermögensgegenstände  dür- 
fen höchstens  zu  dem  Anschaffmigs-  oder 
Herstellungwert  angesetzt  werden.  Die 
Bücher  müssen  gebunden  und  Blatt  für 
Blatt  (oder  Seite  fä*  Seite)  mit  fortlaufoiden 
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Zahlen  versehen  sein.  Eine  amtliche  Be- 
glaubigung der  Zahl  der  Blätter  ist  nicht 
voi^eschneben.*)  Leere  Zwischenräume  zu 
lassen,  Unleseriichmachimg  von  Eintragungen 
durch  Durchstreichen  oder  auf  andere  Weise 
und  Badieren  ist  verboten.  Bei  der  Füh- 
rung der  Bücher  dürfen  nur  eine  lebende 
Sprache  und  die  Schriftzeichen  einer  solchen 
aufwendet  wenlen.    Die  Ätifbewahruugs- 

Jfhcht  der  Bücher  auf  die  Dauer  von  10 
ahren  -wurde  auch  auf  die  empfangenen 
Handelsbriefe,  Inventare  und  Bilanzen  aus- 
gedehnt. (In  manchen  Ländern  erstreckt  sie 
sic^  wie  oben  gesagt,  auch  auf  die  Tele- 
gramme und  ist  auf  einen  längeren  Zeit- 
raum, inHoUandaufSO  Jahre,voigetichrieben.) 
In  Bezug  auf  die  Beweiakiaft  und  die  Vor- 
legung (fer  Bflcher  Dahm  das  Handelsgesetz- 
buch TOD  1861  in  der  Hauptsache  die  Grund- 
sätze des  Code  de  Commerce  auf,  wovon 
aber  ein  Teil  durch  §  13  Nr.  2  des  Ein- 
führungsgesetzes  zur  Civilprozessordnung  für 
das  Deutsche  Reich  von  1877  wieder  auf- 
gehoben wurde,  so  dass  jetzt  den  Handels- 
büchem  nur  die  Beweiskraft  von  Privat- 
urkunden zukommt.  Die  Verpflichtung  zur 
Buchführung  wurde  nur  für  VoUkauileute 
und  Handelsgesellschaften,  nicht  aber  für 
Minderkaufleute  (Handelsleute  von  geringerem 
Gewerbebetrieb)  feslgesetzt.  Doch  sind  nach 
der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich 
§  78  die  CentaUbehörden  der  Einzelstaaten 
befugt,  Vorschriften  zu  erlassen,  ob  und  wie 
die  genannten  Minderkaufleute  Bücher  zu 
führen  hal)en,  und  einzelne  Staaten  haben 
gewissen  Klassen  von  Gewerbetreibenden 
gegenüber  'Von  diesem  Hecht  Gebrauch  ge- 
macht. 

Das  neue  Handelsgesetzbuch  von 
1897  hat  an  den  bestehenden  Bestimmungen 
über  Handelsbticher  wenig  geändert  und  be- 
schränkt sich  in  der  Hauptsache  auf  redak- 
tionelle Verbesserungen.  Aus  den  Büchern 
sollen  die  Handel^schäfte  und  die  Lage 
des  Vermögens  nach  den  Grrundsätzeu  om- 
nungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  ge- 
macht werden.  Das  Kopierbuch  kann  weg- 
fallen ,  nm*  müssen  Abschriften  der  abge- 
sandten Handelsbriofe  zurückbehalten  wer- 
den. Die  Bilanz  ist  in  Reichswährung  auf- 
zustellen. Die  Vorlegung  der  Handehä- 
bficher  einer  Partei  kann  nicht  bloss  auf 
Antrag,  sondern  auch  von  Amtsw^u  an- 
geordnet werden.  Im  allgemeinen  ist  noc^ 


Eine  solche  Beglaubigung  war  nur  für 
das  Journal  des  Haudelsmaklers  nach  Art.  71 
festgesetzt.  Künftig  ist  nach  Art.  14  des  Ein- 
führungsgesetzes znm  neuen  Handelsgesetzbuche 
nur  das  von  dem  Kuramakler  zu  führende  Tage- 
buch vor  dem  Gebrauche  dem  Börsenvorstande 
EDr  Beglaubigung  der  Zahl  der  BUtter  vorzu- 
legen. 


I  von  Belang ,  dass  das  neue  Handelsge- 
I  setzbuch  den  Begriff  des  Kaufmaims  er- 
I  weitei-t ,  indem  es  die  Eigenschaft  eines 
I  Kaufmanns  nicht  mehr  luleiu  von  dem 
I  Betrieb  bestimmter  Ha  n  d  e  I  s  g  e- 
»Schäfte  abhänpg  sein  lässt ,  sondem 
den  Schwerpunkt  m  die  Art  und  den  Cm- 
ifang  des  Betriebes  legt  Infolgedessen 
I  wird  die  Verpflichtung  z(u-  Buchfülmmg 
im  Deutschen  Reiche  vom  Jahre  1900  ab 
einer  grösseren  Zahl  von  Betrieben  aufer- 
legt sem,  als  dies  bisher  der  Fall  war.  Li 
Oesterreich  galt  das  Allgemeine  deutsche 
Handelsgesetzbuch,  und  auch  das  ungarische 
Handelsgesetzbuch  vom  1.  Januar  187G 
stimmt  mit  diesem  Gesetzbuch  ziemlich 
genau  Oberein. 

Zur  BuchfOhrung  verpflichtet  sind  auch, 
die  eingetragenen  Genossenschaften  nadi 
dem  G.  t.  1.  >Iai  1889  und  die  Gesellschaft 
mit  beschränkter  Haftung  nach  dem  G.  v. 
20.  April  1892.  Das  Br)rsengesetz  v.  22. 
Juni  1896  verpflichtet  ferner  die  Kununakler 
zur  Ffihrung  eines  Tagebuchs,  das  vor  dem 
Gebrauche  dem  Börsenvorstande  zur  Be- 
glaubigung der  Zahl  der  Blätter  vorzulegen 
ist.  Das  Depol^setz  v.  5.  Juli  1896  ver- 
pflichtet den  Kaufmann,  welcher  fremde 
Wertpapiere  zur  Aufbewahrung  übernimmt, 
zur  luiuiing  eines  Handelsbuchs,  in  welches 
die  Papiere  nach  Gattung,  Nennwert,  Nummer 
oder  sonstigen  Unterscheidungsmerkmalen 
einzutragen  sind. 

Ferner  kommen  in  Betracht  die  Bestim- 
mungen der  deutschen  Konkursordnung  v. 
lü.  Februar  1877,  wonach  Schuldner,  die 
ilire  Zahlung  eingestellt  liaben  oder  über 
<leren  VermOgeu  das  Konkursverfahren  er- 
öffnet ist,  wegen  betrüglichen  Bankerotts  un- 
ter anderem  mit  Zuchthaus  bestraft  werden, 
wenn  sie  in  der  Absicht,  ihre  Gläubiger 
zu  benachteiligen,  unterlassen  haben,  Handels- 
bücher zu  führen  oder  ihre  HandelsbQcher 
vernichtet,  verheimlicht  oder  so  geführt 
oder  verändert  haben,  dass  dieselben  k&ne 
Uebersicht  des  Verm^enszustandes  ge- 
währen. Sind  mildernde  Umstände  vor- 
handen, so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  unter 
3  Monaten  ein  (§  209).  Wegen  einfecheu 
Bankerotts  werden  solche  Schuldner  mit 
Ge&ngnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft,  wenn 
sie  unterlassen  haben,  Handelsbücher  zu 
f ühi-en  oder  dieselben  verheimlicht ,  ver- 
nichtet oder  unordenüich  geführt  haben 
oder  wenn  sie  unterlassen  haben,  die  Bilanz 
ihres  Vermögens  in  der  vorgeschriebenen 
Zeit  zu  ziehen  (§  210). 

Lltteratur:  Z>t«  Lüteratur  Hier  B.  i»t  to  gron, 
das«  f*  nur  möglich  iil,  eine  auttrUMnt  Zahl 
der  »eit  dem  16.  Jahrh.  erachienenm  Werke  auf- 
zuführen. Autter  den  bereiU  Jriihtr  erwähnUn 
SchrifUUÜem kommen  haupttächlich  in  Betracht: 
A,  Caaanovaf  Speeehio  lueadisMimo  etc.  Venedig 
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3SBS.  —  A.  PietrUf  IneUnno  ayU  eeonomi 
(Mantua  1586),  neu  avfyüegt  von  Q.  Reina 
tmter  dsm  TÜtl:  PneMi  di  Mrittura  doppia 
(Maitand  1924).  —  Slm,  Stevin,  VorsUlicke 
JSoekhouding  op  dt  italianaehe  Wyae  in  Domeiru 
«n  Finance  extra  ordinair«  (Leyden  1607).  — 
O.  A.  MoaeheM,  Tratiato  univertale  dei  libri 
doppi  (Venedig  1610).  —  IL.  ¥lori,  TraUatc  del 
modo  di  Untre  ü  libro  doppio  domettico  cot 
nio  eumplare  (Palermo  16S6,  £.  Ai^.  Som  1677). 

—  De  la  Forte,  Ouide  da  negoeianta  et 
tanmtn  de  Kvrea  (Paria  leSB,  »päten  Autgabe 
17BS).  —  «f.  O.  Sefco  flipp,  BuehkaUeriaeKe  Be- 
hatigungen  *te.  (XUrnberg  und  Leiptig,  S  Bde., 
1714  und  17tg}.  —  Scali,  Trattato  del  modo  di 
tenere  la  acriUura  dei  mereanÜ  a  partitet  d<^pia, 
ciö  l  aU  üaliana  (Livomo  1755).  —  Fomtf 
Trattato  teoricopratico  di  tcriUura  doppia  (Pctvia 
1790).  —  E.  Th.  Jones,  Engliachea  Syttem  von 
tinfaxhem  und  doppeltem  Buchhalten,  aiu  dem 
Englischen  (1796)  von  F.  Mortem  (Weimar  1800, 
Frankfurt  a.  M.  180t},  —  J.  A.  Wagner, 
Heute  voUet^dige»  und  aUgemettut  Lehrbuch 
de*  Buehhalimu  (Magd^urg  18011).  —  Anaata- 
alo,  La  terittura  doppia  ridotta  a  teiensa  (Ve- 
nedig 1803).  —  S.  O.  Meissner,  Neu  erfundene 
deutteht  BuchhaUerei  (Bretlau  1305).  —  Der- 
selbe, Die  doppelte  Bueklialtung  auf  der  Stufe 
ihrer  möglieh  gräteten  Vollkommenheit  (BerÜn 
1811).  —  i>.  Richter,  Deuiachea  Buchhalten 
(Hamburg  1803).  —  J.  M.  I^euchs,  Die  Kon- 
torwiaaenachajt  (Nürnberg  18t0,  3.  ^«jf.  18S2). 

—  C.  Crüger,  Neuet  und  gründliche»  Lehr- 
buch der  Bandelivjitaentehafün  (Berlin  18X0). 

—  M.  SehlöMSlngf  Die  prattUehe  kai^män- 
niiche  deutteke  Doppeümchführvng  (Od.  IStO). 

—  C  ID.  Fort,  Die  einfache  und  doppeüe 
JBtuMaUung  (Leipng  18SS,  S.  Aufi.  1843).  — 
Derselbe,  Lehrbuch  der  getarnten  Suchhaltunga- 
Jmnde  (ebd.  1837.  2.  Aufi.  I84I).  —  J.  S.  Qui- 
ney ,  Comptable  geniral  ou  livre  de  raieon 
(Parit  18S9).  —  A%ig.  Schiebe,  Die  Lehre  von 
der  Buchhaltung,  theoretitck  und  praktUch  dar- 
geitelU  (Grimma  1836,  mm  10.  Male  herausge- 
geben von  C.  G.  Odennann,  IS.  Aufl.  Leiptig 
1891),  ~  C  Q.  Odermann,  Prakttache  An- 
leitung TUT  ein^km  und  doppelten  Buchhaltung 
(LeipUg  I844,  7.  Ai^.  1882).  —  A.  Beason 
und  C  BaapaU,  NouveUe  methode  de  tenue 
de  livres  en  partiei  donbltt,  ou  Jourval-eo-ntrole 
(Bordeaux  1849).  —  Jf.  Buchte,  Die  doppelte 
Buchhaltung  (Augsburg  1349,  7.  Aufl.  1890).  — 
Q.  Kurzhaner,  Lehrbuch  der  hiußn.  Buch- 
haltung (Wien  1850,  4.  Aufl.  18SS).  —  G.  D. 
Augapurg,  Die  kaufm.  Buchföhrung,  zunächst 
für  den  GetehäfUgang  der  Hansattädte  (1.  Teil 
Bremen  186t,  t.  TeU  ebd.  1855,  8.  TeÜ  «hd.  1361, 
enthält  ngUieh  eivu  au^ühriiche  Angabe  der 
deuischen  Litteratur).  —  JE.  v.  Cxoemlg,  Dar- 
stellung der  Einrichtungen  Uber  Budget,  Staats- 
rechnung  und  Kontrole  in  Oeaterreieh,  Preisten, 
Bayern,  Württemberg,  Baden,  Frankreich  und 
B^gien  (Wien  1866).  —  Tli,  von  der  Goltz, 
Die  landwirtschaftliche  Buchfühi-ung  (Berlin 
1866,  8.  Aufl.  1898).  —  J.  Schrott,  Lehrbuch 
der  Verrechnungswistenschaft  (S.  Aufl.  Wien 
1871,  4.  Aufl.  1381).  —  £,  X»  Jäger,  Die 
gesetzlichen  Seatimmungen  Uber  Buchführung 
ndM  einem  geaehiehUiehen  Anhange  (SluOgart 
1871).  —  Derselbe,  Beaehtenawerte  FlUle  und 
neue  Skitaen  aus  dem  Gebiet»  der  Buchhaltung 


(Ad.  188t).  —  P,  PoweHni,  Origine  deUateoria 
atU  aiatema  della  terittura  a  partita  doppia  (Tu- 
rin 1875).  —  8.  Matihetu,  Daa  QeneraJbuehr 
ayttem,  eine  verbeatemde  Umgeataltung  der  üa- 
lienitch-doppellen  BuelffUhrung  (BerUn  1876).  — 
O.  SeAvagnini,  La  teoria  del  aittema  italiaaut 
per  le  teritture  amminislrative  e  modalitd  pro- 
tiche  per  la  tua  applieaeione  (Novara  1877).  — 
G.  Cerboni,  Logismngrafia  Rieomposüione  dei 
progeUi  0  degli  eaempi  propoaie  per  introdurre 
la  ioritt%era  in  partÜa  doppia  commune  neUa 
contabiUtd  generale  del  Regno  d'Iuüia  (Rom 
1878).  —  Gatalogo  di  opere  opuaetdi  «  pubbU- 
eaeione  periodiehe,  ehe  diedero  origine  »  avi- 
lupp6  eüla  Logiemogroßa,  dal  1861  al  preaente 
(ebd.  1834).  —  T.  Gim,  GU  acittoH  daeaiei 
della  partita  doppia  (Turin  1877).  —  Der- 
selbe,  La  terittura  doppia  e  le  6ue  forme 
(ebd.  1878).  —  Derselbe,  La  ragioneria  (Mai- 
land 1888).  —  J.  Fohl,  HantBntch  der  land- 
leirtaeht^ftliehen  Beehnungiführung  (Berlin  1879, 
t.  Aufi.  1894).  —  B.  LAiMtey,  Qaeationt  ae- 
tuMea  de  ÖtmipoMlU^  et  d'Enaeignement  com- 
mereiai  (P»ia  1881).  —  Derselbe,  Comptabi- 
tili  (ebd.  1896).  —  DersObe,  Die  Logismo- 
graphie,  eine  neue  doptiaehe  Bue/^fßhrungtmethode 
(ebd.  188t).  —  Fr.  Klein,  Amerikanitehe  Buch- 
führung (Leiptig  1886).  —  H.  F.  Slnum,  Die 
Bilanzen  der  Aktiengeselltchqften  und  der  Korn- 
manditgetelltchaßen  auf  Aktien  (Berlin  1886, 
S.  Aufl.  1898).  —  G.  Seidler,  Leitfaden  der  StaaU- 
Verrechnung  (Wien  1886).  —  F.  HUgU,  Die 
BuekhaUungaayateme  und  Buehhaltung^ormen 
(Bern  1887).  —  Derselbe,  Die  Grumitäge  der 
Buchhallut^  (ebd.  1888  und  1889).  —  Der^Hbe, 
Die  konatante  Buchhaltung  (Od.  1894).  —  U. 
SehUler,  Lehrbuch  der  Buchhaltung,  3  TeHe  f  Wien 
1888,  S.  Aufl.  1896  it.  1897).  —  H.  Lefbvre,  La 
comptabilite  (Paria,  ohne  Jahreszahl).  —  J.  Mor- 
genstern, Allgemeine  deutsche  Buchführung  etc. 
(Berlin,  ohne  Jahreatahl).  —  O.  Foppe,  Neue 
Buchführung  (Stuttgart,  ohne  Jahreizahl).  — 
Th.  Eeerky ,  Gedrängter  Kurtua  der  Buch- 
führung nach  dem  einfachen,  dem  doppelten 
italieTÜaehe*^  und  dem  dre^iachen  russische 
^stem  (Le^nig,  ohne  Jahreamhl).  —  O.  Jack- 
son, 7^  Cmek-Joumal  upon  the  principle  of 
DmAle  Enery  etc.  (18*^  ed.  London,  ohne  Jahraa- 
taM).  —  J.  Berger,  Lehr-  und  UAmg^meh 
der  katifm.  Buchhaltung  (Wien  1890).  —  Der- 
selbe, Die  Fortschritte  der  Buckhaitungsunsten- 
ichaft  (ebd.  1894).  —  J-  Sehör,  Versuch 
einer  wiaaenaehafüichen  Behandlung  der  Buch- 
haüung  (Basel  1890)  (Maier-Rothtehild  Bibl.  Bd. 
80).  —  Ders^be,  Einfache  und  doppelte  Buch- 
haltung  (Maier-Rothtehild  Bibl.  Bd.  617,  BerUnj. 

—  Derselbe,  MetAodiaeh  gew^dnete  Angaben 
für  das  Selbataludium  und  den  Unterrieht  in 
der  BuehhaÜung  (BerUn  1898).  —  M.  BerUner, 
Schwierige  FäUe  der  ka^fm.  Buchhaltung  und 
ihre  Lösung  (Ifannorer  und  Leiptig  1893).  — 
E.  J^autey  et  A.  CrUilbtnUt,  Prindpet  gini- 
raux  de  Comptabilite  (Pari«  und  Nancy  1895).  — 
V.  VianeUo,  Luca  Paciolo  nella  ttoria  della 
ragioneria  con  docutnenti  inediU  (Meteina  1896). 

—  W.  Qeiersbaeh,  Die  Fabriksbuehhaltung  etc. 
(Aussig  a.  E.  1896).  —  H.  SeUntek,  Die  mrt- 
tehaftlieh-atatiatitehe  Buchhaltung  (Leipng  1808). 

—  Zeitaehr^  fUr  BuehhaÜung  von  H.  Beloh- 
lawek  «.  Th,  Dra^ala  (Lins  a.  D.  aeit  1898.) 

  AOler. 
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1.  Oeichfehte  des  B.  im  Altertmn  und  Mit- 
tdilter  bis  rar  Erflndnii;  der  Bnchdraekerknnst. 
8.  (jeachiehte  des  B.  seit  der  Erfindung;  der 
Bochdrackerkanst  mit  besonderer  Berttcksichti- 
gnng  Deatschlandi.  3.  Organisation  nitd  geg^en- 
wftrtt^  Loge  des  B.,  besonders  in  Dent^cnland. 

1.  GeseUeht«  des  B.  Im  Altertui  ud 
XltteUlter  Us  lar  Erflndiug  der  Bneh- 
dnokerkoBBt.  Von  einem  Bnchbandel  im 
Altertum  kann  natQrlich  erst  seit  der  Zeit  die 
Bede  sein,  als  es  nicht  nur  zosammenh&n^nde 
schriftliche  Aufzeichnungen  einigen  Vmfanges 
auf  einem  handlichen  und  leicht  beHchaffbaren 
Stoffe  gab,  d.  h.  als  Bücher  geKhrieben  wur- 
den, sondern  auch  das  Interesse  fUr  den  Inhalt 
derselben  ein  so  allgemeines  und  die  Schreib- 
bezw.  Lesekunst  so  weit  verbreitet  war,  dass 
auf  Käufer  au  rechnen  war,  falls  Leute  auf 
ihre  Kosten  Abschriften  eines  Werkes  mit  der 
Absicht  ihres  Verkaufes  anfertigen  liessen.  Ein 
Zusammentreffen  und  die  Erfüllung  aller  dieser 
Bedingungen  finden  wir  erst  in  Griechenland 
etwa  seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts. ')  Die 
Buchhandlungen  hiessen  ursprünglich  ßißlto- 
»ijxai  (BQcherlager)  nach  Polluz  Önom.  IX  47; 
der  Komödiendichter  Eapolis  (2.  Hälfte  des 
5.  Jahrhunderts)  erwähnt  zuerst  den  Handel 
mit  Büchern  (oj  tä  ßtßU  mvux);  damals  hatte 
er  auch  bereits  an  einem  bestimmten  Platze  in 
Athen  (in  da  Orcbestra,  einem  Teile  der  alten 
Agora)  Fuss  gefasst.  Auch  nach  dem  Aus- 
lüde, d.  h.  den  griechischen  Kolonieen,  wurde 
schon  früh  (um  «00  t.  Chr.'i  vom  Mutterlande 
aus  einiger  Handel  mit  Büchern  getrieben. 
Lebhaft  entwickelte  er  sich  erst,  als  die  Thä- 
tigkeit  der  grossen  Gelehrten  von  Aleiandria 
und  Pergamum  mit  Hilfe  der  in  den  dortigen 
Bibliotheken  gesammelten  Schätze  planmässig 
revidierte  und  für  die  weitere  Verbreitung  ge- 
eignete Texte  aller  älteren  Autoren  geschaffen, 
du  Absatzgebiet  sich  erweitert  und  die  Nei- 
gung zu  Lektüre  und  litterarischer  Arbeit  auf 
weite  Kreise  sich  ausgeilebnt  hatte.  —  lu  Born 
entwickelte  sich  zugleich  mit  dem  Eindringen 
griechischer  Bildung  auch  die  Bücherliebhaherei 
und  der  Handel  mit  Büchern.  Kuhmsncht  und 
litterarische  Neigungen  vereinigten  sich  in 
wechselndem  Masse  bei  den  siegreichen  Feld- 
herren und  deren  Gefolge,  um  sie  die  Biblio- 
theken der  griechischen  Kultnrländer,  aU  Beute 
oder  durch  Kauf,  nach  Born  entführen  zu  lassen. 
Bald  —  wenigstens  seit  Varro  und  Cicero  — 
beförderte  auch  das  Aufkommen  litterarhisto- 
rischer  und  antiquarischer  Studien  die  Samm- 
lung von  Büchern  und  die  Anlage  grosser  pri- 
vater sowie  üffentlicher  Bibliotheken.  Was 
Rom  that,  ahmten  die  römischen  Provinzen  na- 
türlich nach.  Auch  hier  wie  früher  in  Grie- 
chenland and  den  hellenisch  gebildeten  Ländern 


Bücher  selbst,  und  zwar  für  die  Lektüre, 
nicht  bloss  für  pr^tische  Zwecke  bestimmte, 
hat  es  gewiss  schon  um  einiges  früher  gegeben; 
z.  B.  die  Schriften  der  Logographen  und  ältes- 
ten Philosophen.  —  Näheres  über  den  B.  im 
Altertum  s.  bei  Dziatzko  in  Wissowas  Realen- 
cykl.  d.  Alt.  sub  Buch  (besonders  Abschn.  VIII) 
und  Buchhandel. 


lassen  diese  Verhlltniise  sowie  direkte  Nach- 
richten auf  einen  entwickelten  Bnrhhandd,  be- 
sonders in  den  grossen  StSdten,  vor  allem  in 
Born,  schliessen.  Der  Umstand,  dass  m  mdst 
Griechen,  wie  Tyrannio.  oder  doch  Mftnner  mit 
griechischem  Namen  (die  Sosit,  Doms,  Tryphon 
,  etc.)  sind,  welche  in  unmittelbarer  Beziehunjg  zum 
Buchwesen  der  BSmer  stehen,  ist  uns  ein  Be- 
,  weis  dafür,  dass  dieses  und  damit  der  Buch- 
handel sich  sehr  ähnlich ,  wenn  nicht  gani 
gleich,  bei  beiden  Völkern  entwickelt  hat 

Die  Verviel^tigung  litterarischer  Erzeng- 
nisse  erfolgte  im  Altertum  natürlich  nur  durch 
I  Abschriften  becw.  nach  Diktat;  aber  der 
i  Ausgangspunkte  für  diese  Abschriften  und  der 
We^e  ihrer  Verbreitung  müssen  sehr  bestimmt 
^  zwei  unterschieden   werden.    Die  erste  und 
nächste  Verbreitungsart  war  stets ,  dass  die 
Schriftsteller  selbst  durch  ihre  Sklaven  (servi 
I  litterati).  vielleicht  auch  durch  Lohnschreiber, 
von  einer  Schrift  Kopieen  anfertigen  Hessen  zum 
'  Geschenk  für  Freunde,  Bekannte  und  sonst  In- 
:  teressierte  (mittere,  dedicare,  donare  libmm} ; 
'  oder  ihre  Freunde  unterzogen  sich  aus  persöa- 
lichem,  wenn  nicht  sachlichem  Interesse  dieser 
'  Auffpibe:  oder  endlich  solche,  die  von  einer 
Schrift  Kunde  erhielten,  deren  Inhalt  ihnen 
wichtig  schien,  suchten  sich  selbst  die  Gelegen- 
'  heit  zum  Abschreiben  derselben   durch  ihre 
!  eigenen  Leute  zu  verschaffen.    Wir  kOnnen 
dies  dem  heutigen  „Privatdmck"  und  der  Ver- 
breitung einer  als  .Manuskript  gedruckten** 
Schrift  vergleichen.  Für  den  Buchhandel  kommt 
diese  Art  der  Veröffentlichung,  welche  im  Al- 
tertum Übrigens  eine  sehr  grosse  Rolle  spielte, 
wenig  in  Betracht;  nur  kamen  solche  Abschrif- 
ten  gelegentlich   antiquarisch  zum  Verkauf. 
Der  andere.  Weg  der  Veröffentlichung  war  der 
des  eigentlichen  Handels  (edere.  im  eieren 
,  Sinne,  divul^are,  publicare  libram).  Geschäfts- 
leute, zumeist  Freigelassene,  liessen  auf  ihre 
Ko.sten  und  ihre  Gefahr   durch   ihre  Leute, 
Sklaven  oder  ärmere  Freigelassene,  die  beson- 
ders dazu  herangebildet  vrurden,  von  Schriften, 
welche  sie  für  gangbar  hielten,  Abschriften  in 
grösserer  Anzahl  für  den  Verkauf  herstellen 
und  vertrieben  sie  gleich  anderer  Ware  mit 
'  allen  dem  antiken  Handel  cn  Gebote  stehoideu 
Mitteln.    ßißXtoitiöiris  hiess  der  Buchhändler 
I  bei   den  Griechen,   auch  ß^Xtouäxnkog  (der 
kleine  Händler)  oder  xct«i}loc  rmv  ßißlimy,  bei 
den  Römern  ebenfalls  bibliopola  oder  librarios 
(libellio).   Sofern  sie  die  Herstellung  der  Ab- 
.  Schriften  besorgten ,  waren  sie  Verleger  in  un- 
I  serem  Sinne,  die  selbst  überseeischen  Handel 
<  mit  den  Büchern  trieben,  zugleich  aber  gewiss 
-auch   auf  ihren  Einzelverkauf  bedacht;  die 
■  Buchhändler  kleinerer  Orte  werden  rameist  sich 
'  auf  den  Zwischenhandel  oder  die  Anfertigung 
I  bestellter  Abschriften  beschränkt  haben.  Dia 
,  Läden  der  Buchhändler  f.A/fliosohlejkr,  tabeniae 
librariae)  wurden  von  Litteraten  und  Gelehrten 
,  vielfach  aufgesucht,  die  von  den  neuesten  Er- 
scheinungen des  Büchermarktes  sich  nichts  ent- 
I  gehen  lassen  wollten.    Bestimmte  Stadtteile, 
;  natürlich  die  von  den  besseren  Ständen  zumeist 
besuchten,  wurden  von  ihnen  bevorzugt.  An 
,  den  Aussenseiten  der  Tabeme  und  den  Thür- 
;  pfosten  verkündeten  Anschläge  die  Titel  der 
^  Novitäten.     lieber    mangelhafte  Abschriften 
'  vmrde  bereits  sehr  früh  geklagt  (Cicero,  Straboj ; 
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um  80  mehr  Anerkeiuiiiiig  fanden  solche  Ver- 
leger, welche  ffir  eine  sorgialtige  Korrektur 
ihrer  Exemplare  Sorge  trugen ,  wie  Atticus 
(Cicero)  una  Tryphon  (Qnintilian).  Für  die 
Aasgaben  älterer  Schriftsteller,  deren  Texte 
nach  Sprache  nnd  Inhalt  vielfach  dunkel  ge- 
worden waren  und  deshalb  im  Laufe  der  Zeiten 
besonders  gelitten  hatten,  bedienten  sie  sich  in 
der  Regel  der  Hilfe  gelehrter  Männer,  gram- 
matici,  antiqoarii,  scholastici  und  ähnlich  be- 
nannt, welche  häimg  ihren  Namen  an  das  £nde 
der  TOD  ihnen  veranstalteten  Ausgabe  setzten. 
Auch  mit  Illustrationen  wurden  flühzdtig 
Bücher  durch  die  Verfasser  und  Verleger  ver- 
sehen. Auf  römischem  Boden  ging  Varro  in 
seinem  biographischen  Werke  der  Imagines 
damit  voran  (Plin.  H.  N.  35,  11),  doch  folgte 
er  sicher  hierin  griechischen  Hustem. 

Die  Preise  der  Bücher  konnten,  wenn 
auch  das  Schreiben  durch  Sklaven  besorgt 
wurde,  doch  nicht  sehr  billig  sein,  weil  ihre 
Herstellung  stets  auf  Handar^it  beruhte;  nur 
die  höhere  Kaufkraft,  welche  das  Geld  damals 
besasa,  läsat  sie  uns  niedrig  erscheinen.  Sie 
schwanken  je  nach  Ausstattung,  sorgfältiger 
Ausführung  und  Kachfrage;  für  die  gleiche 
Ausgabe  wurden  am  selben  Orte  wohl  ungefähr 
die  gleichen  Preise  festgehalten,  die  wir  so  als 
Ladenpreise  bezeichnen  können.  £in  Büchlein 
Gedichte,  in  besonders  schöner  Ausstattung, 
kostete  den  Autor  seihst  (Statins)  einen  De- 
cussis  (2'/i  Sesterze  =  c-  Öö  Pf  );  dies  war  also 
ungefähr  der  Selbstkostenpreis  eines  Verlegers. 
Martials  I.  Buch  der  Epigrunme  verkaufte  da- 
gegen Atrectus  („dominus  tabemae")  fdr  5  De- 
nare (=  20  Sest.j,  nicht  billig  (s.  Mart.  epigr.  I 
117),  während  der  „bibliopoTa"  Tryphon  den 
Preis  für  die  Xenien  Martials,  an  Umfang  fast 
nur  Vi  jenem,  mit  4  nummi  ansetzte 
(Epigr.  XIII  3)  und,  wie  Martial  bemerkt,  beim 
halben  Preise  (2  Sest.  =  44  Pf.)  noch  seinen 
Vorteil  haben  konnte.  Wir  dürfen  somit  1  bis 
1%  Sest.  22—33  Pf.)  als  Selbstkostenpreis 
eines  Verlegers  für  Material  und  Schrift  bei 
einer  Bolle  geringen  Umfanges  und  massiger 
Ausstattung  ansehen.  Alte  Bücher  wurden 
unter  Umstftnden  zu  einem  Spottpreise  ver- 
schleudert (Stat.  sUv.  IV.  9  V.  22),  manchmal 
aber  auch  mit  hohem  Affektionspreise  bezahlt 
(s.  z.  B.  Gellius  II  c.  8),  namentlich  wenn  es 
sich  um  noch  unbekannte  Schriften  berühmter 
Autoreu  handelte  (GeÜ.  III  c.  17).  Seibat  das 
Ausleihen  von  Büchern  für  Geld  kannte  das 
Altertum  bereits  nach  Diog.  Laert.  m,  66  und 
GeU.  XVm  5,  11. 

£in  Honorar  erhielten  die  Schriftsteller 
des  Altertums  von  den  Buchhändlern, 
welche  die  Werke  jener  fär  den  Verkauf  ver- 
vielfältigen, wohl  nicht.  Die  Motive  und  Ziele 
der  Sduriftstellerei  waren  damals  von  Haus  aus 
ganz  andere  als  zum  Teil  bei  uns,  so  dass  sich 
verschiedene  Verhältnisse  entwickelten.  Auch 
war  jede  Honorarzahlung  unnötig,  für  den 
Verleger  aber  bedenklich,  da  sogleich  nach  dem 
Bekanntwerden  der  Abschriften  von  allen  Sei- 
ten weitere  Abschriften  ^-emacht  werden  durf- 
ten, Privilegien  der  Vervielfältigung  oder  sons- 
tige Schutzeinrichtungen  es  aber  nicht  gab 
(s.  Dziatzko  im  Rhein.  Hus.  f.  Philol.  49.  Bd. 
S.  659  ff.).  Ein  Eigentumsrecht  des  Verfassers 
an  seinem  litterariichen  Werke  bestand  nur  so 


lange,  als  er  dieses  noch  bei  sich  behidt  and 
keine  Abschriften  verschickt  hatte.  Vorher 
konnte  freilich  der  Autor  oder  der  Besitser 
einer  neuen  Schrift  diese  durch  Verkauf  an 
solche  verwerten,  welche  sie  irgendwie  ge- 
brauchen wollten  (z.  B.  ein  Theaterstück  für 
die  AnfRlhrung;  vgl.  auch  Mart.  I,  66  V.  5  ff.). 
Daneben  durften  ärmere  Schriftsteller,  welche 
penötigt  waren,  von  den  Erzeugnissen  ihres 
Geistes  zu  leben,  auf  den  Ehrensold  reicher 
Gönner  rechnen,  denen  sie  ihre  Schriften  neu 
widmeten. 

Im  Hittelalter  hatte  canSchst  der  all- 
gemeine Rückgang  der  litterarischen  Interessen 
eine  entsprechende  Stockung  im  Buchhandel 
und  allem,  was  damit  zusammenhing,  zur 
Folge.  Die  Pflege  der  geistigen  Güter  war  in 
den  Kulturländern  des  Westens  lange  Zeit 
vorwiegend  auf  kirchliche  Kreise  beschränkt. 
Die  juristischen  Schreibstuben  Italiens  machten 
fast  allein  eine  bemerkenswerte  Ausnahme ') ; 
dazu  kamen  einzelne  Höfe  von  Fürsten  und 
Vertreter  des  Adels;  später  nahmen  auch 
Laienelemente  der  Stftdte  teil  an  den  litterari- 
schen  Bestrebun^n.  Die  Verteaernn^  des 
Schreibmaterials,  indem  das  Pergament  die  Pa- 
pyrusrollen ganz  verdrängte  und  erst  spät  all- 
mählich wieder  dem  billigeren  Papiere  wich, 
nicht  minder  der  Ersatz  billiger  Sklavenarbeit 
durch  die  freie  Thätigkeit  von  Männern,  die 
sich  laugsam  und  mühevoll  die  zum  Abschrei- 
ben erforderlichen  Kenntnisse  erworben  hatten, 
waren  ebenso  viele  weitere  Hemmnisse  fUr  eine 

Sedeihliche  Entwickdung  des  Buchhandels, 
[eist  fanden  sich  in  den  einzelnen  Klöstern 
oder  unter  den  Geistlichen  einer  Kirdie  solche, 
welche  für  den  engbegrenzten  Bedarf  des  eige- 
nen Klosters  oder  zum  Austausch  gegen  Bücher 
fremden  Besitzes  Abschriften  anfertigten  und 
so  den  Bücherbestand  langsam  mehrten;  die 
Regel  oder  die  Sitte  der  geistlichen  Genossen- 
schaften förderte  und  empfahl  sogar  diese  Thä- 
tigkeit. Das  dauerhafte  und  zugleich  teuere 
Material  machte  einen  öfteren  Ersatz  der 
Bttcher  annötig  und  unthunlich.  Aach  gegen 
Bezahlung  wurden  Abschriften  gemacht,  dann 
jedoch  auf  Bestellung  für  andere  Klöster  und 
einzelne  Oeistiiche,  noch  seltener  für  Laien. 
Doch  nur  vorübergehend  können  so  einzelne 
Klöster,  wenn  sie  gorade  eifrige  Aebte  und 
kundige  Brüder  besassen,  es  zu  einem  regel- 
mässigen Erwerb  ans  dem  Abschreiben  von 
Büchern  gebracht  haben;  als  Handel  mit  sol- 
chen lässt  sich  dies  schwerlich  bezeichnen. 
Oefter  ist  das  Umgekehrte  eingetreten,  dass 
beim  Tode  eines  Sammlers,  der  nicht  be- 
stimmte Erben  seines  Besitzes  festgesetzt  hatte, 
oder  wenn  KUtster  und  Kirchen  in  finanzieller 
Bedrängnis,  dabei  aber  gleichgültig  gegen  die 
pergamentenen  Schätze  waren,  Bücher  verpfän- 
det oder  verkauft  wurden.  Einem  antiquari- 
schen Handel  mit  Büchern  regelmässige  Kah- 
run^  zu  geben  genügte  dies  kaum.  Nur  in 
Italien  hat  sich  ansdieinend  ein  Buchhandel 
ohne   Unterbrechung  erhalten ,   in  ähnlidier 


^)  Auch  im  Gesetzbuch  der  Westgoten 
Lib.  V  Tit  4  c.  22  (Font  jur.  genn.  ant.  IV 
[1894]  S.  1Ö9)  ist  der  Verkauf  von  Abschriften 
aieses  Codex  vo^esehen  und  ein  Maximalpreis 
(6  solidi)  festgesetzt 
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Weise  betrieben  wie  im  Altertom.  In  den 
xahireichen  Städten  dieaea  Landes  erhielt  sich 
das  Bedürfnis  und  ebenso  die  alte  Form  des 
Bochhandels;  nor  traten  in  den  Werkstftten 
(stationes)  der  uotarii,  cartularii  oder  anti- 
quarii  an  Stelle  der  Sklaven  andere  TjohaKhiei- 
ber  (mercenarü).  Seit  Beginn  des  Homanismiu 
worde  der  Handel  mit  Handschriften,  die  nun 
aaf  Lager  hielt,  sonr  sehr  lebhaft.  Uebri^ens 
fand  im  späteren  Mittelalter  anch  in  anderen 
L&ndem  ein  gewerbsmässiges  Anfertigen  nnd 
Vertreiben  von  Handschriften  durch  I^aien  statt, 
jedoch  ohne  erkennbaren  Unterschied  Ton  den 
gewohnlichen  Formen  der  Kanf^^eschäfte. 

Eigentümliche  Verhältnisse  im  Vertriebe  der 
BQcher  entwickelten  sich  dagegen  im  Hittelalter 
an  den  Centren  gelehrten  Lebens,  nämlich  den 
hohen  Schulen  zu  Paris,  Bologna,  Padua  und 
ihren  jüngeren  Schwesteranstalten  in  allen 
Lindem.  Lehrer  und  zahlreiche,  stets  wech- 
selnde Schttler  bednrften  da  im  Unterricht  Uber- 
einstimmender,  sorgfältig  revidierter  Texte, 
Kommentare,  Kompendien  and  Traktate.  Dies 
führte  vor  allem  zu  einer  Regelung  des  Schrei- 
berwesens, des  Verkaufens  nnd  Verleihens  von 
Handschriften.  Die  ältesten  darüber  erhaltenen 
Gesetze  sind  die  zu  Bologiia  125^,  12ö9  und 
1384,  zu  Paris  1275  und  1^  »wie  zu  Padua 
1283  erlassenen  Gesetze.')  Die  Pariser  Be- 
•timmnngen  sind  ausführlicher  als  die  anderen 
nnd  waren  von  grosserem  Kinflusa  auf  die 
Gestaltung  der  gleichen  Verhältnisse  an  anderen 
Orten.  Die  Bnchhalter  und  Buchhändler  (sta- 
tionarii  nnd  librarii,  za  Paris  vor  allem  in  Tico 
8.  Jacobi  ansässig)  gelten  als  Verwandte  (pro- 
pinqni)  der  Universität  und  wurden  von  dieser 
in  £id  nnd  Pflicht  genommen.  Anscheinend 
waren  sie  nach  modemer  Auffassung  mehr  Leih- 
hibliothekare  und  Sortimenter  ^  Verleger"). 

Die  VerrielfiÜtignng  der  gebrauchten  Texte 
erfolgte  cnmeist  durch  die  Studenten  selbst  (z. 
T.  nach  Diktat),  und  die  staüonarii  mussten 
deshalb  die  vorgeschriQbenen  Bücher,  gut  ver- 
bessert, auf  Lager  halten  und  fregeu  Bezahlung 
nach  festgesetzter  Taxe  verleihen.  Auf  diese 
Weise  konnte  die  Reinheit  der  Texte  nnd  die 
Wahl  der  Bücher  am  besten  überwacht  werden. 
Aber  auch  wenn  gewerbsmässige  Schreiber  die 
Abschriften  besorgten,  mnsste  den  Schulbehörden 
daran  liegen,  dass  die  Studenten  ihre  Texte  viel- 
mehr von  den  verantwortlichen  Unterhändlern 


i  als  ans  irgend  einer  schwer  kontroUierbaren 
I  <jnelle  bezagen.  Diese  GrHnde  führten  zur  Be- 

SUnstigung  nnd  Entwickelung  gerade  des 
wiscbenhandels  mit  Büchern;  auf  ihn  so- 
I  wie  auf  jenes  Verleihen  der  Handschriften  allein 
I  beziehen  sich  die  Bber  die  itationarü  in  den 
;  Statutes  der  UniversiUt  entiialtenen,  mit 
'  scharfen  Strafbestimmnngen  ausgerüsteten  Ge- 
'  setze.  Die  Behörde  suchte  (im  Pariser  Statut 
1  von  127Ö)  darauf  hinzuwirken,  dass  ihre  Bnch- 
I  häodler  nicht  zugleich  Käufer  nnd  Verkäufer 
von  Büchern  seien  („quam  [bonam  fidem]  ntiqne 
I  melius  observarent,  si  simul  Emptoris  et  Vendi- 
I  toris  officio  nallatenos  uterentur'*).  Sie  waren 
I  daher  anf  Eid  verpflichtet,  alle  ihnen  zum  Ver- 

I  kanf  Ubergebenen  Bücher  nicht  zu  unterdrücken 
'  oder  zn  verbergen  (an  sie  etwa  im  ClebeinieB 
!  flir  eigene  Rechnung  zn  veriuuiddn) ,  »mdeni 

I I  Monat  loder  2  Monate)  lug  in  geeigneter 
I  Weise  zum  Verkaufe  «nsziutden.  Auf  Ver- 
I  langen  des  Verkäufers  mussten  sie  auch  den 
I  Wert  der  Handschriften  „bona  fide"  schätzen, 
;  jedenfalls  den  Preis  des  Buches  nnd  den  Namen 

des  Verkäufen  an  sichtbarer  Stelle  kund  than. 
Vor  Abschluaa  eines  Verkaufes  war  der  l^en- 
tUmer  davon  zn  benachrichtigen  nnd  der  Kauf- 
preis, welcher  ja  auch  vom  Käufer  abhing,  ihm 
mitzuteilen,  wohl  um  dem  Verkäufer  Oäeg«n- 
heit  zu  geben  zum  Einspruch  g^en  tinen  vor- 
geblich oder  wirklich  vereinbarten  tu  niedrigen 
Kaufpreis.  Für  die  Vermtttelnng  eines  Kaäes 
durften  sie  nicht  mehr  als  „4  Denare  vom 


oder  1  ',1 


und  zwar  durch 


S.  über  Bolo^a  (Sartius  und  Fatto- 
rini)  De  dar.  archtg'jmnasii  Bonon.  professori- 
bus  a.  B.  XI.  ad.  s.  XIV.  T.  I  pars  1  (Bononise 
1769)  3.  186  fif.,  II  (1772)  S.  214  ff.,  224  f.  und 
C.  Malagola,  Statati  d.  nniversiti  .  .  .  d. 
studio  Bolognese  (1888)  a.  v.  St.;  über  Paris 
C.  E.  Du  Boulay  (Bulaeus),  Bist.  univ.  Paris. 
T.  III  (Paris  1666)  S.  418  f.  (auch  im  Chartn- 
l  a  r  i  u  m  univ.  Paris,  coli.  Henr.  Denifle,  I  [Paris. 
1889]  S.  Ö32  ff.);  T.  IV.  (1668)  S.  202  f.;  über 
Padua  J.  Ph.  Tomasini,  Gymnasium  Patav. 
(Utini  1654)  S.  361.  Vgl.  auch  Fr.  C.  v.  Sa- 
vigny,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.  3.  Bd. 
2.  Ausg.  (1834)  S.  Ö89.  643  ff.  664  f. 

*)  Bulaeus  III  S.  419  „.  .  .  quod  libros 
recipiendo  vaenales,  custodiendo,  expo- 
nendo,  vendendo  eoadeni  .  .  .  fideliter  et 
l^ittme  se  habebnnt." 


Pfunde"  1=^ 

Aufschlag  nehmen  vom  Käufer,  während  in 
Bologna  die  Provision  '.'d,  (bei  Büchem  im  Werte 
von  höchstens  60  Lire) ,  sonst  Vm  (2  '/i  oder 
1  */■ "/«)  des  Kaufgeldes  betrug,  die  vom  Käufer 
und  Verkäufer  je  zur  Hälfte  zu  tragen  wnr. 
Dabei  waren  sie  auch  gehalten,  mit  aUerKflhe 
für  „vera  et  correcta  exemiwia*'  (behnfe  der 
Verleihung)  zu  sorgen.  Im  Statut  von  1323 
(zu  Puisi  werden  zumeist  Verordnungen  wi^^ 
des  Verleihens  und  der  gewissenhaften  Schätz- 
ung der  Handschriften  gebroffen.  Ueberdies 
enuiält  es  eine  Bestimmung  zum  Schutz  der 
vereideten  Buchhändler,  insofern  kein  Niditver- 
eideter  irgend  ein  Bach,  das  tenrer  sei  als  10 
solidi,  feil  haben  noch  auch  unter  einem  be- 
deckten Laden  sich  aufhalten  solle  („nec  snb  t«Gto 
sedeat").  Dasselbe  gilt  im  wesentlichen  von  den 
Bologneser  Statuten.  Nur  tritt  hier  —  wie 
übrigens  auch  an  anderen  Studienanstaltai  — 
noch  das  Interesse  für  die  heimische  Anstalt  in 
dem  Verbote  hervor,  BQcher  nach  einer  anderen 
Schule  hin  zu  verkaufen,  sowie  das  Streben, 
feste  Preise  zu  bewahren ,  indem  der  Verkaut 
von  Büchem  an  solche,  die  damit  Handel  treiben 
wollten,  aber  auch  der  eigene  Ankauf  von 
Büchem  zum  Zwecke  des  Hairaels  den  statioiwrü 
streng  untersagt  war. 

In  ähnlicher  Weise  haben  sich  anch  an 
anderen  Hochschulen  und  Stadienanstalten  bei 
gleichen  Bedürfnissen  die  Verhältnisse  des  Huid- 
schriftenhandels  gestaltet.  Wir  gehen  deshalb 
nicht  fehl,  wenn  wir  hierin  einen  Vori&nfer 
unseres  Sortimentsbudihandels  sehen.  Sone 
wesentlichen  Eigenschaften  findet  man  in  den 
Beatimmungen  über  jene  librarii  wieder:  diese 
übernahmen,  wenn  auch  nur  nebenbei,  gewerbs- 
mässig und  anscheinend  ohne  eigenes  grosses 
Risico  Bücher  vom  Eigentümer  zum  Verkanie 
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mit  der  Verpflichtimg:,  sie  mSglkhBt  bekumt  zu 
machen  und  zu  einem  mit  dem  Eigentümer  zu 
Tereinbarenden  Preise  zu  T^kanfra,  mit  einem 
Aufechlage  für  die  eigene  Mühe,  dessen  Haximal- 
betrag  fleichfalls  bestimmt  war.  Uebrigens 
zeigt«  ueser  eine  Tendenz  zur  Steigerung;  in 
Padua  z.  B.  gew&hrte  das  Statut  von  1466  bei 
billigen  Büchern  (unter  3  Lire)  ö'/j,,  sonst  2Vs"/o 
Provision  (a.  A.  Kirchbotf  S.  29).  Allerdings 
haben  die  mittelalterlichen  UniTersitäten  nur 
die  äusseren  Formen  der  Organisation  herge- 
geben. Zu  der  weiteren  Entwickeluug  des  ge- 
samten Buchhandds  bedurfte  es  eines  freieren 
und  mächtigeren  Anfechwnnges ,  als  die  Ab- 
hängigkeit Ton  den  starren,  an  sehr  verschiedene 
Interessen  gebundenen  Statuten  jener  zu  geben 
Termochte.  Ein  solcher  Aufschwung  kam  von 
der  durch  Erfindang  der  Buchdruckerkunst 
plßtzlich  entstandenen  gewaltigen  Vermehrung 
der  Bächer  und  dem  Bedttrfois  ihres  Vertriebes 
nach  allen  Seiten. 

2.  Geschichte  des  B.  seit  der  Erfin* 
dnag  der  Bnchdrucherkiinst  mit  beson- 
derer Berücksichtigung  Dentschlands. 

Der  Einfluss,  den  die  neue,  aller  Wahr- 
Bcheinlichkeit  nach  in  Strassburg  ersonoene 
und  zuerst  versuchte,  in  Maluz  aber  dem- 
nächst voll  ausgeübte  Kunst  des  Dnickens 
mit  bew^Udien  Typen  ftuf  den  Handel  mit 
BOchem  gewann,  äusserte  sich  sehr  bald. 
Der  ganze  Ap^iarat,  das  bedeutende  Kapital 
und  läie  vielseitigen  Fertigkeiten,  deren  noan 
zur  Herstellung  dnes  geeckten  Buches 
bedinge,  brachten  es  mit  sidi,  dass  nur 
grosser  Ausnutzung,  also  bei  ziemlich  starken 
Aufli^n  und  fortgesetztem  Drucken  sich 
ein  Qevinn  erzielen  liess.  275  Exemplare 
wurden '  auch  von  um&ngreichen  Werken, 
die  Pannartz  und  SweTuneim  in  Subiaco 
imd  später  in  Rom  druckten,  abgezogen; 
kleiner  als  etwa  100  Exemplare  dürfen  wir 
uns  selbst  die  Auflage  der  ersten  Bibeb 
kaum  denken.  Sie  stieg  aber  auch  bis  auf 
1200  noch  im  15.  Jahrhundert.  Da  wir  für 
dieses  wohl  gegen  30  000  Verlagswerke 
ansetzen  dürfen,  von  den  Einblattdrucken 
abgesehen,  so  ergiebt  dies  bei  einer  diux;h- 
schnittUchen  Auflage  von  300  Exemplaren 
die  Zahl  von  9  Millionen,  die  im  ganzen, 
oder  von  180000,  die  jährlich  abzusetzen 
waren,  wogegen  damals  in  Florenz  der  Hand- 
schriften händler  Vespasiano  Bisticci  22  Mo- 
nate brauchte,  um  mit  Hilfe  von  45  Ko- 
pisten eine  Sammlung  von  200  Handschriften 
für  CoBimo  de'  Medici  zu  stände  zu  bringen 
(s.  "Wattenbach,  Schriftwesen «  S.  487).  Für 
jene  zahlreichen  Bücher  ei^ebige  Absatz- 
wege zu  finden,  war,  nachdem  die  Kirnst 
einmal  erfunden  und  bekannt  war,  die  wich- 
tigste Sorge  der  Verleger  imd  Drucker.  Sie 
■war  um  so  grifeser,  als  die  Konkurrenz  sehr 
Früh  sich  bemerkbar  machte  und  auch  der 
Kachdruck  die  Früchte  der  Arbeit  schmälerte. 
Rasch  und  sehr  bedeutend  waren  die  Preise 
der  Bficher  herabgegangen  auf  rund  ja 


bis  zu  Vb  der  Handschriftenpreise ;  eine 
lateinische  Bibel  z.  B..  die  geschrieben  4  bis 
500  Goldkronen  gekostet  hatte,  wurde  als 
Druck  von  Johann  Fust  in  Paris  für  60  Kronen 
verkauft.  Hatte  doch  auch  die  vorwiegende 
Anwendung  des  für  das  Drucken  geeigneteren 
Papieres  an  Stelle  von  Pergament,  welches 
anfangs  etwa  dreimal,  später  sechsmal  so 
viel  kostete  als  Papier,  die  Möglichkeit  einer 
niedrigen  Preisansetzung  gewährt  und  Käufer 
von  Büchern  in  immer  weiteren  Kreisen 
suchen  und  finden  lassen.  Der  Druck  auf 
Bestellung  von  selten  kirchlicher  und  bürger- 
licher Behörden,  wobei  freilich  die  Drucker 
kein  Risico  übernahmen,  ist  früh  nachweis- 
bar, sicher  aber  im  Verhältnis  zur  Gesamt- 
zahl der  Dnicke  n\u-  die  Ausnahme.  Der 
Verkauf  in  der  nächsten  Umgebung  des 
Druckers  konnte  nur  selten  und  dann  meist 
bei  wenig  umfan^ichen,  billigen  Büchern 
genügen.  Frühzeitig  war,  nach  der  Wtdil 
der  Verlagsartikel  zu  schliessen,  die  weifc- 

S-eifende,  ja  internationale  Bedeutung  der 
nickerkimst  erkannt  worden.  Es  galt  nun, 
die  Vorräte  an  Exemplaren  dementsprechend 
weit  und  vielseitig  abzuleiten  und  das  allent- 
halben vorhandene  Bedürfnis  nach  Büchern 
zu  befriedigen  sowie  weiter  anzuregen. 
Sdbst  hervorragenden  Druckern  Rückte  es 
nicht  immer  mit  ihrem  Yerl^.  Die  bereite 
erwähnten  Arnold  Pannartz  und  Conrad 
Sweynheim  z.  B.  klagen  in  einer  Eingabe, 
weldie  Johannes  Andreas  de  Buxis,  Bisdiof 
voa  Aleria,  im  Jahre  1472  an  den  Papst 
Sixtus  rV.  richtete,  dass  ihr  Haus  voll  von 
Bflchem  und  leer  an  Brot  wäre,  im  all- 
gemeinen sehen  wir,  dass  gerade  im  Anfang 
des  Umsdivnmges  der  Verhältnisse  fast  nur 
die  im  grossen  Massstabe  und  zugleich  kauf- 
männisch betriebenen  Firmen  zu  einer  ge- 
deihlichen Entwickelung  gelangen,  was  eben 
in  der  Schwierigkeit  des  Absatzes  der  Bücher 
seinen  Grund  hat.  Für  diesen  standen  den 
Dru(^em  und  Verlegern  zunächst  nur  die 
bereits  vorhandenen  und  gewohnten,  jeden- 
falls aber  auf  einen  viel  geringeren  Vertrieb 
berechneten  Wege  des  mndschriftenhandels 
zu  Gebote. 

Der  nächstliegende  und  wichti^te  Weg 
war  der  durch  sogenannte  Buchführer 
{Reisediener).  Wir  würden  ihn  etwa  als 
Colportagebuchhandel  bezeichnen.  Ange- 
stellte der  Verleger  und  Drucker  reisten  mit 
ihren  Büchervorräten  umher  an  Orte,  wo 
sie  sich  Absatz  versprachen^  zunächst  also 
in  volkreiche  Städte  mit  vielen  Klerikern 
und  lebhaftem  Handel.  Die  Zeiten,  wo  viele 
Fremde  an  einem  Orte  zu  erwarten  waren, 
also  die  der  Messen,  Kirchenfeste  etc.  waren 
ohne  Zweifel  bevorzugt  Durch  geschriebene, 
oft  auch  gedruckte  Anschläge,  die  ein  Ver^ 
zeichnis  der  Ware  und  die  handschriftlichfl 
Angabe  der  Wohnung  enthielten,  forderten 
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sie  auf  zum  Kaufe.  Soleher  Bflcheranzeigen 
haben  sich  noch  nielirere  solltst  aus  dem 
15.  Jahrhundert  erhalten  (s.  M'Uh.  Mever  im 
Centr.  f.  Bibl.  n  [1.h85|,  S.  437— 4G;i);  die 
älteste  (Joh.  Mentelins)  ist  vom  Jahre  14Ö9. 
Bemerkenswortemi-eise  erscheint  der  Name 
der  Firma  in  ihnen  nicht;  es  mugste  lÜes 
also  für  unnötig,  unter  Umständen  sogar  für 
hinderlich  gelten.  Es  wunle  wohl  auf  Par- 
tieenrerkauf  an  andere  Firmen  gerechnet  oder 
das  übelwollende  V^'erhalten  von  Behörden 
gef^u  den  Verleger  einer  fremden  Stadt 
gefürchtet.  GleichvolU  vei'zeichnen  die 
ineiBten  und  ältesten  Bücheranzeigen  nur 
Werke  einer  einzigen  Firma,  imd  da  wieder- 
holt auf  die  Typen  der  Anzeige  Bezug 
nommen  wird,  ist  auch  nicht  die  handschrift- 
liche Zufügimg  von  Büchertiteln  anderer 
Firmen  vorgesehen.  Die  Wanderbuchffihrer 
verkauften  daher  nur  für  Rechnung  einer 
Firma  imd  erhielten  wohl  bestimmte  Pro- 
zente von  der  Verkaufssumme.  An  ihrem 
Verhältnis  änderte  es  nichts,  wenn  eine 
Firma,  wie  Ant.  Kobei^r  von  Nflml)erg,  in 
einer  Bücheranzeige  von  1479  (Nr.  Iti  bei 
W.  Meyer),  ausser  eigenen  Bflchern  auch 
solche  anderer  Herkunft  zum  Kaufe  anbot. 
Nicht  in  Kommission  hatte  er  sie  genommen, 
sondern  gewiss  durch  Kauf  oder  Tauscli  an 
sich  gebracht,  wie  z.  ß.  auch  der  Drucker, 
Verleger  und  Papierliäiidler  Adolf  Rusch  in 
Strassbui^  vielfach  Uüclier  anderer  Dnicker 
durch  Tausch  gegen  Papier  (einen  Ballen 
Bücher  gegen  zwei  Ballen  Papier)  zum 
Zwecke  des  Handels  erwarb.  Dieser  Weg 
des  partieenweisen  Verkaufes  oder  Aus- 
tausches von  Büchern  zwischen  verschiedenen 
Firmen  diente  nämlich  gleichfalls  dazn, 
Exemplare  von  Drucken  in  den  Kleinhandel 
solcher  Orte  zu  leiten,  wo  ein  Beilflrfnis 
noch  vorhanden  schien.  Im  ganzen  gehört 
er  freilich  dem  Orosshandel  an  und  kann 
den  Einzelverkauf  der  Bücher  nur  vorbe- 
reiten und  erleichtern.  An  dritter  Stelle  ist 
eine  besondere  Kategorie  von  Buchhändlern 
zu  nennen,  ständige  Geschäftsführer  oder 
Faktoren  der  Verleger  mid  Drucker  an  den 
Centren  regen  litterarischen  Verkehrs  oder 
eines  lebhaften  Handels  überhaupt  Es 
■waren  sozusagen  ansässige  Buchfilhrer,  welche 
auch  in  der  weiteren  Umgebung  ihres  Uaupt- 
platzes  für  den  Vertrieb  der  Bücher  sorgten, 
Ton  denen  sie  ein  grösseres  Lager  bei  sich 
hatten.  Aus  den  mlliesten  Zeiten  der  neuen 
Kunst  wissen  wir,  dass  Joh.  Fust  selbst  mit 
seiner  Ware  in  Paris  war,  wo  er  auch  (1466 
oder  1467)  starb.  Sein  Schwiegersohn  und 
Nachfolger  im  Geschäft,  Peter  ^hOffer,  der 
gleichfaJls  einige  Male  mit  Büchern,  darunter 
auch  solchen  fremden  Verlages,  in  Paris 
war,  setzte  sehr  bald  einen  ständigen  Ver- 
treter, Hermann  von  Stadtloe,  nach  der 
Metropole  Frankreiclis,  der  für  Bechnung 


des  Mainzer  Geschäftes  wahrscheinlich  ebenso 
auf  den  Einzelverkauf  von  Büchern  vde  auf 
Partieenabsatz  an  andere  Buchhändler  bedacht 
war.  Nach  Frankfurt  a.  M.,  schon  damids 
ein  Handelsplatz  ersten  Ranges,  dessen  Be- 
deutung für  den  Büchervertrieb  jedenfalls 
Peter  Schöffer,  wenn  nicht  bereits  Joh.  Fust 
oder  gar  Gutenberg  selbst  mit  scharfem 
Blicke  erkannt  Itatte,  wurde  anscheinend  der 
kaufmännische  Teil  des  Geschäftes  verlegt. 
Conrad  Henckis,  Buchdnicker  und  Gehilfe 
im  Geschäft,  der  nach  des  Fust  Tode  die 
hinterla.'ssene  Witwe  heiratete  und  Teilhaber 
am  Geschäft  w^urde,  scheint  vorwiegend  die 
Frankfurter  Unternehmungen  geleitet  zu 
habtm ;  um  1479  erwarb  Peter  Schöffer  sc^ar 
selbst  das  dortige  Bürg^rechL  AVährend 
die  Druckerei  in  Mainz  verblieb,  wo  für  die 
Instandhaltung  imd  das  Drucken  ein  ^übtes 
Personal  vorhanden  war,  wurden  ut  der 
Nachbarstadt  mit  den  zahlreich  ziistrftoen- 
deu  fremden  Handelsleuten  Verbindungen 
behufs  Absatzes  der  Bücher  angeknüpft 
Besonders  nach  dem  Nonlen  Deutschlands 
und  Eurofias  machten  sie  Gesdiäfte :  in 
Schweden  war  ein  Geschäftsführer  von  ihnen 
(»ihr  Diener«).  Viel  musste  dabei  —  und 
das  gilt  gewiss  nicht  bloss  von  den  Ge- 
schäften Peter  Schöffers  —  kreilitiert  wer- 
den; den  Schwierigkeiten  bei  Eintreibung 
solcher  Schulden  venlanken  wir  gerade  die 
erhaltenen  Urkunden.  Auch  andere  Verleget 
hatten  ihre  Filialen  und  ständigen  GeschsSs- 
führer  in  anderen  Städten,  z.  B.  Nie  Jenson 
von  Venedig  in  Pavia  und  Anton  Kobei^r 
von  Nürnberg  in  Paris,  Lyon  u.  s.  w.  Offen- 
bar geschah  dies  mehr  des  Handels  als  des 
Druckes  wegen,  wennschon  auch  solche 
Fälle  frühzeitig  und  nicht  selten  vorkamen, 
dass  die  eigenen  Dnickereien  zur  Herstel- 
lung der  Verlagsartikel  nicht  ausreichten,  so 
dass  fremde  zu  Hilfe  genommen  wurden.  Im 
ganzen  liegt  kein  Grund  vor  zur  Annahme,  dass 
die  Formen  des  Himdels  von  denen  anderer 
Kaufgeschäfte  abwichen.  Nach  einem  Briefe 
des  AlduB  Manutius  an  ReuchUn  vom  24.  De- 
zember 1ÜÜ2  (8.  Claror.  vir.  epist  Tubingae 
1514)  wurde  freilich  damals  schon  gelegent- 
lich Buchführern  oder  Buchhändlern,  die 
nicht  zum  eigenen  Personal  einer  Firma  ge- 
hörten,  ein  Remissionsrecht  in  Bezo^  auf 
gelieferte  Ware  zugestanden,  so  daes  sie  an- 
nähernd Sortimenter  im  modernen  änne 
waren.  Ein  Händler  (mercator)  in  Deutsch- 
land hatte  von  der  Gesellschaft  welcher 
AJdiis  in  Venedig  angehörte,  riete  Bflcher 
auf  Frist  erhalten,  und  zwar  zu  einem  billi- 
geren Preise,  als  sie  einzek.  verkauft  wurden. 
Von  ihm  kaufte  Reuchlin  an  seinem  Orte  die 
Aldinen  billiger  als  direkt  aus  Venedig; 
An  sich  wäre  es  sehr  wohl  denkbar,  dass 
die  früher  geschilderten  Verhältnisse  der 
stationaiü  und  librarii  der  ünivOTsitätsst&dte 
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sich  mit  Anpassung  an  die  durch  die  starke 
Büchervennehrung  veränderten  Verhältnisae 
erhielten  und  auf  andere  Orte  mit  gestei- 
gertem  Absatz  übertragen  wurden.  Wegen 
der  grossen  Verschiedenheit  der  in  solchen 
Städten  nötigen  Bücher  konnte  das  Bedürfnis 
nidit  durch  Lokalpressen  gedeckt  werden, 
so  dass  ein  reger  Handel  mit  Büchern  anderer 
Druckorte  nebenbei  bestehen  bleiben  mnsste. 
Umfangreiche  Lager  von  Büchern,  besonders 
auch  von  neuen,  mussten  die  dortigen  Händler 
im  Interesse  der  Lehrer  wie  Schüler  halten. 
Sie  als  Mgentuin  zu  erwerben,  dazu  reichten 
die  Mittel  gewiss  nur  selten  aus.  Die  ei&ig 
auf  Absatz  oedachten  Verleger  konnten  ihnen 
zum  Verkaufe  ihrer  Büdier  einen  wdtgehen- 
den  Kredit  an  Geld,  aber  auch  an  ^are  um 
so  eher  gewfibren,  als  an  solchen  Studien- 
orten  die  Buchhändler  weni»tens  zum  Teil 
einer  unmittelbaren  Aufsicht  des  IjehrkOrpers 
unterworfen  waren.  Eine  weite  Ausdehnung 
dieses  Absatzwege  auf  beliebige  Orte  imd 
Händler  setzt  indes  geordnete,  leicht  Über- 
sehbare Zustände,  bequeme  Verbindungen 
imd  zuverlässige  Rechtspflege  voraus,  die 
sich  für  jene  Zeiten  noch  nicht  unbedingt 
annehmen  lassen,  wenn  wir  aadh  zugeben 
müssen,  dass  die  Bedürfnisse  des  Verehre 
den  Rechtseinrichtungen  meist  vorausgeeilt 
sind. 

Im  ganzen  dürfen  wir  behaupten,  dass  in 
der  nächsten  Zeit  nach  Erfindung  der  Buch- 
druckerkunst der  Vertrieb  der  Bücher  auf 
die  wandernden  Buchführer,  feste  Agenten 
oder  Filialen  in  anderen  Städten  und  auf 
partieenweisen  Verkauf  und  Tausch  an  Buch- 
händler beschränkt  blieb.  Eine  Verschiebung 
der  Verhältnisse  im  Buchgewerbe  trat  indes 
früh  ein  durch  die  natui^emässe ,  immer 
stärker  sich  geltend  machende  Sonderung 
der  verschiedenen  Seiten  des  Buchgewerbes. 
Im  Grunde  waren  von  Anfang  an  in  der 
Verbindung  Joh.  Gutenbei^  mit  Joh.  Eust 
zwei  Seiten  jenes,  der  Druck  und  der  Ver- 
lag von  Büchern,  nur  äusserhch  vereinigt 
gewesen.  Deutlich  ausgesprochen  wird  die 
Teilung  der  Arbeit  in  den  Schlussschriften 
vieler  Drucke,  besonders  italienischer  Firmen. 
Gerade  dort,  vor  allem  in  Venedig,  führte 
die  hohe  Ent^ickelung  des  Ebndels  zu  einem 
bestimmten  Ausdru<^  des  verschiedenen  Ver- 
hältnisses mehrerer  nidit  in  gleicher  'Welse 
an  einem  Geschäfte  beteiligter  Genossen. 
^Nirgends  findet  man  auch  so  früh  und  so 
zahlreich  Eompagni^^chfifte  ^ocietas,  socii) 
sich  am  Bücherdrw^  und  Ven^  beteiligen 
wie  in  Italien.  Eine  weitere  Teilung  aer 
Arbeit  musste  sich  aber  —  und  das  ist  für 
uns  wichtiger  —  aus  dem  Vertriebe  der 
Bücher  ei^ben.  Eigene  Bucbführer  auszu- 
senden und  eigene  Faktoren  in  fremden 
Städten  zu  unterhalten,  konnte  nur  für  ganz 
grosse  Verleger  gewinnbringend  sein,  und 


:  auch  für  diese  nur  dann,  wenn  sie  zugleich 
I  Werke  fremden  Verlages  in  den  Handel 
gaben.  Der  sicherste  und  einfachste  Weg 
des  Absatzes  war  für  den  Verleger  ohne 
Zweifel,  wenn  wir  vom  Lokalverkehr  absehen, 
der  Verkauf  grösserer  Partieen  von  Büchern 
an  Kleinhändler.  Aus  diesen  bildete  sich 
mit  dem  Anwachsen  der  gedruckten  Litte- 
ratur  und  dem  steigenden  Absatz  immer 
bestimmter  eine  besondere  Klasse  von  Buch- 
händlern aus.  Ebenso  natürlich  ist  dass 
zT^ischen  diesen  und  den  Verlegern  der  Ver- 
kehr sich  in  der  Hegel  nicht  direkt  von 
Stadt  zu  Stadt  vollzt^,  sondern  dass  die 
vielbesuchtea  Messplätze  der  Ort  waren,  wo 
zu  den  hergebFachten  Zeiten,  im  Frühling 
(Fasten-,  Ostermesse)  und  Herbst  (Kichaelis- 
'  messe)  die  verschiedenen  Interessenten  sich 
trafen  zum  Abschluss  ihrer  Geschäfte.  Dieser 
Buchhandel  im  engeren  Sinne  wurde  von 
den  einzelnen  Firmen  vielfach  in  grossem 
^tassstabe  betrieben  (sonst  war  er  nicht 
lohnend  genug)  und  auf  weite  Gebiete  und 
mehrere  Städte  ausgedehnt  Dem  Lokalver- 
triebe widmeten  sich  häufig  auch  die  kleinen 
Drucker,  welche  vom  Bücherdruck  allein, 
zu  dem  das  Lokalbedürfnis  oder  eine  höhere 
Anregung  gelegentlich  Anlass  gab,  nicht 
leben  konnten. 

Auf  solcher  Grundlage  währte  und  ent- 
wickelte sich  der  Buchhandel  jahrhunderte- 
lang in  Deutschland  und  den  anderen  Kultur- 
ländern. Dass  Frankfurt  a.  31.  sehr  früh, 
noch  im  15.  Jahrhundert,  eine  dominierende 
Stellung  für  ihn  erhielt,  vei-dankt  es  zu- 
nächst natürlich  seiner  Bedeutung  für  den 
Handel  überhaupt  infolge  der  günstigen 
geographischen  Lage,  dann  aber  der  Nähe 
von  Mainz  und  vor  allem  gewiss  dem  that- 
kräftigen  Eingreifen  Peter  Schöffers  und 
Conrad  Henckis'  (s.  o.).  Ausser  dieser  Stadt 
sind  in  Deutsclüand  Köln  und  Strassburg, 
Augsburg  und  Nümbe^  (hier  wirkte  Anthoni 
Koberger)  besonders  hervorzuheben,  femer 
Basel  mit  lebhaftem  Handel  nach  Italien 
und  Südfnuikreich.  In  den  Niederlanden 
und  Belgien  traten  Utrecht,  Löwen  imd  De- 
venter  am  meisten  hervor,  in  Norddeutsch- 
land  erst  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
Leipzig.  Schon  damals  für  den  Warenaus- 
tausch der  östlichen  und  südÖstUdien  Län- 
der (bis  nach.  Asien  hinein)  mit  dem  Westen 
einer  der  wichti^ten  Plätze,  benutzte  diese 
Stadt  bald  den  Vorteil  ihrer  Verbindungen 
BMch.  für  den  Handel  mit  Bücheni.  Ihr 
Druck  und  Verlag  gewann  gleichfalls  dort 
bald  einen  ansehnliohea  ümwig,  aber  m^ 
in  Bezog  auf  die  Zahl  als  me  Sch&iheit 
und  Bedeutung  der  Drucke.  Ueberhaupt 
sehen  wi^  was  die  Technik  des  Druckens 
und  die  Sorge  für  den  Inhalt  betrifft,  in 
Deutschland  schon  nach  den  ersten  Deceur 
nien  seit  Erfindung  der  Kunst  einen  Stülr 
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stand,  wenn  nicht  gar  einen  Rückgtmg  ein- 
toten.  Wenige  sflddeutsche  Orte  mit  alten 
Knnsttnditionen,  %ie  Augsburg  und  Kflm- 
beigf  sowie  einzelne  auf  Bestellung  gear- 
beitete Werke,  meöst  liturgischer  Art,  machen 
äne  rühmlidie  Aiismüime.  I 
In  den  anderen  Ländern  ging  die  Ent- 1 
Wickelung  des  Bochhandels  zunfichst  in  der- 1 
selben  Weise  vor  nch  wie  in  Deutschland.  | 
Italiens  Buchhandel  fiberholte  im  15.  Jalu>  | 
hundert  schnell  den  deutschen  infolge  des  \ 
durch  den  Humanismus  für  den  Bücherver- 
kauf  besser  vorbereiteten  Bodens,  des  durch 
einen  lebhaften  Handel  erworbenen  allge- 
meinen Wohlstandes  und  der  guten  kauf- 
männischen Schulung, welche  den  italienischen 
Handel  flberliaupt  auszeichnete.    In  dem ' 
handelsmfichtigen  Venedig  gab  es  in  den  j 
ersten  3  Decennien  nach  Einfflhnmg  der ' 
Buchdrucker kun st  nicht  weniger  als  214  (bis 
1515  247)  Drucker,  deren  Namen  «ir  kennen.  1 
Gegen  1495  begründete  Aldus  Manutiiis  der  j 
Aeltere,  einer  der  bedeutendsten  Verleger , 
aUer  Zeiten,  seine  zum  Teil  im  Verein  mit  | 
anderen  betriebene  und  durch  zwei  weitere 
Generationen   (bis    159")   fortgesetzte  be-  j 
rühmte  Drvickerei,  aus  welcher  seit  1495 ! 
bis  zu  seinem  Tode  (1515)  Über  120  Dnicke  | 
hervorgingen,  die  sich  vor  allem  durch  Güte  j 
des  Textes  und  Korrektheit  des  Druckes  I 
auszeichnen.    Alte  Klassiker  und  nationale 
Schriftsteller  sind  fast  allein  in  seinem  Ver- 
lage vertreten.    Die  nmden  Anti()uatyT)en, 
eine  Nachahmung  der  von  den  italienischen 
Humanisten  angenommenen  Schriftart,  die 
selbst  wieder  die  karolingische  Minuskel  in 
der  Form  des  10. — 11.  Jahrhunderts  sich 
zum  Vorbild  nahm,  kamen  in  Italien  sehr 
frah  auf  und  verdrängten  dort  bald  den 
gotischen  Schnitt  der  Typen.    Aldus  der 
Aeltere  führte  die  etwas  schräge  Antiqua- 
type (Italirjue)  rän.  —  In  f^ankreich  war 
man  zu  Paris  sehr  früh  in  Kreisen  des  Hofes 
wie  der  Universität  auf  die  neue  Kunst  auf- 
merksam geworden,  und  dort  sah  IVankreich 
seine  ersten  Druckereien,    Zu  hervorragen- 
der Bedeutung  gelangte  der  Buchhandel  da 
aber  vorerst  no^  nicht,  vielleicht  weil  man 
vorwi^end  für  die  Bedürfnisse  der  Sorbonne 
und  allenfalls  der  höfischen  Kreise  soi^e, 
den  Welthandel  aber  ausser  acht  liess.  J*ur 
mit   geschmackvoll   ausgestatteten  Gebet- 
büchern (»heures«)  entwickelte  sich  früh 
in  Paris  ein  ausgedehnter  Handel.  Neben 
Paris  trat  noch  am  Ende  des  15.  Jahrhun- 
derts Lyon  als  wichtiger  Platz  des  Buch- 
handels in  den  Vordergrund ;  für  Südeuropa 
war  er  nächst  Venedig  der  bedeutendste.  Die 
Drucke  der  Stadt  selbst  sind  zahlreich,  aber 
durch  nichts  besonders  ahsgezeichnet.  — 
Nach  England  (Westminster)  war  die  Buch- 
drut^erkuost  über  Bnl^e  bezw.  Köln  durch 
den  englischen  Kaufmann  William  Caxton 


gekommen,  der  lan^  Zeit  soi^Ütig  und 
mit  entschiedenem  eigenen  Verdienste  um 
die'  Entwickelnn^  der  englischen  Litteratur- 
spräche,  aber  mit  einseitiger  Vorliebe  für 
£e  romantische  Litteratur  druckte,  dem 
englischen  Buchhandel  jedenfsUs  noch  känea 
gr&seren  Anstoss  zu  geben  vermochte.  Die 
stacvoneres,  die  in  der  Nähe  von  St  Pauls 
in  London  ihre  Utden  besusen,  hatten  seh 
bereits  1-^3  mit  den  textwriters  zu  einer 
Gilde  vereinigt,  die  von  massgebendem  ESn- 
fliiss  für  das  Buchwesen  und  den  Buch- 
handel in  England  wurde.  Aus  ihnen,  d.  h, 
den  beiden  schon  früher  getrennten  Gruppen, 
entwickelten  sich  mit  der  Zeit  die  englischen 
Verleger  (nublishers)  und  Buchhändler 
(book Seilers).  Litui^sche  Bücher  liess 
man  etwa  seit  1493  in  Vene<Üg  und  Frank- 
reich für  England  drucken  und  hatte  dunit 
guten  Erfolg. 

Die  grosse  materielle  und  geistige  Be- 
deutung, welche  der  Buchdnickerkunst  von 
Anfang  an  eigen  war,  lenkte  früh  die  Auf- 
merksamkeit der  weltlichen  und  geisthchen 
Behörden  auf  sie  und  den  Buchlumdel  und 
bewirkte,  dass  jene  fordernd  und  überwachend 
ihr  nahetraten.  Abwehr  schädhcher  Kon- 
kurrenz, vor  allem  Schutz  ge^en  Nachdruck 
erwies  sich  sehr  früh  als  dringend  geboten 
und  wurde  meist  in  Form  von  Privilegien 
gewährt,  die  natürlich  nur  so  weit  von  Wir- 
kung waren,  als  die  Macht  der  sie  erteilen- 
den Behörde  reichte.  Zwar  betrafen  sie  in 
der  Regel  zunächst  nur  die  Drucker,  doch 
wurde  durch  sie  ja  der  Verkauf  von  Nach- 
drucken im  untergebenen  Territorium  ver- 
boten und  damit  der  Buchhandel  beeinflusst. 
Dass  dabei  ein  Unterschied  zwisdien  Werken 
verstorbener  und  lebender  Autoren  gemacht 
worden  sei,  wie  mehi^h  behauptet  wird, 
ist  für  jene  frühe  Zeit  nicht  nachweisbar. 
In  Venedig  mit  seinem  an^edehnten  Budi- 
faandel  entwickelten  sich  die  Privilegien  am 
ehesten  in  grosser  Regelmässigkeit ;  Brown 
S.  236  ff.  führt  aus  dem  15.  Jahrhundert 
allein  108  Itille  (fOr  298  Werke)  an.  Ande- 
rerseits fallen  noch  ins  15.  Jahrhundert  auch 
die  Anfänge  geistlicher  und  weltlicher  Censur 
(in  Köln  imd  Mainz). 

Die  Reformation,  welcher  in  Deutschland 
durch  den  Kampf  der  Humanisten  mit  den 
Dunkelmännern  litterarisch  vorgearbeitet  war 
und  welcher  in  anderen  Ländern  ähnliche 
religiöse  Bewegungen  folgten,  war  für  den 
Buchhandel  von  einschneidender  Bedeutung. 
Die  Richtung  auf  Massenproduktion  wuchs 
unendlich,  zumal  da  die  Reformatoren  ihre 
Stütze  in  der  Menge  der  Gläubigen  fanden 
und,  worin  ihnen  zum  Teil  auch  ihre  Gegner 
folgten,  sich  zumeist,  um  auf  die  Massen  zu 
wirken,  der  deutschen  Sprache  in  ihren 
Schriften  bedienten.  Für  den  Buchhandel 
fond  insofern  ein  Umschwung  statt,  als  unter 
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den  Insherigen  Wegen  des  Bflcherrertiiebs 
die  jgtfisen  BüchermeBsen  noch  mehr  in 
den  Yordei^rund  traten;  Käufer  und  Ver- 
liäufer  nmsBten.  mit  Sicherheit  auf  die  be- 
gierig erwartete  Gelegenh^t  zum  Bficher-Ein- 
uad  -Verkauf  rechnen  können.  Vor  allem 
in  Frankfurt,  aber  auch  in  Leipzig  fand 
Kauf  imd  Austausch  der  Bflcher  im  grossen 
statt  Auch  die  Fertigstellung  des  Druckes 
richtete  sich  durchaus  nach  der  Zeit  der 
beiden  Messen.  Geoi^  Willer  in  Augsbui^ 
fing  1564  damit  an,  von  den  auf  den  Frank- 
furter Messen  für  sein  Lager  eingekauften 
Büchern  zur  Bequemlichkeit  seiner  Kunden 
und  zur  Steigerung  des  Absatzes  ein  ge- 
drucktes Yerzeichnis  (Messkatalog)  heraus- 
zugeben; eine  Einrichtung,  die  bald  Nach- 
ahmung fand,  in  Augsburg  selbst  wie  be- 
sonders in  Frankfurt  und  Leipzig.  In  ersterer 
Stadt  geschah  es  OEich  vereinzelten  Ver- 
suchen anderer  Firmen  seit  1595  durch 
Paul  Brachfeld,  seit  1598  aber  durch  den 
städtischen  Rat;  in  letzterer  Stadt  erfolgte 
die  erste  Ausgabe  eines  Messkatalo^  1595 
durch  Henning  Gtrosse.  Dass  mit  ihrer 
Ausgabe  eine  bedeutende  Umwälzung  in  der 
Art  des  Büchervertriebes  verbunden  war, 
indem  an  die  Stelle  der  von  den  einzelnen 
Buchhändlern  persönhch  vorcelegten  Ver- 
zeichnisse und  der  im  Original  mitgeführten 
Druckwerke  jene  leicht  zu  verbreitenden 
Gesamtverzeichnisse  traten,  erhellt  sdion  aus 
dem  Umstände,  dass  in  dem  ersten  der 
Messveraeichnisse  (von  1564)  202  "Werke 
ohne  Druck-  oder  Yerlagsort  neben  26  in 
deutschen  und  28  in  auswärtigen  Orten  er^ 
schienenen  angefflhrt  -weiden,  während  so- 
gleich im  nächsten  Katalog  (1565)  mu- 
noch  6  Bücher  siue  loco,  hin^^n  318  mit 
einem  deutschen,  226  mit  einem  fremden 
Verlagsort  verzeichnet  sindj  seit  1568  sind 
auch  die  Verlier  regelmässig  genannt.  Das 
gleiche  VerhlUtnis  eriiielt  sich  von  da  an 
ziemlich  unveränd^ ;  die  Drucker  und  Ver- 
le^r  unterliessen  es  nur  selten,  von  jenem 
Mittel  der  Publicität  Gebrauch  zu  machen. 
Da  die  Kataloge  in  Frankfurt  selbst  im  un- 
mittelbaren AnschlusB  an  die  betreffende 
Messe  gedruckt  wurden  (wenigstens  bis  1598) 
und  auch  solche  Bücher  Aufnahme  fanden, 
welche  in  der  Zwischenzeit  seit  der  letzten 
Messe  erschienen  waren,  sowie  die  von  den 
Buchhändlern  nicht  in  natura  mitgebrachten, 
so  wurden  sie  bald  zu  einer  periodischen 
Bibliographie  allgemeineren  Charakters. 

Ein  fortgesetzter  Vergleich  der  Frank- 
furter und  Leipziger  Messkataloge  zeigt  vom 
Ende  des  16.  J^hunderts  an  ein  rasches 
Sinken  der  Bedeutung  Frankfurts  und  ein 
langsames,  aber  stetiges  Steigen  Leipzigs  in 
Bezug  auf  ihre  eigene  Verlagsthätigkeit. 
Dieses  bot  noch  1600  125  Verlagswerke  aus 
g^n  148  von  Frankfurt,  Überholte  es  aber 


bereits  1604.  Im  Jahre  1749  ging  der 
Fjrankfurter  Messkatalog  ganz  ein,  wfihrendaus 
demLeipzigra  sixh  die  mit  dem  18.  Jahrhundert 
bannenden  grossen  BudihftndlerbibUcffra'- 
phieen  entwickelten,  an  denen  Deutschland 
reicher  ist  als  irgend  ein  anderes  Land.  ^) 
1764  hörte  die  Frankfiuiier  Büchermesse 
ganz  auf.  Die  Reformation  hatte  den  Schwer- 
punkt geistigen  Lebens  nach  dem  Norden 
und  (Men  verlegt;  ebenda  fand  auch  die 
deutsche  Sprache  in  wadisendem  Masse 
Pflege.  Rasch  hatte  auch  die  Beteiligung 
der  Ausländer  an  der  Frankfurter  Büäier^ 
messe  abgenommen,  als  der  Bücherhandel 
ihrer  eigenen  Länder  sich  hob,  während  der 
deutsche  Verlag  nach  Inhalt  und  Ausstattung 
zurückging.  Ungünstig  für  Frankfurt  wirkte 
endUch  der  Umstand,  dass  dort  sich  der 
Zwischenhandel  mit  Büchern  einseit^  ohne 
die  feste  (Endlage  eines  starken  Verlags- 
geschSftes  entwickelt  hatte.  Die  kaiserlidie 
Bttcherkommiesion  zu  Frankfurt  (seit  1569) 
beschleunigte  noch  durch  Plackereien  und 
übertriebene  Ansprüche  die  sinkende  Bewe- 
gung, während  in  Leipzig  das  nur  vorüber- 
gehende gleiche  Verhalten  der  kurfürstiich 
sächsischen  Bücherkommission  (auch  seit 
1569)  den  Aufgang  des  Buchhandels  nicdit 
zu  hindern  vermochte.  Neben  diesen  beiden 
Städten  behaupteten  nur  wenige  der  früher  • 

fenannten  einige  Bedeutung,  mehr  auch  nur 
urch  die  erfolgreiche  Tbätigkeit  einzelner 
Firmen  denn  als  Sammelpunkt  für  einen 
grösseren  Kreis  buchgewerblicher  Thätigkeit. 

Während  des  30  jäniigen  Krieges,  weloher 
vor  allem  den  Norden  Dentschlands  schwer 
traf,  ging  der  Bachhandel,  der  geende  dort 
damate  söne  festesten  Wurzeln  hatte,  völlig 
zurück  und  lag  auch  nachhOT  noch  sehr 
lange  darnieder.  Dagegen  hob  sidi  im  18. 
Jahrhundert  zunächst  der  Bflcherdmck  durch 
das  Aufblühoi  der  Wisseosf^iaften ,  der 
schönen  und  der  politischen  Litteratur, 
anfangs  langsam,  sedt  der  Mitte  des  Jahr- 
hunderts aber  so  schnell  und  bedeutend, 
dass  auch  der  Buchhandel,  der  unter  dem 
Nachdruck  und  der  Zersplitterung  Deutsch- 
lands stark  zu  leiden  hatte,  eine  neue  Organi- 
sation für  sich  anbahnte  und  den  Kampf  ge^u 
den  Nachdruck  energisch  aufnahm.  Zugleich 
machte  das  Bedürfnis  nach  schnellem  imd 
massenhaftem  Drucken  sich  auf  manchen 
Gebieten  der  Litteratur  (besonders  der  Zei- 
tun^n)  fühlbar  geltend  und  führte  zu  neuen 
Erfmdungen. 

Die  Oi^anisation  des  Buchhandete  hat 


')  Ihre  Vorl&afer  hatten  sie  schon  in  den 
zasammenfassenden  Katalogen  von  Nicol.  Bas- 
säTifl  in  Fnmkfart  a.  M.  (für  1664—92)  und  von 
Hemi.  Grosse  in  I^eipzig  (seit  1600;  zuerst  Är 
lfi84ff.  als  Elenchna  sen  Index  qniu- 
qnenaalis  oder  Index  generalis). 
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in  dieser  Zeit  trotz  der  örtlichen  Verschie- 
buneen  keine  nennensw^en  Aenderuogen 
erfahren.  Doch  habon  die  Beziehungen 
zwischen  den  Verlegern  und  Händlern  (im 
engeren  Sinne)  eine  sehr  viel  festere  Gestalt 
bekommen,  von  den  Siteren  Absatzwegen 
sind  die  einen  mehr  verlassen,  amlere  da- 
gegen ausgebaut  nnd  vervollkommnet  worden. 
Zu  jenen  rechne  ich  die  wandernden  Buch- 
führer, zu  diesen  das  Sortimentsgeschäft. 
Das  lange  Bestehen  einzelner  Firmen,  deren 
Verbindungen  dadurch  dauerhafter  und  viel- 
seitiger wurden,  die  Ausbreitung  und  Ver- 
mehrung der  Verkt'lu^mittel,  die  zunehraende 
<.>rdnung  und  Kechts.sicherheit  ermöglichten 
es  den  Verlegern,  wozu  das  eigene  Bedürf- 
nis eines  ausgedehnten  Absatzes  ihrer  Bücher 
sie  ohnedies  drängte,  den  Buchändlem,  die 
mit  dem  Einzelverkauf  sich  abgaben,  in 
weitem  Mas.se  das  (ield  fvlr  die  festgekaufte 
Ware  oder  die  Ware  selbst  auf  bestimmte 
Zeit  zu  kreditieren.  In  dieser  Zeit  (1G97) 
finden  wir  auch  den  Ausdruck  -pro  novitate» 
zum  ersten  Male  gebraucht.  Für  die  hietauf 
begründete  Art  des  Geschäftsverkehrs  zwi- 
schen den  ßuchverlepern  und  den  Buch- 
händlern (Sortimentem),  die  wir  Konditions- 
geschäft  nennen,  wurde  Leipzig  seit  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  recht  eigent- 
lich der  Hauptplatz. 

Folgende  Zahlen  mügen  das  Bild  von 
der  Entwickelung  des  deutschen  Buchhandeis 
im  16. — 18.  Jahrhundert  Teranschaulicfaen. 
Wir  dürfen  für  da»  16.  Jahrhundert  imwO 
verscliiedene  Dnicke  (im  ganzen)  annehmen. 
In  den  Messkatalogen,  welche  freilich  nur 
solche  Werke  verzeit-hnen «  die  fflr  den 
grossen  Bflchermaikt  bestimmt  sind  und 
die  Erzeugnisse  der  Lokalpresse  ganz  bei- 
seite lassen,  nidit  wenige  Scnriften  allerdings 
auch  dopjtelt  verzeichnen,  stehen  von  15G4 
bis  1600*)  14724  Erscheinungen  aus  deutschen, 
6113  aus  fremden  Orten,  1014  sine  loco;  in 
die  Zeit  von  15(Jl— 1-364  fällt  die  litte- 
rarisch  überaus  fruchtbare  Reformation.  Im 
17,  Jahrhundert  verzeichnen  die  Messkata- 
loge bei  ständiger  Abnahme  der  auslän- 
dischen Beteiligung  83  304  Drucke  aus 
deutschen,  17U32  aus  fremden  Orten  und 
177  sine  loco.  Im  Jahre  1635  {während 
des  30  jährigen  Krieges)  enthalten  die  Kata- 
loge nur  2ö6  Werke  aus  Deutschland  und 
21  aus  der  Fremde,  nachdem  1613  diese 
Zahlen  bereits  auf  1358  und  414  (8  o.  0.) 
gestiegen  waren ;  in  der  2.  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts sind  die  Gesamtzahlen  (38662 
bezw.  4962  und  84  o.  0.)  kleiner  als  in  der 
ersten  Hälfte.  Die  höchste  Zahl  deutscher 
VerlagsMte,  die  in  den  Messkatalogen  wäh- 


Nach  Codex  nundinarius  Germ,  liter.  bise- 
cuIariH  . . .  Mit  einer  Eiul.  von  Gust.  Schwetschke 
(Halle  18Ö0)  und  Codex  . . .  continuatOB . . .  ^1877). 


Irend  eines  Jahres  vertreten  sind,  ist  im 
16.  Jahrhundert  Gl  und  dcutsc^r  Firraea 
117:  im  17.  Jahrhundert  79  Orte  imd  191 
Finnen.    Das   18.  Jahrhundert  weist  in 
I  jenen  Katalogen  lÜG3r>9  Druckeaus  deutschen 
I  und  8^iW  aus  fremden  Orten  nach  sowie 
691  ohne  Ortsangal«;  130  und  ,3ö9  sind 
'  die  h(ichsten  Zjdilen  für  die  Orte  bezw. 
Firmen  eines  Jahres.  Die  2.  Hälfte  des  Jahr- 
[hunderts  übertrifft  mit  110340  (bew.  6762 
I  und  517)  Dnicken  die  erste  diesmal  bei 
I  weitem.    Im  ganzen  möchte  ich  für  das 
1 17.  Jahrhundert  2iKhmXj.  für  das  18.  Jahr- 
,  hundert  aber  5o04K)O  als  Gesamtzahl  der  in 
Deutschland  gednickten  Schriften  ansetzen. 
Von  ausländisclicD  Buchhändlern  waren  im 
Jahre  1700  auf  den  Messen  nur  noch  2.3 
vertreten;  auch  nahm  der  Gebrauch  der 
lateinischen  S])rache  und  damit  der  inter- 
nationale Charakter  der  Verlagswerke  ab, 
;  dagegen  fler  der  deutschen  und  anderen 
[  neueren  Sprachen  zu  (nach  Cod.  nundin. 
,a.  O.);  im  Jahi-e  16<>0  4yi  lateinische  neben 
1 300  deutschen  liezw.  netisprachlichen  Wer- 
|ken;  17'H»  362  lateinische  nelen  589  neu- 
I  sprachlichen  Werken. 

I  Für  Frankreich  beginnt  mit  dem  zweiten 
I  Drittel  des  16.  Jahrhunderts  eine  Blüte  des 
1  Buchgewerbes  in  Paris;  daneben  bleibt  Lyon 
die  zweite  Druckerstadt  von  Bedeutung.  Der 
I  Staat  wandte  dauernd  diesem  Gewerbe  als 
einem  Zweiee  der  Knnstindustrie  warmes 
InteresBe  und  reiche  materielle  Unterstützung 
zu;  andererseits  hinderte  eine  scharfe  Cen- 
!  sur  die  volle  Entwickelung  des  Buchhandels. 
Allein  im  16.  Jahrhunderts  be^nnen  1143 
Buchhändler,  Dnicker  und  Schnftgiesser  in 
Paris  ihre  Thätigkeit ,  gegenüber  143  aus 
dem  letzten  Drittel  des  15.  Jahrhunderts. 
Die  Namen  des  Robertus  Steiihaniis  I. 
(15o3— 15.')9)  und  seines  Sohnes  Henricus 
(1528 — 1598)  sind  allbekannt  sowohl  durch 
grossartige  Unternehmungen  (Thesaurus 
graecae  linguae  des  Henr.  Steph.)  wie 
dmx:h  zahlreiche  und  sehr  geschätzte 
Autorenausgaben.  Auch  im  17.  Janrhundert 
behauptete  Fnmkreich  bezw.  Paris  seine 
Stellung  durch  geschmackvoll  ausgestattete 
Texte  lateinischer  und  französischer  Schrift- 
steller. Der  Wohlstand  des  Landes  untere 
stützte  durchweg  die  Richtung  auf  das  Feine 
und  GefälUge.  —  In  der  2.  Hälfte  des  16. 
Jahrhunderts  fin^n  auch  Holland  und  die 
Niederlande  an  teüzunehmen  an  einem  regen 
Aufschwünge  des  Buchhandels.  Man  befand 
sich  dort  damals  in  der  Epoche  der  See- 
fahrten imd  Kolonisationen,  und  diese  Rich- 
tung spiegelt  sich  wieder  in  dem  Verlage 
von  Erdkarten,  Atlanten  und  Städteansichten, 
welche  von  den  Firmen  der  Blaeuw  (Willem 
imd  Joan)  und  Joh.  Janssen  zu  Antwerpen 
und  Amsterdam  ausgingen.  Universale  Be- 
deutunghaben Chri8bipIiFIantin(1514 — 1589) 
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zu  Antwerpen  und  die  Familie  Elzevier  (1592 
bis  1681)  in  Leiden  und  Amsterdam;  letztere 
Stadt  behielt  auch  für  Holland  die  Führung 
im.  Buchhandel.  Ueberiiaupt  gelang  es  den 
Kenaunten  St&dtffli,  b^Onstigt  durch  ihre 
Lage,  den  Wohlstand  und  die  Freiheit  ihres 
Landes,  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
b^m  Bückgange  der  Frantfurter  Bücher- 
messen  eine  internationale  Stellung  im  Buch- 
handel sich  für  längere  Zeit  zu  erwerben. 
—  In  Sli^land  vuchs  das  Bficherbedüi^üs 
infolge  der  kirchlichen  Reformbewegung 
unter  Henry  Yin^  die  scharfe  Ueberwachung 
der  Presse  hinderte  indes  einen  lebliaften 
Handel.  Nach  Begründung  der  Londoner 
Company  of  Stationers  im  Jahre  1556,  die 
mit  grossen  Befugnissen  ausgestattet  wui-de, 
gelangte  unter  der  glücklichen  Regierung 
der  Königin  Elisabeth  der  Buchhandel  zu 
grosser  Blüte,  die  aucli  später  noch  auhielt 
bis  ins  letzte  Drittel  des  17.  Jahrhunderts. 
Im  18.  Jahrhundert  gab  die  allgemeine  Ent- 
wickelung  des  Handels  und  zugleich  des 

C "tischen  Lebens  in  England  dem  Buch- 
del  neue  Triebkraft,  zugleich  aber  auch 
seiner  Richtung  und  seinen  Formen  eine 
feste  Gestalt.  Verlag  und  Grosshandel, 
Kleinhandel  und  Antiquariat  sind  dort  wesent- 
lich getrennte  Gebiete  geworden  und  ge- 
bUeben.  —  Nach  Nordamerika  wurde  der 
Bücherdruck  1C73  von  England  aus  ver- 
pflanzt, vom  Mutterlaude  aber  aus  politischen 
Gründen  nichts  weniger  als  gefördert.  Erst 
seit  die  Tereinigten  Staaten  frei  geworden, 
entwidtelte  eich  auch  dort  der  Buchhajidel, 
vorwiegend  in  den  Formen  des  englischen. 

Verschiedene  günstige  Umstände  Utte- 
rarischer,  poütischer  und  wirtochaftlicher 
Natur  trafen  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  zu- 
sammen ,  um  der  Bücherproduktion  und  damit 
dem  Buchhandel  einen  mächtigen  Anstoss  zu 
geben,  wie  er  ihn  seit  der  Reformation  nicht 
mehr  erfehren  hatte.  Zahlreiche  Erfindungen, 
vor  allem  die  ^twickelung  des  Maschinen- 
wesens und  die  Fortschritte  der  Chemie  und 
Photographie  (Steindruck  und  Lichtdruck  in 
den  verschiedensten  Formen),  trugen  in  ihrer 
Anwendung  auf  die  Herstellung  und  Aus- 
stattang der  Drucke  mächtig  zur  Hebung 
des  Buchgewerbes  und  des  Buchhandels  bei. 
Die  ErEindung  der  Schnellpresse,  welche  das 
zeitraubende  Auftragen  der  Dnickerfju-ben 
auf  die  Typen  selbst  besorgt,  verdient  be- 
sondere Hervorhebimg.  Wir  verdanken  sie 
Friedrich  König  (geboren  zu  Eisleben  1775); 
in  England  kam  sie  zuerst  (1810)  zur  An- 
wendung. In  neuerer  Zeit  wirken  weitere 
Erfindungen  von  Lettergiess-  und  von  Setz- 
maschinen sowie  kombinierte  Giess-Setz- 
und  Druckmaschinen  in  der  gleichen  Rich- 
tung fort.  Leipzig  ist  Hauptort  und  Mittel- 

Sunkt  des  deutschen  Buchhandels,  vor  allem 
es  Kommissionsbuchhandels  (zur  Zeit  mit 


154  Kommissionären,  während  die  6  anderen 
Auslieferungsorte  zusammen  ihrer  nur  120 
haben)  sowie  eines  sehr  bedeutenden  Bficher- 
und  Uusikalienverla^  und  Antiquariats. 
D<H:thin  senden  die  Verleger  ihre  Wate  in 
festes  Lager ;  von  dort  liefern  sie  die  Kom- 
missionäTe  an  die  Sortimentoc  zur  Ansidit 
für  deren  Kunden  nnd  zum  Einzelverkauf, 
mit  dem  Zugeständnis  der  Verleger,  ni(^t 
abgesetzte  Exemplare  zurückzugeben.  Das 
Kommissionsgeschäft  ermöglicht  es  den  beiden 
Parteien,  mit  jeder  Firma  der  anderen  oder 
der  eigenen  Partei  schnell  in  Beziehungen  zu 
treten,  ohne  sich  der  wesenthch  teuerem  di- 
rekten Sendung  zu  bedienen.  Die  sogenannte 
Bestellanstalt,  welche  wieder  den  Verkehr 
unter  den  Kommissionären  vermittelt,  expe- 
diert in  Leipzig  jährlich  gegen  30  MiUionen 
Schriftstücke  (Verlangzettel,  Rundschreiben, 
Rechnungspapiere).  Auch  die  Abrechnung  im 
Buchhandel  erfolgt  seit  langer  Zeit  regel- 
mässig in  Leipzig,  was  früher  bei  dem  ver- 
schiedenen itünzfusse  der  vielen  kleinen 
deutschen  Ländclien  besonders  als  ein  Segen 
empfunden  wurde.  Gerade  diese  Schwierig- 
keit hatte,  während  der  Nachdruck  durdi 
das  Allgemeine  Preussische  Landrecht  und 
die  Gesetze  anderer  deutscher  Staaten  nach 
und  nach  beseitigt  wurde,  seit  dem  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  (1765,  dami  1792) 
zu  Versuchen  einer  Vereinigung  der  deut- 
schen Buchhändler  geführt;  aus  ihnen  ging 
der  Börsenverein  hervor  (gegründet  am  30. 
April  1825).  Er  zählte  anfangs  nur  108, 
nach  dem  letzten  Berichte  aber  2788 
MitgUeder.  Üeber  1270  Firmen  hatten 
ausserdem  Anfang  1898  die  Verkehrs- 
ordnung des  Verems  als  bindend  für  sich 
ausdrüälich  anerkannt.  Von  ihm  sind  die 
wichtigsten  Einrichtungen  und  Bestim- 
mimgen  des  deutschen  Buchhandels  aus- 
gegangen, wie  er  auch  Uber  dessen  nächste 
Interessen  hinaus  anregend  und  fordernd 
sich  bethätigt,  z.  B.  in  der  Frage  des  Sdiutzes 
der  Urheb^xechte,  in  Erforschung  der  Ge- 
schichte des  deutschen  Buchhandels  u,  a. 
Einmal  im  Jahre  kommt  er  r^elmfissig  in 
Leipzig  zusammen,  auf  der  Buohhändler- 
messe  am  Kantatesonntag  und  m  den 
nächstfolgenden  Tagen.  Auf  ihr  findet  auch 
die  Jahresabrechnung  zwischen  den  Buch- 
händlern statt,  die  durch  einen  Kommissionär 
ia  Leipzig  vertreten  sind.i)  Ebenso  ist 
Leipzig  der  Sitz  des  Centraivereins  für  das 
gesarate  Buchgewerbe  (Deutschlands),  einer 
Auskunftsstelle  für  Urheber-  und  Verlags- 


M  Im  Jahre  1898  wurden  in  Leipzig  8082 
(im  Vorjahr  7919),  in  Wien  717  (fi71),  in  Stutt- 
gart 640  (620),  in  BerUn  427  (420),  in  Buda- 
pest 166  (159).  in  Prag  147  (140),  in  Zürich  79 
(87)  Buchhanalnngen  anderer  Orte  durch  Kom- 
missionäre vertreten. 
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recht  und  anderer  Vereine  und  Anstalten 
dieser  Gewerbe.  Im  Jahre  1835  erschien 
zum  ersten  Mal  als  sein  Organ  das  »Börsen- 
blatt für  den  deutschen  Buchhandel  (bereits 
1834  unter  gleichem  Titel  vom  Leipziger 
Buchhändlerverein  herausgegeben). 

Neben  Leipzig  kommen  in  Deutschland ; 
Qiw  wenige  Orte  mit  annfihemder  Bedeutung 
für  den  Buchhandel  in  Betracht.  In  Süd- 
deutschland  ist  es  nach  vielen  ver^blichen 
Versuchen  anderer  StÄdte  (wie  Nürnberg, 
Augsburg,  Frankfurt  a.  M.)  Stuttgart  ge- 
lungen, ein  Ncbenplatz  des  Buchhandels 
mit  Auslieferungslager  und  besonderer  Messe 
zu  wreiden.  Rasch  wachsende  Bedeutung 
gewinnt  femer,  wie  begreiflich,  Berlin  ;  die 
allgemeine  günstige  Entwickeluog  der 
doppelten  Hau]>tstadt,  das  ZustrTimeo  grosser 
geistiger  und  materieller  Krftfte  nach  dort 
erweisen  sich  als  starke  Hel>el  auch  nach 
tlieser  Seite  hin.  Im  Jahre  1811  z&hlte 
Berlin  31  Buchhandlungen  (ausser  7  Anti- 
iiiiariatcn  und  27  Ijeihbibliotheken),  im  Jahre 
1838  73  Buchhandlungen  und  44  Leih- 
bibliotheken, im  Jahre  1K61  234,  im  Jahre 
1871  ü38  und  im  Jahre  1898  rund  830 
Bncfahaudlungen.  Im  Sortimentsgeschftft 
nimmt  es  die  erste  Stelle  ein  im  deutschen 
Buchhandel,  als  Verlagsort  jedenfalls  die 
nächste  nach  Leipzig,  das  es  an  Zahl  der 
jährlichen  Veröfientlichungen  sogar  über- 
trifft. Mehr  als  die  Hälfte  der  von  Berliner 
Sortimentem  abgesetzten  "tt'erke  erzengt  der 
Berliner  Verlag.  Die  »Korporation  der 
Berliner  Buchhändler«  hat  ihre  eigene  Ver- 
kehrsanstalt, welche  im  Jahre  1H97  Bücher 
im  Gesamtgewicht  von  1 151 034  kg  be- 
fr>rderte.  —  Gern  nehmen  seit  langer  Zeit 
die  Buchhändler  der  deutech  redenden  Teile 
des  benachbarten  Oesterreichs  (mit  Wien 
als  KommissioDsplatz ;  daneben  Budapest 
und  Prag)  ;md  der  Schweiz  (mit  Zürich  als 
Mittelpunkt)  an  dem  Verband  der  deutschen 
Kollegen  als  gleichberechtigte  Mitglieder 
Anteil;  auch  solche  aus  anderen  Ländern 
sind  nicht  ausgeschlossen,  wenn  die  Art 
ihres  Geschäfts  sie  bestimmt,  eine  engere 
Verbindung  mit  dem  deutschen  Buchhandel 
zu  suchen.  Einzelne  lAnder  in  der  Peri- 
pherie des  deutschenReiches,  nämlich  Holland, 
mit  Amsterdam  als  Vorort,  und  Dänemark, 
(seit  1837)  mit  Kopenhagen  an  der  Spitze,  ähn- 
lich auch  die  beiden  anderen  nordischenReiche, 
haben  wenigstens  die  Einrichtimgeu  des  deut- 
schen Buchhandels  nachgeahmt. 

Die  Ausdehntujg,  welche  der  Buch- 
handel im  19.  Jahniundert  im  Verhältnis 
zu  früheren  Zeiten  gewonnen  hat,  ist  ausser- 
ordentlich. Die  Kataloge  der  ertiten  46  Jahre, 
die  im  Codex  nundinarius  von  Schwetschke 
noch  verarbeitet  sind,  brachten  285629 
Drucke  aus  deutschen  und  6652  aus  frem- 
den Orten  (787  ohne  Ort).    Die  fortschrei- 


tende Bewegung  von  10  zu  10  Jahren 
belle  aus  folgender  Üebendcht: 


Jahr 


In  Deatsch- 
laod  «r- 
Bchienene 
Drucke 


181t 
1821 
1831 
1811 
1846 


Zahl  der  *  s ■£ ' ö 
dentsdiea  '2  g  £o  <  « 
Verlagßorte||£:;Sg,J 


i  3 


3900 
3176 
4  375 
7617 

11995 
10  153 


13^ 
I4S 

17t 
341 
260 
294 


i  332  1  8s  '  23 
,37«    96  15 

419  m.  7 

'580  I 13 ■ 27 
939  >95''9 
i97o  383  — 


Seit  1834  liefert  das  Börsenblatt  für  den 
deutschen  Buchhandel  au^ebiges  MateriaL 
Ich  entnehme  ihm  folgeode  Angaben  über 
die  Zahl  der  Mitglieder  de&  Buchhftndler- 
börsenvereinsM  »nd  der  im  BOisenblatt  aa- 
geküudigten  Neuigkeiten  des  deutschen  Budi- 
handels  mit  Ausschluss  der  politischen  Zei- 
tungen, welche  fast  nie  in  den  Buchhandel 
gelangen : 


ltW41  7o8|  6S9 
185061.  699I  687 

1860  61  775'  834 

1870  71  991' loio 

188081  1435I  1436 

1889  90  3310:238«; 

1897  98  2707  2788 


1840 
I8ÖO 
1860 
1870 
1880 
1889 


(10  808)  »i  (10568)») 


9053 

II  130 
10  108 

14941 
17986 


8197 

9  945 
II  305 
14  179 
17  016 
23  339 


1897  !  23861 
Die  in  die  Augen  springende  Thatsache, 
dasa  die  Zahl  der  Buchhändler,  hier  zunächst 
der  Mitglieder  des  Börsenvereins,  sich  un- 
gleich stärker  vermehrt  hat  als  die  der  Ver- 
lagswerke, ergiebt  sich  noch  deutlicher  aus 
folgender  Zusammenstellung  nach  0.  A. 
Schulz.  Allg.  Adressbuch  für  den  deutschen 
Buchhandel  (Leipzig).  Dort  werden  angeführt : 


Für  den 
Anfang 

dea 
Jahres ') 

Boch- 
händler 
jeder  Art 

Davon  waren 
nur  Ter-  |Sortim.  allein  od. 
leger  vonj   mit  anderem 
Büchern  '  Buchgewerbe  *) 

1839 

'348 

232 

874 

1856 

2215 

1315 

1865 

3079 

668 

1963 

1871 

3838 

866 

3354 

1877 

4920 

1230 

2927 

1884 

6142 

1340 

3827 

1890 

7474 

1665 

4536 

1898 

897a 

»75 

S3o8 

')  Id  den  ersten  zwei  B«ihen  ist  von  einer 
Ostennesse  bis  zur  nächsten  gerechnet;  sonst 
Tom  1.  Juli  bis  30.  Juni. 

■)  Nach  Schwetschkes  Cod.  nnnd.  (s.  oben). 

■)  In  Wirklichkeit  giebt  das  Ädressbnch 
vielmehr  die  ge^n  Ende  des  voranagebenden 
Jiüires  eültigen  Zahlen. 

*)  Sehr  häufig  ist  in  Dentachland,  sehr  selten 
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Es  hat  sich  somit  seit  1839/40  die  Zahl 
der  YerlagSTrerke  reichlich  verdoppelt,  die 
der  Buchhändler  aber  sehr  reichlich  veN 
fOnffacht,  was  sicher  nicht  allein  auf  einen 
gesteigerten  Absatz  der  einzelnen  Yerlags- 
-werke,  Bondem  ebenso  auf  die  Folgen  der 
Gewerbefreiheit  und  die  verhältnismässig 
grosse  Leichtigkeit  in  der  ersten  Begründung 
neuer  SortimentsgeBchfiftezurOokzufQhreu  ist 

Die  im  Adressbueh  t(ki  1887  bezw.  1897 
und  1898  angeführten  Buchhandlungen  des 
deutschen  Buchhandels  verträleu  sich  so  auf 
das  Deutsohe  Beioh  und  öiuge  auaserdeutsche 
Lfoder: 

Handlungen       in  Städten 


1887  1897  1898  1887  1897  1898 

DentBch.  Reich  5184  6723  6942  1073  1308  1318 

Luxemburg  12    ?  ?  3  ?  ? 

Schwei«  ?      362  265  ?  6s  66 

Oenterr.-Ung.  774   795  827  244  239  248 

TJebr.  Europa  783  700  745  162  148  152 

Amerika  104   153  '54  32  49  49 

Üebr.  Erdteile  15     36  39  9  '4  'S 


Zusammen  6871  8669  8973  1523  1833  1858 

Nach  der  Richtung  des  Geschäftes  waren 
und  sind  im  deutschen  Buchhandel: 

1887   1897  1898 
Firmen 

BeineVerlagsbuchhandlnngen  1513    '994  2075 

„  Verlagsknnathandlangen  242     275  287 

„  Musikalienhandlnngra  184  319  325 
Sortimentabnchhandl.  mit  allen 

Zweigen  d.  Sortim.  4123   5170  5208 
„      m.  Kunsthandl.  als 

.  Hauptgeschäft        107     129  135 
„      m.  MuBikalienh.  als 

Han^tgMchfift       222    315  219 

Beine  Antiquariate                157     215  350 

Andrer  Art                         216     252  373 


Zusammen  6764  8669  8972 
Inueriialb  der  40  Jahre  von  1856—1895 
betrug  nach  A.  L.  Hickmanns  Geogr.- 
statist  Darstellungen  im  deutschen  Reiche 
(Wien  1898)  ^)  die  gesamte  Bücherproduktiou 
Deutschlands  542351  WeAe,  von  welchen 
auf  die  ersten  5  Jahre  44  39^  auf  die  letzten 
5  Jahre  aber  109  788  entfallen. 

Diese  und  and^  Zahlen  lassen  sich 
leider  zu  einer  vei:glei6henden  Statistik  der 
Produktion  nicht  wohl  benutzen,  weil  in 
ihnen  auch  YerSffentlichungeu  ausserdeut- 


scher  Firmen  (aus  Oesterreich,  der  Schweiz, 
Holland  u.  a.)  enthalten  sind,  diese  aber 
nur  einen  nicht  genau  zu  bestimmenden 
Teil  der  dorti^n  Bücherproduktion  aus- 
machen. Für  eme  Veigleichung  ist  femer 
ein  Hindernis,  dass  in  andern  Ländeni  die 
Grundlage  der  Angaben  z.  T.  eine  wesent- 
lich andere  ist  als  hier.  Teils  kommen  dort 
(z.  B.  in  Italien)  die  Pflichtexemplare  zur 
Zählung,  wlUirend  solche  in  mehreren  Staaten 
Deutschlands,  so  besonders  in  gteuihsen,  gar 
nicht  existieren  und  Tielfach  die  Werke  des 
Lokalveo-laKB  oder  Selbstverlags  gar  nicht  in 
den  offiziellen  Handel  gelangen;  teils  ist 
man  anderwärts  auf  mangel&afte  An^iben 
eines  minder  gut  organisierten  Buchhandels 
aufwiesen.  Die  von  Emst  Böthlisberger, 
Geist.  E^nt.  (s.  Litteratur)  S.  71  ff.  ge^bene 
Vergleichimg  der  schweizerischen  mit  der 
ausländischen  Litteraturproduktion  ist  daher 
nur  mit  Vorbehalt  zu  verwerten.  Zieht  man 
indes  von  den  Firmen  des  Buchhandels  die 
ausserhalb  des  Reiches  liegenden  und  eben- 
so von  der  Zahl  der  veröffentlichten  Werke 
eine  entsprechende  Zahl  ab^,  so  wurden  im 
Jahre  1897  von  rund  1300  Firmen  reichlich 
18000  Werke  (mit  Ausschluss  der  politischen 
Zeitungen)  neu  in  den  offiziellen  Buchhandel 
gebracht  Koch  einhalb  Mal  so  viele  min- 
destens, mit  Einschluss  von  ca.  3000  Uni- 
versitätsschriften und  ca.  1050  Schulpro- 
granunen,  gehören  dem  Lokal-  und  Selbst- 
verlag an.  Die  Auflage  dürfen  wir  wohl 
im  Durchschnitt  zu  mindestens  1000  Exem- 
plaren ansetzen.  Auf  die  Bewohner  des 
Deutschen  Reiches  (ca.  54  Millionen)  ver- 
leilt, gab  es  somit  im  Jahre  1897 : 

1  neuen  Terlagsartikel  (off.  B.)  auf  3000  EOple 
1  neues  Druckwerk  überhaupt    „  2000  „ 
1  Exemplar  eines  neuen  Verlanartikela  b«w. 
Druckwerkes  auf  3  bezw.  2  KQpte. 

BeschÄftigt  wurden  nach  dem  19.  Jahrg. 
des  Statist.  Jahi'buchs  für  das  Deutsche 
Reich  (1898)  auf  Grund  der  Zählung  vom 
14.  Juni  1895  innerhalb  des  Buchhandels 
und  der  verwandten  Geschäftszweige  im 
ganzen  Reich  297741  Personen  in  40  373 
Betrieben. 


im  Aualand  Verlag-  und  Sortimentageschftft  in 
einer  Finna  veremigt.  Deshalb  unterscheidet 
die  deutsche  Gew.-O.  (§  14)  auch  nicht  diese 
beiden  Seiten  des  Buclmandels. 

*)  Einen  Anacug  s.  im  Bönienbl.  t  d.  dsch. 
B.  1898  S.  3426. 


^)  Sie  musB  reichlich  bemessen  sein,  weil 
von  ausserdentschen  Finnen  es  meist  nur  grüa- 
86 re  sind,  welche  in  den  BSrsenverein  deutscher 
Buchh&ndler  eintreten.  Andererseits  machen 
jene  von  den  Yerkehramittebi  des  dentsdieu 
Buchhandels  nur  für  solche  Bttdier  Gebrauch, 
für  die  sie  grösseres  Interesse  in  Deutschland 
voraussetzen. 


Davon  fallen  auf: 

Bnch-,  Kunst-  n.  s.  w.  Handel    .  .  8425  Betxiebe  mit  insgesamt  24692  Personen 

Leihbibhotheken  193      n        b         »  3^7  » 

Zeitungaverla^  and  Spedition  .   .   .    1754      n        n         »         9  94°  n 

Bnchdrnckerei  6022      n        n         n       ^9A*     n  V.  S. 

>)  Vgl.  den  Auszug  ha  Bürsenbl.  f.  d.  D.  B.  1898,  Nr.  149. 
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Die  Bflcher-Ein-  und  -Ausfuhr  Deutsch- 
lands ist  aus  folgender  ZusammensteltuDg 
fttr  1896,  die  übrigens  zum  Teil  auf  Schät- 
zungen beniht  und  daher  als  genau  nicht 
anzusehen  ist,  ersichtlich :  M 


Deutschland  ftthrte  ans 


nach: 


im  Werte 

von 
Mill.  Mark 


'  fährte  ein 
aus  denaelb. 
I  Ländern  im 
I  Werte  von 
HiU.  Mark 


Oesterreich-Ungarn  28 

Schweiz   7,6 

Vereinigte  Staaten   .  7,* 

Bossland   5,8 

England   3,2 

Niederlande  ....  3.8 

Frankreich   3,0 

Belgien   1,2 

Schweden>Norwegen  .  1,2 

Italien   0,8 

Dänemark    ....  0,8 

Zusammen  :  60,6 


7,a 
3.a 

1,6 

0,72 

0,65 

1,6 

2,8 

9 

9 

9 

« 


ca.  20 


Erstcre  belauft  sieh  im  ganzen  aitf  ca. 
62  Millionen,  übersteigt  also  die  Einfuhr  um 
vtille  42  Millionen. 

Die  zunehmende  Leichtigkeit  und  Frei- 
heit des  internationalen  Verkehrs  hat  im 


in  den  einzelnen  Ländern:  so  auch  bei  £. 
Rötlüisberger,  Geist  Eigent.,  S.  B2ff„  wo 
z.'  B.  En^and  erst  an  sechster  Stelle  er- 
scheint. Eingeführt  wurden  nach  Englüid 
(im  engeren  Sinne)  im  Jahre  1895  47U95 
Otr.  >books,  maps  and  charts«  im 
Werte  von  283299  ausgeführt  d«^n 
180629  Otr.  ^printed  books*  im  Werte 
von  1228183  £,  mit  Einschluss  der  nac-h 
den  auswAit^n  Besitzungen  und  Kolonieen 

rhenden Drucksachen  (s.  Stat  Abstracts 
the  Un.  K.).  —  Die  Entwickelung  des 
'  Buchhandels  in  den  Vereinigen  Staaten  vcm 
Xordamerika,  wohin  1673  (he  Buchdnicker- 
kunst  verpflanzt  wurde,  ist  der  des  engh- 
,  sdicn  durduuis  entsprechend.    Deu  einhei- 
mi8'*hen  Verlag  suchte  man  früher  dort 
durch  einen  starken  Schutzzoll  (von  25  *o) 
und  überdies  in  nnrühmlicher  Weise  durch 
die  FVeiheit  des  Nachdrucks  —  nur  die 
Bürger  des  eigenen  Ijmdes  gemessen  bis 
zur  Stunde  den  vollen  Schutz  des  geistigm 
I  Eigentums  —  zu  fördern.   Erster»  ist  seit 
i  Oktober  1890  auf  die  ganz  oder  ziUn  Teil 
in  englischer  Smuüie  geschriebenen  Bücher 
beschr&nkt  worden;  der  Schutz  des  littmh 
rischen  Urheberrechts  aber  ist  an  so  ei> 
schwerende  Bedingungen  geknüpft,  dass  er 
so  gut  wie  illusorisch  ist.   Ämtliche  Stellen 
I  für   den   deutschen   Buch- ,   Kunst-  und 


19.  Jahrhundert  auf  den  Buchhandel  aus-  ^ 

gleichend   gewirkt,    so   dass  seine   Ent- '  Mnsikverlag  giebt  es  im  Interesse  der  dent- 


so   dass  seme 
wickelimg  in  ausserdeutscben  Landern,  von 


sehen  Buchhändler  sowohl  in  New-York  wie 


der  Oi^nisation  abgesehen,  ähnlich  lebhaft  I  iß  London, 
war  wie  in  Deutsclüand.  Xatürlich  hatte '  Eine  internationale  Statistik  des  Buch- 
die  Verschiedenheit  der  Kulturverhältnisse  >  handels  giebt  es  kaum  in  ihren  Anföngen. 
und  des  Geisteslebens,  besonders  der  litte- ^  Em.  Röthlisberger,  La  stat.  interaat. 
rarisclien  Produktion,  auch  wesentliche  Un- ,  (s.  Litteratur)  erörtert  ihre  Gnindlagen.  Im 
terschieile  im  Umfang  und  in  der  Richtung  '.  Anhang  stellt  er  (mit  eingehender,  hier  nicht 
zum  Gefolge.    Der  Nachdruck  ist  durch ■wie<lerho]ter  ^pecialisierung)  für  die  fünf 


internationale  Verträge,  vor  allem  durch  die 
Berner  Konvention  v,  9.  Sept.  ISSö,  fast  in 
aUen  Kulturländern  beseitigt ;  von  diesen  i 
nehmen  nur  Holland,  Schweden,  Dänemark  1 
und  im  wesenthchen  auch  die  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  einen  abweichenden 
Standpunkt  ein.  Zölle  auf  Bücher  werden 
nur  in  wenigen  Staaten  noch  erhoben.  In 
England  hat  besonders  der  Vcrbg  imd  Ver- 
kaw  von  Zeitun^n  und  periodischen  Blät- 
tern einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen 
und  zu  eigentümlichen  Betriebseinrichtungen 
geführt.  Nach  einer  Statistik  von  1896  gaJb 
es  dort  gegen  4400  i^riodische  Blätter,  dai> 
unter  ca.  23(K)  politische  (gegenüber  6573 
Büchern).  Die  Zahl  der  Zeitungen  mit  der 
Einwohnerzahl  der  verschiedenen  Länder  zu 
vergleichen,  ohne  die  Höhe  der  Auß^n 
zu  kennen  und  mit  zur  Grundlage  der  \  er- 
glcichnng  zu  machen,  giebt  ein  älsdies  Bild 


wichtigsten  Kulturländer  folgende 
von  Publikationen  fest: 


Zahlen 


st 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


1886 
—90 


16253 
15972 
17  000 
17986 
18875 


S6086 


a  V 


5210 
5686 

6591 
6067 

5  735 


Za- 


467b  12831  Jl  068 
4437' 129011  i>  161 
4631  12973  10863 
4014'^^^-?'  10776 
455913643  10339 


(50038) 

(50157; 
(530CS; 
(51261! 
(50922) 


29  289|223i7|eö7'50j(542O7)  .254336) 


Die  curaiv  gedruckten  Zahlen  sind  der 
Bibliographie  de  la  France  entnommen. 
Die  Oesamtzahten  dieser  sind  durchschnittlicli 
um  etwa  '/a  höher  als  bei  Eöthlisberger  (vgi. 
darüber  a.  0.  S.  11  f.).  Dieser  hat  übersehen, 
an  der  Spitze 


was  an  der  äpitze  der  Table  systema- 
j    \tT-  t^-  1  :  ■  1-   L     Vi    "     tique  steht,  dass  alle  Titel  mit  dem  8tich- 

von  der  Wichtigkeit  der  periodischen  Presse ,  wort  Agenda,  Almanach  u.  s.  w.  (Im 

  '  ganzen  tö  Wdrter)  in  das  systematische  Ver- 

^)  Siehe  im  Bfiraenbl.  f.  d.  deutsch.  Bnchh.  ■  zeichnis.  an  das  er  nch  gehalten  hat,  nicht  auf- 
1898,  S.  284Ö  (ans  der  »Bohemia").  |  genommen  sind. 
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Wertvolle  Beiträge  zur  Statistik  des  hol- 
ländischen Buchhandels  findet  man  bei  Ä. 
C.  EruBenuum  (b.  litteratur)  2.  d.  S.  722  ff. 
—  In  En^^d  ist  1898  die  Bücheiproduk- 
tion  auf  7516  (6008  neue  und  1508  neue 
Auflagen ;  im  Jahre  1897  -war  säe  noc^  um 
410  Nummern  höher),  in  Italien  auf  9670 
herabgegangen. 

3.  OrganisatioH  und  gegenwärtige 
Lage  des  B.^  besonders  ht  Dentschbind. 
Eigentümlich  sind  dem  deutschen  Buch- 
handel und  dem  der  früher  ervfthnten  Kach- 
barlAnder  der  Kommissionsbuchhandel  und 
das  Konditionsgeschaft;  anderwärts  -wurde 
der  rein  kaufmännische  Betrieb  des  Buch- 
handels festgehalten.  Jener  allein  bedarf 
daher  einer  näheren  Besprechung.  In  Frank- 
reich und  England  machte  der  Umstand, 
dass  je  eine  Stadt,  Paris  und  London,  in 
sich  den  grössten  und  wichtigsten  Teil  des 
Verlages  vereinigte ,  das  Entstehen  jener 
besonderen  Zweige  des  Buchhandels  ent- 
behrlich. Dort  verkaufen  daher  die  Buch- 
verleger nur  fest,  kaufen  und  verkaufen 
die  Budi  h  ä  n  d  1  e  r  nur  auf  eigene  Eechnung. 
Im  ganzen  werden  bei  der  deutschen  Orga- 
nisation, welche  eine  sehr  rasche  und  im 
Verhältnis  gleichmässige  Verteilung  der  neu 
erscheinenden  Bücher  d\m;h  fdle  Teile 
Deutschlands  fast  bis  in  die  kleinsten  Flecken 
hinein  ermöglicht,  die  neuen  Bücher  bei 
einem  grossen  Publikum  ungleich  mehr  be- 
kannt und  auch  verhältnismässig  mehr 
Bücher  abgesetzt  als  anderwärts;  ferner  ist 
es  selbst  für  den  imbekannten  Schriftsteller 
hier  leichter,  einen  Verleger  zu  finden,  wäh- 
rend in  anderen  Ijändem  litterarische  Gesell- 
schaften u.  dgl.  vielfach  die  Gefahr  des  Ver- 
lages übernehmen  oder  wenigstens  den 
Ih^cken  eine  feste  Zaibl  von  Abndunem 
sichern  müssen.  Aus  diesen  schwerwiegen- 
den Gründen  sollte  auch,  soweit  nur  mög- 
lich, das  deutsche  SortimeutsgeBdiäft  ge- 
schützt und  ehalten  werden.  Auf  der  anderen 
Seite  führt  di^elbe  Organisation  leicht  zu 
einer  UeberprodukHon  und  begünstigt  aSlzM- 
sehr  unnütze  Konkurrenzuntemehmungen, 
ein  Umstand,  der  in  neuest«:  Zeit  m^mch 
zur  Verschmelzung  von  Finnen  und  zum 
Hassieren  des  Kapitals  geführt  hat.  Auch 
müssen  die  deutsoien  Verleger  sehr  oft  — 
und  gerade  bei  teueren  Werken  —  um  der 
zahlreichen  Sortimenter  willen  Bücher  in 
viel  stärkerer  Auflage  drucken  lassen,  als 
sie  selbst  voraussehen  abzusetzen.  Während 
daher  im  Auslände  häufig  der  Preis  der 
Bücher  mit  Ausnahme  der  auf  JMassenabsatz 
berechneten  bald  nach  dem  Erscheinen  in 
die  Höhe  geht,  ist  bei  uns  meist  das  Um- 
gekehrte der  Fall:  die  Verleger  konnten 
und  sollten  im  Hinblick  auf  die  vielen  nicht 
abgesetzten  Exemplare  den  Ladenpreis  eigent- 
lid^  herabsetzen  und  unterlassen  es  nur 


wieder  aus  Rücksicht  auf  die  Sortiraenter 
und  um  die  Ladenpreise  nicht  für  die  Zu- 
kunft beim  Pubhkum  zu  diskreditieren.  Die 
Kosten  für  den  über  das  Bedürfnis  ^ 
druckten  Teil  der  Auflage  werden  natOrhdi 
auf  d&a  Preis  des  Botmes  geschlagen  and 
diesOT  auf  diese  Weise  unnOtig  verteuert. 

Schon  seit  dem  Ende  des  3.  Decenniums 
im  19.  Jahrtiundert,  sehr  entschieden  aber 
vor  etwa  25  bis  BO  Jahren  traten  überdies 
Erscheinungen  zu  Tage,  welche  auf  irgend 
welche  Lüeken  der  Einrichtungen  schliessen 
Hessen.  Die  Ansdehnung  und  Erleichterung 
der  Verkehrsmittel,  vor  allem  auch  die 
starke  Herabsetzung  der  Portisätze  ohne  ent- 
sprechende Zonenunterschiede  ermöglichte  es 
den  an  Hauptsitzen  des  Buchhandefe,  beson- 
ders den  in  Leipzig  und  Berlin  oder  in  deren 
Nähe  niedergelassenen  Buchhändlern,  mit  den 
Sortimentern  anderer  Städte  dxirch  Gewäh- 
rung hohen  Rabatts  in  eine  gefährhche  Kon- 
kurrenz einzutreten.  1)  Diese  wurden  genö- 
tigt, im  Laufe  der  Zeit  gleichfalls  Rabatt  in 
grösserer  Höhe  und  an  weitere  Kunden- 
kreise als  bis  dahin  zu  gewähren,  ohne  es 
ihnen  jedoch  darin  gleichüiun  zu  können. 
Da  sich  zudem  die  Konkurrenz  fast,  nur  auf 
gangbare  Artikel  bezt^,  während  den  kleinen 
Sortimentem  nach  wie  vor  die  Aufgabe  zu- 
fiel, die  neuen  Erscheinungen  im  gleichen 
Umfange  auf  Lager  zu  halten  und  beim 
Publikum  bekannt  zu  machen  (unverlangte 
Ansichtssendungen  nehmen  jetzt  übrigens 
nur  noch  wenige  Sortimenter  an,  im  Jahre 
1898  250  Firmen),  so  fühlten  diese  sich  mit 
Grund  in  ihrer  Ejostenz  bedroht  und  suchten 
Schutz  gegen  jene  von  ihnen  als  »Schleu- 
derer« bezeichneten  Handlungen.  Zugleich 
war  im  Laufe  der  Decennien  der  den  Sorti- 
mentern von  den  Verlegern  gewährte  Kahatt 
vielfach  vermindert  worden  (von  SSVa'/o  auf 
25%),  wohl  infolge  der  durdi  den  hohen 
Setzertarif  stark  erhöhten  Herstellungskosten 
und  der  starken  Auflagen  der  Büoher.  Die 
von  Braten  der  bedrttärten  Sortimenter  da- 
ge^n  eingdeitete  Bew^ng  führte  zunächst 
(seit  1879)  zu  einem  festen  Zusammenschluss 
räumlich  zusunmengehOrigergrOeserer Grup- 
pen von  Buchhändlern,  der  Kreis-  und  Orte- 
etc.  Vereine  (zur  Zeit  25,  welche  Oigane 
des  Börsenvereins  sind).  Diese  Vereine,  in 
denen  natürlich  die  Zahl  der  Sortimenter 
und  kleinen  Buchhändler  stark  Überwiegt, 


Vgl.  die  Eingabe  des  Voratandea  des 
Börsenvereina  v.  31.  Mai  1889  an  den  dentschen 
Reichskanzler  (Böraenbl.  1890,  Nr.  175}.  —  Der 

gleiche  Grand  grosser  Verschiedenheit  der 
pesen  infolge  der  verschiedenen  räumlichen 
Entfernung  vom  Hauptort  hat  übrigens  schon 
zu  Ende  des  Torigen  Jahrhunderts  schwere 
Uebelstände  herbeigeführt  und  damals  den  Qe- 

gensatz  des  norddentschen  und  sttddentschen 
nchhandels  verschäift. 
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setzten  im  Jahre  1887  eine  Statuten&nderuDg 
des  BOrsenvereins  der  deutschen  BuchhAndler 
durch,  wonach  u.  a.  in  §  1  die  Feststellung 
allgemein  gültiger  geschäftlicher  Bestim- 
mungen im  Verkehr  der  Buchhändler  mit 
dem  Publikum,  vin  Bezug  auf  die  Einhaltung 
der  Büdierladeupreise  bezw.  den  von  letz- 
teren zu  gev^ährenden  Rabatte  neu  unter 
die  zu  erstrebenden  Ziele  des  Vereins  auf- 
genommen wurde.  Auf  Onind  dieser  Statuten- 
änderung gab  sich  der  Börsenrerein  im  Jahre 
1884  eine  neue  Verkehrsordnung  und  ging 
entschlosaen  ge^n  die  Schleuderer  vor. 
Neue  Ba(^er^  die  noch  ihren  Ladenpreis 
habCT,  —  wie  weit  die  Hi^nschaft  der 
»Neuheit«  nach  rQckwarts  reicht,  ist  nicht 
festgestellt  — ,  dfirfea  nicht  mehr  unter 
ihrem  Laden|nreise  zum  Kauf  angeboten 
werden;  Zuwiderhandelnde  werden,  auch 
wenn  sie  nicht  dem  Veräne  angehören, 
durch  den  Vorstand  als  «Schleuderer*,  aller 
der  Vortdle  verlustig  erklärt,  welche  teils 
der  Verein,  teils  die  Organisation  des  deutschen 
Buchhandels  überhaupt  ihnen  gewährt  Vor 
allem  sollen  die  Verleger  ihnen  unter  keinen 
Umständen  Bücher  liefern  zu  den  Vorzugs- 
preisen der  Sortimenter;  sonst  stellt  ihnen 
—  Satzung  ist  es  bereits  —  die  gleiche 
Strafe  des  Ausschlusses  in  Aussicht  Der 
Kundenrabatt  soll  im  Princip  ganz  abge- 
schafft, nur  noch  ein  Diskonto  von  ö"/«  bei 
Barzahlung  in  kurzen  Terminen  bewilligt 
werden;  ^ein  die  Universitätsbibliotheken 
in  ihrer  Mehrzahl  und  einzelne  andere  staat- 
liche BiblioÜieken  geniessen  im  Deutschen 
Reiche  noch  den  alten  Rabatt  von  iC/o. 
Der  Berliner  Sortimentsbuchhandel,  unter- 
stützt von  den  meisten  Berliner  Verlegern, 
hält  bis  jetzt  am  Kundenrabatt  von  10  ^.o 
überhaupt  fest,  und  die  Leipziger  Sortinienter 
sahen  sich  daher  zu  dem  gleichen  rückläu- 
figen Schritte  gezwungen.  Auch  haben  die 
Berliner  Buchhändler  sich  der  zur  Zeit  sonst 
geltenden  Verpflichtung,  nach  keinem  Orte 
Deutschlands  mit  höherem  Rabatt  (bezw. 
Diskont)  zu  verkaufen,  als  dort  selbst  statt- 
haft ist,  nicht  unterworfen.  Uebrigens  haben 
die  deutschen  Sortimenter  zum  besseren 
Schutze  ihrer  Interessen  sich  noch  zu  einem 
besonderen  Vereine  verbunden,  gleichwie  es 
auch  drei  lokale  und  einen  ganz  Deutsch- 
land um&issenden  Verlegerverein  giebt 

Das  zunädist  ins  Auge  gefasste  Ziel,  die 
Einachiflnkung  der  sogenannten  S<^euderei, 
ist  ohne  Zweifel  erreicht  worden.  Das 
Publikum  hat  sich  in  den  We^&ll  des 
höheren  Ba^ttes  gefunden.  Bei  teueren 
Büchern  ziehen  manche  wohl  den  "Weg  Über 
Berlin  oder  Leipzig  vor;  der  Fartieenver- 
kauf  durch  die  Verleger  auf  der  einen  Seite 
und  das  Aufkommen  der  Konsumvereine 
verschiedenster  Art  sowie  der  grossen  Bazare 
andererseits  erleichtern  die  Umgehung  des 


'  Sortimentshandels.    Auch  kommt  der  "Veg 
I  des  Subskribierens    zur  Vermeidung  der 
I  Zwischenhändler  wieder  mehr  in  Aufnahme, 
'  beides  nicht  zum  Vorteil  der  Sortimenter. 
j  Die  deutschen  Bücher  gelten  längst  nicht 
t  mehr  als  billig,  und  ihre  Verteuerung  ver- 
I  mindert  die  Kauflust  und  kann  jedeufidls 
j  eine  Abnahme  des  Oesamtabsatzes  und  dar 
I  mit  einen  Rückgang  des  deutschen  Buch- 
I  handels  im  all^memen  zur  Folge  haben. 
I  Da  femer  die  Verleger  natürlich  Ausfille 
I  beim  Absatz  der  Bücher  durch  Ertiöhung 
I  der  Preise  zu  decken  suchen,  so  wird,  wie 
I  die  Er&hrung  bereits  gelehrt  hat,  die  Herab- 
I  Setzung    des   Kunde  nrabattes  keinesw^s 
I  durch  ein  Sinken  der  BQcherpreise  ausge- 
j  glichen.   Vor  allem  aber  ist  auf  dem  bisher 
eingeschlagenen  M'ege  zum  Schutze  des 
Provinzialsortimentes  die  Quelle  der  früheren 
Schleudere!,  die  Viersclüedenheit  Aer  Bezugs- 
preise für  Bücher  an  den  Centren  des  Buä- 
oandels,  in  der  Nähe  und  Feme  von  ihnen, 
nicht  verstopft')    Auch  hindert  natürlich 
die  Leichtigkeit  des  Aufkommens  neuer 
Sortimentabudihandlungen  die  Ausnutzung 
des  ihnen  durch  die  ganze  Bew^ung  zu- 
gefallenen Vorteils. 

Litteratari  Alt  er  tum:  FHedr.    Mete,  Ge- 

»chichU  des  BttchKandeU  und  der  Buehdrucker- 
kunH,  1.  nnd  g.  Buch  (Damutadt  2SS4),  S.  Buch 
(ISSS).  —  H.  G&rautl,  Euai  ».  l.  Uvrta  dam 
l'antiqu.,  part.  ehe*  L  Born.  (Pari»  IS^Oj.  — 
Frledr,  SehmtU,  De  bibiiopolü  Romanor. 
(Proffr.  SaarbrQete«  1SS7).  —  Herrn.  GoeU, 
Vfber  d^n  Buchhandel  bei  d«n  Orieeien  und 
Römern  (Progr.  .Schiri*  186S).  —  WUh.  SehwuUm, 
Schrifttteller  und  BuchttlindUr  in  Athen  und  im 
übrigen  Griechenland  (Heidelberg  1876;  Progr. 
V,  Saarbrücken).  —  £m.  JBgger,  Hitt.  du  lirre 
dcp.  ».  orig.  jusqu'a  twi  jour*  (Paria  1830).  — 
Theod.  Blrt,  Das  aut.  Bwhttesen  (Berlin 
1882 j.  —  Loui»  Haenny,  SchrifUtelür  und 
Buchhändler  m  alten  Rom,  S.  Auß.  iLcipxig 
18SS).  ■—  C.  Haeberl4n,  Beitrage  t.  Kmninit 
de*  ant.  BÜAiotkekt-  und  Buehmten»,  l—UI, 
im  (kntrafU.  f.  BCbl.  VI  (1889)  S.  4SI— 504, 
VII  (1890)  S.  1—18,  tn—SOX.  —  G.  H.  JSU- 
nom^  anOhort  and  titeir  pvklie  m  ane.  time» 
(NetB  York  J894).  ~  K.  Dxiatxko  in  Wiuowa* 


')  Eine  Geschichte  der  BUcherpreise,  we- 
□Igsteni  dieses  Jahrhunderts,  von  anparteüschem 
Standpunkte  aus  and  von  kondiger  Hand  ge- 
schrieben, ist  ein  dringendes  Bedftrbiis  und 
durfte  nach  mancher  Seite  hin  klärend  wirken. 

Vgl.  dazu  £.  Dziatzko  m  Prensa.  Jahrb. 
Bd.  52  (1883),  S.  616  ff.  Wilh.  finprcMiht,  Eia 
Weg  znr  Erluütmig  des  Provinzialsortlm.  (Güt- 
tingen 1889),  scheint  die  von  mir  a.  0-  geschil- 
derten Schwierigkeiten  anzuerkennen,  schlägt 
indes  (nach  anderen)  als  AoBweg  eine  Kürzung 
des  Babattes  für  die  Leipziger  und  Berliner 
Geschäfte  (um  6  %)  vor.  W.  Licht,  Die  Ent- 
stehung des  Notstands  im  Bnchhandel  und 
die  Erlösung  ans  demselben  (Stolp  i.  P.),  tritt 
filr  Änfhehung  der  Gewerbeudheit  im  Buch- 
handel ein. 
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Xeal-Ene.  d,  doM*.  Mt.  «uft  ßuek  und  Bucklumdü. 

—  Femer  m  J,  C.  F.  Manso,  Verm.  Abhandl. 
V.  ÄvfiäUe  (Breslau  IStl)  S.  £74—283;  in 
WUh.  Ad.  Schmidt,  Geteh.  d.  Denk-  und 
GUtvbtnafreiheU  t«  I.  Jahrk.  .  .  .  (Btrlin  1847) 
S.  IlSff.  Mowie  in  den  bekannten  Werken  iiher 
griech.  u.  über  röm.  Altertümer  «.  Litteratur. 

Mi  ttelalter :  Auster  einigen  im  voraas- 
gehendm  und  im  nachfolgenden  Abschnitt  ange- 
jahrten Werken  vgl.  Fr.  C.  v,  Savigny,  Geich, 
des  Röm.  Bechts  im  MiOelaiter,  III.  Bd.  f.  Ausg. 
(Heidelberg  (18S4)  25.  Kap.  8.  675—608  und 
Anh.  IV.  —  W*  eneaetreeht.  De  liOer.  studüi 
ap.  Italos  prim.  med.  ami  aaeeutis  (BeroUnt 
184S).  —  F.  Somner  Merrytceather,  Biblio- 
mania  in  the  middle  ages  .  .  .  (London  1849). 

—  AUtr.  Kirehhofff  Die  Handaehriftenhändler 
des  Mittelalters,  S.  neu  bearb.  Auag.  (Leiptig 
1858)  und  WeiUre  Beiträge  .  .  .  (Halle  1855 
aut  BetzholdU  Am./.  Bibl.  1854,  11.  u.  12.  Heft). 

—  Frcdeg.  Mone,  De  libria  palimp».  tarn  tat. 
quam  graee.  (Carltruhae  1855).  —  P.  Delalain, 
£tudt  a.  L  libmire  Parisien  du  Ii.  au  15.  ai^cle 
ete.  (Iturit  1891).  —  W.  Wattenbaeh,  Das 
Sehriflweten  in  Mittelalter,  g.  verm.  Auß.  (Leipzig 
1896). 

iVe««re  und  neueste  Zeit:  A.  Che- 
tHUier,  L'origine  de  l'imprim.  de  Paris  (I\xri» 
1694).  —  *foh.  Chr.  Fr.  Boeh,  Materialien 
zu  einer  Gesch.  det  Buehhandela  (Leipzig  1795). 

—  J,  Ch.  Gädicke,  Zur  Statistik  d.  deutschen 
Litteratur  u.  des  deutschen  Buehhandela  (Berlin 
1884).  —  Ant.  Aug.  Benouard,  Annal.  de 
l'imprim.  des  Aide  .  .  .  T.  1.  2  et  Suppl.  8.  ed. 
(Baris  1884).  —  Deraelbe,  Annal,  de  l'imprm. 
des  Estimne.  P.  1.  »  (Paris  1887ff.J.  —  K. 
Faiiemuteinf  Geaeh.  d.  Buchdru^ürkuast  in 
ikrer  Entstehung  und  Au^^ildung  (Leipzig  1840). 

—  Clem.  Th,  Perthea,  Friedr.  Perthes'  Leben, 
Bd.  1 — 8  (Hamburg  und  Gotha  1848—55).  — 
Codex  nutidin.  Germ.  Itter,  bisecid  .  .  .  mit 
Einl.  V.  Gust.  Schwetachke  (Halle  1850}  und 
Codex  .  .  .  eontinuatus  (1877).  —  Albr.  Ktrch- 
hofff  Beitr.  t.  Gesch.  d.  deutsch.  Buchhandel« 
1,  2  (Leipzig  1851,  1858).  —  Heim*.  Lempertz, 
BUdtrh^te  aur  Geschichte  des  Buebandeis  und 
der  veno.  Künste,  Jahrg.  1858—65  (lOiln).  — 
Der  Buchhandel  vom  Jahre  1815  bis  tum 
Jahre  1848  (Altona  1854)  «nd  Forts,  in  T.  2—7 
Ibis  tum  Jahre  1868/  (1855—1868).  —  Ferd. 
Grtmont,  Man%iel  ann.  de  l'impr.  d.  l.  librairie 
et  d.  l.  presae  (Paris  1855).  —  Edm.  Werdet, 
Bist,  du  livre  en  France  .  .  .  juequ'  en  1789, 
p.  1—4  (Paria  miß.).  —  Hnr.  Ed.  Brock- 
haus, Friedr.  Am.  Brockhaus  .  .  .  T.  1 — 8 
(Leipzig  1872—81).  —  Ä.  Büchner,  Aus  den 
Papieren  der  Weidmannschen  BuchhaHdiung, 
1.  2.  T.  (Berlin  1872g.)  und  Beitr.  zur  Gesch. 
des  deutseh.  Buchhandels,  Heß  1,  S;  2.  Aufi. 
(Giesten  1874),  Heft  S  (StvMgart  1874).  ~ 
Henr.  Curwen,  Biet,  o/  books^er»  .... 
(London  {1878}).  —  Ja.  Thomaa,  Hist.  of 
print.  in  America,  **  ed.  (Albany  1874)  [= 
Archaeol.  Amer.  vol.  V.  Vlj.  —  F.  J.  From- 
mann,  Gesch.  d.  Böraenvereins  der  deutschen 
Buchhändler  (Leipzig  1875).  —  A  Trana- 
script  of  the  regiatert  of  the  Comp,  of  Slat. 
London  ...  ed.  by  Edw.  Arber,  vol.  1 — 5 
(London  1875 — 90).  —  -Ed.  Frommann,  Aufa. 
s.  Gesch.  d.  Buekh.  im  16.  Jahrh.,  Heft  1,  2 
(Jena  1876,  81).  —  A.  U.  I^edehoer,  Alfab. 
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lijü  d.  boekdruk.,  boekverk.  en  uitgev.  in  Ilbord- 
Neederiand  (Utrecht  1876)  u.  Chron.  Register 
(1877).  ~  Fr*.  Falk,  Die  Ihvckk.  im  Dienst 
der  Kirchs,  zunächst  in  Deutschland  bis  1620 
(Köln  1879}.  —  Carl  B.  Lorek,  Die  Druck- 
kunst u.  d.  Buchhandel  in  Leipzig  durch  4  Jahrh, 
(Leipzig  1879).  —  AVph.  Willems,  Lea  Elze- 
vier (Br%ixelles  1880).  —  Rechnungsbuch 
d.  Froben  u.  Epiacopiua,  BucHdr.  u.  Buchh.  zu 
Basel   (1657—  64),  d.    Rud.  Wackeniagel 

(Basel  1881).  —  Max  Booaea,  Christophe 
PUtTttiH  .  .  .  (Anvers  1882)  und  Corresp.  de 
Christ,  ^ntin,  I,  II  (Antwerpen  et  Gent  1882, 
SB).  —  K.  FaMmoMn,  Mustr.  Gev^.  d.  Buch- 
druckerkunat  m.  bes.  BerHeksieht.  ihrer  techn. 
Eniwickel,  bis  zur  Gegenwart  (Wien  ,  .  .  1882). 

—  G,  E,  Klemming  och  J.  6.  Nordist 
Svensk  Bocktryckkeri  -  Historia  1488 — 1888  .  ,  . 
(Stockholm  [1888]).  —  Bijdragen  tot  de  ge- 
aehied.  v.  d.  Nederl.  boekhandel  1 — 6  d.  (Ams- 
terdam 1884—98).  —  Albr.  Kirchhoff,  Die 
Entwickel.  des  Buchh.  in  Leipzig  Ina  in  das  2. 
Jahrsehnt  nach  Einfähr,  der  Reform.  (Leipzig 
1888).  ■ —  Geschichte  des  deutschen  Buch- 
handelt, im  Auftr.  des  BSraenvereins  d.  deulaeA. 
Buehh.  hrag.  v.  d,  histor,  Kiommissio»  denuXb., 
1.  Bd.:  Friedr,  Kapp,  Geschichte  de»  deut- 
schen Buchh.  bia  in  daa  17.  Jahrh,  (Leipzig  1886). 

—  A.  C.  Kruaeman,  Bouujatoffeit  v.  e.  ge- 
schied. V.  d.  Nederl.  boekhandel  1880 — 80;  1,  2 
d.  (Amsterdam  1886ff.).  —  Osear  v.  Hase, 
Die  Entwickel.  d.  Buchgewerbes  in  Leipzig 
(Leipzig  1887).  —  Will.  Robert»,  The  earlier 
hiat,  of  engl,  bookseüing  (London  1889),  — 
Roh.  IHekaon  and  J.  Phil.  Edmond,  An- 
nals  of  Scott,  printing  (Cambridge  1890).  —  Hör. 
F.  Brown,  I%s  VensHan  printing  prees.  An 
histor,  study  etc.  (London  1891).  —  RrMat 
RötMtsberger ,  La  atatistigue  internationale 
dea  Oeuvres  litteraires  (Berne  1898).  —  «Wr. 
Pich<m  et  G.  Ylcaire,  DoeumerUs  p.  s.  a 
l'hist.  des  librairea  de  Pirie  i486 — 1600  (Paris 
1895).  —  Aug,  Schürmann,  Zur  Gesch.  d, 
Buchh.  d.  Waiaenhauaea  u.  d.  Canateinachen 
Bibelanstalt  in  HaUe  a.  S.  (Halle  1898).  —  E. 
VoUert,  Die  Korporation  d.  Berliner  Buch- 
händler  (Berlin  1898).  —  Emat  Böthliaber- 
ger.  Geistiges  Eigentum  u.  geUt.  Produktion  in 
d.  Schweiz  (Bern  1898).  —  Pfc.  Renouard, 
Imprimeura  Päriatens,  librairea,  fondeurs  de 
caractkrea  .  .  .  jusqu'  A  la  fin  du  16.  siede 
(Paris  1898).  —  Wold.  Koehler,  Zur  Ent- 
wiekelungsgeach.  d.  buchgewerbl.  Betrieb^formen 
aeil  Erßnd.  d.  Buchdruekerk.  (Gera  1897).  — 
C.  G,  Röagtg,  Handb.  d.  Buchhandelsrechts  ,  .  . 
(Leipzig  I8O4).  —  Aug.  Schürmann,  Organis, 
und  Bechtsgewohnh.  d.  deutschen  Buchh.  I,  T, 
(Halle  1880),  II.  T.  2.  Aufl.  (1881).  —  Der- 
selbe, Der  deutsche  Buchh,  d.  Nvuseit  u.  seine 
Krina  (Halle  1895).  —  Konr.  Wetdling,  Die 
buchh.  Konditionsgeachäfte  (Berlin  1885),  — 
R.  Hager  und  E.  MtUler,  Handdtfreikeit 
und  Recht  imBuchh.,  1. — 8.  Auß.  (Berlin  1888),  — 
Wllh.  Ruprecht,  Der  Ladenpreis  im  deutsch. 
Buehh.,  l.—S.  Aufi.  (GöUingen  1889).  —  Der- 
selbe, Die  Baraortimente,  Ein  Segen  oder  eine 
Gefahr  für  den  deutachen  Buehh.  (GSUingen 
1891).  —  Femer  an  wichtigeren  periodischen 
Schriften  :  Börsenblatt  für  den  deutschen 
Buehh.  u,  d,  verwandten  Berufsxweige  (Leipzig), 
seit  I8S4.  —  Organ  des  deutschen  Buchh.  od. 
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AOg.  MuehhändUr-BärtnihlaU  .  .  .  fug.  r.  Hnr. 
Surehkardt,  Jakrgg.  1—17  fBMin  18S4~S0).  — 
Otto  Aug.  SehtUZf  AUg.  Adressbuch  für  den 
deuUehen  Buehh.  u.  verv.  OarhäfUxweige  .  .  . 
jährlich  seit  J8S9  (Leipzig).  —  K.  KUmaeh, 
Adres^wh  d.  J?urA-  u.  tUeindruekereien  u.  .  .  . 
verw.  Ouekäfluw.  im  Deutsthland,  Oaterreich' 
Ungarn,  JioÜand-ZMieemburg  u.  d.  üehvei*  J8S6 
ffranl^irt  a.  M.  189€)  und  .  .  .  d.  Deutt^en 
Stichs  1890  (eM.1890j.  —  Publikationen 
d.  BSrsenvtreins  der  deutschen  Buchhändler  .  .  . 
(Leipzig  seit  1869),  darin :  Archiv  ßir  Oeseh. 
des  deutschen  Suehh».,  Bd.  1—tO  (1879—98).  — 
Vgl.  auch  die  im  Art.  nBibtiotheken«  oben 
Bd.  IL  S.  800  ang^fUhrten  Fnchteiigchrißen. 


Budget. 

1.  Entstebnng:  des  Namens.  2.  Begriff  j 
Budget  ttnd  FinanzpUn.  3.  Notwendigkeit  and 
Zweckmässigkeit  des  Budgets.  4.  Greschichtliche 
Entwickelnng  des  Etatswesens.  5.  Die  Vorbe- 
Teitnng  des  Bndgets.  6.  Die  Einbeit  and  Voll- 
ständigkeit des  Bndgett  nnd  ibre  Aosnabmen. 
7.  Die  Zeitdauer  des  Bndgets.  8.  Die  Berecb- 
nang  nnd  Scb&tznng  der  einzelnen  Budgetposten. 
9.  Der  äussere  Aufban  des  Bndgets  oder  seine 
GHedemng,  Filiation.  10.  Ordentliches  und 
anseerordentlicbes  Budget.  11.  Vollzug  des 
Bndgets.  12.  Das  Wachsen  des  Budgets  und 
dessen  Ursachen. 

1.  Entstehnngr  des  Namens.  Das  Wort 
Budget  stammt  von  dem  altfranzösischtni 
^bougette«  —  Ledertast^he.  Die  Enpländer 
flberiamen  das  Wort  durch  die  Normannen 
und  machten  daraus  bndget ;  sie  legten  dem 
"Worte  eine  besondere  Bedeutung  unter. 
Gegen  Ende  des  Parlaments,  wenn  das  Haus 
der  Gemeinen  die  Subsidio  bewilligen  sollte, 
öffnete  der  Scliatzkanzler  eine  Map[K.',  worin 
der  Gesetzentwurf  enthalten  war.  Man  nannte 
das  die  Eröffnung  des  Geldbeutels;  die  be- 
treffende Urkunde  auf  Pergament  stellte 
sozusagen  den  Geldbeutel,  den  Scliatz  der 
Eronc  dar. 

Von  England  ging  das  Wort  budget 
wieder  nach  Frankreich,  feind  aber  in  den 
Wörterbüchern  erst  in  den  80  ex  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  Eingang.  Offiziell  wird 
das  Wort  zuerst  1802  in  einem  Rund- 
schreiben der  Consuln  v.  28.  Juli,  welches 
zur  Ausführung  des  auf  die  Kommunal- 
finanzcn  bezüglichen  ArrOt€  der  Consuln 
V.  23.  Juli  erlassen  wurde,  gebraucht  und 
zwar  im  Sinne  von  Voranschl^.  Bald  darauf 
bedient  sich  des  Ausdrucks  aucli  die  Nomen- 
klatur des  staatlichen  Finanzwesens ;  der 
Voransclilag  vom  24.  April  18(t6  bezeichnet 
sieh  als  >?budget  de  l'etatp.  Vorher  wartm 
etat  du  Eoi  (1790),  livre  de  prospectus  des 
d6penses  (1791),  etat  des  d6pen.ses  (1792), 
apen^u  annuel  des  recettes  et  des  döpenses 
und  ähnliche  Ausdrücke  üblich. 


Von  Frankreich  aus  dehnte  $«ich  der 
GebraiK'h  des  Wortes  über  die  andcreu 
Länder  aus;  es  ist  überall  gang  und  ^be 
geworden.  Doch  ist  der  specifisch  offizielle 
Ausdruck  meist  ein  anderer.  Der  Engländer 
sagt  heute  liebOT  »annual  finandal  Statement^, 
der  Italiener  »progetto  di  bilancio«,  der 
Spanier  »presupuestos  genevales  del  estadoc^ 
der  Deutsche  Voranschlag  oder  Hanshalts^t 
Der  Ansdrack  Etat  {T<m  stotos  oraprOng- 

lich  =  Reclu)TUigsl^r°?S)  ^  ü°  Si^D 
Voranschlag  im  französischen  Finanzwesen  au 

,  der  Wende  des  15.  zum  16.  Jahrhnndert  auf- 
gekommen  nnd  war.  wie  schon  oben  angedeutet, 
sehr  gebräuchlich,  ois  er  seit  Napole<»i  I.  durch 
das  Wort  bndget  verdriUigt  wurde.  In  Deutsch- 
land verbreitete  sich  die  Bezeichnung  Etat  um 
Mitte  des  17.  Jahrbnnderts. 

2.  Beniff;  Budget  nud  Finuzplaa. 
Unter  Budget  versteht  man  die  bilanzierte, 
als  Norm  für  die  Haushaltsfühnmg  aufge- 
stellte Uebersicht  der  in  einer  bevorstehendeu 
Fiiianzperiode  beabsichtigten  Ausgaben  s>owie 
der  zur  DtK-kung  derselben  vorgesehenen  Ein- 
nahmen einer  öffentlichen  Wirtschaft.  Eut- 
sprecbend  der  Vielgestaltigkeit  der  öffent- 
lichen Wirtschaften  giebt  es  Reichs-,  Staats-, 

I  Kreis-,  Gemeinde-,  Stiflungsbudgets  eU:  Das 
Staatsbudget  kann  als  Typus  der  übrigen 
gelten.  Neuerdings  hat  man  den  Ausdruck 
auch  auf  Privatwirtschaften  übertragen ;  man 
spricht  so  vielfach  von  den  Haushaltung^ 
budgets  und  denkt  dabei  an  die  Gestaltung 
der  Ausgaben,  die  bei  einer  bestimmten 
Einkomraenshöhe  sich  jeweils  eigiebt  Audi 
bildlich  wird  von  Budget  zur  Bezeichnune 
eines  physiselien  oder  intellektuellen  Be- 
darfs gegenüber  seiner  Deckung  gesprochen, 
so  vom  Budget  der  Geburten  u.  s.  v.  Hier 
an  dieser  Stelle  wird  nur  vom  Budget  der 
öffentlichen  Wirtschaft  gehandelt. 

Budget  und  Finanzplan.  Beide 
Ausdrücke  werden  m«st  identisch  gebiaucht; 
man  kann  aber  beide  auch  verschieden 
nuancieren;  thut  man  dies,  dann  bedeutet 
Finanzplan  das  AUgemelnete,  Budget  da» 
Spccieiiere.  W^ie  in  der  Frivathau»ialtung 
das  Streben  auf  dauernden,  gesicherten  Eiu- 
kommensbezug  gerichtet  ist,  so  muss  anc^i 
der  Mfentlidie  Haushalt  für  die  Ordnung 
mOfi^cJist  dauernde  Garantieen  zu  gewinnen 
suchen;  man  kann  nicht  jedes  Jahr  wieder 
ganz  von  vom  anfangen.  Die  Aufwand- 
zweige haben  zu  einem  grossen  Teile  einen 
stabilen  Charakter;  man  wird  sich  klar, 
welche  Eiiikommensquellen  benutzt  werden 
sollen,  z.  B.  ob  Steuern  oder  Gebührm,  »>b 
mehr  direkte  oder  indirekte  Steuern,  welche 
Arten  von  Steuern  innerhalb  dieser  Gruppt-u 
etc.  Man  macht  sich  ein  Bild  von  der  Art 
und  Weise,  wie  das  Ganze  für  Ifcigere  oder 
kürzere  Zeit  marschfähig  bleibe.  Der  P^nanz- 
plan  orientiert  also  über  die  dauernd«! 
Gnmdlagen  des  Gleichgewichts  im  Hau5- 
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halte.  Das  Budget  ist  dann  jeweils  die  be- 
sondere Ersclieiniing  »lod  konkrete  Verwirk- 
lichung derjenigen  allgemeinen  Onindsiltze, 
welctie  im  Finanzplan  über  die  ständigen 
Einkommensquellen  und  Aufwandzweigt?  des 
Staates  niedergelegt  sind.  Der  Finanzplan 
entspringt  dem  schöpferisc-hen  GetlanKen, 
das  Budget  ist  seine  Folgewirkung.  Der 
Ünanzplan  ringt  nach  rechtsverbindlicher 
Kraft,  das  Budget  hat  sie  bereits. 

Formell  treten  die  Finanzpläne  verschieden 
in  die  Erscheinung;  sie  Können  dargelegt 
sein  in  Denkschriften  in  den  Motiven  zu 
Gesetzentwürfen,  in  den  Exposes  der  Finanz- 
leiter, in  den  politischen  Prc^rammen,  welche 
von  Ministerien  vor  den  Kammern  ent- 
wickelt werden  u.  s.  w. 

Die  Finanzpläne  kOnnen  bald  einen  melu* 
iHTierelleu ,  bald  einen  mehr  ]»artiellen 
Charakter  tragen,  je  nachdem  sie  mehr  den 
ganzen  Hauslmlt  oder  mir  Teile  desselben 
»Tgreifen. 

Bekannte  Beispiele  genereller  Fioanzplane 
Bind  die  von  Pitt  dem  Jflngeren  während  der 
napoleonischen  KriegBzeit,  von  B.  Peel  1842, 
SeUa  1862f.,  Bismarck  1879,  Miquel  1890  u.  s.  w. 

3.  Notweadi^eit  und  Zweckmässig- 
keit des  Budgets.  Bei  «ner  kleinen  Privat- 
hauslialtung  lassen  sich  Einkommen  und 
Aufwand  leicht  Übersehen,  man  kann  die 
Qrdnui^  sozusagen  in  Qetlanken  vomohmeu ; 
^ein  iKchon  gr^usere  Privatwirtschaften  mit 
rielgestalti^n  Einnahmen  nud  Ausgaben 
sind  nicht  im  stände,  so  zu  ver^ren.  Bei 
ihnen  wird  es  meist  notwendig,  periodisch 
eine  Uebersicht  der  Einnahmen  und  <ler  zu- 
lässigen darauf  angewiesenen  Ausgaben  zu 
veranstalten.  Bei  der  fjffeiitliclien  Wirt- 
schaft wäre  es  zwar,  wenn  sie  einen  kleinen 
Umfang  liat,  auch  möglich,  auf  Gnmd  eines 
imgefmiren,  durch  Gewohnheit  begrenzten 
Finanzplanes  den  Haushalt  zu  fttln-en,  und 
<^  ist  ja  aucli  bekannt,  dass  z.  B.  in  kleinen 
Landgemeinden  die  Airfstellung  von  Budgets 
oft  ganz  unterlassen  wird  oder  nur  der 
Form  wegen  geschieht.  Technisch  entstellen 
keine  Seliwierigkeiten ,  weil  man  von  einer 
Stelle  aus  die  Gebahrung  leicht  iibei-sieht 
und  von  Fall  zu  Fall  beurteilen  kimn,  ob 
eine  Ausgabe  noch  gemacht  werden  darf 
(Kler  nicht  Allein  im  Gninde  bedingt  der 
Charakter  der  öffentlichenWirtschaft  schlecht- 
hin das  Budget;  die  öffentliche  Wirtschaft 
wird  immer  im  Auftrage  gefilhrt,  und  der 
Auftrag  muss,  wenn  demselben  eine  Ver- 
antwortung entsprechen  soll,  eine  finanzielle 
Begrenzung  haben ;  es  ist  im  allgemeinen 
unmjJgliüh,  hierfür  lediglich  tlas  \  ertrauen 
wirken  zu  la&sen.  Bei  grosserer  öffentlicher 

')  Vgl.  z.  B.  die  Denkschrift  t.  21.  November 
1883  aber  die  anderweite  Ordnung  des  Finanz- 
wesena  des  Keicbs,  Finanzarchiv  11  (18»4j  S.  267. 


Wirtschaft  wäre  das  schon  wegen  der  Zer- 
s])litterung,  in  der  die  Zwecke  erfiUlt  werden, 
unmöglich ;  es  muss  der  Spielraum  der  Aus- 
gaben für  die  vielen  Stellen  oestimmt  werden, 
wenn  eine  Ordnung  möglich  sein  soll.  Es 
müssen  die  vielen  miteinander  konkurrieren- 
den, immer  wieder  neu  auftauchenden  Be- 
dürfnisse gegeneinander  abgewogen  werden. 
Eben  deslialb  vei-mag  auch  der  absolut  re- 
gierende Monarch  des  Budgets  nicht  zu  ent- 
behren; es  dient  ihm  als  Instruktion,  Ver- 
waltungsnorm für  seine  Beamten.  In  dem 
Yerfassungsstaate  wird  dann  freilich  das 
Budget  zu  einem  bedeutsamen  Mittel,  dem 
Volke  ein  Mitbestimmungsrecht  einzuräumen. 

Lisofem  das  Budget  als  Yerwaltungs- 
norm  sich  darstellt ,  bildet  es  auch  die 
Grundlage  der  Kontrolle ;  das  äusseriiche 
Hilfsmittel  hierfür  ist  die  Rechnung,  welche 
den  Vollzug  der  Verwaltimg  in  der  wirk- 
lich stattgefundenen  Einnahme  und  Ausgabe 
zum  Ausdruck  bringt,  also  ersehen  llsst, 
ob  und  inwieweit  die  im  Budget  enthaltenen 
Normen  eingehalten  worden  sind.  Dieser 
Zusammenhang  bringt  es  daim  auch  mit 
sich,  d&<;s  forauücr  Aufbau  und  Gliederung 
des  Budf^ts  mit  dem  Schema  der  Rechnung 
übereinstimmen,  das  Bechonn^wesen  aller 
Stellen  und  Behörden  einheitlich  geordnet 
sein  muss. 

Das  Budget  ist  sonach  mit  dem  Finanz- 
plane die  Voraussetzung  der  formellen  und 
materiellen  Ordnung  der  ÜffenÜichen  Haus- 
halte; eben  deshub  bilden  Buchet  und 
Rechniug  das  beste  3XitU>l,  die  Finanzlage 
und  den  Kredit  eines  Staates  zu  beurteilen 
sowie  die  Aufgaben  und  Mittel  der  öffent- 
lichen Wirtschaft  w^ie  in  einem  iihotograiihi- 
schen  Bilde  zu  überschauen. 

4.  Geschichtliche  Entwickelnng  des 
Etatswesens.  Zuerst  und  lange,  vor  den 
Etats  Ix'gt^gnen  wir  dem  Rechnungswesen ; 
das  Bedürfnis,  über  die  vollzogenen  Aus- 
gaben Rechenschaft  abzulegen  bezw.  zu 
fonleni ,  war  ein  viel  näher  liegendes ,  als 
für  die  Zukimft  Wirtschaft-^pläne  aufzu- 
stellen in  einer  Zeit,  wo  man  gerne  in 
Bausch  und  Bf)gen  wirtschaftete.  Ebenso 
frülizeitig  em])fand  man  ilie  Notwendigkeit, 
die  Veii»flichtnngen  der  Unterthanen,  na- 
mentlich soweit  es  um  grund  herrliche  Ge- 
rechtsame sich  liandelte,  zu  fixieren,  wie 
dies  in  den  Land-  und  Ijagerbflchern  gi*- 
sdiah ,  deren  berüiimtestes  das  um  Ut86 
unter  Wilhelm  dem  Eroberer  für  England 
abgefasste  domesday  book  ist  und  welche 
einen  Ansatz  zu  etatsartigen  Aiifzoi<-hnungpn 
darst(;llen. 

Zu  wirklichen  Etatsanfertipun^on  führte 
erst  die  Not  und  finanzielle  Luordnimg. 
Man  sah  si<;h  gezwimgen,  sich  ein  Bild  zu 
machen  von  den  Einnalmien,  die  man  zu 
em'arten,  und  den  Auiiigaben,  die  nun  ml^- 

72» 
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licli  waren.  Mus«te  man ,  vio  regplmäs-;ig 
infolge  von  Krii'gon  oder  stark  angi'wachseiier 
Sehiüd,  die  ÖtÄiidc  um  Gewährung  von  R-i- 
Jülfen  oder  Erhillnuig  der  bisher  p:ewälirten  . 
angehen,  so  galt  es,  den  Ständen  den  Beweis 
zu  erbringen,  da**s  die  landesfilrstliehen  erb- 
liehen Einkünftt*  nicht  reieliten  und  dass 
die  Ausgaben  notwendig  und  beiiK-htigt 
Wien.  S()  ■fli'urden  Ueberschläg«^  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  in  Frankreieh  unter  i 
Philipp  dem  iSehönen  1302  der  ersten  voll- 
»täiimgen  Versammlung  der  Genei^staaten, 
in  England  dem  Parlament  1379  unter 
Richard  II.  vorgelegt. 

All  diese  ält«?sten  Etats  waren  nattlr- 
lieh  vielfaeh  «oeh  sehr  unvollkommen,  sie 
hatten  melir  den  Charakter  zeitlich  nicht 
abgf^renzter  Finanzplftne  als  wirklicher 
Etats,  sie  traten  nur  si)oradisch  auf,  auch 
bt^euteten  sie  noi'h  keine  fest*'  Bindung  für 
die  WirtiH-haft^ftthruDg  der  Krone.  In  den 
deutsehen  Staaten  suchten  die  Stände  aber 
in  letzterer  Hinsieht  vieUaeh  sieh  zu  hellen 
dadurch,  dass  nie  dü>  bewilligten  Steuern 
in  eigene  Yerwaltimg  nahmen  und  be- 
stimmten Zwecken  zuführten,  womit  sie 
freilieh  den  Orund  zu  grosser  Zen«i^ttenmg 
des  £tat8weseni>  legten.  Im  absoluten  Staate 
fiel  dann  das  Bevht  der  ständischen  Steuer- 
bewilligung mehr  tmd  mehr  dahin,  aber 
die  Etatisierung  Wieb  als  interne  Massregel 
der  Finanzverwaltung,  ja  sie  bürgerte  sicli 
in  den  deutsclien  Territorien  in  dii'st-r  Zeit, 
namentlich  im  17.  Jahrhimdcrt,  erst  recht 
ein.  Sehr  trug  dazu  bei ,  dass  die  Geld- 
wirtsohaft  immer  mehr  durclidrang;  diese 
ist  eine  notwendige  Voraussetzung  für  ein 
dmx-hgreifendes  Etatswesen,  da  es  gilt,  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  sozusagen  auf 
einen  und  denselben  Nenner  zu  biingen. 
Eben  deslialb  beobachten  wir  in  den  Städten, 
welche  bekanntlich  zuerst  der  Naturalwirt- 
ptshaft  entwuchsen,  auch  zuerst  ein  regel- 
mässig funktionierendes  Etatswesen,  und 
manche  behaupten,  dass  bereits  im  IC.  Jahr- 
hundert in  den  meisten  städtischen  Gemein- 
wesen der  Etat  systematisch  durchgeführt 
gewesen  sei.  Gewann  so  in  Deutsehland 
im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  das 
Etatswesen  immer  mehr  an  Boden,  so  konnte 
es  auch  nicht  ausbleiben,  da.ss  man  in  den 
Territorien  immer  mehr  das  Bedürfnis 
empfand,  von  Einzel-  und  Frovinzialetats 
zu  einer  Zusammenfassung  in  Generaletats 
fortzuschreiten.  In  der  Regel  war  das  ganze 
Etat»-  und  Schuldenwesen  in  der  absolutis- 
tlseiien  Zeit  strengstes  Xutemum ;  sehr  selten 
kam  es  vor  der  konstitutionellen  Periode 
bereits  zu  Veröffeiitücliungen  der  Haupt- 
ziffern des  Staatsetatg. 

la  PreuBBen  hat  sich  frQhseitiff  das  Gtats- 
wesen  ausgebildete  Albrecht  Achill  von  Krui- 
denbnrg  hat  bereits  im  16.  Jahriiundert  sich 


eine  Art  von  Voranschlägen  und  Wirtschafr«- 
Qbersicbten  anfertigen  lassen,  nach  denen  er 
sich  selbst  richtete  und  nach  deren  M&a8gtb*> 
seine  Beamten  die  Verwaltung  zu  fuhren  hatten: 
die  bisherige  Uebung  unbefristeter  Termine  in 
seiner  Kainmerverwaltung'  wurde  durch  be- 
stimmte festabgegrenzte  Zeitabschnitte  abgelöst 
und  die  NaturaleinkUnfte  mnssten  in  Geld  an- 
geschlagen werden,  am  eine  eiuheitliche  Becb- 
nangsfiihrung  anznbahnen.  Der  erste  General- 
finanzetat  wurde  dann  1688  errichtet;  der 
Schöpfer  war  der  Kammerpräsident  Enyphaasen. 
Dieser  Etat  bildete  fUr  laLnge  Zeit  die  Orand- 
läge.  Seitdem  hat  sich  in  Preuseen  das  Etats- 
wesen  ohne  Ünterbrechong  behauptet  1821. 
also  noch  zur  Zeit  des  Absolutismus,  wurde  der 
Etat  zum  ersten  Hai  publiziert. 

In  Oesterreich  beginnen  die  TfdlstSndi- 
cen  StaatSToranschläfe  1766 ;  vorher  war  nur 
der  Hilitäretat  leidlich  entwickelt  (a  Hensi  im 
Finanzarchiv  1887,  S.  912  ff.);  TerSffentliclii 
wurde  der  Staatsroranschlag  für  die  Länder  der 
österreichischen  Monarchie  in  seinen  Haupt' 
summen  zuerst  1848  in  der  Wiener  Zeitung. 

In  Fraukreich  sind  von  1303  bis  zur 
Zeit  der  Revolution  viele  Anlftnfe  m.  Bndget- 
auf  Stellungen  gemacht  worden.  Vor  Ftanz  L  «äl 
es  nur  Partikularetats  der  einzelnen  Yerwalter 
gegeben  haben.  Der  genannte  EOnig  war  nach 
Bodin  der  erste,  welcher  die  Provinzialetats  zu 
einem  Generalfinanzetat  znsammenfasste.  Unter 
den  folgenden  Königen  verfiel  die  Einrichtung 
der  jährlichen  Etats ,  bis  Sully  sie  wieder  auf- 
nahm. Er  legte  dem  König  1601  fQnf  Geaeral- 
etatsvor.  Der  erste  enthielt  nie  Brnttoeinuahmen, 
die  ErhebnngskoBten  und  Mettoeinnahmen  von 
ganz  Frankreich.  Die  ttbrigen  Etats  waren  der  Mi- 
litäiv  and  Kriegs-,  Baa-  und  EasseuTarwaltnngs- 
etot.  Die  aktuelle  Bedeutung  dieser  Etats  er- 
hellt daratis,  dass  der  Efialg  im  Bat  sie  test- 
setzte und  die  Rechenkammem  ermächtigte, 
alle  Zablangen,  welche  in  den  Etats  nicht  vor- 
gesehen waren  oder  die  dort  angesetzten  Summen 
Uberschritten,  zurückzuweisen.  Nach  Snllv  ver- 
fiel die  Einrichtung  abermals;  Cotbert  bracht« 
sie  wieder  in  Gang  und  bildete  sie  weiter. 
Jedem  Dienstzweige  war  nach  Massgabe  it* 
Bedürfnisses  eine  bratimmte  Summe  zugewiesen: 
die  Staatssekretäre  durften  nur  innerhalb  der 
so  bemessmen  Kredite  Anweisongen  erlassen, 
welche  jedoch,  ehe  sie  voUziehbar  wurden,  der 
Kontrolle  und  Eontrasignatnr  des  Genoil- 
kontrollors  der  Finanzen  unterlagen.  Nach 
Colbert  trat  die  alte  Misswirtächaft  von  neuem 
ein,  der  Tnrgot  und  Neoker  nicht  mehr  tn 
steuern  vermochten.  Necker  war  übrignis  der 
erste,  welcher  den  StaatSToraoscUag  durch  Drnck 
veröffentlichte. 

Von  1789  angefangen  fallt  die  Geschieht»^ 
des  Staatsvoransclüags  zusammen  mit  d'T 
Geschichte  der  verfassungsmfissigen  Knanz- 
wirtst:haft  Der  VerfassungSbiaat  dringt  v<in 
Frankreich  aus  immer  weiter  vor. 
Etatswesen  gewinnt  damit  einen  fesb*u 
Reohtsboden,  es  wird  unter  die  ftßtwirkung 
der  Volksvertretung  gestellt  und  ihm  dit* 
breiteste  Oeffentlichkeit  gesichert  Die  Tech- 
nik des  Btidgetwesens  hat  sich  immer  mehr 
verfein^   Was  laagjahrige  Eüfiüurang  gii- 
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zeitigt  und  ausgereift,  ist  dann  zuveilen  in 
besonderen  Staatshaushaltsgesetien  {auch 
Komptabilitätsgesetze  genannt)  niedergelegt. 

Die  Kntwickelnn^  des  Budgetrechts  selbst, 
namentlich  der  grosse  Einänss  des  belgisch- 
französischen  Budgetrechts  aaf  die  kontinentalen 
Staaten  sowie  die  davon  etwas  abweichenden 
Ordnungen  der  dentschen  Hittelstaaten  wird 
unten  im  Art  „Budgetrecbt"  (S.  1164  if.)  dargelegt. 

Unter  den  Staatshaushaltsgesetzen  veMienen 
besonders  herroivehoben  zu  werden  das  neue 
preussisdie  t.  11.  Mai  1898;  beachtenswerte 
Vorläufer  sind  das  hessische  G.  v.  14.  Juni  1879 
über  die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ans- 
gaben  des  Staates  und  das  hadische  6.  v.  22. 
Mai  1882  über  den  StaatsToranschlag  und  die 
Verwaltung  der  Staatseinnahmen  und  -ausgaben, 
welche  ihrerseits  sich  wieder  den  dem  deutschen 
Keichstage  1873  zum  ersten  Mal,  hernach  wieder- 
holt zugegangenen  Entwurf  zum  Vorbild  nahmen. 
Von  den  ausländischen  ist  das  italienische  v. 
17.  Februar  1884  (FinanzarchiT  I  S.  880  f.)  be- 
sonders zn  nennen. 

6.  Die  Vorbereitung  des  Budgets. 
Dieselbe  vollzieht  siüh  von  nuten  nac*h  oben ; 
jede  Örtliche  VerwaltungSBtolle  stellt  für 
ihren  Wirkungskreis  ihren  voraussichtlichen 
Aufwand  fest  nnd  begründet  etwaige  Neu- 
forderungen. Diese  Einzel-  oder  Elementar- 
etats rammelt  dos  zuständige  MiniRteiiiim 
und  stellt  aus  ihnen  für  jeden  iintor  seiner 
Ijeitung  stehenden  Verwaltungszwoig  den 
Verwaltungszweigetat  auf.  Die  Gesamtheit 
der  Etats  der  dem  einzelnen  Ministerium 
unterstellten  Verwaltnngszweige  giebt  den 
Ministerialotat,  die  Etat^  sämtlicher  Ministe- 
rien und  Contralstcllen  den  Hauptfinanzetat. 
Natürlich  tritt  bei  jeder  Zusammenfassung 
zu  einem  grösseren  Ganzen  immer  ei-st  eine 
Sichtung  durch  die  zuständige  Stelle  ein. 
Pen  Hauiitfinanzetat  auf  Gnmd  der  einzelnen 
Ministerialetata  zusammenzustellen  sowie  den 
ganzen  Einnahmeetat  vorzubereiten,  ist  Sache 
des  Finanzministers,  der  hierbei  durch  be- 
sondere Organe  in  seinem  Ministerium  imter- 
stützt  wird.  Bei  ihm  laufen  also  die  Faden 
der  Etatsaufstellung  zusammen,  nnd  darin 
liegt  auch  der  grosse  Einfluss  dos  Finanz- 
ministers auf  die  ganze  YenA'altung  und 
Politik  des  Staates.  Zwar  hat  er  nicht 
mehr  die  Befugnisse  wie  der  sogenannte 
Kabinettsminister  der  absoluten  Zeit,  der 
faktisch  über  das  B\idget  entschied,  formell 
rechtlich  hat  er  gegenüber  den  einzelnen 
Ministerialbudgets  nur  das  Recht  der  Durch- 
sicht, aber  nicht  der  eigenmÄchligen  Ab- 
änderung. Allein  da  er  naturgi'mäss  darüber 
zn  ■wat^hen  liat ,  dass  die  Ausgaben  dem 
Finanz])lan  entsprechen  bezw.  die  Xx-istungs- 
fiUügkeit  der  Einzelwirtschaften  nicht  schft- 
di^n,  so  wird  seiner  Stimme  grosser  Wert 
seitens  seiner  Kollegen  beigemessen,  und  zwar 
ein  um  so  grösserer,  je  be(feiitender  seine  Per- 
srmlichkeit,  je  offensichtiger  sehie  staatsniän- 
nischen  Eigenschaften  siml.   Seine  Wünsche, 


keine  grossen  Neufordeningen  zu  bringen 
oder  angemeldete  wieder  ganz  oder  teQweise 
zunJckzuziehen ,  aufzuschieben  und  derel., 
finden  meist  Beac-htung;  ist  es  nicht  der 
Fall ,  findet  die  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  ihm  und  seinen  Kollegen  über  das, 
was  eingestellt  oder  nicht  eingestellt  werden 
soll,  kernen  Ausgleich^  so  muss  natürlich 
die  Sache  im  Gesanitministerium  in  kollegialer 
Sitzimg  verhandelt  nnd  dui-ch  Mchrheits- 
bes(^hluss  ausgetragen  werden.  Das  Gesamt- 
ministerium entscheidet  schliesslich  über  die 
Fassung,  in  der  das  Budget  von  dn  Staats- 
regiening  mit  Genehmigung  des  Staatsober- 
haujites  den  Kammern  vorgelegt  werden  soll. 

Zuweilen  ist  es  eine  andere  Behörde  (als 
das  Ministerinm),  welcher  das  Budget,  bevor  es 
der  Volksvertretung  vorffelegt  wird,  sar  Be- 
ratung unterbreitet  werden  muss.  In  Bayern 
ist  dies  der  Staatsrat;  analog  und  sogar  noch 
etwas  aussredehnter  war  die  Befugnis  des  Staats^ 
rats  in  Frankreich  unter  Napoleon  III.;  die 
dritte  Republik  behielt  den  Staatsrat  bei,  ent- 
zog ihm  aber  die  Budgetbetognisse.  Die  Ein- 
schiebung  einer  unverantwortlichen  und  mangel- 
haft orientierten,  nur  in  schwacher  Fühlung 
mit  der  ganzen  Verwaltung  stehenden  Instanz 
ist  m  der  That  kaum  zn  hüligen. 

Noch  weiter  weicht  von  dem  Grundsatz, 
dass  die  Aufstellung  des  Budgets  der  voll- 
ziehenden Gewalt  gebührt,  das  verfahren  jener 
Staaten  ab,  in  denen  dem  Ministerium,  speciell 
Finanzministerium,  sogar  die  Aufstellung  des 
( Budgets  entzogen  ist.  AU  eine  Uebertreibnnff 
des  Parlamentarismus  muss  der  in  England 
beliebte  Modus  gelten,  wo,  nachdem  von  den 
Ministem  die  Ausgabeetats  dem  Schatzamt  zu- 

festellt  und  daselbst  unter  Leitung  des  Schatz- 
anzlers  und  des  Ersten  Lords  des  Schatzes 
geprüft,  unter  diesen  fungierende  Parlaments- 
mitglieder, nämtich  4  Kommissare  und  2  Sekre- 
täre, den  Ausgabeetat  vorbereiten  (den  Eän- 
nahmeetat  fertigt  der  Schatzkanzler)  oder  wenn, 
wie  in  den  Vereiuigten  Staaten  von 
Amerika,  der  Schatzmeister  nur  ein  Eipos^ 
giebt,  während  das  Budget  selbst  von  den  Aus- 
schüssen der  Eepräsentantenkammer  fertig- 
gestellt wird,  so  dass  der  Minister  nur  durch 
Mittelspersonen  Einnahmen  und  Ausgaben  vor- 
schlagen kann;  in  Wirklichkeit  snppeditiert 
freilich  audi  dort  der  Schatzsekretär  das  Budget. 
In  Belgien  bereitet  zwar  die  Exekutirrewalt 
das  Budget  vor,  aber  so,  dass  der  Finanz- 
minister  hierbei  nicht  unmittelbar  beteiligt  ist, 
indem  (seit  ltj83)  ein  ständiger  Budgetausschuss, 
bestehend  aus  den  Generaldirektoren  und  Gene- 
ralinspektoren  des  Finanzdienstes  und  dem 
Greneralsekretär  des  Finanzministeriums  als  Vor- 
sitzendem, die  bezüglichen  Funktionen  ausübt. 
Auch  in  Bussland  stellt  nicht  der  Finanz- 
minister  das  Budget  znsunmen,  aondem  Jeder 
Fachminister  schickt  direkt  sein  Budget  an  den 
Staatsrat;  nach  den  Beschlüssen  des  letzteren 
zieht  der  Finanzminister  seine  Rekapitulationen, 
welche  in  ihrem  formalen  Zusammenichlune 
dann  das  Beichabudget  bilden. 

Der  Beginn  der  Vorbereitung  de» 
Budgets,  eine  interne  Angelegenheit  der 
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Vfrwaltuiig,  sollte  w)  nah*»  an  dip  Vorlage'  Im  Intfn^sse  oiner  allspitigen  Würdigung 
dP8  Bndgi^ts  gi-rflckt  wmion,  als  die  Vct-  und  B*'i-öcksi(  litigiing  all^r  R^dörfiiü**'  liat 
hSltniwto  es  mir  ^-statten ,  woil  dio  Voran- 1  man  soviel  wio  m^lich  das  Prinoip  der 
schl^;«  um  so  zutn^fffiidor  worden  könne»,  Contralisatinn  der  Fonds-  und  Kasseneinheit 
je  weniger  weit  ilm'  Aufstellung  von  tler  (hux-hgefflhrt ,  ein  Prozoss ,  der  sich  mehr 
Beratung  zeitlifh  entfmit  liegt.  |oder  wenig»T  in  allen  Staaken,  besonders 

Das  Zeitfipatiam  der  Vorbereitnngr  bewegt ,  deutlich  abi'r  iu  England  rerfolgen  lÄsst 
rieh  in  der  Regel  zwischen  3  und  6  Monaten  |  Allein  dieses  Bt^streljen  findet  seine  natClr- 
Tor  der  Einberufung  der  Volksvertretang.  In  i  lichpn  Oivnzen ;  giebt  oft  staatsrechtlit'ho 
Frankreich  wird  -  sehr  verwerflich  -  das ,  v.Thältni^s»»,  welclie  eine  Verac-hmelzung 
Budget  l««ita  l4-lo^M^^^^^^  liai-hen,  oft  benihen  die  Fonds 

liehen  Vollzug  m  Angriif  genommen.  Immerhin           ^  ^      .  ,  . 

rind  hier  KorrektoreS  bis  «nr  Vorlage  unschwer '«bT  teilweist^  auf  dem  %ülen  von 
möglich.  btifti-m  und  dflrfen  ihrem  Zweck  gar  nient 

6.  Die  Einheit  und  VoIlständi(fkeit  '*"tf"™<^''t  werden,  würden  auch  leicht 
des  Budgets  und  ihre  Ausnahmen.  Zwe<  k  weiten«  Zuwendungen  seit*^iis  Privater  vor- 
und  Charakter  des  Budgets  verlangten,  da-^s : '"'r«'"  i  wenn  dies  g-'schülie.  Die  Aiifgabo 
es  möglichst  alle  Einnalimon  und  AusgalH^n  In'^^telit  dann  darin,  Vorsorge  zu  treffen, 
der  öffeiitliciion  Wirtschaft  ins  Auge  fa>st,  i  «Jass.  oluie  die  Zweekbt^stimmung  solcher 
alle  GlitHler  dem  onliieiideu  Princip  und  foiids  auzugn'ifeii,  die  nötige  Fühlung  zum 
der  öffentlichi'n  KontiY.lIe  unterwirft.  Allein  '  all??''meinen  Budg.'t  hergt^tellt  werde.  Den 
dieses  Postulat  ist  nie  vollsUlndig  erfüllt. '  b<>ac.litens wertesten  A'ei-sueh  der  Regr^lunR 
AVir  Ix'gegnen  zaliliviciien  Ausnahmen,  die  I  i"  dieser  Kichtinig  hat  in  neuerer  Zeit 
vielfach  wolübegi-ündet  sind;  ilahin  geliöi-cn  '  l're"'"^'"  gemacht. 

a)  die  ausserhalb  des  Hauptetats'  P'^ufsen  nennt  man  in  der  Etat»- 

stehenden     Etats    (Sneeial-    «der !  «P"«^^/'f  J^pecialfouds  mittelbare  btaatsfonds 

N  e  b  e  n  e  t  a  t  s)  □  n  d  d  i  e  E  in  n  a  h  m  e  n  u  n  d  I  '  h  tT^^iJXJ^« 

.         .        '        ,  j   I,    o  I  I    I  allgemeinen  Staatsfonds,  d.  h.  otaataeinBahmen. 

Ausgaben  manehrr  Fonds.')  Sol'lie  ,  gpei.|3i[onda  finden  rieh  zahlreich  namentlich 
finden  sichsowolüUnniStaatalsbeidenS'llist- lim  Bereiche  der  Verwaltung  des  Unterrichta- 
vevwa]tunpsküri)orn.  Ein  Teil  rillirt  noch  i  mimsteriunia  und  Ministeriums  des  Innern,  nud 
aus  der  Zeit  her,  wo  das  Princiji  der  Centrali- i  zwar  bembenletztereüberwiesfendautStiftungen 
»ation  im  Budget-  und  Kassawt^u  noch  zu  verschiedenen \N'ohlthätigkeitszwecken,  erstere 
m<-ht  galt^v  anden^  sind  dagegen  ziemlich  ;  «tammen  Teil  ebenfalls  aus  milden  Stit- 
jungen  Datums  und  bUd^-n  sich  sogar  noch  '  grösseren  Teile  ans  säkularirieiten 

tr.^  „.„^«-n»  A..n..,,  ;  Kirchengllternf  deren  Einkünfte  durch  aller- 

vor  unseren  Aug.  n  I  liöchate  Erlasse  zu  kirchlichen,   Schul-  und 

Die  Gründe  und  A.diisse  für  Bildung ,  Wohlthätigkeitszwecken  bestimmt  sind.  Bisher 
Mlcher  selbständiger  Etats  und  J-onds  siiul ,  wurden  die  Einkünfte  dieser  Fonds,  denen  mau 
ausserordeutiicli  mannigfach  und  LiNseu  sieh  ;  sogar ,  bis  neuerdings  ergangene  richterliche 
nicht  ersi'hü])fen.  (Vgl.  unten  einzt>bic  Bei- 1  Entscheidnngen  eine  andere  Kechtsanf^ssong 
fipiele.)  I  anbahnten,  Kechtupersßnlichkeit  betmass,  aaco 

Im  allgi^meiuon  muss  eine  grosse  Zaiil  1  ""«"i  ^i^ht  ausdrücklich  die  juristische 

selbständigtn-  Etats  und  Fonds  als  schildlicli '  PersönHobkeit  verliehen  worden  war  nicht  als 
w^™«;«!.«,»*  a:,    ™.  ,i-   i  allffenieine  StaatsemkUnfte  behandelt  und  auch 

b^^zeichnet  wenlen.  Sie  *"rs»'liwen;n  t»"';  „icht  in  den  Staatshaushalt  eingestellt,  sondern 
Uebersicht  und  machen  em  klares  Bild  voni^^^  in  besonderen  Beilagen  7u  den  letzteren 
der  gesamten  Finanzgebarung  beinahe  un- 1  narhjfewiesen;  na4-h  dem  neuen  Staatshanabalta- 
möglich,  auch  kann  leicht  die  Fidge  sein, ;  gesetz  vom  11.  Mai  1890  aber  niUssen  die  Ein- 
dass  maiiclie  Fonds  Ueberfluss  haben,  I  nahmen  nud  Ausgäbet  aller  zu  besonderen 
weniger  notwendige  Ausgal>on  aus  ihnen  :  Zwecken  bestimmten  Fond-i ,  Ober  welche  dem 
bestritten  werden,  wiUirend  au  anderen  i  Staate  allein  die  Verfügung  zusteht,  in  den 
Stellen  des  Staatshaushalts  wegen  mangelnder  Staatshaushaltsetat  eingestellt  werden  sofern 


-  .  .  ,  Stellung  nichts  geändert.  

und  Zweckkasseii  st>hr  weitgeliend  war,  >  etwaige  Mehreinnahmen  gegen  den  Etataansatz 
ausserordentlich  liHufigt^  Erscheinung.  I  nicht   deu  Htlgenieinen  Staatsfonds   zu  gnte 

  j  kommen.    Pas  Erfordernis,   dass  die  Fonds 

I  nicht  juristische  Persönlichkeit  besitzen  dflrfen. 
')  Vgl.  hierzu  jetzt  M'illgren ,  Zur  Lehre !  ist  gestellt ,  weil  nur  in  diesem  Falle  die  Ein- 
vom  Budget-  und  Kechnungswesen  des  Staates  i  nahmen  und  Ausgaben  der  Fonds  als  solche  des 
im  Finanzarchiv  Iii  [1899)  d.  lÜÜff.,  nnd  Der- 1  Staates  anzusehen  sind,  während  rttckrichtlick 
selbe,  Das  Staatsbudget,  dessen  Aufbaa  und  i  der  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestattetm 
Verhältnis  zar  Staatsrechnung,  Helsingfors  1899 1  Fonds  der  Staat  nur  Vertreter  eines  anderen 
S.  16  ff.  j  Recbtssubjekts  bezw.  Verwalter,  wenn  auch  mit 

*)  Vgl.  Wdguer  in  Schönlwrgs  Handbuch,  weitestgehenden  Befugnissen  ausgerüstet,  eines 
3.  Bd.,  4.  Aurt.  1S97  S.  758.  i  vom  Staatsvermögen  verschiedenen  Vermögens 
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and  die  Einnahmen  und  Äa8g;ahen,  welche  der 
Staat  für  diese  Fonds  erhebt  bezw.  leistet, 
solche  des  Vermögens  nnd  nicht  dee  Staates 
sind.  Da  ea  aber  für  die  Landesvertretung  von 
Interesse  ist,  auch  von  allen  derartigen  Fonds, 
welche  jnrisoache  Persönlichkeit  beaitien,  Koint- 
nis  zu  erhalten  nnd  Uber  ihre  Einkflnfte  nnd 
ihre  Yerwendnng  orientiert  zu  werden,  insofern 
die  Kenntnis  hierron  Einfluss  haben  kann  auf 
die  Bewilligung  bezw.  Bemessung  aus  allge- 
meinen Staatsmitteln  zu  beatreitender  Ausgaben, 
so  hat  dos  neue  Staatshaushaltsgesetz  auch 
in  dieser  Hinsicht  eine  Information  vorgesehen, 
und  zwar  ist  dieselbe  nach  dem  Grad  des  In- 
teresses bestimmt:  Handelt  es  sich  um  Fonds, 
welche  Zwecken  dienen,  für  die  auch  allge- 
meine Staatsmittel  verwendet  werden,  so  mössen 
mit  den  Specialetats  der  betreffenden  Staats- 
verwaltungen dem  Landtag  Nachweisungen  von 
den  veranschlagten  Einnahmen  bezw.  Ausgaben 
nach  den  hanptaächlichsten  Quellen  bezw.  Ver- 
wendungszwecken mitgeteilt  werden;  entfällt 
diese  Voraussetzung,  so  sind  in  den  Nach- 
weisungen nur  die  Jahresbeträ^e  der  einzelnen 
Fonds  anzugeben.  (Der  erstere  Modus  war  schon  ' 
bisher  in  den  Beilagen  des  Unterichtsministe- 1 
riums,  der  letztere  in  denen  des  Ministeriums 
des  Inneren  geübt.) 

Analog  wie  die  Specialfonds  sind  anch  die 
Unterrichta-,  wissenschaftlichen,  Kunst-  und  ähn- 
lichen Anstalten  hinsichtlich  ihrer  Stellung  zum 
Budget  geordnet.  Werden  sie  vom  Staat  allein 
oder  mit  Hilfe  von  Zuschüssen  Dritter  (z.  B. 
Kommunen,  Korporationen)  unterhalten  und 
entbehren  sie  zugleich  des  Charakters  der 
juristischen  Persönlichkeit,  so  sollen  nach  dem 
preuBsischen  Gesetz  ihre  Einnahmen  und  Aus- 
gaben in  den  Etat  eingestellt  werden.  Dagegen 
ludet  dies  nicht  statt ,  es  werden  aber  Nach- 
weiaungen  der  Einnahmen  nach  den  haupt- 
sächlichsten Quellen  und  der  Auagaben  nach 
den  hauptsächlichsten  Verwendungszwecken  dem 
Landtag  mitgeteilt,  wenn  diese  Anstalten  vom 
Staate  allein  oder  mit  Hilfe  von  Zuschüssen 
Dritter  zn  unterhalten  sind  nnd  zugleich  juris- 
tische Persönlichkeit  besitzen  (z.  B.  Universi- 
täten); ferner  wenn  diese,  gleichgültig  ob  sie 
juristische  Persönlichkeit  besitzen,  vom  Staat 
und  Dritten  gemeinschaftlich  zu  unterhalten 
sind;  endlich  wenn  sie  von  Dritten  zu  unter- 
halten sind,  aber  vom  Staat  mit  Zuschüssen 
unterstutzt  werden,  die  nicht  auf  rechtlicher 
Verpflichtung  beruhen.  Diese  Bestimmungen 
finden  keine  Anwendung  auf  die  ausschliess- 
lich t^T  den  Elementar-  oder  Fortbildungsunter- 
richt bestimmten  Anstalten  sowie  am  solche 
Anstalten,  welche  aus  Zuschüssen  aus  den  da- 
zu im  Etat  bereit  gestellten  Dispositionsfonds 
unterstützt  werden. 

In  Bayern  tritt  zunächst  ein  vom  Haupt- 
budget vollBtändic-  abgetrennter  Nebenetat  auf, 
es  ist  dies  der  Militäretat.  Der  Grund  liegt 
iu  staatsrechtlichen  Verhältnissen.  Nach  dem 
Bündnisvertrag  trägt  Bayern  die  Kosten  und 
Lasten  seines  Kriegswesens  allein;  es  muss 
aber  einen  gleichen  Geldbetrag  verwenden,  wie 
nach  Verhältnis  der  Kopfsl^rke  durch  den 
Militäretat  des  Reichs  für  die  übrigen  Teile 
des  Reichsheeres  ausgesetzt  wird.  Dieser  Geld- 
betrag wird  im  Reichshaushalt  für  das  baye- 
rische Heer  in  einer  3amme  ausgeworfen.  Die 


Anstellung  der  Specialetats  bleibt  Bayern  über- 
lassen, es  mnss  aber  sich  hierbei  im  aÜgemeinen 
nach  den  Etatssätzen  richten,  die  für  das  übrige 
Reichsheer  ausgeworien  sind.  War  schon  da- 
durch die  Stellung  dieses  Etats  und  seine  Be- 
handlung in  den  Kammern  eine  eigenartige, 
so  wurde  dies  noch  verstärkt  dadurch,  dass  das 
Militärbudget  einjährig^  das  allgemeine  Staate- 
bndget  dagegen  ein  zweijähriges  ist,  dass  ersteres 
(seit  1877)  vom  1.  April  bis  31.  März,  letzteres 
dagegen  mit  dem  Kalenderjahr  länft,  der  MiÜ- 
täretat  seit  1875  als  Gesetz  verkündet  wird, 
was  nicht  der  Fall  ist  bei  dem  allgemeinen 
Staatsetat.  Diese  Umstände  führten  allmählich 
zu  einer  völligen  Loslösung.  Während  der 
Heeresetat  bis  1873  noch  im  allgemeinen  Budget 
für  die  zweijährige  Finanzperiode  festgesetzt 
worden  war,  erfolgt  seine  Feststellung  seit 
1874  nur  noch  fUr  ein  Jahr  nnd  bildeten  die 
Heeresausgaben  bis  1876  einschliesslich  sum- 
marisch nur  noch  eine  durchlaufende  Post,  die 
völUye  Trennung  erfolgte  seit  1.  April  1877.'1 
Während  der  Militäretat  die  Budgeteinheit 
durchbricht,  aber  immerhin  als  selbständiger 
j  Nebenetat  auftritt,  giebt  es  in  Bayern  eine 

fanze  Reihe  Staatsfonds,  deren  Einnahmen  und 
usgaben  überhaupt  nicht  im  Bndget  ersicht- 
lich gemacht  werden,  sondern  nur  in  der  Rech- 
nung znr  Kenntnis  der  Kammern  gelangen. 
Dahin  gehören*)  ein  UnterstOtsnngwmds  für 
pragmatische  Staatadiraer  nnd  draen  Relikten, 
ein  allgemeiner  Stipendienfonds,  ein  allgemeiner 
Industrieunterstütznngsfonds ,  ein  Industrie- 
nebenfonds,  ein  UnterstUtzungsfonds  für  das 
rentamtliche  Hilfspersonal,  ein  anderer  fllr  hilfs- 
bedürftige Angehörige  der  bayerischen  Post- 
verwaltung*), ein  HauBierpatentgebührenfonds 
namentlich  für  gewerbliche  und  landwirtschaft- 
liche Bildnngsanstalten,  ein  Unteretützungsfonds 
für  etwaige  Notstände  in  den  unteriränkischen 
Spessart-  und  Bhönbeziricen,  ein  Fonds  für  die 
Kontrolle  der  Mobiliu^ersichemngen,  in  welchen 
die  einprozentige  Abgabe  der  Prämieneinnahme 
fliesst  und  dessen  Ueberschnss  zur  Unterstützung 
verunglückter  Feuerwehrmänner  und  zur  För- 
derung des  Feuerlöschwesens  dient.  Aus  den 
Erübrigungen  der  17.  Finanzperiode  1884/äö 
wurden  durch  Finanzgesetz  vom  27.  März  1888 
440000  Mark  zur  Bildung  eines  unangreifbaren 
Fonds  für  Erwerbung  von  Kunstwerken  zur 
Verfügung  gestellt.  Das  Zinserträguis  wird 
entweder  admassiert  oder  findet  zur  Erhiäinng 
der  ordentUchen  Bndgetposition  fUr  Zwecke  d» 
Kunst  Verwaiduttg.  Im  Jahr  1866  wurde 
anch  neu  der  Flurbereinigungsfonds  geschalfen.*) 


')  Ueber  die  eigenartigen  Verhältnisse  vgl. 
Seydel,  Bayer.  Staatsrecht  1.  Anfl.  6.  Bd.  S. 

520  f. 

')  Vgl.  unten  auch  Abs.  b. 

*)  Derselbe  wurde  begründet  mit  dem  An- 
teil Bayerns  (27791  M.  -40  Pf.)  von  dem  Ueber- 
achuss,  der  von  der  deutsdien  Reichspostver- 
waltung  während  des  Krieges  187071  dnrch 
Wahrnehmung  des  Postdieostes  in  den  okku- 
pierten französischen  Gebietsteilen  erzielt  wurde. 

*)  Dass  man  diesen  creierte,  obwohl  er  bei 
jedem  Budget  einen  Zuschuss  erhält,  hat  offen- 
bar seinen  Grund  darin,  dass  er  besonders  zu 
Vorschüssen  der  bei  Flurbereinigungen  erwach- 
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Die  Ansgaben  all  dieaer  Fonds  erföllen 
StÄatszwecke,  auch  fliessen  ihnen  zum  Teil  selb- 
ständige Staatseinnahmen  xu.  z.  B.  dem  Unter- 
statxan^fonds  für  pragmatisch  angestellte 
Staatsdiener  und  deren  Relikten  das  Erträgnis 
der  Kreisamtsblätter  (ca.  42000  Markl  das  ganz 
im  Budget  fehlt,  dem  allgemeinen  Stipenaien- 
fonds  *,,o  der  Gebühren  für  Adeisverleihnngen 
und  's  der  Abgaben  für  die  Ernennung  mm 
kgl.  Kämmerer  und  Kammerjnnker,  dem  Hausier* 
pntentfonds  besondere  Abgaben  fUr  die  Legiti- 
mationsscheine für  den  Gewerbebetrieb  im  Um- 
herziehen (ca.  196000  Mark,  ebenfalls  im  Budget 
fehlend)  n.  s.  w. 

Von  den  Stiftnngsfonds.  welch«  zn  Staats- 
Kvecken  dienen,  kommen  die  der  Universitäten 
in  Betracht;  bisher  hatten  die  Kammern  keine 
Kenntnis  von  den  eigenen  Einnahmen  derselben ; 
neit  dem  Etat  189798  sind  sie  aber  nnter  den 
Bemerkungen  zn  den  staatlichen  Zuschüssen  im 
Budget  vermerkt. 

Im  Königreich  Sachsen  giebt  es  gleich- 
falls ausserhalb  des  ätaatabausbaltsetata  sich 
bewegende  Staatsfonds. 

Baden  weicht  ziemlich  weit  von  der  Budget- 
einbeit  ab  dadurch,  das«  wichtige  Verwaltungs- 
zweige  ansgescbieden  sind  und  ihre  eigenen 
Etats  haben.  Dahin  gehCren  die  Budgets  der 
staatlichen  Badeanstaltüi,  der  Eisenbahnbetriebs- 
Terwaltung  und  BodenseedampfschifFahrtsver- 
waltung.  sowie  deren  Betriebsfonds,  ferner  des 
Anteils  Badens  am  Reinertrag  der  Malo^Neckar- 
bahn,  die  Budgets  def  Eisenoahnbanes  und  der 
Eisen bahnRchnldentilgnngskasse ,  doch  werden 
seit  1688/89  sämtliche  Budgets  zu  gleicher  Zeit 
vereinigt  den  Ständen  vorgelegt.  Bis  zum  Jahr 
1878  79  war  auch  das  aussero^entliche  Budget 
ausgeschieden. 

In  Oesterreich  spielt  das  ausseretata- 
mfissige  Fondsveseu,  namentlich  iu  den  einzel- 
nen Landeshanshalten, eine  sehr  grosse  Rolle*); 
ebenso  in  Schweden:  in  Finland  vollends 
erscheint  der  ganze  Haushalt  sozusagen  in 
lauter  Fonds  zerfallen*),  was  teils  auf  die  Ver- 
teilung des  Dispositionsrechts  über  die  Staats- 
mittel zwischen  Regent  und  Ständen,  teils  auf 
den  Umstand  zurückgeführt  wird ,  dass  die 
finische  Staatsbuchfühmng  bis  jetzt  nur  aus- 
nahmsweise Uebertragungen  aus  einem  Jahr 
ins  andere  kumte;  war  eine  im  Etat  veran- 
schlagte Summe  nicht  ganz  im  Verlauf  des 
Jahres  verwendet  worden  und  wollte  man  aus 


senden  Kosten  dient;  dieses  Ausleibgeschäft, 
das  mit  Rückfluss  und  auch  teilweisem  Erlass 
verknüpft  ist,  hätte  sich  schlecht  ins  Budget 
gefügt;  auch  konnte  man,  bis  die  Flurbereini- 
gungen recht  in  Gang  kamen,  den  Fonds  be- 
reits, ohne  sich  wehe  zu  thuu,  speisen. 

'}  Vgl.  L6be,  Handbuch  des  kgl.  säcbs. 
Etat-,  Kassen-  und  Rechnungswesens,  Leipzig 
1884  S.  2. 

*)  Vgl.  Schmid,  Das  Fondsprincip  in  der 
österreichischen  Landesverwaltnng,  'Wien  1892, 
und  dessen  Aufsatz  im  Oesterr.  Staatswörter- 
buch S.  öSöfi". 

Vgl.  über  diese  eigentümlichen,  ganz  an 
die  alte  Zeit  erinnernden  Einrichtungen  K. 
Willgren,  Die  Staatsfonds  und  das  Budget- 
wesen Finlands,  Financarcbiv  13  (1886)  S. 
177  ff. 


irgend  einem  Grtmde  den  Rest  dieser  Snmme 
für  ein  folgendes  Jahr  disponibel  halten,  bildete 
man  eben  einen  besonderen  Fonds ;  bei  den  kapi- 
talisierten Staatsfonds  hat  wiedoum  die  Rück- 
sicht auf  die  verBchiedenen  Staatsbedürfnisse, 
deren  Deckung  man  durch  diese  zn  jeder  Zeit 
disponiblen  Mittel  bat  rieber  stellen  wollen,  die 
Reservierung  der  Ersparnisse  in  diesen  Fonds 
motiviert. 

Die  vorgeführten  Beispiele  mfigea  ge- 

b)  Erlöse  aus  der  Veräussernng 
von  beweglichem  oder  unbeweg- 
lichem Eigentum.  Von  dem  Gesichts- 
punkt, dasR  m()glichst  aUes  auf  den  Etat  zu 
bringen  ist,  was  an  Geldeinnahmen  und  -avu^ 
gaben  filr  Rechnung  des  Staates  zu  erwarten  ist, 
sind  auch  die  Erlöse  aa»  Slaatseigeotum  als 
Einnahmen  zu  bndgetieren.  IVeuspen  steht 
auf  diesem  Standjmnkt  und  hat  in  dem 
{  neuen  Staatshaufthalttigesetz  t.  IL  Mai  18(13 
;  die  bisherige  Uebung  festgehalten  und  noch 
weiter  aus^prägt.  *)  Die  Veräußerung  aller 
bewe^Uchen  Gegenstände  (Haterialim,  ont- 
behrlu'he  Utensilien  etc.)  muss  bei  den  be- 
treffenden !Eann^motiteIn  der  einzeln«!  Ter- 
waltungen  venmschh^  werden,  die  Ein- 
nahmen aus  der  Veränssening  von  Immobilien 
bei  besonders  bestimmten  Titeln.  Da  aber 
znr  Zeit  der  Aufstellung  des  Etats  nicht  zu 
übersehen  i-st,  welciie  Veräussenmgen  im 
einsM'lnen  im  Laufe  des  folgenden  Etat^- 
jalm's  erfolgen  \md  welche  Erlöse  dabei 
aufkommen  werden ,  so  wird  der  Durch- 
schnitt der  Yerkanfperlöse  in  den  letztvoran- 
gi'gangenen  Jahren  zu  Grunde  gele^i. 

Anders  in  Bayern.  Nach  den  Be- 
stitnmungen  seiner  Verfassung  gelten  die 
Erlöse  aus  veräusserten  Staatsgütern  nicht 
als  laufende  Staatseinnahmen,  sondern  als 
staatliches  Grundstocksvermögen  und  bilden 
deshalb  einen  nicht  budgetmässigeu  Fonds 
und  sollet!  hauptsächlich  zur  Erwerbung 
anderer  Staatsgüter  und  zur  Ablösung  von 
Lasten,  welche  auf  Staatsgütern  ruhen,  ver- 
wendet werden.  Dem  Landt^  steht  weder 
in  der  einen  noch  in  der  anderen  Sichtung 
ein  Mitwirkungsreeht  zu,  wohl  aber  die 
Kontrolle,  weshalb  ihm  jedesmal  bei  »einem 
Zusammentritt  ein  Verzeichnis  über  die  roU- 


^)  Vgl.  noch  die  bei  Wagner  in  Schönbetgs 
Handbuch  angeführten. 

*)  Die  dem  Staatsschatz  zustehenden  Er- 
löse aus  der  Verftnsserung  von  Staatsgnmd- 
stücken  verblieben  bisher  den  betreffenden  Ver- 
waltungen, wenn  die  Erlöse  znr  Beschaffung 
des  Ersatzes  für  die  veräusserten  Objekte  er- 
forderlich waren.  Diese  ErlSse  wurden  bish« 
weder  in  der  Rechnoag  uachgewiesrai,  noch  die 
Kosten  für  die  Ersatzbeschaffung  in  den  Etat 
aufgenommen,  vielmehr  wurden  die  Erlöse  direkt 
zur  Ersatzbeschaffung  verwendet  Fortan  sollen 
beide  im  Etat,  bezw.  „wenn  dies  nidit  angängig', 
i  in  der  Rechnung  nachgewiesen  werden. 
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zt^nen  Yerflusserungen  von  Staatsgfltem 
ZOT  KenntDisnahme  mitgeteilt  ^'ird.  Auch 
■wird  Bechnimg  gelegt;  diese  Staat^üter- 
veräusseruDgsrechnung  bezieht  sicli  auf  die 
eigentlichen  StaatBgflterkaufschillinge(StaatB- 
güterimmobilien) ,  die  Ablösungsschillinge, 
die  Staatsaktivkapitalien.  Diese  Ordnung 
gilt  nicht  für  bewegliche  Gegenstände,  wie 
Materialien,  entbehrliche  Utensilien  u.  s.  w. 
Sie  werden  im  Budget  und  der  aUgemeinen 
Staatsi-echnung  zur  Geltung  gebracht,  ähn- 
lich wie  in  Preussen. 

c)  Einnahmen  und  Ausgaben  auf 
Grund  von  Anleihegesetzen.  Selbst- 
verständlich ist  die  Mitwirkung  der  Stände 
bezüglich  dieser  Gesetze ;  hier  haben  sie  die 
vom  Standpunkt  der  Deckung  wichtige  Ent> 
Scheidung .  ob  sie  für  einen  bestimmten 
Zweck  Anleihen  bewilhgen  oder  die  Mittel 
in  anderer  "Weise,  wie  z.  B.  durch  Steuern, 
bereit  stellen  woUen.  Unabhängig  davon 
ist  aber  die  Frage,  ob  nun  die  in  dem  be- 
treffenden Etalsjahr  voraussichtlich  zurHeali- 
siening  bezw.  Verausgabimg  gelangenden  Be- 
trage von  Anleihen,  also  z.  B.  bei  einem  be- 
willi^n  Eisenbahnanlehen  zu  100  ÄliUioDen, 
die  vielleicht  erst  im  Laufe  von  5  Jahren  ver- 
baut werden,  jedes  Jahr  die  vermutlichen 
Teilbeträge  einzustellen  sind  oder  ob  man 
davon  absehen  soll.  Im  Reichshaushaltsetat 
wird  diese  Frage  in  bejahendem  Sinne  ge- 
löst In  Preussen  dagegen  besteht  folgende 
jetzt  auch  durch  das  Staatshansludtsgesetz 
V.  11.  Mai  1898  nicht  beeinteSditt^e  Debung. 
Die  Einnahmebetrage  aus  Anleihegcsetzen 
werden  in  den  Staatshanshaltsetat  niu*  ein- 
gestellt, wenn  diese  G^etze  behufis  Ergän- 
zung der  Einnahmen  in  demselben  erlalsen 
wurden  die  Emnahmen  aus  sonstigen  An- 
leihegesetzen werden  dangen  nicht  berflck- 
sichtigt,  nur  für  die  Verzinsung  der  etwa  neu 
im  Etatsjahr  zu  erwartenden  Anleihebege- 
bungen wird  ein  Ausgabeposteu  eingestellt. 
Man  macht  für  diesen  Modus  geltend,  dass 
dm-ch  die  Aufnahme  dieser  Anleihebeti-äge  in 
den  Staatshaushaltsetat  derselbe  mit  erheb- 
lichen Summen  belastet  werde,  »welche  nicht 
zu  den  regelmässigen  Einnahmen  des  Staates 
gehören  und  auch  nicht  zur  Bestreitung 
regelmässiger  A\isgabebedürfnisse  desselben 
bestimmt  sind;  die  UebersichÜichkeit  mid 
Durchsichtigkeit  des  Staatshauslialtsetats  und 
die  Bedeutung  seiner  Abschlussziffem  würde 
dadurch  wesentlich  beeinträchtigt  werden.« 
Dieses  Moment  wird  man  jedoch  nicht  für 
durchschlagend  halten  können;  die  Ueber- 
sichtlichkeit  und  Durchsichtigkeit  des  Etats 
und  seine  iNichtbelastung  mit  solchen  Posten 


^)  Aogserdem  werden  die  ans  der  bekannten 
200  Millionen-Anleihe  entnommenen  Beträge  fUr 
die  AnsiedelongskommisBion  in  Einnahme  und 
dereelbe  Betrag  in  Aiugabe  gestellt 


kommt  im  Otdinarium  zur  Geltung,  und 
Aufgabe  des  Extraordinariums  ist  es  dann, 
gerade  diese  ausserordentliche  Bewegung  zu 
erfassen.  Mehr  Gewicht  kommt  dagegen 
meines  Erachteos  einem  anderen  Grund  zu; 
mau  hebt  hervor,  dass  es  ausserordentlich 
schwer  sei  imd  zum  Teil  von  ganz  zu- 
fälligen Umständen  abhänge,  wie  viel  von 
den  noch  schwebenden  Anleihen  im  bezüg- 
lichen Etatsiahr  wirklich  realisiert  werde, 
diese  Unmöglichkeit  einer  eini^ermassen  zu- 
treffenden Veranschlagung  bringe  es  dann 
mit  sich,  dass  die  Rechnung  fortgesetzt  ent- 
weder erhebliche  Etatsüberschreitungen  oder 
aus  dem  Vorjahre  zu  übertragende  Ein- 
nahmereste aufweise,  wie  das  auch  im  Reich 
der  Fall  ist  und  durch  Beispiele  erhärtet 
werden  kann.')  Diese  Ungewissheit  besteht 
nun  freilich  auch  hinsichtlich  der  voraus- 
sichtlichen Zinsen ,  die  etatisiert  werden ; 
allein  da  diese  nur  einen  kleinen  Prozent- 
satz der  Schuld  ausmachen  (3 — 5 ^/o),  so 
fällt  quantitativ  eine  unzutreffende  Etati- 
siei-ung  hier  nicht  schwer  ins  Gewidtit. 

In  Bayern  besteht  eine  der  praussischen 
analoge  Praxis. 

d)  Weitere  in  den  Budgets  feh- 
lende Posten  sind  nicht  selten  unent- 
geltliche NaturaJleistimgen  (z.  B.  Eiseubahn- 
freifahrt),  der  Q^ldanechlag  der  Dienst- 
wohnun^n  der  Beamten,  welche  zu  ihrem 
Diensteinkommen  ^hören,  die  Vorlesungs- 
hononu«  der  Universit&tsprofessoren  und 
fUinliche  Emolumente  mehr. 

Ueber  die  reclinerische  Behandlane  der 
Dienstwohnungen  in  Preussen  vgl.  S  ^  des 
neuen  Staatshaushaltsgesetzes  vom  11.  Mai  189S. 
Interessant  ist  die  in  Italien  bestehende  bndget- 
mässige  Veranschlagung  der  Miet-  und  Pacht- 
zinaen  von  Gebtinden  und  Grundstücken,  welche 
sich  in  der  Benutzung  der  Staatsverwaltung  be- 
finden, in  Einnahme  und  bei  den  einzelnen 
Ministerien  in  Aoseabe.  Manchmal  bedarf  solcher 
„verdeckter  Staatsbedarf"  sehr  der  Kontrolle. 

e)  Aktiv-  und  Passivreste  (Aus- 
stände und  RQckstände).  In  einer  ßudget- 
periode  sind  viel&ch  Einnahmen  zu  er- 
warten und  Ausgaben  zu  leisten,  die  bereits 
in  einer  früheren  Periode  fällig  geworden 
sind.  Andererseits  werden  auch  bei  dem 
laufenden  Budget  Einnahmen  und  Ausgaben 
fällig  werden,  ohne  in  der  darauf  bezüg- 
lichen Finanz-  bezw.  Gebarungsperiode  zur 
Realisation  zu  gelangen.  Es  fragt  sich,  ob 
diese  zu  erwM^enden  Eingänge  einereeits 
und  Küi-zungen  andererseits  bei  der  Budget- 
aufstellung berücksichtigt  werden  sollen. 
Die  Regel  ist  die  Nichtberücksichtigung, 
indem  man  sich  das  einzelne  Budget  los- 
gelöst denkt  von  dem  vorhergehenden  imd 
nachfolgenden  imd  dadurch  die  Erfordei*- 
nisse  und  Deckungsmittel   der  einzelnen 


*}  Vgl.  Motive  Finanzarchiv  16  ^1696)  S.  795. 
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Finanzperiode  möglitrhst  rein  zur  Darstellunp; 
hrin^.  Wohl  aber  wenlen  die  Aktiv-  und 
I'assiTreste  in  der  Rechnung  berücksichtigt. 
Vgl.  ftui'h  unten  das  sub  8  in  betreff 
der  Ausfälle,  KaehlSsse  und  dergleichen 
G»*8agte. 

f)Vom  Staat  vereinnahmte  Gelder 
Dritter.  Xicht  alle  Kinnahmen  und  Aus- 
gaben, welche  durch  die  Hände  einer  öffent- 
lichen Wirtschaft  laiifen,  sind  zurKtatisierung 
geeignet;  manche  stehen  so  ausser  seiner 
eigenen  Wirtschaft ,  dass  ihre  Aufnahme 
geradezu  stören  kann.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  wird  man  es  billigen  miLssen, 
wenn  nach  dem  preussischen  ytaatshaiis- 
haltsgesetz  Beitrflge  Dritter  im  Etat  nicht 
berdcksichtigt  werden  sollen,  sofern  sie  iHr 
im  Staatshautiholt  nicht  vorgesehene  Aus- 
gaben erfolgen;  dahin  würde  z.  U.  der  Fall 
gehören,  dass  bei  Xotstftnden  den  staatlichen 
Behönlen  Liebesgaben  fflr  die  Notleidenden 
zugehen  oder  dass  einer  staatlichen  Polizei- 
behörde die  von  dritter  Seite  für  die  Er- 
mittelung eines  Verbrochers  ausgesetzte  Be- 
lohnung zur  Auszahlung  an  die  beteiligten 
Beamten  überwiesen  wird :  der  Staat  oder 
das  ihn  vertretende  Organ  übeniimmt  hier- 
bei lediglich  die  Vermittehing  einer  Zahliuig 
an  (fen  Empfangst>erechtigten.  Auch  wäre 
unboreclieiibar,  in  wekrher  Höhe  sich  solche 
Anfälle  ergel)en.  Analog  liegt  die  Sache, 
wenn  der  Staat  für  die  auf  Gegenseitigkeit 
Versicherten  die  Verwaltung  der  Versiche- 
ning  führt,  wie  dies  in  Bayern  in  aus- 
gedehntem Masse  geschieht;  es  ist  sicher 
korrekt,  wenn  der  Staat,  wie  es  thatsilchlich 
der  Fall,  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Versicheningsgoschäfts  nicht  in  seinen  P3tat 
aufnimmt,  sondern  darüber  lediglich  Rech- 
nung legt. ')  Vielleicht  wäre  es  aucli  rich- 
tiger ,  wenn  in  Preusseu  die  hinterlegten 
Gelder  mit  ihi-en  Zinsen  niclit  als  durch- 
laufende Post  im  Budget  in  Ginnahme  und 
Ausgabe  figiirierten. 

In  Frankreich  war  es  früher  (bis  1S93) 
ilblich,  die  fflr  Rechnung  der  Gemeinden 
und  Departements  erhobenen  Zuschläge  zu 
den  Staatssteuern  in  das  Staatsbudget  auf- 
zunehmen. Wenn  das  auch  vom  Gesichte- 
pnnkt  der  Deutliclimachung  der  (Jesamt- 
belastung  viel  für  sich  hat,  so  muss  doch 
vom  budgettechnischen  Standpunkt  die  Auf- 
nahme für  unzweckmässig  angesehen  werden ; 
man  kann  den  Ansprüchen  des  Uoberblieks 
und  der  Oeffentlicnkeit  auch  in  anderer 
Weise  Rechnung  tn^en. 


')  Zweifelhafter  kannte  man  eein  bezüg- 
lich der  Aversalsumrae,  welche  die  Versicherongs- 
kammer  an  den  Staat  zahlt,  und  bezüglich  der 
Ausgaben  fitr  diese  Beamten,  die  Staatsbeamte 
Bind;  hier  wfire  doch  wohl  die  Einxtellung  ge- 
boten. 


g)  Bestritten  ist,  ob  die  Vollständigkeit 
des  Budgets  verlange,  dass  ein  Reserve- 
fonds in  dasselbe  eingestellt  wertte. 

Sofern  man  unter  dem  Reservefonds 
eincQ  selbstibidi^n  Vermögenskomplex  ver- 
steht, dessen  Zvast'n  kapitalisiert  werden  V, 
ist  es  richtiger,  die  Ginsti>Uuog  des  F(»idb 
als  solchen  zu  unterlassen;  denn,  wie 
Willgren*)  richtig  hen*orhebt,  ist  es  nicht 
Au^be  dt>s  Budget$>.  die  Gesamtheit  der 
finanzielleo  HUfemitti-l  des  Staates  darzu- 
stellen. 

Versteht  man  dagegen,  wie  es  —  aller- 
dings ungenau  —  vielfach  geschieht,  unter 
Kt>servefoQd8  lediglich  einen  Posten  in  den 
Ausgaben  zur  BesU-eitung  uaroiliei^esehener 
akuter  Bedflrfnisse^),  z.  B.  für  Massregelu 
b«>i  ])löteliehem  Ausbniofa  einer  Epidemie, 
bei  Aulrulu  oder  aussergcwöhnlichen  Ele- 
mentuBchfldeD  und  diTgleicIien,  so  ist  gi>gea 
die  Einsteliung  einer  solchen  »Reserve . 
nichts  einzuwenden  und  ist  inoe  solche  auch 
allgemein  üblich.^)  (In  Preiisst^n  beträirt  sie 
1,2  Slillionen  Mark,  in  Bayern  in  der  Regel 
ca.  0.4  Millionen  Mark.)  Für  die  älten^  Zeit 
war  sie  sogar  unbedingt  geboten,  weil  die 
augenblickliehe  Geldbescliaffung  für  akute 
unvorhergesehene  Zwecke  meist  schwierig 
war;  aber  auch  unter  heutigen  Vorhältnissen 
mnss  sie  als  zweckmässig  erachtet  werden: 
zwar  können  bei  gut  fundiertem  Verlags- 
kapital  ^)  oder  Kassabestand  di(>  kleineren 
imvorhergesehenen  Ausgaben  leicht  daraus 
bestritten  wertlen,  oder  es  vermag  die  mit 
dem  Verlagskapitai  konkurrierende  Ermäch- 
tigung zur  Ausgabe  von  Sehatzst^heinen  die 
nötige  Uilfe  zu  bieten:  allein,  da  notorisch 
immer  unvorhei^:esehene  akute  Anforde- 
rungen in  einem  grossen  Haushalt  heran- 
treten, so  entspricht  die  Einstellung  einer 
Reserve    einer    soliden  Etataaufstelluug, 


')  Ein  solcher  (.Reservefondu'*  besteht  z.  B. 
in  Dänemark  (Finanzarehiv  S  1I886)  8.625:.  in 
Fialand  I  Finanzarchiv  13  (1896)  S.  194)  n.  s.  w. 

*)  Zur  Lehre  vom  Budget-  und  Rechnung«- 
wesen  des  Staates,  Finanzarcfaiv  16  (1899)  S.  101. 

^)  So  heisat  es  in  Tit.  VII  §  ö  der  bayer. 
Verfassung  vom  26.  Mai  1818:  „Die  zur  Deckung 
der  ordeutlicheii  beständigen  und  bestimmt  vor- 
herzusehenden Staatsau.'«gaben  mit  Einschluss 
des  notwendigen  HeHervefonds  erforderlichen 
direkten  Stenern  werden  jedesmal  anf  6  Jahre 
bewilligt."  Seit  1876  ist  im  Budget  die  Be- 
nennung „allgemeine  Reserve  fdr  unvorherge- 
sehene und  anabtreisbare  Anseaben"  gewftmt. 

*)  Dagegen  Seidler  und  ^hrott:  dieselbe 

fehöre  begrifflich  nicht  in  das  Budget,  ds  es 
nfgabe  dsi^selben  sei,  die  voraosaichtlichec  und 
wahrscheinlichen,  nicht  aber  die  bloss  möglichen 
Ausgaben  und  dazu  erforderlichen  Einnahmeu  zur 
Darstellung  zu  bringen. 

'•)  In  Preussen  beträgt  der  Betriebsfonds 
der  Generalstaatskasse  13U,33  Millionen  Mark, 
in  Bayern  rund  39  Millionen  Mark. 
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veldie  von  vornherein  Schuldanfnahme  und 
Schwfichune  des  Yerlagskapitals  aus  der- 
artigen AnUssen  einzuengen  sucht.  Nur 
da,  vo  maa  absichtlieh  cue  Einnahmen  z\i 
gering  veianschlagt ,  um  auf  Ueberschflsse 
in  der  Rechnung  hinzuarbeiten ,  könnte  die 
Einstellung  einer  Eeserve  unterbleibeD.  Er- 
folgt die  Einstellung  einer  Bes^e,  so  kuin 
die  Deckung  entweder  in  den  allgemeinen 
lännahmen  Hegen  oder  es  kOnnen  die 
Mittel  eines  dafür  gebildeten  Keserrefonds 
benutzt  werden. 

h)  UnVollständigkeit  einzelner 
Etatsposten.  Hier  kommt  der  Unter- 
schied von  Bnttto-  und  Nettobudget  zur 
Geltrmg. 

Beim  Bruttobudget  werden  sämt- 
liche Einnahmen  und  sämtliche  Ausgaben, 
also  auch  die  Verwaltungs-  und  Erhebungs- 
kosten  voi^etragen,  beim  Nettobudget 
sind  die  Verwaltimgs-  »md  Erhebimgskosten 
in  Abzug  gebracht.  Bei  Domänen  werden 
z.  B.  Diir  die  Nettoerträgnisse  eingestellt, 
ebenso  bei  Steuern:  wenn  Staatsausgaben 
mit  Einnahmen  verknüpft  sind  (z.  B.  bei 
Gestfltsanstalten),  so  werden  dieselben  von 
den  Ausgaben  abgezogen  und  nur  der  Rest- 
betrag voi^tragen. 

Das  Nettobudget  war  frilher  das  vor- 
heiTschende.  Es  erklärt  sich  dies  daraus, 
dass  die  Verwaltung  der  Einnahmen  zu- 
meist eine  örtliche  war  und  nur  die  Ueber- 
schflsse in  die  Centralkasse  kamen.  Die 
Centralleitnng  hatte  vielfach  nur  ein  ge- 
ringes Interesse ,  die  Erhebungskosten  zu 
kennen,  und  kannte  sie  zum  Teil  auch  nicht. 
Neben  dem  Prit\cip  der  Decentralisation 
waren  namentlich  auch  von  Einfluss  die 
natural  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Haus- 
halte: denn  gerade  hier  fehlte  es  oftmals 
an  den  Voraussetzungen  zur  Ermittelung 
der  Betriebskosten ,  man  denke  niu-  an  die 
zahlreichen  Naturaldienste.  Die  Kassen- 
einheit und  Centrolisation  der  flnanzver- 
waltung  in  Verbindung  mit  dem  Durch- 
dringen der  Gteldwirtschaft  liessen  dann 
mehr  und  melu*  die  Kosten  erkennen ;  gleich- 
wohl blieben  auch  dann  noch  lange  die 
Nettoetats  üblich;  die  Finanzverwaltimg 
hatte  den  vollen  Einblick,  nicht  aber  Dritte. 

In  der  verfas-sungsmässigen  Staatswirt- 
scliaft  drang  die  Akolks  Vertretung  auf  Er- 
setzung der  Nettoetats  durch  Bruttoetats 
oder  doch  ErsichtUchmachung  der  Kosten. 

Frankreich  hatte  bis  1818  Nettoetats :  Eng- 
land gine  18Ö8  zam  Bmttobudget  über.  In 
Prenssen  liat  die  Verfaasang  v.  31.  Juinar  18ö0 
fArt.  99)  den  Bmttoetat  vorgeschrieben.  Bayern 
iiat  18r)8  das  Nettobod^et  fallen  lassen. 

Das  Budget  des  Deutschen  Beichs  ist  ein 
Nettobndi^et.  Die  Erhebung  der  Reichaabgaben 
geschiebt  durch  die  Einzelstaaten,  denen  für  die 
Mehrzahl  (ansgenommen  ZOÜe  und  Salz)  feste 
Prozente  der  Bruttoeinnahme  zugesprocbeu  sind. 


Sie  liefern  nur  den  Xettoertrag  an  die  Reichs- 
kasse ab.  Du  mag  die  Nettobndgetieiang  nahe 

gelegt  haben. 

In  Württemberg,  Sachsen  und  Hessen  hat 
man  ebenfalls  Nettobndgets.  In  Württemberg 
wird  das  Nettobudget  darauf  zurückgeführt, 
dass  daselbst  die  Stenern  von  den  Uemeinden 
zu  erheben  und  im  Nettobetrag  abzuführen  sind. 

Das  schlechthinige  Nettobudget  ist  ver- 
werflich. Es  erschwert  die  Kontrolle,  lässt 
nicht  die  volle  Steuerbelastung  ersehen,  ge- 
wahrt kein  Urteil,  ob  und  wie  weit  die 
Einkommensquellen  ein  richtiges  Verhältnis 
zwischen  Ertrag  und  Erhebungs-  bezw.  Be- 
wirtschaftungskosteu  aufweisen ;  die  Un- 
zweckmässigkeit  der  Erhebungsform  einer 
Steuer  oder  ihre  Berechtigimg  kann  davon 
abhängen;  es  venlunkelt  die  wahre  Grösse 
der  Kosten  der  einzelnen  Staatsleistungen. 
Ein  Vorteil  des  Nettobudgets  ist,  dass  es 
übersichtlicher  ist  als  das  mit  Zahlen  flber- 
ladene  Bruttobudget ,  was  sich  besonders 
^Itend  macht,  wenn  die  Verkehrsanstalten 
im  Besitz  der  Gemeinwii-tschaft  sind. 

Es  ist  jedoch  hinsichtlich  der  Netto-  mid 
Bruttobudgets  zu  bemerken,  dass  selten  das 
eine  oder  andere  Princip  heute  rein  durch- 
geführt ist.  Man  kann  fast  in  jedem  Budget 
einzelne  Posten  finden,  die  eine  Inkonsequenz 
aufweisen. 

In  Bayern  z.  B.  hat  man  Brnttobudget ; 
aber  bei  den  eigentlichen  Ausgabeetats  Netto- 
budget;  die  Gestütsverwaltungen  ziehen  von 
ihren  Ausgaben  die  Einnahmen  ab,  die  Gym- 
nasien die  von  ihnen  bezogeneu  Schulgelder  etc. 
Die  in  den  Zusammenzitgen  eingestellten  Aus- 
gaben sind  also  um  diese  Einnahmen  gekürzt, 
vom  Brnttobudget  wird  notwendigerweise  ab- 
gewichen in  Prenssen  bei  der  Seehandlnng,  in 
Bayern  bei  der  kSniglichen  Bank,  beides  sind 
reine  Staatsinstitute,  und  ihr  Vermögen  gehört 
zum  Staatsvermögen ;  allein  die  vorgängige 
Veranschlagung  der  Bruttobeträge  der  Ein- 
nahmen imd  Ausgaben  ist  bei  diesen  Anstalten 
nach  der  Natur  kaufmännischer  Institute  un- 
ausführbar; in  Bayern  wird  deshalb  lediglich 
der  nach  gewissen  Kegeln  sich  ergebende  Ueber- 
I  schuss,  die  sogen.  Aerarialrente  der  königlichen 
Bank  eingestellt,  in  Prenssen  werden  bei  dem  See- 
haudluugsinstitnt  sowohl  im  ^jecialetat  als  in 
dem  Staatsbaushalteetat  neben  Geschftftsgewinn 
auch  die  Verwaltanffseinnabmeu  des  Instituts  und 
im  Specialetat  die  Verwaltungsausgaben  veran- 
schlagt ;  dem  preussischen  Landtag  ist  ausser- 
dem der  Verwaltungsbericht  und  der  Haupt- 
abschluBs  des  Instituts  für  das  letzte  abgelaufene 
Etatsjahr  mitzuteilen.  {§  6  des  Staatshaushalta- 
gesetzes.)  Analog  liegen  die  Fälle,  in  denen 
Verwaltongen  nicht  ausschliesslich  für  Rechniuig 
eines  GemeinweBens  geftlhrt  werden ;  ein  solehes 
GemeinschaftsTerbftltnis  ist  z.  B.  gegeben  htä 
der  von  Prenssen,  Hessen  imd  Baden  gemein- 
schaftlich betriebenen  Main-Neckar-Eisenb^n 
und  bei  der  von  Freussen  und  Hessen  gemein- 
scliaftlich  betriebenen  hessischen  Ludwigsbahn. 
Es  ist  natürlich  unmüglich.  bei  einem  der  be- 
I  teiligten  Staaten  die  Gesamteinnahmen  und  Ge- 
I  samtausgaben  in^  den  Staatsetat  einzusetzen 
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es  kann  vernünftigerweise  nnr  der  Anteil  des 
Sraates  an  dem  fUr  die  (Temeinscbaft  veran- 
whlagten  feberscbustie  »der  ZsschnsBe  einge- 
Hteltt  werden :  daneben  iit  en  allerdings  geboten, 
die  Einnahmen  nod  Ausgaben  solcher  gemein- 
whaftlichen  Terwaltnogen  in  einer  dem  Special- 
etat der  betreffenden  Staatflverwaltnng  Vizn- 
fügenden  Nachweianng  dem  L^dtage  mitzn- 1 
teilen,  wie  dies  da»  nene  preussische  Staats- 1 
haoBbaltsvesetz  v.  11.  Mai  IS^Ü  vorschreibt.  | 

Bei  Gemeinden  findet  man  oft,  daas  sie  in 
ibre  HanptetatR  nur  die  l'ebersehüsse  ihrer  oft  j 
zahlreichen  gewerblichen  Unternehmnngen  ein- , 
stellen ,  für  die  sie  besondere  Nebenetat»  er-  i 
richtet  haben.  ^ 

Ferner  ist  nicht  zu  nbersohen,  das.«  der  | 
Unterschied  von  Brutto-  und  Nettobudget  I 
heute  nur  noch  eine  fi)rniale.  eigentlich  nur  j 
für  den  Zusammonzug  aller  Einnahmen  und  < 
Ansgai>en  und  Vergleichuiig  vei-sciüedener  | 
Budgets,  die  eben  deslialb  die  gn'isste  Vor- 1 
sieht  erfortlert ,  wirklidie  lio<leutung  hat : . 
denn  thatsächlieh  werden,  soweit  nnr  irgend  ' 
möglich,  in  den  Sj»ecialetats  die  Bruttoein-' 
nahmen  und  die  damit  verknüpften  Aus- 
galten  aufgeführt,  so  ist  es  auch  in  Hessen, ' 
WürttemlK'rg  und  Sachsen.   Ks  werden  auf 
diese  Weise   eigentlich   die  Vorteile  des 
Brutto-  und  Xeltohudgets  mit  einander  ver- ' 
bimden.   Man  sieht  unmittell)ar,  was  die 
Anstalten  an  Zuschüssen  erfonlern  und  was  ^ 
<iie  einzelnen  FinaDZ4|uellen ,  wie  Forsten,! 
Eisenbahnen,  f^toueni  etc.,  für  die  eigent-' 
liehen  Staatszwecke  zur  Verfflgiing  stellen.  \ 

Oft  sind  auch  staatfirechtliche  Besonder- 1 
heiten  vorhanden,  welche  eine  UnvoUständig- 1 
keit  der  Budgetansfttze  bewirken,  die  der, 
des  Xettobudgets  analog  ist. 

Ein  Beispiel  hierfür  bietet  Preussen.  Die ! 
Einnahmen   und  Aiuigaben   des   preussiscben . 
Etats  sind  nm  77192iMi  Mark  zu  klein:  es  ist 
diese  Samme  die  dem  Kronfideikommissfonds ' 
durch  G.  t.  17.  Janoar  lii20  auf  die  Einkünfte  j 
der  Domänen  nnd  Forsten  angewiesene  Rente 
von  2500000  Tbir.  einschliesslich  Ö48240  Thlr. 
(iold:  es  wird  dieser  Teil  der  Civilliste  im 
Hauptetat  gleich  von  dem  Ertrag  der  Domänen 
nnd  Forsten  in  Abzug  gebracht  und  in  den 
Ausgaben  nicht  mit  aufgeführt. 

7.  Die  Zeitdauer  der  Budgets.  Die 

gesetzliche  Giltigkeitsdauer  des  Budgets 
heisst  Budget-  oder  Finanzperiode.  Die 
Regel  bilden  heutzutage  einjährige  Finanz- 
fjerioden.  Eine  Ausnahme  machen  nur  noch 
einige  deutsche  Mittelstaaten,  Hessen  hat 
eine  dreijährige,  Bayern,  Württemberg,  Baden, 
Sachsen  haben  zweijährige.  Württemberg 
hatte  bis  1871w3  dreijahri^^.  Baj-CTn  vor 
18<)8  sechsjährig  Finanzperioden;  Sachsen 
hatte  früher  dreijährige. 

Bei  mehiifthrigem  Budget  weicht  die 
Au^ellung  für  die  einzelnen  Jahre  ent- 
weder ab  —  für  wachsende  Steuereinnahmen 
z.  B.  gewiss  das  Richtige  —  oder  es  werden 
für  alle  Jahre  derselben  Finanzperiode  gleiche 


Ansätze  gemacht  Das  erstere  ist  z.  B.  der 
Fall  in  Baden  iwd  Württemberg,  das  letztere 
in  Bayern  und  Sachsen. 

Mehrjährige  Budgets  haben  den  Vorzug, 
dass  Parlament  und  Regierung  sich  nicht 
unnötig  abnützen  in  Wiederholung  einer  und 
dersell^n  Thätigkeit  und  noch  Frische  für 
die  übrigen  gesetzgebenden  Arbeiten  be- 
halten. Die  rebemafame  grosserer  ausser- 
onlentlicher  Ausgal>en  auf  das  Ordinarium 
vollzieht  sich  leichter  oder  doch  natur- 
gemäsaer  durch  Verteilung  auf  zwei  oder 
drei  Jahre.  Sie  kommt  innerhalb  derselben 
Periode  zur  Abwickelung,  während  bei  ein- 
jährigen Perioilen  die  Ratenbewilligung  etwas 
Unorganisches  liat.  Der  Vollzug  des  Budgets 
ist  elastischer^  vt^il  innerhalb  der  Finanz- 
})eriode  rebertragungen  von  einem  Jahr  zum 
anderi'D  vorgenommen  werden  können 
(Bayern,  Wfirttem1)erg).  Auch  wird  den 
melujfthrigen  Budgets  nadigt^rühmt,  dass 
ijie  eiD  langsameres  Anwachsen  der  Aus- 
galien  nach  sich  ziehen,  indem  die  Begehr- 
lichkt>it  an  den  Landessäckel  fQr  einige  Zeit 
gebunden  ist.  Gleichwohl  verbietet  es  sich 
für  gn'iKsere  Staatim,  mehrjährige  Budgets 
zu  wSlilen;  die  Zuverlässigkeit  dt>r  Auf- 
stellung TA-ird  um  so  geringer,  auf  je  grr>3sepe 
Perioden  sie  sich  erstreckt;  die  Zalü  der 
unvorhergesehenen  aussen)rdentlichen  Aus- 
gabt'n  wird  Ijcdeutend  und  bewirkt  Stönuigen, 
schon  die  Preisschwankungen,  die  in  längeren 
Perioden  eioti-eten,  venirsaclien  dann  gros.^ 
Abweichungen  gegenüber  dem  Voranschlag. 
Zu  diesen  t(»chnischen ,  die  materieUe  tjrd- 
nung  gefährdenden  Mängeln  gesellen  sich 
dann  auch  politische  Momente;  die  Parla- 
mente sehen  in  den  langen  Finanz}>erioden 
eine  Schwächung  ihres  Einflusses  und  ihrer 
Kontrolle  der  allgemeinen  Verwaltung. 

Um  den  Einwand  der  Ermüdung  imd 
Abnützung  der  Regierungeti  imd  Parlamente 
bei  einjährigen  Budgets  zu  beschränken,  ist 
vielfach  Nachahmung  des  englischen  Vor- 
gangs vorgeschlagen  worden,  wonach  ein 
kunsoUdiertes  Budget  ausgeschieden  ist,  das 
nicht  einer  jiUu'Iichen  Bewilligung  tmter> 
liegt.  Abgesehen  davon,  dass  dieser  Fonds 
sich  aus  der  besonderen  historischen  Ent- 
wickelung  englischer  Verhältnisse  erklftrt, 
so  überschätzt  man  seine  Bedeutung  auch 
nach  der  ebt»n  berührten  Seite;  die  Posten, 
welche  er  lunfcisst,  wie  Zinsen  der  Staats- 
schuld, Civilliste  und  denjleichen,  bestreitet 
man  auch  in  ims<>ren  Parlamenten  nicht, 
und  ffir  die  Yereinfadiung  der  Budgetbe- 
ratimg wird  damit  so  gut  wie  nidits  ge- 
wonnen. *) 

Der  Beginn  des  Budg^'tjahrs  ist  in  den 
einzelnen  I^ändem  veivchieden.  Die  Finanx- 


Vgl.  auch  Willgren,  Das  Staatsbudget 

1899,  S.  37,  40. 
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Periode  fällt  zusammen  mit  dem  Kalender- 
jahre in  Frankreich.  Belgien,  Holland,  Oester- 
reich-Ungarn, Bayern,  Schweden,  Rurisland, 
Schweiz,  Griechenland,  in  der  Mehrzahl  der 
Staaten  Centrai-  und  Südamerikas:  sie  be- 
riunt  dagegen  am  1.  April  im  Deutschen 
Reiche^)  (seit  1877)  und  vielen  deutschen 
Staaten  und  in  England;  den  1.  Juli  als 
Anfangstermin  haben  die  Vereinigten  Staaten, 
Canada,  Brasilien,  Mexico,  JaiMin,  Norwe^n, 
Spanien  und  Portugal,  seit  1884  auch  Italien ; 
anc^  noch  andere  Termine  kommen  vor, 
z.  B.  Egypten  beginnt  mit  dem  10.  September, 
Tunis  mit  dem  13.  Oktober.  An  sich  ist 
der  Termin  irrelevant  Er  ist  fiberwi^;end 
bedingt  dnrch  die  Zeit,  in  welche  die  be- 
schliessenden  Parlamente  am  liebsten  tagen, 
und  duxdi  die  Zeit,  virelche  für  die  Re- 
gierungen zur  Yorb««itiing  de»  Budgets  am 
Bequemsten  ist. 

Vom  twhnischen  Standpunkte  aus  wäre 
zu  wünschen,  dass  die  Vorlage  und  Be- 
schliessnng  des  Budgets  in  3  oder  4  Mo- 
naten vor  Beginn  der  Finanzperiode  sich 
vollziehe.  Man  hat  da  die  meiste  Möglich- 
keit ,  die  Einnahmen  und  Bedürfnisse  zu 
überschauen.  Fällt  die  Vorlage  viel  früher, 
so  ist  die  Folge,  dass  zahlreiche  Kachtrags- 
tredite  (Nachtragetats)  und  Etatsftberschrei- 
tungen  auftreten,  was  nicht  erwünscht  ist. 
Zieht  sich  andererseits  die  Beratung  sehr 
lan|e;e  hin,  so  gerät  diese  bereits  in  die  Budget- 
penode hinein,  für  welche  das  Budget  fest^ 
gestellt  sein  sollte;  das  macht  dann  recht 
störende  Auskunftsmittel  notwendig,  um  den 
Gang  der  Vei-waltimg  nicht  geradezu  zu 
unterbrechen. 

Um  diese  Misslichkeit  abzustumpfen,  be- 
dient man  sich  neuerdings  in  Frankreich, 
Belgien,  Oesterreich  (ki'lrzlich  auch  Bayern) 
für  die  der  BewilUgfung  bedürfenden  Ein- 
nahmen der  provisorischen  Zwölftel, 
indem  die  Regiening  ermäditigt  wirtl,  diese 
Einnahmen  auf  die  Dauer  von  einem  oder 
mehreren  Monaten  zu  erheben,  während  für 
die  Hauptabteilungen  der  Staatsaut^ben  eine 
Bauschsunuue  vereinbart  wird. 

Bei  allseitig  gutem  Willen  wäre  es  da^  wo 
die  Finanzperiode  mit  dem  1.  Januar  begiimt, 
in  der  Regel  möglich,  in  der  Herbstseasion  das 
Budget  zu  bescmiessen ;  allein  die  Gepflogen- 
heiten der  Parlamente  liegen  nicht  in  dieser 
Richtung;  zum  Teü  ma^  es  ein  taktischer  Zag 
sein,  das  Budget  mSghchst  lan^  unerledigt 
zu  lassen,  weü  solange  ein  Druck  auf  die  Re- 
gierung möglich  ist ;  oft  hat  die  Verschleppung 


^)  Um  die  schleppende  Bezeichnung  Etats- 
iahr  1.  April  1898/31.  März  1899  oder  1.  April 
18%/99  zu  vermeiden,  ist  seit  1898/99  die  Be- 
zeichnung „Recbunngsiahr  1898"  offiziell  ein- 
geführt worden;  entscheidend  ist  die  Jahres- 
siffer,  welche  dem  grösseren  Zeitraum  (1.  Aprü 
bis  31.  Dezember)  eutapricht. 


auch  noch  andere  GrUnde.  Die  Folge  ist  dann, 
dass  das  Budget  meist  erat  während  der  Finanz- 

Eeriode  zu  stände  kommt  —  ein  abnormes  Ver- 
ältnis  — ,  so  besonders  in  Oesterreich,  wo  es 
seit  einem  Decennium  eine  Ausnahme  geworden 
iat,  dass  der  Etat  rechtzeitig  beacblossen  wnrde, 
was  allerdinjirs  znm  Teil  dwan  liegt,  dass  der 
Etat  fär  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
vorhergegangen  sein  mnss,  ehe  der  Bedarf  der 
einzelnen  Staaten  festgestellt  werden  kann.  lu 
dem  Deutschen  Reiche  und  der  Mehrzahl  der 
deutschen  Staaten  hat  man  den  Spielraum  grösser 

femacht;  dadnrch,  dass  das  Etatsjahr  erst  mit 
em  1.  April  beginnt,  können  die  Herbst-  und 
Wintermonate  znr  Bndgetberatung  benutzt 
werden.  Gleichwohl  kommt  es  auch  da  vor, 
dass  das  Budget  nicht  rechtzeitig  festoestellt 
ist.  In  Bayern  wird  das  Budget  den  Stfinden 
im  September  vorgelegt,  grleichwohl  iit  es  violer- 
holt  bis  AprU,  geschweige  bis  Januar  nicht  er* 
ledigt  worden! 

In  Frankreich  wird  das  Budget  für  das 
nächstfolgende  Jahr  der  Kammer  bereits  im 
Januar  vorgelegt,  seine  Aufstetlnng  beginnt  so- 
nach schon  14— lö  Monate  vor  seiner  AimQhranff. 
Das  ist  seit  1814  Üblich.  Viele  Jahre  hindnrcn 
wurden  die  Etats  bereits  im  Juli  votiert,  und 
zwar  deshalb,  weil  einerseits  die  Kammern  nur 
bis  in  den  Juli  ztuammenzuhalten  waren,  das 
Budget  also  bis  dahin  fertig  werden  musste, 
Bodann,  um  der  Verwaltung  Zeit  zu  geben,  die 
Stenerzettel  für  den  1.  Januar  fertig  zu  stellen. 
Später  ändert^  sich  diese  Gepflogenheit,  mau 
beriet  das  Budget  statt  in  der  ersten  Hälfte 
erst  gegen  Ende  des  Jahres,  votierte  die  direkten 
Stenern  aber  bereits  im  Jnli  in  einem  besonderen 
Finauzgesetz ,  um  die  Aufstellung  der  Stener- 
roUen  möglich  zu  machen.  Dadurch  wnrde  die 
einheitliche  Bndgetbehandlong  natürlich  ganz 
zerstört 

8.  Die  Berechnan^  und  SchätzDng 
der  einzelnen  Badgetposten.  Der  Zweck 
des  Budgets  ist,  die  wirklichen  Ausgaben 
und  Einnahmen  sozusagen  im  voraus  zu 
erraten.  Das  Budget  ist  um  so  besser,  je 
mehr  es  der  Wahrheit  nachzukommen  sucht. 
Werden  die  Einnahmen  gegenüber  den  Aus- 
gaben zu  günstig  veranschlagt,  so  führt  das 
leicht  zu  verschwenderischen  Ausgabesteige- 
rungen und  Rückschlägen  im  wirklichen 
Ergebnis.  Die  Absicht,  dim;h  ein  glinstiges 
Präliminare,  namentlich  im  Ordinarium,  be- 
ruhigend auf  die  Gläubiger  zu  wirken  und 
sich  günstige  Anleihebedingungen  für  die 
aiisserordentliidien  Ausniben  zu  sichern,  ist 
meist  eine  trügerische.  Sie  ^;elin^  im  besten 
Falle  ein-  oder  zweimal ;  die  Entik  und  die 
Erfahning  erzeugen  gegenüber  solchen  Auf- 
stellungen Misstrauen;  in  der  Mehriieit  der 
F^le  wird  eine  offene  Darlegung,  gepaart 
mit  dem  emstlidien  Streben,  den  mtushalt 
in  Ordnung  zu  bringen  oder  darin  zu  er- 
halten, auf  die  Dauer  bessere  Resultate  er- 
zielen als  eine  trügerische,  die  doch  sofort 
durch  die  Wirklichkeit  Lügen  gestraft  wird. 

Allein  auch  der  andere  Fall,  das  Budget 
so  aufzustellen,  dass  die  Einnahmen  zu 
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niedrig  veranschlagt  siocl ,  aIbo  kOostlich 
Ueberschflst«  erzielt  -wenleo.  ist  nicht  zu 
billigen.  Kin  gewisser  Spielraum  muss 
allerdings  bei  der  Unsicherheit  nach  ol)en 
und  unten  zugelassen  werden,  und  im  all- 
gemeinen wird  ein  kleines  Plus  in  dem 
thatsSchlichen  Ergebnis  angenehmer  empfun- 
den als  ein  kleines  Minus.  Allein  es  ist 
nicht  selten,  dass  in  verdeckter  Weise  auf 
betrik'htJiche  Ueberschflsse  hingearbeitet 
wirtl:  wenn  die  Rechnungen  mit  grosfien 
Ueborschnssen  abschliessen ,  so  lic^  meist 
die  Möglichkeit  vor,  für  ausseKmlentUche 
einmalige  UcberschOsse  (Bauten,  eventuell 
auch  S<*huldentilgungen)  leichter  zn  sorgen; 
die  Kammern  bewilligen  sie  lieber,  wenn 
das  Oeld  dazu  l>ereit8  da  ist,  als  wenn  sie 
es  erst  parat  stellen  sollen.  Bei  gewissen- 
hafter Handhabung  kann  der  Mo<his  ^nz 
gut  sein.  Allein  die  Gefahr,  die  darin  liegt, 
darf  auch  nicht  Üb»«ehen  wenlen.  Es  kann 
auch  eine  verschwenderische  und  ungesunde 
Bedßrfnisentwickelnng  wach^rufen  werden, 
die  hinterher  sehr  scJliwer  wieder  zum  Still- 
stande gebracht  wird. 

Die  Budgettechnik  hat  durch  ffpwisse 
Regeln  die  Findmig  der  richten  6rössen 
zu  erleichtem  gesucht  Ein  Teil  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  lässt  sich  ziemlich 
sicher  und  mit  minimalen  Schwankungen 
berechnen;  die  Civilliste,  die  Besoldungen 
systemisierter Dienststellen,  Schiüdzinsen  etc. 
sind  bis  auf  sehr  kleine  Bnichteile  sicher 
zu  veranschlagen.  Auch  bei  den  Einnahmen 
giebt  es  feste  Posten ,  z.  B.  kontingentierte 
Steuern,  fest  normierte  Beiträge  seitens  der 
Selbstverwaltungakörper.  Die  Mehrzahl  der 
Einnahmen  und  auch  ein  Teil  der  Ausgaben, 
besonders  der  ausseroixlent liehen,  kann  aber 
nur  dm-ch  Schätzung  gefimden  weitlen. 

Filr  die  Schätzung  hat  man  als  Anhalt 
teils  sorgfältig  ausgearbeitete  Kostenvoran- 
schläge, teils  die  in  der  Vei^ugenlieit  ge- 
machten Erfahnmgen.  Besondei-s  üblich 
scheint  es  früher  gewesen  zu  sein,  die  Er- 
gebnisse des  letztvergangenen  Jahres  als 
für  das  nächste  Jahr  wahrscheinlich  anzu- 
sehen. Die  Beobachtung,  dass  das  einzelne 
Jahr  aber  doch  abnorm  sein  kann,  hat  dann 
meist  dazu  geführt,  den  Durchschnitt  aus 
mehreren  zurückliegenden  Jahren  zn  nehmen. 
Sehr  üblich  ist  der  Durchschnitt  der  3 
letzten  Jahre.  Bei  mehr  als  3  Jahren  ent- 
fernt man  sich  zu  sehr  von  der  Gegenwart, 
bei  2  Jahren  ist  die  Ausgleichung  des  Durch- 
schnitts zu  schwach ;  doc^h  ist  bei  sehr 
schwankenden  Posten  auch  5  jähriger  Durch- 
Rchniti  üblich  (Bayern).  Zeigen  die  2jahlen 
keine  bestimmte  Bewegungstendenz,  so  bildet 
der  Dim;hschnitt  die  unmittelbare  Gnmd- 
lagc :  ist  dagegen  eine  gleichmässige  Tendenz 
zum  Sinken  oder  Steigen  zu  beobachten,  so 
miiss  vemGuftigerweiso  der  durchschnitt- 


I  liehe  Steigcmngs-  bezw.  Abnahraekoeffizient 
'  bei'cchnet  und  zur  Grösse  des  letzten 
I  Bilanzjahres  hinzugerechnet  werden.  Wenn 
die  preussische  Gebä\idesteuer  ISSti  87 
I21J77207Ö  Mark,  1887/88  30  4U826  Mai-k, 
18.S8H9  31Ü88636  Mark  lieferte,  so  hätte 
es  keine  Bei-echtigung  gehabt,  pro  18i)0  91 
den  Durchschnitt  3U  425 17!)  Mark  einzu- 
stellen ;  die  Steigerung  in  je  2  Jahren  be- 
trug 6427r)l  und  673810,  der  Durchschnitt 
daraus  ist  658  2HU ;  zu  dem  Ertrag  pro 
1KSHH9  von  31088636  diese  Summe  pro 
l8vSlt.  9Ü  \md  dann  wieder  pro  1890  91  hinzu- 
gefügt, ergeben  sich  324M()196;  der  preus- 
sische Etat  hat  32375IHX)  Mark  eingestellt. 
SelbstverstAudlich  dOrfeu  solche  Durch- 
schnittsberechnungen nie  staire  Regel  bilden, 
es  muss  immer  den  thatsächlichen  Yerh&lt- 
nissen  Rechnung  getragen  werden;  wenn 
eine  Krisis  ausgebrochen  ist  und  alle  In- 
dizien vorliegen,  daus  eine  Reihe  von  Steuern 
zurückgehen,  wÄre  es  eine  grobe  SeUwt- 
tftuschnng,  den  Durchschnitt  als  Norm  zu 
nehmen. 

Ein  interessantes VersttchsfeH  für  Schätzungs- 
methoden stellt  Frankretrh  dar.  Daselbst  war 
es  seit  1815  üblich,  in  das  Budget  die  Ziffern 
der  letzte»  Rechnung  bei  den  Eiunahmen 
einzusetzen;  später  legte  man  die  Ergeb- 
nisse des  tanfenden  Jahres  soweit  mügUch  zu 
Grunde:  so  1848  die  11  Monate  und  fügte  als 
letzten  den  des  exercice  binzn,  daher  dieser 
Mudus  die  rigle  de  la  ptenlti^nie  genannt 
wurde;  man  wandte  ihn  bis  1851  au.  Der 
Mangel  dieser  Methode  war,  dass  die  VerSnde- 
rnn^en ,  die  in  den  Einnahmen  im  Budgetjahr 
gegenüber  dem  elten  vergangenen  Jahr  zn  er- 
warten waren,  nicht  1>erUck  nicht  igt  wurden:  es 
ergaben  sich  vielfach  künstliche  Ueberschüsse. 
Man  ^ing  nun  längere  Zeit  zum  Systeme  des 
majoridations  über,  d.  b.  man  erhöhte  die  nach 
der  vorigen  Methode  aufgefundenen  Zahlen  um 
den  Betrag  der  zu  erwartenden  Ueberschüüse; 
die  Majoration  bestand  von  1853 — 1870,  mit 
Ausnahme  der  Jahre  1855—1863,  die  einer  festen 
Budgettechnik  entbehrten.  Die  dritte  RepnUik 
kehrte  wieder  zu  der  ersten  Methode  cnrficfc 
nnd  legte  die  letzte  bekannte  Rechnnng  zn 
Gmnde.  Da  die  Vorlage  des  Budgets  im  Januar 
erfolgte,  so  war  der  Vollzug  desselben  zwei 
Jahre  später  gelegen  als  die  Rechnung;  die 
Folge  dieses  unrichtigen  Ausgangspunktes  waren 
zeitweise  enorme  Ueberschüsse ;  m  der  Hoffnung 
auf  solche  wurden  dann  die  Zusatzkredite  in 
ungesunder  Weise  ausgedehnt  nnd  der  Haushalt 
verwirrt  L^on  Say  suchte  1862  Ordnung^  xa 
schaffen :  durch  Uebemahme  eines  grossen  Teils 
der  ausserordentlichen  Au^aben  aufs  Ordinarinm 
unterband  er  die  auf  die  Mebrertrjlge  gesetzten 
HofTnungen  und  bahnte  einen  neuen  Schätzungs- 
modus  au,  der  der  Wirklichkeit  mehr  gerecht 
werden  sollte:  es  wird  ztmächst  von  den  Er- 
gebnissen des  drittletzten  Jahres  aasgegangen, 
diese  werden  dann  diu-cb  die  prozentualen  Zu- 
sätze jener  Ueberschüsse,  welche  in  den  letzten 
6  Jahren  dnrohschnittlieh  erzielt  worden  waren, 
ergänzt 
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Empfohlen  erscheiot  es,  (Ue  Butlget- 
zahlen,  die  doch  nur  Schätzungsziffern  smd, 
abztminden ;  es  hat  keinen  Sinn ,  etwa  bei 
einem  Einnahmeposten  von  30  Millionen 
noch  die  Hunderte  und  Zehner  aufzuführen ; 
die  einzelne  Mark  hat  ihren  Platz  in  der 
Rechnung,  nicht  aber  im  Budget  Die  Mehr- 
zahl der  Staaten  verfährt  auch  so;  eine 
Ausnahme  macht  Franlu^ich. 

Sowohl  für  die  Vollständigkeit  des  Bud- 
gets als  ftir  die  richtige  Schätzung  der 
einzelnen  Posten  ist  die  Frage  von  Be- 
deutung, es  da  gehalten  werden  soll, 
wo  von  Tomherein  eine  IHfferenz  zwischen 
GebOhr  und  Abstattung  infolge  tod  Ausfällen, 
Naclilässen  und  dei^teichen,  wahrscheinlich 
ist«  2.  B.  bei  Steuern.  Bei  der  Grundsteuer 
kennt  man  das  S(dl  &st  ganz  genau,  allein 
ea  treten  ^achlAase  infolge  von  Hagelschaden 
und  d^Ieichen  auf,  andere  Posten  sind 
nneinbrin^ch ,  z.  B.  weil  die  Grundstücke 
derelinquiert  wurden.  Ist  das  Soll  oder 
der  vanrscheinUch  anfallende  Betrag  ein- 
zustellen? Der  wahrecheinliche  Betrag  ist 
wichtig,  weil  nur  dieser  für  das  Gleich- 
gei\'icht  im  Haushalte  entscheidet ;  aber 
auch  das  Soll  hat  seine  Bedeutung,  da 
die  richtige  Festsetzung  der  wahrschein- 
lichen Beträge  doch  erst  aus  den  Ansätzen 
für  das  eigentliche  Soli  in  Verbindung  mit 
den  Nachlässen  und  Rückständen  sich  er- 
giebt  und  es  auch  erwünscht  ist,  dass  ge- 
rade bei  Beratung  des  Budgets  diese  Posten 
mit  unter  die  Lupe  genommen  werden. 
Auch  der  Forderung  möglichster  Vollständig- 
keit des  Budgets  und  in  den  meisten  Fällen 
auch  seiner  Eigenschaft,  Verwaltungsuorin 
zu  sein,  entspricht  die  Berücksichtigung. 

Man  kann  in  verschiedener  AVeise  den 
beiden  Momenten  Rechnung  tragen.  Ent- 
weder man  stellt  im  Budget  das  Soll  ein^), 
zugleich  aber  in  den  Ausüben  einen  An- 
satz für  Nachlässe  nnd  üneinbringliclikeiten 
(Frankreich,  Belgien,  Baden,  Hessen),  oder 
—  und  das  ist  der  emfachste  und  wolü 
empfehlenswerteste  Modus  —  man  stellt  nur 
die  effektiv  zu  erwartende  Einnahme  in  das 
Btidget,  specifiziert  aber  in  den  Bemerkungen 
Solleinnahme,  Ausfälle,  Nachlä^  auf  Gnind 
der  letzten  Rechnimgen  und  begründet  da- 
mit den  Budgetausatz  für  die  wirkliehe  Ein- 
nahme. Dieser  Modus  besteht  in  Bayern. 
Analog  verfiUurt  jetzt  Preussen.  Preussen 
machte  bisher  weder  im  Budget  noch  in 
der  Rechnung  die  AusfiUle  und  Nachlasse 
ersichtlich.  In  dem  Staatshaushaltsgesetz 
V.  11.  Mai  1898  ist  aber  (§§  18  und  38)  vor- 
gesehen, dass  in  der  jährlich  dem  Landtage 
vorzulegenden  Uebersicht  der  Einnahmen 


^)  Gfgeu  die  Einstellung  ins  Bndget  er- 
klärt sich  WUlgren,  FinanzutihiT  16  (1889) 
S.  102;  Staatsbudget  1899  S.  21. 


und  Ausgaben  des  vei^ngenen  Etatsjalires 
die  nicht  zur  Einziehung  gelangen  und  die 
rückerstatteten  Beträge  und  die  nicht  zur 
Einziehung  gelangten  Defekte  bei  den  be- 
treffenden Etatetiteln  Bummarisch  zur  Eennt- 
nisQ^me  mitgeteilt  werden ;  die  Motive 
heben  gerade  hervor,  dass  der  Landtf^  mit 
Rücksicht  auf  die  zu  veranschlagenden  Etats- 

r'tionen  ein  berechtigtes  Interesse  habe, 
Posten  summarisch  zu  erfahren,') 
9.  Der  äussere  Anfban  des  Bndgets 
oder  seine  GUedemng,  FflittUoD.^)  Der 
Aufbau  der  in  Aussicht  genommenen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  kann  in  sehr  ver^ 
schiedener  Weise  erfolgen.  In  der  That 
sieht  in  formaler  Hinsicht  kein  Budget 
dem  anderen  gldch,  wenn  auch  cule 
eine  gleichartige  oder  verwandte  Grundlage 
haben.  Der  Aufbau  schliesBt  sich  bei  ^n 
Ausgaben  in  der  Regel  an  die  Organi- 
sation der  Voiwaltung  an^),  die  in  dem  be- 
treffenden Gemeinwesen  besteht ;  es  ergiebt 
sich  die  Notwendigkeit  hierzu  iBßt  von  selbst 
aus  der  Art,  wie  ein  Gesamtbudget  entsteht 
Die  oben  geschilderte  Entstehung  aus  den 
Elementaretats  spiegelt  das  Budget  in  seiner 
Gliederung  mehr  oder  weniger  wieder.  Die 
Zerlegung  der  Ministerialetats  in  die  Etats 
der  entsprechenden  Verwaltungszweige  und 
dieser  i^neder  in  die  Elementaretats  geschieht 
durch  einen  in  Ziffern  oder  Sektionen,  Ka- 
piteln, Titeln,  Pai-agraphen  oder  ähnlichen 
Bezeichnungen  angedeuteten  Rubrikenbau; 
innerhalb  der  einzelnen  Eiementaretats  sind 
dann  noch  weitere  Zerlegimgen  gemacht, 
z.  B.  bei  Ausgaben  persönhche  und  sach- 
liche geschieden  etc. 

Das  ist  der  Aufbau  dew  Budgets  ge- 
wissermassen  im  Längsschnitt.  Im  Quer- 
schnitt enthält  es  die  Zahlen,  die  vorge- 
schlagen werden,  raeist  geschieden  in  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Etat ;  zum 
Vergleich  sind  fast  überall  die  Ansätze  des 
letztverflossenen  Budgets  hinzugefügt  und 
das  Mehr  oder  Weniger  kenntlich  gemacht 
und  eine  Begründung  unmittelbar  oder  in 
einer  besonderen  Anlage   beigefügt  Oft 


Näheres  in  den  Motiven  und  im  Eom- 
missionsbericht  s.  Finanzarchiv  15  (1898)  S.  806: 

835f. 

Vom  französischen  filiation  =  Abstam- 
mung, Verkettung. 

*)  Auf  die  Ertrtemng  der  zweckmässigen 
Qliedening  der  Einnahmen  kann  dem  Plan  des 
Handwörterbuchs  gemäs»  hier  nicht  eingecfangen 
werden;  vgl.  den  neuesten  Versuch  Willgrens 
in  seinem  Buch  Staatsbudget  1899  S.  44 1 

*)  Insoweit  die  Aasgaben  keine  unmittel- 
bare Beziebang  zu  einem  speciellen  Verwaltungs- 
zweige  haben,  bilden  sie  selbständige  Hauptab- 
teilungen; z.  B.  Civilliste,  Kosten  der  Volks- 
vertretungj  Ausgaben  für  <lie  Staabischnld,  sehr 
oft  auch  die  Pensionen  u.  s.  w. 
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fiiod  auch  die  Resultate  der  letzten  abge- 
schlossenen Rechnung  aebenangestellt.  Das, 
was  so  IQ  Special  Übersichten  detailliert 
niedergelegt  ist,  pflegt  in  einer  Hauptüber- 
sicht (Hauptfinanzetat)  zusammengezogen  zu 
■werden. 

Durch  diese  Gliederung  wird  das  Bud- 
get übersichtlich  und  auch  für  die  parla- 
mentarische Behandlung  geeignet.  Der  ein- 
mal eingelebte  Rubrikenbau  pflegt  wenig 
geändert  zu  werden,  aus  d^i  Gründen: 
einmal  ist  der  Riibrikenbau  auch  Nonn  für 
das  RechnuDgsscheraa  aller  öffentlichen 
Stellen,  da  die  Rechnung  mit  dem  Budget 
vergleichbar  bleiben  muss:  sodann  ist  die 
Vergleichbarkeit  der  Budgets  unter  einander 
sehr  wünschenswert;  endlich  hat  der  Ru- 
brikenbau auch  eine  wichtige  i-echtliche  Be- 
deutung. Die  Yotierung  geschieht  auf  Grund 
dieser  Rubriken ;  jedes  specielle  Votum  be- 
deutet aber  die  Beihilligung  einer  bestimmten 
Siunme  für  einen  bestimmten  Zweck.  Die 
Regienmg  ist  bei  Verwendiuig  der  Kredite 
an  den  Zweck  gebunden  und  fOr  Ceber- 
schreitungen  haftbar.  Die  Sp eciaüsie- 
run^  der  Voten  nach  Massgabe  der 
Rubriken  ist  sonach  von  weitgehende  Be- 
deutung. Es  b)mmt  darin  zugleidi  die 
Qreoze  zwiHcheu  der  Kompetenz  der  Ge- 
setzgebungs-  und  Verordnungsgevralt  zum 
Ausdruck. 

Die  Specialisierung  ist  in  England  frOh- 
zeitic*  Toroanden.  Schon  im  14.  Jahrhundert 
wurde  unter  Bichard  II.  der  Graf  toii  SufFolk 
Michael  de  la  Pole  verurteilt,  weil  er  Gelder 
anders  verwendet,  als  die  Gemeinen  und  der 
König  bestimmt  hatten.  Seit  dem  Jahre  1666 
war  die  Appropriationaklausel  eine  ständige  Er- 
scheinung. Langsamer  hat  die  Specialisieruug 
der  Voten  ihren  Weg  gemacht  in  Frankreich; 
nnter  Napoleon  I.  wurde  das  Budget  en  bloc 
votiert,  seit  1817  erfolgte  die  Bewilligung  der 
Kredite  nach  Ministerien,  seit  1831  wurden  auch 
diese  in  eine  Anzahl  von  Kapiteln  eingeteilt, 
unter  Napoleon  III.  wurde  die  Zahl  der  Voten 
wieder  sehr  reduziert,  z.  B.  1861  auf  ÖO.  Die 
dritte  Hepublik  hat  dagegen  wieder  eine  weit- 
gehende Specialisierang  der  Voten;  1877  zählte 
man  388  ordentliche  Äusgabetitel,  1883  bereits 
476;  für  das  Ausgahebudget  sollen  jetzt  700 
Abstimmimgen  nötig  sein.  In  Oesterreich  zählt 
man  346  A,nagabetitel,  162  Einnahmetitel; 
Preussen  hat  im  Ordinarinm  und  Extraordina- 
rium  bei  den  Einnahmen  40  Kapitel  mit  209 
Titeln,  bei  den  Ausgaben  142  Kapitel  mit  1660 
Titeln.  Eine  zu  minutiöse  DetaiUiernng,  wie 
sie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
besteht,  ist  widersinnig.  Die  äusserste  Grenze, 
bis  zu  der  die  Specialisierung  gehen  darf,  liegt 
da,  wo  noch  ein  bestimmter  und  selbstän- 
diger Verwendungszweck  und  der  zur  Er- 
füllung desselben  erforderliche  Maximalkredit 
vorher  bestimmt  werden  kaim. 

Um  eine  nngeftthre  Vorstellnng  der  Gliede- 
rung ZQ  geben,  Tassen  wir  den  Ansgabeetat  des 
prenssischeu  Jnatixministeriams  pro  18tK)/91  nnd 


den  Eiunahmeetat  der  bayerischen  direkten 
Stenern  pro  1890  und  1891  folgen. 

Eraterer  umfaast  von  den  127  Eaiöteln  der 
dauernden  Ausgaben  die  Kapitel  71—^: 
(S.  Tab.  a.  S.  1153.) 

Die  Specialisierung  der  Voten  wird  teil- 
weise illusorisch  gemacht  diuch  die  Ge- 
stattung  der  Uebertragung  (virement)'): 
dieselw  ist  entweder  eine  von  einem  Titel 
auf  einen  anderen  desselben  Es^itels  oder 
Ton  einer  Finanzperiode  auf  eiiw  andere 
oder  beides  zugleuh. 

'Wenn  die  SpedaliMemng  der  Vot«i  nicht 
zu  weit  getrieben  ist,  so  ist  eine  Ueber- 
tnigung  innerhalb  desselben  Kapitels  oder 
Titels  nicht  notwendig ;  eine  pflichttreue 
Verwaltung  wird  wegen  der  Specialisierune 
nicht  den  Betrag  ä  tout  prix  ausgeben,  wie 
sie  sich  auch  nicht  scheuen  darf,  den  Etat, 
wenn  wirklich  notwendig,  zu  Übersehreiten 
und  hinterher  sich  zu  rechtfertigen.  Ein 
weitgehendes  Uebertragungsrecht  macht  das 
Budget  illusorisch  und  der  Verwaltung  es 
möglich,  einzelne  Zwecke  z«  Gunsten  anderer 
verkümmern  zu  lassen.  Die  üebertragungen 
von  einer  Budgetperiode  zur  anderen  sind 
auch  nur  beschränkt  notwendig,  so  z.  B.  bei 
einmaligen  Verwilligungen  für  bestimmte 
Zwecke,  wie  Bauten  imd  dergleichen ;  es  ist 
wünschenswert,  auch  hier  eine  ZeitgrMze 
zu  setzen,  also  eine  Neubewilligung  des  er- 
forderlichen Rest^  zu  veranlassen.  Das 
Rechnungs-  und  Budgetwesen  wird  sonst 
zu  komj^)liziert  und  gar  nicht  mehr  recht 
kontrollierbar;  in  Belgien  hat  man  neuer- 
dings die  vielen  schwebeudea  Kredite 
annullieren  lassen,  sie  beliefen  ^ch  auf  137 
Millionen,  danmter  waren  manche  noch 
dem  Jahre  1859.  Die  Uebertragimgen  zer- 
stören auch  die  Vei^leichbarkeit  der  Jahre, 
da  nun  viele  koincidieren  kdnnen .  auch 
führen  sie  leicht  zur  Verschwendung,  wie 
Frankreich  zeigt,  das  Überhaupt  das  I^d 
des  Virementunwesens  war.  Das  lange 
Offenbleiben  der  Fonds  hat  leicht  die  Wir- 
kung, dass  die  der  Bewilligung  zu  Grunde 
gelegen  Kostenanschlage  infolge  einbvtender 
PreisverftnderuQgen  unbrattdirar  werden  nnd 
dann  zu  TJeberschreitungen  führen,  nwidi- 
mal  werden  an&nglich  gute  Projekte  durch 
die  lange  VerzOgenmg  unbrauchbar,  der 
Anbäeb  fflr  die  Interessenten  zur  recht- 
zeitigen Bewilligung  etwaiger  Beitrfige  vird 
verringert  u.  s.  w.  Wenn  man  einwendet 
dass  es  schwer  sei,  eine  brauchbare  R«el 
für  eine  zeitliche  Einschränkung  zu  finden 
und  dass  man  nicht  z.  B.  einen  Bau  ein- 
stellen könne,  wenn  die  Zeitgrenze  mitten 
in  eine  Bauausführung  falle,  so  will  das 
nicht  viel  bedeuten,  da  die  Möglichkeit  be- 
steht, in  jeder  Budgetperiode  i^'htzdtig 
eine  Verlängeiomg  zu  verlaugen. 

')  Von  virer  =  drehen,  wenden. 
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IV.  Justizmiiiisteriuin. 


Titel 


Ausgabe 


Betrag  für 
1.  IV.  1890/1 


Barnnter 
künftig 
weg- 
fallend 


Der  vorige 
Etat  setzt  aus 


Mithin  sind  fUr 
1890/91 


§1 


l-ll 

1—3 

1—16 
1-24 


75  1—14 


76 


77 

78 
79 

80 
81 


82 


1-3 


1-7 


Ministeriam 
Jastizprüfungskom- 

miseion 
Oberlandesgerichte 
Landgerichte  a.  Ämta- 

genchte 
Besondere  Gefängnisse 
Waxtegelder  etc.  der 
infolge  der  Organi- 
sation ausgeschiede- 
nen Beamten 
Bare  Aaslagen  in  Civil- 

nnd  Strafsachen 
Transportkosten 
Post-  und  Telegraphen- 
gebühren 
Sonstige  Auagaben 
Unterhattung  d.  Jnstiz- 
geb&nde    mit  Ans- 
schloss  grosserer  Neu- 
baaten  und  Hanpt- 
reparaturen 
Ausgabe  an  die  Jnstiz- 
Offizianten  -Witwen- 

kasse  

Summe  iTT 


575  450 

48900 
4  117  968 

$4  286  438,37 
2334890 


986  OCX) 

8  309  000 
412000 

2  515  ooo 

2  099  353,63 


I  308000 
36000 


19560 

13»  157,37 
3300 


986000 


575  450 

50700 
4061635 

64  I90  775|06 
1754498 


I  078  000 

8309000 
412000 

3515000 
2094441^94 


I  300000 

36000 


I  800 


56  333 

95  663,31 
580392 


1  140017,37  186377500 


92000 


4911,69 


8000  ~ 


745300    193  800 


87  029  000 


651  500 


Jedes  Kapitel  gliedert  sich  nach  Titeln  weiter;  z.  B.  Kapitel  72 

JustizprUfnngflkommisiion 


in: 


72 

1 

Dem  Frfisidenten  und 
den  Hitgliedern  an 

PrOfongsgebUhren 

44700 

46500 

I  800 

zur  Zeit 
sind  u 
HltgU«- 
der  vor- 

2 

Zur  Eemunerierung  des 
BureauTorstehers,  ö 
anderer  Bnreanbe- 
amten,  eines  Kasse- 
beamten und  eines 

handen 

Unterbeamten 

4000 

4000 

3 

BureaubedUrfnisse  und 
sonstige  vermischte 

Ausgaben 

200 

200 

Summe  Kapitel  72: 

48900 

50  700 

I  800 

In  Deutschland  ist  das  Vii-oment  als 
R^el  nicht  anerkannt,  ausnahmsweise  aber 
zugelassen.  Die  Finanzgeaetze  bezw.  die 
Etats  bezeichnen  die  Ausnahmen  jeweils,  in 
velchen  die  üebertragung'  statth^  ist 

Das  bayerische  Finanzgeaetz  enthält  in  der 
Regel  zwei  UebertragungdäUe.  Einmal  sind 
die  für  die  Landbanunterhaltungskosten  eines 
jeden  StAatsministeriums  ausgeschiedenen  fttr 
die  einzelnen  Etats  derselben  bewilligten  Summen 
innerhalb  der  betreffenden  Ministerialetats  im 
Bedarfsfall  Übertragbar;  sodann  können  noch 
die  fttr  die  wisseuBchaftlichen  und  Kunstsamm- 


Inn^ren  bewilligten  Oelder  auf  spätere  Finanz- 
perioden übertragen  werden.  Meist  werden  im 
Finanzgeeetze  noch  eine  Beihe  Kredite,  die  im 
Erlöschen  begriffen  sind,  aus  früheren  Finanz- 
perioden aufrecht  erhalten,  besonders  die  Bau- 
kredite. 

In  Preussen  können  die  am  Jahreeschluss 
verbleibenden  Bestände  zur  Verwendung  in 
die  folgenden  Jahre  übertragen  werden  1.  bei 
denjenigen  Ausgabefonds,  bei  welchen  dies  durch 
eine,  entsprechende  Bestimmung  in  dem  Special- 
etat zugelassen  ist;  2.  bei  allen  Baufonds  (§  44 
des  St.H.G.  V.  11.  Hai  1898).  Bei  den  durch 


HaadwttrterbBcb  dw  Staatswlaseuchaftea.  Zweit«  Auflage.  II. 


73 

Digitized  by 


Google 


1154 


Budget 


Das  bayerische  Budget  pro  1890  nnd  1891  trft^  die  Staatseinnahmen  in  17  Hanptgrappen 
oder  „Ziffern"  tot.  Ziffer  II  amfasst  die  direkten  Steoen.  Diese  Ziffw  II  gliedert  auh  fo^jes- 
demuusen: 


Wirkliche 
Einnahmen 
nach  der 
Beehnnng 

pro  1888 


bc'.t: 

P-. 


Vortrag 


I  Voran-  !  Bndget- 
Bchlae  füribetrag  für 
ein  Jahr  i  ein  Jahr 
der  20.  |  der  19. 
Finanz-  j  Finanz- 
periode'j  periode 


Mithin  pro 
1890  und  1881 


+ 


Bemer- 
kongen 


11  506  550,18 1 1 


\2 

706  737,56  ]  1 


3956828,26;  '2, 

:  I 
I  I 

31  I 

5674723,31  jll 

314  254,60    !  2 

3  731  785,39  !  4  !  , 
I  8io  273,44 


Grundsteuer  mit  8*10 
Ff.  von  der  Einheit  der 
Stenerverhältniszahl 
Hanssteuer. 
Arealstener  mit  3,85  Ff. 
von  jeder  Mark  der 
Steuenrerhältniszahl 

Mietsteaer  mit  3,85  Ff 
Ton   jeder   Mark  der 
]  StenerTerhältniacfüil 
Gewerbesteuer. 
I   Gewerbest,  nach  d.  G.  v. 
I   19.  V.  1881mitlFf.Zo-' 
,    schlag  pro  Mark  , 
1      Steuer  v.  Gewerbebe- 
I   trieb  im  Umherziehen  n. 

d.  G.  T.  10.  III.  1879  mit, 
I    1  Pf.  Zuschlag  pro  Mark     205  000     323  000 
Kapitalrenten  Steuer. 

mit  1  Ff.  Zuschlag  pro 
I   Hark  I  3636000'  3 

'Einkommensteuer  m. 
I  6  Pf„  reflp.  11  Pf.  Zo- 
I    gchlag  pro  Mark  ,  i  810000  1 


1 1  506  000  1 1  506  000 

708  000  700  000 
4065000  3931000 

5700000  537500Ü 


550000 

650  000 


8000!  — 

I 

134000 
325000 

17000 

86000,  — 

I 

160  000  — 


27  591  142,74 


27630000126934000!     713000,  17000' 
696000  I 


')  Derselbe  zerfällt  in  3  Kolumnen :  ordentlicher,  ausserordentlicher  Etat  und  Summe.  Der 
Vereinfachung  wegen  ist  nur  letztere  eingestellt. 


besondere  Änlelhegesetze  bewilligten  Fonds 
findet  ein  Jahresabwihlnss  nnd  demzufolge  auch 
eine  formelle  Uebertragung  Terbliebener  Be- 
stände nicht  statt. 

In  Württemberg  hat  das  Uebertragungs- 
wesen  im  Laufe  der  Jahre  sich  »ehr  ausgedehnt : ' 
neuerdings  (seit  1883,85)  ist  aber  eine  Bück-' 
Btrömunp  eingetreten.  (AVidenmeyer,  Das  würt- 
tembergische Etats-  and  Kassenwesen  S.  22  ff.) 

Der  Entwurf  eines  Eeichs^^esetzes  betreffend 
die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  1 
des  Reichs  vom  Jahre  1877  nahm  bei  den  auf! 
die  folgenden  Jahre  übertragbaren  Fonds  eine  1 
Grenze  von  2  Jahren  in  Aussicht,  auch  bei  Be- 1 
ratung  des  preussischen  St.H.G.  t.  11.  Hai  1898 . 
wurde  in  der  Kommission  ein  ähnlicher  Antrag 
gestellt,  ohne  jedoch  Annahme  zu  finden.  , 

In  Frankreich  war  das  Virement  Unwesen  ' 
seit  1861   sehr  gross;   specielle  Dekrete  des 
Staatsrats  konnten  zu  Uebertragungen  zwischen 
den  Kapiteln  in  jedem  Ministerialetat  ermäch- 1 
tigen ;  doch  wurden  bereits  in  der  letzten  Zeit 
des  Kaiserreichs  dieVirements  teils  einf^e^chränkt, 
teils  beseitigt.   Jetzt  ist  massgebend  das  G.  t.  ' 
16.  September  1871.  | 
10,  Ordentliches  nnd  ausserordent- 1 
liebes  Budget    In  dorn  ganzen  Aufbau  | 
des  Budgctü  ist  kaum  eine  ScheiiUuig  so  \ 


wichtig  und  tou  &o  tiefgreifender  materieller 
Bodeutnng  •vrie  ilie  in  onlentUches  und  ausser- 
ordentliches Budget. 

Die  Scheidimg  ist  sehr  alt,  schon  die 
fi-anzöpische  Onlonnanz  von  1314  hat  dieselbe 
verlangt;  der  Begriff  ist  aber  gleichwohl 
kein  feststehender.  Folgt  man  zunächst  der 
Praxitä,  so  emebt  sieh  folgen<le  Beobachtung: 
Das  Budget  Kommt  in  der  Weise  zu  stände. 
da.ss  je<le  anweisende  Stelle  ihren  Bedarf 
aufstoUt,  dass  diese  Detailvoranschläge  von 
der  Centralstelle  gesammelt,  gesichtet  nnd 
nai*h  mannigfachen  Abftnderungen  znr  Vor- 
lage an  die  Kammern  zusammengestellt 
■wenlen.  Es  ist  in  der  Natrir  der  Dingt'  be- 
grnndet,  dass  die  einzelne  Einniüime  und 
der  einzelne  Bedarf  einen  doppelten  Charakter 
haben  kann ;  der '  eine  Teil  ist  r^;elni&isi{r 
wiederkehrend,  der  andere  tritt  vorflber- 
geheiid,  einmal  oder  doch  imperiodif^  auf; 
es  ist  nicht  nötig,  dass  der  r^lm&siiig 
■wiwlerkehrende  Teil  auch  in  d»  Grösse 
sich  gleich  bleibe;  er  kann  sich  Sndem 
z.  B.  infolge  verschiedener  Natnrali^jpreü«, 
er  kann  sich  ausdehnen  durch  Zuragung 
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neuo'  dauernder  Arbdtskräfte,  AlteiisziUagen 
und  dera:leichen.  Es  ist  nun  überwiegend 
in  der  ^nraxis  flblich.  dasB  die  Budgets  die 
einmaligen  und  unperiodischen  Einzelb^arfe 
zusammen  in  dem  ausserordentlichen  Etat 
aufführen.  Der  ausseroi-dentliche  Etat  ist 
es,  der  auch  hauptsächlich  den  G^nstand 
parlamentarischer  Behwidlimg  und  Be- 
willigung bildet,  denn  er  enthält  fast  laiiter 
neue  PostiUate;  beim  regelmässig  wieder- 
kehrenden Teile  des  Dienstes,  dem  ordent- 
iidien  Etat,  stellt  dagegen  der  geiingste 
Teil  neue  Postulate  dar. 

Es  ist  mm  aber  sofort  klai',  dass  die 
Anschauung  über  das,  was  als  regelmässig 
und  unregelmässig  wietlerkehi-end  anzusehen 
ist,  verschieden  ist,  je  nach  der  Einheit, 
von  der  man  ausgeht  Was  vom  Gesichts- 
pimkte  eines  einzelnen  Amtes  unperiodiseh 
ist,  wird  zu  einer  regelmässigen  Massen- 
ei-scheinung ,  wenn  man  alle  Aemter  zu- 
sammenfasst.  Es  wechseln  die  Stellen  luid 
Anlasse,  aber  der  finanzielle  Ge^arateffekt 
ist  stete  der  gleiche.  In  dem  einen  Jahre 
ist  es  dies  Amt,  im  anderen  ein  anderes, 
wo  eine  baidiche  Verändenmg  notwendig 
ist;  im  einen  Jahre  ist  es  eine  Volkszählung, 
im  anderen  eine  Ausstellung,  im  diitten  ein 
UniversitatsjubilAum ,  im  vierten  eine  Epi- 
demie oder  eine  Uebei-schwemmimg,  welclie 
besondere  Ausgaben  verursacht.  Ja  würde 
man  im  staide  sein,  ein  Budget  für  5U  oder 
100  Jahre  aufzustellen,  so  wünlen  selbst  die 
ansserortlentlifhsten  imd  weitesten  Bedarfe 
in  tlic  regelmässige  "Wiederkehr  sicli  ein- 
gliedern lassen.  Infolge  der  kurzen  Perioden, 
füi'  welche  man  die  Budgets  aufstellen  niuss, 
hat  der  ausserordentliche  Betlarf  oft  aus- 
springende Ecken,  aber  im  ganzen  hat  ein 
grosser  Teil  den  Cliarakter  der  i*egelmässigen 
Wiederkehr.  In  Frenssen  z.  B.  bewegt  sich 
die  Gesamtsumme  der  einmaligen  und  ausser- 
oiilentUchen  etatsmflssigen  Ausgaben  in  der 
Regel  zwischen  3 — 5*/o  des  Orrlinai-iumB. 

Für  die  Ordnung  des  Haushaltes  im 
ganzen  sind  diese  ausserordentlichen  Bedarfe, 
soweit  sie  in  ihrer  Gesamtheit  eine  Wieder- 
kehr und  nicht  rentierende  Kapitalinvesti- 
tionen darstellen ,  nicht  anders  anzusehen 
als  die  ordentlichen  auch.  Die  Pi-axis  hat 
das  auch  instinktiv  lierausgefühlt. 

In  der  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  ist 
man  sich  darüber  klar,  dass  gewisse  sogenannte 
ausserordentliche  Ausgaben  den  ordentlichen 
gleichzustellen  sind.  Im  Königreich  Sachsen 
werden  seit  Mitte  der  70  er  Jahre  in  das  ausser- 
ordentliche Budget  nur  diejenigen  Ausgaben 
aufgenommen .  wel(^e  entweder  direkte  Mehr- 
einnahmen hervorbringen  oder  nachhaltig  den 
Nationalwohlstand  erhöhen.  Bauten  und  Honstige 
ausserordentliche  Aufwendungen,  die  in  ihrer 
Masse  regelmässig  wiederkehren,  werden  gleich 
in  den  ordentlichen  Etat  eingegliedert. 

Aehnlich  Hegt  die  Sache  in  Württem- 


berg, wo  man  eine  strenge  formelle  Scheidung 
im  Budget  gar  nicht  einmal  kennt;  viele  der 
einmaligen  Ausgaben  werden  im  Finanzgesetze 
oder  in  besonderen  Gesetzen  geregelt  und  teils 
hierfür  die  Vermögensbestände  der  Kasseuver- 
waltung,  teils  (namentlich  bei  ausserordentlichen 
Anfwendongen  der  Verkehrsanstalten)  Kredit 
in  Anspruch  genommen.  In  Bayern  hat  das 
Budget  die  zwei  Bubriken  ordentliche  und 
ausserordentliche  Anseaben  und  Einnahmen. 
Die  ersteren  stellen  näi  als  einmalie^e  Ausgaben 
der  verschiedenen  Aemter  und  Stellen  dar,  die 
in  der  Gesamtsamme  in  der  Regel  zwischen 
4 — 5  Millionen  ausmachen  und  den  ordentlicbeu 
Ausgaben  hinsichtlich  der  Deckung  vollständig 
assimiliert  werden.  Wenn  die  einmaligen  Aus- 
gaben in  besonderer  Höhe  sich  geltend  machen, 
so  werden  sie  von  den  übrigen  ansserordent- 
licben  Ausgaben  abgetrennt  und  im  Financ- 

fesetz  speciell  geregelt.  Es  ist  dies  besonders 
er  Fall,  wenn  ans  einer  früheren  Finanzperiode 
grosse  ErQbiignngen  vorliegen,  auf  die  man 
zurückgestellte ,  aber  wünschenswerte  Extra- 
ausgaben  anweist  oder  die  man  an  Stelle  be- 
willigter Anleihen  treten  lässt.  So  bat  der 
Finanzgesetzentwurf  ^ro  1890  und  1891  über 
11  Millionen  fUr  einmalige  Ausgaben  be- 
stimmt. Analog  ver&hrt  man  in  Baden  und 
Hessen. 

Das  prenssische  Budget  scheidet  die 
Ausgaben  m  2  Gruppen :  1.  dauernde  Ausgaben, 
2.  einmalige  und  anaseroidentliehe  Ausgaben. 
Diese  zweite  Grunpe  ist  in  sich  nicht  weiter 
differenziert ;  es  fallen  darunter  die  verschiedenen 
Landbaiiten,  die  Errichtung  neuer  Eisenbi^nen, 
Meliorationen,  besondere  Schuldentilgungen  n.s.w. 
Je  nach  der  Natur  dieser  .\nsgaben  und  je  nach 
der  Lage  des  Haushaltes  wird  die  zweite  Gruppe 
ganz  oder  teilweise  dem  Ordinarinro  assimiliert, 
für  den  Rest  werden  Kredit  oder  andere  ausser- 
ordentliche Einnahmen  mit  in  Anspruch  ge- 
nommen. Daneben  werden  auch  noch  ausserhalb 
des  Etats  in  besonderen  Gesetzen  ausserordent- 
liche Verwendungen  verlangt,  z.  B.  Eisenbahn- 
bauten, Vennehrung  von  Betriebsmitteln,  die 
meist  sehr  stessweise  erfolgen  und  Anlehen  be- 
dingen. 

Alle  die  vorstehenden  Beispiele  lassen  er- 
sehen, dass  die  Praxis  das  Bedürfnis  empfindet, 
unter  den  ausserordentlichen  Ausgaben  einen 
Unterschied  zu  machen.  Es  ist  ein  Vorzug  der 
Budgetaufstellung  des  Deutschen  Reichs, 
dass  es  diese  Scheidung  auch  formal  deutlich 
zum  Ausdruck  zu  bringen  sucht.  Dasselbe 
unterscheidet  fortdauernde  und  einmalige  Aus- 
gabe, letztere  zerlegt  es  in  einmalige  Aus- 
gaben des  ordentliehen  nnd  des  ausserordent- 
fichen  Etats.  In  den  letzteren  werden  Ans- 
fifaben  eingestellt,  bei  denen  man  eine  periodische 
Wiederkehr  als  ausgeschlossen  betrachtet,  also 
z.  B.  die  Kosten  für  Änschaffnng  oder  Um- 
wandlung von  Geschützen,  für  den  Bau  neuer 
Kriegsschiffe  etc.  Dabei  bleibt  es  natürlich  ganz 
eine  Frage  für  sich,  ob  diese  Annahme  über 
die  Nichtperiodicität  eine  zutreffende  ist  oder 
nicht;  die  Erfahrung  beweist  leider  das  letztere; 
es  folgen  sich  die  technischen  Umgestaltungen 
im  Knegswesen  so  schnell,  es  ergeben  sich  so 
oft  Neuorganisationen  in  der  heutigen  rasch 
lebenden  Zeit,  dass  der  grösste  Teil  der  ein- 
maligen ausserordentlichen  Ausgaben  den  ein- 
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maligeo  ordeQtUcheQ  hätte  angeBcblossen  werden 
dÜrfen-M 

Eine  analoge  Scheidung  wie  dos  deutsche 
Bndget  hat  das  nngarische.  Koloraan  Szell 
hat  sie  1876  in  das  ungarische  Budget  einge- 
führt. Dasselbe  kennt  ordentliche  Ausgaben, 
InterimB-  oder  transitoriBohe  Ausgaben  and 
Investitionen.  Das  Verhältnis  der  drei  Posten 
war  z.  B.  nach  dem  Budget  von  1889  33  Mil- 
lionen (iulden,  4  Uillionen  Golden  und  13  Mil- 
lionen Gulden. 

Nach  Voi-stphoiidera  cnfäbe  sich  al.-* 
Resultat,  dass  für  die  Untei-sK-hpidung  al.« 
massgebend  dit"  Pcriodicität  zu  ln'ti-acliten 
ist,  jtHla-h  dicso  nicht  gt_"mt'ss4'n  an  dor 
individucllpn  Ei-srhoinung  den  finz-ehion 
Budg('tpost*'ns.  soiideni  gciiiesscn  vom  Stand- 
punkt lies  gi'samU'n  Haushalts.  AJlo  Ein- 
nahmen und  Allsgaben,  welche  vom  Stanii- 
punkt  dos  jit^inten  Haushalts  ungefähr 
(d.  h.  unter  B(»rflcksichtigimg  di's  dun-h  die 
allmähliche  Entwickelung  be<iingten  Wachs- 
tums) regelmässig  wiederkehivn,  sind  dorn 
ordentlichen  Etat  zuzuwei.-H'n ,  die  übrigen 
dem  ausseronlentlichen. 

Diese  Auffassung  berührt  sich  ziemlich  mit 
der  von  Schäffle.  Er  definiert  den  ordentlichen 
Staatsbedarf  als  „den  Inbegriff  der  Geldbedarfe  für 
den  in  jeder  FinanzperiMe  im  selben  Umfange 
regelm&tsig  wiederkehrenden  Teil  des  Dienstes 
der  Sffenthch-rechtlich  nud  etatamäuig  einheit- 
lichen Glieder  der  Staatathätigkeit  (Dienst- 
zweige^  Dienstesabteilungen)**.  „Der  ausser- 
ordentliche Bedarf  ist  der  Inbegriff  der  dienst- 
lichen Geldbedarfe  teils  für  die  deu  regelmässigen 
Dienstesumfanc;  erheblich,  nur  nicht  in  alljähr- 
licher Wiederkehr  Übersteigenden  Leistungen 
der  alljährlich  wiederkehrenden  Dienstzweice, 
teils  und  namentlich  für  alle  LeistuDgea,  welche 
weder  generell  noch  speciell  regelmässig  wieder* 
kehren,  sei  es,  dass  sie  nur  einmal  vorkommen, 
sei  ea,  dass  sie  nur  in  unregelmässiger  Periodici- 
tftt  wiederkehren."  Erläuternd  wird  beigefügt: 
-Absichtlich  bezeichnen  wir  als  Komponenten 
des  ausserordentlichen  wie  des  ordeuUichen 
Staatsbedarfs  die  Gesamtbedarfe  der  einzelnen 
selbst&idigen  Dienst  z  w  e  i  e  (?)  während  der 
finanzgesetzlichen  Wirtschaftsperiode,  sei  nun 
dieser  Dienst  sachgemäss  gegliedert  oder  nicht, 
enger  oder  weiter  umrahmt.  Wir  gehen  vom 
Gesamtdienst  der  etatsmässig  einheitlichen 
Staatsthätigkeiten ,  nicht  von  den  Individual- 
bedarfen  Jedes  einzelnen  Beamten  oder  Amtes 


Die  änmaligen  Ausgaben  des  ausser- 
ordentlichen  Etats  für  Heichsheer  und  Marine 
allein  betnigen  nach  den  Rechnungen  und  Ueber- 
sichten  189Ö;B1— 96/97  rund  303,  120,  118,  129, 
98,  54,  Ö6  Millionen  Hark ;  ähnlich  in  den 
früheren  Jahren.  Die.se  Beträge  hätten  nicht 
auf  Anleihen  verwiesen  werden  sollen;  nur 
wenn  die  Summe  so  emporschnellt,  wie  z.  B. 
1890/91,  lässt  sich  die  Kreditbeanspruchung 
rechtfertigen,  aber  so,  dass  die  Summen  in 
9—10  Jah  reu  wieder  hätten  getilgt  w^en 
sollen.  Es  eignet  sich  hierzu  eine  Schuldform, 
wie  sie  die  Engländer  in  ihren  Exchequer  Bonds 
haben. 


derselben  Art,  noch  viel  weniger  vom  Bedarf  für 
einzelne  Leistaneen  jedes  Beamten  oder  jeder 
Anstalt  ans.  8^on  jetzt  ergiebt  »ich  in  den 
StaatsToranschlägen  und  Rermiangsabsclilttssen 
wegen  der  ungleichmässigen  bald  sehr  weiten, 
bald  sehr  engen  Abgrenzung  der  verschiedenen 
Abteilungen,  Kapitel,  Titel  und  Paragraphen 
eine  grossere  Zfihl  kleiner  ausserordentlicher 
Bedarie,  welche  gleichwohl  im  ganzen  alljähr- 
'.  lieh  und  ziemlich  gleichm&ssig  wiederketüend 
I  faktisch  ordentliche  Bedarfe  darstellen."  Schäffle 
!  wünscht  deshalb  c.  B.,  dass  mau  die  generell 
I  immer  wiederkehrenden  Arten  Ton  Geldbedarfen 
für  Subventionen^  Gtarantiesuschüsse,  Agiover- 
luste,  Stromregnherungen,  Bauten  etc.  als  be- 
sondere ordentlicbe  Dienste  der  Ministerien  aus- 
scheide. Dem  ordentlichen  nnd  ausserordent- 
lichen Ausgabeetat  entsiniclit  auch  der  Unter' 
schied  des  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Einnahmeetats.  Als  ordentliche  Deckungsmittel 
erscheinen  nach  Schäffle  jene  im  Staatsverm^en 
schon  angehäuft  gewesenen  oder  aus  dem  laurai- 
den  Finanz-  und  Yerwaltan^sdieuste  dem  Staate 
einkommenden  GQterbestiMe,  weldie  Periode 
um  Periode  ans  ständigen  VermSgensstSmmen 
und  Einnahmeqnelloti  —  bei  der  bis  anf  weiteres 
geltenden  RegnliemDe  des  Vennteenasebraadies 
und  der  Einnahmequdlen  —  für  die  Beatreitiiiig 
des  Staatsbedarfs  verfUgbar  werden.  Es  sind 
dies  heutzutage  in  erster  Linie  die  Sceuerein- 
gänge,  welche  ans  ständigen  Steuern  bei  ge- 
gebener Regulierung  einüben:  dann  die  Em- 
gänge  aus  der  Selbstbewutschaftung,  Verpach- 
tung, Yennietung  und  Ausleihung  von  Staats- 
vermögen ;  weiter  die  Gebühren  aus  allenZweigen 
des  Verwidtnngsdienstes,  die  Eingänge  aus  den 
periodisch  ausgemusterten  StaatsTomfigens- 
beständen,  endlitm  die  forUanfenden  BeitzSge 
von  Korporationen.  Ausserordentliche  Be- 
deckungen sind  jene  zur  Deckung  des  Staats- 
bedarfs verfügbar  werdenden  Geldsummen, 
welche  aus  nicht  regelmässig  wiedelkehrenden 
Vermügensansscheidangen  und  aus  nicht  fort- 
laufend benutzten  Einnahmequellen  bezw.  ans 
den  fortlaufenden  Einnahmequellen  durch  eine 
nicht  regelmässig  wiederkelu<ende  (?)  Höhe  der 
Regulierung  erzielt  werden.  Dahin  gehören 
also  die  durch  Darlehen  flOsaig  gemachten 
Summen,  sofern  das  Darlehen  nicht  zur  ständigen 
Deckung  chronischen  Deficits  ausgeartet  ist^Pi; 
die  Einstellimg  von  Barbeständen  an  disponibeln 
Aktivresten ,  Schatzgeldem ,  VorschussrÖck- 
empfängen  und  freien  Beiträgen  der  Korpo- 
rationen, Vereine  und  Privaten;  weiterhin  die 
Erlöse  aus  veräusserten  Anlage-  und  Betriebs- 
werten, z.  B.  auch  besondere  Holzschläge :  ferner 
die  Zugänge,  welche  ans  dem  nicht  regelmässig 
wiederkehrenden  Dienste  der  Verwalton^zweige 
von  Kontributionen,  EriegsentschSoignn^n 
hervorgehen;  endlich  jene,  welche  ans  an- 
maligen oder  nicht  fortlanfendoi  Abgaben- 
erhöbungen  des  Finanzdienstes  herrühren 
wie  die  einmaligen  oder  doch  nur  für  eine 
Reihe  von  Jahren  berechneten  Stenerzu- 
schläge  nnd  GebUhraierhöhungen ,  Steneranti* 
cipationen  etc. 

Man  kann  gegen  die  obige  Auffassung 
einwenden,  dass  es  einen  Aufwand  giebt 
der,  gerade  vom  Standpunkt  des  Qti^tt- 
liaushältd  gemessen,  audi  einen  iterativeu 
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Charakter  hat^)  unrl  doch  ganz  allgemein 
nicht  zum  ordentlichen  Etat  gei-echnet  wird ; 
PS  pind  dies  die  fast  regelmässig  in  heutigen 
Budget*!  auftretenden  bedeutenden,  wenn 
auch  oft  sehr  schwankenden  Bedarfe  für 
neue  Yerkehi-smittel  und  andere  werbende 
Änla^n.  Dieser  Einwand  hat  seine  Be- 
rechtigung und  zeigt,  das»  man  in  gewisser 
Beziehung  auch  dea  Ven\-endungf!zwe('k  mit 
berücksichtigen  musp,  wenigstens  insoweit, 
als  es  sieh  um  j-ontierende  Kapitalanlagen 
handelt.  Diese  ti-eten  aus  dem  Oi-dinarium 
heraus,  es  ist  ein  Aufwand  eigener  Äi*t,  der 
im  Gegensatz  zu  den  andei-eii  Ausgaben 
seine  Deckung  sozusagen  in  sich  ti-ägt. 

Wie  oben  bereits  gezeigt ,  behandelt 
diesen  Aufwand  und  seine  Deoknng  die 
Praxis  mm  Teil  auch  ganz  für  sich,  einige 
Staaten  haben  daflh'  sogai*  eine  eigene  Rubrik 
bezw.  eigenes  Budget,  -vrie  Ungarn  die  In- 
vestitionen, und  auch  Theoretiker  wie  Seidler 
plädieren  für  ihi-o  Absondenmg  sowohl  aus 
dem  Ordinarium  als  Extraordinarium.  Will 
man  dies  nicht,  so  ist  es  jedenfalls  am 
besten,  diesen  Bedw^  als  eine  Unterabteilung 
des  Extraonlinaiinms  anzusehen. 

Ebenso  gehören  deshalb  auch  SchuM- 
aufnahmen  für  rentierende  Vei-mfigensan- 
lagen,  obwohl  sie  einer  dauernden  Wieder- 
kehr fähig  sind,  Dicht  zu  den  ordentlichen 
Einnahmen. 

Bekauitlich  legt  Ad.  Wagner-)  grossen 
Wert  daranf,  daas  man  die  Wirkaagea  des 
Finanzbedarfs  mit  heranziehe.  Der  Lmstand, 
ob  diese  in  der  Finanzperiode  sich  ausschliess- 
lich 'oder  doch  vornehmlich  konsumieren  oder 
nicht,  erscheint  ihm  als  „der  wesentlichste"  für 
die  Scheidung  von  ordentlichem  und  ausser- 
ordentlichem Bedarf.  Er  bezeichnet  demgemäss 
als  ausserordentlichen  Finanzhedarf  im  allge- 
meinen oder  weiteren  Sinn  den  „unperiodisch, 
im  grösseren  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  stattfindenden  Aufwand  an  Gütern,  dessen 
W^knngen  notwendig  oder  regelmässig  über 
die  laufende  Finanzperiode  hinftherra^en  und 
dessen  baldiger  Wiedereintritt  gewöhnlich  nicht 
zu  erwarten  ist" ;  diesen  Aufwand ,  „der  die 
Grundlage  einer  dauernden  Nutzung  ist",  sieht 
Wagner  sowohl  in  den  Privatwirtschaft!  ichen 
als  in  den  staalswirtschaftlichen  Kapitalanlagen. 
Neben  dem  ausserordentlichen  Aufwand  im  all- 
gemeinen oder  weiteren  Sinn  unterscheidet 
Wagner  dann  noch  einen  solchen  im  eigent- 
lichen oder  engeren  Sinn,  es  ist  nach  ihm  der- 
jenige, „welcher  vorttbergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig 


Veräusserangen  rentierender  Vermögens- 
hestandteile  wird  mau,  wenn  sie  auch  oft  lange 
fortdauern,  diese  Eigenschaft  absprechen  mUssen, 
weil  sie  einer  dauernden  Wiederkehr  nicht  fähig 
sind;  dasselbe  gilt  von  den  chronischen  un- 
prodaktiven  Schulden. 

Finanzwissenschaft  Bd.  I  j|  62— ß4;  der- 
selbe in  SchOnbergs  Handb.  4.  Aufl.  (Tab.  1897) 
3.  Bd.  S.  781  f. 


der  Yerwirklichnng  der  öffentlichen  oder  Staats- 
zwecke entgegenstellende  Schwierigkeiten  ver- 
ursacht wird  and  sich  dann  regelmässig  als  ein 
entsprechender  definitiver  Verlust  an  Sach- 
gDtem  fBr  die  Volkswirtschaft  darstellt,  dem 
wenigstens  in  der  Regel  kein  materieller  oder 
immaterieller  Gegenwert  wie  im  ersten  Fall 
gegenübersteht",  Beispiel  Kriegsaufwand. 

So  geistvoll  diese  Darlegung  ist,  so  vermag 
ich  mich  ihr  doch  nicht  ganz  anzuschliessen ; 
bei  der  Auffassung  des  ansserordentlichen  Etats 
im  allgemeinen  Sinn  ist  doch  vom  praktischen 
Standpunkt  äusserst  misslich,  dass  man  ent- 
scheiden soll,  ob  and  inwieweit  derselbe  als  eine 
staatawirtschaftliche  Kapitalanlage  anzusehen 
ist  oder  nicht :  das  ist  vielfach  gar  nicht  mög- 
lich; allein  abgesehen  davon  ist  es  bedenklich, 
diese  sogenannten  Immaterialkapitalien  zn  ansser- 
ordentlichen Ausgaben  zu  stempeln,  da  man  zu 
leicht  damit  der  Neigung,  möglichst*  viel  in 
diesen  Etat  und  auf  Schuldaufnahme  zu  schieben, 
entgegenkommt.  Die  Nntzwirknng  dieser  staats- 
wirtschaftiichen  Kapitalanlagen  ist  oft  hinsicht- 
lich ihrer  Dauer  nicht  zu  bemessen,  nicht  selten 
sind  sie  gegen  die  ursprüngliche  Annahme  von 
nur  kurzer  Dauer,  unter  Umständen  sogar 
negativer  Art,  denn  es  giebt  auch  da  oft  rechte 
Fenlgriffe,  nnd  jedenfalls  treten  immer  wieder 
neue  analoge  Forderungen  in  unserer  rasch 
konsumierenden  Zeit  nnd  rasch  sich  wandelnden 
Gesellschaft  auf,  so  dass  man  besser  thnt,  soviel 
wie  möglich  den  Aufwand  hierfür  zum  Ordi- 
narium zu  rechnen.  Die  Erfahrung,  wohin  im 
Deutj^chen  Reich  die  .\uffa3SUTig,  wonach  neue 
Bewaftnungssysteme,  Hersteilung  oder  Erweite- 
rung der  Kriegsmarine  und  dergleichen  als  „Im- 
materialkapital"  und  ausserordentlicher  Bedarf 
angesehen  werden  sollen,  geführt,  ist  nicht  ver- 
lockend: es  ist  ein  grosses  Qnantnm  Schulden. 

Eine  uidere  Scheidung  des  ordentlichen  nnd 
ansserordentlichen  Budgets  versnobt  Seidler, 
er  rechnet  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche 
im  Finanzplane  vorgesehen  waren,  zum  ordent- 
lichen^ die  aasserfinanzplanmäsaigen  Ausgaben 
und  Einnahmen  dagegen  zum  ausserordentlichen 
Budget.  Sie  fallen  wie  Meteore  in  die  regel- 
mässigen Krei.se  der  periodisch  erscheinenden 
Einnahmen  nnd  Ausgaben.  Diese  Auffassung 
hat  den  Vorzug,  dass  anch  bei  ihr  nur  gewisse 
ansspringende  Punkte  in  den  ansserordentlichen 
Etat  fallen,  sonach  das,  was  nnr  scheinbar 
ausserordentlich  ist,  dem  ordentlichen  Etat 
assimiliert  ist.  Misslich  bleibt  aber,  dass  der 
Finanzplan  doch  zu  unbestimmt  ist,  auch  zu 
sehr  steten  leisen  Aenderungeii  unterliegt,  um 
ihm  eine  normative  Funktion  in  dieser  Hinsicht 
zuzuteilen.')  Auch  giebt  es  künftige  Erforder- 
nisse, die  dem  Finanzplan  nicht  fremd  zu  sein 
und  doch  nicht  in  den  ordentlichen  Etat  aut- 
genommen zu  werden  brauchen :  man  denke  nnr 
an  das  aeinerzeitige  Freycinetsche  Bauprogramm. 

Dagegen  hat  neuestens  W^illgren  eine 
Unterscheidung  aufgestellt,  die  im  wesentlichen 
sich  mit  meiner  Auffassung  deckt,  wenn  sie  anch 
formell  anders  ausgedrückt  ist;  er  sagt*):  „Im 
allgemeinen  kann  man  sa8;en,  dass  das  ordent- 
liche Budget  diejenigen  Erfordernisse  umfassen 

M  Willgren,  Das  Staatsbudget  1899  S.  62. 
Ebenda  S.  ö3. 
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BoU,  welche  aus  dem  normalen  Betriebe  der 
Btaatlichen  Aufwandzweige  hervorj^ehen ,  ohne 
stehende  Kapitalanlagen  anderer  Art  zu  nein, 
als  flir  dietien  Betrieb  erforderlich  und  davon 
nnmittelbar  bedingt  ist  (z.  B.  Dienstgebäude), 
und  diejenigen  Einnahmen,  welche  auf  den  Ver- 
mügensbestnnd  des  Staate»  keinen  nachteiligen 
Einflass  ausüben.  Das  ausserordentliche  Budget 
dagegen  umfasst  deigenigen  Bedarf,  welciter 
Uber  den  Rabmen  der  normalen  Erfordernisse 
hinausfällt,  z.  B.  behufs  Herstellnng  stehender 
mit  dem  normalen  Staatshaushalte  nicht  un- 
mittelbar zusammenhängender  Kapitalanlagen, 
und  diejenigen  Staatseinnahmen,  welche  nur 
durch  Vermindermig  des  aktiven  oder  Ver- 
gritsserung  des  passiven  StaatsTermfigens  er- 
zielt wenien  künnen."  Was  Willgren  als  Normal- 
erfordemis  bezeichnet,  ist  in  der  Hauptsache 
da^i  nämliche,  was  ich  mit  dem  „ungefähr 
periodiscli  wiederkehrenden"  bezeichne,  und  be- 
züglich der  Ausnahmen  stehen  wir  auch  auf 
demselben  Boden.  Eine  gewis.-ie  Unbestimmt- 
heit bleibt  bei  jeder  Unterscheidung. 

Je  ficliäi'ftT  man  <b's  wirkliL-lu-n  Cliai-aktors 
der  vt'rschit^iotu'ii  AnsiralM^ii  sich  Ix'wusst 
ist,  um  so  sichoitT  winl  auch  das  Urtfil 
fllwr  dio  Art  der  Dt'ckiiiig.  um  so  solidor 
winl  di*'  Wirtscliaft.  Es  ist  hitM-  niclit  der 
Kaum ,  um  eine  vollständige  Tln^Tie  der 
Do<*kung  zu  gi'Iien.')  Es  ist  hier  nur  soweit 
(laiauf  «'in/.ug(>hi>n.  als  die  Gli<H)eruug  d4>s 
BHilg<'ts  hierfür  bwleutsam  ist. 

Es  soll  nun  gleich  zugesrehcn  werden, 
(lass  aus  "liT  Schei<lunff  des  liinlarfs  keine 
sehhH'lithiiiige .  keine  strikte  D<x:kungsn'frel 
abgeleitet  wonlen  darf;  es  ist  sellist  an- 
gt>sielitK  flvv  stivngi'i-en  Auffassung  über  das 
Onlinaiüum,  die  hier  vertivten  wcmlen  ist. 
unrichtig  zu  sagen;  »in  allen  Fällen  onlent- 
liehe  Divkiing  für  die  onieiitlicheii  Bedarfe. 
aussemrdentliclio  Deckung  füi*  ausserrmlent- 
liclie  odei"  für  gewisse  (produktive)  ausser- 
onlentiiche  Bi^lai-fe».  Die  Fragte  der  Dwkting 
ist  to'ine  rein  wiitsehaftliche.  soudein  zu- 
gleich eine  iiolitische ;  sie  niuss  nach  tler 
Qesamtheit  aller  für  d(>u  Staatsinaim  I>e- 
aelitenswerteu  Voraussetzungen  geMÜrdigt 
sein,  ähnlich  wie  ja  auch  Ihm  der  Walil  der 
direkten  uml  indii-nkten  Steuern  der  Staats- 
mann die  Grösse  der  Widerstände  berück- 
sichtigt, die  im  einen  oder  andei-en  Falle 
bei  den  Steuerknlften  zu  überwinden  sind. 
AVenn  also  z.  H.  in  Krisen,  Kriegen.  Revo- 
lutifinen  sielien  magen-  Jahi'e  die  onleiit- 
li(^hen  Derkiinirsuiittel  einsehwimien  lassen 
und  ohne  t^'^fiiiiflicliste  Ei-scliütterungeu  des 
Staats-  und  Gesellscbaftslebens  niclit  ver- 
mehrt und  gesteiyert  worden  können,  ist 
ausseronlent liehe  Deckiuig  am  Platze.  Eben- 
w)  gewiss  ist,   da.ss  die  Anwejulung  der 


')  Natürlich  auch  nicht  der  Raum  fUr  die 
von  Waguer  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  in 
Bezug  auf  die  vergleich.s weise  Wirkung  von 
Steuern  und  Anleihen  iSchünbergs  Handb.  4. 
Aufl.  1897  S.  7Ö4  ff.). 


ausseronlentlichen  Dockimgsmittel  nicht  auf 
den  pi-oduktiven  ausseronlentlichen  Be<larf 
beschränkt  wenien  kann.  Kriege .  Uelw- 
sehwemniungen  und  dei^leichen  erfordern 
plötzlich  so  hohe  Jütfa^l,  dass  die  Steuer- 
träger, zumal  bei  der  den  Steuern  ankleben- 
den UnviiUkonmienheit,  ewlnu-kt  würden. 
Nicht  einntal  das  kann  schlechtweg  zuge- 
geben wenien,  dass  der  pirKluttive  ausser- 
onientli^-he  Bedarf  immer  durch  Kredit  ge- 
deckt wenien  müsste.  Man  muss  wünschen, 
da-^s  in  guten  Zeiten  das  Staat«vermÖgeii 
wachse,  clamit  der  Staatsliaushalt  in  sc^hlech- 
tei-en  auch  wie<ier  leichter  marst^liieiie.  Ob 
das  durch  Verwendung  von  ordentlichen  Ein- 
nahmen für  St^htüdentilgimg  oder  zu  pro- 
duktiven Investierungen  geschieht,  läuft  auf 
rlassellie  hinaus.  Und  die  gesunde  Praxis 
verfährt  auch  danacli.  WürttemlKr^  hat 
z.  B.  1S."»5  bis  1887  7U  Millionen  Mai'k  des 
aus  den  Uelterschflssen  der  onleutliuhen  Ein- 
nahmen entstandenen  Restvermt^^ns  ver- 
wendet, nml  zwai-  22  Jlillionen  zur  Doctoing 
von  Deficiten,  alwr  auch  23  Millionen  für 
den  £istMi))almbau.  l\i  Killionen  für  Post 
und  Telegraplien.  Bayern  hat  aus  den  Er- 
übrigimgtm  der  Reehnung  rat)  1895  18.4 
Millionen  für  Fest-  und  ^useubahnbanten 
verwendet  etc. 

Der  iK)litisehe  Gesichtspunkt  seheint  zn 
einer  Verwas{:hung  der  Grenzlinien  zuführen 
iiud  nichts  weiter  zu  bringen  als  den  Ge- 
nieinjilatz:  die  D»^;kung  sei  <lie  l)este,  welche 
Gegi'nwart  und  Zukunft  eines  Volkes  am 
meisten  föniert.  Allein  dem  ist  doch  nicht 
so.  Der  [wlitisclie  GesichtspuTikt  schliefst 
die  volkswirtschaftliche  Rücksichtnahme 
niclit  aus.  Eine  echt  iwlitische  Auffassmig 
<les  Doi'kungs Wesens  winl  sehr  wohl  im 
Auge  Mialten ,  dass  die  ganze  Erfüllung 
der  Staatsaufgabe  gefährdet  ist.  wenn  in- 
folgi^  ewigen  Schuldenmat^hens  die  Steuei-- 
kraft  im  Beilarb.^  der  Staatssciudd  aufgeht, 
und  dass  deshalb  für  gewöhnliche  Zeit  je^le 
Ansti-enguug  sich  i-echtiertigt,  um  die  onlent- 
lichen  Einnahmen  in  sat-iigemässeui  Ver- 
hältnis zu  einer  dem  onlentUehen  u  n  d 
anssemnlentliclien  StaatÄl)e*larfe  i)erio(ien- 
weise  genügt^nden  Entwickehuig  zu  bringen. 
Will  man  das  weiter  zergliedern,  so  kaiui 
man  mit  Schäffle  sagten : 

»Die  Dun-hfühnuig  des  Deckiingswesens 
des  dauernden  Finanzgleichgewichts  löst  sich 
in  zwei  Reihen  von  Aufgal>en  auf.  in  die 
Aufgabe  nachhaltiger  voller  Gesamtdectomg 
des  G  e  s  a  in  t  bedaHs  der  in  einander  über- 
laufenden Hanshaltffltmmgen  längerer 
Perioden  und  in  die  l»ei  den  Jahres- 
bilanzieniniren  zu  lösenden  Au^b«?n.  Das 
winl  envicht  dadurch,  dass  in  mittelguten 
Jahren  jenes  (lnr(;hschnittliche  onlentliche 
Einkommen,  welches  die  gegebene  Steuer- 
entwickelung en-eieht  hat,  ausreiclw,  um 
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reichlich  den  durchschnittlichen  Geldbetrag 
aller  OKientUdhen  Bedai-fe,  die  bescheideneren 
ausserordentlichen  Bedarfe,  welche  nnver- 
schieblich  sind,  die  schwebende  Schidd 
schlechter  Vorjahi-e,  endlich  mässige  ausser- 
ordentliche Tilgungen  der  Schulden  und 
Zubussen  selilechter  Yoi-jahre  zu  decken, 
nm  in  den  günstigen  Jaliren  und  Jalu-es- 
reihen  bewegUche.  aber  kräftige  Tilgungen 
der  Schidden  und  Zubussen,  Deckungen  der 
verschobenen  grossen  und  kleinen  ausser- 
ordentlichen Bedarfe,  Ersätze  der  Schatz- 
leg\mgen  neben  voller  Deckung  des  onlent- 
lichen  Gesamtbedarfs  diu-clizuf iüiren ;  da^s 
in  den  schlechten  Jahi'en  von  den  statt- 
haften ausseroi-dentliehen  Finanzdeckungen 
von  ihnen  jedoch  nur  in  dem  politiscli  und 
volkswii-tschaftlich  unerlässliehen  Ausniasse 
Gebrauch  geinaclit  -weitle,  endlich  dass  die 
ordentlichen  Einnahmen  möglichst  stetig 
entwickelt  und  dass  die  statthaften  ausser- 
ordentlichen Zuschläge  zu  den  näher  Ije- 
zeichneten  Stenern  weiler  in  schlecliter  noch 
in  guter  Zeit  früher  nachgelassen  werden, 
als  die  kräftige  Tilgung  der  Scliiüden,  der 
Ersatz  der  Zubussen,  die  Nachholung  auf- 
geschobener aiisserordeiitlicher  Bedarfe  völlig 
gesichert  ist.« 

Es  leuchtet  ein,  dass  für  eine  sorgfältige 
Äbwägimg  nach  diesen  Richtungen  die 
Gliedermig  in  Ordinariura  und  Exti-aordi- 
narium  und  die  Ünterglieflerungpn  derselben 
keineswegs  gleichgiltig  sind;  ja  schon  ilie 
strengere  Anffassung  des  Extraordinaiiuras 
allein  bedeutet  eine  eminente  Ausgleichung 
guter  und  schlechter  Zeiten.  Das  dem 
ordentlichen  Etat  assimilierte  sogenannte 
ausserordentliche  Budget  stellt  eine  Art 
latenten  Reservefonds  dar ;  viele  Bauten 
imd  andere  einmfdlge  Ausgaben  lassen  zeit- 
liche Verschiebungen  zu;  wenn  die  Ein- 
nahmen in  Krisen  znsammenschwinden, 
lassen  sich  leicht  an  dieser  Stelle  Ersi>a- 
rungen  machen,  und  man  hat  nicht  nötig, 
die  Stenern  zu  erhöhen  in  einer  Zeit,  wo 
das  am  schwersten  empfunden  winl.  (Vgl. 
meine  Studie  über  den  preussischen  Staats- 
haushalt in  den  Jalu-en  1878/79—1887/88, 
Finanzai-chiv  1887,  S.  294.) 

Wie  wichtig  die  Stelinng  and  richtige 
Würdignng  des  ftoBBerordHitUchen  Etata  für 
die  ganze  Ordnung  des  Haushalts  werden  kann, 
Hesse  sich  an  der  Geschichte  zahlreicher  Staats- 
hanshalte  verfolgen;  sehr  interessant  ist  in 
dieser  Hinsicht  die  Frankreichs,  vgl.  darüber 
Stourm,  Le  budget,  son  histoire  et  son  mecanisme 
3«  6d.,  Paris  1896,  und  im  Anschluss  daran 
Heckel,  Budget  1898  S.  46  ff. 

U.  VolEnig  des  Budgets.  Naolulem 
das  Budget  von  den  Kammern  votioi-t  und 
diu"ch  das  Finanzgesetz  sanktioniert  ist,  be- 
darf es  des  thatsäclilichen  Vollzugs.  Es 
erfolgt  die  Eröffnung  der  Kredite, 
d.  h.  den  einzelneu  BehOixlen  und  Stellen 


werden  von  der  Centralleitimg  auf  ^  Grund 
des  Staatshanshaltsetats  und  der  mit  dem- 
selben festgestellten  Spedaletats  die  Summen 
bezeichnet,  über  welche  sie  verftteen  dürfen, 
und  den  Kassen  die  entsprechenden  Befehle 
gegeben.  In  den  hierbei  hinausge^benen 
Verwaltungs-  oder  »Kassenetats«  smd  für 
die  ausfühi-enden  Behöwlen  und  Kassen  die 
ihnen  zustehenden  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  dem  Rahmen  der  durch  diese  Etats  fest- 
gestellten  Kapitel  und  Titel  in  Ansatz  ge- 
bracht. Bei  dieser  Verteilmig  der  bewilligten 
Summen  besteht  innerlialb  des  einem  Special- 
votnm  unterlegenen  Beti-ags  volle  Freiheit 
Wenn  also  z.  B.  das  bayerische  Budget  pro. 
1890  für  die  Landgerichte  2  277  264  Hark  ordent- 
liche Ausgaben  aufweist  und  dieses  Kapitel  iu 
zwei  Paracraphen  teilt:  persfinliche  Ausgaben 
mit  1984074  Mark,  sachliche  Ausgaben  mit 
293190  Mark,  die  persSnlicben  Ausgaben  wieder 
in  2  Titel,  die  sachlichen  in  4  Titel  zerlegt, 
unter  letzteren  den  Titel  1:  Kanzleikosten  und 
Regieerfordernisse  mit  125000  Mark,  den  Titel  3: 
Gerichtaschreibereikosten  mit  160000  Mark  an- 
führt, so  ist  die  Art  der  VerteÜung  des  Titels 
1  und  Titels  3  frei  und  Sache  der  Verwaltung. 

Ueber  die  einzelnen  Verwendungsakte, 
welclie  <lie  Behörden  auf  Gnmd  der  Kredit- 
ei-üffnung  vornehmen,  sowie  Über  die  von 
ibnen  vollzogenen  Einnahmen  müssen  sie 
fortlaufende  Aufzeichnungen  machen.  Die 
Art  der  B  u  c  h  f  ü  h  r  u  n  g  ist  genau  geregelt 
Dieses  Material  haben  die  anweisenden  Be- 
hörden und  die  Kassenverwaltungen  sirete- 
matisch  zu  ordnen  und  zusammenzustellen, 
d.  h.  über  ihre  Einnahmen  und  Ansahen 
Reclienschaft  zu  legea,  sowie  den  ümen 
anv^irauten  Bestand  an  'Wirtschafti^itern 
oder  Yermügen  üb«-sichtlich  zusammenzu- 
fassen und  nachzuweisen:  bei  dieser  In- 
ventarisierung sind  die  Zu-  nnd  Ab- 
gänge der  Vcrmß^nsgattung  ersichtlich  zu 
machen.  Die  Rechnung  erstreckt  sich 
also  auf  alle  Mittel,  die  einer  Verwaltimg 
anvertraut  sind,  umfasst  also  auch  die  ganze 
Vermögensgebanmg  und  bildet  die  Grund- 
lage der  Entlastung  der  betreffenden  Ver- 
waltung. Ein  wesentlicher  Teil  der  Rech- 
nung liezieht  sich  aber  auf  den  Kachweia, 
vde  das  Budget  verwirklicht  worden  ist. 
Die  Rechnungsiegimg  erfolgt  deslialb,  wie 
oben  sclion  hen'orgenoben ,  im  Schema  des 
Budgets.  Beide  sollen  möglichst  vergleich- 
bar sein,  damit  mau  sehen  kann,  wie  der 
Vollzug  des  Budgets  sich  gestaltet  hat.  Der 
zusammenfassende  Bericht  über  diesen  Voll- 
zug des  Budgete ,  sich  stützend  a\if  die 
Einzelreclmungen,  heisst  CentraJabreehnungs- 
schluss,  Generalfinanzrechnung,  allgemeine 
Staatsliauslialtsi-echnimg.  Obwohl  dazu  be- 
stimmt, den  Vollzug  des  Budgets  nachzu- 
weisen, ist  selbst  der  Centralabrechnunga- 
abschluss  vielfach  nicht  mit  dem  Budget 
Ischlechthin  kongruent,  indem  er  mancuLe 
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Posten  enthält,  die  unter  Umständen  im 
Budget  fehlen ,  und  nwh  mehr  ist  es  mit 
den  Rechnunf;en  überhaupt  der  Fall  (v^rl. 
oben  sub  8  und  9). 

Die  Rechnungslegiinf;  I)efirej]:net  manchen 
Sohwieripkeiten,  die  gpl»Vt  werden  mflssen. 

Vor  allem  mna*  man  sich  klar  -wenlen, 
welche  Einnahmen  und  Anagnhen  einem 
bestimmten  Ktatsjfüir  zuzureelmen  sind.  Das 
ist  keineswf^  zweifelsfrei. 

3äan  kann  fflr  <lip  Ziigi'liüripki'it  der  Kin- 
nalimen  und  AusgalH^n  zu  einem  In^timmten 
Etatsjahre  verschie«ieno  Merkmale  zu  Gninde 
ie^ron :  man  kann  fdr  die  Verreclmunp  den 
Ref'hts-  und  Entstehunpsjmnid  entschciilcii 
lassen,  man  kann  aber  anfli  vom  Fältifjkt'its- 
tomiin  ausirphen,  ja  man  könntn  selbst  Ipcüs;- 
lich  den  definitivt-n  Ein-rani?  fwlt'r  Aus^inifr 
allein  mass'robpnd  sein  lassen.  Der  letzton' 
Modus  ist  unsti-oitifT  ilor  ein fa< -liste,  es  wünlo 
oinf;kh  jt^iem  Jalm^  zuf,Mwhnet.  was  in 
ihm  anfüllt;  allein  dei-selbo  ist  (i<«'h  nicht 
empfohlen,  denn  die  AufgaU'  der  K<'<.hnunfr 
ist.  nicht  Idoss  zu  erfaluvn.  was  einp^nomnien 
und  aiisirej^elHMi  wonlen  ist.  sondern  über 
den  pinzen  Vollzug  des  Ihid^^ets  Aufschluss 
zu  pi-teilen;  da  Ansf,'jilien  und  Kiiinahmen 
aber  oft  viel  sjiflter  ei-folgen,  als  innerhalb 
der  Goliaruntrsjx'i-iixle.  so  wm-don  <lie  Hech- 
nungen und  Ihulgets  gi»r  nii-ht  mehr  korrelat 
sein,  die  Oegenübei-steUnng  allen  M'ert  ver- 
lien'ii.  Dieser  Funlerunt;  wünle  wohl  am 
besten  Geniige  geschehen,  wenn  man  von 
dem  ersten  Merkmal,  dem  Rechts-  und  Ent- 
ßtehungsgninde.  ansgingr^;  allein  es  ist  nicht 
zu  verkennen ,  dass  das  Mei-kmal  eine  ge- 
wisse Unsiclierheit  bringt;  eine  IJestellung 
z.  B.  kann  durch  beiderseitiges  Einverständ- 
nis nac'h  Ablauf  der  Verrech  nnngsperiode 
wieder  rückgängig  gemacht  wenlen ,  der 
Kostenbetrag  fflr  eine  bestellte  Sache  nocli 
nicht  feststehen,  älan  giebt  desliaJb  viel- 
fach dem  dritten  oben  ei-wähnten  Kriterium, 
dem  Rilligk<;itstermin,  den  Voraug;  er  ist 
der  Kegel  naeh  leicht  äusserlieh  erkennbai- 
und  bietet  ileshalb  für  die  VeiTeehniuig 
einen  sieJieren  Anhalt ;  auch  pflegt  dem 
Fälligkeitstermin  die  Leistung  rasch  zu 
folgen.  Allein  thatsäehlich  wird  selten  ein 
Piiucip  rein  durchgeführt,  indem  man  pi-ak- 
tiseJien  Verhältnissen  Hechmmg  tnlgt  und 
je  nach  Lage  <ler  Sache  mehrere  gleichzeitig 
verwertet. 

So  ist  in  Preussen  in  dem  neneu  Staats- 
hanshaltsgesetz  v.  11.  Hai  1898  entsprechend 
der  bisherigen  TJebang  der  FftUigkeitstennin 
zwar  als  R^rel  zu  Grunde  gelegt,  aber  es  kann 
in  den  Specialetats  in  UeberemBtimmuDg  mit 
dem  Landtag  auch  anders  bestimmt  werden, 
und  solcher  Abweichungen  bestehen  zur  Zeit 
bereits  mehrere  und  sollen  auch  fernerhin  fest- 
gehalten werden.  So  werden  die  Einnahmen 
mid  Ausüben  des  Seebandlungainstituts  und 
der  ki>aiglichea  Porzellanmannfaktnr,  ohne  ROck- 


I  sieht  auf  den  Fälligkeitstermin,  naeh  Xassgabe 

I  ihrer  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  zu  dem 
,  einen  oder  anderen  Etatsiahr  verrechnet,  weil 
'  die  beiden  Institute  bei  kaafmäimischer  Bacb- 
I  fUhmng  den  handelsgesetzlichen  Vorschriften 
I  über  die  Aafstellang  der  Jahresbilanzen  Bech- 
I  nnng  eu  tragen  haben.')  Im  Bereidi  der  Beig-. 
I  Hutten-  und  Salinenverwaltnng  wird  den  Knuden 
;  vielfach  ein  mehnnonatlicber  Kredit  gewfthrt; 
der  Erlös  fQr  die  gegen  Jabresschlnss  v^anftcna 
Produkte  geht  deshtdb  erst  im  nSchsten  Etats- 
ijahr  ein  und  wäre  nach  dem  Fälligkeitstermin 
j  erst  in  der  RechDune  des  dem  Verkaufe  folgen- 
I  den  Etatsjahrs  nachzoweisen.     Um   aber  die 
:  t'ebereinstimmung   zwischen   den   Geld-  imd 
rrodnktenrechnungen   (Erlös  und  Produtten- 
absatz)  festzuhalten,  werden  die.se  kreditierten, 
vor  dem  Jahresabschlnss  noch  nicht  fällijg  ge- 
wordenen Erlöse  für  verkaufte  Produkte  in  die 
Rerhnnng  des  Jahres,  in  welchem  der  Verkauf 
'  stattgefunden  hat,  als  Einnahmereste  eingestellt. 
I  In  dem  grossen  Gebiet  der  Staatseisenbahnver- 
'  waltunpr  wurde  bisher  grundsätzlich  die  Ver- 
ret'hnong  der  Betriebseinnahmen  und  -aosgabeu 
nach  dem  Rechts-  und  EntAtehungsgnind  vor- 
genommen und  sollen  fortan  die  wenigen  Aus- 
nahmen, welche  nach  der  Fälligkeit  sich  rich- 
teten, ebenfalls  aufgegeben  werten.   Die  Dar- 
stellung der  Ergebnisse  des  Eisenbahnbetriebs 
kann  nur  dann  ein  richtiges  Bild  geben,  wenn 
den  Betriebsleistungen  auch  die  denselben  ent- 
sprechenden Betriebserträge  und  Betriebskosten 
geijenüberstehen ,  diese  bestehen  aber  nicht  in 
den  fällig  gewordenen  fietilgen ,  sondern  in 
denjenigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche 
durch  die  im  Etatsiahr  erfolgten  Verkehrs-  und 
Betriebs lei-stun  gen  hervorgerufen  sind.  Bei  der 
Justizverwaltung  erfolgt  die  Verrechnung  der 
Einnahmen  an  Gerich tskosteu  und  Geldstrafen 
ebenfalls  nicht  nach  der  Fälligkeit ;  letztere  ist 
bei  Gerichtskosten  durch  prozessualische  Vor- 
gänge bedingt,  welche  in  der  JEte^  vor  der 
Berechnung  der  Kosten  liegt,  an  die  sich  dann 
erst  die  Eintragung  der  Kosten  in  das  Kosten- 
register anachliesst;  um  letzteres  nicht  nn- 
zweckmässig  lan^e  offen  halten  zu  müssen, 
lässt  man  statt  der  Fälli^eit  die  Eintragung 
ins  Kostenregister  gelten.  Analog  verfiihrt  man 
bei  Geldstrafen ,  welche  in  die  Bücher  aber 
nicht  im  Moment  der  Fälligkeit  eingetragen 
werden,  sondern  erst,  wenn  sie  zur  Kasse  ge- 
zahlt werden.  Manchmal  kommt  auch  vor,  dass 
man  vom  sonstigen  Etatsjahr  abweichende  Jahre 
wählte  nm  den  natttrticfaen  Zusammenhang  nicht 
zu  zerreissen.  So  wird  in  Preussen  bei  den  Be- 
triebseinnahmen und  Betriebsausgaben  derFor^t- 
verwaltung  sowohl  im  Etat  als  in  der  Rech- 
nung nicht  das  Etatsjahr  (1.  April  büi  31.  März}, 
sondern   das   Forstwirtschaftsjahr  (1.  Oktober 
bis  30.  September)  zu  Grunde  gelegt;  für  die 
Lotterieverwaltnng  werden   die   vollen  Ein- 
nahmen von  2  Lotterieen  etatisiert  und  verrech- 
net, ohne  Rücksicht  darauf,  dass  die  erste  be- 
reits im  letzten  Vierteljahr  des  vorhergehenden 
Etatsjahrs  gezogen  wird;  man  1^  sozusagen 
als  Etatsjahr  1.  Januar  bis  31.  Dezember  zu 
Qnmde. 


^)  Die  kaufmännische  Buchführung  bncht 
z.  B.  bereits  beim  Accept  des  Wecfaaeli. 
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Ein  weiterer  Pnnkt  betrifft  die  Fra^. 
ob  man  bei  der  YeiTeehnnng  streng  an  der 
zeitlichen  Abgi-enzmig  de^  Finanzjahres  fest- 
lialten  «1er  ob  man  auch  noi-h  Einnahmen 
nnd  Ansgaben,  die  nach  Schluss  desselben 
noch  auftreten,  eine  Zeit  lang  demselben 
zurechnen  dflrfe.  Es  ist  in  der  Natur  der 
Verfialtnisse  begründet,  dass  kurz  nach  Ab- 
lauf der  Finaiizperiode  noch  ziemlich  viele 
solcher  Ein nalimen  und  Ausgaben  vorkommen, 
die  auf  den  Dienst  dos  vergangenen  Jahres 
sich  beziehen.  Da  man  wünschen  muss. 
dass  die  Rechnung  soviel  wie  möglic-h  als 
(las  wirkliche  Bild  des  Vollzugs  des  Bud- 
gets erscheine,  so  ist  es  empfohlen  und  auch 
iiblicli.  dass  man  Einnahmen  und  Ausgaben 
auf  Rechnung  <les  l>en^its  vergangenen 
Dienstes  machen  iSsst.  Der  Franzose  hat 
zxa  Bezeichnung  der  Perio<le,  die  für  die 
Ausführung  der  Dienste  des  Budgets  zn- 
golassen  ist.  <las  W'^ort  exemce  ein  passen- 
der deutscher  Ausdruck  wflre  etwa  Ge- 
barungsperiode. 

In  Frankreich  sind  seit  1822  noch  8  Monat« 
nach  Abflnffi  des  CiTiljahres  Anweisungen  auf 
die  Kredite  des  Budgets  möglich ;  in  Belsen 
dauert  die  Suppleraentsperiode  lü  Monate ;  Italien 
gewährt  einen  Spielraum  von  4'/s  Monaten, 
Rufisland  von  5  Monaten :  England  nnd  Schweiz 
sollen  keine  von  der  Bndgetperiode  abweichende 
Gebamngsperiode  haben. 

In  Prengsen  erfolgte  bisher  der  Abschluss 
des  Kassenbuchs  der  Generalstaatskasse  am 
16.  Jnni,  bei  den  Centralkassen  am  30.  Hai,  bei 
den  Provinzialhanptkassen  am  10.  Mai,  bei  den 
Specialkassen  teils  am  30.,  teils  am  26.  April. 
>ach  dem  neuen  Staatshaiishaltsgesetz  muss 
der  Abschlnss  der  Kassenbücher  spätestens  im 
dritteai  Monat  nach  dem  Ablauf  des  Etatsjahrs, 
bei  den  Übrigen  Kassen  entsprechend  frflher  er- 
folgen. Doch  sind  nach  Ablauf  des  Etatsjahrs 
für  dieses  nur  zn  verrechnen  einmal  die  am 
1.  April  postnumerando  fälligen  Einnahmen  nnd 
Aasgaben,  femer  diejenigen  Einnahmen  nnd  Ans- 
gaben  ohne  bestimmten  Fälligkeitstermin,  deren 
Hechts-  nnd  BntBtebnngsgrund  in  dem  vorher- 
gehenden Etatsiahr  liegt  und  deren  Fälligkeit 
noch  in  der  darauf  folgenden  Zeit  bis  zum 
Jahresabschlüsse  für  das  letztere  herbeizuführen 
ist  (§  14). 

In  Hessen  hat  der  BUcherschlnss  der  Hanpt- 
staatskasse  spätestens  erst  l'/e  Jahr  nach  Ah- 
lauf des  Etatsjahres  zu  erfoleen.')  Liquide 
AnsgnberUckstände  dürfen  deshalb  auch  nur 
ansuahmsweise  vorkommen. 


')  Das  Wort  stammt  aus  der  Zeit  des 
Aemterkaufs;  wegen  der  TJeberzahl  von  Be- 
amten übte  (exer^ait)  der  einzelne  Zahl-  nnd 
Schatzmeister  nur  ''4  oder  *,'4  Jahr  sein  Amt 
aus ;  die  exercices  der  einzelnen  Beamten  waren 
also  nur  Teilbeträge  eines  Jahres. 

*)  Art.  14  des  G.  v.  14  Juni  1879;  Finanz- 
archiv VI  (1889)  S.  321.  Thatsächlich  scheint 
die  Supplementsperiode  nur  6  Monate  zu  be- 
tragen. Henrich,  Die  finanzielle  Verwaltung 
üffentlicber  Vermügen  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  KeclinnngBwesens  des  Staates 


Allein  auch  wenn  eine  liesondere  Ge- 
barungsperiode besteht,  so  bleiben  doch  noch 
Posten  übrig,  die  bei  Absehluss  noch  uner- 
ledigt sind.  Es  ist  z,  B.  nicht  gelmigen, 
bereits  fällige  Einnahmen  noch  hereinzu- 
bringen oder  bei-eits  fällige  Ausgaben  noch 
rechtzeitig  zu  leisten.  Infolgedessen  zerfällt 
jede  Rechnung  in  drei  Teile:  in  eine  Soll-, 
lat-(Hat-)  imd  Restrechnung.  Die  RoU- 
eoliunne  bringt  zur  Darstellung,  welche  Ein- 
nahmen und'  Ausgaben  nach  dem  fest- 
stehenden Rechiningsprin<'ip  dem  Etatsjahr 
bis  /.nm  Abschlu.'^K  der  Gebarungsijorioflo 
zuzurechnen  waivn ;  es  ist  dies  auch  die 
Gi-usse,  welche  sich  zum  Veiirleich  mit  den 
korrespondierenden  BndgetjKjsten  eignet 
Die  Istcolumne  bringt  zm*  Darstellung, 
welche  Eiimahmen  effektiv  eingf^ngeu  nnd 
welche  Ausgaben  effektiv  geleistet  wurden; 
die  Bestcolumne  giebt  dann  die  Differenz 
an,  d.  h.  A^*as  noch  einzunelmien  oder  aus- 
zugeben ist.  Die  Eingänge,  welche  noch 
ausstehen,  nennt  man  Ausstände  oder 
Aktivreste,  und  die  Ausgänge,  welche 
noch  rüekstehen ,  hoissen  Rückstände 
oder  Passi  vreste.  Die  Ausstände  werden 
nacli  dem  Vei-streichen  l)e.<;tiramter  Termine 
nidlergesrhlagen,  die  Rückstände  verjähren 
nach  Abtauf  einer  bestimmten  Frist. 

Hinsichtlich   der  Ven-echnung  solcher 
Reste,  falls  sie  noch  innerhalb  der  erwähnten 
Termine  verfallen  bezw.  geleistet  wenlen, 
giebt  es  verschiedene  Metliinlen.    Die  ein- 
fachste ist  die.  dass  man  sie  dem  Re<'hnungs- 
jahr  zurechnet,  in  welclicm  sie  anfallen; 
für  die  Passivroste  müssen  dann  die  Mittel 
des  Budgetjahres,  in  welchem  sie  angefallen 
sind,  eventuell  (soweit  die  Aktivre.'^te  keine 
Kompensation  gelien)  aufkommen.  Das  kann 
aber  bei  gnissemi  Beträgen  sehr  lästig  sein, 
da  im  Budget  für  solche  Posten  keine  DtN'kimg 
;  voi^sehen   ist :   denn   mit  Absrlilu.ss  der 
!  Finanzperiode  sind  ja  die  niclit  verwendeten 
■Kmlite  erloschen.    Man  hat  deshalb  auch 
landen'  AVogc  eitiges<-hliigen,  sei  es.  dass 
'  man   wenigstens  die  Mittel .    welche  zur 
;  Ueckimg  von  RestausgatM'n  notwendig  sind, 
:  gegen  das  Erlöschen  einige  Zeit  sichert  und 
'  demcntspn'chciid  veiTccbnct,  sei  es,  dass 
'  man  die  Reste  überhaiipt  ganz  von  der 
;  Rechnung  des  laufenden  Dienstes  trennt 
un<l  zum  Gegenstiind  eigener  Rechnung  und 
etwaiger  Deckung  im  Biulgct  macht. 

In  Ba;Fern  besteht  der  erste  Modns;  nach- 
trägliche Einnahmen  und  Ausgaben  werden  in 
dem  lanfenden  Etatsjahr  unter  dem  Titel  „anf 
den  Bestand  der  vorigen  Finanzperiode  und 
zurück**  verrechnet.  Analog  verfährt  man  in 
Hessen. 

etc.  im  Grossh.  Hessen,  Glessen  1886  g.  166-, 
Willgren,  Staatsbudget  t?.  30. 

>)  Art  15  des  G.  v.  14.  Juni  1B79,  Finaiis- 
aichiv  VI  (1889)  S.  321. 
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In  Prennsen  hat  man  in  dem  neuen 
Staat«haaHhaltf<ge8etz  t.  11.  Hai  1888  dea  zweiten 
Weg  eingeschlagen.  Damit  trotz  der  kurz  be- 
mesHenen  Gebarangsperiode  die  Ausgaben  eines 
Jahres  soweit  als  möglich  ans  den  für  dieses 
etatjimässig  bestimmten  Einnahmen  bestritten 
werden,  aollen  die  Mittel  zu  Bentausgaben 
reserviert  nnd  in  das  folgende  Etatsjahr  tiber- 
tragen werden,  indem  die  betreffenden  Betrage 
in  der  Kechnung  für  das  abgeschlossene  Jahr 
als  zu  Restausgaben  bestimmt  nachgewiesen 
und  in  den  Büchern  für  das  folgende  Jahr  in 
SoUausgabe  gentellt  werden.  Soweit  nach  Re- 
lervierung  der  erforderlichen  Beträge  zu  Bext- 
ansgaben  etwa  noch  Bestände  unverwendet 
bleioen,  sollen  dieselben  in  der  Rechnung  als 
erspart  nachgewiesen  werden.  Die  Verwendung 
der  zu  ReDtauügaben  reservierten  und  in  das 
folgende  Jahr  übertragenen  Beträge  ist  be- 

frenzt:  dem  Gegenstande  nach,  indem  diese 
eträge,  am  eine  Verstärknng  des  Etatssolls 
für  das  folgende  Jahr  anszuMchfi  essen,  nicht  für 
Aasgaben,  welche  diesem  angehören,  sondern 
lediglich  znr  Beitreitan^  der  Eestansgaben, 
fUr  welche  nie  bestimmt  sind,  rerwendet  werden 
dürfen;  der  Zeit  nach,  indem,  damit  die  Rech- 
nung nicht  zu  lanjire  durch  Fortführung  von 
Resten  belastet  wird,  die  Verwendnng  nur 
während  der  Dauer  des  nächsten  Etatsjahrs 
zulässig  ist,  also  die  in  dieser  Zeit  nicht  ver- 
wendeten Beträge  iu  der  Rechnung  als  erspart 
nachgewiesen  werden  müssen.  ^^  erden  später 
noch  Zahlungen  erforderlich,  welche  aus  den 
reservierten  Beträgen  hätten  geleistet  werden 
müssen,  oder  treten  innerhalb  des  nächsten 
Etatajabres  nachträglich  Ausgaben  hervor,  zu 
deren  Deckung^  Mittel  Uberhaupt  nicht  oder 
nicht  in  ausreichendem  Masse  reserviert  sind, 
so  müssen  solche  Ausgaben  ans  den  Mitteln 
des  laufenden  Etatsiahrs,  d.  h.  desjenigen,  in 
welchem  sie  thatsäciiticb  zur  Verrechnung  ge- 
langen, bestritten  werden. 

Handelt  es  sich  nicht  um  jährlich  ab- 
schliessende Fonds,  wie  vorstehend,  sondern  um 
übertragbare  Einnahmen,  wie  z.  B.  Baufonds, 
■o  sollen  zwar,  um  eine  etwa  eingetretene 
Etatsüberschreitang  erkennbar  zu  machen,  eben- 
falls die  ZQ  Bestansgaben  erforderlichen  Be- 
träge reserviert  werden:  dieselben  sind  jedoch 
demnächst  in  gleicher  Weise,  wie  schon  seither, 
mit  den  etwa  ausserdem  au  Jahresschlüsse  ver- 
bleibenden Beständen  in  einer  Summe  in  die 
Bücher  für  das  folgende  Jahr  zu  Übertragen. 
Für  die  derauächstige  Verwendung  soll  zwischen 
den  solchergestalt  in  einer  Summe  über- 
tragenen Mitteln  und  dem  Etataaoll  nicht  unter- 
schieden werden,  es  können  vielmehr  die  aus 
dem  Vorjahr  übernommeneu  Mittel  auch  zu  den 
Ausüben  des  laufenden  Etatsjaiirs  uud  ebenso 
die  Fonds  des  laufenden  Etatsjahrs  auch  zur 
Bestreitung  solcher  Ansgaben  verwendet  werden, 
welche  dem  vergangenen  Etatsjahr  angehören. 

Durch  diese  Bestimmungen  wird  die  Ge- 
barungaperiode  sozusagen  um  ein  Jahr  ver- 
längert bezw.  wenigstens  erreicht,  dass  die 
nicht  zu  sehr  verspäteten  Ausgaben  nicht  als 
ausseretatsmässige  verrechnet  und  deshalb  auch 
nicht  in  jedem  einzelnen  Fall,  in  welchem  eine 
verspätete  Zahlung  anzuweisen  wäre,  die  Be- 
hürde  vor  der  Anweisong  bei  ihrer  vorgesetzten 
C'entralstelle  und  diese  bei  dem  Finanzministe- 


rium die  ausseretatsmässige  Ueberweisong  der 
erforderlichen  Mittel  beantragen  maus.  Audi 
entfBUt  das  Erfordernis  der  nachträgliehen  Ge- 
nehmigung seitens  des  Landtags.*) 

Ueber  die  Methode  im  Königreirh  Sachsen 
vgl.  Löhe,  Handb.  des  k.  sächs.  Etats-,  Kassen- 
und  Rechnungswesens ,  Leipzig  18S4  S.  20öfr. 

In  Württemberg  bilden  die  Aktiv-  und 
Passivreste  den  Gegenstand  einer  besonderen 
Verwaltung  und  Verrechnung.   Mit  den  Aktiv- 
resten werden  vor  allem  die  Passivreste  gedeckt, 
und  zwar  dürfen  die  vorbehaltenen  Bestmittel 
nur  verwendet  werden  zu  solchen  Ausgaben, 
welche  aus  dem  Jahre  herrühren,  för  weldies 
I  die  etatsmässige  Verwilligung  stattgefunden 
I  hat.   Daneben  giebt  es  aber  f  ebertragungen. 
I  indem  die  für  bestimmte  Verwaltungszweige 
!  in   einem   Rechnungsjahre    etatsmässig  ver- 
{  willigten,  aber  in  diesem  Jahre  nicht  vollständig 
j  verbrauchten ,   sondern   erübrigten  Mittel  za 
diesem  Restbetrage  in  das  nächste  Jahr  mit 
der  Befugnis  übertragen  werden,  dass  sie  auth 
zu  etwa  neu  anfallenden  Ausgaben  des  be- 
treffenden Verwaltungsz  wfliges  iiubMondere  dum 
verwendet  werden  kennen,  wenn  für  diese  Aus- 
gaben die  etatsmässigen  Mittel  nicht  ausreichen 
würden. 

In  Frankreich  besteht  die  Einrichtung,  dass 
die  nach  der  Gebamngsperiode  übrig  geblieben«! 
Kreditreste  {ca.  9  Millionen  Francs)  noch  durch 
weitere  vier  Jahre  zur  Verwendung  kommen 
können,  ohne  dass  dieselben  neuerlich  votiert 
werden  müssen.  Diese  Kreditreste  werden  ge- 
sondert nach  den  vier  Jahresdiensten,  auf  weldie 
sich  dieselben  beziehen,  als  Service  des  exerdces 
dos  auch  in  das  Budget  neben  den  Krediten 
der  laufenden  Periode  eingestellt.  Xaeh  Ablaof 
der  4  Jahre  sind  die  Kreditreste  erloschen  und 
die  Forderung  an  den  Staat  verjährt.  Kommen 
aber  gleichwohl  für  Rechnung  bereits  abgethaner 
Budgetperioden  Zahlnngsschuldigkeiten  inner- 
halb 30  Jahren  auf,  so  müssen  die  hierzu  er- 
forderlichen Kredite  neuerlich  votiert  werden 
wie  die  Kredite  der  laufenden  Periode,  werden 
aber  von  den  letzteren  geschieden,  indem  sie 
als  Kredite  abgethaner  Badgetperioden  (service 
des  ezercices  perim^)  im  Budget  ihre  gesonderte 
Stellung  finden. 

Aehnlich  in  Russland.  Noch  zu  machende 
Zahlnngen  werden  fünf  Jahre  als  Reste  fon- 
gefübrt.  ausgenommen  die  Kredite  für  den 
Dienst  der  öffentlichen  Schuld ,  die  perpetnier- 
lich  sind. 

Boi  Ansffiiirung  (l<>s  Staatsliaushalts»^tats 
finden  AbweiL-hungon  statt,  die  sich  in  drei 
Grui>[>cn  bringen  lassen,  Dieselbon  siml 
entweder  qiantitativo.  dafem  sie  in  blossen 
Mehreinnahmen  oder  Melirausfraben  gf^n 
die  bei  den  einzelnen  Titeln  ft:^tgestellten 
Summen  bestellen  (E  t  a  t  s  ü  b  e  r  s  c  h  r  ei  - 
tun  gen),  oder  qualitative,  dafern  sie  sich 
gänzlich  ausserhalb  des  Ralimens  des  Han.-i- 
haltsetats  bewejren  (ausseretatsmässige 
Einnahmen  und  Ausgaben),  oder  sie 


*)  Ueber  die  bisherigen  Meinungsverschieden' 
heiten  in  dieser  Frage  zwischen  Regiemng. 
Landtag,  Oberrechnungskammer  Tgl.  die  UotiTe 
FinanzarchiT  15  (1898)  S.  816  ff. 
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schliessen  Anweisungen  auf  imriclitige  Titel 
in  sich  (Fondsverwechselungen). 

Die  Etatsiiberselireitungen  weitlen  durcli 
den  A''ergleich  der  ßechnun^^posteii  mit  den 
bezüglichen  Budgeti^sten  ersichtlidi ;  han- 
delt es  sieh  um  Äiisgabeetats  Überschreitungen, 
so  bedürfen  sie  vor  ihrer  Realisienmg  in 
der  Regel  der  Genehmigimg  des  Rtesort- 
ministei-s  und  nachträglich  der  Genehmigimg 
der  Kanunem. 

Die  zweite  Gnipi«  ist  aus  der  Rechnimg 
unmittelbar  zu  ei-sehen ;  denn  da  der  Voraus- 
setzung gemiisti  für  die  VeiTechnung  ein  ge- 
eigneter Titel  oder  geeignetes  Kapitel  fehlt  i), 
so  bleibt  nur  die  Verrechnung  unter  einem 
eigens  geschaffenen  »ausseretatömässige 
Einnalinie  oder  Ausgabe«  Übrig.  Bezüglich 
ihi'er  Genehmigimg  gilt  dasselbe  wie  bei  den 
Ausgabeetatsübei-schi-eitnngen.  Die  dritte 
Gnipite  von  Verstössen  ist  nicht  immer  tm- 
mittelbar  ersic^litlitrh ,  ei^ebt  sich  aber  bei 
Revision  der  Rechnung  und  ihi-er  Unter- 
lagen. Gerade  iliese  Kontrolle  ist  auch 
wichtig  für  die  Prflfimg  des  Butlget\-ollzngs ; 
denn  VeiTecihniuigen  unter  falschen  Titeln 
zerstören  die  Yergleiehbarkeit. 

Die  (Ist-)  Rechjiung  wird  selten  so  aus- 
fallen, dass  Kinnahmen  und  Ausgaben  sich 
völlig  decken;  sie  wird  \ielmelir  bald  mit 
einem  Ueberschuss  oder  Deficit  ab- 
»ehliesson.  Darüber  muss  Vorkehnmg  ge- 
troffen werden,  iind  es  ist  das  Nächst- 
li^mle,  daMs  das  erste  Budget  nach  Ab- 
scliluss  der  Rec;hnung  die  Regelung  über- 
jiimmt.  Thatsächlii;)i  ist  das  auch  sehr 
Üblich.  In  PreuRsen.  Bayern*),  OesteiTeich. 
Frankreich  ei-scheinen  die  Kassenreste  bezw. 
Ka^isendeficite  als  Voi-!insfhliigsi)osten  im 
neuen  Bmiget.  Es  empfieliit  sich,  die  letzt- 
abgeschlossene  Rechnung  zu  Grunde  zu 
legen;  dati  hat  zwar  meist  zur  Folge,  dass 
nicht  das  eben  abgelaufene ,  sondern  ein 
fi-ühei-es  Roelmnngsjahr  zu  Gninde  gelegt 
wei-den  miiss,  allein  andererseits  den  Voll- 
zug, dass  über  das  Ergebnis  des  Abschlusses 
der  Rechnung  endgiltig  verfügt  wenlen 
kann,  während  im  andoi-en  Falle  wiederholt 
in  den  Budgets  der  Gegenstand  verfolgt 
wenlen  müsste,  da  die  Schätzung  des  Ueber- 
schiisses  oder  Deficits  des  eben  abgelaufenen 
Jahi-es  ja  nie  genau  sein  kann. 

Doc-ii  können  die  Kassem-este  bezw. 
Defieits  tler  Rechnung  auch   anders  be- 


')  Davon  giebt  es  besondere  Ausnahmen, 
vgl.  Lobe  a.  a.  0.  S.  20. 

*)  Nach  §  7  des  VerfassungsverstÄndnissea 
zählen  Erübrigungen  zu  den  Deckuugsmitteln 
(Staatseinnahmen)  der  künftigen  Periode  „und 
müssen  als  solche  in  das  Budget  für  diese 
Periode  nach  ihrem  vollen  Um&nge  eingestellt 
werden".  ThatBächlich  geschieht  es  aber  nicht 
unmittelbar,  es  wird  nur  im  Finanzgetetz  Uber 
diese  Ueberachüsse  diflponiert. 


handelt  werden ,  ja  manche  Theoretiker, 
wie  Schrott,  sind  der  Ansicht,  ihre  Ein- 
steihmg  ins  neue  Budget  sei  widei-sinnig, 
da  in  dasselbe  nur  Einnahmen  und  Aus- 
gaben gehörten,  die  wahi-scheinlich  seien, 
also  erst  in  Zukunft  erwai-tet  wüi-den, 
während  man  doch  z.  B.  den  Kasseni-est 
bereits  luibe.  Allein  so  eng  braucht  man 
die  8ache  nicht  aufzufassen ;  es  liandelt 
sich  darum,  in  die  Einnahmen  alles  einzu- 
stellen, was  man  im  kommenden  Jahre  fih- 
die  Ausgaben  zur  Verfügung  zu  liaben  glaubt, 
dazu  gehört  natürlich  erat  rettht,  was  man 
bereits  sicher  in  Hän<len  hat.  Immerhin 
ist  richtig,  dass  auch  die  Praxis  vielfach 
die  Einsteilung  imterlässt.  In  Schweden 
weiflen,  was  nicht  impraktisch  ei^cheint. 
die  Ueberschüsse  in  einen  Fonds  gesammelt 
ans  dem  jährlich  ein  so  grosser  Beiti-ag  füi-s 
Budget  in  Anspruch  genommen  wird,  als 
erforderlich  ist,  um  das  Gleichgewicht  herbei- 
zuführen. In  Belgien  ^-ird  der  Uebei-schuss 
eines  Jalires  in  keinem  Staatsvoransclüag 
unmittelbar  ersichtlich,  sondern  nur  in  der 
Staatsrechnung  als  ausserordentliche  Ein- 
nahme. In  Dänemark  wird  der  Ueberschuss 
(bezw.  Deficit)  nur  als  Venji-össening  (bezw. 
Vermindenmg)  des  allgemeinen  Staatsrer- 
mügens  gebucht,  ohne  im  Budget  oder  in 
der  Staatsrechnung  eines  folgenden  Jalu^s 
als  Einnahme  bezw.  Ausgabe  zu  ei-scheinen.^) 

Die  weiteren  Details  der  Bechnnngsstellang 
and  der  Rechnungskontrolle  sowie  die  Erürte- 
mng  des  mit  dem  Vollzug  des  Budgets  ver< 
bandenen  Kassenwesens  ist  dein  Plane  des  Hand- 
wörterbuchs gemäss  anderen  Artikeln  vorbe- 
halten. Ebenso  musste  die  ausschliesslich  staats- 
rechtliche Seite  des  Budgetwesens  hier  nnter- 
bleiben.  Vgl.  deshalb  die  Artt.  Budgetrecht  (unten 
S.1164ff.];  Finanz  Verwaltung:  Bechnungskontrolle 
und  Rechnungshof;  Staatsschulden  (schwebende). 

12.  Dag  Wachsen  des  Budgets  und 
dessen  Ursachen.  Es  ist  eine  so  bekannte 
Erscheinung,  dass  die  Budgets  fortwälirend 
wac^hsen,  dass  man  dieselbe  vielfach  als 
ein  Gesetz  zu  bezeichnen  i)flegt.  Die  Ur- 
sachen hierfür  liegen  teils  in  der  Geldent- 
wertung, t^^ils  in  dem  Wachstnnie  der  Be- 
völkerung und  in  dem  damit  ^«irallel  gehenden 
Wach.stuiue  der  Aufgaben,  besonders  auf  dem 
knltiu^Uen  Gebiete .  teils  in  dem  Ueber- 
wiegen  der  Pl■ä^■ention  gegenüber  der  Re- 
pression, was  besonders  in  den  gesteigerten 
Anfoniernngen  des  Wehrwesens  zum  Aus- 
dnick  kommt. 

Statt  vieler  Belege  blos  wenige ;  es  betrugen 
die  Ausgaben  abgerundet  in  Frankreich. 
1830    I  095  Millionen  Francs 

1897  3502 

die  des  Deutschen  Reichs 

1880/81    550  Millionen  Hark 

1898  1380 


')  Vgl.  WUlgreu  im  Finanzarchiv  16  (1899) 
S.  103;  Staatsbulget  S.  24. 
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in  Bavern 

1876   SU  Millionen  Mark 
1897  345 

Die  StaatsauB^aben  ffir  Bildong;  nnd  Er- 
ziehung waren  in  Bayern 

1819  aof    i  186280  Mark 
18(iH   „     3722162  ., 
1884   „    13250337  „ 
1897   „  18261375 
fQr  MilitAr 

1619  auf  14  139  786  Hark 

lam  „  25552323  „ 

1884   „  43490595 
1897   „   65848621  „ 
bod^retiert. 

Litteratnr:  Aunfer  dm  im  Tfxt  »rhon  enrähnten 
Arbeiten   roii  Schmttl ,  SchUffXe,  Wogner, 
JLÖbe.  Stourm,  Widenmayer  u.  a.  nenne  ich 
V.    Ctoemig,    Darttellung  der  ^Einrichtungen  i 
Uber  Budget,  Staat f rech iiung  und  KontmlU  in  ' 
Oetterreieh,  J^tuittn,  fkschgen,  liayerit,  Württ^m-  ' 
berg,  Baden,  Frankreich,  Belgien  1866.  —  O.  \ 
Seidler,  Budget   und  Budgetrecht  im  Staats- 
hauihalt  der  kontlittitionellen  Monarchie  mit  be- 
»oHderrr  Xäcktiehtna/ime  at^  dat  iklerrtiehische 
und  deuUche  Verfatmngtrecht ,   Wien  lüS-'i.  — 
MieraeJbe,  Art.  Staat» ha mhalt  im  Oetterr.  Staat*- 
irörterbufh  S.  107] jf.  —  Bolteau,  Art.  Budget 
»»I  dem  IHelionnaire  de  financei  public  tou»  la 
direction  de  M.  IJon  Say ;  derselbe  m(  »ehr  aus- 
ßihrlicb,  namentlich  fiinsirhtlieh  der  JranzöatJiehtn 
Budgelverhdltnisne ;  datHI>»t  auch  eine  ausßihr- 
liehe  Bibliogffiphie  über  dir.  /rttmiigitchen  HVrlr. 

—  M.  x:  Hecket,  Das  Budget,  Leipzig  1898, 
datelbst  eine  vtnj'augreiehc  auch  auf  die  mate- 
riellen Verhältniaat  der  eimelnen  Staatshaut- 
halte hetiigliche  Bibliographie  ron  Lippert.  — 
lievttelbe,  Art.  Budget  und  Budijetrecht  im  Wür- 
terbuch  der  Vnlk/ticirUehaß  Bd.  I  S.  4ß9ff.  ~  E. 
MfM^-Iiai'l,  Snl  bilancio  dello  »tato,  lineamenti 
dell'  ordinamento  formale  delln  pubblica  ßnanxa, 
Tiin'n  IS'jf ;  Oratiaiii,  Istituzioni  di  sciema 
dellc  ßnauzc,  Turin  ISfi?.  —  Ä.  M'IJlgren, 
Jki«  Staatsbudget,  dessen  AuOhiu  und  Ve.rht'iÜni» 
zur  Slaaturcchnung,  Ileisingfors  1S09.  —  J>er- 
Kelbe,  Zur  Lehre  com  Budget-  und  Rechnungs- 
treaen  de»  Staate»  im  Finanzarehie  16  (1899)  S.  99 ff. 

—  Schrott,  Lehrbuch  der  Verrerkmtngaieieten- 
»ehaft,  6.  Aufi.,  Wien  1886.  —  Vgl.  femer  die 
jähr  lieh  »Bibliographie  seit 1884  inmeinem 
Finanzarehiv,  autterdem  kommen  in  Be- 
trocht die  bekannten  LehrbHeker  und  Hand- 
bücher über  Finamtcitsensehnß,  über  Staatsrecht 
und  aber  daa  Etate-  und  Kastenveten  der  ein- 
zelnen Staaten.  ■ —  Vgl.   unten   S.  1178  79  die 

■  Litteratur  ZV  »Biidgetrechta. 

<1.  Schanz. 


Bndgetrecht. 

1.  Einleitung.  2.  Das  englische  B.  3.  Das 
französische  B.  4.  Das  belgische  B.  5.  Die 
Beoeption  des  franzüsisch-belgischen  B,  in  den 
übrigen  Staaten  des  europäischen  Kontinents, 
fi.  Das  ß.  der  deutschen  Gliedstaaten.  7.  Das 
B.  des  Deutschen  Reiches.  8.  Das  B.  in  der  Oest.- 
Vngar.  Monarchie.   9.  Streitfragen  des  B. 

1.  Einleitung.    Unter  Budget  (s.  den 


vorangehenden  Art)  versteht  man  den  'Wirt- 
8i.'liaftsplui  eines  Gemeinwesens  für  eine 
bestimmte  Epoche,  die  Finanz-  oder  Etatr 
eiKK'he.  In  der  Regel  wird  in  der  Spradie 
des  öffentlichen  Lebens,  sofern  nicht  auis- 
ilrücklich  daa  Gt^?nteil  erhellt^  der  Wiit- 
schaftsplan  des  Staates,  der  Staatsvoransehlag 
darunter  verstanden.  Derselbe  zei-fäüt  in 
das  Ansgabeii-  und  das  Einnahnienbudget. 
Das  Nähere  über  die  Unterabteiliingen  sowie 
die  teclmische  Einrit-htiiüg  des  Budgets, 
ferner  über  die  Bejcriffe  des  Netto-  und 
Bnittobudffots.  des  onlentüchen  und  ausser- 
ortlentlifhen  Budgets,  dann  des  Siteeialbiid- 
gets  ist  bei-eits  im  vf>rangehenden  Artikel 
g»'sagt  wonten. 

Hat  notwendig  jeder  moderne  Staat  sein 
Biidgi't.  so  ist  die  Anonluung  und  Ausge- 
staltung <Ier  Budgets  im  absoluten  Staate 
ganz  Saehe  der  Verwaltung.  Im  konstitutio- 
nellen Staate  jedoch  ist  der  Volksveiiretnng 
ein  höchst  bedeutsamer  Anteil  an  dem  Zu- 
standekommen des  Budgets,  an  der  Aufl*"gnDg 
der  zur  Deckung  der  StaatsbtHlürfnisse  nö- 
tigen Summen,  an  der  Kontrolle  der  gemäss 
dem  Budget  zu  ftlhrenden  Finanzverwaltung 
eing!'i-äumt.  Das  Budget  konunt  in  ikT 
grossen  Jlehrzahl  fler  Staaten  auf  dem  Wege 
eines  Geset7,es  zu  stauile.  welches  Etat-  oiler 
Finanzgesetz  heisst,  den  endgiltig  festge- 
stellten Staatsvoraiisclil^  in  sich  befo^iuft. 
daneben  aber  auch  nm-h  andei-e  Bestimmungen 
finanzieller  Natur  enthalten  kann.  z.  B.  An- 
ordnung des  Verkaufes  von  Staat.-jlomänen 
oder  Emittienmg  von  Steatssehiddversi-lirei- 
bimgen  zur  Deckttng  eines  allfälligen  Defieits. 

Unter  Bndgetrecht  wird  min  die  Ge- 
samtheit der  RechtssStze  verstanden,  weh-he 
sieh  im  konstitutionellen  Staate  auf  die  Art 
und  Weise  des  Zustandekommens  dos  Finanz- 
gesetzes,  die  Bedingungen  der  Erhebung  von 
Steuern  und  andei-en  Auflagen,  die  Kontrolle 
<ler  dem  Finanzgesetz  geniÄss  zu  fühi-enden 
Verwaltimg  beziehen,  mit  mider^en  Worten 
die  verfassungsmässigen  Be<iingHng>^n  und 
Schranken  der  Finanzverwaltung.  AVährenti 
so  der  Begriff  Bndgetrecht  im  objektiven 
Sinne  gefasst  »ird,  gebraucht  man  ihn  auch 
im  subjektiven  Sinne  als  <lie  Gesamtheit  der 
Kechte  der  Volksverti-etung  in  Beziehung 
auf  die  staatliche  Finanz  Verwaltung. 

Dass  das  Buclgeti-echt  ixilitiseh  von  der 
grössten  Be<leutung  ist  vmd  von  seiner  kon- 
kreten Ausgestaltung  die  Stellung  des  IV- 
lamentes  im  StaatsoiTganisraus  wesentlirk 
bedingt  ist,  bedai'f  keiner  näheren  Aiisffüirnng. 
Durch  Kritik  der  einzelnen  Budgetiiositionen. 
dui-ch  Verweigerung  von  der  Regierung  ge- 
foi\lerter  notier  Kivdite,  thireh  Ablehining 
frei  zu  gewähi-ender  Etatserhöhungen.  dun'k 
NichtbewiUigung  neuer  Einnahraetiuellon 
kann  das  Parlament  einen  gn)sst*n  Einfluss 
einei-seits  auf  die  Finanzgebarung  imd  die 
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Ver\i-altuDg  überhaupt,  auf  die  politische 
Stellung  tfes  Ministeriums  aodei-erseits  ge- 
winnen. Die  konstitutionelle  Theorie  be- 
trachtet daher  das  Steuerbewilligungsrecht 
und  das  aus  ilini  hervoi^hende  Budgetrecht 
der  Volksvertretung  als  im  Mittelpunkt  der 
parlamentai'ischen  Befugnisse  stehend.  Weil 
das  Budgetrecht  so  leicht  als  politische 
Waffe  benutzt  wenlen  kann,  liegen  in  ihm 
die  Keime  zu  tiefgehenden  Konflikten  und 
den  schwieligsten  staatsrechtliehen  Fragen 
verborgen. 

Von  wesentUcher  Bedeutung  ist  das 
konstitutionelle  Budgetrecht  für  die  Gesund- 
heit der  staatlichen  Finanzverwaltung.  Einer 
der  Hauptsdiäden  des  absoluten  Staates  war 
und  ist  die  DnkootroUierbarkeit  seiner  Fi- 
na^ztbfltigkeit,  die  eines  von  der  Regierung 
ganr-  imabhängigen  Orgaiies  zum  Zwecke 
einer  gedeihlidien,  Missbräuche  verhütenden 
Ueberwachung  bedarf.  Wenn  daher  auch 
absolute  Staaten  publizierte  Budgets  aufzu- 
w^en  haben^  so  ist  irgendwelche  Garantie 
dafOr,  dass  ihnen  aucli  nur  einigermassen 
die  thatsftchliche  Fülirung  der  Staatswirt- 
schaft  entspricht,  nicht  g^ben.  Das  haben 
in  unserem  Jahrhundert  z.  B.  die  Budgets 
d^  ersten  Kaiserreiches  mit  seiner  imagi- 
nftren  parlamentarischen  und  Bedmungs- 
kontrolle  deutlich  gezeigt. 

Bei  keiner  parlamentarischen  Institution 
Ifisst  sich  deutliäier  der  lebendige  Zusammen- 
hang mit  den  Einrichtungen  des  st&idisehen 
Staates  nachweisen  wie  bei  dem  Budget. 
Das  Selbstachatzungs-  imd  Steuerbewilligungs- 
recht der  mittelalterlichen  Stände  ist  der 
historische  Ausgangspunkt  des  heutigen  Bud- 
gets. In  einigen  Staaten,  wie  z.  B.  Wüi-ttem- 
berg,  Belgien,  Ungai-n,  hat  das  alte  ständische 
Steuerbewilligungsrecht  bis  tief  in  die  neueste 
Zeit  gedauert.  Allein  trotzdem  ist  ein  tief- 
greifender Unterschie^l  zwischen  dem  ver- 
fessimgsmässigen  Finanzi-echte  des  ständi- 
schen und  des  konstitutionellen  Staates. 
Während  nämlich  dort  die  Stände  als  dem 
Staate  g^nüber  selbstberechtigte  Korpora- 
tionen ei"scheinen,  die  über  eventuelle  Leis- 
tungen ihrerseits  in  Form  eines  zweiseitigen 
mit  dem  Staate  abgeschlossenen  Eechtsge- 
echäftes  disponieren,  sind  die  Kammeni  Or- 
gane des  konstituionellen  Staates,  welche 
für  das  Gemeinwohl  nicht  minder  zu  soi-gen 
haben  als  die  Ki-one  und  die  von  ihi-  ein- 

Cjtzten  Beamten.  Daher  steht  der  ver- 
ungsmässige  Anteil,  den  die  Volksver- 
tretung an  der  Gesetzgebung  über  die  Staats- 
Ünanzen  und  die  Kontrolle  Über  ihre  Ver- 
waltung besitzt,  auf  einer  principieU  jedes 
iDdividuelle  Intei-esse  des  Pai'lanientes  aus- 
schliessenden  Basis,  während  das  ständische 
SteuerbewiUigungsrec'ht  als  ein  legales  Mittel 
ZOT  Befriedigimg  partikulu^  stäiidischei- 
Intereesen  galt.    Allerdings  hat  bei  der 


Ausbildung  einiger  Vei-fassungsi-eclitsätze 
die  Idee  des  St^hutzes  der  pai'lameutarischen 
Befugnisse  vorwillküiiichen  Angiiffen  seitens 
der  Regierung  mitgewirkt.  So  ist  die  Her- 
absetzung der  Giltigkeitsdaner  der  Eimialune- 
gesetze  auf  kurze  Zeit  die  Bestimmung, 
dass  da^i  Budget  jährhch  zu  votiei-en  sei, 
nachweisbai"  auch  dem  Bestreben  entsprungen, 
der  Regelmässigkeit  der  jährlichenZusammen- 
berufung  der  Volksvertretimg  eine  staats- 
rechthche  Gai-antie  zu  geben.  Allein  auch 
diese  Sicherung  des  regelmässigen  Fmiktio- 
nierens  der  Volksvei-ti-etung  ist  uidht  im 

Sartikuiai"en  Intei-esse  dieses  OrgaTies,  son- 
em  im  allgemein  staatlichen  gelegen. 
Die  Entwickelung  des  Budgeti-cchtes  in 
der  angegebenen  Bi(^tmig  hat  mm,  wie  alle 
Institutionen  des  konstitutionellen  Staates, 
ihren  Ursprtmg  in  England,  ist  sodann  in 
Frankreich  im  Verlaufe  der  Revolution  und 
Restauration  in  eigentümlicher  Weise  dm-ch- 
gebildet  worden,  welche  im  A'erein  mit  an- 
deren Momenten  zu  der  Ausgestaltung  der 
belgischen  Verfasstmgsbestimmimgen  Ober 
Finanzen  und  Budget  führte.  Das  fi-anzö- 
sische  imd  später  das  belnsche  Bndgetrecht 
hat  auf  die  beti«ffenden  Einrichtungen  der 
anderen  kontinentalen  Verfassungsstaaten  in 
grösserem  oder  geringerem  Umfange  einge- 
wirkt Diese  historische  Thatsache  faehei-rscht 
den  Gang  unserer  Darstellung,  dei'en  Gegen- 
stand zunächst  das  englische,  französische, 
belgische  Recht,  sodann  das  der  anderen 
europiüscben  Staaten,  mit  Ausnahme  Deutw'h- 
lands  und  Oesterreich-Ungarns  umfasst,  welch 
letzteres  zum  Schlüsse  betrachtet  wei-deu  soll. 

2.  Das  englische  B.  Das  Einkommen 
der  englischen  Könige  beruhte  teils  auf  dem 
Ertr^  der  königlichen  Domänen,  teils  auf 
den  Einnahmen,  welche  sich  aus  der  Aus- 
übung der  lehnsheiTÜchen  sowie  der  obrig- 
keitlichen Gewalt  ergaben.  Sollte  zu  dieser 
»ord entheben  Revenue«  des  Königs  eine  ausser- 
ordentliche, dni-ch  Krieg  ofler  Familienei-eig- 
nisse  gefoitlerte  liinzutreten,  so  konnte  sie 
nur  aus  dem  Volksvermö^u  genommen 
wenlen.  Die  A'ersuche  einiger  Monarchen 
des  13.  Jahi-hunderts,  willkürliche  Schätzungen 
aufzuerlegeii,  führen  infolge  des  Widei-standes 
der  Beti-offenen  zu  der  Bestimmung,  dass 
keine  Steuer  ohne  die  Zustimmung  der  'Ei-z- 
bischöfe,  Biscliöfe.  Gi*afen,  Barone,  Ritter, 
Burgfleckenbewohner  und  der  andwen  fi-eien 
Männer  des  Landes  erhoben  otler  beigetrielH'U 
werden  solle«.  Seit  diesem  im  statutuui  de 
tallagio  non  eonoedendo  {25.  Edw.  I.)  ausge- 
spro(!henen  Gnmdsatze  ist  es  in  England  an- 
ei'kamites  Recht,  dass  die  parlanieutai-ischo 
Ziistimmimg  die  imumgängliche  Bedingung 
für  die  rechtmäfisige  Ei-hebnng  einer  ietlen 
Steuer  sei,  und  so  oft  auch  in  der  Folge 
dieses  Princi{i  verletzt  »luile,  stets  hat  das 
Parlament  seine  neuerliche  Anedkennung  in 
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striktt^f-tPr  Form  von  soitt'n  der  Krone  durch- 
ziiKotzon  gewns!:.t.  In  th-m  fprat^^on  Kami)ft' 
zwischen  Kfmiptuni  uml  Parlament  unter 
(leaStiiarti:;  peht  das  letztere  als  Sie^,'er  her- 
vor nnd  setzt  seine  Re<.-hte  der  Steuer!>ewi!- 
lijning  in  der  jtetition  of  ripht  (l(i28)  und 
iler  bill  of  rights  (U>^<9)  in  fortan  nicht  mehr 
l«'ZWf»ifclter  Form  nachdrücklich  fest. 

Bis  zu  dieser  Zeit  kamen  zwar  mehr- 
fach BeDfiliifnin^'n  von  Geldern  zu  l>ostimmten 
Zwecken  nnd  unter  parlamentarischer  Kon- 
tmlle  vor,  allein  ei-st  von  unn  an  drinj^t  <ler 
Gedanke  durch,  <lass  die  Leistim^n  der 
Uiitei-thanen  im  Staatsintoresso  erfolpen  nnd 
ihre  Verwendung;  daher  öffentlicher  Kontrolle 
zu  unteiTcerfen  sei.  —  Seil  Karl  II.  tritt 
daher  an  die  Stelle  der  Bewillipinp  fi^for- 
derter  S\immen  in  Bausch  inid  Bogen  die 
Bewilligung  zu  bestimmten  Zvec-ken,  die 
Appropriation.  Kraft  der  der  Bevilli- 
giing  hinzugefügten  Ajiitm]>riationsklansel  ist 
liie  Regierung  verjiflicntet.  ilem  Parlament 
ülmr  die  Verwenilung  der  erholtenen  Summen 
RtX'hensehaft  zu  gelK»n.  In  der  nun  jährlich 
crfolgi^nden  Bewilligung  der  Kosten  des 
Staatshauslialtes  erblickt  das  nach  der  Yer- 
treihnng  der  Stuai-ts  gegen  die  Kmne  miss- 
ti-aidsche  Parlament  neWn  dem  an&nglich 
nur  für  soclis  Monate  l>ewilligten  mntiny  act 
ein  Sieben ingsniittel  fflr  seine  jährliche  Ein- 
iK-mfung. 

Mit  ilem  Siege  der  pai-iamentai-ischeii 
Regierung  jedoch  gegen  Ende  der  Regienuig 
der  Königin  Anna  ist  Itei  der  nun  uner- 
schütterliclien  Machtstellung  des  Parlamentes 
ernsten  Konflikten  zwisi-ben  ihm  und  der 
Rcgiening  ein  für  allemal  ein  Ende  gcnmciit. 
Wai-en  schon  im  Mittelalter  dauernde  Be- 
willigungen, namentlich  von  Zöllen,  vorgi^ 
kommen  und  wuitlen  dah<'r  schon  von  Coke 
die  [jarlamentai'ischen  Subsidien  in  dauernde 
und  zeitliche  eingeteilt,  so  findet  von  jetzt 
all  ein  stetiger  Pi-ozcss  der  Pei-manenzer- 
klänmg  von  Einoahmet|ue]len  und  Ausgalten- 
jiosten  dmvh  Gesetz  statt.  Die  aus  den 
ilauemden  Ein  nahm  e<|uellen  fliessenden  Gel- 
der TÄiu-den  in  Fonds  verwandelt,  diese  zu- 
nächst in  drei  Fonds,  den  aggi'egate,  general 
und  south  sea  fund,  vereinigt.  Jeileni  Fonds 
sind  bestimmte  Ausgaben  zur  Deckung  ül>er- 
wiesen.  Durch  27  üeo.  III.  c.  13  ist  aus 
ihnen  ein  einheitlicher  Fonds,  derconsolidated 
fund,  gc'bildet  wonlcn.  Durch  .')fi  Gco.  III. 
c.  98  (181G)  wiuile  der  konsolidierte  Fonds 
für  Ii-land  mit  dem  englischen  vei^einigt, 
durch  1  Vict.  c.  2  (1837)  vei-schiwlene  erb- 
liche Einkünfte  der  Krone  dem  consolidatetl 
fund  zugewiesen.  Die  heutige  gesetzliche 
Stellung  de«  consoliilated  fund  beruht  auf 
17  &  18  Vict.  c.  94  (1854)  und  19  &  2ti 
A'ict.  c.  59  {1S.')6),  ilurch  welche  der  Fonds 
mit  neuen  Ausgaben  belastet  wuitle,  während 
andere  ünn  abgenommen  und  auf  temjiorär 


'  zu  l»ewiUigende  Auflagen  gt-stellt  wiu-den. 
Zu  den  fixen  Ausgalien.  welche  ges«"'tzlich 
,  auf  den  konsolidierten  Fonds  angt^wies.m 
;  sind,  gehören  namentlich  <lie  Zinsen  der 
i  Staatsschuld ,  die  für  die  Regienmgsfiau*M- 

■  eines  jeden  Monarchen  bewilligte  Civillistt\ 

■  ein  gi-osser  Teil  der  Ausgaben  für  den  Civil- 
I Staatsdienst  sowie  der  Pensionsetat,  welche 
i  Iteiden  letztei-en  Poston  fniher  intesrierende 
!  Bestandteile  der  Civilliste  waren.  Die>e 
!  i»ennanente(i  Ausgatten  l:)etragen  hetite  im- 
i  gefähr  ^  3  der  Gesamtausg;il»en  und  wenlen 
1  in  das  Jahresbudget  ilberhanpt  nicht  eiiig»»- 
j  stellt,  sie  sind  nach  ein  für  allemal  erlassenen 

OeBetzen  Jahr  fflr  Jahr  aus  dem  konsoli- 
<lierten  Fonds  zu  leisten,  ohne  flass  es  eint-r 
erneuten  parlamentarischen  Ennachtigiiiig 
bedürfte.  Die  Einnahmen  des  JconsoUdiert*>n 
Fonds  sind  aber  so  Itedeiitend,  dass  si<^-h 
jährlich  eine  weit  filier  die  auf  dwiselben 
angewiesenen  Ausgaben  reichender  rebei-- 
sehuss  ergiebt,  den  das  Parlament  zur 
Deckung  der  jShrlieh  zu  bewilligenden  Aus- 
gaben heranzieht.  Daher  ist  gegenwärti;; 
niu-  ungefähr  Vt  aller  Staatsau.<gal)en  auf 
Einnahmen  angewiesen.  <lie  kraft  jährlicher 
ftartamentaiischer  Bewilligung  zu  t««c-hirffon 
sind. 

I  Für  das  jährlich  festgi^tellte  Budget  sinri 
j  folgende  staatsrec-htliche  Grundsätze  von  B«-- 
!  deutung.  Alle  Geldi>ewilligimgen  können 
nur  auf  Initiative  der  Krone  shittfinden.  und 
heute  not^h  erecheinen  die  Geldbills  formell 
als  Fonlerungcn  des  Königs  au  die  Gemeinen, 
und  diese  können  ihre  Bewilligimgen  keines- 
falls Über  die  Höhe  der  g<^fonlei-ten  Summe 
ausdehnen.  Dem  Hause  der  Lords  steht 
kein  l'mänderungsreebt  der  Geldbüls  zu.  sie 
können  sie  nur  in  toto  annehmen  fxler  ver- 
werfen. Blackstone  hat  diesem  nur  historis*-h 
zu  erkläivnden  Rechtssatze  die  Begriindimi: 
g»^frel>en ,  dass  die  Lords  nicht  unabhänsiir 
g(^iuig  von  der  Ki"one  sind,  um  l»ei  der  R'- 
stenening  und  der  Ausgabenbewilligimg  da-* 
uniiai-teiische  Volksinteivsse  im  Auge  zu  K'- 
halten.  Dank  dieser  Motivicinmg  ist  in  den 
kontinentalen  Verfassungen  mit  Zweikammer- 
svfitem  in  der  Regel  die  Stellung  <ler  ersten 
Kammer  bei  der  Beratung  von  Finanzgf- 
sptzen  gegenül»er  der  zweiten  wesentlich 
herabgetlrückt,  indem  derartige  Gesetze  ent- 
we^ler  zuerst  in  der  zweiten  Kammer  ein- 
gebi-acht  w^ei-den  müssen  (Bayern,  SaclLsen, 
Bt»lgien ,  Oesterreich ,  Cn^m .  Frankreich, 
Sianien,  Dänemark,  Vereinigte  Staaten)  oder 
üiieiilies  das  Etatgesetz  nach  englischem 
Muster  von  der  ersten  Kanmier  nicht  unen- 
diert  werden  tlarf  (Preusaen.  Württemltei''.:. 
Baden,  Hessen).  Als  Einsehninkimg  der  prö- 
ponderierendenStcllungder  Gemeinen  inGeld- 
saclien  haben  aber  die  Lords  das  Verltot  der 
tacks,  der  »liepackten«  Gesetze  dimfensetzen 
gcwusst,  d.  u.  keine  Qeidbil]  darf  eine  mit 
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dem  Gl^nstaiide  der  Geldbewilligung  mclit 
im  Zusammenhange  BtehendeBestimmnng  ent- 
halten, -weü  sonst  das  ganze  konstitutionelle 
Chesetzgebungsrecht  des  Hauses  der  Loi-ds 
illusorisch  gemacht  oder  doch  erheblich  ver- 
letzt werden  könnte.  Audi  dieser  Satz  des 
englischen  Staatsrechts  hat  seinen  Weg  in 
vide  kontinentale,  namentlich  deutsche  Ver- 
fiissungsurkunden  gefunden. 

Der  Vorgang  bei  Beratung  und  Beschlies- 
sung  des  Jahresbudgets  ist  im  wesentlichen 
folgender;  Auf  die  Forderung  der  Krone, 
ihi-  Gelder  zu  bewilligen,  fasst  das  Unter- 
haus zunächst  den  princiiiiellen  Beschhiss, 
»dass  Ihrer  Majestät  Öeldmittel  zu  bewilligen 
seien«  ;  hierauf  berät  und  resoh-iert  an  einem 
anderen  Tage  das  Haus,  in  einen  Ausschnss 
des  ganzen  Hauses  vei-wandelt  {was  den 
Vorzug  formell  luigebimdener  Diskussion 
besitzt),  über  den  Beschluss  des  Hauses,  um 
wieder  hierüber  an  das  Haus  zu  berichten. 
Dieses  acceiitiert  den  Beschluss,  um  sodann, 
neuerdings  in  einen  Ausschuss  des  ganzen 
Hauses  verwandelt,  als  committee  of  supplies 
die  geforderten  Suramen  gemäss  den  in  der 
Regienmgsvorlage  enthaltenen  Positionen  zu 
bewilligen.  Nach  der  Annahme  dieses  Be- 
schlusses durch  das  Haus  berät  dasselbe, 
von  neuem  in  das  »committee  of  the  whole 
house  of  ways  and  means«  verwandelt  — 
in  neuester  Zeit  so§ar  gleichzeitig  mit  dem 
committee  of  supphes  konstituiert  — ,  über 
die  Art  der  Deckung  (»die  Wege  und  Mittel«) 
der  Ausgaben.  In  diesem  Ausschusse  winl 
vom  Schatzkanzler  der  Berieht  (iber  die  fi- 
nanzielle Situation  des  betr^enden  Jahres 
erstattet.  Diese  Darlq^og  des  Schatzkanzlers 
wird  in  England  als  Budget  bezeichnet.  Die 
Beschlüsse  des  Ausschusses  sind  dem  Hause 
vorzule^n,  welclies  sie  in  dw  Re^l  einfach 
genehmigt  Die  einzelnen  Bewilligungen 
weKlen  gegen  Ende  der  Session  in  die  »Ap- 
propiiationsbiU«  zus^nmengefasst  nnd  ihnen 
die  Klausel  hinzugefügt,  dass  die  bewilligten 
Summen  nur  für  die  in  der  Bill  genannten 
Zwecke  verwendet  wenlen  dürfen  (Ajjpro- 
priationsklausel).  Erst  die  Appropnations- 
akte  enthält  nacli  der  übereinstimmenden 
Anschauung  aller  englischen  Juristen  die 
formelle  Ermächtigung  der  Regierung  zur , 
Erhebung  und  Vci-ansgabung  der  bewilligten 
Geldmittel.  Die  entgegenstehende  Ansicht 
Gneists,  wonach  eine  Budget vei"weigenuig 
actus  inanis  wäre ,  der  durch  königliclie 
Ordre  supphert  weiften  könnte,  findet  in  den 
Rechtsanschauungen  der  Engländer  selbst 
keine  Stütze.  Eine  Budgetverweigerung  — 
als  konstitutionelles  Zwangsmittel  gegen  das 
Ministerium  —  ist  im  parlamentarischen 
Staate  überhauj)t  nicht  denkbar.  Das  Ka- 
binett ist  da  nichts  als  ein  Ausschuss  der 
Parlamentsmajorität,  und  ein  einfaches  Miss- 
trauensvotum  genügt,  imi  ein  missliebig  ge- 


wonlenes  Kabinett  zn  beseitigen.  Daher 
sagen  <iie  englischen  Juristen,  das  impeach- 
ment  und  dfie  SteHerverweigening  nihen 
»rostend  in  der  Rüst^mmer  konstitutioneller 
Ki-if^sgerftte«.  Sollte  aber  einmal  das  System 
der  parlamentarischen  Parteiregierung  infolge 
der  fortschreitenden  Demokratisienmg  des 
Wahlrechts  nnd  der  hieraus  resultierenden 
Zersetziuig  der  fest  geselilossenen  Parteien 
in  die  Brüche  gehen,  so  wüi-de  bei  even- 
tuellem Konflikt  über  das  Budgetrecht 
schwerlich  die  angebliche  Rechtsbestflndig- 
keit  der  auch  ohne  parlamentarische  Zu- 
stimmung zu  erlassenden  königlichen  Ordre, 
welche  das  Kabinett  zu  Ausgaben  autorisiert, 
dem  engUschen  Reehtsbewusstsein  die  ju- 
ristische Lösimg  eines  derartigen  Konfliktes 
darbieten. 

Die  Appropriationsakte  kommt  erst  zum 
Schhisse  der  Parlamentssession  zu  stände. 
Um  nun  für  die  laufende  Verwaltung  Sorge 
zu  tragen,  wird  dem  Schatzamte  unterdessen 
durch  die  ways  and  means  Act  die  Ermftch- 
tigimg  zur  Erhebimg  der  nötigen  Stmimen 
gegeben,  welche  die  Bank  von  England  (seit 
18(j6)  einstweilen  vorschiesst. 

Die  königliche  Zustimmung  zur  Appro- 
priationsbill, welche  sie  in  eine  Parlaments- 
akte venft-andelt,  wird  in  anderer  Form  er- 
teilt als  bei  den  übrigen  public  acts.  Sie 
wird  nämlich  nicht  mit  der  sonst  üblichen 
Foi-m  »La  reyne  (le  roy)  le  veult«  genehmigt, 
sondern  mit  den  Worten  »La  reyne  (le  roy) 
remercie  ses  bons  sujets.  accejjte  leur  be- 
ncvolcnce  et  ainsi  le  venlt«  Die  alte  Form 
der  Geldbewiüigimg  nach  Art  eines  frei- 
willigen Geschenkes  zeigt  hierin  ihre  letzten 
Spuren  im  heutigen  Staatsrechte. 

Die  Kontrollo  über  die  Veiwendting  der 
bewilligten  Mittel  geschieht  auf  eine  ziem- 
lich komplizierte  Weise  durch  das  departe- 
ment  of  the  Exchequer  and  Audit,  das 
Sehatzamt  imd  den  ständigen  [larlamentari- 
sehen  Ausschuss  füi-  Staatsiwhntmgswesen. 
Die  beiden  ersten  Organe  haben  das  Staats- 
rechnungswesen und  die  administrative  Kon- 
trolle zu  vei-sehen.  während  der  seit  18C2 
fimgiei'onde  ständige  Ausschuss  nicht  nur 
die  parlamentarische  Kontrolle  übt,  sondern 
auch  legislatorische  Verbesserungen  im  Rec-h- 
nungswesen  zu  beantragen  hat  Eine  förm- 
liche Decliarge  des  Kabinetts  findet  nicht  statt. 

3.  Das  ^anzÖsische  B.  Hat  die  par- 
lamentarische Beiiandlung  des  Budgets  ihren 
Ui-sprnng  in  England,  so  ist  die  finanztech- 
nische Seite  desselben ,  soweit  seine  ver- 
fassungsrechtliche Stellung  reicht,  in  der 
Form,  in  welcher  sie  in  den  meisten  euro- 
jiiiischen  Staaten  ei-seheint,  zunächst  in  Frank- 
reich im  Verlaufe  der  Revolution  und  Restau- 
ration ausgebildet  wonlen. 

Als  die  etats  gcncranx  zusammentraten, 
knüpfte  der  dritte  Stand  seine  Foi-demngen 
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an  (las  Steiierltewilligiinpjiwht  an.  wie  es  j 
in  <ler  Blütt'zeit  des  ständischen  Staates 
überall  in  Ennijia  existierte.  Als  daher 
Necker  am  Ei-Öffmuigstaf^;  der  reichsständi- 
schen Versamnilnng  ein  i)ernianentes.  ans 
gesetzliehen  Einnahme-  und  AusgaU^titeln 
bestehendes  Budffet  vorlef^te.  dessen  einzelne 
Posten  nnr  auf  dem  Wege  der  tresetzgebnnp 
sollten  abgeänilert  wenlen  können,  da  fand 
dieser  Vorschlag  keinen  Anklang.  Vielmehr 
"wurden  alle  bisherigen  Stenern  fOr  illegal 
erklärt,  aber  dei^'n  provisorisi-he  Forterhebung 
angeonlnet.  In  der  Sitzung  v.  27.  Juli  1789 
wurde  konstatiert,  4la.ss  »ämtliehe  cahieitt  die 
bloss  i>eri«lische  Bewilligimg  der  Steuern 
forderten. 

Sobald  jedoch  der  dritte  Stand  sich  als 
Naticuialveniammlnng  erklärt«  und  damit 
zum  Bewu8st»ein  gelangte,  dass  er  der  Re- 
präsentant des  souveränen  Volkes  sei,  ändert 
sich  sofort  der  Charakter  des  ihm  zustehen- 
den Bewilligimgsrechtes.  Denn  nicht  mehi* 
über  ein  dem  souveränen  Könige  frei  zu  ge- 
-wShrendes  oder  auch  zu  verrägendes  »don 
gratuit«  hat  die  Volksvertretimg  zu  beraten 
und  zu  beschliessen,  sondern  fflr  (Ue  Be- 
friedigung der  Staatsbedürfnisse  zu  soi^n, 
■welche  mit  eherner  Notwendigkeit  ökono- 
mische Opfer  der  Staatsbürger  verlangen. 
Daher  konstatiert  bereits  die  Erklärung  der 
Menschenrechte,  die  niu-  eine  Definition  der 
freiheitlichen  Befugnisse  der  Individuen  sein 
■wollte,  eine  Pflielit  des  Volkes  zu  steuern, 
der  Volksvertretung,  die  Steuer  aufzuerlegen. 
Es  wird  nämlich  ausgesprochen:  Axt.  12. 
Lä  garantie  des  droits  de  Thomme  et  du 
citoyen  uecessite  ime  foix-o  publique;  cette 
force  est  donc  instituttV  \miv  Tavantage  de 
tous  ....  Art.  13.  Pour  l'entretioii  de  la 
force  publique,  et  pour  les  depenses  d'ad- 
ministration,  une  contribution  commune  est 
indispensable.  Was  in  England  in  Decennien 
sich  vollzieht:  die  Erkeiuitiiis  der  i-ein  staats- 
rechtlichen Natur  der  Steuer,  das  kommt  in 
Frankreich  im  Verlaufe  weniger  Tage  zum 
Bei\'usstseiD.  Die  Konstituante  bestimmt 
nun,  dass  EinfiUmmg,  Verlängerung  und 
Erhebung  der  Stenern  nur  auf  dem  Wege 
eines  der  königlichen  Sanktion  nicht  be- 
dilrftigen  Gesetzes  erfolgen  könne  (Verfas- 
sung v.  3.  September  1791,  titre  Iii,  cliap. 
ni,  sect.  III,  Art.  8).  Es  ist  demnacli  das 
souvei-äne  Volk,  welches  diu-ch  seine  Ver- 
tretung jähi-lich  frei  über  die  Art  der  Be- 
deckung der  Staatsbedürfnisse  verfügt.  Um 
die  Reclite  des  Königs  bezüglich  der  Oesetz- 
gebung  nicht  der  Vernichtung  preiszugeben, 
■wurde  das  Verbot  der  tackings  ansge.siu'ochen 
(G.  v.  13.  Jniü  1791,  Art.  95).  Infolge  der 
Ausführungen  Mlrabeaus,  der  auf  die  Ge- 
fahren einer  Herabsetzimg  der  Steuei^setze 
zu  leges  annuae  und  auf  die  englischen  In- 
stitutionen, des  permanenten  Budgets  uud 


des  konsolidierten  Fonds  hinweist,  wird  be- 
schlossen, dass  unter  keinem  Vons'ande  die 
zur  Bezahlung  der  Nationalschiild  luid  der 
Civilliste  nötigen  Summen  verweigert  werden 
dfU'fen.  Zu  einer  Perpetuierung  der  Steuern 
wagte  man  aber  damals  bei  der  anerkannten 
Unhaltbarkeit  des  hen-schenden  Steuersystems 
imd  der  erwarteten  Veränderung  des  Ab- 
gabenwesens nicht  zu  sclu^iten.  Die  Idee, 
die  Steuerverweigemng  als  konstitutionelles 
Zwangsmittel  gegen  die  Krone  zu  benutzen, 
«j)ielt  bei  deren  Schwäche  unter  den  Mo- 
tiven, welche  die  Konstituante  bei  Festset- 
ztmg  der  budgetrechtlichen  Bestimmimgen 
leiteten,  nur  eine  ganz  untergeordnete  Rolle. 

Die  jakobinische  Verfassmig  vom  24.  Juni 
1793  enthielt  über  <lie  Leitung  der  Finanzen 
niu-  sehr  <lürftige  Bestimmungen.  Von  Be- 
deutiuig  fflr  die  Geschichte  des  französischen 
Budgetrechtes  ist  hingegen  die  Direktoriid- 
verlaKaung  geworden.  Diese  entnahm  ans 
der  Vei-&ssui^  von  1791  das  Prin<^  der 
jährlichen  Feststellung  der  öffentliehea  Auf- 
lagen diuch  den  corps  l^slatif.  Jedoch 
verwandelte  sie  die  auf  die  Dauer  der 
Steuern  bezüglichen  Bestimmimgen  der 
ersten  Verfassung  dahin,  dass  alle  Steuern 
für  ein  Jahr  fixiert  wenlen  und  zur  ferneren 
Forterhebung  einer  ausdrflddichen  neuen 
Bewilligrung  bedürfen  (Art.  302).  Der  trost- 
lose Zustand  der  Finanzen  zu  jener  Zeit  und 
der  experimentelle  Charakter,  den  alle  legis- 
latorischen Vei-suche  auf  dem  Gebiete  der 
Steuergesetzgebung  trugen,  geben  die  Er- 
klärungsgründe dieser  neuen  Verfassmigs- 
noi-m  ab.  Das  Recht  der  freien  jährlichen 
Fixienmg  der  Steueigesetze  ist  aber  einge- 
sclu^kt  diirt^h  die  prüiciiBclle  Bestimmxmg. 
dass  jährlit^h  eine  Gnuid-  und  eine  PersonaJ- 
steuer  festgesetzt  werden  müssen.  In  der 
Direktorialverfassimg  tritt  femer  das  Be- 
strelwn  hervor,  bedeutende  Verbessenmgen 
in  dem  Budget-,  Staatsrechnungs-  und  Rech- 
nimgskontroUwesen  anzubahnen.  Die  bud- 
getrechtlieho  Entwickelung  wird  aber  als- 
bald dui-ch  die  Considai-vei-fassung  unter- 
bixx'heii.  Diese  besc-hränkt  die  ganze  Thä- 
tigkeit  des  corps  l^slatif  auf  ein  Veto- 
rec^ht  gegen  neue  Gesetze.  Zwar  tritt  jetzt 
zum  ersten  Mal  das  Budget  als  ein  Ganzes, 
als  ein  die  Gesamtheit  der  Staatsausgaben 
und  Einnahmen  enthalten  sollender  Gesetz- 
entwiu^  hervor,  dem  ^setzgebenden  Körper 
wird  jedoch  kein  wie  immer  gearteter  Ean- 
fluss  auf  das  Zustandekommen  des  Etats- 
gesetzes  eingeräumt.  Wie  jeden  anderen 
ihm  vorgelegten  Begierungsakt  konnte  er 
das  Budget  entweder  aunelmien  oder  ver- 
werfen, aber  nicht  amendieren.  Daher  die 
en  bloc-Votlening  des  Budgets,  welche  die 
ganze  napoleouische  Zeit  andauert  ^  be- 
deutet nicht  die  Anerkennung  des  souveränen, 
das  Staatshaushaltsgesetz  nach  seinem  Gut- 
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dünken  regehiden  Volksvillens,  sondern 
viebndir  mo  Unmög^chkeit  einer  jeden 
raraktisch  wii-ksamen  Finanzkontrolle  der 
Kegienmg.  die  mit  dem  Budget  ganz  will- 
kürlich schaltot,  zumal  die  Rechnimgskon- 
troUe  eine  rein  imaginäi-e  ist.  Dieser  Zu- 
stand absolntistischer  Finanzwirtschaft  hält 
bis  zum  Schlüsse  dos  ei-sten  Kaiserreiches 
an.  Da  das  publizierte  Budget  ein  Netto- 
budget war  und  übenlies  die  bedenkliclisten 
Lücken  aufzuweisen  hatte,  so  erhält  man 
aus  ihm  schon  aus  diesen  Gründen  kein 
aiich  nur  einigerraassen  treffendes  Bild  der 
Finanzwii-tscliaft  jenei-  Tage. 

An  dieses  en  bloc  zu  votierende  Netto- 
budget der  napoieonischen  Zeit  knüpft  nnn 
auch  die  Restauration  an,  in  welcher  das 
Budgetrecht  den  zu  seiner  heutigen  Gestal- 
timg  führenden  Entwickelungsgaiig  ninunt. 
Zimächst  beginnt  die  Specialisiening  der 
Voten,  welche  von  der  ein  grössei-es  >£ass  von 
Einflnss  auf  das  Zustandekommen  des  Etats- 
gesetzes heischenden  Yolksvertretiuig  nach 
und  nach  in  immer  weiterem  Umfange  duit;li- 
gesetzt  wiitl.  Dnrch  das  G.  v.  25.  März 
1817  wiu^e  bestimmt,  das»  die  Kredite  nach 
Ministerien  votiert  werden  imd  eine  Ueber- 
schreibung  dereelben  mir  auf  Grand  einer 
alsbald  den  Kammern  zur  Genehmigiuig  vor- 
zulegenden königliehen  Veronlming  erfolgen 
dürfe.  Bald  darauf  wiu-de  das  Netto-  ui 
ein  Bruttobudget  vei-wandelt  und  verfflfft. 
dass  die  Minister  künftig  durch  ein  Tor  der 
Vorlage  des  nächsten  Jahresbudgets  zu  vo- 
tierendes Gesetz,  welches  fortan  den  Namen 
des  Rechnungpgesetzes  ti-Sgt,  die  Anerkennung 
der  bndgetmässigen  Fflhning  ihi-er  Vens'al- 
tung  erhalten  soUen. 

Die  Verteilimg:  der  Kredite  innerlialb 
eines  jeden  Ministenums  erfolgte  diux^'h 
königliche  Ordonnanzen.  Die  Kammern  xer- 
langon  daher  eine  noch  grOssei'e  Sj^ecialisie- 
nmg  der  Voten.  Femer  gab  die  unbegrenzte 
Verwendimgsdauer  der  einmal  bewilligten 
Summen  und  die  diulureh  herbeigeführte 
Erechwerung  der  Kontrolle  der  Finanz^- 
barang  Anlass  zu  lebhaften  piu-lamen  tari- 
schen Klagen.  Sclu'itt\veise  ex-folgt  nun 
durch  königliche  Onlonnanz  vom  14.  Sep- 
tember 1822  die  Beschräiikimg  der  Ver- 
wendungsdauer der  bewilligten  Ki-(,KÜte  fflr 
Ausgaben  des  Jahresdienstes  derart,  dass 
die  hierfür  bestimmten  Summen  höchstens 
noch  neim  Monate  nach  Ablauf  des  Finanz- 
jahres benutzt  w^enien  durften ;  hierauf  dm-ch 
Ordonnanz  vom  6.  Juli  182C  der  Befehl  an 
den  Rechmmgshof,  den  Kanunern  seine  Kon- 
trolle der  von  den  Ministeni  ihm  vorgelegten 
Rechnmigon  bekannt  zu  geben ;  endlich  durch 
Ordonnanz  vom  1.  September  1827  eine 
weitergehende  Specialisiemng  der  parlamen- 
tarischen Voten,  inilem  Kredite  für  die  ein- 
zelnen Ministerien  in  Sektionen  geteilt  wer- 

Hondw&rterbnch  der  Stutswlsseiucluifteii.  Zweit« 


den.  Jede  Sektion  bildet  von  nun  ab  den 
Gegenstand  eines  parlamentaii^chea  Votum.s, 
iimerhalb  einer  jeden  Sektion  erfolgt  die 
Verteiliuig  auch  fernerhin  durch  königüche 
Ordonnanz,  (Ue  jedocOi  vor  der  Budgetperiode 
publiziert  werden  mnss.  Auch  das  durch 
Steuei-zusf^hlüge  zu  detkende  Budget  der 
departementalen  und  kominimalen  Verwal- 
tmigsverbände  wird  fortan  in  das  Staats- 
budget aufgenommen.  Das  Ansgabenbudget 
weist  nach  dieser  einschneidenden  Reform 
93  Voten  auf.  Das  G.  v.  2.  August  1829 
bringt  die  Sj)ecialbudgets  in  Verbindimg  mit 
dem  aUgomeinen.  Eine  von  Benjamin  Con- 
stant  mid  Lafittc  ausgehende  Anregung,  die 
englische  Scheidung  der  Budgets  in  ein  per- 
manentes und  ein  jähi'lich  wechselndes 
durchzuftthi-en  (1827),  blieb  ohne  Erfolg,  da 
sie  im  Interesse  grösserer  parlamentai-ischer 
Freiheit  im  Be^Wlhgen  imd  Versagen  ge- 
macht wui-de  und  die  Regierimg  durch  die 
Gewährung  grösserer  Specialisiennig  der 
Voten  die  pai'lamentarisAen  Wünsclie  ge- 
nügend beriU-ksichtigt  zu  haben  glaubte.  In 
der  ganzen  Restaui-ationsepochc  beruht  aber 
die  Notwendigkeit  der  Vorlegimg  und  Vo- 
tierung des  Budgets  nicht  auf  Vertassmigs- 
rechtssätzen.  Die  Charte  hatte  nm*  (Ai-tt.  34. 
48  und  49)  Bestimmungen  über  die  Steuer- 
bewilligimg.  Was  sich  in  Frankreich  in 
dieser  Zeit  zum  Teil  gewohnheitsrechüich 
entwickelt  Jiatte,  wini  oi-st  in  Belgien  1831 
zu  einem  Pi'incip  der  Veiiassuug.  Auch 
die  später  so  häufig  gehöi-te  Lehre  von  der 
Budgetvorweigening  als  einem  legalen  kon- 
stitutionellen Zwangsmittel  ist  wähi-end  der 
Restauration  —  und  später  noch  —  in 
Frankreich  von  den  parlamentarisehen  Au- 
toritäten nicht  anerkannt.  Namentlich  hat 
B.  Constant,  den  Gneist  wietlerholt  al»  den 
Ürheber  jener  s^tsfeindlidien  Theorie  hin- 
stellt, energisch  gegen  sie  protestiert  (vgl. 
Jellinek,  Gesetz  imd  Verordnung  S.  1541^.). 

In  der  Epoche  des  Jiüikönigtums  lAird 
auf  der  von  den  Kammern  während  der 
Restam-ation  betretenen  Bahn  mit  Erfolg 
vorwärts  geschi'itten.  Es  findet  eine  weitere 
Speeialisienmg  der  Voten  statt.  Gemäss 
dem  G.  v.  29.  Januar  1831  ist  das  Budget 
eines  jeden  Ministeriums  in  Specialkapitel 
einzuteilen  und  das  Verbot  von  Revirements 
zwischen  vei-schicdenen  Kapiteln  festgesetzt. 
Die  Einheitlichkeit  der  Finanzwirtschaft  er- 
hält (G.  V.  9.  Juli  1836)  ilu-en  Ausdruck 
dittch  fonnelle  Aufnahme  der  bereits  ander- 
weitig festgestellten  Öi)ecialbudgets  in  das 
Hauptbudget.  Ferner  werden  Bestimmungen 
geti'nffen,  die  das  Kontrollrecht  der  Kammern 
sowie  die  Regulienmg  der  Etatüberschrei- 
tungon  und  ausserordentlichen  Krctlite  zum 
Inhalte  haben.  Die  königliche  Oi-donnanz 
vom  31.  Mai  1838  kodifiziert  die  Voi-schriften 
füi-  Aufstellimg  und  Vollzug  des  Budgets  in 
Auflage.  II.  74 

Digilized  by  Google 


1170 


Budgetrecht 


t^incr  im  wesH'iitUchen  lUK'h  heute  pütipen 
Weise. 

W'ähivnd  (It's  zweiten  Kaiserreiches  findet 
eine  Rilc-kbildung  des  aut-h  in  diesem  Pimkte 
an  ilie  boiiaitailistischen  Traditionen  an- 
kniliifendeii  neui'U  Rehmes  statt.  Die  Zahl 
der  Voten  -winl  sehr  beschränkt  und  er- 
ivifht  nat'h  der  einschneidi'nden  Reforai  von 
1861  erst  die  Hohe  von  5(1.  Kine  mdle. 
wh'ksame  parlamentarische  Konti-oUe  fimlet 
jedoch  in  der  ganzen  E|>oehe  von  1801  bis 
1870  nicht  statt.  Von  Bedeutung  hingegen 
ist  das  kaiserUche  Dekivt  v.  Ül.  Mai  18Ü2. 
welches  die  bis  jetzt  gütigen  Gnuidbestim- 
mungen  über  das  R^'chniuigswe.-it^n  enthält. 

I)a^  Budgetivcht  der  dritten  Kei»ublik 
beniht  auf  den  im  Verlauf  der  Restanration 
des  Julikönigtums  imd  dei-  zweiten  Republik 
hemusgebUtfeten  Piincipien.  Eine  Darstel- 
hmg  der  eigentümlichen  te<.'hnist'hen  Ein- 
richtimgen  (los  heutigen  fi-anzf'isisi  hen  Bud- 
gets (vgl.  Leben,  Staatsivcht  der  französi- 
schen Republik  iji  Maifiuardsens  Hainlb.  d. 
öff,  Rechts  S.  IGOff.)  wüi-de  an  dieser  Stelle 
zu  weit  führen.  Hervorznhelien  ist,  dass 
das  Ausgalwjdnidget  gegen  7iKt  Voten  uni- 
fasst.  Auf  Gnutd  der  Deklarationen  des 
Rfvlinungshofes  wii-d  von  den  Kammern  die 
loi  des  comptes  oder  l(pi  de  i-f-glement  de- 
finitif  votiert,  dei-en  Entwni-f  vom  Ministe- 
rium vorzulegen  ist. 

Die  VoUzugsneriode  des  pudgets  beginnt 
am  1.  Janiuu*.  Kommt  es  vor  diesem  Ter- 
mine nicht  zu  Stande,  so  gewähren  die  Kam- 
mern proviisoriwhen  Ki-edit  in  Zwölfteln  des 
letztbeschlosseiien  Budgets. 

lu  der  Gegenwart  gieht  das  französische 
Bui^^reeht  zu  manchen  Kontroversen  An- 
lasEi.  Nach  repuMikanischem  Staatsrechte 
köinien  die  Kammeru  als  Träger  des  Gesetz- 
gi^biuigsrechtes  nach  fi-eiem  Belielx'n  jedes 
Gesetz  ändern  oder  susijendiei-en.  aber  nur 
in  den  Formen  der  Gesetzgel  »\nig.  Nun  winl 
häufig  der  hier  und  da  gi'liiigende  Vei-snch 
gemacht,  in  der  Depiitirtonkammer  auf  dem 
Wege  der  Verwerfung  einer  BudgetiHisition 
ges(^tzl!che  Institutionen  aufzuheben  unter 
offenbarer  Sclimälerung  der  kon.'ititutionellen 
Reclite  des  Senates.  Fi-anztlsische  Staat«- 
rechtssclu-iftstellerbehau|iten.  dass  in  solchem 
Falle  nur  eine  zeitweilige  L'ndnrchfulirbarkcit 
der  beti-effenden  Gesetze  eintrete,  eine  Wie- 
derbewilligung  der  gestrichenen  Kmlite  in 
einem  anileren  Jalu'e  das  Gesetz  jcnloch 
wieder  in  Ki-aft  setze,  so  dass  das  formale 
Rocht  durch  derartigt^  Verweigerungen  nicht 
tangiert  werde.  Von  anderer  Seite  ist  aber 
der  Vorachlag  ilirabeaus  und  Constants- 
Lafittes  wiederholt  worden,  zur  Vermeidmig 
der  faktischen  Gesetzessuspension  oder  -auf- 
hebung  (hu-ch  Budg(;tvoten  nach  englischem 
Muster  die  Scheidung  des  Budgets  in  ein 
l^rmanentes  untl  vai-iables  durchzufiUiren. 


Es  hat  bis  jetzt  jedoch  keinen  Anklang  ge- 
funden. 

4.  Das  belgische  B.  Die  eigentümliche 
(lestaltimg  des  belgischen  Budgetrechtes 
steht  in  innigerem  Zusammenhange  mit  den 
alten  iHiUtischen  Institutionen  dieses  Landes, 
als  allgemein  vernmtet  wird.  In  den  katho- 
lischen Nietlerlanden  hatte  sich  nämlich  das 
Steuert  •ewilligmigsn'eht  der  Stände  während 
der  spanischen  imd  üsteireichischen  Herr- 
schaft bis  zur  Einverleibung  Belgiens  in 
Fi-ankreicli  ganz  intakt  erhalten.  Mit  Aus- 
nahme Westflandems  konnte  ohne  außdrück- 
liche  freie,  nur  für  kurze  Zeiträume  gewährte 
Zustimniimg  der  Stände  keine  Steuer  erlioben 
werden.  Im  Kampfe  g*^n  den  die  altbelp- 
sche  Verfa.ssimg  bedi-ohenden  Kaiser  Joseph  Ii. 
wii-d  von  dem  Rechte  der  Subsidienver- 
I  weigemng  Gebrauch  gemacht  Als  1830  31 
der  Nationalkongi"ess  die  neue  belgische 
Verfassung  beschloss,  tia  war  die  Erinnerung 
an  das  ui-alte  Landesrecht  der  freien,  auf 
sehr  kurze  Termine  beschränkten  Subsidien- 
Itewilligmig  aus  der  Ernmemng  seiner  Mit- 
glieder noch  keineswegs  verschwunden, 
rebenlies  werden  die  Bestimmungen  der 
lM?lgischen  Verfassung  über  die  l^nanzen 
nur  dann  völlig  veretändlich,  wenn  man  den 
Zustand  dei-selben  unter  der  niederländischen 
Uen-scliaft  1815—1830  kennt.  Das  nieder- 
ländische Steuersystem  war  unter  heftiger 
Opposition  der  belgischen  KammermitghMer 
zu  Stande  gf>kommen  und  wui*de  wesentlich 
zu  Gunsten  der  Holländer  dmchgeführt.  fjn 
als  imgerecht  anerkanntes  Stenersystem 
musste  von  dem  Nationalkongrese  daher 
provisorisch  beilicfaalten  werden,  und  aus 
all  dietsen  Gründen  %-iu^e  die  Einfühnmg 
permanenter  Steuern  principiell  aiBge- 
schlossen.  Hierzu  kam  noch  ein  anderem 
aosserlialb  Belgiens  wenig  bekannte«  Mo- 
inent.  In  den  Niederlanden  war  1815 — 1830 
die  Zweiteilung  des  Budgets  in  ein  perma- 
nentes mid  eni  bewegliches  durchgeführt, 
von  denen  das  ei-stere  alle  zehn  Jahre  zu 
revidieren  wai-.  Dieses  Deeennalbudget, 
welches  den  w^eitaus  gnissten  Teil  der  Au>- 
gaU'n  und  Einnahmen  umfasste,  rief  nament- 
licli  in  Belgien  Unzufriedenheit  hervor,  zu- 
mal eine  wirksame  Kontrolle  der  Finanz- 
verwaltung dadm-ch  unmöglich  gemacht 
wurde.  Der  Nationalkongress  befand  sidi 
daher  in  bew\)sstem  Gegensatze  zu  dem  als 
unzweckmässig  befundenen  Sj-steme  perma- 
nenter oder  doch  für  längere  Zeit  wirkender 
Einnahme-  und  Ausgabegesetze.  Daher 
wurden  die  entsprechenden  Verfassungs- 
artikel im  Plenum  ohne  jede  Debatte  be- 
schlossen. Indem  in  den  Verfassun^sätzea 
über  die  Finanzen  das  alte  belgische  Lande»- 
i-echt  wiederhergestellt  wird,  entlehnt  man 
die  Formulierung  dieser  Bestimmungen  dea 
französischen  Yer&ssungen  der  Kevolutioiis- 
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zeit.  Alle  Einnahmegesetze  werden  für 
leges  annuae  erklärt  im  Art.  III :  Les  im- 
pf>tR  au  Profit  de  I'Etat  sont  votes  annuelJe- 
ment.  lies  lois  qui  les  etablissent  n'oiit  de 
foToe  que  pour  un  an,  si  elles  ne  sont  re- 
nouvelees.  Andererseits  bestimmt  Art.  115: 
Choque  annee,  les  chambres  arr^tent  la  loi 
des  comptes  et  votent  le  bndget.  Toutes 
les  recettes  et  dt^penses  de  I'Etat  doivent 
t'tre  ^«rtees  au  biidget  et  dans  les  comptes. 
Danut  tritt  zum  ersten  Male  in  der  europäi- 
sdien  YerfeBSungsgescbichte  der  strikte 
verfassungsrechtliche  Satz  auf,  dass 
alle  EinDahmen  imd  Ausgabea  des  Staates 
in  das  jährlich  zu  votierende  Budget  ein- 
gestellt werden  müssen.  Die  Aufstellung 
des  jährlichen  Budgets  und  die  Votiemng 
desselben  durdi  die  Kammern  werden  der 
gleidizeitigen  französischen,  indes  nicht  auf 
verfassungssätzeu  ruhenden  französischen 
Praxis  entlehnt. 

5.  Die  Reception  des  französisch- 
belgischen  B.  in  den  übrigen  konstitu- 
tionellen Staaten  des  europäischen  Kon- 
tinents. Es  bedarf  an  dieser  Stelle  keiner 
näheren  Ausführung,  welche  Rolle  die  fran- 
zösische Charte  von  1814,  die  iMu-lamenta- 
rischen  Emingenscliaften  der  französischen 
Karamern  bis  1848  und  die  belgische  Ver- 
fassung als  Typen  für  die  Einftthnmg  kon- 
stitutioneller Einrichtungen  im  Übrigen  Eu- 
ropa gespielt  haben.  Wie  in  anderen  Ma- 
terien, so  aucli  namentlich  im  Budgetrecht 
dienen  sie  als  die  unbedingt  zu  verwirk- 
lichenden Vorbilder,  und  es  findet  daher 
diirch  die  Verfassungsgesetzgebung  der  kon- 
tinentalen Staaten  ein  bis  in  die  neueste 
Zeit  dauernder  Prozess  der  Reception  des 
französisch-belgischen  Budgetrechtes  statt. 
In  einigen  Staaten  allerdings,  namentlich 
(Jen  deutsdien  wird  das  aus  fremdem  Rechte 
Herübergenommene  in  eigenartiger  Weise 
umgebiltlet. 

Die  Verfassung^urkunden,  welciie  vor 
1831  geschaffen  win-den,  enthalten  nach  dem 
A'orbilde  der  Charte  nur  Bestimmimgen  über 
die  Stenerbewilligimg,  während  die  Sätze 
über  Vorlegtmg  des  Budgets  an  die  Kam- 
mern entweder  gar  nicht  der  Verfassungs- 
gesetzgebung  angehören  oder  kein  striktes 
Gebot  der  parlamentarischen  Votienmg  des 
Budgets  in  Gesetzesfonn  aussprechen.  Von 
den  Verfassungsurkunden  aus  späterer  Zeit 
ist  namentUch  das  sardinische  Statut  vom 
4.  März  1848  zu  erwähnen,  heute  das  Grund- 
gesetz des  Königreiches  Italien,  welches 
^nlich  wie  die  Chart:e  keine  ausdrücklichen 
Festsetzungen  über  das  Budget  enthält  (vgl. 
Statuto  fondamentale  Artt.  10,  30).  Am 
selbständigsten  hat  sich  das  Budgeti-echt  in 
Schweden  gestaltet,  wo  et»;  auf  der  Regie- 
nmgsformakte  vom  6.  Jimi  1809  benüiend, 
mehr  an  englische  als  au  französische  An- 


schauungen erinnert,  &her  doch  wieder  ganz 
eigenartig  ausgebildet  ist.  Auch  das  nor- 
wegische Budgetreclit  zeigt  Abweichungen 
von  dem  französischen  Typus,  obwohl  in 
dem  norwe^schen  Grundgesetz  vom  4.  No- 
vember 1814  nach  französischem  Muster  die 
Giltigkeitsdauer  der  Auflagengesetze  auf  ein 
Jahr  fixiert  war.  Namentlich  durch  die 
Anerkennung,  dass  das  Storthing  kein  freies 
Änsgabenbew^illigungsrecht  besitze,  sofern  es 
sich  um  rechtlich  notwendige  Leistimgeu 
des  Staates  handelt,  unterscheidet  sich  aas 
norwegische  Bndgetrecht  in  eigentümlicher 
"Wedse  von  dem  der  anderen  kontinentalen 
Staaten. 

Die  Ver&SBun^urknnden  oder  Yerfas- 
sun^Andenmgen  jedoch,  welche  nach  1831 
pumiziert  worden  sind,  stehen,  wenige  Aus- 
nahmen abgerechnet,  mehr  oder  weniger  auf 
dem  Boden  der  belgischen  Anschauungen. 
Recipiert  wurde  das  belgische  Recht  in 
Spanien,  Portugal,  den  Niederlanden,  Luxem- 
burg, Rumänien,  mit  Modifikationen  auch  in 
Serbien  und  Griechenland.  Inwieweit  Deutseh- 
land und  Oesterreich-Ungarn  von  ihm  be- 
einfiusst  sind,  wird  die  folgende  Darstellung 
lehren, 

6.  Das  B.  der  deutschen  Gliedstaaten. 

Das  Budgetrecht  der  deutschen  monarchi- 
schen Staaten  wird  vor  1848,  sofern  in  ihnen 
überhaupt  konstitutionelle  Institutionen  Platz 
greifen,  einerseits  bestimmt  durch  die  Er- 
innerung an  altständische  Einrichtungen  und 
andererseits  durch  den  Einfluss  der  franz<H 
sischen  Charte  und  der  während  ihrer  Hen-- 
schaft  stattfindenden  parlamentarischen  Be- 
wegimg in  Frankreich,  wozu  noch  eigen- 
ai'tige,  zum  Teil  durch  das  Bundesrecht  ge- 
forderte Bestimmungen  kommen. 

Das  Bndgetrecht  fler  zuerst  konstitutio- 
nelle Formen  annehmenden  Staaten  Süd- 
und  Mitteldeutschlands  ist  in  erster  Linie 
ein  Steuerbewilligungsrecht  sow^ie  ein  Recht 
der  Zustimmung  zur  Veräussenmg  von 
Staatsgut  und  zur  Aufnahme  von  Sfaatsan- 
lehcn .  Ein  absolutes  Ein  nahmen  be  willi  - 
gungsrecht  ist  den  Ständen  nicht  gegeben, 
da  die  Einnahmen  aus  dem  Kammergntc 
sowie  manche  andere  von  dem  ständi- 
schen Ermessen  ganz  unabhängig  sind, 
üer  Gedanke  des  ständischen  Staat«;,  dass 
nur  bei  »Insuffizienz  des  Kammergutes» 
Steuern  mit  landständischer  Zustimmung 
zu  erheben  seien,  zeigt  sich  noch  fortwiriiend. 
In  einigen  der  älteren  Yerfossungen  findet 
sich  sogar  noch  eine  Beteiligung  der  Land- 
tagsans.schflsfie  an  der  Yerwaltimg  dei- Lan- 
deskasse, wie  sie  im  ständischen  Stande  in 
der  Regel  vorkam.  In  allen  Verfassungen 
ist  ferner  das  Gebot  an  die  Regienmgon  ent- 
halten, den  Ständen  em  Budget  vorzulegen, 
weil  erst  auf  Grundlage  eines  solchen  sich 
genau  das  Erfordernis  für  die  Finanzpeiiode 
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feststellen  lA»<>t.  [>ass  dos  Bud^rct  ji*di>c)i 
im  G('f«'tzosweg>^  emltriltip  zu  fixion-ii  sei 
und  all«'  Kiniiuhinori  und  AiisKalt'n  i'uthalten 

niflssr.  ist  in  dor  Ht^gd  niclit  jp-wi^rt.  Jiur 
die  w(\i-ttrinl»oruisch('  Verfassung  bestimmt! 
(8  112),  dass  der  vHanptftat«  von  den  Stiin- j 
don  vaiicrkannt  und  anp'nornnu-n'  w»'nlc. ! 
S<inst  wir«!  dt-n  Standen  nur  ein  PrOfungs-i 
recht  dfs  Ktats  eingeräumt.  In  Bayern  i 
namentlich  kommt  hi'Ute  noch  der  Staats- ! 
i-eehtliche  UDtei-sehifl  zwiselien  i*rnfung , 
un<l  Zustimmung  zum  juTignanten  Ausdnu  k  ] 
in  der  Sanktionsforinel  des  Finanzgesetzes,  i 
die  f'ilgi-ndermassen  lautet:  >Wir  lial>eu  mit  | 
dem  lit'irat.  und  soviel  die  Erhebung  der. 
direkten  und  die  V*Ti'lnderuug  d<'r  imürcktcu 
Steuern  betrifft,  mit  der  Zustimmung  der 
Kammer  der  Reich sräte  und  der  Kammer ' 
der  Abgeonliieten  üIht  liie  Staat seinnali inen  j 
und  -Ausgalien  für  die  ....  Finanz] «'lifjde  j 
....  besehlos>on  und  verordnen,  was  folgt.'  , 

Aus  di'm  Pnifuiipireebte  des  Hudgets ' 
ergiebt  sich  atier  thatsik-ldieh  ein  Fer>tstel-  > 
lungsrecht  dessell»en.  weiches  in  der  Kegel  | 
von  niclit  geringei-er  praktischer  Betieutung  [ 
ist  als  die  verfassungsmilssige  Notwendigkeit 
einer  Vei-einlianuig  des  Budgets  zwischen  i 
Krone  und  Volksvei'tn'tung.    Das  Hudget  i 
erscheint  in  der  Kegel  als  lit^standteil  des 
Etat)*ges<'tzes  rxb-r  (Bayern)  als  Anlage  des  1 
nur    die    SteuerbewiÜigung    enthaltenden ' 
Finanzgosetzes  oder  es  wird  (Sachsen  und ; 
einige  kleinere  Staaten)  zwar  vereinbart.! 
aber  nicht  verkündigt.    lo  Pit;ussen  ((K  v. 
11.  Mai  mOti),  Baden,  Hessen  und  Sachsen-} 
Meiningen  sind  die  Principien  üljer  die  Auf-  j 
Stellung  des  Ktats  duixdi  tiesetze  gerogelt. 
V.m  einen  Missbrauch  desSteuerbewilliguiigs- 
reclites  zu  verhüten,  wurde  liüufig  das  ver- 
fossungsinässige  Veriwt  der  iat^s  ausge- 
sprochen und  den  Ständen  die  Verpflichtung 
auferlogt,  die  als  notwendig  erkannten  Steuern 
zu    bewilligen    (z.  B.    Württemberg. Verf. 
§  124,  Sachs.  Verf.  §  97).    Ein  Bescliluss 
des  deutsclieu  Bundes  Ixat  18U2  sogar  von 
Bundeswegen   die   Steuerverweigerung  als 
unzulässiges  Mittel  zur  Durchsetzung  ständi- 
scherWiinsche  erklärt.  Manche  Verfassungen 
haben  ihn  in  der  Form  rccipiert,  da.ss  der 
Landtag  seine  Zustimmung  zur  Forterliebung 
der  besiehenden  Steuern  und  Abgaben  niclit 
verweigern  darf ,   insoweit  dieselben  zur 
Führung  einer  den  Bundespflichten  und  der 
Bundesverfassimg  entspreclienden  Regienuig 
und  insbesondere  zuj-  Deckung  von  Aus- 
gaben erforderlich  sind,  welche  auf  bundes- 
oder  landesgesetzlichen  oder  auch  privat- 
rechtlichen Verpfliclitmigen  beruhen. 

Die  während  und  nach  184Ö  publizierten 
Verfassungen,  unter  welclien  in  erster  Linie 
die  preussische  steht,  acceptieren  in  den 
meisten  Fallen  die  belgischen  Bestimmungen 
Über  das  Budget.  Die  preussische  Verfassung  v. 


31.  Janiuu-  lüT*)  bestimmt  in  Ai-t.  99 :  Alle  £iu- 
nahmeu  und  Ausgaben  des  Staates  müssen 
für  jedes  Jahr  im  voraus  veranschlagt  mid 
auf  den  Staatshaiu^ilialtsetat  gebracht  werden. 
IjOtzteror  wirtl  jährlich  diuxih  ein  tiesetz 
festgestellt.  Art.  hUi:  Stenern  und  Ab^abcja 
füi'  die  Staatskasse  diirfeu  nur,  soweit  sie 
in  den  Staatshaushalt  sctat  aufgenommen  oder 
durcli  besondere  Gesetze  angeordnet  sind, 
erholten  werden.  Art.  IOi>  jetloch  enthält 
die  von  dem  französisch-belgischen  Rechte 
principiell  abweichende  Bestimmung,  dass 
die  bestehenden  Steuern  und  Abgal>eD  fort- 
erhol>en  wenlen.  bis  sie  durch  ein  Gesetz 
abgeändert  wenlen.  Ditrser  Artikel  war  ijereits 
in  der  Verfassung  v.  i>.  Dezember  1B48  vor- 
handen, wm^e  je<l(X'h  damals  von  der  Lan<l- 
tagsmehrheit  als  iu konstitutionell  bezeichnet 
imd  unter  dem  Widerstande  einer  Minorität, 
der  der  Abgeonlnete  v.  Bismarck  angehörte, 
gestrichen.  Staatsrechtlich  zweifelhafte  Situa- 
tionen, zu  welchen  die  oft  nicht  rechtzeitig 
erfolgende  Btidgetvotienmg  fülirie,  haben 
auch  in  Pi-euss(^>n  in  den  fünfziger  Jahnen 
zu  dem  Vorsclilage  eines  [«rmanenten  Aus- 
gabenbudgets geführt,  der  je<loch  keiaeu 
Anklang  fand.  Um  die  rechtzeitige  Votierung 
des  Budgets  zu  ermöglichen,  ist  der  erste 
April  als  IJeginn  des  Etatsjahi-es  festgesetzt. 

Die  Kontrolle  der  Fiiianzgebarung  findet 
in  den  kleineren  Staaten  vielfach  zimächst 
durch  eineu  Landtagsausschuss  statt.  In 
den  grös.sercn  Staaten  bestehen  Kechuungs- 
hüfti  (in  Preus-«CH  die  Olierrechnnngskanuneri, 
welche  die  administrative  Vorprüfung  der 
Staatsrechniuig  zu  vollziehen  halten.  Die 
AnerkeimiLDg  der  budgetmässigcn  Fühnmg 
der  Finanzverwaltung  durch  die  Regierung 
erfolgt  nidit  dmoh  tiesetz,  sondern  dmvli 
einen  Kammerlieschluss,  in  Prenssen  Ertei- 
limg  der  Decharge  genannt  Hing^u 
liedürfen  £tatü)»erschreituiigen  nach  der  ai]>- 
diitcklichen  B(>stinunung  der  preussischen 
Verfassung  (Art  104)  der  nachträglichen 
Genehmigiuig  der  Kanmiem,  ein  Satz,  der 
aus  der  Voreinlianmg  des  Budgets  mit  den 
Kammern  folgt,  daher  auch  für  die  übrigen 
deutschen  monarclüsclien  Staaten  gilt.  Als 
Etatüberschreitungen  gelten  nach  preussi- 
schem  Rechte  alle  Abweichungen  von  den 
mit  dem  Abge« >rdnetenliause  vereinbarten 
Specialtiteln,  niclit  nur  die  von  den  gesetz- 
lich publizierten  Positionen  des  Etats  (G.  v. 
27.  März  1H72). 

Analog  dem  Budgetrechte  der  Kammern 
oder  Landtage  in  den  monai-chischen  Staaten 
ist  das  der  Bürgerschaften  der  &eien  Städte 
im  Verhältnis  zu  den  Senaten. 

Die  Etatsperiode  dauert  in  Preussen  ein 
Jahr,  in  den  übrigen  Staaten  1  bis  4  Jahre. 

Durcli  die  Aufrichtung  des  Reiches  hat 
das  Budgeti-echt  der  Volksvertretungen  der 
Gliedstaaten  eine  starke  fänschräncong  er- 
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litten ,  indem  die  reichsgesetzlich  festge- 
stellten Leistungen  derselben  an  das  Reich 
dem  freien  Ermessen  der  legislativen  Fak- 
toren der  Gliedstaaten  entzogen  sind, 

7.  Das  B.  de»  Deutschen  Reiches. 
Die  Verfassungssätze  üljer  das  Budget  des 
Deutschen  Reiches  sind  in  ihrer  Stnittiir 
eVjenfalls  ■wesentlich  durch  das  französisch- 
lielgische  Budget  beeinfhisst  worden.  Die 
Reichsverfassang  liestimmt  ausdi-ücklicJi, 
dass  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Reiches  für  jedes  Jahr  veransclilaigt  und  auf 
den  Reichshaushaltsetat  gebracht  werden 
müssen  und  daes  dieser  vor  Beginn  des 
Etatsjahres  festzustellen  sei  (Art.  (»9).  Zur 
Bestreitung  der  Reich  sau  sgjiben  dienen  zu- 
nächst die  etwaigen  lleberschüsse  der  Vor- 
jahre sowie  die  aus  den  Zrfllen,  den  ge- 
meinschaftlichen Verbrauchs,=iteuern  und  aus 
dem  gemeinsamen  Post-  luul  Telegraphen- 
wesen füessenden  Einnahmen.  Insoweit  die 
Ausgaben  dadurch  nicht  gedeckt  werden, 
sind  sie  Iiis  zur  Einführung  von  Reichs- 
steuem  diux-h  Beiträge  der  einzelneu  Bun- 
desstaaten nach  Massgabo  ihrer  Bevölkenmg 
(Matrikulartieiträge)  aufzubringen,  welche  Iiis 
ziurHöhe  des  hudgetmässigen  Betrages  durch 
den  Reicliskanzler  ausgeschriel>en  werden 
(Art,  70).  Gemäss  Art.  3S  Abs.  2  sollte  die 
gesamte  Einnahme  aus  den  Zollen  inid 
Vertirauchssteuern  nach  Abzug  gewisser  Be- 
trage in  die  Reichskasse  fliessen.  Dieses 
IMncip  ist  jedoch  durchbrochen  worden 
durch  das  R.G.  v.  15.  JuU  1S79,  weldies 
bestimmt:  Derjenige  Ei-trag  der  Zölle  und 
der  Tal>aks8teuer,  welcher  die  Siunme  von 
13U  Millionen  Mark  in  einem  Jahre  über- 
steigt, ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Massgal«  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie 
zu  den  Matrikularlieiträgen  herangezogen 
werden,  zu  überweisen.  Femer  erklären 
das  G.  V.  1,  Juli  1H81  betreffend  die  Er- 
hebung von  Reichsstempelabgaben  sowie 
das  G,  V.  24.  Juni  1887  über  die  Brannt- 
weinsteuer, dass  der  Erli-ag  dieser  Abgaben 
in  die  Reichskasse  fliesse  imd  den  ein- 
zelnen Bmidesstaaten  nach  dem  Massstabe 
der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den 
Matrikularlieiträgen  heiangezogen  wenlen, 
zu  ül)er\\-eisen  sei.  Dadurcli  ist  es  that- 
sächlich  aber  nicht  die  Reichs-,  sondern  die 
Landeskassen ,  in  welche  die  en^'ähnten 
Ueberschüswe  fliessen.  Hat  die  Verfassung 
das  Institut  der  Matrikularboiträge  offenbar 
nur  als  ein  provisorisches  betrachtet  {'so- 
lange  Reichssteuorn  nicht  eingeführt  sindi), 
so  sind  durch  diese  Gesetzesbestimmung  die 
MatrikularbeitrSge  zu  einem  dauernden  Insti- 
tute der  Finanzwii-t Schaft  des  Reiches  ge- 
worden. Die  allgemeine  Vei-pfiichtung  der 
Gliedstaaten  zur  Zahlung  der  Matrikular- 
beiträge  ist  liei  manchen  Staaten  modifiziert 
dadurch ,  dass  sie  einen  verhältnismässig 


höheren  Beitrag  zu  bezahlen  haben  dafür, 
dass  gewisse,  principiell  der  Reichskasse 
ziütommende  Einnahmen  bei  ihnen  der  Lan- 
deskasse gehören.  Neben  den  Matrikular- 
beiträgen  haben  manche  Staaten  ferner  ein 
sogenanntes  Aversum  zu  entricliten  für  die 
dem  Reiche  entgehenden  Einnahmen  in  den 
Zollexklaven. 

Die  Reichsausgaben  werden  in  der  Regel 
nur  für  ein  Jahr  bewilligt,  können  jedoch 
auch  für  längere  Zeit  votiert  werden.  Auch 
in  letzterem  Falle  sind  die  für  jedes  Jahr 
verfallenden  Summen  in  den  Etat  aufzu- 
nehmen. 

Der  Einnahraenetat  ist  ein  Nettoetat,  dem 
jedoch  die  Bnittoziffern  und  die  Erheliungs- 
kosten  beigefügt  sind.  Eigentümlich  ist  der 
Militäretat  gestaltet,  namentlich  wegen  der 
Sonderstellung  Bayerns.  In  dem  Bündnis- 
verträge mit  Bayern  v.  23.  November  1870, 
Ahschn.  III,  §  5  Z.  U  ist  nämlich  liestimmt, 
dass  Bayern  sich  verpf Helltet,  für  sein  Kon- 
tingent und  die  zu  demselben  gehörigen 
Einrichtungen  einen  gleichen  Geldbetrag  zu 
verwenden,  wie  nach  Verhältnis  der  Kopf- 
stärke durch  den  Militäietat  des  deutschen 
Bundes  (Reiches)  für  die  übrigen  Teile  des 
Bnndesheeres  ausgesetzt  ist.  Dieser  Betr^ 
wird  im  Bundesbudget  für  das  königlicm 
bayerische  Kontingent  in  einer  Summe  aus- 
geworfen. Seine  Yenuisgabung  wird  durch 
S|>ecialetats  geregelt ,  deren  Aufstellung 
Sayem  überlassen  bleibt.  Hierfür  haben 
im  allgemeinen  diejenigen  Etatsansätze  nach 
Verhältnis  zitr  Richtsclmm:  zu  dienen,  welche 
fibr  das  übrige  Bund^hcor  in  den  einzelnen 
Titeln  ausgeworfen  sind.  Die  Feststellung 
der  Specialetats  ist  somit  eine  nach  baye- 
rischem Staatsrechte  zu  beurteilende  Ange- 
legenheit. Für  die  übrigen  Kontingente  hin- 
gegen steht  die  Aufstelhmg  der  Specialetats 
dem  Reiche  zu. 

Da  die  Reichsverfassung  keine  der  bel- 
gischen Verfassung  analoge  Bestimmung 
aufzuweisen  hat,  wonach  die  Einnahmo- 
gesetze  in  ihrer  zeithchen  Dauer  beschränkt 
sind,  so  folgt  daraus,  dass  der  Reichstag 
kein  freies  Einnahmen bewilligungsi-ecbt  hat, 
wenigstens  soweit  es  sich  um  gesetzlich 
feststehende  Einnahme(|uellen  liandelt.  In- 
wieweit sein  Ausgabenrecht  gesetzlich  ge- 
bunden ist,  wild  im  nächsten  Abschnitte 
erörtert  werden. 

Eingeschränkt  ist  das  Budgetrecht  des 
Reichstages  verfassungsmässig  durch  Art.  62 
Absatz  4,  wonach  hei  Feststellung  des  Mili- 
tärausgabenetats  die  auf  Grundlage  der  Ver- 
fassung gesetzUch  feststehende  Organisation 
des  Reichslieeres  zu  Grunde  gelegt  wird, 
und  durch  Art.  78  Abs.  2,  welcher  be- 
stimmt, dass  diejenigen  Vorschriften  der 
Reichsverfassung,  diu-ch  welche  bestimmte 
Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in  deren 
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Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgesteUt  sind, 
nur  mit  Zustimmung  des  berechlipten  Bun- 
desstaates abgeiludert  wenlon  kr>nDen.  Kraft 
letzterer  Anordnung  ist  eine  Tangierung  der 
Reservatrechte  auf  dem  Wege  der  Budget- 
beschlfisse  als  verfassungswidrig  zu  be- 
trachten. 

Für  das  Etatgesetz  gelten  bezüglich  seiner 
formellen  Krfoi-demisse  dieselben  Bestim- 
mimgen  ivie  für  die  anderen  Keichsgesetze. 
Es  kommt  daher  dirn-li  übereinstimmenden 
Beschluss  von  BeielistJ!^  und  Buotlesrat  zu 
stanrle  tnid  ist  vom  Kaiser  unter  Yei-ant- 
wortUcldieit  dum  Kcichskanzlers  auszufertigen 
und  zu  verkündigen.  Das  Etatsjahr  beginnt 
((t.  V.  *J9.  Febniar  187C)  am  1.  Äpiil.  Xach- 
tragsetats  sind  selbstvoi-ständlieh  auf  dem 
\\'ege  der  Gesetzgebung  zu  fixieren. 

Ueber  die  Verwendiuig  aller  Einnahmen 
des  Iteicht»s  ist  durch  den  Reichskanzler  dem 
Bundi'sratf;  und  dem  Rficlistago  zur  Ent- 
lastunfr  jiUirlicli  Rechnung  zu  legen  (Art.  72). 
Die  Vorprüfung  der  Rechnungen  erfolgt 
durcli  den  Reohnungj^hof  dos  Deutschen 
Heiclics,  eine  mit  der  preussischen  Ober- 
rechuungskammer  vereinigte  Behürtle.  Eine 
staatsrechtlich  befriedigende  eingehende 
Regelung  der  RecImungskontix)lie  ist  ucx-Oi 
niclit  vorhandeu.  Dem  Bundesrate  und 
Reiclistage  winl  die  allgemeine  Rechnung 
über  den  Staatshaushalt  mit  den  Bemer- 
kungen des  Rechnungshofes  vei-st^hen  vor- 
geleift,  auf  deren  Grund  die  Erteilung  der 
Entlastung  an  den  Rcicliskanzler  erfolgt 
und  zwai-  durch  einfache  Bundesrats-  oder 
Reiclistagslieschlüsse,  also  nicht  auf  dem 
Wege  des  Gesetzes.  Diese  Beschlüsse  er- 
liaiten  hier  wie  in  anderen  Staaten,  mögen 
sie  auch  anderswo  in  der  Form  eines  Ge- 
setzes ei-scheineu,  einen  dem  richterliehen 
L'rteile  ähnlichen  Akt,  sind  dalier  in  dieser 
Hinsicht  der  legislatorischen  Freiheit  gänz- 
lioli  entrückt.  Gesondert  von  der  Finanz- 
Verwaltung  des  Reiches  ist  die  des  Reichs- 
landes und  der  Schutzgebiete.  Der  Ijandos- 
liaushaltsetat  für  El sasis-l Lothringen  wirtl 
(R.G.  V.  2.  Mai  1877)  in  der  Regel  durch 
Landesgesetz  festg-estellt.  £s  kann  jcdocli 
auch  die  Form  tler  Keichsgesetzgcbimg  hier- 
für gewählt  wei-don,  was  wolü  nur  für  den 
Fall  eines  Konfliktes  zwisdien  Regierimg 
imd  Landcsausschuss  von  jiraktischer  Be- 
deutung ist  Die  Rechnungen  wer<len  vom 
Bundesrat  und  I^ndesausschuss  geprflft. 
Sollte  der  letztere  die  Entlastung  verwei- 
gern, so  kann  sie  vom  Reichstage  voi'ge- 
uommen  werden.  Für  die  auf  Keioliskosten 
verwalteten  Schutzgebiete  werden  gesonderte 
Etats  durch  Reichsgesetz  festgestellt  (G.  v. 
30.  Jläi-z  ISO'i),  über  deren  Vollzug  dem 
Bundesrate  und  Reichstage  Rechnung 
zu  legen  ist.  Für  die  Verbindlichkeiten 
eines  Schutzgebietes  haftet  jedocli.  nicht  der 


jRoichsfiskus,  sondern  ausschliesslich  das 
Vermögen  dieses  Gebietes. 

8.  Das  B.  in  der  österreichiscli-aitga- 
rischen  Monarchie.    Die  nie  zur  Voll- 
ziehung gelangte  octroperte  Verfassung  der 
österreiciiischen  Monarchie  v.  4.  März  1349 
liatte  nach  belgischem  Muster  die  Feststel- 
lung des  Budgets  diuxih  ein  jährliches  Ge- 
setz verfügt  und  ilie  offenbar  derpreus-sisdien 
V4>rfcissung  v.  5.  Dezember  1848  entlehnte 
Bestimmung  der  Forterhebung  der  bestehen- 
den Steuern  und  Abgaben  entludten.  Der 
ßruuli  mit  dem  wiederhei|^telltea  Ab&olu- 
i  tismus  winl  nach  dem  Kriege  toq  1859 
^  nicht  zum  geringsten  infolge  der  beäugsti- 
:  genden  Verschlechterung  der  Finaazen  aa- 
ieigefflhrt.    Der  Wietlerbeginn  des  Yerfas- 
I  sungslebens  wird  1860  eingeleitet  durch  än 
I  ilem  vcrBtiirkten  Rpichsiate  (einem  Ziintter 
!  von  Staatsrat  imd  Parlament)  zugestandenes 
Recht  der  Mitwirkimg  bei  Fratstellung  der 
'  jätulichcn  Voransclüaige  des  Staatshaushaltes. 
I  der  Zustimmung  bei  Aendenmg  der  Finanz- 
gesetzgebnng   und   wichtigen  Akten  der 
Finanz  Verwaltung.     Das   Diplom   vom  2»t. 
Oktober  18Ü0  normiert  in  gleicher  Weise  den 
Wirtimgskreis    des    die  Gesamtmonarchie 
repräsentierenden  Reichsrates.    Dieser  wird 
dnrch  das  Patent  vom  26.  Februar  1861  in 
eine  zweikammerige  « Bei clis Vertretung?  ver- 
wandelt, und  es  woixlen  »die  Voranschläge 
des  StaalsliaushaltesG  als  Gegenstand  der 
von  nun  an  nur  mit  Zustimmung  beider 
Häuser   des   Reichsrates  vorzunehmenden 
Gesetzgebung  erklärt.    Bezüglich  der  Auf- 
lagen wird  aber  in  neuerlicher  Anal<^ie  der 
preussisehen  Verfassung  bestimmt,  dass  die 
Steuern.  Abgal)en  und  Gefälle  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  eingehoben  werden,  iu- 
solange  diese  nicht  verfassungsmässig  geän- 
dert worden. 

Im  Jalire  1867  jedoch  wurde  die  unga- 
rische Verfassung  von  1848  wieder  aner- 
kannt und  die  dualistische  Gestaltung  des 
Reiclies  vollzogen.    Der  III.  ungarische  Ge- 
setzartikel von  1848  enthält  (§  37)  die  An- 
erkennung des  freien  Budgetrechtes  für  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben.    Dadm-ch  vai* 
auch  für  die  Revision  der  österreichischen 
Vei-fassung  in  diesem  Punkte  der  "VVeg  ge- 
,  wiesen,  damit  sie  nicht  geringere  konstitu- 
tionelle  Gaianticen  aufzuweisen  habe  als  die 
'  ungai-ische.   Das  Staatsgiiindgesetz  vom  21. 
'.  Dezember  1867,  durch  welches  das  Februar- 
Statut  abgeändert  wurde,  weist  der  Kompe- 
',  tenz  des  Reichsrates  zu  »die  Feststellung 
'  der  Voranschläge  des  Staatahaushaltes  mid 
insbesondere  die  jährliche  Bewilligung  der 
einziihebenden  Steuern,  Abgaben  und  Ge- 
'fälle«-.   Damit  ist  im  wesentlichen  auch  in 
'  Oesterreich  das  Iwlgische  Budgetrecht  reci- 
piert  worden. 

i      Das  üsten-eicliische  Budget  iat  ein  BniUo- 
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budget  und  zerfällt  in  das  ordentliche 
und  ausserordentliche ,  indem  bei  jedem 
Posten  der  Ausüben  und  Einnahmen  diese 
beiden  Kategoneen  unterschieden  werden. 
Bs  ist  ferner  eingeteilt  in  Kapitel,  Titel  und 
Paragraphen.  Jeder  der  letzteren  ist  Gegen- 
stand eines  parlamentarischen  Votums.  Inner- 
halb eines  leden  Paragraplien  des  Aiisgaben- 
budgets  erfolgt  die  Verteilung  durch  —  dem 
parlamentarischen  Budgetausschuss  voi^e- 
legte  —  Verfügung  der  Regierung.  Revire- 
ments sind  zwischen  den  publizierten  ge- 
setzlichen Positionen  des  Etats  unzulässig. 
Die  Finanzepoche  beginnt  am  1.  Januar.  Bei 
noch  nicht  zu  stände  gekommenem  Finanz- 

fesetze  wird  der  Regierung  provisorisch  die 
orterhebung  der  Steuern  bewilligt.  Es 
sind  somit  die  technischen  Einrichtungen 
des  französischen  Budgets ,  welche  dem 
österreichischen  und  in  äJiinlieher  "Weise  dem 
ungarischen  als  Vorbild  gedient  haben.  Die 
Rechnimgskontrolle  erfolgt  durch  den  ober- 
sten Rechnungshof,  dessen  Stellimg  noch 
nicht  völlig  den  neuen  Verhissungsverhält- 
»issen  seit  1867  angepasst  ist.  Den  vom 
Rechnungshofe  zunächst  dem  Kaiser  zur 
Genehmigimg  vorgelegten  Centralrechnungs- 
abschluss  für  das  vorletzte  Etatsjahr  \mter- 
zieht  der  Reichsrat  sodann  seiner  Prüfimg 
und  erteilt  in  Form  einer  Resolution  dem 
Ministerium  das  Absolutorium.  Ein  formelles 
Rechnnngsgesetz  kennt  das  Osterreichische 
Staatsrat  nicht. 

Gesondert  von  der  Finanzverw^tung  der 
beiden  Teilstaaten  der  Monarchie  ist  die  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten.  Das  auf 
diese  bezügliche  Budget  wird  von  dem  ge- 
meinsamen Ministerium  den  Delegationen 
der  Österreichischen  und  ungarischen  Volks- 
vertretung vorgelegt  und,  nachdem  es  von 
diesen  zum  Beschlüsse  erhoben  ■wurde,  in 
der  Wiener  Zeitung  und  dem  ungarischen 
Amtsblatte  publiziert.  Beide  Staaten  haben 
in  einem  von  Zeit  zu  Zeit  {auf  zehn  Jahre) 
im  Wege  übereinstimmender  Gesetze  zu  be- 
stimmenden Verhältnisse  zu  den  gemein- 
samen Ausgaben  beizutragen.  Kommt  eine 
Vereinbarung  der  Volksvertretungen  über 
die  beiderseitigen  Quoten  nicht  zu  Stande 
(was  1897  sich  das  erste  Mal  ereignete),  so 
bestimmt  sie  der  Kaiser  auf  die  Dauer  eines 
Jahres.  Nach  dem  vorderhand  provisorisch 
beibehaltenen  Modus  sind  ausser  den  gering- 
fügigen Einnahmen  aus  den  gemeinsamen 
Verwaltungszweigen  als  Be<leckung  für  die 
Kosten  derselben  bestimmt  das  Reinerträg- 
nis  der  Zölle.  Der  Rest  ist  von  beiden 
Staaten  durch  Matrikularbeiträge  aufzu- 
bringen, die  derart  bestimmt  werden,  dass 
von  dem  Gesamtbedarf  zunächst  2  ^  o  zu 
Laston  des  ungarischen  Staates  geschrieben 
werden  fals  Entgelt  für  die  Inkorporierung 
der  Müitargrenze   in  Ungarn),  von  dem 


Reste  die  eigenen  Einnahmen  der  gemein- 
samen Angelegenheiten  und  der  Reinertrag 
der  Zölle  abgezogen  werden,  die  hierauf 
Übrig  bleibende  Summe  zwischen  Oester- 
reich und  Ungarn  im  Verliältnis  von  70 : 30 
aufgeteilt  wirii.  Die  so  ermittelten  Beiträge 
sind  in  das  Budget  der  beiden  Staaten  aiif- 
zunehmen,  da  der  österreichische  imd  unga- 
rische Finanzminister  zwar  die  bezüglichen 
Quoten  an  den  gemeinsamen  Finanzminister 
zu  leisten  haben,  sie  aber  zu  Abstattungeu 
nicht  durch  die  Delegationen,  sondern  nur 
diffch  die  österreichische  beziehentlich  unga- 
rische Gesetzgebung  ermächtigt  weraen 
können.  Die  auf  die  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten bezüglichen  Kapitel  werden  in 
die  Budgets  beider  Staaten  ohne  nochmaliges 
Votum  eingestellt  Die  Rechnungskontrolle 
wird  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
von  dem  gemehisamen  obersten  Rechnungs- 
hofe geübt.  Eine  gemeinsame  Anleihe  bei- 
der Staaten  für  gemeinsame  Bedürfnisse 
ist  durch  die  Ausgleichsgesetze  (ungarischer 
Gesetzartikel  XII  von  lSü7  und  ^terreichi- 
sches  Gesetz  über  die  allen  Ländern  der 
Österreithischen  Monarchie  gemeinsamen 
Angelegenheiten  vom  21.  Dezember  1867) 
als  zulässig  erklärt  woiilen,  kann  jedoch 
nur  auf  Grund  übereinstimmender  Gesetze 
beider  Staaten,  also  nicht  etwa  auf  Grrund 
von  Delegationsbesclüüssen  stattfinden.. 

9.  StreiUragen  des  B.  Das  Budget- 
reclit  der  Volksvertretungen  ist  als  im  In- 
teresse einer  gesimden  Fiuanzverwaltung 
stehend  an&ufassen.  Allein  keine  andere 
Institiitioa  des  konstitutionellen  Staates  kann 
zu  so  schweren  Konflikten  führen  wie  diese. 

Das  Budget  als  Gegenstand  der  Gesetz- 
gebung untei^heidet  sich  nämlich  von  ande- 
ren legislatorischen  Akten  dadurch ,  dass 
sein  Zustandekommen  als  notwendig  ange- 
sehen werden  muss.  Wähx-end  die  Unter- 
lassung anderer  legislatorischer  Akte  den 
bisherigen  Zustand  ruhig  fortexistieren  lässt, 
tritt  duich  das  Nichtzustandekominen  des 
Etatsgesetzes  ein  Vacuum  ein,  welches  mit 
den  (Inindprincipien  der  staatlichen  Existenz 
in  "Widerspruch  steht. 

Für  den  Fall,  dass  der  Etat  bloss  nicht 
rechtzeitig  zu  stände  kommt,  sind  in  vielen 
Verfassungen  Bestimmungen  getroffen,  durch 
welche  eine  ununterbrochene  verfassungs- 
mässige Führung  der  Finanzwirtschaft  er- 
möglicht wird.  Solche  Normen  besitzen  die 
Verfassungen  einer  ganzen  Reihe  deutscher 
Staaten ,  aber  auch  neuere  Konstitntionen 
romanischer  Länder,  ^-ie  z.  B.  Spanien  und 
Rumänien.  In  anderen  Staaten  hat  sich  die 
meist  nicht  ganz  verfassungsmässige  Praxis 
herausgebildet,  zeitlich  begrenzte  Provisorien 
im  Falle  nicht  rechtzeitiger  Votierung  des 
Budgets  zu  schaffen. 

Anders  aber  steht  die  Frage,  venu  ein 
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Konflikt  zwischen  Re^enmg  und  Volksver- 
tretung besteht,  wenn  entweder  auf  gesetz- 
lichen Titeln  ruhende  Positionen  verweigert 
werden  oder  eine  Uebei-einstimmung  zwi- 
schen beiden  Kammern  nicht  erzielt  werden 
kann  oder  endlich  die  Kcgierung  den  Ktat 
nicht  annehmen  will.  Dass  soIrJir  Konflikte 
mOgUch  sind,  hat  die  prenssisolie  Geschichte 
1862— 1S66  und  die  dänische  der  Oegt^nwart 
gelehrt,  der  Fälle  von  pStenervci'iA'cige- 
ningon«  in  deutKoheri  Staaten  infolge  der 
Bewotning  von  1 nicht  zu  geileiikeü. 
Die  Di-ohiing  der  Budgetverweigening  und 
die  Ablehnung;  di'SSflU'u  duivh  die  Mino- 
rität spielen  in  dem  —  man  m")clite 
fast  sagen  täglii-lien  —  Leben  viehn*  Parla- 
mente eine  gro>se  Hollo.  Allerdings  ist  zu 
It«''inerken,  dass  in  Staaten  mit  anerkannter 
Vorherrschaft  des  Parlamentes  die  Müsse 
Möglichkeit  einer  Hudgetverweip:ennig  seihst 
im  Falle  offenen  Konfliktes  genügt,  um  die 
fiegienuig  den  i)iirlameiitarisclien  Wünschen 
dionstliar  zu  machen  otler  sie  ganz  zu  be- 
seitigen. I);is  hat  in  der  neuesten  (ioschifhte 
Frankn'ichs  der  Sturz  Miic  Malions  deutlieh 
gezeigt.  Die  Frage  s])itzt  sieh  daher  wesent- 
lich dahin  zu,  wie  in  Stiuiten  mit  starker 
mnnan-hischer  Gewalt  derartige  Konflikte 
z«  lösen  sind.  Diese  können  aui  h  eintreten, 
weini  sowohl  Kajuniem  als  Regiening  hona 
fiele,  handeln,  indem  beide  Teile  iWier  die 
Gesetzlichkeit  und  Notwendigkeit  eines  Aus- 
gaben- und  Kinnahinenpo.steiis  verschietleTier 
Ansieht  sind  und  demgemäss ,  ohne  dass 
iigerid  jemand  eines  dolus  oder  einer  culpa 
Itesehuldigt  wei-dcn  köiuite,  die  definitive 
Festhaltung  des  Ktatgesetzes  misslingt. 

Diese  Frage  hat  zu  eingehenden  staals- 
rechtlichen  L'ntersnehnugcn  über  das  Wesen 
des  Budgets  und  der  Dudgethewilligung 
Anlass  gegeben.  Znuä<-hst  ist  erkannt  w<ir- 
den,  dass  <lie  Aufstellung  eines  Budgets 
ihrem  Wesen  nach  kehi  Akt  materieUei*  Ge- 
setzgebung, d.  h.  der  Hechtsotzung,  sondeni 
der  Vt-rwaltnng  seL  Das  Budget,  isoliert 
betitu-htet,  als  Veransehlagmig  der  £innah- 
meu  und  AiLsgaben  des  Staates  in  einer 
künftigen  Vcr^-altnngsperiode,  enthält  keine 
Bechtssätze,  sondern  Ziffern,  sein  Zweck  ist 
nicht  auf  Abgi-enzung  von  liechten  und 
Pflichten,  sondern  auf  eine  Regulierung  der 
wirtscliaftlieheu  Thätigkeit  des  Staates  ge- 
ri<-litet.  Es  ist  eine  Berechnung  künftiger 
Ijcistungen  und  Kmjifänge,  weh-he  die  Ba- 
sis für  weitere  Verwaltungshandlujigen  bil- 
det, für  die  Erlassnng  von  Rechtssätzen 
bilden  kann. 

Das  Budget  ist  aber  aucli  zum  gi-ossen 
Teil  kein  tJegenstand  fi-eier  Gesetzgebung. 
Es  enthält  in  allen  Staaten  Bestandteile, 
weh-he  die  legislatnrisclie  Freiheit  aus- 
schliessen.  Alle  Gesetze,  welche  i»ermanente 
Kinnahmen  feststellen  und  dun-h  Bechts- 


sätze Ausgaben  uormitnvn,  enthalten  zugldeh 
die  Verpflichtung  der  geseta^beaden  Fak- 
toren, die  nötigen  Summen  ins  Budget 
zustellen.    In  jeder  Vei&ssungf  möge  sie 
dem  parlamenl^ischea  Budgetxechte  noch 
I  so  weite  Grenzen  setzea,  ist  sdion  durcb 
;  VerfasBungssätze  implicite  die  uarerweiger- 
liche  Anei'kennung  gewisser  Gattungen  von 
'  Ausgaben  anbefohlen.   Die  Kosten  der  Ci- 
villiste,  der  Zinsen  der  Staatsschuld,  des 
1  Organismus  der  Gerichte  und  Verwaltungs- 
j  behlirden,  des  Heeres  und  der  Flotte  müssen 
I  schon  kraft  der  Gnmdgesetze  der  meisten 
Staaten  gcraäas   den  lüei-für  bestehenden 
näheren  geseztiichen  Nonnen  in  das  Budget 
i  aufgenommen  worden.  Heichen  die  gesetzheh 
;  bestehenden  Einnahmen  nicht  zur  Deckung 
■  dieser  Ausgaben  aus,  so  besteht  die  weitere 
Pflicht  der  legislativen  <)rgane,  die  Erhebung 
neuer  Einnahmen  bis  zur  Deckung  des  ge- 
j  setzHch  notwendigen  Eiiordernisses  anzuord- 
nen. Aus  diesem  Gründe  ist  auch  in  den  Staar 
'  ten,  welche  entweder  den  Abgabengesetzen 
,  nur  eine  jährlich  zu  erneuernde  Gesetzeskraft 
I  beilegen   oder   docli    die  jährliche  BewU- 
1  ligung  zur  Erhebung  der  Staatseinnahmen 
'  nach  den  bestehenden  Gesetzen  vorschreiben, 
diese  Erneuerung  otlcrBewUligimg  durcliaus 
nicht  in  das  rechtliche  Belieben  der  Kam- 
mern gestellt.  Da  schwerlich  l>ei  befestigten 
I  staathchen  Zuständen  die  ganze  Steuei^setz- 
'  gebimg  vou  Jahr  zu  Jahi'  wird  umgearbeitet 
i  werden,  so  wird    in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Fälle   die  Erneuerung  der 
Gesetze   verfassungsmässig   geboten  sein. 
Selbst  in  der  rejiräsentativen  Demokratie 
ist  es  ein  Rechtsbmch,  wenn  die  zwäte 
Kammer  ohne  Torheigängige  rechtskräftige 
:  Gesetzesändennig  die  K<«ten  gesetzlicher 
I  Institutionen  verweigeil. 
I      Wenn  nun  trotz  der  Im(>erative  der 
'  VerfasBui^  ein  Budget  nicht  zu  stände  kommt, 
so  weist  in  den  Staaten ,  welche  fGr  diesen 
Fall  keine  gesetzliche  Vorsoi^  getroffen 
liaben,  die  Verfassung  eine  LOcke  vor.  Diese 
wurde  durch  juristisc-he  Deduktion — nament- 
lich von  Laband  —  dadiux^h  auszufüllen  ge- 
,  sucht,  dass  das  System  des  Staatsrechts  als 
I  ein  Ganzes  hingestellt  wird,  welches  fOr 
I  alle  Fälle  eine  rechtliche  Lösung  enthält 
I  Am  Ii    der    in     Rede  stehende  Fall  sei 
nach  Keclitsregeln  zu  lösen.   Die  Lösung 
bestehe  darin,  dass  zwar  die  Verfassung  das 
Zustandekommen  des  Etats  anordne,  das 
NichtZustandekommen    jedoch  keiuesw^ 
die  bestehenden  Einnahmen-  und  Ausgaben- 
gesetze, die  keine  Verweisung  auf  eine  durch 
das  Etatsgesetz  zu  sanktionierende  Vollzugs- 
klausel an  sich  tragen,  ausser  Kraft  setze. 
Sie  binden  daher  ohne  Rücksicht  ob  ein 
Budget  verfassungsmässig  zu  stände  gekom- 
men sei  oder  nicht,  wie  alle  Gesetze  die 
Begienuig  und  zwar  derart,  dass  säe  auf 
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die  Existenzdauer  der  betreffenden  Gesetze 
für  Einhebung  der  gesetzlichen  Einnahmen 
und  Leistung  der  gesetzlichen  Ausgaben 
verantwortlich  sei.  Nur  die  nicht  auf  ge- 
setzlichen Titeln  beruhenden,  daher  von  den 
Kammern  frei  zu  votierenden  Ausgaben 
hätten  zu  unterbleiben.  Die  Stellung  der 
Regierung  bei  budgetloser  Verwaltimg  sei 
nur  iosofern  eine  andere  als  bei  geltendem 
Finanzgesetze,  dass  dieses  die  Regierung 
von  dem  Beweis  der  Gesetzlichkeit  der 
Finanzverwaltungsakte  befreit,  im  anderen 
Falle  jedoch  derselbe  von  ihr  zu  ihrer  Ent- 
lastung geführt  werden  müsse. 

Diese  juristische  Lösung  hat  jmn  zu- 
nächst für  die  Staaten,  in  welchen  die  Fort- 
dauer oder  doch  die  VoUziehbarkeit  der 
Abgabengesetze  wie  z.  B.  in  Oester- 
reich auf  ein  jährlich  zu  wiederholendes 
iiarlamentarisches  Votum  gestellt  ist,  keinen 
Wert.  Aber  auch  für  Staaten  mit  fixen 
Einnahmegesetzen  ist  sie  nicht  richtig.  Denn 
die  Lückenlosigkeit  des  Systems  des  Staats- 
rechts existiert  nicht;  es  giebt  stets  mög- 
liche FÄlle  im  Staatsleben,  welr^he  reine 
Rechtsfragen  sind  und  einer  Entscheidung 
nach  Rec-htsgi'undsätzen  spotten.  Femer  ist 
es  ganz  unrichtig,  von  einer  budgetlosen 
Verwaltung  zu  reden.  Hat  eine  Regierung 
kein  verfassungsmässiges  Budget,  so  wirt- 
schaftet sie,  da  ein  budgetloaer  Zustand  eiu 
T'nding  ist,  mit  einem  einseitig  von  ihr 
selbst  fest^stellten.  So  gut  wie  Preussen 
1862 — 66  eiu  Budget  h^te  und  haben  musste, 
so  gut  würde  es  jeder  Staat  in  gleicher 
Lage  besitzen.  Ein  solches  Budget  ist  aber 
entgegen  ausdrücklicher  Verfiassungsvor- 
schrift  nicht  durch  das  Gesetz,  sondern  durch 
Verordmmg  festgestellt.  Li  ditwr  Tliatsache 
liegt  nun  unter  allen  Umständen,  auch  wenn 
das  Etatsgesetz  ohne  Verschulden  der  Re- 
gienmg  nicht  zu  stände  kommt,  die  formelle 
Vfrfassungswidrigkeit  von  selten  denselben. 
Für  solche  Konflikte  ist  daher  nur  eine 
histi)risch-]iolitisehe,  aber  keine  juristiselie 
Lösung  möglich,  denn  in  Beziehung  auf 
das  Bndgetrccht  geht  das  Staatsrecht  aus 
von  der  Voraussetzung  eines  in  normalen 
Verhältnissen  ancrh  stets  stattfindenden  har- 
monischen Zusammenwirkens  von  Regierung 
und  Parlament.  Diese  Lösung  kaTin,  wofern 
eine  Revolution  oder  ein  Staatsstreich  ver- 
mieden wenlen  soll,  nur  darin  bestehen, 
dass  entweder  die  Regienmg  den  Kammern 
oder  die  Kammern  der  Regierang  nachgeben. 
"Welche  der  beiden  Altei-uativeu  im  kon- 
kreten Falle  zur  Verwirklichung  kommt, 
hängt  von  den  jeweiligen  sozialen  Macht- 
verhältnissen ab.  ;>Kouflikte,  da  das  Staats- 
leben nicht  stillzustehen  venuag,  werden 
zu  Machtfragen :  wer  die  Macht  in  Händen 
hät,  geht  dann  in  seinem  Sinne  vor,  weil 
das  Staatsleben  auch  nicht  einen  Augenblick 


stillstehen  kann«  (Fürst  Bismarck).  Eine 
definitive  juristische  Ijösung  kann  ein  solcher 
Konflikt  erst  nachträglich  und  zwar  nur 
durch  eine  in  Gesetzeaform  erteilte  Genelimi- 
gung  der  Kammern  erhalten ,  v\e  solche 
auch  den  preussischeu  Konflikt  zum  end- 
lichen AbschluBS  brachte.  Schon  die  That- 
sache,  dass  formell  die  definitive  Entlastung 
der  Riegierung  niu-  diu^ch  ein  Kammen-otum 
erfol^n  kann  und  dass  dieses  Votiun  un- 
erzwmgbar  ist ,  zeigt ,  dass  eine  formal- 
juristische  Rechtfertigung  der  Regierung 
ohne  Zustimmung  der  Kammern  nnniög- 
lich  ist. 

Um  derartige  Konflikte  zu  vermeiden, 
sind  verschiedene  gesetzliche  Vorkehrungen 
in  Vorschlag  gebracht  worden.  Das  wich- 
tigste Palliativ  ist  die  gesetzliche  Aner- 
kennung zeitlich  begrenzter  Provisorien,  wie 
sie  in  manchen  Staaten  bereits  durchgeführt 
sind.  Ein  weiteres  Mittel  zur  Schlichtung 
derai-tiger  Konflikte  wäre  Entscheidung  der 
Streitfrage  diu^h  einen  Staatsgerichtshof 
(wie  z.  B.  in  Saclisen  und  Oldenburg).  Von 
vielen  Seiten  wird,  wie  bereits  erwähnt,  die 
Trennung  des  Budgets  in  ein  permanentes 
und  periodisches  als  Schutzmittel  gegen 
Konflikte  empfohlen.  Ein  permanentes 
Normalbudget  brächte  aber  wieder  manche 
Nachteile  mit  sich  und  müsste  ausserdem 
im  Interesse  gcsimder  Staatswirtschaft  von 
Zeit  zu  Zeit  revidiert  wei-den ;  bei  jeder 
Revision  ist  aber  auch  die  Möglichkeit  des 
Konfliktes  gegeben.  Da  aber  Konflikte  in 
der  Regel  nur  bei  tie^ohenden  Si)annungen 
in  der  GeseUschaft  entstehen,  so  bei^n  in 
normalen  Zeiten  die  Sätze  des  Bud^trechts 
trotz  ihrer  Un  Vollkommenheit  weniger  Ge- 
fahren in  sich,  als  es  auf  den  ersten  Blick 
den  Anschein  liat.  Geringe  Differenzen 
zwischen  Regierung  und  Parlament  werden 
stets  auf  dem  Wege  des  Kompromisses  bei- 

■  gelegt. 

I  Aus  den  vielen  Detailfragen  des  Budget- 
rechts, die  in  ihrem  ganzen  Umfange  nur 
auf  dem  Boden  des  positiven  Staatsrechts 
eines  jeden  Einzelstaates  sich  erörtern 
lassen,  sei  hier  nur  noch  eine  der  wichtig- 
sten erwähnt:  die  nacli  der  Bedeutung  der 
Einzelvoten.  In  den  Staaten  mit  nur  j)erio- 
dischen  oder  einer  periodischen  Vollzugs- 
klausel bedürftigen  Gesetzen  sowie  in  allen 
Staaten  bei  der  Anordnung  neuer,  bisher 
gesetzlich  nocli  nicht  festgestellter  Einnah- 
men oder  bei  der  Ergänzung  gesetzlich 
fixierter  Abgaben  durch  fn'i  zu  bewilligende 

■  Zuschläge  hat  das  Eiiizelvotum  des  Ein- 
nahmenetats den  Charakter  einer  gesetz- 
lichen Ermäehtigimg  für  die  Regienmg  zur 
Erhebung  der  betreffenden  Summen,  deren 
Ziffern  allerdings  nur  kalkidatorische  Be- 
deutung besitzen.  Bloss  kalkidatorischen 
Wert  überhaupt  haben  die  Voten  des  Ein- 
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nahmenetats  hinpregeii  in  den  Staatf^o  mit 
permaneoten  Einnahmeng^st'tzoD,  so  dass 
selbst  dann,  wenn  die  Repiorung  vt-rpflich- 
tet  ist,  «'ine  bt*stinimte  Summe  zu  orholx^n 
(z.  R  bei  kontinpentii>rten  Steuern), 
die  Verpflichtung  zur  Einhebung  nicht  im 
Finanzgesetzt',  sondi'm  in  den  unabhftnirig 
von  difsem  lK.\stehenden  Gesetzen  zu  suchen, 
ist.  Die  Voten  des  Ausgabenbudgets  hin- 
gegen bezeichnen  in  der  Kegei  die  Grenze 
der  Aiiisgaben.  bis  zu  weh-her  die  Kegie- 
nmg  vim  der  Verantwortung  entlastet  ist. 
Die  Verirflichtung  zur  Leistung  ist  Itei  ilen 
auf  gesetzliehen  Titeln  ruhenden  Voten  in 
diesen  (jesvtzen ,  nicht  in  den  Voten  /.n 
suchen:  daher  kann  die  Kegienmg,  sofern 
fs  nur  gcsetzlieh  niöglii-h  ist,  au<ih  unter 
der  (ircnze  d*-s  Votums  mit  ihren  Zahl<mgi>n  , 
zurückbleiben.  Allonlings  kann  ein  Votum ' 
des  Atmgabenbudgets,  im  Falle  es  sich  um 
fi-ei  zn  votierende  AusgalH>n  hamlelt,  unter 
Umstanden  auch  eine  Zahhinpspf lieht  ent- 
halten. EtatiUtprsclin-itimgen  bedürfen  der 
nachträglichen  iMirlameiitansclieu  (ient-hmi- 
gung.  Ausseretat mft.isige,  t\.  h.  im  Ktat  ear 
nicht  vorgesehene  Ausgaben  können  iu  der 
Kegc'l  nur  auf  (irund  eines  (iesetzes  o<ler 
gegen  nachträgliche  Billigiuig  dun-h  ein 
(iesetz  stattfinden.  Jedoi;h  sind  in  dickem 
Punkte  die  Institutionen  mancher  Siaaii'ii 
eigentümlich  geartet. 

Politisch  von  grosser  Bedeutunir  ist  die 
Fra^  nach  der  Grenz«*  dtT  Si«*eialisien)ng 
der  Kinzelvoten.    Die  Praxis  der  vei-scliie- 
denen  Staaten  weist  in  «iiescr  Richtung  die 
grOssten  Untei-schiede  auf.    Dem  entrlisehen 
und    franzi^si  sehen    z.    B.    mit   2i  Kt  bis 
(UO  Voten  steht  das  preussisclie  Rudijet 
mit  2(HHI  gi'genüljer.   'An  gelinge  SiH-cialililt 
des  Budgets  hindert  die  parlamentarische 
Kontmlle.  zn  grosse  die  notwendig«'  Freiheit 
der  Verwaltung.     Von   der  Stellung  der . 
Volks verti-etiing  und  Regierung  in  einem 
jeden  Staate,  von  dem  Takte,  den  sie  iu  i 
Gestaltung  ihrer  gegenseitigi'n  IVziehungtm  ' 
entwickeln,  winl  es  abhängen,  dos  richtige 
Verhältnis  zu  finden.     Allgemeine  Kegeln ' 
lassen  sieh  hier,  wie  U'i  jeder  iwlitischen  i 
Frage,  nicht  aufstellen  oder  sie  halwn  min-  I 
destens  keinen  praktischen  "Wert. 

Lltteratur:    AUgemeinet:   <i)    Dir  fiuiim- 
iciaupnurbaj'tlirhFn  Werkf  roi»    r,    .UafcAll«,  f. 
CzAt^tg.  Hau,  L.  v.  SMn,   A.  Wagner. 
Bomrher,  Jjeroy  -Beautteu  u.  a.  (tgl.  lii^ 
Liltrratur  sum  roratigehrnile»  Art.j ;  hj  »tnaUt- ' 
rtrhtlirhe  Arbeiten:  v.  Kottrek,  Lrhrhticli  de» 
VermnftrerhU  IV,  If-i.',.    —  r.   J.  Stakt, 
tilaatulekre.   3.   Auß.,   ;.s,v;.  —  Friekfr,  IHe 
Xnttir  de«  ateiifrieriraUnmjtrerhtea  und  des 
nnutgnrtze»,  Zlnrhr.  /.  rf.  g.  ^taaUir.,  lÜHI.  —  i 
Ä.   iineist,   Budget  und  (htetz,  l.i'lT.    Oe»ftz  1 
iin(/  liudget,   1S70.  —  l,ahand.    Ihtt  Iludgel- 

'  recht  uarh  i/cn  iifitimmiiHgeit  der  itreiuMinilieH  j 
Ver/atfuiignurkuii'/e,  1S71.  —  *».  Mtyer.  I>er . 


Begriff  det    Gesetze»    in    Üriinhut*    Zttehr.  f. 
PreuMM.   und  öfeuÜ.  Rteht ,    VIJI,  IgS».  —  r. 
Martit*.  t'eher  den  Begriff  de$  kanat.  Gtteiz'-s. 
Ztuchr.  f,  d.  g.  SUuitniriMeiuichi^A,  lH,S't.  — 
ftetdl^,  Budget  und  Jtudgelrreht  im  Slanln- 
kauaknlu  der  knnMi.  Mnuarehie.  IgHS.  —  tS. 
Jettlnrk,  ftenett  nnd  Verordnung,  18tt7.  —  .1. 
Milnft,  Dna  ileartx  im  formellen  und  matrrietUu 
Sinne,  ISUH,  —  PA.  Zorn.  Geteti,  Verordnung. 
Budget,  Staattrertrag,  JUrtht  Annalen  18S9,  — 
3f.    1".   Heeket ,    Budget   und  Budgetrrcht  in 
Kluter,    Wiirterbuch  d.   ViJkMwirUrhaft,  lii'JS.  — 
England.    Coke.  luntUute»,  IV.  —  Blark- 
Htone,  Commeninrie*  rin   thf  (atrt  of  EngVtii'l. 
I  et    VIII.   —  Stubbti,    (.'•in*titulii>Hid  hitUtrii. 
isrri.  —  H.  COJC,   The  iMtitutinn*  of  Ihe  rng- 
li*h  gtiremment.    —  K.    May ,  Constilutiimn' 
hiftorjf.    ti.  ed.  JS7S.  —  ürnwlbr.  A  trenti^ 
un  the  Inir,  pririlege»  pn>eeeding»  and  tuage  ••/ 
^^^riillHleHt.  10.  ed.  l/<<*4.  —  ,1.  Todd.  I\irl>i- 
nienliirische  Jtegieruug   in  EugUind,   aiu  drm 
Euglitehen  roii  Atmmann,  IS60.  —  R.  Gnetnt, 
Engli*rhr«  Venrallungureeht,  3.   .iud-,  iJ^lf'l.  — 
E.  Phtltppoi-Mi  v.'philtppabri-g.  Dir  Itn,.t 
ii'ii  Eiigl'iitd,  J.v.VJ.  —   IHrey,  Lerturee  i»ir'  - 
duetiTt/  tu  the  ftiidy       the  luv  •>{  {'onMtitiitiun. 
js.it;.  —  Frankreich.     IUe    Gegchirhle  dei 
Anj'iinge  dea  frantiütiiicliPH  Budpetreehte»  in  dm 
bintorvifhe»  liarttellnngen  der  /riinzß»itrhen  Ee- 
ndiitiiiH  t'un   Thicra,  Mignet,    Taine,  r.  SifM. 
Oneken  u.  a.,  ferner:  B.  ComifaNf,   f'»Mra  dr 
ptililii/ne  cinifUfutinnelle.  —  StOHtlH,  Le* ßu-in- 
cet  dr  In  rerolutüm,  l.-iS.',,  für  die  t'olgezfit  Id* 
:iir  (•nieniriirt.    -  Uersetbe.  ly  hudget  et  » 
meciinisme,  IHSM,  —  Hfiltr,  Leu  ron*titution»  d' 
In  I'roiice,  1S79.  —  DemouitaeaHJC  de  fJfiW. 
/yi    li'gishitiiin    du   hudget ,    /fS3.    —  Ijemn- 
Beaullev,    Tmite  de  Ui  »rienee  de  ßnanrea  £. 
ed.,  ].i'<'>.  —  Lebon,  .*itaatareebt  der  /ran;-«. 
EepuUik   in  ilnrquardaena  Handb.    d,  itßrntl. 
ReehU.  —  Belgien.    RoulM,  Hishdre 
/<(  Jogeute  Entree  de  Brtthrntt.  —  Xothomb 
E**ni  hittongur  et  fiditigne  »iir  la  rertitutii^it 
beige.   —    Huyttens.    DinruMinn»  du  eongf* 
nutiimale  beige,  IS44.  —  ThoHlmen.   I^i  c.if 
atitutiiin  beige  anuntee,       fd.  3S76.  —  Offtm, 
Ij-  droit  public  de  la   Belpi^ue,  18J>i,    —  O. 
Planek.   IMu  Biidgeirrrht  der  btlgiachen  l'-r- 
fattaung,  l.ssn.  —  JH  e  deutnehen  Glied- 
»taatrn.    Für  die  Epoche  IHI4 — natnettt- 
lieh  die  Werk«  über  deutache»  Bimdeareekt 
Kliihtr,  Zapfi,   K.  A.  Zachariae,  Held   »1.  a. 
FSr  die  Gegenvirt  Stoerk,  Handb.  d.  deut^ehfv 
Verfn*»nngrn.  —  MarquardMen»  Handh.  rf.« 
iiffenti.  BechU  II,   III.    —  Die  rerachieden'.' 
Ihiratellungen  des  preuMiaeben,  bayeriaehen  «»•-' 
triirltemberginchen  Stnatarecht*.  • —  tMmlotf,  Zu 
Verfa»iung*geicbirhte   Preitaaeni,   lUtH.    —  J», 
Pfixer,  Jfiia  Berht  der  Steiiervertrilliyung, 
—    Iteutuchea    Reich.      Xafrond.  /»n, 
Finamrecht  dea  Deutarhen  Reiekea,  Hirtk»  An- 
H'tlen,  IHTd.  —  Die  DarfteUungen  dea  Reiche- 
ataiitarerbtea  rwn  Laband,   G.  Sfe^,  Zorn,  H- 
Schulte.   —    Oeaterreith' Ungarn.  r. 
CzUmig,   Daratellung  der  Einric^ngen  übe. 
Budget,   fitnataaaehen  und  KoniroUe ,  Igßti.  — 
Itbriehf    Lehrbuch    dea   öaterr.  SlnatarechtJ, 
J^|■,^'^.  —  Derselbe,  Das  .Staatarecht  der  HaUrr.- 
Ungar.  Monarchie  in  Marqnarilaena  Handbuch. 
■2.  Auß.  1S9J.  —  R.  .Heyer,  Finamu-eaen  ttt 
OexteiT.  Staatavörterbtfch.  —  Für  die  übrigm 
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Staaten.  Darette,  Les  constitutione  viodernet, 
18SS,  Jtarquardtm»  Handbuch.  Für  die  Ver- 
einifften  Staaten  ron  Nordamerika  überdies  : 
Kentf  Comvi^ntaries  on  American  Inip.  S.  ed. 
IS84,  —  Rüttlmann,  Da»  nordamerücaniache 
Bundefittaattrecht  verglichen  mit  den  potititehen 
Einrichtungen  der  Schiceix,  1807 — 76. 


Bücher,  Karl, 

geb.  am  16. 11.1847  zu  Kirberg  im  jetzigen  Reg.- 
Bez.  Wiesbadeii,  studierte  1866—1869  zu  Bonn 
und  Göttingen  Geschictite,  Philologie  nud  Sraats- 
wissenschaften  und  tibernahm,  nach  7  jähr.  Lehr- 
thätigkeit  am  Gymnasium  zu  Dortmund  und  an 
der  Wöhlerschnle  in  Frankfurt  a.  M.,  die  Stelle 
eines  Kedaktears  fUr  Wirtscbafts-  und  Sozial- 
politik an  der  „Frankfurter  Zeitung",  die  er  bis 
zun  31.  XII.  1880  bekleidete.  Im  Februar  1881 
habilitierte  er  sich  an  der  staatswirtschaftlichen 
Fakultät  der  Universität  Mönchen  für  National- 
itkwnomie  und  Statistik ,  von  wo  er  im  Sommer 
18^  als  ordentl.  Professor  für  Statistik  an  die 
ruiversität  Dorpat  berufen  wurde.  Diese  Stel- 
lung vertauschte  er  im  Herbst  1883  mit  der 
Professur  der  Nationalökonomie  und  Finanz- 
wisaenschaft  an  der  Universität  Basel.  Hier 
blieb  Bücher  bis  Herbst  1890,  um  welche  Zeit 
er  einem  Rufe  als  Professor  der  Volkswirtschafts- 
lehre an  der  technischen  Hochschule  in  Karls- 
ruhe Folge  leistete.  Ostern  1892  gab  er  diese 
Stellung  auf  zu  Gunsten  der  Professur  der 
Statistik  und  Nationatükonomie  an  der  Uni- 
versität Leipzig,  an  welcher  er  ausserdem  seit 
1893  das  Amt  eines  Direktors  des  volkswirt- 
schaftlich-statistischen Seminars  bekleidet. 

Er  veröffentlichte  von  staatswisaenschaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform:  De  gente  am- 
phictyoniae  participe,  Bonn  1870,  (Disserta- 
tion.) —  Die  Aufstände  der  unfreien  Arbeiter 
143—129  V.  Chr..  Frankfurt  a.  M.  1874.  —  Die 
gewerbliche  Bildnngsfrage  und  der  industrielle 
Bückgang,  Eisenach  1877.  —  Lehrlingsfrage 
und  gewerbliche  Bildung  in  Frankreich.  Eise- 
nach 1878.  —  Gutachten  über  das  gewerbliche 
Bildnngswesen  iu  den  Sehr.  d.  V,  f.  Sozialp., 
Bd.  XV.  —  Das  t'reigentum  von  E.  de  Lave- 
leje.  Dentsche  Ausgabe,  Leipzig  1879.  (Die 
Kap.  VI,  IX,  XIV  u.  XV  sind  Origiualarbeiten 
des  Herausgebers.)  —  Die  Frauen  frage  im 
Mittelalter,  Tübingen  1882.  —  Die  Arbeiterfrage 
im  Kaufmaunsstaude.  (D.  Zeit-  und  Streitfragen 
XII),  Berlin  1883.  —  Die  Bevölkerung  von 
Frankfurt  a.  M .  im  XIV.  und  XV.  Jahrh. ,  I. 
Bd.,  Tübingen  1886.  —  Von  den  Produktions- 
stätten des  Weihnachtsmarktes  (Vortrag),  Basel 
1887  (Oeff.  Vorträge  geh.  in  d.  Schweiz,  Bd.  IX, 
Heft  9).  —  Die  soziale  Gliederung  der  Frank- 
furter Bevölkerung  im  Mittelalter.  (Berichte 
des  Fr.  Deutschen  Hochstifts  1886/7,  Heft  III). 
—  Zur  Geschichte  der  internationalen  Fabrik- 
eesetzgebung,  Wien  1888.  —  Frankfurter  Buch- 
binder-Ordnungen vom  XVI.  bis  zum  XIX. 
Jahrh.,  TQhingen  1888.  —  Basels  Staatsein- 
nahmen und  Stenerverteilung  1878 — 1887.  Pub- 
liziert vom  Finanzdepartement,  Basel  1888.  — 
Die  Berülkerung  des  Kantons  Basel -Stadt  am 
1.  XII.  1888,  Basel  1890.  —  Die  Wohnungs- 


Enqnete  in  der  Stadt  Basel  vom  1.— 19.  II.  1889, 
Basel  1891. — Die  Entstehung  derVolkswirtscbaft, 
6  Vorträge,  Tübingen  1893;  dasselbe,  2.  Aufl., 
ebenda  1^.  —  Arbeit  und  Rhythmus.  Leipzig 
1896.  (Aus  Abhandlungen  der  k.  sächsischen 
Gesellschaft  der  Wissensch.)  —  Die  Wirtschaft 
der  Naturvölker.  Vortrag,  geh.  in  der  Gehe- 
Stiftung  zu  Dresden,  am  13.  XI.  1897,  Dresden 
1898.  —  Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der 
modernen  Stadtgemeinde.  Vortrag,  Leipzig  1898. 
(HochschnlvortHiee,  Heft  10.) 

Er  TerOffientlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Abhandlungen  in  Zeitschriften:  1.  Arch. 
f.  soz.  Gesetzg-,  etc.,  Jahrg.  I  (1888):  Das  Ba- 
sel-städtische Gesetz  betr.  den  Schutz  der  Arbeite- 
rinnen. —  2.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.,  Bd. 
VIII  (1882):  Das  russische  Gesetz  über  die  in 
Fabriken  und  Manufakturen  arbeitenden  Minder- 
jährigen V.  1.  VI.  1882.  —  3.  Preuss.  Jahrb., 
Bd.  XC  (1898):  Der  wirtschaftliche  Urzustand. 
—  4.Ztschr.f.Schwei£.  Statistik,  Jahrg.  XXIIl 
(1887):  Zur  Statistik  der  inneren  Wanderungen 
und  des  Niederiassungswesens.  —  5.  Ztschr.  f. 
Staatsw.,  Jahrg.  XLIV  (1888j:  Die  wirtschaft- 
liche Interessenvertretung  in  der  Schweiz  und 
die  Schweizer  Arbeiterorganisationen,  Jahrg.  L 
(1894):  Die  diokletianische  Taxordnung  vom 
Jahre  301  (Artik.  1  u.  2).  —  Jahrg.  Lir(1896,: 
Der  öffentliche  Haushalt  der  Stadt  Frankfurt  im 
Mittelalter. 

In  diesem  „Handwörterbuch"  hat  Bücher 
die  Artikel:  „Allmenden"  (Bd.  1. 1.  AuH.  S.  181  ff.; 
2.  Aufl.  S.  2Ööff.),  „Die  .\rbeiterschutzgesetz- 
gebuug  in  der  Schweiz"  (Bd.  I,  1.  Aufl.  S. 
448ff.:  2.  Aufl.  8.  588ff'.),  „Die  ÄrbeiterTeniiche- 
rung  in  der  Schweiz"  (Bd.  I,  1.  Aufl.  S.  551  ff.; 
2.  Aufl.  S.  694  ff.)  und  „Uie  Arbeitseinstellun- 
gen in  der  Schweiz"  (Bd.  I,  1.  Aufl.  S.  651  ff. 
2.  Aufl.  S.  842  ff.)  geschrieben.  Bed. 


4.. 


Bttlaa,  Friedrich, 

geb.  8.  X.  1805  zu  Freiberg  i.  S.,  gest.  26.  X. 
1859  in  Leipzig.  Er  wnrae  1833  aosserord., 
1836  ordentlicher  Professor  der  Philosophie  uiul 

1840  Professor  der  Staatswissenschafteu  an  der 
Universität  Leipzig.  Im  Nebenamt  versah  er 
1837—1844  die  Geschäfte  eines  Censors  der 
periodischen  Presse,  redigierte  ferner  1838 — 1849 
die  von  Pölitz  (s.  d.)  begründeten  „Neuen  Jahr- 
bücher der  Geschichte  und  Politik",  1843—1848 
die  „Deutsche  Allgemeine  Zeitung"  und  1851 — 
1854  die  „Leipziger  Zeitung". 

Der  nach  ihm  sehr  reformbedürftigen  Staats- 
wirt.schaftslehre  wünscht  er  vor  allem  eine 
engere  Begrenzung  der  einzelnen  Disciplinen 
und  eine  strengere  Systematisierung  der  letz- 
teren. Noch  vor  1848'  trat  BiÜau  als  Anhänger 
des  Freihandels  bezw.  der  freien  Konkurrenz 
an  die  Oeffentlichkeit.  Er  ist  ein  Verteidiger 
der  Mobilisieningsfreiheit  des  Grundbesitzes, 
dessen  Gebundenheit  er  insbesondere  im  Inte- 
resse der  von  der  Erbfolge  ausgeschlossenen 
Descendenz  bekämpft.  Besondere  Anerkennung 
verdient  seine  eindringliche  Propaganda  für 
Pflege  der  inimateriellen  Ottter  wegen  ihrer 
Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben  der  Kultur- 
völker. 

Von  seinen  in  Buchform  Ter6ffentlicbten 
Schriften  seien  die  folgenden  genannt: 
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Bfllati — Bürfrer,  Bürgertum 


!Enrvklopädie  der  Staatswisnenschaft,  Leip- 
zig: 1832,  2.  Aufl.  1856  —  Der  Staat  und  die 
Industrie.  Beiträge  zu  Clewerbspolitik  und  Ar- 
inenpolizei,  Leipzig  1834.  —  Der  Staat  und  der 
Lanaban.  Beiträge  zur  AgrikuUurpolitib,  Leip- 
cifiT  1834.  —  Bandbuch  der  Staatswirtschafts- 
lebre,  Leipug  183Ö.  —  Geschichte  des  earo- 
pilischen  Staatensystems.    Aus  dem  Gpsichts- 

Ennkt  der  Staats wist^euschaft  bearbeitet,  3  Bde., 
eipzisr  1837—1839.  —  Parotelhing  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung  des  Königreich»  Sach- 
sen, 1.  Teil,  Leipzig  1837.  —  Zeitfragen  aus 
dem  Gebiete  der  l'iilitik  und  VolkBwirtschaft. 
Eine  Aaawahl  gesammelter  Aufsatze,  Leipzig 
184(i.  —  Wahlrecht  und  Wahl  verfahren,  Leipzig 
1849.  —  Erörterungen  über  Grundsteuerfreiheit 
und  deren  Aufhebung  im  Herzogtum  Sarbiien- 
Altenburg,  Leipzig  1865.  —  I>ie  Bittergttter 
und  ihre  Stellung  zu  Staat  und  Gemeinde,  I^in- 
zig  1S57.  —   

Vjrl.  über  Biilan  :  Koscher,  Gepch.  d.  Nat., 
S,  9(18  fg.  —  Männer  der  Zeit,  1.  S.  8U4.  — 
Allgemeine  deutsche  Biographie.  III  (Leipzig 
1876'.  ~  Uppert. 


Biiquoy,  Georg  Franz  August 
de  liODfiraeval,  Freiherr  you  Yaax, 
Graf  von, 

g<-b.  am  7.  IX.  1781  zu  Brüssel,  frcst,  als  einer 
dtT  beiriitertsten  Gniudbesitzer  in  Böhmen  am 
19.  IV.  1851  iu  Frag. 

I>ie  Hichtiffkeit  verschiedener  seiner  Siitze 
iu  dem  Werke  „Theorie  der  Xationalwirtwhaff 
IS.  u  "i  Bucht  er,  ohne  sie  dadurch  uuM-iderleg- 
licher  zu  machen,  dnrch  algebraische  Formeln 
zu  beweisen.  Er  ist  ein  .\nhänger  Adam  Smiths 
nnd  ein  Bekümpfcr  der  Grnndrententheorie  Ri- 
cardos. .\us  dem  Snüthschen  Satze,  dass  Arbeit 
die  Mutter  aller  Güter  sei.  zieht  er  weit  über 
die  Machtsphäre  der  menschlichen  Arbeit  hiu- 
ansgehende  Folgeruniren.  Sein  Hiueinziehen 
der  Technologie  in  die  Nationalwirtschaft  er- 
scheint nur  dadurch  als  ein  Mi»Rgriff.  dass  er 
von  dem  reiu  Theoretischen  im  dritten  Nach- 
trage  zu  «einer  oben  erwähnten  Schriift  unver- 
mittelt zur  Technik  der  Textilindostrie  llher- 
irebt.  Seine  fUr  uns  in  Betracht  kommenden 
Schriften  beschränken  sich  auf: 

Die  Theorie  der  National wirtuchaft  nach 
einem  neuen  Plane  und  mehreren  eigenen  An- 
siehten.  Älit  1  Tafel.  Leipzig  1815.  —  Dazu 
Ü  Nachträge:  1.  Das  natioiialwirtschaftliche 
rrincijt.  oder  was  zuletzt  alle  nationalwirt- 
schafthchen  Anstalten  hezwet^ken  müssen.  Mit 
1  Tafel,  Leipzig  1816.  2.  Erläuterungen  eini- 
ger eigener  Ansichten  aus  der  Theorie  der  Na- 
tionalwirt-iohaft;  nebst  tabellarischer  Ueliersicht 
des  Zusammenhangs  der  wesentlichen  Gewerbe 
untereinander.  Leipzig  1817.  3.  BegriinduDg 
des  Begriffs  vom  reellen  Werte  in  national- 
wirtschaftlicher  Hinsicht;  ferner  Theorie  des 
Stenerwesens ;  endlich  Zusammenstellung  der 
wesentlichen  Vorrichtungen  bei  dem  Bleichen, 
Färben  und  Drucken  der  Wollen-,  Seidenzeuge 
und  Game,  Leipzig  1819.  —  Vür.schlag.  wie  in 
jedem  Staate  ein  auf  echtem  Natitjnalkredit 
fundiertes  Geld  geschaffen  werden  könne,  Leip- 


zig 1819.    (Unter  echtem  Natioualkredtt  \a- 
steht  er  das  staatliche  Grandeigentua.) 

Vgl.  Uber  Graf  Buquoy:  Biographi- 
sches Lexikon  des  Kaisertums  Oesterreich; 
hrsg.  TOB  C.  Ton  Wnrzbach,  IL  Bd.  fW^ 
18ö7)  S.  208ff.  —  Eosoher,  Gesch.  d.  Na^ 
S.  604.    Ltfpat 

Bflrger,  Bflrgertmu. 

1.  Die  Entstehung  des  BQrgertunis.  2.  Die 
nnlerscheifi enden  Merkmale  der  Stadt.   3.  Die 

I  Periode  der  städtischen  Selbständigkeit.  4.  Die 
Gegensätze  im  Innein  der  Stadt.  5.  Momente 
des  Verfalls  im  Bür^rtnm.  6.  Der  Sieg  der 
Landesherren  Uber  die  Städte.   7.  Das  19.~Jahi- 

I  hundert 

j  Wie  in  iin&eFem  Art.  Adel  (oben  Bd.  I.  S. 
47  ff.)  berücksichtigen  wir  auch  in  diesem 
die  wirtschaftliche  und  soziale  Entm-ickelung 
des  Bürgertums  zeichnenden  im  wesent- 
lichen nur  Deutschland.  Dabei  verstehen 
wir  das  Wort  Büi^r  im  historischen  Sinne 
(Bfli^r       Stjldter),  nicht  auch  im  Sinne 

I  von  Staatsbürger. 

I      1.  Die  KntstebTing  des  Bürgertums. 

'  Kin  Städtewesen  hat  Deutscliland  zuerst 
durch  die  Römer  crlialten.  In  den  den  Römern 
unterworfenen  Gebieten  Deutschlands  ent- 
standen Städte  mit  römischer  Kultiu-  (Ki'ln. 
Trier  etc.)  Alter  diese  wunien  in  den 
Stürmen  der  Völker\\'andeiiing  zeretört,  mA 
wenn  sie  vielleicht  auch  eiue  gewisse  Be- 
deutung für  Handel  und  Geweri«  fort- 
flauernd  bewahrt  haben  und  wenn  auch  die 
Bauten  der  Römer  den  sj'äteren  deut.«cheB 

,  Städten  öftei-s  zu  statten  gekommen  >\ayi 

■  so  blieb  d(ich  von  dem  eigentümlichen  rümi- 
r^clien  Stadtrecht  in  jenen  nichts  erlialteii, 
wie  wir  am  besten  daraus  ereeheii.  dass  sie 
s}iitter  nachweislich  die  gewöhnliche  Va:- 
fassung  der  deutschen  Ijandgemeiude  liaben. 

;  Das  deutsche  Städtewesen  knfiiift  nicht,  wie 
num  ni>ch  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jalir- 

j  Imnderts  meinte,  an  da-«  Komische  an,  -sou- 

[  dem  entwickelt  sich  auf  neuer  Gnmdlage. 

I  Bis  ein  Bürgertum  vorhanden  war,  dazu 
hat  es  einer  sehr  allmilhlichen  Entwickeluns 
von  Jahrhunderten  bedurft.  Ein  lebliaftcres 
Verkehrswesen  lassen  uns  zuerst  die  Markt- 
jtrivilegien  der  Ottonen  und  die  im  HJ.  Jalu- 
liundeit  notwendig  werdende  Befestigung 

■  gi-össerer  Ortschaften  —  auf  diesem  Gebiete 
'  hat  Heinrich  I,,  dem  freilich  im  allgemeinea 
idas  Prädikat  des  ■»StädtegriVndersi':  nidit 
,  zukommt,  eiu  wirkliches  Verdieni«t  um  das 
i  deutsche  Städtoweseu  —  ei^onnen.  Im  11- 
:  und  12.  Jahrhimdert  bildet  äch  dann  doo 
'  besondere  stfldtisehe  Verfassung,  ein  Stadr- 

recht  und  dem^mSss  ein  Bü^rstand  in 
bestimmter  Weise  aus.  Im  Jahre  1166 
findet  sich  urkimiUich  zum  ersten  Mole  der 
Ausdruck  bui^nses  (im  Pri\'ileg  für  die 
Stadt  Huy).  Speciell  iu  wirtschaftlicher  Be- 
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Ziehung  ist  es  bezeichnend,  dass  ans  der 
ersten  Hälfte  des  1 2.  Jahrhunderts  die 
ältesten  erhaltenen  Zunftbriefe  stammen. 
Yiel  gestritten  hat  man  über  die  Frage, 
aus  welchem  Materiale  sich  der  nun  ent- 
stehende Bürgerstand  zusammengesetzt  habe. 
Wenn  meistens  behauptet  worden  ist,  dass 
die  Bürger,  speciell  die  Handwerker  ans 
Hörigen  des  Stadtherrn  hervorgegangen  sind, 
so  ist  dai-aiif  zu  entgegnen ,  dass  sich  die 
Bevülkenmg  der  Städte  regelmässig  über- 
wiegend aus  Einwanderern  zusammensetzt, 
dass  es  daher  ausgeschlossen  ist,  die  Bürger 
als  einen  einheitlichen  Kreis  von  stadtherr- 
lichen Hfirigen  aufzufassen.  Die  Einwande- 
rer waren  teils  freier,  teils  unfi-eier  Her- 
kunft. Die  letzteren  b}icl)en  teilweise  zw 
gewissen  Leistungen  an  ihre  alten  Herren 
verpfhchtet  (eine  Analogie  bieten  die  in  die 
Städte  wandernden  russischen  Leibi'igenen, 
die  an  ihre  HeiTcn  nach  wie  vor  den  Obrok 
zahlen) :  doch  wuixle  ihr  Ucbergang  zur 
vollen  Freilieit  durch  Privilegien,  die  die 
Städte  erliielten,  und  auf  anderem  Wege 
allmählich  bewirkt.  Celwrdies  bildete  sich 
früh  der  Rechtsgrundsatz  aas ,  dass  der 
Korr  den  Eechtsanspruch ,  den  er  an  eine 
in  eine  Stadt  wandernde  Person  zu  haben 
glaubte,  innerhalb  Jahr  und  Tag  geltend 
machen  musste.  —  Aelter  als  das  deutsche 
BOrgertum  ist  das  des  benachbarten  -Frank- 
reich und  namentlich  das  italienische.  Das 
englisclie  ist  mit  dem  deutschen  etwa  gleich- 
alterig.  Dagegen  hat  Deutsehland  den  Vor- 
zug vor  den  skandinavischen  Reichen,  velche 
wesentlidi  später  ein  Städtevesen  erhalten. 

2.  Die  unterscheidenden  Mei^iale 
der  Stadt  Die  Gemeinden,  welche  seit 
etwa  dem  13.  Jahrhundert  als  Stfidte  gelten, 
unterscheiden  sich  in  folgenden  Pimkten 
von  den  Landgemeiiuien.  Jede  Stadt  hat 
einen  ilarkt;  sie  ist  ferner  befestigt.  Die 
Wichtigkeit  des  Marktes  für  die  Entstehung 
der  Stodt  illustriert  das  Wort  Marktrecht, 
welches  in  der  ältesten  Zeit  oft  gleichbe- 
deutend mit  Stadlrecht  gebraucht  wird,  die 
Wichtigkeit  der  Befestigung  das  Wort  Burg- 
recht,  welches  ebenfalls  oft  Stadti-echt  be- 
deutet, sowie  das  Wort  Börger.  Bei  der 
Mangelhaftigkeit  der  Kommunikationsver- 
hältnisse  knüpfte  sich  der  Verkehr  eng  an 
die  festgesetzten  Markttage;  bei  der  Öffent- 
lichen Lnsicherheit  konnten  Orte,  welche 
dem  Handel  und  Gewerbe  eine  Stütze 
geben  wollten,  nicht  des  Schutzes  der  Um- 
maueruug  entbehren.  Für  tlas  Stadtgebiet 
wird  sodann  ein  eigener  Gerichtsbezirk 
schaffen;  die  Stadt  braucht  für  das  in  ihi- 
sich  bildende  Stadtrecht  ein  besonderes 
Stadtgericht.  Gemeindebezirk  und  (öffent- 
licher) Oerichtsbezirk  fallen  bei  der  mittel- 
alterlichen Stadt  regelmässig  zusammen, 
fast  alle  Städte  erhalten  auch  eine  ]iUtwir- 


knng  bei  «der  Bestellung  der  Gerichtsper- 
souen.  Hinsichtlich  der  militärischen  und 
finanziellen  Leistungen  (namentlich  der 
Zölle  und  der  Bede,  s.  d.  Arit..  letzterer  oben 
Bd.  II,  S.  ÖSijff.)  sind  die  Btti^r  ebenfalla 
vor  dem  Land  manne  bevorzugt.  Für  sie  be- 
steht oft  nur  die  Pfliclit  zu  einer  Tagesfahrt 
(»mit  der  Sonne  aus,  mit  der  Sonne  ein< ). 
Die  Gemeindeverfassung  ist  in  der  Stadt  von 
Haus  aus  dieselbe  wie  auf  dem  platten  Lande. 
Indessen  während  liier  die  meisten  Gemein- 
den von  einem  Grundherrn  abhängig  sind, 
wissen  die  Stadtgeraeinden  sich  von  der  Hen-- 
schaft  des  Geraeindeherrn  melir  oder  weni^r 
frei  zu  machen,  seinen  Anteil  an  den  Gemeiu- 
denutzungen  zu  beseitigen,  die  Ordnung  und 
Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
selbst  in  die  Hand  zu  bekommen.  Der  in- 
folge des  Erwerbs  grösserer  Selbständigkeit 
\md  der  Erweiterang  der  Aufgaben 
wachsende  Gescliäftskreis  der  Gemeinde 
macht  die  Einsetzung  neuer  Eommunal- 
organe  nötig,  von  denen  die  wichtigsten 
Bürgermeister  und  Rat  sind.  Den  in  der 
Landgemeindekompetenz  üe^nden  Keim 
der  Ordnung  der  \s'irtschaftlichen  Verhält- 
nisse unter  gleichzeitigem  Erwerb  öffent- 
lich-rechtlicher Befugnisse  kräftig  weiter 
bildend,  entfaltet  die  Stadt  eine  bedeutsame 
wirtschafts-  und  sozialpolitUt^e  Gesotz- 
gebung.  In  ihr  »hat  die  Ö&ntUche  Gewalt 
zuerat  die  Lösung  der  grossen  Aufgaben  in 
Angriff  genommen,  die  das  Wesen  der  mo- 
dernen Staatsverwaltung  bilden.  Die  Ge- 
schichte des  deutschen  Verwaltimgsreehts 
hat  i^t  in  allen  Teilen  anzuknüpfen  an  die 
.Rechtsinstitute  und  Satzungen  der  Städte 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts*.  (Loeuing). 
Namentlich  lässt  sich  die  Stadt  die  Sorge 
für  das  Gewerbewesen  angelegeu  sein.  Die 
Handwerker  schliessen  sich  zu  Innungen, 
ZUnften  zusammen  (wie  die  Kaufleute,  ob- 
,  wohl  seltener,  zu  Kaufmannsgilden);  der 
erste  und  urspi-üngliche  Zweck  der  Zunft 
(später  tritt  dazu  die  Ausübung  einer  ge- 
wissen Gerichtsbarkeit  in  Gewerbesachen) 
jist  der  Zunftzwang,  also  die  Fernhaltung 
I  nichtzOnftiger  Mitglieder  von  dem  betreffen- 
I  den  Erwerbszweige.  Die  Stadtobrigkeit  er- 
;  kennt  diese  Bestrebungen  der  Handwerker 
an,  genehmigt  die  Zünfte,  wacht  aber  da- 
I  rilber,  dass  sie  niclit  das  Interesse  des 
'  Publikums  verletzen.  Wie  für  alle  diese 
Verhältnisse,  so  bilden  sich  in  der  Stadt 
1  auch  für  das  Privat-,  Straf-,  Prozessrecht 
eigentümliche  Normen  aus,  die  als  »Stadt- 
rechte  zusammengefasst  werden.  Die  Stadt 
des  Mittelalters  hat  ihr  besonderes  Stadt- 
i-echt;  es  ist  das  Recht  einer  wirtschaftlich 
vorgeschrittenen  Stufe,  das  den  Bedürfnissen 
.  eines  freieren  Verkehi-s  (z.  B.  in  den  Fi-agen 
I  des  Grundbesitze»  und  der  Schuldverhält- 
I  uisse)  Rechnung  trSgt. 
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8.  Die  Periode  der  Rtädtiscben  Selb- 
ständigkeit. Die  ober-  un(]  mittel italieDi- 
iichen  Städte  haben  durch  den  Erwerb  der 
sämtlichen  landesberrhchen  Rechte  den 
Staat  absorbiert.  Sie  haben  eben  deshalb 
unvergleichbar  grössere  Thaten  aufzuweisen 
als  die  deutschen:  in  Italien  sind  es  die 
Städte,  die  das  Lehnswesen  im  Beamtentiun 
lieseitigt  haben.  Filr  die  Interessen  Gesamt- 
italiens ist  ihre  Selbständigkeit  freilieh  nicht 
f)hne  Nachteil  gewesen:  Zers|ilittening  und 
Fremdherrschaft ,  die  auf  Italien  noch 
schwerer  als  auf  Deutschland  gelastet  haben, 
glühen  znm  grossen  Teil  darauf  znrflct.  Die 
Stellung  der  deutschen  Städte  war  zu  jeder 
Zeit  eine  bescheidenere:  bei  uns  ist  das 
Lehnswesen  nicht  diirch  sie,  sondern  dmx;h 
die  Landesherren  beseitigt  worden.  In- 
deaeen  eine  Periode  städtischer  Selbständig- 
keit kennt  auch  Deutschland:  sie  reicht 
etwa  vom  12.  Jahrhundert  bis  an  das  Ende 
des  Mittelaltere.  Die  Städte  suchen  sich, 
wie  wir  dies  bereits  andeuteten  (sub  2), 
von  den  staatJichen  Pflicliten  nach  Möglich- 
keit frei  zu  machen  und  die  Verwaltung 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen.  Dieses 
glflckt  ihnen  auch  in  weitem  Umfange.  Sie 
ei-werben  zwar  nicht  wie  die  italienischen 
Städte  grosse  Tenitorien  (wenn  eine  deut- 
s<-he  Stadt  ül>ei'  ein  Tenitorium  verfügt,  so 
ist  es  nicht  von  erheblicher  Ausdehnung), 
gelangen  aucli  nur  ausnahmsweise  zum  Be- 
sitz der  vollen  Gerichtsgewalt  (Kfiln,  laoge 
Zeit  die  bedeutendste  Stadt,  hat  sie  z.  B. 
iiiclit);  aber  innerhalb  dieser  Greuzcn  eta- 
blieiT-n  sie,  unter  Zurilckdränpmg  landes- 
herrliclier  und  gemeiudeheirlicher  Rechte, 
eine  selbständige  Ver\sfiltung.  Dabei  ist 
hervorzuheben,  dass  die  Selbständigkeit  sich 
keineswegs  etwa  auf  die  Reichsstädte  l>e- 
schränkt :  manche  Landstädte  besitzen 
gn")ssore  Rechte  als  nmnche  Reichsstädte: 
die  Entstellung  der  letzteren  kann  mau  fast 
eine  zufällige  iieonen.  Die  Stildte  "wai-en 
nioi-alisch  bei-echtigt.  griissere  Selbständig- 
keit gegenüber  dem  Landes-  und  Gemeiude- 
lierrn  zu  verlangen ;  ihre  wirtschaftliche 
Kultur  war  eine  höhere ;  sie  dingten  sie 
niclit  durch  die  in  dynastische  Interessen 
ver\vickeiten  Ijaudesherren  beeinträchtigen 
lassen  (ein  klassisches  Beispiel  liefert  das 
Münz-wesen).  Und  eben  weil  ihre  wirt- 
schaftliche Kultur  eine  überlegene  war, 
weil  sie  als  die  Geldnulchte  der  Zeit  über 
griissere  materielle  Mittel  verfilgten,  be- 
sassen  sie  auch  die  Kraft,  ihre  Anspriiche 
durchzusetzen.  Mit  ihrer  politischen  steht 
ihre  wh-tschaftliche  Selbständigkeit  iu  Zu- 
sammenhang: sie  bilden  geschlossene  i^irt- 
schaftliche  Köqwr,  sowolü  in  dem  Sinue, 
dass  jede  Stadt  ihre  \K-irtschaftUchen  Ver- 
hältnisse nach  eigenen  Gesetzen  ordnet,  ihr 
besonderes  Mass  und  Gewicht  hat,  wie  auch 


namentlich  insofern,  als  sie  i\ire  Erwerlis- 
quellen  in  energischem  Kampfe  gegeu  an- 
dere Städte,  gegen  das  umhegende  platte 
Laud  und  gegen  die  Staaten  zu  verteidigen 
und  zn  erweitem  strebt.  Von  Haus  ans 
war  diese  abgeschlossene  Stellung  der  Stäilte 
diurch  natürliche  V^erhältuisse  gegeben;  sie 
untei-standen  anfangs,  wie  Oasen  zerstreut 
liegend,  von  keiner  Seite  einem  Einfliis5, 
hatten  von  keiner  Seite  eine  Konkurrenr  zu 
fürchten.  Sobald  sich  aber  Handel  und  Ge- 
werbe reicher  entfalteten,  die  BevülkeniDg 
wuchs,  wandten  sie.  imd  zwar  gegen  Ende 
des  Mittelalters  mit  fortschreitend  grosserer 
Rücksichtslosigkeit ,  künstliche  Mittel  an. 
nm  jene  Stellung  zu  behaupten,  um  die 
Verhältnisse  zu  fixieren,  die  der  natürliche 
Gang  des  Verkehrs  hen-o^gerufen  hatte. 
Jene  Mittel  sind  im  wesentlichen :  das  Gäste-, 
das  Stapel-  und  das  ßannmeilenrecht ,  der 
Abschliiss  von  Städtebfindnissen.  Das  Gäste- 
recht unterwirft  die  in  die  Stadt  kommen- 
den fremden  Kaufleute  (die  sogenann^n 
-Gästes:)  starken  Beschränkungen,  untereagt 
ihnen  etwa  den  EJeiuverkauf  oder  den  Ver- 
kauf gewisser  Waren  oder  gestattet  ihnen 
den  Handel  nur  zu  gewissen  Zeiten.  Das 
Staiwlreclit  zwingt  die  Kaiifleute,  welche  in 
eine  damit  ausgestattete  Stedt  kommen, 
ihre  Waren  dasel&t  due  Zeit  lang  oder  gar 
überhauTit  feilzubieten;  vielfach  ist  damit 
die  Verpflichtung  verbtmden,  keinen  anderen 
Weg  in  der  Nachbarschaft  als  den  dim^h 
den  Stapelort  führenden  zu  benutzen.  Ein 
klassisclies  Beispiel  für  dieses  Vei4iä!tnis 
liefert  der  Stapelort  Frankfurt  a.  0.,  welcher 
verlangte,  dass  die  tlie  Waithe  herabfahxen- 
den  Schiffe  von  Küstrin  sich  die  Oder  auf- 
wärts nach  Frankfiu-t  wenden  und  erst, 
nachdem  sie  hier  Niederlage  gehalten,  naoli 
der  Ostsee  hinabschiffen  .sollten.  Das  Bann- 
meilenrecht ist  eine  Waffe  gegen  die  Kon- 
kurrenz des  platten  Landes:  es  verbietet 
den  Betrieb  gewisser  Gewerbe,  namentlich 
häufig  des  Brauens.  in  einem  bestimnitea 
Umki-eis  um  die  Stadt :  imsere  Quellen 
neinien  als  Zweck  dieses  Rechtes  ausdrück- 
lich die  utilitas  ciWum,  Die  Städtebuud- 
nisse.  welche  seit  dem  13.  Jahrhundert  in 
grosser  Zald  geschlossen  werden  und  in  dem 
rheinischen  von  12.54,  dem  schwäbischen 
Bunde  und  in  der  Hanse  ihre  berühmtesten 
Vertreter  haben ,  dienen  politischen  und 
wirtschaftlichen  Bestrebungen  zugleich. 
Unter  den  Zielen  des  rheinischen  Bundes 
seien  die  Herstellung  des  Landfriedens  mi 
die  Beseitigimg  der  imrechtmässigen  Rhein- 
zölle —  die  »Passierzölle*  (nach  W^ners 
treffendem  Ausdrucke)  des  Mittelalters  waren 
für  den  Kaufmann  deshalb  so  drückend, 
weil  sie,  ganz  abgesehen  von  der  Unzahl 
sellffitändiger  Temtorieu,  nicht  etwa  vor- 
nehmlich an  den  (^nzen,  sondoa  übä^ 
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wo  man  nur  dea  Handel  am  sieliersteu 
treffen  zu  kOnnen  glaubte,  erhoben  wurden 
—  genannt.  Wirtschaftlich  von  der  grOssten 
Bedeutung  ist  unter  den  Städtebündnissen 
die  HanBe  (den  Namen  »Hanse  der  Deut- 
schen« führt  dei-  Bimd  ungef&hr  seit  der 
3Iitte  des  14.  Jahrhunderts^  deren  Haupt- 
zweck der  Schutz  des  »{fernen  Kauf- 
manns« im  Auslande  ist  »Hit  ^nem  Netze 
von  Yertrftgen  übra^eht  sie  im  Laufe  des 
14  und  15.  Jahrhunderts  die  weiten  Ge- 
biete von  der  pyrenäisdien  Halbinsel  bis 
zu  den  finischen  Granitkilsten.  \Vesentlich 
noch  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  ist  es 
dahin  gekommen,  dass  die  Hansen  einen 
unbedingten  Vorrang  behaupten  im  Verkehr 
der  gesamten  nordeuropäischen  Gewässer, 
dass  ^lie  Ostsee  in  grösserer  Beise  eigent- 
lich nur  noch  von  ihren  Schiffen  durch- 
furcht wird«  (Schäfer).  wai-  wesentlich 
das  politisch  -  diplomatische  Geschick  der 
Hajiseaten.  mit  dem  sie  die  Verlegenheiten 
der  Staaten  Kordeuropas  auszunutzen  wubs- 
ten.  wodurch  sie  ihre  Erfolge  errangen. 

Die  Periode  der  städtisdien  Selbständig- 
keit fällt  mit  einer  Zeit  allgemeiner  erfreu- 
licher Enlwickelung  der  bürgerlichen  Be- 
rufszweige zusammen.  Der  Herrschaft  des 
hansischen  Kaufmannes  in  den  nordischen 
Reichen  entspricht  eine  mit  den  Kreuzzügen 
beginnende  Blütezeit  des  Levantehandels ; 
den  hansischen  Kontoren  steht  der  Fondaco 
dei  Tedeschi  in  Venedig  gegenüber.  "Wenn 
man  freilich  von  der  wirtschaftlichen  Stärke 
des  deutschen  Bürgertums,  von  seiner  Zahl 
imd  seinen  VmnogensverhältnisKen  in  dieser 
Periode  klare  Anschauungen  gewinnen,  sie 
messen  will ,  so  stösst  man  anf  grosse 
Schwierigkeiten.  Für  die  ersten  Jahrhunderte 
ist  es  völlig  ausgeschlossen,  bestimmte  Zah- 
lenverhSltmsse  zu  erlangen.  Für  das  aus- 
gehende Hittelalter  lassen  sich  eher  Hand- 
haben finden.  Früher  nahm  man  sehr  hohe 
Bevölkerungszahlen  der  Städte  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts  an  (z.  B.  für  Köln  120000). 
Davon  ist  man  jetzt  nach  den  Unter- 
snchun^n  SchCnbei'gs,  Hegels,  Büchers  u. 
s.  w.  mit  Bocht  abgekommen.  Die  Bevölke- 
rung Basels  schätzt  Schönberg  im  15.  Jahr- 
hundert auf  hik'hstens  10  000,  die  von  Fi-ank- 
fin-t  a.  M.  Bücher  auf  ungefähr  8000,  die 
von  Nürnberg  im  Jahre  1449  Hegel  auf 
20000.  die  von  Btrassbnrg  Ehelierg  unge- 
fälir  ebenso  hoch.  Köln  hat  in  dor  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  etwa  37  000 
Einwohner  gehabt.  Zum  Veigleich  möge 
angeführt  werden,  dass  man  die  Zahl  der 
auf  eine  Quadratmeile  kommenden  Ein- 
wohner in  einigen  west-  und  süddeutschen 
ländlichen  Distrikten  für  die  erste  Hälfte 
des  Iti.  Jahrhundorts  anf  etwa  1500  berech- 
nen zu  können  glaubt^).  Was  die  Vermü- 

')  S.  31.  Bitter  in  der  Zeitschr.  des  bergi- 


gensverhältnisse  der  Bfli^r  betrifft,  so  for- 
muliert Sohm  das  von  S(.'hönberg  für  Basel 
gewonnene  Besnltat  in  folgender  Weise: 
»Ein  Vermögen  von  4U  000  bis  200000  Mark 
(nach  heutigem  Geldwerte  angedrückt)  war 
danuds  in  Basel  schon  ein  grosses  V^mögen^ 
und  wer  gar  auf  300000  Mark  (nach  heu- 
tigem Werte)  geschätzt  wurde,  war  ein 
Phänomen.« 

4.  Die  Gref^nsfitze  im  Innern  der 
Stadt  A)  Die  Ritterbörtigen.  In  der 
Zeit  des  aufkommenden  Städtewesens  be- 
gegnen wir  oft  einem  Gegensatze  zwischen 
Ritterbtirtigen ,  speciell  Ministerialen,  und 
Büi^eni ;  in  vielen  Städten  werden  die 
ersteren  vertrieben.  Später  finden  wir  wohl 
einigen  ritterlichen  Grundbesitz  in  der 
Stadt,  dessen  Besitzer,  gemäss  der  allge- 
meinen privilegierten  Stellung  des  Bitter- 
tums,  Freiheit  von  den  Gemeindelasten  be- 
anspruchen. Lidessen  von  Bedeutung  sind 
diese  Auseinandersetzungen  um  so  weniger 
gew^esen,  als  der  ritterliche  Grundltesitz  in 
der  Stadt  sehr  gering  war.  B)DerKlerus. 
Weit  wichtiger  ist  der  Gegensatz  zwischen 
Btirgertum  und  Klerus.  Die  Stellung  des 
letzteren,  der  ebenso  allgemein  wie  das 
Rittertum  jmvilegiert  war,  aber  über  einen 
unvergleiclüich  grösseren  Besitz  verfügte, 
niff  tief  in  das  städtische  Leben  ein. 
Klerus  und  Bürgertum  stehen  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  in  nur  selten  \mtcr- 
brochenem  Kampfe.  Es  handelt  sich  zu- 
nächst um  die  \  ermehrung  des  kirchlichen 
Grundbesitzes;  der  wachsenden  Ausdehnung 
desselben  sucht  die  Stadt  dim-h  Aiuoi"tisa- 
tionsgesetze  (seit  dem  13.  Jahrhundert)  vor- 
zubeugen. Ein  weiterer  Streitpunkt  ist  die 
Ausübung  bürgerUc'her  Gewerbe  in  den  Im- 
munitäten, welche  die  dadurch  beeinträch- 
tigten Bürger  zu  verhindern  suchen.  Diese 
Frage  spielt  eine  grosse  Rolle  im  Keforma- 
tionszeitalter ;  soweit  die  Rciormation  mit 
wirts(!haftlichen  Verhältnissen  zusammen- 
hängt, kommt  jene  nicht  in  letzter  Linie  in 
Betracht.  In  Köln  z.  B.  b^ann  die  Bewe- 
gung mit  der  Fordenmg  der  Gaffeln,  die 
Klöster  sollten  die  Leinen-  und  Wollen- 
weberei einstellen,  die  HandmGhlen  in  geist- 
lichen Hänsern  sollten  weggenommen,  der 
Weinzapf  ihnen  verl)oten  werden.  C)  Die 
Juden.  Das  Verhältnis  der  Bürger  zu  den 
Juden  wax'  von  Haus  aus  ein  friedliches. 
Aber  schon  seit  dem  Ende  des  11.  Jahr- 
hundei"ts  beginnen  Judenvertolgnngen ,  die 
sich  seitdem  immer  von  neuem  wiederholen. 
Im  Laufe  der  Zeit  werden  die  Juden  fast 
aus  jeder  Reichsstadt,  sj^äter  fast  aus  jedem 
Temtoriiun  einmal  vertiieben,  nie  jedoch 


sehen  Gescbichtavereins,  Bd.  20  S.  11  ff. ;  vgl. 
auch  SchmoUer  in  der  Zeitschr.  f.  StaatswisB. 
27,  S.  »44. 
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glekhzeitif;  a\is  dorn  ganzen  Deutschen 
Heu-he  (\eie  z.  B.  aus  ganz  England 
mehrere  Jahrhunderte  vei-trielten  waren),  da 
die  Zersi'littenuig  Deutschlands  ihnen  in 
der  Weise  zu  statten  tarn,  dass  die  aus 
einem  Gebiete  Vertriebenen  in  den  Nachbar- 
gebieten wietier  Aufnahme  &nden.  Gegen 
die  Vermehrung  des  jfldischen  Grundbesitzes 
gehen  die  St.'ldle  mitunter  in  ähnlicher 
Weise  wie  gegen  die  des  kirchlichen  vor; 
in  Köln  wiM  z.  B.  im  Jahre  1341  das  Ver- 
bot einer  weiteren  Ausdehnung  des  jfldi- 
Bchen  Gnmdbesitzea  erlassen.  Hinsichtlich 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
«od  der  Ursache  der  Verfolgmig  der  Juden 
sind  ia  neuerer  Zeit  hau)itsilchlich  zwei 
Auffassungen  vorgetragen  worden.  Rosciher 
vertritt  den  inkeii.  dass  >die  Juden 
Jahrhiuidertc  lang  gleichsam  die  kau&n&nni- 
schen  Vormflnder  der  neueren  Völker  ge- 
wesen«. Aber  diese  Vormundschaft  wurae 
schliesslich  Iflstig.  und  die  Völker  emuici- 
pierten  sich  unter  Kämpfen.  »Die  Juden- 
verfolgungen unseres  siAteren  Mittelalters 
sind  zum  gi-ossen  Teil  ein  Prfxlukt  der 
Haudelseifersucht  Sie  hängen  zusammen 
mit  dem  ersten  Aufiilühen  des  nationalen 
Handel  sstandcs.«  Dem  gegenüber  Immerkt 
Bücher:  "Religiöser  Fanatismus,  nationale 
ÄntijMithie  mögen  manchmal  mitgewirkt 
haben :  die  Haujitursache  der  Judenverfol- 
gimgen  war  zweifellos  der  Wucher.  So 
lange  es  ein  deutsclies  Städtewesen  giebt 
hatte  der  Jude  nur  ein  Geschäft,  das  er  — 
\md  nur  er  allein  —  bis  zum  17.  Jahrhun- 
dert l)ptrieli:  Geld  auf  Zinsen  zu  leihen. 
Nicht  die  leist^ste  Spur  weist  darauf  hin, 
dass  ein  Jude  im  mittelalterlichen  Frankfiu-t 
jemals  eigentlichen  AVare  nhandel  getriel»en 
habe.'<  D)  Die  Kämpfe  innerhalb  der  Bür- 
gerschaft, die  das  Mittelalter  kennt,  erechei- 
nen  hauptsächlich  in  der  Form  des  Gegen- 
satzes von  Patriciern  und  Handwerkern, 
teilweise  auch  in  der  Form  von  Differenzen 
])atricischer  Koterien.  Das  Wesen  des  Fa- 
triciates  ist  nicht  ganz  einfach  zu  bestimmen. 
»Es  ist  kaum  möglich  zu  sagen,  ob  man 
die  Angehörigen  der  Geschlechter  als  Land- 
wirte oder  als  Grosshändler  oder  als  Ren- 
tiers ansehen  soll«  (Bücher).  Nach  Rein- 
holds  Untersudmngen  gab  es  in  Wesel  nur 
sehr  wenige  Patricier,  die  bloss  Onindbe- 
sitzer  wwen ;  die  meisten  gnmdbesitzenden 
Patricier  waren  zugleich  Kaufleuto ;  viele 
Patricier  waren  aber  auch  bloss  Kaufleute. 
Von  einer  strengen  Geschlossenheit  dos 
Patric-iates  ist  im  allgemeinen  nicht  die 
Rede;  es  umfasste  im  wesentlichen  alle 
reich  gewordenen  Bürger.  Wir  finden  die 
Herrschaft  der  Patricier  schon  in  der  Zeit, 
für  welche  die  ersten  ausführlichen  Nadi- 
richten  Über  die  Verhältnisse  des  Büi::ger- 
tums  überhaupt  vorliegen.   In  der  zweiten 


Hälfte  des  13.  Jahrhimderts  beginnen  Er- 
hebungen der  Handwerker  gegen  die  Patri- 
cier ;  das  klassische  Zeitalter  der  Zunft- 
kärapfe  ist  aber  erst  das  14.  Jahrliunden. 
Die  Handwerker  werfen  den  Patriciem 
hauptsächlich  drei  Punkte  vor :  Gewalt- 
thätigkeiten  gegenüber  den  ärmeren  Bür- 
gern ;  ausschliesslicbe  Besetzung  der  Bate- 
stellen durch  Patiicier:  ungerechte  Finanz- 
verwaltung  und  speciell  einseitige  Benutzung 
der  städtischen  Allmende.  Für  die  That- 
sSchlichkeit  dieser  Vorvi-ürfe  haben  wir  po- 
sitive Bele^.  Die  {atricische  Finanzwirt- 
scliaft  scheint  nicht  in  allen  Städten  eine 
tadelnswerte  gewesen  zu  sein :  aber  ans 
manchen  wird  garadezu  Unglaubliches  be- 
richtet >Man  kann  die  Staatswirtschaft 
unserer  bürgeilichen  Altvorderen  ^wiss 
nicht  als  eine  haushttlterische,  vomcht^ 
und  sparsame,  vielleicht  auch  nicht  einin^ 
als  eine  besonders  gewissenhafte  rühmen. 
Offenbar  fehlte  es  der  FinanzverwaltuDg  der 
Gescrhlochter  an  der  höchst  nötigen  Kontwlle 
durch  die  Bfligergemeinde«  (Hegel).  Die 
Handwerker  siegten  in  den  sOdwestdent- 
sdien  und  mitteldeutschen  Städten  meisteus 
(nicht  z.  B.  in  Nürnberg  und  Frankfurt.  vi> 
die  Patricier  bis  in  unser  Jahrhimdert  Vor- 
rechte bewahrten).  In  den  Hansestfidteu 
des  Nordens  traten  die  Zunftunruhen  iui 
allgemeinen  erst  später  auf  und  beseitigten 
die  ]>atricische  Herrsdiaft  auch  nicht  Wo 
die  Handwerker  sieglen  (ihr  Sieg  ist  lokal 
verschieden  erfolgi-eich),  wurde  ihre  Organi- 
sation teilweise  zur  Grundlage  der  Stadt- 
verfassung  und  -Verwaltung  gemacht:  die 
Steuern  wurden  zunftweise  auf^bracht.  der 
städtische  Wacht-  und  Krie^dienst  auf  di'^ 
Zünfte  verteilt;  die  Zünfte  bildeten  Wahl- 
körper für  den  Stadtrat :  ja  der  Erwerb  des 
Bürgerrechtes  fiel  mit  dem  Erwerb  der 
Zunftmitgliedschaft  zusammen.  Hier  darf 
man  von  einer  teilweisen  Absorbierung  des 
Staates  und  der  Gemeinde  diuxJi  soziale 
Vorbände  siirechen.  Uebrigens  sicherte  der 
Sieg  der  Zilnfte  nxir  vorübergehend  eine 
demokratische  Regierung.  Für  alle  Zimft- 
städte  gilt,  was  Hegel  von  Köln  sagt :  >Die 
demokratischen  Formen  und  Einrichtungien 
verhinderten  auch  später  nicht  dass  das 
Stadtregiment  seinen  vorwiegend  aristokrati- 
schen Charakter  beibehielt,  indem  immer 
wieder  ein  engerer  Kreis  von  Bürgen),  auf 
welchen  die  regelmässig  wiederkehrenden 
Wahlen  eich  beschränkten,  in  den  politisdien 
Korporationen  des  Rats  und  der  Gaffeln 
sich  festsetzte,  womit  auch  die  mit  solcher 
Oligarchie  verbundenen  Missbräuche  sii^i 
wieder  einschUchen«. 

Gegen  Schluss  des  Mittelalters  kam  zu 
den  Bdiea  Q^ensätzen  ein  neuer  hinzu. 
UrsprÜD^ich  var  das  Mei^erverden  fOr 
den  Handwerker  nicht  schwer;  jeder  Oeselle 
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sah.  die  Möglichkeit  vor  sich,  Meister  zu 
\s-erden.  Dies  änderte  sich  jedoch,  als  die 
BevÖlkeniDg  zunahm  uud  eiue  eDtsprechende 
Steigerung  des  Absatzes  ausblieb.  Es  H- 
men  jetzt  Gesellen  vor,  die  niemals  Meister 
wurden.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  giebt 
es  eine  Gesellenfra^.  Die  Gesellen  führten 

{)lanmäs8ige  Koalitionen  und  Ärbeitseinstel- 
ungen  den  Meistern  gegenüber  herbei.  Ein- 
fluss  auf  die  Stadtre^ierung  haben  sie  je- 
doch nidit  erlangt;  niemand,  der  tiefer  als 
der  Eandworl^eister  stand,  hat  daran  An- 
teil gehabt 

6.  Homeoto  des  Verfalls  Im  Bfirger- 
tnm.  Das  Zeiteiter  der  BlUte  des  deutschen 
Stadtewesens  reicht  noch,  weit  in  das 
16.  Jahrhundert  hinein.  Die  Entdeckung 
des  Seeweges  nach  Ostindien  und  Amerika 
hat  keineswegs  streich  den  Handel  der 
oberdeutschen  Städte  mit  Venedig  aufge- 
boben ;  in  den  sogenannten  »Handelsbficheru« 
des  16.  Jidirhunderts  (Taschenbüchern  für 
Kauflente)  nimmt  die  »Venediger  Handlung« 
noch  den  ersten  Platz  ein.  Auch  die  Hansa 
trat  in  alter  Stärke  in  das  16.  Jahrhundert 
ein.  Aber  schon  in  dem  vierten  Jahrzehnt 
desselben  begann  mit  dem  Misslingen  der 
Wullenweverachen  Unternehmungen  ihr 
Rückgang.  Die  Geschichte  der  Hansa 
liefert  den  besten  Beleg  für  den  Einfluss 
der  politischen  Mächte  auf  die  Entwickelung 
des  Handels.  Wie  sie  durch  die  politische 
Schwäche  der  nordischen  Reiche  emporge- 
kommen war,  so  sank  sie  infolge  der  Er- 
hebung der  letzteren.  England  und  die 
skandinavischen  Staaten  vermochten  jetzt 
den  alten  Klagen  ihres  Kaufmannsstandes 
über  die  hansische  Herrschaft  nachzugeben. 
Die  Hansa  hätte  sich  n\u-  halten  können, 
wenn  sie  von  einem  mächtigen  Staate  ge- 
stützt worden  wäre.  Indem  nun  der  deut- 
sche Handel  zurückging ,  äusserten  sich 
diese  ungünstigen  wirtschaftlichen  Konjunk- 
turen im  inneren  Leben  der  Städte  um  so 
nachhaltiger,  als  das  Wachstimi  der  Be- 
völkerung schon  im  15.  Jahrhundert  den 
Erwerb  erschwert  hatte.  Diese  Verhältnisse 
finden  darin  ihren  Ausdruck,  dass  »überall 
die  im  Belitz  Befindlichen  sich  in  instink- 
tivem Egoismus  gegen  weitere  Teilhaber 
schützen  wollten«  (Schmoller) ;  eiue  Erschei- 
nung, die  jetzt  ebenso  auf  dem  Lande  wie 
in  der  Stadt  hen  ortritt  (s.  d.  Art.  A  d  e  1  sub  4 
oben  Bd.  I,  S.  49).  Die  Stapel-,  Meilenbann- 
rechte  etcw^en  verschärft  Man  sucht  femer 
den  Zuzu^  unbequemer  Konkurrenten  zu  ver- 
hindern, mdem  man  die  Bedingungen  für 
die  Aufnahme  zum  Bürger  erschwert  Jede 
Zunft  wacht  eifersüchtig  darüber,  dass  nicht 
eine  andere  in  ihr  Arbeitsgebiet  eingreift; 
daher  die  endlosen  Zunftstreitigkeiten  jener 
Zeit  Die  Gesellenfrage  haben  wir  bereits 
erwähnt:   die  Zunft   gebtaucht  jetzt  die 

Hudwttiterbnch  der  StutswiBBMUClwften.  Zweit« 


Meisterprüfung  geradezu  als  Mittel,  um  nicht 
eine  nach  ihre  Ansicht  zu  grosse  Zahl  von 
selbständigen  Handwerkern  in  der  Stadt 
aufkommen  zu  lassen.  Auch  auf  die  Miss- 
stände in  der  allgemeinen  Verwaltung  haben 
wir  schon  hingewiesen:  der  Rat,  der  sich 
meist  selbst  ergänzte,  verwandte  das  städti- 
sche Vermögen  zu  seinem  eigenen  Nutzen. 
Es  war  eine  allgemeine  Stagnation,  der  das 
deutsche  Bürgertum  verfiel.  Ife  kam  hinzu,, 
dass  Deutschland  in  der  folgenden  Zeit 
durch  Kiiegsunruhen  zu  leiden  hatte,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
durch  die  spanisch-niederländischen  Kämpfe, 
im  17.  Jahrhundert  durch  den  30  jährigen 
Krieg.  Des  letztere  traf  foesoudera  schwer 
die  Industrie.  »Hier  griff  der  Krieg  mit 
seiner  direkten  Wirkung  der  Entziehungron 
ArbeitskiÄften  und  Vernichtung  von  Roh- 
material, Instrumenten,  Kapitalien  unmittel-, 
bar  ein«  (Erdmannsdörffer). 

6.  Der  Sieg  der  Landesherren  über 
die  Städte.  Zu  derselben  Zeit,  in  welcher 
die  verschiedenen  Verhältnisse  des  Büi^er- 
tums  eine  unerfreuliche  Wendung  nehmen, 
beginnt  die  Landesherrschaft  den  Städten 
gegenüber  vorzudringen.  Die  Landesherren 
bemächtigen  sich  der  Herrschaft  in  densel- 
ben, lassen  sich  dann  aber  auch  energisch 
die  Sache  ihrer  Bürgerschaften  angelegen 
sein.  Die  ersten  bedeutungsvollen  Mark- 
steine auf  diesem  Wege  sind  die  Unter- 
werfungen von  Berhn  (1442)  und  von  Mainz 
(1462).  Die  Periode  der  Herrschaft  der 
Territorien,  die  hiermit  einsetzt,  tritt  nicht 
unvermittelt  ein;  die  Stadt  des  Mittelalters 
war,  wie  vorhin  bemerkt,  keineswegs  voll- 
ständig unabhängig,  und  es  findet  sich  auch 
schon  früher  oft,  dass  eine  Stadt  in  ihren 
Bestrebungen  von  ihrem  Landesherrn  ge- 
stützt wild.  Jetzt  aber  geschieht  dies  alles 
um&issender  und  planmässigcr.  Die  Ver^ 
waJtung  der  Territorien  hatte  inzwischen 
solche  Fortschritte  gemacht,  dass  sie  nun- 
mehr der  städtischen  Verwaltung  ebenbürtig 
war.  »Die  frühere  Einseitigkeit  des  Terri- 
toriallebens hatte  die  Voraussetzung  der  un- 
abhängigen Städte  gebildet :  die  Wurzel 
ihres  Lebens  verlor  die  Nahrung,  als  in 
den  Territorien  alle  Volksinteressen  Auf- 
nahme fanden«  (Ferthes).  Die  Fürsoi^  des 
Landesherrn  für  seine  Städte  ist  jetzt  eine 
doppelte.  Er  nimmt  einmal  ihre  Interessen 
gegenüber  denen  fremder  Städte  walu'.  Da^ 
mit  wird  das  System  des  Merkantilismus 
eingeleitet  Es  wird  für  eine  Stadt  wert- 
voll, einem  mät^tigEOi  Territorium  anzuge- 
hören. Bezeichnend  ist  dass  sich  jetzt  aus 
den  landesherrliGhen  Residenzen  blühende 
imd  einflussreiche  Städte  entwiokeJiu  Lei- 
der trat  bei  der  Zersplitterung  Deutschlands 
das  Reich  als  ganzes,  wie  es  bei  den  Nach- 
barstaaten der  Fall  wu-,  nicht  für  Handel 
Auflage.  II.  76 
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lind  Gewerbe  der  Bürger  ein.  »Dem  gegen- 
über steht  in  Frankreich  die  geniale  Lei- 
tung der  induBtriellen  Interppsen  der  Nation 
dui^  (.'oibert,  in  England  die  festgeschlos- 
sene und  grossartige  Interessenvertretung 
der  englischen  Kaufmannschaft  und  Regie- 
rung, in  Holland  das  zielbewusste.  zähe  und 
kräraerisehe  System  der  ostindischen  Kom- 
pagnie und  der  Generalstaaten <  (Erdmanns- 
dörffer).    In  der  ungünstigsten  Lage  aber 
befanden   sich  in  Deutschland  diejenigen 
Städte,  die  an  keinem  Landeshcrrn  eine 
Stütze  hatten,  nämlich  die  Reichsstädte. 
Sie  hatten  ihre  Absatzgebiete  in  den  Terri- 
torien, die  sich  doch  so  oft  gegen  sie  zum  Vor- 
teil der  fürstlichen  Städte  durch  Zollerhö- 
hungen, Ein-  und  Ausfuhrverbote  abschlössen. 
Der  Landesherr  bewährt  seine  Fürsorge  für 
seine  Büi^r  zweitens  dadurch,  dass  er  in  1 
die  inneren  Verhältnisse  der  Stadt  onlnend 
eingreift.    Er   unterstellte   die  städtische! 
Verwaltimg  der  Kontrolle  seiner  Beamten. 
Die  Missbräuche  im  Zunftwesen  wurden  ge- 
mildert   (vel.   die  Generalzunftordnungen 
Friedrich  w  ilhelnis  L).  woran  sich  spiitev  j 
(im  19.  Jahrhundert)  die  gänzliche  Aufhe- ; 
buDg  der  Zünfte,  die  llci-stelhuig  der  Ge-  j 
Werbefreiheit  schlos».   Die  letztere  hat  die 
Ilindemitise,  weldie  die  alte  Zunft,  einer  | 
notwendigen   Bitwickelung   der  üewerl«? . 
entgegensetzte,  beseitigt,  wenn  sie  freilich  j 
auch  manche  Fragen  ungelöst  lässt.  End-| 
lieh  schritt  der  Staat  inisitiv  durch  die- 
üntei-stützung  von  Fabriken,  Aufnalime  von  j 
Bürgern  gewerlilieh  vorprschrittener  Staaten 
(oft  gegen  den  AVillen  der  Städte)  etc.  ein. 

7.  Das  19.  Jahrhundert.  Mit  dem  Be- 1 
ginn  des  19.  Jahrhunderts  setzt  ein  neuer 
Abschnitt  in  der  Entwirkeliing  des  Bürger- 
tums ein.  Das  19.  Jahrhundert  hat  das 
Verhältnis  des  Staates  zu  den  Städten  in 
einer  Weise  geordnet,  die  sich  in  gewissem 
Sinne  als  ein  Ausgleic-h  zwisclicn  den  Sys- 
temen der  beiden  vorhin  geschildert t-n  Pe- 
rioden bezeichnen  liL'^st.  Von  ]iolitischer 
Selbständigkeit  der  Stadt  ist  nitht  mehr 
die  Rede.  Die  Geiueindefreiheit  besteht  in 
dem  modernen  Staate  nicht  darin,  dass  die 
Gemeinde  in  möglichster  Unalihilngigkeit 
von  der  Staatsbeliunie  ilir  Thim  und  Lassen 
selbst  bestimmt  (Locninp).  Dagegen  ist  der 
Stadt  Selbst  Verwaltung  für  die  kommunalen 
Angelegenheiten  eingeräumt.  Den  liervor- 
ragendsten  Platz  unter  den  legislatorischen 
Massrogeln  über  diese  Frage  nimmt  die 
proussische  Städteordnung  von  1S(I8  ein. 
Das  19,  Jahrlmndert  führt  feraer  eine  Auf- 
gabe zum  Abschluss,  die  schon  in  der  vori- 
gen Periode  in  Angriff  genommen  war, 
nämlich  die  Beseitigung  der  Schranken  der 
mittelalterlichen  Wirtschaftsorganisation. 
Hienturch,  weiter  durch  die  Herstellung 
eines  einiieitlichen  Wirtschaftsgebietes,  wie 


sie  sich  in  der  Begrflndiuig  des  preussi- 
Sellen  Zollvereins  und  des  neuen  Deutschen 
Reiches  vollzog,  endlich  durt^h  die  Vervoll- 
kommnung der  technischen  Mittel  der  In- 
dustrie gewinnen  die  Erwerbszweige  des 
Bürgertums  einen  ungeahnten  Aufschwung. 
Seit  der  Entstehung  eines  deutsctien  Büiger- 
tums  stellt  üi  der  Geschichte  des.selben 
dieser  Aufst-hwung  das  bedeutungsvollste 
Ereignis  dar.  So  erfreiüich  diese  Ent^'icke- 
lung  ist,  sr>  bietet  dm-h  auch  das  19.  Jahr- 
hundert noch  manche  ungelöste  Frage.  Zwar 
die  Immunitäten  sind  verschwunden,  und 
was  man  etwa  in  der  modernen  Stadt  in 
gewissem  Sinne  damit  vergleichen  könnte, 
wie  z.  B.  die  Steuerfreiheit  der  Konsum- 
vereine ,  das  erreicht  voraussichtlich  bald 
sein  Ende.  Aber  »der  wirtschaftliche  Städte- 
krieg  früherer  Jahrhunderte,  welcher  seit 
der  Bildung  grosser  nationaler  Wirtschafts- 
geltiete  untl  der  Herstelhmg  der  Handels- 
freiheit in  ihrem  Innern  erioschen  schien, 
tobt  immer  weiter,  nur  dass  er  nicht  mehr 
mit  den  alten  Mitteln  geführt  wird»  (Ha«- 
liach).  Gewiss  ist  es  von  heilsamem  Ein- 
fliiss.  da.ss  der  Staat  jetzt  das  wohl  wirk- 
samste Mittel,  das  in  solchen  Kämpfen  an- 
gewandt werden  kann,  in  der  Hand  hat 
und  daher  das  allgemeine  Interesse  zur 
Geltnng  zu  bringen  vennag.  Indessen,  be- 
seitigt sind  jene  Kämjife  damit  noch  nicht. 
Das  Bfljicertum  wird  femer  durch  den  sich 
erweiternden  Gegensatz  zwischen  Reich  und 
Arm  bedroht. 

Lltterator :  II*.  Arnold.  i>r/at9ungrgetrfiifhte 
Her  dciiUchrn  Frei*Uidte,  ~  Biindt,  Hamburg  und 
iiotha  1^54.  —  G.  V.  Below,  Zur  EntaUhvng 
der  dftiUchfn  Stadtrer/asiiHng,  Ilütor.  ZetUckr., 
Band  RS  und  Sit,  München  1SS7  wnrf  HJf.  — 
Venelbe,  Die  EnMeh«ng  der  dentteben  Stadl- 
ffemeindr,  IHUiu^dotf  IttHiK  —  IferBttbe,  IVr 
Vrrprting  der  deutfchcti  StaiUrerfatimng,I>aMeldotf 
J^'Jä.  —  Jiernelbe,  JUr  ttüdtüchr  VervaUmvff 
des  MiHrMUr»  td»  Vt/rbUd  der  »juiieren  terri- 
tiirialnt  Venrallung ,  3ii*U>r.  Zt«chr.,  Sd.  7-', 
München  —  licrsclbef  Du»  ältere  denUche 

SUidtticc»e»,  IJiele/eld  18'JS.  —  Derselbe,  Terri- 
Uiriiim  und  Stadl,  München  1S99.  —  Brink- 
mann, Am  dem  devUchen  RechuUhvn,  Kiel  1S63^ 

—  Bürher,  Die  JieriUkemng  von  Frani^irt  a.  M. 
Band  I,  TÖbingen  18gti.  —  O.  V.  Suehteatd, 
X»r  deuUchen  W<rtarht^fi»ge*chieht€,  EM  1887, 

—  S,  Dasxynaka.  Zürich*  BerSlkentng  im. 
17.  Jahrhundert,  Bern  1889.  —  IMio,  Qthiet, 
Geschichte  und  CharakUr  des  JSeehandeU  der 
griStsteii  deutschen  Ostserplütze  seit  der  Mitte 
d iescs  Jnhrh un derts  ( Elster,  Staaten issenschajt- 
Uche  Str'dien  II,  Deft  S),  Jena  18SS.  —  Ehe- 
berg, Iflrassburgs  BerülkcningtsoM  teil  Ende  de* 
Iß.JahrhnnderU.Jakrb.f.  Xat-u.  SUU.X.  F.  Dd.  ? 
und  8.  —  Ehrenberg,  Da*  ZeitaÜer  der  Fugger, 
Jena  1896.  —  JErdmannmditrffer,  DeutMcke 
Oetehfchte  vom  vest/äli*chen  Frieden  bi»  xum 
Regier%nigtaniriit  Friedrichs  des  Grotten,  Berlin 
189J.  —  fiaaner,  Zum  deutschen  Strattenveaen 
von  der  Slieaten  Zeit  bis  zur  Mitte  des  17.  Jabr~ 
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hunderls,  Leipzig  18S9.  —  GengXev,  DeiiUchr 
StaatfrechtgaUertiimer,  ErlangtHlSSS.  —  (Itefke, 
Iku  tieiitiche  GenoMemchafUrecht ,  S  Bände, 
Berlin  1S68 — Sl.  —  Gothetn,  WirtschafUge- 
schickte  de»  Sehwarzwaldet,  Band  1,  Sirasaburg 
J89S.  —  Hegel,  Geschichte  der  Städtever/cusung 
von  Italien,  2  Bäi^e,  Leipzig  1847.  —  Der- 
sefbe,  Die  Chroniken  der  deuuehen  Städte, 
Leipzig  1862 ff.  —  Derselbe,  Städte  und  Gilden, 
3  Bände,  Leipzig  1891.  —  Derselbe,  Die  Ent- 
Hehung  de»  deiiUekCH  Htädtetceaen» ,  Leipzig 
1898.  —  Heyd,  Getehiehte  de«  Levantehandel» 
im  MillcUiiler,  3  Bände,  Stuttgart  1879.  — 
Derselbe,  Die  Gronte  Rai-en»biirgtr  Ge»elUchaft, 
Stvltgarl  1890.  —  Boitze,  Dan  Berliner  HandeU- 
recht  im  IS.  und  I4.  Jahrhundert,  Berlin  1880. 
■ —  Derselbe,  Die  Berliner  ßandeM>e»teuerung 
»nd  IfandeUpolittk  im  13.  und  I4.  Jahrkundert, 
Beriin  1881.  —  Emil  HAhntr,  Rimisehe 
fferrtehafi  in  Wetteiiropa,  Berlin  1890.  — 
Hültmann,  SlädtcKCsen  tle»  Mittelalter»,  4 
Bände,  Bonn  18S6—29.  —  Keutgen,  Vnter- 
auehttngen  Uber  den  Vr»pritng  der  deutecken 
Sladlverfa»»iing,  Leipzig  1895.  -  ■  Knteke,  Die 
Einvanderung  in  den  weMßiligchen  Städten  bis 
1400,  Jfihisler  i.  iV.  189S.  —  Küntxet,  Die 
Vertcaltung  des  Jfaas-  u)id  Gewichtsicesent  ia 
Deutsfhland  icnhrend  de»  Mittelalters,  Leipzig 
I894.  —  Vgl.  dazu  Ztsrkr.  f.  Sozial-  und  Wirt' 
sekafl»geschiehle,  Bd.  S,  S.  481ff.  —  Max  Leh- 
mann ,  Der  l'rsprung  der  Htädteordnung  von 
1808,  Preustiscke  Jahrbücher,  Bd.  9.S,  Berlin  1898. 

—  E,  lioenlng,  Lehrbuch  de»  deui^ehen  Vertral- 
tungsreckl»,  Leipzig  I884.  —  I/itchaire,  Le»  com- 
mune» frau^iise»  a.  l'epogtie  de»  Capelifu»  direrU, 
Pnri«  1890.  —  Emst  Meier,  Die  Beforni  der 
Vervalt ungsorganisation  unter  titein  und  Harden- 
berg, Leipzig  1881.  —  (.'.  L.  V.  Maurer.  Ge- 
tchiehte  der  !^l'idti:cerja»»ung  in  Deutschland, 
Erlangen  1869—71.  —  II'.  A'nud**,  Deutsche 
städtische  Getreidehandelspolitik  voui  15. — 17. 
Jahrhundert  (iSchmotter,  Forschungen  VIII,  Heft 
5),  Leipzig  1889.  —  Faasche,  Die  mtädtiKrlie 
Bevölkerung  früherer  Jahrhunderte  nach  urkund- 
lichen Materialien  der  Stadt  RosUiek.  Jahrb.  für 
yat.  u.Stat.y.F.  Bd.  5.  —  Perthe»,  Das  deutsche 
Staatsleben  vor  der  Revolution ,  Hambunj  und  Gotha 
IS45.  —  Rathgen,  Die  Entstehung  der  Märkte 
in  Deutschland,  Strassburger  Disseti.  rim  ISSl. 

—  Hetnhold,  Verfa»iiiing»genrhichte  Wesels  im 
Mittelalter  (Gterke,  l'ufcrsuckungen  zur  deutschen 
Staats-  und  Rechttgeschiekte,  Ifefl-  SS),  Breslau 
28S8.  —  Rietaehel,  Markt  and  Stadt,  Leipzig 
1897.  —  Jf.  'Ritter,  Deutsche  Gearhtckte  im 
Zeitalter  der  Gegenreformation  und  des  dreissig- 
■/ährigen  Krieges,  Stuttgart  1889 ff.  —  Roscher, 
Betrachtungen  über  die  geographische  Lage  der 
grosfe»  Städte,  Ansichten  der  Volhswirtschaft 
'(■i.  Avfl.),  Band  1,  Leipzig  und  Heidelberg  1878. 

—  Derselbe,  Die  Stellung  der  Juden  im  Mittel- 
aller, ebenda  Bund  II.  —  IHetrieh  Schäfer, 
Die  Hanteslädte  und  Kijnig  Waldemar  von 
Dänemark,  Jena  1879.  —  Jierselbe,  Da»  Buch 
des  Ikbeckiwhen  Vogt»  a«f  Schonen.  (Die  Ein- 
leitung enthält  eine  eingehende  Darstellung  des 
Schonenschen  Handel»/  Hülle  1887.  —  Derselbe, 
Da»  Zeitalter  der  Entdeckungen  und  die  Hansa, 
Hansische  Gi'schichtfhUilter,  Jahrg.  1897,  Leipzig 
1S98.  —  Schmoller,  Die  historische  Entwickelung 
■lea  Fleischkonsums,  Zeittchr.f.  Slaalsir.Bd.i7.  — 
Veraelbe,  Da»  Städteweten  unter  Friedrich  Wil- 


helm I.,  Zeilschr.f.  preu»».  Geschichte  und  Landes- 
kunde, Bd.  8  und  10~1S,  Berlin  1871—1875.  — 
lierHetbe,  Das  Merkantilsystem  in  seiner  histo- 
rischen Bedeutung,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Venz;., 
Jahrgang  1884,  Leipzig  I884.  —  Seh&nberg, 
IHnantrerkälinitae  der  Ütadt  Basel  im  14.  und 
15.  Jahrhundert,  Tübingen  1879.  —  IPerseXbe, 
Ba»el»  BevSlkerangszahl  im  15.  Jahrhundert, 
Jahrb.  f.  yat.  u.  Stat.  N.  F.  Bd.  6.  —  B.  Schröder, 
Lehrbuch  der  deutschen  Reehtsgeechiehte ,  8. 
Avfl.,  Leipzig  1899.  —  Stmonsfeld ,  Der 
Fondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig  und  die 
deutsch' renetianischen  Handelsbeziehungen,  S 
Bände,  Stuttgart  1SS7.  -  Sohm,  Städtische 
Wirtschaßim  16.Jahr hundert,  Jahrb. f.  Not.  u.  St<U. 
Bd.  S4.  —  Derselbe,  Die  Entstehung  de»  deuttehen 
Städtewesent,  Leipzig  1890.  —  Stieda,  Zur 
Entstehung  de»  deutschen  Zunftwesen»,  Jahrb.  f. 
2tat.  u.  Stat.  Bd.  27.  —  lil'tttUc,  DeuUehe  Verßu- 
»ungegeachiehte.  Band  5  und  7,  S.  Aufl.,  Berlin 
189Sff. 

Im  rorstekenden  kon7ite  selbstrerständlich  nur 
ein  kleiner  Teil  der  rorhandenen  Litteratur  an- 
gegeben werden;  es  sind  dabei  die  neueren  Er- 
»c/ieinungen  besonders  berüeksicktigt.  Vgl.  auch 
die  Artt.  nBecÖlkeningswesenu  (au  den  einschlägi- 
gen SteUen),  »Hanse« ,  tt Stapelreehtt* ,  »Zunfi- 
wesena,  G.  V.  BelotC. 


Bas  Bürgerliche  Gesetzbuch  fflr  das 
Bentsche  Reich. 

Einleitung.  I.  Der  bisherige  Rechtszastand. 
II.Entstehong:  des  B.G.B.  III.  Umfangder  Geltang 
des  B.G.B.    IV.  Was  bietet  uns  das  B.G.B.? 

Einleitung.  Am  1.  Jainiar  1900  tiitt 
(las  Bilrgerliclie  Gosotzbueh  in  Kmft.  Die 
Venitulprung,  welche  uns  ilas  neue  Jahrhiin- 
rlert  biiiigt ,  bcfleutet  einen  vollständi^n 
Ünischwniug  in  unserem  pesamten  Reehts- 
lobcn,  und  os  diii-fte  in  der  dentsr-hen  Rechts- 
geseliichte  überhaupt  kein  einzelnes  Ereignis 
geben,  welches  eine  so  allgemeine  und  so 
tief  grtMfende  Wirksamkeit  geäussert  hat, 
wie  wir  sie  von  dei- Einftthmng  des  künfti- 
gen Gesetzbuches  erwarten  können.  Gewiss 
wenlen  sieh  nieht  aXh  Hoffuimgen  erffdlen. 
welehe  man  zur  Zeit  daran  knüpft,  aber 
andei-s  wird  vieles  wewlen  und,  wie  wii- 
glauben,  besser  als  jetzt. 

Die  Urteile  Über  tlas  B.G.B.  gehen  sehr 
auseinander,  und  neben  enthusiastischem  Lobe 
ist  liarter  Tadel  ausgesprochen  worden.  In 
zwei  Punkten  aber  lieiTselit  fast  allgemeine 
UebereinBtimmnng,  einerseits  darin,  "dass  es 
in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  ein  überaus 
gründliches  und  gewissenhaftes  Werk  ist, 
welches  sich  mit  allen  andoi-en  gleichartigen 
Werken  der  neuei-en  Zeit  wolil  messen 
kann,  andererseits  darin,  dass  es  ti-otz  alle- 
dem, wie  bei  der  Schwieiigkeit  der  Aufgabe 
auch  kamn  andei-s  zu  envarton  war ,  im 
ganzen  wie  im  einzelnen  an  erheblichen 
Mängeln  leidet.  Die  Meinungsverschiedenheit 
in  der  Juristenwelt  bezog  sich  im  Grunde 
nur  dai-auf,  ob  jene  Mängel  unser  Rechts- 
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wcscn  wäre,  dt-n  bisln'iigi'n  Zustami  wcitt-r 
l)0«t<'hen  zu  la^sl•ll  <m1*t  wcnip^ti'ns  die  R»-- 
form  einstwpUt'ii  aufzuschiclM'ti  um)  in  einer 
ilrittOD  Ijf^iinfT  'li'n  ViTsnch  z\i  «lachen,  ein 
zeitfn*inü.sses .  allen  AufonK'itin^ri'n  ent- 
spH-ehendes  OcH-tzbuch  zu  schaffen.  I>ie 
glD;-se  Mehrlieit  der  deutschen  Juristen  hat 
diese  He<h-nken  ui<-ht  j;eteilt.  und  die  jiesetz- 
pelx'nden  Faktdi-eu  habt^i  in  TelMMvinstim- 
mung  damit  ihi-en  IJcsehhiss  p'fasst. 

Die  Frajre  ist  jetzt  entschie<ien.  unil  des- 
halb wiliv  es  z\veckli)s.  rrtckscliauend  noch- 
mals alles  zu  ivkaiiitulien-n,  was  seiner  Zeit 
für  und  wider  ifen  Kntwiirf  vorgf-bracht 
woi-deii  ist.  Ftir  uns  ist  nunmehr  die  Wir- 
kunfi,  welche  das  ()<-setzbiich  &uss4*ni  winl, 
(las  Wifhtipite,  inxl  diese  hän^.  so  jiarailox 
<>s  auch  klinßf^D  ma^^,  viel  weni(^>r  von 
(legten  Inhalt  ab  als  davmi,  wai  künftig 
ftvhtswlssensehaft  und  RiH-htsiifl»>p'  hiniw- 
lepm  wenUMi.  Die  (ies<'hii'hte  bietet  nns 
hinnü-hoiul  Beisjiiele  doi'.  dass  im  Ansehlnss 
an  ein  Gesetz  ein  KtH'ht  entstehen  kann,  an 
welehes  der  (JenetzgelHU-  nie  ^edaeht  hat 
und  n«»  (lenken  konnte.  Da.**  I)erühmteste 
Bt^iHpiel  ipt  das  lümisehi*  Keeht  selbst,  wie 
i»s  Tomelimlich  aus  d(*n  12  Tafeln  entwickelt 
wonlen  ist.  Auch  das  B.(1.B.  winl  dem 
Schicksal  aller  Öesetzc .  \^■elehc  unter 
wiH'hselnilen  Yerliilltiiisscn  in  (ieltnnp  blei- 
bt?n,  nicht  entp'hen.  Zunächst  l)estelit  Un- 
sen; Aufpibe  p'treiiüber  dem  neuen  (iesctz- 
bueh  fi-eilich  darin,  es  seinem  j;cp'nwärtip^n 
Sinne  nach  anzuweniien.  AU-r  schon  jetzt 
darf  nicht  die  Auffassung  der  Motive,  nicht, 
■was  dieses  Komniissionsniitplied  o»ier  jener 
Redner  im  Reichstajn'  bei  einer  Bestinunuup 
gi-dw-ht  hat,  massgebend  win,  smidcrn  es 
entscheidet  das  geschriebene  Wort,  wie  es 
nach  der  Denkweise  umi  nach  den  Bedüi-f- 
nisseii  unserer  Zeit  vei-standen  wenlen  nuiss. 
Sjjätere  Zeiten  weixlen  es  dei-einst  nach  ihi-er 
Denkweise  und  ihi-en  Bedtlrfnissen  auslegen. 

I.  Der  biHherige  Rechtsziutand. 

Das  Fundament  und  die  Pfeiler  zu  dem 
Bau  unseres  Rtx-htes  hat  Rom  geliefert  und 
ihm  dadurch  einen  Charaktei'  aufgepi-figt, 
den  auch  das  kilnftige  tiesetzbiich  nicht  ver- 
leugnet und  der  sich  s(>]bst  in  uns»?n*r 
schnelllebigen  Zeit  not^h  weit  in  das  nächste 
Jahrhundert  hinein  belianpten  winl.  In 
einer  Beziehung  ist  das  gut.  Um  die  Auf- 
gabe zu  lösen,  ein  grosses,  aus  ganz  ver- 
schitnlenartigen  Nationen  zusammengesetztes 
Reich  zu  belien-schen,  habt^n  die  ßhnier  die 
jiuistisehe  Kunst  auf  eine  Stufe  gebracht, 
welche  vor  ihnen  nie  eixeicht  wonlen  war 
tmd  wel(;he  bis  auf  den  hentigiMi  Tag  der 
(jegonstand  ungeteilter  B*»wunderimg  geblie- 
ben ist.  Aber  übei-  dieser  ttxihnischeu  Vol- 
lendimg  hat  man  meist  die  sozialen  Zwecke 


vei"gesseu.  welche  dem  i-öniischen  Recht  den 
grösst.'u  Teil  seines  Inhalts  gab»>n. 

Sfdbstvei-stAndlich  sind  die  sozialen 
Zwe<-ke.  welche  ein  Rtn-ht  verfolgt,  nach  der 
Natur  di-s  betn'ffenden  Volkes  und  zumal 
nach  sfim-n  wirtschaftlichen  Verhalt niss^^n 
sehr  ver"schi(Hlen.  An  dem  Einfluf-M'  auf 
die  RtH-htsfiitwicketung  nehmen  nicht  alle 
Klassen  des  VoIk«s  gleichen  Anteil,  IM«»- 
^«•nigiii  Stände,  welche  das  gi-össte  Interes.--' 
an  dem  Re<'hte  hab(*n.  bringen  ilnv  Ansi.-hau- 
ungen  in  ihm  am  ausgiebigsten  zur  (reltung. 
Nicht  als  ob  sie  inuner  in  bi'wusster  Selbst- 
sucht handelt4>n,  aXn^r  es  ist  natflrlieli.  dass 
jinler  Stand  si-ine  eigi'iien  B«><lfli'fnis.se  bt^sstT 
ki-iuit  als  die  andenT  und  da.^s  er  gerade 
tla.  wo  er  selbst  leidet,  die  Abhilfe  fGr  am 
dringlichsten  hftlt. 

In  Rom  ist  auf  die  ftltore  agrarineht'' 
Epoche  eine  grosskapitalistische  gefolgt.  Die 
Vomehmen  gt>g(>n  Ende  der  Reinibük  uml 
in  der  ersten  Kaiäei-zeit  waren  zwar  der 
ttl>erK'ieg«'nden  Zahl  nach  Onnidbesitzer. 
aU'r  sie  bewirtschafteten  ilme  Güter  l&ngst 
nicht  mehr  selbst.  Die  alte  Ueberliefenmg 
von  Cineinnatus.  der  selbst  den  Pflug  gt^ 
führt  ltalH>n  sollttv  wunle  «war  mit  geQissent- 
lieher  Bi>wnndenmg  hochgehalten.  abiT  zur 
Nacliahnumg  n-izte  sie  selltstverständlich 
niemanden  mehr.  Die  fiTihen'n  Hintersastien, 
(Iii*  einst  auf  kleinem  Lamlluse  (preturium) 
gesessen  hatten,  die  zwar  von  dem  Gnmd- 
herrn  l«diebig  gekflndigt  wei-den  durften. 
al«'r  gleichwiihl  unter  dem  jatiTarchalLschen 
Regiment  ein  ertrÄgliches  Dasein  geffllirt 
zu  haU'u  sclicinen.  wai-en  von  der  Scholle 
vertrielrt'ii.  und  ihn^  Nachkommen  vermehr- 
ten das  liaui)tstädtische  Pi-oletai-iat.  Ihnen 
Iiatte  der  Sieg  der  ]>h'lK'ji sehen  Partei,  zu 
dem  sie  mit  dein  letzten  Aufwände  ihn'r 
Kraft  beigetragen  hatten,  nichts  genützt. 

Die  Onisse  des  Machtbeiviches  von  Rom 
und  <ier  weite  Blick  der  neuen^n  Staat.— 
mäiHier  wai"  tlcr  ljandwirts(.-haft  nicht  vor- 
teilhaft, sondeiTi  gi'i-ailezn  scliädlich.  Für 
das  entstandene  Weltreich  war  es  eine  selir 
nntergiiinlnete  Fi-age,  was  der  italisch«' 
(Iriiniiltesitzer  mit  seinen  GtUern  mai-ht«-. 
Politisch  kam  miv  die  Hauptstadt  in  Fragi-, 
und  dei-en  Bevölkerung  verlangte  billiges 
Hi-ot  auf  jeden  Fall,  Eine  Touenmg  könnt»' 
die  VeranWsung  zu  lien  gefiüirlichstcn  Auf- 
ständen de>  PuIh'Is  gel>en.  der  sich  für  den 
eigentliclien  Hemi  der  Welt  liielt  und  von 
scbnieiclderisclicn  R*Hinern  ilarin  liestärkt 
wunie,  Ueslialb  .schlug  man  eine  duivhaii^ 
antiagrarische  Politik  ein.  Man  begünstigt.» 
die  Einfuhr  von  Getreide  atif  jede  Art.  mid 
es  galt  für  die  höchste  Weisheit  den  Preis 
des  Koiiies  auf  etn  Minimum  lierabzudrQekon. 
Unter  den  i-Omischen  Grossen  wai'  niemand, 
der  dagegi'n  Widerspiiich  erhob.  Denn  ihi>' 
Existenz  hing  keineswegs  in  CTister  Linie 
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von  der  ErtragsfShigkelt  des  Bodens,  den 
sie  b^aRScn,  ab.  Die  Rücksieht  auf  die 
unteren  Schichten  des  Volkes  imd  die  Hoff- 
nung, diuvh  Popularität  Aemter  zu  erhalten, 
um  sich  dann  als  Statthalter  grosser  Pro- 
vinzen zu  bei-eicliem,  war  für  sie  ungleich 
wert%'olIer.  Auch  konnte  ihrem  persönlichen 
Interesse,  wenn  der  Kömerbau  unvorteilhaft 
wurde,  durch  eine  Umwandlung  der  Wirt- 
schaftsmethode Rechnung  getragen  weitlen. 
So  entstanden  die  Latifundien,  die  durch 
gekaufte  Sklavenheitlen  bemrtschaftot  wur- 
(len  untl  auf  denen  das  Vieh  jetzt  wieder 
ebenso  weidete  wie  einst  zu  den  Zeiten  des 
Nomailentums. 

Demnach  blieb  der  Gedanke,  dass  Staat 
und  Gesellschaft  ein  Intei-esse  an  der  Er- 
haltung der  Güter  in  ertragsfähigem  Zu- 
stamle  liaben.  tien  Römern  fremd.  Das  alte 
Recht  hatte  für  Gnnulstttcke  und  für  die 
wichtigsten  Sat^hen.  welche  zu  ihrer  Bewirt- 
schaftung notwen(Üg  waren,  nämlich  Sklaven 
sowie  Z>ig-  und  Lasttiere  (die  sogenannten 
res  mancipi),  besondere  Bestimmnngen  ge- 
habt, das  jüngere  prätorische  Recht  nahm 
diesen  die  pi-aktische  Be<leutvmg.  Die  neuere 
Tendenz  war  entschieiien  auf  jinistist^he 
Mobilisienmg  des  Grund  und  Bodens  ge- 
richtet, mid  wenn  man  von  einigen  Alter- 
türalichkeiten  absieht,  welche  sich  bis  in 
flie  spätere  Zeit  hinein  erhielten,  so  wni-de 
dieses  Ziel  vollkommen  en-eicht.  Gnmd- 
ctilcke  konnten  nach  denselben  Regeln  ver- 
kauft und  verpfändet  weixlen  -wie  Iwwegliche 
tiEichen  inid  waren  nach  Belieben  des  Eigen- 
tümers bis  ins  ünendüche  teilbar.  Sie 
waren  eine  Ware  gewonlen  wie  jede  andere. 

Volle  Bewegungsfreiheit  wurde  auch  das 
Princip  des  Obligationenrechts.  Ea  ist  eine 
alte  Erfahnmg,  d&ss  gerade  die  grossen  Ver- 
kefarsinteresseu  sich  Imi  der  Reditsentwidce- 
lung  besondei's  energisch  geltend  zu  machen 
pflegen.  Hat  doch  l>ei  uns  der  Handelsstand 
ein  eigenes,  seinen  Bedürfnissen  an^passtes 
Konden-echt  zu  erringen  gewiisst  Die  Römer 
erreichten  dasselbe  auf  einem  anderen  Wege, 
aber  ni(^t  minder  gut.  Sie  schufen  kein 
liesonderes  Handelsj-echt,  sie  ändei-ten  nicht 
einmal  viel  an  dem  überkommenen  Vortrags- 
system, aber  sie  belebten  die  alte  Form  mit 
neuem  Geist,  Der  Begriff  der  »bona  fides« 
bot  die  Handliabe,  um  das  gesamte  Obliga- 
tionenrecht den  neueren  Bedürfnissen  ent- 
sprechend lunzuwandeln.  Die  Auslegimg 
löste  sicli  vom  Wortsinne  und  liielt  sich 
Ie<liglicli  an  die  wirkliche  Absieht  der  Par- 
teien, die  überlieferten  Rechtsregeln,  die 
einer  jetzt  überwimdenen  Periode  einseitiger 
formaler  Jurispnulenz  entstammten,  wni-den 
dem  praktischen  Bcfiürfnis  (»utilitas' )  ent- 
sprechend eingeschränkt  oder  beseitigt,  und 
wo  jemand.  anivei-alteteRcchtssätze  gestützt, 
einender  jetzigeuAus<-hauimgwidersiirechen- 


den  Anspruch  geltend  machen  wollte,  da 
stand  ihm  die  exceptio  doli  entgt^n.  Es 
bietet  ein  ausserordentlich  interessuites 
Schauspiel,  zu  beobachten,  wie  jede  neue 
Generation  die  von  der  früheren  über- 
nommenen Rechtsregehi.  wie  Julian  die 
Aussprüche  des  Labeo,  Ulpian  die  des  Jiüian 
prüft  und  modifiziei-t.  Wirtschaftliehe  wie 
geistige  Kraft  erhielten  dabei  das  Feld  zu 
unbeschränkter  Bethätigimg.  Schon  der 
vorigen  Periode  hatte  die  rücksichtslose 
Geltend  machimg  des  eigenen  Interesses, 
auch  wenn  sie  aiif  Kosten  anderer  geschah, 
nicht  für  unrecht  gegolten ,  und  in  der 
jetzigen  blieb  es  so.  Sätze  wie  »qui  jure 
suo  utitur.  neminem  laedit«,  ■>jus  vigilantibus 
scriptum  est«,  »in  emtionibns  et  vonditioni- 
bu8  eirenniscribere  licet«,  zeigen  liinreit^hend, 
dass  der  Schutz  des  Schwachen  nicht  zu 
den  Zwe(.-ken  des  damaligen  Rechtes  gehörte 
uml  da.'*s  es  die  selbstsüchtige  Ausbeutmig 
dm-ch  intellektuell  oder  wirtschaftlich  Üelier- 
legene  nicht  einmal  zu  hindern  i'ei-suchte. 
Immer  aber  din-ftc  diese  Ansbeutimg  nur 
soweit  gehen,  wie  es  die  Anforderungen  des 
gescliäftlichen  Verkehi-s  erlaubten ;  wer  der 
hienbnxli  gebotenen  Zuverlässigkeit  er- 
mangelte, derverstiess  gt^n  tUe  jbona  fides*.. 
Die  Grenze  war  haarscharf,  und  uns  Mo- 
dei-nen  ist  es  nicht  immer  leicht,  den  ünter- 
schial  zwischen  dem  erlaubten,  wohl  gai- 
begünstigten  »circumscribere«  einerseits  nnd 
dem  entehrenden  »dolo  facere«  andererseits 
lichtig  zu  bestimmen. 

Auch  sonst  übernahm  man  bereitwillig 
das,  was  von  dem  alten  Rechte  brauchbar 
schien.  Das  übermässig  harte  Schuldrecht 
der  alten  Zeit  wurde  zwar  etwas  ^mildert, 
aber  das  Bestreben  dra  Rechts  ging  nach 
wie  vor  dahin,  den  Schuldner  schonungslos 
mit  allen  Mitteln  ziu-  Zahhmg  zu  bewegen. 
Nichts  war  dem  Zugriff  der  Gläubiger  ent- 
zogen, und  dem  zahlungsunfäliigen  Schuldner 
drohte  ausserdem  die  Infamie,  die  wohl  in 
der  Regel  die  Vernichtung  der  gesellschaft- 
lichen Stellung  bedeutete.  Das  prozessufJe 
Vei"fahren  bf^nstigte  nach  wie  vor  den 
Reichen  vor  dem  ünbemittelten.  Denn  die 
Kantionen,  welche  \'ielfach  von  dem  Kläger 
imtl  namentlich  von  dem  Beklagten  gefor- 
dert wurden,  waren  fi\r  jenen  leicht,  für 
diesen  oft  imarschwinglicli,  und  zwar  um 
so  unei-schwinglichcr,  je  grösser  der  Streit- 
gegenstand war.  ünerbringliclikeit  der  ge- 
setzhchen  Kaution  aber  bedeutete  für  den 
Verklagten  Unmöglichkeit  clor  Verteidigung, 
so  dass  er  auch  gegenüber  einem  durehaus 
unbere<'htigten  Anspnu'he  welwlos  der  Ver- 
urteihmg  verfiel.  Die  Gründe,  mit  welchen 
man  Kaution  fordern  koinite,  waren  sehr 
verschietlen.  Verklagte,  welche  es  jemals 
zum  Koukiu^  hatten  kommen  lassen,  w^aren 
unter  allen  Umständen  veri)flichtet,  eine 
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solche  Kaution  zu  stellen,  wenn  sie  siili 
verteidigen  ■wollten. 

Diejenigen  Teile  des  Rechts,  M'elche  fCir 
ilen  gPschÄftlit'hen  Verkehr  gleirligültig 
waren,  entwickelten  sich  ausseronlentlich 
wenig.  Das  Familienrecht  behielt  im  wesent- 
lichen die  Gestalt,  die  es  in  der  zweiten 
Hälfte  der  rei>ublikanist.-Uen  Zeit  bekommen 
hatte:  es  blieb  die  väterliche  Gewalt,  die 
die  Verm^nsunfäliigkeit  der  Kinder;  nm- 
zu  Gunsten  derjenigen  Söhne,  welche  Soldaten 
waren ,  wurde  eine  Ausnahme  gemacht. 
Jfoch  altertiimlicher  war  i)as  Intestaterbm-ht. 
Abgesehen  davon,  dass  Mutter  und  Kinder 
ein  gegenseitiges  Ei-breclit  erhielten,  wurde 
nichts  geändert.  Der  wohlhabende  Römer 
liatto  daran  kein  loteresse;  da  er  nai^h  der 
Sitte  seines  Lanih'S  stets  ein  Testament 
machte,  so  war  er  in  der  Lage,  die  Fehler 
der  gesetzliehen  Erbfolge  ohne  Sehwietig- 
koiten  zu  verbessem. 

Ein  ganz  anden^s  Bil<l  bietet  die  christ- 
liehe Kaiserzeit.  S^-hutz  des  Si'hwachen 
gegen  Ausl)eutung  ist  wirklich  die  bewusste 
Tendenz  dra*  Gesetzgebung  in  dieser  Periode 
gewesen.  Man  «lachte  jetzt  nicht  mehr  auf 
mr>glichst  energische  Zwangsmittel  für  den 
foniemden  (rläubiger,  sondern  auf  Mildeiiing 
für  den  bedrängtenSchhldner.  Eine  grosseZahl 
einzelner  Massr^ifeln  verfolgen  ersi<-htUch 
dit>sen  Zweck:  die  Ei-schwerung  des  Ver^ 
kaiifs  der  verpfändeten  Sache  untl  die  sons- 
tigen Benefieieu  di*s  Pfandschuldnei*s.  das 
beneficinm  dationis  in  solutum ,  die  Be- 
schränkung (Ut  Si-hadenspi-satzansprüche  auf 
höchstens  das  Doppelte  des  ursprünglich 
Geschuldelon,  die  Einfühning  der  cessio  bo- 
norum, welche  wenigstens  bei  unverschul- 
detem Vei-mögpnsverfall  (He  härtesten  Fol- 
gen lies  Konkurses  abwenden  sollte,  die  Aus- 
gt^staltung  des  beiicficium  competentiae  etc. 
Eine  voi'wandte  Tendenz  verfolgen  aucli  die 
Dotalprivili^gieii,  welche  der  Frau  das  Ein- 
gebitichto  sichern  wollen,  Freilicli  schössen 
alle  jene  Massi-egehi  oft  über  das  Ziol  hhi- 
aus,  und  (Ue  Bestimmungen,  welche  den  in 
Yerniögensvei-fall  Gei*atenen  schützen  sollten, 
nahmen  dem  in  VennögensverfaU  Geratenden 
den  letzten  Kredit,  der  ihn  noch  hätte  i-etten 
können.  Die  absterbende  Jurisprudenz  nach 
Diokletian  war  nicht  mehr  lebenskräftig 
genug,  das  überkommene  Rt^^ht  von  Gnmd 
aus  zu  refnrmiei-en  und  die  Folgen  der  jetzt 
eingeführten  Rechtsätze  richtig  abzuwägen; 
jene  Ncuenmgen  tn^n  daher  meist  den 
Charakter  des  Willkürlichen  und  Zufälligen 
und  nehmen  sich  in  dem  System  des 
iH>mischen  Rechts  aus  wie  bunte  Lappen 
auf  einem  andersfarbigen  Kleide.  Lumer  aber 
zeigen  sie  die  W'dliclK'  Absieht  der  wacih- 
Bcnden  Not  der  nie<leren  A'olksklassen  zu 
steuern,  und  aus  «lern  entarteten  Latein  und 
den  flchwülstigim  Phi-asen  dei-  siiätei-en  Ge- 


setzesspraehe  weht  oft  eüi  echt  hiunaner 
Geist, 

In  sehr  wenigen  Punkten  hat  das  kano- 
nische Recht  in  das  Privatrecht  eingegriffen, 
und  für  die  Reehtsentwickelung  ist  das  ge- 
wiss ein  A''oi'teil  gewesen.  Eine  enge  Ver- 
knüpftmg  von  Religion  und  Recht  ist  über- 
haupt vom  üebel.  ein^  von  ihnen  muss 
sicher  danmter  leiden.  Denn  entweder  ninss 
die  Religion  verweltüeht  oder  das  Recht 
vergeistlicht  wei*den,  luid  bei<les  ist  nicht 
gut.  Die  Religion  stellt  ideale  Anfordeiiin^n. 
(lenen  der  normale  Mensch  überhaupt  raeht 
genügen  kann ;  von  ihrem  Standpimkte  ist 
sie  vollständig  bei-eehtigt,  zu  verlangen,  dass 
jemand  aus  höheivn  (Gründen  auf  wohlbe- 
gründete Rechte  verzichtet ,  dass  jemaiid 
das  Jmrh  einer  thatsiädüieh  unmöglich  ge- 
wordenen Ehe  geduldig  weiter  trägt,  selbst 
<lass  er  imverdient  Schmach  und  Schande 
freiwillig  auf  sich  nimmt.  Gei-ade  damit 
verzlcht*'t  sie  aber  dai-auf.  ihre  Gnmdsäta^ 
als  allgenit^n  geltende  Lebenaregeln  wirklieh 
durchzuführen.  Sie  kann  das.  denn  ihr 
Reich  ist  nicht  von  dieser  Welt.  Das  Becht 
al>er  ist  etwas  dm-elmus  Weltlicl^  es  taasui 
auf  Durchschnittsmensehen  b«whnet  sein, 
muss  sich  ihren  Bedürfnissen  ani»ssea  uihI 
ihren  Ansprüchen  Rechnung  tn^n.  S(^d 
es  nndui-ciifflhrltfff  wird,  verlieit  das  Recht 
als  solches  jeilen  Wei-t. 

Vom  streng  kiivhlichen  Gesichtspunkte 
ist  ferner  die  Geiingschätzung  der  Lebeiis- 
interessen  und  das  nungelnde  Verständnis 
für  sie  fast  mit  Notwendigkeit  gegeben.  Di*' 
wichtigsten  A'erkelirsbedürfnisse,  selbst  die 
Fragen,  die  die  Existenz  des  ganzen  Staates 
l>etreffen.  verschwinden  natürlich,  weim  man 
sie  von  der  idealen  Höhe  der  Religion  i*e- 
trachtet.  So  erklärt  sich  das  kanonische 
Zinsverbot,  welches  die  Kiixhe  mit  allen  ihren 
ungeheui-en  Machtmitteln  anfi-eclit  zu  erhal- 
ten suchte  und  welcht»s  sich  nur  deshall« 
nicht  behauptete,  weil  es  thatsäehlich  un- 
dun-hfilhi'hiu-  war. 

Die  Kenntnis  des  römischen  Rechtes  ist 
uns  durch  die  sog.  Glossatoren  venuittelt 
wonlen.  welche  im  12.  und  13.  Jalirh.  an 
den  oberitalienischen  Universitäten  lehiten. 
Es  war  ausschliesslich  die  formale  Seite, 
ilie  gi'osse  technische  VoUendiuig.  welch*' 
die  damaligen  Geleluten  anzog;  die  geschicht- 
liche Forschung  trat  ganz  in  den  Hinter- 
gnmd.  und  von  einer  Wüi-digiuig  der  wirt- 
schaftlichen Be<leutmig  findet  sich  vollend.-« 
keine  Spur.  In  der  That  ist  es  erklärlieh. 
da<s  in  den  Zeiten  einer  auf  den  niedrigsten 
Stand  gesmdienen  "Wissenschaft  die  Kennt- 
nis eines  logisch  dunhgebildeten.  den  ver- 
wickeltsten  '  Verkehrsverhältnissen  gerecht 
wenlenden  grossai'tigen  Rechtssystems 
radezu  faseinierend  wirken  konnte.  So  be- 
trachtete man  demi  daa  rSnüselie  Recht 


Digitized  by  Google 


Bürgerliches  Oesetzbuch 


1191 


nicht  als  ein  geschichtliches  Produkt,  nicht  als 
den  Niederschlag  der  Anschauungen  und 
der  wii-tschafüichen  und  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  einer  bestimmten  politiscli  ge- 
einten Yölkei^ruppe,  sondern  als  eine  Ko- 
difikation des  natflrlichen  Rechtes,  als  »ratio 
scripta«. 

Bekanntlich  hat  diese  Auffassung  am 
meisten  zm-  Reception  des  römischen  Rechtes 
in  Deutschland  beigetragen,  imd  sie  muss 
als  der  eigentliche  innere  Gnmd  derselben  an- 

rhen  werden.  Sie  ist  es  auch  gewesen, 
am  starrten  zu  der  ZerstOrimg  deut- 
schen Beohtsstoffes  mitgewirkt  hat,  denn 
was  sich  hiervon  bis  in  die  spätere  Zeit  er- 
halten hatte,  wurde  dadurch  als  Bauern- 
gewohnheit    und    imvemünfti^r  Brauch 

gestempelt,  der  im  Intci-osse  emei*  gedeih- 
chen RechtsentwickehiDg  am  besten  ab- 
geschafft würde. 

Merkwürdigerweise  haben  die  Jahi-him- 
dorte,  in  welchen  die  Reception  erfolgte, 
von  dem  grossen  gescliichtliehen  Prozess. 
der  sich  unter  ihrea  Augen  vollzog,  nichts 
bemerkt.  Der  Vorgang  war  so  laugsam, 
dass  er  den  Mitlebenden  entging.  Aus  der 
Idee,  dass  das  römische  Recht  das  vemttnf- 
tige  Recht  im  eminenten  Sinne  sei,  ergab 
sich  die  Gewohnheit,  sich  darauf  für  seine 
eigene  Ansicht  zu  berufen,  zumal  in  solchen 
Fällen,  in  denen  einheimische  Rechtsge- 
bräuclie  nicht  nachweisbar  waren;  daraus 
entwickelte  sich  die  Anwendung  des  rö- 
mischen Rechtes  in  immer  weiterem  üni- 
iange  und  hieraus  wieder  die  Ansicht,  dass 
dieses  überhaupt  geltendes  Recht  sei.  AUes 
das  ging  so  allniäiüitrli  in  einander  über, 
dass  feste  Merkpnnltte  kaum  zu  bezeichnen 
sind,  auch  verlief  der  Prozess  in  Stadt  und 
Land,  ui  Nord  und  Süd  keineswegs  gleich- 
förmig. Meist  beti-achtet  man  die  Ret^ption 
lUD  das  Ende  <les  15.  Jahrh.  oder  um  die 
Mitte  das  16.  als  abgeschlossen;  in  Wii-k- 
lichkcit  hat  sie  auch  später  noch  fortge- 
dauert. Nachdem  erat  der  Satz  feststand, 
dass  dass  Corpus  jiuis  civilis  geltendes 
Recht  sei,  diente  jedes  tiefere  Eindringen 
in  seinen  Inhalt  imd  jede  neue  Erkenntnis 
dazu,  rÖmistthe  Sätze,  ilie  bisher  noch  nicht 
augewendet  woi-den  waren,  in  das  Leben 
einzuführeu.  In  diesem  Sinne  zieht  sich 
der  Prozess  der  Reception  bis  in  die  neueste 
Zeit  hinein.  Die  Ansdiauungen  <ler  Juristen 
wurden  immer  intensiver  von  den  römischen 
Ideeen  diuchdrungen,  und  so  ist  os  gekommen, 
dass  unser  gmizes  jiu4stisches  Denken  über- 
haupt —  selbst  in  den  deatschre(jitlichen 
DiscdpUnen  —  einen  hervorstechenden  ro- 
manistischen Charakter  trägt.  Auch  unter 
den  Germanisten  betiaditen  viele  die  rö- 
mischen Begriffe  als  mustergültig  für  alle 
Zeit.  Die  alte  Idee  der  »i-atio  scripta«,  ist 
noch  immer  leljendig. 


Unter  den  geschilderten  Umständen  wai- 
eine  reinere  Er^nntiüs  des  i-ömischen 
Rechtes  nicht  immer  ein  Vorteil  für  die 
Rechtsentwickelnng,  denn  die  Denkimgsart 
der  Juristen  entfernte  sich  niu*  noch  weiter 
von  der  Anschauung  der  Laien,  imd  mancher 
Satz,  der  früher  naiverweise  volkstümlicJien 
deutschen  Ideeen  gemäss  an^fasst  imd  da- 
diuxih  unwillkfulich  dem  gegenwärtigen 
Bedürfnisse  ange])asst  worden  war,  wurde, 
nadidem  sein  wahrer  Sinn  daigelegt  war, 
dieser  ursprünglichen  Bedeutmig  ent^ 
sprechend  in  das  Rechtsleben  eingeführt. 
Die  Kluft  zwischen  Juristen  imd  Laien 
wurde  um  so  grosser,  je  mehr  jene  das 
römische  Reuht  wissenschaftlich  ei-fassten 
und  sich  in  seinem  Oedankenkreise  heimisch 
machten. 

Am  vollständigsten  kamen  die  römischen 
Principien,  die  allgemeinen  Regeln  und  über- 
haupt das  ganze  System  zur  Geltung,  so 
vollständig,  tlass  auch  tlie  geretteten  deutschen 
Rechtsbildungen  sich  gefallen  lassen  mussten, 
daiin  eingefügt  zu  wei-den.  Demnächst 
wurde  das  Obligationenrecht  mit  einigen  Mo- 
difikationen aufgenonunen.  Freilich  wurden 
die  römisclien  Formalverträge  beseitigt,  auch 
fand  eine  Weiterbildung  in  der  Richtimg 
statt,  dass  man  das  Princip  der  allgemeinen 
Verbindlichkeit  formloser  Voi-träge  einführte. 
Die  schöpferische  Kraft  der  deutschen  Rechts- 
ideeen  reichte  aber  nicht  einmal  soweit,  an 
die  Stelle  der  römischen  Verbalkontrakte, 
die  nicht  i'ecipici"t  wciilen  konnten,  weil  sie 
in  der  deutschen  Reehtssitte  keinen  ßofleii 
fanden,  die  Schriftlichkoit  zu  setzen.  Dieser 
Umstand  ist  zugleich  für  die  Beurteilung 
der  Reception  lehrreich,  denn  jene  Verbal- 
konti-akte  waren  thatsäclilich  schon  im  römi- 
schen Reiche  zu  schriftlichen  Verträgen  ge- 
worden, da  nach  ständigem  Braucli  über 
jede  Stipulation  eine  Urfcimde  aufgestellt 
Wirde.  Wäre  das  lebende  Recht  nach 
Deutschland  übergegangen,  so  hätte  nichts 
näher  gelegen,  als  jene  schriftlichen  A'^er- 
träge  beizubehalten  imd  nur  tlie  auf  die 
Stipulation  deutende  Formel  -»stipidatus  est 
ego  s|)opondi«;  durch  ein  anderes  abgefasstes 
feierliches  Versprechen  zu  ersetzen.  Das 
Residtat  wäre  dann  gewesen,  dass  schrift- 
liche Verträge  gleich  den  i-ömischen  Stipu- 
lationen allgemein  verbindende  Kraft  gehabt 
hätten,  andei-e  Verträge  nur  dann,  wemi  sie 
unter  einen  der  römischen  Vertragstypen 
fielen.  Aber  es  wurde  eben  nicht  das  rö- 
mische Recht,  sondern  rein  theoretisch  ledige 
lieh  der  Inhalt  des  Corpus  juris  als  wldket 
recipiert 

Von  ■  dem  FamÜienrecht  wird  man  bei 
näherer  Betrachtnug  sagen  müssen,  dass  es 
überwiegend  deutsch  geblieben  ist.  Uud 
was  notih  mehi-  ist.  unsere  gesamten  An- 
schauungen sind  im  Gnmde  deutsch.  Das 
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römische  Familionrocht  hatte  schon  in  ilor 
siAterpn  Eaiserzoit  und  namentlich  'lurcli 
Justtoian  e$einen  archaistischon  Charakter 
einipennassen  abp'streift  und  eine  etwas 
mtxieniei'e  Fonii  erhalten,  aber  selbst  in 
«lieser  Form  ist  es  uns  stets  fremd  gewesen. 
Durch  den  deutschen  Satz,  dass  der  Sohn, 
wenn  er  wii-tschaftUeh  selbständig  winl.  aus 
der  väterlichen  Gewalt  ansseheidet,  hat  es 
eigentlich  schon  seine  wichtigste  Grundlage, 
die  principiolle  I^benslftnglichkeit  der  väter- 
lichen Gewalt,  verloren,  und  die  rOmischen 
Bestimmiuigen  bekommen  infolge  dieser  Ver- 
Andening  eine  ganz  neue  Bp<leutung.  Nun- 
mehr shid  die  llefugnisse  des  Vaters  im 
Gnmde  nur  die  Folge  iler  natQrliehen  Ab- 
h&np^gkeit  d(>s  Sohnes  und  enden  mit  dieser. 
Gleichwohl  ist  für  uns  noch  immer  vieles 
fremdartig:  »nst»re  Studenten  pflegen  ."ich 
bis  auf  den  heutigen  Tag  hai'tnäckig  zn 
weigern,  die  H4'gi'iffe  ^Haussohn*  und  »Min- 
derjäiiriger"  auseinander  zu  denken  und  sich 
gegenwärtig  zu  halten,  dass  nach  gemeinem 
Rechte  ein  Hanssohii  volljährig,  ein  Minder- 
jähriger homo  sui  iui-is  sein  kann. 

Noch  wenigc^r  liat  glilckliclierweise  das 
i-öinische  eheliche  GiitiTi-echt  bei  uns  durch- 
dringi''n  können.  Der  Fehler,  Aber  der  juris- 
tischtm  Konsti-uktion  eines  Institutes  dessen 
reale  Ausgt^staltung  im  lieben  zu  ignoriei-en, 
liat  die  Juristen  zu  dem  In-tum  geführt,  als 
ob  im  römischen  Recht  der  Frau  ihr  ge- 
samtes Vermfigen  regelmässig  zu  freier  Ver- 
fügimg verblieben  sei.  Man  übersali,  da^s 
(lies  (1er  Auffassung  der  Römer  von  der 
Ehe  als  einer  ungeteilten  Ijcbensgemein- 
schaft  durcliaus  widei-sjn-ach.  Der  Begriff 
des  Vorbehaltsgufes  ist  zwar  in  ihr  Reclita- 
system  aiJgenommen,  aber  er  ist  ihrer  An- 
schaimng  so  fremd,  das»  sie  thifür  ein 
grieclusches  Fremdwort(«<fpiJ?)«p«()  einführen 
mussten  imd  dass  ein  Jurist  ihn  diu^h  Ver- 
weisung auf  gaUisches  Recht  zu  erläutern 
suchte.  In  %ii"kliclikeit  ist  das  römische 
Princij)  nicht  Trennung  des  Vermögens  beider 
Gatten,  sondern  vertragsniiLssige  Regehmg 
der  Vei-mögensverhäitnisse  duit-h  die  Gatten 
bezw.  ihre  Gewalthaber.  Uebcr  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  jiflegtea  für  alle  mög- 
lichen Fälle  Bestimmungen  getroffen  zu 
■werden,  selbst  über  das  zukünftige  in  der 
Form,  dianK  es  whon  jetzt  als  dos  verschrieben 
wurde,  aber  nicht  gefordert  werden  durfte, 
ehe  der  Schwiegervater  starb.  Fiel  etwa 
später  von  anderer  Seite  Vermögen  an  die 
FVau,  80  hatte  diese  freilich  zunächst  freie 
VerfOgimg  darüber,  aber  ihr  eignes  Inte- 
resse ging  dahin,  dass  sie  es  als  dos  den 
Zwecken  der  Ehe  dienstbar  machte,  und 
übrigens  hatten  die  Gatten,  wenn  sie  sich 
in  keiner  Weise  einigen  konnten,  als  letztes 
Mittel  die  einem  jetlen  fi-ei  stehende  Ijösnng 
der  Ehe.   Voraussetzung  fih-  die  gedeilüieho 


Wirkimg  der  römischen  Bestimmungen  war 
also  die  allgemein  verln^itete  Sitte,  Ehever- 
träge abzuschliessen,  und  femer  die  freie 
Ijösbarkeit  der  Ehe.  Beides  traf  in  Deutseh- 
land nielit  zu,  imd  so  entstand  hier  in  der 
That  ein  eigentümliches  Gflterreeht  mit  dem 
Prineip  der  Gütertrennung.  Dass  dieses 
den  deutschen  Verliältnis.sen  noch  weniger 
gei-eeht  wimle,  als  es  den  rOmisch«i,  wenn 
es  dort  wirklieh  g^^Iten  hätte,  gerecht  ge- 
worden wäre,  ist  keine  Frage.  Etes  deutsche 
Re(;ht  reagierte  deshalb  energisch  dagegen, 
mit  sehr  versehietlenen  Mitteln  und  sehr 
verschiedener  Konstruktion  schuf  es  andere 
Systeme,  die  alle  Übereinstimmend  den 
Zweck  verfolgen,  die  Vereinigung  der  Yer^ 
mögen,  weh-he  bei  den  Körnern  durch  Ver- 
trag herbeigeführt  zu  werden  pflegte,  von 
Gesetzes  wegen  zu  erreichen.  Dabei  traten 
sie  aber  gänzlich  aus  <lem  römischen  Ideeen- 
ki"eis*',  denn  schon  das  Recht,  welches  die 
einzelnen  Gatten  an  dem  gemeinschaftlichen 
I  Gute  haben,  ist  mit  römischen  B(M^ffen 
nicht  zu  fixieivn. 

Weniger  Widerstandsfähigkeit  zeipte  das 
deutsche  Erbnx'ht,  Es  erhielten  sich  freilich 
eine  Reihe  einzelner  Institute,  aber  die 
minischen  Principien  drangen  völlig  durch, 
so  das  Prineip  der  fniversalsuccession,  der 
id(H'll  geteilten  Erbfolge ,  des  Erbsf -hafts- 
enverbes  dun  h  Antritt,  der  iM^rs<inlichen  Haf- 
tung des  Erben.  Die  künstlichen  Konstnit- 
tionen  der  Römer  wm-den  ohne  Prüfung,  ob 
sie  jetzt  noch  den  Verhältnissen  entspret-hen. 
kritiklos  angenommen  und  angewendet 

Ein  harter  Kampf  entbrannte  auf  dem 
Gebiete  des  Immobil iar-Sachenrechts.  Der 
jiriTK'ijiielle  Gegensatz  zwischen  beiden 
Rechten  ist  hier  am  stärksten.  Demi  nach 
deutscher  Anschauung  ist  das  Landgut  nicht 
eine  beliebig  teilbare,  ja  nicht  eiimiaJ  eine 
frei  veränsserliehe  Ware,  sondern  -eine 
einheitliche,  bestimmten  wirtschaftJidien 
Zwe<'ken  gewidmete  Sache,  die  nicht  nur 
im  Intei*essp  des  gegenwärtigen  Besitzers, 
sondern  noch  mehr  im  Interesse  der  gegen- 
wärtigen und  der  zukünftigen  Generati<Hien 
in  ilirem  wirtschaftlichen  Bestände  erhalten 
wenlen  soll.  Diesem  Zwecke  dient  die  Un- 
teilbarkeit der  Güter,  die  Beschränkung  der 
Veräusserlichkeit,  eine  besondere  Erb^lge- 
ordnung,  die  Gutsabtrettmg  bei  Lebzeiten 
und  ähnUche  Institute,  die,  freilich  in  das 
römische  System  eingeordnet,  ihren  Platz 
an  sehr  verschiedenen  Stellöi  find«!  un«l 
ilaher  die  en^  Verwandtsdiaft,  in  ^reicher 
sie  stehen,  oft  nicht  deutlich  erk«inen  lassen. 
Ebenso  stehen  sich  in  Bezng  auf  die  Real- 
gei-echtigkeiten  römische  und  deutsche  An- 
scliauung  schroff  gt^nüber.  Der  ersteren 
ist  das  Interesse  des  Eigentümers  mass- 
gebend, daher  hat  das  römische  Recht  mur 
eine  Art  von  Realgerechtigkeiten  entwickdt 
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die  Servituten,  und  auch  diese  nach  Mög- 
lichkeit beschränkt.  Im  Gegensatz  dazu 
kennt  das  deutsche  Beoht  Servituten  in  über- 
reicher Fülle  und  ausserdem  Reallasten  in 
nicht  minder  grosser  Mannigfaltigkeit.  Es 
ist  gewiss,  dass  diese  oft  bei  der  wirtschaft- 
lichen Aiisnutzunp  hinderlich  oder  doch 
lästig  sind,  dass  sie  sich  namentlich  bei 
wirtechaftlichen  Verändenmgen,  wie  sie  bis- 
weilen durch  die  Zeit  geboten  sind,  fnhlbai- 
machen,  dass  unter  Umständen  auch  wohl 
ein  Fortschi-itt  durch  sie  überhaupt  unm^- 
lieh  wird.  Der  Schade  des  Eigentümers 
kann  ein  Vielfaches  von  dem  betragen,  was 
iler  Nutzen  des  Berechtigten,  in  Geld  ange- 
schlagen, wert  ist.  Deshalb  ist  es  sehr  er- 
klärlich, wenn  im  Interesse  des  wirtseliaft- 
lichen  Aufsehwimges  ihre  gründliche  Besei- 
tigimg gefordert  nnd  von  der  Öesetzgebimg 
auch  wirklich  mit  Erfolg  angestrebt  worden 
ist  Die  Kehi'seitc  ist  clabei  meist  zu  wenig 
buchtet  worden.  Denn  jene  Gerechtigkeiten 
machen  kleinei-e  Gnmdstücke,  wie  Häusle- 
reien.  Büdnereien ,  selbst  Bauerngüter  oft 
prst  bewirtscliaftungsfähig  imd  ermöglichen 
dadurch  einer  Anzahl  von  Familien  ihre 
Existenz.  Die  Ablösimgssumme  gewährt 
dafür,  selbst  wenn  sie  hoch  bemessen  ist, 
nicht  immer  Ersatz,  zumal  nicht  bei  steigen- 
den Preisen.  Mau  denke  an  eine  Holzge- 
x-echtigkeit  einer  armen  Bauerngemeinde  in 
einem  hoch  gelegenen  Gebirgsdorfe.  Be- 
trachtet man  nun  als  Zweck  der  Ertle  nit^ht, 
dass  sie  einzelnen  Besitzern  eine  möglichst 
hohe  Grundrente  gewährt,  sondern  dass  sie 
Menschen  die  Existenzmöglichkeit  giebt,  so 
kann  nnter  Umständen  die  Aufrechterhaltiuig 
einer  Bealgerechtigkeit  auch  dann  geboten 
sein,  wenn  sie  dem  Besitzer  einen  ausser- 
o]-dentiich  hohen  Schaden  zufügt. 

Im  allgemeinen  ist  der  unmittelbare  oder 
mittelbare  Einflnss  des  römischen  Rechtes 
auf  das  deutsche  Immobiliar-Sachenrecht, 
wo  er  sich  überhaupt  geäussert  hat,  meist 
unheilvoll  gewesen.  In  der  Theorie  hat  er 
zu  der  romanisierenden  Richtimg  geführt, 
welche,  wie  es  z.  B.  der  hervorragende  Ger- 
manist V,  Gerber  thut,  die  Reallasten  als 
eine  eigentümUche  Art  von  Obligationen  auf- 
fasste.  Schlimmer  noch  war  die  Herab- 
drilckung  des  bäuerlichen  Nutzeigentums  zu 
einem  jus  in  re  aliena  nach  römischer  Weise 
oder  gar  zu  einem  lediglich  obligatorischen 
Recht,  welches  man  als  ^wOhnJiche  Zeit^ 
pacht  anffaaste.  Die  möglichste  Einschrän- 
kung der  bänerlichen  Nutzungsrechte,  selbst 
Bauemlegungen  in  grossem  iJnifange  waren 
die  Folge  davon.  Auch  dieser  Frozess  ver- 
lief nath  Zeit  nnd  Ort  sehr  verschieden, 
zum  Segen  aber  hat  er  nirgends  gereicht. 

Untei-  dem  zerstörenden  Einfluss  des 
römischen  Rechtes  konnten  sich  nur  veiv 
einzelte  deutsche  Institute  erhalten.  Auch 


diese  waren  nur  in  Statuten,  Stadtrechten 
und  anderen  Rechtsquellen  lokal  entwickelt 
imd  entbehrten  einer  allgemeinen  Bedeutung. 
Gemeines  Recht  war  vorzugsweise  das  rö- 
mische mit  einigen  Modifikationen,  wie  sie 
die  einheimischen  Verhältnisse  unumgäng- 
lich gemacht  hatten.  Wo  besondere  Kodi- 
fikationen bestanden,  da  waren  sie  lücken- 
haft und  wenig  umfassend  imd  liessen  dem 
römischen  Recht,  das  immer  noch  in  subsi- 
dium  galt,  einen  übei^ossen  Raum.  Dabä 
waren  die  KofUfikationen  meistens  selbst 
von  römischem  Geiste  diirchti'ftnkt 

Eine  neue  Bahn  wurde  in  Preussen  be- 
schritten. Noch  aus  dem  Ende  des  vorigen 
Jfüirhmiderts  stammt  das  Prenssische 
Landrecht^  ein  das  gesamte  Redit  um- 
fassendes Gesetzbuch,  welches  für  seinen 
Geltungsbereich  das  Gemeine  Hecht  voll- 
ständig ausBchloss.  Zur  Zeit  der  franzö- 
sischen Herrschaft  wurde  femra"  der  Code 
Napoleon  in  den  an  Frankreich  gekom- 
menen Landstrichen  eingeführt  und  Wieb  in 
Gelhmg,  als  diese  wieder  deutsch  wurden. 
In  einer  deutschen  Uebei-setzung,  mit  einigen 
Zusätzen  versehen,  wurde  er  ausserdem  als 
badisches  Landrecht  veröffentlicht  Oester- 
reich schied  dui-ch  das  Oesterreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch  aus,  Sachsen 
durch  das  Bürgerliehe  Gesetzbuch 
für  das  Königreich  Sachsen.  So  bheb 
(las  Geineine  Recht  nur  noch  etwa  für  ein 
Drittel  von  Deutschland  in  Ki-aft. 

Das  Gemeine  Recht  *nimTnehT  in 
den  nenen  prenssischen  Provinzen,  in 
Schwediscu-Vorpommern  und  einigen 
preoBsiacheu  Kreiseu;  in  Bayern  mit  Aus- 
nahme der  Rheinpfalz,  der  FtlrstentUmer  Ans- 
bach und  Bayreuth  nnd  einiger  kleinerer  Ort- 
schaften; in  Wtlrtteniberg;  in  dem  GroBB- 
herzogtam  Heasen  mit  Ausnahme  von 
ßheinbessen;  in  Mecklenburg-Schwerin 
nnd  Mecklenbnrg'Strelitz;  in  fast  ganz 
Sachsen- Weimar  und  Oldenburg;  in  den 
niitteldentacben  Herzogtümern  nnd 
FürBtentümern  und  den  drei  freien 
Städten;  im  ganzen  in  einem  Gebiete  von 
16  'Ii  Mill.  Einwohnern. 

Das  PreuBsische  Landrecht  von  1791 
gilt  in  den  altpreussischen  Provinzen 
und  in  Ostfriealand.  in  Ansbach  und  Bayreuth, 
im  ganzen  in  einem  Gebiete  von  21  Mill.  Ein- 
wohnern. 

Der  Code  Napoleon  von  1804  gilt  in  den 
linksrheinischen  Landen  und  als  Badi- 
sches  Landrecht  in  Baden,  in  einem  Ge- 
biete von  8  '/a  Mill.  Einwohnern. 

Das  Sächsische  Bürgerliche  GeBetz- 
bnch  von  1863  gilt  im  Königreich  Sachsen 
mit  etwa  3'/i  Mill.  Einwohnern. 

Die  obige  Zusammenstellung  ^  weiche 
Übri^ns  nur  summarisch  gehalten  ist,  deutet 
bereits  auf  die  rechtspoHttsche  Zerrissenheit 
Deutschlands  hin.  In  Wii*klichkeit  ist  aber 
die  Buntscheckigkeit  des  geltenden  Rechtes 
noch  tmendiich  viel  grösser,  als  man  hier- 
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nach  ahnen  kann.  Denn  abp^sehen  davon. 
da88  das  Pivussische  Landrwht  in  steinern 
Gebiete  nicht  nU^iall  mit  voller  Oeltnnjf 
eingeführt  ist,  so  pilt  in  lien  grösseren 
Reeiitsfjehieten  eine  unfllH»rsehl»aiv  Menge 
von  Pnninzialstatnten.  Stadtreehten  und 
anderen  (»esondeivn  Rtt-hten.  so  liass  die 
dentsehe  R*>chtskai-te  n<K-h  erlielilich  bnnter 
ist  als  die  politische.  Bisweilen  geht  die 
Grenze  eines  Roclitsgebietcs  mitten  dnn-h 
eine  Sta4t  oder  ein  Dorf  oder  wohl  gar 
durch  ein  Haus,  bisveilen  U>1hmi  die  He- 
woliner  einer  Stailt  klassenweise  getn^nnt 
nac-h  ganz  veivchie<h*iu>n  R«H'hten.  I)ei^ 
glei(*hen  Zustände  lK*stehen  \m  uns  von 
Alters  her  luid  sind  ihut'h  die  Partikular- 
rechte  eher  vei-sclüimmert  als  vt»rl«'ssert 
■worden. 

E)>enso  haU^n  die  Partiknlanvchte  die 
Ausbildung  einer  nationalen  R4'chtswissen- 
scluift  nicht  wie  sie  l>i>iibsichtigten.  g»'fflr- 
dert.  soiulem  gi^mdczii  gehemmt.  Denn  in 
dem  geschilderten  Win-ssii  bildete  d;is  Ge- 
meine Kccht  diis  emig»^nde  Ruid,  und  &xif 
dieses  richtete  sich  dalier  die  hrtU|itsiU*hU<'hste 
wissen  Schaft  helle  Tliätigkeit.  Da  in  ihm 
alles  ans  fi-emden.  in  fii-mdcn  Siiracheii  gi^ 
sehvicbenen  und  unter  ganz  anderen  Ver- 
hältnissen entstandenen  Oeset/bücherii  zu 
entscheiden  war.  so  wnnle  der  Hlick  auf 
Altert ümliirhkeiten  gi'lenkt,  die  für  uns  be- 
(ieutnngslo.-*  sind,  und  wiinie  von  den  An- 
forderungen des  nimlernen  Lebens  abgezogen. 
Es  entstand  eine  antii|uai'ischcn  Foivcliungen 
wie  Abstraktionen  und  feinen  Distinktioneu 
zugi'neigte.  aber  von  <ler  Wirklichkeit  fast 
völlig  abgewaridte  Wissen  sc  liaft.  Hatte  je- 
mand ii-gi'iid  einen  Satz  im  Corpus  Iuris 
nachgewies4'n.  so  war  diesi>r  (phne  weiteivs 
jiraktisch  anzuM-enden ;  die  Fnige.  ob  er 
auch  für  unsei-e  Vei'liiiltiiisse  jkissc,  wäre, 
da  die  Geltung  dt-s  römischen  R<^-.htes  ausser 
Zweifel  stand,  als  ilberflilssig.  ja  geradezu 
als  unwissenschaftlich  ei-scliienen.  Als  Anf- 
giibe  der  Jurisprudenz  sah  man  lediglich 
die  historische  und  d(»gmatische  Ei*forschung 
des  theoiTtischen  Inlialts  der  R^Hrhtssätze, 
die  whavfe  Bestinnnung  der  Hcgi'iffe  und 
den  Aufbau  eines  logisch  wohl  gegliedertt'ii 
Systems  an,  die  ZweckmiLssigkeit  eines  Ge- 
K^zes  und  weine  wirtst  liaftUehe  Bt^entung 
ward  als  mflssigi^  Frage  l)etiwhtet. 

Schon  bei  dem  grossen  Gelehrten,  welcher 
der  Recht*! Wissenschaft  unseri^  Jahrhunderts 
den  Stempel  aufgedrückt  liat,  tritt  diese 
Richtung  deutlich  hervor.  Gahtm.  wie  sie 
Fiiedrifh  Carl  v.  Havigny  iM'sass .  pflegen 
selten  in  einem  Manne  vereinigt  zu  sein: 
eine  aiissergewOhnliche  Henitehaft  Aber  den 
gesamten  Rechtsstoft  eine  dtux'hdringende 
Dialektik,  eine  Übei-sichtliehe  und  kIaiY> 
Darstellung  und  eine  bewundernngswüitiige 
Schi-eibart.   Wen  seine  Gründe  nicht  über- 


zeugten, den  liestach  sein  Stil.  Al>er  die 
Grundlage  seiner  Untersuchungen  bildet 
durchaus  das  römiwlie  Recht  moderne  Wr- 
liältnisse  werden  f^amicht  oder  nur  beiläufig 
in  Bezug  genommen:  dass  sie  in  erster 
Linie  berflcksi*-htigt  werden,  bildet  die  Aus- 
nahme. Fili-  seine  5[etiiode  charakteristist-h 
^  ist  seine  Lehre  vom  Intum.  die  in  ihrer 
j  feinen  dialektischen  Ausbildimg  theoretist^i 
unanfechtbar  schien  und  deimoeh  bei  der 
ersten  wichtigeren  praktischen  Anwendung 
sofort  venM^e. 

Die  s[)atere  Jurisprudenz  hat  mehr  den 
Feh!»»rn  als  den  \(vzügen  von  Sa\-igny 
nachget>ifert.  Man  lieschrtokte  sich  noL>h 
ausscldit>sslioher  auf  den  von  den  Römern 
gebotenen  RiK'htsstoft  die  Dialektik  wunie 
zu  liaai-siioltender  Spitzfindigkeit  und  an 
die  Stelle  des  glänzenden  Stiles  von  Savieny 
trat  bei  nelen  seiner  Nachfolger  eine 
Schwei-fällige.  pe<lantis<-he  mid  kaiun  zu  vf^-- 
stehende  Spniche.  Mehr  und  mehr  bihlete 
sitOi  die  Richtung  aus.  welche  v.  Ihering 
in  seinem  »Scherz  und  Ernst--  als  -  Begriffs- 
jnnsi)nidenz':  scharf,  aber  mit  geringem 
Eiiolg«'  gcisselte. 

II.  EntatehuHs  des  B.G.B. 

Die  lebt'  eines  einheitlichen  deut.M  hen 
Re<'htes  ist  nicht  neu.  Schon  Thiliaut  liatte 
diese  Forderung  unmittelbar  nach  Been- 
digung der  Fi-eiheitvskriege  erhoben,  damals 
war  es  Savigny  gewesen,  welcher  ihr  mit 
voller  Entschiedenheit  entgegentrat  und  der 
neuen'»  Zeit  jeglichen  Beruf  ffti*  die  G('s«'tz- 
gebung  abspiTwh.  Auf  lange  verstummten 
nun  die  Stimmen,  welche  Rechtseinheit  ver- 
langten. Erst  um  die  Mitte  der-  Jahi'hun- 
dei  ts  kam  während  der  Revolutionszeit  1S4S 
die  Allgemeine  deutsche  Wechselord muig. 
später  IHGt)  da*!  Allgemeine  tleut-iche  Hiui- 
delsge.sctzbuch  zu  stände;  der  Vei>inclu  auch 
das  Obligat iononi-echt  zu  kodifizieren,  schei- 
terte, als  dei-  deutsche  Bund  sich  186Ö  auflöste. 

Li  der  "N'erfassung  des  Nonldeutsi-hen 
Bundes  wimle  der  gemeinsamen  Ges«:'t7,- 
gtMinng  nur  Obligat ionenret^ht  Stnifi-e^-ht 
Hanilels-  und  Wechselreeht  und  Pi-ozessi-eclit 
zugewiesen.  Der  Autrag.  die  Komix'tenz 
des  Bundes  auf  das  gesamte  büi-gerliche 
Recht  auszu<lehnen.  fiel  damals  tUm-h  eine 
gering!^  Mehrheit.  Im  Jahre  1869  wiinle 
er  von  neuem  ges1x?Ilt  tmd  nunmehr  mit 
grosser  Mehrheit  angenommen,  aber  vom 
Buufli^sirate  nicht  genehmigt.  Nach  der  Grün- 
dung des  deutschen  Reiches  wiirde  er  wie- 
derholt gestellt  imd  angenommen  und  erliielt 
endlich  im  Jahre  1873  die  ZnstimmuDg  de> 
Bund<*srat«.  Am  20.  XIL  1873  wninle  ei- 
Gesetz.  Damit  wai-  die  Bfüm  frei.  Benits 
im  folgenden  Jahre  setzte  der  Bimdesrai 
eine  aus  ühervorragenden  Juristen  bestehende 
Kommission,  die  mg.  »Vorkommission«.  ein. 
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wdehe  Aber  Plan  wnd  Uethode  des  Vor- 
gdicns  gntachtUehe  Vorschlage  machen 
sollte.  Ihr  Bericht  erfolgte  ohne  Verzug 
uod  \nu-de  dim^h  den  Bundesratsbewhluss 
vom  22.  VI.  1874  gebilligt. 

Als  Zweck  der  ganzen  Refonn  galt  vor 
allem  anderen  die  Einheitlichkeit  des  Rec  htes. 
Auf  Gniudlage  des  Bestehenden  sollte  sie 
ausgeführt  wenlen;  eine  Emancipation  vom 
römischen  Rechte  oder  gar  eine  Weiter- 
bildimg  von  neueren  sozialpolitischen  Ge- 
8ieht8punkten  axui  zn  foniern,  war  man  da- 
mals weit  entfernt.  Die  Vorkommission 
präeisierte  die  Aufgabe  tler  Vorarbeiten  für 
die  geplante  Gesetzgebung  dahin :  ünter- 
suchungen  des  Geltenden  »auf  Zweckmässig- 
keit, innere  Walu-heit  und  folgerit^httge 
Durchfttimmg«.;  Prüfung,  inwieweit  die  vom 
gemeinen  Rechte  abweichenden  Bestim- 
mungen beiznhalten  seien  oder  inwieweit 
eine  Au.^gleichniig  zu  treffen  sei;  entUieh 
formal  knn^kte  Diirclifühnmg.  Das  Volk 
nahm  an  all  <Ucsein  so  gut  wie  keinen  An- 
teil; der  Gedanke  eines  einheitlichen  na- 
tionalen Rechtes  fand  zwar  in  Nord  und 
Süd  Anklang,  aber  die  Art,  wie  er  vei^ 
wii-klicht  werden  sollte,  sah  man  als  jiuis- 
tische  Fachfrage  an. 

Dui-ch  Bundesratsbeschluss  vom  2.  VII. 
1874  wnmle  eine  Kommi-ssion  von  llJuristen 
zui"  Ausarbeitung  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs eingesetzt.  Am  17.  IX.  trat  diese 
witer  dein  Vorsitz  des  Reiclisoberhandels- 
gerichtsjiräsidenten  Dr.  PaiK*  znsammeu  und 
begann  in  aller  Stille  ihre  Thätigkeit.  Ein 
sorgfältig  gehütetes  Geheimnis  waltete  über 
ihren  Besehlnssen.  \md  nur  ganz  vei-einzelte 
Naehrichten  drangen  in  die  Oeffentliehkeit. 
Ei'st  mit  dem  vollendeten  Werke  wollte 
man  an  das  Lieht  der  Welt  ti*eten. 

Ganz  gewiss  trägt  dieses  Verfahren  zu 
einem  gjfissen  Teil  die  Schiüd  an  dem 
späteren  Misserfolge.  Die-  öffentliche  Mei- 
nung, welche  sich  vom  Anfang  an  gegen 
die  Einzelfragen  gleichgültig  verhalten  hatte, 
blieb  dem  Werke  fn?nul,  auch  ilie  grosse 
Masse  *!er  Juristen  war  ausser  stände,  irgend 
einen  mittelbai-en  Einfluss  auf  die  Besclilüsse 
zu  äussern  und  fiinlernd  otler  anregend 
einzuwirken.  Allgemein  beti-achtete  man 
daiier  die  Beschlüsse  als  interna,  auf  <iie  die 
Aussenwelt  kein  Recht  hatte  imd  tüe  nur 
dm-ch  eine  Indiski-etion  bekannt  wei-den 
konnten.  Die  Konunission,  welche  diese  An- 
sicht zur  Geltung  gebnicht  hatte,  verlor  ihrer- 
seits die  Fühlung  sowolü  mit  dem  Volke 
wie  mit  dem  Juristen  stände.  Es  entging 
ihr.  dass  sich,  während  sie  arbeitete,  in  deu 
sozialen  Verhältnissen  imd  in  den  Anfor- 
derungen an  das  Recht  Aenderung(*n  voll- 
zogen, dnrcli  welche  ihi"e  Aufgabe  völlig 
wrschoben  wiu-de. 

Demi  inzwischen  entwickelte  sich  die 


Sozialdemokratie  aus  unbe<Ieutendea  Anti- 
gen zu  einer  ungeahnten  Höhe;  der  Blick 
wuTfle  mehr  als  bisher  auf  die  arbeitenden 
Stände  gelenkt,  imd  die  Fürsorge  fftr  die 
niederen  Klassen  des  Volkes  w^iinie  zum 
leitenden  Princip  der  Politik.  Dadurch  kam 
der  Mittelstand,  der  schon  lange  unter  den 
Zeitverhältnissen  gelitten  hatte,  in  eine  not^h 
imgünstigere  Lage  und  begann  sich  seiner- 
seits zu  regen.  Die  Landwii-tachaft  hatte 
schon  1874,  als  die  Kommission  eingesetzt 
wiuxle,  Ursache  zu  klagen  geliabt.  Man 
hatte  das  damals  auf  vorübergehende  Kon- 
junktm-en  geschoben,  die  in  der  Hoffnung 
auf  baldige  Bessenuig  ertragen  wci-den 
könnten  und  müssten,  inzwischen  verschlim- 
merten sich  aber  die  Verliältnisse  in  uner- 
warteter Weise,  und  es  zeigte  sich,  dass  man 
einer  dauernden  Kalamität  gegenüberstand. 
Die  Fehler  der  bisheiigen  Agrarpolitik  mach- 
ten sich  empfindlicher  als  je  geltend,  und 
eine  rührige  Agitation  fonlerte  energisch 
Abhilfe.  Auf  der  anderen  Seite  klärten  sich 
auch  die  Ansichten  über  die  Aufgaben  der 
Gesetzgebung,  denn  bei  der  regen  Fortent- 
wickelung auf  den  verschiedensten  Gebieten 
des  Rechtes  hatte  man  hinreichend  Gelegen- 
heit. Erfahningcn  zu  sammeln,  \md  mancher 
verfehlte  Vei-sneh  zeigte  an  einem  lehr- 
i-eichen  Beispiel  wenigstens,  wie  ein  Gesetz 
nicht  sein  soll. 

In  gewissenhafter  Thätigkeit.  aber  imbe- 
kümmert  um  all  diese  Vorgänge  in  der 
gi-ossen  Welt  widmete  die  Kommission  sieh 
ihrer  Arbeit.  Ein  ungeheures  geschichtliches 
Material  wmtle  zusammcngebraclit ,  von 
dessen  Reit'hlialtigkeit  der  Teil,  der  später 
in  den  Motiven  benutzt  worden  ist,  noch  be- 
redtes Zeugnis  ablegt.  Die  5  Redaktoren 
fertigten  in  7  Jahren  ilire  Teilentwürfe  j  in 
jedem  Herbst  Ixat  die  Kommission  zu  emer 
Sitzun^])eriode  zusammen,  in  welcher  ühov 
die  Fnneipien  imd  grundlegenden  Fragen 
Beschlufis  zu  bssen  war,  tun  »o  die  Einheit- 
lichkeit des  Werkes  zu  sichern.  Im  Jahre 
1880  begann  dann  die  Kommission  in  regel- 
mässigen gemeinsamen  Sitzungen  die  Ver- 
arbeitimg der  Teilentwürfe  zu  einem  gleit^h- 
fömdgen  Ganzen.  Die  Beratimgen  delmteti 
sich  über  mehr  als  6  Jahre  aus;  über  sie 
wunlen  784  Protokolle  aufgenommen,  welche 
12309  Folioseiten  füllten.  Der  Inlialt  von 
diesen  wurde  als  strenges  Geheimnis  be- 
trachtet. Ais  einzelne  Exemplare  in  andere 
juristische  Kreise  gelangten,  empfand  man 
es  als  Indiskretion  wml  verwahrte  sii-h  ei-nst- 
lich  dagegen,  dass  von  dem  Matei'iale  etwa 
bei  der  Kiitik  Gelirauch  gema(4it  wiii-de. 
Am  20.  November  1887  beenilete  (üe  Kom- 
mission ihre  Tlultigkeit,  welclie  im  ganzen 
13  Jahre  4  Monate  gedauert  liatte.  Dem- 
nächst wm-de  der  Eutwiu'f  mit  den  Motiven, 
die  5  umfangreiclie  Bände  ausmachten,  amt- 
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lieh  vcrSffcntlicht.  In  den  nächsten  iMÜdpn 
Jahren  viu-de  mich  (las  KinfflhningHgPsetz 
und  aoderp  Nt>1}ongesetzc  b(Tat<^i. 

lanf^  erwartete  VkoA  war  da,  alier 
es  erffiUte  die  hodigt^i>annten  Hftffnunfcen 
nicht,  die  man  darauf  gesetzt  hatte.  Je 
fO'ÖHwr  die  Ervartnngen  gewesen  waiY^n,  lun 
so  grosser  jetzt  di(>  Enttäuschung.  Zuerst 
erholieii  sieh  einzehie  tadelnde  Ktimmen,  eine 
Anzahl  antlenn*  ftilgte.  der  Ton  4ler  Kritiken 
wnrcle  »chÄrfer  luid  i-QckhaltlostT.  Die 
wiMiipeu  lnhen<len  Heurteiler  wurden  in 
frteichem  Masse  zaghafter  luid  waren  unfähig 
'lun-hzuilringen.  Immer  neue  St-hwflchen 
wurden  aufgiHiet'kt.  und  endlii-h  konnte  man 
es  sich  iM'i  aller  Achtung  von  der  wissen- 
schaftliclien  B<'<U'ntung  der  ilearlx-iter  nicht 
mehr  verfehlen;  der  Misserfnlg  war  eklatant. 

Wenn  iIvt  Entwurf  ilen  soxialen  Anforde- 
rungen der  Gegenwart  nicht  gem-hl  wurzle, 
so  wiir  das  in  <len  geschihiei-ten  Verhält- 
nissen Ijegi-Ündet.  Als  liie  Kommission  zu- 
sammentrat, war  die  ungeheui-e  lie<leutnng 
dieser  Fragen  weiteren  Volkskreiscn  noch 
nicht  zum  liewusstsein  gekommen,  die  Miss- 
stände in  der  wirtschaftlichen  I^age  hoffte 
mau  schlimmstenfalls  durch  leichte  staat- 
liche Massnahmen  b<'ßeitigen  zu  kOnnen.  und 
der  Gedanke,  darauf  ein  ganzes  Gesetzbuch 
zuzn8chiH>iden,  würde  als  airsurd  ei-schieneu 
sein.  Die  Kommission  liatte  dalier  ihiv 
Aufgabe  in  dem  Sinne  anfgefasst .  das«  sie 
im  wesentlichen  !>cstehen(les  Recht  kodifi- 
ziei-en,  da1>ei  ganz  Veraltet*^  beseitigen,  auch, 
wo  notwendig.  l)escheidene  Neueningeu  ein- 
führen, sich  al»er  jeglicher  einschneidender 
Aendemngen  enthalten  müsse.  Dal>ei  legte 
sie  mehr  Gewicht  auf  die  Einheitli<-hkeit 
des  Rechtes  als  auf  die  Volkstümlichkeit. 

Der  Gmndfeliler  des  Entwurfes  al»er  war 
seine  Lt4irhaftigkeit  Der  Gesetzpebt^r  soll 
klar  und  bi^timmt  befehlen,  aber  nicht  l>e- 
lehi-en.  Definitionen  hat  er  zn  geben,  so- 
weit es  ziim  Verständnis  stnnea  Willens 
nCtig  ist.,  aber  ni<;ht  darüber  hinaus.  Deim 
tx'i  der  Sehwieriß^ieit,  eine  nach  allen  Rich- 
tungen hin  unanfechtbare  Fassung  zu  finden, 
fallen  sie  häufig  felsch  aus:  in  dem  alten 
Handelsgesetzbuch,  welches  zu  den  besseren 
Gesetzen  gehört,  ist  z.  B.  selbst  die  Defini- 
tion von  »Kaufmann«,  also  von  einem  Grimd- 
bcgiiffe.  nachgewiesenermassen  durchaus  un- 
genau. Nun  binden  die  Definitionen  in  sol- 
chem Falle  freilich  nicht,  aber  sie  sind  natür- 
lich viel  schwerer  zu  beseitigen,  als  wenn 
sie  von  einem  einzelnen  Gelehrten  aufge- 
stellt wonlen  wären.  Juristische  Konstruk- 
tionen sollten  möglichst  ganz  wegbleiben. 
Auch  sie  können,  da  der  Gesetzgeber  nun 
einmal  nicht  über  Irrtum  erhaben  ist,  un- 
richtig sein :  dann  gelten  sie  freilich  nicht, 
es  ist  aber  meii^t  ungewiss,  ob  sich  nicht 
nnter  dem  falschen  Ge<lanken  ein  Befehl 


verbirgt,  der  an  sich  uatftrlich  veri)flichtet 
Lehrbuch  imd  Gesetzbuch  haben  eben  gnmd- 
verschiedene  Aiii^iaben. 

Gerade  diese  Verschiedenheit  war  von 
der  Kommission  nicht  beachtet  wonlen.  Der 
erste  Ekitwiirf  definierte  und  konstruierte 
mit  Vorliebe,  auch  wo  es  für  seine  Zwecke 
gamieht  notwendig  gewesen.  Der  Kauf 
wurde  z.  B.  definiert,  obgleich  sein  Begriff 
zu  keinen  erheblichen  Zwmfeln  Aidass  giebt 
und  obgleich  eine  scJiarfe  Abgrenzung  vom 
Standjinnkte  dt>s  Entwurfes  sclion  deshalb 
nicht  erfonlerli<:h  gijwesen  wäre,  weil  die 
j  verwandten  Verträge,  namentlich  der  TaiL'*ch, 
ntu-h  denselben  Regeln  behandelt  werden 
wie  er.  Eine  Definition  von  »Dienstmietes, 
»Werkveniingunfj'- .  und  »Auftragt,  i-wimle 
dagegen  der  \Vis,senschaft  überlassen'. ,  ob- 
gleich sie  schon  jetzt  im  höchsten  Grade 
Ix'stritten  ist  und  d<x-h  ganiicht  entbehrt 
wenlen  kann,  wenn  man  den  wirklichen 
AVillen  des  Gesetzgebers  feststellen  soll. 
Wahi-scheinlich  hatten  sich  Ider  im  S4'hotise 
der  Kommission  selVist  Meimuigsveisehieden- 
heiten  erholK'u.  die  nicht  ohne  Si-hwierig- 
keiten  zum  Austrag  gebracht  werden  konnten. 

In  ein  Gesetzbuch  geliöivn  ferner  keine 
allgemeinen  Regeln.  Ihr  Platz  ist  im  Lehr- 
bu<^he.  Denn  sie  können  niemals  so  irenau 
gefasst  wenlen.  dass  sich  nicht  später  Modi- 
fikationen ,  Einschränkungen  oder  Aus<ieh- 
nungen  notwendig  erweist^n  —  nulla  if^üa 
sine  exceptione  — ,  die  Verbessenmg  ist 
dann  gegenüber  einem  einzelnen  Gelehrten, 
ja  selbst  gegenüber  der  communis  do<'tortuii, 
opinio  leicht  möglieh,  nicht  aber  gepenflber 
dem  Gesetzgebci*.  Dieser  soll  sich,  gerade 
wegen  seiner  grösseren  Autorität ,  darauf 
beschi-änken ,  Bestimmungen  Über  solche 
Verhältnisse  zn  treffen,  (lie  er  twh  fiber- 
sehen kann,  das  Verallgeui einem  dei-selben 
aber  der  Wissens<"haft  »mil  der  Rechtspfie^ 
Überlassen. 

Gerwle  da»  that  der  erste  Entwurf  nicht. 
Obgleich  die  Motive  vei-sicherten .  dass  es 
ein  verkehrtes  Bc^nnen  wäre,  in  einem 
Gesetzbnche  absolute  Vollständigkeit  zu  er- 
stret)en,  so  beruhte  es  doch  offensichtlich 
auf  einer  durchgehenden  Tendenz,  wenn  die 
Regeln  stets  so  weit  wie  möglich  ge&sst 
waren.  Sie  sollten  alle  denkbwen  Verhält- 
nisse umspannen,  um  dem  Richter  für  jeden 
Fall  eine  bestimmte  Richtschniu*  zu  geben. 
Die  Kommission  hatte  damit  etwas  t'eber- 
mensclüiches  unternommen .  und  Missgriffe 
waren  die  unabweisliche  Folge.  Wenn  der 
Gesetzgeber  genei-elie  Normen  füi-  Verhält- 
nisse aufstellt,  welche  er  gamieht  in  der 
Ijage  ist  zn  übei-sehen,  so  wird  die«  not- 
wendig zu  abwegigen  Entscheidungen  führen 
müssen,  wähi-end  der  Richter,  der  die  Be- 
Rondei'heiten  des  einzelnen  Falles  vor  sich 
hat ,  ohne  Schwierigkeit  an  der  Hand  der 
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Analogie  <las  Richtige  getroffen  haben  wüi-de. 
Fehler,  welche  in  einem  Ijehrbuch  kaum 
beachtet  zu  weixlen  pflegen  und  welche, 
wenn  das  Leben  ihre  Tnlialtbai-keit  darthut, 
stillschweigend  in  der  nficlisten  Auflage  ver- 
schwinden, können  in  einem  Gesetzhuche 
heillose  Verwirning  anrichten.  Der  Eiit- 
wiu-f  tnig  seiner  ganzen  Anlage  nach  den 
Chai".ikter  eines  Lehrbu<^hpR,  und  es  fand 
allgemeinen  Anklang ,  als  der  bekannte 
Recht^lehrte  Bähr  ihn  nach  dem  verbrei- 
teteu  Pandektenwerke  von  AVindseheid,  der 
vennutUeh  auf  Ifoiin  und  Inhält  einen  weit- 
gehenflen  Einftuss  gcAuss«^  hatte,  den 
»Meinen  Windscheid«  nannte.  Es  haftete 
ihm  flbeiliaupt  etwas  Doktrinäres,  dem  wirk- 
lichen Irfben  Fremdes  an.  Technische  Yer- 
stÖBse  waren  hfiniig.  Man  hatte  sich  die 
aufgestellten  Regeln  meist  Oberhaupt  nicht 
als  praktisch  durchgeführtes  Recht  gedacht 
wie  denn  die  Motive  zwar  umfassende  ge- 
sdüchtliche  Uebersichten  gaben,  aber  kaimi 
e  i  n  atis  dem  Leben  ge^iffenes  Beispiel. 
Viele  Sätze,  welche  an  sich  betrachtet  ein 
dimrchaus  billiges  Princin  enthielten,  waren 
so  gesetzt,  dass  sie  bei  der  Anwendimg  ganz 
aadere  als  die  beabsiclitigten  Wirkungen 
geä^ifssert  haben  würden.  Einzelnes  —  z. 
B.  die  Abzugscinretle  des  Vorbehaltserben 
—  wai-  einfach!  unduicliführbai". 

L'nd  die  Spi"ache  war  nitrht  besser,  Sie 
war  so,  wie  mau  wohl  in  den  50er  mid 
60  er  Jahi"en  zu  schi-eiben  pflegte  und  wie 
gericlitliche  Urteile  noch  heute  bisweilen 
abgefafist  wenlen :  schwerfällig,  schwer  ver- 
st&idlich,  pedantisch,  dabei  nicht  einmal 
inmier  genau.  Vieles  wai-  imdeutsch,  man- 
ches geradezu  falsch.  Verwickelter  Satzbau 
imd  übermässige  A'^erwoisungen  auf  andere 
Paragraphen  hinderten  die  Uebersicht. 

Die  damals  verüffentlichten  Urteile  lauteten 
in  ihrer  überwieg-euden  Mehrzahl  sehr  ungünstig. 
Ein  Beispiel  diene  statt  vieler.  Bekker,  System 
und  Öpra(;he  des  Entwurfes,  sagt  S.  50:  „Der- 
selbe Oeist.  der  über  den  Gedanken  gewaltet 
hat,  hat  auch  den  Ausdruck  bestimmt.  Hier 
wie  dort  fehlt  der  natürliche  geanude  Flnss,  das 
Bild  der  Kraft  und  Schaffensfreudigkeit,  Aengst- 
Uche  Gewissenhaftigkeit,  Fleiss  und  Tüftelei 
sichern  keinen  glücklichen  Wurf;  wahrschein- 
lich wäre  vieles  besser  geraten,  wenn  nicht  alles 
ao  gar  vortrefflich  mustergültig  und  tadellos 
hätte  gesagt  werden  sollen.  So  aber  trägt  das 
ganze  Werk  den  Stempel  der  mühseligen  Ver- 
künstelung,  und  bei  der  pedantischen  Pflege, 
die  vielen  Kleinigkeiten  zugewandt  worden, 
sind  oft  wichtigere  Dinge  Übersehen." 

Obgleich  die  A'^orkommission  ihi-erzeit  voi*- 
gest^hla^n  hatte,  in  jedem  Falle,  nachdem 
die  Kritik  sich  geäussert  haben  wflrde,  eine 
zweite  Lesung  zu  veranstalten,  so  bestand 
doch  bei  der  Vei-Öffentlichung  des  ei-sten 
Entwiu^es  die  Absiclit,  diesen  möglichst  bald 
und  möglichst  unverändert  zum  Gesetz  zu 


machen.  Man  wünschte  das  Ergebnis  einer 
\-ierzehnjährigen  Arbeit  schnell  in  Sicherheit 
zu  bringen.  Als  dann  der  Ton  der  Tadler 
immer  sdiärfer,  die  Stimmen  der  Verteidiger 
immer  kleinlauter  wiuden,  versuchte  mau 
die  Annahme  sogar  als  einen  Akt  des  Patrio- 
tismus hinzustellen.  Auch  dieser  Standpimkt 
würfle  um  so  unhaltbarer,  je  mehr  Zeit  die 
Kritik  erhielt,  um  immer  neue  Schwächen 
aufzudecken.  Lange  seiiwankte  der  Kampf, 
endhch  gab  man  (las  Vorhaben  &\d.  Es  war 
moht  möglich  gewesen. 

So  wimle  denn  dim^h  Bundesiutsbeschlnss 
vom  4  Dezember  1890  die  zweite  Kommis- 
sion zusammengesetzt,  ziun  Teil  aus  neuen 
Mitgliedern.  üHn  freierer  tieist  waltete  von 
Anfang  an  über  ilu-.  An  Ocwissciihaft^keit. 
Gründliclikeit  und  Peinlichkeit  der  ereten 
gleich,  dazu  mit  deren  wertvollai  VOTai'beiten 
versehen,  hatte  sie  vor  jener  den  Vorteil 
voraus,  die  Ergebnisse  der  fi^ien  Kritik  be- 
nutzen zu  können,  und  sie  verband  damit 
den  W^illen  tmd  die  Gesclücklichkeit,  dies 
zu  thim. 

Die  Beratungen  Über  da«  B.G.B.  be- 
gannen im  April  1891  und  endigten  im 
Oktober  1895,  daran  schlössen  sich  die  Be- 
ratungen über  das  Einführungsgesetz,  welche 
bis  ziun  Dezember  1895  dauerten.  Mämier 
aus  dem  Ijoben  wurden  dazu  hinzugezogen. 
Das  Publikiun  wurde  durch  regelmässige 
Berichte  von  den  Besclilüssen  in  Kenntnis 
gesetzt  imd  erhielt  so  die  Möglichkeit,  dazu 
Stellung  zu  nehmen.  Mau  bewahrte  auf 
diese  Weise  ständige  Fühlimg  mit  der  öffent- 
lichen Meinung.  In  der  Tliat  wm-de  mit 
bewimdemswerter  Umsicht  alles  benutzt, 
um  ein  brauchbares  Gesetzbuch  zu  stände  zu 
bringen.  Die  über  den  ersten  Entwui'f  ver- 
öffentlichten Gutachten  —  eine,  wie  sich 
denken  lässt,  nngeheui-e  Menge  —  wui-don 
in  einem  sw-hsbändigeu  Werke  im  Reichs- 
justizamt zusammengestellt  und  demnächst 
von  der  Kommission  sorgfältig  benutzt. 
Selbst  gelegentliche  Bemerkimgen  giiigen 
nicht  verloren,  und  es  lässt  sieh  bei  vielen 
Einzelheiten  verfolgen,  wie  auch  in  imter- 
geortineten  Pmikten  die  Anregimg  zu  einer 
Verbesserung  nicht  imbeachtet  gt^blieben  ist. 
Noch  wälu-end  der  Beratungen  richtete  man 
(Ue  Aufmerksamkeit  auf  alle  in  die  Oeffent- 
lichkeit  gelangten  Aenssenmgen  und  ramnte 
dathm;h  auch  den  ausserhalb  der  Kommis- 
sion stt^henden  Jiuisten  gewissermassen  eine 
beratende  Stimme  ein.  An  dem  Beschlosse- 
nen wurde  bis  zm*  Beendigimg  der  Redak- 
tion immer  wieder  von  neuem  gefeilt  und 
mehrfache  Aendcnmgen  sind  erst  in  letzter 
Stimde  vorgenommeu  worden. 

Die  Spräche  des  nenen  Entwurfes  ist 
einfacher,  klarer  und  bestimmter  geworden. 
Die  Definitionen  sind  auf  ein  bescheidenes 
Mass  vermindert,  die  Konstruktionen  melu- 
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als  früher  vormirtlon.  so  dass  lÜP  "Wissf^ii- 
schaft  freie  IJahn  erhält.  ÄJi  einigen  Stellen  ist 
ilas  Gesetzbuch  sopir  wortkanif  r,  als  man  im 
Interesse  leichten  Vei-stäminisses  pewilnseht 
liHtte;  immerhin  ist  dieser  Fehler  erträglicher 
als  der  entgegen gesotzte.  Verweisungen  auf 
andei-e  Paragraphen  kommen  au<-h  jetzt  mn-h 
sehr  häufig  vor  unti  sind  reeht  lästig,  zumal 
wenn  der  angezop'ne  Paragraph  seinei-seit« 
■wieder  auf  einen  dritten  und  dieser  ■womög- 
lich auf  einen  vierten  vcr^'eist.  Man  muss 
sich  dann  die  verschiedenen  R-stimmunpen 
in  mühsamer  Mnsaikarl>eit  zusammensetzen, 
um  den  Sinn  des  fraglichen  Paragraj)hen  zu 
ei^rünih.'n.  Auch  für  die  Thfltigkeit  des 
ft'daktoi-s  sind  solche  Verweistingen  nicht 
ungefährlich,  denn  wenn  jene  (ieilanken- 
niteratinn,  den  Inhalt  des  Biig»*zogem'n  Para- 
gi'a^>hen  wirklich  einzurtet»>n  imd  daim  das 
Fueit  zu  ziehen.  verBäwmt  '»der  ungenau  ge- 
macht wird,  so  kaiin  es  ihm  leicht  entgehen, 
dawt  die  von  ihm  angoonlnete  KoiDhination 
211  unrichtigen  Rtwiltattm  fflhrt.  Nalflriieh 
sind  denirtige  Verweisunp-n  auch  vom  (ie- 
sichts]mnkte  der  äusseren  Form  keine  Zienle 
des  Gesetzhuches. 

Zur  Uefriedigung  dfr  sozialen  Anforde- 
riiugen  hat  das  (iesetzlnieh  Ansätze,  kommt 
aU>r  nicht  darflber  hinaiu*.  Die  Öffentliche 
Meinung  -war  dim-h  die  Kritik  dw  ersten 
Entin'iirfes  und  sjJäter  (hm-h  die  fortlaufeii- 
deji  Bi*richte  filier  den  zweiten  angcn-gt 
worth.'n ;  man  liegiiff  da.s  reale  Interesse, 
welches  alle  Klassen  des  Volkes  an  der 
thätigen  Mitarbeit  der  Fctrtbilduiig  des  Rech- 
tes liabon.  und  so  wunlen  zu  gleicher  Zeit 
giundvei-scliieilene  Aiisin-üche  mit  ginssei- 
Kuei-gie  erholveii,  Ks  tnit  das  ein,  was  die 
erste  Kommissinn  gefün-htet  und  durch 
Jtonsivpiente  (ieheinihaJtung  mit  Erfolg  ge- 
hindert hatte:  von  allen  Seiten  rührte  man 
sii'h.  Uie  durch  die  neuen  Verhältnisse  ge- 
filhnleten  Klassen  der  Bevölkening.  vor 
allem  die  Ijand Wirtschaft  und  der  gesamte 
Mittelstand,  wiesen  darauf  hin.  dass  der 
bisherige  Kechtszustand  veinltet  sei .  dass 
er  schon  lange  den  Bivliü-fnissnu  des  Ij^'Iiotis 
nicht  mehr  genfigt  liahe  und  zumal  hei  der 
gegenwärtigen  Lage  in  keiner  "U'eis»'  genüge. 
Sie  verlangten  wirksamen  Seluitz  gegen  die 
Ausl>eutnng  durch  das  Gnisskapitai,  Beseiti- 
gung der  siHtiifisch  römischen  Rechtsl>e- 
stimmungen  und  eine  Kefoi-ni  des  gjuizt^n 
Rechtes  auf  modemer  Griuidlage.  Wenn 
diese  Foj-derungen  zur  Aufi-echterhaltung 
des  gegenwärtigen  sozialen  Gleichgewichtes 
und  überhaupt  der  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung erholten  wurden,  so  wollte  man 
auf  der  anderen  Seite  das  neue  Gesetzbuch 
gt'rade  benutzen,  um  verhasste  Institutionen 
miiglii'hst  SJehnell  und  ludtkal  zu  l»eseitigen 
oder,  wo  das  nicht  anging,  weidgstens  so 
zu  untergrabcM),  dass  e\a  in  Zukunft  der 


Agitatirm  einen  iK^iuememi  Angi-iffsjnmkt 
iKiten.     Die  Sozialdemokraten    liätten  bei 
dieser  Gelegenheit   gerne  die  vollständige 
Fmheit  der  Arbeiterkoalitionen,   die  Auf- 
hebung der  Abhängigkeit  des  Gesindes  vom, 
Arl>eitgeb«'r  und  die  Lockerung  des  jetzt 
immer  noch  ziemlieh  festen  Familienhandes. 
die  Vertreterinnen  der  Fraueimx'hte  liätteu 
dabei  die  völlige  Gleichstellung  von  M»)n 
und  Weib  in  ihrem  Sinne  einheimsen  mf^n. 
Rindere  Wünsche  der  einzelnen  Parteien 
kamen  hinzu.   Kaum  eine  gab  es,  die  nicht 
i  auf  RtH-hnung  des  grossen  nationalen  Werires 
I  ii^rend  einen  kleinen  Vorteil  für  sieh  zu  er- 
:  haschen  suchte,  sei  es  neue  Aendennig  des; 
]  Vei-einsivchtes  oder  Reguliening  des  Wild- 
schaiieusersatzes  oiier  Auflielnwg  l»ezw.  Ein- 
schränkung der  Civilehe  oder  Neuivgt^ung 
^  der  Ehescheidungsgrflniie.     Rechnet  man 
I  nun  ufK-h  das  an  si<-h  nicht  nnlienn-htigto 
,  Verlangen  hinzu,  dass  das  neue  Ge,-M*tzl»U(-U 
1  das  römische  K<H'ht  be,s(»itigen  und  ein  wht 
'  deutsches,  ein  wahrhaft  volkstümlielieii  Recht 
I schaffen  sollte,  dass  es  die  Kluft  zwis<-lien 
1  dem  Juristenstanrie  und  dem  Volke  fll»er- 
I  brücken  sollte,  so  mtiss  man  :<agen.  da.<s 
I  (lie   ( i<>setzp>liungskninmission    mehr  als 
mensehlii'hes  Können  U^si^ssen  halK>n  müsste. 
I  nm  allen  diesen  vei-schietienen  Ansprüchen 
gei-eclit  zn  weitlen. 

'      Einzelne  dieser  Fonhnmgen  waivn  ülier- 
j  haupt  nicht  zu  iK-fritHÜgen.    Wenn  man  z. 
'  H.  den  Sozial ileuiokraten  zu  Gefallen  selbst 
1  an   die  Gnuidjjfeiler  unseit'r  geseils(*haft- 
liclien  und  juristis<'lien  Onlnung.  an  Ehe 
I  und  p'aniilie.  die  Axt  hätte  legen  wollen, 
so  wiinien  sie  «las  von  ihrem  Stand|Hinkte 
aus  lediglich  als  eine  ungenügende  AbsclUag<- 
I  zahhnig  angeseliou  haben.     Die  Kiuft  ist 
[  elion  zu  giDss.  als  dass  sie  überbrfu-kt  wer- 
I  den  könnte.     li^A  andei-eii  Parteien  wan-n 
■wieder   ilie  Fni-denmg*'n    zu   neu   und  zu 
I  wenig  geklärt,  um  sie  sofort  im  Ri^-htsK'U'ti 
I  zu  verwirklichen.  ZwtH'kmä-ssigkeitsaruiide 
kamen  hinzu.   Mau  hätte  bei  jedem  Vei-sueh. 
der  neuen  Zeit  Keehnung  zu  tnigen .  di'ii 
ei-s1en  Kntwurf  iM'iseite  legen,  hätte  oliiu- 
Vni-ai'beitfin  —  deini  die  vorhandenen  wan'ii 
geselüi-htlich    sehr    wertvoll,    soziid  istist -Ii 
wertlos   —   von    neuem  den   Spnnig  ins 
Dunkle  wagi'n  und  den  Inhalt  des  so  ent- 
standenen Gesetzes  dem  Kampf  der  Partien 
jireisp'ben  inü.ssen.    Was  bei  den  heutig^'n 
iMtlitischen  Verhälhiisst'n    dabei  hor.insirt'- 
konunen  wäre,  entzieht  sich  jeglicher  Vor- 
aussicht. 

Gegenüber  <lem  nimisclien  Rwht  nahm 
der  zweite  Entwurf  eine  freiere  Steihmg 
ein  als  der  erste.  Schon  in  diesem  war^n 
eine  Menge  von  AlteTtümliehkeiten  licseitigt, 
auf  dei-en  Verständnis  imd  Anwendung  zur 
Zeit  viel  Sc-harfcinn  nimfltz  ver«'en(let  wird. 
Die  neue  Kommission  ging  noch  etwas  wei- 
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ter.  Wenngleicli  sie  den  ersten  Entwurf 
zu  Grunde  legte  und  sit-h  auf  solche  Ver- 
Vtetiseningen  besehrÄiiken  wollte,  welche  un- 
bedingt notwendig  erschienen,  so  kamen 
doch  vielfach  ganz  andere  Ideeen  hinein, 
imd  manche  Teile  wm-den  so  von  Gnind 
aus  umgearbeitet,  dass  das  Glänze  als  neues, 
iselbatändiges  Werk  angesehen  werden  muss. 

In  der  Juristenwelt  war  die  allgemeine 
Stimmimg  von  Anfang  an  überwiegend  für 
Annahme.  Man  sehnte  sich  aus  den  gegen- 
wärtigen Zuständen  heraus,  selbst  imi  den 
Preis,  ein  schlechtes  Gesetzbuch  zu  erhalten. 
Die  taddnden  und  abmahnenden  Urteile, 
welche  sich  auch  diesmal  vernehmen  Hessen, 
drangen  nicht  mehr  durch.  Man  stützte 
sich  auf  die  imleugbare  Thatsache,  dass  der 
zweite  Entwurf  sehr  wesentliche  Verbesse- 
nmgen  g^enüber  dem  ersten  enthielt,  und 
war  entschlossen,  die  mancherlei  Mängel, 
welche  Übrigens  nicht  bestritten  wuHlen, 
in  den  Kauf  zu  nehmen.  Am  deutlichsten 
ti-at  die  Ansicht  auf  dem  Jiiristentage  hci-vor, 
der  sieh  nach  kurzer  Debatte  mit  überwäl- 
tigender Mehrheit  füi-  den  Entwurf  erklärte. 
Freilich  galten  die  wenigen  Stinnnen  der 
Minderheit  gewogen  mehr  als  gezählt,  denn 
rsie  gehörten  namhaften  Gelehrten  an. 

Obgleich  der  Entwurf  nicht  alle  Hoff- 
nungen erfflUto,  welche  sich  an  ein  natio- 
nales Rocht  geknüi>ft  hatten,  so  waren  die 
deutschen  Regierungen  doch  von  vomlierein 
seiner  schleunigen  Annahme  entschieden 
geneigt.  Es  mag  daliei  vnr  allem  andeifn 
die  Uns^icherheit  der  politischen  Lage  be- 
stimmemi  gewesen  sein.  Denn  jede  neue 
Lesung  hättö  die  Ynllondimg  des  Gesetz- 
gel lungö  werk  es  ins  Unbestimmte  hinausgt>- 
rückt,  imd  das  Ej-gelmis  sowie  das  st-hlicss- 
lichc  Schicksal  der  Vorlage  wäre  sehi-  zwei- 
felhaft gewesen.  Demnach  bescln-üiikte  sich 
der  Umidesrat  auf  wenige  Aendenmgen, 
wi'h'hc  zwar  von  einer  gründlichen  Durcli- 
arbeitung  zeugten,  aber  an  Zahl  und  Dedeu- 
fnug  so  gering  waren,  dat^s  sie  den  Chanik- 
ti'r  des  Kntwurfes  niclit  wesentlich  modifi- 
zierten. Die  bedeutendsten  waren  die  das 
Vereinsrecht  betreffenden  Bestimmungen. 
Am  17.  Januar  1896  bmchte  der  Reichs- 
kanzler die  Vorlage  im  Reichstage  ein. 

Die  Verhandlungen  des  Reichstages 
brachten  in  ihrem  Verlaiife  dem  Juristen 
eine  gewisse  Enttäuscluuig.  Das  Volt  hatte 
sii-h  freilich  anfangs  <lem  Gesetzbuche  gegen- 
über durchaus  unthätig  verhalten,  liatte 
aber  wenigstens  in  der  letzten  Zeit  eine 
waclisende  Teilnahme  gezeigt,  und  wenn 
auch  meistens  Standffiinteressen  der  bewe- 
gtmde  Gnnid  dazu  waren,  so  konnte  man 
(loch  hoffen,  dass  sich  ein  gedeihliclu's  Zu- 
sjunmt -n  wi  i  ken  des  g  ^samten  Volkes  mit 
seinen  Kechtsgelehrti  ii  entwickeln  werde. 
Diesi :'  i-'i-wai-tungen  entsiirach  die  Volks- 


vertretung zunächst  nur  wenig.  Bei  (der 
Einbringimg  des  Entwurfes  waren  etwa  40 
bis  öO  Abgeordnete  zugegen.  Eine  Annahme 
en  bloc  wai-  nicht  zu  eiTcichen,  im  Grunde 
waren  nur  die  Nationallibei-alen  einer  solchen 
geneigt.  In  der  Specialberatiing  traten,  wie 
nattirlich,  die  privatreclitlichen  Gesichts- 
piuikte  gegenüber  den  Interessen  der  poli- 
tischen Parteien  sehr  in  den  Hintergrund. 
Die  letzteren  beherrschten  fast  ausschlics»- 
lich  die  Debatte  und  entschieden  auch  über 
das  Scliieksal  der  Vorlage. 

Schon  in  der  Kommission  wurde  der 
Entwurf  durch  zwei  Materien  in  Frage  ge- 
stellt: das  Vereinsrecbt  und  das  Flhereclit. 
Jenes  sollte  einheitlich  und  dabei  möglichst 
freiheitlich  gestaltet  wenlen,  so  dass  die  in 
vielen  Staaten  bestehenden  Beschränkungen 
fortfielen,  dieses  sollte  umgekehrt  im  Sinne 
emer  strengeren  Richtung  abgeändert  wer- 
den, namentlich  durch  Abschaffung  der 
obli^torischen  Civilehe  imd  Verringerung 
der  Ehescheidun^gründe.  Für  beides  wären 
Mehrheiten  möglich  gewesen :  in  der  Vereins- 
frage hätte  das  Centnun  mit  den  Freisinnigen 
imd  den  Sozialdemokraten,  in  der  Ehefrage  mit 
den  Konservativen  zusammen  gestimmt.  Das 
so  entstandene  Ganze  wünle  aber  für  die 
Mehrheit  des  Reichstages  kanm  notJi  an- 
nehmbar gewesen  sein  und  für  den  Bundes- 
rat sicher  nicht.  Der  MSasigung  des  Cen- 
tnmis,  wek'lies  Überall  als  ausschlag^V)ende 
Partei  auftrat,  sich  aber  mit  einigen  Zuge- 
ständni-fsen  begnügte,  war  es  zu  verdanken, 
dass  diese  Gefahr  vorüberging. 

Im  Juni  kam  dann  die  mehrfach  ver- 
änderte Vorlage  aus  der  Kommission  in  den 
Reichstag  zur  zweiten  Ix-sung  zurück.  Zu- 
nächst erhob  sich  ein  heftiger  Streit  darilber, 
ob  sie  reifliclierer  Beratung  wegen  imd  mit 
Rücksicht  auf  die  vorgerückte  Jahn-szeit  bis 
zum  Herbst  zurückgestellt  wenlen  sollte. 
Man  entschied  sich  für  Beschleun igiuig, 
nicht  ohne  scharfen  Widerspruch  der  Gegner, 
welche  bezweifelten,  ob  der  Rei<'listag  über- 
haupt die  erforderliche  Zeit  hiiidurc-li  be- 
scbhissfilhig  bleiben  werde.  Die  folgenden 
Verhandlungen  gewähren  ein  gewisses  dra- 
matisclies  Interesse,  aber  nicht  vom  jm-is- 
tischen,  sondern  lediglich  vom  ix>Utischen 
Standpunkte. 

Die  nuiteriellen  Schwierigkeiten  waren 
grösstenteils  beseitigt.  Fieilieli  machten  die 
Sozialdemoki-atcn  ihre  Ansi)rtiche  in  vollem 
Umfange  auch  im  Plenum  g<'ltend :  als 
Vorkämpfer  für  die  deutsche  fitn-htseinheit 
auftreteiul.  verlangten  sie  eine  allge- 
meine Regelung  des  Vereinswesens,  natür- 
lich in  ihrem  Sinne,  und  ])rotestierten 
gegen  die  Aussclüiessung  des  Gesindt^ 
rechts  vom  H.G.B.,  im  übligationenrecht  for- 
derten sio  eine  Reihe  von  Neuerungen  zu 
Gunsten  der  unViemittolten  Klassen  und  im 
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Familionn'cht  htflltou  sio  eino  ziisammen- 
hänp'inU'  üni]»i»«^  -wohl  tTwop-ner  Anti-äpc 
■wclclic  in  ihiiT  lii'?yiinthoit  fii»'  vollstämlip' 
Rt»v<)luti<m  .Ulf  »lein  Gi-bict  il»'r  bcstfhoinU'ii 
Kimili» '11  verhält  niss*'  hättfii  ht'rU'ifflhi-en 
mOss»,'!!.  rntcr  ili'ii  ohwiütt'inU'ii  ruistÄmlpii 
lionnh'ii  sii'  uXh'V  nur  mit  cinip'm  dim-h- 
iJrinffPii,  (las  nifistc  wiinlc  al^'lchnt,  zum 
Teil  ohne  jede  Delwttf,  Von  einem  Teil 
der  Konservativen  wiinie  n<H-]imiils  der  Ver- 
aiieh  ji:i'maeht.  die  oblipiteriselie  rivilelic 
abzuscliaffi'ii.  al«'r  elwnfidls  (iline  Krfolf;: 
auch  die  Kni^e.  <ib  eine  Khe  wep-n  unheil- 
hai-<T  Geiste^knuikheit  p-sehiinlen  wenien 
dürfe,  war  vnni  Stiuidimnkte  des  Fniktions- 
iiiteresses  {jlfleklieher weise  nicht  iMHleutend 
penn^.  lua  das  Gesetz  zu  pefälinlen.  Hei 
dem  Fh-sixtz  di-s  "W'ildsehailens  trat  dajreiren 
ein  kritischer  Mouient  ein ;  die  Kons^-n'ativen 
l>rotesti<'rten  Ki»j:eii  Krsiitz  Uiireh  liasen 
aiigi'^richteteii  S<'luidens  und  (>rklflrten.  sie 
würden,  wenn  dies<'r  aufgenommen  wünle. 
da«  Interessi'  an  dem  Hiliverlii  hen  Gesetz- 
buch verlien'n  und  der  Reichstafr  wenb- 
vielleicht  dun-h  ihr  Fortbleilw'n  b«-schluss- 
unfäliip  wenh'n.  Darauf  abt*r  lenkte  das 
Centnun  ein.  und  tler  Krsatz  des  lIil^en- 
schadens  wunle  gestrichen.  Nwh  wichtij^er 
als  diiw  Verband  hingen  waivu  die  Anszäh- 
lungsanti^ge  der  Antist»nnten  und  <lio  Er- 
gebnisse d4>r  Aiiszithhuigt'n,  denn  bis  zuletzt 
blieb  es  zweifelliaft ,  uh  4>s  mr^lich  sein 
wwle,  iJüO  Heichsboten  um  d4*s  Gesetzbu<-hs 
-willen  bis  in  di>n  Monat  Juli  hinein  zu- 
sammenzuhalten. Aber  ein  gflnstigi»r  Steni 
leuchtete  diesmal  der  (leuts<-i)en  Heehtsi'in- 
heit  der  gute  Wille  der  herrschenden  I'ai*- 
teien  und  die  kflhb'  Witterung  thaten  (las 
ihrige,  \md  so  gelang  denn,  was  viele  ge- 
hofft, wenige  als  sicher  angenommen  hatten. 
Am  1.  Jiili  ISltß  wunle  ilas  Büi-gerliche 
Gesetzbuch  mit  2:^2  gegen  -iH  Stimmen  bei 
18  Stimmenentlialtungen  angenommen.  Am 
14,  Juli  erteilte  dei-  Bundesint  die  Sanktion, 
am  IH.  August  vollzog  iler  Kaiser  <las  neue 
Gesetz. 

ni.  Unifauf?  der  Geltung  des  B.G.ß. 

Das  B.G.IJ.  winl  in  unser  Kechtslebeii 
tief  eingi'eifen  und  hat  didier  auch  an  Im^- 
stehenden  Rciclisgesetzen  mehrfache  Aeilde- 
rnngen  notwendig  gemacht.  Die  ergänzen- 
den Gesetze,  denen  sieh  eine  rniarbeituiig 
des  Handel  sgcsetzbiiclies  ani-eiht .  sind 
inzwischen  btM-eits  verüffentiiebt.  Die  Lan(b'.-*- 
gesetzgt'bung  verliert  din-ch  das  B.G.B,  eines 
der  wichtigsten  Gebiete. welches  ihr  bisher  ver- 
blieben wai-.  AIht  völlige  R»>chtseinheit  schafft 
das  B.G.B.  nicht.  Eine  Reihe  von  Punkten, 
wichtig!.')!  lud  welliger  wichtigen,  ist  dui-eh 
das  Einf inirungsgt  'st  'tz  lier  l^indesges*'tz- 
gebimg  vorbelialtcii  worden.  Ein  einheit- 
liehes  l'rincip  liegt  diesen  Ausnahmen  nicht 


zu  Gnmcb';  bald  sind  p-ditische  und  sozial- 

fKili tische  Erwäginigen  massgek-nd  g»^we.seii. 
wld    stand    die   Eigenai-t   der  deutschen 
Stänime  einer  gleic-hmas.-4igen  Regt^Iung  im 
Wege,  bidd  war  es  bt'i  der  Vei-sehiedcnheit 
der  geseliiehtlichen  Entwickelung  der  be- 
tivffciub'ii  RechtsiiL-^titute  in  (b-n  einzelnen 
Ijändern  niciit  gut  möglich,  einen  Rahmen 
zu  finib'ii.  in  welchen  alles  gi'schichtlieli 
GewoiTlcne   bineiniKtsste.    Die  Ausnahmen 
wai-en  demnach  ein  notwemliges  l'ebel.  Eine 
Ziei-de  des  kflnftig(-n  Re<-ht{izustandes  wer- 
den  sie  nicht   seiti,   und   sie  wenlen  zu 
mancher  Imnig  luidVerwimmg  Anbiss  geWn. 
Es  wän'  gewiss  l«essiT  gewesen.  Materien, 
welche  in  wichtigen  Pmikten  zm-  einheii- 
iiclien    Regidntig    nngi-eignet  erschienen. 
vr)ilig  au^z^schliesstn^.  dageg(*n  diejenigen 
Materien,  die  man  ftbt^rhauiit  zmn  Ge;jefi- 
stand  des  H.G.B.  machte,  aucn  dnrehgreiicuil 
zu  onhien.    Die  Geltung  des  Ijandmbtes  in 
einer  Menge  einzelner  Punkte  durehbricht 
die   Pririciiiica    des  B.G.B,    und  iH-hafft 
Reclitsun  Sicherheit.    Besonders  V)>rwirn.'nd 
ist  es.  dass  daneUm  tlann   d<H-h  wieder 
einzelne  Bi'stimmtuip'U  des  B.G.B.  in  Ki-aft 
tiTten.   Dadun  h  winl  die  riihtige  Äl^-i-n- 
znng   von   Reicbsnvht    und  Landesi-echt 
sehr  erschwert ;  die  Reg('>In  des  ei-steivn 
gelten  zudem   neben  ganz  verscbietleuen 
iKirtikularivfhtlichen  R«>geln   luid  kOnnt^i 
datier  in  den  vi'nwhiwlenen  Ijändem  eine 
sehr  versehiolene  Bedeutung  erbeten.  Das 
Bestn'l>Mi.  allen  Wünschen  gerecht  zu  wer- 
den und  daU'i  d<K'h  für  die  Beiclisj^oj-eiz- 
gebung  so  viel  wie  irgend  möglich  zu  ivtten. 
mag  der  Gnmd  für  das  beobai-hteto'  Ver- 
fahren gewesen  sein. 

Aus  |Militisclu>n  Gi-ftnden  bleiben  in  Kraft 
Staatsverträge.  welche  ein  Biuulosstiwt 
mit  ein(>m  anslilndisehen  Staate  vor  <U:- 
Geltung  des  B.G.B,  ai 'geschlossen  bat.  ft'rnei- 
Hiius Verfassungen  und  lande.--gesetzlirho  He- 
stimmungen  über  die  Landesherr o  n  . 
die  MitgliediT  ihrer  Familion  un»! 
die  Mitglieder  der  Familie  Hoheiizollorn. 
Die  v'irinaligt*  ILinnovem-be.  KiU'hossisc-h.- 
und  Niissuiische  Fürstenfamiiie  sinil  iliiu-i! 
gleichgestellt.  El«'nso  verbleibt  es  für  den 
liohen  A'lel  bei  dem  lK\>itehonden  RtX'hte. 
Das  B.G.B,  gilt  also  insoweit  nur  sul»sidiiir. 

Der  Lan<b'sgesetzgel)ung  sin«!  ferner 
gi-osse  Gebiete  des  Agrarrechts  erlialt*'u. 
namentlich  Fidcikonmiisse  un<l  Lelien.  Ken- 
tengüter.  Waldgen(tssensch{iften ;  ferner  dii  • 
Institute  des  kleineivn  län<lliclien  Qrundbt.^ 
Sitzes.  Erblicht-.  Hilusler-  und  BfidnerixH-ht. 
Änerbennvht,  die  Nttnnen  rd>er  die  I'iiteil- 
bai-keit  und  be.-*c.hränkte  Verscluüdbai-lieit 
der  Liuidgfiter.  eWnso  das  WasserTe<.-ht  und 
das  Bi'rgn.'cht .  Jagd-  und  Kscheix^iivcht. 
Der  Wildselmdenst'nimtz  ist  zwar  im  B.G.H. 
g<?üiiinet.  alior  in  mehreren  wichtigen  Punk- 
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ten  gleichwohl  ilas  Landesrecht  weiter. 
Es  hegt  atisser  unserer  Aufgabe,  auf  alle 
Einzelheiten  einzugehen ,  das  Angeführte 
zeigt  den  grossen  Umfang  dessen,  was  dem 
I^deerecht  verbleibt  Wie  die  Verhältnisse 
li^en,  ißt  das  nur  zu  billigen.  Das  B.G-.B. 
hat  es  nicht  unteniehmen  Kdnnen,  das  Im- 
mobiliarsachenrecht  vollständig  auf  geschicht- 
liche deutsche  Grundlage  zu  stellen.  Die 
geringste  Schwierigkeit  wäi-e  es  noc^h  ge- 
wesen, dass  bei  einer  Verallganeinemng  der 
deutschen  Institute,  die  sich,  wie  FideiJ^om- 
inisse,  Lehen,  Anerbeiu'eoht,  hie  und  da  in 
einzekien  lAndstrichen  erhalten  haben,  ein 
gbi^icher  Bmch  mit  dem  bisherigen  System 
nOtig  geworden  wäre.  Die  Verallgemeine- 
rung wäre  überhaupt  moht  mOglich  gewesen, 
denn  jene  Institute  beruhen  auf  lokalen  Qe- 
wohnheiten  und  Stammete^entümlichkeiten.  i 
imd  ihre  Ausdehnung  auf  andere  Gegenden 
wüi-de  vielfach  häiter  empfunden  worden 
sein  als  das  alles  gleich  nuichende  römische 
Recht  So  hütton  sich  denn  Zweifel  über 
das  rechte  Mass  bei  der  Ausdehnung,  über 
die  Gestaltung  der  Institute,  kurz  Schwierig- 
keiten aller  Ai-t  erhoben,  imd  das  Gelingen 
wäre  schon  vom  i-ein  wissenschaftlichen 
Standpunkte  aus  angesehen  mehr  als  be- 
denkhch  gewesen.  Was  dann  im  parlamen- 
tarischen Pai-teikampfe  aus  dem  Vei-such  ge- 
woi-den  wSre,  ist  schwer  abzusehen ;  gehmpren 
wäre  er  sicher  nicht  Unter  diesen  Um- 
ständen ist  es  als  ein  Glück  zu  betrachten, 
dass  die  deutschen  Institute  wenigstens  da, 
wo  sie  bestehen,  nicht  angetastet  werden. 
Freilich  machen  jene  Vorbehalte  in  ihi-er 
Buntschoekigkeit  den  Eindruck  des  Zufälli- 
gen luid  Willkürlichen,  und  es  wäre  viel- 
leicht besser  gewesen,  einstweilen  das  ganze 
Immobiliarsachem-echt  auszuscldiessen.  Die 
Zeit  wird  lehren,  ob  die  erlialtenen  Uel>er- 
bleibsel  alsbald  vor  der  unifonnioi-endeii 
Tendenz  unserer  Tage  verschwinden  oder 
den  Kern  für  eine  neue  nationale  Reclitä- 
entwickelung  bilden  werden.  Eine  cigen- 
tflmliche  Erscheiimng  ist  es  auf  je4len  Fall, 
dass  diese  üeberbleibsel  nationalen  doutsclien 
Rechtes  sich  jetzt  im  Gegensatz  zu  dem 
einheitlichen  deutschen  Recht  lieluuipton 
milssen. 

Ein  anderer  Vorbehalt  betrifft  die  Haf- 
tung des  StaatoH  und  der  Gemein- 
den für  ihre  Beamten.  Für  privat- 
rechtliche Verrichtimgen  ihrer  Beamten  haf- 
ten Steat  und  Gemeinde  nach  B.G.B.  unbe- 
dingt, ebenso  wie  flberliaupt  jiu^stischc 
Pcraoncn.  Eine  ähnlicho  Haftung  auch  für 
Funktionen  des  öffentlichen  Rechtes  reichs- 
gesetzlich  aufzustellen,  ist  zwar  angeit^, 
aber  von  den  Regierungen  entschieden  ab- 
gelehnt worden.  Es  bleibt  dafür  das  Landes- 
i-echt  in  Kraft  mid  dieses  kann  andcrei-seits 
auch,  soweit  die  Kor|»tation  zum  Schaden- 

HandwSrtnboch  der  Stutiwlamiiobaftm.  Zweite 


ei-satz  verpfUchtet  ist  die  persönliche  Haf- 
tung des  Beamten  ausschlies.sen.  Auch  an- 
dere Ajisprflche  öffentlicher  Natur,  z.  B.  die 
vermögensi-echtlichen  Ansprüche  von  Be- 
amten aus  dem  Dienstverhältnisse,  die  Be- 
stimmimgen  über  Bearatenkautionen,  die 
Ansprüche  von  Artnenverbänden  ge^en  Ver^ 
wandte  des  Unterhaltenen  u.  s.  w.,  smd  aua- 
genommen. 

Eine  iwlitische  Bedeutung  haben  die 
Erwerbsbeschränkungen  der  toten 
Hand,  da  die  Kii-clie  und  kirchliche  Stif- 
tungen davon  betroffen  werden.  Man  hat 
ein  Kompromiss  geschlossen  mid  sie  inso- 
weit bei  Bestand  gelassen,  als  sie  Gegen- 
stände im  Werte  von  mehr  als  5000  Mark 
betreffen.  Für  geiingere  Zuwendungen  fällt 
also  das  Erfonlemis  staatlicher  Genehmigung 
I  sowie  alle  anderen  Beschränkungen  fort 

Dev  Verschiedenheit  der  lokalen  Gewohn- 
heiten ist  Ro<;hnung  getragen,  wenn  die  bis- 
herigen Fristen  zur  Räumung  von  Miets- 
woUnungen  ausgenommen  sind. 

Endlich  mag  noch  der  sozialen  Wichtig- 
keit wegen  liarauf  hingewiesen  werden,  dass 
auch  das  Gesinderecht  trotz  des  Pi*o- 
testes  der  Sozialdemokrateu  ausgeschlossen 
worden  ist.  Gleichwohl  setzt  das  B.G.B. 
doch  wieder  gewisse  einzelne  Bestim- 
mungen auch  füi-  Dienstboten  in  Kraft  und 
hebt  das  Z  ficht igmigsrecht  gegen  Dienstboten, 
wo  es  etwa  besteht  ausdrücklich  auf. 

FiU-  weitere  Einzelheiten  kaim  auf  die 
Art.  56 — 152  des  Einführungsgesetzes  ver- 
wiesen wei-den. 

Uebrigens  wird  auch  in  denjenigen  Ma- 
terien, M  welchen  das  B.G.B,  dm-chgreift, 
in  der  ei-sten  Zeit  noch  vielfac-h,  nämlich 
füi-  die  früher  begründeten  Rec^htsverhält- 
nissc.  das  jetzt  geltende  Rettht  ziu*  Anwen- 
dung kommen.  So  wenlen  die  frülier  ent- 
standenen S<-hiddverhältnisse  nach  dem 
früheren  Reclit  zu'  beurteilen  sein.  Das 
ne\ie  Immobiliarsachenrecht  zu  seinem  gi'öss- 
ten  Teile  wiixl  ei-st  in  Kraft  treten,  wenn 
das  Gnmdbuch  füi-  den  betreffenclen  Bezirk 
•als  angelegt  anzusehen  ist« ,  luid  dieser 
Zeitpiuikt  winl  für  jeden  Bmidesstaat  durch 
landesheiTliche  Vei-oiilnnng  bestimmt.  Es 
liegt  daher  in  der  Hand  der  einzelnen  Re- 
gierungen, ihn  für  ihi-  Land  beliebig  hinaus- 
zuschieben. Femer  gilt  für  die  am  i.  Januar 
1900  beistehenden  Elben  das  gegenwärtige 
Gütonwht,  welches  also,  soweit  nicht  das 
lAudesi^H^t  eingreift,  noch  länger  als  ein 
Menschenalter  zur  Anwendmig  kommen 
wird.  Einer  künftigen  Verlängerung  dessel- 
ben dtux'h  Ehcverti^äge  ist  fn^luch  das  B.G.B. 
entgegeug»'tret<yi .  indem  es  N'erbietet,  die 
Güterverhältnisse  lediglich  Aurvh,  Vemveisung 
auf  ein  nicht  mehr  geltt^ndcs  Recht  zu 
ortlnen.  DasscUie  Verbot  ci-stivckt  sich  auch 
auf  auslän<lische  Gesetze. 

lAulUge.  [I.  76 
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IV.  M'os  bietet  uns  das  B.G.B.? 

Das  fÄlJt  in  eine  politiwh  nehr 

Zeit  Aeusserlieh  sind  andere  Zeiten 
durch  Krieg  und  Bfirgerkrit^  stOrmiseher 
pewesen,  aber  eine  so  tief  gehende,  alle 
Sffhichten  der  BovCllieninjf  erj^reifende  geis- 
tige GÄning  hat  seit  Be^nn  der  Qet»chichte 
kwim  stattgefunden .  Nicht  nur  auf  poUti- 
»ehcm  und  wirtsehaftliehoin.  sondern  auch 
auf  sittlichem  Oebiete  herrsehen  die 
schroffsten  Oegenpfttze,  von  der  starrsten 
Reaktion  bis  zum  NihiliRmiut  und  Anarehis- 
mus sind  alle  Spielarten  vertreten,  und 
Venn  das  Ideal  der  rerolutitniAren  Furteien 
sich  erfQUt,  so  vird  das  nftehste  Jahiiiim- 
dert  nicht  nur  cme  neue  QeseUsehaftsform, 
sondern  auch  eine  neue  Mond  haben. 

Das  Gesetzbuch  hat,  auf  die  Grenze 
zweier  grosser  Epochen  gestellt,  einen  mehr 
i-flck-wärts  schauenden  Charakter.    Es  re- 

Srfttientiert,  wie  natürlich,  die  Jurisprudenz 
es  19,  Jahrhunderts,  luid  zwar  mit  allen 
ihren  Vorzügen,  freilich  auch  mit  einigen 
ihrer  fehler.  Hie  und  da  hat  die  kom- 
mende Zeit  ihren  Schatten  Torausgeworfen. 
Ob  die  Bestinunungen .  in  welchen  schon 
die  neuen  Ideeen  hervortreten,  sich  bewähren 
werden,  muss  die  Znkimft  lehren. 

Vor  allem  ist  das  B.G.B.  ein  nationales 
Werk  Ton  höchster  Be<leut\ing.  Ein  in  deut- 
scher Sprache  geschriebene«  Re<*ht  wird  in 
ganz  Deutschland  gelten.  Römische  Eigen- 
tümlichkeiten und  Altertümliehkeiten  sind 
beseitigt,  eine  Menge  uralter  Streitfragen 
ist  abgeschnitten,  imd  meist,  wie  wir  schon 

i'etzt  sagen  können,  mit  fester  und  gltlck- 
icher  Hand.   Dieses  Recht  wird  im  Mittel- 

Sunkt  unserer  Rechtswissenschaft  stehen, 
er  Blick  unserer  Gelehrten  wird  sich  von 
den  antiiniarischen  Fragen  des  römischen 
Rechts  abwenden,  er  wii-d  auch  nicht  mehr 
durch  die  Mannigfaltigkeit  deutsi-her  Rechte 
verwirrt  werden.  Die  modernen  VeibÄltnisso 
werden,  so  dürfen  wir  hoffen,  in  ganz  an- 
derer "Weise  als  bisher  die  Gnmdlage  der 
kthiftigen  Rechtsentwickehing  bilden. 

Aber  freilich  wtlrde  derjenige  sich  irren, 
welcher  meinte,  es  sei  damit  ein  völlig 
Tolkstfhnlichc«  Recht  geschaffen.  Schon  die 
Form  des  Gesetzbuches  ist  dazu  nicht  an- 
gethan.  Seine  Sprache  ist  zwar  einfacher 
und  durchsichtiger  als  die  des  ersten  Ent- 
wurfes, aber  leicht  verstfindlieh  ist  sie  nicht. 
Sie  erfordert  gründliche  juristische  Vorbil- 
dung, kaum  weniger  als  das  Jetzt  geltende 
lateinische  cori)us  juris.  Ein  Leitfaden,  aus 
dem  der  Laie  sich  mühelos  über  das  Recht 
unterrichten  könnte,  ist  das  B.G.B,  nicht. 
An  die  Stelle  der  entschiedenen  Streitfragen 
werden  neue  treten,  sind  sogar  schon  jetzt, 
bevor  es  noch  in  Geltung  ist.  neue  getreten. 
Zum  Teil  liegt  das  an  dem  Gesetzbuch,  in 
viel   grösserem  Umfange   aber  sorgt  die 


Mannigfaltigkeit    des    wirklichen  Lebens, 
welche  keine  Phantasie  voriier  übersehen 
,  und  dalier  kein  Gesetzgeber  im  voraus  be- 
I  rücksi<-htigen  kann,  <lafür,  dass  immer  neue 
I  Streitfragen  auftauchen. 

Der  Zwiespalt  zwischen  dem  Reehtsbe- 
wusstsein  des  deutschen  Volkes  und  seiner 
Rechtspflege  ist  uralt  und  beruht  ai^  so 
Tersclue<lenen  Institutionen,  dass  er  mit 
einem  Schlage  gar  nicht  beseitigt  n-erden 
kaim.   Wir  müssen  fürcht«!,  dass  er 

sich  iD  ^wisscr  Weise  noch  vcrschfirfen 
vinl.    Die  grOeserw  Prozesse  über  alle 
Materien,  welche  das  B.GJB.  behandelt, 
müsHen  an  das  Reiche^richt  gehm.  Mit 
Rücksicht  auf  die  Einheitlichkeit  der  Recht»- 
cntwickelung  ist  das  Mich  unbedingt  notr 
wendig,  denn  wenn  die  obersten  (^richte 
der  Einzelstaaten  in  letzter  Instanz  eat- 
schie<len,  so  würde  es  auf  die  Daner  kaum 
zu  vermeiden  sein,  dass  sich  in  den  ver- 
schiedenen Lftndem  eine  gänzlich  verschie- 
dene   Rechtsprechung   entwickelte.  Nun 
stehen  aber  die  höheren  Gerichte  den  that- 
sÄchlichen  Verhaltnissen ,  welche  dem  Pro- 
zesse zu  Grunde  liegen,  im  allgemeinen 
femer  als  die  imteren  Gerichte,  und  bei 
alier  Tüchtigkeit  der  höheren  Richter  liegt 
die  Gefahr  einer  mehr  schematischen  An- 
wendimg abstrakter  IMncipien  nahe.  Ver- 
mehrt wird  diese  Gefahr  durch  das  Präju- 
dizienwesen.    Von  Rechtswegen   hat  der 
zuerst   urteilende  Richter   löliglich  nach 
seiner  eigenen  Ueberzengimg  zu  entscheiden. 
Wird  Bi^nifimg  eingelegt  und  kommt  im 
weiteren  Verlaufe  etwa  dieselbe  Sache  von 
dem  höheren  Richter  wieder  an  ihn  zurück, 
so  hat  er  freilich  nach  ausdrücklicher  ge- 
setzlicher Vorschrift  für  diesen  Prozess  die 
Ansicht  des  höheren  Richters  zu  Grunde  zu 
legen.   Einen  neuen  ähnlichen  I^oz^  aber 
hat  er  zunächst  wieder  nacb  seinei*  eigenen 
Ueberzeugiing  zu  entscheiden,  darf  also  der 
Ansicht  des  höheren  Rieht««  nur  dann 
folgen,  wenn  er  sie  für  richtig  hält.  Trifft 
dies  nicht  zu,  so  muss  er  dem  höheren 
Richter  selbst  überlassen,  bei  einer  etwa^en 
Berufiuig  seine  Ansicht  wieder  zur  Geltung 
zu  bringen.  Es  würde  für  die  Be<^itsent- 
wickelung  von  grossem  Vorteil  sdn,  vrenn. 
dieses  Vwiahren  streng  dngehaltm  -würde, 
denn  dadurch  würde  der  oOhere  IRichter 
von  den  An  schaumigen  des  den  Veib&ltiiisäen 
näher   stehenden   niodOTHi  Bidiiers  fort- 
laufend Kenntnis  erhalten  und  so  eiii  "wert- 
volles Mittel  zur  Selbstkontrolle  haben. 
Uebereinstimmende  Urteile  der  imteren  In- 
stanzen könnten  für  ihn  ein  Erkenntxüs- 
mittel  der  Volksflberzeugimg  werden  und 
ihn  vei'anlassen,  einen  davon  abweichenden 
Standpunkt  aufzugeben.  Statt  dessen  pfle^n 
die  ei-sten  Instanzen  die  einmal  aufgestellten 
Ansichten  des  Reichsgerichts  auch   in  spä- 
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teren  Prozessen  durchgängig  wieder  zn 
(Jrunde  zu  legen.  Dadurch  wird  der  höhere 
Richter  MtnsÜich  der  Tagesströmung  fern 
gehalten  und  hSrt  in  den  an  ihn  gelangen- 
den Urteilen  nur  seine  eigene  Stimme  wie- 
der. Zur  Beohtfertigung  führt  man  meistens 
an,  dass  man  durch  AiiErechteriialten  der 
eigenen  Ai^icht,  da  doch  stets  Berufung 
eingel^  werden  wflrde,  lediglich  den  Parteien 
unnütze  Kosten  machen  vflrde.  Leider  \&set 
sich  dieser  Einwand  nicht  abweisen,  denn  un- 
ser Taxwesen  ist  aU^dings  so  eigentümlich, 
dass,  wenn  das  Urteil  des  ersten  Richters 
von  dem  höheren  als  unrichtig  aufgehoben 
wird,  der  Staat  sich  doppelt  bezahlen  Ifisst: 
erstens  fflr  das  für  mlsch^  erklärte  Urteil 
imd  zweitens  für  die  Aufhebiuig  desselben. 
Die  klare  Billigkeit  würde  verlangen,  dass 
für  ein  Urteil,  welches  für  rechtsirrtümlich 
erklÄrt  wird,  keine  Kosten  angesetzt  werden 
tlürften.  Aus  dem  oben  Angeführten  ei^ebt 
sich,  dass  hierdurch  nicht  nur  die  Pai-teien 
geschädigt  werden,  sondern  die  Bechtspflege 
treibst 

Ueber  die  soziale  Seite  des  B.G.B.  ist 
bereits  oben  gesprochen  wonlen.  Der  im- 
geheure  Umschwung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  in  den  letzten  Jahi-zehnten  hat 
Erscheinungen  herbeigeführt,  welche  aller 
unserer  Erfahnmg  und  imsei"er  ganzen  über- 
kommenen Weisheit  spotten.  Ratlos  stehen 
wir  in  einer  Ejwche  da,  die  an  allem  Ueber- 
fluss  hat,  was  nach  der  Ansicht  früherer 
Zeiten  das  materielle  Glück  eines  Volkes 
begründet,  an  Menschen,  an  Gütern  jetier 
Art  und  an  Geld.  Denn  zu  imsorem  Stau- 
nen bemerken  wir,  dass  die  Folge  dieses 
UeberfluBses  nicht  eine  allgemeine  Glück- 
seligkeit, sondern  eine  allgemeine  Kala- 
mität ist.  Nicht  die  ünziilto^ichkeit  der 
Produktionsmittel,  nicht  die  S<thwierigkeit, 
für  die  wachsende  Volkszahl  Nahrung  zu 
beschaffen,  ist  die  Ursache  der  andauernden 
Krisis,  in  welcher  wir  ims  befinden,  sondern 
gerade  umgekehrt  die  Über  alle  menschliche 
Erwartung  hinausgehende  Erleichterung  der 
Produktion  durch  Maschinen  und  andere 
Erfindiuigen  und  die  ungeheure  Ausbrei- 
tung und  Verbilhgun^  der  Kommunikati(»is- 
mittel,  wiche  den  Einfluss  der  Entfernung 
fast  auf  ein  Minimum  herabdrückt.  In  dem 
Inditöbiestaat,  an  dess(»i  Anfiuige  wir  stellen, 
ist  der  Mensch  von  dem  Gnmd  imd  Boden 
erheblich  unabhängiger  als  in  der  vorher^ 
gehenden  Periode  des  Ackerbaues,  da  einer- 
seits das  vorhandene  Land  mit  den  Mitteln 
modemer  Technik  für  die  Volksemähnmg 
sehr  viel  intensiver  ausgenutzt  werden  kann, 
aiiderei-seits  die  Erleichterung  und  Stoigenmg 
<les  Verkehrs  es  gestattet,  einen  etwaigen  i 
Feldbeti-aganJfalunmgsmitteln  aus  menschen- 
ai-men  Gegenden,  deren  es  liinreichend 
giebt  und  noch  lange  Zeit  hinreichend 


geben  wird,  dimrh  Einfuhr  zu  decken.  Dabei 
ist  der  ^;anze  geschichthehe  Prozess 
erst  im  Beginn,  Die  Schnelligkeit,  mit  der 
die  epochemachenden  Erfindungen  einander 
folgen,  lässt  uns  meist  ihre  Grossartigkeit 
vei^ssen,  imd  wir  werden  ims  kaum  noch 
bewusst,  dass  vieles  geleistet  wird,  was  vor 
kurzem  für  schlechtweg  immöglidi  geilten 
hätte.  Der  Fortsehritt  der  Ifaturwissen- 
schaften  wird  gewiss  imdanmi  imd  zn  Er- 
gebnissen fahr^  von  denen  wir  auch  jetzt 
noch  keine  Ahnung  haben.  Wie  schnell 
durch  Chemie  die  Ausnutzung  der  vorhan- 
denen SUMe  für  die  Ycdksernfthnmg  geför- 
dert werden,  wie  leicht  die  Ausbeutung 
bisher  unangebauter  Landstriche,  z.  B.  in 
imseren  Kolonieen^  gelingen,  wie  billig  sidi 
in  d^  Folge  die  Einfiihr  ans  gelreiderüchen 
Ländern  gestalten  wird,  das  ist  zur  Zeit 
überhaupt  nicht  abzusehen. 

Änlässhch  dieser  wirtschaftlichen  Ver- 
ändenmgen  werden  an  (he  Gesetzgebung 
Ansprüche  sehr  verschiedener  Art  gestellt 
Einerseits  von  solchen  Existenzen,  welche 
von  dem  gegenwärtigen  Ueberflusse  erdrückt 
werden  imd  in  Gefahr  geraten  unterzi]^hen. 
Denn  da  die  dem  Grosskapital  güns^ien 
Rechtsnormen  imter  den  obwaltenden  Um- 
ständen, wo  eine  Kapitalanhäufung  bis  ins 
Üngemessene  sehr  wohl  möglich  ist,  eine 
für  die  Gesamtheit  viel  unheilvollere  Wir- 
kimg äussern  als  vordem,  da  namentlich 
die  Aufsaugung  des  Mittelstandes  tmd  der 
Ruin  der  Landwirtschsift  alles  Ernstes  zu 
fürchten  ist,  so  ist  das  Verlangen  nach 
Schutzmassregeln  gewiss  berechtigt.  Frei- 
lich wird  dailurch  der  wirtschaftliche 
Umschwung  nicht  gehemmt,  katun  verlang- 
samt werden ,  aber  für  jene  Existenzen 
wird  die  Raindität  des  Stesses  gemildert, 
sie  erhalten  Zeit,  sich  den  veränderten  Ver- 
hältnissen anzupassen,  und  so  kann  das, 
was  überhaupt  lebensfähig  ist,  in  die  neueAera 
hinübergerettet  wertlen.  Es  leuchtet  ein, 
dass  eine  gewisse  Stabilität  in  der  Entwiche- 
hmg  nicht  nur  für  die  einzelnen,  die  dadurcli 
vor  dem  Untergange  bewahrt  werden,  sondern 
auch  für  die  Geselisphaft  selbst  von  grösstem 
yferte  ist.  Indessen  ist  das,  was  das  B.G.B. 
in  dieser  Beziehung  thut,  ausserordentlich 
wenig.  Diese  Beschränkung  ist  bedauerlich, 
aber  die  Gründe  für  dieselbe  sind,  wie  man  zu- 

g stellen  muss,  zahlreich  und  schwerwiegend, 
ie  ganze  Situation  ist  ims  noch  zu  neu, 
imd  die  gmsskapitalistischc  Anschauungs- 
weise ist  in  der  Bechtspolitik  wie  im  Steuer- 
wesen noch  immer  durchaus  die  herrschende. 
Uelter  (Üe  geschilderte  Kalamität  ist  man 
pinig,  aber  wie  ihr  abgeholfen  werden  kann, 
i  darüber  gelien  die  Ansi<'hten  weit  ausein- 
ander. So  sind  denn  in  das  Gesetzbuch 
ei-st  in  letzter  Stimde  einige  wenige  imd 
wenig  bedeutende  Bestimmungen  gekommen, 
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welche  den  Zvwk  haWn.  iXic  in  ihivr  Exis- 
tenz l)e<lr(^teii  Stände  zu  schntzeu.  z.  B.  die 
Bestimmung,  dass  Ijaiid^ntt>r  in  ^wiss4>n 
Erbw-hoftsfftllen  nicht  nach  ihrem  \erkaufs- 
wert,  fumdem  nacli  ihrem  Ertraf^swert  pe- 
«chAtzt  wenlen  snllen.  Im  ftanzen  System 
des  GJesetzbiK'hM  alier  erwheiiien  sie  fremd- 
artig iukI  sind  als  sfiatere  Zuthat  leic-ht  zu 
erkennen. 

Auf  der  anileivn  Seite  ist  von  di^ujeni^Mi 
Parteien,  welche  nicht  allmähliche  Umhil- 
(hmg,  sondern  Cmsturz  <)cr  RfgenwJU-ti>i:en 
Oesellschaftsfnnn  luistrelien.  die  OeUnrenheit 
tMMHitzt  worden,  um  eine  railikale  Reform 
in  ihrem  Sinne  zu  l«imtra^n.  Sit»  haU'n 
auf  dem  Gebiet*^  des  Famiiieni-ecbtcs  voll- 
stflndifje  (ih'ichstellunp  von  Mann  und  Frau 
in  \ui(l  ausser  der  Ehe.  voUstäudiRc  Gleii  h- 
BteUnng  ehelicher  ujhI  unehelicher  Kinder 
und  möglichste  Einsi-hr&nkiuip  der  elterlichen 
Re**hto  verUuijrt.  Zur  VerviillstÄndifmup  iles 
Systems  hatte  fivie  Ijflsliarkeit  der  Elu'  von 
Jx'iden  Seiten  unrl  das  Heral>dmcken  der 
elterlichen  Gewalt  zu  einer  blossen  Erzie- 
hiuifrspflicht  pehört.  Die  Debatten  im  Reichs- 
tage brachten  vieles,  wa.-*  filr  die  neue 
ethische  Anscliaunng  m-ht  diarakteristisch 
war.  Es  wunle  gewis.serma'^sen  als  moi-a- 
lisches  Postulat  voraus}?i>setzt ,  dass  junge 
Leute  le<lip!ich  auf  Grund  gegens<'itiger 
Keigung  die  Möglichkeit  der  Eiie  tiaU'U 
müssen  olme  Rücksicht  darauf,  ob  die  nui- 
teriellen  Gnmdlagen  für  die  Giitadung  einer 
Familie  vorliamlen  sind  (xler  nicht.  Das 
alles  ist  vom  sozialdemokratischen  Stand- 
punkte sehr  folgen^'ht.  Gelangte  jener 
Grundsatz  wirklii-li  zur  allgemeinen  Aner- 
kennung, so  müsste  natürlich  der  g(»samte 
Mittelstand.  Itei  <iem  die  Familie  ohne  alle 
materielle  Grim<llage  nicht  bestehen  kann, 
im  Verlaufe  einer  einzigen  Generation  zum 
Proletariat  herabsinken.  Ganz  einflusslos  ist 
übrigens  jenes  Princii»  der  völlig  freien 
Wahl  ni<>ht  gewesen,  denn  es  ist  thatsäc-hlich 
darin  ziu-  Geltnng  gekommen,  diL^s  die  Not- 
wendigkeit der  elterlichen  Zustimmung  zur 
Ehe  für  Personen  ititer  21  Jahren  auf- 
gehoben worden  ist 

Gegenüber  jenen  Fordenmgen  kann  man 
zugeben,  dass  die  verändeilen  wirtschaft- 
lichen VerhÄltnisse  auch  eine  andere  Fa- 
milienordnmig  herbeiführen  können.  Die 
geringere  Abhängigkeit  des  Mensi^hen  von 
der  Scholle,  seine  grössere  Bewegungsfätiig- 
keit  hat  zugleich  eine  Lockenmg  des  Fami- 
lienbandes zur  Folge.  Es  ist  nicht  richtig, 
wenn  man  meint,  da.s  gegenwäilige  Ver- 
hältnis der  Gescldechter  lfe<leute  lediglich 
eine  Untei-ordnimg  derFi-au  unter  den  Jlann. 
es  beruht  vielnielu-  auf  einer  Arbeitsteiltmg. 
bei  der  die  Frau,  obwohl  sie  von  gewissen 
Pimktionen  ausgescldossen  ist,  eine  keines- 
wegs ungünstige  Stellung  und  innerltalb 


ihn's  Interessenkiv-ises  einen  sehr  git>fweu 
Einfliiss  hat.  Die  grösseren  Pflichten  des 
Mannes  wit^*eD  seine  grösseren  Rechte 
mindestens  aiit  Alter  freilieh  lieniht  dies«* 
Onluimg  auf  den  sozialen  ZustftndeD  der 
hetzten  EiKH'he.  S'dlte  die  Fhwi  als  seli»- 
stAndigp  ArittMteiin  dem  Manne  ziu*  Seite 
treten,  so  muss  ihre  Stelhmg  im  Staate  wif 
in  der  Familie  eine  andere  werden.  Es  ist 
kein  Gt>gi>ognind.  dass  die  erhobenen  For- 
«leninKt^n,  vtmi  geHchichtlicjien  Stand|nmkt«> 
ItctnK'htet  unerhört  sind.  Denn  anoli  die 
jetzigt^n  Zustände  simi  mierhört,  imd  Wi 
der  Umwälzung,  ilie  sich  gf^nwärtig  el>en- 
sowohl  in  un.M'reu  Ans<'hauungen  wie  in 
den  realen  Verliältnissen  vollzieht,  müssen 
wir  auf  Neues,  vielleicht  auf  TÖllig  irner- 
waitctes  gefasst  sein. 

Ans  alleilem  kann  man  indessen  un- 
möglich die  Folgenmg  ziehen.  <lass  imsen> 
Gesetzgebung  nicht-i  Eiligeres  zu  thim  hat. 
als  alle  Stützen  der  bisherigen  Ordnung 
niederaubit'clien.  um  freies  Feld  für  die  neue 
Entwi<-kehing  zu  schaffen.  Woliin  sich  dies-' 
wenden  winl.  wissen  wii-  überliaupt  noi-li 
nicht,  mid  wenn  wir  es  wüssteu.  m  würiio 
«'S  trotzdem  immer  noch  die  wichtigste  Auf- 
galM>  der  (icsetzgi^biuig  bleiben,  einen  plötz- 
lichen Bnich  mit  dem  Bestehenden  zu  ver- 
hüten und  eine  langsame  und  stetig»^ 
Uelierlcitung  mögüeh  zu  machen. 

Ziehen  wir  das  Facit.  Mitten  im  Pai'- 
teieiikamnfe  entstanden,  hat  das  neue  Gesetz- 
buch nicht  allen  Fordenmgen  genügt  und 
nicht  giMiüf^n  können.  Es  ist  ein  gewissen- 
haftes, gründliches  und  mnsichtiges  Werk, 
vielleicht  das  beste,  das  miter  den  gegen- 
wärtigen Umständen  möglich  war.  Seinen 
wahivn  Chai-akter  wird  es  ei'st  in  der  prak- 
tischen Anwendung  erhalten .  imd  (Ue 
k  üuftige  Juris]irudcnz  wird  die  Aufgalw^ 
liaben.  es  neuen  Verhältnissen,  wie  wir  sie 
gegenwärtig  kaum  ahnen  k^nen.  anzupassen. 
Wenn  da»  aber  wirklidi  gelingen  soll,  so 
ist  nicht  nur  die  Mitarbeit  des  Juristen- 
standes, sondern  des  gesamten  deutschen 
Volkes  notwendig.  Was  das  Gesetzbuch 
uns  bringen  witd.  das  hängt  vor  allem  von 
tms  selber  ab. 

Litteratnr:  Entwurf  eine»  B.GB.  für  da$  Devtnehe 
Reich.  Erste  Lesung.  Autgearbeitet  durch  dif 
vom  Bundetratc  berufene  Kommiitüm.  AmÜiche 
Ausgabe.  Dazu :  Motive  tu  dem  Entwürfe  eines 
S.G.B.  für  das  Deutsche  Reich.  6  Bde.  Für 
die  Beurteilungen  am  besten  xu  bmuttm:  Zu- 
»ammen^Mung  der  gut/uAHtdien  Attuuermf^n 
zu  dem  Entrrurfi  eines  B.G.B.  g^ertigt  im 
Reichs-Justitami.  AU  Slanuscript  gedruckt.  '! 
Bde.  —  Enttcurf  eines  B.G.B  für  das  Deutsch^ 
Reich.  ZiceUe  Lesung.  Denkschrift  zu  dm 
EnticHif  eines  B.G.B.  —  Von  dem  B.G.B.  nebtt 
Eiitfiihrungsgesetz  ist  eine  grosse  Zahl  nyn  Aus- 
gaben erschienen ,  darunter  viele  vUt  htnen, 
orientierenden  Anmerkungen.     Von  diesen  her- 
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vonuheben  »irui  Ausgaben  von  Otto  Fischer 
und  Wilhelm  Henle,  von  A.  A^tUetf  nnd 
und  von  Carl  Qareia,  t.  Avfi.  —  Von  den 
au^ßlhriiehm,  £>minenforen  bietet  HaUUen  eiM 
gtitkiekte  ZutammenfUUung  der  Materialien, 
ataterdem  ist  der  von  Planeh  zu  erwähnen.  — 
Die  LitUrtUur  frf  im  Verhältnis  tu  der  kurzen 
Zeit  seit  der  Verl^entlickung  de«  Getetsbuehet 
redit  gross.  EriPähnt  sei :  Das  Recht  des  B.G.B, 
in  Einteldarstellungen,  von  verschiedenen  Ver- 
fassern. Viele  Werke  sind  im  Erscheinen  be- 
griffen oder  schon  erschienen,  so  von  Cosack, 
Enneceeru»  und  H.  O.  Lehmann ,  Ech, 
Ifemburgf  Matthiass,  Endemann.  Für 
einzelne  Fragen,  namentiieh  Fragen  von  sozialem 
oder  specieU  parteipoUtieehem  Interesse,  sind  die 
stenographischen  Reiehstagsberiehle  su  benvtxen. 

Bemhöft 


BftrgerrecU. 

1.  Der  Erwerb  des  BUr^rrechts.  2.  Die 
verschiedenen  Klassen  der  Bttr;^.  3.  Der  In- 
halt lies  BtU^errechtes  in  wirtschaftlicher  Be- 
riebnng. 

1.  Der  Erwerb  des  Bfii^rrechta.  ^ic 

(lie  Stadtgemeinde  im  allgemeinen  aus  der 
Lond^meinde  hervoi^gangen  ist,  so  zeigt 
sich  eine  Ueb^'einstiinmnng  mit  der  letztei-cn 
aiioh  infiofem,  als  die  Stadtgemeinde  \fm 
Haus  aus  deii  Besitz  eines  Gnindstückes 
zur  Bedin^uig  der  Gemeindomitgliedsehaft 
macht.  Sie  ist  ui-sprüiiglieh  ebenso  wie  die 
Landgemeinde  Realgemeinde.  Das  Fi"eibnrger 
Staritrecht  (12.  Jahrhnndert)  sagt:  (jui  pro- 
priimi  non  obligatum,  sed  libenim  valens 
marcham  unam  in  eivitate  habuerit^  burgen- 
sis  est.  Und  ferner  eine  Speiei-er  Urkuntle 
(V.  1347):  Bürger  ist  nur  der,  welr-her  »bu- 
liche  und  hebelicho«  in  der  Stadt  Si»eier 
flitzt.  Dass  um  1300  Gnindbesitz  noch 
i'^elmässig  als  Bedingung  des  Bürgerrechts 
angeschen  wunle,  können  wir  indirekt  auch 
«ler  gegen  das  Pfalübürgertnm  geric;hteten 
Bestimmung  in  König  Albrechts  ljandfrio<ien 
entnehmen :  wer  piu^r  well  Kein  und  purger- 
recht  well  haben,  der  soll  summer  und 
Winter  paulich  und  liablich  in  der  stat  sein. 
In  sehr  vielen  Städten  ist  lier  Grundbesitz 
auch  nocli  bis  in  die  Neuzeit  Vomissetzung 
ftlr  die  Gemeindeinitgliedschaft  geblieben. 
In  anderen,  namentlich  gi-össei-en,  änderten 
sich  freilich  die  Bedingmigen.  So  winl  in 
Frankfurt  a.  M.  in  der  ei-steii  HiUfte  des 
14.  Jahrhunderts  von  den  ins  Bflrgcn-ccht 
Aufzunehmenden  der  Nac-liweis  einer  Rente 
von  einer  halben  Mark  verlangt.  Schliess- 
lich tiberwog  die  blosse  Fonlerung  eines 
Bürgei^ldes.  Dieses  wimle  von  der  Ge- 
meinde, je  nachdem  es  ihr  zweckmässig  er- 
schien, erliöht  oder  herabgesetzt.  >Die  ein- 
zelnen Knnunnnen  verhielten  sich  ganz  ver- 
schieden in  Bezug  auf  die  Annalmie  der 
Fremden  zn  Bfli-gemn-ht,  inid  zu  vei-schie- 
donen  Zeiten  illpt«m  dit>selU*n  Kommunen 


eine  ganz  verechiedene  Praxis.  Nach 
schweren  Kriegen  und  verheerenden  Seuchen, 
welche  tlie  Bürgerscliaft  decimierten,  wurden 
die  Bestimmungen  meisttftis  lax  gehandhabt, 
während  zu  anderen  Zeiten  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  an  eine  Menge  von  drücken- 
den Fesseln  geknüpft  war  und  dadurch  die 
Zaid  der  Nicntbürger  bedeutend  gesteigert 
wurde«  (Paasche).  Im  modernen  Staate  ist 
das  Einhäiifsgeld  im  allgemeinen  verschwmi- 
(leii;  die  Gemeinde  winl  ganz  überwi^nd 
als  Sinwohnei^meinde  anfgefasst. 

2.  Die  verschiedenen  Klassen  der 
Bür^r.  Diejenigen  Bewohner  der  Stadt, 
welche  das  Büi^rreclit  nicht  erworben 
haben,  kann  man  etwa  als  Beisassen  oder 
als  blosse  Einwohner  bezeichnen.  Nicht- 
büi^r  der  Statit  waren  Imnptsäehlich  das 
Gesinde  nnd,  sol^gc  Grundbesitz  Voraus- 
setzimg Ith*  den  Erwerb  des  BOi^fcxreciits 
war.  die  Mieter.  Diesen  war  es  rechtlidi 
unmöglith,  ßüi^r  zn  venlen;  es  kommt 
aber  auch  vor,  dass  Personen,  die  wohl 
Bürger  wenlen  konnten,  den  Erwerb  des 
Bfli^rrechtes  untCTliesseu ;  der  Stwltrat  ge- 
bot (lann  mitimter  den  Erwerb.  Uebrigens 
haben  die  Einwohner  mit  den  Bürgern 
manches  Re<'ht  der  Stadt  gemein,  so  insbe- 
sondere den  Vorzug  des  stätltischen  Gerichte- 
standes (vgl.  Reinhold  a.  a.  0.  8.  54  ff.). 
Innerlialb  der  Büi^er  erhebt  sich  als  eine 
j)ri  vi  legierte  Klasse  das  Patriciat.  Das  Wesen 
desselben  ist,  wie  schon  in  ilem  Art.  Bürger, 
Bürgertum  (oben  Bd.  II,  besonders  S. 
1184Ö.)  bemerkt,  nicht  leicht  zu  bestimmen. 
Dürfen  wir  die  Patricier  als  ilic  Rechts- 
nachfolger der  gemeinen  Erben  mid  dagegen 
die  niclit  patricischen  Büi^rer  als  die  Rechts- 
nachfolger der  Kötter  ansehen?  oder  handelt 
es  sich,  wenn  die  Patrii-ier  in  der  Zeit  vor 
dem  Ausbruch  der  Zunftkämpfe  die  All- 
mende allein  nutzen,  lediglich  um  ein  fak- 
tisches Verhältnis  y  Es  weixlen  alleitlings 
wohl  die  meisten  gemeinen  Erben  sich  unter 
den  Patriciem  befin<len.  aber  vielleicht  nicht 
alle,  mid  andererseits  giebt  es  na<'hweislich 
auch  Patricier,  welche  nielit  gemeine  Erben 
sind  (s.  den  Art.  Bürger.  Bürgertum 
sub  4  D  oben  Bd.  II,  S.  1184ff.).  Der  Haupl> 
unterschied  zwischen  Patiieiem  tmd  ein- 
fa<-hen  Bürgern  lag  jeclenfalls  darin,  dass 
liie  ersteren  die  Ratssitze  einnalimen,  wobei 
dann  insofern  eine  Vei-scliiedenheit  obwaltete, 
als  der  Rat  entweder  von  den  Patriciem 
gewählt  wunle  otler  sich  selbst  ergänzte. 
:  Dagegen  ist  es  dem  Patriciat  nicht  gelungen, 
für  seine  Glieder  einen  Sonderfjerichtshof 
zu  schaffen:  vor  dem  Stadtgenchte  sind 
alle  Büi^rer  glei<'h.  Niu*  voi-übei^hendo 
B(>dcutung  hat  da»«  ln.<titut  der  Muntmuiu- 
Schaft  geliabt.  Die  Muntniannen  wanm 
j  Pei-sonen,  welche,  um  den  Schutz  mächtiger 
I  Bfti-ger  zu  geniessen,  zu  denst^ll)en  in  ein 


Digilized  by  Google 


1206 


Bürgerredit 


Klientel  Verhältnis  traten.  Es  wird  geklafft, 
dass  die  Jläc^htiffen  ihre  Miintmannen.  venn 
nie  sicli  eines  A'ergehens  s<-hul(lig  gemacht 
haben,  in  Sc-liutz  nehmen.  Die  Gesetzgebung 
(die  städtische  wie  die  Reiehsgesetzgebimg) 
schreitet  deslialb  gegen  da»  Institut  der 
Miintmann Schaft  ein.  Eine  eigentümliche 
Erscheinmig  des  älittelalters  ist  das  Pfalü- 
bürgertnm.  Die  Städte  strebten  danach,  den 
Kreis  ihrer  Büi-ger  Über  die  Givnzen  der 
Stadtgemeinde  hinaus  auszudehnen.  Und 
dieses  Stivben  fand  auf  dem  ])latten  Ijande 
lebhaftes  Entgegenkommen ;  zahlreiche  Ein- 
wohner von  Landgemeinden  erwarbt  das 
Btti^rrecht  in  einer  Stallt,  ohne  dämm  ihren 
Woluisitz  dahin  zu  verlegen ;  es  sind  die 
cives  non  residentes,  Ausbütver,  l*fahlbrirger. 
Das  Motiv,  ■welches  sie  zum  Eintritte  in  den 
BOi^rverband  bewog.war  einmal  der  Wunsch, 
den  allgemeinen  Schutz  der  Stadt  zu  er- 
langen, siMlann  8]iecie]l  der,  der  stä^ltischen 
Steuerfreiheit  teUliaftig  zu  wenieu  (s.  den  Art, 
Bede  sub  2  oben  Bd.  II,  S.  536).  König  und 
LandeshetTen  ei'schOnfton  sich  laai^  vei:geb- 
Uck  in  dem  Verauche  der  Bestntigimg  des 
PfablbQi^rtums.  Eist  im  16.  Jfüirhnndert  ist 
es  infolge  des  Erstarkena  der  Territorialge- 
walten  Terscdiwiinden.  Eine  dem  Pfohlbarger- 
tum  verwandte  Ersdieinuag  ist  es,  wenn 
auswärtige  Landesherren  und  Ritter  in  die 
Büi^rschaft  einer  Stadt  auf^nommen  wer- 
den, dei^estalt,  dass  letztere  ihnen  eine  jähr- 
liche Geld«*nte  und  aufeserdein  bi'wafrnete 
Hilfeleistvmg  zusichert,  wogegen  sie  sich 
verpflichten,  auf  Erfonlern  der  Stadt  gleich- 
falls Kriegsdienst  zu  thun.  Es  handelt  sich 
hierbei  um  ein  bündnisähnliches  Verhältnis. 
Solange  sicli  Ministerialen  in  den  Städten 
finden,  wertleu  sie  mitunter  als  cives  be- 
zeichnet ,  ganz  überwiegend  jcdtxjh  den 
Bürgern  gegenübergestellt.  Die  in  der  Stadt 
vorhandenen  geistlichen  Köri>erscliafteu  (mit 
ihren  Ki^^enleuteu)  wenlen  ebenfalls  meistens 
von  den  Bürgern  geschieden ,  obwohl  es 
manchmal  vorkommt,  dass  Kliteter  und  Stifter 
das  Büi^n-echt  erwerben.  Was  endlich  die 
Beohtsvei'hältnisse  der  Juden  betrifft,  so  hat 
der  König  teilweise  das  Judenregal  behauptet ; 
meistens  ist  es  in  die  Hand  der  Landes- 
herren, teilweise  aber  auch  an  die  Städte 
gekommen.  Ganz  voiviuzelt  werden  Juden 
zu  Bürgern  aufg(*nonimeu. 

3.  Der  Inhalt  des  Bürgerrechtes  in 
wirtschaftlicher  Beziehnng.  »Die  Ge- 
meinden schlössen  eich  nach  aussen  hin  ab. 
boten  ihren  Aiigehöiigen  aber  die  reclitliche 
Grundlage  für  ihr  gesamtes  persiinhclies 
imd  wii-tscliaftliches  Leben  dar*-  (Ix)ening). 
Als  l>esondei"S  wichtig  heben  wir  in  dieser 
Beziehimg  hen'or,  dass  die  Gemeindemit- 
gliedsehaft  die  Voraussetzung  für  den  Be- 
trieb von  Gewerben  sowie  für  den  Gebi-aueh 
gemeinsamei'  städtischer  Anstalten  und  die 


Nutzung  der  städtischen  Allmende  ist  Den 
Betrieb  von  Gewerben  machte  man  von 
dem  Erwerbe  des  Büi-gerrechts  namentlich 
in  der  Weise  abliängig,  dass  man  den  letz- 
tei-en  als  Bedingimg  für  den  Eintritt  in  eine 
Zimft  hinstellte.  Als  Beispiel  für  die  Be- 
vorzugung der  Bfli^r  bei  flem  Gebrauche 
städtischer  Anstalten  mag  das  Fi-eibui^r 
Stadtrecht  (12.  Jahrhundert)  angeführt  wer- 
flen.  welches  über  die  Stadtwage  bemerkt: 
:  ijui  servat  publicam  librani,  burgensibun 
gratis  conceiTal;  andere  haben  für  die  Be- 
nutzung etwas  zu  zalilen.  Die  städtische 
.•Ulmenile  Iiat  in  den  verschiedenen  Städten 
ein  verschiedenes  Schicksal  gehabt.  In  vielen 
Städten  verlor  sie  ihre  ursprüngliche  Be- 
deutung. Sie  mu^te  den  Grund  und  Boden 
zu  städtischen  Bauten  hergeben,  zu  denen 
der  Stadtwald  das  Material  lieferte :  es  wur- 
den ferner  AUmendestücke  als  Bauplätze 
ge^n  Wortzins  ausgethan ;  die  städtischen 
I  ft'iesen  und  Grasplätze  wurden  endlich  tct- 
I  pachtet  Die  davon  einkommenden  Erträge 
lloesen  in  die  allgemeine  Stadtkasse.  In 
anderen  Städten  bewahrte  die  StadtaUmende 
ihre  lu^prflngliche  Bedeutung,  d.  h.  sie  blieb 
Nntzmii^bjekt  für  die  Einzelvirtechidten, 
ergänzte  die  letzteren.  Dabei  waltete  jedoch 
hinsichtlich  der  berechtigten  BÜnzelwirt- 
schaftcn  viederum  eine  Verschiedenheit  oh. 
Entwed^  waren  alle,  die  das  Klrgenec^t 
erworben  hatten,  an  der  Nutzung  der  All- 
mende beteiligt  Oder  es  hat  em  engerer 
Kreis  inneifialb  derBürgerschaft  dasNutzmigs- 
recht.  Solche  Agi-argenossenschaften  finden 
sich  noch  heute  in  manchen  Städten.  Bei- 
spiele 8,  Gierke ,  Genossenschaftarecht  I, 
S.  680  ff. ;  Ürkundenbuch  von  Hameln,  herausg. 
von  Meinardus,  Einleitung  S.  41  ff. ;  W.  Schi^ 
der,  Die  älteste  Verfassung  der  Stadt  Min- 
den (Pi-ogramm  des  Gymnasiums  zu  Minden, 
Ostern  1890,  S.  8  f.).  In  den  Mitgliedern 
solcher  agrarischen  Genossenschaften  darf 
man  wohl  die  Rechtsnachfolger  der  alten 
gemeinen  Erben  sehen. 

(Vei^l.  auch  die  Art  Allmende  (oben 
Bd.  L  S.  255ff.),  Änzugsgeld  (ebenda  S. 
427 ff.),  Gemeinde.) 

Litteratur:  6'.  die  LiUeratur  zu  dem  Art. 
nBürger,  Bärgertumn  oben  S.  llS6j87  (nawtent- 
lieh  eeitgler,  SladireelUtaÜertümer,  S.  S17ff.) 
und  femer:  M.  Bär,  Vrimnde  und  AHc% 
zur  iiezchithte  der  VerfaB$ung  und  Veneal- 
Uing  der  ^^tadl  JTodlen«  bü  zum  JaAre  ISOO, 
Bonn  1S9S.  —  Bernoulll,  Bader  Ckrtmitei, 
Bd.  4  (S.  14^ ff.:  Die  Bürgerav^nahinen  m  U, 
und  15.  Jahrb.),  Leipzig  1890.  —  Häusler, 
Itutüutiotie»  dez  deuUchen  Privatrefhtz,  Bd.  1, 
Leipzig  1SS5. —  Andvetis  Hund,  Colmar  vor 
und  irährend  seiner  EtUwicketung  zur  JRcicM*' 
aladt,  Stra«»burg  1899.  —  Zmu,  Eithndtelmg 
der  Ver/asmng  der  Stadt  JSän  biz  1S96,  Bom»  1898. 
—  Mark,   Die  Fintmsverwattimg  der  Stadt 
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xiir  deuUehen  Siaaü-  nnd  RechUgeMckichte,  Heft  St), 
Breslau  1S89.  —  O.  Meyer,  DeuUehea  Staat»' 
reckt  (t.  Aufl.),  Leipzig  1885.  —  Eduard  Otto, 
Die  Bevölkerung  der  Stadt  Butzbach  während 
det  Mittelalten,  Gieetener  Jhktordwertaiüm, 
Diarmttadt  1S93.  —  F.  Otto,  Daa  Mtrlurinteh 
der  Stadt  WieOaden,  WieOaden  188t.  — 
die  jurUtitek«  Sinatruktion  der  Sladtgemeinde  s. 
Otorfe«  o.  a.  O.,  HMMer  a.  o.  O.  und  Böhm, 
Die  deutaehe  Genomnaehnft  (Fettgabe  der  Leip- 
ziger Jurittet^fakuUät  för  Windecheid),  Leipng 
1889,  G.  V.  Below. 


Bflrgsdiaft 

1.  Begriff.  2.  Sntstdmng:.  'd.  H^tung  des 
Bflrgen.  1.  Bflckgriff  des  Bürgen  ^egen  den 
Hanptschuldner.    fi.  Erlöschen  der  Bürg:schaft. 

1.  Begriff.  Das  Wesen  des  BOigschafts- 
Terhaltnisses  besteht  darin,  dass  jemand  ver- 
pflichtet ist,  für  die  Erfüllung  der  Schuld 
einffi  anderen  zu  haften.  Es  setzt  also  be- 
grifflich eine  fremde  Schuld  (^Hauptschuld) 
voraus,  der  ea  als  Nebenverbindlichkeit  an 
die  Seite  tritt,  oder,  wie  es  die  gemein- 
rechtliche Lehre  ausdrückte :  die  Büi^chaft 
hat  einen  accessorischen  Charakter. 

Der  Zweck  der  Büi-gsehaft  ist  also  aus- 
schliessUch  Sicherung  des  Gläubigers.  Die 
Sicherung  geschieht  auf  Gefahr  des  Büreeu ; 
und  es  ist  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  diese 
Gefahr  soweit  zu  beschränken,  wie  es  mit 
der  Sicherheit  des  Gläubigers  vereinbar  ist. 

Der  Hauptschuldner  ist  regelmässig  an 
der  Eingehung  der  Bfli^schaft  insofern  mte- 
ressiert,  als  der  Gläubiger  durch  diese  zur 
Eröffnung  oder  Verlängerung  des  Kredits 
bewogen  wird.  Das  Bürgsäiaftsverhältnis 
selbst  soll  ihm  aber  keine  Vorteile  bringen. 
Es  soll  ihm  die  Schuld  -weder  abnehmen 
noch  erleiditero. 

Die  Bfligschaft  begründet  nur  ein  Rechts- 
verhältnis zwischen  dem  BOkcd  und  dem 
Gläubiger.  Der  Grund,  weshalb  der  Bürge 
die  Bürgschaft  übernimmt,  und  überhaupt 
das  Verhältnis,  in  dem  er  zu  dem  Haupt- 
schuldner steht  (die  »innere  Seite«  nach  dem 
Ausdruck  der  gemeinrechtUchen  Lehre),  kann 
sehr  verschiedener  Art  sein.  Am  häufigsten 
-wird  die  Bütgschaft  auf  Bitte  des  Haupt- 
schuldners erfolgen.  Die  Bitte  wird  dann 
juristisch  als  Aiutrag  (mandatum)  aufge&ust, 
und  dementsprechend  werden  die  Ansprüche 
des  Bürgen  g^n  den  Hauptechuldner  nach 
denselbäi  Begeln  wie  die  Ansprüche  des 
Beauftragten  (Mandatars)  gegen  den  Auf- 
traggeber (Maadante^  geordnet  Die  Römer 
betraditen  dies  mit  Beäit  geradezu  als  den 
regelmässigen  Fall.  In  dem  seltenen  Falle, 
dtüs  der  Bürge  sich  aus  eignem  Antriebe 
ohne  Wissen  und  Willen  des  Hauptschuldners 
verbtti^  hat,  hat  er  d^sen  Geschäfte  ohne 
Auftrag  geführt  (negotiorum  gestio)  und  kann 
deshalb  Ansprüche  nur  in  dem  Umfange 


wie  ein  Geschäftsführer  ohne  Auftrag  (nego- 
tiorum gestor)  machen.  Ausserdem  bestehen 
andere  Mi5güchkeiten  in  unbe^nzter  ZahL 
Z.  B.  kann  sich  derjenige,  der  einem  anderen 
einen  Auftrag,  etwa  zum  Ankaufe  einer 
Sache,  giebt,  für  seinen  Beauftragten  ver- 
büi^n,  um  ihm  die  Ausführung  des  Auf- 
trags zu  erleichtem. 

In  der  technischen  Behandlung  weicht 
das  B.G.B.  CTundsätzlich  von  dem  römischen 
Redite  ab.  Dieses  hatte  verschiedene  Bechts- 
bildnngen  entwickelt  (fidejussio,  Mepromissio, 
Bponsio),  die,  obwohl  in  ilüem  Gtrundgedanken 
übereinstimmend,  doch  in  Einzelheiten  er- 
heblich von  einander  abwichen  und  erst  im 
Justinianischen  Rechte  mit  einander  ver- 
sdimolzen  wruilen.  Von  noch  grösserer  Be- 
deutung war  es,  dass  man,  da  die  genannten 
Rechtsbildimgen  sich  den  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  zu  wenig  anschmiegten,  andere 
Rechtsbildungen,  die  ursprünglich  anderen 
Zwecken  dienten,  wie  das  constitutum  debiti, 
für  Büi^haftszwecke  verwendete.  So  ent- 
standen mehrere  neben  einander  laufende 
Rechtsbildungen  von  verschiedenartigem  ju- 
rist^chen  Charakter,  aber  mit  gleichem  wirt- 
schaftlichen Zwecke. 

Schon  die  neuere  gemeinrechtliche  Lehre 
war  in  dieser  Beziehung  vom  römischen 
Rechte  abgewichen,  und  das  B.G.B.  ist  auf 
dem  von  ihr  eingeschlagenen  Wege  noch 
weiter  gegangen.  Die  Bürgschaft  des  B.G.B, 
ist  eine  einheitliehe  Rechtsbildung,  nicht 
nur  vom  wirtschaftlichen,  sondern  auch  vom 
rechtlichen  Gesichtspunkte ,  und  wenn  in 
Einzelheiten  je  nach  dem  besonderen  Falle 
eine  verschiedene  Behandlungsweise  eintritt, 
so  sind  diese  Unterschiede  nicht  grösser 
und  tiefgreifender,  als  sie  sich  auch  sonst 
bei  einheitlichen  Rechtsbildungen  finden. 

2.  Entstehung.  Ein  Bfiigschi^verhSlt- 
nis  entsteht  nach  B.G.B.: 

1.  Durch  Büigschaftsvertrag. 

2.  Auf  Grund  eines  Kreditauftrags,  wenn 
er  ausgeführt  wird. 

3.  Bei  dem  gesetzlichen  Uebergang  eines 
zweiseiti^n  Schuldveriifiltnisses. 

Der  Büi^gschaftsvertrag  wird  zwischen 
dem  Gläulnger  und  dem  Bürgen  gesdUosseUj 
ohne  dass  die  Zustimmung  des  Haupt- 
sdiuldners  erftmlerlich  ist.  Er  bedaxf  der 
einseitigen  schriftlichen  FVtnn,  d.  h.  die 
Bfirgscnaftserklärung  des  Bümn  muss  (ähn- 
lich wie  das  Schuluversprecuen)  schriitliciL 
abgegeben  werden;  die  Annahmeerklärung 
des  Gläubigers  kann  in  jeder  Fonn,  auch 
stUIschwei^nd ,  etwa  dtüch  Annahme  der 
Bürgschaftslirkunde,  erfolgen.  Eine  unförm* 
liehe,  also  eine  bloss  mündliche  BQrgschafts- 
erkl^ng  erzeugt  nur  eine  sogenannte  natOiv 
liehe  Verbindlicükeit.  Sie  würde  nicht  klag- 
bar sein,  aber  die  freiwillige  Erfüllung  würde 
doch  immerhin  als  Erfüllung  einer  Rechts- 
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pflicht,  nicht  etwa  als  Schenkung  angesehen 
-werden,  und  rine  iirtOmliche  EmUlnng 
könnte  nicht,  wie  es  sonctt  mCgIich  ist,  als 
ungerechtfertigte  Bereieh€srung  zurflckgefor- 
dert  werden. 

Das  römische  Recht  hatte  die  Bürg- 
schaften von  Frauen  durch  das  SC.  Velle- 
janum  fflr  nichtig  erklärt  und  hatte  diese 
Beschränkung  mit  einigen  Mildenuigen  bis 
in  seine  letzte  Entwickelungsstufe  aufrecht 
erhalten.  Das  Verbot  griff  sogai'.  um  L'tn- 
gehungen  zu  verhüten,  über  das  Gebiet  der 
eigentlichen  Bürgschaften  hinaus  und  um- 
fasste  alle  Intercessioneu,  d.  h.  jede  Ueber- 
nahme  von  Verbindlichkeiten  für  andere. 
Im  allgemeinen  diVrfte  es  mehr  nachteilig 
als  nützlich  gewirkt,  haben.  Für  die  Frauen 
war  es  eine  empfindliche  Beschränkung  der 
Handlungsfreiheit,  luid  ausscitlem  erzeugte 
es  bei  seiner  weiten  Fassung  und  hei  der 
Menge  der  Streitfiageu ,  die  sich  daian 
knüpften,  eine  bedenkliche  Rechtsunsicher- 
heit.  Deshalb  ist  ihm  das  neuere  Recht 
nicht  sehr  günstig  gewesen,  sondern  hat  es 
vielfach  beseitigt.  I)as  B.G.B,  ist  mit  Hecht 
dem  Zuge  der  Zeit  gefolgt .  der  immer 
stärker  auf  die  vollstäJidige  Eröffnung  des 
Verkehrslebens  für  die  Frauen  iiindrängt. 
Der  Begriff  der  Intercession  hat  zugleich 
damit  seine  alte  Bedeutung  verloren.  Ganz 
verdiftngt  ist  er  freilich  aus  dem  Qosetzbuch 
nicht;  er  kommt  noch  im  Vonnundsehafts- 
rechte  vor,  das  dem  Vormund  die  Ceber- 
nähme  fremder  Verbindlichkeiten  im  Xamen 
seinea  Mündels  erschwert 

Kreditauftrag  (mandatum  qualifientum) 
ist  der  Auftrag,  einem  anderen  Kredit  zu 
gewähren.  Fmat  der  Beauftragte  ihn  ans, 
HO  haftet  ihm  der  Auftrag^b^  als  Büige. 

Da  in  die  Bürgschaft  mehrfach  Auftrags- 
Terhälcnieae  eingreiKn  kennen  (s.  oben  sub  1), 
■0  sind  die  verschiedenen  Aufträge  wohl  zu 
unterscheiden.  A  wünscht  sich  Kredit  zu  er- 
öffnen; auf  seine  Bitte  giebt  B  dem  C  den 
Auftrag,  ihm  ein  Darlehn  von  1000  M.  zn  ge- 
währen. Hier  liegen  zwei  völlig  verschiedene 
Aufträge  vor:  1.  ist  die  Bitte  des  A.  ein  Auf- 
trag an  B  znr  Erteilnng  eines  Kreditauftra^ ; 
2.  ist  der  Kreditaoftrag  eelbst  ein  Auftraf  de» 
B  an  den  C  znr  Gewähnmg  des  Barlebns. 
Bei  dem  ersten  ist  A  Auftriiggeber,  B  Beauf- 
tragter, hei  dem  zweiten  B  Auftraggeber,  C 
Beauftragter.  Gewährt  C  dem  A  das  l)arlehn, 
so  haftet  ihm  B^  fQr  die  Btickzahlnng  als 
Börge. 

Der  dritte  Entstehungsgnmd  hängt  mit 
einer  wichtigen  Neuerung  des  B.G.B.  gegen- 
ülter  dem  römischen  und  gemeinen  tU'vht 
zusammen.  Nach  römischem  Recht  ist  die 
Uebertragung  eines  ganzen  gegenseitigen 
Scliuldverh^tnisses ,  z.  B.  der  Rechte  und 
Pflichten  aus  einem  Kaufe,  der  Rechte  und 
Pfliehten  aus  einer  Miete,  überhaupt  unm^- 
lich.  Der  Käufer  oder  Verkäufer,  der  Mieter 
oder  Vermieter  kann  zwar  seine  Rechte  an 


einen  andereu  abtreten,  aiber  für  bcodb  Ver^ 
pfliehtimgen  aus  dem  Vertrage  blmbt  er 
stets  seifet  verhaftet  Der  Grund  der  vei^ 
sehiedenen  Behandlung  li^  darin,  dass  es 
für  den  Schuldner  regelmässig  gleichgültig 
ist,  wer  zur  Fordenmg  der  Leistung  be- 
rechtigt ist,  dass  aber  der  Gläubiger  beein- 
trächtigt werden  könnte,  wenn  an  Stelle  des 
lu^prüngUchen  Schuldners  ein  andere,  etwa 
weniger  zahlungs&higer,  Sehiddner  gesetzt 
wünle. 

Das  B.G.6.  hat  den  Grundsatz,  da  er 
durchaus  sachgemäss  ist,  im  allgemeinen 
angenommen,  ihn  aber  namentlich  in  zwei 

j  wichtigen  Punkten  diuxjhbrochen.  Wenn  ein 
vermietetes  Grundstück,  nachdem  der  Mieter 

I  den  Besitz  erhalten  hat,  veräussert  wriid,  so 
geht  —  im  G^ensatz  zum  römisdienBecht  — 
das  Maetsverhältnis  von  G^tzes  wegen  auf 
den  Erwerber  über.  Dieser  tritt  also  in  die 
Rechte  und  die  Pflichten  des  uraprünglidien 
Vermieters  ein.  Femer  wenn  eine  durch 
ein  Pfandrecht  gesicherte  Forderung  an  einen 
anderen  abgetreten  wird,  so  geht  mit  ihr 
auch  das  Pfiuidrecht  auf  den  neuen  Glftubieer 
über,  und  dieser  tiitt  dann  ebon£&Us  in  die 
Rechte  und  Pfiiditen  des  ursprltaiglichen 
Pfandgläubigers,  namentlich  be^^lich  Auf- 
bewalmmg  und  späterer  Rückgabe  des 
Pfandes,  in  allen  Beziehungen  ein.  In  bädea 
Fällen  haftet  aber,  damit  die  Stellang  des 
Mieters  bezw.  des  Veipfänders  nic^t  ver- 
schlechtert  wird,  der  frOnere  Vermieter  bezw. 
der  fnlhere  Pfandgläubiger  als  Bürge. 

3.  Haftnnf^  de»  Bürgen.  Der  Bürge 
haftet  dafür,  dass  der  Hauptschuldner  seine 
sämtlichen  Verpflichtungen  aus  dem  Schuld- 
verhältnis erfüllt  Der  accessorische  Charak- 
ter der  Bürgschaft,  der  es  mit  sich  bringt, 
dass  der  Bürge  nicht  für  eine  eigene,  sondern 
für  eine  fremde  Verbindlichkeit  haftet,  madit 
sieh  hier  in  vollem  T'mfange  geltend  und 
scheidet  die  Bürgschaft  schM^  von  der  Ge- 
samtschidd,  bei  der  ebenfalls  mehrere  Ver- 
pflichtete vorhanden  sind,  aber  jeder  von 
diesen  nur  für  sich  selbst  einsteht. 

Die  Haftimg  des  Büigen  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  die  gegenwärtige  Schuld  nebst 
Zinsen  und  anderen  Nebenleistungen,  sondern 
auch  auf  alle  späteren  Verpflichtiuigen  des 
Hauptschtüdners^  die  sich  aus  dem  Schuld- 
verhäJtnis  ergeben.  Daher  steht  der  Bürge 
auch  für  Verschulden  des  Hauptschiddneis 
ein,  gleichviel  ob  er  selbst  schuldlos  ist 
oder  nicht.  Er  ist  also,  wenn  etwa  durch 
Verschulden  des  Hauptschiddners  die  Leis- 
tung unmöglich  wird,  z.  B.  die  geschuldete 
Sache  uniergeht,  ebenso  zum  Schadensersatz 
verpflichtet  wie  der  Haupfschuldner  selbst 
Auch  trägt  er,  wenn  der  Hauptschnldnor 
nicht  rechtzeitig  leistet,  die  Folgen  des  Ver^ 
zugs,  zahlt  also  namentlich  VerzugszmsMi. 
Ebenso  können  von  ihm  Kfindigungdosteo 
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und  Prozesdcosten  gefordert  Verden,  soweit 
Bie  der  Hanptschtdcfner  zu  ersetzen  hat 

^dererseits  haftet  er  nicht  fOr  Erweito- 
rannnderHauptechuld  durch  spätere  Rechts- 
gesädfte  des  Hauptschuldners,  weil  hier  ein 
neuer  Schuldgrund  vorliegt  Nachträgliches 
ZinsTersprechen ,  naditrSgliche  Uebeniahme 
irgend  einer  Gewfthr  durch  den  Baupt- 
sdiuldner  wllrden  für  ihn  also  glmcfagültig 
sein. 

Den  Cebergang  der  Forderung  auf  einen 
neuen  Gläubiger  muss  er  sich  ebenso  ge- 
fallen lassen  wie  der  Hauptechuldner  selbst, 
nicht  aber  die  Uebertragung  der  Schuld  auf 
einen  neuen  Hauptsohuldner,  da  dadurch 
seine  Gefahr  grösser  werden  kann.  Deshalb 
erlischt  durch  eine  Schuldübernahme,  in  die 
er  nicht  einwilligt,  die  Bürgschaft. 

Bei  den  dem  Bülten  zustehenden  En- 
reden  ist  zwischen  solchen  zu  unterscheiden, 
die  in  der  Hauptschuld  ihren  Grund  haben, 
und  solchen,  die  aus  dem  Wesen  der  Bürg- 
schaft selbst  folgen. 

Aus  dem  accessorischen  Charakter  der 
Büi^schaft  ergebt  sich,  dass  der  in  Anspruch 
genommene  Bürge  alle  Einreden  geltend 
machen  kann,  die  der  Hauptschuldner  hätte 
geltend  machen  können-  selbst  ein  sjÄterer 
Verzicht  des  Hauptschuldners  schadet  ihm 
nicht  weil  die  späteren  Rechtsgeschäfte  von 
diesem  seine  Lage  nicht  verschlechtern 
können.  Das  Gesetzbuch  macht  von  jener 
Regel  nur  eine  im  Grunde  selbstverständ- 
liche Ausnahme.  Wenn  der  ursprüngliche 
Hauptschuld  ner  stirbt  imd  dessen  Erbe  nur 
besairftnkt,  nämlich  nur  mit  dem  erbschaft- 
lichen Yermi^n  haftet,  so  kann  sich  der  Bürge 
hierauf  nicht  berufen.  Dies  würde  gegen 
den  Zweck  der  Büi:^haft  Terstmaen,  die 
den  Gläubiger  gerade  ge^n  die  Gefahr 
sichem  soll,  dass  das  Verneigen  des  Haupt- 
Schuldners  nicht  zureicht 

Im  allgemeinen  entspricht  dies  dem 
römischen  Kechte.  Doch  steht  der  Bürge 
in  zwei  Beziehungen  schlechter  als  nach 
diesem.  Wenn  dem  Schuldner  das  Recht 
zusteht,  die  Hauptschuld  anzufechten,  so 
kann  dieses  Recht  nach  römischem  Recht 
auch  einredeweise  geltend  gemaclit  werden, 
und  die  Einrede  darf  dann  auch  dem  Büi^n 
nicht  versagt  werden.  Nach  B.G.B.  aber 
erfolgt  die  Anfechtung  durch  eine  Erkläi-ung 
an  den  anderen  Teil,  und  diese  steht  nur 
dem  Hauptschuldner  selbst  zu.  Das  B.G.B, 
giebt  dem  Bürgen  lediglich  eine  aufschiebende 
Einrede,  so  lange  no^  die  Anfechtung  durch 
den  Hauptschuldner  möglich  ist;  natürlich 
verliert  diese  Einrede  ihre  Kraft,  wenn  der 
Hauptechuldner  auf  die  Anfechtung  ver- 
zichtet oder  wenn  die  Frist  für  die  Anfech- 
tung abläuft,  so  dass  also  die  Lage  des 
Biirgen  in  diesem  Punkte  dm*ch  Rechts- 
gescliäft  des  Hauptschuldners  versclüechtert 


werden  kann.  Diese  Aenderung  ist  bei  der 
ßroBsen  Ausdehnung,  die  die  Anfechtung 
im  RG.B.  hat,  besonders  wichtig.  Denn 
eine  Anfechtung  ist  nidit  nur  wegen  Betrugs 
und  Drohung  m(}gli(di,  sondern  namentliä 
in  sehr  grossem  Um&nge  wegen  wesent- 
lichen Irrtums.  Der  Hauptschuldner  ham 
dann  die  Entscheidung,  ob  das  Rechtsge- 
schäft gelten  soll,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Bürgen  treffen,  und  dieser  haftet,  wenn  er 
es  gelten  iSsst.  Wenn  dem  Bürgen  selbst 
ein  Anfechtungsgrund  zur  Seite  steht,  wenn 
er  also  z.  B.  seinerseits  in  wesentUdiem 
Irrtum  gewesen  ist,  so  kann  er  natürhch 
die  Büi^schaft  anfechten.  Ganz  ähnlich  steht 
es  mit  der  Aufrechnung  (compensatio).  Wenn 
der  Hauptschuldner  gegen  den  Gläubiger 
eine  auft:echenbare  Gegenforderung  hat,  so 
wünle  daraus  nach  römischem  Rechte  eine 
exceptio  doli  entstehen,  die  auch  der  Bürge 
geltend  machen  könnte.  Nac-h  B.G.B.  aber 
nimmt  der  Hauptschuldner  oder  der  Gläubiger 
die  Aufrechnung  durch  eine  Erklärung  an 
den  anderen  Teil  vor,  un<l  dies  steht  nur 
den  Hauptbeteiligten  selber  zu.  Der  Bürge 
hat  auc^h  hier  nur  eine  aufechiebende  Em- 
rede.  solange  dem  Gläubifjer  die  Befriedigung 
durch  Aufrechnung  möglich  ist,  und  verliert 
diese  Einrede,  wenn  z.  B.  der  Hauptschuldner 
seine  Forderung  ausgezahlt  erhält.  Mit  einer 
ihm  selbst  zustehenden  Gegenfordening  kann 
der  Bürge  aufrecihnen;  dies  Ist  dann  ebenso 
zu  behandeln,  als  wenn  er  bar  gezahlt  hätte. 

In  einer  anderen  Beziehung  ist  das  B.G.B. 
dem  Büi^n  günstiger  als  das  gemeine 
Recht  Dieses  versagt  dem  Bürgen  die- 
jenigen Einreden,  die  dem  Hauptschuldner 
nur  für  seine  Person  zustehen.  So  kasm 
z.  B.  die  Einrede  der  Kompetenz,  durch  die 
der  Schuldner  erreidit,  dass  er  nicht  Über 
sein  Yenni^n  hinaus  in  Anspruch  gencnnmen 
wird,  von  dem  Bürgen  nicht  geltend  gemacht 
werden.  Die  Einrede  der  Kompetenz  er- 
schänt  im  B.G3.  als  Einrede  des  eigenen 
Bedarf  sie  steht  namentlich  demjenigen  zu, 
der  ein  Sehenkimgsversprechen  abgi^ben 
[hat  Nach  B.G.B.  würde  auch  von  einem 
I  etwaigen  Bürgen  nicht  mehr  verlangt  werden 
können  als  von  dem  Versprechenden  selbst 
Dadurcli  wird  dann  eine  Bürgschaft  für  ein 
Schenkuügsversprechen  fast  bedeutungslos; 
eine  solche  wird  aber  auch  abgesehen  davon 
äusserst  selten  sein  und  hat  Jedenfalls  kein 
besonderes  wirtschaftliches  Interesse.  Die 
Motive  heben  mit  Recht  hervor,  dass  die 
ganze  Frage  nur  geringen  praktischenWert  hat 
Wichtiger  ist  der  andere  Fall,  dass  die 
Büi^chaft  gerade  den  Zwec^k  hat ,  den 
Gläubiger  gegen  eine  Einrede  sicher  zu 
stellen.  Nach  den  Motiven  ist  dies  über- 
liaupt  nicht  als  Büi^chaft  sondern  als  »ein 
andersartiges,  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen aufzufassendes  Schuldversprecheux 
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aufzufasseo.  Demnach  ist  dann  der  acceaso- 
risehe  Charaktor  der  Bflr:gschaft  im  B.G.B, 
noch  BchArfer  ausgenräfrt  als  im  gemoinen 
Rechte:  der  Büive  haftet  —  von  der  oben 
erwähnten  Ausnahme  abgeselien  —  immer 
nur  in  dem  UmianKe  wie  der  Hauptwhuldner 
selbst.  Derselbe  Gesichtspunkt  ist  vollends 
bei  Verbüi^r^ingen  für  nichtige  Vertrage 
massgebend.  Handelt  es  sicli  um  gesetzlich 
gemissbilligte  VertrSffe»  z.  B.  Spiel-  oder 
Wettverträge ,  so  versteht  es  sich  aus  all- 
gemeinen Gründen  von  selbst,  daes  die  Miss- 
bilUgung  auch  eine  etwaige  Bflrgschaft  trifft, 
diese  also  ebenso  niclitig  ist  wie  der  Ver- 
trag selbst.  Aber  auch  in  anderen  Fällen, 
z.  B.  bei  Verträgen  grsehäftsunlähiger  oder 
besi-hrflnkt  gescliiUtsfiUiiger  Personen,  lehnen 
es  die  Moti\'e  ausdrückHch  ab,  eine  Bfirg- 
Schaft  anzuerkemien,  und  lassen  die  Frage 
offen,  ob  etwa  ein  mderer  verpflichtender 
Vertrag  vorliegt. 

Das  ist  zwar  folgi^recht,  aber  nicht  zve(Jc- 
mässig.  Es  wäre  richtiger  gewesen,  wenn 
<las  Gesetzbncli  bestimmt  gesagt  hfttte,  wie 
es  bei  einer  Bfli^chaft  fflr  einen  derartigen 
nichti^a  Vertrag,  wenn  sie  gerade  aus 
Rücksicht  auf  dessen  Nichtigkeit  erfolgt,  ge- 
halten wenlen  soll.  Jetzt  stellt  sich  die 
Sache  so .  Ansa  einer  solchen  Bür^liaft. 
da  sie  nicht  für  nichtig  erklärt  ist.  und  da 
nach  dem  Gesetzljuch  alle  Verträge  erlaubton 
Inhalts  gültig  sind,  die  Rechtswirksamkeit 
kaum  abgesprochen  werden  kann.  Man 
muss  sie  als  einen  eigenartigen  Gewähr- 
leistungsvertrag gelten  lassen.  Dieser  würde 
aber,  geratle  weil  er  nicht  als  Bflrgschaft 
im  Sinne  des  Gesetzes  angesehen  wird, 
auch  nicht  der  für  die  Bürgschaft  geltenden 
Formvorschrift  unterliegen,  sondern  nach  der 
allgemeinen  Regel  fflr  Verträge  formlos  sein. 
So  kommt  man  zu  dem  seltsamen  Gi^bnis, 
dass  die  Gewährleistung  fflr  die  Ei-fflllung 
eines  gflltigen  Vertrags  eines  anderen  als 
Bürgschaft  der  Form  bedarf,  die  Gewähr- 
leistung für  die  Erfüllung  eines  ungültigen 
Vertrags  aber  nicht  Es  ist  im  voraus  nicht 
mit  Sicherheit  zu  sagen,  ob  die  Keehts- 
pflege  wirkUch  diese  Folgerung  ziehen  wird. 
Denkbar  ist  es,  dass  sie  im  Sinne  des  Ge- 
setzes (vermöge  ^Analogie«)  für  derartige 
GewÄhrleistungsverträge  dieselbe  Form  wie 
für  die  Bürgschaft,  also  Schriftlichkeit  er- 
fordern wird. 

Aus  dem  "Wesen  der  Bflrgschaft  ergiebt 
eich  die  Einrede  der  Verauslage  (exceptio 
exeussionis).  Es  entspricht  im  allgemeinen 
dem  Zwecke  der  Bttigsdiaft ,  dass  -  der 
Gläubiger  zunächst  seine  Befriedigung  beim 
Hauptseliuldner  sucht  und  sich  erst,  wenn 
dies  misslingt,  an  den  Bürgen  wendet  Er 
muss  daher  die  Forderung  ausklagen,  und 
die  Zwangsvollstreckung  versuchen,  und 
zwar  bei  Geldfoidenmgea  in  das  beweg- 


'  Hi-he  Vermügen  des  Hauptschuldners  an 
I  seinem  Wohnsitze  und.  wenn  dieser  ander- 
I  wärts  eine  gewerbliche  Niederlassung  hat, 
I  auch  dort  Der  Versuch  einer  Zwangsvoll- 
I  stre<-kung  in  tUs  imbewegliche  Vermögen 
'  des  Hauptschiddners  wird  wegen  der  dsmiit 

veibundenen  Weilerungen  und  Kosten  nicht 

gefordert. 

{  Femer  muss  er,  wenn  ihm  etwa  ein 
I  Ffaudi-echt  oder  ein  Zurflckbehaltungsre<-*fat 
!  (Retentionsrecht)  an  einer  beweglichen  Sache 
{ zusteht,  auch  dieses  zuvor  geltend  machen, 
um  zur  Befriedigunfc  zu  gelangen.  Der  Ver- 
1  käufer  einer  beweglichen  Sa4'he  würde  also, 
'  wenn  er  die  Sache  noch  nicht  übergeben 
I  lut,  sich  zunä(.-hst  nach  den  fflr  ^genseitige 
I  Verträge  geltenden  Regeln  an  die  in  seiner 
I  Hand  befindliche  Sache  halten  müssen,  ehe 
!  er  deu  Bürgen  des  Käufers  fflr  den  Kauf- 
I  preis  in  Anspruch  nimmt.  Wenn  hnilich 
.  die  verpfändete  oder  dem  ZurÜckbehaltungs- 
<  recht  unterliegende  Sache  auch  noch  für 
I  eine  andere  Fordenmg  desselben  Gläubigers 
■  haftet,  so  gilt  das  Obige  nur,  wenn  ihr  Wert 
i  beide  Foruei-ungen  deckt  Der  Gläubiger 
j  ist .  berechtigt ,  sie  zuerst  zur  Befriedigimg 
,  der  anderen  nicht  durch  Bflrgschaft  ge- 
I  sicherten  Forderung  heranzuziehen .  weil 
sonst  der  Zweck  der  Bürgschaft,  ihm  ver^ 
mehrte  Sicherheit  zu  geben ,  nicht  erfflllt 
wenlen  würde. 

Die  Vorausklage  hat  für  den  Gläubiger 
immerhin  ihre  Unbequemlichkeiten,  sie  kann 
die  Verwirk]i(;huug  der  Forderung  hinaus- 
si-hieben  und  erschweren.  Deshalb  erklärt 
sie  das  Gesetzbuch  in  gewissen  FUllen  für 
unnötig,  und  zwar: 

1.  Wenn  der  Bürge  auf  die  Einrede 
der  Vorausklage  verzichtet  hat  Der  Verzicht 
erfolgt  durch  Vertrag  mit  dem  Gläubiger, 
meistens,  obwohl  nicht  notwendig,  bei  der 
Verbürgimg  selbst  Er  kann  auch  in  der 
Form  gescliehen,  dass  sich  der  Bfli^  als 
Selbstschuldner  verbürgt 

2.  Wenn  ein  gegenseitiges  Schuldver- 
hältnis von  Gesetzes  wegen  übergeht  (s.  oben). 
Hier  würde,  da  die  SchtUd  ohne  Zuthim  des 
Gläubigers  auf  einen  neuen  Haiiptechuldner 
übei-tragen  worden  ist,  eine  Verzierung 
oder  Erschwerung  der  Verwirklichung  der 
Forderung  unbillig  sein;  es  muss  ihm  viel- 
mehr offen  stehen,  sich  ohne  weiteres  an 
den  früheren  Schuldner  zu  halten. 

3.  In  gewissen  Fällen,  wenn  die  Rechts- 
verfoIguDg  oder  die  Befriedigung  durcli 
Vorauskl^  besonders  erschwert  od^ 
zweifelhaft  ist.  Die  Erschwerung  der  Rechts- 
verfol^;ung  muss  eine  »wesentUuie«  sein,  sie 
kann  in  einer  nachträglichen  Aendemng  des 
Wohnsitzes,  der  gewerblichen  Niederlaäuog 
(z.  B.  Verlegung  ins  Ausland)  oder  des 
Aufenthaltsortes  (z.  B.  Flucht)  des  Schuldn^ 
liegen.  Die  Zweifelhaftigteit  der  Befriedigung 
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ist  aus  allen  Umstftnden  zu  beurteUea  und 
-wird  mumentHcrh  bei  dem  MiKiigel  eines  ge- 
nügenden Vermögens  anzunehmen  sein ;  Er- 
öfmung  des  Konkurses  Uber  das  Verm^^n 
des  Hauptschuldners  genügt  immer.  Der 
Schuldner  muss  aber  zunächst  immer  noch 
seine  Befriedigimg  aus  etwaigen  Pfand- 
rechten oder  Zurückbehaltüngsrechten  an 
beweglichen  Sachen  (s.  oben)  suchen. 

Es  ist  mO^ch,  dass  sich  für  den  Büi^n 
wieder  ein  Dritter  verbürgt  (Nachbürge, 
Afterbiii^e).  Dieser  hat  dann  wieder  gegen- 
über der  Verpflichtung  des  Hauptbürgen 
alle  Rechte  eines  Bürgen.  Ihm  stehen  also 
alle  Einreden  zu,  die  der  Hauptbtlrge  hatte, 
also  auch  die  Einrede,  dass  zunächst  die 
Hauptschuld  ausgeklagt  werden  muss,  in 
demselben  Umfange  wie  dem  HauptbOrgon. 
Ausserdem  hat  er  die  Einrede,  dass  vor 
ihm  der  Hauplbflrge  ausgeklagt  werden 
muss. 

Für  den  FaD,  dass  der  Bürge  sich  nur 
auf  eine  bestimmte  Zeit  verbürg  hat,  giebt 
das  G-esetzbuch  besondere  Vorschriften. 
"Wenn  die  Vorausklage  nicht  nStig  ist,  so 
haftet  er  für  die  Fordenmg  nur  in  dem 
Umfange,  den  sie  bei  Ablauf  der  Zeit  hat, 
nicht  für  spätere  Erweiterungen,  und  der 
Qläubiger  muss  ihm  bei  Verlust  seines  An- 
spruclies  gegen  ihn  sogleich  nach  Ablaiif 
der  Zeit  die  Anzeige  machen,  dass  er  ihn 
in  Anspruch  nimmt.  Ist  nach  dem  Obigen 
die  Vorausklage  nötig,  so  muss  der  Gläubi- 
ger sie  unverzflglich  nach  Ablauf  der  Zeit 
anstellen  und  ohne  wesentliche  Verzöge- 
rung weiter  verfolgen  und  ihm  nach  Been- 
di^ng  d^  Verfahrens  unTerzüglich  die 
obige  Anzeige  machen.  Er  haftet  dann  für 
die  Forderung  in  dem  Umfange,  den  sie 
bei  Beendigung  des  Ver&üuens  hat  Die 
Bestimmungen  für  den  leisten  Fall  sind 
nicht  unbedenklich.  Denn  das  Verfahren 
kann  sich  cime  Verschulden  des  Gläubigers 
sehr  in  die  Länge  ziehen,  und  der  Biür^e 
kann  dann  die  Anzeige,  dass  er  nodi  m 
Anspruch  genommen  werden  soll,  zu  einer 
Zeit  erhalten,  wo  er  sich  längst  befreit 
glaubt.  Es  wäre  zweckmässiger  gewesen, 
eine  sofortige  Anzeige  nach  Ablauf  der  be- 
stimmten Zeit  auch  in  diesem  Falle  vorzu- 
schreiben, und  der  Bürge  wird,  wenn  er 
sich  vor  unliebsamen  Ueberraschungen 
sichern  will,  gut  thun,  eine  solche  vertrags- 
mässig  auszutiedingen. 

Das  römische  Recht  kannte,  wenn  meh- 
rere Bürgen  vorhanden  waren,  als  Schutz- 
mittel auch  die  Einrede  der  Teilung;  (bene- 
ficium  divisionis) ,  durch  dlb  der  Gläubiger 
gezwungen  wiuxle,  den  Betrag  der  Forae- 
rung  luiter  die  zahlungsfähigen  und  gegen- 
wärtigen Bürgen  zu  verteilen.  Das  Gesetz- 
buch hat  sie  mit  Recht  nicht  aufgenommen. 
Denn  dem  Gläubiger  wird  dadurch  die 


Verfolgung  seines  Anspruches  erheblich  er- 
schwert, und  die  grössere  Zahl  der  Büi^n, 
die  seine  Sicherheit  eiiiöhen  soll,  wird  ihm 
auf  diese  Weise  zum  Nachteil.  Er  kann 
also  nach  dem  B.G.B,  jeden  der  Büi^u 
auf  das  Ganze  in  Anspruch  nehmen.  Aber 
freilich  kann  der  in  Anspruch  Genommene 
—  ebenso  wie  bei  einer  Gesamtschuld  — ■ 
von  den  anderen  verhältnismässige  Vertei- 
lung verlangen  und  kann  jeden  von  ihnen 
zu  seinem  Anteile  zum  Ans^eich  heran- 
ziehen. Hierbei  werden  diejenigen  Bürgen 
nicht  mitgerechnet,  von  denen  ihr  Anteil 
nicht  zu  erlangen  ist. 

4.  RüctcnHtff  des  Bärgen  ^gen  den 
Hanptechnldner.  Für  den  Rückgriff  (Re- 
gressj  des  Bfli^n  gegen  den  Hauptschuld- 
ner geht  das  römische  Recht  von  dem 
Grundsatz  aus,  dass  er  aus  der  Büreschaft 
selbst ,  da  diese  nur  ein  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  Bürgen  und  dem  Haupt- 
schiüdner  be^ündet,  keineswegs  folgt,  son- 
dern sich  lediglich  nach  dem  Rechtsverhält- 
nisse richtet,  in  dem  der  Bürge  zu  dem 
Hauptschuld  ner  steht.  So  hat  der  Bürge, 
der  sich  auf  Bitte,  also  im  Auftrt^  des 
Hauptschuldners  verbürgt  hat ,  die  Klage 
aus  dem  Auftrage  (actio  mandati  contraria), 
der  Bürge , .  der  sich  ohne  Willen  des 
Hauptschuldners  verbürgt,  die  Klage  aus 
der  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  (actio 
n^tiorum  gestorum  contraria).  Unter  Um- 
ständen war  es  möglich,  dass  beide  Klagen 
versagten  und  auch  ein  anderes  klagbares 
RechtsTerii&ltnis  nicht  vorlag,  z.  B.  wenn 
sich  der  Bürge'  ge^n  den  ausgesprochenen 
oder  ertennbaren  Willen  des  Hauptsciiuld- 
ners  verbüi^  hatte:  dann  fehlte  es  ihm 
ursprüngUch  überhaupt  an  einem  Rechts- 
mittel für  den  Bückgxiff. 

Jkx  Gnmdsatz  in  starrer  Durchführung 
wird  dem  Wesen  der  Büi^schaft  nicht  ganz 
gerecht  Denn  da  die  Büi^schalt  den 
Gläubiger  sichern,  aber  nicht  den  Haupt- 
schuldner entlasten  soll,  so  ist  es  nur  folge- 
recht, dass  der  zur  Zahlung  herangezogene 
Büi^  jedenfalls  insoweit  einen  Rückgriff 
gegen  den  Hauptschiüdner  hat,  wie  dieser 
selbst  von  dem  Gläubiger  hätte  belangt 
werden  können.  Deshalb  gab  schon  das 
römische  Recht  in  seiner  späteren  Ent- 
wickelung  dem  Bürgen  die  Möglichkeit, 
Abtretung  der  Klage,  die  der  Gläubiger 
gegen  den  Hauptschuldner  hatte,  zu  verlan- 
gen, und  wenn  dies  verweigert  wurde,  die 
ZaUung  zu  verweigern  (beneficium  ceden- 
danim  actionum).  Es  wai-  dazu  aber  immer 
eine  ausdrückliche  Abtretuogserkläning  nötig, 
und  der  Btb^  verlor  den  ihm  g;ebotenen 
Vorteil,  wenn  er  nicht  rechtzeitig  darauf 
bestand.  Deshalb  zei^e  sich  schon  im  ge- 
meinen Rechte  die  Neigung,  auch  ohne  aua- 
drttcJdiche  Abtretungserkl^ng  einen  Ueber- 
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gang  der  Fonlerung  auf  den  Büi^n  anzu- 
nehmen. 

Das  B.O.B,  hat  dies  im  ADschluss  an 
die  meisten  modernen  Rechte  zum  Gesetz 
erhoben.   Wenn  der  Büi^  den  Gläubiger 


sohiüdner  aus  seinem  persTinlichen  Veriiält- 
nis  zu  dem  Bürgen  Einreden  iiaben,  und 
dann  bleibt  es  ihm  unbenommen,  Bie^:egen 
die  auf  den  Bürgen  Qberge^ngene  Forde- 
rung geltend  zu  nm-hen.    Wenn  z.  B.  der 


befriedigt,  so  geht  dessen  Forderung  ohne ;  Hauptschuldoer  die  Schuld  nur  im  Auftrage 
je<le  Erklärung  von  Gesetzes  vegen  auf  ihn  j  des  Bürgen  eingegangen  war^  oder  wenn 
über.   Damit  ist  eine  dem  Wesen  der  Bfli^-  der  Bürge  sich  verbürgt  hatte ,  um  dem 


Schaft  entsprechende  Regelung  getroffen. 
Der  Bürge  hat  den  Rfickgriff  in  dem  vollen 


Hauptächuldner  mit  der  Zahlung  ein  Ge- 
schenk zu  machen,  so  dringt  der  Bürge  mit 


Umfange  der  Hauptschuld,  und  der  Haupt- 1  der  auf  ihn  überg^angenen  Forderung 
scluildner  ^ird  oadurch,  seihst  wenn  die  nicht  durch,  obgleich  sie.  vom  Gl&ubiger 
Bürgschaft  gegen  seinen  WiUen  übemom- .  geltend  gemacht,  wirksam  gewiesen  wäre. 


meu  sein  sollte,  nicht  unbillig  benachteiligt,  i 
da  er  sich  auch  al^esehen  von  dieser  einen 
Tebergang  der  Fordenmg  hätte  gefallen 
lassen  mfissen.    Bedenken  hat  die  Vor- 


Mit  der  Fordenmg  gehen  alle  Xeben- 
rechte  auf  den  Bürgen  über:  Hypotheken, 
Pfandrechte  und  sonstige  Vorzugsrechte. 
Wenn  mehrere  Bfli^n  vorhanden  sind,  so 


Kchrift  nur  für  den  Fall,  dass  die  Abtretung ;  geht  der  Anspruch  g^en  die  Mitbfii^en 
der  Forderung  dnn-h  Vertrag  (pactum  de  i  nicht  voUstantug  über,  sond^  nur  inao- 
non   i-edendo)   ausgesclüossen   war.     Das  1  weit,  wie  der  zahlende  Büige  nach  den 


B.G.B.  erklärt  solche  Verträge  für  gültig: 
^eichwohl  können  sie  den  Uebergang  dei- 
Forderung  auf  den  Bürgen  nicht  hindern, 


oben  (snb  3  a.  £.)  entwickelten  B^;eln 
Ans]iruch  auf  Aiisgleich  hat.  'Der  Gläubi- 
ger selbst  darf  die  Lage  de«  Bürgen  nicht 


weil  derselbe  sidi  von  Gesetzes  wegen  diin-h  Aufgeben  solcher  Rechte  schlechter 
vollzieht.  Da  nun  eine  A'erbürgung  seilet  -  machen.  Thut  er  es  dennoch,  so  wird  der 
gegen  den  Willen  des  Hauptschiddners ,  Bürge  insoweit  frei,  wie  er  dtirdi  das  auf- 
mt^Hch  ist.  so  liat  das  Gesetz  hier  uiibeab- 1  gegebene  Recht  hätte  Ersatz  erlangen  kön- 
si(-htigterweise  ein  Mittel  gefreben,  den  i  nen.  Dies  gilt  selbst  für  die  spater  ent- 
VertiTig,  dass  die  Forderung  nicht  abge- ;  standenen  Rechte. 

treten  werden  soll,  zu  umgehen.  Freilich  i  Der  Gläubiger  ist  ferner  ebenso  wie  bei 
miiss  man  annehmen,  dass  der  Haupt-  ]  vertra^^smässiger  Abtretimg  einer  Fordenmg 
whuldner  gegen  den  Bülten  eine  Einrede  i  verpflichtet,  dem  Bürgen  die  Geltend- 
hat, wenn  nachweislich  die  Verbüi^ing  mir  j  machunp  der  Forderung  zu  ermöglichen^ 
zu  jenem  Zwecke  gesdiehen  ist;  aber  die '  namentluh  eine  etwaige  Urkunde  neraus- 
Einrede  wird  wegen  der  Schwierigkeit  des -zugeben,  über  den  Uebergang  eine  Urkunde 
Beweises  liäwfig  vei-sagen.  '  —  und  zwar  auf  Verlangen  in  öffentlich 

Durch  die  Bestimmung,  dass  die  Forde-  ■  beglaubigter  Form  —  auszustellen,  Beweis- 
ning  auf  den  Bürgen  übei^ht,  ist  nur  eine  mittel  anzugeben  u.  s.  w.  Zu  irgend  wel- 
aligemeine  Regel  gegeben.  Das  Rei-htsver-  eher  Gewälu-leistung  ist  er  mcht  ver- 
liältnis   zwisi  -lien   dem   Bürgen   und    dem  pflichtet. 

Hanptscluildner  bleibt  daneben  immer  noch  j  Der  Uebeigang  der  Fordenmg  liat  ledig- 
massgebend  und  kann  die  Ansprüche  des  Heb  den  Zweck,  den  Rückgriff  gegen  den 

'  Hauptschuldner  zu  sichern  bezw.  zu  ermög- 


Büreen  sowold  vemieliren  wie  vermindern. 

Die  auf  den  Bürgen  übergegangene  For- 
derung kann  wegen  Einreden,  die  der 
Hauptschuldner  Iiat,  versagen.  Freilicli  hät- 
ten dieselben  Einräden  auch  dem  Bürgen 
gegen  den  Anspruch  aus  der  Bürgschaft 
zugestanden ;  er  kann  es  aber  aus  Unkennt- 
nis oder  aus  anderen  Grtinden  unterlassen 
haben,  sie  geltend  zu  machen.  Dann  giebt 
das  Büi^<-hafts Verhältnis  selbst  ihm  kein 
Mittel  für  den  Rüi-kgriff,  und  es  kommt 
nun  lediglich  auf  sein  Verhältnis  zu  dem 
Hauptschnldner  an.  Bei  einem  Auftrag 
wird  er,  soweit  er  in  ErfÜUnng  des  Auf- 
trages gehandelt  hat  und  ausser  Schnl<i  ist. 


liehen,  dagegen  soll  er  dem  Gläubiger  selbst 
in  keiner  Weise  zum  Nachteil  rareiehen, 
und  er  darf,  soweit  dies  der  Fall  sein 
würde ,  nach  ausdnicklicher  gesetzlicher 
Vorschrift  nicht  geltend  gemacht  werden. 
Selbst  in  der  Geltendmachung  anderweiti- 
ger Rechte  darf  der  Gläubiger  nicht  durch 
den  Uebei::gang  beeinträchtigt  werden. 

Schon  das  römische  Recht  hatt«  den  Fall 
bei  Gelegenheit  des  beneficinm  cedendanun 
actionnm  behandelt.  Wenn  die  Fordemng  nkfat 
nur  durch  die  Bfli^haft,  sondern  auch  dnrch 
ein  Pfandrecht  an  einer  Sache  g^chert  ist 
tmd  der  Gli&abiger  an  derselben  Stühe  fär  eine 
andere  Forderang  ein  nachstffaeades  oder  gleich- 


vollen  Ersatz  verlangen  können,  bei  einer  ,    ^,     -  ^ 

VerbüiKimg  ohne  Auftrag  wiitl  er  dagegen  :  ^^«"'^'■f^'^        so  kann  derBöree 

gen   den  dw  Hauptschuldner  durch  sem  L,ie  Irdaftirch  äie  Befriedigung  des  Gläubig^r^ 


intreten  gehabt  hat. 


j  wegen  seiner  anderen  Fordemog  beeintrfi^'htigt 


Andererseits    kann   auch   der   Haupt- !  Dieser  hat  also  thatsächlich  ihm  gegenäber  die 
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Stellnng  eines  vorgehenden  Pfandgläubigers. 
Die  Voncbrift  ist  sehr  allgemein,  und  es  ist 
schwer,  ihre  Tragweite  im  Torans  sicher  zn  be- 
messen. Sie  muas  offenbar  auch  Änwendnng 
finden,  wenn  der  Hauptschnldaer  in  Konkurs 
gerfit:  Die  Dividende  des  Gläubigers  wegen 
seiner  anderweitigen  Forderungen  darf  dann 
durch  die  auf  den  Bürgen  flbergegan^ne  For- 
derung nicht  beeinträ(£tigt  weiuen.  Doch  gilt 
dies  nur  fOrdie  ttben^egangene  Fordenmg  sdiMt 
und  nicht  ffir  die  AuBpittche  des  Bargen  ans 
seinem  persönlichen  Verhältnis  zu  dem  Haupt- 
sdiuldner.  Auf  die  Hypotheken  des  B.G.B, 
findet  die  Vorschrift  keine  Anwendung,  weil  der 
Hypotbekengläubiger  keinen  Anspruch  auf 
NachrQcken  hat.  Wenn  also  für  die  durch 
Bürgschaft  gesicherte  Forderung  die  erst«  Hy- 
pothek eines  Grundstückes  bätet,  für  eine 
andere  Forderung  des  Qlfiubigers  die  zweite 
Hypothek,  so  kann  der  Bürge  die  auf  ihn  über- 
gegangene erste  Hypothek  unbeschränkt  geltend 
machen,  w^  der  Gläubiger  dadurch  nicht  be- 
nachttiligt  wird.  —  Leider  siud  die  Hotire  bei 
der  ganzen  Frage  ausserordentlich  lakonisch. 

Die  Trage,  wann  der  Büige  schon  vor 
der  Zahlung  Befreiung  von  der  Verpflich- 
tung aus  der  Bürgschaft  verlangen  kann, 
ist  im  B.G.B.  nocu  bedeutsamer  als  nach 
gemeinem  Recht.  Denn  das  B.Gr.B.  legt 
dem  Gläubiger  keine  Pflicht  zur  Sorgfalt 
bei  der  Einziehung  auf.  Dieser  kann  also 
audi  nach  der  Fälligkeit  die  Einziehung  der 
Forderung  ins  Ungemesseue  hinausschieben 
und  kann  im  Vertrauen  darauf ,  dass  er 
durdi  die  Bürgschaft  gesichert  ist,  ruhig 
zusehen,  wie  der  Hauptachuldner  in  Ver- 
mSgensverfali  gerät.  Dadurch  wird  der 
Bückgriff  des  Bürgen  gefährdet,  und  dieser 
hat  selbst  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass 
er  die  Gefahr  beseitigt 

Zunächst  hat  er  die  Möglichkeit,  die 
Schuld  zu  zahlen  und  dann  die  auf  ihn 
'übei^;egaDgene  Forderung  unverzflglich 
gegen  den  Hauptschuldner  geltend  zn 
machen.  Ablehnung  des  Gläub^ers  setzt 
di^en  ihm  gegenüber  in  Verzug,  und  er 
hat  auch,  da  er  selbst  Verpflichteter  ist,  das 
Becht  zur  Hinterlegung. 

Nur  in  gewissen  Fätleo,  wenn  seine  Ge- 
fahr durch  ^tere  Ereignisse  erheblich 
grosser  geworden  ist,  kann  er  vom  Haupt- 
schuldner Befreiung  verlangen.  Voraus- 
setzung dafür  ist.  dass  er  sich  im  Auftrage 
verbürgt  hat.  Dem  Auftrage  steht  die  be- 
rechtigte Geschäftsführung  wie  sonst ,  so 
auch  hier  gleich;  erfoi-derlich  ist  zu  dieser, 
dass  sie  dem  Interesse  und  dem  wii-klichen 
oder  mutmasslichen  Willen  des  Haupt- 
schuldners  entspricht.  Bei  anderweitiger 
Geschäftsführung  entfällt  der  Anspruch; 
liegt  ein  anderes  Reclitsverhältnis  zwischen 
dem  Bürgen  und  dem  Hauptachuldner  vor, 
so  ist  dieses  massgebend. 

Die  Erhölmng  der  Gefahr  kann  liegen : 
in  einer  wesentlichen  Verschlechterung  der 


Vermögensverhftltnisse  des  Hauptschuldners ; 
iu  einer  wesentlichen  Ersdiwerung  der 
Kechtsverfolgung  durch  Veränderung  des 
Wohnsitzes,  der  gewerblichen  Niederl^sung 
odei-  des  Aufenthaltsortes  des  Hauptsdiuld- 
ners  ;  endlich  darin,  dass  der  Hauptsohuld- 
ner  in  Verzug  ist,  oder  dass  dex  Gläubiger 
gegen  den  Bfkgen  bereits  ein  voUstreckbares 
Ib-lenntnis  auf  Erfüllung  erwirkt  hat. 

Es  ist  Sache  des  Hauptschuldners,  wie 
er  die  Befreiung  be-wirkt.  Kann  er  den 
Gläubiger  nicht  zur  Entlassung  des  Bürgen 
bewegen,  so  bleibt  ihm  der  Weg  der  Zali- 
lung.  Wenn  die  Forderung  noch  nicht 
f&Uig  ist,  so  kann  er  statt  dessen  seiner 
Verbindlichkeit  ^nflgen,  indem  er  dem 
Bürgen  Sicherheit  für  seinen  Rückgriff 
leistet. 

5.  Erlöschen  der  Bfirgschaft  Die 

Büi^chaft  erlischt  natürlich  aus  denselben 
Gründen  wie  Foiderungsrechte  überhaupt. 
Aus  dem  acoessorischen  Charakter  der  Bürg- 
schaft folgt  ferner,  dass  sie  stets  mit  der 
Hauptschuld  erlischt,  also  nicht  nur,  wenn 
diese  durch  Zahlung,  soudem  auch  wenu 
sie  auf  andere  Weise  untergeht,  z.  B.  da- 
durch, dass  die  Leistung  ohne  Schuld  des 
Hauptschuldners  unmöglich  wird.  Für  Un- 
möglichkeit durch  Verschulden  des  Haupt- 
schuldners haftet  der  Btlrge,  wie  oben  aus- 
geführt worden  ist. 

Das  römische  Recht  Hess  den  Bürgen 
ausserdem  haften,  wenn  die  Leistung  durch 
seine  eigene  Schuld  unmöglich  wurde.  Es 
war  dies  ein  Hinausgehen  über  den  acoes- 
sorischen Charakter  der  Bürgsciiaft,  da  der 
Hauptschuldner  in  einem  solchen  Falle  frei 
wurde.  Das  Gesetzbuch  hat  eine  solche 
Bestimmung  nicht,  fülirt  also  in  dieser  Be- 
ziehung den  acceflsorischen  Charakter  der 
Bfligsdiaft  achfirfer  durch  als  das  bisherige 
Recht.  Nach  den  Motiven  bat  man  eine 
diesem  entsprechende  Vorschrift  für  bedaik- 
Heb  und  auch  für  entbehriieh  gehalten,  da 
der  Büi^,  wenn  er  sich  einea:  nnwlaubten 
B^dlung  schuldig  macht,  aus  dieser  Ijaftet 
Ob  er,  abgesehen  von  einer  unerlaubten 
Handlung,  wegen  Verletzung  der  aus  dem 
BüigschffiEtsvertrage  entspringenden  Pflich- 
ten haftet,  wollte  man  der  Entscheidung  der 
Wissenschaft  überlassen. 

Es  wäi*e  zweckmässiger  gewesen,  auch 
die  Frage  im  Gesetze  selbst  zu  entscheiden. 
In  gewissen  Fällen  wird  freilich  der  Gläu- 
biger vom  Gesichtspunkte  der  unerlaubten 
Handlung  aus  Ersatz  erhalten.  Wenn  z.  B. 
die  geschuldete  Sache  dem  Hauptschuldner 
gehört  und  durch  Schuld  des  Bürgen  ver- 
nichtet wird,  30  entsteht  dem  Hauptschuld- 
ner ein  Ersatzanspruch,  den  er  aber  an  den 
Gläubiger  abzutreten  verpflichtet  ist  Für 
den  Fall,  dass  die  Sache  einem  Dritten  ge- 
hört, hat  der  Gläubiger  bei  vorsätzlidier 
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Vernichtung  dinx-h  den  Bdigen  ebenfalls  j 
einen  Ersatzansprach.  TÜ\t  aber  dem  Bür- 1 
gen  lediglieh  Fahrlässigkeit  zur  Last,  so  | 
entsteht  vom  Gesichtspunkte  der  unerlaub- 
ten Handlung  zwar  dem  Eigentümer  der 
vernichteten  Sache,  aber  nicht  dem  Glaubi- 
ger ein  Ersatzansiiruch ;  und  -wenn  nun  die 
Wissenschaft  angewiesen  mird,  zu  entschei- 
den, ob  ein  solcher  etwa  wegen  Verletzung 
der  Pflichten  aus  dem  Biltgschaftsvertrage 
zuzubilligen  ist,  so  fehlen  ihr  gerade  hierfür 
sichere  Anhaltsjiimkte.  Gründe  lassen  sidi 
süwohl  für  ynn  wider  anführen.  Dafür 
8[)richt  die  Anal(^e  der  anderen  Forde- 
nmgsrechte,  dagegen  der  accessorische 
(.'hwakter  der  Bürgschaft,  der  ihr  eine  Aus- 
nahmestellung anweist,  imd  das  absichtliuhe 
Schweigen  des  Gesetzes. 

Wie  alle  Schuldverhftltnisse  geht  die 
Bürgschaft  unter,  wenn  sie  sich  mit  dem 
Glftubi^rrechte  in  einer  Person  vereinigt 
(confusio),  wenn  also  z.  B.  der  Bürge  den 
Olftubiger  oder  der  Gläubiger  den  Bürgen 
beerbt.  Hierfür  gelten  wß  aUgemänen 
Kegeln. 

Endlich  ist,  obgleich  das  Gesetz  darüber 
nichts  ausdrücklich  sagt,  auch  Untergang 
der  BüigBchaft  anzuneluBen,  wenn  sie  sich 
durch  &bs(dutft  mit  der  Hauptschuld  in 
einer  Person  vereinigt  Die  Bürgschaft 
wird  dadurch  zwecklos.  Aber  sie  wirkt 
fort,  soweit  sie  dem  Gläubiger  besondere 
Vorteile  gewährt,  z.  B.  wenn  für  die  Bürg- 
schaft -ft-ieder  Afterbüi^n  oder  Pfandrechte 
bestellt  sind,  femer  wenn  die  Hauptschuld 
auf  den  Bürgen  als  Erben  übergeht  und 
der  Bürge  als  Erbe  nur  beschränkt  haftet. 
Die  Frage  hat  eine  mehr  theoretische  als 
praktische  Bedeutiuig  und  bedarf  eines 
näheren  Eingehens  nicht 

BenUiöft. 


Büsch,  Johann  Georg, 

geb.  am  3.  I.  1728  zu  Alt-Medingen  im  Lttne- 
bnrgischen,  wurde  17Ö6  Lehrer  der  Mathematik 
am  hambnr^scben  Gymnasium  und  starb  am 
5.  VIU.  18Ö0  als  Vorsteher  der  von  ihm  be- 
gröndeten  Handelsakademie  in  Hambarg. 

Büsch  kann  als  letzter  der  alten  deutschen 
Herkantilisten  betrachtet  werden,  deren  Hondels- 
biliuiz  er  dnrcb  die  3  Grundsätze  itbemommen 
hat:  1.  ein  Land  mUsae  das  Geld,  das  es  be- 
sitze, ancb  im  Lande  erhalten,  also  dnrcb  interne 
Bodenkultur  und  internen  Gewerbfleiss  alle  Be- 
dürfnisse seiner  Bewohner  befriedigen;  2.  habe 
es  das  vorhandene  Geld  durch  möglichst  an- 
sehnlichen HandelR^ewinn  vom  Auslände  zn 
vermehren ;  3.  das  in  einem  Lande  befindliche 
Geld  mtlsse  darin  cirkulieren.  In  der  Geld- 
cirknlation  eines  Landes  geht  bei  ihm  der  ganze 
wirtschaftliche  Erwerbsprozess  auf,  weshub  er 
die  Volkswirtschaft  auch  einmal  schlechtweg 
Geldwirtschaft  nennt,  dabei  aber  ganz  übersieht, 


j  dass  er  das  Geld  nicht  veriundem  kann,  anuer 
I  der  produktiven  anch  tdlweise  öne  onprodok- 
I  tive  Bolle  zn  «pielen,  wie  z.  B.  die  Staattscknl- 
,  den ,  welche  er  ebenfalls  als  Geldcirkalat^CHU- 
mittel  ansiebt  und  die  es  in  einem  solvaitea 
Lande  anch  sind,  nicht  aber  in  einem  solchen, 
wo  z.  B.  dnrch  VerpAndnng  der  Zolle  und 
Monopole  frühere  wesentliche  Einnahmen  dem 
Umlanf  entzogen  werden.  Gestützt  auf  die  an 
der  englischen  und  holländischen  Aasfnhrpolitik 
gemachten  Erfahrungen  erklärt  er  die  freie  Ge- 
treideansfahr  als  das  sicherst«  Mittel,  Kom- 
man^l  zn  verhüten,  seine  ireihändlerische 
Maxime  will  auch  sämtliche  Schranken  des  inneren 
Öffentlichen  Verkdbn  und  des  Privathandels 
beseitigt  haben,  aber  im  6.  Bnche  seiner  Ab- 
handlung vom  „Geldumlauf  entschliesst  er  sich 
zu  dem  Zugeständnis,  dass  Verhältnisse  ein- 
treten konnten,  die  eine  Beschränkung  des  Frei- 
handelsprinctps  durch  EinfuhraOlle  rechtfertigten. 
Der  Ackerbau  ist  Büsch  die  sicherste  Erwerbs- 
quelle und  der  vornehmste  Faktor  im  Xational- 
einkommen,  aber  das  ist  auch  der  einzige  Be- 
rübmngspnnkt  mit  der  phvBiokratischea  Schok, 
der  er  sonst  feindlich  eegentthersteht. 

Ein  ToUständiges  Verzeichnis  seiner  aaU- 
reichen  Schriften  befindet  sich  auf  S.  653  ff.  des 
II.  Bande«  der  Gesamtausgabe  seiner  ..Schriften 
über  die  Handlung",  Hamourg  1824.  An  dieser 
Stelle  genügt  es,  nur  die  folgenden  aufzuführen: 
Abhandlung  von  dem  Geldumlauf  in  anhalten- 
der BÜcksicht  auf  die  Staatswirtscbaft  und 
Handlung,  3  Teile,  Hamburg  1780—84:  Teil 
III  s.  u.  d.  T.r  Steine  Schriften  über  die  Hand- 
lung ;  dasselbe  Werk  a.  u.  d.  T. :  Schriften  über 
Staatewirtachaft  und  Handlung,  3  Teile,  eben- 
da 1784:  dasselbe,  neue  Aufl.  ebenda  1800 
[diese  Ahhandlnng  vom  Geldumlauf  ist  sein 
volkswirtschaftlichesHanptwerkl.—  Theoretisch- 

fraktiscbe  Darstellung  der  Handlung,  Hamburg 
792;  dasselbe,  2.  Ausg.  ebenda  17^;  dasselbe. 
8.  Ausg.  hrsg.  von  Norrmann,  ebenda  1808.  ~~ 
Sämtliche  Schriften  über  die  Handlung,  3.  Anfl. 
8  Bde.  Hamburg  1824—1827.  (Lihalt:  Bd.  I,1L 
Darstellung  der  Handlung;  Bd.  III.  Ueber  len- 
ken und  Münzwesen;  Bd.  IV.  Handlungsge- 
scbichtliche  Schriften;  Bd.  V.  lieber  das  Be- 
streben der  Völker  neuerer  Zeit  sieh  in  ihrem 
Seehandel  recht  wehe  zn  thon;  Bd.  VI.  Ver- 
mischte Abhandlungen.  —  Bd.  VII  u.  VIIL  Ab- 
handlung über  den  Geldumlauf.  Bd.  III  mit 
Einschaltungen  und  Nachträgen  von  Norrmann-J 
—  Job.  Georg  Büsch's  aämUiche  Sdiriften,  16 
Bde.  Wien  1813—1818. 


Vgl.  über  Büsch:  Nölting,  Johann  Georg 
Büsch,  Hamburg  1801.  —  Steinlein,  Volks- 
wirtschaftBlehre,  München  1831,  S.  SSt  —  Held, 
Careys  Sozialwissensehaft  und  das  Herkantil- 
system,  Würzburg  1866,  S.  62  f.  —  AUgem. 
deutsche  Biographie,  Bd.  III,  Leipzig  1876.  S. 
642.  —  Boscher,  Gesch.  der  Nat,  München  1874, 
S.  569  t  —  H.  d.  St  1.  Aufl.,  Bd.  n  S.  799f. 


Bfisehing,  Anton  Friedrieh, 

geb.  zu  Stadthagen  in  Schaumbnrg^Lippe  am 
27.  IX.  1724,  wurde  1764  ausserordentlicher 
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und  1759  ordeatlicher  Professor  der  Pbilo8<n>hie 
in  Gfittingen  und  starb  zu  Berlin,  als  Oberkim- 
sistoriBlrat  nnd  IHrektor  des  Granen  Eloster- 
O^mnasiamB,  am  28.  Y.  1793. 

Bflsching  ist  der  Vater  der  Tergleichenden 
Staatenstatistik  (vgl.  sein  Bncb:  „Vorbereitung 
zur  Kenntnis . . .  der  enrop.  ßeiche"  8.  u.) ;  er  war 
ferner  der  erste  Schriftsteller  nach  Acbenwall, 
welcher  statistische  Daten  mit  kritischer  Ana- 
wabl  in  seine  geographischen  Werke  anfgenom- 
men  hat.  Als  poutischer  G^grapb  hat  er  sich 
um  die  Klärung  der  Topographie  des  vorigen 
JahrhundertB  grosse  Vndienste  erworben  und 
z.  B..  die  staatarechtlich-hiBtorische  Seitö  der 
Territbrialbescbreibnn^  des  „heiligen  rOmischen 
Reiches  deutscher  Nation",  welches  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  166  geistliche  und  welt- 
lidie  Staaten  (darunter  Uber  die  Hälfte  Duodez- 
staaten) aufwies,  in  seinen  ^[eogiaphisch-demo- 
^apbischen  Darstdlnngen  in  erschöpfendster 
Weise  behandelt. 


Von  seinen  Schriften  seien  hier  genannt: 
Neue  Erdbeschreibang,  13  Tefle,  Hamburg 
1784-1803  n.  0.  (die  10  ersten  Snropa  behan- 
delnden Teile  haben  Büsching  zum  Verfasser, 
die  Teile  XI— XIII  sind  Fortsetzungen,  beu- 
beitet  von  Sprengel,  Wahl,  Hartmann  und  Ebe- 
ling).  —  Vorbereitung  anr  gründlichen  und 
nützlichen  Kenntnis  der  geographischen  Be- 
schaffenheit lind  Staatsverfassung  der  europäi- 
schen Beiche,  Hamburg  1768.  —  Uiwazin  für 
Historiographie  nnd  Geographie,  25  Bde.,  Ham- 
borg 1767-1793. 


Vgl.  aber  Böflching :  Spalding,  Oratio  fune- 
bris  de  Buschingio,  Berlin  1793.  —  Allgemeine 
deutsche  Bicwraphie,  Bd.  III,  Leipzig  1876, 
S.  644f.  —  lleitzen,  SUüstik,  Berlin  1886.  — 
John,  Geschichte  der  SUtistik,  I.  Bd.,  Stuttgart 
1884,  S.  90ff. 

lApperL 


Nachtrag 

zum  Artikel  Banken  (Die  deutschen  Banken  im  19.  Jahrhundert)  zu  Seite  207. 


Die  Hauptbeetimmnngen  des  am  7.  Juni 
1899  publizieren  JEteidugesetzes  Aber  die 
Abänderung  des  Buikgesetzes  v.  14  März 
1875  sind  folgeade: 

Das  Qmndkapital  -wird  nach  Art.  1  auf 
180  MUionen  Mark  erhöht  und  besteht  dann 
ans  40000  Anteilen  von  je  3000  Mark  nnd 
60000  Anteilen  Ton  je  1000  Mark.  Von 
den  letzteren  werden  30000  bis  zum 
31.  Dezember  1900  und  die  übrigen  30000 
erst  bis  zum  31.  Dezember  1905  begeben. 

Aus  dem  Beingewinn  erhalten  nach  Art.  2 
die  Anteilseigner  zunächst  eine  ordentliche 
Dividende  von  3^.  2  Prozent  des  Grundkapitals, 
von  dem  Mehrbetrag  fliessen  20  Prozent  in 
den  ßeservefonds,  bis  dieser  den  Betrag  von 
60  Millionen  Mark  erreicht  hat,  von  dem 
Best  werden  drei  Viertel  der  Reichskasse 
und  ein  Viertel  den  Anteilseignern  über- 
wiesen. Erreicht  der  Beinge"winn  nicht 
volle  3^/2  Prozent  des  Grundkapitals,  so  ist 
das  Fehlende  aus  dem  Reservefonds  zu  er- 
gänzen. Das  bei  der  Begebung  von  Anteil- 
scheinen etwa  gewonnene  Aufgeld  fliesst 
dem  Reservefonds  zu. 

In  den  Art.  2  a  und  2  b  wird  die  Be- 
rechtigung zum  Eintritt  in  den  Central- 
ausschuss  und  die  Ausübung  des  Stimmrechts 
in  der  Generalversammlung  mit  Rücksidit 
auf  die  Besitzer  der  Anteile  von  1000  Mark 
n^er  geregelt 

Nach  Art.  3  wird  das  steuerfreie  Noten- 
konüngent  der  Reiehsbank  auf  450  Millionen 
Mark  erhöht  und  dadiureh  die  Gesamtsumme 
der  EontiDgente  der  Notenbanken  auf  541 
Millionen  suak  gebracht 


Art.  4  bezieht  sich  auf  die  dxach  J)ax- 
lehen  an  inländische  kommunale  Körper- 
schaften oder  &arck  die  Garantie  solcher 
Körperschaften  gedeckten  pfandbiie&rtigen 
Schuldversciireibungen,  die  den  eigentlichen 
Pfandbriefen  im  Lombardgeschftft  ^eidi- 
gestdlt  werden. 

Nach  Art  5  darf  die  Rrachabank  vom 

1.  Januar  1901  nicht  unter  dem  bekannt- 
gemachten Satze  diakontiCTen,  sobald  dieser 
4  Prozent  erreicht  oder  überschreitei  Venn 
sie  zu  einem  niedrigeren  als  dem  öffentlidi 
bekannt  gemachten  Prozentsatz  dftkontiert, 
so  hat  sie  diesen  Satz  im  Beichsanzeiger 
bekannt  zu  machen. 

Der  Bundesrat  wird  den  Privatnoten- 
banken,  auf  welche  die  beschränkenden  Be- 
stimmungen des  §  43  des  Bankgesetzes  keine 
Anwendung  finden  (d.  h.  allen  mit  Ausnahme 
der  Braunschweigischen  Bank,  deren  Noten 
nur  in  ihrem  Heimatstaate  umlaufen  dürfen), 
das  Notenprivilegium  zum  1.  Januar  1901 
kündigen,  wenn  sie  sich  nicht  verpflichten, 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  1.  nicht  unter  dem 
öffentlich  bekannt  gemachten  Prozentsatz  der 
Reiehsbank  zu  diskontieren,  sobald  dieser 
4  Prozent  erreicht  oder  überschreitet,  und 

2.  im  übrigen  nicht  um  mehr  als  ^1*  Prozent 
imter  dem  öffentlidi  bekannt  gemachten 
Prozentsatz  der  Reichsbank  zu  diskontieren, 
oder  falls  die  Reichsbank  selbst  zu  einem 
geringeren  Satz  diskontiert,  nicht  um  mehr 
als  ^'ö  Prozent  unter  diesem  Satze.  Es 
folgen  dann  Strafbestimmungen  gegen  die 
Verletzung  dieser  Vorschrift^. 

Ai-t  6  ermäditigt  den  Reichskanzler,  die 
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neuen  AnteUsscheine  im  Wege  Cffenüicher       Nach  Art.  8  treten  die  Art  1—4  am 
Zeichnung  zu  begeben  und  dae  Aufgeld  und  1.  Januar  19Ül  in  Kraft, 
die  Einzatüungsmsten  zu  bestinunen.  Vgl.  Julius  Landmann;  Zur  Abänderung 

Art.  7  enthält  Bestimmungen  über  die '  des   deutscheu    Bsnkgesetze&     Kiel  und 
noch  im  Cmlauf  befindlichen  Noten  der  |  Leipzig  1899. 
Tormaligen  preussiachen  Bank.  , 


Haehtrag 

zum  Artikel  Bevülkorungs weson  (Die  Bevölkerung  des  Altortunib)  zu  S.  681. 

Eine  nw^hmalige  Prfthrog  der  ^vOlke-'      IL  GeHamthevGlkerung: 

nmgKverhAltniKse  Attikas,  die  denmftehst  Saden 

im  zweiten  Bande  meiner  »Fwwhungen  zur  Bürger  ca.  170000 

alten  Geschichte'  erscheinen  winl.  hat  midi  HetSken  ca.  40000 

gelehrt,  dass  ich  S.  6«1  mit  Uniecht  mich  dazn  höchRtens- vielleicht  .   .  .  .  c».  150001) 

Beloclü  An)*i<'htt>n  angeschlossen  und  an  Sklaven,  unter  denen  die  erwachsenen  HSnner 

<ler  Zuv*Tlässigkeit  der  von  Thukydides  II,  18  weitaus  ttberwiegen. 
gegoltenen  Zafüen  p^weifelt  habe.  Meine 

Untei-suchuugei^ebt  für  daü  Jahr  431  v.  Chi'.   

als  annähernd  richtig  folgende  Zalüen: 

1.  Männer  über  18  Jahre: 
Pentakofliomedimnen  und  Ritter    .    .   .2500       Eline  eingehenfle  Untersuchung  über  die 
Zeugiten,  d.h. der gnindbesitzende Mittel-         ■  Be^•öIketunK  Galliens  zur  Zeit  Casars  hat 
stand  emschl.  der  kleinen  Leute,  die  ein  _  ,     ,    .  ^  -  -     m  ■  •   i,     v  ».i 

eigenes  Haus  haben,  wie  Sokratea  .   .330(t(l  Beloch  jetzt  im  Rhemisehen  Museum  Bd. 
Theten,  d.  h.  besitzlose  Bürger.   .   .ca.25()0()  54.  1899.  S.  4Uff.  veröffentlicht. 
Gesamtzahl d.Bürger(erH-achs.Hämier)pa.  60  j^H)  [ 
dazu  Metriken,  d.b.  Schutcbürger  .  .ca.l4U0O! 

erwachsene  Manner.  I  Afward  Mej/er. 


j 


Llppeit  ft  Co.  {G.  Pätz'schs  Bnchdrackeni.i,  NaamborK  a.  S. 
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